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3451 (nach Scheidung der Ehe) 
139 * 3901 (Rückgewähr und Sicherſtellung des Ein⸗ 
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69: (Verſprechen der Wechſelzeichnung; Einlöſung des 
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7331 (gegen Geltendmachung des vom Vertragsgegner 
argliſtig herbeigeführten Friſtablaufs) 

Berechnung entgangenen Gewinns unter Zugrundelegung von 
Verkaufspreiſen, die nur durch betrügliche Manipulationen 
erzielt find 544 

Armenrecht 

Gerichtskoſten bei Vergleichen in Armenſachen uſw. Auſſatz von 
Vogel 217 

Hinausſchiebung der Entſcheidung über das Geſuch um A. in 
der Reviſionsinſtanz bis zum Eingang der Reviſions⸗ 
begründung (um abzuwarten, ob gegebene Prozeß⸗ 
beſchwerden rechtzeitig geltend gemacht werden) 97 

Unkenntnis des für die Reviſionsinſtanz beſtellten Armen⸗ 
anwalts über die Prozeßrügen, die zur Erteilung des 
A. geführt haben (Aufſatz von Scherer) 593 
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Verweigerung einer zweiten, zur Zuſtellung beſtimmten Aus⸗ 
fertigung für den Armenanwalt 88° 
Zuläſſigkeit und Form der Beſchwerde und weiteren Beſchwerde 
über Verſagung des A. 1758 314 
Riſekoſten der armen Partei zum Zweck einer vom Gegner 
beantragten ärztlichen Unterſuchung 56452 
Armenweſen 
Koften der Korrektionsnachhaft für beſtrafte Kuppler 48550 
Arreſt und Einſtweilige Verfügung 
Zuſtändigkeit des Amtsgerichts 337 16 
Rechtsbehelfe gegen amtsgerichtliche e. V. Aufſatz von 
Gundlach 326 
Ablauf der Klagfriſt (Geltendmachung in der Berufungs⸗ 
inſtanz des Widerſpruchsverfahrens) 3038 
Widerklage auf Herausgabe des Arreſtpfandes 1749 
Glaubhaftmachung 297 690 15 
Beſorznis der Vereitelung künftiger Zwangsvollſtreckung 
(objektiver und ſubjektiver Maßſtab) 690 18 
E. V. in Eheſachen ſ. d. 
Arzt 


Auſprüche des A. aus Behandlung einer Ehefrau. Aufſatz 
von Brückmann 76 
Schadenerſatzanſpruch eines Arztes wegen Gewerbsſtörung 
duch ftandesgerichtliche Entſcheidung 74314 
Aſſoziation von Rechtsanwälten 
Aufſätze von Roſenberg und Ehrenwerth 679, 795 
Angenſchein 
A. am Leibe einer Partei 56422 
Aufgebotsverfahren 
Kann der wegen Verluſt eines Wechſels auf Schadenerſatz 
Beklagte das A. verlangen? 1097 
Auflaſſung 
Jutwendigkeit der A. bei Fuſion zweier Aktiengeſellſchaften, 
bon denen eine bereits alle Aktien der andern beſitzt 46 0 
Aage gegen einen Miterben wegen A. feines Anteils. Liegt 
n dem ſpäteren Antrage, ihn zur A. des ganzen 
Grundftäcks gemeinschaftlich mit den anderen Erben zu 
benurteilen, eine Anderung der Klage? 1915 
del Cifülungsgeihäft 1335 
Enthält bie A. gegebenenfalls die Abtretung des Anſpruchs 
auf Berichtigung des Grundbuchs? 137 10 
Aufrechunng 
Vereinbarte A. bei Erhöhung des Stammkapitals einer 
G. m. b. H. 36428 
u bei der Kommanditgeſellſchaft 432 
bt A durch vorläufige Vollſtreckung verloren? 476 28 
/ Vaanfungsinſtanz 
Ansfallunſter 


Adler Nungelrüge beim Eingang der A. erfolgen? 4003: 


Prvatrechtsſtreitigkei 
eiten 
Gerichten = ausländiſcher Staaten vor deutſchen 


And welchem Rechte find Verträge über ausländiſche Grund⸗ 
fuck zu beurteilen? 2191 


5 5 unerlaubten Handlungen, die im A. begangen 


Verbürgung der Gegenſeitigkeit 5995 


Notarielle Zeugenvernehmung in ausländiſchen Rechtshilfe⸗ 
ſachen. Pr. Juſtizminiſterialreſkript vom 2. Mai 1903 631 
Internationaler Eiſenbahnfrachtverkehr (Art. 31 Abſ. 1 Ziff. 4 
des Internationalen Übereinkommens vom 16. Juni 1898, 
577 Ziff. 1 Abſ. 4 der Eiſenbahnverkehrsordnung) 775 46 
Ausländer 
Unterhaltsſtreitigkeiten ausländiſcher Ehegatten 2191 
Klage einer franzöfiſchen Ehefrau wegen Sonderguts 3281 
Tragweite der Vereinbarung inländiſchen Gerichtsſtandes 
zwiſchen A. 452° 
Beerbung eines zuletzt im Inlande wohnhaften A. (Oſterreichers) 
4501 
Auslegung 
A. von Urkunden unter Berückſichtigung 
mündlicher Nebenberedungen 107 226 
behaupteter Handelsgebräuche 52° (Treu und Glauben) 
früherer Praxis der Vertragſchließenden 348 
vorausgegangenen Briefwechſels 5437 
A. gegen den klaren Wortlaut 8071 
A. gegen übereinſtimmende Parteierklärungen 8093 
Gegenbeweis gegen Urkunden 3485 0 
Beſondere Beurteilung einzelner Rechtsgeſchäfte 
Frachtbrief, Konnoſſement 12? 205 20 
Wettbewerbsverbot 34 
Bürgſchaft 86° 877 22915 
Verſicherungsbedingungen 1119 17728 205 20 
Dauer eines Geſellſchaftsvertrages mangels jeder aus⸗ 
drücklichen Vereinbarung 74111 
Ausſchlußfriſt 
Gibt es eine Entſchuldigung wegen Verſäumung vertrags⸗ 
mäßiger A.? 1119 17728 
A. und Verjährung 205 2 81613 
Ausſetzung des Verfahrens 
Unterbrechung der Rechtsmittelfriſten 311 
A. des V. über die Schadenklage bis zur Entſcheidung der 
Verſicherungsanſtalt 6867 
A. im Patentnichtigkeitsverfahren 20731 
Außereheliche Vaterſchaft 
exceptio plurium (Zuläſſigkeit allgemeiner Eideszuſchiebung) 
98 (Aufſatz von Meyerowitz) 
Ausſperrung |. Arbeitgeber 
Ausſtattungsverſprechen 
Behandlung des A. als Schenkung 
135° (A. eines Fremden) 
46217 (Leibrentenverſprechen des Brautvaters) 
A. zur Erhaltung der ſchon beſtehenden Ehe und Lebens⸗ 
ſtellung 426 12 | 
Erfüllung des A. in Natur oder Geld (Klagänderung) 45811 
Automobilbeſitzer ö 
Beſondere Verpflichtungen des A. 681 
Autonomie 
Vereine ohne Rechtsfähigkeit 3965 4161 
Religionsgeſellſchaften 125°? 
Bankier . 
Eigentum am Gelde, welches der B. vereinnahmt und in 
einem Umſchlag mit dem Namen des Auftraggebers in 


Verwahrung genommen hat 227 
1 
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Bauforderungen 
Kritiſche Bemerkungen zu dem Entwurf eines Geſetzes betr. 
die Sicherung der B. Aufſatz von Hagelberg 730 
Bangelderhypothek 
Erſtreckt ſich der Vorrang der B. auch auf den unverbrauchten, 
zur Eigentümerhypothek gewordenen Reſt? 353 
Baugewerkenhypothek 
Anſpruch des Bauleiters auf die B. 45918 
Bauverbot 
B. der Gemeinde nach § 12 des Preußiſchen Straßen: und 
Baufluchtsgeſetzes 407 
Offentlich⸗rechtliche Dienſtbarkeit der Unbebaubarkeit (Be⸗ 
ſtimmung des Areals zu einem Platze) 44658 
Bauwerk (5 836 BGB. ſ. Schadenerſatz 1 K) 
Iſt ein Brunnen B. im Sinne § 368 BGB.? Auſfſatz von 
Kuhlenbeck 678 
Beamte 
Zweifelhafte Eigenſchaft als B. 
615 Materialprüfungsamtsaſſiſtenten. Entſch. des KG. 
1268 Spezialkommiſſar der Generalkommiſſionen für guts⸗ 
herrlich⸗bäuerliche Auseinanderſetzungen p 
Haftung des B. für angerichteten Schaden nach Analogie 
des Dienſtvertrags 551 
Haftung des Staats und der Gemeinde für Amtshandlungen 
ihrer B. 
619 Verhandlung des Juriſtentags 
74515 Waffengebrauch 
Penſionsſtreitigkeiten 9420 12633 767139 
Kündigungsrecht des erſt nach Abſchluß des Mietsvertrags 
angeſtellten B. wegen Verſetzung 615 (KG.) 
Beamtenfürſorge 
Übergang des Schadenerſatzanſpruchs auf den Staat 4820 
Koſten des Heilverfahrens (Badereiſe) 696 
Ausſchlußfriſt und Verjährung 81612 
Behauptungslaſt |. Beweislaſt 
Bereicherungsklage ſ. a. Fiskus 
B. des Eigentümers einer vom Gläubiger eines Dritten 
gepfändeten Sache nach Verſäumung der Widerſpruchs⸗ 
klage 1513 
B. des durch den Verteilungsplan benachteiligten Hypo⸗ 
thekengläubigers trotz Zuſtimmung zum Verteilungsplan 
14213 
B. des Konkursverwalters, der eine gepfändete Forderung 
des Gemeinſchuldners durch Vollendung der Gegenleiſtung 
erſt einziehbar gemacht hat 57451 
B. gegen die Konkursmaſſe, welcher Brandverſicherungsgelder 
zum Nachteil der Hypothekengläubiger zugefloſſen find 557 
Rückforderung eines Anerkenntniſſes 35119 
Bergbau 
Enteignung zu Zwecken des B.; Aniprud des Enteigners 
gegen den Beſitznachfolger des Enteigneten 107“ 
Sind SS 126, 128 Preußiſchen Berggeſetzes Schutzgeſetze im 
Sinne $ 823 BGB.? 780 
Berufsgenoſſenſchaft |. Unfallverſicherung 
Berufung 
Zuläſſigkeit der B. nach Befriedigung des Klaganſpruchs 
unter Vorbehalt 25 


Anfechtung einer teilweiſe auf Anerkenntnis beruhenden Koſten⸗ 
entſcheidung 169 15 


Einlegung der B. durch einen mehrerer Streitgenoſſen 33817 


Berufungsinſtanz 


Begrenzung des Verfahrens in der B. 
16915 Koſtenentſcheidung eines nur teilweiſe auf An⸗ 
erkenntnis beruhenden Urteils 
391“ Beſchränkung der B. auf die Schuldfrage in Ehe⸗ 
ſachen 
Zuläſſigkeit neuer Einwände 
4710 Preisminderung 
57245 Aufrechnung gegenüber einer in der B. erweiterten 
Klage 
Aufgabe eines erſtinſtanzlichen Einwandes, gefolgert aus 
Nichtwiederholung in der B., trotz Bezugnahme des Be⸗ 
rufungsurteils auf den Tatbeſtand I. Inſtanz, in welcher 
der Einwand enthalten iſt 8810 
Maßgeblichkeit des Reviſionsurteils für das zweite Urteil des 
Berufungsgerichts 
174 Nichterwähnung des Reviſionsurteils im zweiten 
Berufungsurteil 
361 Gebundenheit des RG. an die Rechtsanwendung 
des erſten Reviſionsurteils 
Nachholung der Parteibezeichnung in der B. 39470 
Beſchwerde 
Die Nachprüfung der oberlandesgerichtlichen Entſcheidung über 
Zuläſſigkeit der an das Reichsgericht gerichteten B. 
iſt, wenn ſie zur Aufrechterhaltung der Entſcheidung führt, 
kein gebührenpflichtiger Akt 6822 
B. gegen Ablehnung eines Vertagungsgeſuchs (Unterſchied der 
Vertagung und der Terminsverlegung) 118% 
B. und weitere B. gegen Armenrechtsverſagung (Form, Friſt, 
Zuläſſigkeit) 175 * 314 
Zuſtändigkeit des RG. in bayr. Koſtenſachen, wenn in 
einem Prozeſſe ein gebührenpflichtiger Akt der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vorgenommen wird 201 
Rechtsbehelfe gegen einſtweilige Verfügungen des Amtsgerichts 
nach 8 942 ZPO. Aufſatz von Gundlach 326 
Keine B. gegen die Sachverſtändigengebührenfeſtſetzung des 
OLG. 3955 
Nachprüfung einer Beweiswürdigung oder richterlichen 
Ermeſſens in der Beſchwerdeinſtanz 69013 
Beſitzentziehung 
Indirekter Schaden infolge B. (B. eines Grundſtücksteils mit 
der Wirkung, daß der Reſt zu geringerem Preiſe hat ver⸗ 
äußert werden müſſen) 737° 
Beſtandteil und Zubehör 
Aufſätze: 
154 Fürſt, B. oder Zubehör 154 
325 Lindemann, Freigabe von B. in der Zwangs⸗ 
verſteigerung 5 
673 flg. Krückmann, Eigentumsvorbehalt an Maſchinen 
und überhaupt an B.; insbeſondere Begriffe des weſent⸗ 
lichen und unweſentlichen B. und des Zubehörs 
674“, gemeinſchaftlicher B. mehrerer Grundſtücke 676“, 
. an Balken, Bauſteinen u. dergl. 
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Reichsgerichtsentſcheidungen: 
1031 Dachbalken, die nicht eingemauert oder verankert ſind 
189% Lokomobile einer Dampfmühle 
189“ Benzinmotor einer Ziegelei 
346° 543° Sauggasanlagen 
417% Lokomobile einer Schotteranlage 
436% 5415 elektriſche Anlagen 
436 749 * (Beſtandteileigenſchaft gemieteter, beanſtandeter 
Maſchinen) 
557 Verſicherungsgelder für verbrannte Maſchinen 
Veſtätigung |. Anfechtung durch Vertragſchließende 
Beweis ſ. Augenſchein, Eid, Urkunden, Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige 
Notarielle Beurkundung von Tatſachen. Aufſatz von Joſef 625 
Beweisantrag 
Ablehnung eines B. 
mit unzureichender Begründung 2731 39117 43897 7558 
über eine für widerlegt erachtete Behauptung 1671 68810 
im Patentnichtigkeitsverfahren 120 
Nihtausübung des Fragrechts wegen Stellung eines B. 
114 
Ungenügende Bezeichnung des abgelehnten B. 1141 
Beweiserhebung 
en perſönlicher Eindrücke des beauftragten Richters 
Ou 
veweislaſt 
B. für den Rechtsgrund einer Hypothek, deren Bezeichnung 
als Darlehnshypothek unſtreitig nicht zutrifft 1817 
Beweis der Benachteiligungsabficht bei Deckungsgeſchäften 
1792 39019 
B. für eigenes Verſchulden des Verletzten 4378 4810 
Genügt zum Beweiſe des Rechtsgrundes einer unſtreitigen 
Leiſtung die Widerlegung der Gegendarſtellung? 181 
462 644 (Auſſatz von Jacobſohn) 
B. für die Geſchäftsfähigkeit 686° 
B. bei negativer Feſtſtellungsklage 809 
Beweiswürdigung 
Nachprüfung der B. in der Reviſionsinſtanz (ungeeignete 
Luswahl der Sachverſtändigen) 3952 
pertung der Eindrücke des beauftragten Richters 570% 
Judizienbeweis durch Widerlegung der Gegendarſtellung. 
eur von Jacobſohn 644 


Verwendung eines aus Malz und Hopfen hergeſtellten Färbe⸗ 

mittels 500 60 
Vierbezugsrecht 

Gültigkeit der vertragsmäßigen Einräumung eines B. (im 
Hublic auf die guten Sitten, Abſchaffung der Bannrechte) 
4193 453. 

5 ſchlecten Biers 4193 

ichtigleit eines Grundſtückskaufs wegen Nichtbeurkundung 

Lee zuſammenhängenden Bierbezugsvertrags 537 

lung des B. als Reallaſt 453° 
Unuläffige Telabtretung des B. 6844 
innenſchiffahrt 


de Sgiſt vonn hegen, Einfluß der Veräußerung 


Haftung des Schiffscigners für Beſchädigung eines Dritten 
durch Verſchulden der Schiffsmannſchaft 44385 


Blankett 


Abſchluß eines dinglichen ſormbedürftigen Rechtsgeſchäfts 
in blanco 38814 


Bordell 


Verkauf eines Hauſes zu Bordellzwecken 226 10 

Verkauf von Bordellinventar 4547 

Darlehn an den Beſitzer eines B. (Beihilfe zur Kuppelei) 
3315 78618 

Gutgläubiger Hypothekenerwerb 2269 

Nachtragsverträge, Anerkenntniſſe, Novation 7093 

Pflicht des Mannes, die Frau zur Aufgabe eines B. zu 
zwingen 24313 


Börſentermingeſchäft 


Spiel unter der Form des Kaſſageſchäfts 14 
Abſchluß unter den Bedingungen der Londoner Börſe 364° 
B. über Kuxe ohne Kurs 1475 


Boykott im Lohnkampf 5951 
Brandverſicherungsentſchädigung 


Zahlung der B. an den Konkursverwalter zum Schaden des 
Hypothekengläubigers 557 


Brunnen 


Iſt ein B. Bauwerk im Sinne § 368 BGB.? Auſfſatz von 
Kuhlenbeck 678 


Bühnenſchiedsgericht 


Rechtſprechung des Deutſchen B. Herausgegeben von Feliſch 
und Leander. Beſpr. 672 


Bürgerliches Geſetzbuch und Lebensgewohnheiten. Aufſatz 


von Wolff 698 


Bürgichaft 


Form der B.: 

694 30510 (Verpflichtung zur Mitunterzeichnung von 
Wechſeln, Rückforderung der Leiſtung wegen Ungültig⸗ 
keit der Wechſelzeichnung) 

1871 (ungenügender Inhalt der Urkunde) 

7141 (mangelnde Schriftlichkeit der Annahme) ſ. a. unter 
Zwangsvergleichsbürgſchaft 

Auslegung der B. 86° 877 22918 

Verhältnis zwiſchen Gläubiger und Hauptſchuldner, ins⸗ 
beſondere Nichtigkeit der Hauptſchuld, Vergleich über 
dieſelbe 108 347° 

Verhältnis unter mehreren Bürgen 3051 

Verhältnis des Bürgen zum Verpfänder (Aufſatz von Cohn) 410 

Haftung des Bürgen über den Beſtand der Hauptverbindlich⸗ 
keit hinaus. Aufſatz von Bendix 589 

Wirkung des Zwangsvergleichs auf die Erſatzforderung des 
Bürgen, der nach Konkurseröffnung den Gläubiger be⸗ 
friedigt hat 36 

Zwangsvergleichsbürgſchaft (ſtillſchweigende Erklärung durch 
Abſtimmung für den Zwangsvergleich) 685° 


Dampfmühle 


Waſſerentnahme aus einem öffentlichen Fluſſe (teilweifer 
Verluſt) 69418 


Darlehn 


Unterſchlagung des Darlehnsbetrags durch den von beiden 
Teilen beauftragten Notar 714! 


Beweis des D., wenn der Beklagte die Zahlung zugibt und 
der von ihm behauptete andere Rechtsgrund durch Beweis⸗ 
regel (Schenkung) oder Gegenbeweis widerlegt iſt 18? 
46218 644 (Aufſatz von Jacobſohn) 

Beſtellung einer Grundſchuld für ein nicht gewährtes D. 
Auſſätze von Neumann 153, Niſſen 803 

Bezeichnung einer Schuld anderer Art als D.: 

1819 Beweislaſt 
550 18 19 (iſt die durch Umwandlung entſtandene Darlehns⸗ 
ſchuld abſtrakte Verbindlichkeit?) 
550 (iſt die Umwandlung künftiger Schulden nach 
8 607 Abſ. 2 zuläſſig ?) 
Dienſtbarkeit 

Grunddienſtbarkeit 

Wirkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs (Beſitz⸗ 
wechſel während grundloſen Eintrags oder zu Unrecht 
erfolgter Löſchung einer Grunddienſtbarkeit) 171 

Streitwert der Klage auf Einräumung einer Grunddienſt⸗ 
barkeit 31117 

Grunddienſtbarkeit alten Rechts 3440 

Umfrage von Wolff (Bedürfnis nach Dienſtbarkeiten am 
eigenen Grundſtück) 699 N 

Perſönliche D. 

Mißbrauch (Umfrage von Wolff) 699 

Inhalt der perſönlichen D. (Abbau eines Tonlagers) 683° 

Offentlich rechtliche D. 

Unbebaubarkeit eines zum Platz beſtimmten Grund⸗ 
ſtücks 44656 
Dienſtreiſen 

Zuſtändigkeit des Reichsmarineamts für Reiſekoſtenanſprüche 
eines dem Kreuzergeſchwader unterſtellten Kriegsgerichtsrats 
57558 

Fortgeltung des kriegsminiſteriellen Erlaſſes vom 17. April 

1901 583551 
Dienſtvertrag 

Geſetzliche Regelung des Akkordvertrags (Juriſtentag) 621 

Erfindungen Angeſtellter (Juriſtentag) 621 

Beurteilung des Beamtenverhältniſſes nach Analogie des 

D. 551 
Dispoſitive Rechtsnormen 
Geſetzliche „Ergänzungsregeln“ (Kündigungsrecht des erſt nach 
Abſchluß des Mietvertrags angeſtellten Beamten wegen 
Verſetzung) KG. 615 
Doppelbeſteuerung 
Doppelte Verſtempelung neuer Aktien 95 
Fabrikbetrieb im Gebiet mehrerer Bundesſtaaten 20833 
„Zivilkomputation“ bei Wechſel des Bundesſtaats 8141 

Drittverpfänder 
D., Gläubiger und Bürge. Aufſatz von Cohn 410 

Duldung der Zwangsvollſtreckung |. d. 

Duldungsanſpruch 
Leiſtungs⸗ und D. Aufſatz von Rohs 591 

Ebenbürtigkeit 
Oldenburgiſches Hausrecht 815 

Ebeauſechtungs⸗ und nichtigkeitsklage 
Rechtzeitigkeit der E. (Prüfung von Amtswegen, Kenntnis 

des Anfechtungsgrundes) 355° 
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Wegfall des Anfechtungsgrundes während des Prozeſſes 16711 
Anfechtungsgrund der Impotenz 389 15 


Ehegatten 


Ausſteuer, Mitgift, Ehegüterrecht |. d. 
Gemeinſchaftliches Teſtament ſ. Letztwillige Verfügung 
Streit zwiſchen E. über die religiöſe Erziehung der 

Kinder 21% 

Regelung des Verkehrs mit den Kindern nach Scheidung der 

Ehe 6517 

Ehemännliche Genehmigung frz. (Gültigkeit einer General⸗ 
vollmacht der Frau für Dritte und den Mann ſelbſt) 728 20 
Recht, Macht und Pflicht des Mannes, kuppleriſchem Treiben 
ſeiner Frau Einhalt zu tun, insbeſondere ſie kraft ſeiner 
Beſtimmung über die Wohnung aus dem von ihr be⸗ 
triebenen Bordell zu entfernen 24312 
Unterhaltsanſprüche 

14013 (Unterhaltspflicht des geſchiedenen ſchuldigen Ehe⸗ 
manns) 

2192 (Unterhaltsſtreitigkeiten ausländiſcher E. vor deutſchen 
Gerichten) 

30712 (Rückforderung des während des Scheidungs⸗ 
prozeſſes gezahlten Unterhalts, nachdem die Frau für 
allein ſchuldig erklärt iſt) 

3571 Berückſichtigung ſonſtiger Verpflichtungen 

Anſprüche des Arztes wegen Behandlung einer Ehefrau. 

Aufſatz v. Brückmann 76 

Anfechtung von Rechtsgeſchäften unter E. 

13912 39018 (Sicherſtellung und Rückgewähr des Ein⸗ 
bringens) 

701 (Eheverträge, Aufſatz von Henle 701) 

Haftung des Mannes für den von der Frau angerichteten 

Schaden 5911 46018 

Schadenerſatzanſprüche beider E. bei Verletzung der Frau 

16715 31321 38512 4698 751 

Ehegüterrecht 

Umfrage von Wolff 700 

Eintragung des Güterſtandes im Handelsregiſter p 4055 

Verwendung einer Forderung des Schwiegervaters gegen den 
Ehemann zur Mitgift 161° 

Klage einer franzöſiſchen Ehefrau wegen Sonderguts 3281 

Klage einer Ehefrau wegen eines zur Errungenſchaft ge⸗ 
hörigen Gegenſtandes (die Feſtſtellung ihrer Aktivlegiti⸗ 

mation gehört zum Grunde des Anſpruchs) 1415 

Vereitelung des gütergemeinſchaftlichen Rechts des Mannes 

durch die Ehefrau 611 

Gütergemeinſchaft nach weſtfäliſchem Provinzialrecht (Über: 
tragsvertrag) 116*° 
Anfechtung von Eheverträgen (Auſſatz von Henle) 701 
Eheherſtellungsklage 
Verbindung der E. mit der Scheidungsklage aus 8 1568 22 
Mißbräuchliche Herſtellungsverlangen 
21˙ Streitigkeiten über religiöſe Kindererziehung 
26“ (Wirkung rechtskräftiger Abweiſung der E.) 
336“ (Prüfung von Amtswegen) 
Ehemäkler 
Zuläſſige Hilfeleiſtung zur eitigung von ierig⸗ 
u san 8 zur Beſeitigung Eheſchwierig 
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Eheſachen 
Zuläfſigkeit des Verzichts auf Zeugeneid je nach der ſchließ⸗ 
lichen Verwertung des Zeugniſſes im Urteil 31428 
Rückforderung des der Ehefrau im Prozeſſe gewährten Unter⸗ 
halts, nachdem die Ehe wegen ihres Verſchuldens ge⸗ 
ſchieden 3074 
Einſtweilige Verfügung (Vorausſetzungen der Geſtattung 
getrennten Lebens) 601“ 
Verfügungen des Vormundſchaftsgerichts über Kindererziehung 
während des Eheprozeſſes 392 18 
Prozeßkoſtenvorſchuß des Ehemanns 
bei Armut der Frau 35617 
bei Armut beider Ehegatten 560% 
Reriſion nach dem Tode des einen Ehegatten 31118 
Eheſcheidung 
Zerrüttung 
Trunkſucht, Verſchulden eines Entmündigten 14013 
Erwirkung eines in Deutſchland ungiltigen amerikaniſchen 
Scheidungsurteils 16713 
Wegnahme der Kinder 200 10 
Vorwurf des verziehenen Ehebruchs 389 15 
Mißhandlung der Stiefkinder 39117 
Mitſchuld 
Unzuläſſigkeit des Scheidungsurteils unter Vorbehalt der 
Entſcheidung über die Schuldfrage 39117 71818 
Miſchuldigerklärung auf Grund verziehenen Ehebruchs 
42611 


Verzeihung 
Rückkehraufforderung 35618 
Verbindung der Herſtellungs⸗ mit der Scheidungsklage 2222 
Beischlaf 7524 26 
Folgen der Scheidung 
Vormundſchaftsgerichtliche Entſcheidung über Unterbringung 
der Kinder GBeſtellung eines Pflegers erforderlich?) 6517 
en des im Prozeſſe geleiſteten Unterhalts 
Eid 
Kompromißeid 
Bagweite der Einigung 1151 
Richterlicher E. 
Unterlaſſene Prüfung, ob Auferlegung gerechtfertigt 23217 
Auferlegung ohne Erſchöpfung des Beweiſes 11518 
Zugeſchobener E. 
Unbeftimmtheit des Eidesthemas 98 (ex ceptio plurium 
Auſsat von Meperowitz 475% 
| esbeweis gegen eine Urkunde 14217 
Edeszuſchiebung 
über innere Tatſachen 23216 
Urteil oder Tatſache? 2247 
Kenntnis einer unbewieſenen Tatſache 475 56 
an den Konkursverwalter 71718 
geumacht 


Indirekter S 8925 RER 
Eigentum Gaben einer teilweiſen Beſitzentziehung 7375 


aummungen, Nachbarrecht l. d. 


Befugnis 5 | 
lie 5 5 Fiſchereiberechtigten zum Betreten anliegender 


Eigentumserwerb und Verluſt 
E. durch constitutum possessorium 161 
E. an Geld, das ein Bankier für einen Kunden in einen mit 
deſſen Namen verſehenen Umſchlag legt 22711 
E. am Darlehnsbetrage, der in die Hände des von beiden 
Teilen beauftragten Notars gelangt iſt 71412 
E. am Wilde 78837 
Eigentum an verſchoſſenen Munitionsteilen 790% 
Eigentumsklage 
Sind die Schadenerſatzanſprüche des Eigentümers, der gegen 
den pfändenden Gläubiger, der zugleich Beſitzer iſt, auf 
Freigabe und Herausgabe klagt, nach 88 987 flg. oder 
823 flg. BGB. zu beurteilen? 2020 
Bereicherungsklage des Eigentümers nach Verſteigerung der 
gegen einen Drittſchuldner gepfändeten Sache 15 15 
ſ. a. Einwirkungen 
Eigentums vorbehalt ſ. a. Beſtandteil 
E. an eingebauten Maſchinen 1892 4172 43628 673 
(Aufſatz von Krückmann) 
E. an unentbehrlichem Baumaterial 6777 (Krüdmann) 
Geltendmachung des E. im Konkurſe 436° 759 1 
Einheit des wirtſchaftlichen Zwecks |. Sachgeſamtheit 
Einigung 
Blankounterſchrift bei der dinglichen E. 38814 
Einſpruch 
Beſtimmung der Friſt bei öffentlicher Zuſtellung 3121 
Einſtweilige Verfügung ſ. Arreſt 
Einwirkungen (Immiſſionen) 
Bruch einer Gasleitung 554% 
Verurteilung zu Schutzmaßregeln trotz Betriebseinſtellung 
55625 
Allgemeine Faſſung der Verurteilung („Geräuſche, die das 
Allgemeinübliche überſchreiten“) 749 21 
Eiſenbahn 
Haftpflicht, Sachſchaden ſ. Schadenerſatz 1a, 2e 
Internationaler Frachtverkehr (Internationales Überein⸗ 
kommen vom 14. Oktober 1890) 775 45 
Elektrizität 
Unbefugte Ausnutzung des Kraftſtromes zu Beleuchtungs⸗ 
zwecken (keine Vertragspflicht zur Selbſtbezichtigung wegen 
der vorgenommenen Anderung des Schaltwerks) 49019 20 
Eltern und Kinder 
Natürliche und Adoptiveltern (Verkehr des angenommenen 
Kindes mit den erſteren, Ruhen ihres Fürſorgerechts) 5983 
Geltendmachung des Schadenerſatzanſpruchs der K. wegen 
Verluſt des Ernährers durch die Mutter 747 10 
Elterliche Gewalt der wiederverheirateten Mutter (EGBGB. 
Art. 206) 13811 
Streitigkeiten über die K. als Anlaß zur Eheſcheidung 
21˙ (religiöſe Erziehung) 
200 (Wegnahme der K. durch einen Ehegatten) 
Regelung des Verkehrs zwiſchen E. und K. durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht 
während des Scheidungsprozeſſes 39218 
nach der Scheidung 3931 56039 
Schadenerſatzanſprüche des Vaters neben dem Sohne 8107 
Unterhaltsanſpruch (Einwand ſonſtiger Verpflichtungen 3571? 
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Enteignung 
Allgemeiner, über die eigentliche E. hinausgreifender An⸗ 
ſpruch auf Schadenerſatz wegen behördlicher Maßnahmen 
1637 57968 779 
Feſtſtellungsklage über die Entſchädigung für künftige E. 18338 
Negative Feſtſtellungsklage vor den ordentlichen Gerichten 
auf Nichtbeſtehen eines Enteignungsrechts 1273“ 
Verfolgung des Enteignungsrechts gegen am Enteignungs⸗ 
verfahren nicht beteiligte Dritte (Beſitznachfolger) 107° 
Enteignungspflicht (Übernahme eines auch für den Ent⸗ 
eigneten wertloſen Grundſtücksreſts) 4433“ 
Bemeſſung des Wertserſatzes 
9422 (Berückſichtigung tatſächlicher Vorteile, deren dauerndes 
Beſtehen zu erwarten war) 

151“˙ (Berückſichtigung ſchon erteilten Dispenſes von 
Bauvorſchriften) 

18353 (Feſtſtellungsklage vor der E.; Unterſchied des 
Schadens vor und nach Offenlegung des Plans) 

320 (Bewertung des Hofraums als Bauland) 

58159 (Berückſichtigung der Möglichkeit zweckmäßigerer 
Verwendung des Reſts bei Teilenteignung) 

Erbſchaft 

Pflichtteil ſ. d. 

Auflaſſung eines von Miterben verkauften Grundſtücks 
(worauf hat ſich die Klage gegen den einzelnen Mit⸗ 
erben zu richten) 1918 

Behandlung der von einem Erben für den Nachlaß über⸗ 
nommener Verbindlichkeiten im Nachlaßkonkurſe 22 

Befugnis der Erben und des Teſtamentsvollſtreckers zur Auf⸗ 
nahme des ausgeſetzten Patentnichtigkeitsverfahrens 20731 

E. eines zuletzt im Inlande wohnhaften Oſterreichers 450? 

Feſtſtellungsklage über die Wirkſamkeit der Ausſchlagung 

der E. 569 

Erbſchaftsſten er 

Kann die Fideikommißſteuer vor rechtswirkſamer Fideikommiß⸗ 

errichtung gefordert werden 45 50 
Erbſchein 

Kann der E. auf den Erbſchaftskäufer ausgeſtellt werden? 

71513 
Erbverzichtöverträge 

Unanwendbarkeit des S 217 EGBGB. auf E. unter den 

künftigen Erben 539° 
Erdrutſch 
Verſchiebung fruchtbaren Erdreichs auf Nachbargrundſtücke 
(Aufſatz von Krückmann) 675 
Erfindungen 
E. Angeftellter, Verhandlung des Juriſtentags 622 
Erfüllung 

Zahlung ohne Schuldtilgung 

411 (Wechſelzahlung, Aufſatz von Cohn) 
476 36 (Abwendung der vorläufigen Vollſtreckung) 
Erfüllungsgeſchäft ſ. a. Anfechtung des Gläubigers 
Auflaſſung als E. 133° 
Erfüllungsort 
Anwendung des am E. geltenden Rechts 187 
Erſitung 
E. durch unvordenkliche Verjährung p 779“ 


Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſeuſchaften 
Beitrittserklärung durch einen mündlich beauftragten Stell⸗ 
vertreter 3951 
Fortſetzung des Prozeſſes gegen eine E. nach Verlautbarung 
der beendigten Liquidation im Regiſter 4082 
Heranziehung der Genoſſen zu Leiſtungen außerhalb des 
Geſchäftsanteils (Berliner Milchzentrale) 18030 
Guthaben eines ausgeſchiedenen Genoſſen (Unzuläſſigkeit nach⸗ 
träglicher Kürzung zufolge Anderung der Bilanz) 237% 
Grundſtückserwerb vor Entftehung der E. Geltendmachung 
der Nichtigkeit einer Statutenbeſtimmung 7734 
Etabliſſementsname 
Einrichtung eines wirklichen Kurhauſes nach vorausgegangener 
Annahme dieſer Bezeichnung für ein Hotel 39720 
Name einer Weinſtube als Warenzeichen 439 2° 
Erterritorialität 
Wechſelproteſt im Bereich der E. 162° 
Fabrik 
Begriffsbeſtimmung der F. 495 4 
Fahrläſſigkeit |. Schadenerſatz, Richter 
Familienſideikommiß 
Offentlicher Glaube des Grundbuchs bei Erwerb einer Hypothek 
auf ein F. 94°! 
Verſteuerung eines letztwillig angeordneten F. vor deſſen 
Errichtung 45 
Ferien 
Wechſelſachen im gewöhnlichen Prozeß 7161 
Feſtſtellungsklage 
F. wegen der Erſatzpflicht für künftige oder ungewiſſe 
Schäden 921 1832 35921 
Negative F. wegen drohenden Regreßanſpruchs 1212 
Negative F. auf Nichtbeſtehen eines Enteignungsrechts 127 
Negative Feſtſtellungswiderklage 174 
Streitwert der negativen F. 755 
Rechtliches Intereſſe an Vorausnahme der Entſcheidung über 
die Entſchädigung für künftige Enteignung 18333 
Prüfung des rechtlichen Intereſſes von Amts wegen 33919 20 
Leiſtungsklage nach Abweiſung der F. 33817 
Zwiſchenurteil über den Grund bei einer F. 469 
F. über die Wirkſamkeit der Ausſchlagung einer Erbſchaft 
569 
F. des Verſicherten gegen die Haftpflichtverſicherung 6887 
Verpflichtung des Richters zu poſitiver Feſtſtellung bei 
negativer F. 809“ 
Firma 
Klage auf Löſchung einer F. auf Grund des Wettbewerbs⸗ 
geſetzes 365 55 
Veräußerung einer F. ohne das Geſchäft 39728 
Gebrauch der abgekürzten F. als Warenbezeichnung 6035 
774 
Haftung des Übernehmers einer F. für die Schulden 722 
Fiſchereirecht 
Gibt das F. die Befugnis zum Betreten der Ufer? 425 
Fiskus ſ. a. Schadenerſatz, Haftpflicht 
Haftung des F. für Beamte 
233° Unterſchied der Haftung für geſetzliche Vertreter und 
andere Beamte; Reviſionsſumme 
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452° (Gerichtsvollzieher in Baden) 
619 (Verhandlung des Juriſtentags) 
706! (Auswahl des Beamten) 

Vertretung des F. 
380° (Preußiſche Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion) 
575 5 (Reichsmarineamt) 

6902 (Regierung: Folgen ungenügender Vertretung im 
Prozeſſe) 

Bereicherungsklage des Eiſenbahnfiskus gegen eine Gemeinde 
wegen Unterhaltung und Beleuchtung der Bahnhofszufahrt 
4854 

Fuß |. a. Fiſchereirecht 

Mühlenrechte an Privatflüſſen p 240 

Schädigung der Anlieger durch Senkung des Grundwaſſers 
bei Anderung des Flußniveaus p 57958 

Waſſerentnahme aus einem öffentlichen F. ohne Zurückgabe 
(Speiſung einer Dampfmühle) 69413 

Forderungspfändung (Hypothek ſ. d.) 

Entftehung der gepfändeten Forderung durch Erfüllung ſeitens 

des Konkursverwalters 57461 
Jorm 

Schriftform 

Nachträgliche Genehmigung der Unterſchrift eines nicht 
legitimierten Vertreters 36226 

Blanketturkunde (Ungültigkeit ihrer Verwendung für die 
dingliche Einigung) 38814 

Erfordernis leſerlicher Unterſchrift 57348 

Übernahme einer Zwangsvergleichsbürgſchaft ſeitens eines 
Konkursgläubigers durch Abſtimmung für den Vergleichs⸗ 
vorſchlag 6855 

Vereinbarte Schriftform 

10˙ Verwertung des mündlich Vereinbarten als Aus⸗ 
legungsmittel 

11 Nachträgliche Vereinbarung der Schriftform für den 
bereits mündlich abgeſchloſſenen Vertrag 

Protokoll der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
Reihenfolge der Unterſchriften und des Verleſungsvermerks 

(Aufgabe der 

Reichsgerichts) JW. 1905 S. 5412 21025 30916 
Protolollform als Erſatz der Schriftform 685 
Beſondere Teſtamentsformen |. d. 


Grundſtuckserwerbsgeſchäfte: 
Vollſtändige Schriftlichkeit des Vertrags 109 226 10 
5371 5481 
Grenzen der Anwendung des 8 313 BGB. 
5 (Hilfa⸗ und Nebengeſchäfte) 
äge) 


0 (Verträge über ausländiſche Grundſtücke) 
3027 (Grenzfeſtſtellung) 
Hang = tigkeit (Klage auf Schadenerſatz vor der 
Schenkung 
ausſutungsberſprechen eines Fremden 1356 
Bir ala Wen des Schwiegervaters 46217 


„Zwangsvergleichsbürgſchaft ſeitens eines Konkurs⸗ 


gläubigers durch Abgabe feiner Stimme für den Ver⸗ 
gleichsvorſchlag 685 65 
Annahme der Bürgſchaft 7141 
Sonſtiges 
Veräußerung von Geſchäftsanteilen einer G. m. b. H. 401% 
Aufnahme von Vereinsmitgliedern unter Nichtbeachtung 
ſtatutenmäßiger Vorſchriften 500 5e 
Frachtgeſchäft 
Internationaler Eiſenbahnfrachtverkehr 7754 
Fragerecht 
Nichtausübung des richterlichen F. 8810 11414 11516 717 16 
Freiwillige Gerichtsbarkeit 
Protokolle der f. G. ſ. Form 
Beurkundung von Tatſachen Aufſatz von Joſef 625 
Friedhof 
Benutzung eines evangeliſchen F. durch eine Baptiſtengemeinde 
18332 
Friſt 
Vertragsmäßige Ausſchlußfriſt ſ. d. 
Beſtimmung der Einſpruchsfriſt bei öffentlicher Zuſtellung 
31219 
Fürſorge ſ. Beamtenfürforge 
Gasauſtalt 
Genießen die Fernleitungsrohre den Schutz des 8 26 GewO. 
554% 
Geiſteskrankheit 
Entmündigung, Pflegſchaft wegen G. 3762 
e 
Eigentumserwerb an G. 
227 (Abſonderung in einem mit dem Namen des Auftrag: 
gebers verſehenen Beutel) 
Gemeinde 
Streit zwiſchen G. und Fiskus über Unterhaltung und Be⸗ 
leuchtung der Bahnhofszufahrt 485 4° 
Haftung der G. für ihre Beamten 339 20 5394 619 (Ver⸗ 
handlung des Juriſtentags) 
Verantwortlichkeit der G. für Anlage und Beleuchtung von 
Verkehrswegen 137 19410 74617 
Schutz der Telegraphenwege bei Anlegung eines ſtädtiſchen 
Elektrizitätswerkes 318% 
Röhrenbruch in der Fernleitung einer ſtädtiſchen Gasanſtalt 
554 
Eigene Streupflicht der G. (Straßendamm) 689 1 
Aufſichtspflicht über das den Anliegern obliegende Streuen 
7110 
Vertragshaftung der G. für Arzte eines ſtädtiſchen Kranken⸗ 
hauſes 807! 
Gemeingebrauch 
G. an öffentlichen Flüſſen (Waſſerentnahme zum Verdampfen) 
694 13 
Genehmigung einer gewerblichen Anlage ſ. d. 
ſ. a. G. m. b. H. 
Gerichts gemeinſchaften 
G. zwiſchen Bundesſtaaten 5 
Gerichtskoſten 
G. bei Vergleichen in Armenſachen, Aufſatz von Vogel 
217 
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Gerichtsvollzieher 
Befugnis der Gerichte zur Niederſchlagung von Gerichts⸗ 
vollzieherkoſten 174“ 
Verſpätete Erteilung des Zuſtellungsauftrags an den G. 
452* 
Geſamtheit |. Sachgeſamtheit 
Geſamtnachfolge 
Haftung für Schulden eines übernommenen Vermögens, Ab⸗ 
handlung von Rohs 591 
Geſchäftsfähigkeit 
Geſchäftsunfähigkeit wegen Geiſteskrankheit |. d. 
Beſchränkte G. (Beweislaſt für Einſicht Minderjähriger) 686 
Einfluß mangelnder G. auf das Verlöbnis 9° 
Geſchäftsführung ohne Auftrag 
Verpflichtung, das begonnene Geſchäft zu Ende zu führen; 
unterlaſſene Benachrichtigung 420“ 
Geſchäftsgeheimnis 
Kalkulation 496 50 
Kundenliſte 497 51 
Geſellſchaft bürgerlichen Rechts 
G. und Verein ohne Rechtsfähigkeit 452“ 
G. oder Kauf (Stempel) 782 
Wechſel auf eine G. 4794 
Stillſchweigende Vereinbarung der Dauer einer G. 741 
Geſellſchaft m. b. H. 
Individualiſierung des Unternehmens 70 
Vereinbarte Aufrechnung bei Erhöhung des Stammkapitals 
36428 
Abtretung von Geſchäftsanteilen (Form; Erklärung der Ge: 
nehmigung durch den Geſchäftsführer ohne General⸗ 
verſammlungsbeſchluß, nachfolgende Ablehnung der Ge⸗ 
nehmigung durch die Generalverſammlung; Unterſchied von 
Vertretungsmacht und Geſchäftsführungsbefugnis 401“ 
777 ¹⁸ 
Mitſtimmen einer offenen Handelsgeſellſchaft, welche Geſchäfts⸗ 


anteile hat und deren Mitinhaber Geſchäftsführer iſt, bei 


deſſen Entlaſſung 576585 


Stempelpflicht bei Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft in 


eine G. m. b. H. 58250 
Geſetz 
Reviſible Rechtsnormen ſ. d. 


Verſtoß gegen G. und gute Sitte ſ. Ungeſetzlichkeit, Unſitt⸗ 


lichkeit 


Behandlung des Patents als Spezialgeſetz (Aufhebung eines 
Patents im Nichtigkeitsverfahren während der Reviſions⸗ 


inſtanz des Patentverletzungsprozeſſes) 400° 
Geſetzliche Vertretung 
Mangel g. V. des Fiskus im Prozeſſe 690“ 
Geſtundung 
G. bis zur Vermögensbeſſerung 45719 
Gewährleiſtung 
Sachmängel 


Nichtbewohnbarkeit von Räumlichkeiten eines Grundſtücks 


57? 
Schwamm, Schwammverdacht 548 10 
Eigenſchaft 
Ertrag eines Handelsgeſchäfts 305 


Kurs eines Wertpapiers 378° 
Zuſicherung der Fortdauer einer beſtehenden Eigenſchaft 7128 
Mängelrüge 
Kauf nach Beſicht 54917 
Muß ſchon nach Überſendung der Ausfallmuſter gerügt 
werden? 40032 
Entdeckung einzelner Mängel vor Abſchluß der mehrere 
Tage in Anſpruch nehmenden alsbaldigen ordnungs⸗ 
mäßigen Unterſuchung 119 *5 a 
Kommt es für die Ordnungsmäßigkeit der Unterſuchung 
auf die beſonderen Verhältniſſe des Empfängers an? 
9118 7623“ 
Sofortige Rüge ohne Unterſuchung 7623“ 
Ablieferungs⸗ und Beſtimmungsort 91 
Verhältnis der Mängelrüge nach § 377 HGB. und des 
Vorbehalts nach § 464 BGB. 7646 
Geltendmachung der Argliſt nach verſäumter Mängelrüge 
N 865 1301 
Minderung 
Minderung und Stundung (ift vom gezahlten oder ge: 
ſtundeten Kaufpreisteil zu mindern?) Abhandlungen von 
Sternberg 73 
Kaufmann 643 
Minderung in der Berufungsinſtanz 4715 
Wandlung ſ. a. Rücktritt 
Wandlung und exceptio non adimpleti 333° 
Schadenerſatz 
Gleichzeitige Geltendmachung der 88 823, 826, 472 BGB. 
191° 
Viehmängel f. a. Verjährung 
Zur Auslegung der 88 490 und 492 BGB. Aufſatz 
von Herter 731 
Verjährung 
Verjährung der Trächtigkeitsgarantie Aufſatz von 
Schefold 2 
Stölzle 374 
Verzicht 
Nichtigkeit des Verzichts infolge Argliſt 56° 
Erkennung eines Rechtsmangels zwiſchen Kauf und Auf⸗ 
laſſung 10“ 
Gewerbe 
Unterſchied von Groß⸗ und Kleingewerbe (Art des Betriebs) 
20528 3967 691!® 
Gewerbliche Anlagen 
Keine aufſchiebende Wirkung des Rekurſes in Gewerbeſachen 38 0 
Störung einer Schule (Privatſchule) durch g. A. 1475 
Straßenrohrleitung einer ſtädtiſchen Gasanſtalt (genießt ſie 
den Schutz des S 26 GewO. ?) 554 
Nachträgliche Beſchränkungen genehmigter g. A. durch die 
Baupolizei (Hamburg) 76738 
Gewerbegericht 
Kaufmänniſche Angeſtellte von Nichtkaufleuten 396 
Gewerbeſteuer 
Doppelbeſteuerung 2073 
Gewerbsſtörung 
Schadenklage nach 8823 BGB. (iſt das Gewerbe ein „Recht“, 
Verkehrsſtörung durch Truppenübungen) 1637 
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Verbot der Verletzung eines nachmals vernichteten Muſters 723 25 
age des Arztes über G. durch das Standesgericht 74310 
Schließung einer Wirtſchaft 7546 
Gewerkſchaft 
Anfechtung des Beſchluſſes einer Gewerkverſammlung 476% 
Grenzfeſtſtellung s vertrag 
9 313 BGB. 3027 
; Grenzmaner 
Fortbeſtand franzöſiſchen Rechts 221 
Grundbuch 
Offentlicher Glaube 
171 Löſchung von Grund dienſtbarkeiten 
94° Familienfideikommißhypotheken 
| 165° Eintrag einer Hypothek ohne Zinsangabe 
22610 Bordellhypothek 
35418 Vormerkung 
Grundbuchsanträge des Erſtehers vor feiner Eintragung 71% 
Anſpruch auf Berichtigung des G. 
13710 Abtretung desſelben, enthalten in der Auflaſſungs⸗ 
ng 
748% Geltendmachung des Anſpruchs durch den Zeſſionar 
Grundſchuld |. Hypothek 
Grundwaſſerſtand 
Schädigung der Anlieger eines öffentlichen Fluſſes durch 
3 des Grundwaſſerſtandes nach Stromregulierung 
Grundſtück 
Jornbedürftigleit der Grundſtücksverträge |. Formbedürftigkeit 
Bestandteil eines G. ſ. d. 
5 Verluſt unbeweglicher Beſtandteile (Erdrutſch, Verwehung) 
675, Aufſatz von Krückmann 
erb angrenzenden Seebodens 36530 
Auſchaffung eines G. für eine Genoſſenſchaft vor deren Ein⸗ 
tragung 773 45 
Gymnaſium 
Rechtsſähigkeit eines G. 42715 
Haftbefehl 
Anwendung des 3 839 BGB. auf die Verfügung der 
Unterſuchungshaft 19917 
Saftpflicht |. Schadenersatz 1 
Laftyſlichtverſicherung 
3 des Stuttgarter Vereins 449 
ſchluß⸗ und Inkaſſoproviſion bei H. der Rechtsanwälte. 
Aufatz von Fürſt 631 
—— des Verſicherten gegen den Verein 688° 


dolgen der Ni 17 
bacbelggeſchat 0 von. H. 171 
ſiherungen über den Ertrag bei Verkauf eines H. 30511 
Gate Erwerbers eines mit Firma übernommenen 
während das er erſt zum ſelbſtändigen H. macht, 
ba es bisher Teil eines in der Hand des Verkäufers 
en H. war 72228 


Autemanderſeßung 


wi 
Befreiung) 1 ſchen Vater und Sohn (Stempel⸗ 


Zeichnung einer Schriftform bedürftigen Erklärung durch 
einen mehrerer Kollektivvertreter; Heilung durch nach⸗ 
folgende Genehmigung 36228 

Aufhören der offenen H. während des Prozeſſes 47741 

Ko mmanditgeſellſchaft 

Aufhören der Kommanditgeſellſchaft während des Prozeſſes 
(Haftung der Kommanditgeſellſchaft für unerlaubte 
Handlungen ihres Komplementars) 69216 

Klage des Kommanditiſten gegen den Komplementar 144 21 

Leiſtung der Kommanditiſteneinlage, Sacheinlagen, Auf⸗ 
rechnung 4322 

Handlungsagent 
Hat der H. Anſpruch auf Proviſion, wenn das vermittelte 
Geſchäft am Konkurſe des Auftraggebers ſcheitert? 399 51 
Handlungsgehilfe 
H. bei einem Nichtkaufmann 
Wichtiger Grund zur Kündigung 812° 
Handwerk 
Unterſchied von Fabrik und Handwerksbetrieb (Art des 
Betriebes) 2058 39627 69115 
Handelsregiſter 
Eintrag des Ehegüterſtandes in das H. p 405% 
Hanptintervention 
Auftreten des Hauptintervenienten als Nebenintervenient 429 1 
Hausbeſitzer 
Haftung des H. für Unfälle 

59 7105 738 (Kellereingang; darf ſich der H. auf 
die Beleuchtungspflicht des Mieters verlaſſen ?) 

1105 (eigenes Verſchulden deſſen, der einen dunkeln 
Hausflur betritt) 

460 (Haftung des Bauherrn für den Architekten) 

8082 (Herumtreiben eines Hundes im Haufe) 

Schädigende Einwirkungen aus der Nachbarſchaft 
554.“ (Rohrbruch der Gasrohre in der Straße) 
556 (Rauchimmiſſion) 

Sachmängel beim Grundſtücksverkauf 

57 (Nichtbewohnbarkeit eines Raumes) 

54816 (Schwamm; Schadenerſatz beſchränkt auf die 
Reparaturkoſten [keine Preisminderung wegen zurück⸗ 
bleibenden Schwammverdachts]) 

Hausgeſetz 

Oldenburgiſche Ebenbürtigkeitsgrundſätze 81518 
Haverei 

Anwendung des § 254 BGB. 34122 
Heilungskoſten | 

Badereiſe (Beamtenfürſorge) 696 10 
Heiratsvermittlung 

H. oder wirkſamer Vertrag über Beſeitigung von Ehe⸗ 
ſchwierigkeiten 713 10 

Höchſtperſönliche Rechte ſ. Individualrechte 


Hülfskaſſe 
Wechſel im Vorſtande 97 | 
Statutenänderung, Geſchäftsordnung (Unzuläſſigkeit der 


Vertretung) 633, 729 
Tagesordnung der 22. Generalverſammlung 409, 537 
Bericht über dieſelbe 633 
Zuwendungen 1, 73, 97, 185, 217, 297, 369, 633 Ne. 673, 729 
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Ruhegehaltskaſſe 409 (Antrag Kolſen), 585 (Antrag Buſch) 
617, 633 (Generalverſammlungsbeſchlüſſe) 729 
Hypothek und Grundſchuld 
Beweislaſt für den Beſtand einer H., wenn ihre Bezeichnung 
als Darlehn einverſtändlich unrichtig iſt 1817 
Beſtellung einer H. ohne Zinsangabe 165° 
Gültigkeit der Übernahme einer H. beim Grundſtücksverkauf 
ohne Hinweis auf die Folgen des Schweigens (Abgehen 
von der bisherigen reichsgerichtlichen Rechtſprechung ohne 
Plenarentſcheidung) 304° 
Verpflichtung des Hypothekariers zum Ausbieten der H. 
54311 
Haftung des Zubehörs (Parteivereinbarung über den Umfang 
der Haftung) 556 
Haftung der Brandverſicherungsgelder für die H. (Wirkung 
unberechtigter Zahlung derſelben an den Konkursverwalter) 
557 
H. für eine nichtige Forderung 22610 736° 
Briefhypothek 
38718 (Pfändung einer Eigentümerhypothek ohne Heraus: 
gabe des Briefs) 
38814 (Übergabe des Briefs mit Blankettabtretung) 
5451 (Haftung des Zedenten bei Ausfall der H. in 
der Zwangsverſteigerung vor Übergabe des Briefs) 
55878 (wann vollzieht ſich der Abergang des Briefs, wenn 
ſowohl Übergabe des Briefs mit Abtretungserklärung, 
als auch Eintrag im Grundbuch (8 1154 BGB.) vor⸗ 
genommen wird? Übergabe an den Notar) 
611 (Beftellung einer Briefhypothek ohne Übergabe des 
Briefs) 
Verkehrshypothek und Sicherungshypothek 
370 (Zuläſſigkeit und Bedeutung der gewöhnlichen H. im 
Wechſelverkehr), Aufſatz von Danziger 
698 Umfrage von Wolff 
Bauhypothek ſ. a. Eigentümerhypothek 
4392 (Anſpruch des Bauleiters auf die Gewerkenhypothek) 
730 Kritiſche Bemerkungen zum Entwurf eines Geſetzes 
zur Sicherung der Bauforderungen, Aufſatz von 
Hagelberg 
Geſamthypothek 
3091“ Abtretung der H. auf einem der mehreren haftenden 
Grundſtücke 
697 Umfrage von Wolff 
Grundſchuld 
44 Abtretung der G. ohne Erwähnung der perſönlichen 
Forderung in der Urkunde 
153 803 Die nicht valutierte G. Auffäge von Neumann 
und Niſſen 
388% Blankoabtretung einer G. 
697 Umfrage von Wolff 
Eigentümerhypothek und ⸗grundſchuld 
636 Eigentümerhypothek auf den Betrag einer nicht 
liquidierten Sicherungshypothek 
153 803 Eigentümergrundſchuld aus nicht valutierter G. 
Aufſätze von Neumann und Niſſen 
3531, Erſtreckt ſich der Vorrang der Baugelderhypothek 
auf deren zur Eigentümerhypothek umgewandelten Reſt? 


424° Verzicht auf Geltendmachung der Eigentümerhypothek 
(kann er mangels Vormerkung gegen den Konkurs⸗ 
verwalter geltend gemacht werden?) 
75730 Pfändung der Eigentümergrundſchuld 
Abtretung und Pfändung einer H. und G. 
4457 38814 75730 G. ö 
22610 424 Gutgläubiger Erwerb 
309 Geſamthypothek 
33715 Verpfändung einer Mündelhypothek für eigene und 
fremde Schuld 
38718 54511 55828 Briefhypothek 
Immiſſion ſ. Einwirkung 
Individualrechte 
Recht an der eigenen Photographie, Schutz des Künſtlers 
gegen unbefugte Anderungen des Urheberrechtserwerbers, 
Übergang der J. auf die Erben (Bemerkungen von 
Weißbart zum Entwurf eines Kunſt⸗ und Photographie⸗ 
ſchutzgeſetzes) 641 flg. 
Indizienbeweis 
Stellung des J. im Beweisſyſtem. 
Jacobſohn 644 
Inland ſ. a. Ausland 
J. im Sinne des Pr. Stempelgeſetzes 44756 
Juternationales Privatrecht |. Ausland 
JInvalidenverſicherung 
Schadenerſatz wegen unterlaſſenen Markenklebens 149 
238 28 316 2s (Anrechnung der Unfallrenten) 
Irrtum ſ. Anfechtung 
Jagd 
Afterpachtung 4237 
Eigentumserwerb an Wild 7887 
Juriſtentag 
Tagesordnung 408 585 
Bericht von Brückmann 618 
Juriſtiſche Perſon ſ. Rechtsfähigkeit 
Kaſſatoriſche Klauſel ſ. Verfallgedinge 
Kauf 
Schadenklage wegen Vertragsverletzung 171! 
K. einer nicht körperlichen Sache (Handelsgeſchäft mit Laden⸗ 
einrichtung, Warenvorräten und Kundſchaft) 3051! 
K. auf Beſicht = nach Beſicht 5491 
K. oder Geſellſchaft (Stempel) 782 
Kaufmann 
Minderkaufmann 
20523 69115 (Handwerker, Art des Betriebs) 
39627 (Dekorationsmaler) 
Kaufvertragsſtempel 
Herſtellung im Inland p. 4476 
Kinder ſ. Eltern 
Kirche ſ. a. Religionsgeſellſchaft 
Mitbenutzung eines ovangeliſchen Friedhofs durch eine 
Baptiſtengemeinde 18332 
Kirchgemeindeſteuern 
Linksrheiniſches Geſetz vom 14. März 1880 117 
Kirchenpatronat 
Rechtsweg 23318 . 
Verbrauch des Präſentationsrechts 3198 


Abhandlung von 
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Klage 
Nang der Angabe des Gegenſtandes der K. (Bezugnahme 
auf den Zahlungsbefehl) 143 20 
Ungenügende Parteibezeichnung in der K. Nachholung in 
der Berufungsinſtanz 394 20 
K. auf zukünftige Leiſtungen (muß wenigſtens eine fällig 
fein?) 470% 
Klagänderung 
Antragsänderung 
198 Gemeinſchaftliche Auflaſſung des Grundſtücks mit 
den übrigen Miterben, ſtatt Auflaſſung des Anteils des 
beklagten Miterben 
458 1 Gewährung der Ausſteuer in Geld, ſtatt in Natur 
Anderung des rechtlichen Geſichtspunkts ohne Behauptung 
neuer Tatſachen 25 26 
Umzuläſſigkeit fachlicher Entſcheidung bei Annahme einer K. 
39421 
Einführung eines neuen Klaggrundes in der Reviſionsinſtanz 
395% 
Schweigen des Tatbeſtandes über bie Rüge der K. 56131 
Maßgeblichkeit der Klagſchrift für die Auffaſſung der 
inſprünglichen Klage 71817 
klagerweiterung 
K. nach Erlaß eines Zwiſchenurteils über den Grund des 
Anſpruchs 57042 
Aufrechnung mit neuen Anſprüchen gegen den in der 
Berufungsinſtanz erweiterten Anſpruch 57248 
Alagſchrift 
Zuſtellung an einen Verein, deſſen Vorſtand in der K. nicht 
angegeben iſt 67 10 
ehen der K. für Beurteilung einer Klagänderung 


Kleinbahn [. Schadenerſatz, Haftpflicht 
Klage gegen eine Kl. wegen Rauchbeläſtigung 67 20 
pſchaftsbeitrãge 
Genießen K. Vorrecht nach 8 10 Nr. 3 3VG.? 44122 
Kommiſſion 
Ausdrücklichkeit des Selbſteintritts 235 21 
onnoſſement 
lezung eines K. 205 25 
Konkurs 
Prharklung von Verbindlichkeiten, die ein Erbe für den 
q Nachlaß übernommen hat, im Nachlaßkonkurs 2222 
5 Vorrecht des Handlungsagenten, auch kann er eine 
Jwwbiſion nicht deshalb fordern, weil der Konkursverwalter 
die Erfüllung ablehnt 384 315 2 
Mursverwalter 
3748 Klage des Konkursverwalters gegen den von den 
„ ubigern beſtellt geweſenen Liquidator wegen auf⸗ 
5 Verwendung von Liquidationsgeldern 
Eintritt des Konkursverwalters in ſchwebende Ge⸗ 
es Anfechtung wegen Irrtums über bie Höhe der 
nur übernommenen Maſſeverbindlichkeiten) 
5 ufnahme des Prozeſſes durch den Konkursverwalter, 
1 an no erbeungen auch Anſprüche der Maſſe 
n 
57461 Hereicherungsanſpruch der Maſſe wegen der durch 


den Konkursverwalter bewirkten Gegenleiſtung für eine 
gepfändete Forderung 

7174 Eideszuſchiebung an den Konkursverwalter 

759 ˙1 Hat der Konkursverwalter die Wahl des Eintritts, 
wenn der Vertragsgegner zwar übergeben, aber ſich das 
Eigentum noch vorbehalten hat? 

Ausſonderung 

104 * (fiduziariſch abgetretene Forderungen) 

43625 76033 (Ausſonderung eines vermieteten Gegen⸗ 
ſtandes ohne Kündigung des Mietvertrags oder Heraus⸗ 
gabeverlangen) 

Abſonderung 

2055 (Verzicht des Abſonderungsberechtigten) 

557 (Anſpruch des Hypothekengläubigers auf Brand⸗ 
verſicherungsgelder) 

Gläubigerausſchuß (Pflicht zur Überwachung des Verwalters) 

362 26 


Entlaſſung eines Angeſtellten durch den Konkursverwalter 
(hebt fie das Wettbewerbsverbot auf?) 76238 

Übernahme einer Zwangsvergleichsbürgſchaft ſeitens eines 
Konkursgläubigers durch Abſtimmung für den Vergleichs⸗ 
vorſchlag 36.7 


Konſulargerichts barkeit 


Streitigkeiten über marokkaniſche Grundſtücke 41% 


Koſten 


Arreſt wegen K. 2997 

Koſtenloſe Nachprüfung der Entſcheidung über Zuläſſigkeit 
der Beſchwerde 68 22 : 

Gerichtliche Beſchlüſſe nach 8 795 Ziff. 3 ZPO. 821 

Berufung gegen eine Koſtenentſcheidung, die teilweiſe auf 
Anerkenntnis beruht 16915 

Niederſchlagung von K. des Gerichtsvollziehers? 176% 


Verurteilung des Anwalts in die K. unzuläſſiger Beſchwerde 


430 15 
Behandlung der Gerichtskoſten bei Vergleichen in Armen⸗ 
ſachen. Aufſatz von Vogel 217 


Krankenverſicherung 


Anſpruch der Krankenkaſſe auf die von der Verwaltungs⸗ 
behörde feſtgeſetzten Zinſen unterſchlagener Gelder 771°: 


Kreditbrief 


Schadenerſatz wegen Widerrufs eines K. 7127 


Kunſt ſ. Urheberrecht 
Kurhaus 


Errichtung einer wirklichen Kuranſtalt nach Annahme dieſer 
Bezeichnung durch ein Hotel 39720 


Kuxe 


Börſentermingeſchäfte über K. ohne Kurs 147 26 


Lagerhalter ſ. Verwahrungsvertrag 
Lagerkoſten 


Widerklage auf Erſatz von L. im Arreſtverfahren 17422 


Lebens gewohnheiten 


Das BGB. und die L. Umfrage von Wolff 698 


Lebensverſicherung 


L. zugunſten Dritter, Anſprüche der Nachlaßgläubiger 383 10 


Leibrentenverſprechen |. a. Vertrag zugunſten Dritter 


L. zu Ausſtattungszwecken 46217 
Begriffsbeſtimmung des Leibrentenvertrags p 72628 
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Leiſtungs⸗ und Duldungsanſpruch 
Aufſatz von Rohs 591 
Letztwillige Verfügung 
Gemeinſchaftliches Teſtament 
244 (Widerruf, Wiederverheiratung) 
2235 (Abergangsbeſtimmungen p) 
Eigenhändiges Teſtament (teilweiſe eigenhändig) 22914 
Reihenfolge der Unterſchriften und des Verleſungsvermerks 
im Urteilsprotokoll 309 15 
Unterbrochene Anweſenheit der Zeugen 310'° 
Umfrage von Wolff 700 
Lehrer 
Zuchtigungsrecht p 85“ 
Lohnkampf |. Arbeitgeber 
Maſchinen 
M. als Grundſtücksbeſtandteile (Eigentumsvorbehalt uſw.) 
1893 + 3462 5415 543° 676 749 760 
Verletzung durch M. 686° 
Mäklervertrag 
Die Proviſionsforderung hat die Perfektion des Haupt⸗ 
geſchäfts, aber nicht des Erfüllungsgeſchäfts zur Voraus⸗ 
ſetzung, entſteht alſo, obwohl der Käufer ſtatt der Erfüllung 
Reugeld zahlt 133° 
Der Agent kann die Proviſion nicht deshalb fordern, weil 
der Konkursverwalter durch ſeine Ablehnung das Geſchäft 
vereitelte 315 
Heiratsvermittelung und gültige Mithilfe zur Beſeitigung 
von Eheſchwierigkeiten 7131 
Der Mäkler kann Proviſion nur fordern, wenn das Geſchäft mit 
Kenntnis feiner Vermittelungstätigkeit abgeſchloſſen iſt 741° 
Miete und Pacht 
Ungenügende Beſchaffenheit des Mädchenzimmers 57° 
Wegfall vertragsmäßigen Konkurrenzverbots wegen Mangels 
jeden Intereſſes 581 
Kurze Verjährung 1357 
Vertrags⸗ und Vermieterpfandrecht 224 
Haftung des Vermieters bei Nichtfortſetzung des Vertrags 
durch den Erwerber 302° 
Räumungsklage wegen Nichtzahlung des Mietzinſes, Zurück⸗ 
haltung, Teilleiſtung 3333 
Afterverpachtung einer Jagd 4237 
M. oder Werkvertrag (Reittier mit Begleitung) 463 
M. in der eigenen Sache (Beſtandteil) 436% 
Einfeitige Aufhebung des Mietvertrags 713° N 
Kündigungsrecht des verſetzten Beamten, der erſt während 
des Vertrags Beamter geworden iſt 615 (KG.) 
Streitwert der Mietzinspfändung 769 11 | 
Minderjährige |. Geſchäftsfähigkeit, Schadenerſatz (eigenes 
Verſchulden) N 
Verlöbnis einer M. (Behandlung des Verlöbniſſes als 
hinkenden Vertragsverhältniſſes, Wirkung nachträglicher 
Genehmigung gegenüber vorausgegangener Verſagung) 9° 
WMinderkaufleute 
Art des Betriebs 205 s 3697 691° 
eſtfordernde 
8 der preußischen Strafbeſtimmungen über das 
Bicterkomplott bei Verſteigerungen auf Submiſſionen 639 


Miteigentum 

Gerichtliche Beſtellung eines gemeinſamen Verwalters 1191 
Mitgift 

Verwendung einer Schuld des Ehemanns als M. 1615 
Mitgliedſchaft ſ. Verein 
Muſterſchutz 

Klage wegen Gewerbsſtörung durch Verbote der Nachbildung 


eines Muſters, deſſen Schutz nachmals vernichtet wird 
723 26 


Nachbarrecht 
Vertiefung 8 909 BGB. 166 10 
Grenzmauer f 2213 
Nachdruck |. Urheberrecht 
Nahrungsmittel 
Darf ein Aufguß auf getrocknete Apfel als Apfelſaft ver⸗ 
kauft werden? 57756 
Nebenintervenient 
Wirkung der Rechtskraft auf den N. 339 18 
Auftreten eines Hauptintervenienten als N. 42914 
Rechtsmittel des N. 5622 
Neuerung |. Schuldumwandlung 
Nichtigkeit 
N. im Verhältnis zu einem von mehreren Vertragſchließenden 
83? 
N. wegen Formmangels nach 8 313 BGB. 
1096 Unvollſtändige Protokollierung 
161? Klage auf Schadenerſatz vor der Heilung 
Bordellgeſchäfte 22610 22711 3315 7093 78615 
Anſpruch auf Rückerſtattung von Wetteinſätzen 22812 
Abkommen über Aufhebung eines nichtigen Geſchäfts 301“ 
Dingliche Erfüllungsgeſchäfte eines nichtigen Vertrags 38311 
Teilweiſe N. eines Vertrags 401“ 
Nichtige Verfallklauſel bei Abzahlungsgeſchäften 692 16 
Nachtragsverträge und Anerkenntniſſe zu nichtigen Geſchäften 
7098 
Beſtellung einer Hypothek für eine nichtige Forderung 
136° 
Geltendmachung der N. einer Statutenbeſtimmung ſeitens ber 
Genoſſen gegen die Klage der Genoſſenſchaft in Liquidation 
773¹ 
Niederſchlagung 
N. von Gerichtsvollziehergebühren 176 
Nordoſtſeekanal 
Ungültigkeit des § 1 der Betriebsordnung (Ausſchluß jeder 
Schadenerſatzpflicht des Reichs) 148 
Notar 
Zeugnisverweigerungsrecht 174° 43017 
Unterlaſſung des Wechſelproteſts gegen einen Exterritorialen 
162 
Wechſelproteſt für den nicht legitimierten Inhaber 46725 
Vorzeitige Ausſtellung der Vollſtreckungsklauſel 350 
Stellvertretung der Vertragsſchließenden durch den N. 5588 
71413 
Notarielle Beurkundung von Tatſachen. Abhandlung von 
Joſef 625 
Notarielle Zeugenvernehmung in ausländiſchen Rechtshilfe⸗ 
ſachen 631 (Juſtizminiſterialreſtript vom 2. Mai 1903) 
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anni Nachfriſt des 8 207 Abſ. 2 ZPO. 567° 


Beſtimmung der Einſpruchsfriſt bei öffentlicher Zuſtellung 
des Verſäumnisurteils 312’ 


Notwe | 
8 gegenüber einem Miteigentümer 233! 


Notwehr |. Schadenerſatz 2 
Novation ſ. Schuldumwandlung 
entliches Recht | 
u der ordentlichen Gerichte über Einreden aus 
dem ö. R., die gegen ein ſtreitiges Privatrecht vorgeſchützt 


werden 23319 
enbarungseid 
1 des Vermögensverzeichniſſes infolge Fahr⸗ 
läſſigkeit des Richters 174“ 
Operation 
Verpflichtung des Verſicherten zur O. 206“ 341 25 u 
Lertragshaftung der Gemeinde für die Arzte des ſtädtiſchen 
Krankenhauſes 807 
Partei 
Ungenügende Bezeichnung der P. in der Klage 394 90 
Eintritt der Geſellſchafter für eine während des Prozeſſes 
aufgelöfte offene oder Kommanditgeſellſchaft 477% 
692 1 
parteieid |. Eid 
Parteifähigkeit ſ. Rechtsfähigkeit 
Patenterteilung 
Offenkundige Vorbenutzung 363 
Patentnichtigkeitsverfahren 
Ablehnung von Beweisanträgen im P. 120 
Verſuch einer Nichtigkeitsklage nach Friſtablauf 1215 
Aussetzung des P. (Aufnahme durch Erben oder Teſtaments⸗ 
vollſtrecker) 207° 
Rechtshilfe im P. 71614 
Patentverlegung 
Analogie des Eigentumsanſpruchs für den Patentanſpruch 
Erſetzung des böſen Glaubens durch Rechtshängigkeit, 
Herausgabe von Nutzungen; vindicatio oder negatoria?) 
70 20725 
Verkauf des Stoffs, der zu einem patentierten Verfahren 
gebraucht wird 1462 
Vemichtung des Patents während der Reviſionsinſtanz des 
Patentverletzungsprozeſſes 400 5 
pfaudung 
?. einer Geſamthypothek 30914 
P. einer Eigentümerhypothek ohne Herausgabe des Briefs 
3878 757 50 
Streitwert der Mietszinspfändung 769 ˙1 
J. nach Klagzuſtellung 8105 
pfandrecht 
Vemnieterpfandrecht und Zwangsvollſtreckung. Aufſatz von 
Reinhard 74 
. an einem Inbegriff; Vermieterpfandrecht und Vertrags: 
pfandrecht 2247 
Verhältnis des Drittverpfänders zum Bürgen (Aufſatz von 
Cohn) 410 
durüdbehaltungsrecht des Pfandſchuldners 545 10 


Penſion ſ. Beamte 
P. von Militärperſonen, insbeſondere Angehörigen der Schutz⸗ 
truppe 20935 342 4409 
Pferderennen 
Elektriſche Spornvorrichtung, Anzeigepflicht 49121 
Rennwetten (Spiel?) 499 68 
Pfleger 
Pflegſchaft über Geiſteskranke 3762 
Vormundſchaftsgerichtliche Regelung des Verkehrs geſchiedener 
Ehegatten mit den Kindern ohne Beſtellung eines P. 
560 30 
Pflichtteil 
Auskunftspflicht des Erben 358 20 
Photographie ſ. Urheberrecht 
Plagiat 
Unterſchied von P. und Nachdruck 405 58 
Plenareutſcheidung 
Wann ift eine P. einzuholen 719 20 
Poſt 
Mißbrauch der Schließfächer 481% 
Preisausſchreiben 
Urheberrecht an den Preisarbeiten 57680 
Privatgewäſſer 
Erwerb der Bodenfläche eines eingehenden Sees durch die 
Anlieger 36530 
Privatklagſachen 
Koſtenerſtattung in P. Auſſatz von Hüſſener 186 
Privilegien 
Verjährung von P. p 9318 
Protokoll 
Bezeichnung des aufnehmenden Beamten; genügt ſeine Unter⸗ 
ſchrift? 533 
n der Unterſchriften und des Verleſungsvermerks 
Erſatz der Schriftform durch das P. 6855 
Proviſion ſ. Mäkler 
Prozeß bevollmächtigte 
Rechtsgeſchäftliche Erklärungen der P. 565 35 
Prozeßkoſten ſ. Koſten, Vorſchuß 
Prozeß fähigkeit 
Fehlende Bezeichnung des geſetzlichen Vertr : 
prozeßfähigen Partei in der — 6716 e ag 
Prozeßrũüge 
Vorausverzicht 395 23 
Ratserteilung 
Beurteilung der R. als Beihilfe. 
Reallaſt 
R. des Bierbezugsrechts 4536 
Umfrage von Wolff 699 
Rechtsanwälte 
Armenſachen ſ. d. 
Hülfs⸗ und Ruhegehaltskaſſe ſ. Hülfskaſſe 
Ratserteilung ſ. d. 
Unentgeltliche Sprechſtunden für Unbemittelt 
3 2 1 5 den Bureauvorſtand 5 
aftung des R. für vorzeitige Zwangsvollſtreckun 350° 
Haftung des R. für Koſten unzuläſſiger Beschwerden 430 18 


Aufſatz von Galli 129 
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Inkaſſovollmachtsnachweis gegenüber dem Gerichtsvollzieher 500 

Unleſerliche Unterſchrift 573“ 

Verweigerte Zulaſſung von R. im Schiedsverfahren 574°° 

Aſſoziation von R. Aufſatz von Roſenberg und Ehrenwerth 
679 705 

Rechtsfähigkeit 

R. eines Verbandes von rechtsfähigen und nicht rechtsfähigen 
Vereinen 7! 

Autonomie des nicht rechtsfähigen Vereins 396° 

R. eines Gymnaſiums 4271 | 

Geſellſchaft und nicht rechtsfähiger Verein 452“ 

Parteifähigkeit 
71 (erlaubte Privatgeſellſchaft p) 
8108 (erft nach Feſtſtellung der Parteifähigkeit kann über 

die Zuständigkeit verhandelt und entſchieden werden) 

Rechtshilfe 

R. im Patentnichtigkeitsverfahren 716 20 

Rechtskraft 

R. des Eheherſtellungsurteils 26“ 

K. des kolluſoriſchen Schuldtitels 234 

Leiſtungsklage nach abgewieſener negativer Feſtſtellungs⸗ 
klage 33817 

Erſtreckung der R. durch Nebenintervention 33915 

Gebundenheit des Reichsgerichts an ſeine frühere, inzwiſchen 
aufgegebene Rechtsanſicht, inſofern ſie im erſten Reviſions⸗ 
urteil feſtgelegt iſt 361“ 

Sogen. relative R. 57042 (Klageweiterung nach Feſtſtellung 
des Klagegrundes durch Zwiſchenurteil) 

R. des zwiſchen Gläubiger und Hauptſchuldner erlaſſenen 
Urteils für die Bürger. Aufſatz von Bendix 589 

Rechtsmittel |. Berufung, Beſchwerde, Reviſion 

R. des Nebenintervenienten 562 4 

Prüfung der Zuläſſigkeit von Amts wegen 156% 

Rechtsnachfolge 

Pfändung nach Klagezuſtellung 810° 

Rechtsweg 

Ausſchluß des R. für Regreßanſprüche aus der öffentlich⸗ 
rechtlichen Arbeiterverſicherung infolge Zeitablaufs. Auſſatz 
von Hilſe 4 

Streit zwiſchen Privaten über Offentlichkeit eines Weges 
4458 Verfügungen der Wegepolizeibehörden 
233 Entſcheidung eines dem öffentlichen Recht an⸗ 

gehörigen Inzidentpunkts 

Bezugnahme auf die Konzeſſionsbedingungen einer Kleinbahn 
im Immiſſionsſtreit 67 0 

Richterliche Nachprüfung der Entſcheidung des Kompetenz⸗ 
gerichtshofs 69” 

Autonomie von Vereinen und Religionsgeſellſchaften 1253 
3968 416! 

Feſtſtellungsklage auf Nichtbeſtand eines Enteignungs⸗ 
rechts 126°° 

Schadenklage gegen einen Polizeibeamten wegen emer Amts⸗ 
handlung (Einbehaltung von Flugblättern) 150“ 
icchenpatronat 2331 

5 des Vormundſchaftsgerichts über Verkehr ge⸗ 
ſchiedener Eltern mit ihren Kindern 3931 

Straßenbaukoſten 407° 


Ziwilregiſter 


Anſpruch der Ortskrankenkaſſe auf die Zinſen unter⸗ 


ſchlagener Beträge, deren Höhe verwaltungsbehördlich feſt⸗ 


geſetzt iſt 771“ 
Reeder 
en des R. für ſeemänniſches Verſchulden, Juriſtentag 
Neichstagsabgeordnete 
Zeugniszwang, Aufſatz von Alexander⸗Katz 638 
Rekurs 
Keine auffchiebende Wirkung des R. in Gewerbeſachen 38 v0 
Religion 
Entlaſſung eines Vormundes wegen Religionsverſchiedenheit, 
Aufſatz von Wreſchner 321 
Neligionsgeſellſchaft 
Mitgliedſchaft (Autonomie) 125 
Nennwetten 
Behandlung der R. als Spiel 49955 
Rente ſ. Leibrente, Schadenerſatz 5 
Hentenfchuld. Umfrage von Wolff 699 
Reviſible Rechtsnormen 
Preußiſches Bergrecht (Geſetz vom 27. Februar 1869) 43018 
Weſtfäliſches Provinzialrecht (Ehegüterrecht) 116 
Linksrheiniſches Geſetz über Kirchgemeindeſteuern vom 
14. März 1880 117% 
Franzöſiſches Recht im Oberlandesgerichtsbezirk Cöln 431 
Spezialgeſetz (Berückſichtigung der Patentvernichtung in der 
Reviſionsinſtanz des Patentverletzungsprozeſſes) 400°* 
Irreviſibilität des Ausſpruchs, ob § 254 auf landesrechtliche 
Haftpflichtgeſetze Anwendung leidet 5449 
Begriff der Schuldverſchreibung nach Sächſiſchem Stempel⸗ 
geſetz 573“ 
Straßenpolizeiverordnungen über das Streuen bei Glatteis. 
689 11 
Mangel der Urteilsgründe für die Auslegung nicht reviſibler 
Geſetze 721° 
Satzungen der Poſener Landſchaft 757° 
RNeviſionseinlegung 
Zuläſſigkeit der R. gegen ein Zwiſchenurteil 26 7 
R. im Eheſcheidungsprozeſſe nach dem Tode des einen Ehe⸗ 
gatten 31119 
R. am letzten Tage der Friſt nach Schluß der Dienſtſtunden 
(Aufſatz von Scherer) 593 
Neviſionsbegründung 
Begründung mehrerer Anträge 28°° 
R. und Armenrecht (Erteilung des Armenrechts auf Grund 
prozeſſualer Angriffe, die dem beſtellten Anwalt nicht mit⸗ 
geteilt werden) 97, 593 
Ausſetzung der Entſchließung auf das Armenrechtsgeſuch bis 
zum Eingang der R. 97 593 
Verſäumung der R. (keine Wiedereinſetzung) 1431 
Verſpätete Prozeßrüge 341“ 
Prozeßrüge oder materieller Angriff? 432 
Mangelnde Spezialifierung der Prozeßrüge 43221 
Bezugnahme auf Urteile I. Inſtanz ſtatt eigener R. 573“ 
Nevifiondgründe 
Nichtausübung des Fragerechts 114“ 11518 
Ungenügender Tatbeſtand 
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174% Nichterwähnung des erſten Reviſionsurteils im 
Tatbeſtande des zweiten Berufungsurteils 

95920 Mittelbare Berückſichtigung des nicht gerügten 
Tatbeſtandsmangels N N 

Unterlaſſene Erörterung richterlichen Eides 232˙* | 

Nichtbeachtung des 8 154 Abi. 2 BGB. (iſt das ein materieller 
Angriff oder Prozeßrüge?) 432 N N 

Unterbliebene Beſchlußfaſſung über eine Sachverſtändigen⸗ 
ablehnung 572“ 5 
Bar der Entſcheidungsgründe bei Anwendung irreviſiblen 
Rechts 7312 

Neviſiousinſtanz . 

Nachprüfung der Anwendung des 8 254 in der R. 
544 5 

Unzuläffige Zuſtändigkeitsrüge 14318 
Auslegung in der R. 2291 348° oo 

Gebundenheit des Reichsgerichts an ſeine eigene Rechts⸗ 
auffaſſung im erſten Reviſionsurteil 361 
Nachprüfung der Beweiswürdigung (Auswahl der Sach⸗ 
verständigen) in der R. 395%? 

Einführung eines neuen Klaggrundes in der R. 395 

Berückiichtigung der Patentvernichtung in der R. des Patent⸗ 
berletzungsprozeſſes 400°° 

Zur Praxis der zivilprozeſſualen Reviſion. Aufſatz von Scherer 
593 

Neviſionsſumme 

Nächtberückſichtigung unzuläffiger Anträge 2895 

Verſpätete, bezw. ungenügende Glaubhaftmachung 3 
118% 

Naßgebender Zeitpunkt für die Berechnung, Haupt⸗ und 
Nebenforderungen, Widerklage 116 117 174 202°! 
479% (Vorteil der Widerklage auf Rückerſtattung des 
zur Abwendung der Zwangsvollſtreckung Gezahlten) 

IR bei Schadenerſatzklage des Fiskus die R. zu fordern! 
22356 

Nichter 
Haftung des R. 
535 Rechtsirrtum über die Protokollform 
132° Grundbuchverſehen 
174% Abnahme des Offenbarungseids ohne genügendes 
Vermögensverzeichnis 
5392 Grundloſe Zurückweiſung der Bietungsſicherheit im 
Zwangsverſteigerungstermin 
Richterliches Ermeſſen 

Urteil des r. E. 
in der Beſchwerdeinſtanz 690 15 
hinſichtlich Angemeſſenheit der durch einſtweilige Ver⸗ 

fügung für den Eheprozeß ausgeworfenen Unterhalts⸗ 
1 tente 30718 
üdforderung |. Bereicherun 
Nictritt 0 cherung 


Nachfriſt 1411 
R wegen pofitiber Vertragsverletzung 2993 3340 
K wegen Verzugs 334 10 
Ausfhluß des R. durch Unmöglichkeit der Rückgabe 
623 Aufsatz von Sternberg 
802 Auffa von Siegel 


039 40 


R. wegen Nichtausübung einer perſönlichen Dienſtbarkeit 
(Abbau eines Tonlagers), weil die Vergütung nach den 
geförderten Mengen bemeſſen iſt 683° 
R. mit einer Hypothek ſ. d. 
Nuhegehaltskaſſe |. Hülfskaſſe 
Sachbezeichnung 

Etabliſſementsname Kurhaus 397% 

Name einer Weinſtube als Warenzeichen 439 20 
Sachgeſamtheit | 

Fabrik (Auffag von Krückmann: Zum Streit über den 

Eigentumsvorbehalt an Maſchinen uſw.) 674 
Schadenerſatz 
1. Verpflichtungsgründe (Verſchulden ſ. 2) 
a) Haftpflicht (höhere Gewalt, Verſchulden |. 2, Rente 5) 
Eiſenbahnbetrieb 
921° Feſtſtellungsklage wegen möglichen künftigen 
Schadens 
31626 3761 5755 7061 Betriebsunfall 
376° Haftung für Schmerzensgeld nach 8 823 BGB. 
382 544° Sachſchaden p und Elſaß⸗Lothringen 
465°? Pflichten des Geſchirrführers an der Straßen⸗ 
bahnhalteſtelle 
775418 Transportvertrag ſ. e 
Fabrikbetrieb 
403 Haftung des Unternehmers gegen die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft 
45912 Anwendung des $ 254 BGB. 
47233 Beſchäftigung von Kindern 
5471 Unfall in ruhender Fabrik 
b) Haftung des Tierhalters 
Entwurf eines Geſetzes, betr. Anderung des & 883 BGB. 
210 
Verhandlung des Juriſtentages 618 
Begriff des Tierhalters 
62 (Sprachgebrauch, Aufenthalt des Tieres, vorüber⸗ 
gehende Überlaſſung zu einem ſelbſtändigen Zweck) 
156 (Aufſatz von Schumacher) 
19714 (Dauer des Verhältniſſes) 
Annäherung an ein Tier ohne Not, trotz Warnung 
gegen Verbot 3497 7387 7398 ö 
Unfall beim Körungsgeſchäft 466% 
Beſchädigung des Hufſchmieds 55322 
Scheuwerden eines Pferdes durch ein Automobil 6812 
Indirekter Schaden infolge Erſchreckens durch einen 
5 * Treppenſtufe im Dunkeln liegenden Hund 


e) Vertragshaftung 
Widerruf eines Kreditbriefs 7127 
a und Anſpruch auf Sch. wegen Nichterfüllung 
Verletzung eines Wettbewerbsverbots ſ. d. 
Mietvertrag und Leihe 
738° Beleuchtungspflicht des Mieters 
740° Schadhaftigkeit überlaſſenen Wagens 
Dienſtvertrag 
1498 2385 31625 Unterlaſſenes Mark 
ee arkenkleben trotz 
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6866 Vertragswid rige Beſchäftigung eines Kindes an 
einer Maſchine 
Anſtellungsvertrag 
Haftung des Beamten gegenüber dem Staat 551° 


Werkvertrag (Schäden während der Bauausführung) 
11110 


Transportvertrag 
12 Beförderung in offenen Eiſenbahnwagen (weit⸗ 
gehende Interpretation des Frachtbriefs) 
77545 Auslandsverkehr 
621 Seetransport, Juriſtentag 
Verantwortung des Vorſtandes und Auſſichtsrats einer 
Aktiengeſellſchaft, Juriſtentag 620 
d) Vertragloſe Haftung 
Geſchäftsführung ohne Auftrag 420“ 
Schädigung von Gläubigern durch Täuſchung über den 
Stand des Aktienunternehmens 601? 
Erwerb von Aktien infolge geſchmeichelter Bilanz 464° 
Täuſchung beim Vertragsabſchluß (Ertrag des zu über⸗ 
nehmenden Handelsgeſchäfts) 305 
Culpa in contrahendo 136° 
Hinderung an Einhaltung einer Vertragsfriſt 7331 
8 826 BGB. 1616 6115 
Boykott im Lohnkampf 595 
Unterlaſſenes Markenkleben 14923 2382 316 
Nachbarrecht (S 909 BGB.) 16619 
Sch. wegen einer im Auslande begangenen Handlung 
2971 
Unfälle im Hauſe 
11312 Kohlenoxydvergiftung durch Verſchulden des 
Ofenſetzers 
546 12 Treppen in alten Häuſern 
554% Rohrbruch einer ſtädtiſchen Gasanſtalt 
738° Beleuchtungspflicht des Mieters 
8082 Sturz von der Treppe infolge Erſchreckens vor 
einem auf den Stufen liegenden Hunde 
Unfälle im Straßenverkehr ſ. a. 2b. d 
Unzweckmäßige Straßenanlage 137° 
Unterhaltung, Beleuchtung der Straße 19410 3784 
Vorkehrungen bei Straßenreparaturen 539“ 746 * 
Streupflicht bei Glatt eis 
Eigene Streupflicht der Gemeinde 689 n 
Aufſicht über das Streuen der Anlieger 711° 
Rohrbruch einer ſtädtiſchen Gasanſtalt 554 
Pflichten der Geſchirrführer an Straßenbahnhalteſtellen 
465 
Betrieb gefährlicher Maſchinen an der Straße 472°° 
Scheuen eines Pferdes vor einem Automobil 681? 
e) Verletzung des Eigentums und gewerblicher Schutz⸗ 
rechte 
Nachbarrecht (5 909 BGB.) 166 10 
Anwendung ſachenrechtlicher Analogien 7029 207 32 
f) Gewerbstätigkeit |. a. Einwirkungen 
Rohrbruch einer ſtädtiſchen Gasanſtalt 554 
g) Störung fremder Gewerbstätigkeit 
8 823 BGB. Verkehrsſtörung durch Truppenübungen 
1637 


Klage eines Arztes über Gewerbsſtö 
Standesgericht 74314 R 
Behördliche Schließung einer Wirtſchaft 75426 
b) Verſtoß gegen Schutzgeſetze 
8 367 Nr. 12 StGB. 137° 
5 128 Preuß. Berggeſetzes 780 +3 
i) Prozeſſuales Verhalten 

Ungerechtfertigte Pfändung 2020 

Hinderung der Zwangsvollſtreckung durch unberechtigte 
Widerſpruchsklage 891 

k) Beſchädigung durch Sachen 

Einſturz eines Gebäudes 33613 

Abbrechen eines Firmenſchildes BGB. 8 836 4235 
) Behördliche Maßnahmen 

Enteignung ſ. d. 

Allgemeiner über die Enteignung hinausgreifender An⸗ 
ſpruch auf Sch. wegen behördlicher Maßnahmen 1637 
57958 77947 

Entſchädigung unſchuldig Verurteilter 12331 

> BGB. Haftbefehle in Strafſachen 19917 

a. g 

m) Beamte, Notare, Rechtsanwälte, Richter 

533 Protokollform 

1323 Grundbuchverſehen 

174“ Offenbarungseid über ungenügendes Vermögens⸗ 
verzeichnis 

350? Erteilung der Vollſtreckungsklauſel 

5392 Zurückweiſung eines Bieters bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung 

Polizeibeamte 
150 Beſchlagnahme von Flugblättern 
74515 Waffengebrauch 

Notar (Unterlaſſung des Wechſelproteſts) 467 25 

Rechtsanwalt (vorzeitige Zwangsvollſtreckung) 350° 

n) Geſchlechtlicher Mißbrauch 

SS 825, 847 BGB. Hinterliſt (Eheverſprechen eines 
Ehemannes) 35213 

§ 1300 Unbeſcholtenheit, Fortſetzung des Verkehrs nach 
dem Verlöbnis 651° 425 10 

2. Verſchulden, Ausſchluß der Haftung 
a) Fahrläſſigkeit des Verpflichteten 

Verkehrsübliche und verkehrs erforderliche Sorgfalt 
160? 164 3361? 351 (Abſperrung von Konzert⸗ 
podien) 459 (Rückſicht auf Kinder) 

Beſondere Verpflichtungen 
33612 54612 Aufſichtspflicht des Hausbeſitzers 
681“ Automobilverkehr 

Entſchuldigung der Beſtürzung, der Befangenheit durch 
Sorge um Leib und Leben 160 

Vorausſehbarkeit 740° 

b) Eigenes Verſchulden des Verletzten 

Unvorſichtigkeit des Straßenpaſſanten 1684 3784 422 

539“ 7397 74718 


Unvorſichtigkeit des Fahrgaſtes 235 3508 376 
421° 46552 5758 

Unvorſichtigkeit beim Betreten eines Hauſes 110 6801 

Unvorſichtige Annäherung an Tiere 3497 7387 7408 


Sivilregifter 19 


Reizung eines Menſchen 297 
Verſpäteter Zuſtellungsauftrag an den Gerichtsvollzieher 
452? 
Beweislaſt 437 481 
e) Beiderſeitiges Verſchulden 
Nachprüfung der Schadenverteilung in der Reviſions⸗ 
inſtanz 54 
Anwendung des § 254 
bei Verletzung von Kindern unter 7 Jahren 555 
bei Schiffszuſammenſtößen 301“ 
bei der großen Haverei 341“ 
bei Sachſchaden im Eiſenbahnverkehr 382° 544° 
d) Verſchulden Minderjähriger und Geiſtesſchwacher 
Rinder unter 7 Jahren 55° 47255 
Minderjährige 
45914 (Verpflichtung zu Schutzvorkehrungen gegen 
den eigenen Leichtſinn Minderjähriger) 
472% (Beſchäftigung Minderjähriger an Maſchinen) 
686 (Beweislaſt für die Einſicht des Minderjährigen) 
747 1s (Kinder im Straßenbahnverkehr) 
Geiſtesſchwäche 7408 
Verſchulden des Aufſichtspflichtigen (der Mutter des 
verunglückten Kindes) 193° 
e) Vertragsmäßiger Ausſchluß des Sch. 
$ 1 der Betriebsordnung für den Nordoſtſee⸗ Kanal 
148 27 
Beſchädigung eines Hufichmiebes beim Beſchlagen 5535 
Befreiungsklauſel im Binnenſchiffahrtsvertrage 44353 
1) Recht zur Verletzung 
Züchtigungsrecht des Lehrers 85“ 
Notwehr 2971 
8) Verjährung 
88 136, 138, 139 Unfallverſ. Geſ. 121% 
9 61 HGB. 398 50 
h) Werkvertrag (fehlerhafte Grundſtückstaxe) 5521 
3. Berechtigte und Verpflichtete 
) Haftung für Dritte 
Haftung des Staates für Beamte 223° 339 0 452° 
619 (Juriſtentag) 
Haftung eines Kreisverbandes 8 
Haftung der Gemeinde 539“ (Stadtbaumeiſter) 8081 
(Arzte des ſtädtiſchen Krankenhauſes) 
Haftung der Kommanditiſten für den Komplementar 
692 16 
Haftung des Eigentümers eines Flußſchleppers für Ver⸗ 
ſchulden der Mannſchaft gegenüber dem Eigentümer 
der geſchleppten Ladung. Befreiungsklauſel 4435 
re des Rechtsanwalts für den Bureauvorſtand 
7 
Haftung des Ehemannes für die Ehefrau 59 1 
Haftung des Kindes für die Mutter 193° 
Verletzung eines Wettbewerbsverbots durch Angeſtellte 
Erörterung, ob man ſich auch bei Verpflichtung zur 
Unterlaſſung der Angeſtellten zur Vertragserfüllung 
bedient) 335 11 
Eigenes Verſchulden durch ungenügende Beauffichtigung 
der Angeſtellten 208% 335 11 49718 745 16 


Auswahl 11318 19618 19916 336 3773 539 
547 13 

Haftung für Hilfsperſonen des Ausgewählten 460 16 
54713 

Vertragsmäßige Erweiterung der Haftung für Dritte 
35218 

b) Anſprüche Dritter 

Anſprüche des Ehemannes für Verletzung der Ehefrau 
und eigene Anſprüche derſelben 1671 31321 385 18 
469 8 7515 

Anſprüche des Vaters neben denen der Kinder 8107 

Anſprüche der Mutter wegen des den Kindern durch 
Verluſt des Vaters entgehenden Unterhalts 747 10 

Anſprüche der Berufsgenoſſenſchaft gegen den Betriebs⸗ 
unternehmer 17118. 172 20834 6867 

Anſprüche des fürſorgepflichtigen Fiskus 48248 


4. Urſächlicher Zuſammenhang 


Urſächlicher Zuſammenhang der Strafe und des Schadens 
unſchuldig Verurteilter 123 21 

Vorhandene Anlage zu dem durch Unfall hervorgerufenen 
Leiden 7397 

Vorentſcheidung des Reichsgerichts über Amtsüber⸗ 
ſchreitung $ 11 EGGVG. (erftredt ſich nicht auf den 
Kauſalzuſammenhang) 75426 


5. Inhalt, Umfang, Bemeſſung des Sch. 


a) Herſtellung in Natur 

Schadenerſatzklage auf Herſtellung des früheren Zuſtandes 
mit Anfechtungswirkung nach Verſäumung der An⸗ 
fechtungsfriſt 330“ 379 

compensatio lucri cum damno 3326 33618 

Behandlung der verſpäteten als friſtgemäßer Handlung 
oder Herſtellung des durch argliftige Behinderung an 

R a 1 ee Sch. 7331 
nmöglichkeit der Herſtellung des früheren Zuſt 
durch Rückgabe des dem Beſitze 5 Er 
ſtücksteils, nachdem der Reſt des Grundſtücks mit 
Nachteil hat verkauft werden müſſen 7375 

b) Umfang des zu erſetzenden Sch. 

Zeitliche Begrenzung und Abſtufung einer als Sch. zu⸗ 
zuſprechenden Unterhaltsrente unter Berückſichtigun 
künftiger Umſtände (verringerte Erwerbsfähigkeit = 
Klägers oder feines weggefallenen Ernährers bei zu⸗ 
nehmendem Alter, mutmaßliche Lebensdauer des letz⸗ 
= 5 der Witwe und dergl.) 

18 
1 30818 36022 36128 548 16 53383 

Entſchädigung unſchuldig Verurteilter 12331 

Identität von Preisminderung und Sch. 1910 

Anſpruch auf Entſchädigung wegen Patentverletzu 
nach Analogie der Eigentumsverletzung 207 32 N 

9 der erſt durch den Prozeß entſtandenen 

Kl 
220 a Unterhalt vor Beginn der Erwerbsfähigkeit 

Einwand der Unterhaltspflicht des Sohnes 

. gegen die 
5 der Witwe des Verunglückten 


82 
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Abzug der Leiſtungen, die der Verunglückte auf Grund 
Verſicherungsvertrages erhält 336 
Erſatz des nicht vermögensrechtlichen Sch. 7105 
Schadenerſatzanſpruch Dritter, auf den die Unterhaltungs⸗ 
pflicht durch Tod des bisher Verpflichteten übergeht 
147 
Erweiterung des Penſionsanſpruchs wegen nachträglicher 
Erhöhung des entgehenden Dienſteinkommens 767 
Anſpruch des Unterhaltspflichtigen wegen Erhöhung des 
Aufwands 8117 
c) Geldleiſtung 
Beſtimmung durch richterliches Ermeſſen 1717 471°. 
Preisdifferenz (Einwand, daß die höheren Preiſe nur 
durch Täuſchung der Käufer erzielt worden wären) 544° 
Kapitalabfindung ſtatt Rente 360 6867 
6. Prozeſſuale Behandlung des S. 
Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs (näheres 
ſ. Urteil) 26*7 28 115 17218 17319 204 313? 
339 20 36031 4697 55323 57042 6867 7105 71919 
Feſtſtellungsklage (näheres ſ. d.) 1614 1° 9210 121 
3601 46997 688° 
Reviſion wegen der Schuldverteilung 54“ 
Verlangen des Aufgebotsverfahrens im Prozeſſe über 
Sch. wegen Verluſt eines Wechſels 1097 
Abweisung der Klage wegen ungenügender Subſtantiierung 
des Sch. 1918 
Schäden, die erſt durch den Prozeß entſtehen 231° 
Leiſtungsklage vor Beginn der zu entſchädigenden Er⸗ 
werbsfähigkeit 236 
Sicherheitsleiſtung für künftigen Sch. 43825 
Beweislaſt für eigenes Verſchulden 481 
Klagerweiterung nach dem Zwiſchenurteil 570% 
Nachträgliche Erhöhung des zuerkannten Anſpruchs 
76739 768 0 8117 
Scheidung der Che |. Eheſcheidung 
Scheingeſchäft 
Einwand des Sch. gegen Sicherungskäufe und dergl. Ab⸗ 
tretungen, Erlangung kolluſoriſcher Schuldtitel 511 243 2⁰ 
Abtretung einer Forderung, um im Progeſſe als Zeuge auf⸗ 
zutreten (Nichtigkeit nach 8 138 BGB.?) 329? 
Schenkung 
Ausſtattungsverſprechen eines Dritten oder zur Erhaltung 
einer bereits begründeten Ehe oder Lebensſtellung 135° 
42612 4627 
Verwendung einer Forderung gegen den Schwiegerſohn als 
Mitgift 161° 
Leiſtung zu einem guten Zweck (Errichtung eines Kolumbariums) 
196 ?? 
Iſt zur Sch. animus donandi erforderlich? $ 516 BGB. 
Aufſatz von Klein 100 
Beweislaſt darüber, ob eine Leiſtung ſchenkungs⸗ oder dar⸗ 
lehnsweiſe gegeben iſt 462“ 
Widerruf einer älteren Sch. nach 1900 160 
iedsgericht 
S eines Schiedsvertrags über ö einen Teil des 
» Rechtsverhältniſſes, und eines Schiedsſpruchs, der den 
Schiedsvertrag nur zum Teil erledigt 176 


Vereinsſtatut, wonach die Generalverſammlung alle Streitig⸗ 
keiten aus dem Geſellſchaftsvertrage zu entſcheiden hat, 
alſo zum Richter in eigener Sache beſtellt wird 396 20 

Feſtſtellung des Streitwerts ohne rechtliches Gehör 477 10 

Sachverſtändigenkommiſſionen 573“ 

Verweigerte Zulaſſung von Anwälten 574 80 

Schiffseigner ſ. a. Binnenſchiffahrt 
Streitverkündung an den früheren Sch. 20328 
Haftung des Sch. für die Schiffsmannſchaft 44333 

Schiffszuſammenſtoß 
Beiderſeitiges Verſchulden 301 

Schriftwerk ſ. Urheberrecht 

Schuldanerkenntnis N 

Anerkenntnisvertrag und deklaratoriſche Anerkennung. Aufſatz 
von Thiele 413 

Anerkenntnis eines abgetretenen Anſpruchs (Ablöſung von der 
Gegenleiſtung?) 74218 

Schuldverſchreibung 

Vertretung der Inhaber von Teilſchuldverſchreibungen einer 
Aktiengeſellſchaft. Einklagung eines Teilbetrags 19918 

Schuldverſprechen 
Begriff der abſtrakten Obligation 46319 74212 
Umwandlung einer Schuld in ein Darlehn 55018 19 

Schuldübernahme 

Verſchiedene Formen der Sch. 3035 

Sch. des Grundſtückserwerbers ohne Hinweis auf die Folgen 
des Schweigens (Anderung der reichsgerichtlichen Praxis!) 
304? 

Schuldumwandlung 

Umwandlung anderer Schulden in Darlehne (Einwendungen 
aus dem alten Verhältnis) 55013 19 

Schulpatronat 
Zubilligung der Reviſion wegen Patronatsgebühren? 283“ 

Schutztruppe 
Penſion von Offizieren der Sch. 20935 44091 

Sicherſtellung 

Zurückhaltungsrecht des Schuldners bis zur Zurückgewähr 
der S. 54510 

Sicherungsübereignung 

Einwand des Scheingeſchäfts 511 

Ausſonderung fiduziariſch abgetretener Forderungen im Kon⸗ 
kurſe 104 

Recht des Gläubigers auf Herausgabe der zur Sicherung 
verkauften, vorläufig beim Schuldner belaſſenen Sachen 
bei weiterem Vermögensverfall 161“ 

Sitten 
BGB. und Lebensgewohnheiten. Umfrage von Wolff 698 
Verſtoß gegen die guten S. ſ. Unſittlichkeit 

Spedition 
Klage des Verſenders gegen den Unterſpediteur 1917 

Sprechſtunden für Unbemittelte 261 

Spiel 

Börſentermingeſchäft 141% 

Rennwetten 499 68 

Rückforderung verauslagter Einſätze 228 12 

Staat ſ. Fiskus 

Stadt |. Gemeinde 
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Standes gericht 
Klage eines Arztes 
713 


tellvertretung 558 
ee Wille des Vertreters 380° 


St. der Vertragſchließenden durch den Notar. Übergabe des 
othekenbriefes 558* 
Be Unterſchlagung des Darlehnsbetrags durch den 
Notar Ä 
Stempelſtener u 
lgeſetz, Tarifnummer: 
ey der Zuzahlung auf zuſammengelegte 
Aktien 181° N | 
4a Ziff. 2 Landesſtempel für Zuteilung neben Reichs⸗ 
ſtempel für Ausreichung neuer Aktien 95“ 
Preußiſches Stempelgeſetz, Tarifſtelle: N | 
8, 25 Auflaſſungsſtempel bei Verſchmelzung zweier Aktien⸗ 


eſellſchaften 46 50 N 
1 enbesnenpel für Zuteilung neben Reichsſtempel für 


Ausreichung neuer Aktien 95° 
25d Geſellſchaftsauseinanderſetzung zwiſchen Vater und 
Sohn 240 . 
25e Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft in G. m. b. H. 
(Behandlung des ganzen Vermögens der erſteren als 
Sacheinlage der letzteren) 582° 1 
32 Herstellung neuen Guts (Anpaſſung von Eifenträgern) 
4781 
32 Verkauf von Häufern auf Abbruch 96“ 
32 Abſ. 11 Nr. 3 Unmittelbarkeit des Verbrauchs 72577 
39, 54, 71 Vorvertrag zum Grundſtückskauf 725° 
36 Leibrentenvertrag 726 * | 
8 13d Nachträgliche Verſtempelung in zweiter Hand 
(rechtliches Intereſſe) 727.“ 
Sächſiſches Stempelgeſetz 
Ireviſibilttät 5734 
Straße 
Rechte des Anliegers einer St. f und g 2015 
Offentlichkeit einer St. im Zivilprozeß 44°° 
Streit zwiſchen Fiskus und Gemeinde über Pflicht zur Unter⸗ 
haltung der Eiſenbahnzufahrt 485“ 
Straßenverkehr |. Schadenerſatz 1 d 2b 
Etreik |. Arbeitgeber 
Streitgenoſſen 
Berufung des notwendigen St. 33817 
Streitverkũndung 
Unwirkſame St. an die falſche Partei 203“ 
Haupt- und Nebenintervention 42914 
Streitwert ſ. a. Revifionsſumme 
Haupt⸗ und Nebenforderungen 
11619 Leihgebühr für eingeklagte Fäſſer 
202 » Fracht und Zoll 
Abzug des Zwiſchenzinſes 169 1 
Klage auf Einräumung einer Grunddienſtbarkeit 31117 
St. bei alternativer Verurteilung 43118 
Arge auf Abnahme der Ware 688° 
St der negativen Feſtſtellungsklage 755 %7 
Nietzinspfändung 769 


über Gewerbsſtörung durch das St. 


Stundung 
Minderung und Stundung. 
Kaufmann 643 
Submiſſionen 
Abhalten von der Teilnahme an S. (§ 270 PrStGBB.) 
Aufſatz von Müller 639 
Tatbeſtand ſ. Urteil 
Taxe 
Schaden wegen fehlerhafter Grundſtückstaxe (kurze Verjährung 
des Werkvertrags?) 55221 
Zelegrapheuwege 
Koſten des Schutzes der T. (Errichtung eines ftäbtifchen 
Elektrizitätswerks) 318 
Teſtameuntsvollſtrecker 
Legitimation des T. 1323 
Aufnahme des ausgeſetzten Patentnichtigkeitsverfahrens durch 
Erben und T. 20651 
Tierhalter |. Schadenerſatz 1 b 
Totaliſator ſ. Rennwetten 
Treu und Glaube ſ. Auslegung 
Trausportvertrag | 
Eiſenbahntransporte |. Eiſenbahn, Schadenerſatz 1 
Binnenſchiffahrt ſ. d. 
Havarie ſ. d. 
Verjährung bei poſitiver Vertragsverletzung 1310 
Unmöglichkeit der Erfüllung wegen obrigkeitlicher An⸗ 
ordnungen 557 
Übergangsbeſtimmungen 
Elterliche Gewalt der Mutter 13811 
Widerruf einer älteren Schenkung nach 1900 1601 
Fortbeſtand f. Rechts über Grenzmauern 2213 
Hemmung und Unterbrechung einer nicht abgelaufenen Ver⸗ 
jährung 222“ 
Gemeinſchaftliches Teſtament p 2235 
Nicht eingetragene Dienſtbarkeit p 34420 
Keine rückwirkende Kraft des $ 323 ZPO. 360% 
Unanwendbarkeit des Art. 217 EGBGB. auf Verzichts⸗ 
verträge unter den künftigen Erben 5393 
Parteifähigkeit von Perſonenvereinen p 71 
Rückforderung der zur Abwendung vorläufiger Vollſtreckung 
geleiſteten Zahlung 719 20 
Übertrags vertrag 
U. nach 5 3 des Weſtf. Provinzialgeſ. . 
gemeinſchaft 116 20 * e 


Aufſätze von Sternberg 73 


Unbeſcholtenheit 
Geſchlechtsverkehr vor dem Verlöbnis 65 16 
Unfallverſicherung 
Übergang der Rechte des Verſicherten auf di 
* f die Berufs⸗ 


54° Einwand eigenen Verſchuldens des Verſichert 
en gegen 
den von der Berufsgenoſſenſchaft geltend 
1 g gemachten Haft: 
12129 Negative Feſtſtellungsklage ge i 
| gen die B ⸗ 
genoſſenſchaft (Einwand der Verjährung nach =. 
138, 139 GemuVG.) ö 
208% 238 26 Haftung des Betriebsunterne 
ab mers 
Rückſicht auf eigenes Verſchulden; 1 der 5 
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ntſcheidungen der Verſicherungsinſtanzen und des Straf⸗ 
e siegen für die Klage der Berufs⸗ 
oſſenſcha 
2885 ne Es der ſtrafrechtlichen Beſtimmungen 
urch das Zivilgericht 
= 1 8 Übergangs gegen die vom Verunglückten 
ſelbſt erhobene Klage 
Übergang der Rechte eines verunglückten Beamten auf den 
zur Fürſorge verpflichteten Fiskus 48248 
ungeſetzlichkeit und Unſittlichkeit 
Nichtigkeit eines Vertrages wegen Verſtoßes gegen Geſetze oder 
gute Sitten . 
1410 Umgehung des Verbots der Differenzgeſchäfte durch 
ſcheinbare Kaſſageſchäfte 
6118 Rechtsgeſchäfte einer Ehefrau zur Vereitelung des 
ehemännlichen Gütergemeinſchaftsrechts 
14827 8 1 der Betriebsordnung für den Nordoſtſeekanal 
als Vertragsbeſtimmung betrachtet 
19815 Abtreibung der Kundſchaft 
22710 3315 4547 7093 78615 Bordellgeſchäfte 
453% 456° 684“ Bierbezugsrechte 
46523 Verleitung zum Vertragsbruch 
5951 Boykott im Lohnkampf 
693 Abhalten von der Teilnahme an Submiſſionen 
S 270 PrStGB.). Auffag von Müller 
69216 Vorſchriftswidrige Verfallklauſel eines Abzahlungs⸗ 
geſchäfts (S 4 Abſ. 2 des Gel.) 
7352 Wucher 
Univerſalſukzeſſion |. Geſamtnachfolge 
Unmöglichkeit 
U. der Erfüllung eines Transportvertrags wegen behördlicher 
Maßnahmen 55° 
U. und Unvermögen in ihrem Einfluſſe auf die Gültigkeit des 
Rücktritts. Aufſätze von Sternberg und Siegel 623 und 802 
Unterbrechung des Verfahrens |. Ausſetzung 
Unterhalt ſ. Ehegatten, Eltern, Schadenerſatz 5 
Unterlaſſungsanſpruch 
Bedient man ſich der Angeſtellten zur Erfüllung eines U. 
und kann man demzufolge für ihre Zuwiderhandlungen 
verantwortlich gemacht werden? 3351 
Urheberrecht 
U. des Herausgebers eines Sammelwerks 26125 
Erteilung des Aufführungsrechts unter der Bedingung des 
Notenkaufs 26128 
Unterſchied von Nachdruck und Plagiat 40538 
Wem ſteht das U. an den auf ein Preisausſchreiben ein⸗ 
gereichten Werken zu? 57654 
Enthält der Verkauf unter dem vorgeſchriebenen Ladenpreiſe 
eine Verletzung des U.? 57857 
Bemerkungen zum Entwurf eines Kunſt⸗ und Photographie⸗ 
ſchutzgeſetzes. Aufſatz von Weißbart 642 
Urkundenbeweis 
Benutzung von Zeugenausſagen des Vorprozeſſes im Wege 
des U. 2751 
Gegenbeweis gegen eine Urkunde insbeſondere durch Eides⸗ 


zuſchiebung und Heranziehung mündlicher Beſprechungen 
14217 3485 6 


Folgen der Nichtvorlegung von Handelsbüchern 17117 
Reſtitutionsklage zwecks Benutzung einer neuen Urkunde 
(Klaganſtellung zur Friſtwahrung vor Auffindung der 


Urkunde, Beibringung derſelben nach Friſtablauf) 8118 
Urteil 


Tatbeſtand 

Negative Beweiskraft des Tatbeſtandes 174 20 56131 

Mängel des Tatbeſtandes 
114 Ungenügende Bezeichnung von Beweisanträgen 
* 572 Unzuläſſige Bezugnahme auf Schrifts 

ätze 

Unterbliebene Rüge eines Tatbeſtandsmangels 359 20 

Entſcheidungsgründe 

Mangel der Entſcheidungsgründe bei Anwendung irre⸗ 

viſibeln Rechts 72121 
Entſcheidung 

Sachliche Entſcheidung über die unzuläſſig geänderte 
Klage 39421 

Zuſatzurteil auf Beſeitigung des vor der Konkurseröffnung 
erlaſſenen bedingten Endurteils gegenüber dem Konkurs⸗ 
verwalter 430 16 

Erlaß eines zweiten U. in derſelben Inſtanz wegen 
Nichtigkeit des erſten 47436 

Verſäumnisurteil 

Beſtimmung der Einſpruchsfriſt bei öffentlicher Zuſtellung 

des Verſäumnisurteils 31210 
Anerkenntnisurteil 

Berufung gegen den Koſtenpunkt eines zum Teil auf 

Anerkenntnis beruhenden U. 169 15 
Zwiſchenurteil nach $ 305 ZPO. 

Reviſion gegen ein nach S 304 erlaſſenes Zwiſchenurteil 
mit dem Erfolge, daß es in ein ſolches nach § 303, 
welches zuläſſigerweiſe hätte erkannt werden können, 
umgewandelt wird 26% 


Erlaß eines Zwiſchenurteils zugleich nach S 303 und 304 
313⁰ 

Zuſatzurteil zum bedingten Endurteil, durch welches dieſes 
gegenüber dem Konkursverwalter aufrechterhalten wird 
43016 

Zwiſchenurteil nach $ 304 ZROD. 
Vorausſetzung für den Erlaß des Zwiſchenurteils (bloße 
Möglichkeit eines Schadens, verringerte Erwerbsfähigkeit) 
2628 7105 
Zuläſſigkeit des Zwiſchenurteils ohne Berückſichtigung 
der Aktivlegitimation 14115 
einer Widerklage 20222 
vorliegender Abtretungen und Pfändungen des Klag⸗ 
anſpruchs 204 

von Einreden, die einen Teil des Klaganſpruchs be⸗ 
ſeitigen 1151 

des Übergangs der Forderung auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft 17218 1739 

der vorausſichtlichen Lebensdauer des verlorenen Er⸗ 
nährers 5535 

der Frage, ob Rente oder Kapitalabfindung zuzubilligen 
ſei 686“ 

des Beginns der beantragten Rente 718 
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Reſchränkung des Zwiſchenurteils auf eine beſtimmte Höhe 
des Klaganſpruchs, Erforderlichkeit eines bezifferten An⸗ 
ſpruchs, Unzuläſſigkeit der Klagerweiterung nach Erlaß 
des Zwiſchenurteils 204 6 313% 5704 

Zwiſchenurteil bei einer Feſtſtellungsklage 469°” 

erband | 
Sg ute eines Verbandes von rechtsfähigen und nicht 
uechtsfähigen Vereinen 7 
Vereine . 
Parteifähigkeit der nicht rechtsfähigen V. 71 
Verbände von V. 71 
Vereinsautondmie (Ausſchluß von Mitgliedern) 125°? 416 
Grenzen der Autonomie Entſcheidung in eigener Sache) 396 
Aufnahme der Mitglieder unter Verletzung der Statuten; 
Ungleichheit der Mitgliedsrechte p 500 55 we | 
Beschränkung der perſönlichen Haftung der Mitglieder eines 
nicht rechtsfähigen Vereins auf das Vereinsvermögen durch 

ausdrückliche oder ſtillſchweigende Statutenbeſtimmung 2980 

Unterschied einer Geſellſchaft und eines nicht rechtsfähigen 

V. 4524 

Religiöfe Brüderſchaften 125 
Verfallgedinge 
Vorſchriftswidriges V. in Abzahlungsgeſchäften (8 4 d. Gef.) 
699 18 
Vergleich | 
Wirkung des V. zwiſchen Hauptſchuldner und Gläubiger 
auf deſſen Verhältnis zum Bürgen 10° 347° 
Gerihtätoften bei V. in Armenſachen. Aufſatz von Vogel 217 
Landesgeſetzliche Gebühren für einen Prozeßvergleich 201 
Verbandlungsmaxime 
Entscheidung über Rechtsverhältniſſe, welche gar nicht Streit⸗ 
gegenſtand geweſen find 68 
Verjabrung 
Unterfhied von V. und Ausſchlußfriſt 111° 205 816 
Begim der V. (Geſtundung bis zum Eintritt beſſerer Ver⸗ 
möͤgensverhältniſſe 4571 
Unterbrechung der V. 

222“ Übergangs beſtimmungen 

480% Geſtundung einer Wechſelforderung 

7331 Argliſtige Verhinderung an der Unterbrechung 

Erlöschen von Privilegien durch V. p 93° 
Kurze V. 

Forderungen der Kaufleute 84° 

Schadenerſatzanſprüche der Handlungsgehilfen ($ 61 Abſ. 2) 
398% 

Viehmängel 

2, 374 Auſſätze von Schefold und Stölzle über V. 
der Trächtigkeitsgarantie 

731 Erforderlichkeit der Mängelanzeige 88 490, 492 BGB. 
Auſſatz von Herter 

Mietvertrag 1357 
Werkvertrag 

552°! Schadenerſatzanſpruch wegen Mängeln einer Taxe 

678 Iſt der Brunnen ein Bauwerk $ 368 BGB. Auſſatz 
von Kuhlenbeck 

Unvordenkliche V. 
Erwerb eines Kellerrechts p 779 5 


Verkehrsanſchauung 
Feſtſtellung einer V. 677° Aufſatz von Krückmann 
Verlsbnis 
V. einer Minderjährigen (hinkendes Vertragsverhältnis, 
nachträgliche Genehmigung nach vorausgegangener Ver⸗ 
ſagung) 9° 
Unbeſcholtenheit, Beiwohnung vor dem V. 65 16 425 10 
Verluſt 
Eigentumsverluſt ſ. d. 
Liegenlaſſen im Eiſenbahnwagen 68718 
Vermächtnis 
Auskunftspflicht des Erben 6618 
Unzulänglichkeit des Nachlaſſes 11413 
Vermieterpfandrecht | 
V. und Zwangsvollſtreckung. Aufſatz von Reinhard 74 
V. und Vertragspfand ebenda 
Verpfändung 
V. einer Mündelhypothek 33715 
Sicherungsübereignung ſ. d. 
Verſchulden 
Fahrläſſigkeit ſ. Schadenerſatz 2a 
Rücktritt bei verſchuldeter Unmöglichkeit der Zurückgabe. 
Abhandlungen von Sternberg und Siegel 623 802 
Verſchwendung 
Entmündigung wegen V. ſetzt Feſtſtellung eines Charakter⸗ 
fehlers voraus 88? 
Verſicherungsverein, Stuttgarter ſ. Haftpflicht 
Verſicherungs vertrag 
Verſicherung zugunſten der Erben 1442 
Verſicherungsantrag 
120 e Entſchuldbarkeit unrichtiger Angaben 
145 ˙8 Berufung auf den Agenten 
Verſicherungsbedingungen | 
1119 177 Ausſchlußfriſten (Entſchuldbarkeit der Ver⸗ 
ſäumung insbeſondere Berufung auf Verſchulden eines 
Dritten) 
120 Unfall (Plötzlichkeit des Ereigniſſes beim Er⸗ 
ſtickungstode durch Gasvergiftung, Beweislaſt) 
17726 Zuziehung eines Arztes 
178% Aufbewahrung feuergefährlicher Gegenſtände 
723% Ausſchluß der Gefahr unbekannter Abnormitäten 
7646 Inſolvenzverſicherung 
Wie weit iſt bei Verſicherungsverträgen die Vertragsfreiheit 
hinſichtlch der Verwirkungsklauſel durch zwingende 
an zugunſten des Verſicherten einzuſchränken? 
Sachverſtändigenkommiſſionen 3545 
Verpflichtung des Verſicherten, ſich ein 5 
ziehen 20632 34138 g BR TRENNEN un 
Verſteigerung 
Fallen Submiſſionen unter den Begriff der V. 
Pr StGB.? Aufſatz von en u 
Vertagungsgeſuch 
Unterſchi 
a von Vertagung und Terminsverlegung; Beſchwerde 
Vertragsbruch 
Unfittlichkeit der Verleitung zum V. 465% 
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Vertragsfreiheit N 

Einschränkung der V. beim Verſicherungsvertrag, Juriſtentag 
621 

Vertrag zugunſten Dritter 

Verſicherung zugunſten der Erben 144“ 

Verſprechen einer Leibrente an einen Dritten, deſſen Be⸗ 
nennung dem Verſprechensempfänger obliegt und von ihm 
in Form eines Vermächtniſſes gekleidet wird. Zugriff der 
Nachlaßgläubiger 38310 

Widerruf eines Kreditbriefs 7127 

Verurteilung 

V. zu wiederkehrenden Leiſtungen (muß eine fällig fein?) 470° 

V. Zug um Zug (Fälligkeit des Gegenanſpruchs bei Er⸗ 
füllung des eingeklagten Anſpruchs) 54519 


Verſchiedene Formen der V. mit beſchränkter Haftung. 
Leiſtungs⸗ und Duldungsanſpruch. Aufſatz von Rohs 591 
Verwahrung 
V. eines Gemäldes, Beweislaſt 81410 
Verwaltungsbeamte 
Ausbildung der V. Aufſatz von Fiſcher 49 
Verzicht 


V. auf Gewährleiſtung 568 
Vorausverzicht auf Prozeßrügen 39523 
Verzug 
Rücktritt wegen V. (Nachfriſt) 14 
V. in der Ausübung einer Dienſtbarkeit (Abbau eines 
Tonlagers gegen eine Abgabe von den abgebauten Mengen) 
683° 
Vollkaufleute |. Minderkaufleute 
Vollmacht 
Generalvollmacht der Ehefrau für den Ehemann f 728° 
Vollſtreckung, vorläufige 
Abwendung der vorläufigen V. (Zahlung ohne ſchuldtilgende 
Kraft, Zuläſſigkeit ſpäterer Aufrechnung) 25 476 v5 
Rückforderung des beigetriebenen Betrags 
47252 (Widerklage) 
7190 (Abergangsbeſtimmungen) 
Vollſtreckungsurteil 
Verbürgung der Gegenſeitigkeit 599 
Vorausſetzung 
Ablehnung der Windſcheidſchen Lehre von der V. 107“ 
Vorbereitungsdienſt 
V. der Verwaltungsbeamten. 
Vorkaufsrecht 
Umfrage von Wolff 699 
Vormerkung 
V. zur Sicherung des Löſchungsanſpruchs 354 
V. perſönlichen Anſpruchs auf Nichtgeltendmachung der 
Eigentümerhypothek 424° 
Vormundſchaft 
Verfügungen des Vormundſchaftsgerichts über den Verkehr 
geſchiedener Eltern mit den Kindern 6517 
Entlaſſung des Vormundes wegen ſeines religiöſen Bekenntniſſes. 
Aufſatz von Wreſchner 321 
Verpfändung einer Mündelhypothek zugunſten eines Dritten 
337 15 
Umfrage von Wolff 700 


Aufſatz von Fiſcher 49 


Vorrang 
Umfrage von Wolff 699 
Vorſchuß 
Vorſchußpflicht des Ehemannes bei Armut der Ehefrau allein 
oder beider Teile 560 55 
Vorvertrag 
Formbedürftigkeit |. d. 
Stempelpflichtigkeit 724 
Waffengebrauch 
Haftung der Gemeinde wegen W. eines Beamten 74515 
Warenzeichen 
Verwechſlungsgefahr 402 5 440 5 603° 
Etabliſſementsname, Ladenſchild als W. 439% 
Erlaubte Benutzung eines fremden W. (Mangel der Abſicht 
eines Bringens in Verkehr) 496“ 
Gebrauch der abgekürzten Firma als W. 6035 
Konflikt zwiſchen W. und Geſchmacksmuſter 72328 
Waſſer 
Entnahme von Waſſer aus öffentlichen Flüſſen zum Betriebe 
einer Dampfmühle, worin es teilweiſe verdampft, teilweise 
verunreinigt wird p 69418 
Wechſel 
Verbürgung durch W. Bereicherungsklage auf Grund des 
nicht ausgeführten Verſprechens der Wechſelzeichnung 69“ 
Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Verluſt eines W. (kann 
der Beklagte das Aufgebotsverfahren verlangen?) 1097 
Zuläſſigkeit und Bedeutung der gewöhnlichen Hypothek für 
den Verkehr mit W. Aufſatz von Danziger 371 
W. gezogen auf eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts 479 
Unterbrechung der Verjährung eines W. durch Geſtundung 
480 44 
Wechſelproteſte 
Einwand der Ungültigkeit des W. im Nachverfahren 29°° 
W. gegen einen Exterritorialen 162° 
W. für einen nicht legitimierten Wechſelinhaber 46725 
W. im Domizil (nachträgliche Anbringung des Domizil: 
vermerks) 76537 
Wechſelſachen 
Einwand der Ungültigkeit des Wechſelproteſts im Nach⸗ 
verfahren 2958 
Wechſel im Ordinarprozeß (Ferienſache?) 71618 
Wegepolizeiliche Verfügungen 
Beachtung w. V. im Zivilprozeß 4458 
Wein 
Begriff des W. (Weingeſchmack) 49858 
Werk ſ. a. Bauwerk 
8 836 BGB. (Herabſtürzen eines Firmenſchildes) 423° 
Werkvertrag 
Mängeleinwände, kurze Verjährung 
1310 Transportvertrag 
11119 Unfall des Beſtellers während des Baus 
333° exceptio non adimpleti contractus 
395%? Unbrauchbarkeit eines Bauentwurfs mit Koſten⸗ 
anſchlag 
471 Minderungseinwand in der Berufungsinſtanz 
552˙1 Schadenerſatz wegen Fehler einer Grundſtückstaxe 
678 Bauwerk (Brunnen). Aufſatz von Kuhlenbeck 
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W. oder Miete (Gebrauch eines Reittieres unter Be⸗ 


gleitung des Eigentümers) 4630 
Wertpapiere 
Gewährleiſtung für den Kurs eines W. 8785 
Wettbewerb 
Angaben tatſächlicher Art 
4065 Auffaſſung der beteiligten Verkehrskreiſe 
937 Tatſächliche Behauptung und Urteil 
577% Bezeichnung eines Aufguſſes auf getrocknete Apfel 
als Apfelſaft 
Anwendung des 5 826 (Abſpenſtigmachung von Kunden) 
19815 
Klage auf Löſchung einer Firma wegen W. 3653 
Enichtung eines wirklichen Kurhauſes nach Uſurpierung 
diefer Bezeichnung durch ein Hotel 397 20 
Mißbrauch von Auszeichnungen 403 36 
Ausverkaufsweſen (Juriſtentag) 621 
Zuſätze zur Firma 7744 
Wettbewerbsverbot 
Auslegung eines W. 344 
Wegfall eines W. wegen Mangels jeden Intereſſes 58 10 
Verlegung des W. durch Angeſtellte 335 11 
W. zwiſchen Vermieter und Mieter 44741 
Indirekte Beteiligung am Wettbewerbsgeſchäft 786“ 
Vettbewerb eines vom Konkursverwalter entlaſſenen An⸗ 
geſtellten 76252 
Widerklage 
V. im Arreſtverfahren 17422 
Zwiſchenurteil über den Grund des Klageanſpruchs ohne 
Berückſichtigung der W. 203 21 
Rückforderung einer Leiſtung zur Abwendung der vorläufigen 
a durch W. (Berechnung der Reviſionsſumme) 
2 
Widerrechtlichkeit ſ. Ungeſetzlichkeit 
Widerſpruch gegen Arreſt ſ. d. 
Widerſpruchsklage gegen eine Zwangsvollſtreckung 
Schadenerſaßanſpruch des Pfändungsgläubigers wegen un⸗ 
berechtigter W. 89 11 
Wiederaufnahme des Verfahrens 
Neſtitutionsklage vor Auffindung der Urkunde, welche erſt 


nach Ablauf der Klagefriſt zum Vorſchein kommt 8115 
Wiedereinſetzung 


Unabwendbarer Zufall 


= Lorlegung eines falſchen Urteilsexemplars bei 
non ken ber Resifionspuläfigtei 
15 Suftelung an Hausgenoſſen des Rechtsanwalts 
1 567° Unkenntnis ber öffentlichen Zuſtellung 
ie a uifiondbegrünbdungafeift 756 
4 un a 
Wucher Waiſenverſicherung |. Hülfskaſſe 
Men der Notlage oder des Leichtſinns 7352 
schaftlicher Zweck des Darlehns 79058 
wlangsbefehl 


yon, 1 f den Z. in der Klagefriſt 142 20 
Zeit der Leung en Auffag von Hülſener 186 


Ri 5 
ichterliche deſtſetzung der Z. vor Verzug und Rücktritt 6833 


Zeugen und Sachverſtändige 


Eidesverzicht in Eheſachen 314% 
Notarielle Zeugenvernehmung in ausländiſchen Rechtshilfe⸗ 
ſachen 631 
Zeugen 
Zeugnisverweigerungsrecht des Arztes über Behandlung 
einer Ehefrau. Aufſatz von Brückmann 79 
Zeugnisverweigerungsrecht des Notars 1721 4301 
Zeugnisverweigerungsrecht der Verwandten 14216 
Zeugniszwang gegen Reichstagsabgeordnete. Aufſatz von 
Alexander⸗Katz 638 
Sach verſtändige 
Abgabe eines Gutachtens unter Zeugeneid 2732 
Ablehnung von Sachverſtändigen wegen Anfertigung von 
Privatgutachten für die Gegenpartei 883 
Unterbliebene Beſchlußfaſſung über das Ablehnungsgeſuch, 
Erledigung desſelben im Urteil 57244 
Nachprüfung der Sachverſtändigenauswahl in der Reviſions⸗ 
inſtanz 39523 
Beſchwerde gegen die Gebührenfeſtſetzung des Oberlandes⸗ 
gerichts 395 28 
Verlangen an die Gegenpartei, ſich ſachverſtändig unter⸗ 
ſuchen zu laſſen 56455 


Zinſen 


Beſtellung einer Hypothek ohne Angabe der 8. 165° 


Zubehör ſ. Beſtandteil 


Vertragsmäßiger Ausſchluß oder Erweiterung der Haftung 
des Z. für die Hypothek 55626 


Züchtigungsrecht 


Z. des Lehrers p 85“ 


Zurückbehaltungsrecht 


3. an der Schuld bis zur Rückgewähr der Sicherheit 
545 10 


Zuſtändigkeit 


Gerichtsſtand ausländiſcher Staaten 901% 

Keine Nachprüfung der funktionellen Z. in der Reviſions⸗ 
inſtanz 14318 

Z. der Amtsgerichte zu einſtweiligen Verfügungen 33716 

Z. des Vormundſchaftsgerichts zur Regelung des Verkehrs 
geſchiedener Ehegatten mit den Kindern 39810 

Tragweite der Vereinbarung inländiſchen Gerichtsſtandes 
durch Ausländer 4523 

Gerichtsſtand der Widerklage (Schweigen des Tatbeſtandes 
über die Rüge des mangelnden Zuſammenhangs) 
56181 

Die Prüfung der Z. kann nur unter prozeßfähigen Parteien 
erfolgen 810 


Zuſtellung 


Z. der Klagſchrift an den darin nicht benamten geſetzlichen 
Vertreter 6719 
Offentliche Z. | 
31219 Beftimmung der Einſpruchsfriſt | 
470 2s 5671s Wiedereinſetzung wegen Unkenntnis der 
öffentlichen Z. | | 
56839 öffentliche Z. des Verſäumnisurteils ohne Gerichts⸗ 
beſchluß 


Z. von Anwalt zu Anwalt. Aufſatz von Bondi 416 
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Verſpätete Erteilung des Auftrags zur Z. an den Gerichts⸗ 
vollzieher 452 a 
8. an die gemeinſchaftliche Adreſſe zweier Rechtsanwälte 
566365 
8. innerhalb der Nachfriſt des 8 207 Abi. 2 (Notfriſt?) 
56737 
Zwangs⸗ und Bannrecht 
Bierbezug, ins beſondere als Reallaſt 453° 
Zwangs vergleichs bürgſchaft | 
Ubernahme der Zw. ſeitens eines Gläubigers durch Abſtimmung 
für den Zwangsvergleichsvorſchlag 685 
Zwangsverſteigerung 
Grundbuchanträge des Erſtehers vor der Eintragung 71 
Freigabe von Zubehörſtücken durch den betreibenden Gläubiger. 
Aufſatz von Lindemann 325 
Vorrecht von Knappſchaftsbeiträgen 441% 
Verpflichtung des Hypothekengläubigers zum Mitbieten 545 
Auszahlung von Brandverſicherungsgeldern zur Konkursmaſſe 
vor dem Zuſchlage des Grundſtücks 557° 


Verteilungsverfahren 
29 3e Einwände aus perſönlichen Rechtsverhältniſſen zwiſchen 
Liquidanten und Widerſprecher 
6315 Eigentümerhypothek aus dem Reſt der nicht voll 
liquidierten Sicherungshypothek 
153 803 Aufſätze von Neumann und Niſſen über die nicht 
valutierte Grundſchuld 
38713 Gültigkeit einer Hypothekenpfändung ohne Heraus⸗ 
gabe des Briefs 
74218 Bereicherungsklage nach Schluß der Verteilung 
Zwangsvollſtreckung 
Bereicherungsklage nach beendeter Zw. 1513 
Zw. und Vermieterpfandrecht. Aufſatz von Reinhard 1513 
Schadenerſatzanſpruch des Pfändungsgläubigers wegen un⸗ 
begründeter Widerſpruchsklage 89 11 
Verurteilung zur Duldung der Zw. Aufſatz von Kohs 591 
Nachweis der Inkaſſovollmacht des Anwalts gegenüber dem 
Gerichtsvollzieher Aufſatz von Förſter 500 
Zwiſchenurteil |. Urteil 


B. Geſetzesregiſter. 


Erſter Teil. Reichsrecht. 
I. Reichsjuſtizgeſetze. 
1. Gerichts verfaſſungsgeſetz. 
8 11 Abſ. 2 Nr. 1: 38% 
8 13: 41 6928 23318 
8 17: 2331 
g 18: 901 
8 30 Abſ. 2: 102 
8 56: 79458 
8 61: 61155 
8 70: 174 
9 70 Abſ. 2: 2230 
8 70 Abſ. 3: 289, 5515 
8 82: 102 
8 99 Abſ. 2: 102 
8 101 Abſ. 2—5: 71615 
8 137: 94 * 3049 582% 719% 
8 153: 255 21 
8 156 Abſ. 1 Ziff. 3: 345 
88 157, 158: 716 
§ 170: 794 60 
8 202 Abſ. 2 Nr. 5: 71610 
Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
8 11 Abſ. 2 Nr. 1: 3850 7540 
2. Zivilprozeß ordnung. 
: 16914 6888 7557 
4: 16914 202? 
5: 202% 
6: 6888 7694 
7: 8117 


8 28: 22% 


S 


56151 
133716 
56131 
3451 

71 888 
3115 

671 49713 
O Abſ. 2: 71 
2: 141ʃ¹ 

6: 42713 8105 
6 Abſ. 2: 690 
: 33817 
562332 

: 562% 
20328 339 18 
20325 
429“ 
175730 

: 75780 
2821 

: 426.11 
325 
1758 

: 2525 16915 
: 53015 


S 


D m cO 


R oa PB 82 
O oo 


UN U e U cob UN U ID CR A U U U A OD ID OD OR CR IR OR 
de) OO LM DH HD ı on 
— S > OO SD 


cD 
[Se 


: 889 217 560 5643° 
: 56483 

: 217 

1217 5653“ 

: 56533 

: 56536 

8 130 Nr. 1: 679 

S 137: 118 ˙ 


& 138: 
9 139; 


9 148 


8 159: 


9 160 
9 160 
9 171 
9 183 
9 198 


55323 689 1 745 10 


88 10 


11516 365 80 


438 28 
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469 27 


472333 47741 69012 7176 
41 
685 5 
Ziff. 1: 20120 71614 
Abſ. 2 Ziff. 1: 685 6 
: 671 
Abf. 2: 56636 


: 416 


88 203—207: 31210 


9 207 


Abf. 2: 56737 


9 223: 3141 56787 71416 


9 225 
9 226 
9 297 


8 233: 
9 238: 
8 239: 
8 240: 
8 241: 


9 249 


Abſ. 3: 118% 


: 71618 


Abſ. 2: 118% 
14319 17010 47028 56738 56839 756 25 
756 29 
31219 56839 
480 45 
31118 
Abſ. 1: 31% 


9 250: 314 31118 
9 253: 6719 14320 


9 253 


Nr. 2: 17117 394 20 


9 254: 117% 


8 256: 


§ 257: 
§ 258: 
S 264: 
§ 265: 
8 268: 


268 
9 274 


1614 12129 18333 236 23 33919 20 
4697 470 569 40 6025 688° 
809 4 
470 2⁰ 
30813 470 548 15 
3941 71817 
2044 8105 
47130 75931 
Ziff. 2: 1918 25 26 45811 
Nr. 2: 6720 8106 


9 280: 47252 


8 286: 


9 287: 
9 288: 
9 295: 
8 300: 
§ 301: 


9 302 


105° 23116 31423 395 23 4238 438% 
466% 47131 57041 688 10 714218 
755 28 

854 17137 20428 47121 548 15 774 

745 16 

3957 56151 

545 339 20 

545 2022 71817 

Abſ. 4: 89 1 47272 


9 303: 2627 23623 313 20 436 16 
9 304: 26 27 28 546 6720 11516 17918 173 10 


9 308: 
9 313: 


8 314: 
9 318: 
9 322: 


204 24 26 31330 21 339 20 359 21 385 18 
469 47938 55388 57043 689 11 
7106 71810 7375 7471 

8107 

8810 17420 19918 23116 35820 394 20 
47437 57948 

35820 

4744 

339 18 


27 
8 323: 2730 30813 360 2 36128 54815 76810 
810° 
8 323 Abſ. 2: 20485 
9 325: 20328 33918 
§ 328 Nr. 2: 16713 


8 328 Nr. 5: 5995 
88 335, 336: 48045 


§ 365: 


545 


88 373 ff.: 75528 


§ 375: 


§ 383: 


8 387: 
§ 390 
§ 391: 
§ 393: 
§ 396: 
§ 404: 
8 406: 
8 415: 
S 416: 
S 418: 
S 445: 
8 446: 
8 451: 
8 452: 


570 41 
14219 17491 638, früher 8 348 Nr. 3: 
3451 
43017 
Abſ. 2: 638 
31423 
14216 
638 
854 
888 5724 
629 
14216 
628 
99 2247 23210 47536 87 71710 
99 14218 68810 71716 75228 
4757 71716 
717 18 


88 459, 463—465: 71710 
8 461 Abſ. 1: 1151 


8 463: 
8 475: 
8 526: 
8 527: 
5 529: 
8 536: 
§ 538: 
8 539: 
8 540: 
8 541: 
8 543: 
S 546: 


§ 547: 
8 549: 


8 550: 


S 551: 
8 551 
§ 553: 


8 554: 


115” 

11518 93217 

174%0 

394 45g11 69210 

458 1 47130 47638 5724 

7105 

46997 71819 7375 

719%0 

47130 57245 

358 20 

35820 

2833 30% 11619 11733 1694 174 
202 21 22 31177 431 18 469 26 27 
47191 4763 6888 7552 

28% 2236 55120 

11616 20 1172 14318 2212 3761 
400 8 4311 5724 573% 689 1 
721% 

40038 

4238 731% 

Nr. 4: 69018 

756 20 

285 3030 31 117 118 43220 21 
57347 7569 


8 554 Abſ. 2: 314 143% 


9 554 


Abſ. 1 u. 2: 716 15 


9 557: 2885 


§ 559: 
§ 562: 


35820 3954 43220 7375 


2215 721% 
40 


28 


8 563: 767° 

8 564: 71920 8 865: 

§ 565: 174 3612“ 3784 401% 737° § 872: 

8 567: 31118 395% 5643 565“ § 878: 

§ 569 Abſ. 2: 17522 5644 57348 § 894: 

8 571: 69013 § 913: 

§ 574: 68% 17528 314% 56534 57348 § 916: 

8 574 n. F. Abſ. 3: 341° § 917: 

§ 576: 117% § 920: 

§ 580 Ziff. 7b: 58688 8115 § 926: 

88 594, 595, 598: 71615 § 934: 

8 597: 2988 § 937: 

§ 598: 2935 § 938: 

§ 599: 2935 § 940: 

S 600: 2935 89 1 47232 71615 § 942: 

S 602: 71614 § 943: 

§ 614: 71818 8 944: 

§ 615: 2122 71818 § 945: 

8 616: 71818 § 1025: 
§ 617: 31423 35516 47537 § 1026: 
8 622: 35516 § 1034: 
§ 627: 601* 8 1041 

8 655 a. F.: 71920 

§ 693: 14320 

§ 697: 143 20 
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§ 861 Abſ. 1: 7011 


55626 
29 56 
29 86 
165° 
638 
2937 


8 717 Abſ. 2: 89 1 47292 71980 


6911 
29 87 
30 88 
1749 
327 33716 
69013 
6014 
326 337 10 
337 0 
328 
89 11 
17625 39636 5734 
17625 
574 60 
Ziff. 4: 477 40 


Einführungsgeſetz zur Zivilprozeß ordnung. 


8 1 Abſ. 3 und 5, 8 7 Abſ. 3 und 5 
8 14 Abſ. 2 Ziff. 1: 208“ 


: 20120 


§ 719: 89 3. Konkursordnung. 

8 727: 165° 8 3 Abſ. 1: 3647 722% 
§ 730: 165° 8 6: 433% 

55 737, 739, 748: 592 88 10, 12: 480° 

3 754: 4765 8 17: 104% 105° 315% 436 574% 759° 
§ 764: 71614 76038 

§ 766: 325 8 19: 4365 

8 767: 821 3602 592 88 22, 23: 315% 76238 
8 769: 325 88 29 ff.: 701 

§ 770: 89 8 30: 234 722 

§ 771: 89, 20328, 325, 556 26 8 31: 1042 234 345 
5 778 Abſ. 2: 569 40 8 32: 2340 38310 

88 780, 785: 592 8 41: 1042 

8 794: 821, 592, 685° 8 43: 417“ 4365 

8 795: 821 8 46: 716% 

8 797: 821 8 59: 716% 

9 802: 33710 8 60: 364 

§ 804: 30914 8 61: 3849 441°? 

§ 805: 74 8 67: 3747 

8 807: 176% 8 72: 6855 

8 811: 615 8 88: 3622⁶ 

§ 815: 47638 § 133 Ziff. 2: 433% 

§ 820 a. F.: 327 § 134: 3628 

§ 829: 3808 757 80 8 136: 433 

§ 830: 30914 38718 75730 & 137: 362 

§ 839 Abſ. 3: 176% § 146: 480 

88 843, 847: 33920 8 193: 36 

§ 845: 75730 8 224: 2228 11413 

§ 850: 615 88 225, 226: 22% 

§ 857: 75770 8 239: 2554 

§ 860: 7032 7043 


§ 240 Nr. 3: 256° 464 49541 43 


area. 


Zivilregiſter 


9 241: 611% 
9 242: 256° 
9 244: 4649 


4. Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 20. März 1897. 
5 10 Nr. 3: 441% 
8 17 Abſ. 3: 627 
8 20: 5415 557 
8 29: 65 95 325 
8 52: 6315 38713 75730 
§ 55: 65 95 325 55727 
8 57: 3025 
8 59: 65 95 325 
§ 90 Abſ. 2: 5577 
8 91: 6315 38713 75730 
8 92: 19230 
8 97 Nr. 5: 5415 
88 115 ff.: 153 
$ 130 Abſ. 3: 712 


5. Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der frei— 
billigen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898. 
88 12—15, 28: 6517 56030 

9 28: 3762 71413 

9 29 Abſ. 1: 40520 

SS 57 Abſ. 1, 59: 651 

§ 177: 21036 30915 6855 
. Grundbuchordnung. 

88 17, 18: 7197 1659 

88 23, 29: 626 

5 36 Abſ. 2: 1393 

8 46: 71 1659 

9 58: 365 50 

9 79: 71 


II. Bürgerliches Geſetzbuch, gandelsgeſetzbuch, Wechſelorduung 
und die zu ihnen gehörigen Reichsgeſetze. 
. Bürgerliches Geſetzbuch. 

9 2: 20528 

86: 1883 

821: 71 

825: 4161 

§ 30: 82 9773 3784 706! 

$ 31: 82 2230 339 0 3773 3784 403 37 427 18 
5394 54713 7061 

9 44 Abſ. 1: 373 

§ 53: 39626 

§ 54: 6710 2982 396 20 

9 54 Satz 2: 4594 

89: 82 2230 339 20 3784 42718 5394 

§ 90: 2947 3785 

§ 99: 79597 

9 93: 1031 15518984 3462 4172 5416 
543% 677 749 22 

8 94: 1031 155 1893 3462 417? 5415 

$ 95: 1893 4172 677 

$ 97: 5415 

898: 155 5415 5436 677 


| 


§ 102: 


29 


777 40 


$ 104 Nr. 2: 3763 


S 106: 
S 107: 
8 108: 


93 
93 
93 414 


88 116 ff.: 3292 57654 


§ 119: 


8 121: 
8 123: 
8 124: 
§ 125: 
8 126: 
8 133: 


8 134: 
§ 135: 
8 136: 
§ 137: 
§ 138: 


8 139: 
S 140: 
8 141: 
8 142: 
S 143: 
8 144: 


10° 74 104% 1055 1312 14688 1905 
3785 707% 

105 7073 

821 83% 2955 3993 3304 3796 4535 

10° 832 3796 

877 4014 54814 

86° 38814 6855 

10° 52% 86° 1055 107 2269 9993 
301“ 5437 8071 

3315 4535 641 69317 

1075 

1075 

57857 

22610 3292 3315 3473 38311 3952 
419® 4535 4547 4568 6844 735 2 
7368 

83? 108° 401% 5371 590 

590 

414 7093 

24% 3797 

10° 

414 


88 145—150: 110 


§ 151: 
§ 154: 
8 157: 
§ 158: 
S 159: 
§ 164: 


11° 1871 

11° 43920 

11° 52? 1074 2993 4579 7364 goyı 
4193 75931 

13 10 

380 8 


88 164—181: 180 48 


§ 174: 
8 176: 
8 177: 


356 18 
533 
533 36225 4204 


88 164ff.: 35218 
8 168 Sat 2: 1344 


8 180: 
8 181: 


757 30 
22711 


9 182 Abſ. 2: 36225 


§ 184: 


10 


§ 184 Abſ. 1: 36295 757 80 777 46 


8 185: 
§ 196: 
§ 198: 
8 202: 
8 208: 
8 209: 
§ 211: 
5 217: 
8 222: 
S 227: 


15730 

84° 2224 45710 
843 

480 4 

414 

4 222 

222“ 

5393 

1357 414 

2971 


98 232—240: 438% 


Zivilregiſter 


8 233 Nr. 3: 343% 


8 241: 
5 242: 


8 249: 


8 251: 
8 252: 
§ 253: 
§ 254: 


8 255: 
§ 260: 
§ 273: 
8 274: 
8 275: 
§ 276: 


§ 278: 


8 280: 
§ 282: 
8 283: 
§ 292: 
8 306: 
§ 312: 
8 313: 


§ 315: 
§ 320: 
8 323: 
§ 324: 
§ 325: 
§ 326: 
S 328: 
§ 330: 
8 331: 


8 331 


§ 334: 


8 339 


8 340: 


8 341 


33511 

118 2993 317% 3952 4204 45811 
7371 | 

1916 7 3304 3326 3796 39830 7341 
7375 

1915 7375 

1910 

1097 

129 5445 55° 854 1097 1108 19285 
23826 2981 3015 31726 3415 
3497 5808 3773 3784 3829 4215 
4225 45912 46016 43733 5394 5449 
6801 71045 738° 7397 808% 

1097 

35820 

3388 54510 

7408 

8023! 

1310 533 545 556 1323 160% 17117 
1928 19810 35111 3588 4238 44333 
459 1 14 54511 54612 681% 7108 
7118 74089 
1310 854 1108 1917 19299 19613 
31726 33511 35218 3778 46015 16 
54713 8071 ” 

109? 

302% 81410 

6833 

20758 

802 

539% 

10% 1086 13445 19411 2191 3027 
365 50 5371 54811 618 

6833 

1053 3338 9 

557 80 45918 54511 54816 

557 39981 

2998 302° 33410 39981 

33410 39981 6833 

7127 

144 25 383 10 

144 22 


Abſ. 1: 38310 


7127 


Satz 2: 32511 7364 


1345 


: 76335 
§ 347: 
§ 350: 
S 351: 
8 353: 
§ 354: 
§ 359: 


2021 802 
802 

623 802 
623 802 
802 

1345 


55 362—371: 118 


§ 362: 
§ 363: 


1411 
10. 30511 76335 


§ 364 Abſ. 2: 74 
8 367 Ziff. 12: 547 15 


§ 368: 
§ 377: 
§ 398: 
§ 399: 
8 401: 
§ 402: 
S 404: 
8 407: 
§ 412: 
§ 414: 
8 415: 
8 416: 
§ 419: 
8 421: 


88 422 


8 426: 
8 427: 
8 428: 


§ 433: 


§ 434: 
8 437: 
§ 439: 
8 443: 
8 444: 
8 445: 
8 447: 
§ 455: 
§ 459: 
8 462: 
§ 463: 
§ 464: 


8 467: 


§ 472: 
§ 473: 
§ 475: 
§ 476: 
8 477: 
8 478: 


S 479: 


8 480 
§ 481: 
8 482: 
§ 485: 
8 490: 


8 492: 
§ 495: 
§ 516: 


§ 517: 
8 518: 
8 597: 
§ 530: 
8 533: 


55828 678 

1301 

204% 38713 54511 804 
6844 

545 11 

545 11 

3797 

3797 

411 

3038 Abſ. 4 7341 
3033 3049 

304° 

592 

81 350° 8115 

ff. 81115 

81 30510 410 

2988 

81 

84 30511 54511 6888 7591 
104 

371 5451 

104 

568 

54511 

371 

1917 

75951 

57 30511 54810 7198 
54816 645 7128 
305 11 

104 76326 

20221 415 

191° 54816 645 

645 

3298 

56° 415 

57 1311 30511 374 415 471% 731 
865 731 

731 


Abſ. 2: 1301 


731 

21 374 

865 374 415 731 
865 731 

731 

54917 

100 1355 46217 ı8 
1615 

135° 196 46217 46319 
19613 

1601 

1601 


88 535 ff.: 333° 463 20 


§ 536: 
8 537: 


3338 
3338 


8 544: 
8 545: 
8 549: 
8 550: 
§ 551: 
8 558: 
8 559: 
8 560: 


9 561 
9 564 
9 565 


713? 

54619 

4237 

568 

333° 

135? 

2247 

: 74 
Abſ. 2 S. 2: 74 
13485 

Abſ. 1: 3485 


9 566: 3485 
9 570: 615 


8 571 


Abſ. 1: 5810 302. 


9 581: 5810 4237 


8 607 


: 118 46218 55018 10 


§ 611: 557 80 45918 55120 
9 615: 557 
88 617-619: 31726 


8 618: 
§ 625: 
§ 627: 
8 631: 
8 633: 
§ 634: 
§ 635: 
§ 636: 
8 637: 
5 638 Abſ. 1: 1310 47180 5521 
§ 640: 
8 641: 
8 642: 
§ 644: 
8 648: 
8 649: 
§ 651: 
§ 652: 
§ 656: 


46015 
3917 

30712 368 

46320 

11110 333° 

111 3332 

11110 3339 55221 
11110 

56® 


333° 

333° 

557 

459 15 

45913 678 730 
557 

333 

1345 7411. 
71310 


55 662—674: 78048 


§ 666: 
§ 667: 
8 673: 


4204 
1097 420% 
78 


8 675: 80 1097 16926 


8 677: 
8 679: 
8 681: 


78 4204 7011 
78 
420. 


9 705: 4594 
89 710, 711: 452. 
8 714: 2983 


9 715 
9 723 


§ 726: 


9 730 


8 741: 
8 744: 
§ 745: 
9 747: 


: 401% 
: 74110 
74110 
140134 
112 
1121 
112 
677 


Ziwilregiſter 


8 749: 
8 753: 
§ 761: 
§ 762: 
8 764: 
§ 765: 
8 766: 


8 767 
8 767 


§ 768: 
8 770: 
§ 774: 
S 776: 
8 777: 
8 780: 
S 781: 
§ 782: 
8 793: 
§ 794: 
§ 798: 
8 810: 
8 812: 


8 813: 
8 814: 
8 816: 
8 817: 
§ 818: 
8 823: 


8 824: 
§ 825: 
§ 826: 


§ 827: 
§ 828: 
§ 829: 
§ 831: 


§ 832: 
§ 833: 


§ 834: 
8 836: 
§ 837: 
8 839: 
8 840: 
8 842: 


31 


112¹ 

677 

55828 

1412 29818 

1418 

1871 30510 

86° 877 1871 76319 55828 685 8 
69115 714¹ 


Abſ. 1 S. 1: 589 
Abſ. 1 S. 3: 118 


118 

118 

30510 410 

410 

22913 

16319 55018 55828 
416 7093 74210 
414 

388 14 

373 

558 28 


8115 


1513 69% 12633 194 1 35110 4547 
5451155018 557 7 7011 7093 74218 

69% 

12633 307 12 

1518 55727 

38311 4547 7098 7363 

30712 54511 

4 1614 5911 6012 7085 854 1108 
1132 1368 1379 1637 1648 191 
19618 19714 3304 339 20 351 11 3761 
3773 3784 43713 44338 459 14 464 21 
46522 53984 54612 54718 578 67 
5951 6815 7061 71045 7117386 
740 74314 74515 16 74617 747 10 
780 48 

5951 

35212 

1615 6012 6113 78 1368 1916 19816 
3304 35218 3796 46528 57857 5951 
6025 7341 74314 78048 

740 81 

550 47333 54511 6866 74718 

745 15 

82 1310 5911 11312 1637 1925 199 16 
223° 35218 3773 40337 427 18 54718 
686° 7061 74516 8071 

464 25 

624 156 210 19714 3497 408 5532 
618 7397 7408 808% 

6214 19714 

33612 4938 49718 

4238 

1626 1323 19917 467% 

1929 

38518 


32 


§ 843: 


§ 844: 
§ 845: 
8 847: 
§ 852: 
§ 857: 
& 858: 
§ 861: 
§ 862: 
§ 868: 
§ 870: 
S 873: 
& 880: 
§ 883: 
& 888: 
8 890: 
§ 891: 
§ 892: 
§ 894: 
§ 906: 
§ 907: 
§ 909: 
§ 913: 


8 914 
8 917 


§ 925: 
8 927: 
§ 929: 
S 930: 
§ 931: 
8 935: 
§ 936: 
S 945: 
§ 946: 
§ 947: 
S 951: 
§ 952: 
§ 986: 


30813 35921 385 43828 469 28 54816 


6867 71819 
55323 74617 74719 
3131 38512 74617 
33618 35212 3773 710° 
4 602° 
4501 
737° 
737° 
554% 

104% 161° 5588 
38713 


171° 1345 13710 22610 748?0 


805 
1659 424° 
165° 
677 
1716 18 17 
1716 1075 165 22610 
1918 1075 13719 74820 
55424 74921 
2019 554% 55628 
166 1⁰ 
3027 
Abſ. 2: 17° 
Abſ. 2: 171% 23319 
1345 
30712 
749 22 
104° 1615 22711 
13710 748%0 
307 13 
75 
307 12 
1895 5415 
677 
5415 
388 14 
38814 


88 987—993: 201% 


§ 989: 
S 994: 


802 
20221 


S 1004: 708 20732 31117 55424 
88 1013 ff.: 678 

8 1026: 626, 677 

8 1027: 31117 

8 1093: 677 

§ 1094 Abſ. 1 und 2: 69817. 

8 1113: 3091 38718 

8 1115: 165° 627 

8 1116: 55828 


§ 1117: 154 22610 54511 6981 7141 


89 1120 ff.: 541° 53626 


88 1123, 1124, 1128, 1129: 557° 


8 1131: 677 
8 1132: 31914 698 12 
8 1137; 38311 


8 1138: 1817 


8 1143: 372 410 


8 1152: 5451 

8 1153: 371 

8 1154: 309% 371 38713 388 0 545 5585 
8 1157: 372 

8 1160: 8981 


8 1163: 6315 74 153 22610 35314 371 424° 


71363 74218 
8 1164: 371 
8 1168: 153, 38311 804 
8 1169: 38311 804 
8 1173: 410 
8 1174: 30914 410 
8 1175: 69812 
8 1176: 74218 
8 1177: 74 
8 1179: 35415 
8 1180: 6981 
8 1183: 805 
8 1184: 6315 698138 
8 1186: 805 
5 1187: 370 3881 
8 1189: 19918 
8 1190: 6310 
8 1192: 153 
8 1195: 3881 
8 1196: 804 
8 1204: 2247 
8 1208: 2247 
8 1225: 410 
8 1227: 75 
8 1252: 412 
8 1257: 75 2247 
8 1270: 3881 
8 1273: 412 
8 1277: 309 
8 1281: 557˙ 
8 1282: 309 1 
8 1298: 95 
8 1300: 93 65 425 10 
9 1305; 71310 
8 1307: 35618 
8 1312: 35618 
8 1314: 58828 
9 1322: 71310 
8 1333: 1671 
8 1336: 35618 
8 1337 Abſ. 3: 35618 
8 1339: 35515 
8 1341: 16711 
8 1353: 21 33614 38916 601“ 
9 1354: 20019 24313 
9 1356 Abſ. 2: 14014 46980 7518 
8 1357: 76 46016 699 125 
8 1358 Abſ. 3: 35618 
8 1360: 219 3071 


$ 1361: 


Zivilregiſter 


79 30718 


9 1367: 751 u 
8 1373: 138811 

88 1373—1393: 7011 7032. 7042 
9 1380: 16715 

9 1387: 35617 56025 


9 1391: 


139 390 16 


9 1394: 139 7011 7033 

9 1399: 77n 

9 1400 Abſ. 2: 16718 

9 1405: 699 124 

95 1411, 1412-1414: 7011 704 n 
9 1418: 139 

88 1427, 1431: 699 2. 


9 1435: 


77 701 


88 1438, 1439: 7032. 
9 1443 Abf. 1: 1671 


9 1452: 
8 1456: 
§ 1457: 
9 1459: 
9 1460: 


699 IIsa 

13811 

13811 

7037¹ 7044 705 
7032 


89 1463, 1464: 703. 7044 
9 1465 Abſ. 1, 2: 426 1 7032 7044 


9 1470: 


699 1 % 703% 


88 eh 1474, 1475: 7032. 70434 


8 1477 


8 1480: 
§ 1489: 
9 1519: 
8 1525: 


: 426 18 

592 7033 
592 

7043 

703. 7043 


98 1535—1539: 70480 
9 1545 Abſ. 2: 699 12. 


8 1546: 
8 1549: 
8 1551: 


7042. 
16712 7044 
426 12 


88 1558—1563: 701 
9 1565 ff.: 219 391 1 


$ 1566: 


8 1567: 
8 1568: 


8 1570: 
8 1571: 
8 1573: 
8 1574: 
8 1578: 


39117 

39117 

* 14018 18718 200 1 356 15 
38915 3917 

752 26 

168 35615 

356 10 

39117 42611 

14014 


9 1590 Abſ. 2: 3451 


8 1595: 


35610 


9 1598 Abſ. 3: 356 


$ 1601: 


8 1603: 
$ 1606: 


9 1620: 
9 1624: 


74719 

35719 

85719 74710 

14217 468 11 

100 185 426 1 49917 


99 1627, 1631: 464 21 


9 1681 


1: 598% 


5 1634: 211 13811 200 15 598? 
9 1635: 6517 39218 560 20 598 


5 1636: 393 1 56020 5983 
8 1643: 33715 


9 1666: 6517 39218 560 29 5983 


8 1673: 651 

8 1675: 65 15 

8 1677: 598 

5 1684: 598 

8 1686: 33718 

8 1687: 7001V 1a 

8 1693: 700 1 10 
8 1697: 13811 5982 
8 1705: 4501 5982 
8 1708: 700 4a 
8 1728: 35615 

8 1731: 35615 

88 1741, 1747: 5983 


SS 1748 Abſ. 2, 1750, 1755; 
SS 1757, 1764, 1765 Abſ. 2: 


S 1766: 5983 

§ 1770: 356 18 

8 1773: 13811 

8 1776: 598% 

5 1779 Abſ. 2 S. 2: 321 

8 1781: 324 

8 1786: 5982 

8 1801: 323 

85 1821, 1822: 337 15 

§ 1834: 771 U 

§ 1850: 6517 

88 1858, 1859: 700 1v 2b 
§ 1886: 324 

SS 1898, 1899: 598 

§ 1910: 376 

§ 1922: 11418 4501 714 18 
88 1925, 1926: 4501 

§ 1932: 6618 

§ 1952: 71413 

88 1953, 1959: 2223 71415 
8 1960: 11418 

8 1968: 22 11418 

8 1969: 2225 

88 1970, 1974, 1975: 592 
8 1985: 11418 

8 1987: 6618 

85 1989, 1990, 1992: 592 
8 2013: 592 

§ 2033 Abf. 1: 1913 71413 
8 2035: 71415 

SS 2038, 2040: 420“ 

88 2050 ff.: 358 42612 
88 2053, 2057: 358% 

§ 2059: 592 

8 2079: 24 

8 2085: 22914 

8 2136, 2137: 700 111% 


356 18 
598? 


34 


2. Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
Art. 1: 
4: 


88 2144, 2145: 592 714° 


§ 2181: 
§ 2202: 
8 2205: 
& 2212: 
8 2213: 


8 2231: 


8 2233: 
& 2235: 
8 2238: 
8 2239: 
8 2242: 
§ 2249: 
8 2271 

8 2277: 
& 2294: 
8 2295: 
8 2311 

§ 2313: 
8 2314: 
8 2316: 
§ 2329: 
88 2335 
8 2344: 


88 2346, 


8 2353, 
§ 2356: 
§ 2358: 
§ 2360: 


8 2363— 


8 2369: 
§ 2372: 


88 2373, 2382, 2385: 71418 


8 2382: 


* 


11 


1 u n * 


N 


55: 
44: 
s 105: 
„ 120: 
K 124: 
- 134: 


— 141 


- 169: 
: 170: 
: 172: 
: 176: 
s 184: 


K 187 


6833 

1323 

1323 592 

206 31 

592 

30915 

31016 

229 14 

30918 

31616 35820 
309 15 

30915 
Abf. 2: 343% 
55828 

343 26 

700 1 6 d 
Abſ. 2: 6618 11418 
11413 
6613 35820 
35820 

358 20 

ff.: 219? 
7141 

2352: 5393 
2354: 7141 
626 71413 
630 
1323 
2367: 71413 
59828 
71413 


592 


5371 
57348 


2191 

4547 

3451 

186 

4 382° 
5371 

1637 4522 
3761 
31798 
2213 
2121 
—143: 5371 


118 1601 
58 10 
5398 
2213 
Abſ. 1: 171 


Abſ. 1: 1871 2191 
24, 25: 4501 

30: 
32: 
33: 
„ 34: 
s» 42: 


845 222“ 6025 7341 


Zivilregiſter 


Art. 189 Abſ. 3: 34426 
- 192, 193: 1972 
203, 206: 1381. 
213: 244 2235 3580 
. 214: 24 2235 3432 
217: 5393 | 
3. Handelsgeſetzbuch. 
Art. 2: 69116 
⸗ 4: 20528 69115 
8 ff.: 405% 
„ 15: 4774 
: 17: 365% 
— 22: 39728 
: 23: 3972 
„ 25, 27: 592, 7222 
„ 37 Abſ. 2: 397% 
- 45: 1717 
61 Abſ. 2: 398 50 
: 70: 813° | 
= 74: 4774 
- 75: 477 
88: 315% 399 51 
„ 105: 4774 
113 Abf. 3: 39830 
„ 125, 126: 47741 72228 
„129 Abſ. 4: 692˙¹ 
143: 4774 
: 154: 477 
= 158: 4771 
- 161 Abſ. 2: 69240 
171: 432 69218 
172: 4322 
: 178: 18181 
= 180: 181° 
„182 Abſ. 2 Ziff. 2: 70% 
E 183: 43323 
189 Abſ. 4: 36228 
K 213—215: 324? 
220: 17726 
= 222: 177 26 
223 Abſ. 3: 177% 
223 a. F.: 43322 
= 241: 433% 4642 
246 Abſ. 1: 255351 
= 249: 43324 46421 
2 264: 47915 
: 278: 181% 
281 Abſ. 1 Satz 1: 36226 
„ 298: 3343 177 26 
„300: 3343 
- 312, 313 Nr. 3, 314 Nr. u. 2: 4641 255° 
- 343: 877 
=» 346: 52? 2993 
= 347: 40033 
350: 877 414, 69116 
s. 351: 414, 69116 
„ 355: 414 


* 
| 


Einführungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuch. 


Art. 365: 38814 
367: 81410 
376: 36 
377: 865° 9113 14 

762% 76335 
378: 415 
: 381 382: 191” 

383: 1917 

386 Abſ. 4: 7341 
405: 23521 

408: 1917 

456: 7751.5 

459 Ziff. 1, 3: 124 775% 
702 Abf. 1: 341% 


Art. 8 Ziff. 2: 480 


4. Vechſelordnung. 


Art. 4: 2935 
: 4 Ziff. 7: 479% 
: 10: 69% 
12: 38814 
: 20: 293 
23: 7653 
: 39: 1097 
80: 4804 
81: 69% 
88: 7057 
: 91: 293 
„ 95: 71614 


III. Einzelne Geſetze und Verordnungen. 


Gewerbeordnung. 


1869. 


88 1, 8, 10: 4530 
8 16: 5544 766 26 
88 20, 21: 3850 

9 24: 76688 

§ 25: 76638 

$ 27: 14720 

8 33: 3473 

§ 35: 3850 

$ 40: 3880 

§ 54: 3850 

8 61: 163? 

§ 105 b: 2567 

§ 120 a: 54718 

$ 120b: 46010 

9 133: 477 4 

$ 137: 2578 

9 137 Abf. 1: 49548 
9 146 Ziff. 2: 495 43 
9 147 Abſ. 1 Nr. 1: 3473 
88 152, 153: 5951 
$ 154: 2578 


I. Juli. Vereinszollgeſetz. 


9 47: 2575 
9 184: 257 49957 


Zivilregiſter 


119 * 400% 415 


1870. 


1877. 


1878. 


§ 135: 257° 
8 144: 49957 
8 146: 49957 
8 152: 295710 
§ 162: 4954 
13. Mai. Reichsgeſetz wegen Beſeitigung der Doppel⸗ 
beſteuerung. 
8 1: 8141¹ 
16. April. Reichsverfaſſung. 
Art. 30: 638 
15. Mai. Strafgeſetzbuch. 
8 51: 376% 
8 180: 3315 
§ 185, 186: 5951 
8 222, 230, 238: 40337 
8 263: 6018 
8 266: 3952 
§ 367: 5911 624 1379 35111 
7. Juni. Saftpflichtgefeg. 
981: 545 1929 235% 4215 422% 437 20 
45912 4816 48248 575 68 706 1 76730 
8 2: 45918 
§ 3: 545 1929 43827 548 16 8107 
8 7 Abſ. 2: 360 43828 548 16 767 80 768 40 
28. Oktober. Geſetz über das Poſtwefen des deutſchen 
Reiches. 
88 6, 13, 14, 48, 49, 50: 4817 
20. Juni. Militärftrafgefeg. 
88 30, 34, 40: 12351 
31. März. Reichsbeamtengeſetz. 
9 151: 5755 
Reichspreßgeſetz. 
8 24: 150% 
11. Januar. Geſchmacksmuſtergeſetz. 
88 1, 3: 576% 
58 14: 642 
1. Februar. Strafprozeßordnung. 
8 22 Nr. 3, 8 51 Nr. 3: 3451 
88 168, 178 ff., 20 1 ff.: 208% 
30. Juni. Gebührenordnung für Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige. 
§ 17 Abſ. 3: 39526 
Rechtsanwaltsordnung. 
8 5: 6 679 
88 6, 7, 9, 14, 15: 6 
8 33: 98 N 
88 63, 67, 69: 100 
21. Juli. Anfechtungsgeſetz. 
§ 3 Nr. 1 und 2: 17929 3451 390 769 (¹ 
28. September. Kaiſerliche Verordnung vom 
91: 4350 2219 
13. Juli. Geſetz, betr. die Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen. 
9 22 Abſ. 1: 171 
8 22 Abſ. 2, 8: 83 
§ 22 Abi. 3: 60 


7. Mai. 


1. Juli. 
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8 Betriebsordnung für den eine öffentliche 
1886. 16. März. Maſſerſtraße bildenden Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 
1901. 27. Juli. Kanal. 
§ 1: 1487 
1884. 6. Juli. 
1900. 30. Jan. /5. Juli. 
8 9: 6961? 
8 28 Abf. 3: 805 
9 94: 441% 
8 135: 4 208% 
§ 136: 4 12129 208% 2388 40337 
8 137: 121 238% 
8 138: 4 121% 
8 139: 121% 
8 140: 4 208% 
15 Jun. Beamtenunfallverſicherungsgeſetz. 
88 6, 8: 8168 
8 12: 48248 
1886. 5. Mai. Unfallverſicherungsgeſetz für Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft. 
88 8—12: 545 
8 23: 6867 
8 33 Abſ. 2: 805 
8 116: 4 
8 146: 4 6867 805 
88 147, 149: 4 
8 151: 4 545 17218 6867 
1887. 11. Juli. 


—ͥ . — — 


1900. 30. Juni. Bauunfallverſicherungsgeſetz. 
88 46 48: 4 


25. Jil. Seeunfallverſicherungsgeſetz. 
88 134 136 138 141: 4 
1889. 1. Mai. 8 
1898. 20. Mai. Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaftsgeſetz. 
88 27 13: 77348 18050 
8 15: 3951 
§ 18 Satz 2: 18050 
8 73 Satz 2: 18050 
8 90: 40% 
§ 94: 7734 
SS 105 132 141: 18080 
22. Juni. Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung. 
88 122—126; 23826 
14. Oktober. Internationales Übereinkommen über den 
Eiſenbahnfrachtverkehr. 
88 16 27: 775% 
7. April. Patentgeſetz. 
§ 4: 70 40033 
8 5: 70% 
8 7: 4003 
8 10: 12138 40038 
§ 28: 207 121% 20631 71614 
8 32: 716 
8 35: 7025 207 26 


Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. 


1886. 
1901. 


I. 
1900. 


1889. 


1890. 


1891. 


1892. 10. April. 
1883. 15. Juni. Krankenverſicherungsgeſetz. 


9 42 u. 45: 771. 
„ Geſetz betr. die Geſellſchaften m. b. H. 


1898. 20. Mai. 
§ 3 Ziff. 2: 70 
8 5: 364° 

8 8 Nr. 4: 70% 

8 15: 401% 

8 17: 7774 

8 19: 3648 

8 41 Abſ. 4: 70° 

8 47 Abſ. 4: 57655 

88 55-57: 36425 

8 67: 7020 
22. Mai. Militärpenſionsgeſetz. 

8 6 21 35: 342% 

8 7: 342% 44031 
12. Mai. Warenzeichengeſetz. 

8 1: 7938 

88 8 9: 723% 

§ 12: 439 6025 72325 

88 14 15: 723% 

8 19: 4392 

8 20: 440% 
: 16. Mai. Geſetz betr. die Abzahlungsgeſchäfte. 

8 4 Abſ. 2: 69335 
4. Dezember. Geſetz betr. die gemeinſamen Rechte der 
Beſitzer von Schuldverſchreibungen. 

8 14 Abſ. 4, 16 Abſ. 2: 19918 
15. Juni. Binnenſchiffahrtsgeſetz. 

§ 102 Nr. 5, 134 Nr. 3: 203 44383 
27. Mai. Wettbewerbsgeſetz. 
: 4053 40336 496% 577 5% 
0 25818 16 
: 9317 


1893. 


1894. 


1895. 


1896. 


36529 39729 4392 6025 774 
49650 49751 
3: 4088 
„ 22. Juni. Börſengeſetz. 
8 48: 364 
8 50 Abſ. 2: 14 147 26 
8 68: 36 
s 18. Juli. Schutztruppengeſetz. 
88 3, 5, 7: 2098 
88 8, 9: 44021 
9. Mai. Kaiſerliche Verordnung zur Verhütung des 
Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See. 
Art. 20: 3015 
20. Mai. Geſetz betr. die Entſchädigung der im 
Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen. 
8 2: 123° 
13. Juli. Invaliditätsgeſetz. 
Abf. 4: 1495 


1 
4 
6 
8 
9 
1 
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88 15, 29: 317 
a 26. Oktober. Eiſenbahnverkehrsordnung. 
88 66, 71, 74, 75, 77: 77546 
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1899. 18. Dezember. Telegraphenwegegeſetz. 
8 6 Abſ. 2: 318 
11014 Nan Reichsſtempelgeſetz. 
Tarifnummer 4a. Ziff. 4 Abſ. 2: 958 
Nr. 1: 18131 
19. Juni. Urhebergeſetz an Werken der Literatur. 
8 11: 57857 
88 12, 13, 15: 40558 
9 18: 61451 s2 
8 44: 614% 
9 55: 40538 
1901. 29. September. Gewerbegerichtsgeſetz. 
88 1, 3, 4. 81: 396% 
1902. 22. Mai. Geſetz vom 
Art. 2: 69 28 
1904. 14. Juli. RG. betreffend die Entſchädigung für un⸗ 
ſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. 
89 1, 4: 218 
1905. 4. Juli. Geſetz betr. die Wetten bei öffentlichen Pferde⸗ 
rennen. 
88 1, 6: 49958 6146 


Zweiter Feil. Preußiſches Bed. 
I. Preußiſches Allgemeines Landrecht. 
Einleitung 
88 63—72: 9318 
§ 74: 4360 
3 75: 4356 1637 18335 44635 778 48 
Teil Titel 
1 28 43: 36530 
28 44: 365 50 
2 8 60: 556% 
28 105: 365 20 
2 8 108: 55620 
3 8 18: 9310 
5 § 156: 414 
5 8 175: 3951 
5 § 185: 414 767% 
5 8 189: 414 
6 §8 3—8: 238 25 
6 84: 149 28 
6 88: 14928 
6 $ 10: 1615 23110 
6 88 11ff.: 14928 9g]15 
6 8 16: 149 28 
6 $ 18: 14928 
6 8 19: 31728 
6 826: 231% 
6 8 70: 6214 
6 8 72: 621 
8 8 31: 18333 
8 8 96: 69418 
8 8 97: 579 88 
9 8 181: 628 
9 8 545: 843 
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Teil Titel 
1 9 8 562 564: 414 
11 8 342: 171⁶ 


11 8 412: 414 

11 8 905: 31726 

8 1113: 35820 

13 8 257: 4204 

14 8 338: 3646 

16 8 46: 412 

§ 23: 11311 

17 8 24: 113 

17 8 36, 37: 112 

21 8 43: 34486 

: 21 8 376: 615 

II 1 8 352: 40520 

1 8 353: 405 50 

88 412, 422, 423, 425: 405% 
§ 492: 24% 343 25 

8 543: 2935 

5 544: 2935 

8 631: 24% 

§ 137: 414 

88 451, 454: 24% 

85 29, 30, 32, 56: 45 55 

88 1, 11: 71 

8 44: 71 12432 

§ 91: 46725 

8 5: 324 

8 55: 1242 

85 183 ff., 189: 1832 

55 324, 327, 343, 353: 319 28 
88 362, 364: 23318 

55 386 ff., 398, 400, 401: 31228 
8 517: 23115 

8 949: 12438 

§ 50: 85“ 

8 21: 57958 694 18 

88 24, 26: 69418 

88 38, 46, 49, 51, 73, 229, 259: 69418 
: 17 8 10: 150% 

: 17842: 1194 

= 19 8 3: 48550 
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II. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 


Preußiſche Verfaſſung. 


1825. 


1838. 


Art. 9: 77847 
14. Mai. Allerhöchſte Kabinettsorder betr. die Schul⸗ 
pflicht und Schulzucht. 
Nr 4: 85“ 
31. März. Preußiſches Verjährungsgeſetz. 
8 5 Ziffer 3: 84 | 
3. November. Preußiſches Eiſenbahngeſetz. 
8 25: 382° 
11. Mai. Geſetz vom 
88 1 und 6: 150% 
38. Februar. Privatflußgeſetz. 
8 16 b: 240% 


1874. 


1875. 


1877. 


1878. 


1880. 
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11. Juli. Allgemeine Gerichtsordnung. 
Teil II Tit. 2 8 28: 467 
- III = 7 & 48: 467 5 
24. Juli. Gemeindeordnung für die Rheinprovinz. 
8 76: 711° 
27. Juli. Kreisordnung für die Rheinprovinz. 
8 28: 7118 N 
11. Mai. Polizeiverwaltungsgeſetz. 
8 3: 485% | 
14. April. Strafgeſetzbuch. 
S 270: 639 
5. März. Ausführungsgeſetz zum GVG. 
3 49: 450 
16. April. Weſtfäliſches G. über Gütergemeinſchaft. 
88 1, 2: 405% 
24. Juni. Allgemeines Berggeſetz. 
88 126, 128: 78048 
88 132, 142, 144, 146 ff.: 1075 
88 153, 155: 4386 
88 174—176: 441% 
8. Juli. Zollvereinsvertrag. 
8 26 Abſ. 2: 44736 
29. Februar, Geſetz vom 
894; 435° 
15. März. Subhaſtations ordnung. 
8 42: 1710 
8. März. Ausführungsgeſetz zum Geſetz über den 
Unterſtützungswohnſitz. 
8 38: 48550 
5. Mai. Eigentumserwerbsgeſetz. 
8 1: 36530 
§ 4: 6113, 8 10: 365% 
8 47: 1710 
8 52 Abſ. 2: 4457 
8 55: 3881 
11. Juni. Enteignungsgeſetz. 
§ 8: 320% 
8 14: 1833 
8 24: 445% 
8 30: 12734 445% 
88 44, 54: 1075 
2. Juli. Fluchtliniengeſetz. 
88 7, 8: 197% 18325 
8 11: 445% 
: 4074 
: 445% 
. 18333 
Staatsvertrag. 
S 21: 6 
24. April. Ausſührungsgeſetz zum GVG. 
8 20: 28% 
8 39 Abſ. 1 Nr. 3: 551 70 
14. März. Geſetz, betr. die Beſtreitung der Koſten 
für die Bedürfniſſe der Kirchengemeinden in den 
Landesteilen des linken Rheinufers. 
1 Abſ. 3, 6: 11721 


1882. 


1883. 


1891. 


1895. 


1892. 


1895. 


1896. 


1900. 


1899. 


31. März. Penſionsgeſetz. 
8 30: 767 
30. Juli. Geſetz über die allgemeine Landesverwal⸗ 
tung. ö 
8 131: 150 | 
1. Auguſt. Zuſtändigkeitsgeſetz. 
§ 56: 4456 


31 Jul Erbſchaftsſteuergeſetz 
8 1, 5, 14, 26: 4586 

18. Juli. Kleinbahngeſetz. 
§ 2: 67% 

25. Juni. Koſtengeſetz. 
§ 28: 71 

31. Juli. Stempelſteuergeſetz. 
Tarifſtelle 8: 46 * 
Tarifſtelle 9 u. 13d: 727 2 
Tarifſtelle 25: 46 95 78249 
Tarifſtelle 256: 58286 
Tarifſtelle 25d Abſ. 1 u. 2: 240% 
Tarifſtelle 32 C0: 471 964 44780 

7257 72628 7824 

Tarifſtelle 36: 72658 
Tarifſtelle 45: 72729 
Tarifſtelle 54: 72426 
Tarifſtelle 712: 724 26 726 28 


724 26 


29. Februar. 
17. a Geſetz vom 
§ 36: 46° 


21. September. Geſetz über die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit. 
Art. 31, 32 Abſ. 2: 625 
s 34: 632 
40: 132° 
40 Abſ. 2: 625 
90: 43017 
153 Abſ. 2: 625 
24. September. Einführungsgeſetz zum Handels⸗ 
geſetzbuch. 
Art. 4, 20: 405 50 
24. September. Ausführungsgeſetz zum BGB. 
Art. 17 Abſ. 2: 4415 
23, 24: 221° 
33 8 1: 195 
59 8 9 Abſ. 1: 405% 
89: 71 
89 Nr. 10: 34426 
89 Nr. 2: 551 79847 
1. Dezember. Geſchäftsanweiſung für Gerichts vollzieher. 
8 45: 500 
25. Juni. Verordnung vom 
8 23: 58361 
22. Mai. Geſetz vom 
Art. 2: 69 25 
2. Juni. Beamtenunfallfürſorgegeſetz. 
8 1 Abſ. 6: 69610 


* * a“ 
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Dritter Feil. Andere Sandesgefege. 
Code civil. 
Art. 215: 3281 
217, 223: 728 20 
545: 77847 
970: 22914 
: 1001: 22914 
s 1351: 36022 
1372: 420% 
1382, 1383: 551% 7341 
= 1384; 7341 
s 1828: 3281 
= 22371—22377: 843 


Code penal. 
Art. 412 Abſ. 2: 639 


* * 


Anhalt. 


1899, 18. April. Anhaltiniſches Ausführungsgeſetz zum BGB. 
Art. 29: 3761 


Baden. 


Badiſches Ausführungsgeſetz zum BGB. 
Art. 13, 14: 2213 


Bayern. 


Bayriſche Gebührenordnung. 
Art. 44, 46, 146: 201 20 
Bayriſches Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
8 199: 201 20 
23. Februar. Bayriſches Ausführungsgeſetz zum 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
9 26: 2230 
Bayriſches Aus führungsgeſetz zum BGB. 
Art. 167: 201 20 
23. Februar. Ausführungsgeſetz zur ZPO. 
9 219: 5371 
1898. 2. Februar. Bayriſches Geſetz betr. die Grundentlaſtung. 
5 19, 20: 488 


1879. 


Elſaß-LTothringen. 
1899. 27. April. Ausführungsgeſetz für Elſaß⸗Lothringen 
zum BGB, 
5 39: 3850 75426 
Hamburgiſches Baupolizeigeſetz. 
5 61: 76638 


Mecklenburg. 
Mecklenburgiſches Ausführungsgeſetz zum 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
8 20: 283% 


Oldenburg. 


1. September. Staatsgrundgeſetz für das Großherzog⸗ 
tum Oldenburg. 
Art. 17, 29, 74, 127, 141: 81513 


1872. 


Sachſen. 


Sächſiſches BGB. 
8 1346: 420% 
8 1560: 62% 
8 1937: 771% 
1. Dezember. Sächſiſches Geſetz, betr. Ausübung der 
Jagd. 
8 23: 24940 
13. ; 
10. Fu Sächſiſches Stempelgeſetz. 
8 9: 57346 
16. Juni. Sächſiſche Ausführungsverordnung. 
8 11: 629 


Württemberg. 


5 4. Juli. Württembergiſches Bierſteuergeſetz. 
Art. 3, 37: 50060 


Vierter Feil. Ausländiſche HGeſetze. 


Schweizer Obligationsrecht. 
Art. 489: 1871 | 
25. November. St. Galler Strafgeſetz über Verbrechen 
und Vergehen. 
Art. 44 Abſ. 1: 2551 
Oſterreichiſches Allgemeines BGB. 
8 1295: 163 
1880. 3. Juli. Madrider Konvention über die Ausübung des 
Schutzrechts in Marokko. 
8 11: 415 
Geſetz betr. die Züricheriſche Rechtspflege. 
8 752: 5998 


1885. 


Rußland. 


Ruſſiſche Wechſelordnung. 
8 31: 716% 


—— — — 
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Strafregi fter. 


A. Sachregiſter. 


Abbänge 
Unverwahrte A. im Sinne von $ 367 Ziff. 12 StGB. 
137° 
Ablehnung 
A eines Richters wegen außeramtlicher Augenſcheins⸗ 
eumahme 49330 
Abtreibung 
Rücktritt vom Verſuch der A. 6042 784 
Kunlative ſtatt alternativer Fragſtellung (Verſchaffen und 
Anwenden) 607 15 
Kann durch Verkauf wirkungsloſer Abtreibungsmittel Betrug 
begangen werden? 607 10 
Aktiengeſellſchaft 
Beſchweigen einer bereits wieder 
im Geſchäftsbericht 2553 
an at Juvalidenverficperung 
malige Verwendung gebrauchter M * 
mne 8 gebraucht arken 797 
A im Sinne 8 320 SPD. iſt das A. für den Bezirk des 
Prozeßgerichts 79356 
Amtshandlung ſ. Beſtechung 
Antliche Verwahrung 
Schuß amtlich übergebener Gegenſtände 8 133 SGB. 241 
Amtsmipbrauch 


gedeckten Veruntreuung 


Guläſſigkeit landesrechtlicher Straf⸗ 
8 


Trägt die Verantwortlichkeit für die richtige Dauer des 
Swafvollzuges der A. oder der Staatsanwalt? 7944 
Angeklagter | 
Vernehmung des A. 
teidigers 2534 
dat der A. ein Recht darauf, daß nicht ohne den aus⸗ 

gebliebenen Mitangeklagten verhandelt werde? 233° 

ernehmumg des A. nach Verhandlung über ein auf Be⸗ 

weisanträge geſtütztes Vertagungsgeſuch 253° 
% ng früherer Angaben des A. 254 60930 

ehrung über Verminderung des rechtlichen Geſichts⸗ 
0 de K 

auf Anweſenheit bei it⸗ 

1 angeklagten 493 2. mu 
aſcaldigung, falſche ſ. Meineid 78625 

dalſche A. im Wiederaufnahmegeſuch 78612 


in Abweſenheit des notwendigen Ver⸗ 


Anſtiftung ſ. Teilnahme 
Anwalt |. Rechtsanwalt 
Auwaltsgebühren 
Unterſcheidung von Vor⸗ und Hauptverfahren und der Ver⸗ 
fahrensarten ohne Eröffnungsbeſ chluß. Auſſatz von 
Thieſing 100 
Arzt 
Fahrläſſige Körperverletzung gefunden in mangelhafter Be⸗ 
aufſichtigung der Nachbehandlung einer Operation 607 17 
Aufforderung 8 499 StGB. 
Konkurrenz von A. und Teilnahme 4871 
A. § 111 StGB. 
Irrtum über die Strafbarkeit der Handlung, zu welcher der 
Angeklagte aufgefordert hat 2412 
Verhältnis von A. und Anſtiftung, insbeſondere hinſichtlich 
Verjährung (Höhe des Strafmaßes) Abſ. 1 u. 2 8 111 7857 
Auskunftsburean 
Beſchäftigung von Angeſtellten eines A. an Feiertagen (tft 
das A. Handelsgewerbe?) 2567 
Auslieferung 
Ablauf der Strafantragsfriſt nach dem Rechte des um A. 
angegangenen Landes 2551 
Ausſetzung 
Verſchiedene Ausführungsformen 489 14 
Automobil 
Körperverletzung während der Aus bildung zum Automobil⸗ 
führer (Berufspflicht?) 60710 
Bankier 
Idealkonkurrenz von § 240 KO. und 8 11 Geſetz vom 
5. Juli 1896 497 62 
Ban 8 330 StGB. 
Mehrheit von verantwortlichen Bauleitern 251% 
Bauwerk 5 303 StGB. 
Unterirdiſcher Rohrdurchlaß 790 40 
Beamte 
Beamteneigenſchaft 
eines ſtellvertretenden Gefängnisbeamten 243 11 609 26 
der Mitglieder von Voreinſchätzungskommiſſionen 25216 
der Aushelfer im Poſtdienſt 492 
der Vollziehungsbeamten 785° 
Fälſchung von Fleiſchbeſchauſtempeln § 348 StGB. 49225 
Vorſchriftswidrige Annahme von Poſtanweiſungen 8 350 


StGB. 7924 
6 
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Begünftigung 
B. durch fehlgeſchlagenen Verſuch der Verleitung zum 
Meineide 49017 
Beihilfe ſ. Teilnahme 
Beleidigung 
88 185, 186 StGB. Aufforderung zum Boykott 595 
(596) 
§ 186. Verbreitung eines als unglaublich bezeichneten 
Gerüchts 489 10 
Schließt vorherige Kenntnis der Hörer die „Verbreitung“ 
aus? 78616 
8 193. Wahrnehmung der allgemeinen Intereſſen des 
Deutſchtums in den Oſtmarken 24417 
Verteidigung des Schuldbewußten durch wiſſentlich un⸗ 
wahre Verdächtigung anderer 24418 
Form der Außerung (kann ſie in Ausdrücken gefunden 
werden, die gar nicht zur Tatſachenwiedergabe dienen ?) 
48911 
Vertretung von Intereſſentenkreiſen durch Fachzeitſchriften 
606 '? 
Können Beleidigungen in gefälſchten Urkunden den Schutz 
des § 193 genießen? 787 
8 196. Strafantragsberechtigung des Regierungspräſidenten 
für den Vorfitzenden des Unfallverſicherungsſchiedsgerichts 
244 19 
§ 199. Strafloſigkeit der Erwiderung, Mangel des Straf: 
antrags für die erwiderte Beleidigung, Unmittelbarkeit des 
Zuſammenhangs 48912 13 
8 200 reformatio in peius (Veröffentlichung in fremder 
Zeitung ſtatt der eigenen) 49540 
Weglaſſung des Namens des Beleidigten in der Schuldfrage 
an die Geſchworenen 60713 
Einführung der Ehrenerklärung (Abbitte, Widerruf), Ver⸗ 
handlung des Juriſtentags 619 
Beſetzung 
Vorſchriftswidrige B. des Gerichts 794 58 
Beſtechung 
Amtshandlung (unbefugte Akteneinſicht eines nicht zuſtändigen 
Richters) 608 26 
Betrug 
Idealkonkurrenz von B. und Erpreſſung 78820 


Rechtswidrigkeit des Vermögensvorteils, Vermögens⸗ 
beſchädigung 
246 Täuſchung des Domiziliaten über die wechſelmäßige 
Legitimation 
4908 Vorſpiegelung der Aufhebung einer nichtigen Ab: 
tretung 


6071 Verkauf eines untauglichen Abtreibungsmittels 
7882 Erlangung einer Siſtierung der Zwangsvollſtreckung 
Vorſpiegelung und Unterdrückung 

490 % Heimliche Verwendung des Kraftſtromes zu 
Beleuchtungszwecken 

491 Heimliche Verwendung verbotener Reizmittel beim 
Pferderennen 

788 % Täuſchung des Gerichtsvollziehers im Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren, insbeſondere Leugnung der 
Identität mit dem Schuldner 


Beweisauträge 
Verhandlung über B. vor Vernehmung des Angeklagten 253° 
Mangel der Behauptung beſtimmter Tatſachen 792 50 91 
Beweismittel 
Herbeigeſchaffte B. 
66925 Urkunde, die ein Zeuge auf Veranlaſſung der 
Staatsanwaltſchaft mitgebracht hat 
79352 Gutachten in den Vorunterſuchungsakten 
Bier 
Bierkouleur aus Malz und Hopfen (Württemberg) 500 6e 
Buchmachen 
Wegfall der Stempelpflicht bei Nichtöffentlichkeit des B. 49908 
Büchertitel 
B. als Warenbezeichnungen 258.15 
Buße 
Heranziehung der Teilnehmer zur B. 25814 
Diebſtahl und Unterſchlagung 
8 242. Wegnahme mit Einwilligung 2452 
Beihilfe zur Wegnahme (Zuſehen ohne Hinderung) 246 
Verſuch oder Vollendung der Wegnahme (Ergreifen im 
bisherigen Verwahrungsraum ohne Entfernung daraus) 
787 2 
§ 243 Einfteigen (vom Dach aus) 245? 
Dasſelbe (Eindringen nur mit dem Oberkörper) 787 
Hofraum (Teil des Grundſtücks, nicht des Gebäudes) 7872 
Verſchlußvorrichtung (Knieſtück eines Gasrohrs) 4901“ 
§ 246. Aneignung von Geldern, die der Sicherheitszedent 
für den Zeſſionar vom Schuldner in Empfang nimmt 
2454 
Unterſchlagung von Darlehnsgeldern durch den Notar 714? 
Fundunterſchlagung (Liegenlaſſen im Eiſenbahnwagen) 607“ 
§ 247. Lehrling als Stadtreiſender 245 25 
Durchfuhr 
Unterſchied von Ein: und D. 79880 
Ehebruch 
Strafantrag vor Rechtskraft des Scheidungsurteils 242 
Ehrenrechte N 
Aberkennung der E. neben einer Geſamtſtrafe 4885 784 
Eidesvergehen und eidesſtattliche Verſicherung 
Meineid 
78510 Strafbemeſſung aus § 154, wenn $ 157 StGB. 
nur auf einen von mehreren durch fortgeſetzte Handlung 
begangenen Meineiden Anwendung leidet 
78511 Eidliche Beſtätigung des Beiſchlafs ohne Hinzufügung, 
daß es zum Samenerguſſe nicht gekommen iſt 
Offenbarungseid (Wiſſen, wo die Sachen ſich befinden) 785° 
Fahrläſſiger Falſcheid (iſt der Zeuge verpflichtet, ſelbſt zu 
erforſchen, nicht nur, was er über den ihm bekannten 
Gegenſtand der Frage weiß, ſondern auch, was mit der 
Frage gemeint iſt?) 2423 
Widerruf (Rechtsnachteil desjenigen, zu deſſen Gunſten die 
falſche Angabe gemacht ſein wollte) 242 
Eidesſtattliche Verſicherung 
2427 Zuſtändigkeit der Behörde (Amtshauptmannſchaften 
in Sachſen für eidesſtattliche Verſicherungen in Steuer⸗ 
ſachen) 
242“ Widerruf 
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605? Verſicherungen der Werkmeiſterprüfungskandidaten 
gegenüber braunſchweigiſchen Kreis bauinſpektionen 
Einkommenſteuer 
Die Strafvorſchrift in 5 66 des preußiſchen Geſetzes ge⸗ 
ſtattet und erfordert Berückſichtigung der Steuerermäßigung 
nach 8 19 7998 
Einziehung 
E. der zum Glücksſpieb beſtimmten und damit erworbenen 
Gelder 784 
Elektrizität 
Entwendung von E. 49019 20 49784 
Entführung 
Bloße Überrebung 787° Ä 
Eröffnungsbeichluß | 
Erſezung des E. durch den Unzuſtändigkeitsbeſchluß 79358 
Auwaltsgebühren des Vor⸗ und Hauptverfahrens in den 
Verfahrendarten ohne E. Aufſatz von Thieſing 100 
Erpreſſung 
Nagel der Bereicherungsabſicht infolge Vorwiegen des 
Sühnezwecks 490 16 
Doplott im Lohnkampf 5951 
Jbealkonkurrenz von E. und Betrug 788 50 
Fabrik 
F. als Zubehör eines anderen Betriebes 2578 
Arbeit in einer F. (Nebenverrichtungen, insbeſondere ſolche, 
welche den Abſatz der Fabrikate betreffen) 4954 
Begriff der F. Verwendung von Triebwerken 7955 
Falſcheid |. Eidesvergehen 
Forſtſchuzbeamte 
Zuſtändigkeit der F. als Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft 
für deren ganzen Bezirk 241° 
1 der Amtsausübung (Feſtnahme Verdächtiger) 
Freiheitsentziehung | 
8. durch Verlängerung der erkannten Strafe (Verantwortlich⸗ 
ken des Amtsrichters und des Staatsanwalts für die 
richtige Berechnung der Strafzeit) 79246 
ſprechung 
Voraussetzungen teilweiſer F. mit entſprechender Koſten folge 
6091 79356 
Fürſorgeerziehung 
Erziehung aus der F. (Wegnahme des eigenen Sohnes aus 
der Lehre) 261% 
enatenenbefreiung 
perrung im Bereich der Schulzucht 605° 
Seriptövolzicher a 
Hinderung dez G. an Annahme einer Pfändung dadurch, 
daß der Schuldner ſeine Identität verleugnet 788 28 29 
Gerichtskundigkeit 
Dedürfen offenkundige Tatſachen der Konſtatierung in der 
handlung? 4943 
Seſamtſtrafe 
ennung der enr 1 ei 6 1 
Set Gäftoverteikunn echte bei einer G. 488° 784 
8 eines Kammervorſitzenden für das ganze 
15 in unmittelbarem Anſchluß an ſeine Beſtellung 


Geſellſchaftsſpiel 
Zuläſſiges G. und unerlaubter Privathandel mit Lotterie⸗ 
loſen 799 8. | 
Geſichtspunkt 
Hinweis auf die Veränderung des rechtlichen G. 254 10 
61032 38 79354 | 
Gewohnbeitsverbredher 
Verhandlung des Juriſtentags 619 
Glücksſpiel 
G. ohne Riſiko 251% 
Verliert das Spiel den Charakter des G. durch Verwendun 
gezeichneter Karten? 49226 i | 
Pferderennwetten 499 58 8 
Unterſchied von G. und Lotterie (Merkmal des Spielplans) 
60824 
Einziehung des zum G. beſtimmten und des dabei gewonnenen 
Geldes 784? 
Pokern 78985 
Grabſchändung 
Geſetzeskonkurrenz zwiſchen 88 168 und 304 StGB. 786" 
79041 
Grundentlaftung (Bayern) 
Beginn der Verjährung 488 | 
Hauptverhandlung |. Angeklagter, Beweismittel, Geſichts⸗ 
punkt, Gerichtskundigkeit 
Hausſuchung 
Befugnis zur H. (Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft) 2552 
Hehlerei 
Erwerb der Wilddiebsbeute 788 27 
Hilfsbeamte |. Hausſuchung, Forſtſchutzbeamte 
Invalidenverſicherung 
Wiederverwendung gebrauchter, auch nicht entwerteter Marken 
259 18 19 497 55 
Irrtum 
J. über Strafbarkeit der Handlung, zu deren Begehung auf⸗ 
gefordert wird 8 111 StGB. 241? 
Jagd ſ. Hehlerei, Forſtſchutzbeamte 
Kirche 
Zuläſſigkeit der Landesgeſetzgebung über Amtsmißbrauch eines 
Geiſtlichen 784° 
Konkurrenz 
Geſetzeskonkurrenz SS 168, 304 StGB. 7864 7904 
88 267/8, 363 StGB. 60821 60925 | 
Idealkonkurrenz SS 253, 263 StGB. 78826 
Idealkonkurrenz $ 11 DepG. und SS 240 ff. KO. 49782 
55 134, 144, 146 Vereinszollgeſetz und § 11 Süßſtoff⸗ 
geſetz 25711 49957 | 
Fingierte Realkonkurrenz (§ 2 Preußiſches Lotteriegeſetz) 6154 
Konkursvergehen 
§ 2401. Unternehmen ohne eigene Mittel im Vertrauen auf 
Kredit 4954 
§ 2402. Abſicht, die Konkurseröffnung hinauszuſchieben, muß 
ſchon bei Entnahme auf Kredit beſtanden haben 2565 
8 240°, Vernichtung eines Buchs nach Herſtellung einer Ab⸗ 
ſchrift 4954 | 
8 241. Beſtellung einer Sicherheitshypothek ohne Brief 


übergabe (Gewährung?) 611! = 
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8 242 f. o. 8 2402: 2565 | 
Idealkonkurrenz $ 11 Dep. mit 8S 240 ff. KO. 497 °° 
Konterbande ſ. Zollhinterziehung 
Koſtenverteilung 
K. bei teilweiſer Freiſprechung 6091 793 5° 
K. unter Mittätern, von denen der eine nur an einem Teil 
der abgeurteilten Fälle beteiligt iſt 79497 
Koſteufeſtſetzung 
K. in Privatklageſachen. Aufſatz von Hüſſener 186 
Körperverletzung 
8 2232. Gefährlichkeit des Werkzeugs 787 
§ 230 Abſ. 1. Fahrläſſigkeit 
2440 Vorausſehbarkeit rechtswidrigen Verhaltens, das 
zur K. geführt hat 
60717 Ungenügende Aufſicht des Arztes über die Nach⸗ 
behandlung einer Operation 
§ 230 Abſ. 2. Beſteht eine Berufspflicht ſchon während der 
Ausbildung zum Berufe? 68716 
Privatklagrecht des Vaters für minderjährige Kinder. Auſſatz 
von Liedke 185 
Kugelſuchen 790 
Kuppelei ſ. Unzucht 
Landesgeſetzgebung 
L. über Amtsmißbrauch der Geiſtlichkeit 7846 
Land wirtſchaft 
Erzeugniſſe der L. 8 308 StB. 791% 
Legitimationspapiere 
Verhältnis zwiſchen 88 267/8 und 363 StGB. 
608 ˙ 8 363 ſchließt das allgemeine Geſetz aus 
609 5 363 ſchlägt nicht ein, wenn das L. nicht zum 
Fortkommen im allgemeinen, ſondern zur Verletzung be⸗ 
ſtimmter Rechte verwendet wird 
Fälſchung eines pfarramtlichen Taufzeugniſſes zur Erreichung 
der kirchlichen Trauung 792 
Leichenſchändung 
Geſetzeskonkurrenz zwiſchen 88 168, 304 StGB. 7861 
7904 
Lotterie 
L. und Glücksspiel (Merkmal des Spielplans) 608 4 
Behandlung eines fortgeſetzten Verbrechens als Verbrechens⸗ 
mehrheit nach § 2 Pr. Lott.⸗Geſ. 615% 
Geſellſchaftsſpiel und unerlaubter Loshandel 799 84 
Marken 
Wiederverwendung von Quittungsmarken der Invaliden⸗ 
verſicherung 259 18 10 497 58 
Mißbrauch entwerteter Poſtmarken 
Meineid ſ. Eidesvergehen 
Militärpflicht | 
Erklärung der Erſatzkommiſſion nach 8 475 StPO. 2415 
Militärifche Vergehen 
Urlaubsüberſchreitung und unerlaubte Entfernung 611 
Mord und Todſchlag 
Frageſtellung wegen mildernder Umſtände bei T. 60713 
Mündlichkeit 
Feſtſtellungen über verfuchte Ermittelung von Zeugen 2548 
Sen offenkundige Tatſachen mündlicher Feſtſtellung? 
49457 f 


Nahrungsmittelfälſchung 
Erlaubte Konſervierungsmittel 496 43 
Salizyl 795 °° 
Bringen in Verkehr (der Angeklagte hat Fleiſch in die 
Räucherkammer gebracht, um es für ſich und ſeine Frau 
im Haushalt zu verwenden) 796 
Fahrläſſigkeit (gewohnheitsmäßiger Schlendrian 
Kreiſe) 796 68 . 
Notwehr 
Selbſtverteidigung trotz Hilfsbereitſchaft Dritter 487° 
Nötigung 
Boykott im Lohnkampf 5951 
Offenbarungseid 
Wiſſen, wo ſich die Sachen befinden 785° 
Offenkundigkeit 
Bedürfen offenkundige Tatſachen mündlicher Feſtſtellung in 
der Hauptverhandlung? 49437 
Offeutlichkeit 
Ausſchluß der O. wegen Gefährdung militärdienſtlicher 
Intereſſen 259 17 
Kartenausgabe zur Hauptverhandlung 794 5 60 
Perſonenſtand 
Beabſichtigte Dauer der Veränderung des P. 78615 
Pfandbruch 
Bedarf das Vermieterpfandrecht einer beſonderen Geltend⸗ 
machung? 251“ 
Entfernung des Zubehörs beſchlagnahmter Grundſtücke 
(88 137, 289 StGB.) 49220 
Fortſchaffen abgeernteter Früchte 49227 
Pferderennen 
Wetten 499 58 
Anwendung verbotener Reizmittel 799 62 
Philoſophie des Strafrechts 
Literaturbeſprechungen 584 
Polizeiaufſicht 
P. neben Gefängnisſtrafe ſtatt Zuchthaus wegen mildernder 
Umſtände § 146 Abſ. 2 StGB. 2420 
Poſtanweiſung 
Vorſchriftswidrige Annahme und Unterſchlagung 8 350 
StGB. 791*5 
Preßvergehen 
§ 7 PrG. Wohnort des Redakteurs 795% 
88 20, 21. Eventualdolus 25712 795 68 
Fahrläſſigkeit (Geſchäftslaſt, Arbeitsteilung) 49676 795 66 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen |. Beleidigung 
Privatklage 
P. des Vaters für einen Minderjährigen. 
Liedke 185 
Koſtenfeſtſetzung in Privatklageſachen. Aufſatz von Hüſſener 
186 


weiterer 


Aufſatz von 


Protokollaufnahme 
P. durchs Telephon 25412 
Natserteilunug 
R. eines Rechtsanwalts als Beihilfe. 
129 
Rechtsmittel 
Einlegung eines R. durchs Telephon 25412 


Aufſatz von Galli 
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Rechtsweg 
Zuſtändigkeit der Seemannsämter 79774 


reformatio in peius 
Verurteilung zur Veröffentlichung in fremder Zeitung ftatt 
der eigenen 49540 
Revifion 
Gebühren des beftellten Verteidigers für Begründung der R. 
Entſcheidung des Oberlandesgerichts Caſſel 367, Stutt⸗ 
gart 593 
Neviſionsgrund 
Verſtoß gegen die Geſchäftsverteilung 61128 
Rückfall 
K gehört nicht zur Schuldfrage 788 28 
Näckfalls verbrechen 
Verhandlung des Juriſtentages 619 
Kücktritt vom Verſuch und tätige Reue 
Friwilligkeit 6041 (Furcht vor Entdeckung), 604 (Schmerz) 
N. des Teilnehmers 2411 7843 5 
Beendung des Verſuchs 784. 
Zachbeſchãdigung 
Zeilbeile Zuſtimmung 79039 40 
Grabihändung |. d. 
Sachname a 
Hüchertitel als Warenzeichen 25813 
Schöffengericht 
Große Schöffengerichte. Aufſatz von Fuchs 369 
Privatklage |. d. 
Siehe auch Eröffnungsbeſchluß 
Schwurgericht 
E und Schwurgerichts verfahren. 
69 
Bildung der Geſchworenenbank 
610%˙ Miberruflichkeit der Annahmeerklärung 
610% Gleichzeitige Bildung für mehrere Strafſachen. 
Gemeinſchaftliche Ausübung des Fragerechts 
Schuldfrage 
218 Ein Fall, in dem das Gericht die Schuldfrage zu 
emſcheiden hat. Aufſatz von Schuppert 
494 607 Spezialifierung der Schuldfrage (ins beſondere 
Weglaſſung des Namens des Beleidigten) 
„ Fragſtellung bei alternativem Tat⸗ 


Aufſatz von 


che, Haupt: und Hilſsfragen bei 88 268, 363 StGB. 
610 788 Rücktritt und Verjährung gehören nicht in 
die Schuldfrage 
Hilfsfrage 
494 . Hüfsfrage wegen Zuſammenfaſſung der Hauptdelikte 
25 Hüfsfrage wegen 8 363 StGB. 
ebenfrage nach mildernden Umſtänden (Totſchlag) 607 15 
füge zum Spruch 79408 
gsverfahren 2554 
Seemauns amt N 
indigkeit des S. 797 70 
en de ern ſ. Unzucht 
3 piel, . . 
er dtienwaltſchaft bierehung 
büſzteante der St. 241 285 


Verantwortlichkeit der St. für richtige Strafdauer 2413 
Stempelhinterziehung 
Ausweiſe über Spieleinlagen (Inſeratabſchnitte bei Aus⸗ 
ſpielung unter Zeitungsabonnenten) 260 20 
Anwendung § 27 RStG. auf Rennwetten 26021 
Hilfeleiſtung bei Rennwetten 8 44 RSG. 260% 
Stempelmiß brauch 
Entfernung des alten Poſtſtempels durch Überdrucken mit dem 
neuen 60825 
Strafantrag 
St. vor Friſtbeginn 
2421 St. wegen Ehebruchs vor Rechtskraft des Scheidungs⸗ 
urteils 
604° St. vor Kenntnis des Täters 
Unteilbarkeit des St. — Verletzung desſelben Warenzeichens 
durch mehrere 664 
St. des Vorgeſetzten 24419 
St. nach 8 247 StGB. (gegen einen als Stadtreiſenden be: 
ſchäftigten Lehrling) 246 25 
Strafbeſcheid 
Anklageerhebung durch die Verwaltungsbehörde (Zuſtändigkeit) 
61137 
Strafmündigfeit 
Feſtſtellung der Strafbarkeitseinſicht eines beinahe Straf⸗ 
mündigen 487? 
Strafvollſtreckung 
Wer iſt für die richtige Dauer verantwortlich? 7944 
Straße 
Herabwerfen auf die St. (von einem darauf ſtehenden Wagen) 
§ 366° StGB. 252% 
Süß ſtoff 
Idealkonkurrenz 88 134, 144, 146 Vereinszollgeſetz mit 8 7 
Süßſtoffgeſetz 2571 4997 
Begriff der Durchfuhr 79880 
Tat 


Identität der T. § 265 StPO. 2541 
Teilnahme 
Rücktritt des Teilnehmers 2411 7848 5 
Heranziehung des Teilnehmers zur Buße 258 15 
T. im Sinne § 56 StPO. 7928 
T. des Verkuppelten an der Kuppelei 609 2s 
T. an Konterbande 7941 
Koſtenverteilung unter ungleich beteiligten Mittätern 79457 
Verhältnis vor Anſtiftung und Aufforderung nach 88 49a, 111 
StGB. 4871 7857 
Anſtiftung zum Bieterkomplott 8 270 PrStGB. 7999 
Beihilfe durch Ratserteilung. Aufſatz von Galli 129 
Beihilfe durch Untätigkeit 2452 
Tierarzt 
Protokollariſche Mitteilung nach 8 12 Viehſeuchengeſetz 791“ 
Totſchlag 
Fragſtellung wegen mildernder Umſtände 60717 
Unbeſcholten heit 
Geſchlechtsverkehr der Braut während eines früheren Ver⸗ 
löbniſſes 651° 
Unerlaubte Entfernung 5 66 MStGGB. Dauerdelikt 
611 40 
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Unſchuld 
Entſchädigung unſchuldig Verurteilter ſ. Wiederaufnahme 
Untreue 
Einziehung einer Forderung des Auftraggebers im eigenen 
Intereſſe 246 
Vermögensſtück (Hypothekenbrief) 2465 
U. nach Zurücknahme des Auftrags 246° 
Unwirkſame Verrechnung eigener Forderungen des Beauftragten 
247 30 
Entnahme von Bezügen aus einer anvertrauten Kaſſe auf 
Grund nichtigen Vertrags 491% 
„Bevollmächtigten“ im Sinne 8 266 StGB. iſt auch der 
Vertreter, der in eigenem Namen handeln ſoll 60820 
Unzucht 
§ 1741 StGB. Begriff des Erziehers (Gewerbsmäßigkeit 
nicht erforderlich) 6053 
5 1741. Halbtäglich beſchäftigte ſtellvertretende Gefängnis: 
beamte (U. außerhalb der Dienſtzeit) 243 11 
§ 180, 181. Kuppelei des Mannes durch Nichtausübung 
ſeiner Befugniſſe gegen die U. treibende oder ſelbſt 
kuppelnde Ehefrau 24312 
Koſten der Korrektionsnachhaft (Armenpflege ?) 48550 
Verbrauch der Strafklage (Anklage wegen Verkuppelung 
des eigenen Sohnes nach Aburteilung wegen gewinn⸗ 
ſüchtiger Kuppelei von Fremden 4887 
Konkurrenz von Kuppelei und Zuhälterei 606° 
Teilnahme des Verkuppelten an der Kuppelei 609 58 
Darlehnsgewährung zu Bordellzwecken 78615 
Bloße Anbahnung unzüchtigen Verkehrs 78616 
§ 1812. Zuhälterei mit mehreren Dirnen kein Kollektiv 
vergehen 4888 
Konkurrenz von Zuhälterei und Kuppelei 6063 
8 184. Publikum der Anpreiſung 24313 
Berechtigte Verletzung des Schamgefühls zur Erfüllung 
ſittlicher Aufgaben auch vor der Offentlichkeit, ſofern 
dieſe durch die Aufgabe geboten iſt 24314 24416 606 10 
Maßgebende Volkskreiſe 24415 4880 
Feſtſtellung der Unzüchtigkeit einzelner Abſchnitte eines 
Schriftwerks ohne Kenntnisnahme vom Ganzen 24410 
Bloß objektive Unzüchtigkeit der Ankündigung 60611 
„Ausſtellen“ durch Kinematograph 786 17 
Urheberrecht 
U. des Herausgebers eines Sammelwerks 261 25 
Erteilung des Aufführungsrechts unter der Bedingung des 
Notenkaufs 761 20 
Verlagsfähigkeit des Schriftwerks (Waren⸗ und Preis⸗ 
verzeichniſſe) 79877 
Iſt Verkauf unter Ladenpreis eine Verletzung des U.? 798 78 
Partie ller Nachdruck; kein Zitat vor Veröffentlichung 7987 
Urkuudenfälſchung und unterdrückung | 
3 267 StGB. (ſ. a. unter § 363) Klatſchkopie 24721 
Durchlochung 247 52 
Privaturkundenfälſchung durch He tellung einer i 5 
1 Sl 8 durch Herſtellung einer öffentlichen 
Poſtanweiſungsabſchnitte 248 54 20 
Druckſchriften 24835 
Wechſel 24937 38 


Beweiserheblichkeit 4912 
Pfändungsbefehle im Verwaltungszwangsverfahren 491% 
Handelsbücher 6082 
Nummernpfähle 789 20 
§ 271 Schulverſäumnisakten 249 
Jagdkarten 24940 
§ 2741 „Gehören“ 25041 
Vorübergehende Vorenthaltung 789 33 
8 274° Vorläufige Grenzzeichen 78934 
§ 275 Stempelpapier 250“ 
§ 348 Stempelabdrücke des Fleiſchbeſchauers 49228 
8 363 ſchließt 88 267, 268 aus 608% 
Lehrzeugniſſe 78931 
Legitimationsatteſte 789 82 
Pfarramtliches Taufzeugnis für die kirchliche Trauung 
79249 
Rücktritt des Teilnehmers 784° 
Kann von Wahrnehmung berechtigter Intereſſen durch ge⸗ 
fälſchte Urkunden die Rede fein? 78719 
Urlaubsüberſchreitung 
Dauerdelikt 611 
Urſprungszengniſſe 
Verwendung gefälſchten Stempelpapiers zu U. 250“ 
Verbrauch der Strafklage 
Anklage wegen Verkuppelung des Sohnes nach Aburteilung 
wegen gewinnſüchtiger Kuppelei an Fremden 4887 
Verein 
Erwerb der Mitgliedſchaft, Jugendſchüler 500 55 
Verjährung 
Bayeriſches Geſetz über Fortſetzung der Grundentlaſtung 483“ 
Unterbrechung der V. (Richterhandlung ohne Kenntnis des 
vollen Umfangs der Straftat) 6055 
V. gehört nicht in die Schuldfrage 610 56 
V. der Aufforderung (§S 111 StGB.) und Anſtiftung 7857 
Verleſung 
V. einzelner als unzüchtig beanſtandeter Stellen eines Schrift⸗ 
werks 24419 
V. ohne Angabe des Zwecks 2547 
V. frühere Angaben des Angeklagten 254° 
Unvollſtändige V. 49435 
V. von Briefen des Angeklagten 494 36 
V. des Protokolls über kommiſſariſche Zeugenvernehmung 
(für deren Zuläſſigkeit kommt es auf den Wohnort des 
Zeugen, nicht auf deſſen dem Gerichte unbekannten Auf⸗ 
enthalt in der Nähe des Gerichtsſitzes an) 7924 
Verſteigerung 
Anſtiftung zum Bieterkomplott § 270 PrStGB. 79982 
Verſuch a 
V. des Betruges durch Verkauf wertloſer Abtreibungsmittel 
607 19 
Rücktritt ſ. d. 
Verteidiger 
Vernehmung des Angeklagten in Abweſenheit des notwendigen 
V. 253“ 
Gebühren des beſtellten V. für die Reviſions begründung. 
Entſcheidung des OLG. Caſſel 367 und Stuttgart 593 
Vernehmung des V. als Zeugen 792“ 
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Verwaltungsbehörde ſ. Strafantrag, Strafbeſcheid 
Vorverfahren 
Anwaltsgebühren für das V. in den Verfahrenzarten ohne 
Eröffnungsbeſchluß. Auffag von Thieſing 100 
Viehſeuchen 
Protokoll des Tierarztes 8 12 Viehſeuchengeſetz 791 
Warenzeichen 
Büchertitel als W. 25815 
Heranziehung des Teilnehmers zur Buße 25814 
Herkunftsangabe 496“ 
Gebrauch von Fäſſern mit fremden Warenzeichen im eigenen 
Keller 496“ 
Teilung des Strafantrages bei Verletzung des W. durch 
mehrere 604“ 
Name des Schriftſtellers als Herkunftsangabe 797 
Verwechſelungsgefahr 79773 
Wechſelſtempelhinterziehung 
Verantwortlichkeit des unbeteiligten Inhabers einer Handels⸗ 
geſellſchaft 799 vn 
Weinfälſchung 
Verlauf von Kunſtwein zur Branntweinbrennerei 26023 
9 8 Abſ. 2 Weingeſetz bezieht ſich N auf Rotweinmoſt 
und maiſche 2602“ 
Hefenwein, Hefenpreßwein 497 68 
Zuckerkouleur 497 58 
Aufguß von Wein auf entmoſtete Trauben mit nachfolgendem 
Zuckerwaſſeraufguß 798 75 
Verſchwiegenheitspflicht des Beinfadoerlänbige 79878 
Wetten 
Keine Verſteuerung la und nicht öffentlicher Renn⸗ 
wetten 49958 799 82 
Wettbewerb 
Enthält der Gebrauch Geſchäftsbezeichnung Konſumanſtalt 
die Vorſpiegelung eines genoſſenſchaftlichen Betriebes? 
2581“ 


Muß das Angebot in der Anzeige enthalten fein? 496 

Geſchäftsgeheimnis 496 50 81 797 71 

Vorſpiegelung eines Gelegenheitsverkaufs 796° 
Wiederaufnahme 

Entſchädigung unſchuldig Verurteilter (Kauſalzuſammenhang 


zwiſchen Strafe und Schaden: Dienſtentlaſſung eines 
Offiziers) 123° 


Winkeladvokat 


Geſchäftsbetrieb des W. kein Handelsgewerbe im Sinne 
der GewO. $ 105° GewO. 2567 


Wucher 


Wirtſchaftlicher Zweck des Darlehns 7903s 


Zeugen und Sachverſtändige 


Kein Recht des Angeklagten auf Belehrung über Zeugnis⸗ 
verweigerungsrecht 2521 
Berufung auf den früher geleiſteten Eid 2522 
Vernehmung von Z. über Urteile 2523 
Nichtvernehmung des Z. weil die Antwort auf einzelne 
Fragen ihm zur Unehre gereichen würde 493 21 
Kommiſſariſche Vernehmung 
493532 Schwangerſchaft nicht ohne weiteres zureichender 
Grund 
792% Wohnort des Z. nicht Aufenthalt entſcheidet 
Gegenſeitige Ausſprache zweier Z. vor Gericht 493 * 
Teilnahmeverdacht 
6092s Kuppler und Verkuppelte 
7924 Ankauf verfälſchter Nahrungsmittel 
Verteidiger als Z. 792“, 
Verſchwiegenheitspflicht des Weinſachverſtändigen 7988 


Zollhinterziehung 


„Anvertrauen“ § 136 Vereinszollgeſetz 257° 

Strandgut 25710 

Konkurrenz 88 134, 144, 146 Vereinszollgeſetz mit $ 7 Süß⸗ 
ſtoffgeſetz 25711 499 657 

Unzuläſſigkeit einer Erſatzgefängnisſtrafe neben dem Höchſt⸗ 
maße der Freiheitsſtrafe 496 

Zuſtändigkeit der Verwaltungs behörde zum Strafbeſcheid und 
zur Anklage (Bremen) 611 * 

Teilnahme an der Konterbande 7941 


Zwangserziehung ſ. Fürſorgeerziehung 
Zwangsvollſtreckung 


Betrüglicher Aufſchub der Z. (Täuſchung des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers über die Identität des Schuldners, Vermögens⸗ 
beſchädigung) 78828 20 

Vereitelung der Z. in wertloſen Geenfänden 79036 


B. Geſetzesregiſter. 


l. Reichsſtrafgeſetzbuch. 
9 3: 260 
8 11: 638 
8 28, 29: 495% 
8 32: 7841 
9 40: 784% 
§ 46: 2411 60412 7845 2 
8 47: 6054 7843 4 
8 49: 129 245*2 4871 605“ 
8 53: 487° 
8 56, 57: 4875 
8 61: 4, 604 
8 63: 6044 
8 65: 185 


8 67: 4885 

§ 68: 605° 638 
§ 73: 49858 786 13 
§ 76: 4885 7841 
§ 107: 784 

8 111: 2412 7857 
8 113: 241° 

§ 117: 488° 

& 120: 605° 

8 130: 7846 

§ 133: 241“ 

§ 137: 7855 

S 140: 2415 

8 146: 242° 
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§ 196: 
§ 199: 
§ 200: 
§ 213: 
8 219: 
8 221: 
8 223: 
S 230: 
§ 232: 
8 237: 
8 242: 


60558 
243 18 


488 7 786 15 16 


485 4883 606° 

243 13 14 244 15 16 606 10 488° 786 17 18 
8 184 Ziff. 3 und 4: 606 1 

5951 60618 74314 


489 10 
489 1 
24417 
186 
24419 
489 15 
60615 
607 14 
607 15 
489 14 
787 *⁰ 
244 20 
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787 ˙¹ 
245 21 


8 243 Ziff. 2: 
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8 244: 
8 246: 
8 247: 
8 248: 
§ 253: 
8 257: 
8 259: 
§ 263: 
§ 266: 
8 267: 


§ 268: 
8 269: 
8 271: 
8 274: 
§ 275: 
8 284: 
8 286: 
8 288: 
8 289: 
8 291: 
8 293: 
8 300: 
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788 A6 
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* 497% 7872 
2458 78733 24 
49015 


60718 


788 56 
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28 247 20 491% 608 20 


247138 248-386 249 7 3s 49124 
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18938 
249 3° 
25041 
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789 35 
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2514 
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§ 304: 
8 308: 
§ 328: 
S 330: 
§ 332: 
§ 340: 
S 345: 
§ 348: 
8 350: 
§ 359: 
8 362: 
§ 363: 


78618 7904 
791 
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25146 
60825 
743 1⁸ 
7914 
49238 


791 #5 

252340 492 608 26 7855 
485 

608 21 27 79246 


8 366 Ziff. S: 252% 
8 36718: 7105 


Einführungsgeſetz zum Reichsſtrafgeſetzbuch. 


2. Strafprozeßordnung. 


8 2: 639 

8 22: 493 50 

8 23: 4930 

88 48 ff.: 7927 
88 49, 50 ff.: 638 
8 54: 2521 49321 
8 56 Ziff. 3: 609 8 79948 
8 61: 2425 

8 66: 2523 

8 68: 2425 2535 
8 69: 638 


8 136 Abſ. 1 Nr. 2: 2535 


S 140: 
8 141: 
8 150: 
§ 153: 
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8 199: 
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§ 200: 
8 201: 
8 211: 
8 220: 
8 222: 
8 225: 
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88 237 
8 242: 
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8 244: 
8 246: 
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8 250: 


186 49330 
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644 
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609 25 
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2547 493% 494 c 79358 
7924 
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§ 262: 
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8 265: 101 254% 

8 270: 793°° 

88 276—317: 218 

88 283, 286: 610% 

88 293 ff.: 256° 61030 494538 30 
§ 294: 49439 

Ss 295: 4943 608 21 
§ 297: 788% 

§ 320: 79358 

§ 339: 367 593 

§ 365: 25413 

8 377 Ziff. 5: 253 
S 377 Ziff. 8: 2551 
§ 385: 593 

§ 393: 255% 

§ 398 Abſ. 1: 495 10 

§ 414: 185 

§ 421: 185 

§ 424: 185 

§ 426 Abſ. 2: 186 

88 448, 450: 102 

88 451, 456, 462: 101 
SS 464, 467: 61137 

8 475: 241° 

5 498: 79356 79497 


3. Konkursordnung. 
8 239: 255. 7940 
8 240: 256° 49541 42 
9 241: 611% 
8 242: 256° 


4. Gewerbeordnung. 
8 105b: 2567 
8 137: 2578 
Abi. 1: 
8 146: 49543 
S 154: 257° 


4955 


5. Vereinszollgeſetz. 
9 2, 23: 25710 
8 136 Ziff. 9: 257 10 
9 144: 257. 
9 146: 257 11 7941 
9 152: 25710 
9 162: 495“ 
6. Andere Reichsgeſetze nach der Zeitfolge geordnet. 
1868. 8. Juli. Geſetz, betr. die Beſteuerung des Branntweins. 
8 68: 495% 
1871. 28. Oktober. Poſtgeſetz. 
5 2, 6, 27, 29, 50: 611 
1872. 20. Juni. Reichsmilitärſtrafgeſetzbuch. 
9 64: 611% 
7. Dezember. Seemannsordnung. 
9 122: 797 
1874. 24. Januar. Auslieferungsvertrag zwiſchen Deutſchland 
und der Schweiz. 
Art. 5: 2551 


1874. 7. Mai. Preßgeſetz. 

8 7: 795% 

8 20 Abſ. 2: 25711 795 66 

8 21: 49645 

14. Mai. Nahrungsmittelgeſetz. 
88 10, 12: 49648 49856 79566 05 
8 12: 49648 79566 07 796 68 
g 14: 796% 


8 15: 49886 
1889. 1. Mai. Genoſſenſchaftsgeſetz. 


1898. 20. Mai. 
8 147: 619% 
1. Juni. Gebrauchsmuſterſchutzgeſetz. 
8 10: 612% 
10. April. Krankenverſicherungsgeſetz. 
8 82b: 612 6134 
12. Mai. Warenzeichengeſetz. 
8 13: 496% | 
8 14: 25818 49647 61345 79778 55 
§ 15: 6134 47 
8 18: 2581 
8 20: 49647 79775 
8 23: 6135 
27. Mai. Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs. 
8 1: 496% 
8 4: 25815 16 79670 
8 9: 49650 49751 7gynı 
e 5. Juli. Geſetz, betr. die Pflichten der Kaufleute bei 
Aufbewahrung fremder Wertpapiere. 
Ss 11: 497% 
1. Dezember. Einführungsgeſetz zur Militärſtrafgerichts⸗ 
ordnung. 
8 18: 25917 
13. Juli. Invalidenverſicherungsgeſetz. 
8 187 Abſ. 2: 25918 260 10 796 65 
9. April. Geſetz betreffend die Beſtrafung der Ent⸗ 
ziehung elektriſcher Arbeit. 
8 1: 497% 
„ 3. Juni. Geſetz betreffend die Fleiſchbeſchau. 
8 126: 49228 
z 14. Juni. Reichsſtempelgeſetz. 
g 15: 79981 
§ 22: 260 20 
8 23: 260% 
8 27: 260%0 21 
8 44: 260% 
1901. 8. April. Poſtordnung für das Deutſche Reich. 
8 42: 481 
„ 24. Mai. Weingeſetz. 
8 2: 498 55 
8 3 Abſ. 2: 2605 
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8 13, 18: 260% 49856 
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§ 1: 798 * 
8 18: 61451 62 


1879. 


1891. 


1892. 


1894. 


1896. 


50 Strafregiſter 


§ 38: 79873 
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1902. 7. Juli. Süßſtoffgeſetz. 
§ 2b, e: 79880 
§ 7 Abſ. 1: 2571 49957 
§ 9 Abſ. 1: 79880 
1905. 4. Juli. Geſetz betreffend die Wetten bei öffentlichen 
Pferderennen. 
8 1, 6: 49958 6145 79982 
7. Preußiſche Geſetze. 
1850. 11. März. Vereinsgeſetz. 
88 8, 16: 5005 
1851. 14. April. Strafgeſetzbuch. 
Art. 270: 79983 
1891. 24. Juni. Einkommenſteuergeſetz. 
88 18, 19, 66: 79955 


1891. 18. Auguſt. Geſetz betr. das Verbot des Lotterie⸗ 
handels: 79934 
1900. 2. Juli. Geſetz betr. die Fürſorgeerziehung Minder⸗ 
jähriger. 
8 21: 261% 


1904. 29. Auguſt. Lotteriegeſetz. 
8 2: 6155 


8. Andere Landesgeſetze. 


Bayern, 
1879. 18. Auguſt. Ausführungsgeſetz zur StPO. 
8 26: 791% 
Württemberg. 


1900. 4. Juli. Bierſteuergeſetz. 
Art. 3, 37: 500 60 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Zweibrücken, Stettin, Karlsruhe und München haben der 
Keſſe abermals Beihülfen und zwar Zweibrücken 200 Mark, 
Stettin 1000 Mark, Karlsruhe 1500 Mark und München 
2000 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden 
iR für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank aus⸗ 
geſprochen worden. 


Zum Jahres wechſel. 


Der Rückblick auf das zur Neige gehende Jahr iſt kein 
erfreuliche. Es hat der Rechtspflege ſchwere Wunden geſchlagen. 
Es ſah das Inkrafttreten des Geſetzes über die Kaufmanns⸗ 
herichte und die Verabſchiedung und Inkraftſetzung des Geſetzes, 
das das Rechtsmittel der Reviſion verſchlechterte. Werden beide 
Geiehe wenigſtens die Hoffnungen derer erfüllen, die dieſe Geſetze 
herbeigewünſcht haben? Ich glaube es nicht. Bei jedem zur 
Entſcheidung gelangenden Prozeſſe, und wenn er auch vor dem 
Kaufmannsgericht anhängig gemacht würde, wird einer der 
Unterliegende fein, und dieſer hat nach altem Brauche das Recht, 
das Urteil zu ſchelten und er wird hier, zumal es ſich um ein 
Sonderzericht handelt, mit dem Urteil das Gericht ſchelten. 
Der Handlungsgehilfe, dem eröffnet wird, daß das Berufungs⸗ 
urteil der Zivilkammer, das ihn auf Grund der Konkurrenz⸗ 
Haufel — im Gegenſatze zu der geſunden Judikatur des Reichs⸗ 
gericht — zu einer hohen Vertragsſtrafe verurteilt, rechtskräftig 
I, daß die Vernichtung feiner Exiſtenz feſtſtehe von Rechts 
wegen und ihm nichts weiter übrig bleibe, als der Appell 
an die Gnade feines Gegners, erkennt allgemach, was es heißt, 
fir eine Oberlandesgerichts⸗ und eine Reichsgerichtsinſtanz eine 
Vemifungszivilkammer eingetauſcht zu haben! 

Und wie ſteht es mit der Erhöhung der Reviſionsſumme? 
Auffäge von Rechtsanwälten beim Reichsgericht haben unſeren 
Lem ſchon gezeigt, wie ſchwer der Nachweis der Reviſions⸗ 
mme häufig zu führen iſt, zumal anſcheinend auch ſchon in 
hien Stadium des Verfahrens das geſetzgeberiſche Motiv, die 
Öntlaftung des Reichsgerichts, zu einem den höchſten Gerichtshof 
enſchenden Prinzip geworden iſt. Wie lange wird es dauern, 
us dieſes Mittel wieder abgenutzt und von neuem eine Ent⸗ 


laſtung angeſtrebt werden wird. Das Streben nach Selbſt⸗ 
entlaſtung iſt entwickelungsfähig, allmählich wird es ſich zu 
einer Seiſachtheia, zu einer Abſchüttelung herausbilden. 

Unter den geſetzgeberiſchen Mißgriffen, die die Zweifel an 
dem Berufe der gegenwärtigen Zeit für die Geſetzgebung ver⸗ 
ſtärken, nimmt, wie allgemach auch von den Vätern des Geſetzes 
eingeſehen wird, das preußiſche Geſetz über die Berliner Gerichts⸗ 
organiſation eine hervorragende Stelle ein. Noch weiß niemand, 
wie ſich die Überleitung vollziehen wird. Das eine ſteht feſt, 
daß beim Mangel geſetzlicher Überleitungsvorſchriften jede Eins 
heitlichkeit fehlen und das Publikum, nicht nur das Berliner, 
ſchließlich die Koſten dieſes Experimentes tragen wird. Anderer⸗ 
ſeits iſt es mehr als zweifelhaft, ob das Geſetz ſeinem Zwecke, 
das Land⸗ und Amtsgericht J in Berlin zu entlaſten, entſprechen 
werde. In weiten Kreiſen der Berliner Richter und Anwälte 
greift immer mehr die Überzeugung Platz, daß gerade umgekehrt 
infolge der vielen durch die Simultanzulaſſung der meiſten 
Berliner Anwälte begünſtigten Prorogationen ein erhebliches 
Anwachſen der Geſchäfte bei dieſen Gerichten eintreten dürfte. 
Es iſt müßig, ſich hierüber und über die Einwirkung dieſer 
Organiſationsänderung auf die Verhältniſſe der Berliner Rechts⸗ 
anwaltſchaft in Prophezeiungen zu ergehen, kann doch damit 
gerechnet werden, daß der Verkehr mit ſeiner unwiderſtehlichen 
Kraft den ihm angetanen Zwang überwinden und die 
Rechtsanwaltſchaft dank der ihr innewohnenden Intelligenz und 
Pflichttreue ſich mit den ihr zugemuteten Erſchwerungen abzu⸗ 
finden verſtehen werde. 

Der letzte deutſche Anwaltstag hat zu einigen wichtigen 
Fragen, die ſeit Jahren Gegenſtand allgemeinen Intereſſes 
waren, Stellung genommen. Er hat die Gründung einer auf 
freiwilligem Beitritt beruhenden Ruhegehalts-, Witwen- und 
Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte empfohlen und die 
Zwangskaſſe verworfen. Er hat die Zulaſſung der Amtsgerichts⸗ 
anwälte bei den Landgerichten als im Intereſſe der Rechtspflege 
liegend bezeichnet und ſich dabei für eine tunlichſte Beſchränkung 
der Zulaſſung von Prozeßagenten und den gänzlichen Ausſchluß 
nicht als Prozeßagenten zugelaſſener Laienvertreter von dem 
gewerbsmäßigen Verhandeln vor Gericht ausgeſprochen. Er 
hat einen Antrag abgelehnt, der die Fähigkeit zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft außer von der Fähigkeit zum Richteramt noch von einer 
weiteren zweijährigen praktiſchen Beſchäftigung abhängig machen 
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wollte, dafür aber gefordert, daß der Vorbereitungsdienſt bei 
einem Rechtsanwalt auf mindeſtens ein Jahr feſtzuſetzen ſei 
und daß ein Rechtsanwalt Mitglied der Prüfungskommiſſion 
im zweiten Examen ſein ſolle. 

„Beſchlüſſe des deutſchen Anwaltstags“, ein ſtolzes Wort! 
Jeder, der die Verhältniſſe kennt, wird für alle Beſchlüſſe des 
Anwaltstags, ſoweit es ſich nicht um konſtitutive Beſchlüſſe 
über Vereinsangelegenheiten handelt, nur die Kraft ihres 
inneren Wertes, die Kraft ihrer Gründe in Anſpruch nehmen. 
Eine gewiſſe äußere Kraft wird ihnen nur zukommen, ſoweit 
ſie die communis opinio der deutſchen Rechtsanwaltſchaft zum 
Ausdruck bringen. Wie ſteht es mit dieſer Kraft der Anwalts⸗ 
tagsbeſchlüſſe? 

Nach den Zahlen in dem von Juſtizrat Dr. Reichert⸗ 
Hannover über die Rechnungslegung des Vereinsvorſtandes dem 
Anwaltstag in Hannover erſtatteten Berichte gab es im ganzen 
7700 deutſche Rechtsanwälte, von denen 2575, das ſind etwa 
33,3 Prozent, nicht Mitglied des Deutſchen Anwaltvereins find. 
Von den Vereinsmitgliedern waren auf der den Namen 
„Deutſcher Anwaltstag“ führenden Hauptverſammlung nur 
385 7,5 Prozent erſchienen, die etwa 5 Prozent der geſamten 
deutſchen Rechtsanwaltſchaft ausmachen. Dieſe Zahlen ſind 
typiſch für die meiſten Anwaltstage. 

Von einer durch den Anwaltstag zum Ausdruck gebrachten 
communis opinio der deutſchen Anwaltſchaft wird man deshalb 
höchſtens bei Beſchlüſſen ſprechen können, die mit Stimmen⸗ 
einhelligkeit oder zum mindeſten mit einer erdrückenden Majorität 
gefaßt ſind. 

Beſchlüſſe, die gegen große Minoritäten gefaßt werden, 
ſind mehr oder weniger von den Zufälligkeiten abhängig, die 
bei der Zuſammenſetzung des jedesmaligen Anwaltstags mit⸗ 
ſpielen. Für ſolche Beſchlüſſe kann nicht die Kraft einer ein⸗ 
helligen Kundgebung des deutſchen Anwaltſtandes in Anſpruch 
genommen werden, ſondern ihnen gegenüber iſt ausſchließlich die 
freie Bewertung nach ihrer inneren Bedeutung, d. h. nach dem 
Gewichte ihrer Gründe geboten. 

Die Bedeutung eines Vereins wird in erſter Linie nach 
der äußeren und inneren Kraft ſeiner Beſchlüſſe bemeſſen, und 
dieſes Werturteil iſt auch maßgebend für den Stand, den der 
Verein vertritt. Der Deutſche Anwaltsverein als Vertretung 
der deutſchen Rechtsanwaltſchaft wird im Intereſſe unſeres 
Standes die Kraft ſeiner Beſchlüſſe nach Möglichkeit zu ſteigern 
haben; er wird unter keinen Umſtänden in dieſen Beziehungen 
hinter den Erfolgen anderer Stände zurückbleiben dürfen, ſoll 
nicht ein Nachteil für unſeren Stand ſelbſt entſtehen. Die 
äußere und innere Kraft unſerer Anwaltstagsbeſchlüſſe iſt einer 
erheblichen Steigerung nicht nur fähig, ſondern auch bedürftig. 
Ich ſehe es als einen beſonders zu beklagenden Mangel an, 
daß unſer Anwaltverein nicht als Zentralverein in organiſcher 
Beziehung ſteht zu den vielen vorhandenen und bei ſach⸗ 
gemäßer Einwirkung noch erheblich zu vermehrenden lokalen 
Standesvereinigungen. Würden dieſe Vereine veranlaßt, ihrer⸗ 
ſeits Vorſchläge für die Tagesordnung des Anwaltstags zu 
machen, ſowie die Gegenſtände derſelben zu beraten und geeignete 
Vertreter auf den Anwaltstag zu entſenden, ſo würde nicht 
nur infolge der tieferen und allgemeineren Vorbereitung der 
Mitglieder der innere Wert und durch den reichlicheren Beſuch 
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von beſonders geeigneten durch ein Mandat ihrer Vereine aus⸗ 
geſtatteten Kollegen aus allen Teilen des Reichs die äußere 
Kraft unſerer Beſchlüſſe ſteigen, ſondern es würde durch die 
von außen erfolgende Anregung die Wirkſamkeit der lokalen 
Vereinigungen ſelbſt einen belebenden und im Intereſſe des 
Standes durchaus wünſchenswerten Antrieb erhalten. Die 
jüngere Organiſation der deutſchen Arzte und der mächtige 
Verein deutſcher Ingenieure find geeignete Vorbilder für eine 
Weiterentwicklung unſeres Vereins. Der deutſche Anwaltſtand 
mag ſich beizeiten eine Organiſation geben, die ihn befähigt, 
in den ſchwebenden Geſetzgebungsfragen des Strafprozeſſes und 
des Strafrechts ſeine Meinung zum Ausdruck zu bringen, ohne 
auf die regelmäßig doch nur alle zwei Jahre ſtattfindenden 
Anwaltstage angewieſen zu ſein. Auch nach dieſer Richtung 
iſt die Verbindung der lokalen Anwaltsvereinigungen unter dem 
Banner des Deutſchen Anwaltvereins das geeignete Mittel. 


Die Verjährung bei der Trächtigkeitsgarantie. 
Von Rechtsanwalt Dr. Schefold, Ulm. 


1. Eine Gewährfriſt kann in verſchiedenem Sinn ver⸗ 
einbart werden: 

a) ich garantiere, daß eine Sache eine beſtimmte Zeit 
lang fehlerfrei bleibt, z. B. ich garantiere für eine 
Uhr auf 2 Jahre; 

b) ich ſichere eine Eigenſchaft zu, die ſich mit dem Ablauf 
eines beſtimmten Zeitraums zu einer gewiſſen Tat⸗ 
ſache entwickeln ſoll, z. B. ich garantiere, daß der 
Samen, den ich im Auguſt 1905 verkaufe, im Juni 
1906 richtig aufkeimen wird, ich garantiere, daß ein 
junger Hengſt bis zum Eintritt des Alters der Sprung ⸗ 
fähigkeit auch ſprungfähig ſein wird; 

e) ich leiſte Gewähr, daß innerhalb eines beſtimmten 
Zeitraums ein Fehler der Sache, z. B. Krankheit eines 
Tiers, nicht hervortreten wird. — Dies iſt die Gewähr ⸗ 
frift, von der in den Vorſchriften über den Viehhandel 
8 482 ff. die Rede iſt. — 

Jede Vereinbarung einer Gewährfriſt, ſei fie eine ſolche im 
Sinn von a, b oder c, iſt eine vertragsmäßige Verlängerung 
der Verjährungsfriſt; ſtatt daß die Verjährung mit ber Über- 
gabe bezw. Ablieferung beginnt, beginnt ſie, wenn eine Gewähr⸗ 
friſt ſtipuliert iſt, erſt mit dem Ablauf der Friſt, alſo a mit 
dem Ablauf eines beſtimmten Zeitraums, d) nach dem Ablauf 
der Zeit, mit deren Ende eine künftige Tatſache eintreten ſoll, 
endlich e) mit dem Ablauf der Gewährfriſt, binnen der ſich ein 
Fehler nicht zeigen darf. Siehe auch Planck N. 5 zu 8 477: „in 
der Vereinbarung einer über die Verjährungsfriſt hinausgehenden 
Garantie wird ‚in der Regel“ (warum nur in der Regel?) 
eine auf Verlängerung der Berjährungsfrift gerichtete Ver⸗ 
einbarung zu finden ſein“. — 

2. Die Zufiderung der Trächtigkeit ift die Zuſicherung 
einer Eigenſchaft, die ſich mit dem Verlauf einer beſtimmten 
Zeit zu einer gewiſſen Tatſache (Entwicklungs tatſache) entwickeln 
ſoll, nämlich zur Geburt eines jungen Tiers. Die Zuficherung 
der Trächtigkeit fällt alſo unter die Kategorie der Zuficherungen 
oben 1 b und nicht 1 c. Ich garantiere nicht, daß fich inner⸗ 
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halb eines beſtimmten Zeitraums ein Fehler, nämlich die Un⸗ 
trächtigkeit bezw. zu kurz beſtehende Trächtigkeit nicht zeigen 
dürfe, ſondern ich garantiere, daß das Tier mit Ablauf des 
nach dem Naturgeſetz zu beſtimmenden Zeitraums ein Junges 
werfen werde, genau ſo, wie wenn garantiert iſt, daß ein Samen, 
det im Auguſt 1905 als keimfähig verkauft wird, im nachfolgenden 
Sommer aufkeimen werde. Dieſer rechtliche Charakter der 
Gewährfriſt als eine Gewähr für eine künftige Entwicklungs⸗ 
tatſache bleibt derſelbe, ob ich für Trächtigkeit im allgemeinen 
oder mit den bekannten Zuſätzen garantiere, daß die Kuh am 
2. März beim Farren geweſen ſei, daß fie in der 2. Woche 
oder ſeit 2 Wochen traͤchtig ſei, oder daß fie in 2 Wochen, nach 
2 Wochen, am 20. Februar kalben werde. Alle dieſe Zuſicherungen 
— borausgeſetzt natürlich, daß fie wahre dicta et promissa 
und nicht nur dicta find — haben gleichmäßig den Sinn, 
bah mit der Trächtigkeit die weitere Tatſache zugefichert iſt, 
daß die Kuh in einem künftigen Zeitpunkt kalben werde, einem 
Zeitpunkt, der an der Hand der vom Verkäufer weiterhin 
gemachten Mitteilungen nach dem Naturgeſetz zu beſtimmen 
i. — Bis zu dieſem Zeitpunkt aber ſoll nach dem klar erkenn⸗ 
bauen Willen der Kontrahenten der Verkäufer gebunden ſein; — 
ſalunge dauert feine Gewähr. — Freilich, wenn ſich ſchon vor 
dem normalen Ende der Trächtigkeitsdauer, z. B. infolge einer 
utſſlachtung, zeigt, daß eine Kuh nicht trächtig iſt, fo wird 
jezt {on und nicht erſt mit dem ſpäteren Termin, wie er beim 
Kaufvertrag gedacht und geſetzt worden ift, die Verjährung be- 
ginnen. Nicht dieſer Ausnahmefall aber, ſondern die Regel des 
eben iſt maßgebend für die juriſtiſche Konſtruktion der 
Gewährfriſt. — 

3. Iſt es richtig, daß in jeder Trächtigkeitsgarantie eine 
Gewährfriſtberedung enthalten iſt, dieſe Gewährfriſt aber nicht 
unter die 95 482 ff., ſondern unter den § 477 Abſ. 1, Schluß ⸗ 
ſah, rubriziert, alſo eine Gewährfriſt im Sinn von oben, 1 b 
it, und ergibt ſich hiernach, daß auf die Trächtigkeitsgarantie, 
wie fie auch lauten mag, die 88 482 ff., namentlich der $ 485 
nit feiner 2 tägigen Friſt gar keine Anwendung finden, fo 
fallen vielleicht alle die Zweifel dahin, die uns bei der Behandlung 
mſerer Frage in Literatur und Rechtsſprechung begegnen. 
Eiche hierüber namentlich Stölzle, „Viehkauf“ S. 236 ff., 
38. 1901 S. 739 ff., 1902 S. 117 ff. 

2) Die Dauer der Trächtigkeit der Tiere iſt, wie die 
Shwangerfhaft des Weibes, nicht auf den Tag zu beſtimmen, 
fe ſcwankt um einige Tage. Was ſoll die Parteien hindern, 
daß nicht genau auf den Tag beſtimmbare künftige Ereignis 
ber Geburt des Jungen als Befriſtung zu normieren, alſo 
1 B. zu vereinbaren, daß, wenn die Kuh, die am 10. März 
beim Farren geweſen ſei, nicht rechtzeitig, alſo in dem vom 
10. Mir; an zu berechnenden Endtermin kalbe, der Verkäufer 
wegen des Verluſtes an Milchertrag haften müfle? 

b) Wenn der Verkäufer keine weitere Garantie als die, 
Daß die Kah trächtig ſei, geben und der Käufer keine andere 
ahnen will, wenn alſo beide mit vollem Bedacht die Garantie 
af bie Trächtigkeit beſchränken, fo iſt es doch ihr Wille, daß 
Sıfe Garantie wirfjam ſel; fie wollen, daß der Verkäufer ge⸗ 
luden ei, bis ſich die Garantie erfüllen kann. Dies iſt das 
dude der Trichtigleit, und damit iſt eben dieſe als Ende der 
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e) Es liegt im Sinne der Geſetze, welche kurze Verjährungs- 
friſten ſetzen, daß ſie auch dann in Wirkung treten, wenn der 
Fehler, für welchen nach Vertrag oder Geſetz zu haften iſt, erſt 
nach dem Ende der (kurzen) Friſt hervortritt; allein bei der 
Zuficherung der Trächtigkeit handelt es ſich ja gar nicht um 
eine Gewährfriſt, binnen welcher ein Mangel hervortreten 
möchte, ſondern um eine nach dem Ablauf gewiſſer Zeit ein- 
tretende Tatſache. 

d) Würde 8 485 zur Anwendung kommen, ſo entſtände 
Rechtsunficherheit, in welchem Zeitpunkt die an die Friſt von 
2 Tagen geknüpfte Rechtshandlung vorzunehmen wäre, ob 
z. B. bei einer Kuh am 2. Tag nach dem Ablauf der 40 Wochen 
oder erſt nach dem Ablauf eines weiteren Spielraums von 3, 
4, 5 Tagen, wie ihn die Natur gewährt. Allein wir haben 
gezeigt, daß § 485 gar nicht anzuwenden iſt. 

e) Wenn die Friſt nur annähernd beſtimmt und ſonach 
der Anfangstermin der Verjährung nicht auf einen beſtimmten 
Tag geſetzt iſt, jo mag Zweifel entſtehen, wann die Verjährungs⸗ 
friſt abläuft: eine Kuh pflegt 40 Wochen oder auch einige Tage 
länger trächtig zu fein; iſt die 6 woͤchige Verjährungsfriſt vom 
41. Tag an oder von dem Tag an zu berechnen, der nach dem 
Gutachten von Sachverſtändigen der äußerſte war, an dem die 
Kuh noch kalben konnte; ich denke, daß der letztere Tag der 
richtige iſt. — Indeſſen mag dieſe Frage in andern Fällen 
ahnlicher Gewährfriſt, z. B. gerade in den oben 1 b angeführten 
Beiſpielen noch ſchwieriger zu entſcheiden ſein, aber die 
Schwierigkeiten, die ſich bei der Anwendung eines Rechts- 
ſatzes ergeben mögen, erſchüttern nicht deſſen ſonſt bewieſene 
Richtigkeit. 

4. Nichts hindert die Beteiligten, eine Garantie dahin zu 
vereinbaren, daß, wenn die Kuh nicht genau nach Ablauf von 
3 Wochen oder genauer am 20. März kalben würde, der Käufer 
berechtigt wäre, zu mandeln oder Schadenserſatz zu ver⸗ 
langen u. ſ. f. — Aber ſo feſte, doch eigentlich der Natur der 
Sache oft nicht entſprechende Vereinbarungen als das einzige 
Mittel zu bezeichnen, um dem Verluſt des Klagerechts durch 
Verjährung vorzubeugen, dazu liegt, wie wir gezeigt zu haben 
glauben, ein Grund in den Geſetzen nicht vor. Ja, es wird 
ſogar dann, wenn ſo beſtimmt lautende Termine, z. B. 
nach 3 Wochen, bezeichnet find, erſt noch zu prüfen fein, ob 
hier nicht gleichwohl der nur zunächſt mit 3 Wochen geſchätzte, 
aber doch wirkliche Endtermin der Trächtigkeit beſtimmt 
ſein ſoll. 

5. Wir kommen zu folgendem Ergebnis: Die Zuſicherung 
der Trächtigkeit, ſei es im allgemeinen, ſei es Zuſicherung eines 
gewiſſen Trächtigkeitsſtadiums, enthält die Vereinbarung einer 
Gewährfriſt, die mit dem nach dem Naturgeſetz zu berechnenden 
Endtermin der Trächtigkeit endigen ſoll. Eben dieſer fo zu be- 
rechnende Endtermin der Trächtigkeit iſt der Anfangstermin der 
Verjährung der Gewährleiſtungsklagen. Nichts hindert, einen 
genau beſtimmten Tag als Ende der Gewährfriſt und eben 
damit als den Anfangstermin der Verjährung feſtzuſtellen. 
Wo dies geſchehen, endigt die Verjährungsfriſt mit dem Ablauf 
von 6 Wochen vom genau beſtimmten Tag an, immer ſonſt 
aber mit dem Ablauf von 6 Wochen von dem Tag an, an 
welchem das Tier Außerjtenfalld fein Junges werfen mußte. 
Geſchieht es, daß die Unträchtigkeit oder die Tatſache, daß die 
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Kuh kürzer als zugefichert, trächtig war, ſchon vor dem Ende 
der Trächtigkeitsdauer zutage tritt, ſo beginnt die Verjährung 
mit dieſem früheren Zeitpunkt. 


Ausſchluß des Rechtsweges für Regreßanſprüche 
aus der öffentlich⸗ rechtlichen Arbeiterverſicherung 
infolge Zeitablaufes. 

Von Kreisgerichtsrat Dr. Benno Hilſe, Berlin. 

Die Rechtſprechung hat in feſter Spruchübung an dem 
Grundſatze feſtgehalten, daß mit dem leitenden Grundgedanken, 
welcher die Unfallverficherung beherrſcht, es nicht vereinbar jet, 
den Unternehmer eines verficherungspflichtigen Betriebes für die 
wirtſchaftlichen Nachteile verantwortlich zu machen, welche dem 
Betriebsarbeiter bei Verrichten ſeiner Beſchäftigung infolge der 
eigentümlichen Gefahren des Betriebes zuſtoßen. Gewonnen 
wird dieſe Rechtsüberzeugung aus der Erwägung, daß dem zur 
Zahlung der Umlagebeiträge herangezogenen Genofjenfchafts- 
mitgliede als Gegenleiſtung hierfür die perſönliche Haftung ab⸗ 
genommen und auf die Berufsgenoſſenſchaft übertragen werde, 
der verletzte Arbeiter aber hiermit ſich begnügen müſſe, weil 
ihm an Stelle eines einzelnen Schuldners die Geſamtheit der⸗ 
ſelben für den erlittenen Schaden einſtehe, er alſo eine fichere 
Ausſicht auf Befriedigung gegen die immerhin unfichere von der 
Zahlungswilligkeit und dem Zahlungsvermögen des unmittelbar 
Erſatzpflichtigen abhängige Ausfiht auf Schadloshaltung ein⸗ 
tauſche. Gegen dieſen Grundſatz läßt ſich auch nichts ein⸗ 
wenden; er iſt vielmehr ausſchlaggebend dafür geweſen, daß 
§ 135 GewuVG., § 146 Lwu VG. den nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes verficherten Perſonen und den in §8 16—19 be⸗ 
zeichneten Hinterbliebenen, auch wenn ſie einen Anſpruch auf 
Rente nicht haben, einen die zugebilligte Rente überſteigenden 
Anſpruch auf Erſatz des infolge eines Unfalles erlittenen 
Schadens gegen den Betriebsunternehmer bezw. deſſen Be⸗ 
vollmächtigten oder Repräſentanten, Betriebs oder Arbeiteraufſeher 
verſagt. Um einem leichtfertigen Verhalten desſelben vorzubeugen, 
behält $ 135 GewuV G., § 146 Lwu VG. ihnen jedoch einen 
ſolchen vor, wenn durch ſtrafgerichtliches Urteil feſtgeſtellt wurde, 
daß das ſchädigende Ereignis von dieſem vorſätzlich herbeigeführt 
wurde. Ingleichen iſt durch $ 136 Gew V G., § 147 LwuVG., 
8 46 BauV G., § 134 Seen VG. den Gemeinden, Armen- 
verbänden, Kranken- oder ſonſtigen Unterſtützungskaſſen und den 
Berufsgenoſſenſchaften, für die Aufwendungen, welche ſie infolge 
des Unfalles auf Grund einer geſetzlichen Pflicht gemacht haben, 
ein Erſtattungsanſpruch gegen den Betriebsunternehmer oder 
deſſen Betriebsbeamte zugeſtanden, wenn ſie das ſchädigende 
Ereignis vorſätzlich oder unter Verletzung der ihnen obliegenden 
Berufsaufmerkſamkeit herbeigeführt haben. Abweichend von der 
Vorſchrift in § 96 UVG. vom 6. Juli 1884, 5 116 
Lwu VG. vom 5. Mai 1886, welche ſtets eine ſtrafgerichtliche 
Schuldfeftſtellung als unabweis bare Vorausſetzung zur Geltend⸗ 
machung des Rückgriffsanſpruches forderten, wird in § 136 
GewuVG., 5 147 Lwu VG. vom 30. Juni 1900 neuerdings 
eine Unterſcheidung dahin getroffen, daß zwar den Gemeinden, 
Armenverbänden, Krankenkaſſen und ſonſtigen Unterſtützungs⸗ 
kaſſen gegenüber dieſem Erforderniſſe auch fortan genügt werdenk 
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muß, der Genoſſenſchaft gegenüber die Feſtſtellung durch ſtraf⸗ 
gerichtliches Urteil jedoch unterbleiben kann. Dieſer Umſtand bedingt 
aber weiter, daß an Stelle der bisher nur einen Verjährungsfriſt 
§ 138 GewuVG., § 149 Lwu G., § 48 BaullVG., § 136 
Seen VG. eine zweifache einführte, namlich von 10 Monaten 
ſeit dem Tage, an welchem das ſtrafgerichtliche Urteil rechts⸗ 
kräftig geworden iſt, und eine zweijährige nach dem Unfalle. 
Außerdem beſtimmt zufolge §8 140 Gew VG., § 151 Lw. G., 
§ 138 Seen VG. die Haftung Dritter als Schadensurheber, 
ſich nach den ſonſtigen geſetzlichen Vorſchriften, jedoch mit der 
Maßgabe, daß der den Entſchädigungsberechtigten hiernach zu- 
ſtehende Anſpruch auf die Träger der öffentlich rechtlichen Ver⸗ 
ſicherung im Umfang der ihrerſeits zu machenden Leiſtungen 
übergeht. Dritter im verſicherungsrechtlichen Sinne iſt nach der 
Rechtsüberzeugung des RG. in den Urteilen vom 25. Fe⸗ 
bruar 1895 (RG. 35, 8) und vom 27. Oktober 1900 
(RG. 47, 56) ein Schadensurheber, welcher zu dem Verletzten 
nicht in dem Verhältniſſe des Betriebsinhabers bezw. Leiters 
zu dem Betriebsgehilfen, d. h. des Arbeitgebers zum Arbeit⸗ 
nehmer ſteht. Die Eintrittsverbindlichkeit eines ſolchen beſtimmt 
ſich mithin nach den Rechtsregeln der Vertretung des außer⸗ 
vertraglichen Verſchuldens in den SS 823 ff. BGB. und der 
Haftpflicht des Geſetzes vom 7. Juni 1871 in der Fafſung des 
Art. 42 EG. z. BGB. Der Anſpruch auf Erſatz des aus 
einer unerlaubten Handlung entſtandenen Schadens verjährt 
zufolge § 852 BGB. in drei Jahren von dem Zeitpunkte an, 
in welchem der Verletzte von dem Schaden und der Perſon des 
Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt. Demgemäß iſt mit einer 
3 fachen Verjährungsfriſt zu rechnen, nämlich von 
a) 18 Monaten ſeit dem Tage, an welchem das ſtraf⸗ 
gerichtliche Urteil rechtskräftig geworden iſt; 
b) 2 Jahren nach dem Unfalle; 
c) 3 Jahren ſeit dem Zeitpunkte erlangter Kenntnis von 
dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen. 
Die kürzeſte dieſer 3 Friſten iſt zweifellos die 2 jährige 
ſeit dem Unfallstage. Sie findet jedoch nur Anwendung auf 
das Verhältnis zwiſchen dem ſchuldhaften Schadensurheber und 
der Berufsgenoſſenſchaft. Mit Ablauf dieſer Friſt geht be⸗ 
dingungslos für die Berufsgenoſſenſchaft das Recht unter, gegen 
den ihr als Mitglied angehörenden Betriebsinhaber bezw. deſſen 
Betriebsleiter Rückgriffsanſprüche in Höhe der zur Schadlos⸗ 
haltung des Betriebsunfalles ihrerſeits gemachten Aufwendungen 
zu verfolgen, allerdings mit der Maßgabe, daß die auf Grund 
§ 137 Gewu VG. zugelaſſene Anrufung der Beſchlußfafſung der 
Genoſſenſchaftsverſammlung über die Rechtmäßigkeit des Erſatz ⸗ 
anſpruches ſeitens des in Anſpruch zu nehmenden Genoſſenſchafts⸗ 
mitgliedes die Verjährung im Sinne des § 209 BGB. 
unterbricht. Es kann, womit auch das RG. in dem Urteil 
vom 22. Dezember 1904 (RG. 59, 389) übereinſtimmt, die 
Berufsgenoſſenſchaft die 18. monatliche Friſt ſeit der Rechts ⸗ 
kraft des Strafurteiles ſelbſt dann nicht für ſich in An- 
ſpruch nehmen, wenn ſie eine Strafverfolgung des ſchuldhaften 
Schadenurhebers in Antrag gebracht hat, ſobald 2 Jahre ſeit 
dem Unfallstage abgelaufen find. Dieſe 18 monatliche Friſt 
ſteht vielmehr nur den Gemeinden, Armenverbänden, Kranken ⸗ 
kaſſen und ſonſtigen Unterſtützungskaſſen zu. Betreffs ihrer 
ommt wegen der Vorſchriften in & 232 mit 5 61 StGB. 
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jedoch in Frage, ob nach Ablauf der 2 jährigen Friſt des $ 138 
GewllVG., $ 149 Lwu G., § 136 Seen VG. bezw. der 
3 jährigen des $ 852 BGB., das Erſuchen um Rechtshilfe 
duch Strafverfolgung des Schadensurhebers aus 8 144 
Gew VG., § 154 Lw., $ 141 Seen VG. überhaupt noch 
gestellt werden dürfe. Dies erſcheint mit dem leitenden Grund⸗ 
gedanken der geſamten Arbeiterverſicherung unvereinbar. Deshalb 
nuß als geſetzgeberiſcher Wille feſtgehalten werden, daß nach 
Ablauf zweier Jahre ſeit dem Tage des eingetretenen ſchädigenden 
Greigniffes keine Handlung mehr neu vorgenommen werden 
dürfe, welche dazu dienen ſoll, den Regreßanſpruch ſich zu er⸗ 
halten, vielmehr die Befugnis hierzu untergegangen iſt. 


Die Preußiſchen Gerichtsgemeinſchaften. 

Einer der ſchwierigſten Punkte bei der Durchführung der 
durch das Deutſche Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 27. Januar 1877 
worgeſchrebenen Organiſation der neuen Gerichte bildete im 
Jahre 1879 die Formierung der Gerichte höherer Inſtanzen für 
einen Zeil der Bundesſtaaten, ſowie für die von bundesſtaatlichen 
Gebieten umgebenen preußiſchen Kreiſe Schleufingen, Schmalkalden 
md Ziegenrück. Der Umfang und die Bevölkerungszahl ver⸗ 
ſciedener Staaten reichte nicht aus, eigene Land- und Ober⸗ 
lanbetgerichte herzuſtellen, und für Preußen fiel mit beſonderer 
Schwere ins Gewicht, daß jeder Anſchluß der obengedachten drei 
Kreile an ein höheres preußiſches Gericht nach der geographiſchen 
kage nur unter erheblicher Belaſtung und Erſchwerung der 
Gerichtzeingeſeſſenen ausführbar fein konnte. 

Alle dieſe Schwierigkeiten wurden jedoch überwunden durch 
ben Abſchluß von Gerichtsgemeinſchaftsverträgen. Ein 
lahin gehender Wunſch ging nicht nur von mehreren Bundes⸗ 
naten aus, ſondern er war auch von den beiden Häuſern des 
Landtags (in den Reſolutionen vom 20. Dezember 1877 und 
31. Januar 1878) zum Ausdruck gebracht worden. 

Auf Grund von Staatsverträgen, welche in den Jahren 1878 
und 1879 zwiſchen den Bundesſtaaten untereinander und mit 
Preußen abgeſchloſſen wurden, trat am 1. Oktober 1879 — alfo 
vor nun 26 Jahren — das gemeinſchaftliche Thüringiſche 
Oberlandesgericht zu Jena für die Thüringiſchen Staaten (mit 
Ausnahme von Schwarzburg⸗Sondershauſen) und für die oben- 
benannten drei preußiſchen Kreiſe in Wirkſamkeit, desgleichen 
das gemeinſchaftliche Landgericht in Meiningen, dem die Kreife 
Schleufingen und Schmalkalden zugeſchlagen waren, und das 
zemeinſchaftliche Landgericht in Rudolſtadt, zu dem der Kreis 
Zegenrück nunmehr zugehörte. Alle drei gemeinſchaftlichen Gerichte 
vollendeten ſonach am 1. Oktober 1904 eine 25 jährige Tätigkeit. 

Aber auch das gleiche Jubiläum war für die übrigen 
Gnichtögemeinſchaftsverträge, welche zwiſchen Preußen und ver⸗ 
ſhiedenen Bundesſtaaten, jedoch in anderer Form, vereinbart 
ind. Das Herzogtum Anhalt wählte das Oberlandes⸗ 
haicht zu Naumburg a. S. zu feinem Oberlandesgericht, das 
Sürftentum Lippe dasjenige zu Celle und das Großherzogtum 
Oberburg unterſtellte das Fürſtentum Birkenfeld unter das 
mdgeriht Saarbrücken und für die höhere Inſtanz unter das 
Oberlandesgericht zu Coͤln; für das Fürſtentum Schwarzburg⸗ 
Ernderöhaufen wurden das Landgericht zu Erfurt und das Ober⸗ 
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landesgericht zu Naumburg a. S. als die höheren Inſtanzgerichte 
vertragsmäßig beſtellt. Sämtliche Verträge find abgedruckt in der 
Preußiſchen Geſetzſammlung für das Jahr 1879 S. 165 bis 224. 

An der Rechtſprechung der gemeinſchaftlichen Gerichte nehmen 
überall Richter teil, welche auf Vorſchlag des betreffenden Bundes⸗ 
ſtaates bei dem Land- oder Oberlandesgerichte zur Anſtellung 
gelangen. 

Im Richterkollegium des gemeinſchaftlichen Thüringiſchen 
Oberlandesgerichts zu Jena find alle beteiligten Staaten durch 
Richter vertreten. (Preußen durch zwei Richter.) 

Beim Landgerichte zu Meiningen beſetzt Preußen die Direktor⸗ 
ſtelle und drei Richterſtellen, ſowie auch abwechſelnd mit dem 
Herzogtum Sachſen⸗Meiningen die Stelle des Erſten Staats⸗ 
anwalts und die dritte Staatsanwalts⸗ Stelle. 

Auch die Bureaubeamtenſtellen bei den Landgerichten zu 
Meiningen und Rudolſtadt werden zu einem Teile auf Preußens 
Vorſchlag beſetzt. 

Die ſämtlichen, jetzt 26 Jahre beſtehenden Gerichtsgemein⸗ 
ſchaftsverträge find in neuerer Zeit, bei einigen gemäß des 
bisherigen Vertrages, da eine Kündigung nicht erfolgt iſt, 
ſtillſchweigend auf weitere 12 Jahre verlängert; bei den drei 
Kondominatsgerichten zu Jena, Meiningen und Rudolſtadt iſt 
mittels Staatsvertrages vom 27. November 1903 (abgedruckt 
S. 245 der Preußiſchen Geſetzſammlung für das Jahr 1904) 
die Fortdauer der Gerichtsgemeinſchaft für weitere 25 Jahre 
vereinbart worden. Daraus darf mit Recht gefolgert werden, 
daß die gemeinſchaftlichen Gerichte ſich vollkommen bewährt 
haben ſowohl in Hinficht auf die Rechtspflege, als auch für 
die rechtſuchende Bevölkerung. 

Bezüglich des Oberlandesgerichts in Jena enthält der 
zwiſchen den Vertragsſtaaten abgeſchloſſene neue Staatsvertrag 
vom 27. November 1903 (Preußiſche Geſetzſammlung für 1904 
S. 248) folgende Vereinbarung: „Die errichtete Gerichts⸗ 
gemeinſchaft wird vom 1. Oktober 1904 an dergeſtalt verlängert, 
daß fie bis zum 1. Oktober 1929 von keinem der vertragſchließenden 
Teile gekündigt werden kann. Vom 1. Oktober 1929 an ſteht 
jedem vertragſchließenden Teile die Kündigung mit der Wirkung 
offen, daß mit Ablauf der nächſten zwei Kalenderjahre nach 
demjenigen Kalenderjahr, in welchem die Kündigung von einer 
oder anderer Seite erfolgt, die Gemeinſchaft mit Wirkung für 
alle Teile aufhört.“ 

Erwähnenswert iſt noch, daß in dem Schlußprotokolle vom 
27. November 1903 (Geſetzſammlung für 1904 S. 250) dem 
Fürſtentum Schwarzburg⸗Sondershauſen der Beitritt zu 
der Jenaer Gerichtsgemeinſchaft vorbehalten worden iſt. 

Die Koſten der Unterhaltung der letztgedachten drei Ge⸗ 
richte (in Jena, Meiningen und Rudolſtadt) werden, ſoweit 
nicht die eigenen Einnahmen der Gerichte an Gerichts koſten 
und Strafen bei den beiden Landgerichten zureichen, durch 
Matrikularbeiträge der Vertragsſtaaten nach dem Maßſtabe der 
Bevölkerungsziffer aufgebracht; bei den übrigen Gerichten 
haben die an die preußiſchen Gerichte angeſchloſſenen Vertrags- 
ſtaaten einen entſprechenden Prozentſatz zu den Ausgaben zu 
erſtatten, inſoweit nicht die aufkommende Gerichtskoſteneinnahme, 
welche zu einem Teile auf den Vertragsſtaat entfällt, dieſe Er⸗ 
ſtattung erübrigt. Das Fürſtentum Lippe zahlt einen feſten 
jährlichen Beitrag von 4 500 Mark an Preußen. 
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Anlangend die Rechtsanwaltſchaft bei dieſen gemein⸗ 
ſchaftlichen Gerichten, ſo iſt zu bemerken, daß auch hier die 
einzelnen Vertragsſtaaten bei dem betreffenden gemeinſamen 
Gerichte vertreten find. Laut des Jahrbuchs für die 
Preußiſche Gerichtsverfaſſung (1904) find zugelaſſen 11 Anwälte 
bei dem gemeinſchaftlichen Thüringiſchen Oberlandesgerichte, 
25 bei dem gemeinſchaftlichen Landgerichte in Meiningen (davon 
7 in dem Preußiſchen Staatsgebiete wohnend), 11 bei dem in 
Rudolſtadt (darunter 2 in Preußen wohnhaft). 

Beim Oberlandesgerichte in Naumburg a. S. waren 5 An⸗ 
wälte aus Anhalt und 1 aus Schwarzburg⸗Sondershauſen und 
beim Landgericht in Erfurt 7 Anwälte aus letzterem Fürſtentum 
zugelaſſen. 

Die Ausführung der Rechtsanwaltsordnung im 
Bezirk des gemeinſchaftlichen Thüringiſchen Oberlandesgerichts 
zu Jena iſt folgendermaßen geregelt: 

Über die Zulaſſung zur Anwaltſchaft bei dem Ober- 
landesgericht in Jena hat das Großherzoglich Saͤchſiſche 
Staatsminiſterium zu Weimar, welches in dem Staatsveitrage 
vom 19. Februar 1877 als die geſchäftsführende Regierung 
beſtimmt worden iſt, in der Miniſterialverordnung vom 
3. Oktober 1879 (Regierungsblatt für Sachſen⸗Weimar.Eiſenach 
S. 519) folgende Anordnungen getroffen: 

Die durch die Rechtsanwaltsordnung beſtimmten Befugniſſe der 
Landes juſtizverwaltung werden durch das Staatsminiſterium 
in Weimar ausgeübt. 

Über die Zulaffung zur Rechtsanwaltſchaft beim Ober⸗ 
landesgericht in Jena und über die Zurücknahme einer ſolchen 
Zulafſung entſcheidet das Präſidium dieſes Gerichts. Die der 
Landesjuſtizverwaltung zuſtehende Beſtellung des Stellvertreters 
eines beim Oberlandesgericht zugelaſſenen Rechtsanwalts erfolgt 
durch das Präfidium des Oberlandesgerichts; wenn der Rechts⸗ 
anwalt zugleich bei einem anderen Gericht zugelaſſen iſt, durch 
die Landesjuſtizverwaltung ſeines Wohnfitzes. Anträge auf Zu- 
laffung bei einem Gericht find beim Präſidium des Oberlandes⸗ 
gerichts einzureichen. In dem Geſuch iſt der Ort zu bezeichnen, 
an welchem der Antragſteller feinen Wohnfig nehmen will. Der 
Antrag iſt dem Vorſtande der Anwaltskammer zur Außerung 
mitzuteilen und mit letzterer an das Staatsminiſterium ein- 
zuſenden. In jedem Falle iſt zu erörtern, ob einer der in den 
88 5, 6, 7, 14, 15 RAD. bezeichneten Gründe zur Ber 
ſagung der Zulaſſung vorliegt. Beantragt ein bei einem Amts- 
gericht zugelaſſener Rechtsanwalt die gleichzeitige Zulaſſung bei 
einem Landgericht, in deſſen Bezirk das Amtsgericht ſeinen Sitz 
hat ($ 9 RAD.), fo iſt dem an das Staats miniſterium zu 
erſtattenden Berichte auch das Gutachten des Oberlandesgerichts 
und des Vorſtandes der Anwaltskammer beizufügen. Alle Ver⸗ 
fügungen des Staatsminiſteriums betreffs der Zulaflung oder 
Zurücknahme einer Zulaſſung ergehen an den Präfidenten des Ober⸗ 
landesgerichts. Der letztere hat dieſelben und in gleicher Weiſe die 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts⸗Präſidiums dem betreffenden 
Gerichte behufs der Eröffnung an die Beteiligten mitzuteilen. 

Gegen eine Entſcheidung des Präſidiums des Oberlandes- 
gerichts, durch welche die Zulaſſung verſagt oder zurückgenommen 
wird, kann der Beteiligte Beſchwerde an die Geſamtheit der zur 
Errichtung des Oberlandesgerichts vereinigten Regierungen erheben. 
Die Beſchwerde findet nicht ſtatt, wenn eine beantragte Zulaſſung 
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von dem Präſidium des Oberlandesgerichts nach dem Gutachten 
des Vorſtandes der Anwaltskammer aus einem der in 8 5 
Nr. 4, 5, 6 RAD. bezeichneten Gründe verſagt worden iſt. 

Das Staatsminiſterium vermittelt die Beſchlußfaſſung 
ſämtlich er beteiligter Regierungen über die erhobene Beſchwerde. 
Die Entſcheidung erfolgt durch Abſtimmung nach den Be⸗ 
ſtimmungen § 21 des Staatsvertrags vom 19. Februar 1877. 

Die Eintragung in die Rechtsanwaltsliſte ſoll außer dem 
Familiennamen „auch die vollſtändigen Vornamen und die An⸗ 
gabe des Orts, Jahres und Tages der Geburt enthalten.“ 
(Geſchieht bei den preußiſchen Gerichten nicht.) 

In bezug auf die Rechtsanwaltſchaft bei dem gemein. 
ſchaftlichen Landgerichte zu Meiningen werden die Be⸗ 
fugniſſe der Landesjuſtizverwaltung von dem Preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſterium, dem Herzoglichen Staatsminiſterium zu Meiningen 
und dem Herzoglichen Staatsminiſterium zu Gotha gemeinfam 
ausgeübt. Auf Grund der zwiſchen dieſen Behörden bewirkten 
Verſtändigung erfolgen die erforderlichen Entſcheidungen durch 
das Herzogliche Staatsminiſterium zu Meiningen zugleich im 
Namen des Preußiſchen Juſtizminiſteriums und des Herzoglich 
Sachſen⸗Koburg⸗Gothaiſchen Staatsminiſteriums unter Bezug 
nahme auf deren Einverſtändnis. Die der Landes juſtiz⸗ 
verwaltung zuſtehende Beſtellung des Stellvertreters eines beim 
Landgericht in Meiningen zugelaſſenen Rechtsanwalts erfolgt 
durch das Herzogliche Staatsminiſterium; wenn der Anwalt 
ſeinen Wohnſitz außerhalb des Herzogtums hat, durch die 
Landesjuſtizberwaltung feines Wohnſitzes. 

Anträge auf Zulaſſung bei einem Gericht find bei dem 
Präfidium des Oberlandesgerichts einzureichen. In dem Geſuch 
iſt der Ort zu bezeichnen, an welchem der Antragſteller feinen 
Wohnſitz nehmen will. 

Sachwalterliche Verrichtungen in Angelegenheiten, auf 
welche die Zivilprozeßordnung, die Strafprozeß ordnung und die 
Konkursordnung nicht Anwendung finden, iſt der bei einem 
Landgericht zugelaſſene Rechtsanwalt bei ſämtlichen Behörden 
des Herzogtums zu beſorgen befugt. 

Denjenigen bei Gerichten eines anderen deutſchen Staats 
zugelaſſenen Rechtsanwälten, welchen vor dem Inkrafttreten der 
Rechtsanwalts ordnung geſtattet war, vor Gerichten des Herzogtums 
als Rechtsbeiſtand oder als Prozeßbevollmächtigter tätig zu ſein, 
ſoll in Angelegenheiten, auf welche die Zivilprozeß ordnung, die 
Strafprozeßordnung und die Konkursordnung nicht Anwendung 
findet, das gleiche auch nach dem Inkrafttreten der Rechts⸗ 
anwaltsordnung nachgelaſſen ſein. 

(Verordnung des Herzoglich Sächſiſchen Staatsminiſteriums 
zu Meiningen vom 6. Januar 1880. — Sammlung der 
landesherrlichen Verordnungen im Herzogtum Sachſen⸗ 
Meiningen S. 257, Preuß. Juſtizminiſt.⸗Bl. für 1880 
S. 26 und Verordnung des Sachſen⸗Koburg⸗Gothaiſchen 
Staatsminiſteriums vom 2. Februar 1880, Geſetz⸗ 
ſamml. S. 5.) 
Ganz gleichlautende Beſtimmungen find in bezug auf die Rechts ⸗ 
anwaltſchaft bei dem gemeinſchaftlichen Landgericht 
in Rudolſtadt durch die Verordnung des Fürſtlich Schwarz⸗ 
burgiſchen Miniſteriums zu Rudolſtadt vom 27. Januar 1880 
getroffen, nur mit der Abweichung, daß die Befugniſſe der 
Landes juſtizverwaltung von dem Preußiſchen Juſtizminiſterium 
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dem Herzoglichen Staatsminiſterium in Meiningen und dem 
Fürſtlichen Miniſterium in Rudolſtadt gemeinſam ausgeübt werden. 
(Geſetzſamml. für das Furſtentum Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
fladt für 1880 S. 11 und Preuß. Juſtizminiſt.⸗Bl. 
für 1880 S. 53.) 
Gudlich bleibt noch die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft 
bei einem der zum Bezirk des gemeinſchaftlichen 
Thüringiſchen Oberlandesgerichts zu Jena gehörigen 
Amtsgerichte zu erwähnen. Nach der allgemeinen Verfügung 
des Preußiſchen Juſtizminiſters vom 16. Februar 1880 (Suftiz- 
niniſt.⸗Bl, S. 34) find die Anträge dazu bei dem Präfidenten 
des Oberlandesgerichts, in deſſen Bezirk der Antragſteller ſeinen 
Wobufig hat, wenn aber dieſer Wohnfitz außerhalb Preußens 
liegt, bei dem Präfidium des Oberlandesgerichts zu Jena ein- 
zrreichen. Die Präfidenten der Oberlandesgerichte haben die 
Anträge mit einer gutachtlichen Außerung an das Präfidium 
des Oberlandesgerichts zu Jena abzugeben. Von dort gelangen 
die Anträge an den Vorſtand der Anwaltskammer zur Außerung 
und demnächſt an den Juſtizminiſter. In jedem Falle iſt zu 
edrtern, ob Gründe der Verſagung der Zulaſſung (55 5, 6, 7, 
14, 15 KO.) vorliegen. 

Soll gleichzeitig mit dem Antrage auf Zulaſſung bei einem 
Antigericht ein Antrag auf Zulaffung bei einem der gemein- 
ſchaftlichen Landgerichte zu Meiningen oder Rudolſtadt oder bei 
der zum Landgerichte zu Meiningen zugehörigen Kammer für 
Handelssachen zu Koburg geſtellt werden, fo kann der Antrag 
dem erſteren bei der Einreichung desſelben an den Präfidenten 
bel Oberlandesgerichts beigefügt werden. 

Nachrichtlich wird noch bemerkt, daß die im Preußiſchen 
Staategebiete wohnenden und bei einem gemeinſchaftlichen Land⸗ 
gericht oder einem Amtsgerichte zugelaſſenen Rechtsanwälte bei der 
Verleihung des Nota riats „zum Notar für die Preußiſchen 
Gebletsteile des Oberlandesgerichts zu Jena“ ernannt werden. 

Der Bezirk des gemeinſchaftlichen Thüringiſchen Ober⸗ 
lunbeigerichts in Jena umfaßt vier Schwurgerichtsbezirke 
mit dem Sitze der Schwurgerichte in Gera, Meiningen, Weimar 
eher (abwechſelnd) Rudolſtadt und Gotha oder (abwechſelnd) 
Eisenach. F. 


Vom Reichsgericht.“ 
berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 
Wir berichten über die in der Zeit vom 20. November 
bis 16. Dezember 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5 21 BGB. 88 14, 25 ff., 42 ff., 50 Abſ. 2 ZPO. 
bab mit Art. 89 des Preuß. Ausführungsgeſetzes vom 20. Sept. 
1899 und 88 1, 11, 44 Tl. 2 Tit. 6 ALR. Parteifähigkeit 
emer nach ALR. gebildeten Perſonenvereinigung. Bedeutung der 
adrungsmäßigen Entſcheidung und Zuſtellung an ein aus⸗ 
eſcloſſenes Mitglied.] 

Kläger wurde durch Beſchluß des Vorſtandes aus dem 
Kregerberein N. ohne Angabe von Gründen ausgeſchloſſen, und 
Te, 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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auf ſeine Berufung an die Generalverſammlung erhielt er von 
dem Vorſtand den ſchriftlichen Beſcheid, daß die Verſammlung 
auf Wiederaufnahme verzichte. Seine Klage ging dahin, zu er⸗ 
kennen, daß die Beſchlüſſe, durch die er aus dem Verein aus⸗ 
geſchloſſen, ungültig und der Verein verpflichtet, ihn noch ferner 
als Mitglied anzuerkennen. Der Beklagte beantragte Abweiſung 
der Klage. Er erhob, ohne die Verhandlung zur Haupt- 
ſache zu verweigern, die Einrede, daß die Entſcheidung 
durch Schiedsrichter zu erfolgen habe, daß zur Zeit jeden⸗ 
falls der Rechtsweg unzuläſſig ſei. Er behauptete, daß 1898 
der Verein durch Beſchluß der Generalverſammlung dem Preuß. 
Landeskriegerverbande beigetreten, und nicht mehr der $ 3 der 
Satzungen des beklagten Vereins, ſondern der 8 6 der 
Satzungen des Landeskriegerverbandes maßgebend ſei, der jedem 
aus einem Verein ausgeſchloſſenen Mitgliede die Berufung an 
den Vorſtand des nächſthöheren Verbandes bis zum Vorſtande 
des Landesverbandes, in der Friſt von jedesmal einem Monat 
nach Zuſtellung der Entſcheidung, eröffne, und beſtimme, daß 
die Entſcheidungen des Vorſtandes des Landesverbandes im 
ordentlichen Rechtswege nicht anfechtbar ſeien. Die Berufung 
an die Verſammlung des Vereins ſei demnach nicht zuläſſig. 
Der erſte Richter wies in der Sache ſelbſt ab, das OLG. hob 
auf, verwarf die Einrede des Schiedsvertrages und der Un⸗ 
zuläſſigkeit des Rechtsweges und wies die Sache zur weiteren 
Verhandlung an das LG. zurück. Die Reviſion des beklagten 
Vereins wurde zurückgewieſen: Der beklagte Verein iſt unter 
der Herrſchaft des ALR. vor dem 1. Januar 1900 gebildet. 
Nach ſeinen Statuten iſt er eine Perſonenvereinigung von un⸗ 
beſtimmter wechſelnder Mitgliederzahl mit nicht wirtſchaftlichem 
Zweck, im Inneren organiſiert, nach außen durch den Vor⸗ 
ſitzenden ſeines Vorſtandes vertreten. $ 7. Er iſt nicht ein 
rechtsfähiger Verein, da er in das Vereinsregiſter nicht ein⸗ 
getragen iſt, 8 21 BGB., ſondern eine erlaubte Privatgeſell⸗ 
Schaft im Sinne der SS 1 ff., 11 ff. Tl. II Tit. 6 ALR. mit den 
inneren Rechten der Korporation, 88 14, 25 ff., 42 ff. a. a. O., 
nach § 50 Abſ. 2 ZPO. wie ein rechtsfähiger Verein partei⸗ 
fähig und verklagbar. Dadurch, daß der Verein dem Deutſchen 
Kriegerbunde, dem als ſolchem Korporationsrechte verliehen 
ſind, angehört hat und dem Preußiſchen Landeskriegerverbande 
angehören ſoll, deſſen Satzungen vor dem Inkrafttreten des 
BGB. landesherrlich genehmigt ſind, hat der Verein als ſolcher 
keine Rechtsfähigkeit erlangt, ſondern iſt für ſich eine privi⸗ 
legierte erlaubte Privatgeſellſchaft im Sinne der angeführten 
Vorſchriften des ALR. geblieben. Nach Art. 89 PrAGBGB. 
vom 20. September 1899 ſind dieſe Vorſchriften nur inſoweit 
aufgehoben, als ſie ſich auf die Verfaſſung rechtsfähiger 
Vereine beziehen und für den beklagten Verein neben S 54 
BGB. mindeſtens inſoweit anwendbar geblieben, als es die 
beſondere Natur der dem BGB. unbekannten erlaubten Privat⸗ 
geſellſchaft erfordert. (RG. 51, 160; JW. 02, 427.) Ob 
5 6 für die Mitglieder unverbindlich iſt, weil er nicht in die 
Satzungen aufgenommen iſt, kann dahin geſtellt bleiben. Dieſer 
8 6 ſetzt aber eine ordnungsmäßige Entſcheidung über 
die Ausſchließung und deſſen Zuſtellung an den Aus: 
geſchloſſenen voraus, da die in 8 6 geordnete Frift für die 
Berufung an den Vorſtand des Landeskriegerverbandes mit der 
Zuſtellung der Entſcheidung beginnt. Das Verfahren, welches 
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der § 6 vorſieht, hat noch gar nicht in Gang geſetzt werden 
können. Aus dieſem Grunde iſt die Einrede des Schiedsvertrages 
und die Unzuläſſigkeit des Rechtsweges verworfen. Denn darüber 
iſt kein Streit, daß nach 8 44 Tl. II Tit. 6 ALR. der Rechts⸗ 
weg mindeſtens gegen nicht ordnungsmäßige Beſchlüſſe 
auf Ausſchließung von Mitgliedern aus einem Verein immer 
ſtatthaft iſt (RG. 49, 153; Seuff A. 47, Nr. 4; Altmann, 
Handbuch des Deutſchen Vereinsrechts 05, 137 Anm. 11. Krieger⸗ 
verein N. c. L., U. v. 11. Nov. 05, 191/05 I. — Naumburg. 

2. SS 30, 31, 831 BGB. Bedeutung der Anſtellung eines 
Beamten für die Frage nach der Haftung einer Körperſchaft aus 
einem Unfall.] 

Der Kläger erlitt einen Unfall, indem ſein Pferd mit 
einem Bein in die morſche Stelle einer Holzbrücke trat, 
die über eine Chauſſee führte, und er dadurch aus ſeinem 
Wagen herausgeſchleudert wurde. Das OLG. wies die auf 
Entſchädigung gerichtete Klage ab; das RG. hob auf: Das 
Berufungsgericht ſtützt die Verantwortlichkeit des beklagten 
Kreiſes für den verkehrsſicheren Zuſtand der Brücke und die 
Erſatzpflicht desſelben für aus der Vernachläſſigung der 
Inſtandhaltung entſtandenen Schaden auf den in der Recht⸗ 
ſprechung des RG., insbeſondere auch hinſichtlich öffentlich recht⸗ 
licher Körperſchaften in vielfacher Anwendung ausgeſprochenen 
Grundſatz, daß die Eröffnung eines öffentlichen Verkehrs die 
Pflicht zur Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
in der Unterhaltung des Weges und der Verbindung und die 
Vernachläſſigung der Unterhaltspflicht auch die Verpflichtung 
zum Erſatz des hierdurch verurſachten Schadens begründe. (Vgl. 
RG. 54, 53; 53, 53; 55, 24). So iſt insbeſondere in der 
Entſcheidung des erkennenden Senats vom 18. Mai 1903 R VI 
29/03 (RG. 55, 24) die Haftung einer Landgemeinde wegen 
Nichtverwahrung einer Brücke ausgeſprochen. Die Haftung des 
Beklagten als juriſtiſcher Perſon ſetzt nun, ſofern ein ihr als 
eigenes Verſchulden anzurechnendes in Frage kommt, voraus, 
daß der Schaden von einem verfaſſungsmäßig berufenen Ver⸗ 
treter durch eine in Ausführung der ihm zuſtehenden Verrichtungen 
begangene zum Schadenserſatz verpflichtende Handlung zugefügt 
iſt. (SS 31 u. 89 BGB.) Das Berufungsgericht erachtet 
jedoch keinen der in Frage kommenden Beamten, weder den 
Kreisbaumeiſter B. noch den Chauſſeeaufſeher T., als 
verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter des Kreiſes. Das Be— 
rufungsgericht hat zunächſt überſehen, daß, wie S 30 BGB. 
hinſichtlich der Vereine es ausdrücklich normiert, auch bei juri⸗ 
ſtiſchen Perſonen, neben dem die Geſamtheit der in der Rechts— 
perſönlichkeit vereinigten Rechte und Pflichten in ſich zuſammen⸗ 
faſſenden Vertreter für gewiſſe aus dieſem Inbegriff ausgeſchiedenen 
Geſchäfte beſondere Vertreter beſtellt werden können und müſſen, 
und daß dieſe dann im Umfange dieſes Geſchäftskreiſes die 
juriſtiſche Perſon vertreten. (Vgl. Entſch. des erkennenden Senats 
vom 24. März 1904 i. S. D.⸗W. c. A. VI 287/03, IW. 03 
Beil. 14 Nr. 261, IW. 04, 232). In mehrfachen Entſcheidungen 
des erkennenden Senats, insbeſondere der vom 15. Januar 1903 
Rep. VI 301/02 (RG. 53, 276 ff.) iſt nun allerdings aus⸗ 
geführt, weder die Selbſtändigkeit des Handelns an ſich, noch 
die rechtsgeſchäftliche Vertretung als ſolche ſeien die entſcheidenden 
Merkmale der Perſonen, für deren Handlungen nach dem neuen 
Rechte die juriſtiſche Perſon und der Staat als privatrechtliches 
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Vermögensſubjekt die Haftung zu übernehmen hätten. Das 
rechtliche Merkmal, das die beſonderen Vertreter, denen eine 
mehr oder weniger umfangreiche Tätigkeit auf einem größeren 
ſachlichen oder örtlichen Geſchäftsgebiet übertragen ſei, von den 
ſonſtigen Angeſtellten unterſcheide, für welche die Körperſchaft 
nicht nach Maßgabe des § 31, ſondern nach 8 831 BGB. 
hafte, ſei hiernach ihre Berufung zur Tätigkeit innerhalb eines 
Geſchäftsbereichs durch die Satzung der Körperſchaft, bei dem 
Staat und anderen öffentlich rechtlichen Körperſchaften durch die 
ihre Verwaltungsorganiſation regelnden Beſtimmungen. Die⸗ 
jenigen Perſonen und Angeſtellten, dagegen, die nicht durch die 
Satzung oder die organiſatoriſchen Verwaltungsbeſtimmungen 
zu ihrer dienſtlichen Tätigkeit berufen ſeien, ſondern ihren dienſt⸗ 
lichen Auftrag wiederum auf dieſe Perſonen zurückführten, ſeien 
nicht Vertreter der Körperſchaft und des Staates nach § 31 
BGB.; fie ſeien zu Verrichtungen im Sinne des $ 831 BGB. 
beſtellt, möchten dieſe Verrichtungen im übrigen mehr oder 
weniger oder gar nicht ſelbſtändig ſein, möchten ſie den Charakter 
rechtsgeſchäftlicher Vertretung tragen oder nicht, und möchten 
ſie aus einzelnen oder einer Mehrheit von Verrichtungen, zeitlich 
vorübergehenden oder dauernden beſtehen. In einer weiteren 
Entſcheidung des erkennenden Senats vom 12. Oktober 1903 
R VI 130/03 iſt unter Bezugnahme auf die angeführte Ent⸗ 
ſcheidung in Bd. 53, 276 ausgeführt, Beamte, die nicht ver⸗ 
faſſungsmäßig berufen, ſondern nur von dem Vorſtande der 
Korporation oder einem andern Vertreter derſelben angeſtellt 
ſeien, machten die Gemeinde nur nach 8 831 BGB. verbindlich, 
auch wenn ſie ſelbſtändig zu handeln hätten und durch ihr Amt 
ermächtigt ſeien, Rechtsgeſchäfte für die Korporation abzuſchließen. 
Auch in dieſer Faſſung iſt dieſer Grundſatz dahin zu verſtehen, 
daß nicht die Tatſache der Anſtellung durch einen Vertreter, 
ſondern der Umſtand, daß der Dienſt auftrag und damit die 
Geſchäftsaufgabe, der Kreis von Befugniſſen und Pflichten, nur 
auf den Auftrag eines Vertreters zurückzuführen iſt, dem Beauf⸗ 
tragten nur die Eigenſchaft eines Beſtellten im Sinne des § 831 
und nicht die eines Vertreters im Sinne des §S 31 BGB. ver⸗ 
leiht. Was bei Vereinen die Satzung, iſt bei juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen, insbeſondere den Körperſchaften des öffentlichen Rechts, 
die Verwaltungsorganiſation. Die Dienſtaufgabe des Beamten, 
der als beſonderer Vertreter im Sinne des $ 31 BGB. gelten 
ſoll, muß alſo auf die Organiſation der Körperſchaft, hier alſo 
auf die Kreisordnung, zurückgeführt werden können. Je größer 
die Körperſchaft iſt und um ſo weniger die Verſchiedenartigkeit 
und der Umfang der Geſchäfte durch die Arbeitskraft eines 
einzelnen bewältigt werden kann, um ſo mehr tritt das Be⸗ 
dürfnis der Teilung der Geſchäfte nach Geſchäftszweigen und 
der Bildung von Abteilungen mit mehr oder minder ſelbſtändigen 
Leitern derſelben ein. Dadurch entſtehen Amter mit beſonderen 
Geſchäftsaufgaben. Iſt das Amt gemäß der der Körperſchaſt 
durch ihre Organiſationsbeſtimmungen in der Kreisordnung ein⸗ 
geräumten Befugnis gebildet, ſo tritt der hierzu Berufene in 
eine organiſatoriſch geregelte Dienſtaufgabe ein, wem 
er auch auf Grund der organiſatoriſchen Beſtimmungen von 
einem Vertreter zu dem Amte berufen, alſo angeftellt wird. 
Dann fragt es ſich aber immerhin noch, ob die Geſchäftsaufgabe 
eine ſolche iſt, durch die der Körperſchaft obliegende Aufgaben 
erledigt und ihre Rechte und Pflichten ausgeübt werden und ob 
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dem Beamten die ſelbſtändige Vertretung zukommt oder ob er 
ſelbſt nur Hilfsbeamter eines anderen iſt. Der Kreis baumeiſter 
B. iſt als verfaſſungsmäßig berufener Vertreter des Kreiſes zu 
trachten (wird weiter ausgeführt) und von dieſem Geſichtspunkt 
iſt die Frage der Haftung des Beklagten von neuem zu prüfen. 
L. C. Kreis S., U. v. 9. Nov. 05, 33/05 VI. — Marienwerder. 

3. 88 106— 108, 1298, 1300 BGB. Rechtliche Natur 
des Verlöbniſſes. Nachträgliche Genehmigung des unwirkſamen 
Verlöbniſſes.] 

Die Klägerin machte auf Grund eines Eheverſprechens An⸗ 
ſprüche gegen den Beklagten geltend. Die Vorinſtanzen wieſen 
die Mage ab, weil das Verlöbnis als ein Vertrag anzu⸗ 
ſehen, die Klägerin zur Zeit des Vertragsabſchluſſes minder⸗ 
jährig geweſen und die nach 8 108 BGB. erforderliche Ge 
nehmigung ihres Vaters in rechtswirkſamer Weiſe verweigert 
worden ſei. Das RG. hob auf: Der auf die 88 1298 und 
1300 BGB. geſtützte Anſpruch der Klägerin auf Entſchädigung 
wegen Verlöbnisbruchs ſetzt voraus, daß zwiſchen den Parteien 
ein gültiges Verlöbnis beſtanden hat. Den Vorinſtanzen iſt 
darin beizupflichten, daß das Verlöbnis feiner rechtlichen Natur 
nach als ein Vertrag anzuſehen iſt. Über die Vertragsnatur 
des Lerlöbniſſes hat ſich der erkennende Senat in dem Urteile 
vom 21. September 1905 in Sachen St. wider G. IV 140.05 
näher ausgelaſſen.) An der in dieſem Urteile dargelegten 
Auffaffung wird festgehalten. Danach ift die Verlobung ein 
wechſelſeitig gegebenes und angenommenes Eheverſprechen und 
felt einen Vertrag dar. Das durch die Verlobung herbei⸗ 
geführte Verhältnis iſt ein Vertragsver hältnis. Die 
Ausführungen der Reviſion, das Verlöbnis ſei kein Vertrag, 
es fein mur zwei übereinſtimmende, auf Eingehung der Ehe 
gerichtete Willenserklärungen, ſind nicht ſtichhaltig. Sie über⸗ 
ſehen, daß die beiderſeitigen Willenserklärungen in wechſel⸗ 
ſeitiger Beziehung zueinander ſtehen, denn jeder Teil erklärt 
ncht nur das Eheverſprechen, ſondern nimmt auch das Ehe 
berſprechen des anderen Teils an, um ſich ihn zur Erfüllung 
des Verſprechens verbindlich zu machen. Wenn das Geſetz in 
den 99 1298 und 1300 von dem Verlöbniſſe und dem Ver⸗ 
lobten fpricht, fo meint es natürlich ein gültiges Verlöbnis 
und gültig Verlobte. Von einem gültigen Verlöbniſſe und 
ben gültig Verlobten im Sinne des Geſetzes kann aber dann 
kin Rebe fein, wenn der eine Teil ein gültiges, der andere 
dal pdoch em ungüliges Eheverſprechen abgegeben hat. Daher 
nuß auch die Schlußfolgerung der Reviſion abgelehnt werden, 
bes Anſpruch einer unbeſcholtenen Frauensperſon aus 88 1298 
d 1300 368. ſei auch dann begründet, wenn zwar das 
Gheverfprechen des Mannes, dem fie die Beiwohnung geſtattet 
habe, gültig, ihr eigenes Eheverſprechen aber ungültig geweſen 
ri. It das Verlöbnis ein Vertrag, fo müſſen auch die all⸗ 
hememen Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte, insbeſondere die 
Sn über die beſchränkte Geſchäftsfähigkeit Minder⸗ 
Höriger in den 89 106 u. f. BGB. Anwendung finden. Wie 
in dem oben erwähnten Urteile des erkennenden Senats aus⸗ 
geführt iſt, ergibt ſich aus 8 107 BGB., daß ein Minder⸗ 
Mbriger zum Abſchluß eines Verlöbnisvertrags der Einwilligung 
we geſezlihrn Vertreters bedarf. Schließt der Minderjährige 
—ͤ ——¼: 
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einen Verlöbnisvertrag ohne die erforderliche Einwilligung des 
geſetzlichen Vertreters, fo hängt nach 8 108 Abſ. 1 BGB. 
die Wirkſamkeit des geſchloſſenen Vertrags von der Genehmigung 
des Vertreters ab. Im vorliegenden Falle hat nun, wie beide 
Vorinſtanzen bedenkenfrei feſtgeſtellt haben, der Vater und geſetz⸗ 
liche Vertreter der Klägerin die erforderliche Genehmigung ver⸗ 
weigert. Zwar hat er die Verweigerungserklärung nur der 
Klägerin gegenüber abgegeben, allein es genügt, wenn fie ent⸗ 
weder dem Minderjährigen gegenüber oder dem anderen Teile 
gegenüber abgegeben wird. Die Folge der Genehmigungs⸗ 
verweigerung war, daß der Verlöbnisvertrag als ein von 
Anfang an unwirkſamer Vertrag gelten mußte. Der 
einmal unwirkſame Vertrag konnte auch nicht durch Widerruf 
der Genehmigungsverweigerung und nachträgliche Erteilung der 
Genehmigung wirkſam werden. Die Verweigerungserklärung 
unterliegt im Falle des 8 108 BGB. nicht dem Widerrufe; 
ſie iſt, einmal abgegeben, endgültig und unwiderruflich. Dies 
ergibt die Rückſicht auf den anderen Teil, der Gewißheit er⸗ 
langen muß, ob der einſtweilen in der Schwebe befindliche 
Vertrag beſteht oder nicht beſteht. Die nachträglich erteilte 
Genehmigung iſt gleichfalls ungeeignet, dem unwirkſamen Ver⸗ 
trage aufzuhelfen, denn ſie bezieht ſich auf ein vollſtändig er⸗ 
loſchenes, rechtlich nicht mehr vorhandenes Rechtsverhältnis, iſt 
alſo gegenſtandslos. Mochte die nachträgliche Genehmigung 
von dem Vater der Klägerin während ihrer Minderjährigkeit 
oder von der Klägerin ſelbſt nach erlangter Volljährigkeit erteilt 
ſein, immer war ſie außerſtande, den infolge der Genehmigungs⸗ 
verweigerung unwirkſam gewordenen Vertrag wieder ins Leben 
zu rufen. Eine Haftung des Beklagten wegen Verlöbnisbruchs 
hätte daher beiſpielsweiſe dann nicht eintreten können, wenn 
ſich der Beklagte nach der Genehmigungsverweigerung von der 
Klägerin zurückgezogen hätte. Allein die Klägerin trägt weiter 
vor und der Beklagte ſcheint dies nicht beſtreiten zu wollen, 
daß er das Eheverſprechen, nachdem der Vater der Klägerin 
die Verweigerungserklärung abgegeben hatte, der Klägerin 
gegenüber erneuert habe. Der Beklagte habe ihr erklärt, ſie 
doch heiraten zu wollen, und ſie, die Klägerin, habe nach 
wiederholter Abgabe dieſer Verſicherung dem Beklagten die 
Beiwohnung geſtattet. Dieſe Behauptungen der Klägerin ſind 
erheblich. Wenn auch infolge der Genehmigungsverweigerung 
des Vaters der Klägerin der damals dem Vater zur Ent⸗ 
ſcheidung über ſeine Genehmigung vorliegende Vertrag un⸗ 
wirkſam wurde, ſo blieb es den Parteien doch unbenommen, 
einen Vertrag gleichen Inhalts von neuem zu vereinbaren. 
Der neue Vertrag konnte ſehr wohl durch nachträgliche Ge⸗ 
nehmigung des Vaters der Klägerin oder — falls es zu einer 
Entſcheidung des Vaters der Klägerin während ihrer Minder⸗ 
jährigkeit nicht kam — durch Genehmigung der Klägerin ſelbſt 
nach erlangter Volljährigkeit wirkſam werden. Die Wirkſam⸗ 
keit würde im Falle ſolcher Genehmigung als von Anfang an 
eingetreten anzuſehen ſein. Die Klägerin behauptet nun aber, 
daß ſowohl ihr Vater als auch ſie ſelbſt das Verlöbnis ge⸗ 
nehmigt hätten. Die Genehmigung ergebe ſich daraus, daß 
Erfüllung des Verlöbniſſes vom Beklagten verlangt worden ſei, 
nachdem er die Klägerin geſchwängert habe. Dieſe Tatſachen 
hat das Berufungsgericht unter Verletzung des 8 108 BGB. 
übergangen. L. c. A., U. v. 9. Nov. 05, 237/05 IV. — Celle. 
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4. 88 119, 184, 313, 363, 434, 430, 464 BGB. Rechte 
des Käufers einer unbeweglichen Sache wegen Mängel im Rechte. 
Wirkung der Annahme bei Kenntnis der Mängel, Bedeutung 
der Übergabe der Abſchrift eines Grundbuchblatts.] 

Nach Inhalt des Kaufvertrags übernahm der klagende 
Käufer „die Eintragungen in Abt. II. des verkauften Grund⸗ 
ſtücks.“ In Abt. II ſteht unter Nr. 9 für die Frau G. ein 
Altenteil oder eine Abfindungsſumme von 550 Mark jährlich 
eingetragen. Der Kläger, der nach ſeiner Behauptung von 
dieſer Eintragung erſt im Auflaſſungstermine Kenntnis erlangt 
hat, nahm trotz dieſer Kenntnis die Auflaſſung entgegen und 
ließ das Reſtkaufgeld von 6 700 Mark für die beklagten Ver⸗ 
käufer eintragen, nachdem er ſchon vorher die bei der Auf⸗ 
laſſung fälligen 5 000 Mark gezahlt hatte. Vor dem Abſchluſſe 
des Vertrags haben die Beklagten dem Kläger eine vollſtändige 
und richtige Abſchrift des Grundbuchblatts zur Einſicht vorge⸗ 
legt. Der Kläger behauptet, daß er dieſe Abſchrift nicht ein⸗ 
geſehen habe, weil er ſich auf die Richtigkeit der Behauptung 
der Beklagten verlaſſen habe, daß außer den Hypotheken nur 
die üblichen Laſten und Hypothekenzinſen eingetragen ſeien; bei 
der Auflaſſung habe er ſich ſeinen Anſpruch auf Beſeitigung 
der Abfindungsrente ausdrücklich vorbehalten. Er verlangt 
Herbeiführung der Löſchung der in Abt. II Nr. 9 eingetragenen 
Rente. Das OLG. verurteilte die Beklagten, von der Rente 
den Betrag von 150 Mark löſchen zu laſſen. Die Reviſion 
der Beklagten wurde zurückgewieſen: Wenn die Reviſion aus⸗ 
führt, es ſei Sache des Klägers geweſen, ſich aus der ihm von 
den Beklagten übergebenen Abſchrift des Grundbuchblatts zu 
informieren, ſo verkennt ſie, daß die ſchuldhafte Unkenntnis der 
Kenntnis im Sinne des 8 439 BGB. nicht gleichſteht (Planck 
3. Aufl. Anm. 1a zu § 439). Bei der Auflaſſung hat 
der Kläger das Beſtehen der Altenteilsrente gekannt. Der Be⸗ 
rufungsrichter führt aus: „Die Beklagten würden dem Kläger 
für die Befreiung von der weder von ihm übernommenen, noch 
ihm bekannten Privatlaft Abt. II Nr. 9 verpflichtet fein, zumal 
da auch von einer nachträglichen Genebmigung der Übernahme 
des mit dem Mangel im Rechte behafteten Grundſtücks durch 
Entgegennahme der Auflaſſung keine Rede ſein kann (8 184 
BGB.)“; denn es ſei erwieſen, daß der Kläger ſich ſeine Rechte 
im Auflaſſungstermine mündlich vorbehalten habe. Dieſe Be⸗ 
gründung iſt freilich inſofern rechtsirrtümlich, als der 8 184 
BGB. für anwendbar erklärt wird, der von der Genehmigung 
Dritter, beim Vertragsſchluſſe nicht beteiligter Perſonen handelt. 
Auf das Endergebnis der Entſcheidung iſt aber dieſer Irrtum 
ohne Einfluß. Anders als bei Sachmängeln ($ 464) legt das 
BGB. bei Mängeln im Rechte der Annahme der Sache nicht 
die Wirkung des Verzichts auf die Geltendmachung der Mängel 
bei, wenn der Käufer ſie zwar nicht beim Abſchließen des Ver⸗ 
trags, aber bei der Annahme gekannt hat (vgl. auch 8 363 
BGB.). Der Käufer braucht ſich alſo die Geltendmachung der 
Mängel nicht vorzubehalten, ſondern die Geltendmachung iſt 
nur dann ausgeſchloſſen, wenn er bei der Annahme darauf ver⸗ 
zichtet hat. Hier iſt überdies ein Vorbehalt gemacht worden 
und, wenn man ſogar die Form des $ 313 BGB. für dieſen 
Vorbehalt fordern wollte, ſo würde der Formmangel durch die 
Auflaſſung geheilt ſein. Die Reviſion meint endlich, daß es 
an der Willensübereinſtimmung der Parteien hinſichtlich der 
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übernahme des Altenteils fehle, ſo daß der Kläger nur das An⸗ 
fechtungsrecht aus 8 119 BGB. habe. Dies würde richtig 
ſein, wenn die Beklagten beim Vertragsſchluſſe der Anſicht ge⸗ 
weſen wären, daß der Kläger den Altenteil übernommen habe. 
So liegt aber die Sache nach den tatſächlichen Feſtſtellungen 
des Berufungsrichters nicht, ſondern der 8 2 des Kaufvertrags 
wurde von beiden Teilen nur auf die gewöhnlichen Abgaben 
und Renten bezogen. Dies geht aus der Antwort des be⸗ 
klagten Ehemannes auf die Frage des Klägers, was das für 
Eintragungen in Abt. II ſeien, nach der unanfechtbaren An⸗ 
nahme des Berufungsrichters hervor. ft aber der Altenteil 
nicht beſonderer Gegenſtand der Vereinbarungen geweſen, ſo 
tritt die geſetzliche Regel der SS 434, 439 Abſ. 1 BGB. ein. 
M. c. G., U. v. 8. Nov. 05, 138/05 V. — Poſen. 

5. 88 121, 124, 133, 143 BGB. Beſtimmtheit der 
Erklärung, einen Vertrag anfechten zu wollen, iſt erforderlich.] 

Der Beklagte hatte dem Mitkläger G. neben anderem 
folgendes geſchrieben: „Falls ich gewußt hätte, daß ſich in 
dem Grundſtücke Lehmwände vorfinden, hätte ich entweder das 
Grundſtück überhaupt nicht gekauft, jedenfalls aber nicht für 
einen Preis von 28 000 Mark . .. Ich erſuche Sie um Mit: 
teilung, ob Sie damit einverſtanden ſind, daß der Kaufpreis 
von 28 000 Mark auf 24 000 Mark gemindert wird. In 
dieſem Falle bin ich bereit, jederzeit die Auflaſſung gegen die 
Reſtzahlung von 8 260 Mark entgegenzunehmen. Wenn Sie 
jedoch hiermit nicht einverſtanden ſind, würde ich natürlich vom 
Vertrage zurücktreten müſſen und erſuche Sie binnen 3 Tagen 
um Ihre gefällige Erklärung.“ Dieſes Schreiben hat der Be⸗ 
rufungsrichter dahin gewürdigt, daß die Erklärung der An⸗ 
fechtung in ihm nicht enthalten ſei, weil, wenn auch eine be⸗ 
dingte Anfechtung in ihm gefunden werden könne, eine ſolche 
den 88 121, 124 BGB. nicht genüge. Von der Reviſion 
wird Verkennung des Inhalts des Schreibens gerügt, weil in 
ihm nicht eine eigentliche Bedingung geſtellt, vielmehr im Zu⸗ 
ſammenhange mit der Anfechtung ein Vergleichsvorſchlag ge 
macht fei, was zugelaſſen werden müſſe. Dem 8 133 BGB. 
gemäß iſt bei der Auslegung einer Willenserklärung der wirk⸗ 
liche Wille zu erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinn 
des Ausdrucks zu haften. Der Reviſion iſt darin bei⸗ 
zutreten, daß die Anfechtungserklärung keines anderen Inhalts 
bedarf als des erkennbaren Willens, das Geſchäft, um das es 
ſich handelt, nicht beſtehen laſſen zu wollen. Dieſen Satz hat 
aber auch das Berufungsgericht nicht verkannt. Denn von ihm 
wird in dem Schreiben nur die Beſtimmtheit der Anfechtungs⸗ 
erklärung vermißt, die im Intereſſe einer klaren Entſcheidung 
der Rechtslage durch 8 143 BGB. gefordert iſt. Und darin 
iſt ihm beizutreten, daß die Anfechtung eine unzweideutige Er⸗ 
klärung erfordert, daß das abgeſchloſſene Geſchäft z. B. wegen 
Irrtums oder Betrugs unwirkſam ſein ſolle (JW. 03, Beil. 107). 
Eine ſolche unzweideutige und beſtimmte Erklärung kann in 
einem Schreiben nicht gefunden werden, das die Entſchließung 
des Anfechtenden von einer vorhergehenden Stellungnahme des 
Anfechtungsgegners abhängig macht. Die Berufung der Re: 
vifionsbegründung für ihre gegenteilige Meinung auf 
Staudingers Kommentar Bd. 1 S. 446 iſt unrichtig; denn dort 
iſt im Gegenſatze zu der für die Kündigung vertretenen 
Anſicht, bezuglich der Anfechtungserklärung bemerkt, daß 
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fie ihrer Natur nach keine Bedingung vertrage. Noch 
weniger wie in dem Schreiben kann eine Anfechtungs⸗ 
erllärung in der Außerung des Beklagten dem Mitkläger G. 
gegenüber gefunden werden: „Ich kann das Haus für einen fo 
hohen Preis nicht behalten. Ich werde Sie verklagen“. Der 
Verufungsrichter hat daher mit Recht die Vernehmung der über 
dieſe Außerung benannten Zeugen abgelehnt. B. c. G., U. v. 
23. Nov. 05, 176/05 V. — Braunſchweig. 

6. 59 145 bis 151, 154 BGB. Die Beurkundungsver⸗ 
abredung muß, um wirkſam zu ſein, dem Vertragsabſchluſſe vor⸗ 
auögeben.] 

Das Berufungsgericht folgert aus den Briefen des 
Kägers vom 11. und 18. März 1904, daß am 11. März 
1904 — an welchem Tage unbeſtritten nach voraufgegangenen 
brieflichen Verhandlungen eine mündliche Willenseinigung der 
Parteien erzielt wurde — der Beklagte den Wunſch aus⸗ 
geſprochen, das Ergebnis der mündlichen Abreden ſchriftlich 
miebergelegt zu ſehen, und der Kläger dem zugeſtimmt hat. 
Kerin kann nur die Feſtſtellung gefunden werden, daß nach 
erzielter Willenseinigung von den Parteien die Beurkundung 
des Vertges verabredet worden iſt. Wenn aber auf Grund 
dieſer Feſtſtellung das Berufungsgericht unter Anwendung 
der Zeſtimmung des 8 154 Abſ. 2 BGB. zu der Annahme 
gelangt, daß ein Vertrag nicht geſchloſſen fei, fo zeigt es 
damit, doß es von einer unrichtigen Auffaſſung der angezogenen 
Geſetesvorſchrift ausgeht. Die Vermutung, die der 8 154 
A. 2 aufftellt, greift dann nicht Platz, wenn Parteien erſt 
nuch dem Zuſtandegekommenſein einer Willenseinigung, die, an 
und für ſich betrachtet, nach den 88 145 bis 151, 8 154 
U. 1 BGB. einen fertigen Vertrag darſtellt, deſſen Beur⸗ 
kundung verabreden; fie hat vielmehr zur Vorausſetzung, daß 
die Beurkundungsabrede der vollſtändigen Willenseinigung 
borhergegangen iſt. Iſt die Beurkundungsabrede erſt hinterher 
getsoffen und von den Parteien nicht ausdrücklich feſtgeſetzt, 
welche Bedeutung die aufzunehmende Urkunde haben ſollte, ſo 
it hierüber nach den Umſtänden des Falls zu entſcheiden. 
Bl. Protokolle der Kommiſſion für die 2. Leſung uſw. 
bon Achilles uw. Band 1 S. 75, 87, 88; die Kommentare 
um BGB. von Planck, Bem. 2, von Hölder, Bem. 2, 
bon Staudinger, Bem. 4 zu 5 154, von Rehbein, 
dem. V, 2 zu 88 125 bis 129; Endemann, Lehrbuch des 
Bürgerlichen Rechts, 8. Aufl. S. 304 bei Anm. 23, S. 308 
bei Anm. 41. K. e. N., U. v. 18. Nov. 05, 207/05. 1 — 
Berlin. 

7. Vorvertrag der Vollſtändigkeit der Schrift nur bei 
Behauptung mündlicher Vereinbarungen gegen den Inhalt des 
ſriftlichen Vertrages.] 

In der Entſcheidung des VII. 8 S. des VG. v. 13. Juli 02 
g. 52 S. 25/26 — iſt ausgeführt, „wer mündliche Verein⸗ 
Darungen vor und bei Abſchluß des ‚fchriftlichen Vertrags gegen 
vefen Iuhalt behauptet, kann damit ſolange nicht gehört werden, 
a er nicht weiter darlegt, daß entgegen der Vollſtändigkeit ber 
Schrift auch das mündlich Beſprochene habe gelten ſollen, daß 
ao die Schrift unvollſtändig oder unrichtig ſei.“ Der in dieſer 

heidung vorausgeſetzte Fall, daß mündliche Vereinbarungen 
vor und bei Abſchluß des „ſchriftlichen Vertrags“ gegen 
“fen Inhalt behauptet ſeien, ſteht indeſſen hier nicht in 
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Frage. Denn bei dem unter Beweis geſtellten mit Rückſicht 
auf obige Entſcheidung vom Berufungsrichter als unerheblich 
bezeichneten Vorbringen des Beklagten handelt es ſich in erſter 
Reihe darum, daß der von den Parteien den hier ſtreitigen 
Beſtimmungen der Urkunde bei ihrer Errichtung überein⸗ 
ſtimmend gegebene Sinn feſtgeſtellt wird. Steht durch Inter⸗ 
pretationsbeweis der von den Parteien einer Beſtimmung der 
Urkunde gegebene Sinn feſt, ſo kommt die in der Entſcheidung 
des RG., RG. 52 S. 25/26, anerkannte Vermutung der Voll⸗ 
ſtändigkeit der Vertragsurkunde in bezug auf Inhalt und Trag⸗ 
weite jener Beſtimmung überhaupt nicht in Frage, denn die 
gedachte Vermutung ſetzt voraus, daß das, was die Parteien 
ſchriftlich vereinbart haben, nach dem Ergebniſſe der Auslegung 
und folgeweiſe unter Würdigung der Interpretationsbeweiſe klar 
und zweifelsfrei ſei. Einen ſolchen Interpretations beweis 
hatte der Beklagte erboten; das hat der Berufungsrichter ver⸗ 
kannt. Dieſer Mangel, auf dem das Urteil beruht, muß zu 
deſſen Aufhebung führen. M. c. W., U. v. 10. Nov. 05, 116/05 II. 
— Cöln. 

8. 58 157, 242, 362— 371, 607, 768, 770 BGB. 
Rechte des Bürgen gegenüber dem Gläubiger, insbeſondere 
gegenüber einem von dieſem mit dem Hauptſchuldner abge⸗ 
ſchloſſenen Vergleiche. 

Ed. H. ſchuldete der Handelsgeſellſchaft D. & E. aus 
einem Bauvertrage 15 000 Mark, dieſe wurden urkundlich in eine 
Darlehnsſchuld verwandelt. In dieſer Urkunde übernahm Be⸗ 
klagter eine ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft, auf Grund deren er 
vom OLG. verurteilt wurde; das RG. hob auf: Zwar ſteht 
unter den Parteien feſt, daß Eduard H. das Darlehn, deſſen 
Empfang er in der Urkunde anerkennt, nicht bar ausgezahlt 
erhalten hatte, ſondern daß zwiſchen ihm und der Klägerin 
vereinbart war, daß eine Reſtſchuld aus einem Bauvertrage 
(alſo Werkverdingungsvertrage) vom 20. April 1899, welche 
in Höhe von 15 000 Mark vorausgeſetzt wurde, in die Dar⸗ 
lehnsſchuld umgewandelt fein ſolle; aber nach $ 607 Abſ. 2 
BGB. war nichtsdeſtoweniger das Geſchäft ein Darlehn, falls 
nur die umgewandelte Schuld wirklich beſtanden hatte. Daher 
hat das Berufungsgericht mit Unrecht hier den § 364 Abſ. 2 
BGB., nach welchem im Zweifel nicht anzunehmen iſt, daß 
eine zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers vom Schuldner 
übernommene neue Verbindlichkeit an Erfüllungsſtatt über⸗ 
nommen ſei, angezogen als Grundlage für die Annahme, daß 
die aus der Werkverdingung abzuleitenden Einwendungen durch 
die Umwandlung in eine Darlehnsſchuld nicht ausgeſchloſſen 
ſeien; denn hier hat das Geſchuldete durch dieſe Umwandlung 
einen neuen Schuldgrund erhalten ſollen, mit welchem die 
Fortdauer des alten nicht vereinbar ſein würde; vgl. Rehbein, 
BGB., Bd. 2, zu 88 362 — 371 Bem. 27, S. 293, u. Bem. 28, 
S. 297. Dennoch iſt aber die Meinung felbſt, daß Einwen⸗ 
dungen aus der Werkverdingung hier zuläſſig ſeien, ganz richtig, 
jedoch einfach aus dem Grunde, weil, ſoweit die vorausgeſetzte 
frühere Schuld in Wirklichkeit nicht beſtand, auch das Darlehn 
nach § 607 Abſ. 2 BGB. nicht zuſtande gekommen fein würde. 
Allerdings iſt es unzweifelhaft, daß der Beklagte jetzt nicht aus 
eigenem Rechte als Zeſſionar Gegenanſprüche zur Aufrechnung 
bringen kann, auf die ſein Zedent, der Hauptſchuldner, ſchon 
vor der Abtretung durch einen Vergleich vom 10. April 1902 
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verzichtet hatte. Aber nun entſteht die weitere Frage, ob er 
nicht als Bürge Einwendungen aus ſolchen Gegenrechten 
hernehmen kann, die dem Hauptſchuldner bis zu einem mit 
der Klägerin abgeſchloſſenen Vergleiche vom 10. April 1902 zu⸗ 
ſtanden, und auf die dieſer eben ohne ſeine, des Bürgen, Zu⸗ 
ſtimmung, verzichtet hat. Das OLG. verneint dieſe Frage, 
ſoweit es ſich um Aufrechnungen handelt, und zwar deshalb, 
weil das bloße Beſtehen der Gegenforderung noch keine Einrede 
im Sinne des 8 768 BGB. begründe, auf welche der Haupt⸗ 
ſchuldner allerdings zum Nachteile des Bürgen nicht würde 
verzichten können, ſondern weil der Bürge nur nach 8 770 
Abſ. 2 daſ. eine dilatoriſche Einrede habe, jo lange ſich 
der Gläubiger durch Aufrechnung gegen eine fällige Forderung 
des Hauptſchuldners befriedigen könne, nun aber dieſe Möglich⸗ 
keit für den Gläubiger hier weggefallen ſei, da der Hauptſchuldner 
auf die hier fraglichen Gegenforderungen vergleichsweiſe verzichtet 
habe. Zur Verwerfung dieſer Einrede genügt es, den einen Grund 
hervorzuheben, daß es fich dabei nur um eine dilatoriſche Einrede 
handeln würde, und daß dieſe dem Hauptſchuldner jedenfalls 
dadurch verloren gegangen iſt, daß er ſeine Verbindlichkeit zur 
Werklohnzahlung, ohne die Einrede geltend zu machen, in eine 
Darlehnsſchuld hat umwandeln laſſen, gerade ſo, wie ſie durch 
Zahlung jener Schuld verloren gegangen ſein würde; eine 
bloße dilatoriſche Einrede macht eben die Schuld nicht zu 
einer Nichtſchuld; arg. 1.26 § 3 1.56 D. de cond. ind. 12, 6 
(entſprechend auch 8 813 BGB.). Der Reviſionskläger hat 
weiter zur Erwägung verſtellt, ob nicht, was die Aufrechnung 
mit Schadenserſatzanſprüchen wegen mangelhafter Ausführung 
des Baues anlangt, das Berufungsgericht mit Unrecht die 
Anwendbarkeit des $ 768 BGB. verneint habe, und ob nicht 
wenigſtens 8 767 Abſ. 1 Satz 3 daſ. hier eingreife, wonach 
durch ein nachträgliches Rechtsgeſchäft des Hauptſchuldners die 
Verpflichtung des Bürgen nicht erweitert wird. Hierzu iſt zu⸗ 
nächſt zu jagen, daß die Auffaflung des OL G., wonach eine 
noch nicht vollzogene Aufrechnung nach dem Rechte des 
BGB. nicht unter die im § 768 in Rede ſtehenden Ein⸗ 
reden fällt, zweifellos richtig iſt, und daß im allgemeinen auch 
keine „Erweiterung“ der Verpflichtung im Sinne des § 767 
Abſ. 1 Satzes 3 darin zu finden iſt, daß er die ihm durch 
8 770 Abſ. 2 beigelegte dilatoriſche Einrede infolge eines 
Rechtsgeſchäftes des Hauptſchuldners wieder verliert; vgl. wegen 
des letzteren Punktes Endemann, Lehrb. des Bürgerl. Rechts 
(Aufl. 8), Bd. 1 §S 145 Anm. 6, S. 828 f.; Crome, Deutſches 
Bürgerl. Recht, Bd. 2 Abt. 2 8 296 Anm. 46, S. 879; 
Fiſcher u. v. Henle, BGB. (Aufl. 6), Bem. 3 zu § 770, 
S. 383; Eck⸗Leon hard, Vorträge über das Recht des BGB., 
Bd. 1 8 96 Anm. 4, S. 568; v. Staudinger (Engelmann), 
Kommentar, Bd. 2 Abt. 2 (Aufl. 2), Bem. 1, b, 8 zu 8 770, 
S. 715. Jedoch entſteht die Frage, ob diejenigen Fälle der 
Aufrechnung, wo, wie hier, die Gegenforderung einen auf 
Grund desſelben Vertrages erhobenen Schadenserſatzanſpruch 
zum Gegenſtande hat, überhaupt notwendig unter dieſen Geſichts⸗ 


punkt gebracht werden müſſen. Nach dem im vorliegenden 


Falle nach Art. 170 EGBGB. zur Anwendung kommenden 
gemeinen Rechte könnte man ebenſo gut ſagen, der Anſpruch 


des Unternehmers auf den Werklohn verringere ſich nach den 
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erſatz, den der Beſteller mit Recht von ihm verlangen könne 
(vgl. 1.4 D. de comp. 16, 2): was ſich übrigens auch nach 
den 88 157, 242 BGB. wohl nicht anders verhalten möchte. 
Indeſſen kommt es hierauf nicht einmal an. Denn zumal da 
nach dem Tatbeſtand erſter Inſtanz der Bau entſprechend dem 
Bauvertrage vollendet, alſo auch bis Dezember 1899 fertig⸗ 
geſtellt, folglich eventuell damals auch ſchon mit den fraglichen 
Mängeln behaftet war, ſo kommt weiter in Betracht, daß nach 
gemeinem Recht auch vom Standpunkte der Aufrechnung aus 
anders als nach dem BGB. zu entſcheiden ſein würde. Denn 
nach gemeinem Rechte gilt ſchon die Schuld, gegen welche der 
Schuldner aufrechnen kann, als eine Nichtſchuld (vgl. 1. 10 
81 D. de comp. 16, 2 arg. 1.30 D. de cond. ind. 12, 6), 
es würde alſo, ſoweit die Sache zur Zeit des Vertrages vom 
19. März 1900 ſo gelegen haben ſollte, ſchon aus dieſem 
Grunde die Hauptſchuld, die Darlehnsſchuld, gar nicht zuſtande 
gekommen ſein. H. c. D. u. E., U. v. 13. Nov. 05, 1/05 VI. 
— Celle. | 

9. 8 254 BGB., 8 459 Ziff. 1 und 3 HGB. Aus 
legung des Frachtbriefs hinſichtlich der Art und Weile des 
Transports. Begründung eines nach $ 254 BGB. anzu: 
nehmenden Verſchuldens.] 

Klägerin machte einen Schadenanſpruch gegen den be 
klagten Eiſenbahnfiskus geltend, weil ſie zum Transport von 
Waaren einen offenen Wagen mit zwei Decken beſtellt habe, 
dieſe Decken zu wenig und ſchadhaft geweſen und die Waren 
deshalb beſchädigt worden ſind. Das OLG. erklärte den An⸗ 
ſpruch dem Grunde nach für berechtigt. Das RG. hob auf: 
Die Annahme des Berufungsgerichts, daß der Beklagte ſich auf 
8 459 Abſ. 1 Ziff. 1 HGB. nicht berufen könne, beruht auf 
Rechtsirrtum. Es iſt zwar richtig, daß die geſetzliche Voraus⸗ 
ſetzung für die Anwendung dieſer Beſtimmung der Nachweis 
bildet, das Gut habe nach einer in den Frachtbrief auf⸗ 
genommenen Vereinbarung mit dem Abſender in offen gebauten 
Wagen befördert werden ſollen. Allein das Berufungsgericht 
hat nach dem Inhalt des vorliegenden Frachtbriefes und den 
Feſtſtellungen, die es ſelbſt getroffen hat, das Vorhandenſein 
der erwähnten Vorausſetzung der Ziff. 1 zu Unrecht verneint. 
Erfordert wird allerdings eine in den Frachtbrief aufgenommene 
Vereinbarung, und es könnte hiernach nicht genügen, wenn die 
Vereinbarung zwar mündlich getroffen worden wäre, im Fracht⸗ 
briefe ſelbſt aber keinerlei Ausdruck gefunden hätte. So liegt 
die Sache hier aber nicht. Der Frachtbrief enthält als Angabe 
über die Art der Verpackung die Angabe „Wagen“ und ober⸗ 
halb des Raumes, der für vorgeſchriebene oder zuläſſige Er⸗ 
klärungen freigelaſſen iſt, hier aber durch die Worte „beautragte 
bahnſeitige Verwiegung“ ausgefüllt iſt, die Angabe der Ab⸗ 
ſenderin „2 Wagendecken“. Es war ſomit auf den erſten Blick 
aus dem Frachtbrief ſelbſt erkennbar, daß das Gut in einem 
Wagen mit zwei Wagendecken befördert werden ſollte, und da 
regelmäßig auf gedeckte Wagen Wagendecken nicht aufgelegt 
werden, konnte in dieſen Bemerkungen auch die Vereinbarung 
zum Ausdruck gebracht werden, daß das Gut auf einem offenen 
Wagen, der mit zwei Wagendecken ausgeſtattet iſt, zur Be⸗ 
förderung gebracht werden ſollte. Da der Gebrauch beſtenunter 
Worte für den Ausdruck einer Vereinbarung dieſes Inhalts 
nicht vorgeſchrieben iſt, mußte die Würdigung der Erklärungen, 
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die in dem Zrachtbriefe wirklich enthalten find, das Berufungs⸗ 
gericht ur Anwendung der geſetzlichen Regel führen, daß bei 
der Auslegung der Willenserklärung der wirkliche Wille zu er⸗ 
forschen und nicht an dem buchſtäblichen Sinn des Ausdrucks 
zu haften if. Bei Beachtung dieſer Regel war aber jeder 
Zweifel über das, was die Parteien wirklich gewollt haben, 
durch die vom Berufungsgericht getroffene Feſtſtellung beſeitigt, 
die klagende Firma ſtelle nicht in Abrede, daß von ihrer Seite 
ein offener Wagen beſtellt worden war. it dem fo, dann hat 
ſich der Beklagte mit Recht darauf berufen, daß feine Ver⸗ 
anttwortlichleit im vorliegenden Fall nur nach $ 459 Abſ. 1 
Ziff.! HGB. und der entſprechenden Beſtimmung in § 77 
Abl. Ziff. 1 Eiſenb VerkO. bemeſſen werden kann. Die An- 
wendung des $ 459 HGB. würde aber zu keinem von der 
Euſcheidung des Berufungsgerichts abweichenden Ergebnis 
führen, wenn es richtig wäre, daß der Schaden, welchen die 
Klägerin erlitten hat, durch eine grobe Fahrläſſigkeit des Be⸗ 
laagten herbeigeführt worden iſt. In dieſer Beziehung weiſt 
aber die tatfächliche Würdigung des Berufungsgerichts erhebliche 
Lüden in der Beurteilung des Parteivorbringens auf. Das 
Berufungsgericht erblickt ein grobes Verſchulden des Beklagten 
Ihon darin, daß der Beklagte ſchadhafte Decken überhaupt ab: 
gegeben hat. Allein es iſt in Betracht zu ziehen, daß vor⸗ 
liegenden Falles das Auflegen der Decken nach den Tarif⸗ 
borſchriſten die Abſenderin zu beſorgen hatte, daß dieſe auch die 
Schadhaftigkeit der Decken wahrnahm und dem Rangiermeiſter 
gegenüber rügte, gleichwohl aber nicht auf der Lieferung guter 
Erſatzdecken beſtand. Sie hat das auf ihrem Anſchlußgeleiſe 
von ihren Leuten geladene Gut der Bahn zur Beförderung 
übergeben, obwohl fie ſelbſt wahrnahm, daß die beiden Decken 
das geladene Gut nur zu drei Vierteilen bedeckten und demnach 
— ganz abgeſehen von der Schadhaftigkeit der Decken — dieſe 
Bedeckung an ſich nicht geeignet war, Regen und Schnee von 
dem Gute abzuhalten, weil es zu einem Viertel ganz ſchutzlos 
geblieben iſt. Sollte dies ſeinen Grund darin gehabt haben, 
daß zwei Decken zum Schutze des Gutes überhaupt nicht aus⸗ 
kichend waren, auch wenn fie im beſten Zuſtande ſich befanden, 
dann würde der eingetretene Schaden auf eine mangelhafte Für⸗ 
sorge für das Gut von ſeiten der Abſenderin zurückzuführen 
und der Schluß des OL G., daß die in der Abgabe der zwei 
Decken von ihm erblickte grobe Fahrläſſigkeit den Schaden ver⸗ 
uſacht habe, nicht haltbar fein. Es erweiſen ſich in dieſer Be: 
Hebung weitere tatſächliche Feſtſtellungen als notwendig. Es 
han aber auch bei Würdigung der Frage, ob die Klägerin auf 
2.3 des 8 459 ſich mit Erfolg berufen kann, nach der 
Sachlage die Erörterung des Geſichtspunktes nicht umgangen 
werden, ob ein beiderſeitiges Verſchulden vorliegt und aus 
welchen Gründen das Verſchulden der einen oder anderen Partei 
us überwiegende erſcheint. Denn die Beſtimmung des $ 254 
868. hat auch bei der durch Abſ. 3 des § 459 veranlaßten 
Prifung zur Anwendung zu kommen, und die nackte Be⸗ 
daß der Schaden überwiegend von der einen oder 
anderen Partei verurſacht worden fei, kann als genügende Be⸗ 
Hründung der Entſcheidung nicht erſcheinen. Eiſenbahnfiskus 
e P., U. v. 11. Nov. 05, 194/05 I. — Kiel. 
10. 99 276, 278, 638 Abſ. 1, 195 BGB. Haftung 
fr einen Unfall aus einem Transportvertrage, gewöhnliche Ver⸗ 
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jährung bei poſitivem Zuwiderhandeln gegen die Vertrags: 
pflichten. 

Die Beklagte betreibt gewerbemäßig die Perſonenbeförderung 
mittels Benzin⸗Motorwagen in der Umgebung von Speyer. 
Der am 13. Oktober 1901 Nachmittags von Speyer nach 
Otterſtadt abgefahrene Motorwagen, auf dem die Klägerin als 
Fahrgaſt ſich befand und der vom Wagenführer St. gelenkt, 
vom Kontrolleur P. begleitet wurde, verunglückte unweit 
Speyer, indem er, während der Wagenführer damit beſchäftigt 
war, die zufällig aufgegangene Tür zum Motorkaſten vom 
fahrenden Wagen aus zu ſchließen, nach rechts in den Straßen⸗ 
graben fuhr und umfiel. Dabei kam die Klägerin körperlich 
erheblich zu Schaden. Sie verlangt mit der Klage, die Be⸗ 
klagte zu verurteilen, an ſie einen nach richterlichem Ermeſſen 
oder nach dem Gutachten Sachverſtändiger feſtzuſtellenden Geld⸗ 
betrag zu zahlen. In II. Inſtanz iſt der Anſpruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. Die Reviſion iſt zurückgewieſen: 
Der Berufungsrichter läßt dahingeſtellt, ob der eingeklagte 
Entſchädigungsanſpruch aus dem zwiſchen den Parteien zuſtande 
gekommenen Transportvertrage mit Erfolg hergeleitet 
werden könne und ob ein ſolcher Vertragsanſpruch nach 
8 638 BGB. als verjährt anzuſehen ſei; er hält aber die ge⸗ 
ſetzliche Haftung der Beklagten aus eigener unerlaubter 
Handlung für begründet. Ob die gegen die letztere Annahme 
von der Reviſion gerichteten Angriffe gerechtfertigt ſind, braucht 
nicht erörtert zu werden, denn der Klageanſpruch findet ſchon in 
dem unſtreitig zwiſchen den Parteien beſtandenen Vertragsver⸗ 
hältnis eine genügende Grundlage. Durch den Abſchluß des 
Transportvertrages entſtand für die Beklagte die vertrags⸗ 
mäßige Verpflichtung, die Klägerin ohne Gefährdung ihrer Ge⸗ 
ſundheit an ihr Reiſeziel zu befördern. Dieſer Pflicht hat die 
Beklagte zuwidergehandelt, wenn ſie durch ihr Verhalten bei 
der Ausführung ihrer Vertragsleiſtung, der Beförderung, An⸗ 
laß zur Gefährdung der Klägerin gab, und ſie haftet nach 
8 276 BGB. für den entſtandenen Schaden, wenn fie dabei 
fahrläſſig gehandelt hat. Sie hat aber auch ein Verſchulden 
der Perſonen, deren ſie ſich zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeit 
bedient hat, nach § 278 daſelbſt in gleichem Umfange wie 
eigenes Verſchulden zu vertreten. Die Berufung auf die Vor⸗ 
ſchrift des 8 831 Abſ. 1 Satz 2 daſelbſt, die für den Erſatz 
des aus unerlaubter Handlung erwachſenen Schadens gegeben 
iſt, bleibt ihr verſagt (RGEntſch. vom 5. Oktober 1903, RG. 55, 
S. 332, 337); ihre Haftpflicht als Vertragspartei iſt eine 
ſchärfere, als ſie es ſein würde, wenn es ſich um ein ihr außer⸗ 
halb des Rahmens eines Vertrages zur Laſt fallendes Ver⸗ 
ſchulden handelte. Daß der Unfall der Klägerin auf die Fahr⸗ 
läſſigkeit eines oder mehrerer der Angeſtellten der Beklagten 
zurückzuführen iſt, kann nicht zweifelhaft ſein. Die Beklagte 
ſelbſt kann nichts dafür anführen, daß der Unfall auf einen 
vom Willen der Leiter des Wagens unabhängigen Zufall 
zurückzuführen ſei. Auf Grund des Beweisergebniſſes ftellt der 
Berufungsrichter feſt, daß der Unfall durch das fehlerhafte Ver⸗ 
halten, ſei es eines der beiden Angeſtellten St. und P., ſei es 
beider zuſammen herbeigeführt worden ſei und ſührt aus, das 
Verhalten des Wagenführers St. ſtelle ſich als ein grober 
Verſtoß dar, möge er nun das Lenkrad dem des Fahrens un- 
kundigen, jedenfalls nicht zum Eingriff in die Leitung des 
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Wagens befugten Kontrolleur P. überlaſſen oder es in der 
Hand behalten, ihm aber infolge des Seitwärtsbeugens eine 
falſche Richtung gegeben haben. Dieſe Ausführungen ſind zu 
billigen. Hat der des Fahrens unkundige P. das Lenkrad 
übernommen und durch deſſen Drehung das Abbiegen des 
Wagens vom Wege veranlaßt, ſo trifft ihn der Vorwurf der 
Fahrläſſigkeit. Hat jedoch St. während des Schließens der 
Tür das Lenkrad ſich ſelbſt überlaſſen oder es zwar in der 
Hand behalten, aber infolge der auf das Schließen der Tür 
gerichteten Aufmerkſamkeit unrichtig gedreht, ſo hat er fahrläſſig 
gehandelt. Andere Möglichkeiten als die vorſtehend bezeichneten 
ſind nach Lage des Falles nicht gegeben. Die pflichtmäßig zu 
beobachtende Sorgfalt erforderte es, wie der Berufungsrichter 
zutreffend hervorhebt, daß St. den Wagen anhielt und die 
Fahrt erſt wieder fortſetzte, nachdem er die notwendig gewordene 
Schließung der Tür vorgenommen hatte. Wenn er ſich ſo ver⸗ 
halten hätte, wäre der Unfall vermieden worden. Er hat daher 
den Unfall verſchuldet. Der Einwand der Verjährung greift 
nicht durch. Zwar beſtimmt der 8 638 Abſ. 1 BGB., daß 
die wegen des Mangels eines beſtellten Werkes dem Beſteller 
zuſtehenden Anſprüche auf Schadenserſatz regelmäßig, außer bei 
Arbeiten an einem Grundſtück und bei Bauwerken, in ſechs 
Monaten verjähren, und die Klage iſt hier erſt im Dezember 
1902, alſo etwa 14 Monate nach dem Unfall, erhoben. Der 
Schadenserſatzanſpruch gründet ſich aber im vorliegenden Fall 
nicht auf einen Mangel des gelieferten Werkes, ſondern auf 
eine durch poſitives Zuwiderhandeln gegen die pflichtmäßige 
Sorgfalt bei der Herſtellung des noch nicht vollendeten Werkes 
begangene Vertragsverletzung. Die Anſprüche aus derartigen 
Verletzungen unterliegen der im 8 195 BGB. beſtimmten 
regelmäßigen Verjährungsfriſt von dreißig Jahren. Sp. M. G. 
c. F., U. v. 1. Dez. 05, 41/05 VII. — Zweibrücken. 

11. 8 326 BGB. vrb. mit Art. 356 des HGB. ä. F. 
Bedeutung der dem Schuldner in betreff der Vertragserfüllung 
zu ſetzenden Nachfriſt.] 

In Abweichung von dem im größten Teile des Reichs in 
Geltung geweſenen 8 aber im Anſchluß an die weit 
über den Handelsverkehr hinaus wirkſam geweſene Vorſchrift 
des Art. 356 des alten HGB., hat mit Rückſicht auf das Ge⸗ 
wicht, welches der heutige Verkehr auf die rechtzeitige Vertrags⸗ 
erfüllung legt, der §S 326 BGB. bei gegenſeitigen Verträgen 
dem nichtſäumigen Gläubiger die Befugnis gegeben, dem ſäumigen 
Schuldner zur Bewirkung der Leiſtung eine angemeſſene Friſt 
mit der Erklärung zu beſtimmen, daß die Annahme der Leiſtung 
nach dem Ablaufe der Friſt abgelehnt werde. Die Dauer der 
von dem Gläubiger dem Schuldner zu beſtimmenden Nachfriſt 
iſt durch das Geſetz nicht beſtimmt, dieſes überläßt ihre Be⸗ 
ſtimmung dem Gläubiger, verlangt aber, daß eine angemeſſene 
Friſt beſtimmt werde. Aber die Angemeſſenheit der von ihm 
geſetzten Friſt kann der Gläubiger unverſchuldet irren, weil ſie 
von den Umſtänden des Falles abhängig iſt, die ihm vielfach 
unbekannt ſind. Daher haben im Streitfalle die Gerichte 
darüber zu entſcheiden, ob die vom Schuldner nach Ablauf 
einer zu kurz geſetzten Friſt angebotene Leiſtung wegen ihrer 
Rechtzeitigkeit vom Gläubiger als Vertragserfüllung anzunehmen 
iſt. Die in der Literatur vertretene Anſicht, daß wegen des 
mit dem Ablaufe der geſetzten Friſt verbundenen Verluſtes des 
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Rechtes, Erfüllung zu verlangen, aus der Beſtimmung der 
Friſt nach feſten Zeitabſchnitten zu entnehmen ſei, daß der 
Gläubiger den Eintritt der an die Erklärung geknüpften Rechts⸗ 
änderung nur dann wolle, wenn die Leiſtung in dem beſtimmten 
Zeitpunkt erfolge (Planck, Kommentar 3. Aufl. Bd. 2 S. 25), 
entſpricht den Verkehrsintereſſen nicht. Da dieſe auf den in 
angemeſſener Zeit zu vollziehenden Austauſch der gegenſeitigen 
Vertragsleiſtungen gerichtet find, ſo hat, wenn der Gläubiger 
zur Erreichung dieſes Zweckes das ihm durch das Geſetz ge⸗ 
gebene Mittel benutzt und dem Schuldner eine Nachfriſt ſetzt, 
ſich dabei aber in der Angemeſſenheit der Zeitdauer vergreift, 
das Gericht dieſen Fehler zu verbeſſern, wenn durch ihn der 
Schuldner ſich beſchwert fühlt, indem es beſtimmt, welche Zeit⸗ 
dauer die Friſt hätte haben müſſen, wenn ſie als angemeſſen 
hätte erachtet werden ſollen. Die vom Schuldner innerhalb 
dieſer Friſt angebotene Leiſtung wäre dann von dem Gläubiger 
als Vertragserfüllung anzunehmen geweſen. Hat aber, wie im 
vorliegenden Falle, der Schuldner die Leiſtung überhaupt nicht 
angeboten, ſo iſt nach dem Ablaufe der vom Gericht für an⸗ 
gemeſſen erachteten Friſt die Erklärung des Gläubigers über 
die Ablehnung der Leiſtungsannahme in Wirkſamkeit getreten. 
Der Zweck der Geſetzesvorſchrift würde vereitelt werden, wenn 
der Schuldner, obwohl ihm durch die Erklärung des Gläubigers 
bekannt geworden war, daß der Gläubiger von ſeiner Befugnis 
der Ablehnung der Leiſtungsannahme nach dem Ablaufe der 
Nachfriſt Gebrauch machen wolle, dieſen bei dem Vertrage 
ſollte deshalb feſthalten können, weil dieſer über die An⸗ 
gemeſſenheit der Nachfriſt irrte. Dem Schuldner gereicht um⸗ 
gekehrt die Setzung einer zu kurzen Nachfriſt nicht zum Nach⸗ 
teil, weil er die gerichtliche Nachprüfung über die Angemeſſen⸗ 
heit der Friſt herbeiführen kann. Die Zulaſſung dieſer 
Nachprüfung wäre aber, wenn die Angemeſſenheit der Zeit⸗ 
dauer der Nachfriſt in gleicher Weiſe wie die beſtimmt vor⸗ 
geſchriebene Erklärung der Ablehnung der Leiſtungsannahme 
und die Gewährung einer Nachfriſt zum weſentlichen Inhalte 
des § 326 gehörte, ein Nachteil für den Gläubiger, weil bei 
einer zu kurz bemeſſenen Friſt der Schuldner durch die Rechts⸗ 
verfolgung die Neuſetzung einer angemeſſenen Friſt erreicht, 
wodurch die Erfüllung des Vertrags dem Vertragszwecke zu⸗ 
wider ins ungemeſſene hinausgeſchoben würde. D. e. S., U. 
v. 15. Nov. 05, 163/05 V. — Cöln. 

12. 3 764 BGB., 8 50 Abſ. 2 Börſengeſetz. Folgerung 
aus dem Sachverhalt für die Annahme von Spiel⸗ 
geſchäften.] 

Das RG. hat keine Bedenken getragen, dem Berufungs⸗ 
richter in der Beurteilung der Geſchäfte als Spielgeſchäfte bei⸗ 
zutreten. Daß auch unter der Form des Kaſſageſchäfts geſpielt 
werden kann, hat das RG. wiederholt ausgeſprochen und be⸗ 
gründet. Vgl. RG. 52 S. 252, 254; 59, 321. Der Begriff 
des Spiels fordert in S 762 wie in 8 764 BGB. nur, daß 
die Geſchäfte (Kauf, Verkauf, Lieferungsgeſchäft in Waren oder 
Wertpapieren) in Wahrheit nicht als ſolche gewollt, ſondern 
nur in der Abſicht und zu dem Zweck des Spiels geſchloſſen, 
d. h. daß der eine oder der andere Kontrahent gewinnen oder 
verlieren ſoll. Zugleich ſetzt der Begriff des Spiels eine ſolche, 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend gewollte, Geſtal— 
tung der Geſchäfte voraus, daß ſie Abſicht und Zweck des 


IF =— .. 4 

ge H 5 „ 
2 1 2 1 
. 9 Do, 4 
E or 7 


l 


74 
22 


„ * 
1 M Fl. 
Er 


N 
* 
\ 


-. * 
A - 
3a 


.- — [u 1 12 real 22 * . —— 


35. Jahrgang. u 


Spiels zu realifieren vermögen, d. h. die Entſcheidung über 
Gewinn oder Verluſt von etwas Zukünftigem, Ungewiſſem ab⸗ 
hängig zu machen. Im vorliegenden Falle ſtellt der Berufungs⸗ 
nichter zunächſt unangefochten feſt, daß bei keinem der in den 
Nonaten Juni und Juli 1900 geſchloſſenen Geſchäfte auch nur 
tin Stück wirklich geliefert und abgenommen iſt. Er gründet 
darauf in Verbindung mit einer Reihe anderer Umſtände die 
Sefttellung, daß weder der Kläger noch der verſtorbene F. die 
Geſchäfte ernstlich als Kaſſageſchäfte und als Effektengeſchäfte 
haben abſchließen wollen, d. h. haben kaufen und verkaufen 
wollen, ſondern unter der Form dieſer ſogenannten Kaſſageſchäfte 
nur um die Differenz zwiſchen dem Tageskurſe am Anſchaffungs⸗ 
bezw. Verkaufstage und dem Tageskurſe an einem anderen 
Tage, ultimo oder einem anderen, von einem der Vertrags⸗ 
lontrahenten noch zu beſtimmenden Tage haben ſpielen wollen. 
Damit iſt nach dem geſamten, teils unſtreitigen, teils feſtgeſtellten 
Sachverhalt gegen das Geſetz nicht verſtoßen. Bei allen für 
die Entſcheidung in Betracht kommenden Geſchäften handelt es 
ſch um ſehr bedeutende An⸗ und Verkäufe in denſelben Berg⸗ 
werläaftien und Induſtriepapieren. Gehandelt ift ſtets zu Be: 
trägen bon 15 000 Mark oder dem Mehrfachen davon, wie es 
bei den Vörſentermin handel üblich. Im Juni belaufen ſich 
die Anläufe auf mehr als 2 Millionen, im Juli auf mehr als 
750000 Mark. Die An⸗ und Verkäufe find ſtets zu Kaſſa⸗ 
huren aufgetragen. Danach mußte vertragsmäßig ſofort ge: 
lefert oder abgenommen werden. Gleichwohl iſt kein Stück 
wirklich geliefert oder abgenommen, ſtets nur das Effektenkonto 
luchnäßig belaftet oder erkannt. Soweit die Mengen der ge: 
bezw. verkauften Papiere übereinſtimmten, kompenſierten ſich die 
Geschäfte; die Differenz (Gewinn, Verluſt) wurde zwar nicht 
ale ſolche gebucht, aber fie ergab ſich als ſolche in den monat- 
lchen Abrechnungen. Blieb bei der Kompenſation ein Reſt zu 
geben oder zu nehmen, fo wurde auch dieſer nicht gegeben oder 
genommen, ſondern unter der Form des Lombardgeſchäfts auf 
ben nächſten Monat geſchoben. Wie der Kläger felbft vor⸗ 
betragen hat und der Berufungsrichter aus den Briefen vom 
39. Mai und 28. Juni 1900 feſtſtellt, lieh der Kläger die ihm 
von F. am 21. Mai verkauften und nicht gelieferten 
105.000 Harpener, 105 000 Hibernia und 30 000 Konſoli⸗ 
dation am 28. Mai dem F., d. h. behandelte fie als dem F. 
überlaffen, belaſtete deshalb fein Effektenkonto, belaſtete ihn zu⸗ 
gleich mit dem Tageskurſe dieſer Effekten vom 28. Mai 1900, 
wobei ſich eine bedeutende Differenz zu dem Tageskurſe vom 
3. Mai ergab, ſtellte in der Aufſtellung für Juni und der 
Anrechnung für Juni dieſelben Effekten zu demſelben Kurſe dem 
d. in das Kredit und zugleich unter dem 30. Mai in das Debet. 
Als dann aus dem Juni 60 000 Harpener, 60 000 Hibernia, 
90 000 Konſolidation und 125 000 Laurahütte, die F. Ende 
Nui vom Kläger gekauft und abzunehmen hatte, abzunehmen 
blieben, lombardierte, wie es in dem Schreiben vom 
“8. Juni 1900 heißt, der Kläger dem F. dieſe Stücke zum 
Tageskurſe vom 28. Juni, erkannte das Effekten⸗ 
konto des F. für dieſe Effekten, d. h. behandelte ſie ſo, 
als ob fie von 8. wirklich abgenommen, ſtellte ſie in der Juli⸗ 
chung dem F. zu demſelben Kurſe ins Kredit, gleichzeitig 
aber unter dem 28. Juni in das Debet. Auf dieſem Wege, 
den der Kläger, wie aus den Briefen zu entnehmen, ohne vor⸗ 
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herige Anfrage bei F. eingeſchlagen, den F. ohne Widerſpruch 
hingenommen, der danach als von beiden Teilen aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend verabredet angenommen 
werden muß, iſt es herbeigeführt, daß kein Teil auch nur 
ein Stück zu geben oder zu nehmen brauchte. Darauf 
waren offenſichtlich die ganzen Geſchäfte von vorn⸗ 
herein angelegt. Aus dieſer Sachlage hat der Berufungs⸗ 
richter ohne Verletzung des Geſetzes entnommen, daß von 
Anfang an, von keinem Teile an die reelle Abwicklung der 
Geſchäfte gedacht iſt, daß vielmehr beide Teile trotz der Form 
der Kaſſageſchäfte nichts wollten, als eine Abwicklung der 
Geſchäfte, die keinen Teil zur Lieferung oder Abnahme zwang, 
nur buchmäßig erfolgte und buchmäßig in der Differenz Gewinn 
oder Verluſt ergab. Das heißt aber nichts anderes, als ſpielen 
um die Differenz, die ſich teils aus der Kompenſation, teils 
daraus ergab, daß der nicht durch Kompenſation gedeckte Reſt 
zu einem von vornherein ins Auge gefaßten unſicheren Kaſſa⸗ 
kurſe am Ultimo ausgeglichen wurde. Eine klagbare Forderung 
iſt danach nicht entſtanden. Daneben kommt es nicht einmal 
darauf an, daß bei den enormen Summen, um die es ſich 
handelte, ſchwerlich weder der Kläger noch F., ſelbſt bei den 
günſtigſten Vermögens⸗ und Kreditverhältniſſen, an effektive 
Erfüllung gedacht haben können. Noch weniger kommt darauf 
etwas an, ob der Kläger ſich durch Gegengeſchäfte an der 
Börſe gedeckt hat, noch darauf, ob F. im Januar, Februar 
1900 bei anderen Geſchäften ein Bezugsrecht ausgeübt hat 
und ob dem F. Ende Juli Dividendenſcheine gut geſchrieben 
ſind. Für die hier in Frage kommenden Geſchäfte iſt davon 
nicht die Rede. H. c. F., U. v. 4. Nov. 05, 181/05 I. — 
Berlin. 

13. 88 812, 816 BGB. Bereicherungsanſpruch des Eigen⸗ 
tümers, deſſen Sachen ein Dritter als Eigentum gegen ſeinen 
Schuldner pfänden uud verſteigern läßt. — Bloße Aufgabe 
einer irrigen Rechtsanſchauung begründet an ſich noch keine 
Arglift.] 

Die Klage iſt auf Herausgabe des Erlöſes gerichtet, den 
die Beklagten aus einer gegen den Ehemann der Klägerin be⸗ 
triebenen Zwangsvollſtreckung durch Verſteigerung der gepfändeten, 
nach der Behauptung der Klägerin aber nicht dem Schuldner, 
ſondern ihr gehörig geweſenen Kutſchwagen empfangen haben. 
Die Zulaſſung eines Anſpruches, wie der von der Klägerin 
erhobene, iſt aus dem Rechtsgrunde der Bereicherung nach 
dem früheren Preußiſchen und Gemeinen Recht — hier unter 
Abweichung von einem vordem eingenommenen Standpunkte — 
in den Urteilen RG. 40, 288; 42, 85; 43, 178 vom RG. an⸗ 
genommen worden; die dort entwickelten Grundſätze ſind auch 
für das Recht des BGB. zutreffend und werden trotz vereinzelter 
Widerſprüche (Oertmann im ArchCivPrax. 96, 1 ff.) in Literatur 
und Praxis allgemein als die dem neuen Recht (88 812, 816 
BGB.) entſprechenden erachtet (vgl. z. B. Neumann II 1a a 
und IV zu § 816, Dernburg ZR. Bd. II? S. 600 Anm. 2, 
Crome, Syſtem Bd. 2 S. 995 Anm. 7, Oertmann, Recht des 
Schuldverh. Nr. 1a zu 8816, v. Mayr, Bereicherungsanſpruch 
S. 286 ff., 436, Entſch. des OLG. Stuttgart in der OL GRſpr. 
2, 253 und Dresden, SächſArch. 14, 228). In der Tat liegt 
ſowohl der allgemeine Tatbeſtand des 8 812 BGB. vor, daß 
der Gläubiger, der nur ein Recht auf Befriedigung aus dem 
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Vermögen ſeines Schuldners hat, auf Koſten des Eigentümers 
der Pfandſtücke etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, als auch 
der beſondere des $ 816 BGB., indem der Gläubiger, der durch 
den Gerichtsvollzieher dem Schuldner nicht gehörige Gegenſtände 
zum Zwecke ſeiner Befriedigung nehmen und verſteigern läßt, 
als Nichtberechtigter über dieſe Gegenſtände eine Verfügung 
trifft, die mit Rückſicht auf die Rechte des gutgläubigen Er⸗ 
werbers dem Eigentümer gegenüber wirkſam iſt. In der 
Rechtſprechung iſt anerkannt, daß allerdings ein bewußter Wechſel 
des einmal eingenommenen Rechtsſtandpunktes in der Abſicht, 
durch dieſe Veränderung die Lage zum Nachteile des Gegners 
auszunutzen, die Einrede der Argliſt begründen kann. (RG. 33, 
58 [60]; 36, 53 [57]; 40, 401 [403]; Bolze, Pr. d. RG. 
Bd. 1 Nr. 664, Bd. 2 Nr. 366), daß aber die bloße Aufgabe 
einer irrigen Rechtsanſchauung und die daraus ſich ergebende 
veränderte Stellungnahme, wenn ſie auch dem ſo Verfahrenden 
vorteilhaft, dem Gegner nachteilig iſt, niemanden zum Vorwurfe 
einer Verletzung von Treu und Glauben gereichen kann. (RG. 
23, 81 [87]; 26, 253 [256].) Etwas anderes aber liegt gegen 
die Klägerin, ſoweit die auf Grund der Parteibehauptungen 
erfolgten Feſtſtellungen der Vorinſtanzen reichen, nicht vor. Die 
Klägerin hatte, wenn und ſolange ſie der Meinung war, daß 
ſie ſich die Zwangsvollſtreckung in die Wagen, die ihr Ehemann 
in ſeinem Fuhrgewerbebetrieb verwendete, gefallen laſſen müſſe, 
gleich als ob ſie Eigentum ihres Ehemannes ſeien, keine Ver⸗ 
anlaſſung, die Beklagten darüber aufzuklären, daß in der Wahr⸗ 
heit ſie die Eigentümerin ſei, weil dieſer Umſtand von ihrem 
Standpunkt aus für die Beklagten gleichgültig war; daß ſie, 
nachdem ſie über ihre Rechte unterrichtet war, von ihnen nun⸗ 
mehr Gebrauch machte, kann ihr nicht verargt werden und 
begründet nicht den Vorwurf eines illoyalen Verhaltens. N. c. B., 
U. v. 20. Nov. 05, 69/05 VI. — Berlin. 

14. 5 823 Abſ. 1 BGB in Verb. mit $ 256 ZPO. 
Schadenserſatzklage begründet, wenn die widerrechtliche Verletzung 
künftig Vermögensnachteile haben kann.] 

Der minderjährige Johannes D. iſt am 14. Mai 1903, 
als er auf dem für Jugendſpiele beſtimmten Platze auf der 
Daberſtädter Schanze zu Erfurt dem Fußballſpiele zuſah, von 
dem damals 15 Jahre alten Beklagten, der dort Rad fuhr, 
angefahren worden und hat durch den Zuſammenſtoß einen 
Bruch des linken Beines (der Röhren des Unterſchenkels) er⸗ 
litten. Der Verletzte, geſetzlich vertreten durch ſeinen Vater 


Anton D., hat den Beklagten in Anſpruch genommen, mit dem 


Antrage auf Feſtſtellung, daß der Beklagte verpflichtet ſei, ihm 
denjenigen Schaden zu erſetzen, welchen er ihm durch Über⸗ 
fahren mit dem Zweirade zugefügt hat. Das Berufungsgericht 
wies dieſe Klage ab. Das Reichsgericht hob auf: Das Be⸗ 
rufungsgericht hat in Übereinftimmung mit dem I. Richter an⸗ 
genommen, daß der Beklagte, der die zur Erkenntnis der Ber 
antwortlichkeit erforderliche Einſicht gehabt, bei dem Vorbei⸗ 
fahren an den Zuſchauern des Fußballſpiels fahrläſſig gehandelt 
und dadurch widerrechtlich den Kläger verletzt habe, daß er 
hierwegen gemäß $ 823 Abſ. 1 BGB. zum Schadenserſatz 
verpflichtet fei, und daß ein mitwirkendes eigenes Verſchulden 
des Verletzten nicht vorliege. Dagegen hält das Berufungs⸗ 
gericht den Anſpruch des Klägers zu 2 für unbegründet. Es 
ſchließt fi dem Gutachten des in der Berufungsinſtanz ver 


1. 1906. 
nommenen Sachverſtändigen Dr. med. N. an, wozu es 
weiter die Ausſage zweier Zeugen, daß der Kläger im No⸗ 
vember 1903 wieder Fußball geſpielt habe, in Betracht zieht, 
lehnt die von den Klägern beantragte Vernehmung eines 
anderen Sachverſtändigen ab und „hält vielmehr ſchon jetzt für 
erwieſen, daß der Kläger zu 2 durch die erlittene Verletzung 
mit hohem Grade von Wahrſcheinlichkeit nicht in ſeinem ſpäteren 
Erwerb und Fortkommen beeinträchtigt wird.“ Allein es iſt 
zum mindeſten zweifelhaft, ob das Berufungsgericht nicht die 
rechtlichen Vorausſetzungen einer Feſtſtellungsklage, wie ſie hier 
erhoben iſt, unrichtig beurteilt hat. Das ſtreitige Rechts⸗ 
verhältnis der Schadenserſatzpflicht entſteht infolge einer ſchuld⸗ 
haften Körperverletzung zwiſchen dem Täter und dem Verletzten 
in der Regel ſofort mit der Verletzung, ſofern auch nur die 
Möglichkeit einer hierdurch verurſachten Vermögensbeſchädigung 
des Verletzten vorliegt. Der Schadenserſatzanſpruch mag ſo⸗ 
lange noch ein bedingter ſein, als nicht infolge der Verletzung 
ein wirklicher Schaden entſtanden iſt, aber dieſer Umſtand ſteht 
der Klage auf Feſtſtellung nicht im Wege. Es handelt ſich 
hierbei keinenfalls um den Ausſpruch über das Beſtehen eines 
völlig ungewiſſen, bloß möglichen Rechtsverhältniſſes. Vgl. 
RG. Bd. 13 Nr. 99 S. 375; Urteil des RG. vom 4. Mai 
1905 in Sachen V. gegen W. VI 385/04. Vorliegend hat 
dann auch das Berufungsgericht die vom Kläger erhobene Feſt⸗ 
ſtellungsklage im Hinblick auf 8 256 ZRD. prozeſſual als 
zuläſſig erachtet. Nun war aber die weitere Frage die, ob 
die Feſtſtellungsklage ſachlich begründet, ob das vom Kläger 
behauptete Rechtsverhältnis als beſtehend dargetan ſei. Und 
hierzu gehörte im gegenwärtigen Falle mehr nicht, als der 
Nachweis, daß die dem Kläger vom Beklagten widerrechtlich 
zugefügte Körperverletzung für den erſteren Vermögensnachteile 
künftig zur Folge haben kann. (Vgl. Urteil des erkennenden 
Senats vom 29. Juni 1905 in Sachen der Tiefbauberufs⸗ 
genoſſenſchaft zu Wilmersdorf wider den Preußiſchen Eiſenbahn⸗ 
fiskus VI 532/04.) Wäre freilich mit höchſter Wahrſcheinlich⸗ 
keit aller menſchlichen Vorausſicht nach eine nachteilige Folge 
als aus geſchloſſen anzunehmen, fo würde eine ganz entfernte 
abſtrakte Möglichkeit außer Betracht bleiben (vgl. auch RE. 
Bd. 15 Nr. 87 S. 338). Indes ſo lag die Sache hier — auch 
nach Auffaſſung des Berufungsgerichts — doch wohl nicht. 


(Wird dargelegt.) D. c. D., U. v. 13. Nov. 05, 562/05 VI. 


— Naumburg. 

15. $ 826 BGB. in Verb. mit 8 1295 Oſterreichiſchen 
ABGB. und § 10 Tl. I Tit. 6 ALR. Widerrechtlichkeit einer 
an ſich erlaubten Handlung.] 

Von dem RG. iſt unter der Herrſchaft des jetzt geltenden 


Rechts wiederholt anerkannt worden, daß auch eine Handlung, 


die an ſich vermöge der allgemeinen Handlungsfreiheit durch⸗ 
aus erlaubt iſt und keine Vertragspflicht deſſen, der ſie vor⸗ 
nimmt, verletzt, im Sinne von $ 826 BGB. widerrechtlich iſt 
und zum Schadenerſatz verpflichtet, wenn ſie in der Abſicht oder 
mit dem Bewußtſein, einen anderen dadurch zu ſchädigen, vor⸗ 
genommen wird und demjenigen zuwiderläuft, was nach dem 
Anſtandsgefühl aller gerecht und billig Denkenden unter 
den gegebenen Umſtänden geboten erſcheinen mußte. Dabei 
iſt mehrfach angenommen worden, eine in dieſem Sinne 


widerrechtliche Handlung könne auch darin enthalten ſein, daß 


m... 


1. * 


. 
* 


35. Jahrgang. 


ſich jemand, um ſich einen Vermögensvorteil zu verſchaffen, 
an der Verletzung vertraglicher Pflichten, die einem andern 
einem Dritten gegenüber obliegen, beteiligt oder ſie durch An⸗ 
fiftung des vertragswidrig Handelnden herbeiführt (vgl. die 
Urteile des erkennenden Senats vom 15. Juni 1905, VI 481/04 
und vom 5. Oktober 1905, VI 528/04). Möchte es nun 
auch unbedenklich erſcheinen, von der gleichen Auffaſſung bei 
der Anwendung der Vorſchriften in $ 1295 des Oſterreichiſchen 
ABGB. und in § 10 Tl. 1 Tit. 6 PrALR. auszugehen, fo 
müßte doch Bedenken getragen werden, im vorliegenden Falle 
eine ſolche rechtswidrige Handlung des Beklagten anzunehmen. 
(Wird dargelegt.) M. c. G., U. vom 23. Nov. 05, 79/05 VI. 
— Breslau. 

16. 58 891, 892 BGB. in Verb. mit § 342 Tit. 11 
A. J ALR., § 47 Eigentumserwerbsgeſetz vom 5. Mai 1872, 
94 Subhaſtationsordnung vom 15. März 1869, Geſetz vom 
13. Juli 1883, Umfang der Vermutung der Richtigkeit des 
Gundbuchs bezüglich zu Unrecht gelöſchter Grunddienſtbarkeiten, 
Umichtigkeit der Löſchung bei Nichtübernahme in der Sub⸗ 
baftation.} 

Es handelt ſich u. a. zunächſt um die Frage, ob eine 
nuch altem Recht auf einem Grundſtück eingetragene Grund: 
dienfibarleit um deswillen untergegangen iſt, und jedenfalls dem 
gutgläubigen Erwerber des damit belaſtet geweſenen Grund: 
ſtics nicht mehr entgegengeſetzt werden kann, weil fie bei zwei 
Subhaſtationen nicht übernommen und im Grundbuch gelöſcht iſt; 
ſodann handelt es ſich darum, ob die Löſchung zu Recht erfolgt 
it oder nicht. Die Reviſionskläger meinen, ſelbſt wenn die 
Köſchung zu Unrecht erfolgt, könne die Grunddienſtbarkeit mit 
Rüdfiht auf den öffentlichen Eintrag des Grundbuchs nicht 
geltend gemacht werden, wenn auch dingliche Rechte durch un⸗ 
schtmäßige Löſchung nicht untergingen, fo gibt doch das Grund⸗ 
buch eine Vermutung für das Nichtbeſtehen eines gelöſchten 
Rechts, und gutgläubige Erwerber dürfen auf die Richtigkeit 
des Grundbuchs dahin vertrauen, daß ihnen insbeſondere das 
Beſtehen eines gelöſchten Rechts nicht entgegengehalten werden 
lönne. Beide Grundſätze waren im preußiſchen Rechte anerkannt 
und das BGB. hat fie in den 88 891, 892 ausdrücklich aus: 
heſprochen. Der erſte Grundſatz hat — auf ungerechtfertigte 
Ülhungen angewendet — die Bedeutung, daß wer ein ge- 
löſchtes Recht in Anſpruch nimmt, deſſen Beſtehen, alſo die 
Unehtmäßigfeit der Löſchung beweiſen muß, der zweite, daß 
auch der Nachweis des Beſtehens dem gutgläubigen Erwerber 
gegenüber nichts hilft. Mit Recht hat jedoch der Berufungs⸗ 
richter die Anwendung dieſer Grundſätze auf den vorliegenden 
Fall abgelehnt. Das Grundbuch hat nicht die Aufgabe, den 
Kechtszuſtand des Grundstücks vollſtändig darzuſtellen. Eine 
Gewähr für Richtigkeit und Vollſtändigkeit leiſtet es nur hin⸗ 
ſchlic der Rechte, die der Eintragung bedürfen, um 
Dritten gegenüber Wirksamkeit zu haben. Dinglichen Be: 

gen, die, wie z. B. in Preußen die gemeinen Laſten 
4686. Art. 11) und nach BGB. die Mberbaus und Not⸗ 
wehrente (89 914 Abs. 2, 917 Abſ. 2), nicht ins Grundbuch 
hörn, ſteht der öffentliche Glaube des Grundbuchs weder zur 
See noch entgegen. Es konnten und können alſo aus der 
lung folder trotzdem eingetragenen Laſten weder Ber: 
mitungen für das Nichtbeſtehen, noch aus dem Gingetragenfein 
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Vermutungen für das Beſtehen hergeleitet werden und der Er⸗ 
werber des Grundſtücks konnte und kann ſich nicht auf ſeinen 
guten Glauben an das Nichtbeſtehen der gelöſchten Laſt be⸗ 
rufen. Nicht weſentlich anders iſt die Rechtslage hinſichtlich 
der dinglichen Rechte, die zur Wirkſamkeit gegen gutgläubige 
Dritte der Eintragung nicht bedürfen, die aber eingetragen 
werden können (vgl. Turnau⸗Förster, Liegenſchaftsrecht, 2. Aufl. 
Bd. 1 S. 244 ff. und S. 200). Zu dieſen Rechten gehörten 
in Preußen nach 8 12 Eigentumserwerbsgeſetzes die Grunddienſt⸗ 
barkeiten und ſoweit ſie vor dem Inkrafttreten des neuen 
Liegenſchaftsrechts entſtanden ſind, gehören ſie noch dazu 
(EGBGB. Art. 187 Abſ. 1), da Preußen von der im 
Art. 187 Abſ. 2 der Landesgeſetzgebung eingeräumten Be: 
fugnis keinen Gebrauch gemacht hat. Da ſolche Grunddienſt⸗ 
barkeiten außerhalb des Grundbuchs mit Wirkſamkeit gegen 
gutgläubige Dritte entſtanden, wurde und iſt das Grundbuch 
durch Unterlaſſung der geſtatteten Eintragung weder unvoll⸗ 
ſtändig noch unrichtig. Die Eintragung hat nicht die Bedeu⸗ 
tung einer rechtlichen Vervollkommnung der auch ohne ſie völlig 
wirkſamen Grunddienſtbarkeit, ſondern lediglich die einer tat⸗ 
ſächlichen Kundbarmachung. Jene Bedeutung hat die Eintra⸗ 
gung nur bei einer anderen Klaſſe von Rechten, die zwar auch 
ohne Eintragung dinglich ſind, aber zur Wirkſamkeit gegen gut⸗ 
gläubige Dritte der Eintragung oder Wiedereintragung be⸗ 
dürfen. Hierher gehört z. B. der Fall, daß eine Hypothek 
zu Unrecht gelöſcht oder eine Eigentümerhypothek durch Zahlung 
entſtanden iſt. Wird in ſolchen Fällen die Wiedereintragung 
oder Eintragung unterlaſſen, ſo wird dadurch die Hypothek der 
Dinglichkeit nicht entkleidet aber Dritten gegenüber, die im 
guten Glauben Rechte am Grundſtück oder an der Hypothek 
erworben haben, kann die Hypothek nicht geltend gemacht werden. 
(Weitere Beiſpiele ſ. bei Turnau⸗Förster a. a. O. S. 226 
Anm. 4.) Die hier vertretenen Grundſätze über die Bedeu⸗ 
tungsloſigkeit der Eintragung für Rechte, die ohnehin voll 
wirkſam find, ift denn auch in der höchſtrichterlichen Recht⸗ 
ſprechung nach verſchiedenen Richtungen hin anerkannt worden. 
So iſt z. B. ausgeſprochen worden, daß nicht die unrichtigen 
Angaben des Eintragungsvermerks, ſondern die Beſtimmungen 
des Vertrags für den Umfang einer Grunddienſtbarkeit auch 
gutgläubigen Erwerbern des Grundſtücks gegenüber entſcheidend 
ſind. (Vgl. Striethorſt Arch. 67 S. 113, 117 und RG. 28, 
236.) So iſt ferner anerkannt worden, daß, wenn eine 
Grunddienſtbarkeit aufgehoben, aber nicht gelöſcht iſt, der 
gutgläubige Erwerber des herrſchenden Grundſtücks ſich auf 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs für das Fort⸗ 
beſtehen nicht berufen darf (JW. 1897 S. 615 Nr. 38). 
Es ergibt ſich daraus, daß der Erwerber einer unter 
der Herrſchaft des früheren preußiſchen Rechts entſtandenen, 
eingetragenen Grunddienſtbarkeit mit der Möglichkeit des 
Erloſchenſeins und der Erwerber eines Grundſtücks mit der 
Möglichkeit des Beſtehens nicht eingetragener Grunddienſt⸗ 
barkeiten rechnen müſſen. Es muß aber mit dem Be⸗ 
rufungsrichter auch die weitere Folgerung gezogen werden, daß 
der Erwerber eines Grundſtücks damit rechnen muß, daß eine 
gelöſchte Grunddienſtbarkeit noch beſteht. Freilich liegt in einem 
ſolchen Falle für den Erwerber die Annahme nahe, daß das 
gelöſchte Recht auch erloſchen ſei, aber dieſe Annahme gründet 
8 
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ſich lediglich auf eine Tatſache, die weder im früheren noch im 
jetzigen Rechte mit dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
umkleidet iſt. Auch dies iſt in der Rechtſprechung bereits an⸗ 
erkannt; zwar nicht für Grunddienſtbarkeiten, aber für Renten⸗ 
bankrenten, die ebenfalls zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Ein⸗ 
tragung nicht bedürfen, aber eingetragen werden können und in 
gewiſſen Fällen ſogar eingetragen werden ſollen. (Vgl. Turnau⸗ 
Förster a. a. O. S. 225.) Es iſt angenommen worden, daß 
der gutgläubige Erwerber eines mit einer ſolchen, eingetragen 
geweſenen, aber zu Unrecht gelöſchten Rente ſich auf den 
Glauben des Grundbuchs nicht berufen darf, weil, wenn er zur 
Begründung der vollen Dinglichkeit der Rente der Eintragung 
nicht bedürfe, auch zum Fortbeſtehen des dinglichen Rechtes und 
zu ſeiner Wirkſamkeit gegen Dritte das Eingetragenbleiben 
nicht erforderlich ſein könne. (Vgl. RG. 6, 292 ff. und 
KJ. 27, A 115 ff.) Ausſchlaggebend iſt auch hier, daß 
der öffentliche Glaube des Grundbuchs nur für und gegen 
ſolche Rechte wirkt, die zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Ein⸗ 
tragung bedürfen. Nach dem BGB. iſt das bei dem inneren 
engen Zuſammenhange der 88 892, 893 mit 8 873 zweifellos 
und auch nach früherem Rechte war es nicht anders. Das BGB. 
enthält überhaupt keine Beſtimmungen über Rechte, die zur 
vollen Dinglichkeit der Eintragung nicht bedürfen, aber ein⸗ 
getragen werden können. Steht hiernach den Reviſionsklägern 
eine Vermutung für das Erloſchenſein der Grunddienſtbarkeit 
aus 8 891 BGB. nicht zur Seite und hat auch der nach In⸗ 
krafttreten des Liegenſchaftsrechts vollzogene Erwerb der Beklagten 
nicht die Folge gehabt, daß der Kläger dem Beklagten weichen 
muß, ſo iſt ferner zu unterſuchen, ob die Grunddienſtbarkeit nicht 
zu Unrecht, ſondern zu Recht gelöſcht und erloſchen iſt. Auch 
dieſe Frage war zuungunſten der beweispflichtigen Reviſions⸗ 
kläger zu entſcheiden. Gelöſcht iſt die Grunddienſtbarkeit im 
Jahre 1877 auf Erſuchen des Subhaſtationsrichters. Der 
Grundbuchrichter mußte dieſem Erſuchen ſtattgeben, fo daß nur 
ein Verſehen des Subhaſtationsrichters in Frage kommen kann. 
Nach dem damals geltenden Rechte (5 342 ALR. Tl. Tit. 11 
und § 47 Eigentumserwerbsgeſetz vom 5. Mai 1872) gingen 
dingliche Laſten aus privatrechtlichen Titeln kraft Geſetzes auf 
den Erſteher über, falls das Grundſtück nicht ohne ſolche Laſten 
ausgeboten wurde, was nur zuläſſig war, wenn die Rechte vor⸗ 
ſtehender Gläubiger auf vollſtändige Befriedigung aus dem 
Kaufgelde bei Verkauf unter Übernahme der Laſt gefährdet 
waren. (O Tr. 72, 142 ff.) Ob im Bietungstermine das Grund⸗ 
ſtück ohne die Grunddienſtbarkeit ausgeboten worden iſt, läßt 
ſich nicht mehr feſtſtellen, da von den Subhaſtationsakten nur 
noch das Zuſchlagserkenntnis und die Kaufgelderbelegungsver⸗ 
handlung vorhanden find. Nach der Belegungsverhandlung in 
Verbindung mit dem vom Berufungsrichter feſtgeſtellten Inhalte 
der Grundakten betrug das Meiſtgebot um etwa 450 000 M. 
mehr als der Geſamtbetrag der der Grunddienſtbarkeit vor⸗ 
gehenden Hypotheken. Demnach durfte das Grundſtück ohne 
übernahme der Dienſtbarkeit nicht ausgeboten werden. Dafür, 
daß dies auch nicht geſchehen iſt, ſpricht das noch vorhandene 
Zuſchlagsurteil, das kein Wort davon enthält, daß das Grund⸗ 
ſtück ohne die Grunddienſtbarkeit ausgeboten ſei. Nach 8 42 
SubhoO. vom 15. März 1869 mußten in der Urteilsformel die 
etwaigen beſonderen (d. h. die vom Geſetze abweichenden) 
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Bedingungen, unter denen zugeſchlagen wurde, genau und 
vollſtändig bezeichnet werden. Daß dies insbeſondere auch 
geſchehen mußte, wenn der Zuſchlag ohne Übernahme einer 
eingetragenen Privatlaſt erteilt werden ſollte, hat die höchſt⸗ 
richterliche Rechtſprechung (vgl. OTr. 72, 142 ff.; 79, 260; 
Urteile des RG. im JMBl. 80, 263; 83, 3) mit Recht an⸗ 
genommen. Hatte der Richter eine dem Erſteher günftige, 
vom Geſetz abweichende Bedingung in das Zuſchlagsurteil auf 
zunehmen aus Verſehen unterlaſſen, ſo galt der Zuſchlag als 
unter den geſetzlichen Bedingungen erteilt (Urteil des OTr. in 
GruchotsBeitr. 23, 744 ff.) und dabei blieb es, wenn der Er⸗ 
ſteher nicht auf Grund des §S 47 SubhD. von 1869 im Wege 
der Beſchwerde eine Anderung des Urteils erwirkte. Infolge 
der Subhaſtation von 1877 und der auf Grund des Erſuchens 
des Subhaſtationsrichters bewirkten Löſchung iſt alſo die Grund⸗ 
dienſtbarkeit nicht untergegangen. Im Jahre 1886 wurde das 
Grundſtück wiederum ſubhaſtiert. Damals dachte anſcheinend 
niemand an die Grunddienſtbarkeit. Nachdem zu jener Zeit 
geltenden Geſetze vom 13. Juli 1883 gingen dingliche Laſten, 
die der Eintragung nicht bedurften auf den Erſteher über, ſoweit 
nicht in den Kaufbedingungen ein anderes beſtimmt war (8 22 
Abſ. 3). Unter Umſtänden konnte die Bedingung des Erlöſchens 
geſtellt werden (860 Abſ. 2). Nach § 83 Abf. 1 mußten beſon⸗ 
dere Bedingungen, unter denen der Zuſchlag erteilt wurde, in der 
Urteilsformel bezeichnet werden. Nach der nicht angefochtenen Feſt⸗ 
ſtellung des Berufungsrichters ergibt das Urteil nicht, daß das 
Grundſtück ohne Übernahme der Grunddienſtbarkeit ausgeboten und 
zugeſchlagen iſt. Der Erſteher mußte ſie daher übernehmen, 
wenn ſie ihm auch beim Abgeben ſeines Gebots nicht bekannt 
geweſen fein ſollte (Urteil des RG. in Gruchots Beitr. 34, 1079 ff.). 
F. T. c. Sch., U. v. 25. Nov. 05, 188/199 /05 V. — 
Berlin. 

17. SS 891, 1138 BGB. in Verb. mit Preuß. Allge⸗ 
meinen Landrecht. Beweislaſt hinſichtlich des einer Hypothek 
zugrunde liegenden Schuldverhältniſſes.] 

Das Berufungsgericht führt aus, für die Beurteilung des 
Klageanſpruchs ſei das Pr. ALR. als das zur Zeit der Hypo⸗ 
thekeneintragung geltende Recht maßgebend, wonach, wenn die 
Nichtzahlung der Darlehnsvaluta feſtſtehe, der Gläubiger den 
anderweiten Rechtsgrund nachzuweiſen habe. Die gegenteilige 
Anſicht des RG. in RG. 57, 322 treffe für das ALR nicht zu. 
Könne Beklagter 1 den von ihm behaupteten Rechtsgrund, daß 
die Hypothek in Erfüllung eines vom Kläger gegebenen Aus⸗ 
ſtattungsverſprechens beſtellt ſei, nicht beweiſen, ſo bleibe nur 
der vom Kläger behauptete Rechtsgrund übrig, wonach mit der 
Hypothekenbeſtellung nur die nach den militäriſchen Vorſchriften 
notwendige Sicherſtellung des Jahreseinkommens für ſeinen 
Sohn, den Beklagten 1, beabſichtigt, für den Beklagten 1 alſo 
nur ein durch fein Verbleiben im Heere bedingtes Recht be: 
gründet ſei. Dieſe Bedingung ſei mit dem Ausſcheiden des 
Beklagten 1 aus dem Heeresverbande im Jahre 1902 ein⸗ 
getreten, der Rechtsgrund alſo nachträglich weggefallen und das 
Verlangen der Löſchungsbewilligung berechtigt, wenn die Hypothet 
nicht zur Ausſtattung des Beklagten 1 beſtellt ſei. Es komme 
daher auf den von den Beklagten dem Kläger angetragenen Eid 
über die von den Beklagten behaupteten Vereinbarungen an. 
Der Eid ſei zuläſſig, weil nicht, wie der erſte Richter an⸗ 
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genommen habe, der Beweis für die Behauptung des Klägers 
bereits erbracht, und weil andererſeits auch der von den Be⸗ 
klagten behauptete Rechtsgrund nicht erwieſen ſei. Werde der 
Eid geleiſtet, ſo ſtehe feſt, daß die Hypothek nur als Heirats⸗ 
faution beſtellt ſei, und das Recht der Beklagten habe mit dem 
Ausſcheiden des Beklagten 1 aus dem Heere ſein Ende erreicht. 
Das Berufungsurteil unterliegt der Aufhebung, weil darin die 
Regeln über die Beweispflicht verkannt ſind. Nicht die Be⸗ 
klagten, ſondern der Kläger hat zu beweiſen, welches Schuld⸗ 
verhältnis der ſtreitigen Hypothek zugrunde gelegt iſt. Die 
Entſcheidung beruht infolgedeſſen in Anſehung der Beweis⸗ 
wündigung auf der unrichtigen Verteilung der Beweislaſt. Das 
RG. hat ausgeſprochen: Wenn der Schuldner und Grundſtücks⸗ 
eigentümer aus der unrichtigen Angabe des Schuldverhältniſſes 
im Grundbuch ein Recht für ſich ableiten will, ſo liegt dem 
allgemeinen Rechtsgrundſatze gemäß, daß der Kläger die klage⸗ 
begründenden Tatſachen zu beweiſen hat, ihm und nicht dem 
Hypothekengläubiger die Beweislaſt darüber ob, welchen Inhalt 
das wirkliche Schuldverhältnis gehabt hat. Das RG. hat dies 
ausgeſprochen nicht nur für den Fall, wo nach dem Inkraft⸗ 
treten des BGB. die Schuldurkunde ausgeſtellt und die Ein⸗ 
nugung erfolgt war (RG. 57, 320), ſondern auch in einem 
Falle, wo die Eintragung der Hypothek im Jahre 1898 ſtatt⸗ 
gefunden hatte (V 127/02, JW. 02 S. 720 10, 42110). Nach⸗ 
dem ſeit dem 1. Januar 1900, da, wo das Grundbuch als 
angelegt anzuſehen iſt, eine unter der Herrſchaft des bisherigen 
Rechtes begründete Hypothek nach Art. 192, 193 EGBGB. 
und Art. 33 8 1 Pr. AG BGB. als eine Briefhypothek des 
968. gilt, wenn ein Hypothekenbrief gebildet iſt, befteht auch 
in Anſehung der Beweislaſt kein Unterſchied mehr, ob eine 
Hypothek vor oder nach dem Inkrafttreten des BGB. ein⸗ 
getragen iſt. Der Satz, daß der Kläger die klagebegründenden 
Tatſachen beweiſen muß, woraus in erſter Linie die Beweis⸗ 
pflicht hergeleitet iſt, iſt von ſo allgemeiner Gültigkeit, daß er 
auch vor dem Inkrafttreten des BGB. Geltung gehabt hat. 
Wenn das RG. in einem Falle, wo die Hypothek nach dem 
Inkrafttreten des BGB. begründet iſt, in feinen Erwägungen 
auch auf Beſtimmungen des BGB. hingewieſen hat, deren An⸗ 
wendung auf eine unter der Herrſchaft des ALR. begründete 
Hypothek vielleicht Bedenken erregen könnte, ſo iſt daraus nicht 
qu folgern, das RG. habe die ſtreitige Beweisregel auf dieſen 
Fall beichränten wollen. Von dieſer Rechtſprechung abzugehen, 
it auch bei wiederholter Prüfung keine Veranlaſſung gefunden. 
b. 3⸗T. o. v. Z.⸗T., U. v. 11. Nov. 05, 152/05 V. — Breslau. 

18. 59 894, 2033 Abf. 1 BGB. verb. mit § 268 Ziff. 2 
IPOD, Verpflichtung zur Auflaſſung von ſeiten eines Erben, 
der mit ſeinen Miterben einem Dritten ſeinen Nachlaßanteil, 
iu welchem ein Grundſtück gehörte, verkauft hat.] 

Die Erben des verſtorbenen Koſſäten B., darunter die Be⸗ 
klagte, verkauften zu notariellem Protokoll durch einen als 
„Gbſchaftskauf⸗ bezeichneten Vertrag ihre Erbanteile an die 
Aäger dergeſtalt, daß „jeder der Miterben ſeinen Anteil an 
de Kläger verkauften und ihr Erbrecht ſofort und hiermit 
in demſelben Umfange, wie es ihnen zuſteht, an dieſe über⸗ 
wagen.“ Die Nachlaßſchulden werden in dem Vertrage von 

Kügern ausdrücklich übernommen. Alsdann wurde weiter 

„die Übergabe des Nachlaßgrundſtücks ſolle ſofort, die 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 19 


Auflaſſung innerhalb acht Tagen erfolgen. In einem gleichfalls 
notariell verlautbarten Nachtrage wurde die Vereinbarung wegen 
der Nachlaßſchulden dahin abgeändert, daß die Beklagte dieſe 
gegen eine von den Erbſchaftskäufern an demſelben Tage aus⸗ 
zuzahlende Geldabfindung von 833 Mark ihrerſeits zu über⸗ 
nehmen ſich verpflichtete. Die Kläger behaupteten, daß die Be⸗ 
klagte die ihnen obliegenden vertragsmäßigen Leiſtungen empfangen 
habe, gleichwohl aber ſich weigere, ihnen ihren Anteil an dem 
Nachlaßgrundſtücke aufzulaſſen, während die beiden anderen Erben 
dazu bereit ſeien, und klagen gegen die Beklagte mit dem An⸗ 
trage, ſie zur Auflaſſung ihres Anteils zu verurteilen. In der 
Berufungsinſtanz beantragten die Kläger, eventuell die Beklagte 
zu verurteilen, ihnen das Grundſtück gemeinſchaftlich mit 
den beiden Miterben aufzulaſſen. Beklagte widerſprach dem 
Unterantrage, weil die Kläger dadurch die Klage geändert 
hätten. Das OLG. wies die Klage ab. Das RG. hob auf: 
Der Berufungsrichter hat nur über den in erſter Linie geſtellten 
Klageantrag ſachlich entſchieden. Das war zutreffend, weil der 
Beklagten das Eigentum an einem Grundſtücksbruchteil nicht 
zuſteht. Eine weitere ſachliche Entſcheidung hat der Berufungs⸗ 
richter nicht getroffen. Er gibt insbeſondere auf die unter den 

Parteien ſtreitige Frage, ob die Erben je ihren Nachlaßanteil 
auf die Kläger übertragen haben und ob durch die Übertragung 
ſämtlicher Nachlaßanteile die Kläger ohne Auflaſſung Eigen⸗ 
tümer wie aller anderen Nachlaßgegenſtände ſo auch des Nachlaß⸗ 
grundſtücks geworden ſeien, oder ob nicht die Nachlaßanteile 
ſondern das Nachlaßgrundſtück den Gegenſtand des Verkaufs 
gebildet habe, keine beſtimmte Antwort, indem er nur hinzu⸗ 
fügt, es ſei mit Rückſicht auf den Inhalt einzelner Vertrags⸗ 
beſtimmungen zum mindeſten zweifelhaft, ob ein Verkauf der 
Anteile vorliege. Schließlich geht er jedoch auf den die ge⸗ 
meinſame Auflaſſung durch ſämtliche Erben betreffenden Unter⸗ 
antrag nicht weiter ein, weil er der Beklagten auch darin beitritt, 
daß die Kläger damit die Klage geändert hätten. Das iſt ver⸗ 
fehlt. Zunächſt iſt der Unterantrag auf denſelben Klagegrund 
geſtützt, wie der urſprüngliche Klageantrag. Beide beruhen auf 
den Verträgen vom 10. Dezember 1903 und vom 4. Januar 
1904. Der geforderte Gegenſtand iſt gleichfalls inſofern der⸗ 
ſelbe, als beide Anträge darauf ausgehen, daß die Beklagte 
den Klägern diejenige Erfüllung gewähre, die mit bezug auf 
das Nachlaßgrundſtück ihnen zukommt. Gleichviel nun, ob die 
Sachlage es erfordert, daß die Beklagte unter der Voraus⸗ 
ſetzung der Verbindlichkeit der Verträge die Auflaſſung allein 
zu erteilen oder ob ihre Auflaſſungserklärung denen der Mit 
erben hinzuzutreten hat oder ob endlich der Beklagten etwa 
darin beigetreten werden müßte, daß es nicht einer Auflaſſungs⸗ 
erklärung, ſondern gemäß $ 894 BGB. einer Einwilligung in 
die Berichtigung des Grundbuchs bedürfe — immer läuft das 
Klagebegehren darauf hinaus, daß die Beklagte das in 8 4 des 
Vertrages vom 10. Dezember 1903 bezüglich des Grundſtücks 
gegebene ausdrückliche Verſprechen in derjenigen Form einlöſe, 
die rechtlich der durch den Vertrag geſchaffenen Sachlage ent⸗ 
ſpricht. Soweit ſich dabei der Anſpruch urſprünglich auf ein 
Grundſtücksdrittel und ſpäterhin auf das ganze in Bruchteile 
nicht zerfallende Grundſtückseigentum richtete, ergab ſich die Zu⸗ 
läſſigkeit der Abweichung ſchon aus 8 268 Ziff. 2 8PO. Das 
Berufungsurteil konnte hiernach nicht aufrecht erhalten werden 
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und zwar bedurfte es der Aufhebung des Berufungsurteils in 
ſeinem ganzen Umfange, weil der Unterantrag der Kläger das 
mit dem urſprüglichen Antrage Geforderte nur in anderer recht⸗ 
licher Form wiederholt, eine Sachfälligkeit auf klägeriſcher Seite 
mithin auch zum Teil noch nicht vorliegt. B. c. B., U. v. 
20. Nov. 05, 252/05 IV. — Naumburg. 

19. 8 907 BGB. Rechte des Anliegers an einer öffent: 
lichen Straße nach rheiniſchem und preußiſchem Recht.]. 

Auf Grund der Erlaubnis der beklagten Stadtgemeinde 
hat eine Brauerei auf dem Bürgerſteige vor ihrem an der 
Königsallee belegenen Grundſtück, und nur vor dieſem Grund⸗ 
ſtück, ein Zelt errichtet, in dem in der wärmeren Jahreszeit 
Wirtſchaft betrieben wird. Der Kläger iſt Eigentümer eines 
unmittelbar daneben gelegenen Grundſtücks, in dem er das 
Juweliergeſchäft betreibt; er verlangt mit der vorliegenden 
Klage, daß die Beklagte verurteilt werde, die Wirtſchafts⸗ 
vorgartenanlage zu unterſagen eventuell die Erlaubnis zur An⸗ 
lage ſo zu beſchränken, daß eine Beeinträchtigung ſeines Hauſes 
ausgeſchloſſen iſt. Der Berufungsrichter hat nach dem 
prinzipalen Klagantrag erkannt. Das RG. ſtellte das die 
Klage abweiſende Urteil des LG. wieder her. Zutreffend ver⸗ 
neint der Berufungsrichter die Anwendbarkeit des 8 907 
BGB. Dagegen hält er die Klage für begründet aus dem 
Rechtsgrunde des Grunddienſtbarkeitsverhältniſſes, das — wie 
er mit der ſtändigen Rechtſprechung des RG. annimmt — nach 
franzöfiſchem Rechte durch Anbau an einer öffentlichen 
ſtädtiſchen Straße durch ſtillſchweigenden Vertrag zwiſchen den 
Anliegern und dem Eigentümer der Straße zuſtande kommt. 
Als Inhalt dieſer Grunddienſtbarkeit nimmt der Berufungs⸗ 
richter an das Recht des Anliegers darauf, daß er von ſeinem 
Hauſe aus ungeſtört und ungehindert auf die Straße gelangen 
kann und daß die freie Entwicklung des Verkehrs auf der 
Straße nicht gehemmt wird, und die Pflicht des Straßen⸗ 
eigentümers, keine Einrichtungen zu treffen oder ſolchen Ein⸗ 
richtungen die Genehmigung zu verſagen, die das Recht des 
Anliegers verletzen, ohne durch ein öffentliches Intereſſe geboten 
zu ſein. Wie aus dem Eingange ſeiner Begründung hervor⸗ 
geht, nimmt der Berufungsrichter als Inhalt der Dienſtbarkeit 
auch ein Recht des gewerbetreibenden Anliegers an, daß ſeine 
Schaufenſter von allen Seiten der Straße aus geſehen werden 
können. Irgend welche geſetzlichen Beſtimmungen, denen die 
Begrenzung der Rechte und Pflichten des Straßeneigentümers 
gegenüber den Straßenanliegern entnommen werden könnte, 
gibt es nicht. Es muß auf die beiderſeitigen wirtſchaftlichen 
Beziehungen und Bedürfniſſe zurückgegangen werden, wobei 
nicht außer acht gelaſſen werden darf, daß nach dem all⸗ 
gemeinen Grundſatze von der Freiheit des Eigentums die Aus⸗ 
legung des ſtillſchweigenden Willens ſich im weſentlichen im 
Sinne der Einengung des grunddienſtbarkeitähnlichen Rechtes 
der Anlieger zu bewegen hat. Von dieſem Grundſatz aus⸗ 
gehend hat das RG. in zahlreichen auf Grund des rheiniſch⸗ 
franzöſiſchen und preußiſchen Rechtes gefällten Entſcheidungen 
den Inhalt des Straßenanliegerrechts beſtimmt. Danach hat 
der Anlieger weder ein Recht darauf, daß die freie Ent⸗ 
wicklung des Straßenverkehrs nicht gehemmt werde, noch darauf, 
daß ſeine Ladenfenſter von allen Seiten ſichtbar ſind, ſondern 
er hat nur darauf ein Recht, daß ihm durch nachträgliche 


Anderungen der Straße der Zugang zu dieſer und der Verkehr 
mit dem an ſie ſich anſchließenden Straßennetze nicht 
dauernd weſentlich erſchwert wird (vgl. die Zuſammen⸗ 
ſtellung der reichsgerichtlichen Rechtſprechung von Loebell in 
Gruchots Beitr. 41 S. 33 bis 41 und die neueren Urteile des RG. 
in RG. 44, 282 ff.; 56, 101 und in JW. 01 S. 144 Nr. 16) 
ſowie darauf, daß ihm Luft und Licht durch Bauten vor 
ſeinem Grundſtücke nicht dauernd entzogen werden. (Vgl. 
Gruchots Beitr. 44, 970.) Auf das Fortbeſtehen weiterer Vor⸗ 
teile, die ihm aus dem Beſtehen der Straße erwachſen, hat er 
keinen Anſpruch (Loebell a. a. O. S. 37 bis 39). Die Straßen⸗ 
eigentümerin kann z. B. die Straße unmittelbar neben ſeinem 
Hauſe zur Sackgaſſe machen, ohne daß er dies hindern oder 
auch nur Entſchädigungsanſprüche geltend machen kann (vgl. 
RG. 56, 101), ſofern ihm nur der Zugang zur Straße und 
dem ſich anſchließenden Straßennetze im übrigen verbleibt; 
niemals iſt der Grundſatz aufgeſtellt worden, daß dem Straßen⸗ 
eigentümer die Ausnutzung der Straße zu anderen, wenn auch 
rein privatwirtſchaftlichen Zwecken, völlig, alſo auch dann unter⸗ 
ſagt ſei, wenn dadurch den Anliegern die Ausübung ihres 
Rechtes nur unweſentlich erſchwert werde. Das konnte auch 
nicht ausgeſprochen werden; denn für den Inhalt des grund⸗ 
dienſtbarkeitähnlichen Rechtes iſt es ohne Einfluß, zu welchem 
Zwecke Anderungen an oder auf der Straße vorgenommen 
werden. Daher kann auch ununterſucht bleiben, ob in Groß⸗ 
ſtädten die Benutzung zur Aufſtellung von Erfriſchungszelten 
nicht auch einen Zweck der Straße bildet. Im vorliegenden 
Falle iſt dem Kläger weder Luft und Licht entzogen, noch iſt 
ein Verkehrshemmnis vor ſeinem Hauſe geſchaffen. Er kann 
nach wie vor die Straße und das anliegende Straßennetz vor 
ſeinem Hauſe erreichen und kann auch an dem Nachbarhauſe, 
vor dem das Bierzelt errichtet iſt, vorbei gehen, da der Bürger⸗ 
ſteig zwiſchen dem Zelte und dem Hauſe noch in einer Breite 
von 4,50 m dem Verkehre frei bleibt. Der Umſtand, daß die 
Gäſte und Kellner zwiſchen dem Zelte und Hauſe hin⸗ und her⸗ 
gehen, bildet jedenfalls kein weſentliches Erſchwernis. Stadt⸗ 
gemeinde D. c. B., U. v. 23. Nov. 05, 175/05 V. — Cöln. 

20. 58 987 bis 993 BGB. Dieſe Sondervorſchriften 
finden beim Schadenserſatz aus ungerechtfertigter Pfändung 
keine Anwendung.] 

Der Kläger ſchloß mit dem Kaufmann F. zu Hamburg 
unter dem 25. Juli 1901 einen notariellen Vertrag, wonach 
F. den Empfang eines Darlehns von 2 000 Mark ſeitens 
des Klägers bekannte und einen weiteren Kredit von 2 000 Mark 
zugeſichert erhielt. Nach § 2 des Vertrages übertrug der 
Schuldner dem Kläger zur Sicherheit für ſeine Forderungen 
das in einer Anlage näher verzeichnete Geſchäftsinventar zu 
freiem Eigentum mit der Maßgabe, daß dieſer berechtigt ſei, 
bei einem etwaigen Ausfall an Kapital oder Zinſen die Sachen 
ſofort an ſich zu nehmen, ſie öffentlich oder unter der Hand zu 
veräußern und ſich aus dem Erlöſe ſchadlos zu halten, einen 
etwaigen Überſchuß aber an den Darlehnsnehmer auszuzahlen; 
nach Tilgung der Forderungen ſollte der Kläger verpflichtet 
ſein, das Eigentum an den Gegenſtänden zurückzuübertragen. 
Dem Schuldner wurde das Inventar einſtweilen mietsweiſe 
belaſſen; die Miete war durch Zahlung der Darlehnszinſen zu 
begleichen. Ein Teil der zu dem Inventar gehörigen Sachen 
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wurde am 7. März 1903 auf Betreiben der Beklagten wegen 
einer vollſtreckbaren Forderung von 3 770,19 Mark nebſt Zinſen 
und Koſten gegen den Veräußerer F. gepfändet. Die Auf⸗ 
forderung zur Freigabe der Pfandſtücke vom 25. März 1903 
beantwortete der Prozeßbevollmächtigte der Beklagten mit dem 
Erſuchen um abſchriftliche Mitteilung des Vertrages vom 
Jahre 1901, die am 28. ged. Mon. erfolgte. Am 30. März 1903 
wurde der Beklagten die Interventionsklage zugeſtellt. Nach 
mehrfachen Verhandlungen wurden die Sachen am 11. oder 
14. April 1903 freigegeben. Der Kläger machte darauf 
Schadenserſatzanſprüche geltend, die er damit begründete, daß 
er die Pfandſtücke am 30. Januar 1903 der Witwe R. mit 
dem übrigen Inventar für 7 000 Mark verkauft habe und daß 
dieſe, weil er die für den 1. April 1903 vereinbarte Liefer⸗ 
zeit und die bis zum 4. ged. Mon. gewährte Nachfriſt nicht 
habe innehalten können, vom Vertrage zurückgetreten ſei und 
ihn regreßpflichtig gemacht habe. Er bezifferte ſeinen Schaden 
in I. Inſtanz auf 7 658,25 Mark und beantragte, die Beklagte 
yur Zahlung dieſer Summe nebſt Zinſen zu verurteilen. Dieſe 
begehrte Abweiſung der Klage. Dahin erkannte auch das LG. 
In der von ihm beſchrittenen Berufungsinſtanz beantragte der 
Kläger ferner, die Beklagte auch zur Rückerſtattung des 
Schadens zu verurteilen, der von ihm nach Maßgabe des im 
Prozeſſe R. e. H. III. C. 390/03 zu erwartenden Urteils 
zu erſtatten ſein werde. Das OLG. hat den An⸗ 
ſpruch des Klägers dem Grunde nach für berechtigt er 
Märt. Das RG. hob auf und beſtätigte die Abweiſung der 
Klage: Der Beruſungsrichter hat, wie die Reviſion mit Recht 
geltend macht, unter Verletzung des Geſetzes angenommen, daß 
der Beklagten ein ihre Erſatzpflicht begründendes ſchuldhaftes 
Verhalten zur Laſt falle, ein ſolches Verhalten erſcheint viel 
mehr nach dem feſtgeſtellten Sachſtand ausgeſchloſſen. Der Be⸗ 
muſungsrichter geht davon aus, daß der Kläger die Eigentums⸗ 
Hage auf Herausgabe der im Beſitze der Beklagten befindlichen 
Sachen angeſtellt habe und daß die Beklagte als unredliche 
defigerin, die mit der Herausgabe im Verzuge geweſen ſei, 
auf Schadenserſatz gemäß § 990 Abſ. 2 BGB. hafte. Der 
Kläger hatte indeſſen die Widerſpruchsklage nach 8 771 ZPOD., 
die ſogen. Exekutionsinterventionsklage, erhoben, und bei ihr 
handelt es ſich um die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung. 
Ihr Gegenſtand iſt die Beſeitigung der Pfändung; der 
Pfändungsgläubiger ſoll nicht ſowohl die Sache als Beſitzer 
dem Eigentümer zurückgeben, wie ſein äußerlich beſtehendes 
Paandrecht, das nach der Darſtellung des Klägers ſich mit dem 
Eigentum als dem die Veräußerung hindernden Recht in 
Viderſpruch ſetzt und einen unrechtmäßigen Eingriff in dieſes 
Recht enthält, aufgeben, er fol die Sache freigeben und damit 
die Unwirksamkeit der Pfändung anerkennen. Darum find aber 
auch für die Verpflichtung zum Schadenserſatze, die aus einer 
ungerechtfertigten Pfändung hergeleitet wird, nicht die Sonder: 
vorſchriften über die Verletzung des Herausgabeanſpruchs des 
Eigentümers durch den Beſitzer (88 987 bis 993 BGB.), 
ſondern die allgemeinen Normen über den Schadenserſatz aus 
unerlaubten Handlungen (88 823 flg. BGB.) maßgebend. 
. Frage iſt nicht dahin zu ſtellen, ob der Pfändungs⸗ 
läubiger redlicher oder unredlicher Befiger und ob er als uns 
tedlicher Beſizer im Verzuge war und deshalb für den ge: 


ſamten, aus der Zögerung in der Rückgabe entſtandenen 
Schaden haftet, ſondern dahin, ob der Gläubiger, indem er 
pfänden ließ und die Pfändung aufrecht erhielt, vorſätzlich oder 
fahrläſſig das Eigentum des Dritten widerrechtlich verletzte. 
Daß der Berufungsrichter nicht von dieſem Geſichtspunkt aus 
den Anſpruch des Klägers geprüft hat, würde jedoch zur Auf⸗ 
hebung des Urteils nicht führen, da, wenn die Vorausſetzungen 
des 8 990 Abſ. 2 BGB. ausreichend feſtgeſtellt wären, ſich 
von ſelbſt auch die Anwendbarkeit des 8 823 GBG. ergeben 
würde. Allein an einer ſolchen Feſtſtellung fehlt es. (Wird aus 
der Sachlage näher begründet und ein Verſchulden des Be: 
klagten gegenüber der Intervention des Klägers verneint.) 
S. c. H., U. v. 7. Nov. 05, 53/05 VII. — Hamburg. 

21. 8 1353 Abſ. 2 BGB. Bruch des Verſprechens der 
religiöſen Kindererziehung durch den Mann Grund zur Weigerung 
der Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft für die Frau.] 

Parteien haben am 3. Oktober 1875 die Ehe mit einander 
geſchloſſen, Kläger iſt katholiſchen, Beklagte evangeliſchen Be⸗ 
kenntniſſes. In der Ehe ſind ſieben Kinder geboren, von denen 
jedoch nur noch zwei am Leben ſind, eine jetzt verheiratete Tochter 
und eine andere Tochter, namens Anna Marie, geboren am 
23. Auguſt 1894. Letztere hatte bisher eine evangeliſche Schule 
beſucht, im Auguſt 1904 erklärte aber der Kläger, das Kind 
ſolle in eine katholiſche Schule gehen, er habe es dort bereits 
angemeldet. Hierüber kam es zwiſchen den Ehegatten zu Streitig⸗ 
keiten, die zur Folge hatten, daß die Beklagte am 25. Auguſt 
1904 den Kläger unter Mitnahme der Anna Marie verließ. 
Seitdem lebt ſie von ihm getrennt. Kläger ſchritt zur Klage 
und beantragte die Verurteilung der Beklagten zur Herſtellung 


des ehelichen Lebens. Durch Urteil der 1. 3K. des LG. zu 


St. vom 16. Dezember 1904 wurde Beklagte verurteilt, die 
häusliche Gemeinſchaft mit dem Kläger herzuſtellen. Auf ihre 
Berufung wurde durch Urteil des I. ZS. des OLG. in St. vom 
12. Mai 1905 abändernd erkannt und die Klage abgewieſen. 
Die Reviſion wurde zurückgewieſen: Das Berufungsgericht iſt 
des Erachtens, daß Kläger, da er durch ſein jetziges Ver⸗ 
langen, die Anna Marie in eine katholiſche Schule zu ſchicken, 
mit ſeinem vor der Ehe und in zwei Verträgen gegebenen Ver⸗ 
ſprechen in Widerſpruch trete, hierdurch den ehelichen Frieden 
und das Vertrauen, das die Beklagte in ihn geſetzt, auf das 
ſchwerſte erſchüttert habe. Das Berufungsgericht läßt es dahin: 
geſtellt, ob hieraus ein Scheidungsgrund zu entnehmen ſei, meint 
aber, daß Kläger ſein Recht mißbrauche, wenn er ungeachtet 
des von ihm verſchuldeten Riſſes in den ehelichen Beziehungen 
die Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verlange. Die 
Reviſion hält dieſe Erwägung für rechtsirrtümlich und hebt 
hervor, daß Kläger in ſeiner Beſtimmung über die religiöſe 
Erziehung des Kindes, da die vorliegenden Vereinbarungen 
ungültig ſeien, nicht gehindert werden könne, dann aber nicht 
abzuſehen ſei, wie durch die Meinungsverſchiedenheit über die 
Erziehung das Getrenntleben der Ehegatten gerechtfertigt werden 
ſolle. Ein Rechtsirrtum des Berufungsrichters liegt nicht vor. 
Zufolge Art. 134 EGBGB. find die landesgeſetzlichen Vor: 
ſchriften über die religiöſe Erziehung der Kinder in Kraft 
geblieben. Die Landesgeſetze haben mithin zu beſtimmen, wer 
von den Eltern die Entſcheidung hat und ob, ſowie unter welchen 
Vorausſetzungen und Formen Verträge der Eltern zuläſſig und 
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bindend find. Nur ſoweit die Landesgeſetze nichts enthalten, iſt 
gemäß Art. 203 EGBGB. das Recht des letzteren beſtimmend. 
In Württemberg iſt maßgebend das Religions⸗Edikt vom 
15. Oktober 1806 (Staats⸗ und Regierungsblatt 1807 S. 609) 
in Art. VI. Danach ſollen die Kinder bei gemiſchten Ehen der 
Regel nach in dem Bekenntnis des Vaters bis zu den Unter⸗ 
ſcheidungsjahren erzogen werden, dann aber ſelbſt freie Wahl 
des Bekenntniſſes haben. Verträge der Gatten über die Er⸗ 
ziehung bis zu dieſem Zeitpunkt find zuläſſig, müſſen aber vor 
der Obrigkeit geſchloſſen werden. Im vorliegenden Fall ſind 
ſolche Verträge vorhanden; dieſelben entſprechen jedoch nach 
Anſicht des Berufungsgerichts jener Formvorſchrift nicht und 
dieſer Ausſpruch iſt für das Reviſionsgericht bindend. Die 
Verträge ſind mithin als ungültig anzuſehen. Hieraus darf 
indes nicht gefolgert werden, daß Kläger mit ſeinem jetzigen 
Verlangen im Recht ſei. Für das Verhältnis der Gatten zu⸗ 
einander kommt es vor allem darauf an, was den fittlichen 
Pflichten entſpricht die jeder Gatte durch die Eingehung der 
Ehe dem anderen gegenüber auf ſich nimmt, und danach daß 
der Mann nicht ſchlechthin alles tun, was das objektive Recht 
ihm erlaubt. Wäre etwa die Beſtimmung in $ 1634 Satz 2 
BGB. maßgebend, ſo könnte der Mann unter Umſtänden ſehr 
wohl durch rückſichtsloſe Ausübung der ihm nach dem Geſetz 
zuſtehenden Entſcheidung ein Unrecht begehen. Und ſo verhält 
es ſich in dem vorliegenden Fall. Kläger hat vor der Ehe 
verſprochen, daß die Kinder evangeliſch zu erziehen ſeien, und 
lediglich deshalb hat die Beklagte ſich, wie das Berufungsgericht 
feſtſtellt, auf die Ehe eingelaſſen. Er hat dann fein Verſprechen 
in zwei ſchriftlichen Verträgen wiederholt, und nur deshalb iſt 
Beklagte 1877 und 1878 zu ihm zurückgekehrt. Der Beklagten 
war mithin viel an dieſem Verſprechen gelegen. Im Hinblick 
auf alles dies kann nicht von der Beklagten verlangt werden, 
daß ſie ſich zu fügen hat, und es darf ihr nicht vorgehalten 
werden, daß fie es ſei, die, wenn fie nicht nachgebe, gegen die 
ehelichen Pflichten verſtoße. Fühlt der Kläger ſich jetzt in ſeinem 
Gewiſſen bedrängt, ſo hat er zu bedenken, daß Beklagte unter 
derſelben Bedrängnis leidet, er aber vor der Ehe ein Verſprechen 
gegeben hat, deſſen Bruch, wie das Berufungsgericht feſtſtellt, 
nicht einmal in ſeiner eigenen Familie Billigung gefunden hat. 
Es iſt daher rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn das Berufungs⸗ 
gericht auf den Umſtand, daß Kläger über die Erziehung des 
Kindes beſtimmen könnte, kein Gewicht gelegt hat. Es handelt 
ſich jetzt nur darum, ob Kläger einen Mißbrauch ſeines Rechts 
als Ehemann im Sinne des § 1353 Abſ. 2 BGB. begeht, 
wenn er von der Beklagten fordert, daß ſie, obwohl er ſie da⸗ 
durch, daß er auf Ausübung des Erziehungsrechts in ſeinem 
Sinn beſtehen will, ſchwer kränkt und verletzt, doch zu ihm 
zurückkehrt. Dieſe Frage hat das Berufungsgericht bejaht und 
hiergegen ſind rechtliche Bedenken nicht zu erheben. B. c. B., 
U. v. 23. Nov. 05, 261/05 IV. — Stuttgart. 

22. 8 1568 BGB. verb. mit $ 615 ZPO. Aus der 
Klage auf Scheidung folgt noch nicht die Unzuläſſigkeit des 
eventuellen Verlangens auf Herſtellung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft.] 

In I. Inſtanz klagte der Ehemann auf Wiederherſtellung 
der ehelichen Gemeinſchaft, und wurde die Beklagte hierzu ver⸗ 
urteilt. Hiergegen legte die Beklagte Berufung ein. Sie be⸗ 
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antragte Abweiſung der Klage und widerklagend, die Ehe zu 


ſcheiden. Der Kläger ſtellte zunächſt den Antrag, die Berufung 
zurückzuweiſen. Demnächſt verlangte er in erſter Linie auch 
ſeinerſeits die Scheidung der Ehe aus 8 1568 BGB., eventuell 
beantragte er die Verurteilung der Beklagten zur Herſtellung 
der ehelichen Gemeinſchaft. Das Berufungsgericht wies die 
auf Scheidung gerichtete Klage, die Widerklage, ſowie die Klage 
auf Herſtellung des ehelichen Lebens ab. Kläger focht das 
Urteil nur inſoweit an, als ſeine Klage auf Herſtellung des 
ehelichen Lebens abgewieſen worden iſt. Das RG. hob auf: 
Mit Unrecht verneint das Berufungsgericht für das Her⸗ 
ſtellungsverlangen die ernſtliche Abſicht ſchon deshalb, weil der 
Kläger in II. Inſtanz zunächſt Scheidung aus 8 1568 BGB. 
und erſt in zweiter Linie die Wiederherſtellung des ehelichen 
Lebens forderte. Allerdings wird die Frage, ob in ſolchem 
Falle das nur eventuelle Verlangen auf Herſtellung der ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft noch als ernſtlich gemeint und daher als 
begründet zu gelten habe, nicht durch die Prozeßordnung ent⸗ 
ſchieden. Der 8 615 ZPO., der die Verbindung der Klage 
auf Herſtellung des ehelichen Lebens und der Scheidungsklage 
zuläßt — eine Verbindung, die begriffsnotwendig nur eine 
eventuelle ſein kann — betrifft nur die prozeſſuale Seite. Ob 
ſich aus der Verbindung beider Klagen der Schluß entnehmen 
läßt, daß das nur eventuelle Begehren der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft ernſtlich und begründet iſt, iſt eine Frage des materiellen 
Rechts. Ihre Beantwortung kann nur aus der konkreten 
Würdigung aller Umſtände des Einzelfalles genommen werden. 
Von dieſem Standpunkte aus iſt aber die Zuläſſigkeit des nur 
eventuellen Verlangens an ſich nicht in Zweifel zu ziehen. Der 
Ehegatte, der mit der Erhebung der Klage aus 8 1568 BGB. 
die Unerträglichkeit eines weiteren Zuſammenlebens behauptet, 
kann demnach ernſtlich geſonnen ſein, das Eheleben fortzuſetzen, 
falls ſein Scheidungsgrund vom Richter verworfen wird. Von 
Bedeutung für die Beurteilung des Falles kann es ſodann 
werden, wenn wie hier der Kläger in I. Inſtanz nur die Her⸗ 
ſtellung des ehelichen Lebens und erſt in II. Inſtanz gegen⸗ 
über der nunmehr von der Beklagten erhobenen Scheidungs⸗ 
klage auch ſeinerſeits in erſter Linie Scheidung verlangt. Würde 
Kläger auch bei ſolcher Geſtaltung des Prozeſſes lediglich bei 
ſeinem urſprünglichen Antrage beharren müſſen, ſo könnte er 
dadurch in ſeinen Rechten benachteiligt werden. Das Berufungs⸗ 
gericht hat mit Unrecht überhaupt jedes Eingehen auf die 
individuelle Lage der Sache unterlaſſen. S. c. S., U. v. 
23. Nov. 05, 259/05 IV. — Königsberg. 

23. 55 1967 ff. BGB. in Verb. mit $ 224, 226 KO. 
Bedeutung der von den Erben für den Nachlaß e 
Verbindlichkeit für den Nachlaßkonkurs.] 

Am 7. November 1903 iſt über den Nachlaß des am 
22. Juli 1903 verſtorbenen Hofbeſitzers H. M. zu R. das 
Konkursverfahren eröffnet worden. In dieſem Verfahren hat 
die Klägerin eine Forderung von 4500 Mark nebſt Zinſen als 
Konkursforderung angemeldet, die im Prüfungstermin von dem 
Konkursverwalter und von zwei Gläubigern A. M. und Ehe⸗ 
frau L. geb. M. beſtritten worden iſt. Die Klägerin hat gegen 
die Beſtreitenden Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens der an⸗ 
gemeldeten Forderung erhoben. Die I. 8K. des LG. zu L. 


hat mit Urteil vom 8. Juli 1904 „unter Zurückweiſung des 
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von den Beklagten erhobenen Widerſpruchs feſtgeſtellt, daß der 
Klägerin gegen den Nachlaß des Hofbeſitzers H. M. aus 
Schuldanerkenntnis vom 28. Juli 1903 eine Forderung von 
4500 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 1. Juli 1901 zuſteht.“ 
Berufung und Reviſion iſt zurückgewieſen: Die Vorinſtanzen 
haben den in erſter Linie von der Klägerin geltend gemachten 
Klagegrund, eine angeblich zwiſchen ihr und dem verſtorbenen 
H. M. im Jahre 1902 getroffene Abmachung, wonach jener 
ſich zur Zahlung der 4 500 Mark an die Klägerin verpflichtet 
hätte, nicht als erwieſen angeſehen, für durchgreifend dagegen 
den zweiten Klagegrund des Schuldanerkenntniſſes erachtet; 
es iſt das die in dem amtsgerichtlichen Protokoll vom 28. Juli 
1903 niedergelegte Erklärung der Erben des H. M., womit ſie 
als „Nachlaßſchuld“ u. a. anerkannt haben: „als von H. M. 
übernommen 4 500 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 1. Juli 
1901 zugunſten der Witwe Eliſe Erben“. Darin wird ein 
Anerkenntnis nach Maßgabe des 8 781 BGB. gefunden. Das 
Berufungsgericht nimmt des weiteren an, daß die Erben durch 
ein derartiges Schuldanerkenntnis den Nachlaß als ſolchen 
verpflichten konnten und daß die dadurch begründete neue und 
felbftändige Verbindlichkeit ihre Geltung auch für den Nachlaß⸗ 
lonkurs behalte. Es mag fraglich fein, ob der Anſicht des 
Berufungsrichters fo allgemein — hinſichtlich aller von dem 
Erben „für den Nachlaß“ begründeten Verbindlichkeiten — bei⸗ 
zupflichten wäre. Aber unbedenklich iſt ſeine Auffaſſung für 
Verbindlichkeiten der hier in Betracht ſtehenden Art als zu⸗ 
treffend anzuerkennen. In dem Nachlaßkonkursverfahren kann 
nach 8 226 Abſ. 1 KO. „jede Nachlaßverbindlichkeit“ geltend 
gemacht werden und in § 224 iſt beſtimmten Verbindlichkeiten 
die Eigenſchaft von Maſſeſchulden verliehen; von Nachlaß⸗ 
berbindlichkeiten iſt auch in 8 225 ebendort die Rede. Der 
Begriff der Nachlaßverbindlichkeiten iſt hier der gleiche wie in 
$ 1967 BGB., welcher beſtimmt: „Der Erbe haftet für die 
Nachlaßverbindlichkeiten. Zu den Nachlaßverbindlichkeiten ge⸗ 
hören außer den vom Erblaſſer herrührenden Schulden die den 
Erben als ſolchen treffenden Verbindlichkeiten, insbeſondere die 
Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und 
Auflagen“. Die erſtere Kategorie kommt vorliegend nicht in 
Frage fofern es ſich nicht um die Schuld des Erblaſſers H. M. 
aus dem angeblich von ihm eingegangenen Rechtsgeſchäfte, 
ſondern um die von den Erben durch das Anerkenntnis neu 
begründete Schuld handelt. Für die „den Erben als ſolchen 
treffenden Verbindlichkeiten“ gibt das Geſetz keine nähere Er: 
läuterung, es hebt nur jene drei Beifpiele hervor, die jedoch 
für Fälle der gegenwärtigen Art keine Analogie bieten. Ver⸗ 
bindlichkeiten, die den Erben als ſolchen treffen, find aber unter 
anderem die Verbindlichkeiten aus den von einem Nachlaß⸗ 
pfleger oder einem Teſtamentsvollſtrecker vorgenommenen Rechts⸗ 
geihäften (RD. 8 224 Nr. 5), welche in §S 2092 Abſ. 2 des 
erſten Entwurfes zum BGB. ausdrücklich unter den dem Erben 
als ſolchem obliegenden Verbindlichkeiten aufgeführt waren; 
ſemer die aus 88 1968, 1969 BB. begründeten Ver⸗ 
bidlchkeiten, die Koſten der gerichtlichen Sicherung des Nachlaſſes, 
emer Nachlaßpflegſchaft oder Verwaltung (f. hierüber Planck, 
Komm. Bd. W zu 8 1967 Anm. 2b; Strohal, Erbrecht 8 70 
If. I, J. Daß nach Umſtänden hierher auch ſolche Ver: 
bindficheiten gehören, welche durch Rechtsgeſchäfte der Erben 


Materialien 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 23 


neu entſtanden ſind, ergibt ſich wohl ſchon aus den voran⸗ 
geführten Geſetzesvorſchriften; es fragt ſich aber, wie weit h ier 
der Kreis zu ziehen ſei. — Für den auf den Gerichtsſtand der 
Erbſchaft bezüglichen S 28 ZPO. iſt in einem Urteile des jetzt 
erkennenden Senats vom 6. Juni 1895, RG. 35, 418 f. geſagt, 
daß Nachlaßgläubiger im Sinne des § 28 auch irgend welche 
Perſonen ſeien, die allererſt gegen „die Erben als ſolche“ einen 
Anſpruch erlangt haben, deren Gläubigerſchaft mit beſonderer 
Beziehung auf den Nachlaß entſtanden ſei, und daß letzteres 
allemal da vorliege, wo in Betätigung der Verwaltung des noch 
ungeteilten Nachlaſſes oder zum Zwecke der Regulierung desſelben 
mit dem fraglichen Gläubiger kontrahiert worden iſt, möglicher⸗ 
weiſe von den Erben ſelbſt. (Vgl. auch Gaupp⸗Stein, ZPO. 
§ 28 Ziff. IIb, und Note 3; Seuffert, ZPO. § 28 Anm. 3; 
Skonietzki⸗Gelpcke, ZPO. § 28 Anm. 1.) Dieſe Entſcheidung 
kann auch für das jetzt geltende materielle Recht immerhin noch 
als Anhalt dienen. Die Gründe für einen Zweifel daran, ob 
durch Verpflichtungsgeſchäfte des Erben Nachlaßverbindlichkeiten 
im Sinne von $ 1967 BGB. und 8 226 KO. begründet 
werden können, liegen einerſeits in den Grundſätzen des Obli⸗ 
gationenrechtes über Stellvertretung bezw. Handeln in eigenem 
Namen, andererſeits in der ſcharfen Separation des Nachlaß⸗ 
vermögens von dem Eigenvermögen des Erben, welche durch 
die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes oder die Anordnung der 
Nachlaßverwaltung herbeigeführt wird und welche die ab⸗ 
geſonderte Befriedigung der Nachlaßgläubiger aus dem erſteren 
Vermögen bezweckt. — Vgl. hierüber Binder, die Rechtsſtellung 
der Erben nach dem Deutſch. BGB. Tl. II § 16 S. 34 ff. — 
Die von dem Berufungsgericht ausgeführten Grundſätze über 
die Verfügungsmacht des Erben (welcher Erbe bleibt, vgl. 
§ 1953 Abſ. 1, 8 1959 Abſ. 2 und 3 BGB.) find im all⸗ 
gemeinen zutreffend. Doch würden dadurch allein die an⸗ 
gedeuteten Zweifelsgründe noch nicht völlig beſeitigt. Aber es 
gewinnt hier das, auch im Berufungsurteil hervorgehobene 
Moment Bedeutung, daß der Erbe eben mit Rückſicht auf die 


Separation beider Vermögensmaſſen, obwohl er an ſich Subjekt 


des Nachlaſſes iſt und bleibt, vom Geſetz als Verwalter des 
Nachlaßvermögens behandelt wird, daß er den Nachlaß von 
vornherein gewiſſermaßen als fremdes Gut zu betrachten und 
zu verwalten hat. — Dieſer Pflicht des Erben und der daraus 
ſich ergebenden Verantwortlichkeit desſelben gegenüber den Nach⸗ 
laßgläubigern entſpricht aber auf der anderen Seite ſein Recht, 
den Nachlaß zu verwalten, und daraus würde ſich die Be⸗ 
fugnis ergeben, im Bereich dieſer Nachlaßverwaltung als Ver⸗ 
treter des Nachlaſſes zu handeln, für den Nachlaß, ſoweit dieſer 
überhaupt zu einem Sondervermögen werden kann, in der Zeit 
vor der Separation Verpflichtungsgeſchäfte einzugehen, und in⸗ 
ſofern Nachlaßverbindlichkeiten auch für einen in der Folge er⸗ 
öffneten Nachlaßkonkurs zu begründen. Die rechtliche Mög⸗ 
lichkeit, daß der Erbe für den Nachlaß als ſolchen kontrahiert 
und „wenn er bei Eingehung des Geſchäftes ſich die beſchränktere 
Haftung vorbehalten hat“ dadurch ſich nicht perſönlich „ſondern 
nur mit dem Nachlaß verpflichtet“, iſt auch ſchon in den 
Motiven zum BGB. zu 88 2092 ff. S. 603, Mugdan, 
323 anerkannt. Im vorliegenden Falle 
handelt es ſich indes nicht um eine von den Erben perſönlich 
und in eigenem Namen eingegangene Verpflichtung, und es ſteht 
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auch nicht in Frage, ob ſie unbeſchränkt haften, ſondern nur, 
ob der im Konkurs befindliche Nachlaß, ſei es allein oder neben 
dem Eigenvermögen der Erben hafte. Die M. chen Erben haben 
lediglich im Namen und für Rechnung des Nachlaſſes kontra⸗ 
hiert indem fie die fragliche „Nachlaßſchuld“ anerkannten. Und 
ſie haben, wie nach dem Inhalt des amtsgerichtlichen Protokolls 
vom 28. Juli 1903 ſowie nach den Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
urteils unbedenklich anzunehmen iſt, jenes Rechtsgeſchäft vorge⸗ 
genommen in Betätigung der Verwaltung des noch un⸗ 
geteilten Nachlaſſes und der vorläufigen Regulierung desſelben. 
Inhaltlich des von den Erben getroffenen, zu Protokoll des 
Nachlaßgerichts erklärten (auch vormundſchaftsgerichtlich ge⸗ 
nehmigten) Übereinkommens ſollte über den Nachlaß ein In⸗ 
ventar aufgenommen und der geſamte Nachlaß zunächſt bis zum 
1. Dezember 1904 „für Rechnung den es angeht“ unter 
Kontrolle der Erſchienenen durch die Witwe Anna M. und den 
Miterben Otto M. gemeinſchaftlich verwaltet werden. — Bei 
dieſem Anlaſſe iſt eine Feſtſtellung der Nachlaßſchulden, ſoweit 
die Nächſtbeteiligten in Betracht kamen, erfolgt, ſo auch der⸗ 
jenigen gegenüber der Klägerin. Dieſe hat, wie im Berufungs⸗ 
urteil geſagt iſt, bei jener Verhandlung ihre Forderung zur 
Sprache gebracht und auf Befriedigung gedrungen, und die 
M.ſchen Erben haben, um auch in dieſer Hinſicht eine ſichere 
Grundlage für die Verwaltung des Nachlaſſes zu haben, die 
Forderung anerkannt. Hat die in ſolcher Weiſe begründete 
Verpflichtung als Nachlaßverbindlichkeit zu gelten, ſo kommt es, 
wie der Berufungsrichter zutreffend annimmt, für den Beſtand 
dieſer Schuld nicht darauf an, ob die Erben mit Recht die 
fragliche Schuld anerkannt haben und ob ſie gegenteiligen⸗ 
falls den Nachlaßgläubigern nach Maßgabe von SS 1978, 
1979 verantwortlich ſind und ihrerſeits an den Nachlaß 
keinen Anſpruch auf Erſatz oder Schuldbefreiung (vgl. 
8 224 Nr. 6, 8 225 Abſ. 2 KD.) haben würden. — 
Aber allerdings konnte die Klägerin den Anſpruch nur 
als Konkursforderung, nicht etwa als Maſſeſchuld im Konkurſe 
geltend machen. M. c. E., U. v. 9. Nov. 05, 49/05 VI. 
— Celle. 

24. 8 2079. Art. 2136. 8 214 EGBGB. Sn 
wieweit bleibt ein gemeinſchaftliches wechſelſeitiges Teſtament 
des Ehegatten trotz Wiederverheiratung und Widerruf in 
Kraft.] 

Der am 22. Juni 1901 verſtorbene N. hatte am 8. Mai 
1872 gemeinſchaftlich mit ſeiner erſten Ehefrau, der Mutter 
der Klägerin, ein Teſtament errichtet, worin jeder der Ehe⸗ 
gatten den anderen und die Tochter L. (die Klägerin) zu 
gleichanteiligen Erben ſeines Nachlaſſes berief und weiter 
beſtimmte, daß der andere Ehegatte auf Lebenszeit den Beſitz, 
die Verwaltung und den Nießbrauch des geſamten Nachlaſſes 
behalten und die Tochter ihm ſowohl vulgariter wie fidei⸗ 
kommiſſariſch ſubſtituiert fein ſolle. Am 17. Auguſt 1873 
verſtarb die Mutter der Klägerin. N. nahm die ihm an⸗ 
getragene Erbſchaft an. Am 14. Dezember 1880 verheiratete 
er ſich darauf in zweiter Ehe mit der Beklagten zu 1. Hierbei 
erkannte er deren am 31. Mai 1876 geborene Tochter, die 
Mitbeklagte, als von ihm erzeugt an und errichtete am 
12. Dezember 1899 ein zweites Teſtament. Darin ſetzte er 
die Beklagte zur Vorerbin und die Mitbeklagte zur Nacherbin 


M1. 1906. 
auf den Überreft ein. Klägerin wurde von der Erbſchaft mit 
dem Bemerken ausgeſchloſſen, daß ſie hinſichtlich ihres Vater⸗ 
erbteils bereits vollſtändig abgefunden ſei. Die Mitbeklagte 
ſchlug die ihr angetragene Nacherbſchaft aus und beide Beklagte 
fochten die in dem Teſtamente vom 8. Mai 1872 enthaltene 
letztwillige Verfügung des N. an. Klägerin beanſprucht das 
ausſchließliche Erbrecht am Nachlaſſe ihrer Mutter und das 
geſetzliche Erbrecht an demjenigen ihzes Vaters. Die Beklagten 
nahmen dagegen an dem Nachlaß der Mutter der Klägerin ein 
Miterbrecht in Anſpruch und wollen ihr am Nachlaſſe des N. 
nur das Pflichtteilserbrecht zugeſtehen. Das OLG. Marien⸗ 
werder ſtellte durch Teilurteil feſt, a) daß der Nachlaß der 
erſten Ehefrau allein der Klägerin gebührt und daß die 
Beklagten keinen Anteil daran haben, b) daß der Nachlaß des 
N. zu % auf die Klägerin, zu ½ auf die Beklagte Witwe N. 
und zu ½ auf die Mitbeklagte vererbt if. Die Reviſion 
der Beklagten wurde zurückgewieſen: 1. Das RG. hat bereits 
in der Sache P. c. Ch. IV 562/04 mit Urteil vom 
11. Mai 1905 anerkannt, daß ein unter der Herrſchaft des 
Allgemeinen Landrechts errichtetes wechſelſeitiges Teſtament 
trotz Wiederverheiratung des überlebenden Ehegatten und trotz 
ſpäterer Geburt von Kindern jedenfalls inſoweit in Kraft 
bleibt, als der vorher verſtorbene mitteſtierende Gatte der 
früheren Ehe letztwillig verfügt hatte und daß felbit der 
Widerruf nach geſchehenem Erbantritt, ſofern zuläſſig, die letzt⸗ 
willigen Verordnungen des vorverſtorbenen Ehegatten in ihrer 
Fortgeltung nicht beeinflußt. Was vom Widerruf gilt, muß 
auch von der Anfechtung aus $ 2079 BGB. gelten. Der 
Berufungsrichter hat deshalb mit Recht angenommen, daß die 
als Nacherbin nach ihrem Vater in den mütterlichen Nachlaß 
berufene Klägerin mit Eintritt der Nacherbfolge die alleinige 
Berechtigte auf dieſen Nachlaß geworden und geblieben iſt. 
2. Bezüglich des mütterlichen Nachlaſſes führt der Berufungs⸗ 
richter aus, das ältere Ni.ſche Teſtament ſei infolge der form⸗ 
und friſtgemäß von der Beklagten erklärten Anfechtung nichtig 
geworden. Nicht minder nichtig ſei aber auch das ſpätere 
Teſtament vom 12. Dezember 1899, weil der Erblaſſer, nach⸗ 
dem er die Erbſchaft aus dem erſten Teſtament angenommen, 
damit dem Verbote des § 492 ALR. Tl. II Tit. 1 zuwider⸗ 
gehandelt habe. Deshalb finde in den Nachlaß des N. 
lediglich die geſetzliche Erbfolge ftatt, fo daß — wie Klägerin 
geltend macht — die Witwe zu ¼, die zwei Töchter aus beiden 
Ehen zu je 8 als Erben berufen ſeien. Die Reviſion erhebt 
gegen dieſe Ausführungen den nicht unbegründeten Einwand: 
das ältere Teſtament habe, wenn einmal mit Erfolg ange⸗ 
fochten und deshalb gemäß BGB. § 142 „von Anfang an 
nichtig“, nicht wohl die Kraft haben können, ſei es auch in 
Verbindung mit dem Erbantritt, einer ſpäteren letztwilligen 
Verfügung ſich entgegenzuſtellen. Auch enthalte $ 492 ALR. 
Tl. II Tit. 1 kein eigentliches Verbotsgeſetz und ſpätere im 
Widerſpruch hiermit erlaſſene Verfügungen ließen ſich deshalb 
nicht ohne weiteres als nichtig bezeichnen. Allein die ange⸗ 
fochtene Entſcheidung erweiſt ſich gleichwohl als gerechtfertigt. 
Mit dem Berufungsrichter iſt davon auszugehen, daß zu den 
erbrechtlichen Verhältniſſen, für die im Streitfalle gemäß 
Art. 213 EGBGB. das neuere Recht maßgebend ift, auch die 
Frage gehört, welche Rechtsmittel dem Erben offenſtehen, um 
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fih von der ihm nachteiligen Wirkung letztwilliger Ber: 
fügungen des Erblaſſers zu befreien. Hierzu gehört grund⸗ 
ſätzlich auch die Anfechtung durch den Pflichtteilsberechtigten 
gemäß 5 2079 BGB. Allein materiell findet dieſe Anfechtung 
jugleich ihre Grenze in der Vorſchrift des Art. 214 CG., 
wonach die Bindung des Erblaſſers bei einem vor Inkraft⸗ 
teten des BGB. errichteten gemeinſchaftlichen Teſtamente, auch 
wenn der Erblaſſer nach dieſem Zeitpunkte ſtirbt, immer nach 
den bisherigen Geſetzen zu beurteilen iſt. Zur Frage der 
Bindung gehört begriffsmäßig auch die Frage der Lösbarkeit 
dieſer Bindung. Derjenige Reſt von Bindung alſo, welcher 
nach den Vorſchriften des bisherigen Rechtes ſich in keinem 
Falle hinwegräumen ließ, kann auch mit Hilfe der vom neuen 
Geſetz gewährten Rechtsbehelfe nicht beſeitigt werden. Das 
Gegenteil annehmen, hieße Inhalt und Tragweite der Bindung 
in Wahrheit nach den neueren, ſtatt nach den allein maß⸗ 
gebenden älteren Geſetzen beurteilen. Hieraus ergibt ſich für 
den Streitfall, daß N. trotz des älteren mit ſeiner erſten 
Ehefrau errichteten wechſelſeitigen Teſtamentes infolge feiner 
Viederverheiratung und der Geburt einer Tochter zweiter Ehe 
zwar nicht mehr gebunden war, der Klägerin feinen ganzen 
Nachlaß zuzuwenden. Allein dieſe Gebundenheit hatte ſich auch 
nur inſoweit erledigt, als für die Beklagten gemäß ALR. Tl. II 
Tit. 1 9 631 Tl. II Tit. 2 SS 454, 451 nunmehr eigene 
Erbanſprüche erwachen waren. Darüber hinaus blieb die 
Dindung in Kraft. Sie ſicherte mithin der Klägerin ſowohl 
gegenüber dem ſpäteren einſeitigen Teſtament ihres Vaters, 
als auch gegenüber dem von den Beklagten ausgeübten 
Anfechtungsrechte diejenigen / des väterlichen Nachlaſſes, 
die fie als ihr geſetzliches Erbteil in Anſpruch nimmt. 
N. c. M., U. v. 6. Nov. 05, 228/05 IV. — Marien⸗ 
werder. 

Zivilprozeß ordnung. 

25. 9 99 ZPO. Zuläſſigkeit der Berufung trotz Be⸗ 
Medigung des Klägers nach dem erften Urteil.] 

Klägerin hat wegen einer auf dem Grundſtück des Be⸗ 
lagten für ſie eingetragenen Darlehnshypothek von 3000 Mark 
die dingliche und perſönliche Klage erhoben und in erſter Inſtanz 
ein gegen Sicherheitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar erklärtes 
obſiegliches Urteil erſtritten. Sie hat demnächſt, nachdem ihr 
mittels Schreibens des gegneriſchen Prozeß bevollmächtigten vom 
8. September 1904 mitgeteilt worden war, daß der Auktionator 
d. in P. das Kapital von 3 000 Mark nebft Zinſen zur Rück⸗ 
lahlung an fie bei dem genannten Prozeß bevollmächtigten ein⸗ 
gezahlt habe, das Geld daſelbſt vorbehaltlos in Empfang ge: 
nommen und auf Verlangen die Hypothek an B. unter Aus⸗ 
händigung des Hypothekenbriefes abgetreten. Sodann erſtattete 
dellagter der Klägerin am 10. September auch noch die ihr 
erwachſenen außergerichtlichen Koſten im Betrage von 164 Mark 
35 Pf, dieſe jedoch unter dem Vorbehalt der Rückforderung. 
Ert nachdem alles dieſes geſchehen, legte Beklagter gegen das 
erſinſtanzliche Urteil Berufung ein und beantragt, die Klage koſten⸗ 
pflichtig abzuweiſen und die Klägerin zur Rückzahlung der 164 Mark 
5 Pf. nehft Zinfen zu verurteilen. Der Berufungsrichter 
hat die Berufung als unzuläſſig verworfen, indem er 
davon ausgeht, daß durch die vor der Berufungseinlegung 
erfolgte Befriedigung der Klägerin die Hauptſache erledigt 
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und daher eine Anfechtung des erſten Urteils nicht mehr zu⸗ 
läſſig fi. RG. hob auf: Die Reviſion iſt nach § 547 
Ziff. 1 ZPO. zuläſſig und auch begründet. Allerdings iſt der 
Grundſatz, auf den der Berufungsrichter ſeine Entſcheidung ſtützt, 
an ſich richtig. Aber er trifft für den vorliegenden Fall nicht 
zu. Wie das NG, bereits widerholt ausgeſprochen hat, folgt 
daraus allein, daß der in I. Inſtanz unterlegene Beklagte nach 
Erlaß des Urteils den Kläger befriedigt hat, noch nicht ohne 
weiteres die Erledigung des Rechtsſtreits in der Hauptſache. 
Vielmehr kann die Zahlung auch aus anderen Gründen geleiſtet 
ſein, insbeſondere in Fällen, in denen das erſte Urteil für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärt iſt, zum Zweck der Abwendung der 
Zwangsvollſtreckung (vgl. das Urteil des erkennenden Senats 
vom 17. Januar 1900, Seufferts Arch. 55, 340 ſowie die 
Urteile des I. Senats vom 24. Januar 1894 IW. S. 81 
Ziff. 7 vom 6. Juni 1894, RG. 33, 383; vgl. auch das Urteil 
des VI. Senats vom 17. März 1892, RG. 29, 382). Daß 
die durch einen Dritten erfolgte Befriedigung der Klägerin im 
vorliegenden Falle dieſen Zweck gehabt hat, ſtellt der Be⸗ 
rufungsrichter ausdrücklich feſt. Der Beklagte hat auch ſeinen 
Willen, trotz Klaglosſtellung der Klägerin den Prozeß fortzu⸗ 
ſetzen, alſo nicht etwa auf die Berufung zu verzichten, dadurch 
zum unzweideutigen Ausdruck gebracht, daß er nach eingelegter 
Berufung ſachliche, auf Abänderung des erſten Urteils gerichtete 
Beruſungsanträge geſtellt hat; vgl. über die Bedeutung dieſes 
letzteren Umſtandes für die Beurteilung der Zuläſſigkeit des 
Rechtsmittels das zitierte Urteil vom 17. Januar 1900. 
G. c. H., U. v. 29. Nov. 1905, 200/05 V. — Hamm. 

26. 5 268 ZPO. Vorausſetzung der unzuläſſigen Klage⸗ 
änderung. ] 

Mit Recht bezeichnet die Reviſion die Annahme des 
Berufungsrichters, wonach bezüglich der in II. Inſtanz erhobenen 
Eigentumsklage eine unzuläſſige Klageänderung vorliegen ſoll, 
als irrig. Daß das Eigentum der Beklagten an der ſtreitigen 
Parzelle in I. Inſtanz überhaupt zur Sprache gekommen iſt, er⸗ 
kennt der Berufungsrichter ausdrücklich an. Er hält dies aber 
nicht für ausreichend, legt vielmehr bei ſeiner Zurückweiſung 
der abgeänderten Klage entſcheidendes Gewicht darauf, daß der 
Beklagte nach dem Zuſammenhange ſeiner erſtinſtanzlichen Aus⸗ 
führungen jene Tatſache nicht zum Ausgangspunkt für ein 
ſelbſtändiges Klagefundament habe machen wollen, ſeine da⸗ 
malige Abſicht vielmehr lediglich darauf gerichtet geweſen ſei, 
eine Vertragserfüllungsklage auf Grund des Vertrages vom 
11. April 1871 anzuſtellen. Dem konnte indeſſen nicht bei⸗ 
getreten werden. Der den Zivilprozeß im allgemeinen be⸗ 
herrſchende Grundſatz, wonach nur das tatſächliche Partei⸗ 
vorbringen, nicht auch die rechtliche Qualifizierung der 
vorgebrachten Tatſachen den poſitiven einſchränkenden Verfahrens⸗ 
vorſchriften unterliegt, gilt auch für den beſonderen Fall der 
Klageänderung. Hatte die Partei diejenigen Behauptungen, 
deren Vorbringen zur Begründung des neuen Klagefundaments 
erforderlich iſt, bereits vorher rechtzeitig aufgeſtellt, ſo kommt 
darauf, aus welcher Veranlaſſung oder unter welchem rechtlichen 
Geſichtspunkte dies geſchehen iſt, nichts an. Die Partei kann, 
ſoweit eine andere rechtliche Gruppierung der Behauptungen 
möglich iſt und hieraus ſich ein neuer Klagegrund rechtlicher 
Natur herleiten läßt, dies jederzeit geltend machen; ſie tritt 
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dabei aus dem Rahmen einer nach 8 268 ZPO. zuläſſigen 
Abänderung des Vorbringens („Ergänzung oder Berichtigung 
rechtlicher Ausführungen“, Ziff. 1) nicht heraus. H. c. G., 
U. v. 11. Nov. 05, 146/05 V. — Naumburg. 

27. SS 303, 304 ZPO. Ermeſſen des RG. bei der Ent: 
ſcheidung über die Reviſion gegen ein Zwiſchenurteil, das zu Unrecht 
als ein der Rechtskraft fähiges erlaſſen worden iſt.] 

Das Berufungsgericht hat in der Begründung des 
von den Beklagten mit der Reviſion angefochtenen Urteils 
ausgeſprochen, daß dasſelbe unter Anwendung des § 304 
ZPO. mithin als ein der Rechtskraft fähiges Zwiſchen⸗ 
urteil über den Grund des Anſpruchs erlaſſen werde. Ein 
ſolches Urteil iſt zugelaſſen für die Entſcheidung über An⸗ 
ſprüche auf Leiſtung von Geld oder vertretbaren Sachen, denn 
es hat zur Vorausſetzung, daß mit der Feſtſtellung, der An⸗ 
ſpruch ſei begründet, nur deſſen Betrag ſtreitig bleibt, alſo 
lediglich noch der Betrag zu beſtimmen iſt. Um einen Anſpruch, 
der eine ſolche Entſcheidung zuließe, handelt es ſich im vor⸗ 
liegenden Falle nicht. Das angefochtene Urteil enthält vielmehr 
nur die Entſcheidung über ein ſelbſtändiges Angriffsmittel, und 
iſt deshalb in Wahrheit ein Zwiſchenurteil im Sinne des $ 303 
ZPO. Bei dieſer Sachlage iſt zwar das angefochtene Urteil 
der Reviſion zugänglich, da gegen ein Urteil, das, wenn auch 
fehlerhafterweiſe, als ein der Rechtskraft fähiges erlaſſen wurde, 
nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. (vgl. RG. 58, 
232) das ordentliche Rechtsmittel zuläſſig iſt. Die Reviſion 
iſt ferner begründet, ihr Erfolg kann jedoch nur darin beſtehen, 
daß der Fehler, der vorgefallen iſt, beſeitigt wird. Welche 
Maßnahmen zu dieſem Zweck erforderlich ſeien, hat ſich nach 
Lage des Falles zu richten. Es kann nach den obwaltenden 
Umſtänden geboten ſein, das fehlerhafte Urteil ganz aufzuheben 
und die Sache zur anderweiten Verhandlung zurückzuverweiſen 
(vgl. RG. 6, 421; 8, 300); es iſt indes ebenſowohl zu⸗ 
läſſig, an Stelle des fehlerhaften, das richtige Urteil zu ſetzen 
oder erſteres nur inſoweit aufzuheben, als es einen Fehler ent⸗ 
hält (vgl. Planck, Lehrbuch des Deutſchen Zivilprozeßrechts B. 2 
8 142 S. 467). Letzteres iſt in dem vorliegenden Falle die 
der Sachlage entſprechende Entſcheidung. Das Berufungsgericht 
durfte, als Element des von ihm zu erlaſſenden Endurteils, 
eine Entſcheidung über das Teilnahmerecht der Partei an dem 
Nachlaß der Witwe B. abgeben; fehlerhaft war nur die An⸗ 
wendung des §S 304 ZPO. und die hiermit zuſammenhängende 
Entſcheidung, daß Beklagte in die Ausantwortung der in Rede 
ſtehenden Worte an die Kläger zu willigen haben. Es war 
daher nur die letztere Entſcheidung in Wegfall zu bringen, was 
zur Folge hat, daß die angefochtene Entſcheidung mit dem 
Wortlaut, in dem ſie von dem Berufungsgericht hätte erlaſſen 
werden dürfen, als einfaches Zwiſchenurteil im Sinne des 
8303 ZRO. beſtehen bleibt. Inſoweit iſt mithin die Reviſion 
begründet. K. c. v. B., U. v. 9. Nov. 05, 235/05 IV. — 
Naumburg. 

28. 8 304 ZPO. Die Erlaſſung eines Zwiſchenurteils 
erfordert, daß irgend ein Schaden nach dem gewöhnlichen Ver⸗ 
lauf der Dinge entſtanden ſein könne.] 

Das Berufungsgericht hat ausgeſprochen, daß ſchon die 
Möglichkeit eines Schadens genüge, um den Anſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt zu erklären, alſo das Zwiſchen⸗ 
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urteil nach 8 304 ZPO. ergehen zu laſſen. Das iſt nur in 
dem Sinne richtig, daß von vornherein und „bis auf weiteres“ 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge erſichtlich iſt, daß der 
Kläger irgend einen Betrag zu beanſpruchen haben wird, nicht 
aber, wenn nach den tatſächlichen Unterlagen ebenſowohl auch 
jeder Anſpruch entfallen kann (RG. 16, 385; JW. 01 S. 839 
Nr. 14; die anſcheinend weitergehende Entſcheidung JW. 93 
S. 75 Nr. 7 iſt, wie das Zitat jener erſten Entſcheidung ergibt, 
nicht anders aufzufaſſen). K. c. O., U. v. 13. Nov. 05, 
55/05 VI. — Breslau. f 

29. 88 322 ff. ZpO. Bedeutung der Rechtskraft bei 
Abweiſung der Klage auf Herſtellung der ehelichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft.] | 

Die Parteien haben im Februar 1892 die Ehe miteinander 
geſchloſſen und den erſten ehelichen Wohnſitz in D. genommen. 
Sie leben ſeit dem 9. November 1892 getrennt. An dieſem 
Tage hat die Beklagte die Ehewohnung verlaſſen und ſich zu 
ihren Eltern zurückbegeben. Mit der im Oktober 1902 er⸗ 
hobenen Klage beantragte der Kläger, die Beklagte zu ver⸗ 
urteilen, die eheliche Lebensgemeinſchaft mit ihm herzuſtellen. 
Das LG. zu A. wies die Klage ab. Gegen dieſes Urteil legte 
der Kläger unter Wiederholung des Klagantrags Berufung ein. 
Das OLG. zu Bamberg wies dem Antrage der Beklagten ent⸗ 
ſprechend die Berufung des Klägers zurück. Nunmehr hat der 
Kläger Reviſion mit dem Antrage eingelegt, nach ſeinen 
Berufungsanträgen zu erkennen, eventuell die Klage als zur 
Zeit unbegründet abzuweiſen und dem Kläger das Recht auf 
neue Klage vorzubehalten. Die Reviſion iſt zurückgewieſen: 
Die Reviſion hat unter anderem unter Hinweis auf die Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. über die Rechtskraft (S§ 3 22 flg.) und die 
Entſcheidung der vereinigten Senate des RG. vom 12. Ok⸗ 
tober 1903 (RG. 55, 345) auszuführen geſucht, daß die Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsgerichts nicht oder doch nicht ohne den 
dem Eventualantrage entſprechenden Zuſatz zur Urteilsformel 
— Abweiſung zur Zeit, Vorbehaltung neuer Klage — beſtehen 
bleiben könne. Sie meint, bei Aufrechterhaltung des an⸗ 
gefochtenen Urteils ſei rechtskräftig für alle Zeiten feſtgeſtellt, 
daß der Kläger eine Wiederherſtellung der ehelichen Lebens⸗ 


gemeinſchaft von der Beklagten nicht fordern könne, damit werde 


unzuläſſigerweiſe eine lebenslängliche Trennung der Ehegatten 
von Tiſch und Bett eingeführt. Dieſe Ausführungen ſind nicht 
zutreffend, weil die Rechtskraft des angefochtenen Urteils die 
von der Reviſion unterſtellten Wirkungen nicht hat. Allerdings 
kann der abgeurteilte Tatbeſtand, aus dem entnommen worden 
iſt, daß das durch die Klage vom 20. Oktober 1902 zur 
Geltung gebrachte Verlangen nach Herſtellung der Gemeinſchaſt 
einen Mißbrauch des ehemännlichen Rechts enthält, in einem 
ſpäteren Rechtsſtreit nicht von neuem der richterlichen Ent⸗ 
ſcheidung unterbreitet werden. Da aber die Ehe der Parteien 
mit den daraus für beide Teile erwachſenden Rechten und 
Pflichten weiter beſteht, iſt dem Kläger, der in dem vorliegenden 
Rechtsſtreit ein mit der rechten ehelichen Geſinnung nicht ver⸗ 
einbartes Verlangen geſtellt hat, die Möglichkeit ſpäterer Sinnes⸗ 
änderung nicht zu verſchließen. Sollte der Kläger ſeinen Sinn 
ändern und demnächſt der Beklagten Gewähr dafür bieten, daß 
er in der ernſtlichen und aufrichtigen Abſicht, das eheliche 
Zuſammenleben mit dem Beklagten in einer dem ſittlichen Weſen 
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der Ehe entſprechenden Weiſe aufzunehmen, die Rückkehr der 


Beklagten fordere, jo würde einem ſolchen auf eine andere 
Sachlage geſtützten Anſpruche die Einrede der rechtskräftig ent⸗ 
ſchiedenen Sache nicht entgegenſtehen. Aus den Gründen des 
angefochtenen Urteils ergibt ſich, daß auf Grund des dort feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalts die Klage als zur Zeit des Erlaſſes des 
Urteils unbegründet abgewieſen worden iſt; eines dem Eventual⸗ 
antrage entſprechenden Zuſatzes zur Urteilsformel bedurfte es 
nicht. (RG. 52, 325.) Sch. c. Sch., U. v. 6. Nov. 05, 
231/05 IV. — Bamberg. 

30. 8 323 ZPO. verb. mit Haftpflichtgeſetz vom 7. Juli 
1871.] 

Das OLG. hatte die Beklagte auf Grund eines Unfalls, 
den Kläger bei dem Betrieb der Straßenbahn erlitten hatte, 
wur Bezahlung einer Rente ohne zeitliche Begrenzung verurteilt. 
Das RG. hob auf: Begründet iſt die Rüge der Reviſion der 
Beklagten, das Berufungsgericht habe die Zubilligung einer 
Jahresrente wegen Verminderung der Erwerbsfähigkeit nicht 
ohne zeitliche Begrenzung und nicht ohne Ermäßigung mit 
Mäckſicht auf das zunehmende Lebensalter ausſprechen ſollen, 
ſonbern feſtſtellen müſſen, bis zu welchem Zeitpunkt der Kläger 
ohne den Unfall ſeine Arbeitsfähigkeit behalten hätte. Bei der 
Demeffung des für die Zukunft in Form einer Rente zu 
ltiſtenden Schadenerſatzes hat der Richter auch diejenige Sach⸗ 
lage in Betracht zu ziehen, die ohne das Dazwiſchentreten des 
Ihadenbringenden Ereigniſſes vorausſichtlich künftig eingetreten 
fin würde. Den Maßſtab hierfür bildet die vorausſichtliche 
fünftige Geſtaltung der Verhältniſſe, die für die Dauer und 
den Umfang des Rentenanſpruchs maßgebend ſind, ſomit über⸗ 
haupt dieſe künftige Entwicklung nach dem gewöhnlichen Laufe 
der Dinge oder nach den beſonderen Umſtänden ſich im voraus 
ermeſſen läßt. Im vorliegenden Fall handelt es ſich darum, 
daß der Kläger, wenn er den Unfall nicht erlitten hätte, ver⸗ 
mutlich mit zunehmendem Alter in ſteigendem Maße an ſeiner 
Erwerbsfähigkeit verloren und daß dieſe ſchließlich wohl auch 
ganz aufgehört haben würde. Dieſe Sachgeſtaltung mußte, da 
Umftände, die dem im Wege ſtänden, nicht vorliegen, ſchon im 
ſezigen Urteile berückſichtigt werden. Dieſe Aufgabe ift dem 
Gericht auch nicht durch die Vorſchrift im §S 323 ZPO. ab⸗ 
genommen; denn dieſe hat nur die Veränderungen im Auge, 
welche in den bei dem Urteil in Betracht kommenden Verhält⸗ 
niſſen nachträglich eintreten. B. o. Stadtgem. D., U. v. 
2. Nov. 05, 39/05 VI. — Cöln. 

31. Einfluß neuer Beweisanträge gegenüber der im Wege 
des Urkundenbeweiſes benutzten Beweisergebniſſe eines anderen 
Prozeſſes. Revifionsurteile enthalten keine tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung.] 

Der Reviſion kann nicht Unrecht gegeben werden, wenn 
Ne ſich darüber beſchwert, daß der Berufungsrichter es abgelehnt 
hat, bezüglich der behaupteten Vereinbarung vom März 1901 
durd Vernehmung der benannten Zeugen, insbeſondere des 
Direktors C,, eine ſelbſtändige Beweisaufnahme zu veranſtalten. 
Unter Umſtänden können allerdings die in einem anderen 
Broseffe abgegebenen Zeugenausſagen im Wege des Urkunden⸗ 
beweiſes benutzt werden. Allein das Verhalten der Beklagten 
läßt erfennen, daß fie mit dieſer Art des Beweisverfahrens im 
vorliegenden Falle nicht einverſtanden waren, daß fie vielmehr 
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eine neue und vollſtändige Vernehmung der benannten Zeugen, 
namentlich des Zeugen C. im gegenwärtigen Rechtsſtreit be⸗ 
gehrten. Dieſem Verlangen kann die Berechtigung um ſo 
weniger abgeſprochen werden, als es ſich bei dem Gegenſtande 
der Vernehmung um eine äußerſt wichtige, für den Ausfall 
des Rechtsſtreits entſcheidende Frage handelt. Es läßt ſich 
auch der Verdacht nicht ganz von der Hand weiſen, daß die 
Entſcheidung in dem Vorprozeß vielleicht einen unzuläſſigen Ein⸗ 
fluß auf das Urteil des Berufungsgerichts im gegenwärtigen 
Prozeß geübt haben kann. Der Richter in dieſem Prozeß hat 
völlig ſelbſtändig und unabhängig von dem früheren Prozeß die 
ſtreitige Frage nach dem Zuſtandekommen des behaupteten Ab⸗ 
kommens vom März 1901 zu entſcheiden. Die Art und Weiſe 
aber, wie das Berufungsurteil ſich an das frühere Urteil an⸗ 
lehnt und deſſen Feſtſtellungen zu den ſeinigen macht, läßt nach 
dieſer Richtung nicht unerheblichen Zweifeln Raum. Auch die 
Ausführungen, mit denen der Berufungsrichter die Gründe 
zurückweiſt, welche die Beklagten nach ihrer Angabe als neue 
im gegenwärtigen Prozeſſe geltend gemacht haben, werden, 
wenn jene Bedenken begründet ſein ſollten, von dieſen mit er⸗ 
griffen, da ſie im engſten Zuſammenhang mit der Grundlage 
der Berufungsentſcheidung ſtehen. Ein völlig richtiges und 
wahrheitsgetreues Bild von der wirklichen Sachlage kann nur 
gewonnen werden, wenn der Berufungsrichter über das geſamte 
Vorbringen der Parteien im gegenwärtigen Prozeß als ein ein⸗ 
heitliches auf Grund einer ſelbſtändigen Beweisaufnahme be⸗ 
findet. Die Vermutung, daß C. jetzt nichts anderes ausſagen 
werde als im früheren Prozeß, kann keine Beachtung be⸗ 
anſpruchen. Völlig außer Betracht zu bleiben hat das frühere 
Reviſionsurteil. Der Berufungsrichter mißt bei ſeinen mehr⸗ 
fachen Bezugnahmen ihm eine Bedeutung bei, die ihm nicht zu⸗ 
kommt. Das erhellt ſchon daraus, daß er die Bemerkung am 
Schluſſe jenes Urteils, das Leiſtungsvermögen der Klägerin ſei 
unzweifelhaft als eine Art Feſtſtellung des Reviſionsurteils 
behandelt. Davon kann keine Rede ſein. Das Reviſionsgericht 
iſt weder rechtlich noch tatſächlich in der Lage, irgend welche 
Feſtſtellungen über das Leiſtungsvermögen der Klägerin zu 
treffen. Jene Worte bedeuten daher ſelbſtverſtändlich nichts 
anderes, als daß das Leiſtungsvermögen der Klägerin damals 
unzweifelhaft geweſen ſei, d. h. anders ausgedrückt, daß es 
von der beklagten Geſellſchaft im Laufe des damaligen 
Rechtsſtreites nicht bezweifelt worden ſei. Lediglich hier⸗ 
mit rechnete das Reviſionsgericht. Was aber die anderen Aus⸗ 
führungen des damaligen Reviſionsurteils angeht, ſo erſchöpft ſich 
ihre Tragweite völlig damit, daß fie die Zurückweiſung der da- 
maligen prozeſſualen Angriffe zum Gegenſtand hatten. Bei 
Erörterung ſolcher Angriffe iſt es unvermeidbar, daß das 
Reviſionsgericht in die Sache ſelbſt eingeht. Damit gewinnen 
die hierauf bezüglichen Ausführungen aber in tatſächlicher Be⸗ 
ziehung ſelbſtverſtändlich weder den Charakter eigener Feſt⸗ 
ſtellungen noch einer über den jeweiligen Prozeß hinaus⸗ 
gehenden Bedeutung. B. c. Ph., U. v. 29. Nov. 05, 38/05 VII. 

32. Beweis. Gelegentliche Urteile des Zeugen bedürfen 
nicht des Sachverſtändigeneides.] 

Allerdings iſt vom RG. ausgeſprochen worden, daß der 
Zeugeneid den Sachverſtändigeneid nicht decke (RG. 6, 3). 
Allein eine von einem Zeugen bei ſeiner Zeugenausſage ge⸗ 
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legentlich abgegebene Bemerkung, die ein Urteil enthält, braucht 
nicht ſtets mit dem Sachverſtändigeneide bekräftigt zu werden, 
und ſo verhält es ſich in Anſehung der von B. gemachten Aus⸗ 
ſage. F. c. F., U. v. 20. Nov. 05, 215/05 IV. — Berlin. 

33. 88 546, 554, 557a ZPO. Von mehreren Re⸗ 
viſionsanträgen iſt jeder zu begründen. Unzuläſſige Anträge 
haben bei Berechnung der Reviſionsſumme auszuſcheiden.] 

Die Klägerin hat folgende Anträge geſtellt: 1. die Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten feſtzuſtellen, der Klägerin 54 Doppel⸗ 
wagen Brikett Gruhl zu je 100 Mark zu liefern und zwar // 
auf Abruf in der Zeit vom 1. April bis 30. September 1900 
und ½ auf Abruf in der Zeit vom 1. Oktober 1900 bis 
31. März 1901, fürſorglich 2. dieſe Verpflichtung feſtzuſtellen 
mit dem Zuſatze, „bei gleichzeitiger Zahlung oder Sicherſtellung 
des Kaufpreiſes“, ganz fürſorglich 3. den Beklagten zu ver⸗ 
urteilen, an die Klägerin 54 Doppelwagen Brikett Gruhl zu je 
100 Mark gegen Zahlung des Kaufpreiſes oder nach Sicher⸗ 
heitsleiſtung für dieſen zu liefern und den Schaden zu erſetzen, 
der dadurch entſtanden iſt, daß er die vertraglichen Leiſtungen 
nicht rechtzeitig bewirkte. Das OLG. hat die Anträge 1 und 2 
wegen fehlenden Feſtſtellungsintereſſes, den Antrag 1 auch als 
ſachlich unbegründet zurückgewieſen, nach dem Antrage 3 — dem 
Anerkenntniſſe des Beklagten entſprechend — erkannt, ſoweit er 
die Verurteilung zur Leiſtung der Ware gegen Zahlung des 
Preiſes oder Sicherheitsleiſtung verlangt, dagegen den in 
Ziffer 3 weiter geſtellten Antrag auf Erſatz des Schadens aus 
dem angeblichen Schuldnerverzuge als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen. Klägerin legte Reviſion ein und in der Reviſions⸗ 
begründung beantragte ſie, das oberlandesgerichtliche Urteil auf⸗ 
zuheben und die Sache an das Berufungsgericht zurück⸗ 
zuverweiſen. Darnach verlangen die Reviſions anträge, das 
ganze Berufungsurteil aufzuheben; ſie erſtrecken ſich ſomit auf 
die Zurückweiſung der Anträge 1 und 2 in dem angefochtenen 
Urteile ſowie auf deſſen ganze Entſcheidung zu dem An⸗ 
trage 3. Als Reviſionsgrund iſt in der Begründungsſchrift 
nur Verletzung der Rechtsgrundſätze über die Lehre von 
Schuldnerverzug angegeben. Der angegebene Reviſions grund 
bezieht ſich alſo nur auf den Antrag 3, ſoweit der dort aus 
Schuldnerverzug beanſpruchte Schadenerſatz abgewieſen iſt. Das 
RG. wies die Reviſion durch Beſchluß zurück. Zur Abweiſung 
der Anträge 1 und 2, mit denen nach der dargelegten Sach⸗ 
und Rechtslage ſelbſtändige Anſprüche geltend gemacht wurden, 
ſind nach den obigen Feſtſtellungen Reviſionsanträge, aber keine 
Reviſionsgründe angegeben. Die Mußvorſchriften des 8 554 
3PO. über den Begründungszwang find indeſſen dahin aus⸗ 
zulegen, daß, um ihnen zu genügen, bis zum Ablauf der Be⸗ 
gründungsfriſt zu jedem der mehreren ſelbſtändigen Anſprüche 
Reviſionsantrag und Reviſionsgrund angegeben ſein muß und 
und daß, ſoweit das nicht geſchehen, die Reviſion als unzu⸗ 
läſſig zu verwerfen iſt. Aus dieſem Grunde iſt ſonach die 
Reviſion als unzuläſſig zu verwerfen, ſoweit ſie die Entſcheidung 
über die Anträge 1 und 2 betrifft. Mit der Reviſion iſt zwar 
weiter beantragt, die Entſcheidung in dem Berufungsurteil zu 
dem Antrage 3 ganz aufzuheben. Über den Antrag 3 ift in⸗ 
deſſen zugunſten der Klägerin und Reviſionsklägerin in dem 
Umfange erkannt, als der Beklagte zur Lieferung der verkauften 
Ware gegen Zahlung des Preiſes oder Sicherheitsleiſtung ver⸗ 


As 1. 1906. 
urteilt iſt. In dieſem Umfange iſt die Reviſion unzuläſſig; 
denn das Rechtsmittel der Reviſion ſetzt begriffsmäßig voraus, 
daß der Reviſionskläger durch den mit ihr angegriffenen Teil 
der Entſcheidung verletzt ſei. Weil die Reviſion, ſoweit ſie die 
Entſcheidung über die Anträge 1 und 2 betrifft, unzuläſſig iſt, 
kann auch das Eventualverhältnis des Antrages 3 zu jenen 
Anträgen nicht aus dem Geſichtspunkte verwettet werden, daß 
wegen jenes Eventualverhältniſſes ſich aus der Anfechtung der 
Entſcheidung zu den Anträgen 1 und 2 folgerichtig der Antrag 
auf Aufhebung der ganzen Entſcheidung über den Antrag 3 
ergebe. Sonach bleibt, nur übrig die Anſechtung des 
Teiles der Entſcheidung über den Antrag 3, durch den der 
Anſpruch aus dem Schuldnerverzug auf Erſatz des durch ver⸗ 
ſpätete Leiſtung verurſachten Schadens abgewieſen iſt. Hier iſt 
zwar Reviſionsantrag und Reviſionsgrund angegeben und da⸗ 
mit die Vorſchrift des 8 554 ZPO. erfüllt. Dagegen fehlt es 
an einem 2500 Mark überſteigenden Beſchwerdegegenſtand. 
Denn es iſt nach Sachlage ausgeſchloſſen, daß in der hier in 
Betracht kommenden Zeit der Preis der Brikett zunächſt ſo hoch 
geſtiegen, dann aber wieder ſo tief geſunken ſei, daß der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem vereinbarten Kaufpreiſe, dem Höchſtpreiſe 
der Zwiſchenzeit und dem Marktpreiſe bei Erlaſſung des Be⸗ 
rufungsurteils für 54 Doppelwagen 2 500 Mark überſteige. 
Weiterhin kann bei Berechnung des Wertes der Beſchwerde, 
nicht der Wert des Beſchwerdegegenſtandes der Reviſions⸗ 
anträge eingerechnet werden, in bezug auf welche die Reviſion 
formell unzuläſſig iſt, ſei es daß der Vorſchrift des §8 554 
ZPO. nicht genügt wurde oder das Rechtsmittel der Reviſion 
überhaupt nicht zuläſſig war. Für die Berechnung der Ne: 
viſionsſumme liegt in einem ſolchen Falle die Sache ebenſo, wie 
wenn es ſich von vornherein nur um den oder die Anträge 
gehandelt hätte, wegen deren das Rechtsmittel der Reviſion 
überhaupt zuläſſig war und der Vorſchrift des 8 554 a. a. O. 
genügt if. R. c. L., Beſchl. v. 7. Nov. 05, 478/05 II. — 
Cöln. 

34. 5547 ZPO. 8 70 Abſ. 3 Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
8 20 des Mecklenburgiſchen Ausſührungsgeſetzes zum Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz. Begriff der öffentlichen Abgaben, bezüglich 
deren die Reviſion ohne Rückſicht auf den Betrag zuläſſig iſt.] 

Der Kläger beanſprucht auf Grund einer angeblich be⸗ 
ſtehenden Obſervanz für die von ihm als Superintendenten 
vorgenommene Einführung zweier Lehrer von der beklagten 
Stadtgemeinde als Patron der Schule je 6 Mark und hat auf 
Zahlung dieſer 12 Mark Klage erhoben, worauf die Beklagte 
widerklagend beantragt hat, feſtzuſtellen, daß ſie für eine der⸗ 
artige Einführung eine Gebühr überhaupt nicht zu zahlen habe. 
Die Reviſion des Klägers gegen das die Klage abweiſende 
Urteil des OLG. wurde als unzuläſſig verworfen: Daß die 
Reviſionsſumme nicht gegeben iſt, liegt auf der Hand. Es 
kann ſich daher nur fragen, ob einer der Fälle vorliegt, in 
welchen die Reviſion nach 8 547 ZBD. ohne Rückſicht auf 
den Wert des Beſchwerdegegenſtandes ſtattfindet, und hier kann, 
wie auch die Reviſion ſelbſt anerkennt, nur in Frage kommen, 
ob es ſich um einen Anſpruch „in betreff öffentlicher Abgaben“ 
handelt (§S 547 Nr. 2 ZPO., 8 70 Abſ. 3 GVG. in Ver⸗ 
bindung mit 8 20 AGGVG.). Offentliche Abgaben im Sinne 
des § 70 Abſ. 3 des GVG. ſind aber Leiſtungen, welche Mit⸗ 


A 


35. Jahrgang.. 


glieder öffentlich⸗rechtlicher Verbände (Staat, Kommunalverbände, 
Gemeinden, Kirchen, Schulen) für die Zwecke des Verbandes 
zu machen haben, welche durchweg einen ſteuerartigen Charakter 
haben und ſich nicht als Gegenleiſtung für eine ſpezielle, dem 
einzelnen gemachte Leiſtung darſtellen. Im vorliegenden Fall 
kann von alledem keine Rede fein; es handelt ſich lediglich 
um eine dem Superintendenten für eine beſondere Amtshandlung 
angeblich zuſtehende Gebühr. S. c. Stadt P., U. v. 7. Nov. 05, 
198/05 III. — Roftod. 

35. § 600 ZPO. in Verb. mit $ 20 WO. Im Nach⸗ 
verfahren iſt bei rechtskräftiger Verurteilung im Wechſelprozeß 
der Einwand der Ungültigkeit des Wechſelproteſtes nicht mehr 
hläſſig.] 

Die Reviſion rügt nur, daß der Berufungsrichter in dem 
jetzigen Nachverfahren es abgelehnt habe, auf die Prüfung des 
aus dem Mangel des Proteſtes vom 16./ 18. April 1904 wegen 
Nächtdatierung des Akzepts erhobenen Einwandes einzugehen. 
Dieſer Proteſt war nach Art. 20 WO. zur Vermeidung des 
Verluſtes des wechſelmäßigen Anſpruchs gegen den Beklagten 
als Indoſſanten des Wechſels binnen zwei Jahren nach der 
Ausſtelung des Wechſels zu erheben. Nach Art. 4 Nr. 8 WO. 
gilt der bei dem Namen des Bezogenen angegebene Ort Eckern⸗ 
förde als Wohnort des Bezogenen. Nach Art. 91 WO. war 
der Proteſt grundsätzlich in der Wohnung des Bezogenen in E. 
zu erheben. Erhoben iſt er in der Wohnung des Bezogenen 
in H., wohin der Bezogene, wie im Proteſt feſtgeſtellt, verzogen 
war. Es iſt die Anſicht aufgeſtellt worden, daß mit Rückſicht 
auf die Natur der Handlung der Datierung des Akzepts die 
Proteſterhebung im wirklichen Wohnorte des Bezogenen nicht 
umzuläſſig je. Ob dem beizutreten und ob der Richter im 
Wechſelprozeß davon ausgegangen iſt, kann dahingeſtellt bleiben. 
Der Beklagte hat im Wechſelprozeß die Ungültigkeit des Pro⸗ 
teftes nicht gerügt. Der Richter im Wechſelprozeß hatte die 
Gültigkeit des Proteſtes von Amts wegen zu prüfen, da nach 
Art. 20 WO. davon der Beſtand des im Wechſelprozeß geltend 
gemachten Wechſelregreßanſpruchs abhing. Es muß angenommen 
werden, daß der Richter dieſe Prüfung hat eintreten laſſen. 
Durch das rechtskräftige Wechſelurteil iſt, wenn die Rechtskraft 
des Wechſelurteils überhaupt eine Bedeutung haben ſoll, rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt, daß der Wechſelanſpruch nach Wechſel und 
Proteſt rechtlich begründet iſt, beſteht und liquide iſt. Der 
Richter im Wechſelprozeß hat durch das Wechſelurteil von ſelbſt 
über die Gültigkeit des Proteſtes dadurch entſchieden, daß er 
den Wechſelanſpruch zugeſprochen hat. Daß er in den Gründen 
ſeines Urteils ſich über die Gültigkeit des Proteſtes, die nicht 
bemängelt war, nicht ausdrücklich ausgeſprochen hat, ändert 
daran nichts, da er die Gültigkeit des Proteſtes von Amts 
wegen zu prüfen hatte. Hätte er ſich darüber ausdrücklich 
dusgeſprochen, ſo würde kein Zweifel darüber aufkommen können, 
uß der in feinem Urteil gemäß 8 599 ZPO. ausgeſprochene 
Vorbehalt der Rechte ſich auf den Einwand der Ungültigkeit 
des Proteſtes nicht bezog und der Einwand, nachdem das 
Wechſelurteil rechtskräftig geworden, im Nachverfahren nicht 
Wieder vorgebracht werden konnte. Dieſem ausdrücklichen Aus⸗ 
ſprach ſteht der in dem Wechſelurteil enthaltene ſtillſchweigende 
Auäſpruch gleich. Nach $ 600 ZPO. bleibt der Rechtsſtreit 
Wi Vorbehalt der Rechte im ordentlichen Verfahren anhängig, 
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aber doch nur inſoweit, als er nicht rechtskräftig entſchieden iſt. 
88 597, 598, 599 ZPO. In das Nachverfahren gelangt 
nur, was nicht rechtskräftig abgemacht iſt. Darauf beruhte für 
das frühere Wechſelſeparatum das Urteil des vormaligen OHG. 
in feiner Entſcheidung, OHG. 15, 103, wo daraus abgeleitet 
iſt, daß das rechtskräftige Wechſeljudikat für das Separatum 
die Gültigkeit des Wechſels unanfechtbar feſtſtelle. Auf der 
gleichen Auffaſſung beruht das Urteil des RG. vom 13. März 
1902 VI. 435/01 und im weſentlichen auch das Urteil vom 
16. März 1895 I. 431/94. H. c. B., U. v. 25. Nov. 05, 
317/05 I. — Kiel. 

36. 88 872, 878 ZPO. 

Der V. 3S. des RG. pflichtet der Annahme des 
VII. Senats (JW. 02, 170 Nr. 30) bei, daß der Wider⸗ 
ſpruch im Verteilungsverfahren auch auf perſönliche Anſprüche 
geſtützt werden darf, die zwiſchen dem Liquidanten und dem 
Widerſprechenden beſtehen und eine Ausſchließung oder Be⸗ 
ſchränkung der Geltendmachung der Hypothek dem Wider⸗ 
ſprechenden gegenüber zum Gegenſtande haben. F. u. Gen. c. L., 
U. v. 18. Nov. 05, 109/05 V. — Dresden. 

37. 88 916, 920 ZPO. Glaubhaftmachung des Arreſt⸗ 
grundes, Befürchtung, daß der amerikaniſche Schuldner in das 
Ausland gehen werde. Arreſt wegen Prozeßkoſten.] 

Der Antragſteller hat eine an Eidesſtatt abgegebene Ver⸗ 
ſicherung des E. vorgelegt, von der er annimmt, daß durch ſie 
der Arreſtgrund ausreichend glaubhaft gemacht erſcheine. Nach 
der Verſicherung des E. hat der Beklagte F. dieſem wiederholt 
erklärt, er wolle ſobald der Prozeß zu Ende ſei und er 
das deponierte Geld heraus habe, nach Amerika gehen, ferner 
es ſei dem E. bekannt, daß F. Amerikaner ſei. An ſich iſt 
die Verſicherung geeignet, die bekundeten Tatſachen, d. h. die 
Außerungen des Beklagten und den Umſtand, daß derſelbe 
amerikaniſcher Bürger iſt, als glaubhaft anſehen zu laſſen. 
Für die Annahme, daß es dem Beklagten mit dem geäußerten 
Vorhaben kein Ernſt ſei, liegt nichts vor. Alsdann aber iſt 
Grund zu der Beſorgnis vorhanden, daß der Beklagte ſich in 
das Ausland begeben werde, und zwar ohne den Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch des Antragſtellers, ſofern dieſer zur Feſt⸗ 
ſtellung gelangt, zu befriedigen. Ob der Beklagte zugleich 
ſeinen gegenwärtigen Wohnſitz im Inlande aufzugeben oder ſich 
in Amerika nur vorübergehend aufzuhalten und in abſehbarer 
Zeit zurückzukehren beabſichtigt, ſteht dahin, irgend ein Anhalt 
für letzteres iſt nicht vorhanden, ſeine Außerungen ſprechen eher 
dagegen. Unter dieſen Umſtänden läßt ſich nicht anders an⸗ 
nehmen, als daß die Vollſtreckung des Urteils in das einzige 
bekannte Vermögensobjekt des Beklagten, ſeinen Anſpruch auf 
die Hinterlegungsſumme und den auf dieſen zu zahlenden Be⸗ 
trag, nur im Auslande verſucht werden könnte. Es muß ferner 
der Prozeßkoſtenerſatzanſpruch des Antragſtellers als zur 
Sicherung im Wege des Arreſtes geeignet betrachtet werden. 
Zu der Frage, ob ſchon mit Beginn des Rechtsſtreits jeder 
Partei ein bedingter Anſpruch auf Erſtattung der Koſten gegen 
die Gegenpartei zufteht, braucht bei Lage des gegenwärtigen 
Falls Stellung nicht genommen zu werden, denn dieſer hat ſich 
dahin entwickelt, daß kraft bedingten Urteils des Berufungs⸗ 
gerichts der Ausgang der Sache, auch im Koſtenpunkte, von 
der Leiſtung oder Nichtleiſtung eines dem Kläger J. auf⸗ 
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erlegten richterlichen Eides abhängig iſt. In ſeiner ſo ge⸗ 
gebenen Geſtalt iſt der Anſpruch jedenfalls nicht als ein nur 
möglicherweiſe demnächſt erwachſender, ſondern als ein be⸗ 
dingter im Sinne des $ 916 der Zivilprozeßordnung zu be⸗ 
trachten. P. c. F., Beſchl. v. 17. Nov. 05, B 275/05 VI. — 
Berlin. 

38. § 926 ZPO. Im Arreſtwiderſpruchsverfahren iſt 
der Arreſtaufhebungsgrund wegen nicht rechtzeitiger Klage⸗ 
erhebung zu berüdfichtigen.] 

Es handelt ſich um eine einſtweilige Verfügung. Dieſe 
geht auf Eintragung einer (demnächſt auch eingetragenen) Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung einer 
Sicherungshypothek aus 8 648 BGB. Die Beklagten machen 
geltend, daß die einſtweilige Verfügung ſchon deshalb auf⸗ 
gehoben werden müſſe, weil die Klägerin der Anordnung des 
Arreſtgerichts, die Hauptklage binnen beſtimmter Friſt zu er⸗ 
heben, nicht nachgekommen ſei. Der Berufungsrichter meint, 
hierüber ſei im gegenwärtigen Verfahren nicht zu befinden, den 
Beklagten müſſe es vielmehr überlaſſen bleiben, den Antrag 
auf Aufhebung der einſtweiligen Verfügung, wenn er auf 
8 926 ZPO. geſtützt werden ſolle, bei dem Arreſtgericht anzu⸗ 
bringen. Der Berufungsrichter nimmt hierbei Bezug auf das 
in KGBl. 95, 78 mitgeteilte Urteil des KG. X. ZS., vom 
30. März 1895, deſſen Begründung er ſich zu eigen macht: 
Der erkennende Senat des RG. vermag dieſe Rechtsauffaſſung 
nicht zu teilen. Es iſt zuzugeben, daß ſich der auf $ 926 
ZPO. geſtützte Rechtsbehelf des Arreſtbeklagten inſofern von 
den anderen Gründen, aus denen nach 88 925, 927 ZPO. 
die Aufhebung des Arreſtes verlangt werden kann, unterſcheidet, 
als er lediglich prozeſſualer Natur und erſt in dem Arreſt⸗ 
verfahren entſtanden iſt, während ſich jene anderen Gründe auf 
Umſtände ſtützen, die außerhalb des Verfahrens liegen. Aber 
dieſer Unterſchied rechtfertigt nicht die vom Berufungsrichter 
daraus gezogene Folge, daß über den Rechtsbehelf des § 9 26, 
wenn bereits ein Verfahren über die Aufhebung des Arreſtes 
— ſei es aus § 925 oder aus $ 927 — ſchwebt und dieſes 
in die Berufungsinſtanz gediehen iſt, ein beſonderes Prozeß⸗ 
verfahren ſtattfinden müſſe. Ein innerer Grund hierfür, der 
etwa aus der Parteiſtellung oder aus der Verſchiedenartigkeit 
des Verfahrens hergeleitet werden könnte, iſt nicht zu erſehen. 
Das KG. legt zwar in dem oben erwähnten Urteile vom 
30. März 1895 Gewicht darauf, daß dem Arreſtkläger eine 
Inſtanz verloren gehen würde, wenn die Aufhebung des Arreſtes 
aus 8 926 Abſ. 2 ZPO. erſtmalig in der Berufungsinſtanz 


verlangt werden dürfte. Aber dies iſt kein durchſchlagender 


Grund; die Inſtanz geht überall da verloren, wo der Beklagte 
einen Einwand oder ſonſt einen Rechtsbehelf, den er ſchon in 
der I. Inſtanz geltend machen konnte, erſt in der Berufungs⸗ 
inſtanz vorbringt und mit ihm ein obſiegliches Urteil erzielt. 
Übrigens trifft der Grund im vorliegenden Falle nicht einmal 
zu, weil die den Beklagten zur Klageerhebung geſtellte Friſt 
bei Verkündung des Urteils I. Inſtanz noch nicht abgelaufen 
war. Entſcheidend aber ſpricht gegen den Berufungsrichter, 
daß die von ihm vertretene Meinung auf einen zweckloſen 
Formalismus hinausläuft; denn zwecklos wäre es, wenn der 
Berufungsrichter genötigt wäre, die Aufrechterhaltung eines 
Arreſtes auszuſprechen, von dem er ſieht, daß ihn der Arreſt⸗ 
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beklagte ohne weiteres durch einen Antrag aus § 926 Abſ. 2 
zu Falle bringen kann. Ob hieraus zu folgern iſt, daß der 
Arreſtbeklagte, wofern er in der Lage iſt, den Antrag auf Auf⸗ 
hebung des Arreſtes aus $ 926 Abſ. 2 zu ſtellen, ihn in dem 
anhängigen Verfahren in der Berufungsinſtanz ſtellen muß, 
fo daß er feiner Antragsbefugnis aus §8 926 Abſ. 2 verluſtig 
ginge, wenn er dies verabſäumt, braucht hier nicht entſchieden 
zu werden, denn dieſer Fall liegt nicht vor; hier handelt es 
ſich darum, ob der Berufungsrichter berechtigt und verpflichtet 
iſt, über den Antrag aus § 926 Abſ. 2, wofern er vor 
ihm geſtellt iſt, ſelbſt zu entſcheiden, und dies iſt im Gegen⸗ 
ſatz zum Berufungsgericht unbedenklich anzunehmen. Die 
Gründe, aus denen das NG. bereits ausgeſprochen hat, daß 
über die Aufhebung des Arreſtes, wenn dieſe mit erhobenem 
Widerſpruch aus 8 925 ZPO. und mit dem Aufhebungs⸗ 
antrage aus § 927 ZPO. verlangt wird, in demſelben Ber: 
fahren zu entſcheiden iſt (vgl. Urteil des IV. ZS. vom 9. Fe⸗ 
bruar 1905, Gruchots Beitr. 49, 1071 und JW. 05 S. 209 
Nr. 17; auch Urteil des I. ZS. vom 16. März 1904, RG. 
57, 223), treffen auch hier zu. Daß das Geſetz, wie der 
Berufungsrichter anzunehmen ſcheint, nur das Arreſtgericht er⸗ 
mächtigt hätte, die Aufhebung des Arreſtes auszuſprechen, wenn 
der von ihm getroffenen Anordnung nicht Folge geleiſtet wird, 
läßt ſich aus 8 926 Abſ. 2 nicht entnehmen. Ph. c. A., 
U. v. 15. Nov. 05, 363/05 V. — Berlin. 

Zivilprozeßnovelle vom 5. Juni 1905. 

39. 8 554 ZPO. Verwerfung der Reviſion wegen 
mangelnder Reviſionsſumme durch Beſchluß. 

Die Reviſion gegen das am 2. November 1905 zugeſtellte 
Urteil des Berufungsgerichts vom 23. Juni 1905 iſt in der 
geſetzlichen Form und Friſt bei dem BayObèe G. zu München 
eingelegt, welches ſich für unzuſtändig erklärt hat. Mit der 
Einlegung der Reviſion iſt zugleich, was zuläſſig, deren Be 
gründung erfolgt. In der Reviſionsbegründung iſt angegeben, 
daß das Intereſſe der Klägerin an dem Klagbegehren, welches 
in der Berufungsinſtanz nur noch auf die Unterlaſſung der 
Herſtellung und des Vertriebs von Schienenbefeſtigungen für 
Spielzeugeiſenbahnen nach dem Gebrauchsmuſter 207736 vom 
20. Auguſt 1903 der Beklagten ohne Erlaubnis der Klägerin 
geht, an Geldwert die Reviſionsſumme weit überſteige, wie 
zwiſchen den Parteien unſtreitig ſei. In der mündlichen Ver⸗ 
handlung I. Inſtanz vom 15. April 1904 haben aber die 
Parteien übereinſtimmend erklärt, daß ſie die Höhe des Streit⸗ 
gegenſtandes auf 2000 Mark ſchätzen. Damit würde die Reviſions⸗ 
ſumme nach dem § 546 Abſ. 3 ZPO. in der alten Faſſung erfüllt 
ſein, aber nicht die in der neuen, vorliegend nach Art. III des Geſetzes 
vom 5. Juni 1905 anzuwendenden Faſſung geforderte Summe 
von mehr als 2500 Mark. In der Reviſionsbegründung und 
innerhalb der Friſt zur Begründung der Reviſion, 8 554 ZPO. 
(n. F.), iſt nicht glaubhaft gemacht, daß der Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes den Betrag von 2500 Mark überſteigt, obwohl 
die Klägerin dazu bei dem erklärten Einverſtändnis der Parteien 
über den Wert des Streitgegenſtandes von 2 000 Mark alle 
Veranlaſſung hatte. Nach Ablauf der Friſt zur Begründung der 
Reviſion find ſeitens des Prozeß bevollmächtigten der Klägerin 
für die Reviſionsinſtanz zur Glaubhaftmachung der Reviſions⸗ 
ſumme zwei Beſcheinigungen des Fabrikbefigers B. zu N. bei⸗ 


„1 
* 

ad 
* 


35. Jahrgang. 


gebracht, nach welchen die Klägerin nach ihrem Patent bei der 
Herstellung der Schienen gegen das frühere Verfahren in 
10 Monaten etwa 11000 Mark Arbeitslohn erſpart, die Beklagte 
nach der Meinung des B. mindeſtens die Hälfte der Spiel⸗ 
zeugeifenbahnfchienen, welche die Klägerin herſtellt, fabriziert, 
mit der Klägerin nicht mehr konkurrieren könnte, wenn ſie nach 
dem alten Verfahren weiter fabrizierte, der Abſatz der Klägerin 
dadurch ein weit größerer geworden wäre. Daraus iſt für die 
Glaubhaftmachung der Reviſionsſumme von mehr als 2500 Mark 
nichts zu entnehmen. Der Wert des Beſchwerdegegenſtandes 
für die Klägerin beſtimmt ſich nach ihrem Intereſſe und dies 
Intereſſe nach dem Umfange der Konkurrenz, welche ihr die 
Beklagte macht, wenn ſie ihre Gebrauchsmuſter ohne Erlaub⸗ 
nis der Klägerin ausnutzen darf. Daß das Gebrauchsmuſter 
der Beklagten mit dem Patent der Klägerin identiſch und des⸗ 
halb zu löſchen iſt, behauptet die Klägerin nicht mehr; ſie be⸗ 
hauptet nur noch Abhängigkeit des Muſters von dem Patente. 
In welchem Umfange die Beklagte ihre Gebrauchs— 
nuſter ausnutzt, darüber erhellt nichts; in den Inſtanzen 
ſud darüber keine Angaben gemacht. Die Beſcheinigung, daß 
die Klägerin nach ihrem Patent etwa 11000 Mark Arbeits⸗ 
Iopn gegen früher erſpart, gibt dafür keinerlei Anhalt, auch 
ncht die von B. kundgegebene Meinung, daß die Beklagte 
nindeſtens die Hälfte der Spielzeugeiſenbahnſchienen herſtelle 
bie die Klägerin. Um die Schienen handelt es ſich nicht, 
ſondenn um die Befeſtigungsart derſelben, die in das Patent 
der Klägerin eingreifen ſoll. Die Anſicht des B., der Abſatz 
der Klägerin würde ohne die Konkurrenz der Beklagten ein 
größerer fein, wenn die Beklagte nicht nach ihrem Gebrauchs⸗ 
mufter fabrizierte, mag richtig fein, aber daraus ergibt ſich über 
den Umfang und die Bedeutung der Konkurrenz nichts. Was 
für die Klägerin wert iſt, und die Beklagte während der Dauer 
des Gebrauchsmuſters ihrer Lizenz betraf, hat die Klägerin 
ſelbtt in Übereinſtimmung mit der Beklagten in den Inſtanzen 
auf 2000 Mark geſchätzt. Von dieſer Schätzung abzuweichen, 
bieten die jetzt beigebrachten Beſcheinigungen keinen Anlaß. 
Die Revifion iſt deshalb nach 8 554 ZPO. (n. F.) als un⸗ 
uläſſig verworfen. B. c. Sch., Beſchl. v. 18. Nov. 05, 
525/05 I. — Reichsgericht. 

40. 8 554 ZPO. Verwerfung der Reviſion trotz 
Einreihung einer Beſcheinigung wegen Nichtglaubhaftmachung 
ber Reviſionsſumme ohne Verhandlung durch Beſchluß. 

Das vom Beklagten angefochtene Teilurteil vom 8. Juli 
1905 iſt am 8. Auguft 1905 zugeſtellt worden; die Reviſion 
wurde am 5. September 1905, ſohin rechtzeitig, durch Ein⸗ 
rrichung der Reviſionsſchrift bei dem RG. eingelegt. Der die 
Awiſionsbegründung enthaltende Schriftſatz ift am 14. Oktober 
1906, ſohin rechtzeitig, bei dem Reviſionsgericht eingereicht 
1 Ein beſtimmter Wert des Beſchwerdegegenſtands iſt 
n der Reviſionsbegründung nicht angegeben; es findet ſich 
aber in derſelben die Bemerkung, daß bei dem Umfange der 
Geihäfte und dem Zeitraum, auf den ſich die geforderte Ab⸗ 
uuchung erſtrecke, das Vorhandenſein der Reviſionsſumme 

einem Bedenken unterliege. Nachträglich wurde zur 

Glaubhaftmachung der Reviſionsſumme von dem Prozeß⸗ 
cvolmächtigten des Reviſionsklägers am 16. November 
1905 noch eine Erklärung des Bücherreviſors B. überreicht, 
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nach welcher dieſer dem Beklagten gegenüber ſich bereit erklärt, 
gegen ein Geſamthonorar von 3 000 Mark die Bearbeitung 
einer Rechnungslegung für die Geſchäftsjahre 1896/97, 1897/98 
und 1899/1900 zum Zweck einer gerichtlichen Auseinander⸗ 
ſetzung zu übernehmen. Hierdurch erſcheint jedoch dem 
Reviſionsgericht das Vorhandenſein eines den Betrag von 
2 500 Mark überſchreitenden Wertes des Beſchwerdegegenſtandes 
keineswegs glaubhaft gemacht. Daß ein Beſchwerdegegenſtand 
in dieſer Höhe gegeben ſei, war von dem Reviſionskläger 
glaubhaft zu machen; allein die Reviſionsbegründung enthält 
von einer ſolchen Glaubhaftmachung nichts, und auch die 
Bezugnahme auf die nachträglich eingereichte Erklärung des 
Bücherreviſors B. kann ſie nicht liefern. Denn wenn der 
Beklagte, der ehemalige Geſellſchafter des Erblaſſers der Kläge⸗ 
rinnen, verurteilt werden ſoll über ſämtliche zum Geſchäftskreiſe 
der Firma D. & Sch. gehörige Geſchäfte, welche in der Zeit 
vom 1. Juli 1896 bis zum 30. Juni 1898 und vom 1. Juli 
1899 bis 30. Juni 1900 abgeſchloſſen worden ſind, Rechnung 
zu legen, ſo iſt dieſe Pflicht zur Rechnungslegung eine ihn in 
dem angenommenen Falle perſönlich treffende Pflicht, welche 
auch nur von ihm perſönlich erfüllt werden kann, weil nur 
er die Kenntnis deſſen beſitzt, was im Geſchäfte vorgegangen 
iſt und deshalb beurteilen kann, ob Geſchäfte vorgekommen 
ſind, welche in die Bücher nicht eingetragen worden ſind. Es 
iſt demnach unerheblich, für die Bemeſſung des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes, welches Honorar ein Bücherreviſor, welcher der 
ganzen Geſchäftstätigkeit des Beklagten vollſtändig fern ſtand, 
für eine Rechnungslegung erhalten würde, welche dem Beklagten 
in ſeiner Eigenſchaft als Geſellſchafter obliegen würde und nur 
von ihm ſelbſt mit den Kenntniſſen der Geſchäfte, die er als 
Geſellſchafter hat, in vollkommener Weiſe gewährt werden 
kann. Nach der allgemeinen Sachlage und dem Zeitraum, um 
den es ſich handelt, iſt dem Reviſionsgericht nicht glaubhaft 
gemacht, daß der vermögensrechtliche Anſpruch, auf welchen ſich 
das angefochtene Teilurteil allein bezieht, für den Reviſions⸗ 
kläger einen höheren Beſchwerdegegenſtand als einen ſolchen 
von 1000 Mark ergibt. Die Reviſion war deshalb in An- 
wendung des 5 5548 ZPO. als unzuläſſig zu verwerfen. 
D. c. Sch., Beſchl. v. 18. Nov. 05, 485/05 I. — Reichs⸗ 
gericht. 

41. 5 554 Abſ. 2 ZPO. in Verb. mit § 250 380. 
Die Unterbrechung des Verfahrens und des Laufes der Re⸗ 
viſionsfriſt beginnt erſt von Zuſtellung des Ausſetzungs⸗ 
beſchluſſes an.] 

Noch bevor das die Klage gegen den Mitbeklagten A. 
abweiſende, am 29. Juni 1905 verkündete Berufungsurteil zu⸗ 
geſtellt worden war, iſt der Kläger am 11. Juli 1905 unter 
Hinterlaſſung ſeiner Ehefrau als Vorerbin und der aus der Ehe 
hervorgegangenen acht Kinder als Nacherben verſtorben. Dem⸗ 
nächſt erfolgte am 14. Juli 1905 die Zuſtellung des Berufungs⸗ 
urteils. Mittels Eingabe vom 12. Auguſt beantragte der 
inzwiſchen für die Reviſionsinſtanz zum Prozeßbevollmächtigten 
der klägeriſchen Erben beſtellte Anwalt die Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens gemäß 88 246, 248 ZPO. Dem Antrage wurde 
durch Beſchluß des Ferienſenats des RG. vom 14. Auguſt 1905 
ohne mündliche Verhandlung ſtattgegeben. Zugeſtellt iſt der 
Beſchluß dem Reviſionsanwalt am 15. Auguſt, dem zweit⸗ 
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inſtanzlichen Prozeßbevollmächtigten des Mitbeklagten A. am 
16. Auguſt 1905. In einer ſpäteren, als Reviſionsſchrift be⸗ 
zeichneten Eingabe vom 30. Oktober 1905, eingegangenen bei 
dem RG. an demſelben Tage, erklärte der Reviſionsanwalt, daß 
er namens der klägeriſchen Erben und ihrer Ehemänner das 
bisher ausgeſetzte Verfahren aufnehme und gegen das Berufungs⸗ 
urteil Reviſion einlege: Nach S 250 ZPO. erfolgt die Auf⸗ 
nahme eines unterbrochenen oder ausgeſetzten Verfahrens, ſofern 
ſie nicht etwa in der mündlichen Verhandlung erklärt wird, 
durch Zuſtellung eines Schriftſatzes an die Gegenpartei; Ein⸗ 
reichung einer die Aufnahmeerklärung enthaltenden Eingabe bei 
Gericht genügt nicht, wie das RG. dies bereits für den Fall 
der Verbindung der Verfahrensaufnahme mit der Einlegung 
einer Beſchwerde ausgeſprochen hat (vgl. RG. 30, 409). Es 
fragt ſich deshalb, ob, nachdem durch die Zivilprozeßnovelle 
vom 5. Juni 1905 für das Rechtsmittel der Reviſion die 
Form der Einlegung durch Schriftſatzzuſtellung an die Gegen⸗ 
partei beſeitigt und an ihre Stelle die dem Beſchwerdeverfahren 
nachgebildete Form der Einreichung der Reviſionsſchrift bei 
Gericht geſetzt worden iſt, nunmehr noch eine gleichzeitige Vor⸗ 
nahme beider Akte — Aufnahme des Verfahrens und Einlegung 
der Reviſion — in einer Schrift möglich und wirkſam iſt. 
Der Entſcheidung dieſer Frage bedarf es indeſſen im vorliegenden 
Falle nicht, da die Reviſion jedenfalls deshalb, weil ſie nicht 
innerhalb der Notfriſt eingelegt iſt, als unzuläſſig verworfen 
werden muß. Nach § 223 Abi. 2 ZPO. find die Gerichts⸗ 
ferien auf den Lauf einer Notfriſt ohne Einfluß und nach § 246 
ebenda wird, wenn eine Partei durch einen Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten vertreten iſt, im Falle ihres Todes das Verfahren nicht 
unterbrochen. Eine ſolche Vertretung der Klagepartei beſtand 
in der vorliegenden Sache, da der Tod des Klägers in der Zeit 
zwiſchen der Verkündung und der Zuſtellung des Berufungs⸗ 
urteils eingetreten iſt, mithin damals die Berufungsinſtanz und 
die in ihr zu entfaltende Tätigkeit des zweitinſtanzlichen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten noch nicht beendigt war (vgl. den Beſchluß 
des entſcheidenden Senats vom 17. Mai 1899, RG. 44, 358). 
Darnach mußte, um eine Ausſetzung des Verfahrens und die 
damit nach 8249 Abſ. 1 ZPO. verbundene Unterbrechung des 
Laufs der am 14. Auguſt 1905 endigenden Reviſionsfriſt herbei⸗ 
zuführen, noch vor dem letzteren Zeitpunkt der Ausſetzungs⸗ 
beſchluß nicht bloß erlaſſen, ſondern auch zugeſtellt ſein. Denn 
die Zuſtellung hat für Beſchlüſſe, die nicht auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung ergangen und daher nicht verkündet 
ſind, dieſelbe Bedeutung, wie im letzteren Fall die Verkündung; 
ſie macht dadurch, daß ſie den Willensentſchluß des Gerichts 
nach außen hin kundgibt, ihn erſt hierdurch zu einer perfekten, 
der ferneren Einwirkung durch Abänderung oder Widerruf ent⸗ 
zogenen richterlichen Entſcheidung. Da im vorliegenden Falle 
der Ausſetzungsbeſchluß erſt nach Ablauf der Reviſionsfriſt zu⸗ 
geſtellt iſt, konnte er nicht mehr die Kraft haben, den am Tage 
der Zuſtellung bereits erfolgten Eintritt der Rechtskraft des 
Berufungsurteils aufzuhalten. Die Reviſion war deshalb als 
unzuläſſig zu verwerfen. H. u. Gen. c. L., Beſchl. v. 8. Nov. 05, 
548/05 V. — Reichsgericht. 

Handelsgeſetzbuch. ; 

42. S 213—215 HGB. Kein Klagerecht des Aktionärs 
auf Schadenserſatz gegen die Aktiengeſellſchaft wegen Betruges 


des Vorſtandes bei Ankauf oder Nichtveräußerung von Aktien, 
auch nicht wenn hierbei A.⸗G. Kommiſſionärin des Klägers. 
Mit der Klage wird Verurteilung zur Zahlung von 
120 847,75 Mark nebſt Zinſen beantragt, weil Kläger durch 
wiſſentlich falſche Angaben von Vorſtandsmitgliedern der Be⸗ 
klagten zu 1, einer Aktiengeſellſchaft, darunter des Beklagten 
zu 2, beſtimmt ſei, Aktien der Beklagten zu 1, zu kaufen be⸗ 
ziehungsweiſe deren Aktien, die er beſaß, nicht zu verkaufen, 
und hierdurch einen der Klageſumme entſprechenden Schaden 
erlitten habe. Bei dem Ankaufe von 52 der in Rede ſtehenden 
neu angekauften 68 Aktien iſt Beklagte zu 1 als Kommiſſionärin 
tätig geweſen. Die I. 3K. des Königl. LG. zu Dresden hat 
durch Teilurteil vom 9. Juli 1904 die Klage, ſoweit ſie gegen 
die Beklagte zu 1 gerichtet war, unter Berufung auf die Ent⸗ 
ſcheidung des RG. in RG. 54, 128 ff. abgewieſen und dem 
Kläger einen Teil der bisher entſtandenen Koſten auferlegt. 
Seine Berufung iſt durch Urteil des I. ZS. des Königl. Sächſ. 
OL G. vom 26. Januar 1905 koſtenpflichtig zurückgewieſen. 
Die gegen die Beklagte sub 1 erhobene Reviſion iſt ebenfalls 
zurückgewieſen: Was diejenigen Aktien anbetrifft, die Kläger 
in Magdeburg gekauft oder die er bereits im Dezember 1900 
beſeſſen hat, ſo kann die Klage nur darauf geſtützt werden, 
daß Kläger infolge einer der Beklagten zur Laſt fallenden un⸗ 
erlaubten Handlung Aktionär geworden, bzw. geblieben iſt. 
Eine ſolche gegen die Aktiengeſellſchaft gerichtete Schadenserſatz⸗ 
klage iſt aber nach den in RG. 54, 128 entwickelten Grund⸗ 
ſätzen unzuläſſig. Die Einwendungen Lehmanns gegen dieſe 
Rechtſprechung (ſiehe Holdheims MSchr. 12, 159) können nicht 
als zutreffend erachtet werden. Freilich unterliegt es keinem 
Zweifel, daß die Klage nach den Beſtimmungen des BGB. be⸗ 
gründet wäre, ſie iſt aber dem Gegenſtande nach unvereinbar 
mit dem Weſen der Aktiengeſellſchaft und den daraus herzu⸗ 
leitenden handelsrechtlichen Grundſätzen, denen jene weichen 
müſſen. Die Kapitalbeteiligung des Aktionärs beſteht weſentlich 
darin, daß das angelegte Kapital den Gläubigern der Ge⸗ 
ſellſchaft als ein verantwortliches haftet und daß Anſprüche des 
Aktionärs, die ſich auf dieſe Beteiligung gründen oder ſie zur 
Vorausſetzung haben, den Gläubigern gegenüber zurücktreten. 
Dies Prinzip kommt zum Ausdruck in den 88 213 und 215 
HGB., laut denen die Aktionäre ihre Einlagen nicht zurück⸗ 
fordern können, ſich Zinſen von beſtimmter Höhe nicht aus⸗ 
bedingen oder auszahlen laſſen dürfen und nur Anſpruch auf 
Verteilung desjenigen haben, was ſich nach der jährlichen Bilanz 
als Reingewinn ergibt. Daß die gegenwärtige Klage auf Rück⸗ 
zahlung der der Kapitalbeteiligung des Klägers entſprechenden 
Einlage gerichtet iſt, wird dadurch noch beſonders klargeſtellt, 
daß Zahlung gegen Abtretung der klägeriſchen Aktienrechte ver⸗ 
langt wird. Wie ſchon in RG. 54, 128 im Einklange mit 
Sievers, DIZ. 03, 88 ausgeführt iſt, macht es keinen Unter⸗ 
ſchied, ob der Aktionär durch Betrug der Geſellſchaftsorgane zu 
einer Aktienzeichnung oder ob er dadurch zu einem nachträg⸗ 
lichen Kaufe von Aktien von dritten Aktionären beſtimmt worden 
iſt. Im letzteren Falle iſt die zu Recht beſtehende Beteiligung 
eines Dritten in legaler Weiſe auf ihn übergegangen, und er 
kann ſie nicht mittels einer gegen die Geſellſchaft gerichteten 
Klage, die eben dieſe Beteiligung zur Vorausſetzung hat, 
zunichte machen. Es iſt nicht richtig, wenn Lehmann ſagt, der 
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Aktionär mache in einem derartigen Falle nicht als ſolcher, 
ſondern als geſchädigter Dritter ſeine Anſprüche geltend. Viel⸗ 
mehr iſt Gegenſtand der Klage die Abwälzung des durch die 
Beteiligung des Aktionärs als ſolchen entſtandenen Riſikos und 
Verluſtes auf die Aktiengeſellſchaft zum Nachteile der Gläubiger. 
Nicht anders aber iſt die Sache zu beurteilen bei denjenigen 
Aktien, welche die Beklagte als Kommiſſionärin des Klägers 
für ihn angeſchafft hat. Denn auch hier handelt es ſich um 
einen Schadenserſatzanſpruch, und vertragliche Schadenserſatz⸗ 
anfprüche ſtehen in dieſer Hinſicht den auf unerlaubten Hand⸗ 
lungen beruhenden gleich. Der Auftrag zum Ankaufe der 
Aktien, die Anſchaffung dem Auftrage gemäß und die vertrags⸗ 
mäßige Ablieferung an den Kläger, der hierdurch Aktionär ge⸗ 
worden iſt, ſind nicht in Frage geſtellt. Es wird nur geltend 
gemacht, daß Beklagte ihren Vertragspflichten zuwider dem 
Kläger den wahren Stand ihres Unternehmens, über den er 
infolge der vorhergehenden Korreſpondenz im Irrtum geweſen 
ſei, verſchwiegen habe. Für den hierdurch verurſachten Schaden 
ſoll Beklagte verantwortlich gemacht werden, d. h. es ſoll wie 
bei einem analogen Anſpruche aus unerlaubter Handlung der 
durch ſeine Beteiligung entſtandene Schaden zum Nachteil der 
Gläubiger auf die Geſellſchaft abgewälzt werden. Auch ein 
folder Anſpruch iſt feinem Gegenſtande nach unvereinbar mit 
den Grundſätzen des Aktienrechts. Ebenſowenig wie die Aktien⸗ 
heſellſcaft dem Aktionär direkt bindend verſprechen könnte, für 
den Schaden einzuſtehen, der ihm etwa aus einer Beteiligung 
als Aktionär erwachſen würde, weil dadurch die volle und freie 
Inanspruchnahme des Aktienkapitals ſeitens der Gläubiger in 
Frage geſtellt wäre, ebenſowenig kann ein ſolcher Anſpruch in⸗ 
direkt darauf gegründet werden, daß die Geſellſchaft gegen 
Vertragspflichten verſtoßen habe und aus dieſem Grunde für 
den durch die Beteiligung des Aktionärs entſtandenen Schaden 
haftbar ſei. Dem Aktionär iſt es unter keinen Umſtänden ge⸗ 
ſtattet, feine zu Recht beſtehende Aktienbeteiligung in ein 
Gläubigerrecht umzuwandeln und jo den Geſellſchaftsgläubigern 
Konkurrenz zu machen. B. c. A.⸗G. K., U. v. 8. Nov. 05, 
154/05 I. — Dresden. 

43. 89 298 Abſ. 1, 300 HGB. Gültigkeit eines mit 
Stimmenmehrheit gefaßten Beſchluſſes der Generalverſammlung 
einer Aktiengeſellſchaft auf Naturalverteilung der Liquidations⸗ 
maſſe; Begriff der gleichmäßigen Verteilung.] 

Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt von der Beant⸗ 
wortung folgender beiden Fragen ab: 1. Kann die General⸗ 
verſaumlung im Liquidationsſtadium mit einfacher Stimmen⸗ 
nehrheit beſchließen, daß Beſtandteile der Liquidationsmaſſe 
nicht verſilbert, ſondern in Natur unter die Aktionäre verteilt 
werden ſollen? 2. Verſtößt — wenn dies zu bejahen iſt — 
ber hier angefochtene Beſchluß doch deswegen gegen das Geſetz, 
weil der Anſpruch der Aktionäre auf eine gleichmäßige Ver⸗ 
teilung des nach Berichtigung der Schulden verbleibenden Ver⸗ 
mögens nach dem Verhältnis der Aktienbeträge (8 300 HGB.) 
verletzt iſt? Die erſte Frage iſt von beiden Vorinſtanzen mit 
Recht bejaht worden. Nach 8 298 Abſ. 1 HB. beſtimmt 
ſch der Geſchäftskreis der Liquidatoren der Aktiengeſellſchaft 
nach den Beſtimmugen, die in den 88 149 und 151 für bie 
Snuibatoren der offenen Handelsgeſellſchaft gegeben find. 
9149 schreibt u. a. vor, daß die Liquidatoren die Forde⸗ 
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rungen der Geſellſchaft einzuziehen und „das übrige Vermögen 
in Geld umzuſetzen haben.“ Wie aus dem Zuſammenhange des 
Geſetzes erhellt und durch die Denkſchrift zum Entwurfe 
(S. 105) beſtätigt wird, ſollte durch dieſe Beſtimmungen nicht 
nur der Geſchäftskreis der Liquidatoren begrenzt, ſondern ihnen 
zugleich auch eine geſetzliche Dienſtanweiſung gegeben, ihre 
Geſchäftsführungs pflicht feſtgeſetzt werden. Auszugehen iſt 
hiernach davon, daß die Umſetzung des Vermögens in Geld zu 
den Pflichten der Liquidatoren gehört. Damit iſt aber nicht 
ausgeſchloſſen, daß die Generalverſammlung eine andere Ver⸗ 
wertung des Vermögens, insbeſondere die Verteilung in Natur, 
oder etwa ſtatt der Einziehung der Forderungen deren öffentliche 
Verſteigerung beſchließt. Ein ſolcher Beſchluß könnte jedenfalls 
nur in einer beſonderen Beſtimmung des Geſellſchafts vertrages 
oder in dem von den Liquidatoren zu beachtenden Befriedigungs⸗ 
rechte der Gläubiger eine Schranke finden — was hier nicht 
in Frage ſteht —, nicht aber in den Vorſchriften des Geſetzes, 
insbeſondere nicht in der Vorſchrift des 8 300, wonach das 
nach der Berichtigung der Schulden verbleibende Vermögen der 
Geſellſchaft unter die Aktionäre nach dem Verhältnis der 
Aktienbeträge verteilt werden ſoll. Denn dieſe Vorſchrift kann 
ebenſowohl durch Naturalverteilung, wie durch Verſilberung 
und Ausſchüttung des Gelderlöſes erfüllt werden. Für die 
offene Handelsgeſellſchaft iſt durch 8 152 ausdrücklich beſtimmt, 
daß die Geſellſchafter durch einſtimmigen Beſchluß den Liqui⸗ 
datoren Weiſungen geben, alſo auch die Naturalverteilung an⸗ 
ordnen können. Für die Aktiengeſellſchaft aber darf mit der 
ſoeben angegebenen Beſchränkung dasſelbe gelten. Daß aber 
nach der verſchiedenen Struktur beider Geſellſchaftsarten an die 
Stelle des einſtimmigen Beſchluſſes der offenen Geſellſchafter 
bei der Aktiengeſellſchaft der Mehrheitsbeſchluß der in der Ge⸗ 
neralverſammlung zuſammengefaßten Geſamtheit der Aktionäre 
zu treten hat, iſt vom RG. ſchon auf Grund der früheren 
Geſetzgebung wiederholt ausgeſprochen (RG. 3, 54; 7, 108). 
Hieran iſt auch für das geltende Recht feſtzuhalten. Die 
zweite Frage iſt vom LG. bejaht, vom OLG. aber verneint 
worden. Das RG. ſchließt ſich der Anſicht des OLG. an. 
Für die Beantwortung der Frage kann aus 8 752 BGB. 
nichts abgeleitet werden (bereits ausgeführt). Die Entſcheidung 
kann daher nur aus den Beſtimmungen des HGB. abgeleitet 
werden. Hieraus ergibt ſich, daß der Beſchluß der General⸗ 
verſammlung an dem aus 8 300 folgenden Sonderrechte des 
Einzelaktionärs auf die Liquidationsquote eine Schranke findet. 
Die Verteilung in Natur darf nur beſchloſſen werden, wenn 
ſie das Recht des Aktionärs auf eine gleichmäßige, den Aktien⸗ 
beträgen entſprechende Verteilung des Vermögens nicht verletzt. 
Im Anſchluß an die Ausführungen des LG. will die Reviſion 
eine ſolche Verletzung in der Behandlung, die den ſog. Spitzen 
nach dem Beſchluſſe zuteil werden ſoll, finden. Da eine gewiſſe 
Mindeſtzahl von Aktien der beklagten Geſellſchaft in einer Hand 
ſein muß, damit darauf nach dem aufgeſtellten Verteilungs⸗ 
maßſtabe je eines der zu verteilenden Wertpapiere geliefert 
werden kann, ſo gehen die Aktionäre, die dieſe Mindeſtzahl nicht 
beſitzen, und die, die einen Überſchuß über die Mindeſtzahl oder 
deren Vielfaches beſitzen, für dieſen Überſchuß bei der Natural⸗ 
verteilung leer aus. Der Beſchluß ſetzt feſt, daß die Wert⸗ 
papiere, die auf dieſe „Spitzen“ anteilsmäßig entfallen würden, 
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nach näherer Vorſchrift des Auſfſichtsrats verkauft und der 
Erlös unter die „Spitzen“ gleichmäßig verteilt werden ſoll. In 
der hierdurch gegebenen Ungleichheit, wonach auf eine größere 
Anzahl von Aktien Wertpapiere im Stück, auf eine kleinere 
Anzahl aber der Verkaufserlös von Wertpapieren verteilt 
werden ſoll, erblickt die Reviſion die Verletzung des in 8 300 
gewährten Sonderrechts. Richtig iſt, daß inſoweit eine Ver⸗ 
ſchiedenheit des zugeteilten Gegenſtandes beſteht: wer Geld be⸗ 
kommt, erhält etwas anderes, wie der, der Stücke bekommt, 
die ihn zum Aktionär der fremden Geſellſchaften machen. Un⸗ 
richtig aber iſt, um dies vorweg zu nehmen, wenn die Reviſion 
in dem Beſchluſſe eine Benachteiligung des Aktionärs mit kleinem 
Befig gegenüber dem mit großem Beſitze ſehen will. Denn 
wer nur eine oder wenige Aktien hat, iſt genau ſo geſtellt, wie 
der Großaktionär für feine das vielfache der Mindeſtzahl über- 
ſteigenden Aktien. Die Frage, was eine gleichmäßige Verteilung 
im Sinne des Geſetzes iſt, darf nicht rein mechaniſch nach dem 
Geſichtspunkte abſolut gleicher Objekte, ſondern ſie muß auf 
Grund wirtſchaftlicher Geſichtspunkte und im Hinblick auf die 
Verkehrsſitte beantwortet werden. In dieſer Beziehung kommt 
entſcheidend in Betracht, daß die zu verteilenden Aktien, wie 
nicht ſtreitig iſt, eine verkaufsfähige und marktgängige Ware 
ſind. Wertpapiere dieſer Art werden im Verkehre allgemein 
nach ihrem Kurſe gewertet, d. h. nach dem Preiſe, zu dem man 
kaufen oder verkaufen kann. Wer Stücke bekommt, kann ſie 
verkaufen; wer Geld bekommt, kann Stücke kaufen. Die Liefe⸗ 
rung im Stück zwingt nicht zu einer dauernden Beteiligung an 
den Unternehmungen, die von den beiden Aktiengeſellſchaften 
betrieben werden, und die Lieferung des Geldes ſchließt davon 
nicht aus. Die Wirkung des Beſchluſſes iſt demnach im wirt⸗ 
ſchaftlichen Ergebniſſe darin für alle Aktionäre gleich, daß jedem 
einzelnen überlaſſen bleibt, an den fremden Geſellſchaften weiter 
beteiligt zu bleiben oder nicht. O. e. M.⸗R. T., U. v. 15. Nov. 05, 
198/05 I. — Karlsruhe. 

44. Auslegung einer Konkurrenzklauſel nach dem Willen 
der Parteien.] 

Der Beklagte hat laut Vertrag vom 17. Februar 1899 
beim Verkauf feines Materialwarengeſchäfts an die Kläger ſich 
verpflichtet, „bei Vermeidung einer Vertragsſtrafe von 
10 000 Mark in W. oder Umgegend kein Konkurrenzgeſchäft 
zu errichten und ſich an einem ſolchen zu beteiligen oder dafür 
tätig zu ſein und zwar je innerhalb 10 Jahren nach Abgabe 
des j Materialwarengeſchäfts.“ Er hat aber, als er am 
26. März 1903 bei einer Bremer Handlung 4 / Tauſend 
Stück Zigarren für ſich beſtellt hatte, auf Grund vorgängiger 
oder gleichzeitiger Abrede mit dem Kaufmann D. in W., einem 
Konkurrenten der Kläger, an dieſen von der erwähuten Liefe⸗ 
rung zwei Tauſend Stück der Marke Silberanker und an deren 
Stelle, da ſie dem D. nicht paßten, ſpäter nur ein Tauſend 
Stück der Marke El Trafico zum Vertrieb in dem D. chen 
Geſchäft abgegeben, ſchließlich jedoch, als die Bremer Handlung 
ſowie die Kläger die Ungehörigkeit ſeines Verhaltens gerügt 
hatten, Ende April 1903 dieſe Abgabe wieder rückgängig ge⸗ 
macht und ſich die abgegebenen ein Tauſend Stück — bis auf 
zweihundert Stück, welche D. bereits abgeſetzt hatte, gegen 
Rückerſtattung des Kaufpreiſes, von D. wieder aushändigen 
ſaſſen. Die Kläger erhoben auf Grund der Konkurrenzklauſel 


1. 1906. 


Klage. Das OLG. verurteilte, das NG. hob auf und wies 
die Klage ab: OLG. iſt, indem es wegen gelegentlicher Abgabe 
von ein Tauſend Stück El Trafico an den Konkurrenten der 
Kläger die erſtinſtanzlich ausgeſprochene Verurteilung zu einer 
Geldſtrafe von 10 000 Mark aufrecht erhielt, zu einem Er⸗ 
gebnis gelangt, welches zu dem Umfang und Grad des dem 
C. zur Laſt gelegten Zuwiderhandelns gegen das Konkurrenz⸗ 
verbot offenſichtlich in keinem Verhältnis ſteht. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat gegen die in erſter Linie in Betracht 
kommende, bereits in dem hier anwendbaren früheren Recht, 
dem gemeinen Recht (ſ. 1. 219 D. de V. S. 50, 16) und 
dem HGB. ä. F. (Art. 278) geltende Regel verſtoßen, wo⸗ 
nach der Richter bei der Auslegung von Verträgen (Handels⸗ 
geſchäften) nicht an dem buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks 
zu haften, ſondern den wahren Willen der Parteien zu er⸗ 
forſchen hat, wie ſolcher ſich bei Berückſichtigung der Sachlage 
und der Grundſätze von Treu und Glauben ergibt. Das 
genannte Gericht iſt davon ausgegangen, daß mit den Worten 
der Konkurrenzklauſel: „oder dafür tätig zu ſein“, dem Ver⸗ 
käufer C. nicht jede noch ſo geringfügige Tätigkeit für ein 
Konkurrenzgeſchäft, ſondern nur eine ſolche Tätigkeit habe 


unterſagt fein ſollen, an deren Unterbleiben die Käufer ein. 


geſchäftliches Intereſſe hatten, eine Tätigkeit, die geeignet 
war, das Geſchäft der Käufer durch Förderung des Konkurrenz- 
geſchäfts nachteilig zu beeinfluſſen. In ſolcher Weiſe ſei der 
frühere Beklagte, wenn nicht ſchon mit der Zurverfügung⸗ 
ſtellung der 2 000 Stück Silberanker, ſo doch jedenfalls mit 
der Abgabe der 1 000 Stück El Trafico an den Konkurrenten 
der Kläger tätig geworden, wobei die ſpätere Rückgabe von 
800 Stück der letzteren Sorte als unerheblich anzuſehen ſei. 
Hiernach verſteht die vorige Inſtanz, wenn ſie auch im Ein⸗ 
gang die Grundſätze von Treu und Glauben heranzieht, doch 
ſchließlich unter der dem C. an dritter Stelle unterſagten 
Tätigteit eine jede Tätigkeit, an deren Unterbleiben die 
Kläger irgend ein geſchäftliches Intereſſe hatten und die ge⸗ 
eignet war, ihr Geſchäft durch Förderung eines Konkurrenz⸗ 
geſchäftes irgendwie zu benachteiligen. Damit gibt aber die 
Vorinſtanz, indem ſie überhaupt jede dem Geſchäftsbetrieb der 
Kläger ſchädliche Handlung als verboten erachtet, den in Frage 
ſtehenden Worten eine zu weite Ausdehnung, welche dem aus 
dem ſonſtigen Inhalt der Strafklauſel und aus der übrigen 
Sachlage zu entnehmenden wahren Willen der Vertragsparteien 
nicht entſpricht. In dieſer Beziehung kommt vor allem in 
Betracht, daß die fragliche „Tätigkeit für ein Konkurrenz 
geſchäft!“ in dem einſchlagenden 8 10 des Vertrages vom 
17. Februar 1899 neben der „Errichtung eines Konkurrenz⸗ 
geſchäfts“ und der „Beteiligung an einem ſolchen“ als gleich⸗ 
wertig hingeſtellt und mit derſelben hohen Geldſtrafe wie 


dieſe, das Geſchäft der Kläger in beſonders hohem Grade 


beeinträchtigenden Unternehmungen bedroht wird. Hieraus geht 
unzweideutig hervor, daß die Vertragsparteien mit der „Tätig⸗ 
keit für ein Konkurrenzgeſchäft“ nur eine ſolche gemeint haben, 
zu deren Ausübung ſich der Verkäufer förmlich in den 
Dienſt eines Konkurrenzgeſchäftes, insbeſondere auch in 
die von der Nevifion erwähnte Stellung eines Agenten, 
begeben hat und in welcher er fortgeſetzt oder ſonſt in erheb⸗ 
lichem Grade das Geſchäft der Kläger zu beeinträchtigen ver 
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mag, daß ſie aber darunter keinenfalls eine einzelne, gelegent⸗ 
liche, außer Zuſammenhang mit einem Dienſtverhältnis ſtehende 
Handlung, wie die gegenwärtig in Frage befindliche Abgabe 
von 1 000 Stück Zigarren, verſtanden haben. Weiter kommt 
auch in Betracht, daß die Vereinbarung der Vertragsſtrafe 
weſentlich die Feſtſtellung des dem Gläubiger durch die Ver⸗ 
lezung der Vertragspflicht des Schuldners erwachſenden 
Schadens bezweckt, hiernach aber die Vertragsſtrafe gemäß 
dem anzunehmenden Parteiwillen in einem Fall wie dem vor⸗ 
liegenden als ausgeſchloſſen erachtet werden kann, wo der 
Schuldner bereits vor der Klageerhebung den Eintritt eines 
Schadens im weſentlichen unmöglich gemacht hat. C. c. H., 
U. v. 21. Nov. 05, 151/05 III. — Braunſchweig. 

Verſicherungsrecht. 

45. Sachwidrige und unbillige Gutachten einer durch den 
Verſicherungsvertrag zur Entſcheidung berufenen Sachverſtän⸗ 
digenkommiſſion, insbeſondere bei unterlaſſener Einholung ge⸗ 
nügender tatſächlicher Unterlagen.] 

Der Kläger iſt bei der Beklagten gegen die Folgen körper⸗ 
licher Unfälle verſichert geweſen und erlitt durch Umknicken des 
sehten Fußes einen Knöchelbruch. Die Beklagte verweigerte 
die Zahlung der vom Kläger auf Grund des 8 12 der all⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen beanſpruchten dauernden 
Indaliditätsrente unter Berufung auf § 15 dieſer Verſiche⸗ 
ungsbedingungen. Dort ift beſtimmt, daß über die Frage, ob 
und in welchem Grade die Invalidität als Unfallsfolge einge⸗ 
treten iſt, ſofern eine Einigung zwiſchen dem Verſicherten und 
der Geſellſchaft nicht erzielt werden kann, eine beſondere 
Schätzungskommiſſion zu entſcheiden hat. Der Ausſpruch der 
Kommiſſion, der ſchriftlich begründet fein und ſich genau 
und erſchöpfend über die genannte Frage ausſprechen muß, iſt 
für beide Teile „rechtskräftig bindend und es ſteht keinem der 
beiten Teile der Rekurs offen.“ Dieſe Kommiſſion hat in 
ihrem Gutachten mit zwei Stimmen gegen eine dahin entſchieden: 
„Obgleich nach unſerer Überzeugung eine dauernde Invalidität 
nicht vorliegt, ſo beſtehen doch augenblicklich bei Herrn H. noch 
Behinderungen in der Gebrauchsfähigkeit (des Beines), welche 
in der Starrheit der Narbe und im Bandapparat des Fuß⸗ 
zelenkes liegen mögen. Die hieraus reſultierende Bewegungs⸗ 
ſtbrung lann aber bei der vorzüglichen Heilung des Knöchel⸗ 
bruches nach allgemeiner Erfahrung nur eine vorübergehende fein, 
und wird nach unſerer Überzeugung bei dem regelmäßigen Ge⸗ 
brauch des Beines im Verlaufe von höchſtens zwei Jahren 
bolftändig verſchwunden fein. Zur Zeit iſt das Bein in feiner 
Gebrauchsfähigkeit um 33 ¼ ½ beſchränkt.“ Auf Grund dieſes 
Ausſpruchs beharrte die Beklagte auf ihrer Weigerung, weitere 
Zahlungen zu leiſten. Der Kläger erhob nunmehr Klage mit 
dem Antrage, in erſter Reihe die Beklagte zu verurteilen, ihm eine 
jährliche Rente von 729 Mark 8 Pfg. vom 200. Tage nach 
dem Unfall ab gerechnet, zu zahlen, ſolange die Erwerbsfähig⸗ 
kit des Klägers infolge des Unfalls um 33 ½ % vermindert 
I in zweiter Reihe, die Entſcheidung der Schätzungskom⸗ 
miſſion für unwirkſam zu erklären. Das LG. in Stettin wies, 
entſprechend dem Antrage der Beklagten, die Klage auf Grund 
des Spruches der Schätzungskommiſſion ab. Hiergegen legte 
ver Kläger Berufung ein. Der nunmehr als Sachverſtändiger 
gerichtlich vernommene Profeſſor Dr. v. B. erſtattete ſein Gut⸗ 
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achten dahin, daß der Kläger durch den Unfall in ſeiner Er⸗ 
werbsfähigkeit dauernd, das heißt vorausſichtlich lebens⸗ 
länglich beeinträchtigt ſein würde; zwar ſei der äußere Knöchel 
vorzüglich geheilt, der innere Knöchel ſei aber nur mangelhaft 
geheilt. Ungeachtet dieſes Gutachtens hat das OLG. in Stettin, 
das den Ausſpruch der Schätzungskommiſſion für allein maß⸗ 
gebend erachtete, die Berufung zurückgewieſen. Das RG. hob 
auf. Es iſt zunächſt nicht zu bezweifeln und wird auch vom 
Berufungsrichter nicht verkannt, daß der Spruch, rein objektiv 
betrachtet, ein durchaus ſachwidriger iſt. Der Berufungs⸗ 
richter ſelbſt ſtellt feſt, daß der Kläger infolge des erlittenen 
Unfalls dauernd in ſeiner Erwerbsfähigkeit beſchränkt iſt. Er 
beruht auch auf objektiv falſchen tatſächlichen Voraus- 
ſetzungen; denn die Kommiſſion gelangte zu ihrem Spruch 
auf Grund der Annahme, daß der Knöchelbruch „vorzüglich“ 
geheilt ſei, während nach der Feſtſtellung des Berufungsrichters 
zwar der äußere Knöchel vorzüglich, der innere aber mangelhaft 
geheilt und eine Klumpfuß⸗(Supinations⸗ Stellung zurück⸗ 
geblieben iſt. Der Spruch iſt auch in ſeinen Folgen ein ob⸗ 
jektiv offenbar unbilliger, da bei Zugrundelegung ſeines 
Inhalts dem Kläger der Anſpruch auf eine Invaliditätsrente 
abzuſprechen iſt, während bei Zugrundelegung des wahren Sach⸗ 
verhalts ihm eine ſolche Rente zugeſprochen werden muß. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob der vielfach, auch in der Recht⸗ 
ſprechung des RG. vertretenen Meinung beizupflichten iſt, daß 
ſchon das Vorhandenſein derartiger dem Spruch anhaftender 
objekiver Mängel ſeine verbindliche Kraft beſeitigt; zuzugeben 
iſt freilich, daß der Wille der Vertragſchließenden, wenn dieſe 
nicht etwa eine dahingehende ausdrückliche Erklärung abgegeben 
haben, kaum dahin gerichtet geweſen ſein kann, ſich unbedingt 
auch einem offenbar ſachwidrigen Spruch zu unterwerfen und 
daß eine ſolche Unterwerfung, insbeſondere bei Verſicherungs⸗ 
verhältniſſen, nicht etwa ſchon daraus zu entnehmen iſt, daß die 
Vertragſchließenden die verbindliche Kraft des Spruchs unter 
Ausſchließung jedes dagegen geltend zu machenden Rechtsbefehls 
vereinbart haben. Letzteres iſt für das Gebiet des gemeinen 
Rechts durch die Rechtſprechung (ROßG. 4, 429; RG. 10, 131; 
24, 359) mehrfach anerkannt und muß auch auch für den Be⸗ 
reich des PrAL R. gelten, da dieſes beſondere Vorſchriften über 
die Kraft derartiger Schiedsgutachten nicht enthält. Jedenfalls 
muß aber das zu einem völlig ſachwidrigen Ergebniſſe gelangende 
Gutachten der Kommiſſion deshalb für unverbindlich erachtet 
werden, weil die Unrichtigkeit hier bei einer grünblicheren 
Unterſuchung des Falles hätte vermieden werden können und 
vorausſichtlich vermieden worden wäre. Demgegenüber kann es 
auch nicht in Betracht kommen, daß nach der Meinung des 
Geheimrats Dr. v. B. das Gutachten der Kommiſſion nach den 
Regeln der Kunſt verfaßt if. Es würde mit der in Verſiche⸗ 
rungsangelegenheiten in beſonderem Maße erforderlichen Wahrung 
von Treu und Glauben nicht vereinbar ſein, wenn man den 
9 15 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen dahin auslegen 
wollte, daß er dem Verſicherten die Berufung auf eine völlige 
und vermeidlich geweſene Unrichtigkeit des Gutachtens, die 
ſeinem ſachlich wohlerworbenen Entſchädigungsanſpruch entgegen⸗ 
ſteht, deshalb verwehre, weil der inneren Unrichtigkeit die 
äußerlich einwandfreie Form des Gutachtens nicht entſpricht. 
Daß die Unrichtigkeit eine vermeidliche war, ergibt ſich aus 
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folgenden Erwägungen: Es kann nicht bezweifelt werden, daß 
bei eingehenderer Unterſuchung des verletzten Gliedes die Klump⸗ 
fußſtellung hätte erkannt werden können, und daß dieſe Feſt⸗ 
ſtellung für die Frage von Bedeutung ſein mußte, ob die Be⸗ 
ſchränkung der Gebrauchsfähigkeit des Fußes eine dauernde 
geweſen ſein würde. Die Meinung des Sachverſtändigen v. B., 
der die Klumpfußſtellung als vorhanden erkannt hat: es fei 
nicht nötig, daß der eine Sachverſtändige bei der Unterſuchung 
genau dasſelbe ſieht und feſtſtellt, wie ein anderer, kann im 
vorligenden Falle nicht ausſchlaggebend fein; denn da es ſich hier 
um einen Fußknöchelbruch handelt, mußte gerade die Stellung 
des Fußes zu dem mit ihm durch den Knöchel verbundenen 
Bein von beſonderer Wichtigkeit für die Beurteilung der Folgen 
des Bruches und deshalb der Gegenſtand beſonderer Beobachtung 
ſein. Die irrige Annahme der Kommiſſion, daß der Knöchel⸗ 
bruch vorzüglich geheilt ſei, wäre vorausſichtlich vermieden 
worden, wenn der Kommiſſion die von Dr. S. aufgenommenen 
Röntgenbilder, an Stelle der ihr vorgelegten, bereits früher 
aufgenommenen vorgelegen hätten. Die letzteren ſind nach dem 
Gutachten des Sachverſtändigen v. B. „ſehr ſchlecht“, ſodaß er 
aus ihnen nicht, vielmehr erſt aus den ſpäter aufgenommenen 
die mangelhafte Heilung des Bruches erkennen konnte. Waren 
die vorgelegten Bilder aber ſehr ſchlechte, ſo konnte die Kom⸗ 
miſſion beanſpruchen, daß ihr vor Abgabe des Spruchs zunächſt 
beſſere Bilder, aus denen der Befund deutlicher zu erkennen 
war, vorgelegt wurden. Dazu lag um ſo mehr Veranlaſſung 
vor, als das eine Mitglied der Kommiſſion das Vorhandenſein 
dauernder Invalidität annahm, den Bruch alſo nicht für vor⸗ 
züglich geheilt erklärte. Wenn auch im allgemeinen die Kom⸗ 
miſſion ſelbſtändig zu ermeſſen hat, ob das ihr vorliegende 
Material zur ſachgemäßen Entſcheidung ausreicht, ſo kann doch 
nicht anerkannt werden, daß ſie ſich unter allen Umſtänden 
mit dem ihr vorliegenden Material begnügen darf, und 
daß ſchon dadurch, daß fie weiteres Material nicht für 
erforderlich hält, der Einwand offenbarer Unbilligkeit wegen 
mangelhafter tatſächlicher Grundlagen des Spruchs entkräftet 
wird. H. c. F., U. v. 17. Nov. 05, 452/05 VII. — 
Stettin. | 

Börſengeſetz. 

46. SS 48, 68 Abſ. 1 Börſc s. in Verbindung mit 
8 376 HGB. An- und Verkäufe von Wertpapieren nach den 
Regeln und Geſchäftsbedingungen der Londoner Börſe für 
Börſentermingeſchäfte.] 

Die Reviſionsklägerin richtet ihren Angriff gegen die An⸗ 
nahme des KG., daß die in Frage ſtehenden für den Klageanſpruch 
maßgebenden Geſchäfte Börſentermingeſchäfte im Sinne des Börf®. 
ſeien. Sie beſtreitet insbeſondere, daß es ſich überhaupt um Termin⸗ 
geſchäfte handle. Sie kann jedoch mit ihren Ausführungen 
keinen Erfolg haben: Das KG. hat mit einwandfreier Be⸗ 
gründung feſtgeſtellt, daß der Beklagte, welcher in ein Börſen⸗ 
regiſter nicht eingetragen war, durch oder mit der Klägerin An⸗ 
und Verkäufe von Wertpapieren nach den Regeln und Geſchäfts⸗ 
bedingungen der Londoner Börſe abgeſchloſſen hat. Hieraus 
ergab ſich aber für das KG., daß dieſe Geſchäfte Fixgeſchäfte 
im Sinne des 8 376 HGB. waren. Denn nach den Dar⸗ 
legungen des Sachverſtändigen vollzieht ſich der Verkehr an der 
Londoner Börſe in der Weiſe, daß nur zweimal im Monat, 


1. 1908. 
um die Mitte und gegen Ende desſelben, an im voraus für das 
ganze Jahr feſtbeſtimmten Tagen Lieferunz und Zahlung er⸗ 
folgt. Gegenüber dem an deutſchen Börſen getätigten Kaſſa⸗ 
geſchäfte beſteht ſonach der für die. Entſcheidung weſentliche 
Unterſchied, daß Erfüllung nur unter Einhaltung einer be⸗ 
ſtimmten Lieferungszeit möglich iſt. Wenn die Parteien 
einen im voraus feſtbeſtimmten Erfüllungstag zwar nicht aus⸗ 
brücklich vereinbart haben, aber ſtillſchweigend darüber einig 


geweſen ſind, daß die an der Londoner Börſe eingeführte Er⸗ 


füllungszeit und der hiernach zu berechnende Kurs für ihre 
Geſchäfte maßgebend ſein ſoll, ſo haben ſie Zeitgeſchäfte 
geſchloſſen. Die Zeitbeſtimmung iſt dabei von ſo weſentlicher 
Bedeutung, daß mit ihrer Einhaltung oder Nichteinhaltung das 
ganze Geſchäft ſteht oder fällt. Hierin liegt aber das Weſen 
des Firgeſchäftes, wie das ROHG. und das RG. in 
konſtanter Praxis angenommen haben. Dabei iſt es völlig 
gleichgültig, welchen wirtſchaftlichen Zweck die hier in Betracht 
kommende Einrichtung der Londoner Börſe im allgemeinen hat. 
Ebenſo kann die Frage dahingeſtellt bleiben, ob es hiernach für 
einen deutſchen Kapitaliſten überhaupt unmöglich iſt, andere als 
unter das Börſc. fallende Termingeſchäfte an der Londoner 
Börſe abzuſchließen. Wie der III. 3S. in feinem Urteile vom 
7. Februar 1899 (Rep. III. 262/98 abgedruckt in RG. 43, 
91 ff.) und der erkennende Senat in dem Urteile vom 8. Juli 
1899 (Rep. I. 178/99, RG. 44, 52 ff.) dargelegt haben, 
erſtreckt ſich der 8 68 Abſ. 1 BörſG. notwendig auch auf ſolche 
Geſchäfte, auf welche die Begriffsbeſtimmung des § 48 des 
Geſetzes nur entſprechend angewendet werden kann. Daß 
ſpeziell die an der Londoner Börſe und nach den Regeln dieſer 
Börſe per medio und per ultimo getätigten An- und Vers 
käufe von Effekten als Börſentermingeſchäfte im Sinne des 
deutſchen Geſetzes erſcheinen, hat der erkennende Senat bereits 
in dem Urteile vom 18. April 1903 in Sachen R. h. B. 
gegen H. (Rep. I. 54/03) anerkannt. In gleicher Weiſe hat 
das Hanſeatiſche OLG. Hamburg in feinem eingehend 
begründeten Urteile vom 7. April 1905 (mitgeteilt in der 
Hanſeatiſchen Gerichtszeitung 1905, Hauptblatt S. 145 ff.) 
entſchieden. J. P. u. G. c. L., U. v. 1. Nov. 05, 175/05 J. 
— Berlin. 

Konkurs ordnung. 

47. SS 3 Abſ. 1, 60, 193 KO. verb. mit 338 TI. 1 
Tit. 14 ALR. Die Forderung des Bürgen, der den Gläubiger 
befriedigt hat und ſein Anſpruch aus einem Betruge des Haupt⸗ 
ſchuldners, ſelbſt wenn dem Bürgen dieſer Betrug erſt nach der 
Konkurseröffnung bekannt geworden iſt, werden durch einen 
Zwangsvergleich mit betroffen.] 

Kläger hatte für den Beklagten der Bank zu E. Bürg⸗ 
ſchaft geleiftet. Am 3. November 1899 wurde über das Ver⸗ 
mögen des Beklagten der Konkurs eröffnet, am 8. Auguſt 1900 
kam ein am nämlichen Tage vor dem Konkursgericht beſtätigter 
Zwangsvergleich zuſtande, wonach die ⸗Konkursgläubiger 10 v. H. 
ihrer Forderungen erhalten ſollten; am 17. Juni 1902 wurde 
das Konkursverfahren wieder aufgehoben. Inzwiſchen war, am 
29. April 1902 in Anſehung der Grundſtücke, auf denen die 
Forderung der Bank zu E. haftete, die Zwangsverſteigerung 
eingeleitet. Die Bank fiel aus, nahm den Kläger aus deſſen 
Bürgſchaft in Anſpruch und Kläger mußte Zahlung leiſten, 
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welche allerdings tatſächlich erſt am 18. November 1904 erfolgt 
it. Schon vorher hatte Kläger die vorliegende Klage erhoben 
und Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 10 000 Mark 
beantragt. Zur Begründung machte er unter anderm geltend: Be 
Hagter habe ihn durch Betrug zur Übernahme der Bürgſchaft ver⸗ 
leit. Das KG. wies den Kläger in Höhe von 9 000 Mark ab; die 
Kevifion wurde zurückgewieſen: Richtig iſt es, daß die Gründe, 
aus denen Kläger ſeinen Anſpruch herleitet, verſchieden ſind: 
mit dem Rückgriff als Bürge macht er die Forderung des von 
ihm befriedigten Gläubigers geltend (§ 338 Tl. I Tit. 14 AL R., 
deſſen Beſtimmung das Berufungsgericht mit Recht für maß⸗ 
gebend erachtet hat); mit deren Anſpruch auf Schadenserſatz 
verlangt er Ausgleichung, einmal wegen Betrugs, daneben 
wegen Verletzung (Nichterfüllung) einer Vertragspflicht. Richtig 
it es ferner, daß die Rüge der Reviſion begründet wäre, wenn 
die aus den beiden zuletzt genannten Gründen entnommenen 
Anfpräche wirklich erſt nach der Eröffnung des Konkurſes über 
das Vermögen des Beklagten entſtanden fein würden, denn dann 
würde Kläger zur Zeit der Eröffnung dieſes Verfahrens zufolge 
FAND. in der damals geltenden Faſſung (jetzt § 3 Abſ. 1) 
nicht Konkursgläubiger geworden fein und die Beſtimmung in 
$ 178 ebendaſelbſt (jetzt 8 193) würde ihn nicht hindern, die 
Anſprüche in vollem Umfange geltend zu machen. Die Anſicht 
der Revifion, daß der Anſpruch des Klägers nur inſoweit, als 
er das Recht der Gläubigerin geltend mache, nicht auch inſo⸗ 
weit, als er Schadenserſatz verlange, eine Konkursforderung fei, 
iſt jedoch unrichtig. Konkursforderungen find freilich nur die 
Forderungen derjenigen Gläubiger, die zur Zeit der Konkurs⸗ 
eröffnung bereits einen erzwingbaren Anſpruch haben. Voraus⸗ 
ſezung für die Zulaſſung einer Forderung zum Konkurſe iſt 
demnach, wie die Motive zu 8 2 des Entwurfs hervorheben, 
das Beſtehen der Forderung zur Zeit der Konkurseröffnung, 
welchem Falle der des Entſtehens der Forderung durch die Er⸗ 
öffnung des Konkurſes gleichſteht. Dazu genügt allerdings 
nicht, daß derzeit ein Schuldverhältnis beſtand, aus dem ſpäter 
eine Forderung erwachſen konnte. Andererſeits aber iſt eine 
Konkurs forderung vorhanden, wenn zur Zeit der Konkurs⸗ 
eröffnung nicht bloß ein Rechtsverhältnis beſtand, fordern aus 
dieſem ſchon ein Anſpruch gegen den Gemeinſchuldner erwachſen 
war, mochte auch der Anſpruch damals nach Art und Betrag 
nicht beftimmt fein. Das wird in den Motiven zu 8 2. des 
Entwurfs durch die — vielleicht nicht in jeder Beziehung völlig 
manfechtbare — Bemerkung anerkannt, es ſeien Forderungen 
hulaſſen, wenn ihre Perfektion ohne jedes Zutun des Kridars 
euttrete. Ahnlich wurde während der Beratung geäußert 
(Brot. der erſten Leſung S. 8), die Forderung müffe bei der 
Konheröffnung noch nicht notwendig in quali et quanto vor- 
handen fein. In Anerkennung und Anwendung dieſes Grund⸗ 
ſaßes werden von der KO. in 8 60 a. F. (jetzt 8 67) bedingte 
Forderungen als Konkurs forderungen zugelaſſen. Hierzu gehört 
de Regreßforderung des Bürgen, die nur noch, ihrer Natur 
nach, der Beſchränkung unterliegt, daß fie neben der Forderung 
des Gläubigers überhaupt nicht geltend gemacht werden kann 
el. RG, 14, 172; auch 32, 84; 37, 1); ferner Schadens⸗ 
erjehanfpräche und zwar dieſe auch dann, wenn ihr Umfang ſich 
bei der Konkurseröffnung noch nicht Überſehen läßt (vgl. Jäger, 
lonkurzordnang 2. Aufl. 8 3 Anm. 10, Anm. 37). Aus den 
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vorſtehenden Anführungen folgt, daß der Anſpruch des Klägers 
auch ſoweit er, wenn ſeine tatſächlichen Behauptungen wahr 
ſein ſollten, auf Betrug und Vertragsverletzung geſtützt werden 
könnte, ſchon zur Zeit der Konkurseröffnung ebenſo beſtanden 
hätte, wie der Anſpruch, den er mit der Klage der Gläubigerin 
geltend macht. Sein Anſpruch iſt überhaupt immer derſelbe, 
mag er nun als Rückgriff des Bürgen oder auf Grund des 
Betrugs oder des Vertrags erhoben werden. In keiner dieſer 
Formen hätte er neben dem Anſpruch der Bank im Konkurs 
des Beklagten geltend gemacht werden dürfen (vgl. RG. 14 
auf S. 174 ff.; 37, 3) und in keiner dieſer Formen hätte 
Kläger einen Anſpruch, wenn die Bank am Zwangsvergleich be⸗ 
teiligt wäre. Kläger erhält nur deshalb etwas von dem Be⸗ 
klagten, weil die Bank wegen ihrer Forderung, die fie, wie das 
Berufungsgericht feſtſtellt, im Konkurs nicht angemeldet hat, be⸗ 
friedigt iſt. Er kann aber nur 10 v. H. ſeiner Forderung 
verlangen, weil ihm zufolge 8 178 KO. a. F. (jetzt 8 193) 
der am 8. Auguſt 1900 geſchloſſene und beſtätigte Zwangs⸗ 
vergleich entgegenſteht, obwohl er, wie das Berufungsgericht 
ebenfalls feſtſtellt, die jetzt erhobene Forderung auch nicht an⸗ 
gemeldet hatte. Ob er die Anmeldung etwa unterließ, weil er 
zur Zeit der Konkurseröffnung von den jetzt behaupteten Tat⸗ 
ſachen, aus denen er einen Betrug und eine Vertragsverletzung 
des Beklagten ableitet, noch keine Kenntnis hatte, iſt ohne Be⸗ 
deutung. Denn die Beſtimmung in 8 178 KO. a. F. (etzt 
8 193) ſteht allen Konkursgläubigern entgegen, auch denen, die 
ſich am Konkursverfahren nicht beteiligt haben und deshalb 
auch denen, die eine Beteiligung unterließen, weil ſie ihre 
Forderung nicht kannten. Daß in Anſehung von Anſprüchen, 
auf Schadenserſatz wegen Betrugs eine Ausnahme gelte, ift 
nicht anzuerkennen. J. o. W., U. v. 16. Nov. 05, 250/05 IV. — 
Berlin. 

48. Umfang der Vertretung des Gemeinſchuldners durch 
den Konkursverwalter. | 

Das OLG. ſtellt feſt, daß der beklagte Vorſchußverein 
durch ſeine verfaſſungsmäßigen Vertreter dem Moratorium ſo, 
wie es vom klagenden Teil vorgetragen wurde, beigetreten iſt, 
und ſich als Beauftragter des ſpäteren Gemeinſchuldners ſo⸗ 
wohl als auch der übrigen dem Moratorium beigetretenen 
Gläubiger verpflichtet hat, die zur Durchführung des verein⸗ 
barten Moratoriums erforderliche Tätigkeit, namentlich die 
lberwachung der eingehenden Gelder und deren Verwendung 
im Sinne des Stundungsvertrags zu beſorgen. Das Os. 
nimmt weiter an, daß der beklagte Vorſchußverein dieſem Auf⸗ 
tragsverhältnis zuwider das ihm geſchenkte Vertrauen dazu be⸗ 
nutzt habe, unter Benachteiligung der Konkursgläubiger ſich aus 
den eingenommenen Geldern auch für ſeine nicht durch 
Lombardierung geſicherte Forderung zu befriedigen. Das OLG. 
faßt die angeſtellte Klage auch inſoweit als die auf Erfüllung 
des Auftrags gerichtete Klage auf, als damit geltend gemacht 
wird, daß der Beklagte entgegen dem von ihm übernommenen 
Auftrag aus den Einnahmen des ſpäteren Gemeinſchuldners 
nicht bloß die kleineren, dem Moratorium widerſtrebenden 
Gläubiger voll befriedigt habe und für dieſe Zuwiderhandlung 
mit der Klage verantwortlich gemacht fei. Von dieſer Grund⸗ 
lage ausgehend, gelangt das Berufungsgericht zur Klageabweifung 
weil der Konkursverwalter zu der erhobenen Klage nicht 
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legitimiert ſei; denn ein vertragsmäßiger Anſpruch aus dem 
Auftragsvertrag ſtehe nur jedem einzelnen der geſchädigten 
Gläubiger zu, dieſe vertrete aber der Konkursverwalter nicht. 
Auch aus den Rechten des Gemeinſchuldners, welchen der 
Konkursverwalter allerdings vertrete, könne der Konkurs⸗ 
verwalter nicht klagbar werden, weil der Gemeinſchuldner nicht 
geſchädigt ſei. Dieſe letztere Ausführung iſt nicht haltbar. 
Das Berufungsgericht begründet eingehend, daß zwiſchen dem 
Gemeinſchuldner und dem Beklagten ein Auftragsvertrag des 
ganz genau beſtimmten Inhalts zuſtande gekommen iſt, daß und 
wie der Beklagte als Beauftragter die Gelder ſeines Auftrag⸗ 
gebers zu verwenden hatte; jede andere Art der Verwendung 
war dem Beklagten unterſagt. Dieſer vertragsmäßigen Bindung 
kann ſich der Beklagte nicht damit entziehen, daß er einwendet, 
es habe der Auftraggeber kein Intereſſe daran, welche ſeiner 
Gläubiger und wie dieſelben befriedigt werden; denn gerade 
das, was der Beklagte getan hat, war ihm nach dem Klage⸗ 
vortrag vertragsmäßig unterſagt. Konk. M. Sch. c. Vorſch.⸗V. 
P., U. v. 14. Nov. 05, 124/05 II. — Zweibrücken. 

49. 861 Ziff. 1 KO. Der kaufmänniſche Agent hat im 
Konkurſe des Geſchäftsherrn kein Vorzugsrecht.] 

Die Inhaber der klagenden Firma waren Agenten der 
Gemeinſchuldnerin und hatten für Verkäufe, die ſie im letzten 
Jahre vor der Konkurseröffnung vermittelt hatten, eine Pro⸗ 
viſion zu fordern. Der Rechtsſtreit der Parteien betrifft die 
Frage, ob der Klägerin für dieſe Forderung das von dem be⸗ 
klagten Konkursverwalter beſtrittene Vorrecht nach § 61 Ziff. 1 
KD. zuſteht. Das Berufungsgericht hat dieſe Frage verneint. 
Die Reviſion der Klägerin wurde zurückgewieſen: Unerheblich 
iſt zunächſt der von der Reviſion hervorgehobene Umſtand, daß 
die KO. in ihrer jetzigen Faſſung das Erfordernis des „dauernden“ 
Dienſtes nicht enthält. Die neue Faſſung hat nur die Be⸗ 
deutung, daß das Vorrecht denjenigen, welche ſich dem Gemein⸗ 
ſchuldner für deſſen Haushalt, Wirtſchaftsbetrieb oder Erwerbs⸗ 
geſchäft verdingen, für ihre Dienſtbezüge auch dann gewährt 
werden ſoll, wenn es ſich nicht um einen dauernden Dienſt 
handelt. Im übrigen iſt eine Anderung nicht eingetreten. Die 
Reviſion beſtreitet ſodann, daß das Geſetz das Erfordernis 
eines Abhängigkeitsverhältniſſes aufgeſtellt habe und beruft ſich 
zur Widerlegung auf die Entſcheidungen in RG. 4 S. 423 bis 
425; 27, 226 und 38, 113. Dieſer Angriff iſt nicht gerecht⸗ 
fertigt. In den beiden erſtgenannten Entſcheidungen wird unter 
ausdrücklicher Bezugnahme auf die Motive des Entwurfs aus⸗ 
geſprochen, daß das Vorrecht von einer perſönlichen „Bot⸗ 
mäßigkeit“ des Bedienſteten nicht abhänge. Das Wort „Bot⸗ 
mäßigkeit“ wird hier in einem engeren Sinne angewendet, in 
welchem es die Unterordnung der Dienſtboten unter die 
Dienſtherrſchaft bezeichnet. In den Motiven S. 266 wird 
ausgeführt, daß mit den unter die Vorſchrift des § 54 Ziff. 1 
KO. a. F. fallenden Dienſtverhältniſſen meiſtens eine perſön⸗ 
liche Botmäßigkeit unter den Gemeinſchuldner bedingt ſein 
werde, daß dies aber nicht Erfordernis ſei, da auch Geſellen, 
Meiſter, Fabrikarbeiter, Handlungsgehilfen, Wirtſchaftsbeamte, 
Gärtner, Förſter, Schreiber, Sekretäre uſw. ſolche „ſtändige 
Bedienſtete“ ſein könnten. Das Berufungsgericht hat aber 
nicht angenommen, daß ein Abhängigkeits⸗ oder Botmäßigkeits⸗ 
verhältnis in dem angegebenen engeren Sinn Erfordernis für 
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die Anwendung des 8 61 Ziff. 1 KO. ſei; vielmehr faßt es 
das Wort „ſich verdingen“ in dem weiteren Sinn auf, daß 
der ſich Verdingende ſeine Selbſtändigkeit in größerem oder 
geringerem Umfang aufgebe, auf die freie Verfügung über ſeine 
Zeit und Arbeitskraft zugunſten eines anderen mehr oder weniger 
verzichte, und es erwägt, daß dies nicht nur durch Unterwerfung 
unter ein Botmäßigkeitsverhältnis, ſondern auch dadurch ge⸗ 
ſchehen könne, daß der ſich Verdingende ſeine Dienſte aus⸗ 
ſchließlich oder doch hauptſächlich dem Dienſtberechtigten zu 
leiſten verpflichtet ſei. Dieſer Begründung iſt beizutreten. 
Wollte man der Anſicht der Reviſion folgen, ſo würde das 
Tatbeſtandsmerkmal „ſich verdingen“ nichts anderes bedeuten, 
als daß die Leiſtung von Dienſten verſprochen werde; 
dann würde aber der Kreis der unter 8 61 Ziff. 1 KO. 
fallenden Perſonen und ihrer Forderungen viel zu weit aus⸗ 
gedehnt werden. Bei Auslegung des 8 61 Ziff. 1 KO. iſt zu 
beachten, daß die Vorrechte Ausnahmen von dem allgemeinen 
Grundſatz der Gleichberechtigung aller Konkursgläubiger ſind, 
und daß deshalb eine ausdehnende Auslegung nicht angebracht iſt. 
Mit Recht hat das Berufungsgericht angenommen, daß der Klägerin 
das Vorrecht aus 8 61 Ziff. 1 KO. nicht zukommt, weil fie die 
Stellung eines ſebſtändigen Kaufmanns dem Geſchäftsherrn gegen⸗ 
über einnahm. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung wird durch den 
vom Berufungsgericht angeführten Inhalt der Materialien zum 
HGB. (vgl. Düringer im „Recht“, Jahrgang VI [1902] S. 602, 
603) beſtätigt. G. c. H., U. v. 3. Nov. O05, 269/05 III. — Dresden. 

Gewerbeordnung. 

50. SS 20, 21, 35, 40, 54 Gew. Die Gewd. ent: 
hält keine Beſtimmungen über die aufſchiebende Wirkung eines 
nach ihr zuläſſigen Rekurſes.] 

Kläger zeigte am 22. September 1904 der Polizeidirektion 
zu Metz an, daß er ein Bureau eröffnen und vorkommenden 
Falles die im 8 35 Abſ. 3 GewO. aufgeführten Rechts⸗ 
angelegenheiten wahrnehmen werde. Es wurde ihm durch Be⸗ 
ſchluß des Bezirkspräſidenten zu Metz vom 1. April 1905 
die Ausübung des Gewerbebetriebes der Beſorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten und bei Behörden wahrzunehmender Ge⸗ 
ſchäfte unterſagt, weil ſeine Unzuverläſſigkeit in bezug auf dieſen 
Gewerbebetrieb hinreichend dargetan ſei. Der mit der Aus⸗ 
führung des Beſchluſſes beauftragte Polizeipräſident ließ dem 
Kläger den Beſchluß zuſtellen, was am 22. April 1905 
geſchah, und brachte am 10. Mai 1905 durch Bekannt⸗ 
machung in Metzer Zeitungen den Beſchluß des Bezirkspräſidenten 
zur öffentlichen Kenntnis. Am 5. Mai 1905 hatte Kläger bei dem 
Kaiſerlichen Rat in Straßburg gegen den Beſchluß vom 1. April 1905 
Rekurs eingelegt, welcher durch Entſcheidung vom 28. Juni 
1905 als unbegründet verworfen worden iſt. Am 27. Mai 
1905 erhob Kläger bei dem AG. in Metz gegen den Polizei⸗ 
präfidenten Klage mit dem Antrage auf Verurteilung desſelben 
zum Erſatze des Schadens, den er durch das Vorgehen des Beklagten 
erlitten habe. Der Bezirkspräſident ſtellte den Antrag auf Erlaß 
einer Vorentſcheidung im Sinne des 8 39 AG. für Elſ.⸗Loth. 
zum BGB. vom 27. April 1899 und des 8 11 Abſ. 2 Nr. 1 
EGGVG. vom 27. Januar 1877: Das Reichsgericht hat ſich 
auf die Feſtſtellung zu beſchränken, ob der verklagte Beamte 
ſich einer Überfchreitung feiner Amtsbefugniſſe oder der Unter: 
laſſung einer ihm obliegenden Amtshandlung ſchuldig gemacht 
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hat. Die Feſtſtellung mußte in verneinendem Sinne ergehen. 
Es wird dem Polizeipräſidenten vorgeworfen, er habe den Be⸗ 
ſchluß des Bezirkspräſidenten vom 1. April 1905 vorzeitig, 
nämlich zu einer Zeit veröffentlicht, als über den Rekurs des 
Klägers von dem Kaiſerlichen Rat noch nicht entſchieden worden 
war. Ob dies zuläſſig war, hängt von der Beantwortung der 
Frage ab, ob der Rekurs gegen die auf Grund des § 35 
GewO. ergangene Unterſagung des Gewerbebetriebes auf⸗ 
ſchie bende Wirkung hat oder ob der Unterſagungsbeſchluß ſofort 
vollſtreckbar iſt. Die Frage iſt in dem letzteren Sinne zu be: 
antworten. Der bier in Rede ſtehende Rekurs iſt im 8 40 
Abſ. 2 GewO. für zuläffig erklärt worden. Über die Wirkung 
dieſes Rekurſes iſt in der GewO. eine beſondere Beſtimmung 
nicht getroffen, wie es auch an einer allgemeinen Beſtimmung 
über die Wirkung der Rekurſe in der GewO. fehlt. Nach 8 54 
gelten wegen des Verfahrens und der Behörden, welche 
in bezug auf die Unterſagung eines Gewerbebetriebes auf 
Grund des § 35 maßgebend find, die Vorſchriften der 
820, 21 Gemd., welche auch insbeſondere für den Rekurs 
in 9 40 Abſ. 2 als geltend bezeichnet find. Nach der Bor: 
hut des 5 21 der GewO. bleiben aber die näheren Be: 
ſtimmungen über die Behörden und das Verfahren ſowohl in 
der erſten als in der Rekursinſtanz den Landesgeſetzen vor⸗ 
behalten, die nur gewiſſe, näher angegebene Grundſätze ein⸗ 
wubalten haben. Hieraus muß entnommen werden, daß in der 
GewO. über die Wirkung des Rekurſes weder ausdrück⸗ 
lh noch ſtillſchweigend eine allgemeine Beſtimmung getroffen 
worden ift und daß die einzelnen in der GewO. vorkommenden 
Fälle, in denen die aufſchiebende Wirkung des Rekurſes aus⸗ 
drüclich ausgeſchloſſen worden iſt, nicht den Rückſchluß zulaſſen, 
in allen andern Fällen beſtehe aufſchiebende Wirkung, daß viel⸗ 
mehr in jenen Fällen ausnahmsweiſe über die Wirkung des 
Kelurſes Beſtimmung getroffen worden iſt, während im übrigen 
ſic die Wirkung nach den Landesgeſetzen richten ſoll. G. c. B., 
Heſchl. v. 10. Nov. 05, T. B. 36/05 II. 

Geſetz, betreffend die Erwerbs- und Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaſten vom 1. Mai 1889/20. Mai 1898. 

51. 5 15 GenG. Beitrittserklärung durch Stellvertreter 
kraft mündlichen Auftrags gültig.] 

Der Beklagte wird von der Klägerin, einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft m. u. H. auf Zahlung eines Geſchäftsanteils als 
Mitglied in Anſpruch genommen. Das Berufungsgericht hat 
den Anſpruch abgewieſen. Es erkannte den Einwand des Be⸗ 
flagten als berechtigt, daß die von feiner Frau mit feinem 
Namen unterzeichnete Beitrittserklärung für ihn unverbindlich 
und er gar nicht Mitglied der klagenden Genoſſenſchaft geworden 
je. Das Berufungsgericht iſt der Anſicht, daß die Beitritts⸗ 
erklärung vom 23. März 1895 der in 8 15 Gen®. ä. F. vor⸗ 
geschriebenen Form nicht genüge, weil die Unterſchrift unter der 
Veitrittderflärung nicht von dem Beitretenden ſelbſt herrühre, 
das Genc. nicht vorſehe, daß an Stelle des Beitretenden ein 

unterzeichnen dürfe und nach 8 15 J. c. der beitretende 
delagte, ſoferne er nur, wie hier erwieſen, ſeinen Namen unter⸗ 
ſchriben konnte, die Beitrittserklärung felbft habe unterzeichnen 
fen. Gegen biefe rechtliche Auffaſſung richtet ſich der An- 
eff der Reviſion; dieſelbe erweiſt ſich auch als begründet: 
Auch g 15 Gen G. vom 1. Mai 1889 bedarf es zum Erwerbe 
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der Mitgliedſchaft — ebenfo wie nach dem Geſetz in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 — einer von dem 
Beitretenden zu unterzeichnenden, unbedingten Erklärung des 
Beitritts, ſohin der einfachen Schriftform. Eine Beſtimmung 
dahin, daß dieſe Willenserklärung von dem Beitretenden nur 
perſönlich abgegeben werden könne und daß die Abgabe der Er⸗ 
klärung durch einen Stellvertreter, Beauftragten oder Bevoll⸗ 
mächtigten ausgeſchloſſen ſei, enthält das GenG. nicht. Die 
Frage, ob eine Unterzeichnung durch einen Vertreter möglich 
ſei, war demnach gemäß den im Jahre 1895 geltenden zivil⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen, hier dem Allgemeinen Preußiſchen 
Landrechte, zu entſcheiden. Nun hatte allerdings das vormalige 
Königl. PrOdTr. in dem Plenarbeſchluß vom 4. Dezember 1854 
(OTr. 29, 293) als Grundſatz des Preußiſchen Rechtes den 
Satz ausgeſprochen: „Aus einem Kontrakt wird derjenige, 
deſſen Namensunterſchrift von einem andern, infolge eines dem⸗ 
ſelben mündlich oder ſtillſchweigend erteilten Auftrags, geleiſtet 
worden, nicht wie aus einem ſchriftlichen Vertrage verpflichtet, 
ſelbſt wenn eine nachträgliche, mündliche oder ſtillſchweigende 
Genehmigung hinzukommt (Präjudiz 2585).“ Allein das RG. 
hat ſich dieſer Auffaſſung, deren Richtigkeit von verſchiedenen 
Seiten in Zweifel gezogen war, nicht angeſchloſſen, und der 
erkennende Senat iſt in dem ausführlich begründeten Urteil vom 
2. April 1881 (RG. 4 S. 307 bis 323) zu dem Ergebnis ge⸗ 
langt, daß der obenerwähnte Satz als ein wirklicher Grundſatz 
des Preußiſchen Rechtes nicht anzuerkennen und der Verſuch, 
dieſen Satz aus der Natur der Sache zu begründen, als miß⸗ 
glückt zu erachten ſei. Im Anſchluß an das Urteil des ROH. 
vom 12. März 1872 (RO HG. 5, 263), welches die Unter⸗ 
zeichnung eines Vertrags durch den Beauftragten mit dem 
Namen des Auftraggebers auf Grund mündlicher Ermächtigung 
als rechtsgültig erklärte, hat das RG. in dem erwähnten Urteil 
eine Aktienzeichnung, die auf Grund einer mündlich erteilten 
Vollmacht für den Machtgeber mit deſſen Namensunterſchrift 
betätigt worden war, als verbindlich und den Anforderungen 
des Preußiſchen Rechtes genügend anerkannt. Von dieſen 
Grundſätzen abzugehen, beſteht für den erkennenden Senat keine 
Veranlaſſung, und es muß deshalb auch die Beitrittserklärung 
zur Genoſſenſchaft vom 23. März 1895, welche von der Ehe⸗ 
frau des Beklagten, der feſtgeſtelltermaßen ſeinen Namen zu 
ſchreiben vermag und nicht zu den in Tl. I Tit. 5 8 175 be⸗ 
zeichneten Perſonen gehört, dann als für den Ehemann rechts⸗ 
verbindlich anerkannt werden, wenn die Unterzeichnung der Bei⸗ 
trittserklärung auch nur auf Grund eines von ihm mündlich 
erteilten Auftrags erfolgt iſt. Dieſe Tatſache aber iſt von dem 
Berufungsgericht genügend feſtgeſtellt. Denn es bemerkt auf 
S. 24 des angefochtenen Urteils, daß an Stelle des Beklagten 
ſeine Frau unterſchrieben habe, und fügt bei „die eidliche Aus⸗ 
ſage der Frau ergibt, daß ſie das im mündlichen Auftrage des 
Beklagten getan hat.“ Die Erteilung des Auftrags wird ſomit 
auf Grund der eidlichen Ausſage als erwieſen erachtet. Demnach 
entſpricht die Beitrittserklärung vom 23. März 1895, wie ſie 
vorliegt, den Anforderungen des für die Vertretungsmöglichkeit 
entſcheidenden preußiſchen Rechtes, und der Beklagte, der die 
Unterſchrift ſeiner Frau als ſeine eigene gelten laſſen muß, iſt 
ſohin gemäß 8 15 Mitglied der klagenden Genoſſenſchaft ge: 
worden. Anders würde die Sache liegen, wenn nach den Vor⸗ 
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ſchriften des GenG. jede von dem Beitretenden nicht ſelbſt 
unterzeichnete Beitrittserklärung rechtsunwirkſam wäre, wie dies 
das Berufungsgericht allerdings in Übereinſtimmung mit einigen 
Schriftſtellern annimmt. Allein für eine derartige Annahme 
fehlt es in dem Geſetze an jedem Anhaltspunkt. Nichts deutet 
darauf hin, daß auf dem Gebiete des Genoſſenſchaftsrechtes eine 
derartige den rechtlichen Verkehr erſchwerende Beſtimmung hin⸗ 
ſichtlich der Beitrittserklärung gewollt geweſen ſei; eine ſolche 
Abſicht des Geſetzes hätte in dieſem ſelbſt Ausdruck finden 
müſſen, zumal es ſich ja gar nicht vermeiden läßt, daß in den 
Fällen der geſetzlichen Vertretung die Beitrittserkärung von einer 
anderen Perſon, als derjenigen, die Mitglied wird, unterſchriftlich 
abgegeben wird. Wo, wie im § 43 Abſ. 4 des Geſetzes, die 
Tätigkeit von Bevollmächtigten ausgeſchloſſen werden ſollte, iſt 
dies auch ausdrücklich beſtimmt worden. Innere Gründe dafür, 
daß für eine derartige Willenserklärung die Möglichkeit, einen 
Stellvertreter zu beſtellen, ausgeſchloſſen ſein ſollte, ſind nicht 
vorhanden, und es iſt auch bei der Zulaſſung ſolcher Stell⸗ 
vertretung die Abſicht des Geſetzes voll erreichbar, daß durch 
die Formen des § 15 die Führung einer richtigen und zuver⸗ 
läſſigen Mitgliederliſte gewährleiſtet werden ſoll. N. H. K. G 
c. Sch., U. v. 18. Okt. 05, 139/05 I. — Stettin. 

52. 8 90 GenG. Urteil gegen eine Genoſſenſchaft m. b. H., 
deren Liquidation durch Verteilung des Vermögens beendet und 
dies im Genoſſenſchaftsregiſter verlautbart worden iſt.] 

Das KG. hat das von der Klägerin und Berufungs⸗ 
beklagten beantragte Verſäumnisurteil gegen die Beklagte und 
Berufungsklägerin aus dem Grunde durch Beſchluß abgelehnt, 
weil die bei Einlegung der Berufung ſchwebende Liquidation der be⸗ 
klagten Genoſſenſchaft m. b. H. inzwiſchen durch Verteilung des 
Vermögens beendigt und dieſe Beendigung im Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter eingetragen und öffentlich bekannt gemacht worden ſei. 
Demgemäß könne die Beklagte nicht mehr als beſtehend an⸗ 
geſehen und es könne darum gegen ſie jetzt überhaupt kein 
Urteil mehr erlaſſen werden. Das RG. gab der ſofortigen 
Beſchwerde der Klägerin ſtat: Es kann dem KG. nicht 
zugegeben werden, daß ſeine Feſtſtellungen ausreichen, um 
den Fortbeſtand der Beklagten als parteifähigen Rechtsgebildes 
zu verneinen. Dahingeſtellt kann bleiben, ob dann, wenn in⸗ 
folge der beendigten Liquidation und Vermögensverteilung jedes 
Aktivvermögen der Genoſſenſchaft weggefallen wäre, ein ſolches 
Erlöſchen behauptet werden müßte, oder ob auch in dieſem 
Falle die Tatſache des anhängigen Prozeſſes dem Erlöſchen 
entgegenſtehen würde. Denn vermögenslos iſt die beklagte Ge⸗ 
noſſenſchaft durch die feſtgeſtellten Vorgänge noch nicht ge⸗ 
worden. Nach § 90 Abſ. 1 GenG. vom 1. Mai 1889 in der 
Faſſung vom 20. Mai 1898 darf bei Liquidation der ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaft eine Verteilung des Vermögens unter 
die Genoſſen nicht vor Tilgung oder Deckung der Schulden 
und nicht vor Ablauf eines Jahres ſeit dem Tage vollzogen 
werden, an welchem die Aufforderung der Gläubiger in den 
hierzu beſtimmten Blättern zum dritten Male erfolgt if Ob 
im vorliegenden Falle das Sperrjahr gewahrt worden ſei oder 
nicht, iſt aus dem angefochtenen Beſchluſſe nicht zu erſehen. 
Dagegen ergibt ſich ohne weiteres, daß die im Prozeſſe geltend 
gemachte Forderung der Klägerin nicht gedeckt worden iſt. Bei 
ſtreitigen Verbindlichkeiten ſchreibt der Abſatz 2 des angezogenen 
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Paragraphen die Deckung in der Weiſe vor, daß dem Gläubiger 
Sicherheit geleiſtet werde und daß vor der Sicherheitsleiſtung 
die Verteilung des Vermögens nicht erfolgen dürfe. Wäre 
dieſer Beſtimmung entſprechend der Klägerin Sicherheit geleiſtet 
worden, ſo könnte kein Zweifel darüber ſein, daß der Klägerin 
die Möglichkeit gegeben ſein müßte, den Rechtsſtreit gegen die 
liquidierte Genoſſenſchaft durchzuführen, um ſich den geſicherten 
Betrag endgültig zu verſchaffen. Ohne die Annahme dieſer 
Möglichkeit würde die ganze Vorſchrift für die Gläubiger 
keinen Wert haben. Daraus folgt jedenfalls ſo viel, daß die 
Fortdauer der Parteifähigkeit einer Genoſſenſchaft auch nach der 
Vermögensverteilung dem Geſetze nicht unbekannt iſt. In dem 
vorausgeſetzten Falle knüpft ſich die Fortdauer offenbar an den 
Umſtand, daß in der geleiſteten Sicherheit ein noch unverteilter 
Vermögensbeſtand der Genoſſenſchaft vorhanden iſt. Weſentlich 
anders iſt es aber damit auch dann nicht, wenn die Vermögens⸗ 
verteilung gegen das Geſetz ohne Sicherſtellung der ſtreitigen 
Verbindlichkeiten erfolgt iſt. Auch dann verfügt die Genoſſen⸗ 
ſchaft noch über Aktivvermögen. Nach Abſ. 3 des 8 90 haften bei 
Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 
die Liquidatoren und unter Umſtänden die Mitglieder des Auf⸗ 
ſichtsrates nicht nur den Gläubigern, ſondern auch der Ge 
noſſenſchaft ſelbſt. Anerkannten Rechts iſt es, daß durch die 
Beendigung der Liquidation die Schulden der Genoſſenſchaft an 
ſich nicht untergehen. Vermöge der angeführten Geſetzes⸗ 
beſtimmung aber hat die Genoſſenſchaft ſelbſt Erſatzanſprüche 
gegen ihre Liquidatoren und Aufſichtsratsmitglieder, wenn gegen 
das Geſetz zur Vermögensverteilung geſchritten worden iſt, ohne 
daß die Gläubiger befriedigt oder ſichergeſtellt worden find. 
Dieſer Erſatzanſpruch iſt Aktivvermögen, das der Genoſſenſchaft 
trotz der Vermögensverteilung verbleibt. Dahingeſtellt kann 
gelaſſen werden, ob der Genoſſenſchaft — wie der Regierungs⸗ 
vertreter bei der zweiten Beratung des Entwurfs (Stenogr. 
Bericht S. 1082) ausgeführt hat — daneben noch ein Rück⸗ 
forderungsanſpruch für dasjenige zuſteht, was infolge der unter⸗ 
laſſenen Schuldendeckung zu viel an die Genoſſen verteilt worden 
iſt. Schon der Erſatzanſpruch gegen die Liquidatoren genügt, 
um dem Fortbeſtande der Parteifähigkeit die erforderliche Unter: 
lage zu verſchaffen. — Vgl. auch Pariſtus und Crüger Kom⸗ 
mentar IV. Aufl. Anm. 1 zu 8 90 (S. 458/459), Anm. 5 
zu 5 98 (S. 474); Maurer⸗Birkenbihl II. Aufl. Anm. 5 zu 
§ 88 alt (S. 377), Anm. 4 zu 8 91 (S. 350), Anm. 6 
zu 8 93 (S. 355). — G. e. H., Berg. v. 25. Okt. O5, 
Bs 99/05 I. — Berlin. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

53. 88 1 Abſ. 1, 13 UnlWG. Maßgebend die Auf⸗ 
faſſung der betroffenen Verkehrskreiſe.] 

In Frage ſteht die Anwendung des § 1 Abf. 1 und des 
§ 13 UnlWG. Durch das Geſetz wird der redliche Wett⸗ 
bewerb in keiner Weiſe eingeſchränkt und insbeſondere auch nicht 
der Gebrauch kräftiger Aus drücke verboten, durch welche der 
Wettbewerber Kunden an ſich zu locken ſucht. Als unlauteres 
Wettbewerbsmittel wird jedoch die Aufſtellung und Verbreitung 
von Angaben tatſächlicher Art angeſehen, welche unrichtig 
und geeignet find, den Anſchein eines beſonders günftigen An⸗ 
gebots hervorzurufen. Der redliche Wettbewerber wird mithin, 
wenn er bei der Anpreiſung ſeiner Waren das Gebiet der tat⸗ 
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ſächlichen Behauptungen beſchreitet, darauf bedacht ſein, ſeine 
Kundgebung ſo deutlich abzufaſſen, daß Mißdeutungen aus⸗ 
geſchloſſen find und in derſelben nur die Angabe ſolcher Tat⸗ 
ſachen gefunden wird, die der Wahrheit entſprechen. Stellt ſich 
heraus, daß die Angabe, wie ſie tatſächlich verſtanden wird, 
unrichtige Tatſachen enthält, ſo iſt die Vorausſetzung für das 
richterliche Unterlaſſungsgebot unter allen Umſtänden gegeben, 
gleichviel, ob der Urheber der Mitteilung den Eindruck, welchen 
die Angabe inhaltlich macht, hervorrufen wollte oder nicht und 
ob er den Erfolg bei Anwendung gehöriger Sorgfalt voraus⸗ 
ſehen konnte oder nicht. Mehrdeutige Angaben, mag die Mehr⸗ 
deutigkeit beabſichtigt ſein oder nicht, verdienen nach dem Sinne 
des Geſetzes keine Förderung. Sie ſind vom Richter auf ihren 
Inhalt zu prüfen. Es kommt aber nicht darauf an, wie er 
ihren Sinn deutet, auch nicht, wie bereits angedeutet wurde, 
darauf, welchen Sinn der Mitteilende in die Mitteilung 
legen wollte, ſondern darauf, wie die Leſerkreiſe, für welche die 
Mitteilung berechnet iſt und auf welche ſie einwirken ſoll, ſie 
berftehen. Dies entſpricht dem Weſen des Wettbewerbs und 
dem Zwecke des Geſetzes, der dahin geht, einen unlauteren 
Wettbewerb zu unterdrücken. Der Wettbewerber will durch 
feine geſchäftliche Mitteilung Kundſchaft von anderen Mit: 
bewerbern ab⸗ und zu ſich herüberziehen. Er wendet ſich daher 
mit ſeiner Mitteilung an diejenigen beſonderen Verkehrs⸗ 
keiſe, aus welchen er Kunden gewinnen kann und will, und 
der Erfolg derſelben hängt lediglich davon ab, welchen Eindruck 
ſie auf dieſe Verkehrskreiſe hervorruft. Sind nach dem Ein⸗ 
druck, welchen dieſe von dem Inhalte der Angabe bei dem 
Leſen derſelben empfangen, Tatſachen darin behauptet, welche 
ſic als unrichtig erweiſen, ſo iſt eine Täuſchung im Gewerbe⸗ 
leben gegeben, welche zu einer widerrechtlichen Beeinträchtigung 
der Mitbewerber führen und deshalb einen Grund zum Unter⸗ 
laſſungsgebote abgeben kann. Weſentlich iſt hiernach nicht die 
Auffaſſung der Leſer im allgemeinen, für welche die Mitteilung 
nicht beſtimmt iſt, ſondern die Auffaſſung der Leſer aus den 
leſonderen Verkehrskreiſen, für welche fie berechnet iſt, und 
zwar die durchſchnittliche Auffaſſung derſelben. A. F. c. E, 
U. v. 28. Nov. 05, 151/05 II. — Hamburg. 

Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit vom 
7. April 1900. 

54. 8 1 KonſchG. vom 7. April 1900, verb. mit 8 11 
der Madrider Konvention über die Ausübung des Schutzrechts 
in Marokko vom 3. Juli 1880. Streitigkeiten über Grund: 
eigentum in Marokko gehören nicht vor das Konſulargericht.] 

Klägerin, eine franzöſiſche Firma in Tanger, will durch 
Vertrag vom Sultan von Marokko ein beſtimmtes Gelände in 
Tanger gekauft und zu Eigentum übertragen erhalten haben, 
auf dem ſich ein Wohnhaus mit Garten befindet, das ſeit 
Jahren von dem Beklagten, einem deutſchen Reichsangehörigen, 
bewohnt wird. Sie behauptete, der Beklagte wohne nur zur 
Miete; fie ſchrieb dem Beklagten am 17. November 1902, daß 
fe als nunmehrige Eigentümerin vom 1. Dezember an den 
Nietszins auf 400 Peſ. monatlich erhöhe und event. auf den 
1. Dezember kündige. Als der Beklagte ſich ablehnend ver⸗ 
hielt, kündigte fie aufs neue zum 30. Juni und reichte beim 
deutjchen Konſulargericht in Tanger die Klage ein, mit ber fie 
beantragte, den Beklagten zur Zahlung des bis zum 31. Mai 
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1903 berechneten Mietzinſes, zur Räumung am 30. Juni und 
zu Schadenerſatz für den Fall der Nichträumung zu verurteilen. 
Das Gericht beſchloß, die Verhandlung auszuſetzen, bis eine 
Feſtſtellung des zuſtändigen marokkaniſchen Gerichts über das 
Eigentum an dem ſtreitigen Grundſtück erfolgt ſei. Es begrün⸗ 
dete dieſen Beſchluß, unter Berufung auf 8 148 ZPO. in 
Verbindung mit 8 13 GVG., mit der Ausführung, daß nach 
Art. 11 der Madrider Konvention über die Ausübung des 
Schutzrechts in Marokko vom 3. Juli 1880 (RGBl. 81, 
103) für die Entſcheidung von Streitfragen über das Recht 
an Grundſtücken die marokkaniſchen Gerichte ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig ſeien. Der Art. 11 der Madrider Konvention lautet: 
„Das Recht, Grundeigentum zu erwerben, ſteht allen Fremden 
zu. Der Ankauf von Grundeigentum darf nur mit voraus⸗ 
gehender Genehmigung der Regierung erfolgen und ſind hin⸗ 
ſichtlich der Erwerbsurkunden die durch die Landesgeſetze vor⸗ 
geſchriebenen Förmlichkeiten zu beobachten. Jede über dieſes 
Recht entſtehende Streitfrage ſoll nach den bezeichneten Geſetzen 
unter Geſtattung der in den Verträgen feſtgeſetzten. Berufung 
an den Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten entſchieden 
werden.“ Die Streitſache iſt dann an das marokkaniſche Schra⸗ 
Gericht gegangen, dieſem aber wegen geſetzwidrigen Vorgehens, 
wie im angefochtenen Urteil bemerkt iſt, wieder entzogen worden. 
Auf Antrag der Klägerin wurde nun das Verfahren vor dem 
Konſulargericht wieder aufgenommen. Dort behauptete Be⸗ 
klagter, daß er, und zwar durch Schenkung und Beſitzergreifung, 
das Eigentum erworben habe, und bat um Abweiſung der 
Klage, vorerſt aber um eine Entſcheidung über die Zuſtändigkeit 
des Konſulargerichts, die er wegen ausſchließlicher Zuſtändigkeit 
des Schra⸗Gerichts beſtritt. Das Konſulargericht verwarf die 
Unzuſtändigkeitseinrede. In dem Urteil wird, abweichend von 
dem Beſchluſſe vom 29. Juni 1903, ausgeführt, daß, wenn 
nach Vorſchrift des Deutſchen Konſulargerichtsgeſetzes in den 
Konſulargerichtsbezirken die deutſchen Reichsgeſetze anzuwenden 
ſeien, dies auch für die ſachliche Zuſtändigkeit der Konſular⸗ 
gerichte gelten müſſe und daran durch die Madrider Konvention, 
die nicht Reichsrecht geworden ſei, nichts geändert werden könne. 
Das RG. beachtete abändernd die Einrede der Unzuſtändigkeit: 
Im $ 1 KonſGG. iſt der Satz an die Spitze geſtellt, daß die 
Konſulargerichtsbarkeit in den Ländern ausgeübt werde, in denen 
ihre Ausübung durch Herkommen oder Staatsverträge geſtattet 
ſei. Dieſer Satz enthält etwas Selbſtverſtändliches inſofern, als 
ohne eine derartige Geſtattung die deutſche Geſetzgebung nicht 
in die Juſtizhoheit fremder Staaten eingreifen dürfte. Damit 
iſt auch von ſelbſt eine Einſchränkung dieſer Gerichtsbarkeit auf 
den Umfang gegeben, den Herkommen oder Staatsverträge ge⸗ 
ſtatten. Für den vorliegenden Fall iſt der Umfang durch den 
im Tatbeſtand mitgeteilten §S 11 der ſog. Madrider Konvention 
beſchränkt worden, indem dieſer Staatsvertrag klar und deutlich 
die Entſcheidung von Streitfragen über Grundeigentum in 
Marokko den dortigen Landesgeſetzen unterwirft, damit alſo 
auch vor die dortigen Behörden verweiſt, was auch daraus 
folgt, daß der Inſtanzenzug an den Marokkaniſchen Miniſter 
der auswärtigen Angelegenheiten gehen ſoll. Das Nähere ergibt 
ſich aus den der Konvention vorangegangenen Verhandlungen 
(vgl. das vom Vertreter des Beklagten eingereichte bezügliche 
franzöſiſche Gelbbuch S. 225 / und das Werk von Rouard de 
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Vorſchlag, ein Reglement für die Entſcheidung derartiger Pro⸗ 
zeſſe zu vereinbaren, mit großer Entſchiedenheit abgelehnt und 
betont hat, daß Streitfragen über Grundeigentum ſeit jeher 
von den Geſetzen des Landes beherrſcht würden, den Chrä, der 
aus dem Koran ausgezogen ſei und nicht durch ein Reglement 
irgend welcher Art abgeändert werden dürfe. Wenn demgegen⸗ 
über das angefochtene Urteil hervorhebt, daß nach dem KonſGG. 
das deutſche Reichsrecht in den Konſulargerichtsbezirken an⸗ 
gewandt werden ſolle (8 19) und Beſchränkungen eine Kaiſer⸗ 
liche Verordnung und Zuſtimmung des Bundesrats voraus⸗ 
ſetzten (§ 1 Abſ. 2), die Madrider Konvention aber nicht Reichs⸗ 
recht geworden und eine einſchränkende Kaiſerliche Verordnung 
nicht ergangen ſei, ſo wird dabei überſehen, daß das Deutſche 
Recht überhaupt nur ſo weit in Anwendung kommen kann, wie 
Herkommen oder, was hier allein in Frage kommen kann, da 
ein abweichendes Herkommen nicht behauptet wird, Staats⸗ 
verträge es geſtatten, und daß folglich, wenn die Madrider 
Konvention ausſchiede, gar nichts für die Zuſtändigkeit der 
deutſchen Jurisdiktion vorliegen würde, einſchränkende Kaiſerliche 
Verordnungen aber vorausſetzen, daß die Konſulargerichtsbarkeit 
an ſich einen größeren Umfang haben würde. Vgl. auch die 
Motive zum § 1 des Entwurfs, und beſonders zum § 21, wo 
hervorgehoben iſt, daß die Rechtsverhältniſſe an dem in den 
Konſulargerichtsbezirken liegenden deutſchen Grundbeſitz an ſich 
nach inländiſchem Recht zu beurteilen ſeien, ſofern ſie nicht, 
wie in der Türkei, der Landesgerichtsbarkeit unter: 
ſtänden. Wie in der Türkei, ſo iſt es aber auch in Marokko; 
dies ergibt ſich aus 8 11 der Madrider Konvention, die auch 
ohne Genehmigung durch den Reichstag, deren Erforderlichkeit 
darum auf ſich beruhen bleiben kann, klar zum Ausdruck bringt, 
daß Marokko die Ausdehnung der Konſulargerichtsbarkeit der 
beteiligten fremden Mächte nicht zuläßt. Im vorliegenden Fall 
handelt es ſich um einen Streit über Grundeigentum in Marokko, 
nämlich um eine Vindikation des vom Beklagten bewohnten 
Grundbeſitzes; die Anſprüche auf Miete und Schadenerſatz ſind 
in dem Verhandlungstermin vom 8. Mai 1905 nicht wiederholt 
worden, über ſie kann auch erſt entſchieden werden, wenn zuvor 
die Eigentumsfrage gelöſt iſt. Zur Entſcheidung dieſer Frage 
aber war dem Ausgeführten zufolge das Konſulargericht nicht 
zuſtändig, und es konnte auch dadurch nicht zuſtändig werden, 
daß der Beklagte ein deutſcher Reichsangehöriger iſt, denn 
immer betrifft der Streit marokkaniſchen Grundbeſitz. R. c. B., 
U. v. 17. Nov. 05, 530/05 V. — Konſulargericht zu Tanger. 

II. Preußiſches Recht. 

Fiſchereirecht. 

55. Beſteht ein Recht des Fiſchereiberechtigten zum Betreten 
der anliegenden Ufer? Rechtliche Beurteilung eines ſolchen Rechtes.] 

Der Beklagte, dem die Fiſcherei in der Wethau in den 
Fluren Punkewitz und Mertendorf zuſteht, nimmt das Recht in 
Anſpruch, zum Zwecke der Ausübung der Fiſcherei die Ufer der 
auf dieſer Strecke an die Wethau grenzenden Grundſtücke der 
Kläger zu betreten. Die Kläger beſtreiten ihm dieſes Recht, 
behaupten auch, daß er bei dem Betreten ihrer Grundſtücke 
nicht ſchonend verfahren ſei. Sie erheben deshalb Klage gegen 
den Beklagten mit den folgenden Anträgen: 1. den Beklagten 
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zu verurteilen, ſich aller weiteren Beeinträchtigungen ihrez 
Eigentumsrechts durch Betreten ihrer an der Wethau belegenen 
Grundſtücke bei Vermeidung einer fiskaliſchen Strafe von 
50 Mark für jeden Abertretungsfall zu ' enthalten; 2. eventuell 
den Beklagten zu verurteilen, anzuerkennen, daß er kein Recht 
habe, ihre Grundſtücke zu betreten; 3. eventuell ihn zu ver⸗ 
urteilen, ſich aller Beſchädigungen der klägeriſchen Grundſtücke 
bei deren Betreten zu enthalten. Der Beklagte beantragte Ab⸗ 
weiſung der Klage. Der erſtinſtanzliche Richter entſprach dem 
erſten Klagantrage, der Berufungsrichter, unter Abweiſung der 
weitergehenden Anſprüche der Kläger, ihrem dritten Antrage. 
Das RG. hob auf Reviſion der Kläger auf und verwies die 
Sache in die Berufungsinſtanz zurück: Der Berufungsrichter 
nimmt an, daß eine beſondere Grundgerechtigkeit nicht vor⸗ 
liege; vielmehr ſei — ſo führt er weiter aus — das Recht 
zum Betreten der Ufer als ein „Ausfluß“ und „Beſtand⸗ 
teil“ der Fiſchereigerechtigkeit anzuſehen; es bedürfe deshalb 
auch nicht des Nachweiſes eines beſonderen Erwerbes dieſes 
Rechtes; es ſei vielmehr als in der Fiſchereigerechtigkeit in⸗ 
begriffen. Wie der Berufungsrichter ſich das von ihm an⸗ 
genommene Verhältnis im einzelnen näher vorgeſtellt hat, iſt 
nicht erkennbar, da er eine Erläuterung jenes Ausſpruches nicht 
gegeben hat. Es iſt nun gewiß anzuerkennen, daß in ſeinem 
Gedanken ein fruchtbarer Kern ſteckt; allein das Reviſions⸗ 
gericht hat ſich auf Grund der eigenen Erwägungen nicht davon 
überzeugen können, daß, wie auch jener Gedanke zu wenden 
ſein mag, damit zu dem vom Berufungsrichter gewonnenen 
Ergebniſſe zu gelangen iſt. Unzweifelhaft iſt ein Fiſchereirecht 
ohne die tatſächliche Möglichkeit ſeiner Ausübung regelmäßig 
nicht denkbar; der Fiſchende muß ſich entweder auf dem Fluſſe, 
d. i. alſo auf einem Fahrzeug (Kahn, Schiff), oder am Fluſſe, 
d. i. am Ufer, oder im Fluſſe (d. h. an ſeichten Stellen) auf⸗ 
halten, um die Fiſche fangen zu können. Auch der Fang in 
feſten Einrichtungen, wie beiſpielsweiſe der Aalfang in Mühl⸗ 
wehren, läßt ſich als eine Art der Uferfiſcherei betrachten. 
Verleiht nun jemand, dem die Macht zur rechtlichen Verfügung 
über einen Fluß bzw. über deſſen Nutzungen zuſteht, einem 
anderen das Recht, in dem Fluſſe zu fiſchen, ſo iſt, 
ſofern nicht etwas Abweichendes beſonders beſtimmt wird, ohne 
Zweiſel hierin von ſelbſt auch das Recht eingeſchloſſen, zum 
Zweck der Ausübung der Fiſcherei den Fluß mit einem Fahr⸗ 
zeug zu befahren, falls nicht etwa, wie zu ergänzen iſt, der 
Beliehene ſchon kraft allgemeinen Rechts die Befugnis hierzu 
beſitzt. Man kann in dieſem Falle mit dem Berufungsrichter 
ſagen, das Recht zum Befahren des Fluſſes ſei ein Ausfluß 
und Beſtandteil des Rechtes, darin zu fiſchen. Daß Ent- 
ſprechendes gelten muß, wenn das Recht nicht verliehen, ſondern 
auf andere Art erworben iſt, wird nicht geleugnet werden können. 
Allein weſentlich anders liegt die Sache, wenn es ſich um das 
Recht handelt, vom Ufer aus die Fiſcherei zu betreiben. Hier 
iſt darauf hinzuweiſen, daß verſchiedene Gegenſtände des 
Rechtes in Betracht kommen. Gegenſtand des Rechtes, in dem 
Fluſſe zu fiſchen, iſt der Fluß, Gegenſtand des Rechtes, die 
hierzu nötige Tätigkeit vom Ufer aus zu entfalten, das Ufer⸗ 
grundſtück. Das Recht entfließt in Anſehung der einen Seite 
aus dem Eigentum oder der rechtlichen Nutzungs⸗ und Ver⸗ 
fügungsbefugnis am Fluſſe, in Anſehung der andern Seite aus 
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dem Eigentum am Ufergrundſtück. Ein allgemeiner Rechtsſatz 
des Inhalts, daß das Eigentum am Fluſſe hinübergreife in 
das Eigentum an den Ufergrundſtücken und dieſes kraft all⸗ 
gemeinen Rechts dahin einſchränke, daß es zum Zwecke des 
Genuſſes der Nutzungen am Fluſſe insbeſondere der Fiſcherei, 
gewiſſen Einwirkungen ſeitens des Flußeigentümers oder des 
Nutzungsberechtigten, insbeſondere des Fiſchereiberechtigten, 
unterworfen ſei, beſteht weder in bezug auf öffentliche noch 
auf Privatflüſſe. Daß ein derartiger Grundſatz des objektiven 
Rechtes ſich in dem hier in Frage ſtehenden Gebiet provinzial⸗ 
rechtlich oder lokalrechtlich gebildet habe, iſt nicht behauptet, 
geſchweige denn nachgewieſen worden. Auch die Erwägung, 
daß derjenige, der zugleich Eigentümer von Fluß und Ufer⸗ 
grundſtück iſt, das Recht, die Fiſcherei vom Ufer aus zu be⸗ 
treiben, als ein einheitliches Recht verleihen könne, führt nicht 
weiter. Denn auch in dieſem Falle bleibt die Tatſache be⸗ 
ftehen, daß das Recht dieſes gemeinſamen Eigentümers, das 
Uergrundftüd einer ſolchen Benutzung zu unterwerfen, aus⸗ 
cchließlich aus feinem Eigentum an dieſem Grundſtück, nicht 
aber aus dem Eigentum am Fluſſe entſtammt. Das Ergebnis 
it, daß in jedem Falle der Erwerb des Rechtes, ein Ufer⸗ 
grundftüd zu Zwecken der Fiſchereiausübung zu benutzen, in 
ber Richtung auf dieſes Grundſtück beſonders nachgewieſen 
werden muß. Sollte ein ſolches Recht nicht nachweisbar und 
ohne dieſes die Ausübung der Fiſcherei nicht möglich fein, fo 
mag an die Beſtellung eines Notweges und dergleichen gedacht 
werden können, wofür wenigſtens früher das Allgemeine Land⸗ 
scht in den SS 3 ff. Tl. I Tit. 22 ALR. eine allgemeine Hand⸗ 
habe bot. Falls ſich ſolches aber nicht ermöglichen läßt, muß 
man ſich mit dem Gedanken zufrieden geben, daß ein Fiſcherei⸗ 
recht beſteht, welches wegen der tatſächlichen Verhältniſſe 
praktiſch nicht ausgeübt werden kann. Die Berufungs⸗ 
ertiheidung mußte aus dieſem Grunde aufgehoben werden, 
da eine Feſtſtellung, darüber zu treffen, wie das Recht des 
Bellagten, die Ufergrundſtücke der Kläger zu betreten, erworben 
ſei, vom Berufungsrichter ausdrücklich abgelehnt worden iſt. 
Was die rechtliche Natur des vom Beklagten beanſpruchten 
Rechtes, wenn es exiſtiert, angeht, fo nimmt das Reviſions⸗ 
gericht keinen Anſtand, es in Übereinſtimmung mit dem Be⸗ 
mfungsrichter für eine Grundgerechtigkeit zu erklären, die nach 
dem bisherigen Recht der Eintragung nicht bedurfte. Daß 
nach preußiſchem Recht Fiſchereiberechtigungen den Charakter 
ſelbſtändiger Gerechtigkeit haben können, ift unzweifelhaft und 
ebenſo unzweifelhaft iſt, daß hier eine ſolche ſelbſtändige 
Jichereigerechtigkeit vorliegt. Weiter muß in Übereinſtimmung 
nit der Rechtslehre und Rechtſprechung (Dernburg, Preußiſches 
Privatrecht 4. Aufl. Bd. 1 S. 723, Förster⸗Eccius, Preußiſches 
Prvatrecht Bd. 1 7. Aufl. S. 384, Rehbein, Entſcheidungen 
des Obertribunals Bd. III S. 935, Präjudizien⸗Sammlung des 
Obertribunals Bd. 1 S. 130, StriethorſtArch. Bd. 56 S. 44) 
angenommen werden, daß nach preußiſchem Recht mit der In⸗ 
baberfchaft derartiger immobiliarer Gerechtigkeiten Dienſtbar⸗ 
litsrechte an fremden Grundſtücken mit gleicher Bedeutung und 
Virkung verknüpft ſein können, wie mit dem Eigentum an Grund⸗ 
füden, mit anderen Worten, daß ſolche Dienſtbarkeitsrechte als 
Grundgerechtigkeiten im Sinne des Allgemeinen Landrechts und 
des Eigentumserwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872 zu gelten haben. 
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Der Berufungsrichter wird hiernach, was dem Vermuten nach 
nicht ſchwierig ſein wird, feſtzuſtellen haben, ob eine ſolche 
Grundgerechtigkeit an den Grundſtücken der Kläger durch Er⸗ 
ſitzung erworben iſt. Es iſt hierbei daran zu erinnern, daß die 
Erſitzung ſehr oft lediglich ein Hilfsmittel iſt, um den urſprüng⸗ 
lichen nicht mehr nachweisbaren Erwerb zu erſetzen, da das 
preußiſche Recht die die gleiche Richtung, aber mit ſchärferer 
Hervorkehrung dieſes Zweckes verfolgende unvordenkliche Ver⸗ 
jährung des gemeinen Rechts nicht aufgenommen hat. Endlich 
wird der Berufungsrichter zu prüfen haben, ob ernſtlich irgend 
ein Anhalt für die Annahme gegeben iſt, daß ein ſolches Grund⸗ 
dienſtbarkeitsrecht, wenn es erworben iſt, nach ſeinem Erwerbe 
durch eine ſpätere Tatſache wieder beſeitigt ſein ſollte. F. c. K., 
U. v. 17. Nov. 05, 82/05 VII. — Naumburg. 

Geſetz vom 29. Februar 1869. 

56. 5 9d des Geſetzes vom 29. Februar 1869 verb. 
mit 88 153 bis 155 Allgemeinen Berggeſetzes. Nichtreviſibili⸗ 
tät des preußiſchen Geſetzes vom 29. Februar 1869 auch be⸗ 
züglich der Frage, ob 88 153 bis 155 des Berggeſetzes ſich auf 
den Grundeigentümerbergbau beziehen.] 

Die ſeit 1872 beſtehende klagende Aktiengeſellſchaft 
betreibt auf ihrem bei Deuben im Landkreiſe Weißenfels 
im ehemaligen Gebiete des Kurfürſtlich Sächſiſchen Mandats 
vom 19. Auguſt 1743 belegenen Grundbeſitz Braunkohlen⸗ 
bergbau. Teile dieſes Grundbeſitzes find ihr zum Zwecke 
des vom Beklagten unternommenen Baues der Eiſenbahn von 
Corbetha nach Deuben enteignet. Die Entſchädigung iſt durch 
den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes auf insgeſamt 18 756,92 Mark 
feſtgeſetzt. In dieſer Summe ſteckt ein Betrag von 14 466,70 
Mark, der dafür zugebilligt iſt, daß die Klägerin im Intereſſe 
der Sicherheit des Eiſenbahnbetriebes auf gewiſſen Teilen des 
ihr verbliebenen Reſtbeſitzes die anſtehende Kohle nicht abbauen 
darf, ſondern als ſogenannte Sicherheitspfeiler ſtehen laſſen muß. 
Die Klägerin forderte im Rechtswege von dem Eiſenbahnfiskus 
die Erhöhung der Entſchädigung. Das OLG. erklärte durch 
Zwiſchenurteil den zuerkannten Anſpruch für dem Grunde nach 
gerechtfertigt. Die Reviſion des Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen: Der Berufungsrichter führt in erſter Linie aus, daß 
auf den von der Klägerin geltend gemachten Entſchädigungs⸗ 
anſpruch lediglich die Normen des Enteignungsrechts, nicht 
bergrechtliche Vorſchriften, anzuwenden ſeien, und daß danach 
die Klägerin, welche als Grundeigentümerin gemäß dem Geſetze 
vom 22. Februar 1869 (GS. 411) den Braunkohlenbergbau 
betreibe, Erſatz für die Nachteile fordern könne, die ihr aus 
der Enteignung eines Teils ihres Grundbeſitzes in Anſehung 
der auf dem Reſtgrundſtücke anſtehenden Kohlen erwüchſen. Ob 
dieſer Entſcheidungsgrund der Nachprüfung des Reviſionsgerichts 
entzogen iſt, weil dabei nur die Verletzung eines nicht reviſibeln 
Geſetzes durch Nichtanwendung in Frage kommen könnte, ſoll 
dahingeſtellt bleiben. Sicher iſt, daß die das Verhältnis des 
Bergbaus zu den öffentlichen Verkehrsanſtalten regelnden 
85 153 bis 155 Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen 
Staaten (GS. 705) auf den Grundeigentümerbergbau kraft 
dieſes Geſetzes keine Anwendung finden und daß daher das 
Urteil des erkennenden Senats vom 17. Mai 1904 (RG. 58, 
147) den gegenwärtigen Fall nicht unmittelbar trifft. Zweifel⸗ 
haft iſt dagegen, ob nach dem Geſetze vom 22. Februar 1869 
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zu einem jenem Urteil entſprechenden Ergebnis zu gelangen iſt. 
Der Berufungsrichter erörtert den Zweifel gleichfalls und ent⸗ 
ſcheidet ihn zugunſten der Klägerin, indem er — mit Arndt, 
Allg. Berggeſetz 2. Aufl. S. 329 Anm. 5 und im Gegenſatz 
zu anderen Kommentatoren, wie Braſſert und Kloſtermann⸗ 
Fürſt — annimmt, daß der $ 9d des Geſetzes vom 22. Fe⸗ 
bruar 1869 auch den $ 155 des Berggeſetzes für den Stein⸗ 
und Braunkohlenbergbau in den ehemals ſächſiſchen Landes⸗ 
teilen einführe und damit den bisherigen Rechtszuſtand in dieſen 
Landesteilen rückſichtlich der Entſchädigungsfrage bei der Ent⸗ 
eignung zugunſten der öffentlichen Verkehrsanſtalten aufrecht 
erhalte, danach aber die Verkehrsanſtalt erſatzpflichtig ſei. Hier⸗ 
bei bewegt ſich der Berufungsrichter lediglich auf dem Gebiete 
des nicht reviſiblen Rechtes. Das Geſetz vom 22. Februar 
1869 gilt nur in Teilen der Provinzen Sachſen, Schleſien 
und Brandenburg, in denen das Kurfürſtlich Sächſiſche Mandat 
vom 29. Auguſt 1743 Geſetzeskraft hatte (Braffert, Berg⸗ 
ordnungen für die preußiſchen Lande, Einl. S. 35 ff.), iſt alſo 
nach 8 1 der Kaiſerlichen Verordnung vom 28. September 1879 
(RGBl. 299) der Reviſion nicht zugänglich. Auf der Aus⸗ 
legung dieſes Geſetzes beruht es, daß der Berufungsrichter den 
8 155 des Berggeſetzes überhaupt für anwendbar erklärt, und 
nicht anders verhält es ſich mit der Aufſtellung, daß die 
Klägerin als Bergbautreibende gelten müſſe, über deren Erſatz⸗ 
anſprüche nach den bisherigen Geſetzen zu entſcheiden ſei. Der 
8 155 des Berggeſetzes wird nicht als Beſtandteil dieſes 
reviſiblen Geſetzes, ſondern als Sondernorm des nicht reviſiblen 
Geſetzes vom 22. Februar 1869 angewendet. Dies erhellt 
ſchon daraus, daß ſich der 8 155 a. a. O. nur auf das ver⸗ 
liehene Bergwerkseigentum bezieht, welches vor Eintritt der 
Geſetzeskraft des Allgemeinen Berggeſetzes beſtand, und daß 
es ſich demnach nur um die entſprechende Anwendung der Vor⸗ 
ſchrift auf den Grundeigentümerbergbau in den ehemals ſächſiſchen 
Landesteilen handelt, alſo um die Auslegung unter dem 
Geſichtspunkte des partikularen Rechtes, das für die 
dem 8 155 als einer Beſtimmung des Geſetzes vom 
22. Februar 1869 einzuräumende Tragweite maßgebend iſt. 
Daß ſchließlich das ältere Recht im ſog. Regulativbezirk be: 
züglich der Frage der Entſchädigung für Eingriffe im öffent⸗ 
lichen Intereſſe zum Nachteile des Abbauberechtigten durch das 
von der Reviſion angezogene Geſetz vom 21. Mai 1860 (GS. 
201) keinesfalls zugunſten der Verkehrsanſtalten abgeändert iſt, 
erſcheint unbedenklich. Im übrigen iſt auch hier eine Nach⸗ 
prüfung nach der Richtung, ob das Partikularrecht der An— 
wendung der SS 74, 75 Einl. zum Allgemeinen Landrecht 
entgegenſteht, ausgeſchloſſen. Das Reviſionsgericht iſt daher 
außerſtande, in eine Erörterung der Richtigkeit des Berufungs⸗ 
urteils, nach welchem dem § 9d des Geſetzes vom 22. Februar 
1869 in bezug auf die Schadenserſatzfrage überhaupt keine Be⸗ 
deutung beizumeſſen iſt, einzutreten. Eiſenbahnfiskus e. Braun⸗ 
kohlen, A.⸗G. N., U. v. 7. Nov. 05, 57/05 VII. — Naumburg. 

Eigentumserwerbsgeſetz vom 5. Mai 1872. 

57. 8 52 Abf. 2 Bedeutung der Abtretung einer Grund⸗ 
ſchuld ohne Erwähnung der perſönlichen Forderung in der Ab— 
tretungsurkunde.] 

Das Berufungsurteil mußte wegen Verletzung des § 52 
Abſ. 2 des preußiſchen Eigentumserwerbsgeſetzes vom 5. Mai 
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1872 aufgehoben werden. Der Beklagte hatte behauptet, daß 
der Verkäufer Heinrich K. in der Zeit von Ende 1877 bis zum 
21. April 1882 die Grundſchuld dem Kläger ſchriftlich und 
unter Übergabe des Grundſchuldbriefes abgetreten habe, ohne 
daß in der Urkunde geſagt wäre, es würde auch die perſönliche 
Forderung abgetreten. Der § 52 Abſ. 2 des Eigentums: 
erwerbsgeſetzes lautet: „Wird eine zur Sicherung eines perſön⸗ 
lichen Rechts dienende Grundſchuld ohne den perſönlichen An⸗ 
ſpruch abgetreten, ſo erliſcht letzterer“. Der Berufungsrichter 
beſeitigt den auf dieſe Beſtimmung geſtützten Einwand des Be⸗ 
klagten mit der Erwägung, daß nur die Ausſchließung des per⸗ 
ſönlichen Anſpruchs von der Abtretung, die Trennung der 
Grundſchuld von der Forderung, deren Untergang bewirke, 
während die bloße Nichtanführung einen Einfluß nicht übe. 
Die Reviſion bezeichnet dieſe Erwägung mit Recht als rechts⸗ 
irrtümlich. Der Wortlaut des Geſetzes läßt darüber keinen 
Zweifel, daß zur Herbeiführung des von ihm im Intereſſe des 
Schuldners gewollten Erfolges es genüge, wenn der perſönliche 
Anſpruch nicht mit abgetreten ſei, und daß es keiner Verein⸗ 
barung über den Ausſchluß des Anſpruchs von der Zeſſion be⸗ 
dürfe. Damit ſtehen auch die Materialien des Geſetzes (bei 
Werner 2 S. 61) ſowie die Rechtslehre und Rechtſprechung in 
Einklang (Turnau, preuß. Grundbuchordnung, 5. Aufl. Bd. 1 
S. 430, Dernburg, preuß. Privatrecht Bd. 1, 5. Aufl. $ 325 
Anm. 20, Oberneck, preuß. Grundbuchordnung 2. Aufl. Anm. 2 
zu 852 Eigentumserwerbsgeſetz, ROHG. 23, 249 ff.). Wenn 
über die Zeſſion der perſönlichen Forderung nichts geſagt iſt, 
erliſcht fie. Es muß alſo im Einzelfalle feſtgeſtellt werden, 
daß die Abtretung der Grundſchuld nach dem erkennbaren 
Willen der Parteien auch die perſönliche Schuld umfaßt habe. 
Die Auslegung der Abtretungserklärung wird häufig zu dieſem 
Ergebnis gelangen können, da eine Trennung des perſönlichen 
von dem dinglichen Anſpruch den Beteiligten meiſt fernliegen 
wird. Es iſt indeſſen zu berückſichtigen, daß, wo die Zeſſion 
des perſönl ichen Anſpruchs der Schriftform benötigt, dieſe in 
der die Grundſchuld betreffenden Abtretungsurkunde zum Aus⸗ 
druck gelangt fein muß, und keinesfalls läßt ſich mit dem Be: 
rufungsrichter der Rechtsgrundſatz aufſtellen, daß, wenn der 
perſönliche Anſpruch nicht beſonders von der Abtretung aus⸗ 
geſchloſſen ſei, er als mitübertragen zu gelten habe. Da aber 
die Entſcheidung über die Hauptforderung auf dieſem unrichtigen 
Satze beruht, ſo war ſie aufzuheben und die Sache in die 
Inſtanz zurückzuverweiſen, damit der auf 8 52 des Eigentums⸗ 
erwerbsgeſetzes geſtützten Einrede des Beklagten anderweit näher 
getreten werde. G. c. K., U. v. 14. Nov. 05, 72/05 VII. — 
Breslau. 

Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883. 

58. 5 56. Vorausſetzung für Geltungmachung des Be: 
rufungsrechts an einem öffentlichen Wege zufolge Sonder⸗ 
rechts im Rechtswege. Bedeutung der Verfügung der Wege: 
polizeibehörde hinſichtlich eines ſolchen Weges bei einem Streit 
unter anderen Perſonen.] 

Die Kläger, angeſeſſene Einwohner der Ortſchaft L., ver⸗ 
langten die Verurteilung des Beklagten, der durch ein Wild⸗ 
gatter ſie in ihrem berechtigten Sonderintereſſe im Gebrauch 
eines öffentlichen Weges beeinträchtigte. Vorausgegangen 
iſt ein von dem Verwaltungsgericht entſchiedener Streit zwiſchen 
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dem jetzigen Beklagten als Kläger einerſeits und dem Amts⸗ 
vorſteher des Amtsbezirks, R., Beklagten und der Gemeinde L. als 
Streitgenoſſin des letzteren andrerſeits. In dieſem Verwaltungs⸗ 
ſtreit wurde die von dem Amtsvorſteher erlaſſene Verfügung, 
durch welche der ſtreitige Weg als öffentlicher Weg erklärt und 
dem jetzigen Beklagten die Beſeitigung des Wildgatters auf⸗ 
gegeben worden war, aufgehoben und die nur von der Gemeinde 
gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes eingelegte Reviſion 
vom Oberverwaltungsgericht zurückgewieſen. In deſſen Urteil 
wurde die Gemeinde nicht für berufen erachtet, im Verwaltungs⸗ 
ſtreit für die Aufrechthaltung der wegepolizeilichen Verfügung 
einzutreten. Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes hielt die 
Eigenschaft des Weges als eines öffentlichen nicht für er⸗ 
wieſen. Der erſte Richter verurteilte. In der Berufungs⸗ 
inſtanz, in welcher die Verhandlung auf die Frage der Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges beſchränkt wurde, iſt die Klage wegen 
Umzuläſſigkeit des Rechtsweges abgewieſen worden. Das RG. 
hob auf: Die Prüfung und Entſcheidung darüber, ob ein be⸗ 

ſimnter Weg ein öffentlicher ſei, iſt dem ordentlichen Richter 

nicht unbedingt entzogen. Das war ſo ſchon vor Erlaß der 

Vervalkungsgeſetze von 1883 und iſt auch durch 8 56 des 

Zuſtändigkeitsgeſetzes nicht geändert worden (vgl. u. a. RG. 

14, 262; 21, 192; Gruchots Beitr. 47, 1194). Nur den 

Gegenſtand des im Rechtswege erhobenen Anſpruchs darf 
die Ofeentlichkeit des Weges nicht bilden, d. h. der Kläger darf 
nicht verlangen, daß die Offentlichkeit des Weges zwiſchen ihm 
und dem Gegner ein für allemal durch Urteil feſtgeſtellt 
werde. (Vgl. Entſch. des RG. bei Gruchot 44, 1134.) Da⸗ 
gegen ſteht nichts entgegen, daß ein Kläger, der ſich in feinem 
beſonderen Recht auf Benutzung eines öffentlichen Weges durch 
einen Dritten beeinträchtigt glaubt, auf Unterſagung dieſer 
Beeinträchtigung vor Gericht Klagen und zu dieſem Behuf dem 
Störer gegenüber, der die Offentlichkeit des Weges leugnet 
und dem Wege die Eigenſchaft eines Privatweges zuſchreibt, 
den Beweis führen kann, daß der Weg ein öffentlicher ſei, und 
es fteht dann ebenfalls nichts entgegen, daß das Gericht die 
Öffentlichkeit des Weges als ein Element des Klagegrundes 
für bewieſen erachtet. Vorausgeſetzt iſt nur, daß dem Kläger 
ſein im Privatrecht wurzelndes Sonderintereſſe an der Be⸗ 
nuzung des öffentlichen Weges zuſteht oder doch von ihm be: 
bauptet wird. Letzteres iſt hier der Fall. Die Entſcheidung 
hierüber gehört aber der Sache ſelbſt an. Vermag ein Kläger 
ein ſolches Sonderintereſſe und Recht nicht darzutun, fo iſt die 
Klage abzuweiſen, aber nicht wegen Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges ſondern wegen mangelnden Rechts. Die im Verwaltungs⸗ 
ſtritverfahren ergangene Entſcheidung vermag hieran nichts zu 
ändern. Der Gegenſtand der Klage im Verwaltungsprozeß 
war die Verfügung der Wegepolizeibehörde. (Vgl. Germers⸗ 
lichen, Wegerecht S. 473/74). Dieſe Verfügung iſt aufge⸗ 
hoben. Der Grund der Aufhebung iſt: daß die Polizeibehörde 
(und die als deren Streitgenoſſin aufgetretene Gemeinde) die 
Ofentlichkeit nicht bewieſen habe. Das ſchließt an ſich nicht 
aus, daß die Offentlichkeit in einem anderen Prozeß unter 
anderen Parteien, ſei es vor Gericht oder vor den Verwaltungs⸗ 
herichten als Vorausſetzung eines erhobenen Anſpruchs erwieſen 
wird Eine Identität der Parteien hier und im Verwaltungs⸗ 
liegt nicht vor und folgt nicht daraus, daß die jetzigen 
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Kläger Mitglieder der im Verwaltungsprozeß beteiligten Ge⸗ 
meinde ſind. Von einer Rechtskraft der dort ergangenen Ent⸗ 
ſcheidung gegenüber den Klägern kann daher nicht die Rede 
ſein. (Vgl. auch Germerskirchen a. a. O. S. 475.) T. c. v. S., 
U. v. 15. Nov. 05, 167/05 V. — Naumburg. 

Erbſchaftsſteuergeſetz vom 24. Mai 1891 / 31. Juli 
1895. 

59. 88 1, 5, 14, 26 verb. mit $ 29, 30, 32, 56 Tl. II 
Tit. 4 ALR. Geſetz vom 5. März 1855 und § 49 des preußi⸗ 
ſchen Anführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Nach 
dem Anfall erſt iſt der Stempel von einem Fideikommiß zu 
entrichten.] 

Einem von der Gräfin C. errichteten, beſtätigten, landes⸗ 
herrlich genehmigten und in Wirkſamkeit getretenen Fideikommiß 
ſollte der Fideikommißbeſitzer und Allodialerbe nach dem Teſta⸗ 
mente der Stifterin gewiſſe Vermögensteile einverleiben. Die 
deswegen erhobene Stempelſteuer fordert der Zahlende zurück. 
Der beklagte Fiskus wurde verurteilt und ſeine Reviſion wurde 
zurückgewieſen: Daß auf die Erweiterung des Fideikommiſſes 
durch die Umwandlung einer Quote des Allodialvermögens der 
Erblaſſerin in Fideikommißvermögen die Grundſätze der Neu⸗ 
ſtiftung Anwendung finden, iſt unbedenklich. Damit dieſes 
Vermögen die Eigenſchaft eines Familienfideikommiſſes erlange, 
bedarf es alſo der gerichtlichen Verlautbarung und Beſtätigung 
der Stiftungsurkunde, möglicherweiſe auch noch der landesherr⸗ 
lichen Genehmigung (88 62, 29, 30, 56 Tl. II Tit. 4 ALR. 
Geſetz vom 5. März 1855 GS. 175, §S 49 PrAGGVG.). 
Erſt mit der Erfüllung der vorgeſchriebenen Bedingungen tritt 
die Fideikommißſtiftung in Wirkſamkeit; bis dahin hat der be⸗ 
rufene Fideikommißbeſitzer keine Klage auf Einräumung des 
nutzbaren Eigentums an dem Fideikommißgute (8 32 Tl. II 
Tit. 4 AL R.). Es handelt ſich ſonach gegenwärtig um die 
Frage, ob die von Fideikommißanfällen zu zahlende Steuer 
bereits vor der rechtswirkſamen Errichtung des Fidei— 
kom miſſes gefordert werden kann. Jene Frage iſt aber zu 
verneinen. Das Geſetz ſpricht ſich nicht ausdrücklich über den 
Begriff des ſteuerpflichtigen Fideikommißanfalls aus. Indeſſen 
iſt nach § 5 des Geſetzes Gegenſtand der Beſteuerung die durch 
den Anfall bewirkte Bereicherung, und nach 8 14 unterliegt 
Vermögen, deſſen Erwerb von dem Eintritt einer aufſchiebenden 
Bedingung abhängt, der Beſteuerung erſt bei dem Eintritte der 
Bedingung. Der Wille des Geſetzgebers geht alſo erkennbar 
dahin, daß die Steuerpflicht erſt mit dem Zeitpunkte beginnt, 
in welchem der Erwerb der Zuwendung feſtſteht. Es muß 
ſicher ſein, daß der Bedachte in Höhe des Betrages, von welchem 
die Steuer gefordert wird, wirklich bereichert iſt. Dies trifft 
aber nicht zu bei einer Fideikommißſtiftung, zu welcher erſt durch 
eine letztwillige Anordnung der Grund gelegt iſt, die jedoch 
noch nicht verlautbart und beſtätigt und nicht — wo es er⸗ 
forderlich — landesherrlich genehmigt iſt. Ob ſie ins Leben 
treten wird und ob der Berufene zum Genuſſe der Erträgniſſe 
als Fideikommißbeſitzer gelangen wird, ſteht dahin. Darum 
kann aber auch von einem zu verſteuernden Anfalle ſo lange 
nicht geſprochen werden, als die Bedingungen der Errichtung 
eines Familienfideikommiſſes nicht erfüllt ſind. Wenn Schück⸗ 
Cruſen in ihrem Kommentar zum Erbſchaftsſteuergeſetz Anm. II 
Bb 25 zu 8 1 (S. 10) ſagen, daß ein ſteuerpflichtiger Anfall 


46 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


bei der Errichtung des Fideikommiſſes durch eine Verfügung 
von Todes wegen zum erſten Male mit dem Tode des Stifters 
und der infolgedeſſen eintretenden Wirkſamkeit der letztwilligen 
Verfügung gegeben ſei, ſo iſt dies unter der Vorausſetzung 
richtig, daß das Fideikommiß ohne weiteres in jenem Zeitpunkt 
entſtanden iſt, eine Vorausſetzung, die für das in Betracht 
kommende Gebiet des ALR. entfällt. Hier wird die auf die 
Schaffung eines Familienfideikommiſſes abzielende letztwillige 
Verfügung nicht mit dem Tode des Erblaſſers, ſondern erſt mit 
der Herſtellung der ſonſtigen geſetzlichen Erforderniſſe einer 
Fideikommißſtiftung wirkſam. Deshalb kann auch der Fiskus 
nicht früher die Steuer von einem Fideikommißanfalle ver⸗ 
langen. Die Entſcheidung des Berufungsrichters erweiſt ſich 
hiernach im Ergebnis als richtig; die von den Nutzungen 
des dem Fideikommiß zuzuſchlagenden, aber noch nicht zu⸗ 
geſchlagenen Vermögens erhobene Steuer iſt jedenfalls zu er⸗ 
ſtatten. Preuß. Fiskus c. C., U. v. 24. Okt. 05, 37/05 VII. — 
Poſen. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

60. Tarifſtelle 8 und 25. 8 36 des Geſetzes und die 
miniſteriellen Verfügungen dazu vom 29. Februar 1896 / 
17. Juli 1900. ZPO. $ 139. Notwendigkeit des Auflaſſungs⸗ 
ſtempels beim Erwerb des geſamten Vermögens einer Aktien⸗ 
geſellſchaft durch eine andere Aktiengeſellſchaft, welche die ge⸗ 
ſamten Aktien der erſteren Geſellſchaft beſitzt. Pflicht des 
Grundbuchrichters zur Aufklärung der Beteiligten darüber, 
daß Grund zur Zahlung eines Auflaſſungsſtempels nicht 
vorliege.] N 

Die Klägerin, eine Aktiengeſellſchaft, hatte die ſämtlichen 
Aktien der Aktiengeſellſchaft N. im Nennwerte von 600 000 Mark 
erworben. Darauf ſaßte die Generalverſammlung der Klägerin 
einen Beſchluß dahin, daß ihr Vorſtand und Aufſichtsrat er⸗ 
mächtigt wurde, den dem Protokoll im Entwurfe beiliegenden 
Vertrag abzuſchließen, durch den ſie von der vorgenannten 
anderen Aktiengeſellſchaft deren geſamtes Geſellſchaftsvermögen 
gegen Überlieferung der ſämtlichen 600 000 Mark Aktien dieſer 
Geſellſchaft an ſie zur Vernichtung für ſich erwarb. Demnächſt 
faßte die Aktiengeſellſchaft N. einen Generalverſammlungs⸗ 
beſchluß dahin, die Geſellſchaft aufzulöſen und den Vorſtand 
und Aufſichtsrat zu ermächtigen, den dem Protokoll im Ent⸗ 
wurfe beigefügten, mit dem oben bezeichneten Vertragsentwurfe 
gleichlautenden Vertrag mit der anderen Geſellſchaft ab⸗ 
zuſchließen; gleichzeitig wurde der Kaufmann G. zum alleinigen 
Liquidator jener Geſellſchaft ernannt und ermächtigt, das ge⸗ 
ſamte Geſellſchaftsvermögen unter Empfangnahme der ſämtlichen 
Aktien von 600 000 Mark an die Klägerin zu übertragen. G. 
ließ dann die Grundſtücke der Aktiengeſellſchaft N. an die 
Klägerin auf. Für die Auflaſſungen wurden der einprozentige 
Auflaſſungsſtempel der Tarifſtelle Nr. 8 des preußiſchen 
Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 zu den Gerichtskoſten 
liquidiert und zwar in O. einen Stempel von 5873 Mark 
50 Pf. entſprechend dem Werte der dort aufgelaſſenen Grund⸗ 
ſtücke und die in F. einen Stempel von 6 000 Mark; dieſer 
letztere Betrag wurde als der einprozentige Wertſtempel deshalb 
angenommen, weil ſeitens der bei der Auflaſſung beteiligten 
Perſonen eine zu Protokoll verſprochene ſchriftliche Mitteilung 
darüber, welcher Betrag von dem Preiſe von 600 000 Mark 
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auf die im Bezirke F. liegenden Grundſtücke entfalle, nicht ein⸗ 
gegangen war und aus dieſem Grunde ein Prozent des Nenn⸗ 
wertes der Aktien der aufgelöſten Geſellſchaft als maßgebend 
erachtet wurde. Die Klägerin zahlte, erhob aber auf Rück⸗ 
zahlung Klage. Das LG. hat, entſprechend dem Antrage des 
Beklagten, zunächſt durch Teilurteil die Klage in Höhe von 
5873 Mark und 705 Mark, zuſammen 6 578 Mark nebſt Zinſen 
dann, nachdem inzwiſchen der Beklagte 4962 Mark zurückgezahlt 
und die Klägerin deshalb den Klageantrag auf Zahlung des 
Betrages von 333 Mark ermäßigt hatte, die Klage durch 
Schlußurteil in Höhe dieſes Reſtbetrages abgewieſen. Das 
OLG. änderte nur im Koſtenpunkte ab. Das RG. hob auf: 
Dadurch, daß die ſämtlichen Aktien der Aktiengeſellſchaft N. in 
einer Hand, nämlich der der Klägerin, vereinigt waren, iſt 
eine Eigentumsänderung am Ganzen oder an den einzelnen 
Stücken des Vermögens der erſtgenannten Geſellſchaft noch nicht 
eingetreten. Sie ſtanden nach wie vor im Eigentum dieſer Ge⸗ 
ſellſchaft, deren Rechtsperſönlichkeit durch jene Vereinigung ihrer 
Aktien in einer anderen Rechtsperſon nicht untergegangen war. 
Dieſe Vereinigung war eine äußerlich nicht hervortretende Tat⸗ 
ſache, die in jedem Augenblicke wieder beſeitigt werden konnte. 
Daß auf Grund der erteilten Ermächtigungen ein rechtsgültiger 
Vertrag über die Veräußerung des Geſamtvermögens (8 311 
BGB.) an die Klägerin geſchloſſen worden ſei, hat dieſe 
nicht dargetan. Ein Fall der eine Geſamtrechtsnachfolge be⸗ 
gründenden Vereinigung der Aktiengeſellſchaft N. mit der 
Klägerin im Sinne des $ 305 HGB. iſt hiernach nicht vor⸗ 
handen; weder hat die erſtere ihr Vermögen als Ganzes an 
die Klägerin übertragen, noch hat ſie als Gegenleiſtung Aktien 
der übernehmenden Geſellſchaft, alſo der Klägerin, erhalten. 
Auch der $ 303 HGB., der eine Verwertung des Geſellſchafts⸗ 
vermögens durch Veräußerung des Vermögens im ganzen 
als zuläſſig erklärt, iſt nicht anwendbar, da ein ſolches Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft nicht nachgewieſen iſt. Eine derartige Ver⸗ 
wertung hätte übrigens keine Geſamtrechtsnachfolge bewirkt und 
es wäre deshalb zur Eigentumsübertragung an den Grund⸗ 
ſtücken der veräußernden Geſellſchaft deren Auflaſſung erforder⸗ 
lich geblieben. Erſt durch dieſe Auflaſſung wurde deshalb hier 
die Veräußerung der Grundſtücke herbeigeführt. Die Auf⸗ 
laſſung war auch eine freiwillige. Die Auflaſſungen an die 
Klägerin waren hiernach an ſich ſtempelpflichtige Rechtsgeſchäfte 
im Sinne der Tarifſtelle 8. Dieſe Stempelpflichtigkeit wird 
nicht ſchon durch den Umſtand allein beſeitigt, daß nach der 
Tarifſtelle 25 Buchſtabe d bei einer durch Geſellſchafts⸗ 
vertrag erfolgenden Übertragung von Einzelſtücken des Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögens an einen Geſellſchafter derjenige Teil der 
zum Sondereigentum überlaſſenen Vermögensgegenſtände für 
die Stempelberechnung außer Betracht bleibt, welcher der Be⸗ 
teiligung des erwerbenden Geſellſchafters an der Geſellſchaft 
entſpricht. Wäre dieſe für die Verſteuerung der obligatoriſchen 
Geſellſchaftsverträge gegebene, erſt bei der Schlußberatung 
des Stempelſteuergeſetzes (Verhandlung des Abgeordneten 
hauſes 1895 Druckſ. S. 2498, 2507) der Tarifſtelle 25 Buch⸗ 
ſtabe d als Abſ. 3 eingefügte Vorſchrift auch für den Auf⸗ 
laſſungs ſtempel maßgebend, ſo würde freilich, da die Be: 
teiligung der Klägerin an der Aktiengeſellſchaft N. nicht eine 
bloß teilweiſe, ſondern eine das geſamte Vermögen der letzteren 
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umfaſſende war, der Auflaſſungsſtempel hier vollſtändig in 
Wegfall kommen, obſchon ein Geſellſchaftsvertrag nicht ge⸗ 
ſchloſſen iſt. Aber gerade der Umſtand, daß eine ähnliche Ein⸗ 
fügung bei der Tarifſtelle 8 nicht vorgenommen iſt, ergibt, daß 
bei der Berechnung des Auflaſſungsſtempels die bei den Ge⸗ 
ſellſchaftsverträgen zugelaſſene Ermäßigung oder Befreiung nicht 
Platz greifen ſollte. Das Berufungsurteil unterlag aber der 
Aufhebung, weil es eine ausreichende Prüfung vermiſſen läßt, 
ob die Auflaſſungen nicht bei ordnungsgemäßer Anwendung der 
Vorſchrift des Abſ. 3 der Tarifſtelle 8 durch den Grundbuch⸗ 
richter vom Auflaſſungsſtempel hätten freigelaſſen werden 
müſſen. Dieſer Abſ. 3 beftimmt, daß die Auflaſſungserklärung 
„dem Wertſtempel nicht unterworfen“ iſt, wenn mit 
ihrer Verlautbarung oder innerhalb einer mit dem Tage der 
Zustellung der Aufforderung zur Zahlung der Gerichtskoſten be⸗ 
gimenden Friſt von zwei Wochen die das Veräußerungsgeſchäft 
enthaltende, in an ſich ſtempelpflichtiger Form ausgeſtellte 
Urkunde in Urſchrift, Ausfertigung oder beglaubigter Abſchrift 
vorgelegt wird. Eine negative Vorausſetzung der Stempel⸗ 
pfächtigleit iſt es daher, daß dieſe Vorlegung weder ſofort, 
noch auch innerhalb der Friſt geſchieht. Daß aber die Vor⸗ 
legung innerhalb dieſer Friſt nicht erfolgt ſei, ſteht hier nach 
Lage der Sache noch nicht feſt. Zu dem Abſ. 3 der Tarifſtelle 8 
ſnd gemäß 8 36 Abſ. 1 des Stempelſteuergeſetzes die Aus⸗ 
führungs-Belanntmachung des Finanzminiſters vom 13. Fe⸗ 
bar 1896 / 22. September 1900 (3Bl. für Abgaben uſw. 
Verwaltung 1896 S. 53 und 1900 ©. 477) und die All 
gemeine Verfügung des Finanzminiſters und des Juſtizminiſters 
vom 29. Februar 1896 / 17. Juli 1900 (JMBl. 1896 S. 63 
und 1900 S. 505) ergangen. In ihnen iſt (unter Ziff. 30 c 
der Ausführung: Bekanntmachung und in $ 16 der Allgemeinen 
Verfügung) beſtimmt, im Falle der Nichtvorlegung der Urkunde 
über das Veräußerungsgeſchäft habe der Grundbuchrichter die 
deteiligten darüber zu vernehmen, ob fie eine Urkunde über: 
haupt nicht vorlegen wollen, und ſie über die Folgen der Nicht⸗ 
borlegung zu Protokoll zu belehren; es ſei Pflicht des Grund⸗ 
buchrichters, zu prüfen, ob im Falle der Beurkundung des Ab⸗ 
kammenz der Urkundenſtempel niedriger fein würde als der Auf⸗ 
laſungsſtempel. Der Koſtenrechnung ſei eine Mitteilung nach 
dem amtlichen Formular I zu 8 16 der Allgemeinen Ver⸗ 
fügung beizufügen. Dies Formular enthält die Belehrung, daß 
durch rechtzeitige Vorlegung der Urkunde über das Veräußerungs⸗ 
heſchäft in allen denjenigen Fällen eine Erſparnis an Stempel⸗ 
toften herbeigeführt werde, in denen der Stempel für die Ur⸗ 
hunde niedriger iſt als der Auflaſſungsſtempel, daß eine ſolche 
Urkunde auch noch nach der Auflaſſung errichtet werden könne, 
daß ſie aber, wenn dadurch die Nichterhebung des Auflaſſungs⸗ 
Remmpela erzielt werden folle, innerhalb einer zweiwöchigen Friſt 
engereicht werden müſſe. In der Allgemeinen Verfügung vom 
13. Juni 1900 (JMBl. 1900 S. 501) hat ferner der Juſtiz⸗ 
minister im Einverſtändniſſe mit dem Finanzminiſter noch be⸗ 
ſonderd angeordnet, der Grundbuchrichter ſolle die Beteiligten 
Ragen, welches Rechtsgeſchäft der Auflaſſung zugrunde liege, 
ind darauf bedacht ſein, zu ermitteln, ob einer der Fälle nor⸗ 
gt, in dem es dem Intereſſe der Parteien entipricht, das 
Veräußerumgägefchäft zu beurkunden; dabei habe er ſorgſam 
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allen Anzeichen nachzugehen, die ſich aus den Erklärungen der 
Parteien, dem Akteninhalt und der ganzen Sachlage für das 
Vorhandenſein eines nicht dem Wertſtempel von 1 Prozent 
unterliegenden Rechtsgeſchäfts ergeben. Daß dieſe den Abſ. 3 
der Tarifſtelle 8 ergänzenden, ſich im Rahmen von Aus⸗ 
führungsvorſchriften haltenden Beſtimmungen ebenſo wirken, als 
wenn ſie in das Geſetz ſelbſt aufgenommen wären, iſt in dem 
Beſchluſſe des jetzt erkennenden Senats vom 22. Januar 1904 
(RG. 56, 374 flg.) eingehend dargelegt. Im vorliegenden 
Falle iſt nach der unbeſtrittenen Behauptung der Klägerin der 
Generalverſammlungsbeſchluß vom 5. Mai 1903 nebft dem 
inhalts des Beſchluſſes ihm angehängten Vertragsentwurfe 
dem Grundbuchrichter vorgelegt worden. Dieſer Vertrags⸗ 
entwurf in Verbindung mit dem Beſchluſſe ergab, daß die Er⸗ 
werberin der Grundſtücke im Eigentumsbeſitze der ſämtlichen 
Aktien der veräußernden Geſellſchaft war. Es war daher die 
Pflicht des Grundbuchrichters, die Beteiligten zu belehren, daß 
bei Vollziehung des Vertragsentwurfs oder urkundlichem Ab⸗ 
ſchluß eines anderweiten der Auflaſſung zugrunde zu legenden 
Veräußerungsvertrages ein Wert ſtempel für dieſen nach der 
Tarifſtelle 25 Buchſtabe d Abſ. 3 nicht erhoben werden und 
der Auflaſſungsſtempel erſpart werden würde. Da der im 
Intereſſe der Beteiligten liegende Vertragsſchluß nicht erfolgt 
iſt, liegt die Annahme nahe, daß der Grundbuchrichter entweder 
die erforderliche Belehrung unterlaſſen oder — möglicherweiſe 
in der irrigen Annahme, der Generalverſammlungsbeſchluß ent⸗ 
halte den Veräußerungsvertrag — eine irreführende Belehrung 
erteilt hat. Letzteres ſteht aber dem Fehlen der Belehrung 
gleich. Da der Generalverſammlungsbeſchluß und der an⸗ 
gehängte Vertragsentwurf auch Gegenſtand der Verhandlung 
vor dem Berufungsrichter geweſen ſind, war es deſſen Aufgabe, 
gemäß 8 139 ZPO. behufs Ergänzung der ungenügenden An⸗ 
gaben der geltend gemachten Tatſachen zur Erörterung zu 
bringen. A.⸗G. W. c. Preuß. Fiskus, U. v. 17. Nov. 05, 
68/05 VII. — Caſſel. 

61. Tarifſtelle 32 Buchſt. C. Begriff der Herſtellung 
von neuem Gut aus vorhandenem Rohmaterial.] 

Nach der Feſtſtellung des Berufungsrichters beſtand die 
von der Klägerin in ihrem Betriebe vorgenommene Bearbeitung 
der von ihr anderweit bezogenen, der Heeresverwaltung ge⸗ 
lieferten eiſernen Träger in dem Verkürzen und Zurechtſchneiden 
derſelben zu den im Vertrage vorgeſchriebenen Längen, in der 
Anbringung von Löchern, der Entfernung von Roſt und 
Hammerſchlag und dem Anſtreichen mit Roſtſchutzfarbe. Der 
Berufungsrichter erblickt in dieſer Tätigkeit, „wenigſtens im 
ganzen“, nicht eine bloße Bearbeitung fertig bezogener Träger, 
ſondern die unter die vorbezeichnete Befreiungsvorſchrift Ziff. 3 
der Tarifſtelle 32 fallende Herſtellung von neuem Gut aus 
vorhandenem Rohmaterial. Eine Verletzung dieſer Befreiungs⸗ 
vorſchrift kann in dieſer Annahme des Berufungsrichters nicht 
gefunden werden, wenngleich nicht zu verkennen iſt, daß im 
einzelnen Falle zuweilen die Grenze, auf der die Bearbeitung 
eines Verkehrsgutes in die Herſtellung eines neuen Verkehrs⸗ 
gutes übergeht, ſchwer zu ziehen iſt, und daß der Tatbeſtand 
des gegenwärtigen Falles an dieſe Grenze heranreicht. Die 
Frage, ob durch Verarbeitung einer körperlichen Sache die 
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bloße Umänderung oder Verfeinerung dieſer Sache oder die 
Herſtellung einer neuen Sache als bewirkt anzuſehen iſt, 
entſcheidet ſich nach der Auffaſſung des Verkehrs. Ob nach 
dieſer ſchon ſtets bei der techniſchen Umbildung von Halb⸗ 
fabrikaten in Vollfabrikate, d. h. in Fabrikate von der end⸗ 
gültigen Art und Form, in der ſie praktiſch die beſtimmungs⸗ 
gemäße Verwendung finden, die letzteren als neu hergeſtellte 
Sachen angeſehen werden, braucht hier nicht entſchieden werden: 
denn jedenfalls iſt die Annahme nicht irrtümlich, daß durch eine 
ſolche Umbildung dann eine neue Sache zur Entſtehung gebracht 
wird, wenn das Halbfabrikat eine vertretbare Sache darſtellte, 
das Vollfabrikat aber nicht eine ebenſolche, ſondern eine Sache, 
der nach ihrer Form und Ausſtattung ein individuelles 
Gepräge gegeben iſt, daß ſie zur Verwendung für einen be⸗ 
ſonderen, genau beſtimmten Zweck geeignet macht. Dieſer be⸗ 
ſondere Fall iſt hier gegeben. Erfahrungsmäßig werden Eiſen⸗ 
träger aus Rohmaterial in verſchiedenen, aber ein für allemal 
beſtimmten Längen fabrikmäßig und auf Vorrat als vertretbare 
Sachen hergeſtellt, die zur Verwendung bei den verſchieden⸗ 
artigſten Bauten ſich eignen. Die Tätigkeit der Klägerin beſtand 
nun darin, die Eiſenträger ſo umgeſtalten, daß ſie unmittelbar 
für den ſeitens der Heeresverwaltung unternommenen Kaſernen⸗ 
neubau zur Einbauung verwendet werden konnten. Hierzu war 
es erforderlich, den einzelnen Trägern die dem Bauplan ent⸗ 
ſprechenden, genau beſtimmten Längen durch Abſchneiden zu 
geben und ſie zur Ermöglichung der Zuſammenfügung an be⸗ 
ſtimmten Stellen mit Löchern zu verſehen. Hierdurch, ſowie 
durch die Reinigung und den Schutzanſtrich ſind die Träger zu 
gebrauchsfertigen, individuell beſtimmten Sachen geworden. 
Der Annahme, damit ſeien neue Sachen hergeſtellt, ſteht auch 
nicht der Umſtand entgegen, daß die Sachen auch nach ihrer 
Umgeſtaltung im Verkehr als „Eiſenträger“, alſo mit demſelben 
Namen wie vor der Umarbeitung zu bezeichnen waren. Denn 
wenn auch meiſtens die Umbildung einer Sache in eine andere, 
neue, vom Verkehr durch neue Namensgebung gekennzeichnet 
wird, ſo kann doch dieſem Umſtande allein ausſchlaggebende 
Bedeutung nicht beigemeſſen werden. Die Beibehaltung des 
früheren Namens erklärt ſich hier dadurch, daß ſowohl die von 
der Klägerin verwendeten Eiſenträger (richtiger, das Eiſenträger⸗ 
material), als auch die fertiggeſtellten Träger das charakte⸗ 
riſtiſche Merkmal der beſonderen Profilgebung zeigten, die ihnen 
für das Tragen ſchwerer Laſt große Widerſtandsfähigkeit ver⸗ 
lieh. Auch der Geſichtspunkt, daß die Aufwendung einer nur 
einfachen, bloß mechaniſchen, wirtſchaftlich geringwertigen Tätig⸗ 
keit den Begriff des Herſtellens nicht erfülle, läßt ſich zugunſten 
der Reviſion nicht verwerten, denn zum Zuſchneiden und Lochen 
der Träger war die Verwendung beſonderer Maſchinen von 
ſtarker Kraftleiſtung und ein geſchultes Arbeiterperſonal er⸗ 
forderlich, und inhalts des Vertrages betrug der Lieferungswert, 
in dem freilich auch der Anſchaffungswert des von der Klägerin 
zu beſchaffenden Trägermaterials inbegriffen iſt, die erhebliche 
Summe von 49 086,53 Mark. Für die Anwendbarkeit der 
Befreiung auf den vorliegenden Fall ſpricht auch der Umſtand, 
daß die Befreiung, die ſich freilich in der Regierungsvorlage 
noch als eine bloße Stempelermäßigung auf Vs v. H. des 
Lieferungspreiſes darſtellte, nach der Entſtehungsgeſchichte des 
Stempelſteuergeſetzes zu dem Zwecke eingeführt worden iſt, die 
hauptſächlich im Handel, im Gewerbe, Induſtrie- und land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe vorkommenden Kauf: und Lieferungs⸗ 
verträge ſteuerlich zu entlaſten (Begr. zum Stempelſteuergeſetz 
S. 45, 46). Ein geſetzgeberiſcher Grund, einen Lieferungs⸗ 
vertrag der Art des hier vorliegenden von der allgemein ge⸗ 
wollten Vergünſtigung auszuſchließen, iſt nicht erfindlich, vielmehr 
darf bei der Anwendung der Befreiungsvorſchrift der Begriff 
der gewerblichen „Herſtellung“ nicht zu eng gefaßt werden, 
wenn der Zweck der Förderung von Gewerbe und Induſtrie uſw. 
nicht vereitelt werden ſoll. Pr. F. c. D., U. v. 24. Nov. 05, 
95/05 VII. — Berlin. 
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Grundlegende Entſcheidungen. 


In Entſch. Nr. 2 wird der Begriff des verfaſſungsmäßig 
berufenen beſonderen Vertreters einer juriſtiſchen Perſon, der 
ihre Haftung aus §S 31 BGB. begründen kann, einer die bis⸗ 
herige Rechtſprechung fortbildenden Erörterung unterzogen. 

Das negotium claudicans der Minderjährigen wird an 
dem als Vertrag behandelten Verlöbnis in Entſch. Nr. 3 erörtert. 

Entſch. Nr. 5 verlangt für die Anfechtung wegen Irrtums 
und Betrugs die unzweideutige Erklärung, daß das Geſchäft 
aus dieſem Grunde angefochten werde, und verneint die erforder⸗ 
liche Beſtimmtheit der Erklärung, wenn in dem zur Anfechtung be⸗ 
ſtimmten Schreiben die Entſchließung des Anfechtenden noch von 
einer vorhergehenden Stellungnahme des Anfechtungsgegners 
abhängig gemacht wird (Ich werde zurücktreten müſſen, wenn 
Sie mir nicht binnen 3 Tagen erklären . . .). 

In Entſch. Nr. 8 werden gegen den Anſpruch aus einem 
durch Umwandlung einer anderen als beſtehend vorausgeſetzten 
Schuld entſtandenen Darlehen ($ 607 Abſ. 2 BGB.) die Ein⸗ 
reden gegen den urſprünglichen Anſpruch dem Hauptſchuldner 
und dem Darlehnsbürgen grundſätzlich gewährt, dem Bürgen 
aber die Berufung auf ſolche dilatoriſche Einreden verſagt, die 
durch die Umwandlung fortgefallen ſind. 

Der Kläger, der den Perſonenomnibus des Beklagten 
benutzte, verunglückte infolge eines von dem Beklagten zu 
vertretenden Verſchuldens des von dieſem angeſtellten Motor⸗ 
führers. Dem kontraktlichen Schadenserſatzanſpruche wurde 
die Einrede der ſechsmonatigen Verjährung aus 8 638 
entgegengeſetzt. Dieſe kurze Verjährung betrifft nach Entſch. 
Nr. 10 nur die Anſprüche aus Mängeln des gelieferten Werkes, 
nicht aber aus Vertragsverletzung, die durch poſitives Zuwider⸗ 
handeln gegen die pflichtmäßige Sorgfalt bei der Herſtellung 
des noch nicht vollendeten Werkes begangen iſt. 

Nach Entſch. Nr. 11 ſetzt im Falle des S 326 BGB. die 
Beſtimmung einer zu kurzen Friſt die angemeſſene Friſt in Lauf. 
Es wird die Planckſche Meinung abgelehnt, daß der Gläubiger 
in dieſem Falle ſeinen Erfüllungsanſpruch behalte. 

Entſch. Nr. 13 tritt der Meinung bei, daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in eine dem Schuldner nicht gehörende Sache den 
Bereicherungsanſpruch des Eigentümers wegen des empfangenen 
Verſteigerungserlöſes gegen den Gläubiger begründet. — Das 
Rechtsverhältnis zwiſchen dem Pfändungsgläubiger, der ſeinem 
Schuldner nicht gehörende Sachen pfändet, und dem Eigentümer 
dieſer Sachen richtet ſich — inſonderheit in Anſehung des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs — nicht nach den Vorſchriften über den Heraus⸗ 
gabeanſpruch des Eigentümers, ſondern nach den Vorſchriften über 
unerlaubte Handlungen, wie dies in Entſch. Nr. 20 dargelegt wird. 

In Entſch. Nr. 16 wird im Anſchluſſe an die frühere 
Rechtſprechung der unzutreffenden Eintragung oder Löſchung von 
Rechten, die der Eintragung nicht bedürfen, jegliche Wirkung 
in Anſehung der auf den Grundbuchinhalt ſich ſtützenden Ver⸗ 
mutungen und des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ab— 
geſprochen, da das Grundbuch beſtimmungsgemäß eine Gewähr 
für Richtigkeit nur hinſichtlich der Rechte bieten ſoll, die der 
Eintragung bedürfen, um Dritten gegenüber Wirkſamkeit zu haben. 

Antrag auf Scheidung und eventueller Antrag auf Ver⸗ 
urteilung zur Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft wird in 
Entſch. Nr. 22 zugelaſſen, wenn dieſer letztbezeichnete Antrag 
nach den Umſtänden des Falles als ernſtlich gemeint 8 it. 

Der Begriff der Nachlaßverbindlichkeiten iſt Gegenſtand 
der Erörterung in Entſch. Nr. 23, die das Anerkenntnis der 
Erben als zur Begründung einer Nachlaßverbindlichkeit geeignet 
anſieht, wenn es in Betätigung der Nachlaßverwaltung erfolgte. 

Von aktuellem tatſächlichen und juriſtiſchen Intereſſe iſt die 
Entſch. Nr. 54, die in einer Streitfache zwiſchen einem Franzoſen 
und einem Deutſchen über die Grenzen der Zuſtändigkeit des 
Marokkaniſchen und des Deutſchen Konſulargerichts ne 
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Die praktiſche Ausbildung der Verwaltungsbeamten. 
Von Otto Fiſcher, Profeſſor in Breslau. 


Va mehr als zwei Jahren habe ich dem im Mai 1903 
geſcheterten Entwurfe eines preußiſchen Geſetzes über die Be⸗ 
fälung für den höheren Verwaltungsdienſt einen Nachruf 
gewidmet, welcher der Hoffnung Ausdruck gab, daß das Geſetz 
ſo nicht wieder vorgelegt werden möge.“) 

Bei dieſer Gelegenheit habe ich als den Hauptmangel des 
praltiſchen Vorbereitungsdienſtes der Juriſten und Verwaltungs⸗ 
beamten den Umſtand bezeichnet, daß die Zeitdauer viel zu 
lange bemeſſen ſei. Ich konnte darauf hinweiſen, daß eine 
4jährige Vorbereitungszeit ohne Befugnis zum Handeln 
auf eigene Verantwortlichkeit in keinem anderen 
Berufe beſtehe. Weder dem künftigen Seelſorger noch dem 
künftigen Schulmann wird etwas ähnliches zugemutet. Die 
Arzte ſträuben ſich gewaltig gegen das gewiß ſehr notwendige 
Vorbereitungsjahr, der Forſtmann, der Baumeiſter, der 
Ingenieur, der Chemiker haben nur kurzen praktiſchen Vor⸗ 
bereitungsdienſt, von dem Offizier wird alsbald und in ſehr 
jugendlichem Alter eine eigene verantwortungsvolle Tätigkeit 
erlangt. 

In den Ländern des franzöſiſchen Rechts kennt man bei 
den Juriſten überhaupt kein Referendariat, ſondern nur die 
Stagen, die der junge Advokat übrigens in viel kürzerer Zeit 
zu durchlaufen hat und in denen es ihm an Gelegenheit zu 
ſelbtändiger Betätigung keineswegs fehlt. 

Aber auch im Deutſchen Reich gibt es, nachdem Elſaß⸗ 
Lothringen und das Königreich Sachſen ihre Einrichtungen“) 
geändert haben, abgeſehen von fünf ganz kleinen Staaten, die 
außer Betracht bleiben können, einen ausnahmslos obligatoriſchen 
werjährigen Vorbereitungsdienſt nur noch in Preußen. Die 
Juriſten Preußens ſtehen in dieſer Beziehung gegenüber 
alen anderen Ländern völlig iſoliert da. Schon das zeigt 
über, daß die Anſicht, eine Verkürzung ſei nicht möglich, für den 
weiten und klaren Blick ihrer Verteidiger Zeugnis nicht geben kann. 


9 233. 8, 456 ff. 
) In beiden Ländern beſteht die ſehr bemerkenswerte Ein⸗ 
nichtung, daß bei ſolchen Referendaren, welche 7 Semeſter ſtudiert 
haben, der praktiſche Vorbereitungsdienſt um ½ Jahr verkürzt wird. 


Übrigens hatte die vierjährige Vorbereitungszeit in 
Preußen ihren beſonderen geſchichtlichen Grund. Nach der 
Kodifikation des preußiſchen Rechts hatten ſich die deutſchen 
und ſpeziell die preußiſchen Univerſitäten — übrigens mit 
vollem Recht — in ihrem Lehrgange und Lehrſtoff dem 
geltenden preußiſchen Recht nicht angeſchloſſen. Sie behandelten 
in der Hauptſache ausſchließlich das gemeine deutſche Recht in 
ſeinen Einzelheiten, während über das preußiſche Recht nur am 
Schluß eine kurze Überſichtsvorleſung gegeben wurde. Auch die 
erſte Prüfung, das Auskultatorexamen, beſchäftigte ſich nur 
mit dem gemeinen Recht. Deshalb wurde es nötig, das 
nähere theoretiſche Studium des preußiſchen Rechts in die 
erſte Zeit des praktiſchen Vorbereitungsdienſtes zu legen und 
als Abſchluß dieſes Studiums ein zweites theoretiſches Examen, 
das Referendarexamen, zu erfordern. Heute vermittelt das 
Univerſitätsſtudium die theoretiſchen Kenntniſſe des geſamten in 
Preußen geltenden Reichs⸗ und Landesrechtes. Deshalb iſt 
auch für ein theoretiſches Zwiſchenexamen inmitten des 
praktiſchen Vorbereitungsdienſtes kein Raum mehr. Deshalb 
iſt das frühere zweite Examen mit Recht beſeitigt und die einzige 
theoretiſche Prüfung, die heute nicht mehr Auskultator, ſondern 
Referendarprüfung heißt, an den Schluß des Univerſitäts⸗ 
ſtudiums gelegt. 

Man hätte nun auch die weitere Konſequenz ziehen und 
die Vorbereitungszeit entſprechend verkürzen müſſen. Das iſt 
aber bis jetzt nicht geſchehen, wie ja überhaupt die Rechts⸗ 
geſchichte lehrt, daß die vollen Konſequenzen rechtlicher 
Anderungen meiſtens erſt ſpäter, oft gar nicht gezogen und 
veraltete Einrichtungen nach dem Geſetze der Trägheit häufig 
noch recht lange fortgeſchleppt werden. 

Ich will hier ganz davon abſehen, daß ohne Verkürzung 
des praktiſchen Vorbereitungsdienſtes eine wenn auch nur 
fakultative Verlängerung der Zeit des theoretiſchen Studiums 
der Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften nicht möglich iſt, da 
eine Geſamtdauer der Ausbildung von 7 Jahren (mit Militärdienſt 
und Prüfungen faſt 9 Jahren) nicht überſchritten werden kann. 

Für viel wichtiger halte ich die andere Erwägung, daß 
eine zu lange praktiſche Tätigkeit ohne eigene Verantwortung 
auf die Dauer demoraliſiert und den Betroffenen zur 
ſpäteren eigenen ſelbſtändigen Tätigkeit nicht tüchtiger ſondern 
untüchtiger macht, namentlich wenn die Zeit zum großen Teil 
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mit Diktatſchreiben und Formularausfüllen totgeſchlagen wird. 
Letzteres hat auch zur Folge gehabt, daß die juriſtiſchen Privat⸗ 
dozenten in immer ſteigendem Maße darauf verzichten, die volle 
praktiſche Vorbereitungszeit durchzumachen. 

Ich bin nun hocherfreut, daß dieſe Anſchauung von der 
Schädlichkeit eines zu langen praktiſchen Vorbereitungsdienſtes 
hochgeſtellte und einflußreiche Anhänger gefunden hat. Der 
preußiſche Miniſter des Innern Dr. v. Bethmann⸗Hollweg hat 
in der Sitzung des Herrenhauſes vom 1. Dezember 1905 aus⸗ 
geführt: „Das Lernen ſoll ja gewiß nie aufhören, aber am 
meiſten lernt man doch, nicht nur nach der Seite des Wiſſens, 
ſondern auch nach der Seite des Charakters hin, wenn man 
in einer ſelbſtändigen und verantwortungsvollen Arbeit ſteht, 
und da, glaube ich, werden Sie alle, meine Herren, es mit 
mir beklagen, daß bei uns die jungen Verwaltungsbeamten in 
einem ſo ſpäten Alter aus der Unſelbſtändigkeit und Ver⸗ 
antwortungsloſigkeit heraustreten. In andern, doch auch tat⸗ 
kräftigen Nationen ſteht der junge Mann mit dreißig Jahren 
mitten im Leben, und auch bei uns in Deutſchland blickt er 
im gleichen Alter in andern Berufen auf Jahre zurück, in 
denen die Friſche, die Entſchlußfähigkeit und die Tatkraft des 
jugendlichen Alters vielfach die beſten Leiſtungen des ganzen 
Lebens bereits vollbracht haben.“ 

Und der Oberlandesgerichtspräſident und Kronſyndikus 
Dr. Hamm fügt hinzu: „Meine Herren, ich muß geſtehen, daß 
mir von allen Ausführungen des Herrn Miniſters des Innern 
das am meiſten aus dem Herzen geſprochen war, was er am 
Schluſſe ſeines Vortrages erklärte, daß er vor allem wünſche, 
in die Verwaltung friſche und junge Beamte hineinzubringen. 
Es iſt auch zweifellos, daß es kaum erträgliche Zuſtände ſind, 
wenn ein junger Mann, der Verwaltungsbeamter wird, erſt 
mit 30 Jahren in eine ſelbſtändige Stellung kommt. Gegenüber 
den Verhältniſſen in allen anderen Berufen iſt der Zuſtand, 
daß jemand bis zu 30 Jahren auf der Schulbank ſitzen oder 
ſolange unſelbſtändig in Dezernaten andrer Herren Hilfe leiſten 
muß, ohne zu einer ſelbſtändigen Tätigkeit als Verwaltungs⸗ 
beamter zugelaſſen zu werden, etwas ganz Unnatürliches, und 
das iſt auch nur fo in Deutichland.*) — Das Beſte lernt der 
Beamte erſt, wenn er ſelbſtändig iſt, wenn er endlich berufen 
wird, ſeine Kenntniſſe in der Praxis perſönlich zu verwerten. 
Wenn er zu lange auf der Schulbank ſitzen und unſelbſtändig 
bleiben muß, dann geht die Friſche und die Entſchlußfähigkeit 
und damit das Beſte an dem Beamten, das für ſeine praktiſche 
Verwendbarkeit Nötigſte ſchon zum großen Teil verloren, ehe 
er ins Amt tritt. Sorgen wir für eine raſchere Ausbildung 
des Verwaltungsbeamten und ebenſo des Juſtizbeamten.“ 

Wer nach Anhörung dieſer friſchen, freudigen Zukunfts⸗ 
muſik den dem Landtage Ende November 1905 wieder vor⸗ 
gelegten Geſetzentwurf über die Befähigung zum höheren 
Verwaltungsdienſt zur Hand nimmt, wird allerdings bitter ent⸗ 
täuſcht werden. 

Bisher beträgt der praktiſche Vorbereitungsdienſt bei der 
Verwaltung 2 Jahre. Der Entwurf von 1903 wollte ihn 
in ſchließlicher Faſſung auf 3 Jahre erhöhen und der jetzige 
Entwurf hat dieſe Zeit nicht nur beibehalten, ſondern ver⸗ 
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langt ſogar eine Zeit von „mindeſtens 3 Jahren und 
3 Monaten.“ 

Dagegen iſt allerdings der praktiſche Vorbereitungsdienſt 
bei der Juſtiz, der jetzt zwei Jahre beträgt, ſo herabgeſetzt, 
daß die Geſamtdauer die gleiche geblieben iſt. Im übrigen iſt 
der alte Entwurf von 1903 ohne erhebliche ſachliche 
Anderungen größtenteils wörtlich wiedergegeben. Man fragt 
ſich erſtaunt: Wie iſt es möglich, die Notwendigkeit einer 
Verkürzung des Vorbereitungsdienſtes fo überzeugend 
zu betonen und gleichzeitig die Verlängerung des Vor⸗ 
bereitungsdienſtes bei der Verwaltung um volle 1 ¼ Jahre 
zu fordern? Wenn der Vorbereitungsdienſt des Verwaltungs⸗ 
beamten bei der Juſtiz eine Verkürzung verträgt, ſo ſollte man 
dieſe Verkürzung freudig mitnehmen, aber doch nicht als Anlaß 
benutzen, die Vorbereitungszeit in der Verwaltung zu verlängern. 
Für dieſe genügt der bisherige zweijährige Vorbereitungsdienſt 
vollkommen, wenn er auf der Grundlage einer guten theoretiſchen 
Ausbildung in den Rechts⸗ und Staats wiſſenſchaften erfolgt. 
Die angebliche gegenteilige Erfahrung iſt lediglich darauf 
zurückzuführen, daß ein großer Teil der zur Verwaltung Über: 
getretenen nur eine Schnelldreſſur bei einem Einpauker durch⸗ 
gemacht hatte. Dann kann freilich auch eine vierjährige 
praktiſche Vorbereitung keine tüchtigen Verwaltungsbeamten 
ſchaffen. 

Eine Löſung dieſes Widerſpruches ſucht man in der Rede 
des Miniſters des Innern vergebens und mit Recht ſagte 
daher Dr. v. Hamm: „Aber der Herr Miniſter hat nicht die 
Konſequenzen daraus gezogen, wenn er die Reform in einer 
Verlängerung des Vorbereitungsdienſtes bei der Verwaltung 
ſucht. Ich meine, der Vorbereitungsdienſt braucht garnicht ſo 
ausgedehnt zu ſein und brauchte gewiß nicht noch verlängert 
werden. Der Vorbereitungsdienſt hat ſeine wichtigſte Aufgabe 
darin, daß er den Vorgeſetzten zeigt ob der junge Mann für 
den höheren Verwaltungsdienſt brauchbar ſein wird, und das 
zweite Examen muß auf demſelben Boden gehalten werden, 
nämlich darzutun ob die jungen Leute ſich zur praktiſchen Ver⸗ 
wendung eignen. Es iſt nicht nötig, daß der junge Mann in 
allen einzelnen Dezernaten praktiſch gearbeitet hat, wenn er nur 
eine gute theoretiſche Vorbildung beſitzt und dann in ſeiner 
praktiſchen Beſchäftigung ſelbſtändiges Judiz und ſelbſtändigen 
Entſchluß bewieſen hat; auch das zweite Examen muß ſich 
meines Erachtens hauptſächlich darauf erſtrecken, ob der Prüf⸗ 
ling ein geſundes Urteil und raſchen Entſchluß in dem Maße 
beſitzt, um in der Verwaltung etwas zu leiſten. Bei einer 
Reform müßten das die Ziele ſein, und wollte man eine 
Reform in Gang bringen, ſo ſollte man darum negativ an 
die Spitze ſtellen: keine Verlängerung des Vorbereitungs⸗ 
dienſtes, eine andere Regulierung, aber kein halbes Jahr 
mehr! Es iſt ſchon viel zu viel. Im Jahre 1902 iſt zu 
einer Reform in großen Zügen der Anfang gemacht worden. 
Es waren große Geſichtspunkte, auf denen die Reformpläne 
von 1902 aufgebaut waren, und wir alle, Juriſten und Ver⸗ 
waltungsbeamten, hatten uns gefreut über den großen Stil 
der Geſetzentwürfe. Was bekommen wir heute? Es geſchieht 
für die jungen Juſtizbeamten nichts. Die Vorlage hat ganz 
den Charakter eines reſignierten Notſtandsgeſetzes, und da 
müſſen wir doch bedenken: nehmen wir ein ſolches kleines 
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Notſtandsgeſez an, dann bekommen wir auf Jahre 
hinaus keine Reform, wie wir ſie dringend nötig haben.“ 

Es iſt in der Tat ganz unzweifelhaft, daß, wer eine 
Verbeſſerung der Ausbildung unſerer Juſtiz⸗ und Verwaltungs⸗ 
beamten erſtrebt und wer insbeſondere die erfreulichen An⸗ 
ſchauungen des Miniſters des Innern über die Notwendigkeit 
der Verjüngung des Verwaltungsbeamten teilt, nur dazu 
kommen kann, mit Hamm zu ſagen: „Dieſe Reform genügt 
uns nicht, ſtellt eine größere Reform auf“ und dieſen Entwurf 
im Ganzen abzulehnen. 

Von dieſem Standpunkte aus dürfte eine Außerung über 
die nähere Geſtaltung des im Entwurf beabfichtigten 9 monat⸗ 
lichen Gerichtsdienſtes der Verwaltungsbeamten nicht allzuviel 
Intereſſe bieten. Immerhin iſt aber auch dieſer Punkt nicht 
unwichtig. Nach den Motiven des Entwurfes ſollen dieſe 
9 Monate ausſchließlich bei den Amtsgerichten zugebracht 
werden, ſich alſo mit der erſten amtsgerichtlichen Station decken, 
wie ſie nach den jetzigen Regulativen die Juſtizreferendare, und 
wa ausſchließlich bei kleinen Amtsgerichten, durchzumachen 
haben. Die Motive meinen, daß beim Amtsgericht diejenigen 
Grundlagen der Ausbildung gelegt werden, auf die ſchlechter⸗ 
dings auch für die Verwaltungs beamten nicht verzichtet 
werden könne, während der Vorbereitungsdienſt beim Land⸗ 
geriht „zur Not“ entbehrlich erſcheine, weil die dort vornehmlich 
bezweckte prozeſſualiſche Ausbildung durch die Beſchäftigung 
a den Verwaltungsgerichten wenigſtens teilweiſe erſetzt werden 
önne. 

Ich kann dem durchaus nicht beiſtimmen, muß vielmehr 
tünfchen, daß mindeſtens die Hälfte dieſer Zeit bei einem Land⸗ 
hericht ugebracht wird. Schon für die Juſtizreferendare erſcheint die 
aste 9 monatliche Station bei dem Amtsgericht viel zu lang. 
Um wie viel mehr muß fie für den künftigen Verwaltungs: 
beamten gekürzt werden können, der nur eine kurze Überſicht 
über die Gerichtstätigkeit erlangen will. Grundbuch, Handels⸗ 
tegiſter und Vormundſchaftsweſen können ihm, zumal wenn es 
ſic mu um Kenntnis der Einrichtungen und des Geſchäftsganges 
d nicht um Befähigung zur eigenen Tätigkeit in dieſen 
Zweigen handelt, durch geeignete Inſtruktoren in ſehr kurzer 
Zeit vorgeführt werden. Was ihm aber vom Gericht not⸗ 
wendig für die Verwaltungspraxis mitgegeben werden muß, 
daß iſt die Erlernung der juriſtiſchen Methode für 
Prüfung und Entſcheidung, welche auch der Verwaltungsbeamte 
und zwar keineswegs blos bei Ausübung der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit notwendig beherrſchen muß. Daß er ſolche 
bei den Bezirksausſchüſſen genügend erlernen könne, bezweifle 
ih. Daz ein beſonders guter Amtsrichter in dieſer Hinſicht 
eme vortreffliche Grundlage geben kann, weiß ich aus eigener 
Erfahrung. Aber die kleinen Amtsgerichte leiden vielfach an 
gi ſolchen Stoffmangel in dieſer Beziehung, daß ſchon 

uch die Möglichkeit einer rationellen Prozeßausbildung 

real in und jedenfalls tritt die Methode der Fall: 
A m plaſtiſch und eindrucksvoll an den jungen Juriſten 
1 heran, wenn er den Beratungen eines gut geſchulten 

geleiteten | Kollegiums beiwohnen und möglichſt an ihnen 

beteiligen kann. Dies iſt aber nur bei den Land⸗ 

zerichten zu erreichen. 
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Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 16. bis 31. De⸗ 
zember 1905 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Sicherungskauf oder Scheingeſchäft 21 

Nach § 1 des vom Kläger vorgelegten ſchriftlichen Ver⸗ 
trages verkaufte Frau H. an J. verſchiedenartige bewegliche, 
unter 246 Nummern aufgeführte Gegenſtände zu dem Preiſe 
von 3 000 Mark. Sie bekennt, den Kaufpreis bar von dem 
Käufer erhalten zu haben, und laut § 3 ift die Übergabe der 
Sachen bereits erfolgt. Der § 4 enthält einen Mietvertrag 
über die ſämtlichen Sachen auf 9 Jahre für eine jährliche, in 
vierteljährlichen Raten pränumerando zu zahlende Miete von 
250 Mark mit der Beſtimmung vermietet, daß, wenn die Miet⸗ 
zahlung nicht pünktlich, d. h. nicht innerhalb drei Tagen nach 
dem jedesmaligen Erſten erfolgt, der Vermieter berechtigt iſt, 
die vermieteten Gegenſtände von der Mieterin abzuholen, und 
der Mietvertrag alsdann als aufgehoben gilt. In 8 5 iſt der 
Verkäuferin das Recht eingeräumt, die verkauften Gegenſtände 
bis zum 1. Januar 1912 für die Summe von 3 000 Mark 
zurückzukaufen, jedoch nur gegen ſofortige Barzahlung. J. 
ſtellt dem Kläger eine Urkunde folgenden Inhalts aus: „Indem 
ich den Empfang des Kaufpreiſes von 3 000 Mark dankend 
beſtätige, überſende Ihnen beigehend den Kaufkontrakt und 
trete Ihnen ſelbigen als Eigentümer ab. Frau H. habe ich 
hiervon in Kenntnis geſetzt.“ Beklagter ließ einen Teil der 
Sachen wegen einer Forderung an den Ehemann H. pfänden 
und Kläger erhob gegen ihn auf Freigabe der Sachen Klage. 
Die erſte Inſtanz gab der Klage ſtatt, das OLG. wies ab; 
das RG. hob auf: Nicht etwa davon geht der Berufungs⸗ 
richter aus, daß dem Geſchäfte jede reale Grundlage fehle, 
ſpeziell daß die 3 000 Mark, über welche die Verkäuferin, 
Frau H. quittierte, in Wirklichkeit nicht gezahlt ſeien, ſein 
Standpunkt iſt vielmehr, daß die Kontrahenten ein Sicherungs⸗ 
geſchäft beabſichtigten, jedoch in Wahrheit gerade nicht in Geſtalt 
eines Sicherungskaufs, ſondern vielmehr einer Verpfändung, 
die nur durch den beurkundeten, aber nicht gewollten Kauf ver⸗ 
ſchleiert werden ſollte und die ihrerſeits der rechtlichen Gültig⸗ 
keit ermangelte, weil fie ohne die nach 8 1205 BGB. er⸗ 
forderliche körperliche Übergabe vereinbart wurde. Geht man 
auf die vom Berufungsrichter für dieſe feine Auffaſſung geltend 
gemachten Momente ein, ſo ſind dieſe zwar in der Mehrzahl 
erheblich, aber weder als einzelne noch in ihrem Zuſammen⸗ 
hange geeignet, zwingende Schlüſſe zu rechtfertigen. In erſter 
Reihe legt der Berufungsrichter darauf Gewicht, daß die Ehe⸗ 
frau H. ſich durch den Vertrag ihrer ganzen beweglichen 
Habe mit Ausſchluß allein der notwendigſten Kleidungsſtücke, 
aber mit Einſchluß ſogar der vorhandenen Nahrungs⸗ und 
Genußmittel entäußert habe. Wenn nun auch niemand zu 
einem ſo gearteten Veräußerungsgeſchäfte ſich leicht verſtehen 
wird, ſo können doch für eine auf Krrditerlangung angewieſene 
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Perſönlichkeit, insbeſondere einen Gewerbtreibenden Umſtände 
eintreten, die eine Nötigung dazu enthalten, indem eine Gelegen⸗ 
heit, Kredit zu billigeren Bedingungen zu erlangen, ſich nicht 
findet. Das Geſchäft wird auch dem Veräußerer minder be⸗ 
denklich erſcheinen, weil dieſes ſeinem Zwecke nach, wie derſelbe 
zur Vereinbarung der Rückkaufsklauſel führt und in ihr zur 
rechtlichen Anerkennung gelangt, gerade ein Sicherheitsgeſchäft 
iſt, und der Veräußerer, der zunächſt im körperlichen Beſitz der 
Sachen bleibt, ſich, wenn er überhaupt Vertrauen zur weiteren 
Entwickelung feiner wirtſchaftlichen Verhältniſſe hegt, der Hoff: 
nung hingibt, durch Zahlung des Rückkaufpreiſes das Eigentum 
der Sachen wiedererlangen, dieſe alſo ſich erhalten zu können. 
Auffällig iſt im vorliegenden Falle allerdings, daß der Kauf⸗ 
wie der Mietvertrag ſich ſogar auf die zum Verbrauch be⸗ 
ſtimmten Sachen erſtreckt, möglich bleibt aber immerhin, daß 
der auf Erlangung von Sicherheit im denkbar weiteſten Umfange 
bedachte Kreditgeber auf keine der vorhandenen Sachen, wenn 
er auch der Verkäuferin den Verbrauch der verzehrbaren ge⸗ 
ſtattete, völlig verzichten wollte. Bei einer Verpfändung, welche 
auch verbrauchbare Gegenſtände mit ergreifen ſoll und welche 
auch zur Eigentumsentziehung führen kann, ließen ſich weſentlich 
gleichartige Geſichtspunkte geltend machen. Zu beachten iſt 
ferner, daß, wenn auch hinſichtlich einzelner Gegenſtände ein 
Scheingeſchäft oder ein nichtiges Geſchäft vorliegt, dies noch 
nicht zu einer entſprechenden Schlußfolgerung hinſichtlich der 
übrigen führt. Den für die Sachen bedungenen Preis erachtet 
der Berufungsrichter für offenbar hinter ihrem wahren Werte 
erheblich zurückbleibend, allein für die Frage des Scheingeſchäfts 
iſt dies gerade bei einem Sicherungskaufe nicht von durch⸗ 
greifender Bedeutung, weil dem Zwecke eines ſolchen gemäß 
der Verkäufer kraft der Rückkaufsklauſel die Sachen gegen 
Zahlung einer dem Kaufpreiſe gleichen Summe zurückerwerben 
kann und ſoll. Keine erhebliche Bedeutung kann dem vom 
Berufungsrichter betonten Umſtande beigemeſſen werden, daß 
der Käufer für die verkauften Gegenſtände keine Verwendung 
hatte. Inwiefern die in dem Vertrage für den Fall des Ver⸗ 
zuges der Verkäuferin in der Zahlung der Mietraten getroffenen 
ſtrengen Beſtimmungen für die Scheinnatur des Vertrages 
ſprechen ſollen, iſt den Erwägungen des Berufungsurteils nicht 
zu entnehmen. Es kann die Frage aufgeworfen werden, ob 
die Beſtimmungen nicht zu der entgegengeſetzten Annahme 
führen. Sind aber die Gründe des Berufungsrichters nicht 
unbedingt ſchlüſſig, ſo muß zur Aufhebung des angefochtenen 
Urteils der Umſtand führen, daß der Berufungsrichter diejenigen 
Momente, welche poſitiv gegen die Abſicht einer Verpfändung 
zu ſprechen ſcheinen, völlig unberückſichtigt gelaſſen hat. Es 
hätte der Prüfung bedurft, weshalb die Kontrahenten Sicher⸗ 
heit gerade in Geſtalt eines Kaufs zu ſchaffen ſich entſchloſſen 
haben. Hier liegt nahe, daß die Kontrahenten den Sicherungs⸗ 
kauf deshalb gewählt haben, weil ihnen eine andere geeignete 
Form ſich nicht darbot, ſpeziell die Gültigkeit einer Verpfän⸗ 
dung durch Beſitzübergabe bedingt war und durch dieſe ſofort 
die wirtſchaftliche Exiſtenz der Frau H. ihrer Grundlage beraubt 
ſein würde. Muß angenommen werden, daß die Kontrahenten 
der Unwirkſamkeit einer ohne körperliche Übergabe vereinbarten 
Verpfändung ſich bewußt geweſen ſind, ſo iſt nicht erfindlich, 
wie deſſen ungeachtet ihr Wille darauf hätte gerichtet ſein 
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können, ein Pfandrecht trotz Fehlens jenes Erforderniſſes, ſei 
es verſchleiert, ſei es offen, zur rechtlichen Exiſtenz zu bringen. 
Es blieb noch die Möglichkeit übrig, daß die Kontrahenten eine 
wahre Rechtswirkung überhaupt nicht wollten, ſondern daß J. 
ſich mit dem bloßen Schein eines Rechtsgeſchäftes hat begnügen 
wollen, indem er etwa hoffte, daß Dritte, welche die Sachen 
anzugreifen beabſichtigten, ſich durch Vorlegung der Urkunde 
zur Abſtandnahme davon beſtimmen laſſen würden, ohne daß 
eine richterliche Entſcheidung über die Ernſtlichkeit des beur⸗ 
kundeten Geſchäfts herbeigeführt würde, aber dieſer Eventualität 
iſt der Berufungsrichter bisher nicht näher getreten. H. c. B., 
U. v. 5. Dez. 05, 424/05 VII. — Naumburg. 

2. 88 133, 157 BGB. verb. mit $ 346 HGB. Vertrags 
auslegung nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf Verkehrs⸗ 
ſitte und Handelsgebräuche. Haftung des Kaufmanns wegen 
Vornahme von Handlungen, zu denen er vertragsmäßig nicht 
verpflichtet ift.] 

Die Parteien ſchloſſen einen Erzlieferungsvertrag, in 
welchem beſtimmt war, daß der Preis der von der Klägerin zu 
liefernden Erze franko Waggon oder franko Fluß⸗ oder Kanal⸗ 
ſchiff zu berechnen iſt, je nachdem die Empfänger bei Ankunft 
der Dampfer Waggons oder Schiffe längsſeits der Seeſchiffe 
zur Verfügung ſtellen. Nach § 7 des Vertrags hat als Er⸗ 
füllungsort derjenige kontinentale Hafen zu gelten, in welchem 
die Hüttenwerke die Erze in Empfang nehmen. Gegen die 
Klage aus dem Kaufe hat die Beklagte aufrechnungsweiſe ein⸗ 
gewendet; die oben angeführten Beſtimmungen der 88 3 und 7 
legten der Klägerin die Verantwortlichkeit für die ungehörige 
Beladung der 10 Waggons auf, weshalb fie Straf: und 
Standgelder an die Bahnverwaltung habe zahlen müſſen, wäh⸗ 
rend die Klägerin meinte, ſie ſei nur zur Einladung in die 
Waggons verbunden geweſen; die gehörige Beladung gehe allein 
die Beklagte an. Das LG. verurteilte nach dem Klageantrag. 
Das OLG. wies die Berufung zurück, das RG. hob auf: Das 
Berufungsgericht nimmt an, der der Klägerin obliegende See⸗ 
transport endige mit dem Verbringen der von der Klägerin als 
Verkäuferin zu liefernden Erze in die von der Beklagten am 
Erfüllungsort Amſterdam geſtellten Waggons; in dieſen Wag⸗ 
gons habe die Beklagte die Erze, welche die Klägerin einlud, 
abzunehmen gehabt: denn in dieſem Augenblick beginne der 
Landtransport, welcher Sache der Beklagten geweſen. Dieſen 
Sinn gibt das Berufungsgericht der Vertragsbeſtimmung, daß 
der Verkaufspreis der Erze „franko“ „Waggon“ zu berechnen 
iſt. Wenn alſo — ſo ſchließt nun das Berufungsgericht — 
die Klägerin die von der Beklagten geſtellten Waggons über⸗ 
laſtet, alſo ungehörig beladen habe und durch dieſe Ungehörig⸗ 
keit Umladekoſten und Strafgelder veranlaßt worden ſeien, ſo 
habe die Klägerin dafür nicht einzuſtehen, weil die Beklagte 
ihre Pflicht, die Erze in den Waggons abzunehmen und folge⸗ 
weiſe der Klägerin den Zeitpunkt genügender Belaſtung jedes 
Waggons anzugeben, verweigert habe. Das Berufungsgericht 
entnimmt den von ihm unterſtellten Sinn der Klauſel „franko 
Waggon“ nicht etwa aus irgend welcher ſonſtigen Beabredung, 
ſondern aus Erwägungen allgemeiner Art über das Ineinander⸗ 
greifen von See⸗ und Landtransport. Das Berufungsgericht 
verletzt hier den Grundſatz, daß Verträge ſo auszulegen ſind, 
wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte und 
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Handelsgebräuche es erfordern; 88 157, 133 BGB., 8 346 
568. Die Beklagte hat nämlich einen feſtſtehenden Handels⸗ 
gebrauch unter Beweis geſtellt, wonach durch die „Franko⸗ 
Waggon⸗Klauſel“ der Verkäufer zur gehörigen Verladung der 
Waggons der Käufer verbunden wird, ſo daß dem Käufer die 
fertig und gehörig verladenen Waggons in abrollfähigem Zuſtande 
am Erfüllungsort angedient werden müßten. Aus dieſem 
Grunde hat die Beklagte ausweislich der angezogenen Kor⸗ 
tefpondenz der Aufforderung der Klägerin, bei der Verladung 
mitzuwirken, eine ablehnende Antwort zuteil werden laſſen. In 
der angezogenen Berufungsbegründung iſt dieſer Standpunkt 
weiter ausgeführt. Ohne Würdigung dieſes Beweisanerbietens 
vermochte das Berufungsgericht den wahren Willen der Ver⸗ 
nagſchließenden, wie derſelbe in der gedachten Klauſel zum 
Ausdruck kommen ſollte, nicht zu erforſchen. Schon hiernach 
unterliegt das angefochtene Urteil der Aufhebung. Bei der er⸗ 
neuten Verhandlung wird aber zunächſt zu erörtern ſein, auf 
welcher Rechtsgrundlage eigentlich die von der Beklagten er⸗ 
hobenen Anſprüche oder Einwendungen beruhen. Aus den Ur⸗ 
teilen und den Parteivorträgen iſt hierüber nichts zu entnehmen. 
Anläßlich diefer Klarſtellung der Rechtslage wird ſich auch die 
drage darbieten, ob nicht der Verkäufer, der beim Verſendungs⸗ 
luf nach feiner eigenen Behauptung weitergehende Funktionen 
ausgeübt hat, als ſie ihm vertragsmäßig oblagen, auch dieſe 
Verichtungen mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
bornehmen muß. H. e. L., U. v. 8. Dez. 05, 185/05 II. — 
Hamburg. 

3. 69 176, 177, 276 BGB. Genügt die Unterſchrift 
des amtierenden Richters oder muß er auch im Protokolle auf⸗ 
geführt fein? Fahrläffigkeit des Richters bei zweifelhaftem Rechte 7] 

Der Beklagte wurde von dem Kläger in Anſpruch ge⸗ 
"ommen, weil er als Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
emen Vertrag aufgenommen hatte, nach welchem die zweite Ehe⸗ 
frau des Eigentümers Cl., des Erblaſſers und Vaters der Kläger, 
auf deſſen Nachlaß verzichtet. Nach deſſen Tode hat aber ſeine 
zweite Ehefrau dieſen Erbverzicht angefochten, und durch rechts⸗ 
häfig gewordenes Urteil des KG. iſt auch dieſer Erbverzichts⸗ 
bertrag wegen Formmangels für nichtig erklärt, weil die vom 
Sellagten aufgenommene gerichtliche Urkunde entgegen dem 8 176 
966. Nr. 2 die Bezeichnung des amtierenden Richters nicht 
ML Texte des Protokolls enthalten habe und dies Erfordernis 
uch durch die Unterſchrift des Richters erſetzt werden könne. 
in deſen Praxſſe war ſeitens der damaligen Beklagten, der 
es Kläger, dem Beklagten der Streit verkündet, und war 
deln 5 dem Prozeſſe beigetreten. Die Kläger haben Feſt⸗ 
1 göftage dahin erhoben, daß der Beklagte ihnen für allen 

der Nichtigkeit des Erbverzichts entſtandenen und noch ent⸗ 
1 Schaden erſatzpflichtig ſei. Das KG. verurteilte, das 
. hob auf. Das Berufungsgericht geht fehl, wenn es für 
1 en Fahrläſſigkeit dahingeſtellt läßt, ob der Beklagte 
e he z ich der Formvorſchrift des § 176 genügt hat, weil 
„ ſchon darin findet, daß er bei gehöriger 
uff 1 eit jedenfalls die Möglichkeit einer abweichenden 
wei ofen erkennen und dann auch im Intereſſe einer 
i habe R ültigkeit der Urkunde auch dieſer bloßen Möglich⸗ 
ie Mf echnung tragen müſſen. Das geht zu weit. Wenn 

aſung des Richters über den Inhalt eines Geſetzes 
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richtig iſt und er dementſprechend gehandelt hat, dann kann 
ihm daraus, daß er auf andere mögliche Auffaſſungen keine 
Rückſicht genommen hat, niemals ein Vorwurf gemacht werden. 
Denn er hat eben nur dem Geſetze zu genügen. Deshalb kann 
trotz der erfolgten Streitverkündung im Vorprozeß eine Fahr⸗ 
läſſigkeit in dieſem Prozeſſe nur feſtgeſtellt werden, wenn auch 
in dieſem Prozeſſe die 88 176, 177 in demſelben Sinne, wie 
im Vorprozeſſe, ausgelegt werden. Die Prüfung dieſer Rechts⸗ 
frage führt aber zu dem Ergebnis, daß die Entſcheidung eine 
ſo zweifelhafte iſt, und daß eine ſolche Reihe ſchwerwiegender 
Gründe für die der Entſcheidung im Vorprozeß entgegengeſetzte 
Auffaſſung des Beklagten ſpricht, daß, auch wenn ſie irrig ſein 
ſollte, den Beklagten jedenfalls keine Fahrläſſigkeit trifft, und 
daß daher in vorliegender Sache die Streitfrage ſelbſt nicht 
entſchieden zu werden braucht. Denn da ein gerichtliches 
Protokoll erſt mit der Unterſchrift des Richters zuſtande kommt, 
dieſe Unterſchrift ein abſolut notwendiger Beſtandteil des 
Protokolls iſt, ſo kann mit dem Worte Protokoll an ſich auch 
nur das mit der Unterſchrift des Richters verſehene Protokoll 
verſtanden werden. Wird aber das Wort Protokoll in 
3 176 eit. in dieſem Sinne verſtanden, dann kann kein 
Zweifel beſtehen, daß durch die von dem Beklagten gewählte 
Faſſung des Protokolls der geſetzlichen Vorſchrift der Nr. 2 daſ. 
genügt iſt, da aus dem oben mitgeteilten Eingang des Pro⸗ 
tokolls in Verbindung mit dem gleichfalls mitgeteilten Schluß 
ſich klar ergibt, daß die ganze Verhandlung vor dem Gerichts⸗ 
aſſeſſor E. als amtierenden Richter ſtattgefunden hat, dieſer ſo⸗ 
mit im Protokoll bezeichnet iſt. Erwägt man nun, daß es 
das Nächſtliegende iſt, auch im 8 176 das Wort Protokoll in 
ſeinem gewöhnlichen Sinne zu verſtehen; erwägt man ferner, 
daß in dem für die gegenteilige Anſicht hauptſächlich heran⸗ 
gezogenen 5 177 das Wort Protokoll in einem ganz un⸗ 
beſtimmten, wechſelnden Sinne gebraucht iſt, indem es in Satz 1 
die Urkunde bis zur Unterſchrift der Beteiligten, in Satz 2 die⸗ 
ſelbe einſchließlich dieſer Unterſchrift, da dieſe als erfolgt doch 
nicht eher feſtgeſtellt werden kann, bis ſie erfolgt iſt, in Abſ. 3 
endlich die geſamte Urkunde außer der Unterſchrift des Richters 
bedeutet, daß endlich auch dieſer Abſ. 3 nicht zwingend für die 
gegenteilige Auffaſſung ſpricht, da er nur verordnet, daß die 
richterliche Unterſchrift den Schluß des Protokolls bildet, da⸗ 
durch aber nicht ausgeſchloſſen wird, daß damit zugleich dem 
Erfordernis des 8 176 Nr. 2 genügt wird; erwägt man 
ferner, daß der Grund der Vorſchrift des $ 176 Nr. 2 doch 
wohl weſentlich der iſt, die Perſönlichkeit der beteiligten und 
mitwirkenden Perſonen außer Zweifel zu ſtellen, dafür aber 
nicht erforderlich iſt, daß die Bezeichnung der mitwirkenden 
Urkundsperſonen, wenn ſie ſich aus der Unterſchrift klar ergibt, 

noch ein zweitesmal im Text der Urkunde ſich finde; und er⸗ 
wägt man endlich, daß, worauf bereits in RG. 50, 16 hin⸗ 
gewieſen iſt, daß bei der Faſſung der den 88 176, 177 zu⸗ 
grunde gelegten entſprechenden Beſtimmungen der Teſtaments⸗ 

errichtung die Tendenz gerade geweſen iſt, die Formungültigkeit 

möglichſt abzuwenden, die im Vorprozeß getroffene Entſcheidung 

aber einen ſtrengen Formalismus zur Geltung bringt: dann 

wird man doch Bedenken tragen müſſen, daß derjenige, welcher 

eine dieſer Erwägungen entſprechende Auslegung zur Richt⸗ 

ſchnur feines Handelns genommen hat, damit fahrläffig ge⸗ 
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handelt hat. Das Berufungsgericht findet nun allerdings dieſe 
Fahrläſſigkeit darin, daß der Beklagte nicht auch der Möglich⸗ 
keit, daß eine andere Auffaſſung die richtige ſei, Rechnung ge⸗ 
tragen habe, da er für alle Fälle die Rechtsbeſtändigkeit der 
von ihm aufgenommenen Urkunde habe ſichern müſſen. Dieſe 
Auffaſſung mag richtig ſein, wenn es ſich um eine gegenwärtig, 
nachdem in der Literatur und Judikatur die verſchiedenen 
Meinungen über die Bedeutung der fraglichen Vorſchriften zu⸗ 
tage getreten ſind und in jedem größeren Kommentar darauf 
hingewieſen iſt, aufzunehmende Urkunde handelte. Damals, am 
8. März 1900, faſt unmittelbar nach Inkrafttreten des neuen 
Rechts, waren aber abweichende Meinungen noch nicht hervor⸗ 
getreten, und es fehlt an jedem Anhalt, daß dem Beklagten 
die Möglichkeit einer anderen Auffaſſung zum Bewußtſein ge⸗ 
kommen iſt. Wer bei Prüfung einer Geſetzesvorſchrift mit 
guten Gründen zu einer beſtimmten Auslegung derſelben ge⸗ 
langt, wird in der Regel, wenn er nicht von dritter Seite 
darauf hingewieſen wird, die Möglichkeit einer gegenteiligen 
Auslegung gar nicht erkennen. E. c. C., U. v. 28. Nov. 05, 
169/05 III. — Berlin. 

4. § 254 BGB. Nachprüfung des Grades der Mitſchuld 
des Verletzten in der Reviſionsinſtanz.] 

Die Entſcheidung des Berufungsgerichts gründet ſich auf 
die Annahme, daß die Beklagten als die Hauseigentümer nach 
8 367 Nr. 12 StGB. verpflichtet geweſen ſeien, den als 
Offnung anzuſehenden Zugang zu der Treppe zu verwahren, 
weil auf dem Hofe Menſchen verkehrt hätten, und daß ſie dieſe 
geſetzliche Vorſchrift ſchuldvoll nicht befolgt hätten, weil die 
nur zugeklinkte, nicht verſchloſſene Tür eine genügende Ver⸗ 
wahrung nicht geweſen ſei. Zugleich aber ſei die eigene Un⸗ 
vorſichtigkeit des Klägers bei der Entſtehung des Schadens 
mitwirkend geweſen und ihm darum nur ein teilweiſer Erſatz 
des Schadens zuzuſprechen. Die Beſchwerde über die Art der 
Anwendung des $ 254 BGB. iſt unbegründet: Wird nämlich 
auch mit dem Berufungsrichter davon ausgegangen, daß die 
Hauseigentümer den Zugang zu der Treppe beſſer, als ge⸗ 
ſchehen, verwahren mußten, ſo liegt doch in der ungenügend 
ſorgfältigen Prüfung deſſen, was zu geſchehen hatte, lediglich 
ein Verſehen geringerer Art. Es tritt als Urſache des Unfalls 
völlig zurück gegenüber dem ſchlechthin leichtfertigen Verhalten 
des Klägers. Dieſer hat, als er in einem ihm unbekannten Wirt⸗ 
ſchaftslokal die Bedürfnisanſtalt ſuchte, ſich weder erkundigt, 
noch auch nur umgeſehen, ſonſt wäre er auf die im Lokal be⸗ 
findliche, durch eine Aufſchrift kenntlich gemachte Tür auf⸗ 
merkſam geworden. Er iſt dann auf einen mäßig beleuchteten 
Hof hinausgegangen und hier durch eine beliebige Tür in einen 
ihm unbekannten dunklen Raum eingetreten, lediglich auf die 
durch keine äußeren Umſtände veranlaßte, willkürliche Annahme 
hin, dort ſei die Bedürfnisanſtalt. Der Grundſatz des 8 254 
mußte daher bei richtiger Anwendung dahin führen, dem Kläger 
jeden Anſpruch auf Schadenserſatz zu verſagen. Hiernach war 
das Berufungsurteil in dem angefochtenen Teile aufzuheben 
und in der Sache ſelbſt nach dem Antrage des Reviſionsklägers 
zu erkennen. R. c. E., U. v. 14. Dez. 05, 112/05 VI. — Berlin. 

5. 89 254, 276 BGB. verb. mit 8 1 und 3a HaftpflG.; 
88 8—12, 151 Satz 2 Unfallverſicherungsgeſetz für Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft; ZPO. 88 300, 301, 304, 365. Abwägung des 


2. 1906. 
Verſchuldens des Beſchädigten beim Eiſenbahnbetriebe. Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der Haftung der Berufsgenoſſenſchaft und des 
Eiſenbahnfiskus bezüglich der Höhe des Anſpruchs.] 

S. hatte auf der Chauſſee einen Unfall dadurch erlitten, 
daß das Pferd an ſeinem Einſpännerwagen, durch einen in 
gleicher Richtung vorbeifahrenden Eiſenbahnzug ſcheu gemacht, 
den Wagen gegen einen Steinhaufen zog, wobei S. heraus⸗ 
geſchleudert wurde und einen Unterſchenkelbruch erlitt. Die 
klagende Berufsgenoſſenſchaft, welche auf Grund des Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzes für Land und Forſtwirtſchaft vom 30. Juni 
1900 dem Verletzten eine Rente von 140 Mark jährlich zu 
entrichten hat, nimmt gemäß § 151 des genannten Geſetzes den 
beklagten Fiskus auf Erſatz der von ihr bereits bezahlten und 
fernerhin zu bezahlenden Rentenbeträge in Anſpruch. Das OLG. 
wies die Berufung gegen das klageabweiſende Urteil des LG. 
zurück, das RG. hob auf: Die Eiſenbahn haftet nach dem 
Grundſatze des § 1 des HaftpflG. für alle durch den Betrieb 
verurſachten Verletzungen, alſo auch für diejenigen, welche von 
einem, durch die Einwirkung des Bahnbetriebes ſcheu gewordenen 
Tiere zugefügt ſind, — ſofern der Eiſenbahnunternehmer nicht 
nachweiſt, daß der Unfall durch höhere Gewalt oder durch eigenes 
Verſchulden des Verletzten herbeigeführt wurde. Es iſt ein 
mit dem Eiſenbahnbetriebe an ſich verknüpftes und bei dieſem 
mit einer gewiſſen Häufigkeit vorkommendes Ereignis, wenn 
Pferde infolge der von dem Bahnbetriebe auf ſie einwirkenden 
plötzlichen oder heftigen Sinneseindrücke ſcheu oder doch unruhig 
werden (vgl. RG. 53, 115, Urteil des RG. vom 12. Mai 1902 
VI 71/02). Und dieſe Betriebsgefahr iſt naturgemäß um fo 
größer, je näher die dem Bahnbetriebe einerſeits und dem Fuhr⸗ 
werksverkehr andererſeits angewieſenen Wege ſich berühren. Im 
gegenwärtigen Falle führt die Eiſenbahn durch mehrere Kilo⸗ 
meter dicht an der Chauſſee entlang; nach dem landgerichtlichen 
Tatbeſtand beträgt die Entfernung an der Unfallſtelle nur etwa 
3 Meter. Die hieraus für den gewöhnlichen Fuhrverkehr etwa 
erwachſende oder hierdurch erhöhte Gefahr des Bahnbetriebes 
hat in erſter Linie der Eiſenbahnunternehmer zu vertreten. Die 
Eiſenbahn kann ſich nicht auf den Standpunkt ſtellen, daß Be⸗ 
ſitzer oder Lenker von Pferden, welche zum Scheuen geneigt 
oder dem Bahnbetriebe gegenüber beſonders empfindlich find, 
es deshalb überhaupt unterlaſſen müßten, mit derartigen 
Tieren die Chauſſee zu befahren. Die Landſtraße iſt für den 
Fuhrwerksverkehr beſtimmt und die Eiſenbahn darf nicht bean⸗ 
ſpruchen, daß jener Straßenverkehr ſich überall nach der Bahn 
zu richten habe. Auf der anderen Seite iſt freilich von dem 
Pferdebeſitzer oder Kutſcher zu verlangen, daß er nicht un⸗ 
nötigerweiſe ein „bahnſcheues“ Pferd den Einwirkungen des 
Bahnbetriebes ausſetze und daß, wenn er einmal veranlaßt iſt, 
mit einem ſolchen Tiere in unmittelbarer Nähe der Bahn zu 
fahren, von ihm auf entſprechende Sicherungsmaßregeln Bedacht 
genommen werde, — in eigenem Intereſſe, wie in dem des 
öffentlichen Verkehrs. Von dieſen Geſichtspunkten aus kann 
dem Verletzten S. daraus allein, daß er mit einem, wie ihm 
bekannt, bahnſcheuen Pferde auf der fraglichen Straße gefahren 
ift, noch nicht der Vorwurf einer Fahrläſſigkeit gemacht werden. 
Es fragt ſich nur, ob er im übrigen zur Vermeidung der Gefahr, 
deren er ſich ſelbſt ſehr wohl bewußt war, das Seinige getan, 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe. Das iſt 
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nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des Berufungsurteils nicht 
der Fall. Das ihm zur Laſt fallende Verſchulden iſt jedoch 
nach feiner kausalen wie ſubjektiven Bedeutung nicht als fo 
ſchwerwiegend anzuſehen, daß es bei Anwendung des 8 254 
BGB. gerechtfertigt erſchiene, jeglichen Schadenserſatzſpruch aus⸗ 
zufhließen. (Wird weiter ausgeführt.) Bei Würdigung aller 
dieſer Umſtände würde es als angemeſſen erſcheinen, den Schaden 
zwiſchen dem Verletzten und der haftpflichtigen Eiſenbahn hälftig 
zu teilen. Das Reviſionsgericht iſt jedoch bei dem gegen⸗ 
wärtigen Streitverhältniſſe nicht in der Lage, in dieſem Sinne 
ſofort nach 98 300, 301 oder 304 und 8 565 Abſ. 3 Nr. 1 
ZPO. in der Sache ſelbſt zu erkennen. Der Klageantrag iſt 
(in der Berufungsinſtanz) dahin geſtellt worden, den Beklagten 
u verurteilen 1. an die Klägerin 137 Mark nebſt Zinſen zu 
zahlen, 2. der Klägerin vom 1. Auguſt 1903 ab die Rente von 
wonatlich 11 Mark 70 Pf. zu erſtatten, die fie an den ©. 
wegen ſeines Unfalles zu zahlen hat. Nun iſt nach 8 151 
Saß 2 LwüVerſG. der Anſpruch des entſchädigungsberechtigten 
Verletzten aus dem Haftpflichtgeſetze nur eben inſoweit auf 
die Berufögenofienfchaft (im Umfange ihrer durch jenes Geſetz 
begründeten Entſchädigungspflicht) übergegangen, als im ge⸗ 
hebenen Falle jener Anſpruch dem Verletzten wirklich erwachſen 
it. Wird alſo der Erſatzanſpruch des S. gegen den beklagten 
Eiſenbahnfiskus nur zur Hälfte für begründet erklärt, ſo bildet 
das die Grenze auch für den auf den geſetzlichen Rechtsübergang 
geftügten Anſpruch der klagenden Berufsgenoſſenſchaft. Ob ſich 
das Klagebegehren innerhalb dieſer Grenze bewegt, weiß man 
bis jezt nicht ſicher. Der Schaden, welchen der Verletzte gemäß 
3 32 Haftpfi®. erſetzt verlangen kann, deckt ſich nicht mit der 
bon der Berufsgenoſſenſchaft nach dem Unfallverſicherungsgeſetze 
ju leiftenden Entſchädigung. Das Unfallverſicherungsgeſetz für 
Sand: und Forſtwirtſchaft legt der Berechnung der Rente für 
die Dauer der Erwerbsunfähigkeit zumeiſt einen durchſchnitt⸗ 
lichen Jahresarbeitsberdienſt zugrunde (88 10, 11, 12 vgl. 
mit 9 9) und gewährt hiervon als Vollrente bzw. Teilrente 
mur 66% Prozent oder den entsprechenden Teil dieſes Satzes 
G8 Abſ. Y. Bei einer Quotenteilung des Schadens gemäß 
9254 BGB. müßte für das Gericht, um dem Klageantrage 
entsprechen oder eine Vorabentſcheidung nach g 304 ZPO. und 
gleich eine Endentſcheidung hinſichtlich des etwa nicht be⸗ 
gründeten Teiles des Klageanſpruchs treffen zu können, zunächſt 
feſſtehen, ob der von der Klägerin geforderte Betrag die dem 
Verletzten zugebilligte Quote (hier alſo die Hälfte) des nach 
Naßgabe des Haftpflichtgeſetzes zu erſetzenden Schadens 
überſteigt oder nicht; dem letzterenfalls wäre der Klage⸗ 
enfprud; voll begründet, während erſterenfalls die Klägerin mit 
ber Mehrforderung abzuweiſen ſein würde. In dieſem Punkte, der 
min auch den Grund des Klageanſpruches mit berührt, fehlt 
#9 für eine Entſcheidung bis jetzt noch an der erforderlichen 
fählihen Grundlage, welche in der Revifionsinftanz nicht 
chm werden kann. Pommerſche Land⸗ und Forſtwirtſchaft⸗ 
ice Berufsgenoſſenſchaft o. Eiſenbahnfiskus, U. v. 11. Dez. O5, 
13/05 VI. _ Stettin. 
9. 89 254, 276, 828 BGB. Ausſchluß eines mit: 
birtenden Verſchuldens bei einem Kinde unter 7 Jahren.] 
Von der Reviſion wird gerügt, daß die Anwendung des 
9254 BGB, mit Unrecht abgelehnt ſei. Nach der ganzen 
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Sachlage ſei es ausgeſchloſſen, daß das von einem Eiſenbahnzug 
überfahrene Kind anders wie durch eigene Tätigkeit auf den 
Bahndamm gekommen ſei. Die Annahme, daß bei einem Kinde 
unter ſieben Jahren jedes mitwirkende Verſchulden ausgeſchloſſen 
ſei, müſſe als rechtsbedenklich erſcheinen. Nach 8 276 BGB. 
handle fahrläſſig, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
außer acht laſſe. Darüber, daß dies ein objektiver Maßſtab 
ſei, herrſche kein Zweifel. Der in $ 276 angezogene 8 828 
BGB. ſpreche nur von einem Schaden, welchen das Kind einem 
anderen, nicht von dem Schaden, welchen es ſich ſelbſt zufüge. 
Die Reviſion hat gebeten, die bisherige Rechtſprechung des 
Senats zu dieſem Punkte an der Hand der Ausführungen von 
Pfizer in der DIZ. 04 Nr. 15 S. 711 nachzuprüfen. — Der 
Angriff kann nicht als berechtigt anerkannt werden: Der er⸗ 
kennende Senat hat die in dem Urteile vom 11. Mai 1903 
(RG. Bd. 54 Nr. 104 S. 407 flg., ſ. auch ebendort Nr. 103 
S. 407 a. E.) ausgeſprochene Anſicht über die Unanwendbarkeit 
des 8 254 BGB. auf die Beſchädigung eines Kindes unter 
ſieben Jahren, bzw. die Anwendbarkeit des 8 828 auf die 
Fälle des 8 254 BGB. inzwiſchen wiederholt, namentlich auch 
im Hinblick auf die in der Literatur vertretene Gegenmeinung 
nachgeprüft, aber aufrechterhalten; ſo in dem Urteil vom 
1. November 1904 VI. 599/05, abgedruckt in RG. Bd. 59 
Nr. 64 S. 221 flg. — Es darf hier auf die Gründe jener 
Entſcheidungen verwieſen werden, da kein Anlaß vorliegt, von 
der dort angenommenen Rechtsauffaſſung abzugehen, — wobei 
die Frage immerhin offen bleiben mag, ob nicht die in dem 
Urteile vom 1. November 1904 zum Schluſſe berührte Beſtim⸗ 
mung des $ 829 BGB. ſich mit dem Grundſatze des 8 254 
in Verbindung ſetzen ließe und dadurch unter Umſtänden eine 
etwaige Unbilligkeit ausgeglichen werden könnte. G. O. E.⸗F. 
c. W., U. v. 7. Dez. 05, 104/05 VI. — Oldenburg. 

7. 88 323, 324, 611, 615, 642, 649 BGB. Un⸗ 
möglichkeit der Erfüllung wegen obrigkeitlicher Anordnungen. 
Transportvertrag iſt Werkvertrag.] 

Der Kläger übernahm durch Vertrag mit dem Kaiſerlichen 
Proviantamt in Metz für die Zeit vom 1. April 1902 bis 
31. März 1905 den Fuhrverkehr im Vermahlungsbetriebe 
zwiſchen der Garniſonmühle und dem Körner⸗ und Mehlmagazin 
in Metz. Im Oktober 1902 wurde ihm mitgeteilt, daß der 


Mühlenbetrieb der Garniſonmühle mit dem Schluſſe des 


Jahres 1902 eingehen werde, was dann auch geſchah. Kläger 
verlangte Vertragserfüllung bzw. Schadenserſatz. Der beklagte 
Reichsmilitärfiskus wendete ein: Der Betrieb der Mühle hätte 
im Lauf des Jahres 1902 eingeſtellt werden müſſen, weil im 
öffentlichen Intereſſe die Zuſchüttung des dieſelbe ſpeiſenden 
Seillekanals angeordnet worden ſei. Das Berufungsgericht 
erklärte die Klage auf Zahlung der durch den Vertrag vom 
31. März 1902 vereinbarten Vergütung dem Grunde nach für 
berechtigt. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: 
Zutreffend nimmt der Berufungsrichter an, daß, nachdem der 
Beklagte den Betrieb der Mühle eingeſtellt, das Mühlengrund⸗ 
ſtück der Stadt M. verkauft und ihr übergeben hatte, für den 
Kläger die Unmöglichkeit vorlag, den Vertrag weiter zu er⸗ 
füllen, denn nicht nur erhielt er kein Transportgut der im Ver⸗ 
trage vorgeſehenen Art mehr, ſondern er konnte auch ſeine 
Geſpanne auf das Mühlengrundſtück, welches der Verfügung 
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des Beklagten nicht mehr unterlag, nicht mehr führen. Es 
fragt ſich, welche der allgemeinen, auch für Transportverträge 
geltenden Vorſchriften in den 88 323, 324 BGB. hier An⸗ 
wendung finden. Nach § 323 verliert, wenn die aus einem 
gegenſeitigen Vertrage dem einen Teile obliegende Leiſtung in⸗ 
folge eines weder von ihm, noch von dem anderen Teile zu 
vertretenden Umſtandes unmöglich wird, er den Anſpruch auf 
die Gegenleiſtung. Dagegen beſtimmt $ 324, daß, wenn die 
aus einem gegenſeitigen Vertrage dem einen Teile obliegende 
Leiſtung infolge eines Umſtandes, den der andere Teil zu ver⸗ 
treten hat, unmöglich wird, er den Anſpruch auf die Gegen⸗ 
leiſtung behält, daß er ſich jedoch dasjenige anrechnen laſſen 
muß, was er infolge der Befreiung von der Leiſtung erſpart 
oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Arbeitskraft erwirbt 
oder zu erwerben böswillig unterläßt. Die hier vorliegende 
Unmöglichkeit hat der Beklagte, indem er ſich des zum Kläger 
beſtehenden Vertragsverhältniſſes bewußt war, durch ſeine Hand⸗ 
lung herbeigeführt. Er würde ſie trotzdem dann nicht zu ver⸗ 
treten haben, wenn ſeine Handlung als eine freie nicht anzu⸗ 
ſehen wäre, ſpeziell wenn ein Eingriff der auf dieſem Gebiete 
oberen Gewalt vorlag, denn alsdann könnte es ſich nur noch 
um die hier nicht intereſſierende Frage handeln, ob der mit 
ihm im Kontraktsverhältnis ſtehende Kläger einen im öffent⸗ 
lichen Rechte wurzelnden Entſchädigungsanſpruch gegen den 
Elſaß⸗Lothringiſchen Landesfiskus oder die Stadt M. hatte oder 
ob ein ſolcher Anſpruch dem Militärfiskus zuſtand, welcher aber 
bei Geltendmachung ſeiner Anſprüche auch die Intereſſen des 
Klägers wahrzunehmen hatte. Die Unmöglichkeit der 
Leiſtung für Kläger wäre dann aber auf Umſtände zurück⸗ 
zuführen geweſen, welche der Beklagte nicht zu vertreten hatte. 
Es wäre auch ohne Belang geweſen, ob der Beklagte die 
Landesbehörden oder die ſtädtiſchen Behörden zu einem Vor⸗ 
gehen ſeinerſeits angeregt hatte oder nicht, denn immer hatten 
jene Behörden auf Grund ihrer Machtbefugniſſe nach Maßgabe 
der von ihnen ſelbſtändig vorzunehmenden Prüfung darüber zu 
entſcheiden, ob die Maßregel vorgenommen werden ſollte oder 
nicht. Ihr Verhalten alſo war das urſachgebende. Tatſächlich 
iſt nun aber bis zum Schluß des Jahres 1902 eine auf Ein⸗ 
ſtellung des Mühlenbetriebes gerichtete Aufforderung der ge⸗ 
nannten Behörden an den Militärfiskus nicht ergangen und 
ebenſowenig bis dahin mit dem Zuſchütten des Seillekanals 
begonnen oder dieſer in einer das Durchſtrömen des Waſſers 
beſeitigenden Art abgeſperrt. Der Beſchluß des Kaiſerlichen 
Polizeidirektors in M., durch welchen der Stadt M. auch nur 
die Genehmigung zum Verfüllen des Kanals erteilt worden, iſt 
erſt am 9. September 1903 ergangen. Noch am 23. Februar 
1904 hat, wie der Tatbeſtand des Urteils der erſten Inſtanz 
ergibt, Kläger ohne Widerſpruch des Beklagten behaupten 
können, der Seillekanal ſei noch immer nicht zugeſchüttet. Es 
bleibt hiernach nur die Frage übrig, ob ſchon der ungünſtige 
Einfluß, den die Beſchaffenheit des Kanals und des ihn durch⸗ 
fließenden Waſſers auf den Geſundheitszuſtand der Zivilbevöl⸗ 
kerung und der Garniſon ausübten, an und für ſich geeignet 
war, den Beklagten, wenn er ſeinerſeits die Beſſerung der Ver⸗ 
hältniſſe in die Hand nahm oder vorbereitete, von der Verant⸗ 
wortung gegenüber ſolchen Perſonen, mit denen er im Kontrakts⸗ 
verhältnis ſtand und denen er durch ſein Vorgehen die Er⸗ 
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füllung der denſelben obliegenden Verbindlichkeiten unmöglich 
machte, zu befreien. Dies iſt zu verneinen. Für die Militär⸗ 
verwaltung kamen rechtlich nicht die Intereſſen der Zivilbevöl⸗ 
kerung, ſondern nur diejenigen ihres Reſſorts in Betracht. Aber 
auch in dieſem Bereich war der für ſie gewieſene Weg der, ſich 
mit denjenigen Behörden oder Korporationen, welche über den 
Seillekanal verfügten, in Beziehung zu ſetzen und fie zu ge 
eigneten Maßregeln zu veranlaſſen. Gewiß konnte ihr auch 
nicht verſagt werden, ſich ſelbſt unmittelbar mit der Regelung 
zu befaſſen, indem ſie die in ihrem Rechtsbereich liegenden 
Maßnahmen traf, z. B. durch Einſtellung des Mühlenbetriebes 
die Einziehung des Kanals erleichterte, aber wenn ſie auf dieſe 
Weiſe ihren reſſortmäßigen Pflichten genügen wollte, ſo recht⸗ 
fertigte ſie dies nicht gegenüber Dritten, mit denen ſie in kon⸗ 
traktlichen Beziehungen ſtand, ſie konnte deren Rechte weder 
aufheben noch ihres Wertes berauben, ſondern mußte die Opfer, 
welche die von ihr beſchloſſenen, von ihrem Standpunkte aus 
durchaus zu billigenden Maßnahmen mit ſich brachten, auf ſich 
nehmen. Wenn ſie durch ihre Handlungen dem Dritten die 
Erfüllung ſeiner Vertragsverbindlichkeiten gegen ſie zur Un⸗ 
möglichkeit machte, ſo konnte für die Frage, ob ſie dieſe Unmög⸗ 
lichkeit zu vertreten hatte, allein der Geſichtspunkt maßgebend 
fein, daß ihr Verhalten auf ihrem freien Willensentſchluſſe 
beruhte und daß für die Berechtigung oder Nichtberechtigung 
ihres Tuns gegenüber Perſonen, zu denen ſie in vertraglichen 
Beziehungen ſtand, eben der Inhalt des Vertrags entſcheidend 
ſein mußte, welcher hier für die Berückſichtigung ſolcher Motive, 
wie ſie die Militärverwaltung leiteten, keinen Raum bietet. 
Der § 324 BGB. bleibt alſo anwendbar. Zu bemerken iſt 
noch, daß wenn der Vertrag nicht Werkvertrag wäre, als 
welchen der Berufungsrichter ihn jedoch zutreffend charakteriſiert, 
ſondern wenn er unter den Begriff des Dienſtvertrages 
($ 611 flg.) fiele, die Lage des Beklagten ſich nach dem dann 
zutreffenden § 615 nicht günſtiger geſtalten würde, wie bei 
Anwendung der 88 324, 649 BGB. Reichsmilitärfiskus 
c. E., U. v. 1. Dez. 05, 105/05 VII. — Colmar. 

8. 88 443, 476, 550, 637 BGB. Schließt argliſtige 
Täuſchung über einen Mangel die Nichtigkeit des ganzen Ver⸗ 
zichts auf Gewährleiſtung aus 2] 

Kläger kaufte ein Hausgrundſtück vom Beklagten. Jede 
Gewährleiſtung, insbeſondere auch wegen Feuchtigkeit, Schwamms 
uſw. war ausdrücklich ausgeſchloſſen worden. Kläger ver⸗ 
langt Schadenserſatz wegen bewußt unwahrer Angaben oder 
doch Verſchweigens des Beklagten in bezug auf Trockenheit, 
Schwammfreiheit, maſſiven und guten Bauzuſtand der Gebäude 
und auf den Umſtand, daß das Haus keine eigene Giebelmauer 
hat. Der erſte Richter wies die Klage ab. Das KG. hat in 
Höhe von 8895,91 Mark nebſt Zinſen die Berufung zurück⸗ 
gewieſen wegen weiterer 516 Mark 10 Pf., aber dem Beklagten 
den zugeſchobenen Eid auferlegt, daß er beim Abſchluß des 
Kaufvertrages nicht gewußt habe, daß in dem an den Kläger 
verkauften Haufe Schwamm vorhanden iſt. Die Reviſion 
des Klägers iſt zurückgewieſen worden: Vom Kläger und 
Reviſionskläger wird der Entſcheidungsgrund des Berufungs⸗ 
urteils bekämpft, daß der Gewährleiſtungsausſchluß gemäß 
8 476 BGB. nur. in bezug auf den einen Mangel (Schwamm) 
des Grundſtücks für nichtig zu erachten ſei, über den der Be⸗ 
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klagte den Kläger getäuſcht habe. Die Reviſion iſt der Anſicht, 
daß argliſtige Täuſchung über nur einen Mangel die Nichtigkeit 
des ganzen Verzichts auf Gewährleiſtung zur Folge haben 
müſſe. Der 8 476 BGB. erklärt eine Vereinbarung, durch 
welche die Verpflichtung des Verkäufers wegen Mängel der 
Sache erlaſſen oder beſchränkt wird, für nichtig, wenn der Ver⸗ 
käufer den Mangel argliſtig verſchweigt. Aus dem Wortlaut 
dieſer Geſetzesſtelle allein, wie der Vorderrichter annimmt, 
vermag der von der Reviſion bekämpfte Rechtsſatz mit Sicher⸗ 
heit nicht abgeleitet zu werden. Denn der Paragraph ſpricht 
von Nichtigkeit des Gewährleiſtungsausſchluſſes wegen Mängel 
für den Fall, daß „der Mangel“ verſchwiegen worden iſt. 
Immerhin iſt dem Berufungsgericht zuzugeben, daß der Geſetz⸗ 
geber, wenn er auf argliſtiges Verſchweigen auch nur eines 
Mangels die Nichtigkeit des ganzen Gewährleiſtungsausſchluſſes 
als Folge hätte ſetzen wollen, ſprachlich richtiger hätte ſagen 
müſſen, daß dieſe Nichtigkeit eintritt, wenn ein Mangel arg⸗ 
litig verſchwiegen wird. Gleiches gilt auch für die von 8 476 
ehenfalld ins Auge gefaßte vertragsmäßige Beſchränkung der 
Mängelhaftung. Näher gelangt man ſchon dem wahren Sinn 
der bezeichneten Geſetzesſtelle, wenn man damit den Wortlaut 
der auf dem gleichen Grundgedanken beruhenden 88 443 (Aus⸗ 
ſoluß der Haftung für Rechtsmängel), 540 (Haftungsausſchluß 
bei Mängeln der vermieteten Sache) und 637 (Haftungsausſchluß 
beim Werkvertrag) vergleicht. Während der mittlere dieſer 
Paragraphen allerdings ſich derſelben, nicht vollkommen be⸗ 
fimmten Ausdrucksweiſe, wie der 8 476 ſelbſt bedient, fo wird 
in den 58 443 und 637 das Wort „Mangel“ immer in der 
Einheit gebraucht und lautet beſonders der 8 637 beſtimmt 
wie folgt: Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung 
des Unternehmers, einen Mangel des Werkes zu vertreten, 
erlaſſen oder beſchränkt wird, iſt nichtig, wenn der Unternehmer 
den Mangel argliſtig verſchweigt. Dieſer Wortlaut kann nicht 
anders aufgefaßt werden, als dahin, daß die Nichtigkeit der 
Vereinbarung ſich nicht weiter erſtrecken ſoll, als die Argliſt 
riht, und da die vier Geſetzesſtellen 88 443, 476, 540, 
637, wie geſagt, auf dem nämlichen Grundgedanken beruhen, 
dies auch in den Geſetzgebungsvorarbeiten Ausdruck gefunden 
bat (vgl. Mot. z. BGB. II. S. 223, 238, 378, 485), fo muß 
gefolgert werden, daß alle vier, insbeſondere auch der § 476 
ur in dieſem beſchränkten Sinne zu verſtehen find. Wenn dies 
die bezeichnete Begründung des Geſetzes auch nicht ausdrücklich 
ſagt, ſo ergibt ſich doch aus ihr, insbeſondere aus den Mot. II 
S. 238, daß man ſich bei Vorſchlag der in Rede ſtehenden 
Beſtimmung den damals geltenden größeren Geſetzgebungen, 
insbeſondere auch dem gemeinen Rechte anſchließen wollte und 
überhaupt kann kein Zweifel darüber herrſchen, daß ebenſo wie 
die älteren Geſetzgebungen ſo auch das BGB. in dieſem Stücke 
zuleht auf den römiſchen Rechtsſatz, daß fi niemand vertrags⸗ 
mäßigen Verzicht auf die Folgen ſeiner Argliſt ausbedingen 
darf, zurückzuführen find. Ebenſowenig, wie für das römiſche 
Recht, lag aber auch für die deutſche Reichsgeſetzgebung ein 
Grund dafür vor, den in Rede ſtehenden Beſtimmungen eine 
weitere Wirkung beizulegen, als nötig. Im Gegenſatz zu dem, 
der den ganzen Vertrag wegen Formmangels oder dgl. für 
nichtig erklärt oder wegen Zwangs, Argliſt uſw. anfechten will, 
geht der Kufer, der Wandelungs⸗, Minderungs⸗ oder Schadens⸗ 
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anſprüche nach 8 459 ff. BGB. erhebt, geradezu von der 
Gültigkeit des Vertrags aus, er ſtützt ſeine Klage auf dieſen 
Vertrag, greift ihn nur in einer einzelnen beſtimmten Richtung 
an und gibt damit tatſächlich ſelbſt zu, daß dieſer Angriff nur 
innerhalb gewiſſer Grenzen erfolgt. Der Geſetzgeber hatte daher 
keinen Anlaß, auf dieſen Fall die allgemeinen Beſtimmungen 
anzuwenden, wonach die Ungultigkeit eines Teiles der Vereinbarung 
in der Regel die ganze Vereinbarung hinfällig macht und es iſt im 
Ergebniſſe der vom Berufungsrichter, allerdings in einem andern 
Zuſammenhange gemachten Ausführung zuzuſtimmen, daß 
insbeſondere die übrigens auch Ausnahmen zulaſſende Be⸗ 
ſtimmung des 8 139 BGB. auf die Sondervorſchrift des 
8 476 daſelbſt keine Anwendung finden kann. Es wäre ein 
Widerſpruch im Geſetz, wenn es einerſeits durch 5 476 die 
volle Wirkung der Vertragsklage aufrecht halten, andrerſeits 
durch Anwendbarkeit des $ 139 den Vertrag ſelbſt in Frage 
hätte ſtellen wollen. Im Falle des § 476 kommt der 8 139 
überhaupt nicht, daher auch nicht teilweiſe gegenüber dem 
Haftungsausſchluß in Betracht. Auch ſteht es dem ſich für 
betrogen erachtenden Käufer ja frei, gemäß 8 123 BGB. An⸗ 
fechtungsklage gegen den ganzen Vertrag zu erheben, wählt er 
aber ſtatt deſſen Klagen aus dem Vertrage und erhebt er nur 
den Gegeneinwand aus dem angezogenen § 476, fo kann dieſer 
nur auf die einzelnen Mängel, die argliſtig verſchwiegen worden 
ſind, nicht aber auf weitere Fehler der Sache, bei denen dem 
Verkäufer aegliſtiges Verhalten nicht nachzuweiſen iſt, Wirkung 
äußern. M. c. C., U. v. 2. Dez. 05, 206/05 V. — Berlin. 

9. SS 459, 477 BGB. Nichtbewohnbarkeit von Miet⸗ 
räumlichkeit als Sachmangel beim Grundſtücksverkauf.] 

Kläger verlangt Aufhebung des Kaufvertrags, wodurch er 
ein Hausgrundſtück vom Beklagten gekauft hat. Er will von 
dieſem argliſtig darüber getäuſcht worden ſein, daß zahlreiche 
Räume des Hauſes, wie ſich aus dem Polizeiverbot vom 
7. Januar 1904 und dem Beſtätigungsurteil des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes ergebe, zum Wohnen und Schlafen nicht benutzt werden 
dürfen. Der Klagantrag begehrt, daß Beklagter die Rückauf⸗ 
laſſung des Grundſtücks entgegennehme, Zug um Zug mit dieſer 
16 672,80 Mark Anzahlungen und Vertragskoſten nebſt Stück⸗ 
zinſen rückvergüte und den Kläger von der perſönlichen Haftung 
für die übernommenen Hypotheken befreie. In zweiter Reihe 
wird Zahlung von Minderwert nach Sachverſtändigen⸗Gutachten 
gefordert. Der Beklagte verneinte jede argliſtige Täuſchung 
und machte auch Verjährung der Vertragsanfechtung geltend. 
Der erſte Richter erkannte denn auf einen dem Kläger zuge: 
ſchobenen Eid. Die Berufung des Beklagten iſt zurückgewieſen 
worden, das RG. hob aus prozeſſualen Gründen auf und be⸗ 
merkte dabei: Es muß zu Klägers Gunſten erwogen werden, 
ob nicht die beſchränkte Benutzbarkeit von 23 Räumen des 
Hauſes, von denen ſchon 10 durch das polizeiliche Bewohnungs⸗ 
verbot getroffen worden ſind und von denen einer beim Verkauf 
dem Kläger ausdrücklich als „Mädchenzimmer“ bezeichnet 
worden ſein ſoll, einen Sachmangel (phyſiſchen Mangel) des 
Hauſes bildet, in welchem Falle die SS 459 flg., 477 BGB. 
anzuwenden wären und nach der letztbezeichneten Geſetzesſtelle 
bei argliſtigem Verſchweigen die kurze Verjährung nicht Platz 
greifen würde. Es wird in dieſer Hinſicht auf die Recht⸗ 
ſprechung verwieſen, wonach derartige Fehler eines Hauſes als 
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Sachmängel betrachtet werden können und unter Umſtänden 
ſogar betrachtet werden müſſen. Vgl. Gruchots Beitr. 41, 867; 
Urteil RG. V 50/05 vom 11. Oktober 1905. B. c. T., U. 
v. 13. Dez. 05, 226/05 V. — Breslau. 

10. 88 571 Abſ. 1, 581 BGB. Begriff der „aus dem 
Mietsverhältnis ſich ergebenden Rechte“; Wegfall des vertrag⸗ 
lichen Konkurrenzverbotes bei Wegfall jedes Intereſſes des 
Berechtigten. 

Durch ſchriftlichen Vertrag vom 25. September 1896 ver⸗ 
mietete die Klägerin das ihr damals gehörige Hausgrundſtück 
Nr. 4 der Brauhausſtraße in Dortmund mit Weinhandlung 
und Reſtaurant den beiden Beklagten auf die Zeit vom 15. No⸗ 
vember 1896 bis 15. November 1901. In dem Vertrage war 
zugleich beſtimmt (8 3), daß „der Anmieter“ berechtigt ſein 
ſolle, das „Objekt“ in den erſten zwei Jahren der Vertrags⸗ 
dauer um 120 000 Mark, nach deren Ablauf um 125 000 Mark 
käuflich zu erwerben. Weiter enthielt § 5 der Vertragsurkunde 
folgende Vereinbarung: Anmieter verpflichtet ſich, wenn er nach 
Ablauf der vereinbarten Zeit von fünf Jahren weder das Haus 
Brauhausſtraße 4 kauft, noch den Pachtvertrag erneuert, in 
Dortmund kein anderes Weinreſtaurant und Weinhandlung zu 
übernehmen, noch zu errichten reſpektive zu kaufen. Frau L. 
übernimmt die gleiche Verpflichtung während der Dauer des 
Vertrages, und wird feſtgeſetzt, daß der Abertreter dieſer Ver⸗ 
pflichtung dem anderen Beteiligten die Summe von 5 000 Mark 
als Konventionalſtrafe zu zahlen hat. Die Klägerin verkaufte 
am 4. Mai 1901 das Grundſtück an den Kaufmann H. mit 
der Maßgabe, daß der Beſitz mit dem 15. Mai 1901, die 
Laſten, die Gefahr und die Nutzungen mit dem 15. November 
1901 auf den Käufer übergehen ſollten. Das Grundſtück 
wurde, nachdem es in das Eigentum des H. übergegangen 
war, bald nach dem 15. Auguſt 1901 zwangsweiſe verſteigert 
und von einem Sohn der Klägerin erſtanden. Die Beklagten, 
die niemals die käufliche Aberlaſſung des Grundſtücks an ſie 
oder die Erneuerung des Mietsvertrags von der Klägerin ver⸗ 
langt haben, verließen das Grundſtück am 15. Auguſt 1901 
und betrieben ſeitdem in einem anderen von ihnen erkauften 
Haufe in Dortmund ein Weinreſtaurant. Die Klägerin fordert 
von ihnen als Solidarſchuldnern die Bezahlung der vereinbarten 
Vertragsſtrafe von 5 000 Mark mit Zinſen ſeit der Klag⸗ 
zuſtellung; die Beklagten haben Abweiſung der Klage beantragt. 
Das Königliche LG. zu Dortmund hat die Beklagten nach dem 
Klageantrage verurteilt, und dieſe Entſcheidung iſt durch Urteil 
des Königlichen OLG. zu Hamm vom 22. Dezember 1904 bes 
ſtätigt worden. Auf Reviſion der Beklagten hob das RG. auf. 
Die Beklagten haben ſich bei der Begründung ihres Rechtsmittels 
auf Darlegungen beſchränkt, die ſich gegen die Beurteilung richten, 
welche einer der verſchiedenen in den Vorinſtanzen gegen den Klage⸗ 
anſpruch erhobenen Einwände erfahren hat. In der Vorinſtanz war 
der Einwand erhoben: der Klägerin fehle bezüglich der eingeklagten 
Forderung die Aktivlegitimation; dadurch, daß fie während der 
Dauer des Vertrags vom 25. September 1896 das von dieſem 
betroffene Grundſtück an H. veräußert habe, ſei dieſer nach 
8 571 Abſ. 1 bzw. 8 581 BGB. an Stelle der Klägerin in 
deren aus dem bezeichneten Vertrage ſich ergebenden Rechte 
und Pflichten eingetreten. Das Berufungsgericht hat den Ein⸗ 
wand verworfen, weil die ſtreitige Forderung nicht eine aus 
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dem zwiſchen den Parteien begründeten Miets⸗ oder Pacht⸗ 
verhältnis ſich ergebende, ſondern ein beſonderer Anſpruch ſei, 
der nur durch denſelben Vertrag, auf dem das Pacht⸗ oder 
Mietsverhältnis beruhe, begründet worden ſei. Die Reviſion hält 
das für rechtsirrig; in dem Vertrage vom 25. September 1896 
hätten ſich beide Vertragsteile Strafverpflichtungen unterworfen, 
die mit dem in dem Vertrage geregelten Pacht⸗ oder Miet⸗ 
verhältniſſe in unmittelbarem und unlöslichem Zuſammenhange 
ſtänden. Es müſſe deshalb angenommen werden, daß die 
Rechte und Pflichten aus den Strafverabredungen gleichfalls 
auf H. übergegangen ſeien. Dieſer Angriff iſt unbegründet. 
Für ſeine Beurteilung iſt es bedeutungslos, ob das durch den 
Vertrag vom 25. September 1896 begründete Rechtsverhältnis, 
ſoweit der Hauptgegenſtand der getroffenen Verabredungen in 
Frage kommt, als Pacht⸗ oder Mietsverhältnis aufzufaſſen iſt; 
es ſoll, der in der Urkunde gewählten Ausdrucksweiſe ent⸗ 
ſprechend, nur der Einfachheit halber hier als Mietsverhältnis 
bezeichnet werden. Von den Parteien und den Vorinſtanzen 
iſt ohne weiteres davon ausgegangen worden, daß für die 
Frage, ob die ſtreitige Forderung auf H. kraft Geſetzes über⸗ 
gegangen ſei, das jetzt geltende Recht maßgebend ſei. Geht 
man hiervon aus (Art. 172 EGBGB., vgl. RG. 53, 250), 
ſo erſcheint die von der Vorinſtanz vertretene, auf 88 571, 
581 BGB. geſtützte Auffaſſung durchaus gerechtfertigt. Unter 
den aus dem Mietverhältniſſe ſich ergebenden Rechten und 
Verpflichtungen, die nach 8 571 Abſ. 1 bei Veräußerung des 
vermieteten Grundſtücks auf den Erwerber für die Dauer ſeines 
Eigentums übergehen, können nur ſolche verſtanden werden, die 
ſich nach ihrem Inhalte als Rechte und Pflichten des Ver⸗ 
mieters als ſolchen darſtellen. Es kommen alſo, was den 
Abergang der Rechte betrifft, nur ſolche Rechte des bisherigen 
Vermieters in Betracht, welche die Pflichten des Mieters be⸗ 
züglich der Gebarung mit dem Mietgegenſtande, bezüglich der 
Rückgabe desſelben und in bezug auf die Entrichtung der Gegen⸗ 
leiſtung für den Gebrauch der vermieteten Sache betreffen. 
Dieſe Rechte, aber eben auch nur ſie, gehen auf den neuen 
Erwerber über, und zwar nicht bloß inſoweit, als die ent⸗ 
ſprechenden Verpflichtungen des Mieters ſich unmittelbar aus 
den das Mietrecht betreffenden geſetzlichen Vorſchriften ergeben, 
ſondern auch ſoweit ſie auf beſonderen zwiſchen dem urſprüng⸗ 
lichen Vermieter und dem Mieter getroffenen Vereinbarungen 
beruhen. Dagegen findet, wie die Vorinſtanz mit Recht an⸗ 
genommen hat (vgl. auch das Urteil des HanſdeG. in 
OLG. 7, 467 flg.), ein Übergang ſonſtiger, dem Vermieter an 
den Mieter zuſtehender Anſprüche kraft Geſetzes nicht ſtatt, 
mögen auch die Vereinbarungen, auf denen ſie beruhen, zu⸗ 
ſammen mit den das Mietsverhältnis ſelbſt regelnden getroffen 
ſein und mit den letzteren in engem wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hange ſtehen und lediglich mit Rückſicht auf den Mietvertrag 
abgeſchloſſen worden ſein. Dieſe Auffaſſung erſcheint durch den 
Wortlaut der Beſtimmungen in 8 571 Abſ. 1 geboten, da als 
„aus dem Mietsverhältniſſe ſich ergebend“ nur Rechte und Ver⸗ 
pflichtungen bezeichnet werden können, die aus dem Weſen der 
Miete als einem auf die entgeltliche Uberlaſſung des Gebrauchs 
einer Sache gerichteten Vertragsverhältniſſe abgeleitet werden 
können; auch die Entſtehungsgeſchichte der in das BGB. auf⸗ 
genommenen Beſtimmungen, durch welche der Satz, „Kauf 
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bricht nicht Miete“, zur Durchführung gebracht werden ſollte, 
ſprechen in keiner Weiſe für eine andere, als die von der Vor⸗ 
inftanz vertretene Auslegung (vgl. insbeſondere die Prot. der 
Kommiſſion für die II. Leſung des Entw. des BGB., Bd. II 
S. 134 fl.). Im vorliegenden Falle handelt es ſich um eine 
Vertragsbeſtimmung, nach welcher es „dem Anmieter“ verboten 
ſein ſollte, nach Beendigung des Mietsvertrags in Dortmund 
Weinhandel und ein Weinreſtaurant zu betreiben. Die hieraus 
für „den Anmieter“ erwachſene Verpflichtung, nach Ablauf des 
Mietsvertrags für unbegrenzte Zeit ſich in Dortmund eines ge⸗ 
wiſſen Gewerbebetriebs zu enthalten, kann keinesfalls als eine 
beſondere Regelung und Ausgeſtaltung einer aus dem Miet⸗ 
verhältnis abzuleitenden Pflicht des Mieters angeſehen werden, 
die ſie betreffende Vertragsbeſtimmung ſtellt ſich vielmehr als 
eine ſelbſtändige Nebenabrede dar, für welche der Mietsvertrag 
1 lediglich den Anlaß gegeben hat. Zu einem anderen Ergebnis 
als dem, daß die hier in Rede ſtehende Forderung kraft Geſetzes 
uf den Erwerber H. nicht übergegangen ſei, würde auch dann, 
E wem das ältere Recht zur Anwendung zu kommen hätte, nicht 
EI zu gelangen fein, es iſt dies auch von den Beklagten nicht in 
— Zreifel gezogen worden. Dagegen müßte das Berufungsurteil 
nn aufgehoben werden, weil nicht geprüft iſt, ob nicht das Kon⸗ 
= furenzverbot, auf deſſen Übertretung die Strafe geſetzt iſt, zu 
be geit, als die Bellagten in dem von ihnen erkauften Grund⸗ 
. flick ein Weinreſtaurant nebſt Weinhandel zu betreiben be⸗ 
wbonen haben, dadurch hinfällig geworden war, daß für die 
Ca Klägerin jedes berechtigte Intereſſe, den Beklagten ſolchen Ge: 
us ihäftöbetrieb zu unterſagen, weggefallen war. Allerdings haben 
die Beklagten unterlaſſen, auf dieſen Geſichtspunkt beſonders 
N bimuweiſen. Sie haben ſich indes darauf bezogen, daß der 
Klägerin durch den neuen Geſchäftsbetrieb der Beklagten keinerlei 
nden erwachſen ſei, und daraus die Folgerung abgeleitet, 
= daß die vereinbarte Vertragsſtrafe jedenfalls herabgeſetzt werden 
= müſſe (Beruflirt. S. 18 Bl. 166 b). Aber auch abgeſehen bier- 
von, mußte die vorſtehend erwähnte Frage ſchon deshalb in 
Betracht gezogen werden, weil es ſich um Bedenken handelt, 
welche ſich gegen die Berechtigung des Klageanſpruchs ohne 
weiteres aus dem, was von der Klägerin ſelbſt vorgebracht 
worden iſt, ergeben. H. c. R., U. v. 30. Nov. 05, 88/05 VI. 

— Hamm. 

11. 88823, 831 BGB. verb. mit StGB. 3675. Haftung 
für nicht gehörige Beſchaffenheit einer Kellertür, durch deren 
Offenſtehen ein Schaden entſtanden iſt, ſeitens einer Perſon, 
die ſich dem Hauseigentümer zur Aufſicht verpflichtet hat. Uber⸗ 
tragung der Aufſichtsführung an die Ehefrau.] 

Der Kläger wohnte in einer von J. ermieteten Wohnung, 
welche in einem Grundſtücke des Beklagten zu 1 lag. Dieſer 
hatte es im Januar 1902 an H. aufgelaſſen, bewohnte es aber 
in Februar 1902 noch, und hatte H. zugeſagt, bis zu deſſen 
Einzug die Mieten einzuziehen und in dem Hauſe nach dem 
Rechten zu ſehen. Der Kläger behauptet, er ſei in der Nacht 
vom 15. zum 16. Februar 1902, als er von einem geſelligen 
Vergnügen heimgekehrt fei, dadurch verunglückt, daß er in der 
Finsternis die Kellertür mit der in den Flur des Seitenflügels 
| Tür verwechſelt habe, in den Keller geraten und dort 
die Treppe hinabgeſtürzt ſei. Nachdem Kläger mit ſeinem Schäden⸗ 
anſpruche gegen H. abgewieſen worden war, nahm er jetzt den 
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Beklagten zu 1 und deſſen Ehefrau, die Beklagte zu 2, in An⸗ 
ſpruch. Das LG. wies ab, das KG. erklärte den Klageanſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt, die Reviſion beider Be⸗ 
klagten wurde zurückgewieſen: Wer es einem anderen gegenüber 
übernimmt, an deſſen Stelle Obliegenheiten zu erfüllen, deren 
Vernachläſſigung geeignet iſt, das Leben, den Körper oder die 
Geſundheit dritter Perſonen zu verletzen, macht ſich einer un⸗ 
erlaubten Handlung im Sinne von $ 823 ſchuldig, wenn er 
vorſätzlich oder fahrläſſig unterläßt, für die Erfüllung jener 
Obliegenheiten zu ſorgen. Ein ſolcher Tatbeſtand liegt nach 
den einwandfreien Feſtſtellungen der Vorinſtanz bezüglich der 
Beklagten zu 2 vor. Bei der Art, wie in dem in Rede 
ſtehenden Seitengebäude die Eingänge zu dem Hausflur einer⸗ 
und dem Keller andererſeits angeordnet ſind, beſteht unzweifel⸗ 
haft die Gefahr, daß in der Dunkelheit jemand, der in den 
Hausflur gehen will, deſſen Tür mit derjenigen des Kellers 
verwechſeln kann; es muß deshalb die Kellertür mindeſtens zur 
Nachtzeit dergeſtalt verſchloſſen gehalten werden, daß ſie nur 
unter Anwendung des dazu gehörigen Schlüſſels geöffnet werden 
kann. Eine Vernachläſſigung dieſer Maßnahme ſtellt auch 
einen Verſtoß gegen das in $ 367 * StGB. enthaltene Schutz⸗ 
geſetz dar. Mit Rückſicht hierauf lag demjenigen, der für die 
Sicherheit im Hauſe zu ſorgen hatte, die Pflicht ob, ſofort, als 
ſich infolge des Aufquellens der Holzteile der Kellertür deren 
Unverſchließbarkeit ergab, für die Beſeitigung dieſes Mangels 
zu ſorgen. Das iſt, wie feſtſteht, nicht geſchehen, der Mangel 
hat vielmehr einige Zeit beſtanden und iſt die Urſache des vom 
Kläger erlittenen Unfalls geworden. Nun hatte, wie das Be⸗ 
rufungsgericht weiter für erwieſen erachtet, die Beklagte zu 2 mit 
Wiſſen und Willen ihres Mannes die Aufſichtführung in dem Hauſe 
auch nach deſſen Verkauf an H., wenigſtens hauptſächlich aus⸗ 
geübt, und infolgedeſſen war die Anzeige darüber, daß die 
Kellertür nicht verſchloſſen werden könne, von der Frau des 
für das Grundſtück angeſtellten Pförtners M. an die Beklagte 
zu 2 erſtattet worden; dieſe hat jedoch erwidert, die Kellertür 
ſei verquollen, das werde ſich ſchon wieder geben. Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob die Beklagte, indem ſie tatſächlich über⸗ 
nommen hatte, über die Ordnung im Hauſe zu wachen, dadurch 
zugleich die Pflicht auf ſich genommen hat, ihrerſeits für die 
Abſtellung der zutage getretenen Mängel zu ſorgen, und ob ſie, 
weil ſie für die genügende Verwahrung des Kellereinganges 
Vorkehrungen zu treffen verabſäumt hat, ſich einer Übertretung 
der Vorſchrift in $ 367 StGB. ſchuldig gemacht hat. Denn 
wenn dies auch zu verneinen wäre, würde ihr doch jedenfalls 
ein ſie zum Schadenerſatz verpflichtendes Verſchulden zur Laſt 
zu legen ſein. Denn jedenfalls hatte ſie, wenn ſie ſelbſt die 
erforderlichen Anordnungen nicht treffen wollte, die Pflicht, von 
der an ſie gelangten Anzeige ihrem Manne Mitteilung zu 
machen oder die verehelichte M. zu veranlaſſen, ſich an dieſen 
direkt zu wenden, und keins von beiden hat ſie getan, vielmehr 
der M. eine Antwort gegeben, die nur dahin verſtanden werden 
konnte, daß nichts zur Abhilfe des ihr gemeldeten Mangels der 
Tür geſchehen, deren Zuſtand vielmehr fortbeſtehen ſolle, bis 
ſich der Fehler von ſelbſt wieder verliere. Hierin iſt eine 
Außerachtlaſſung der Sorgfalt zu befinden, die ſie durch die 
faktiſche Abernahme der Aufſichtführung im Haufe zu betätigen 
verpflichtet war, und durch die ihr hiernach zur Laſt fallende 
8* 
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Fahrläſſigkeit iſt ſie auch dem Kläger ſchadenerſatzpflichtig ge⸗ 
worden. Der Umſtand, daß ſie in einem Vertragsverhältnis 
nur zu ihrem Manne, nicht auch zu dem Hauseigentümer H. 
geſtanden hat, iſt inſoweit ohne Bedeutung. Anlangend den 
Beklagten zu 1, ſo iſt feſtgeſtellt, daß er, wenn auch aus Ge⸗ 
fälligkeit und unentgeltlich, H. gegenüber für die Zeit bis zu 
deſſen Einzug die Hausverwaltung übernommen hatte. Es 
mag unbedenklich zuzugeben ſein, daß er durch das mit H. ge⸗ 
troffene Abkommen nicht behindert war, einzelne mit dieſer 
Verwaltung verbundene Mühewaltungen ſeiner Frau zu überlaſſen. 
Aber dann war dieſe ſeine Gehilfin, deren er ſich für die be⸗ 
treffenden Zweige der Hausverwaltung bediente, und es trifft 
ihn deshalb die Verantwortlichkeit für das, was ſeine Frau 
getan und unterlaſſen hat, nach Maßgabe von $ 831 BGB., 
insbeſondere kann ihn der Umſtand, daß es ſeine Ehefrau war, 
der er die Aufſicht im Hauſe hauptſächlich überließ, von dem 
Entlaſtungsbeweiſe, daß ſeine Frau eine hierzu geeignete Per⸗ 
ſönlichkeit geweſen ſei, in keiner Weiſe entheben. S. c. G., 
U. v. 7. Dez. 05, 101/05 VII. — Berlin. 

12. 88 823, 826 BGB. verb. mit $ 263 StGB. Über 
die Haftung des Direktors einer Aktiengeſellſchaft wegen un⸗ 
richtiger Angaben, die den Gläubiger zur Geſtundung einer 
nachmals nicht einziehbaren Forderung veranlaßt haben ſollen.] 

Die Klägerin hat den Direktor einer Aktiengeſellſchaft auf 
Schadenserſatz verklagt, weil er in einem Schreiben folgenden 
Inhalts: „Infolge Anhäufung unſerer Kokslagerbeſtände ſind 
unſere Betriebsmittel gegenwärtig etwas beſchränkt, ſo daß wir 
uns genötigt ſehen, den Aufſchub eines Teils der dieſer Tage 
fällig werdenden Zahlungen nachzuſuchen,“ eine argliſtige 
Täuſchung begangen habe; durch jene Angaben ſei in ihr der 
Irrtum erregt worden, es handle ſich bei den Kokswerken nur 
um eine augenblickliche Geldverlegenheit und es ſei in den an⸗ 
gehäuften Lagerbeſtänden der Gegenwert der fehlenden Bar⸗ 
mittel vorhanden, während in Wirklichkeit — was in dem 
Briefe verſchwiegen ſei — die Kokswerke ſchon durch Vertrag 
vom 19. März 1903 der Firma H. & M. für den von dieſer 
ihr bewilligten Kredit ihre Warenbeſtände zu Eigentum ver⸗ 
ſchrieben gehabt hätten und dieſer Kredit damals bereits über⸗ 
ſchritten geweſen ſei. Wegen Zahlungsunfähigkeit wurde ein 
Wechſel der Klägerin auf die AG. nicht eingelöſt. Klage, Be⸗ 
rufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Die Reviſion 
wendet ſich zunächſt gegen die Ausführung des Berufungs⸗ 
gerichts, welche die Frage eines Verſtoßes gegen die guten 
Sitten betrifft. Es ſei entſchieden der Auffaſſung des Be⸗ 
rufungsrichters entgegenzutreten, daß beſchönigende Ver⸗ 
ſchleierungen der Geſchäftslage in kaufmänniſchen Kreiſen all⸗ 
gemein üblich und daher als mit den guten Sitten vereinbar 
anzuſehen ſeien. Hiergegen würde ſich wohl jeder ehrbare 
Kaufmann verwahren; irgend welche Uſance nach dieſer 
Richtung könnte es nicht geben; aber wenn eine ſolche Übung 
beſtände, ſo wäre es höchſte Zeit, hierin Wandel zu ſchaffen. 
Gewiß wäre es im Hinblick auf 8 826 BGB. zu mißbilligen, 
wenn das Berufungsurteil ſich in dem Sinne, wie die Reviſion 
unterſtellt, ausgeſprochen hätte. Denn eine dem Sittengebot 
und der Anſchauung des redlichen Kaufmanns widerſprechende, 
tatſächlich etwa im Verkehr aufgekommene Gepflogenheit wäre 
allerdings als Unſitte zu verwerfen. Allein die angefochtene 
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Erwägung des Berufungsgerichts iſt, wie der ganze Zu: 
ſammenhang ergibt, nicht in jenem Sinne zu verſtehen. Der 
Berufungsrichter hat nicht ſolche Verſchleierungen im Auge, 
wodurch eine Täuſchung über die Kreditwürdigkeit des Kauf⸗ 
manns bezweckt und bewirkt wird, ſondern die unbeſtimmte be⸗ 
ſchönigende Ausdrucksweiſe, welche zwar die wirkliche Geſchäfts⸗ 
lage nicht aufdeckt, aber auch nicht geeignet iſt, den mit kauf⸗ 
männiſchen Gebräuchen Vertrauten zu täuſchen, weil im Verkehr 
derartige Außerungen üblicherweiſe als das genommen werden, 
was ſie ſind: konventionelle, übertreibende oder bemäntelnde 
Redensarten. Damit hängt denn auch eng zuſammen die 
Ausführung des Berufungsgerichts über den mangelnden 
urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der Handlung des Be⸗ 
klagten und einem etwaigen Schaden der Klägerin: das Be⸗ 
rufungsgericht meint, die Klägerin habe ſich durch die fraglichen 
Angaben in dem Briefe, weil ſie dieſen keinen Wert beilegte, 
nicht täuſchen laſſen und ſei nicht hierdurch zur Prolongation 
beſtimmt worden, — eine tatſächliche Feſtſtellung, die an ſich 
der Nachprüfung des Reviſionsgerichts nicht unterliegen würde. 
Die Reviſion macht nun weiter geltend: das Berufungsgericht 
überſehe, daß auch Abſ. 2 des 8 823 BGB. in Betracht 
komme, denn auch der $ 263 StGB. ſei ein den Schutz eines 
anderen bezweckendes Geſetz. Und nach dieſer Richtung ſei mit 
den Feſtſtellungen des Urteils, auch ſoweit es den urſächlichen 
Zuſammenhang betreffe, der Sachverhalt nicht vollſtändig er⸗ 
ſchöpft. Für die Frage der Verantwortlichkeit aus § 823 
Abſ. 2 BGB. komme es keineswegs bloß auf die Unrichtigkeit 
der in dem Briefe enthaltenen poſitiven Angaben, ſondern 
auch darauf an, ob der Beklagte nicht ſchon dadurch betrügeriſch 
verfuhr, daß er Kredit wegen einer nicht unbeträchtlichen Summe 
nachgeſucht, dabei aber die wahren Verhältniſſe der Schuldnerin 


namentlich den mit der Firma H. & M. im März 1903 ab⸗ 


geſchloſſenen Vertrag verſchwiegen habe. Mit Unrecht ver⸗ 
neine das Berufungsgericht jegliche Verpflichtung des Beklagten 
zu einer Mitteilung über jenen Vertrag. Habe der Beklagte 
einmal unternommen, der Klägerin die Vermögenslage der von 
ihm vertretenen Aktiengeſellſchaft darzulegen, ſo habe er den 
weſentlichen Umſtand nicht verſchweigen dürfen, daß die 
Schuldnerin ihre Lagerbeſtände bereits anderweit verkauft hatte. 
Man dürfe ſodann für die Prüfung des urſprünglichen Zuſammen⸗ 
hanges nicht, wie im Berufungsurteil geſchehen, dem von dem Be⸗ 
klagten tatſächlich geſchriebenen Briefe ein Schreiben, welches 
lediglich die Bitte um Prolongation des Wechſels enthalten 
hätte, gegenüberſtellen, vielmehr wäre zu fragen, ob die Klägerin 
auf die Prolongation des Wechſels auch dann eingegangen ſein 
würde, wenn der Beklagte in dem Briefe die Wahrheit geſagt 
und nicht jene erhebliche Tatſache unterdrückt hätte. — Auch 
dieſe Einwendungen können der Reviſion nicht zum Erfolg ver⸗ 
helfen. Es iſt richtig, daß nach der Begründung des Klage⸗ 
anſpruches auch der 8 823 Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit 
8 263 StGB. in Frage kam, obwohl der Kläger ſich nicht 
ausdrücklich auf dieſe Geſetzesbeſtimmungen berufen hatte. 
Indes hätte das Berufungsgericht auf dem Wege der An⸗ 
wendung dieſer Geſetze nicht zu einer für die Klage günſtigeren 
Entſcheidung gelangen können. Im allgemeinen reicht das 
Gebiet des 8 826 BGB. weiter, als dasjenige des ſtraf⸗ 
rechtlichen Betruges. Ein Verhalten kann ſich als ſittenwidrig 
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darſtellen, auch wenn es noch nicht die Merkmale eines Betruges 
im Sinne von § 263 StGB. erfüllt; ein argliſtiges Ver⸗ 
ſchweigen wahrer Tatſachen käme für den Geſichtspunkt des 
826 BGB. jedenfalls nicht minder in Betracht, als für den 
Tatbeſtand des ſtrafrechtlichen Betruges. Aber weder nach der 
einen noch nach der anderen Seite iſt es rechtsirrtümlich, wenn 
das Berufungsgericht in dem Verſchweigen des von den Koks⸗ 
werken mit der Handelsgeſellſchaft H. & M. früher ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrages eine argliſtige Täuſchung nicht gefunden 
hat. Es iſt nicht zu unterſtellen, daß der Berufungsrichter die 
Unterlaſſung einer Mitteilung hierüber nur für ſich allein, nicht 
auch in Verbindung mit dem tatſächlichen Inhalte des 
Schreibens vom 10. Juni 1903 gewürdigt habe. Aber der 
Fall liegt gegenwärtig nicht ſo, daß eine Darlegung der auf 
günftige Vermögensverhältniſſe hindeutenden Umſtände ſeitens 
des Kreditſuchenden das damit verbundene Verſchweigen ander⸗ 
weiter ungünſtiger Umſtände zu einem betrüglichen Handeln 
ſtempeln würde. (Vgl. z. B. Urteil des II. StS. vom 1. Juni 
1883, RGRſpr. 5, 395 f.) Der Beklagte hatte nicht unter: 
nommen, der Klägerin die Vermögenslage der Kokswerke dar⸗ 
zulegen, um die Kreditwürdigkeit der Aktiengeſellſchaft glaubhaft 
au nachen. Er hat für die Schuldnerin um Stundung der 
beftchenden Schuld nachgeſucht und das Geſuch mit einer An- 
gabe begründet, die an ſich nichts gerade Günſtiges für die 
Attengeſellſchaft beſagte (freilich nicht ſo ungünſtig lautete, 
at die Sache wirklich ſtand), die vielmehr ſich ganz wohl da⸗ 
hin verstehen ließ, daß infolge mangelnden Abſatzes der „an⸗ 
gehäuften“ Kokslagerbeſtände die Schuldnerin in erhebliche 
Zahlungsſchwierigkeiten geraten und außerſtande fei, ihre 
fäligen Verbindlichkeiten zu erfüllen. Wenn aber für die Be⸗ 
urteilung des Schreibens vom 10. Juni 1903 neben dem, was 
darin ausdrücklich geſagt iſt, auch noch zu berückſichtigen war, 
was darin nicht erwähnt und nach Meinung der Klägerin unter⸗ 
trüdt worden iſt, fo wurde doch hierdurch weder die Annahme 
eines ſubjektiv betrüglichen oder eines ſittenwidrigen Verhaltens 
des Beklagten gerechtfertigt, noch die Feſtſtellung des Be⸗ 
Aufungsurteile, daß objektiv eine Täuſchung der Klägerin nicht 
bewirtt worden ſei, bezüglich der rechtlichen Grundlage ent⸗ 
hüfte. Dieſe letztere Feſtſtellung greift alsdann ebenſowohl 
gegenüber dem Klagegrund des 8 823 Abſ. 2 BGB. mit 
9263 SGB. als hinſichtlich des 8 826 BGB. durch. 
9. e. M., U. v. 7. Dez. 05, 102/05 VI. — Kiel. 

13. 5 826 BGB. Einſchränkung des Grundſatzes des 
94 Preußiſchen Eigentumserwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872 
duch die generelle Vorſchrift des 8 826 BB. 

Die beklagte Ehefrau zu 2 hat vor ihrer Verheiratung im 
November 1896 von den Beklagten zu 1, ihren Eltern, deren 
Bauerngut Polenhof Nr. 22 gekauft und aufgelaſſen erhalten 
und demnächſt im Juli 1899 zuſammen mit ihrem Ehemanne 
öfelbe Grundstück an ihre Schweſter Ludwika L. weiter ver⸗ 
kuf. Letztere verheiratete fi im September 1899 mit dem 
Aliger in gütergemeinſchaftlichem Güterſtande. Sie verließ 
"oh bald ihren Ehemann und zog zu den Beklagten zu 2. 
Die Che iſt ſpäter geſchieden worden. Als Kläger nach dem 
Veggange feiner Ehefrau im April 1900 Klage gegen die Be⸗ 
155 zu 2 auf Erfüllung des mit ſeiner Ehefrau geſchloſſenen 

aufvertrages vom Juli 1899 erhob, verkauften die Beklagten 
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zu 2 das Grundſtück mittels Vertrages vom 25. April 1900 
an die Beklagten zu 1 zurück und ließen es ihnen auch auf. 
Jener Vorprozeß iſt demnächſt rechtskräftig zugunſten des 
Klägers entſchieden worden. Im gegenwärtigen Prozeß be⸗ 
hauptet Kläger, der Rückverkauf des Grundſtücks ſei von ſämt⸗ 
lichen Beklagten in bewußtem, gemeinſamem Handeln zu dem 
Zwecke vorgenommen worden, ſeine, des Klägers, gütergemein⸗ 
ſchaftliche, durch das Urteil des Vorprozeſſes ihm zuerkannten 
Rechte aus dem Vertrage vom Juli 1899 zu vereiteln und 
ihm dadurch Schaden zuzufügen. Er hat demgemäß mit dem 
Antrage geklagt, die Beklagten zur Anerkennung der Nichtigkeit 
des Vertrages vom 25. April 1900 zu verurteilen. Zugleich 
hat er die Eintragung einer ſein Recht ſichernden Vormerkung 
im Grundbuch erwirkt. Die Beklagten haben die Klagebehaup⸗ 
tungen beſtritten und Abweiſung der Klage beantragt. Außer⸗ 
dem haben die Beklagten zu 1 Widerklage mit dem Antrage 
erhoben, den Kläger zur Räumung des Grundſtücks und Ein⸗ 
willigung in die Löſchung der Vormerkung zu verurteilen. Der 
erſte Richter hat die Beklagten unter Abweiſung der Wider⸗ 
klage antragsgemäß verurteilt; der zweite Richter hat die Klage 
abgewieſen und nach dem Widerklageantrage erkannt. Das 
RG. hob auf: Der Berufungsrichter führt aus, als rechtlicher 
Grund für die Klage könne nur §S 826 BGB. in Betracht 
kommen. Die Anwendung dieſes Paragraphen aber verſage 
aus einem doppelten Grunde: einmal, weil der in $ 4 des 
früheren Preußiſchen Eigentumserwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872 
ausgeſprochene Grundſatz, wonach die Kenntnis des Erwerbers 
eines Grundſtücks von einem älteren, für einen anderen ein 
Recht auf Auflaſſung begründenden Rechtsgeſchäft dem Eigen⸗ 
tumserwerb nicht entgegenſtand, auch gegenwärtig noch in 
Geltung ſei und inſoweit ſelbſt Argliſt eine Schadenserſatzpflicht 
nicht zu begründen vermöge; ſodann weil es im vorliegenden 
Falle jedenfalls an den tatſächlichen Vorausſetzungen für die 
Anwendung des §S 826 BGB. fehle. Denn es ſei nicht er⸗ 
wieſen, daß die Beklagten zu 1 den Vertrag vom 25. April 1900 
ausſchließlich in der Abſicht, dem Kläger Schaden zuzufügen, 
abgeſchloſſen haben. Vielmehr hätten ſie dabei in eigenem In⸗ 
tereſſe, nämlich im Intereſſe ihres in dem Überlaſſungsantrage 
vom November 1896 ihnen ausgeſetzten Altenteils gehandelt. 
Da ſie nicht lediglich auf Schädigung des Klägers ausgegangen 
ſeien, liege auch ein Verſtoß gegen die guten Sitten nicht vor. 
Mit Recht werden dieſe Ausführungen von der Reviſion als 
rechtsirrtümlich angegriffen. Allerdings iſt, ſoweit 8 4 Preu⸗ 
ßiſchen Eigentumserwerbsgeſetzes in Betracht kommt, an den Grund⸗ 
ſätzen des früheren Preußiſchen Rechts durch das BGB. inſo⸗ 
fern nichts geändert worden, als letzteres in 8 892 nur der 
Kenntnis eines nicht eingetragenen dinglichen Rechts an 
einem Grundſtück die Bedeutung beimißt, daß ſie einen dieſes 
Recht beeinträchtigenden Rechtserwerb durch denjenigen, der die 
Kenntnis hat, ausſchließt. Damit iſt zum Ausdruck gebracht, 
daß bloß perſönliche Rechte den Erwerb eines ihnen ent⸗ 
gegenſtehenden Rechts an dem Grundſtücke niemals zu hindern 
vermögen, auch dann nicht, wenn der Erwerbende beim Erwerbe 
ſie gekannt hat. Eine andere Frage aber iſt, inwieweit dieſer 
Grundſatz durch die ganz allgemein lautende Vorſchrift des 
Das RG. hat bereits 
wiederholt ausgeſprochen, daß der § 826 illoyalen Schädigungen 
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im Verkehrsleben wirkſam entgegenzutreten beſtimmt iſt und 
daher auch auf eine in Ausübung eines formalen Rechts vorge⸗ 
nommene Handlung, falls dieſe dem anderen in einer gegen die 
guten Sitten verſtoßenden Weiſe Schaden zufügt, Anwendung 
finden muß (vgl. RG. 48, 124; 55, 58 372; 219). Hiervon 
eine Ausnahme für den Fall zu machen, daß das gemißbrauchte 
formale Recht ein die bloß perſönlichen Anſprüche überwindendes 
dingliches Recht an einem Grundſtücke iſt, liegt kein Anlaß vor. 
Das Berufungsgericht nimmt in dieſer Hinſicht zwar auf ältere 
reichsgerichtliche Rechtsſprüche Bezug, in denen. für das frühere 
preußiſche Recht ein abweichender Standpunkt dahin vertreten 
ſein ſoll, daß gegenüber dem dinglichen Rechtserwerber auch 
Geltendmachung der Argliſt ausgeſchloſſen ſei. Indeſſen iſt ein 
ſolcher Satz als allgemein gültig in den dafür angezogenen 
Urteilen nicht enthalten, namentlich nicht in dem Urteil vom 
3. Juni 1891, in Gruchots Beitr. 35, 1101, wo nur von der 
Argliſt des Erwerbers, nicht aber von einem komplottmäßigen 
Zuſammenwirken beider Teile die Rede iſt. Auch die weitere 
Annahme des Berufungsrichters, daß ſelbſt wenn die Anwend⸗ 
barkeit des 8826 BGB. an ſich bejaht werden ſollte, es doch 
an den tatſächlichen Vorausſetzungen für ſeine Anwendung im 
vorliegenden Falle fehle, verſtößt gegen die bisherige 
Rechtſprechung des RG. auf dieſem Gebiete. Das Berufungs⸗ 
gericht faßt den Begriff der im zitierten Paragraphen erwähnten 
„Vorſätzlichkeit“ zu eng auf, wenn es darunter diejenige Willens⸗ 
richtung verſteht, bei der lediglich darauf abgeſehen ſei, einem 
anderen Schaden zuzufügen. Vielmehr genügt ſchon das Be⸗ 
wußtſein, daß die Handlung den ſchädlichen Erfolg haben werde 
(vgl. RG. 57, 241; 58, 214). Im vorliegenden Falle wurden 
alſo die Beklagten zu 1 von ihrer Haftung aus 8826 BGB. 
nicht dadurch frei, daß ſie bei dem Rückerwerb des Grundſtücks 
ihre eignen, auf Sicherung ihres Altenteils abzielenden In⸗ 
tereſſen im Auge behielten. Sahen ſie dabei voraus, daß durch 
ihren Rückerwerb des Grundſtücks Kläger um ſein Recht ge⸗ 
bracht werden würde und nahmen ſie im Bewußtſein dieſer 
Folge ihrer Handlung die Auflaſſung dieſes Grundſtücks ent⸗ 
gegen, ſo begründete ein ſolches Verhalten beim Vorliegen der 
ſonſtigen Vorausſetzungen des 8 826 eine wider die guten 
Sitten verſtoßende vorſätzliche Schadenszufügung, wie ſie der 
zitierte Paragraph erfordert. Da das Berufungsgericht unter 
den vorſtehend bezeichneten rechtlichen Geſichtspunkten das tat⸗ 
ſächliche Vorbringen des Klägers bisher noch nicht geprüft hat, 
war die Sache gemäß §8 565 ZPO. zu anderweiter Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 
Sch. c. L., U. v. 9. Dez. 05, 216/05 V. — Königsberg. 

14. 58 833, 834 BGB. Beſondere Verhältniſſe, nach 
denen die Frage zu beantworten iſt, wer iſt Tierhalter, z. B. 
wenn ein Eigentümer ſein Pferd einem anderen zu einer Fahrt 
überläßt.] 

Kläger benutzte zu einer Fahrt einen Einſpänner, den ihm 
der F. geſtellt hatte, der auch das Gefährt in eigener Perſon 
lenkte; Kläger hatte, wie er angibt, das Fuhrwerk von F. 
„gemietet“. Das vor den Wagen des F. geſpannte Pferd war 
jedoch zu der Fahrt von dem Beklagten W., dem jetzigen 
Reviſionskläger, aus Gefälligkeit und unentgeltlich hergegeben 
worden. Kläger behauptete, W. habe das Pferd dem F., er 
habe es dem Kläger ſelbſt oder doch, wie er ſchließlich angab, 
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dem F. und dem Kläger zuſammen geliehen. Auf dem Rückwege 
ging das Pferd durch. Kläger wurde unter dem umgeſtürzten 
Wagen eine Strecke weit mitgeſchleift. Wegen des ihm aus 
den erlittenen Verletzungen entſtandenen Schadens hat er auf 
Schadenserſatz geklagt, und zwar gegen W. auf Grund des 
8 833 BGB. Das OLG. erkannte den Anſpruch dem Grunde 
nach für begründet, das RG. hob auf und wies die Klage ab: 
Die Entſcheidung hängt von der Frage ab, ob im Sinne des 
8 833 BGB. die Tierhalterſchaft des Beklagten W. fortbeſtand, 
während der F. das von ihm entliehene Pferd in ſein Gefährt 
eingeſpannt hatte. Der Berufungsrichter bejaht das, indem er 
auf die von dem VI. 3S. des RG. erlaſſenen Urteile vom 
3. Juli 1902 und 2. Juli 1903 (RG. 52, 117; 55, 163) hin⸗ 
weiſt. Auf Grund der tatſächlich feſtſtehenden Sachlage war 
jedoch die Frage zu verneinen. Mit der Bezeichnung „derjenige, 
welcher das Tier hält“, wird in 8 833 BGB. auf ein Ver: 
hältnis zwiſchen dem Menſchen und dem Tiere hingewieſen, 
deſſen Begriffsmerkmale ſich nach den erwähnten Urteilen des 
RG. aus dem gewöhnlichen Sprachgebrauche ergeben 
Der erkennende Senat tritt dieſer Rechtſprechung inſofern bei 
als er die Maßgeblichkeit des Sprachgebrauchs für die Be⸗ 
urteilung der Frage, wer im Sinne des § 833 das Tier hält, 
ebenfalls für die grundſätzliche, wiewohl nicht ausnahmslos 
geltende Regel anſieht. Auch bei der Frage, worin nach der 
Anſchauungs⸗ und Ausdrucksweiſe des täglichen Lebens das 
Tierhalten beſteht, ſchließt er ſich den Ausführungen jener Urteile 
an. Schon vor dem BGB. haben andere deutſche Geſetzgebungen 
das Halten von Tieren beſonderen Geſetzesvorſchriften unter⸗ 
ſtellt, ohne jemals für das Anwendungsgebiet der jeweiligen 
Vorſchrift dieſen Begriff durch eine beſondere geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung feſtzuſtellen (vgl. 88 70 und 72 Tl. I, Tit. 6 ALR. 
— 81560 SächſBGB. — 8 367 Nr. 11 StGB.). So ſetzt 
auch das BGB. den Begriff des Tierhaltens als etwas von“ 
vornherein Gegebenes voraus, und nicht nur das Geſetzbuch 
ſelbſt, ſondern auch die veröffentlichten Geſetzes materialien laſſen 
ein Eingehen auf die Frage, was darunter zu verſtehen ſei, 
vollſtändig vermiſſen. Aus dieſem Grunde fieht ſich die Recht⸗ 
ſprechung allerdings darauf angewieſen, an den Sprachgebrauch 
des täglichen Lebens als das zunächſt Maßgebende anzuknüpfen. 
Ihm aber entſpricht die Annahme, daß die Bezeichnung, jemand 
halte ein Tier, allgemein auf denjenigen anwendbar ſei, der 
— wie in dem Urteile vom 3. Juli 1902 von ihm geſagt wird 
— in eigenem Intereſſe durch Gewährung von Obdach und 
Unterhalt die Sorge für das Tier übernommen hat, und zwar 
nicht bloß zu einem ganz vorübergehenden Zwecke, ſondern auf 
einen Zeitraum von einer gewiſſen Dauer. Nimmt man hinzu, 
was derſelbe Senat in dem Urteil vom 2. Juli 1903 hervor⸗ 
hebt, daß es ſich bei dem „Halten“ des Tieres immer nur um 
ein tatſächliches Verhältnis handelt, ſo läßt ſich das Weſen 
dieſes Verhältniſſes in ſeiner ſprachgebräuchlichen Bedeutung 
darin erblicken, daß das Tier von demjenigen gehalten wird, 
der es in ſeinen Wirtſchaftsbetrieb oder — im weiteſten 
Sinne verſtanden — in feinen Haushaltungsbetrieb eingeſtellt 
hat, um es auf dieſe Weiſe dauernd ſeinen Zwecken dienſt⸗ 
bar zu machen. Ob es aber mit den Anforderungen 
der Rechtstechnik und mit den erkennbaren Abſichten des 
Geſetzes vereinbar iſt, einzig und allein den Sprach 
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gebrauch darüber entſcheiden zu laſſen, wer für den angerichteten 
Terſchaden nach $ 833 als Tierhalter einzuſtehen hat, erweiſt 
ſich in zahlreichen Fällen als zweifelhaft. Auf der einen Seite 
gibt die Ausdrucksweiſe des täglichen Lebens keinen Maßſtab 
ab, nach dem ſich der Beginn und das Ende des Tierhalter⸗ 
verhältniſſes jedesmal mit der für die Anwendung des Geſetzes 
erforderlichen Beſtimmtheit feſtſtellen ließe. Auf der anderen 
Seite kann das dem Sprachgebrauch entnommene Begriffs⸗ 
erfordernis der nicht nur vorübergehenden Dauer des Verhält⸗ 
niſſes, wenn man ihm eine ausſchlaggebende Bedeutung 
beimißt, zu auffallenden praktiſchen Ergebniſſen führen, über 
deren Vereinbarkeit mit den Abſichten des Geſetzes nur von 
Fall zu Fall unter Hinzunahme anderer Mittel der Auslegung 
nach der jeweiligen Sachlage entſchieden werden kann. So wird 
beiſpielsweiſe das allgemeine Sprachempfinden zwar darin nicht 
ſchwanken, die Bezeichnung des Tierhalters demjenigen beizu⸗ 
legen, der ſeine Abſicht, das Tier dauernd für ſich zu ver⸗ 
wenden, durch tatſächliche Gewährung von Obdach und Unter⸗ 
hall bereits betätigt, während ſich ſprachliche und rechtliche 
Zweifel ſofort bei der Frage ergeben, ob das „Halten“ nicht 
ſcon in dem früheren Zeitpunkte angefangen hat, mit dem 
kund das Tier an ſich bringt, um es dauernd bei ſich 
einuftellen, ob er alſo von der Haftung freibleibt, wenn, be⸗ 
bor er dem Tiere Obdach und Unterhalt gewährt hat, er nach 
Eintritt des Tierſchadensfalles ſich ſeiner wieder entäußert. 
Nährend ferner oftmals bei einem nur vorübergehenden Beſitze 
bie Bezeichnung, daß das Tier von jemandem „gehalten“ werde, 
ſprchlich überhaupt auf niemand paßt, entſtehen hier die recht⸗ 
lichen Zweifel, ob irgend ein annehmbarer Grund dafür vor⸗ 
gelegen haben kann, in Rückſicht auf die geringe Dauer der 
Beſitzeit den Herrn des Tieres von der Haftung frei zu laſſen. 
So wenn der Händler das Tier an ſich bringt, um es ſofort 
auf dem Markte weiterzuveräußern, wenn das Schlachttier von 
ber Ankaufsſtelle zum Schlachthof geführt wird oder wenn der 
Käufer eines Tieres von vornherein die Abſicht hat und aus⸗ 
führt, es unmittelbar nach dem Empfange einem anderen als 
Geschenk zuzuführen. Gegenwärtig handelt es ſich indeſſen nicht 
im eine über den Sprachbegriff hinausgehende erweiternde 
geſetesauslegung. Denn auch die Frage, ob zur Zeit des Un⸗ 
falls F. als Tierhalter im Sinne des § 833 zu gelten hatte, 
it nicht mehr unmittelbar für die Entſcheidung von Bedeutung. 
Die Entſcheidung betrifft vielmehr allein W. Daß auf das 
Vethältnis zwiſchen ihm und ſeinem Pferde nach dem Sprach⸗ 
hebrauche des täglichen Lebens die Bezeichnung, er habe das 
Tier gehalten, auch für die Zeit anwendbar ſein würde, in der 
F. am 10. April 1903 mit dem Pferde die Rückfahrt aus: 
führe, läßt ſich nicht bezweifeln. Es entſteht indeſſen die Frage, 
ab nicht gleichwohl während dieſer Zeit die Verbindung zwiſchen 
Beklagten und dem Tiere gerade in denjenigen Beziehungen 
gelöft war, deren Vorhandenſein bei der Einführung der be 
hingungsloſen Haftpflicht des Tierhalters in einer die geſetz⸗ 
eeberifchen Entſchließungen beflimmenden Weiſe vorausgeſetzt 
worden iſt und ob, wenn das zutraf, es den Abſichten der 
Geſehgebung nicht geradehin widerſprechen würde, die Geſetzes⸗ 
vorschrift des 9 833 auch in einem derartigen Falle für an⸗ 
a. zu halten. Bildet bei der Anwendung des $ 833 
ie Mbereinftimmung des Nechtsbegriffs der Tierhalterſchaft mit 
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dem Wortbegriff die geſetzliche Regel, ſo handelt es ſich hier 
alſo darum, ob es geboten iſt, durch eine Einſchränkung des 
Rechtsbegriffs im Vergleich zum Wortbegriff eine Ausnahme 
zu machen. Zwar war der Beklagte der Eigentümer des Pferdes 
und er hatte auch gegen F. einen Anſpruch darauf, daß das 
Pferd ihm nach der Fahrt zurückgegeben wurde. Beides iſt in⸗ 
deſſen nicht das, was bei der Entſtehung des Geſetzes von vor⸗ 
wiegender oder gar ausſchlaggebender Bedeutung war. Im 
übrigen war das Pferd damals zwar nicht für die Dauer, wohl 
aber für eine gewiſſe Zeit aus dem Wirtſchaftsbetriebe des Be⸗ 
klagten W. ausgeſchieden und in der Weiſe in den Wirtſchafts⸗ 
betrieb des F. eingeſtellt worden, daß es nicht dem W., ſondern 
dem F. zu deſſen alleinigem Nutzen als Betriebsmittel diente, 
daß F. und nicht W. es war, von deſſen Betriebe die dem 
Kläger gegenüber verwirklichte Tiergefahr ausging und daß W., 
da er den F. nicht nur zu einem an ſeiner Stelle die Aufſicht 
führenden Tierwärter im Sinne des 5 834 BGB. beſtellt, 
ſondern dem F. das Tier zur ſelbſtändigen Verwendung 
überlaſſen hatte, auch nicht mehr die tatſächliche Gewalt über 
das Pferd ausübte, die es ihm ermöglichte, durch die Art und 
Weiſe der Lenkung oder durch ſonſtige Maßnahmen der ſich aus 
der Benutzung des Pferdes ergebenden beſonderen Gefahr vor⸗ 
beugend entgegenzuwirken. Wenn alſo auch im Wortſinne 
und nach dem Buchſtaben des Geſetzes der Beklagte W. als 
derjenige gelten könnte, der zur Zeit des Unfalls das Pferd 
gehalten hat, ſo ſteht es doch mit den erkennbaren Abſichten 
der Geſetzgebüng in unvereinbarem Widerſpruch, den Rechts⸗ 
begriff der Tierhalterſchaft zeitlich auf die Dauer des hier 
vorliegenden beſonderen Verhältniſſes zu erſtrecken, auf die Zeit 
nämlich, während welcher der bisherige Tierhalter ſich der tat⸗ 
ſächlichen Herrſchaft über das Tier entäußert hatte, indem er 
es einem anderen zu deſſen eigenem ſelbſtändigen Gebrauch ohne 
jedes Entgelt übergab und dieſer das Tier, wenn auch nur 
vorübergehend, in ſeinen Betrieb einſtellte. Die Einholung einer 
Entſcheidung der vereinigten Zivilſenate gemäß $ 137 GVG. 
war nicht geboten. Ein Ausſpruch des Inhalts, daß für die 
Frage, wer im Sinne des § 833 BGB. als Tierhalter zu 
gelten habe, der gewöhnliche Sprachgebrauch nicht nur regel⸗ 
mäßig, ſondern mit einer keine Abweichung duldenden Aus⸗ 
ſchließlichkeit maßgebend ſei, iſt in keiner der bisherigen reichs⸗ 
gerichtlichen Entſcheidungen enthalten. Uber die im gegen⸗ 
wärtigen Falle entſcheidende Frage, ob das Tier von dem bis⸗ 
herigen Tierhalter im Rechtsſinne auch dann noch gehalten wird, 
wenn es mit deſſen Bewilligung zur ſelbſtändigen Benutzung 
in den Wirtſchaftsbetrieb eines anderen eingeſtellt worden iſt, 
liegt gleichfalls eine von einem anderen Senate erlaſſene Ent⸗ 
ſcheidung noch nicht vor. An der Verneinung der Frage für 
den gegebenen Fall ſieht ſich der erkennende Senat insbeſondere 
dadurch nicht verhindert, daß dem Urteile des VI. ZS. vom 
3. Juli 1902 (RG. 52, 117) die Annahme zugrunde liegt, 
das Tierhalterverhältnis erſtrecke ſich im Rechtsſinne auf die 
Zeit, in der ein von dem Tierhalter angeſtellter Verwalter mit 
den ihm anvertrauten Pferden eigenmächtig eine Fahrt für ſich 
unternimmt. W. c. N., U. v. 20. Nov. 05, 2123/03 IV. — 
Augsburg. 

15. SS 1163, 1184, 1190 BGB. in Verb. mit 88 52, 
91 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes. Entſtehung einer Eigen⸗ 
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tümerhypothek auf den Betrag einer nicht liquidierten Sicherungs⸗ 
hypothek. — Nichtrecht des nachſtehenden Realgläubigers.] 
Für die Bünder Filiale der verklagten Osnabrücker Bank 
waren auf Grundſtücken des Kohlenhändlers Fr. E. in Bünde, 
Grundbuch Bd. 8 Bl. 43, zwei Sicherungshypotheken bis zu 
den Höchſtbeträgen von 15 000 Mark und 30 000 Mark ein⸗ 
getragen, wie es in den Pfandverſchreibungen hieß: zur 
Sicherung aller Anſprüche und Forderungen, welche die Bank 
gegen ihn oder die Firma J. F. E. in Bünde oder (ſeit dem 
2. Auguſt 1902) die Firma E. u. F. in Ennigloh aus irgend 
welchen Rechtsgeſchäften oder aus irgend einem Rechtsgrunde 
erworben habe oder erwerben werde. Dahinter folgte eine 
Sicherungshypothek bis zum Höchſtbetrage von 10 000 Mark 
für die klagende Handelsgeſellſchaft. In der im Februar 1903 
eingeleiteten Zwangsverſteigerung der Grundſtücke meldete die 
Beklagte außer einer größeren Forderung aus ihrem Geſchäfts⸗ 
verkehr mit der Firma E. u. F. noch weitere Forderungen im 
Geſamtbetrage von 6 526 Mark 49 Pf. an, die ſie ſich von 
Bauhandwerkern gegen E. hatte abtreten laſſen. Bei der Kauf⸗ 
gelderverteilung am 19. Juni 1903 wurden aus dem Erlöſe drei 
Spezialmaſſen gebildet, weil die fünf Grundſtücke ungleich be⸗ 
laſtet waren; die Maſſe 1 betraf das Grundſtück Bünde 
Flur 25 Nr. 692/60 mit einem Erlösanteil von 15 292 Mark 
40 Pf.; bloß auf dieſem ſtanden die Hypothek der Klägerin 
und die erſte der beiden Hypotheken der Beklagten eingetragen, 
während die zweite Hypothek der Beklagten auf allen fünf 
Grundſtücken haftete. Nach dem Verteilungsplan ſoll nun die 
Beklagte, die wegen ihrer eigenen rechtsgeſchäftlichen Forde⸗ 
rungen voll gedeckt iſt, aus dieſer Spezialmaſſe an letzter Stelle 
noch mit 2586 Mark 49 Pf. für die angemeldeten Handwerker⸗ 
forderungen zur Hebung kommen. Die Klägerin, die infolge⸗ 
deſſen mit ihrer ganzen angemeldeten Forderung von 10 909 Mark 
96 Pf. ausfallen würde, erhob gegen ſolche Verteilung Wider⸗ 
ſpruch, während der Eigentümer E., der im Termine anweſend 
war, ſchwieg. Es wurde darauf der ſtreitige Betrag in gericht⸗ 
liche Verwahrung genommen und zunächſt ein Einigungsverſuch 
vorbehalten, der dann aber fehlgeſchlagen iſt. Die Klägerin 
hat nunmehr mit dem Antrage geklagt: die Anmeldung der 
Handwerkerforderungen für ungerechtfertigt zu erklären und die 
Streitmaſſe mit den Hinterlegungszinſen ihr zuzuſprechen, 
eventuell ein neues Verteilungsverfahren anzuordnen. Sie be⸗ 
ſtreitet den Beſtand der Handwerkerforderungen und deren 
ernſtlich gemeinte Abtretung an die Beklagte, macht aber 
namentlich geltend, daß die Sicherungshypotheken der Beklagten 
ſich nicht auf Forderungen erſtreckten, die ſie außerhalb ihres 
Geſchäftsverkehrs mit E. gegen dieſen erworben habe. Die Be⸗ 
klagte beſtreitet dies unter Berufung auf den oben wieder⸗ 
gegebenen Wortlaut der Pfandverſchreibungen. Zunächſt be⸗ 
mängelt ſie aber die Aktivlegitimation der Klägerin, weil, wenn 
ihre Sicherungshypotheken nicht erſchöpft worden wären, der 
dadurch freiwerdende Betrag dem Grundſtückseigentümer zu⸗ 
fallen würde (8 1163 BGB.), der indes durch fein Schweigen 
im Verteilungstermin ſein Einverſtändnis mit der Liquidierung 
der Handwerkerforderungen zu erkennen gegeben habe. Im 
Lauf des Prozeſſes hat die Klägerin am 2. Oktober 1903 die 
etwaigen Rechte des Eigentümers E. an dem Erlöſe pfänden 
und ſich überweiſen laſſen. Gegen die Verwertung dieſes Um⸗ 
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ſtandes hat jedoch die Beklagte die Einrede der unzuläſſigen 
Klagänderung und der Unzuſtändigkeit des angegangenen Land⸗ 
gerichts in Bielefeld erhoben, weil ſie dort nicht ihren all⸗ 
gemeinen Gerichtsſtand habe. In I. Inſtanz iſt die Klage 
abgewieſen, in II. Inſtanz dagegen der Widerſpruch der Klägerin 
gegen den Teilungsplan für begründet erklärt und ihr die 
Streitmaſſe zugeſprochen worden. Das RG. hob auf und ſtellte 
das I. Urteil wieder her. Der erſte Richter hatte dahingeſtellt 
gelaſſen, ob die Beklagte berechtigt geweſen ſei, die ihr ab⸗ 
getretenen Handwerkerforderungen auf ihre Sicherungshypotheken 
zu liquidieren, weil nur der Eigentümer des Grundſtücks dem 
hätte widerſprechen dürfen (8 1163, 1190 BGB.), nicht aber 
die Klägerin, auch nicht auf Grund des von ihr erſt nach dem 
Verteilungstermin erwirkten Pfändungs⸗ und Aberweiſungs⸗ 
beſchluſſes. Der Berufungsrichter nimmt dagegen an, daß für 
den vorliegenden Verteilungsſtreit das etwaige Widerſpruchsrecht 
des Eigentümers nicht mehr in Betracht komme, folglich aller⸗ 
dings auch nicht deſſen Pfändung durch die Klägerin, weil der 
Eigentümer E., obwohl im Verteilungstermin anweſend, keinen 
Widerſpruch gegen den Verteilungsplan erhoben habe (RG. 26, 
420 ff., Gruchots Beitr. 42, 745); daß ſich aber andererſeits die 
Klageberechtigung der Klägerin aus ihrem Widerſpruch gegen 
den Verteilungsplan ergebe (§S 115 3VG., SS 878 ff. ZPO.). 
Er geht dann auf die Frage ein, ob die der Beklagten be⸗ 
ſtellten Sicherungshypotheken auch für die von ihr erworbenen 
Handwerkerforderungen hafteten, und das wird verneint, weil 
dies weder bei Beſtellung dieſer Hypotheken beabſichtigt worden 
ſei, noch auch aus dem Schweigen des Eigentümers zu dem 
Verteilungsplan abgeleitet werden könnte. Dabei wird aber 
vom Berufungsrichter überſehen, daß die Nichtteilnahme des 
Eigentümers an dem Verteilungsſtreit nicht geeignet war, der 
Klägerin Rechte zu verſchaffen, die ſie nicht ſchon hatte. Die 
Klägerin war nachſtehende Hypothekengläubigerin und hatte kein 
Recht auf das Vorrücken an eine beſſere Stelle, ſolange dieſe 
noch beſetzt war. Ihrer Hypothek gingen die Sicherungs⸗ 
hypotheken der Beklagten vor und ſoweit dieſe nicht von der 
Beklagten ſelbſt in Anſpruch genommen werden konnten, ſtanden 
ſie dem Grundſtückseigentümer als Grundſchuld zu. Wenn ſie 
alſo auch nachweiſen könnte, daß die Beklagte nicht die Hand⸗ 
werkerforderungen auf ihre Sicherungshypotheken liquidieren 
durfte, ſo würde ſie damit allerdings die Legimitation der Be⸗ 
klagten zur Inanſpruchnahme der Sicherungshypotheken inſoweit 
widerlegt haben, aber nicht auch dieſe Hypotheken ſelbſt in dem 
von der Beklagten nicht valutierten Betrage beſeitigen, die viel⸗ 
mehr inſoweit Grundſchuld des Eigentümers geblieben wären. 
Damit hätte die Klägerin alſo nichts gewonnen, es wäre nicht 
eine Stelle frei geworden, in die ſie hätte einrücken können. 
In feſtſtehender Rechiſprechung iſt es anerkannt, daß in der 
Zwangsverſteigerung der Widerſpruch gegen eine liquidiert 
Hypothek nicht auf den bloßen Legitimationsmangel des Liqui 
danten geſtützt werden kann. Vgl. RG. 15, 223 ff.; 55, 
S. 217 ff., 260; IW. 03, 113% (V. 300/02). Daß nun der 
Eigentümer keinen Widerſpruch gegen den Teilungsplan erhoben 
hat, vermag daran nichts zu ändern. Hätte er Widerspruch 
erhoben und wäre damit durchgedrungen, ſo würde davon jeden⸗ 
falls die Klägerin keinen Vorteil gehabt haben, da dann er ſelber 
die Beklagte verdrängt hätte. Da er keinen Widerſpruch erhoben 
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hat, gleichviel aus welchem Grunde, mag die Möglichkeit zu⸗ 
gegeben werden, daß materiellrechtlich die Beklagte keinen An⸗ 
ſpruch gehabt hätte zur Hebung zu kommen, aber ſolchenfalls 
würde fie den Vorteil nur auf Koſten des Eigentümers, nicht 
der Klägerin erlangt haben, denn die Klägerin hatte kein Recht 
auf den der Beklagten zugeteilten Platz. Aus dieſer Sachlage 
ergibt ſich zugleich, daß wenn bei dem Schweigen des Eigen⸗ 
tümers zu dem Verteilungsplan überhaupt eine Abſichtlichkeit 
vorausgeſetzt werden könnte oder müßte, eher auf ſein Einver⸗ 
ſtindnis mit dem vom Gericht berüdfichtigten Liquidat der 
Beklagten, als auf ſeine Abſicht zu ſchließen ſein würde, zu⸗ 
gunſten der Klägerin von einem Widerſpruch abzuſtehen, womit 
diefe noch nichts gewann. Durch die von der Klägerin er⸗ 
wirkte Pfändung und Überweiſung der etwaigen Rechte des 
Eigentümers auf den Erlös aus der Zwangsverſteigerung kann 
die Entſcheidung des vorliegenden Verteilungsſtreits nicht be⸗ 
einflußt werden, weil fie erſt nach dem Verteilungstermin 
erfolgt iſt und darum von vornherein nicht zur Begründung 
eines Widerſpruchs gegen den Verteilungsplan hätte verwertet 
werden können. O. B. c. W. K., U. v. 13. Dez. 05, 225/05 V. 
— Hamm. 

16. 5 1300 BGB. Begriff der Unbefcholtenheit.] 

Das Berufungsgericht hat auf Grund der Beweiserhebung 
ſetgeſtellt, daß die Klägerin anfangs 1902 ihrem früheren Ber: 
lobten J. H. die Beiwohnung geſtattet hat, daß damals ein 
Aufgebot zwecks Schließung der Ehe der Klägerin mit H. noch 
nicht erlaſſen war, auch die Hochzeit noch nicht nahe bevorſtand 
und daß der Beklagte von dieſem Geſchlechtsverkehr der Klägerin 
mit ihrem früheren Verlobten erſt Kenntnis erlangt hat, nachdem 
er ſich mit der Klägerin verlobt hatte. Hieraus folgert das 
Berufungsgericht, daß die Klägerin dem Beklagten einen wichtigen 
Grund für den Rücktritt von dem Verlöbnis gegeben hat und 
daß fie im Frühjahr 1904, als fie dem Beklagten die Beis 
wohnung geſtattete, nicht mehr unbeſcholten war. Mit Rückſicht 
hierauf hat das Berufungsgericht den von der Klägerin auf 
Grund der 88 1298, 1300 BGB. erhobenen Anſprüchen auf 
Erstattung der in Erwartung der Ehe gemachten Aufwendungen 
und auf Zahlung einer Entſchädigung den Erfolg verſagt. Die 
Revifion erhebt die Rüge, das Berufungsgericht habe den 
Begriff der Unbeſcholtenheit, die es der Jungfräulichkeit gleich⸗ 
fell, verkannt, zugunſten der Klägerin komme die in den länd⸗ 
lchen Kteiſen der hier fraglichen Gegend herrſchende Landes ſitte 
ſowie der Umſtand in Betracht, daß nur ein Fall des Geſchlechts⸗ 
berkehrs der Klägerin mit ihrem damaligen Verlobten H. feſt⸗ 
gesellt worden fei: Dieſe Angriffe der Reviſion ſind nicht be⸗ 
kündet. Unter Unbeſcholtenheit im Sinne des § 1300 BGB. 
i ebenſo wie in dem Falle des 8 182 StGB. für das 
Deutiche Reich, Unverſehrtheit der Geſchlechtsehre zu verſtehen, 
ind zwar gleichmäßig in allen Ständen und Berufsklaſſen. 
de Frage, wann im einzelnen Falle aus der Handlungsweiſe 
me Frauensperſon der Schluß gezogen werden darf, ihre 
Gechlechtsehre ſei nicht mehr rein und unverſehrt, fällt im 
meientlichen tatſächlicher Beurteilnng anheim; bei Prüfung ber 
Sachlage in dieſer Beziehung iſt den Anſchauungen und Ge⸗ 

eiten der in Betracht kommenden Stände und Geſellſchafts⸗ 
z in in geeigneter Weiſe Rechnung zu tragen. (RGSt. 32, 
1; 86, 46; 37, 94. Urteil des erkennenden Senats vom 
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2. November 1905 in Sachen v. Hagen c. Neukirch IV 227/05.) 
Von dieſem Standpunkte aus hat das Berufungsgericht, ohne 
den Begriff der Unbeſcholtenheit zu verkennen, das feſtgeſtellte 
Verhalten der Klägerin gewürdigt. Es hat die Frage offen 
gelaſſen, ob die Klägerin, falls ſie innerhalb der Grenzen der 
von ihr behaupteten Landesſitte — nach Erlaß des Aufgebots — 
ihrem früheren Verlobten die Beiwohnung geſtattet hätte, hier⸗ 
durch ſich dem Vorwurfe der Beſcholtenheit ausgeſetzt hätte. 
Das Berufungsgericht hat aber feſtgeſtellt, daß die Klägerin 
ſich ſchon, ehe es zu einem Aufgebot gekommen war, ihrem 
früheren Verlobten freiwillig geſchlechtlich hingegeben hat und 
daß eine ſolche Hingabe, wie gerichtskundig ſei, auch von den 
hier in Betracht kommenden Kreiſen der beſſeren Landbevölkerung 
in der Heimat der Klägerin als ein mit der Wahrung der 
weiblichen Geſchlechtsehre nicht vereinbarer Makel allgemein 
angeſehen werde. Auf Grund dieſer zu Bedenken keine Ver⸗ 
anlaſſung bietenden tatſächlichen Feſtſtellung iſt die weitere An⸗ 
nahme des Berufungsgerichts gerechtfertigt, daß die Klägerin 
im Frühjahr 1904, als ſie dem Beklagten die Beiwohnung ge⸗ 
ſtattete, nicht mehr unbeſcholten war und daß der nachträglich 
zur Kenntnis des Beklagten gelangte frühere außereheliche 
Geſchlechtsverkehr der Klägerin dem Beklagten einen wichtigen 
Grund für den Rücktritt vom Verlöbnis gewährte (88 1298, 
1300 BGB.). W. c. D., U. v. 7. Dez. 05, 289/05 IV. 
— Celle. 

17. 88 1635, 1666, 1673, 1675, 1850 BGB. verb. mit 
88 12—15, 28 Abſ. 2, 57 Abſ. 1, 59, 63 des Reichsgeſetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit. Iſt wegen der Frage, ob 
nach der Scheidung der Ehegatten ein Kind bei dem Vater oder 
der Mutter unterzubringen ſei, notwendig ein Pfleger zu be⸗ 
ſtellen? Das RG. entſcheidet ſich mit dem OLG. Hamburg 
gegen, das KG. und das OLG. Dresden für dieſe Notwendigkeit.] 

Geſchiedene Eheleute, die beide für ſchuldig erklärt waren, 
ſtritten ſich darüber, wem die Sorge für einen Sohn von ihnen 
zukomme. Die Vormundſchaftsbehörde zu Hamburg, an welche 
die Mutter ſich wandte, lehnte deren Antrag durch Beſchluß ab, 
weil zufolge 8 1635 BGB. die Sorge für die Perſon des 
Knaben dem Vater zuſtehe und beſondere Gründe, die im In⸗ 
tereſſe des Kindes eine abweichende Anordnung erfordern würden, 
nicht vorhanden ſeien. Auf Beſchwerde der Mutter hob das 
LG. den angefochtenen Beſchluß auf und verwies die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an die Vormund⸗ 
ſchaftsbehörde zurück, weil in einem Verfahren der vorliegenden 
Art vor der Entſcheidung ein Pfleger für das Kind beſtellt 
werden müſſe und dies bisher nicht geſchehen ſei. Das OLG. 
Hamburg wollte der weiteren Beſchwerde des Vaters ſtattgeben, 
weil der Beſchluß des LG. auf einer Verletzung des Geſetzes 
beruhe, da aus den Gründen, die in dem Beſchluſſe des RG. 


zu der Sache des Beſchwerderegiſters IV 53/05 vom 9. Februar 


1905 (RG. 60, 134) dargelegt ſeien, die Beſtellung eines 
Pflegers für das Kind in einem Verfahren gemäß § 1635 
BGB. nicht geboten ſei. An der Entſcheidung ſah ſich indes 
das OLG. gehindert, da von dem KG. — OL GRſpr. 1, 475 
— in Berlin, fowie von dem OLG. in Dresden — 
ebenda 2, 515 — abweichend entſchieden ſei und der er⸗ 
wähnte Beſchluß des RG. das Verfahren gemäß 8 1666 
BGB. zum Gegenſtande habe, während gegenwärtig die An⸗ 
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wendung des 8 1635 BGB. in Frage ſtehe. Gemäß 8 28 
Abſ. 2 FGG. legte es daher die Sache dem RG. zur Ent⸗ 
ſcheidung vor. Das RG. pflichtete der Anſicht des HanſO G. 
bei: Die Beſtellung eines Pflegers iſt nicht ſchlechthin geſetzlich 
geboten, da $ 1909 BGB., aus deſſen Vorſchriften die Not⸗ 
wendigkeit einer ſolchen Beſtellung hergeleitet wird, in Fällen 
der vorliegenden Art nicht zutrifft und zwar deshalb nicht, weil 
die Herbeiführung einer Entſcheidung darüber, ob eine nach 
8 1635 BGB. zuläſſige Anordnung zu treffen ſei, nicht eine 
Angelegenheit iſt, zu deren Beſorgung der geſetzliche Vertreter 
des Kindes berufen wäre. Es folgt das aus den nämlichen 
Gründen, aus denen von dem RG. in dem oben erwähnten 
Beſchluß vom 9. Februar 1905 die Notwendigkeit der Be⸗ 
ſtellung eines Pflegers in einem auf Grund des $ 1666 BGB. 
eingeleiteten Verfahren verneint worden iſt. Bemerkt werden mag 
nur noch, daß hierdurch, wie auch in jenem Beſchluſſe hervor⸗ 
gehoben wird, die Möglichkeit einer ſachgemäßen Entſcheidung 
nicht beeinträchtigt wird. Durch die Beſtimmungen in 88 1675, 
1673 BGB. und in 88 12 — 15, 57 Abſ. 1 Nr. 9, 88 59, 
63 FGG. iſt Vorſorge dafür getroffen, daß auch die in 8 1635 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. zum Schutze der Kinder gegebene Vor⸗ 
ſchrift verwirklicht wird, und das Verfahren vor dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht iſt ſo geſtaltet, daß eine erſchöpfende Ermittelung 
des Sachverhalts tunlich erſcheint, ohne daß es regelmäßig der 
Beſtellung eines Pflegers für das Kind bedarf, namentlich da 
die Beteiligten — was im vorliegenden Fall geſchehen iſt — im 
Beiſtande von Rechtsanwälten erſcheinen dürfen und dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht in dem Waiſenrat eine Behörde zur Seite 
ſteht, durch die es — was im vorliegenden Fall auch geſchehen 
iſt — Ermittelungen anſtellen laſſen kann. (Vgl. 8 1850 
Abſ. 1 BGB.). Anzuerkennen iſt allerdings, daß das Gericht, 
wenn es in einem einzelnen Falle eines Pflegers zu bedürfen 
glaubt, einen ſolchen beſtellen darf, da 8 12 FGG. es hierzu 
ermächtigen würde. Allein hierüber hat das Ermeſſen des 
Gerichts zu entſcheiden. Die Sorge für den minderjährigen St. 
betr. Beſchl. v. 7. Dez. 05, B 418/05 IV. — Hamburg. 

18. 88 2311 Abſ. 2, 2314 BGB. Auskunftspflicht der Erben 
gegenüber dem Vermächtnisnehmer bezieht ſich auch auf ſtreitige 
Vorausſtücke des Nachlaſſes; Begriff eines amtlichen Verzeichniſſes.] 

Die Klägerin iſt die Mutter, die Beklagte die Witwe des 
am 11. Juni 1902 verſtorbenen Profeſſors O. E. Der Erb⸗ 
laſſer hat die Beklagte als Erbin eingeſetzt, der Klägerin den 
Pflichtteil hinterlaſſen. Klägerin verlangt von der Beklagten 
Auskunft über den Beſtand des Nachlaſſes, Aufnahme des Ver⸗ 
zeichniſſes der Nachlaßgegenſtände durch eine zuſtändige Behörde 
oder einen zuſtändigen Beamten oder Notar und Auszahlung 
des ihr zukommenden Pflichtteiles. Das LG. hat durch Teil⸗ 
urteil die Beklagte verurteilt, ein vollſtändiges Verzeichnis des 
Nachlaſſes unter Ermittelung des Wertes der Nachlaßgegen⸗ 
ſtände durch die zuſtändige Behörde oder durch einen zuſtändigen 
Beamten oder Notar aufnehmen zu laſſen und der Klägerin 
vorzulegen. Das KG. hat die Berufung der Beklagten zurück⸗ 
gewieſen. Die Reviſion iſt zurückgewieſen: Wie in dem Tat⸗ 
beſtand Berufungsurteils dargelegt iſt, hat die Beklagte der Klägerin 
am 14. Februar 1903 ein Verzeichnis von Nachlaßgegenſtänden 

zukommen laſſen, am 4. April 1903 das Verzeichnis ergänzt, 
am 11. Juli 1903 Angaben über den künſtleriſchen Teil des 
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Nachlaſſes gemacht und in der Berufungsinſtanz ein neues Nach⸗ 

laßverzeichnis vorgelegt. Die Klägerin hat vor dem Berufungs⸗ 

gerichte dieſe Verzeichniſſe als mangelhaft bezeichnet, weil 1. jede 

Angabe über die zum Nachlaſſe gehörigen Mobilien ſowie über 

das am Todestage vorhandene Bargeld fehle, 2. in dem Ver⸗ 

zeichniſſe vom 14. Februar 1903 bei mehreren Nachlaßſchulden 

der Schuldgrund nicht vermerkt, eine Nachlaßforderung nicht 

unter den Aktiven eingeſetzt, eine andere Forderung in dem Ver⸗ 

zeichniſſe vom 11. Juli 1903 ungenügend bezeichnet ſei, 3. in 

dem Verzeichniſſe vom 11. Juli 1903 die Werte des künſtleriſchen 

Nachlaſſes zu niedrig angegeben ſeien, auch das letzte, in zweiter 

Inſtanz vorgelegte Verzeichnis keine Auskunft über die Gegen⸗ 

ſtände enthalte, welche die Beklagte zum Voraus rechne. Der 
Berufungsrichter hat zur Begründung ſeiner Entſcheidung aus⸗ 
geführt: Die dem Erben nach $ 2314 BGB. obliegende Aus⸗ 
kunftspflicht erſtrecke ſich auf die Nachlaßgegenſtände, die zum 
Voraus gehörten; dem Pflichtteilsberechtigten wäre es ſonſt 
unmöglich, eine Kontrolle dahin auszuüben, ob die nicht ver⸗ 
zeichneten Gegenſtände überhaupt unter den Voraus ſielen. Da die 
Beklagte ſich noch in der Berufungsinſtanz geweigert habe, die 
von ihr zum Voraus gezählten Gegenſtände anzugeben, ſo ent⸗ 
ſprächen die Verzeichniſſe jedenfalls in dieſer Hinſicht nicht dem 
Erforderniſſe des 8 2314 und des § 260. Die Klägerin 
habe ferner ein Recht, die amtliche Aufnahme des Inventars 
zu verlangen, gleichviel, ob die Beklagte der Auskunftspflicht 
bereits durch ein privates Verzeichnis zu genügen verſucht habe. 

Davon, daß die Ausübung dieſes Rechtes nur den Zweck hätte, 

der Beklagten Schaden zuzufügen, könne nach Lage der Sache 

keine Rede ſein. Die Reviſion macht geltend, der Inventar⸗ 
anſpruch ſei lediglich zur Durchführung des Pflichtteilsrechtes 
gegeben, der Voraus komme aber nach § 23 11 bei der Be 
rechnung des Pflichtteils nicht in Anſatz, daher habe die 
Klägerin keinen Anſpruch auf ein Verzeichnis der zum Voraus 
gehörenden Gegenſtände. Der Angriff geht fehl. Die Parteien 
und die Gerichte der I. und der II. Inſtanz haben die Frage 
außer Betracht gelaſſen, ob der Pflichtteil der Klägerin nach 
der Vorſchrift des 8 2311 Abſ. 1 Satz 2 zu berechnen iſt, 
obgleich nach $ 19 32 dem überlebenden Ehegatten der Voraus 
nur dann gebührt, wenn der Ehegatte neben Verwandten der 
zweiten Ordnung oder neben Großeltern geſetzlicher Erbe iſt, 
die Beklagte aber nicht geſetzliche, ſondern durch letztwillige Ver⸗ 
fügung eingeſetzte Erbin ift (vgl. I. Entw. 8 1987, KommpProt. 5 
S. 518). Einer Entſcheidung durch das Reviſionsgericht be⸗ 
darf dieſe Frage nicht, da auch unter der Annahme, daß $ 2311 
Abſatz 1 Satz 2 zur Anwendung zu kommen hat, das Berufungs⸗ 
urteil aufrecht zu erhalten iſt. Mit Recht hat das Berufungs⸗ 
gericht angenommen, daß die dem Erben nach $ 2314 ob 
liegende Auskunfspflicht ſich auf den geſamten Nachlaß erftredt. 
Zu dem Nachlaſſe gehören auch die Gegenſtände, die dem über⸗ 
lebenden Ehegatten nach 8 1932 als Voraus gebühren. Aller⸗ 
dings hat unter den in 8 2311 beſtimmten Vorausſetzungen 
bei Berechnung des Pflichteils der Eltern des Erblaſſers der Voraus 
außer Anſatz zu bleiben, ſodaß die Aufnahme dieſer Gegenſtände 
in das Verzeichnis nicht erforderlich erſcheinen möchte. Allein 
im einzelnen Falle kann es zweifelhaft ſein, ob ein Gegenſtand 
zum Voraus gehört. Solange unter den Beteiligten nicht feſt⸗ 
ſteht, daß ein Gegenſtand zum Voraus gehört und bei der Be⸗ 
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uchnung des Pflichtteils außer Anſatz zu laſſen iſt, bleibt der 
Erbe verpflichtet, ihn in das Nachlaß verzeichnis einzuſtellen. 
Nur dann, wenn das Verzeichnis alle Nachlaßgegenſtände um⸗ 
faßt, über deren Zugehörigkeit zum Voraus die Beteiligten 


nicht einig find, iſt eine ſichere Grundlage zur Berechnung des 


Pflichtteils gegeben. Nach den Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
gerichts beſteht keine Ubereinſtimmung der Parteien darüber, 
welche Nachlaßgegenſtände als zum Voraus gehörig bei der 
Berechnung des Pflichtteils außer Anſatz zu laſſen ſeien, es war 
daher gerechtfertigt, daß der Berufungsrichter die Beklagte ver⸗ 
urteilte, ein vollſtändiges Verzeichnis des Nachlaſſes herſtellen 
zu laſſen. Ohne Grund beſchwert ſich die Beklagte weiter 
darüber, daß ſie verurteilt wurde, ein amtliches Verzeichnis 
aufnehmen zu laſſen. Die Reviſion behauptet, es ſei jetzt 
abſolut unmöglich, daß eine Behörde das Verzeichnis des vor 
Jahren vorhandenen, jetzt aber zum größten Teile zerſtreuten 
Nachlaſſes aufnehme. Eine tatſächliche Feſtſtellung im Sinne 
dieſer Behauptung iſt in dem Berufungsurteile nicht enthalten. 
Ja hatte die Beklagte ſchon in der Berufungsinſtanz auf⸗ 
gettelt, die Fahrhabe ſei in alle Winde zerſtreut, deshalb fei 
die antliche Aufnahme des Verzeichniſſes nicht mehr möglich. 
Demgegenüber hatte aber die Klägerin geltend gemacht, die vor⸗ 
handenen Belege über die verkauften Gegenſtände könnten immer 
noch eine Grundlage für die Aufſtellung des Verzeichniſſes und 
die Berechnung der Werte abgeben. Das Berufungsgericht hat 
ſtllſchweigend die Auffaſſung der Klägerin gebilligt. Das iſt 
nicht zu beanſtanden. Es iſt anzunehmen, daß die Beklagte 
mit Unterſtützung eines Beamten der Klägerin ein brauchbares 
Verzeichnis wird vorlegen können. Daß das Verlangen der 
Klägerin nach Vorlegung eines amtlichen Verzeichniſſes nur den 
Zweck hätte, der Beklagten Schaden zuzufügen, hat der Be⸗ 
mfungstichter ausdrücklich verneint. Auch in dieſer Hinſicht gibt 
die Begründung des Berufungsurteils zu rechtlichen Bedenken 
keinen Anlaß. E. c. E., U. v. 30. Nov. 05, 276/05 IV. — Berlin. 

Zivilprozeßord nung. 

19. SS 50, 130 Nr. 1, 171, 253 PD. ver. mit $ 54 
868. Unterlaſſene Bezeichnung des geſetzlichen Vertreters 
einer nicht prozeßfähigen Partei in der Klage. Zuſtellungen an 
eine ſolche Partei.] 

Unter Aufhebung des Urteils des OLG. wurde die von 
der Beklagten erhobene prozeßhindernde Einrede der mangelnden 
gefeklihen Vertretung verworfen: Die Bezeichnung des geſetz⸗ 
lichen Vertreters einer nicht prozeßfähigen Partei ift kein 
weſentlicher Beſtandteil der Klagſchrift, wie der $ 253 
ZPO. ergibt; fie iſt vielmehr nur durch die Ordnungsvorſchrift 
des 5 130 Nr. 1 erfordert. Weſentlich iſt nur, daß die 
Zustellung der Klage für die nicht prozeßfähige Partei an eine 
phyſiſche Perſon erfolgt, die zur rechtswirkſamen Entgegennahme 
der Zuſtellung für jene vom Geſetze für berechtigt und ver⸗ 
pfichtet erklärt if. Nach 8 171 Abſ. 1 ZPO. erfolgen nun 
zwar die Zustellungen, die an eine nicht prozeßfähige Partei 
bewirkt werden ſollen, an ihre geſetzlichen Vertreter. 
Auch Ab. 2 „genügt“ aber bei Behörden, Gemeinden und 
Körperſchaften ſowie bei Vereinen, die als ſolche klagen 
ind verklagt werden können, die Zuſtellung an die Vor: 
ſieher und zwar, wie aus dem Gegenſatze zu Abſ. 1 erhellt, 
auch wenn dieſe nicht die geſetzlichen Vertreter ſind. Es kann 
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nun dahingeſtellt bleiben, ob die beklagte Kaſſe als Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts, ähnlich wie die Fabrikkrankenkaſſe ſelbſt 
nach den 88 25 und 64 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 
15. Juni 1883 in der Faſſung des Geſetzes vom 10. April 1892 
oder als nicht rechtsfähiger Verein (BGB. S 54 und ZRO. 
§ 50) anzuſehen iſt: immer war der Vorſtand ſatzungs⸗ 
mäßiges Organ des Vereins und an ihn oder eines der 
mehreren Vorſtandsmitglieder konnte deshalb nach 8 171 
Abſ. 2 und 3 ZPO. die Klage und der Einſpruch auch dann 
rechtswirkſam zugeſtellt werden, wenn der Vorſtand ſatzungs⸗ 
mäßig nicht zur Vertretung der Kaſſe nach außen, ins⸗ 
beſondere in einem Rechtsſtreite berechtigt war, dieſe Auf⸗ 
gabe vielmehr der Aktiengeſellſchaft, d. h. deren geſetzlichem 
Vertreter, alſo ihrem Vorſtande zufiel. Der Direktor J., an 
den die Zuſtellungen erfolgt ſind, war aber feſtgeſtelltermaßen 
ſogar Mitglied beider Vertretungen. Erhielt er die Zu⸗ 
ſtellungen, wie nach dem Rubrum der Klage anzunehmen iſt, 
als Mitglied des Vorſtandes der Kaffe, jo war dem § 171 


Abſ. 2 und 3 ZPO. Genüge geleiftet, und feine Sache war 


es, dafür zu ſorgen, daß für die Kaſſe im Rechtsſtreite der 
richtige geſetzliche Vertreter auftrat. L. c. Penſions⸗ und 
Witwenkaſſe, U. v. 1. Dez. 05, 481/05 III. — Naumburg. 
20. 5 274 Nr. 2 3PO. verb. mit § 2 Preußiſchen Klein⸗ 
bahngeſetzes vom 18. Juli 1892 § 304 ZPO. Bedeutung der 
Konzeſſionserteilung für die Einrichtung einer Anlage hinficht- 


lich der Zuläſſigkeit des Rechtsweges. Unrichtige Bezeichnung 


eines Urteils als Zwiſchenurteil. Verminderung von Immiſſionen 
während der Prozeßdauer.] 

Eine Anzahl Gärtnereibeſitzer erhob gegen die C.⸗ 
Straßenbahngeſellſchaft Klage wegen Beeinträchtigung ihres 
Eigentums durch übermäßige Zuführung von Rauch und Ruß 
aus deren Elektrizitätswerk. Beklagte war verurteilt: 1. die⸗ 
jenigen Einrichtungen herzuſtellen, welche geeignet ſind, zu ver⸗ 
hüten, daß Rauch und Ruß in einem das übliche Maß über⸗ 
ſteigenden Umfange ſich auf die klägeriſchen Grundſtücke nieder⸗ 
ſchlägt; 2. falls ſich anderweitige Einrichtungen zur Verhütung 
der Rauchbeläſtigung nicht herſtellen laſſen, den Klägern allen 
Schaden zu erſetzen, der dadurch entſteht, daß der aus ihrem 
Kamin entſtrömende Ruß und Rauch in einem das übliche 
Maß überſteigenden Umfange auf den Grundſtücken der Kläger 
ſich niederſchlägt. Die Reviſion der Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen: 1. Die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsweges kann 
in der Reviſionsinſtanz nur auf Grund des Sachverhalts ge: 
prüft und entſchieden werden, der dem angefochtenen Urteile zu⸗ 
grunde lag. Iſt ſonach auch davon auszugehen, daß bie C.⸗ 
Straßenbahn eine dem Preußiſchen Geſetz vom 28. Juli 1892 
unterliegende Kleinbahn iſt, die auf Grund einer landespolizei⸗ 
lichen Genehmigung hergeſtellt iſt und betrieben wird, ſo iſt 
doch nirgends behauptet, und an ſich nicht anzunehmen, daß 
dieſe Genehmigung dergeſtalt erteilt iſt, daß darin die Ein⸗ 
richtung der Feuerungsanlagen, z. B. die Höhe der Eſſen und 
dergleichen auf Grund des Bauplanes als Bedingung der Ge⸗ 
nehmigung ſpeziell vorgeſchrieben wäre. Solange das nicht er⸗ 
hellt, kann auch nicht angenommen werden, daß Einrichtungen, 
die geeignet ſind der übermäßigen Zuführung von Rauch und 
Ruß auf die Grundſtücke der Kläger vorzubeugen, ſich mit den 
Bedingungen unter denen die landespolizeiliche Genehmigung 
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der C.⸗Straßenbahn erfolgt iſt, in Widerſpruch ſetzen. Die 
Vorſchriften des Kleinbahngeſetzes ergeben nichts, was den 
Unternehmer hindern könnte in den Anlagen und den Betriebs⸗ 
mitteln der Bahn zeitgemäße Verbeſſerungen anzubringen, die 
den Bahnbetrieb fördern, oder doch nicht ſtören und anderer⸗ 
ſeits Beeinträchtigungen der Nachbarn verhüten oder ver⸗ 
mindern. Nur weſentliche Erweiterungen oder ſonſtige weſent⸗ 
liche Anderungen des Unternehmens der Anlage oder des 
Betriebs bedürfen nach 8 2 S. 2 a. a. O. der erneuten Ge⸗ 
nehmigung der Landespolizeibehörde. Was aber der Unter⸗ 
nehmer aus eigner Entſchließung und Machtvollkommenheit 
ohne Rückfrage bei der Landespolizeibehörde vornehmen darf, 
dazu kann er auch im Rechtswege angehalten werden, wenn es 
ſich darum handelt, ſchädliche Einwirkungen des Betriebs auf 
Nachbargrundſtücke auf ein erträgliches Maß zurückzuführen. 
Auch aus dem Aufſichtsrechte der Landespolizeibehörde (8 22 
des Geſetzes) folgt nichts, was dem Rechtswege im vorliegenden 
Falle entgegenſtehen könnte, 2. Da die Herabminderung der 
ſchädlichen Immiſſionen erſt im Laufe des Rechtsſtreits ein⸗ 
getreten iſt, ſo war die Verurteilung zur Herſtellung von Ein⸗ 
richtungen gefertigt, ſofern die Beklagte nicht nachwies, daß 
eine Wiederkehr der übermäßigen Immiſſionen ausgeſchloſſen 
ſei. Der Beweis in dieſer Beziehung lag der Beklagten ob 
und iſt nicht geführt worden. (Vgl. Turnau⸗Förster, 304 
2. Aufl.). Die Schadenserſatzpflicht wird allerdings durch die 
Einſchränkung der Immiſſionen auf ein zu duldendes Maß 
modifiziert reſp. inſoweit aufgehoben, aber das hinderte nicht, 
die Schadenserſatzpflicht im Prinzip feſtzuſtellen. Um eine 
Vorabentſcheidung im Sinne des § 304 ZPO. handelt es ſich 
hierbei nicht, und es iſt irreführend, wenn der Berufungs⸗ 
richter in den Gründen ſeine Entſcheidung als Verurteilung der 
Beklagten „dem Grunde nach“ bezeichnet. Zu einer Auf⸗ 
hebung des Berufungsurteils aber gibt dieſe irrige oder un⸗ 
genaue Bezeichnung keinen Anlaß, da ſie die Beklagte nicht 
beſchwert. Von dem Vorhandenſein eines Verſchuldens hängt 
die feſtgeſtellte Schadenserſatzpflicht nicht ab, da ſie nur auf 
die Zukunft ſich erſtreckt und inſoweit das geſetzliche Aquivalent 
dafür bildet, daß im Fall der Untunlichkeit der in erſter Linie 
geforderten Einrichtungen die Kläger nicht Einſtellung des Be⸗ 
triebes verlangen, ſondern ſich die Beeinträchtigung ihres 
Eigentums auch ferner gefallen laſſen müſſen. C.⸗Straßen⸗ 
bahn, P. u. Gen., U. v. 6. Dez. 05, 200/05 V. — Cöln. 

21. Verletzung der Verhandlungsmaxime durch richter⸗ 
liche Subſtituierung eines Prozeßſtoffes.] 

Die Klägerin hatte mit der Behauptung, daß die Beklagte 
die Kartoffeln der Klägerin, anſtatt dieſelben auftragsgemäß in 
ihrem (der Klägerin) Namen als deren Agentin zu verkaufen, 
in eigenem Namen an die Union verkauft habe, und daß ſie, 
Klägerin, infolgedeſſen von der Union, weil ſie mit ihr nichts 
zu tun habe, mit ihrer Kaufpreisforderung zurückgewieſen ſei, 
den Betrag dieſer ihr durch das vertragswidrige Verhalten der 
Beklagten entgangenen Forderung gegen die Beklagte eingeklagt. 
Die Beklagte hatte Abweiſung der Klage beantragt, indem ſie 
beſtritt, in eigenem Namen verkauft zu haben. Der erſte 
Richter verurteilte ſie aber nach dem Klageantrage, weil er für 
erwieſen erachtete, daß die Beklagte allerdings auftragswidrig 
in eigenem Namen verkauft habe. Das Berufungsgericht hat 


M 2. 1906. 


dagegen die Klage abgewieſen, indem es ausführt: Die For⸗ 
mulierung, welche die Parteien und ihnen folgend der erſte 
Richter dem Streitverhältniſſe gegeben hätten, indem ſie die 
Entſcheidung des Streites davon abhängig gemacht hätten, ob 
die Beklagte vertragswidrig gehandelt habe, gebe eine Ent⸗ 
ſcheidung überhaupt nicht an die Hand. Der Streit über die 
Vertragswidrigkeit der Handlungsweiſe der Beklagten ſei alſo 


ganz gegenſtandslos, und wenn die Parteien und der erſte 


Richter den Prozeßausgang davon abhängig machen wollten, 
ſo bedeute das eine Verkennung des wirklichen Gegenſtandes 
des Streits. Das Gericht aber habe das Recht und die Pflicht, 
den Prozeß auf ſeine wirkliche Grundlage zurückzuführen. Der 
wirkliche Streit beſtehe darüber, ob die Beklagte der Klägerin 
den durch das Erfrieren der Kartoffeln entſtandenen Schaden 
erſetzen müſſe, wenn das Erfrieren, wie die Klägerin behaupte, 
erſt nach der Abſendung entſtanden ſei. Der Klägerin ſei aber 
in einem ſolchen Falle überhaupt kein Schaden entſtanden, da 
die Gefahr des Transports die Abnehmerin, die Union, zu 
tragen habe. Die Klage ſei daher materiell unbegründet: 
Dieſe Ausführungen ſind von Anfang bis zu Ende rechtsirrig 
und verletzen die fundamentalſten Sätze des Prozeßrechts. 
Ganz abwegig und direkt der den Prozeß beherrſchenden Ver⸗ 
handlungsmaxime widerſprechend ſind die Ausführungen, in 
welchen das Berufungsgericht den Rechtsſtreit nicht auf Grund 
des ihm von den Parteien unterbreiteten Rechts⸗ und Sach⸗ 
verhältniſſes entſcheidet, ſondern einen ganz andern nicht geltend 
gemachten Anſpruch ſuppeditiert. Worüber die Parteien ſtreiten 
wollen, das haben ſie zu beſtimmen und nicht der Richter, auch 
wenn er meint, daß durch Subſtituierung eines anderen Streit⸗ 
gegenſtandes den materiellen Zwecken der Parteien beſſer ge⸗ 
dient werde. Im vorliegenden Falle iſt davon, daß ein Teil 
der Kartoffeln erfroren ſei, und von einem hierdurch entſtandenen 
Schaden in erſter Inſtanz ausweislich des Tatbeſtandes über⸗ 
haupt keine Rede geweſen; es iſt daher undenkbar, daß die 
Pflicht des Beklagten, dieſen Schaden zu erſetzen, der Streit⸗ 
gegenſtand geweſen ſei. In II. Inſtanz hatte zwar Klägerin 
auch behauptet, ihr Anſpruch ſei auch deshalb berechtigt, weil 
die Beklagte das Erfrieren der Kartoffeln verſchuldet habe. 
Darüber hat aber das Berufungsgericht gar nicht verhandelt, 
ſondern die Klage abgewieſen, weil dieſen Schaden die Union 
und nicht die Klägerin zu tragen habe. Das hat keine der 
Parteien behauptet, und darüber iſt überhaupt nicht verhandelt, 
und ohne ſolche Verhandlung konnte das Berufungsgericht eine 
ſolche Feſtſtellung um fo weniger treffen, als Über die Vertrags⸗ 
abreden in dieſer Beziehung nichts feſtſteht, auch keineswegs 
ausgeſchloſſen iſt, daß das Erfrieren der Kartoffeln auf ein 
mangelhaftes Verladen der Klägerin zurückzuführen iſt. Das 
Berufungsurteil kann hiernach nicht aufrecht erhalten werden, 
und erſchien es im Intereſſe einer ordnungsgemäßen Behand⸗ 
lung der Sache angemeſſen, die weitere Verhandlung der Sache 
einem anderen Senate zu übertragen. R. o. H., U. v. 
12. Dez. 05, 190/05 III. — Hamm. 

22. 5 574 ZPO. Ablehnung eines Antrages auf Feſt⸗ 
ſetzung des Beſchwerdewerts.] 

Der Antrag auf Feſtſetzung des Beſchwerdewerts wird 
abgelehnt, weil es ſich um keine Beſchwerde handelt und Ge⸗ 
bühren beim RG. nicht zu berechnen ſind. Wird die Beſchwerde 
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gegen eine Entſcheidung eines OLG. von dieſem nach 8 574 
380. als unzuläſſig verworfen, fo liegt darin eine gebühren⸗ 
pflichtige Entſcheidung über die Beſchwerde. Die Nachprüfung 
der Zuläſſſgkeit jener Beſchwerde auf Antrag des Beſchwerde⸗ 
führers iſt dann nach keiner geſetzlichen Beſtimmung ein ge⸗ 
bührenpflichtiger Akt, wenn ſie zur Aufrechterhaltung der Ent⸗ 
ſcheidung des OLG. führt. Auch Pfafferoth (JW. 05, 419) 
kommt zu dem Ergebniſſe, daß eine Gebühr nur einmal zu 
erheben fei; er irrt aber darin, daß das Reichsgericht die 
Stelle ſei, die Gebühren beanſpruchen könne. Hält das RG. 
die Entſcheidung des OLG. aufrecht, ſo verliert dieſe nicht ihre 
Wirkung, ſondern bleibt beſtehen. Zur Einholung einer Plenar⸗ 
entſcheidung liegt kein Anlaß vor, da der II. 3S. die vor⸗ 
liegende Frage gar nicht erörtert, ſondern lediglich entſchieden 
hat, daß der Antragſteller die durch den Antrag veranlaßten 
weiteren Koſten (vgl. Schluß der Gründe) zu tragen habe. 
Damit ſind anſcheinend Auslagen gemeint. Wenn die Gerichts⸗ 
ſchreiberei Gebühren berechnet hat, ſo gibt das keinen Anlaß 
zur Einholung der Entſcheidung der VIS. D. c. W., Beſchl. 
v. 13. Dez. 05, B 341/05 V. — Reichsgericht. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

23. $ 13 GVG. in Verb. mit Art. 2 des Geſetzes vom 
22. Mai 1902. Richterliche Nachprüfung der Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges trotz Bejahung der Zuläſſigkeit durch den Kompetenz⸗ 
gerichtähof. ] 

Die Reviſionsklägerin beftreitet zunächſt wie in den Vor⸗ 
intanzen die Zuläſſigkeit des Rechtsweges. Sie bemerkt, in 
dieſer Beziehung überhebe weder das Urteil des Königlichen 
Gerichtshofes zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte vom 
29. Juni 1901 noch auch das Geſetz vom 22. Mai 1902 
(Geſetzamml. 145) das RG. der Verpflichtung zur Nachprüfung. 
Lezteres iſt richtig. Hat wie im gegenwärtigen Falle der 
Kompetenzgerichtshof den Rechtsweg für zuälffig erklärt, fo legt 
allerdings Art. 2 des Geſetzes vom 22. Mai 1902 dieſer Ent⸗ 
ſceidung nach einer Richtung hin konſtitutive Bedeutung 
bei. (Begründung des Geſetzentwurfs Bd. 4 der Druckſachen 
dez Abgeordnetenhauſes S. 2679). Es wird nämlich die 
bis dahin etwa beſtehende Zuſtändigkeit einer Verwaltungs⸗ 
oder Verwaltungsgerichtsbehörde durch die Entſcheidung des 
onpetenzgerichtshofes aufgehoben. Unter der Vorausſetzung 
ao, daß es ſich um eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit handelt, 
beseitigt die Entſcheidung zugleich gegenüber der Geſetzesregel 
des 3 13 GG., wonach alle bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
vor die ordentlichen Gerichte gehören, für den konkreten Fall 
bie eine der dort vorgeſehenen beiden Ausnahmen, nämlich die 
Einschränkung der Gerichtszuſtändigkeit durch die landesgeſetzlich 
berordnete Zuſtändigkeit einer Verwaltungsbehörde oder Ber: 
waltunzögerichtsbehörde. Allein das Geſetz vom 22. Mai 1902 
wilt auf vorher erlaſſene Entſcheidungen des Kompetenz⸗ 
gerichtshofes nicht zurück. Es war deshalb in Übereinſtimmung 
Au dem Urteil des III. ZS. vom 25. März 1884 (RG. 11, 
30h) anzunehmen, daß unabhängig von der in dem Urteil vom 
2. Juni 1901 enthaltenen Entſcheidung es dem NG. obliegt, 
über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges von neuem zu befinden. 
4 gegebenen Falle iſt indeſſen die Zuſtändigkeit der ordent⸗ 
ihen Gerichte nicht zu bezweifeln. (Wird dargelegt). K.⸗G. 
u F. e. v. B., U. v. 30, Nov. 05, 14/05 IV. — Berlin. 
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Wechſelordnung. 

24. Art. 9, 10, 81 MD. verb. mit 88 812, 813 86. 
Im Zweifel iſt die Verpflichtung, einen Wechſel mitzuvollziehen, 
keine Verbürgung des bürgerlichen Rechts. — Keine Bereicherungs⸗ 
klage, wenn derjenige, der, ohne verpflichtet zu ſein, einen 
Wechſel, zu deſſen Zeichnung und Einlöſung er ſich verpflichtet 
hatte, trotz wechſelmäßiger Ungültigkeit feiner Zeichnung einlöft.] 

Der Kläger hat beim Beklagten einen in deſſen Beſitze 
befindlichen Wechſel eingelöſt und behauptet, durch dieſe Leiſtung 
eine Nichtſchuld beglichen zu haben. Er fordert nach 5 812 
BGB. die Herausgabe der Bereicherung. Die Klage iſt vom 
LG. abgewieſen, die Berufung und die Reviſion hatten keinen 
Erfolg: Die Unterſchrift des Klägers auf dem Papier ſtellt 
ſich äußerlich als ein Blanko⸗Indoſſament dar, das auf ein 
darüber ſtehendes erſtes Blanko⸗Indoſſament folgt. Dieſes aber 
iſt ſchon in Wahrheit kein Indoſſament, weil deſſen Ausſteller 
beim Fehlen eines ihn legitimierenden Indoſſaments des Re⸗ 
mittenten zur Übertragung des Wechſels nicht befugt war. 
Art. 9, 10 WO. Daher kann auch die Unterſchrift des Klägers 
als ein gültiges Indoſſament nicht in Betracht kommen. Ein 
Recht, aus dem Wechſel gegen den Kläger zu klagen, ſtand 
daher der Beklagten nach Art. 81 WO. nicht zur Seite. Und 
ebenſo unzweifelhaft iſt, daß der Kläger, obwohl er den Wechſel 
beim Beklagten eingelöſt hat und beſitzt, nach Art. 36 nicht 
legitimiert iſt, ſeinerſeits Wechſelrechte gegen den Akzeptanten 
oder die Ausſtellerin oder den Pſeudo⸗Vorindoſſanten geltend 
zu machen. Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß die Klage auf 
die Rückforderung der bei der Einlöſung des Wechſels vom 
Kläger gemachten Leiſtungen an und für ſich nach 88 812, 
813 BGB. rechtlich und tatſächlich begründet iſt. Trotzdem 
hatte die erfolgte Abweiſung der Klage zu erfolgen. Das 
OLG. führt aus, daß eine Verbürgung nach bürgerlichem Rechte 
nicht vorliege, von den Parteien vielmehr nichts anderes gewollt 
und betätigt ſei, als die Herbeiführung einer weckſelmäßigen 
Mithaftung des Klägers für die Wechſelſchuld des B. Das 
ſteht im Einklange mit der Auffaſſung, die das RG. in ähn⸗ 
lichen Fällen wiederholt vertreten hat. (Vgl. RG. 48, 152; 
51, 113.) Das OLG. führt aber weiter aus, daß wenn die 
Beteiligten etwas anderes als eine wechſelmäßige Haftung des 
Klägers auch nicht ins Auge gefaßt hätten, deren wirkſame 
Herbeiführung doch die Vorausſetzung dafür geweſen wäre, daß 
der Beklagte den Wechſel als Gegenleiſtung für feine Zahlung 
an B. annahm. Der Beklagte habe aber einen Wechſel, der 
ihm einen Regreßanſpruch gegen den Kläger gewähren konnte, 
nicht erhalten, ohne daß die Parteien dies zunächſt bemerkt 
hätten. Nach dem Sinne des von ihm vermittelten Abkommens 
aber ſei der Kläger verpflichtet geweſen, einen ihn verpflich⸗ 
tenden Wechſel über die B.'ſche Schuld zu zeichnen. Da er 
aber einen ſolchen Wechſel auch nach Wechſelrecht habe einlöſen 
müſſen, ſo falle die geſchehene Einlöſung des teilweiſe kraftloſen 
Wechſels im ſchließlichen Erfolge mit feiner tatſächlich über⸗ 
nommenen Rechtsverpflichtung zuſammen. Er würde im Falle 
ſeines Obſiegens nur erhalten, was er auf Andringen des Be- 
klagten doch wieder herausgeben müßte. Der Beklagte habe 
daher recht, wenn er dem Verſuche des Klägers, aus der 
Mangelhaftigkeit des fraglichen Wechſels ſeine Nichtſchuld her⸗ 
zuleiten, mit dem Vorwurfe der Argliſt begegne. Dieſer Aus⸗ 
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führung iſt beizutreten. Der Rückforderungsanſpruch der 
88 812, 813 BGB. beruht auf dem allgemeinen Grundſatze 
der Billigkeit und Gerechtigkeit. Er ſoll die Ausgleichung einer 
eingetretenen Vermögensveränderung da herbeiführen, wo dieſe 
Veränderung ohne rechtfertigenden Grund eingetreten iſt. Die 
Zubilligung des Anſpruchs darf demnach nur erfolgen unter 
Berückſichtigung der geſamten zwiſchen den Parteien obwal⸗ 
tenden Rechtslage und unter Berückſichtigung des Grundſatzes, 
daß jedermann ſein Verhalten ſo einrichten muß, wie es Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte fordern. Der 
Kläger hatte das Wechſelgeſchäft des Beklagten mit B. ver⸗ 
mittelt und ſollte und wollte dem Beklagten einen gültigen 
Wechſel mit ſeiner Unterſchrift verſchaffen. Dazu iſt es infolge 
eines Verſehens nicht gekommen. Ob der Beklagte, nachdem 
er den Wechſel ohne das Verſehen zu bemerken valutiert hatte, 
ſich beim Kläger hätte ſchadlos halten können, ſteht zur Zeit 
nicht in Frage. Nachdem der Kläger aber einmal den Wechſel 
ſo eingelöſt hat, wie wenn die Parteiabſicht verwirklicht und 
er ſich wechſelmäßig verpflichtet hätte, muß ihm ein Rückforde⸗ 
rungsanſpruch verſagt werden. Z. c. V., U. v. 29. Nov. Ob, 
318/05 J. — Königsberg. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

25. 88 4, 5, 35 PatG., verb. mit § 823 BGB. Scha⸗ 
denserſatzanſpruch wegen Patentverletzung. Iſt eine ſolche auch 
nach der Klageerhebung ohne Rückſicht auf grobe Fahrläſſigkeit 
zuzuſprechen 2] 

Klägerin verlangte von der Beklagten Schadenserſatz wegen 
Patentverletznng. Das OLG. wies die Klage ab, weil der Be: 
klagten bei der Patentverletzung weder Wiſſentlichkeit noch 
grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt falle. Die Reviſion der Klä⸗ 
gerin hatte keinen Erfolg: Die angefochtene Entſcheidung 
wird in dieſer Hinſicht hauptſächlich darauf geſtützt, daß 
die jetzt als irrig feſtgeſtellte Patentauslegung der Beklagten 
ſowohl beim Kaiſerlichen Patentamt, wie auch von den beiden 
Vorinſtanzen in den aufgehobenen Urteilen für richtig gehalten 
ſei. Es kann nun der Reviſion zugegeben werden, daß dieſe 
Auslegung vom Patentamte wie von den Vorinſtanzen weſent⸗ 
lich mit aus der Entſtehungsgeſchichte des Patentes hergeleitet 
wurde und daß der Beklagten die Einzelheiten der letzteren bei 
Begehung der Patentverletzungen nicht bekannt ſein mochten. 
Dies ſpricht aber nicht dafür, daß die Beklagte auf Grund des 
ihr vorliegenden Auslegungsmaterials zu einem anderen Er⸗ 
gebnis hätte gelangen müſſen. Denn da das RG. gerade aus 
derſelben Entſtehungsgeſchichte die Unrichtigkeit jener einſchrän⸗ 
kenden Auslegung nachgewieſen hat und andererſeits drei Stellen 
der Patentbeſchreibung dieſer Auslegung entſchieden zur Seite 
ſtehen, ſo rechtfertigt ſich der Schluß, daß die Beurteilung in 
jedem Falle eine ſehr ſchwierige war und daß man auch ohne 
Heranziehung der Entſtehungsgeſchichte leicht zu einem unrichtigen 
Ergebnis gelangen konnte. Was endlich die von der Reviſion 
angeregte Frage anlangt, ob nicht der Klägerin der ihr durch 
nach der Klageerhebung ſtattgehabte Patentverletzungen ver⸗ 
urſachte Schaden ohne Rückſicht auf grobe Fahrläſſigkeit der 
Beklagten zuzuſprechen ſei, ſo hat ſich der Senat nach ein⸗ 
gehender Erörterung der hierüber in der Literatur vertretenen 
Anſichten (vgl. Kohler, Handbuch des Deutſchen Patentrechts 
S. 561, Bolze im Arch ZivPrax. 02, 319 ff., Jeß in der 
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DIZ. 05, 725 ff.) für ihre Verneinung entſchieden. Nach 
§ 35 PatG. findet ein Entſchädigungsanſpruch des Patent⸗ 
inhabers nur gegen denjenigen ſtatt, der wiſſentlich oder aus 
grober Fahrläſſigkeit die Erfindung den SS 4 und 5 zuwider 
in Benutzung nimmt, ohne daß dabei zwiſchen der Zeit vor 
und der Zeit nach Klageerhebung unterſchieden würde. Dies 
würde freilich die Anwendung beſonderer Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Rechts über die Wirkung der Rechtshängigkeit 
nicht ausſchließen. Es fehlt aber an ſolchen Beſtimmungen, aus 
denen ſich ein weitergehender Schadenserſatzanſpruch herleiten 
ließe. Insbeſondere verſagt hier auch die Analogie des dem 
Eigentümer einer Sache nach 8 1004 BGB. zuſtehenden nega⸗ 
toriſchen Anſpruchs. Bei Beeinträchtigung des Eigentums 
ohne Vorenthaltung oder Entziehung des Beſitzes kann der 
Eigentümer nach BGB. 8 823 ſchon bei bloßer Fahrläſſigkeit 
des Täters Schadenserſatz verlangen, indeſſen findet eine Stei⸗ 
gerung ſeiner Rechte als Wirkung der Rechtshängigkeit nicht 
ſtatt. Daraus folgt, daß auch eine Steigerung der Rechte des 
Patentinhabers gegen den Verletzer als Wirkung der Rechts⸗ 
hängigkeit aus dem Bürgerlichen Rechte nicht abzuleiten iſt und 
daß die allgemein beſtimmten Vorausſetzungen ſeines Entſchä 
digungsanſpruches auch für die Zeit nach der Klageerhebung 
maßgebend bleiben. D. c. C., U. v. 8. Nov. 05, 189/05 I. — 
Darmſtadt. 

Geſetz betr. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
vom 20. April 1892. 

26. 8 3 Ziff. 2 GmbHG. Erfordernis der Indi⸗ 
vidualiſierung des Gegenſtandes des Unternehmens einer Gmbh. 
im Geſellſchaftsvertrage.] 

Der Reviſionskläger hat den zwiſchen Parteien abge⸗ 
ſchloſſenen, die Errichtung einer GmbH. bezweckenden Vertrag 
vom 21. März 1903 als nichtig bezeichnet, weil der Gegenſtand 
nicht beſtimmt genug bezeichnet ſei. Er rügt, daß die Bezeichnung 
des Gegenſtandes des Unternehmens nicht der zwingenden Vor⸗ 
ſchrift des § 3 Ziff. 2 GmbHG. entſpreche, wenn in dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag (S 3) geſagt iſt: Gegenſtand des Unternehmens ſei 
außer den ſpeziell bezeichneten Geſchäften „auch der Betrieb 
anderer kaufmänniſcher Geſchäfte“. Die Notwendigkeit einer 
gewiſſen Individualiſierung des Gegenſtandes des Unternehmens 
beſtehe für die GmbH. in gleicher Weiſe, wie für die Aktien⸗ 
geſellſchaft; für erſtere ergebe ſie ſich überdies aus den Vor⸗ 
ſchriften des 8 8 Nr. 4, § 41 Abſ. 4 und 8 61 des Geſetzes. 
Die Frage, ob und inwieweit die Bezeichnung des Gegenſtandes 
des Unternehmens im Geſellſchaftsvertrag eine beſtimmte, in 
gewiſſen Beziehungen individualiſierende ſein muß iſt in der 
Literatur ſowohl für die Aktiengeſellſchaft (vgl. $ 182 Abſ. 2 
Ziff. 2 des HGB.) als für die Gmbh. eine beſtrittene. Hier iſt die 
Frage nur für die GmbH. zu entſcheiden. Es iſt dem Ver⸗ 
treter des Reviſionsklägers zuzugeben, daß die Mehrheit der 
Bearbeiter des Geſetzes vom 20. April 1892 (vgl. Birken bihl 
8 3 Anm. 4, Eifer 8 3, Förtſch 8 3 Anm. 6, Lieb⸗ 
mann 8 3, Merzbacher § 3 Anm. 4, Pariſius⸗Crüger 
§ 3 Anm. 4; vgl. auch Holdheims W. 03, 295) auf dem 
Standpunkt ſtehen, das Geſetz erfordere eine derartige Be⸗ 
zeichnung des Gegenſtandes des Unternehmens im Geſellſchafts⸗ 
vertrag, daß hiernach das Unternehmen beſtimmt und individuell 
als ſolches erkannt werden kann. Und zwar wird teils eine 
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möglichſt präziſe Beſtimmung verlangt (Birkenbihlh), teils 
wird es für genügend erachtet, wenn die Bezeichnung des 
Gegenſtandes des Unternehmens wenigſtens beſtimmte Anhalts⸗ 
punkte bietet (Eſſer, Liebmann). Gegenſtand des Unter⸗ 
nehmens einer GmbH. kann an und für ſich jeder erlaubte 
Zweck ſein. Die Geſellſchaft gilt aber im Sinne des HGB. 
als Handelsgeſellſchaft ſelbſt dann, wenn ihr Unternehmen nicht 
auf den Betrieb von Handelsgeſchäften gerichtet iſt (vgl. 8 13 
des Geſetzes). Hiernach finden auf fie gemäß 8 6 des HGB. 
die in Betreff der Kaufleute gegebenen Vorſchriften inſoweit 
Anwendung, als nicht das Reichsgeſetz vom 20. April 1892 
Sonderbeſtimmungen enthält. Der Kaufmann iſt durch das 
Geſetz in keiner Weiſe beſchränkt, alle Arten von Handels⸗ 
geihäften zum Gegenſtand ſeines Geſchäftsbetriebs zu machen 
und ebenſowenig kann für die GmbH. ein anderes aus dem 
Geſez entnommen werden. Es beſteht in dieſer Hinſicht keine 
Einschränkung der gewerblichen Freiheit und ſie ergibt ſich auch 
nicht aus der Beſonderheit des Geſellſchaftsrechts. Die An⸗ 
wendung der Beſtimmungen der SS 1, 8 Abſ. 1 Nr. 4, 41 
Ab. 4 61 des Geſetzes, welche nach der entgegenſtehenden Ans 
ft zu dieſer Einſchränkung führen ſoll, bleibt von dieſer Auf⸗ 
faſung völlig unberührt. Iſt als Gegenſtand des Unter⸗ 
nehmens der Betrieb von Handelsgeſchäften oder kaufmänniſchen 
Geschäften aller Art angegeben, fo ift ohne weiteres erſichtlich, 
daß die Geſellſchaft zu einem „geſetzlich zuläſſigen Zwecke“ er⸗ 
rihtet it. Ein Unternehmen dagegen, das beſonders ſtaatlicher 
Genehmigung bedarf, iſt als Ausnahme von der Regel nicht 
zu unterſtellen. Betreibt die Geſellſchaft ein ſolches oder geht 
ſie ſpäter zu ihm über, ſo iſt ſelbſtverſtändlich dem Erfordernis 
des 9 8 Ziff. 4 zu genügen. Dabei kann es hier dahingeſtellt 
bleiben, ob im letzteren Falle eine Anderung des Gegenſtandes 
des Unternehmens, alſo des Geſellſchaftsvertrags angenommen 
werden müßte. Betreibt die Geſellſchaft gewerbsmäßig Bank⸗ 
geſchäfte, jo muß fie der Vorſchrift des 8 41 Abſ. 4 genügen, 
mag nun der Betrieb von Bankgeſchäften von vornherein als 
Gegenſtand des Unternehmens bezeichnet fein, oder mag fie 
tätſächlich Bankgeſchäfte betreiben, ohne daß eine Spezialiſierung 
des Gegenſtands ihres Unternehmens in dieſer Hinſicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. Wenn endlich in $ 61 Abſ. 1 des Geſetzes 
unter den wichtigen Gründen, welche den Anſpruch auf Auf⸗ 
bung der Geſellſchaft rechtfertigen, die Unmöglichkeit der Er⸗ 
nichung des Geſellſchaftszweckes hervorgehoben wird, fo hat 
les mit der Frage nach der Notwendigkeit einer Indi⸗ 
ibualiſierung des Geſellſchaftsunternehmens, das von dem 
Geſellſchaftszwecke wohl zu unterſcheiden iſt, überhaupt nichts 
M tun. Das Unternehmen, welches das Mittel bildet, den 
Atved der Geſellſchaft zu verwirklichen, kann eben von vorn⸗ 
herrin weiter oder enger in Ausſicht genommen ſein, und wer 
ner Geſellſchaft beitritt, die in ihrem Geſellſchaftsvertrag kauf⸗ 
mümiſche Geſchäfte aller Art als Gegenſtand ihres Unter⸗ 
nehmens bezeichnet, der erklärt damit ſein Einverſtändnis, daß 
der Geſellſchaft zur Erreichung ihres Zweckes Bewegungsfreiheit 
m angegebener Weiſe gewährt iſt. Hiernach muß die im 
Geſellſchaftsvertrag einer GmbH. enthaltene Beſtimmung, wo⸗ 
nach als Gegenſtand des Unternehmens ſchlechthin der Betrieb 
iu Handelsgeſchäften angegeben wird oder in welchem zwar 
Finjelne Branchen kaufmänniſcher Tätigkeit ausdrücklich er⸗ 
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wähnt ſind, dann aber als Generalklauſel auch der Betrieb 
von anderen kaufmänniſchen Geſchäften (wie im vorliegenden 
Falle) vorgeſehen iſt, als eine geſetzlich zuläſſige und gültige 
Beſtimmung angeſehen werden. Vgl. Staub, Kommentar 
zum Geſetz betr. die GmbH. § 3 Anm. 8. K. c. B., U. v. 
25. Nov. 05, 228/05 I. — Hamburg. 

Grundbuchordnung. 

27. 55 17, 46, 79 GB0O., $ 130 ZVG., 8 28 Preußiſchen 
Koſtengeſetzes vom 25. Juni 1895. Über Anträge des Erſtehers 
eines Grundſtücks vor Verlautbarung ſeines Eigentumsrechtes. 
Das RG. pflichtet dem KG. gegenüber dem Bayeriſchen 
Oberſten Landesgericht bei. Beſchwerde nur wegen der 
Koſten 7] 

Frau S., jetzt Eigentümerin eines Grundſtücks, hat — 
bevor ſie als Eigentümerin eingetragen war — in einer von 
dem Notar A. beglaubigten Urkunde mit der Erklärung, daß ſie 
das gedachte Grundſtück im Zwangsverſteigerungsverfahren er⸗ 
ſtanden habe, die Eintragung einer Sicherungshypothek für P. 
bewilligt und beantragt, und zwar für Vorſchüſſe, die er ihr 
für den noch bevorſtehenden Kaufgelderbelegungstermin gegeben 
habe, bzw. in dieſem Termin geben werde. Dieſe Urkunde 
wurde dem Grundbuchamte von dem Notar A. mit dem Antrage 
überreicht, ſie zu präſentieren und die Eintragung nach Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs auf den Namen der Frau S. zu 
bewirken. Demnächſt — aber ebenfalls noch vor der Ein⸗ 
tragung der Frau S. als Eigentümerin des Grundſtücks — iſt 
von dem Notar A. noch ein weiterer von ihm beglaubigter 
Antrag auf Eintragung einer Hypothek bei dem Grundbuchamt 
eingegangen. Letzteres hat beide Anträge koſtenpflichtig zurück 
gewieſen und die Urkunden zurückgereicht. Die Anträge ſind 
ſpäter, nachdem Frau S. als Eigentümerin des Grundſtücks 
eingetragen war, wiederholt und nunmehr ſind die Eintragungen 
bewirkt worden. Die Grundſtückseigentümerin hat aber gegen 
den amtsgerichtlichen Beſchluß wegen der Koſten Beſchwerde 
erhoben. Dieſe wurde vom LG. zurückgewieſen. Frau S. 
legte gegen dieſen Beſchluß weitere Beſchwerde ein, der das KG. 
ſtattgeben wollte, es ſah ſich aber hieran durch einen Beſchluß 
des F3 S. des Bayobs G. vom 10. Auguſt 1903 (mitgeteilt in 
BayObs GZ. 4, 608; auch in OLG. 8, 10 u. 9, 382) behindert, 
in dem der Grundſatz aufgeſtellt iſt, daß wenn der Erſteher im 
Zwangsverſteigerungsverfahren vor der Berichtigung des Grund⸗ 
buchs einen Antrag auf Eintragung einer Hypothek ſtellt, der 
Grundbuchrichter berechtigt iſt, den zur Zeit noch nicht ausführ⸗ 
baren Antrag zurückzuweiſen. Das KG. hat daher die weitere 
Beſchwerde unter Begründung ſeiner Rechtsauffaſſung gemäß 
5 79 Abſ. 2 GBO. dem RG. vorgelegt. Das RG. ſchloß ſich 
der Rechtsauffaſſung des KG. an und ordnete die Nieder⸗ 
ſchlagung der Koſten des Grundbuchamtes und des LG. an: 
Zwar könnte in Frage kommen, ob hier der im § 79 Abſ. 2 
EBD. vorausgeſetzte Fall überhaupt vorliegt; denn die weitere 
Beſchwerde betrifft die Entſcheidung des Koſtenpunktes, während der 
Beſchluß vom 10. Auguſt 1903, durch den ſich das KG. an einer 
ſeiner Rechtsauffaſſung entſprechenden Entſcheidung für behindert 
anſieht, in der Sache ſelbſt ergangen iſt. Mit Rückſicht hierauf 
könnte man meinen, daß die Abweichung nur in der Begründung, 
nicht in der Entſcheidung hervortreten werde, und man könnte 
dies zur Anwendung des § 79 Abſ. 2, da dieſer nach ſeinem 
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Wortlaut vorausſetzt, daß ein OLG. „von der auf weitere Be⸗ 
ſchwerde ergangenen Entſcheidung eines anderen OLG.“ ab⸗ 
weichen wolle, nicht für genügend erachten. Aber dem Sinne 
des Geſetzes würde man damit nicht gerecht werden. Denn 
über den Koſtenpunkt allein iſt die Entſcheidung nur deshalb 
ergangen, weil die Hauptſache erledigt war, in Wahrheit trifft 
die Entſcheidung die ſtreitige Frage ſelbſt und ſchließt die Aus⸗ 
legung einer das Grundbuchrecht betreffenden reichsgeſetzlichen 
Vorſchrift in ſich. Dadurch, daß ſie auf den Koſtenpunkt 
beſchränkt bleiben muß, wird weder die Anwendbarkeit des 
8 79 Abſ. 2 ausgeſchloſſen, noch andrerſeits die Anwendbarkeit 
des § 28 Preußiſchen Koſtengeſetzes vom 25. Juni 1895 be⸗ 
gründet. Auch darin war dem KG. beizutreten, daß die 
erhobene weitere Beſchwerde, obwohl ſie nur den Koſtenpunkt 
betrifft, für zuläſſig zu erachten iſt. Es genügt, hierüber auf 
die ausführliche Begründung in dem oben erwähnten Beſchluſſe 
des KG. vom 3. Juni 1901 Bezug zu nehmen. Endlich hat das 
KG. auch bereits zutreffend hervorgehoben, daß in dem erſten 
Eintragungsantrage des Notars keineswegs, wie das Amts⸗ 
gericht angenommen hat, eine Einſchränkung der in der Urkunde 
abgegebenen Willenserklärung liegt. Was nun nach Erledigung 
dieſer Nebenpunkte die zu entſcheidende grundbuchrechtliche Frage 
ſelbſt anlangt, ſo hat das KG. richtig hervorgehoben, daß die 
für ſie maßgebende Norm nicht ſowohl aus den Vorſchriften 
der GBO. zu entnehmen, als vielmehr in $ 130 Abſ. 3 ZG. 
zu finden iſt. Denn ſoweit neben den allgemeinen Vorſchriften 
der GBO. für beſondere Fälle noch reichsgeſetzliche Beſtimmungen 
beſtehen, müſſen dieſe mit jenen zuſammengehalten werden, um 
die geſetzlich feſtgeſetzte Norm zu erkennen. Der § 130 Abſ. 3 
3G. beruht auf einem Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion. 
Er ergab ſich als notwendig, weil die Kommiſſion den § 90 
Abſ. 1 Satz 2 des II. Entwurfs des ZVG., nach welchem dem 
Erſteher das Recht, Eintragungen in das Grundbuch zu be⸗ 
antragen, erſt zuſtehen ſollte, nachdem er ſelbſt als Eigentümer 
eingetragen ſei, geſtrichen und damit dem Erſteher, der durch 
den Zuſchlag bereits Eigentümer geworden war, die Möglichkeit 
eröffnet hatte, ſchon vor ſeiner Eintragung mit dem ihm zu⸗ 
geſchlagenen Grundſtück wirkſam Hypothek zu beſtellen. Der 
Erſteher ſollte nach der Abſicht der geſetzgebenden Faktoren 
ſchon zwiſchen dem Zuſchlage und der Grundbuchberichtigung 
befugt ſein, Hypotheken an dem ihm zugeſchlagenen Grund⸗ 
ſtücke zu beſtellen. Dieſe Abſicht aber kann, wie das KG. 
richtig erkannt hat, nur dann verwirklicht werden, wenn der 
Grundbuchrichter verpflichtet iſt, den Eintragungsantrag bei den 
Akten anzunehmen und zu behalten. Nur ſo kann der vom 
Erſteher bewilligten Hypothek nach den Vorſchriften der GBO. 
(S§ 17, 46) der Rang vor ſpäteren Einträgen geſichert werden. 
Der Erſteher muß auch berechtigt ſein, ſchon vor der Grund⸗ 
buchberichtigung Eintragungsanträge dem Grundbuchamt ein⸗ 
zureichen, um ſie durch Eintragung zu erledigen, ſobald dies 
geſetzlich ($ 130 Abſ. 3 ZVG.) zuläſſig fein wird oder — um 
dieſen Satz mehr den Vorſchriften der GBO. auzupaſſen — 
daß die noch nicht erfolgte Berichtigung des Grundbuchs einer 
vom Erſteher beantragten Eintragung gegenüber nicht als ein 
dieſer Eintragung entgegenſtehendes Hindernis im Sinne des 
8 18 GBO. angeſehen werden darf. An dieſem Ergebnis 
würde die in dem Beſchluſſe des Bayobe G. vom 10. Auguſt 1903 
angeſtellte Erwägung nichts ändern können, daß die Zulaſſung 
des Antrags des Erſtehers dem Zwecke der Grundbucheinrichtung 
inſofern widerſpreche, als dann die Einſichtnahme des Grund⸗ 
buchs keine Sicherheit mehr dafür geben würde, daß deſſen 
Inhalt richtig und vollſtändig ſei. Dieſes Argument verſagt 
aber überhaupt, weil das Grundbuch eine Sicherheit dafür, daß 
nicht nach der letzten Eintragung noch weitere Eintragungen 
beantragt ſind, welche der richterlichen Erledigung harren, weder 
geben ſoll, 97 kann. Grundbuchſache von Eſſen, Beſchl. 
v. 9. Dez. O5, B. 326/05 V. — Berlin. N 
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Grundlegende Entſcheidungen. 


In Entſch. Nr. 1 wird der Sicherungsverkauf von neuem 
als rechtswirkſam anerkannt und gegen die wiederum verſuchten 
Angriffe verteidigt. 

Entſch. Nr. 5 gibt wichtige Grundſätze über den Regreß 
der Berufsgenoſſenſchaft gegen den aus dem HaftpflG. haftenden 
Unternehmer. 

Einen inſtruktiven Fall für die Anwendung der 88 323, 
324 BGB. bietet Entſch. Nr. 7. 

Von praktiſcher Bedeutung iſt Entſch. Nr. 8. Sie ſpricht 
aus, daß die Nichtigkeit des vertragsmäßigen Ausſchluſſes der 
Gewährleiſtung nach $ 476 BGB. nur ſoweit, als die Argliſt 
reicht, eintritt. Iſt ſomit bei Ausſchluß der Gewährleiſtung 
wegen mehrerer Mängel ein einzelner von ihnen argliſtig 
verſchwiegen, ſo iſt die die Gewährleiſtungspflicht ausſchließende 
Abrede nur in Anſehung des verſchwiegenen Mangels nichtig, 
bleibt im übrigen aber wirkſam. 

In Entſch. Nr. 11 wird derjenige, der es für einen anderen 
übernimmt, an deſſen Stelle Obliegenheiten zu erfüllen, deren 
Vernachläſſigung geeignet iſt, das Leben, den Körper oder die 
Geſundheit Dritter zu verletzen, in weitem Umfange dem Ver⸗ 
letzten gegenüber für haftbar erklärt. 

Die Entſch. Nr. 13 wendet der 8 826 BGB. an auf den 
Fall eines Vertragsſchluſſes, bei dem die Beteiligten im eigenen 
Intereſſe zuſammenwirkten, um dem Dritten die Durchführung 
ſeiner Rechte unmöglich zu machen. 

Neue Grundſätze zur Beſtimmung des Begriffs „Tierhalter“ 
entwickelt Entſch. Nr. 14. Nach den Abſichten des Geſetzgebers 
ſoll der bisherige Tierhalter ſolange aufhören, Tierhalter im 
Sinne des 8 833 BGB. zu fein, als er das Tier einem anderen 
zu deſſen eigenem Gebrauch ohne Entgelt übergab und dieſer 
das Tier, wenn auch nur vorübergehend, einſtellte. 

Ein Verteilungsſtreit bietet in Entſch. Nr. 15 den Anlaß, 
die aus einer nur zum Teil validierenden Sicherungshypothek 
ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Eigentümer, dem 
Sale und dem nachſtehenden Hypothekengläubiger zu 
erörtern. 

In Entſch. Nr. 17 wird gegen die Meinung des KG. 
und des OLG. Dresden für den Erziehungsſtreit zwiſchen 
geſchiedenen Ehegatten die Notwendigkeit der Beſtellung eines 
Pflegers für das Kind verneint. 

Aber die Auskunftspflicht des Erben gegenüber dem Pflicht⸗ 
teilsberechtigten verhält ſich Entſch. Nr. 18. 

Entſch. Nr. 27 ſtellt das dem Erſteher eines Grundſtücks 
zuſtehende Recht klar, in der Zeit zwiſchen dem Zuſchlag und 
der Grundbuchberichtigung Eintragungsanträge bei dem Grund⸗ 
buchamt einzureichen, ſo daß das Grundbuchamt die noch nicht 
erfolgte Berichtigung des Grundbuchs einer von dem Erſteher 
beantragten Eintragung gegenüber als Zurückweiſungsgrund im 
Sinne des 8 18 GBO. nicht verwenden darf. N. 


Vermiſchtes. 


. Am 15. Dezember 1905 verſtarb in feinem 70. Lebens- 
jahre der Rechtsanwalt am Reichsgerichte, Geh. Juſtizrat 
Dr. Franz Patzki. Seit 1877 der Rechtsanwaltſchaft beim Ober⸗ 
tribunal in Berlin angehörend, trat er mit der Be ung 
des Reichsgerichts in deſſen Anwaltſchaft über. Die Rechts⸗ 
anwälte des Reichsgerichts wählten ihn im Jahre 1903 zum 
Vorſitzenden ihres Kammervorſtandes. Die Rechtspflege verliert 
die Mitarbeit eines durch hervorragende Charakters und Geiſtes⸗ 
N ſowie umfaſſende Kenntniſſe beſonders ausgezeichneten 
annes. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Am 26. Jannar d. Js. feierte der ſtellvertretende Schatz⸗ 

meifter der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte, Herr 
Geheimer Juſtizrat Dr. Oehme in Leipzig, ſein fünfzig- 
jähriges Berufs jubiläum. Der hochverdiente Kollege wurde, 
am 2. September 1831 geboren, im Jahre 1856 als Advokat 
in Leipzig immatrikuliert und iſt ſeitdem dort in beſonders 
angejehener Stellung tätig geweſen. In Anerkennung feiner 
großen Verdienſte um die Rechtspflege verlieh ihm die 
jrriſtiſche Fakultät der Univerſität Leipzig 1903 die Würde 
eines Doctor juris honoris causa. 

Eine Deputation des Vorſtandes der Hülfskaſſe, dem 
der Jubilar ſeit ihrer Begründung im Jahre 1885 angehört, 
ind des Dentſchen Anwaltvereins überbrachten dem Kollegen 
ihre herzlichen Glück⸗ und Segenswöuſche. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Königsberg, Bamberg und Breslau haben der Kaſſe 
abermals Beihülfen und zwar Königsberg 1000 Mark, 
Bamberg 1500 Mark und Breslau 2000 Mark gewährt. 
den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen 
Beihülfen der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Minderung und Stundung. 
Von Dr. Sternberg, Breslau. 


Es iſt die Frage aufgeworfen worden, wie die Minderung 
des zum Teil geſtundeten Kaufpreifes eines Grundſtücks zu 
vollziehen iſt. (Vgl. DIZ. X. Jahrgang Nr. 8 S. 405.) 


Einem Rechtsſtreite, in dem dieſe Frage zur Entſcheidung 


fand, lag folgender Sachverhalt zugrunde: 

A veräußert an B ein Grundſtück zu dem vereinbarten 
Kaufpreiſe von 100 000 Mark. Der Kaufpreis wird in der 
Weiſe belegt, daß B 10 000 ſogleich zahlt, während für den 
Reſt eine Hypothek auf dem verkauften Grundſtücke für den 

käufer eingetragen wird. Nachträglich ſtellt ſich eine 
Ninderung von 20 000 Mark heraus. 

Der Käufer iſt der Anſicht, daß der Verkäufer ihm 
20000 Mark zu zahlen habe. Der Verkäufer ift der Anſicht, 
daß er nichts zu zahlen habe, ſondern nur verpflichtet ſei, die 
Löſchung einer Teilpoſt von 20 000 Mark von der für ihn ein⸗ 
getragenen Hypothek zu bewilligen. Eine dritte Anſicht will 
ie Minderung in einem entſprechenden Verhältniſſe zu der 
böͤhe des bar gezahlten und des geſtundeten Kaufpreiſes ftatt- 


finden laſſen. Danach fol der Verkäufer 2000 Mark zurück⸗ 
zahlen und die Löſchung einer Teilpoſt von 18000 Mark bewilligen. 

Die erſten beiden Anſichten bringen lediglich einfeitig das 
wirtſchaftliche Intereſſe des Käufers bezw. des Verkäufers zur 
Geltung. Die dritte Anfiht will zwiſchen dieſen beiden Inter⸗ 
eſſen vermitteln. Keine dieſer Anſichten gibt aber meines Er⸗ 
achtens eine befriedigende Löſung, weil fie ſämtlich nur auf 
wirtſchaftlichen Erwägungen beruhen und die rechtlichen Geſichts⸗ 
punkte gänzlich unberückſichtigt laſſen. 

Rechtlich angeſehen liegt der Fall ſo, daß der Kaufpreis 
von 100 000 Mark in Höhe von 10 000 Mark getilgt und in 
Höhe von 90 000 Mark geſtundet worden if. Dadurch, daß 
wegen der Reſtforderung von 90 000 Mark für den Verkaͤufer 
eine Hypothek eingetragen worden iſt, wird an der Sachlage 
nur inſoweit etwas geändert, als dem Verkäufer wegen des 
geſtundeten Kaufpreiſes eine dingliche Sicherheit gewährt worden 
iſt. Dieſe Anderung iſt aber für die rechtliche Beurteilung der 
Sachlage unerheblich. 

Es ſind für die rechtliche Beurteilung lediglich die beiden 
folgenden Fragen wichtig: 

1. Welche Rechte ſtehen dem Käufer auf Grund der 
Minderung zu? | 

2. Inwieweit wird die Stundung eines Teils des Kauf- 
preiſes durch die ſpätere Minderung betroffen? 

Die erſte Frage iſt dahin zu beantworten, daß der Käufer 
auf Grund der Minderung berechtigt iſt, den Kaufpreis, ſoweit 
er getilgt iſt, zurüczuverlangen. Daß der Käufer inſoweit, als 
er den Kaufpreis noch nicht bezahlt hat, in Höhe des Betrages, 
um den der Kaufpreis gemindert wird, von ſeiner Verbindlichkeit 
frei wird, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Was die zweite Frage betrifft, ſo iſt der ſpäter feſtgeſtellten 
Minderung jede Einwirkung auf die einmal gewährte Stundung 
des Kaufpreiſes zu verſagen. Der Umſtand, daß der Verkäufer 
den Kaufpreis nicht oder nicht in der Höhe geſtundet hätte, 
falls der durch die Minderung feſtgeſtellte Kaufpreis bereits bei 
Abſchluß des Kaufvertrages zugrunde gelegt worden wäre, iſt 
unerheblich; ebenſo wie die vom Veikäufer ins Feld geführte 
Erwägung, daß er das Grundſtück nur verkauft habe, um 
10 000 Mark bares Geld in die Hände zu bekommen, und nun, 
wenn er die 10 000 Mark zurückzahlen müſſe, um den beab⸗ 
ſichtigten Erfolg des Geſchäfts gebracht ſei. Alle dieſe Umſtände 
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find vielleicht für den Entſchluß des Verkäufers beſtimmend 
geweſen, das Grundſtück unter den vereinbarten Bedingungen 
zu verkaufen. Sie find aber in dem Vertrage ſelbſt in einer 
die Parteien bindenden Weiſe nicht zum Ausdruck gekommen. 
Ein Irrtum über dieſe Umſtände iſt deshalb unerheblich. Der 
Verkäufer kann nur, falls er über eine verkehrsweſentliche Eigen⸗ 
ſchaft des Grundſtücks im Irrtum geweſen iſt, und auch ſonſt 
die Vorausſetzungen des $ 119 BGB. erfüllt find, den Kauf. 
vertrag überhaupt anfechten. Eine Möglichkeit, die einmal 
gewährte Stundung nachher auf Grund der Minderung zu 
widerrufen, iſt aber nicht für ihn vorhanden. 

Aus der Beantwortung der erſten Frage ergibt ſich die 
Unrichtigkeit der Anſicht des Käufers, daß der Verkäufer 
20 000 Mark herauszuzahlen habe. Der Verkäufer iſt zur 
Rückzahlung des Kaufpreiſes nur inſoweit verpflichtet, als er 
getilgt iſt; gerilgt iſt aber der Kaufpreis nur in Höhe der bar 
gezahlten 10 000 Mark. Dadurch, daß für den Verkäufer 
wegen der Reſtforderung eine Hypothek eingetragen worden iſt, 
ift — wie oben bereits erwähnt — eine Tilgung nicht herbei⸗ 
geführt, ſondern dem Verkäufer wegen der ihm zuſtehenden 
Reſtkaufgeldforderung nur eine dingliche Sicherheit eingeräumt 
worden. Wenn der Käufer ſeinen Anſpruch auf Zahlung von 
20 000 Mark etwa damit begründen will, daß die für den 
Verkäufer eingetragene Hypothek deſſen Forderung jetzt infolge 
der Minderung um 10 000 Mark überſteigt, ſo geht er auch 
damit fehl. Denn die Hypothek geht, da die Forderung des Ver⸗ 
käufers infolge der Minderung in Höhe von 10000 Mark erliſcht, 
in dieſer Höhe als Grundſchuld auf den Käufer als den Eigen⸗ 
tümer des belaſteten Grundſtücks über (58 1163, 1177 BGB.). 

Anders iſt die Frage zu beurteilen, wenn der Käufer in 
Anrechnung auf den Kaufpreis Schuldverbindlichkeiten des Ver⸗ 
käufers übernimmt, für die das verkaufte Grundſtück haftet, 
und ausdrücklich vereinbart wird, daß der Käufer die neue Ver⸗ 
bindlichkeit, die auf Erfüllung der Verbindlichkeiten des Ver⸗ 
kaͤufers deſſen Gläubigern gegenüber gerichtet iſt, dem Verkäufer 
gegenüber an Erfüllungsſtatt übernimmt (§ 364 Abſ. 2 
BGB.). In dieſem Falle würde mit der Übernahme der neuen 
Verbindlichkeit die Kaufgeldforderung getilgt ſein, ſo daß der 
Käufer die Zahlung der geſamten 20 000 Mark, um die der 
Kaufpreis nachher gemindert wird, verlangen könnte. Ebenſo 
würde der Fall zu beurteilen ſein, wenn der Käufer ſtatt der 
Kaufgeldforderung eine neue Verbindlichkeit an Erfüllungs⸗ 
ſtatt übernimmt. Die Hypothek müßte jedoch alsdann nicht für die 
Reſtkaufgeldforderung, ſondern für die neue Forderung, in die die 
Kaufgeldforderung umgewandelt worden iſt, eingetragen werden. 

Aus der Beantwortung der zweiten Frage, die dahin lautet, 
daß die einmal gewährte Stundung des Kaufpreiſes durch die 
ſpäter feſtgeſtellte Minderung nicht beeinflußt wird, ergibt ſich 
die Unrichtigkeit der Anficht des Verkäufers, daß er nur zur 
Bewilligung der Löſchung einer Teilpoſt von 20 000 Mark, 
nicht aber zur Rückzahlung der erhaltenen 10 000 Mark ver- 
pflichtet ſei, wie auch die Unrichtigkeit der dritten vermittelnden 
Anſicht, daß der Verkäufer 2000 Mark zurückzuzahlen und die 
Loͤſchung einer Teilpoſt von 18 000 Mark zu bewilligen habe. 
Dieſe Anfichten laſſen ſich nur dann anhalten, wenn man an⸗ 
nimmt, daß der Verkäufer berechtigt iſt, die früher gewährte 
Stundung auf Grund der Minderung zu widerrufen oder doch 
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auf einen geringeren Betrag zu beſchränken: denn dann würde 
der Käufer allerdings nur von den durch den Widerruf der 
Stundung fällig gewordenen Verbindlichkeiten befreit werden in 
Höhe des Betrages, um den der Kaufpreis gemindert worden 
iſt; nicht würde er Rückzahlung des gezahlten Kaufpreiſes ver- 
langen können. Daß jedoch dem Verkäufer ein Recht, die 
Stundung beliebig zu widerrufen, nicht zugebilligt werden kann, 
iſt bereits oben eingehend ausgeführt worden. 

Als einzige, rechtlich begründete Löſung ergibt ſich danach, 
daß der Käufer den Kaufpreis, ſoweit er gezahlt iſt, zurück- 
verlangen kann und im übrigen, ſoweit der Betrag, um den 
der Kaufpreis gemindert worden iſt, die gezahlte Summe über⸗ 
ſteigt, von ſeiner Verbindlichkeit befreit wird. 


Vermieterpfandrecht und Zwangsvollſtreckung. 
Von Rechtsanwalt Reinhard, Meißen. 
Die viel umſtrittene Frage, 

ob die in 8 561 Abſ. 2 S. 2 BGB. beſtimmte Monatsfriſt 

auch auf die Klage aus § 805 ZPD. Anwendung findet, 
iſt u.a. vom Kammergericht X. 3S. (OLG. 5, 370) in aus- 
führlicher Begründung und von Gaupp- Stein 3PO. (4) zu 
§ 805 II a. E. ohne Begründung bejaht, vom OLG. Dresden 
I. 3S. (Annalen dieſes Gerichtshofs 24, 242) in ſcheinbar be- 
jahendem Sinne geſtreift, vom OLG. Hamburg II. 38. 
(OLG. 9, 298) aber verneint worden. 

Ich halte die Hamburger Entſcheidung für richtig, ihre 
Begründung aber nicht für voll befriedigend. 

Das Kammergericht gibt zwar zu, daß der Ausdruck in 
§ 561 Abſ. 2 S. 2: „Dieſen Anſpruch“ ſprachlich auf den in 
Abſ. 2 S. 1 dieſes Paragraphen dem Vermieter gegebenen 
Anſpruch auf „Herausgabe zum Zwecke der Zurückſchaffung“ 
oder auf „Überlaſſung des Beſitzes“ bezogen werden muß, meint 
aber: daraus, daß § 561 Abſ. 2 S. 1 nur die beiden Alter- 
nativen erwähne, daß die Sachen „ohne Wiſſen“ oder „unter 
Widerſpruch“ des Vermieters entfernt ſeien, folge nicht, daß den 
Beſtimmungen dieſer Geſetzesſtelle nicht auch der dritte mögliche 
Fall, nämlich der Fall der Vereitelung der Selbſthilfe durch 
Geſetz, zu unterſtellen ſei; man müſſe im Gegenteil annehmen, 
daß der Geſetzgeber alle Fälle, in denen das Selbſthilferecht, 
gleichviel aus welchen Gründen, vereitelt worden ſei, alſo auch 
den des § 805 ZPO. in gleicher Weiſe habe treffen wollen; 
dabei ſei es auch ohne Bedeutung, daß der Anſpruch aus 
§ 805 ZPD. nicht auf Herausgabe oder Beſchaffung des 
Beſitzes, ſondern auf abgeſonderte Befriedigung gehe. Dieſe 
Auslegung verſtößt gegen allgemein anerkannte Auslegungsregeln. 

Für die Ausdehnung der Vorſchrift in § 561 Abſ. 2 S. 2 
BGB. auf § 805 3PO. gebricht es an der Ahnlichkeit der 
Verhältniſſe und an der Gleichheit des Zweckes, um derentwillen 
jene Vorſchrift für notwendig gehalten worden iſt, wie aus 
ihrer Entſtehungsgeſchichte hervorgeht. 

Die 95 560 und 561 BGB. behandeln nur das Pfand · 
recht des Vermieters im Verhältnis zum Mieter. 

Die in § 560 Satz 2 aufgeführten 3 Fälle, in denen der 
Vermieter der Entfernung der Sachen nicht widerſprechen kann, 
treffen alle nur das Verhältnis des Vermieters zum Mieter und 
ſetzen voraus, daß die Entfernung mit Zutun des Mieters erfolgt. 
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35. Jahrgang. 


Der Bedingungsſatz in der unmittelbar folgenden Vorſchrift 
des 8 561 Abſ. 1: 
„foweit er ihr zu widerſprechen berechtigt iſt“ 
ihöpft feinen ganzen Inhalt aus dem vorausgegangenen Satze 
und bedeutet: 
„ſoweit ein Widerſpiuch nach § 560 Satz 2 zuläſſig iſt“ 
oder, wie die Motive Bd. 2 S. 409 ſich ausdrücken: 
„der Vermieter kann die Entfernung der Sachen hindern, 
deren Fortſchaffung er nach Obigem widerſprechen darf.“ 

Die Worte in $ 561 Abſ. 2 S. 1: 

‚find die Sachen unter Widerſpruch uff.“ 
find deshalb auch nur fo zu verſtehen, daß die Sachen unter 
dem nach § 560 Satz 2 berechtigten Widerſpruch des Ver⸗ 
mieterd mit Zutun des Mieters entfernt find. 

Die dem jetzigen $ 561 Abſ. 2 S. 1 entſprechende Be⸗ 
ftimmung des 1. Entwurfs lautete: 

„der Vermieter iſt berechtigt, von dem Mieter die 
Zurückſchaffung uſw. zu verlangen.“ 

Der 1. Entwurf brachte alſo beſtimmt zum Ausdruck, daß 
der Auſpruch nur gegen den Mieter zuſtehen ſollte. 

Im 1. Entwurf fehlte die geſetzliche Regel des jetzigen 
91257 BOB., wonach die Vorſchriften über das rechtsgeſchäft⸗ 
liche Pfandrecht auf das kraft Geſetzes entſtandene Pfandrecht 
Anwendung finden. 

Nachdem der 2. Entwurf dieſe Regel aufgenommen hatte, 
war entſprechend den Vorſchriften über den Schutz des rechts⸗ 
geſchäftlichen Pfandrechts (jetzt SS 1227, 936 u. A.) auch gegen 
den Dritten, der feinen Befitz nicht in gutem Glauben durch 
Vertrag erworben hat, ein Anſpruch gegeben; infolgedeſſen ſind 
die Worte: „von dem Mieter“ als überflüſſig und bedeutungslos 
geftrihen worden, ohne daß dadurch der Sinn der Beſtimmung 
und ihre Beſchränkung auf den Mieter hat geändert werden follen. 

Der Unterſchied iſt nur der: nach dem 1. Entwurf hatte 
der Vermieter einen Anſpruch überhaupt nur gegen den Mieter; 
nach dem 2. Entwurf und jetzt hat er auf Grund von $$ 560, 
561 einen Anſpruch gegen den Mieter und auf Grund von 
$$ 1257, 1227, 936 einen Anſpruch gegen gewiſſe Dritte Beſitzer. 

Im 1. Entwurf fehlte auch die dem franzöſiſchen Rechte 
entnommene Vorſchrift des jetzigen § 561 Abſ. 2 S. 2. 

Es iſt zu unterſuchen, zu weſſen Schutze ſie eingeführt iſt. 
Gewiß nicht zum Schutze derjenigen dritten Beſitzer, die an 
den Sachen durch Rechtsgeſchäft ein Recht erworben haben, 
denn, ſoweit fie redliche Beſitzer find, ſchützt ſie ihr guter Glaube, 
und unredliche Befitzer haben keinen Anſpruch auf einen der⸗ 

artigen Schutz. 

Dagegen find recht wohl Fälle denkbar, die es billig er- 
ſcheinen laſſen, den Mieter vor einer erſt nach Jahr und Tag 
trfolgenden Geltendmachung des Vermieterpfandrechts zu wahren. 

Beispiel: 

Der Mieter ſchafft nach Beendigung des Mietverhält- 
niſes feine ſämtlichen Sachen trotz des Widerſpruchs des Ber- 
nieters fort; er hat mit dem Vermieter in Gegenrechnung 
geſtanden und den Mietzins regelmäßig auf den Kaufpreis für 
die dem Vermieter gelieferten Waren verrechnet; er iſt auf 
Grund ſeiner Bücher zu der Annahme berechtigt, daß die 
ſintlichen Anſprüche des Vermieters aus dem Mietverhältnis 
zuugt find; erſt nach Jahren kommt es zum Prozeß, in dem 
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ſich herausſtellt, daß der Angeſtellte des Mieters dem Vermieter 
mehr zur Laſt geſchrieben hat, als recht war. 

In dieſen und ähnlichen Fällen wäre es eine große Härte, 
wollte man das alte Vermieterpfandrecht in unbeſchränkter Dauer 
fortbeſtehen laſſen. 

Vor allen Dingen bedarf jedoch derjenige Dritte eines 
Schutzes, der an den Sachen nach deren Entfernung ein 
geſetzliches Pfandrecht erlangt hat, das dem älteren Vermieter ⸗ 
pfandrecht nachſtehen würde. Denn der Erwerb des geſetzlichen 
Pfandrechts des Vermieters iſt nur nach 8 559 BGB. zu 
entſcheiden und vollzieht ſich mit dem Entſtehen des Miet⸗ 
verhältniſſes und der Einbringung der Sachen in die Miet- 
räume; und wie es auch nur an den Sachen entſteht, die 
Eigentum des Mieters find, ſo ergreift es dieſe Sachen auch 
nur mit der ihnen anhaftenden Belaſtung. Eine Anwendung 
der geſetzlichen Beſtimmungen über den rechtsgeſchäftlichen Erwerb 
in gutem Glauben auf das geſetzliche Pfandrecht findet nicht 
ſtatt, weil in 8 1257 BGB. die Vorſchriften über das durch 
Rechtsgeſchäft beſtellte Pfandrecht nur auf das bereits ent- 
ſtandene geſetzliche Pfandrecht für anwendbar erklärt werden. 

Auch die Denkſchrift zum BGB. S. 111 bezeugt, daß die 
Vorſchrift im Intereſſe der Sicherheit des Verkehrs geboten ſei 
und daß hierbei insbeſondere die Rechte deſſen in Betracht 
kommen, auf deſſen Grundſtück inzwiſchen die Sachen infolge 
eines neuen Mietvertrags verbracht ſeien. 

Daß aber auch der Fall der Entfernung der Sachen durch den 
pfändenden Gerichtsvollzieher der Beſchränkung des $ 561, Abſ. 2 
S. 2 hat unterworfen werden ſollen, erſcheint völlig ausgeſchloſſen. 

Wollte man annehmen, daß die Folgen der Entfernung 
der Sachen vom Grundſtück für den Fortbeſtand des Vermieter⸗ 
pfandrechts in 85 560 und 561 BGB. erſchöpfend hätten 
behandelt werden ſollen, fo würde nach der Regel des § 560: 
daß das Pfandrecht erliſcht, wenn nicht die Entfernung ohne 
Wiſſen oder unter Widerſpruch des Vermieters erfolgt, das 
Pfandrecht erlöſchen, falls die Entfernung mit Wiſſen oder ohne 
Widerſpruch aus dem Grunde geſchieht, weil der Widerſpruch 
geſetzlich unzuläſſig iſt. 

Das kann natürlich der Geſetzgeber nicht beabſichtigt haben; 
er hat alſo die Regel des § 560 S. 1 auf den in § 710 3PO. 
ä. F. (5 805 n. F.) vorgeſehenen Fall nicht ausdehnen, dieſen 
Fall überhaupt nicht ordnen, vielmehr die Vorſchrift in 8 710 
35D. ä. F. fortbeſtehen laſſen wollen und zwar fortbeſtehen 
laſſen als Ganzes, als Einheit, in ihrer bisherigen Begrenzung 
und Beſchränkung, aber auch nicht mit weitergehenden Be⸗ 
ſchränkungen. Denn die Unterſtellung, als ob der Geſetzgeber 
durch fein Stillſchweigen habe bekunden wollen und konnen, 
daß die beſtehende Vorſchrift zwar in ihrem Hauptinhalt, nicht 
aber in einem Nebenpunkte Geltung behalten ſolle, iſt nicht zuläſſig. 

Nach der Vorſchrift der Prozeßordnung darf nun aber das 
Vermieterpfandrecht bis zum Schluſſe des Vollſtreckungsverfahrens 
geltend gemacht werden; hier war alſo bereits eine Ausſchluß⸗ 
friſt gegeben. 

Hätte die Abſicht beſtanden, den § 561 Abſ. 2 S. 2 auf 
§ 805 3PO. n. F. auszudehnen, fo hätte das in der ZPO., die 
ohnehin mit Rückſicht auf das neue bürgerliche Recht in um⸗ 
fänglicher Weiſe geändert worden iſt, unzweideutig zum Ausdruck 
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Dieſe Abſicht hätte aber auch nur vorliegen können, wenn 


der geſetzgeberiſche Grund, dem der § 561 Abſ. 2 S. 2 feine 


Entſtehung verdankt, auch für das in § 805 ZPD. geregelte 
Verhältnis zuträfe, wenn alſo auch hier ein gleiches Schutz⸗ 
bedürfnis beſtände. Davon kann aber keine Rede fein. 

Der Ausdehnung ſteht entgegen, daß dann der Vermieter 
im Falle des § 805 ZPD. zwei verſchieden geartete Friſten 
einhalten müßte, von denen jede einen anderen Ausgangs- und 
Endpunkt hat. 

Unter Umſtänden vollzieht ſich die Verſteigerung und die 
Auszahlung des Erlöſes an den Pfändungsgläubiger und hiermit 
die Beendigung der Zwangsvollſtreckung ſowie das Erlöſchen 
des geſetzlichen Vermieterpfandrechts innerhalb weniger Tage 
nach der Entfernung der Sachen aus dem Grundſtück, z. B. 
wenn die Verſteigerung in dieſem Grundſtück erfolgt oder wenn 
der Gerichtsvollzieher die Sachen erft unmittelbar vor der Ver⸗ 
ſteigerung aus dem Grundſtück entfernt; hier würde der Ver⸗ 
mieter die Monatsfriſt nicht ausnützen können. 

Nach der Kammergerichtsentſcheidung würde das Pfandrecht 
auch dann erlöſchen, wenn die Sachen des Mieters gepfändet 
und mit Wiſſen des Vermieters vom Grundſtück entfernt, nach 
Ablauf der Monatsfriſt aber freigegeben werden, weil der 
Schuldtitel, auf Grund deſſen gepfändet wurde, aufgehoben 
wird, es ſei denn, daß der Vermieter innerhalb Monatsfriſt 
gegen den Pfändungsgläubiger aus §8 805 ZPO. geklagt habe. 

Welcher Grund könnte vorliegen, hier, wo die Zwangs- 
vollſtreckung ſolange eingeſtellt zu ſein pflegt, bis über die Be⸗ 
rechtigung des zur Pfändung geſtellten Anſpruchs endgültig 
entſchieden iſt, den Vermieter zu zwingen, aus § 805 ZPD. 
auf abgeſonderte Befriedigung aus dem Erlöfe zu klagen, ſolange 
noch nicht abzuſehen iſt, ob überhaupt die Verſteigerung ſtatt⸗ 
finden wird? 

Unter derartigen Verhältniſſen beſteht ſicher auch dem 
Mieter gegenüber das Pfandrecht fort, auch wenn die Klage 
nicht erhoben wird, denn erſt mit dem Erlöſchen des Pfändungs- 
pfandrechts beginnt für den Vermieter das Recht, dem Fern⸗ 
halten der Sachen vom Grundſtück zu widerſprechen und ihre 
Zurückſchaffung zu fordern. 

Was ferner die Natur des Anſpruchs betrifft, ſo geht 
der Anſpruch aus § 561 Abſ. 2 S. 1 auf „Herausgabe der 
Sachen zum Zwecke der Zurückſchaffung in das Grundſtück“ 
oder, wenn der Mieter auszieht, auf „Überlaſſung des Beſitzes“, 
alſo auf Herſtellung des früheren Zuſtandes, auf Wieder⸗ 
herſtellung des Pfandverhältniſſes, auf Sicherung, dagegen 
der Anſpruch des 8 805 ZPO. auf bevorzugte Befriedigung 
aus dem Erlöſe. 

Muß man unter „Anſpruch“ das Recht in ſeiner Richtung 
gegen eine beſtimmte Perſon verſtehen, vermöge deſſen von dieſer 
eine gewiſſe Leiſtung — die zur Verwirklichung des Rechts 
erforderliche Handlung oder Unterlaſſung — verlangt werden 
kann, ſo fällt in die Augen, daß der Anſpruch des § 561 
Abſ. 2 S. 1 BGB. ein von dem in $ 805 ZPD. behandelten 
gerade in einem der weſentlichſten Punkte verſchiedener iſt. 

Das erkennen auch die Motive zur 3PO. bei $ 659 
(letzt 5 805) an, indem fie ausführen: 

„Die Rückſicht auf den energiſchen Betrieb der Zwangs⸗ 
vollſtreckung fordert, daß das Pfandrecht den Fortgang 
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der Exekution nicht hemmen darf. Der Entwurf hat daher 
in Übereinſtimmung mit dem Norddeutſchen Entwurf 
§ 792 dem nicht beſitzenden Pfandgläubiger den Wider. 
ſpruch gegen die Pfändung verſagt und ſein dingliches 
Recht in einen prioritätiſch zu befriedigenden Anſpruch 
aus dem Erlös verwandelt.“ 

Wenn das Kammergericht demgegenüber es ausſpricht, daß 
der Anſpruch durch eine ſolche Umwandlung kein in ſeinem 
Weſen rechtlich verſchiedener werde, und daß es nicht der Wille 
des Geſetzgebers geweſen fein könne, dem „verwandelten“ Pfand⸗ 
recht eine ſtärkere Kraft und längere Lebensdauer zu geben, als 
dem unverwandelten, ſo iſt das nicht haltbar. 

Die Verſchiedenartigkeit beider nur noch in ihrem Ent⸗ 
ſtehungsgrund gleichen Anſprüche zeigt ſich z. B. auch noch 
darin, daß der Anſpruch auf Herausgabe dem gutgläubigen 
Dritten gegenüber, der ſeinen Beſitz aus Vertrag herleitet, nicht 
geltend gemacht werden kann, während der Anſpruch aus 
§ 805 3PO. auch dann fortbeſteht, wenn der Pfändunge- 
gläubiger bei der Pfändung von dem Vermieterpfandrecht keine 
Kenntnis hatte. Inſofern hat alſo doch das „verwandelte“ 
Pfandrecht ſtärkere Kraft als das urſprüngliche. 

Daß der Geſetzgeber im Falle der Pfändung dem Ver⸗ 
mieterpfandrecht unter Umſtänden auch eine längere Dauer 
beließ, als in den Fällen der heimlich oder trotz Widerſpruch 
erfolgten Entfernung der Sachen, kann nicht auffallen, denn 
die Friſt des 8 805 3PO. iſt die durch die Verhältniſſe aus 
inneren Gründen allein gerechtfertigte, während die Dauer der 
Ausſchlußfriſt des § 561 BGB. rein willkürlich gewählt iſt. 

Eine geſetzliche Einſchränkung jener Friſt war um ſo weniger 
geboten, als in der Regel die Zwangevollſtreckung ohnehin vor 
Ablauf eines Monats beendet iſt, und da, wo das nicht zutrifft, 
die Sicherheit des Verkehrs, insbeſondere das Schutzbedüͤrfnis 
Dritter die Beſchränkung nicht erheiſcht. 


Die Anſprüche des Arztes ans ärztlicher Be 
handlung der Ehefrau. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Arthur Brückmann, Berlin. 


I. Die Frage, was alles in den Rahmen der Schlüſſel⸗ 
gewalt fällt und was nicht (§ 1357), wird wohl ewig eine 
Frage des einzelnen Falles und der jeweiligen Umſtände, der 
betreffenden örtlichen Verhältniſſe und des Rechtsgefühls der 
einzelnen Zeitgenoſſen bleiben; nur die immer reicher werdende 
Kaſuiſtik wird allmählich dieſe Mängel weniger fühlbar machen. 
So kann man unmöglich auch mit Sicherheit ſagen, die Anſicht, 
die Annahme eines Arztes durch die Ehefrau zur eigenen, 
perſönlichen Behandlung werde durch die Schlüſſelgewalt ge: 
deckt,“) ſei falſch oder richtig. Man kann nur ſagen, ob dieſe 
Konſtruktion das eigene Rechtsgefühl zufriedenſtellt, und zeigen, 
zu welchen Konſequenzen dieſe oder die entgegengeſetzte Auf: 
faſſung führt. Mit dieſer Einſchränkung muß ich auch den 
neueſten Ausführungen gegenüber bei meinem früheren Stand⸗ 


5) So insbeſondere Warnatſch, DIZ. 03, 245 /, neuerdings 
Th. Meyer, Das ärztliche Vertragsverhältnis (1905) 17 und wohl 
auch Ullmann, SW. 05, 520. 
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punkt“) verbleiben, daß mir die Anwendung des § 1357 auf 
unſeren Fall durchaus unpaſſend und unzweckmäßig erſcheint. 
Es iſt keine Frage, daß die perſönliche Unterhaltung der Ehe⸗ 
frau und die Sorge für ihr körperliches Wohlbefinden ein 
eigentliches Geſchäft des Mannes, und zwar eine unmittelbar 
feiner Unterhaltspflicht (§ 1360) entfließende Aufgabe dar⸗ 
ſtellt. Sie zu erfüllen kommt im Sinne des täglichen Lebens 
als eine der wichtigſten und typiſchſten, geradezu formaliſierten 
und ſchematiſierten Handlungen in Betracht: die Wahl und 
Annahme, überhaupt die Zuziehung eines für die Frau not⸗ 
wendigen Arztes. Dieſe Handlung ſteht in dem Katalog des 
regelmäßig und ſelbſtverſtändlich von dem Manne zu Ergreifenden 
ſo feſt und ſicher verzeichnet, daß ſchon dadurch der Vergleich 
mit den leicht beweglichen, von allerhand unberechenbaren und 
wpiſch im Haushalt abſolut nicht im voraus zu beſtimmenden 
Augenblickserwägungen beeinflußten Schlüſſelgewalt⸗Geſchäften, 
an die man immer in erſter Linie beim § 1357 zu denken pflegt, 
in den Hintergrund gedrängt wird. Dann aber iſt es wahrlich 
nuch nicht der Wirkungskreis der Frau, innerhalb deſſen die 
Annahme eines Arztes für ihre Perſon liegt. Wenn fie für 
ihre Perſon ſorgt und damit die Unterhaltspflicht ihres Mannes 
teilweiſe erfüllt, jo iſt es ſchwer, noch von ihrem Wirkung 3: 
kreis zu ſprechen, noch ſchwerer, dieſen Wirkungskreis als 
hren häuslichen zu bezeichnen. Es liegt wohl ureigenſter 
chemännlicher Verwaltungsbezirk vor. In ihn drängt ſich die 
jenige Frau grundlos hinein, die über den Kopf des Mannes 
hinweg Arzte für ihre Perſon annimmt. Daß das Engagement 
eines Hausarztes keineswegs durch den 8 1357 gedeckt wird, 
wird wohl auch von den Anhängern der Schlüſſelgewalt⸗Theorie 
nicht beftritten werden; aber auch die für die jeweiligen Krank⸗ 
beiten der Frau zugezogenen Arzte treten nahe und dicht an 
das Familienleben heran, deſſen Haupt und Verwalter geſetzlich 
der Mann if. So iſt alſo der Regel nach der 8 1357 ab⸗ 
zulehnen, doch iſt feine Anwendung in beſon deren, einzelnen 
Fällen keineswegs ausgeſchloſſen: ſo z. B. bei plötzlichen, 
brennenden Krankheitsereigniſſen. Hier wirkt, wenn fie den Arzt 
berbeihol implicite und mit Naturnotwendigkeit die Frau auch 
für die Aufrechterhaltung des ganzen häuslichen Beſtandes, in⸗ 
dem fie für ihre eigene Perſon beſtens ſorgt. Viel leichter 
ferner iſt gelegentlich an den 8 1357 zu denken, wenn es ſich 
um die Kinder handelt; denn die Sorge für ihr körperliches 
Wohlbefinden fällt an ſich auch in den häuslichen Wirkungskreis 
der Frau. Daneben kommen nun noch einige etwas anders 
geartete Geſichtspunkte in Betracht, die gegen die Heranziehung 
des 8 1357 einnehmen. Die Frau iſt „berechtigt“, Geſchäfte 
des Mannes für ihn zu beſorgen und ihn zu vertreten (Abſ. 1). 
Damit iſt gefagt: fie muß nicht; fie kann auch ſolche Geſchäfte 
in eigenen Namen beſorgen. Es iſt nun gewiß für das 
Empfinden manches einen nicht ohne Seltſamkeit, eine ſo höchſt 
perjönliche Angelegenheit, wie die Zuziehung eines Arztes für 
ne eigene Perſon, ohne weiteres und — das ift der 
ſpringende Punkt! — als nichts anderes denn als ein 
fremdes Geſchäft, nämlich das des Mannes, zu betrachten. 
Cine natürliche, nicht allzu juriſtiſch verankerte Anſchauungs⸗ 
weiſe muß eigentlich zu allererſt hier das eigene Intereſſe walten 
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und das eigene „Geſchäft“ erfüllt ſehen, und erſt eine zweite, 
juriſtiſche Aberlegung vermittelt ihm die Erkenntnis, daß gleich⸗ 
zeitig auch der Verwaltungsbezirk und die Intereſſenſphäre 
des Ehemannes, nämlich ſeine Unterhaltspflicht, berührt wird. 
Sicher iſt ferner, daß in vielen praktiſch wichtigen Fällen die 
Anwendung des § 1357 zu keinen befriedigenden Ergebniſſen 
führt. Es iſt in dieſer Beziehung auf Ullmanns Aus⸗ 
führungen a. a. O. zu verweiſen, auf Meyers in der 
JW. 05, 194, aber auch noch folgendes anzuführen: iſt die 
häusliche Gemeinſchaft aufgehoben, ſo kann von § 1357 keine 
Rede ſein, und dennoch bedarf es gerade für dieſen Fall dringend 
der ſachgemäßen Beantwortung der einſchlägigen Frage. Wie 
weit ferner ſoll die Möglichkeit für die Frau gehen, den Mann 
kraft ihrer Schlüſſelgewalt zur Bezahlung der von ihr herbei⸗ 
gerufenen Arzte zu verpflichten? Es iſt bekannt, daß gerade 
hyſteriſche Frauen oft zu Dutzenden von Arzten laufen; die Zu⸗ 
ziehung jedes einzelnen aber ſcheint doch nach den Anhängern 
des 8 1357 in die Schlüſſelgewalt zu fallen, da die Umſtände 
in jedem einzelnen Falle nicht entgegenzuſtehen ſcheinen, — iſt 
der Mann verpflichtet, ſchließlich zwölf und mehr Rechnungen 
zu honorieren? Auch der Abſ. 2 des § 1357 iſt nicht gerade 
geeignet, die Anwendung der Vorſchrift auf unſeren Fall als 
juriſtiſch gut und praktiſch brauchbar erſcheinen zu laſſen. Denn 
„der Mann kann das Recht der Frau beſchränken oder aus⸗ 
ſchließen.“ Beſchränkung oder Ausſchluß ſind nach Abſ. 2 Satz 3 
gemäß 5 1435 ins Güterrechtsregiſter einzutragen. Für Männer 
nervöſer oder hyſteriſcher Frauen, die im Zuziehen von Arzten 
ſich nicht genug tun können, läge es nahe, von dieſem wenig 
ſchönen letzten Mittel Gebrauch zu machen. Vorſichtige Arzte 
würden dann aber die Behandlung einer Ehefrau am beſten ab⸗ 
lehnen, bevor ihnen nicht aus dem Regiſter beſcheinigt iſt, daß 
dort dergleichen nicht verzeichnet ſteht. Auf der anderen Seite 
wäre es unerträglich, daß die Ehefrau nach 8 1357 Abſ. 2 
Satz 2 immer erſt beim Vormundſchaftsgericht auf Aufhebung 
des Regiſterverbots ſollte antragen müſſen, ſobald es ſich als 
Mißbrauch des ehemännlichen Rechts erweiſt. Man kann nicht 
ſagen, daß alle dieſe Möglichkeiten geeignet ſind, der Schlüſſel⸗ 
gewalttheorie juriſtiſche Freunde zu werben. Viel eher wirken 
fie durchaus verſtimmend und legen nahe, von dem 8 1357 
regelmäßig ſo lange wie möglich abzuſehen, und ihn etwa nur 
dann zu befragen, wenn alle anderen juriſtiſchen Stränge 
reißen. — 

II. Die intereſſante und praktiſch ſo wichtige Streitfrage 
iſt ſ. Zt. von Wittkowsky in dem auch von Meyer er⸗ 
wähnten Aufſatz“) angeregt worden. Wittkowsky gewährt 
einen Vertragsanſpruch gegen die Ehefrau aus $ 1399 BGB., 
gegen den Ehemann aber lediglich einen ſolchen aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung. Warnatſch 
dagegen verneint a. a. O. regelmäßig den ſelbſtändigen Ver⸗ 
pflichtungswillen der Ehefrau und will in der Hauptſache — 
wie die Anhänger des $ 1357 überhaupt — nur den Ehemann 
aus der Schlüſſelgewalt haftbar machen, eine Auffaſſung, der 
grundſätzlich ausdrücklich auch Ullmann zuſtimmt. Dieſen 
Schriftſteller aber machen diejenigen Fälle bedenklich, in denen 
der Mann vermögenslos, die Frau aber vermögend iſt. 


— — 
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Er will deshalb, wenn die vermögende Frau eines vermögens⸗ 
loſen Mannes den Arzt annimmt, den § 1357 ausſchließen 
und die Frau als ſelbſtverpflichtet anſehen, hier alſo wohl einen 
direkten Vertragsanſpruch gewähren, dagegen in dem Fall, wo 
der vermögensloſe Mann den Arzt annimmt, gegen die Frau, 
die ſich mit dem Bewußtſein von der Zahlungsunfähigkeit ihres 
Mannes behandeln läßt, einen Schadenserſatzanſpruch aus 
8 826 BGB. Platz greifen laſſen. — Alle dieſe Verſuche führen 
zu nicht ſehr befriedigenden Ergebniſſen. Teils geht dies aus 
dem vorſtehenden ſchon hervor, teils wird es von den Schrift⸗ 
ſtellern ſelbſt zugegeben. Vor allem die Konſtruktion Ullmanns 
trägt den Stempel der Not⸗ und Aushilfekonſtruktion auf ſich. 
Demgegenüber erſchien und erſcheint mir auch jetzt noch 
eine andere Auffaſſung geeignet, die zweifelhaften Rechtsfragen 
angemeſſen zu entſcheiden. Gegenüber Wittkowsky habe ich 
damals ſchon“) ausgeführt, daß in dem Tätigwerden des 
Arztes, der, ohne daß die Frau von dem Manne beauftragt 
iſt, von ihr zugezogen wird und ſie in Behandlung nimmt, 
eine auftragloſe Geſchäftsführung gegenüber dem Ehe⸗ 
manne zu erblicken iſt, durch die er nach den 85 677 ff. aus 
88 679, 683 zum Erſatz der „Aufwendungen“ und nach der 
richtigen, herrſchenden Auffaſſung, die unter „Aufwendungen“ 
auch die berufliche Tätigkeit begreift, auch zu der üblichen Ver⸗ 
gütung verpflichtet wird. Es geht ſchon aus den Ausführungen 
unter I oben zur Genüge hervor und wird ja auch von keiner 
Seite in Zweifel gezogen, daß der Arzt, der eine Ehefrau be⸗ 
handelt, damit auch eine Unterhalts⸗Angelegenheit des Mannes 
beſorgt. Er hat den von mir ſog. Blankett⸗Willen, zu handeln 
für den, den es angeht. Und in allererſter Linie geht es eben 
auch den Ehemann an, wenn die Frau einen Arzt zuzieht. 
Dieſer Blankett⸗Wille iſt implicite in der Handlungsweiſe des 
Arztes enthalten; er entſpricht den regelmäßigen Lebens⸗ 
umſtänden. Ein der ärztlichen Geſchäftsführung entgegen⸗ 
ſtehender Wille des Mannes kommt im Rahmen des S 679 
nicht in Betracht. Im übrigen muß natürlich der Arzt den 
wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Ehemanns und immer 
ſein „Intereſſe“ in Rückſicht ziehen. So muß er ſich z. B 
darüber nach Möglichkeit Gewißheit verſchaffen, ob die Familie 
einen Hausarzt hat, und in dieſem Falle ſich dreimal überlegen, 
ob er ſelbſt trotzdem notwendig ſei. Der berühmte Chirurg, 
der ſich der Frau eines armen Arbeiters annimmt, wird kaum 
auf ein hohes Honorar rechnen dürfen, weil ganz erheblich das 
„Intereſſe“ des Arbeiters verletzt iſt, wenn ſich die Frau in 
ſeine Privatbehandlung begibt, anſtatt eine Poliklinik aufzu⸗ 
ſuchen. Und vor den Dutzend Arzten der von mir oben er⸗ 
wähnten hyſteriſchen Frau ſchützt den Ehemann der Panzer des 
objektiven „Intereſſe“⸗Kriteriums vorzüglich. Wie überhaupt 
ganz zweifellos der ärztliche Anſpruch aus der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag wegen des „Intereſſe“⸗Momentes — ganz genau 
wie jeder andere Geſchäftsführungsanſpruch nach BGB. — 
nicht ohne weiteres, ſondern nur mit ſorgfältiger Begrün⸗ 
dung und Individualiſierung geltend zu machen iſt. 
Selbſtverſtändlich erſcheint aber immer daneben, daß in 
allererſter Reihe der Arzt auch einen ganz zweifelloſen 
*) JW. 02, 116 ff. a. a. O., ſ. auch Brückmann, Rechte des 
Geſchäftsführers (bei Fiſcher in Jena, 1903) S. 21 Anm. 4. 


direkten Vertragsanſpruch gegen die ihn konſultie— 
rende Frau hat, und es iſt nicht einzuſehen, wie man ſie 
ſo völlig aus dem Rechtsverbande zu eliminieren verſuchen kann, 
daß ſie nur gerade den Arzt und den Ehemann in Beziehung 
und Berührung bringt. Tatſache iſt doch, daß ſelbſtverſtändlich 
der Arzt in allererſter Reihe mit demjenigen einen Vertrag 
ſchließt und ſchließen muß, der ihn aufſucht und um ſeine ärzt⸗ 
liche Hilfe bittet. Er hat zunächſt in der Patientin nur eine 
unbekannte Perſon vor ſich, die er vielleicht ſchon längſt unter⸗ 
ſucht, beraten und ſomit „verarztet“ hat, ehe ſie ihm Namen, 
Stand, Wohnung uſw. nennt. Er glaubte vielleicht eine junge 
Frau vor ſich zu haben, und hat es mit einem jungen Mädchen 
zu tun. Oder aber, die für eine alte Jungfer gehaltene Dame 
ſtellt ſich als eine junge Witwe heraus. Was iſt in allen dieſen 
Fällen geſchehen? — Nichts anderes als ein konkludenter oder 
ſonſtwie geſchloſſener ärztlicher, von den meiſten als Dienſtvertrag 
bezeichneter Vertrag mit der Patientin als ſolcher! Handelt 
es ſich denn aber um eine Ehefrau oder um eine Minderjährige oder 
um eine ſonſtwie zum Unterhalt Dritten gegenüber Berechtigte, ſo 
erwächſt daneben der oben näher dargelegte Anſpruch aus der nego- 
tiorum gestio. Denn dieſer Blankettwille des Arztes iſt ſeinem 
Handeln unter regelmäßigen Lebensverhältniſſen immanent, 
da er ſelbſtverſtändlich wirtſchaftlich die Sach⸗ und Rechtslage 
für ſich ſo günſtig wie irgend möglich zu geſtalten beſtrebt iſt. 
Die Rechtslage iſt alſo derartig: daß der Arzt dadurch, daß 
er mit der Frau einen unmittelbaren Vertrag über 
ihre ärztliche Behandlung ſchließt, gleichzeitig für den 
Mann eine auftragloſe Geſchäftsführung beſorgt. 

Damit iſt der eine Ullmann ſo bedenkliche Hauptfall 
— daß die vermögende Frau eines vermögensloſen Mannes 
den Arzt annimmt — in viel einfacherer Weiſe ent⸗ 
ſchieden. Er iſt hier der Anſicht, daß „eine Frau, welche weiß, 
daß ihr Mann tatſächlich nicht feine Unterhaltspflicht erfüllen 
kann, und welche trotz dieſer Kenntnis einen Arzt annimmt, 
nicht Geſchäfte ihres Mannes beſorgt und ihn vertritt, daß ſie 
vielmehr ſich ſelbſt verpflichtet. Würde ſie einen anderen Willen 
haben, fo würde dieſer andere Wille unbeachtlich bleiben müſſen, 
weil er betrügeriſch wäre.“ Aber dieſe Auffaſſung iſt will⸗ 
kürlich. Auch ein betrügeriſcher Wille iſt nicht in dem Sinne 
unbeachtlich, daß der entgegengeſetzte zu fingieren wäre. Höch⸗ 
ſtens würde vielleicht jeder Vertragsgeſichtspunkt entfallen. Und 
was heißt „betrügeriſch“? Und wann weiß eine Frau, daß ihr 
Mann ſeine Unterhaltspflicht nicht erfüllen kann? Und wie, 
wenn er vor der Konſultation inſolvent war und nachher wieder 
zu Vermögen kam? Und mit wem will eigentlich der Arzt 
kontrahieren? Die Vertreter der Schlüſſelgewalttheorie müſſen 
doch annehmen, daß er überhaupt nur den Mann verpflichten 
will. Iſt es Ullmanns Meinung, daß ſich dieſer Wille plötz⸗ 
lich automatiſch verwandle, ſobald die Frau vermögend, der 
Mann aber zahlungsunfähig iſt? Und wie, wenn die Frau gar 
nichts von den ſchlechten Verhältniſſen „weiß“? Dann beſteht 
doch im Grunde dieſelbe von Ullmann mit Recht betonte 
„Unbilligkeit“, wenn dem Arzt der Zugriff gegen die Frau 
verſagt wird! — Und ſo weiter. 

Es muß alſo betont werden: es kommt abſolut nichts 
darauf an, ob der eine oder der andere Teil vermögend iſt 
oder nicht. Der hier entwickelten Anſicht iſt zweifellos auch 
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Hellwig“): „Verpflichtet iſt dem Arzt als Geſchäftsführer 
der Geſchäftsherr; das iſt im allgemeinen nur oder in erſter 
Linie der Patient ſelbſt. Hat dieſer aber einen geſetzlichen 
Unterhaltsanſpruch .. , jo find auch deren Geſchäfte geführt, 
und ſie haften deshalb ebenfalls.“ „Auch“ — das iſt ſehr 
richtig und der ſpringende Punkt. — Ganz auf dem gleichen 
Standpunkt ſteht das OLG. Colmar.“) Dort wurde die Zu: 
ziehung eines hervorragenden Spezialarztes für die Ehefrau als 
nützliche Geſchäftsführung ohne Auftrag für den Ehemann ge⸗ 
kennzeichnet; ausdrücklich iſt dort auch die Vergütung, das 
Honorar unter dem Geſichtspunkt der Aufwendungen gebracht. 

Wie ausgeführt, ſind es die regelmäßigen Lebens⸗ 

verhältniſſe, für welche die oben dargelegte Rechtsauffaſſung 
zutrifft. Auf einen ſehr wichtigen Sonderfall macht Karl 
Meyer in dem zitierten Artikel (JW. 05, 194) aufmerkſam: 
auf den, daß die Eheleute getrennt leben und der Mann be⸗ 
rechtigt iſt, ſeiner Frau Unterhalt durch Geldrente zu gewähren 
(81361 BGB.). Er hält dafür, daß in ſolchem Falle die Unter: 
haltzpflicht des Mannes ſich in der Geldrenten⸗Leiſtung er: 
ſchöpfe und daß dies auch gegen Dritte wirke. Dem iſt voll⸗ 
kommen zuzuſtimmen, und zwar liegt der juriſtiſche Grund in 
folgendem: der Arzt beſorgt in einem ſolchen Falle gar nicht 
tin „Geſchäft“ des Ehemanns. Deſſen Angelegenheit iſt es ja 
nicht nehr, die Frau zu unterhalten, ſondern ſeine Pflicht iſt 
eine weit beſchränktere: fie durch Gewährung einer Geld— 
rente zu unterhalten. Daß der Arzt glaubt, ein Geſchäft 
des Mannes zu beſorgen, geht zu ſeinen Laſten. Auch an 
dieſem Falle fieht man, wie unbedingt notwendig dem Arzt der 
direkte Vertragsanſpruch gegen die Frau als Patientin iſt, und 
wie der Geſtionsanſpruch gegen den Mann von allerhand Um⸗ 
Händen abhängt, die dem Arzt aufs erſte, wenn er mit der 
Frau in Berührung kommt, ganz verborgen ſein können. 

Andere Ausnahmetatbeſtände ergeben ſich in folgender 
Weise: es ließe ſich denken, daß eine von den beiden für 
den doppelten Anſpruch des Arztes notwendigen Willens⸗ 
ſichtungen durch beſondere Umſtände ausgeſchloſſen wird. 
Einmal iſt hier möglich, daß der Arzt deutlich zu erkennen gibt 
oder daß es die ſonſtigen Umſtände erkennen laſſen, daß er 
nicht mit ihr für ihre Perſon kontrahieren, ſondern lediglich 
ihren Mann als Unterhaltspflichtigen verpflichtet angeſehen 
haben will. Daran wird der Arzt begreiflicherweiſe nur ſehr 
ſelten ein Intereſſe haben. Ohne Zwang ergibt ſich eine der⸗ 
artige Rechtslage in dem Fall des nicht mit einem Pauſchale, 
ſondern lediglich für den „einzelnen Gang“ mit feſten Preiſen 
honorierten Hausarztes. In dieſem Fall kann man wohl, wenn 
die Frau den Arzt ohne Auftrag oder Zuſtimmung des Mannes 
mft, allein von einer auftraglofen Geſchäftsführung des Arztes 
für den Ehemann und nicht auch von einem direkten Vertrag 
zwichen der Frau und dem Arzt ſprechen. Die ganzen Um⸗ 
ſüände ergeben hier, daß lediglich der Mann verpflichtet ſein will. 
65 bleibe hierbei dahingeſtellt, ob nicht unter Umſtänden ſogar 
nicht einmal eine auftragloſe negotiorum gestio als vorliegend 
angenommen, ſondern jede einzelne ärztliche Hilfeleiſtung als in 
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Erfüllung eines allgemeinen durch die entſprechenden Engage⸗ 
mentsverabredungen begründeten direkten Dienſtvertrags, 
zwiſchen dem Mann und dem Arzt geſchehend, gedeutet werden 
muß, eines Vertrags, der gerade zum Inhalt die Erlaubnis 
und auch die Verpflichtung des Arztes hat, jedem berechtigten 
Erſuchen eines Familiengliedes, insbeſondere der Ehefrau, 
Folge zu leiſten.“) | 

Ein fernerer Fall ift der folgende: dem Arzt iſt bekannt, 
daß ſeine Zuziehung gar nicht notwendig, nützlich oder im 
„Intereſſe“ des Mannes liegt, daß die Familie einen Hausarzt 
hat, daß der Mann gerade gegen ſeine Perſon eingenommen 
iſt, — kurz, daß ein Anſpruch und Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
trag unmöglich Platz greifen kann. Hier will ſich ſchon der Arzt 
ſelbſt nicht an einen anderen als an die Frau halten. 

Auf der anderen Seite iſt es denkbar, daß die Frau 
ihrerſeits ein großes Intereſſe daran hat, den Anſpruch des 
Arztes gegen den Ehemann gar nicht erſt zur Entſtehung ge⸗ 
langen zu laſſen. Dies kann geſchehen, indem ſie ihn ver⸗ 
traglich ausſchließt und durch vertragliche Beredungen oder 
in konkludenter Weiſe durch die ganze Sachlage der Wille des 
Arztes, zugleich auch für den Mann zu handeln (§ 677), 
ausgeſchaltet wird. Solch Intereſſe wird zumeiſt höchſt 
perſönlicher Natur ſein: der kränkliche Mann ſoll nicht be⸗ 
unruhigt und aufgeregt werden, — der Haustyrann hat ihr die 
Zuziehung von Arzten unterſagt, — und um des lieben Friedens 
willen bezahlt ſie gern die notwendigen Konſultationen aus 
eigener Taſche. 

Weiterhin kann die Frage des Berufsgeheimniſſes 
(S 300 StGB.) hier eine große und entſcheidende Rolle ſpielen. 
Es iſt wohl unbeſtritten, daß ſich aus einem Vertrag zwiſchen 
Arzt und Ehemann über die ärztliche Behandlung der Ehefrau 
eine Auskunftspflicht für den Arzt und ein Auskunftsrecht für 
den Mann ergibt (85 611, 675, 666).**) Weniger beachtet iſt 
aber bis jetzt, daß auch derjenige Arzt, der als neg. gestor an 
den Mann herantreten will, wegen der durch § 683 BGB. 
bewirkten Anwendung der genannten Vorſchriften ($ 666!) die 
gleiche Pflicht und das gleiche Recht hat, die ihm durch die 
Frau anvertrauten Tatſachen zu offenbaren. Iſt er berechtigt, 
vom Mann zu liquidieren, ſo iſt er verpflichtet, die Rechnung 
zu begründen, alſo auch berechtigt, das notwendige tatſächliche 
Material mitzuteilen. Auch in ſolchem Falle iſt die Offenbarung 
keine „unbefugte“ mehr im Sinne des § 300 StGB. Will 


*) Näheres über den Hausarztvertrag unter III unten. 

) Dies iſt in dem Urteil des OLG. München, Seuff Bl. 05, 
185 ff., nicht genügend erkannt worden. Dort verlangte der Mann 
ſpezifizierte Rechnung, die der Arzt unter Hinweis auf das Be: 
rufsgeheimnis verweigerte. Das Urteil verurteilte den Arzt, weil 
der Mann „nicht die Krankheit ſeiner Ehefrau oder die Urſachen. 
derſelben“ wiſſen wollte, ſondern nur, „welche Dienſtleiſtungen der 
Beklagte im einzelnen gemacht hat“, d. h. „allgemeine Angaben, wie 
beiſpielsweiſe über Einſpritzung, Maſſage, Auskultation uſw. ohne 
nähere Angabe der Körperteile“, alſo eine „farbloſe Darſtellung“. 
— Aber damit iſt der ſpringende Punkt umgangen. Einmal kann 
man heute allgemein ſehr viel zwiſchen den Zeilen leſen, auch bei 
einer „farbloſen Darſtellung“. Dann aber vor allem: es liegt gar 
keine „unbefugte“ Offenbarung nach § 300 StGB. vor, weil der 
Arzt Auskunft erteilen und die Nechnung ſpezifizieren muß. 
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nun die Ehefrau dieſen Rechtskonſequenzen entgehen, ſo muß 
ſie ſich vertraglich ausbedingen, daß ſich der Arzt nur an 
ihre Perſon halten darf. Alsdann liegt ein Handeln für den 
Ehemann nicht vor, und die neg. gestio entfällt; übrig bleibt 
allein der Vertragsanſpruch gegen die Frau. 

III. Es bleibt im folgenden zu unterſuchen, welcher Art 
die Rechtsfolgen ſind, die entſtehen, wenn der Ebemann den 
Arzt annimmt und die Frau ſich von ihm behandeln läßt. 
In dieſer Weiſe muß die Frage formuliert werden. Ullmann 
natürlich, der ja regelmäßig überhaupt nur Beziehungen 
zwiſchen dem Arzt und dem Ehemann anerkennt, fragt nur 
nach den rechtlichen Verhältniſſen des Sondertatbeſtandes, daß 
der vermögensloſe Mann den Arzt zur Behandlung der 
vermögenden Frau annimmt, verneint auch hier die Haftung 
der Frau ex contractu und aus $ 812 und konſtruiert lediglich 
einen Anſpruch aus 8 826 BGB. gegen fie, weil fie in dem 
Bewußtſein der Vermögensloſigkeit des Gatten und der Wert⸗ 
loſigkeit des dem Arzt gegen ihn erwachſenden Anſpruchs die 
Annahme des Arztes durch ihn dennoch geduldet hat; dieſer 
Schadenserſatzanſpruch ſoll zum Inhalt die Bezahlung der 
ärztlichen Dienſte haben; — daß dieſe Löſung, auch wenn ſie 
richtig wäre, unbefriedigend iſt, leuchtet ohne weiteres ein. 
Denn auch hier bleibt die Unbilligkeit beſtehen, wenn die Frau 
von der Vermögensloſigkeit des Mannes nichts weiß. Und 
was wird hier nicht alles gefordert! Die Frau ſoll ſich der 
Wertloſigkeit des dem Arzte gegen ihren Mann erwachſenden 
Anſpruchs bewußt ſein! Iſt ſie es, ſo ſoll ſie nicht dulden, 
daß der Arzt den Mann annimmt! 

Könnte man bier nicht vielleicht auf den Gedanken kommen, 
daß dem Arzt am Ende doch ein direkter Vertragsanſpruch 
gegen die Frau zuſteht, daß die Frau nicht erſt dem Arzt in 
unnatürlicher Weiſe von den Vermögensverhältniſſen zu ſprechen 
braucht, und daß ſie nicht in die Schlingen des Betrugs⸗ 
paragraphen fällt, wenn ſie dergleichen zu ſprechen unterläßt? 
In der Tat ſtellt ſich die Rechtslage hier noch weſentlich 
einfacher als die oben zu II erörterte. 

Allerdings iſt auch eine entgegengeſetzte Auffaſſung neuer⸗ 
dings in der Literatur ſchon vertreten worden. Theodor 
Meyer, der in ſeiner Monographie S. 17 ff. einſchlägige Fälle 
behandelt, meint (S. 19), der Vertrag mit dem Arzt könne 
dahin lauten, daß Rechtsanſprüche nur zwiſchen dieſem und 
dem „Fürſorgegeber“ entſtehen, oder aber auch, daß der „Für⸗ 
ſorgenehmer“ aus dem Vertrag unmittelbar eigene Anſprüche 
gegenüber dem Arzte erwerben ſolle. Im erſten Falle ſoll 
— und ſo überwiegend in der Praxis — ein einfaches Ver⸗ 
ſprechen der Leiſtung an einen Dritten, im anderen ein Vertrag 
zugunſten eines Dritten vorliegen. „Der Arzt leiſtet ſeine Dienſte 
alſo dem Fürſorgegeber, nicht etwa auch dem Fürſorgenehmer. 
Zu dieſem tritt er vielmehr nur in rein tatſächliche Be⸗ 
ziehungen, indem er ſeinen Vertrag dem Fürſorgegeber gegenüber 
erfüllt. Der Fürſorgenehmer verſchafft dem Arzte nur die 
Gelegenheit zur Erfüllung.“ Die Frau wird alſo ganz bewußt 
aus jedem Rechtsverbande gelöft. 
dem engagierten Arzt die Gelegenheit zu verſchaffen, ſeinen 
Vertrag dem Ehemann gegenüber zu erfüllen. 

Dieſe Anſchauung iſt meiner Anſicht nach nicht zu halten. 
Sie widerſpricht vor allem den natürlichen Lebensverhältniſſen. 


Sie iſt lediglich dazu da, 


Sie überſieht, daß die Frau ein volljähriger, vollſinniger und 
vollgeſchäftsfähiger Menſch iſt, deſſen Aufgabe und Recht es 
vor allen Dingen iſt, die eigenen Angelegenheiten höchſt perſön⸗ 
licher Natur auch ſelbſt zu beſorgen, und dem das Mittel, dar- 
über die gehörigen Verträge zu ſchließen, nicht dadurch 
entzogen wird, daß er gleichzeitig auch Ehefrau iſt und ſo in 
dem Ehemann noch einen zweiten zu der gleichen Pflicht der 
Fürſorge Verbundenen erhält. Faßt man dies aber ins Auge, 
ſo ergibt ſich für den gewöhnlichen Fall folgende Rechtslage: 
der Ehemann ruft und engagiert in Erfüllung feiner Unterhalts⸗ 
pflicht einen für ſeine Frau angemeſſenen Arzt. Damit gewinnt 
er die Stellung eines Dienſtvertragsherrn (S§8 675, 611). Der 
Arzt iſt ihm verpflichtet, die Frau zu behandeln; ihm erwächſt 
dafür gegen den Mann der Anſpruch auf das angemeſſene 
Honorar; er muß ihm gegenüber Auskunft geben ($ 666) und 
die Rechnung ſpezifizieren; die Offenbarung des Berufsgeheim⸗ 
niſſes, ſoweit ſie dazu erforderlich, iſt der Ehefrau gegenüber 
keine „unbefugte“ uſw. Unter Umſtänden bleibt es bei dieſem 
Dienſtvertrag, bleibt der Mann der alleinige Vertragsherr. 
Setzen wir den Fall, daß die Frau plötzlich ſchwer erkrankt, in 
Ohnmacht oder im Fieberdelirium daliegt und nicht wieder zu 
vollſinnigem Leben erwacht, alſo die Vertragsſchlußmöglichkeit 
nicht wieder erlangt. Bleibt in derartigen Fällen der Mann 
auch der alleinige Vertragsherr, ſo bleibt er doch nicht der 
einzige Geſchäftsherr. Denn gleichzeitig mit der Vertrags⸗ 
erfüllung gegenüber dem Ebemann beſorgt der Arzt auch bier 
kraft Naturnotwendigkeit die eigene Angelegenheit der 
Ebefrau, ihr gegenüber allerdings ohne Auftrag. Die Sach⸗ 
lage bedingt es geradezu, — ebenfalls kraft der naturgemäßen 
Lebensumſtände —, daß der an der Frau tätig werdende Arzt 
auch für ſie handelt, und ſo ſind ihr gegenüber in aller 
Regel die Vorausſetzungen der negotiorum gestio gegeben. 
So daß, wenn im übrigen ihrem „Intereſſe“ und wirklichen 
oder vermutlichen Willen gemäß vom Arzt gehandelt worden, 
neben dem Anſpruch aus dem Vertrag gegen den Mann 
der Geſtions anſpruch gegen die Frau erwächſt. Die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag liegt hier noch viel klarer zutage, als 
in dem umgekehrten Fall oben zu II, wo die Frau den Arzt 
annimmt und der Arzt gleichzeitig mit dem Blankettwillen 
für den Mann handelt, weil die Sorge für die Perſon der 
Frau ihre höchſt eigene Angelegenheit in tatſächlicher Be⸗ 
ziehung iſt, für den Mann aber nur eine rechtliche Angelegen⸗ 
heit bedeutet (Unterhaltspflicht!). Daß ſelbſtverſtändlich die 
Möglichkeit der Geſchäftsführung ohne Auftrag nicht dadurch 
ausgeſchloſſen wird, daß der Geſchäftsführer einem anderen 
gegenüber kraft Auftrags oder ſonſtigen Vertrags tätig wird, 
bedarf wohl kaum weiterer Erörterung; es wird jedenfalls nicht 
beſtritten.) 

Wie nun, wenn die Rechtslage ſich nicht durch die er⸗ 
örterten tatſächlichen Umſtände der Bewußtloſigkeit, Ohnmacht 
der Ehefrau u. dgl. qualifiziert? Dann kann nichts anderes 
angenommen werden, als daß in demſelben Augenblick, wo die 
Frau ſich mit der Behandlung des von ihrem Mann zugezogenen 
Arztes einverſtanden erklärt, ſich alſo von dem Arzt behandeln 
läßt, die Frau auch mit dem Arzt für ihre Perſon einen rich⸗ 
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) S. Brückmann, Rechte des Geſchäftsſührers S. 19. 
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tigen Dienſtvertrag ſchließt, der dem Arzt einen vollen Erſatz⸗ 
anſpruch gegen die Frau gewährt. Der mit dem Mann ge⸗ 
ſchloſſene Dienſtvertrag kommt erſt dadurch zuſtande, daß die 
Frau mit dem Arzt einen eigenen Dienſtvertrag ſchließt. Indem 
ſie dies tut, erfüllt ſie auch den Vertrag ihres Mannes mit 
konkretem Inhalt. In allen Punkten hängen die Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen Ehemann und Arzt von denjenigen ab, die 
zwiſchen Arzt und Ehefrau auf der Vertragsbaſis eintreten. 
Kündigt ſie, ſo hört damit der Vertrag auch gegenüber dem 
Manne auf. Läßt ſie ſich operieren, ſo erwächſt dem Arzt auch 
gegenüber dem Manne ein Anſpruch auf Honorar. Verweigert ſie 
die Operation, ſo kann auch dem Manne gegenüber nicht etwa ein 
Anſpruch wegen der dennoch vertragswidrig vorgenommenen 
chirurgiſchen Behandlung auf Grund des beſonderen Dienſt⸗ 
vertrages hergeleitet werden uſw. uſw. Diejenigen, die dieſem 
Fall näher nachgedacht haben, kommen denn auch zu einem ent⸗ 
ſprechenden Ergebnis. Flügge, “) der die Fälle ins Auge 
ſaßt, „in denen jemand mit einem Arzt über die Behandlung 
geiſtig geſunder, geſchäftsfähiger Perſonen einen Vertrag ab⸗ 
ſcließt, und nun dieſe Perſonen auf Grund des zwiſchen dem 
Ast und dem Dritten abgeſchloſſenen Vertrages in die Be: 
handlung treten“, führt ausdrücklich hierunter den Fall auf, 
daß ein Haushaltungsvorſtand ſeine nicht von ihm geſetzlich 
vertretenen, geſchäftsfähigen Hausgenoſſen, z. B. ſeine 
Ehefrau, behandeln läßt (63).**) „Der Arzt,“ heißt es dort 
S. 77/78) ſehr richtig, „hat auf Grund des Vertrages“) nur 
die Verpflichtung übernommen, beſtimmten Perſonen ſeine 
Dienſte zu leiſten für den Fall, daß dieſe fie beanſpruchen 
Gerade dieſe Freiheit ihres Willens ergibt aber, daß, wenn ſie 
den Arzt in Anſpruch nehmen, ſie dadurch ihren Willen zu 
erkennen geben, ſich von ihm behandeln zu laſſen. Der Wille 
des Arztes iſt ſchon in dem Vertrage mit dem Dritten erklärt, 
der Wille des Kranken wird in der Tatſache erklärt, daß er 
den Arzt auf Grund jenes Vertrages um ſeine Hilfe angeht. 
Es kommt neben der Willens einigung zwiſchen dem 
Dritten und dem Arzte nun eine neue Willens— 
einigung zwiſchen dem Kranken und dem Arzte zu— 
ſtande.“ Dadurch werde ein neues Vertragsverhältnis hervor⸗ 
gebracht, das einen Teil ſeiner Modalitäten aus dem alten 
nehme. Mit anderen Worten: „dem Arzte ſteht nun nicht eine 
andere Perſon als Gegenkontrahent gegenüber, ſondern zwei, 
der Dritte und der Kranke.“ Eine völlig zutreffende Kon⸗ 
ſtruktion. Zu gleichen Ergebniſſen gelangt auch Hellwig a. a. O. 
S. 11. Von Anfang an, heißt es dort, greifen die Vertrags⸗ 
grundſätze Platz, „wenn der Arzt von einem anderen als dem 
Patienten im eigenen Namen engagiert wird, wie es z. B. 
bei dem Kaſſenarzte oder bei dem Arzte der Fall iſt, der von 
dem Hausvorſtand zur Behandlung der Ehefrau oder eines 
Dienſtboten gerufen wird.“ Es erübrigt feſtzuſtellen, daß nach 
alledem das Verhältnis der Eheleute gegenüber dem Arzt das⸗ 
jenige einer Geſamtſchuldnerſchaft im Sinne des $ 421 BGB. 
ft. Die interne Ausgleichungspflicht richtet ſich nicht nach 
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) Recht des Arztes (1903). 
) Flügge ſagt ſogar: „von feinen Hausarzte“; den Fall 
ſcheide ich einſtweilen noch aus. 
) mit dem Haushaltungsvorſtand! 
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§ 426, weil im Familienrecht ja anders beſtimmt iſt. Die 
kongruente, rein theoretiſche Frage, ob nicht vielleicht auf ſeiten 
der Eheleute ein Geſamtgläubiger-Verhältnis ($ 428) an⸗ 
genommen werden könnte, mag hier beiſeite bleiben. 

Auch hier bedürfen wieder einige Sondertatbeſtände der 
Berückſichtigung. Zunächſt auch hier wieder, wie oben zu II, 
der Fall, daß, durch beſondere Umſtände veranlaßt, der Arzt 
lediglich mit dem Manne kontrahiert. Es iſt hier vor allem 
der oben unter einem beſonderen Geſichtspunkt erwähnte Haus⸗ 
arztvertrag ex professo zu nennen. In der Tat iſt der 
Hausarztvertrag ein ſo eigenartig das ganze Familienleben 
als ſolches und Ganzes betreffendes Verhältnis, daß die 
Annahme erlaubt iſt, daß ſowohl der engagierende Mann als 
der engagierte Arzt den Mann als den einzigen Verpflichteten 
anſieht. Es iſt hier nicht ſo der Ehegatte, ſondern vielmehr 
der Hausherr, der eine im Intereſſe des von ihm vorzu— 
ſtehenden Hauſes liegende Maßnahme ergreift. Zwar ge⸗ 
währt auch hier die Ehefrau, indem ſie den z. B. nicht mit 
einem Pauſchale engagierten, ſondern für die jeweilige Konſultation 
zu bezahlenden Arzt ruft, nicht nur das Mittel, durch das der 
Vertrag vom Arzt erfüllt werden kann, ſondern hat es vielmehr 
in der Hand, den Arzt für ihre Perſon gar nicht zu rufen und 
einen anderen zu wählen, wie ſie auch natürlich jederzeit die 
Verfügung über ihre Perſon uſw. behält, — allein: dies führt 
doch nicht zum Abſchluß eines ſelbſtändigen Vertrages, weil 
eben der Wille nicht vorhanden iſt, ihn abzuſchließen und es 
ja gerade die Beſonderheit des Hausarztvertrags ausmacht, daß 
von vornherein ſchon die jederzeitige Bereitſchaft des Arztes für 
Frau und Kinder des Ehemanns, die im Rahmen des Vertrags 
ganz gleich ſtehen, Berückſichtigung gefunden hat. Dieſen Ver⸗ 
trag als einen Vertrag zugunſten der Ehefrau mit den 
Wirkungen des § 328 Abſ. 1 zu konſtruieren, erſcheint unan⸗ 
gebracht und überflüſſig. Die „ärztliche Leiſtung“ iſt nur da 
geeignet, wie eine geldwerte Sache behandelt zu werden, wo 
ſie wirklich in einem größeren ökonomiſchen Zuſammenhange 
erſcheint, wie bei den Verträgen, die Krankenkaſſen mit Arzten 
zugunſten ihrer Mitglieder abſchließen. (Hellwig S. 27/8.) 
In jedem Falle aber iſt ja auch bei 8 328 — in aller Regel — 
immer nur der Hausherr zur Zahlung des Honorars verbunden. 

Weiterhin kann auch hier wieder die Frage des Berufs⸗ 
geheimniſſes in der Weiſe eine Rolle ſpielen, daß die Frau den 
Arzt veranlaßt, ſie allein als Kontrahentin zu betrachten. In 
dieſem Falle offenbart ſich die Abhängigkeit des zwiſchen Arzt 
und Ehemann begründeten Vertragsverhältniſſes von dem 
zwiſchen Arzt und Ehefrau zu begründenden in folgender 
Weiſe: die Frau kann ſelbſtverſtändlich dem Arzt verbieten, das 
Berufsgeheimnis dem Mann zu offenbaren; dann kann er aber 
dem Mann unmöglich zumuten, ſeine Liquidation zu berichtigen; 
es zeigt ſich, daß es dem Arzt unmöglich iſt, dem Mann gegen⸗ 
über den Vertrag zu erfüllen, ihm Auskunft zu geben, Rechnung 
zu legen uſw. Nimmt man ein feſt begründetes Vertrags⸗ 
verhältnis zwiſchen Arzt und Ehemann an, ſo iſt der Tat— 
beſtand des §S 323 BGB. gegeben: die dem Arzt obliegende 
Leiſtung iſt infolge eines Umſtandes unmöglich geworden, den 
weder er noch der Ehemann zu vertreten hat; er verliert ſomit 
den Anſpruch auf fein Honorar; dieſer Umſtand iſt eben das 
Verbot der Frau. Nimmt man aber an, daß erſt mit dem Mb: 
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ſchluß des Dienſtvertrags durch die Frau im Sinne des Ehe: 
manns auch deſſen Vertrag mit dem Arzt zur Entſtehung gelangt, 
ſo geſchieht dies hier eben nicht, ſo entſteht eben der Vertrag 
zwiſchen Arzt und Ehemann gar nicht, weil die Frau nicht im 
Sinne ihres Ehemanns abſchließt, ſondern ihre eigenen Wege 
geht und in dem von ihrem Mann geſchickten Arzt lediglich 
eine „occasio rei bene gerendae“ erblickt. In beiden Fällen 
jedoch erſcheint ſie eben als die allein Verpflichtete, und gegen 
den Mann beſteht keinerlei Anſpruch des Arztes. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 2. bis 13. Januar 
1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5 123 Abſ. 1 BGB. 88 91, 767, 794 Ziff. 3, 795, 
797 ZPO. Zur Anfechtung eines Geſchäftes wegen Drohung 
iſt auch widerrechtliche Abſicht des Anfechtungsgegners erforderlich. 
Einwendungen gegen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe aus vollſtreck⸗ 
baren Ausfertigungen gerichtlicher Beſchlüſſe (im Gegenſatz zu 
gerichtlichen oder notariellen Urkunden), die ſchon im Verfahren 
vor dem Koſtenurteil vorgebracht werden konnten, können nicht 
im ſpäteren Koſtenfeſtſetzungsverfahren geltend gemacht werden.] 

Auf Grundbeſitzungen des Beklagten ſtanden Darlehen, mit 
3¼ Prozent verzinslich und durch Zuſchlag von ½ Prozent 
tilgbar und als II. Hypothek 300 000 Mark Darlehen, woraus 
jährlich 4¼ Prozent Zinſen zu entrichten waren, für die Klägerin 
eingetragen. Am 1. Auguſt 1899 ſtellte Beklagter eine notarielle 
Urkunde über ſein Schuldverhältnis betreffs 300 000 Mark 
aus. Die Klägerin ließ ſich vollſtreckbare Ausfertigung dieſer 
Urkunde erteilen und erwirkte ein Zwangsverſteigerungsverfahren. 
In dieſem ſtand am 27. Februar 1900 Bietungstermin an, es 
kam aber an dieſem Tage eine Vereinbarung des Beklagten mit 
der Klägerin zuſtande. Der Beklagte unterſchrieb ein Schrift⸗ 
ſtück vom 27. Februar 1900, inhaltlich deſſen er rückſtändige 
Zinſen und Koſten einſchließlich 146,95 Mark Kapitalstilgung, 
zuſammen 28 503,41 Mark mittels bar erlegter 30 000 Mark 
deckte, den zu ſeinen Gunſten bleibenden Barreſt auf weitere 
Zinſen zu 5 Prozent zu verrechnen bat, das Fortbeſtehen der 
Vollſtreckbarkeit der 300 000 Mark anerkannte und wörtlich 
folgenden Schlußſatz unterſchrieb: „Sowohl die 300 000 Mark 
als auch die 687 000 Mark (auf welchen Betrag die I. Hypo⸗ 
thek amortiſiert war) werden bis ein anderes Abkommen ge⸗ 
troffen iſt mit 5 Prozent quartaliter verzinſt, die entſprechenden 
Beſtimmungen ſind im Grundbuch einzutragen.“ Daraufhin 
ließ Klägerin das Zwangsverſteigerungsverfahren zunächſt einſt⸗ 
weilen einſtellen und dann gänzlich aufheben. Im Juli 1902 
kam es wieder zum Zwangsverſteigerungsverfahren und die ver⸗ 
pfändeten Liegenſchaften wurden der Klägerin zugeſchlagen. 
Gegen den Verteilungsplan erhob Beklagter Widerſpruch und 
darauf Klage. Das KG. wies ab, das RG. hob in einzelnen 
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Punkten auf. Aus den Entſcheidungsgründen. Nach 8 123 
Abſ. 1 BGB. kann der ſeine Willenserklärung anfechten, der 
zu ihrer Abgabe widerrechtlich durch Drohung beſtimmt worden 
iſt. Widerrechtlich kann das Drohungs mittel oder der Zweck 
der Drohung oder können beide zugleich ſein. Es muß zu⸗ 
gegeben werden, daß eine verfrüht und ungeſetzlich eingeleitete 
Zwangsvollſtreckung, wodurch dem Schuldner der Verluſt ſeiner 
Habe in Ausſicht geſtellt wird, als widerrechtliches Drohungs⸗ 
mittel gelten kann, und ebenſo gewiß iſt, daß die Klägerin an 
ſich auf die ſchriftliche Erklärung vom 27. Februar 1900 kein 
Recht hatte, daß ſie dieſe nur auf geſetzlichem Wege erwirken 
durfte und, daß, wenn ſie zur Erreichung dieſes Zieles uner⸗ 
laubten Zwang anwendete, auch der Endzweck ſelbſt zu einem 
widerrechtlichen wurde. Es kann jedoch in derartigen Fällen 
die Willensrichtung deſſen, der ſich von einem andern etwas 
verſprechen läßt, nicht gleichgültig ſein und es muß den Aus⸗ 
führungen des VI. ZS. des RG. darin beigetreten werden, 
daß zur Anfechtbarkeit eines Geſchäfts nach 8 123 Abſ. 1 wegen 
Drohung auch eine widerrechtliche Abſicht des Anfechtungsgegners 
erforderlich iſt. (RG. 59, 352.) Mit Recht greift der Reviſions⸗ 
kläger die Koſtenentſcheidung des KG. an. Nach dem nun für 
richtig erklärten Verteilungsplan ſind unter Lit. b der Klägerin 
2 160,00 Mark „Koſtenpauſchſätze für ſchwebende Klagen auf 
Zahlung der Hypothekzinſen“, alſo Koſten des gegenwärtigen 
Rechtsſtreits gutgeſchrieben, es iſt möglich, daß auch unter 
weiteren Poſten des Verteilungsplans, insbeſondere unter Lit. a 
und c derartige Streitskoſten mit enthalten find, der Beklagte 
berechne den Geſamtbetrag ſolcher Prozeßkoſten auf 2 365,60 
Mark und es muß ihm zugegeben werden, daß dafür die Klägerin 
ſchon durch den Verſteigerungserlös, ſoweit dieſer aber etwa 
nicht zureichte, durch die Verurteilung zur Zahlung von 
21 050,07 Mark befriedigt iſt oder befriedigt werden ſoll. 
Gleichwohl hat der Berufungsrichter unter Ziff. 3 ſeines 
Urteilsſatzes dem Beklagten, abgeſehen von 60 Mark Koſten⸗ 
beitrag der Klägerin, ohne Einſchränkung die Koſten des 
Rechtsſtreits auferlegt und dieſer Ausſpruch bedeutet nach § 91 
ZPO., daß der Beklagte nicht nur feine eigenen Koſten zu 
tragen, ſondern auch die der Klägerin zu erſtatten hat. In⸗ 
ſofern ermöglicht alſo das Berufungsurteil an ſich eine doppelte 
Befriedigung der Klägerin für die ihr durch den jetzigen Rechts⸗ 
ſtreit erwachſenen Koſten. Freilich will das KG. die hiergegen 
ſchon vor ihm erhobenen Einwendungen des Beklagten damit 
beſeitigen, daß es ihn für den Fall, daß Klägerin künftig im 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren die angeblich ſchon erhaltenen 2 365,60 
Mark nicht abrechnen laſſen ſollte, auf die Rechtsbehelfe der 
58 795, 767 3PO. verweiſt. Dem kann nicht beigetreten 
werden. Wenn auch auf Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe die 88 794 
Ziff. 3 und 795 Anwendung finden, ſo bezieht ſich doch der 
§ 797 nur auf gerichtliche und notarielle Urkunden, nicht 
aber auf vollſtreckbare Ausfertigungen gerichtlicher Beſchlüſſe 
nach 8 795 Ziff. 3. Dieſe find alſo nicht ausnahmsweiſe nach 
8 797 Abſ. 4 von der Vorſchrift des 8 767 Abſ. 2 ZPO. 
befreit und es können deshalb Einwendungen gegen ſie, die 
ſchon in der Verhandlung vor dem grundlegenden Koſtenurteil 
vorgebracht werden konnten, nachträglich im Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren und gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß nicht mehr 
geltend gemacht werden. Der Senat ſchließt ſich dieſer von 
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anderen Senaten bereits ausgeſprochenen Meinung an und trägt 
fein Bedenken von feiner eigenen früheren Anſicht — cf. 
Gruchots Beitr. 36, 708 —, ſoweit fie abweicht, abzugehen. 
(Vgl. RG. 13, 360; 35, 395 (398); Seuff Arch. 47 Nr. 230; 
JW. 96, 634/3). P. c. Pr. Z.⸗B.⸗A.⸗G., U. v. 16. Dez. 05, 
170/05 V. — Berlin. | 

2. 8 139 BGB. in Verb. mit $ 123 Abf. 2 BGB. 
Volle Nichtigkeit des als wirtſchaftlich einheitlichen Vertrag 
aufufaſſenden Kaufvertrages beim Betruge auch nur eines der 
Verkaufsparteien.] | 

Die Kläger haben von den Beklagten, Geſchwiſtern K., 
zwei Grundſtücke und von den Beklagten Eheleuten G. das 
Inventar der auf dieſen Grundſtücken betriebenen Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaft mit Kundſchaft gekauft, wobei ſich die Ehe⸗ 
leute G. zugleich verpflichtet haben, auf die Wirtſchaftskonzeſſion 
zugunſten der Kläger zu verzichten. Die Kläger haben den 
ganzen Vertrag angefochten, weil die Eheleute G. bei den 
Kaufperhandlungen den Verbrauch in der Wirtſchaft bewußt 
wahrheitswidrig zu hoch auf jährlich 80 hl Bier und 30 hl 
Dranntwein angegeben hätten und Kläger dadurch zum Abſchluß 
des Kaufs bewogen worden ſeien, den ſie ohne dieſe Irre⸗ 
führung nicht abgeſchloſſen haben würden. Der Berufungs⸗ 
rihter hat die Betrugsklage für begründet und erwieſen erachtet. 
Er ſtellt feſt, daß die Eheleute G. den Klägern zwar nicht über 
den Bierverbrauch, wohl aber über den Branntweinausſchank 
abſichtlich zu hohe Angaben gemacht, daß ſie nämlich nicht wie 
angegeben 30 bl jqährlich, ſondern / weniger an Branntwein 
berſchenkt haben, daß dieſer Minderverbrauch die Kläger, wenn 
er ihnen bekannt geworden wäre, vom Abſchluß des Vertrages 
abgehalten haben würde und daß ſie hauptſächlich durch dieſe 
ſalſce Angabe zum Erwerb der Wirtſchaft beſtimmt worden 
ind. Wegen dieſer argliſtigen Täuſchung hält der Berufungs⸗ 
fichte, da die Anfechtung rechtzeitig erklärt worden iſt (§ 124 
968.) den ganzen Vertrag nach Maßgabe des 8 139 BGB. 
für nichtig, weil Kläger die Grundſtücke, auf denen die Wirt⸗ 
ſchaft betrieben wird, nur mit Rückſicht auf den Wirtſchafts⸗ 
betrieb gekauft hätten, es ſich alſo um ein unteilbares Kauf⸗ 
zeſchäft handle; die Nichtigkeit dieſes Geſchäfts wirke demnach 
auch gegen die Geſchwiſter K., obgleich dieſe erwieſenermaßen 
nicht um die Täuſchung gewußt hätten und auch kein Grund 
zu der Annahme vorliege, daß fie darum hätten wiſſen müſſen, 
weshalb ſie die ſonſtigen Folgen des Betruges nicht mit zu 
bertreten hätten. Demgemäß iſt der Vertrag für nichtig erklärt 
und den Geſchwiſtern K. gegenüber die Klage im übrigen ab⸗ 
gewieſen, dagegen find die Eheleute G. geſamtſchuldneriſch ver⸗ 
urteilt worden, den Klägern gegen Rückgewähr der Grundſtücke 
und des Wirtſchaftsinventars uſw. deren Anzahlung mit Zinſen 
zurückzuzahlen und die durch die Rückübertragung der Kauf⸗ 
gegenftände entſtehenden Koſten zu erſtatten. Dieſe Entſcheidung 
wird vergeblich von der Reviſion angefochten. Zunächſt läßt 
ſch nicht etwa ein Bedenken gegen die Anwendbarkeit des 
y 139 daraus entnehmen, daß zu der objektiven Teilbarkeit 
des vorliegenden Rechtsgeſchäfts in zwei Kaufverträge, erſtens 
über die Grundſtücke und zweitens über die Wirtſchaft mit An⸗ 
hang, noch eine weitere Teilbarkeit tritt nach den verſchiedenen 
Derſonen, die bei dieſen Verträgen als Verkäufer aufgetreten 
Ind, bei den Grundstücken Geſchwiſter K., bei der Wirtſchaft 
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Eheleute G. Es iſt ſchon wiederholt vom RG. ausgeſprochen 
worden (vgl. z. B. RG. 59, 175), daß im Sinne des 8 139 
alle Beſtimmungen eines Rechtsgeſchäfts, alſo auch die über die 
mitwirkenden Perſonen, Teile des Rechtsgeſchäfts bilden, daß 
demgemäß ein Vertrag, der in Beziehung auf einen der Ver⸗ 
tragſchließenden nichtig iſt, im vollen Umfange nichtig iſt, wenn 
nicht angenommen werden kann, daß er auch ohne die Betei⸗ 
ligung jenes Vertragſchließenden abgeſchloſſen ſein würde. Hier 
hat der Berufungsrichter feflgeftellt, daß die Ausnahme nicht 
vorliegt, daß vielmehr Kläger die Grundſtücke ohne die Wirt⸗ 
ſchaft nicht gekauft haben würden, und dieſe tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen haben von der Reviſion nicht angegriffen werden 
können. Ihren Hauptangriff richtet die Reviſion dagegen, daß 
der Berufungsrichter nicht die Beſtimmung in § 123 Abſ. 2 
BGB. in Anwendung gebracht hat, wonach, wenn ein Dritter 
die Täuſchung verübt hat, die dadurch hervorgerufene Willens⸗ 
erklärung dem Empfänger gegenüber nur dann angefochten 
werden kann, wenn dieſer die Täuſchung kannte oder kennen 
mußte. Die Reviſion will daraus ſchließen, daß die von den 
Eheleuten G. verübte Täuſchung nicht den Geſchwiſtern K. 
gegenüber zur Anfechtung des mit dieſen abgeſchloſſenen Grund⸗ 
ſtückkaufs benutzt werden dürfe, weil ſie nach Feſtſtellung des 
Berufungsrichters um die Täuſchung weder gewußt hätten noch 
hätten wiſſen müſſen. Das iſt jedoch nicht richtig. Wenn 
nach der Regelvorſchrift des §8 139 wegen der Nichtigkeit eines 
Teiles das ganze Rechtsgefühl nichtig iſt, ſo liegt der Grund 
in der Einheitlichkeit des Rechtsgeſchäfts, die es verhindert, 
den an ſich von der Nichtigkeit nicht berührten Teil des Rechts⸗ 
geſchäfts von dem nichtigen Teile loszulöſen und für ſich allein 
auf ſeine Rechtsbeſtändigkeit zu prüfen. Es kommt daher nichts 
darauf an, ob dieſer Teil, wenn er für ſich allein ſtände, 
rechtsgültig ſein würde, ſondern er wird in ſeinem Rechts⸗ 
beſtande mit ergriffen von der Nichtrechtsbeſtändigkeit des nich⸗ 
tigen Teiles. Auf den vorliegenden Fall angewandt iſt alſo 
der mit den Geſchwiſtern K. abgeſchloſſene Grundſtückkauf nicht 
nichtig wegen irgend eines ihn betreffenden Mangels, ſondern 
lediglich wegen der Nichtigkeit des mit ihm unmittelbar zu⸗ 
ſammenhängenden Kaufs der Wirtſchaft von den Eheleuten G. 
Ob Kläger den Grundſtückkauf für ſich allein hätten anfechten 
können, kommt garnicht in Frage, darum kann es für die Ent⸗ 
ſcheidung keinen Unterſchied machen, daß dies wegen der Be⸗ 
ſtimmung in § 123 Abſ. 2 nicht möglich geweſen ſein würde. 
(Vgl. Staudinger Kommentar zum BGB. zu 8 123 Anm. 
VI. 3 a. E, 2. Aufl. Bd. 1 S. 366.) Im vorliegenden Fall 
iſt auch nicht einmal der in $ 123 Abſ. 2 geforderte Tat⸗ 
beſtand gegeben, daß ein Dritter die Täuſchung verübt haben 
muß. Die Beſtimmung bezieht ſich auf empfangsbedürftige 
Willenserklärungen und ſetzt voraus, daß die Täuſchung von 
jemand anders als dem Empfänger verübt worden iſt. In dem 
zur Entſcheidung ſtehenden Fall war vermöge der feſtgeſtellten 
Einheitlichkeit des Rechtsgeſchäfts die auf den Abſchluß gerichtete 
Willenserklärung der Kläger beiden Verkäufern gegenüber ab⸗ 
zugeben, die Eheleute G., von denen die Täuſchung ausgegangen 
it, waren alſo nicht außerhalb des Vertrages ſtehende Dritte 
im Sinne der in Frage ſtehenden Geſetzesbeſtimmung. (Vgl. 
Rehbe in Komm. z. BGB. Bd. 1 zu 88 116—124 Anm. III 
3d S. 150.) G. u. K. c. H., U. v. 16. Dez. O5, 548/05 V. — Cöln. 
11* 
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3. 8 196 BGB. in Verb. mit dem preußiſchen Ber: 
jährungs⸗Geſetz vom 31. März 1838. Die zweijährige Ver⸗ 
jährung der Kaufpreisforderung der Kaufleute beginnt ſchon 
mit Schluß des Jahres, in welchem die Forderung entſtanden 
iſt, nicht erſt mit Schluß des Jahres, in welchem die ver⸗ 
kauften Gegenſtände geliefert ſind.] 

Die zur Entſcheidung geſtellte Frage geht dahin, ob die 
zweijährige Verjährung nach Maßgabe des Preußiſchen Ge⸗ 
ſetzes vom 31. März 1838 bezw. 8 196 BGB. für die Kauf: 
preisforderung der Kaufleute ſchon mit Schluß des Jahres be: 
ginnt, in welchem die Forderung entſtanden iſt, oder erſt mit 
Schluß des Jahres, in welchem die verkauften Gegenſtände 
geliefert ſind. Der erſte Richter hat dieſe Frage im Sinne 
der erſten, der Berufungsrichter im Sinne der zweiten Alter⸗ 
native bejaht. Der Senat verkennt nicht die erheblichen Zweifel, 
welche dieſe Frage in ſich ſchließt, ſowie das Gewicht der 
Gründe, welche ſich für die Anſicht des Berufungsrichters 
geltend machen laſſen, glaubt aber, nach Abwägung der für 
beide Anſichten geltend zu machenden Erwägungen, daß doch 
diejenigen überwiegen und den Ausſchlag geben müſſen, welche 
für die Anſicht des erſten Richters ſprechen. Für dieſes Er⸗ 
gebnis ſind die folgenden Gedanken leitend geweſen. Vorweg 
zu ſchicken iſt, daß es weſentlich auf die Beantwortung der 
Frage nach Maßgabe der Beſtimmungen des BGB. ankommt, 
denn wenn hiernach die zweijährige Verjährung Platz greift, 
ſo kommt dieſe gemäß Art. 169 EGBGB. hier zur Anwendung. 
Es bedarf alſo keiner beſonderen Unterſuchung, ob die Kauf⸗ 
preisforderung nach dem Geſetz vom 31. März 1838 der 
zweijährigen oder nach den Beſtimmungen des Allgemeinen 
Landrechts der dreißigjährigen Verjährung unterworfen war. 
Auszugehen iſt von der Beſtimmung des § 198 BGB., 
wonach die Verjährung mit der Entſtehung des Anſpruchs be⸗ 
ginnt. Der Kaufvertrag iſt ein Konſenſualvertrag. Die Kauf⸗ 
preisforderung ($ 433 Abſ. 2 BGB.) entſteht alſo mit dem 
Abſchluſſe des Kaufvertrages (Goldmann⸗Lilienthal, BGB. Bd. 1 
S. 242 Note 5) und beginnt mit dieſem Zeitpunkt zu ver⸗ 
jähren, ſofern nicht der Kaufpreis geſtundet iſt oder der Käufer 
aus einem anderen Grunde vorübergehend zur Verweigerung 
der Zahlung des Kaufpreiſes berechtigt iſt. (8 202 Abi. 1, 
Planck, BGB. Note 1 zu 8 205.) Dieſe letztere Vorſchrift 
findet nach 8 202 Abſ. 2 BGB. auf die Einrede, daß der 
Verkäufer ſeine Leiſtung noch nicht erfüllt, nämlich den ver⸗ 
kauften Gegenſtand dem Käufer noch nicht geliefert habe, keine 
Anwendung. Die Kaufpreisforderung beginnt hiernach mit 
ihrer Entſtehung zu verjähren ohne Rückſicht darauf, ob ge⸗ 
liefert iſt oder nicht. Nach preußiſchem Recht war die Rechts⸗ 
lage nicht weſentlich anders geſtaltet. Nach 5 5 Ziff. 3 des 
Geſetzes vom 31. März 1838 begann die Verjährung mit Schluß 
des Jahres, in welchem die Kaufpreisforderung „entſtanden“ 
war. Wenn $ 545 Tl. I Tit. 9 ALR. den Anfang der 
Verjährung an den Zeitpunkt knüpfte, mit welchem die Er⸗ 
füllung der Verbindlichkeit, alſo beim Kaufvertrage die Zahlung 
des Kaufpreiſes, zuerſt gefordert werden konnte, jo hinderte 
der Umſtand, daß der Verkäufer ſelbſt noch nicht erfüllt hatte, 
und der Käufer nur Zug um Zug zu zahlen brauchte, den 
Eintritt der Verjährung jedenfalls dann nicht, wenn es in der 
Hand des Verkäufers lag, ſeinerſeits zu erfüllen. Der Be— 
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rufungsrichter macht deshalb mit Unrecht geltend, die Klägerin 
habe Zahlung des Kaufpreiſes gegen Lieferung der Waren bis⸗ 
her nicht fordern können, weil ſie ſelbſt nicht erfüllungsbereit 
geweſen ſei. Die Herbeiführung der Erfüllungsbereitſchaft ſtand 
lediglich in ihrem Willen. Mochten auch gewiſſe Anderungen 
vom Beklagten gewollt ſein, ſo konnte die Klägerin ihm eine 
Friſt zu deren Angabe ſetzen und nach Ablauf der Friſt unter 
Anbietung der beſtellten Möbeln den Kaufpreis fordern. Es 
iſt auch an dieſer Stelle darauf hinzuweiſen, daß die 
Klägerin ſelbſt die Anſicht vertreten hat, daß ſie bereits im 
Jahre 1899 den Kaufpreis hätte fordern können, da ſie andern⸗ 
falls nicht Zinſen vom 1. Januar 1900 beanſpruchen 
konnte. Die Auffaſſung des Beruſungsrichters führt nun zu 
folgendem eigentümlichen Ergebniſſe. Die Kaufpreisforderung 
beginnt mit dem Zeitpunkt des Kaufabſchluſſes zu verjähren 
und zwar beträgt, ſo lange nicht geleiſtet iſt, die Verjährungs⸗ 
friſt dreißig Jahre, von Datum zu Datum gerechnet. Dieſe 
in dreißig Jahren verjährende Kaufpreisforderung für nicht ge⸗ 
lieferte Gegenſtände verwandelt ſich dann mit der Lieferung 
in eine Kaufpreisforderung für gelieferte Gegenſtände, die in 
zwei Jahren verjährt vom Schluſſe des Jahres ab, in welchem 
die Lieferung erfolgt iſt. Da es in Wahrheit nicht zwei Kauf⸗ 
preisforderungen ſondern nur eine einheitliche Kaufpreisſorderung 
gibt, ſo würde alſo alsdann ein höchſt auffälliger Wechſel in 
der Verjährung eines und desſelben Anſpruches ein— 
treten. Rechtlich möglich iſt dies zwar, allein es müßten ſehr 
zwingende Gründe vorliegen, um anzunehmen, daß ſolches 
wirklich dem Willen des Geſetzes entſpreche. Derartige Gründe 
fehlen, es ſprechen dagegen vielmehr die nachſtehenden Er⸗ 
wägungen. Es würde zur ſachlichen Bedeutung der Anſprüche 
im umgekehrten Verhältnis ſtehen, wenn die Kaufpreisforderung 
des Verkäufers, nachdem er geliefert hat, nachdem er alſo 
ein Stück ſeines Vermögens dem Käufer übergeben hat, 
bereits in der kurzen Zeit von zwei Jahren verjährt, die 
Forderung des Verkäufers an den Käufer aber, ſo lange er 
aus ſeinem Vermögen noch nichts weggegeben hat, 
nur der dreißigjährigen Verjährung unterworfen ſein ſollte. 
Weshalb die letztere Forderung gegenüber der erſteren in dieſer 
Weiſe begünſtigt ſein ſollte, wäre ſchwer einzuſehen. Richtig 
iſt, daß die kurze Verjährung in erſter Reihe eingeführt iſt, um 
den Schuldner des Nachweiſes der Tilgung der entſtandenen 
Forderung zu überheben. Das Vorbild für die neuere deutſche 
Geſetzgebung iſt in dieſer Beziehung der code civil geweſen, 
deſſen Beſtimmungen (Art. 2271 — 2277) jedoch nur die 
Vermutung der erfolgten Tilgung begründeten und auf dieſe 
Weiſe dem Gläubiger in den meiſten Fällen Raum für den 
Gegenbeweis ließen, daß Zahlung nicht erfolgt ſei. Die Tat⸗ 
ſache, daß die deutſchen Geſetzgebungen, und insbeſondere das 
BGB. hierüber hinausgehend ſich nicht mit einer ſolchen Ver⸗ 
mutung der Tilgung begnügt, ſondern die kurze Verjährung als 
wirkliche Verjährung behandelt und mit geringfügigen Ab: 
weichungen den allgemeinen Verjährungsgrundſätzen unterworſen 
haben, ergibt, daß auch für ſie der allgemeine, der Einrichtung 
der Verjährung zugrunde liegende Gedanke maßgebend ſein 
muß, nämlich der, daß nach Ablauf einer beſtimmten Zeit, der 
als Schuldner in Anſpruch Genommene nicht nur des Nach— 
weiſes der Tilgung ſondern auch des Streites über die 
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Entſtehung des Anſpruchs überhoben ſein ſoll. Grade 
bei den Geſchäften des täglichen Lebens, die mündlich, raſch, 
vielfach durch andere Perſonen (Dienſtboten, Kinder) und in 
großer Zahl abgeſchloſſen werden, iſt das Bedürfnis nach einem 
derartigen Verjährungsſchutz ein dringendes. Es würde 
einen unerträglichen Zuſtand bedeuten, wenn der Kaufmann, 
bei dem einige Pfund Zucker beſtellt ſind, der Schuhmacher, 
dem ein Paar Stiefeln in Beſtellung gegeben ſind, der Bäcker 
aus einer Brotbeſtellung, der Fleiſcher aus einer Fleiſchbeſtellung 
u. ſ. w. u. ſ. w., noch nach fünf, zehn, zwanzig Jahren Anſpruch 
auf den Preis erheben und den Einwand der kurzen Verjährung 
mit der Replik zurückſchlagen könnten, dieſe Verjährung greife 
nicht Platz, da ſie nicht geliefert hätten, ſie ſeien aber jetzt zur 
Lieferung bereit und forderten den Preis gegen Lieferung Zug 
um Zug. Das Geſetz kann einen derartigen Zuſtand nicht ge: 
wollt haben. Auch läßt ſich ein Unterſchied in dieſer Beziehung 
zwiſchen den Anſprüchen, die durch 8 196 BGB. der kurzen 
Verjährung unterworfen ſind, ſchwerlich begründen. Es kommt 
nicht darauf an, daß den in Anſpruch genommenen Perſonen 
vielerlei ſonſtige Einwände zur Seite ſtehen, mit denen fie 
ſolce Anforderungen zurückweiſen könnten. Der einfache und 
lar Einwand der Verjährung ſoll aber jede weitere Erörterung 
des erhobenen Anſpruchs unnötig machen. Bei den Geſchäften, 
welche die Befriedigung der täglichen Lebensbedürfniſſe zum 
Gegenſtande haben, handelt es ſich allerdings vielfach um Fix⸗ 
geschäfte des täglichen Lebens, denen es immanent ift, daß bei 
ihnen der Rücktritt des Käufers und Beſtellers als felbft- 
verſtändlich und ſtillſchweigend erfolgt gilt, wenn die Leiſtung 
nicht zu dem beſtimmten Zeitpunkt bewirkt iſt. Dieſe Tatſache 
kann indes eine andere Auffaſſung nicht rechtfertigen, denn 
wenn auch zuzugeben iſt, daß für ſie, ſoweit Anſprüche auf 
Crfülung daraus möglich find, ſelbſt eine zweijährige Ver⸗ 
jährungsfrift ſchon zu lang wäre, fo iſt es um fo gewiſſer, daß 
von einer dreißigjährigen Verjährung keine Rede ſein kann. 
Von den Vedenken, welche ſich gegen die in vorſtehenden 
entwickelte Anſicht erheben, iſt das am ſchwerſten wiegende 
dasjenige, welches aus dem Wortlaut des 8 196 BGB. zu 
entnehmen ift, nämlich aus den Worten „für Lieferung von 
Waren“. Sie ſcheinen anzudeuten, daß die Lieferung erfolgt 
ſein muß. In gleicher Weiſe verwertet der Berufungsrichter 
bei Auslegung des Geſetzes vom 31. März 1838 den dort ge: 
brauchten Ausdruck „für gelieferte Arzneimittel“. Es iſt 
ferner darauf hinzuweiſen, daß im § 196 auch ſonſt von 
„Lieferung von Erzeugniſſen“, „Ausführung von Arbeiten“, 
„Beſorgung fremder Geſchäfte“, „Gewährung von Wohnung 
und Beköſtigung“, „Leiſtung von Dienſten“ u. ſ. w. die Rede 
it, alles Ausdrücke, welche anſcheinend die erfüllte Leiſtung 
bezeichnen. Es ſoll außerdem nicht unerwähnt bleiben, daß in 
den Motiven zum erſten Entwurf des BGB. von den „An: 
ſprüchen für gelieferte Waren“, „geleiſtete Arbeiten“ geſprochen 
wird. (Bd. 1 S. 300). Gleichwohl kann dieſes Bedenken 
nicht ausſchlaggebend ſein. (Wird dargelegt.) Z. c. C., U. v. 
15. Dez. 05, 120,05 VII. — Berlin. 

4. 88 254, 823 ff. BGB. verb. mit § 50 Tl. II Tit. 
12 As R., Nr. 4 der Allerhöchſten Kabinettsordre betr. die 
Schulpflicht und die Schulzucht vom 14. Mai 1825 und SS 287, 
404 359. Überſchreitung der Züchtigungsbeſugnis Seiten 
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eines Lehrers. Kauſalzuſammenhang. Eigenes Verſchulden muß 
beſonders eingewendet werden.] 

Beklagter, ein Lehrer hat dem Kläger, ſeinem Schüler in 
der Schule mehrere Ohrfeigen gegeben, die ſo heftig waren, 
daß der Kläger aus der Naſe blutete; aus dieſer Züchtigung 
ſoll ſich ein Ohrenleiden entwickelt haben, das die Erwerbs— 
tätigkeit des Klägers dauernd beeinträchtigt. Auf den Erſatz 
des ſo dem Kläger entſtandenen Schadens iſt die von dem 
Vormund erhobene Klage gerichtet. Das OLG. hat den 
Klageanſpruch „dem Grunde nach feſtgeſtellt“. Die Re— 
viſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. Eine Erörterung, 
ob die Körperverletzung, die der Beklagte dem Kläger nach 
deſſen Behauptung zugefügt, und die das Berufungsgericht 
feſtgeſtellt hat, mit Rückſicht auf das dem Lehrer zu— 
ſtehende Züchtigungsrecht als eine rechtswidrige ſich darſtellt, 
hat das Berufungsgericht allerdings in der Begründung 
ſeines Urteils unterlaſſen; es iſt offenbar davon ausgegangen, 
daß bei der feſtgeſtellten Art der Körperverletzung die Über: 
ſchreitung des dem Lehrer zuſtehenden Züchtigungsrechts auf der 
Hand liege, ſo daß eine rechtswidrige Körperverletzung, ſei dieſe 
nun eine vorſätzliche oder fahrläſſige, je nachdem die Über⸗ 
ſchreitung der Grenzen des Züchtigungsrechts wiſſentlich oder 
unter Außerachtlaſſung der gebotenen Aufmerkſamkeit geſchah, 
unter allen Umſtänden anzunehmen ſei (vgl. RGSt. 9, 302; 
15, 376; 9, 265; 23, 161). Dieſe Annahme iſt auch zutreffend. 
Wenn nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts und der 
dafür in Bezug genommenen Beweisverhandlung der Beklagte 
dem Kläger mehrere Ohrfeigen verſetzte und zwar derart, daß 
ſich Naſenbluten bei dem Kläger einſtellte, und wenn er ſogar 
trotz dieſer Wirkung der erſten Ohrfeigen weiter auf den Kläger 
einſchlug, jo iſt eine objektiv wie ſubjektiv grobe Uberſchreitung 
der für das hier in Rede ſtehende Rechtsgebiet durch die Be— 
ſtimmungen des § 50 Tl. II Tit. 12 ALR. und Nr. 4 der 
Allerhöchſten Kabinettsorder betr. die Schulpflicht und die Schul— 
zucht vom 14. Mai 1825 (GS. 149) geſetzten Grenzen der dem 
Lehrer aus öffentlichem Recht zuſtehenden Züchtigungsbefugnis 
unverkennbar gegeben. Der Beklagte iſt ſomit zu Recht nach 
Maßgabe der 55 823 ff. BGB. verantwortlich erachtet worden. 
Das Berufungsgericht nimmt tatſächlich an, daß der Kläger 
infolge einer früheren Mittelohrentzündung ein perforiertes 
Trommelfell hatte und dadurch auch eine geringe Gehörſtörung 
bei ihm entſtanden war, die der Beklagte nicht zu vertreten 
hat, daß dieſe aber infolge der Mißhandlung ſeitens des Be— 
klagten zu einer Schwerhörigkeit höheren Grades ſich entwickelt 
hat. In der Beurteilung des Kauſalzuſammenhanges zwiſchen 
der unerlaubten Handlung und dem Schaden iſt das Gericht 
vollkommen frei und nur an ſeine Überzeugung gebunden (8 287 
ZPO). Aber auch davon abgeſehen ſteht der Sachverſtändigen⸗ 
beweis vollſtändig im Ermeſſen des Richters; ihm ſteht die 
Auswahl der Sachverſtändigen ohne Rückſicht auf die Anträge 
der Parteien zu (S 404 3] O.), und Sache feiner Überzeugung 
iſt es, welchem Gutachten er folgen zu müſſen glaubt. Der 
letzte, auf 8 254 BGB. geſtützte und die Unterlaſſung der 
Anwendung dieſes Paragraphen rügende Angriff der Reviſion 
ſcheitert vor allem daran, daß ſeitens des Beklagten der Ein— 
wand eines mitwirkenden eigenen Verſchuldens des Klägers nie— 
mals erhoben worden iſt. Zwar hat das TG. in ſeiner Ent— 
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ſcheidung den dafür in erſter Linie maßgebenden Gründen eine 
Erwägung angehängt, daß, wenn ſelbſt eine Urſächlichkeit der 
Handlung des Beklagten zu dem bei dem Kläger eingetretenen 
Körperſchaden angenommen werde, die Haftung des Beklagten 
gemäß 8 254 BGB. deshalb entfalle, weil dieſer Schaden erſt 
durch die ungeeignete Behandlung, insbeſondere die unterlaſſene 
Zuziehung eines Arztes wirklich erheblich geworden ſei. Allein 
nach den Tatbeſtänden des landgerichtlichen wie des Berufungs⸗ 
urteils iſt eine Behauptung, daß der Kläger durch eigenes mit⸗ 
wirkendes Verſchulden den ſchädlichen Erfolg zum überwiegenden 
Teile oder auch nur überhaupt zu einem Teile verurſacht habe, 
vom Beklagten gar nicht aufgeſtellt worden. Von Amtswegen 
iſt ein eigenes Verſchulden des Verletzten aber nicht zu berück⸗ 
ſichtigen, es iſt Sache der Einrede des Beſchädigers, ein ſolches 
geltend zu machen. Es kann deshalb unerörtert bleiben, ob 
und inwiefern die Unterlaſſung der rechtzeitigen Zuziehung eines 
Arztes oder eine ungeeignete Behandlung gemäß 88 254 Abi. 2, 
278 BGB. von dem Kläger zu vertreten wäre. Denn um 
ein Verſchulden des minderjährigen Klägers ſelbſt kann es ſich 
hierbei überhaupt nicht handeln. H. c. L., U. v. 14. Dez. 05, 
110/05 VI. — Stettin. 

5. 88 478, 485, 490 BGB. verb. mit § 377 Abſ. 5 
HGB. Verluſt der Mängelrüge wegen nicht rechtzeitiger An⸗ 
zeige. Wann iſt das Verſchweigen des Verkäufers ein arg⸗ 
liſtiges ?!] 

Kläger verlangte Bezahlung für Kühe, die Beklagter von 
ihm gekauft hatte. Beklagter machte geltend, die gelieferten Kühe 
ſeien als Milchkühe unbrauchbar. Er habe ſie daher im De: 
zember 1903 dem Kläger zur Verfügung geſtellt. Das LG. 
verurteilte. Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: 
Das Berufungsgericht hat die unter den Parteien ſtreitige 
Frage, ob dem Beklagten wegen der angeblichen Fehler der 
Kühe ein Wandelungsrecht noch jetzt zuſtehe, verneint, da dieſes 
Recht von ihm erſt nach dem 10. Dezember 1903 geltend ge⸗ 
macht worden, damals aber nach dem hier anwendbaren 8 490 
Abſ. 1 Satz 1 BGB. der bezügliche Anſpruch des Beklagten 
verjährt geweſen und da dieſer auch wegen Verſäumung der 
rechtzeitigen Anzeige der ſtreitigen Mängel, die nach 88 485 
und 478 BGB. vor Ablauf der Verjährung hätte erfolgen 
müſſen, nicht mehr berechtigt ſei, wegen dieſer Mängel die 
Zahlung des Kaufpreiſes zu verweigern. Dabei hat das Be⸗ 
rufungsgericht namentlich die Behauptung des Beklagten, daß 
Kläger die fraglichen Mängel der Kühe argliſtig verſchwiegen 
habe, verneint und zwar 1. ſoweit hierbei das Fehlen der 
zugeſicherten Eigenſchaft „friſchmilchig“ in Frage ſteht, deshalb, 
weil Kläger ſich bei dieſer Zuſicherung in gutem Glauben be⸗ 
funden habe, und 2. ſoweit es ſich um die andern offen⸗ 
ſichtlichen Mängel der Kühe handelt, aus folgenden Gründen: 
Die bloße Kenntnis des Klägers von dieſen Mängeln genüge 
zur Annahme eines argliſtigen Verhaltens nicht, wenn der Ver⸗ 
käufer nicht in Täuſchungsabſicht die Entdeckung der Fehler 
erſchwert oder verhindert habe. In dieſer Richtung habe 
der Beklagte keinerlei Anführungen gemacht. Zwar iſt die in 
den Gründen des KG. enthaltene Heranziehung des 8 485 
BGB. neben dem mit Recht angeführten $ 478 BGB. nicht 
zu billigen, da in Fällen der hier in Rede ſtehenden Art nicht 
8 485, ſondern nur $ 478 BGB. Anwendung zu finden hat 


M 3. 1906. 


(vgl. das Urteil des erkennenden Senats vom 7. März 1905, 
RG. 60, 237). Doch genügt die Anführung des § 478 eit. 
in dem Berufungsurteile, um die daraus gezogenen rechtlichen 
Folgerungen zu rechtfertigen. Ebenſo iſt die weitere, hiernach 
nur für die Frage der Anwendung des § 478 Abſ. 2 BGB. 
in Betracht kommende Anſicht des Berufungsgerichts, daß nur 
dann ein argliſtiges Verſchweigen eines Mangels ſeitens des 
Verkäufers vorliege, wenn dieſer in Täuſchungsabſicht die Ent⸗ 
deckung der Fehler erſchwert oder verhindert habe, — 
für welche Anſicht das Berufungsgericht mit Unrecht auf Staub 
zu §S 377 HGB. A. 124 und 125 Bezug genommen hat, — 
rechtlich zu beanſtanden. Wie nämlich der erkennende Senat 
in Auslegung der in dem fraglichen Punkte gleichlautenden 
Vorſchrift des §S 377 Abſ. 5 HGB. ſchon wiederholt aus⸗ 
geſprochen hat, (vergl. die Urteile vom 10. Mai 1904 TI 215/04, 
15. März 1904 II 421/03 und 9. Mai 1905 II 539/04), ge: 
nügt zwar zur Annahme eines argliſtigen Verſchweigens von 
Mängeln auf ſeiten des Verkäufers nicht ohne weiteres die er⸗ 
weisliche Kenntnis desſelben von den Mängeln. Vielmehr iſt 
ſein Verſchweigen nur dann argliſtig, wenn der Verkäufer darauf 
rechnet, daß der Käufer den verſchwiegenen Mangel nicht be⸗ 
merken und deshalb die Ware behalten werde, wenn alſo die 
Nichtangabe des dem Verkäufer bekannten Mangels in dem 
Bewußtſein geſchieht, daß der Käufer dadurch getäuſcht werde. 
Dagegen bedarf es zur Begründung der Argliſt nicht 
beſonderer Veranſtaltungen des Verkäufers, um den 
Käufer in Unkenntnis der Mängel zu erhalten, alſo 
auch nicht, um die Entdeckung derſelben zu erſchweren oder zu 
verhindern. Dieſe Grundſätze müſſen aber auch für die An⸗ 
wendung der gleichartigen Beſtimmung des § 478 Abſ. 2 BGB. 
gelten (vgl. das Urteil des erkennenden Senats vom 26. Juni 
1903, RG. 55, 215). Dennoch kann die erwähnte irrtümliche 
Auslegung des § 478 Abſ. 2 nicht zur Aufhebung des Berufungs⸗ 
urteils führen, da der Beklagte keine Tatſachen behauptet hat, 
in welchen bei Zugrundelegung der oben entwickelten richtigen 
Rechtsanſicht ein argliſtiges Verſchweigen der fraglichen Mängel 
gefunden werden könnte. E. c. H., U. v. 15. Dez. 05, 194/05 
II. — Berlin. 

6. S 766 BGB. in Verb. mit $ 133 BGB. Natürliche 
Grenze der Auslegung in der Erfordernis des ſprachlichen Aus⸗ 
drucks des Gewollten, ſpeziell bei einer Bürgſchaftsurkunde.] 

Laut eines in zwei unter den Vertragſchließenden aus⸗ 
gewechſelten Exemplaren ausgefertigten ſchriftlichen Kaufvertrags 
vom 9. Januar 1903 haben eine Anzahl Okonomen von A., 
die eine Käſereigenoſſenſchaft gebildet haben, ihre geſamte Milch⸗ 
produktion für das erſte Halbjahr 1903 an den Käſer A. V. 
in W. verkauft. Der Kaufvertrag ſchließt unter 8 15 mit der 
gedruckten Beſtimmung: „Zur Feſthaltung des Vertrags, welcher 
wörtlich vorgeleſen wurde, verpflichten ſich und unterzeichnen 
mit eigener Unterſchrift“: Hierauf folgt in beiden Exem⸗ 
plaren das Datum, dann unter dieſem neben dem Vordruck: 
Der Milchkäufer: die Unterſchrift des A. V., dann mehrere 
Zeilen unter dem nicht ergänzten Vordruck: „Die Milchliefe⸗ 
ranten“ von der Hand des Beklagten die Unterſchrift: Joſ. K., 
Okonom in O. R. In einem Exemplar folgen nach der Unter⸗ 
ſchrift des Beklagten Joſ. K. auf der vierten Seite die Unter⸗ 
ſchrift der Milchlieferanten. Den Kaufpreis für den Monat 
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Juni 1903 mit 3439 Mark 23 Pf. iſt A. V. an 39 Liefe⸗ 
ranten ſchuldig geblieben. Der Kläger erhob nun unter der 
Behauptung, daß die übrigen Milchlieferanten ihm ihre Forde⸗ 
rungen abgetreten hätten, nach fruchtlos gegen A. V. verſuchter 
Zwangsvollſtreckung Klage gegen Beklagten als Bürgen und 
zwar auf Grund der durch Mitunterſchrift des Milchkaufvertrags 
übernommenen Bürgſchaft, ſowie auf Grund einer im März 
1903 anläßlich eines Zahlungs⸗Anſtandes von ihm gemachten 
Außerung, „die Mitglieder der Genoſſenſchaft ſollten nur unbe⸗ 
ſorgt dem A. V. die Milch weiter liefern, wenn etwas fehle, 
komme er ſchon dafür auf, da habe es gar keinen Anſtand, da 
ſei er ſchon da, da zahle er“, Klage mit dem Antrage, den 
Beklagten zu verurteilen, an den Kläger 3393,83 Mark Haupt⸗ 
ſache nebſt 4 Prozent Zinſen daraus ſeit 10. Juli 1903, dann 
58,43 Mark Koſten des Vorverfahrens zu bezahlen, und die 
Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. Durch Urteil des LG. 
Memmingen vom 25. Juni 1904 wurde die Klage als unbe⸗ 
gründet abgewieſen, auf die Berufung des Klägers jedoch durch 
Urteil des OLG. Augsburg vom 21. November 1904 unter 
Aufhebung des landgerichtlichen Urteils der Beklagte zur Zah⸗ 
lung verurteilt. Das RG. hob auf und ſtellte das erſte Urteil 
bieder her. Was die Frage der Bürgſchaftsübernahme des 
Beklagten betrifft, jo ift gemäß $ 766 BGB. zur Gültigkeit 
des Bürgſchaftsvertrags ſchriftliche Erteilung der Bürgſchaft⸗ 
erklärung erforderlich. Eines ſolennen Ausdrucks, insbeſondere 
der Bezeichnung „Bürgſchaftsübernahme“, bedarf die Erklärung 
der Bürgſchaftsübernahme auch nach dem Rechte des BGB. 
nicht Neumann, Handausgabe des BGB. IV. Aufl. I. Bd. 
S. 490 Note 2; RG. 31, 266), wenn nur mit Beſtimmtheit 
aus ihr erkennbar iſt, daß der Erklärende gegenüber dem Gläu⸗ 
biger eines Dritten ſich verpflichtet, für die Erfüllung der Ver⸗ 
bindlichkeit des Dritten einzuſtehen (§ 765 BGB.). Die als 
Dürgſchaftserklärung ſich darſtellende ſchriftliche Willenserklä⸗ 
tung unterſteht alſo der Auslegung nach dem Grundſatze des 
9133 B63. Demgemäß iſt es auch keineswegs ausgeſchloſſen, 
daß zur Ermittelung des der ſchriftlichen Erklärung zu Grunde 
liegenden Willens außerhalb der auszulegenden urkundlichen 
Erklärung liegende Umſtände hervorgezogen und berüdfichtigt 
werden. (RG. 59, 219.) In dieſer Beziehung kann auch ein⸗ 
geräumt werden, daß insbeſondere die vom Berufungsgerichte 
feſtgeſtellten Vorgänge vor und bei dem Abſchluſſe des Milch⸗ 
huufvertrags und der Herſtellung der Vertragsurkunde dafür 
ſprechen, das dem Beklagten die Übernahme der Bürgſchaft für 
die Verpflichtungen des Käufers V. angeſonnen wurde, und er 
ſeinerſeits die Bürgſchaft auch übernehmen wollte. Die Aus⸗ 
legung findet aber ihre natürliche Grenze in dem Erforderniſſe, 
daß der ſprachliche Ausdruck noch das erkennen laſſen muß, 
was durch ihn zur Erkenntnis gebracht werden ſoll. In den 
gebrauchten Worten muß alſo der Ausdruck deſſen, was als 
der Wille des Erklärenden ermittelt wird, überhaupt gefunden 
werden könne. (RG. 59, 219.) Dieſem Erforderniſſe entſpricht 
aber die Kaufvertragsurkunde vom 9. Januar 1903 hinſichtlich 
der in Anſpruch genommenen Bürgſchaftsübernahme nicht. 
Gemäß 8 126 BB. muß, wenn durch Geſetz ſchriftliche 
dom vorgeſchrieben iſt, die Urkunde von dem Ausſteller eigen⸗ 
händig durch Namensunterſchrift oder mittelſt gerichtlich oder 
notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet werden. Die 
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Unterſchrift ſetzt aber, wenn ſie etwas bedeuten ſoll, eine 
Niederſchrift voraus, durch deren Unterzeichnung der Unter⸗ 
zeichnende ſich den Inhalt der vor oder mit ſeinem Willen nach 
der Unterſchrift vollzogenen Niederſchrift aneignet. Der Be⸗ 
klagte K. hat nun ſeine Unterſchrift nach der des Milchkäufers 
A. V. und vor den Unterſchriften der Milchkäufer auf die Ur⸗ 
kunde geſetzt. Der vorausgehende Text der Urkunde befaßt ſich in den 
88 1 bis 15 ausſchließlich mit den Rechten und Pflichten der Ber: 
käufer und des Käufers. 8 15 enthält nur eine die Unterzeichnung 
einleitende Abſchlußformel: „Zur Feſthaltung dieſes Vertrags, 
welcher wörlich verleſen wurde, verpflichten ſich und unter⸗ 
zeichnen mit eigenhändiger Unterſchrift: Der Milchkäufer: Die 
Milchlieferanten.“ Wollte man auch die Frage aufwerfen, ob 
nicht durch die bloße Mitunterzeichnung einer eine Schuldver⸗ 
bindlichkeit begründenden Urkunde der Unterzeichnende nicht 
neben dem Schuldner in die gleiche Verbindlichkeit eintrete, und 
hierdurch eine kumulative Schuldübernahme begründet werden 
könnte, der Beklagte ſonach ſich als Mitſchuldner dem A. V. 
zugeſellt hätte, ſo würde dieſe Auslegung daran ſcheitern, daß 
nur eine akzeſſoriſche Verbindlichkeit in Frage ſteht und nur 
eine ſolche in Anſpruch genommen iſt. Was alſo hiernach in 
der Urkunde etwa gefunden werden könnte, entſpräche nicht dem 
Willen des Erklärenden. Das Berufungsgericht bringt die Unter⸗ 
ſchrift des Beklagten auch nur mit § 15 der Vertragsurkunde in Verbin⸗ 
dung. Wie erwähnt, enthält aber § 15 nur die Abſchlußformel der 
zwiſchen Käufer und Verkäufer vereinbarten Vertragsbeſtim⸗ 
mungen, gewiſſermaßen das beiderſeitige Gelöbnis der Ein⸗ 
haltung und Erfüllung des Vereinbarten. Sie enthält nicht 
das mindeſte, was ſich auf das von dem Beklagten aus Anlaß 
des Milchkaufvertrages eingegangenen Rechtsverhältnis bezöge. 
Was das Berufungsgericht der Urkunde gegenüber als Aus⸗ 
legung geltend machen will, iſt daher in der Tat die Unter⸗ 
ſtellung eines Inhaltes, den die Urkunde und insbeſondere der 
§ 15 nach dem klaren Wortlaut nicht hat und nicht haben 
kann. — K. c. R., U. v. 14. Dez. 05, 7/05 VI. — Augsburg. 

7. 55 766, 125 BGB. in Verb. mit 88 343, 350 HGB. 
Unzuläſſige Beſchränkung der Auslegung auf den Wortlaut bei 
einer von einem Kaufmann ausgeſtellten Bürgſchaftsurkunde.] 

Das Berufungsgericht geht davon aus, daß, da die Bürg⸗ 
ſchaft nach 8 766, bezw. nach 8125 BCB. zu ihrer Gültig⸗ 
keit der Schriftform bedurft habe, ihr auch kein weiterer Inhalt 
zugeſchrieben werden dürfe, als der fi im Wege der Aus: 
legung der ſchriftlichen Erklärung als ſolcher gewinnen laſſe. 
Dabei iſt aber zunächſt überſehen, daß der Beklagte im Prozeſſe 
von Anfang an ohne Widerſpruch als „Inhaber einer Kolonial⸗ 
und Manufakturwarenhandlung“ bezeichnet worden iſt und 
folglich nach 8 1 Abſ. 1, Abſ. 2 Nr. 1 HGB. Kaufmann 
war und iſt, und daß daher der 8 350 HGB. in Betracht 
kommen konnte, nach welchem die Formvorſchrift des § 766 
BGB. nicht zur Anwendung kommt, wenn die Bürgſchaft auf 
der Seite des Bürgen ein Handelsgeſchäft iſt. Denn nach 
§ 343 Abſ. 1 HGB. find alle Geſchäfte, die zum Betriebe 
des Handelsgewerbes eines Kaufmanns gehören, Handelsgeſchäfte, 
und nach § 344 Abſ. 2 daſelbſt gelten alle von einem Kauf: 
manne gezeichneten Schuldſcheine, alſo auch Bürgſchaftsſcheine, 
als im Betriebe ſeines Handelsgewerbes gezeichnet, wenn ſich 
nicht aus ihnen ſelbſt das Gegenteil ergibt. Nun ergibt ſich 
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aber aus dem vorliegenden Bürgſchaftsſcheine nicht das Ge⸗ 
ringſte dafür, daß er nicht im Betriebe des Handelsgewerbes 
gezeichnet ſei; insbeſondere iſt hierfür der Umſtand, daß der 
Beklagte die Urkunde nicht mit ſeiner Firma „J. Epes Nach⸗ 
ſolger“, ſondern mit feinem bürgerlichen Namen gezeichnet hat, 
ganz bedeutungslos; vgl. RG. 59, 214 f. Auch liegt bis jetzt 
nichts dafür vor, daß der Beklagte etwa ein Kleinkaufmann im 
Sinne des §S 4 HGB., und deshalb nach S 351 daf. die An⸗ 
wendung des § 350 hier ausgeſchloſſen wäre, ſodaß es bei 
der Regel des S 766 BGB. verbliebe. Sodann iſt es aber 
auch rechtsirrig, daß da, wo die Gültigkeit eines Rechts⸗ 
geſchäftes von der Beobachtung der Schriftform abhängt, die 
Auslegung der Willenserklärung ſich enger an die in der Ur⸗ 
kunde gebrauchten Worte anzuſchließen hätte, als in irgend 
einem andern Falle. In RG. 57, 260 ff. iſt nur ausgeſprochen, 
daß nach $ 766 BGB. im allgemeinen aus der Urkunde ſelbſt 
hervorgehen müſſe, daß und wofür eine Bürgſchaft übernommen 
jet; andrerſeits hat aber ebenda 59, 218 ff. das RG. ſchon 
betont, daß im einzelnen die Auslegung einer Bürgſchafts⸗ 
urkunde unter keinen andern Regeln ſtehe, als die jeder andern 
Willenserklärung, und daß namentlich auch außerhalb der 
Urkunde liegende Vorgänge zu ihrer Auslegung herangezogen 
werden dürfen. Jedenfalls räumt das Berufungsgericht der 
Wortfaſſung eine zu große Bedeutung ein. Sch. c. P. U. v. 
30. Nov. 05, 90/05 VI. — Cöln. 

Zivilprozeßordnung. 

8. 88 42, 406 ZPO. Begründung der Befangenheit 
eines Sachverſtändigen. — Anfertigung von Privat⸗Gutachten 
für die Gegenpartei. 

In dem zwiſchen den Parteien ſchwebenden Enteignungs⸗ 
prozeſſe, bei welchem es ſich u. a. um die Feſtſtellung der 
Entſchädigung für die dem Kläger angeblich entzogene Waſſer⸗ 
kraft des ſog. Mühlgrabens handelt, hat das OLG. als 
Berufungsinſtanz eine Begutachtung über den Wert jener 
Waſſerkraft angeordnet und zu Sachverſtändigen unter anderen 
den Ingenieur K. in Barmen ernannt. Letzteren lehnte der 
Kläger wegen Beſorgnis der Befangenheit ab. Das OLG. hat 
jedoch das Ablehnungsgeſuch durch den angefochtenen Beſchluß 
zurückgewieſen. Dagegen richtet ſich die ſofortige Beſchwerde, 
die auch begründet iſt. Ob ſchon die Stellung des Sachver— 
ſtändigen als Mitglied der Stadtverordnetenverſammlung in 
Barmen einen Ablehnungsgrund bilden würde, wie der Kläger 
meint, kann auf ſich beruhen. Es ſteht im übrigen feſt, daß 
der Sachverſtändige in dem Beweisſicherungsverfahren gemäß 
§ 35 des Enteignungsgeſetzes für die beklagte Stadtgemeinde 
das in Abſchrift bei den Akten befindliche Gutachten angefertigt 
hat. Der Sachverſtändige hat ferner bereits im Jahre 1898 
eine gutachtliche Außerung über den Wert der Waſſerkraft einer 
Mühle unterhalb derjenigen des Klägers auf Veranlaſſung der 
Beklagten erſtattet, die gleichfalls zu den Akten gebracht iſt, 
und endlich hat der Sachverſtändige mitgeteilt, daß er den 
Stadtbaurat in Barmen auf Irrtümer in einem in der vor⸗ 
liegenden Enteignungsſache erſtatteten Gutachten eines Elberfelder 
Ingenieurs aufmerkſam gemacht und den Rat erteilt habe, 
Dauermeſſungen an dem enteigneten Stauwerk zum Zwecke der 
Kontrolle jenes Gutachtens vorzunehmen. Alle dieſe Umſtände 
laſſen das Mißtrauen des Klägers gegen die Unparteilichkeit 
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des Sachverſtändigen, der in dem angefochtenen Beſchluß als 
Vertrauensmann der Stadt bezeichnet iſt, als auch objektiv 
genügend begründet erſcheinen, wennſchon die Aufrichtigkeit der 
Erklärung des Sachverſtändigen, daß er gewohnt ſei, nach 
Pflicht und Gewiſſen zu urteilen, nicht im mindeſten anzu⸗ 
zweifeln iſt. Es reicht aus, daß ſeine im Intereſſe der Stadt 
entwickelte Tätigkeit die Beſorgnis vom Standpunkte des Klägers 
aus rechtfertigt, daß er nicht völlig unbefangen ſein Gutachten 
erſtatten werde. Deshalb war die Ablehnung für begründet 
zu erklären. St. B. c. Sch., B. v. 22. Dez. 05, B 284/05. VII. — 
Cöln. 

9. 5 115 ZPO. Arme Partei hat keinen Anſpruch auf 
Erteilung einer zweiten Ausfertigung eines Urteils zum Zwecke 
der Zuftellung.] 

Der Klägerin iſt für die Berufungsinſtanz das Armenrecht 
bewilligt. Sie hat am 17. November 1905 bei dem Gerichts⸗ 
ſchreiber des Berufungsgerichts den Antrag geſtellt, ihr von 
dem am 4. November 1905 erlaſſenen Berufungsurteil außer 
der erhaltenen einen Ausfertigung noch eine zweite Aus⸗ 
fertigung zu erteilen, um ſie zur Zuſtellung an die Beklagten 
zu verwenden. Der Gerichtsſchreiber hat den Antrag abgelehnt 
und das hierauf um Entſcheidung angegangene Berufungsgericht 
hat durch Beſchluß vom 23. November 1905 die Ablehnung 
beſtätigt. Mit der jetzt erhobenen, bei dem Berufungsgericht 
mittels eines von ihrem Prozeßbevollmächtigten unterzeichneten 
Schriftſatzes eingelegten Beſchwerde vom 28. November 1905 
hat die Klägerin gebeten, unter Abänderung des angefochtenen 
Beſchluſſes ihrem Antrage vom 17. November ſtattzugeben. 
Dieſe Beſchwerde iſt durch Beſchluß des KG. vom 2. Dezember 
1905 für zuläſſig erklärt worden. Gegen die Zuläſſigkeit der 
Beſchwerde beſtehen keine Bedenken, für ſachlich begründet kann 
ſie aber nicht angeſehen werden. Der angefochtene Beſchluß 
billigt die Ablehnung des Gerichtsſchreibers, eine zweite Aus⸗ 
fertigung des Urteils zu erteilen, auf Grund der Erwägung, 
daß die Zuſtellung auch unter Benutzung einer beglaubigten 
Urteilsabſchrift erfolgen könne, daß die Herſtellung der be: 
glaubigten Abſchrift Befugnis und Pflicht des der armen Partei 
zugewieſenen Anwalts ſei und daß unter dieſen Umſtänden es 
nach 8 115 3] DO. nicht dem Gericht obliege der Partei kraft 
des Armenrechts auch die nicht erforderliche zweite Urteils⸗ 
ausfertigung zu erteilen. Dieſe Auffaſſung ſtimmt mit der 
Rechtſprechung des RG., wie ſie in den vom KG. ſelbſt an⸗ 
gezogenen Entſcheidungen ausgeſprochen iſt, durchaus überein. 
Der Senat hat keine Veranlaſſung, von der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung abzuweichen. Demgemäß muß die Beſchwerde als 
unbegründet zurückgewieſen werden. Sch. e. G., Beſchl. v. 
13. Dez. 05, B 119/05 I. — Berlin. 

10. 58 139, 313 ZPO. Bedeutung des in bezug ge⸗ 
nommenen Tatbeſtandes des LG. für die Frage, ob ein An⸗ 
führen in der Berufungsinſtanz aufrecht erhalten worden iſt. 
Fragerecht.] 

Die Reviſion macht geltend, das KG. ſei auf den von der 
Beklagten erhobenen Einwand des Verzichts nicht eingegangen. 
Die Rüge iſt nicht zutreffend. Zwar hatte die Beklagte in der 
1. Inſtanz behauptet, Kläger habe bald nach dem Tode des 
Erblaſſers brieflich jede Zuwendung aus dem Nachlaſſe ſich 
verbeten und damit freiwillig auf das Legat Verzicht geleiſtet, 
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aber in der II. Inſtanz iſt dieſer Einwand nicht vorgebracht 
worden. Allerdings it in dem Tatbeſtand des Berufungs- 
urteils auf den Tatbeſtand des landgerichtlichen Urteils ver⸗ 
wieſen, aber nicht zur Darſtellung des Vorbringens der Parteien 
in der Berufungsinſtanz, ſondern nur zur Darlegung des Sach— 
und Streitſtandes der I. Inſtanz. Da die Beklagte vor dem 
Berufungsgerichte weder den Brief vorlegte, auf den fie vor 
dem LG. ihren Einwand geſtützt hatte, noch die Behauptung des 
Verzichts wiederholte, bedurfte es für den Berufungsrichter keines 
Eingehens auf die Frage. Nach Lage des Falles iſt auch nicht an⸗ 
zunehmen, daß der Berufungsrichter zu einer Frageſtellung Anlaß 
gehabt hätte. R. c. R., U. v. 11. Dez. 05, 299,05 IV. — Berlin. 

11. 5 771 3PO. in Verb. mit § 823 BGB. Haftung 
des Widerſpruchsklägers für den durch Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung an der Pfandſache entſtandenen Schaden nur im 
Fall des Verſchuldens, keine analoge Anwendung des Grund⸗ 
ſates des § 717 Abſ. 2.] 

Klägerin hatte im November 1900 zufolge rechtskräftiger 
Urteile vollſtreckbare Forderungen von angeblich mehr als 
3000 Mark gegen den Spediteur A. in Haspe und ſchritt zur 
Zwangs vollſtreckung, die am 6. November 1900 dadurch voll: 
zogen ward, daß bei dem Schuldner 5 Laſtpferde gepfändet 
wurden. Der jetzige Beklagte behauptete, daß er dieſe Pferde 
zuſolge Kaufvertrags vom 30. Oktober 1900 von dem Schuldner 
eigentümlich erworben habe, erhob im Wege der Klage Wider: 
ſpruch gegen die Pfändung und erwirkte bei dem AG. in Haspe 
eine ſpäter von dem LG. in Hagen beſtätigte Anordnung, daß 
die Zwangsvollſtreckung gegen Hinterlegung von 1 900 Mark 
vorläufig einzuſtellen ſei. Dieſer Betrag wurde von dem jetzigen 
Beklagten bei der Regierungshauptkaſſe in Arnsberg hinterlegt. 
Sein Widerſpruch gegen die in Rede ſtehende Pfändung blieb 
ohne Erfolg, denn feine Klage wurde durch Urteil des LG. in 
Hagen vom 13. Dezember 1901 abgewieſen und dies Urteil 
ward rechtskräftig. Die jetzige Klägerin wollte nun die ge⸗ 
pfändeten Pferde verſteigern laſſen, es ftellte ſich aber heraus, 
daß inzwischen zwei derſelben eingegangen waren. Die anderen 
drei wurden verſteigert, der Reinerlös betrug 626 Mark 85 Pf. 
Klägerin behauptet, daß die beiden eingegangenen Pferde, wenn 
Bellagter es nicht verhindert hätte, ebenfalls verkauft worden 
wären und der Erlös volle 1 900 Mark betragen hätte. Sie 
will ſich deshalb an den hinterlegten Betrag halten, erhob Klage 
und beantragte Verurteilung des Beklagten, darein zu willigen, 
daß jener Betrag an die Klägerin ausbezahlt werde. Beklagter 
lehnte jede Haftung ab und beantragte im Wege der Wider⸗ 
lage, die Klägerin ſchuldig zu erkennen, die Auszahlung des 
hinterlegten Betrags an den Beklagten zu bewilligen. In 
I. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen und der Widerklage 
futtgegeben. Das Berufungsgericht erklärte in Abänderung des 
Iandgerichtlichen Urteils den Klaganſpruch feinem Grunde nach 
für gerechtfertigt und verwies zur Verhandlung und Entſchei⸗ 
dung über den Betrag des Anſpruchs und über die Koſten des 
Verfahrens, die Sache an das Gericht I. Inſtanz zurück. Das 
0. hob auf. Das Berufungsgericht hat den Anſpruch der 
Klägerin für berechtigt gehalten und zwar ohne Rüdficht darauf, 
ob den Beklagten der Vorwurf eines Verſchuldens trifft oder 
nicht. Es nimmt an, daß die von dem Beklagten beſtellte 
Sicherheit neben den gepfändeten Pferden der Klägerin habe 
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haften ſollen, um der letzteren einen Erſatz zu bieten für den 
Fall, daß eines der Pfandſtücke während des Verfahrens über 
die Widerſpruchsklage untergehen oder an Wert verlieren ſollte. 
Zu dieſem Ergebnis iſt das Berufungsgericht durch die Gr: 
wägung gelangt, daß der jetzige Beklagte, als er die Einſtellung 
der Zwangsvollſtreckung erwirkte, von einem außerordentlichen 
Rechtsbehelf Gebrauch gemacht habe, deshalb aber für die 
Folgen einſtehen müſſe, ebenſo wie derjenige, der eine einſt⸗ 
weilige Verfügung oder einen Arreſt erwirke, oder die Voll⸗ 
ſtreckung eines für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteils be⸗ 
treibe, gemäß SS 945, 717 Abſ. 2 3] O. ſchlechthin zum 
Erſatze des hieraus entſtehenden Schadens verpflichtet ſei. Dieſe 
Erwägungen ſind nicht zutreffend. Durch das Geſetz betreffend 
Anderungen der ZPO. vom 17. Mai 1898 find allerdings in 
Anſehung der Haftung für den Schaden aus verfrühter Zwangs⸗ 
vollſtreckung und aus der Vollziehung vorſorglicher Maßregeln 
Beſtimmungen getroffen worden, die von dem bisherigen Rechts⸗ 
zuſtand erheblich abweichen. Nach der überwiegenden, auch vom 
RG. früher ſtets befolgten Rechtsanſchauung wurde im Fall 
der vorläufigen Vollſtreckung eines ſpäter wieder aufgehobenen 
Urteils (vgl. RG. 30, 418) ebenſo im Fall der Vollziehung 
eines ſpäter für unberechtigt erklärten Arreſtes (vgl. daſ. 26, 
304) ein Anſpruch auf Schadenserſatz nur nach Maßgabe des 
einſchlagenden Landesrechts anerkannt und demgemäß faſt überall 
von dem Nachweis eines Verſchuldens abhängig gemacht. 
Leitend hierfür war die Anſicht, daß der Gläubiger, der das Recht 
der Zwangsvollſtreckung habe, durch die Ausübung desſelben an 
ſich kein Unrecht begehe, eine Auffaſſung, die noch von der 
erſten Kommiſſion zum Entwurf eines BGB. (Mot. 2, 848) 
geteilt wurde. Die ZPO. in der zufolge des Geſetzes vom 
17. Mai 1898 geänderten Faſſung erklärt dagegen aus der 
Vollziehung des Schuldtitels in den Fällen der 88 30 2 Abſ. 4 
(Vorabentſcheidung gegenüber der Geltendmachung von Gegen⸗ 
forderungen), 600 Abſ. 2 (Vorbehaltsurteil im Urkunden⸗ und 
Wechſelprozeß), 717 Abſ. 2 (Erlaß eines vorläufig vollſtreck⸗ 
baren Urteils), 94 5 (Arreſt und einſtweilige Verfügung), den 
Gläubiger ohne jede Rückſicht auf ein etwaiges Verſchulden für 
haftbar. Das geſchah, weil der bisherige Rechtszuſtand nicht 
für befriedigend angeſehen, es vielmehr für billig erachtet wurde, 
daß der Gläubiger, wenn er von einer Befugnis außerhalb des 
gewöhnlichen Gangs des Verfahrens Gebrauch mache, die Ge⸗ 
fahr zu tragen habe (vgl. die Begründung zu 88 302, 717 : 
Hahn, Motive zu den Reichs⸗Juſtizgeſetzen Bd. 8 S. 102, 135). 
Hierin iſt die Anſchauung befolgt, daß jedermann von ſeinen 
Rechten nur inſoweit Gebrauch machen darf, als es ohne den 
Schaden anderer geſchieht; aber dieſe Anſchauung hat Geltung 
nur inſoweit, als ſie in dem poſitiven Rechte zum Ausdruck 
gelangt iſt und das iſt für Fälle der vorliegenden Art nicht 
geſchehen. Die Beſtimmungen der 88 302 Abſ. 4, 600 Abſ. 2, 
717 Abſ. 2, 945 ZPO. enthalten freilich inſoweit, als ſie die 
Verpflichtung zum Schadenserſatz ausſprechen, nicht eine pro- 
zeſſuale, ſondern eine materiellrechtliche Vorſchrift, allein einen 
Rechtsſatz, der analog anzuwenden wäre, ſtellen ſie nicht auf. 
Dagegen enthält die ZPO. für eine Reihe verwandter Fälle 
Beſtimmungen, die jenen Grundſatz nicht zur Geltung bringen: 
5 541 Abſ. 2 (Urteil in zweiter Inſtanz unter Vorbehalt einſt⸗ 
weilen zurückgewieſener Verteidigungsmittel), 8 707 (Einftellung 
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der Zwangsvollſtreckung bei Antrag auf Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand oder Wiederaufnahme des Verfahrens), 
8 719 (besgl. bei Einſpruch oder Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels gegen ein für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urteil), 
§ 769 (desgl. bei der ſog. Vollſtreckungsgegenklage), 8 771 
(ebenſo bei der ſog. Widerſpruchsklage). Letztere iſt die hier maß⸗ 
gebende Beſtimmung. In allen dieſen Fällen iſt nicht geſagt, 
daß derjenige, der von den ihm gebotenen Rechtsbehelfen Ge⸗ 
brauch macht, auf ſeine Gefahr handelt, ſo daß er für allen 
Schaden herzukommen hat. Die Beantwortung der Frage, ob 
und in wie weit Beklagter für den hier in Rede ſtehenden 
Schaden zu haften hat, muß deshalb aus anderweitigen Be⸗ 
ſtimmungen entnommen werden. Solche finden ſich in der 
ZPO. nicht. Es enthält dieſe freilich in 8 91 den Grundſatz, 
daß die unterliegende Partei nach Maßgabe der dort gegebenen 
näheren Beſtimmungen die Koſten ohne jede Rückſicht auf ein 
ihr zur Laſt fallendes Verſchulden zu tragen hat und auch 
hierin iſt ein Satz des materiellen Rechts enthalten. Allein 
eine Anwendung desſelben auf den vorliegenden Fall kann nicht 
in Frage kommen. Ebenſowenig iſt eine Entſcheidung aus dem 
Umſtand zu entnehmen, daß Beklagter, um die Einſtellung der 
ſeinerzeit von der Klägerin betriebenen Zwangsvollſtreckung zu 
erwirken, Sicherheit geleiſtet hat. Die Frage, wofür eine be⸗ 
ſtellte Sicherheit haftet, kann nur nach den jeweils in Betracht 
kommenden Umſtänden entſchieden werden. Wird eine Sicherheit 
geleiſtet, damit ſie dem Gläubiger für eine dieſem zuſtehende 
vollſtreckbare Forderung als Pfand diene oder an die Stelle 
eines für eine vollſtreckbare Forderung ſchon erlangten Pfandes 
trete, ſo haftet ſie dem Gläubiger in demſelben Umfange, wie 
ihm das wegen Leiſtung der Sicherheit nicht erlangte oder auf⸗ 
gegebene Pfand gehaftet haben würde (vgl. RG. 25, 373; 
37, 430; 12, 394). Ein Verſchulden deſſen, der die Sicherheit 
beſtellt, iſt nicht erforderlich und kann überhaupt nicht in Be⸗ 
tracht kommen. Anders verhält es ſich dagegen, wenn die 
Sicherheit geleiſtet wird, um dem Gläubiger für den Fall, daß 
er gegen denjenigen, der die Sicherheit beſtellt, Anſprüche er⸗ 
halten ſollte, Mittel zur Befriedigung zu bieten. Das trifft 
in dem vorliegenden Falle zu. Die für Klägerin gegen den 
Spediteur A. vollzogenen Vollſtreckungsmaßregeln ſind, als 
Beklagter die gepfändeten Pferde für ſich in Anſpruch nahm, 
nicht aufgehoben, es iſt vielmehr nur deren Verkauf gehindert 
worden, Klägerin hat mithin ihr Pfandrecht behalten. Bei 
dieſer Sachlage kann daraus, daß Beklagter zur Sicherheits⸗ 
leiſtung angehalten wurde, nicht folgen, daß er ſchlechthin für 
allen Schaden einſtehen muß, den ein Aufſchub des Verkaufs 
mit ſich führte, denn nach 8 771 Abſ. 3 in Verbindung mit 
8 769 Abſ. 1 ZPO. iſt in dem Falle der ſog. Widerſpruchs⸗ 
klage die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung auch ohne Sicher⸗ 
heitsleiſtung zuläſſig und hieraus ergibt ſich, daß die Sicherheits⸗ 
leiſtung in ſolchem Falle nicht Anſprüche ſchaffen, ſondern nur 
dazu dienen ſoll, die Befriedigung der etwa aus der Ein⸗ 
miſchung des Dritten für den Gläubiger entſtehenden Anſprüche 
zu gewährleiſten. Ob ſolche Anſprüche entſtehen, iſt aus dem 
materiellen Rechte zu beurteilen; nach deſſen Grundſätzen aber 
kann die Verfolgung eines die Veräußerung hindernden Rechts, 
das ein Dritter ſich an dem Gegenſtand einer Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung beilegt, an ſich nicht als eine Handlung betrachtet 
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werden, die zum Schadenserſatz verpflichtet, vielmehr kann die 
Einmiſchung des Dritten ſeine Verbindlichkeit zum Schadenerſatz 
nur nach ſich ziehen, wenn ſie eine unerlaubte Handlung iſt, 
und das ift fie, wenn die Vorausſetzungen des 8 823 BGB. 
zutreffen. Die erhobene Klage iſt daher nur begründet, wenn 
die vom Beklagten ſeinerzeit erwirkte Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung dieſem zum Verſchulden gereicht und hierauf muß 
von dem Berufungsgericht noch eingegangen werden. Denn es 
iſt allerdings der Beklagte mit feiner Widerſpruchsklage abge⸗ 
wieſen worden und die Richtigkeit dieſer Entſcheidung unterliegt 
jetzt einer Nachprüfung nicht. Allein hieraus folgt nicht, daß 
der Beklagte durch ſeine Einmiſchung eine unerlaubte Handlung 
begangen hat, vielmehr kommt in Frage, ob ihm die Erhebung 
der Klage zum Vorwurf gemacht, alſo mindeſtens auf Fahr⸗ 
läſſigkeit (S 276 BGB.) zurückgeführt werden muß. H. c. D., 
U. v. 7. Dez. 05, 286/05 IV. — Hamm. 

Gerichts verfaſſungsgeſetz. 

12. 8 18 GVG., 8 23 ZPO. verb. mit dem Völkerrecht. 
Haben ausländiſche Staaten auch in Privatrechtsſtreitigkeiten 
vor deutſchen Gerichten Recht zu leiden 2] 

Kläger machte eine Forderung gegen den Belgiſchen Staats⸗ 
und Eiſenbahnfiskus geltend und leitete die Zuſtändigkeit des 
LG. Aachen aus 8 23 ZPO. mit der Behauptung her, daß 
ſich auf den Bahnhöfen Aachen und Herbesthal dem Beklagten 
zugehörige Eiſenbahnwaggons und ſonſtige zum fortwährenden 
Gebrauch beim Eiſenbahndienſte beſtimmte Gegenſtände be⸗ 
fänden. Der Beklagte machte den Einwand der Unzuſtändigkeit 
des angerufenen Gerichts geltend, da er als ſouveräner Staat 
der Gerichtsbarkeit eines deutſchen Gerichts nicht unterworfen 
ſei. Über dieſen Einwand wurde verhandelt; der Kläger ſuchte 
darzutun, daß derſelbe unbegründet ſei, weil der Beklagte nicht 
in ſeiner Eigeſchaft als Staatsgewalt, ſondern als Eiſenbahn⸗ 
betriebsunternehmer aus einem privatrechtlichen Vertrage in 
Anſpruch genommen werde. Das LG. wies die Klage wegen 
Unzuſtändigkeit ab. Berufung und Reviſion hatten keinen Er⸗ 
folg. Das OLG. iſt zutreffend davon ausgegangen, daß dieſe 
Frage weder durch 8 18 GVG. noch durch 8 23 ZPO. ent⸗ 
ſchieden wird, daß vielmehr, da in dieſer Beziehung vertragliche 
Abmachungen zwiſchen Deutſchland, Preußen und Belgien nicht 
beſtehen, auch die deutſche Geſetzgebung hierüber keine Beſtim⸗ 
mungen enthält, Deutſchland und Belgien aber voneinander 


unabhängige Staaten ſind, allein das Völkerrecht entſcheidend 


ſein könne, d. h. das Recht, wie ſolches von den großen Kultur⸗ 
ſtaaten untereinander und im Verkehr mit den anderen Staaten 
anerkannt iſt und gehandhabt wird. Nun beſteht, wie auch das 
OLG. hervorgehoben hat, in der Literatur zwar im allgemeinen 
darin Übereinftimmung, daß, wenn es ſich um Akte des Staates 
handelt, die er in Ausübung der Staatsgewalt nach öffentlichem 
Rechte vollzieht, der eine Staat der Gerichtsgewalt eines an⸗ 
deren Staates nicht unterworfen iſt, dagegen herrſcht Streit 
darüber, ob in dieſem Sinne auch dann zu entſcheiden iſt, wenn, 
wie im vorliegenden Fall, der Staat nicht in ſeiner Eigenſchaft 
als öffentliche Gewalt, ſondern als juriſtiſche Perſon, als 
Fiskus, auf dem Gebiete des Privatrechts in Betracht 
kommt. Es ſteht feſt, daß die höheren Gerichte in Deutſch⸗ 
land, Oſterreich, Frankreich, England und in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, ſowie bis vor einiger Zeit auch in 
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Italien und in Belgien, alſo in den größeren, den internatio⸗ 
nalen Verkehr beeinfluſſenden Kulturſtaaten, in ihren betreffenden 
Entſcheidungen faſt ſtändig den Grundſatz zum Ausdrucke ge⸗ 
bracht haben, der auswärtige Staat ſei in der Regel auch bei 
privatrechtlichen Anſprüchen der Gerichtsbarkeit der in⸗ 
ländiſchen Gerichte nicht unterworfen. Vgl. Löning: Die Ge⸗ 
richtsbarkeit über fremde Staaten uſw. in der Feſtgabe der 
juriftifchen Fakultät Halle für Fitting, und Droop in den Bei⸗ 
trägen zur Erläuterung des deutſchen Rechts Bd. 26 S. 289 ff. 
und die in dieſen Abhandlungen angegebene Literatur und 
Rechtſprechung. In dieſem Sinne hat ſich namentlich auch der 
Preußiſche Kompetenzgerichtshof in ſeinen Entſcheidungen vom 
14. Januar 1882 und vom 14. Juni 1902 ausgeſprochen, 
ſowie auch der Bayeriſche Kompetenzgerichtshof in den Gründen 
des Urteils vom 4. März 1885. (Sten B. über die Reichstags⸗ 
ſeſſion 1884/85, Bd. VII. Anlage S. 1925 und 1930 ff. und Zeit⸗ 
ſchrift für internationales Privat⸗ und öffentliches Recht Bd. 13 
S. 397 ff.), und auch das RG. hat, wenn auch nur nebenbei, in 
einer Entſcheidung in RG. 22, 29 den Satz aufgeſtellt, daß der 
ſremde Staat der hieſigen Gerichtsgewalt überhaupt nicht unterworfen 
werden könne. Dieſes Ergebnis entſpricht der im internationalen 
Vetehr anerkannten gegenſeitigen Unabhängigkeit und Gleichheit 
her fouberänen Staaten, worauf das Völkerrecht beruht. Die 
dem Staate innewohnende Herrſchermacht offenbart ſich in der 
Tätigkeit ſeiner Organe, alſo auch in der Rechtſprechung ſeiner 
Gerichte, dieſe üben ihre Tätigkeit im Namen des Staates oder 
des denſelben repräſentierenden Staatsoberhauptes aus. Der 
Staat ſtellt kraft ſeiner Gewalt in dem gerichtlichen Urteile das⸗ 
jenige feſt, was zwiſchen den Streitenden Rechtens iſt und ge⸗ 
währt zur Durchführung der Entſcheidung die erforderlichen 
Zwangsmittel. Daraus folgt aber mit Notwendigkeit, daß, 
wenn der ausländiſche Staat, auch in Privatrechtsſachen, ge⸗ 
zwungen werden könnte, vor inländiſchen Gerichten Recht zu 
nehmen, er der inländiſchen Staatsgewalt unterworfen ſein und 
an ſeiner völkerrechtlichen Unabhängigkeit Einbuße erleiden 
würde. Daher muß als ein Rechtsſatz des Völkerrechts an⸗ 
erkannt werden, daß ein ausländiſcher Staat auch aus rein 
privatrechtlichen Anſprüchen vor den inländiſchen Gerichten nicht 
belangt werden kann. Dieſer Rechtsſatz iſt allerdings gewiſſen 
Einſchränkungen zu unterwerfen. So wird ihm z. B. ziemlich 
allgemein die Anerkennung verſagt, wenn es ſich um eine ding⸗ 
che Klage handelt, die ſich auf ein im Inlande gelegenes 
Inmobiliar bezieht; denn der Grund und Boden als untrenn⸗ 
barer Teil des Staatsgebietes kann nur der Herrſchaft des⸗ 
lenigen Staates, zu dem er gehört, unterſtehen. Es iſt einflußlos, 
daß in neuerer Zeit in Belgien ſelbſt in der Rechtſprechung die Auf⸗ 
faſſung, fremde Staaten ſeien in Privatrechtsſtreitigkeiten gleich 
den fremden Privatperſonen der belgiſchen Gerichsbarkeitt unter⸗ 
worfen, Anerkennung gefunden hat (Entſch. des Brüſſeler Kaſſations⸗ 
hofes vom 11. Juni 1903 in Sachen der Lüttich⸗Limburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft gegen den Staat der Niederlande). Abhilfe könnte 
nur getroffen werden gemäß 8 24 EGZPD. B. c. Belgiſchen 
Staats⸗ und Eiſenbahnfiskus, U. v. 12. Dez. O5, 193/05 II. — Cöln. 

Handelsgeſetzbuch. 

13. 8377 Abſ.1 HGB. Unterſuchungspflicht des Käufers.] 

Beklagter hatte von der Klägerin einen Kalander ge⸗ 
kauft und machte gegen die auf Zahlung gerichtete Klage 
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Schadenanſprüche wegen Mangels zugeſicherter Eigenſchaften 
geltend; ſeine Mängelanzeige wurde als verſpätet zurück⸗ 
gewieſen. Für die alsbaldige Unterſuchung und Feſtſtellung der 
Mangelhaftigkeit kommt es, wie in Doktrin und Rechtſprechung 
allgemein anerkannt wird, gemäß § 377 Abſ. 1 auf die 
objektive Sachlage, nicht auf die perſönlichen Verhältniſſe des 
Käufers an. Iſt nach Inbetriebſetzung einer gelieferten 
Maſchine deren Unterſuchung auf ihre Vertragsmäßigkeit nach 
den obwaltenden Verhältniſſen tunlich, ſo hat der Käufer, 
wenn er ſelbſt dazu nicht imſtande iſt, um ſeiner Verpflichtung 
aus 8 377 Abſ. 1 eit. zu genügen, dieſelbe unter Zuziehung 
der erforderlichen anderweitigen Hilfsmittel, insbeſondere ſoweit 
nötig durch Sachverſtändige eintreten zu laſſen. Daran hat 
der Beklagte es nach Feſtſtellung des OHG. fehlen laſſen, und 
die im Intereſſe der Sicherheit des Handelsverkehrs an die 
Verſäumung der rechtzeitigen Rüge nach §S 377 Abſ. 2 ge⸗ 
knüpfte Rechtsfolge, daß die Ware als genehmigt zu gelten 
habe, iſt vom OLG. darnach gegen ihn mit Recht zur An⸗ 
wendung gebracht worden. W. c. E., U. v. 5. Dez. 05, 
173/05 II. — Caſſel. 

14. 8 377 HGB. Unterſchied zwiſchen Ablieferungs⸗ 
und Beſtimmungsort.] 

Laut Schlußſchein kaufte die Beklagte von der Klägerin 
80 tons Dannenbaum⸗Brechkoks I und 70 tons Guſtav Schulz⸗ 
Brechkoks I, zu verladen im billigſten 5⸗Wagentarif an A. G. 
Hamburg, Waſſerſtrang. Dementſprechend ſandte die Klägerin 
von den Erzeugungsſtellen die gekaufte Ware in Eiſenbahn⸗ 
waggons an den genannten Spediteur G. in Hamburg. Dieſer 
lud dieſelbe nach ihrer Ankunft in Hamburg in Kähne um und 
ſandte ſie auf dem Waſſerwege an die Beklagte nach Berlin. 
Nachdem die letztere die Ware nach ihrer Ankunft daſelbſt unter⸗ 
ſucht hatte, erhob ſie Mängelrügen, welche die Klägerin für 
verſpätet erachtete. Das KG. wies die Berufung gegen das 
die Klage abweiſende Urteil zurück; das RG. hob auf. Unter 
Ablieferung iſt der tatſächliche Vorgang zu verſtehen, durch 
den der Kaufgegenſtand aus der Verfügungsgewalt und dem 
Beſitz des Verkäufers in diejenige des Käufers übergeht. In 
dieſer Hinſicht kommt nun für den vorliegenden Fall in Be⸗ 
tracht, daß, wenn auch die in Frage ſtehenden Kokes in Hamburg 
lediglich zum Zwecke des Weitertransports an die Beklagte um⸗ 
geladen wurden, dieſelben doch zu dieſem Zwecke einem Beauf⸗ 
tragten der Beklagten übergeben wurden, der die Umladung 
der Kokes aus den Eiſenbahnwaggons in das Schiff beſorgte 
und dabei inſoweit eine nicht unweſentliche Verfügung vornahm, 
als er die Kokes, die von verſchiedener Herkunft waren, ver⸗ 
miſchte. Für die Annahme des KG., daß es Sache der 
Klägerin geweſen wäre, wenn ſie die mit der Vermiſchung 
verbundene Gefahr vermeiden wollte, geeignete Schritte zu tun, 
um dieſelbe zu verhindern, bietet die Sachlage keine rechtlich 
zutreffenden Anhaltspunkte, da die Klägerin nach dem Schluß⸗ 
ſchein lediglich an A. G. Hamburg, Waſſerſtrang, zu ver— 
laden hatte, der die weiteren Maßnahmen im Auftrage der 
Beklagten vornahm. Bei dieſer Sachlage können die Um⸗ 
ſtände für die Annahme, daß vereinbarungsgemäß die Ab⸗ 
lieferung erſt in Berlin erfolgen ſollte, rechtlich nicht ver⸗ 
wertet werden. Dieſelben können vielleicht Bedeutung für die 
Frage haben, ob nicht mit Rückſicht auf die beſondere Sachlage 
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eine ſtillſchweigende Vereinbarung dahin angenommen werden 
kann, daß die durch $ 377 HGB. vorgeſchriebene unverzügliche 
Unterſuchung erſt nach der Ankunft der Ware in Berlin, wo 
dieſelbe von der Beklagten abgeſetzt wurde, erfolgen ſollte. 
Daß eine ſolche, eine dispoſitive Anderung des S 377 in 
dieſem Punkte enthaltende, Vereinbarung rechtlich zuläſſig und 
rechtswirkſam fein würde, unterliegt keinem begründeten Be: 
denken. Dieſe Vereinbarung iſt aber nicht feſtgeſtellt. V. c. A., 
U. v. 19. Dez. 05, 162/05 11. — Berlin. 

Konkursordnung. 

15. Zum Begriffe der Zahlungseinſtellung.] 

J. verkaufte am 3. April 1902 zur Bezahlung eines pro⸗ 
teſtierten Wechſels und einer der Schuld an einen Dritten eine 
Partie Leder an die Beklagte T. Am 26. Auguſt 1902 wurde 
der Konkurs zum Vermögen von J. eröffnet und der Verwalter 
focht das Geſchäft gegen die Beklagte und den Dritten an. 
Das OLG. verurteilte die beiden Beklagten, das RG. hob auf: 
Das Berufungsgericht ſtellte an die Spitze ſeiner Ausführungen 
eine zutreffende Begriffsbeſtimmung der Zahlungseinſtellnng als 
der nach außen erſichtlich gewordenen, auf vorausſichtlich 
dauerndem Mangel an Zahlungsmitteln beruhenden Unfähig⸗ 
keit des Schuldners, feine fälligen Schulden in der Allge⸗ 
meinheit zu zahlen. Allein die Begründung, mit der das 
Berufungsgericht die Anwendung dieſer Begriffsbeſtimmung auf 
den vorliegenden Tatbeſtand zu rechtfertigen verſucht und ins⸗ 
beſondere verſchiedene, mit Beweis vertretene Behauptungen der 
Beklagten für unerheblich erklärt, läßt gleichwohl erkennen, daß 
das Urteil von rechtsirriger Auffaſſung des Begriffs der 
Zahlungseinſtellung beherrſcht iſt. Gegen den ſpäteren Gemein⸗ 
ſchuldner lag am 25. März 1902 nichts weiter vor, als daß 
er zwei Wechſel — allerdings zu erheblichen Beträgen, 4 200 
und 3 600 Mark — gegen ſich hatte proteſtieren laſſen. Bis 
zum 3. April hatte ſich die Lage nicht zu Ungunſten, ſondern 
nur allenfalls zu Gunſten des Schuldners verändert. Denn 
der eine proteſtierte Wechſel, der zu 4 200 Mark, war an dieſem 
Tage wohl ſchon eingelöſt, da er an den Ausſteller nicht zurück⸗ 
gegangen iſt, dieſer überhaupt von dem Proteſt gar keine Kenntnis 
erlangt hat. Das Berufungsgericht findet nun in der Pro⸗ 
teſtierung jener Wechſel einen Umſtand, durch den die Zahlungs⸗ 
einſtellung des Schuldners kund geworden ſei. An dieſer Auf⸗ 
faſſung läßt es ſich durch alles, was gegen ihre Richtigkeit 
vorgebracht iſt, nicht irre machen. Es iſt nun freilich richtig, 
daß die Zahlungseinſtellung ſchon durch Nichtzahlung einer 
einzelnen Schuld, insbeſondere Nichteinlöſung eines Wechſels, 
in die Erſcheimmg treten kann. Ob ſich aber in einem bes 
ſtimmten Falle dieſe Annahme rechtfertigt, kann nur aus der 
Geſamtlage und dem Geſamtverhalten des Schuldners im 
kritiſchen Zeitpunkte und in der Zukunft beurteilt werden. 
Wenn der Schuldner bei Nichtzahlung einer Schuld ſich mit 
augenblicklicher, vorübergehender Geldverlegenheit entſchuldigt, 
um kurzen Aufſchub bittet und alsbaldige Zahlung verſpricht, 
ſo ſtellt er damit ſeinerſeits beſtimmt in Abrede, daß er ſeine 
Zahlungen einſtelle. Gleichwohl mag in ſolchem Falle das 
Vorbringen des Schuldners unter Umſtänden entweder ſofort 
als leere Ausflucht erkennbar ſein oder ſich nachträglich als 
ſolche herausſtellen. Wenn aber der Schuldner wirklich nach 
wenigen Tagen Zahlung leiſtet, ſo kann natürlich aus jener 


Nichtzahlung allein keinesfalls auf Zahlungseinſtellung geſchloſſen 
werden. Denn es iſt nicht abzuſehen, wie der Schuldner den 
Verdacht dauernden Mangels an Zahlungsmitteln ſchlagender 
widerlegen ſoll als durch die Beſchaffung der nötigen Zahlungs⸗ 
mittel, und wie er den Verdacht, mit der Erfüllung ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeiten im allgemeinen aufgehört zu haben, ſchlagender 
widerlegen ſoll als dadurch, daß er ſeine fälligen Verbindlich⸗ 
keiten im allgemeinen, d. i. in der Hauptſache, im weſentlichen, 
im großen und ganzen, erfüllt. So lange ihm dies gelingt, 
hat er eben ſeine Zahlungen nicht eingeſtellt, auch wenn ihm 
klar ſein muß, daß er binnen längerer oder kürzerer Friſt zur 
Zahlungseinſtellung genötigt ſein werde. Das Berufungsgericht 
hält anſcheinend in ſolchen Fällen eine verſchleierte Zahlungs⸗ 
einſtellung für vorliegend und meint, ſolche Verſchleierung ſei 
etwas durchaus Gewöhnliches. Dieſe auffallende Bemerkung 
deutet gleichfalls auf die Verkennung des Rechtsbegriffs der 
Zahlungseinſtellung hin. Gewiß läßt ſie ſich unter Umſtänden 
verſchleiern, ſo wenn der Schuldner durch leere Vertröſtungen 
ſeine dauernde Zahlungsunfähigkeit nur als eine vorübergehende 
Zahlungsſtockung hinzuſtellen ſucht, oder wenn er die Nicht⸗ 
zahlung von Schulden ableugnet und dergleichen. Dagegen 
kann er die Nichtzahlung im allgemeinen nicht dadurch ver⸗ 
ſchleiern, daß er im allgemeinen fortfährt zu zahlen. Das 
Widerſinnige eines derartigen Verſuchs läge auf der Hand. 
Was auf dieſe Art verſchleiert werden kann, das iſt die Über: 
ſchuldung, die vorausſichtlich ſpäter eintretende Zahlungs⸗ 
einſtellung oder Konkurseröffnung, nicht aber eine bereits vor⸗ 
handene Zahlungseinſtellung. Einem ſolchen Schuldner ließe 
ſich allenfalls vorhalten, daß er als reeller Geſchäftsmann 
eigentlich verpflichtet wäre, ſeine Zahlungen ſofort einzu⸗ 
ſtellen, nicht aber, daß er ſie tatſächlich eingeſtellt habe. 
T. u. T. c. Is. Konkurs, U. v. 5. Dez. 05, 114/05 VII. — 
Dresden. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

16. Feſtſtellungsklage wegen der Möglichkeit, künftig ein⸗ 
tretender Schäden gegen den Eiſenbahnfiskus ] 

Das Berufungsgericht hat mit bedenkenfreier Begründung 
feſtgeſtellt: Das linke Auge des Klägers iſt durch ein, von 
einer vorüberfahrenden Lokomotive ausgeworfenes Kohlenſtückchen 
verletzt worden; infolge dieſer Verletzung iſt eine beim Kläger 
bereits vorhandene Trübung der Hornhaut des Auges vermehrt 
worden, im übrigen aber iſt die Verletzung geheilt und eine 
Minderung der Erwerbsfähigkeit des Klägers nicht eingetreten. 
Unter Abweiſung des Anſpruchs auf ſofortige Zahlung einer 
Entſchädigung iſt nach dem Hilfsantrage des Klägers dahin 
erkannt: es wird feſtgeſtellt, daß der Beklagte dem Kläger den 
Schaden zu erſetzen hat, der ihm in Zukunft aus der am 
24. November 1902 erlittenen Verletzung des linken Auges 
entſtehen wird. Die Reviſion des beklagten Eiſenbahnfiskus 
wurde zurückgewieſen: Die Möglichkeit, daß nachteilige Folgen 
nachträglich noch auftreten, iſt um ſo weniger abzuweiſen, als 
jede Verletzung des jetzt noch geſunden rechten Auges den zur 
Zeit nicht fühlbaren Einfluß der Trübung der Hornhaut des 
linken Auges auf die Erwerbsfähigkeit des Klägers hervortreten 
laſſen wird. Wegen dieſer, keineswegs fernliegenden Möglich⸗ 
keit iſt auch der Einwand des Beklagten abzuweiſen, daß es an 
den geſetzlichen Vorausſetzungen für die vom Kläger (bilfsweiſe) 


erhobene Feſtſtellungsklage fehle. Die Verpflichtung des Be⸗ 
klagten zum Schadenerſatz folgt aus der nachgewieſenen Ver⸗ 
letung des Auges und das Intereſſe des Klägers an der Feſt⸗ 
ftellung des damit begründeten Rechtsverhältniſſes, vor dem 
Eintritt eines zur Leiſtung verpflichtenden Schadens wird durch 
die Möglichkeit gegeben, daß ſolcher Schaden künftig eintreten 
kann. Bedenken kann der Satz der Urteilsgründe erregen, wo 
geſagt wird, es komme nicht allein eine nochmalige Augenentzündung, 
ſondern auch das Alter mit feinem nachteiligen Einfluß auf die Seh: 
kraft in Betracht. Trete aus dem einen oder anderen Grunde 
eine weitere Beeinträchtigung der Seekraft ein, ſo erleide der 
Kläger einen Erwerbsverluſt, und könne dieſen inſoweit erſtattet 
verlangen, als er ohne den Unfall nicht eingetreten fein würde. 
Indeſſen dieſer letzte Zuſatz ſchließt doch das Mißverſtändnis 
aus, das die erſten Sätze nahelegen, als ſolle der Beklagte 
auch zum Erſatz für diejenige Minderung der Erwerbsſähigkeit 
des Klägers verpflichtet ſein, die durch eine aus anderer 
hervorgerufene Urſache nochmalige Augenentzündung oder durch 
das zunehmende Alter des Klägers bewirkt wird. Das Berufung: 
gericht hat alſo nicht verkannt, daß Kläger auch künftig nur Erſatz 
für folhe Minderung feiner Sehkraft vom Beklagten beanſpruchen 
ann, deren urſächlicher Zuſammenhang mit dem Unfall feſtſteht. 
Eiſenbahnfiskus e. B., U. v. 4. Dez. 05, 93/05 VI. — Naumburg. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

17. § 6 UnlWG. Wann enthält ein Urteil eine tat: 
ſächliche Behauptung ?] 

Dem § 6 Unl WG., deſſen übrige Vorausſetzungen das Be— 
rufungsgericht für gegeben erachtet, verſagt es lediglich deshalb 
die Anwendung, weil die Behauptungen der Beklagten nicht 
tatſächlicher Art ſeien. Die Feſtſtellungen und Annahmen 
des Berufungsgerichts, nach welchen die übrigen Vorausſetzungen 
für die Anwendung des 8 6 Unl WG. vorliegen, find rechtlich 
zutreffend. Rechtsirrig iſt jedoch die Annahme, die von der 
Beklagten aufgeſtellten Behauptungen ſeien nicht tatſächlicher 
Art. Begründet iſt ſie durch die Erwägung, daß die Behaup— 
tungen der Beklagten lediglich die ſubjektive Rechtsanſicht der 
Beklagten zum Ausdruck brächten, die gewürzte Pflanzen: 
butter, wie ſolche auch von der Klägerin hergeſtellt werde, unter: 
liege den Beſchränkungen des ſogenannten Margarinegeſetzes, 
und zwar ohne daß dieſe Anſicht auch nur im geringſten tat— 
ſächlich begründet wäre. Das Berufungsgericht verkennt nicht, 
daß, wie der erkennende Senat wiederholt ausgeſprochen hat, 
auch Urteile ſich als Behauptungen tatſächlicher Art darſtellen 
können, es meint aber, ein Urteil falle nur dann unter den 
Begriff einer Behauptung tatſächlicher Art, wenn es ausdrücklich 
noch beſonders tatſächlich begründet worden ſei. Damit faßt 
das Berufungsgericht den Begriff der Behauptung tatſächlicher 
Art zu eng auf. Nicht in allen Fällen bedarf es noch einer 
beſonderen tatſächlichen Begründung. Eine Behauptung tat— 
ſächlicher Art iſt in einem Urteil Schon dann enthalten, wenn 
das Urteil, wie es ausgeſprochen iſt, ſelbſt etwas als geſchehen 
oder als vorhanden und in einer Weiſe aufſtellt, daß das Vor⸗ 
handenſein des Behaupteten und ſeine Richtigkeit oder Unrich— 
hgfeit objektiv feſtgeſtellt werden kann. Im gegenwärtigen 
Falle trifft nach dem unſtreitigen Tatbeſtande dieſe Voraus⸗ 
ſezung zu. In ihren der Klage zu Grunde liegenden Schreiben 
behauptet die Beklagte, daß der von der Klägerin betriebene 
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Verkauf von gewürztem Pflanzenfett nach dem ſogenannten 
Margarinegeſetz (gemeint iſt das Geſetz vom 15. Juni 1897. 
RGBl. 475 ff.) nicht zuläſſig ſei und gegen dasſelbe verſtoße, 
daß ein ſolches Fett unter dieſes Geſetz falle und alſo nur 
unter den darin vorgeſchriebenen Beſchränkungen verkauft werden 
dürfe, auch wird mit Anzeige bei der Polizeibehörde gedroht, 
Nach dieſem, von dem Berufungsgerichte ſeiner Würdigung zu 
Grunde gelegten Inhalte der Schreiben wird der Klägerin der 
Vorwurf eines ſtrafbaren Verhaltens, eines Verſtoßes gegen die 
Vorſchriften des Margarinegeſetzes aus dem Grunde gemacht, 
weil ſie gewürztes Pflanzenfett ohne Beobachtung der geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften verkaufe, obwohl gewürztes Pflanzenfett 
denſelben unterliege. Dieſes Urteil der Beklagten iſt nicht eine 
reine Meinungsäußerung, ſondern enthält zugleich in ſich eine 
tatſächliche Begründung. Es weiſt auf etwas Vorhandenes 
hin, nämlich auf die Tatſache des Verkaufes gewürzten 
Pflanzenfettes ohne Beobachtung der Vorſchriften des Margarine: 
geſetzes, und knüpft daran das Urteil, daß ſich die Klägerin 
dadurch ſtrafbar mache, indem ſie gegen das Geſetz verſtoße. 
Das Urteil der Beklagten ermöglicht in der Art feiner Auf: 
ſtellung auch die objektive Prüfung auf ſeine Richtigkeit oder 
Unrichtigkeit. Dies iſt ſogar dadurch außer Zweifel geſtellt, 
daß die Beklagte nachträglich das Gutachten eines Sachver— 
ſtändigen erhoben hat, der imſtande geweſen iſt, die Behauptung 
der Beklagten auf ihre Richtigkeit oder Unrichtigkeit zu prüfen 
und ſich hierüber ſchlüſſig zu machen. Hiernach liegt eine Be— 
hauptung tatſächlicher Art der Beklagten vor und hat das 
Berufungsgericht mit Unrecht die beiden Klageanſprüche für 
nach S 6 UnlWG. unbegründet erachtet. Die Aufhebung des 
angeſochtenen Urteils war daher geboten. H. Sch. O. c. Sch., 
U. v. 19. Dez. 05, 205,05 II. — Breslau. 

II. Preußiſches Recht. 

18. 88 63 — 72 Einl. z. ALR. Über Erlöſchen von 
Privilegien durch Verjährung.] 

Die klagende Kirchengemeinde nahm gegenüber dem Fiskus 
eine Brennholzgerechtigkeit in Anſpruch, welche, wie behauptet, 
durch ein eingeleitetes Ablöſungsverfahren nicht mit betroffen 
ſei. Der Beklagte behauptete Verjährung durch 44 jährigen 
Nichtgebrauch. Die Reviſion gegen das die Klage abweiſende 
Berufungsurteil wurde zurückgewieſen: Der VII. ZS. des NG. 
hat in dem in der SW, 00, 626 Ziff. 15 abgedruckten Urteile 
vom 26. Juni 1900 angenommen, daß Privilegien nur den in 
den 85 63— 72 der Einl. z. ALR. bezeichneten Erlöſchungs— 
gründen unterliegen, ein Erlöſchen durch Verjährung infolge 
der Nichtausübung des Rechts bei ihnen alſo ausgeſchloſſen iſt. 
Dieſe Anſicht hat jedoch derſelbe Senat in dem ſpäteren Urteil 
vom 22. April 1904 VII 566/03 dahin eingeſchränkt, daß auch 
Privilegien infolge Nichtgebrauchs inſoweit untergehen können, 
als die durch ſie begründeten Rechte ihrer Gattung nach 
der Verjährung zugänglich ſind und dieſer Anſicht iſt bei— 
zupflichten. Kath. Kirchengemeinde in D. e. Forſtfiskus, U. v. 
2. Dez. 05, 205/05 V. — Marienwerder. 

19. 5 18 Tl. J Tit. 3 ALR. Iſt Aufſteigen auf einen in 
Fahrt begriffenen Straßenbahnwagen unter allen Umſtänden 
eine grobe Fahrläſſigkeit?! 

Der Erblaſſer, der Kläger war bei der Beklagten gegen 
Unfall verſichert, kam beim Beſteigen eines in langſamer Fahrt 
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begriffenen Straßenbahnwagens zu Fall und erlitt Verletzungen, 
in deren Folge er ſtarb. Die Beklagte wurde verurteilt und 
ihre Reviſion zurückgewieſen: Nach § 18 Tl. 1 Tit. 3 ALR. 
iſt eine grobe Fahrläſſigkeit (Verſehen) diejenige, welche bei 
gewöhnlichen Fähigkeiten, ohne Anſtrengung der Aufmerkſamkeit, 
vermieden werden konnte. Daß der Berufungsrichter dieſen 
Rechtsbegriff verkannt habe, iſt der Reviſion nicht zuzugeben. 
Er ſtellt feſt, daß M. den Straßenbahnwagen, während dieſer 
unmittelbar vor der Halteſtelle in „ſehr langſamer“ Fahrt 
durchfuhr, zu beſteigen verſuchte und dabei zu Fall kam. In 
dieſem Verhalten des M. iſt zwar eine Fahrläſſigkeit, aber 
nach Lage der Sache keine grobe Fahrläſſigkeit zu erblicken. 
Der Schaffner des Wagens hat bekundet, daß an der frag⸗ 
lichen Stelle nicht ſchnell gefahren werden dürfe und daß dort 
„ſehr viele Leute“ aufzuſteigen pflegten; er habe in dem Ver⸗ 
ſuche des M., aufzuſteigen, eine Unvorſichtigkeit nicht erblickt 
und glaube, M. habe angenommen, an der fraglichen Stelle 
ſei eine Halteſtelle. Was ſehr viele Leute in gleicher Lage zu 
tun pflegen, kann ſehr wohl als ein Handeln angeſehen werden, 
das nicht eine grobe Fahrläſſigkeit darſtellt. O. c. M., U. 
v. 8. Dez. 05, 124/05 VII. — Berlin. 

20. Beamtenverhältnis. Anſpruch wegen der Dienſt⸗ 
bekleidungszulage im Falle der Penſionierung begründet.] 

Der Anſpruch des klagenden Grenzaufſehers auf Erſatz⸗ 
leiſtung für den mit ſeiner Penſionierung verknüpften Verluſt 
der mit jährlich 80 Mark gewährten Dienſtbekleidungszulage 
und zwar in Höhe dieſes Betrages wurde vom RG. als be: 
rechtigt erachtet, ohne Rückſicht, ob die Verpflichtung, die Uniform 
auch außer Dienſt zu tragen, für ihn beſtand oder nicht beſtand. 
Wie das Tragen der Dienſtkleidung die Abnutzung der Zivil: 
kleidung und damit den für letztern erforderlichen Aufwand 
verringert, ſo mindert das Tragen der letzteren die Abnutzung 
der erſteren und damit den für ſie erforderlichen Aufwand. Die 
Koſten, welche die entſprechende, ſtandesgemäße Zivilkleidung 
erfordert, ſtehen den Koſten, welche für die Dienſtbekleidung 
aufzuwenden ſind, vorausſetzlich nicht nach. Trotzdem er des 
Aufwandes für Dienſtbekleidung enthoben iſt, iſt Kläger daher 
durch den Verluſt der Zulage an ſeinem Vermögen tatſächlich 
um ihren Betrag geſchädigt. Unbeſchadet des Umſtandes, daß 
die Zulage als Entſchädigung für Dienſtaufwand gewährt und 
bei der Penſion außer Betracht bleibt, bedingt mithin die Ver⸗ 
pflichtung zum Schadenserſatz die Verpflichtung, auch den Be⸗ 
trag der Zulage dem Kläger zu vergüten. L. c. Preuß. Fiskus, 
U. v. 5. Dez. 05, 252/05 III. — Kiel. 

Eigentums erwerbsgeſetz vom 5. Mai 1872. 

21. 88 9, 38, 49. Der gute Glaube des Grundbuchs 
bei Erwerb einer Hypothek auf einem Familienfideikommißgut.] 

Es handelt ſich um eingeklagte Zinſen aus einer von der 
Klägerin erworbenen Hypothek, die auf dem Familienfiideikommiß⸗ 
gut des Beklagten eingetragen iſt. Die Klägerin beruft ſich 
darauf, daß ſie die Hypothek im Glauben an die Richtigkeit 
des Grundbuchs erworben habe. Was nun dieſe noch nach dem 
Preußiſchen EigErwGeſ. vom 5. Mai 1872 zu beurteilenden 
Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs anbetrifft, ſo ver⸗ 
kennt der Berufungsrichter nicht, daß die Klägerin ſich auf die 
nackte Tatſache, daß ihre Hypothek im Grundbuch eingetragen 
ſteht, nicht berufen kann, weil ihr beim Erwerb der Hypothek 
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gleichzeitig aus dem Grundbuche bekannt geworden iſt, daß das 
belaſtete Gut ein deutſchrechtliches Fideikommißgut iſt, das nicht 
beliebig von dem Beſitzer mit Schulden beſchwert werden darf. 
Er erwägt dann aber weiter, daß dieſe Beſchränkung der Ver⸗ 
fügungsgewalt des Beſitzers keine abſolute iſt, die jede Belaſtung 
des Fideikommißgutes ausſchlöſſe, ſondern daß eine ſolche Be: 
laſtung ſehr wohl möglich iſt und daß darum die Klägerin des 
guten Glaubens ſein konnte, es liege eine rechtswirkſame Fidei⸗ 
kommißſchuld vor. Einen ſolchen guten Glauben hält er für 
ausreichend, indem er aus den 88 9, 38 und 49 des 
EigErwGeſ. den allgemeinen Grundſatz entnimmt, daß nicht 
bloß die dort beſonders erwähnten, ſondern auch ſonſtige Ein⸗ 
reden gegen die Rechtsbeſtändigkeit einer Hypothek durch den 
gutgläubigen Erwerb der Hypothek beſeitigt würden, wofern 
ſolcher Gutgläubigkeit keine Fahrläſſigkeit anhafte. Dann führt 
er weiter aus, daß und weshalb die Klägerin beim Erwerb der 
Hypothek des guten Glaubens habe ſein dürfen, es handle ſich 
um eine an Stelle der alten getretene wahre Fideikommißſchuld. 
In der Rechtsfrage iſt dem Berufungsrichter lediglich beizu⸗ 
treten. Wenn der im Intereſſe der Rechtsſicherheit in dem 
neueren Recht aufgeſtellte Grundſatz von der Unanfechtbarkeit 
gutgläubigen Erwerbes ſeinem Zweck gerecht werden ſoll, ſo 
muß er, wenn es ſich um den gutgläubigen Erwerb einer 
Hypothek handelt, auch gegenüber ſolchen Einreden ſeine Wirk⸗ 
ſamkeit äußern, die ſich gegen den dinglichen Beſtand der Hy⸗ 
pothek richten, ſoweit ſolche nicht aus dem Grundbuche ſelbſt 
hervorgehen. Dies iſt auch nach dem Preußiſchen EigErwöGeſ. 
die herrſchende Anſicht geweſen und in der höchſtrichterlichen 
Rechtſprechung feſtgehalten worden; vgl. die Nachweiſe bei 
Turnau GBO. 5. Aufl. Bd. 1 S. 753 Anm. 1 und S. 770 
Anm. 22 zu § 38 EigErwGeſ., hat auch insbeſondere in den 
vom Berufungsgericht angerufenen Entſcheidungen des V. und des 
III. 3 S. des RG. (RG. Bd. 34 Nr. 56 S. 232 und Bd. 39 
Nr. 67 S. 266), die ſich auf Einreden gegen Fideikommiß⸗ 
ſchulden beziehen, Anerkennung gefunden. Mit Recht hat ſich 
daher die Klägerin darauf berufen, daß ſie, ohne dem Vorwurf 
fahrläſſigen Verhaltens ausgeſetzt zu ſein, unter den vor⸗ 
liegenden Umſtänden ſich darauf verlaſſen durfte, ſie erwerbe 
eine in jeder Hinſicht rechtsbeſtändige Hypothek. Sch. c. B., 
U. v. 20. Dez. 05, 461/05 V. — Celle. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

22. Berückſichtigung des Verluſtes tatſächlicher Vorteile 
bei der Enteignung, die Ausſicht auf längere Dauer gewähren.] 

In der Rechtſprechung des RG. ſteht der Satz feſt, daß 
auch für den Verluſt der tatſächlichen Vorteile bei der Ent⸗ 
eignung Entſchädigung zu gewähren iſt, wenn gegründete Aus⸗ 
ſicht auf längere Dauer des Genuſſes dieſer Vorteile beſtand. 
Der erkennende Senat hat ſich dieſer Rechtſprechung unter 
anderem im Urteil vom 29. April 1904 in Sachen der 
Frau Glaſer gegen die Stadt Charlottenburg angeſchloſſen; der 
damalige Rechtsſtreit betraf gleichfalls die Hardenbergſtraße 
und gleichfalls den durch die Fluchtlinienfeſtſetzung von 1899 
und die ſich hieran anſchließende Enteignung verurſachten Ver⸗ 
luſt des tatſächlichen Vorteils, der dem an der Hardenbergſtraße 
belegenen Grundſtück der Frau Glaſer durch das Vorhandenſein 
der tiefen Vorgärten der Nachbargrundſtücke bisher erwachsen 
war. Von dem dort eingenommenen Standpunkt wieder abzu⸗ 
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weichen findet der erkennende Senat keinen Anlaß. Die Re⸗ 
viſion will einen Unterſchied machen zwiſchen demjenigen Ver⸗ 
luſt der tatſächlichen Vorteile, der Folge der die Enteignung 
veranlaſſenden Anlage iſt, und demjenigen Verluſt jener Vor⸗ 
teile, der Folge der Enteignung iſt. Für den erſteren Fall will 
ſie einen Entſchädigungsanſpruch nicht anerkennen. Sie beruft 
ſich hierfür auf eine in der JW. 89, 522 unter Nr. 29 auszugs⸗ 
weiſe mitgeteilte Entſcheidung des V. ZS. des RG. und meint, 
eine Aufgabe des dort aufgeſtellten Rechtsſatzes ſetze einen Be⸗ 
ſchluß der BZS. voraus. Dieſe Anſicht iſt nicht zutreffend. 
Die dort abgedruckten Teile der Entſcheidung des V. ZS. (nicht 
des IV.) können allerdings den Anſchein erwecken, als wenn die 
Reviſion mit ihrer Auffaſſung desſelben Recht hätte. Allein 
ſelbſt wenn letzteres der Fall wäre, würde ein Anlaß, von der 
Beſtimmung des $ 137 GVG. Gebrauch zu machen, nicht ge⸗ 
geben ſein. Es iſt nämlich ſchon lange in der Rechtſprechung 
des RG. der allgemeine Grundſatz anerkannt, daß der Eigen⸗ 
tümer nicht nur für die Nachteile, die ihm unmittelbar durch 
die Enteignung ſelbſt, ſondern auch für diejenigen, die ihn durch 
das Unternehmen, zu deſſen Zwecken die Enteignung erfolgt, 
erwachſen, zu entſchädigen iſt (. RG. 7, 262; 13, 244; JW. 
88 S. 338 Nr. 28; S. 433 Nr. 26). Dieſem Grundſatz hat auch 
der V. ZS. ſowohl vor dem obigen Urteil vom 23. November 
1889, nämlich am 12. November 1887 (ſ. Gruchot 32, 719; 
JW. 88 S. 47 Nr. 109), als auch nachher, nämlich unter 
anderem am 12. Januar 1898, JW. 98 S. 176 Nr. 60) zu: 
geſtimmt. Es würde daher, ſelbſt wenn der V. Senat in dem 
Urteil vom 23. November 1889 vorübergehend eine andere 
Anſchauung vertreten haben ſollte, die Notwendigkeit, einen 
Beſchlus der BIS. herbeizuführen, nicht vorliegen. Dafür, 
daß in dieſer Beziehung zwiſchen den Nachteilen unterſchieden 
und der Verluſt von tatſächlichen Vorteilen, der doch auch ein 
Nachteil iſt, beſonders behandelt werden müßte, liegt kein er⸗ 
lennbarer Grund vor; auch iſt ein folder in dem erwähnten 
Urteil des V. Senats mit keinem Worte angedeutet. Nun hat 
der V. Senat aber auch in Wirklichkeit in jenem Urteil den 
gedachten Grundſatz ſelbſt nur in bezug auf tatſächliche Vor⸗ 
teile nicht aufgegeben. (Wird weiter ausgeführt.) 
gemeinde Ch. c. K., U. v. 21. Nov. 05, 86/05 VII. — Berlin. 

Stempelſteuergeſetz vom 31 Juli 1895. 

23. Tarifftelle 25a verb. mit Tarifnummer 4a Ziff. 4 
Abſ. 2 des Reichsſtempelgeſetzes vom 14. Juni 1900. Steuer⸗ 
pflicht nach Landesrecht bei ratenweiſer Einzahlung auf Aktien im 
Falle der Erhöhung des Grundkapitals einer Aktiengeſellſchaft, 
wobei der Stempel nach dem Reichsſtempelgeſetz erhoben war.] 

Die Generalverſammlung der Aktionäre der Klägerin hat 
zu notariellem Protokoll vom 18. Februar 1901 die Erhöhung 
des Grundkapitals um eine Million Mark durch Ausgabe von 
entaujend Aktien über je eintauſend Mark beſchloſſen. Die 
Ausführung des Beſchluſſes iſt in der Weiſe geſchehen, daß die 
Rentenbant in M. die gefamten eintaufend Stück Aktien zum 
Kurſe von 102 v. H. übernommen hat. Zu der über das 
letztere Geſchäft ausgeſtellten Schlußnote vom 30. September 1902 
it gemäß der Tarifnummer 4a Ziffer 4 Abſ. 2 RStempG. 
vom 14. Juni 1900 ein Stempel von / vom Tauſend kaſſiert 
worden. Auf die übernommenen Aktien ſind am 1. Oktober 1902, 
am 1. Oktober 1903 und am 1. März 1904 je 25 v. H. des 
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Nennbetrages der Aktien gezahlt und bei der Einzahlung von 
der Klägerin jedesmal 50 Mark Landesſtempel auf Grund der 
Tarifſtelle 25 a des preußiſchen Stempelſteuergeſetzes vom 
31. Juli 1895 entrichtet worden. Die Klägerin verlangt Rück⸗ 
zahlung. Das LG. wies ab, Berufung und Reviſion wurden 
zurückgewieſen. Der Berufungsrichter gelangt zur Zurückweiſung 
der Berufung auf Grund der Annahme, die Entrichtung des 
Reichsſtempels für die Schlußnote über den Erwerb der Aktien 
durch die Deutſche Hypotheken⸗Rentenbank ſchließe den Anſpruch 
des Beklagten auf Zahlung des Landesſtempels für den 
Generalverſammlungsbeſchluß vom 18. Februar 1901 nicht 
aus, da der Generalverſammlungsbeſchluß keine Urkunde über 
das Geſchäft ſei, über das die Schlußnote laute, und deshalb 
die Vorſchrift des S 18 RStempG. keine Anwendung finde. 
Dieſe Annahme ſteht auf dem Boden der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des RG. Sowohl der jetzt erkennende Senat als 
auch der II. ZS. des RG. haben wiederholt ausgeſprochen, 
daß die durch den Abſ. 2 der Tarifnummer 4a Ziff. 2 RStempG. 
vom 27. April 1894 (jetzt Abſ. 2 der Tarifnummer 4a Ziff. 4 
NStempG. vom 14. Juni 1900) neu eingeführte Stempel: 
vorſchrift nur die einſeitige Zuteilung, Übernahme oder 
Ausreichung der Wertpapiere trifft und im übrigen den 
materiellen Inhalt des betreffenden Geſellſchaftsvertrages für 
die landesgeſetzliche Beſteuerung freiläßt. (Urteile des RG. vom 
5. Januar 1900, RG. 45, 99 ff. und vom 1. Februar 1901, 
JW. S. 178 Ziff. 44). Dieſe Entſcheidungen betrafen Fälle, 
in denen es ſich um die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft 
oder um die Vereinigung zweier Aktiengeſellſchaften handelte. 
Dieſelben Grundſätze müſſen aber für den hier vorliegenden 
Fall der Erhöhung des Grundkapitals einer beſtehenden 
Aktiengeſellſchaft gelten. Denn es kann nicht dem geringſten 
Zweifel unterliegen, daß der eine einſeitige Rechtshandlung der 
Klägerin darſtellende Generalverſammlungsbeſchluß und die um 
mehr als ein Jahr ſpäter erfolgte entgeltliche Übernahme der 
Aktien, welche die Natur eines zweiſeitigen Vertrages hat, 
von einander verſchiedene Rechtsakte ſind. Daß beide der Er⸗ 
höhung des Grundkapitals dienen, alſo in wirtſchaftlichem Zu⸗ 
ſammenhange ſtehen, kann an ihrer rechtlichen Verſchiedenheit 
für die Stempelfrage nichts ändern, denn nicht die Erhöhung 
ſelbſt iſt Gegenſtand der Steuerpflicht, ſondern einerſeits nach 
Landesrecht der Geſellſchaftsvertrag oder Generalverſamm⸗ 
lungs beſchluß über die Erhöhung, andrerſeits nach Reichsrecht 
die Ausreichung der Aktien. Das verkennt auch die Reviſion 
nicht. Sie weiſt aber darauf hin, ein Geſellſchafts vertrag 
über die Kapitalerhöhung ſetze die gleichzeitige Ubernahme des 
neu zu beſchaffenden Kapitals durch die Aktionäre voraus, da 
im anderen Falle die Erhöhung nicht durch Geſellſchafts⸗ 
vertrag, ſondern erſt durch eine nachfolgende Begebung der 
neuen Aktien erfolgen würde; der Erwerb der Aktien vollziehe 
ſich auf Grund des Geſellſchaftsvertrages, wie der Beſchluß 
der Ver ZS. des RG. vom 30. Juni 1892 (RG. 31, 17 ff.) 
ergebe, und deshalb ſtelle ſich der Geſellſchaftsvertrag, alſo 
auch der dieſem entſprechende Generalverſammlungsbeſchluß, als 
ein Schriftſtück über ein dem Schlußnotenſtempel unterworfenes 
Geſchäft dar. Dieſe Ausführungen ſind unzutreffend. Die 
Kapital⸗Erhöhung ſetzt keineswegs die Übernahme des neu zu 
beſchaffenden Kapitals durch die Aktionäre voraus. Sie 
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tritt zwar erſt in Wirklichkeit ein, wenn die Aktiengeſell— 
ſchaft durch ihre Organe die Gegenwerte für die neu aus⸗ 
zugebenden Aktien annimmt. Darauf kommt es aber, wie oben 
dargelegt, nicht an; ſtempelpflichtig iſt vielmehr der im $ 280 
HGB. bezeichnete „Beſchluß über die Erhöhung des 
Grundkapitals“, welcher der Zeichnung und Zuteilung der 
Aktien (SS 281, 282 daſelbſt), alſo auch dem tatſächlichen 
Eintritt der Kapitalerhöhung ſelbſt, vorangehen muß. Der be— 
zeichnete Beſchluß der Ver3ZS. iſt für den vorliegenden Fall 
nicht zu Gunſten der Reviſion zu verwerten, denn er iſt auf 
Grund des früheren NStemp®. vom 29. Mai 1885 ergangen 
und in dieſem fehlte noch die Vorſchrift des Abſ. 2 der Tarif- 
nummer 4a Ziff. 4 RStempGG. vom 14. Juni 1900, auf 
Grund deren der hier in Betracht kommende Schlußnoten⸗ 
ſtempel erhoben worden iſt. Gerade jener Beſchluß hat den 
Anlaß zur Einfügung der neuen Vorſchrift in das Geſetz gegeben 
(Urteil des RG. vom 5. Januar 1900 Bd. 45 S. 102). 
Auch der von der Reviſion inbezug genommene Abſ. 4 der 
Tarifſtelle 25a des Landesſtempelgeſetzes ſteht ihr nicht zur 
Seite. Er beſtimmt, daß der Stempel für den Erhöhungs— 
beſchluß, falls das Kapital nicht ſofort voll eingezahlt wird, 
von der jedesmaligen Teilzahlung zu entrichten iſt. Der Be⸗ 
rufungsrichter verſteht dieſe Vorſchrift dahin, daß nur die 
Fälligkeit des Stempels bis zur Einzahlung hinausgeſchoben 
wird. Er überſieht jedoch, daß es zur Entrichtung des Stempels 
für den Erhöhungsbeſchluß überhaupt nicht kommt, wenn die 
Einzahlung endgültig unterbleibt, wenn alſo z. B. der Er: 
höhungsbeſchluß hinterher wieder aufgehoben wird, bevor irgend 
eine Einzahlung erfolgt iſt. Die Einzahlung iſt hiernach ein 
außerhalb des Erhöhungsbeſchluſſes ſtehendes, zukünftiges, un⸗ 
gewiſſes Ereignis, von deſſen Eintreten die Stempelpflichtigkeit 
des Beſchluſſes abhängig gemacht iſt. Danach iſt die auf dem 
Protokoll über den Erhöhungsbeſchluß ruhende Urkunden— 
ſtempelpflicht eine aufſchiebend bedingte. Würde nun das 
RStempG. auch die außerhalb des Beſchluſſes ſtehende Tat⸗ 
ſache der Einzahlung dem Reichsſtempel unterwerfen, ſo würde 
auch dann nicht der 8 18 RStempG. anzuwenden fein, denn 
die Einzahlung und der Erhöhungsbeſchluß ſind rechtlich ver— 
ſchiedene Geſchäfte. Dasſelbe muß aber umſomehr dann gelten, 
wenn der Reichsſtempel, wie in der Tarifnummer Aa Ziff. 4 
Abſ. 2 beſtimmt iſt, nicht die Einzahlung, ſondern ein anderes 
Geſchäft, nämlich die Ausreichung der Weripapiere an den 
erſten Erwerber, d. h. das Geſchäft, durch das der Anſpruch auf 
dieſe Ausreichung begründet wird (Urteil des RG. vom 25. Juni 
1897, RG. 39, 126), zum Gegenſtand nimmt. H. B. A.⸗G. 
c. Preuß. Staatsfiskus, U. v. 15. Dez. 05, 136/05 VII. — Celle. 

24. Tarifſtelle 32 unter 3. Höhe des Stempels beim 
Kauf von Häuſern auf den Abbruch.] 

Klägerin kaufte von der Stadtgemeinde Ch. 26 Häuſer 
auf den Abbruch für 100 000 Mark. Der beklagte Fiskus 
erhob zu dieſem Vertrage einen Stempel in Höhe von Pro⸗ 
zent der Kaufſumme. Klägerin zahlte und verlangte mittelſt 
Klage Zurückzahlung. Das KG. wies ab, das RG. hob auf: 
Es iſt davon auszugehen, daß hier vereinbartermaßen der Ver⸗ 
kauf von Gebäuden auf Abbruch in Frage ſteht, zu deſſen 
Vornahme die Käuferin ſich gleichzeitig verpflichtet hat. Danach 
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handelt es ſich, und zwar nicht bloß nach der Abſicht der Ver⸗ 
tragſchließenden, ſondern auch unter Erwägung der in dem 
Kontrakte gewählten Ausdrucksweiſe, um den Verkauf zu— 
künftiger Abbruchs materialien. Es iſt auch rechtlich 
ausgeſchloſſen, etwas anderes als dieſe für den Gegenſtand des 
Kaufgeſchäfts anzuſehen. (Vgl. Endemann, Einl. z. BGB. 3. und 
4. Aufl. Bd. 8 S. 233 Anm. 5, Hummel u. Specht, Stempel⸗ 
geſetz, S. 769). Danach hätten die Vorinſtanzen prüfen müſſen, 
ob auf die veräußerten beweglichen Sachen, und zwar nicht die 
Häuſer, ſondern die erwähnten Materialien, die fragliche Be⸗ 
freiungsvorſchrift nach der Sachlage Anwendung erleide. Zum 
Zweck dieſer Unterſuchung war unter Aufhebung der angefoch⸗ 
tenen Entſcheidung die Zurückverweiſung der Sache an das 
Berufungsgericht auszuſprechen. K. c. Preuß. Fiskus, U. v. 
8. Dez. 05, 119/05 VII. — Berlin. 


Literaturbeſprechung. 


Deutſches Privatrecht von Otto Gierke. Zweiter Band: 
Sachenrecht. Leipzig 1905. Verlag von Duncker und Humblot. 
Von Gierkes groß angelegtem Deutſchen Privatrecht, das 
als Teil des von Binding herausgegebenen „Syſtematiſchen 
Handbuchs der deutſchen Rechtswiſſenſchaft“ erſcheint, iſt nun— 
mehr dem vor einem Jahrzehnt erſchienenen erſten Bande der 
zweite, das Sachenrecht behandelnde Band gefolgt. Für die 
Aufgabe, die germaniſchen Grundbeſtandteile unſeres neuen 
einheitlichen Rechtes aufzuzeigen, bot ſich in dem Sachenrechte 
ein beſonders fruchtbares Gebiet. Der Praktiker, der ſich in das 
Gierkeſche Werk vertieft, wird nicht nur wiſſenſchaftliche Förderung 
und äſthetiſchen Genuß, ſondern auch reiche, nicht zu unterſchätzende 
Anregungen für die Praxis davontragen. N. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 1 und Nr. 2 betreffen die Anfechtung wegen 
Betrugs (8 123), Nr. 2 insbeſondere dient dem Verſtändniſſe 
des ſchwierigen zweiten Abſatzes des § 123. 

Entſch. Nr. 3 iſt von großer praktiſcher Bedeutung, aber 
ſehr bedenklich! Für die Verjährung ſoll der Anſpruch Ge— 
werbetreibender aus Lieferung von Waren mit dem Moment 
des Vertragsſchluſſes entſtehen, ohne Rückſicht darauf, ob 
die Lieferung bereits erfolgt iſt oder nicht. Beſtellt ſich z. B. 
ein Privatmann im Dezember 1904 ein kunſtvolles Mobiliar, 
lieferbar im Januar 1907, ſo wird nach dem in Entſch. Nr. 3 
vertretenen Standpunkte die Forderung des Lieferanten ſchon im 
Moment der vertragsmäßigen Lieferung verjährt ſein. Dies kann 
das Geſetz natürlich nicht wollen. Die Verjährung kann viel: 
mehr erſt Ende 1907 beginnen. Die Forderung des Lieferanten 
kommt, wenn nicht etwas anderes vereinbart iſt, nicht zur Ent— 
ſtehung vor dem Zeitpunkt der vereinbarten Lieferung, ſie 
iſt bis dahin aufſchiebend befriſtet. N 

Die Entſch. Nr. 7 mag dem Geſetzgeber zeigen, wie eine 
prinzipwidrige Schutzvorſchrift auch zum Nachteile des Schützlings 
ausſchlagen kann. Die Bauern als Opfer des Reichstags 
beſchluſſes, durch den die Formvorſchrift des § 766 eingeführt 
iſt, das hat die agrariſche Mehrheit gewiß nicht gewollt. 
Übrigens halte ich die Entſcheidung nicht für zutreffend. Schreibt 
jemand auf Grund einer mündlichen Bürgſchaftsabrede ſeinen 
Namen unter den Namen des Hauptkontrahenten auf die Ver: 
tragsurkunde, ſo liegt hierin eine den Umſtänden nach genügend 
deutliche und beſtimmte Erklärung des Bürgſchaftswillens. 
Sollte man nicht mit dem guten Willen für Treu und Glauben 
die verſtändige Vorſchrift des §S 216 I 14 ALR. aus dem BGB. 
heraus oder in dieſes hineinleſen können? N. 
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Vereins nachrichten. 


Die Verlagsbuchhandlung W. Moeſer gibt an die 
Mitglieder des Anwaltvereins die Literaturüberſicht des 
Jahres 1905, erſchienen unter dem Titel „Jurisprudentia 
Germaniae 1905“ zum Vorzugspreiſe von 4 Mark ab. 
Eine Beſtellkarte hierüber liegt dieſer Nummer bei. 


Der Vorſtand hat ein „Generalregiſter zu den im 
9. bis 29. Bande der Juriſtiſchen Wochenſchrift enthaltenen 
Entſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen“ herſtellen 
laſſen. Dasſelbe iſt mit der Juriſtiſchen Wochenſchrift am 
1. Febrnar verſandt worden. Erinnerungen wegen Nicht⸗ 
empfauges können nur berückſichtigt werden, wenn fie bis 
zum 1. März 1906 an die Expedition der Inriſtiſchen Wochen ⸗ 


ſchrift gelangen. 83 


Einer Anregung des Mannheimer Anwaltvereins und 
der Einladung des Stadtrats der Stadt Mannheim folgend, 
hat der Vorſtand des Deutſchen Auwaltvereins beſchloſſen, 
den XVIII. deutſchen Auwaltstag im Jahre 1907 nach 
der Hanptſtadt Mannheim zu berufen. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr Geheimer Juſtizrat Erythropel in Leipzig hat 
infolge der Wahl zum Vorſitzenden des Vorſtandes der An- 
waltöfammer bei dem Reichsgerichte das Amt des Vor⸗ 
ſizenden des Vorſtandes der Hülfskaſſe für dentſche 
Rechtsanwälte niedergelegt und iſt aus dem Borftande 
insgeſchieden. 

Herr Juſtizrat Herr, Rechtsanwalt bei dem Reichs- 
zerichte zu Leipzig, iſt an Stelle des aus dem Borftande 
unkgeſchiedenen Herrn Geheimen Juſtizrat Erythropel in 
eipzig, als Vorſitzender des Vorſtandes der Hülfskaſſe für 
dentſche Rechtsauwälte gewählt und Herr Arnold Zeuetti, 
Rechtsanwalt bei dem Reichsgerichte zu Leipzig, zum Mit⸗ 
Bliede des Vorſtandes der Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 


auwälte kooptiert, ſowie zum Schriftführer an Stelle des 
Herrn Jnſtizrat Herr erwählt. 
Leipzig, den 5. Februar 1906. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Dr. Deiß, 
Juſtizrat, ſtellvertretender Vorſitzender. 
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Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Marienwerder und Nürnberg haben der Kaſſe abermals 
Beihülfen und zwar Marienwerder 1500 Mark und Nürn⸗ 
berg 2000 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Vor⸗ 
ſtänden iſt für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank 


ausgeſprochen worden. 


Bon Herrn Geheimen Juſtizrat Dr. Oehme in Leipzig 
find aus Anlaß feines fünfzigjährigen Jubiläums als Rechts- 
anwalt 2000 Mark dem Unterſtützungsfonds der Hülfskaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte geſchenkt worden. Dem gütigen 
Geber wird namens der Hülfskaſſe herzlichſter Dank aus⸗ 


geſprochen. 


Erteilung des Armenrechts für die Reviſionsinſtanz. 


uber die Frage wegen Bewilligung des Armenrechts für 
die Reviſionsinſtanz hat das RG., IV. 3S., einen Beſchluß 
erlaſſen, deſſen Gründe wir mit Rückſicht auf ihr großes, nicht 
nur prozeßrechtliches öffentliches Intereſſe vollſtändig mitteilen. 
Eine Beſprechung desſelben bleibt vorbehalten. 

Der Reviſionskläger hat beantragt, ihm für die Reviſions⸗ 
inſtanz das Armenrecht zu bewilligen. Vor der Entſcheidung 
über dieſes Geſuch beſtellte er den bei dem RG. zugelaſſenen 
Rechtsanwalt Juſtizrat X. zum Prozeß bevollmächtigten und 
dieſer legte für ihn am letzten Tage der Friſt die Reviſion ein. 
Am 4. Januar 1906 beſchloß hierauf der Senat, die Ent⸗ 
ſcheidung über das Armenrechtsgeſuch des Reviſionsklägers bis 
zur Einreichung der Reviſionsbegründung durch Juſtizrat X. 
hinauszuſchieben und ordnete gleichzeitig an, daß bis zu dieſer 
Entſcheidung die Einforderung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes zu 
unterbleiben habe. Juſtizrat X. hat nunmehr in einer Eingabe 
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vom 10. Januar 1906 die Hinausſchiebung der Entſcheidung 
über das Armenrechtsgeſuch für nicht gerechtfertigt erachtet 
und dem Senate mitgeteilt, er habe, um das der Erledigung 
des Geſuchs entgegenſtehende Hindernis zu beſeitigen, das 
Mandat des Reviſionsklägers niedergelegt. Demgegenüber hat 
der Senat ſeinen früheren Beſchluß zur Zeit lediglich aufrecht 
erhalten müſſen. Bei der Entſcheidung über Armenrechtsgeſuche 
zur Einlegung oder Weiterführung der Reviſion iſt ſeit dem 
Inkrafttreten des Reichsgeſetzes vom 5. Juni 1905 (RGBl. 
S. 536) nicht nach ganz gleichen Grundſätzen zu verfahren, wie 
bisher. Beruhte das Berufungsurteil auf einer das Verfahren 
betreffenden Geſetzesverletzung, ſo ſchloß dies früher die An⸗ 
nahme aus, daß die von dem Antragſteller beabſichtigte weitere 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung ausſichtslos ſei. 
Gegenwärtig ergibt ſich dagegen aus der Auffindung derartiger 
Geſetzesverletzungen noch nicht, daß es zur Aufhebung des 
Berufungsurteils kommen muß. Dieſer nächſte Erfolg des von 
dem Antragſteller beabſichtigten weiteren Vorgehens hängt viel⸗ 
mehr einmal davon ab, ob die durch den Prozeßbevollmächtigten 
beratene Partei den Prozeßverſtoß erkennt und ſodann davon, 
ob ſie im Falle des Erkennens ihn geltend machen will. Es 
iſt keineswegs ausgeſchloſſen, daß ſelbſt Verſtöße gegen die 
wichtigſten Grundregeln des Prozeſſes, wie die Unterzeichnung 
des Urteils durch einen bei der Entſcheidung nicht beteiligten 
Richter, die Verletzung der Vorſchriften über die Offentlichkeit 
des Verfahrens u. a. m., wenn fie allein zur Aufhebung des 
Berufungsurteils führen können, in verſtändiger Abwägung des 
ſich daraus für die Parteien ergebenden Nutzens abſichtlich 
nicht gerügt werden. Hängt hiernach das in der Reviſions⸗ 
inſtanz ergehende Urteil in gewiſſer Beziehung von der Ent⸗ 
ſchließung des ſachkundig beratenen Reviſionsklägers ab, ſo hat 
auch ſchon bei der Entſcheidung über ein Armenrechtsgeſuch des 
Reviſionsklägers die Frage eine weſentliche Bedeutung, ob der 
Antragſteller ſich über das Verfahren der Vorinſtanz beſchweren 
und welche Beſchwerden er in dieſer Beziehung vorbringen will. 
Einen Anhalt für die Beurteilung der Frage, ob prozeſſuale 
Beſchwerden zu erwarten ſind, gewinnt aber das RG. auch 
aus dem Verhalten des Prozeßbevollmächtigten, wenn er nach 
Einlegung der Reviſion die Vertretung des Reviſionsklägers 
niederlegt. Grundſätzlich und für den Regelfall muß näm⸗ 
lich von der Vorausſetzung ausgegangen werden, daß der bisher 
mit der Vertretung des Reviſionsklägers befaßte Rechtsanwalt 
des RG. die ihm unter allen Umſtänden obliegende Prüfung 
der Begründbarkeit des Rechtsmittels vorgenommen und ſeine 
Entſchließung über die Beibehaltung der Vertretung in erſter 
Linie von dem Ausfall dieſer Prüfung abhängig gemacht hat. 
Legt das gegenwärtige Recht es in die Hand der bei dem 
höchſten Gerichtshofe zugelaſſenen Rechtsanwälte, für das künftige 
Urteil des RG. das Gebiet der richterlichen Sachprüfung in 
beſtimmter Weiſe poſitiv und negativ zu umgrenzen, und hat 
außerdem der geſetzgeberiſche Zweck der eingeführten Neuerungen 
darin beſtanden, das RG. zu entlaſten, ihm insbeſondere un⸗ 
begründbare Reviſionen in noch höherem Maße wie früher 
fern zu halten, ſo kann auch darüber kein Zweifel beſtehen, daß 
die neuere Geſetzgebung für alle Fälle, in denen eine 
Reviſionseinlegung in Frage kommt, mit einer anwaltlichen 


Sachprüfung gerechnet hat. Mehr noch wie früher beruhen 
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die jetzt für die Reviſionsinſtanz geltenden Geſetzesvorſchriften 
auf der Erwartung, daß der Regel nach die Reviſion über⸗ 
haupt nur dann eingelegt wird, wenn ſie von dem die Vertretung 
übernehmenden Rechtsanwalte des RG. vorher als begründbar 
befunden worden iſt, daß aber, wenn ausnahms weiſe die 
Einlegung ohne anwaltliche Vorprüfung ſtattgefunden hat, der 
Prozeßbevollmächtigte des Reviſionsklägers ſich deshalb keines⸗ 
wegs der Verpflichtung für überhoben erachtet, die Prüfung 
ſchon in Rückſicht auf den bevorſtehenden Ablauf der Be⸗ 
gründungsfriſt mit möglichſter Beſchleunigung nachzuholen. Den 
offenſichtlichen Geſetzesabſichten würde es daher in gleichem 
Maße widerſprechen, wenn die in der Berufungsinſtanz unter⸗ 
legene Partei einen Rechtsanwalt bei dem RG. veranlaßt, die 
Reviſion blindlings für ſie einzulegen, es ihr dann aber 
weiter gelingen könnte, an Stelle der anwaltlichen zunächſt eine 
reichsgerichtliche Vorprüfung in Beziehung auf die Begründbar⸗ 
keit der Reviſion — ſei es auf Grund der SS 114 ff. ZPO., 
ſei es auf Grund des 8 33 RAO. — zu erzielen, und wenn 
hinterher der Prozeß bevollmächtigte des Reviſionsklägers feine 
Entſchließung über die Beibehaltung der Vertretung von dem 
Ausfall der reichsgerichtlichen Vorprüfung abhängig machen 
und bei Bewilligung des Geſuchs nunmehr erſt verſuchen wollte, 
die ſachlichen Gründe der Bewilligung aufzufinden, um ſeine 
weitere Sachwaltertätigkeit darnach einzurichten. Richtet ſich 
daher der Prozeßbevollmächtigte des Reviſionsklägers nach den 
Anforderungen, die das Geſetz an ſeine Sachwaltertätigkeit 
ſtellt, ſo darf, wenn er die Vertretung niederlegt, daraus der 
Schluß gezogen werden, daß die von einem Anwalte der 
III. Inſtanz ſachlich beratene Partei, Beſchwerden über das 
Verfahren des Berufungsgerichts nicht vorzubringen hat. 

Im gegenwärtigen Falle hat nun freilich Juſtizrat X. an⸗ 
gegeben, daß er die Reviſion auf telegraphiſches Erſuchen, alſo 
ohne vorgängige Sachprüfung eingelegt habe und ſeine weiteren 
Angaben legen zum mindeſten die Vermutung nahe, daß er 
auch hinterher mit der ſachlichen Prüfung ſich noch nicht befaßt 
hat. Iſt letzteres der Fall, ſo würde das den geſetzgeberiſchen 
Abſichten nicht entſprechen. Es läßt ſich alsdann aber auch 
ohne weiteres annehmen, daß der Rerviſionskläger, ſoforn er 
mit dem Erſuchen um nachträgliche Prüfung an ſeinen bis⸗ 
herigen Prozeßbevollmächtigten herantritt, angeſichts dieſer Dar⸗ 
legungen keine Ablehnung erfahren wird. Jedenfalls ſieht 
ſich der Senat zu einem Abgehen von ſeinem früheren Be⸗ 
ſchluſſe zur Zeit nicht veranlaßt. 


Zuläſſigkeit der Eideszuſchiebung über die all⸗ 
gemeine Behauptung des außerehelichen Geſchlechts⸗ 
i verkehrs. 
Von Arthur Meyerowitz, Rechtsanwalt beim Oberlandes⸗ 
gericht in Königsberg. 

Seit einiger Zeit wird in der Praxis der Amts- und Land⸗ 
gerichte, wohl veranlaßt durch die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts in Eheſachen, auch die Eideszuſchiebung über die all⸗ 
gemeine Behauptung des außerehelichen Geſchlechtsverkehrs, 
ohne Angabe beſtimmter Perſonen für unzuläſſig ge 
halten. Auch in der Theorie wird dieſe Auffaſſung, namentlich 


. ei, be, , f, 
„„ : 


1 — X = =) we 2 * rw K „„ 2 = 


35. Jahrgang. 


von Gaupp⸗Stein (5) Bem. I Text bei Anm. 2 zu § 451 und 
Peterſen und Anger (5) Bem. 8 Text bei Anm. 6 zu 8 445 
ZPO. vertreten. Vereinzelt haben Landgerichte die Eides⸗ 
zuſchiebung wenigſtens bedingt für zuläſſig gehalten (vgl. u. a. 
LG. Ulm, JW. 04, 606), wenn nämlich äußere Umſtände 
einen Verdacht rechtfertigen. Befriedigen kann auch ein der⸗ 
artiger Mittelweg nicht, und muß vielmehr die Eideszuſchiebung 
ſchlechthin für zuläſſig erachtet werden. Die Eideszuſchiebung 
über die allgemeine Behauptung eines außerehelichen Geſchlechts⸗ 
verkehrs genügt allen Erforderniſſen, welche die ZPO. in 
88 445 ff. verlangt. 

Beſtimmt zu bezeichnen ift diejenige Tatſache, an welche 
das materielle Recht die Rechtsfolge knüpft, d. h. die Bei⸗ 
ſchlafsvollziehung mit einem Manne in der Empfängniszeit. 

2 Namen, Alter und perſönliche Eigenſchaften des betreffenden 
aaa Mannes find ohne Bedeutung, und bedarf es daher auch keiner 
näheren Angabe nach dieſer Richtung. Alle dieſe Nebenumſtände 
T werden leichtfertige Frauensperſonen regelmäßig nicht kennen. 
— Entſcheidend iſt lediglich der Geſchlechtsverkehr und der nur 
8 etwa ein Jahr hindurch zurückliegende ungefähr 3 Monate 
— umfaflende Zeitraum. 

S Welche Grundlage die Partei für die Behauptung einer 
ex nchtlich erheblichen und ausreichend beſtimmten Tatſache hat, ift 
„ tig. Die Partei ift nicht verpflichtet, ſich wegen ihres 
Vorbringens zu rechtfertigen. Es muß ihr überlaſſen bleiben, 
2 auf ihre Koſten und Gefahr diejenigen Behauptungen aufzu⸗ 
— ſtellen, die ihr zur Verfolgung ihrer Intereſſen dienlich er⸗ 
. 2 ſcheinen. Der Richter iſt weder berechtigt noch verpflichtet, den 
vn Motiven für Behauptungen nachzugehen und eine Prüfung vor: 
Sehne, ob die Partei nach ſeiner Meinung ausreichenden 
„ Grund für ihre Behauptung hat. Eine derartige Prüfung geht 
ber den Rahmen der freien Beweiswürdigung hinaus. „Die 
F350. gibt dem Richter nicht die Befugnis, von der Auferlegung 
= eines zugeſchobenen Eides abzufehen, weil er die Eideszuſchiebung 
für vexatoriſch erachtet. Nach der ZPO. iſt die Eideszuſchiebung 
als Beweismittel nur unſtatthaft, wenn das Gegenteil der Be⸗ 
hauptung als erwieſen anzuſehen iſt“ (vgl. OLG. 8, 331 
Hamburg]). Eine frivole Eideszuſchiebung hat das RG. aller⸗ 
dings für unzuläſſig erklärt (JW. 03, 49, Nr. 14; vgl. da⸗ 
gegen Peterſen⸗Anger [5] Bem. 2 zu § 446 ZPO.) Da: 
mit fol aber keineswegs ſchon als frivol bezeichnet werden, im 
. eine Vermutung auszuſprechen und unter Beweis zu 
e 
In zahlloſen Fällen wird mit gutem Recht eine Be⸗ 
hauptung auf Grund von Vermutungen aufgeſtellt (der Erbe 
vermutet z. B., daß ſein Erblaſſer die Nachlaßſchuld bereits 
bezahlt hat uſw.), und es iſt bei einer diesbezüglichen Eides⸗ 
zuſchiebung niemals zunächſt ein Anhalt für die Behauptung 
verlangt. 
Von Frivolität könnte erſt dann geſprochen werden, wenn 
die Partei den Eid über eine Tatſache zuſchiebt, deren Gegen⸗ 
teil ihr bereits bekannt iſt. Derartige Eideszuſchiebungen 
aber wenigſtens im Anwaltsprozeſſe ſchwerlich vor⸗ 

en. 

Ob demnach die Partei von einer genügend beſtimmt be⸗ 
kichneten Tatſache auch ausreichende Kenntnis hat, iſt uner⸗ 
heblich. Die ZPO. ſtellt nur die ausreichende und die mangel⸗ 
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hafte Bezeichnung, nicht die genaue oder weniger genaue Kennt⸗ 
nis von Tatſachen gegenüber. 

Die in dieſer Beziehung ſchwankende Praxis des Reichs⸗ 
gerichts in Eheſachen (vgl. die bei Peterſen und Anger (5), 
S. 821 Bem. 8 Text bei Anm. 5, 6 zu § 445 ZPO. zitierten 
Entſcheidungen, ferner Gruchots Beitr. 45, 1143 f. und JW. 03, 
386 Nr. 13) kann hier unerörtert bleiben. Die bloße Be⸗ 
hauptung des Geſchlechtsverkehrs mit anderen Männern mag 
gegenüber einer verheirateten Frau, von deren Ehe⸗ 
mann aufgeſtellt, als eine haltloſe Verdächtigung erſcheinen und 
demnach als ein frivoler Eidesantrag verworfen werden, gegen⸗ 
über einer geſchwängerten unverheirateten Frauensperſon 
liegt die Vermutung mehrfachen außerehelichen Geſchlechts⸗ 
verkehrs ſehr nahe, und können demnach Nutzanwendungen 
aus der Praxis des RG. in Eheſachen für die hier erörterte 
Frage nicht gezogen werden. (Vgl. das mehrfach erwähnte 
Erkenntnis des OLG. Hamburg.) Auch ſonſt iſt die Rechtslage 
in Eheſachen eine andere. Dem Ehegatten wird eine beſtimmte 
Handlung vorgeworfen, durch die er die ihm durch die Ehe 
auferlegten Pflichten verletzt haben ſoll, und für die Rechts⸗ 
folgen, welche ſich an eine ſolche Handlung knüpfen, kann von 
Bedeutung ſein, zu welcher Zeit und unter welchen Umſtänden 
ſich die Handlung vollzogen hat. (a. a. O.) 

Die Übertragung der Grundſätze der Praxis in Eheſachen 
auf die hier in Rede ſtehenden Alimentenprozeſſe muß um ſo mehr 
bekämpft werden, als ſie von außerordentlicher Tragweite wäre. 
Mit einer ungünſtigen Entſcheidung ſteht die Pflicht zur Zahlung 


rechtskräftig feſt, und iſt auch eine Wiederaufnahme des Rechts⸗ 


ſtreits, die nur gegenüber dem Meineide der Mutter des unehe⸗ 
lichen Kindes gegeben wäre, ausgeſchloſſen. Vom Standpunkte 
der am Eingange erwähnten Rechtſprechung aus würde die 
exceptio plurium faſt eliminiert werden. Bei dem häufigen 
Aufenthaltswechſel der betreffenden Frauensperſonen wird es 
vielfach eine Unmöglichkeit ſein, ihnen innerhalb der kurzen Zeit 
der gewöhnlich mit beſonderer Beſchleunigung erledigten 
Alimentenprozeſſe den mehrfachen Geſchlechtsverkehr nachzu⸗ 
weiſen, und wird der in Anſpruch Genommene nur zufällig in 
die Lage kommen, eigene Wahrnehmungen zu machen. Es iſt 
daher nur billig, die eidliche Entkräftung der exceptio plurium 
zu verlangen. 

Eine im erſten Stadium der Schwangerſchaft befindliche 
Frauensperſon würde allen Anlaß haben, ſich einem zahlungs— 
fähigen Manne hinzugeben, wenn die Rechtſprechung ſie der 
Gefahr der Eidesleiſtung überhebt. 

Gerade der Anſpruch aus dem außerehelichen Geſchlechts⸗ 
verkehr iſt ein vermögensrechtlich ſehr erheblicher und kann auch 
aus ſittlichen Gründen andere weitgehende Konſequenzen mit ſich 
bringen. Es iſt daher durchaus unbegründet, in dieſen Fällen 
dem Geſetze unbekannte Beweisregeln zu ſchaffen und dem 
Beklagten den einzigen erheblichen Einwand abzuſchneiden, den 
das Geſetz ihm gewährt. 

Es kommt eben nicht darauf an, ob Behauptungen Ver⸗ 
mutungen ſind oder nicht, ſondern ob die behaupteten Tatſachen 
wahr ſind oder nicht, und eine nur vermutete, wahre Tatſache 
iſt von derſelben rechtlichen Bedeutung, wie eine vorher ſicher 
bekannte Tatſache. 


— nn 


13* 


100 


unten — 2 * 


Iſt zur Schenkung nach BGB. § 516 fg. der 
animus donandi erforderlich? 
Von Dr. jur. P. Klein, Bonn. 


Nach der herrſchenden Lehre des gemeinen Rechts (Dernburg, 
Pand. II § 106, 2) war zur Schenkung der animus donandi, 
die Abſicht der Bezeigung einer Freigebigkeit, erforderlich. 
Julianus libro 17. digestorum: . .. propter nullam aliam 
causam facit, quam ut liberalitatem et munificentiam 
exerceat; haec proprie donatio appellatur. 

Im BGB. ift von der Abfiht, den andern Teil zu be- 
reichern, dem animus donandi als Weſensmerkmal der Schenkung, 
nicht die Rede. Die wenig glücklich formulierte Definition der 
Schenkung im BGB. 5 516 I: „eine Zuwendung, durch die 
jemand aus ſeinem Vermögen einen andern bereichert, iſt 
Schenkung, wenn beide Teile darüber einig find, daß die 
Zuwendung unentgeltlich erfolgt,“ löſt nicht die Zweifel über die 
Grenzen des Schenkungsbegriffes und läßt die Frage nach den 
Weſensmerkmalen der Schenkung unbeantwortet. Was Wunder, 
wenn daher in der Literatur zum neuen Recht die Antwort auf 
eine Reihe von Fragen des Schenkungsrechts, ſpeziell die Antwort 
auf unfere Frage nach der Notwendigkeit des animus donandi 
bei den verſchiedenen Schriftſtellern verſchieden lautet! 

Iſt zur Schenkung nach BGB. der animus donandi er- 
forderlich? 

Wir bejahen die Frage aus folgenden Gründen: 

1. Die zu weit gefaßte Definition der Schenkung in BGB. 
§ 516 I paßt nicht nur auf Schenkungen, ſondern auch auf 
andere Liberalitäten, die im BGB. ausdrücklich beſonders ge- 
regelt find. Zweifelsohne find Ausſteuer ($ 1620) und Aus⸗ 
ftattung ($ 1624) [dos] unentgeltliche Zuwendungen, durch die 
jemand (Eltern) aus ſeinem Vermögen einen andern (Sohn, 
Tochter) bereichert, und bei denen beide Teile darüber einig 
find, daß die Zuwendung unentgeltlich erfolge. Und doch find 
es — trotzdem die Schenkungsdefinition dem Wortlaute nach 
auch dieſe Liberalitäten umfaßt — keine Schenkungen. Viel⸗ 
mehr zieht das BGB. im § 1624 eine ſcharfe Grenze zwiſchen 
Austattung und Schenkung, es ſtellt die Ausſtattung in Gegen⸗ 
ſatz zur Schenkung, ... es läßt Ausſtattung und Schenkung 
als spezies des genus: „unentgeltliche Zuwendungen“ erſcheinen 
und wird damit der rechtlichen Natur der Ausſtattung voll⸗ 
kommen gerecht. 

2. Einen weiteren Grund für unfere Annahme erblicken 
wir in folgendem: 

Iſt jede Liberalität, die unter die Definition des § 516 1 
untergebracht werden kann, Schenkung, ſo muß auch z. B. die 
Leihe als Schenkung aufgefaßt werden. Die herrſchende Lehre 
(3. B. Dernburg, BR. II. 2 § 205 S. 119) verwirft aber mit 


Recht dieſe der Auffaſſung des Lebens direkt widerfprechende. 


Annahme. 

3. Oder noch ein dritter Beleg für unſere Anſicht! 

Die immer noch wachſende Konkurrenz im Geſchäftsverkehr 
hat die moderne Reklame gezeitigt. Ein beliebtes Reklamemiitel 
iſt die Zuſendung von Warenproben. Niemand kann leugnen, 
daß die Probe aus dem Vermögen des Zuſenders kommt, daß 
fie — fo gut wie ein Almoſen oder Douceur — das Vermögen 
des Empfängers bereichert, daß ſie als „unentgelilich“ bewirkt 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


— — 


MM 4. 1906. 


und angenommen wird. Iſt die Probe darum ein Geſchenk? 
Iſt der ganze Akt eine Schenkung? Kommen die Regeln 
über Schenkung zur Anwendung? Kann der Abſender die 
„Schenkung“ wegen groben Undanks gemäß BGB. 8 531 
widerrufen? 

Niemand würde einer darauf gerichteten Klagebitie Folge 
geben. Warum? Es handelt fich bei dieſen Zuwendungen zwar 
(wie auch bei der Leihe und Ausftattung) um unentgeltliche 
Zuwendungen, Zuwendungen, auf die die im § 516 I gegebene 
Definition paſſen konnte; aber — und das iſt das Entſcheidende 
— bei allen drei Arten von unentgeltlichen Zuwendungen zeigt 
ſich eine (teilweiſe im Geſetz ſelbſt berückfichtigte und zum 
Ausdruck gebrachte) differentia specifica, die die Subfumption 
dieſer unentgeltlichen Zuwendungen unter die Schenkung aus⸗ 
ſchließt. Und damit gelangen wir zu dem Ergebnis, daß auch 
für das BGB. die Unterſcheidung zwiſchen dem genus: un- 
entgeltliche Zuwendungen und der species: Schenkung, Aus- 
ſtattung uſw. gilt. 

Was iſt nun die differentia specifica der Schenkung? 

Es iſt, um Zitelmanns Wort zu gebrauchen, zur Schenkung 
erforderlich, daß kein anderer (wirtſchaftlicher, geſellſchaftlicher) 
Zweck der Leiſtung dem Empfänger gegenüber hervortritt, als 
der der Unentgeltlichkeit,') der Bezeigung einer Freigebigkeit — 
kurz geſagt: der animus donandi.“) 


Die Anwaltsgebühren in den Verfahrensarten 
ohne Eröffnungsbeſchluß. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Thieſing, Burgdorf i. H. 


Neuerdings iſt ein bereits am 15. Juni 1896 ergangener 
Beſchluß des Kammergerichts bekannt geworden, der in einer 
nicht unwichtigen Koſtenfrage eine auffallende Anſchauung vertritt. 
Vom Kammergericht wird nämlich einem Rechtsanwalt, der in 
Vollmacht des Angeklagten gegen eine polizeiliche Strafverfügung 
auf gerichtliche Entſcheidung angetragen und demnächſt die Ver⸗ 
teidigung in der Hauptverhandlung geführt hat, nicht nur die 
Gebühr als Verteidiger in der Hauptverhandlung erſter Inftanz 
aus 8 63 der Geb. Ord. f. R. A., ſondern daneben auch die für 
die Verteidigung im Vorverfahren feſtgeſetzte Gebühr des § 67 


zugebilligt. Begründet wird dies damit, daß „in einem ſolchen 


Verfahren mangels eines Eröffnungsbeſchluſſes das Verfahren 
bis zur Hauptverhandlung als Vorverfahren im Sinne des 
8 67 Geb. Ord. f. R. A. anzuſehen ſei und im vorliegenden Falle 
der Verteidiger im Vorverfahren inſofern tätig geweſen jel, daß 
er als bevollmächtigter Verteidiger des Angeklagten den Antrag 
auf gerichtliche Entſcheidung geſtellt habe.“ 

Mag nun dieſe Entſcheidung richtig ſein oder nicht, jeden ⸗ 
falls wird fie bei der Autorität, die die kammergerichtliche 
Rechtſprechung genießt, nicht ohne Einfluß auf die unteren 
Inſtanzen bleiben. Ihre Bedeutung beſchränkt ſich aber nicht 
nur auf Fälle der gedachten Art, ſondern der in ihr zum Aus 
druck gebrachte Grundſatz würde auch überall da zur Anwendung 


*) Zitelmann: Das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs. I. S. 138. 
*) A. M.;: z. B. Eichhorn in der DIZ. VIII. Jahrg. Nr. 19. 
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kommen, wo zur Hauptverhandlung geſchritten wird, ohne daß 
zuvor über die Eröffnung des Hauptverfahrens Beſchluß gefaßt 
iſt. Dies iſt nach der Strafprozeßordnung entweder bloß zu⸗ 
läſſig (gemäß 88 211, 265) oder ſogar notwendig (gemäß 
88 451, 456, 462). Von dieſen Fällen ſcheidet der § 265 
ſelbſtverſtändlich aus, dagegen iſt es beim Verfahren nach § 211 
denkbar, daß der Beſchuldigte vor der Hauptverhandlung einen 
Verteidiger annimmt, der für ihn in dieſem Stadium tätig 
wird. Naturlich wird dies, ganz abgeſehen davon, daß der 
§ 211 in der Praxis überhaupt keine nennenswerte Rolle ſpielt, 
kaum bei den beiden erſten der für feine Anwendbarkeit vor- 
geſchriebenen möglichen Vorausſetzungen („wenn der Beſchuldigte 
entweder ſich freiwillig ſtellt oder infolge einer vorläufigen 
deſtnahme dem Gericht vorgeführt wird“) vorkommen, eher 
dagegen bei der dritten Anwendungs möglichkeit dieſes Verfahrens, 
wenn nämlich der Beſchuldigte „nur wegen Übertretung ver- 
folgt wird“. Hier iſt er mittels einer Ladung, in die der 
weientlihe Inhalt der Anklage aufzunehmen iſt, zur Haupt- 
verhandlung zu laden, kann alſo ſehr wohl Anlaß und Ge⸗ 
legenheit haben, inzwiſchen durch einen Anwalt Verteidigungs⸗ 
handlungen vornehmen zu laſſen. Ja, dies konnte ſogar ſchon 
vor der Ladung geſchehen, z. B. wenn er infolge etwaiger 
polizeilicher oder gerichtlicher Vernehmung Kenntnis von der 
Einleitung des Strafverfahrens erhalten hätte. 

Näher liegen allerdings die Fälle der SS 451 und 462. 
käßt der Beſchuldigte, gegen den ein richterlicher Strafbefehl 
oder ein Strafbeſcheid der Verwaltungsbehörde wegen Zuwider⸗ 
handlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher 
Abgaben und Gefälle ergangen iſt, durch einen Anwalt Ein- 
ſpruch einlegen oder bezw. auf gerichtliche Entſcheidung antragen, 
ſo würde, falls der Anwalt auch in der Hauptverhandlung als 
Verteidiger fungierte, derſelbe Tatbeſtand gegeben ſein, wie er 
dem kammergerichtlichen Beſchluß zugrunde liegt. 

Anders geartet iſt die Sachlage beim Privatklageverfahren, 
da es in ihm einen Eröffnungsbeſchluß gibt. Gleichwohl iſt 
auch hier dieſelbe Frage aufgetaucht. Es dürfte bekannt ſein, 
daß et ſowohl in der Theorie wie in der Praris ſtreitig iſt, 
ob der Rechtsanwalt, der die Privatklage eingereicht hat, die 
Vorverfahrensgebühr neben der Vertretungsgebühr in der 
Hauptverhandlung verlangen könne, und entſprechend ob der 
Verteidiger eines im Privatklagewege Angeklagten, wenn er vor 
Erlaß des Eröffnungsbeſchluſſes tätig geworden iſt, etwa wie es 
die Regel bildet, ſich mittels Schriftſatzes auf die Privatklage erklärt 
oder, wenn er Widerklage erhoben hat, Anſpruch auf beide Ge⸗ 
bühren habe. Praktiſch ift dies von erheblich größerer Wichtigkeit, 
als die oben erwähnten Fälle, weil ſich das Publikum für die 
Stellung des Antrags auf gerichtliche Entſcheldung oder Ein⸗ 
legung des Einſpruchs wohl nur ausnahmsweiſe der Hilfe 
eines Rechtsanwalts bedienen wird, während dies bei Erhebung 
von Privatklagen (wegen der immerhin größeren Schwierigkeit) 
in der Mehrzahl der Sachen zu geſchehen pflegt. Gleichwohl 
ſoll ven einer Erörterung dieſes Falles hier abgeſehen werden, 
da alles, was zur Sache vorgebracht werden könnte, bereits 
gesagt it, ohne daß es gelungen wäre, die Kontroverſe zu 
lichten und eine einheitliche Handhabung der betreffenden 
Beſtimmungen herbeizuführen. Auch jetzt noch zerfallen Amts- 
und Landgerichte in zwei Lager, deren Standpunkte ſich mit 


den in der „Juriſt. Wochenſchriſt“ Jahrg. 1885 S. 113 und 
231 abgedruckten Entſcheidungen der Landgerichte Altona und 
Berlin I decken, die in ausführlicher Weiſe die ſich gegenüber ⸗ 
ſtehenden Meinungen vertreten. Die vom Kammergericht 
entſchiedene Frage hat dagegen meines Wiſſens eine ſonſtige 
Erörterung noch nicht gefunden und ſoll daher hier kurz be- 
ſprochen werden. 

Da das Kammergericht den Satz aufſtellt, daß mangels 
eines Eröffnungsbeſchluſſes alles, was vor der Hauptverhandlung 
liegt, als Vorverfahren anzuſehen ſei, ſo muß zunächſt der 
Grenzpunkt, der beide Verfahren voneinander trennt, feſtgelegt 
werden. Auszugehen iſt dabei von der Strafprozeßordnung, 
da deren Begriffe felbitverjtändlich ohne weiteres für die Gebühren ⸗ 
orduung maßgebend find, ungeachtet deſſen, daß zwiſchen beiden 
Geſetzen dem Wortlaut nach eine Differenz obwaltet. Die 
Gebührenordnung unterſcheidet nämlich zwiſchen der Verteidigung 
in der Hauptverhandlung (58 63-66) und der Verteidigung 
im Vorverfahren ($ 67), die Strafprozeßordnung hingegen ſtellt 
dem Vorverfahren nicht die Hauptverhandlung, ſondern das 
Hauptverfahren gegenüber. Letzteres beginnt bekanntlich mit 
dem nach § 201 Str. P. O. erlaſſenen Eröffnungsbeſchluß, ſodaß 
das ganze Prozeßſtadium, das ſich an dieſen Beſchluß anſchließt, 
alſo auch das im Abſchnitt 5 des zweiten Buches (§8 212 —224) 
geregelte Verfahren zum Hauptverfahren gehört. Daraus folgt 
notwendig, daß das, was vor dem Eröffnungsbeſchluß geſchieht, 
im Sinne der Strafprozeßordnung dem Vorverfahren zuzurechnen 
iſt, alſo nicht nur das vorbereitende Verfahren und die Vor⸗ 
unterſuchung der Abſchnitte 3 und 4 (58 156 - 175, 58 176—195), 
ſondern auch der Prozeßabſchnitt, der zwiſchen der Erhebung 
der öffentlichen Klage oder dem Antrag auf Eröffnung des 
Hauptverfahrens nach ſtattgehabter Vorunterſuchung und dem 
Eröffnungsbeſchluß liegt und der den Titel: „Entſcheidung über 
die Eröffnung des Hauptoerfahrens“ führt (Abſchnitt 4 
85 196— 211). Hierüber herrſcht Einverſtändnis. Verwieſen 
werden mag hier nur auf das Urteil des Kammergerichts vom 
3. April 1895 (J. M. Bl. von 1895 S. 161), in welchem es 
heißt, daß „der Abſchnitt des Strafprozeſſes, welcher in die Zeit 
von der Mitteilung der Anklageſchrift an den Angeſchuldigten 
bis zum Beſchluſſe des Gerichts über die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens fallt (55 199 205 Str. P. O.), nur dem Vorverfahren 
zugerechnet werden könne.“ „Es folge dies mit Notwendigkeit 
aus der Strafprozeßordnung, welche einerſeits nicht geſtatte, 
jenen Abſchnitt dem Hauptverfahren zuzuzählen, da ſie in ihm 
dem Angeſchuldigten gerade ausdrücklich noch Gelegenheit geben 
wolle, Einwendungen gegen die Eröffnung des Hauptverfahrens 
vorzubringen ($ 199 Str. P. O.), andererſeits nur Vorverfahren 
und Hauptverfahren, aber kein ſelbſtändiges Zwiſchenverfahren 
kenne.“ N 
Dieſe Einteilung muß aber auch für die Gebührenordnung 
gelten. Der Ausdruck „Hauptverhandlung“ des § 63 iſt 
erweiternd dahin auszulegen, daß mit ihm das geſamte nach dem 
Eroffnungsbeſchluß liegende Verfahren gemeint ift, ſodaß der 
Verteidiger für ſeine etwa außerhalb der Verhandlung liegende 
aufgewendete Tätigkeit keine beſondere Vergütung (weder die 
Vorverfahreusgebühr, noch die Gebühr aus $ 69) beanſpruchen 
kaun. Dies bringen auch die Motive zu § 70 der Gebühren— 
ordnung (§ 59 des Eatwurfs) klar zum Ausdruck mit der 
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Bemerkung, daß die „im 668 für das Hauptverfahren in 


der erſten Inſtanz feſtgeſetzten Gebühren nicht bloß eine Ver-. 


gütung für die Verteidigung in der Hauptverhandlung, ſondern 
auch für die übrige Tätigkeit des Rechtsanwalts in der Inſtanz 
gewähren ſollen.“ Der Begriff „Vorverfahren“ hat demnach 
hier dieſelbe Bedeutung, wie in der Strafprozeßordnung und 
ſteht im Gegenſatz zum Hauptverfahren, nicht zur Haupt⸗ 
verhandlung, umfaßt alſo nicht, wie es nach dem Wortlaut des 
Geſetzes ſcheint, das geſamte dieſer vorausgehende Verfahren, 
was allerdings zur Folge hätte, daß dem Anwalt für jede vor 
ihr liegende Verteidigungstätigkeit unbedingt die Gebühr des 
§ 67 zukäme. Die Rechtslage iſt hiernach die, daß der 
Verteidiger die Vorverfahrensgebühr des 5 67 verlangen kann, 
wenn er im vorbereitenden Verfahren, in der Vorunterſuchung 
oder in dem Entſcheidungsverfahren über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens, (was alles zum Vorverfahren gehört), die 
Rechte des Beſchuldigten wahrgenommen hat, daß ihm ferner 
die Gebühr des 8 63 ff. zuſteht, wenn er in der Hauptverhandlung 
einſchließlich des übrigen Hauptverfahrens die Verteidigung 
geführt hat. Die Mitwirkung in der Hauptverhandlung iſt 
hierbei unerläßlich; ohne dieſelbe würden nur die Gebühren 
der 88 68, 69, 89 in Betracht kommen können. 

Beim gewöhnlichen, d. h. durch den Eröffnungsbeſchluß 
in die beiden Abſchnitte zerlegten Verfahren iſt ſomit die Sach⸗ 
lage klar. Zweifel aber konnen entſtehen, wenn es fi) um eine 
der beſonderen Verfahrensarten ohne Eröffnungsbeſchluß handelt. 
Es fragt ſich da, ob überhaupt von einem Vorverfahren die 
Rede ſein kann. Der kammergerichtliche Beſchluß bejaht nicht 
nur dieſe Frage, ſondern ſtellt auch als Erſatz für die fehlende 
Grenzmarke des Eröffnungsbeſchluſſes ein andres, ſehr einfaches 
Kriterium für die Scheidelinie zwiſchen beiden Prozeßſtadien auf. 
Allein der aufgeſtellte Grundſatz, daß mangels eines Eroͤffnungs⸗ 
beſchluſſes das Verfahren bis zur Hauptverhandlung Vorverfahren 
ſei, dürfte weder in der Beſchränkung auf das Verfahren nach 
voraufgegangener polizeilicher Strafverfügung, noch ſonſt 
richtig ſein. 

Im Falle des § 211 Str. P. O. iſt allerdings für ein Vorver⸗ 
fahren durchaus Raum. Gerade wie beim regelmäßigen Verfahren 
koͤnnen und werden meiſtens von dem Amtsanwalt Ermittlungen 
vorgenommen fein, die, wenn fie auch nicht zur Vorbereitung 
einer ſchriftlichen Anklage und eines Eroͤffnungsbeſchluſſes, fo 
doch zur Begründung der in der Hauptverhandlung mündlich 
erhobenen Anklage dienen. Der einzige Unterſchied beſteht dann 
eben in dem Wegfall der Anklageſchrift und des Cröffnungs- 
beſchluſſes. Iſt demnach ein Vorverfahren hier möglich”), fo liegt 
die Schwierigkeit darin, ſeinen Endpunkt zu fixieren. Man wird 
meines Erachtens davon auszugehen haben, daß der Träger des 
Vorverfahrens nicht das erkennende Gericht iſt, ſondern entweder 
die Staatsanwaltſchaft (in vorbereitendem Verfahren) oder der 
Unterſuchungsrichter (in der Vorunterſuchung). Auch in dem, 


) Wenn Loͤwe⸗ Hellweg, Kommentar zur Str. P. O. 11. Aufl. 
in Anmerkung 7 der Vorbemerkungen zum Abſchnitt 2—6 des 2 ten 
Buches (S. 472), bemerkt: „unter Umſtänden kann das Hauptverfahren 
ſtattfinden, ohne daß irgend ein Vorverfahren vorausgegangen iſt 
(vergl. 58 211, 265)“, fo ſoll damit die Moglichkeit des Vor⸗ 
verfahrens im Falle des § 211 offenbar nicht geleugnet werden. 
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4. 19056. 
einen Beſtandteil des Vorverfahrens bildenden, Verfahren nach 
58 199 ff., iſt noch nicht das erkennende Gericht mit der Sache 
befaßt. Vielmehr geſchieht das erſt durch die Erlaſſung des 
Eröffnungsbeſchluſſes. Mit dieſem Augenblicke wird die Sache 
bei dem erkennenden Gerichte anhängig, ſodaß ihm die Aus⸗ 
übung der richterlichen Gewalt zuſteht, ſelbſtverſtändlich mit den 
aus der Laienmitwirkung ſich ergebenden Modifikationen in [höffen- 
und ſchwurgerichtlichen Sachen (8 80 Abſ. 2, 88 82, 99 Abſ. 2 
G. V. G.). Auch in einem Verfahren ohne Eroͤffnungsbeſchluß 
muß für die Abgrenzung von Vor- und Hauptverfahren der 
Umſtand maßgebend ſein, ob und wann die Sache aus den 
Händen der anderen genannten Faktoren in die des erkennenden 
Gerichts übergeht. Sobald bei ihm die Sache anhängig iſt, 
iſt das Hauptverfahren im Gange. Trotz des Fehlens eines 
dieſen Moment für alle Fälle gleichmäßig ſcharf markierenden 
Ereigniſſes wird ſich dies feſtſtellen laſſen. Meines Erachtens 
kommt es darauf an, ob es ſich um diejenigen Maßnahmen 
handelt, die beim regelmäßigen Verfahren nach Erlaß des 
Eroͤffnungsbeſchluſſes vorgenommen werden, mit anderen Worten 
die zur „Vorbereitung der Hauptverhandlung“ (Abſchnitt 5 
85 212—224 einſchließlich des § 232) gehören, oder wie bie 
Motive zur Strafprozeßordnung (§ 176) ſich ausdrücken: „Der 
Inbegriff aller derjenigen Handlungen des Gerichts, der Staats⸗ 
anwaltſchaft und des Angeklagten, welche in den Zeitraum 
zwiſchen dem Erlaß der das Hauptverfahren eröffnenden 
Entſcheidung und dem Beginn der Hauptverhandlung ſelbſt 
fallen.“ Ob eine ſogeartete Handlung in Frage ſteht, wird 
auch beim Mangel eines Eröffnungsbeſchluſſes unſchwer zu 
beurteilen ſein. Zweifellos iſt die Anberaumung des Termins 
zur Hauptverhandlung als Maßregel der charakteriſierten Art 
anzuſehen, ſodaß alles, was darauf folgt, zum Hauptverfahren 
zu rechnen iſt. 

Bei Zugrundelegung dieſer Geſichtspunkte ergibt ſich, daß 
im Verfahren nach voraufgegangener polizeilicher Strafverfügung 
oder nach verwaltungsbehoͤrdlichem Strafbeſcheide, ſowie nach 
Erlaß eines amts richterlichen Strafbefehls von einem Vorverfahren 
nicht mehr die Rede fein kann. Hinfichtlich der letztgenannten 
Verfahrensart erhellt dies ſchon aus der Vorſchrift des § 448 
Abſ. 2 Str. P. O.: „Findet der Amtsrichter Bedenken, die 
Strafe ohne Hauptverhandlung feſtzuſetzen, ſo iſt die Sache 
zur Hauptverhandlung zu bringen.“ Da der Amtsrichter in 
ſolchem Falle die Eröffnung des Hauptverfahrens zu beſchließen 
hat, wobei der Antrag der Staatsauwaltſchaft als Anklageſchrift 
behandelt wird, ſo iſt, falls ſolche Bedenken nicht vorliegen 
und der Strafbefehl antragsgemäß erlaffen wird, dieſer einem 
Eroͤffnungsbeſchluſſe gleich zu erachten, ſobald es durch Einlegung 
des Einſpruchs doch noch zur Anberaumung der Hauptverhandlung 
kommt. Dazu kommt noch, daß der Einſpruch, wenn er auch 
kein Rechtsmittel im techniſchen Sinne iſt, gleichwohl einem 
ſolchen ähnelt, da er ebenfalls bezweckt, eine Entſcheidung, die 
ſonft die Wirkung eines rechtskräftigen Urteils erlangen würde 
($ 450 Str. P. O.), zu beſeitigen. 

Dies letztere gilt auch von dem Antrag auf gerichtliche 
Entſcheidung, worauf Löwe Hellweg a. a. O. Anm. 3 zu 9 456 
in einem anderen Zuſammenhange hinweiſt. Er betont hier 
ferner, daß die Fafſung des § 456: „ohne daß es der Gin⸗ 
reichung einer Anklageſchrift oder einer Eutſcheldung über die 
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Gröffnung des Hauptverfahrens bedarf“ ungenau iſt, da ein 
Croͤffnungsbeſchluß überhaupt ausgeſchloſſen ſei, weil es ſich 
hier nicht um diejenigen Vorausſetzungen handle, deren Vor⸗ 
handenſein das Gericht im Falle des § 201 zu prüfen habe. 
Vielmehr habe der Amtsrichter, die Rechtzeitigkeit des Antrags 
vorausgeſetzt, unter allen Umftänden die Haupt- 
verhandlung anzuberaumen, einerlei ob die Tat unter 
ein Strafgeſetz falle, ob die Strafverfolgung, z. B. durch Ver⸗ 
jährung, ausgeſchloſſen ſei, ob die Polizeibehoͤrde ihre Zu⸗ 
ſtändigkeit überſchritten habe und dergleichen. Denn die Strafe 
ſei einmal durch die Strafverfügung feſtgeſetzt und der Be- 
ſchuldigte habe, wenn dies mit Unrecht geſchehen ſei, um fo 
mehr Anſpruch darauf, daß dieſe Feſtſetzung durch gerichtliches 
Urteil aufgehoben werde. — Der Amtsrichter muß daher auf 
den rechtzeitigen Antrag hin Termin anſetzen, alſo eine Maß⸗ 
tegel treffen, die beim gewöhnlichen Verfahren auf den Er⸗ 
öffnungsbeſchluß folgt und zum Hauptverfahren zu rechnen iſt. 
Da er nach eingegangenem, formell ordnungsmäßigem Antrage 
nichts mehr zu prüfen und zu entſcheiden hat, als was zur 
Vorbereitung der Hauptverhandlung gehört (Beſtimmung der 
zu ladenden Zeugen u. ſ. w.), ſo iſt der Schluß unabweislich, 
laß es der Antrag des Beſchuldigten iſt, durch den die Sache 
beim erkennenden Gericht anhängig wird und ſomit das Haupt⸗ 
verfahren feinen Anfang nimmt. 

Iſt der Grundſatz der kammergerichtlichen Entſcheidung 
hierdurch als unhaltbar dargetan, ſo koͤnnte daneben noch die 
Frage aufgeworfen werden, ob die Anbringung des Antrags 
überhaupt als eine die Gebühr des 5 67 begründende Ver⸗ 
teidigungstätigkeit anzuſehen ſei. Dies muß allerdings bejaht 
werden. Denn wenn es ſich auch nur um eine einfache, an 
keine Form gebundene Erklärung handelt, die an ſich nur eine 
geringe Mühewaltung erfordert, fo kann es darauf nicht an- 
lommen. Die Gebühr iſt ein Pauſchquantum, das den Anwalt, 
mag ſeine Tätigkeit groß und zeitraubend, oder gering und 
mühelos geweſen ſein, im ganzen entſchädigen ſoll. Die Natur 
des Pauſchalſatzes iſt es eben, daß der konkrete Fall nicht 
berückſichtigt wird. Zudem können ja der nach außen in die 
Erſcheinung tretenden Tätigkeit erhebliche Bemühungen zu⸗ 
grunde liegen, wie „Einziehung der Information und das 
Studium der rechtlichen Seite der Sache“, worauf die Motive 
zur Geb. Ord. f. R. A. S. 69 hinweiſen. (Vergl. übrigens auch 
die gegen den abweichenden Standpunkt des preußiſchen Juſtiz ⸗ 
fökus gerichteten Ausführungen des Kammergericht in dem 
oben zitierten Urteil vom 3. April 1895.) 

Dieſe Mühewaltung erhält der Anwalt nach der von uns 
vertretenen Anficht, da fie nicht zum Vorverfahren gehört, mit 
dem für die Verteidigung in der Hauptverhandlung vorgeſehenen 
Paufhfag vergütet. Führt er dieſe Verteidigung nicht, fo geht 
er gleichwohl nicht leer aus, ſondern erhält die im § 69 
Geb. Ord. f. R. A. zugelaſſene Entſchädigung von 2 Mark, bie 
la davon abhängig iſt, daß er lediglich mit dieſer Einzelhandlung 
betraut war und den Anſpruch auf eine Pauſchalgebühr, ſei es 
für Verteidigung im Vorverfahren oder in der Hauptverhandlung, 
nicht hatte. 
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Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 14. bis 27. Januar 
1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 93, 94 BGB. Sind zu einem Dachgebälk beſtimmte 
Hölzer auch ohne Einmauerung und Verankerung Beſtandteile 
eines Neubaues und dem Hypothekenrechte unterworfen?! 

Beklagter 2 hatte dem Beklagten 1 Hölzer zu einem Neu⸗ 
bau auf deſſen Grundſtück mit der Vereinbarung geliefert, daß 
ſämtliche von ihm zu dem Neubau gelieferten Hölzer ſein Eigen⸗ 
tum bleiben ſollten, bis ſie entweder vermauert oder bezahlt 
ſeien. Die Hölzer ſind bisher weder vermauert noch bezahlt. 
Da Beklagter 1 in Zahlungsſchwierigkeiten geraten iſt, will 
Beklagter 2 auf Grund ſeines Eigentumsvorbehalts im Ein⸗ 
verſtändnis mit dem Beklagten 1 die von ihm gelieferten Hölzer 
von dem Neubau wieder wegnehmen. Kläger, ein Hypotheken⸗ 
gläubiger, iſt der Meinung, die Hölzer hafteten für ſeine 
Hypothek als weſentliche Beſtandteile des Neubaues, da ſie zur 
Herſtellung des Gebäudes bereits eingefügt ſeien und ſich ohne 
Beſchädigung des Mauerwerks nicht entfernen ließen. Das 
LG. hat auf Grund eines Gutachtens, wonach die gelieferten 
Hölzer bereits verarbeitet und als Dachgeſchoß zur Herſtellung 
des Gebäudes eingefügt ſind, die auf Antrag des Klägers von 
dem AG. erlaſſene einſtweilige Verfügung für rechtmäßig er⸗ 
klärt. Auf die Berufung der Beklagten iſt dieſe aufgehoben. 
Das RG. hob auf und wies die Berufung der Beklagten 
zurück: Das ſtreitige Dachgebälk iſt für einen beſtimmten Neubau, 
ein dreiſtöckiges Gebäude mit neun Fenſtern Front, ſo wie es 
für dieſen erforderlich iſt, hergeſtellt und auf das Mauerwerk 
geſetzt, indem die einzelnen Balken, aus denen es beſteht, durch 
ihre Verbindung miteinander zum Dachſtuhl gemacht ſind. Wird 
die Verbindung gelöſt, das Dachgebälk auseinandergenommen 
und vom Mauerwerk entfernt, ſo iſt es nicht mehr das für den 
beſtimmten Neubau angefertigte und zuſammengeſetzte Dach⸗ 
gebälk, ſondern es fällt in einer Menge einzelner Balken aus⸗ 
einander, die vielleicht für ein anderes ähnliches Haus Verwen⸗ 
dung finden können, aber als Dachgebälk für den Neubau, für 
den ſie hergeſtellt ſind, erſt wieder gelten können, wenn ſie an 
die Stelle, an der ſie ſich jetzt befinden, zurückgebracht und durch 
ihre Verbindung wieder zum Dachgebälk gemacht werden. Wird 
das Dachgebälk auseinander⸗ und vom Neubau weggenommen, 
ſo wird einerſeits der Neubau eines zu ſeiner Herſtellung not⸗ 
wendigen und bereits verwendeten Teiles beraubt und inſoweit 
zerſtört, andererſeits das Dachgebälk zu einem Haufen Balken 
gemacht, alſo in ſeinem Weſen verändert. Iſt ſchon deshalb 
das Dachgebälk nach S 93 BGB. weſentlicher Beſtandteil des 
mit den Grund und Boden feſtverbundenen Gebäudes, ſo kommt 
hinzu, daß das Dachgebälk bereits endgültig zur Herſtellung des 
Neubaues als Baumaterial verwendet, und in das Gebäude 
eingefügt ift (BGB. 5 94 Abſ. 2). Wann eine Sqche als zur 
Herſtellung eines Gebäudes „eingefügt“ anzuſehen iſt, beſtimmt 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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das Geſetz nicht, ſondern läßt dem Ermeſſen des Richters einen 
gewiſſen Spielraum. Es wird im Einzelfalle weſentlich darauf 
ankommen, um welche Sache es ſich handelt und wie dieſe mit 
dem Gebäude verbunden iſt. Iſt z. B. in einem Kunſtmühlen⸗ 
gebäude ein Elektrizitätswerk, insbeſondere eine Akkumulatoren⸗ 
batterie, zur Erzeugung von Licht und Kraft errichtet, dasſelbe 
aber durch bloßes Aufſtellen auf einem Balken mit dem Ge⸗ 
bäude in Verbindung gebracht, ohne daß eine feſte Verbindung 
mit den es umſchließenden Stücken des Gebäudes hergeſtellt iſt, 
ſo kann das Werk, welches jederzeit ohne Schaden von dem 
Gebäude losgelöſt werden kann, nicht als zur Herſtellung des 
Gebäudes eingefügt im Sinne des § 94 Abſ. 2 BGB. an⸗ 
geſehen werden (vgl. RG. 56, 288). Handelt es ſich dagegen 
um Fenſterläden, mit denen ein Gebäude als einer bleibenden 
Einrichtung ausgeſtattet iſt und die mit dem Gebäude in der 
Weiſe verbunden ſind, wie Zweck und Art der Einrichtung ſie 
forderten, ſo bedarf es einer feſten Verbindung mit den um⸗ 
ſchließenden Stücken nicht, damit dem Erfordernis der Einfügung 
genügt ſei (vgl. RG. IW. 05 S. 387 Nr. 3). Ahnlich verhält 
es ſich mit dem ſtreitigen Dachgebälk. Es iſt zwar nicht mit 
dem unterliegenden Mauerwerk durch Einmauern und Verankern 
in Verbindung gebracht, es iſt aber auf das Mauerwerk als 
Dachſtuhl, beſtehend aus den miteinander verbundenen Balken, 
geſetzt, nicht etwa zu dem vorübergehenden Zwecke, es dem 
Mauerwerke anzupaſſen und dann vorläufig wieder davon weg⸗ 
zunehmen, ſondern damit es dort dauernd verbleibe und zur 
Fertigſtellung des Gebäudes ſowie zu deſſen größerer Haltbar⸗ 
keit diene. Da bedarf es nicht noch beſonderer Bindemittel, 
um das Dachgebälk als in das Gebäude eingefügt erſcheinen zu 
laſſen. Ob die Schwerkraft, mit welcher das Gebälk auf das 
Mauerwerk wirkt, als Bindemittel in Betracht kommt (vgl. 
Tobias in ArchCivPrax. 94, 390 f.) kann dahingeſtellt bleiben. 
Es genügt, daß das Dachgebälk zur Herſtellung des Gebäudes 
verwendet und zur dauernden Bildung desſelben als eines in 
ſich vollendeten wirtſchaftlichen Ganzen beſtimmt iſt (vgl. Mot. 
3. BGB. 3, 44). S. c. Z. u. G., U. v. 3. Jan. 06, 543,05 V. 
— Stettin. 

2. 8 119 BGB., SS 17, 31, 41 KO. Fiduziariſche Ab: 
tretung von Forderungen. Gerichtliche Anfechtung iſt im 
Konkurſe erforderlich. Iſt Anfechtung nach Ablauf der Aus⸗ 
ſchlußfriſt gegenüber dem Verlangen auf Grund anfechtbarer 
Rechtsgeſchäfte zuläſſig? Irrtum des Konkursverwalters darüber, 
ob Sukkzeſſivlieferungsgeſchäfte vorher zum Teil nicht erfüllt 
ſeien.] 

Die Klägerin machte Anſprüche aus der Abtretung von 
Forderungen zu ihrer Sicherheit ſeitens des Gemeinſchuldners 
geltend und verlangte von dem beklagten Konkursverwalter, 
der die Rechtsbeſtändigkeit der Übertragungen beſtritt, 
1. Rechnungslegung und Auskehrung der davon bei ihm ein⸗ 
gegegangenen Beträge. Sie verlangte ferner 2. Bezahlung 
eines Teiles der feſtgeſtellten Geſamtforderung in Höhe von 
3814,38 Mark auf Grund des §S 17 KO. als Maſſeſchuld. 
Zu letzterem Streitpunkte machte ſie geltend, ſie habe am 
12. Februar 1901 einen Sukkzeſſivlieferungsvertrag über 
150 Barrel Leinöl geſchloſſen. Davon ſeien 146 Barrel der 
Gemeinſchuldnerin vor der Konkurseröffnung geliefert geweſen, 
4 Barrel ſeien noch ausgeſtanden. Nach dem Brieſwechſel vom 
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18. und 21. Dezember 1901 habe der Konkursverwalter Er⸗ 
füllung des noch nicht vollſtändig erfüllten Vertrags verlangt 
und darauf Klägerin ihm die 4 Barrel Leinöl geliefert. Damit 
ſei der Anſpruch der Klägerin aus dem geſamten einheitlichen 
Vertrage zu einer Maſſeforderung geworden. Das LG. 
Altona hat den Beklagten nach dem Antrage 2 verurteilt, zu 
dem Antrage 1 aber die Klage abgewieſen. Auf Berufung 
beider Teile hat das OLG. die Berufung des Beklagten zurück⸗ 
gewieſen und auf die Berufung der Klägerin das landgericht⸗ 
liche Urteil, ſoweit es die Klage abweiſt, dahin abgeändert, daß 
die Rechtsbeſtändigkeit der Abtretungen vom 26. und 29. Auguſt 
1901 feſtgeſtellt, die Klägerin aber mit ihrem Anſpruche auf 
Rechnungslegung und Ablieferung der eingezogenen Beträge 
abgewieſen wird. Beklagter legt Reviſion ein und beantragte 
das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage völlig ab⸗ 
zuweiſen. Das RG. hob zum Teil auf: Der Berufungs⸗ 
richter ſtellt die Rechtsbeſtändigkeit der Forderungsübertragungen 
vom 26. und 29. Auguſt 1901 feſt. Er erwägt: „es habe ſich 
um zwiſchen der Klägerin und der Gemeinſchuldnerin verein⸗ 
barte obligatoriſche Verträge fiduziariſchen Charakters und um 
deren Erfüllung durch die Abtretungen gehandelt. Der Inhalt 
der obligatoriſchen Verträge, der auch in den Abtretungs⸗ 
erklärungen zum Ausdruck gebracht wurde, ſei dahin zu be⸗ 
ſtimmen, daß den Drittſchuldnern gegenüber die jetzige Gemein⸗ 
ſchuldnerin forderungsberechtigt blieb, während für das Innen⸗ 
verhältnis in dem Verhältniſſe der Gemeinſchuldnerin zur 
Klägerin die abgetretenen Forderungen fremde wurden und die 
Gemeinſchuldnerin deren Einziehung als Beauftragte der 
Klägerin ſolange zu beſorgen hatte, bis dieſe wegen ihrer durch 
die Abtretung geſicherten Anſprüche, ſei es durch Abführung 
der darauf eingegangenen Valuta, ſei es auf andere Weiſe, be⸗ 
friedigt war. Daraus ergebe ſich, daß die Klägerin, nachdem über 
das Vermögen der Fiduziarin der Konkurs eröffnet iſt, die ihr 
fiduziariſch übereigneten Forderungen aus der Konkursmaſſe aus⸗ 
ſondern könne, ſoweit ſolches zu ihrer Befriedigung erforderlich 
iſt. Dieſe Ausführungen, ſoweit ſie ein Ausſonderungsrecht 
der Klägerin mit der bezeichneten Beſchränkung anerkennen, 
entſprechen der zur Zeit überwiegend herrſchenden Auffaſſung; 
ſie geben nach dieſer Richtung zu rechtlichen Bedenken keinen 
Anlaß. Die Einrede der Anfechtung aus § 31 Nr. 2 KD. 
wird ſodann mit den Erwägungen beſeitigt: Nach §S 41 KO 
könne die Anfechtung einer Nechtshandlung im Konkursver⸗ 
fahren nur binnen Jahresfriſt ſeit Eröffnung des Konkurſes 
erfolgen; ſie könne ferner wirkſam nur gerichtlich geſchehen — 
RG. 58, 44. — Im vorliegenden Falle ſei ſie erſt am 6. Juli 
1903 gerichtlich geltend gemacht worden, daher nach Ablauf 
der Jahresfriſt ſeit der am 23. September 1901 erfolgten Er⸗ 
öffnung des Konkurſes. Die Nichteinhaltung der Ausſchlußßfriſt 
des § 41 habe den Verluſt des Anſpruchs zur Folge und 
damit den Verluſt der aus dem Anſpruch abgeleiteten Einrede. 
Das Vorbringen des Beklagten, er habe die Anfechtung außer⸗ 
gerichtlich dem Vertreter der Klägerin, B., in der Zeit vom 23. Sep⸗ 
tember 1901 bis 23. September 1902 mündlich erklärt, ſei 
darnach unerheblich; auch ſei nicht nötig, in eine ſachliche 
Prüfung einzutreten, ob die Anfechtung aus $ 31 Nr. 2 KO. 
begründet war.“ Es iſt richtig, daß die Anfechtung einer Rechts⸗ 
handlung im Konkursverfahren wirkſam nur gerichtlich er: 


I 
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folgen kann und daß die Nichteinhaltung der Ausſchlußfriſt des 
9 41 Abſ. 1 den Verluſt des Anſpruchs aus der An⸗ 
fechtung zur Folge hat; die Ausführungen des OLG. geben 
aber, ſoweit ſie auch den Verluſt der Einrede aus der An⸗ 
fechtung annehmen, zu dem Bedenken Anlaß, ob nicht der 
zweite Abſatz des § 41, den der Berufungsrichter überhaupt 
nicht erwähnt, verletzt ſei. Für die Konkursordnung in der 
Faſſung vom 10. Februar 1877, deren § 34 hier in Betracht 
kommt, wurde überwiegend angenommen, — vgl. auch RG. 54, 
422, — daß mit dem Ablauf der Verjährung nach $ 34 die 
Einrede aus der Anfechtung erloſchen ſei. Das Geſetz vom 
17. Mai 1898 betreffend Anderungen der Konkursordnung 
brachte indeſſen den Abſ. 2 des § 41 (früher 34), der bes 
ſtimmt: „Iſt durch die anfechtbare Handlung eine Verpflichtung 
des Gemeinſchuldners zu einer Leiſtung begründet, ſo kann der 
Konkursverwalter die Leiſtung verweigern, auch wenn die An⸗ 
fehtung nach Abf. 1 ausgeſchloſſen iſt.“ Nach den Materialien 
zu dieſer Anderung — Begründung der Novelle, Nr. 100 der 
Drucksachen des Reichstags, 9. Legislatur⸗Periode V. Seſſion 
1897,98 S. 35 — vgl. auch den Kommiſſions bericht ebenda 
N. 237 S. 13/14 — wird die poſitivrechtliche Ausnahme des 
A. 2 damit gerechtfertigt, daß es dem Rechtsbewußtſein 
widerſprechen würde, wenn dem Anfechtungsgegner die Be⸗ 
mfung auf den Ablauf der Anfechtungsfriſt geſtattet wäre. 
Allerdings deckt Abſ. 2 des S 41 nach feinem Wortlaute 
mir den Fall, daß der Gemeinſchuldner eine anfechtbar be⸗ 
gründete Schuld verbindlichkeit noch nicht erfüllt habe. Ins 
deſſen will ihn die Rechtslehre — Jäger, Konkursordnung (2) 
zu § 41 Anm. 6 — auch gegen den Ausſonderungs⸗ 
anſpruch z. B. in den Fällen anwenden, wenn die Sache 
zwar übereignet, aber noch nicht tatſächlich übergeben war, der 
Erwerber nur den mittelbaren Beſitz nach 88 930, 868 BGB. 
erhalten hatte, der Gemeinſchuldner aber unmittelbarer Beſitzer 
geblieben war. Der Senat tritt dieſer Auffaſſung durchaus 
bei, wonach die Beſtimmung in 8 41 Abſ. 2 über den nächſten 
Sinn ſeiner Worte hinaus auszulegen iſt; er findet in ihr den 
Rechtsgrundſatz ausgeſprochen, daß auch nach Ablauf der 
Ausſchlußfriſt des S 41 Abſ. 1 dem Konkursverwalter die 
Einrede der Anfechtung noch gegen jeden Anſpruch zuſteht, 
durch den der Anfechtungsgegner auf Grund der anfechtbaren 
Handlung von der Konkursmaſſe etwas verlangt. 

Zu dem Anſpruche der Klägerin, daß 3814,38 Mark der 
feſtgeſtellten Geſamtforderung Maſſeſchuld ſeien, geht der Be: 
rufungsrichter von dem rechtlich bedenkenfreien Rechtsgrundſatze 
aus, daß ein Konkursverwalter, der aus 8 17 KO. von dem 
anderen Teile Erfüllung eines Vertrags verlangt, damit an 
Stelle des Gemeinſchuldners den Vertrag in allen ſeinen 
Teilen übernehme, alſo auch inſoweit als es fi um die Gegen⸗ 
leiſtung für die darauf bereits von dem Gegner gemachten 
Leiſtungen handle. Das entſpricht der konſtanten Recht⸗ 
ſprechung; letzterer entſpricht auch ſeine weitere Annahme, das 
Sutzeſſivlieferungsgeſchäft ſei als einheitlicher Vertrag zu be⸗ 
urteilen. Eine irrtümliche Auffaſſung des Konkursverwalters, 
daß ſeine Erklärung nur für die verlangte Reſtlieferung 
Wirkung hervorrufe, während in Wirklichkeit durch die Er⸗ 
klärung Wirkung für den ganzen Vertrag eintrat, fällt als 
Irrtum über die Rechtsfolgen einer Erklärung nicht 
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unter 8 119 BGB. — RG. 51, 281. Mit dieſem Irrtum 
im Beweggrunde kann indeſſen ein nach 8 119 a. a. O. be 
achtlicher Irrtum über Inhalt oder Gegenſtand der Willens⸗ 
erklärung zuſammentreffen, wenn der Konkursverwalter etwa 
ſich im Irrtum befand über Inhalt und Umfang des Suk⸗ 
zeſſivlieferungsgeſchäfts überhaupt oder der Meinung war, der 
ihm an ſich bekannte Vertrag ſei bis zu dem Teile, deſſen Er⸗ 
füllung er verlangt, von beiden Teilen erfüllt und erledigt, 
während er in dieſem Umfange nur vom Vertragsgegner erfüllt, 
vom Gemeinſchuldner aber noch nicht erfüllt war — vgl. 
RG. 51, 283; Urteile des RG. VII. 437/02 vom 1. Mai 
1903, II. 594/03 vom 27. September 1904. B.s Konk. 
c. K., U. v. 22. Dez. 05, 211/05 II. — Kiel. 

3. SS 119, 133, 320 BGB. verb. mit 8 17 KO. Be 
griff des Irrtums. Rechtzeitigkeit der Anfechtung im Falle des 
Erfüllungsverlangens eines Sukzeſſivlieferungsvertrages ſeitens 
des Konkursverwalters. Beſtimmtheit der Anfechtungserklärung.] 

Bei einem Sukzeſſivlieferungsvertrag von rechtlich einheit⸗ 
licher Natur verlangte der beklagte Konkursverwalter Erfüllung 
des ganzen Vertrages, deshalb beanſpruchte die Klägerin nach 
8 17 KO. für ihr aus dem Vertrage ſchon vor der Konkurs⸗ 
eröffnung erwachſenen Anſprüche Befriedigung als Maſſeforde⸗ 
rung aus der Konkursmaſſe. Das OLG. wies die Klage der 
klagenden Verkäuferin ab, die Reviſion wurde zurückgewieſen; 
das OLG. nahm an: Bei dem Erfüllungsbegehren habe ſich 
der Konkursverwalter in einem doppelten Irrtum befunden, 
nämlich: 1. in dem rechtlich nicht beachtlichen Rechts irrtum, 
das Verlangen der Vertragserfüllung verpflichte ihn gemäß 
8 17 KO. nur dazu, die dem Konkurſe zu liefernde Zelluloſe 
zu bezahlen, während es in Wahrheit auf die bereits vor der 
Konkurseröffnung bewirkten, noch unbezahlten Lieferungen der⸗ 
geſtalt zurückgewirkt habe, daß die Forderungen der Klägerin 
hierfür gleichfalls als Maſſeforderungen aus der Konkursmaſſe 
zu bezahlen geweſen ſeien. Er habe ſich 2. in einem tat⸗ 
ſächlichen, nach 8 119 BGB. beachtlichen, Irrtum über den 
Inhalt ſeiner Erklärung befunden. Er habe nämlich von dem 
Beſtehen unbezahlter Kaufpreisforderungen keine Kenntnis ge⸗ 
habt, ſondern angenommen, daß der Vertrag zum Teil von 
beiden Seiten erfüllt und damit endgültig erledigt, im übrigen 
aber noch von kein em Teile erfüllt ſei, während er tatſächlich 
zum Teil von der Klägerin erfüllt, von der Gemeinſchuldnerin 
aber noch unerfüllt und im übrigen von keinem Vertragsteile 
erfüllt geweſen ſei. Er habe ſich alſo von dem Vertragsver⸗ 
hältnis, in das er eintreten zu wollen erklärt habe, eine ganz 
falſche Vorſtellung gemacht. Vom Standpunkte der Klägerin 
aus als der Empfängerin ſeiner Erklärung habe H. etwas 
anderes erklart, als er erklärt zu haben glaubte. Die Klägerin 
habe annehmen müſſen, H. wolle den ganzen Vertrag an 
Stelle der Gemeinſchuldnerin erfüllen und ſomit auch die noch 
unbezahlten Zellſtofflieferungen bezahlen, während der Verwalter 
infolge ſeiner unrichtigen Vorſtellung von dem objektiven Sach⸗ 
verhalt nur erklärt zu haben geglaubt habe, er werde und wolle 
bloß die noch ausſtehenden Zellſtofflieferungen der Klägerin für 
die Konkursmaſſe abnehmen und ihr aus Konkursmitteln 
bezahlen. Infolge ſeiner unrichtigen Vorſtellung von dem 
Stande der Sache habe er tatſächlich einen anderen Willen er⸗ 
klärt, als er ihn habe erklären wollen. Die Möglichkeit dieſes 
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Irrtums werde durch das unftreitige Vorhandenſein jenes Rechts⸗ 
irrtums nicht ausgeſchloſſen. Unzutreffend ſei es, wenn die 
Klägerin einwende, H. habe ſich bei Abgabe ſeiner Erklärung 
gar nichts und deshalb nichts Falſches gedacht, mithin ſich auch 
nicht über den Inhalt ſeiner Erklärung geirrt. Denn ein recht⸗ 
lich beachtlicher Irrtum brauche nicht in einem Falſchwiſſen 
zu beſtehen, ſondern könne auch in einem Nichtwiſſen be⸗ 
ſtehen. Die Erklärung Hs. ſei unter dem Einfluß ſeiner 
Unkenntnis vom Beſtehen unbezahlter Kaufpreis forderungen der 
Klägerin für Lieferungen auf den ſtreitigen Schluß zuſtande 
gekommen. Ein rechtlich erheblicher Irrtum würde nicht ſchon 
dann ausgeſchloſſen ſein, wenn H. ſich bei ſeiner Erklärung nicht 
„nichts gedacht“, ſondern nur, wenn er ſich dabei gedacht hätte, 
er wiſſe zwar nicht, ob die Klägerin unbezahlte Forderungen 
aus dem Schluſſe habe, er wolle aber, gleichviel ob es der Fall 
ſei oder nicht, in den Schluß eintreten. Der tatſächliche Irr⸗ 
tum des Verwalters ſei für das Verlangen der Vertrags⸗ 
erfüllung auch kauſal geweſen. Für die zur Anfechtung 
berechtigende Kauſalität erfordere der 8 119 BGB., daß an⸗ 
zunehmen ſei, der Irrende würde bei Kenntnis der Sachlage 
und bei verſtändiger Würdigung des Falles die Erklärung nicht 
abgegeben haben. Unterſtellt nun, H. ſei zwar in dem Rechts⸗ 
irrtum befangen geweſen, das Erfüllungsbegehren wirke auf die 
ſchon vor der Konkurseröffnung begründeten Zahlungsverbind⸗ 
lichkeiten nicht zurück, daß er aber Kenntnis von dem aus dem 
Vertrage noch geſchuldeten erheblichen Betrage gehabt habe, ſo 
würde er bei verſtändiger Würdigung des Falles die Erklärung 
nicht abgegeben haben. Denn es ſei anzunehmen, daß er als⸗ 
dann im Hinblick auf das aus 8 320 BGB. folgende Zurück⸗ 
behaltungsrecht des Gegners zu einer Betrachtung über das 
Verhältnis des 8 320 BGB. zu § 17 KO. veranlaßt worden 
ſei, infolge deren er Aufklärung über ſeinen Rechtsirrtum ge⸗ 
funden und dann ſelbſtverſtändlich ſich gehütet haben würde, 
in den Schluß einzutreten. Der Verwalter ſei hiernach zur 
Anfechtung ſeiner Erklärung berechtigt geweſen und er habe die 
Erklärung auch, wie näher dargelegt iſt, gemäß § 121 BGB. 
unzweideutig und ohne ſchuldhaftes Zögern erklärt, nachdem er 
von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt habe. Das Berufungs⸗ 
gericht konnte ohne Rechtsirrtum annehmen, daß der Irrtum des 
Verwalters recht eigentlich den Inhalt ſeiner Erklärung betraf, weil 
ſie vom Standpunkte der Empfängerin aus etwas anderes, nämlich 
das Verlangen vollſtändiger Vertragserfüllung erklärte, als ſie 
nach der bloß auf Erfüllung des beiderſeits noch unerfüllten 
Teiles des Vertrages beſchränkten Abſicht H. erklären ſollte. 
In dieſem Sinne hat denn auch der VII. ZS. des RG. in 
dem gleichartigen, in RG. 51, 283 mitgeteilten Falle ent⸗ 
ſchieden, als die Sache nach Aufhebung des erſten Berufungs⸗ 
urteils nochmals zu ſeiner Entſcheidung gelangte. (Urteil vom 
1. Mai 1903, VII. 437/02). Befand ſich aber der Verwalter 
in dem Irrtum, daß der Vertrag beiderſeits gleichmäßig zum 
Teil erfüllt ſei, ſo war ſeine Meinung, daß er nur die zu⸗ 
künftigen Lieferungen zu bezahlen brauche, ſelbſtverſtändlich völlig 
zutreffend. Von einem Irrtum über die rechtliche Tragweite 
ſeiner Erklärung kann dann keine Rede ſein. Auf die Frage, 
ob der Irrtum verſchuldet oder unverſchuldet iſt, kommt es 
überhaupt nicht an, da der 8 119 BGB. einen ſolchen Unter: 
ſchied nicht macht. Entſcheidend iſt vielmehr allein die Tat⸗ 
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ſache des Irrtums und ſeine Kauſalität für die angefochtene 
Willenserklärung. Das Geſetz macht keinen Unterſchied, ob der 
Mangel, der den Irrtum hervorruft, in einer Verfälſchung oder 
in einem gänzlichen Fehlen der entſcheidenden Vorſtellung be⸗ 
ſteht. Indeſſen ſteht nur die un bewußte Unkenntnis dem 
Irrtum im engeren Sinne gleich, dagegen nicht auch die be⸗ 
wußte Unkenntnis. Denn derjenige, der eine Willenserklärung 
abgibt in dem Bewußtſein, ihren Inhalt nicht zu kennen, z. B. 
eine Vertragsurkunde ohne Kenntnis ihres Inhalts unterſchreibt, 
befindet ſich nicht im Irrtum und kann deshalb nicht anfechten. 
Er irrt nicht, weil er ſich klar über ſeine Unkenntnis iſt und 
auf alle Fälle will, mag die Sache ſo oder anders liegen. 
Vgl. Hölder, Kommentar zum BGB. § 119 Anm. 2, Staus 
dinger, BGB. 8 119 Anm. 3. Solange der Verwalter an⸗ 
nahm, daß die Gemeinſchuldnerin alles, was ihr von der 
Klägerin geliefert worden, bereits vollſtändig bezahlt habe, hatte 
er keine Veranlaſſung, mit der Rechtsfrage ſich zu befaſſen, ob 
und inwieweit $ 17 KO. auf die Verbindlichkeit zur Zahlung 
früherer Lieferungen zurückwirke. Für die Erwägung dieſer 
Frage lag vernünftigerweiſe nur dann ein Grund vor, wenn 
er wußte oder wenigſtens mit der Möglichkeit rechnete, daß 
frühere Lieferungen noch unbezahlt ſeien. Ob er, vor die Rechts⸗ 
frage geſtellt, ohne weiteres auf ſeine irrige Rechtsanſicht ſich 
verlaſſen und hiernach gehandelt oder nicht vielmehr die Richtig⸗ 
keit dieſer Anſicht bei der Wichtigkeit der in Betracht kommenden 
Intereſſen an der Hand der ihm zu Gebote ſtehenden Hilfs⸗ 
mittel (Kommentare uſw.) vorher noch einer gründlichen Prüfung 
unterzogen und alsdann eines beſſeren belehrt und bei ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Falles von dem Erfüllungsbegehren 
Abſtand genommen haben würde, iſt überwiegend Tat frage. 
Grundſätzlich iſt die Frage nur darauf abzuſtellen, ob der Ver⸗ 
walter als verſtändiger Mann gedacht, alſo frei von Eigen⸗ 
ſinn, ſubjektiven Launen und törichten Anſchauungen, ſo wie 
abgeſehen von ſeinem tatſächlichen Irrtum in der gegebenen 
Lage von ſeinem perſönlichen Standpunkte aus und nach ſeinen 
beſonderen Verhältniſſen ſo gehandelt haben würde, wie das 
Berufungsgericht annimmt. Für die Beurteilung der Weſent⸗ 
lichkeit des Irrtums iſt hiernach, wie auch aus den Beratungen 
der II. Kommiſſion erhellt, dem richterlichen Ermeſſen ein weiter 
Spielraum gelaſſen. (Vgl. Spahn, Prot., Bd. I S. 110). 
Daß die Entſcheidung des Berufungsgerichts von Rechtsirrtum 
beeinflußt wäre, iſt nicht erkennbar. Kraft des ihm nach 8 286 
ZPO. zuſtehenden Rechts freier Tatſachenwürdigung war es 
dem Berufungsgerichte unbenommen, anzunehmen, daß der Ver⸗ 
walter, der in fraglicher Sache nach Auffaſſung des Berufungs⸗ 
gerichts keine beſondere Erfahrung an den Tag gelegt hat, im 
Hinblick auf die ihm näher liegende allgemeine und im ge 
wöhnlichen Rechtsverkehr häufiger als 8 17 KO. zur Anwen⸗ 
dung kommende Beſtimmung des $ 320 BGB. zu einer 
Prüfung und Berichtigung ſeiner Rechtsanſicht betreffs des 
8 17 KO. veranlaßt worden wäre und alsdann von feinem Er: 
füllungsverlangen Abſtand genommen haben würde: Unbegründet 
iſt endlich auch die Rüge, eine dem Geſetze entſprechende An⸗ 
fechtung liege nicht vor. Das Berufungsgericht hat eine 
unzweideutige Anfechtungserklärung in dem Briefe des Ver⸗ 
walters vom 3. April 1903 gefunden. Hierin ſchrieb er, er 
habe mit dem Briefe vom 27. März ſich nur inſoweit 
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zur Erfüllung des Vertrages verpflichten wollen, als 
nach der Konkurseröffnung erfolgte Lieferungen in Frage 
kämen. Er habe dies zwar „ſchon heute früh deutlich zum 
Ausdrucke gebracht“, möchte dies aber, um jedes Mißver⸗ 
ſtändnis auszuſchließen, nochmals hervorheben. Nur 
wenn die Klägerin unter dieſen Vorausſetzungen den Vertrag 
zu erfüllen bereit ſei, könne und wolle er auf Erfüllung des 
Vertrages beſtehen. Andernfalls würde er ſich gezwungen 
ſehen, ſeine früher abgegebene Erklärung zu widerrufen. Die 
Anfechtung erfordert allerdings eine beſtimmte und unzweideutige 
Erklärung und kann, wie auch bereits der V. ZS. des RG. ent⸗ 
ſchieden hat“), nicht in einem Schreiben gefunden werden, daß 
die Entſchließung des Anfechtenden von einer vorhergehenden 
Stellungnahme des Anfechtungsgegners abhängig macht. Bei 
einer dem $ 133 BGB. entſprechenden und feinen ganzen 
Inhalt würdigenden Auslegung konnte aber das Berufungs⸗ 
gericht in dem Briefe vom 3. April 1903 ohne Rechtsirrtum 
eine unbedingte und unzweideutige Anfechtung erblicken. In 
ſeinem Zuſammenhange aufgefaßt hat nämlich der Schlußſatz 
des Briefes nicht die Bedeutung einer Bedingung, welche 
die Anfechtung in der Schwebe gelaſſen hätte, ſondern nur die 
Bedeutung einer Vertragsofferte, dahingehend, daß H. die noch 
ausſtehenden Lieferungen unter den im Schluſſe beſtimmten Be⸗ 
dingungen zu nehmen bereit ſei. H. c. Konk. H., U. v. 22. Dez. 05, 
378/05 II. — Dresden. 

4. 89 133, 157 BGB. Ablehnung der Windſcheidſchen 
Lehre von der Vorausſetzung bei Verträgen nach BGB.] 

Nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts hat der Be⸗ 
klagte für ſeine Reſtaurationsräume von der Klägerin deren 
patentierte amerikaniſche Drehtüre für 3 000 Mark unter der 
als Bedingung gewollten Vorausſetzung gekauft, daß die 
polizeiliche Genehmigung zur Anbringung der Drehtüre erteilt 
werde. Das Polizeipräſidium hat jedoch aus ſicherheitspolizei⸗ 
lichen Gründen die erforderliche Genehmigung endgültig verſagt. 
Das Berufungsgericht hat deshalb — möge man dem Vertrag 
einen beliebigen rechtlichen Charakter geben — die Klage auf 
Zahlung des reſtlichen Preiſes abgewieſen und der auf Rück⸗ 
erſtattung der geleiſteten Ratenzahlungen des Kaufpreiſes ge⸗ 
richteten Widerklage ſtattgegeben, weil die Vertragsvorausſetzung 
nicht eingetroffen und der Beklagte, Widerkläger, rechtzeitig den 
Rücktritt vom Vertrag erklärt habe. Der Kläger rügt, die An⸗ 
nahme einer ſtillſchweigenden Vorausſetzung, wie ſolche das 
Berufungsgericht unterſtelle, ſei grundſätzlich zu verwerfen, weil 
einer ſolchen Annahme die Verwechſelung eines Irrtums im 
Beweggrund mit der Setzung einer Bedingung zugrunde liege. 
Dieſe Rüge geht fehl. Die Windſcheidſche Lehre von der 
Vorausſetzung (die Lehre des römischen Rechts von der Voraus: 
ſezung, Düſſeldorf 1850; dazu Kipp⸗Windſcheid, Lehrbuch des 
Pandektenrechts, (8) 1 8 97 ff. und ROG. 19, 50) iſt 
ſelbſt in der Form abzulehnen, wonach Verträge keinen Beſtand 
haben, wenn der eine Vertragsteil eine von ihm unterſtellte 
Vorausſezung beim Vertragsſchluß erkennbar gemacht hat und 
dieſe Vorausſetznng nicht eintrifft. Der erſte Entwurf eines 
68. $ 742, Mot. 2, 690 erachtete eine ſtillſchweigende 
Erllärung einer ſolchen Vorausſetzung für wirkſam. In den 
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Protokollen der Kommiſſion für die zweite Leſung, 2, 690, 
wurde ausdrücklich feſtgeſtellt, daß für die Windſcheidſche 
Lehre von der Vorausſetzung niemand mehr eintrete, wie ſolche 
auch bereits in RG. 24, 169 zurückgewieſen worden war. In 
das BGB. iſt dieſe Lehre ſomit nicht übergegangen; ſie würde 
in der Tat die Sicherheit des Verkehrs gefährden und den 
Unterſchied zwiſchen Vorausſetzung und Motiv verwiſchen. So⸗ 
weit alſo nicht ausdrücklich eine ſolche Vorausſetzung als 
Vertragsinhalt vereinbart iſt, haben die Grundſätze über Treue 
und Glauben mit Rüdficht auf die Verkehrsſitte SS 133, 157 
BGB. bei Auslegung und Ermittlung des Parteiwillens die 
Entſcheidung zu geben. Von dieſem Geſichtspunkt aus hat die 
Rechtſprechung des RG. immer die Zuläſſigkeit des Rücktritts 
wegen veränderter Umſtände beurteilt; vgl. RG. 50, 257; 
60, 59. Gegen dieſe Grundſätze hat das Berufungsgericht 
nicht verſtoßen. In den Entſcheidungsgründen wird nämlich 
ausgeführt, daß der Beklagte ſich nach dem Zeugnis des Ver⸗ 
treters des Klägers nur unter dem Vorbehalt polizeilicher Ge⸗ 
nehmigung der Türe hat binden wollen. Da dieſer Vertreter 
den Vertrag mit dem Beklagten abgeſchloſſen hat, ſo iſt dieſer 
Vorbehalt zum Vertragsinhalt erhoben worden. So wollen 
die Gründe des zweiten Richters verſtanden fein. J. R. c. J., 
U. v. 9. Jan. 06, 226/05 II. — Berlin. 

5. 88 135, 136, 892, 894 BGB. verb. mit 88 132, 
142, 144, 146 ff. des Preußiſchen Allgemeinen Berggeſetzes und 
88 44, 54 des Preußiſchen Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874. 
Recht des Bergwerksbeſitzers gegen den dritten Eigentümer auf 
Grund der bergrechtlichen Enteignung.] 

Die klagende Gewerkſchaft benötigte zu ihrem Bergbau⸗ 
betriebe mehrerer Grundſtücke und erwirkte gegen diejenigen 
Eigentümer, mit denen ſie ſich nicht gütlich einigen konnte, einen 
Enteignungsbeſchluß der zuſtändigen Behörden, worin auf Grund 
der 88 142, 135 ff. Allgemeinen Berggeſetzes unter andern 
der D. für verpflichtet erklärt wurde, ihr ſeine Grundſtücke zum 
Eigentum abzutreten. Der Beſchluß iſt dem D. zugeſtellt, 
rechtskräftig geworden, die Klägerin hat auch die Entſchädigung 
hinterlegt. D. hat indes durch notariellen Vertrag vom 
28. Mai 1903 die beiden Grundſtücke an den Beklagten auf⸗ 
gelaſſen, worauf der Beklagte als Eigentümer im Grundbuch 
eingetragen worden iſt. Beklagter wurde verurteilt, der 
Klägerin das Eigentum zu verſchaffen und die Grundſtücke 
aufzulaſſen, und ſeine Berufung iſt mit der Maßgabe zurück⸗ 
gewieſen, daß er verurteilt worden iſt, in die Eintragung 
der Klägerin als Eigentümerin im Grundbuch einzuwilligen. 
Die Reviſion wurde zurückgewieſen: Der Berufungsrichter führt 
nun zunächſt aus, und darin iſt ihm lediglich beizutreten, daß 
bei der bergrechtlichen Enteignung nicht, wie es im 8 44 
des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 für die nach 
dieſem Geſetze ſtattfindenden Enteignungen ausdrücklich an⸗ 
geordnet iſt, ſchon mit der Zuſtellung des Enteignungsbeſchluſſes, 
kraft Geſetzes das Eigentum des enteigneten Grundſtücks auf 
den Unternehmer übergehe. Nach 5 54 des Enteignungsgeſetzes 
iſt die Anwendung dieſes Geſetzes auf die Beſchränkung und 
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Enteignung zu bergbaulichen Zwecken findet ſich eine Beſtimmung 
gleichen Inhalts nicht. Dort heißt es zwar in § 144, daß 
der Enteignungsbeſchluß die zwangsweiſe Abtretung oder Er⸗ 
werbung des Grundſtücks auszuſprechen habe, aber in § 142 
iſt dieſem Beſchluſſe nur die Entſcheidung darüber zugewieſen 
worden: ob, in welchem Umfang und unter welchen Bedingungen 
der Grunbbefiter zur Abtretung des Eigentums oder der Berg⸗ 
werksbeſitzer zum Erwerb des Eigentums verpflichtet ſei, 
woraus ſich ergibt, daß Abtretung und Erwerb als beſondere 
Akte gedacht ſind, die außerhalb des Enteignungsbeſchluſſes 
liegen. Zum Eigentumserwerb des Bergwerksbeſitzers bedurfte 
es nach den bei Erlaß des Allgemeinen Berggeſetzes geltenden 
landrechtlichen Vorſchriften, wie der Berufungsrichter weiter zu⸗ 
treffend ausführt, des Beſitzüberganges, der freilich nach 8 146 
Allgemeinen Berggeſetzes auf Grund des Enteignungsbeſchluſſes 
durch Beſitznahme ſeitens des Bergwerksbeſitzers herbeigeführt 
werden konnte, aber doch noch hinzutreten mußte. Hieran iſt, 
worin dem Berufungsrichter gleichfalls beizutreten iſt, durch 
das Eigentumserwerbsgeſetz vom 5. Mai 1872 noch nichts ge⸗ 
ändert worden, nach deſſen § 5 der Erwerb von Grundeigentum 
außerhalb der Fälle einer freiwilligen Veräußerung ſich nach 
dem früher geltenden Recht zu vollziehen hatte, wohl aber durch 
das BGB., das einen Eigentumserwerb an Grundſtücken durch 
Beſitzübertragung nicht kennt, indem nunmehr zu der durch den 
Enteignungsbeſchluß erſetzten dinglichen Einigung der Be⸗ 
teiligten noch die Eintragung im Grundbuch hinzukommen muß 
um den Eigentumsübergang zu bewirken (8 873 BGB.). 
Vgl. Turnau⸗Förster, Liegenſchaftsrecht Bd. 2 S. 450 /1; ent⸗ 
gegen Dernburg, Bürgerliches Recht Bd. 3 (3) 8 151 
Anm. 18 S. 454. Da die Klägerin nicht als Eigentümerin im 
Grundbuch eingetragen worden iſt, war alſo D. noch Eigen⸗ 
tümer der im Enteignungsbeſchluſſe bezeichneten Grundſtücke, als 
er ſie am 28. Mai 1903 an den Beklagten verkaufte, demnächſt 
aufließ und auf ihn umſchreiben ließ. Auf den Glauben des 
Grundbuchs konnte ſich demnach die Klägerin dem Beklagten 
gegenüber nicht im Sinne von Satz 1 des erſten Abſatzes 
8 892 BGB. berufen, das Grundbuch war nicht unrichtig. 
In Frage kommen kann lediglich, ob der Satz 2 a. a. O. der 
Klägerin zur Seite ſteht, wonach, wenn der eingetragene Eigen⸗ 
tümer zugunſten beſtimmter Perſonen in der Verfügung über 
ſein Eigentum beſchränkt iſt, ſolche Beſchränkung dann gegen⸗ 
über dem Erwerber wirkſam iſt, wenn ſie im Grundbuch ein⸗ 
getragen iſt — dieſer Fall liegt nicht vor — oder ihm bekannt 
war. Letzteres hat der Berufungsrichter angenommen. Die 
Reviſion beſtreitet, daß der Enteignung sbeſchluß überhaupt eine 
Verfügungsbeſchränkung im Sinn der erwähnten Geſetzes⸗ 
beſtimmung enthalte und darum, daß letztere hier Anwendung 
finden könne. Indes auch in dieſer Beziehung müſſen die Aus⸗ 
führungen des Berufungsrichters für richtig erachtet werden. 
Zu den in 8 892 Abſ. 1 Satz 2 BGB. erwähnten Verfügungs⸗ 
beſchränkungen gehören zweifellos die geſetzlichen und die von 
einem Gericht oder einer anderen zuſtändigen Behörde erlaſſenen 
Veräußerungsverbote zum Schutze beſtimmter Perſonen, deren 
Verletzung in 88 135, 136 BGB. dieſen Perſonen gegenüber 
für unwirkſam erklärt wird. Der hier in Frage ſtehende Ent⸗ 
eignungsbeſchluß erklärt den D. für verpflichtet, die darin be⸗ 
zeichneten Grundſtücke der Klägerin zum Eigentum zu übertragen, 
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und die Klägerin die feſtgeſetzte Entſchädigung zu zahlen. Darin 
findet nun der Berufungsrichter zugleich ein den Schutz der 
Klägerin bezweckendes Verbot einer anderweitigen Veräußerung. 
Er führt aus, daß es nicht auf ein in ausdrücklichen Worten 
ausgeſprochenes Veräußerungsverbot ankomme, wenn ſich ein 
ſolches ſchon aus dem Inhalt der Anordnung ergebe, und das 
ſei hier der Fall. Es handle ſich um eine Zwangsabtretung 
zugunſten des Bergbaues der Klägerin. Wenn den im All⸗ 
gemeinen Berggeſetze bezeichneten Behörden zu dieſem Behufe 
die Befugnis eingeräumt werde, die zwangsweiſe Abtretung 
und Erwerbung auszuſprechen ($ 144), jo könne folder Aus⸗ 
ſpruch nur dahin aufgefaßt werden, daß in der Auflage der Ab⸗ 
tretung an die Gewerkſchaft zugleich das Verbot an den Eigen⸗ 
tümer enthalten ſei, zum Nachteil der Gewerkſchaft anderweit 
über das Grundſtück zu verfügen. Andernfalls würde das 
ganze vom Berggeſetz angeordnete Verfahren zwecklos und ſein 
Erfolg lediglich vom guten Willen des Eigentümers abhängig 
ſein, der es dann in der Hand hätte, ſelbſt einen rechtskräftig 
gewordenen Enteignungsbeſchluß vor deſſen Ausführung durch 
eine anderweitige Veräußerung des Grundſtücks zu vereiteln, 
was nicht die Abſicht des Geſetzes geweſen ſein könne. Wenn 
auch zuzugeben iſt, daß der Bergwerksbeſitzer ſchon unter Vor⸗ 
legung des mit dem Zeugniſſe der Rechtskraft verſehenen Ent⸗ 
eignungsbeſchluſſes, der die Eintragungsbewilligung des Eigen⸗ 
tümers erſetzt, ſeine Eintragung als Eigentümer beim Grundbuch⸗ 
amt beantragen kann (vgl. Turnau⸗Förster a. a. O. S. 541), 
und, falls ſich aus dem Inhalt des Beſchluſſes noch Hinderniſſe 
einer ſofortigen Eintragung ergeben ſollten, in der Erwirkung 
einer einſtweiligen Verfügung auf Eintragung einer entſprechenden 
Vormerkung nach 8 894 BGB. ein Mittel beſitzt, der Ber: 
eitelung des Eigentumsüberganges auf ihn vorzubeugen, ſo läßt 
ſich doch nicht verkennen, daß daneben immer noch in gewiſſem 
Umfange die Gefahr beſtehen bliebe, daß ihm der Eigentümer 
durch eine anderweitige Eigentumsübertragung zuvorkommt. 
Dieſe Möglichkeit ſtände aber in der Tat im Widerſpruch mit 
der vom Geſetze beabſichtigten Zwangsabtretung des Grund⸗ 
ſtücks, die dann dieſen Namen kaum noch verdiente. Wenn das 
Geſetz die zuſtändigen Behörden ermächtigt, durch ihren Aus⸗ 
ſpruch die zwangsweiſe Eigentumsabtretung anzuordnen, ſo 
hat dieſer Ausſpruch darum von ſelbſt die Bedeutung, daß er 
in der Auflage der Abtretung an den Bergwerksbeſitzer zugleich 
dem Eigentümer verbietet, anderweit über das Grundſtück zu 
verfügen und dadurch die angeordnete Zwangsabtretung zu ver⸗ 
eiteln. Der bergrechtliche Enteignungsbeſchluß kann nicht etwa 
auf gleiche Stufe geſtellt werden mit einer gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung, die den Beklagten zur Abtretung verurteilt und damit 
nur eine ſchon ohnehin vorhandene Verpflichtung dazu feſtſtellt, 
ſondern fie ſelber ſchafft erſt dieſe Verpflichtung wider den 
Willen des Verpflichteten und muß daher auch die Kraft haben, 
das Widerſtreben des Verpflichteten zu brechen. Es erſcheint 
daher unbedenklich, mit dem Berufungsrichter anzunehmen, daß 
der bergrechtliche Enteignungsbeſchluß in dem Ausſpruch der 
zwangsweiſen Abtretung zugleich ein Veräußerungsverbot zum 
Schutz des Bergwerksbeſitzers enthält. J. o. Gewerkſchaft S., 
U. v. 30. Dez. 05, 251/05 V. — Hamm. 

6. 88 139, 313 BGB. Nichtigkeit des ganzen Vertrages 
bei erheblichen mündlichen in den notariellen Vertrag ſelbſt 
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nicht aufgenommenen aber Beſtandteil des Vertrages gebliebenen 
Abreden. 

Der Berufungsrichter geht davon aus, daß mündliche 
Nebenabreden, wenn ſie als Teil des Veräußerungsvertrages 
anzuſehen wären, mangels der in 8 313 BGB. vorgeſchriebenen 
Form nichtig ſeien und nach $ 139 BGB. den ganzen Vertrag 
nichtig machten, wenn nicht anzunehmen ſei, daß er auch ohne 
den nichtigen Teil geſchloſſen worden ſein würde, welches 
letztere hier von den Klägern zu beweiſen wäre. Er erklärt 
nun für erwieſen, daß der klagende Ehemann mit Wiſſen ſeiner 
Frau dem Beklagten vor Abſchluß des Vertrages die Größe 
der nur etwas mehr als 2 Morgen großen Grundſtücke auf 
3 Morgen angegeben und die Herſtellung der behaupteten Re⸗ 
paraturen bis zum 30. Juni 1903 verſprochen habe, welches 
Verſprechen dann nicht gehalten worden iſt, daß beide Teile 
darüber einig geweſen ſeien, der Vertrag ſolle nur unter dieſen 
Vorausſetzungen gelten, und daß die vom Beklagten gewünſchte 
Aufnahme in den notariellen Vertrag unterblieben ſei, weil 
der klagende Mann der Koſten wegen davon abzuſtehen ge⸗ 
beten und dabei verſichert habe, daß er halten werde, was er 
berſprochen habe. Den Gegenbeweis der Kläger erachtet der 
Berufungsrichter für mißlungen. Daher erklärt der Berufungs⸗ 
richter den Kaufvertrag in vollem Umfange für nichtig und 
gelangt dadurch zur Abweiſung der Klage ſowie zur Ver⸗ 
urteilung der Kläger nach dem Antrage der Widerklage. Die 
Reviſion konnte keinen Erfolg haben: Sie will zunächſt eine 
Verlezung von Rechtsvorſchriften darin finden, daß der Be: 
rufungsrichter den in 8 139 BGB. aufgeſtellten Grundſatz der 
Nichtigkeit des ganzen Rechtsgeſchäfts, ſobald ein Teil nichtig 
und nicht anzunehmen iſt, daß es auch ohne den nichtigen Teil 
vorgenommen ſein würde, auf den hier vorliegenden Fall an⸗ 
wendet, wo ein Kaufvertrag in der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Form ($ 313 BGB.), nämlich notariell, abgeſchloſſen ift, die 
wegen Formmangels nichtigen Abreden aber nicht Teil dieſes 
notariellen Vertrages geworden find, wie die Reviſion 
hervorhebt. Aber aus der Nichtaufnahme in den notariellen 
Vertrag folgt nicht, daß die mündlichen Abreden auch nicht 
Teil desjenigen Vertrages geworden ſeien, für den in § 313 
eine beſtimmte Form bei Vermeidung der Nichtigkeit vorge⸗ 
ſchrieben iſt. Nur auf dieſen Vertrag kommt es an, wie ſich 
unmißverſtändlich aus dem zweiten Satze des $ 313 ergibt: 
daß ein ohne Beobachtung der Form geſchloſſener Vertrag 
ſeinem ganzen Inhalt nach gültig werde, wenn Auflaſſung 
und Eintragung hinzukommen. Entbehrt alſo nicht der ganze 
Vertrag, ſondern nur ein einzelner Beſtandteil desſelben der 
geſezlichen Form, fo entſcheidet ſich die Frage, ob der ganze 
Vertrag oder nur der formwidrige Teil nichtig ſei, wenn es 
ſich wie hier nicht um ſolche Abmachungen handelt, ohne die 
überhaupt kein gültiger Vertrag vorliegen würde, nach dem 
dafür in 9 139 aufgeſtellten Unterſcheidungsmerkmal. (Vgl. 
RG. Bd. 52 Nr. 1 S. 4.) Der Berufungsrichter hat nun 
auf Grund der Beweisergebniſſe feſtgeſtellt, daß die bloß münd⸗ 
lichen Abmachungen der Parteien über die Größe der ver⸗ 
kauften Grundſtücke und über die von den Klägern zu be⸗ 
wirkende Reparaturen, die nachher nicht gehalten worden ſind, 
ſo weſentliche Beſtandteile des Vertrages geweſen find, daß 
dieſer ohne ſie nicht abgeſchloſſen ſein würde. Was die 


j Juriſtiſche Wochenſchrift. 3 


109 


a —— 


Reviſion gegen dieſe Feſtſtellung vorbringt, iſt unbegründet. 
Der Berufungsrichter hat nicht verkannt, daß mündliche Vor⸗ 
beſprechungen der Regel nach unbeachtlich bleiben müſſen, wenn 
ſie in den ſchriftlichen Vertrag nicht aufgenommen ſind; er 
ſtellt aber feſt, daß die Aufnahme der in Frage ſtehenden Ab⸗ 
machungen in den notariellen Vertrag von den Klägern hinter⸗ 
trieben worden iſt und zwar unter der Verſicherung, daß ſie 
trotzdem von ihnen gehalten werden würden. Unter dieſen 
Umſtänden iſt ſeine Annahme durchaus gerechtfertigt, daß die 
Abmachungen noch über den notariellen Vertrag hinaus und 
trotz der darin vorkommenden Wendung, daß die Grundftüde 
verkauft würden wie ſie ſtehen und liegen, von den Parteien 
feſtgehalten worden fein. L. c. G., U. v. 8. Jan. 06, 


263/05 V. — Poſen. 
7. 88 253, 254, 255, 280, 667, 675 BGB. Schäden⸗ 


anſpruch desjenigen, der einem anderen die Einziehung einer Wechſel⸗ 
forderung übertragen hat, bei Verluſt der Wechſelurkunde.] 
Der Kläger erhob eine Klage auf Schadenserſatz, indem 
er geltend machte, er habe im Jahre 1900 die Beklagte, welche 
ſich gewerbsmäßig mit der Einkaſſierung und Beitreibung von 
Forderungen befaßt, eine Wechſelforderung von ©. einzuziehen, über: 
tragen, er habe das Vertragsverhältnis gegenüber der Beklagten ge⸗ 
kündigt und Herausgabe der Urkunden erfolglos verlangt und 
die Beklagte ſei verurteilt, ihm ein vollſtreckbares Urteil gegen 
S. auszuhändigen. Die Zwangsvollſtreckung iſt fruchtlos aus⸗ 
gefallen. Beklagte wurde verurteilt, Berufung und Reviſion 
zurückgewieſen: Der rechtliche Ausgangspunkt des Berufungs⸗ 
richters, daß in der von der Beklagten dem Kläger gegenüber 
eingegangenen Verpflichtung, eine Forderung des letzteren ein⸗ 
zufaffteren und beizutreiben, ein auf eine Geſchäftsbeſorgung ge: 
richteter Dienſt⸗ oder Werkvertrag zu finden, ſowie daß die Be⸗ 
klagte nach der unſtreitigen Beendigung des Vertrages die in 
ihren Beſitz gelangten Urkunden herauszugeben und für die ver⸗ 
ſchuldete Unmöglichkeit der Herausgabe Schadenserſatz zu leiſten 
verpflichtet ſei, iſt nicht zu beanſtanden (88 675, 667, 280 
BGB.). Auch die fernere Annahme des Berufungsrichters, 
daß der Schaden durch Zahlung desjenigen Geldbetrages zu er⸗ 
ſetzen ſei, welchen der Kläger nach dem gewöhnlichen Laufe der 
Dinge haben würde, wenn ſich die Urkunden in ſeinem Beſitze 
befunden hätten, erſcheint zutreffend. Es handelt ſich um ein 
Wechſeljudikat; ohne Aushändigung der quittierten Wechſel 
braucht der Schuldner nicht zu zahlen (Art. 39 WO.; ROG. 
11, 67; 21, 303; vgl. auch RG. 36, 105; 37, 5). Mithin 
iſt die Vollſtreckung ohne die Wechſel unmöglich. Sie würde 
aber mit den Wechſeln nach der unangefochtenen tatſächlichen 
Feſtſtellung des Berufungsrichters in Anſehung des Ehemannes 
St. Erfolg gehabt haben. Die Beklagte iſt zur Rückgabe 
des Urteils und der Wechſel außerſtande. Dadurch iſt ihre 
Erſatzpflicht gegeben. Sie kann auch nicht den Kläger darauf 
verweiſen, daß er wegen der Wechſel das Aufgebotsverfahren 
betreiben und ſich ſo das ihm durch die Schuld der Beklagten 
verloren gegangene Rechtsgut wieder verſchaffe. Mit Recht 
lehnt der Berufungsrichter dieſen — übrigens nicht durch den 
8 254 BGB. zu ſtützenden — Einwand ab. Wäre er be⸗ 
gründet, ſo hätte nicht ein Verſchulden des Klägers bei der 
Entſtehung des Schadens mitgewirkt, ſondern dem Kläger wäre 
(die fortdauernde Zahlungsfähigkeit des St. vorausgeſetzt) 
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durch das Verhalten der Beklagten ein die Aufgebotskoſten 
überſteigender Schaden überhaupt nicht entſtanden. Aber er iſt 
nicht begründet. Nach 8 255 BGB. iſt, wer für den Verluſt 
einer Sache oder eines Rechtes Schadenserſatz zu leiſten hat, 
zum Erſatze nur gegen Abtretung der Anſprüche verpflichtet, die 
dem Erſatzberechtigten auf Grund des Eigentums an der Sache 
oder auf Grund des Rechtes gegen Dritte zuſtehen. Das 
Geſetz geht alſo davon aus, daß bei Bemeſſung des für den 
Verluſt einer Sache oder eines Rechtes zu gewährenden Ver⸗ 
ſatzes auf die Möglichkeit der Wiedererlangung der Sache oder 
des Rechtes durch den Erſatzberechtigten keine Rückſicht zu 
nehmen, vielmehr nur dem Erſatzpflichtigen dieſe Möglichkeit 
durch Abtretung der zu jenem Zwecke gegebenen Anſprüche offen 
zu laſſen ſei. Wie einerſeits der Beſchädigte nicht mehrfachen 
Erſatz erhalten ſoll, ſo braucht er ſich andererſeits auf dieſen 
Erſatz nicht anrechnen zu laſſen, was er vielleicht auf anderem 
Wege bekommen kann, weil es ungewiß iſt, ob dieſer Weg zum 
Ziele führt. Im gegenwärtigen Fall iſt das Recht aus den 
Wechſeln, die dem Urteile zugrunde liegen, durch den Verluſt 
der Wechſelurkunden nicht erloſchen, aber es iſt in ſeiner 
Geltendmachung bis zur Erlangung des Ausſchlußurteils ge⸗ 
hemmt. Ob das Aufgebotsverfahren Erfolg hat, iſt aber durch⸗ 
aus nicht ſicher. Die Wechſel können in die Hände ſich 
meldender Dritter gelangt ſein, deren Anſprüche erſt im Prozeß⸗ 
wege zu erledigen ſind. Unter allen Umſtänden iſt mit dem 
Aufgebot ein beträchtlicher Zeitverluſt verbunden. Deshalb er⸗ 
ſcheint die entſprechende Anwendung des 8 255 BGB. auch 
hier geboten, wo nicht der endgültige Verluſt des Rechtes, 
wenigſtens zunächſt nicht, in Frage iſt und zur Beſeitigung des 
ſeiner Wirkſamkeit wegen des Abhandenkommens der Urkunden 
entgegenſtehenden Hinderniſſes nicht ſowohl ein Anſpruch gegen 
Dritte, als gegen den Staat (auf Einleitung des Aufgebots⸗ 
verfahrens) gegeben wird. Es würde kein Ausgleich für den 
Beſchädigten ſein, wenn er an Stelle eines präſenten, mit dem 
Beſitze des Papiers verknüpften Rechtes lediglich die Koſten er⸗ 
ſetzt erhielte, die durch das in ſeinem Ergebnis immerhin 
zweifelhaſte Aufgebot veranlaßt werden. Die Abtretung der 
Anſprüche aus den Wechſeln hat hier nur die Bedeutung, dem 
Erſatzpflichtigen die etwa fehlende Legitimation zur Betreibung 
des Aufgebots zu verſchaffen und dem Beſchädigten dieſe 
Legitimation, die er mißbrauchen könnte, zu nehmen. Die Ge⸗ 
fahr der Wiederherſtellung der Rechtslage, wie ſie vor dem 
Verluſte der Wechſel beſtand, hat der Verlierer, nicht der durch 
den Verluſt Geſchädigte zu tragen. W. c. S., U. v. 
29. Dez. 05, 480/05 VII. — Berlin. 

8. 58 254, 823 BGB. Verpflichtung des Hausbeſitzers 
zur Flurbeleuchtung in der Dämmerung, Verſchulden beim Be⸗ 
treten dunkler Räume.] 

Die Klägerin iſt am 4. Januar 1904 Nachmittags 
gegen 4¼ Uhr im Flur des der Beklagten gehörigen Hauſes 
Dunkerſtraße 20 zu Berlin, der noch nicht erleuchtet war, über 
eine dort befindliche einzelne Stufe gefallen und hat ſich da⸗ 
durch verletzt. Ihr Schädenanſpruch wurde dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Das RG. hob auf: Zwar iſt dem 
Berufungsgerichte in der Annahme, daß die Beklagte ein 
eigenes Verſchulden treffe, das fie nach S 823 BGB. für den 
Schaden der Klägerin haftbar mache, weil ſie es unterlaſſen 
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habe, die Stufe im Flur ihres Hauſes, über die die Klägerin 
gefallen iſt, für die Paſſanten unſchädlich zu machen, nicht ent⸗ 
gegenzutreten. Mag auch die Reviſion mit Grund darauf hin⸗ 
weiſen, daß die Schilderung der Gefährlichkeit der fraglichen 
Stufe in der Begründung des Berufungsurteils nicht frei von 
Übertreibungen iſt, daß nicht ſchon in der Anlage der Stufe 
und deren Beſtehenlaſſen eine unerlaubte Handlung gefunden 
werden kann und die Stufe nicht ſelbſt bei Tage als an ſich 
gefahrdrohend anzuſehen iſt, ſo iſt die Annahme doch durchaus 
unbedenklich, daß eine ſolche immerhin nicht gewöhnliche Ein⸗ 
richtung im Flur eines Hauſes den Hauseigentümer zu be⸗ 
ſonderen Maßnahmen verpflichtet, um die Sicherheit des Ver⸗ 
kehrs zu jeder Zeit, in der auf einen ſolchen zu rechnen iſt, zu 
gewährleiſten. Im gegebenen Falle hätte die Beklagte in 
ihren geſetzlichen Vertretern Veranlaſſung nehmen müſſen, eine 
Anordnung zu treffen, daß der mit einem ſolchen Verkehrs⸗ 
hindernis ausgeſtattete Hausflur nicht erſt mit dem Eintritt der 
Dunkelheit, ſondern ſchon bei Einbruch der Dämmerung mit 
einer Beleuchtung verſehen wurde, die die Gefahr des Stolperns 
über das Hindernis zu beſeitigen geeignet war. Denn es iſt 
klar, daß ſchon nach Eintritt der Dämmerung, die Boden⸗ 
unterſchiede nicht mehr deutlich hervortreten läßt, zwar nicht, 
wie das Berufungsurteil ſagt, „ein Straucheln und Fallen“ 
aber doch ein Anſtoßen mit dem Fuße an die Stufe, das zum 
Straucheln und Fallen führen kann, für Jemand, der von der 
Stufe nichts weiß, geradezu unvermeidlich iſt. Indem die Be⸗ 
klagte eine ſolche nach den Umſtänden gebotene Anweiſung für 
die Beleuchtung des fraglichen Hausflures zu geben unterließ, 
ſondern ſich mit der gewöhnlichen Hausbeleuchtung begnügte, 
wird ihr mit Recht ein Verſchulden zur Laſt gelegt, daß ſie 
für den Schaden der Klägerin verantwortlich macht. Dagegen 
kann dem Berufungsgericht inſoweit nicht beigetreten werden, 
als es jedes eigene Verſchulden der Klägerin, ſelbſt wenn dieſe 
mit Haſt den Hausflur durcheilt hätte, für ausgeſchloſſen er⸗ 
achtet. Es iſt nicht zuzugeben, daß ein Jeder, der einen Haus⸗ 
flur betritt, annehmen muß, daß dieſer frei von Hinderniſſen 
aller Art ſei, und daß ein Hausflur ſo beſchaffen ſein muß, 
daß er auch ein ſchnelles Durchſchreiten ohne jede Gefahr zu 
allen Zeiten zuläßt. Der erkennende Senat hat in mehrfachen 
Entſcheidungen angenommen und hält auch für den gegebenen 
Fall daran feſt, daß ein jeder, der in der Dunkelheit, der nach 
Lage des Falles auch die Dämmerung gleich zu ſetzen iſt, ein 
ihm unbekanntes Haus betritt, ſich langſam und mit Vorſicht 
vorwärts zu bewegen die Pflicht hat, deren Nichtbeachtung ihm 
zum Verſchulden anzurechnen iſt. (Vgl. IW. 03, Beil. 122; 
05 S. 45 Nr. 9; Gruchots Beitr. 47, 643; Recht 04 
Nr. 580. In einem Hausflur ſind allerlei Hinderniſſe für ein 
raſcheres Durchſchreiten: Wandvorſprünge, Türen, Stufen, 
ſelbſt vorübergehend aufgeſtellte Gegenſtände, immerhin als 
möglich zu erwarten. Würde die Klägerin in dem fremden 
Hauſe langſam Schritt für Schritt ihren Weg geſucht haben, 
ſo würde ihr Fuß an die Stufe angeſtoßen, der ſchwere Unfall 
aber vermieden worden ſein. Ein mitwirkendes Verſchulden 
der Klägerin bei der Verurſachung des Unfnlles nach 8 254 
BGB. erſcheint ſomit ſchon jetzt gegeben. Es ſind aber über 
ihr Verhalten ſpezielle Behauptungen aufgeſtellt, die für die 
Schwere ihres Verſchuldens und deſſen Abwägung gegenüber 
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dem Verſchulden der Beklagten von maßgebender Bedeutung 
ſind. Iſt ſie in der Tat „im eiligſten Tempo durch das 
fremde Haus geſtürzt“, ſo iſt ihr Verhalten anders zu beurteilen, 
als wenn ſie gewöhnlichen Schrittes, aber ohne beſondere Vor⸗ 
ſicht den Hausflur durchſchritten hat. N. c. R., U. v. 
21. Dez. 05, 308/05 VI. — Berlin. 

9. 5 278 BGB. Verwirkungsklauſeln in Verſicherungs⸗ 
verträgen ſind mit Vorbehalt der Exkulpation zu verſtehen; 
Nichtvertretbarkeit des Verſchuldens eines mit der Unfallanzeige 
beauftragten Dritten ſeitens des Verſicherten.] 

Der bei der Oberrheiniſchen Verſicherungsgeſellſchaft zu 
Mannheim gegen körperliche Unfälle verſichert geweſene Kläger, 
der während der Dauer dieſer Verſicherung am 28. Januar 1904 
durch einen Unfall eine erhebliche Körperverletzung erlitten hat, 
nimmt den Beklagten deswegen auf Schadenserſatz in Anſpruch, 
weil dieſer den von ihm übernommenen Auftrag, die nach den 
Verſicherungsbedingungen erforderliche Unfallsanzeige an die 
Verſicherungsgeſellſchaft abzuſchicken, ſchuldhafterweiſe nicht recht⸗ 
ſeitig ausgeführt und dadurch die Verwirkung des Anſpruches 
an die Geſellſchaft herbeigeführt habe; und zwar fordert er 
bom Beklagten dieſelben Tagegelder und Renten, die laut der 
Police die Geſellſchaft ihm zu zahlen gehabt haben würde. 
Wenn nun das Berufungsgericht annimmt, daß die Unterlaſſung 
der rechtzeitigen Unfallanzeige auf ein Verſchulden des Be⸗ 
klagten, welcher dieſelbe für den Kläger zu beſorgen vertrags⸗ 
mäßig übernommen hatte, zurückzuführen ſei, ſo iſt hiergegen 
keinerlei rechtliches Bedenken zu erheben, und ebenſo iſt mit 
Recht die Einwendung des Beklagten, daß ein eigenes Ver⸗ 
ſchulden des Klägers dabei mitgewirkt habe, für unbegründet 
erklärt worden. Es fragt ſich aber weiter, ob das Unterbleiben 
der rechtzeitigen Anzeige die Verwirkung des Verſicherungs⸗ 
anſpruches zur Folge gehabt hat: und in der Bejahung dieſer 
Frage kann dem Berufungsgerichte nicht beigetreten werden. 
Allerdings iſt in 8 20 der auf der Police gedruckten Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen an einen Verſtoß gegen die in $ 10 
daſelbſt dem Verſicherten auferlegten Anzeigepflicht die Ver: 
wirkung jedes Entſchädigungsanſpruches geknüpft; aber es iſt 
auch unter der Herrſchaft des BGB. daran feſtzuhalten, daß 
die Verwirkungsklauſeln in Verſicherungsverträgen im Zweifel 
mit Vorbehalt der Exkulpation des Verſicherten zu verſtehen 
find, wie nach dem Vorgange des ROH. das RG. in ſtändiger 
Rechtſprechung angenommen hat (vgl. RG. 10, 160; 19, 134; 
26, 64; 28, 392), und hier ſteht eben feſt, daß den Kläger 
persönlich an dem Unterbleiben der rechtzeitigen Anzeige kein 
Verſchulden trifft. Dieſe Punkte werden auch vom OLG. nicht 
anders aufgefaßt; aber dieſes hält hier den 8 278 BGB. für 
anwendbar, nach welchem der Schuldner das Verſchulden einer 
Perſon, deren er ſich zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit be⸗ 
dient, in gleichem Umfange zu vertreten hat, wie eigenes Ver⸗ 
ſchulden, und betrachtet deshalb den Entſchädigungsanſpruch des 
Klägers gegen die Verſicherungsgeſellſchaft als durch das Ver⸗ 
ſchulden des Beklagten, der fein Erfüllungsgehilfe geweſen ſei, 
verwirkt. Dies iſt jedoch deswegen unrichtig, weil es ſich bei 
der hier in Rede ſtehenden ſogenannten Anzeigepflicht in Wirk⸗ 
lichkeit gar nicht um eine eigentliche Verbindlichkeit des Klägers 
handelte, ſondern nur um die Erfüllung einer Bedingung ſeines 
Anfpruches gegen die Verſicherungsgeſellſchaft. In dieſer Be: 
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ziehung liegt dieſer Fall ganz ähnlich, wie der laut RG. 58, 
344 ff. vom VII. 3S. abgeurteilte Feuerverſicherungsfall. Da 
es ſich hier alſo nicht um die Erfüllung einer Schuldverbind⸗ 
lichkeit des Klägers gegen die Verſicherungsgeſellſchaft handelte, 
jo kann die Beſtimmung des $ 278 BGB. nicht eingreifen; 
denn es würde an einer geſetzlichen Grundlage fehlen, ſie auf 
eine bloße Bedingung eines Anſpruches etwa zur entſprechenden 
Anwendung zu bringen. Die angefochtene Entſcheidung iſt 
mithin unhaltbar. Es kann dahin geſtellt bleiben, ob der 
Kläger etwa einen ganz anders gearteten Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Beklagten hätte erheben können, nämlich dafür, daß 
ſein Anſpruch aus der Verſicherung durch Schuld des Beklagten 
immerhin zu einem nicht unzweifelhaften, nicht glatt durch⸗ 
zuſetzenden geworden ſei; denn in dieſer Richtung iſt eben die 
Klage nicht erhoben worden. Es mußte daher bei Aufhebung 
des vorigen Urteils nach 8 565 Abſ. 3 Nr. 1 ZPO. ſofort 
auf die Berufung des Beklagten die Abweiſung der Klage aus⸗ 
geſprochen werden. W. c. W., U. v. 4. Dez. 05, 98/05 VI. 
— Königsberg. 

10. SS 633—636 BGB. Über die Verpflichtung des 
Bauunternehmers zur Verhütung von Schäden während der 
Bauzeit.] 

Kläger beauftragte den Beklagten, einen in ſeinem Hauſe 
belegenen Laden dadurch zu erweitern, daß er einen Teil des 
neben dem Laden liegenden Zimmers zu Ladenzwecken umbaue. 
Der Kläger brach beim Betreten der wieder ausgeſchalten und 
von den Leuten des Beklagten mit Arbeitsmaterial und Geräten 
bereits begangenen Kappe durch und ſtürzte in den Keller, wo⸗ 
bei er mehrere körperliche Verletzungen erlitt. Seinen Schäden⸗ 
anſpruch erklärte das LG. für gerechtfertigt. Die Berufung 
wurde zurückgewieſen. Das RG. hob auf: Es iſt mit dem 
Berufungsrichter zunächſt davon auszugehen, daß dem Beſteller 
neben den beſonderen, in den SS 633 - 636 BGB. beſtimmten 
Rechten unter Umſtänden noch ein Schadenserſatzanſpruch wegen 
vertragswidrigen Verhaltens des Unternehmers zufolge all⸗ 
gemeiner Grundſätze erwachſen kann, und es kommt in Betracht, 
daß im allgemeinen derjenige, der ſeine Vertragspflichten ſchuld⸗ 
haft verletzt, dem anderen Teile für den dadurch verurſachten 
Schaden haftet. Es fragt ſich aber, ob die Verpflichtung zur 
vertragsmäßigen Herſtellung des auszuführenden Werkes ſchon 
während der Ausführung hervortreten und demgemäß die 
Haftung für einen durch mangelhafte Ausführung in dieſem 
Stadium verurſachten Unfall aus dem Vertrage hergeleitet 
werden kann. Durch die Vorſchriften des BGB. über den 
Werkvertrag, wird dies jedenfalls nicht ausnahmslos aus⸗ 
geſchloſſen. Insbeſondere können die Umſtände, unter denen die 
Ausführung des Werkes erfolgt, ſo beſchaffen ſein, daß die 
Verpflichtung des Unternehmers, das Werk frei von Mängeln 
($ 633 BGB.) herzuſtellen, ſchon bei der Ausführung hervor⸗ 
tritt. Die Auffaſſung des Berufungsrichters, daß der Unter⸗ 
nehmer aus dem Vertrage auch für einen während der Bau⸗ 
ausführung zufolge vorhandener Mängel zugefügten Schaden 
hafte, wenn dieſer dem Beſteller bei einem Verhalten wider⸗ 
fahre, das nach den obwaltenden Verhältniſſen ſich als ſach⸗ 
gemäß darſtelle und deshalb von dem Unternehmer in Betracht 
zu ziehen geweſen ſei, läßt ſich nicht beanſtanden. Indeſſen er⸗ 
mangelt die Annahme des Berufungsrichters, daß die Sachlage 
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bei Eintritt des Unfalls fo geſtaltet geweſen ſei, der ausreichenden 
Begründung. Da es darauf ankommt, ob der Beklagte mit 
dem Betreten der Bauſtelle ſeitens des Klägers zu rechnen 
hatte, ſo mußten berechtigte Gründe vorliegen, welche das Be⸗ 
treten erforderlich machten und dem Beklagten erkennbar waren. 
Der Wunſch allein, ſich über die Art der Bauausführung ein 
Bild zu verſchaffen, kann hiernach als eine genügende Veran⸗ 
laſſung, die in Rede ſtehende Decke zu betreten, nicht angeſehen 
werden. Was die vom Kläger behauptete Veranlaſſung an⸗ 
betrifft, ſo iſt eine Feſtſtellung über die Richtigkeit der Angabe 
des Klägers, der Unfall habe ſich ereignet, als er mit dem 
Zimmerpolier in das Zimmer gegangen ſei, um mit dieſem die 
darin vorzunehmenden Zimmerarbeiten zu beſprechen, nicht ge⸗ 
troffen. Auch erhellt nicht, ob das Betreten der Decke zu dem 
angegebenen Zwecke in der Tat erforderlich war oder ob nicht 
ein anderer Zutritt zu dem Zimmer offen ſtand. Es fehlt ſo⸗ 
mit die nähere Feſtſtellung, ob für den Kläger eine vom Be⸗ 
klagten in Betracht zu ziehende genügende Veranlaſſung zum 
Betreten der Decke vorlag. B. c. V., U. v. 8. Dez. 05, 
123/05 VII. — Naumburg. 

11. 588 741, 744, 745, 749 BGB. Iſt die gerichtliche 
Ernennung eines Verwalters zuläſſig, wenn die Geſellſchafter 
über die Verwaltung eines gemeinſchaftlichen Hausgrundſtücks 
ſich nicht einigen können ! 

Der Kläger und der Beklagte ſind eingetragene Mit⸗ 
eigentümer eines Hauſes, ſie ſind verfeindet aus Gründen, die 
ſie abweichend von einander darſtellen und zwiſchen ihnen 
ſchweben mehrere Prozeſſe wegen der Gewinnberechnung des 
letzten Geſellſchaftsjahres, wegen Rechnungslegung über die 
Koſten eines Neubaues, und über die bisherige Verwaltung des 
Grundſtücks. Dieſe Verwaltung hat der Kläger dem Be⸗ 
klagten ſeit einigen Jahren allein überlaſſen, ſich um dieſelbe 
nicht bekümmert; jetzt verlangt er eine dem Intereſſe beider 
Teilhaber nach billigem Ermeſſen entſprechende Verwaltung und 
beantragt, die Verwaltung einer geeigneten unparteiiſchen, vom 
Gericht zu beſtimmenden Perſon zu übertragen, und er hat als ſolche 
Perſon einen der beim AG. 1 Berlin angeſtellten Häuſer⸗ 
Adminiſtratoren vorgeſchlagen, gleichzeitig hat er beantragt, den 
Beklagten zu verurteilen, ſeine Zuſtimmung zu dieſer Maßregel zu 
erteilen. Die Klage iſt abgewieſen, Berufung und Revifion 
blieben ohne Erfolg: Der Berufungsrichter weiſt die Klage ab, 
weil ſie nicht bezwecke, eine Anderung in der bisherigen, durch 
gütliche Vereinbarung nicht anders zu ordnenden Verwaltung 
und Benutzung des gemeinſchaftlichen Grundſtücks herbeizuführen, 
ſondern den Teilhabern die eigene gemeinſchaftliche Verwaltung 
durch Übertragung auf einen Dritten gänzlich entziehen wolle. 
Dafür biete der 8 745 Abſ. 2 BGB. keine geſetzliche Grund⸗ 
lage, da er nur auf eine Regelung der Verwaltung unter 
den Teilhabern abziele. Wollte ein Teilhaber die Gemein⸗ 
ſchaft mit dem oder den anderen Teilhabern nicht fortſetzen, ſo 
bleibe ihm nur der Weg der Klage auf Aufhebung der Ge⸗ 
meinſchaft, gemäß 88 741, 749 a. a. O., die der Kläger 
ſelbſt nicht wolle. Dieſe Begründung iſt nicht zutreffend. Nach 
8 744 Abſ. 1 BGB. ſteht die Verwaltung in der Gemeinſchaft 
den Teilhabern gemeinſchaftlich zu, wie im gemeinen und im 
Preußiſchen Recht, auf den die 88 741 ff. BGB. beruhen. 
ALR. Tl. I Tit. 17, 88 36, 37 ff., 42, 23, 24. Nach 
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5 745 BGB. kann die Majorität der Teilhaber die Verwaltung 
und Benutzung regeln. Wo, wie hier, nur zwei Teilhaber 
vorhanden, ein Mehrheitsbeſchluß deshalb ausgeſchloſſen iſt, iſt 
Verwaltung und Beſchluß durch Vereinbarung zu ordnen. Iſt 
eine ſolche Vereinbarung nicht zu erlangen, jo kann jeder Teil- 
haber eine dem Intereſſe aller Teilhaber nach billigem Er⸗ 
meſſen entſprechende Verwaltung und Benutzung verlangen, d. h. 
er kann wie nach ALR. Tl. 1 Tit. 17 88 37 ff., 42, 23, 24, 
darauf klagen und die Entſcheidung des Richters herbeiführen. 
Die Kommiſſionsprotokolle heben hervor, daß der Abſ. 2 
8 745 gerade ſolche Fälle im Auge habe, in denen eine Auf⸗ 
hebung der Gemeinſchaft nicht im Intereſſe der Teilhaber liege, 
und die Entſcheidung des Richters herbeizuführen ſei, falls 
Streit über die Art der Verwaltung und Benutzung beſtehe. 
Auf die Aufhebung der Gemeinſchaft durfte der Berufungs⸗ 
richter den Kläger deshalb nicht verweiſen. Darauf verweiſt 
der Beklagte ſelbſt den Kläger nicht. Beide Parteien wollen 
dieſe Aufhebung nicht. Nachdem der Beklagte bisher mehrere 
Jahre die Verwaltung allein geführt hat, erklärt er, daß er 
die alleinige Verwaltung nicht in Anſpruch nehme. Er erklärt 
ſich ſogar bereit, ſie dem Kläger allein überlaſſen zu wollen, 
auch nichts dagegen zu haben, daß der Kläger ſie einer ge⸗ 
eigneten dritten Perſon übertrage, falls er ſich dazu außer 
ſtande fühle. Er verwahrt ſich nur dagegen, an den Koſten 
der Übertragung an einen Dritten teilzunehmen. Bei dieſer 
Sachlage trifft zwar der Entſcheidungsgrund des Berufungs⸗ 
richters für die Abweiſung der Klage nicht zu, im Ergebnis iſt 
ihm aber darin beizuſtimmen, daß ein Anlaß zu der Klage im 
Sinne des §S 745 Abſ. 2 a. a. O. nicht gegeben iſt. Das ge 
meinſchaftliche Grundſtück iſt ein Mietshaus, das teils, und wie 
es ſcheint, zum größten Teil an Dritte vermietet wird, teils 
von den beiden Teilhabern ſelbſt mietsweiſe benutzt wird. 
Aber dieſe Art der Benutzung ſind die Parteien nicht un⸗ 
einig geworden; in dieſer Beziehung iſt nichts vorgebracht. Es 
erhellt nicht einmal darüber etwas, daß die Parteien etwa 
darüber uneinig ſind, zu welchen Preiſen die Räume des 
Grundſtücks zu vermieten oder von den Parteien ſelbſt zu be⸗ 
nutzen. Der gemeinſchaftlichen Verwaltung durch Vermieten 
ſteht danach und nach dem eigenen Vortrage des Klägers nichts 
entgegen, als daß der Kläger bei ſeinem perſönlichen Ver⸗ 
hältnis zu dem Beklagten nicht gemeinſchaftlich mit ihm ver⸗ 
walten, vermieten mag, ihm aber auch die Vermietung nicht 
allein überlaſſen mag, andererſeits aber auch wegen ſeines hohen 
Alters und ſeiner Kränklichkeit die Vermietung nicht allein 
übernehmen mag, die ihm der Beklagte überlaſſen will. Nach 
den Erklärungen des Beklagten ſteht nichts entgegen, daß der 
Kläger ſich bei der gemeinſchaftlichen Verwaltung durch eine 
andere Perſon vertreten läßt, die er zu beſtimmen hat, wenn 
er der perſönlichen Zuſammenarbeit mit dem Beklagten aus dem 
Wege gehen will, nicht einmal dem, daß er bei der ihm allein 
überlaſſenen Verwaltung ſich durch einen anderen vertreten 
läßt. Danach liegt aber auch kein Anlaß vor, eine Ver⸗ 
waltung durch einen Dritten auf gemeinſchaftliche Koſten 
anzuordnen; traut der Kläger ſich nicht, die alleinige Ver⸗ 
waltung ſelbſt zu übernehmen, obwohl der Beklagte ſie ihm 
überlaſſen will, ſo hat er auch die Koſten ſeiner Vertretung zu 
übernehmen. Das iſt der einzige Punkt, über den die Parteien 
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freiten, und der Beklagte verwahrt ſich mit Recht gegen eine 
ſolche Abernahme von Koſten, wie fie der Kläger verlangt, 
wenn er Beſtellung eines Adminiſtrators verlangt, der für beide 
Parteien und deshalb auf Koſten beider Parteien zu verwalten 
haben würde. S. c. F., U. v. 20. Dez. 05, 293/05 I. — 
Berlin. 

12. 88 823, 831 BGB. Verpflichtungen des Maurer⸗ 
meiſters zur Überwachung ſeiner Angeſtellten bei Bauten und 
bei deren Auswahl.] 

M. ließ in den Jahren 1900/1901 durch den beklagten 
Maurermeifter L. ein Wohngebäude errichten. Eine im zweiten 
Stockwerk dieſes Hauſes befindliche, aus Küche, Stube und 
Schlaflammer beſtehende Wohnung, die zuerſt vom Juli bis 
November 1901 H. bewohnt hatte, mietete darauf K. und 
bezog ſie mit ſeiner Frau und drei Kindern. In der Nacht 
vom 6. zum 7. Dezember ſind zwei von den Kindern ge⸗ 
ſtorben, K. und ſeine Frau und das dritte Kind ſchwer er⸗ 
krankt, K. iſt auch einige Tage nachher verſtorben. Seine 
Eiben erheben Erſatzanſprüche gegen den Beklagten wegen der 
ihnen durch den Tod ihres Ernährers erwachſenen Vermögens⸗ 
nachteile, indem fie behaupten, dieſer Tod ſei herbeigeführt durch 


koblenorydgaſe, die dem in dem Wohnzimmer befindlichen 


Ofen, der fehlerhaft geſetzt geweſen, entſtrömt ſeien, und den 
Bellagten für die Fehlerhaftigkeit des Ofens verantwortlich 
machen. Das OLG. wies die Klage ab, das RG. hob auf: 
Der Geſchäftsherr muß bei der Auswahl der Perſonen, die er 
zu einer Verrichtung beſtellt, prüfen, einmal, ob dieſe die hierzu 
erforderlichen körperlichen und geiſtigen Fähigkeiten haben, und 
ſodann, ob es Leute find, von denen er mit Grund erwarten 
darf, daß fie die ihnen zu übertragenden Arbeiten mit der er⸗ 
forderlichen Sorgfalt ausführen werden; der Geſchäftsherr muß 
dementſprechend dartun, daß er die von ihm ausgewählten 
Personen als zu der von ihnen zu leiſtenden Verrichtung be⸗ 
fähigt und als zuverläſſig habe anſehen dürfen. Im vor⸗ 
liegenden Falle hat nach den Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
urteils der Beklagte die Anordnung, daß S. die Ofen in dem 
Haufe ſetzen folle, lediglich auf Grund einer Auskunft getroffen, 
die ihm von G. und S. gegeben worden war. Der letztere 
hatte nach der von der Vorinſtanz für maßgebend erachteten 
Ausſage des Zeugen A. dem Beklagten geſagt, er hätte ſchon 
mehrere Ofen geſetzt. Dieſe Mitteilung war ſchon ihrem In⸗ 
halte nach nicht geeignet, für den Beklagten die Annahme zu 
begründen, daß S. ein durch längere Übung und Erfahrung 
im Setzen von Ofen bewanderter Maurer ſei, dem das Setzen 
der Ofen ſelbſtändig überlaſſen werden könne, die von S. ge⸗ 
brauchten Worte legten vielmehr die — der wirklichen Sach⸗ 
lage entſprechende — Annahme nahe, daß S. ſich nur in 
einigen Fällen mit dem Setzen von Ofen verſucht habe. Hier⸗ 
bon abgeſehen kann aber auch grundſätzlich nicht anerkannt 
werden, daß ein Bauunternehmer eine Arbeit, durch deren 
falſce Ausführung eine große Gefahr für Leben und Geſund⸗ 
heit von Menſchen erwächſt, einem Maurer auf deſſen bloße 
Behauptung hin, daß er die Arbeit verſtehe, ſelbſtändig über⸗ 
luſen dürfe. Hierzu durfte ſich der Beklagte auch durch die 
Mitteilung des G. nicht beſtimmen laſſen, wonach dieſer auf 
die Frage, ob ſich in ſeiner Kolonne jemand befinde, der Ofen 
ſeßen könne, dem Bellagten erwidert hatte, der Maurer S. 
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könne es. Dieſe Antwort ließ nicht erkennen, worauf ſich das 
Urteil des G. ſtütze, der Beklagte konnte daraus nicht ent⸗ 
nehmen, daß G. ſich durch eigene Wahrnehmungen von der 
Befähigung des S., Ofen zu ſetzen und insbeſondere auch 
davon überzeugt habe, daß S. ein zuverläſſiger Mann ſei, auf 
deſſen Sorgfalt bei der Ausführung ihm übertragener Arbeit 
man ſich verlaſſen könne. Der Beklagte hätte hiernach, wenn 
er das Setzen der Ofen allein dem S. übertragen hätte, 
keineswegs die im Verkehr gebotene Sorgfalt betätigt. Ent⸗ 
ſcheidend iſt deshalb für die Beurteilung des ihm nach $ 831 
BGB. obliegenden Entlaſtungsbeweiſes ſein weiteres Vor⸗ 
bringen, daß er andere hierzu geeignete Perſonen mit der Über⸗ 
wachung der Arbeiten des S. betraut habe. Es würde jedoch, 
auch wenn dieſer Beweis noch erbracht würde, trotzdem ein 
ſchuldhaftes Verhalten des Beklagten angenommen werden 
müſſen. Gewiß werden beim Setzen eiſerner Ofen bei der Ein⸗ 
fachheit der Arbeit Fehler, durch die der Abzug der Feuerungs⸗ 
gaſe in den Schornſtein gehindert würde, verhältnismäßig ſelten 
ſein, aber möglich ſind ſie ſehr wohl, und die Gefahr, die 
durch ſie bereitet wird, iſt nicht minder groß als bei andern 
Heizungsanlagen; gegenüber den Gütern, um deren Schutz es 
ſich handelt, würden ſelbſt erhebliche Beſchwerungen, die mit 
einer Prüfung jeder einzelnen Feuerungsanlage verbunden 
wären, keine Beachtung finden können, eine ſolche Prüfung er⸗ 
fordert aber auch, ſelbſt bei einem großen Gebäude, einen ſo 
geringfügigen Aufwand an Material, Zeit und Mühe, daß 
davon, ſie ſei mit den Bedürfniſſen des praktiſchen Lebens un⸗ 
vereinbar, in keiner Weiſe die Rede ſein kann; ein etwa be⸗ 
ſtehender abweichender Gebrauch würde als ein Mißbrauch 
keinerlei Beachtung verdienen. Im vorliegenden Falle hatte 
der Beklagte das Setzen der von dem Bauherrn gelieferten 
Ofen übernommen, ihm lag es alſo ob, für eine ordnungs⸗ 
mäßige Prüfung aller Ofen zu ſorgen. Allerdings hat der 
Sachverſtändige ausgeſprochen: Soviel ihm bekannt ſei, wäre 
es in Halle allgemein üblich, daß die Entzündung von Probe⸗ 
feuer auch ohne beſonderen Auftrag von demjenigen Arbeiter 
ausgeführt würde, welcher den Ofen geſetzt habe. Aus dieſem 
Grunde nimmt der Sachverſtändige an, es ſei nicht Pflicht des 
Maurermeiſters, in jedem einzelnen Falle beſonderen Auftrag 
zur Entzündung eines Probefeuers zu geben, er genüge ſeiner 
Pflicht, wenn er einen erprobten Polier damit beauftrage, die 
Ofen ſetzen zu laſſen. Dem iſt jedoch nicht beizuſtimmen. Bei 
den ſchweren Gefahren, die durch einen mangelhaft geſetzten 
Ofen entſtehen können, darf die Unterſuchung der Ofen nicht 
einem Maurerpolier in der Weiſe überlaſſen werden, daß ſich 
der Bauleiter darum überhaupt nicht kümmert, ſondern ohne 
weiteres davon ausgeht, daß der Polier ſchon das inſoweit er⸗ 
forderliche beſorgen werde. Mag auch nicht zu verlangen ſein, 
daß der Maurermeiſter, der eine Mehrzahl von Bauten zu 
gleicher Zeit unternommen hat, die Prüfung der einzelnen Ofen 
perſönlich vornimmt oder beaufſichtigt, oder hiermit einen Bau⸗ 
techniker beauftragt, ſo muß doch mindeſtens ſoviel erfordert 
werden, daß er, bevor die Mbergabe des Hauſes zum Gebrauch 
erfolgt, durch Befragung der von ihm mit dem Setzen der 
Ofen oder der Überwachung dieſer Arbeit betrauten Arbeiter 
und Poliere Erkundigung darüber einzieht, ob eine auf alle 
einzelne Ofen erſtreckte Feuerungsprobe ſtattgefunden hat, und, 
15 
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fofern das Ergebnis dieſer Nachforſchung zu irgend welchem 
Zweifel Anlaß gibt, dafür ſorgt, daß die Prüfung noch ſorg⸗ 
fältig und erſchöpfend vorgenommen wird. Wenn, wie es nach 
den Auslaſſungen des Sachverſtändigen ſcheint, ein ſolches Ver⸗ 
fahren in Halle und auch wohl anderwärts nicht üblich ſein 
ſollte, ſo würde es ſich auch inſoweit um eine mißbräuchliche 
Außerachtlaſſung der durch die Rückſicht auf das Leben und die 
Geſundheit anderer Menſchen gebotenen Vorſicht handeln, die 
den Beklagten nicht deshalb, weil ſie allgemein eingeriſſen iſt, 
von der Verantwortlichkeit befreien könnte. Auch hier kann 
nicht die Rede davon ſein, daß Anforderungen der vorſtehend 
bezeichneten Art über das, was im Verkehr dauernd geleiftet 
werden kann, hinausgingen. K. c. L., U. v. 18. Dez. 05, 
119/05 VI. — Naumburg. 

13. 88 1922, 1960, 1968, 1985, 1993, 2311, 2313 
BGB. verb. mit § 224 Nr. 4 KO. Sind gegenüber der 
Klage des Vermächtnisnehmers Nachlaßſchulden, insbeſondere 
Verwaltungskoſten bei Feſtſtellung der Höhe des Pflichtteils zu 
berückſichtigen? Berückſichtigung zweifelhafter Paſſiven ?] 

Klägerin verlangt von den Nachlaßverwalter Zahlung eines 
Vermächtniſſes und einer Lohnforderung. Beklagter behauptete: 
die verfügbaren Beſtände des Nachlaſſes reichten nicht aus, 
um jetzt ſchon ſowohl die Schulden des Erblaſſers, als auch 
den Pflichtteilsanſpruch des Kindes und die Vermächtnis⸗ 
forderung der Klägerin zu befriedigen; die Klägerin müſſe des⸗ 
halb entweder mit Geltendmachung des Vermächtniſſes warten, 
bis der Außenſtand bei A. fällig geworden ſei, oder ſie müſſe 
ſich, wenn ſie jetzt ſchon das Vermächtnis fordern dürfe, eine 
erhebliche Kürzung gefallen laſſen. Er bemängelt auch die Feſt⸗ 
ſtellung des Pflichtteils durch den Berufungsrichter, insbeſondere 
daß unter den Paſſiven des Nachlaſſes gewiſſe Schuldpoſten 
mit berückſichtigt worden ſeien. Das RG. hob das Urteil 
des OLG. zum Teil auf: die Reviſion des Beklagten iſt nicht 
begründet, ſoweit es ſich um die ſchätzungsweiſe mit 2000 Mark 
eingeſtellten Koſten der Nachlaßverwaltung handelt. Zwar ſchreibt 
82311 BGB. vor, daß bei Berechnung des Pflichtteils der Beſtand 
und der Wert des Nachlaſſes zur Zeit des Erbfalls zugrunde zu 
legen iſt. Allein es würde auf eine ungerechtfertigte, vom Geſetz⸗ 
geber nicht gewollte Begünſtigung des Pflichtteilsberechtigten 
hinauslaufen, wenn dabei nur ſolche Nachlaßverbindlichkeiten in 
Betracht kommen dürften, die im Augenblicke des Todes des 
Erblaſſers ($ 1922) ſchon feſtſtanden. Es muß vielmehr ges 
nügen, wenn zu dieſem Zeitpunkte nur der Rechtsgrund vor⸗ 
handen war, auf dem die betreffenden Verbindlichkeiten beruhen. 
Schon die Tatſache des Todes und die Eröffnung der Erbfolge 
bringt die Notwendigkeit oder doch die Möglichkeit gewiſſer 
Koſtenaufwendungen zu Laſten des Nachlaſſes mit ſich. Es 
beſteht auch in der Literatur Mbereinftimmung, daß derartige 
Aufwendungen, wie z. B. die Beerdigungskoſten ($ 1968 
BGB., die Koſten der Sicherung des Nachlaſſes ($ 1960), der 
Inventarerrichtung (SS 1993, 2314 Abſ. auch bei Be⸗ 
rechnung des Pflichtteils gemäß 8 2311 in Abzug zu kommen 
haben. Dasſelbe muß von den Koſten der Nachlaßverwaltung 
gelten, die gemäß 8 1981 immer beantragt und nach $ 1982 
nur wegen Mangels an Maſſe abgelehnt werden darf. Es 
kommt hinzu, daß gerade die Nachlaßverwaltung auch den be⸗ 
ſonderen Intereſſen des Pflichtteilsberechtigten zu dienen be⸗ 
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ſtimmt iſt (8 1985) und daß im Falle des Nachlaßkonkurſes 
die Koſten der Nachlaßpflegſchaft, ſomit auch der Nachlaß⸗ 
verwaltung ausdrücklich als Maſſeſchulden anerkannt ſind 
(KO. 8 224 Nr. 4). Das RG. vermag deshalb die in der 
Literatur nur vereinzelt aufgetauchten Bedenken gegen die Ab⸗ 
zugsfähigkeit der Nachlaßverwaltungskoſten nicht zu teilen. Da⸗ 
gegen hat der Berufungsrichter gegen $ 2313 BGB. ver⸗ 
ſtoßen, wenn er unter den Nachlaßſchulden auch 5 000 Mark 
Pauſchale für 4¼ Prozent Zinſen und Koſten einer gegen den 
Nachlaß eingeklagten Bürgſchaftsforderung von 14 000 Mark 
und die von der Klägerin in dieſem Prozeſſe mit eingeklagte 
Lohnforderung von 500 Mark in Abzug bringt. Dieſe Schuld⸗ 
poſten kennzeichnen ſich vielmehr ohne weiteres als zweifelhafte 


Verbindlichkeiten im Sinne von § 2313 Abſ. 2 und hatten 


daher nach Vorſchrift von Abſ. 1 derſelben Geſetzesſtelle, vor⸗ 
behaltlich ſpäterer Ausgleichung im Verhältnis zu dem Pflicht: 
teilsberechtigten, jetzt außer Anſatz zu bleiben. As. Nachl. 
c. P., U. v. 21. Dez. 05, 314/05 IV. — Darmſtadt. 
Zivilprozeßordnung. 
14. 5 139 ZPO. Nichtausübung des Fragerechts wann 
Reviſionsgrund ? 


Der § 139 ZPO. hat keineswegs die Bedeutung, daß 


dadurch die Parteien von ihrer Pflicht, ihre Behauptungen zu 


ſubſtantiieren und unter Beweis zu ſtellen, entlaſtet werden 
ſollen, ſondern es ſoll nur im Intereſſe einer gerechten und 
ſachgemäßen Entſcheidung Vorſorge getroffen ſein, daß nicht ein 
bloßes Verſehen oder Überfehen den Parteien zum Verderben 
gereiche, und die Nichtausübung des Fragerechts kann daher, 
wie auch bereits der II. ZS. des RG. in der Entſcheidung vom 
21. Mai 1901 (JW. 483°) als der ſtändigen Praxis des NO. 
entſprechend bezeichnet hat, einen Reviſionsgrund nur dann 
abgeben, wenn die Verhandlungen Anhaltspunkte ergeben 
haben, daß die Partei Beweismittel und etwaige noch nötige 
nähere Ausführungen beibringen kann und will, das Nicht: 
vorbringen daher offenbar auf einem Verſehen beruht. Das iſt 
aber nach der vorliegenden konkreten Sachlage anzunehmen. 
Denn im vorliegenden Falle waren bereits in I. Inſtanz Be⸗ 
weiſe angeboten, und da die Behauptungen ſelbſt in II. Inſtanz 
wieder vorgebracht find, und gar kein Grund erfindlich ill, 
weshalb dieſe abſichtlich beweislos gelaſſen ſein ſollten, ſo ſcheint 
hier ein bloßes Verſehen vorzuliegen, und war deshalb die 
Sache zur weiteren Verhandlung in die Inſtanz zurückzu⸗ 
verweiſen. N. c. N., U. v. 5. Jan. 06, 410/05 III. — 
Frankfurt a. M. ö 

15. 588 139, 313 Ziff. 3 ZPO. Begründung der Ab⸗ 
lehnung von Beweisanträgen.] 

Die Klägerin macht Schädenanſprüche gegen die beklagte 
Kleinbahngeſellſchaft geltend; das OLG. erklärte den Anſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt. Das RG. hob auf: 
Hinſichtlich der Beweisanträge iſt im Tatbeſtande des Berufungs⸗ 
urteils lediglich erwähnt, die Beklagte habe auch ihre früheren 
Beweisanträge wiederholt, in den Entſcheidungsgründen aber 
ausgeführt, die von der Beklagten erhobenen Zeugenbeweiſe, 
daß die Klägerin ſchon vor dem Unfall krank geweſen und ins⸗ 
beſondere ihr jetziges Leiden bereits gehabt habe, ſeien unerheblich, 
weil der frühere Geſundheitszuſtand der Klägerin von den be: 
nannten Zeugen nicht habe beurteilt werden können, und die 
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gehörten Sachverſtändigen die Krankheitsgeſchichte der Klägerin 
gekannt und bei ihren Gutachten berückſichtigt hätten. Dem 
Erforderniſſe eines ordnungsmäßigen Tatbeſtandes wäre es 
gemäß § 313 Ziff. 3 ZPO. entſprechend geweſen, die von 
der Beklagten geſtellten Anträge mindeſtens nach den Schrift⸗ 
ſätzen zu bezeichnen, in denen fie geſtellt find. Sollte die 
Beklagte nur in ganz allgemeiner Weiſe ihr früheres Beweis⸗ 
anerbieten wiederholt haben, ſo wäre behufs Prüfung der 
Beweisanträge eine genaue Präziſierung derſelben gemäß 
8 139 ZPO. zu veranlaſſen geweſen. A. c. K., U. v. 
A. Dez. 05, 124/05 VI. — Cöln. 

16. § 304 IPOD. in Verb. mit $ 139. Auch Einreden, 
die einen Teil des Klageanſpruchs beſeitigen, gehören zum 
Grund des Anſpruchs; Fragepflicht nach Angabe von Beweis⸗ 
mitteln.] 

Die Aufhebung des Berufungsurteils war geboten, weil 
die Vorausſetzungen, unter denen gemäß $ 304 Abſ. 1 ZPO. 
eine Vorabentſcheidung über den Grund des Anſpruchs zuläſſig 
it, hier nicht gegeben find. Vorausſetzung iſt, daß lediglich 
der Betrag ſtreitig bleibt; zur Entſcheidung über den Grund 
des Anſpruchs gehört auch die Frage, ob der Anſpruch durch 
tine Einrede beſeitigt iſt (Reichsgerichtsurteile vom 1. Mai 
1895, JW. 95 S. 294 Nr. 10 und vom 15. Juni 1895 da⸗ 
el S. 379 Nr. 4). Im vorliegenden Falle haben aber die 
Beklagten ſchon in der I. Inſtanz inhalts des Tatbeſtandes des 
landgerichtlichen Urteils die Behauptung aufgeſtellt, fie hätten, 
ohne dazu verpflichtet zu ſein, der Klägerin nach und nach 
50000 Mark, alſo mehr als die angeblich verſprochenen 
40000 Mark, von denen 30000 Mark eingeklagt find, als 
Mitgift gegeben. Zwar haben die Beklagten hierfür Beweis: 
mittel nicht angegeben, vielmehr nur eine Anzahl von Leiſtungen 
an die Klägerin und von Gegenforderungen gegen deren Ehe⸗ 
mann, welche letzteren freilich gegenüber dem ſelbſtändigen An⸗ 
ſpruche der Klägerin nicht in Betracht kommen können, unter 
Beweis geſtellt, deren Geſamtbetrag den Betrag der angeblich 
beriprochenen Mitgift nicht voll erreicht. Das ergab jedoch für 
den Berufungsrichter nur die Notwendigkeit, in Gemäßheit der 
Vorſchrift des 8 139 ZPO. darauf hinzuwirken, daß die Be⸗ 
weismittel für die Zahlung von 50000 Mark durch die Be⸗ 
lagten bezeichnet wurden. Dieſer Pflicht hat der Berufungs⸗ 
richter nicht genügt. Es beſteht hiernach die Möglichkeit, daß 
der ganze Klageanſpruch durch die Erfüllungseinrede geſchlagen 
wird. Aber auch abgeſehen hiervon durfte der Berufungsrichter 
den Grund des Anſpruchs nicht feſtſtellen, ohne über die unter 
Beweis geſtellten Behauptungen entſchieden zu haben, daß. Teil⸗ 
zahlungen erfolgt ſind. Dieſe Behauptungen, welche im Falle 
ihrer Richtigkeit den Klageanſpruch wenigſtens teilweise be⸗ 
ſetigen, betreffen nicht den bloßen Betrag der Forderung, find 
bielmehr, ebenſo wie der Einwand, vollſtändiger Tilgung, 
gegen den Grund der Klageforderung gerichtet, da ſie dartun 
ſollen, daß zur Zeit der Anſtellung des Rechtsſtreits ein An⸗ 
ſpruch der Klägerin auf die eingeklagte Mitgift, wenigſtens zu 
einem Teile desſelben, überhaupt nicht zu Recht beſtand. Zu 
dem Gegenſtande des Streits über den Grund des Anſpruchs 
it auch die Frage zu rechnen, ob eine Wiederaufhebung des 
Anſpruchs ſtattgefunden hat (Urteil des RG. vom 1. Februar 
1884 und 8. Januar 1891; Seufferts Arch. Bd. 39 Nr. 254 
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und Bd. 46 Nr. 227; Reichsgerichtsurteil vom 9. Juli 1888, 
IW. 88 S. 343 Nr. 7; Gaupp⸗Stein, Zivilprozeßordnung, 
5. Aufl. Anm. I Abſ. 2 zu $ 304 Bd. 1 S. 678). H. c. K., 
U. v. 2. Jan. 06, 481/05 VII. — Berlin. 

17. 88 461 Abſ. 1, 463 ZPO. Bedeutung der Leiſtung 
eines Eides, über deſſen Norm und Erheblichkeit die Parteien 
einverſtanden ſind, für die Frage der Wirkung dieſer Eides⸗ 
leiſtung.] 

Kläger kaufte ein Konditoreigrundſtück vom Beklagten und 
focht dieſes Geſchäft wegen Täuſchung über die jährlichen Ein⸗ 
nahmen an. Die Klage wurde abgewieſen, die Reviſion blieb 
erfolglos: Der vom Berufungsrichter über den ſtreitigen 
Geſchäftsumſatz gehörte Sachverſtändige hatte die Behauptung 
des Beklagten, wonach der jährliche Umſatz in der Tat 
40 000 Mark betragen habe, unter der Vorausſetzung als 
richtig beſtätigt, daß die weitere Angabe des Beklagten, er 
habe im Jahre 1900 für mindeſtens 28 500 Mark Waren 
und Rohmaterialien bezogen, zutreffend ſei. Demzufolge hatte 
Kläger über dieſen Punkt dem Beklagten den Eid zugeſchoben, 
den letzterer auf Grund des Einverſtändniſſes der Parteien 
über Norm und Erheblichkeit des Eides in Überzeugungsform 
geleiſtet hat. Nach der Eidesleiſtung hat Kläger die Beweis⸗ 
kraft der durch den Eid feſtgeſtellten Tatſache beſtritten, weil 
Beklagter einen Teil der bezogenen Waren und Rohmaterialien 
nicht in dem Bezugsjahre, ſondern erſt in der erſten Hälfte des 
nächſtfolgenden Jahres verbraucht habe. Dieſes nachträgliche 
Beſtreiten hat der Berufungsrichter für unzuläſſig erklärt, 
indem er ausführt, es ſei unvereinbar mit der Natur des zu⸗ 
geſchobenen Eides, wenn eine Partei diejenigen Streitfragen, 
die durch die Eidesleiſtung erledigt werden ſollten, nach 
geſchehener Eidesleiſtung von neuem aufrolle. Der Schiedseid 
ſei kein bloßes Beweismittel, vielmehr enthalte das Ein⸗ 
verſtändnis der Parteien über die materielle und prozeſſuale 
Bedeutung des Eides zugleich ein die Parteien bindendes Ab⸗ 
kommen über die rechtlichen Folgen der Eidesleiſtung. Die 
Reviſion bezeichnet dieſe Ausführungen als rechtsirrtümlich und 
hierin war ihr beizutreten. Das Einverſtändnis der Parteien 
hatte keine weitergehende prozeſſuale Wirkung als die, daß 
ſich der Erlaß eines bedingten Endurteils erübrigte und der 
Eid durch Beſchluß auferlegt werden konnte, § 461 Abſ. 1 ZPO. 
Im übrigen beſchränkt ſich auch in dieſem Falle die Wirkung 
der Eidesleiſtung darauf, daß durch letztere gemäß 8 463 ZROD. 
voller Beweis der beſchworenen Tatſache begründet wurde. 
Keineswegs dagegen wurden dadurch zugleich diejenigen weiteren 
Tatſachen feſtgeſtellt, von denen die Parteien bei Erklärung 
ihres Einverſtändniſſes über Norm und Erheblichkeit des Eides 
annahmen, daß ihr Beweis von der beſchworenen Tatſache 
abhänge. In dieſer Hinſicht waren weder die Parteien noch 
das Gericht prozeſſual gehindert, nach erfolgter Eidesleiſtung 
einen von ihrer früher kundgegebenen Auffaſſung abweichenden 
Standpunkt einzunehmen. (Die Zurückweiſung der Reviſion 
wird aus anderweiten Erwägungen, die nicht intereſſieren, 
begründet.) S. c. G., U. v. 3. Jan. 06, 260/05 V. — Hamm. 

18. 8 475 ZPO. Auferlegung eines richterlichen Eides 
ohne zuvorige Benutzung vorgeſchlagener Beweismittel.] 

Nach feſtſtehender Rechtſprechung des RG. iſt die Gr- 
hebung eines von der einen oder anderen Partei erbotenen 
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Zeugenbeweiſes vor Auferlegung des richterlichen Eides jeden⸗ 
falls dann nicht geboten, wenn das Gericht, wie im vorliegenden 
Falle, unter Würdigung aller Umſtände zu der Überzeugung 
gelangt, daß die Erhebung des erbotenen Beweiſes zu einem 
beſtimmten zweifelsfreien Ergebniſſe nicht führen könne, ſo daß 
es immer noch der Auferlegung des richterlichen Eides bedürfen 
würde. Sowohl der Wortlaut des S 475 ZPO. als auch 
das Prinzip der freien richterlichen Beweiswürdigung führen 
aber dahin, dem Prozeßgericht auch die Befugnis zuzuſprechen, 
vorgeſchlagene Beweismittel unbenutzt zu laſſen und ohne 
weiteres auf einen richterlichen Eid zu erkennen. (Vgl. RG. 
35, 111). D. c. R., U. v. 9. Jan. 06, 225/06 II. — Cöln. 

19. § 546 3PO. Feſtſtellung eines nichtreviſiblen 
Beſchwerdegegenſtandes durch Beſchluß. Nichtberückſichtigung 
von Leihgebühr als Nebenforderung.] 

Durch das angefochtene Berufungsurteil iſt die Beklagte 
verurteilt, an die Klägerin 66 Fäſſer zurückzuliefern und ihr 
für jedes Faß 0,50 Mark „Leihgebühr“ pro angefangene Woche 
und zwar auf die Zeit vom 1. Monat nach der Lieferung bis 
zur Rücklieferung zu zahlen. Das RG. verwarf die Reviſion 
als unzuläſſig: Es kommt zunächſt für die Bemeſſung des 
Werts des Streit⸗ und Beſchwerdegegenſtandes der in den Vor⸗ 
inſtanzen ziffermäßig nicht angegebene Wert dieſer 66 Fäſſer 
in Betracht, zu deren Rückgabe in Natur die Beklagte ver⸗ 
urteilt iſt. In dieſer Hinſicht hat die Klägerin zwar in ihren 
für die Beklagte ausgeſtellten Rechnungen einen Betrag von 
40 Mark für jedes Faß als die ihr im Falle der Nichtzurück⸗ 
gabe zu erſetzende Summe bezeichnet, was für die ſtreitigen 
66 Fäſſer zuſammen 2 640 Mark ergeben würde. Doch kann 
dieſer Betrag von 40 Mark nicht als der wirkliche Wert 
jedes einzelnen Faſſes angeſehen werden, da erfahrungsgemäß 
ſolche Vergütungen für die Nichtzurückgabe von zur Verpackung 
überſandter Waren mit überlaſſenen Gegenſtänden vom Ver⸗ 
käufer in einem den wirklichen Wert der letzteren übeiſteigenden 
Betrage auf den Rechnungen angegeben zu werden pflegen, da⸗ 
mit der Käufer dieſe Gegenſtände um ſo eher zurückliefert und 
der Verkäufer im Falle der Nichtzurückgabe unter keinen Um⸗ 
ſtänden einen Schaden erleidet. Vielmehr erſcheint die von der 
Reviſionsbeklagten beigebrachte Beſcheinigung des gerichtlich ver⸗ 
eidigten Sachverſtändigen für Böttcherarbeiten als glaubhaft, 
wonach der Wert eines Faſſes der fraglichen Art und Größe 
im neuen Zuſtande nur 34 Mark, nach ſtattgehabtem Gebrauche, 
namentlich auch dann, wenn das Faß auch nur einmal im ge⸗ 
füllten Zuſtande verſendet worden iſt, noch weniger beträgt. 
Da die letztere Vorausſetzung hier zutrifft, ſo würde ſich als 
Wert der hier in Frage ſtehenden 66 Fäſſer ein die Summe 
von 2244 Mark (34 X 66) nicht erreichender Betrag ergeben, 
ſo daß durch den Wert der Fäſſer allein die Reviſionsſumme 
nicht erfüllt wird. Eine Hinzuzählung der von der Klägerin 
außerdem beanſpruchten „Leihgebühr“ für die nicht rechtzeitige 
Rückgabe der Fäſſer erſcheint aber bei der Berechnung der 
Reviſionsſumme nach $ 546 Abſ. 2 und § 4 ZPO. als uns 
zuläſſig, da es ſich hierbei nicht um eine auf einen ſel b⸗ 
ſtändigen, vertraglichen Verpflichtungsgrund geſtützte be⸗ 
ſondere Forderung, ſondern um einen lediglich als Neben: 
forderung geltend gemachten Anſpruch handelt, der 
„Schäden“ im Sinne des § 4 ZPO. zum Gegenſtand hat. 
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M 4. 1906. 
Die Klägerin hat nämlich den letzteren Anſpruch lediglich darauf 
geſtützt, daß die Beklagte ihrer Verpflichtung zur Rückgabe der 
Fäſſer trotz mehrfacher Mahnung nicht rechtzeitig Folge geleiſtet 
habe. Nach dieſer Art und Weiſe der Geltendmachung hängt 
alſo das Beſtehen dieſes Anſpruchs von dem Beſtehen des An⸗ 
ſpruchs auf Herausgabe der Fäſſer ab und erſcheint der erſtere 
als ein Nebenanſpruch im Verhältnis zu dem letzteren als dem 
Hauptanſpruch. Hiergegen kann auch weder die Verteidigung 
der Beklagten gegen den Klageanſpruch, wodurch deſſen recht⸗ 
liche Natur ja nicht beſtimmt wird, noch die in der Klageſchrift 
enthaltene Wertsangabe von 2700 —3 400 Mark, bei der der 
Betrag der beanſpruchten „Leihgebühr“ irrtümlich mitberechnet 
worden zu ſein ſcheint, noch der vom Berufungsgerichte auf 
5 000 Mark feſtgeſetzte Betrag der bei einer vorläufigen Voll⸗ 
ſtreckung des Urteils II. Inſtanz zu leiſtenden Sicherheit ent⸗ 
ſcheidend ins Gewicht fallen, indem namentlich für die letztere 
Feſtſetzung die Vorſchriften der SS 546 und 4 ZRO. nicht in 
Betracht kamen. S. c. K., Beſchl. v. 2. Jan. 06, 493/05 II. 
— Marienwerder. 

20. 5 549 ZPO. Irreviſibilität der Beſtimmungen des 
weſtfäliſchen Gütergemeinſchaftsgeſetzes vom 16. April 1860. — 
Begriff eines Mbertragsvertrages.] 

Den Rechtsbegriff des Übertragsvertrags entnimmt das 
Berufungsgericht unmittelbar aus der Definition, die in § 3 
Abſ. 3 des weſtfäliſchen Gütergemeinſchaftsgeſetzes vom 
16. April 1860 gegeben iſt. Danach iſt ein Übertrags⸗ 
vertrag dasjenige Abkommen, durch welches das gemeinſchaftliche 
Vermögen ganz oder teilweiſe ſchon bei Lebzeiten der Eheleute 
in Rückſicht auf eine künftige Erbfolge abgetreten wird. Hat 
das Berufungsgericht in Anwendung dieſer Geſetzesbeſtimmung 
das Vorliegen von Übertragsverträgen auch für den Fall an⸗ 
genommen, daß die Erwerber der Grundſtücke nicht auch die 
perſönlichen Schulden des Veräußerers übernommen haben, ſo 
iſt die Rüge der Reviſion, daß inſoweit eine Rechtsnorm ver⸗ 
letzt ſei, gemäß 8 549 ZPO. unſtatthaft. Denn das 
Geltungsgebiet des Geſetzes vom 16. April 1860 umfaßt nur 
die Provinz Weſtfalen und die Kreiſe Rees, Eſſen und Duis⸗ 
burg, erſtreckt ſich alſo nicht über den Bezirk des Berufungs⸗ 
gerichts. Bei der Begriffsbeſtimmung im $ 3 dieſes Geſetzes 
handelt es ſich nicht lediglich um die Wiedergabe landrecht⸗ 
licher Vorſchriften, dies um ſo weniger, als das Allgemeine Land⸗ 
recht die in Frage ſtehende Materie in erſter Linie dem Pro⸗ 
vinzialrecht zugewieſen hat (vergl. 88 602 605 Tl. 1 
Tit. 11 AL R.). Würde aber auch auf das ALR. und auf 
die zur Erläuterung desſelben heranzuziehenden Grundſätze des 
deutſchen Privatrechts zurückzugehen ſein, ſo würde ſelbſt hier⸗ 
nach das Zuſtandekommen eines Ubertragsvertrags rechtlich nicht 
davon abhängig ſein, daß der Übernehmer auch alle perſönlichen 
Schulden des Veräußerers übernimmt (vgl. Stobbe, Handbuch 
des deutſchen Privatrechts Bd. V 8 323 zu 3). Gleichfalls 
irreviſibel iſt die weitere Rechtsausführung des Berufungs⸗ 
gerichts, daß die abſichtliche Zerſtörung des Geſamtguts im 
Wege der Veräußerung durch den Ehemann einer ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Frau vorgenommenen unzuläſſigen einſeitigen 
Verfügung im Sinne des $ 3 des Geſetzes vom 16. April 1860 
völlig gleichſtehe. Das Berufungsgericht leitet dieſen Rechts⸗ 
ſatz nicht aus einer reviſiblen Rechtsquelle ab. Vielmehr ge⸗ 
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winnt es ihn aus einer weiteren Entwickelung des im § 3 des 
Provinzialgeſetzes in bezug auf die Übertragsverträge ent⸗ 
haltenen Rechtsſatzes. Folgeſätze, die aus dem Provinzialrecht 
abgeleitet find, find aber ebenſo irreviſibel, wie die unmittelbar 
in demſelben enthaltenen Normen. F. c. F., U. v. 11. Jan. 06, 
330/05 IV. — Hamm. 

21. § 549 3PO. in Verb. mit § 1 des Geſetzes vom 
14. März 1880 betr. die Beſtreitung der Koſten für die Be⸗ 
dürfniſſe der Kirchengemeinden in den Landesteilen des linken 
Rheinufers. Reviſibilität der Frage des Vorhandenſeins eines 
„privatrechtlichen Titels im Sinne des § 1“¼.] 

Die Reviſionsklägerin hatte ihren Klageantrag auf Feſt⸗ 
ſtellung, daß die beklagte Zivilgemeinde verpflichtet ſei, dem 
jeweiligen Pfarrer von S. jährlich, und zunächſt für das Jahr 
1903, außer der unſtreitigen Summe von 300 Mark noch 
einen weiteren Gehaltszuſchuß von 537 Mark zu zahlen, — 
deſſen Zuläſſigkeit gemäß § 254 3PO., wie vom OLG. mit 
rechtlich zutreffender Begründung angenommen wurde, ebenſo⸗ 
wenig wie die Zuläſſigkeit des Rechtsweges einem begründeten 
Bedenlen unterliegt — einmal auf $ 6 Abſ. 1 ſodann auf 
11 Abſ. 3 des Geſetzes, betr. die Beſtreitung der Koſten für 
die Bedürfniſſe der Kirchengemeinden in den Landesteilen des 
luken Rheinufers vom 14. März 1880 gegründet. Soweit 
das OsG., in Übereinſtimmung mit dem LG., die Begründung 
auf den § 6 cit., durch welchen die nach § 1 des Geſetzes vom 
14. März 1845 beſtandenen Verpflichtungen der Zivilgemeinden 
aufrecht erhalten wurden, für nicht zutreffend erachtet hat, weil 
die Vorausſetzung dieſes $ 1, wonach der ſtreitige Gehalts: 
quſchuß bei Verkündung des letzteren Geſetzes als eigentliche 
Gemeindelaſt auf dem Haushaltsetat der beklagten Gemeinde 
geftanden haben müßte, nicht zutreffe, iſt eine Nachprüfung 
duch das Reviſionsgericht ausgeſchloſſen, weil dieſe An⸗ 
nahme in rechtlicher Hinſicht lediglich auf der Auslegung der 
borbezogenen nicht revifibilen Geſetze beruht. Anders liegt die 
Frage, ob eine Nachprüfung durch das Reviſionsgericht ein⸗ 
utreten hat, bezüglich der weiteren Ausführung des OL G., daß 
der Klageantrag mit Erfolg auch nicht auf den § 1 Abſ. 3 des 
bezogenen Geſetzes von 1880 gegründet werden könne. Nach⸗ 
dem im Abſ. 1 dieſes § 1 grundſätzlich beſtimmt wird, daß 
die bürgerlichen Gemeinden zur Aufbringung von Koſten für 
die Bedürfniſſe der Kirchengemeinden uſw. nicht ferner ver⸗ 
pfichtet fein follen, und das die bezüglichen bisherigen Ver⸗ 
pfüchtungen derſelben auf die Kirchengemeinden übergehen, wird 
hievon in Abſ. 3 inſofern eine Ausnahme gemacht, als danach 
unberührt bleiben die aus privatrechtlichen Titeln ent⸗ 
Ieingenden Rechte und Verpflichtungen der bürgerlichen Ge⸗ 
meinden. Die Klägerin hatte geltend gemacht, das Abkommen, 
nus dem von der Königlichen Regierung zu Trier am 23. April 
1838 genehmigten Schöffenratsbeſchluſſe der Bürgermeiſterei 
Isch vom 12. März 1838 zugrunde liege, und dieſer Be⸗ 
ſchluß ſelbſt bildeten einen derartigen privatrechtlichen Titel. 
Soweit nun aber das OLG. dieſe Aufſtellung verneint, alſo 
emen privatrechtlichen Titel nicht angenommen hat, beruht 
ſene Beurteilung nicht auf Auslegung des nicht reviſibelen Ge: 
ſebes von 1880, ſondern auf Anwendung der Grundſätze des 
gemeinen franzöfiſchen Rechts, und da dieſes reviſibel ift, jo 
hat inſoweit die Nachprüfung durch das Reviſionsgericht ein⸗ 
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zutreten. Dieſe Nachprüfung führt aber zu dem Ergebnis, daß 
jene Annahme des OL G., es läge ein privatrechtlicher Titel 
für den ſtreitigen Anſpruch nicht vor, rechtlich nicht haltbar iſt. 
(Wird ausgeführt.) S. c. S., U. v. 9. Jan. 06, 224/05 II. 
— Cöln. 

22. 5 5544 ZPO. Zurückweiſung der Reviſion als uns 
zuläſſig durch Beſchluß mangels Glaubhaftmachung der Reviſions⸗ 
ſumme.] 

Wegen Erhöhung der das Dorf Freesdorf durchziehenden 
Chauſſee hat der Kläger gegen den Beklagten mit den 2 An⸗ 
trägen geklagt: a) den Beklagten zur Beſeitigung eines Abfluß⸗ 
grabens oder zu Vorkehrungen, die das Abfließen des Waſſers 
aus dieſem Graben auf das klägeriſche Grundſtück verhindern, 
eventuell zu Schadenserſatz, b) ihn zum Schadenserſatz wegen 
Aufhöhung der Straße und dadurch verurſachte Wirtſchafts⸗ 
erſchwerung zu verurteilen. Der erſte Richter hat dem Haupt⸗ 
antrag zu a ſtattgegeben, im übrigen die Klage abgewieſen, 
vom OLG. wurde die Berufung des Beklagten zurückgewieſen. 
Die vom Beklagten hiergegen eingelegte Reviſion kann wegen 
Mangels eines den Betrag von 2 500 Mark überſteigenden 
Beſchwerdewerts als zuläſſig nicht erachtet werden. Zwar hat 
Beklagter ein Gutachten dafür vorgelegt, daß ihm die fragliche 
Umänderung des Waſſerablaufs der Chauſſee 2 750 Mark 
koſten würde, aber ſchon dieſes Gutachten kann an ſich und 
mit Rückſicht auf den in öffentlicher Sitzung vom 12. Oktober 
1905 verkündeten, ebenfalls doch das Intereſſe des Be⸗ 
klagten berückſichtigenden, den Streitwert für die Berufungs⸗ 
inſtanz auf 500 Mark feſtſetzenden Beſchluß des OLG. als ge⸗ 
nügende Glaubhaftmachung nicht gelten. Feſthaltend an ſeiner 
Rechtſprechung, daß keinesfalls ein das Intereſſe des Klägers 
überſteigender Beſchwerdewert für die Reviſionsinſtanz an⸗ 
genommen werden könne, vermag aber ferner der Senat noch 
weniger ein über den Betrag von 2 500 Mark hinausgehendes 
Intereſſe des Klägers am Rechtsſtreit anzunehmen. Dieſer hat 
in der Klage den Wert ſeiner beiden damaligen Klageanträge 
mit den unbeſtimmten, jedenfalls aber nicht zu hoch greifenden 
Worten: „Streitwert über 300 Mark“ angegeben. Zwar 
wurde dieſer Wert vom LG. unterm 13. Januar 1905 auf 
2000 Mark feſtgeſetzt, aber hiervon könnte man auf den allein 
noch im Streit befangenen Klageantrag a nur ungefähr die 
Hälfte mit 1000 Mark rechnen. Nunmehr hat die Beklagte 
das Gutachten eines landwirtſchaftlichen Sachverſtändigen vom 
12. Januar 1906 vorgelegt, wonach wegen Abbrennens des 
Gehöfts des Klägers und Erhöhung des Baugrunds bei Neu⸗ 
errichtung der Gebäude zur Zeit kaum mehr eine Waſſergefahr 
für den Kläger beſtehen, es aber in der früheren Zeit möglich 
geweſen ſein ſoll, daß ſchon durch eine Überflutung G. durch 
Verderben aufgeſtapelter Feld⸗ und Gartenfrüchte und durch 
Unterſpülen bezw. Aufweichen der alten Lehmfachwerkgebäude 
einen Schaden hätte erleiden können, der den Betrag von 
2500 Mark leicht überſchreiten konnte. Daß dieſes Gutachten 
weder für jetzt noch für früher einen 2 500 Mark überſteigenden 
Klagwert genügend glaubhaft zu machen vermag, ergibt ſich 
aus ſeinem Inhalte von ſelbſt, wobei beſonders hervorzuheben 
iſt, daß nach der Rechtſprechung für die Feſtſetzung des 
Reviſionswertes in der Regel die Zeit der Reviſionseinlegung 
maßgebend iſt. In keinem Fall vermag hiernach der Senat 
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einen über die Feſtſetzung des Berufungsgerichts zu 500 Mark 
hinausgehenden Reviſionswert anzunehmen und es muß daher 
die Reviſion als unzuläſſig und unter Verurteilung des 
Reviſionsklägers in deren Koſten gemäß 88 546, 554a, 97 
ZPO. verworfen werden. Z. B. c. G., Beſchl. v. 13. Jan. 06, 
568/05 V. — Berlin. f 

23. 5 554a ZPO. Mangel der Glaubhaftmachung der 
Reviſionsſumme trotz Feſtſetzung des Streitwertes auf 3 000 Mark 
in der Berufungsinſtanz und Vorlage einer Beſcheinigung. 

Auf dem Grundſtücke des im Laufe des Prozeſſes ver⸗ 
ſtorbenen und von den jetzigen Klägerinnen beerbten Kätners D., 
Steinförde Bd. 1 Bl. 4 des Grundbuchs, haftet ſeit dem Jahre 
1889 das zur Zeit für die beklagte Aktiengeſellſchaft eingetragene 
Recht, Bohrungen nach Erdöl, Erdwachs, Rohpetroleum uſw. 
ſowie andere Arbeiten vorzunehmen und etwa gewonnene 
Produkte dauernd auszubeuten. Nachdem in einem Vorprozeß 
eine Klage der jetzigen Beklagten gegen den Kätner D. auf 
Anerkennung, daß dieſes Ausbeutungsrecht noch jetzt beſteht, 
rechtskräftig abgewieſen worden war, iſt auf Grund dieſes Urteils 
im gegenwärtigen Prozeß mit dem Antrage geklagt, die Be⸗ 
klagte zur Einwilligung in die grundbuchmäßige Löſchung des 
Rechts zu verurteilen. Nach dieſem Antrage hat der erſte 
Richter erkannt. Der zweite Richter hat die Berufung der 
Beklagten zurückgewieſen. Gegen das Berufungsurteil hat die 
Beklagte Reviſion mit dem Antrage eingelegt, das angefochtene 
Urteil aufzuheben und nach ihrem Berufungsantrage zu er⸗ 
kennen. Die Reviſion konnte nicht für zuläſſig angeſehen 
werden, da es an der Glaufhaftmachung, daß der Wert der 
Reviſionsbeſchwerde den Betrag von 2 500 Mark überſteigt, 
§ 546 ZPO., fehlt. In I. Inſtanz iſt durch Beſchluß vom 
10. März 1905, alſo vor dem Inkrafttreten der neuen Zivil⸗ 
prozeßnovelle vom 5. Juni 1905, der Streitwert auf 
2 000 Mark feſtgeſetzt worden. Nach dem Inkrafttreten der 
bezeichneten Novelle beantragte der Anwalt der Beklagten in 
dem offenſichtlichen Beſtreben, ſeiner Partei die Beſchreitung 
der Reviſionsinſtanz offen zu halten, die Streitwertfeſtſetzung 
auf 3 000 Mark zu erhöhen, und dieſem Antrage hat das OLG. 
durch Beſchluß vom 10. Oktober 1905 ſtattgegeben. Irgend 
welche tatſächliche Unterlagen für die Schätzung des Ausbeutungs⸗ 
rechts lagen weder dem Gericht I. Inſtanz noch dem Be⸗ 
rufungsgericht vor; nicht einmal die Größe der Fläche, über 
die ſich das Recht erſtreckt, iſt aus den Akten erſichtlich. Auch 
das jetzt von der Reviſionsklägerin zur Glaubhaftmachung der 
Reviſionsſumme beigebrachte Gutachten eines „Kaufmanns“ 
S. vom 3. Dezember 1905 hilft dieſem Mangel nicht ab. 
Abgeſehen davon, daß über die Qualifikation des Gutachtens 
zu der von ihm vorgenommenen Schätzung nichts erhellt, beſteht 
auch die Schätzung ſelbſt lediglich in der Aufſtellung der Be⸗ 
hauptung, daß das Recht einen hohen Wert habe; der Verſuch 
einer Begründung der Schätzung iſt nicht gemacht, ja es iſt 
nicht einmal angegeben, auf welche beſtimmte Summe 
der Wert zu berechnen ſei; vielmehr begnügt ſich der Sach⸗ 
verſtändige mit der einfachen Erkkärung, daß das Recht einen 
den Betrag von 2 500 Mark überſteigenden Wert habe. Dabei 
iſt dem Gutachter noch das Verſehen untergelaufen, daß er von 
der irrigen Annahme ausgeht, es müſſe für den Jahres— 
ertrag des Ausbeutungsrechts ein den Betrag von 2 500 Mark 
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überſteigender Wert nachgewieſen werden. Würde man darnach 
den Streitwert berechnen, ſo käme zufolge Anwendung des 
8 9 ZPO. eine Summe von über 31 000 Mark heraus. Auf 
ſo hoch will augenſcheinlich die Beklagte ſelbſt ihr Recht nicht 
bewertet wiſſen. M. c. D., Beſchl. v. 3. Jan. 06, 581/05 V. 
— Celle. 

24. Unzuläſſigkeit einer Beſchwerde über Zurückweiſung 
eines Geſuches auf Vertagung der Verhandlung.] 

Das LG. zu Cöln hat auf Geſuch des Antragſtellers nach 
mündlicher Verhandlung durch Urteil vom 1. Auguſt 1905 
eine einſtweilige Verfügung erlaſſen. Der Antragsgegner hat 
gegen dieſes Urteil Berufung eingelegt mit der Bitte, die einſt⸗ 
weilige Verfügung aufzuheben. Im Termine zur mündlichen 
Verhandlung erſchienen die prozeßbevollmächtigten Rechts⸗ 
anwälte beider Parteien. Nachdem die Formalien des Rechts⸗ 
mittels dargetan waren, beantragte der Anwalt des Berufungs⸗ 
beklagten Vertagung, da er eine Streitverkündung zuſtellen 
müſſe. Der Gegner widerſprach, worauf das Gericht den Be⸗ 
ſchluß verkündete, daß der Vertagungsantrag abgelehnt werde. 
Der Anwalt des Berufungsbeklagten erklärte nunmehr, daß er 
nicht verhandeln werde. Der Berufungskläger beantragte Ver⸗ 
ſäumnisurteil, das dann auch gerichtsſeitig noch im ſelben 
Termine dahin verkündet wurde, daß das Urteil der I. Inſtanz 
abgeändert und die einſtweilige Verfügung aufgehoben werde. 
Gegen die Ablehnung ſeines Vertagungsantrages hat der Be⸗ 
rufungsbeklagte Beſchwerde eingelegt. Die Beſchwerdeſchrift 
ſucht darzulegen, daß bei richtiger Behandlung der Sache die 
Vertagung hätte bewilligt und das Verſäumnisurteil abgelehnt 
werden müſſen. Einen Antrag, wie das Beſchwerdegericht nun⸗ 
mehr entſcheiden ſolle, enthält die Beſchwerdeſchrift nicht. Das 
OLG. hat die Beſchwerde nach der Regelvorſchrift des 8 567 
ZUO. für zuläſſig aber nicht für begründet erachtet und fie 
dem RG. vorgelegt. Dabei iſt unter Hinweis auf RG. 23, 
369 bemerkt, daß der Vertagungsantrag vor dem Beginne der 
mündlichen Verhandlung geſtellt worden ſei und eine ſolche auch 
nicht erfordert habe, da ein derartiger Antrag bereits vor 
Stellung der Sachanträge ſtatthaft ſei, mit denen gemäß 
§ 137 Abſ. 1 ZPO. die mündliche Verhandlung eingeleitet 
werde, und daß $ 225 Abſ. 3 ZPO. hier nicht Platz greife, 
da er ſich nach §S 227 Abſ. 2 nur auf die Verlegung von 
Terminen beziehe. Dieſe Anſicht kann nicht für richtig er⸗ 
achtet werden, viemehr handelt es ſich in Wahrheit um eine 
unzuläſſige Beſchwerde. Die ZPO. unterſcheidet die Verlegung 
eines Termins, die Vertagung einer Verhandlung und die An⸗ 
beraumung eines Termins zur Fortſetzung der Verhandlung 
(3 228). Der Termin beginnt nach § 220 Abſ. 1 mit dem 
Aufrufe der Sache. „Verlegung des Termins“ liegt daher 
vor, wenn ein Termin vor ſeinem Beginne aufgehoben und 
ein neuer anberaumt wird. Im Gegenſatze dazu liegt „Ver⸗ 
tagung der Verhandlung“ vor, wenn nach dem Aufrufe der 
Sache die Verhandlung auf einen andern Tag oder eme 
andere Stunde verſchoben wird, wobei dann als dritte Mög⸗ 
lichkeit der Fall noch beſonders hervorgehoben wird, daß mit 
der Verhandlung d. h. mit der Verhandlung der Sache ſelbſt 
bereits begonnen war und dieſe Verhandlung in dem neuen 
Termine „fortgeſetzt“ und zu Ende geführt werden ſoll. Wird 
ein Geſuch der einen oder andern Art vom Gerichte zurück⸗ 
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gewieſen, ſo iſt bezüglich der Rechtsmittel zu unterſcheiden 
zwiſchen dem Geſuche um Verlegung des Termins einerſeits 
und dem Geſuche um Vertagung der Verhandlung — ſei es 
zum Neubeginn, ſei es zur Fortſetzung — andererſeits. Wird 
die Verlegung eines Termins beantragt, ſo ſollen nach 
8 227 Abf. 2 die Beſtimmungen über Verlängerung einer 
Friſt entſprechende Anwendung finden. Über das Geſuch um 
Verlängerung einer Friſt aber kann nach S 225 Abſ. 1 ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung entſchieden werden. Bei der 
Zurückweiſung eines Antrages auf Terminsverlegung würde 
demnach an ſich die Regel des §S 567 Abſ. 1 zutreffen, wo⸗ 
nach die Beſchwerde „gegen ſolche eine mündliche Verhandlung 
nicht erfordernde Entſcheidungen ſtattfindet, durch welche ein 
das Verfahren betreffendes Geſuch zurückgewieſen iſt.“ Das 
Geſetz aber ſchreibt für dieſen beſonderen Fall in §S 225 Abſ. 3 
ausdrücklich vor, daß eine Anfechtung des Beſchluſſes nicht 
ſtattfindet. Für die Zurückweiſung eines Geſuches auf Ver⸗ 
tagung der Verhandlung aber fehlt es an beſonderen ge- 
ſetlichen Beſtimmungen über Rechtsmittel. Daraus folgt, daß 
die Beſchwerde nur zuläſſſig fein würde, wenn anzuerkennen 
wäre, daß die Entſcheidung über das Geſuch um Vertagung 
der Verhandlung im Sinne des § 567 Abſ. 1 „eine münd⸗ 
lche Verhandlung nicht erfordert.“ Für den hier vorliegenden 
Regelfall aber trifft dies nicht zu. Wenn im Termine zur 
mündlichen Verhandlung beide Parteien erſcheinen und eine von 
ihnen die Vertagung beantragt, ſo liegt es in der Natur der 
Eache, daß über dieſen Antrag mit den erſchienenen Parteien 
eine mündliche Verhandlung gepflogen werden muß und daß 
das Gericht nur nach mündlicher Anhörung beider Teile über 
das Geſuch befinden kann. Unerheblich iſt es dabei, ob die 
mündliche Verhandlung zur Sache ſelbſt, die nach $ 137 
Abſ. 1 dadurch eingeleitet werden fol, daß die Parteien ihre 
Anträge ſtellen, in dem Augenblicke, wo der Vertagungsantrag 
geftellt wurde, bereits begonnen hatte oder nicht. Was im 
„Termin zur mündlichen Verhandlung“ zwiſchen dem Gerichte 
und den erſchienenen Parteien vorgenommen wird, iſt immer 
„mündliche Verhandlung“ auch wenn die Schlußanträge zur 
Sache ſelbſt noch nicht geſtellt oder die Regel des § 137 
Abſ. 1 nicht beachtet fein ſollte. Es liegt denn auch in der 
Natur der Sache, daß wenn nach der Ablehnung eines Ver⸗ 
tagungsgeſuchs in der Sache ſelbſt — ſei es in kontradiktoriſcher 
Verhandlung, ſei es im Verſäumnisverfahren — weiter pro⸗ 
eſſiert worden ift, für ein Beſchwerdeverfahren gegen den Ab⸗ 
lehnungsbeſchluß kein Raum ift, da das Beſchwerdegericht, auch 
wenn es den Vertagungsantrag abweichend von dem Gerichte 
der Inſtanz für begründet erachten ſollte, durch keine geſetzliche 
defimmung ermächtigt ift, das inzwiſchen ergangene weitere 
Verfahren für nichtig zu erklären, ohne eine ſolche Vernichtung 
aber die Gewährung des Vertagungsgeſuchs gegenſtandslos ſein 
würde. Und was den hier vorliegenden Fall anlangt, daß die 
Partei, deren Vertagungsgeſuch abgelehnt war, zur Sache ſelbſt 
nicht verhandelt und Verſäumnisurteil gegen ſich ergehen läßt, 
ſo kommt weiter in Betracht, daß für dieſe Partei auch ein 
Bedürfnis nach einem Beſchwerdeverfahren inſoweit jedenfalls 
nicht vorliegen kann, als dieſer Partei, wie es hier der Fall 
it, der Einſpruch offen ſtand, mit dem fie — auch wenn fie 
in der Sache ſelbſt unterliegen ſollte — doch nach § 344 der 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 119 


Koſten wegen geltend machen kann, daß das Verſäumnisurteil 
nicht in geſetzlicher Weiſe ergangen ſei. Auch in der Literatur 
zur ZPO. wird übereinſtimmend angenommen, daß gegen die 
Ablehnung eines Vertagungsantrages, der unter Anweſenheit 
beider Parteien in der mündlichen Verhandlung geſtellt worden 
iſt, das Rechtsmittel der Beſchwerde nicht offen ſteht, wobei 
freilich dieſer Satz in verſchiedener Weiſe begründet wird. 
Anders liegt allerdings der beſondere Fall des $ 335 ZPO. 
der einzige, in dem das Geſetz einer Partei ein Recht, die 
Vertagung der mündlichen Verhandlung zu beantragen, gewährt. 
Es iſt der Fall, daß beim Nichterſcheinen der einen Partei die 
andere nicht ſäumige Partei die Vertagung der Verhandlung 
nachſucht, ſei es ohne ein Verſäumnisurteil zu beantragen, ſei 
es für den Fall, daß der Antrag auf Erlaſſung des Verſäumnis⸗ 
urteils zurückgewieſen werde. Es kann zugegeben werden, daß 
über ein derartiges in Abweſenheit der andern Partei geſtelltes 
Geſuch nicht notwendigerweiſe eine mündliche Verhandlung er⸗ 
folgen muß, ſodaß die Zurückweiſung eines ſolchen Geſuches 
der nicht ſäumigen Partei unter die Regel des 8 567 Abſ. 1 
fallen würde. Da der Senat dies nicht in Zweifel ziehen will, 
liegt die Notwendigkeit im Hinblick auf den vom OLG. ange⸗ 
zogenen Beſchluß des VI. ZS. des RG. (RG. 23, 369) 
vorab die Entſcheidung der Ver S. einzuholen, nicht vor, da 
hier nur der Begründung jenes Beſchluſſes, nicht aber dem 
ausgeſprochenen Rechtsſatze ſelbſt entgegengetreten wird. Die 
Beſchwerde war daher als unzuläſſig zu verwerfen. K. c. K., 
Beſchl. v. 30. Dez. 05 127/05 I. — Cöln. 

Handelsgeſetzbuch. 

25. 5 377 HGB. Rüge des Käufers, wenn es ſich 
außer um offenſichtliche Mängel, um ſolche handelt, deren 
Ermittelungen erſt nach einer ſpäteren Unterſuchung ſich heraus⸗ 
ſtellen können.] | 

Gegenüber einer Klage auf Zahlung von Kaufpreis für 
Paraffin rügte die Beklagte Mängel der Farbe und des erſt 
durch eine weitere Unterſuchung des Härtegrades zu ermittelnden 
Fehlers. Beklagte wurde verurteilt. Berufung und Reviſion 
blieben ohne Erfolg: Die Reviſionsklägerin meint: Unrichtig 
erſcheine die Anſicht des Berufungsgerichts, daß jeder im Laufe 
der Unterſuchung ſich zeigende Fehler einzeln gemeldet werden 
müſſe, ſobald er zu entdecken geweſen ſei. Vielmehr müſſe es 
dem Käufer freiſtehen, zunächſt die ganze, bei Waren der be⸗ 
treffenden Art erforderliche Unterſuchung vorzunehmen. Seine 
Mängelanzeige komme rechtzeitig, wenn ſie nach der zu einer 
ſolchen Unterſuchung erforderlichen Zeit unverzüglich abge⸗ 
ſendet werde. Das Berufungsgericht hätte danach unterſuchen 
müſſen, zu welcher Zeit die Beklagte in Zeitz die ordnungs⸗ 
mäßige Unterſuchung, einſchließlich der umſtändlich und zeit⸗ 
raubenden Prüfung des Härtegrads des Paraffins hätte vor⸗ 
nehmen oder veranlaſſen und in welcher Zeit eine nach dem 
für ſolche Prüfung nötigen Zeitraume unverzüglich abzuſendende 
briefliche Mängelrüge in Händen der Klägerin hätte ſein 
können. Wenn ſich hiernach ergäbe, daß eine derart abzu— 
ſendende Anzeige auch erſt am 28. Juli bei der Klägerin würde 
eingetroffen ſein, ſo ſei die an dieſem Tage der Klägerin tele⸗ 
graphiſch zugegangene Mängelrüge rechtzeitig. Zwar iſt nach 
§ 377 HGB. nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen, daß der Käufer 
eine abgelieferte Ware erſt dann zu unterſuchen hat, wenn ihm 
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eine ſolche Unterſuchung möglich ift, auf Grund deren er fi 
ein Urteil über die geſamte vertragsmäßige oder geſetzmäßige 
Beſchaffenheit der Ware und ſomit über deren Empfangbarkeit 
bilden kann (vgl. ROHG. 13, 11). Doch trifft dies nicht für 
alle Fälle zu, namentlich nicht für ſolche, in denen behufs Feſt⸗ 
ſtellung der vertragsmäßigen oder geſetzlichen Beſchaffenheit der 
Ware eine mehrfache, verſchiedenartige Unterſuchung derſelben 
angezeigt ſein mag, die zum Teil, wie z. B. eine Beſichtigung, 
ſofort erfolgen kann, zum Teil ein umſtändlicheres und lang⸗ 
wierigeres Verfahren erfordert, wie dies z. B. vielfach bei einer 
chemiſchen Unterſuchung zutreffen wird. Vielmehr ergibt ſich 
für ſolche Fälle aus der namentlich die unverzügliche Vor⸗ 
nahme der erforderlichen Unterſuchung hervorhebenden Vor⸗ 
ſchrift des 8 377 Abſ. 1 HGB. in Verbindung mit den die Rechte 
des Käufers bezüglich nicht ſofort erkennbaren Mängel wahren⸗ 
den Beſtimmungen der Abſ. 2 und 3 dieſes Paragraphen, daß 
der Käufer wegen der beabſichtigten Vornahme einer nicht 
ſofort ausführbaren Unterſuchung der Ware auf nicht unmittel⸗ 
bar wahrnehmbare Fehler eine ſofort ausführbare anderweite 
Unterſuchung derſelben auf offenſichtliche Mängel nicht ver⸗ 
ſchieben darf. Von dieſem Geſichtspunkte aus hat aber das 
Berufungsgericht den fraglichen Einwand der Beklagten be⸗ 
urteilt und ſomit denſelben, unter Abſehen von weiteren tat⸗ 
ſächlichen Erhebungen über die angeblich noch weiter erforder⸗ 
liche Unterſuchung der Ware auf ihren Härtegrad, ohne recht⸗ 
lichen Verſtoß für nicht geeignet gehalten, die an ſich verſpätete 
Rüge des offenſichtlichen Mangels der Farbe als aus dem 
Grunde noch rechtzeitig erfolgt erſcheinen zu laſſen, weil eine 
weitere Unterſuchung der Ware auf ihren Härtegrad hin er⸗ 
forderlich geweſen ſein mag. Das trifft um ſo mehr zu, als 
die Beklagte einerſeits durch ihre Angabe, dieſe weitere Unter⸗ 
ſuchung hätte längere Zeit beanſprucht und ein umſtändliches 
Verfahren erfordert, dem Berufungsgerichte genügendes tat⸗ 
ſächliches Material zur Beurteilung dieſes Einwands geboten 
und als ſie andererſeits auch nicht behauptet hat, daß eine 
gleichzeitige Unterſuchung der Ware auf Farbe und Härte⸗ 
grad handelsüblich ſei, ſo daß die Klägerin etwa aus dieſem 
Grunde erſt nach Ablauf der für eine ſolche doppelte Unter⸗ 
ſuchung erforderlichen Zeit überhaupt eine Mängelanzeige hätte 
erwarten dürfen. M. c. A., U. v. 5. Jan. 06, 218/05 II. — 
Naumburg. 

Verſicherungsrecht. 

26. Bedeutung unrichtiger Antworten in dem Antrage. Be⸗ 
rückſichtigung von Umſtänden, welche für den Eintritt des 
Todes von Erheblichkeit ſein können.] 

Der Erblaſſer der Kläger war bei der beklagten Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft gegen die Folgen körperlicher Unfälle für 
den Todesfall verſichert. Am Morgen des 31. Auguſt 1903 
wurde er tot in der Küche ſeiner Wohnung aufgefunden. Die 
Kläger klagten gegen die Beklagte auf Zahlung von 2 500 Mark 
mit der Behauptung, daß der Tod ihres Erblaſſers in der 
Weiſe erfolgt ſei, daß er infolge plötzlich ausſtrömenden Leucht⸗ 
gaſes unfreiwillig erſtickt ſei. Das OLG. wies die Klage ab, 
das RG. hob auf: I. Es iſt vom RG. ſtets der Grundſatz ver⸗ 
treten, daß der Verſicherte an ſich zwar für die objektive 
Richtigkeit der Beantwortung der geſtellten Fragen zu haften 
habe, daß ihm die unrichtige Beantwortung aber nicht ſchade 
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und die Verwirkung des Verſicherungsanſpruches nicht im Ge⸗ 
folge habe, wenn er ſie entſchuldigen könne. Der Senat hält 
hieran feſt und findet in den Verſicherungs bedingungen der 
Beklagten keinen Anhalt, in Anſehung ihrer anders zu ent⸗ 
ſcheiden. II. Bei der Beantwortung der Frage, ob dem Ver⸗ 
ſtorbenen ein policemäßiger Unfall zugeſtoßen ſei, hat der Be⸗ 
rufungsrichter die Anforderungen an die den Klägern obliegende 
Beweislaſt überſpannt und nicht alle diejenigen Umſtände be⸗ 
rückſichtigt, welche Beachtung forderten. In ſolchen Fällen, in 
denen andere bei dem Eintritt des Todes des Verſicherten nicht 
zugegen geweſen ſind und die Urſache des Todes nicht un⸗ 
mittelbar durch eigene Wahnehmung haben erkennen können, 
muß bei der Unzulänglichkeit des menſchlichen Erkenntnis⸗ 
vermögens oft mit einer bloßen mehr oder minder großen 
Wahrſcheinlichkeit gerechnet werden. Von dieſem Standpunkt 
kann nun die allgemeine Möglichkeit, daß P. Selbſtmord ver⸗ 
übt habe, nicht in den Kreis der maßgebenden Erwägungen 
gezogen werden; denn es fehlt bisher jeder Anhalt, ſowohl in 
den äußeren Umſtänden, unter denen der Tod erfolgt iſt, dafür, 
daß ein Selbſtmord vorliege, als auch für ein Motiv, weshalb 
P. zu einem ſolchen geſchritten ſein ſollte. Es iſt daher die 
Frage dahin zu ſtellen, ob P. infolge plötzlich ausſtrömenden 
Leuchtgaſes unfreiwillig erſtickt iſt. Was die Auslegung der 
betreffenden Verſicherungsbeſtimmung angeht, ſo iſt darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß ſie nicht ſagt, der Tod müſſe plötzlich eingetreten 
ſein. Sie kann das auch nicht ſagen, denn der Arzt Dr. K. 
hat bekundet, daß es einen plötzlichen Tod durch Gas⸗ 
vergiftung in der Weiſe, daß der Tod ſofort eintrete, über⸗ 
haupt nicht gebe. Die Verſicherungsbedingung kann hiernach 
einen überhaupt nicht exiſtierenden Fall nicht im Auge haben. 
Ferner iſt zu erwägen, ob nicht ein Unfall im Sinne jener 
Beſtimmung auch dann vorliegt, wenn jemand raſch in eine 
Gasatmoſphäre eintritt, dadurch ſofort betäubt wird, und nun 
in dieſem Zuſtande die zum Tode führende Menge des Leucht⸗ 
gaſes einatmet. Es ſcheint P. einen Fall getan zu haben und 
es erwächſt die Frage, ob ſein Tod nicht in der Weiſe erfolgt 
ſei, daß er bei dem Herantreten an die Gasleitung durch das 
ausſtrömende oder ausgeſtrömte Gas plötzlich betäubt worden, 
zu Boden geſtürzt und dann infolge des weiter eingeatmeten 
Gaſes verſtorben iſt. Auf alle Fälle muß unter Berück⸗ 
ſichtigung aller von den Klägern vorgetragenen Umſtände und 
an der Hand von Sachverſtändigengutachten eine Prüfung der 
Frage ſtattfinden, ob mit einem gewiſſen Grade von Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit anzunehmen iſt, daß P. in der Weiſe geſtorben iſt, 
daß die Art des Todes von der Verſicherungsbeſtimmung ge⸗ 
troffen wird. P. c. R., U. v. 22. Dez. 05, 144/05 VII. — 
Dresden. 

Patentrecht. 

27. Über Ablehnung von Beweisanträgen im Nichtigkeits⸗ 
verfahren.] 

Das Pat A. geht von der allgemeinen Erwägung aus, 
daß der Nichtigkeitsprozeß nicht dazu dienen dürfe, das Klage⸗ 
material erſt zu ſammeln, daß vielmehr dieſes Material ſchon 
bei der Anſtellung der Klage geſammelt ſein müſſe, da nach 
8 28 PatG. der Antrag die Tatſachen anzugeben habe, auf 
welche er geſtützt werde. Dagegen iſt, wenn man es nur als 
allgemeinen Geſichtspunkt betrachtet, nichts einzuwenden. 
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Fehlerhaft würde es allerdings fein, wenn man daraus den 
Satz ableiten wollte, daß der Nichtigkeitskläger mit Behauptungen 
und Beweismitteln, welche nicht ſchon im Antrag enthalten 
ſind, ausgeſchloſſen ſei. Eine ſolche Präklufion kennt das 
PatG. für das erſte Verfahren nicht. Davon iſt aber auch 
in der angefochtenen Entſcheidung nicht die Rede. Ebenſowenig 
ſtellt das Pat A., wie die Berufung meint, als Grundſatz auf, 
daß ſolches nachträgliche Vorbringen nur berückſichtigt werden 
könne, wenn es glaubhaft gemacht ſei. Es erwägt, daß die 
Klägerin mit ihren Behauptungen vielfach variiert hat — mit 
Einſchluß der erſten Nichtigkeitsklage ergibt ſich ein vierfacher 
Wechſel — weiter, daß durch die erhobenen Beweiſe ihre 
früheren Behauptungen keine Beſtätigung gefunden hätten, daß 
dadurch auch ſchon in einzelnen weſentlichen Punkten die neuen 
Behauptungen widerlegt ſeien; in dieſem Zuſammenhange macht 
es u. a. auch geltend, daß für die neuen Behauptungen keine 
Wahrſcheinlichkeit ſpreche, und hält ſich auf Grund aller dieſer 
konkret motivierten Erwägungen für berechtigt, die Erhebung 
der weiteren Beweiſe abzulehnen, weil ſie doch nicht zu einem 
Etgebniſſe führen könnten. Grundſätzlich iſt ein ſolches Ver⸗ 
fahren nicht unzuläſſig. Allerdings kann der Patentnichtigkeits⸗ 
lichter nicht, fo wenig wie der Prozeßrichter, die Beweisanträge 
der Parteien aus bloßem Ermeſſen unberückſichtigt laſſen. 
Davon iſt aber nicht die Rede, wenn er bei Prüfung der 
Anträge unter Abwägung aller einſchlagenden Geſichtspunkte 
zu der beſonders begründeten Überzeugung gelangt, daß ein 
Erfolg ausgeſchloſſen ſei. Auch der erkennende Senat ſchließt 
ſich im weſentlichen der Auffaſſung des Pat A. an. K. c. F., 
U. v. 25. Nov. 05, 224/05 1. — Patentamt. 

28. SS 10, 28 Abſ. 3 PatG. Wirkung des Ablaufes 
der Klagefriſt aus 8 28 für die Nichtigkeitsklage.] 

Das RG. hat bereits in wiederholten Entſcheidungen (vgl. 
insbefondere Pat Muſt Zeich Bl. 04, 35) den Rechtsgrundſatz aus: 
geſprochen, daß nach Ablauf der im PatG. 8 28 Abſ. 3 be: 
ſimmten Klagefriſt die Nichtigkeitsklage darauf allein, daß die 
Erfindung gemäß 88 1 und 2 PatG. nicht patentfähig und 
der Anmelder ſich deſſen bewußt war, nicht geſtützt werden 
könne. Dieſe Klagebegründung geht nämlich nicht weſentlich 
über den Tatbeſtand des 8 10 Nr. 1 Patly. hinaus, denn ein 
Itttum der patenterteilenden Behörde über die Patent: 
würdigkeit der angemeldeten Erfindung, ſei es in tatſächlicher 
oder rechtlicher Beziehung, iſt Vorausſetzung der Beſtimmung, 
und das Geſetz unterſcheidet nicht, ob der Irrtum durch das 
Vorbringen des Anmelders verurſacht iſt oder nicht. Ebenſo 
wenig iſt die Gültigkeit des Patentes davon abhängig, daß der 
Anmelder an die Patentwürdigkeit der Erfindung geglaubt hat. 
Endlich beſteht keine Rechtspflicht des Anmelders, alle ihm be⸗ 
kannten dem Antrage auf Patenterteilung ungünftigen Momente 
ſelbſt der Behörde zu unterbreiten. Es iſt vielmehr Sache der 
Gegner, derartige Momente im Einſpruchs⸗ oder Nichtigkeits⸗ 
verfahren geltend zu machen, ſofern ſie nicht ſchon bei der 
Offzialprüfung von der Behörde in Betracht gezogen werden. 
Die Entſcheidung vom 25. Oktober 1902, Pat Muſt Zeich Bl. 03, 5, 
ſeht diefen Erwägungen nicht entgegen. Dort handelte es ſich 
nicht um eine Nichtigkeitsklage, fondern um die Frage, ob der 
3 826 BGB. anwendbar fei, wenn ein Scheinpatent, das 
nachträglich auf Grund des § 10 Nr. 2 Pat(J. für nichtig 
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erklärt wurde und über deſſen Nichtigkeit innerhalb der Friſt 
des 8 28 Abſ. 3 PatG. auch bei dem Inhaber kein Zweifel 
beſtand, nach Ablauf dieſer Friſt zur Schädigung Dritter ge⸗ 
richtlich geltend gemacht war. Da hiernach die erhobene 
Nichtigkeitsklage nur auf $ 10 Nr. 1 PatG. geſtützt werden 
kann und ihr ſomit der Ablauf der in § 28 Abſ. 3 Pat. 
vorgeſehenen Friſt mit Recht entgegengehalten wird, war die 
auf Klageabweiſung gerichtete Entſcheidung des Patentamts zu 
beſtätigen. C. & E. c. M. D., U. v. 30. Dez. 05, 30205 J. — 
Patentamt. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli 
1884/30. Jan. 1900 5. Juli 1900. 

29. SS 136, 137 Gewu G. verb. mit 8 256 3PO. — 
Beſteht eine Verſchiedenheit der geſetzlichen Beſtimmungen über 
die Verjährungszeit in den §§ 136, 138, 139 Gewll VG. 
Grundlage der Feſtſtellungsklage. Zuläſſigkeit der negativen 
Feſtſtellungsklage im Falle des 8 136 Gew G.] 

Der Schuhmachergeſelle W. erlitt am 20. November 1900 
im Betriebe des Klägers, eines Schuhmachermeiſters, der durch 
die Nebenintervenientin in ſeinem Hauſe Bauarbeiten ausführen 
ließ, einen Unfall. Die beklagte Berufsgenoſſenſchaft für die 
Bekleidungsinduſtrie wurde durch die Sprüche des Schiedsgerichts 
und des RNA. verurteilt, an W. die Koſten des Heilverfahrens 
und eine jährliche Rente zu zahlen. Unter dem 27. Juli 1904 
fragte die Beklagte beim Kläger an, ob er gemäß 8 136 
Gew. UVG. vom 30. Juni 1900 bereit ſei, ihr die aus dem 
Unfall erwachſenen Aufwendungen zu erſtatten, widrigenfalls ſie 
die Feſtſtellung ſeiner Erſatzpflicht im Prozeßwege veranlaſſen 
müſſe. Der Kläger antwortete ablehnend und erbat eine Er⸗ 
klärung, daß die erhobenen Anſprüche fallen gelaſſen würden. 
Dieſe Erklärung erfolgte nicht. Der Kläger erhob darauf Klage 
mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß der Beklagten ein Anſpruch 
gegen ihn auf Erſtattung der durch den Unfall des W. er⸗ 
wachſenen Unkoſten nicht zuſtehe, und verkündete der Neben⸗ 
intervenientin den Streit. Er berief ſich insbeſondere auf die 
Verjährung nach § 138 a. a. O. Das LG. erkannte nach 
dem Klageantrage; es nahm an, daß etwaige Regreßanſprüche 
gegenüber dem Kläger verjährt ſeien. Berufung und Reviſion 
der Beklagten wurden zurückgewieſen: 1. Die Vorausſetzungen der 
(negativen) Feſtſtellungsklage ſind gegeben. Der Vorſtand der 
beklagten Genoſſenſchaft hat dem Kläger gegenüber geltend ge⸗ 
macht, daß er nach $ 136 GewuG. ihr erſatzpflichtig ſei. 
Er hat mit Klage gedroht und ſeinen Standpunkt auch im 
Laufe des gegenwärtigen Prozeſſes aufrecht erhalten. Hiernach 
beſtand für den Kläger ein rechtliches Intereſſe an der als: 
baldigen Feſtſtellung, daß die behauptete Rückgriffsforderung 
nicht beſtehe. Kläger mußte damit rechnen, daß die Forderung 
vielleicht als begründet anerkannt werde und zu decken ſei. Er 
hatte alſo nach dieſer Richtung die zur Beſchaffung der not⸗ 

wendigen Mittel erforderlichen Maßnahmen zu treffen, welche 
ſeine rechtlichen Beziehungen zu Dritten berührten. Dies auch 
dann, wenn er wegen des ihm drohenden Regreßanſpruchs ver⸗ 
ſichert war. Ein ſolches Intereſſe iſt in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung des RG. für eine genügende Grundlage der Feſt⸗ 
ſtellungsklage angeſehen worden (vgl. RG. 35, 392 und die 
dort angeführten Urteile, ferner das Urteil des IV. Senats 
vom 16. Mai 1904 in JW. 388 16, aus welchem erſichtlich iſt, 
16 
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daß der Senat die in dem Urteil vom 27. September 1883 
[RG. 10, 368] zu Tage getretene engere Auffaſſung des Be⸗ 
griffs des rechtlichen Intereſſes nicht mehr aufrecht erhält) 
Der Kläger mußte erwarten, daß gegen ihn gerichtlich werde 
vorgegangen werde. Die Anrufung der Genoſſenſchafts⸗ 
verſammlung (8 137 Abſ. 1 Satz 2 und Abf. iſt ein Recht, 
nicht eine Pflicht des Klägers. Wollte die Beklagte ihm den 
Anlaß zu weiterem Vorgehen nehmen, ſo mochte der Vorſtand 
entweder mitteilen, daß er von der Geltendmachung ſeiner ver⸗ 
meintlichen Erſatzanſprüche abſehe, oder einen entſprechenden Be⸗ 
ſchluß der Genoſſenſchaftsverſammlung beibringen. Bis dahin 
beſtand für den Kläger die Gefahr, daß er mit einem Prozeſſe 
werde überzogen werden. 2. Auch die Verjährungsfrage iſt 
vom Berufungsrichter richtig entſchieden. Der VI. ZS. des 
RG. hat ſich bereits in dem Urteile vom 22. Dezember 1904 
(RG. 59, 388 ff.) in gleichem Sinne ausgeſprochen und es 
liegt kein Anlaß vor, von dieſem Urteil abzuweichen und einen 
Plenarbeſchluß über die Frage herbeizuführen. Der § 136 
Abi. 1 Gew VG. unterſcheidet zwiſchen den Regreßanſprüchen 
der Gemeinden, Armenverbände, Krankenkaſſen und ſonſtigen 
Unterſtützungskaſſen und den Regreßanſprüchen der Berufs⸗ 
genoſſenſchaften. Die erſteren ſetzen zu ihrer Geltendmachung 
ein gegen den Betriebsunternehmer uſw. ergangenes ſtraf⸗ 
gerichtliches Urteil voraus, die letzteren nicht: von jenen ſpricht 
der Abſ. 1 Satz 1, von dieſen der Abſ. 1 Satz 2. Der 
8 138 Abſ. 1 Satz 1 beſtimmt demnächſt: „Der Anſpruch 
(S 136 Abſ. 1 Satz 1) verjährt in 18 Monaten von dem 
Tage, an welchem das ſtrafgerichtliche Urteil rechtskräftig ge⸗ 
worden iſt, im übrigen in zwei Jahren nach dem Unfall.“ 
Was das „im übrigen“ bedeuten ſoll, hätte möglicherweiſe noch 
klacer durch einen den 8 136 Abſ. 1 Satz 2 in bezug 
nehmenden Zuſatz ausgedrückt werden können. Der Gegenſatz 
ergibt ſich aber ohnehin auch ohne einen ſolchen Zuſatz. Wenn 
zunächſt von Anſprüchen die Rede iſt, deren Verfolgung an das 
Daſein eines ſtrafgerichtlichen Urteils geknüpft iſt, jo find die 
„übrigen“ Anſprüche diejenigen, welche dieſer Stütze entraten 
können, und das ſind die Anſprüche der Genoſſenſchaften. Die 
Reviſion bezieht die zweijährige Verjährung auf die Anſprüche 
der Gemeinden uſw., ſofern ſie ausnahmsweiſe wegen des 
Todes des Erſatzpflichtigen oder eines ſonſtigen in ſeiner Perſon 
eintretenden Umſtandes auch ohne Urteil des Strafrichters ver⸗ 
folgbar find. Aber von dieſer Ausnahme iſt erſt in 8 139 
a. a. O. die Rede und es erſcheint unannehmbar, daß das 
Geſetz lediglich für einen bisher von ihm noch nicht er⸗ 
wähnten Fall die zweijährige Friſt habe beſtimmen, für die 
Regreßanſprüche der Genoſſenſchaften aber die Verjährung 
überhaupt nicht regeln wollen. Es könnte eher zweifelhaft 
ſein, ob der 8 136 Abſ. 1 Satz 1 Halbſatz 2 auch die An⸗ 
ſprüche aus 8 139 trifft, und bei Löſung dieſes Zweifels 
würde erheblich ins Gewicht fallen, daß das Geſetz kaum be⸗ 
abſichtigt haben kann, gleichartige Anſprüche verſchiedenen 
Normen in Anſehung der Verjährung zu unterſtellen (vgl. das 
Urteil des VI. Senats a. a. O. S. 395, 396). Darüber läßt 
die Faſſung der Vorſchrift keinen Zweifel, daß fie ſich auf die 
von einem Strafurteil unabhängigen Regreßforderungen der Ge⸗ 
noſſenſchaften, von denen bisher nur im Gegenſatze zu den 
Forderungen der Gemeinden uſw. die Rede war, in jedem 
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Falle bezieht. Bekleidungsinduſtrie⸗Berufsgenoſſenſchaft o. W., 
U. v. 5. Jan. 06, 493/05 VII. — Berlin. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897. 

30. 89 92, 114 3VG. Begründung eines Wertserſatz⸗ 
anſpruchs für eine nicht in das geringſte Gebot aufgenommene 
Poſt.] 

Beim Verkauf einer Parzelle räumte der Verkäufer M. dem 
Käufer — dem Beklagten — das unentgeltliche Recht ein, den 
auf ſeinem Grundſtück zu errichtenden Giebel zu dem vom 
Käufer zu errichtenden Gebäude als vierte Wand, Einlagen von 
Balken und Anker uſw. zu benutzen. Dieſes Recht wurde in 
das Grundbuch in Abt. II unter Nr. 3 eingetragen. Den Giebel hat 
jedoch nicht der Verkäufer M., ſondern der Beklagte auf dem 
Grundſtücke des M. errichtet. Auf dieſes Grundſtück wurde für 
die Klägerin eine Darlehnshypothek von 25 000 Mark nebſt 
4½ Prozent Zinſen eingetragen. Als das belaſtete Grundſtück 
im Jahre 1904 zwangsverſteigert wurde, ſind die Poſten 
Abt. II Nr. 3 und die Hypothek der Klägerin weder in das 
geringſte Gebot noch unter die nach den Verſteigerungsbedingungen 
auf den Erſteher übergehenden Laſten aufgenommen. Bei der 
Kaufgelderverteilung iſt unter Nr. 6 des Teilungsplans für den 
Beklagten auf Grund des erloſchenen Rechts ein Erſatzanſpruch 
nach Maßgabe der Anmeldung in Höhe von 1 687,83 Mark 
eingeſtellt worden. Beklagter hat im Verteilungstermine er⸗ 
klärt, daß er den Giebel für ſich gebaut habe und vollen Erſatz 
der Herſtellungskoſten verlange. Unter Nr. 7 iſt in den Teilungs⸗ 
plan die mit 25 950 Mark liquidierte Hypothek der Klägerin 
eingeſtellt. Da ſie mit 6 177,88 Mark ausgefallen iſt, hat 
Klägerin gegen die Auszahlung der 1 687,83 Mark an den Be⸗ 
klagten Widerſpruch und Klage erhoben. Nachdem der ver⸗ 
nommene Gutachter ſich dahin ausgeſprochen hatte, daß das 
eingetragene Giebelrecht einen Wert von 1 700 Mark habe, hat 
der erſte Richter die Klage abgewieſen und angeordnet, daß der 
ſtreitige Betrag von 1 687,83 Mark nebſt den Hinterlegungs⸗ 
zinſen an den Beklagten zu zahlen ſei. Berufung und Reviſion 
wurden zurückgewieſen: Beklagter hat an Stelle ſeines durch 
die Zwangsverſteigerung erloſchenen Giebelbenutzungsrechts den 
Anſpruch auf Zahlung von 1687,83 Mark aus dem Erlöſe 
angemeldet. Dies genügte nach $ 114 3G. um feine Auf⸗ 
nahme in den Teilungsplan zu begründen. Ob der Beklagte 
ihn ausdrücklich als Werterſatzanſpruch oder in anderer Weiſe, 
als Herſtellungskoſten des Giebels, bezeichnete, war unerheblich. 
Das Vollſtreckungsgericht hat als ſelbſtverſtändlich angenommen, 
daß der angemeldete Betrag den Erſatzanſpruch des Beklagten 
gemäß § 92 3G. bilden ſolle, und ihn als ſolchen in den 
Teilungsplan aufgeführt. Klägerin irrt, wenn ſie meint, der 
von dem Beklagten mit einem beſtimmten Betrage an Stelle 
ſeines weggefallenen Rechtes angemeldete Anſpruch habe nicht 
im Teilungsplan berückſichtigt werden dürfen, wenn er nicht 
gerade als Werterſatz bezeichnet worden ſei. Wenn Beklagter 
den Betrag der Herſtellungskoſten des Giebels liquidierte, ſo 
hat er damit ſeinen Erſatzanſpruch geltend gemacht und dieſen 
nach den Herſtellungskoſten berechnet. Der Beklagte hatte den 
Anſpruch auf Erſatz des Wertes ſeines erloſchenen Rechtes, nicht 
den Anſpruch auf Erſatz des Betrags, den er vielleicht auf⸗ 
wenden mußte, um die Neubegründung eines dem erloſchenen 
gleichen Rechtes von dem Erſteher zu erlangen. Diefer Betrag 
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lonnte höher oder geringer ſein, als der Wert des erloſchenen 
Rechtes. Nach dem Gutachten des Sachverſtändigen hatte das 
erloſchene Giebelrecht einen Wert von 1 700 Mark. Ob er 
dieſer Wertbeſtimmung den Herſtellungswert des Giebels zu⸗ 
grunde legte oder fie nach einem anderen Maßſtabe traf, iſt 
für das Ergebnis des Gutachtens gleichgültig, da die Be⸗ 
gründungsart, die der Sachverſtändige gewählt hat, keineswegs 
unmöglich oder unangemeſſen erſcheint. Es lag vielmehr nahe⸗ 
bei Bemeſſung des Wertes des erloſchenen Giebelrechts gerade 
die Herſtellungskoſten des Giebels zu berückſichtigen; denn durch 
die unentgeltliche Einräumung des Giebelrechts wurde der Be⸗ 
klagte der Errichtung einer Giebelwand auf feinem eigenen 
Grundſtücke zwecks Abſchluſſes ſeines Gebäudes durch eine vierte 
Wand überhoben und von der Aufwendung der zur Errichtung 
einer eigenen Giebelwand erforderlichen Koſten entlaſtet. 
P. c. K., U. v. 3. Jan. 06, 259/05 V. — Naumburg. 

Geſetz vom 20. Mai 1898, betr. die Entſchädigung 
der im Wiederaufnahme verfahren freigeſprochenen 
Perſonen. 

31. 8 2 StrafhEntſchd. verb. mit Militärſtrafgeſetz 
9 30, 34, 40. 

Bei einem Hazardſpiele unter Offizieren zog ſich der Kläger, 
ein Leutnant, der ſich in angetrunkenem Zuſtande befand, den 
Verdacht zu, einen Gutſchein über 100 Mark, der ſtatt 
baren Geldes verwendet wurde, dadurch, daß er unberechtigt 
darauf den Anfangsbuchſtaben des Namens eines Mit⸗ 
ſpielenden geſchrieben habe, gefälſcht und verſucht zu haben, 
ihn als Zahlung bei dem Spiele zu verwenden. Es kam dabei 
zu Beſchimpfungen des Klägers, ſpäter aber zu einem Vergleiche. 
Das Offizierkorps des Regiments verweigerte indes die An⸗ 
erkennung dieſes Vergleichs. Im ſtrafgerichtlichen Verfahren 
wurde Kläger wegen Betrugs und Ungehorſam gegen einen 
dienſtlichen Befehl wegen Beteiligung am Spiel verurteilt. Nach 
Verbüßung der Freiheitſtrafe wurde Kläger bei Wiederaufnahme des 
Verfahrens unter Aufhebung des gegen ihn ergangenen Strafurteils 
bon der Anklage der Urkundenfälſchung und des Betrugsverſuchs 
freigeſprochen und beſtimmt, die Militärkontingentsverwaltung fei 
zur Entſchädigung des Klägers verpflichtet. Dieſes Urteil iſt in 
Rechtskraft übergegangen; in der Allerhöchſten Beſtätigungsorder 
ift der Kläger in die Kategorie der auf ihr eigenes Anſuchen 
aus dem Dienſte ausgeſchiedenen Offiziere verſetzt worden. Er 
hat friſtgemäß bei der zuſtändigen Stelle Entſchädigungsanſprüche 
erhoben, zugebilligt hat ihm das Kriegsminiſterium nur 
112 Mark 53 Pf. für den Aufwand, der ihm durch die Reiſe 
nach der Strafanſtalt und von da zurück erwachſen fei. 
Auf erhobene Klage wurden ihm vom OLG. 11 260 Mark 
20 Pf. zugeſprochen, nämlich, außer den erwähnten auch im 
Prozeſſe vom Beklagten anerkannten 112,53 Mark noch 
1147,85 Mark als Entſchädigung für das dienſtliche Einkommen, 
das er, ſofern nicht auf ſeine Dienſtentlaſſung erkannt worden 
wäre, bezogen haben würde, und 10 000 Mark als Erſatz des 
Schadens, der ihm infolge der Vollſtreckung der Gefängnis⸗ 
ſtrafe durch die Erſchwerung ſeines Fortkommens erwachſen ſei. 
Das RG. hob infofern auf, als der beklagte Reichsmilitär⸗ 
fölus zu mehr als 1 260 Mark verurteilt worden war: Zu 
bemerken iſt zunächſt, daß es ſich im vorliegenden Falle bei der 

ſſung des Klägers nicht um eine Folge handelt, die 
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mit der über ihn verhängten Freiheitsſtrafe ohne weiteres kraft 
Geſetzes verknüpft war. Dieſe Dienſtentlaſſung war vielmehr 
eine Ehrenſtrafe (MStGB. 8 30), für die es eines beſonderen 
Ausſpruchs des Kriegsgerichts bedurfte, ſie war auch bei der 
Art und Höhe der Hauptſtrafe nicht eine notwendige in dem 
Sinne, daß auf fie erkannt werden mußte. (MStGB. 8 34 
Ziff. 1, 2 verb. mit $ 40 Ziff. 1, 2, 3.) Für die jetzige Ent⸗ 
ſcheidung kommt ſomit die Frage nicht in Betracht, ob, wie von 
mehreren Schriftſtellern behauptet wird, für die nach dem Ge⸗ 
ſetze vom 20. Mai 1898 zu gewährende Entſchädigung alle die⸗ 
jenigen Nachteile unberüdfichtigt bleiben müſſen, welche rechtlich 
ſich als unmittelbare und notwendige Folgen der erkannten 
Hauptſtrafe darſtellen. Anlangend die danach allein in Frage 
kommenden ſelbſtändigen, durch die Verhängung der Hauptſtrafe 
nicht von ſelbſt gegebenen Nebenſtrafen, ſo wird von den Be⸗ 
arbeitern des Geſetzes von 1898 allgemein angenommen, daß 
grundſätzlich für vollſtreckte Nebenſtrafen, ſofern ſonſt die geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen vorliegen, Entſchädigung zu gewähren 
iſt (vgl. in den Bearbeitungen von Romen und Burlage die 
Anmerkungen zu 88 1, 2 des Geſetzes, ſowie Kähler, die Ent⸗ 
ſchädigung für Strafe und Unterſuchungshaft S. 19 fg. 52), 
und es liegt in der Tat kein Grund vor, daran zu zweifeln. 
Eine Strafe wird dadurch vollſtreckt, daß das ihren Inhalt 
bildende Tibel durch die dazu berufene Behörde nach Maßgabe 
des Geſetzes gegenüber dem Verurteilten verwirklicht wird, die 
Strafvollſtreckung iſt erfolgt, ſobald dieſe Verwirklichung ſtatt⸗ 
gefunden hat. Eine engere Beſtimmung des Begriffs Straf- 
vollſtreckung iſt weder aus dem Sinne, der den beiden Worten 
Strafe und vollſtrecken nach dem allgemeinen Sprachgebrauche 
zukommt, noch aus der beſonderen im Rechtsleben üblichen 
Ausdrucksweiſe herzuleiten. Keineswegs läßt ſich mit Grund 
behaupten, es habe ſich der allgemeine Sprachgebrauch dahin 
entwickelt, daß man den Ausdruck, eine Strafe ſei vollſtreckt 
worden, ausſchließlich nur dann anwende, wenn beſondere Voll⸗ 
ſtreckungsakte vorgenommen worden find. Es läßt ſich auch 
nicht mit Grund behaupten, daß in der Sprachweiſe unſerer 
Geſetzgebung eine Urteilsvollſtreckung notwendig einen Akt, der 
nach der Rechtskraft des Urteils gegen den Verurteilten vor⸗ 
genommen wird, erfordere. Dafür aber, daß der Geſetzgeber 
in den 88 1, 2 des Geſetzes vom 20. Mai 1898 unter dem 
Ausdruck: Vollſtreckung der Strafe etwas anderes, als was der 
Wortſinn ergibt, gemeint habe, liegt kein Anhalt vor. Das 
Berufungsgericht hat eingehend dargelegt, warum es nicht die 
Überzeugung davon erlangt hat, daß der Kläger, ſofern er nicht 
wegen Urkundenfälſchung und Betrugsverſuchs verurteilt und 
beſtraft worden wäre, den Abſchied erhalten hätte. Die dafür 
geltend gemachten Erwägungen ſind im weſentlichen tatſächlicher 
Natur. Hiernach mußte inſoweit die Reviſion zurückgewieſen 
werden. Über die dem Kläger weiter zugeſprochenen 10 000 Mark 
iſt folgendes erwogen worden: In § 2 des angezogenen Ge⸗ 
ſetzes iſt als Gegenſtand des dem Verurteilten zu leiſtenden Er⸗ 
ſatzes allgemein der durch die Straſvollſtreckung entſtandene 
Vermögensſchaden bezeichnet, und hiermit übereinſtimmend iſt in 
der Begründung zu § 2 des Entwurfs bemerkt, der zu er 
ſetzende Schaden umfaſſe jede Verſchlechterung der wirtſchaft⸗ 
lichen Lage des Verurteilten, die ſich in Geldwert ausdrücken 
laſſe. Danach iſt, ohne daß es einer Heranziehung der Be⸗ 
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ſtimmung in $ 842 BGB. bedürfte, Entſchädigung auch für 
denjenigen Vermögensnachteil zu leiſten, welcher dem Ver⸗ 
urteilten nach Vollſtreckung der Strafe bezüglich ſeines Fort⸗ 
kommens und Erwerbes erwächſt, ſofern nur dieſer Nachteil auf 
die Strafvollſtreckung als Urſache zurückzuführen iſt. Aus der 
Beſtimmung, wonach dem Verurteilten „der durch die Straf⸗ 
vollſtreckung entſtandene Vermögensſchaden“ erſetzt werden ſoll, 
ergebe ſich nicht, daß bei der Feſtſtellung der Entſchädigung 
alle Vermögensnachteile unberückſichtigt bleiben müßten, die dem 
Verurteilten auch dann erwachſen ſein würden, wenn er zwar 
rechtskräftig verurteilt, die Strafe aber nicht vollzogen worden 
wäre. Für die Vermögensnachteile, die dem Verurteilten durch 
eine zur Ausführung gebrachte Beſtrafung erwachſen, iſt keines⸗ 
wegs allein die Höhe und Art der vollſtreckten Strafe maß⸗ 
gebend, vielmehr iſt, wenigſtens hinſichtlich der Geſtaltung ſeines 
ferneren Fortkommens und Erwerbs, die Art der Handlung, 
deren er für überführt erachtet und wegen deren ihm die Strafe 
auferlegt worden iſt, von entſcheidender Bedeutung. Es liegt 
kein Grund vor, anzunehmen, daß der Geſetzgeber der großen 
Verſchiedenheit der Folgen, die eine Strafe je nach der Art des 
Delikts für den Verurteilten in vermögensrechtlicher Hinſicht 
nach ſich zieht, keine Rechnung habe tragen wollen, die ganze 
Tendenz des Geſetzes aber, das aus Billigkeitsgründen dem 
Verurteilten, nachmals aber Freigeſprochenen wegen des ihm 
durch die unſchuldig erlittene Beſtrafung erwachſenen Ver⸗ 
mögensſchadens Entſchädigung gewähren will, ſpricht gegen eine 
ſolche Auffaſſung, da bei ihrer Befolgung in vielen Fällen ein 
für die Höhe des Schadens tatſächlich höchſt bedeutſamer Faktor 
nicht in Rechnung geſtellt und dadurch eine der Billigkeit ent⸗ 
ſprechende Entſchädigung unmöglich gemacht würde. Es er⸗ 
ſcheint deshalb berechtigt und geboten, die Beſtimmung in 8 2 
des Geſetzes dahin zu verſtehen, es ſei beim Vorliegen der in 
§ ] bezeichneten Vorausſetzungen dem Verurteilten derjenige 
Vermögensſchaden zu erſetzen, welcher ihm dadurch verurſacht 
iſt, daß die in dem Strafurteile beſtimmte Strafe wegen der 
in dieſem für feſtgeſtellt erachteten ſtrafbaren Hand— 
lung ganz oder teilweiſe wider ihn vollſtreckt worden iſt. 
Die Vorinſtanz hat nun nach ihren Ausführungen in Vergleich 
geſtellt einmal den Aufwand, den der Kläger hat machen müſſen 
und noch machen muß, um eine ſeinem Stande und ſeiner 
Bildung entſprechende Stellung im bürgerlichen Leben zu ge⸗ 
winnen, durch die er ſich ernähren kann, auf der andern Seite 
den Aufwand, den er in feiner früheren Offizierslaufbahn zur 
Beſtreitung feines Unterhalts aus eigenen Mitteln hätte auf: 
wenden müſſen. Das iſt unrichtig. Vorauszuſchicken iſt, daß 
für die jetzt in Frage ſtehende Entſchädigung nur die Zeit nach 
dem 27. Januar 1903 in Betracht gezogen werden kann. Denn 
für die Zeit bis dahin iſt von ihm gefordert und ihm zu⸗ 
geſprochen worden der Betrag, den er in der militäriſchen Lauf⸗ 
bahn für ſeine Offiziersdienſte erhalten haben würde, wenn er 
überhaupt nicht verurteilt und auch nicht verabſchiedet worden, 
ſondern nach wie vor aktiver Offizier geblieben wäre. Für die 
Zeit, für die ihm Vergütung für die Folgen ſeiner Beſtrafung 
in dieſer Weiſe geleiſtet wird, kann er, wie auf der Hand liegt, 
irgend eine weitere Entſchädigung überhaupt nicht beanſpruchen, 
da er eben — in vermögensrechtlicher Beziehung — alles er⸗ 
bält, was er gehabt haben würde, wenn der ganze Vorgang 
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vom 20.21. Mai 1901 nicht ſtattgefunden hätte. Für die da: 
nach allein zu berückſichtigende Zeit nach dem 27. Januar 1903 
aber kommt bei der Bemeſſung der Entſchädigung überhaupt 
nicht in Betracht, wie ſich das, was der Kläger bei Fortſetzung 
der Offizierslaufbahn für ſich gebraucht hätte, zu dem verhält, 
was er zur Gewinnung eines bürgerlichen Berufs aufwenden 
muß. Wie das Berufungsgericht ſelbſt an anderer Stelle mit 
Recht hervorgehoben hat, iſt der Kläger durch die Kabinetts⸗ 
ordre vom 6. Januar 1903 nicht auf Grund der gerichtlichen 
Entſcheidung, durch die er verurteilt worden war, ſondern auf 
Grund des ihn freiſprechenden, im Wiederaufnahmeverfahren 
ergangenen Urteils verabſchiedet worden, und das Berufungs⸗ 
urteil hat als zwar möglich, aber als nicht feſtgeſtellt be⸗ 
zeichnet, daß dieſe Verabſchiedung mit Rückſicht auf die Boll: 
ziehung der über den Kläger verhängt geweſenen Freiheitsſtrafe 
erfolgt ſei. Danach iſt davon auszugehen, daß der Kläger in 
der Zeit vom 27. Januar 1903 ab nicht infolge ſeiner Be⸗ 
ſtrafung, ſondern vermöge „der höheren Orts beliebten Ver⸗ 
abſchiedung, der er in ſeiner Stellung als Offizier auch ſonſt 
ausgeſetzt war“, nicht mehr Offizier war. Daraus folgt auf 
der einen Seite, daß er von dieſer Zeit an überhaupt einen 
Aufwand als aktiver Offizier nicht mehr gehabt hätte, 
aber andererſeits ſich auch um eine Stellung im bürgerlichen 
Leben hätte bemühen und die zu deren Erlangung erforderlichen 
Beträge hätte aufwenden müſſen. Bei der Entſcheidung darüber, 
ob und welche Entſchädigung dem Kläger für die Zeit vom 
27. Januar 1903 ab zuzubilligen ſei, iſt die Frage vielmehr 
dahin zu ſtellen: wie würde ſich die Vermögenslage des Klägers 
bezüglich der Erlangung einer auf Erwerb gerichteten Stellung 
im bürgerlichen Leben in der angegebenen Zeit dann geſtaltet 
haben, wenn er zwar vor dieſem Tage mit der Maßgabe ver⸗ 
abſchiedet worden wäre, daß er in die Kategorie der auf ihr 
eigenes Anſuchen aus dem Dienſte ausgeſchiedenen Offiziere ver⸗ 
ſetzt wurde, wenn er aber vor dieſer Verabſchiedung nicht wegen 
ſchwerer Urkundenfälſchung in Verbindung mit Betrugsverſuch 
zu einer Gefängnisſtrafe ſowie zur Dienſtentlaſſung verurteilt 
und dieſe Strafe an ihm vollſtreckt geweſen wäre. Bei der 
Beurteilung dieſer Frage muß ſelbſtverſtändlich der Umſtand in 
Betracht gezogen werden, daß vor der Zeit, um die es ſich 
handelt, das gegen den Kläger ergangene Strafurteil im Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren aufgehoben, ſeine Freiſprechung wegen der 
erwähnten Delikte erfolgt und dabei von dem Oberkriegsgericht 
poſitiv ausgeſprochen worden war, es ſei feſtgeſtellt, daß der 
jetzige Kläger, ſofern er die Handlungen, durch die er die 
Urkundenfälſchung und den Betrugsverſuch begangen zu haben 
beſchuldigt worden ſei, überhaupt vorgenommen haben ſollte, 
dies nicht in rechtswidriger Abſicht getan habe. Hiermit war 
ausgeſprochen, daß ſich nachträglich die Unſchuld des Klägers 
bezüglich der ihm zur Laſt gelegten Tat ergeben habe, alſo der 
Makel, der durch die Verurteilung auf ihm laſtete, für die Zu⸗ 
kunft dergeſtalt beſeitigt, daß gegen ihn nicht einmal mehr ein 
Verdacht, ſich der in Frage ſtehenden ehrloſen Handlungsweiſe 
ſchuldig gemacht zu haben, beſtand. Kähler hat in ſeiner oben 
angezogenen Monographie (S. 47, 48) die Frage aufgeworfen, 
ob nicht der Verurteilte, ſoweit die zu Unrecht vollzogene Strafe 
durch den ihr anhängenden Makel ſein Fortkommen erſchwert 
hat, Erſatz nur für die Zeit bis zur Freiſprechung verlangen 
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könne, und iſt geneigt, die Frage zu bejahen, da mit dieſem 
Augenblicke die dem Leumund zugeſügte Unbill und das ſtaat⸗ 
liche Unrecht beſeitigt erſcheine. Dem iſt nicht beizuſtimmen, es 
handelt ſich bei der Entſchädigung aus dem Geſetze vom 
20. Mai 1898 um einen aus Billigkeitsgründen zu ge⸗ 
währenden Erſatz für denjenigen Vermögensſchaden, der dem 
Verurteilten durch die unſchuldig erlittene Beſtrafung tat⸗ 
ſächlich entſtanden iſt, und dieſer Erſatz iſt ihm auch für die 
Zeit nach der Freiſprechung zu leiſten, ſoweit trotz dieſer 
ein Vermögensſchaden fortbeſteht. Nun wird es freilich an ſich 
ſür einen verſtändigen und billig denkenden Menſchen fern 
liegen, ſoweit es auf ihn ankommt, einem Manne in ſeinem 
Fortkommen deshalb hinderlich zu ſein, weil dieſer wegen einer 
nach der allgemeinen Anſchauung als entehrend angeſehenen 
Handlung beſtraft worden iſt, obwohl er weiß, daß in einem 
ſpäteren Verfahren die Unſchuld des Mannes durch ausdrück⸗ 
lichen Richterſpruch feſtgeſtellt iſt, bei vielen wird vielmehr der 
Munſch beſtehen, gerade einem ſolchen Manne nach Kräften zur 
Gewinnung einer für ihn geeigneten Exiſtenz behilflich zu ſein. 
Aber nicht das iſt entſcheidend, was vernünftigerweiſe geſchehen 
jollte, ſondern was tatſächlich geſchieht. Iſt bei Würdigung 
der tatſächlich beſtehenden Zuſtände anzunehmen, daß der Kläger 
in der Zeit vom 27. Januar 1903 ab trotz ſeiner Frei⸗ 
ſprechung im Wiederaufnahmeverfahren wegen ſeiner früheren 
Verurteilung und der Vollziehung der Strafe in ſeinem Fort⸗ 
lommen Vermögensnachteile erlitten hat und noch erleidet, die 
ihn nicht getroffen hätten, wenn er zwar im Januar 1903 in 
der oben bezeichneten Weiſe verabſchiedet worden wäre, aber 
nicht vorher die Beſtrafung erlitten hätte, ſo iſt er hierfür zu 
entſchädigen, aber auch nur hierfür, nicht auch für die Schwierig⸗ 
keiten, die auch für einen anderen verabſchiedeten Offizier feiner 
Herkunft bezüglich der Gewinnung einer anderweiten Exiſtenz 
beſtehen würden. Schwierigkeiten, welche in den von der Vor: 
inſtanz verwerteten Briefen des Chefredakteurs als für den 
Kläger beſtehende angeführt ſind, mindeſtens zum Teil ſich 
für jeden nicht vermögenden Kavallerieoffizier von adliger Herkunft, 
wenn er in jungen Jahren verabſchiedet wird, ergeben würden. 
Reichmilitärfiskus c. X., U. v. 11. Dez. 05, 106 05 VI. — 
Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

32. Preußiſche Verfaſſungsurkunde in Verbindung mit 
dem Geſetz vom 13. Mai 1873 über die Grenzen des Rechts 
zum Gebrauch kirchlicher Strafen und Zuchtmittel. — Unzuläſſig⸗ 
keit des Rechtsweges hinſichtlich religiöſer Bruderſchaften.] 

In der Gemeinde Atteln beſteht ſeit dem Jahre 1710 die 
St. Johannes⸗Bruderſchaft. Vor einigen Jahren wurden die 
Kläger von der Bruderſchaftsverſammlung zu Fahnenoffizieren 
gewählt. In der Verſammlung vom 5. April 1903 wurden 
ſtatt ihrer zwei andere Fahnenoffiziere gewählt. Die Kläger 
machen geltend, daß ſie zu Unrecht abgeſetzt worden ſeien; die 


Neuwahl verſtoße formell und materiell gegen die Statuten, da 


die Verſammlung vom 5. April 1903 vorſchriftswidrig ein⸗ 
berufen worden ſei, und ſachlich ein Grund zur Abſetzung nicht 
vorgelegen habe. Sie beantragten klagend: die Beklagte zu 
verurteilen, anzuerkennen, daß ſie berechtigt ſeien, auch weiterhin 
als Fahnenoffiziere der Beklagten zu fungieren. Durch Urteil 
des Berufungsgerichts vom 12. April 1905 wurden die Kläger 
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mit der erhobenen Klage wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs 
abgewieſen. Die Reviſion iſt zurückgewieſen: Durch die 
preußiſche Verfaſſungsurkunde und das Geſetz vom 13. Mai 1873 
iſt anerkannt, daß die Befugnis zur Entziehung eines innerhalb 
der Kirche oder Religionsgeſellſchaft wirkenden Rechts oder zur 
Ausſchließung aus der Kirchen- oder Religionsgeſellſchaft ein 
autonomes Recht der Kirche und Religionsgeſellſchaft iſt und in 
keiner Weiſe der Nachprüfung im ordentlichen Rechtswege unter: 
liegt (RG. 26, 277 ff.). Dieſer Grundſatz beruht auf der Er⸗ 
wägung, daß die Frage der Entziehung eines ſolchen Rechts 
oder der Ausſchließung regelmäßig mit den dogmatiſchen und 
ſittlichen Auffaſſungen der betreffenden Kirche und Religions⸗ 
geſellſchaft dergeſtalt verknüpft iſt, daß ihre Entſcheidung durch 
ſtaatliche Behörden eine Einmiſchung in die innerſten Angelegen⸗ 
heiten der Kirchen⸗ und Religionsgeſellſchaft bedeuten würde. 
Es ſind ſonach die Beſtimmungen des ALR. in Tl. II Tit. 11 
ss 55 ff. in Wegfall gekommen, die vom Standpunkte des 
Staatskirchentums die Entſcheidung des Streits über die Ent⸗ 
ziehung der Mitgliedſchaft bei Religionsgeſellſchaften dem 
Staate zuwieſen. Damit iſt jedoch die Tragweite des neuen 
Rechtsgrundſatzes nicht erſchöpft. Regelmäßig kommen nach 
8 949 Tl. II Tit. 11 ALR. dem Staate eben die Rechte, 
die ihm über die Kirchengeſellſchaften im Sinne des 8 11 da: 
ſelbſt zukommen, auch gegenüber den „geiſtlichen Geſellſchaften“ 
zu. Bei der grundſätzlichen Gleichſtellung beider muß daher 
angenommen werden, daß auch über die inneren Mitgliedſchafts⸗ 
rechte bei geiſtlichen Geſellſchaften nicht mehr die richterliche 
Entſcheidung offen ſteht. Die geiſtlichen Geſellſchaften um⸗ 
faſſen gemäß §S 939 a. a. O. die vom Staate aufgenommenen 
Stifter, Klöſter und Orden. Die Zugehörigkeit insbeſondere 
zu einem Kloſter oder Orden im Sinne dieſer Beſtimmung iſt 
davon abhängig, daß das Mitglied ein feierliches Gelübde 
abgelegt hat und die Kloſter- oder Ordensniederlaſſung 
Korporationsrechte beſitzt (vgl. RG. 41 S. 295 ff., 
308 ff.). Unter den geiſtlichen Geſellſchaften des ALR. ſind 
hiernach allerdings die Bruderſchaften nicht mitverſtanden. 
Deren rechtliche Verhältniſſe find im Tit. 11 Tl. II ACH. 
überhaupt nicht beſonders geregelt. Als dauernde Organiſationen 
mit immateriellen Zwecken unterliegen ſie den allgemeinen 
Vorſchriften des Tit. 6 Tl. II ALR. Dennoch muß, auch be⸗ 
ziglich der Bruderſchaften, inſoweit fie auf religiöſen Gebieten 
insbeſondere auf dem Gebiete der Religionsausübung tätig 
werden, der Satz gelten, daß über die Frage der Entziehung 
eines innerhalb dieſer Geſellſchaften wirkenden Rechts und der 
Ausſchließung nur von den betreffenden Geſellſchaften ſelbſt ent- 
ſchieden werden kann. Denn auch bei allen ſolchen Ver: 
einigungen würde die ſtaatliche Entſcheidung über das Fort⸗ 
beſtehen von Mitgliedſchaftsrechten einen Eingriff in die 
ſittlichen und religiöſen Anſchauungen und eine Einmiſchung in 
die internen Angelegenheiten dieſer Geſellſchaften bedeuten. Die 
Beſtimmungen in § 44 Tl. II Tit. 6 AL R., nach welchen 
bei den erlaubten Privatgeſellſchaften eine umfaſſende Staats⸗ 
aufſicht ſtattfindet, ſetzen ſich dem nicht entgegen. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften ſind gegenüber den Beſtimmungen im Tit. 11 keines⸗ 
wegs ſingulärer Natur; vielmehr führen alle dieſe Vorſchriften 
des Tit. 11 ſowobl, wie des Tit. 6 auf die Grundanſchauung 
des Ax. zurück, das bei dauernden Organiſationen mit ge⸗ 
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meinnützigen Tendenzen aus politiſchen und polizeilichen Motiven 
eine ſtaatliche Kontrolle für geboten erachtet hat. Muß dieſer 
Grundgedanke bezüglich der Vereinigungen mit religiöſen Zwecken 
prinzipiell als aufgegeben gelten, ſo trifft dies auch die in 
Tit. 6 geordneten Vereinigungen, inſofern dieſelben ſich zu 
religiöfen Zwecken und Ausübung des kirchlichen Kultus ver: 
bunden haben. Daß es ſich aber im vorliegenden Falle um 
eine Bruderſchaft handelt, die als ſolche weſentlich die oben 
gekennzeichneten Zwecke verfolgt, iſt vom Berufungsgericht in 
tatſächlicher Würdigung bedenkenfrei feſtgeſtellt. K. c. J. B., 
U. v. 4. Jan. 06, 315/05 IV. — Hamm. 

Penſionsgeſetz vom 27. März 1872. 

33. SS 1, 23 in Verb. mit SS 812, 814 BGB.; 
Regulativ vom 25. April 1836 betr. die Koſten der gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Auseinanderſetzungen, Geſetz vom 24. Juni 1875 
über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen. Feſtſetzung 
des Ruhegehalts durch die Verwaltungsbehörde begründet kein 
unangreifbares Recht. Die früheren vereideten Protokollführer 
der Spezialkommiſſare waren keine Staatsbeamte.] 

Der Beklagte, der nach Erfüllung feiner Militärpflicht 
Güterexpeditionsgehilfe bei der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
geweſen war, wurde von dem Spezialkommiſſar in H. mit Ge⸗ 
nehmigung der Königlichen Generalkommiſſion in M. zur 
Erledigung der in dem kommiſſariſchen Büreau vorkommenden 
Rechen⸗ und Protokollführerarbeiten angenommen, als Protokoll⸗ 
führer vereidigt und vom 1. Mai 1874 bis zum 1. Oktober 1876 
mit Arbeiten jener Art beſchäftigt. Die Vergütung für ſeine 
Tätigkeit erhielt er von dem Spezialkommiſſar ausgezahlt. 
Darauf trat er in den Juſtizdienſt über und am 1. Oktober 1900 
wurde er als Amtsgerichtsſekretär in E. in den Ruheſtand 
verſetzt. Durch Verfügung des Oberlandesgerichtspräſidenten in 
H. vom 19. Juni 1900 wurde ſein Ruhegehalt unter Zugrunde⸗ 
legung einer penſionsfähigen Dienſtzeit von 32 Jahren 
4 Monaten 7 Tagen auf 2 157 Mark feſtgeſetzt. Hierbei wurde 
als penſionsfähige Dienſtzeit auch die Zeit angerechnet, während 
deren der Beklagte als Büreaubeamter des Spezialkommiſſars 
tätig geweſen war. Das Ruhegehalt wurde dem Beklagten 
auch auf Grund jener Feſtſetzung für die Zeit vom 1. Oktober 1900 
bis zum 31. März 1903 gezahlt. Die Oberrechnungskammer 
beanſtandete jedoch die Einrechnung jenes Zeitraums in die 
penſionsfähige Dienſtzeit und, nachdem ſowohl der Finanz⸗ 
miniſter wie der Juſtizminiſter die Erinnerung für gerechtfertigt 
erachtet hatten, wurde durch Verfügung des Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten in H. vom 28. Februar unter Ausſcheidung der 
Zeit vom 1. Mai 1874 bis zum 1. Oktober 1876 das Ruhe⸗ 
gehalt des Beklagten nach Maßgabe einer Dienſtzeit von nur 
29 Jahren 11 Monaten 7 Tagen auf jährlich 1 983 Mark 
feſtgeſetzt. Den Mehrbetrag von 435 Mark, den der Beklagte 
für die Zeit vom 1. Oktober 1900 bis zum 31. März 1903 
erhalten hat, hat der Kläger mit der Begründung, daß der 
Beklagte während jener Zeit nur in einem bürgerlichrechtlichen 
Dienſtverhältniſſe zu dem Spezialkommiſſar geſtanden habe, von 
ihm zurückgefordert und auf ſeine Zahlungsweigerung im Klage⸗ 
wege beantragt: den Beklagten zur Rückzahlung dieſer Summe 
nebſt 4 v. H. Zinſen ſeit dem 17. Mai 1903 zu verurteilen. 
Der Beklagte will durch die erſte vorbehaltlos erlaſſene Ver⸗ 
fügung des Oberlandesgerichtspräſidenten ein unabänderliches 
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Recht auf den Bezug des feſtgeſetzten Ruhegehalts erworben 
haben. Er erachtet aber auch deſſen urſprüngliche Feſtſetzung 
ſachlich für zutreffend, weil er während ſeiner Beſchäftigung bei 
dem Spezialkommiſſar ſich in einem Staatsbeamtenverhältniſſe 
befunden habe. Denn er ſei auch damals mit den eine 
praktiſche und theoretiſche Vorbildung erfordernden Geſchäften 
eines Staatsbeamten befaßt geweſen, und dieſe Geſchäfte hätten 
nicht in untergeordneten Leiſtungen beſtanden. Er beantragt: 
die Klage abzuweiſen. Dieſem Antrage hat das LG. entſprochen. 
Es läßt es dahingeſtellt, ob die erſte Entſcheidung des Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten einſeitig habe abgeändert werden 
dürfen; denn ausſchlaggebend ſei jedenfalls, daß der Beklagte 
während ſeiner Tätigkeit bei dem Spezialkommiſſar nach der 
Art und der von vornherein nicht beſtimmten Dauer ſeiner 
Dienſte und mit Rückſicht darauf, daß er vor Beginn ſeiner 
Tätigkeit den Staatsbeamteneid geleiſtet habe, als Staats⸗ 
beamter angeſehen werden müſſe. Auf die Berufung des 
Klägers hat das OLG. dieſes Urteil dahin abgeändert, daß 
der Beklagte nach dem Klageantrage verurteilt wurde. Die 
Berufung des Klägers iſt zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
Zutreffend iſt zuvörderſt die Annahme des Berufungsrichters, 
die Verfügung des Präſidenten des OLG. in H. vom 12. Juni 1900 
habe kein unentziehbares Recht auf den Bezug des dadurch 
feſtgeſetzten Ruhegehalts für den Beklagten begründet, habe 
vielmehr im Verwaltungswege, namentlich im Verfolge einer 
Erinnerung der Oberrechnungskammer abgeändert werden 
können. Wäre freilich die Auffaſſung des Beklagten richtig, 
die er in erſter Reihe zu ſeiner Verteidigung geltend macht, daß 
die gemäß § 22 des Penſionsgeſetzes getroffene vorbehaltloſe 
Feſtſetzung keine einſeitige Anderung durch den Staat zulaſſe, 
er, Beklagter, vielmehr dadurch ein unentziehbares Recht auf 
den Genuß des Ruhegehalts in der feſtgeſetzten Höhe erworben 
habe, ſo wäre die Klage ſchon deshalb abzuweiſen, weil es an 
einer geſetzlichen Vorausſetzung für die Rückforderung einer 
nicht geſchuldeten Leiſtung fehle, daß nämlich die Verbindlichkeit, 
zu deren Erfüllung die Leiſtung erſolgte, in Wirklichkeit nicht 
beſtanden habe (BGB. 88 812, 814). Denn dann wäre eben 
ein gültiger Rechtsgrund für die Leiſtung in der gemäß 8 22 
des Penſionsgeſetzes erlaſſenen Entſcheidung der zuſtändigen 
Behörde gegeben geweſen, und daß ſie auf einem Rechtsirrtum 
beruht hätte, würde ihre Rechtsbeſtändigkeit nicht berührt 
und deshalb auch kein Recht des Fiskus auf Rückforderung des 
zur Erfüllung der dadurch begründeten Verbindlichkeit Geleiſteten 
erzeugt haben. So iſt aber in Wirklichkeit die Rechtslage 
nicht. Die Anſprüche der unmittelbaren Staatsbeamten auf 
Ruhegehalt beruhen, wie das Berufungsgericht mit Recht an⸗ 
genommen hat, unmittelbar auf dem Geſetze. Dies ergibt 
der 8 1 des Geſetzes vom 27. März 1872 mit Deutlichkeit, 
und deshalb hat die Entſcheidung, die nach 8 23 von dem 
Departementschef oder der hiermit betrauten ihm nachgeordneten 
Behörde darüber erlaſſen wird, ob) und welches Ruhegehalt 
einem Beamten bei ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand 
„zuſteht“, nicht die Bedeutung, daß erſt durch ſie, dann aber 
auch unabänderlich, das Rechtüdes Beamten auf den Bezug 
des Ruhegehalts in der feſtgeſetzten Höhe begründet würde, 
ſondern die, daß fie das durch das Geſetz bereits begründete 
Recht des Beamten anerkennt und feſtſtellt. Die Entſcheidung 


iſt demnach nicht konſtitutiver, ſondern deklarativer 
Natur. Sie iſt aber ferner die Entſcheidung einer Ver⸗ 
waltungs behörde, und daraus folgt einerſeits, daß, wenn 
ſie von der dem Departementschef nachgeordneten Behörde ver⸗ 
laſſen iſt, wie dies auch der 8 23 des Geſetzes ausdrücklich 
beitimmt, von dem Beteiligten im Wege der Beſchwerde 
angefochten werden kann, andererſeits daß die daraufhin 
erfolgten Ausgaben der verfaſſungsmäßigen Prüfung durch die 
Oberrechnungskammer dahin unterliegen, ob dabei „nach den 
beſtehenden Geſetzen und Vorſchriften“ — — „verfahren worden 
iſt“ ($ 12 zu a des Geſetzes, betreffend die Einrichtung und 
die Befugniſſe der Oberrechnungskammer (vom 27. März 1872). 
Wird aber dur eine Erinnerung der Oberrechnungskammer die 
Anderung einer Entſcheidung veranlaßt, die das Ruhegehalt feſtſetzt, 
fo wird dadurch von neuem der Rechtsweg gegen die die Anderung 
ausſprechende Verfügung der zuſtändigen Behörde gemäß § 23 
des Penfionsgeſetzes eröffnet, wie dies auch bei den Verhand⸗ 
lungen über die Novelle zum Penſionsgeſetze vom 30. April 1884 
in beiden Häuſern des Landtages ausdrücklch anerkannt worden 
i. Vgl. Stenographiſche Berichte über die Verhandlungen des 
Herrenhauſes 1884 Bd. 1 S. 106 und Bericht der Kommiſſion 
des Hauſes der Abgeordneten für das Juſtizweſen vom 
28. Februar 1884 S. 9, Sammlung der Druckſachen des 
Abgeordnetenhauſes 1883/84 Bd. 4 Nr. 138 S. 9. Erfolgt 
demnach die Zahlung des Ruhegehalts an einen penſionierten 
Beamten zur Erfüllung einer unmittelbar auf dem 
Geſetze, nicht erſt auf der behördlichen Feſtſetzung des Ruhe⸗ 
gehalts beruhenden Verpflichtung des Staates, fo kann eine 
ſolche Zahlung auch zurückgefordert werden, wenn und ſoweit 
die Vorausſetzungen für die Rückforderung des zum Zwecke der 
Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleiſteten wegen Nichtbeſtehens 
der Verbindlichkeit nach Maßgabe der 88 812, 814 BGB. 
erfüllt ſind. Vgl. auch Entſcheidungen des RG. vom 22. De⸗ 
zember 1881 und vom 1. Februar 1894 (JW. 82, 76 und 
RG. 32, 121.) Demgemäß iſt auch im vorliegenden Falle der 
Klageanſpruch begründet, wenn die Zeit der Beſchäftigung des 
Vellagten als Büreaubeamten des Spezialkommiſſars in Hagen, 
vom 1. Mai 1874 bis 1. Oktober 1876, nach Lage der Ge⸗ 
ſecgebung in Wahrheit nicht in die ſogenannte penſionsfähige 
Dienſtzeit hätte eingerechnet werden dürfen. Dies hat aber 
das Berufungsgericht mit Recht angenommen, wenn ſich auch 
ſeiner Begründung, daß der Beklagte damals zwar Staats⸗ 
beamter, aber kein unmittelbarer geweſen ſei, nicht bei⸗ 
neten läßt. Der Beklagte war damals überhaupt kein Staats⸗ 
beamter. (Wird eingehend dargelegt.) K. c. Pr. F., U. v. 
19. Dez. 05, 416/05 III. — Hamm. 
. Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874 verbunden 
mit dem Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

34. Iſt eine Klage darauf, daß ein geltend gemachtes 
Enteignungsrecht nicht beſtehe im Rechtswege zuläſſig 21 

Die Kläger haben auf Feſtſtellung, daß der Beklagten das 
Enteignungsrecht in Anfechtung der ſtreitigen Parzellen nicht 
zuſtehe, und auf Verurteilung zur Unterlaſſung jeden Eingriffs 
in ihr Eigentum verklagt. Dieſer Anſpruch wird damit begründet, 
daß das von der Beklagten auf Grund der Fluchtlinienfeſt⸗ 
ſetzung vom Jahre 1899 geltend gemachte Enteignungsrecht 
nicht beſtehe, weil jene Feſtſetzung unwirkſam ſei. Es iſt alſo 
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darauf geklagt, daß die Beklagte das Enteignungsverfahren 
gemäß den 88 11, 13, 14 des Fluchtliniengeſetzes vom 
2. Juli 1875 nicht betreiben dürfe. Über einen ſolchen Anſpruch 
kann im Rechtswege nicht entſchieden werden. Das Enteignungs⸗ 
recht der Gemeinden nach Maßgabe des Fluchtliniengeſetzes 
erwächſt unmittelbar aus dem Geſetze ſelbſt; der nach 8 2 des 
Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 für ſonſtige Fälle der 
Entziehung oder Beſchränkung von Grundeigentum erforderlichen 
Königlichen Verordnung bedarf es nicht. Die im Enteignungs⸗ 
geſetz als erſter Abſchnitt des Verfahrens vorgeſehene Plan⸗ 
feſtſtellung (85 15 ff.) wird für das Gebiet des Fluchtlinien⸗ 
geſetzes durch das Verfahren wegen Feſtſtellung der Fluchtlinien 
erſetzt. Es dient der Ermittelung und Bezeichnung der für die 
beabſichtigte Anlage benötigten Grundſtücke und ſpielt ſich 
innerhalb der Gemeinde⸗ und Ortspolizeibehörden ab. Den 
Beteiligten wird Gelegenheit gegeben, ihre Intereſſen nach der 
erſten Offenlegung des Planes wahrzunehmen, über etwaige 
Einwendungen entſcheidet der Kreis⸗ bezw. Bezirksausſchuß 
(88 7, 8 des Fluchtliniengeſetzes). Das Verfahren endet mit 
der förmlichen Feſtſtellung und Offenlegung des Planes 
(8 8 a. a. O.). Die Feſtſtellung der Entſchädigung und die 
Vollziehung der Enteignung erfolgt nach den SS 24 ff. des 
Enteignungsgeſetzes ($ 14 des Fluchtliniengeſetzes). Der Antrag, 
der unter Umſtänden im Klagewege erzwungen werden kann, 
wird von der Gemeinde beim Regierungspräſidenten bezw. beim 
Polizeipräſidenten in Berlin geſtellt, welcher nach Prüfung der 
geſetzlichen Vorausſetzungen des Entſchädigungsverfahrens die 
kommiſſariſche Erörterung und die ſchließliche Entſcheidung über 
die zu gewährende Entſchädigung durch den Bezirksausſchuß 
herbeiführt. Die Grundlage der Entſcheidung iſt ein geſetzmäßig 
aufgeſtellter Fluchtlinienplan; nur die durch einen ſolchen be⸗ 
troffenen Grundſtücke braucht der Eigentümer gegen vollſtändige 
Entſchädigung abzutreten. Über das Vorhandenſein dieſer 
Grundlage haben aber lediglich die Verwaltungsbehörden 
zu befinden, die erſt nach Entſcheidung der Vorfrage in bejahen⸗ 
dem Sinne in eine Erörterung des Entſchädigungspunktes ein⸗ 
zutreten haben. Der Rechtsweg iſt nur gegen den Ent⸗ 
ſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß eröffnet. (8 30 des Enteignungs⸗ 
geſetzes), die Frage, ob das Enteignungsrecht gegeben iſt und 
ob die für deſſen Ausübung getroffenen Beſtimmungen, ins⸗ 
beſondere rückſichtlich der Planfeſtſtellung oder der Feſtſetzung 
der Fluchtlinie, beobachtet ſind, iſt dem ordentlichen Richter 
entzogen, wie denn nicht er, ſondern der Bezirksausſchuß (das 
Polizeipräſidium) die Enteignung ausſpricht (88 32, 34 des 
Enteignungsgeſetzes). Die Gerichte haben allein über die 
Entſchädigung leinſchließlich einiger Nebenpunkte) unter Zu⸗ 
grundelegung der Zuläſſigkeit der Enteignung in bezug auf das 
von der Verwaltungsinſtanz bewertete Grundeigentum zu 
urteilen. Die Fluchtlinienfeſtſetzung iſt für fie die unverrückbare 
Grundlage des Verfahrens auf Feſtſtellung der Entſchädigung 
und Vollziehung der Enteignung (RG. 43, 359). Die Statt⸗ 
haftigkeit der auf dem Fluchtlinienplan beruhenden Enteignung 
kann in dem gerichtlichen Verfahren nicht wieder zum Gegen⸗ 
ſtande der Erörterung gemacht werden. Die gegenteilige An⸗ 
nahme würde zu dem unmöglichen Ergebnis führen, daß, wenn 
in den ſogenannten Dringlichkeitsfällen ($ 34 des Enteignungs⸗ 
geſetzes) die Enteignung vor Erledigung des Rechtsweges voll⸗ 


— — — — —— — ——— U —— — — 


zogen wird, ſie hinterher durch eine die Fluchtlinienfeſtſetzung 
für ungültig erklärende Entſcheidung des Gerichts wieder rück⸗ 
gängig gemacht werden könnte. Es iſt daher ausgeſchloſſen, 
daß die von den Klägern gegen die Fluchtlinienfeltfegung 
vorgebrachten Einwendungen vor dem nur mit der privarrecht⸗ 
lichen Seite der Enteignung befaßten Prozeßrichter irgendwie 
zum Austrage gebracht werden dürften. Der Richter darf nicht 
ſagen, daß das Enteignungsrecht nicht beſtehe und daß deshalb 
die Grundſtücke der Kläger dieſen zu verbleiben hätten, mithin 
hat er die Entſcheidung abzulehnen (vgl. RG. 24, 38). Mit den 
vorſtehenden Erwägungen ſoll nicht geſagt ſein, daß die Rechts⸗ 
gültigkeit eines Fluchtlinienplanes unter keinen Umſtänden 
der Nachprüfung durch den ordentlichen Richter unterliege. Es 
iſt ſehr wohl denkbar, daß auch dieſe Frage als Inzidentpunkt 
Gegenſtand der richterlichen Entſcheidung wird (vgl. das Urteil 
des II. 3S. des RG. vom 3. November 1899, abgedruckt im 
Preußiſchen Verwaltungsblatt Bd. 21 S. 209). Ebenſo kann 
der Verwaltungsrichter in die Lage kommen, über die Wirk⸗ 
ſamkeit eines Bebauungsplanes zu befinden (OVG. 25, 387). 
Der gegenwärtige Fall iſt indeſſen anders geſtaltet. S. c. Stadt⸗ 
gemeinde B., U. v. 22. Dez. 05, 4/05 VII. — Berlin. 


Literaturbeſprechungen. 


1. Verhandlungen des achtundzwanzigſten Deutſchen 
Juriſtentags. Herausgegeben von dem Schriftführer⸗ 
Amt der ſtändigen Deputation. Erſter Band (Gutachten). 
Berlin 1905. 332 S. 

Wie wir ſchon früher mitteilten wird der 5 755 
— achtundzwanzigſte — deutſche Juriſtentag 1 tlich 
während der letzten Ferientage in Kiel ſtattfinden. 

Acht der erforderten Gutachten werden nunmehr in dem 
erſten Bande der Verhandlungen veröffentlicht. 

Es liegen vor ein Gutachten des Ober⸗Staatsanwalts 
Dr. Hoegel in Wien über die richterliche Strafzumeſſung 
und die ſtrafrechtliche Behandlung des Verſuchs; ein Gut⸗ 
achten des Profeſſor Mayer in Straßburg über die ſtraf⸗ 
rechtliche Behandlung von Rückfall, gewohnheitsmäßigen und 
gewerbsmäßigen Verbrechertum; zwei Gutachten über die Frage: 
Empfielt es ſich, die Haftung des Reeders für ſeemänniſches 
Verſchulden der Schiffs beſatzung auszuſchließen oder durch 
zwingende Rechtsſätze feſtzuſetzen, von IR. Boyens in Leipzig 
und von Oberlandesgerichtsrat Dr. Mittelſtein in Hamburg; 
ein Gutachten über die Frage, ob es ſich empfehle, die Ver⸗ 
antwortlichkeit der Mitglieder des Aufſichtsrats einer Aktien⸗ 
geſellſchaft genauer zu beſtimmen, von Profeſſor Dr. Rehm in 
Straßburg; ein Gutachten des Geh. Juſtizrats Profeſſor Dr. 
Gierke in Berlin über die Frage, ob ſich eine einheitliche 
Regelung der Haftung des Staats und anderer juriſtiſcher 
Perſonen des öffentlichen Rechts für den von ihren Beamten 
bei Ausübung der dieſen anvertrauten öffentlichen Gewalt zu⸗ 
gefügten Schaden empfehle. Magiſtratsaſſeſſor Wölbling in 
Berlin hat die Frage behandelt, ob ſich geſetzliche Beſtimmungen 
über den gewerblichen Arbeitsvertrag auf Geding (Akkord⸗ 
vertrag) empfehlen. Der Oberlandesgerichtsrat Dr. Lobe in 
Dresden endlich erörtert die Frage, ob ſich eine Ergänzung 
des Unl[l WG. in Anſehung des Ausverkaufsweſens empfehle. 

Ich füge dieſem Bericht die Mitteilung hinzu, daß An⸗ 
meldungen zum Juriſtentag unter Einſendung des Jahres⸗ 
beitrags von 6 Mark an J. Guttentags Verlags buchhandlung 
W. 35, Berlin zu richten ſind. 


2. Die Grundbuchordnung für das Deutſche Reich und 
die preußiſchen Ausführungsbeſtimmnungen. Er⸗ 
läutert von Georg Güthe, Amtsrichter. Berlin 1905. 
Verlag von Franz Vahlen. 

In zwei ſtarken Bänden ſtellt der Verf. auf 1642 Seiten 
das geſamte formelle Grundbuchrecht in der Form von 
Erläuterungen zu der Grundbuchordnung und zu den preußiſchen 
Ausführungsbeſtimmungen dar. Dank der vortrefflichen ſyſtema⸗ 
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tiſchen Gliederung und der einfachen und leicht verſtändlichen 
Sprache wird der gewaltige Stoff in durchſichtiger und klarer 
Weiſe dem Leſer dargeboten. In erſter Linie werden die 
Grundbuchrichter dem Verf. für das vortreffliche Hilfsmittel 
Dank wiſſen, aber auch bei Notaren und Rechtsanwälten wird 
ſich das Werk bald einbürgern. Eine Reihe von praktiſchen 
Anlagen ſowie ein vorzügliches Sach⸗ und Quellenregiſter er: 
leichtern die Benutzung des Werkes, das ſich bald ſeinen Platz neben 
den ſonſtigen Kommentaren und Handbüchern erobern wird. N. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Der Begriff des weſentlichen Beſtandteils und des „Ein⸗ 


fügens“ (BGB. 88 93, 94) wird in Entſch. Nr. 1 erörtert. 
Zum „Eingefügtſein“ in ein Gebäude ſoll nunmehr genügen, 
daß die Sache zur Herſtellung des Gebäudes verwendet und 
zur dauernden Bildung desſelben als eines in ſich vollendeten 
wirtſchaftlichen Ganzen beſtimmt iſt, ohne daß es noch auf das 
Vorhandenſein beſonderer Bindemittel ankäme. 

Entſch. Nr. 2 iſt in mehrfacher Beziehung von Bedeutung. 
Sie erkennt die fiduziariſche Sekuritätszeſſion als rechtswirkſam 
und erörtert, die durch die Konkursnovelle von 1898 dem 
Konkursverwalter gewährte paulianiſchen Anfechtungseinrede 
(KO. 8 41 Abſ. 2). Außerdem behandelt fie, ebenſo wie die 
einen ähnlichen Tatbeſtand beurteilende Entſch. Nr. 3, das Rechts⸗ 
verhältnis bei Eintreten des Konkursverwalters in einen Sukzeſſiv⸗ 
lieferungsvertrag und die Anfechtbarkeit dieſes Eintritts wegen 
Irrtums des Konkursverwalters, ſei es über die Rechtsfolgen, ſei 
es über den tatſächlichen Stand der beiderſeitigen Vertragserfüllung. 

Die Vorſchrift des §S 278, wonach der Schuldner das Ber: 
ſchulden ſeiner Hülfsperſonen zu vertreten hat, iſt nicht an⸗ 
wendbar, wo es ſich nicht um eine Leiſtungspflicht, ſondern nur 
um die Schaffung der Vorausſetzungen eines Anſpruchs handelt. 
Trifft ſomit den Verſicherten nicht perſönlich, ſondern ſeinen 
Beauftragten eine Nachläſſigkeit in rechtzeitiger Anmeldung des 
Schadensfalls bei dem Verſicherer, fo kann ſich, wie Entſch. Nr. 9 
ausführt, der Verſicherte gegen die Verwirkung ſeines Erſatz⸗ 
anſpruchs durch Exkulpation ſchützen. 

Die Grundſätze über die Verwaltung des gemeinfchaftlichen 
Gegenſtands, wenn die beiden Teilhaber über die Art der 
Verwaltung in Streit ſind, behandelt Entſch. Nr. 11. 

Infolge mangelhafter Aufſtellung eiſerner Ofen war der 
Mieter einer Wohnung an Kohlenoxydgasvergiſtung geſtorben. 
Frau und Kinder klagten mit Erfolg außerkontraktlich gegen 
den Maurermeiſter, der das Haus erbaut und die Auf: 
ſtellung der Ofen mit übernommen hatte. Über die welt: 
gehende Sorgfaltspflicht in der Überwachung der Herſtellung 
gefährlicher Anlagen läßt ſich Entſch. Nr. 12 hierbei aus. 

Einen Beitrag zur Lehre von der Berechnung des Pflicht: 
teils gibt Entſch. Nr. 13. 

Durch den Beſchluß Nr. 19 verwirft das RG. trotz ge⸗ 


wichtiger Bedenken auf Grund einer von dem Reviſionsbeklagten 


beigebrachten 9 eines gerichtlichen Sachverſtändigen die 
Reviſion wegen Mangels der Reviſionsſumme als unzuläſſig. 
Vergleicht man hiermit die Entſch. Nr. 22, 23 ſowie die 
Angaben in dem Schererſchen Aufſatze (JW. 05, 675), ſo 
drängt ſich der Eindruck auf, daß es leichter iſt, das Nichtvor⸗ 
handenſein als das Vorhandenſein der Reviſionsſumme darzutun 

Gegen die Ablehnung eines Vertagungsgeſuchs, das von 
der einen Partei in Anweſenheit der anderen nach Aufruf der 
Sache, aber vor Beginn der mündlichen Verhandlung, d. h. alſo 
vor Verleſung der Anträge geſtellt iſt, gibt es, wie Entſch. 
Nr. 24 darlegt, keine Beſchwerde. f 

Entſch. Nr. 25 ſtellt Grundſätze auf über die Unverzüglich⸗ 
keit der Mängelrüge beim Handelskauf, wenn eine mehr⸗ 
jache verſchiedenartige, ſofort und ſpäter vorzunehmende Unter: 
ſuchung der Kaufſache angezeigt iſt. 

Entſch. Nr. 31 enthält einen intereſſanten Anwendungsfall 
des Geſetzes über die Entſchädigung der im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren freigeſprochenen Perſonen. N. 
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Hülfskafle für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
1 Augsburg hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
00 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iR für die reiche Beihülfe der anfrichtigſte Dank ans- 
geſprochen worden. 


Ratserteilung des Rechtsanwalts und Beihilfe 
zu einer ſtrafbaren Handlung. 
Von Reichsgerichtsrat a. D. Galli in Leipzig.) 


Ein Rechtsanwalt hat, indem er den 8 120 StGB. über⸗ 
ſah, den Angehörigen eines Strafgefangenen den verlangten 
„Rat“ dahin erteilt, daß ſie für ihre Hilfeleiſtung bei der 
geplanten Flucht ihres Ehemannes und Vaters nicht beſtraft 
werden könnten. Die Angehörigen find aus § 120), der 
Anwalt wegen Beihilfe zu dieſem Vergehen verurteilt. Das 
RO. hat durch Urteil des I. StS. vom 17. November 1904 
ROSE. 37, 321) die Verurteilung des Anwalts aufgehoben. 
Dem erſten Richter wird „zugegeben“, daß ein Irrtum über 
das Strafrecht auch den Anwalt nicht ftraffrei mache, anderer⸗ 
ſeits aber für „ſelbſtverſtändlich“ erklärt, daß „das — nach 
beſtem Wiſſen abgegebene, richtige oder unrichtige — Rechts⸗ 
gutachten darüber, ob eine gewiſſe, von dem das Gutachten 
Eheiſchenden geplante Handlung nach den Geſetzen mit Strafe 
belegt ſei oder nicht, an und für ſich nicht als Beihilfe im 
Sinne des § 49 StGB. angeſehen werden dürfe, auch wenn 
das Gutachten die Ausführung der Tat zur Folge habe, der 
Gutachter dieſen bevorſtehenden Erfolg bei feiner Ratserteilung 
gewußt habe und die Tat in Wahrheit ein ſtrafbares Delikt 
ki." Das Reviſionsurteil fährt fort: 

„Zur Wiſſentlichkeit — gleichbedeutend mit Vorſätz⸗ 
lichkeit — iſt es nicht ausreichend, daß dem Gehilfen 

) Die Beſprechung dieſes Reichsgerichtsurteils iſt dem 67. Bande 
des „Gerichtsſaal“ mit Erlaubnis der Redaktion entnommen. 

) StGB. 8 120: Wer einen Gefangenen aus der Gefangenen⸗ 
anſtalt oder aus der Gewalt der bewaffneten Macht, des Beamten 
oder desjenigen, unter deſſen Beaufſichtigung, Begleitung oder Be: 
wachung er ſich befindet, vorſätzlich befreit oder ihm zur Selbft⸗ 
befteiung vorſätzlich behilflich iſt, wird mit Gefängnis bis zu drei 
Jahren beſtraft. Der Verſuch ift ftrafbar. 


bekannt iſt, der Täter wolle die betreffende ſtrafbare 
Handlung begehen; es iſt vielmehr für das ſubjektive 
Tatbeſtandsmerkmal erforderlich, daß der Täter ſeine 
Hilfe und insbeſondere ſeinen Rat gewähre in dem 
Bewußtſein, es werde durch dieſe ſeine Tätigkeit 
die Ausführung der von dem anderen beabſichtigten 
Tat gefördert werden, und daß ſomit auch der Wille 
des Ratgebenden auf dieſen Erfolg gerichtet ſei. Vgl. 
RGSt. 16, 25; 17, 377; 32, 353. Gehört es nun, 
wie unzweifelhaft iſt, zu den Berufshandlungen und 
Berufspflichten eines Rechtsanwaltes, denjenigen, die 
ſeinen Rat erfordern, nach beſtem Wiſſen dieſen Rat zu 
erteilen, fo wird man von vornherein und präſumtiv 
davon ausgehen müſſen, daß das Bewußtſein und der 
Wille des Anwalts in ſolchen Fällen lediglich darauf 
gerichtet iſt, pflichtmäßig Rat zu erteilen, insbeſondere 
nicht darauf, auf das, was der Klient infolge der rechts⸗ 
gutachtlichen Außerung ſeines Rechtsbeiſtandes tut, ein⸗ 
zuwirken. Das wird man im allgemeinen auch in dem 
Falle annehmen müſſen, wenn der Anwalt ſich ſagt 
oder weiß, daß ſein Rat den Klienten zur Vornahme 
irgend einer beſtimmten Handlung veranlaſſen wird, ins⸗ 
beſondere, daß der gutachtliche Rat den anderen zur 
Begehung eines Delikts beſtimmen, alſo objektiv zur 
Ausführung einer ſtrafbaren Handlung Beihilfe leiſten 
wird. Sollte der erſte Richter bei Feſtſtellung des Vor⸗ 
ſatzes des Angeklagten auch ſchon in einem derartigen 
„Bewußtſein“ das Tatbeſtandsmerkmal der Wiſſentlichkeit 
im Sinne des 5 49 StGB. erblickt haben, fo würde 
ſeine Feſtſtellung des ſubjektiven Tatbeſtandes auf Rechts⸗ 
irrtum beruhen. In Fällen der vorliegenden Art wird 
man beſonders ſtreng zu unterſcheiden und bei Prüfung 
der Frage nach der Vorſätzlichkeit den Begriff des „Be⸗ 
wußtſeins“ und des „Willens“ in Anpaſſung an die 
konkrete Sachlage mit beſonderer Schärfe aufzufaſſen 
haben. Will der Anwalt — auf berufsmäßige Gutachten 
anderer Zweige wird dieſelbe Erwägung zutreffen — 
nichts weiter tun, als ſeinen berufs⸗ und pflichtmäßigen 
Rat (d. i. Belehrung) erteilen, iſt ihm dabei bekannt, 
daß ſein Gutachten zur Begehung eines Delikts führt, 
— bat jedoch ſein Wille mit dieſer Folge feiner rechte 
17 
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lichen Begutachtung oder Ratserteilung nichts zu ſchaffen, 
ſo kann von einer wiſſentlichen Beihilfe nicht die 
Rede ſein. Geht aber ſeine Geiſtes⸗ und Willenstätigkeit 
nicht nur darauf hin, in der Ratserteilung ſeinen Beruf 
zu erfüllen, ſondern auch durch die berufsmäßige Rats⸗ 
erteilung die Ausführung einer Straftat zu fördern, dann 
— und nur dann — liegt Beihilfe im Sinne des Straf⸗ 
geſetzes vor.“ 
Entgegen dieſen Sätzen möchte folgendes zu erwägen ſein: 
Wie das angezogene Urteil des II. StS. (RGSt. 32, 353) zu⸗ 
treffend ausführt, ſoll damit, daß der Wille des Gehilfen auf das 
Zuſtandekommen des von ihm geförderten Deliktes gerichtet ſein 
müſſe, nicht geſagt ſein, der verbrecheriſche Erfolg müſſe Motiv 
oder Zweck für die Tätigkeit des Gehilfen bilden. „Wenn der 
Gehilfe weiß, daß der Täter eine beſtimmte Straftat ausführen 
will, und ihm hierbei mit dem Bewußtſein Hilfe leiſtet, daß 
durch dieſe ſeine Tätigkeit die Vollbringung der vom Täter 
beabſichtigten Straftat gefördert wird, ſo iſt auch ſein Wille 
auf dieſen Erfolg gerichtet, mag er auch an der Ausführung 
der Tat weiter kein Intereſſe haben und mag auch die geleiſtete 
Hilfe für die Vollendung der Tat nicht weſentlich notwendig 
ſein“ (S. 355 a. a. O.). Muß danach — in Übereinſtimmung 
mit Olshauſen, (7) Note 13 zu 8 48 StGB. — davon 
ausgegangen werden, daß mit dem Bewußtſein des Gehilfen, 
durch ſeine Tätigkeit die Vollbringung der vom Täter gewollten 
Straftat zu fördern, notwendig auch der Wille des Gehilfen 
auf dieſen Erfolg gerichtet iſt, ſo erhellt, daß gleich jedem anderen 
auch der berufsmäßige Gutachter, welcher einen Rat mit dem 
Bewußtsein erteilt, daß eben dieſer Rat den Klienten zur 
Begehung eines von ihm geplanten Delikts beſtimmen wird, 
nicht bloß objektiv, ſondern vorſatzlich, alſo wiſſentlich im Sinne 
des § 49 Beihilfe leiſtet. Bei Entſcheidung darüber, ob der 
Anwalt mit einem derartigen Bewußtſein ſich gutachtlich geäußert 
hat, kann der Umſtand, daß der Anwalt ſich auf eine ledig⸗ 
lich akademiſche Bemerkung beſchränkt hat, von tarſächlicher 
Bedeutung ſein. Dies rechtfertigt aber nicht, die Unterſcheidung 
zwiſchen dem Willen, berufsmäßig nur zu belehren, und dem 
Willen, auf den Klienten auch einzuwirken, zum Rechtsgrund⸗ 
ſatze zu erheben. Das Gleiche gilt von der zugunſten einer 
bloßen Belehrung aufgeſtellten Vermutung. Dazu kommt, daß 
dieſe Vermutung den realen Verhältniſſen nicht entſpricht: 
weder vom Standpunkte des Anwalts, zu deſſen Berufspflicht 
Unterweiſungen zum bloßen Unterricht nicht gehören, noch vom 
Standpunkte des Klienten, welcher den Anwalt, wie dieſer weiß, 
konſultiert, um nach deſſen Rate ſein Tun oder Unterlaſſen 
einzurichten. | 
Diesſeits wird der die Aufhebung des erſten Erkenntniſſes 
rechtfertigende Verſtoß darin gefunden, daß die Strafkammer den 
Satz, wonach der ſtrafrechtliche Irrtum — hier das Uberſehen des 
8120 StGB. — keinen Strafausſchließungsgrund bildet, in einem 
Falle, für den er nicht gegeben iſt, angewandt hat. Die Bedeutung 
dieſes Satzes kann doch nur die ſein, daß da, wo die ſämtlichen, 
objektiven und ſubjektiven Merkmale der Strafbarkeit vorliegen, 
Delinquent durch die irrtümliche Annahme der Strafloſigkeit 
nicht ſtraffrei wird. Hat aber dem Handelnden in einem Falle, 
in welchem die Strafbarkeit durch das Bewußtſein der Rechts⸗ 
widrigkeit bedingt iſt, dieſes Bewußtſein gefehlt, ſo kommt es auf 
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die Beſchaffenheit des Irrtums, auf welchen der Mangel des 
zum Tatbeſtande erforderlichen Bewußtſeins zurückzuführen iſt, 
nicht weiter an. Das Gleiche gilt da, wo dem Handelnden 
nach Maßgabe der von ihm, wenn ſchon irrtümlich, angenom⸗ 
menen Sach⸗ oder Rechtslage ein vom Staate anerkannter 
Schuldausſchließungsgrund in Geſtalt eines ſeine Tätigkeit 
legaliſierenden Berufsrechts zur Seite ſtand. Das letztere trifft 
hier zu. Soweit der Staat dem Berufe des Anwalts gewiſſe 
Geſchäfte zuweiſt, liegt hierin die Einräumung eines Berufs⸗ 
rechts, welches, ſoweit es reicht, den ſtrafbaren Tatbeſtand aus⸗ 
Theorie und Praxis ſind darin einverſtanden, daß die 
Verteidigung innerhalb geſetzlicher Grenzen keine ſtrafbare Be⸗ 
günſtigung darſtellt). Ebenſo liegt der Fall, wenn von dem 
Rechtsanwalt ein berufsmäßiges Gutachten über die Strafbar⸗ 
keit oder Straffreiheit einer Handlung abgegeben wird; wobei 
es keinen Unterſchied machen kann, ob eine bereits vorgenommene 
oder eine erſt geplante Handlung und mithin — auf der Seite 
des Anwalts — Begünſtigung oder Beihilfe in Frage ſteht. 
Ein Unterſchied zwiſchen der Rechtsſtellung des Verteidigers 
und dem Berufsrechte des begutachtenden Anwalts beſteht nur 
darin, daß jene den Verteidiger auch da ſchützt, wo er für 
Freiſprechung feines Klienten gegen feine perſönliche Überzeugung 
eintritt, während die begutachtende Tätigkeit ihrer Natur nach 
nur da als berechtigt gelten kann, wo das Gutachten im Glauben 
an deſſen Richtigkeit abgegeben wird. Hat aber der begut⸗ 
achtende Rechtsanwalt dieſen Glauben gehabt, ſo wird an dem 
Charakter ſeiner Tätigkeit als einer dienſtlich berechtigten da⸗ 
durch nichts geändert, daß das Gutachten hinterdrein von einem 
anderen oder auch von dem Gutachter ſelbſt als unrichtig er⸗ 
kannt wird. Es kann ſich alsdann darum handeln, ob dem 
Anwalte eine Fahrläſſigkeit oder eine diſziplinariſch zu verfolgende 
Verletzung der Dienſtpflicht zur Laſt fällt, während für die 
Nichtanwendbarkeit des 8 49 StGB. ſchon die bloße Tatſache, 
daß der Anwalt die Handlung für nicht ſtrafbar gehalten hat, 
entſcheidend iſt, gleichviel ob dieſer Gutgläubigkeit ein verſchul⸗ 
deter oder unverſchuldeter, tatſächlicher oder rechtlicher, zivil⸗ oder 
ſtrafrechtlicher Irrtum zugrunde liegt. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 28. Sanuar bis 
10. Februar 1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

1. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Zur Annahme eines argliſtigen Verſchweigens nach 
BGB. reicht auch ein grobfahrläſſiger Verſtoß gegen Treu 
und Glauben nicht aus.] | 

Die Inſtanzgerichte nehmen übereinstimmend zugunſten der 
Beklagten und Reviſionsklägerin an, daß der mit der Klage 
begehrte Schadenerſatz wegen Nichterfüllung der zugeſagten 
Eigenſchaft — 8 480 Abſ. 2 BGB. — der von der Beklagten 
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gelieferten Radiatoren nach 5 477 B68. an ſich verjährt 
wäre, da die Ablieferung ſpäteſtens am 30. November 1902 
erfolgt war und die Klage erſt im September 1903 erhoben 
wurde, es fei denn, daß die Beklagte das Fehlen der Eigen⸗ 
ſchaft argliſtig verſchwiegen hätte. Denn im letzteren Falle 
käme die kurze Verjährung des 8 477 a. a. O. nicht in Frage 
und wäre auch nach dem Schlußabſatze des 8 377 HGB. das 
Präjudiz der Genehmigung aus 8 377 Abſ. 2 ausgeſchloſſen. 
Der Berufungsrichter nimmt indeſſen als bewieſen an, daß die 
Beklagte das Fehlen jener zugeſicherten Eigenſchaft argliſtig 
verſchwiegen habe, und macht die Entſcheidung von dem Eide 
über die Kenntnis des Klägers von dem Mangel bei Annahme 
der Ware abhängig. Er führt aus: „Nimmt man zugunſten 
der Beklagten an, daß ſie die von ihr gegebene Erklärung der 
Angaben in dem Preis verzeichniſſe für allgemein üblich und 
allgemein verſtändlich gehalten habe, ſo mußte die Beklagte 
fh jedenfalls ſagen, daß die alsdann angewandte Art der 
Bezeichnung eine höchſt wunderliche ſei. Sie mußte ſich ſagen, 
daß .. . ihre Proſpekte in vielerlei Hände kommen und von 
Perſonen verſchiedenſter Berufsſtellung und verſchiedenſter 
Kenntniſſe zur Grundlage von Aufträgen gemacht würden. Sie 
konnte keinesfalls damit rechnen, daß der von ihr behauptete 
Sprachgebrauch einem jeden bekannt wäre, der den Proſpekt im 
gewöhnlichen Lauf der Dinge benutzen würde. Treu und 
Glauben erforderten daher, daß die Beklagte in ihre Proſpekte 
einen Hinweis aufnahm oder ihre Käufer darüber unterrichtete, 
daß das angegebene Maß der Heizflächen nicht das wirkliche 
Maß ſei .... Unterließ die Beklagte dieſe Klarſtellung, fo 
handelte fie im Sinne des Geſetzes argliſtig.“ Die Reviſions⸗ 
llägerin rügt, der rechtliche Begriff des argliftigen Verſchweigens 
ſei verletzt. Diefem Angriffe konnte im Hinblick auf die 
Faſſung der Urteilsgründe der Erfolg nicht verſagt werden. 
Der erkennende Senat hat — RG. 55, 214 — ausgeſprochen, 
das BGB. verſtehe unter argliſtigem Verſchweigen ein Vers 
ſchweigen in der Abſicht, den Vertragsgegner zu täuſchen. 
Darnach iſt zur Annahme eines argliſtigen Verſchweigens zwar 
nicht verlangt, daß eine Täuſchung des Vertragsgegners be⸗ 
zweckt war. Wohl aber iſt neben dem Erforderniſſe, daß der 
Verkäufer das Fehlen der Eigenſchaft kannte oder doch mit 
der Möglichkeit rechnete, die Ware habe die gedachte 
Eigenſchaft nicht, weiter nötig, daß der Verkäufer wußte, dem 
Käufer ſei der Mangel unbekannt oder könne ihm doch unbe⸗ 
kannt ſein und der Käufer würde, wenn ihm die dem Verkäufer 
bekannte Sachlage gleichfalls bekannt wäre, den Vertrag nicht, 
wie geſchehen, abſchließen oder die angebotene Ware nicht als 
Vertragzerfüllung annehmen. Nach alledem reicht zur Annahme 
eines argliſtigen Verſchweigens einer Eigenſchaft nicht ein bloß 
ſahrläſſiger oder auch grobfahrläſſiger Verſtoß gegen Treu 
und Glauben zu, der etwa zur Rechtfertigung einer gemein⸗ 
rechtlichen ex ceptio doli geeignet geweſen wäre. Als Min⸗ 
deſtes iſt nötig, daß der Verkäufer, der das Fehlen der Eigen⸗ 
ſchaft kannte oder doch mit deren Fehlen rechnete, wußte oder 
doch mit der Möglichkeit rechnete, dem Käufer ſei jenes Fehlen 
nicht bekannt, und ſich bewußt war, der Käufer würde bei 
Kenntnis der dem Verkäufer bekannten Sachlage den Vertrag 
nicht ſchließen oder die angebotene Ware nicht als Erfüllung 
annehmen. Dieſes notwenditze Erfordernis, daß im gegebenen 
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Falle die Beklagte wußte oder doch mit der Möglichkeit 
rechnete, der Kläger verſtehe jene Angaben in dem Preis⸗ 
verzeichniſſe nach ihrem Wortlaute und nicht in dem von ihr 
vertretenen, ſicher weit hergeholten Sinne, iſt in den Grümden 
des Berufungsurteils nicht zureichend feſtgeſtellt. Die Aus⸗ 
führungen, „die Beklagte mußte ſich ſagen, daß die ge⸗ 
wählte Art der Bezeichnung höchſt verwunderlich ſei“, „ſie 
mußte ſich ſagen, daß ihre Proſpekte von Perſonen ver⸗ 
ſchiedenſter Berufsſtellung und verſchiedenſter Kenntniſſe zur 
Grundlage von Aufträgen gemacht würden“, „ſie konnte 
keinenfalls damit rechnen, daß der von ihr behauptete 
Sprachgebrauch einem jeden bekannt wäre“, .. enthalten 
nicht die notwendige poſitive Feſtſtellung, daß die Beklagte 
wußte oder doch mit der Möglichkeit rechnete, der Kläger verſtehe 
jene Angaben nicht in dem von ihr vertretenen Sinne. Auch 
die weiteren Urteilsgründe reichen nicht zu, dieſen Mangel 
zu beſeitigen. E. o. W., U. v. 19. Jan. 06, 239/05 II. — 
Hamburg. 

2. 5119 BGB. Kein Irrtum wegen perſönlicher Eigen⸗ 
ſchaften des Vertragsgegners bei Vertragsleiſtungen durch ein 
von dem Vertragsgegner nur repräſentiertes geſchäftliches Unter⸗ 
nehmen.] 

Nach dem Vertrage der Parteien vom 21. Auguſt 1904 
ſollte der Beklagte dem Kläger ein Drogengeſchäft in dem von 
dem letzteren gemieteten Laden zu P. einrichten, das heißt ihm 
für 1000 Mark die vollſtändige Einrichtung des Geſchäfts und 
für weitere 4000 Mark abgepackte ſowie loſe Drogen, 
Spezialitäten uſw. liefern. Die Verkaufspreiſe ſollten ſo be⸗ 
rechnet werden, daß der Kläger 33 Prozent Nutzen auf bie 
Verkaufspreiſe des Beklagten in feiner Broſchüre „Erſte Hilfe“ 
erhalte. Nach Behauptung des Klägers ſollten ſie auch mit 
den von L. und W. geführten übereinſtimmen. Der Kläger 
ſollte dagegen Akzepte, fällig in 3 bis 18 Monaten, geben und 
Bürgen ſtellen ſowie 5 Jahre lang alle Waren für ſein Geſchäft 
unter beſtimmten Bedingungen von dem Beklagten beziehen. 
Am 20. Oktober 1904 lieferte der Beklagte, am 21. Oktober 
1904 eröffnete Kläger das Drogengeſchäft. Nach einem Brief⸗ 
wechſel vom 23. und 24. Oktober teilte der Kläger dem Be⸗ 
klagten am 25. Oktober 1904 mit, daß er ſich nicht mehr an 
den Vertrag vom 21. Auguſt 1904 gebunden halte. Mit der 
Klage iſt beantragt, feſtzuſtellen, daß das Vertragsverhältnis 
zwiſchen den Parteien, wie es am 21. Auguſt 1904 ſchrutlich 
niedergelegt iſt, nicht beſtehe. Der Beklagte beantragte Ab⸗ 
weiſung der Klage und durch Widerklage feſtzuſtellen, daß 
der zwiſchen den Parteien am 21. Auguſt 1904 abgeſchloſſene 
Vertrag zu Recht beſtehe. Beide Vorderrichter erkannten unter 
Abweiſung der Widerklage nach dem Klageantrage. Das RG. 
hob auf: Der Berufungsrichter nimmt an, der abgeſchloſſene 
Vertrag habe im ganz beſonderen Grade auf ſeiten des Be⸗ 
klagten oder, was das gleiche ſei, des von ihm repräſentierten 
geſchäftlichen Unternehmens ſowohl eine gründliche Fachkenntnis 
der fraglichen Branche wie große Vertrauenswürdigkeit zur 
Vorausſetzung gehabt. Dieſe Erforderniſſe ſeien nach Sachlage 
als Eigenſchaften der Perſon im Sinne des § 119 Abſ. 2 
BGB., die für einen Fall, wie den vorliegenden, im Verkehre 
als weſentlich angeſehen werden, zu beurteilen und folgeweiſe 
müſſe dem Kläger das Recht zugebilligt werden, den Vertrag 
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gemäß $ 119 BGB. wegen Irrtums anzufechten, wenn er ſich 
über die Fachkunde oder die Zuverläſſigkeit des Beklagten oder 
des von ihm repräſentierten geſchäftlichen Unternehmens ge⸗ 
täuſcht habe. Es ſei aber als bewieſen zu erachten, daß 
wenigſtens der Beklagte perſönlich ohne jede Sachkunde war. 
Das würde in dem Falle allerdings noch nicht zur Begründung 
einer Irrtumsanfechtung von ſeiten des Klägers ausreichen, 
wenn nur wenigſtens der Angeſtellte des Beklagten dieſen 
Mangel durch ſeine Kenntniſſe ausreichend erſetzt hätte. Die 
gelieferte Drogerie ſei indeſſen ſo unſachgemäß eingerichtet, daß 
nur entweder völlige Sachunkunde oder großer Mißbrauch des 
vom Kläger in den Beklagten oder deſſen geſchäftliches Unter⸗ 
nehmen geſetzten Vertrauens als Urſache der mangelhaften 
Lieferung angeſehen werden könne. Danach habe dem Be⸗ 
klagten oder, was auf das gleiche hinauskomme, dem von ihm 
repräſentierten geſchäftlichen Unternehmen entweder die Sach⸗ 
kunde oder die Zuverläſſigkeit gefehlt, welche Kläger bei Ab: 
ſchluß des vorliegenden, dieſe beiden Eigenſchaften in beſonders 
hohem Maße vorausſetzenden Vertrages erwarten durfte. 
Kläger ſei wegen dieſes Irrtums über Eigenſchaften des Ver⸗ 
tragsgegners zur Anfechtung befugt. Durch dieſe Ausführungen 
wird zunächſt der im S 119 Abſ. 2 BGB. aufgeſtellte Rechts⸗ 
begriff eines Irrtums über Eigenſchaften der Perſon und damit 
die Anfechtbarkeit einer Willenserklärung wegen Irrtums in 
einem Umfange zugelaſſen, der nicht frei von rechtlichen Be⸗ 
denken iſt. Bei Verträgen auf höchſtperſönliche Leiſtungen des 
Vertragsgegners mögen im einzelnen Falle ſeine perſönliche 
Sachkunde und unter ganz beſonderen Verhältniſſen auch ſeine 
perſönliche Vertrauenswürdigkeit Eigenſchaften der Perſon im 
Sinne des 8 119 Abſ. 2 BGB. fein und kann ein Irrtum 
über dieſe Eigenſchaften wenigſtens für die Zeit vor der Ver⸗ 
tragserfüllung eine Anfechtung des Vertragsabſchluſſes recht⸗ 
fertigen. Gleiches mag auch noch bei anderen Vertrags⸗ 
verhältniſſen zutreffen, wenn nach Sachlage die Leiſtung von 
dem Vertragsgegner in Perſon oder doch unter ſeiner per⸗ 
ſönlichen verantwortlichen Leitung bewirkt werden ſoll, und zur 
mangelfreien Leiſtung ein gewiſſes Maß von Sachkunde nötig 
iſt. Grundſätzlich anders liegen indeſſen die Fälle, wenn die 
Vertragsleiſtung unabhängig von den perſönlichen Eigenſchaften 
des Vertragsgegners iſt, wenn es alſo, was bei jedem größeren 
Geſchäftsbetriebe zutrifft und was auch der Berufungsrichter im 
gegebenen Falle annimmt, in Wirklichkeit darauf ankommt, ob 
das von dem Vertragsgegner lediglich „repräſentierte geſchäft⸗ 
liche Unternehmen“ die vertraglichen Leiſtungen mit der nötigen 
Sachkunde und Zuverläſſigkeit ausführt. Es beſtehen deshalb 
gegen eine grundſätzliche Gleichſtellung des Irrtums über per⸗ 
ſönliche Eigenſchaften des Vertragsgegners und des Irrtums 
über die Leiſtungsfähigkeit des von ihm lediglich repräſentierten 
gewerblichen Unternehmens an ſich ſchon erhebliche Bedenken. 
Einmal wird in letzterem Falle regelmäßig erſt durch die Er⸗ 
füllung und, wenn ſie etwa mangelhaft iſt, durch die darin 
liegende Vertragsverletzung offenbar, daß die vorausgeſetzte 
Fachkunde und Vertrauenswürdigkeit fehlt. Bei ſolchen ge⸗ 
ſchäftlichen Unternehmen kann ferner durch Nachfrage vor Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages weit leichter feſtgeſtellt werden, ob ſie mit 
der nötigen Sachkunde und Vertrauenswürdigkeit arbeiten; 
Möglichkeit und Pflicht der Erkundigung bieten hier zureichenden 
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Erſatz für den durch 8 119 Abſ. 2 bei Irrtum über Eigen- 
ſchaften der Perſon gegebenen Rechtsſchutz. Deshalb entſpricht 
es weder der Verkehrsauffaſſung, noch dem Verkehrsbedürfniſſe, 
einen durch die mangelhafte Art der Erfüllung und die darin 
liegende Vertragsverletzung in Wahrheit erſt erheblich ge⸗ 
wordenen Irrtum über die Leiſtungsfähigkeit eines Unternehmens 
zur Anfechtung wegen Irrtums bei dem Vertragsſchluſſe zu 
verwenden. Das gilt insbeſondere, ſoweit die Eigenſchaft der 
Vertrauenswürdigkeit des geſchäftlichen Unternehmens in Frage 
kommt. Es iſt aber auch mit der exkluſiven Regelung der 
Folgen vertragswidriger Nichterfüllung unvereinbar, noch eine 
Anfechtung des Vertragsſchluſſes wegen Irrtums über Eigen⸗ 
ſchaften der Perſon oder des geſchäftlichen Unternehmens zuzu⸗ 
laſſen, wenn die geſchuldete Leiſtung ganz oder zum Teil 
bewirkt und das Fehlen der vorausgeſetzten Eigenſchaften erſt 
durch dieſe mangelhafte Vertragserfüllung zutage ge⸗ 
treten iſt. Hier greifen grundſätzlich — vgl. auch Urteil des 
V. 8S. vom 1. Juli 1905, RG. 61, 171, das eine Kon⸗ 
kurrenz der Anfechtung wegen Irrtums über Eigenſchaſten der 
Sache mit den Gewährleiſtungsanſprüchen verneint —, die Be⸗ 
ſtimmungen über die Folgen vertragswidriger Nichterfüllung 
Platz. Durch letztere iſt der Gläubiger zureichend geſchützt. 
Bei Verträgen, die auf längere Zeit abgeſchloſſen wurden, 
können die in den Urteilen des erkennenden Senats — RG. 54, 
98; 57, 105 — ausgeſprochenen rechtlichen Grundſätze über die 
Folgen poſitiver Vertragsverletzungen angewendet werden. — 
Der Berufungsrichter iſt den entgegengeſetzten Weg gegangen. 
Der Kläger hatte die überaus große Mangelhaftigkeit der ihm 
gemachten Leiſtung des Beklagten geltend gemacht und der 
Berufungsrichter hat ſie auch als bewieſen angenommen. Er 
hat indeſſen das Nächſtliegende nicht geprüft, ob die darin 
liegende Vertragsverletzung nicht das Klagebegehren rechtfertige, 
und hat einen Irrtum über Eigenſchaften des vom Beklagten 
repräſentierten geſchäftlichen Unternehmens, der in den Inſtanzen 
überhaupt nicht Gegenſtand der Verhandlung war, angenommen 
und daraus eine Anfechtbarkeit nach §S 119 Abſ. 2 abgeleitet. 
Seine Ausführungen verletzen die dargelegten Rechtsgrundſätze. 
R. c. Sch., U. v. 16. Jan. 05, 487/05 II. — Hamburg. 

3. 88 276, 839, 2205, 2368 BGB. verb. mit 8 36 
Abſ. 2 der Grundbuchordnung und Art. 40 des preußiſchen 
Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit. Fahrläſſigkeit des 
Grundbuchrichters bei Ausübung ſeines Amtes? Art und 
Weiſe der übernahme des Amtes ſeitens des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers .] 

Im Termine am 31. März 1904, in welchem es ſich um 
die Auflaſſung eines Grundſtücks handelte, legte Kläger 1 dem 
in Vertretung des ordentlichen Dezernenten fungierenden Amts⸗ 
gerichtsrat X., dem Nebenintervenienten, eine beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift eines von ihm an das Nachlaßgericht geſandten Schreibens 
vor, in dem er erklärt hatte, daß er das Amt als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker angenommen habe. X. hielt dieſe Urkunde nicht für 
ausreichend, weil er ſie nicht als eine Beſcheinigung des Nach⸗ 
laßgerichts über die Annahme anſah und eine ſolche für nötig 
hielt. Nach der Behauptung des beklagten Juſtizfiskus hat er 
ſich aber ausdrücklich bereit erklärt, die Auflaſſung aufzunehmen, 
dabei aber betont, daß er das erhobene Bedenken in das Pro 
tokoll aufnehmen werde. Da der Vertreter der Käufer unter dieſen 
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Umſtänden die 144 000 Mark Kaufgeld nicht zahlen wollte, unter⸗ 
blieb die Auflaſſung. Erſt am 6. April 1904 erfolgte die Auflaſſung 
und die Zahlung, nachdem der ordentliche Dezernent von dem 
Erfordern der Beſcheinigung des Nachlaßgerichts, betreffend die 
Annahme des Amts des Teſtamentsvollſtreckers ſeitens des 
Klägers 1 Abſtand genommen hatte. Kläger ſehen darin, daß 
der Amtsgerichtsrat k. am 31. März 1904 die Auflaſſungs⸗ 
verhandlungen nicht aufgenommen hat, eine fahrläſſige Ver⸗ 
letzung der ihm obliegenden Amtspflicht und nehmen den Be⸗ 
klagten wegen des ihnen durch die verzögerte Zahlung des 
Kaufgeldes entſtandenen Schadens in Anſpruch. Das KG. 
verurteilte, das RG. hob auf: Dem Berufungsgericht iſt 
darin beizutreten, daß es zum Nachweiſe der Befugnis eines 
Teſtamentsvollſtreckers zur Verfügung über einen Nachlaß⸗ 
gegenſtand vor dem Grundbuchamte neben dem vom Nachlaß⸗ 
gericht erteilten Zeugniſſe über die Ernennung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers (BGB. § 2368) nicht noch eines beſonderen 
Zeugniſſes des Nachlaßgerichts darüber bedarf, daß der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker das Amt angenommen hat. Da das Amt des 
Teſtamentsvollſtreckers erſt mit dem Zeitpunkte beginnt, in dem 
der Ernannte durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte 
das Amt annimmt (BGB. 8 2202), fo muß dem Grundbuch⸗ 
amte die Annahme nachgewieſen werden, wenn der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker vor dem Grundbuchamte eine Verfügung über einen 
Nachlaßgegenſtand treffen will. Wird dem Grundbuchamte zur 
Legitimation des Teſtamentsvollſtreckers die letztwillige Ver⸗ 
fügung in einer öffentlichen Urkunde, in der die Ernennung des 
Teſtamentsvollſtreckers enthalten iſt, nebſt dem Protokolle über 
die Eröffnung der Verfügung vorgelegt, ſo muß die Annahme 
des Amtes ſeitens des Teſtamentvollſtreckers nach 8 29 GBO. 
durch eine öffentliche Urkunde nachgewieſen werden. Kann der 
Nachweis der Annahme nicht in anderer Weiſe durch eine 
öffentliche Urkunde erbracht werden, ſo muß eine Beſcheinigung 
des Nachlaßgerichts über die Annahme durch den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker verlangt werden (vgl. Beſchluß des KG. in der Zuſammen⸗ 
ſtellung des RIA. 4, 265). Wird dagegen dem Grundbuchamte das 
Zeugnis des Nachlaßgerichts über die Ernennung des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers (BB. § 2368) vorgelegt, fo muß es hier⸗ 
durch allein auch den Nachweis der Annahme als geführt an⸗ 
ſehen. Dies ergibt ſich unverkennbar aus den Vorſchriften des 
9 36 Abſ. 2 GBD., wonach das Grundbuchamt zum Legiti⸗ 
mationsnachweiſe des Teſtamentsvollſtreckers in allen Fällen 
höchstens die Vorlegung des Ernennungszeugniſſes (BGB. 
52368) verlangen darf. War hiernach die vom Amtsgerichts⸗ 
rat X. bei der Verhandlung mit den bei der Auflaſſung Be⸗ 
teiligten geäußerte Rechtsanſicht nicht richtig: ſo folgt daraus 
doch keineswegs, daß er damit fahrläſſig die ihm den Klägern 
gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt hat. Dem K. wird 
nicht eigentlich der Vorwurf gemacht, daß er die erforderliche 
Sorgfalt bei Ausübung ſeines Amtes außer acht gelaſſen habe 
(868. 98 276, 839), vielmehr wird er dafür verantwortlich 
gemacht, daß er in übergroßer Sorgfalt Anforderungen an den 
Kläger 1 geſtellt, die geſetzlich nicht gerechtfertigt waren, und 
dadurch die Auflaſſung vereitelt habe. Offenbar hat X. ange⸗ 
nommen, daß der Teſtamentsvollſtrecker vor der Annahme ſeines 
Amtes zur Vornahme von Verwaltungshandlungen nicht befugt 
ſei, und daß Verfügungen über Nachlaßgegenſtände, die er vor 
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der Annahme ſeines Amtes vornehme, für die Erben unver⸗ 
bindlich ſeien. Um nicht eine ungültige Verwaltungshandlung 
des Klägers 1 zu beurkunden, hat er den beſonderen Nachweis 
der Annahme ſeines Amtes vom Kläger 1 durch Vorlegung 
einer Beſcheinigung des Nachlaßgerichts über die Annahme ge⸗ 
fordert, indem er das ihm vorliegende Ernennungszeugnis des 
Nachlaßgerichts nicht für ausreichend zum Nachweiſe der An⸗ 
nahme erachtete. Mag er nun, wie Kläger behaupten, die Be⸗ 
urkundung der Auflaſſung abgelehnt oder, wie Beklagter be⸗ 
hauptet, die Beurkundung nur unter Aufnahme ſeiner rechtlichen 
Zweifel in das Protokoll haben vornehmen wollen: zu beiden 
war er nach Art. 40 des Preuß. Geſ. über d. freiw. Gerichts⸗ 
barkeit befugt. Nur dann könnte X. der Vorwurf der Fahr⸗ 
läſſigkeit treffen, wenn er nach den für ſein Amt erforderlichen 
Kenntniſſen bei Beobachtung der erforderlichen Sorgfalt aus 
den geſetzlich beſtehenden Vorſchriften habe entnehmen können 
und ſollen, daß ſeine Bedenken gegen die Aufnahme der Auf⸗ 
laſſungsverhandlung nicht berechtigt ſeien (vgl. RG. 41, 200). 
Dies iſt nach Lage der Sache zu verneinen. Wenn das Be⸗ 
rufungsgericht eine Meinungsverſchiedenheit über die in Betracht 
kommende Rechtsfrage für unmöglich hält, ſo überſieht es, daß in 
der Literatur bereits die Anſicht hervorgetreten iſt, der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker werde in Anſehung des Nachweiſes der An⸗ 
nahme des Amtes nicht durch das Ernennungszeugnis aus⸗ 
reichend legitimiert. Vgl. Bold und Helm in DIZ. 03 S. 199, 
243. Auch aus dem Geſetze ſelbſt läßt ſich nicht begründen, 
daß X. auf ſeiner Anſicht aus Fahrläſſigkeit beſtanden und 
danach verfahren habe. Es handelt ſich um die Anwendung 
eines verhältnismäßig neuen Geſetzes, das namentlich in ſeinen 
das Erbrecht betreffenden Beſtimmungen nicht leicht verſtändlich 
iſt. Wenn im § 2202 BGB. beſtimmt iſt, daß das Amt des 
Teſtamentvollſtreckers mit dem Zeitpunkte beginnt, in welcher 
der Ernannte das Amt annimmt, und nach $ 2368 BGB. 
das dem Teſtamentsvollſtrecker vom Nachlaßgerichte über ſeine 
Ernennung zu erteilende Zeugnis ſich nur auf ſeine Ernennung 
und die ihm zuſtehenden Verwaltungsbefugniſſe zu erſtrecken hat, 
ohne daß darin die Annahme des Amtes zu erwähnen iſt: ſo 
ergibt ſich aus dieſem Zeugniſſe nicht ohne weiteres, daß mit 
ihm zugleich die Annahme des Amtes beſcheinigt iſt, ſondern es 
iſt erſt durch rechtliche Schlußfolgerungen zu dem Ergebnis zu 
gelangen, daß durch das Ernennungszeugnis zugleich als deſſen 
Vorausſetzung die erfolgte Annahme des Amtes nachgewieſen 
iſt. Wenn nun in einer Verhandlung mit den Parteien der 
Grundbuchrichter einen beſonderen Nachweis der Annahme des 
Amtes des Teſtamentvollſtreckers verlangt, ſo kann ihm dies 
nicht als eine fahrläſſige Verletzung ſeiner Amtspflicht an⸗ 
gerechnet werden. Es wäre ja denkbar, daß die Zweifel des 
Grundbuchrichters ſo töricht ſind, daß ſie bei einem Richter 
überhaupt nicht auftauchen dürfen. Derartige Zweifel ſind es 
aber nicht, die X. erhoben hat. Es kommt hinzu, daß X., der 
als Vertreter des ordentlichen Dezernenten fungierte, in den 
Akten eine Notiz fand, durch die der letztere Zweifel bezüglich 
des Nachweiſes der Annahme des Amtes ſeitens des Klägers 1 
angeregt hatte. Kläger meinen, weil die Zweifel des X. ob⸗ 
jektiv unbegründet geweſen ſeien, habe er ſie auch nicht hegen 
und äußern und demgemäß verfahren dürfen. Im weſentlichen 
iſt dies auch der Standpunkt des Berufungsgerichts. Das i, 
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wie gezeigt, nicht richtig. Das RG. tritt vielmehr dem erſten 
Richter darin bei, daß auch der Grundbuchrichter Zweifel haben 
und danach handeln darf, ohne ſich einer Verletzung ſeiner 
Amtspflicht ſchuldig zu machen. Anders würde zu entſcheiden 
ſein, wenn bereits eine Entſcheidung des RG. oder des KG. 
ergangen wäre, die alle Zweifel in der betreffenden Rechtsfrage 
abgeſchnitten hätte. Das iſt aber nicht geſchehen. Der Grund⸗ 
buchrichter war auf ſeine eigene Prüfung angewieſen, und wenn 
er hierbei zu einer unrichtigen Anſicht gelangte und dieſe be⸗ 
tätigte, ſo kann darin Fahrläſſigkeit nicht gefunden werden. 
Preuß. Juſtizfiskus c. S., U. v. 13. Jan. O6, 276/05 V. — Berlin. 

4. § 313 BGB. bezieht ſich nur auf das die Veräußerung 
des Eigentums an einem Grundſtücke betreffende Hauptgeſchäft, 
nicht auf Hilfs⸗ oder Nebengeſchäfte (Vollmacht oder Auftrag).] 

Der Berufungsrichter wendet den S 313 BGB. auf einen 
Fall an, auf den er nicht paßt. Der 8 313 bezieht ſich nur 
auf das die Veräußerung des Eigentums an einem Grundſtücke 
betreffende Hauptgeſchäft, nicht aber auf Hilfs⸗ oder Neben⸗ 
geſchäfte, wie z. B. auf Vollmacht oder Auftrag (RG. 54, 75; 
Rep. V. 65/05, 395/03). Die Vollmacht (BGB. 8 167 
Abſ. 2) und der Auftrag ſind, auch wenn ſie auf den Erwerb 
oder die Veräußerung von Grundeigentum gerichtet ſind, an 
keine Form gebunden. Mit Unrecht beruft der Berufungs⸗ 
richter ſich für ſeine abweichende Anſicht auf das in RG. 50, 
163 ff. abgedruckte Urteil des erkennenden Senats; denn damals 
handelte es ſich nicht um eine Vollmacht zum Abſchließen eines 
Grundſtücksveräußerungsvertrags, ſondern um einen in die 
Form einer Parzellierungsvollmacht gekleideten Vertrag über 
die Veräußerung des Eigentums an einem Grundſtücke, um 
einen Vertrag, in dem Leiſtungen des angeblichen Vollmacht⸗ 
gebers Gegenleiſtungen des angeblich Bevollmächtigten einander⸗ 
gegenüberſtanden, und der Widerruf der angeblichen Vollmacht 
unter eine Vertragsſtrafe geſtellt war. Der angeblichen Voll⸗ 
macht lag ein Rechtsgeſchäft zugrunde, nämlich ein Veräußerungs⸗ 
geſchäft, und daher konnte der Widerruf nach 5 168 Satz 2 
BGB. ausgeſchloſſen werden, freilich mit Rechtswirkung nur, 
wenn das Rechtsgeſchäft die Form des §S 313 wahrte (RG. 50, 
169; 54, 79). Ganz anders geartet iſt der vorliegende Fall. 
Die Tatbeſtände der Vorderurteile ergeben nicht den geringſten 
Anhalt dafür, daß zwiſchen W. und dem Beklagten irgend ein 
Rechtsverhältnis beſtand, das der Vollmacht, den Vertrag in 
notarieller Form zu erklären, hätte zugrunde liegen können. 
Nach den Tatbeſtänden handelt es ſich um eine abſtrakte Voll⸗ 
macht und eine ſolche iſt ſtets widerruflich, die etwa beigefügte 
Unwiderruflichkeitsklauſel ohne rechtliche Bedeutung. Die Voll⸗ 
macht iſt nach den Feſtſtellungen des Berufungsrichters nicht 
widerrufen worden, und der Beklagte muß daher den in Aus⸗ 
führung der Vollmacht von W. für ihn mit der Klägerin 
geſchloſſenen Vertrag erfüllen. O. e. R., U. v. 29. Jan. 06, 
310/05 V. — Naumburg. 

5. 88 313, 340, 359, 652, 873, 925 BGB. Anſpruch 
des Mäklers auf die Vermittelungsgebühr, wenn der Käufer 
bei nicht gleichzeitiger Auflaſſungserklärung ſeinem Verkäufer 
gegenüber den Anſpruch auf das vereinbarte Reugeld erhoben 
hat. — Verhältnis des Erfüllungsgeſchäfts zum Kauſalgeſchäft.] 

Die Entſcheidung des Berufungsgerichts beruht auf einer 
Verkennung des rechtlichen Verhältniſſes zwiſchen dem Vertrage, 
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durch den ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum an 
einem Grundſtück zu übertragen (vgl. BGB. § 313), dem fo: 
genannten Kauſalgeſchäfte, und der Auflaſſung, durch die in 
Verbindung mit der darauf erfolgten Eintragung der Rechts⸗ 
änderung im Grundbuche ſich der Eigentumsübergang vollzieht 
(vgl. BGB. SS 873 und 925). Die Auflaſſung bildet 
ebenſo wie die Übergabe des Grundſtücks ein Er füllungs⸗ 


geſchäft gegenüber dem auf Begründung der Verpflichtung 


zur Übertragung des Eigentums gerichteten Schuldvertrage. 
Beide ſind demnach nicht nur in ihren rechtlichen Er⸗ 
forderniſſen und dem tatſächlichen Hergange, ſondern auch in 
der großen Mehrzahl der Fälle nach der Zeit der Vor⸗ 
nahme von einander geſchieden. Die Auflaſſung pflegt meiſt 
erſt kürzere oder längere Zeit nach dem Abſchluſſe des den 
Veräußerer zur Übertragung des Eigentums verpflichtenden 
Vertrages zu erfolgen. Nicht ganz undenkbar und rechtlich an 
ſich möglich iſt es freilich, daß die Parteien das, was nach 
dem Geſetze nur Erfüllungsgeſchäft im Verhältniſſe zu 
dem Kauſalgeſchäfte iſt, durch beſondere Vertrags⸗ 
beſtimmung, alſo durch eine gewillkürte Satzung zu einer 
Bedingung des Kauſalgeſchäfts ſelbſt machen, daß fie die 
rechtliche Wirkſamkeit dieſes Vertrages davon abhängig 
machen, daß demnächſt die Auflaſſung wirklich erfolgt. Eine 
ſolche, das regelmäßige rechtliche Verhältnis zwiſchen den 
beiden Rechtsgeſchäften weſentlich verändernde Verein⸗ 
barung, die auch durchaus gekünſtelt erſcheint und durch die 
Bedürfniſſe des Rechtsverkehrs kaum je erfordert werden wird, 
bedarf aber, um als wirklich von den Parteien gewollt an⸗ 
geſehen werden zu können, eben deshalb einer beſonderen 
und überzeugenden Begründung. Keinesfalls iſt aber dieſe 
mit dem Hinweiſe darauf zu erbringen, daß neben dem Kauf⸗ 
vertrage über ein Grundſtück nicht zugleich auch die Auf⸗ 
laſſung erklärt und daß in jenem auf die Nichterfüllung der 
Verbindlichkeiten zur Erklärung und zur Entgegennahme der 
Auflaſſung eine Vertragsſtrafe geſetzt worden iſt, wie dies das 
Berufungsgericht als genügend zu der Annahme anſieht, daß 
der Kauf mit dem Akte vom 23. Dezember 1903 noch nicht 
endgültig, ſondern daß er nur unter der aufſchiebenden Be⸗ 
dingung des ſpäteren Hinzutritts der Auflaſſung abgeſchloſſen 
geweſen ſei. Denn die in Ausſicht genommene Vornahme der 
Auflaſſung in einem geſonderten Rechtsgeſchäfte entſprach 
eben nur der begrifflichen und im praktiſchen Rechtsleben 
gebräuchlichen Trennung beider Rechtsgeſchäfte, und die 
Feſtſetzung einer Vertragsſtrafe verſtärkte, da über ihren 
etwaigen Charakter als Reugeld (BGB. 8 359) weder 
etwas behauptet iſt noch ſonſt erhellt, nur die beiderſeitige 
Verpflichtung zur Auflaſſung. Denn ſie gewährte dem zur 
Erfüllung bereiten Teile nach $ 340 BGB. ſtatt des An⸗ 
ſpruchs auf die Erfüllung durch den anderen Teil das Recht, 
die Vertragsſtrafe zu verlangen, — ein Recht, von dem der 
Beklagte feſtgeſtelltermaßen auch Gebrauch gemacht hat. Der 
Kaufvertrag iſt durch den Kläger vermittelt worden. Dieſer 


hat deshalb, da der Vertrag als unbedingt abgeſchloſſen 


gelten muß, nach 8 652 BGB. die bedungene Mäklergebühr 
von 2 v. H. zu beanſpruchen. Der Umſtand, daß der Beklagte 
demnächſt nicht auf der Erfüllung des Kaufvertrages beſtanden, 
ſondern die Vertragsſtrafe von den Käufern gefordert hat, iſt, 
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da dieſe nur einen Erſatz der Erfüllung bildet (BGB. § 340), 
auf das Beſtehen des Anſpruchs auf die Mäklergebühr ohne 
Einfluß. Vgl. Planck, 2. Aufl., Anm. 20 zu 8 652 BGB., 
und Staub, 7. Aufl., Exkurs zu 8 92 HGB. Anm. 22. 
L. c. W., U. v. 12. Jan. 06, 232/05 III. — Karlsruhe. 

6. 58 516, 518, 1624 BGB. Das Ausſtattungsver⸗ 
ſprechen eines Fremden bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Form, wenn fein Inhalt unter § 516 Abſ. 1 fällt.] 

Es handelt ſich in der Reviſionsinſtanz nur noch um das 
behauptete Mitgiftverſprechen des Beklagten. Der erſte Richter 
verneint die Ernſtlichkeit des Verſprechens, ſoweit es der Ehe: 
frau des Klägers gegeben ſein ſoll und hält den Beweis dafür, 
daß es dem Kläger ſelbſt gegeben ſei, für nicht erbracht. Er 
hat deshalb auf den hilfsweiſe darüber zugeſchobenen Eid 
erkannt. In II. Inſtanz berief ſich Kläger auf eine Reihe 
weiterer Beweiſe und Beweistatſachen ſowohl für das ihm 
ſelbſt, als auch für das feiner Ehefrau gegebene Verſprechen. 
Auf dieſes Beweiserbieten iſt der Berufungsrichter nicht ein⸗ 
gegangen. Er hat die bedingungsloſe Zurückweiſung des 
Anſpruchs wie folgt begründet: „Eine Verpflichtung des 
Beklagten zur Zahlung einer Mitgift beſtand nicht. Als ein 
Vertrag mit gegenſeitigen Leiſtungen, wobei die Leiſtung des 
Kläges, beziehungsweiſe die ſeiner Ehefrau in der Heirat mit⸗ 
einander, die Gegenleiſtung des Beklagten in der Zahlung der 
Mitgift beſtanden haben würde, laſſen ſich die angeblich ge⸗ 
troffenen Vereinbarungen nicht auffaſſen, da der Kläger ein 
Recht auf die Vollziehung der Heirat zwiſchen dem Kläger und 
ſeiner Ehefrau nicht erwerben ſollte. Die Frage, inwieweit ein 
derartiges Rechtsgeſchäft als den guten Sitten widerſprechend 
nichtig ſein würde, kann daher unerörtert bleiben. Das an⸗ 
gebliche Verſprechen, eine Mitgift zu zahlen, läßt ſich demnach 
nur als ein durch die Vollziehung dieſer Heirat bedingtes 
Schenkungsverſprechen auffaſſen. Dieſes ermangelt der Form 
des 9 518 BGB. Das Rechtsgeſchäft iſt alſo nach 8 125 
a. a. O. nichtig.“ Die Reviſion war begründet: Über die 
Frage, unter welchen Vorausſetzungen das Verſprechen, einem 
anderen eine Ausſtattung, oder gleichbedeutend damit eine 
Mitgift zu gewähren, die rechtliche Eigenſchaft des Schenkungs⸗ 
verſprechens hat und darum der Formvorſchrift des $ 518 
Abſ. 1 BGB. unterliegt, hat der erkennende Senat in zwei 
früheren Fällen, nämlich in Sachen Z. wider H. und Genoſſen 
IV 43/03 durch Urteil vom 29. Oktober 1903 und in Sachen 
D. wider Sch. IV 244/04 durch Urteil vom 8. Dezember 1904 
ſich auszuſprechen Veranlaſſung gefunden. In Übereinftimmung 
mit jenen Urteilen iſt auch gegenwärtig davon auszugehen, daß, 
gleichviel ob einer der Eltern oder ob ein Fremder das 
Ausſtattungsverſprechen erteilt, der verſprochenen Ausſtattung 
die rechtliche Eigenſchaft der Schenkung nur dann zukommt, 
wenn fie den Tatbeſtandserforderniſſen des 8 516 Abſ. 1 
68. deren vollem Inhalte nach entſpricht. Freilich kann 
nach der beſonderen Geſetzesvorſchrift des 8 1624 Abſ. 1 
868. die dem Kinde zugewendete Ausſtattung eine Schenkung 
ſein und gleichwohl in gewiſſen Grenzen als eine ſolche nicht 
gelten; ſie iſt alsdann in dem gleichen Umfange von der Form⸗ 
vorſchrift des 8 518 ausgenommen. Die Bedeutung des 
3 1624 erſtreckt ſich dagegen in keiner Weiſe auf das Aus⸗ 
ſtattungsverſprechen des Fremden. Dieſes muß ausnahmslos 
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bei Vermeidung der im $ 125 vorgeſehenen Nichtigkeit gerichtlich 
oder notariell beurkundet werden, ſofern ſein Inhalt unter 
8 516 Abſ. 1 fällt; es iſt aber andererſeits auch nur unter 
dieſer Vorausſetzung formbedürftig und in allen anderen Fällen 
formfrei: Nun liegt, wie die Begriffsbeſtimmung des § 516 
ergibt, eine Schenkung dann vor, wenn zwei Tatbeſtands⸗ 
erforderniſſe zuſammen kommen: der Empfänger muß durch die 
Zuwendung aus dem Vermögen des Gebers bereichert 
werden und beide Teile müſſen darüber einig ſein, daß die 
Zuwendung unentgeltlich erfolgt. Während bei dem Begriffs⸗ 
merkmal der Bereicherung es ſich um eine Beurteilung der 
Zuwendung unter objektiven Geſichtspunkten handelt, komm 
es im Punkte der Einigung über die Unentgeltlichkeit darauf 
an, welche Bedeutung die Beteiligten der Zuwendung von 
ihrem ſubjektiven Standpunkt aus beilegen wollen. An einer 
hinreichenden Beachtung dieſer im § 516 enthaltenen Unter⸗ 
ſcheidung ſowie an der Berückſichtigung deſſen, daß das Geſetz 
hier dem einen Tatbeſtandserforderniſſe das andere hinzufügt, 
hat es der Berufungsrichter fehlen laſſen. (Wird näher 
dargelegt.) Der Berufungsrichter hat das klägeriſche Partei⸗ 
vorbringen noch nicht erſchöpfend gewürdigt und hat die 88 516 
Abſ. 1, 518 Abſ. 1 und 125 BGB. auf einen unzulänglich 
feſtgeſtellten Tatbeſtand, mithin rechtlich fehlſam angewandt. 
H. c. L., U. v, 11. Jan. 06, 329/05 IV. — Celle. 

7. $ 558 in Verb. mit 8 222 BGB. Die kurze Ver: 
jährung bezieht ſich auf alle, geſetzliche und vertragsmäßige, 
Erſatzanſprüche des Mieters und begründet die Erfüllungs⸗ 
weigerung.] 

Das Berufungsgericht nimmt an, daß der 8 558 BGB. 
Erſatzanfprüche des Vermieters oder Verpächters jeder Art 
betrifft, mögen ſie nun auf geſetzlicher Vorſchrift beruhen 
oder nach Grund und Betrag durch beſondere Vertrags⸗ 
beſtimmung, wie im gegenwärtigen Falle, feſtgeſtellt ſein. Dieſe 
Anſicht iſt zutreffend. Weder aus dem Wortlaut noch aus 
dem Zweck des fraglichen 8 558 iſt zu entnehmen, daß der⸗ 
ſelbe ſich nur auf geſetzliche Erſatzanſprüche bezieht. Im Gegen⸗ 
teil iſt, wie auch die Vorinſtanz bemerkt, ſchon bei der Kom⸗ 
miſſionsberatung des jetzigen 8 558 (ſ. Protokoll II S. 194) 
zum Ausdruck gekommen, daß die kurze Verjährung des 8 558 
für alle Erſatzanſprüche gelten müſſe, alſo auch für die auf 
Eigentum oder unerlaubte Handlung gegründeten. Es iſt auch 
in der Tat nicht abzuſehen, inwiefern eine andere, als die 
hier geordnete Verjährung Platz greifen ſoll, wenn die Haft⸗ 
pflicht des Mieters für Veränderungen und Verſchlechterungen 
durch Vertrag über das geſetzliche Maß hinaus erweitert 
wird. Insbeſondere trifft der Zweck des Geſetzes, die Miet⸗ 
parteien zu einer möglichſt raſchen Feſtſtellung derartiger Erſatz⸗ 
anſprüche zu veranlaſſen, auch bei vertragsmäßigen Anſprüchen 
dieſer Art zu, was im vorliegenden Falle umſoweniger zu 
bezweifeln iſt, als gerade der $ 27 des Pachtvertrages offen⸗ 
ſichtlich den gleichen Zweck verfolgt. Die Reviſion macht 
weiter geltend, daß nach S 222 BGB. die vollendete Ber: 
jährung nur dem Verpflichteten das Recht, im Wege der Ein⸗ 
rede die ihm angeſonnene Leiſtung zu verweigern, gewähren, 
keinenfalls aber zur völligen Beſeitigung des betreffenden 
Anſpruches führen könne. Das iſt an ſich richtig; allein im 
vorliegenden Falle haben auch die Vorinſtanzen mit der an⸗ 
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geführten Entſcheidung nichts weiter ſagen wollen, als daß 
nach der von ihnen erörterten, durch die begründete Verjährungs⸗ 
einrede geſchaffenen Geſtaltung des Rechtsverhältniſſes die 
Klägerin einen klagweiſe durchführbaren Anſpruch wegen Ver⸗ 
ſchlechterung des Pachtgutes nicht erheben könne. B. c. L., 
U. v. 26. Jan. 06, 258/05 III. — Naumburg. 

8. 58 823, 826 BGB. Keine Haftung aus ſchuldhaft 
fahrläſſiger Vermögensbeſchädigung außerhalb eines Vertrages; 
culpa in contrahendo nach BGB.? 

Wenn der Erblaſſer der Beklagten, wie das Urteil des 
LG. angenommen hatte, vorſätzlich und um ſich einen rechts⸗ 
widrigen Vermögensvorteil zu verſchaffen, nämlich, um für ſich 
die Proviſion zu retten, die ihm entgangen wäre, ſofern ein 
Verſicherungsvertrag nicht zuſtande kam, entgegen dem ihm 
wohlbekannten Verſicherungsantrage des Klägers und ſeinen 
Bedingungen die Police mit einem anderen Inhalte verſah und 
dem Kläger zufertigte, in der Abſicht und Hoffnung, daß der 
Klager über die Anderung hinwegſehen, alſo ihn über den In⸗ 
halt der Police zu täuſchen, dann war die Haftung des Erb⸗ 
laſſers der Beklagten, und damit auch dieſer ſelbſt, aus dem 
Geſichtspunkte der unerlaubten Handlung ſowohl aus §S 823 
Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit 8 263 StGB. wie aus 
8 826 BGB. gegeben. Denn der Kläger hat ſich täuſchen 
laſſen, er hat von dem anders gearteten Inhalt der Police 
nicht Kenntnis genommen und hat dadurch einen Schaden er⸗ 
litten, da ihm im Verſicherungsfalle die Entſchädigung verſagt 
würde. Allein das Berufungsgericht hat eine vorſätzliche be⸗ 
trügeriſche Handlungsweiſe des Erblaſſers der Beklagten nicht 
für dargetan erachtet. Seine Feſtſtellungen ſind für das Re⸗ 
viſionsgericht maßgebend, und das Fundament der vorſätzlichen 
Vermögensbeſchädigung für den Klageanſpruch entfällt mit dieſer 
negativen Feſtſtellung. Eine Haftung aus ſchuldhaft fa hr⸗ 
läſſiger Vermögens beſchädigung außerhalb des Vertrages 
aber kennt das Recht des BGB. nicht. Die Beſtimmung 
des § 823 Abſ. 1 ſchützt nur beſtimmte Rechtsgüter und Rechte, 
nicht aber das Vermögen ſchlechthin, und §S 823 Abſ. 2 
ſetzt die Verletzung eines beſonderen Schutzgeſetzes voraus. 
Wenn alſo im gegebenen Falle dem Kläger ein Schaden 
dadurch entſtanden iſt, daß der Erblaſſer der Beklagten 
unachtſam die Bedingung überſehen hat, unter welcher der 
Kläger allein den Verſicherungsvertrag abſchließen wollte, und 
durch dieſe Unachtſamkeit wider ſeine Abſicht den Kläger in 
eine falſche Sicherheit verſetzte, ſo kann von der Haftung 
der Beklagten für dieſen Schaden aus unerlaubter Handlung 
nach 8 823 BGB. nicht die Rede fein. (RG. 51, 93). Das 
Berufungsgericht hat nun, ſich ſtützend auf eine ältere Ent⸗ 
ſcheidung des RG. (RG. 21, 90), eine Haftung des Erblaſſers 
der Beklagten aus einem Vretragsverhältnis angenommen, deſſen 
Pflichten dieſer verletzt habe. Dadurch nämlich, ſo führt es 
aus, daß der Erblaſſer des Beklagten den Verſicherungsantrag 
des Klägers als Generalagent übernahm und an ſeine Geſell⸗ 
ſchaft zur Prüfung und Entſcheiduna weitergab, ſei er in ein 
Auftragsverhältnis zum Kläger getreten, das ihn gegen dieſen 
zur Behandlung des Verſicherungsantrages mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmanns verpflichtet habe. Dieſe An⸗ 
ſchauung iſt rechtsirrig, und die Rechtsſätze der angezogenen 
reichsgerichtlichen Entſcheidung auf einen Fall angewandt, für 
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den fie nicht zutreffen. In dem jener Entſcheidung — vol. 
ferner Dernburg, Preußiſches Privatrecht 5. Aufl. Bd. 2 S. 712, 
Ehrenberg, Verſicherungsrecht Bd. 1 S. 245 flg., Lewis, Ver⸗ 
ſicherungsrecht S. 159, RG. 9, 195; 22, 201; 27, 151; 39, 177— 
zugrunde liegenden Rechtsfalle hatte der Kläger dem Agenten, mit 
dem er über den abzuſchließenden Verſicherungsvertrag verhandelte, 
den in blanco unterzeichneten Verſicherungsantrag zugeſandt, 


damit er ihn unter Beantwortung der formularmäßigen Fragen 


auf Grund des ihm zur Verfügung geſtellten Materials und 
eigener Erkundigungen ſachgemäß ausfülle und alsdann an die 
zum Abſchluſſe der Verſicherung befugte Stelle, den General- 
agenten, übermittle. Der Agent hatte dem Boten des Klägers, 
der ihm das Antragsformular nebſt dem Material (Bautaxe) 
überbrachte, geſagt, daß er die Papiere nachſehen wolle. In 
der Annahme der letzteren mit dieſer Erklärung war in Berück⸗ 
ſichtigung deſſen, daß Verſprechungen zwiſchen den Parteien 
ſtattgefunden hatten, der Beklagte dem Kläger das Antrags⸗ 
formular zugeſtellt und ihn zur Beibringung der Taxe veran⸗ 
laßt hatte, die Übernahme eines Auftrages gefunden worden, 
gegen deſſen Verpflichtungen der Beklagte ſich verfehlte, indem 
er die Papiere ſechs Wochen liegen ließ. Das Bild des gegen⸗ 
wärtigen Rechtsfalles weicht hiervon weſentlich ab. Der 
Erblaſſer der Beklagten iſt zu dem Kläger in keinerlei 
perſönliche Beziehung getreten, er iſt für ihn bei den Vor⸗ 
verhandlungen des Vertrages nicht tätig geweſen, hat keinen 
Auftrag des Klägers übernommen und dieſem keine Zuſiche⸗ 
rungen erteilt. Er hat vielmehr den Verſicherungsvertrag mit 
dem Kläger als Gegenkontrahent abgeſchloſſen. Wenn er den 
Verſicherungsantrag des Klägers der Direktion der von ihm 
vertretenen Verſicherungsgeſellſchaft, zur Entſchließung vor⸗ 
legte, ſo geſchah dies nicht in einem rechtsgeſchäftlichem 
Auftrage des Klägers, ſondern im inneren Dienſte der 
Verſicherungsgeſellſchaft, die ihre Generalagenten verpflichtet 
hatte, ſei es in allen, ſei es in vorbehaltenen unregel⸗ 
mäßigen Fällen vor dem Abſchluſſe des Vertrages die Ge⸗ 
nehmigung der Direktion einzuholen. Wollte man aber ſelbſt 
inſoweit, für die Vorlegung des Verſicherungsantrages an die 
Direktion, einen Auftrag des Generalagenten von ſeiten des 
Klägers annehmen, ſo hat er in dieſer Beziehung ſeine Pflichten 
auch nicht verletzt, da gar nicht behauptet iſt, daß er dieſe Vor⸗ 
legung etwa ſchuldhafterweiſe unterlaſſen oder verzögert hätte, 
und hierdurch ein Schaden für den Kläger entſtanden wäre. 
Das Verſchulden des Erblaſſers der Beklagten ſoll nach dem 
Vortrage des Klägers und nach der Annahme des Berufungs⸗ 
gerichts vielmehr darin beſtanden haben, daß er bei der Aus⸗ 
fertigung und Zufertigung der Police, alſo beim Vertrags⸗ 
abſchluſſe, dem Inhalte des Verſicherungsantrages des Klägers 
nicht die pflichtmäßige Aufmerkſamkeit ſchenkte, die Verneinung 
der die Buchführung betreffenden Frage überſah oder unbeachtet 
ließ und, ſtatt den Kläger zu beſcheiden, daß nach den Statuten 
der Geſellſchaft die Verſicherung unter den von ihm geſetzten 
Bedingungen nicht ſtatthaben könne, ihm ein dieſen nicht ent⸗ 
ſprechendes Vertragsinſtrument zugehen ließ, ohne ihn auf die 
Abweichung aufmerkſam zu machen. Dieſe Handlungen und 
Unterlaſſungen hat der Erblaſſer der Beklagten aber nicht in 
Beziehung auf einen von dem Kläger ihm erteilten Auftrag be⸗ 
gangen, ſondern als Vertreter des anderen Vertragsteiles, und 
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fein Verſchulden ſtellt ſich als ein Verſchulden beim Vertrags: 
ſchluß, eine ſogenannte culpa in contrahendo, dar. Ob und 
inwieweit das Recht des BGB. eine Haftung aus ſolchem Vers 
ſchulden anerkennt (vgl. Rehbein, BGB. 1, 192; 2 S. 98 f., 104, 
Dernburg, d. B. R. 1, 391, der 8 823 Abſ. 1 BGB. irriger⸗ 
weiſe für anwendbar erachtet), kann unerörtert bleiben, da dieſe 
Haftung, unter der ferneren Vorausſetzung, daß die Beſtimmung 
des 8 278 BGB. eine ausdehnende Anwendung auf die 
Eingehung von Verbindlichkeiten geſtatten würde oder ein 
anderer Rechtsgrund für ein Einſtehen für das Verſchulden von 
Hilfsperſonen gegeben iſt (vgl. RG. 43, 146 f.; 49, 26 ff.; 
insbefondere S. 28, Dernburg a. a. O. Bd. IIa S. 145, Crome, 
BR. 2, 117 f.; Rehbein a. a. O. 2, 99), immer nur eine 
den Vertragsgegner, hier alfo die von dem Erblaſſer der Be⸗ 
klagten bei dem Vertragsabſchluſſe vertretene Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft treffen würde, während der genannte Vertreter der für 
feine Perſon in ein Vertragsverhältnis zum Kläger weder ge: 
treten iſt noch treten wollte, dem Kläger lediglich aus einem 
Verſchulden außerhalb eines Vertragsverhältniſſes unter den 
Voraussetzungen der 88 823, 826 BGB. ſich haftbar gemacht 
haben kann, die, wie dargelegt, ihre Anwendung auf den vor⸗ 
liegenden Fall verſagen. B. c. R., U. v. 22. Jan. 06, 
267/05 VI. — Marienwerder. | 

9. 5 823 Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit § 367 
Nr. 12 StGB. Begriff des „Abhanges“ und der Eröffnung 
des Verkehrs auf einem Platze.] 

Die Anwendung des §S 367 Nr. 12 StGB. erſcheint bei 
den in den vorinſtanzlichen Urteilen feſtgeſtellten tatſächlichen 
Verhältniſſen unbedingt als ausgeſchloſſen. Der Begriff des 
„Abhanges“ iſt im Geſetze ſelbſt nicht näher beſtimmt und 
muß in jedem Einzelfalle mit Rückſicht auf die konkreten Um⸗ 
fände an der Hand des gewöhnlichen Sprachgebrauches be⸗ 
urteilt werden. (Vgl. Urt. des RG. vom 9. März 1903, 
JW. 03, 187) Allerdings können auch Gräben, Känäle 
u. dergl. unter Umſtänden ſich als Abhänge darſtellen, wie ſie 
in 8 367 Nr. 12 StGB. vorausgeſetzt find, — Gräben, 
welche ſich neben öffentlichen Wegen in ſolcher Weiſe hinziehen, 
daß durch den Mangel von Geländern, Bruſtwehren oder 
anderen Schutzvorrichtungen Gefahr für Menſchen entſtehen 
kann. Vgl. Urteil des erkennenden Senats vom 27. Februar 
1890 in RG. 25, 53 flg. Allein hierbei kommt es doch immer 
auf den Zweck jener Geſetzesvorſchrift, alſo darauf an, ob 
diejenige Gefahr, welche das Geſetz im Auge hat und deren 
Verhütung es bezweckt, im gegebenen Falle vorliegt, hier die 
Möglichkeit eines Herabfallens, Abſtürzens oder Abgleitens 
über den ungeſicherten Abhang. (Vgl. auch RG. 34, 34.) 
Im vorliegenden Falle handelt es ſich aber garnicht um eine 
derartige Gefahr. Es iſt nicht erſichtlich, daß der fragliche 
Ninnſtein — deſſen Tiefe nicht genau feſtgeſtellt iſt, übrigens 
hier auch nicht in Betracht kommt — für den der Straße 
entlang ſich bewegenden Verkehr von Fußgängern oder 
Wagen eine Gefährdung der vorbezeichneten Art mit ſich 
gebracht hätte, und keinenfalls iſt eine ſolche Gefahr für den 
Unfall des Klägers kauſal geworden. Die Inſaſſen des 
Wagens ſind nicht etwa unverſehens über den Rinnſtein hinab 
oder in dieſen hineingefallen, ſondern fie wollten abſichtlich 
— wenigſtens war das die unſtreitige Abſicht des Wagen: 
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lenkers K. — über den Graben hinwegfahren. Gegenüber 
einem derartigen Unterfangen hätte es keinen Sinn, wenn man 
der beklagten Stadtgemeinde zum Vorwurf machen wollte, daß 
ſie unterlaſſen habe, den Graben durch Schranken zu ver⸗ 
wahren. Aber auch von einer Verpflichtung, den Rinnſtein 
— als einen Abhang oder als eine „Grube“ — zu ver⸗ 
decken oder zu überbrücken, kann auf Grund von § 367 Nr. 12 
StGB. nicht die Rede ſein. Von dem Eigentümer beziehungs⸗ 
weiſe Verwalter eines Grabens, der dem Wege entlang 
führt, iſt gewiß nicht zu verlangen, daß er den Graben, auch 
da, wo kein Weg hinüber führt, überbrücken ſollte, damit jeder, 
dem es beliebt, quer über den Graben wegfahren kann. Die 
angefochtene Entſcheidung läßt ſich aber auch nicht mit der im 
Berufungsurteil als zutreffend bezeichneten Begründung des 
erſten Richters aufrecht erhalten. Aus dem Eigentum der be⸗ 
klagten Stadtgemeinde an dem Platze vor oder bei der K.ſchen 
Schmiede iſt auch dann, wenn ihr die Verfügungsmacht 
über den Platz zuſtand, nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
(vgl. RG. 54, 58 flg.) doch nicht ohne weiteres eine Pflicht 
zur Fürſorge für die Sicherheit des Verkehrs an der fraglichen 
Stelle herzuleiten. Mag ſelbſt der K.ſche Platz als ein 
öffentlicher Platz anzuſehen ſein, ſo folgt daraus noch nicht, 
daß die Beklagte einen öffentlichen Verkehr von jenem Platze 
aus über den Graben hinweg nach der Krummſtraße zu er⸗ 
öffnet hätte. Dagegen ſpricht vielmehr gerade das Vor⸗ 
handenſein des den K.ſchen Platz von der Straße trennenden 
tiefen Rinnſteines. Wenngleich, wie im Berufungsurteil feſt⸗ 
geſtellt wird, über den Platz und über den Graben mit 
Wiſſen und Dulden der Beklagten namentlich an Markttagen 
ein Verkehr von Menſchen zu Fuß wie zu Wagen von jeher 
ſtattgefunden hat, ſo fehlt es an allem Anhalt dafür, daß 
dieſer Verkehr ſeitens der Stadtgemeinde eröffnet oder daß 
damit von ihrer Seite dem Publikum ein Weg zum freien 
Gemeingebrauch geſtellt worden wäre. Das bloße Dulden 
der Benutzung des Überwegs, welche ihre Veranlaſſung nicht 
etwa in einer Verfügung der beklagten Stadtgemeinde auf 
rechtlichem Gebiet einem Willensakt derſelben, ſondern in mil: 
kürlichen Handlungen der Paſſanten hatte, reicht hier nicht 
aus, um eine privatrechtliche Verantwortlichkeit der Beklagten 
zu begründen. Über den Rinnſtein führte ein ordentlicher 
Verkehrsweg nicht; wer dieſe für Fuhrwerke gefährliche, wenn 
auch nicht ausdrücklich verbotene Überfahrt unternahm, tat es 
auf ſeine Gefahr. Daraus, daß die Paſſage über den Rinn⸗ 
ſtein von ſeiten der Polizeibehörde nicht gehindert oder daß 
durch Verſperrung der ſtädtiſchen Straße infolge des Markt⸗ 
verkehrs das Publikum veranlaßt wurde, jenen Uberweg zu 
wählen, erwuchs für die Beklagte keine Verpflichtung zu bau⸗ 
lichen oder ſonſtigen Vorkehrungen, um dort einen gefahr— 
loſen Weg herzuſtellen. Die Schadenserſatzklage war unbe— 
gründet. A. c. P., U. v. 22. Jan. 06, 398 05 IV. — 
Königsberg. 

10. 88 873, 894 BGB. In einer nach Inkrafttreten 
des BGB. erfolgten Auflaſſung kann eine Übertragung des 
Grundbuchs⸗Berichtigungsanſpruches gefunden werden.] 

Der Berufungsrichter regt das Bedenken an, ob in gleicher 
Weiſe, wie dies die Rechtſprechung des RG. für das bisherige 
Recht angenommen hat, auch in einer Auflaſſung, die nach dem 
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Inkrafttreten des BGB. erfolgt iſt, eine Übertragung des 
Grundbuchs⸗Berichtigungsanſpruchs gefunden werden kann. Das 
RG. habe dies, ſo meint der Berufungsrichter, in zwei unter 
der Herrſchaft des neuen Rechts ergangenen Urteilen (RG. 53, 
410 und 59, 294) verneint, und der Berufungsrichter ſucht nun 
auszuführen, daß gleichwohl auch für das heut geltende Recht 
an der bisherigen Rechtsauffaſſung feſtzuhalten ſei. Letzteres 
iſt richtig; aber darin kann dem Berufungsrichter nicht beige⸗ 
treten werden, daß der erkennende Senat des RG. in dem 
Urteil vom 7. Februar 1903 (RG. 53, 410) oder daß der 
VII. Senat des RG. in dem Urteile vom 13. Dezember 1904 
(RG. 59, 294) für einen Fall, wie er hier vorliegt, das Gegen⸗ 
teil angenommen habe. Denn dieſe beiden Urteile beſchäftigen 
ſich mit der Frage, ob zugleich mit und durch die Auflaſſung 
der Berichtigungsanſpruch des Veräußerers auf Richtigſtellung der 
Beſtandsangaben des Grundſtücks auf den Erwerber mitüber⸗ 
tragen worden ſei, überhaupt nicht. Sie ſprechen nur aus, 
was namentlich in dem Erkenntnis des VII. ZS. beſonders 
betont wird, daß durch Abtretung des Berichtigungsanſpruchs 
allein der Übergang dinglicher Rechte, ſoweit dieſer die 
Einigung der Berechtigten und die Eintragung der Rechts⸗ 
änderung in das Grundbuch vorausſetzt (§S 873 BGB.), nicht 
herbeigeführt werden kann, weil es für das Liegenſchaftsrecht 
an einer Beſtimmung fehlt, wie ſie für das Fahrnisrecht im 
§ 931 BGB. rückſichtlich der Abtretung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs erlaſſen iſt. Dies iſt auch richtig. Aber in Fällen, 
wie er hier vorliegt, handelt es ſich nicht um eine bloße Ab⸗ 
tretung des Berichtigungsanſpruchs, ſondern es handelt ſich um 
die Wirkungen der Auflaſſung und der auf Grund derſelben 
erfolgten Eintragung des neuen Eigentümers nach der Richtung 
hin, ob dieſer nunmehr auch legitimiert ſein ſoll, einen dem 
Veräußerer zuſtehenden Berichtigungsanſpruch auf Richtigſtellung 
der Beſtandsangaben im Grundbuche des ihm aufgelaſſenen 
Grundſtücks geltend zu machen. Dies iſt, wie nach bisherigem, 
ſo auch nach heutigem Recht anzunehmen, vorausgeſetzt natürlich, 
daß dem Veräußerer ein Berichtigungsanſpruch zuſtand, und 
daß nach Lage der Sache darüber, daß er nach Abſicht der an 
der Auflaſſung Beteiligten auf den neuen Eigentümer übergehen 
ſollte, kein Zweifel ſein kann. Dieſe Vorausſetzungen ſind im 
vorliegenden Falle bedenkenfrei feſtgeſtellt; liegen ſie aber vor, 
ſo vollzieht ſich die Übertragung des Berichtigungsanſpruchs 
nicht durch eine bloße Zeſſion, ſondern ſie vollzieht ſich durch 
die Auflaſſung, und iſt auf Grund derſelben die Eintragung 
des neuen Eigentümers im übrigen erfolgt, ſo iſt dieſer nun⸗ 
mehr zur Geltendmachung des Berichtigungsanſpruches legitimiert. 
Daß nur mit dieſem Ergebnis dem praktiſchen Bedürfnis Ge⸗ 
nüge geleiſtet werden kann, liegt auf der Hand; andernfalls 
wäre überhaupt nicht abzuſehen, wie einem unberechtigten Wider⸗ 
ſpruch gegenüber die Nichtübereinſtimmung des Grundbuchs mit 
der wirklichen Rechtslage beſeitigt werden ſollte. Der hier ver⸗ 
tretene Standpunkt findet übrigens auch in der Theorie für 
das heutige Recht namhafte Vertreter (Turnau⸗Förſter, Liegen⸗ 
ſchaftsrecht, 2. Aufl. Bd. 1 S. 242 und Biermann, Wider⸗ 
ſpruch und Vormerk. S. 102; auch der Planckſche Kommentar, 
3. Aufl. Bem. III 3 zu § 894 BGB. ſcheint ihn nach der 
Schlußbemerkung dieſer Note zu teilen). K. c. L., U. v. 
24. Jan. 06, 298/05 V. — Poſen. 
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11. 88 1373, 1634 ff., 1697, 1773 BGB. verb. mit 
Art. 203 und 206 EGBGB. Steht nach der unter der 
Herrſchaft des früheren Rechts erfolgten Ehetrennung und dem 
ſpäteren Tode des Ehemanns und Vaters der früheren Ehe⸗ 
frau und Mutter, die eine anderweite Ehe eingegangen war, 
die elterliche Gewalt über ein Kind der früheren Ehe zu?] 

Die Ehe des verſtorbenen L. mit der jetzigen Klägerin 
war im Jahre 1887 geſchloſſen worden und wurde auf Klage 
von L. im Jahre 1896 dem Bande nach getrennt. Als Scheidungs⸗ 
grund wird in dem Urteil angegeben, daß die damalige Be⸗ 
klagte den Kläger böslich verlaſſen habe, ein Schuldausſpruch 
war jedoch nicht verlangt und iſt in dem Urteil nicht enthalten. 
Unmittelbar vor der Scheidung ſchloſſen die damaligen Gatten 
einen Vertrag, durch den ſie für den Fall der Scheidung ſich 
in Anſehung des Vermögens auseinanderſetzten und hinſichtlich 
der Kinder beſtimmten, daß eine der Töchter, M., zum Vater 
kommen ſolle. L. ging eine zweite Ehe mit der jetzigen Be⸗ 
klagten ein. Seine von ihm geſchiedene Gattin, die Klägerin, 
verheiratete ſich im Jahre 1898 anderweit. Im Jahre 1903 
errichtete L. ein Teſtament und verordnete: Es iſt mein wohl⸗ 
bedachter Wille, daß meine Tochter M., jedenfalls bis zu ihrer 
Volljährigkeit, der Obhut und Erziehung meiner zweiten Gattin, 
welche mütterlich für ſie zu ſorgen gelobt hat, unterſtellt bleibt. 
Nach Ableben meiner Gattin beſtimme ich, daß mein Kind zur 
Erziehung dem Fräulein P. anvertraut werde. 1904 ſtarb L. 
Der Klage der erſten Gattin auf Herausgabe des Kindes 
wurde vom LG. ſtattgegeben und die Berufung der Beklagten 
zurückgewieſen. Das RG. hob auf und wies die Klage ab: 
Die Klage würde zufolge 8 1697 in Verbindung mit 81632 
BGB. begründet ſein. In Frage kommt, ob andere Be⸗ 
ſtimmungen gelten, weil es ſich um ein Kind handelt, das 
einer vor dem Inkrafttreten des BGB. geſchiedenen Ehe ent⸗ 
ſtammt. Für das Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und 
einem ehelichen Kinde ſind ſeit dem Inkrafttreten des BGB., 
deſſen Vorſchriften zufolge Art. 203 EG. maßgebend, für 
Kinder aus geſchiedenen Ehen iſt jedoch in Art. 206 ebenda⸗ 
ſelbſt eine Sonderbeſtimmung getroffen. Dieſe bezieht ſich nicht 
auf die Vertretung des Kindes, welche ſich mithin ungeachtet 
der Scheidung nach dem BGB. regelt. Sie betrifft die tat⸗ 
ſächliche Fürſorge und lautet, es beſtimmen ſich das Recht 
und die Pflicht der Eltern, für die Perſon der gemeinſchaft⸗ 
lichen Kinder zu ſorgen, nach den bisherigen Geſetzen. Streitig 
iſt, ob hierdurch eine Ausnahme von der Beſtimmung des 
Art. 203 allgemein oder nur für die Zeit, daß beide Eltern 
noch leben, getroffen iſt. Die Beſtimmung des BGB., daß 
nach dem Tode des Vaters die volle elterliche Gewalt auf die 
Mutter übergeht, enthält gegenüber dem bis dahin in Deutſch⸗ 
land geltenden Recht eine Neuerung. Da das BGB. eben 
davon ausgeht, daß an und für ſich beide Eltern gleichberechtigt 
ſeien und daß, wenn der eine geſtorben ſei, das Recht des 
andern keiner Beſchränkung mehr unterliege, fo bedurſte es 
beſonderer Beſtimmungen über das Verhältnis der Rechte 
beider Eltern untereinander und dieſe ſind dahin getroffen, daß 
der Regel nach die Vertretung des Kindes, ſolange der Vater 
lebt, dieſem zuſteht, in Anſehung der tatſächlichen Fürſorge aber 
während beſtehender Ehe die Meinung des Vaters vorgeht, im 
Falle der Scheidung auf die Schuldfrage Gewicht gelegt wird 
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und die für den Fall der Scheidung unter Schuldigerklärung 
beider Gatten beſtimmten Vorſchriften auch für den Fall gelten, 
daß eine Ehe durch Wiederverheiratung eines Gatten nach der 
Todeserklärung des andern aufgelöſt wird, letzterer jedoch noch 
am Leben iſt (8$ 1634, 1635, 1637 BGB.). Unzu⸗ 
träglichkeiten, die ſich aus einem Mißbrauch der elterlichen 
Gewalt oder aus der tatſächlichen Fürſorge ergeben können, 
ſoll dadurch vorgebeugt werden, daß dem Vormundſchafts⸗ 
gericht die Befugnis zum Einſchreiten beigelegt iſt (55 1666, 
1635 Abf. 1 Satz 2 BGB.). Bei Einführung des BGB. 
trug man kein Bedenken, alle dieſe Vorſchriften auf das Rechts⸗ 
verbältnis zwiſchen den Eltern und den ſchon geborenen ehe⸗ 
lichen Kindern für anwendbar zu erklären, für die Kinder aus 
geſchiedenen Ehen wurde jedoch die Sonderbeſtimmung des 
Art. 206 EG. getroffen. Eine ſolche fand ſich bereits im 
Entwurf des EG. und lautete hier im Art. 124: ... fo 
ſind für die Beurteilung, welchem Elternteile die Sorge für 
die Perſon der gemeinſchaftlichen Kinder zuſteht, die bisherigen 
Geſetze maßgebend; die Vorſchriften des §8 1456 Abſ. 1 
Satz 2, Abſ. 2 und des § 1457 BGB. finden jedoch An⸗ 
wendung. Im Hinblick auf dieſe Geſtaltung des Rechtsver⸗ 
bältniffes zwiſchen den Eltern und einem ehelichen Kinde im 
BGB. und auf die Entſtehungsgeſchichte des Art. 206 EG. 
könnte man zu der Annahme geneigt ſein, daß Art. 206 die 
Beſtimmung im $ 1635 Abſ. 1 Satz 1 BGB. lediglich für 
den Fall, daß beide Gatten noch leben, erſetzen ſolle. Dieſe 
Annahme wird von beiden Inſtanzgerichten geteilt und von ihr 
aus mußten dieſelben zu dem Schluſſe gelangen, daß der 
Art. 206 das Erziehungsrecht nur für die Zeit, daß beide 
Eltern leben, beſtimmen ſolle. Zugeſtimmt werden kann ihnen 
hierin jedoch nicht. Zunächſt iſt es keineswegs zweifelfrei, ob 
bei dem Erlaß des Geſetzes wirklich die Abſicht beſtanden hat, 
durch die in Rede ſtehende Ausnahme von dem im Art. 203 
EGBGB. ausgeſprochenen Grundſatz einen Erſatz für die Be⸗ 
ſtimmuug im $ 1635 Abſ. 1 Satz 1 BGB. nur mit der 
Beſchränkung auf den in dieſer bezeichneten Fall zu treffen. 
Die Möglichkeit muß freilich zugegeben werden; dagegen fehlt 
jeder Anhalt dafür, daß jene Abſicht, wenn ſie beſtanden haben 
ſollte, auch noch gehegt worden iſt, als die jetzige Faſſung 
des Art. 206 EG. gewählt wurde. Es kommt indes hierauf nicht 
an, denn jedes Geſetz muß aus ſich ſelbſt ausgelegt werden 
und Erwägungen, die etwa bei den Vorarbeiten leitend ge⸗ 
weſen ſind, dürfen nicht maßgebend ſein, wenn ſie im Geſetze 
keinen Ausdruck gefunden haben. Zur Frage ſteht daher, ob 
der Art. 206 EGBGB. ſo zu verſtehen iſt, wie es an den 
Inſtanzgerichten geſchieht, und dieſe Frage muß verneint 
werden. (Wird weiter ausgeführt.) Es hat ſich in dem Recht 
und der Pflicht der Klägerin, für die Perſon ihres älteſten 
Kindes zu ſorgen, mit dem Tode ihres früheren Gatten nichts 
geändert, es iſt vielmehr das alte Recht, d. i. im vorliegenden 
Falle das Bayeriſche Landrecht und das in ſeinem Bereich 
ſubſidiär gültig geweſene gemeine Recht, maßgebend geblieben. 
Danach würde nach dem Tode ihres früheren Gatten Klägerin 
die elterliche Gewalt, jedoch nicht das Erziehungsrecht bekommen 
haben, wenn ſie nicht eine neue Ehe eingegangen wäre. Da 
ſie ſich zum zweitenmal verheiratet hat, ſo hat ſie zufolge 
9 1697 Abſ. 1 BGB. die elterliche Gewalt, auch ſoweit dieſe 
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die Vertretung des Kindes und die Nutznießung an ſeinem 
Vermögen betrifft, nicht erlangt. Für das Kind mußte viel⸗ 
mehr gemäß 5 1773 BGB. ein Vormund beſtellt werden. 
Die Erziehungsgewalt hätte Klägerin nicht erhalten und hat 
ſie nicht erhalten, weil in dieſer Beziehung zufolge Art. 206 
EGBGB. das bisherige Recht maßgebend geblieben iſt. Zum 
Vormund iſt ſie nicht beſtellt. Darnach erweiſt ſich die Klage, 
deren Zuläſſigkeit allerdings nicht zu beanſtanden iſt, als un⸗ 
begründet. L. c. S., U. v. 16. Jan. 06, 139/05 IV. — 
München. 

12. 88 1391, 1394, 1418 BGB. verb. mit dem An⸗ 
fechtungsgeſetz. Verſchiedenheit der Rechte einer Ehefrau auf 
Sicherheitsleiſtung wegen ihres Einbringens und auf Rückgewähr 
des Eingebrachzen gegenüber der Anfechtung der letzteren ſeitens 
eines Gläubigers des Ehemannes. 

Dem beklagten Ehemanne ſtand gegen die Konkursmaſſe 
eines Vorſchußvereins eine Forderung von 1605,05 Mark zu. 
Dieſe Forderung hat die mitbeklagte Ehefrau wegen einer ihr 
gegen ihren Ehemann angeblich zuſtehenden Illatenforderung von 
2500 Mark durch einen am 18. Januar 1901 zugeſtellten Pfändungs⸗ 
beſchluß vom 17. Januar 1901 auf Grund gerichtlicher Ver⸗ 
handlung vom 14. Januar 1901 pfänden laſſen. An dieſem 
Tage waren die beklagten Eheleute freiwillig vor dem AG. 
und zwar die Ehefrau als Klägerin, der Ehemann als Be⸗ 
klagter erſchienen. Die Ehefrau trug vor, daß für ſie auf den 
näher bezeichneten, dem Ehemanne gehörig geweſenen Grund⸗ 
ſtücken eine Illatenforderung von zuletzt noch 2500 Mark 
hypothekariſch eingetragen geweſen ſei, daß ſie aber mit dieſer 
Forderung bei der Zwangsverſteigerung der Pfandgrundſtücke 
gänzlich ausgefallen ſei, ſodaß ihr nur noch ein perſönlicher 
Anſpruch gegen ihren Ehemann zuſtehe, welchen Anſpruch ſie 
klagend geltend mache. Der Ehemann erkannte den Anſpruch 
an und unterwarf ſich wegen desſelben der ſofortigen Zwangs⸗ 
vollſtreckung. Die Forderung des beklagten Ehemannes von 
1605,05 Mark hat auch die Klägerin wegen einer ihr aus 
vollſtreckbarer Urkunde vom 22. Januar 1900 gegen den Ehe⸗ 
mann zuſtehenden Forderung von höherem Betrage durch einen 
ſpäter zugeſtellten Pfändungsbeſchluß vom 16. Februar 1901 
pfänden laſſen. Das Vollſtreckungsgericht hat im Verteilungs⸗ 
verfahren den vom Drittſchuldner hinterlegten Forderungsbetrag 
der beklagten Ehefrau zugeteilt. Die beklagte Ehefrau wurde 
verurteilt, anzuerkennen, daß die auf Grund des Pfändungs⸗ 
beſchluſſes vom 17. Januar 1901 erfolgte Pfändung der For⸗ 
derung des mitbeklagten Ehemannes der Klägerin gegenüber 
unwirkſam iſt, und darin einzuwilligen, daß die ihr nach dem 
Teilungsplane zufallende Summe von 1605,05 Mark an die 
Klägerin ausgezahlt werde. Die Reviſion der Beklagten wurde 
zurückgewieſen: Da nach der Feſtſtellung des Berufungsrichters 
die Vorausſetzungen des §8 1391 BGB. vorliegen, fo hätte 
die beklagte Ehefrau von ihrem Manne Sicherheitsleiſtung ver⸗ 
langen können. Sie hat jedoch nach der zutreffenden Aus⸗ 
führung des Berufungsrichters dieſes Recht nicht ausgeübt, in 
der Verhandlung vom 14. Januar 1901 vielmehr nur den von 
jenem Recht durchaus verſchiedenen Anſpruch auf Rückforderung 
des Eingebrachten erhoben. Bei Geltendmachung dieſes An⸗ 
ſpruches ſtand der beklagten Ehefrau auch nicht $ 1394 (in 
Verbindung mit § 139 1) zur Seite, da jener Anſpruch nicht 
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zu den im $ 1394 erwähnten, der Frau auf Grund der Ber: 
waltung und Nutznießung gegen den Mann zuſtehenden An⸗ 
ſprüchen zu rechnen iſt, vgl. Planck, Kommentar Anm. 2 zu 
8 1394 BGB. Gemäß 8 1418 Ab. 1 Nr. 1 a. a. O. 
hätte die beklagte Ehefrau auch auf Aufhebung der Verwaltung 
und Nutznießung gegen den Mann klagen können und zwar 
gemäß Abſ. 2 mit der Wirkung, daß die Beendigung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung mit der Rechtskraft des dieſelbe be⸗ 
ſtimmenden Urteils eintrat. Eine ſolche Klage iſt jedoch nicht 
erhoben worden. Nun haben die Beklagten zwar ausgeführt, 
daß ſich dieſe Klage bei dem zwiſchen ihnen beſtehenden Ein⸗ 
verſtändniß erübrigt habe. Allerdings würde es der Klage 
nicht bedurft haben, wenn die Beklagten die Beendigung der 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes durch einen Ehe⸗ 
vertrag vereinbart hätten. Wie der Berufungsrichter aber zu⸗ 
treffend ausgeführt hat, iſt eine rechtsgeſchäftliche Erklärung 
dieſes Inhalts in der Verhandlung vom 14. Januar 1901 
nicht enthalten. Konnte die beklagte Ehefrau ſomit damals die 
Rückgewähr des Eingebrachten nicht fordern, ſo können die Be⸗ 
klagten auch nicht geltend machen, daß es an der zur An⸗ 
fechtung nach 8 3 Nr. AnfG. erforderlichen Benachteiligungsabſicht 
gefehlt habe, weil mit den angefochtenen Rechtshandlungen 
nur bezweckt worden ſei, der beklagten Ehefrau dasjenige zu 
gewähren, was ſie zu beanſpruchen gehabt habe. Ihrem jetzigen 
Vorbringen aber, die Sachlage ſchließe es aus, daß ſie ſub⸗ 
jektiv etwas gewollt hätten, was nicht nach objektivem Rechte 
zuläſſig geweſen wäre, ſteht die Feſtſtellung des Berufungs⸗ 
richters entgegen, daß die Beklagten in kolluſivem Zuſammen⸗ 
wirken bezweckt hätten, die Befriedigung der Klägerin zu ver⸗ 
eiteln. Dieſe näher begründete Feſtſtellung gibt zu Bedenken 
keinen Anlaß. K. c. G., U. v. 19. Dez. 05, 143/05 VII. — 
Naumburg. 

13. § 1568 BGB. Beharrliche Trunkſucht als Che: 
ſcheidungsgrund auch gegen einen Entmündigten, dem eine 
Schuld zuzurechnen iſt.] 

Auf die Klage des Ehemannes wegen Trunkſucht der Ehe⸗ 
frau wurde die Ehe geſchieden und die Reviſion der Ehefrau 
zurückgewieſen: Zutreffend ſind beide Vorinſtanzen von der 
Annahme ausgegangen, daß beharrliche Trunkſucht eines 
Ehegatten als ehrloſes oder unſittliches Verhalten im Sinne 
des 8 1568 BGB. aufgefaßt werden und, wenn die übrigen 
Vorausſetzungen dieſer Geſetzesvorſchrift gegeben ſeien, einen 
Scheidungsanſpruch des anderen Ehegatten begründen könne. 
Begr. BGB. Bd. IV S. 595, RG. IV 18. November 1901 
in JW. 1902 S. 71, RG. IV 5. Juni 1902 in JW. 1902 
Beilage S. 248 Nr. 150. Die Beklagte iſt durch Gerichts⸗ 
beſchluß vom 11. Januar 1904 wegen Trunkſucht entmündigt 
und auf Anordnung ihres Vormundes am 17. April 1904 in 
einer Trinkerheilanſtalt untergebracht worden, in der ſie ſich 
ſeitdem befindet. Die auf Trunkſucht der Beklagten geſtützte 
Scheidungsklage des Ehemannes iſt dem Vormunde der Be⸗ 
klagten am 26. Juni 1904 zugeſtellt worden. Mit Rückſicht 
auf dieſen Tag der Klagezuſtellung hat das LG. geprüft, ob 
die Trunkſucht der Beklagten als eine ihr anzurechnende Ver⸗ 
fehlung mindeſtens noch am 26. Dezember 1903 beſtanden 
habe und es hat dieſe Frage bejaht. Das Berufungsgericht 
führt aus, die Verſchuldung der Beklagten reiche auch in 
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die Zeit nach dem 26. Dezember 1903 hinein. Ohne 
Rechtsirrtum geht das Berufungsgericht davon aus, daß auch 
ein wegen Geiſtesſchwäche beſchränkt geſchäftsfähiger Ehegatte 
für ſchwere Eheverfehlungen gemäß 8 1568 BGB. verant⸗ 
wortlich zu machen ſei. Es folgert dann aus dem Briefe, den 
die Beklagte an ihren Pfleger am 15. Mai 1905 geſchrieben 
hat, daß ſie ſich ihres Fehltritts vollſtändig bewußt geweſen 
ſei, und gelangt zu dem Ergebniſſe, daß ſich die Beklagte, 
mögen auch ihre geiſtigen Fähigkeiten infolge des Trunkes ge⸗ 
ſchwächt worden ſein, bis in die entſcheidende Zeit hinein in 
einer ihr als Schuld anzurechnenden Weiſe dem übermäßigen 
übermäßigen Genuſſe geiſtiger Getränke hingegeben habe. Die 
von dem Berufungsgericht aus dem Inhalte des Briefes ge⸗ 
zogenen Schlußfolgerungen laſſen ſich rechtlich nicht beanſtanden. 
L. c. L., U. v. 15. Jan. 06, 337/05 IV. — Berlin. 

14. 5 1578 BGB. Umfang der Unterhaltungspflicht des 
geſchiedenen ſchuldigen Ehemannes. Berückſichtigung des Er⸗ 
werbs der Frau durch Arbeit.] 

Die Parteien waren früher miteinander verheiratet. Die 
Ehe der Parteien war geſchieden und der Beklagte allein für 
ſchuldig erklärt. Die Klägerin begehrt von dem Beklagten die 
Gewährung ſtandesmäßigen Unterhalts durch Entrichtung einer 
Geldrente im Jahresbetrage von 600 Mark. Das OLG. ver: 
urteilte, das RG. hob auf: Nach 8 1578 Abſ. 1 BGB. 
hat der allein für ſchuldig erklärte Mann der geſchiedenen Frau 
den ſtandesmäßigen Unterhalt inſoweit zu gewähren, als ſie 
ihn nicht aus den Einkünften ihres Vermögens und, ſofern 
nach den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten gelebt haben, 
Erwerb durch Arbeit der Frau üblich iſt, aus dem Ertrag ihrer 
Arbeit beſtreiten kann. Es fragt ſich, was das Geſetz hier 
unter „Ablichkeit des Erwerbes durch Arbeit der 
Frau“ verſteht. Durch dieſe von den Entwürfen abweichende 
auf der Bundesvorlage beruhenden Faſſung iſt klargelegt, daß 
für die Beurteilung der Frage, ob Erwerb durch Arbeit der Frau 
üblich ſei, nicht lediglich der Stand der Frau, ſondern die 
Verhältniſſe, in denen die Ehegatten gelebt haben, 
zur Richtſchnur dienen ſollten. Ebenſo verhält es ſich mit dem 
8 1356 Abſ. 2 BGB., der auf Grund der Bundesratsvorlage 
dahin läuft: Zu Arbeiten im Hausweſen und im Geſchäfte des 
Mannes iſt die Frau verpflichtet, ſoweit eine ſolche Tätig⸗ 
keit nach den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten 
leben, üblich iſt. Wie die der Reichstagsvorlage bei⸗ 
gegebene Denkſchrift (Heymanns Verlag S. 318) ausführt, 
liegt der Unterhaltspflicht des ſchuldigen Ehegatten der Gedanke 
zugrunde, dem unſchuldigen Ehegatten nur einen auf den Fall 
des Bedürfniſſes beſchränkten Unterhalts anſpruch 
zu gewähren. Eine vermögensrechtliche Abfindung des un⸗ 
ſchuldigen Ehegatten wegen alles deſſen, was ihm infolge der 
Scheidung entgehe, widerſtreite dem Weſen der Ehe. Dagegen 
ſei es eine Forderung der Billigkeit, daß der unſchuldige 
Ehegatte den ihm gegen den anderen Ehegatten während der 
Ehe zuſtehenden Anſpruch auf Gewährung des Unterhalts mit 
den aus der veränderten Sachlage ſich ergebenden 
Abweichungen auch nach Auflöſung der Ehe bis zu ſeiner 
etwaigen Wiederverheiratung behalte. Aus dieſer Entſtehungs⸗ 
geſchichte des $ 1578 Abſ. 1 BGB. ergibt ſich, daß das Geſetz 
die Auflöſung der Ehe und die Schuldigerklärung des einen 
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Teils nicht zu einer Quelle der Bereicherung für den anderen 
Teil hat machen wollen, ſondern lediglich aus billiger Rück⸗ 
fihtnahme auf die Verhältniſſe, in denen die Ehegatten früher 
gelebt haben, und die infolge der Scheidung veränderte Sach⸗ 
lage den Unterhalt des unſchuldigen Teils hat regeln wollen. 
Der Unterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten ſtellt ſich 
gewiſſermaßen als eine aus Billigkeitsrückſichten anerkannte 
Nachwirkung der Ehe dar. Nach 8 1578 Abſ. 1 BGB. 
ſoll ſich der Unterhalt der geſchiedenen Frau um den Betrag 
der Einkünfte aus ihrem Vermögen und um den Ertrag ihrer 
Arbeit mindern, letzteres jedoch nur, ſofern nach den Verhält⸗ 
niſſen, in denen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch 
Arbeit der Frau üblich iſt. Bei Beurteilung der Ablichkeit 
kommen die geſamten Verhältniſſe der Ehegatten, ſoweit ſie 
überhaupt geeignet ſind, das Leben der Ehegatten nach der 
wirtſchaftlichen oder geſellſchaftlichen Seite hin zu beeinfluſſen, 
in Betracht. Es darf nicht lediglich auf den Stand der Frau 
oder den Stand des Mannes Rückſicht genommen werden, 
ſondern es müſſen auch ihr Vermögen, Erwerb, Beruf, Amt 
und ähnliche das Erwerbsleben und die geſellſchaftliche Stellung 
der Eheleute berührende Umſtände berückſichtigt werden. Nach 
Maßgabe aller dieſer Verhältniſſe iſt die Frage zu entſcheiden, 
ob Erwerb durch Arbeit der Frau als üblich anzuſehen ſei. 
Die Frau erwirbt aber durch Arbeit nicht nur, wenn ſie 
dritten Perſonen gegen Entgelt Arbeiten leiſtet, ſondern auch, 
was das Berufungsgericht verkennt, wenn ſie für ihren Mann 
arbeitet. Auch die dem Manne geleisteten perſönlichen Dienſte 
können die Eigenſchaften erwerbender Tätigkeit beſitzen und 
es iſt dabei ohne Belang, ob der durch die Arbeit der Frau 
erzielte Gewinn ihr verbleibt oder dem Manne zufließt. Die 
Entſtehungsgeſchichte des 8 1578 Abſ. 1 BGB. läßt übrigens 
auch erkennen, daß die von der Frau während der Ehe dem 
Manne geleiſteten perſönlichen Dienſte keineswegs außer Anſchlag 
bleiben ſollten. Es beruht daher auf rechtsirrtümlicher Aus: 
legung des 8 1578 Abſ. 1 BGB., wenn das Berufungsgericht 
meint, daß Arbeiten der Frau im Hausweſen und im Geſchäfte 
des Mannes ($ 1356 Abſ. 2 BGB.) niemals unter den 
Begriff: „Erwerb durch Arbeit der Frau“ im Sinne des 
91578 Abſ. 1 fallen könnten. Die Üblichkeit des Erwerbes 
durch Arbeit der Frau im Falle des 8 1578 Abſ. 1 iſt aber 
nicht ſtets ſchon dann als nachgewieſen zu erachten, wenn die 
üblichleit der in § 1356 Abſ. 2 bezeichneten Tätigkeit der 
Frau (Arbeiten im Hausweſen und im Geſchäfte des Mannes) 
feſtſteht. Infolge der Scheidung ändert ſich die Lage der Frau 
völlig. Durch die Scheidung wird ihr der Boden entzogen, 
auf dem ſie ihre Tätigkeit als Ehefrau entfalten konnte. Es 
gibt Arbeiten der Frau, die nach den Verhältniſſen, in denen 
die Ehegatten leben, auf dem Boden der ehelichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft üblich find, deren Ublichkeit aber, wenn man ſich 
dieſen Boden als weggefallen denkt, ſelbſt bei Zugrundelegung 
gleicher Verhältniſſe zweifelhaft erſcheinen muß. So kann es 
nach den Lebensverhätniſſen der Ehegatten üblich fein, daß die 
Frau während der Ehe häusliche Dienſte verrichtet, z. B. die 
Mahlzeiten bereitet, Stuben aufräumt, für die Familie Schneider⸗ 


beit verrichtet oder in des Mannes Laden Kunden bedient; 


moßdem zwingt folder Nachweis nicht, die Ublichkeit des Er⸗ 
werbes durch Arbeit der Frau als Köchin, Aufwartefrau, 
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Schneiderin oder Ladendienerin anzunehmen, ſelbſt wenn feſt⸗ 
ſtände, daß die Frau durch jene Arbeiten dem Manne bedeutende 
Ausgaben erſpart hätte. Es kann unter Umſtänden unbillig 
erſcheinen, wenn der Frau zugemutet wird, aus derjenigen 
Tätigkeit, die ſie während der Ehe zum Beſten der Familie 
aufgewendet hat, nach Auflöſung der Ehe eine Erwerbsquelle 
zu machen. Inſoweit beachtet der Berufungsrichter daher mit 
Recht den Unterſchied, der zwiſchen einer Beihilfe im Hausweſen 
ſowie im Geſchäfte des Mannes und einer Tätigkeit gleicher 
Art im Hausweſen oder Geſchäfte eines anderen beſteht. Ent⸗ 
ſprach es den Verhältniſſen während der Ehe nicht, daß die 
Frau in fremden Häuſern und in fremden Geſchäften Dienſte 
leiſtete, ſo darf auch nach der Scheidung ihr regelmäßig das 
nicht zugemutet werden. Ob eine Frau erwerbende Tätigkeit 
während der Ehe tatſächlich ausgeübt hat oder nicht, iſt für die 
Frage der Üblichkeit nicht ausſchlaggebend. Iſt ſolche Tätigkeit 
als üblich anzuſehen, ſo muß ſich die geſchiedene Frau das, 
was ſie durch Arbeit erwerben könnte, wenn ſie arbeitete, auf 
den Unterhalt anrechnen laſſen, ſelbſt wenn ſie während der 
Ehe keine erwerbende Tätigkeit ausgeübt hat. Umgekehrt kann 
einer Frau nicht zugemutet werden, nach der Scheidung er⸗ 
werbende Tätigkeit auszuüben und ſich den Ertrag ihrer Arbeit 
auf den Unterhalt anzurechnen, wenn ſie ſolche Tätigkeit zwar 
während der Ehe ausgeübt hat, die Frage der Mblichleit aber 
zu verneinen iſt. Arbeitet ſie dennoch, ſo bleibt der Ertrag 
von der Anrechnung auf den Unterhalt ausgeſchloſſen. H. c. H., 
U. v. 18. Jan. 06, 350/05 IV. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 

15. 8 52 ZPO. Aktivlegitimation der Ehefrau zur 
Geltendmachung von zur Errungenſchaftsgemeinſchaft gehörigen 
Anſprüchen iſt im Verfahren über den Grund des Anſpruchs 
feſtzuſtellen.] 

Die Klägerin fordert von der Beklagten als Erſatz für die 
Folgen eines Unfalles, den ſie infolge mangelhafter Beſchaffen⸗ 
heit einer ſtädtiſchen Straße erlitten haben will, u. a. 303 Mark 
Kurkoſten. Das LG. hat die Klage abgewieſen, den Anſpruch 
auf die 303 Mark, weil die mit ihrem Ehemann in Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft lebende Klägerin nicht berechtigt ſei, wegen 
dieſer Forderung als Klägerin aufzutreten. Das Berufungs⸗ 
gericht bemerkt, die Aktivlegitimation der Klägerin bedürfe keiner 
weiteren Erörterung, da Angriffe in dieſer Hinſicht nicht erhoben 
ſeien, nachdem das Verfahren auf den Grund des Anſpruchs 
beſchränkt worden ſei. Das iſt unrichtig. Die Entſcheidung 
über die Berechtigung der Klägerin, wegen jenes Anſpruchs 
klagend aufzutreten, gehört in das Verfahren über den Grund 
des Anſpruchs und hat mit deſſen Betrag nichts zu tun. Es 
iſt auch rechtsirrig, anzunehmen, daß die Ehefrau einen zum 
Geſamtgut gehörenden Anſpruch nicht mit Einwilligung ihres 
Ehemannes einklagen könne; das RG. hat das Gegenteil ſchon 
in wiederholten Entſcheidungen ausgeſprochen. (Vgl. RG. 60, 
146, und Gruchots Beitr. 49 S. 944, 954.) Da nun im 
vorliegenden Falle der Ehemann der Klägerin ſowohl durch 
ſein Auftreten als deren Bevollmächtigter in dieſem Prozeſſe, 
als auch ausdrücklich ſeine Einwilligung zu der Prozeßführung 
ſeiner Ehefrau erklärt hat, ſo hängt die Entſcheidung auch 
wegen der 303 Mark von der Beantwortung der Frage ab, 
ob die Beklagte wegen eines, von ihren verfaſſungsmäßig be: 
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rufenen Vertretern begangenen Verſehens erſatzpflichtig iſt. 
Dieſe Frage iſt vom Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum ver⸗ 
neint worden. B. c. Sadt G., U. v. 15. Jan. 06, 151/05 VI. 
— Darmſtadt. 

16. 88 383, 393 ZPO. Der als Zeuge benannte Ver⸗ 
wandte einer Partei muß dann beeidigt werden, wenn er als 
deren Vertreter beim Vertragsabſchluſſe gehandelt hat.] 

Das Berufungsgericht geht von der Anſicht aus, daß der 
Bruder des Beklagten mit Recht unbeeidigt als Zeuge ver⸗ 
nommen worden, die Ablehnung der vom Beklagten beantragten 
nachträglichen Beeidigung des Zeugen gerechtfertigt geweſen 
und es gemäß 8 393 Abſ. 2 ZPO. von dem Ermeſſen des 
Gerichts abhängig geweſen ſei, ob die nachträgliche Beeidigung 
des Zeugen, welche in II. Inſtanz wiederholt beantragt worden 
it, ſtattzufinden hatte. Dieſe Anſicht ſteht mit dem Geſetze 
nicht im Einklang. Die Beſtimmung des § 393 Abf. 1 Nr. 3 
ZPO. und die ſich anſchließende des Abſ. 2 finden nur dann 
Anwendung, wenn im einzelnen Fall der Zeuge zur Ver⸗ 
weigerung des Zeugniſſes berechtigt war. Nach 8 385 Nr. 4 
3PO. durfte aber der Bruder des Beklagten, obwohl er an 
ſich gemäß §8 383 Nr. 3 ZPO. das Zeugnis verweigern konnte, 
das Zeugnis nicht verweigern über diejenigen auf das ſtreitige 
Rechtsverhältnis ſich beziehenden Handlungen, welche von ihm 
ſelbſt als Vertreter einer Partei — hier des Beklagten — 
vorgenommen worden ſein ſollen. In bezug auf diejenigen 
Handlungen, welche der Zeuge als Vertreter des Beklagten 
vorgenommen haben ſollte, ſtand ihm gemäß § 385 Nr. 4 
3PO. ein Recht der Zeugnisverweigerung nicht zu und es war 
deshalb der bereits in I. Inſtanz geſtellte und in II. Inſtanz 
wiederholte Antrag des Beklagten, den Zeugen zu beeidigen, im 
Geſetze begründet, während ein Fall, in dem das Ermeſſen des 
Gerichts gemäß § 393 Abſ. 2 ZPO. hätte eintreten können, 
gar nicht vorlag. S. c. H., U. v. 30. Dez. 05, 345/05 J. 
— Cöln. 

17. 85 416, 446 ZPO. Gegenbeweisführung gegen den 
Inhalt einer Urkunde. Eideszuſchiebung über deren Inhalt.] 

Der Bellagte beſtreitet nicht, daß er den Betrag von 
11 350 Mark von der Klägerin, der Großmutter feiner Ehe: 
frau, erhalten hat, er behauptet jedoch, daß ihm die Klägerin 
dieſen Betrag auf Grund eines bei der Verlobung des Be⸗ 
klagten abgegebenen Verſprechens, als Mit gift ſeiner Ehefrau, 
Enkelin der Klägerin, nämlich als Teilbetrag verſprochener 
30 000 Mark gegeben habe. Der Beklagte hat bei Empfang 
der 11 350 Mark eine der Klage zugrunde gelegte Urkunde 
folgenden Inhalts der Klägerin ausgeſtellt: Schuldſchein. 
„Ich Endesunterſchriebener beſcheinige hiermit, daß ich heute 
von Frau G. den Betrag von 11 350 Mark ausgezahlt er⸗ 
halten habe. Dieſes Geld verzinſe ich mit 4 Prozent, welche 
ich in vierteljährigen Raten bezahlen will zu Händen der Frau 
G. Die erſten Zinſen in Höhe von 113 Mark 50 Pf. ſind 
zahlbar am 1. April 1901.“ Dieſe Urkunde iſt nach Be⸗ 
hauptung der Klägerin als Darlehnsſchuldſchein ausgeſtellt. 
Der Beklagte erklärt ſie für eine Quittung, — einen Ausweis 
der Klägerin gegenüber der Familie — und eine Beurkundung 
des Verzinſungsverſprechens; letzteres anlangend, ſei vereinbart 
geweſen, daß Beklagter den erhaltenen Betrag ſo lange ver⸗ 
zinſen ſolle, bis die Klägerin eine gleiche Mitgift von 
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M 5. 1906. 
30 000 Mark für ihre zweite Enkelin M. beiſammen haben 
bezw. ausbezahlt haben werde. Der Beklagte hat in der 
Berufungsinſtanz beſtritten, daß er die Überſchrift „Schuld⸗ 
ſchein“ geſchrieben habe, und behauptet, dieſe ſei nachträglich 
ohne ſein Wiſſen hinzugeſetzt worden. Das Berufungsgericht 
erachtet jedoch die Echtheit der Urkunde auch bezüglich der 
Aberſchrift als feſtſtehend und hat einen vom Beklagten über 


jene Behauptung zugeſchobenen Eid nach 8 446 ZPO. für un⸗ 


zuäſſig erklärt. Es entnimmt ſodann aus der AÜberſchrift 
„Schuldſchein“ und dem in der Urkunde enthaltenen, zeitlich 
uneingeſchränkten Verzinſungsverſprechen, die Abſicht der Parteien, 
daß der Beklagte zur Rückerſtattung der empfangenen Summe 
verpflichtet ſein ſolle, erachtet den von dem Beklagten ange⸗ 
tretenen Gegenbeweis für fehlgeſchlagen, da es insbeſondere 
der Zeugenausſage des Ehemannes H. keine Zuverläſſigkeit bei⸗ 
zumeſſen vermag, und ſieht vielmehr ſchon durch den Inhalt 
der Urkunde den vollen Beweis für die Hingabe der 11 350 Mark 
als Darlehen für erbracht an. Daher ſei der Beklagte zur 
Rückerſtattung des genannten, am 28. Januar 1904 gekündigten 
Darlehns, und zwar nach dem Vertragswillen in bar, ver⸗ 
pflichtet. Das RG. hob auf Reviſion des Beklagten auf: 
Der Beklagte hat der Klägerin einen Eid zugeſchoben über die 
Zuſicherung der Klägerin an den Beklagten, ihm bei der Ver⸗ 
heiratung 30 000 Mark als „Mitgift“ ſeiner Braut zu zahlen, 
wovon er aber ſo lange Zinſen zahlen müſſe, bis auch die der 
M. H. zugedachte Mitgift jenen Betrag erreicht habe, darüber, 
daß die Klägerin ſchon vor der Verheiratung des Beklagten 
15 000 Mark auf die ihm zugeſagte Mitgift, behufs An⸗ 
kaufes des Fabrikgrundſtückes des Beklagten, gewährt habe, 
darüber, daß nach der Heirat der Beklagte die Klägerin aus⸗ 
drücklich um Gewährung von 12 000 Mark à Konto des 
Reſtes der Mitgift erſucht, Klägerin dies ſofort zugeſagt und 
nur bemerkt habe, der Beklagte müſſe den Betrag ſo lange, 
wie vorerwähnt, verzinſen. Dieſe Behauptungen konnten ſich 
einmal auf die Auslegung der Urkunde vom 20. Dezember 1900 
beziehen, ſofern dadurch nachgewieſen werden ſollte, daß der 
Ausdruck „Schuldſchein“ nicht Darlehensſchuldſchein, die in 
der Urkunde verſprochenen Zinſen nicht Darlehenszinſen bedeuteten. 
Der angetretene Gegenbeweis konnte aber auch gegen die 
materielle Beweiskraft der Urkunde gerichtet ſein, nämlich dahin⸗ 
gehen, daß die Vertragſchließenden das, wenngleich in der 
Urkunde zum Ausdrucke gebrachte (Darlehen Geſchäft nicht 
wirklich gewollt hätten, daß ſie etwa nur die Form eines 
(Darlehens⸗)Schuldſcheines gewählt hätten, um unter dieſer das 
andere, tatſächlich abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft urkundlich zu 
machen. Nach der einen und nach der anderen Richtung war 
eine Beweisführung des Beklagten, und zwar auch mittels 
Eideszuſchiebung über die betreffenden Tatſachen, ſofern ſie ſich 
als ſchlüſſig darſtellten, prozeſſual zuläſſig. Für das behauptete 
Darlehen war an ſich die Klägerin beweispflichtig. Der 
Beweis ihrerſeits mochte zunächſt durch die vom Beklagten 
ausgeſtellte Schuldurkunde als geführt gelten, wenn die darin 
enthaltenen Erkärungen, welche allerdings nach 8 416 ZPO. 
als von dem Ausſteller abgegeben durch die Urkunde bewieſen 
wurden, unzweideutig ein Darlehensgeſchäft oder die An⸗ 
erkennung einer Darlehensſchuld ergaben. Doch konnte ſchon 
für die Auslegung der Urkunde gegenüber der U berſchrift 
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35. Jahrgang. 
„Schuldſchein“ in Betracht kommen, daß darin weder der 
Ausdruck Darlehen gebraucht, noch etwas über die Rückzahlung 
des Kapitals oder eine Kündigung desſelben geſagt iſt. Nun 
hat der Beklagte weiter durch die benannten Zeugen und in 
der Folge durch Eideszuſchiebung den Nachweis unternommen, 
daß dem Schuldſchein ein Rechtsgeſchäft ganz anderer Art, als 
ein Darlehen zugrunde gelegen habe, ein ſolches, das — mag 
es eine Ausſtattung, oder mangels einer geſetzlichen Aus⸗ 
ſtattungspflicht der Klägerin (BGB. SS 1620 flg.) eine 
Schenkung, oder eine Zuwendung in Anrechnung auf den 
künftigen Erbteil der Enkelin enthalten haben, keinenfalls eine 
Darlehensſchuld des Beklagten begründet haben würde. Daß 
es ſich um ein derartiges Rechtsverhältnis handeln könnte, hat 
das Berufungsgericht nicht von vornherein für ausgeſchloſſen 
erachtt. — Auch das Zinsverſprechen wurde von ihm an⸗ 
ſcheinend nicht als ſchlechthin unvereinbar mit dem vom Beklagten 
behaupteten Rechtsverhältniſſe angeſehen, und in der Tat 
lommt es nicht ſo ſelten vor, daß bei einer Ausſtattung, 
Schenkung oder Zuwendung von Todes wegen der Zuwendende 
das Kapital ausfolgt, ſich aber von dem Empfänger eine 
Geitlih befchränfte oder auch lebenslängliche) Rente als „Zins“ 
ausbedingt. Es iſt alſo nicht erſichtlich, daß das Berufungs⸗ 
gericht die vom Beklagten zum Eide verſtellten Tatſachen für 
unerheblich gehalten habe. Andererſeits iſt auch im Urteile 
nicht ausgeſprochen, daß durch den wörtlichen Inhalt des 
Schuldſcheines die Bezeichnung der Urkunde als Schuldſchein 
und das zeitlich unbeſchränkte Zinsverſprechen jene Tatſachen 
ſämtlich widerlegt ſeien, und iſt zum mindeſten zweifelhaft, ob 
die angefochtene Urteilsbegründung beſagen ſolle, daß das 
Gericht ſchon aus dem Inhalte der Urkunde die volle Über⸗ 
zeugung von der Richtigkeit der Darſtellung der Klägerin 
beziehungsweiſe von dem Abſchluſſe eines Darlehensgeſchäftes 
gewonnen habe, welchenfalls freilich eine Eideszuſchiebung über 
das Gegenteil nach 8 446 ZPO. unzuläſſig wäre. Vielmehr 
legen die Urteilsgründe, welche ohne auf die beſonderen Um⸗ 
ſtände des konkreten Falles einzugehen, lediglich auf den Inhalt 
der Urkunde abſtellen, die Vermutung nahe, der Berufungs⸗ 
richter habe der geſetzlichen Beweisregel (ZPO. 8 416, vgl. 
RG. 15, 375) über die formelle Beweiskraft der Urkunde 
hinaus die Tragweite beigelegt, daß eine Gegenbeweisführung 
gegen die Richtigkeit und Wirkſamkeit des Inhalts der Er⸗ 
llärung durch Eideszuſchiebung überhaupt unzuläſſig ſei; und 
dies wäre rechtsirrtümlich. Vergl. Gaupp⸗Stein, ZPO. 8 416 
Ziff. IV und Not. 18; Ziff. III und Not. 15, 8 446 und 
Not. 5. B. c. G., U. v. 15. Jan. 06, 153/05 VI. — 
Naumburg. 

18. 8549 Abſ. 2 3 PO. Unzuläſfigkeit des Einwandes der 
örtlichen Unzuſtändigkeit und der Unzuſtändigkeit einer beſtimmten 
Kammer des Landgerichts in der Reviſionsinſtanz.] 

Der von der Reviſion aufrecht erhaltene Einwand der 
örtlichen Unzuſtändigkeit des LG. I in Berlin, den der Kläger 
ſchon in beiden Vorinſtanzen dem Arreſtbefehl vom 14. April 
1905 entgegengeſetzt hatte, war nicht zu beachten, da nach 
§ 549 Abſ. 2 ZPO. in der Faſſung der Novelle vom 5. Juni 
1905 in Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche 
bie Reviſion nicht darauf geſtützt werden kann, daß das Gericht 
ſeine örtliche Zuständigkeit mit Unrecht angenommen hat. Auch 
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der fernere Einwand, zur Erlaſſung des Arreſtbefehls ſei nicht die 
achte Kammer für Handelsſachen des LG. I, die ihn erlaſſen 
hat, ſondern eine andere Kammer für Handelsſachen desſelben 
Gerichts zuſtändig geweſen, verdient keine Berückſichtigung. 
Die nach Maßgabe der Geſetze erfolgte Verteilung der dem 
Gericht vermöge ſeiner Zuſtändigkeit obliegenden Geſchäfte unter 
die einzelnen Kammern iſt lediglich ein dem Gericht ſelbſt zu⸗ 
ſtehender und obliegender Akt der Juſtizverwaltung, durch den 
die dem Gericht als ſolchem und ohne Rückſicht auf ſeine 
Gliederung in Kammern anhaftende Zuſtändigkeit nicht berührt 
wird. (RG. 45, 343 flg.; 47, 379 flg.; IW. 00, 182 Ziff. 7.) 
T. c. P., U. v. 19. Jan. 06, 539/05 VII. — Berlin. 

19. 8 554 Abſ. 2 ZPO. Keine Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand wegen Verſäumung der Reviſions⸗ 
begründungsfriſt, auch keine gegen den die Reviſion als unzu⸗ 
läſſig verwerfenden Beſchluß.] 

Aus den Gründen: Was die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand betrifft, ſo iſt dieſer Rechtsbehelf nach der Vorſchrift der 
ZPO. — 8233 — nur gegen den Ablauf einer Notfriſt gegeben, 
kann alſo weder gegenüber dem die Reviſion als unzuläſſig 
verwerfenden Beſchluſſe vom 30. Dezember 1905, noch wegen 
Verſäumung der einmonatigen Reviſionsbegründungsfriſt des 
§ 554 Abſ. 2 daſelbſt — welche keine Notfriſt iſt, 8 223 
Abſ. 3 daſelbſt — verlangt werden. H. c. H., Beſchl. v. 
16. Jan. 06, 558/05 I. — Reichsgericht. 

20. S 697 ZPO. Subſtantiierung der beim Landgericht 
erhobenen Klage durch Bezugnahme auf den vorhergehenden 
Zahlungsbefehl.] 

Wenn gegen einen Zahlungsbefehl rechtzeitig Widerſpruch 
erhoben iſt und die wegen des Anſpruchs zu erhebende Klage 
vor die AG. gehört, ſo wird die Klage als mit der Zuſtellung 
des Zahlungsbefehls bei dem AG. erhoben angeſehen (8 696 
ZPO). Gehört dagegen die Klage vor die LG., ſo iſt fie, 
wenn die mit der Zuſtellung des Zahlungsbefehls eintretenden 
Wirkungen der Rechtshängigkeit (§S 693 ZPO.) beſtehen bleiben 
ſollen, binnen einer ſechsmonatigen Friſt, die von dem Tage 
der Benachrichtigung von der Erhebung des Widerſpruchs läuft, bei 
dem zuſtändigen Gerichte zu erheben ($ 697 ZPO.). Der 
letztere Fall liegt hier vor und es bedurfte daher der Anſtellung 
einer Klage mittels Zuſtellung eines den Erforderniſſen des 
§ 253 ZPO. entſprechenden Schriftſatzes. Über die Wahrung 
der Friſt iſt kein Streit. Dagegen hatte der Beklagte gerügt, 
daß der als Klage in Betracht kommende Schriftſatz nicht die 
nach 8 253 Nr. 2 ZPO. unerläßliche beſtimmte Angabe des 
Gegenſtandes und des Grundes des erhobenen Anſpruchs ent⸗ 
halte. Der Berufungsrichter hat dieſer Rüge ohne Rechts⸗ 
irrtum die Beachtung verſagt. Der Zahlungsbefehl muß ſich, 
gleich der Klageſchrift, über den Gegenſtand und den Grund 
des Anſpruchs unzweideutig ausſprechen (88 692, 690 Nr. 3 
ZPO). Es würde daher ein überflüſſiger Formalismus fein, 
wenn die nach Erlaß eines Zahlungsbefehls friſtgemäß bei dem 
LG. erhobene Klage den Inhalt des Befehls nach der ange— 
gebenen Richtung nochmals zu wiederholen hätte. Es genügt 
der Hinweis auf den die Rechtshängigkeit begründenden und 
bereits in den Händen des Schuldners befindlichen Zahlungs⸗ 
befehl. Dieſer Hinweis iſt im gegenwärtigen Falle dadurch 
erfolgt, daß der Kläger zu erkennen gegeben hat, es ſolle über 
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den zunächſt im Mahnverfahren von ihm geltend gemachten 
Anſpruch verhandelt werden. Dem Beklagten konnte es nicht 
zweifelhaft ſein, daß dieſer Anſpruch den Gegenſtand des 
Prozeſſes bilde. Fraglich iſt hiernach nur, ob der zum Beſtand⸗ 
teil der Klage gemachte Zahlungsbefehl den Anforderungen des 
Geſetzes in Anſehung des Grundes des erhobenen Anſpruchs 
gerecht geworden iſt. Der Berufungsrichter hat auch die Frage 
mit Recht bejaht. Dem Beklagten wurde aufgegeben, daß er 
den Kläger wegen eines Anſpruchs von 3500 Mark einſchließlich 
Zinſen „laut Rechnung“ auf Bau eines Grundſtücks Spiel⸗ 
gartenſtraße 10 befriedigen ſolle. Der Anſpruch iſt alſo als 
Werklohnforderung, erwachſen aus der Ausführung eines 
beſtimmten Baues, hinlänglich gekennzeichnet. Es iſt erſichtlich, 
daß der Kläger behauptete, er habe auf Beſtellung des Beklagten 
einen Bau auf dem Grundſtücke Spielgartenſtraße 10 zu den 
näher in einer — dem Beklagten bereits zugegangenen — 
Rechnung aufgeführten Preiſen hergeſtellt und es ſchulde der 
Beklagte auf den Betrag der Rechnung noch 3 500 Mark ein⸗ 
ſchließlich Zinſen. Damit iſt dem Erfordernis der Subſtan⸗ 
tiierung des Anſpruchs zunächſt und vorbehaltlich weiteren durch 
die Ginlaffung des Beklagten bedingten Vorbringens genügt. 
Daß der Antrag gegenüber dem Zahlungsbefehl geändert iſt, 
erſcheint gleichgültig; der Klagegrund iſt derſelbe geblieben, nur 
werden jetzt die Zinſen beſonders gefordert, auch iſt die Haupt⸗ 
ſumme anſcheinend ermäßigt. Hat hiernach der Berufungs⸗ 
richter nicht geirrt, wenn er annahm, daß der vom Beklagten 
gerügte Mangel der Klageerhebung nicht vorliege, ſo iſt auch 
nicht zu mißbilligen, daß er von der ihm durch den $ 539 
3PO. gewährten Befugnis Gebrauch gemacht und die Sache 
in die I. Inſtanz zurückverwieſen hat. In dieſer iſt ſachlich 
überhaupt nicht verhandelt; nur die Rüge des Beklagten iſt 
erörtert und für begründet erachtet, daher auch lediglich die 
Klage, wie angebracht, abgewieſen. Das Verfahren 
I. Inſtanz leidet demgemäß an dem Mangel der Verhandlung 
zur Hauptſache. Dieſem Mangel konnte der Berufungsrichter 
für weſentlich halten, weil es ohne ſolche Verhandlung an einer 
Grundlage für die zu treffende ſachliche Entſcheidung fehlt, und 
er durfte deshalb wie geſchehen, erkennen. Ob der noch von 
ihm herangezogene Geſichtspunkt des Inſtanzverluſtes zutrifft, 
kann auf ſich beruhen. St. c. M., U. v. 26. Jan. 06, 175/05 VII. 
— Naumburg. 

Handelsrecht. 

21. Anſprüche eines Kommanditiſten gegen den perſönlich 
haftenden Geſellſchafter können nicht mit der actio pro socio, 
fondern nur nach dem beſtehenden Statut verfolgt werden.] 

Kläger begehrt mit der Klage die Feſtſtellung, daß die 
53 Geſchäftsanteile des perſönlich haftenden Geſellſchafters M. 
der Kommanditgeſellſchaft Zuckerfabrik G. nicht auf den Be⸗ 
klagten übergegangen ſind und er nicht berechtigt ſei, das 
Stimmrecht für dieſe Anteile auszuüben, ferner, daß Beklagter 
nicht berechtigt iſt, die genannte Kommanditgeſellſchaft allein 
zu vertreten. Beide Vorinſtanzen haben ſeinen Anſpruch zurück⸗ 
gewieſen. Die Reviſion hatte keinen Erfolg: Zwar iſt der 
Reviſion darin beizutreten, daß bei der einfachen Kommandit⸗ 
geſellſchaft ein Unterſchied zwiſchen „Sonderrechten“ und an⸗ 
deren geſellſchaftlichen Rechten des Kommanditiſten regelmäßig 
nicht gemacht werden kann. Der Kläger verfolgt vermeintliche 
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Rechte aus dem Geſellſchaftsvertrag, ſeine Klage iſt die actio 
pro socio; er kann an und für ſich die Verletzung ſeiner Rechte 
auch gegenüber dem einzelnen socius geltend machen, welcher 
ſich ſolcher Verletzung ſchuldig macht. Allein im vorliegenden 
Falle hatte ſich der Kläger durch Abſchluß des Geſellſchafts⸗ 
vertrages (Statuts) gebunden, die Beobachtung der geſellſchaft⸗ 
lichen Pflichten, deren Verletzung er dem Beklagten und dem 
früheren Komplementar M. zum Vorwurf macht, nur nach Maß⸗ 
gabe dieſes Geſellſchaftsvertrages zu verlangen. Nach § 12 
des Statuts ſteht die Kontrolle der Geſchäftsführung der 
Komplementare einem Vorſtande zu, welcher von einer 
Generalverſammlung der Kommanditiſten gewählt 
wird. Nach 88 15 ff. beſchließen die Geſellſchafter in einer 
Generalverſammlung nach Stimmenmehrheit, und es 
gehört insbeſondere die Wahl und die Entlaſſung von Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern zu den Gegenſtänden, über welche ein Beſchluß 
der Generalverſammlung eingeholt werden muß. Hiernach 
haben ſich die Geſellſchafter der Kommanditgeſellſchaft Zucker⸗ 
fabrik G. wechſelſeitig verpflichtet, ihre geſellſchaftlichen Rechte 


nur nach Maßgabe der für das Verhältnis der Geſellſchafter 


unter ſich maßgebenden organiſatoriſchen Beſtimmungen des 
Statuts auszuüben. Dieſen Weg muß auch der Kläger zur 
Geltendmachung der mit der Klage verfolgten geſellſchaftlichen 
Rechte beſchreiten. W. c. G., U. v. 23. Dez. 05, 286/05 I. — 
Poſen. 

Verſicherungsrecht. 

22. 88 330 — 331 BGB. Wem ſteht die Verſicherungs⸗ 
ſumme beim Abſchluſſe des Vertrages „zugunſten der 
Erben“ zu 21 

Der am 30. September 1904 verſtorbene Kaufmann B., 
über deſſen Vermögen am 2. November 1904 der Konkurs 
eröffnet wurde, hatte im Jahre 1900 bei der Gothaer Lebens⸗ 
verſicherungsbank ſein Leben mit 20 000 Mark verſichert und 
im Verſicherungsantrage die Frage: „Soll die Verſicherung zu⸗ 
gunſten dritter Perſonen (3. B. der Ehefrau, der Kinder, der 
Familie) abgeſchloſſen werden?“ dahin beantwortet: „zugunſten 
meiner Erben“. Die Verſicherungsſumme iſt von der Geſell⸗ 
ſchaft an den Inhaber der Police bezahlt, von dieſem an das 
Nachlaßgericht abgegeben worden. Die geſetzlichen Erben des 
Verſtorbenen ſind ſeine Ehefrau und ſeine minderjährige Tochter, 
die Klägerin, dieſe zu drei Vierteln. Letztere ſteht auf dem 
Standpunkte, der Verſicherte habe damit die Zahlung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme nicht an die Erben als ſolche, ſondern an ſie 
als dritte Perſonen angeordnet, ſodaß 8 330 BGB. zur Ans 
wendung komme; fie klagt auf / der hinterlegten Verſicherungs⸗ 
ſumme. Der beklagte Konkursverwalter vertritt die entgegen- 
geſetzte Meinung. Beklagter wurde verurteilt; Berufung und 
Reviſion ſind zurückgewieſen worden: In einem weſentlich 
gleichliegenden Fall hat der III. ZS. des RG. in einem Ur 
teile vom 26. Januar 1894 (RG. 32, 162) außgeführt: Wenn 
der Verſicherungsnehmer als Empfangsberechtigten ſeine Erben 
bezeichne, ſo liege darin der natürlichſte Ausdruck des Willens, 
daß die Verſicherungsſumme nicht einem beſtimmten Dritten 
zufallen, ſondern zum Nachlaß gehören und den Erben als 
ſolchen zukommen ſolle. Zu dieſen Ausführungen tritt das 
angefochtene Berufungsurteil in bewußten und ausgeſprochenen 
Gegenſatz, indem es davon ausgeht, daß bei der lebensläng⸗ 
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35. Jahrgang. 


lichen Verſicherung auf den Todesfall die Verſicherung „zu⸗ 
gunſten der Erben“ ohne weiteres als Verfügung zugunſten 
Dritter, als Benennung empfangsberechtigter dritter Perſonen 
im Sinne des $ 330 BGB. aufzufaſſen ſei. Die Revifion 
konnte keinen Erfolg haben, da der erkennende Senat in der 
Entſcheidung des Berufungsgerichts einen Rechts irrtum nicht 
zu finden vermag. Die Erklärung „zugunſten meiner Erben“ 
als Antwort auf die in Rede ſtehende Frage iſt mehrdeutig. Sie 
läßt ſich ungezwungen ſowohl in dem vom III. ZS. des RG. 
(RG. 32, 162) vertretenen Sinne deuten, wonach die Verſiche⸗ 
rungsſumme zum Nachlaß gehören ſolle, wie in dem vom Be⸗ 
mfungsgerichte vertretenen Sinne deuten. Der nämliche Satz 
oder Satzteil gibt häufig einen ganz verſchiedenen Sinn, je 
nachdem das eine oder das andere Wort ſtärker betont wird. 
Während dem Hörer des geſprochenen Wortes kaum ein Zweifel 
über deſſen Sinn auftauchen wird, kann der Leſer des ge⸗ 
ſchriebenen Wortes vor ſchwer lösbaren Schwierigkeiten ſtehen, 
wenn und weil die vom Urheber gewollte Betonung nicht er⸗ 
ſichlich iſt. Ahnlich verhält es ſich mit der hier fraglichen 
Erklärung. Legt man den Nachdruck auf das Wort „Erben“, 
ſo läßt ſich wohl ein gewiſſer Gegenſatz der Erben als ſolcher 
zu dritten Perſonen herausfühlen. Die Antwort lautet dann 
umſchrieben: „Nein, nicht zugunſten dritter Perſonen, ſondern 
zugunſten meiner Erben, das iſt meines Nachlaſſes“. Betont 
man dagegen ſtärker den Ausdruck „zugunſten“, ſo kann man 
leſen: „Allerdings zugunſten dritter Perſonen, nämlich der⸗ 
jenigen, die bei meinem Ableben als Erben berufen ſind“. 
Daß auch dieſe Auslegung möglich iſt, läßt ſich nicht beſtreiten; 
irgend eine Rechtsnorm ſteht ihr nicht im Wege. Ein Bedenken 
ließe ſich nur etwa aus der Unbeſtimmtheit des Ausdruckes 
„Erben“ ableiten; dies erledigt ſich indeſſen durch die Erwägung, 
daß das Recht der im Sinne der 88 330, 331 BGB. be⸗ 
günftigten dritten Perſonen erſt mit dem Tode des Verſicherten 
entſteht, in dieſem Zeitpunkte aber die Perſonen der Erben feſt⸗ 
ſtehen. Die der Bezeichnung bei Abſchluß des Verſicherungs⸗ 
vertrages anhaftende Unbeſtimmtheit iſt nicht weſentlich größer, 
als wenn die „Hinterbliebenen“ oder die „nächſten Angehörigen“ 
als Empfangsberechtigte bezeichnet werden. Im übrigen iſt die 
Auslegung des Berufungsgerichts von beiden Vorinſtanzen und 
in der Abhandlung von Danz: „Lebensverſicherung zugunſten 
der Erben“ im Recht, 1905 S. 89 ff. mit guten Gründen verteidigt. 
Wenn der Antragſteller den Vertrag nicht zugunſten eines Dritten 
ſchließen will, fo handelt er am zweckmäßigſten in der Weiſe, daß 
er die entſprechende Frage des Antragsformulars verneint oder 
unbeantwortet läßt. Beantwortet er ſie durch Benennung einer 
beſtimmbaren Perſonengruppe, ſo liegt die Vermutung nicht fern, 
daß er die Frage bejahen will. Von dieſer allgemeinen Er⸗ 
wägung aus läßt ſich der Schluß ziehen, daß auch in dem zur 
Entſcheidung ſtehenden Falle der Antragſteller die Frage be⸗ 
jahen wollte, ohne daß jedoch, wie oben dargetan, die Bejahung 
als ein beſonderer, den Streitfall vor anderen Fällen aus⸗ 
zeichnender Umſtand in Betracht käme. Von Bedeutung iſt 
ferner die Bezugnahme auf den 8 157 des Entwurfs eines 
Geſetzes über den Verſicherungsvertrag. In der Begründung 
qu 5157 wird geradezu geſagt: Wenn der Verſicherte als 
bezugsberechtigt ſeine Erben ohne nähere Beſtimmung bezeichnet, 
ſo iſt es gemäß 8 330 BGB. als der mutmaßliche Wille des 
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Verſicherten anzuſehen, daß der Anſpruch aus der Verſicherung 
nicht einen Beſtandteil des Nachlaſſes bilden, ſondern den be⸗ 
treffenden Perſonen unmittelbar auf Grund des Verſicherungs⸗ 
vertrages zuſtehen ſoll. Der oder die Verfaſſer des Entwurfs 
nehmen ſohin an, daß für die vom Berufungsgerichte ange⸗ 
nommene Auslegung ſchon jetzt eine tatſächliche Vermutung 
ſpreche, die durch das vorgeſchlagene Geſetz zum Range einer 
geſetzlichen Vermutung erhoben werden ſoll. Ob man ſo weit ſchon 
heute gehen kann, mag zweifelhaft ſein. Wohl aber wird man 
bei Abwägung der für und wider die Meinung des Berufungs⸗ 
gerichts fprechenden Gründe anerkennen müſſen, daß dieſe 
Meinung mindeſtens gleichberechtigt neben die des III. ZS. 
des RG. tritt, daß die letztere einen Vorrang vor der erſteren 
nicht beanſpruchen kann. Bei dieſer Sachlage konnte ſich das 
Berufungsgericht nach freier Überzeugung für die eine oder die 
andere Auslegung entſcheiden. Durch die Feſtſtellung, daß der 
Vater der Klägerin die Verſicherungsſumme ſeinen Erben un⸗ 
abhängig vom Erwerb der Erbſchaft zuwenden wollte, und daß 
er dieſen Willen auch durch die unbeſtrittene Klauſel erklärt 
hat, iſt das Berufungsgericht über das Gebiet der mit der 
Reviſion nicht angreifbaren Würdigung tatſächlicher Verhältniſſe 
nicht hinausgegangen. Das Rechtsmittel war deshalb zurück⸗ 
zuweiſen. Ein Fall des $ 137 GG. liegt nicht vor, da der 
erkennende Senat keineswegs in einer Rechts frage von der 
Entſcheidung eines anderen Senats abweichen will. B.s Kon⸗ 
kursverwalter e. B., U. v. 5. Jan. 06, 491/05 VII. — Jena. 

23. Bedeutung der Angaben des Agenten über den In⸗ 
halt der zu beantwortenden Fragen. Beſteht neben dem Inhalt 
der zu beantwortenden Fragen eine beſondere Anfechtung wegen 
Irrtums auf ſeiten der Verſicherungsgeſellſchaft ] 

Der Kläger war bei der Beklagten mit ſeinem Mobiliar 
gegen Brandſchaden verſichert und machte nach einem eingetre⸗ 
tenen Brande Schädenanſprüche geltend. Das OLG. wies die 
Klage ab, das RG. hob auf: Das Berufungsurteil mußte 
aufgehoben werden, weil der Berufungsrichter die vom 
Kläger gegenüber dem Einwande der Beklagten, ihre Entſchädi⸗ 
gungspflicht ſei infolge des Verſchweigens der früheren Brände 
durch den Kläger ausgeſchloſſen, vorgebrachte Behauptung nicht 
erſchöpfend gewürdigt hat, daß er, Kläger, durch die ihm ſeitens 
des Agenten O. erteilte falſche Belehrung über die Bedeutung 
der auf dieſe Brände gerichteten Frage des Verſicherungs⸗ 
antrags⸗Formulars zur Verſchweigung der Brände veranlaßt 
worden ſei. Der Kläger hat in Beziehung auf dieſen Punkt 
angeführt, die beiden früheren Brände ſeien O. zur Zeit der 
Stellung des Verſicherungsantrages ſchon bekannt geweſen; als 
er ſie überdies O. angezeigt hätte, habe dieſer ihm geſagt, er 
brauche dieſe Brände in dem neuen Verſicherungsantrage nicht 
anzuzeigen, da ſie ein anderes Grundſtück beträfen. Der Be⸗ 
rufungsrichter verkennt nun zwar, in Übereinftimmung mit den 
Ausführungen des Urteils des jetzt erkennenden Senats vom 
30. März 1900 (RG. 46, 190) nicht, daß der Verſicherungs⸗ 
nehmer entlaſtet wird, wenn er durch die vom Agenten gegebene 
Erklärung und Auskunſt über das, was in den Verſicherungs⸗ 
antrag aufzunehmen iſt, unrichtig unterrichtet und durch ihn 
veranlaßt wird, die geſtellten Fragen nicht vollſtändig oder 
überhaupt anders, als es hätte geſchehen ſollen, zu beant⸗ 


worten. Die Anwendung dieſer Grundſätze hält aber der 
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Berufungsrichter unter Berufung auf das Urteil des RG. 
vom 3. Januar 1899 (JW. 1899 S. 104 Nr. 47) im gegen⸗ 
wärtigen Falle für ausgeſchloſſen, weil die Fragen des Ver⸗ 
ſicherungsantrages zu Zweifeln über ihre Bedeutung keinen 
Raum geben. Dieſe Einſchränkung iſt nicht gerechtfertigt und 
findet auch in dem letztgenannten älteren Urteile keine genügende 
Stütze. Es behandelt den Fall, daß der Verſicherungsnehmer 
die Fragen durch einen anderen, z. B. den Agenten der Geſell⸗ 
ſchaft, hat beantworten laſſen, nicht aber den Fall, in dem der 
Verſicherungsnehmer durch eine unrichtige Belehrung des 
von ihm für ſachkundig gehaltenen Agenten geradezu irregeführt 
worden iſt. Eine ſolche Irreführung iſt im einzelnen Fall auch 
bei der Beantwortung an ſich völlig klarer Fragen nicht aus⸗ 
geſchloſſen, z. B. dann, wenn der Verſicherungsnehmer der 
Sprache nicht genügend kundig iſt, in der die Fragen abgefaßt 
ſind. Immerhin iſt aber der Unterſchied, ob die zu beantwor⸗ 
tende Frage klar iſt oder ob ſie zu Zweifeln Anlaß gibt, nicht 
ohne Bedeutung. Im erſteren Falle wird das Gericht ſchwerer 
als im anderen die Überzeugung gewinnen können, daß die 
Urſache für die unrichtige Beantwortung nur in der unrichtigen 
Belehrung zu finden iſt und nicht vielmehr, unabhängig von 
dieſer Belehrung, in der Argliſt oder Fahrläſſigkeit des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers. Hiernach iſt feſtzuſtellen, ob die Verſchwei⸗ 
gung der früheren Brände durch den Kläger lediglich auf eine 
ihm von O. erteilte unrichtige Belehrung zurückzuführen iſt oder 
ob nicht vielmehr dem Kläger, der ſchon früher mehrfach ver⸗ 
ſichert und abgebrannt war, der allgemein bekannte Umſtand, 
daß der Verſicherer auf die Feſtſtellung etwaiger früherer Brand⸗ 
fälle vor Abſchluß der Verſicherung großes Gewicht zu legen 
pflegt, bewußt war und ob er nicht, unbeeinflußt von der 
wiſſentlich oder unwiſſentlich erteilten falſchen Belehrung des 
Agenten, die Brände aus anderen Gründen verſchwiegen hat, 
obgleich er von der Notwendigkeit ihrer Anzeige überzeugt war. 
Unbegründet iſt die Ausführung der Reviſionsbeklagten, ſie ſei 
zur Verweigerung der Zahlung der Verſicherungsſumme ſchon 
wegen des durch die Nichtanzeige der Brände in ihr beim Ver⸗ 
tragsſchluſſe vorhandenen Irrtums auf Grund des § 119 
BGB. berechtigt. Sollte man ſelbſt mit der Reviſions beklagten, 
was nicht zu billigen wäre, annehmen, der durch die Ver⸗ 
ſchweigung der Brände in der Beklagten erregte Irrtum betreffe 
eine Eigenſchaft der Perſon des Verſicherten, die im Ver⸗ 
kehr als weſentlich angeſehen werde, ſo iſt doch im vorliegenden 
Falle die Anwendung der geſetzlichen Vorſchriften über die 
Folgen eines Irrtums des Vertragſchließenden, ſoweit der 
Irrtum den Umſtand betrifft, daß die Brände bei dem Kläger 
ſtattgehabt haben, ausgeſchloſſen, da die Parteien, wozu ſie 
befugt waren, im Verſicherungs vertrage den Einfluß eines 
etwa entſtandenen Irrtums auf das Vertragsverhältnis, 
wenigſtens nach beſtimmten Richtungen hin, ſelbſtändig geregelt 
haben. Die Beklagte hat ſich durch die Stellung der im Ver⸗ 
ſicherungsantrage enthaltenen Fragen über gewiſſe das Verſiche⸗ 
rungsverhältnis betreffende Punkte, die auf ihren Entſchluß zur 
Eingehung der Verſicherung von weſentlicher Bedeutung ſein 
mußten, zu unterrichten und hinſichtlich dieſer Punkte die Ent⸗ 
ſtehung eines Irrtums bei ihr auszuſchließen geſucht. Sie 
durfte erwarten, daß ihr vom Kläger richtige und vollſtändige 
Auskunft erteilt wurde. Mit der dem Kläger drohenden Ver⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 5. 1906. 


wirkung feiner Rechte aus dem Verſicherungsvertrage war aber 
die Beklagte hinlänglich geſchützt. Ihr darüber hinaus noch 
die Anfechtung des Vertrages wegen Irrtums auf dem inner⸗ 
halb des Bereiches jener Fragen liegenden Gebiete zu gewähren, 
würde mit dem erkennbaren Vertragswillen unvereinbar ſein. 
Es kann hiernach dahingeſtellt bleiben, ob der Beklagten nicht 
auch bei Zulaſſung der Anwendbarkeit des 8 119 BGB. es 
verſagt werden müßte, von der Anfechtung wegen Irrtums 
dem Kläger gegenüber Gebrauch zu machen, wenn der Irrtum 
lediglich durch die falſche Belehrung des Verſicherungsnehmers 
ſeitens des Agenten herbeigeführt worden iſt, weil es nach den 
auf dem Gebiete des Verſicherungsrechts in beſonderem Maße 
zu wahrenden Grundſätzen von Treu und Glauben nicht ge⸗ 
duldet werden könnte, daß die Beklagte aus dieſem ſachwidrigen 
Verhalten des von ihr zur Vermittelung zwiſchen ihr und dem 
Publikum angeſtellten Vertrauensmanns Rechte für ſich zum 
Schaden des anderen Vertragsteils herleitet. W. c. A. (Verſ.⸗ 
Geſ.), U. v. 16. Jan. 06, 142/05 VII. — Poſen. 

Patentrecht. 

24. Unterſchied zwiſchen dem geſchützten Verfahren und 
der Fabrikation und Veräußerung des Stoffs, welcher zu jenem 
Verfahren erforderlich ift.] 

Das OLG. unterſucht zunächſt, was denn der Gegenſtand 
des angeblich verletzten Patentes iſt: nicht der hergeſtellte 
Stoff, das Holzſtreumehl, auch nicht irgend ein Verfahren zur 
Herſtellung dieſes Stoffes, ſondern vielmehr: das Verfahren 
beim Backen, durch Einſtreuen von Holzmehl in die Backſchüſſel 
das Ankleben des Gebäcks an dieſe zu verhindern. Das OLG. 
prüft ſodann weiter, worin denn die Veletzung des Patentes 
durch den Beklagten gelegen ſein ſoll: nicht in der Fabrikation 
oder dem gewerbsmäßigen Vertrieb von Holzmehl überhaupt, 
ſondern „in den Verkauf und Feilbieten desſelben zu Bäckerei⸗ 
zwecken“. Mit Recht hat das OLG. angenommen, daß hierin 
allein eine Patentverletzung nicht erblickt werden kann. Der 
Beklagte hat ſich in keiner Weiſe die dem Kläger patentierte 
Erfindung angeeignet; er hat für deren Mitteilung oder Offen⸗ 
barung nach den ausdrücklichen Feſtſtellungen des OLG. kein 
beſonderes Entgelt verlangt oder erhalten. Seine Fabrikation 
von Holzmehl und der gewerbsmäßige Vertrieb ſeines Fabrikats, 
ſei es auch zu Bäckereizwecken, erfolgt völlig unbeſchadet der 
Rechte des Klägers aus ſeinem Patente. Dieſe Rechte für 
den Kläger bei ſeinen Verkäufen wahrzunehmen, die Abnehmer 
auf das beſtehende Patent aufmerkſam zu machen, dazu beſtand 
für den Beklagten dem Kläger gegenüber keine Rechtspflicht. 
Vielmehr war es dem Kläger überlaſſen, die Beteiligten 
auf das Beſtehen feines Patentes hinzuweiſen. Das OLG. 
hat auch tatſächlich feſtgeſtellt, daß Beklagter bei einer von 
ſeinen Abnehmern etwa vorgenommenen Patentverletzung keines⸗ 
wegs als Täter, Mitteiler, Anſtifter oder Gehilfe mitgewirkt 
hat. Denn die bloße Tatſache, daß er den Bäckern Holzmehl 
verkaufte, welches fie ebenſo wie von ihm auch von der Nebens 
intervenientin oder von einem Dritten beziehen konnten, kann 
als ein bewußtes Zuſammenwirken oder als ein bewußtes 
Hilfeleiſten zum unbefugten Gebrauch des dem Kläger geſchützten 
Verfahrens nicht aufgefaßt werden. Mehr hat aber Kläger 
in dieſer Hinſicht nicht zu behaupten vermocht. Falls Kläger 
den Bäckern gegenüber dem Patente etwa die Auslegung 
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geben wollte, daß ohne Verletzung des Patentes nur das 
vom Kläger und ſeinen Lizenznehmern hergeſtellte Holzmehl zu 
Bäckereizwecken verwendet werden dürfe, ſo wäre dies eine 
mißbräuchliche Ausdehnung des Patentes, welche auch nicht 
auf dem Umwege erreicht werden kann, daß Kläger jeden 
Fabrikanten von Holzmehl den Verkauf oder Vertrieb des⸗ 
ſelben zu Bäckereizwecken unterſagt. Hierzu iſt ſie nur unter 
der Vorausſetzung berechtigt, daß in dieſem Verkaufe uſw. 
ſchon eine Verletzung des Patentes, eine unbefugte Ingebrauch⸗ 
nahme des dem Kläger geſchützten Verfahrens gelegen iſt, 
was jedoch ohne Feſtſtellung des ſubjektiven Momentes, daß 
der Vertrieb uſw. bewußtermaßen gerade zum Zwecke der 
Patentverletzung erfolgt ſei, nicht angenommen werden kann. 
Aus dem gleichen Grund erſcheint es auch ausgeſchloſſen, den 
Beklagten etwa aus 8 826 BGB. verantwortlich zu machen. 
H. c. Z., U. v. 22. Dez. 05, 157/05 I. — Stuttgart. 

Börſengeſetz. 

25. § 50 Abſ. 2 BörſG. Begriff des Börſentermin⸗ 
geſchäftes bei Kuxkäufen, wo ein feſter Kurs ſich nicht ge 
hit het 

Der Reviſion iſt der Nachweis nicht gelungen, daß die 
Entſcheidung des Berufungsgerichts auf einer Verletzung des 
Geſezes beruhe. Das OLG. verneint, daß das vom Gemein⸗ 
ſchuldner mit der Beklagten abgeſchloſſene Kaufgeſchäft ein dem 
Verbote des § 50 Abſ. 2 BörſG. unterliegendes Börſentermin⸗ 
geſchäft geweſen ſei. Bei Prüfung dieſer Frage geht es davon 
aus, daß unter den Börſentermingeſchäften, welche von dieſem 
Verbote betroffen werden, auch ſolche Zeitgeſchäfte über Anteile 
an Bergwerks⸗ und Fabrikunternehmungen zu verſtehen ſeien, 
bei denen der Preis lediglich infolge des Zuſammentreffens 
und Zuſammenwirkens der Börſenbeſucher ſich gebildet habe. 
Es ſtellt aber auf Grund der Ausſage des Sachverſtändigen 
feſt, daß ſich für Termingeſchäfte von der Art, wie das ange⸗ 
fochtene, ein feſter Kurs nicht herausgebildet gehabt, daß viel⸗ 
mehr bei derartigen Geſchäften der Preis jedesmal von dem 
Vertragſchließenden vereinbart worden ſei. Daraus folgert es 
für den Kuxkauf des Gemeinſchuldners, daß ſich die Preis⸗ 
bildung völlig außerhalb der Börſe vollzogen habe. Dieſe Be⸗ 
gründung iſt im Ergebniſſe nicht zu beanſtanden. Selbſtver⸗ 
ſtändlich ſollen ſich die Bemerkungen über das Fehlen eines 
feſten Kurſes und über die Vereinbarung des Preiſes für das 
einzelne Geſchäft in erſter Linie auf die Zeit beziehen, wo das 
ſtreitige Kuxkaufgeſchäft abgeſchloſſen worden iſt. Gemeint find, 
wie das Gutachten ergibt, die Verhältniſſe bei den Börſen in 
Eſſen und Düſſeldorf. Daß nur dieſe Börſenplätze in Betracht 
kommen können, iſt in den Inſtanzen nicht ſtreitig geweſen und 
wird auch von der Reviſion nicht in Zweifel gezogen. Nach 
dem Wortlaute der Ausführungen könnte man aber verſucht 
ſein, die Meinung des Berufungsgerichts dahin zu verſtehen, 
daß nur dann ein nach 8 50 Abſ. 2 Börf®. verbotenes Börſen⸗ 
termingeſchäft oder börſenmäßiges Termingeſchäft gegeben ſei, 
wenn der Preis genau mit demjenigen Preiſe übereinſtimme, 
der ſich, in Ermangelung eines Börſenkurſes für das Geſchäft, 
doch infolge des Zuſamentreffens und Zuſammenwirkens der 
Börſenbeſucher gebildet haben könnte. Eine ſolche Auffaſſung 
müßte mißbilligt werden. Der erkennende Senat hat ſchon 
mehrfach ausgeſprochen, daß z. B. auch das Beſtehen eines 
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Börſenkurſes für Kaſſageſchäfte genügen könne, um einem Zeit⸗ 
geſchäft dann, wenn der Preis auf Grund dieſes Kurſes be⸗ 
ſtimmt iſt, die Eigenſchaft eines Börſentermingeſchäftes zu geben. 
Urteil I. 272/00 vom 1. Dezember 1900 (RG. 47, 114); 
I. 259/01 vom 4. Dezember 1901; I. 129/02 vom 27. Sep⸗ 
tember 1902 (RG. 52, 180). — Selbſtverſtändlich wird dabei 
ein genauer urſachlich beſtimmender Zuſammenhang der Preiſe 
vorausgeſetzt, aber eine völlige Ubereinſtimmung darf nicht ver⸗ 
langt werden. Das aufgeworfene Bedenken findet aber ſeine 
Erledigung in folgendem. Daß ſich für die Zeitgeſchäfte in 
Bergwerkskuxen feſte Kurſe überhaupt nicht ausgebildet hatten, 
ſtellt, wie bemerkt, das Berufungsgericht auf Grund des Sach⸗ 
verſtändigen⸗Gutachtens feſt. Hierfür kann alſo die Frage nach 
dem urſächlichen Zuſammenhange gar nicht geſtellt werden. Für 
die Kaſſakurſe dagegen, welche nach Angabe des Sachverſtän⸗ 
digen für die Kuxe Wildberg allerdings beſtanden haben, er⸗ 
geben die letzten Notierungen vor Abſchluß des angefochtenen 
Geſchäfts — 10 850 Geld am 2. Juni und 16 000 Brief am 
15. Juni 1899 — eine ſo große Abweichung von dem verein⸗ 
barten Kaufpreiſe von 22 500 Mark, daß es ohne weiteres 
ausgeſchloſſen iſt, ſie als maßgebenden Faktor für dieſe Preis⸗ 
bildung zu betrachten. Auf Grund des Gutachtens des Sach⸗ 
verſtändigen konnte daher das Berufungsgericht ohne Rechts⸗ 
irrtum zu der Anſicht gelangen, daß es ſich bei dem angefoch⸗ 
tenen Kaufe nicht um ein nach § 50 Abſ. 2 Börſ. G. verbotenes 
Geſchäft gehandelt habe. Damit aber war auch die Abweiſung 
des nur auf dieſen Klaggrund geſtützten Klaganſpruches gerecht⸗ 
fertigt. K. Ph. o. Sch., U. v. 10. Jan. 06, 331/05 I. — 
Hamm. 

Gewerbeordnung. 

26. 5 27 Gewd. findet nicht nur auf „öffentliche 
Schulen“ Anwendung. Die Frage, ob ein Gewerbebetrieb die 
beſtimmungsgemäße Benutzung der Schule erheblich ſtört, ent⸗ 
ſcheidet lediglich die Verwaltungsbehörde.] 

Durch Urteil des Hanſeatiſchen OLG. iſt dem Klagantrage 
gemäß der Beſchluß des Bremiſchen Senates vom 16. Mai 1905, 
durch welchen dem Kläger der Betrieb einer Schloſſerwerkſtatt 
auf dem Grundſtück „beim ſteinernen Kreuz Nr. 2“ in Bremen 
unterſagt worden war, für ungültig erklärt. Auf die vom be⸗ 
klagten Bremiſchen Staat eingelegte Reviſion hat das RG. die 
Klage abgewieſen: Der Bremiſche Senat hat den vom Be⸗ 
rufungsgerichte für ungültig erklärten Beſchluß in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als höhere Verwaltungsbehörde auf Grund des 8 27 
Satzes 2 GewO. erlaſſen, wonach die Ortspolizeibehörde, der 
nach Satz 1 daſelbſt die Errichtung oder Vorlegung einer ge⸗ 
werblichen Anlage, deren Betrieb mit ungewöhnlichem Geräuſche 
verbunden iſt, angezeigt worden iſt, wenn in der Nähe der ge⸗ 
wählten Betriebsſtätte Kirchen, Schulen oder andere öffentliche 
Gebäude, Krankenhäuſer oder Heilanſtalten vorhanden ſind, 
deren beſtimmungsmäßige Benutzung durch den Gewerbebetrieb 
an dieſer Stelle eine erhebliche Störung erleiden würde, die 
Entſcheidung der höheren Verwaltungsbehörde darüber einzuholen 
hat, ob die Ausübung des Gewerbes an der gewählten Betriebs: 
ſtätte zu unterſagen oder nur unter Bedingungen zu geſtatten 
ſei. Der Senat hat den fraglichen Betrieb an der gewählten 
Stelle mit der Begründung unterſagt, daß durch denſelben die 
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Schulgebäudes des Schulvorſtehers H. W. in erheblicher Weiſe 
beeinträchtigt werden würde, und daß dieſe Schule, obgleich 
Privatſchule, den Schutz des $ 27 Gewd. genieße, da fie einen 
Teil des ſtaatlichen Organismus des Bremiſchen Schulweſens 
bilde. Das Berufungsgericht iſt dagegen der Anſicht, daß der 
letztere Umſtand ein ſolches Verbot nicht ſtatthaft mache, da 
der 8 27 GewO. feinen Schutz nur öffentlichen Schulen zu: 
gedacht habe, und die W. ſche Schule eben nur eine Privatſchule 
ſei. Hierin kann nun aber dem OLG. nicht beigetreten werden. 
Es iſt überhaupt eine grundloſe Annahme, daß unter den 
„Schulen“, von denen der 8 27 ſpricht, grundſätzlich nur 
öffentliche Schulen, ſei es in einer engeren, oder in einer 
weiteren Bedeutung, zu verſtehen wären. Freilich iſt einmal 
eine Entſchließung des Württembergiſchen Miniſteriums des 
Innern in dieſem Sinne ergangen (vgl. Reger, Entſcheidungen 
der Gerichte und Verwaltungsbehörden uſw., Bd. 18 S. 159), 
und ſeitdem haben alle Ausleger der GewO. ſich dieſer Auf⸗ 
faſſung angeſchloſſen. Auch der Bremiſche Senat ſelbſt ſcheint 
grundſätzlich auf dieſem Boden zu ſtehen und nur den Begriff 
der „öffentlichen Schulen“ in einem etwas weiteren Sinne 
zu nehmen; jedenfalls hat dies das LG. zu Bremen getan, als 
es die Zuläſſigkeit des vom Senat erlaſſenen Verbotes an⸗ 
erkannte. Ob von dieſem Standpunkt aus ſich das letztere auf⸗ 
recht halten ließe, iſt ſehr zweifelhaft; aber hierauf kommt es 
eben auch nicht an. Mit Recht ſagt das OL G., daß weder 
aus der Entſtehungsgeſchichte der fraglichen Vorſchrift, noch aus 
der Erwägung ihres legislativen Zweckes ſich durchſchlagende 
Gründe für die eine oder für die andere Auslegung ergeben, 
und daß daher allein die Wortfaſſung entſcheiden kann. Auch 
die Bemerkung in den vorigen Entſcheidungsgründen trifft zu, 
daß ſchon zur Zeit der Erlaſſung der GewO. der Gegenſatz 
zwiſchen öffentlichen Schulen und Privatlehranſtalten allgemein 
geläufig, und daß ohne Zweifel auch der Geſetzgeber ſich des⸗ 
ſelben bewußt geweſen ſei. Wie ſich aber aus dieſen Sätzen 
die Folgerung ergeben ſoll, daß alſo unter „Schulen“ in 8 27 
nur öffentliche Schulen zu verſtehen ſeien, iſt nicht abzuſehen. 
Vielmehr iſt gar kein Grund zu denken, weshalb der Geſetz⸗ 
geber, wenn er dies gemeint hätte, nicht das Wort „öffent⸗ 
liche“ vor „Schulen“ hineingeſetzt haben ſollte. Die 
Folgerung, daß, weil an die „Schulen“ ſich anſchließt: „und 
andere öffentliche Gebäude“, deshalb auch vor „Schulen“ das 
Wort „öffentliche“ hinzudenken ſei, iſt nicht zwingend. Das 
Wort „andere“ vor „öffentliche Gebäude“ erklärt ſich vielmehr 
vollſtändig aus dem Umſtande, daß auch von den vorher ge⸗ 
nannten Arten von Gebäuden alle Kirchen und ſehr viele 
Schulen öffentliche Gebäude ſind. Auch erhält man auf 
dieſe Weiſe praktiſch ein ganz befriedigendes Ergebnis. Denn 
die höhere Verwaltungsbehörde muß ja nicht, wenn in Anſehung 
irgend einer Schule die Vorausſetzungen des Satzes 2 des 827 
vorliegen, den betreffenden Gewerbebetrieb entweder unterſagen, 
oder nur unter Bedingungen geſtatten; in dieſem aus⸗ 
ſchließenden Sinne iſt die Alternative am Schluſſe des Satzes 
nicht gemeint; die Behörde kann nur nach ihrem Ermeſſen das 
eine oder das andere oder auch keins von beiden tun. Sie 
wird alſo, wenn es ſich nur um eine unbedeutende Privatſchule 
handelt, an der die Allgemeinheit kein Intereſſe hat, wahr⸗ 
ſcheinlich jedes Eingreifen unterlaſſen. Übrigens iſt auch ohne⸗ 
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hin nicht alles, was etwa im gewöhnlichen Leben die Be⸗ 
zeichnung „Schule“ erhalten mag, überhaupt unter die fragliche 
Beſtimmung begriffen, ſondern nur ſolche Anſtalten, die dem 
allgemeinen Bildungsziele dienen, wie es von Staats wegen 
aufgeſtellt wird. So wird z. B. eine Kochſchule von vorn⸗ 
herein des Schutzes des § 27 entbehren, wie hier auch die 
Vorausſetzung ſchwerlich eintreten kann, daß die beſtimmungs⸗ 
mäßige Benutzung des Gebäudes durch einen benachbarten ge⸗ 
räuſchvollen Gewerbebetrieb eine erhebliche Störung erleiden 
würde. Nach dem Ausgeführten muß nach Maßgabe von 
8 564 Abi. 1. ZPO. die Aufhebung des Berufungsurteils er⸗ 
folgen. Der Kläger hat nun aber weiter noch in Abrede 
geſtellt, daß hier die Vorausſetzung gegeben ſei, daß die 
beſtimmungsmäßige Benutzung des Wi.ſchen Schulgebäudes 
durch den von ihm beabſichtigten Gewerbebetrieb erheblich 
beeinträchtigt werden würde. Das LG. hat die Klage abge⸗ 
wieſen, ohne hierüber eine tatſächliche Feſtſtellung zu treffen, 
indem es davon ausging, daß dieſer Punkt der Nachprüfung 
der Gerichte nicht unterliege. Das OLG. hat ſich über dieſe 
Frage nicht geäußert, wozu es von ſeinem Standpunkte aus 
auch keine Veranlaſſung hatte. Nunmehr iſt in dieſer 
Beziehung der Auffaſſung des LG. beizutreten. Freilich läßt 
die Wortfaſſung von Geſetzen, welche einer Verwaltungsbehörde 
unter gewiſſen Vorausſetzungen eine Entſcheidung übertragen, 
ſehr häufig Zweifel darüber, wie weit dieſe Vorausſetzungen 
objektiv gegeben ſein müſſen, und wie weit eigentlich nur die 
Vorausſetzung gemeint iſt, daß die Behörde die im Geſetze ge⸗ 
nannten Vorausſetzungen nach ihrem Ermeſſen für gegeben 
halte. Grenzt man aber die Zuſtändigkeit der richterlichen 
Behörden einerſeits, der Verwaltungsbehörden andrerſeits nach 
den ihnen im Staate grundſätzlich zugewieſenen Aufgaben ab, 
ſo muß es als richtiger erſcheinen, in ſolchen Fällen, wo auch 
in Anſehung jener Vorausſetzungen ein innerhalb des Geſchäfts⸗ 
bereiches der Verwaltungsbehörde liegendes techniſches 
Ermeſſen für die Entſcheidung in Betracht kommt, im 
Zweifel das Geſetz dahin zu verſtehen, daß das Ermeſſen 
dieſer Behörde auch über das Vorliegen der Vorausſetzungen 
endgültig entſcheiden ſoll. Vgl. RG. 11, 227 und die 
dortigen Zitate. Dies iſt auch die Auffaſſung des Preußiſchen 
OVG. für das Gebiet des Preußiſchen Rechtes. Vgl. OVG. 
2 S. 393 f., 398 f.; 3 S. 291, 340; 4, 374; 5, 407; 
6 S. 226, 354; 7 S. 306 ff., 392; 9, 403 ff.; 11, 371. 
Dennoch iſt hier die richterliche Nachprüfung auf jenen ſtreitigen 
Punkt nicht zu erſtrecken. B. St. c. M., U. v. 11. Jan. 06, 
570/05 VI. — Hamburg. 

Betriebsordnung für den eine öffentliche Waſſer⸗ 
ſtraße bildenden „Kaiſer Wilhelm-⸗Kanal (Geſetz 
vom 16. März 1886) vom 29. Juli 1901. 

27. Ungültigkeit der in 8 1 ausgeſchloſſenen Haftung 
für Verpflichtung zum Schadenserſatz.] 

Wie der Senat bereits in ſeinem Urteile vom 2. Dezember 
1899 — Rep. I 322/99 — dargelegt hat, iſt der auf Grund 
des Geſetzes vom 16. März 1886 hergeſtellte Kaiſer Wilhelm⸗ 
Kanal eine dem allgemeinen Verkehr dienende öffentliche 
Waſſerſtraße. Das dem Reichsamte des Innern unter⸗ 
ſtehende Kaiſerliche Kanalamt in Kiel hat durch die „Betrieb? 
ordnung für den Kaiſer Wilhelm⸗(Nord⸗Oſtſee⸗) Kanal“ (vgl. 
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neue Faſſung derſelben vom 29. Juli 1901 im Zentral-Blatt 
für das Deutſche Reich, Beilage zu Nr. 41 S. 345) die für 
die Benutzung des Kanals maßgebenden Beſtimmungen aufge⸗ 
ſtellt. Der für den vorliegenden Prozeß in Betracht kommende 
9 1 lautet in feinem Abſ. 1 und 2: „Jeder Schiffsführer, der 
den Kanal befährt, muß einen auf Verlangen ihm auszu⸗ 
händigenden Abdruck dieſer Betriebsordnung, die auch für das 
Rechtsverhältnis zwiſchen der Kanalverwaltung und ihm bezw. 
ſeinem Reeder maßgebend iſt, an Bord haben und iſt für die 
genaue Befolgung ihrer Vorſchriften ſowie derjenigen des in 
Anlage 7 beigefügten Zollregulativs für den Kaiſer Wilhelm⸗ 
Kanal durch die geſamte Beſatzung ſeines Fahrzeuges verant⸗ 
wortlich. Das Deutſche Reich übernimmt keinerlei Verpflichtung 
zur Erſatzleiſtung für Schäden, welche die Schiffe im Kanal⸗ 
auf den beiderſeitigen Reeden oder in den Vorhäfen oder auf 
den am Kanal liegenden Schiffsliegeplätzen erleiden, ſelbſt wenn 
ein Verſchulden der Kanallotſen oder anderer Angeſtellter der 
Kanalberwaltung dabei in Frage kommt.“ Der erkennende 
Senat hat bereits in der oben erwähnten Entſcheidung ausge⸗ 
ſprochen, daß das Kanalamt zwar zuſtändig ſei, die für den 
Betrieb erforderlichen Beſtimmungen, ſoweit dieſe zum Gebiete 
der Verwaltung gehören, zu erlaſſen, daß es jedoch nicht mit 
rechtlicher Wirkſamkeit in das Gebiet hinübergreifen könne, das 
der Geſetzgebung vorbehalten iſt, daß es insbeſondere nicht in 
der Lage ſei, für die rechtlichen Beziehungen des Reichsfiskus 
zu dritten Perſonen allgemeine Beſtimmungen zu treffen, die 
durch das geltende Recht anders geregelt ſind. Die Rechts⸗ 
ordnung geſtatte zwar, bei dem Abſchluß eines Vertrags 
die Verpflichtung zum Schadenserſatze auszuſchließen, ſetze 
jedoch auch hierbei der Vertragsfreiheit Schranken; dagegen 
kenne die Rechtsordnung keinen allgemeinen Grundſatz, der es 
ermöglichte, die im Recht begründete Verantwortlichkeit für 
Schaden, der einem anderen außerhalb eines Vertragsver⸗ 
hältniſſes zugefügt wird, durch einſeitige Willenserklärung 
abzulehnen. Vgl. RG. 45, 166 flg. Das Kaiſerliche Kanal⸗ 
amt hat nun, vielleicht mit Rückſicht auf dieſes Erkenntnis, 
an Stelle der früher üblichen Anmeldeformulare für die Durch⸗ 
fahrt, ſolche eingeführt, welche auf der Rückſeite einen von dem 
Schiffsführer zu unterzeichnenden Vordruck folgenden Inhalts 
enthalten: „Der Unterzeichnete meldet hierdurch das Schiff 
. . zur Fahrt durch den Kaiſer Wilhelm⸗Kanal von 
bis .. . . an, die am .. .. angetreten werden ſoll, und für 
welche die ihm bekannten Beſtimmungen der Betriebsordnung 
für den Kaiſer Wilhelm⸗Kanal vom 29. Juli 1901 namentlich 
auch, was das Rechtsverhältnis zwiſchen der Kanalverwaltung 
tinerſeits und dem Schiffer bezw. feinem Reeder und Befrachter 
andererſeits anbetrifft, maßgebend fein fol.” Es kann dahin⸗ 
geftellt bleiben, ob im vorliegenden Falle durch die Unter: 
zeichnung eines ſolchen Formulars ein Vertrag zwiſchen der 
Kanalverwaltung und dem Führer des Dampfers Kriemhilde 
luſtande gekommen iſt. Denn auch wenn ein Vertragsver⸗ 
hältnis zu unterſtellen wäre, hätten die Beſtimmungen des 
oben erwähnten § 1 Abſ. 2 der Betriebsordnung, auf Grund 
deren der Beklagte ſeine Verantwortlichkeit für den durch Ver⸗ 
ſchulden der Beſatzung ſeines Dampfbaggerprahms verurſachten 
Zuſammenſtoß und den hierdurch dem Kläger zugefügten 
Schaden ablehnt, keine zivilrechtliche Gültigkeit. Wenn die 
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Kanalverwaltung die Benutzung des Kanals von der vertrag 
lichen Ubernahme zivilrechtlicher Beſchränkungen, insbeſondere 
von einem vertraglichen Verzicht auf in Rechten begründete 
Anſprüche abhängig machen will, ſo widerſtreitet dies der durch 
das Geſetz feſtgelegten Beſtimmung des Kanals, dem allge⸗ 
meinen Verkehr als öffentliche Waſſerſtraße zu dienen. In 
einem ſolchen Verfahren müßte aber auch ein Verſtoß gegen 
die guten Sitten erblickt werden. Wo der einzelne ein ihm 
tatſächlich zuſtehendes Monopol oder den Ausſchluß einer 
Konkurrenzmöglichteit dazu mißbraucht, dem allgemeinen Ver⸗ 
kehr unbillige, unverhältnismäßige Opfer aufzuerlegen, unbillige 
und unverhältnismäßige Bedingungen vorzuſchreiben, da können 
dieſelben rechtliche Anerkennung nicht finden. Dieſer allge⸗ 
meine Grundſatz, welchen der oberſte Gerichtshof wiederholt zur 
Geltung gebracht hat, trifft insbeſondere auf den vertrags⸗ 
mäßigen Ausſchluß einer nach dem Geſetz beſtehenden Haftung 
dann zu, wenn dem Publikum die anderweite Wahrung ſeiner 
Intereſſen nicht möglich und dasſelbe daher gezwungen iſt, ſich 
den geſtellten Bedingungen zu unterwerfen. (Vgl. Urteil des 
Senats vom 11. Februar 1888 Rep. I 380,87; RG. 20, 177.) 
Hiernach kann ſich der Beklagte auf einen vertragsmäßigen 
Ausſchluß der geſetzlichen Haftung für das Verſchulden ſeiner 
Angeſtellten ebenſowenig berufen, als in dem der Entſcheidung 
vom 2. Dezember 1899 zugrunde liegenden Fall auf eine 
einſeitige Ablehnung ſeiner Verantwortlichkeit. Reichsfiskus 
c. G., U. v. 8. Jan. 06, 320/05 I. — Kiel. 

II. Preußiſches Recht. 

28. 88 4, 8, 11 ff., 16, 18 ff., Tl. I. Tit. 6 AL R., verb. 
mit § 4 Abſ. 2 des alten, § 5 Abſ. 4 des neuen Invalidenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes. Verſchulden wegen Nichteinklebens von Inva⸗ 
liditätsmarken ſeitens eines Arbeitgebers.] 

Dem Kläger iſt die von ihm wegen behaupteter Erwerbs⸗ 
unfähigkeit beanſpruchte Invalidenrente verſagt worden, weil 
für die Zeit, während welcher er als Nachtwächter und Aus— 
rufer in Dienſten der Beklagten ſtand, Marken für ihn nicht 
geklebt waren, und er deshalb die vorgeſchriebenen 200 Beitrags: 
wochen nicht nachweiſen konnte. Kläger nimmt für die ihm 
hierdurch entgangene Rente die Beklagte in Anſpruch, weil ſie 
die geſetzlich ihr obliegende Pflicht, die Marken für ihn zu 
kleben, nicht erfüllt habe; außerdem behauptet er, daß die Be⸗ 
klagte ihm verſprochen habe, daß die Marken geklebt würden. 
Die Beklagte nimmt zwar nicht in Abrede, daß Kläger nach 
ſeiner damaligen Stellung an ſich verſicherungspflichtig geweſen 
ſei, beſtreitet aber jedes Verſchulden, da ſie erſt ſpäter von dem 
Aufſichtsbeamten auf dieſe Verſicherungspflicht hingewieſen ſei, 
und aus dem Geſetzestext dieſe nicht habe erkennen können. 
Kläger ſei aber auch aus dem beſonderen Grunde nach 8 4 
Abſ. 2 des alten, § 5 Abſ. 4 des neuen Invalidenverſicherungs⸗ 
geſetzes nicht mehr verſicherungspflichtig geweſen, weil er zur 
fraglichen Zeit nicht mehr ½ erwerbsfähig geweſen ſei. Sie 
beſtreitet außerdem feine dauernde Erwerbsunſähigkeit und feine 
Behauptungen, daß ihm das Kleben der Marken ausdrücklich 
verſprochen ſei. Das Berufungsgericht wies ab, das RG. hob 
auf: Der Ausführung, die Nichtklebung der Marken ſei für 
den Schaden nicht kauſal geweſen, und die allerdings auch in 
einem Urteil des II. ZS. des RG. Billigung gefunden hat, 
welche Entſcheidung übrigens, da ſie ſich auf dem Gebiete des 
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franzöſiſchen Rechts bewegt, zu einer Anrufung der Ver ZS. 
nicht nötigt, ſteht als ſchon allein durchſchlagend die Tat⸗ 
ſache entgegen, daß die Nichtgewährung der Rente gerade 
deshalb erfolgt iſt, weil für die fragliche Zeit die Marken nicht, 
wie geſetzlich unter Strafandrohung geboten war, geklebt worden 
waren.“ Allerdings beſtand vor dem neuen Geſetz noch die 
Möglichkeit, den Eintritt des Schadens zu beſeitigen, aber die 
Beſeitigung dieſer Möglichkeit hebt den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang der Nichtklebung mit dem daraus entſprungenen Schaden 
nicht auf. Ebenſowenig läßt ſich aufrecht erhalten, daß der 
Schaden nicht vorausſehbar geweſen ſei. Denn ohne daß die 
Marken geklebt wurden, konnte der Rentenanſpruch überhaupt 
nicht entſtehen; außerdem kann man auch nicht ſagen, daß das 
neue Geſetz vom 13. Juli 1899 im Jahre 1899 noch nicht 
vorausſehbar geweſen ſei. Allerdings hat das Berufungsgericht 
mit Recht angenommen, daß, wie in der diesſeitigen Entſcheidung 
RG. 58, 102 ff. näher dargelegt iſt, das Geſetz die dem Ar⸗ 
beitgeber auferlegte Pflicht des Markenklebens nicht als eine 
aus dem Dienſtvertrage entſpringende: als eine ihm dem Ar⸗ 
beiter gegenüber auferlegte privatrechtliche, ſondern als öffentlich⸗ 
rechtliche, ihm dem Staate, bezw. der Verſicherungsanſtalt 
gegenüber auferlegte Verpflichtung konſtruiert hat, und iſt auch 
ferner mit Recht das Preußiſche Allgemeine Landrecht für an⸗ 
wendbar erachtet. Aber die in das Allgemeine Landrecht hinein⸗ 
getragene Beſchränkung, daß für außerkontraktliches Verſchnlden 
nur derjenige hafte, welcher eine dem anderen ſchuldige Pflicht 
vorſätzlich oder fahrläſſig verletze, findet im Geſetz keine Stütze. 
Der vom Berufungsgericht angezogene § 11 Tl. I Tit. 6 ALR. 
ſagt nicht „nur“, wie das Berufungsgericht meint, ſondern 
„auch“, und die SS 8 ff. daſ. laſſen keinen Zweifel, daß das 
ALR. für jeden durch Verſchulden, mag dieſes in einem vor⸗ 
ſätzlichen oder fahrläſſigen Handeln beſtehen, entſtandenen Schaden 
verantwortlich macht, ſoweit nicht dieſe Haftung nach Maßgabe 
der SS 12 ff., 18 ff. Tl. 1 Tit. 6, alſo nach der Art des 
Schadens, dem Grade der Schuld und dem Mitwirken eines 
eigenen Verſchuldens des Beſchädigten eingeſchränkt oder aus⸗ 
geſchloſſen iſt. M. c. Dorfgemeinde S., U. v. 12. Jan. 06, 
234/05 III. — Marienwerder. 

Geſetz vom 11. Mai 1842. 

29. SS 1 und 6 verb. mit 8 10 ALR. Tl. II Tit. 17; 
8 131 des Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 und $ 24 des Reichsgeſetzes über die Preſſe 
vom 7. Mai 1874. Zum Begriff der polizeilichen Verfügung.] 

Der Berufungsrichter hat die von dem beklagten Orts⸗ 
vorſteher gegenüber einer Schädenforderung des Klägers er⸗ 
hobene Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs mit folgender 
Begründung verworfen: Die Einbehaltung der am 5. No⸗ 
vember 1904 mit Beſchlag belegten Flugblätter, die entgegen 
dem 8 24 Abſ. 4 PreßG. über den 10. desſelben Monats 
hinaus fortgedauert habe, ſei keine Maßnahme des Beklagten 
geweſen, die er als Verwalter der Ortspolizei getroffen habe 
und ſie ſei deshalb nicht als polizeiliche Verfügung im Sinne 
des Geſetzes vom 11. Mai 1842 anzuſehen geweſen, weil jeder 
Anhalt dafür fehle, daß der Beklagte, als er es unterlaſſen 
habe, die mit Beſchlag belegten Flugblätter nach Ablauf des 
10. November 1904 freizugeben, dadurch ſeine Polizeigewalt 
erneut hätte betätigen und damit eine zweite polizeiliche Ver⸗ 
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fügung erlaſſen wollen. Noch weniger laſſe ſich die Unter⸗ 
laſſung der alsbaldigen Abſendung der Verhandlungen über die 
am 5. jenes Monats erfolgte Beſchlagnahme (8 24 Abſ. 3 
a. a. O.) mit dem Weſen einer polizeilichen Verfügung ver⸗ 
einigen. Inſoweit daher der vom Kläger erhobene Schaden⸗ 
erſatzanſpruch auf die Nichtbefolgung des S 24 Abſ. 3 und 4 
Preg®. durch den Beklagten geſtützt ſei, ſtehe der gerichtlichen 
Geltendmachung des Anſpruchs der § 6 des Geſetzes vom 
11. Mai 1842 — der die Haftung des Beamten, der „eine 
polizeiliche Verfügung“ erlaſſen hat, für den dadurch ver⸗ 
urſachten Schaden davon abhängig gemacht, daß die Verfügung, 
und zwar der Regel nach auf erhobene Beſchwerde, als geſetz⸗ 
widrig oder unzuläſſig aufgehoben iſt — nicht entgegen. Dieſe 
Begründung der angefochtenen Entſcheidung läßt keinen Rechts⸗ 
irrtum erkennen. Die Reviſion iſt freilich der Anſicht, daß das 
Berufungsgericht, indem es in der über den 10. November 1904 
hinaus fortgeſetzten Einbehaltung des Flugblattes eine Unter⸗ 
laſſung erblicke, die nicht unter den Begriff der polizeilichen 
Verfügung im Sinne des Geſetzes vom 11. Mai 1842 falle, 
die rechtliche Natur einer ſolchen Verfügung verkannt habe. 
Die Beſchwerde iſt nicht begründet: Eine polizeiliche Ver⸗ 
fügung, insbeſondere eine ſolche im Sinne jenes Geſetzes, „iſt 
eine Verfügung, die eine Polizeibehörde als ſolche oder ein 
Polizeibeamter als ſolcher, d. h. in dem Bewußtſein, damit 
eine polizeiliche Obliegenheit auszuüben (8 10 ALR. Tl. II 
Tit. 17), erlaſſen hat.“ Sie kann in einem Gebote, einem 
Verbote, in der Erteilung oder der Verſagung einer polizei⸗ 
lichen Erlaubnis, auch in einem unmittelbaren tatſächlichen Ein⸗ 
griffe in das Rechts⸗ oder Verkehrsleben beſtehen. Sie kann 
demnach den verſchiedenſten Inhalt haben: immer aber muß ſie 
in einer poſitiven Handlung beſtehen, die den Zweck der 
Ausübung der polizeilichen Gewalt, alſo nach der Beſtimmung 
des Begriffs der Polizei in 8 10 a. a. O. der Erhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung oder der Abwendung 
einer dem Publikum oder dem Einzelnen drohenden Gefahr 
verfolgt. Wie hiernach die Ablehnung eines polizeilichen 
Einſchreitens keine polizeiliche Verfügung iſt, ſo kann auch die 
bloße Unterlaſſung einer Amtshandlung durch eine Polizei⸗ 
behörde nicht eine ſolche Verfügung darſtellen, ſelbſt wenn ihr 
die beſtimmte Abſicht zugrunde liegen ſollte, damit einer 
früher erlaſſenen polizeilichen Verfügung eine längere Wirk⸗ 
ſamkeit zu ſichern. Vgl. Stölzel, Rechtsweg und Kompetenz⸗ 
konfliknt in Preußen § 34 S. 208 ff. und § 36 S. 228; 
Oppenhoff, Die Geſetze über die Reſſortverhältniſſe zwiſchen 
den Gerichten und den Verwaltungsbehörden in Preußen, 
2. Aufl., Anm. 163 zu § 6 des Geſetzes vom 11. Mai 1842. 
Dieſe dem Wortlaute und Sinne des 8 6 in Verbindung mit 
dem § 1 desſelben Geſetzes entſprechende Auslegung findet ſich 
aber auch beſtätigt, wenn man den Grund und Zweck ſowie 
den rechtlichen Charakter der Vorſchrift in Betracht zieht. Ihr 
klar zutage liegender Grund und Zweck iſt der, die Entscheidung 
über die Geſetzmäßigkeit, Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit 
einer polizeilichen Verfügung ſelbſt für die Fälle, in denen 
dadurch in ein Privatrecht eingegriffen worden iſt, abgeſehen 
von den hier nicht in Frage kommenden Fällen der 88 4 und 5 
des Geſetzes, ausſchließlich der vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde zuzuweiſen, neben die ſpäter nach 8 131 des Geſetzes 
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über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 nur 
noch die Verwaltungsgerichte getreten ſind. Es iſt damit 
für die Verfolgbarkeit von Eingriffen in den Privatrechtskreis 
des von einer polizeilichen Verfügung Betroffenen, wie ſchon 
die Begründung des dem Landtage im Sabre 1861 vorgelegten, 
einige Anderungen des Geſetzes vom 11. Mai 1842 betreffenden 
Geſetzentwurfs, der den 8 6 dieſes Geſetzes wegfallen laſſen 
wollte, anerkannte, eine einzig daſtehende, von den allgemeinen 
Regeln abweichende Beſtimmung geſchaffen, die eben deswegen 
ſtreng auf das im Geſetze bezeichnete Gebiet ihrer Anwendung 
zu beſchränken iſt. Vgl. Oppenhoff, a. a. O. Anm. 161 zu 
5 6. Stölzel, a. a. O. 8 33 Anm. 8 und $ 76 III ©. 225. 
Auch hieraus folgt, daß die bloße Unterlaſſung einer Amts⸗ 
handlung nicht unter den Begriff der polizeilichen Verfügung 
im Sinne jenes Geſetzes gebracht werden darf. In gleicher 
Weiſe hat der Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenz⸗ 
konflikte bei Unterlaſſungen, die Polizeibeamten zur Laſt 
fielen, in ſtändiger Rechtſprechung die Beſchränkung der Ver⸗ 
folgbarkeit der daraus gegen ſie abgeleiteten Anſprüche, die der 
9 6 a. a. O. enthält, für ausgeſchloſſen erachtet. Vgl. die 
Vorbemerkung, mit der die Erkenntniſſe dieſes Gerichtshofs vom 
11. Dezember 1858 und vom 13. Februar 1864 im Juſtiz⸗ 
mimiſterialblatte für 1864 S. 90 ff. veröffentlicht worden find. 
Indem daher der Beklagte die durch §S 24 Abſ. 3 Preß G. ge⸗ 
botene unverzügliche und ſpäteſtens binnen zwölf Stunden zu 
bewirkende Abſendung der Verhandlungen über die Beſchlag⸗ 
nahme an die Staatsanwaltſchaft unterließ, auch nicht nach 
Ablauf des 10. November 1904 die durch Abf. 4 desſelben 
Paragraphen vorgeſchriebene Freigabe der mit Beſchlag belegten 
Stücke bewirkte, war er nicht mehr durch die 9 1 und 6 des 
Geſetzes vom 11. Mai 1842 gedeckt. Seine Verfolgung war 
deshalb, ſofern er dadurch ſchuldhaft in den Privatrechtskreis 
des Klägers eingriff, nicht mehr von der Erfüllung der dort 
beftimmten Vorausſetzung abhängig. Abwegig iſt auch die 
Ausführung der Reviſion: es ſpreche eine ſehr ſtarke Ver⸗ 
mutung dafür, daß der Beklagte die einmal mit Beſchlag be⸗ 
legten Flugblätter nicht als Privatmann einbehalten habe, 
ſondern mit dem Bewußtſein, damit eine polizeiliche Funktion 
auszuüben. Denn es kommt, wie aus dem vorher Dargelegten 
erhellt, hier überhaupt nicht auf den Gegenſatz zwiſchen einem 
beftimmten Verhalten des Beklagten als Privatmannes zu 
dem emes Polizeibeamten an, ſondern auf den zwiſchen 


einer Verfügung des Beklagten als Polizeibeamten, alſo 


einer poſitiven Amtshandlung, und der Unterlaſſung einer 
Amtshandlung, die ihm als Polizeibeamten oblag. J. c. K., 
U. v. 16. Jan. 06, 458/05 III. — Breslau. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

30. Grundsätze für Berechnung der Enſchädigung bei 
einem Grundſtück, hinſichtlich deſſen Bebauungsfähigkeit Dispens 
von einer Baupolizeiverordnung erteilt iſt. 

Zur Verbreiterung der Friedenauerſtraße in Schöneberg 
waren nach dem Bebauungsplan vom 31. Januar 1899 von 
115 dem Kläger gehörigen, an dieſer Straße belegenen Grund⸗ 
ücken Nr. 638 und 654 des Grundbuchs von Schöneberg zwei 
Teilflichen von je 689 qm und 783 qm erforderlich. Im 
Jahre 1900 wurde auf Antrag der Klägerin das Enteignungs⸗ 
verfahren bezüglich dieſer Grundſtücke eingeleitet. Der in 
diefem Verfahren vernommene Sachverſtändige G. ſchätzte die 
beiden Flächen auf doppelte Weiſe. Im Jahre 1835 war eine 
Verordnung der Regierung zu Potsdam ergangen, wonach Ge⸗ 
bäude auf den die damalige Chauffee von Berlin nach Potsdam 
begrenzenden Grundſtücken 3 m vom äußeren Grabenrande ent⸗ 
fernt bleiben mußten. Die Friedenauerſtraße in Schöneberg 
bildete früher einen Teil dieſer Chauſſee. Der Sachverſtändige 
legte nun ‚feiner erſten Berechnung die Annahme zugrunde 
a) daß die durch dieſe Regierungsverordnung betroffenen 
Streifen der klägeriſchen Grundſtücke als Vorgartenland, d) der 
Reſt der zu enteignenden Flächen aber als Bauland zu be⸗ 
werten ſeien. Danach ergab ſich bezüglich des Grundſtücks 
Nr. 638 folgendes Reſultat. Die zu enteignende Fläche iſt 
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689 qm groß. Hiervon entfallen auf den nach der Regierungs⸗ 
verordnung von 1835 als Vorgartenland einzuſchätzenden 3 m 
breiten Streifen 300 qm. Dieſen bewertete er auf 17 Mark 
33 Pf. à Quadratmeter, zuſammen auf 5199 Mark und den 
Reſt von 389 qm als Bauland auf 52 Mark für das Quadrat⸗ 
meter, zuſammen auf 20 228 Mark, in Summa alſo die ganze 
Fläche auf 25 427 Mark. Bei der zweiten Berechnung gin 

er von der Vorausſetzung aus, daß das Grundſtück erſt re 
die jetzige Anlage die Eigenschaft als Bauland erlangt habe. 
Er ſchätzte für dieſen Fall 80 qm als Straßenland zu 16 Mark 
90 Pf. für das Quadratmeter, auf zuſammen 1352 Mark und 
die übrigen 609 qm als früheres Vorgartenland auf 19 Mark 
33 Pf. für das Quadratmeter, zuſammen auf 11771 Mark 
97 Pf., die ganze Fläche alſo auf 13 123 Mark 97 Pf. Bei 
dem anderen Grundſtück Nr. 654, deſſen zu enteignende Teil: 
fläche 783 qm beträgt, beliefen ſich die Schätzungswerte des 
Sachverſtändigen nach der erſten Berechnung auf 30 222 Mark 
77 Pf., bei der zweiten auf 14 564 Mark 34 Pf. In beiden 
Fällen trat der Wert zu enteignender Baulichkeiten bei dieſem 
Grundſtück mit 20 897 Mark 6 Pf. hinzu, ſodaß die ganze 
Enteignungsentſchädigung ſich bei dieſem Grundſtück auf 
51119 Mark 83 Pf. nach der erſten und auf 35 461 Mark 
40 Pf. nach der zweiten Berechnung des Sachverſtändigen be⸗ 
zifferte. Der Bezirksausſchuß hielt die erſte Berechnung des 
Sachverſtändigen für die zutreffende und ſprach danach dem 
Kläger den Betrag von 76 546 Mark 83 Pf. zu. Die Stadt⸗ 
gemeinde Schöneberg war dagegen der Meinung, daß die 
zweite Berechnung des Sachverſtändigen die richtigere 
ſei und beantragte daher im Rechtswege die Ent⸗ 
ſchädigung auf die Beträge von 13 123 Mark 97 Pf. und 
35 461 Mark 40 Pf. herabzuſetzen. Sie machte hierbei durch 
einen bei dem Bezirksausſchuß in Potsdam unter dem 2. De⸗ 
zember 1897 für die klägeriſchen Grundſtücke erwirkten Dispens 
von der Baupolizeiverordnung vom 5. Dezember 1892 geltend, 
nach deſſen Inhalt bei der Berechnung der bebauungsfähigen 
Fläche dieſer Grundſtücke das abzutretende bisherige Vorgarten⸗ 
land in Anrechnung gebracht werden darf. Die beiden Vor⸗ 
inſtanzen teilten indeſſen den Standpunkt des Bezirksausſchuſſes 
und wieſen die Klage ab. RG. hob auf Reviſion der 
Klägerin auf: Der Streit der Parteien baſchränkt ſich in der 
gegenwärtigen Inſtanz auf die Frage, ob und welche Wirkung 
dem von dem Bezirksausſchuſſe in bezug auf die klägeriſchen 
Grundſtücke erteilten Dispenſe von der Beſtimmung des § 3 
der Baupolizeiverordnung vom 5. Dezember 1892, wonach 
(abgeſehen von den Eckgrundſtücken) höchſtens /o der Geſamt⸗ 
fläche bebaut werden dürfen, beizumeſſen iſt. Der Berufungs⸗ 
richter hat dieſem Dispenſe jede Beachtung verſagt. Hiergegen 
wendet ſich die Reviſion. Wenn nun auch ihrem Angriffe 
nicht in allen Einzelheiten der Begründung beigetreten werden 
kann, ſo muß er doch im Endergebnis Erfolg haben. Der 
negative Standpunkt des Berufungsrichters kann nicht geteilt 
werden. Zunächſt kann es keinem ernſtlichen Zweifel begegnen, 
daß die Klägerin berechtigt iſt, ſich auf dieſen Dispens zu be⸗ 
rufen. Die Bebauung der Grundſtücke iſt nach Umfang und 
Art den Vorſchriften der Baupolizeiordnungen unterworfen. 
Wird zuläſſigerweiſe eine Ausnahme von den baupolizeilichen 
Regelvorſchriften durch die zuſtändige Behörde geſtattet, ſo 
handelt es ſich hierbei um eine objektive Tatſache, auf die ſich 
jeder, ein berechtigtes Intereſſe hieran wegen ihrer 
Wirkungen hat, beziehen kann. Die Sache iſt alſo nicht ſo zu 
beurteilen. daß hierbei nur ein ſolches ſubjektives Verhälinis 
des Grundſtückseigentümers zur Baupolizeibehörde in Frage 
ſtände, das allein die Perſon des Eigentümers anginge und 
auf das ſich, weil es nur höchſt perſönliche Rechte begründe, 
Dritte nicht berufen dürften. Die Frage nun, wie in Fällen 
der vorliegenden Art die Entſchädigung des Eigentümers richtig 
zu ermitteln iſt, ſtellt ein Problem dar, deſſen Löſung erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet. Folgt man der Anſicht des Be⸗ 
rufungsrichters, ſo gelangt man zu einem nicht annehmbaren 
Ergebnis. Geſetzt, eine Bauſtelle ſei 1000 qm groß. Hiervon 
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ſind nach der hier maßgebenden Baupolizeiordnung 500 qm 
bebaubar. Werden von den 1000 qm 200 qm an der Front 
enteignet, ſo iſt von der Reſtfläche von 800 qm gemäß der 
baupolizeilichen Regelvorſchrift nur die Hälfte von 400 qm 
bebauungsfähig. Wird aber von dieſer Regelvorſchrift Dispens 
dahin erteilt, daß die enteignete Fläche bei der Bebauung mit 
in Anſchlag gebracht werden darf, fo heißt dies nichts anderes, 
als daß auch auf dem verkleinerten Grundſtück von 800 qu 
ein Haus nicht von 400 qm, ſondern von 500 qm Umfang 
errichtet werden darf. Die Wirkung der Enteignung iſt bei 
ſolcher Dispenserteilung alſo lediglich die, daß das in ſeinem 
Umfang nach wie vor der Enteignung ſich gleichbleibende Haus 
von der bisherigen Frontlinie um die Tiefe der enteigneten 
Fläche in das Reſtgrundſtück zurückgeſchoben iſt, daß die Ver⸗ 
änderung alſo nur in der len, des hinter dem Haufe 
gelegenen Hofes beſteht bezw. in dem Verluſt eines ſonſt etwa 
vor dem Hauſe möglich geweſenen Vorgartens. Vergütet man 
nun, wie der Berufungsrichter es tut, die enteigneten 200 qm 
dem Eigentümer als Bauland d. h. als Land, daß mit Bau⸗ 
lichkeiten hätte beſetzt werden können, ſo erhöht man dadurch 
im ſchließlichen Erfolge über das baupolizeilich vorgeſchriebene 
Maß hinaus die Fläche, die der Eigentümer vor der Ent⸗ 
eignung hätte bebauen können. Denn nur ein Haus von 
500 qm, wie er es nach der Enteignung auch noch errichten 
kann, durfte er vor der Enteignung errichten, nicht ein 
größeres. Gewährt man ihm aber, trotzdem das Haus 
dieſes Maß behalten hat, doch noch Entſchädigung für 200 qm 
Bauland, ſo läuft dies darauf hinaus, daß er ſo abgefunden 
wird, als hätte er vor der Enteignung 700 qm bebauen 
können. Daß dies Ergebnis nicht richtig ſein kann, liegt auf 
der Hand. Auf der anderen Seite kann es auch nicht zutreffend 
ſein, wenn man, wie die Klägerin, das zu enteignende Land 
lediglich als Vorgartenland (bezw. als Hof- oder Hinterland) 
bewerten wollte. Es würde dann der Umſtand keine Berück⸗ 
ſichtigung finden, daß die Exiſtenz eines Vorgartens bezw. die 
Exiſtenz eines größeren oder kleineren Hofes auf den 
Wert des Hauſes einwirkt, auch wenn dieſes vor 
und nach der Enteignung gleich groß bleibt. Ferner 
kann die Tatſache, daß nach der in der Reviſions⸗ 
inſtanz weder angegriffenen noch mit Grund angreifbaren An⸗ 
nahme des Berufungsrichters gerade die in Frage ſtehenden 
389 qm bei Nr. 638 und 480,34 qm bei Nr. 654 wirkliches 
Bauland waren, alſo hätten bebaut werden können, nicht 
ſchlechthin ignoriert werden. Dieſe und andere einander zum 
Teil entgegenlaufender Erwägungen erweiſen die Notwendigkeit, 
ein leitendes einheitliches Prinzip zu finden, welches unter ge⸗ 


bührender Berückſichtigung aller in Betracht kommenden Fak⸗ 


toren zu einem angemeſſenen Ergebnis führt. Als ſolches kann 
in manchen Fällen, namentlich, wenn es ſich um geſchloſſene 
Bauſtellen und abzutrennende Flächen von nur geringem Um⸗ 
fange handelt, die durchſchnittliche Wertberechnung nach dem 
Quadratmeter gelten. Dabei iſt auf folgendes hinzuweiſen. 
Heutzutage iſt in allen Baupolizeiordnungen Beſtimmung darüber 
getroffen, daß ein nach einem Verhältnis beſtimmter Teil eines 
jeden Bauplatzes oder einer jeden Bauſtelle nicht bebaut werden 
darf. Dieſer unbebaubare Teil bildet hiernach ein geſetzlich 
notwendiges Zubehörſtück des bebaubaren Teiles; beide ſtehen 
in engſter Wechſelbeziehung zu einander. Mit der Größe des 
einen wächſt auch die des anderen, mit der Verringerung des 
einen vermindert ſich auch der andere. Es kann danach gerecht⸗ 
fertigt erſcheinen, dieſes das eigentliche Bauland und das Nicht⸗ 
bauland umfaſſende Bauſtellenland als ein einheitliches Ganzes 
aufzufaſſen und gemäß der wechſelſeitigen Werteinwirkung den 
Wertdurchſchnitt des Quadratmeters zur Grundlage der Ent⸗ 
ſchädigung zu wählen (vgl. z. B. IW. 00, 899). Ob das 
zur vollen Entſchädigung genügen würde, muß der einzelne Fall 
lehren. Es iſt möglich, daß unter Umſtänden noch ein Zuſatz 
für die durch die Verkleinerung des Grundſtücks entſtehenden 
Nachteile hinzutreten muß. In der Regel wird indes ein 
anderes Prinzip ſicherer zum Ziele führen, nämlich dasjenige, 


wonach erſtens der Wert. des ganzen Grundſtücks als Bau: 
grundſtück vor der Enteignung und alsdann der Wert des 
Reſtgrundſtücks als Baugrundſtück feſtgeſtellt wird; der Unter⸗ 
ſchied wird die dem Eigentümer gebührende Entſchädigung er⸗ 
geben. Hierbei iſt aber einem Punkte Beachtung zu ſchenken, 
nämlich dem Zeitpunkt, nach welchem der Wert des Reſt⸗ 
grundſtücks als Baugrundſtück zu ſchätzen iſt. Es wird regel⸗ 
mäßig keine Unrichtigkeit zur Folge haben und der Einfachheit 
halber vorzuziehen ſein, wenn der Wert, den das Reſtgrundſtück 
als Baugrundſtück nach der Enteignung hat, zugrunde gelegt 
wird. Allein denkbar iſt es, daß unter Umſtänden dieſe Be⸗ 
rechnung deshalb unrichtig ſein kann, weil bei ſolcher Bewertung 
bereits der neuen Anlage, für welche die Enteignung erfolgt, 
ein werterhöhender Einfluß eingeräumt wird. Auf die Aus⸗ 
ſcheidung dieſes Falles iſt in den gegebenen Fällen Bedacht zu 
nehmen. Ob das im vorſtehenden an zweiter Stelle behandelte 
Prinzip ſich ſchlechthin in allen Fällen als richtig bewährt, 
mag zwar Zweifeln unterworfen ſein. Die Sachlage des 
gegenwärtigen Falles ſcheint aber nach dem bisher vorliegenden 
Material jedenfalls keine Bedenken gegen ſeine Anwendung zu 
wecken. Die Berufungsentſcheidung, der in dem entſcheidenden 
Punkte nicht beigeſtimmt werden konnte, mußte daher aufge⸗ 
hoben und die Sache in die Vorinſtanz zurückverwieſen werden, 
damit dort anderweitig nach Maßgabe der vorſtehenden Aus⸗ 
führungen entſchieden werde. Sch. c. K., U. v. 9. Jan. 06, 
77/05 VII. — Berlin. 


— — 


Grundlegende Entſcheidungen. 


In Entſch. Nr. 1 wird der Unterſchied zwiſchen einem 
grobfahrläſſigen Verſtoß gegen Treu und Glauben einerſeits und 
dem argliſtigen Verſchweigen andererſeits erörtert. Der Argliſtige 
muß wiſſen oder wenigftens mit der Möglichkeit rechnen, daß der 
andere nicht weiß; es genügt nicht, daß er ſich dies ſagen mußte. 

Irrtum über Eigenſchaften eines geſchäftlichen Unternehmens 
fällt nicht unter Irrtum über Eigenſchaften einer Perſon. 
Keine Anfechtung wegen Irrtums über Eigenſchaften einer 
Perſon, wenn die Unfähigkeit zu ſachgemäßer Vertragserfüllung 
erſt durch die mangelhafte Vertragserfüllung zutage tritt. 
Nach Entſch. Nr. 2 greifen ausſchließlich die Vorſchriften über 
vertragswidrige Vertragserfüllung ein. 

Die Haftung des Grundbuchrichters für Schäden, die er 
durch Erhebung unbegründeter Zweifel in Rechtsfragen an⸗ 
richtet, wird in Entſch. Nr. 3 erörtert und dabei geprüft, wie 
der Teſtamentsvollſtrecker die Annahme des Amtes dem Grund⸗ 
buchrichter nachzuweiſen hat. 

Daß Vollmacht und Auftrag zum Grundſtücksverkauf nicht 
unter die Formvorſchrift des § 313 fallen, wird in Entſch. 
Nr. 4 ausgeſprochen. . 

Aber das Verhältnis des Ausſtattungsverſprechens einer 
nicht ausſtattungspflichtigen Perſon zur Schenkung läßt ſich 
Entſch. Nr. 6 aus. 

Die kurze Verjährung des 8 558 BGB. bezieht ſich nach 
Entſch. Nr. 7 auf alle Erſatzanſprüche des Vermieters und des 
Mieters, mögen ſie auf Geſetz oder auf Vertrag beruhen. 

Auf Grundlage des Satzes, daß das Vermögen einer Perſon 
in feiner Allgemeinheit kein unter den Schutz des 8 823 Abf. 1 
fallendes Recht iſt, verneint Entſch. Nr. 8 die außerkontrakt⸗ 
liche Haftung aus fahrläſſiger Beſchädigung fremden Vermögens, 
wenn ſie nicht aus anderen Geſichtspunkten begründet iſt. 

Der Abergang des ſachenrechtlichen Berichtigungsanſpruchs 
als Wirkung der Auflaſſung behandelt Entſch. Nr. 10. 

Nach EGBGB. Art. 206 iſt für das Rechtsverhältnis 
der Kinder und Eltern aus den vor dem 1. Januar 1900 
geſchiedenen Ehen im weſentlichen das alte Recht anwendbar. 
Entſch. Nr. 11 läßt dieſe Beſtimmung auch gelten, wenn der 
eine der geſchiedenen Ehegatten verſtorben iſt. 

Entſch. Nr. 14 beſtimmt den Begriff der Ablichkeit des Er⸗ 
werbs durch Arbeit der Frau im Sinne der Vorſchriften über die 
Unterhaltspflicht geſchiedener Ehegatten, $ 1578 BGB. N. 
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Beſtellungen 


übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 34 


Die nicht valntierte Grundſchuld. 
Von Neumann. 


Bei der Verteilung des Zwangsverſteigerungserlöſes wurde 
bon einem Grundſchuldgläubiger der auf die Grundſchuld ent⸗ 
fallende Betrag des Verſteigerungserlöſes nur zu einem Teil⸗ 
betrage liquidiert, weil er nur in dieſer Höhe Valuta auf 
die Grundſchuld gezahlt habe. Der V. 3S. des RG. 
hatte ſich mit der Frage zu beſchäftigen, ob auf den nicht 
liquidierten Teilbetrag der Eigentümer des Grundſtücks, der 
ſelbſt die Grundſchuld beſtellt hatte, oder der nächſte ausfallende 
Realgläubiger Anſpruch habe. 

In ſeiner Entſcheidung, die RG. 60, 251 und JW. 05, 290 
abgedruckt iſt, hat der Senat dieſen Teilbetrag dem nächſten 
Realgläubiger zugeſprochen. Die Begründung geht, nachdem 
vorweg das Vorliegen eines unter $ 1168 BGB. fallenden Ver⸗ 
zicht auf das dingliche Recht verneint iſt, im weſentlichen dahin: 

Das ganze Grundſtück und nicht nur ein nach Maßgabe 
der voreingetragenen Belaſtungen zu ermittelnder Wertteil hafte 
dem Hypotheken⸗ und Grundſchuldgläubiger und ebenſo ſei der 
ganze Verſteigerungserlös für jeden dieſer Realgläubiger mit 
dem Befriedigungsanſpruche beſtrickt, in den ſich Hypothek und 
Grundschuld auflöſe, und nur inſoweit brauche jeder auf den 
Verſteigerungserlös Berechtigte einem konkurrierenden Rechte zu 
weichen, als dieſes materiellen Beſtand und Vorrang habe. 
Das BGB. habe in 8 1163 bei der Hypothek, auch wenn 
die perſönliche Forderung nicht entſtanden oder wieder erloſchen 
ſei, in der Hand des Eigentümers eine zu ſeinen Gunſten 
wirkſame Belaſtung des Grundſtücks geſchaffen und damit zu⸗ 
gleich für den Eigentümer einen Befriedigungsanſpruch aus 
dem Verſteigerungserlöſe anerkannt; aber dieſes ſei nur für 
Hypotheken, nicht auch für Grundf chulden geſchehen, auf die 
gemäß 5 1192 Abſ. 1 BGB. die Vorſchrift des $ 1163 nicht 
anwendbar ſei, weil die Grundſchuld eine Forderung nicht vor⸗ 
ausſetze. Hierbei mache es keinen Unterſchied, ob die Grund⸗ 
ſchuld im einzelnen Falle mit einer perſönlichen Forderung in 
Verbindung gebracht ſei, ſie werde dadurch nicht Hypothek, und 
es entſtehe trotz einer ſolchen Verbindung keine Eigentümer⸗ 
grundſchuld in derjenigen Höhe, in der die Grundſchuld mit 
Valuta nicht belegt ſei. Die Erklärung des Grundſchuld⸗ 
zläubigers, daß er Valuta nicht in voller Höhe gezahlt habe 


und daher die Grundſchuld nur in Höhe der wirklich gezahlten 
Valuta gegen den Verſteigerungserlös liquidiere, berechtige daher 
den (derzeitigen) Eigentümer des Grundſtücks oder denjenigen 
Eigentümer, der die Grundſchuld beſtellt habe, nicht, den vom 
Gläubiger nicht liquidierten Betrag für ſich zu liquidieren. In 
Höhe des nicht liquidierten Betrags werde vielmehr der Ver⸗ 
ſteigerungserlös für die übrigen an ihm berechtigten Gläubiger 
frei, weil die Grundſchuld inſoweit ins Leere falle. Der zur 
Hebung gelangte Betrag, auf den der Grundſchuldgläubiger 
Anſpruch gehabt hätte, wenn er ſeine Grundſchuld voll liquidiert 
hätte, gebühre daher dem nächſten ausgefallenen Realgläubiger. — 
Dieſe Entſcheidung des RG. iſt nicht ganz durchſichtig und ge⸗ 
eignet, Verwirrung zu ſtiften. 

Landsberg in ſeiner Beſprechung der Entſcheidung 
(PoſMSchr. 05, 78) entnimmt ihr, daß der nicht valutierte 
Teil des Verſteigerungserlöſes dem eingetragenen Gläubiger 
nicht zufalle, weil dieſer nichts zu fordern habe, und auch nicht 
dem Subhaſtaten, weil es an einer Eigentümergrundſchuld fehle, 
gebühre vielmehr den nachſtehenden und aufrückenden Real⸗ 
gläubigern. Die Grundſchuld werde behandelt, als wäre ſie 
gelöſcht. Liquidiere der materiell nicht berechtigte Grundſchuld⸗ 
gläubiger gleichwohl bei der Erlösverteilung, ſo ſei es Sache 
der Beteiligten, durch Widerſpruch ihre Rechte zu wahren und 
die Auszahlung zu hindern (88 115 ff. 3VG.). — Ich ſelbſt 
habe (JW. 05, 304) den Inhalt der Entſcheidung dahin an⸗ 
gegeben: „Bei der Verteilung des Kaufgeldes kann der ein⸗ 
getragene Grundſchuldgläubiger den nicht valutierten Betrag 
nicht liquidieren, da ihm eine Forderung wegen desſelben nicht 
zuſteht, der Eigentümer nicht, weil $ 1163 BGB. nicht an⸗ 
wendbar iſt. Die Grundſchuld fällt ſoweit ins Leere. Der 
nachſtehende Gläubiger rückt auf“. 

Das genauere Studium der Entſcheidung ergibt aber, daß 
ſie ſich weder über das Recht des Grundſchuldgläubigers, den 
nicht valutierten Betrag zu liquidieren, noch über das Vor⸗ 
rücken der nachſtehenden Realgläubiger ausläßt. Vielmehr wird 
nur geſagt: „Die Erklärung des Grundſchuldgläubigers, daß 
er Valuta nicht in voller Höhe gezahlt habe und daher die 
Grundſchuld nur in Höhe der wirklich gezahlten Valuta gegen 
den Verſteigerungserlös liquidiere, berechtigt den Eigentümer, 
der die Grundſchuld beſtellt hat, nicht, den vom Gläubiger 


nicht liquidierten Betrag für ſich zu liquidieren“. 
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Ferner: „Der zur Hebung gelangte Betrag, auf den der 
Grundſchuldgläubiger Anſpruch gehabt hätte, wenn er ſeine 
Grundſchuld voll liquidiert hätte, gebührt dem nächſten Real⸗ 
gläubiger“. 

Es iſt alſo die Erklärung, nicht liquidieren zu wollen, als 
Tatſache hingenommen und weder die Pflicht des Grundſchuld⸗ 
gläubigers hierzu, noch das Recht des nachſtehenden Gläubigers 
hierauf erörtert, vielmehr nur ausgeführt, daß in Höhe des 
(tatſächlich) nicht liquidierten Betrags der Verſteigerungserlös 
für die übrigen an ihm berechtigten Gläubiger frei werde, weil 
die Grundſchuld inſoweit ins Leere falle. 

Die Erklärung, nicht liquidieren zu wollen, kann aus ver⸗ 
ſchiedenen Motiven, wie von einem Grundſchuldgläubiger ſo 
auch von einem Hypothekengläubiger abgegeben werden, und 
zwar, ohne daß die Hypothek wegen Nichtbeſtehens der Forderung 
in Wahrheit Eigentümergrundſchuld iſt. Beiſpiele: „Ein 
Hypothekengläubiger erklärt, ich bin nicht ſicher, ob meine 
Forderung rechtsbeſtändig iſt, und liquidiere deshalb nicht“; 
oder: „Zwar iſt meine Forderung rechtsbeſtändig, aber ich will 
als Verwandter oder aus ſonſtigen perſönlichen (verſtändigen 
oder unverſtändigen) Gründen nicht liquidieren“. 

Soll in dieſem Falle auch geſagt werden können, daß in 
Höhe des nicht liquidierten Betrags der Verſteigerungserlös für 
die übrigen nach ihm berechtigten Gläubiger frei werde, weil das 
Realrecht ſoweit ins Leere falle? Was heißt, die Grundſchuld 
fällt ins Leere? Wenn mit dieſem unjuriſtiſchen Ausdruck oder 
Bilde geſagt werden ſoll, daß die Grundſchuld ſoweit ins In⸗ 
haltloſe falle, d. h. ſich als inhaltlos herausſtelle, ſo iſt dies 
eine petitio principii: dies würde gerade zu beweiſen ſein. 

Es ſoll mit dem RG. davon ausgegangen werden, daß 
die Vorſchrift des S 1163 Abſ. 1 gemäß $ 1192 auf die 
Grundſchuld nicht anwendbar ſei. Die Berechtigung der von 
Landsberg gegen dieſe Auslegung erhobenen Bedenken möge 
dahingeſtellt bleiben und nur gefragt werden: wie geſtaltet ſich 
die Rechtslage, wenn dem Darleiher eines zukünftig zu ge⸗ 
währenden Darlehns eine Grundſchuld beſtellt wird? 

Zwei Fälle ſind zu unterſcheiden: 

a) Beide Teile einigen ſich dahin, daß die Grundſchuld 
für den Darleiher ſofort zur Entſtehung gelange, d. h. unab⸗ 
hängig von dem Zeitpunkte der Valutagewährung. Alsdann 
erwirbt der Grundſchuldgläubiger die Grundſchuld mit der Ein⸗ 
tragung der Buchgrundſchuld oder bei der Briefgrundſchuld 
mit der Aushändigung des Briefes gemäß SS 1117, 1192. 
Wie die Grundſchuld überhaupt unabhängig von der Forderung 
iſt, ſo auch in Anſehung ihrer dinglichen Entſtehung. Dem 
Grundſchuldbeſteller ſtehen gegen den Grundſchuldgläubiger die 
Anſprüche aus dem zwiſchen ihnen beſtehenden Vertragsver⸗ 
hältniſſe ſowie gegebenen Falls aus der ungerechtigten Be⸗ 
reicherung zu. Einreden aus dem Rechtsverhältniſſe können 
gemäß SS 1157, 1192 BGB. auch einem etwaigen neuen 
Grundſchuldgläubiger entgegengeſetzt werden. Iſt das Darlehn 
nicht gewährt, ſo kann der Beſteller entweder auf Zahlung oder 
möglicherweiſe aber, ſei es aus dem Geſichtspunkt der ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung, ſei es auf Grund beſonderer Abrede, auf 
Rückgewähr des nicht valutierten Teiles der Grundſchuld klagen. 
Ihm iſt alsdann die Grundſchuld inſoweit abzutreten und er 
kann ſie gegen die Verteilungsmaſſe liquidieren. Wenn der aus 
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einer rechtsbeſtändigen Grundſchuld Berechtigte erklärt, er wolle 
nicht liquidieren, ſo kann er hierzu natürlich nicht gezwungen 
werden, aber dieſes Nichtliquidieren iſt eine Verfügung über 
ſein Recht; von ſeinem Willen iſt es abhängig, zu weſſen 
Gunſten er auf ſein Liquidat verzichtet, und von den ob⸗ 
waltenden Rechtsverhältniſſen hängt es ab, ob er ſich im Um⸗ 
fange des Verzichts dem Schuldner gegenüber als befriedigt 
behandeln laſſen muß oder ob er dieſem gar (vielleicht aus dem 
Geſichtspunkt eines Auftragverhältniſſes) verantwortlich iſt. 
Die Erklärung, nicht liquidieren zu wollen, wird dahin zu ver⸗ 
ſtehen ſein, daß der Berechtigte das ihm formell zuſtehende 
Recht nicht weiter ausüben will, als es ihm auch materiell 
zuſteht. Er will nicht zugunſten einer unbeſtimmten Perſon 
verzichten, ſondern zugunſten desjenigen, dem er den Betrag 
herauszugeben haben würde, wenn er ihn erhoben hätte. Dies 
iſt aber in dem hier vorausgeſetzten Falle der Grundſtücks⸗ 
eigentümer und keineswegs der nachſtehende Realberechtigte. 

b) Beide Teile können aber auch die zur Entſtehung der 
Grundſchuld erforderliche Einigung unter der Bedingung oder 
mit der Beſchränkung tätigen, daß die Grundſchuld nur nach 
Maßgabe der Valutazahlung zur Entſtehung gelangen ſoll. In 
ſolchem Falle würde die Grundſchuld in Anſehung des zur Zeit 
der Kaufgelderverteilung nicht valutierten Betrags nicht zur 
Entſtehung gelangt ſein und die hinterſtehenden Gläubiger 
würden bei der Verteilung des Kaufgeldes vorrücken. Dies 
gilt aber genau ebenſo für die mit derſelben Beſchränkung in 
Anſehung der dinglichen Einigung behaftete Hypothek; irgend 
ein Unterſchied beſteht nicht. 

Die Entſcheidung des von dem RG. beurteilten Falles liegt 
ſomit in der Auslegung der bei Begründung der Grundſchuld ob⸗ 
waltenden Umſtände. Ergeben dieſe eine uneingeſchränkte Einigung 
über die ſofortige Entſtehung der Grundſchuld, ſo hat die Er⸗ 
klärung des Grundſchuldgläubigers, nicht liquidieren zu wollen, 
nur den Sinn und die Wirkung einer Verfügung zugunſten 
des Beſtellers alſo im vorliegenden Falle des gegenwärtigen 
Grundſtückseigentümers. Ergeben aber die Umſtände eine be⸗ 
ſchränkte Einigung (beſchränkt durch den ausdrücklichen oder ſtill⸗ 
ſchweigenden Zuſatz: die Grundſchuld ſolle entſtehen nach Map: 
gabe der fortſchreitenden Valutazahlung), ſo iſt in Anſehung des 
nicht valutierten Betrags die Grundſchuld nicht zur Entſtehung 
gelangt, und der nachſtehende Realgläubiger iſt der Empfangs⸗ 


berechtigte in Anſehung des frei gewordenen Teiles der Ver⸗ 
ſteigerungsſumme. 


Beſtandteil oder Zubehör. 
Von Rechtsanwalt Dr. Friedr. Fürſt in Mannheim. 


Dieſe Frage beantwortet bekanntlich das RG. in einem für 
zahlreiche Induſtriezweige ungünſtigen Sinne dahin, daß es 
Maſchinen und ähnliche Gegenſtände in der Regel als Beſtand⸗ 
teile anſieht. Dieſer Auffaſſung iſt bereits Lenel (DIZ. 1906, 
45 ff.) mit gewichtigen Gründen entgegentreten; es ſei geſtattet 
dieſen noch folgendes beizufügen: 

Die Rechtſprechung des RG. beruht im weſentlichen darauf, 
daß es dem Begriff „Sache“ im Sinne des 8 93 eine Aus⸗ 
dehnung gibt, wie ſie dem Sprachgebrauch und dem Verkehrs⸗ 
leben abſolut fremd iſt, und daß es in den Begriff „Gebäude“ 
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im Sinne des § 94 Abſ. 2 etwas hineinträgt, das nicht darin 
liegt, nämlich die wirtſchaftliche Zweckbeſtimmung. 

Das Verhältnis der 88 93 und 94 iſt das, daß $ 93 die 
Definition des Beſtandteils gibt, und zwar ſowohl für den 
Fall, daß bewegliche Sachen mit einander, wie für den, 
daß bewegliche Sachen mit unbeweglichen verbunden 
werden. Immer aber bezieht ſich §S 93 nur auf ſolche Fälle, 
wo durch Zuſammenſetzung mehrerer Sachen eine neue ein⸗ 
heitliche Sache im Sinne des Verkehrs entſteht. 8 94 be⸗ 
handelt dann ſpeziell ſämtliche denkbaren Fälle der Verbindung 
beweglicher mit unbeweglichen: denn da es keine andern un⸗ 
beweglichen Sachen gibt als Grundſtücke und Gebäude, ſo kann 
eine Verbindung beweglicher Sachen mit unbeweglichen nur 
ſtattfinden, indem fie entweder mit einem Grundſtück direkt oder 
mit einem Gebäude verbunden werden. Hiervon geht auch das 
RG. in feiner Entſcheidung vom 2. Januar 1904 (JW. 1904, 111) 
aus; dieſe hebt hervor, daß es ſich in den zur Diskuſſion 
ſtehenden Fällen der Regel nach um eine Sachlage handelt, auf 
die der H 94 Abſ. 2 (Verbindung mit dem Gebäude), nicht 
9 94 Abſ. 1 zutreffe. 

Die Rechtſprechung des RG. beruht nun darauf, daß es 
unter den zur Herſtellung des Gebäudes eingefügten Sachen 
nicht nur die verſteht, welche zur Herſtellung eines jeden Ge⸗ 
bäudes nötig ſind, ohne die ein Gebäude kein Gebäude bzw. 
kein fertiges Gebäude iſt, wie Fenſter, Türen uſw., ſondern alle 
diejenigen, die der konkreten Zweckbeſtimmung des Gebäudes in 
ſeiner beſonderen Eigenart dienen, alſo bei der Fabrik, die zu 
ihrer Einrichtung dienenden Maſchinen u. dergl. Das RG. 
identifiziert hierbei ohne weiteres die Begriffe „Fabrikgebäude“ 
und „Fabrik“, indem es diejenigen Sachen, die mit dem 
Fabrikgebäude verbunden oder auch nur in ihm aufgeſtellt 
werden, um die Fabrik einzurichten, zu Beſtandteilen des 
Fabrikgebäudes als der unbeweglichen Sache erklärt. 
Das RG. faßt hierbei als die „Sache“ im Sinne des § 93 
die „Fabrik“ auf; denn dieſe wird durch die Wegverbringung 
der Maſchinen in ihrem Weſen verändert, nicht aber das Fabrik⸗ 
gebäude, das immer, wie auch Lenel J. c. S. 48 ausführt, ein 
für den Fabrikbetrieb beſtimmtes und geeignetes Gebäude bleibt 
Es muß aber beſtritten werden, daß eine „Fabrik“, d. h. das 
Fabrikgebäude ſamt ſeiner maſchinellen Einrichtung, überhaupt 
eine Sache im Sinne des 8 93 und eine unbewegliche Sache 
im Sinne des $ 94 Abf. 2 ſei. Zu welchen Konſequenzen dieſe 
Auffaſſung führt, zeigt am ſchlagendſten eine Entſcheidung des 
OG. Karlsruhe (Bad Rpr. 1906, 34), wo „eine Schotteran⸗ 
lage“ als „Sache“ im Sinne des § 93 BGB. bezeichnet wird; 
dem Sprachgebrauch und der Verkehrsauffaſſung entfpricht das 
ſicer nicht. Denn in Wirklichkeit iſt doch eine Fabrik, eine 
Mühle, eine Ziegelei, eine Schotteranlage uſw. nicht eine 
Sache, ſondern nur die begriffliche Zuſammenfaſſung einer 
ganzen Reihe von Sachen; eine wirtſchaftliche, aber keine tat⸗ 
ſächliche Einheit (eine universitas rerum distantium, aber 
keine universitas rerum cohaerentium, abgeſehen etwa von 
eingemauerten Dampfkeſſeln, Kaminen u. dergl.) 

Die 89 93 und 94 beruhen aber gerade darauf, daß die 
Einheit durch Verbindung hergeſtellt wird, daß ſie in erſter Linie 
eine tatſächliche und darum eine wirtſchaftliche ift; dies iſt der 
Fall, wenn die Bäume einem Grundſtück, die Türen, Fenſter, 
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Ziegel einem Gebäude eingefügt werden. Der wirtſchaft⸗ 
liche Zweck aber, dem das Gebäude dient, iſt in den 88 93, 94 
nirgends hervorgehoben; es hat auch keinen Ausdruck gefunden, 
daß er irgendwie zu berüdfichtigen fei. 

Wenn die Motive davon ſprechen, die Beſtimmung des 
8 93 beruhe darauf, daß wirtſchaftliche Werte nicht zer⸗ 
ſtört und deshalb Beſtandteile nicht auseinandergeriſſen werden 
ſollen, ſo folgt daraus umgekehrt noch lange nicht, daß, wo 
eine Einheit im wirtſchaftlichen Sinne vorliegt, die ſie 
bildenden Sachen jedesmal Beſtandteile im Sinne der 
88 93, 94 geworden find. Im Gegenteil: die wirtſchaft⸗ 
liche Einheit, die dies in erſter Linie auf Grund des wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweckes und nicht inſolge der tatſächlichen Einheit 
im Sinne des 8 94 iſt, wird in den 88 97 und 98 BGB. 
behandelt, und hier werden die einzelnen, ſie bildenden Sachen 
der Regel nach als Zubehör und nicht als Beſtandteile erklärt. 
Auch für ſie geht der Grundſatz des Geſetzes dahin, daß die 
wirtſchaftliche Einheit und damit der durch ſie repräſentierte 
wirtſchaftliche Wert der Regel nach einheitlich behandelt und 
nicht zerſtört wird, auch hier iſt die Pfändung der das Zubehör 
bildenden beweglichen Sachen und damit die Zerſtörung der 
wirtſchaftlichen Einheit ſeitens dritter gegen den Willen des 
Eigentümers ausgeſchloſſen; aber andererſeits ſtellt das Geſetz 
hier die von vornherein begründeten Rechte Dritter höher als 
die Aufrechterhaltung der wirtſchaftlichen Einheit für den 
Schuldner, wenn es den Eigentumsvorbehalt am Zubehör 
wirkſam zuläßt. 

Indem aber das Geſetz in § 98 die wirtſchaftliche 
Einheit im Auge hat, die durch die Einrichtung eines Gebäudes 
zu einem beſtimmten Zweck, zu einer Mühle, zu einem Brau⸗ 
haus, zu einer Fabrik hergeſtellt wird, ſo hat es jedenfalls 
dieſe Fälle denen der 88 93 und 94 gegenüberſtellen wollen. 
Und wenn es in 8§ 98 von den zum Betriebe beſtimmten 
Maſchinen ſpricht, ſo hat es dabei ganz gewiß gerade diejenigen 
im Auge, welche dem betreffenden Betriebe ſein charakteriſtiſches 
Gepräge als Mühle, Schmiede, Brauhaus, Fabrik uſw. ver⸗ 
leihen, durch deren Aufſtellung alſo aus dem zum Mühlen⸗ 
betriebe geeigneten Gebäude die Mühle, aus dem zum Fabrik⸗ 
betriebe geeigneten Gebäude die Fabrik uſw. wird — nicht 
etwa bloß die nebenſächlichen Zwecken dienenden Hilfsmaſchinen. 
Bezüglich dieſer wäre eine ſo allgemein gehaltene Beſtimmung, 
wie die des § 98 weder am Platze noch kaum nötig geweſen. 
Wenn alſo das Geſetz die Maſchinen als Zubehör bezeichnet, 
ſo muß es davon ausgehen, daß ſie wenigſtens der Regel nach 
Zubehör ſind und nicht Beſtandteile. 

Die Auffaſſung des RG. kommt gerade zu dem entgegen⸗ 
geſetzten Reſultate: denn ſind die Maſchinen immer Beſtand⸗ 
teile, wenn das Gebäude ohne ſie zwar als Gebäude beſtehen 
bleibt, aber durch ihre Wegnahme das durch das Gebäude und 
ſeine Einrichtung gebildete wirtſchaftliche Ganze auseinander⸗ 
geriſſen wird — dann würden die Fälle, in denen 8 98 BGB. 
hinſichtlich der Maſchinen (nicht etwa bloß der Hilfsmaſchinen) 
zutrifft, mit der Laterne zu ſuchen ſein. 

Mit dieſem juriſtiſchen Reſultate ſtimmt aber — und dies 
iſt beſonders wichtig — auch die Verkehrsauffaſſung überein. 
Denn der Verkehr ſieht die in einer Fabrik befindlichen 
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ſelbſtändige Exiſtenz verloren haben. Das RG. ſelbſt erkennt 
in der Entſcheidung vom 2. Mai 1905 an, daß der Eigentums⸗ 
vorbehalt an ſolchen Maſchinen nicht nur allgemein üblich ſei, 
ſondern auch einem wirtſchaftlichen Bedürfniſſe entſpreche. 

Aber auch nach ihrer Aufſtellung in einer Fabrik uſw. 
werden die Maſchinen ſämtlich ganz allgemein als beſondere 
Vermögensgegenſtände behandelt: insbeſondere werden ſie ſtets 
als beſondere Vermögensgegenſtände auf Maſchinenkonto ge⸗ 
bucht, niemals aber als Beſtandteile des Gebäudes dem 
Immobilienkonto einverleibt; dies müßte aber geſchehen, wenn 
die Verkehrsauffaſſung dahin ginge, daß ſie ihre Exiſtenz als 
ſelbſtändige Sachen verloren haben und Teile des Immobile 
geworden ſind. Andererſeits wird es niemandem einfallen, die 
Fenſter, Türen und ſonſtigen Gegenſtände, die das Gebäude 
im Sinne des § 94 Abſ. 2 bilden, auf einem beſonderen Konto 
aufzuführen; ſie haben ihre ſelbſtändige Exiſtenz verloren und 
ſind als Beſtandteil der Fabrik oder ſonſtigen Gebäudes im 
Immobilienkonto mitenthalten. Dementſprechend erfolgen auch 
die Abſchreibungen auf die Maſchinen zu ganz anderen Prozent⸗ 
ſätzen als diejenigen auf die Immobilien; wären jene Beſtand⸗ 
teile der letzteren, ſo dürfte nur ein einheitlicher Prozentſatz 
abgeſchrieben werden. 

Und umgekehrt findet man regelmäßig im Publikum die 
Auffaſſung, daß, wenn eine Hypothek die in der Fabrik be⸗ 
findlichen Maſchinen mitergreifen ſoll, dies durch eine beſondere 
Mitverpfändung geſchehen müſſe, wie ſie nach früheren landes⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen zuläſſig war, nach dem BGB. aber 
nicht mehr möglich iſt. Auch dies beweiſt, daß die beteiligten 
Kreiſe die Maſchinen and ſonſtigen Einrichtungsgegenſtände 
durchaus nicht als Beſtandteil und unbeweglich geworden an⸗ 
ſehen. Die Auffaſſung des RG. führt umgekehrt dazu, den 
Realkredit auf Koſten der wohlbegründeten Rechte Dritter zu 
erweitern; zu ihren Gunſten kann aber auch nicht geltend ge⸗ 
macht werden, der den Realkredit gewährende Gläubiger müſſe 
ſich darauf verlaſſen können, daß die eine wirtſchaftliche Einheit 
bildenden Sachen ſämtlich der Verfügungsgewalt des Schuldners 
unterliegen: denn ein ſolcher Gläubiger iſt viel eher in der 
Lage, die in Betracht kommenden tatſächlichen Verhältniſſe ein⸗ 
gehend zu prüfen, als der Perſonalkredit gewährende Gläubiger, 
der bei Betreibung ſeiner Forderung findet, daß die als Eigen⸗ 
tum des Schuldners angeſehenen, in deſſen Beſitz befindlichen 
beweglichen Gegenſtände infolge des vom RG. im weiteſten 
Umfange zugelaſſenen Sicherungskaufes im Eigentum Dritter 
ſtehen. 


Wer iſt Tierhalter? 
Von Amtsgerichtsrat Prof. Dr. Schumacher zu Cöln. 


Der § 833 BGB., welcher über die Haftung für Tiere 
Beſtimmung trifft, hat in der Praxis erhebliche Anfeindungen 
erfahren. Namentlich in landwirtſchaftlichen Kreiſen hat dieſe 
Geſetzesvorſchrift große Unzufriedenheit erregt. Die Anfeindungen 
verdichteten ſich ſchließlich zu dem Antrage v. Treuenfels und Ge⸗ 
noſſen, welcher eine Milderung der Haftung bezweckt und mit 
einigen Abänderungen auch vom Reichstage angenommen worden 
iſt. Der § 833 nimmt in dem Syſtem des BGB. inſofern 
eine Sonderſtellung ein, als die Haftung für den durch ein 
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Tier verurſachten Schaden ein Verſchulden der Haftenden nicht 
vorausſetzt; der Tierhalter haftetet auch dann, wenn ein Zufall 
zur Schadensurſache wird. 

Der Antrag v. Treuenfels und Genoſſen bezweckt eine 
Anderung des § 833 in der Richtung, daß die Erſatzpflicht des 
Tierhalters nicht eintreten ſoll, wenn der Schaden durch ein 
Haustier verurſacht wird und entweder der Tierhalter bei der 
Beaufſichtigung des Tieres die im Verkehre erforderliche Sorgfalt 
beobachtet hat, oder der Schaden auch bei Anwendung dieſer 
Sorgfalt entſtanden ſein würde. Der Antrag will demnach die 
Tierhaftung auf die allgemein geſetzliche Grundlage ſtellen, 
welche die Schadenserſatzpflicht beherrſcht. Die Haftung für 
Tiere ſoll ebenſo geregelt werden, wie die Haftung des Geſchäfts⸗ 
herrn für einen Angeſtellten und die Haftung der Aufſichts⸗ 
pflichtigen für die zu beaufſichtigende Perſon. Die Reichstags⸗ 
kommiſſion ging noch weiter wie der Antrag v. Treuenfels 
und Genoſſen. Sie ſchied aus den Haustieren noch die Luxus⸗ 
tiere aus und verlangte eine Milderung der Haftung nur für 
diejenigen Haustiere, welche dem Tierhalter bei Ausübung ſeines 
Berufes oder ſeiner Erwerbstätigkeit dienen oder zu ſeinem 
Unterhalte zu dienen beſtimmt ſind. Ob der vom Reichstage 
angenommene Beſchluß der Reichstagskommiſſion Geſetz werden 
wird, bleibt abzuwarten. 

Mag man ſich nun für die Beibehaltung des $ 833 in der 
jetzigen Faſſung entſcheiden oder den Reichstagsbeſchluß vertreten, 
auf jeden Fall wird man zugeben müſſen, daß der § 833 zu 
Entſcheidungen die geſetzliche Unterlage gegeben hat, die mit dem 
Rechtsbewußſein des Volkes in dem denkbar größten Widerſpruch 
ſtehen. Es ſollen hier nur einige Fälle mitgeteilt werden. 
Der erſte Fall hat auch den Reichstag bei der Beratung des 
Antrags v. Treuenfels und Genoſſen beſchäftigt. 

Ein nach Hauſe fahrender Landwirt nimmt aus Gefälligkeit 
einen Wanderer auf deſſen Bitten auf ſeinen Wagen. Während 
der Fahrt jagt ein betrunkener Kutſcher mit ſeinem Fuhrwerk 
vorbei. In dem Augenblicke, in welchem das Fuhrwerk in 
gleicher Höhe mit dem Gefährt des Landwirts ſich befindet, 
fällt von dem Fuhrwerk ein Koffer herab. Hierdurch wird das 
Pferd des Landwirts ſcheu, geht durch und ſchleudert, nachdem 
es kurze Zeit auf der Landſtraße dahingeraſt war, das Gefährt 
an einen Baum. Die Inſaſſen ſtürzen heraus und der Mit⸗ 
genommene erleidet einen Schädelbruch, an deſſen Folgen er 
noch am nämlichen Tage ſtirbt. Die Hinterbliebenen klagten 
gegen den Landwirt als Tierhalter auf Zahlung einer Rente, 
die ihnen auch vom RG. in letzter Inſtanz zugebilligt wurde. 
(RG. 54, 73.) Die beiden anderen Fälle zeigen, welchen un⸗ 
berechenbaren Zufällen die Haftung für Tiere unterliegt. 
Jemand war auf dem Felde beſchäftigt und ſah durchgehende 
Pferde auf der vorüberführenden Straße dahinraſen. Der Be⸗ 
treffende lief von ſeiner Arbeitsſtelle aus den Pferden entgegen, 
um ſie aufzuhalten, und wurde bei dem Verſuche, dies zu tun, 
niedergeriſſen und verletzt. Seine Klage gegen den Tierhalter 
auf Schadenerſatz wurde in den Vorinſtanzen abgewieſen, 
weil Kläger den Unfall ſelbſt und zwar ſchuldhaſterweiſe 
herbeigeführt habe. Das NG. verneinte aber ein Verſchulden 
und erklärte den Tierhalter für haftbar (JW. 05, 170). 
Jemand war auf einer Treppe ausgeglitten und herabgefallen. 
Vor der Treppe hielt zufällig ein Fuhrwerk. Der Betreffende 
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fiel gegen die Vorderräder des Wagens und gegen die Hinter: 
beine der Pferde; dieſe bäumten ſich auf und zertraten dem auf 
der Erde Liegenden mehrere Rippen. Das KG. entſprach der 
Klage des Verletzten gegen den Pferdeeigentümer, das RG. hob 
zwar auf, doch wird bei einer neuen Verhandlung die Ent⸗ 
ſcheidung auf des Meſſers Schneide ſtehen (JW. 05, 690). 

Die Praxis leidet aber heute nicht nur unter der Härte, 
welche die Haftung für den Zufall verurſacht, auch die Un⸗ 
klarheit, welche über den Begriff des Tierhalters beſteht, iſt 
nicht geignet, dem 8 833 Freunde zu verſchaffen. 

Schon kurz nach dem Inkrafttreten des BGB. ſind beim 
Mangel eines jeglichen Anhalts im Geſetze und in der Vor⸗ 
geſchichte des Geſetzes über den Begriff des Tierhalters die 
verſchiedenſten und widerſprechendſten Auffaſſungen vertreten 
worden. Im Intereſſe der Rechtsſicherheit wurde deshalb mit 
Spannung die erſte Entſcheidung des RG. erwartet. Dieſe 
Entſcheidung erging am 3. Juli 1902 (RG. 52, 117). 

Der Verwalter einer Gewerkſchaft fuhr zu ſeinem Ver⸗ 
gmügen aus unter Benutzung von zwei Pferden der Gewerkſchaft. 
Ein Recht zur Benutzung der Pferde für feine Privatzwecke 
hatte der Verwalter nicht. Die Pferde wurden auf dem Wege 
ſcheu, ſprangen auf den Bürgerſteig und riſſen eine dort gehende 
Perſon nieder. Der Verletzte klagte gegen die Gewerkſchaft auf 
Schadenerſatz. Zweifelhaft war hier, ob der Verwalter oder die 
Gewerlſchaft als Tierhalter anzuſehen ſei. Das RG. hielt die 
Gewerkſchaft für den Tierhalter. Da weder das Geſetz noch 
die Vorverhandlungen eine Beſtimmung darüber, wer im Sinne 
des 5 833 als Tierhalter anzuſehen fei, enthalten, fo war nach 
Anſicht des RG. zu prüfen, was nach dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch unter dem Halten eines Tieres zu verſtehen iſt. 
Nach dem Sprachgebrauche wird derjenige als Tierhalter an⸗ 
geſehen, der im eigenen Intereſſe durch Gewährung von Obdach 
und Unterhalt die Sorge für das Tier übernommen und zwar 
nicht bloß zu einem ganz vorübergehenden Zwecke, ſondern auf 
einen Zeitraum von einer gewiſſen Dauer. Da die Pferde, 
durch welche die Verletzung des Klägers herbeigeführt worden 
it, im Eigentume der Gewerkſchaft ſtanden, von ihr unterhalten 
und im eigenen Intereſſe benutzt wurden, ſo war die Gewerk⸗ 
ſchaft auch als Tierhalter anzuſehen. Bei dieſer Auffaſſung 
verblieb das RG. auch in einem ſpäteren Urteile vom 27. No⸗ 
vember 1902 (Gruchots Beitr. 47, 404). Ein Gutsbeſitzer 
hatte ſeinem Sohne die ſelbſtändige Führung des Gutes voll⸗ 
ſtändig überlaſſen, war aber noch Eigentümer des Gutes und 
des Inventars geblieben. Durch die Pferde des Gutes wurde 
jemand verletzt, und der Verletzte klagte gegen den Gutsbeſitzer 
als Tierhalter. Der Beklagte machte den Einwand, daß der mit der 
ſelbſtändigen Führung des Gutes beauftragte Sohn der Tier⸗ 
halter ſei. Der Einwand wurde aber in allen Inſtanzen ver⸗ 
worfen. Daß der Verwalter, der nicht im eigenen Intereſſe, 
ſondern im Intereſſe und für Rechnung des Eigentümers wirt⸗ 
ſchaftet, nicht der Tierhalter, der in der Wirtſchaft benutzten Tiere 
iR, begründet das RG. in dieſer Entſcheidung auch noch durch den 
Hinweis auf den § 834 BGB., wo dem Tierhalter gerade die 
Perſon, die für ihn die Aufſicht über das Tier übernimmt, 
gegenübergeſtellt werde. Auch noch in einer dritten Entſcheidung 
vom 2. Juli 1903 (RG. 55, 163) hält das RG. an ſeiner 
Auffaſſung feſt. Ein durch das Pferd eines preußiſchen 
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Gendarmen Verletzter hatte gegen den preußiſchen Staat auf 
Schadenerſatz geklagt. Das OLG. Cöln hatte der Klage ſtatt⸗ 
gegeben. Das RG. hob aber das Urteil auf, weil nach den 
Dienſtvorſchriften für die preußiſchen Gendarmen das Pferd des 
Gendarmen im Eigentum des Gendarmen ſtehe und dieſer deshalb 
als Tierhalter anzuſehen ſei. 

Dieſen Entſcheidungen iſt man ſpäter in der Praxis gefolgt. 
Man hat ſtets als Tierhalter nicht denjenigen angeſehen, 
welcher das Tier zur Zeit der Schadenzufügung in ſeiner Ver⸗ 
fügungsgewalt hatte, ſondern denjenigen, welcher das Tier im 
Sinne jener Ausführungen „hält“, alſo denjenigen, welcher zu 
dem Tiere in einem rechtlichen Verhältniſſe von einer gewiſſen 
Dauer ſtand und während der Dauer dieſes Verhältniſſes in 
eigenem Intereſſe durch Gewährung von Obdach und Unterhalt 
die Sorge für das Tier übernommen hatte. Man kann nicht 
ſagen, daß dieſe Auffaſſung allgemein befriedigt hat, denn fie 
hat in der Praxis zu Ergebniſſen geführt, welche vom Geſetz⸗ 
geber unmöglich gewollt ſein konnten, aber man hatte wenigſtens 
eine einigermaßen ſichere Grundlage für die Praxis. Dieſe 
Rechtsſicherheit iſt nun durch eine neuerdings ergangene Ent⸗ 
ſcheidung des RG. vom 20. November 1905 (JW. 06, 62) 
in Frage geſtellt worden. 

A. benutzte zu einer Fahrt einen Wagen, den er von B. 
gemietet hatte. B. lenkte das Fuhrwerk ſelbſt. Das vor den 
Wagen geſpannte Pferd war dem B. von C. aus Gefälligkeit 
und unentgeltlich überlaſſen worden. Auf dem Rückwege ging 
das Pferd durch und A. wurde unter dem umgeſtürzten Wagen 
eine Zeitlang fortgeſchleift und ſchwer verletzt. A. klagte gegen 
C. aus dem $ 833 auf Schadenerſatz, und das OLG. Augsburg 
erklärte den Klageanſpruch dem Grunde nach für berechtigt. 
Das OLG. folgte hierbei den von dem RG. bisher auf 
geſtellten Rechtsgrundſätzen. Wider alles Erwarten hob aber 
das RG. die Vorentſcheidung auf und wies die Klage ab. 
Die Entſcheidung hing von der Frage ab, ob die Tierhalter⸗ 
ſchaft des C. fortbeſtand, während B. das Pferd des C. in 
ſein Fuhrwerk eingeſpannt hatte. Dieſe Frage hat das RG. 
im vorliegenden Falle verneint. Man wird wohl ohne weiteres 
zugeben müſſen, daß dieſe Auffaſſung dem Rechtsempfinden 
mehr entſpricht, wie die Anſicht des OLG. Nach dem Sprach⸗ 
gebrauche erſcheint als Tierhalter allerdings derjenige, welcher 
das Tier in ſeinen wirtſchaftlichen Betrieb eingeſtellt hat, um 
es auf dieſe Weiſe dauernd ſeinen Zwecken dienſtbar zu machen; 
ob es aber, ſo führt das RG. nunmehr aus, mit den An⸗ 
forderungen der Rechtstechnik und mit den erkennbaren Abſichten 
des Geſetzes vereinbar iſt, einzig und allein den Sprachgebrauch 
darüber entſcheiden zu laſſen, wer für den angerichteten Schaden 
als Tierhalter einzuſtehen hat, erweiſt ſich in zahlreichen Fällen 
als zweifelhaft. Nach dem Sprachgebrauche des täglichen 
Lebens würde die Bezeichnung, C. habe das Tier gehalten, 
auch für die Zeit anwendbar fein, in welcher B. mit dem 
Pferde die Fahrt ausführte. Es entſteht aber die Frage, ob 
nicht gleichwohl während dieſer Zeit die Verbindung zwiſchen 
C. und dem Tiere gerade in denjenigen Beziehungen gelöſt war, 
deren Vorhandenſein bei der Einführung der bedingungsloſen 
Haftpflicht des Tierhalters in einer die geſetzgeberiſchen Ent⸗ 
ſchließungen beſtimmenden Weiſe vorausgeſetzt worden iſt; es 
entſteht weiter die Frage, ob, wenn dies zutrifft, es den Ab⸗ 
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ſichten des Geſetzgebers nicht geradezu widerſprechen würde, die 
Geſetzesvorſchrift des §S 833 auch in einem derartigen Falle für 
anwendbar zu halten. Das Pferd war nicht für die Dauer, 
wohl aber für eine gewiſſe Zeit aus dem Wirtſchaftsbetrieb des 
C. ausgeſchieden und in der Weiſe in den Wirtſchaftsbetrieb des 
B. eingeſtellt worden, daß es nicht dem C., ſondern dem B. zu 
deſſen alleinigem Nutzen als Betriebsmittel diente, daß B. und 
nicht C. es war, von deſſen Betriebe die dem A. gegenüber 
verwirklichte Tiergefahr ausging. Auch übte C., da er das 
Tier dem B. zur ſelbſtändigen Verwendung überlaſſen hatte, 
nicht mehr die tatſächliche Gewalt über das Pferd aus, die es 
ihm ermöglichte, durch die Art und Weiſe der Lenkung oder 
durch ſonſtige Maßnahmen der aus der Benutzung des 
Pferdes ſich ergebenden beſonderen Gefahr vorbeugend ent⸗ 
gegenzuwirken. Wenn alſo auch dem Wortlaute nach und nach 


dem Buchſtaben des Geſetzes C. als derjenige gelten konnte, 


der zur Zeit des Unfalls das Pferd gehalten hat, ſo ſteht es 
doch mit den erkennbaren Abſichten der Geſetzgebung in unver⸗ 
einbarem Widerſpruch, den Rechtsbegriff der Tierhalterſchaft 
zeitig auf die Dauer der hier vorliegenden beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe zu erſtrecken, auf die Zeit nämlich, während welcher 
der bisherige Tierhalter ſich der tatſächlichen Herrſchaft über 
das Tier entäußert hatte, indem er es einem anderen zu deſſen 
eigenem ſelbſtändigen Gebrauche ohne jedes Entgelt übergab 
und dieſer das Tier, wenn auch nur vorübergehend, in ſeinen 
Betrieb einſtellte. 

Der erkennende Senat trat durch dieſe Entſcheidung tat⸗ 
ſächlich in einen Gegenſatz zu der Auffaſſung, die in den vorher 
angeführten Entſcheidungen von den anderen Senaten vertreten 
worden iſt. Der Senat hielt aber die Einholung einer Ent⸗ 
ſcheidung der vereinigten Zivilſenate nicht für geboten, einmal 
deshalb nicht, weil in keiner der bisherigen reichsgerichtlichen 
Entſcheidungen ein Ausſpruch des Inhalts enthalten iſt, daß 
für die Frage, wer im Sinne des $ 833 als Tierhalter zu 
gelten habe, der gewöhnliche Sprachgebrauch nicht nur regel⸗ 
mäßig, ſondern mit einer keine Abweichung duldenden Aus⸗ 
ſchließlichkeit maßgebend ſei, ſodann deshalb, weil über die im 
gegenwärtigen Falle entſcheidende Frage, ob das Tier von dem 
bisherigen Tierhalter im Rechtsſinne auch dann noch gehalten 
wird, wenn es mit deſſen Bewilligung zur ſelbſtändigen Be⸗ 
nutzung in den Wirtſchaftsbetrieb eines anderen geſtellt werde, 
gleichfalls eine von einem anderen Senate erlaſſene Entſcheidung 
nicht vorliegt. An der Verneinung der Frage für den gegebenen 
Fall ſieht ſich der erkennende Senat insbeſondere dadurch nicht 
gehindert, daß dem vorerwähnten Urteil vom 3. Juli 1902 
(RG. 52, 117) die Annahme zugrunde liegt, das Tierhalter⸗ 
verhältnis erſtrecke ſich im Rechtsſinne auf die Zeit, in der ein 
von dem Tierhalter angeſtellter Beamter mit den ihm anver⸗ 
trauten Pferden eigenmächtig eine Fahrt für ſich unternimmt. 

Die Gründe, welche den erkennenden Senat von der Ein⸗ 
holung einer Plenarentſcheidung abgehalten haben, erſcheinen 
etwas geſucht, und für die Praxis wäre es jedenfalls beſſer 
geweſen, wenn eine Plenarentſcheidung herbeigeführt worden 
wäre. Aber auch ohne die Plenarentſcheidung iſt die Ent⸗ 
ſcheidung von großer Bedeutung, denn ſie gibt der Praxis die 
Handhabe, von Fall zu Fall mit dem Volksempfinden mehr in 
Einklang zu bleiben, als dies bis jetzt möglich war. Es handelt 


ſich nur darum, die aus der Entſcheidung zu gewinnenden 
Grundſätze der Praxis dienſtbar zu machen. 

Wer iſt Tierhalter, wenn ein Viehhändler das gekaufte 
und übergebene Stück Vieh von dem Stalle des Verkäufers 
zum Metzger führt und dort vielleicht ſchon in einer Stunde 
abliefert? Auf einen ſolchen Fall paßt die bisherige Begriffs⸗ 
beſtimmung des RG. überhaupt nicht. Wer iſt ferner Tier⸗ 
halter, wenn der Inhaber einer Reitbahn ein Pferd einem 
Reitkundigen auf einen Tag vermietet hat, oder wenn ein Land⸗ 
wirt einem Nachbar ein Pferd auf einen Tag zum Einfahren 
der Ernte unentgeltlich zur Verfügung ſtellt? In beiden Fällen 
wird man die Begriffsbeſtimmung des RG. verwenden können, 
aber ſie wird zu Ergebniſſen führen, die mit der Abſicht des 
Geſetzes nicht vereinbar ſind. 

Wollte man den Vermieter als diejenige Perſon definieren, 
welche die ihr eigentümlich zugehörende Sache einer anderen 
gegen Entgelt zum Gebrauche überläßt, ſo würde man wohl den 
Regelfall treffen, aber nicht die zahlreichen Fälle, in welchen 
der Vermieter nicht der Eigentümer der vermieteten Sache iſt. 
Den gleichen Fehler macht das RG., wenn es als Tierhalter 
nur denjenigen anſehen will, der im eigenen Intereſſe durch 
Gewährung von Obdach und Unterhalt die Sorge für das 
Tier für einen Zeitraum von einer gewiſſen Dauer über⸗ 
nimmt. 

Es erſcheint daher eine andere Begriffsbeſtimmung not⸗ 
wendig, die an der Hand der Entſcheidung des RG. vom 
20. November 1905 nur unſchwer zu finden iſt. 

Nach der Auffaſſung des römiſchen Rechts war das Tier 
ſelbſt der Träger der Schadenshaftung, und dieſer Gedanke 
kam in der noxae datio zum Ausdrucke. Nach der heutigen 
Auffaſſung iſt jedes Tier im Rechtsleben durch eine menſchliche 
Perſon zu vertreten, und dieſe Perſon nennt das BGB. ohne 
nähere Angabe und ohne nähere Begründung Tierhalter. Soll 
eine Perſon als Tierhalter für jeden Schaden den das Tier 
verurſacht, haftbar ſein, ſo kann es nur eine ſolche Perſon 
ſein, die auch in der Lage iſt, diejenigen Vorkehrungen 
zu treffen, welche eine Schadenzufügung durch das Tier 
unmöglich machen oder, ſoweit tunlich, verhindern. Der: 
jenige, welcher im eigenen Intereſſe durch Gewährung von 
Obdach und Unterhalt für einen längeren Zeitraum die Sorge 
für ein Tier übernommen hat, wird in der Regel auch in der 
Lage fein, die durch das Tier ermöglichte Gefahr durch ge: 
eignete Vorkehrungen, vor allem durch eine ausreichende Aufſicht 
zu vermeiden oder einzuſchränken, und daher wird in der Regel 
der Eigentümer Tierhalter ſein. Der Eigentümer wird auch 
Tierhalter bleiben, wenn eine von ihm beauftragte und wirt⸗ 
ſchaftlich von ihm abhängige Perſon vorübergehend in ein Ver⸗ 
hältnis zu dem Tiere tritt, welches die Vermeidung oder 
Beſchränkung der Tiergefahr möglich macht. Tierhalter und 
haftbar bleibt z. B. der Eigentümer auch dann, wenn das Tier 
Schaden zufügt, während der Knecht des Eigentümers mit dem 
Tiere ausfährt, denn in dieſem Falle bleibt das Tier im 
Intereſſenkreiſe des Eigentümers. Die Tierhaltereigenſchaft 
muß aber aufhören, wenn an Stelle des Eigentümers eine 
andere vom Eigentümer wirtſchaftlich unabhängige Perſon 
das Tier, wenn auch nur vorübergehend, für ihre Intereſſen 
benutzt. In dieſem Falle tritt das Tier nicht nur aus der Ver⸗ 
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fügungsgewalt, ſondern auch aus dem Intereſſenkreiſe des Eigen⸗ 
tümers hinaus, und mit dem Zeitpunkte des Übergangs des 
Tieres an dieſe Perſon muß die Tierhaltereigenſchaft des Eigen⸗ 
tümers aufhören und die benutzende Perſon ſelbſt zum Tier⸗ 
halter werden. Mit dem Augenblicke des Übergangs des Tieres 
an dieſe Perſon beginnt, um mit den Worten der Entſcheidung 
vom 20. November 1905 zu reden, für dieſe Perſon die Ver⸗ 
fügungsgewalt über das Tier, welche es ermöglicht, durch die 
Art und Weiſe der Lenkung oder durch ſonſtige Maßnahmen 
der aus der Benutzung des Tieres ſich ergebenden beſonderen 
Gefahr vorzubeugen. 

Dieſe Grundſätze ſind übrigens auch ſchon in zwei anderen 
Entſcheidungen des RG., allerdings in einem anderen Zu⸗ 
ſammenhange, zum Ausdrucke gekommen. Das Urteil vom 
20. November 1905 hat es merkwürdigereiſe unterlaſſen, 
dieſe Entſcheidungen zur Unterſtützung ſeiner veränderten Rechts⸗ 
auffaſſung heranzuziehen. 

Beim Beſchlagen eines Pferdes wurde der Hufſchmied ver⸗ 
lezt. Der Verletzte klagte gegen den Eigentümer des Pferdes 
auf Schadenerſatz. Das RG. hob die verurteilenden Erkennt⸗ 
niffe der Vorinſtanzen auf, weil der Kläger als Hufſchmied in 
einem die Haftung des Tierhalters ausſchließenden Vertrags⸗ 
berhältniſſe zu demſelben geſtanden habe. Das RG. verweiſt 
zunächſt auf eine frühere Entſcheidung (RG. 58, 410). In 
dieſem Falle war ein Bereiter (Trainer), welcher das Zureiten 
dem Pferdeeigentümer gegenüber übernommen hatte, durch das 
zuzureitende Tier verletzt und getötet worden. Die Klage der 
Erben gegen den Pferdeeigentümer wurde vom RG. abgewieſen, 
weil der Bereiter ſich verpflichtet habe, gewiſſe Verrichtungen 
an oder mit dem Tiere vorzunehmen, und weil er hierbei auch 
die Haftung für Unfälle übernommen habe, die aus dieſen Ver⸗ 
richtungen entſtehen könnten. Das RG. fährt dann fort: 
Ahnlich liegt die Sache bei einem Hufſchmiede. Der Hufſchmied 
hatte durch Werkvertrag dem Pferdeeigentümer gegenüber die 
Beſchlagung der Pferde übernommen; er war daher verpflichtet, 
das Werk ſo auszuführen, daß dadurch keine Unfälle hervor⸗ 
gerufen werden; geſchah letzteres dennoch, ſo hatte der Huf⸗ 
ſchmied hierfür aufzukommen (JW. 05, 432). 

Das RG. hat alſo in dieſen beiden Fällen die Tierhalter⸗ 
eigenſchaft des Eigentümers beſtehen laſſen, aber die Haftung 


verneint, weil den verletzten Perſonen beſtimmte Verrichtungen 


an dem Tiere oblagen und hierdurch die Haftung für Unfälle 
mit übernommen wurde. Der wahre Grund, weshalb die 
Haftung des Eigentümers nicht eintrat, war aber offenbar nur 
der Umſtand, daß der Bereiter ſowohl wie der Hufſchmied be⸗ 
ſtimmte ſelbſtändige Verrichtungen im eigenen Intereſſe an den 
Tieren vorzunehmen hatten und deshalb die Tierhaltereigen⸗ 
ſchaft des Tiereigentümers für die Dauer dieſer Verrichtungen 
aufhören mußte. Das RG. hat in dieſen beiden Fällen jeden⸗ 
falls Bedenken getragen, die aus ſeiner Auffaſſung von dem 
Weſen des Tierhalters ſich ergebenden Folgerungen zu ziehen. 
Hätte das RG., wozu die Sachlage damals geradezu drängte, 
ſeine Anſicht über den Tierhalter einer Reviſion unterzogen, 
ſo würde es ſchon damals zu der Auffaſſung gekommen ſein, 
welche in dem Urteile vom 20. November 1905 niedergelegt 


‚Ü Auch in dem Urteile vom 20. November 1905 hätte der 


erkennende Senat durch eine ähnliche Konſtruktion die Ab⸗ 
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weiſung der Klage begründen können; er brauchte nur aus⸗ 
zuführen, daß C. das Pferd dem B. zu einer ſelbſtändigen Ver⸗ 
richtung übertragen und dieſer daher auch die Haftung für Un⸗ 
fälle übernommen hatte. Der Senat hat aber dieſe etwas ge⸗ 
zwungene Konſtruktion vermieden und iſt hierdurch der Sache 
mehr gerecht geworden, denn auch bei der Urteilsfindung muß 
wie bei der Löſung mathematiſcher Probleme der Grundſatz 
gelten, daß die einfachſte Löſung einer Schwierigkeit die beſte 
Löſung iſt. 

In dem Urteile vom 20. November 1905 hat der er⸗ 
kennende Senat, wie erwähnt, ausgeführt, daß ſeine Auffaſſung 
mit dem gleichfalls ſchon erwähnten Urteile vom 3. Juli 1902 
nicht in Widerſpruch ſtehe. Ein Widerſpruch liege nicht vor, 
weil in dem Urteile vom 20. November 1905 das Tier mit 
Bewilligung des bisherigen Tierhalters zur ſelbſtändigen 
Benutzung in den Wirtſchaftsbetrieb eines anderen eingeſtellt 
wurde, während in dem Urteile vom 3. Juli 1902 ein vom 
Tierhalter angeſtellter Beamter mit den ihm anvertrauten 
Pferden eigenmächtig eine Fahrt für ſich unternommen habe. 
Der erkennende Senat ſcheint hiernach anzunehmen, daß der⸗ 
jenige, welcher nicht Eigentümer des Tieres iſt, nur dann Tier⸗ 
halter werden kann, wenn er das Tier mit Bewilligung des 
Eigentümers oder ſonſt am Tiere Berechtigten erlangt. Wäre 
dieſe Anſicht richtig, ſo kämen wir nach dem heutigen Stande 
der Rechtſprechung zu dem etwas merkwürdigen Ergebniſſe, 
daß die Haftung des Tierhalters aufhört, wenn er einem 
anderen das Tier zu eigenem Intereſſe überläßt, während die 
Haftung beſtehen bleibt, wenn der nämliche Zuſtand ohne Willen 
des Tiereigentümers herbeigeführt wird. Eine derartige Wirkung 
kann nicht vom Geſetzgeber beabſichtigt ſein. Die Unterſcheidung 
verkennt aber auch den Begriff der Tierhaltung und trägt in 
den Begriff einen ganz fremden Beſtandteil hinein. Die Tier⸗ 
haltung iſt ein Zuſtand, und lediglich das Beſtehen des Zu⸗ 
ſtandes begründet die Haftung, während es ganz gleichgültig 
ſein muß, ob dieſer Zuſtand mit oder ohne Einwilligung der 
am Tiere Berechtigten herbeigeführt wurde. Es kann auch 
nicht darauf ankommen, ob die Überlaſſung des Tieres entgelt⸗ 
lich oder ohne Entgelt erfolgte. Entſcheidend iſt allein die Art 
des Zuſtandes und zwar der Umſtand, daß das Tier 
während des Zuſtandes den Intereſſen desjenigen dient, welcher 
die Verfügungsgewalt über das Tier hat. 

Tierhalter iſt nach den vorſtehenden Ausführungen nicht 
nur der Eigentümer, ſondern auch derjenige, welcher in eigenem 
Intereſſe, wenn auch nur vorübergehend, die Verfügungsgewalt 
über ein Tier hat. Es iſt hierbei gleichgültig, ob die Ver⸗ 
fügungsgewalt ohne oder mit dem Willen des am Tier ſonſt 
Berechtigten entſtanden iſt, und ob ſie mit oder ohne Entgelt 
erlangt wurde. 

Da dieſe Auffaſſung in dem Urteile des RG. vom 20. No⸗ 
vember 1905 eine Stütze findet, ſo iſt zu hoffen, daß die Auf⸗ 
faſſung in der Praxis als richtig anerkannt wird. Sollte ſich 
dieſe Hoffnung aber nicht erfüllen, ſo müßte dafür geſorgt 
werden, daß, wenn demnächſt auf den Antrag v. Treuenfels 
und Genoſſen der 8 833 BGB. eine andere Faſſung erhält, 
die Anderung ſich auch auf den Begriff des Tierhalters erſtreckt. 
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Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 11. bis 24. Februar 
1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

J. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 170 EG., 88 530, 533 BGB. Nach welchem 
Recht iſt der Widerruf einer Schenkung zu beurteilen, die nach 
dem Recht vor dem BGB. erfolgt war 2] 

Das Berufungsgericht hat auf Grund des irreviſiblen 
ſächſiſchen Rechts angenommen, daß der zwiſchen der Klägerin 
und dem Erblaſſer des Beklagten kurz vor ihrer Verheiratung 
im Jahre 1894 abgeſchloſſene und vollzogene Vertrag eine 
Schenkung iſt, und die Frage, ob die Vorausſetzungen des 
vom Schenker im April 1903 wegen groben Undankes er⸗ 
klärten Widerrufs der Schenkung nach dem Rechte des BGB. 
oder nach dem ſächſiſchen Rechte zu beurteilen ſei, dahingeſtellt 
gelaſſen, weil bei der Gleichartigkeit der einſchlagenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen der Widerruf nach beiden Rechten be⸗ 
gründet geweſen ſei. Die Vorausſetzungen des Widerrufs 
einer Schenkung wegen Undanks ſind nach dem Rechte zu 
beurteilen, dem die Schenkung ſelbſt unterſteht, und zwar 
auch dann, wenn die Tatſachen, die das Widerrufsrecht be⸗ 
gründen ſollen, erſt nach dem Inkrafttreten des BGB. ſich 
ereignet haben (ſo auch Habicht, die Einwirkung des BGB., 
3. Aufl. $ 30 S. 263; Dernburg, Schuldverhältniſſe 3. Aufl. 
2. Abteilung § 209 ſub IV; Fuchs in Gruchots Beitr. 44, 15). 
Das Widerrufsrecht beruht auf der Erwägung, daß der 
Schenker die Schenkung nicht vorgenommen haben würde, 
wenn er das Verhalten des Beſchenkten hätte vorausſehen 
können. Die Schenkung iſt von vornherein mit dieſem Wider⸗ 
rufsrecht belaſtet; es wohnt ihr von Geſetzes wegen der 
Vorbehalt inne, daß der Schenker ſie bei Eintritt gewiſſer 
Umſtände widerrufen kann. Dieſes Recht bildet daher einen 
Beſtandteil des Rechtsgeſchäfts ſelbſt, es entſteht nicht erſt mit 
den den Widerruf begründenden Tatſachen, ſondern wird durch 
dieſe nur ausgelöſt, wie ſich auch daraus ergibt, daß auf das 
Widerrufsrecht nicht verzichtet werden kann, bevor der Undank 
dem Widerrufsberechtigten bekannt geworden iſt. Es iſt 
ſomit zufolge der Vorſchrift des Art. 170 EGBGB. in 
ſeinen Vorausſetzungen nur nach den Geſetzen zu beurteilen, 
die bei der Vornahme der Schenkung gegolten haben. Die 
gegenteilige Auffaſſung würde zu der offenbar unzutreffenden 
Anſicht führen, daß eine Schenkung, die nach dem zur Zeit 
ihrer Vornahme in Geltung geweſenen Recht überhaupt nicht 
widerrufen werden konnte, dem im BGB. geregelten Wider⸗ 
rufsrechte unterliegen würde. Der Umſtand, daß das Wider⸗ 
rufsrecht auf Erwägungen ſittlicher Natur beruht, rechtfertigt 
noch nicht die Anwendung des neuen Rechts (vgl. das Urteil 
des erkennenden Senats in NG. 46, 178 ff.) und zwar um 
ſo weniger, als auch das ältere Recht von gleichen ſittlichen 
Anſchauungen getragen war. Zwingendes Recht enthalten die 
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im BGB. über den Widerruf von Schenkungen gegebenen Vor⸗ 
ſchriften nur im 8 533, deſſen Tatbeſtand aber hier nicht in Frage 
iſt. P. c. P., U. v. 24. Jan. 06, 452/05 VI. — Dresden. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

2. 8 276 BGB. Begriff der Fahrläſſigkeit.] 

Der Beklagte war zur Unterhaltung einer Brücke ver⸗ 
pflichtet, an welcher ein Querbalken des Geländers fehlte. Der 
Erblaſſer der Kläger ſtürzte ab und ertrank; der deswegen von 
den Klägern erhobene Schadensanſpruch wurde dem Grunde nach 
feſtgeſtellt und die Reviſion des Beklagten zurückgewieſen: 
Außer Zweifel ſteht, daß das BGB. mit der Begriffs⸗ 
beſtimmung in § 276 Abſ. 1 Satz 2 für die Fahrläſſigkeit 
einen abſtrakten Maßſtab aufgeſtellt hat, welcher dem Verhalten 
der Allgemeinheit, nicht demjenigen beſtimmter Eimzelperſonen 
entnommen iſt: die im Verkehr erforderliche Sorgfalt, — das 
iſt die von dem normalen, ordentlichen und gewiſſenhaften 
Menſchen in dem betreffenden Verhältniſſe des Verkehrs an⸗ 
zuwendende Sorgfalt, — und daß es darnach grundſätzlich nicht 
auf das Weſen und die ſubjektive Veranlagung der handelnden 
Perſon ankommt (vgl. Planck, Kom. Bd. I Vorbemerkungen 
3. Aufl. S. 40 ff. — Weyl, Syſtem der Verſchuldensbegriffe 
uſw. § 31 Nr. 8 S. 111 ff. und die Zuſammenſtellung über 
Literatur und Rechtſprechung S. 112 Nr. 4, 5). Aber dieſer 
abſtrakte oder objektive Maßſtab ſchließt nicht aus, daß im 
Einzelfalle die beſonderen Umſtände, unter denen die Handlung 
oder Unterlaſſung erfolgt, in Rückſicht zu ziehen ſind. „Es iſt 
dann die Frage dahin zu ſtellen, wie ſich unter gleichen Um⸗ 
ſtänden, in gleicher Lage ein verſtändiger, gewiſſenhafter Menſch 
benommen hätte (vgl. inſoweit Dernburg, d. bürgerl. Recht 
Bd. II S. 1, § 63, 3. A. S. 147 bei II 2b), Schollmeyer im Kom. 
von Hölder II zu 8 276 S. 100 Z. 1b). Von dieſem Stand⸗ 
punkte aus iſt die Ausdrucksweiſe des Berufungsurteils, daß 
eine Schadenserſatzpflicht begründet ſei, wenn der Schädiger 
als ordentlicher Hausvater, „der ſich in jeder Lebenslage ſeiner 
Pflichten bewußt bleibt“, die Schadenszufügung hätte vermeiden 
müſſen, nicht als zutreffend anzuerkennen. Es ſind Lebenslagen 
denkbar, in welchen auch der verſtändige Mann, der ordentliche 
Hausvater, nach dem Maße der durchſchnittlichen Erkenntnis⸗ 
fähigkeit, Geſchicklichkeit und Kaltblütigkeit bemeſſen, durch die 
Umſtände daran gehindert ſein kann, allſeitig ſeiner Pflichten 
ſich bewußt zu bleiben und auf deren Erfüllung bedacht zu ſein. 
So kann es vorkommen, daß eine drohende unmitelbare Gefahr 
bei notwendigem raſchem Entſchluſſe die Beſonnenheit des normal 
veranlagten Menſchen beeinträchtigt und, trotz ſachwidrigen Handelns 
den Vorwurf der Fahrläſſigkeit ausſchließt (vgl. JW. 02, 31“, 
13655; Dernburg a. a. O. Note 11). Und fo mag es auch 
Fälle geben, in denen die Sorge um Leib und Leben eines 
nahen Angehörigen jedem, auch dem gewiſſenhaften, normalen 
Menſchen zeitweilig die Fähigkeit benimmt, ſeiner Rechtspflicht 
dritten gegenüber zu gedenken und ruhig ſeine Handlungsweiſe 
zu überlegen. Es wäre alsdann nicht lediglich ein in der 
Individualität des Betreffenden gelegenes Moment, ſondern eine 
objektiv gegebene Sachlage und die allgemeine menſchliche 
Natur, was hier für Verneinung der Fahrläſſigkeit in Betracht 
zu ziehen war. Indes ein Fall dieſer letzteren Art liegt nach 
dem in dem Berufungsurteil feſtgeſtellten Sachverhalt nicht vor. 
M. c. P., U. v. 25. Jan. 06, 171/05 VI. — Celle. 
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3. 8 313 BGB. Folgen der Nichtigkeit. 

Laut notariellen Kaufvertrags vom 15. Februar 1904 ver⸗ 
kaufte der Beklagte das Grundſtück Roßdorferſtr. 20 zu Frank⸗ 
furt a. M. für 120000 Mark gegen Hypothekübernahme in 
gleicher Höhe an den Beklagten. Da aber in Wahrheit der 
Kaufpreis 142000 Mark betrug, hat der Kläger dem Beklagten 
eine in Hannover eingetragene Hypothek zu 22000 Mark an 
Zahlungsſtatt abgetreten, die dieſer inzwiſchen weiter übertragen 
hat. Auflaſſung des Grundſtücks hat bisher nicht ſtattgefunden. 
Der Kläger verlangt 15 200 Mark Minderwert nebſt 4 Prozent 
Prozeßzinſen deswegen, weil ihm der Beklagte 7000 Mark ſtatt 
in Wirklichkeit eingehender 6240 Mark als Mietsvertrag des 
Hauſes zugeſichert, auch ihn in dieſer Richtung argliſtig ge⸗ 
täuſcht habe. Vom erſten Richter wurde die Klage abgewieſen, 
weil die angebliche aber nicht verbriefte Zuſicherung nach § 313 
BOB. ungültig ſei und es zur argliſtigen Täuſchung am 
Beweiſe dafür fehle, daß Beklagter die genaue Mietzins höhe 
lannte und angeben wollte. Auf Berufung des Klägers hat 
der II. ZS. des Königl. OLG. zu Frankfurt a. M. durch Urteil 
vom 7. April 1905 den Beklagten nach Klagantrag verurteilt. 
Er verwarf zwar auch den Klagegrund der Zuſicherung (88 459 ff. 
868.), erachtete aber den der argliſtigen Täuſchung als er⸗ 
wieſen und nach 8 826 BGB. als durchſchlagend. Nunmehr 
geht der Reviſionsantrag des Beklagten unter Widerſpruch des 
Klägers auf Aufhebung des Berufungsurteils und Zurückweiſung 
der Berufung des Klägers. Das RG. ſtellte das abweichende 
erſte Urteil wieder her. — Der Kaufvertrag vom 15. Februar 
1904 iſt wegen durch Auflaſſung und Eigentumseintragung nicht 
geheilter Nichtbeurkundung des wahren Kaufpreiſes nichtig. 
$ 313 BGB. Dieſe von Amis wegen zu berückſichtigende 
Nichtigkeit hat zur Folge, daß aus dem Vertrage ebenſowenig 
wegen Gewährleiſtung wie auf Schadenserſatz geklagt werden 
kann. Aber auch die erhobene Klage aus unerlaubter Handlung 
iſt hinfällig. Denn dadurch, daß der Beklagte mittels ſeiner 
argliſtigen Täuſchung angeblich den Kläger zur Bewilligung 
eines zu hohen Kaufpreiſes und zur Übernahme eines minder⸗ 
wertigen Grundſtückes veranlaßte, iſt der Kläger nicht geſchädigt. 
Er brauchte ja den nichtigen Vertrag nicht zu erfüllen, den 
Kaufpreis nicht zu zahlen, das Grundſtück nicht zu übernehmen. 
Freilich könnte die Nichtigkeit des Kaufvertrags noch immer nach 
9313 Satz 2 BGB. geheilt werden, aber bisher iſt dies nicht 
geſchehen. Ob eine anders begründete Klage ſchon jetzt Erfolg 
haben müßte und welche, kann auf ſich beruhen! G. c. H., 
U. v. 7. Febr. 06, 329/05 V. — Frankfurt. 

4. Vom Sicherungskauf. Recht des Käufers, die 
Herausgabe von während Beſtehens einer Geſchäftsverbindung 
zu ſeiner Sicherung gekauften, dem Verkäufer geliehenen 
Sachen bei Vermögensverfall des letzteren zu verlangen.] 

Die Beklagten verkauften der Klägerin eine Anzahl 
Möbel und ſonſtiges Hausgerät für 3000 Mark, indem die 
Übergabe der Sachen dadurch erfolgte, daß ſie den Beklagten 
zur leihweiſen Benutzung belaſſen wurden. Der Kaufpreis 
iſt als bezahlt anerkannt. Derſelbe iſt jedoch nicht bezahlt 
und ſollte nicht bezahlt werden. In einem Nachtrage erklärte 
die Klägerin, daß die Sachen wieder in das Eigentum der 
Bellagten übergehen ſollten, wenn die Geſchäftsverbindlichteiten 
wischen den Parteien beendet ſeien. Es herrſcht unter den 
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Letzteren Einverſtändnis darüber, daß die durch den Vertrag 
bewirkte Übereignung der Sachen ſtattgefunden hat, um der 
Klägerin Sicherung wegen der Anſprüche zu gewähren, die 
derſelben gegen die Beklagten zuſtanden. Mit der Klage 
wird die Herausgabe der Sachen gefordert, weil der be⸗ 
klagte Ehemann in Vermögensverfall geraten ſei und gegen ihn 
auch von der Klägerin ausgebrachte Zwangsvollſtreckungen 
Erfolg nicht gehabt hätten, er ferner zur Leiſtung des 
Offenbarungseides geladen ſei. Beide Vorinſtanzen haben die 
Klage abgewieſen. Vom Berufungsgerichte iſt ausgeführt, 
dem Anſpruche auf Herausgabe der Sachen ſtehe der Leih⸗ 
vertrag entgegen. Der behauptete Vermögensverfall der 
Beklagten gefährde das Eigentumsrecht der Klägerin nicht. 
Eine Kündigung der Leihe ſei von der Klägerin nicht geltend 
gemacht. Die Sache liege ſo, daß die Beklagten die fraglichen 
Gegenſtände, ihr Hausgerät, nicht entbehren könnten, wonach 
anzunehmen ſei, daß das Leihverhältnis ſo lange fortdauern 
ſolle, als das Eigentumsrecht der Klägerin beſtehe. Darauf, 
ob die Beklagten der Klägerin verſchuldet ſeien, komme es 
nicht an. Das RG. hob auf: die Ausführungen des BG. 
entbehren einer ausreichenden Würdigung des Sachverhalts. 
Es iſt nicht in Betracht gezogen, daß das in Frage ſtehende 
Geſchäft ſich in erſter Linie als eine Sicherheitsübereignung 
darſtellt. Danach war die Annahme naheliegend, daß das 
Verhältnis der Beklagten als Entleiher der fraglichen Gegen⸗ 
ſtände, an denen ſie das Eigentum an die Klägerin über⸗ 
tragen hatten, nur ſolange dauern ſollte, als ſolches mit dem 
Sicherungszweck vereinbar war. Es wäre zu prüfen geweſen, 
ob demzufolge nicht die Bedingung, unter welcher nach dem Nach⸗ 
trage zum Vertrage die Beklagten das Eigentum ſollten 
wiedererwerben können, nämlich die Beendigung der Ge⸗ 
ſchäftsverbindlichkeiten, als endgültig fehlgeſchlagen zu er⸗ 
achten ſei, falls es vorliegen ſollte, wie ſolches von der 
Klägerin behauptet, daß die Beklagten nicht in der Lage 
ſeien, ihre fälligen Verbindlichkeiten gegenüber der Klägerin 
zu erfüllen, und ob daher nicht in dieſem Falle die Klägerin 
berechtigt ſei, ihr Eigentumsrecht, uneingeſchränkt durch die 
den Beklagten zufolge des Leihvertrages eingeräumten Be⸗ 
fugniſſe geltend zu machen, d. h. die Sachen herauszufordern, 
dieſelben zu verkaufen, und ſich aus dem Erlöſe zu befriedigen. 
B. c H., U. v. 30. Jan. 06, 218/05 VII. — Breslau. 

5. 88 517, 868, 930 BGB. 8 517 betrifft den 
Fall der Unterlaſſung eines. Vermögenserwerbs, nicht die vorher 
geſchehene Erwerbung mit darauf folgender Schenkung. In 
dem Zurückbehalten einer Summe auf Grund der ehemännlichen 
Rechte liegt die körperliche Übergabe.] 

Der Beklagte war ſeit dem 17. Januar 1903 mit der 
Tochter der Kläger, Eliſe, verheiratet; ſie ſtarb am 25. April 
1903 unter Hinterlaſſung der Parteien als geſetzlicher Erben. 
Die Kläger, die Eltern der Erblaſſerin, machten geltend, daß 


der Kläger zu 1 durch ſeine Bemühungen anläßlich der Aus⸗ 


einanderſetzung zwiſchen dem Beklagten und deſſen früheren 

Sozius 5000 Mark, die er hierbei neben anderem zugunſten 

des Beklagten erzielt habe, von letzterem als Proviſion verdient 

habe, und daß ſie, die Kläger, dieſe Summe bzw. 4480 Mark 

dem Beklagten als Mitgift ihrer Tochter vor deren Verheiratung 

zugewendet haben. Sie beanſpruchten die ihrem Erbteil ent⸗ 
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ſprechende Hälfte dieſer Summe. In zweiter Linie ſtützten die 
Kläger dieſen Anſpruch auf die Behauptung, daß der Be⸗ 
klagte ſelbſt die erwähnte Summe feiner damaligen Braut 
als Mitgift zugewendet habe. Sowohl bevor der Kläger zu 1 
die ihm von E. ausgehändigte Summe von 5000 bzw. 
4480 Mark an den damaligen Bräutigam ihrer Tochter, den 
Beklagten, ausgezahlt, als auch bei der Auszahlung ſelbſt, 
habe der Kläger zum Beklagten geäußert: „Wir wollen es ſo 
halten, daß das Geld als Lieschens Mitgift betrachtet werden 
ſoll“ und habe der Beklagte beide Male dieſe Zweckbeſtimmung 
unter Dankſagung genehmigt. Das Berufungsgericht wies die 
Klage ab. Die Reviſwon wurde zurückgewieſen: Die Reviſion 
richtet ſich dagegen, daß der zweite Klagegrund aus Rechts⸗ 
gründen vom Berufungsgericht abgelehnt ſei. In dem frag⸗ 
lichen Vorgange erblicke das Berufungsurteil mit Unrecht eine 
wegen Formmangels ungültige, weil nicht vollzogene Schenkung. 
Es ſei in erſter Linie zu prüfen geweſen, ob nicht der Fall des 
8 517 BGB. vorliege, indem der Beklagte auf die Er⸗ 
werbung der ihm geſchenkten Summe zugunſten ſeiner Braut 
verzichtet habe. Aber auch wenn man unterſtelle, daß der Be⸗ 
klagte die Geldſumme als Erfüllung des ihm gegebenen 
Schenkungsverſprechens angenommen habe, und daß die Be⸗ 
ſtellung einer Mitgift an die eigene Braut eine echte Schenkung 
fei, ſo ſei die letztere dadurch vollzogen, daß der Beklagte die 
Summe als Mitgift ſeiner Braut beim Empfange anerkannt 
habe. Denn da er zur Verwaltung und Nutznießung der Mit⸗ 
gift ſeiner künftigen Frau befugt geweſen ſei, ſo liege in dem 
behaupteten Hergange ein constitutum possessorium, durch 
welches die Braut Eigentümerin der Summe geworden ſei. 
Das Bedenken des Berufungsurteils, daß eine rechtsverbindliche 
Erklärung des Beklagten, in dem Momente eine Mitgift ſeiner 
Braut zu ſchenken, in den Umſtänden nicht gefunden werden 
könne, entbehre der Begründung und verletzt 8 118 BGB. 
Die Reviſionsangriffe ſind nicht geeignet, die Aufhebung des 
angefochtenen Urteils herbeizuführen. Auf $ 517 BGB. 
kann der zweite Klagegrund nicht geſtützt werden. Soll, wie 
geltend gemacht iſt, der Beklagte ſelbſt die erwähnte Summe 
ſeiner damaligen Braut ſchenkungsweiſe zugewendet haben, 
ſo wäre hierfür Vorausſetzung, daß der Beklagte das Geld 
zunächſt für ſich ſelbſt erworben hätte. Der § 517 regelt 
aber den Fall, daß jemand zum Vorteil eines andern einen 
Vermögenserwerb unterläßt, daß für ihn ſelbſt alſo ein Ver⸗ 
mögenserwerb überhaupt nicht ſtattfindet. Zugegeben iſt 
freilich, daß der Beklagte die ihm ſelbſt übereignete Summe 
feiner damaligen Braut ohne beſondere körperliche Übergabe 
dadurch ſchenkungsweiſe ſofort übereignen konnte, daß er bei 
Vereinbarung des alsbaldigen Eigentumsübergangs an ſeine 
Braut zugleich für ſich als künftigen Ehemann das Geld 
zum Zwecke der demnächſtigen maritaliſchen Verwaltung und 
Nutznießung zurückbehielt (83 930, 868 BGB.). Es iſt 
nicht anzunehmen, daß das Berufungsgericht dies verkannt 
hat, mag es auch von ihm nicht beſonders ausgeſprochen ſein. 
Jedenfalls aber wird die Entſcheidung des Berufungsgerichts 
zu dieſem Punkte durch ſeine Erwägung getragen: es ſei 
nach Lage der Umſtände nicht dargetan, daß der Beklagte 
das Eigentum der Geldſumme alsbald auf ſeine Braut habe 
übertragen wollen. Damit iſt ein weſentliches Merkmal für 
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die Annahme eines Schenkungsvollzugs im Wege des 
constitutum possessorium verneint. Alsdann könnte 
hochſtens ein obligatoriſches Schenkungsverſprechen vorliegen, 
das jedoch als ſolches nach den zutreffenden, unangefochtenen 
Ausführungen des Berufungsgerichts der erforderlichen Form 
entbehrt. Die Annahme des Berufungsgerichts, daß ein auf 
ſofortige Eigentumsübertragung gerichteter Wille nicht dar⸗ 
getan ſei, entbehrt nicht der Begründung, da ſie durch den 
Hinweis auf die Umſtände des Falles beſonders gerechtfertigt 
iſt; ſie verletzt auch nicht den 8 118 BGB. durch unrichtige 
Anwendung. Das Berufungsurteil geht nach Maßgabe ſeiner 
Begründung überhaupt nicht von dem Tatbeſtande des 8 118 
aus, wenn es die Erklärung der Beteiligten und die be⸗ 
gleitenden Umſtände als nicht ſchlüſſig dafür erachtet, daß das 
Eigentum ſofort auf die Erblaſſerin habe übergehen ſollen. 
W. c. J., U. v. 29. Jan. 06, 362/05 IV. — Berlin. 

6. SS 675, 839 BGB. in Verbindung mit Art. 91 
WO. Zuläſſigkeit der Aufnahme eines Wechſelprozeſſes in 
einem exterritorialen Botſchaftshaus, keine fahrläſſige Verletzung 
der Amtspflicht des Notars bei Nichtaufnahme in dem Gebäude.] 

Der Beklagte war in ſeiner Eigenſchaſt als Notar vom 
Kläger beauftragt, einen von R. C. auf C. H. in Neuſtrelitz 
gezogenen, am 2. März 1903 zahlbaren und bei H. B. in 
Berlin, Kronprinzenufer 14, domizilierten, von dieſem auf den 
Kläger indoſſierten Wechſel über 1000 Mark beim Domiziliaten 
zu proteſtieren. Nach Inhalt der Proteſturkunde führte er 
dieſen Auftrag am 4. März 1902 aus, indem er ſich in das 
Haus Kronprinzenufer 14 begab und daſelbſt feſtſtellte, daß 
dieſes Haus Eigentum des öſterreichiſch⸗ ungarischen Staates 
ſowie der Sitz der Botſchaft dieſes Staates, der Domiziliat 
B. aber Küchenchef des Botſchafters ſei und deshalb von 
der Vorlegung des Wechſels Abſtand genommen werde. Nach 
fernerem Inhalt der erwähnten Urkunde hielt der Beklagte 
ſodann bei dem Einwohnermeldeamt in Berlin nach einer ander⸗ 
weiten Wohnung oder einem Geſchäftslokal des Domiziliaten 
Nachfrage und erhob auf die verneinende Auskunft Proteſt 
wegen nicht erfolgter Zahlung des erwähnten Wechſels. Als 
hierauf der Kläger als Wechſelinhaber gegen C. und H. beim 
LG. Berlin auf Zahlung der 1000 Mark die Wechſelklage 
erhob, wurde er wegen Ungültigkeit des angeführten Proteſtes 
in I. und II. Inſtanz abgewieſen, während eine Reviſion 
wegen Mangels der Reviſionsſumme nicht eingelegt werden 
konnte. Er erhob nunmehr gegen den jetzigen Beklagten eine 
Schadenerſatzklage in Höhe von 1000 Mark, weil von demſelben 
unter fahrläſſiger Verletzung ſeiner Amtspflicht als Notar ein 
ungültiger Wechſelproteſt aufgenommen worden und infolgedeſſen 
dem Kläger der Wechſelanſpruch gegen den Akzeptanten H., den 
Ausſteller C. ſowie auch gegen den Indoſſanten B. nach Art. 43 
WO. verloren gegangen ſei. Beide Vorderrichter verurteilten, 
das RG. wies die Klage ab. Aus den Gründen: Schon der 
erſte Reviſionsgrund (keine Ungültigkeit des Proteſtes) gibt zu 
Bedenken gegen die obenerwähnten Ausführungen der Vorinſtanz 
Anlaß; jedenfalls aber muß der zweite (Mangel eines Ver⸗ 
ſchuldens) als durchſchlagend anerkannt werden. Wie die 
Reviſion zutreffend bemerkt, kommt es hier weſentlich darauf 
an, ob von dem Beklagten, einem Notar, und ſomit preußiſchen 
Beamten, in dem exterritorialen Gebäude der böſterreichiſch⸗ 
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ungariſchen Botſchaft ein Wechſelproteſt, alſo eine Amtshandlung, 
in der durch Art. 88 WO. vorgeſchriebenen Weiſe, insbeſondere mit 
Präſentation des Wechſels und Zahlungsaufforderung gegenüber 
einem Bedienſteten des Botſchafters vorgenommen werden konnte. 
Dieſe Frage iſt nicht ſo einfach und zweifellos, wie das 
Berufungsgericht annimmt. (Wird näher dargelegt.) Nach 
vorſtehendem ergeben ſich ſchon gegen die Annahme der Vor⸗ 
inſtanz, daß der fragliche Wechſelproteſt kein ordnungsgemäßer 
ſei, erhebliche Bedenken und Zweifel. Es bedarf indeſſen für 
den vorliegenden Fall keiner ausdrücklichen Entſcheidung hierüber, 
da zweifellos die weitere, von der Vorinſtanz bejahte Frage, ob 
dem Beklagten in bezug auf die mehrerwähnte Proteſtaufnahme 
eine fahrläſſige Verletzung feiner Amtspflicht zur Laſt falle, zu 
verneinen iſt. Wie oben ansgeführt iſt, handelt es ſich bei 
jener Amtshandlung um zweifelhafte, in Geſetzen und Ver⸗ 
ordnungen nicht ausdrücklich geregelte Fragen des Völkerrechts, 
das gerade auf dem Gebiete der Exterritorialität von Streit 
fragen durchſetzt iſt. Vgl. Hübler, die Magiſtraturen des 
Völkerrechts S. 31 $ 9 Anm. Es kann deshalb dem Beklagten 
nicht zum Verſchulden angerechnet werden, wenn er, zumal bei 
ber verhältnismäßigen Kürze der ihm zu Gebote ſtehenden Zeit, 
unter Berückſichtigung der aus der angeführten Verfügung des 
Juſtizminiſters zu entnehmenden Grundſätze das Boiſchaftshotel 
als für ihn unzugänglich und eine direkte Verhandlung mit 
dem Proteſtaten als unzuläſſig erachtete, demgemäß aber in 
entſprechender Anwendung des Art. 91 WO. den Proteft fo, 
wie geſchehen, bewirkte und beurkundete. Die Proteſturkunde 
ergibt auch, daß er an ſeine Aufgabe nicht leichthin herantrat, 
ſondern den außergewöhnlichen Umſtänden des Falles Rechnung 
zu tragen ſuchte. Beſondere Maßnahmen aber zu dem Zwecke, 
neben der von ihm für richtig gehaltenen und beobachteten Form 
ſeinem Auftraggeber noch eine abſolut vollgültige Proteſturkunde 
zu liefern, namentlich alſo die Vereinbarung mit dem Proteſtaten 
betreffs Aufnahme des Proteſtes an einem Orte außerhalb des 
Botſchaftshotels, wie fie das Berufungsgericht vom Beklagten 
erfordert, waren von ihm keinesfalls zu verlangen. Mangels 


eines Verſchuldens des Beklagten, worüber auch dem Reviſions⸗ 


gericht die Entſcheidung zuſteht, konnte daher der vom Kläger 
geltend gemachte Schadenerſatzanſpruch weder nach 8 839 noch 
nach 9 675 BGB. aufrecht erhalten werden. S. c. C., U. v. 
6. Febr. 06, 272/05 III. — Berlin. 

7. 5823 BGB. in Verbindung mit $ 75 Einl. z. ALR. 
und $ 61 GewO. Schutzloſigkeit eines in der „Senne“ durch 
militäriſche Schiegübungen in feinem Gewerbebetriebe geſchädigten 
Müllers, weil Gewerbebetrieb angeblich nicht Gegenſtand eines 
wohlerworbenen Rechtes.] 

Der Kläger iſt Eigentümer eines unmittelbar an der Nord⸗ 
grenze des Truppenübungsplatzes „Senne“ gelegenen Mühlen⸗ 
grundſtücks. Von der Mühle führen Fahrwege auf drei öffent⸗ 
liche Kommunikationswege. Dieſe letzteren Wege müſſen von 
den Kunden des Klägers benutzt werden, die von gewiſſen Ort⸗ 
ſchaften aus zu ſeiner Mühle wollen. Seit dem Jahre 1896 
hat die Kommandantur des Truppenübungsplatzes die drei 
Kommunikationswege während der Schießübungen aus Sicher⸗ 
beitsgründen geſperrt. Während in der erſten Zeit die 
Sperrung von nicht ſehr erheblichem Umfange war und dem 
Klüger vorher angezeigt wurde, iſt der Beklagte ſeit einigen 
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Jahren dazu übergegangen, feſte, durch Vorhängeſchlöͤſſer ge⸗ 
ſchloſſene Barrieren auf den Wegen anzubringen, die geſchloſſen 
bleiben, ſo lange die Schießübungen dauern. Der Kläger be⸗ 
hauptet, durch dieſe Sperrung, die im Jahre 1901 an 58, 
im Jahre 1902 an 80 und im Jahre 1903 an 140 Tagen 
vorgenommen worden ſei, ſei ſeine Mühle während der Dauer 
der Schießübungen vom Verkehr und der Kundſchaft ab⸗ 
geſchloſſen geweſen, wodurch ihm in jenen Jahren ein Erwerbs⸗ 
ausfall von 1962,15 Mark entſtanden ſei. Dieſen Schaden 
verlangt er vom Beklagten erſetzt, einmal auf Grund von 
85 823, 831 BGB., weil die Kommandantur des Truppen⸗ 
übungsplatzes, der der Beklagte die Verwaltung des Platzes und 
die für die Schießübungen erforderlichen Anordnungen über⸗ 
tragen habe, in Ausführung dieſer Vorrichtung, aber ohne Ge⸗ 
nehmigung der zuſtändigen Behörde, die Wege widerrechilich 
geſperrt habe, und dann auf Grund der Beſtimmung im 8 75 
Einl. z. PrALR. Das LG. hat den Klaganſpruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt, das OLG. aber die Klage abs 
gewieſen. Die Reviſion iſt zurückgewieſen. Die Klage iſt ge⸗ 
richtet gegen den „preußiſchen“ Militärfiskus; dieſer iſt auch 
als beklagter Teil in den Urteilen der Vorinſtanzen aufgeführt. 
Es gibt aber — abgeſehen von dem bayeriſchen — einen 
Landesmilitärfiskus überhaupt nicht mehr (RG. 53, 242), 
ſondern nur einen Reichs militärfiskus, deſſen Vertretung den 
Kontingentsverwaltungen der einzelnen Bundesſtaaten zukommt. 
Dieſe Vertretung liegt in der preußiſchen Verwaltung in der 
Regel der Intendantur desjenigen Armeekorps ob, in deſſen 
Bereich die den Gegenſtand der gegen den Reichsmilitärfiskus 
gerichteten Klage bildende Handlung oder Unterlaſſung fällt 
(angez. Entſch. RG. 54, 198; 55, 171). Die Klage hätte 
daher gegen den Reichs militärfiskus gerichtet werden ſollen. 
Indeſſen liegt nur eine ungenaue Bezeichnung vor, die in den 
Urteilen der Vorinſtanzen hätte berichtigt werden ſollen und 
im Reviſionsurteil daher zu berichtigen war. Das Berufungs⸗ 
gericht führt aus, durch die Sperrung der Kommunikationswege 
ſei ein Recht des Klägers im Sinne des 8 823 Abſ. 1 BGB. 
nicht verletzt; eine Verpflichtung des Beklagten zum Schaden⸗ 
erſatz gemäß 8 823 Abſ. 2 komme nicht in Frage; auch aus 
8 831 laſſe ſich eine ſolche Verpflichtung nicht herleiten. Auf 
dieſe von der Reviſion bekämpften Ausführungen braucht nicht 
eingegangen zu werden. Die von der Kommandantur des 
Truppenübungsplatzes verfügte Sperrung iſt nicht eine auf 
privatrechtlichem Gebiete liegende Anordnung und Hand⸗ 
lung der Militärverwaltung, ſondern eine direkte Ausübung des 
Militärhoheitsrechts. Die Regelung der Haftpflicht des 
Staats, der Gemeinden und anderer Kommunalverbände für 
den von ihren Beamten in Ausübung der dieſen anvertrauten 
öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden iſt vom BGB. nach 
Art. 77 EG. der Landesgeſetzgebung überlaſſen. In Preußen 
iſt für das hier in Frage kommende Rechtsgebiet eine 
ſolche Haftpflicht in der Regel nicht gegeben (RG. 55, 
172). Schon deswegen iſt der Klageanſpruch, ſoweit 
er ſich auf die Vorſchriften in den SI 823 ff. ſtützt, uns 
begründet. Die Anwendbarkeit des 8 75 Einl. z. ALR. ver⸗ 
neint das Berufungsgericht mit folgenden Ausführungen. Als 
beſondere Rechte im Sinne dieſer Beſtimmung ſeien nur wohl⸗ 
erworbene Privatrechte anzuſehen. In Frage komme in dieſer 
21* 
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Beziehung hier nur das Recht auf Benutzung der Kommuni⸗ 
kationswege. Ein privates Nutzungsrecht an öffemlichen Wegen 
hätten aber die Anwohner von Landſtraßen und Kommuni⸗ 
kationswegen grundſätzlich nicht. Für den Kläger liege darin, 
daß ſeine Kunden die Wege zur Mühle benutzen könnten, ein 
Vorteil. Dieſer Vorteil ſei rein tatſächlicher Natur. Als 
beſondere Vorteile im Sinne des 8 75 ſeien aber nicht bie 
jenigen Vorteile anzuſehen, die dem einzelnen aus tatſächlich 
beſtehenden Verhältniſſen erwachſen, ſondern nur die einzelnen 
vorteilhaften Ausflüſſe beſtehender beſonderer Rechte. Es fehle 
an einer geſetzlichen Beſtimmung, nach der der Beklagte Schaden⸗ 
erſatz zu leiſten hätte. Die Reviſion bekämpft dieſe Aus⸗ 
führungen, indem ſie geltend macht, das Recht, einen öffent⸗ 
lichen Weg zu begehen, und das Recht, zu verlangen, daß 
der Zugang zu einem Gebäude auf ſolchen Wegen freigehalten 
werde, ſei ein wohlerworbenes Privatrecht. Ein ſolches Recht 
ſei aber — worauf das Berufungsgericht überhaupt nicht ein⸗ 
gegangen ſei — vor allen Dingen der beſtehende Gewerbe⸗ 
betrieb, wie das RG. wiederholt ausgeſprochen habe. Durch 
die Sperrung der Wege werde jedes Jahr während eines 
langen Zeitraums die Kundſchaft von der Mühle des Klägers 
ferngehalten, ſodaß es dieſem unmöglich ſei, ſeinen Gewerbebetrieb 
aufrecht zu erhalten. Daraus ergebe ſich die Anwendbarkeit 
des 5 75. Dieſer Auffaſſung kann indeſſen nicht beigetreten 
werden. Die Ausführungen des Berufungsgerichts bewegen 
ſich auf dem Boden der bisherigen Rechtſprechung des RG. 
in gleichliegenden Fällen (vgl. das Urteil des erkennenden 


Senats vom 21. September 1891 Reg. VI. 59/91, ſowie die 


in RG. 19, 353 ff., in Gruchots Beitr. 29, 676 ff. und in der 
JW. 00, 536 °® abgedruckten Urteile). An dieſer Rechtſprechung 
iſt feſtzuhalten. Nur die Aufopferung eines wohlerworbenen 
Rechts oder der daraus herzuleitenden Vorteile berechtigt auf 
Grund von 8 75 zu einer Entſchädigungsforderung. Der Be: 
griff des wohlerworbenen Rechts iſt vom poſitiven Recht nicht 
geregelt, er iſt durch Auslegung des § 75 unter Berückſichtigung 
der modernen Rechtsentwicklung zu gewinnen. Ebenſowenig 
wie dem Klager ein privates Nutzungsrechts an den öffent⸗ 
lichen Kommunikationswegen zuſteht, ebenſowenig kann ſein 
Gewerbebetrieb, obgleich er an ein beſtimmtes Grundſtück ge⸗ 
bunden iſt, den Gegenſtand eines wohlerworbenen Rechts im Sinne 
jener Geſetzesvorſchrift bilden. Bereits in RG. 19, 353 ff. iſt aus⸗ 
geführt, daß die Verlegung von Verkehrswegen nicht ohne weiteres 
dem einen Entſchädigungsanſpruch nach 8 75 gibt, deſſen Gewerbe⸗ 
betrieb auf das Beſtehen eines beſtimmten Verkehrswegs be⸗ 
rechnet iſt, und an dieſer Auffaſſung hat auch die ſpätere Recht⸗ 
ſprechung des RG. feſtgehalten (vgl. die vorſtehend ange⸗ 
führten Urteile). Zwar iſt in zahlreichen anderen Entſcheidungen 
des RG. dargelegt, daß der bereits eingerichtete und ausgeübte 
Gewerbebetrieb ein Rechtsgut iſt, deſſen Verletzung nicht nur 
Anlaß zu negatoriſcher Abwehr bieten, ſondern auch einen An⸗ 
ſpruch auf Schadenerſatz nach den 88 823 ff. BGB. begründen 
kann (RG. 58, 29); allein der Umſtand, daß der beſtehende 
Gewerbebetrieb ein Rechtsgut iſt, daß er nach jenen Richtungen 
Rechtsſchutz genießt, rechtfertigt nicht, ihn als ein wohl⸗ 
erworbenes Recht anzuſehen und dem 8 75 zu unter 
ſtellen. Der jetzt erkennende Senat hat (vgl. RG. 61, 10 ff.) 
ausdrücklich ausgeſprochen, daß auch der eingerichtete und 


N 6. 1906. 
bereits ausgeübte, lediglich auf Grund der Gewerbefreiheit 
unternommene Gewerbebetrieb nicht den Gegenſtand eines 
wohlerworbenen Rechts bildet. Hiernach und da auch ein 
Fall des 8 51 Gewdo. gegeben iſt, mußte die Rerviſion 
zurückgewieſen werden. Die Härte, die in der Verſagung jeder 
Entſchädigung vielleicht liegt, könnte nur zu legislativen Erwä⸗ 
gungen Anlaß geben. P. c. Milit. F., U. v. 5. Febr. 06, 
145/05 VI. — Hamm. 

8. 8 823 BGB. Verletzung des Begriffes: Br im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt“ 

Die deutſche Landwirtſchaftsgeſellſchaft veranſtaltete 1902 
in Mannheim eine landwirtſchaftliche Ausſtellung, wobei ſie zur 
Herſtellung der äußeren Einrichtungen ſich des Ingenieurs S. 
als ausführenden Beamten bediente. An der Ausſtellung be⸗ 
teiligte ſich die Landesverwaltung von Elſaß⸗Lothringen, deren 
Vertreter der Kläger war. Als dieſer am Tage der Eröffnung 
ein Zelt in der ihm zugewieſenen Abteilung der Ausſtellung 
betreten wollte, iſt er gefallen. Er beanſprucht klagend Ent⸗ 
ſchädigung wegen der Folgen dieſes Unfalls ſowohl von der 
Veranſtalterin der Ausſtellung als auch von ihrem Ingenieur S. 
Das LG. hat die Klage ganz abgewieſen, das Berufungsgericht 
den auf einmalige Zahlung von 2950 Mark und Zahlung einer 
Rente gerichteten Anſpruch des Klägers beiden Beklagten gegen⸗ 
über dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Nur die deutsche 
Landwirtſchaftsgeſellſchaft, die Beklagte zu 1, hat Reviſion ein⸗ 
gelegt. Das RG. hat der Reviſion ſtattgegeben: Der Kläger 
iſt dadurch zu Fall gekommen, daß in dem Augenblicke, wo er 
den rechten Fuß auf den Bretterboden ſetzte, auf dem das Aus⸗ 
ſtellungszelt ſtand, der linke Fuß auf dem ſchlüpfrigen Lehm⸗ 
boden ausrutſchte, der durch einen in der Nacht gefallenen ſtarken 
Regen aufgeweicht war. Er macht der Veranſtalterm der Aus⸗ 
ſtellung den Vorwurf, daß ſie den dafür verwendeten Platz ge⸗ 
wählt habe, obgleich er wegen ſeines Lehmbodens dafür nicht 
geeignet geweſen ſei und im Falle des Eintritts von Regen 
nach voraufgegangenem heißen Wetter den Verkehr der Beſucher 
notwendig gefährdet habe, da eine Bekieſung des Platzes unter⸗ 
ſagt worden ſei. Das Berufungsgericht hat die vom Kläger 
behauptete Fahrläſſigkeit bejaht. Nach der ſeiner Entſcheidung 
zugrunde liegenden Feſtſtellung war der für die Ausſtellung 
verwendete Platz flach, hatte wenig Gefälle und war von einer 
Mulde durchzogen, in der aber Ausſtellungsgebäude ſich nicht 
befanden. Der Boden war Lehm, der bei Sonnenſchein ſehr 
ſtark austrocknete und bei eintretendem Regenwetter namentlich 
da, wo nicht Raſen war, durch die oberflächliche Aufweichung 
ſchlüpfrig wurde. In der Nacht vor dem Unfallstage iſt der 


letztere Fall eingetreten. In den Unebenheiten des Bodens 


haben ſich Waſſerlachen gebildet, die nicht überall ſogleich durch 


Ableitungsgräben oder Rinnen trocken gelegt werden konnten. 


Auch vor dem Ausſtellungszelt des Klägers war eine ſumpfige 
Stelle und kein Raſen. Das Berufungsgericht nimmt nun an, 
daß die Beklagte die aus der angegebenen, ihr bekannten Be⸗ 
ſchaffenheit des Platzes dem Verkehr entſpringenden Gefahren 
habe vorausſehen können. Sie habe daher den Platz nicht 


wählen dürfen, nachdem ihr die Bekieſung unterſagt worden ſei . 


Dieſe ganze Ausführung fußt auf der Unterſtellung, es ſei eine 
allgemeine Erfahrungsſache, daß ein Weg auf Lehmboden dem 


Verkehr, fo bald Regenwetter eintritt, gefährlich iſt und darum 
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nicht dem Verkehr übergeben werden darf, ſo lange nicht durch 
Bekieſung oder ſonſt die aus Schlüpfrigkeit des Weges ent⸗ 
ſpringende Gefahr beſeitigt iſt. Allein dieſe Unterſtellung iſt 
unrichtig. Allerdings iſt bei der Benutzung eines feuchten Lehm⸗ 
wegs die Gefahr des Ausgleitens für den Fußgänger vorhanden, 
aber dieſe Gefahr iſt nicht ſo groß, daß ſie nicht durch einige 
Vorſicht beim Gehen ausgeglichen werden kann. Darum werden 
auch in Gegenden mit Lehmboden unbedenklich Wege, die nicht 
durch Beſchüttung mit Kies oder dergleichen geſchützt find, der 
öffentlichen Benutzung übergeben. Die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt wurde demnach nicht dadurch verletzt, daß die Beklagte 
den Ausſtellungsplatz wählte und verwendete. Unerheblich iſt 
dabei der Umſtand, auf den das Berufungsgericht Gewicht legt, 
daß der Platz von der Elſaß⸗Lothringiſchen Ausſtellung voraus⸗ 
fihtlih von ſehr vielen Perſonen werde benutzt fein. Denn 
einerſeits iſt der Unfall dieſer Benutzung vorausgegangen und 
andererſeits wird ein ſtark betretener Lehmweg bei naſſem Wetter 
zwar ſchmutziger, aber die Gefahr des Ausgleitens nicht größer. 
O. e. L., U. v. 8. Febr. 06, 195/05 VI. — Karlsruhe. 

9. SS 883, 888, 892 Abſ. 2, 1115 BGB. in Ber 
bindung mit 88 17 und 18 GBO. Gegenüber beantragter 
Eintragungen verſagt der öffentliche Glaube des Grundbuchs; 
Anwendbarkeit des 8 888 BGB. im Fall des 8 18 GBO.? 
Angabe des Anfangspunktes der Verzinſung und der Zinstermine 
nicht Vorausſetzung der Eintragung einer Hypothek. 

Am 19. September 1902 ließ der Kläger dem Beklagten 
das Grundſtück Ellerau Bd. II Bl. 45 auf. Am Tage darauf 
wurde der Beklagte als Eigentümer eingetragen. Bei der Auf⸗ 
laſſung wurde der dieſer zugrunde liegende Kaufvertrag vom 
26. Auguſt 1902 dem Grundbuchamt überreicht. In dieſem 
Vertrag iſt beſtimmt, daß das Reſtkaufgeld von 4 100 Mark 
mit 4 Prozent Zinſen zugunſten des Klägers eingetragen wird mit 
der Bedingung, daß dieſer Poſten bei prompter halbjährlicher 
Zinszahlung nicht vor dem 1. Oktober 1905 kündbar ſei. Durch 
Verfügung vom 19. November 1902 beanſtandete der Grund⸗ 
buchrichter die Eintragung des Kaufgeldes, weil die Angabe 
des Beginns der Verzinſung und der Zinstermine ſowie 
die ausdrückliche Erklärung des Beklagten fehle, daß er 
die Eintragung bewillige und beantrage. Zur Beſeitigung dieſer 
Mängel wurde den Parteien Friſt bis zum 31. Mai 1903 ge⸗ 
währt. Am 14. November 1902 ließ der Beklagte dasſelbe 
Grundſtück an den Gaſtwirt We. auf. Nunmehr trug der Grund⸗ 
buchrichter auf Grund des 8 18 GBO. am 20. November 1902 
eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs des Klägers 
auf Einräumung einer Hypothek von 4100 Mark unter 
Bezugnahme auf den Vertrag und auf die Verfügung vom 
19. November 1902 und demnächſt am 22. November 1902 
den Beklagten als neuen Eigentümer ein. We. ließ das 
Grundſtück am 28. November 1905 an den Gaſtwirt Wi. 
auf, der am 30. November 1905 als Eigentümer eingetragen 
wurde. Zur. Behebung der vom Grundbuchrichter gerügten 
Mängel der Hypothekenbeſtellung mitzuwirken, weigerte ſich der 
Beklagte, weil er ſich vom Kläger beim Kaufe betrogen glaubte. 
Der Kläger klagte und erwirkte in J. Inſtanz ein obſiegliches 
urteil. Die Berufung des Beklagten wurde durch Teilurteil 
vom 16. Oktober 1905 inſoweit zurückgewieſen, als der Be⸗ 
lagte verurteilt iſt, auf dem gebuchten Grunbftüde die Reſt⸗ 
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kaufgeldforderung des Klägers in Höhe von 3 450 Mark nebft 
4 Prozent Zinſen ſeit dem 1. Oktober 1902, bei pünktlicher halb⸗ 
jährlicher Zinszahlung ſeitens des Klägers nicht vor dem 1. Ok⸗ 
tober 1905 kündbar, im Range hinter 16 500 Mark eintragen 
zu laſſen. Dieſes Teilurteil iſt rechtskräftig geworden. Der 
Kläger beantragte, ihm eine vollſtreckbare Ausfertigung gegen Wi., 
als den Rechtsnachfolger des Beklagten, zu erteilen (ZPO. 
8 727). Der nach 8 730 ZPO. mit dem Antrage befaßte 
Vorſitzende des Berufungsgerichts wies den Antrag zurück. Der 
Kläger ſuchte die Entſcheidung des Gerichts nach, das jedoch 
den Antrag ebenfalls zurückwies. Gegen dieſe Entſcheidung 
richtet ſich die vorliegende ſofortige Beſchwerde: Der ab⸗ 
lehnende Beſchluß des OLG. beruht auf zwei ſelbſtändigen 
Gründen. Der erſte geht dahin, daß die Vormerkung, da ſie 
zwar zur Zeit der Eintragung des We. als Eigentümers, aber 
noch nicht zur Zeit der Auflaſſung an ihn eingetragen war, 
nach dem Grundſatze des 8 892 Abſ. 2 BGB. dem We. und 
ſeinem Rechtsnachfolger Wi. nicht entgegenſtehe. Dieſer Grund 
iſt nicht richtig. Die Eintragung der Hypothek für den Kläger 
war längſt beantragt, als der Antrag auf Eintragung des 
Wechſels im Eigentum geſtellt wurde. Jener Antrag war 
daher nach 8 17 GBO. vor dieſem zu erledigen und er hat 
nach 8 18 Abſ. 2 Satz 1 GBO. feine Erledigung durch die 
Eintragung der Vormerkung gefunden. Gegenüber ſchon be⸗ 
antragten Eintragungen verſagt eben der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs. Das ergibt ſich aus dem $ 879 BGB. und 
den S$ 17, 46 GBO., die durch die 88 892, 893 BGB. 
nicht berührt werden. Die Anſicht des OLG. würde zu einer 
Bevorzugung deſſen führen, der den ſpäteren Antrag geftellt 
hat. Das kann aber nicht im Sinn des Geſetzes liegen. Der 
zweite Grund iſt dem 8 888 BGB. entnommen. Danach 
kann der vorgemerkte Gläubiger vom Rechtsnachfolger ſeines 
Schuldners die Zuſtimmung zur Eintragung des vorgemerkten 
Rechtes verlangen. Die Zuſtimmung muß, falls ſie nicht frei⸗ 
willig erteilt wird, durch rechtskräftiges Urteil ergänzt werden 
(3PO. 5 894). Die rechtskräftige Verurteilung des urſprüng⸗ 
lichen Schuldners wirkt in dieſem Falle nicht gegen ſeinen 
Rechtsnachfolger (vgl. RG. 53, 30 ff.). Ohne die Zuſtimmung 
des Rechtsnachfolgers kann die Umſchreibung in ein definitives 
Recht nicht bewirkt werden, und dieſe Zuſtimmung wird durch 
die Verurteilung eines anderen nicht erſetzt. Dieſer Ablehnungs⸗ 
grund wäre alſo richtig, wenn es ſich um eine Vormerkung im 


Sinne des 8 883 BGB. handelte. Dies iſt aber nicht der 


Fall, ſondern es liegt eine Vormerkung im Sinne des 8 18 
GBO. vor, durch die nicht ein bloß obligatoriſcher Anſpruch 
auf Beſtellung eines dinglichen Rechtes, ſondern das ſich aus 
einem dinglichen Rechtsakte (der Einigung) ergebende Recht des 
Antragſtellers auf Eintragung geſichert werden ſoll (vgl. RG. 
55, 340). Ob auf dieſen Fall der S888 BGB. Anwendung 
findet, iſt in der Literatur ſtreirig. Aber es bedarf hier keiner 
Entſcheidung dieſer Streitfrage. Denn, wenn 8 888 anzu⸗ 
wenden iſt, ſchlägt der zweite Ablehnungsgrund des OLG. durch. 
Wenn aber, wofür überwiegende Gründe zu ſprechen ſcheinen, 
der Grundbuchrichter nach Behebung des Eintragungshinderniſſes 
die definitive Eintragung ohne weiteres vornehmen kann, ſo 
genügt das gegen den Beklagten ergangene Urteil, ſoweit es 
das Hindernis behoben hat. Es handelt, ſich dann nicht um 


166 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


eine Zwangsvollſtreckung, ſondern das Urteil erſetzt lediglich die 
Erklärungen, die nach der Anſicht des Grundbuchrichters zur Ein 
tragung noch erforderlich waren. Konnte und muße alſo der Grund⸗ 
buchrichter das vorgemerkte Recht, ſobald die von ihm erforderten 
Erklärungen von den Beteiligten (den Parteien) in einer dem 
8 29 EBD. entſprechenden Form abgegeben und ihm eingereicht 
waren, definitiv eintragen ohne Rückſicht auf die ſpäteren Er⸗ 
werber des Grundſtücks, fo hat er nicht anders zu verfahren, 
wenn ihm das die Urkunde erſetzende Urteil (mit Rechtskraft⸗ 
atteſt), durch das der eine Teil zur Abgabe der Erklärung ver⸗ 
urteilt iſt, von dem anderen Teile zum Nachweiſe, daß die 
Eintragungshinderniſſe beſeitigt ſind, vorgelegt wird. Für die 
Auffaſſung, daß auf die Vormerkung aus 8 18 GBO. die 
Beſtimmung des 8 888 BGB. keine Anwendung findet, ſpricht 
die Erwägung, daß dem ſpäteren Erwerber des von der Vor⸗ 
merkung betroffenen Rechtes durch die von Amts wegen ein⸗ 
getragene Vormerkung in Verbindung mit den Beſtimmungen 
der 88 17 und 18 GBO. deutlich erkennbar gemacht wird, 
daß das vorgemerkte Recht definitiv eingetragen werden wird, 
ſobald die vorläufig entgegenſtehenden Hinderniſſe behoben ſind, 
daß alſo die Eintragung des ſpäteren Erwerbers mit dieſem 
Vorbehalt erfolgt iſt. Mag man aber der einen oder der 
anderen Auffaſſung folgen, in jedem Falle iſt die ſofortige 
Beſchwerde unbegründet. Übrigens hat der Grund buchrichter 
dem Kläger unnötig Schwierigkeiten bereitet. Es lag ihm die 
Einigung der Parteien vor, die dahin lautet: „Das Reſtkauf⸗ 
geld wird eingetragen.“ Daß es daneben nicht noch einer 
beſonderen Eintragungsbewilligung bedurfte, hat der entſcheidende 
Senat in RG. 54, 383 des näheren dargelegt; und die Angabe 
des Anfangspunktes der Verzinſung und der Zinstermine iſt 
nach 8 1115 BGB. nicht weſentliche Vorausſetzung der Ein⸗ 
tragung einer Hypothek. D. c. R., Beſchl. v. 10. Febr. 06, 
B 28/06 V. — Kiel. 

10. 8 909 BGB. Vertiefung eines Grundſtücks durch 
Entziehung des Grundwaſſers und dadurch herbeigeführte Senkung 
des Erdreichs.] | 

Das Berufungsgericht folgt dem erſten Richter in der Feſt⸗ 
ſtellung, die in den Gebäuden des Klägers hervorgetretenen 
Sprünge und Riſſe ſeien dadurch entſtanden, daß während der 
Dauer der von der beklagten Stadt veranlaßten Kanalarbeiten 
der Grundwaſſerſpiegel durch Pumpen auf der Höhe der Kanal⸗ 
ſohle habe gehalten werden müſſen, wodurch das Erdreich unter 
der Sohle der Fundamente des Klägers entwäſſert und in 
ſeinem Volumen vermindert worden ſei und der Boden die er⸗ 
forderliche Stütze verloren habe. Die Beklagte habe daher durch 
die Vornahme der Kanalarbeiten gegen das Verbot des 8 909 
BGB. verſtoßen und müſſe den daraus dem Kläger erwachſenen 
Schaden erſetzen, wenn ihr ein Verſchulden zur Laſt falle 
($ 823 Abſ. 2). Wenn auch alles getan ſei, was techniſch 
möglich geweſen, um für eine genügende Befeſtigung des 
klägeriſchen Grundſtücks zu ſorgen, ſo liege doch ein Verſtoß 
gegen 8 909 vor, weil dadurch jede Schädigung des Nachbar⸗ 
grundſtücks des Klägers nicht ausgeſchloſſen worden ſei. Sei 
eine genügende Befeſtigung des Bodens des Grundſtücks des 
Klägers techniſch nicht möglich geweſen, fo habe die beabſichtigte 
Vertiefung unterbleiben müſſen oder es ſei Schadenserſatz zu 
leiſten. Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der vor⸗ 
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genommenen Ausſchachtung und der an den klägeriſchen Gebäuden 
entſtandenen Riſſe und Sprünge könne nach den Feſtſtellungen 
des erſten Richters nicht bezweifelt werden. Da Vorſatz nicht 
in Frage komme, hänge die Schadenserſatzpflicht der Beklagten 
davon ab, ob ihr Fahrläſſigkeit zur Laſt falle. Dieſe liege dann 
vor, wenn die Beklagte bei Anwendung der im Verkehr erforder: 
lichen Sorgfalt erkannt haben würde, daß durch die geplante 


Vertiefung das Grundſtück des Klägers die Stütze verlieren und 


dadurch die Gebäude des Klägers geſchädigt werden. Dies ſei 
zu bejahen. Es leuchte ohne weiteres ein, daß es ein gefähr⸗ 
liches Unternehmen ſei, 13 em von einem Gebäude entfernt, 
eine Bodenausſchachtung vorzunehmen, die bis 1,70 m unter 
die Sohle der Fundamentmauern des Gebäudes hinabgeſührt 
werden ſolle. Nur bei ausnahmsweiſe günftigen Bodenverhält⸗ 
niſſen könne eine derartige Vertiefung vorgenommen werden. 
Solche Verhältniſſe hätten aber überhaupt nicht erwartet werden 
können. Man habe ſich deshalb nicht mit Stichproben zufrieden 
geben dürfen, ſondern eine genaue Unterſuchung des Bodens 
auf der ganzen Länge vornehmen müſſen. Wäre dies geſchehen, 
ſo würde man ſich überzeugt haben, daß die Kanalführung, wie 
ſie geplant worden, Überhaupt nicht möglich geweſen ſei, ohne 
die Gebäude des Klägers erheblich zu ſchädigen. Was ſeitens 
der Beklagten angeblich geſchehen ſei, ſei durchaus unzureichend 
geweſen. Die Beklagte könne die vorgetragene Fahrläſſigkeit 
nicht von ſich auf die bauausführende Firma dem Kläger gegen⸗ 
über abwälzen. Denn das Verſchulden der Beklagten liege 
hauptſächlich in der Aufſtellung des Bauplanes und in der Ver⸗ 
anlaſſung und Beaufſichtigung der Bauausführung. Bei An⸗ 
wendung der erforderlichen Sorgfalt habe ſich Beklagte ſagen 
müſſen, daß der aufgeſtellte Plan ſich nicht ohne Verſtoß gegen 
den 8 909 BGB. und ohne Schädigung des Klägers werde 
ausführen laſſen. Ein eigenes Verſchulden des Klägers liege 
nach Lage der Sache nicht vor. Die Reviſion kann keinen 
Erfolg haben: In § 909 BGB. wird die Vertiefung eines 
Grundſtücks verboten, wenn dadurch der Boden des Nachbar⸗ 
grundſtücks die erforderliche Stütze verliert. Es wird nicht unter⸗ 
ſchieden, in welcher Art dem Boden die erforderliche Stütze ent⸗ 
zogen wird. Es kann dieſer Erfolg auch dadurch herbeigeführt 
werden, daß das Grundwaſſer dem Boden entzogen und dadurch 
das darüber liegende Erdreich geſenkt wird. Dadurch allein, 
daß infolge der Vertiefung der Grundwaſſerſtand des Nachbar⸗ 
grundſtücks ſinkt oder der Brunnen des Nachbars verſiegt, wird 
nicht die Vorausſetzung des Verbotes der Vertiefung erfüllt, 
ſondern es muß durch die Einwirkung der Vertiefung dem Boden 
des Nachbargrundſtücks gerade ſeine in dem vorhandenen Grund⸗ 
waſſer beſtehende oder mitbeſtehende Stütze entzogen werden. Nur 
dieſer dem Nachbargrundſtücke ſchädliche Erfolg ſoll durch das Verbot 
des § 909 verhindert werden. Daß etwas anderes mit dem Ver⸗ 
bote beabſichtigt iſt, ergeben weder die Motive des Entwurfs 
eines BGB. (Bd. III S. 295 f.) noch die Protokolle der 
Kommiſſion für die zweite Leſung (Prot. Bd. III S. 162 Nr. II). 
Beruht, wie in dem zur Entſcheidung ſtehenden Falle, die Feſtig⸗ 
keit und Tragfähigkeit des Bodens des Nachbargrundſtücks auf 
einem gewiſſen Stande des Grundwaſſers unter ihm und wird dem 
Boden durch die Entziehung des Grundwaſſers die erforderliche 
Feſtigleit entzogen, fo daß das darauf befindliche Gebäude feine 
Stütze verliert, fo findet der 8 909 BGB., nicht das der Landes 
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geſetzgebung durch Art. 65 EGBGB. vorbehaltene Waſſerrecht 
Anwendung. Daß die Entziehung des Grundwaſſers unmittelbar 
erſt mit dem Auspumpen des in dem vertieften Kanal an⸗ 
geſammelten Waſſers erfolgt iſt, kann den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen der Vertiefung und der Entziehung des Grundwaſſers 
nicht beeinfluſſen. G. c. F., U. v. 7. Febr. 06, 522/06 V. — 
Darmſtadt. 

11. 59 1333, 1341 BGB. Vorausſetzung der Ehe⸗ 
anfechtungsklage. Für das Vorhandenſein des Eheanfechtungs⸗ 
grundes iſt die Zeit der Klageerhebung beſtimmend. Ablehnung 
von Beweisanträgen.] 

Die Klägerin beantragte im Wege der Anfechtungsklage 
Nichtigkeitserklärung der Ehe wegen dauernder Unfähigkeit des 
Beklagten zur Beiſchlafvollziehung. Der Klage wurde ſtatt⸗ 
gegeben und die Reviſion zurückgewieſen. Sie führt aus: Der 
Beklagte habe den Beweis dafür angetreten, daß er ſeit langem 
und gegenwärtig völlig geſund ſei. Wenn Beklagter dieſen 
Beweis führe, ſo würde die Klage hinfällig ſein. Hierzu 
lomme, daß der Sachverſtändige ſchon bekundet habe, das 
Leiden des Beklagten ſei in abſehbarer Zeit zu beheben und 
nur ein zeitweiliges. Nur ein dauerndes Unvermögen könne 
aber einen Anfechtungsgrund bilden. Die Reviſion mußte 
ohne Erfolg bleiben: Für die Frage, ob der geltend gemachte 
Anfechtungsgrund geeignet iſt, die Nichtigkeitserklärung der 
Ehe zu rechtfertigen, kommt es grundſätzlich darauf an, ob 
dieſer Anfechtungsgrund zur Zeit der Erhebung der Anfechtungs⸗ 
klage gegeben iſt. Spätere Anderungen könnten dem gegenüber 
an ſich nicht in Betracht kommen. Denn mit dem Zeitpunkt 
der Erhebung der Anfechtungsklage tritt die allgemeine Rechts⸗ 
wirkung ein, daß die Ehe als nichtig anzuſehen iſt, und das 
demnächſt ergehende Urteil wirkt nur deklaratoriſch. Nur durch 
Rücknahme der Klage oder Beſtätigung der Ehe wäre dieſe 
Rechtswirkung rückgängig zu machen. ($ 1341 Abſ. 2 BGB.) 
Immerhin wäre mit Grund das Vorhandenſein eines An⸗ 
fechtungsgrundes im Fragefalle in Abrede zu nehmen, wenn 
der Beklagte nur zur Zeit der Klageerhebung zur Beiſchlafs⸗ 
vollziehung unvermögend geweſen, in abſehbarer Zeit aber eine 
Behebung dieſes Leidens zu erwarten wäre. Denn gemäß 
8 1333 BGB. muß der anfechtende Ehegatte ſich über eine 
perſönliche Eigenſchaft geirrt haben, und eine ſolche iſt 
begrifflich nicht etwas bloß vorübergehendes und zufälliges, 
vielmehr wohnt ihr das Merkmal des Dauernden, die Indivi⸗ 
dualität Beſtimmenden bei. Das Berufungsgericht ſtellt aber 
dementſprechend feſt, daß das Leiden des Beklagten zur Zeit der 
Klageerhebung, wie vorher ſich als ein andauerndes, nicht in 
abſehbarer Zeit zu beſeitigendes Gebrechen charakteriſierte. Das 
Berufungsgericht war berechtigt, in freier Beweiswürdigung 
auch gegenüber dem abweichenden Gutachten des Sachverſtändigen 
dieſe Feſtſtellung zu treffen; es war auch prozeſſual nicht 
behindert, von weiteren Beweiserhebungen abzuſehen, ſofern 
es der Aberzeugung war, daß dieſelben unmöglich noch Sach⸗ 
dienliches erbringen konnten. M. c. M., U. v. 5. Febr. 05, 
375/05 IV. — Breslau. 

12. 881380, 1400 Abſ. 2, 1549 und 1443 Abſ. 1 BGB. Ein⸗ 
llagung des der Frau zugefügten Schadens durch beide Eheleute. 

Vn der Sache ſelbſt haben die Reviſionskläger mit Unrecht 
ein Bedenken aus dem Umſtande hernehmen wollen, daß hier 
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die Eheleute W. gemeinſam einen Schadenserſatzanſpruch wegen 
einer der Frau W. zugefügten Körperverletzung geltend machen. 
In Ermangelung entgegenſtehender Parteibehauptungen iſt zu 
unterſtellen, daß die Kläger nach dem geſetzlichen ehelichen 
Güterrechte des BGB. leben, und wäre, ſelbſt wenn man an⸗ 
zunehmen hätte, daß ſie ſchon vor dem 1. Januar 1900 die 
Ehe geſchloſſen hätten, zu unterſtellen, daß die geſetzliche Güter 
gemeinſchaft des Code civil für ſie maßgebend geweſen ſei, 
und fie daher jetzt auf Grund des Art. 56 §8 1 PrAGBGB. 
in der Fahrnisgemeinſchaft des BGB. leben. Unter beiden 
Vorausſetzungen kann nach 88 1380, 1400 Abſ. 2, bezw. 
nach 8 1549 verglichen mit 8 1443 Abſ. 1 BGB. 
einerſeits der Mann regelmäßig den der Frau erworbenen An⸗ 
ſpruch gerichtlich geltend machen, andererſeits mit ſeiner Zu⸗ 
ſtimmung (die hier ja vorliegen würde) die Frau dasſelbe tun 
(vgl. wegen des letzteren Punktes für den Fall der Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft RG. 60, 147). Daß in betreff der beeinträchtigten 
Erwerbsfähigkeit der Frau der Ausnahmefall des § 1367, 
bezw. des 8 1370 BGB. vorläge, ift nicht behauptet worden. 
Ob aber auf Grund des 8 845 BGB. ein Teil des Klag⸗ 
anſpruches nicht der Frau, ſondern nur dem Manne erworben 
fein würde, darüber in eine Erörterung einzutreten, iſt jedenfalls 
bis jetzt noch kein Anlaß gegeben. Z. e. W., U. v. 29. Jan. 06, 
173/05 VI. — Eöln. 

13. 5 1568 BGB. Erhebung einer Eheſcheidungsklage 
in Amerika und Folgen derſelben als Scheidungsgrund für 
den dort Beklagten zugelaſſen.] 

Die Scheidungsklage des Klägers iſt in erſter Linie 
darauf geſtützt, daß die Beklagte, die ihren Aufenthalt in 
Amerika über die Dauer einer Beſuchsreiſe zu ihren Eltern 
ausdehnte, bei dem Gericht in Chicago einen Eheſcheidungsprozeß 
gegen den Kläger im November 1903 anſtrengte und durch⸗ 
führte. Die Klage war auf Mißhandlungen, Beleidigungen 
und Bedrohungen geſtützt, deren ſich der Kläger während 
des Zuſammenlebens der Parteien zu Berlin in der Zeit von 
Dezember 1898 bis April 1900 der Beklagten gegenüber 
ſchuldig gemacht haben ſoll, ſowie auf Nichtgewährung von 
Unterhalt ſeit September 1901. Auf dieſe Gründe geſtützt 
hat das genannte Gericht durch Urteil vom 31. Dezember 
1903 die Ehe der Parteien dem Bande nach geſchieden und 
ausgeſprochen, daß die Beklagte alle Rechte und Vorzüge 
einer unverheirateten Perſon zurückerhalte. Der Kläger hat 
ausgeführt, daß durch dieſes zwar nach amerikaniſchem, nicht 
aber nach deutſchem Recht gültige Urteil die Ehefrau von 
dem Ehemann, nicht aber er von ihr getrennt worden ſei. 
Er erblickt in dieſem von der Beklagten ſchuldhaft herbei⸗ 
geführten Erfolge eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten im Sinne des 8 1568 BGB. Das 
Berufungsgericht billigt die dieſen Klagegrund für unbegründet 
erklärende Entſcheidung des LG. mit folgender Ausführung: 
Der Beklagten gereiche die Anrufung eines nach deutſchen 
Geſetzen unzuſtändigen Gerichts nicht zum Vorwurf, da ſie 
einen Anſpruch auf Scheidung zu haben glaubte, ſie habe 
in dieſer Beziehung offenbar den Rat ihres amerikaniſchen 
Sachwalters befolgt, ohne zu wiſſen, daß das Scheidungs⸗ 
urteil, das ſie erwirke, der Gültigkeit in Deutſchland entbehre. 
Der Kläger habe gegen den Scheidungsantrag der Beklagten 
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bei dem Gericht in Chicago keine Einwendungen erhoben und 
damit zu erkennen gegeben, wie geringen Wert er auf den 
in Amerika anhängig gemachten Prozeß lege: Mit Recht 
erhebt die Reviſion dieſer Beurteilung gegenüber die Rüge 
der Verletzung der Vorſchrift des 8 1568 BGB. Für die 
Frage, ob in der Handlungsweiſe der Beklagten eine ſchwere 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten im Sinne 
des gedachten Paragraphen zu erblicken iſt, kam es nicht 
ſowohl darauf an, daß die Beklagte eine Scheidungsklage bei 
einem nach deutſchen Geſetzen nicht zuſtändigen Gerichte 
anhängig gemacht hat, als vielmehr auf den Erfolg, den ſie 
mit der Durchführung jener Klage herbeigeführt hat. Dieſer 
beſtand darin, daß die Beklagte in Amerika nach dortigem 
Rechte als geſchieden galt, daß ſie, wie in dem Urteile vom 
31. Dezember 1903 hervorgehoben wird, in Amerika alle 
Rechte und Vorzüge einer unverheirateten Perſon zurückerhielt, 
während der Kläger nach deutſchem Rechte nach wie vor der 
Ehemann der Beklagten mit den daraus ſich ergebenden 
Pflichten blieb. Die Herbeiführung eines ſolchen Zuſtandes 
iſt mit dem Weſen der Ehe als eines vorwiegend ſittlichen 
Verhältniſſes nicht vereinbar und enthält eine ſchwere Ver⸗ 
letzung der durch die Ehe begründeten Pflichten, es ſei denn, 
daß dem dieſen Zuſtand herbeiführenden Ehegattten beſondere 
Entſchuldigungsgründe zur Seite ſtehen. Solche Gründe ſind 
aus den Ausführungen der Vorinſtanzen nicht zu entnehmen. 
Das LG., deſſen Entſcheidung das Berufungsgericht billigte, 
hatte zugunſten der Beklagten ausgeführt, nach 8 328 
ZRD. ſei die Anrufung ausländiſcher Gerichte gegen deutſche 
Reichsangehörige zugelaſſen, deshalb enthalte die Anrufung 
eines ausländiſchen Gerichts ſeitens der Beklagten keine grobe 
Pflichtverletzung. Wenn zwar anzuerkennen ſei, daß das 
Urteil des Gerichts zu Chicago vom 31. Dezember 1903 in 
Deutſchland Anerkennung nicht finde, ſo beruhe dies darauf, 
daß die den Prozeß einleitende Ladung oder Verfügung dem 
Kläger weder perſönlich in Amerika noch durch Gewährung 
deutſcher Rechtshilfe zugeſtellt ſei, und weil demnächſt der 
unterlegene Beklagte ſich auf den Prozeß nicht eingelaſſen 
habe ($ 328 Nr 2 ZPO.). Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig. 
Es iſt hierbei überſehen, daß nach deutſchem Rechte ($ 606 
PO.) für Eheſcheidungsſachen ein ausſchließlicher Gerichts⸗ 
ſtand — bei dem LG., bei dem der Ehemann feinen all: 
gemeinen Gerichtsſtand hat — beſteht und daß demgemäß 
Deutſchland alle Sachen, für die ein ausſchließlicher Gerichts⸗ 
ſtand in Deutſchland begründet iſt, für ſich, unter Ablehnung 
der Gerichtsbarkeit des Auslandes in Anſpruch nimmt. 
Gaupp⸗Stein, Zivilprozeßordnung, 8 328. III. Im vor: 
liegenden Falle greift daher die Beſtimmung des § 328 Nr. 1 
ZPO. Platz, das Urteil des Gerichts in Chicago würde auch 
dann Anerkennung in Deutſchland nicht gefunden haben, wenn 
eine Zuſtellung gemäß $ 328 Nr 2 ſtattgefunden und wenn 
Kläger ſich auf den Prozeß eingelaſſen hatte. Bei dieſer 
Rechtslage kann aus der Erwägung, daß die Beklagte einen 
Anſpruch auf Scheidung zu haben glaubte, ein beſonderer 
Entſchuldigungsgrund für die Beklagte nicht hergeleitet werden, 
zumal da ſie in der Lage war, auch von Amerika aus eine 
Scheidungsklage bei demjenigen ausſchließlich zuſtändigen 
deutſchen Gerichte zu erheben, deſſen Urteil für beide Teile 
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gleichmäßige Wirkung gehabt haben würde. Das gleiche gilt 
hinſichtlich der Erwägung des Berufüngsgerichts, es ſei an⸗ 
zunehmen, daß die Beklagte, wenn ſie die Scheidungsklage 
in Chicago erhob, dem Rate ihres amerikaniſchen Sachwalters 
gefolgt ſei. Die Beklagte hatte allerdings, wie der Aus⸗ 
gang des vorliegenden Rechtsſtreits zur Widerklage zeigt, 
größere Ausſichten bei dem Gericht in Chicago auf Grund 
der von ihr geltend gemachten Scheidungsgründe durchzu. 
dringen als bei einem deutſchen Gerichte, wo die Vorſchrift 
des 8 1571 Abſ. 1 BGB. zur Anwendung kam. Die Aus⸗ 
ſicht, mit größerer Wahrſcheinlichkeit einen Scheidungsausſpruch 
zu erreichen, durfte die Beklagte aber nicht beſtͤmmen, fo 
wie geſchehen unter Verletzung der. durch die Ehe gebotenen 
Pflichten vorzugehen und den bezeichneten Erfolg herbeizu⸗ 
führen. Wenn das Berufungsgericht ſchließlich noch zu⸗ 
gunſten der Beklagten unterſtellt hat, ſie habe bei Anrufung 
des Gerichts in Chicago nicht gewußt, daß das Urteil, 
welches ſie erwirkte, der Gültigkeit in Deutſchland entbehre, 
fo iſt hier der Inhalt des von der Beklagten in I. Inſtanz 
vorgelegten Briefes vom 19. September 1902, auf den ſich 
der Kläger nach dem Tatbeſtand des LG. bezogen hat, 
nicht beachtet worden. In dieſem Briefe, den der Geh. Ob⸗R. F. 
zu Berlin im Laufe der Verſöhnungsverhandlungen an 
den Schwager der Klägerin Dr B. gerichtet hatte, wird mit 
bezug auf die Erhebung einer Scheidungsklage in Amerika 
der vom Kläger eingenommene Standpunkt dahin kund⸗ 
gegeben: „Er hält ein amerikaniſches Gericht nicht für 
kompetent in Angelegenheiten ſeiner Ehe, da der eheliche Wohn⸗ 
ſitz in Deutſchland begründet iſt und beide Ehegatten 
Deutſche ſind. Er wird demnach ein etwa gegen ihn er⸗ 
gehendes Urteil für ſich als nicht verbindlich erachten, behält 
ſich aber vor, im Falle der Zuſtellung einer Klage gegen ihn 
ſeinerſeits Klage gegen ſeine Frau bei dem hieſigen LG. zu 
erheben. ... Er würde ſich indeſſen nur im Falle der 
Klagezuſtellung an ihn zu dieſem Schritt veranlaßt ſehen, 
da er ohne eine ſolche keine Scheidung wünſcht.“ Die Be⸗ 
klagte kann ſich ſonach nicht mit Erfolg zu ihrer Entſchuldigung 
darauf berufen, ſie habe in dem guten Glauben, daß ein 
amerikaniſches Scheidungsurteil bezüglich ihrer Ehe in 
Deutſchland Anerkennung finde, das Scheidungsverfahren bei 
dem Gericht in Chicago durchgeführt, ihr fällt vielmehr 
mit bezug hierauf eine ihr zum Verſchulden gereichende 
ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten 
zur Laſt. Auch die ſonſtigen Vorausſetzungen des $ 1568 
BGB. ergeben ſich aus dem in den Vorinſtanzen feſtgeſtellten. 
Sachverhältnis. Dem Berufungsurteil zufolge haben die 
Parteien übereinſtimmend in der Berufungsinſtanz erklärt, daß 
für ſie unter den obwaltenden Umſtänden ein gedeihliches 
Zuſammenleben nicht mehr möglich ſei. Durch den oben 
gedachten Brief wird auch die Annahme des Berufungs⸗ 
gerichts widerlegt, Kläger habe aus Gleichgültigkeit gegenüber 
dem Scheidungsprozeß in Chicago. in demſelben keine Ein⸗ 
wendungen erhoben, er vertrat vielmehr den durchaus richtigen 
Standpunkt, daß ein ſeine Ehe betreffendes Urteil eines 
ausländiſchen Gerichts Anerkennung in Deutſchland nicht ber. 
anſpruchen könne. Nach alledem rechtfertigt ſich die Annahme, 
daß die Beklagte durch die ihr zur Laſt fallende ſchwere Ver⸗ 
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letzung der durch die Ehe begründeten Pflichten eine fo tiefe 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet hat, daß 
dem Kläger die Fortfetzung der Ehe nicht zugemutet werden 
kann. B. c. B., U. v. 5. Febr. 06, 378/05, 64. IV. 
Berlin. Gr . 

Zivilprozeßordnung. 


14. 88 3, 4, 546 ZPO. Berechnung des Wertes des 


Streitgegenſtandes bei der Verpflichtung, daß Hypotheken vor 
einer beſtimmten Zeit nicht zu zahlen ſeien. Feſtſtellung des 
nicht als Nebenforderung zu erachtenden Schadens.] 

Auf dem der Klägerin gehörigen Grundſtücke, welches fie 
durch notariellen Kaufvertrag vom 3. Februar 1902 von den 
Beklagten gekauft hat, ſtehen an erſter und zweiter Stelle 
Hypotheken von zuſammen 4500 Mark jetzt für die Beklagte, 
auf deren Namen ſie umgeſchrieben worden ſind, eingetragen. 
Sie gehörten vorher einem Kaufmann B., der fie gekündigt 
hatte und ihrethalben die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks 
betrieb. Bevor es zu dieſer kam, wurden ſie von den Beklagten 
erworben, die dann auch die Zurücknahme der Zwangs⸗ 
berſteigerung veranlaßten. Die Klägerin behauptet, daß fie 
bierzu verpflichtet geweſen ſeien, weil fie fi) beim Abſchluß 
des Kaufvertrages ihr gegenüber verpflichtet hätten, dafür ein⸗ 
zuſtehen, daß die von ihr übernommenen Hypotheken von 
9000 Mark, zu denen auch die hier fraglichen 4500 Mark 
gehörten, unter keinen Umſtänden vor dem 1. Oktober 1910 
gezahlt zu werden brauchten. Da letzteres die Beklagte nicht 
anerkenne, iſt Klägerin gegen ſie mit dem Antrage klagbar 
geworden: die Beklagten als Geſamtſchuldner zu verurteilen, 
anzuerkennen, daß ſie verflichtet ſind, die gedachten beiden 
Hypotheken ihr bis zum 1. Oktober 1910 zu kreditieren und 
ihr den durch Nichtbefriedigung des B. entſtandenen Schaden 
zu erſetzen. Die Klage wurde zurückgewieſen und die Reviſion 
nach neuerlicher Verhandlung über das Vorhandenſein der 
Reviſionsſumme als unzuläſſig verworfen: In den Vorinſtanzen 
it der Wert des Streitgegenſtandes ohne nähere Begründung 
auf 4500 Mark angenommen worden. Wenn dies, wie es 
ſcheint, deshalb geſchehen iſt, weil die Hypotheken, um deren 
„Kteditierung“ bis zum 1. Oktober 1910 es ſich handelt, über 
den Betrag von zuſammen 4500 Mark lauten, ſo iſt dies 
unrichtig. Denn ſonſt käme es darauf, auf wie lange die 
„Kreditierung“ verlangt wird, überhaupt nicht an, und das 
Objekt müßte dasſelbe bleiben, ob letztere auf ein Jahr oder 
auf zehn Jahre verlangt wird. Der Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes muß in ſolchem Falle gemäß § 3 ZPO. nach freiem 
Erneſſen des Gerichts feſtgeſetzt werden, und für dieſes kommt 
in Betracht, auf wie lange das Stehenbleiben von Hypotheken 
beanſprucht wird und ob es ſich um Hypotheken handelt, die 
ſcher ſtehen, alſo leicht zu beſchaffen find, oder um ſolche, 
deren anderweite Beſchaffung vorausſichtlich Schwierigkeiten 
machen würde und nur mit pekuniären Opfern zu erreichen iſt. 
In vorliegenden Falle handelt es ſich um zwei Hypotheken 
über zuſammen 4500 Mark, die auf einer für 12000 Mark 
berlauften Gaſthausbeſitzung zur erſten und zweiten Stelle 
ſiehen, alſo ſicher find, und um ein Stehenlaſſen dieſer 
Hppotheken auf etwa. 6½ Jahr. Der Gerichtshof hat mit 
Rückſcht hierauf das vermögensrechtliche Intereſſe der Klägerin 
u dieſem Punkt der, Klage auf 500 Mark angenommen. 
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Was ſodann den Anſpruch auf Schadenserſatz anlangt, ber 
nicht in ziffermäßiger Höhe als Leiſtungs⸗, ſondern als Feſt⸗ 
ſtellungsanſpruch geltend gemacht wird, ſo iſt allerdings richtig, 
daß diefer als Nebenforderung im Sinne des $ 4 Abſ. 1 ZPO. 
hier nicht angeſehen werden kann. Aber andererſeits iſt auch 
nicht glaubhaft gemacht, daß er den Betrag von 1000 Mark 
erreicht. Der Schaden ſoll dadurch entſtanden ſein, daß im 
Januar 1904 die Gaſthofbeſitzung der Klägerin unter 
Subhaſtation geſtellt wurde und daß das Subhaſtationspatent 
bis in den April 1904, wo dann die Aufhebung der Subhaſtation 
erfolgte, öffentlich ausgehangen hat. Dadurch ſollen ſich die 
Gäſte zurückgezogen haben, es ſollen Ackerſtücke, die zu der 
Beſitzung gehören und die ſonſt hätten verpachtet werden 
können, unverpachtet geblieben ſein und es ſoll auch im all⸗ 
gemeinen der Kredit der Klägerin durch das Bekanntwerden, 
daß ihr Gaſthof zur Subhaſtation komme, erſchüttert und 
benachteiligt worden ſein. Daß nach dieſen Richtungen hin 
ein Schaden entſtanden ſein kann, mag ſein. Aber eine Glaub⸗ 
haftmachung für ſeine Höhe vermochte der Gerichtshof auch in 
den überreichten Beſcheinigungen nicht zu finden. E. e. M., 
U. v. 3. Febr. 06, 324/05 V. — Breslau. i 

15. 8 99 ZPO. Anfechtung über den Rahmen der 
durch das Anerkenntnisurteil bedachten Koſtenentſcheidung nicht 
zuläſſig ) | Ä 
Nach der Behauptung des Klägers hatte ihn feine am 
25. Januar 1904 verſtorbene Ehefrau ohne ſein Wiſſen bei 
der Beklagten gemäß Police Nr. 90 1128 mit 1000 Mark 
für den Fall des Todes verſichert. Die Prämien von 
November 1900 bis einſchließlich Januar 1904 im Betrage 
von 179,40 Mark nebſt 1 Mark Eintragungsgebühr, zuſammen 
180,40 Mark, ſind von ihr an die Beklagte entrichtet und 
angeblich heimlich aus der Geſchäftskaſſe des Klägers ent⸗ 
nommen worden. Der Kläger hat beantragt, die Beklagte zu 
verurteilen, anzuerkennen, daß der Verſicherungsvertrag Police 
Nr. 90112 8 für ihn nicht verbindlich iſt, und an ihn 
180,40 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 1. Januar 1903 
zu zahlen; bei der mündlichen Verhandlung I. Inſtanz hat er 
noch den Eventualantrag geſtellt, die Beklagte zu verurteilen, 
anzuerkennen, daß der Verſicherungsvertrag Police Nr. 90112 8 
für ihn nicht weiter rechtsverbindlich iſt. Die Beklagte hat 
den Eventualantrag anerkannt und im übrigen Abweiſung der 
Klage beantragt. Der erſte Richter hat durch Urteil vom 
27. Juni 1904 dahin erkannt: 1. Die Beklagte wird ver⸗ 
urteilt, anzuerkennen, daß der Verſicherungsvertrag Nr. 90112 
für den Kläger nicht weiter verbindlich iſt. 2. Der Kläger 
wird mit ſeiner Mehrforderung abgewieſen. 3. Die Koſten 
des Rechtsſtreits fallen dem Kläger zu /, der Beklagten zu 
/ zur Laſt. Die Beklagte legte Berufung ein mit dem 
Antrage, unter Abänderung des angefochtenen Urteils die 
geſamten Koſten des Rechtsſtreites dem Kläger aufzuerlegen. 
Die Berufung wurde jedoch durch Urteil des Königl. KG. in 
Berlin vom 10. Februar 1905 als unzuläſſig verworfen. Die 


Reviſion iſt zurückgewieſen: Die Entſcheidung des Berufungs⸗ 


richters erweiſt ſich zwar nicht aus ſeiner Begründung wohl 
aber aus folgenden Gründen als gerechtfertigt. In dem 
Urteile des hier erkennenden Senats vom 30. Dezember 1904, 


Rep. VII 246/04, RG. 59, 332, iſt ausgeführt, es gehe zwar 
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zu weit, den Abſ. 2 des 8 99 ZPO. nur im Falle der 
gänzlichen Erledigung der Hauptſache durch Anerkenntnis für 
anwendbar zu erachten, die Anfechtung dürfe aber unter keinen 
Umſtänden über den Rahmen der durch das Anerkenntnisurteil 
bedingten Koſtenentſcheidung hinausgehen. Wenn, wie in dem 
damaligen Falle, zunächſt ein Anerkenntnisteilurteil ohne Er⸗ 
ledigung des Koſtenpunktes, und hierauf nach kontradiktoriſcher 
Verhandlung über den Reſt des erhobenen Anſpruchs ein dieſen 
Reſt und die Prozeßkoſten im ganzen erledigendes ferneres 
Teilurteil ergangen ſei, ſo fehle es an der Möglichkeit, dem 
Abſ. 2 des § 99 ZRD. Geltung zu verſchaffen. In dem 
letzteren Urteile ſei über die Koſten einheitlich entſchieden; 
der Beklagten ſei nicht etwa ein beſtimmter Bruchteil oder 
Betrag in Vervollſtändigung des früheren Urteils auf An⸗ 
erkenntnis auferlegt worden. Für eine ſelbſtändige Anfechtung 
des Anerkenntnisurteils im Koſtenpunkte ſei daher mangels 
einer entſprechenden Entſcheidung kein Raum. Würde die 
Berufung zugelaſſen, ſo müßte der Berufungsrichter befugt 
ſein, die Entſcheidung über die geſamten Prozeßkoſten zu ändern. 
Eine ſolche Befugnis ſei ihm aber im Geſetze nicht eingeräumt; 
nur über die Koſten in der Beſchränkung auf das Anerkenntnis⸗ 
urteil dürfe er erkennen. Von einer entſprechenden Auffaſſung 
iſt der II. ZS. des RG. in dem Beſchluſſe vom 20. Oktober 1903, 
RG. 55, 394, in einem Falle ausgegangen, in dem es ſich 
um die Anwendbarkeit des 8 99 Abſ. 3 ZPO. handelte. Es 
iſt dort ausgeführt, eine Entſcheidung über den Koſtenpunkt, 
durch die die Koſten einer zum Teil zurückgenommenen, zum 
Teil durch Entſcheidung in der Hauptſache erledigten Berufung 
oder Klage nach Quoten der Geſamtkoſten auf die durch 
Zurücknahme und die durch Entſcheidung in der Hauptſache 
erledigten Teile verteilt ſind, ſei ſchon wegen ihrer Einheitlich⸗ 
keit wenigſtens in bezug auf den Verteilungsmodus keine mit 
der ſofortigen Beſchwerde nach 8 99 Abſ. 3 anfechtbare Koſten⸗ 
entſcheidung. Hier liegt die Sache im weſentlichen ebenſo, wie 
in dem Falle, den das zunächſt erwähnte Urteil vom 
30. Dezember 1904 betraf, wenn auch überhaupt nur ein 
Urteil in I. Inſtanz erlaſſen iſt. Dasſelbe iſt teils Anerkenntnis⸗ 
urteil, teils Urteil auf Grund kontradiktoriſcher Verhandlung, 
und über die Koſten iſt in ihm im ganzen nach Quoten ent⸗ 
ſchieden worden. Wenn der Beklagte /, dem Kläger '/ der 
Koſten auferlegt ſind, ſo iſt für dieſe Verteilung maßgebend 
geweſen das Verhältnis des Betrages, mit dem der Kläger 
nach der Meinung des erſten Richters obſiegte, und des 
Betrages, mit dem er unterlag. Es liegt ſomit eine einheitliche 
Koſtenentſcheidung vor, die aus den im Urteile vom 
30. Dezember 1904 angeführten Gründen der ſelbſtändigen 
Anfechtung nicht unterworfen if. Der I. 35. des RG. iſt 
allerdings in einem Urteile vom 12. Juli 1905, Rep. I 70/05, 
zu einem anderen Ergebniſſe gelangt, indem er die Reviſion 
gegen ein Berufungsurteil, durch welches bei gleicher Sachlage 
die Koſtenentſcheidung des erſten Richters abgeändert worden 
war, zurückgewieſen hat. Der I. 35. hat ſich dabei zwar 
der diesſeitigen Auffaſſung, daß die Anfechtung unter keinen 
Umſtänden über den Rahmen der durch das Anerkenntnisurteil 
bedingten Koſtenentſcheidung hinausgehen dürfe, angeſchloſſen, 
er hat jedoch eine Sonderung der Koſtenentſcheidung, inſoweit 
ſie auf Grund des Anerkenntniſſes ergangen ſei, von der im 
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übrigen ergangenen Koſtenentſcheidung für möglich erachtet. 
Der hier erkennende Senat findet, indem er in letzter Hinſicht 
bei Lage der Sache einen anderen Standpunkt einnimmt, keine 
Veranlaſſung, die Entſcheidung der Ver 33S. anzurufen, da der 
Grundſatz, auf dem ſeine jetzige und die frühere Entſcheidung 


beruht, von dem I. 38S. anerkannt iſt und der letztere von 


demſelben nur eine andere Anwendung bei gleicher Sachlage 
gemacht hat. D. c. M., U. v. 30. Jan. 06, 215/05 VII. 
— Berlin. 

16. 8 233 ZPO. Zuſtellung eines Urteils in Ab⸗ 
weſenheit des Rechtsanwalts an einen Hausgenoſſen und Ver⸗ 
legung des zugeſtellten Urteils wohl ein Zufall, aber kein 
unabwendbarer, kein Wiedereinſetzungsgrund.] 

Da das Berufungsurteil am 2. Juni 1905 zugeſtellt, die 
Reviſion gegen dasſelbe aber erſt am 5. September 1905 ein⸗ 
gelegt worden iſt, ſo iſt bei dieſer Einlegung die nach 8 552 
ZPO. einen Monat betragende Reviſionsfriſt, die eine Notfriſt 
iſt, nicht eingehalten worden. Die Reviſion würde daher nur 
dann für zuläſſig zu erachten fein, wenn der von dem Reviſions⸗ 
kläger geſtellte Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen die Verſäumung dieſer Notfrift gerechtfertigt wäre. 
Vorausſetzung für die Zulaſſung dieſes Antrags iſt nach $ 233 
Abſ. 1 ZPO., daß der Reviſionskläger durch Naturereigniſſe 
oder andere unabwendbare Zufälle verhindert worden iſt, dieſe 
Notfriſt einzuhalten. Keine dieſer Vorausſetzungen liegt aber 
hier vor. Eine Verhinderung durch Naturereigniſſe ſteht über⸗ 
haupt nicht in Frage. Aber auch das vom Reviſionskläger 
behauptete Vorliegen eines un abwendbaren Zufalls kann 
nicht für glaubhaft gemacht erachtet werden. Zwar iſt durch 
die vorgelegte Zuſtellungsurkunde vom 2. Juni 1905, wonach 
der Gerichtsvollzieher die von ihm dem Prozeßbevollmächtigten 
des Klägers in II. Inſtanz, Rechtsanwalt E. zugeſtellte Ab⸗ 
ſchrift des angefochtenen Urteils in der Wohnung des genannten, 
damals abweſenden Rechtsanwalts der Mutter desſelben über⸗ 
geben hat, und durch die Beſcheinigung des E. vom 5. Sep⸗ 
tember 1905 glaubhaft gemacht, daß dieſe Urteilsabſchrift von 
der Mutter E. nach erfolgter Übergabe verlegt worden iſt und 
daß Rechtsanwalt E. ſelbſt erſt am 1. September 1905 durch 
Auffindung der ihm zugeſtellten Urteilsſchrift zwiſchen anderen, 
erledigten Aktenſtücken von der Zuſtellung vom 2. Juni 1905 
Kenntnis erhalten hat. Hieraus iſt zwar zu entnehmen, daß 
die Nicht⸗Einhaltung der Reviſionsfriſt ſeitens des Reviſions⸗ 
klägers in dem letzteren Umſtande, der wohl als ein Zufall 
anzuſehen iſt, ihren Grund hat. Es ergibt ſich daraus aber 
nicht und es iſt auch nicht durch die übrigen von dem Reviſions⸗ 
kläger vorgebrachten Behauptungen glaubhaft gemacht, daß 
dieſer Zufall als ein unabwendbarer anzuſehen iſt. Es 
iſt nämlich anzunehmen, daß Rechtsanwalt E. trotz der er⸗ 
wähnten Verlegung der zugeſtellten Urteilsabſchrift dennoch noch 
vor Ablauf der Reviſionsfriſt von der erfolgten Zuſtellung 
Kenntnis erlangt haben und daß Kläger hierdurch in die Lage, 
die Reviſion rechtzeitig einzulegen, verſetzt worden ſein würde, 
wenn ſeitens dieſes Anwalts die nach den gegebenen Umſtänden 
angezeigten weiteren Vorkehrungen gegen das Abhanden⸗ 
kommen von Urkunden, deren Zuſtellung in ſeiner Abweſenheit 
er als Anwalt jederzeit zu erwarten hatte, überhaupt getroffen, 
worden wären, z. B. durch Anweisung feiner Hausgenoſſen, 
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ihm über jede erfolgte Zuſtellung beſondere Mitteilung zu 
machen, oder durch jedesmalige Nachfrage nach etwa in ſeiner 
Abweſenheit ihm gemachten Zuſtellungen bei ſeinen Haus⸗ 
genoſſen, oder wenn der genannte Anwalt oder Kläger ſelbſt 
rechtzeitig Nachforſchungen nach dem Verbleib der zugeſtellten 
Abſchrift des bereits am 5. Mai 1905 erlaſſenen Berufungs⸗ 
urteils angeſtellt hätten, indem deſſen Zuſtellung nach dem 
ordnungsmäßigen Geſchäftsgange jedenfalls in der Zeit vor 
dem 2. Juli 1905, an welchem Tage die Reviſionsfriſt ablief, 
zu erwarten war, oder endlich durch häufigere Reviſion des 
Bureaus. Hiernach iſt nicht glaubhaft gemacht, daß die Ein⸗ 
haltung dieſer Notfriſt unter den gegebenen Umſtänden un⸗ 
möglich war. Der poſitiven Feſtſtellung eines Verſchuldens 
der Beteiligten bedarf es hierzu nicht. Nach 8 238 Abſ. 1 
ZPO. war daher der Antrag auf Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand abzulehnen und auf Grund dieſer Entſcheidung 
zugleich die verſpätet eingelegte Reviſion gemäß 88 566, 
535, 97 Abſ. 1 ZPO. n. F. als unzuläſſig mit Koſtenfolge 
m bewerfen. D. e. E.⸗F., U. v. 6. Febr. 06, 453/05 II. 
— Coln. 

17. 85 253 Nr. 2; 287 ZPO. verb. mit 8 45 HGB. An⸗ 
forderung an die Begründung einer Schadenserſatzklage wegen Ver⸗ 
lezung der Beſtimmungen eines Kaufvertrages. Bereicherungs⸗ 
Ange. Folgen der verweigerten Vorlegung von Handels⸗ 
büchern. 

Klägerin verkaufte der Beklagten Chlorkalk zum Preiſe 
von 8 Mark für 100 kg und klagt auf Zahlung von 5731,32 
Marl, weil ausdrücklich vereinbart worden, daß dieſe Waren 
lediglich für den Export der Beklagten (d. h. nach außer⸗ 
kuropäiſchen Ländern und außerdem nach Skandinavien und 
Finnland, nicht aber zur Lieferung nach anderen Küſtengebieten 
Europas) beftimmt ſei. Mit Rückſicht hierauf fei der Preis fo 
niedrig bemeſſen worden. Dieſe weſentliche Vertragsbedingung 
ſei von der Beklagten verletzt worden, indem fie 191044 kg dieſes 
Chlorkalks nicht für den Export verwendet, ſondern in Deutſchland 
abgeſetzt habe, wo Chlorkalk infolge des deutſchen Eingangszolls 
von 3 Mark per 100 kg einen höheren Wert als im Auslande 
habe. Dieſen Zollbetrag von 3 Mark habe die Beklagte durch 
den Weiterverkauf der Ware in Deutſchland erſpart. Wenn 
Klägerin den Chlorkalk in Deutſchland verkauft hätte, würde 
ſie einen um mindeſtens 3 Mark höheren Preis als den von 
der Beklagten gezahlten erzielt haben. Dieſer höhere Preis 
würde auch von der Beklagten verlangt worden ſein, wenn 
ihr dieſe Ware für den Vertrieb in Deutſchland verkauft 
worden wäre. Bezüglich der Verkäufe nach Deutſchland 
wurden die Handelsbücher als Beweismittel bezeichnet. 
Bellagte wurde, nachdem fie die von der Klägerin ver⸗ 
langte Vorlegung ihrer Handelsbücher verweigert hatte, ver⸗ 
urteilt und die Reviſion zurückgewieſen. Es iſt nicht anzu⸗ 
erkennen, daß die erhobene Klage nicht gehörig ſubſtantiiert ſei; 
denn dieſe enthält eine genügend beſtimmte und ſomit der Vor⸗ 
ſch᷑rift des 8 253 Nr. 2 3PO. entſprechende Angabe ſowohl 
des Gegenſtands als auch des Grunds des erhobenen Anſpruchs, 
namentlich auch inſoweit, als hierbei die der Beklagten zur Laſt 
gelegte Vertragsverletzung in Frage kommt. Aus der von der 
Klägerin aufgestellten ſchlüſſigen Behauptung, die Beklagte habe 
von den ihr laut dem Vertrage gelieferten 250000 kg 
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Chlorkalk 191 044 kg im Inlande verkauft, war nämlich ohne 
weiteres zu erſehen, bezüglich welcher Waren die Klägerin die 
ihrem Anſpruch zu Grunde liegende Vertragsverletzung der Be⸗ 
klagten geltend mache. Namentlich war die Beklagte darauf in 
der Lage, an der Hand ihrer Bücher oder auf andere Weiſe 
durch Darlegung des Verbleibs der fraglichen Warenmenge 
den Gegenbeweis zu führen, daß die erwähnte Behauptung der 
Klägerin ganz oder teilweiſe unrichtig ſei. Ihre Verteidigung 
wurde alſo durch die allgemeine Faſſung dieſer Klagebehauptung 
nicht weſentlich beſchränkt. Im übrigen war aber für die ge⸗ 
richtliche Entſcheidung über die erhobene Schadenserſatzklage 
eine genaue Angabe der einzelnen vertragswidrigen Verkäufe 
der Beklagten in der Klage von geringerer Bedeutung, da das 
Gericht nach 8 287 ZPO, über die Frage, ob und in welcher 
Höhe der Klägerin durch die vertragswidrigen Verkäufe der 
Beklagten ein Schaden entſtanden ſei, unter Würdigung aller 
Umſtände nach freier Überzeugung zu entſcheiden hatte. Anderer⸗ 
ſeits war aber die Klägerin offenbar nicht in der Lage, ihren 
Schadenserſatzanſpruch durch Angabe der einzelnen von der 
Beklagten bezüglich der fraglichen Warenmengen abgeſchloſſenen 
Inlandsverkäufe genauer als geſchehen zu begründen, und iſt 
namentlich nicht erfindlich, wie ſie ſich von dieſen Einzelverkäufen 
hätte zuverläſſige Kenntnis verſchaffen können, da ſolche Ge⸗ 
ſchäfte von den Beteiligten geheim gehalten zu werden pflegen. 
Wollte man unter dieſen Umſtänden die Klägerin zur näheren 
Spezialiſierung der von ihr behaupteten Inlandsverkäufe der 
Beklagten für verpflichtet halten, ſo würde dies zu einer Ver⸗ 
ſagung des der Klägerin bezüglich der fraglichen Vertrags⸗ 
beſtimmung zuſtehenden Rechtsſchutzes führen, die auch nicht 
durch ein rechtliche Beachtung verdienendes Intereſſe der Beklagten 
zu rechtfertigen ſein würde; denn die im Falle einer gegen⸗ 
teiligen Auffaſſung für die Beklagte bei einer Verheimlichung 
der fraglichen Einzelverkäufe ihrerſeits gegebene Möglichkeit, 
ihrer vertraglichen Verpflichtung ohne eigenen Nachteil zuwider⸗ 
zuhandeln, verdient gegenüber dem wohlbegründeten Anſpruche der 
Klägerin auf Schutz in ihrem vertragsmäßigen Rechte keine 
Berückſichtigung. Die fragliche Beſtimmung des $ 253 Nr. 2 
3PO., bei deren Handhabung überhaupt die Umſtände des 
einzelnen Falls, namentlich die Möglichkeit einer eingehenderen 
Begründung des Klageanſpruchs zu berückſichtigen ſind (vgl. RG. 
21, 205), vermag daher nicht die Annahme zu rechtfertigen, 
daß die erhobene Schadenserſatzklage nicht genügend ſubſtantiiert 
ſei. Hiernach erweiſt ſich aber auch der einzige Grund als hin⸗ 
fällig, aus dem die Reviſionsklägerin die Vorſchrift des 8 45 
HGB. für im gegebenen Falle unanwendbar gehalten hat. Die 
Klage iſt auch materiell begründet. Wie nämlich der erkennende 
Senat in ſeinen Urteilen vom 13. Juni 1902 und vom 19. De⸗ 
zember 1902, RG. 52, 19 f. und 53, 201 f. auf Grund der 
Beſtimmung des $ 276 BGB. näher ausgeführt hat, hat ein 
Schuldner in der Regel, d. h. inſofern nicht für beſondere Fälle 
etwas anderes beſtimmt iſt, Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu ver⸗ 
treten und daher, wenn er vorſätzlich oder fahrläſſig eine Ver⸗ 
tragspflicht verletzt, den dem anderen Teile dadurch verurſachten 
Schaden zu erſetzen, und zwar gilt dieſer Satz nach dem letzteren 
dieſer beiden Urteile auch für den Kaufvertrag. Seine An⸗ 
wendung auf die hier in Rede ſtehende Verletzung der bei dem 
Verkauf des fraglichen Chlorkalks über deſſen Abſatz getroffenen 
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Vereinbarung unterliegt ebenfalls keinem Bedenken. Ferner 
ergibt es ſich aus den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts, daß 
die Beklagte dieſe Vereinbarung durch den Verkauf von 
191044 kg des ihr gelieferten Chlorkalks im Inlande ver⸗ 
letzt hat. Endlich iſt auch aus den weiteren Ausführungen des 
Berufungsgerichts darüber, das die Beklagte ſich aus dem 
Vermögen der Klägerin um den Betrag von 3 Mark für 
je 100 kg des von ihr im Inlande weiterverkauften Chlorkalks 
bereichert habe, daß insbeſondere die Klägerin das der Beklagten 
(für 8 Mark die 100 kg) zum Export verkaufte Quantum Chlor⸗ 
kalk mühelos im Inlande zu dem höheren Preiſe (von 11 Mark) 
würde haben abſetzen können, die Feſtſtellung zu entnehmen, daß 
der Klägerin durch den Beklagten zur Laſt fallenden vertrags⸗ 
widrigen Abſatz dieſer Ware im Inlande ein Schaden in dem⸗ 
ſelben Betrag entſtanden iſt, um den das Berufungsgericht die 
Beklagte als auf Koſten der Klägerin bereichert angeſehen hat, 
nämlich in Höhe von 3 Mark für je 100 kg, alſo für die ganze 
Menge von 191 044 kg in Höhe der eingeklagten Summe von 
5731,32 Mark. Der Umſtand, daß das Berufungsgericht 
ſelbſt die betreffende Schadenserſatzpficht der Beklagten 
als ſolche verneint hat, kommt hierbei nicht in betracht; 

denn dies iſt nicht etwa deshalb, weil das Berufungsgericht 
nicht das Vorhandenſein des von der Klägerin behaupteten 
Schadens angenommen hätte, ſondern lediglich auf Grund der 
rechtsirrtümlichen Auffaſſung der fraglichen Verpflichtung der 
Beklagten als einer aus einer ungerechtfertigten Bereicherung der⸗ 
ſelben entftandenen geſchehen. Das Reviſionsgericht iſt daher 
in der Lage, aus den von dem Berufungsgerichte für erwieſen 
erachteten Tatſachen bei richtiger rechtlicher Beurteilung derſelben 
eine genügende Feſtſtellung eines der Klägerin durch die Ver⸗ 
tragsverletzung der Beklagten erwachſenen Schadens in der be⸗ 
haupteten Höhe zu entnehmen. Die bezüglichen Ausführungen 
des Berufungsgerichts ſind um ſo mehr als ausreichend anzu⸗ 
ſehen, als hier die Vorſchrift des 8 287 ZPO. Anwendung 


findet, wonach darüber, ob ein Schaden entſtanden ſei und wie 


hoch ſich derſelbe oder ein zu erſetzendes Intereſſe belaufe, das 
Gericht unter Würdigung aller Umſtände nach freier Uber⸗ 
zeugung zu entſcheiden hat. S. c. G., U. v. 26. Jan. 06, 498/05 IT. 
— Celle. 

18. § 304 ZPO. Welche Folgen hat die Erklärung des 
Klägers, ſeine Schadensforderung ſei zum Teil von der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft vergütet worden.] 


Der Kläger fordert unter der Behauptung, daß der 


Beklagte durch fahrläſſiges und den beſtehenden Vorſchriften 
zuwiderlaufendes Verhalten beim Automobilfahren ihm einen 


ſchweren Schaden verurſacht habe, Schadenerſatz und zwar den 


bisher entſtandenen Schaden mit 2248 Mark 20 Pf. nebſt 
Zinſen, ferner Schmerzensgeld und auf Lebenszeit eine Rente; 
die Höhe der letzteren und des Schmerzensgeldes iſt richte r⸗ 


lichem Ermeſſen unterſtellt. Der Beklagte, der wegen de s. 


Vorfalls auf Grund von 5 230 Abſ. 2 StGB. und der 


88 18, 16, 20 der Kgl. Sächſ. Verordnung vom 3. April 
1901, betreffend den Verkehr mit Kraftfahrzeugen auf öffentlichen 


Wegen, rechtskräftig zu einer Gefängnisſtrafe von drei Monaten 


verurteilt worden iſt, hat das ihm beigemeſſene Verſchulden be⸗ 


ſtritten und insbeſondere folgendes geltend gemacht: Der 


Kläger habe einer Berufsgenoſſenſchaft angehört und von biefer- 
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Heilungskoſten vom Ablauf der 13. Woche an -vergfitet- erhalten 
und beziehe auch als Ausgleich für ſeine verminderte Erwerbs⸗ 
fähigkeit eine Rente von jährlich 400 Mark. Soweit er von 
der Genoſſenſchaft entſchädigt werde, ſei fein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch gegen den Beklagten auf die Genoſſenſchaft über⸗ 
gegangen und könne vom Kläger nicht geltend gemacht werden. 

Vom Kläger iſt entgegnet worden, ſelbſtverſtändlich verlange er 
Schadenerſatz vom Bellagten inſoweit nicht, als er von der⸗ 
Berufsgenoſſenſchaft Entſchädigung erlangt habe; nähere An⸗ 

gaben darüber, wieweit das geſchehen ſei, hat ſein Prozeß⸗ 

vertreter nicht machen können. Das LG. verurteilte dem 
Grunde nach, das OLG. wies die Berufung zurück, das RG. 
hob teilweiſe auf und erkannte abändernd dahin, daß der vom 
Kläger erhobene Anſpruch, ſoweit er auf Bezahlung von 
2248 Mark 20 Pf. nebſt Zinſen zu 4 vom Hundert ſeit dem 
11. Januar 1904 gerichtet iſt, dem Grunde nach nur inſoweit 
für berechtigt erklärt wird, als er nicht nach 8 151 des Unfall⸗ 

verſicherungsgeſetzes für Land⸗ und Forſtwirtſchaft vom 30. Juni 
1900 auf die land⸗ und forſtwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft 
in Dresden übergegangen iſt; in Höhe des auf dieſe Genoſſen⸗ 
ſchaft übergegangenen Teilbetrags der 2248 Mark 20 Pf. 
ſamt Zinſen wird die Klage abgewieſen. Im übrigen wird die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das 
Berufungsgericht zurückverwieſen. Das Berufungsgericht hat 
hierüber ausgeführt: Jetzt handele es ſich zunächſt nur darum, 
feſtzuſtellen, ob den Beklagten überhaupt eine Entſchädigungs⸗ 
pflicht treffe, einer Entſcheidung hierüber bedürfe es für den 

Kläger unter allen Umſtärden zur Erlangung deſſen, was er 
über die ihm von der Unfallverſicherung gewährte Emſchädigung 
hinaus zum Ausgleich ſeines Schadens zu beanſpruchen habe. 
Daß fein Schaden mehr betrage, als was er von der Unfall: 
verſicherung erhalte, ſei nach den inſoweit beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen ohne weiteres gewiß. Es beſchwere den 
Beklagten nicht, wenn ſeine Verpflichtung zum Schadenerſatz 
von der erſten Inſtanz im allgemeinen feſtgeſtellt worden ſei, 


und die Frage, inwieweit der von ihm zu vergütende Schaden 


ſpäter an den Kläger ſelbſt oder an die Berufsgenoſſenſchaft 
zu leiſten ſein werde, offengelaſſen bleibe. Es ſei auch ent⸗ 
behrlich, dies in der Urteilsformel beſonders auszuſprechen. 
Der Kläger habe ausdrücklich erklärt, daß er das, was er von 
der Berufsgenoſſenſchaft erhalte, nicht vom Beklagten fordere; 


ſo ſei der Schadenanſpruch des Klägers auch von vornherein 
gemeint geweſen und in dieſem Sinne ſei auch die vom Be⸗ 
rufungsgericht aufrecht erhaltene Feſtſtellung des Landgerichts 
zu verſtehen: Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von Rechts⸗ 


irrtum. Soweit dem Kläger nach Maßgabe des LwuVerſc. 


ein Entſchädigungsanſpruch an die Berufsgenoſſenſchaft erwachſen 


iſt, iſt der ihm an den Beklagten zuſtehende Schadenerſatz⸗ 
anſpruch auf die Berufsgenoſſenſchaft übergegangen (vgl. RG. 
60, 200 flg.), der Kläger iſt daher inſoweit zur Verfolgung des 
Anſpruchs nicht mehr legitimiert; er kann in dieſem Umfange 
auch keine Feſtſtellung der Schadenerſatzpflicht des Beklagten 


verlangen und vollends unmöglich ift es, daß über dieſen Teil 


der Schuld des Beklagten, für den ihm allein die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft als Gläubigerin gegenüberfteht, im gegenwärtigen 


Prozeſſe eine Vorabentſcheidung über den Grund des Anſpruchs 
ergehen könnte. Gegenſtand einer ſolchen kaun vielmehr ſelbſt⸗ 
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berſtändlich nur der Teil des Geſamtanſpruchs fein, bezüglich: 


deſſen der Kläger ſelbſt Gläubiger geblieben iſt. Es mußte 
deshalb, wenn der Kläger den Schadenerfatzanſpruch bezüglich 
des vollen ihm erwachſenen Schadens geltend gemacht hat, die 
Entſcheidung, in welcher der Klageanſpruch als dem Grunde 
nach berechtigt erklärt wurde, auf den nicht auf die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft übergegangenen Teil des Geſamtanſpruchs be⸗ 
ſchränkt, und im übrigen die Klage abgewieſen werden. Das 
Berufungsgericht hat freilich angenommen, in Wirklichkeit habe 
der Kläger ſeinen Anſpruch auf denjenigen Teil des Geſamt⸗ 
ſchadens beſchräuken wollen, der nicht auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft übergegangen ſei, ſo ſei der Klageantrag von Haus aus 
gemeint geweſen. Dieſe Annahme iſt aber ungerechtfertigt, fie 
ſteht mit der Faſſung des Klagantrags in Widerſpruch. Das 
Verlangen, der Beklagte ſolle ihm, dem Kläger, den durch den 
Unfall vom 2. Auguſt 1903 bisher entſtandenen Schaden mit 
2248 Mark 20 Pf. erſtatten und dieſen Betrag von der Klag⸗ 
juſtellung an verzinſen, kann nicht anders als dahin verſtanden 
werden, der Beklagte ſolle zur Zahlung von 2248 Mark 20 Pf. 
an den Kläger verurteilt werden, and auch bei dem Klag⸗ 
antrage c (der unter d kommt hier nicht in Betracht) liegt nicht 
das mindefte vor, was zu der Auslegung berechtigte, daß der 
Kläger von der zur Ausgleichung ſeines Schadens zu ge⸗ 
währenden Rente nur einen Teil für ſeine Perſon fordern wolle. 
Nach dem Tatbeſtande I. Inſtanz hat der Beklagte dort den 
Emwand, daß der etwa dem Kläger erwachſene Schadenserſatz⸗ 
anſpruch zum Teil auf eine Berufsgenoſſenſchaft übergegangen 
ſei, überhaupt nicht vorgeſchützt. Es iſt das an ſich auffällig, 
da dieſer Emwand in dem vorbereitenden Schriftſatze vom 
7. April 1904 angekündigt worden war und der Kläger im 
Schriftſatze vom 7. April 1904 zugegeben hatte, daß er als 
freiwillig verſicherter Betriebsunternehmer bei der land⸗ und 
forſtwutſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft zu Dresden gegen 
Unfall verſichert geweſen und ihm, aber erſt nach der Klag⸗ 
zuſtellung — für die Zeit vom 2. November 1903 ab — eme 
Unfallrente zugebilligt worden ſei. Da dieſe Anführungen aber 
weder in dem Tatbeſtande des erſten Urteils wiedergegeben, 
noch die betreffenden Schriftſätze als vorgetragen angezogen 
worden ſind, ſo muß angenommen werden, daß dieſer Teil des 
Streitmaterials in der mündlichen Verhandlung vor dem Land⸗ 
gerichte nicht zum Vortrag gelangt iſt. Nach dem vorſtehend 
bemerkten enthielt die von dem Kläger erſt in der Berufungs⸗ 
verhandlung abgegebene Erklärung, es komme ihm ſelbſt⸗ 
berftändlich nicht in den Sinn, die doppelte Vergütung für den 
erwachſenen Schaden zu fordern, und er laſſe ſich, ſoweit er 
wegen des Unfalls bisher von der Berufsgenoſſenſchaft Ent⸗ 
ſcädigung erlangt habe, dieſe Leiſtungen natürlich auf feine 
Schadenforderung gegen den Beklagten anrechnen, den Ausdruck 
ſeines Willens, ſich an der eingeklagten Forderung Kürzungen 
gefallen zu laſſen, nicht aber kann daraus entnommen werden, 
daß der Kläger von Haus aus ſeinen Klagantrag in einem 
andern als dem aus dem Wortlaut ſich ergebenden Sinne 
gemeint gehabt habe. Der Kläger hat aber auch in II. Inſtanz 
den Klagantrag nicht geändert, die Klage nicht zu einem Teile 
urüdgenommen. Das Berufungsgericht hätte deshalb eine dem 
unſtreitigen Einwande des Beklagten entſprechende Abweiſung 


eines Teils der Klage ausſprechen ſollen. Korrekt wäre es 
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geweſen, den Betrag, zu welchem die Schadenerſatzforderung 
des Klägers auf die Berufsgenoſſenſchaft übergegangen iſt, 
ſchon in dem Verfahren über den Grund des Klaganſpruchs 
ziffermäßig feſtzuſtellen, es erſcheint aber nicht ausgeſchloſſen, 
dieſe Bezifferung dem weiteren Verfahren vorzubehalten. Dem⸗ 
gemäß war jetzt auf die Reviſion des Beklagten der Ausſpruch 
der Vorinſtanzen, daß der Klaganſpruch dem Grunde nach be⸗ 
rechtigt ſei, dahin einzuſchränken, daß er dies nur inſoweit ſei, 
als er nicht nach 8 151 LwuVerſG. auf die betreffende Ber 
rufsgenoſſenſchaft übergegangen iſt. Eine ſolche Entſcheidung 
und eine entſprechende Klagabweiſung war aber aus prozeſſualem 
Grunde nur bezüglich des Klaganſpruchs 2, nicht hinſichtlich 
desjenigen unter c möglich, da es bezüglich des letzteren an 
einer Bezifferung des Betrags, den der Kläger fordert, mangelt, 
ein Streit über den Betrag alſo gar nicht vorliegen kann. Bei 
dieſer Sachlage hätte bezüglich des Klaganſpruchs e und ebenſo 
desjenigen unter b, für den das gleiche gilt, eine Vorabent⸗ 
ſcheidung über den Grund des Anſpruchs überhaupt nicht ge⸗ 
troffen werden dürfen, da nach § 304 ZPO, die dort geordnete 
Zwiſchenentſcheidung nur erlaſſen werden darf, wenn ein An⸗ 
ſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig iſt (vgl. RG. 58, 
232; 56, 120). J. c. B., U. v. 29. Jan. 06, 172/05 VI. 
— Dresden. | | 

19. S 304 3PO. Auch im Verfahren über den Grund 
des Anſpruchs muß die Frage, ob ein Schadenserſatzanſpruch 
auch auf eine Kaſſe oder Anſtalt nach den Verſicherungs⸗ 
geſetzen ganz oder teilweiſe übergegangen ſei, entſchieden 
werden.] ö 
Nachdem das RG. ein Urteil des KG. aufgeboben und 
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
ans Berufungsgericht zurückverwieſen hatte, iſt am 29. Januar 
1904 von Seiten de letztern auf Berufung des Klägers 
das Urteil des LG. dahin abgeändert worden, daß der auf 
Schadenserſatz gegen eine Straßenbahn gerichtete Klage⸗ 
anſpruch dem Grunde nach im Umfange eines Viertels 
für gerechtfertigt erklärt, im Umfange von drei Vierteln als 
unbegründet zurückgewieſen iſt, und iſt die Sache zur weitern 


Verhandlung und Entſcheidung über den Betrag des An⸗ 


ſpruches an das Gericht der erſten Inſtanz zurückverwieſen 
worden. Das LG. verurteilte nunmehr die Beklagte, dem 
Kläger 82,50 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 4. De⸗ 
zember 1901, ferner vom 7. Dezember 1901 ab eine Jahres- 
rente von 286 Mark in vierteljährlichen Vorausraten von 
71,50 Mark zu zahlen; zugleich iſt mit der Mehrforderung 
der Kläger abgewieſen worden. Auf Berufung der Beklagten 
iſt vom KG. dieſes Urteil dahin abgeändert worden, daß die 
Beklagte nur verurteilt iſt, dem Kläger vom 7. Dezember 1901 


ab eine Jahresrente von 137,20 Mark in vierteljährlichen 


Vorausraten von 34,30 Mark zu zahlen, der Kläger aber 
mit der Mehrforderung abgewieſen iſt. Das RG. hob auf 


Reviſion des Klägers auf: Das Berufungsurteil iſt in ſeinem 


ganzen Umfange deshalb unhaltbar, weil es gegen die Rechts⸗ 
kraft der Entſcheidung vom 29. Januar 1904, daß der er⸗ 
hoͤbene Klageanſpruch dem Grunde nach zu einem Viertel 
berechtigt ſei, verſtößt. Auch bei der Frage, ob ein geſetz⸗ 
licher Schadenserſatzanſpruch nach den Beſtimmungen der 
Verſicherungsgeſetze auf eine Kaſſe eder Anſtalt uſw. ganz 
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oder teilweiſe übergegangen ſei, handelt es ſich um den 
Grund, nicht um den Betrag des Anſpruches; ſoweit der 
Kläger infolge eines ſolchen Überganges nicht aktiv legitimiert 
iſt, iſt ihm der Anſpruch auch dem Grunde nach teilweiſe 
abzuſprechen, wenn auch eben nur dem Grunde nach, alſo 
durch Hinzufügung einer Einſchränkung zu dem gemäß 8 304 
ZPO. ergehenden Zwiſchenurteile. Daher muß der Bes 
klagte ſchon in dem Verfahren über den Grund die be⸗ 
treffende Einwendung, wenn er ſie nicht verlieren will, 
vorbringen, bezw. der Richter, wenn er überhaupt Anlaß dazu 
hat, ſchon in dieſem Verfahren darauf bezügliche Fragen 
ſtellen. Möglicherweiſe könnte in einem Falle, wie dem vor⸗ 
liegenden, wo der Klaganſpruch dem Grunde nach ohne jede 
Einſchränkung rechtskräftig für berechtigt erklärt iſt, unter 
Umſtänden einmal der S 767 ZPO. eingreifen; hier braucht 
darauf deshalb nicht weiter eingegangen zu werden, weil nach 
den Tatbeſtänden der in den vorigen Inſtanzen ergangenen 
Urteile ſchon ſeſtſteht, daß die Vorausſetzung des Abſ. 2 
daſelbſt, daß die Gründe der fraglichen Einwendungen erſt 
nachträglich entſtanden wären, hier nicht vorliegt. K. c. 
Straßenbahn, U. v. 29. Jan. 06, 178/05. VI — Berlin. 

20. 8 313 Ziffer 3 verb. mit SS 526, 565 ZPO. Nichts 
erwähnung eines aufhebenden Reviſionsurteils in dem ander⸗ 
weiten Berufungsurteil. 

In dem Tatbeſtande des angefochtenen Berufungsurteils 
iſt die Tatſache, daß das Berufungsgericht in dieſem Rechts⸗ 
ſtreite ſchon vorher ein, auf die Reviſion des Beklagten vom 


erkennenden Senate aufgehobenes Urteil erlaſſen hatte, über⸗ 


haupt nicht erwähnt, und auch in den Gründen iſt ſie nur ge⸗ 
legentlich geſtreift. Die Reviſion iſt der Meinung, daß hier⸗ 
durch der § 313 Ziff. 3 in Verbindung mit den 88 526, 
565 ZPO. verletzt ſei. Dieſer Angriff kann indeſſen nicht 
zur Aufhebung des Urteils führen. Das erſte Berufungsurteil 
und das Reviſionsurteil in der mündlichen Verhandlung vor⸗ 
zutragen, war Sache der Parteien; aus dem Stillſchweigen des 
Tatbeſtandes ließe ſich zunächſt nur folgern, daß ſie dieſer 
Aufgabe nicht nachgekommen und auch vom Gerichte nicht 
dazu aufgefordert worden ſind. Es wird indeſſen angenommen 
werden dürfen, daß beide Urteile vorgetragen worden ſind. 
Dies vorausgeſetzt, hätte jede Partei die Erwähnung des Vor⸗ 
trags im Tatbeſtande durch einen Antrag auf Berichtigung des 
Tatbeſtandes herbeiführen können. Auffallend iſt die formelle, 
äußerliche Nichtbeachtung des Reviſionsurteils allerdings. Das 
Berufungsurteil würde aber nur dann der Aufhebung unter⸗ 
liegen, wenn der gerügte Mangel die Prüfung, ob das neue 
Urteil der Vorſchrift des 8 565 Abſ. 2 ZPO. genügt, 
unmöglich machte, oder wenn ein poſitiver Verſtoß gegen die 
erwähnte Vorſchrift vorläge. Beides iſt nicht der Fall. Der 
Beklagte hat das Reviſionsurteil in Händen; er kann die 
daraus erſichtliche rechtliche Beurteilung der Sache mit dem 
neuen Berufungsurteil vergleichen, auch ohne daß das erſte in 
dem zweiten erwähnt iſt. Sachliche Abweichungen von dieſer 
rechtlichen Beurteilung weiſt das jetzt angefochtene Urteil nicht 
auf. F. c. H., U. v. 26. Jan. 06, 496/05 VII. — 
Jena. 

21. 8 383 3PO. Zeugnisverweigerung eines Notars 
wegen Beteiligung ſolcher Perſonen an einer Verhandlung, die 


N 6. 1906. 


ihn von feiner Verpflichtung zur Amtsverſchiegenheit nicht ent 
binden können.] 

Der Beſchwerdeführer iſt in ſeiner Eigenſchaft als Notar 
zu der Verhandlung vom 30. Juni 1900 zugezogen worden. 
Er wäre daher an ſich befugt, über den Hergang in jener Ver⸗ 
handlung das Zeugnis zu verweigern, da es inſoweit ſich um 
Tatſachen handelt, von denen er in ſeiner Eigenſchaft und amtlichen 
Tätigkeit als Notar Kenntnis erhalten hat. Das dies genügen muß, 
um die Tatſachen als dem Notar „anvertraut“ im Sinne des 8 383 
Nr. 5 ZPO. zu erachten, hat der jetzt entſcheidende Senat des 
RG. in Übereinftimmung mit früheren Entſcheidungen in dem 
Beſchluſſe vom 10. Dezember 1902 (RG. 53, 168) bereits aus⸗ 
geſprochen. Nun iſt aber der Beſchwerdeführer ſeitens der 
Parteien, ſowie ſeitens anderer Beteiligten von ſeiner Ver⸗ 
pflichtung zur Amtsverſchwiegenheit entbunden worden. Damit 
entfällt für ihn das Recht zur Zeugnisverweigerung, ſoweit dieſe 
Beteiligten in Betracht kommen. Beteiligt an jener Verhandlung 
war aber auch die N. G.⸗Bank. Sie war freilich nur infoweit 
beteiligt, als ſie auf Veranlaſſung der Beklagten eine Zeſſion 
ausgeſtellt hat, ein Punkt, der zwiſchen den Parteien nicht 
ſtreitig iſt. Dem eigentlichen Streitpunkte, nämlich dem dieſer 
Zeſſion zugrunde liegenden oder aus ihr hervorgegangenen Rechts⸗ 
verhältniſſe der Parteien, ſteht ſie als Unbeteiligte gegenüber. 
Immerhin hat ſie durch ihren Vertreter, dem Bankdirektor F., an 
der Verhandlung 1900 teilgenommen, und deshalb muß dem 
Beſchwerdeführer die Befugnis zuerkannt werden, ſein Zeugnis 
über jene Verhandlung inſoweit zu verweigern, als es ſich dabei 
um die Mitwirkung des F. und die von dieſem abgegebenen 
Erklärungen handelt. Damit ſcheiden diejenigen Fragen des 
Beweisbeſchluſſes, die ſich auf F. und deſſen Teilnahme an der 
Verhandlung beziehen, für den Beſchwerdeführer bei Abgabe 
ſeiner Zeugenausſage aus; daß dadurch die Erledigung des 
Beweisbeſchluſſes überhaupt in Frage geſtellt würde, iſt nicht 
richtig. Er läßt ſich durch die Vernehmung des Beſchwerde⸗ 
führers als Zeugen ſehr wohl erledigen, auch wenn man aus 
ſeinem Inhalt die Mitwirkung des F. und die von ihm ab⸗ 
gegebenen Erklärungen ausſchaltet. G. c. K., Beſchl. v. 3. Febr. 06, 
B 21/06 V. — Berlin. 

22. 5 546 ZPO. 8 70 Abſ. 3 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes verb. mit 5 39 Abſ. 3 des Preuß. Ausführungsgeſetzes. 
Reviſionsſumme nicht vorhanden, wenn nach Aufhebung eines 
Arreſtes vom Gerichtsvollzieher, der die Pfändung vor⸗ 
genommen hat, die Herausgabeanſprüche des Pfandgegen⸗ 
ſtandes vor Bezahlung der Lagerkoſten unter 1500 Mark ver⸗ 
langt wird.] 

Der verklagte Gerichtsvollzieher hat am 16. Auguſt 1902 
im Auftrag des Ingenieurs C. auf Grund eines vom AG. I 
in Berlin gegen die Klägerin erlaſſenen Arreſtbefehls ein der 
Klägerin gehöriges Automobil gepfändet und zur Pfand⸗ 
kammer geſchafft. Durch rechtskräftige Urteile iſt der Arreſt⸗ 
befehl aufgehoben, C. mit der gegen die Klägerin erhobenen 
Klage abgewieſen und auf die Widerklage zur Herausgabe des 
Automobils an die Klägerin verurteilt worden. Die von 
der Klägerin verlangte Herausgabe verweigerte der Beklagte, 
ſolange nicht die Lagerkoſten von 875 Mark an ihn bezahlt 
ſeien. Die Klage wurde abgewieſen, die Reviſion als un⸗ 
zuläſſig verworfen: Unter den im 8 39 Ziff. 3 AG. er⸗ 


= 
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wähnten Anſprüchen gegen öffentliche Beamte wegen Über 
ſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe oder wegen pflichtwidriger 
Unterlaſſung von Amtshandlungen find alle Anſprüche wegen 
Verſchuldens im amtlichen Verhalten zu verſtehen (vgl. RG. 
40, 202 ff.; 32, 373 ff.; 20, 388 ff.; Urteil des VI. 38. 
vom 17. März 1902 in Gruchots Beitr. 46, 1085). Die 
Klägerin behauptet aber nicht, daß ihr infolge eines pflicht⸗ 
wigrigen Verhaltens des Beklagten Koſten entſtanden ſeien, 
und der Beklagte fie ſchadlos zu halten habe, ſondern fie 
beſtreitet im Wege der negativen Feſtſtellungsklage die Be⸗ 
hauptung des Beklagten, daß die Lagerkoſten, welche dem 
Beklagten durch Unterbringung des Automobils in der 
Pfandkammer erwachſen find, von ihr zu erſtatten ſeien. 
Dieſer Feſtſtellungsanſpruch gründet ſich nicht auf ein Ver⸗ 
ſchulden des Beklagten, ſondern darauf, daß der Beklagte die 
Lagerkoſten nach 8 29 der Gerichtsvollzieherordnung vom 
31. März 1900 ſelbſt zu tragen habe und ſich wegen des 
Ersatzes derſelben nur an feinen Auftraggeber (5 19 GVGebd. 
(vom 24. Juni 1878 / 20. Mai 1898 RGBl. 1898, 687) 886 
Ziff. 9 der Geſchäftsanweiſung vom 1. Dezember 1899 in 
Verbindung mit 8 66 Ziff. 7 vorletzter Satz der Gerichts⸗ 
bollzieherordnung und § 62 Abſ. 4 der Geſchäftsanweiſung) 
nicht aber an die Klägerin halten könne. Wenn die Klägerin 
in der Klage unter Hinweis auf $ 86 Ziff. 5 und 9 der 
Geſchäftsanweiſung und 8 934 ZPO. geltend gemacht hat, 
daß der Beklagte unrichtig verfahren habe, ſo iſt dies uner⸗ 
heblich; denn dieſe Ausführung betrifft nur die Frage, in 
welcher Weiſe der Beklagte hätte vorgehen ſollen, um die 
Entſtehung oder das Anwachſen der Lagerkoſten zu verhüten 
und ſich den Erſatz derſelben durch ſeinen Auftraggeber zu 
ſicern. Zur Begründung der Klage war dieſe Ausführung 
weder erforderlich noch geeignet. Ebenſowenig können die 
rechtlichen Ausführungen der Klägerin, die ſich gegen ein 
Zurückbehaltungsrecht des Beklagten richten, als Klagegrund 
angeſehen werden; Gegenſtand der negativen Feſtſtellungsklage 
iſt nicht ein vom Beklagten in Anſpruch genommenes Zurück⸗ 
behaltungsrecht, ſondern lediglich ſein Anſpruch auf Erſatz der 
Lagerkoſten. Auch der weitere Antrag — daß der Beklagte 
demgemäß verpflichtet ſei, das Automobil der Klägerin koſten⸗ 
frei herauszugeben — gründet ſich nicht auf ein Verſchulden 
des Beklagten; ſeine Grundlage iſt vielmehr das Eigentum, 
das der Klägerin an dem Automobil unbeſtritten zuſteht. 
Die Reviſion würde hiernach nur zuläſſig fein, wenn die 
Reviſionsſumme vorhanden wäre. Das iſt aber nicht der 
Fall. Nach dem Klageantrage und den demſelben ſtatt⸗ 
gebenden Entſcheidungen der Vorinſtanzen iſt Gegenſtand des 
Rechtsſtreites der Anſpruch des Beklagten auf Erſatz der 
Lagerkoſten. Die Verpflichtung zur Herausgabe des Auto⸗ 
mobils iſt nur als eine aus der Entſcheidung der ſtreitigen 
Frage ſich von ſelbſt ergebende Schlußfolgerung in den Klage⸗ 
antrag aufgenommen, bildet aber nicht den Gegenſtand eines 
ſelbſtändigen Antrages. Dementſprechend iſt auch in den 
Vorinſtanzen der Wert des Streitgegenſtandes nur nach dem 
Betrage der Lagerkoſten ohne Berückſichtigung des weit 
höheren Wertes des Automobils auf 900 bis 1200 Mark 
ſeftgeſetzt worden. Bei dieſer Sachlage iſt der $ 6 nicht 
anwendbar, und der Wert des Automobils muß für die 
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Berechnung der Reviſionsſumme außer Betracht bleiben. Nach 
der zugeſtandenen Angabe des Reviſionsklägers betragen die 
Lagerkoſten 875 Mark. H. c. C., U. v. 30. Jan. 06, 303/05 III. 
— Berlin. 

23. SS 569 Abſ. 2, 574 Abſ. 2 verb. mit 8 97 ZPO. 
Beſchwerde an das Reichsgericht über Verweigerung des Armen⸗ 
rechts ſind zu Protokoll des Gerichtsſchreibers oder durch einen 
Rechtsanwalt einzulegen. Koſtenlaſt.] 

Das OLG. hat mit Beſchluß das Geſuch des Beklagten, 
um Bewilligung des Armenrechts für die Berufungsinſtanz 
wegen Ausſichtsloſigkeit der weiteren Rechtsverfolgung abgelehnt. 
Nach der ausdrücklichen Vorſchrift des §S 569 Abſ. 2 der Zivil⸗ 
prozeßordnungsnovelle vom 5. Juni 1905 konnte gegen dieſen 
Beſchluß eine Beſchwerde nur durch Erklärung zum Protokoll 
des Gerichtsſchreibers des OLG. oder durch Einreichung einer 
zum Protokolle des Gerichtsſchreibers eines AG. erklären oder 
von einem Rechtsanwalt unterzeichneten Beſchwerdeſchrift er⸗ 
folgen. Entgegen dieſer geſetzlichen Vorſchrift hat der Beklagte 
Beſchwerde in Form eines von ihm allein unterzeichneten Schrift⸗ 
ſatzes bei dem OLG. eingereicht, das OLG. hat daher gemäß 


8 574 Abſ. 2 ZPO. die Beſchwerde als unzuläſſig koſtenfällig 


verworfen. Gegen dieſen Beſchluß hat der Beklagte zwar recht⸗ 
zeitig, aber nicht in der gehörigen Form gemäß § 574 Abſ. 2 
ZPO. den Antrag auf Entſcheidung des RG. geſtellt. Der 
Antrag iſt nämlich geſtellt in einem vom Beklagten allein unter⸗ 
zeichneten Schrifiſatz. In der Begründung zu gedachter Novelle 
vom 5. Juni 1905 wird ausdrücklich ausgeführt, daß der An⸗ 
trag auf Entſcheidung des RG. bei demſelben Gericht und in 
denſelben Formen wie die Beſchwerde anzubringen iſt, weil der 
Beſchwerdeführer durch den Antrag zu erkennen gebe, daß er 
die Beſchwerde aufrecht erhalte, ſomit der Antrag den Regeln 
der Beſchwerde folge. Damit iſt die Begründung davon aus⸗ 
gegangen, daß der Antrag auf Entſcheidung des RG. in gleicher 
Weiſe wie die Beſchwerde des 5 569 Abſ. 2 ZPO. nur durch 
Erklärung zum Protokoll des Gerichtsſchreibers des OLG. oder 
durch Einreichung eines zum Protokoll des Gerichtsſchreibers 
eines AG. erklärten oder von einem Rechtsanwalt unterzeich⸗ 
neten Antrag erfolgen kann. In dem Geſetz ſelbſt hat zwar 
die obengedachte Stelle der Begründung keinen beſonderen Aus⸗ 
druck gefunden; allein es ergibt ſich von ſelbſt, daß der Antrag 
auf Entſcheidung der höchſten Inſtanz keinen geringeren Form⸗ 
erforderniſſen unterſtehen kann und unterſtehen ſollte, als die 
Beſchwerde, welche das OLG. nach § 574 Abſ. 2 ZPO. zu 
vorbeſcheiden hat; denn der Antrag bedeutet inhaltlich eine 
Wiederholung der Beſchwerde. Auf dieſe Auffaſſung weiſt auch 
der Zweck des Geſetzes vom 5. Juni 1905 hin, welches durch 
Aufſtellung des Formzwanges eine Entlaſtung des RG. von 
langen, unklar und verworren abgefaßten Beſchwerden anſtrebt. 
Ausweislich der Begründung des Entwurfs ſowie ausweislich 
des Berichts der XI. Kommiſſion über den Entwurf eines Ge⸗ 
ſetzes, betreffend Anderung der ZPO. Nr. 415 der Druckſachen, 
11. Legislaturperiode I. Seſſion, 1903/1905 Nr. 782 S. 45 
hatte man bei der Faſſung des 8 574 Abſ. 2 gerade Armen⸗ 
ſachen im Auge, welche dem Anwaltszwange nicht unterliegen, 
und daher im Beſchwerdeverfahren einer klaren Darſtellung be⸗ 
ſonders bedürftig ſind. Aus dieſen Erwägungen erweiſt ſich 
der Antrag des Beklagten als unzuläſſig. Die Gleichſtellung 
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eines Antrags aus 8 574 Abſ. 2 ZPO. mit einer Beſchwerde 
zieht hinſichtlich der Koſten auch die Folgen des §8 97 Abi. 1 
ZPO. nach ſich. Darnach waren die Koſten, die durch das 
Verfahren über den Antrag erwachſen, dem Antragſteller auf⸗ 
zuerlegen. Der Senat tritt damit nicht in Widerſpruch mit 
Entſcheidung des V. ZS. vom 13. Dezember 1904 in Sachen 
D. gegen W. B 341/05; JW. 1906, 68, 22. W. c. K., 
Beſchl. v. 26. Jan. 06, B 4/96 II. — Breslau. | 

24. 5 807 3PO. in Verbindung mit § 839 Abſ. 3 BGB. 
Fahrläſſige Verletzung der Amtspflicht des Richters durch Ab⸗ 
nahme des Offenbarungseides und Haftentlaſſung des Schuldners 
bei unvollſtändigem Vermögensverzeichnis; Unzuläſſigkeit der 
Niederſchlagung von Gerichtsvollziehergebühren.] | 

Die Ausführung des Berufungsgerichts, daß der beklagte 
Richter dadurch, daß er den im Auftrage der Klägerin verhafteten 
Reſtaurateur F., ohne auf die Ergänzung des von dieſem vor⸗ 
gelegten, in betreff ſeiner Außenſtände nur den Vermerk 
„100 Mark Forderungen“ enthaltenden Vermögensverzeichniſſes 
hinzuwirken, mit dem Offenbarungseide belegte und aus der 
Haft entließ, fahrläſſig eine ihm der Klägerin gegenüber ob⸗ 
liegende Amtspflicht verletzt hat, wird zu Unrecht von der 
Reviſion angegriffen mit dem Einwand, daß von einer ſorg⸗ 
fältigen Prüfung, ob Grund und Beweismittel in betreff der 
Forderungen gemäß § 807 ZPO. angegeben find, ſchon bei 
der Menge der ſich in der Regel zuſammendrängenden Termine 
nicht die Rede ſein könne, daß aber auch der Richter davon 
ausgehen dürfe, daß die Partei ſelbſt eventuell eine nähere 
Subſtantiierung des Verzeichniſſes mit Leichtigkeit werde herbei⸗ 
führen können, da die Schuldner keinen Grund hätten, nach 
Leiſtung des Eides die nähere Subſtantiierung des beſchworenen 
Verzeichniſſes abzulehnen. Nach Maßgabe des §S 807 ZPO. 
iſt der Schuldner verpflichtet, in betreff ſeiner Forderungen den 
Grund und die Beweismittel zu bezeichnen. Dieſe Verpflichtung 
nötigt ihn für den Fall, daß er zur Angabe des Grundes oder 
der Beweismittel ſich außerſtande ſieht, zur Bezeichnung des 
Hinderniſſes. Das ergibt ſich als Selbſtfolge aus dem ſeiner 
Verpflichtung unterliegenden Zweck, dem Gläubiger die Prüfung, 
ob er Zwangsvollſtreckungsanträge bezüglich der Forderungen 
mit Erfolg ſtellen kann, zu ermöglichen. Ein Vermögensver⸗ 
zeichnis, welches in betreff der Forderung Grund und Beweis⸗ 
mittel nicht anführt, ohne die Nichtanführung zu begründen, 
iſt daher gleich dem Verzeichnis, in dem der Ort, an dem ſich 
die benannten Sachen befinden, ohne Begründung nicht an⸗ 
gegeben iſt, als das vom Geſetz verlangte Verzeichnis nicht 
zu erachten. Die Vorlegung des ordnungsmäßigen Vermögens⸗ 
verzeichniſſes iſt Vorbedingung der Eidesleiſtung in der Weiſe, 
daß das Gericht zur Eidesabnahme nicht ſchreiten darf, ſolange 
ſolches nicht vorliegt; denn der dem Gläubiger durch 8 807 
ZPO. gewährte Prozeßanſpruch hat die Verpflichtung des 
Schuldners, die Richtigkeit des Vermögensverzeichniſſes durch 
aſſertoriſchen Eid zu beftätigen, zum Inhalt. Die Verletzung der 
Amtspflicht, welche dem Beklagten ſonach zur Laſt fällt, gereicht 
ihm zur Fahrläſſigkeit nicht minder in dem Falle, daß er an dem 
Tage, an dem der Schuldner die Eidesabnahme beantragte, eine 
ſehr erhebliche Zahl von Offenbarungseiden abzunehmen hatte. 
Auch bei nur oberflächlicher Prüfung des kurz gehaltenen 
Vermögensverzeichniſſes war der ihm anhaftende Mangel nicht 
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zu überſehen. Verfehlt ebenſo iſt der weitere, aus der Nicht⸗ 
anwendung des 8 839 Abſ. 3 BGB. entnommene Einwand. 
Die Reichsgeſetzgebung hat die Gerichtsvollziehergebühren von 
den übrigen Gerichtsgebühren ausgeſchieden und durch beſonderes 
Geſetz geregelt. Aus der durch §8 6 GKG. den Gerichten 
bezüglich der letztgenannten Gebühren beigelegten Befugnis der 
Niederſchlagung kann daher die gleiche Befugnis bezüglich der 
erſtgenannten Gebühren auch dann nicht abgeleitet werden, 
wenn von dem im 8 24 Abſ. 2 GWGebO. vorgeſehenen Bor: 
behalt bundesſtaatlicherſeits Gebrauch gemacht iſt und den 
Gerichtsvollziehern eine anderweitige Vergütung gewährt wird. 
Die Klägerin war daher nicht in der Lage, den Schaden durch 
Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden. N. c. H., U. v. 
30. Jan. 06, 261/05 III. — Breslau. 

25. SS 1025, 1026 ZPO. Zuläſſigkeit eines Schieds⸗ 
vertrages über Teile eines Rechtsverhältniſſes, Wirkung eines 
nur einen Teil des Streitpunktes entſcheidenden Schieds⸗ 
ſpruches.] 
Es bedarf bei der hier ſtreitigen Frage, ob der zwiſchen 
Parteien gefällte Schiedsſpruch gültig iſt, zuerſt der Prüfung, 
ob ein Streit in dem Umfange, in welchem er der von den 
Schiedsrichtern getroffenen Entſcheidung entſpricht, ſich zum 
Gegenſtande eines Schieds vertrages eignet, da, wenn dies 
zu verneinen wäre, ſchon daraus von ſelbſt die Ungültigkeit 
des gefällten Spruches folgen würde. Nach den 88 1025, 
1026 ZPO. hat der im genannten Geſetze geregelte Schieds⸗ 
vertrag eine „Rechtsſtreitigkeit“ ein ſtreitiges „Rechtsverhältnis“ 
zum Gegenſtande. Aus der Anwendung des letztgenannten 
Ausdrucks folgt jedoch nicht, daß nur ein Rechtsverhältmis 
in ſeiner Totalität als zuläſſiger Gegenſtand eines Schieds⸗ 
vertrages gewollt wäre, vielmehr können auch Teile eines 
Rechtsverhältniſſes nicht als ausgeſchloſſen betrachtet werden. 
Zu der gegenteiligen Auffaſſung, durch welche der Wert des 
Inſtituts der Schiedsgerichte eine erhebliche Minderung er⸗ 
leiden würde, nötigt der Wortlaut des Geſetzes nicht. Im 
vorliegenden Falle handelt es ſich für die Schiedsrichter, 
ſoweit dieſe überhaupt tätig werden wollten, zuerſt um die 
Frage, auf welche Summe der Hauptanſpruch der Klägerin 
urſprünglich ſich belief und zwar als ein rechtsbegründeter, 
gegen Einreden geſicherter Anſpruch, auf welchen nur noch 
gewiſſe, von den Schiedsrichtern nicht feſtgeſetzte, Zahlungen 
anzurechnen waren. Die Entſcheidung hatten die Schiedsrichter 
im Wege tatſächlicher Würdigung und durch Anwendung von 
Rechtsnormen auf die feſtgeſtellten Tatſachen zu gewinnen. 
Daß es ſich dabei um eine Entſcheidung über einen Teil 
eines ſtreitigen Rechts, um die Entſcheidung einer Rechts⸗ 
ſtreitigkeit handelte, zu deren Herbeiführung ein Schieds⸗ 
vertrag geſchloſſen werden konnte, iſt nicht zu bezweifeln. 
Dasſelbe gilt aber auch von dem zweiten Teile des 
Spruches, d. h. von der Entſcheidung über die Verzinslich⸗ 
keit der Hauptforderung und den Anfangstag der Ver⸗ 
zinſung als Elementen des im ganzen den Zinsanſpruch 
darſtellenden Rechtsverhältniſſes. Zu einer Eingehung auf 
die Frage, ob die Exiſtenz oder Nichteriſtenz eines Tat⸗ 
umſtandes als ſolchen ſich zum Gegenſtande eines Schieds⸗ 
vertrages im Sinne der ZBO. eignet, bietet der vorliegende 
Fall keinen Anlaß. Vgl. hierzu JW. 1893 S. 424 Nr. 7. 
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Es fragt ſich aber weiter, ob der hier gefällte Schiedsſpruch 
nicht infolge davon wirkungslos iſt, daß die Schiedsrichter 
eine geringere als die ihnen tatſächlich geſtellte Aufgabe 
gelöſt, daß ſie eine Entſcheidung gefällt haben, die gerade dem 
Schiedsvertrage gegenüber nur als eine Teilentſcheidung ſich 
darſtellte. Dieſe Frage hat von ſeiten des Berufungsgerichts 
eine ausreichende Würdigung nicht gefunden. Daß die 
inhaltliche Unvollſtändigkeit des Schiedsſpruchs leicht geheilt 
werden konnte, iſt nicht ohne weiteres entſcheidend; für einen 
Schluß a majori ad minus ift auch nicht unbedingt Raum 
gegeben. Es kommt in allen derartigen Fällen auf den den 
Schiedsvertrag beherrſchenden Parteiwillen an, der nicht 
ſtets der gleiche iſt. Derſelbe muß vom Inſtanzrichter durch 
Auslegung ermittelt werden, alſo hat der Berufungsrichter 
dieſer ſich zu unterziehen. Wenn bei dem Abſchluſſe des 
Schiedsvertrages die tatſächlich eingetretene Eventualität, daß 
mr eine Teilentſcheidung erfolgen würde, nicht vom Bewußt⸗ 
kin der Vertagſchließrnden umfaßt iſt, ihr Wille alſo eine 
ſpezielle Richtung in bezug auf dieſelbe nicht gehabt hat, fo 
wird erheblich, was der Konſequenz ihres Vertragswillens 
entſprach und was fie über die eintretenden Folgen beftimmt 
haben würden, wenn ſie die mögliche Eventualität beſonders 
berückſichttigt hätten. Dabei kommt es hauptſächlich auch auf 
den Zweck der Vereinbarung an, für dieſen aber iſt wiederum 
erheblich, nach welcher Richtung hin die Kontrahenten vor: 
nehmlich die Entſtehung von Streitigkeiten aus dem Geſchäfts⸗ 
verhältniſſe beſorgten und welche Seite derſelben ſie als zur 
ſchiedsrichterlichen Entſcheidung vorzugsweiſe geeignet bes 
trachteten. Auch die mögliche Verſchiedenheit der Auffaſſung 
über die eintretenden Rechtsfolgen einerſeits der Gültigkeit 
einer bloßen Teilentſcheidung und andererſeits ihrer Un⸗ 
gültigkeit kann Bedeutung gewinnen. Es wird ferner zu 
prüfen ſein, ob nicht etwa während des Verlaufs des ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahrens die Parteien in eine Einſchränkung der 
den Schiedsrichtern urſprünglich geſtellten Aufgabe gewilligt 
haben. Das angefochtene Urteil war daher aufzuheben und 
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. R. c. R., U. v. 
0. Jan. 06, 213/05 VII. — Hamm. 

Handelsgeſetzbuch. 

26. SS 220, 224 HGB. Folgen der unterlaſſenen 
Führung eines Aktienbuches für den Zeichner von Aktien.] 

Der Beklagte übernahm im Gründungsvertrag 20 Aktien, 
auf welche 25 Prozent eingezahlt ſind. Aktien ſind ſeither nicht 
ausgegeben worden, ſondern nur Interimsſcheine, die auf den 
Namen der Gründer lauten. Die noch einzuzahlenden 75 Prozent 
find von der klagenden A.⸗G. eingefordert worden. Der Be⸗ 
Hagte hat daraufhin keine Zahlung geleiftet, die Behauptungen 
der Klage nicht beſtritten, aber unter Bezugnahme auf 8 220 
HGB. geltend gemacht, er ſei zur Vollzahlung der Aktien nicht 
berpflichtet, weil er ſeine Anteile kurz nach der Gründung der 
Geſellſchaft im Jahre 1900 auf G., der damals Vorſtand der 
Aktiengeſellſchaft war, übertragen habe. Die Veräußerung ſei zum 
Aktienbuch angemeldet und in dieſes eingetragen worden; in 
den Generalverſammlungsprotokollen werde G. als Inhaber 
der von dem Beklagten gezeichneten Aktien aufgeführt. Die 
Klägerin hat dieſe Behauptungen beſtritten und geltend gemacht, 
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daß ein Aktienbuch bei der Geſellſchaft garnicht geführt worden 
ſei. Das LG. wies ab, das OLG. verurteilte durch Teilurteil; 
die Reviſion wurde zurückgewieſen: Durch Berufung auf 8223 
HGB. kann ſich der Beklagte von der ihm nach dem Geſetze 
obliegenden Einzahlungspflicht nicht befreien. Zwar finden 
nach $ 224 auch auf die Eintragung der Interimsſcheine und 
deren Übertragung die Vorſchriften der 88 222 und 22 3 An⸗ 
wendung, und es beſteht deshalb auch für eine Aktiengeſellſchaft, 
welche Interimsſcheine ausgibt, die geſetzliche Verpflichtung, ein 
Aktienbuch zu führen. Welche Folgen es hat, wenn die Aktien⸗ 
geſellſchaft, wie hier feſtgelegt iſt, ein Aktienbuch nicht geführt 
hat, iſt im Geſetze nicht beſtimmt, eine unmittelbare Folge iſt 
aber jedenfalls die, daß der Beklagte ſich der Aktiengeſellſchaft 
gegenüber nicht darauf berufen kann, G. ſei an ſeiner Stelle 
Aktionär der Geſellſchaft geworden; denn im Verhältniſſe zur 
Geſellſchaft gilt, auch wenn eine Übertragung der Interims⸗ 
ſcheine ſtattgefunden hat, nach der ausdrücklichen Beſtimmung 
des 8 223 Abſ. 3 HGB. nur derjenige als Aktionär, welcher 
als ſolcher im Aktienbuch eingetragen iſt. Liegt ein ſolcher 
Eintrag nicht vor, weil die Geſellſchaft ein Aktienbuch überhaupt 
nicht führte, ſo kann der Beklagte die Pflicht zur Kapitaleinlage 
nach Maßgabe feiner Zeichnung und Übernahme von Aktien 
in keinem Falle durch die Berufung auf § 223 Abſ. 3 von 
ſich abwälzen. Welche Mittel dem Beklagten und dem an⸗ 
geblichen Erwerber der Interimsſcheine zu Gebote geſtanden 
wären, um bei der Aktiengeſellſchaft die Führung eines Aktien⸗ 
buches zu bewirken, iſt hier nicht weiter zu erörtern; für die 
Verurteilung des Beklagten nach dem Klageantrage genügte — 
ſoweit nicht die Zahlungseinrede in Betracht kommt — die 
Tatſache, daß ein Aktienbuch bei der Klägerin nicht geführt 
und der Beklagte von ſeiner urſprünglichen Verpflichtung nicht 
befreit worden if. S. c. A.⸗G. D., U. v. 24. Jan. 06, 
355/05 I. — Cöln. 

Verſicherungsrecht. 

27. Bedeutung der Vorſchriften über die Beziehung ärzt⸗ 
licher Hülfe binnen beſtimmter Friſt und der befriſteten Anzeige 
an die Verſicherungsgeſellſchaft. Berechnung der Zinspflicht 
von Feſtſtellung der Zahlungspflicht. 

Die Wittwe eines durch Sturz von einer Treppe ums 
Leben gekommenen Verſicherten verlangte Zahlung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme. Von der beklagten Verſicherungsgeſellſchaft 
wurden folgendes geltend gemacht: Nach den Verſicherungs⸗ 
bedingungen hat der Verſicherte, der einen Unfall erleidet, binnen 
4 Tagen ärztliche Hilfe beizuziehen (§ 26), und binnen 8 Tagen 
nach dem Unfallereigniſſe, oder im Falle phyfiſcher Unmöglichkeit 
nach deren Aufhören, der Geſellſchaft den Unfall anzuzeigen 
($ 23). Durch Verſäumung einer dieſer Friſten geht der An⸗ 
ſpruch verloren, gleichviel ob die Verſäumung durch ein Ver⸗ 
ſchulden des Verſicherten veranlaßt iſt oder nicht. Dies ſoll 
auch dann gelten, wenn innerhalb der Friſten nicht voraus⸗ 
geſehen werden konnte, daß das Ereignis einen entſchädigungs⸗ 
pflichtigen Unfall zur Folge haben würde ($ 32). Dieſe Friſten 
hat der Verſicherte unſtreitig nicht eingehalten. Er hat erſt am 
5. Tage nach dem Unfalle einen Arzt aufgeſucht, ohne ihm 
anſcheinend von dem Falle von der Treppe etwas zu ſagen; 
die Anzeige an die Geſellſchaft hat er erſt nach dem 4. Mai 
gemacht. Das Berufungsgericht verneint gleichwohl den Eintritt 
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der im § 32 angedrohten Verſäumnisfolge, indem es als er⸗ 
wieſen annimmt, der Verſicherte habe den Zuſammenhang 
zwiſchen den gleich nach dem Unfall aufgetretenen Schmerzen 
mit heftiger Diarrhoe und dem Unfall nicht erkannt, er ſei ſich 
des Erlebens eines Unfallereig niſſes nicht bewußt geweſen, 
bis er etwa am 3. oder 4. Mai vom Arzte darauf hingewieſen 
worden ſei. Dieſe ſeine Unkenntnis von der Beſchaffenheit des 
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ſchuldigung. Das RG. hob auf: Es würde über die Grenzen 
zuläſſiger Vertragsauslegung hinausgehen, wollte man der 
Vertrags beſtimmung, daß es auf ein Verſchulden des Ver⸗ 
ſicherten oder die Erkennbarkeit der Folgen nicht ankommen ſoll, 
überhaupt jede Bedeutung verſagen. Das wird die Beklagte 
unter allen Umſtänden verlangen können, daß es mit dem Ent⸗ 
ſchuldigungsbeweis des Verſicherten nicht leicht genommen wird. 
Hiervon geht wohl auch das Berufungsgericht aus, indem es 
anknüpfend an die Beſtimmung, daß im Falle phyſiſcher Un⸗ 
möglichkeit der Lauf der Friſten erſt mit dem Aufhören der 
Unmöglichkeit beginnen ſoll, die Verſäumung des Verſicherten 
auf phyſiſche Unmöglichkeit zurückführt. In dieſem Punkte aber 
fehlt es der Entſcheidung an ausreichender Begründung. Zu⸗ 
nächſt kann hier von phyſiſcher Unmöglichkeit der Anzeige in 
dem Sinne, wie fie im § 23 der Verſicherungsbedingungen 
gemeint iſt, ſchwerlich die Rede ſein. In § 23 iſt an Unfälle 
gedacht, deren Folgen ſo ſchwer ſind, daß ſie den Verletzten 
an der Anzeige verhindern, nicht umgekehrt an ſolche, die wegen 
der Unbedeutendheit oder Nichterkennbarkeit ihrer Folgen vom 
Verſicherten zunächſt unbeachtet bleiben und bleiben dürfen. 
Immerhin mag zuzugeben ſein, daß die Beſtimmung über die 
phyſiſche Unmöglichkeit entſprechende Anwendung finden kann 
und muß, wenn es dem Verletzten unmöglich iſt zu erkennen, 
daß ein Ereignis überhaupt nachteilige Folgen für ihn haben 
werde, oder daß die aufgetretenen Geſundheitsſtörungen in Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Ereigniſſe ſtehen können. Nach dieſer 
Richtung aber läßt das Berufungsurteil eine ausreichende Be⸗ 
gründung vermiſſen. Es iſt ſehr auffallend, daß K. weder dem 
Dresdener Arzt noch dem ſpäter zugezogenen Breslauer Arzt 
eine Mitteilung von dem Sturze von der Stiege gemacht hat. 
Das Berufungsgericht zieht daraus den Schluß, daß er ſich des 
Zuſammenhangs feines ſchlechten Befindens mit jenem Sturze 
nicht bewußt war. So wenig zwingend dieſer Schluß iſt, ſo 
mag er noch, als innerhalb der Grenzen der dem Berufungs- 
gerichte zuſtehenden freien Beweiswürdigung liegend, hingenommen 
werden. Aber des Sturzes ſelbſt war ſich K. natürlich bewußt, 
und ebenſo der Tatſache, daß er gleich darauf heftige und an⸗ 
haltende Schmerzen empfunden hat. Hätte er den Arzt ſchon 
einen Tag früher aufgeſucht, jo wäre nicht nur die 4tägige 
Friſt für die Anrufung ärztlicher Hilfe gewahrt, ſondern es 
darf auch angenommen werden, daß er von dem Arzte über 
den wahrſcheinlichen oder wenigſtens möglichen Zuſammenhang 
ſeiner Schmerzen mit dem Sturze von der Treppe belehrt 
worden wäre, vorausgeſetzt natürlich, daß er dem Arzte den 
Sturz mitgeteilt hätte. Dann hätte er jedenſalls auch die 
Anzeige an die Geſellſchaft rechtzeitig erſtattet. Warum er zu 
ſolcher Mitteilung und zur früheren Aufſuchung des Arztes 
außerſtande geweſen ſein ſollte, iſt nicht abzuſehen. Er mag 
gehofft haben, wie er dies auch dem Agenten W. als Grund 
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für die Unterlaſſung der Anzeige angab, die Schmerzen würden 
bald nachlaſſen und ſchlimmere Folgen nicht eintreten; die Un⸗ 
möglichkeit der Erfüllung der im Vertrage bedungenen 
Schritte läßt ſich aber daraus nicht ableiten. Gerade darauf 
kommt es an, ob K. die Verzögerung in der Aufſuchung eines 
Arztes und in der Mitteilung des Unfalls an den Arzt zu 
entſchuldigen vermag. Dieſe Frage aber iſt im angefochtenen 
Urteile nicht beantwortet. Die Anſchlußreviſion der Klägerin 
wegen der Zinſen iſt nicht begründet. Nach § 48 der Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen hat die Beklagte die auf den Todesfall 
verſicherte Summe binnen 14 Tagen nach Feſtſtellung ihrer 
Zahlungsverpflichtung zu zahlen. An dieſe Beſtimmung hat 
ſich das Berufungsgericht gehalten. Daß unter der „Feſt⸗ 
ſtellung“ der Zahlungspflicht nur die Feſtſtellung durch die 
Direktion in unſtreitigen Fällen, nicht auch die durch das Ge⸗ 
richt in ſtreitigen Fällen zu verſtehen ſei, dafür fehlt es an 
jedem Anhaltspunkte. Gegen chikanöſe Beſtreitung der Zah⸗ 
lungspflicht gewährt das Geſetz den Verſicherten ausreichenden 
Schutz; von einer ſolchen kann aber im vorliegenden Falle 
keiue Rede fein. V. c. K., U. v. 23. Jan. 06, 445/05 VII. 
— Berlin. 

28. Unrichtige Angabe über den Aufbewahrungsort 
feuergefährlicher Gegenſtände.] 

Gegenüber der Klage des Verſicherten aus einer Feuer⸗ 
verſicherung hatte der beklagte Verein unrichtige Angaben über 
die Quantität feuergefährlicher Gegenſtände auch bezüglich des 
Aufbewahrungsortes geltend gemacht. Das RG. hatte das 
verurteilende Erkenntnis des OLG. aufgehoben und das OLG. 
verurteilte wiederum. Inſoweit es ſich um das Quantum der 
feuergefährlichen Gegenſtände handelte, wurde die Feſtſtellung 
vom RG. jetzt als tatſächlich für begründet erachtet; aber auch 
im übrigen wurde die anderweite Reviſion des Beklagten zu⸗ 
rückgewieſen: In bezug auf den Aufbewahrungsort enthält der 
Verſicherungsvertrag eine beſondere Beſtimmung; es iſt be⸗ 
dungen, daß die Hobelſpähne und Holzabfälle täglich aus der 
Werkſtatt entfernt und an einen Ort gebracht werden, wo ſie 
das verſicherte Riſiko nicht gefährden können. Das erſte Be⸗ 
rufungsurteil hatte angenommen, es genüge die Verwahrung 
der Spähne gegen Feuer und Licht in abgeſchloſſenen Räumen; 
die Möglichkeit der Verbreitung des Feuers durch die in Brand 
geratenen Hobelſpähne auf andere Objekte ſei noch keine Gefahr 
für die in benachbarten Räumen untergebrachten Gegenſtände. 
Das Reviſionsurteil führt aus, daß dies unmöglich die 
Meinung der Kontrahenten beim Vertragsſchluſſe geweſen ſein 
könne. Das Berufungsgericht erachtet auch jetzt wieder die 
Aufbewahrung der Spähne für eine den Anforderungen des 
Vertrags genügende, es gelangt aber zu dieſer Annahme auf 
einem anderen Wege als in dem früheren Urteile. Es ſtellt 
als den von den Vertragſchließenden gewollten Sinn und In⸗ 
halt der betreffenden beſonderen Vertragsbeſtimmung feſt, daß 
Hobelſpähne und Holzabfälle, „ſoweit es ſich um Quanta 
handelt, die auf den Prämienſatz einwirken würden (große An⸗ 
häufungen)“, an Orten untergebracht werden ſollen, wo ſie das 
verſicherte Riſiko nicht gefährden können, während die Unter⸗ 
bringung geringerer Mengen in einem den feuerpolizeilichen 
Vorſchriften über die Aufbewahrung feuergefährlicher Sachen 
genügenden Raume nach dem Willen der Vertragſchließenden 
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nicht unterſagt ſein ſolle. Die Entſcheidung iſt hiernach auf 
eine neue, dem früheren Reviſionsurteile nicht widerſprechende 
Grundlage geſtellt. Die dem Berufungsgerichte als geboten 
erſcheinende Vertragsauslegung mag gewagt und für den Be⸗ 
klagten wenig erfreulich ſein: daß ſie mit dem Wortlaute der 
beſonderen Vertragsbeſtimmung im Zuſammenhalt mit den ein⸗ 
ſchlägigen allgemeinen Verſicherungsbedingungen, und mit den 
nach Treu und Glauben an die Vertragsauslegung zu ſtellenden 
Anforderungen vereinbar iſt, läßt ſich nicht wohl beſtreiten. 
Hat man aber von dieſer Vertragsauslegung auszugehen, dann 
ergibt ſich die Zuläſſigkeit der Aufbewahrung der Spähne in 
den der Werkſtatt benachbarten Kammern aus der Feſtſtellung, 
daß eine große Anhäufung von Spähnen überhaupt nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. F. c. H., U. v. 26. Jan. 06, 496/05 VII. — Jena. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

29. 5 3 Nr. 1 und 2 AnfG. Bedarf es bei Erfüllungs⸗ 
oder Deckungsgeſchäften beſonderer Feſtſtellung frauduloſer Ab⸗ 
ſicht des Schuldners? Einfluß der Initiative des Gläubigers 
bei Bewilligung eines Vollſtreckungstitels ſeitens des Schuldners.] 

Der Baumeiſter M. ſchuldete dem Beklagten für gelieferte 
Baufuhren einen Betrag von über 7500 Mark. Er bewilligte 
am 6. Februar 1904 feinem Gläubiger eine vollſtreckbare 
notarielle Urkunde und dieſer ließ auf Grund der Urkunde am 
9. jeden Monats pfänden. Der Kläger, der gegen M. ein 
rechtskräftiges Urteil vom 5. Juli 1904 auf Zahlung von 
8000 Mark nebſt Zinſen erwirkt hat, brachte im Wege des 
Arreſtes wegen feiner Forderung eine Anſchlußpfändung aus. Die 
Pfandſtücke wurden verſteigert. Der Erlös mit 3 309,98 Mark 
iſt hinterlegt. Der Kläger beanſpruchte in dem eingeleiteten 
Verteilungsverfahren die vorzugsweiſe Befriedigung und erhob 
gegen den Beklagten auf Anerkennung ſeines Vorrechts Klage. 
Das KG. wies ſie ab, das RG. hob auf: Der Berufungs⸗ 
richter unterſucht mit Recht, ob der Schuldner M. bei der Aus⸗ 
ſtellung der Urkunde vom 6. Februar 1904 in der Abſicht der 
Gläubigerbenachteiligung gehandelt habe. Er verneint die 
Frage aus folgenden Erwägungen: Die Urkunde ſei bewilligt, 
um dem Beklagten für deſſen fällige Forderung Befriedigung 
— durch demnächſtige Vornahme der Zwangsvollſtreckung — 
zu verſchaffen. In dieſer Hinſicht ſei daran feſtzuhalten, daß 
ein Deckungs⸗ oder Befriedigungsgeſchäft nur unter ſolchen 
Umſtänden anzufechten ſei, aus denen ſich ergebe, daß es 
dem Schuldner nicht ſowohl um die Befriedigung bezw. Sicher: 
ſtellung des betreffenden Gläubigers, als um die Benachteiligung 
der übrigen Gläubigerſchaft zu tun geweſen ſei. Dafür liege 
nichts vor. Im Gegenteil ſei die Ausſtellung der Urkunde 
auf das Drängen des Beklagten, alſo auf die Initiative des 
Gläubigers, zurückzuführen; dem Schuldner habe mithin die 
Abſicht der Gläubigerbenachteiligung ſicher fern gelegen. Er 
habe nichts anderes gewollt, als einem — ihm vielleicht 
beſonders läſtigen — Gläubiger Befriedigung zu verſchaffen. 
Es iſt zunächſt klarzuſtellen, daß es ſich bei der Gewährung 
des Titels nicht ſowohl um die Erfüllung einer Verbindlichkeit, 
wie um einen Fall der ſogen. inkongruenten Deckung 
des Gläubigers handelte (vgl. Jäger, die Gläubigeranfechtung 
außerhalb des Konkurſes Anm. 9 zu 8 3 Anfch.). Der 
Beklagte hatte keinen Anſpruch darauf, daß ihm der Schuldner 
eine vollſtreckbare Urkunde und ſomit die Möglichkeit verſchaffte, 
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ohne zuvorige Anrufung der Gerichte ſich im Wege der 
Zwangsvollſtreckung zu befriedigen. Was der Gläubiger er⸗ 
hielt, war nicht die geſchuldete Leiſtung, ſondern ein Mittel, 
dieſe auf beſchleunigtem Wege zu erlangen. Nun geht die 
neuere Rechtſprechung des RG. keineswegs dahin, daß es bei 
den auf die Befriedigung des Gläubigers abzielenden Geſchäften, 
mag ein reines Erfüllungs⸗ oder ein Deckungsgeſchäft in Frage 
ſein, grundſätzlich des Nachweiſes beſonderer Umſtände 
bedürfe, aus denen gerade die auf die Benachteiligung der 
übrigen Gläubiger gerichtete Abſicht des Schuldners und deren 
Kenntnis auf ſeiten des Anfechtungsgegners zu entnehmen ſei. 
Vielmehr hat ſich der erkennende Senat in zahlreichen 
neueren Entſcheidungen zunächſt für die Fälle des $3 Nr. 2 
AnfG. und den hiernach zu führenden Gegenbeweis, dann 
aber auch für die Fälle des 8 3 Nr. 1 dahin ausgeſprochen, 
daß ein ſolcher Rechtsgrundſatz nicht beſtehe, dem zufolge bei 
Erfüllungs⸗ oder Deckungsgeſchäften eine frauduloſe Abſicht des 
Schuldners nur ausnahmsweiſe, namentlich wenn beſondere, 
dieſe Abſicht klarſtellende Verabredungen dargetan ſeien, an⸗ 
zunehmen ſei. Die Außerungen des RG., die im gegenteiligen 
Sinne gedeutet werden könnten, ſeien nicht ſo zu verſtehen, als 
ob ein allgemein gültiger und bindender Rechtsgrundſatz des 
bezeichneten Inhalts oder auch eine allgemein verbindliche Be⸗ 
weisregel habe gegeben werden ſollen. Es handle ſich, wenn 
die Anfechtbarkeit der erwähnten Geſchäfte häufiger ausgeſchloſſen 
erſcheine, immer nur um Erwägungen tatſächlicher Natur, 
die keineswegs überall und namentlich nicht bei Deckungs⸗ 
geſchäften, bei denen der Gläubiger nicht das erhalte, was er 
zu fordern habe, zuzutreffen brauchten. Von dieſer Recht⸗ 
ſprechung (vgl. insbeſondere die Urteile in der JW. 02 S. 59018 
und 59310), an welcher feſtzuhalten iſt, weicht der Berufungs⸗ 
richter ab, indem er im gegenwärtigen Falle beſondere Um⸗ 
ſtände fordert, aus denen das betrügeriſche Zuſammenwirken 
des Beklagten und des Schuldners zu ſchließen ſei. In dem 
von ihm in bezug genommenen Urteile des erkennenden Senats 
vom 4. März 1904 (RG. 57, 161) war ein reines Er: 
füllungsgeſchäft angefochten. Bei ſolchen Geſchäften wird 
die konkrete Sachlage nicht ſelten die Betrachtung geſtatten, 
daß der Schuldner ausſchließlich in Befriedigungsabſicht ge⸗ 
handelt habe, auch dann, wenn ihm klar war, daß den übrigen 
Gläubigern Befriedigungsobjekte entzogen würden. Aber hier 
iſt über ein Deckungsgeſchäft zu befinden, bei welchem 
weder rechtsgrundſätzlich noch tatſächlich die Annahme ohne 
weiteres von der Hand zu weiſen iſt, daß der Beklagte vor 
den übrigen Gläubigern hat bevorzugt und daß dieſe haben 
geſchädigt werden ſollen. Bedenklich iſt auch die Ausführung 
des Berufungsrichters, daß durch die Initiative des Be— 
klagten, auf welcher die Bewilligung des Vollſtreckungstitels 
beruhe, die Benachteiligungsabſicht ausgeſchloſſen erſcheine. 
Mit dem Drängen des Gläubigers auf Sicherung iſt ſehr 
wohl vereinbar, daß der Schuldner ſie gewährt, um ſeinen 
ſonſtigen Gläubigern das Nachſehen zu laſſen. In der Al: 
gemeinheit, in welcher der Berufungsrichter den erwähnten 
Satz ausſpricht, emhält der Ausſpruch keine Rechtswahrheit. 
An ſonſtigen Gründen, welche die Entſcheidung zu tragen 
vermöchten, fehlt es. Das Berufungsurteil war daher auf— 
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anderweit geprüft werde, ob nach der Geſamtheit der obwaltenden 
Umſtände die Benachteiligungsabſicht und deren Kenntnis als 
ausgeſchloſſen gelten könne. Es wird zu erörtern ſein, ob der 
Schuldner bei Ausſtellung der Urkunde gewußt hat, daß er 
damit dem Beklagten ein die übrigen Gläubiger ſchädigendes 
Befriedigungsmittel an die Hand gebe, und ob aus dieſem 
Bewußtſein auch die Benachteiligungsabſicht zu folgern iſt — 
was unbedenklich ſchon dann bejaht werden kann, wenn die 
Benachteiligung die notwendige Folge der dem Gläubiger ein⸗ 
geräumten Deckung war und vom Schuldner als ſolche erkannt 
wurde. Daß die Gläubigerbenachteiligung nicht das aus⸗ 
ſchließliche Ziel der Handlung des Schuldners zu ſein 
braucht, verſteht ſich von ſelbſt. Was die Frage der Kenntnis 
des Beklagten von der fraudatoriſchen Abſicht ſeines Schuldners 
anlangt, ſo wird die Außerung, er wolle nicht immer Guckkaſten⸗ 
mann ſein, diesmal ſei er ihm — dem Kläger — zuvor⸗ 
gekommen, nicht ungewürdigt bleiben dürfen. Im übrigen 
genügt es, daß jene Kenntnis im Zeitpunkte der Pfändung 
vorhanden war (RG. 47, 225). S. c. B., U. v. 30. Jan. 06, 
217/05 VII. — Berlin. 

Reichsgeſetz, betr. die Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften in der Faſſung vom 20. Mai 1898. 

30. 88 73 Abf. 2, 105, 141 GenG. Unzuläſſigkeit der 
Heranziehung der Genoſſen zu anderen Geldleiſtungen als zu 
Einzahlungen auf den Geſchäftsanteil. (Prozeſſe der Berliner 
Milchzentrale.)] 

Die klagende Genoſſenſchaft m. b. H. wurde auf Grund 
des Statuts vom 6. Oktober 1900 errichtet und eingetragen 
und begann ihren Betrieb am 1. Oktober 1901. Die Ge⸗ 
noſſenſchaft iſt nach 8 1 ihres Statuts zur Förderung der 
Wirtſchaft und des Erwerbes ihrer Mitglieder errichtet und der 
gemeinſame Verkauf von Milch und Milchprodukten der Gegen⸗ 
ſtand ihres Unternehmens. Die Haftpflicht der Genoſſen für 
die Verbindlichkeit der Genoſſenſchaft war in dem Statut auf 
den Höchſtbetrag von 10 Mark für einen Anteil beſchränkt, 
wurde durch einſtimmigen Generalverſammlungsbeſchluß vom 
11. Dezember 1901 aber auf 100 Mark für den Anteil erhöht. 
Der Genoſſe kann ſich mit höchſtens 2000 Geſchäftsanteilen 
beteiligen. Der Geſchäftsanteil iſt auf 10 Mark feſtgeſetzt. 
Jeder Genoſſe hat für je 10 Liter täglicher Durchſchnitts⸗ 
lieferung nach Berlin 1 Anteil zu 10 Mark zu erwerben und 
dieſen Betrag voll einzuzahlen. Durch einſtimmigen Beſchluß 
der Generalverſammlung vom 10. Juni 1901 wurde dem 
Statut der § 1a hinzugefügt. Nach demſelben ſetzt die 
Generalverſammlung den Preis feſt, unter welchem kein 
Genoſſenſchafter ſeine Milch franko Berlin oder 
Vororte verpachten darf. Jeder Genoſſe hat den Vertrag 
mit dem Milchpächter ſofort nach dem Abſchluß der Zentrale 
einzuſenden und wenn er billiger verpachtet, als die General⸗ 
verſammlung feſtſetzt, eine Konventionalſtrafe für jede 10 Liter 
und jeden Monat zu zahlen. Jeder Genoſſe hat nach 
8 1a für jedes im Laufe eines Monats nach Berlin 
oder deſſen Vororten gelieferte Liter Milch ½ Pf. 
an die Kaſſe der Genoſſenſchaft zu zahlen. In der⸗ 
ſelben Generalverſammlung vom 10. Juni 1901 wurde der 
Milchpreis auf 13 ½¼ Pf. feſtgeſetzt. Derſelbe war auch an 
die Genoſſen zu zahlen, welche die unverpachtete Milch an die 
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Zentrale ablieferten, aber auch ihnen wurde Y, Pf. abgezogen, 
ſo daß ſie nur 13 Pf. erhielten. Durch Beſchluß der General⸗ 
verſammlung vom 18. Februar 1902 wurde mit allen gegen 
5 Stimmen der im $ 1a auf 5 Pf. beſtimmte Betrag vom 
16. Februar 1902 ab auf 2 Pf. erhöht., „bis die Unterbilanz 
gedeckt ift”. Bei dem Milchpreiſe von 13 ½ Pf. verblieb es, 
die 2 Pf. hatten alle Genoſſen zu zahlen, auch die, welche 
unverpachtete Milch in die Zentrale lieferten; dieſe ſollten 
außerdem noch den ½ Pf. fortentrichten, fo daß fie nur 11 Pf. 
für das Liter frei Bahnhof Berlin von der Zentrale erhielten. 
Durch Beſchluß der Generalverſammlung vom 9. Dezember 
1902 wurde der Betrag von 2 Pf. vom 5. Oktober 1902 ab 
wieder auf 1% Pf. herabgeſetzt und dementſprechend der von 
der Zentrale an die Genoſſen zu zahlende Preis auf 11 ¼ Pf. 
erhöht. Der Beklagte iſt der Genoſſenſchaft am 2. März 1901 
beigetreten, in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen und mit 
50 Geſchäftsanteilen entſprechend ſeiner täglichen Durchſchnitts⸗ 
lieferung von 500 Litern beteiligt. Er hat an allen vor⸗ 
genannten Generalverſammlungen teilgenommen und für die 
Beſchlüſſe geſtimmt, auch die nach dieſen von ihm zu ent⸗ 
richtenden Beträge von / Pf., 2 Pf. und 1% Pf. in der 
Zeit vom 1. Oktober 1901 bis 30. April 1903 an die Zentrale 
abgeführt, ſodann aber weitere Zahlungen verweigert. Der 
nichtgezahlte Betrag beläuft ſich unſtreitig auf 2 287,50 Mark 
nebſt Zinſen ſeit 1. März 1904. Auf Zahlung dieſer Summe 
iſt die Genoſſenſchaft mit Klage vom 18. März 1904 gegen 
ihn klagbar geworden. Beide Vorderrichter haben verurteilt, 
das RG. hat die Klage abgewieſen: Das Berufungsurteil be⸗ 
ruht auf der Feſtſtellung, daß die ſtreitige Abgabe beſtimmt 
iſt, die Unkoſten des gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebes zu 
decken. Die Genoſſenſchaft bezwecke notoriſch, den Milchpreis, 
den die Produzenten von den Händlern erhielten, auf eine Höhe 
zu bringen, bei der die Produzenten beſtehen könnten. Die 
Genoſſenſchaft habe den Genoſſen, welche ihre Milch zu dem 
durch die Generalverſammlung feſtgeſetzten Preiſe nicht haben 
verpachten können, die Milch zu dieſem Preiſe abnehmen, dieſe 
Milch beſtmöglichſt verwerten und zu dieſem Zwecke Verkaufs⸗ 
ſtellen errichten und Einrichtungen zur Verarbeitung der Milch 
treffen müſſen. Davon ſeien alle Genoſſen unterrichtet und 
dabei auch intereſſiert geweſen, unmittelbar diejenigen, die an 
die Genoſſenſchaft geliefert, mittelbar auch diejenigen, die ihre 
Milch an Händler verpachtet. Beiden Arten von Genoſſen, 
ſofern ſie Milch nach Berlin oder deſſen Vororten lieferten, ſei 
deshalb die Abgabe auferlegt, nur nicht ſolchen Genoſſen, die 
nicht nach Berlin oder Vororten lieferten. Die Abgabe ſei zur 
Erreichung des Zwecks der Genoſſenſchaft erforderlich; zu ſolchen 
Leiſtungen die Genoſſen ſtatutariſch allgemein zu verpflichten, 
ſei den Genoſſenſchaften durch das Geſetz nicht unterſagt, viel⸗ 
mehr könnte der Genoſſe neben der Verpflichtung zur Ein⸗ 
zahlung auf den Geſchäftsanteil zu anderen Leiſtungen ver⸗ 
pflichtet werden, die das Statut zur Erreichung des Genoſſen⸗ 
ſchaftszwecks für erforderlich erachte, namentlich zur Deckung 
von Geſchäftsunkoſten. Um Zahlungen zur Anſammlung von 
Genoſſenſchaftsvermögen oder Befriedigung von Genoſſenſchafts⸗ 
gläubigern handle es ſich bei der ſtreitigen Abgabe nicht. 
Dieſen Ausführungen kann nicht beigetreten werden, vielmehr 
iſt an dem von dem RG. früher ausgeſprochenen Rechtsgrund⸗ 
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ſatze feſtzuhalten, daß die Genoſſen, abgeſehen von den Fällen 
des 8 73 Abſ. 2, 8 105, § 141 des Geſetzes, zu anderen 
Geldleiſtungen, als zu Einzahlungen auf den Geſchäftsanteil 
oder den erhöhten Geſchäftsanteil nicht angehalten werden 
können. Urteil des RG. vom 29. Dezember 1900 in Sachen 
L. wider U., I 304/1900. Von dieſem Rechtsgrundſatz iſt das 
RG. in dem von dem Berufungsrichter angezogenen Urteil in 
RG. 47, 186 ff. nicht abgewichen. In dieſem Falle iſt 
es nur für zuläſſig erklärt, zur gedeihlichen Regelung des ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Geſchäftsbetriebes durch Aufſtellung von Straf⸗ 
beſtimmungen gegen Genoſſen auf die Innehaltung der von 
denſelben übernommenen Verpflichtungen hinzuwirken. Im 
vorliegenden Falle iſt die Genoſſenſchaft als Genoſſenſchaft 
m. b. H. 8 2 Nr. 3 und § 131 ff. des Geſetzes vom 1. Mai 
1889 (20. März 1898) errichtet. Nach dem Statut iſt jeder 
Genoſſe mit mindeſtens 1 Geſchäftsanteil von 10 Mark, der 
voll einzuzahlen, beteiligt, höchſtens mit 2 000 Anteilen; die 
Haftſumme iſt auf 100 Mark für einen Anteil beſchränkt. Nach 
91 des Statuts bezweckt die Genoſſenſchaft die Förderung der 
Wirtſchaft und des Erwerbes ihrer Mitglieder durch den ge⸗ 
meinſamen Verkauf von Milch und Milchprodukten. Wie 
dieſer gemeinſame Verkauf zu bewirken, darüber ergibt das 
auch ſonſt ungenügende und ungeſchickte Statut nichts. Aus 
den 59 1 und 39 des Statuts in ihrer urſprünglichen Faſſung 
über die Bildung der Geſchäftsanteile war nur zu entnehmen, 
daß jeder Genoſſe durchſchnittlich täglich je 10 Liter Milch nach 
Berlin zu liefern hatte. Erſt aus dem durch den erſten 
Generalverſammlungsbeſchluß vom 10. Juni 1901 in das 
Statut eingefügten § 1 a und deſſen durch die weiteren Be⸗ 
ſchlüſſe erweiterten Faſſung iſt zu entnehmen, daß den Genoſſen 
geſtattet war, ihre Milch franko Berlin oder Vororte (nicht 
unter dem von der Generalverſammlung beſtimmten, bei Strafe 
innezuhaltenden Preiſe) zu verpachten, oder zur Verarbeitung 
an die Genoſſenſchaft (die Milchzentrale) oder eine der an⸗ 
geſchloſſenen Molkereien zu liefern, und daß eine Geſchäfts⸗ 
ordnung vorgeſehen war. Daneben erwähnt das Statut der 
Aufſtellung von Geſchäftsinſtruktionen durch den Vorſtand, der 
Anſtellung von Beamten im Dienſte der Genoſſenſchaft, der 
Abſchließung von Mietsverträgen über Immobilien, der Auf⸗ 
nahme von Anleihen, und ordnet die Befugnis des Vorſtandes 
und der Generalverſammlung bezüglich dieſer Punkte und neben 
anderem der Abänderung des Gegenſtandes des Unternehmens, 


der Erhöhung der Geſchäftsanteile, der Abänderung des Statuts, 


der Feſtſetzung der Einzahlungen auf die Geſchäftsanteile. Das 
Statut ſieht ferner die Bildung eines Reſervefonds zur Deckung 
von Geſchäftsverluſten vor, und beſtimmt im § 43, daß zur 
Verſtärkung der Betriebsmittel ſeitens der Genoſſenſchaft 
Einlagen und nach Bedarf Anleihen aufgenommen werden 
können, deren Höchſtbetrag die Generalverſammlung beſtimmt. 
Nach 8 2 Nr. 3 und 8 141 des Geſetzes iſt bei der Ge: 
noſſenſchaft m. b. H. die Haftpflicht der einzelnen Genoſſen 
für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft ſowohl dieſer 
wie unmittelbar den Gläubigern gegenüber auf die Haft⸗ 
ſumme beſchränkt. Das Geſetz enthält keine Beſtimmung, 
aus der ſich entnehmen ließe, daß der einzelne Genoſſe zu 
anderen Leiſtungen als zu Einzahlungen auf den Geſchäftsanteil 
oder über die Haftſumme hinaus der Genoſſenſchaft verpflichtet 
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werden könnte. 8 7 Nr. 2, 88 132, 141. Dem entſprechen 
auch gemäß dem § 18 Satz 2 des Geſetzes, die $ 1 Abſ. 5, 
8 33 Abſ. 3, 6 des Statuts in feiner urſprünglichen Faſſung. 
Weder das Geſetz, noch das Statut laſſen die Verpflichtung 
des einzelnen Genoſſen zu Beiträgen zu den Geſchäftsunkoſten 
zu. Die Geſchäftsunkoſten bilden einen Teil der Paſſiva der 
Genoſſenſchaft und einen Faktor der Berechnung von Gewinn 
und Verluſt. § 47 des Statuts. Ganz verkehrt iſt die in 
den Inſtanzen von der Klägerin aufgeſtellte Anſicht, die 
Geſchäftsunkoſten ſeien ſelbſtverſtändlich nicht aus dem Vermögen 
der Genoſſenſchaft, den eingezahlten Geſchäftsanteilen, zu ent⸗ 
nehmen. Das Statut ſelbſt weiſt in ſeinen Beſtimmungen 
über die Erhöhung der Geſchäftsanteile und die Verſtärkung 
der Betriebsmittel durch Einlagen, d. h. freiwillige Ein⸗ 
lagen und Aufnahme von Anleihen den Weg, wie die Geſchäfts⸗ 
unkoſten zu decken, falls die paraten Mittel der Genoſſenſchaft 
dazu nicht ausreichten. Zuläſſig wäre es geweſen, diejenigen 
Genoſſen, die ihre Milch nicht verpachteten, ſondern an die 
Zentrale zur Verarbeitung und Verwertung ablieferten, zu den 
dadurch erforderlich werdenden, nur dieſem Teil der 
Genoſſen zugute kommenden, Koſten durch Vertrag mit 
ihnen oder durch Beſtimmungen des Statuts, die dann aber 
der Zuſtimmung aller dieſer Genoſſen bedurften, 
heranzuziehen. Unzuläſſig war es dagegen, alle Genoſſen ohne 
Unterſchied zwiſchen denen, welche ihre Milch ſelbſt verpachteten, 
und denen, welche ſie an die Zentrale ablieferten, durch 
Mehrheitsbeſchlüſſe der erſchienenen Genoſſen zu Beiträgen zu 
den Geſchäftsunkoſten zu verpflichten, deren Aufwendung nur 
im Intereſſe derjenigen Genoſſen erfolgte, die ihre Milch an 
die Zentrale ablieferten. Demnach waren die Beſchlüſſe, durch 
welche der § 1a in ſeiner erſten und in der ſpäter veränderten 
Faſſung in das Statut eingefügt, nichtig, auch trotz der Zu⸗ 
ſtimmung des Beklagten. Es bedurfte auch ihrer Anfechtung 
gemäß 5 51 des Geſetzes nicht. RG. 36, 136; 37 S. 64, 65. 
Der Beklagte hat nach dem Vertrage der Klägerin in der 
Klage in der ganzen Zeit, für welche Zahlung der Abgabe 
von ihm gefordert wird, zu den Genoſſen gehört, die ihre 
Milch an Milchhändler, nicht an die Zentrale, geliefert haben. 
Für ihn hat das, was ihm abgefordert wird, lediglich die 
Natur einer Abgabe von dem Milchpreiſe, den er von ſeinem 
Pächter erhalten hat, zugunſten der Genoſſenſchaft und 
derjenigen Genoſſen, die an die Zentrale geliefert haben. Und 
zu einer ſolchen Abgabe konnte er nicht verpflichtet werden, 
wie dargetan iſt. Für ihn trifft der vom Berufungsrichter 
angedeutete, nicht näher verfolgte Geſichtspunkt nicht zu, daß 
der Genoſſe von der Genoſſenſchaft keinen anderen Preis 
fordern könne, als den ſie ſelbſt erzielt. Danach hat das an⸗ 
gefochtene Urteil aufgehoben und in der Sache ſelbſt unter 
Abänderung des erſten Urteils die Klage abgewieſen werden 
müſſen. F. c. Milchzentrale, U. v. 20. Jan. 06, 609/05 I. — Berlin. 

Reichsſtempelgeſetz vom 27. April 1894 und Geſetz 
vom 14. Juni 1900. 

31. Nr. 1 des Tarifs zum RStempG. Stempelpflichtigkeit 
von Aktien bei Herabſetzung des Grundkapitals durch Zuſammen⸗ 
legung von Aktien und Zuzahlung ?] 

Laut Generalverſammlungsbeſchluß ſollte die Umwandlung 
der Stammaktien der klagenden Geſellſchaft in Vorzugsaktien 
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erfolgen und zwar entweder gegen Zuzahlung von 30 v. H. 
à fonds perdu oder mittels Zuſammenlegung im Verhältnis 
von 1 zu 4. Das Vorrecht vor den alten Stammaktien ſollte 
darin beſtehen, daß ſie 6 v. H. Zinſen vorweg aus dem Rein⸗ 
gewinn und von dem Überreſt nach Zahlung von 4 v. H. auf 
die Stammaktien noch weitere 4 v. H. im voraus, ferner aber 
bei Auflöſung der Geſellſchaft vorweg 130 v. H. zu erhalten 
hätten. Die Aktien, auf welche eine Zuzahlung erfolgte, wurden 
mit dem Aufdruck verſehen: „Vorzugsaktien gemäß Beſchluß 
vom 23. Oktober 1902 durch Zuzahlung. Der Vorſtand.“ 
Die Zuſammenlegung geſchah ſo, daß von vier Aktien gleicher 
Art drei vernichtet wurden und die vierte folgenden Aufdruck 
erhielt: „Vorzugsaktie gültig gemäß Zuſammenlegungsbeſchluß 
vom 23. Oktober 1902. Der Vorſtand.“ Die Steuerbehörde 
erachtete die bewirkten Zuzahlungen gemäß Tarifſtelle 1 a zum 
RStempG. für ſteuerpflichtig. Die Vorinſtanzen pflichteten 
ihm bei, das RG. hob auf und verurteilte den Fiskus zur 
Rückzahlung: Nach dem Beſchluſſe der Ver ZS. des RG. 
vom 27. Dezember 1899 (RG. 45, 87 ff.) unterligt eine Aktie 
nicht deshalb, weil ſie durch einen Stempelaufdruck oder durch 
einen anderen auf ſie geſetzten Vermerk nachträglich als eine 
mit einem Vorzugsrechte verſehene Aktie bezeichnet worden iſt, 
einer Stempelabgabe nach Maßgabe der Nr. 1 des Tarifs zum 
RStempG. vom 27. April 1894. Dieſer Tarif hat durch das 
Geſetz vom 14. Juni 1900, betreffend Abänderung des RStempG. 
vom 24. April 1894, (RG Bl. 260) eine andere Faſſung erhalten, 
die jedoch für die durch jenen Beſchluß entſchiedene Rechtsfrage 
ohne Bedeutung if. Es iſt daher an dem vom RG. auf: 
geſtellten Grundſatz feſtzuhalten. Danach iſt von einer ſogenannten 
Vorzugsaktie (d. i. einer Aktie, deren Eigentümer mit gewiſſen Vor⸗ 
rechten in Anſehung der Verteilung des Gewinnes oder des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens oder auch beider gegenüber anderen Aktionären 
ausgeſtattet iſt: S 185 HGB.) ein neuer Stempel nur dann 
zu entrichten, wenn ſie durch die eingetretene Rechtsänderung 
zu einer neuen Aktie im Sinne des Stempelgeſetzes, 
alſo zu einer Urkunde umgeſchaffen iſt, auf welche die 
Merkmale des Tarifs zutreffen, ohne daß dieſe Urkunde bereits 
verſteuert worden wäre. Es werden keine Aktien mit der Ver⸗ 
pflichtung der Zeichner ausgegeben, eine höhere Einlage zu 
leiſten, als die aus der Aktie erſichtliche Ziffer andeutet. Viel⸗ 
mehr wird den bereits vorhandenen Aktionären das Angebot 
gemacht, durch eine anderweitige Einzahlung gewiſſe Rechte zu 
erwerben. Ohne eine ausdrückliche Geſetzesbeſtimmung, an der 
es fehlt, kann nicht, was ſtempelrechtlich von dem erſten Falle 
gilt, auf den zweiten übertragen und von einer Zuzahlung eine 
Steuer gefordert werden, die nicht für den Erwerb der Aktie, 
ſondern für die Erlangung von Vorrechten geleiſtet wird. Der 
Berufungsrichter nimmt an, daß der Nennwert der auf Zu⸗ 
zahlung beruhenden Vorzugsaktien ſich von 1000 bzw. 350 Mark 
auf 1300 bzw. 650 Mark erhöht habe, zwar nicht äußerlich, 
aber der Sache nach. Hierbei iſt der Begriff des Nennwerts 
der Aktie und ſein Zuſammenhang mit dem Begriffe des 
Grundkapitals der Aktiengeſellſchaft verkannt. Es kann von 
vornherein zweifelhaft ſein, ob der auf der Aktie als einer Ur⸗ 
kunde ruhende Stempel überhaupt erhoben werden darf, wenn 
die Anderung des Nennwerts nicht äußerlich hervortritt. Der 
Aufdruck läßt nur erſehen, daß eine Zuzahlung in irgend welcher 
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Höhe geleiſtet iſt. Dabei iſt zu bemerken, daß die angebotenen 
Vorrechte auch durch Zuſammenlegung von Aktien im Verhältnis 
von 4 zu 1 erlangt werden konnten und daß daher folgerichtig 
die durch die Zuſammenlegung entſtandene Vorzugsaktie eine 
Erhöhung ihres Nennwerts erfahren haben müßte. Von einer 
Erörterung dieſer Punkte darf abgeſehen werden. Der Nenn⸗ 
wert der Aktien iſt weder äußerlich noch der Sache nach ver⸗ 
ändert. Er iſt die Ziffer, die ſich aus der Aktienurkunde ergibt 
und deren ſatzungsmäßiges Vielfaches das Grundkapital 
der Geſellſchaft bildet. Eine Anderung der einen Ziffer zieht 
notwendig die entſprechende Anderung der anderen nach ſich. Wäre 
die Anſicht des Berufungsrichters richtig, ſo müßte ſich auch das 
Grundkapital der Klägerin durch die Zuzahlungen gewandelt 
haben. Dieſen Schluß zieht auch der Berufungsrichter nicht. 
Die Erhöhung des Grundkapitals erfolgt gemäß der 88 278 ff. 
HGB. Das Geſetz kennt nur eine Erhöhung durch Ausgabe 
neuer Aktien. Ob eine ſolche durch bloße Erhöhung des Nenn- 
werts der Aktien zuläſſig iſt, erſcheint zweifelhaft (vgl. Staub 
6./7. Auflage Fußnote zu $ 278 HGB.). Jedenfalls ſetzt die Er⸗ 
höhung des Grundkapitals einen darauf gerichteten Beſchluß 
der Generalverſammlung voraus und dieſer iſt nicht identiſch 
mit einem Beſchluſſe, der den Aktionären Vorzugsrechte für ihre 
Aktien gegen Zuzahlungen anbietet. Richtig iſt, daß auch dieſe 
Zuzahlungen Mitgliederbeiträge darſtellen. Aber die Summe 
der Einlagen deckt ſich nicht mit dem Grundkapital. Grund⸗ 
kapital und Geſellſchaftskapital ſind zu unterſcheiden. Das 
erſtere kann niemals größer ſein als das letztere, wohl aber 
kleiner. Das Grundkapital als die Summe, der die notwendige 
Grundlage der Geſellſchaft bildenden Einlagen bzw. Einlage⸗ 
verſprechen zerfällt in eine beſtimmte Anzahl Aktien, die auf 
einen ziffermäßig feſtgeſetzten Betrag lauten müſſen. (SS 178, 
180 HGB.) Daneben kann es auch noch andere, nicht auf 
das Grundkapital zu verrechnende und daher den Nennwert der 
Aktien nicht berührende Mitgliederbeiträge geben. Dahin ge⸗ 
hören die Zuzahlungen bei der Mberpariemiffion und ebenſo die 
gerade zur Vermeidung der Erhöhung des Grundkapitals be⸗ 
ſchloſſenen Zuzahlungen, die eingetretene Verluſte ausgleichen 
und den Aktionären durch die Gewährung gewiſſer Vorrechte 
annehmbar gemacht werden ſollen. Alle dieſe Zuzahlungen 
laſſen das Grundkapital und mithin den Nennwert der Aktien 
unangetaſtet. Die Möglichkeit von Einlagen iſt nicht auf die 
Ziffer des Grundkapitals beſchränkt, wenn ſchon dies regelmäßig 
der Fall ſein wird, und darum braucht eine ſogenannte Zu⸗ 
zahlung nicht von ſelbſt eine Anderung des Nennwerts der 
Aktien und folgeweiſe des Grundkapitals herbeizuführen. Daß 
der Klägerin eine Erhöhung des Grundkapitals ferngelegen hat, 
geht auch aus der vom Berufungsrichter mitgeteilten Stelle des 
auf Grund des Beſchluſſes der Generalverſammlung abgeänderten 
Statuts hervor, in welcher von der bei der Liquidation ein⸗ 
tretenden Verzinſung des Nominalbetrages der Vorzugs⸗ 
aktien und weiter davon die Rede iſt, daß der Reſt des Ver⸗ 
mögens unter beide Aktienkategorien derart verteilt werden ſolle, 
daß auf den gleichen Nominalbetrag 2 zu 1 erhalten. Der 
wahre Sachverhalt iſt der, daß durch Herabſetzung des Grund⸗ 
kapitals (infolge Zuſammenlegung von Aktien) und durch die 
Zuzahlungen verſucht worden iſt, die Verluſte zu beſeitigen. 
Die Verſteuerung der erſteren Maßregel ſteht nicht zur Ent⸗ 
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ſcheidung und für die Verſteuerung der Zuzahlungen iſt eine 
geſetzliche Handhabe nicht gegeben. A.⸗G. B. c. Preuß. Steuer⸗ 
fiskus, U. v. 2. Febr. 06, 479/05 VII. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

32. 5 183 ff. Tl. II Tit. 11 ALR. Iſt die Benutzung 
des Friedhofs einer evangeliſchen Gemeinde ſeitens einer 
Baptiſtengemeinde zuläſſig ?! 

Die Baptiſtengemeinde zu B., deren Bezirk das Kirchdorf 
L. umfaßt, nimmt für ſich das Recht in Anſpruch, die Leichen 
derjenigen Baptiſten, die in L. geſtorben ſind, auf dem Kirchhof 
der dortigen evangeliſchen Gemeinde beerdigen zu dürfen. In 
Ausübung dieſes angeblichen Rechts hat der Beklagte zu 1 
— der Prediger — die Leichen zweier Kinder, deren Eltern 
Baptiſten ſind und in L. wohnen, auf jenem Kirchhof mit 
liturgiſchen Feierlichkeiten beerdigt. Klägerin, welche Eigen⸗ 
tümerin des Kirchhofs iſt, findet hierin eine Beeinträchtigung 
ihres Eigentums, hat Klage erhoben und beantragt 1. beide 
Beklagten — den Prediger und die Baptiſtengemeinde — zu 
verurteilen, anzuerkennen, daß ſie nicht berechtigt ſind, von ihr 
die Duldung der Beerdigung eines Baptiſten auf ihrem Kirchhof 
zu fordern, 2. dem Beklagten zu 1 bei Vermeidung einer für 
jeden Fall der Zuwiderhandlung gerichtlich feſtzuſetzenden Strafe 
zu unterſagen, den der Klägerin gehörenden Friedhof in feiner 
Eigenſchaft als Prediger zu betreten und dort kirchliche 
Funktionen ie Das LG. erkannte nach dem Klag⸗ 
antrage. Das OLG. gab der Berufung des Beklagten zu 1 
ſtatt und wies die gegen ihn gerichtete Klage ab, im übrigen 
dagegen erkannte es: die beklagte Baptiſtengemeinde wird ver⸗ 
urteilt, anzuerkennen, daß ſie nicht berechtigt iſt, von 
der klagenden Kirchengemeinde die Duldung der Beerdigung 
eines Baptiſten auf ihrem Kirchhofe zu fordern. Das 
AG. wies die Reviſion der Klägerin ab und erkannte 
auf Reviſion der Beklagten zu 2 auf Klagabweiſung. Das 
PrAL R., deſſen Beſtimmungen über die Benutzung von Kirch 
höfen zufolge Art. 133 EGBGB. in der vorliegenden Streit⸗ 
ſache anzuwenden ſind, geht davon aus, daß Kirchhöfe oder 
Gottesäcker und Begräbnisplätze, die zu den einzelnen Kirchen 
gehören, der Regel nach im Eigentum der Kirchengeſellſchaft 
ſtehen (5 183 Tl. II Tit. 11), es berückſichtigt jedoch auch 
die Möglichkeit, daß der Friedhof der politiſchen Gemeinde 
gehört (5 190 a. a. O.). In dem letzteren Fall hat (zufolge 
5 190) jedes Mitglied der Gemeinde ohne Unterſchied der 
Religion Anſpruch auf das Begräbnis daſelbſt. Steht der 
Friedhof im Eigentume einer Kirchengemeinde, ſo kann zwar 
jedes Mitglied ein Recht auf beſtimmungsmäßige Benutzung in 
Anſpruch nehmen, auch dies Recht im Prozeßwege verfolgen 
(vgl. RG. 12, 280), aber andere Perſonen und auch fremde 
Kirchengeſellſchaften können kraft des Eigentumsrechts aus⸗ 
geſchloſſen werden, ſofern ihnen nicht ein Anſpruch auf Mit⸗ 
gebrauch aus beſonderen Rechtsgründen zukommt. Entſteht 
Streit hierüber, fo iſt im Prozeßwege zu entſcheiden (pol. 
Urteil des Preußiſchen Gerichtshofs zur Entſcheidung der 
Kompetenzkonflikte vom 3. Juni 1854, IMVl. 392). Gegen 
die Zuläſſigkeit der vorliegenden, auf 8 1004 BGB. geſtützten 
Klage iſt daher nichts zu erinnern. Ein Sonderrecht auf Mit⸗ 
benugung des in Rede ftehenden Kirchhof macht die beklagte 
Baptiſtengemeinde nicht geltend, wohl aber beruft ſie ſich 
darauf, daß ihr die Mitbenutzung geſetzlich freiſtehe und zwar 
auf Grund des 8 189 Tl. II Tit. 11 ALR. Der 8 189 
Tl. IT Tt. 11 ALR. hat folgenden Wortlaut: Auch die im 
Staat aufgenommenen Kirchengeſellſchaften der verſchiedenen 
Religionsparteien dürfen einander wechſelweiſe, in Ermangelung 
eigener Kirchhöfe, das Begräbnis nicht verſagen. Über die 
1 in Betracht kommende, auch im vorliegenden Falle 

edeutſame Frage, ob und in welcher Form die Mitwirkung 
eined Geiſtlichen und eine liturgiſche Feier bei dem Begräbnis 
5 9 Konfeſſionsverwandten geſtattet werden müſſe, 
5 N das Preußiſche Staatsminiſterium in einem Beſchluß 
om 18. März 1844 ausgeſprochen und dieſer Beſchluß iſt 
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vom Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten den Regierungen 
durch Zirkularerlaß vom 30. Mai 1844 (MBl. der Innern 
Verwaltung S. 239) mitgeteilt worden. Die Einzelheiten brauchen 
indes nicht erwähnt zu werden, denn für Weſtfalen, in welcher 
Provinz Langendreer liegt, iſt über jene Angelegenheit eine 
Königliche Verordnung vom 15. März 1847 (GS. 116) er⸗ 
laſſen. Dieſelbe lautet: Wir ... finden uns durch den auf 
dem 8. Weſtfäliſchen Provinziallandtage ausgeſprochenen Wunſch 
Unſererer getreuen Stände bewogen, auf den Antrag Unſeres 
Staatsminiſteriums mit Rückſicht auf die Vorſchrift des 8 189 
Tl. II Tit. 11 ALR. für den ganzen Umfang der Provinz 
Weſtfalen und unter Aufhebung aller entgegenſtehenden Ver⸗ 
ordnungen, Rechte und Gewohnheiten hierdurch zu verordnen: 
daß die im Staate aufgenommenen Kirchengeſellſchaften der 
verſchiedenen Religionsparteien einander wechſelweiſe, in Er⸗ 
mangelung eigener Kirchhöfe, ein nach dem Religionsgebrauche 
des Verſtorbenen, und unter Mitwirkung eines Geiſtlichen der 
Konfeſſion, zu feierndes Begräbnis nicht verſagen dürfen. Es 
fragt ſich danach, ob die Baptiſtengemeinde zu Bochum zu den 
„aufgenommenen Kirchengeſellſchaften“ im Sinne des 8 189 
Tl. II Tit. 11 ALR. und der Verordnung vom 15. März 1847 
zu rechnen iſt. 

Die Frage, welche Kirchengeſellſchaften gegenwärtig den 
§ 189 für ſich geltend machen dürfen, iſt auf Grund der 
Rechtslage zu beantworten, welche durch die Preußiſche Ver⸗ 
faſſung vom 31. Januar 1850 geſchaffen worden iſt und das 
führt dahin, daß jetzt, wo zwiſchen Kirchengeſellſchaften mit 
Korporationsrechten und Kirchengeſellſchaften ohne ſolche unter: 
ſchieden werden kann, alle Kirchengemeinden, welche Korporations⸗ 
rechte beſitzen, ſoweit ſie nicht den Landeskirchen angehören, zu 
den „im Staat aufgenommenen“ zu rechnen ſind, die anderen, 
da dieſe auch jetzt nur noch die Befugnis geduldeter Geſell⸗ 
ſchaften genießen, dagegen nicht. Die in dem vorliegenden 
Rechtsſtreite beklagte Baptiſtengemeinde beſitzt Korporations⸗ 
rechte, da ihr ſolche durch Erlaß der zuſtändigen Miniſter vom 
29. November 1893 auf Grund des Geſetzes vom 7. Juli 1875 
erteilt worden ſind. Einen eigenen Kirchhof hat ſie nicht. Die 
Vorausſetzungen des §S 187 Tl. II Tit. 11 ALR. find danach 
vorhanden. Die von ihr verlangte Duldung einer Mitwirkung 
ihres Geiſtlichen kann ſie ebenfalls beanſpruchen. Es mag 
dahingeſtellt bleiben, ob ſolches nicht ohnehin aus jener Be⸗ 
ſtimmung zu folgern ſein würde; im vorliegenden Falle kommt 
hierauf nichts an, da die für Weſtfalen erlaſſene Königliche 
Verordnung vom 15. März 1847 Platz greift und danach ein 
Zweifel nicht obwalten kann. Evang. Kirchengemeinde zu L. 
c. W. und die Baptiſtengemeinde zu B., U. v. 1. Febr. 06, 
365/05 IV. — Hamm. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

33. 14. 55 7, 8, 13, 38 Fluchtliniengeſetz vom 
2. Juli 1875 verb. mit § 75 Einl., 8 31 Tl. 1 Tit. 8 ALR. 
und § 256 ZPO. Unterſchied des Schadens vor und nach 
der Offenlegung des Planes. Unzuläſſigkeit der Feſtſtellungs⸗ 
1215 10 wegen mangelndem Intereſſe an alsbaldiger Feſt⸗ 

ellung. 

Der Kläger iſt Eigentümer eines, an einer anbaufertigen 
Straße in R. liegenden Grundſtücks. Am 9. Januar 1904 
beantragte er bei der Polizeidirektion in R. die Genehmigung 
zur Errichtung von drei Gebäuden auf dem Grundſtücke. Die 
Bauerlaubnis wurde jedoch durch Beſchluß vom 9. Februar 1904 
verſagt, weil die in der Feſtſetzung begriffenen Baufluchtlinien 
nicht berückſichtigt ſeien. Der Bebauungsplan, der dieſe Flucht⸗ 
linien feſtſetzen ſoll, wurde erſt am 20. Mai 1904 gemäß 
§ 7 des Fluchtliniengeſetzes zu jedermanns Einſicht und zur 
etwaigen Erhebung von Einwendungen offen gelegt. Die 
förmliche Feſtſtellung und Offenlegung des Plans gemäß 8 8 
des Geſetzes hatte, ſoweit erſichtlich, zur Zeit der Erlaſſung 
des Berufungsurteils noch nicht ſtattgefunden. Bereits im 
April 1904 erhob der Kläger wegen Verweigerung der Bau- 
erlaubnis eine Klage mit dem Antrage, die Beklagte ſolle 
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verurteilt werden, anzuerkennen, daß ſie verpflichtet ſei, ihm 
denjenigen Schaden zu erſetzen, welcher dadurch entſtanden ſei, 
daß er durch Veränderung des beſtehenden Bebauungsplanes 
in der beabſichtigen Bebauung ſeines Grundſtücks gehindert, 
und daß die vorhandenen Bauprojekte vereitelt ſeien. 
Klage, Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Das 
Berufungsgericht erachtet die Annahme für unbedenklich, daß 
der Schadenserſatzanſpruch des Klägers an ſich, dem Grunde 
nach, gerechtfertigt ſei, gelangt aber zur Abweiſung der er⸗ 
hobenen Feſtſtellungsklage, weil es dem Kläger an einem wirt⸗ 
ſchaftlichen oder fonftigen Intereſſe an der als baldigen Feſt⸗ 
ſtellung des Anſpruchs fehle. Es kann ſich fragen, ob nicht 
ſchon die völlige Unſicherheit der rechtlichen Grundlagen des 
Entſchädigungsanſpruchs zur Abweiſung der Klage führen 
müßte. Freilich kann es keinem Zweifel unterliegen, daß der 
Kläger dadurch, daß er ſein Grundſtück ſeit Februar 1904 nicht 
bebauen kann, Schaden erleidet. Der Anſpruch auf Erſatz 
dieſes Schadens aber geſtaltet ſich verſchieden, je nachdem der 
Schaden vor oder nach dem 20. Mai 1904 (der erſten Offen⸗ 
legung des Planes der neuen SEE end ent⸗ 
ſtanden iſt, und je nachdem der Plan endgültig beſtätigt 
oder aber verworfen oder ſo abgeändert wird, daß er dem 
Bauprojekte des Klägers nicht entgegenſteht. Wird der Plan 
beſtätigt, ſo kann der Kläger für die Baubeſchränkung ſeit 
20. Mai 1904 Entſchädigung nur nach Maßgabe des § 13 
des Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875 und nur im Wege 
des Enteignungsverfahrens (8 14 daſ.) verlangen. Inſoweit 
iſt alſo der unmittelbare Rechtsweg ausgeſchloſſen, ſohin 
auch die Klage auf Feſtſtellung der Entſchädigungspflicht an 
ſich unzuläſſig (RG. 21, 212). Wegen des vor der erſten 
Offenlegung des Planes, alſo vom 9. Februar bis 20. Mai 
1904 entſtandenen Schadens kann der Kläger auf Grund des 
§ 75 Eml., § 31 Tl. I Tit. 8 ALR. Erſatz fordern, und 
hierfür ſteht der unmittelbare Klageweg offen; inſoweit iſt aber 
keineswegs ohne weiteres anzunehmen und auch vom Be⸗ 
rufungsgerichte nicht dargelegt, daß dem Kläger durch die Bau⸗ 
verhinderung wirklich Schaden erwachſen iſt. Wird der Flucht⸗ 
linienplan aus irgend einem Grunde zurückgezogen oder ver⸗ 
worfen oder ſo abgeändert, daß der Kläger ſein urſprüngliches 
Bauvorhaben ausführen kann, dann enthält der Beſchluß der 
Polizeidirektion vom 9. Februar 1904 nur einen im Intereſſe 
der Beklagten erfolgten, dieſe nach $ 75 Einl. u. 8 31 Tl. I 
Tit. 8 ALR. zum Schadenserſatz verpflichtenden Eingriff in das 
Eigentum des Klägers, und dann kann er ſeinen geſamten 
Schaden im Rechtsweg verfolgen. Ob dieſer Fall eintreten wird, 
iſt aber noch ungewiß, und daraus folgt auch hier die Un⸗ 
zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage in Anſehung des nach dem 
20. Mai 1904 erwachſenen Schadens. Wollte der Kläger 
zunächſt einen, ziffermäßig unſchwer feſtſtellbaren Teil dieſes 
Schadens mit der Leiſtungsklage age machen, ſo würde die 
Möglichkeit einer Entſcheidung über die Klage durch die Er⸗ 
wägung ausgeſchloſſen, daß erſt ein künftiges Ereignis maß⸗ 
gebend dafür ſein wird, ob der Kläger ſeinen Schaden völlig 
auf Grund des § 75 Einl. z. AL R., oder nur innerhalb der 
durch 8 13 des Fluchtl. Geſ. geſteckten Grenzen, und ob er 
ihn unmittelbar im Rechtswege oder zunächſt nur im Ent⸗ 
eignungsverfahren von der Verwaltungsbehörde erſetzt ver⸗ 
langen kann. Dieſe Erwägung trifft aber auf den Grund des 
Anſpruchs ebenſo zu wie auf den Betrag. Es kann indeſſen 
dahin geſtellt bleiben, ob ſchon Erwägungen dieſer Art den Be⸗ 
rufungsrichter zur völligen Klagabweiſung geführt hätten, da 
ihm auch darin beizutreten iſt, daß es dem Kläger an jedem 
Intereſſe an als baldiger Feſtſtellung des angeblichen Ans 
ſpruchs mangelt. Der Kläger hat zur Darlegung des nach 
8256 ZPO. erforderlichen rechtlichen Intereſſes an als⸗ 
baldiger Feſtſtellung ausgeführt, die Zuerkennung eines 
Entſchädigungsanſpruchs ſei erheblich für die Bemeſſung 
des Kaufpreiſes, falls er das Grundſtück alsbald ver⸗ 
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kaufen wolle. Wie dies zutreffen ſoll, iſt nicht abzuſehen. 


Wenn der Kläger heute einen Kaufliebhaber findet, ſo ſteht 
dieſer der nämlichen Unſicherheit hinſichtlich der Fluchtlinie 
gegenüber wie bisher der Kläger. Er kann ſeinerſeits ein Bau⸗ 
810 einreichen, mit dem er vorausſichtlich abgewieſen wird. 

b, nach welchem Geſetze und in welchem Betrage er hier⸗ 
wegen Entſchädigung erhalten wird, iſt ungewiß, und dieſe 
Ungewißheit wird allerdings den Kaufpreis beeinträchtigen. An 
dieſer Ungewißheit ändert ſich aber nicht das Geringſte, wenn 
feſtſteht, daß auch der Kläger bisher unter derſelben zu leiden 

tte und hierwegen einen Erſatz fordern kann, deſſen Grund⸗ 
agen zur Zeit ebenſo unbeſtimmbar ſind wie die der Erſatz⸗ 
forderung des Käufers. Auch wenn die perſönliche Forderung 
des Klägers, ſoweit ſie bis zum Augenblicke des Verkaufs ent⸗ 
ſtanden iſt, ziffermäßig feſtſtände, vermöchte dies nichts Weſent⸗ 
liches an der für den Käufer beſtehen bleibenden Unſicherheit 
zu ändern. L. c. Stadtgemeinde R., U. 


v. 30. Jan. 06, 
214/05 VII. — Berlin. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Vorausſetzungen des Widerrufs einer Schenkung wegen 
Undankes find? — nach Entſch. Nr. 1 — nach dem für die 
Schenkung ſelbſt maßgebenden Rechte, alſo nach altem Rechte 
1 en wenn die Schenkung vor dem 1. Januar 1900 
erfolgte. 

Nach Entſch. Nr. 3 iſt die auf einen nach 8 313 forms 
nichtigen Vertrag geſtützte Gewährleiſtungs⸗ oder Schadenserſatz⸗ 
klage abzuweiſen, weil eben der zugrunde liegende Vertrag 
nichtig iſt. Dieſe dem Geſetz durchaus entſprechende Entſcheidung 
zeigt, daß der Geſetzgeber für ſeinen Zweck gegen übereilte 
Käufer und Verkäufer Schutz zu gewähren, ein zu weitgehendes 
Mittel angewendet hat. 

Entſch. Nr. 6 betrifft den Wechſelproteſt in exterritorialen 
Gebäuden (Proteſtat war der Küchenchef eines Botſchafters) 
und den Regreß gegen den proteſtierenden Notar wegen fahrläſſiger 
Vornahme eines unwirkſamen Proteſtes. 

Entſch. Nr. 9 erörtert die Rechtslage des vorgemerkten 
Gläubigers gegenüber dem Rechtsnachfolger ſeines Schuldners 
nnd weiſt auf den Unterſchied einer Vormerkung im Sinne des 
§ 883 BGB. und einer ſolchen aus 8 18 GBO. hin. 
Ausſchachtung in Verbindung mit Entziehung des Grund⸗ 
waſſers, wodurch dem Nachbargrundſtücke die Stütze ent⸗ 
9281 en als Verſtoß gegen $ 909 BGB. behandelt Entſch. 

r 


Die Erwirkung eines Scheidungsurteils durch die Ehefrau 
bei einem ausländiſchen Gerichte, deſſen Urteil zwar für die 
Frau in dem Staate des erkennenden Gerichts, nicht aber für 
den Mann in Deutſchland die Wirkung der Eheſcheidung hat, 
wird in Entſch. Nr. 13 als ein den Scheidungsanſpruch des 
Mannes gemäß BGB. 8 1568 begründendes Verhalten der 
Frau erklärt. 

Entſch. Nr. 16 ſei den Kollegen zur Lektüre empfohlen. 
Sie können daraus lernen, welche Maßregeln ein Rechtsanwalt 
vor und nach ſeiner Ferienreiſe nach Anſicht des RG. zu treffen 
hat, damit eine in ſeiner Abweſenheit an einen Hausgenoſſen 
erfolgte Zuſtellung ihm nicht unbekannt bleibt. 

Die Entſch. Nr. 21 betrifft das Zeugnisverweigerungsrecht 
des Notars, wenn er nicht von allen an der Verhandlung 
Beteiligten von ſeiner Schweigepflicht entbunden iſt. 

Den ſeltenen Fall eines erfolgreichen u gegen 
einen Richter behandelt Entſch. Nr. 24, wo der Vollſtreckungs⸗ 
richter den Offenbarungseid abnahm, ohne auf die genügende 
Vervollſtändigung des Vermögensverzeichniſſes durch ausreichende 
Subſtantiierung der angegebenen Forderungen hinzuwirken. 

Entſch. Nr. 30 behandelt einen der bekannten Prozeſſe der 
Berliner Milchzentrale gegen einen Genoſſen. N. 
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Hülfs kaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Herren Mitglieder werden hiermit erſucht, den 
Beitrag für das Geſchäftsjahr 1. Juli 1905 bis 30. Juni 
1906 von 20 Mark ſatzungsgemäß im Laufe des Monats 
April 1906 an den für jeden Bezirk beſtellten Vertrauens⸗ 
mann zu zahlen. Nach diefer Zeit hat die Einziehung der 
Beiträge durch Nachnahme zu erfolgen. 
Dr. Seelig, Juſtizrat, Schagmeifter. 


Ein Kollege vom Landgericht I Berlin, der der Hülfs⸗ 
kaſſe nicht angehört und nicht genannt fein will, hat der 
Laſſe eine Zuwendung von 150 Mark gemacht. Indem 
wir dies hierdurch bekannt machen, danken wir gleichzeitig 
für die erfreuliche Zuwendung. 


Das Privatklagerecht des Vaters bei Beleidigungen 
und Körperverletzungen minderjähriger Kinder. 
Von Gerichtsaſſeſſor F. Liedtke, Marburg. 


In Nr. 4 der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ von 1905 
kommt Rechtsanwalt Dr. Löwenſtein aus Anlaß eines Urteils 
des KG. vom 4. Oktober 1904 (vgl. KC Bl., Nr. 11 von 1904) 
von neuem auf das Privatklagerecht des Vaters nach 8 65 
StGB. und 88 414 ff. StPO. zu ſprechen. Er bekämpft vor 
allem die in jenem Urteil zum Ausdruck kommende neuſte 
Rechtſprechung des RG. 

Es handelt ſich hierbei um zwei Fragen. Zunächſt fragt 
es ſich, ob ein Vater, der in einer Privatklageſchrift eine irr- 
tümliche Anfiht darüber äußert, ob er die Privatklage „aus 
eigenem Recht“ oder nur auf Grund ſeiner Eigenſchaft als 
gefeplicher Vertreter feines Kindes erhebe, mit der erhobenen 
Klage abgewieſen werden muß. Der dies verneinenden neueren 
Entſcheidung des KG. iſt nur zuzuſtimmen. Löwenſtein gibt 
ſelbſt zu, daß dieſe Entſcheidung inſofern erfreulich iſt, als ſie 
nicht formaliſtiſch iſt. Trotzdem hält er ſie für unrichtig. 

Wenn nun ein Vater wegen einer ſeinem Kinde zugefügten 
Beleidigung oder Körperverketzung die Privatklage erhebt und 


hierbei im Rubrum der Privatklage oder in deren Begründung 
eine irrtümliche Anſicht darüber äußert, auf Grund welchen 
Rechtes er die Privatklage nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
erhebe, ſo iſt ſie doch auf jeden Fall von der dazu berechtigten 
Perſon erhoben worden. 

Weiſt man nun die Privatklage ab, ſo würde man alſo 
eine Privatklage abweiſen, die von einer in der Tat zur Er⸗ 
hebung der Privatklage berechtigten Perſon erhoben worden 
iſt. Eine ſolche Auffaſſung führt alſo zu einem ganz unhalt⸗ 
baren Ergebnis, zu einer ganz unhaltbaren Folgerung. Auch 
mit dem Rechtsgefühl würde das Ergebnis in ſchärfſtem 
Gegenſatz ſtehen. Es würde nicht nur formaliſtiſch ſein, ſondern 
auch in den Vorſchriften der StPO. keine Grundlage finden. 
In dieſer iſt nirgends vorgeſchrieben, daß etwa anzugeben 
wäre, daß ein geſetzlicher Vertreter eine Klage in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als geſetzlicher Vertreter erhebe, daß ein ſolches Ver⸗ 
hältnis zu bezeichnen wäre. Nach 8 421 StPO. hat die 
Privatklage nur den Anforderungen des 8 198 StPO. zu 
entſprechen. Nach 8 198 hat aber die Anklageſchrift nur die 
dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegte Tat unter Hervorhebung 
ihrer geſetzlichen Merkmale und des anzuwendenden Strafgeſetzes 
zu bezeichnen ſowie die Beweismittel und das Gericht anzugeben, 
vor dem die Verhandlung ſtattfinden ſoll. Der Zweck des 
9 198 StPO. war nach den Motiven nur der, den Angeklagten 
in den Stand zu ſetzen, genau ermeſſen zu können, weſſen er 
angeklagt werde und welche Beweiſe gegen ihn vorgebracht 
würden. Sie ſollte dem Angeklagten die Möglichkeit geben, 
feine Verteidigung vorzubereiten. Im übrigen hat der 8 1981 
StPO. nicht beabſichtigt, Beſtimmungen über die Form und 
Faſſung der Anklageſchrift zu treffen (vgl. Hahn, Materialien 
zur StPO. 169). Jene Anſicht würde auch dem Sinne der 88 424 
und 259 StPO. widerſprechen. Nach dieſen hat ja die Einſtellung 
des Verfahrens zu erfolgen, wenn überhaupt kein Strafantrag 
vorliegt. Es kann mithin nur darauf ankommen, daß in der 
Privatklage zum Ausdruck gebracht iſt, daß dieſe wegen einer 
dem Kinde zugefügten Beleidigung oder Körperverletzung erhoben 
wird. Ein Irrtum darüber, aus welchem Recht der geſetzliche 
Vertreter die Privatklage erhebt, kann nur als Außerung einer 
falſchen Rechtsanſicht aufgefaßt werden. Eine ſolche Außerung 
iſt aber unerheblich. Aus dieſen Gründen iſt auch das KG. 


zu ſeiner Stellungnahme gekommen. 
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Sollte man aber auch zur Anſicht kommen, daß ein Irrtum 
über dieſe letztere Frage dem Privatkläger angerechnet werden 
muß, ſo fragt es ſich doch, ob nicht eine Anderung oder Er⸗ 
gänzung der Klagſchrift möglich iſt. Würde nicht das Gericht 
vor der Eröffnung des Verfahrens den Privatkläger zu einer 
Ergänzung oder Anderung der Klagſchrift zu veranlaſſen haben? 
Das RG. hat in einem Fall angenommen, daß eine Ergänzung 
der Anklageſchrift möglich iſt (RG. 31, 100). Iſt aber eine 
Ergänzung bei einer Anklageſchrift möglich, ſo muß ſie natürlich 
auch bei einer Klagſchrift im Privatklageverfahren möglich ſein. 
Warum ſollte auch das Gericht, das nach SS 424 und 200 
StPO. den Sachverhalt beſſer aufzuklären befugt iſt, nicht 
auch eine Ergänzung der Klage in der hier inbetracht kommenden 
Beziehung veranlaſſen können? Auch Löwe hält es für zuläſſig, 
bei nicht vorſchriftsmäßiger Erhebung der Privatklage nach⸗ 
träglich deren Mängel zu beſeitigen (Löwe, StPO., Anm. zu 
8 422). 

Iſt alſo überhaupt eine unrichtige Anſicht eines Vaters 
über die Natur feines Rechts zur Stellung des Strafantrags 
und zur Erhebung der Privatklage ohne Bedeutung, ſo fragt 
es ſich doch ferner, ob ein Vater auch heute noch „aus eigenem 
Recht“ die Privatklage erheben kann. Dies iſt mit dem KG. 
ebenfalls zu verneinen. Bisher beruhte das Recht des Vaters 
zur Erhebung der Privatklage „aus eigenem Recht“ auf § 195 
StGB. Nach den Motiven zum BGB. (S. 126 ff.) iſt dieſer 
Paragraph durch Art. 34 EGBGB. als überflüſſig beſeitigt. 
Denn die elterliche Gewalt hört mit dem Eintritt der Voll⸗ 
jährigkeit auf. Es lag nach den Motiven kein Grund vor, 
dem Vater neben dem Antragsrecht als geſetzlicher Vertreter 
auf Grund von $ 65 StGB. ein zweites, von der Vertretungs⸗ 
macht unabhängiges Antragsrecht nach § 195 StGB. zu laſſen. 
865 StGB. gibt aber dem geſetzlichen Vertreter kein Antrags⸗ 
recht „aus eigenem Recht.“ In dieſer Weiſe iſt er ſchon früher 
aufgefaßt worden (Olshauſen, StGB., § 65; RG. 4, 145; 22, 
256; 24, 427). Löwenſtein wendet ſich beſonders gegen die 
hier vertretene Anſicht, indem er auf die Folgerungen hinweiſt, 
zu der ſie führt. Er meint, daß bei der jetzigen Sachlage der 
Minderjährige ſelbſt nicht in dem Privatklageverfahren als 
Zeuge vernommen werden könne. Er ſieht dieſen dann als 
Partei, nicht als Dritten an. Doch wenn ſonſt klar iſt, 
was ein Geſetz beabſichtigt, kann dieſer Umſtand, der Ein⸗ 
tritt irgend einer ſolchen Folgerung, bei der Auslegung 
einer geſetzlichen Beſtimmung nicht in Betracht kommen, ſelbſt 
wenn eine ſolche Folgerung aus jener Anſicht zweifellos zu 
ziehen wäre. Jedoch muß darauf hingewieſen werden, daß es 
garnicht zweifellos iſt, wer in Fällen wie dem vorliegenden 
als Partei anzuſehen iſt. Von dieſer letzteren Frage aber 
hängt auch die Beantwortung der weiteren Frage ab, ob der 
Minderjährige unter 18 Jahren als Zeuge vernommen werden 
kann. Es iſt durchaus nicht zweifellos, ob die StPO. dem 
Minderjährigen unter 18 Jahren die Parteirolle hat zuweiſen 
wollen. Nach 8 414 StPO. können Beleidigungen zunächſt 
von dem Verletzten im Weg der Privatklage verfolgt werden. 
Er iſt alſo zunächſt Partei. Das gleiche Recht hat der, der 
nach dem StGB. ein ſelbſtändiges Strafantragsrecht hat, alſo 
der geſetzliche Vertreter. Er kann alſo ebenfalls Partei im 
Privatklageverfahren ſein. Bei Minderjährigen unter 18 Jahren 
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hat aber nur der geſetzliche Vertreter ein ſolches Recht. Hier⸗ 
aus läßt ſich folgerichtig ſolgern, daß in dieſem Fall die 
Parteirolle allein dem geſetzlichen Vertreter zuſteht. Dann 
könnte auch der Minderjährige als Zeuge vernommen werden. 
Partei würde dann mithin der fein, dem nach § 414 Abſ. 1 
und 2 StPO. das materielle Recht zur Stellung des Straf⸗ 
antrags und zur Erhebung der Privatklage zuſteht. Für dieſe 
Anſicht würde auch Abſ. 3 des §S 414 StPO. ſprechen. Dieſer 
ſpricht im Gegenſatz zu Abſ. 1 und 2 von der rein prozeſſualen 
Wahrnehmung der Befugnis zur Erhebung der Privatklage. 
Auch der Minderjährige, der über 18 Jahre alt iſt und ſomit 
das Recht zur Stellung des Strafantrags hat, kann nicht 
ſelbſt die Privatklage erheben. Wenn man einen zivilprozeſſualen 
Ausdruck gebrauchen darf, ſo beſitzt er zwar die Partei, aber 
nicht die Prozeßfähigkeit. Einer ſolchen Auffaſſung über die 
Verteilung der Parteirollen im Privatklageverfahren würde 
auch nicht der Umſtand entgegenſtehen, daß das Strafantrags⸗ 
recht nur dem geſetzlichen Vertreter in ſeiner Eigenſchaft als 
ſolchem zuſteht, alſo nach dem bisherigen Sprachgebrauch „nicht 
aus eigenem Recht.“ Ubrigens kann es ebenfalls recht zweifel⸗ 
haft ſein, ob dieſer letztere Ausdruck richtig gewählt iſt. Er 
führt zu der Folgerung, daß das materielle Strafantragsrecht 
dem Minderjährigen unter 18 Jahren ſelbſt zuſtehe, und dem 
geſetzlichen Vertreter gewiſſermaßen nur deſſen prozeſſuale 
Geltendmachung und Ausübung zuſtehe. Ob nicht dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter nach §S 65 StGB. jenes materielle Recht allein 
zugeſprochen werden ſollte, iſt mindeſtens zweifelhaft. Nicht 
unberüdfichtigt darf hierbei bleiben, daß bei Minderjährigen 
über 18 Jahren, denen ja zweifellos ſelbſt das Antragsrecht 
zuſteht, nur der geſetzliche Vertreter zu deſſen Geltendmachung 
befugt iſt. 


— ———— — — 


Die Koſtenbeitreibung im Privatklageverfahren. 
($ 496 Abſ. 2 StPO.) 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. A. Hüſſener, Berlin. 


In gewohnter Praxis iſt bisher von den Gerichten der 
obſiegenden Partei im Privatklageverfahren ein Feſtſetzungs⸗ 
beſchluß über die von der Gegenſeite zu erſtattenden Koſten er⸗ 
teilt worden, wenn glaubhaft gemacht wurde, daß der erſtattungs⸗ 
pflichtige Gegner nach erfolgter Zahlungsaufforderung ſich 
weigerlich verhalte. Von dieſer allſeitig als zweckmäßig befundenen 
Praxis weichen jedoch ſeit neuerer Zeit die Gerichte wieder ab 
und zwar, wie z. B. ein mir vorliegender Beſchluß des Königl. 
LG. II Berlin, mit der Begründung, daß 8 496 Abſ. 2 StPO. 
nur dann Anwendung finden könne, wenn der Gegner die Koſten 
und Auslagen ausdrücklich beſtritten oder im einzelnen 
bemängelt habe. Dagegen könne in denjenigen Fällen, wo der 
Gegner ohne beſtimmte Bemängelung einzelner Koſten der 
Zahlungsaufforderung nicht nachkomme, eine Feſtſetzung nicht 
ſtattfinden. Hierfür liege auch kein zwingender Grund vor, „da 
das Zahlungsbefehlsverfahren ebenſo ſchnell zum Ziele führe und 
das Gericht der läſtigen Prüfung der einzelnen Anſätze überhebe “. 

Daß die beiden letzteren Argumente nicht überzeugend ſein 
können, liegt meines Erachtens auf der Hand. Daß die Prüfung 
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der einzelnen Anſätze läſtig ſei, dürfte die Erwägung, ob eine 
Geſetzesnorm im Intereſſe der Parteien extenſiv zu interpretieren 
ift oder nicht, überhaupt nicht beeinfluſſen. Irrig iſt aber auch 
die Annahme, daß der Zahlungsbefehl ebenſo ſchnell zum Ziele 
führe, denn in der Regel wird die Partei, welche ſich durch 
ihre Weigerung der Klage ausſetzt, auch auf einen Zahlungs⸗ 
befehl mit dem Widerſpruch antworten, und ſo wäre denn der 
Zuſtand gegeben, den der Geſetzgeber meines Erachtens ver⸗ 
meiden wollte: die obſiegende Partei müßte in einem Zivil⸗ 
prozeſſe mit all feinen Langwierigkeiten und Beweiserhebungen 
die Koſten einzutreiben verſuchen. 

Dieſes Reſultat ließe ſich bei einer den Intentionen 
des Geſetzgebers gerecht werdenden Interpretation des 8 496 
Abſ. 2 meines Erachtens ſehr wohl vermeiden. Die Abſicht des 
Geſetzgebers ging offenbar darauf hin, ſchon im Strafverfahren 
auch die Koſtenfrage zur Erledigung zu bringen, um eben ein 
weiteres Verfahren vor dem Forum des Zivilrichters aus⸗ 
juſchließen. Das ergibt ſich ohne Zweifel aus den 88 503, 496 
Std. Ließe alſo § 496, 2 die gewünſchte Interpretation 
nicht zu, ſo würde es ſich um einen vom Geſetzgeber nicht 
gelvollten Redaktions fehler handeln. Der Wortlaut des 8 496 
Abſ. 2: 

„Wenn über die Höhe der Koſten oder über die 

Notwendigkeit der unter ihnen begriffenen Auslagen 

Streit entſteht, ſo erfolgt hierüber beſondere Entſcheidung“, 
ſteht aber einer extenſiven Interpretation, wie ſolche auch in der 
Literatur (Löwe, Kommentar zur StPO. Anm. 4 zu § 503, 
Mamroth, Kommentar Anm. 4 zu § 496, Anm. 1, b zu $ 503, 
Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungsverfahren [5] S. 71) empfohlen 
wird, nicht im Wege. 

Weigert ſich die unterliegende Partei entweder ausdrücklich, 
oder indem ſie in der geſtellten Friſt ohne Außerung der 
Zahlungsaufforderung nicht nachkommt, fo bekundet fie hierdurch 
ihren Willen, der nach der Behauptung des Obſiegenden rechtlich 
beſtehenden Erſtattungspflicht nicht nachzukommen. Damit aber 
entſteht ein Streit über die Koſtenerſtattung. Dieſer Streit 
bezieht ſich auch auf die Höhe der Koſten, denn wenn der 
Unterlegene überhaupt nichts bezahlen will, fo beſtreitet er 
damit die Höhe der Koſten nicht nur teilweiſe, ſondern in ihrem 
ganzen Umfange. Dieſes Beſtreiten iſt zwar nicht ſubſtantiiert, 
aber das erfordert auch 8 496 Abſ. 2 nicht. Es iſt daher der 
Streit über die Höhe der Koſten in ſeinem weiteſten Umfange 
gegeben. Dieſe Interpretation würde den Anſprüchen der 
Zweckmäßigkeit gerecht werden, wogegen nicht einzuſehen iſt, 
warum die Feſtſetzung nicht gegeben werden ſoll, wenn der 
Erſtattungspflichtige einen Koſtenbetrag von z. B. 50 Mark 
überhaupt nicht zahlen will, während ſie nach dem obigen 
Landgerichtsbeſchluß nicht verſagt werden würde, wenn der 
Unterlegene 49,90 Mark zahlt und nur die reſtierenden 10 Pf. 
durch Nichtzahlung beſtreitet. Sollte aber die analoge An⸗ 
wendung des § 496, 2 StPO. auf den Fall der Weigerung des 
Erſtattungspflichtigen fortgeſetzt von den Gerichten abgelehnt 
werden, ſo wäre dringend zu wünſchen, daß die Kommiſſion 
zur Abänderung der Strafprozeßordnung helfend eingriffe. 


— 
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Vom Reichsgericht. “) 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 25. Februar bis 
10. März 1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 11 Abſ. 1 EGBGB. in Verb. mit 8 765 BGB. 
und Art. 489 des Schweizeriſchen Obligationenrechts, Perſonal⸗ 
ſtatut des Schuldners, notwendiger Inhalt einer Bürgſchafts⸗ 
urkunde.] 

Der Beklagte iſt in dieſem Prozeß in Anſpruch genommen 
aus einem am 2. November 1903 zu Ulm von ihm unter⸗ 
ſchriebenen „Bürgſchein“, der ſo lautet: „Ich Endesunter⸗ 
zeichneter, Kaufmann J. S. aus Ulm a/ D., übernehme hiermit 
für die Firma W. u. Co. in Stuttgart ſelbſtſchuldneriſche 
Bürgſchaft in Höhe von dreitauſend Mark.“ Die Klage iſt in 
beiden vorigen Inſtanzen deshalb abgewieſen worden, weil der 
Bürgſchaftserklärung wegen Mangels jeder Bezeichnung des 
Gläubigers und, abgeſehen vom Betrage, der Hauptſchuld in 
der Urkunde die geſetzlich erforderliche Schriftform fehle, und 
ſie deshalb rechtsunwirkſam ſei. Dem Berufungsgerichte iſt 
darin beizutreten, daß ſie wegen Mangels der Schriftform keine 
Rechtswirkung haben kann, ſo daß es darauf, ob, wie die 
Klägerin behauptet, die Urkunde ihr mit dem Willen des 
Klägers von W. u. Co. zur Sicherſtellung des Kaufpreiſes für 
dieſer Firma zu liefernde Waren überſandt worden iſt, nicht 
ankommt. Die der Entſcheidung gegebene Begründung kann 
freilich nicht in jedem Punkte gebilligt werden, vor allem nicht 
in Anſehung des hier maßgebenden örtlichen Rechtes. Unzweifel⸗ 
haft iſt, daß Art. 11 Abſ. 1 EGBGB. hier zur Anwendung 
zu kommen hat. Daraus ergibt ſich allerdings zunächſt, daß 
es jedenfalls genügen würde, wenn die Formvorſchriften des 
deutſchen Rechtes hier beobachtet ſein ſollten. Der erkennende 
Senat lehnt es freilich, wie er ſchon in einem Urteile vom 
12. Oktober 1905 i. S. H. wider v. A., VI. 3„/05 (JW. 05, 
713) ausgeführt hat, ab, auch unter der Herrſchaft des 
BGB. die frühere Praxis, wonach Vertragsobligationen im 
Zweifel nach dem Rechte des Erfüllungsortes beurteilt wurden, 
als maßgebend anzuſehen; aber er nimmt an, daß, wenn das 
ſolche Schuldverhältniſſe beherrſchende Recht nicht das des Er⸗ 
füllungsortes iſt, dann dem Perſonalſtatute des Schuldners zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes, ſei dieſes nun hier das Recht des 
Wohnortes oder das des Heimatsſtaates, dieſe Rolle zukommt. 
Da nun der Beklagte nicht nur im Deutſchen Reiche wohnte 
und wohnt, weshalb er auch nach § 269 Abſ. 1 BGB. die Ver⸗ 
bindlichkeit dort zu erfüllen haben würde, ſondern auch ohne 
Zweifel ein Deutſcher war und iſt, ſo ſind ſicher hier die 
Deutſchen Geſetze die „für das den Gegenſtand des Rechts⸗ 
geſchäfts bildende Rechtsverhältnis maßgebenden.“ Aber mit 
Unrecht hat das Berufungsgericht, die Ausführungen des LG. 
billigend, es verneint, daß es gleichfalls genügen würde, wenn 
nur die Schweizeriſchen Formvorſchriften eingehalten wären, 
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von denen die Klägerin in I. Inſtanz behauptet hatte, daß 
nach ihnen die fragliche Bürgſchaft jedenfalls gültig übernommen 
ſein würde. Es genügt eben nach Art. 11 Abſ. 1 EG. für 
die Form „die Beobachtung der Geſetze des Ortes, an dem das 
Rechtsgeſchäft vorgenommen wird.“ Das LG. hat nun hier 
irriger Weiſe als das in Frage kommende Rechtsgeſchäft die 
empfangsbedürftige Erklärung des Beklagten angeſehen, welche 
ja allerdings in Ulm abgegeben iſt. Der $ 766 BGB. fordert 
aber, wenn auch nur die ſchriftliche Erteilung der Bürg⸗ 
ſchaftserklärung, nicht auch eine ſchriftliche Annahme der 
letzteren (vgl. RG. 57, 67), ſo doch jene Schriftlichkeit nicht 
für die Gültigkeit der einſeitigen Erklärung als ſolcher, 
ſondern für die Gültigkeit des Bürgſchaftsvertrages, und 
dieſer Vertrag würde im vorliegenden Falle in Solothurn ab⸗ 
geſchloſſen ſein, da dort das Angebot des Beklagten von der 
Klägerin angenommen ſein würde. Das Rechtsgeſchäft des 
Vertragsſchluſſes wird nämlich dort „vorgenommen“, wo die 
Willenseinigung zuſtande kommt, wo der Antrag des einen 
Teiles von dem andern angenommen, bzw. deſſen Annahme⸗ 
erklärung abgegeben wird, ſowohl nach Deutſchem Recht 
(S 151 BGB.), als auch nach Schweizeriſchem (Art. 8 des 
Schweizer. Obligationenrechtes). Dem Art. 11 Ab]. 1 Satz 2 
gegenüber iſt es nicht von Bedeutung, daß früher manche 
Schriftſteller den Satz „locus regit actum“ bei Vertrags⸗ 
ſchließungen unter Abweſenden dahin verſtanden haben, daß die 
Form des Geſchäftes den Geſetzen beider in Betracht 
kommenden Orte Genüge tun müſſe. Das Gegenargument des 
LG., daß, wenn die Beobachtung der vom Geſetze des Emp⸗ 
fangsortes der Erklärung vorgeſchriebenen Form genügen ſollte, 
die ſtrengere Formvorſchrift des Perſonalſtatuts des die Er⸗ 
klärung Abgebenden „umgangen“ werden könnte, iſt ganz ver, 
fehlt. Vielmehr iſt für einen ſolchen Fall dieſe ſtrengere Form⸗ 
vorſchrift nach Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 EG. von vornherein 
nicht gegeben, und von einer Umgehung kann daher gar nicht 
die Rede ſein. Es wäre auch nicht abzuſehen, weshalb es einen 
Unterſchied machen ſollte, ob der inländiſche Kontrahent ſich 
perſönlich ins Ausland begibt, um dort das Geſchäft ab⸗ 
zuſchließen, oder ob er ſeinen Antrag durch Zuſendung einer 
ſchriftlichen Erklärung dorthin gelangen läßt. Wenn auch jetzt 
noch bisweilen, z. B. von Planck (BGB., Bd. 6 [Aufl. 3], 
Bem. 4 zu Art. 11, S. 45 ff.), jene andere Anſicht vertreten 
wird, ſo iſt das eben nicht zu billigen. Was nun zunächſt das 
Deutſche Recht betrifft, ſo iſt in der Tat nach deſſen Vor⸗ 
ſchriften durch die obige Urkunde eine gültige Verbürgung 
keinesfalls zuſtande gekommen. Im weſentlichen iſt in dieſer 
Hinſicht den Ausführungen des Berufungsgerichtes beizuſtimmen, 
wenngleich deſſen Anforderungen an den Inhalt einer Bürg⸗ 
ſchaftsurkunde in abstracto etwas zuweit gehen mögen. Letzteres 
zeigt ſich namentlich in der Billigung der bei Seuffert, 
Archiv Bd. 59 Nr. 80, gedruckten Entſcheidung des OLG. zu 
Karlsruhe, die inzwiſchen laut der Entſch. des RG. 59, 218 ff. 
von dem jetzt erkennenden Senate aufgehoben worden iſt. Hier 
hat letzterer ausgeführt, daß eine Bürgſchaftsurkunde nach den⸗ 
ſelben freien Grundſätzen auszulegen iſt, wie irgend eine andere 
Vertragsurkunde, und daß daher zur Ermittlung des wahren 
Willens des Ausſtellers außerhalb der urkundlichen Erklärungen 
liegende Umſtände herangezogen werden dürfen. In jenem 
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Falle iſt eine Bürgſchaft für gültig erklärt worden, obgleich in 
der Urkunde die Beſchaffenheit der Hauptſchuld nicht ganz richtig 
bezeichnet war, und dementſprechend möchte vielleicht hier an 
dem Mangel jeder Bezeichnung ſolcher Beſchaffenheit neben 
der Angabe des Betrages, wenn nur der Gläubiger be⸗ 
zeichnet wäre, noch kein Anſtoß zu nehmen ſein. Immerhin 
muß es aber dabei bleiben, daß, wie das NG. laut der 
Entſch. 57, 260 ff. ausgeſprochen hat, die nach S 765 BGB. 
weſentlichen Merkmale des Bürgſchafts vertrages ſich aus der 
Urkunde ſelbſt überhaupt irgendwie ergeben müſſen. Insbeſondere 
kann durch eine Urkunde, in der der Gläubiger nicht in irgend 
einer Weiſe bezeichnet iſt, niemals die in 8 766 BGB. er⸗ 
forderte Schriftform hergeſtellt werden. Zwar iſt trotz der 
jetzigen Formvorſchrift grundſätzlich daran feſtzuhalten, daß, wie 
das RG. früher auf anderer geſetzlicher Grundlage wiederholt 
anerkannt hat, man als Bürge demjenigen haftbar wird, 
welchem der Bürgſchein von dem Hauptſchuldner oder einem 
andern Dritten, dem der Ausſteller die Urkunde zu dieſem Zweck 
hingegeben hat, nach feiner Wahl ausgeliefert wird (vgl. 
RG 11, 248 f. und 31, 264 ff., auch 57, 66 f.); aber jetzt 
muß dann eben dieſe Bezeichnung des zunächſt noch un⸗ 
beſtimmten Gläubigers in der Urkunde enthalten ſein. Es mag 
auch ſein, daß, wenn die Hauptſchuld in der Urkunde im 
übrigen individuell hinlänglich bezeichnet iſt, und die Perſon 
des Gläubigers dieſes Forderungsrechtes außerdem unter den 
Kontrahenten ſchon feſtſtand, man darin zugleich auch ſchon 
eine genügende urkundliche Bezeichnung des Gläubigers finden 
könnte. Jedenfalls iſt hier, wo der Gläubiger gar nicht, und 
auch im übrigen die Hauptverbindlichkeit nur dem Betrage nach 
in der Urkunde bezeichnet iſt, vom Standpunkte des Deutſchen 
BGB. aus keine gültige Verbürgung zuſtande gekommen. Eine 
ganz andere Frage iſt es, ob es etwas ſchadet, wenn der not⸗ 
wendige Inhalt der Bürgſchaftsurkunde oder ein Teil desſelben 
ſich zu der Zeit, als der Ausſteller dieſelbe mit ſeiner Unter⸗ 
ſchrift verſehen aus der Hand gegeben hat, noch nicht auf der 
Urkunde befand, ſondern dem Willen des Ausſtellers gemäß 
erſt nachträglich hingeſchrieben worden iſt. Auf dieſe Frage, 
die unbedenklich zu verneinen iſt, bezieht ſich das Reichsgerichts⸗ 
urteil in den RG. 57, 66 ff., das daher mit Unrecht von der 
Klägerin in dieſer Sache als Vorgang angezogen worden iſt. 
Die Klägerin hat aber auch mit Unrecht in der I. Inſtanz be⸗ 
hauptet, daß bei Anwendung des Schweizeriſchen Rechtes 
die gegenwärtig vorliegende Frage anders als nach Deutſchem 
zu entſcheiden ſein würde. (Die Identität des 8 765 BOB. 
mit Art. 489 des Schweizer. Obligationenrechts wird dargelegt.) 
St. u. Cie. c. S., U. v. 12. Febr. 06, 343/05 VI. — Stuttgart. 

2. 8 6 Nr. 2 BGB. Vorausſetzungen der Ver⸗ 
ſchwendung.] 

Die Reviſion rügt mit Recht Verletzung des $ 6 Nr. 2 
BGB. Sowohl der Entmündigungsbeſchluß als die Urteile 
der Vorinſtanzen begnügen ſich damit, feſtzuſtellen, daß Kläger 
gewiſſe unverhältnismäßig hohe und unnütze Ausgaben gemacht 
und damit ſowohl ſich als ſeine Familie der Gefahr des Not⸗ 
ſtandes ausgeſetzt habe. Allein von Verſchwendung im Sinne 
des Geſetzes wie des gewöhnlichen Sprachgebrauchs kann nur 
dann zeſprochen werden, wenn jene übermäßigen objektiv un 
wirtſchaftlichen Aufwendungen in urſächlichem Zusammenhang 
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ſtehen mit perſönlichen Eigenſchaften, die einen Hang zu unver⸗ 
nünftigen, zweck⸗ und nutzloſen Ausgaben erkennen laſſen. JW. 
1901 S. 475 und Urteil in Sachen St. c. Pf. und Gen. 
IV. 369/04 vom 30. Januar 1905). Ob die übermäßigen 
Ausgaben des Klägers auf derartige Charaktereigenſchaften 
zurückzuführen ſind, iſt bisher überhaupt nicht geprüft. Daß 
hierzu nicht ausreicht, wenn Kläger aus Gutmütigkeit ſeine 
Schwiegerſöhne mit Geld unterſtützt hat, ſcheint auch der 
Berufungsrichter anzuerkennen. Die auf das Verhältnis des 
Klägers zur Lina R. abzielende Bemerkung: man könne ſich 
ein, ungefähres Bild machen, wohin ein großer Teil der von 
dem Kläger aus ſeinem Vermögen gezogenen Beträge gekommen 
ſei, enthält eine Andeutung, keine Feſtſtellung. F. c. F., U. v. 
19. gebr. 06, 405/05 IV. — Darmſtadt. 

3. 88 93, 94 Abſ. 2, 95 BGB. Lokomobile einer 
Dampfmühle, wann deren weſentlicher Beſtandteil und wann 
eingefügt? Wirkungsloſigkeit eines Eigentumsvorbehaltes an 
einzelnen Teilen eines Sachganzen.] 

Nach der Feſtſtellung des Berufungsrichters iſt die Mühle, 
in welcher die ſtreitige Lokomobile ſich befindet, im Jahre 1901 
nuch einem Brande als Dampf: und Waſſermühle wieder aufge⸗ 
laut und eingerichtet worden; die Maſchine iſt in einem unmittelbar 
an das Hauptgebäude anſtoßenden Gebäude aufgeſtellt und mit 
einem gemauerten Fundament durch eingelaſſene, unten mit 
einer Zementſchicht umſchloſſene eiſerne Tragfüße verbunden, 
nur durch ſie wird der Betrieb der Mühle nach Maßgabe ihrer 
ſonſtigen maſchinellen Einrichtungen ermöglicht, da der Fluß 
höchſtens 5 Pferdeſtärken liefert, während die Arbeitsmaſchinen 
für 12 bis 16 Pferdeſtärken eingerichtet ſind. Hiernach ſieht 
der Berufungsrichter das Mühlengrundſtück mit dem auf- 
ſtehenden Gebäude ſamt dem Maſchinenhaus und der damit 
verbundenen Maſchine als eine einheitliche Sache, nämlich 
als eine Dampf⸗ und Waſſermühle, an und kommt zu dem 
Ergebnis, daß mit der Entfernung der Lokomobile das Gebäude 
nicht mehr eine Dampf⸗ und Waſſermühle, ſondern nur noch 
eine Waſſermühle ſein würde, daß es daher in ſeinem Weſen 
verändert werden würde und daß aus dieſem Grunde die Loko⸗ 
mobile als weſentlicher Beſtandteil der Mühle zu betrachten ſei 
($ 93 BGB). Dieſe Anſchauung befindet ſich im Einklange 
mit der Rechtſprechung des RG., wie ſie in zahlreichen Urteilen 
des V. und VII. 38. zum Ausdrucke gelangt iſt (vgl. den 
gleichliegenden Fall einer Holzbearbeitungsfabrik in RG. 50, 241, 
ferner JW. 1904 S. 5482 und 1905 S. 387°). Auch die 
femere Annahme des Berufungsrichters, daß die Lokomobile 
zur Herſtellung des Mühlengebäudes eingefügt worden fei und 
deshalb zu deſſen weſentlichen Beſtandteilen im Sinne des 
9 94 Ab. 2 BGB. gehöre, kann nach den getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen nicht gemißbilligt werden. Die Maſchine iſt danach 
uur Ausftattung des für den Dampf⸗ und Waſſerbetrieb ein- 
gerichteten Mühlengebäudes dieſem eingefügt, erſt durch dieſe 
Einfügung iſt es zu dem geworden, was es beſtimmungsgemäß 
werden ſollte, zu einer Dampfmühle. Die Einwendungen der 
Rebifon können nicht für ſtichhaltig erachtet werden. Durch 
die Wegſchaffung der Maſchine würde die Leiſtungsfähigkeit der 
Mühle nicht bloß gemindert werden, ſondern ſie würde über⸗ 
haupt aufhören, eine Dampfmühle zu ſein, alſo eine Weſens⸗ 
Anderung erleiden. Auf die Möglichkeit eines Erſatzes durch 


Juriſtiſche Wochenſchrift. j 


189 


einen Petroleummotor, wie er vor dem Brande vorhanden war, 
kommt es nicht an; es würde dies vielleicht erheblich ſein, 
wenn von vornherein die Auswechſelung der Maſchinen ins 
Auge gefaßt worden wäre, wovon keine Rede iſt. Ohne 
Bedeutung iſt auch, daß die Lokomobile erſt ſpäter — nach 
Fertigſtellung des Gebäudes — eingefügt worden iſt; es wird 
dadurch an der Tatſache nichts geändert, daß erſt die Einfügung 
die Mühle in eine Dampfmühle umgewandelt hat. Der 
Petroleummotor war — wie ſich aus dem Tatbeſtande des 
Berufungsurteils ergibt — vor dem Brande aufgeſtellt ge⸗ 
weſen; an ſeine Stelle trat die Maſchine. Daß ſie wegen der 
ungünſtigen Vermögenslage des Ehemannes der Beklagten und 
wegen mangelnden Mahlgutes in den letzten Jahren nur in 
geringem Umfang ausgenutzt worden iſt, erſcheint rechtlich ohne 
Belang. Um eine bloße Aushilfsmaſchine handelte es ſich nicht, 
ſo daß dahingeſtellt bleiben kann, wie in einem ſolchen Falle 
zu entſcheiden ſein würde. Nach den getroffenen Feſtſtellungen 
iſt auch daran nicht zu zweifeln, daß die Maſchine mit dem 
Gebäude verbunden worden iſt, wobei es auf die größere oder 
geringere Feſtigkeit der Verbindung nicht ankommt. Schließlich 
iſt dem Berufungsrichter darin beizutreten, daß man nicht 
deshalb von einer nur zu einem vorübergehenden Zweck 
erfolgten Einfügung in das Gebäude ſprechen und die Beſtand⸗ 
teilseigenſchaft verneinen kann (8 95 BGB), weil ſich die 
Klägerin das Eigentum an der Maſchine vorbehalten hat. 
Wäre dieſem Vorbehalte die Bedeutung beizumeſſen, daß er 
die Entſtehung einer einheitlichen Sache zu hindern vermöchte, 
ſo würde den ſachenrechtlichen zwingenden Vorſchriften der 
85 93, 94, 946 BGB. ein großer Teil ihres Anwendungs⸗ 
gebietes entzogen werden. Das Geſetz wollte Sonderrechte an 
den einzelnen Teilen eines Sachganzen nicht zulaſſen, dieſes 
ſollte als Einheit auch nur einem einheitlichen Recht unterworfen 
ſein. Mit dieſem Geſetzeswillen wäre eine auf Teilung der 
Rechte abzielende Parteivereinbarung unverträglich; ſie würde, 
wenn ſie zuläſſig wäre, dahin führen, daß z. B. ein Haus 
kraft der von den Bauhandwerkern gemachten Vorbehalte in 
ſeine einzelnen Beſtanbteile (Baumaterialien) aufgelöſt werden 
könnte. Darum iſt eine Auslegung des 8 95 BGB. ausge⸗ 
ſchloſſen, die eine Verbindung zu vorübergehendem Zweck auch 
dann annimmt, wenn wirtſchaftlich eine dauerde Verbindung 
beabſichtigt war, der Veräußerer der eingefügten Sachen aber 
einen auf die Erhaltung ſeines Eigentums für den Fall der 
Nichtzahlung des Kaufpreiſes gerichteten Vorbehalt machte. 
Einem ſolchen Vorbehalte verſagt eben das Geſetz die Kraft. 
Um einen vorübergehenden Zweck im Sinne des $ 95 BGB. 
anzunehmen, genügt es nicht, daß die Parteien die dingliche 
Rechtslage ſo zu geſtalten ſuchen, daß der ins Auge ge⸗ 
faßte Erfolg des Eigentumsüberganges erſt unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen eintreten ſoll. Es kommt nur darauf an, daß 
eine bei normalem Verlauf der Dinge als dauernd gedachte, nicht 
von vornherein zur Wiederaufhebung beſtimmte Verbindung der 
Sachen hergeſtellt worden iſt. Das trifft aber im vorliegenden 
Falle zu. F. c. T., U. v. 20. Febr. 06, 314/05 VII. — Berlin. 

4. 5 93 BGB. Benzinmotor einer Dampfziegelei we⸗ 
ſentlicher Beſtandteil derſelben.] 

Als körperliche Sache (55 90, 93 BGB.), deren weſent⸗ 
liche Beſtandteile zu ermitteln ſind, kommt hier die Ziegelfabrik 
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in Frage, und zwar in ihrer konkreten, auf Benutzung von 
Benzin zur Krafterzeugung beruhenden Geſtalt. Nach dem vom 
Berufungsgericht gegebenen Bilde beſteht die Fabrik, abgeſehen 
von etwaigen anderen, nicht in Berückſichtigung gezogenen 
Teilen, jedenfalls aus dem Gebäude, in welchem die Ziegel 
bearbeitet werden (Trockenſchuppen), den an dieſes angefügten, 
aus leichtem Mauerwerk errichteten Räumen, in denen der 
Motor ſowie der Benzintopf angebracht und untergebracht ſind, 
ſowie in eben dieſen, den Betrieb bewirkenden Maſchinen ſelbſt. 
Vom wirtſchaftlichen Geſichtspunkte aus ſtehen dieſe letzteren im 
Vordergrunde, da ihre Tätigkeit in Verbindung mit derjenigen 
der durch ſie betriebenen Spezialmaſchinen die Produkte der 
Fabrikation ſchafft, während die Baulichkeiten teils zum Schutz 
der Maſchinen ſowie zum Schutz der an ihnen beſchäftigten 
Arbeiter gegen Witterungseinflüſſe, teils zur Befeſtigung der 
Maſchinen, wenn dieſe auch nicht dem Erforderniſſe des § 94 
Abſ. 1 zu entſprechen braucht, zu dienen beſtimmt ſind. Der 
Zweck der Einrichtung, bei gewerblichen Einrichtungen der ge⸗ 
werbliche Zweck beſtimmt wirtſchaftlich wie rechtlich den Charakter 
der Sache. Sie erhält unter ſeiner Herrſchaft ihre Einheitlich⸗ 
keit, Zweck und Mittel zu ſeiner Verwirklichung geben dem 
danach geſtalteten Objekt die Eigenſchaft eines Ganzen. Die 
Körperlichkeit der Verbindung beruht auf dem Anſchrauben des 
Motors auf den Zementblock und dem Anbringen von durch 
die Zwiſchenwand hindurchgehenden Röhren, welche, allerdings 
in erſter Reihe für einen andern Zweck beſtimmt, Motor und 
Benzintopf aneinander befeſtigen, ſowie von ferneren Röhren, 
welche ſich zwiſchen dem Benzintopf und der in eine Wand 
eingelaſſenen Pumpe befinden. Die ſo eingerichtete körperliche 
Sache erſcheint als die Ziegelfabrik. Wenn der Ausdruck 
„Fabrik“ zugleich auch in einem weiteren Sinne, nämlich in dem 
des „Fabrikunternehmens“ angewendet wird und in dieſer Be⸗ 
deutung auch die beweglichen Sachen, welche dem Betriebe 
dienen, einſchließt, ſo fällt die Fabrik in dieſem Sinne beim 
Mangel ausnahmsloſer körperlicher Verbindung ihrer Teile 
nicht unter den Sachbegriff des BGB., aber darin liegt keine 
Widerlegung des vorhin Bemerkten. Auch den körperlich ver⸗ 
bundenen Teilen für ſich allein kann, ſofern ſie in ihrer Ver⸗ 
bindung eine gewerbliche Anlage darſtellen, mögen ſie auch auf 
Mittätigkeit anderer Objekte angewieſen ſein, der Charakter der 
Einheit aufgeprägt ſein und es widerſtreitet nicht dem Sprach⸗ 
gebrauch, auch ſie als Fabrik zu bezeichnen — wenn es über⸗ 
haupt gerade auf dieſen letzteren Geſichtspunkt ankommen ſollte. 
Als begrifflich notwendig erſcheinen alle diejenigen Teile des 
Ganzen, die durch ihren Zuſammenhang die Sache in ihrer an⸗ 
gegebenen Bedeutung bilden und deren keiner fehlen kann, ohne 
daß ſie den Charakter der Vollſtändigkeit verlieren würde. 
Insbeſondere gehören dazu bei einer Fabrik die mit dem Ge⸗ 
bäude verbundenen Maſchinen. Dies beſchränkt ſich auch nicht, 
wie die Reviſion geltend macht, auf die Spezialarbeitsmaſchinen 
im Gegenſatz zu den die Betriebskraft erzeugenden, welche in 
gleicher Art auch in einer andern auf Herſtellung anderer Pro⸗ 
dukte gerichteten Fabrik Verwendung finden könnten, ſondern 
gilt auch von dieſen letzteren; entſcheidend iſt, daß durch Ent⸗ 
ſernung der Maſchine die Fabrik eines den Betrieb begründenden 
oder zu ihm mitwirkenden Teils beraubt wird, alſo eine zum 
Funktionieren geeignete Einrichtung zu ſein aufhört. Überdies 


M7. 1906. 
ſtellt aber auch die Anwendung von Benzin zur Krafterzeugung 
eine Beſonderheit der Fabrik dar, ſie verleiht der Fabrik die 
Eigenſchaft einer auf Benzinverwendung im Gegenſatz zu 
Dampf⸗ oder Waſſerkraft gegründeten Ziegelei. Unerheblich iſt, 
daß mit pekuniären Opfern ein Erſatz der entfernten Teile 
durch andere geſchaffen werden kann, denn dies ſetzt das Vor⸗ 
handenſein pekuniärer Mittel bei dem Eigentümer und den 
Willen dieſes, ſie zu verwenden, voraus. Solange der Erſatz 
nicht tatſächlich erfolgt, erſcheint die Fabrik als ein der Voll: 
ſtändigkeit entbehrender Gegenſtand. Weiter kommt auf die 
Art der Herſtellung der vorhandenen Sache nichts an, ſondern 
maßgebend iſt nur ihr gegenwärtiger Zuſtand. Für den Begriff 
wird nicht erfordert, daß die Sache von Urſprung an in ihrem 
gegenwärtigen Beſtande geplant und hergerichtet iſt und es 
kommt nichts darauf an, ob die jetzt vorhandenen Teile etwa 
der Sache auch ſchon in einer früheren Geſtalt derſelben an⸗ 
gehört haben oder woher ſie ſonſt entnommen ſind. Nach dem 
im BGB. eingenommenen Standpunkt genügt nun allerdings 
nicht, daß durch Entfernung eines Beſtandteils einer Sache eben 
dieſe Sache in ihrem Weſen eine Veränderung erleidet, ſondern 
entſcheidend iſt, ob dies hinſichtlich des einen oder des andern 
ihrer Beſtandteile zutrifft. Im gegenwärtigen Falle bleibt einer 
der Beſtandteile, der Motor, zu anderweiter gleichartiger Ver⸗ 
wendung geeignet. Anders verhält es ſich mit dem zurück⸗ 
bleibenden größeren Teile. Dieſer hatte ſeinen beſonderen in⸗ 
duſtriellen Wert gerade in ſeiner Eigenſchaft als Hauptbeſtand⸗ 
teil der Fabrik. Dieſer wurde ihm entzogen und er erlitt eine 
Anderung ſeines Weſens, wenn die Fabrik infolge der Be⸗ 
ſeitigung der die Triebkraft erzeugenden Maſchine die Fähigkeit, 
ihrer Beſtimmung gemäß tätig zu werden, verlor und er infolge 
davon die Eigenſchaft eines Beſtandteils einer durch vollſtändige 
Ausſtattung zum Erzeugen beſtimmter Werte tauglichen Ein⸗ 
richtung einbüßte. Was übrig blieb, charakteriſierte ſich ſtets 
noch als eine Sache, aber nicht mehr als ein Beſtandteil der⸗ 
jenigen, welche vor Entfernung des Motors vorhanden geweſen 
war. D. G. c. W., U. v. 16. Febr. 06, 255/05 VII. — 
Colmar. 

5. § 119 BGB. Unterſchied zwiſchen dem Irrtum einer 
Partei und dem Fall des ſog. verſteckten Diſſenſes beider 
Parteien.] 

Die Reviſionsklägerin rügt, das Berufungsgericht habe 
verkannt, daß es ſich im vorliegenden Falle nicht um einen 
Irrtum des Beklagten im Sinne des 8 119 BGB. ſondern 
um einen Fall des ſog. verſteckten Diſſenſes handelte. Der 
Reviſionsklägerin iſt zuzugeben, daß die Entſcheidungsgründe 
nicht mit hinlänglicher Deutlichkeit erkennen laſſen, ob das 
Berufungsgericht ſich des rechtlich bedeutſamen Unterſchiedes 
bewußt geweſen iſt, der zwiſchen dem Falle des Irrtums einer 
Partei über den Inhalt ihrer nach 8 119 BGB. anfecht⸗ 
baren Willenserklärung und dem Falle eines ſog. verſteckten 
Diſſenſes beſteht, indem infolge wechſelſeitigen Mißverſtändniſſes 
der Erklärungen der Parteien ein Vertrag wegen mangelnder 
Willensübereinſtimmung nicht zuſtande kommt. Vgl. RG. 58, 233. 
Beide Fälle ſind allerdings mitunter ſchwer von einander zu 
unterſcheiden. Der Unterſchied beſteht darin, daß im Falle des 
verſteckten Diſſenſes eine jede Partei irrtumsfrei dasjenige er⸗ 
klärt, was ſie wirklich will und daß infolge eines wechſel⸗ 
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feitigen Mißverſtändniſſes ihrer Erklärungen die Parteien aus 
mehr oder minder ſcheinbarem Grunde einig zu ſein wähnen, 
während in Wirklichkeit ihre Willenserklärungen auseinander 
gehen, ſo daß nur der Schein einer Willensübereinſtimmung 
beſteht, in Wahrheit es aber an der zum Vertragsſchluß er⸗ 
forderlichen Einigung fehlt. Der Grund des Mißverſtändniſſes 
wird ſich in der Regel darauf zurückführen laſſen, daß die eine 
oder andere Willenserklärung unbeſtimmt, unklar oder zwei⸗ 
deutig iſt. Von der Nichtübereinſtimmung zweier mängelfreier 
Willenserklärungen durchaus verſchieden iſt die mangelhafte 
Willenserklärung im Sinne des $ 119 BGB. In einem Falle 
dieſer Art decken ſich die wechſelſeitigen Willenserklärungen; es 
liegt jedoch auf Seite eines Beteiligten ein Zwieſpalt zwiſchen 
ſeinem wirklichen Willen und der Willenserklärung vor, ſei es, 
daß der Erklärende infolge ſeines Irrtums nicht erkannte, daß 
er eine Erklärung des betreffenden Inhalts abgebe, oder daß 
er den Inhalt ſeiner Erklärung unrichtig auffaßte. Die Unter⸗ 
ſcheidung, ob ein Fall der einen oder der anderen Art vorliegt, 
hat nach den für die Auslegung von Willenserklärungen maß⸗ 
gebenden Grundſätzen unter Anwendung des Rechtes freier 
Beweiswürdigung zu erfolgen. H. c. R., U. v. 16. Febr. 06, 


291/05 II. — Hamm. | 
6. 88 249, 251, 252, 472, 823, 826 BGB. verb. mit 


99 139 und 287 ZPO. Verhältnis des Schadenserſatzanſpruchs 
zum Gewährleiſtungsanſpruch.] 

Kläger verlangte von dem Beklagten Herabſetzung des 
Kaufpreiſes, weil er bei dem Verkauf ſeines Konditorgeſchäfts 
den jährlichen Umſatz wider beſſeres Wiſſen zu hoch angegeben 
habe. In der Berufungsinſtanz machte er geltend, daß die 
Klage auch als Schadenserſatzklage auf die 88 823, 826 
BGB. geſtützt werde. Das KG. wies die Klage ab, das 
RO. hob auf: Das Berufungsgericht hat angenommen, daß 
eine argliſtige Täuſchung des Vertragsgegners beim Vertrags⸗ 
abſchluß gegen die guten Sitten verſtößt und daß deshalb der 
Täuſchende den dadurch einem anderen zugefügten Schaden 
gemäß 8 826 BGB. zu erſetzen hat. Es läßt aber dahin⸗ 
geſtellt, ob dem Beklagten die ihm von dem Kläger vor⸗ 
geworfene argliſtige Täuſchung bezüglich des Geſchäftsumſchlages 
der Konditorei zur Laſt fällt und ob dem Kläger hierdurch der 
behauptete Schaden entſtanden iſt. Es hat eine Erörterung 
dieſer Fragen für überflüffig gehalten, indem es den Anſpruch 
wegen unzutreffender Subſtanziierung mit folgender Begründung 
abgewieſen hat: Kläger lege den nach Maßgabe des 8 472 
BOB. berechneten Betrag, auf den der Kaufpreis infolge des 
Anſpruchs auf Minderung herabzuſetzen ſei, ohne weiteres der 
Berechnung des Schadenserſatzes zugrunde. Der Gewähr⸗ 
leiſtungs⸗ und der Schadenserſatzanſpruch ſeien ihren rechtlichen 
Vorausſetzungen nach verſchieden. Der Minderungsanſpruch ſei 
gemäß 5 472 BGB., der Schadenserſatzanſpruch gemäß 
80 249, 251, 252 BGB. zu berechnen. Nach letzteren 
Vorſchriften müſſe der Kläger im Falle der Wahrheit feiner 
Behauptungen ſo geſtellt werden, wie er ſtehen würde, wenn 
die zugeſicherten Eigenſchaften wahr wären. Da dieſer Zu 
ſtand nicht hergeſtellt werden könne, ſo habe eine Entſchädigung 
in Geld einzutreten. In dieſer Weiſe ſei aber der Schadens⸗ 
erſaßanſpruch von dem Kläger nicht ſubſtanziiert. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung beruht auf einer Verletzung der 88 287 und 139 
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ZPO. Mit der Behauptung, daß der Beklagte ihn durch 
wiſſentlich unwahre Angabe des Geſchäftsumſchlages argliſtig 
getäuſcht und in der angegebenen Höhe geſchädigt habe, waren 
die Grundlagen des Anſpruches auf Schadenserſatz gegeben 
und Pflicht des Berufungsgerichts war es nach 8 287 3PO., 
unter Würdigung aller Umſtände des Falles nach freier Über⸗ 
zeugung zu entſcheiden, ob ein Schaden entſtanden ſei und wie 
hoch er ſich belaufe. Vermißte das Berufungsgericht eine 
nähere Subſtanziierung, fo mußte es eine ſolche nach 8 139 
ZPO. herbeizuführen verſuchen. Vgl. JW. 1904 S. 141 
Nr. 6. Dieſer Pflicht wurde es nicht überhoben, auch wenn 
der Kläger bei feiner Schadens berechnung rechtsirrig von der 
Annahme ausging, daß dieſe nach Maßgabe des $ 472 BGB. 
zu erfolgen habe. Beide Anſprüche können in einem Falle der 
vorliegenden Art in betreff des zu erſtattenden Betrages tat⸗ 
ſächlich zu gleichem Ergebniſſe führen. Dies wird ſogar in 
vielen Fällen die Regel bilden, nämlich dann, wenn der Kauf⸗ 
preis dem objektiven Werte der Sache in mangelfreiem Zu⸗ 
ſtande entſpricht und der Käufer als Schadenserſatz wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung nur denjenigen Betrag verlangt, den er bei 
voller Kenntnis der wahren Sachlage weniger gezahlt haben 
würde. L. c. M., U. v. 13. Febr. 06, 286/05 II. — 
Berlin. 

7. 88 249, 278 BGB. verb. mit 88 382, 383, 
408 HGB. Anſpruch des Verkäufers auch aus der Zeſſion 
ihres Spediteurs gegen den Unterſpediteur in dem Fall, daß 
zwei Abnehmer je einen anderen als den angekauften Waren⸗ 
poſten erhalten.] 

Die Klägerin macht aus eigenem Recht und aus Zeſſion 
ihres Spediteurs H. in Antwerpen die Beklagte dafür verant⸗ 
wortlich, daß ſie als Unterſpediteur der genannten Firma für 
die Strecke von Düſſeldorf bis zu den Ablieferungsorten es 
verſchuldet habe, daß zwei Partien Pitchpineholz, welche die 
Klägerin aus Nordamerika importiert und an zwei Abnehmer 
in Düſſeldorf und Soeſt verkauft hatte, bei der Ablieferung 
zwiſchen den beiden Käufern verwechſelt, infolge davon von 
dieſen nicht abgenommen und nicht bezahlt worden ſeien. Der 
Kaufpreis für beide Partien beträgt 1696,85 Mark. Dieſen 
Betrag hat die Klägerin von der Beklagten als Schadenserſatz 
eingeklagt. Die Beklagte hat ſich darauf geſtützt, daß nach 
Maßgabe des 5 447 BGB. der Klägerin überhaupt kein 
Schaden entſtanden, weil Erfüllungsort Hamburg geweſen und 
deshalb der Transport nach den Ablieferungsorten auf Gefahr 
der Käufer gegangen ſei. Das LG. wies die Klage, das OLG. 
die Berufung ab, das RG. hob auf: Inſoweit es ſich nur 
um die Annahme handelt, daß die Klägerin durch die Ver⸗ 
wechſelung des Holzes ihren Anſpruch auf Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes nicht verloren habe, iſt die Begründung des an⸗ 
gefochtenen Urteils ohne Bedenken. Weder die Feſtſtellung, 
daß Hamburg Erfüllungsort geweſen ſei, läßt einen Rechts⸗ 
irrtum erkennen, noch find die daraus nach $ 447 BGB. ge 
zogene Folgerung und die Verneinung einer Haftung der 
Klägerin aus $ 278 daſelbſt rechtlich zu beanſtanden. Rechts⸗ 
irrtümlich dagegen iſt die Anſicht des Berufungsgerichts, daß 
hierdurch bereits die Abweiſung der Klage gerechtfertigt ſei. 
Dieſer Schluß beruht auf zu enger Auslegung des Schadens⸗ 
begriffes. Geklagt iſt auf Schadenserſatz in Höhe des Faktura⸗ 
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preiſes. Die Meinung der Klägerin iſt dabei offenbar die, daß 
ſie dieſen Betrag von ihren Käufern als Kaufpreis erhalten 
haben würde, wenn das Holz von der Beklagten richtig ab⸗ 
geliefert und nicht verwechſelt worden wäre. Es ſteht feſt, daß 
die Käufer nicht bezahlt haben und wenigſtens behauptet von 
der Klägerin und deshalb zu unterſtellen iſt, daß die Käufer 
die Zahlung dauernd weigern aus dem Grunde, weil ihnen ſtatt 
des gekauften Holzes anderes geliefert ſei, und daß bisher die 
Verſuche einer gütlichen Erledigung geſcheitert ſeien. An Stelle 
glatt eingegangener Kaufpreisforderungen würde nach dieſen 
Behauptungen die Klägerin auf beſtrittene Anſprüche angewieſen 
ſein, auf Zahlungen, die ſie erſt im Prozeßwege von den wider⸗ 
ſtrebenden Käufern erzwingen müßte. Auch dies wäre ein 
Schaden, den die Klägerin erlitten, und dafür kann ſie, wenn 
ihr die Beklagte für die vorgekommene Verwechſelung des Holzes 
verantwortlich iſt, von dieſer Erſatz verlangen. Die Erſatzpflicht 
geht in erſter Linie auf Wiederherſtellung des früheren Zu⸗ 
ſtandes, 8 249 BGB., eine Wiederherſtellung mit dem Erfolge, 
daß tatſächlich das richtige Holz an den richtigen Käufer zur 
richtigen Zeit und an richtigem Ort abgeliefert ſein würde, iſt 
natürlich nicht möglich, möglich aber iſt die Wiederherſtellung 
in dem Sinne, daß die Beklagte der Klägerin das verſchafft, 
was ſie gehabt haben würde, wenn jene Ablieferung richtig ge⸗ 
ſchehen wäre, alſo, wenn die Behauptungen der Klägerin zu⸗ 
treffen, den anſtandsloſen Eingang der Kaufgelder. Dieſen 
Erſatz kann die Klägerin fordern, auch wenn ihr der Rechts⸗ 
anſpruch auf die Kaufgelder geblieben iſt. Die Beklagte darf 
von der Klägerin nicht verlangen, daß ſie ſich zunächſt im Wege 
des Prozeſſes an ihren Käufern zu erholen verſuche, ſie darf 
ſich auch der Folgen ihres ſchuldhaften Verhaltens nicht da⸗ 
durch entziehen, daß ſie ſich auf das Rechtsverhältnis zwiſchen 
der Klägerin und ihren Käufern beruft, über welches in dieſem 
Verfahren gar nicht entſchieden werden kann. Für ihr eigenes 
Verſchulden iſt die Beklagte in erſter Linie ſelbſt verantwortlich. 
Allerdings iſt dieſer Erſatzanſpruch nicht unbedingt. Voraus⸗ 
ſetzung dafür iſt, wie ſchon aus dem bisher Ausgeführten folgt, 
daß die Käufer, wenn die Verwechſelung des Holzes nicht 
vorgekommen wäre, keinen anderen Grund gehabt hätten, die 
Zahlung des Kaufpreiſes zu weigern. In dieſer Richtung 
würde die Behauptung der Beklagten von Bedeutung ſein, daß 
das Holz zum Teil nicht vertragsmäßig, die Sendungen nicht 
vollſtändig geweſen ſeien. Für die Beweisfrage müßte aber 
auch geprüft werden, ob nicht gerade durch die Verwechſelung 
und ihre Folgen der Klägerin die Möglichkeit genommen worden 
ſei, die Vertragsmäßigkeit der Sendungen darzutun. Weiter 
aber kann die Klägerin ſelbſtverſtändlich nicht die Entſchädigung 
von der Beklagten verlangen und daneben ihre Anſprüche gegen 
die Käufer behalten, vielmehr muß ſie dieſe Anſprüche gegen 
Leiſtung der Entſchädigung abtreten und dadurch die Beklagte 
in die Lage bringen, ihrerſeits gegen die Käufer vorzugehen. 
Dabei wird zu erwägen ſein, inwiefern es dem Klagbegehren 
entgegenſtände, wenn infolge des Verhaltens der Klägerin ſolche 
Anſprüche zur Zeit nicht mehr vorhanden geweſen wären. Die 
Klägerin ſteht nur mit der Firma H., nicht mit der Beklagten 
im Vertragsverhältnis. Daraus iſt aber nichts Entſcheidendes 
gegen die Klage zu entnehmen, wenn die Firma H., was be⸗ 
hauptet iſt, ihre Rechte gegen die Beklagte aus dem mit ihr 
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geſchloſſenen Speditionsvertrag auf die Klägerin übertragen 
hat. Denn es iſt ein anerkannter Satz, insbeſondere des 
Handelsrechts, daß der Beauftragte, der für fremde Rechnung, 
aber im eigenen Namen abſchließt, beim Bruche des Vertrages 
durch den Mitkontrahenten von dieſem Erſatz des Schadens 
verlangen kann, nicht nur wie er ihm perſönlich, ſondern auch 
weiter wie er ſeinem Auftraggeber erwachſen iſt — Urteil 1 
498/03 vom 23. März 1904 (RG. 58, 42 ff.). Ein ſolcher 
Fall liegt hier vor, da die Firma H. zur teilweiſen Aus⸗ 
führung ihres von der Klägerin erhaltenen Speditionsauftrages 
die Beklagte als Unterfpediteur angenommen hat. Wie dem⸗ 
nach die Firma H. gegen ihre Vertragsgegnerin, die Beklagte, 
auch das Intereſſe der Klägerin geltend machen könnte, ſo kann 
es auf Grund der Zeſſion die Klägerin nun ſelbſt tun. Dieſer 
Geſichtspunkt führt aber noch weiter. Auch für den Verkäufer, 
der nach $ 447 BGB. die gekaufte Ware auf Verlangen des 
Käufers nach einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte vers 
ſendet und zu dieſem Behufe mit dem Frachtführer oder 
Spediteur im eigenen Namen abſchließt, muß man der Anſicht 
bewährter Autoren beipflichten, daß er mit ſeiner Kontrakts⸗ 
klage zugleich die Intereſſen des Käufers verfolgen könne, vgl. 
Staub, Kommentar zum Handelsgeſetzbuche VI / VII. Aufl. 
Anm. 54 zu § 382 (S. 1405), Anm. 20 zu 8 383 (S. 1420), 
Anm. 20 zu §8 408 (S. 1478); Düringer und Hachenburg, 
Handelsgeſetzbuch Band III S. 58/59 unter Note IVa), aa). 
Es liegt in der Konſequenz dieſer Auffaſſung, daß dann auch 
in einem Falle, wo es ſich, wie hier, um mehrere hinter⸗ 
einander ſtehende Beteiligte handelt, derjenige, welcher auf Grund 
des Vertrages zur Erhebung des Entſchädigungsanſpruchs gegen 
den fehlſamen Vertragsgegner berechtigt iſt, mit der Klage auch 
die ſämtlichen vorgehenden Intereſſen, ſoweit ſie neben einander 
beſtehen können, geltend machen darf. Und ſelbſtverſtändlich 
darf dies auch ſein Zeſſionar. In dieſer Richtung iſt das 
Klagvorbringen noch nicht geprüft. S. c. D., U. v. 29. Jan. 06, 
363/05. I. — Cöln. 

8. 88 254, 276 BGB. Aufenthalt auf dem Trittbrett 
beim Straßenbahnwagen vor dem Abſteigen.] 

Der erkennende Senat hat in einer Entſcheidung vom 
30. Mai 1904 VI. 328/03 anerkannt, daß in dem Betreten 
des Trittbretts, um den geeigneten Moment zum Abſteigen 
abzuwarten, je nach den Umſtänden noch kein die Verant⸗ 
wortlichkeit der Bahn ausſchließendes Verſchulden zu erblicken 
ſei. Im vorliegenden Falle aber, wo der angetrunkene 
Kläger vor der Gefahr ausdrücklich gewarnt worden war, 
und die Gefahr des Abrutſchens einerſeits durch die Un⸗ 
ſicherheit ſeiner Haltung, andererſeits durch die Schlüpfrig⸗ 
keit des Trittbretts erhöht war, erſcheint die Fahrläſſigkeit 
des Klägers eine fo hochgradige, daß ihm der Erſatz 
des erlittenen Schadens ganz verſagt werden mußte. G. c. 
Gr. B. Straßenbahn, U. v. 1. Febr. 06, 180/05 VI. — 
Berlin. 

9. 88 254, 278, 831, 840 BGB. verb. mit 88 1 u. 3 
HaſtpflG.] 

Ein dreijähriges Kind war während einer Eiſenbahnfahrt 
bei ſtürmiſchen Wetter und weil nur das eine obere, leicht 
funktionierende Türſchloß verſchloſſen war, das es leicht öffnen 
konnte, aus dem Wagen geſtürzt und ſchwer an der Hand 
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verletzt worden. Die von dem Vater vertretene Klage war 
auf Erſatz der Krankenhauskoſten und eine Kapitalabfindung 
eventuell eine Rente vom 14. Lebensjahre ab, eventualiſſime 
auf Feſtſtellung der weiteren Schadenserſatzpflicht gerichtet. 
Das LG. hat dieſem letzteren Antrage unter Abweiſung der 
weitergehenden Anſprüche entſprochen, die Berufung und 
Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. Die Haftung 
aus den auf den vorliegenden Fall zur Anwendung ge⸗ 
langenden 8 1 Haftpfl®. kann nur beſeitigt werden durch 
den Nachweis, daß höhere Gewalt oder eigenes Verſchulden 
des Verletzten den Betriebsunfall verurſacht habe. Beides iſt 
von der Beklagten behauptet, beide Einwendungen find jedoch 
von den Entſcheidungen der Vorinſtanzen verworfen worden. 
Der Einwand der höheren Gewalt iſt in zutreffender Be⸗ 
gründung von dem Berufungsgericht ſchon aus der Erwägung 
für hinfällig erachtet worden, daß die Betriebseinrichtungen 
nicht in tadelloſem Zuſtande waren, der Verſchluß der Tür 
vielmehr der Ordnung zuwider ſchon einem leiſen Drucke nach⸗ 
gab, ſodaß die Tür von dem dreijährigen Kinde leicht geöffnet 
werden konnte, und dieſer Umſtand den Eintritt des Unfalles 
begünſtigte. Ob in dem herrſchenden Sturmwinde im ge⸗ 
gebenen Einzelfalle (vgl. JW. 1905 S. 321 Nr. 10) und in 
der Unachtſamkeit der Mutter der Klägerin überhaupt eine 
höhere Gewalt erblickt werden könnte, darf deshalb unerörtert 
bleiben. Daß von einem eigenen Verſchulden des dreijährigen 
Kindes wegen deſſen mangelnder Zurechnungsfähigkeit nicht die 
Rede ſein kann, iſt von dem Berufungsgericht in Anlehnung 
an die Rechtſprechung des RG. zutreffend ausgeführt worden. 
Die Beklagte ſucht den Einwand des eigenen Verſchuldens der 
Klägerin anderweit auf das nach den Feſtſtellungen des 
Berufungsgerichts unzweifelhaft gegebene Verſchulden der 
Mutter des Kindes durch unachtſame Beauſſichtigung des 
letzeren unter Berufung auf die im Schlußſatz des 8 254 
Abſ. 2 BGB. ausgeſprochene Verweiſung auf 8 278 BGB. 
zu ſtützen; ſie ſucht insbeſondere auszuführen, daß es ſich um 
die Verletzung einer vertragsmäßigen Verpflichtung aus dem 
Transportvertrage durch die Mutter als Hilfsperſon 
des Kindes handle, ſodaß aus dieſem Geſichtspunkte die An⸗ 
wendung des 8 278 BGB. begründet ſei. Allein dieſe 
Annahme ſcheitert ſchon an dem Umſtande, daß als Gegen⸗ 
kontrahent der Beklagten für den geſchloſſenen Transport⸗ 
vertrag nicht die Klägerin, ſondern allein deſſen Mutter an⸗ 
zuſehen iſt, die ihre eigene entgeltliche und daneben auf Grund 
des 8 11 Abſ. 2 EiſenbVerkO. die unentgeltliche Beförderung 
des Kindes vereinbart hatte. Dieſe hatte durch den Ankauf 
ihrer Fahrkarte zugleich das Recht auf die Beförderung des 
Kindes, jedoch ohne beſonderen Platz, gegen die Eiſenbahn 
erworben. Daß die Mutter in dieſem Vertrage auch eine 
Verpflichtung zur Beauſſichtigung des Kindes während des 
Transportes der Beklagten gegenüber übernommen hatte, iſt 
allerdings anzunehmen. Durch ſchuldhafte Verletzung dieſer 
Vertragsverpflichtung hat ſie ſich der Beklagten verantwortlich 
gemacht und ihr das Recht gegeben, gegen ſie — ganz oder 
zum Teil, je nach der Abwägung des beiderſeits zu vertretenden 
Verſchuldens nach Maßgabe der 88 254, 276 BGV. — ihren 
Rückgriff zu nehmen. Wollte man des weiteren ſelbſt der 
Rebifion nachgeben, daß das Kind neben der Mutter als zweiten 
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Gegenpartei der Beklagten für den Transportvertrag angeſehen 
werden könnte, ſo würde doch die alsdann vom Standpunkte 
der Reviſionsklägerin erforderliche Aufſtellung eines Vertrags⸗ 
inhaltes dahin, daß das Kind, vertreten durch die Mutter, 
der Eiſenbahn gegenüber die Verpflichtung übernommen hätte, 
ſich durch die Mutter beaufſichtigen zu laſſen, widerſinnig er⸗ 
ſcheinen. Die Frage, ob die Anwendung des 8 278 BGB. 
lediglich auf Grund der im Schlußſatze des §8 254 Abſ. 2 
ausgeſprochenen Verweiſung auf dieſe Beſtimmung auch ohne 
eine beſtehende Vertragsverbindlichkeit einzutreten habe, iſt zu ver⸗ 
neinen. (Vgl. RG. 55, 316 und ſtillſchweigend 54 S. 404 
und 407.) Die Vorſchrift des $ 254 BGB. iſt an und für 
ſich zur Anwendung für alle Fälle einer Schadenserſatz⸗ 
verpflichtung, mag dieſe aus Verträgen oder aus unerlaubten 
Handlungen entſtanden ſein, beſtimmt, wie ſich aus ihrer 
Stellung im allgemeinen Teile des Rechts der Schuld⸗ 
verhältniſſe gibt. Die Beſtimmung des 8 278 BGB. bes 
gründet dagegen die Haftung eines Schuldners für das Ver⸗ 
ſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters und ſeiner Hilfsperſonen 
nur, wenn dieſe in „Erfüllung einer Verbindlichkeit“ gefehlt 
haben; ſie ſetzt mithin ein beſtehendes Schuldverhältnis vor⸗ 
aus. Dies muß auch von der in 8 254 Abſ. 2 BGB. vor⸗ 
geſehenen „entſprechenden“ Anwendung des 8 278 BGB. 
gelten. Zwiſchen dem Schädiger und dem Verletzten bei 
einer unerlaubten Handlung beſteht vor Begehung der 
letzteren auf keiner Seite irgend ein Schuldverhältnis; erſt 
durch die unerlaubte Handlung ſelbſt treten ſie zu einander 
in gewiſſe Rechtsbeziehungen: es iſt auf der einen Seite ein 
Gläubiger, auf der anderen Seite ein Schuldnerverhältnis, 
wenn der Schaden ſchon eingetreten iſt, bereits entſtanden, 
wenn er noch droht, doch im Entſtehen begriffen, und aus 
dieſem urſächlich begründeten Gläubigerverhältnis können nach 
den Grundſätzen von Treu und Glauben gewiſſe Diligenz⸗ 
pflichten gegen den andern Teil für den Beſchädigten ab⸗ 
geleitet werden, die in ausdrücklicher poſitiver Beſtimmung 
hinſichtlich der Abwendung und Minderung des Schadens — 
der dritte in § 254 Abſ. 2 BGB. herausgehobene Diligenz⸗ 
fall, der Hinweis des Schädigers auf die Gefahr eines un⸗ 
gewöhnlich hohen Schadens kommt nach dem Geſagten für das 
Gebiet der unerlaubten Handlungen nicht wohl in Betracht — 
das Geſetz in Abſ. 2 des 5 254 BGB. den Beſchädigten 
gegenüber dem Schädiger auferlegt. Inſoweit es ſich daher 
um die Abwendung eines aus der bereits verurſachten un⸗ 
erlaubten Handlung drohenden und um die Minderung eines 
daraus ſchon entſtandenen Schadens handelt, ſtellen die bezeichneten 
geſetzlichen Diligenzpflichten nach 8 254 Abſ. 2 BGB. ſich als Vers 
pflichtungen gegenüber der Perſon des Schädigers im Sinne 
des 5 278 BGB. dar, die deſſen entſprechende Anwendung 
auch außerhalb des Gebietes der rechtsgeſchäftlichen Ver⸗ 
bindlichkeiten geſtatten und rechtfertigen. Eine Ausdehnung 
der Anwendung des §8 278 BGB. im Gebiete der unerlaubten 
Handlungen über die bezeichnete Grenze hinaus auf jedes 
Verſchulden von geſetzlichen Vertretern und Hilfsperſonen, das 
auch nur zur Entſtehung des Schadens ($ 254 Abſ. 1 BGB.) 
mitgewirkt hat, kann nicht als richtig anerkannt werden. 
Es muß genügen, daß der Schädiger gemäß 88 840, 426 
BGB. feinen Rückgriff gegen den Vertreter oder die Hilfs⸗ 
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perſon nehmen kann deren Verſchulden bei der Entſtehung 
des Schadens urſächlich mitgewirkt hat. Würde es ſich daher 
im gegebenen Falle um die Abwendung des aus der urſächlich 
bereits geſetzten Handlung drohenden oder um die Minderung 
eines ſchon daraus entſtandenen Schadens handeln, ſo würde 
die entſprechende Anwendung des §S 278 BGB. auch ohne 
ein beſonderes hinzutretendes Schuldverhältnis der Klägerin 
zu der Beklagten für begründet zu erachten ſein. Auch daraus, 
daß im vorliegenden Falle nicht eine unerlaubte Handlung nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuche, ſondern eine ſolche nach 8 1 
Haftpfl®. in Frage ſteht, würde ein Bedenken dagegen nicht 
zu entnehmen fein. In den Verhandlungen der zweiten 
Kommiſſion zur Beratung des BGB. über Art. 42 (24) EG. 
gab allerdings gerade die Aufſtellung der Diligenzpflichten in 
8254 Abſ. 2 BGB. — vgl. Protokolle der zweiten Kommiſſion 
(Spahn) Bd. 6, S. 594 ff. — Anlaß zur Beanſtandung der 
unbedingten Anwendung des § 254 auf den Rechtskreis des 
Reichshaftpflichtgeſetzes. Der erkennende Senat hat jedoch, 
nachdem er zuerſt in dem Urteil vom 24. November 1902 
(RG, 53, 75 ff.) und ſpäter in zahlreichen Entſcheidungen 
die Anwendbarkeit des 8 254 Abſ. 1 BGB. für dieſen 
Rechtskreis bejaht hatte, auch bereits in einem nach dem 
Reichshaftpflichtgeſetz zu beurteilenden Falle (JW. 1905 
S. 201 Nr. 4) für die Anwendung des Abſ. 2 des § 254 
ſich ausgeſprochen. Es wäre deshalb nur noch zu fragen, 
ob die Mutter der Klägerin als deren geſetzlicher Vertreter 
oder Hilfsperſon zur Erfüllung jener Verbindlichkeiten zu er⸗ 
achten wäre. Allein es handelt ſich im gegebenen Falle nicht 
um ein Verſchulden der Mutter in bezug auf die Abwendung 
des urſächlich bereits geſetzten Schadens, ſondern um ein 
mitwirkendes Verſchulden hinſichtlich der Verurſachung des 
Unfalles und des daraus entſtandenen Schadens ſelbſt. Als“ 
geſetzlicher Vertreter des Kindes würde im übrigen, wie das 
Berufungsgericht zutreffend angenommen hat, die Mutter im 
gegebenen Falle nicht anzuſehen ſein, da die im inneren Ver⸗ 
hältniſſe zu dem Kinde nach 8 1634 BGB. ihr obliegende 
Sorge für die Perſon des Kindes ein nach außen wirkendes 
Vertretungsverhältnis nicht begründet. Ob fie als eine für 
die Diligenztätigkeit der erörterten Art beſtellte Hilfsperſon zu 
erachten wäre, kann dahingeſtellt bleiben. Hieraus ergibt ſich 
die ergangene Entſcheidung in der Hauptſache. Zu bemerken 
iſt hinſichtlich der Faſſung der durch das Berufungsgericht 
aufrecht erhaltenen Urteilsformel der Entſcheidung der 
I. Inſtanz, daß die Beklagte zum Erſatze allen Schadens 
verurteilt worden iſt, welchen die Klägerin durch den Unfall 
im Betriebe der Beklagten erlitten hat. Dieſe Faſſung kann 
zu Zweifeln Anlaß geben. Der Klageanſpruch iſt lediglich 
nach Maßgabe des Reichshaftpflichtgeſetzes für gerechtfertigt 
erachtet worden, und der Erſatz des der Klägerin entſtandenen 
Schadens kann demgemäß auch nur in den Grenzen des § 3 
dieſes Geſetzes zugebilligt werden. Von einer Anderung der 
Urteilsformel iſt indeſſen Abſtand genommen worden, da an⸗ 
genommen wird, daß die Hervorhebung des Betriebsunfalles 
in der Urteilsformel den Hinweis auf die Begrenzung der 
Schadenserſatzpflicht nach Maßgabe des bezeichneten Geſetzes 
enthalten ſoll. H.⸗B. Eiſenbahn⸗Geſ. c. R., U. v. 29. Jan. 06, 
175/05. VI. — Braunfchweig. 
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10. $ 276 BGB. Verpflichtung einer Dorfgemeinde 
behufs gefahrloſer Benutzung eines Fußweges und zur Be⸗ 
leuchtung einer Brücke ?] 

Kläger will am Abend in dem Dorfe Groß⸗Ottersleben, 
als er auf der Wanzlebener Straße nach der Halberſtadt⸗ 
Magdeburger Chauſſee gehen wollte, in den dieſe begrenzenden 
Graben gefallen ſein und ſich dabei körperliche Verletzungen 
zugezogen haben. Er fordert für den ihm hierdurch erwachſenen 
Schaden Erſatz von der Beklagten, indem er behauptet, dieſe 
habe ſchuldhaft unterlaſſen, bezüglich der Wanzlebener Straße und 
des Übergangs über den erwähnten Graben die zur Sicherung 
des Verkehrs während der Dunkelheit erforderlichen Vor⸗ 
kehrungen und Einrichtungen zu treffen. Das OLG. wies die 
Klage ab, die Reviſion wurde zurückgewieſen. Nicht beizu⸗ 
pflichten iſt der Reviſion, wenn ſie meint, der Fußweg hätte 
mit Rückſicht auf ſeine abnorme Geſtaltung, wie ſie ſich aus 
der Handzeichnung ergibt, nach dem angrenzenden Acker zu in 
deutlicher Weiſe abgegrenzt werden, oder es hätte bis zur 
Abfahrt des letzten von Ottersleben nach Magdeburg fahrenden 
Automobilomnibus für Beleuchtung der Brücke durch die dort 
ſtehende Laterne geſorgt werden müſſen. Der Umſtand, daß 
an dem Gaſthaus zum Stern, der an der Magdeburg⸗Halber⸗ 
ſtädter Chauſſee liegt, Abends zeitweilig ein Automobilomnibus 
zu halten pflegt, durch deſſen Licht Ortsunkundige verleitet 
werden können, ſtatt nach der Brücke zu über den neben dem 
ſüdlichen Fußweg liegenden Acker direkt auf das Gaſthaus zum 
Stern zuzugehen, kann für die Beklagte nicht die Verpflichtung 
begründen, den Fußweg mit Barrieren zu verſehen oder ſonſt 
wie zu verwahren, das angrenzende Land aber begründete an 
ſich keinerlei Gefahr für den auf dem Fußwege gehenden. Eine 
Beleuchtung der Brücke bis in die ſpäten Nachtſtunden kann 
der Beklagten, einer Dorfgemeinde, ebenfalls nicht angeſonnen 
werden. Die Wanzlebener Straße bietet an ſich denen, die 
nach der Brücke gehen wollen, einen durchaus gefahrloſen Zu⸗ 
gang und zwar umſomehr, als die Straße gepflaſtert iſt, 
Paſſanten alſo in der Dunkelheit auf dem gepflaſterten Teile 
gehen und dadurch leicht jedes unbewußte Abirren auf das an⸗ 
grenzende Land vermeiden können. Anlaß, der beklagten Ge⸗ 
meinde in der jetzt in Rede ſtehenden Beziehung ein ſchuld⸗ 
haftes Verhalten im Sinne von $ 276 BGB. vorzuwerfen, 
liegt daher nicht vor. M. c. Dorfgemeinde G., U. v. 
15. Febr. 06, 197/05 VI. — Naumburg. 

11. 5 313 BGB. Fall eines formbebürftigen Vorvertrages.] 

Zwiſchen dem Kläger und dem Verwalter M. als Bevoll⸗ 
mächtigten des Beklagten wurde über Verkauf verſchiedener 
Berliner Grundſtücke des Beklagten verhandelt. Mittels 
Schreibens vom 22. Juni 1903 ſandte hierauf Kläger an den 
Juſtizrat L. zu Berlin 50 000 Mark in Wertpapieren. In 
dem Schreiben heißt es unter anderm wörtlich: „Die 50 000 
Mark ſind an den Gutsbeſitzer und Eigentümer Herrn Carl 
Rudolf K. zu Berlin und zu Neuhoff b. Zoſſen Ihrerſeits 
auszuhändigen, ſobald der Genannte vor Ihnen in notarieller 
Verhandlung mir den Verkauf ſeiner Grundſtücke Prinzen⸗ 
ſtraße 36 für den Preis von 2 760 000 Mark an 
getragen hate An die Verkaufsofferte hat ſich Herr K. 
bis zum 1. April 1904 einſchließlich zu binden, derart, daß 
ihm bis zu dieſem Tage abends 6 Uhr die Ausfertigung der 
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gerichtlich oder notariell aufgenommenen Annahmeerklärung 
meinerſeits zu übergeben iſt. Nehme ich bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkte die Verkaufsofferte nicht an, ſo ſind die 50 000 Mark 
Herrn K. verfallen; nehme ich die Verkaufsofferte an, ſo ſind 
die 50 000 Mark auf den meinerſeits zu berichtigenden baren 
Teil des Kaufgeldes in Anrechnung zu bringen. Etwaige 
Kursdifferenzen ſind gegenſeitig in bar auszugleichen. Die von 
den 50 000 Mark Wertpapiere auch in Empfang genommenen 
Zwiſchenzinſen ſind von Herrn K. mir nicht zu erſtatten. Die 
Überlaſſung der 50 000 Mark an Herrn K. für den Fall, daß 
ich ſeine Offerte nicht rechtzeitig annehme, geſchieht als Gegen⸗ 
leiſtung dafür, daß er ſich bis zum 1. April 1904 an die von 
ihm abzugebende Offerte bindet“. Am 25. Juni 1903 gab 
der Beklagte das erwähnte Verkaufsangebot notariell und aus⸗ 
führlich mit den einzelnen Kaufsbedingungen ab. Unter § 2 
Ziff. 3 dieſes Angebots heißt es: „Der Käufer hat bei der 
Entgegennahme dieſer Offerte bereits 50 000 Mark gezahlt; 
eine Verzinſung erfolgt nicht“. § 6 dieſer Urkunde lautet: 
„Wird von dem Käufer vertragsmäßig die Auflaſſung nicht 
entgegengenommen, ſo iſt der Verkäufer berechtigt, von dieſem 
Vertrage zurückzutreten und die angezahlten 50 000 Mark 
62 Nr 3) ſowie die nach § 2 Nr 2 gezahlten 300 000 Mark 
als Vertragsſtrafe zu behalten.“ In § 7 heißt es dann unter 
andern: „II. Herr Wilhelm K. iſt verbunden, bei der Ent⸗ 
gegennahme dieſer Kaufofferte an mich die $ 2 Nr 3 beſtimmten 
50 000 Mark zu zahlen. Dieſe 50 000 Mark find mir als 
Vertragsſtrafe verfallen, wenn die Annahme der Offerte bis 
zum 1. April 1904 nicht erfolgt. Andernfalls findet die Ver⸗ 
rechnung wie zu I § 2 Nr 3 angegeben ſtatt. Durch Ent⸗ 


ſtimmun g. B An die vorſtehende Offerte 
halte ich mich bis zum 1. April 1904, abends 6 Uhr, gebunden, 
derartig, dass “ Unſtreitig wie alles vorſtehende iſt 


auch weiter, daß der Beklagte nach Abgabe dieſes Verkaufs⸗ 
angebots die Wertpapiere in Empfang genommen, ſie verſilbert 
und den Überſchuß über 50 000 Mark an den Kläger aus⸗ 
gehändigt hat. Dieſer verlangt nun aber auch die 50 000 
Mark nebſt vier Prozent Zinſen, ſeit dem 1. Juli 1903, ob⸗ 
ſchon der Kauf infolge ſeiner Nichtannahme des Angebots nicht 
zuſtande gekommen iſt. Der Beklagte widerſprach und der 
erſte Richter hat die Klage abgewieſen, weil er weder form⸗ 
pflichtigen Vorvertrag, noch Verabredung einer Vertragsſtrafe 
oder eines Reugelds annahm, ſondern die Hingabe der 50 000 
Mark als bloße Gegenleiſtung des Klägers dafür erachtete, daß 
dieſer ſich einſeitig für längere Zeit binden ſollte. Dagegen 
hat auf Klägers Berufung das KG. in ſeinem Urteile vom 
17. Mai 1905 den Beklagten zur Zahlung der 50 000 Mark 
ſamt Zinſen verurteilt. Die Reviſion iſt zurückgewieſen. Das 
Berufungsurteil iſt im weſentlichen unter Hinweis auf die 
reichsgerichtlichen Entſcheidungen in RG. 51, 181; 52, 4; 
53, 238 f. damit begründet, daß in Wahrheit ein nach $ 313 
BGB. formbedürſtiger Vorvertrag zu einem Kaufvertrage über 
Grundſtücke vorliege, daß dieſer aber wegen nur einſeitiger 
notarieller Beurkundung gemäß 8 125 daſelbſt nichtig ſei und 
daß daher der Kläger nach $ 812 BGB. das von ihm ohne 
Rechtsgrund gezahlte zurückfordern könne. Von der Reviſion 
wird dieſe Entſcheidung hauptſächlich aus dem Grunde bekämpft, 
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daß ſich Kläger weder zur Zahlung der 50 000 Mark noch zur 
Annahme des Verkaufsangebots verpflichtet habe, worüber auch 
der Zeuge M. hätte vernommen werden müſſen, daß die Zahlung 
der 50 000 Mark ſonach in gar keiner innern Verbindung mit 
einem künftigen Vertrage ſtand, daß ſie vielmehr nur eine gültig 
verſprochene Entſchädigung dafür bilden ſollte, daß Beklagter 
ſich bis 1. April 1904 gebunden hat, alſo auf eine anderweite 
Verwertung ſeines Grundbeſitzes um dieſe Zeit verzichtete. 
Dieſen Ausführungen kann nicht gefolgt werden. Nach § 313 
BGB. iſt der Vertrag formbedürftig, durch den ſich der eine 
Teil verpflichtet, das Eigentum an einem Grundſtücke zu über⸗ 
tragen. Liegt ein ſolcher Vertrag vor, ſo müſſen, wie ſchon 
in der Begründung zum BGB. (Mot. I 183) und in der 
Rechtſprechung anerkannt iſt, auch alle einzelnen weſentlichen 
Vertragsbeſtimmungen vor Gericht oder Notar beurkundet 
werden. Hauptfrage für Entſcheidung des gegenwärtigen Rechts⸗ 
ſtreits iſt daher die, ob ein derartiger Vertrag gegeben war 
und dieſe Frage hat der Vorderrichter ohne Rechtsirrtum bejaht. 
Unzweifelhaft hat ſich der Beklagte zuerſt mündlich und 
dann notariell zum Grundſtücksverkauf mit Bindung bis zum 
1. April 1904 verpflichtet. Aber auch der Kläger hat als 
Gegenleiſtung dagegen vertragsmäßige Erklärungen abgegeben. 
Er hat zwar nicht die ſofortige Annahme des Angebots voll⸗ 
ſtändig erklärt, ſich vielmehr dieſe bis zum 1. April 1904 
vorbehalten, aber er hat das von ihm gewünſchte und hervor⸗ 
gerufene Verkaufsangebot wenigſtens bis zu einem Werte von 
50 000 Mark inſofern angenommen, als er dafür dieſen Betrag 
für alle Fälle, möge er annehmen oder nicht, verſprochen und 
gegeben hat. In ſeinem Schreiben vom 22. Juni 1903 hat 
er ſogar Einzelbeſtimmungen über die Verrechnung der 50 000 
Mark und ihrer Zinſen im Falle ſeiner ſpäteren Verkaufs⸗ 
annahme feſtgeſetzt und der Beklagte hat unter § 2, 3. der 
Urkunde vom 25. Juni 1903, auch in SS 6 und 7 daſelbſt 
dieſe Beſtimmungen wiederholt und angenommen. Über einen 
erheblichen Teil des Kaufpreiſes ſind ſomit jedenfalls ſchon, 
wenn auch nur bedingte, Vereinbarungen getroffen geweſen. 
Daher ſind die Ausführungen des Beklagten nicht richtig, daß 
die Vereinbarungen mit dem künftigen Kaufvertrag gar keinen 
innern Zuſammenhang hatten. Aber wäre dies auch wahr, ſo 
iſt doch dem Kammergericht darin beizutreten, daß es genügen 
muß, wenn als Gegenleiſtung für das Verkaufsangebot die 
50 000 Mark verſprochen und gegeben wurden. Denn auch 
in dieſem Fall liegt auf der einen Seite eine Verpflichtung zur 
Abtretung von Grundeigentum, auf der andern ein Gegen⸗ 
verſprechen, alſo ein Vertrag und zwar ein ſolcher im Sinne 
des 8 313 Satz 1 BGB. vor. Wenn die Reviſion hiergegen 
vorbringt, die Gegenleiſtung ſei nur für den Verzicht auf ander⸗ 
weiten Verkauf der Grundſtücke gegeben, oder als „Ents 
ſchädigung“ für die lange Bindung, ſo iſt dies nach Inhalt 
des Briefes vom 22. Juni 1903, der ausdrücklich von „Gegen⸗ 
leiſtung für die Bindung an die Offerte“ ſpricht, nicht richtig, 
wenn es aber auch in dieſem Brief „Entſchädigung“ hieße, ſo 
wäre dies inhaltlich mit Gegenleiſtung gleichbedeutend. Lag 
ſonach ein Vertrag, wie ihn 5 313 vorausſetzt, vor, fo mußte 
er auch ſeinem ganzen Inhalte nach gerichtlich oder notariell 
verbrieft ſein, wenn er gelten ſollte; namentlich auch in Anfehung 
der erwähnten Gegenleiſtung von 50 000 Mark und des Ver⸗ 
25 * 
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zichtes auf deren Rückforderung im Falle der nicht rechtzeitigen 
Annahme des Verkaufsangebots. Könnte und wollte man nicht 
ſo entſcheiden, ſo würde man damit die Möglichkeit anerkennen, 
in vielen Fällen den §S 313 Abſ. 1 ganz oder teilweiſe zu um⸗ 
gehen. Vgl. auch RG. 53, 257. K. c. K., U. v. 21. Februar 05, 
370/05 V. — Berlin. 

12. 88 518, 527 BGB. Zum Begriff der Schenkung. 

Der klagende Verein, der nach 8 1 feiner Satzung den 
Zweck verfolgt, „für die Einführung der fakultativen Feuer⸗ 
beſtattung in Württemberg zu wirken“, iſt ſeit dem 22. Oktober 
1900 im Vereinsregiſter in Stuttgart eingetragen. Nach 8 8 
der Satzung werden „alle außerordentlichen Beiträge, Zu⸗ 
wendungen und Geſchenke“ — — „einem Grundſtock zur 
Herſtellung der für die Feuerbeſtattung erforderlichen Anlagen 
und Einrichtungen überwieſen“. Im April 1902 erließ der 
Verein an ſeine Mitglieder ein Rundſchreiben, worin er ſie 
bat, zur Erbauung eines Kolumbariums, deſſen Koſten auf rund 
50000 Mark veranſchlagt ſeien, Beiträge zu leiſten. Der während 
des gegenwärtigen Prozeſſes verſtorbene Beklagte erklärte 
darauf dem Vereinsvorſtande ſchriftlich und bald darauf auch 
mündlich, er ſei bereit, dem Vereine zum Baue des Kolum⸗ 
bariums die nötigen Mittel, zunächſt 50 000 Mark, zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. Der Verein nahm das Anerbieten an und 
begann 1903 den Bau. Beklagter zahlte darauf 2 Raten 
von je 10 000 Mark, lehnte dann aber wegen ausgebrochener 
Mißhelligkeiten weitere Zahlungen ab. Die Erben und 
Teſtamentsvollſtrecker wurden auf die Klage des Vereins in 
II. Inſtanz verurteilt. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. 
Das Berufungsgericht hat zunächſt angenommen, daß durch 
die von ihm abgegebenen mündlichen Erklärungen, die der 
Vorſtand des klagenden Vereins angenommen habe, ſich in 
bindender Weiſe habe verpflichten wollen, die von ihm zu⸗ 
geſagten 50000 Mark an den klagenden Verein zum Zwecke 
der Erbauung eines Kolumbariums zu zahlen, daß er nicht 
bloß in unverbindlicher Weiſe deren Zahlung habe in Ausſicht 
ſtellen wollen; iſt ferner davon ausgegangen, daß zwar in 
der Zuwendung St.8 an den klagenden Verein eine unent⸗ 
geltliche Verfügung auf deſſen Seite enthalten ſei, kein 
bloßer außerordentlicher Mitgliedsbeitrag, daß aber, wenn 
jener auch keine Gegenleiſtung von dem Vereine erhalten, 
dieſer doch durch die Zuwendung auch nicht bereichert 
worden ſei. Wegen Mangels des Erforderniſſes der Be⸗ 
reicherung des mit der Zuwendung Bedachten hat deshalb 
das Gericht in dieſer keine Schenkung und demnach jenen 
zwiſchen St. und dem Vorſtande des beklagten Vereines zu⸗ 
ſtandegekommenen Schuldvertrag, auch ohne, daß dabei die Form 
des 8 518 BGB. beobachtet worden wäre, für rechtsgültig 
erachtet. In dieſer Begründung iſt kein Rechtsirrtum ent⸗ 
halten. Es kann ſehr wohl ein ſogen. kauſales Rechtsgeſchäft 
— im Gegenſatze zu einem abſtrakten — dergeſtalt zuſtande 
kommen, das mit der Leiſtung einerſeits weder eine Schenkung 
bezweckt, andererſeits keine Verpflichuung zu einer Gegenleiſtung 
oder zu einer Wiedererſtattung begründet, ſondern ein anderes 
Ziel, das insbeſondere in einer von dem Empfänger zu wohl⸗ 
tätigen, gemeinnützigen oder idealen Zwecken vorzunehmenden 
Handlung beſtehen kann, erreicht werden ſolle. Vgl. Planck, 
3. Aufl., Vorbemerkung IX 2 zum III. Abſchnitte „Rechts⸗ 
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geſchäfte“ des 1. Buchs des BGB. Bd. I S. 184. Auch 


die eigentlichen Angriffe der Reviſion find durchweg verfehlt. 
Dies gilt zuvörderſt von der Ausführung, die Gründe des 


Berufungsurteils dafür, daß in dem Verſprechen St.3 keine 
Schenkung liege, weil der klagende Verein die ihm unentgelt⸗ 
lich verſprochene Summe wieder auszugeben habe, ohne daß 
ihm dadurch ein bleibender Vermögensvorteil gewährt ſei, 
würden auf jede Schenkung unter einer Auflage zutreffen, 
deren Erfüllung dem Beſchenkten nichts übrig laſſe. 
Denn in einem ſolchen Falle läge überhaupt keine Schenkung 
unter einer Auflage vor, weil auch bei dieſer Art von 
Schenkungen den Beſchenkten, wie ſich aus 8 527 BGB. 
ergibt, auch nach Vollziehung der Auflage noch eine Be⸗ 
reicherung verbleiben muß. Vgl. Planck, 2. Aufl. 
Anm. 1 zu $ 527; Coſack, Lehrbuch des deutſchen bürgerl. 
Rechts, Bd. 1 8 140 unter 1a S. 488. Unerheblich iſt 
ferner die Ausführung der Reviſion, daß der Kläger durch 
die Zuwendung doch zunächſt und unmittelbar bereichert 
würde. Denn auch wenn man dies mit Rückſicht darauf 
zugibt, daß das zugewendete Geld zunächſt in das Eigentum 
des Klägers übergehe, bis es zu dem Zwecke der Erbauung 
des Kolumbariums wirklich verwandt würde, ſo würde doch 
hieraus nicht eine Bereicherung des klagenden Vereins in 
dem Sinne, wie die Lehre von der Schenkung fordert, 
folgen. Denn hierzu wird erfordert, daß die Bereicherung des 
Beſchenkten eine endgültige, materielle nicht bloß eine 
formale ſei. Vgl. hierüber für gemeines und Preußiſches 
Recht Förſter⸗Eccius, 6. Aufl., Bd. 2 8 122 II S. 8 
Auch bei den Beratungen der Kommiſſion für die zweite 
Leſung des Entwurfs zum BGB iſt dieſer Geſichtspunkt von 
der Mehrheit als richtig anerkannt worden. (Protokolle 
Bd. 2 S. 4.) Daß endlich der Begriff des fiduziariſchen 
Eigentums hier vom Berufungsgerichte zu Unrecht angewandt 
wäre, kann der Reviſion ebenfalls nicht zugegeben werden. 
Fiduziariſch iſt das Eigentum überall da, wo der Eigentümer 
obligatoriſch verpflichtet iſt, es nur in beſtimmter Richtung 
zu gebrauchen, es, nachdem der Zweck der fiduziariſchen Uber⸗ 
tragung erreicht iſt, wieder zurück⸗ oder an einen dritten 
herauszugeben. Vgl. Matthiaß, Lehrbuch des bürgerlichen 
Rechts, 4. Aufl., Bd. I 8 54 III A 6 S. 226. Ein folder 
Fall liegt aber hier gerade vor. B. c. Verein für fakul⸗ 
tative Feuerbeſtattung, U. v. 6. Febr. 06, 73/05. III. — 
Stuttgart. 

13. 55 823, 831 BGB. Beobachtung der erforderlichen 
Sorgfalt bei Auswahl eines Vertreters. 

Ein im Geſchäftslokal der Beklagten Angeſtellter hatte 
einen Karton, der von der Laufgalerie heruntergefallen und die 
Frau des Klägers auf den Kopf getroffen oder doch ihre 
Kleider geſtreift hat, auf der Galerie gelagert und zwar 
ſo ungeſchickt und unvorſichtig, daß er herabfallen mußte. 
Die Beklagte wurde zum Schadenserſatz verurteilt. Das RG. 
hob auf. Das Berufungsgericht hat trotz der Bezugnahme auf 
5 823 BGB. der Beklagten oder vielmehr deren Inhabern 
ein eigenes Verſchulden nicht beimeſſen wollen; es kann 
auch ein ſolches in der Tat nicht ſchon darin gefunden werden, 
daß die Inhaber der Beklagten, die allerdings alle Maßnahmen 
zur Sicherheit des in ihrem Laden verkehrenden Publikums zu 


#2 fi 


F . Pe 


J 


35. Jahrgang. 


treffen hatten, von ihren Angeſtellten eine in baulicher Beziehung 
allen Anforderungen der Technik entſprechende Laufgalerie be⸗ 
nutzen ließen, von der Kartons, wenn ſie darauf ungeſchickt 
oder unvorſichtig gelagert wurden, herabfallen, und die im 
Laden anweſenden Perſonen treffen konnten. Nur einer der⸗ 
artig ungeſchickten oder unvorſichtigen Lagerung des Kartons 
waren ſie vorzubeugen verpflichtet. Die Anordnung und Durch⸗ 
führung der hierzu erforderlichen Maßregeln durfte ſie aber 
dem Leiter ihres Zweiggeſchäfts überlaſſen, es ſei denn, daß fie 
— worüber indeſſen nichts feſtgeſtellt iſt — erfuhren, daß er 
ſolche nicht getroffen habe oder daß er einer mißbräuchlichen 
Benutzung der Galerie nicht nachdrücklich entgegen getreten ſei. 
Mit Recht hat daher das Berufungsgericht die Frage der 
Haftung der Beklagten unter Zugrundelegung der Beſtimmung 
im § 831 beurteilt und demgemäß erörtert, ob die Beklagte 
bei der Auswahl des Geſchäftsführers K. die im Verkehr er- 
forderliche Sorgfalt beobachtet habe. Es iſt ihm auch darin 
beizutreten, daß eine Haftung des Beklagten aus einem Ver⸗ 
trage (BGB. § 278) hier nicht in Frage kommen kann. Die 
Ausführungen des Berufungsgerichts aber, daß der der Be⸗ 
klagten im $ 831 nachgelaſſene Entlaſtungsbeweis nicht in 
ſchlüſſiger Form angetreten ſei, daß die von ihr aufgeſtellten 
Behauptungen nicht hinreichend ſeien, ſie zu entlaſten, ſind 
rechtsirrig. Es iſt rechtsirrig, wenn das Berufungsgericht für 
die Haftbarkeit der Beklagten darauf Gewicht legt, ob und in 
welcher Weiſe ſie vor dem — nach ihrer Behauptung — 10 Jahre 
bor dem Unfall erfolgten Engagement des K. ſich über dieſen, 
namentlich über ſeine Pflichttreue, Umſicht und ſonſtige Charakter⸗ 
eigenſchaften erkundigt und was ſie darüber erfahren habe. 
Damit verkennt es, daß es für den Entlaſtungsbeweis des 
9 831 allein darauf ankommt, ob der Geſchäftsherr bei der 
Beſtellung des anderen zu der konkreten Verrichtung die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. Nach Lage 
des zur Entſcheidung ſtehenden Falls iſt daher jener Beweis 
darauf zu richten, daß die Beklagte auf Grund der Tätigkeit 
und des Verhaltens des K. in feiner Stellung bei ihr, 
insbeſondere während der letzten dem Unfall vorangegangenen 
Zeit, bei Anwendung jener Sorgfalt annehmen durfte, daß K. 
alle diejenigen Eigenſchaften beſitze, die zur Leitung eines Ge⸗ 
Ihäftes erforderlich waren, namentlich, daß ihm die Sorge für 
die Sicherheit des im Laden verkehrenden Publikums anvertraut 
werden konnte. Nach der unter Zeugenbeweis geſtellten Be⸗ 
hauptung der Beklagten hat nun K. während der in Frage 
kommenden Zeit gerade alle diejenigen Eigenſchaften betätigt, 
deren Beſitz das Berufungsgericht von dem Leiter eines Ge⸗ 
Ihäfts in jener Beziehung erfordert, ſodaß, auch wenn die Be⸗ 
llagte die oben erwähnte Sorgfalt nicht betätigt haben follte, 
doch angenommen werden müßte, daß der Schaden auch bei 
Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden fein würde. Nach dieſer 
Dehauptung hat K. das Bepacken der Galerien über den Ge⸗ 
länderrand hinaus ausdrücklich verboten, dieſes Verbot in kurzen 
Zwischenräumen dem Perſonal eingeſchärft und Zuwiderhand⸗ 
lungen, die nur ausnahmsweiſe vorgekommen ſeien, aber nie 
emen Unfall herbeigeführt hätten, jedesmal ſtreng gerügt. 
Größere Anforderungen waren an den Leiter des Geſchäfts 
nicht zu ſtellen, um einer mißbräuchlichen Benutzung der Galerie 
und den daraus für das Publikum drohenden Gefahren vor⸗ 
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zubeugen. Daneben noch mit dem Berufungsgericht einen be⸗ 
ſonderen Nachweis dafür zu verlangen, daß K. Verſtändnis für 
bauliche Einrichtungen gehabt und ſolches betätigt habe, würde 
eine Überfpannung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ent⸗ 
halten. Die Beklagte würde aber auch dann den ihr nach⸗ 
gelaſſenen Entlaſtungsbeweis geführt haben, wenn ſie nach⸗ 
weiſen würde, daß ſie bei der Auswahl desjenigen Angeſtellten, 
auf deſſen Verhalten das Herabfallen des Kartons zurückzu⸗ 
führen iſt, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewendet 
habe. Wenn nun auch nach Lage des Falls von dem Kläger 
nicht der Nachweis verlangt werden kann, wer von den An⸗ 
geſtellten der Beklagten den Karton auf der Galerie gelagert 
hat, ſo kann doch die Beklagte, wenn ſie nicht dieſen Nachweis 
erbringen will oder kann, den Entlaſtungsbeweis wohl dadurch 
führen, daß ſie ihn auf alle diejenigen Angeſtellten erſtreckt, die 
von ihr zur Zeit des Unfalls mit der Entnahme von Waren 
aus den über der Galerie befindlichen Regalen und ihrer Wider⸗ 
einbringung beſtellt waren. Zu einem ſolchen Beweis hat ſie 
ſich aber ebenfalls erboten, indem ſie ſich bereit erklärt hat, 
den ihr nach $ 831 obliegenden Beweis ſogar bezüglich ihrer 
ſämtlichen Angeſtellten zu erbringen, was das Berufungs⸗ 
gericht überſehen hat. St. c. S., U. v. 8. Febr. 06, 303/05 VI. 
— Marienburg. 

14. 85 823, 831, 833, 834 BGB. Zum Begriff des 
Tierhalters. Verſchulden des jeweiligen Inhabers 21 

Ein Knecht des Beklagten lieferte im Kaſino einer Kaſerne 
Waren ab, wobei er den mit einem Pferde beſpannten Wagen 
im Kaſernenhof ſtehen ließ, während er im Kaſino beſchäftigt 
war. Eine Abteilung Soldaten kam im Tritt in den Hof, 
machte plötzlich Halt und ging dann auseinander. Durch den 
Lärm erſchreckt, rannte das Pferd mit dem Wagen davon; das 
Gefährt ſtieß an zwei Reitpferde des Klägers, die an dem 
Stallgebäude angebunden waren. Kläger verlangt Erſatz für 
den Schaden, der ihm durch Verletzung der beiden Pferde er⸗ 
wachſen if. Das OLG. wies die Klage ab. Die Reviſion 
wurde zurückgewieſen. Das Pferd, das den Schaden ver⸗ 
urſachte, gehörte dem Pferdehändler M. Der Beklagte, der 
ein Pferd kaufen wollte, hatte das Tier am 25. Mai bei M. 
beſichtigt, dabei den Wunſch geäußert, eine Probefahrt vor 
ſeinem eigenen Wagen zu machen. M. ließ am 30. Mai Vor⸗ 
mittags durch ſeinen Oberknecht das Pferd dem Beklagten zu⸗ 
führen. Nach einer Probefahrt entfernte ſich der Oberknecht. 
In Abweſenheit des Beklagten wurde in der Mittagszeit das 
Pferd in dem Pferdeſtall des Beklagten gefüttert. Nachmittags 
fuhr ein anderer Knecht des Beklagten als der bei der Probe⸗ 
fahrt beteiligte mit dem Pferde, als dieſes durchging. Auf 
Grund dieſer Feſtſtellungen hat das Berufungsgericht an⸗ 
genommen, daß der Beklagte nicht Halter des Pferdes war, 
und hat ſich hierfür auf die Begründung des landgerichtlichen 
Urteils geſtützt, wo auf die Entſcheidungen des RG. 52, 117; 
55, 163 hingewieſen iſt. Die Auflaſſung des Berufungsgerichts 
iſt nicht zu beanſtanden, ſie ſteht mit der Rechtſprechung des 
RG. in Einklang. Es kommt, wie in dem Urteile 
Bd. 55 S. 166 und in dem Urteile vom 6. Juni 1904 JW. 
S. 4087 angeführt iſt, nicht darauf an, zu welchem Zwecke 
das Tier gerade in dem Augenblicke gebraucht wurde, wo es 
den Schaden anrichtete; unter Halten eines Tieres kann nicht 
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eine augenblickliche Benutzung, ſondern nur ein Verhältnis von 

einiger Dauer verſtanden werden, das die Haftung nach 8 833 

begründende Verhältnis iſt die Tierhaltung als ſolche. Nach 

den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts war die Tierhaltung 

nicht bei dem Beklagten. Der Beklagte hatte die Sorge für 

das Tier nicht übernommen; nur zu einer Probefahrt ſollte das 

Pferd benutzt werden, aber ſelbſt während der Probefahrt, die 

ebenſo im Intereſſe des Verkäufers wie des Käufers lag, ſollte 

das Tier der Obhut des Dienſtperſonals des Verkäufers unter⸗ 

ſtehen. Daß der Oberknecht, den der Pferdehändler M. mit⸗ 

gegeben hatte in der Erwartung, er werde das Pferd nach 

einer Probefahrt von einigen Stunden heimbringen, wegging, 

ohne das Pferd mitzunehmen, und daß das Pferd alsdann 
über Mittag in der Stallung des Beklagten ohne deſſen 
Wiſſen und Willen untergebracht und gefüttert wurde, iſt nicht 
geeignet zur Begründung der Annahme, der Beklagte ſei am 
Nachmittag des 30. Mai Halter des Tieres geweſen. Das 
Berufungsgericht hat ferner ausgeführt, die Haftung des Be⸗ 
klagten laſſe ſich auch nicht aus den 88 823, 831, 834 
BGB. herleiten; denn der Beklagte habe, ebenſo wie M., als 
ſelbſtverſtändlich angenommen, daß die Probefahrt in einigen 
Stunden ihren Zweck erfüllt habe, und daß der Oberknecht des 
M. der ganzen Probefahrt beiwohnen und das Pferd ſelbſt 
heimbringen werde, Beklagter habe ſich auch durch eine aus⸗ 
drückliche Frage an den Oberknecht überzeugt, daß dieſer der 
Fahrt beiwohnen werde; damit habe der Beklagte alles getan, 
was billigerweiſe von ihm an Aufficht verlangt werden könne. 
Die Reviſion macht dagegen geltend, das Berufungsgericht ver⸗ 
letze den Begriff der Fahrläſſigkeit; es ſei Pflicht des Be⸗ 
klagten geweſen, beſtimmte Anordnungen zu treffen, wie und 
wie lange mit dem Pferde zu fahren ſei, und ob der Oberknecht 
des M. die ganze Zeit dabei ſein ſolle; auch ſei es Pflicht des 
Beklagten geweſen, beſtimmte Anweiſung über das Mitfahren 
eines zweiten Knechts zu geben oder ſonſtige Maßnahmen dafür 
zu treffen, daß das Pferd, deſſen Eigenart dem Kutſcher nicht 
bekannt geweſen ſei, nicht ohne Aufſicht bleibe. Der Reviſions⸗ 
angriff kann keinen Erfolg haben. Da, wie das Berufungs⸗ 
gericht feſtgeſtellt hat, der Beklagte annehmen durfte, der Ober⸗ 
knecht des M. werde der ganzen Probefahrt beiwohnen, Be⸗ 
klagter auch durch eine Frage an den Oberknecht ſich darüber 
vergewiſſerte, war kein Anlaß für den Beklagten gegeben, ſeinem 
eigenen Dienſtperſonal noch beſondere Anweiſungen wegen der Be⸗ 
aufſichtigung und der vorſichtigen Behandlung des Pferdes zu 
geben. Daß der Oberknecht des M. ſich vor der Beendigung 
der Probefahrt entfernen werde, konnte der Beklagte ebenſowenig 
vorausſehen, wie daß einer ſeiner eigenen Knechte noch eine 
zweite Fahrt mit dem Pferde unternehmen werde. Dies alles 
erfuhr der Beklagte erſt, nachdem der Unfall ſich ereignet hatte. 
Daß der Beklagte über Mittag abweſend war, kann ihm nicht 
als Verſchulden angerechnet werden. F. c. K., U. v. 15. Febr. 06, 
392/05. IV. — Karlsruhe. 

15. 8 826 BGB. Zum Begriff des nicht loyalen Wett⸗ 
bewerbs außerhalb des Wettbewerbsgeſetzes.] 

Die Nachtwachgeſellſchaft für Ch. macht der Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaft von Haus: und Grundbeſitzern daſelbſt Vorwurf, 
daß ſie die Kunden der Klägerin aufgefordert habe, das 
Vertrag sverhältnis mit dieſer zu löſen, ihr die Haus: 
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ſchlüſſel abzufordern und zu der Beklagten überzugehen. Zwar 
iſt dem Berufungsgericht darin beizuſtimmen, daß ein Verſtoß 
gegen die Beſtimmungen des Wettbewerbsgeſetzes in einem 
ſolchen Verhalten nicht liegt. Die Anwendung des 8 826 
BGB., auf welchen die Klägerin ihre Anſprüche auf Unter⸗ 
laſſung und auf Schadenerſatz ebenfalls geſtützt hatte, iſt 
aber mit nicht genügender Begründung abgelehnt worden. Bei 
der Erörterung der Frage nach der Anwendbarkeit des 8 826 
geht das Berufungsgericht zutreffend davon aus, ſeine Zweck⸗ 
beſtimmung ſei, den illoyalen Schädigungen im Verkehrsleben 
wirkſam entgegenzutreten und als eine derartige Schädigung 
könne ſich auch die Beeinträchtigung einer bloßen tatſächlichen 
Erwerbsausſicht, des Kundenverhältniſſes, darſtellen. Zutreffend 
entnimmt es ferner für den Begriff der guten Sitten den 
Maßſtab aus dem herrſchenden Anſtandsgefühl aller billig und 
gerecht Denkenden. Zu eng faßt es aber danach dieſen Begriff 
auf, indem es einen Vorſtoß gegen die guten Sitten nur in 
dem hier von ihm verneinten Falle annehmen zu können erklärt, 
wenn die Beklagte die Kunden der Klägerin aufgefordert hätte, 
unter Vertragsbruch zu ihr überzugehen. Den tatſächlichen 
Hergang ſtellt das Berufungsgericht dahin feſt: K. und M. 
haben mit der Begründung, daß die Beklagte es billiger mache, 
als die Klägerin, mehrere Kunden der letzteren bewogen, zu 
der erſteren überzugehen. Beide waren als Wächter der 
Klägerin angeſtellt und ſind mit dem 1. Februar 1904 in 
den Dienſt der Beklagten getreten. K. wurde am 14. Januar 
1904 von der Klägerin entlaſſen. M. kündigte an dieſem 
Tage der Klägerin den Dienſt, nachdem er ſchon vorher von 
der Beklagten zum 1. Februar 1904 angeſtellt worden war. 
Dem K. war von dem Inſpektor der Beklagten geſagt worden, 
er könne angeſtellt werden, wenn ſich die Schließaufträge derart 
vermehrten, daß auch eine Vermehrung des Wächterperſonals 
erforderlich werde. Dem M. waren, ohne beſondere Bezugnahme 
auf die Kunden der Klägerin, für jeden zugeführten Kunden 
25 Pf. zugeſichert worden. Das Berufungsgericht erwägt 
hierzu, für die Annahme, daß die leitenden Organe der Be⸗ 
klagten die Bemühungen der beiden Wächter, gerade Kunden 
der Klägerin der Beklagten zuzuführen, veranlaßt, gekannt, 
geduldet und ſomit genehmigt hätten, ſei nichts erbracht worden. 
Auch findet es in der weiter feſtgeſtellten Tatſache, daß die 
Beklagte den Wächtern Proſpekte, Beſtellformulare und an die 
Adreſſe der Klägerin gerichtete, die Kündigung von Schließ⸗ 
aufträgen enthaltende Poſtkarten zur Verfügung geſtellt hat, 
keine unzuläſſige Anwerbung von Kunden. Dieſe Auffaſſung 
iſt unvereinbar mit dem richtigen Begriffe der guten Sitten. 
Die Tatſache, daß die Beklagte den beiden Wächtern, die von 
ihr mit der eröffneten Ausſicht auf Anſtellung und der Zahlung 
von Belohnung zum Werben von Kunden angehalten wurden, 
unter anderen Schriftſtücken auch Poſtkarten mitgab, auf welchen 
ſich die an die Klägerin gerichtete Kündigung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes befand, ergibt klar, daß die Beklagte gerade 
darauf ausging, der Klägerin Kunden abſpenſtig zu machen 
und dieſe zu ſich herüberzuziehen. Dazu kommt, daß ſie ſich 
zur Erreichung dieſes Zweckes der Wächter bediente, die noch 
im Dienſte der Klägerin ſtanden bezw. denſelben um die in 
Rede ſtehende Zeit verließen. Ein ſolches Verfahren entſpricht, 
wenn es auch keine Aufforderung zum Bruche des Vertrags⸗ 


35. Jahrgang. 


verhältniſſes darſtellt, doch nicht einem loyalen Wettbewerb, 
ſondern kann einen Verſtoß gegen die guten Sitten 
ten. N. c. W., U. v. 20. Febr. 06, 297/05 II. — Berlin. 
16. § 831 Abf. 1 BGB. Vorausſetzung der konkreten 
Beweispflicht für die Entlaſtungspflicht des Geſchäftsherrn.] 
Dem erſten Angriff der Reviſion gegenüber, der ſich auf 
dem Beklagten M. hinſichtlich der Sorgfalt in der Auswahl 
ſeines Kutſchers F. nach 8 831 BGB. obliegenden Ent⸗ 
laſtungsbeweis bezieht, iſt zuzugeben, daß der in der Begrün⸗ 
dung des Berufungsurteils zu dieſem Punkte allein ſich vor⸗ 
findende Satz: es ſei erwieſen, daß F. ſeit dem Jahre 1894 
im Dienſte des Beklagten M. ſtehe und ſich hier ſtets zuverläſſig 
gezeigt habe, der konkreten Beweispflicht, wie fie der erkennende 
Senat in wiederholten Entſcheidungen (vgl. insbeſondere RG. 
59, 203; JW. 1904 S. 288 Nr. 8; S. 361 Nr. 17; S. 572 
Nr. 2) in Auslegung des 8 831 BB. dem beklagten Ge⸗ 
ſchäftsherrn zu ſeiner wirkſamen Entlaſtung von der Haftung 
für den von ſeinem Angeſtellten rechtswidrig angerichteten 
Schaden auferlegt hat, wenig zu entſprechen ſcheint. Es iſt 
aber für dieſen Satz auf die Ausſage des Zeugen A. Bezug 
genommen, aus welcher demzufolge die Feſtſtellung zu ergänzen, 
das ſcheinbar ganz allgemeine Urteil zu konkretiſieren iſt. Der 
Zeuge hatte nun, wie ſich aus ſeiner Bekundung ergibt, in 
dem Geſchäfte des Beklagten M. die Stellung nicht nur eines 
Buchhalters, ſondern in weiterem Umfange als Geſchäfts führer; 
er erteilte den Kutſchern und Arbeitern Anweiſungen über die 
von ihnen auszuführenden Arbeiten und Verrichtungen und übte 
über ſie auch eine gewiſſe Aufſicht. Eine ſolche Stellung ſetzte 
ihn in die Lage, über die perſönlichen Eigenſchaften und die 
Führung dieſer Leute orientiert zu ſein. Wenn der Zeuge nun 
bekundet, daß der Kutſcher F. in einem Zeitraum von zehn 
Jahren, ſoweit ihm bekannt, im Dienſte des Beklagten ſich als 
zuverläſſig bewährt habe, ſo iſt dies dahin zu verſtehen, 


daß während eines ſo langen Zeitraums der genannte 


Kutſcher ſeine Obliegenheiten in ſolcher Weiſe erfüllt hat, 


daß von keiner Seite weſentliche Anſtände gegen ihn erhoben 


wurden, die ſonſt zur Kenntnis des Zeugen gelangt ſein 
würden. Da in gegebenem Falle nicht eine beſondere 
techniſche Vorbildung und Qualifikation des F. in Frage 
ſteht, als urſächlich zu der Verletzung des Klägers nach Lage 
der Sache vielmehr nur einerſeits die unterlaſſene Zuziehung 
eines Begleitmannes der gegebenen Anweiſung zuwider, ander⸗ 
ſeits die moraliſche Verfehlung in Betracht kommen kann, daß 
er im Zorn über die Weigerung des Kutſchers L., mit dem 
Ziegelſuhrwerk Platz zu machen, das Vorbeifahren an dem 
letzteren zu erzwingen umernahm, ſo kann dem Berufungs⸗ 
gericht zugeſtimmt werden, wenn es durch das Zeugnis des A. 
den Beweis der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt bei der 
Auswahl des F. ſeitens des Beklagten M. für geführt erachtet hat. 
K. c. F. u. M., U. v. 15. Febr. 06, 205/05 VI. — Breslau. 

17. 9 839 Abſ. 2. Haftbefehle des Unterſuchungsrichters, 
Anordnungen der Unterſuchungshaft durch das die Eröffnung 
des Hauptverfahrens beſchließende Gericht ſind nicht „Urteile 
im Sinne des 8 839“%.] 

Das Berufungsgericht begründet ſeine Annahme, 
daß der Haftbefehl, ded der Unterſuchungsrichter erläßt, 
wie nicht minder der Beſchluß, durch den das die Er⸗ 
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öffnung des Hauptverfahrens beſchließende Gericht die Unter⸗ 
ſuchungshaft anordnet oder ihre Fortdauer verfügt, als Urteil 
im Sinne des $ 839 Abſ. 2 BGB. zu erachten ſei, mit der 
Ausführung, daß unter ſolchen Urteilen nicht nur die Ent⸗ 
ſcheidungen zu verſtehen ſeien, welche prozeſſual⸗techniſch als 
Urteile bezeichnet würden, ſondern auch ſolche Entſcheidungen, 
welche ohne den Streit zu beendigen, doch rechtsfeſtſtellende 
Wirkung für die Beteiligten hätten, und daß dieſe Wirkung 
auch der Hafıbefehl habe, da er ergebe auf Grund ber Ent⸗ 
ſcheidung einer Rechtsfrage, indem der Richter bzw. das Ge⸗ 
richt ſich darüber ſchlüſſig zu machen habe, ob die vom An⸗ 
geſchuldigten angeblich begangene Handlung unter den Begriff 
der vom Geſetz mit Strafe bedrohten Tat falle, er danach ſich 
charakteriſiere als eine ſelbſtändige, und für das Endergebnis 
des Verfahrens der Bedeutung nicht ermangelnde Entſcheidung, 
im übrigen aber dem Umſtande, daß bei den Beratungen im 
Reichstage ſeitens mehrerer Abgeordneten der Haftbefehl als 
eine Entſcheidung erachtet worden ſei, bezüglich derer dem Richter 
die Sonderſtellung nicht zu gewähren ſei, kein ausſchlaggebendes 
Gewicht beizulegen ſei. Dieſe Ausführung kann nicht gebilligt 
werden. Es mag dahin geſtellt bleiben, ob die Haftbefehle des 
Strafprozeſſes als rechtsfeſtſtellende Entſcheidungen füglich zu 
kennzeichnen ſind; jedenfalls kann nicht zugegeben werden, daß 
fie in den Bereich der im 8 839 Abſ. 2 BGB. vorgeſehenen 
Urteile fallen. Die Entſtehungsgeſchichte dieſer Geſetzesvorſchrift 
ſcheidet ſie davon aus. Die bei der dritten Beratung im 
Plenum des Reichstages gepflogenen Verhandlungen, welche 
zur Folge gehabt haben, daß die in der Reichstagsvorlage ent⸗ 
haltenen, von der Reichstagskommiſſion unbeanſtandet gelaſſenen 
Worte „bei der Entſcheidung einer Rechtsſache“ dem ſeitens 
eines Abgeordneten geſtellten Antrag gemäß durch die Worte 
„bei dem Urteil in einer Rechtsſache“ erſetzt wurden, nötigen 
zu der Folgerung, daß die Abänderung der Vorlage vom 
Reichstag gewollt iſt, um die Sonderſtellung des Spruchrichters 
in Anſehung ſeiner Haftpflicht auf einen Kreis von Ent⸗ 
ſcheidungen zu beſchränken, zu dem Haftbefehle und Ver⸗ 
fügungen über Beſchlagnahme jedenfalls nicht gezählt werden 
können, und daß, inſofern es zur Ausſcheidung der Beſchlüſſe 
dieſer Art geboten erſcheint, der Ausdruck „Urteil“ im Anſchluß 
an die Terminologie der Straf: und Zivilprozeß ordnung ge⸗ 
braucht iſt. Die vom Reichstag beſchloſſene Abänderung iſt 
vom Bundesrat an⸗ und in das Geſetz übernommen; als aus⸗ 
geſprochener Wille des Geſetzgebers muß daher gelten, daß die 
Sonderſtellung des Spruchrichters auf Haftbefehle ſich nicht er⸗ 
ſtreckt. Hiernach iſt der 8839 Abſ. 2 BGB. durch unrichtige 
Anwendung auf das feſtgeſtellte Sachverhältnis vom Berufungs⸗ 
gericht verletzt. O. c. D. u. Gen., U. v. 6. Febr. 06, 501/05 III. 


— Berlin. 


18. § 1189 BGB. verb. mit § 16 Abſ. 2 des Geſetzes 
vom 4. Dezember 1899. Vertretung der Gläubiger von Teil⸗ 
ſchuldverſchreibungen. Klaganſtellung wegen eines Teilbetrages 
der ganzen fälligen Schuld.] 

Die H. Bank hatte der beklagten Alktiengeſellſchaft ein 
Darlehn gewährt. Über die Anleihe ſtellte die Schuldnerin 
1200 auf den Namen der H. Bank oder deren Order lautende, 
durch Indoſſement übertragbare Teilſchuldverſchreibungen aus. 
Für die Anleihe wurde eine Sicherheitshypothek auf Grundſtücke 
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der beklagten Aktiengeſellſchaft im Grundbuche eingetragen, und 
die H. Bank als Vertreterin der jeweiligen Inhaber der Teil⸗ 
ſchuldverſchreibungen hinſichtlich der Hypothek im Sinne des 
8 1189 BGB. und als gemeinſame Vertreterin zur Wahr: 
nehmung der Rechte der jeweiligen Inhaber der Teilſchuld⸗ 
verſchreibungen in Gemäßheit des Geſetzes vom 4. Dezember 1899 
mit der Befugnis beſtellt und im Grundbuch eingetragen, mit 
Wirkung für und gegen jeden ſpäteren Inhaber alle Ver⸗ 
fügungen über die Hypothek zu treffen, die Inhaber bei der 
Geltendmachung der Hypothek zu vertreten, und insbeſondere 
alle aus den Teilſchuldverſchreibungen ſich ergebenden Rechte 
geltend zu machen. Unter XV der Urkunde iſt beſtimmt, daß 
den jeweiligen Inhabern der Teilſchuldverſchreibungen ein 
Kündigungsrecht nicht zuſteht, daß aber in zehn beſtimmten 
Fällen die ſämtlichen Teilſchuldverſchreibungen nebſt laufenden 
und rückſtändigen Zinſen auf Verlangen der H. Bank als 
Vertreterin der jeweiligen Inhaber ſofort fällig werden und 
zum Nennbetrage nebſt Aufgeld zurückzuzahlen ſind: 6. „wenn 
die auf dem belaſteten Grund beſitze betriebene 
Fabrikation von Portlandzement länger als ſechs 
Monate in erheblichem Umfange eingeſtellt wird.“ 
Dieſer Fall, behauptete die H. Bank, ſei eingetreten, ſie ver⸗ 
langte Zahlung eines Teilbetrages von 51 000 Mark mittels 
der perſönlichen und dinglichen Klage. In der Klage iſt die 
H. Bank als Klägerin bezeichnet, zugleich aber angegeben, daß 
die Bank als gemeinſame Vertreterin der Inhaber der Teil⸗ 
ſchuldverſchreibungen beſtellt ſei und als ſolche auf Grund der 
Ziffer 6 des 8 XV der Urkunde die ganze Anleihe gekündigt 
habe und als Vertreterin der Gläubiger die Erfüllung des 
Vertrages und vorbehaltlich der Reſtforderung die Rückzahlung 
des verlangten Teilbetrages fordere. Die Beklagte war vom 
OLG. verurteilt worden, und das RG. hatte das Urteil 
II. Inſtanz wegen Verletzung des §S 313 Abſ. 1 Nr. 1 ZPO. 
durch mangelhafte Bezeichnung der als Kläger aufgefaßten 
Inhaber der Teilſchuldverſchreibungen aufgehoben und die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das 
Berufungsgericht zurückverwieſen, die Entſcheidung über die 
Koſten der Reviſionsinſtanz dem Endurteil vorbehalten. Nach 
anderweiter Verhandlung wurde die Entſcheidung der Sache in 
materieller Beziehung von einem Eide des Vorſtandes der 
Klägerin abhängig gemacht und die Reviſion der Beklagten 
zurückgewieſen: Die Berechtigung der H. Bank, den in der Klage 
erhobenen Anſpruch auf Rückzahlung des Darlehns geltend zu 
machen, iſt nicht in Zweifel zu ziehen. Dafür iſt es gleichgültig, 
ob die Bank als geſetzliche Vertreterin der zeitigen Gläubiger 
der Teilſchuldverſchreibungen, S 14 Abſ. 4 des Geſetzes vom 
4. Dezember 1899, oder als Treuhänderin angeſehen wird, 
welche auf Grund des § 16 des Anleihevertrages die Rechte 
der Gläubiger im eigenen Namen, aber für deren Rechnung 
geltend macht. Auch in letzterem Falle handelt ſie als Ver⸗ 
treterin der Gläubiger (8 1189 Abſ. 1 BGB., § 16 Abſ. 1, 2 
des Geſetzes vom 4. Dezember 1899). In dieſer Eigenſchaft 
hat ſie nach dem Inhalt der Klage die Anleihe gekündigt und 
die Klage erhoben. Als ſolche kann ſie auch nur klagen und 
das aus der Fälligkeit der Anleihe, wenn dieſe wirklich ein⸗ 
getreten, erwachſene Recht aller Gläubiger der Teilſchuld⸗ 
verſchreibungen auf Rückzahlung der Anleihe geltend machen. 
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Der prozeſſuale Mangel, der zur Aufhebung des früheren 
Berufungsurteils geführt hat, weil dasſelbe die Inhaber 
von fünfzig Teilſchuldverſchreibungen als Kläger 
bezeichnete, ohne ſie zu nennen, iſt jetzt dadurch behoben, daß 
die H. Bank in der neuen Berufungsinſtanz, wie in der Klage 
ausdrücklich erklärt hat, ſie trete für alle Gläubiger auf und 
fordere für dieſelben einen Teilbetrag der ganzen Schuld. Daß 
die Bank erklärt hat, ſie ſei auch im Beſitz der früher be⸗ 
zeichneten Teilſchuldverſchreibungen und trete auch als Gläubigerin 
aus denſelben auf, kommt daneben, wie der Berufungsrichter 
in ſeinem jetzt angefochtenen Urteil mit Recht ausſpricht, 
rechtlich nicht in Betracht. Ihre Klageberechtigung für alle 
Gläubiger wird dadurch nicht berührt. Im Rubrum des 
Urteils iſt ſie deshalb als Vertreterin der Gläubiger der 
auf Grund des Anleihevertrages ausgeſtellten Teilſchuld⸗ 
verſchreibungen bezeichnet. Die Bedenken, welche die Reviſion 
gegen die Forderung eines Teilbetrages der ganzen An⸗ 
leihe aus den Nachteilen geltend macht, die aus der Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen eines Teiles der Schuldverſchreibungen für 
die übrigen Gläubiger entſtehen könnten, ſind nicht durchgreifend. 
Der Anſpruch wird nicht aus einzelnen Teilſchuldverſchreibungen, 
ſondern aus der Fälligkeit der ganzen Anleihe erhoben. Die 
Gläubiger der Teilſchuldverſchreibungen können an ſich, wie 
jeder Gläubiger, ihren Anſpruch auf einen Teil der fälligen 
Schuld beſchränken. Der Schuldner wird dadurch nicht 
beeinträchtigt, die Abtragung der Schuld ihm dadurch vielmehr 
erleichtert. Er bleibt befugt, die ganze fällige Schuld zu 
zahlen, auch wenn nur ein Teil gefordert wird. Daß die 
Bank, indem ſie einen vollſtreckbaren Titel ſich nur für einen 
Teil der Schuld verſchafft und dieſen Teil aus dem ver⸗ 
pfändeten Grundſtück beitreibt, die übrigen Gläubiger ſchädigt, 
iſt denkbar, aber der Schuldner iſt nicht berufen, gegenüber 
der Bank als der verantwortlichen Vertreterin aller Gläubiger, 
die Intereſſen der Geſamtheit der Gläubiger wahrzunehmen. 
G. c. H., U. v. 7. Febr. 06, 376/05 I. — Celle. 

19. SS 1568 in Verbindung mit 88 1354, 1634 BGB. 
Unberechtigte Wegnahme der Kinder durch die Mutter nicht unter 
allen Umſtänden ſchwere Eheverlegung und Scheidungsgrund.] 

Die Ehe der Parteien war, wie beide Vorinſtanzen über⸗ 
einſtimmend annehmen, zu der Zeit, als die Klägerin die ge⸗ 
meinſame Ehewohnung in A. im Juli 1904 verließ, bereits 
durch Verſchulden des Beklagten in dem Maße zerrüttet, 
daß Klägerin ein Recht auf Scheidung und auf Schuldig⸗ 
erklärung des Beklagten hatte. Dieſes Recht hat die Klägerin 
mit Erlaß des gegenwärtigen Reviſionsurteils endgültig er⸗ 
ſtritten. Beide Vorinſtanzen ſtimmen auch darin überein, daß 


bis zu jenem Zeitpunkte die Klägerin dem Beklagten einen 


Scheidungsgrund nicht gegeben hat, und auch in dieſer Hin⸗ 
ſicht erfolgt durch das Reviſionsurteil keine Anderung des Be⸗ 
rufungsurteils. Die Klägerin durfte alſo — wie ſich 
jetzt herausſtellt — mit gutem Grunde darauf rechnen, 
daß ihr Ehemann in dem anzuſtrengenden Scheidungsprozeß 
allein für den ſchuldigen Teil erklärt werden, und daß ihr 
gemäß § 1635 BGB. die Sorge für die Perſon ihrer fünf 
Kinder zuſtehen würde, ſobald das Scheidungsurteil Rechtskraft 
erlangt haben würde. Wie die Klägerin vorträgt und das 
Berufungsgericht ſelbſt als wahr oder doch als möglich unter⸗ 


’ 


EEE 


35. Jahrgang. 


ſtellt, hat die Klägerin die drei von ihr mitgenommenen minder⸗ 
jährigen Kinder lediglich in der Abſicht mitgenommen, um 
ſich ihrem Ehemanne gegenüber den Beſitz dieſer noch im zarten 
Knabenalter ſtehenden Kinder zu ſichern, wozu ſie ſich aus 
Furcht, ihr Ehemann könnte, wie ſchon früher einmal in M., 
die Kinder gegen ihren Willen ſich wegholen, genötigt geſehen 
habe. Das Berufungsgericht glaubt auch der Klägerin, daß 
ſie, wie ſie angegeben, ſich von den Kindern nicht habe trennen 
können und die Hoffnung auf eine Anderung der Entſchei⸗ 
dung des Vormundſchaftsgerichts zu ihren Gunſten dauernd 
feſtgehalten habe. Bei dieſer Sachlage iſt der Schluß, die 
Klägerin habe ſich gegenüber ihrem Ehemanne einer ſchweren 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten ſchuldig 
gemacht, nicht gerechtfertigt. Nach §8 1634 BGB. hat wäh⸗ 
rend der Dauer der Ehe die Mutter neben dem Vater das 
Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen. 
Beide Ehegatten haben gemeinſchaftlich die Kinder zu erziehen 
und ihren Aufenthalt zu beſtimmen. Sie ſind in dieſer Be⸗ 
ziehung grundſätzlich gleichberechtigt. Bei Meinungsverſchieden⸗ 
heit der Eltern ſteht allerdings nach 8 1354 Abſ. 1 BGB. 
dem Vater die Entſcheidung zu und nur, wenn dieſer ſein Recht 
mißbraucht, iſt die Frau nicht verpflichtet, ſeiner Entſcheidung 
Folge zu leiſten ($ 1354 Abſ. 2 BGB.). Daß auf ſeiten 
des Beklagten ein Mißbrauch ſeines Rechts vorliege, iſt nicht 
feſtgeſtellt. Die Klägerin handelte daher an ſich rechts⸗ 
widrig, wenn ſie dem Willen des Beklagten zuwider und der 
Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts ungeachtet, die drei 
Kinder bei ſich behielt und vor dem Beklagten verbarg. Allein 
die Beweggründe ihrer Handlungsweiſe zeigen, daß ſie es 
dabei nicht auf eine Kränkung ihres Ehegatten, ſondern lediglich 
auf Befriedigung ihrer mütterlichen Gefühle abgeſehen hatte, 
und es kann aus der feſtgeſtellten Sachlage, namentlich mit 
Rücksicht auf ihre begründete Hoffnung auf einen ihr 
günſtigen Ausgang des Eheſcheidungsprozeſſes nicht entnommen 
werden, daß ſie ſich der Rechtswidrigkeit ihrer Handlungsweiſe 
überhaupt bewußt geweſen ſei. Mag die Handlungsweiſe der 
Klägerin auch zur Folge gehabt haben, daß die väterlichen Ge⸗ 
fühle des Beklagten zu den Kindern verletzt wurden, eine ſchwere 
Eheverfehlung im Sinne des 8 1568 BGB. liegt darum noch 
nicht vor. Wenn das Berufungsgericht in der rückſichtsloſen 
Betätigung der eigenen Gefühle als Mutter „unter ſchnöder 
Verletzung der gleichberechtigten Empfindungen des Vaters“ ein 
unſittliches Verhalten erblickt, ſo trägt es den Umſtänden 
des vorliegenden Falles nicht genügend Rechnung. Ein ſolches 
Verhalten kann unſittlich ſein. In der einſeitigen Entziehung 
gemeinſamer Kinder durch einen Ehegatten kann dem anderen 
Ehegatten gegenüber eine Unſittlichkeit, ja eine Straftat im 
Sinne des $ 235 StGB. liegen. Die im vorliegenden Falle 
feſtgeſtellten Umſtände ſtehen aber der Annahme eines unſitt⸗ 
lichen oder gar ſtrafbaren Verhaltens entgegen. Hiernach iſt 
dem Beklagten aus der bezeichneten Handlungsweiſe der Klägerin 
ein Scheidungsgrund nicht erwachſen. H. c. H., U. v. 
22. Febr. 06, 449/05 IV. — Berlin. 


Einführungsgeſetz zur Zivilprozeßordnung und 


Zivilprozeß ordnung. 
20. 8 1 Abſ. 3 und 5 EGO. verb. mit 88 23, 101 
ORG. und mit den bayriſchen Geſetzen über das Gebührenweſen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


201 


Zuſtändigkeit des RG. in bayriſchen Koſtenbeſchwerdeſachen, wenn 
in einer Prozeßſache ein gebührenpflichtiger Akt der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vorgenommen wird.] 

Zwiſchen den Parteien ſchwebte ein Prozeß aus Gewähr⸗ 
leiſtung und Betrug auf Aufhebung eines von den Klägern mit 
den Beklagten geſchloſſenen Tauſchvertrages über Nürnberger 
Anweſen. Vor dem LG., und zwar in öffentlicher Sitzung der 
Ferien⸗Zivilkammer kam am 30. Juli 1904 zwiſchen den frei⸗ 
willig erſcheinenden Parteien ein Vergleich zuſtande, wonach 
u. a. die Beklagten die Nichtigkeit des Tauſchvertrags an⸗ 
erkannten, beide Streitsteile den Fortbeſtand der früheren 
Eigentumsverhältniſſe beſtätigten und entſprechende Rück⸗ 
umſchreibung im Hypothekenbuch bewilligten, endlich die 
Klägerin die Gerichtskoſten übernommen hat. Demgemäß 
verlangte die Gerichtsſchreiberei des Königl. LG. Nürnberg 


von der Klägerin: 1. 260 Mark Reſt der Verhandlungs-, 


Beweisanordnungs⸗, Entſcheidungs⸗ und Vergleichsgebühren nach 
Abzug ſchon erhobener 1040 Mark von der Geſamtſchuldigkeit 
hierfür zu 1 300 Mark. 2. Zwei Prozent Vertragsgebühr nach 
Art. 146 bayr. Geb. Gef. mit 8 101 RGKG. aus 87000 Mark 
= 1740 Mark; zehn Prozent Zuſchlag aus der Staatsgebühr zu 
1740 Mark = 174 Mark; 25 Prozent örtliche Beſitzveränderungs⸗ 
abgabe aus 1740 Mark = 435 Mark; zufammen: 2349 Mark. 
Vom LG. wurden die nur gegen die Gebühren unter Ziff. 2 
erhobenen Erinnerungen der Klägerin durch Beſchluß vom 
18. Oktober 1904 zurückgewieſen. Auf die hiergegen von ihr 
eingelegte Beſchwerde erklärte ſich das OLG. Nürnberg weil es 
ſich um Gebühren der freiwilligen Gerichtsbarkeit handle, nach 
8 101 RGRG., Art. 146, 44, 46 bayer. Geb. Geſ., 8 199 
GfG. mit Art. 167 Bayer. AGBGB. für unzuſtändig und 
das Bayer. OLG. für zuſtändig. Dieſes hat jedoch durch 
Beſchluß ſeine eigene Unzuſtändigkeit ausgeſprochen, indem es 
Zivilprozeßſache und die Anwendbarkeit des 8 4 RGKG. an⸗ 
nahm. Das OLG. Nürnberg hat den früheren Ausſpruch feiner 
Unzuſtändigkeit aufrechterhalten und deshalb die Beſchwerde der 
Klägerin koſtenpflichtig zurückgewieſen. Die hiergegen eingelegte 
Beſchwerde überwies das Bayer. OLG. gemäß Art. 6 EGBGB. 
und 8 8 EGRGVG. dem RG. zur Entſcheidung. Letzteres 
verwies die Sache an das OLG. zurück: Die Zuſtändigkeit iſt 
nach 8 7 Abſ. 3 und 5 EGO. nicht zu beanſtanden, felbft 
wenn ſie beim Zurückgehen auf die nachher zu beſprechenden 
Geſetzesvorſchriften nicht zu begründen wäre. Die beſtrittene 
Gebühr iſt bei einem Prozeßgerichte aus Anlaß eines von dieſem 
innerhalb feiner Zuſtändigkeit — 8 160 Ziff. 1 ZPO. — 
beurkundeten Vergleiches angefallen. Unerheblich iſt hierbei, daß 
die Parteianwälte zum Vergleichsabſchluſſe freiwillig und, ſoviel 
erſichtlich, ohne Erklärung der Sache zur Ferienſache vor der 
Ferienkammer erſchienen ſind. Die hierin etwa zu findende 
Prozeßwidrigkeit iſt durch beiderſeitiges Einverſtändnis der 
Streitsteile mit Zuſtimmung der Ferienkammer geheilt worden 
und kann jedenfalls nicht für die nun allein in Rede ſtehenden 
Gebühren und noch weniger für die Zuſtändigkeitsfrage in 
Betracht kommen. Vergleichsgebühren hatte das Gericht zunächſt 
nach 5 23 Abſ. 2 RGKG. zu erheben. Dieſes Geſetz hat 
aber ſelbſt in feinem § 101 gegen Verſuche, landesgeſetzliche 
Gebühren durch Abſchluß geringer zu bewertender gerichtlicher 
Vergleiche zu hinterziehen, Vorſorge getroffen und beſtimmt, daß 
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wenn die Gerichtsgebühr weniger als die landesgeſetzliche Ver⸗ 
gleichsgebühr beträgt, der Mehrbetrag neben der dreizehntel Ent⸗ 
ſcheidungsgebühr (des 8 23 Abſ. 2) zu erheben ſei. Es könnte 
ſich fragen, ob nicht durch dieſe vom Reichsgeſetz angeordnete 
Zuſchlagserhebung auch der Zuſchlag ſelbſt zur zivilprozeßrecht⸗ 
lichen Gebühr wird, weil die Gebührenfrage bei einem einheit⸗ 
lichen Gerichtsakt ſchwer zu trennen iſt und auch für Zuläſſig⸗ 
keit und Höhe des Zuſchlags der ganze Prozeßſtand, insbeſondere 
Erörterungen darüber, was eingeklagt war, worüber ſich die 
Parteien verglichen haben uſw., erheblich ſind. Die Entſcheidung 
des III. 3S. des RG. in Sachen Monetha c. Horſt III 
135/97 vom 6. Juli 1897 — JW. 1897 S. 467 Nr 28 — 
verneint dies allerdings, aber wenn man auch von ihr ausgeht, 
fo ſtand es doch jeder Landesgeſetzgebung gemäß $ 4 EGRGVG. 
frei, auch für den als beſondere Landesgebühr zu betrachtenden 
Zuſchlag des 8 101 RGKG. bei Streit hierüber den ordent⸗ 
lichen Rechtsweg vor dem Prozeßgerichte zuzulaſſen. Dies hat 
die bayeriſche Geſetzgebung, wie der Beſchluß des Oberſten 
Gerichtshofes vom 14. November 1904 zutreffend ausführt, 
getan. Denn das bayeriſche Geſetz über das Gebührenweſen 
enthält erkennbar keine Vorſchrift, wonach über derartige landes⸗ 
geſetzliche Zuſchläge zur reichsrechtlichen Vergleichsgebühr ein 
andres Beſchwerdeverfahren als das nach der ZPO. und dem 
RKG. vorgeſchriebene Platz greifen ſoll. Seine Abteilung II 
beſtimmt ſogar in Art. 7 betr. die der Landesgeſetzgebung 
überlaſſenen Gebühren der Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung und in Art. 23 bezüglich andrer dem Landesrecht 
vorbehaltenen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, daß abgeſehn von 
den hier nicht zutreffenden Sondervorſchriften des RG KG. An⸗ 
wendung finden ſoll. Schon hieraus iſt mit Sicherheit zu 
folgern, daß es nicht in einem ſo nebenſächlichen Stücke, wie 
es die Beſtimmung des 8 101 RGKG. enthält, ein beſonderes 
vom zivilprozeſſualen Verfahren getrenntes Beſchwerdeverfahren 
einführen wollte. In der IV. Abteilung jenes Gebührengeſetzes, 
die von „Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit“ 
handelt und in der die Art. 46 ff. ſtehen, die das OLG. 
Nürnberg für maßgebend erklären will, hat es, wie z. B. aus 
den Art. 43, 47 hervorgeht, unzweifelhaft nur die bei dem 
Richter in der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder bei dem Notariate 
anfallenden, nicht aber die beim ordentlichen Prozeßgerichte 
erwachſenen und von dieſen anzuſetzenden Gebühren, mögen dieſe 
auch als Gebühren der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu erachten 
ſein, im Auge. Hiernach kann das vom bayeriſchen Geb. Geſ. 
Art. 46 in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit angeordnete 
Gebührenbeſchwerdeverfahren auf Anſetzung einer Zuſchlags⸗ 
gebühr nach 8 101 RGKG. keine Anwendung finden, ſondern 
nur das gewöhnliche vom RGKG. ſelbſt vorgeſchriebene Be: 
ſchwerdeverfahren. Wenn, worauf das OLG. in feinem an⸗ 
gefochtenen Beſchluß Gewicht legt, das bayer. OLG. in früheren 
Entſcheidungen — vgl. bayer. OLG. 15, 343 alte Folge, 
III S. 999 neue Folge — andrer Anſicht geweſen ſein ſollte, 
was mit dem jetzigen Beſchluſſe des genannten Gerichtshofes 
keineswegs ohne weiteres anzuerkennen iſt, ſo hindert dies doch 
weder den letztgenannten Gerichtshof noch das RG., nunmehr 
die für richtig erachtete Entſcheidung zu treffen. Nach dem 
Ausgeführten geht dieſe dahin, daß das OLG. Nürnberg zur 
Entſcheidung über die vorliegende Beſchwerde zuſtändig iſt und 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


NIT. 1906. 


muß nur noch der Gegengrund dieſes Gerichts als unzutreffend 
zurückgewieſen werden, daß weil die bekämpfte Gebühr eine 
ſolche iſt, die gewöhnlich von Notaren für Immobilarverträge und 
Vergleiche erhoben wird, deswegen auch das Beſchwerdeverfahren 
gegen Notariatsgebühren anzuwenden ſei. Nach obigem iſt 
gerade die Behörde, von der die Gebühr angeſetzt und er⸗ 
hoben wird, ausſchlaggebend für die Art des Beſchwerde⸗ 
verfahrens. H. c. N., Beſchl. v. 14. Febr. 06, B. 27/06 V. 
Nürnberg. 

21. 88 4, 546 8PPO., 88 347, 467, 994 BEB. Er⸗ 
fag von Fracht und Zoll kann neben der Rückforderung des 
Kaufpreiſes mit der Wandlungsklage verlangt werden. Dieſe 
Auslagen bleiben als Schäden bei Berechnung der Reviſions⸗ 
ſumme außer Betracht.] 

Die erhobene Klage iſt die Wandelungsklage nach 8 462 
BGB. Mit derſelben wird der bezahlte Kaufpreis von 
1500 Mark zurückgefordert und zugleich Erſatz von Zoll und 
Fracht in Höhe von 100 Mark, beide Beträge mit Zinſen ver⸗ 
langt. Ein ſolches Begehren auf Erſatz von und Fracht Zoll 
kann mit der Wandlungsklage verbunden werden. Seine recht⸗ 
liche Grundlage hat letzteres Begehren in den 88 467, 347 
Satz 2, 994 BGB. indem der Erſatz von Verwendungen be⸗ 
anſprucht wird, die auf die Kaufſache notwendigerweiſe gemacht 
werden mußten. Solche Anſprüche ſind nicht ſelbſtändiger 


Natur: ſie ſtehen und fallen mit dem Wandelungsanſpruch, 


als deſſen rechtliche Folgen ſie ſich darſtellen. Das RG. hat 
ſich ſo in ſtändiger Rechtſprechung ſchon über Futterkoſten, 
RG. 52, 166, über Fracht und Lagerkoſten (Urteile vom 
3. Oktober 1905 II 117 5 und vom 10. November 1905 
II. 117/05) ausgeſprochen. Dabei iſt der erkennende Senat 
weiter davon ausgegangen, daß ſolche Verwendungen als 
Schäden im Sinne der SS 4 und 546 ZPO. ebenſowenig wie 
Zinſen bei Berechnung des Beſchwerdewerts in Betracht kommen. 
Zollauslagen haben keinen anderen rechtlichen Charakter als 
Frachtauslagen, wenn auch der Zoll wirtſchaftlich den Kauf⸗ 
preis erhöht. B. c. H., U. v. 16. Febr. 06, 290/05 II. — 
Breslau. 

22. SS 5, 301, 304, 546 3PO. Begründet die Unter 
laſſung eines Ausſpruchs über die Widerklage in einem Zwiſchen⸗ 
urteil einen prozeſſualen Verſtoß 7] 

Der Kläger hat im gegenwärtigen Rechtsſtreit einen An⸗ 
ſpruch auf Zahlung von 1241 Mark als Schadenserſatz für 
eine Körperverletzung erhoben, die er durch einen von dem Be⸗ 
klagten verſchuldeten Zuſammenſtoß eines von ihm begleiteten 
Wagens mit deſſen Automobil erlitten zu haben behauptet; 
weitere Anſprüche hat er ſich vorbehalten. Daraufhin hat 
der Beklagte mit dem Antrage auf Abweiſung der Klage 
eine Widerklage auf Feſtſtellung verbunden, daß dem Kläger 
außer einen bereits in einem Vorprozeſſe geltend gemachten 
Schaden weitere Schadenserſatzanſprüche aus dem Zuſammen⸗ 
ſtoße der beiden Wagen nicht zuſtehen. Das LG. verurteilte 
nach dem Klageantrage zur Zahlung von 1241 Mark und 
wies die Widerklage ab. Das Berufungsgericht hat ein Zwiſchen⸗ 
urteil über den Grund des Klaganſpruchs nach 8 304 ZPO. 
erlaſſen, in welchem es dieſen dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt hat. Eine Entſcheidung auf die Widerklage iſt 
noch nicht erfolgt. Die Reviſion des Beklagten und Wider⸗ 
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llägers wurde als unzuläſſig verworfen: Zunächſt iſt die rein 
äußere Tatſache, daß der Reviſionskläger einen Antrag verleſen 
hat, deſſen Gegenſtand die vorgeſchriebene Reviſionsſumme 
überſteigt, nicht geeignet, die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels zu 
begründen. Denn der Reviſionsantrag muß ſich in den 
Grenzen des durch die Reviſion angefochtenen Urteils bewegen, 
das er beſeitigen will (RG. 47, 422). Aber der Reviſions⸗ 
kläger macht geltend und ſtützt darauf ſeine Reviſion, daß das 
Berufungsgericht prozeß ordnungswidrig auf die Widerklage zu 
entſcheiden unterlaſſen habe. Würde nun eine Prozeßvorſchrift 
beſtehen, wonach ein Teilurteil oder ein Zwiſchenurteil über den 
Grund des Anſpruchs nicht unter Trennung der Klage von 
der Widerklage erlaſſen werden durfte, ſo würde Gegenſtand 
der Reviſion nicht ſowohl der Teil der erhobenen Anſprüche 
ſein, über die entſchieden iſt, als die Geſamtheit der Anſprüche, 
über welche hätte entſchieden werden müſſen, und der Reviſions⸗ 
antrag würde, da er an Stelle der prozeſſual unzuläſſigen die 
prozeſſual gebotene Entſcheidung herbeiführen will, unter der 
Vorausſetzung, daß ſein Gegenſtand den Beſchwerdewert des 
$ 546 ZPO. erreicht, die Zuläſſigkeit der Reviſion begründen. 
Allein eine ſolche Vorſchrift beſteht nicht, vielmehr läßt § 301 
3PO. die Trennung der Klage von der Widerklage dergeſtalt, daß 
nur über eine von beiden ein Teilurteil erlaſſen wird, aus⸗ 
drücklich zu, und ebenſo kann nicht bezweifelt werden, daß ein 
Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruches der Klage ohne 
eine Entſcheidung auf die Widerklage und umgekehrt erlaſſen 
werden darf (RG. 49, 338). Die von dem Reviſionskläger 
angezogene Entſcheidung des RG., JW. 1905, S. 86 Nr. 31 
ſpricht aus, daß ein Teilurteil über die Klage allein dann un⸗ 
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betreffen, ſodaß die mit der Klage begehrte Entſcheidung den 
mit der Widerklage erhobenen Anſpruch ausſchließt oder um⸗ 
gekehrt; ſie beſtätigt den wiederholt aufgeſtellten Grundſatz, daß 
ein Teilurteil nur erlaſſen werden darf, wenn die Erörterung 
und Entſcheidung der anhängig bleibenden Streitfragen eine 
Anderung der Teilentſcheidung nicht herbeiführen, ein Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen der Teil⸗ und der Endentſcheidung nicht ein⸗ 
treten kann (RG. 16, 425; 22, 400; 36, 428, JW. 1891 
S. 6, 1905 S. 537 [25]). Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
dieſer Grundſatz auf ein Zwiſchenurteil nach 8 304 ZPO. 
ohne weiteres zutrifft; im gegebenen Falle wäre es jedenfalls 
ausreichend geweſen, wenn das Berufungsgericht mit dem 
Zwiſchenurteil über den Grund des Klageanſpruchs nach $ 304 
ZPO. ein ſolches über die Widerklage nach 8 303 ZPO. 
dahin erlaſſen hätten, daß die Widerklage inſoweit unberechtigt 
ſei, als die Verhandlung über den Betrag des Klageanſpruchs 
dieſen als gerechtfertigt erweiſen würde; damit war das Gericht 
gebunden und eine dem Zwiſchenurteil nach 8 304 ZPO. 
widerſprechende En dentſcheidung auf die Widerklage ausge⸗ 
ſchloſſen; zugleich mit dem angefochtenen Urteile konnte eine 
ſolche nicht erlaſſen werden, weil ſie von der Endentſcheidung 
über den Betrag des Klageanſpruchs abhängig iſt. Immer 
aber kann der Angriff der Reviſion nur dahin führen, daß 
eine Entſcheidung auf die Widerklage inſoweit hätte erlaſſen 
werden müſſen, als ſie mit dem Klageanſpruch ſich deckt. Daß 
über den den künftigen und jetzt noch nicht eingeklagten Schaden 
betreffenden Teil der Widerklage das Urteil vorbehalten werden 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 203 


konnte, iſt offenbar; denn inſoweit ſind Klage und Widerklage⸗ 
anſpruch nicht dem Gegenſtande nach identiſch. Soweit ſie aber 
identiſch ſind, decken ſich ihre Werte, eine Zuſammenrechnung 
findet nicht ſtatt ($ 5 ZPO.). Daraus ergibt ſich, das Gegen: 
ſtand der verlangten Entſcheidung über die Widerklage, ſoweit 
dies Verlangen als prozeſſualiſch begründet erſcheinen könnte, 
immer nur das Objekt der Klage ſein kann, das die Reviſions⸗ 
ſumme nicht erreicht (vgl. Bolze, Praxis des RG., Bd. 4 
Nr. 1457, Bd. 5 Nr. 1331). K. c. Z., U. v. 8. Febr. 06, 
196/06 VI. — Berlin. 

23. 88 68, 74, 325, 771 ZPO. verb. mit 88 134 
Nr. 3, 102 Nr. 5 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes. Das rechts⸗ 
kräftige Urteil wirkt nur gegen die Rechtsnachfolger, die es 
nach der Rechtshängigkeit geworden ſind. Streitverkündung 
an eine Perſon, welche zu der betreffenden Zeit nicht mehr der 
Eigentümer iſt. Schiffsgläubigeranſpruch gegen den Eigentümer, 
er kann bei Zwangsvollſtreckung in das Schiff gegen den Aus⸗ 
rüfter keine Widerſpruchsklage erheben.] 

Der Kläger iſt Eigentümer des Kahns „Frieda Ludwig“. 
Dieſer wurde am 18. April von dem Schleppdampfer „Boreas“ 
auf dem Rhein geſchleppt und beim Paſſieren der Eiſenbahn⸗ 
brücke bei Worms infolge Verſehens der Beſatzung des 
„Boreas“ mit großer Gewalt gegen einen Brückenpfeiler ge⸗ 
ſchleudert und dadurch ſchwer beſchädigt. Der „Boreas“ ſtand 
damals im Eigentum des Reeders L., wurde aber zur Schiff⸗ 
fahrt verwendet von der Firma R., welche ihn von L. für die 
Zeit vom 7. Januar 1901 bis 8. Januar 1902 gemietet hatte. 
Auf Grund einer vom jetzigen Kläger im März 1902 erhobenen 
Klage iſt die Firma R., die ihrerſeits dem L. den Streit ver⸗ 
kündet hatte, durch rechtskräftig gewordenes Urteil vom 
11. November 1903 zu einer Schadenserſatzzahlung von 
2500,11 Mark mit der Maßgabe verurteilt worden, daß ſie 
nur mit dem Schiffe „Boreas“ und der Fracht hafte. Eigen⸗ 
tümerin des „Boreas“ war ſeit dem 2. Februar 1902 die 
Ehefrau L., die Nebenintervenientin im gegenwärtigen Prozeß, und 
iſt ſeit dem 6. Oktober 1902 die jetzige Beklagte. Der Dampfer 
hat jetzt den Namen „Johann Knipſcheer Nr. 17“. Die gegen⸗ 
wärtige, im Juni 1904 erhobene Klage iſt darauf gerichtet, 
die Beklagte zu verurteilen, die Zwangsvollſtreckung in den 
Dampfer „Johann Knipſcheer Nr. 17“ wegen ſeiner Forderung 
zu geſtatten, und wird geſtützt einmal auf das erwähnte Urteil 
vom 11. November 1903 und in zweiter Linie unmittelbar auf 
88 1, 3, 4 Nr. 3, 102 Nr. 5 Binnen Sch. Die Beklagte 
hat eingewendet, daß es ſich um eine Rheinſchiffahrtsſache 
handele, und daher die ordentlichen Gerichte nicht zuſtändig 
ſeien, übrigens aber auch ſachlich der Klage widerſprochen und 
ihr insbeſondere die Einrede der Verjährung entgegengefegt. 
Klage, Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Das 
Berufungsgericht hat den Einwand, daß der Streit der Parteien 
nicht vor die ordentlichen Gerichte gehöre, inſoweit als er auch 
dem auf das Urteil im Vorprozeß geſtützten Anſpruche ent⸗ 
gegengeſetzt worden iſt, verworfen und dieſen Anſpruch in Über⸗ 
einſtimmung mit dem LG. deshalb abgewieſen, weil die Be⸗ 
klagte im Vorprozeſſe zur Zeit der Erhebung det Klage gegen 
ſie nicht mehr Ausrüſterin des „Boreas“, und darum für die 
Klage des Schiffsgläubigers nicht mehr paſſiv legitimiert ge⸗ 
weſen ſei. Über die rechtliche Natur des Schiffsgläubiger⸗ 
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anſpruchs iſt man in der Theorie zu einem Einverſtändnis 
bisher nicht gelangt. Der Reviſionskläger glaubt ſich für die 
Anſicht entſcheiden zu müſſen, daß das Recht des Schiffs⸗ 
gläubigers ſich nicht in dem Pfandrechte am Schiffsvermögen, 
des gegen den jeweiligen Reeder (Schiffseigner) geltend zu 
machen ſei, erſchöpfe, ſondern daneben ein perſönliches Forde⸗ 
rungsrecht beſtehe, das gegen denjenigen allerdings auch nur 
mit Schiff und Fracht haftenden Reeder (Schiffseigner) ſich 
richte, in deſſen Perſon der Verpflichtungsgrund wirkſam ge⸗ 
worden ſei, — und hält deshalb die Entſcheidung des Be⸗ 
rufungsgerichts für unrichtig. Allein zu der von der Reviſion 
berührten Streitfrage braucht hier keine Stellung genommen zu 
werden. Im Ergebniß iſt der Entſcheidung des Berufungs⸗ 
gerichts aus dem Grunde beizutreten, weil das im Vorprozeß 
erſtrittene Urteil der Rechtskraft gegen die jetzige Beklagte ent⸗ 
behrt. Daraus, daß die frühere Beklagte nicht mehr Schiffs⸗ 
eignerin (Ausrüſterin des „Boreas“) war, als gegen ſie Klage 
erhoben wurde, folgt ohne weiteres, daß die Beſtimmung des 
§ 325 Abſ. 1 ZPO., wonach das rechtskräftige Urteil für und 
gegen die Parteien und diejenigen Perſonen wirkt, die nach 
dem Eintritt der Rechtshängigkeit Rechtsnachfolger der Parteien 
geworden ſind, hier nicht zur Anwendung gelangen kann. Von den 
Erweiterungen dieſer Regelbeſtimmung, welche die ZPO. zuläßt, 
trifft keine hier zu; insbeſondere iſt eine Heranziehung der 
588 68 und 74 Abſ. 3 ZPO. von vornherein deshalb aus⸗ 
geſchloſſen, weil die Streitverkündung im Vorprozeß nicht der 
Kläger, ſondern die damalige Beklagte vorgenommen hatte, und 
außerdem derjenige, dem der Streit verkündet wurde, damals 
gar nicht mehr Eigentümer des „Boreas“ war. Aber auch die 
Vorſchrift des 8 2 Abſ. 2 BinnenSchG., auf die der Reviſions⸗ 
kläger ſich beruft, läßt ſich hier nicht verwerten. Dieſer Vor⸗ 
ſchrift iſt nur zu entnehmen, daß im Falle der Verwendung 
eines Schiffes zur Binnenſchiffahrt durch einen anderen als den 
Eigentümer des Schiffes dieſer letztere, wofern er nicht den 
freigelaſſenen Beweis führt, einen aus der Verwendung her⸗ 
geleiteten Schiffsgläubigeranſpruch nicht auf Grund ſeines Eigen⸗ 
tums beſtreiten und, wenn gegen den Ausrüſter zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Schiff geſchritten wird, dagegen nicht mit 
Erfolg die Widerſpruchsklage des 8 771 3PO. erheben kann. 
Die Frage auf die es im vorliegenden Fall ankommt, läßt der 
8 2 Abſ. 2 BinnenSchGG. unberührt. Dem unmittelbar auf 
die Beſtimmungen des Binnen SchG. geſtützten Anſpruch ſteht, 
wie das Berufungsgericht zutreffend ausführt, der erwähnte 
prozeſſuale Einwand entgegen; es kann daher auf ſich beruhen 
bleiben, ob, wenn über den Einwand unrichtig entſchieden wäre, 
das Berufungsgericht dadurch eine reviſible Rechtsnorm verletzt 
hätte. Z. c. A., U. v. 10. Febr. 06, 384/05 I. — Hamm. 

24. SS 265, 304 ZPO. verb. mit 5 398 BGB. 
Bei Erlaſſung eines Zwiſchenurteils ſind die nach dem erſten 
Urteil erfolgten Zeſſionen und Pfändungen noch nicht zu berück⸗ 
ſichtigen.] 

Der Reviſionskläger findet einen Verſtoß gegen § 265 
3PO., 8398 BGB. darin, daß der Berufungsrichter die nach 
dem erſten Urteil erfolgten Zeſſionen und Pfändungen des 
Klageanſpruchs nicht gemäß dem Urteil des RG. 56, 307 ff. 
in Betracht zieht. Es iſt jedoch dem Berufungsrichter darin 
beizupflichten, daß zur Zeit, wo es ſich nur um ein Zwiſchen⸗ 
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urteil im Sinne des 8 304 ZPO. handelt, noch nicht zur Ent: 
ſcheidung ſteht, an wen der Beklagte zu leiſten hat, und daß 
erſt bei dieſer Entſcheidung die angeregte Frage in Erwägung 
zu ziehen fein wird. — M. c. R., U. v. 13. Febr. 06, 517/05 III. 
— Hamburg. 

25. SS 287, 323 Abſ. 2. 
Zuerkennung einer Rente.] 

Die Reviſion beſchwert ſich darüber, daß die Rente dem 
Kläger ohne zeitliche Begrenzung zugeſprochen iſt. Die Beſchwerde 
iſt auch begründet. Das Gericht hat bei der Beſtimmung der 
Höhe und Dauer einer vom Erſatzpflichtigen zu zahlenden Rente 
auch die zukünftige Geſtaltung der Verhältniſſe zu berückſichtigen, 
ſoweit ſich dieſe zur Zeit der Urteilsfällung nach dem gewöhn⸗ 
lichen, erfahrungsmäßigen Verlauf der Dinge vorausſehen läßt. 
Laſſen die im Einzelfalle zu dieſer Zeit erkennbaren Umſtände 
den Schluß zu, daß die Rentenpflicht künftig ſich einſchränken 
wird, ſo iſt dem ſchon bei der erſten Beſtimmung der Höhe 
und Dauer der Rente Rechnung zu tragen. Geſchieht das nicht, 
ſo wird das berechtigte Intereſſe der Partei verletzt. Es 
genügt nicht, dieſe auf die Möglichkeit zu verweiſen, gemäß 
8 323 ZPO, eine nachträgliche Abänderung der Rente zu be 
wirken. Denn das beſchwert ſie einerſeits, weil ihr damit die 
Laſt und nach den Umſtänden auch die Koſten des Nachprozeſſes 
aufgebürdet werden, andererſeits und vor allem, weil nach 
§ 323 Abſ. 2 in dem Nachprozeſſe nur ſolche Gründe für die 
Klage geltend gemacht werden können, die nach dem Schluſſe 
der letzten mündlichen Verhandlung des Vorprozeſſes entſtanden 
find. Das Gericht hat deswegen die Pflicht, bei der gemäß 
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alle ihm vorliegenden Umſtände zu berückſichtigen, die für die 
Abmeſſung der Dauer der Rente weſentlich ſind. Das Land⸗ 
-gericht, das die Darlegung ſolcher Umſtände vermißt hat, ver⸗ 
kennt, daß es nicht allein die Darlegung des Beklagten, ſondern 
den geſamten, insbeſondere auch den aus der Vernehmung der 
Sachverſtändigen ſich ergebenden Sachverhalt zu berückſichtigen 
hatte. Es mußte daher geprüft werden, inwiefern die nach den 
ärztlichen Gutachten ſchon vor dem Unfall vorhandene Kränk⸗ 
lichkeit und ihre aus anderen Gründen abzuleitende Steigerung 
in ſpäterer Zeit im Zuſammenhalt mit der Art der Erwerbs⸗ 
tätigkeit des Klägers vor und nach dieſem Zeitpunkt voraus⸗ 
ſehen laſſen, daß auch ohne den Unfall der Kläger ſein früheres 


Einkommen nicht bis an ſein Lebensende behalten haben würde, 


die Minderung alſo teilweiſe auch ohnedem eingetreten ſein 
würde. Das Berufungsurteil mußte hiernach aufgehoben und 
eine anderweite Verhandlung der Sache angeordnet werden. 
A. H. Str. c. W., U. v. 15. Febr. 06, 361/05 VI. — 
Naumburg. 

26. 8 304 ZPO. Unzuläſſigkeit eines Zwiſchenurteils 
bei einem Klageantrag „Verurteilung zur Erſtattung des durch 
den Unfall entſtandenen und noch entſtehenden Schadens, oder 
Zahlung von mindeſtens 5 000 Mark.“ Unklarer Antrag! 

Der Klagantrag iſt gerichtet auf Verurteilung der Beklagten, 
dem Kläger allen durch den Unfall entſtandenen und noch 
entſtehenden Schaden zu erſetzen und ihm zu dieſem Zwecke 
mindeſtens 5000 Mark zu bezahlen. Dieſer Antrag entbehrt 
zu ſehr der erforderlichen Beſtimmtheit, als daß darauf ein 
Urteil, insbeſondere ein Zwiſchenurteil nach 8 304 ZPO. 
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hätte ergehen können. Sollte dem erſten Satz des Antrags 
eine ſelbſtändige Bedeutung zukommen und nicht bloß die 
einer völlig überflüſſigen Einleitung zum zweiten Satze, ſo 
ließe er ſich als Antrag auf Feſtſtellung oder als Antrag auf 
Zahlung einer Rente unter Vorbehalt der Angabe des Betrags 
im gegenwärtigen Rechtsſtreite auffaſſen; in dem einen wie 
in dem anderen Falle durfte aber ein Zwiſchenurteil nach 
8 304 erſt nach Bezifferung des Betrags erlaſſen werden; 
außerdem würde erſterenfalls zu prüfen geweſen ſein, ob der 
Kläger ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feſt⸗ 
ſtellung des Rechtsverhältniſſes hätte. Aber auch der zweite 
Satz läßt dadurch, daß den Worten „5000 Mark“ das 
Wort „mindeſtens“ beigefügt iſt, völlig unbeſtimmt, wieviel 
der Kläger eigentlich fordert. Das Berufungsgericht hätte 
dafür ſorgen ſollen, daß der völlig unklare Antrag erläutert 
werde. H. c. H., U. v. 22. Febr. 06, 219/05. VI. — 
Hamm. 

Konkursrecht. 

27. Verzicht auf das Abſonderungsrecht bezüglich des 
dinglichen Anſpruchs, bei Anmeldung der perſönlichen Forderung 
im Konkurſe ? i 

Für eine Darlehns forderung hatten die Schuldner dem 
Gläubiger einen Wechſel zur Sicherung gegeben, auch eine 
Hypothek beſtellt. Im Konkurſe erhielt Klägerin und zwar als 
Zwangsalkordrate 40 Prozent ihres angemeldeten Wechſel⸗ 
anſpruchs. Nachmals machte ſie für den ungedeckten Teil ihre 
Hppothekenforderung geltend. Das OLG. wies ab, das RG. 
hob auf: Von den Beklagten iſt nicht behauptet, daß die 
Klägerin ausdrücklich auf ihren dinglichen Anſpruch verzichtet 
habe; die Beklagten wollen einen ſtillſchweigenden Verzicht nur 
aus dem Verhalten der Klägerin herleiten. Da für den Ver⸗ 
zicht eine beſondere Form nicht vorgeſchrieben iſt, muß dies als 
zuläſſig angeſehen werden. Es iſt demnach im einzelnen Falle 
zu unterſuchen, ob der Gläubiger Handlungen vorgenommen 
hat, die auf ſeinen Verzichtswillen mit Sicherheit ſchließen 
laſſen. Das Berufungsgericht nimmt an, daß Klägerin auf 
ihr dingliches Recht verzichtet und daß ſie ihren Verzichtswillen 
tatſächlich zum Ausdruck gebracht hat; es hält für unerheblich, 
ob ſie innerlich anderer Abſicht geweſen iſt. Sie ſchließt dies 
daraus, daß Klägerin im Konkursverfahren ihr Abſonderungs⸗ 
recht nicht erwähnt, daß ſie ihre ganze Forderung als Wechſel⸗ 
forderung zum Konkurſe angemeldet, daß fie die entſprechend 
ihrer ganzen, als Wechſelforderung feſtgeſtellten und im Akkord⸗ 
verfahren berückſichtigten Forderung berechnete Akkordſumme 
erhalten und angenommen, und daß ſie auf den Brief der Be⸗ 
klagten vom 16. Mai 1902 ihr Verhalten nicht geändert und 
ihr Abſonderungsrecht zum Konkurſe nicht angezeigt hat. Welches 
diefer Momente für die Überzeugung des Berufungsgericht? 
ausſchlaggebend geweſen ift, läßt ſich nicht erkennen. Es muß 
daher angenommen werden, daß alle erwähnten Umſtände zu⸗ 
ſammen das Berufungsgericht zu feiner Überzeugung vom Ver⸗ 
zichte der Klägerin geführt haben. Dabei iſt aber überſehen, 
daß die Annahme der Akkordrate ausſcheidet, wenn feſtzuſtellen 
it, daß die Klägerin die Rate unter ausdrücklichem Vorbehalte 
ihrer Reitforderung angenommen hat (vgl. RG. 37, 14). Hat 
Klägerin, wie fie behauptet, den Beklagten vor Auszahlung der 
Allordrate durch Brief vom 26. November 1903 im Anſchluſſe 
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an die Bitte um Auszahlung der Vergleichsdividende erklärt: 
„Selbſtverſtändlich wird dadurch unſere auf Ihrem Haus⸗ 
grundſtücke ruhende Darlehnshypothek gar nicht berührt, wir 
werden jedoch denjenigen Teil der Dividende, welcher nach 
Abzug rückſtändiger Zinſen und entſtandener Koſten übrig 
bleiben wird, Ihre Zuſtimmung vorausgeſetzt, auf Ihre Koſten 
löſchen laſſen, d. h. von der Hypothek in Abzug bringen“, ſo 
läßt ſich die Folgerung nicht abweiſen, daß Klägerin, auch 
wenn fie dieſen Vorbehalt bei der Annahme der Akkordrate 
nicht wiederholt haben ſollte, die Zahlung nur unter Vorbehalt 
ihrer Reſtforderung angenommen hat. Es iſt auch keineswegs 
unerheblich, ob Klägerin innerlich die Abſicht gehabt hat, ihr 
dingliches Abſonderungsrecht feſtzuhalten und geltend zu machen; 
denn im Bejahungsfalle hat ſie eben den Verzichtswillen nicht 
gehabt. Wie der Umſtand, daß die Klägerin, die nach den 
Grundſätzen von Treu und Glauben zur Anzeige ihres Ab⸗ 
ſonderungsrechts im Konkurſe verpflichtet geweſen ſei, trotz ihrer 
Kenntnis von ihrer Verpflichtung dieſer nicht nachgekommen ſei, 
zum Nachweis ihres Verzichtwillens dienen könnte, iſt nicht 
einzuſehen. Mit Recht rügt Klägerin endlich, daß das Verhalten 
der Parteien nach Auszahlung der Akkordrate für unerheblich 
erachtet iſt; denn hat die Klägerin ihren Hypothekenanſpruch 
gegen die Beklagten nach Empfang der Akkordrate geltend 
gemacht und haben die Beklagten dem nicht widerſprochen, 
ſondern ſogar Zinſen gezahlt, ſo läßt dies immerhin einen 
Rückſchluß darauf zu, daß die Parteien bei Zahlung der 
Akkordrate nicht übereinſtimmend den Willen gehabt haben, 
dadurch die dingliche Forderung der Klägerin zum Erlöſchen zu 
bringen. L. c. F., U. v. 14. Febr. 06, 340/05 V. — Breslau. 

Handelsgeſetzbuch. 

28. 5 4 HGB. Vorausſetzungen für die Frage, ob 
ein Gewerbetreibender ein Handwerker ift.] | 

Richtig iſt, daß dafür, ob ein Gewerbetreibender als 
Handwerker im Sinne des § 4 HGB. zu erachten iſt, von 
einzelnen Schriftſtellern, z. B. Staub, 6/7. Aufl. 8 4 Anm. 3, 
allein der Umfang des Betriebs als entſcheidend betrachtet 
wird; allein es läßt ſich die Tragweite des 8 4 HGB. 
nur in Verbindung mit §8 2 BGB. ermeſſen, wo 
die Art des Geſchäftsbetriebes beſonders hervorgehoben 
iſt, um neben dem Umfang den kaufmänniſchen Betrieb 
zu kennzeichnen. Für die Beantwortung der Frage, ob 
ein Gewerbebetrieb ſich in den Grenzen des Kleingewerbes 
bewegt, iſt daher nicht nur der Geſchäftsumſatz, ſondern 
auch die ganze Art des Gewerbebetriebes, alſo die Art 
der Herſtellung der Arbeitsprodukte, die Arbeitsteilung und 
überhaupt die ganze Einrichtung des Geſchäftsbetriebs mit in 
Betracht zu ziehen. Dieſe Auffaſſung entſpricht der Natur der 
Sache; die ſtrafrechtliche Rechtſprechung hat dieſe Auffaſſung 
mehrfach vertreten. RGSt. 24 S. 81 und 357; 34, 103. 
R. c. G., U. v. 23. Febr. 06, 142/05 II. — Berlin. 

29. Nachprüfung der Auslegung eines Konnoſſementes.] 

Im Text des Durchfrachtkonnoſſements, welches den Tarif⸗ 
beſtimmungen beigegeben iſt, findet ſich folgende Klauſel: „An⸗ 
ſprüche auf Grund dieſes Konnoſſements können nur innerhalb 
vier Monat vom Datum desſelben berückſichtigt werden.“ Das 
Berufungsgericht zieht daraus den Schluß dahin, daß die Kläger 
mit ihren Anſprüchen abzuweiſen ſeien, weil die Klage erſt nach 
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Ablauf der vier Monate erhoben worden iſt. Es ift indes 
rechtsirrtümlich, wenn aus jener Konnoſſementbeſtimmung die 
Folgerung abgeleitet wird, die Klage müſſe binnen vier 
Monaten erhoben worden ſein. Das beſagt die Beſtimmung 
nicht; ſie enthält, wie das Berufungsgericht ſelbſt nicht ver⸗ 
kannt hat, nicht die Vereinbarung einer viermonatlichen Ver⸗ 
jährungsfriſt, ſondern die Beſtimmung einer viermonatlichen Aus⸗ 
ſchlußfriſt, innerhalb deren Anſprüche, die auf Grund des geſchloſſenen 
Vertrags der Reederei gegenüber zur Geltung gebracht werden 
wollen, bei ihr angemeldet werden müſſen bei Vermeidung der 
Nichtberückſichtigung. Die Verjährung der Klage aus dem er⸗ 
hobenen Anſpruch aber unterliegt den allgemeinen geſetzlichen 
Vorſchriften. Ob nun die Anſprüche, welche die Klägerinnen 
auf Grund der Zeſſion in dieſem Rechtsſtreit zur Geltung 
zu bringen ſuchten, innerhalb der Friſt von vier Monaten, von 
dem Verluſt der Güter an gerechnet, bei der Beklagten zur 
Anmeldung gebracht worden ſind, darüber iſt bis jetzt in den 
Inſtanzen nichts feſtgeſtellt. Eine Feſtſtellung hierüber aber 
war geboten; denn ſie war nach der Sachlage erheblich, und 
es hätte deshalb unter Anwendung des § 139 ZRD. die er⸗ 
forderliche tatſächliche Aufklärung von den Parteien erholt oder 
im Wege des Beweiſes Gewißheit hierüber erlangt werden 
müſſen. Hiernach ergab ſich die Notwendigkeit, das an⸗ 
gefochtene Urteil aufzuheben. C. V. G. c. D. O. A., U. v. 
3. Febr. 06, 372/05 I. — Hamburg. 

Verſicherungsrecht. 

30. Kann eine Verſicherungsgeſellſchaft von einem durch 
Unfall körperlich Verletzten zwecks Heilung eine „Operation unter 
Narkoſe“ verlangen?! 

Es handelt ſich darum, ob die verklagte Geſellſchaft die 
Zahlung der auf Grund des zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen 
Unfallverſicherungsvertrages geforderten Entſchädigungsſumme 
an den von einem Unfall betroffenen Kläger verweigern darf, 
weil letzterer nicht entſprechend dem § 11 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen den von der Beklagten auf Beförderung der 
Heilung hinzielenden Anordnungen Folge geleiſtet und daher 
den Verſicherungsanſpruch nach 8 20 a. a. O. verwirkt habe. 
Die Vorinſtanz hat dieſen Fall im Gegenſatz zu der Entſcheidung 
des LG. als vorliegend erachtet und danach die Klage abgewieſen. 
Die Sache liegt ſo: durch den Unfall, einen Sturz von einer 
Leiter, iſt bei dem Kläger eine Verwachſung im Schultergelenk 
eingetreten, wodurch eine jedenfalls länger dauernde Steifheit 
des rechten Oberarms herbeigeführt iſt. Geſtützt auf das Gut⸗ 
achten von Sachverſtändigen hat die Beklagte an den Kläger 
das Anſinnen geſtellt, eine Heilung durch eine Operation, vor⸗ 
genommen in der Narkoſe, herbeizuführen. Vom Kläger iſt es 
verweigert, hierauf einzugehen. Dieſe Weigerung erachtet das 
Berufungsgericht für eine der Beſtimmung des erwähnten 
8 11 zuwiderlaufende mit folgender Ausführung: Nach dem 
Gutachten der Arzte ſei eine Heilung des Übels durch eine 
anfangs in der Narkoſe, ſpäter ohne ſolche vorzunehmende Be⸗ 
wegung und Maſſage des Schultergelenks mit der denkbar 
größten Wahrſcheinlichkeit zu erzielen geweſen. Die Operation, 
wenn man dieſe Behandlung ſo nennen wolle, und die ſie er⸗ 
möglichende Narkoſe erſcheine nach der Angabe des Dr. M. bei 
dem Alter und den Geſundheitsverhältniſſen des Klägers jeden⸗ 
falls nicht mit derartigen Gefahren verknüpft, daß ſie für den 
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Patienten und ſeinen Entſchluß, ob er ſich der Operation unter⸗ 
ziehen wolle oder nicht, bei vernünftiger Überlegung hätten ins 
Gewicht fallen können. Mit der Reviſion wird geltend gemacht: 
die in dem § 11 feſtgeſetzte Folgeleiſtung könne von dem Ver⸗ 
ſicherten jedenfalls nur nach billigem Ermeſſen verlangt werden. 
Es habe nun die von dem Kläger verlangte Behandlung in 
einer Zerreißung des verwachſenen Muskels und nachfolgenden 
Streckungen und Beugungen des Gelenks beſtanden und ſei nur 
in tiefer Narkoſe vorzunehmen geweſen. Einem 58 jährigen 
Mann wie dem Kläger habe nicht zugemutet werden können, 
daß er ſolche Narkoſe, auch wenn ein Arzt ſie für meiſt gefahr⸗ 
los erkläre, auf ſich nehme. Von Gefahren, die nur in der 
Einbildung des Kranken beſtänden, und die nach dem angezogenen, 
in Seuff A. Bd. 46 Nr. 189 unter I mitgeteilten Erkenntnis 
des RG. nicht zu beachten ſeien, dürfe hier nicht geſprochen 
werden. Der Reviſion iſt Bedeutung zu ſchenken: Allerdings 
muß der Satz, auf dem die Entſcheidung des Berufungsgerichts 
beruht, im allgemeinen für zutreffend erachtet werden, daß 
nämlich gegenüber den in Frage ſtehenden Vertragsbedingungen 
eine Operation nur dann von dem Verſicherten verweigert werden 
dürfe, wenn fie weder als für Leben und Geſundheit gefahrlos 
noch als beſtimmte Heilung verheißend anzuſehen iſt, in welchen 
Punkten eine Würdigung nach vernünftigem Ermeſſen einzutreten 
hat. Indem dieſer Weigerungsfall hier als nicht vorliegend 
angeſehen iſt, hat jedoch die Vorinſtanz überſehen, daß bei der 
Frage, ob das operative Eingreifen als gefahrvoll zu erachten, 
auch das ſubjektive Empfinden der betreffenden Perſönkichleit in 
Betracht kommen kann. Allerdings muß, was ja auch die 
Reviſion zugibt, von Gefahren, die nur in der Einbildung be⸗ 
ruhen, abgeſehen werden. Es iſt aber nicht außer acht zu 
laſſen, daß auch übertriebene ſubjektive Vorſtellungen von der 
Gefährlichkeit der Operation nach der Sachlage Berückſichtigung 
verdienen können, zumal da durch derartige Empfindungen die 
Gefahr für das Leben und die Geſundheit und der Erfolg des 
ärztlichen Eingriffs in Frage geſtellt werden kann. Es wird 
immer zu prüfen ſein, ob nicht im Einzelfalle eine derartige 
ſubjektive Vorſtellung nach allgemein herrſchender Auffaſſung, 
ſo namentlich gegenüber einer Behandlung, die mit Narkoſe ver⸗ 
bunden, als berechtigt aufzufaſſen iſt. Vorliegend war es für 
das Berufungsgericht um ſo mehr angezeigt, eine Unterſuchung 
in der angedeuteten Richtung nicht, wie geſchehen, zu unter⸗ 
laſſen, als, wie auch von der Reviſion geltend gemacht iſt, der 
Kläger ſchon in den Vorinſtanzen unter Beweisantritt die Be⸗ 
hauptung aufgeſtellt hat, daß ihm von Dr. M. erklärt worden, 
ohne Narkoſe gehe es nicht ab, er könne für die Folgen nicht 
einſtehen. Eine ſolche etwaige Außerung konnte möglicher⸗ 
weiſe in dem Kläger die Auffaſſung hervorrufen, daß er ſich 
einer durchaus gefahrvollen Operation zu unterziehen habe. In 
ſolchem Falle aber war ſchwerlich dahin zu gelangen, die 
Weigerung als eine unberechtigte anzuſehen. K. c. O. V.⸗G., 
U. v. 27. Febr. 06, 276/05 VII. — Celle. 

Patentrecht. 

31. Können die Erben ein Patentnichtigkeitsverfahren, 
während deſſen ihr Erblaſſer, der Kläger, geſtorben iſt, aufnehmen 
oder hat das feitens. der Teſtamentsvollſtrecker zu geſchehen !] 

In der Berufungsinſtanz vor dem RG. hat der Prozeß⸗ 
vertreter des Beklagten, mit der Behauptung, daß der Nichtig⸗ 
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keitskläger am 21. Mai 1905 verſtorben ſei, die Ausſetzung 
des Verfahrens beantragt. Von dem Prozeßvertreter des 
Nichtigkeitsklägers iſt der Tod ſeines Mandanten eingeräumt, 
zugleich aber beglaubigte Abſchrift des Teſtaments des Ver⸗ 
ſtorbenen mit Eröffnungsverhandlung und Vollmacht der 
Teſtamentserben ſowie des Ehemanns eines Miterben und der 
Teſtamentsvollſtrecker vorgelegt und erklärt, daß er für die 
Erben in das Verfahren eintrete. Der Beklagte iſt auf den 
Ausſetzungsantrag nicht zurückgekommen. Dagegen hat er, ohne 
die vorgelegten Urkunden zu bemängeln, das Bedenken angeregt, 
ob beim Tode des Nichtigkeitsklägers das Verfahren von deſſen 
Erben überhaupt könne aufgenommen werden, und eventuell 
geltend gemacht, daß die Aufnahme jedenfalls von den 
Teſtamentsvollſtreckern erklärt werden müßte, dieſen aber, da der 
Nachweis fehle, daß ſie ihr Amt durch Erklärung an den Nach⸗ 
laßrichter angetreten, die Legitimation zur Prozeßaufnahme fehle. 
Der klägeriſche Prozeßvertreter hält dieſe Einwendungen für 
grundlos und hat unter Berufung auf die Vollmacht erklärt, 
daß er in erſter Linie für die genannten Erben, erforderlichen⸗ 
falls aber auch für die Teſtamentsvollſtrecker auftreten wolle. 
In den Entſcheidungsgründen des RG., welches das Patent 
des Beklagten für nichtig erklärte, wurde die Aufnahme der 
klägeriſchen Erben für zuläſſig erklärt: Mit Recht hat der 
Beklagte den Antrag auf Ausſetzung des Verfahrens nicht auf⸗ 
recht erhalten. Denn für den Fall, daß durch den Tod des 
Nichtigkeitsklägers der Prozeß überhaupt für erloſchen zu er⸗ 
achten wäre, blieb für den Ausſetzungsantrag kein Raum 
mehr, und für den entgegengeſetzten Fall war der Antrag 
wenigſtens dann gegenſtandslos, wenn der Eintritt der Erben 
an Stelle des verſtorbenen Klägers zuzulaſſen und damit der 
Zeitpunkt, bis zu welchem längſtens die Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens hätte angeordnet werden können, bereits eingetreten iſt. 
Dieſer zweite Fall liegt vor. In der Frage, ob ein Patent⸗ 
nichtigkeitsverfahren von den Erben des im Laufe des Prozeſſes 
verſtorbenen Nichtigkeitsklägers könne aufgenommen werden, tritt 
der Senat der von Kohler, Handbuch des deutſchen Patentrechts 
8 349 S. 807/808 vertretenen bejahenden Anſicht bei. Wenn 
auch die Nichtigkeitsklage, ſoweit nicht 8 28 Abſ. 2 PatG. zu⸗ 
trifft, eine Popularklage iſt und deshalb die Rechtſprechung ſie 
nicht zu den vom Konkurſe des Nichtigkeitsklägers erfaßten Ver⸗ 
mögenswerten rechnet — Beſchluß des erkennenden Senates BI. 
123/93 vom 17. Juni 1893 (JW. S. 351 Nr. 34), Urteil I 
97/05 vom 3. Juni 1905, — ſo ſchafft doch die durch Erhebung 
der Klage betätigte Ausübung der Anfechtungsbefugnis ein 
feſtes Rechtsverhältnis unter den Parteien, in welches die 
Nachfolge der Univerſalſukzeſſoren auch auf der klagenden Seite 
nicht ausgeſchloſſen erſcheint. Ebenſo aber muß im vorliegenden 
Falle der Prozeßeintritt der Erben ſelbſt, und nicht der 
Teſtamentsvollſtrecker, für zuläffig und genügend angeſehen 
werden, da die Fortſetzung des vom Erblaſſer begonnenen 
Nichtigkeitsverfahrens nicht als ein der Verwaltung der 
Teſtamentsvollſtrecker unterliegendes Recht — 8 2212 BGB. 
— aufzufaſſen iſt, wenigſtens im vorliegenden Falle nicht, wo 
die Tätigkeit der Teſtamentsvollſtrecker letztwillig auf enge Grenzen, 
im weſentlichen nur auf die Verwaltung der dem Miterben 
Gustav B. zugewieſenen Hypotheken und Kapitalien, eingeſchränkt 
iſt. B. e. H., U. v. 13. Jan. 06, 523/06 I. — Patentamt. 
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32. 5 35 PatG. verb. mit § 292, 1004 BGB. Auch 
neben dem Entſchädigungsanſpruch aus § 35 PatG. können 
andere Anſprüche auf Grund des BGB. geltend gemacht werden.] 

Das OLG. iſt ohne Rechtsirrtum zu der Feſtſtellung 
gelangt, daß beide Widerbeklagte mit ihrem Gasſelbſtzünder 
„Bums es brennt“ zunächſt nicht wiſſentlich in das Patent 
des Beklagten eingegriffen haben, daß ihnen aber auch keine 
grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt zu legen iſt, weil ſie ohne 
Verletzung der von ihnen zu verlangenden Sorgfalt und Auf⸗ 
merkſamkeit ſehr wohl zu der Annahme gelangen konnten, daß 
ihre in der konſtruktiven Beſchaffenheit von dem Martiniſchen 
Patente Nr. 101995 abweichende Vorrichtung nicht in dieſes 
Patent eingreife. Damit iſt dem von dem Beklagten erhobenen 
Anſpruch auf Rechnungslegung und Schadenserſatz der Boden 
entzogen; es fehlt, obwohl objektiv eine Patentverletzung vor⸗ 
liegt, an den zur Begründung des Anſpruchs nach § 35 PatG. 
erforderlichen ſubjektiven Vorausſetzungen. Nun vermag der 
erkennende Senat zwar der Auffaſſung nicht beizutreten, daß 
neben dem in $ 35 a. a. O. geregelten Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchädigung andere Anſprüche auf Grund des BGB., falls 
ihre Vorausſetzungen vorliegen und im Prozeſſe geltend gemacht 
ſind, überhaupt ausgeſchloſſen ſeien. Vielmehr iſt gründſätzlich 
daran feſtzuhalten, daß auch die materiell⸗ rechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen des PatG. einer Ergänzung durch das allgemeine 
bürgerliche Recht fähig und bedürftig ſind. Kann doch auch 
der bei Feſtſtellung einer wiſſentlichen oder grob fahrläſſigen 
Patentverletzung regelmäßig zugelaſſene Anſpruch auf Rechnungs⸗ 
legung nur auf Grund der Beſtimmungen des bürgerlichen 
Rechtes gerechtfertigt werden (vgl. auch Bolze in Gruchots Beitr. 
zur Erläuterung des Deutſchen Rechts Bd. 33 S. 912. Der: 
ſelbe im Archiv für ziviliſtiſche Praxis, Bd. 92 S. 351; 
Kohler, Handbuch des Patentrechts, S. 560 f.; Iſay, Patent⸗ 
geſetz, Vorbemerkung vor SS 1 und vor 35; Jeß, DIZ. 1905, 
S. 728 ff.). Es kann jedoch der Reviſion nicht zugegeben 
werden, daß ein hier zu berückſichtigender Anſpruch auf Grund 
des BGB. im vorliegenden Prozeſſe erhoben iſt. Ein abſtrakter 
Anſpruch auf Rechnungslegung für die Dauer der Patent⸗ 
verletzung beſteht nicht; der Beklagte hat denſelben im Prozeß 
lediglich durch Hinweis auf die von ihm behauptete Ent⸗ 
ſchädigungspflicht der Widerbeklagten zu begründen verſucht. 
Es kann aber auch im vorliegenden Falle ein ſelbſtändiger An⸗ 
ſpruch auf Rechnungslegung nicht mit der Beſchränkung 
auf die ſeit Erhebung der Klage (Eintritt der 
Rechtshängigkeit) bezogenen Nutzungen geltend gemacht 
und es kann nicht die Herausgabe dieſer Nutzungen 
ſelbſtändig gefordert werden. Zwar hat der Beklagte aus⸗ 
weislich der Entſcheidungsgründe des angefochtenen Urteils 
einen ſolchen Anſpruch auf 8 292 BGB. zu ſtützen verſucht, 
und es iſt dem Beklagten zuzugeben, daß unter den in dieſer 
Geſetzesbeſtimmung erwähnten „Gegenſtand“ unbedenklich auch 
ein Immaterialgüterrecht, insbeſondere das Patentrecht, zu 
ſubſumieren iſt (vgl. Sohm, „Der Gegenſtand“, ein Grund⸗ 
begriff des BGB. [Leipzig 1905). Allein mit der vorwürfigen 
Widerklage beanſprucht Beklagter nicht „die Herausgabe“ ſeines 
Patentrechts. Seine Rechtsverfolgung iſt nicht der Klage ent⸗ 
ſprechend, mit welcher der Eigentümer ſeine Sache von dem 
Beſitzer herausverlangt, ſondern der Beklagte befindet ſich in 
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rechtmäßiger Ausübung ſeines durch Patent geſchützten Erfinder: 
rechts, und er verbietet den Widerbeklagten auf Grund ſeines 
Patentrechtes den durch Herſtellung und Vertrieb ihres Gas⸗ 
ſelbſtzünders unternommenen Eingriff in die ihm gefchüßte 
Rechtsſphäre. Der Widerklageanſpruch iſt daher der negatoriſchen 
Klage des Eigentümers nach 8 1004 BGB. entſprechend zu 
behandeln. Für die Anwendung des § 292 BGB. war hier⸗ 
nach kein Raum vorhanden. M. c. P., U. v. 24. Jan. 06, 
314/05 I. — Berlin. | 

Reichsgeſetz, betr. die Beſeitigung der Doppel: 
beſteuerung vom 13. Mai 1870 in Verbindung mit Lübecker 
Einkommenſteuergeſetz vom 14. Juni 1889. Art der Anwendung 
bei Gewerbebetrieben über mehrere Staaten des Reichs.] 

33. Der Berufungsrichter gründet ſeine Entſcheidung lediglich 
auf die Beſtimmungen des Lübeckiſchen Einkommenſteuergeſetzes 
vom 14. Juni 1889. Inſoweit entzieht ſich dieſe Entſcheidung, 
was auch die Reviſion nicht verkennt, der Nachprüfung durch 
das Reviſionsgericht. Sie iſt anfechtbar aber inſofern, als ſie 
etwa auf der Verletzung eines für Lübeck gültigen Reiche: 
geſetzes beruht. Eine ſolche Verletzung, nämlich die Verletzung 
des Reichsgeſetzes, betr. die Beſeitigung der Doppelbeſteuerung 
vom 13. Mai 1870, macht die Reviſion dem Berufungsrichter 
mit Grund zum Vorwurf. Das Berufungsurteil, das die Frage 
der Einwirkung dieſes Geſetzes auf den vorliegenden Rechtsfall 
nicht erörtert, obgleich ihm dazu durch den Prozeßſtoff Anlaß 
gegeben war, unterliegt der Aufhebung, da es gegenüber den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht beſtehen kann. Nach § 3 
des Geſetzes darf der Betrieb eines Gewerbes ſowie das aus 
dieſer Quelle herrührende Einkommen nur von demjenigen 
Staate verſteuert werden, in dem das Gewerbe betrieben wird. 
Erſtreckt ſich der Betrieb eines Gewerbes über mehrere Staaten 
des Reichs, ſo ſteht das Recht der Beſteuerung jedem der 
beteiligten Staaten nur ſoweit zu, als der Betrieb des Gewerbes 
in ſeinem Gebiete ſtattfindet. Dieſer Betrieb umfaßt bei 
fabrikartigen Betrieben ſowohl die auf die Erzeugung von 
Gütern, als auch die auf den Umſatz der erzeugten Güter 
gerichtete Tätigkeit. Das Geſetz hat es unterlaſſen, den 
Maßſtab feſtzuſetzen, nach welchem der für die Beſteuerung 
maßgebende Anteil eines jeden der beteiligten Staaten an dem 
aus dem Geſamtbetriebe fließenden Geſamteinkommen zu 
beſtimmen iſt. Die Frage, welcher Teil des Geſamteinkommens 
auf die einzelnen in den verſchiedenen Staaten betriebenen 
Teile des Gewerbebetriebes zurückzuführen iſt, kann daher nur 
nach den Umſtänden des einzelnen Falles, wo nötig unter Zu⸗ 
ziehung von Sachverſtändigen, nach billigem Ermeſſen be⸗ 
antwortet werden. Dabei iſt namentlich das Verhältnis des 
auf die einzelnen Teile des Gewerbebetriebes Verwendeten zu 
dem Geſamtaufwande für das gewerbliche Unternehmen, ſowie 
die Gleichartigkeit oder Ungleichartigkeit der in den einzelnen 
Teilen zur Ausübung kommenden gewerblichen Tätigkeit in 
Betracht zu ziehen. Wendet man die vorſtehenden, im Urteil 
des I. 8 S. des RG. vom 7. November 1885 (RG. 15, 27 fl.) 
aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes entwickelten und 
eingehend begründeten Grundſätze, von denen abzugehen der 
jetzt erkennende Senat keinen Anlaß findet, auf den gegenwärtig 
zu entſcheidenden Rechtsſtreit an, ſo erweiſt ſich, daß der 
Kläger Tatſachen behauptet hat, aus denen eine Verletzung 
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dieſer Grundſätze zu folgern wäre, daß dieſe Tatſachen aber 
vom Berufungsrichter unbeachtet gelaſſen ſind. (Wird dar⸗ 
gelegt.) K. c. Lübeckiſcher Staat, U. v. 23. Febr. 06, 
272/05 VII. — Hamburg. 

Gewerbe-Unfallverſicherungsgeſetz. 

34. 88 135, 136, 140 GewllVerſcß. vom 30. Juni 
1900 gegenüber dem Unfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli 
1884. Verpflichtung des Betriebsunternehmers auch ohne 
ſtrafgerichtliche Verurteilung oder Freiſprechung in dem gegen 
ihn eingeleiteten Strafverfahrens. 

Der Vater des Beklagten hatte eine Lehmgrube gepachtet 
und die Leitung des Lehmabbaus dem Beklagten übertragen. 
In der Lehmgrube war der Arbeiter G. beſchäftigt. Er 
hatte entgegen dem Rate anderer Arbeiter es unternommen, 
einen ſtehengebliebenen Pfeiler noch wegzuhacken; nachdem er 
aber nur wenige Schläge geführt hatte, brach die unterhöhlte 
Lehmmaſſe nieder, G. wurde davon verſchüttet und ſofort 
getötet. Die klagende Ziegelei⸗Berufsgenoſſenſchaft, welcher 
der Betrieb des Vaters des Beklagten angehört, muß den 
Hinterbliebenen G.s die durch das Gewerbe⸗Unfallverſicherungs⸗ 
geſetz vorgeſchriebenen Unterſtützungen gewähren. Sie fordert, 
geſtützt auf § 136 dieſes Geſetzes Erſatz ihrer durch den 
Unfall bedingten Aufwendungen vom Beklagten, weil er 
fahrläſſigerweiſe in der von ihm geleiteten Lehmgrube die 
Abbringung von Lehm durch Unterhöhlung von Wänden an⸗ 
geordnet oder mindeſtens dauernd geduldet habe. Gegen den 
Beklagten iſt wegen des Unglücksfalles ein Strafverfahren 
wegen fahrläſſiger Tötung und Übertretung der Vorſchriften des 
Badiſchen Polizeiſtrafgeſetzbuchs eingeleitet worden, er iſt jedoch 
bezüglich der fahrläſſigen Tötung freigeſprochen und nur wegen 
Mbertretung gegen ein Polizeigeſetz mit einer Geldſtrafe von 
100 Mark belegt worden. Vom LG. wurde der Klageanſpruch 
dem Grunde nach zu Recht beſtehend anerkannt; Berufung und 
Reviſion wurden zurückgewieſen: Zutreffend ſind die Erwägungen, 
aus denen die Vorinſtanzen den Einwand des Beklagten, daß G. 
durch eigene Unvorſichtigkeit den Unfall herbeigeführt habe, für 
unbeachtlich angeſehen haben. Abweichend von der Vorſchrift 
in $ 140 Gew VerſG., der von der Haftung Dritter, in den 
88 135, 13 nicht bezeichneter Perſonen handelt und in 
gewiſſen Umfange den Übergang der den entſchädigungs⸗ 
berechtigten Perſonen erwachſenen Anſprüche auf die Berufs⸗ 
genoſſenſchaften vorſchreibt, iſt dieſen in $ 136 gegenüber den 
dort benannten Perſonen ein ſelbſtſtändiger Anſpruch ver⸗ 
liehen, der unmittelbar für die Berufsgenoſſenſchaften kraft 
Geſetzes entſteht. Sie ſollen unter den in 8 136 bezeichneten 
Vorausſetzungen von dieſen Perſonen Erſatz derjenigen Auf⸗ 
wendungen verlangen dürfen, welcher ihnen infolge des rechts⸗ 
widrigen Verhaltens dieſer Perſonen erwachſen iſt. Bei dieſer 
rechtlichen Konſtruktion kommt es im Verhältnis zwiſchen den 
Berufsgenoſſenſchaften und den regreßpflichtigen Perſonen nur 
darauf an, welche Leiſtungen den erſteren nach dem 
Geſetze gegenüber dem Verunglückten oder ſeinen Hinter⸗ 
bliebenen obliegen; ſoweit eigenes Verſchulden des Ver⸗ 
unglückten für die Verpflichtungen der Berufsgenoſſenſchaft 
unberüdfiht zu bleiben hat (Gew Verſcß. § 8), kommt es 
auch für den der Genoſſenſchaft zu leiſtenden Erſaßz nicht in 
Betracht. Beizutreten war aber auch der Vorinſtanz bezüglich 
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derjenigen Frage, welche den Hauptſtreitpunkt der Parteien 
gebildet hat, ob nämlich der Erſatzanſpruch der Klägerin da⸗ 
durch ausgeſchloſſen wird, daß der Beklagte in dem wider ihn 
eingeleiteten Strafverfahren von der Anklage, durch Außer⸗ 
achtlaſſung der Aufmerkſamkeit, zu der er vermöge ſeines 
Amts und Berufs beſonders verpflichtet war, den Tod G.8 
herbeigeführt zu haben, freigeſprochen worden iſt. Das Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetz vom 6. Juli 1884 gab den Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften das Recht, für alle Aufwendungen, welche ſie auf 
Grund dieſes Geſetzes infolge eines Unfalls gemacht hatten, 
Erſatz von denjenigen Betriebsunternehmern, Bevollmächtigten 
oder Repräſentanten, Betriebs⸗ oder Arbeiteraufſehern zu fordern, 
gegen welche durch ſtrafgerichtliches Urteil feſtgeſtellt war, daß für 
den Unfall vorſätzlich oder durch Fahrläſſigkeit mit Außeracht⸗ 
laſſung derjenigen Aufmerkſamkeit herbeigeführt hatten, zu der 
fie vermöge ihres Amtes, Berufes oder Gewerbes beſonders 
verpflichtet waren. Die ſtrafrichterliche Feſtſtellung bildet 
ſomit die einzige Tatſache, von deren Vorhandenſein der 
Erſatzanſpruch abhing, die Erſatzpflicht des Betriebsunter⸗ 
nehmers und der übrigen im Geſetz benannten Perſonen war 
ohne weiteres gegeben, wenn dieſe Feſtſtellung vorlag, und 
ſie beſtand andererſeits auch nur in dieſem Falle. In der 
erſteren Richtung iſt auch für die Berufsgenoſſenſchaften, 
obwohl ſie im erſten Satze des 8136 Abſ. 1 nicht miterwähnt 
find, nach dem zweiten Satze eine Anderung des bisherigen 
Rechtszuſtandes durch das Gew VerſGG. vom 30. Juni 1900 
nicht eingetreten, dagegen ſollen nach den Beſtimmungen in 
5 136 Abſ. 1 Satz 2 dieſes Geſetzes die mehrfach genannten 
Perſonen jetzt der Genoſſenſchaft für deren Aufwendungen 
„auch ohne ſtrafrichterliches Urteil“ haften. Unzweifelhaft 
iſt hiernach der Anſpruch der Genoſſenſchaft nicht mehr ſchon 
dann ausgeſchloſſen, wenn gegen den Betriebsunternehmer uſw. 
unter der Beſchuldigung, den Unfall vorſätzlich oder durch 
qualifizierte Fahrläſſigkeit (StGB. § 212 Abſ. 2, § 230 
Abſ. 2) verurſacht zu haben, ein ſtrafgerichtliches Verfahren 
überhaupt nicht eingeleitet worden iſt, weil entweder der Un⸗ 
fall nicht zur Kenntnis der zuſtändigen Behörden gekommen iſt, 
oder die zur Entſcheidung Über die Strafverfolgung berufenen 
Behörden aus rechtlichen oder tatſächlichen Erwägungen keinen 
genügenden Anlaß zur Erhebung der öffentlichen Klage ge 
funden haben. (StPO. 88 168 flg.) Das gleiche iſt aber 
nicht bloß in den Fällen, wo es aus anderen Gründen nicht 
zur Eröffnung des Hauptverfahrens gekommen iſt (StPO. 
88 178 flg., 20 1 flg.), ſondern ſelbſt dann anzunehmen, wenn 
das Hauptverfahren eröffnet, der Angeklagte aber aus tat⸗ 
ſächlichen oder rechtlichen Gründen freigeſprochen worden iſt, 
und es begründet inſoweit auch keinen Unterſchied, ob das 
Strafgericht Umſtände, die den Tatbeſtand der dem An⸗ 
geklagten beigemeſſenen ſtrafbaren Handlung bilden, bloß für 
nicht genügend erwieſen erachtet hat, oder zu der Überzeugung 
gelangt ift, daß dieſe ganz oder zum Teil nicht gegeben ſeien, 
wie dies im vorliegenden Falle geſchehen iſt, in dem das 
Strafgericht zwar eine qualifizierte Fahrläſſigkeit des jetzigen 
Beklagten feſtgeſtellt, aber angenommen hat, daß der Kauſal⸗ 
zuſammenhang zwiſchen feinem Verhalten und dem Tode des 
G. durch deſſen eigene Unvorſichtigkeit unterbrochen worden 
ſei. Die Vorſchrift im zweiten Sate des 8 136 Abſ. 1 
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umfaßt bei ihrer allgemeinen Faſſung alle Fälle, in denen 
eine ſtrafgerichtliche Feſtſtellung, daß der Betriebsunternehmer 
uſw. den Unfall vorſätzlich oder durch Fahrläſſigkeit mit Außer 
achtlaſſung derjenigen Aufmerkſamkeit, zu der er vermöge ſeines 
Amtes, Berufes oder Gewerbes beſonders verpflichtet war, 
herbeigeführt habe, nicht vorliegt, und dies trifft auch dann 
zu, wenn das ſtrafgerichtliche Urteil zugunſten des Angeklagten 
eine direkte Feſtſtellung des oben bezeichneten Inhalts enthält. 
Wenn durch die vorſtehend angenommene Auslegung die 
Möglichkeit geſchaffen wird, daß die zivilrichterliche Ent⸗ 
ſcheidung mit derjenigen des Strafgerichts in Widerſpruch 
tritt, ſo iſt damit nur diejenige Geſtaltung hergeſtellt, welche 
nach der Beſtimmung in § 14 Abſ. 2 Ziff. 1 EG3 PO. 
überhaupt die Regel bildet, und der Umſtand, daß dies nur 
bei einem dem Betriebsunternehmer uſw. günſtigen Ausgang 
des Strafverfahrens, nicht für den entgegengeſetzten Fall 
gelten ſoll, bietet keinen zureichenden Grund zu einer aus dem 
Wortlaut nicht zu entnehmenden Auslegung der in Rede 
ſtehenden Beſtimmung des 8 136. Auch deren Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte bietet dazu keinen Anlaß. (Wird weiter 
ausgeführt.) Erſt in der Plenarberatung iſt durch die Ab⸗ 
geordneten Opfergelt und Genoſſen beantragt worden, in das 
Geſetz diejenigen Beſtimmungen aufzunehmen, welche jetzt den 
Inhalt der Sätze 2, 3 und 4 des erſten Abſatzes von 8 136 
des Geſetzes bilden. (Nr. 857 der Druckſachen der oben⸗ 
bezeichneten Reichstagsſeſſion.) Dieſer Antrag iſt in der 
Reichstagsſitzung vom 25. Mai 1900 Sitzungsberichte 
S. 5779) angenommen worden, ohne daß eine ſachliche 
Debatte, die über die Bedeutung und Tragweite des Antrages 
Aufſchluß gibt, ſtattgefunden hat. Hiernach muß an derjenigen 
Auslegung feſtgehalten werden, die, wie oben dargelegt iſt, ſich 
als die dem Wortlaut des Geſetzes entſprechende darſtellt. 
J. c. Ziegeleiberufsgenoſſenſchaft, U. v. 29. Jan. 06, 
177/05. VI. — Karlsruhe. 

Geſetz betr. die Kaiſerliche Schutztruppe vom 
18. Juli 1896. 

35. SS 3, 5, 7 SchutztrG. Über die Penſionsanſprüche 
der zur Schutztruppe geweſenen Militärperfonen.] 

Der Kläger war vom 26. Juni 1895 bis 31. Dezember 
1900 Zahlmeiſteraſpirant in der Kaiſerlichen Schutztruppe für 
Deutſch⸗Südweſtafrika und hatte als ſolcher den Rang eines 
Deckoffiziers. Infolge einer Dienſtbeſchädigung ſchied er als 
Ganzinvalide aus der Schutztruppe aus, und es wurde ihm nach der 
Penſionsnachweiſung vom 16. Februar 1901 eine Penſion von 
1102 Mark jährlich zuerkannt unter der Annahme, daß er bei Fort⸗ 
ſetzung ſeines Dienſtverhältniſſes im Heere am 31. Dezember 1900 
Feldwebel und etatsmäßiger Zahlmeiſteraſpirant geweſen wäre. 
Er behauptet, daß ihm nach §8 7 Satz 2 SchutztrG. 
(RGBl. 653) die Penſion eines Deckoffiziers der Marine zu⸗ 
ſtehe, und hat bei der Kolonialabteilung den Antrag geſtellt, 
die Penſion auf 1910,55 Mark jährlich feſtzuſetzen. Nach Ab⸗ 
lehnung dieſes Antrages durch Entſcheidung der Kolonial⸗ 
abteilung wurde die erhobene Klage vom LG. abgewieſen, das 
Berufungsgericht erkannte nach dem Antrage des Klägers. Die 
Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Die Rechtslage 
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ſchiedenen Fall. Es handelt ſich um die Frage, ob bei Pen⸗ 
ſionierung einer aus dem Heer zur Schutztruppe übergetretenen 
und bei dieſer zum Deckoffizier beförderten deutſchen Militär⸗ 
perſon, die wegen gänzlicher Invalidität aus der Schutztruppe 
mit Penſion ausſcheidet, die in der Heimat beſtehenden Ge⸗ 
bührniſſe eines Deckoffiziers oder diejenigen eines Feldwebels 
und etatsmäßigen Zahlmeiſteraſpiranten als penſionsfähiges 
Dienſteinkommen zugrunde zu legen ſind. Die Beantwortung 
der Frage hängt von der Auslegung des § 7 Abf. 1 Satz 2 
SchutztrG. ab, welcher beſtimmt, daß hinſichtlich der Offiziere, 
Ingenieure des Soldatenſtandes, Deckoffiziere, Sanitätsoffiziere 
und oberen Beamten als penſionsfähiges Dienſteinkommen 
die Gebührniſſe zugrunde gelegt werden, welche ihnen nach 
ihrem Dienſtalter und ihrer Charge bei Fortſetzung ihres Dienſt⸗ 
verhältniſſes in der Heimat zugeſtanden hätten. Das ange⸗ 
führte Urteil hat den Sinn der geſetzlichen Beſtimmung dahin 
dargelegt, daß die genannten Militärperſonen und Beamten 
nach ihrem Dienſtalter und ihrer Charge, die ſie bei der 
Schutztruppe erlangt haben, Penſion erhalten auf Grund 
der Gebührniſſe, die ihnen bei Fortſetzung ihres Dienſtverhält⸗ 
niſſes in der Heimat zugeſtanden hätten, das heißt nach 
einem Dienſtalter, welches ſo zu berechnen iſt, als 
wenn ſie ihren Dienſt in der Heimat fortgeſetzt 
hätten, und nach derjenigen heimiſchen Charge, 
welche der von ihnen bei der Schutztruppe tatſächlich 
erreichten Charge entſpricht; ferner iſt angenommen 
worden, daß bei Penſionierung eines aus dem Heere hervor⸗ 
gegangenen Deckoffiziers der Schutztruppe die Gebührniſſe eines 
Deckoffiziers der Marine in analoger Anwendung als penſions⸗ 
fähiges Dienſteinkommen zugrunde zu legen ſind. An dieſer 
Entſcheidung iſt feſtzuhalten. (Wird weiter ausgeführt.) Landes⸗ 
fiskus von Deutſch⸗Südweſtafrika . D., U. v. 13. Febr. 06, 
479/05 III. — Berlin. 

Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898. 

36. Zur Frage der Auslegung des § 177 FGG. Der 
Feſtſtellungsvermerk über Vorleſung, Genehmigung und Unter⸗ 
ſchrift bedarf nicht der Unterſchrift der Beteiligten. — Die entgegen⸗ 
ſtehende Anſicht des RG. (JW. 05 S. 5413) iſt fallen gelaſſen.] 

Der Beſchwerdeführer K. in D. iſt eingetragener Eigen⸗ 
tümer des im Grundbuche von Pieſchen Blatt 1400 verzeich⸗ 
neten Grundſtücks. In einer notariellen Urkunde vom 16. Ok⸗ 
tober 1905 beantragte er, auf das Grundſtück eine Hypothek 
von 10 000 Mark einzutragen. Die von ihm in Ausfertigung 
überreichte Urkunde wurde von dem als Grundbuchamt zu⸗ 
ſtändigen Königl. AG. in D. aus doppeltem Grunde beanſtandet, 
nämlich: 1. weil das Notariatsprotokoll inſofern an einem 
weſentlichen Mangel leide, als der in ihm enthaltene Satz: 
„Hierauf iſt dieſes Protokoll den Beteiligten vorgeleſen, von 
ihnen genehmigt und mit (folgen die Namen der Beteiligten) 
eigenhändig unterſchrieben worden“ dem $ 177 Abſ. 1 Satz 2 
FGG. nicht entſpreche; die Feſtſtellung der unterſchrift⸗ 
lichen Vollziehung dürfte der Unterſchrift nicht nachfolgen, — 
2. weil die den Eintragungsantrag enthaltende Erklärung dem 
notariellen Protokolle als Anlage beigefügt, die Genehmigung 
dieſer Anlage aber in dem Protokolle nicht ausdrücklich bezeugt 
worden ſei. Auf eingelegte Beſchwerde über die vorläufige Ab⸗ 
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lehnung der beantragten Eintragung ($ 18 EBD.) hat das 
Königl. LG. in D. die zweite Beanſtandung für nicht begründet 
erachtet, weil die Beteiligten, nämlich der Grundſtückseigentümer 
und der Gläubiger, nachdem ihnen die Anlage vorgeleſen war, 
ſich zu deren Inhalte bekannt haben. Es hat die Beſchwerde aber 
unter der Annahme zurückgewieſen, daß die erſte Beanſtandung 
begründet ſei. Die hiergegen von dem Grundſtückseigentümer 
erhobene weitere Beſchwerde wird von dem Königl. OLG. in D. 
für begründet gehalten. Das OLG. hat ihr jedoch nicht ſelbſt 
abhelfen können, weil eine Abänderung des landgerichtlichen 
Beſchluſſes mit bezug auf die erwähnte erſte Bemängelung der 
Notariatsurkunde im Widerſpruch ſtehen würde mit der reichs⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung, die in dem Urteile vom 11. Juli 1905 
(JW. 5418890 zur Frage der Auslegung des 8 177 FGG. 
erlaſſen iſt. Mit Rückſicht hierauf hat das OLG. unter zu⸗ 
treffender Anwendung des § 28 Abſ. 2 desſelben Geſetzes die 
weitere Beſchwerde dem RG. vorgelegt. Der entſcheidende 
Senat des RG. hat nun bei wiederholter Prüfung ſeine in dem 
erwähnten Urteile vom 11. Juli 1905 entwickelte Rechtsanſicht 
aufgegeben und iſt dadurch zur Abänderung des angefochtenen 
landgerichtlichen Beſchluſſes gelangt. (Die jetzige Auffaſſung 
wird aus dem Sinne des Ausdrucks im Protokoll in 8 177, 
aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes, aus dem Zweck der 
Vorſchriften und unter Anführung der die Streitfrage behandeln⸗ 
den Literatur eingehend begründet.) Grundbuchſ. P., Beſchl. 
v. 15. Febr. 06, B 314/06 IV. — Dresden. 


Entwurf eines Geſetzes, betreffend Anderung des 
§ 833 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


(Reichstag. 11. Legisl.⸗Periode II. Seſſion 1905,06 Nr. 255.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von 
Preußen ac. 

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des 

Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 

Der § 833 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgenden 
zweiten Satz: 

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden durch ein 
Haustier verurſacht wird, das dem Berufe, der Erwerbs⸗ 
tätigkeit oder dem Unterhalte des Tierhalters zu dienen be⸗ 
ſtimmt iſt, und entweder der Tierhalter bei der Beaufſichtigung 
des Tieres die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 
oder der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt ent⸗ 
ſtanden ſein würde. 

Urkundlich uſw. 

Begründung. 

Nach § 833 des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt, wenn durch ein 
Tier ein Menſch getötet oder der Körper oder die Geſundheit eines 
Menſchen verletzt oder eine Sache beſchädigt wird, derjenige, welcher 
das Tier hält, verpflichtet, dem Verletzten den daraus entſtehenden 
Schaden zu erſetzen, ohne Unterſchied, ob dem Tierhalter ein Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt fällt oder nicht. 

Der Reichstag hat in ſeiner Sitzung vom 24. Mai 1905 
(Stenogr. Berichte Bd. 7 S. 6116 ff.) mit großer Mehrheit be 
ſchloſſen, die verbündeten Regierungen zu erſuchen, baldmöglichſt einen 
Geſetzentwurf vorzulegen, durch welchen dem § 833 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs folgender zweiter Satz hinzugefügt wird: . 

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden durch ein 
Haustier verurſacht wird, das dem Tierhalter zur Ausübung 
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ſeines Berufs oder ſeiner Erwerbstätigkeit dient oder ſeinem 
Unterhalte zu dienen beſtimmt iſt, und entweder der Tierhalter 
bei der Beaufſichtigung des Tieres die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet oder der Schaden auch bei Anwendung 
dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. 

Der § 833 des Bürgerlichen Geſetzbuchs hat ſeine gegenwärtige 
Faſſung erſt bei der Beratung im Reichstag erhalten. Der dem 
Reichstage vorgelegte Entwurf ($ 817) war weniger ſtreng, indem 
danach die Erſatzpflicht nicht eintreten ſollte, wenn der Schaden durch 
ein Haustier verurſacht wird und derjenige, welcher das Tier hält, 
bei deſſen Beaufſichtigung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beob⸗ 
achtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt 
entſtanden ſein würde. 

Die zweite Kommiſſion für die Ausarbeitung des Entwurfs 
eines Bürgerlichen Geſetzbuchs, auf deren Beſchlüſſen die Beſtimmung 
des Regierungsentwurfs beruhte, ging davon aus, daß, um den durch 
ein Haustier Beſchädigten nicht ſchon an der Schwierigkeit des Be⸗ 
weiſes mit ſeinem Anſpruche ſcheitern zu laſſen, zwar die Beweislaſt 
dem zur Anwendung der ordnungsmäßigen Sorgfalt Verpflichteten 
auferlegt werden müſſe, daß es aber nicht gerechtfertigt ſei, bei dem 
Halten von Haustieren eine weitergehende Haftung eintreten zu 
laſſen, weil das Halten ſolcher Tiere durch die moderne Kultur⸗ 
entwickelung bedingt ſei, der Allgemeinheit zum Nutzen gereiche und 
der Verkehr ſich auf das Halten von Haustieren eingerichtet habe. 

Der gleiche Standpunkt wurde bei den Beratungen über den 
Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuchs im Reichstage von den ver⸗ 
bündeten Regierungen vertreten und insbeſondere darauf bingemwiefen, 
daß eine weitergehende Haftung in unbilliger Weiſe alle diejenigen 
belaſte, welche vermöge ihres Berufs genötigt ſeien, Haustiere zu 
halten. Gleichwohl wurde von der Reichstagskommiſſion ein 
auf Streichung des zweiten Satzes des § 817 der Regierungs⸗ 
vorlage gerichteter Antrag angenommen. Zur Begründung wurde 
auf die öffentliche Sicherheit, insbeſondere auf die häufig 
durch das Halten von großen Luxushunden hervorgerufenen 
Körperverletzungen hingewieſen, außerdem aber geltend gemacht, daß 
auch derjenige, welcher zu gewerblichen Zwecken gefährliche Tiere zu 
halten gezwungen ſei, die damit für Andere verbundenen Gefahren 
übernehmen müſſe. Ferner wurde für den Antrag angeführt, daß 
ſich die gleiche Beſtimmung des franzöſiſchen Rechtes bewährt habe 
(Bericht der Reichstagskommiſſion, Verhdl. 1895/96 Anl. Bd. 3 
S. 1988). 

Bei der 3. Beratung im Plenum beſchloß der Reichstag zuerſt, 
die Regierungsvorlage mit einem Zuſatze wiederherzuſtellen, wonach 
derjenige, welcher ein Haustier hält, das nicht zur Ausübung ſeines 
Gewerbes oder Berufs notwendig iſt, ohne Rückſicht auf Verſchulden 
haftbar ſein ſollte. Da jedoch dieſer Beſchluß auf Grund von An— 
trägen gefaßt worden war, die erſt im Laufe der Beratung geſtellt 
waren und nicht gedruckt vorlagen, ſo mußte gemäß der Geſchäfts⸗ 
ordnung über die Anträge in der erſten Sitzung nach der Druck— 
legung nochmals abgeſtimmt werden. Das Ergebnis dieſer Ab: 
ſtimmung war dann die Ablehnung der zuerſt angenommenen Anträge; 
es verblieb mithin bei dem Kommiſſionsbeſchluſſe (Stenogr. Berichte 
1895/97 Bd. 4 S. 3060 ff., 3089). 

Die Milderung der Haftpflicht, für welche ſich der Reichstag 
nunmehr in ſeiner letzten Seſſion ausgeſprochen hat, kommt den 
Wünſchen entgegen, die in weiten Kreiſen, namentlich auch in der 
ländlichen Bevölkerung, beſtehen und ſchon früher in Eingaben der 
zur Vertretung der landwirtſchaftlichen Intereſſen berufenen Organe 
zum Ausdrucke gelangt waren. Inzwiſchen haben weitere Ermittelungen 
darüber ſtattgefunden, welche Erfahrungen mit der Vorſchrift des 
3 833 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gemacht worden find. Das 
Ergebnis dieſer Ermittelungen läßt den Wunſch nach einer Milderung 
der Haftpflicht des Tierhalters als wohlbegründet erſcheinen. Die 


preußiſchen Landwirtſchaftskammern haben ſämtlich eine Anderung 
des § 833 im Sinne des Reichstagsbeſchluſſes befürwortet und 
ebenſo hat ſich die erhebliche Mehrzahl der von den preußiſchen 
Handelskammern eingegangenen Außerungen für eine Milderung der 
Haftpflicht ausgeſprochen. Über die Zahl der in den Jahren 1900 
bis 1904 bei den Landgerichten und Oberlandesgerichten der größeren 
Bundesſtaaten anhängig geweſenen Prozeſſe, in denen eine Ver⸗ 
urteilung auf Grund des § 833 erfolgt iſt, gibt die als Anlage A“) 
beigefügte Zuſammenſtellung Auskunft. Neben dieſen Fällen ſind 
aber, abgeſehen von den bei den Amtsgerichten anhängig geweſenen 
und nicht an die Berufungsinſtanz gelangten Prozeſſen, diejenigen 
Fälle zu berückſichtigen, in denen die Anſprüche des Verletzten ohne 
Urteil oder ohne Prozeß im Wege des Vergleichs oder des An⸗ 
erkenntniſſes ihre Erledigung gefunden haben. So wurden bei den 
Landgerichten München I und München II durch Vergleich 17 Prozeſſe 
erledigt, während zu einer Verurteilung des Beklagten nur 11 Prozeſſe 
führten. In Mecklenburg⸗Schwerin fanden 13 Fälle durch Vergleich 
ihre Erledigung, während in 7 Prozeſſen eine Verurteilung erfolgte. 
In zahlreichen Fällen iſt ferner nach den Berichten der Landwirtſchafts⸗ 
und Handelskammern ohne Prozeß Entſchädigung geleiſtet worden. 
Die Anlage A gewährt zugleich eine Ülberficht darüber, welchen 
Berufszweigen oder Erwerbstätigkeiten die zum Schadenserſatze 
Verurteilten angehörten. Es ergibt ſich daraus, daß durch die Vor⸗ 
ſchrift des § 833 neben der Landwirtſchaft treibenden Bevölkerung 
(28 Prozent der Verurteilten) in weitem Umfang auch Gewerbe⸗ 
treibende (44 Prozent) ſowie andere Bevölkerungsklaſſen (28 Prozent) 
getroffen worden ſind. Unter den von der Haftpflicht Betroffenen 
befinden ſich, wie die Ermittelungen ergeben haben, namentlich viele 
kleinere Landwirte und Gewerbetreibende. 

Zu welchen Härten die geltende Vorſchrift führen kann und 
tatſächlich geführt hat, zeigt die Anlage B; ſie enthält eine Dar⸗ 
ſtellung, wie ſich die praktiſche Anwendung der Vorſchrift in der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts geſtaltet hat. Wenngleich durch die 
Rechtſprechung die Haftpflicht des Tierhalters in einigen Beziehungen 
gemildert worden iſt und vielleicht im Laufe der Zeit noch in der 
einen oder anderen Richtung gemildert werden wird, ſo kann ſich 
dies doch immer nur auf einzelne, zu weit getriebene Folgerungen 
aus der geſetzlichen Vorſchrift beziehen. Die Härten, welche mit der 
von einem Verſchulden unabhängigen Verantwortlichkeit des Tier⸗ 
halters für den aus der Tiergefahr entſtehenden Schaden ſchon an 
ſich verbunden ſind, können durch die Rechtſprechung nicht beſeitigt 
werden. Dahin gehören insbeſondere die zahlreichen Fälle, in denen 
der Unfall dadurch herbeigeführt wird, daß ein von außen kommendes 
Ereignis in unerwarteter Weiſe auf ein Tier einwirkt. Daß ſolche 
Fälle ſehr häufig vorkommen, ergibt ſich aus den Berichten der 
Landwirtſchafts⸗ und Handelskammern. Unter den Fällen, in denen 
von einem Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit wegen der während 
der Zeit vom 1. Januar 1900 bis zum 30. Juni 1905 durch Tiere 
in den preußiſchen Provinzen Pommern und Sachſen verurſachten 
Schäden Erſatz verlangt wurde, waren mehr als 22 Prozent der 
Körperverletzungen und mehr als 40 Prozent (in der Provinz Sachſen 
ſogar mehr als 56 Prozent) der Sachbeſchädigungen durch Scheuen 
oder Durchgehen von Pferden veranlaßt worden. Wenn ſolchen 
Härten gegenüber darauf hingewieſen wird, daß gerade die Ver⸗ 
ſicherung das Mittel biete, durch welches ſich der Tierhalter gegen 
Schaden ſchützen könne, ſo wird überſehen, daß von dieſer Möglichkeit 
erfahrungsmäßig die kleinen Unternehmer nur ſelten Gebrauch machen. 
So berichtet die Landwirtſchaftskammer in Münſter, daß von den 
etwa 52 000 landwirtſchaftlichen Betrieben der Provinz Weſtfalen 
nur etwa 11 000 verſichert ſind; aus anderen Provinzen wird berichtet, 
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daß zwar die Großgrundbeſitzer zu etwa 90 Prozent, die Heinen Beſitzer 
dagegen nur zu 20 bis 50 Prozent, in einzelnen Provinzen noch 
weniger verſichert ſind. Auch die Berichte der Handelskammern laſſen 
erkennen, daß im allgemeinen kleinere Gewerbetreibende nur in 
geringerer Zahl Verſicherungen nehmen. Von den Lohnfuhr⸗ 
unternehmern wird berichtet, daß im Bezirke der Handelskammer 
zu Bochum nur etwa 30 Prozent, im Bezirke der Handels⸗ 
kammer für den Regierungsbezirk Poſen nur eine geringe Zahl ſich 
durch Verſicherung gegen Haftplicht geſchützt haben. Auch der Verband 
Deutſcher Lohnfuhrunternehmer in Frankfurt a. M. hat mitgeteilt, 
daß kaum der dritte Teil ſeiner 4 200 Mitglieder verſichert ſei. In 
vielen Berichten wird dabei hervorgehoben, daß die Verſicherungsgebühr, 
insbeſondere von kleineren Landwirten und Gewerbetreibenden, als 
eine erhebliche Belaſtung empfunden wird. Dazu kommt, daß die 
Verſicherungsgeſellſchaften regelmäßig nicht das ganze Riſiko, ſondern 
bei Sachſchäden nur etwa 75 bis 80 Prozent und auch bei Körper⸗ 
verletzungen zum Teil nur etwa 90 Prozent des Schadens übernehmen. 

Unter dieſen Umſtänden können die Bedenken, welche an ſich 
dagegen ſprechen, ſchon jetzt an eine Anderung von Beſtimmungen 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs heranzutreten, nicht als ausſchlaggebend 
betrachtet werden. 

Die Anderung, welche der Entwurf in fachlicher Übereinftimmung 
mit der Reſolution des Reichstags jetzt vorſchlägt, kehrt im weſent⸗ 
lichen zu der Beſtimmung zurück, die im 8 817 Satz 2 des dem 
Reichstage vorgelegten Entwurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs enthalten 
war. Sie weicht von dieſer Beſtimmung nur darin ab, daß es 
inſoweit, als das Haustier weder dem Beruf oder der Erwerbstätigkeit, 
noch dem Unterhalte des Tierhalters zu dienen beſtimmt iſt, bei der 
ſtrengeren, von einem Verſchulden unabhängigen Haftung verbleiben 
ſoll. Dieſe Abweichung erſcheint gerechtfertigt. Sie nähert ſich dem 
Gedanken des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts (I, 6 § 72), daß 
derjenige, welcher ein Tier lediglich zu ſeinem Vergnügen hält, ohne 
Rückſicht auf Verſchulden haftet. Sie ſchützt aber den Verletzten 


inſofern in höherem Maße, als er in dieſem Falle vollen Schadens⸗ 


erſatz verlangen kann, während nach dem Allgemeinen Landrechte ſich 
die Haftung auf den unmittelbaren Schaden, d. h. die Kur⸗ und 
Heilkoſten, beſchränkt. Daß es hiernach in einer erheblichen Zahl 
von Fällen auch künftig bei der ſtrengeren, von einem Verſchulden 
unabhängigen Haftpflicht verbleiben wird, kann nach der Anlage A 
nicht zweifelhaft ſein. Die Unterſcheidung, welche nach dem Entwurfe 
bezüglich der Art der einzelnen Tiere und den Zwecken, denen ſie 
zu dienen beſtimmt ſind, zu machen iſt, wird bei der praktiſchen An⸗ 
wendung des Geſetzes zu Schwierigkeiten nicht führen. Die Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Haustieren und anderen Tieren war ſchon nach 
dem Vorbilde des Sächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs (88 1560, 
1561; zu vergleichen auch Heſſiſcher Entwurf Artikel 670, Bayeriſcher 
Entwurf Artikel 948, Dresdner Entwurf Artikel 1025) im § 817 
des dem Reichstage vorgelegten Entwurfs des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs vorgeſehen. Die weitere Vorausſetzung für die mildere Haft⸗ 
pflicht, daß das Haustier dem Beruf, der Erwerbstätigkeit oder dem 
Unterhalte des Tierhalters zu dienen beſtimmt iſt, liegt nur dann 
vor, wenn die Zweckbeſtimmung eine gegenwärtige und irgendwie 
erkennbar geworden iſt. Daß das Tier ausſchließlich einem der be⸗ 
zeichneten Zwecke zu dienen beſtimmt iſt, wird nicht erfordert; 
andererſeits genügt es nicht, daß die künftige Beſtimmung eines 
zurzeit anderweit benutzten Tieres zu einem jener Zwecke beabſichtigt 
wird, ſolange dieſe Abſicht nicht verwirklicht iſt. Wenn der Entwurf 
den Unterhaltszweck beſonders berückſichtigt, ſo hat er dabei ſolche 
Fälle im Auge, in denen das Tier, z. B. eine Milchkuh oder ein 
zum Schlachten beſtimmtes Schwein, nicht der Erwerbstätigkeit, 
ſondern dem Haushalte des Tierhalters dienen ſoll. 

Als Tierhalter kann Übrigens nicht nur eine phyſiſche, ſondern 
auch eine juriſtiſche Perſon, wie z. B. eine Stiftung, eine Korporation, 
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ein kommunaler oder ſtaatlicher Verband, in Betracht kommen. Auch 
hier ſind die Vorausſetzungen möglich, welche die Anwendbarkeit der 
Vorſchrift bedingen. Was insbeſondere die Vorausſetzung betrifft, 
daß das Haustier einer berufsmäßigen Tätigkeit zu dienen beſtimmt 
iſt, ſo wird letztere durch die Aufgaben begrenzt, die z. B. für eine 
Korporation durch ihre Zweckbeſtimmung und die darauf gegründeten 
Verwaltungseinrichtungen gegeben find, die berufsmäßige Tätigkeit 
der Korporation kann ſich nur innerhalb dieſer Aufgaben bewegen. 

Nicht beſonders berückſichtigt ſind die Fälle, in denen ein Haus⸗ 
tier lediglich zur Sicherheit (Bewachung) gehalten wird. Bringt der 
Beruf oder die Erwerbstätigkeit des Tierhalters es mit ſich, daß ein 
Tier zur Sicherheit von ihm gehalten wird, ſo tritt ſchon nach Maß⸗ 
gabe des Entwurfs die Befreiung von der Haftpflicht ein. Anderen⸗ 
falls liegt dagegen kein Grund vor, den Tierhalter von der ſtrengeren 
Haftpflicht zu befreien. Die Milderung der Haftpflicht auch da ein⸗ 
treten zu laſſen, wo das Tier zwar zur Sicherheit gehalten wird, 
aber zu dem Beruf oder der Erwerbstätigkeit des Tierhalters in 
keiner Beziehung ſteht, iſt durch ein wirtſchaftliches Bedürfnis nicht 
geboten und aus praktiſchen Gründen nicht zu empfehlen. 


Anlage B. 


Aechtsgrundſätze des Reichsgerichts über die Haftung ans 
8 833 des Nürgerlichen Geſetzbuchs. 


Der § 833 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmt: 
Wird durch ein Tier ein Menſch getötet oder der Körper oder 
die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache be⸗ 
ſchädigt, ſo iſt derjenige, welcher das Tier hält, verpflichtet, 
dem Verletzten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. 
Bei der Auslegung dieſer Vorſchrift hat das Reichsgericht die 
folgenden Rechtsgrundſätze entwickelt: 


1. Begriff des Tierhalters. 


Als Halter eines Tieres iſt nach dem für die Auslegung regel⸗ 
mäßig maßgebenden Sprachgebrauche derjenige anzuſehen, der, gleich⸗ 
viel ob er Eigentümer des Tieres iſt oder nicht (zu vergleichen das 
Urteil des 4. Zivilſenats vom 29. Juni 1905, Rep. IV 98, 1905), in 
eigenem Intereſſe durch Gewährung von Obdach und Unterhalt die 
Sorge für das Tier übernommen hat und zwar nicht bloß zu einem 
vorübergehenden Zwecke, ſondern auf einen Zeitraum von einer ge⸗ 
wiſſen Dauer (Urteil des 6. Zivilſenats vom 3. Juli 1902, Entſch. 
Bd. 52 S. 118). In einem Urteile des 4. Zivilſenats vom 20. No⸗ 
vember 1905 (Rep. IV 212/1905) wird ausgeſprochen, mit Rüdficht 
darauf, daß es ſich bei dem Halten des Tieres immer um ein tat⸗ 
ſächliches Verhältnis handele, laſſe ſich das Weſen dieſes Verhältniſſes 
in ſeiner ſprachgebräuchlichen Bedeutung darin erblicken, daß das Tier 
von demjenigen gehalten wird, der es in ſeinem Wirtſchaftsbetrieb 
oder — im weiteſten Sinne — in ſeinen Haushaltungsbetrieb ein⸗ 
geſtellt hat, um es auf dieſe Weiſe dauernd ſeinen Zwecken dienſtbar 
zu machen. Das Reichsgericht hat daher in einem Falle, in welchem 
der Bergverwalter einer Gewerkſchaft in ſeinem Privatintereſſe mit 
Pferden der Gewerkſchaft gefahren war, ohne die erforderliche Ge⸗ 
nehmigung des Vorſtandes erhalten zu haben, die Gewerkſchaft als 
Tierhalterin für den bei dieſer Fahrt angerichteten Schaden für haftbar 
erklärt, da der Verwalter allerdings unbefugt, aber nur vorübergehend 
über die Pferde verfügt habe (Entſch. Bd. 52 S. 117 ff.). In einem 
anderen Falle iſt der Eigentümer für den von ſeinen Pferden ver⸗ 
anlaßten Schaden verantwortlich gemacht worden, obwohl er den 
Betrieb ſeiner Wirtſchaft, zu welcher die Pferde gehörten, einem völlig 
ſelbſtändigen Verwalter übergeben zu haben behauptete, da der Ver⸗ 
walter, der nicht im eigenen Intereſſe, ſondern nur im Intereſſe und 
für Rechnung des Eigentümers die Wirtſchaft führe, nicht als Tier⸗ 
halter anzuſehen ſei (urteil des 6. Zivilſenats vom 27. November 
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1902, Gruchot Bd. 47 S. 404). Als Halter eines preußiſchen Gen⸗ 
darmenpferdes iſt nach dem Urteile des 6. Zivilſenats vom 2. Juli 
1903 (Entſch. Bd. 55 S. 163 ff.) nicht der Staat, ſondern der be 
treffende Gendarm anzuſehen. In der Entſcheidung vom 20. No⸗ 
vember 1905 wird jedoch dargelegt, daß dieſe dem Wortſinne des Ge⸗ 
ſetzes folgende Auslegung nicht unter Ausſchließung jeder durch die Ver⸗ 
hältniſſe des Einzelfalls gebotenen Abweichung maßgebend ſei. Es 
ſtehe mit den erkennbaren Abſichten des Geſetzes in unvereinbarem 
Widerſpruche, den Nechtsbegriff des Tierhalters auf eine Zeit zu 
erſtrecken, während welcher der bisherige Tierhalter ſich der tatſächlichen 
Herrſchaft über das Tier entäußert habe, indem er es einem anderen 
zu befien ſelbſtändigen Gebrauch ohne jedes Entgelt übergab und 
dieſer das Tier, wenn auch nur vorübergehend, in ſeinen Betrieb 
einſtellte. Wiederholt hat das Reichsgericht ferner ausgeſprochen, daß 
es für die Frage, wer als Tierhalter anzuſehen iſt, ohne Bedeutung 
ſei, zu welchem Zwecke das Tier in dem Augenblicke gebraucht wurde, in 
welchem es Schaden anrichtete. Der Eigentümer eines Pferdes, 
welches bei einer ſtaatlichen Pferdemuſterung auf dem dem Leiter 
des Pferdes angewieſenen Platze durch das Zurückdrängen vorher⸗ 
gehender Pferde unruhig wurde und den Führer des nächſtfolgenden 
Pferdes durch einen Hufſchlag verletzte, iſt für haftbar erklärt worden. 
Hierbei wird ausgeführt: eine Befreiung des Tierhalters von der 
Haftung könne nicht damit begründet werden, daß das Tier den 
Schaden anläßlich oder während einer Funktion angerichtet habe, zu 
welcher es von dem Tierhalter in Befolgung einer behördlichen 
Anordnung, in Erfüllung einer ihm obliegenden geſetzlichen Ver⸗ 
pflichtung gebraucht wurde (Urteil des 6. Zivilſenats vom 6. Juni 
1904, Gruchot, Bd. 48 S. 928). Mehrere Tierhalter haften als 
Geſamtſchuldner (Urteil des 6. Zivilſenats vom 23. März 1905, 
Entſch. Bd. 60 S. 313 ff.). 


2. Kauſalzuſammenhang. Verletzung „durch ein Tier“. 

Was die Frage angeht, unter welchen Vorausſetzungen ein 
Schaden als „durch ein Tier“ verurſacht anzuſehen iſt, ſo geht die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts dahin, daß hierzu begrifflich eine 
willkürliche, den ſchädigenden Erfolg herbeiführende Tätigkeit des 
Tieres erforderlich iſt, daß alſo eine Haftung aus 8 833 dann nicht 
eintritt, wenn das Tier nur ein Werkzeug in der Hand ſeines Leiters 
iſt (Urteile des 6. Zivilſenats vom 6. Februar 1902, Entſch. 
Bd. 50 S. 180 ff.; vom 20. Februar 1902, Entſch. Bd. 50 
S. 221; vom 26. Februar 1903, Entſch. Bd. 54 S. 74; vom 
14. Mai 1903, Gruchot Bd. 47 S. 948 ff.; vom 8. Mai 1905, 
Rep. VI 394, 1904; vom 11. Mai 1905, Rep. VI 405, 1904; vom 
18. Mai 1905, Rep. VI 419, 1904; vom 2. Oktober 1905, Rep. VI 
684, 1904). Auch der 4. Zivilſenat hat in dem Urteile vom 
29. Juni 1905 (Rep. VI 98, 1905) dieſe Grundſätze gebilligt. Eine 
Haftpflicht des Tierhalters iſt daher dann nicht begründet, wenn etwa 
das vor einen Wagen geſpannte Pferd lediglich dem ihm aufge⸗ 
zwungenen Willen des Kutſchers folgt und hierbei Schaden anrichtet. 
Auch dann kann nach einem wiederholt vom Reichsgericht ausge⸗ 
ſprochenen Grundſatze von einem ſelbſtändigen, willkürlichen Tun des 
Tieres und folglich von einer Haftung des Tierhalters nicht die Rede 
ſein, „wenn ein äußeres Ereignis auf den Körper oder die Sinne 
des Tieres mit einer Gewalt eingewirkt hat, der Tiere der in Frage 
kommenden Art nach phyſiologiſchen Geſetzen nicht widerſtehen können“. 
(urteil des 6. Zivilſenats vom 26. Februar 1903, Entſch. Bd. 54 
S. 73 ff.; zu vergleichen auch die Urteile desſelben Senats vom 
11. Mai 1903, Entſch. Bd. 54 S. 408; vom 30. Januar 1905, 
Bd. 60 S. 65 ff., vom 80. März 1905, Rep. VI 256, 1904; vom 
2. Oktober 1905, Rep. 584, 1904). In dieſem Sinne kann die 
Haftung des Tierhalters auch durch höhere Gewalt ausgeſchloſſen 
ſein; denn wenn infolge der höheren Gewalt ein willkürliches Tun 
des Tieres ausgeſchloſſen war, fo iſt auch der Schade nicht durch 
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das Tier veranlaßt (Urteil des 6. Zivilſenats vom 11. Mai 1903. 
Entſch. Bd. 54 S. 408). Für die grundſätzliche Anwendbarkeit 
des 58 833 iſt dagegen weder der Umſtand entſcheidend, ob das 
Verhalten des Tieres mit der allgemeinen Natur ſeiner Gattung 
im Widerſpruche ſteht, noch iſt ein Fehler des betreffenden Tieres 
als geſetzliche Vorausſetzung des Anſpruchs anzuſehen (Urteile des 
6. Zivilſenats vom 30. Januar 1905, Entſch. Bd. 60 S. 65 ff. und 
vom 2. Oktober 1905, Rep. VI 584, 1904). Vielmehr iſt, wie in 
dem letztgenannten Urteil ausgeführt wird, nur um ſo zwingender 
ein Ausfluß der tieriſchen Natur, ein willkürliches Tun anzunehmen, 
wenn das Verhalten des ſchädigenden Tieres der Natur ſeiner 
Gattung entſpricht. 

Bei der Unterſuchung im Einzelfall, ob es ſich um ein mit 
unwiderſtehlicher Gewalt über das Tier hereinbrechendes Ereignis 
oder nur um Ereigniſſe handele, die den äußeren Antrieb zu einem 
immerhin noch ſelbſtändigen Tun des Tieres geben, hat das Keichs⸗ 
gericht den Begriff des unwiderſtehlichen Ereigniſſes eng umgrenzt. 
Es ſoll, wie das Reichsgericht in dem Urteile vom 8. Mai 1905 
(6. Zivilſenat Rep. VI 394, 1904) ausführt, zur Ausſchaltung des 
§ 833 nicht genügen, wenn das Tier durch einen äußeren Anreiz 
auf ſeine Sinne zu einer gewaltſamen, den Schaden herbeiführenden 
Bewegung veranlaßt worden iſt: „dieſes Verhalten iſt zwar durch 
den äußeren Anreiz geweckt, aber es bleibt, von bloßen Neflex⸗ 
bewegungen abgeſehen, ein willkürliches; es iſt gerade in der tieriſchen 
Natur begründet, daß das Tier durch plötzliche Einwirkungen auf 
ſeine Sinne erſchreckt und zu einem ſelbſtändigen Ausbruche ſeiner 
Energie angeregt wird. Bei den aus dem Anwendungskreiſe des 
8 833 ausſcheidenden Fällen, in denen das Tier unter einem unwider⸗ 
ſtehlichen phyſiologiſchen Zwange Bewegungen vollzieht und Schaden 
anrichtet, iſt. . . . an Einwirkungen außergewöhnlicher Art gedacht, 
durch welche das tieriſche Tun überhaupt ausgeſchaltet wird, ſo z. B. 
wenn das Tier unter der Wucht eines auf das Tier fallenden Körpers 
zuſammenbricht. Wenn ein Tier jedoch, ſei es von einer Fliege 
geſtochen, ſei es von einem Striegel unſanft berührt, ausſchlägt, liegt 
nicht dieſer Fall, ſondern der normale eines Ausfluſſes der tieriſchen 
Natur, eines durch äußeren Reiz veranlaßten willkürlichen Tuns vor.“ 
(Zu vergleichen auch die Urteile des 6. Zivilſenats vom 30. Januar 
1905, Entſch. Bd. 60 S. 65 ff. und vom 2. Oktober 1905, Rep. VI 
584, 1904.) In einem vom 4. Zivilſenat am 6. Juli 1905 ent⸗ 
ſchiedenen Falle (Rep. IV 107, 1905, vgl. auch Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift Jahrgang 84 S. 531 Nr. 12) waren die Pferde des Beklagten 
durch den ſchrillen Pfiff einer in nächſter Nähe ſtehenden Lokomotive und 
das ſich unmittelbar anſchließende geräuſchvolle Ablaſſen von Dampf 
ſcheu geworden. Das Reichsgericht ſieht hierin keine „Einwirkung 
außergewöhnlicher Art“, da es ſich um ein Vorkommnis des gewöhnlichen 
Verkehrs handele, mit dem jeder Geſchirrführer rechnen müſſe. 

Die letztgenannte Entſcheidung des 4. Zivilſenats iſt im übrigen. 
die einzige von allen zum § 833 ergangenen Urteilen des Reichs- 
gerichts, in der eine durch ein Tier bewirkte Schädigung als die 
Folge einer unwiderſtehlichen, zwingenden äußeren Einwirkung feſt⸗ 
geſtellt iſt. Der Fall lag dort ſo, daß die durch die Lokomotive er⸗ 
ſchreckten Pferde des Beklagten gegen das Pferd des vom Verletzten 
bedienten Gefährts rannten und daß der Verletzte darauf von dem 
angerannten Pferde ſeines Dienſtherrn getreten wurde. Hier führt 
das Reichsgericht gegenüber dem Einwenden der Reviſion, daß der 
Dienſtherr des Verletzten als Tierhalter haftbar ſei, aus: „Das Pferd 
des F. hat den Verletzten getreten, weil es von den Pferden des 
Beklagten geſtoßen wurde und infolge dieſer mechaniſchen Einwirkung 
eine Bewegung machen mußte. Der Tritt, den der Verletzte von 
dem Pferde ſeines Dienſtherrn erhielt, war mithin eine Folge 
des Stoßes, der von den Pferden des Beklagten ausging und die 
Verletzung durch dieſen Tritt ein durch jenen Stoß verurſachter 
mittelbarer Schaden.“ 
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In dem Falle, auf den ſich das bereits mehrfach erwähnte Urteil 
des 6. Zivilſenats vom 2. Oktober 1905 (Rep. VI 584, 1904) bezieht, 
war der Kläger auf einer Holztreppe ausgeglitten und hinabgefallen. 
Vor der Treppe hielt das Fuhrwerk des Beklagten. Der Kläger fiel 
vor die Vorderräder des Wagens und gegen die Hinterbeine der 
Pferde, welche ſich bäumten und dem Kläger mehrere Rippen zertraten. 
Das Reichsgericht hat der Vorinſtanz die erneute Prüfung aufgegeben, 
ob die Pferde infolge des Anpralls des Körpers des Klägers die 
Stellung ihrer Beine verändern und auf den Kläger treten mußten. 
Wenn dies zu bejahen wäre, ſo ſei der Tierhalter nicht haftbar, da 
alsdann nicht ein willkürliches Verhalten, ſondern ein unwillkürliches, 
mechaniſches Verhalten vorliege und die Verletzung lediglich infolge 
des Zurückdrängens der Pferde durch den Körper des Klägers herbei⸗ 
geführt worden ſei. 

In zahlreichen Fällen hat dagegen das Reichsgericht bei Schäden, 
welche die Folge eines durch Einwirkungen von außen veranlaßten 
Scheuwerdens von Pferden waren, ein willkürliches, dem tieriſchen 
Triebe folgendes Tun der Tiere für vorliegend erachtet. Gerade 
hierbei haben ſich gewiſſe Härten ergeben, wie einzelne Fälle aus der 
Praxis dartun mögen. Der bereits mehrfach erwähnten Entſcheidung 
vom 26. Februar 1903 (Entſch. Bd. 54 S. 73 ff.) liegt folgender 
Sachverhalt zu Grunde: 

Der Beklagte, der mit ſeinem Einſpänner nach Fl. fuhr, nahm 
unterwegs Sp., den Ehemann und Vater der Kläger, auf deſſen 
Bitten in ſeinem Wagen auf. Der Einſpänner des Beklagten wurde 
nach einer Weile von einem anderen im ſchnellſten Tempo fahrenden 
Fuhrwerk überholt, deſſen Leiter betrunken war. Von dem vorbei⸗ 
fahrenden Fuhrwerke fiel, als es in gleicher Höhe mit dem Wagen 
des Beklagten war, ein Koffer herab. Das Pferd des Beklagten ging 
darauf durch und ſchleuderte, nachdem es eine kurze Zeit auf der 
Chauſſee dahingeraſt war, das Gefährt an einen Baum. Infolgedeſſen 
ſtürzten die Inſaſſen heraus, wobei Sp. einen Schädelbruch erlitt, 
dem er noch an demſelben Tage erlag. Das Reichsgericht hat den 
Klageanſpruch der Witwe und der Kinder auf Gewährung einer Rente 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, da das Herabfallen des 
Koffers nicht als ein Ereignis angeſehen werden könne, welches auf 
ein normal beſchaffenes Kutſchpferd in dem Maße einwirken mußte, 
daß es ihm nicht hätte widerſtehen können. In gleicher Weiſe hat 
das Reichsgericht das Vorliegen einer zwingenden Einwirkung in 
einem Falle verneint, in welchem ruhige und folgfame, 16⸗ bis 
18 jährige Pferde, durch das plötzliche Aufflattern hängender Wäſche 
erſchreckt, den von ihnen gezogenen Wagen gegen einen Torpfeiler 
drängten, der umſtürzte und einer Frau die Bruſt eindrückte (Urteil 
des 6. Zivilſenats vom 30. Januar 1905, Entſch. Bd. 60 S. 65 ff.); 
ferner in einem Falle, in welchem die vor einen mit Eis beladenen 
Schlitten geſpannten Pferde durch das Herabfallen von Eisſtücken 
auf ihre Hacken ſcheu wurden und durchgingen (Urteil des 6. Zivil⸗ 
ſenats vom 30. März 1905, Rep. VI 286, 1904), ſowie in einem 
Falle, in welchem das Scheuwerden des Tieres in der plötzlichen 
Berührung mit einer in den Weg herabhängenden Rute ſeine Urſache 
hatte (Urteil des 4. Zivilſenats vom 20. November 1905, Rep. IV 
212/1905). Nach einem ferner vom Reichsgericht ausgeſprochenen 
Grundſatze kann von einer unvermeidlichen Einwirkung durch höhere 
Gewalt dann nicht geſprochen werden, wenn der Tierhalter in der 
Lage war, weitergehende Vorſichtsmaßregeln zu treffen, als er 
getroffen hat. Mit dieſer Begründung iſt der Tierhalter dafür 
haftbar erklärt worden, daß ſeine von ihm ſelbſt gelenkten Pferde, als ſie 
in einer Stadt einer von Kindern umringten Zigeunertruppe mit Affen 
und Dromedaren begegneten, ſich aufbäumten und hierdurch ein Kind 
verletzten, das ſich unmittelbar vor den Pferden befand (Urteil des 
6. Zivilſenats vom 11. Mai 1903, Entſch. Bd. 54 S. 407 ff.). 

Zwiſchen dem unmittelbar und dem nur mittelbar durch das 
Tier verurſachten Schaden wird ein Unterſchied nicht gemacht, voraus⸗ 
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geſetzt, daß ein kauſaler Zuſammenhang im Rechtsſinne („adäquate 
Verurſachung“) gegeben iſt (Urteile des 6. Zivilſenats vom 20. Februar 
1902, Entſch. Bd. 50 S. 219 und des 4. Zivilſenats vom 2. Oktober 
1905, Rep. IV 165, 1905 und vom 5. Oktober 1905, Rep. IV 173, 
1905), d. h. daß die Tätigkeit des Tieres, die den Schaden ver⸗ 
anlaßte, als ein Umſtand angeſehen werden kann, der nach der Er⸗ 
fahrung des Lebens im regelmäßigen Verlaufe der Dinge den ein⸗ 
getretenen Erfolg herbeiführen mußte. Es iſt alſo gleichgültig, ob 
der Schaden durch eine unmittelbare Einwirkung des Tieres ſelbſt 
(Biß, Schlag uſw.) entſtanden iſt oder durch einen von dem Tiere in 
Bewegung geſetzten Gegenſtand, z. B. einen von Pferden gezogenen 
Wagen. Es iſt daher auch der Halter eines Hofhundes als haftbar 
für den Schaden erklärt worden, der dadurch entſtanden war, daß 
der Hund plötzlich an ein von dem Kläger gerittenes Pferd heran⸗ 
ſprang, welches erſchreckt zur Seite ſprang, dabei in einen Graben 
ſtürzte und ſeinen Reiter verletzte (Urteil des 4. Zivilſenats vom 
5. Oktober 1905, Rep. IV 173, 1905, zu vergleichen auch das 
Urteil desſelben Senats vom 2. Oktober 1905, Rep. IV 165, 1905). 
Das Reichsgericht geht aber noch weiter. In dem bereits erwähnten, 
durch das Urteil vom 20. Februar 1902 entſchiedenen Falle hatte der 
Kläger behauptet, er ſei von den durchgehenden Pferden der Beklagten 
zu Boden geriſſen worden, als er ſie an der Leine feſtzuhalten ver⸗ 
ſuchte; während die Beklagten vorgebracht hatten, der Kläger ſei durch 
eigene Ungeſchicklichkeit bei dem Verſuche, die Pferde feſtzuhalten, gefallen, 
gegen einen Zaun geprellt und habe ſich ſo die Verletzung zugezogen. 
Hierzu führt das Reichsgericht aus: „Es kommt nicht darauf an, ob 
der Kläger durch eine beſondere Kraftäußerung der Pferde zu Boden 
geſchleudert oder durch die nicht zu hemmende Bewegung der davon⸗ 
eilenden Pferde an der von ihm ergriffenen Leine mit fortgezogen 
und fo niedergeriſſen worden iſt, oder ob er auch nur bei dem Ber: 
ſuche, die Pferde anzuhalten, geſtrauchelt und zu Boden geſtürzt iſt. 
Selbſt in dem letzteren Falle iſt der Sturz und die in deſſen Folge 
eingetretene Verletzung urſächlich auf das Durchgehen der Pferde 
zurückzuführen, „durch“ dieſelben verurſacht.“ 

In derſelben Entſcheidung wird ferner dargelegt: Der Umſtand, 
daß nicht lediglich eine Handlung des Tieres für die Schädigung 
kauſal war, ſondern eine auf freier Willens beſtimmung beruhende 
eigene Handlung des Beſchädigten ein Zwiſchenglied der Verurſachung 
bildete, ſchließe die Anwendbarkeit des § 833 nicht notwendig aus. 
Der Tierhalter müſſe vielmehr auch demjenigen für den Schaden 
einſtehen, der zur Abwendung der von dem Tiere drohenden Gefahr 
zwar aus freiem Willensentſchluß, aber in Erfüllung einer rechtlichen 
oder ſittlichen Pflicht zum Schutze anderer tätig geworden und hierbei 
durch das Tier verletzt worden ſei. Das Reichsgericht hat daher in 
dem bereits erwähnten Urteile vom 20. Februar 1902 und in einem 
Urteile vom 30. Januar 1905 (6. Zivilſenat Rep. VI 148, 1904) 
den § 833 für anwendbar gegenüber Perſonen erklärt, die bei dem 
Verſuche, durchgehende Pferde aufzuhalten, zu Schaden gekommen waren. 


3. Mitwirkendes Verſchulden Dritter. 


Das etwa mitwirkende Verſchulden einer dritten Perſon befreit 
den Tierhalter nicht von ſeiner Haftung (Urteile des 6. Zivilſenats 
vom 26. Januar 1903, Gruchot Bd. 47 S. 405 ff.; vom 6. Juni 1904, 
Gruchot Bd. 48 S. 928, 929 und vom 17. April 1905, Rep. VI 42, 
1905), vielmehr iſt dem Verletzten gegenüber der Tierhalter neben 
dem nach allgemeinen Grundſätzen erſatzpflichtigen Dritten gemäß der 
Vorſchrift des § 840 des Bürgerlichen Geſetzbuchs b) haftbar. Daß 


*) Der § 840 des Bürgerlichen Geſetzbuchs lautet: 

Sind für den aus einer unerlaubten Handlung entſtehenden 
Schaden mehrere nebeneinander verantwortlich, ſo haften ſie, vor⸗ 
behaltlich der Vorſchrift des § 835 Abſ. 3, als Geſamtſchuldner. 

Iſt neben demjenigen, welcher nach den 88 831, 882 zum Erſatze 
des von einem anderen verurſachten Schadens verpflichtet iſt, auch 
der andere für den Schaden verantwortlich, fo iſt in ihrem Verpältniſſe 


35. Jahrgang. 


dieſe Vorſchrift auch für die Fälle des § 833 gilt, hat das Reichs⸗ 
gericht wiederholt ausgeſprochen (Urteile des 6. Zivilſenats vom 
24. November 1902, Entſch. Bd. 53 S. 117 ff.; vom 27. Juni 1904, 
Entſch. Bd. 58 S. 336 ff.; vom 23. März 1905, Bd. 60 S. 313; 
vom 17. April 1905, Rep. VI 42, 1905; vom 18. Mai 1905, 
Rep. VI 417, 1904). Iſt der Tierhalter ſelbſt der Verletzte und für 
den Schaden nach allgemeinen Grundſätzen ein anderer verantwortlich, 
fo kann ſich dieſer nach der Vorſchrift des §8 840 Abſ. 3 des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs dem Tierhalter gegenüber nicht auf § 833 berufen 
(Urteile des 6. Zivilſenats vom 18. Mai 1905, Rep. VI 417, 1904 
und vom 19. Oktober 1905, Rep. VI 18, 1905). 


4. Mitwirkendes Verſchulden des Verletzten. 

Ein Verſchulden des Verletzten ſchließt die Haftung des Tier⸗ 
halters nur dann ſchlechthin aus, wenn der Unfall lediglich auf das 
Verſchulden des Verletzten zurückzuführen iſt. Das iſt jedoch nicht 
ſchon dann der Fall, wenn der Unfall ohne das ſchuldhafte Verhalten 
des Beſchädigten nicht möglich geweſen wäre. In einem vom 
4. Zivilſenate des Reichsgerichts am 28. September 1905 ent⸗ 
ſchiedenen Falle (Rep. IV 147, 1905) hatte der Kläger zwei Pferde 
des Beklagten in der Weiſe gleichzeitig aus dem Stalle geführt, daß 
er das eine am langen Zügel vor ſich hergehen ließ, während er das 
andere am Kopfe führte; das vorausgehende Tier hatte ausgeſchlagen 
und den Kläger verletzt. In dem Urteile wird unter Billigung der Vor⸗ 
entſcheidung, die dem Tierhalter / des Schadens auferlegte, ausgeführt: 
„Bei der Entſtehung des Schadens wirkten zwei Umſtände zuſammen, 
das Gehen hinter dem Pferde und das Ausſchlagen des Pferdes; für 
jenes iſt der Kläger verantwortlich, für dieſes hat der Tierhalter ein⸗ 
zuſtehen. Das Ausſchlagen war das letzte der beiden Geſchehniſſe; 
daß dieſes den Schaden verurſacht hat, daran kann ein Zweifel nicht 
beſtehen. Das Verſchulden des Klägers hat bei der Entſtehung des 
Schadens nur mitgewirkt. Die Angabe des Sachverſtändigen ... ., 
bei einer ordnungsmäßigen Pferdeführung, wie ſie dem Kläger aus 
ſeiner Militärzeit bekannt ſein müſſe, wäre eine Verletzung kaum 
möglich geweſen, läßt ſich nicht für die Annahme verwerten, der 
Unfall ſei allein durch das Verhalten des Klägers verurſacht worden.“ 

Liegt ein mitwirkendes Verſchulden des Verletzten vor, ſo ſind 
die Vorſchriften des §8 254 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ““) auch in 
den Fällen des § 833 des Bürgerlichen Geſetzbuchs anwendbar, wie 
das Reichsgericht außer in dem bereits genannten Falle mehrfach 
angenommen und namentlich in dem Urteile des 6. Zivilſenats vom 
5. Mai 1902 (Entſch. Bd. 51 S. 276 ff., zu vergleichen auch das 
Urteil des 4. Zivilſenats vom 5. Oktober 1905, Rep. IV 164, 1905) 
mit Rückſicht auf die allgemein gehaltene Faſſung und die Stellung 
des 5 254 im Syſteme des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſowie auf die 
Entſtehungsgeſchichte dieſer Vorſchrift näher dargelegt hat. Die 
Anwendung des § 254 auf den Fall des § 833 ſoll in der Weiſe 


zu einander der andere allein, im Falle des § 829 der Aufſichts⸗ 
pflichtige allein verpflichtet. 

Iſt neben demjenigen, welcher nach den SS 833 bis 838 zum 
Erſatze des Schadens verpflichtet iſt, ein Dritter für den Schaden 
verantwortlich, ſo iſt in ihrem Verhältniſſe zu einander der Dritte 
allein verpflichtet. 


*) Der 8 254 des Bürgerlichen Geſetzbuchs lautet: 

N Hat bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchulden des Be: 
ſchädigten mitgewirkt, fo hängt die Verpflichtung zum Erſatze ſowie 
der Umfang des zu leiſtenden Erſatzes von den Umſtänden, ins⸗ 
beſondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem 
einen oder dem anderen Teile verurſacht worden iſt. 
da Dies gilt auch dann, wenn ſich das Verſchulden des Beſchädigten 
a beſchränkt, daß er unterlaſſen hat, den Schuldner auf die 
San eines ungewöhnlich hohen Schadens aufmerkſam zu machen, 
= 15 Schuldner weder kannte noch kennen mußte, oder daß er 
Vo erlafien hat, den Schaden abzuwenden oder zu mindern. Die 

rſchrift des § 278 findet entſprechende Anwendung. 
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geſchehen, daß die auf beiden Seiten im gegebenen Falle obwaltenden 
Umſtände gegeneinander in Betracht gezogen werden, wobei das Maß 
der Verſchuldung auf ſeiten des Verletzten zu berückſichtigen iſt. Die 
Vorſchrift des § 254 ſoll auch inſoweit zur Anwendung kommen, als 
es den Umfang des zu leiſtenden Erſatzes, alſo namentlich die 
Zuläſſigkeit einer Teilung des Schadens, betrifft. 

Von einem mitwirkenden Verſchulden des Verletzten kann dann 
nicht die Rede ſein, wenn der Verletzte handlungsunfähig, alſo z. B. 
ein Kind unter 7 Jahren iſt, wohl aber, wenn der Verletzte zwiſchen 
7 und 18 Jahren alt war und die nötige Einſicht beſaß (Urteile des 
6. Zivilſenats vom 11. Mai 1903, Entſch. Bd. 54 S. 407 ff. und 
vom 5. Mai 1902, Entſch. Bd. 51 S. 276). In dem am 11. Mai 
1903 entſchiedenen Falle (Entſch. Bd. 54 S. 407 ff.), in welchem 
die durch einen Zigeuneraufzug erſchreckten Pferde ein ſechsjähriges 
Kind, das den herannahenden Wagen nicht beachtete, verletzt hatten, 
hat daher das Reichsgericht den Anſpruch gegen den Tierhalter für 
berechtigt erklärt, da bei einem Kinde dieſes Alters eine ſchuldhafte 
Handlung ausgeſchloſſen ſei und da ein etwaiges Verſchulden des zur 
Aufſicht verpflichteten geſetzlichen Vertreters gegenüber dem Anſpruche 
des Kindes nicht geltend gemacht werden könne. 


5. Ausſchließung der Haftung durch Vertrag. 

Die durch § 833 normierte Haftung kann durch Vertrag aus⸗ 
geſchloſſen werden. Die Anwendbarkeit des § 833 wird aber nicht 
ſchlechthin durch das Beſtehen eines Vertragsverhältniſſes zwiſchen 
dem Tierhalter und dem Verletzten ausgeſchloſſen, da der § 833 
eine außerhalb des Gebiets des Vertragsverhältniſſes gelegene 
außerkontraktliche Haftpflicht feſtſetzt (Urteile des 6. Zivilſenats 
vom 6. März 1902 Entſch. Bd. 50 S. 248 ff. und des 
3. Zivilſenats vom 27. November 1903, Rep. III 224, 1903). Ob 
und inwieweit die Haftung als vertraglich ausgeſchloſſen zu gelten 
hat, iſt in erſter Linie nach dem Inhalte des abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trages zu beurteilen; es bedarf nicht immer einer ausdrücklichen Aus⸗ 
ſchließung, vielmehr kann dieſe auch ſtillſchweigend geſchehen und aus 
der Art des Vertrags zu folgern ſein. 

Den vertragsmäßigen Ausſchluß der Haftpflicht hat das Reiche: 
gericht verneint in dem Falle, in welchem der mit der Wartung eines 
Pferdes betraute Kutſcher beim Putzen verletzt wurde (Urteile des 
6. Zivilſenats vom 6. März 1902, Entſch. Bd. 50 S. 252 und vom 
8. Mai 1905, Rep. VI 394, 1904) ſowie in den Fällen, in welchen 
ein Tierarzt das Kupieren des Schweifes und ein Hufſchmied das 
Beſchlagen eines Pferdes unternahm und hierbei zu Schaden kam 
(Urteile des 3. Zivilſenats vom 27. November 1903, Rep. III 224, 
1903 und des 6. Zivilſenats vom 27. April 1905, Rep. VI 
354, 1904). In einem am 29. Mai 1905, Entſch. Bd. 61 
S. 54 ff. vom 6. Zivilſenat entſchiedenen Falle, in welchem gleich⸗ 
falls ein beim Beſchlagen des Pferdes verletzter Hufſchmied An⸗ 
ſprüche aus § 833 geltend machte, hat allerdings das Reichsgericht 
bei der aus anderen Gründen für nötig erachteten Zurückverweiſung 
in die Berufungsinſtanz dem Berufungsgericht aufgegeben, zu erwägen, 
wieweit nach der Natur des vom Tierhalter mit dem Hufſchmied 
abgeſchloſſenen Vertrags der letztere etwa die mit der auszuführenden 
Verrichtung unzertrennlich verbundene Gefahr übernommen habe. 
Auch in dem bereits früher erwähnten Falle, in welchem eine auf 
dem Wagen des Tierhalters aus Gefälligkeit mitgenommene Perſon 
hierbei zu Schaden kam, hat das Reichsgericht ausgeführt, es könne 
dem Anſpruche ſelbſtverſtändlich nicht entgegengehalten werden, daß 
der Verletzte ſich freiwillig in die Gefahr begeben und ſie über⸗ 
nommen habe (Urteil des 6. Zivilſenats vom 26. Februar 1903, 
Gruchot Bd. 47 S. 653). 

Dagegen hat das Reichsgericht angenommen, daß nach dem 
Vertragsinhalte die Haftung aus 8 833 als ausgeſchloſſen gelte, 
wenn ein Trainer ein Pferd zum Trainieren übernehme (Urteil des 
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6. Zivilſenats vom 18. Juli 1904, Entſch. Bd. 58 S. 410 ff.), und 
wenn eine gewerbsmäßig mit dem Zureiten von Pferden beſchäftigte 
Perſon ſich zum Zureiten eines Pferdes und zur Abgewöhnung 
eines Fehlers verpflichtet habe (Urteil des 6. Zivilſenats vom 
9. Januar 1905, Rep. VI 177, 1904, Juriſtiſche Wochenſchrift Jahr⸗ 
gang 34 S. 143 Nr. 22). 


6. Einwirkung eines Vertragsverhältniſſes zwiſchen 
Tierhalter und Verletzten auf die Haftung. Frage der 
Beweislaſt. 


In einer Reihe von Entſcheidungen hat das Reichsgericht weiter 
den Grundſatz ausgeſprochen, daß durch die Übernahme der Aufſicht 
über das Tier gemäß § 834 des Bürgerlichen Geſetzbuchs“) die 
Haftung des Tierhalters ſeinem Vertragsgenoſſen gegenüber an und 
für ſich zwar nicht ausgeſchloſſen werde. Falls das Tier ſich aber 
der Aufſicht entzogen und hierbei dem zur Aufſicht vertraglich Ver⸗ 
pflichteten Schaden zugefügt habe, treffe den Verletzten die Beweislaſt, 
daß er bei der Führung des Tieres die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet habe oder daß dieſer Mangel für den Eintritt 
des Schadens nicht kauſal geweſen ſei. Wenn dieſer Nachweis nicht 
erbracht ſei, ſo müſſe angenommen werden, daß der Aufſichtspflichtige 
ſeine Vertragspflicht ſchuldhaft verletzt und daß ſomit bei der Ent⸗ 
ſtehung des Schadens ein Verſchulden des Verletzten mitgewirkt habe. 
Die Zubilligung einer Entſchädigung könne alſo, wenn überhaupt, nur 
unter Berückſichtigung des § 254 des Bürgerlichen Geſetzbuchs er⸗ 
folgen (Urteile des 6. Zivilſenats vom 13. Juli 1904, Entſch. Bd. 58 
S. 413; vom 27. März 1905, Rep. VI 254, 1904; vom 27. April 
1905, Rep. VI 354, 1904; vom 18. Mai 1905, Rep. VI 419, 1904; 
vom 29. Mai 1905, Entſch. Bd. 61 S. 54ff., ebenſo das Urteil des 
4. Zivilſenats vom 6. Juli 1905, Rep. IV 115, 1905, Juriſtiſche 
Wochenſchrift Jahrgang 34 S. 528 Nr. 7). In einem am 9. Februar 
1905 vom 6. Zivilſenat (Rep. VI 167, 1904) entſchiedenen Falle 
handelte es ſich um die Frage, ob ein Bauer, der im Auftrage zweier 
Handelsleute aus deren Stall eine Kalbin nach dem Bahnhofe bringen 
ſollte und dem das ſcheugewordene Tier, welches er an einem Stricke 
führte, das vordere Glied des Daumens der rechten Hand abgeriſſen 
hatte, Erſatz des Schadens verlangen könnte. Hierbei führt das 
Reichsgericht aus: der Kläger habe die vertragsmäßig über⸗ 
nommene Leiſtung der Aufſicht nicht erfüllt, da das Tier ſich ſeiner 
Aufſicht entzogen habe. Er habe daher nach allgemeinen Vertrags⸗ 
grundſätzen nachzuweiſen, daß er bei der Führung der Aufſicht die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe oder daß der 
Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. 
Es genüge nicht, wenn der Kläger nachweiſe, daß die von ihm ein⸗ 
gehaltene Art der Strickhaltung für den Unfall nicht kauſal geweſen 
ſei; damit ſei noch nicht dargetan, daß der Kläger, ehe das Tier ſich 
loszureißen verſuchte, bei der Führung des Tieres diejenige Achtſam⸗ 
keit beobachtet habe, durch die es hätte vermieden werden können, 
daß ſich das Tier ſeiner Gewalt entzog. Vielmehr ſei der Nachweis 
erforderlich, daß der Kläger bei der Feſſelung, Beobachtung und 
Führung des Tieres in dieſer Hinficht nichts verſäumt habe. 

Auch für den Fall, daß ein Aufſichtsverhältnis im Sinne des 
§ 834 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht vorliegt, kann das Beſtehen 
eines Vertragsverhältniſſes zwiſchen dem Tierhalter und dem Ver⸗ 
letzten, namentlich für die Frage der Beweislaſt, von Bedeutung ſein. 
So führt das Reichsgericht bei Entſcheidung des Falles, in welchem 
der Kutſcher des Tierhalters beim Putzen des Pferdes verletzt wurde, 
aus (Urteil des 6. Zivilſenats vom 8. Mai 1905, Rep. VI 
394, 1904): Wenn das von beiden Parteien als gutartig bezeichnete 
Pferd des Beklagten einen Schaden anrichte, während es ſich zwar 
nicht unter der Aufſicht im Sinne des § 834 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, aber unter der Obhut des Verletzten befand, ſo ſei zu prüfen, 
ob nicht der Sachverhalt auf ein Verſchulden des Verletzten hinweiſe. 
Alsdann liege dieſem die Beweislaſt dafür ob, daß er ſeinen Vertrags⸗ 
pflichten in jeder Weiſe genügt und das Pferd mit der gebotenen 
Sorgfalt behandelt habe. Dieſer Beweis brauche allerdings nicht 


*) Der § 834 des Bürgerlichen Geſetzbuchs lautet: 

Wer für denjenigen, welcher ein Tier hält, die Führung der 
Aufſicht über das Tier durch Vertrag übernimmt, iſt für den Schaden 
verantwortlich, den das Tier einem Dritten in der im $ 833 bes 
zeichneten Weiſe zufügt. Die Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn 
er bei der Führung der Auſſicht die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieſer 
Sorgfalt entſtanden ſein würde. 
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notwendig den einzelnen Vorgang zu betreffen, ſondern könne unter 
Umſtänden auch durch den Nachweis geführt werden, daß der Beweis⸗ 
pflichtige bei ähnlichen Anläſſen und bei der gleichen Tätigkeit bisher 
ſtets vorſichtig zu Werke gegangen ſei. 


7. Umfang des Schadenserſatzes. 

Was den Umfang des zu erſetzenden Schadens angeht, ſo findet 
auch in den Fällen des 8 833 die Vorſchrift des 8 847 des Bürger 
lichen Geſetzbuchs Anwendung, wonach der Verletzte bei der Verletzung 
des Körpers oder der Geſundheit auch wegen des Schadens, der nicht 
Vermögensſchaden iſt, eine billige Entſchädigung in Geld verlangen 
kann (Urteile des 6. Zivilſenats vom 6. März 1902, Entſch. Bd. 50 
S. 252/253 und vom 17. April 1905, Rep. VI 42, 1905). 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Der in Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 enthaltene Satz „locus 
regit aetum“ wird in Entſch. Nr. 1 in feiner Anwendung auf 
das Rechtsgeſchäft des Vertragsſchluſſes erörtert und der Ort 
des Vertragsſchluſſes dort angenommen, wo die Erklärung der 
Annahme des Vertragsangebots abgegeben wird. 

n den Entſch. Nr. 3 und 4 verbleibt das RG. bei ſeinem 
Begriff des weſentlichen Beſtandteils, insbeſondere verneint 
Entſch. Nr. 4, daß durch Vorbehalt des Eigentums die nach 
der Zweckbeſtimmung objektiv als dauernd gedachte Verbindung 
zu einer nur vorübergehenden werde. 

Den Unterſchied zwiſchen dem Irrtum einer Partei über 
ihre Willenserklärung und dem Falle des . 
Diſſenſes, d. i. des wechſelſeitigen Mißverſtändniſſes der Er⸗ 
klärungen der Parteien, behandelt Entſch. Nr. 5. 

Entſch. Nr. 6 und 7 behandeln wichtige Fälle des Anſatzes 
und der Berechnung eines Schadenserſatzes. 

Ob und inwiefern gegenüber dem außerkontraltlichen 
Schadenserſatzanſpruche der Schadenserſatzpflichtige ſich auf 
konkurrierendes Verſchulden des geſetzlichen Vertreters des Be⸗ 
ſchädigten berufen kann (58 254 Abi. 2, 278 BGB.), erörtert 
Entſch. Nr. 9. 


Wiederum eine Blüte der Anwendung des $ 313 BGB. 
bringt Entſch. Nr. 11. Die Vorſchrift bezweckt den Schutz 
ſchutzbedürftiger Perſonen gegen Übereilung und die Verhütung 
von Prozeſſen. In der Praxis bildet ſie ſich aus als ein 
i und geriſſener Geſchäftsleute und als Quelle 
von Prozeſſen. Eine Statiſtik über die Zahl und Art der 
durch § 313 hervorgerufenen und der trotz dieſer Vorſchrift 
nicht vermiedenen Prozeſſe dürfte für den Geſetzgeber von 
hohem Intereſſe ſein. 

Wichtige Ausführungen zum Schenkungsbegriff enthält 
Entſch. Nr. 12, die um fo wertvoller find, als fie mit dem 
in RG. 48, 133 ff. aufgeſtellten Satze brechen, daß ein Ver⸗ 
ſprechen, für deſſen Abgabe ein Rechtsgrund nicht erſichtlich iſt, 
entweder Schenkung oder abſtraktes Schuldverſprechen ſein müfle. 

Ein Fall illoyaler Konkurrenz durch Abſpenſtigmachen 
von Kunden wird in Entſch. Nr. 15 behandelt und der Vorſchrift 
des 8 826 BGB. unterſtellt. 

Der Begriff des „Urteils bei einer Rechtsſache“ im Sinne 
des 5 839 Abſ. 2 BGB. wird in Entf. Nr. 17 im Anſchluß 
an die Terminologie der Straf⸗ und Zivilprozeßordnung beſtimmt 
und ausgeſprochen, daß die Sonderſtellung des Spruchrichters 
ſich auf Haftbefehle nicht erſtreckt. 

Zoll- und Frachtauslagen werden in Entſch. Nr. 21 als 
Verwendungen behandelt, deren Erſatz mit der Wandelungsklage 
als Nebenforderung beanſprucht werden kann. 

„Die für die Inſtrumentierung von Urkunden überaus 
wichtige Frage, ob der Vermerk über Feſtſtellung der eigen: 
händigen Unterſchrift der Beteiligten von dieſen mitzuunterſchreiben 
iſt, wird — abweichend von einem früheren Beſchluſſe desſelben 
Senats — in Entſch. Nr. 36 verneint. N. 
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Bülfskafle für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Herren Mitglieder werden hiermit erſucht, den 
Beitrag für das Geſchäftsjahr 1. Juli 1905 bis 30. Juni 
1906 von 20 Mark ſatzungsgemäß im Laufe des Monats 
April 1906 an den für jeden Bezirk beſtellten Vertrauens⸗ 
mann zu zahlen. Nach dieſer Zeit hat die Einziehung der 
Beiträge durch Nachnahme zu erfolgen. 

Dr. Seelig, Juſtizrat, Schatzmeiſter. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Hamm hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
4000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
it für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank ans⸗ 
geſprochen worden. 


Die Gerichtskoſten bei Vergleichen in Armenſachen. 
Von Juſtizrat Dr. Vogel in Konitz. 


In Nr. 16 des Jahrgangs 1905 dieſer Wochenſchrift ver⸗ 
tritt Herr Kollege Guttfeld nach Mitteilung eines Falles aus 
ſeiner Praxis unter Verwertung des Beſchluſſes des RG. vom 
23. Dezember 1904 (JW. 05, 1172 die Auffaſſung, daß der 
Beklagte, ohne Gefahr der Inangriffnahme ſeiner Perſon, die 
arme Partei durch Vergleich ſämtliche Gerichtskoſten übernehmen 
laſſen könne. 

Die Auffaſſung des Kollegen Guttfeld iſt in dieſer All⸗ 
gemeinheit nicht richtig. Der Erfolg einer ſolchen Ubernahme wird 
vielmehr in den meiſten Fällen der entgegengeſetzte, nämlich der 
fein, daß der Beklagte gemäß 8 88 GKG. die Hälfte der Koſten 
wird zahlen müſſen. 

Das LG. Konitz hat — meines Erachtens zu Recht — 
angenommen, daß der Verſuch einer Zwangsvollſtreckung gegen 
den mit Armenrecht ausgeſtatteten Kläger mit dem Weſen des 
Armenrechts im Widerſpruch ſtehe und gegen die 88 115 
Ziff. und 123 ZPO. verſtoße, dieſer Auffaſſung auch die 
Beſtimmung des § 88 Abf. 2 GKG. nicht entgegenſtehe. 

Mit Pfafferoth GKG. zu § 88 Anm. 4; Struckmann und 
Koch Anm. 2 zu 8 123 ZPO; Peterſen⸗ Anger Anm. zu $ 123 
3050. iſt im Gegenſatz von Gaupp⸗Stein (Anm. IV zu 8 123 


ZPO. davon auszugehen, daß $ 123 ZPO. nicht durch die 
85 86, 88 GKG., ſondern umgekehrt wegen des Weſens des 
Armenrechts 8 88 GKG. durch die genannnten Por: 
ſchriften der ZPO. über das Armenrecht durchbrochen wird 
und deshalb die Vornahme einer Zwangsvollſtreckung gegen 
den Kläger unzuläſſig iſt. 

Abgeſehen davon ſteht dem vom Kollegen Guttfeld emp⸗ 
fohlenen Wege noch eine andere Erwägung entgegen. 

Das RG. hat in feinem Beſchluſſe vom 23. Dezember 1904, 
der übrigens den Fall, in welchem eine zum Armenrecht zu⸗ 
gelaſſene Partei die Gerichtskoſten vergleichsweiſe übernommen 
hat, gar nicht betrifft und aus deſſen allgemeinen Bemerkungen 
deshalb die Folgerungen nicht gezogen werden können, die 
Guttfeld trotz der entgegenſtehenden Beſtimmungen der 88 115, 
123 ZPO. daraus herleitet, nur ausgeführt, daß von einer 
Anwendung des 588 a. a. O. nur dann die Rede fein könne, 
wenn die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen des 
Koſtenſchuldners fruchtlos ausgefallen ſei, daß ferner die Be⸗ 
ſtimmung des Koſtengeſetzes nicht auf die Fälle ausgedehnt 
werden dürfe, in denen die Zwangsvollſtreckung, deren Herbei⸗ 
führung an ſich möglich, wegen beſonderer ihr entgegenſtehender 
Schwierigkeiten oder wegen vorausſichtlicher Erfolgloſigkeit 
unterlaſſen bliebe. 

Hält man im Gegenſatz zu den oben gemachten Ausführungen 
die Zwangsvollſtreckung gegen die arme Partei für zuläſſig und 
fällt dieſelbe fruchtlos aus, dann muß der Beklagte die Hälfte 
der Gerichtskoſten zahlen. 

Dieſer Erfolg wird aber beim Verſuch der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in den meiſten Fällen eintreten. 

In dem beim LG. Konitz anhängig geweſenen Rechtsſtreit 
verpflichtete ſich der Beklagte vergleichsweiſe zur Zahlung von 
1500 Mark, während der mit dem Armenrecht ausgeſtattete 
Kläger die Gerichtskoſten übernahm. 

Ohne daß Zwangsvollſtreckung gegen den Kläger verſucht 
war, erging Zahlungsaufforderung an den Beklagten, gemäß 
§ 88 GKG. die Hälfte der Gerichtskoſten zu zahlen. 

Mittels der gegen dieſen Koſtenanſatz eingelegten Erinnerung 
erlangte Beklagter einen Beſchluß des LG., der die Nachzahlung 
der Koſten durch den Kläger gemäß $ 125 ZPO. mit der 
Begründung anordnete, daß Kläger durch die an ihn gezahlte 


Vergleichsſumme von 1500 Mark in die Lage geſetzt ſei, ohne 
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Beeinträchtigung ſeines Unterhaltes die von ihm übernommenen 
Gerichtskoſten zu zahlen. 

Das OLG. Marienwerder hat den Standpunkt des LG. 
nicht gebilligt und angenommen, daß auch trotz Empfanges der 
Vergleichsſumme die Unfähigkeit des Klägers zur Koſtenzahlung 
fortdauere. Kläger ſei, wie feſtgeſtellt, arbeitsunfähig, beziehe 
eine jährliche Invalidenrente von 205,50 Mark und ſei im 
übrigen auf die erhaltenen 1500 Mark angewieſen. 

Der hier geſchilderte Zuſtand der armen Partei wird mehr 
oder weniger in den meiſten Fällen zutreffen. 

Es wird daher nach wie vor beim Abſchluß derartiger 
Vergleiche Vorſicht geboten ſein. 


Ein Fall, in dem im Schwurgerichtsverfahren das 
Gericht auf die Prüfung der Schuld frage ein⸗ 
gehen muß. 

Von Dr. Schuppert, Wiesbaden. 


Nach den Beſtimmungen der Reichs ſtrafprozeßordnung über 
die Hauptverhandlung vor den Schwurgerichten (58 276—317 
StPO.) liegt die Prüfung der Schuldfrage ausſchließlich den 
Geſchworenen ob. Nach dem Geſetz iſt das Gericht bei der 
Urteilsfindung an den Spruch der Geſchworenen gebunden; nur 
in einem Falle läßt die StPO. hiervon eine Ausnahme zu, 
nämlich dann, wenn das Gericht einſtimmig der Anficht iſt, daß 
die Geſchworenen ſich in der Hauptſache zum Nachteile des An⸗ 
geklagten geirrt haben (8 317 Abſ. 1 St.). Eine weitere 
Ausnahme, die dem Geſetzgeber wohl nicht zum Bewußtſein 
gekommen und von ihm wohl auch nicht beabſichtigt geweſen 
iſt, iſt durch die neueſte Reichsgeſetzgebung geſchaffen worden 
und zwar durch eine Beſtimmung des Reichsgeſetzes betr. die 
Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft vom 
14. Juli 1904. 

Ich denke hier an den Fall, daß ein Angeklagter, der ſich 
in Unterfuchungshaft befunden hat, durch den Spruch der 
Geſchworenen für nicht ſchuldig erklärt worden iſt. Nach § 314 
Abſ. 1 StPO. muß in dieſem Falle das Gericht den An⸗ 
geklagten freiſprechen, mag es auch ſeinerſeits der Anſicht ſein, 
daß der Angeklagte ſchuldig ſei. An einen Freiſpruch der 
Geſchworenen iſt das Gericht ausnahmslos und mit zwingender 
Notwendigkeit gebunden. Nun beftimmt aber § 1 des erwähnten 
Reichsgeſetzes vom 14. Juli 1904, daß eine Perſon, die im 
Strafverfahren freigeſprochen iſt, für erlittene Unterſuchungshaft 
Entſchädigung aus der Staatskaſſe verlangen kann, wenn das 
Verfahren ihre Unſchuld ergeben oder dargetan hat, daß 
gegen ſie ein begründeter Verdacht nicht vorliegt. Nach 
§ 4 Abſ. 1 des zitierten Geſetzes hat das Gericht gleichzeitig 
mit ſeinem den verhafteten Angeklagten freiſprechenden Urteile 
über die Verpflichtung der Staatskaſſe zur Entſchädigung durch 
beſonderen Beſchluß Beſtimmung zu treffen. 

Was bedeutet dieſe Beſtimmung des Geſetzes vom 
14. Juli 1904 in ihrer Anwendung auf die Vorſchriften der 
SPD. über die Hauptverhandlung vor den Schwurgerichten? 

Geſetzt den oben gedachten Fall, daß ein verhafteter An⸗ 
geklagter durch den Spruch der Geſchworenen für nicht ſchuldig 
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erklärt worden iſt: Das Gericht hat denſelben alsdann frei⸗ 
zuſprechen, und zwar ohne ſich ſeinerſeits über die Richtigkeit 
des Freiſpruches der Geſchworenen erklären und damit auf eine 
Prüfung der Schuldfrage eingehen zu dürfen. Das Gericht 
hat aber weiter — daß die Geſchworenen einen „Beſchluß“ 
nicht faſſen können, iſt ſelbſtverſtändlich — nach § 4 Abſ. 1 
des Geſetzes vom 14. Juli 1904 zugleich mit ſeinem frei⸗ 
ſprechenden Urteile darüber zu beſchließen, ob dem freigeſprochenen, 
verhafteten Angeklagten eine Entſchädigung aus der Staatskaſſe 
für die erlittene Unterſuchungshaft zu gewähren iſt oder nicht. 
Bei der Entſcheidung diefer Frage muß das Gericht notwendig 
und naturgemäß ſich auf eine Prüfung der Schuldfrage ein⸗ 
laſſen, die aber nach den Beſtimmungen der StPO. allein den 
Geſchworenen vorbehalten iſt. Das Gericht muß prüfen, ob 
das Verfahren die Unſchuld des Angeklagten ergeben oder dar⸗ 
getan hat, daß gegen ihn ein „begründeter“ Verdacht nicht 
vorliegt. Zieht man nun in Betracht, mit welchem Nachdruck 
die SIPD. es ſich angelegen fein läßt, jede auch nur geringite 
Beeinfluſſung von den Geſchworenen während ihrer Spruch⸗ 
findung fernzuhalten, mit welcher Angſtlichkeit die StPO. die 
über die Schuldfrage beratenden Geſchworenen durch Errichtung 
einer hohen Wand von der Außenwelt und insbeſondere von 
dem gelehrten Richterkollegium abſchließt, ſo wird man mit mir 
darin übereinſtimmen müſſen, daß die Anwendung des 8 4 
Abf. 1 des Geſetzes vom 14. Juli 1904 auf unſer heutiges 
Schwurgerichtsverfahren unter den gedachten Vorausſetzungen 
eine ſchwere Gefahr für eine gerechte und richtige Rechtſprechung 
bedeutet. Dem über die Entſchädigungsfrage beſchließenden 
Gericht iſt nach unſerer heutigen StPO. unbekannt und muß 
unbekannt ſein, aus welchen Geſichtspunkten und Gründen die 
Geſchworenen zu einem Freiſpruch gekommen find, ob ſie den 
Angeklagten nur wegen mangelnden Beweiſes freigeſprochen 
haben und ihn nach wie vor für verdächtig halten oder ob fie 
ihn freigeſprochen haben, weil ſie der Anſicht waren, daß dem 
Angeklagten auch nicht der geringſte Schatten eines Verdachtes 
anhaftet. Dies alles iſt, wie erwähnt, dem Gericht unbekannt. 
Um über die Zubilligung einer Entſchädigungspflicht ſchlüſſig 
zu werden, muß das Gericht ſelbſtändig und aus ſich heraus, 
aus ſeiner eigenen Anſicht über die Schuld oder Nichtſchuld, 
oder beſſer geſagt über den Grad der Nichtſchuld des Angeklagten 
ausgehen. Daß das Gericht hierin zu einer Entſcheidung 
gelangen kann, die zu den Gründen, die die Geſchworenen zu 
einem Freiſpruch veranlaßt haben, in direktem Widerſpruch 
ſteht, liegt auf der Hand. Es iſt klar, daß dadurch eine 
geſunde, in ſich harmoniſche, widerſpruchsfreie Rechtſprechung 
aufs ſchwerſte gefährdet wird. 

Wie ſehr dieſe Gefährdung geeignet iſt, das Vertrauen der 
Offentlichkeit in unſere Rechtſprechung zu erſchüttern, hat ſich 
erſt kürzlich gezeigt, als das Gericht in Bückeburg dem Kellner 
Meyer, den die Geſchworenen von der Anklage des Meineides 
freigeſprochen hatten, durch Beſchluß eine Entſchädigung für die 
unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft verſagte und durch dieſen 
Beſchluß Anlaß zu Angriffen in der Preſſe und Offentlichkeit bot. 

Wenn es bei einer Beibehaltung der Schwurgerichte bleiben 
ſollte, fo wird die über eine neue StPO. beratende Kommiſſion 
dieſen Punkt eingehend erwägen müſſen. 
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Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 12. bis 24. März 
1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. | 

1. Art. 11, 30 EGBGB. in Verb. mit $ 313 BGB. 
Verträge, durch welche Jemand ſich verpflichtet, das Eigen⸗ 
tum an einem im Auslande gelegenen Grundſtücke zu 
übertragen, unterliegen nicht der Formvorſchrift des § 313 
Abſ. 1.] | 

Die Entſcheidung über die eingelegte Reviſion hängt von 
der Beantwortung der Frage ab, ob die Formvorſchrift des 
g 313 Abſ. 1 BGB. auch auf ſolche Verträge Anwendung 
findet, durch die ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum 
an einem im Auslande gelegenen Grundſtücke zu übertragen. 
Dies war im Gegenſatz zu den in bejahendem Sinne er⸗ 
gangenen Entſcheidungen der Vorinſtanzen zu verneinen. Es 


bönnte zunächſt in Frage kommen, ob ſich die Unanwendbarkeit 


der in Rede ſtehenden Formvorſchrift auf ausländiſche Grund⸗ 
ſtücke nicht ſchon aus der Entſtehungsgeſchichte und dem Inhalt 
des 8 313 BGB. ergibt, namentlich da in Abſ. 2 eine Hei⸗ 
lung des Formmangels durch Auflaſſung und Grundbuch⸗ 
eintragung, alſo durch Rechtsakte, die dem deutſchen Recht 
eigentümlich find, zugelaſſen iſt. Indeſſen braucht auf dieſen 
Geſichtspunkt nicht weiter eingegangen zu werden, da jedenfalls 
die Beſtimmungen des EGBGB. über das ſog. internationale 
Privatrecht zu demſelben Ergebnis führen. Die Vorinſtanzen 
ſind hier freilich inſofern abweichender Anſicht, als ſie die An⸗ 
wendung der ausländiſchen, für Grundſtückveräußerungsverträge 
geltenden Formvorſchriften durch die Gerichte des Deutſchen 
Reichs auf Grund des Art. 30 EGBGB. für ausgeſchloſſen 
erachten. Dem kann jedoch nicht beigetreten werden. Wie das 
RG. bereits in dem Urteile vom 21. März 1905, RG. 60, 
296, ausgeſprochen hat, liegt ein Verſtoß gegen den Zweck 
eines deutſchen Geſetzes im Sinne des zitierten Art. 30 nur 
dann vor, wenn der Unterſchied zwiſchen den ſtaatspolitiſchen 
oder ſozialen Anſchauungen, auf denen das nach den Vor⸗ 
ſchriſten des internationalen Privatrechts an ſich maßgebende 
Recht des Auslandes des und das davon abweichende deutſche 
Recht beruhen, ſo erheblich iſt, daß die Anwendung des aus⸗ 
ländiſchen Rechts direkt die Grundlagen des deutſchen ſtaatlichen 
oder wirtſchaftlichen Lebens angreifen würde. Davon kann bei der 
Formvorſchrift des 8 313 BGB. nicht die Rede fein. Nach 
den Motiven, vgl. Bd. 1. S. 189 zu $ 351 Entw., iſt für 
die Erſchwerung des Vertragſchluſſes über Grundſtücke durch 
Einführung der gerichtlichen oder notariellen Form in erſter 
Linie die Rückſicht darauf beſtimmend geweſen, daß der Grund⸗ 
befig die natürliche Grundlage für die Seßhaftigkeit der Be⸗ 
völkerung bildet und dieſe ſoziale Bedeutung ihm auch nicht 
durch die infolge der modernen wirtſchaftlichen Entwicklung 
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geſtiegene Bedeutung des Mobiliarwertbeſitzes verloren gegangen 
iſt. In derſelben Richtung bewegten ſich die Erwägungen der 
zweiten Kommiſſion, die, indem ſie den erwähnten Formzwang 
beibehielt, dabei auch noch die Notwendigkeit betonte, die 
weniger gewandte bäuerliche Bevölkerung gegen übereilte Käufe 
und Verkäufe, namentlich ſoweit derartige Geſchäfte im Wirts⸗ 
hauſe verhandelt zu werden pflegen, zu ſchützen und die Zer⸗ 
ſplitterung des Grund und Bodens durch parzellierende Güter⸗ 
ſchlächter zu verhüten, (vgl. die von Achilles, Spahn und 
Gebhard herausgegebenen Protokolle der zweiten Kommiſſion 
Bd. 1 S. 459, 461). Es bedarf keiner Ausführung, daß man 
bei allen dieſen Erörterungen nur die deutſche Bevölkerung im 
Auge hatte und nur deren Intereſſen zu wahren bedacht war, 
hingegen die zum Teil völlig verſchieden gearteten Verhältniſſe 
des Auslandes gänzlich außer Betracht ließ. Darnach bietet 
die Vorſchrift des Art. 30 EGBGB. kein Hindernis für die 
Nichtanwendung des § 313 BGB. auf ausländiſche Grund⸗ 
ſtücke und es fragt ſich nur, ob die das internationale Privat⸗ 


recht betreffenden reichsgeſetzlichen Beſtimmungen poſit iv die 


Anwendung des Rechts des Auslandes in dem in Frage 
kommenden Falle vorſchreiben. Dies iſt zu bejahen. Aller⸗ 
dings findet ſich der Satz, daß bei Verträgen über ausländiſche 
Grundſtücke das Erfordernis der Form nach den Geſetzen des 
Orts, wo das Grundſtück gelegen iſt, zu beurteilen ſei, nirgends 
ausdrücklich ausgeſprochen. Denn Abſ. 2 des Art. 11 EGBGB. 
bezieht ſich nur auf die Form der dinglichen Rechtsgeſchäfte 
und beſagt in Verbindung mit der Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 2 
ebenda nichts weiter, als daß bei dinglichen Rechtsgeſchäften, 
gleihviel wo fie vorgenommen werden, die Form ſtets 
denjenigen Geſetzen entſprechen muß, die für das dingliche 
Rechtsverhältnis maßgebend ſind; es wird aber nicht 
geſagt, welche Geſetze dies ſind. Gleichwohl läßt ſich die Be⸗ 
antwortung der letzteren Frage aus Abſ. 1 Satz 1 des 
Art. 11 entnehmen. Nach deſſen allgemeiner Faſſung unter⸗ 
liegt es keinem Bedenken, bei Rechtsgeſchäften, deren Gegen⸗ 
ſtand ein Grundſtück bildet, die örtlichen Geſetze als maßgebend 
anzuſehen und demgemäß dieſe Geſetze ohne Unterſchied, ob es 
ſich um dingliche oder perſönliche Rechtsbeziehungen handelt, 
insbeſondere alſo auch bei der Entſcheidung der Frage, ob und 
welchem Formzwange obligatoriſche Veräußerungsverträge unter⸗ 
liegen, zur Anwendung zu bringen. Das erſcheint um ſo mehr 
gerechtfertigt, als das frühere Recht auf dem gleichen Stand⸗ 
punkt ſich befand, vgl. für das preußiſche Recht 8 115 
ALR. 1 5, für das gemeine Recht Dernburg Pandekten Bd. 1 
8 47, Windſcheid Pandekten Bd. I § 35, und nicht er: 
ſichtlich iſt, daß man bei der reichsgeſetzlichen Kodifizierung der 
Rechtsmaterie von dieſen Grundſätzen hat abweichen wollen. 
Aus den angeführten Gründen war das Berufungsurteil, deſſen 
einziger Entſcheidungsgrund die Annahme der formellen Un⸗ 
gültigkeit des zwiſchen Parteien geſchloſſenen Kaufvertrages 
bildet, aufzuheben. B. f. J. c. B. St., U. v. 3. März 06, 
372/05 V. — Berlin i 

2. Internationales Privatrecht. Art. 14 EGBGB., 
SS 1360 ff., 1565 ff., 2335 ff. BGB. Nach welchem Recht 
ſind Streitigkeiten über die Unterhaltsverpflichtung des 
Ehemannes zwiſchen ausländiſchen Eheleuten zu beurteilen? 
Eventuelle Berückſichtigung des deutſchen Rechts, ſoweit es ſich 
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um die Frage handelt, ob nur der notdürftige Unterhalt zu ges 
währen ift.] 

Die Parteien haben am 23. Mai 1899 die Ehe mit ein⸗ 
einander geſchloſſen. Beklagter iſt portugieſiſcher Staatsange⸗ 
höriger nnd katholiſchen Bekenntniſſes, Klägerin die Tochter 
deutſcher Eltern und jüdiſchen Glaubens, gewohnt haben ſie 
ſeit ihrer Eheſchließung in Hamburg, wohin der Beklagte im 
Jahre 1890 gekommen iſt und wo ſich der Wohnſitz der Parteien 
auch jetzt noch befindet. Eine Klage der Ehefrau auf Scheidung 
war abgewieſen und ſie auf Widerklage des Beklagten zur Her⸗ 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilt. Klägerin war 
darauf bereit, dieſem Urteile Folge zu leiſten, Beklagter ver⸗ 
weigerte ihr jedoch jetzt die Aufnahme. Klägerin erhob deshalb von 
neuem Klage und erwirkte ein Urteil des LG. Hamburg, durch 
das Beklagter ſchuldig erkannt wurde, die häusliche Gemeinſchaft 
herzuſtellen. Hierzu hat derſelbe ſich indes ſeither nicht ver⸗ 
ſtehen wollen. Während des Scheidungsprozeſſes wurde dem 
Beklagten durch einſtweilige Verfügung des LG. aufgegeben, 
der Klägerin für deren Unterhalt vom 20. Januar 1902 ab 
bis zur Beendigung des Rechtsſtreits, längſtens aber auf die 
Dauer zweier Jahre monatlich 150 Mark zu zahlen. Auf ihren 
Antrag wurde daneben noch unter dem 22. September 1902 
der dingliche Arreſt auf Höhe von 20 000 Mark zur Sicherung 
ihres Anſpruchs auf Erſatz des von ihr eingebrachten Hausrats 
für den Fall der Scheidung angeordnet. Beklagter erhob hier⸗ 
gegen Widerſpruch. Es kam damals zu einem Vergleich. 
Klägerin erhob aber Klage auf Gewährung ſtandesgemäßen 
Unterhalts außerhalb der ehelichen Wohnung. Das LG. 
verurteilte, das OLG. ſetzte nur die Höhe des ge⸗ 
forderten Betrages herab, das RG. hob auf: Es kommt in 
Betracht, daß die Parteien beide portugieſiſche Staatsangehörige 
ſind, da Klägerin durch ihre Heirat die Hamburgiſche Staats⸗ 
angehörigkeit verloren und die ihres Gatten erworben hat. Es 
folgt das aus 8 13 Nr. 5 des Geſetzes über die Erwerbung 
und den Berluft der Bundes: und Staatsangehörigkeit vom 
1. Juni 1870 (BGBl. S. 355) und Art. 18 Nr. 6 des 
Portugieſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs (Codigo Civil Portu- 
guez vom 1. Juli 1867. Hiervon ſind auch das LG. wie das 
Berufungsgericht ausgegangen. Gleichwohl haben beide Inſtanz⸗ 
gerichte das deutſche Recht für maßgebend erachtet, jedoch aus 
verſchiedenen Gründen. Das LG. hat angenommen, daß für 
die perſönlichen Rechtsbeziehungen der Gatten zu einander und 
deshalb auch für die Unterhaltspflicht das Recht ihres 
Heimatsſtaates beſtimmend ſei, im vorliegenden Fall alſo portu⸗ 
gieſiſches Recht; es hat aber ferner angenommen, daß nach 
portugieſiſchem Rechte in Anſehung der Unterhaltspflicht 
das Recht des Wohnſitzes zur Anwendung gelange und daß 
deshalb der Rechtsſtreit nach deutſchem Rechte zu entſcheiden 
ſei. Das Berufungsgericht iſt dagegen der Anſicht, daß das 
deutſche Recht von vornherein maßgebend ſei, weil in dem ein⸗ 
heimiſchen Rechte eine ausdrückliche Beſtimmung fehle, es aber 
nicht nur der Natur der Sache, ſondern auch dem öffentlichen 
Intereſſe entſpreche, daß für ausländiſche Gatten, wenn ſie in 
Deutſchland getrennt leben, die Frage des Unterhalts ebenſo 
geregelt werde wie für Deutſche im Inlande von einander ge⸗ 
trennt lebende Gatten. Die Erwägung des Berufungsgerichts 
ann jedoch nicht gebilligt werden. Richtig iſt es, daß geſetz⸗ 
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liche Vorſchriften über das in Fällen der vorliegenden Art 
maßgebende Recht fehlen, namentlich im EGBGB. nicht ent⸗ 
halten ſind. Während der Vorarbeiten zum BGB. wurde von 
der 1. Kommiſſion das internationale Recht in ihre Entwürfe 
nicht aufgenommen, wohl aber ein vollſtändiger Entwurf aus⸗ 
gearbeitet. Die 2. Kommiſſion beſchloß ſeine Aufnahme in 
das BGB. als 6. Buch und unterzog ſich der Durchberatung, 
der Bundesrat dagegen ließ das 6. Buch fallen und nahm in 
die Reichstagsvorlage und zwar in das Einführungsgeſetz, nur 
einige Beſtimmungen auf, die, neben einigen weitergehenden 
Ausnahmen, ſich auf die Abgrenzung des deutſchen Rechts be⸗ 
ſchränken. Die Vorſchläge des Bundesrats ſind im weſentlichen 
Geſetz geworden. In dem Entwurfe der 1. Kommiſſion (ver⸗ 
öffentlicht in den Prot. der 2. Kommiſſion Bd. 6 S. 8—12) 
lautete 8 9: die perſönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten 
zu einander werden nach den Geſetzen des Staates beurteilt, 
welchem der Ehemann angehört. Dieſe Beſtimmung wurde von 
der 2. Kommiſſion unbeanſtandet angenommen (Prot. Bd. 6 
S. 51) und ging in den fog. II. Entwurf als $ 2246, in 
den ſog. revidierten II. Entwurf (die Vorlage an den Bundesrat) 
als 8 2371 des 6. Buchs wörtlich faſt unverändert über. Der 
Bundesrat dagegen ſtellte in das Einführungsgeſetz der Re⸗ 
gierungsvorlage ein als Art. 13: „Die perſönlichen Rechts⸗ 
beziehungen deutſcher Ehegatten zu einander werden nach den 
deutſchen Geſetzen beurteilt, auch wenn die Ehegatten ihren 
Wohnſitz im Auslande haben. Die deutſchen Geſetze finden 
auch Anwendung, wenn der Mann die Reichsangehörigkeit ver⸗ 
loren, die Frau ſie aber behalten hat.“ Damit ſtimmt Art. 14 
EGBGB. wörtlich überein. Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte 
darf ſelbſtverſtändlich nicht gefolgert werden, daß Art. 14 
EGBGB. in dem Sinne gelte, den die beiden Kommiſſionen 
mit ihren Vorſchlägen verbanden, denn dieſe Vorſchläge ſind 
gefallen. Der Grund iſt nicht veröffentlicht, aber wohl in 
politiſchen Bedenken zu ſuchen und in der Erwägung, daß die Ent⸗ 
wickelung des internationalen Privatrechts ſich im Fluß befindet. 
Allein wenn auch die Beweggründe andere geweſen ſein ſollten, 
dürſte aus der Tatſache, daß die Kommiſſionsvorſchläge verworfen, 
wurden, nicht entnommen werden, daß deshalb das Gegenteil gelte, 
denn hiervon enthält das Geſetz nichts. Es iſt vielmehr das⸗ 
jenige Recht anzuwenden, das den Grundſätzen des internatio⸗ 
nalen Rechts entspricht und zwar den nach deutſchem Rechte 
geltenden (vgl. RG. 55, 349). Bei der Ermittelung, was 
nach deutſchem Rechte gilt, iſt aber auf die allgemeine Rechts⸗ 
überzeugung Rückſicht zu nehmen; denn allgemein anerkannte 
Rechtsſätze ſind, wenn nicht beſondere Gründe entgegenſtehen, 
auch in Deutſchland zu befolgen. Im internationalen Privat⸗ 
rechte wurde das Perſonalſtatut früher vielfach und wird noch 
jetzt in weiten Gebieten nach dem Wohnſitze beſtimmt; u. a. 
geſchah das von dem gemeinen Rechte (RG. 8, 146), zu deſſen 
Bereiche der Wohnſitz der Parteien gehört hat. Gegenwärtig 
herrſcht jedoch in der Lehre faſt Einſtimmigkeit, daß die Be⸗ 
ſtimmung des Perſonalſtatuts nach der Staatsangehörigkeit die 
richtigere ſei (vgl. Bar, Theorie und Praris des internationalen 
Privatrechts Bd. I S. 271, Gierke, deutſches Privatrecht Bd. I 
5 26 S. 221, Niemeyer, Vorſchläge und Materialien zur 
Kodifikation des internationalen Privatrechts S. 115, Eneccerus, 
Lehrbuch des bürgerlichen Rechts Bd. I 3. Aufl. $ 73 S. 181), 
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und es iſt dieſe Anſicht auch in den drei im Haag am 12. Juni 
1902 geſchloſſenen Abkommen über das internationale Privat⸗ 
recht (RGBl. 1904 S. 221) zur Anerkennung gelangt. Vor 
allem aber wird das EGBGB. durchaus von dem Grundfage 
beherrſcht, daß das Perſonalſtatut ſich nach der Staatsangehörig⸗ 
keit richtet und namentlich gilt das von den perſönlichen Rechts⸗ 
beziehungen der Ehegatten zu einander (Art. 14). Im Hinblick 
hierauf kann nicht in dem Art. 14 eine Sonderbeſtimmung 
gefunden werden, die zwar für deutſche, nicht aber für aus⸗ 
ländiſche Ehegatten zu gelten hätte, zumal bedeutſame Auße⸗ 
rungen vorliegen, daß Rechte und Pflichten der Gatten gegen 
einander ſich grundſätzlich nach den Geſetzen ihres Heimatſtaats 
richten müßten (vgl. die Beſchlüſſe des Inſtituts für inter⸗ 
nationales Recht bei Bar a. a. O. S. 271 Anm. 20 und 
bei Jettel, Haudbuch des internationalen Privat⸗ und Straf⸗ 
rechts S. 24 Anm. 4, ſowie der Haager Konferenz von 1894 
bei Niemeyer a. a. O. Materialien S. 74 Nr. 315). Es muß 
vielmehr für zuläſſig und geboten erachtet werden, die in Art. 14 
für Deutſche gegebene Beſtimmung jedenfalls dann entſprechend 
auch auf ausländiſche Ehegatten anzuwenden, wenn, wie hier, 
beide Gatten dem nämlichen Staate angehören. Zu dieſen 
perſönlichen Rechts beziehungen der Gatten zu einander, für die 
nach dem vorſtehenden das Recht ihres Heimatsſtaats als maß⸗ 
gebend anzuſehen iſt, gehört die Unterhaltspflicht. Die An⸗ 
wendung des an und für ſich maßgebenden ausländiſchen Rechts 
würde zwar dann aber auch nur dann ausgeſchloſſen ſein, wenn 
dieſelbe dem Art. 30 EGBGB. zuwiderliefe, alſo gegen die 
guten Sitten oder (vgl. RG. 60, 300) gegen den Zweck des 
deutſchen Rechts verſtoßen würde. Und ob das der Fall wäre, 
läßt ſich erſt beurteilen, wenn zuvörderſt der Inhalt des aus⸗ 
ländiſchen Rechts feſtgeſtellt iſt. Im vorliegenden Falle iſt 
danach das portugieſiſche Recht maßgebend uud feine materiellen 
Beſtimmungen, über deren Inhalt der Beklagte Beweis ange⸗ 
treten hat, ſind zu ermitteln. Jedes Eingehen hierauf würde ſich 
indes erübrigen und es würde ohne weiteres das deutſche Recht 
anzuwenden ſein, wenn etwa das portugieſiſche Recht beſtimmen 
ſollte, daß die Unterhaltspflicht durch das Recht des Wohnſitzes 
geregelt wird; denn in dieſem Falle, der von der Beſtimmung 
des Art. 27 EGBGB. nicht betroffen wird, würde das deutſche 
Recht Platz greifen, weil die Parteien in Hamburg wohnen 
und von dem deutſchen Gerichte das portugieſiſche Recht ſo 
angewendet werden müßte, wie es von den portugieſiſchen Ge⸗ 
richten zu geſchehen hätte. Was in dieſer Beziehung Rechtens 
jet, ift noch nicht feſtgeſtellt, denn das Berufungsgericht hat ſich 
hierüber nicht ausgeſprochen, wird alſo noch zu prüfen haben, 
ob die Anſicht des LG. zutreffend iſt. Sollte aber danach in 
der Tat deutſches Recht zur Anwendung zu kommen haben, ſo 
würde das Berufungsgericht den Sachverhalt noch näher auf: 
klären müſſen, denn Beklagter hat behauptet, er dürfe ſich von 
der Klägerin fern halten. Für den Unterhalt der Ehegatten 
trifft auch 8 1611 Abſ. 2 BGB. eine Beſtimmung, die dahin 
geht, daß der zum Unterhalte Berechtigte nur den notdürftigen 
Unterhalt verlangen kann, wenn er ſich gegen den Unterhalts⸗ 
pflichtigen einer Verfehlung ſchuldig gemacht hat, die dieſen 
berechtigen würde, ihm zufolge 8 2335 Abſ. 1 BGB. den 
Pflichtteil zu entziehen. Beklagter würde der Klägerin nach 
deutſchem Rechte nur den notdürftigen Unterhalt zu gewähren 
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haben, wenn er gemäß SS 1565 bis 1568 BGB. auf 
Scheidung klagen könnte. Dieſe Beſtimmung würde im vor⸗ 
liegenden Falle in Betracht zu ziehen ſein, ſelbſt wenn das 
portugieſiſche Recht die Scheidung einer Ehe vom Bande nicht 
kennt (vgl. Leske und Löwenfeld, das Eherecht der europäiſchen 
Staaten S. 403), denn es kommt nicht in Frage, ob Beklagter 
die Scheidung erwirken könnte, ſondern ob Klägerin ſich einer 
Verfehlung ſchuldig gemacht hat, die ihren Anſpruch gegen den 
Beklagten nach deutſchem Rechte auf den notdürſtigen Unterhalt 
beſchränkt und das muß, wenn überhaupt deutſches Recht zur 
Anwendung kommt, berückſichtigt werden. N. c. N., U. v. 
15. Febr. 06, 392/05 IV. — Hamburg. 

3. Art. 124, 184 EGBGB. in Verbindung mit dem 
badiſchen AGBGB. Nichtbeſeitigung der franzöſiſch⸗ rechtlicher 
mitoyennete.] 

An ſich galt auch nach c. c. (badiſchem Landrecht) 
Art. 551 ff. der Grundſatz, daß das Eigentum an der Grund⸗ 
fläche das darauf Gebaute nach ſich ziehe. Aber zur Erzielung 
einer ſparſamen Bauweiſe, beſonders in den Städten beſtand, 
für ſogenannte Scheidemauern (elotures) eine Ausnahme. Sie 
beruhte auf Nachbarrecht oder geſetzlicher Dienſtbarkeit nach 
Art. 653 ff. e. c. und ging dahin, daß der Erbauer einer 
ſolchen Mauer, wenn er ſie zum Teil auf dem Grenzſtreifen 
des Nachbars aber auf alleinige Koſten errichtete, an ihr — 
nicht auch am Grenzſtreifen des Nachbars — Alleineigentum 
erwarb, ſofern der Nachbar wenigſtens ſeine ſtillſchweigende 
Zuſtimmung erteilt hatte. Dieſes Maueralleineigentum war 
aber kraft erwähnten Nachbarrechts, insbeſondere gemäß 
Art. 661, 663 c. c. mit der geſetzlichen Dienſtbarkeit belaſtet, 
daß der Nachbar durch Erſatz des halben Mauerwerks die 
Gemeinſchaftlichkeit — mitoyenneté — d. h. kein eigentliches 
Miteigentum daran, ſondern nur Gemeinſchaftsrechte erwarb. 
Vgl. über all' dies RG. 2, 364. Behagel, Badiſches Land⸗ 
recht I S. 376. OLG. Cöln Puchelts Z. 36, 52. Alle Voraus: 
ſetzungen für Entſtehung gegenſeitiger Rechte der vorbezeichneten 
Art waren im gegebenen Falle vor Einführung der neuen Geſetz⸗ 
gebung erfüllt. Unter dieſen Umſtänden kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß falls an die beſtrittenen Scheidemauern vom 
Nachbar vor dem 1. Januar 1900 angebaut worden wäre, ebenſo 
wie deſſen volles Recht hierzu ſo auch ſeine Verpflichtung zur 
Vergütung der Hälfte der Koſten der Mauern feſtgeſtanden 
hätte. Es kann nicht zugegeben werden, daß durch Einführung 
der Reichsgeſetzgebung von ſelbſt das Recht der mitoyenneté 
gänzlich wegfallen mußte. Es belaſtete zu dieſer Zeit nicht 
etwa nur die auf fremdem Grund ſtehende Scheidemauernhälfte, 
ſondern die ganzen Scheidemauern zugunſten des Nachbars, 
indem es dieſem ein Anbaurecht gegen Zahlung der halben 
Mauererrichtungskoſten gewährte. Derartige Rechte bleiben nach 
der Regel des Art. 184 EGBGB. mit ihrem bisherigen 
Inhalte beſtehen. Dies muß nach Art. 124 daſelbſt auch für 
nachbarrechtliche Belaſtungen gelten. Mit Unrecht beruft ſich 
der Reviſionskläger für ſeine Meinung, daß das ganze Recht 
in Frage durch die Reichsgeſetzgebung untergegangen ſei, auf 
die über franzöſiſches Kellerrecht und Übergangsrecht hierzu 
ergangene Entſcheidung des erkennenden Senats vom 
13. Januar 1904 — RG. 56, 258. Dort iſt ausdrücklich 
das Fortbeſtehen ſolcher Kellerrechte nach dem angezogenen 
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Art. 184 anerkannt, wenn auch die Anderung ihrer rechtlichen 
Konſtruktion ausgeſprochen. An eine ſolche Anderung kann 
auch im vorliegenden Falle gedacht werden, es kann zweifel⸗ 
haft ſein, ob mit dem 1. Januar 1900 das Alleineigen⸗ 
tum der Scheidemauern beim Erbauer verblieb, oder ob es, 
ſoweit ſie auf Grund und Boden des Nachbars ſtehen, alſo zur 
Hälfte, auf dieſen Nachbar überging. Dieſe Frage kann aber 
hier um deswillen auf ſich beruhen, weil jedenfalls auch im 
letzten Falle ein Recht des Nachbars auf die fremde Sache 
verblieb, weil er eben von Anfang an nicht etwa ein 
Recht des Anbaues an die auf ſeinem Grund ſtehende 
Mauerhälfte, ſondern ein Recht des Anbauens an die ganze 
Scheidemauer, die baupolizeilich und praktiſch nur als Ein⸗ 
heit gedacht werden kann, beſaß. War nach dem allem die 
neue Reich sgeſetzgebung der Fortdauer des beſtrittenen Rechtes 
nicht entgegen, ſo ſtand es doch gemäß Art. 218 mit 
Art. 124, 184 EGBGB. der badiſchen Landesgeſetzgebung 
vielleicht frei, es abzuſchaffen und daß dies geſchehen ſei, nimmt 
das Berufungsgericht unter Hinweis auf die der mitoyenneté 
nicht günſtigen Außerungen bei Beratung des badiſchen Aus’ 
führungsgeſetzes an. Dieſer Anſicht ſtehen, beſonders ſoweit ſie 
nicht nur die Neubegründung derartiger Rechte für die Zukunft, 
ſondern auch den Fortbeſtand der vor 1900 wohlerworbenen 
Rechte verneinen will, erhebliche Zweifel entgegen. Denn eine 
ausdrückliche Aufhebung enthält das badiſche AGBGB. nicht. 
Im Gegenteil ſprechen die Art. 13 und 14 dieſes Geſetzes 
für eine andere Auffaſſung. Art. 13 läßt die früheren Grund⸗ 
ſätze über einſeitige Uberbauung (Erhöhung) einer gemeinſchaft⸗ 
lichen Mauer im weſentlichen fortbeſtehen und es iſt wohl zu 
bemerken, daß nachdem bisher allerdings nicht näher geprüften 
Vorbringen des Klägers im gegebenen Falle auch eine ſolche 
Erhöhung durch den Beklagten vorgenommen worden ſein ſoll. 
Art. 14 des bezeichneten Geſetzes aber ſagt: „Hat der Eigen⸗ 
tümer eines Grundſtücks vor dem Inkrafttreten des BGB. auf 
Grund des Landrechtſatzes Art. 6 63 von feinem Nachbar ver⸗ 
langt, daß er zur Erbauung einer Scheidemauer beitrage; ſo 
bleiben für das Recht und die Pflicht zur Errichtung derſelben 
die bisherigen Vorſchriften maßgebend.“ In der Tat wurden 
in der rheinpreußiſchen Rechtſprechung die ähnlichen Be⸗ 
ſtimmungen in Art. 23 und 24 PrAGBGGB. in naheliegender 
Weiſe ſchon dahin ausgelegt, daß das in Rede ſtehende Recht 
dadurch im weſentlichen aufrecht erhalten worden ſei. Vgl. 
Urteil des OLG. Cöln in Puchelts Z. 36, 601. Muß man 
indeſſen den erwähnten gegenteiligen Ausſpruch des Berufungs⸗ 
gerichts für Baden gemäß 88 549, 562 ZPO. mit § 1 der 
KaiſerlVO. vom 28. September 1879 als der Reviſion nicht 
unterworfen anerkennen, ſo trägt doch der weitere Ausſpruch 
des OL G., daß in vorliegender Sache ein Dienſtbarkeits⸗ 
verhältnis desſelben Inhalts, wie das Recht der mitoyenneté, 
in den Jahren 1897 und 1898 begründet worden ſei, die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung vollkommen. Soweit dieſer Ausſpruch 
auf Tatſachenwürdigung beruht, läßt er Verletzung der Vor⸗ 
ſchriften über das Streitverfahren, insbeſondere des § 286 
ZPO. nicht erkennen, und ſoweit er die rechtliche Möglichkeit 
eines derartigen Dienſtbarkeitsverhältniſſes anerkennt, verſtößt 
er weder gegen den c. c., noch gegen Art. 184 EGBGB. 
noch gegen 88 1020 - 1028 ZPO. Namentlich kann auch 
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das ausnahmsweiſe Beſtehen einer Zahlungspflicht des Dienſt⸗ 
barkeitsberechtigten nicht als mit jenen Geſetzen unvereinbar 
angeſehen werden, was insbeſondere auch aus Inhalt und Sinn 
der 88 1021 und 1022 BGB. hervorgeht. R. c. Sch., 
U. v. 28. Febr. 06, 369/05 V. — Karlsruhe. 

4. Art. 169 Abf. 1. EGBGB. verb. mit § 209 u. 211 
BGB. Nach welchem Recht find Hemmung und Unterbrechung 
einer am 1. Januar 1900 noch nicht abgelaufenen Verjährung 
zu beurteilen? Wirkung einer Feſtſtellungsklage für den Ein⸗ 
tritt der Verjährung.] 

Durch ſchriftlichen Vertrag vom 20. Oktober 1897 
war der Kläger für die Zeit vom 1. April 1898 bis 
dahin 1900 als Badearzt für das dem Beklagten gehörige 
Bad von dieſem engagiert und Ende September 1898 
ohne vorausgegangene Kündigung entlaſſen. Er erhob darauf 
im November 1898 Feſtſtellungsklage dahin, daß dieſe Ent⸗ 
laſſung unberechtigt geweſen und der zwiſchen Parteien ge⸗ 
ſchloſſene Vertrag zu Recht fortbeſtehe. Dieſer Klage iſt in 
allen Inſtanzen, zuletzt durch das reichsgerichtliche Urteil vom 
27. Juni 1902, entſprochen worden. Alsdann erhob am 
12. Dezember 1903 der Kläger die jetzt vorliegende Klage, mit 
der er den ihm durch die vorzeitige Entlaſſung entſtandenen 
Schaden, ſein Gehalt uſw. einklagt. Die von dem Beklagten 
erhobene Einrede der Verjährung wurde zurückgewieſen, ſeine 
Reviſion blieb ohne Erfolg: Das Berufungsgericht konnte mit Recht 
dahingeſtellt laſſen, ob die jetzt eingeklagten Anſprüche unter den 
82 der Anhaltiniſchen Verordnung vom 18. März 1863 fielen, 
ſonach in 3 Jahren verjährten, oder ob ſie der allgemeinen 
30 jährigen Verjährung des damals im übrigen in Anhalt 
geltenden gemeinen Rechts unterlagen, an deren Stelle gemäß 
Art. 169 Abſ. 1 EGBGB. nunmehr feit dem 1. Januar 1900 
die zweijährige Friſt des 8 196 Nr. 8 BGB. getreten iſt, 
weil in beiden Fällen entſcheidend iſt, ob durch die im No⸗ 
vember 1898 erfolgte Erhebung der Vorklage die Verjährung 
der Anſprüche unterbrochen iſt. Denn wenn durch die 
Vorklage die Verjährung unterbrochen wurde, dann reichte, 
da, ſolange dieſe Klage rechtshängig war, ebenſo 
wie nach § 211 BGB., auch nach gemeinem Recht 
(vgl. Dernburg, Pand. § 248 letzter Abſ.) eine neue 
Verjährung nicht beginnen konnte, dieſer Vorprozeß aber erſt 
am 27. Juni 1902 rechtskräftig entſchieden wurde, die zwiſchen 
dieſem Zeitpunkt und der am 12. Dezember 1903 erfolgten 
Anſtellung der jetzigen Klage liegende Zeit weder zur Erfüllung 
der Anhaltiniſchen dreijährigen noch der zweijährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt des BGB. aus. — Ob aber durch die Er⸗ 
hebung der Feſtſtellungsklage im Vorprozeß dieſe Unterbrechung 
der Verjährung eingetreten iſt, iſt für beide Verjährungen nach 
gemeinem Recht zu entſcheiden, weil die Unterbrechung unter 
der Herrſchaft des gemeinen Rechts erfolgte. Denn wenn auch 
am 1. Januar 1900 die jetzt eingeklagten Anſprüche nach beiden 
Verjährungsvorſchriften noch nicht verjährt worden waren, 
ſomit an ſich nach Art. 169 Abſ. 1 Satz 1 EGBGB. die 
Vorſchriften des BGB. maßgebend wurden, ſo richten ſich doch 


gemäß Satz 2 des zitierten Art. 169 Abſ. 1 EG. der Beginn, 


ſowie die Hemmung und die Unterbrechung für die Zeit vor 
dem Inkrafttreten des BGB. nach den bisherigen Geſetzen. 
Der von der Reviſion angezogene 8 209 BGB. kommt daher 
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vorliegend überhaupt nicht in Betracht, was auch ſchon daraus 
ſich ergibt, daß ſeit Geltung des neuen Rechts eine Erhebung 
einer Klage, abgeſehen von der jetzt vorliegenden, überhaupt 
nicht ſtattgefunden hat. Die hiernach allein entſcheidende Frage, 
ob nach gemeinem Recht die Erhebung einer Feſtſtellungsklage 
auch die Verjährung der auf das feſtgeſtellte Rechtsverhältnis 
gegründeten Anſprüche unterbricht, iſt aber zu bejahen. (Wird 
weiter ausgeführt.) Es iſt auch in der Judikatur ſtändig an⸗ 
erkannt, daß z. B. bei der Verjährung des Haftpflichtgeſetzes, 
wonach alle an dem Unfall entſtehenden Schadensanſprüche, 
ſelbſt wenn ſie noch garnicht hervorgetreten ſind, in 3 Jahren 
ſeit dem Unfall verjähren, die Härte dieſer Beſtimmung damit 
beſeitigt werden kann, daß auf Feſtſtellung der Schadenserſatz⸗ 
pflicht geklagt wird. Die vorliegend vorangegangene Klage auf 
Feſtſtellung der Fortdauer des Vertrages konnte nach der In⸗ 
tention des Klägers gar nichts anderes bedeuten, als daß die 
Vertragspflichten beider Teile, insbeſondere des Beklagten, fort⸗ 
dauerten, ſie verlangten die Feſtſtellung der Grundlage der jetzt 
erhobenen Klage und mußte daher nach den dargelegten Grund⸗ 
ſätzen die Verjährung der Anſprüche unterbrechen. W. c. P., 
U. v. 23. Febr. 06, 562/05. III. — Naumburg. 

5. Att. 213, 214 EGBGB., 88 543, 544 Tl. II Tit. 1 
ALR. Beurteilung des Rechtsverhältniſſes von Erben aus einem 
gemeinſchaftlichen Teſtamente des älteren Rechts, wenn auch 
einer der Erblaſſer nach dem 1. Januar 1900 verſtorben iſt. 
Berückſichtigung der praesumtio Muciana auch nach Märkiſchem 
Provinzialrecht.] 

Die Kläger verlangen von dem beklagten Preußiſchen 
Staatsfiskus zu viel erhobene Erbſchaftsſteuer zurück. Auf 
Reviſion des Beklagten wurde das ſeine Verurteilung aus⸗ 
ſprechende Urteil II. Inſtanz aufgehoben. 1. Das wechſelſeitige 
Teſtament vom 6. März 1873 iſt vor dem am 1. Januar 1900 
erfolgten Inkrafttreten des BGB. errichtet und der Tod des Ehe⸗ 
manns ebenfalls vor dieſem Zeitpunkt, der Tod der Ehefrau aber 
unter der Herrſchaft des BGB. erfolgt. Nach der Regel des 
Art. 213 EGBGB käme hiernach auf den Erbfall nach dem 
Ehemanne das frühere bürgerliche Recht, alſo das AL R., 
und auf den Erbfall nach der Ehefrau das BGB. zur An⸗ 
wendung. Nach Art. 214 Abſ. 2 daſelbſt iſt aber auch für 
die Bindung der Ehefrau aus dem gemeinſchaftlichen Teſtamente 
das ALR. maßgebend. Sie war alſo durch ihren Antritt der 
Erbſchaft nach ihrem Ehemanne gebunden, deſſen Nachlaß nur 
als Vorerbin zu beſitzen, und durch dieſen Antritt hat ſich 
gleichzeitig entſchieden, daß die im Teſtamente bezeichneten Ver⸗ 
wandten beider Eheleute die rechtliche Stellung von Nacherben 
erlangt haben (Striethorſt Arch. 54, 197). Hiernach beſtimmt 
ſich das Verhältnis der Nacherben zur Vorerbin untereinander 
und auch nach außen hin nach dem ALR., wenngleich der 
Subſtitutionsfall erſt nach dem 1. Januar 1900 erfolgt iſt 
(Planck, BGB. 2. Aufl. Bd. VI Anm. c. zu Art. 213 S. 398, 
Kuhlenbeck, BGB. Art. 213 Anm. 2b V S. 773). 2. Der 
Berufungsrichter hat unter Verletzung der 88 543, 544 Tl. II 
Tit. ALR. die dort beſtimmte geſetzliche Vermutung 
(praesumtio Muciana) außer acht gelaſſen, nach der bei der 
Abſonderung des Vermögens des überlebenden Ehegatten an⸗ 
zunehmen iſt, daß das Vorhandene zum Vermögen des Ehe⸗ 
mannes gehöre. Dieſe geſetzliche Vermutung gilt auch im 
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Bereiche des Märkiſchen Provinzialrechts (v. Scholtz⸗Hermens⸗ 
dorff, Märk. Provinzialrecht, Aufl. 2, 1854, Bd. II S. 38 
Abſ. 1). Sie greift zwar im allgemeinen dann nicht Platz, wenn 
es ſich nach dem Tode der, wie hier, teſtamentariſch mit dem 
Recht zum Verbrauch des Nachlaſſes des Ehemannes be⸗ 
dachten Ehefrau um die Frage handelt, was von dem von der 
letzteren bei ihrem Tode beſeſſenen Vermögen zu ihrem, und 
was davon zum Nachlaſſe des Ehemannes gehört; denn die Ver⸗ 
mutung bezieht ſich nur auf das bei dem Tode des erſt⸗ 
ſterbenden Ehegatten vorhandene Vermögen, und es iſt in 
vielen Fällen, insbeſondere nach langjähriger ſelbſtändiger Ver⸗ 
waltung und Nutzung des damals vorhandenen Vermögens 
durch die überlebende Ehefrau, nicht mehr feſtzuſtellen, inwieweit 
das bei dem Tode der letzteren vorhandene Vermögen aus 
eigenem Erwerbe und inwieweit es aus dem zur Zeit des Todes 
des Erſtſterbenden vorhanden geweſenen Vermögen herrührt. 
Steht aber feſt, daß ein bei dem Tode der Ehefrau in derem 
Nachlaſſe befindliches Vermögensſtück als ſolches in derſelben 
Geſtalt ſchon zur Zeit des Todes des Ehemannes vorhanden 
war, ſo iſt die Vermutung des § 544 a. a. O. durch die 
ſpätere Verwaltung oder den Verbrauch der Ehefrau unberührt 
geblieben. Preuß. Staatsfiskus c. L., U. v. 23. Febr. 06, 
266/05 VII. — Berlin. 

6. SS 31, 89, 831 BGB. verb. mit § 547 ZPO., § 26 
des Bayeriſchen Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz vom 23. Februar 1879, § 70 Abſ. 2 GVG. Unter: 
ſchied zwiſchen dem Verſchulden eines zur Vertretung berechtigten 
Beamten und Verſchulden des Fiskus. Erfordernis des Vor⸗ 
handenſeins der Reviſionsſumme.] 

Die klagende Ehefrau erlitt auf einer Poſtfahrt dadurch, 
daß der für die ſogen. Poſtbotenfahrt eingerichtete Wagen um⸗ 
geworfen wurde, körperliche Verletzungen. Sie forderte vom 
beklagten Fiskus mit ihrem Ehemanne, mit welchem ſie in Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft lebt, Schadenserſatz, und zwar be⸗ 
rechneten die Kläger an Kur- und Verpflegungskoſten 
895,90 Mark. Die von dem beklagten Königl. Bayr. Poſt⸗ 
fiskus gegen ſeine Verurteilung eingelegte Reviſion wurde als 
unzuläſſig verworfen. Nach den ſpezialiſierten Angaben der 
Kläger in II. Inſtanz betrugen die Kur⸗ und Verpflegungs⸗ 
koſten, um welche es ſich für die Reviſion allein handelt, 
895,90 Mark. Die Reviſionsſumme iſt mithin nicht glaubhaft 
gemacht und es kann nur in Frage kommen, ob etwa ein An⸗ 
ſpruch erhoben iſt, der zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit der 
Landgerichte gehört (8 547 Nr. 2 ZPO.). In Betracht zu 
ziehen iſt lediglich der 8 26 BayAGGVG. vom 23. Februar 
1879, der — ebenſo wie 8 39 Nr. 2 Pr AG. — auf Grund 
des § 70 Abſ. 2 GVG. die Anſpüche gegen den Staat 
wegen Verſchuldung von Staatsbeamten den Land— 
gerichten als ausſchließlich zuſtändigen Gerichten überweiſt. Nun 
hat aber bereits der II. ZS. des RG. in dem Urteil vom 
20. Dezember 1898 (JW. 1899 S. 38) für das gleichliegende 
preußiſche Recht angenommen, daß ein ſolcher Anſpruch nur 
gegeben iſt, wenn ein beſonderes Verſchulden eines Staats⸗ 
beamten, das in Beziehung zu ſeinem öffentlich⸗rechtlichen Dienſt⸗ 
verhältnis ſteht, behauptet und der Staat für dieſes Verſchulden 
haftbar gemacht wird, nicht aber dann, wenn ſich die Klage 
auf eigenes Verſchulden des Fiskus d. h. derjenigen 
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Organe gründet, deren ſchuldhafte Handlungen dem Fiskus als 
eigene angerechnet werden (vgl. für das neue Recht einerſeits 
§ 831 BGB., andererſeits SS 31, 89 BGB.). Von dieſer 
Rechtſprechung abzuweichen, liegt kein Anlaß vor. Danach 
aber fällt der von den Klägern erhobene Anſpruch nicht unter 
den 8 26 Bay AG. In erſter Linie wird die Haftbarkeit des 
Poſtfiskus aus dem Geſetze, nämlich aus § 11 Poit®. und 
der gleichlautenden Beſtimmung des bayeriſchen Poſtrechts, her⸗ 
geleitet und erſt in zweiter Linie aus einem Verſchulden. 
Dieſes Verſchulden wird aber nicht in dem nachläſſigen Ver⸗ 
halten eines nicht zur Vertretung des Fiskus im Sinne des 
8 31 BGB. berufenen Beamten, ins beſondere nicht in der 
Fahrläſſigkeit des den Dienſt bei den Poſtfahrten zwiſchen 
Kallſtadt und Dürkheim handhabenden Poſtboten, ſondern nach 
den in der Berufungsinſtanz zu der Klage gegebenen Erläute⸗ 
rungen darin gefunden, daß ungeeignete, weil zu kurze und zu 
leicht gebaute und mit ungenügender Bremsvorrichtung ver⸗ 
ſehene Wagen verwendet worden ſeien; die Untauglichkeit hätte 
bei pflichtgemäßer Aufmerkſamkeit der für die Ordnung des 
Betriebes verantwortlichen Beamten erkannt werden müſſen. 
Damit iſt aber ein Fehler in der Organiſation des Poſtfahrten⸗ 
dienſtes, mithin ein Verſchulden des oder der zur Vertretung 
des Fiskus berufenen Beamten und alſo ein eigenes Ver⸗ 
ſchulden des Fiskus behauptet; es iſt nicht geltend gemacht, daß 
der Fiskus für das Verſehen eines Beamten als für ein 
fremdes Verſehen mit der Möglichkeit des Entlaſtungsbeweiſes 
aus § 831 Abſ. 1 Satz 2 BGB. in Anſpruch genommen 
werde. Bayr. Poſtfiskus 6. M., U. v. 27. Febr. 06, 
278/05. VII. — Zweibrücken. 

7. 88 90, 559, 1204, 1208, 1209, 1257 BGB., 
8 445 3PO. Pfandrecht an einem Inbegriff von Sachen 
oder nur an körperlichen Sachen? Vertragspfandrecht gegen⸗ 
über dem geſetzlichen Pfandrecht des Vermieters? Unzuläſſig⸗ 
keit der Eideszuſchiebung über ein Urteil.] 

Der Beklagte ließ am 19. und 20. Auguſt 1904 bei 
dem Gaſtwirt W. auf Grund von drei vollſtreckbaren Schuld⸗ 
titeln Quantitäten Weine und Spirituoſen pfänden. Kläger 
behauptete ein vertragliches Pfandrecht an denſelben zu haben 
und zwar führt er folgendes an: Durch einen Vertrag zwiſchen 
ihm und W. vom 30. November 1903 habe er ſich zur Ge⸗ 
währung eines baren Darlehns von 20000 Mark an W., 
die auch erfolgt ſei, verpflichtet und W. ihm zur Sicherheit 
für das Darlehn nebſt den Zinſen ſein Warenlager verpfändet, 
auch ſich verpflichtet, ihm den Mitbeſitz und den Mitverſchluß 
des Lagers in näher angegebener Weiſe einzuräumen. 
Letzteres ſei in der Weiſe ausgeführt, daß an der Tür zum 
Eingang des W.ſchen Weinkellers ein beſonderes Schloß für 
ihn angebracht ſei, zu welchem der Buchhalter G. als ſein 
(des Klägers) Vertreter den Schlüſſel geführt habe, ſo daß W. 
immer nur unter Zuziehung des G. Eintritt zu dem Wein⸗ 
keller gehabt habe. Sein Pfandrecht gehe dem Vermietungs⸗ 
pfandrecht des Beklagten als des Hauseigentümers vor, da 
die ſämtlichen gepfändeten Gegenſtände erſt nach dem 1. De⸗ 
zember 1903 als Erſatzwaren in das Pfandlager gekommen, 
ihm aber bereits am 30. November 1903, alſo ſchon vorher, 
verpfändet ſeien. Die Weine hätten ſich in einem Keller be⸗ 
funden, welcher zu der dem W. vermieteten „Wilhelmshalle“ 
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gehöre und hinſichtlich deſſen Beklagter für die Mietsforderung 
befriedigt ſei. Allerdings habe W. außerdem Räume im erſten 
Stockwerk gemietet und für dieſe ſchulde er noch Mietbeträge, 
aber dieſes Mietverhältnis berühre den Keller, in welchem die 
Weine lagerten, nicht. Kläger ſtellte den Antrag, den Be⸗ 
klagten zur Freigabe der gepfändeten Gegenſtände zu ver⸗ 
urteilen. Der Beklagte trug vor: Ein Pfandrecht in der vom 
Kläger behaupteten Weiſe habe überhaupt nicht begründet 
werden können. Jedenfalls habe der Kläger zur Zeit der 
Pfändung ſich nicht mehr im Pfandbeſitz befunden, denn der 
Gerichtsvollzieher habe den Eingang zum Keller frei vor⸗ 
gefunden. Was fein Mietpfandrecht betrifft, fo habe W. von 
ihm zuerſt die Wilhelmshallen mit einigen Kellern, dann das 
Lindenkaſino ohne Keller und ſchließlich noch einige Keller⸗ 
räume zu den übrigen Räumen hinzugemietet. Gerade in 
dem zuletzt gemieteten Keller habe ſich das Pfandlager zum 
großen Teil befunden. Er behauptete, daß ſein Pfändungs⸗ 
pfandrecht eventuell dem vertraglichen Pfandrecht des Klägers 
vorgehe. Die Klage wurde abgewieſen, die Reviſion blieb 
erfolglos: Der Berufungsrichter beſchäftigt ſich zunächſt mit 
der vom erſten Richter unentſchieden gelaſſenen Frage, ob der 
Kläger nach den SS 1204 flg. BGB. ein vertragliches Pfand⸗ 
recht an den ſtreitigen Gegenſtänden erworben hat, und zwar 
gelangt er zur Verneinung derſelben in der Annahme, daß 
ein wirkſamer Mitverſchluß für den Kläger nicht her⸗ 
geſtellt oder doch wieder beſeitigt ſei. Er teilt dann aber 
auch die vom erſten Richter vertretene, von dieſem zur 
alleinigen Grundlage ſeiner Entſcheidung genommene Anſicht, 
daß, wenn ein Vertragspfandrecht beſtehen ſollte, das geſetz⸗ 
liche Pfandrecht des Beklagten als des Vermieters das ältere 
ſei und daher nach den 88 1257, 1208, 1209 BGB. den 
Vorrang habe. Eines Eingehens auf den erſten Punkt bedarf 
es jedoch nicht, da die Annahme des Vorranges des geſetz⸗ 
lichen Pfandrechts einem durchgreifenden Bedenken nicht unter⸗ 
liegt und für fi die Entſcheidung zu tragen geeignet iſt. 
Als zweifelhaft erſcheint nicht, daß hinſichtlich derjenigen 
Weine, welche zu der Zeit, als das Vertragspfandrecht des 
Klägers vereinbart wurde, alſo am 30. November 1903, in 
den Kellern bereits vorhanden waren, das damals bereits 
beſtehende geſetzliche Pfandrecht des Beklagten den Vorrang 
hat. Kläger behauptet jetzt aber, daß alle ſtreitigen Weine 
erſt ſpäter an Stelle veräußerter in das Lager gebracht ſeien; 
der Berufungsrichter hält dies in der Erwägung für unerheb⸗ 
lich, das Weinlager ſei als ſolches nach wie vor beſtehen ge⸗ 
blieben und damit auch die Priorität des Pfandrechts des 
Beklagten. Mit Recht wendet ſich dagegen die Reviſion. 
Gegenſtand eines Pfandrechts im Sinne des 8 559 wie der 
88 1204 flg. BGB kann nicht ein Inbegriff von Sachen 
fein, ſondern nur körperliche Sachen als ſolche (8 90) eignen 
ſich dazu und für jede einzelne individuelle Sache, die unter 
den Inbegriff fällt, muß daher beſonders feſtgeſtellt werden, 
ob hinſichtlich ihrer die geſetzlichen Vorausſetzungen für die 
Entſtehung eines Pfandrechts vorhanden ſind, und hinſichtlich des 
Ranges, in welche Zeit die Erfüllung jener fällt. Im endlichen Er⸗ 
gebniſſe mußte aber die Reviſion doch erfolglos bleiben. Auch 
wenn man von der dargelegten Rechtsauffaſſung ausgeht, 
ergeben die vom Berufungsgericht getroffenen Feſtſtellungen, 
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daß das geſetzliche Pfandrecht auch hinſichtlich der nach dem 
30. November 1903 in die Keller eingebrachten Sachen das 
ältere iſt. Dieſes Recht entſteht mit dem Augenblick des Ein⸗ 
bringens der Sachen in die vermieteten Räume. In dem 
zwiſchen dem Kläger und dem Reſtaurateur W. eingegangenen 
Vertrage iſt nun zwar bedungen, daß, während W. von dem 
verpfändeten Weinlager Veräußerungen mit der Wirkung des 
Erlöſchens der Pfandhaft vorzunehmen berechtigt iſt, Neu⸗ 
anſchaffungen, ſobald ſie auf das Lager gebracht werden, ohne 
weiteres in die Pfandverbindlichkeit eintreten, allein dies ge⸗ 
nügt in Verbindung mit der Tatſache des Einbringens der 
Waren an ſich noch nicht, weil damit das für den Erwerb 
des Pfandrechts beſtehende Erfordernis des Mitbeſitzes noch 
nicht gegeben iſt. In dem Pfandvertrage iſt nicht vorgeſehen, 
daß Mitbeſitz an den Weinen etwa ſchon vor deren Einbringen 
hergeſtellt werden ſollte und er iſt auch vorher tatſächlich nicht 
hergeſtellt, für den Kläger würde alſo die günſtigſte Auffaſſung 
die ſein, daß das Einbringen und der Mitverſchluß in einen 
Moment zuſammenfielen, mithin Vertragspfandrecht und Ver⸗ 
mieterpfandrecht gleichzeitig entſtanden wären und den gleichen 
Rang hätten, allein in dieſer Richtung ſind genügende Be⸗ 
hauptungen vom Kläger nicht aufgeſtellt und die Sachlage 
ſpricht dagegen. Der Buchhalter des Reſtaurateurs W., G., 
war als beſtellter Vertreter des Klägers legitimiert, die neu 
in das Lager gebrachten Waren unter ſeinen Mitverſchluß zu 
nehmen, aber er entwickelte eine dementſprechende Tätigkeit bei 
Einführung der Ware nur dann, wenn er dabei zugegen war 
und in Ausübung der ihm eingeräumten Verfügung über den 
Kellerſchlüſſel und den Keller die Ware unmittelbar in feinen 
Verfügungsbereich aufnahm. Er hatte nicht den Kellermeiſter 
M. zu ſeinem Unterbevollmächtigten beſtellt. Über das Ver⸗ 
halten des G. trifft der Berufungsrichter nun, wenngleich in 
anderem Zuſammenhange, nähere Feſtſtellungen. Er betrachtet 
als erwieſen, daß G. den Schlüſſel zum Vorlegeſchloß tags⸗ 
über dem Kellermeiſter M. zur Benutzung ausgehändigt habe, 
damit dieſer nicht nur die für den Geſchäftsbetrieb des W. 
erforderlichen Weine aus dem Keller entnehmen, ſondern auch 
häufig tagsüber dort arbeiten konnte, ſowie daß G. während 
dieſer Zeit nicht in der Lage war, M. bei ſeiner Tätigkeit im 
Keller zu beaufſichtigen. Ferner nimmt der Berufungsrichter 
an, daß G. wiederholt, wenn er um 9 Uhr abends das 
Geſchäft verließ, den Schlüſſel dem M. aushändigte, damit 
dieſer den für das Lindenkaſino erforderlichen Wein auch des 
Nachts entnehmen konnte, und zwar ſo oft, als W. es 
wünſchte, oder als es nach deſſen Geſchäftsbetrieb angemeſſen 
erſchien. Als bewieſen betrachtet der Berufungsrichter ferner, 
daß W. ſich bewußt geweſen, daß G. ihm den freien Zutritt 
zu dem Lager und damit auch die frei Verfügung dar⸗ 
über tatſächlich ungehindert geſtattete. Als widerlegt ſieht 
er an, daß G. in jedem Falle, wenn er M. allein nach dem 
Keller gehen ließ, immer ſofort die Zugänge und Abgänge 
im Beſtande des Weinlagers feſtgeſtellt hätte. In dieſen 
tatſächlichen Erwägungen findet das Verhalten G.s eine 
Charakteriſierung, welche als ausgeſchloſſen erſcheinen läßt, 
daß er regelmäßig, wenn neue Weine in das Lager als Erſatz 
für veräußerte eingeführt wurden, ſich unmittelbar beteiligt 
hätte, und welche vielmehr annehmen läßt, daß, indem die 
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Kellertür bereits geöffnet war oder M. ſich zum Behuf des 
Offnens derſelben den Schlüſſel von G. aushändigen ließ, 
das Einbringen der Weine zunächſt ohne Mittätigkeit G.s er⸗ 
folgte. Wenn dieſer nachträglich im Lauf des Tages erſchien, 
um den Beſtand zu kontrollieren, fo mag darin eine Über⸗ 
nahme der neu angeſchafften Weine in den Mitbeſitz zu er⸗ 
blicken ſein, aber dieſe das Vertragspfandrecht begründende 
Tätigkeit fiel erſt in die Zeit nach der Entſtehung des geſetz⸗ 
lichen Pfandrechts. Sache des Klägers wäre es geweſen, für 
einzelne Fälle einen abweichenden Hergang darzutun. Das 
geſetzliche Pfandrecht findet nun lediglich wegen der Miet⸗ 
forderung für die Räume ſtatt, in welche die Sachen ein⸗ 
gebracht find. Als fraglich kann erſcheinen, ob die Annahme 
des Berufungsrichters, daß er die Wilhelmshallen und der 
das Lindenkaſino betreffende Mitvertrag in ihrer Totalität 
zu einer Einheit verſchmolzen ſeien, in den Feſtſtellungen des 
Berufungsurteils einer ausreichende Grundlage findet. Un⸗ 
bedenklich aber iſt die Annahme, daß ſämtliche nach und nach 
gewährte Keller tatſächlich zu einem Raum, in welchem die 
Weine bald hier bald dort lagerten, verbunden, und daß ſie 
kraft nachträglicher Vereinbarung in ihrer Geſamtheit mit den 
beiden Verträgen in einen ſolchen Zuſammenhang geſetzt ſind, 
daß das Recht zum Lagern der Weine in den ſämtlichen 
Kellerlokalitäten einen Ausfluß des einen wie des andern 
Mietvertrages bildete. In der Berufungsinſtanz iſt nun vom 
Kläger behauptet und unter Eidbeweis geſtellt, daß Beklagter 
wegen ſeiner Mietforderung nicht nur für die Wilhelmshallen, 
ſondern auch für das Lindenkaſino vollſtändig befriedigt ſei, 
das Berufungsgericht aber berückſichtigt dies in der Erwägung 
nicht, dir Behauptung der Befriedigung laufe bei verwickelten 
Sachverhältniſſen auf ein Urteil hinaus und die Eides⸗ 
zuſchiebung über ein ſolches ſei unzuläſſig. Von der Reviſion 
wird hierin eine Geſetzesverletzung erblickt, die Rüge kann aber 
nicht als berechtigt angeſehen werden. Der Beklagte ſeiner⸗ 
ſeits hat näher dargelegt, welche Zahlungen er erhalten und 
was er ſich aus andern Titeln anrechnen zu laſſen verpflichtet 
ſei. Demgegenüber hat es Kläger an irgend welchen konkreten 
Behauptungen fehlen laſſen. Zuläſſig möchte es immerhin 
geweſen ſein, wenn Kläger Barzahlungen in einer Geſamt⸗ 
höhe behauptet hätte, aber ſein Vorbringen iſt lediglich auf 
eine in irgend einer Weiſe bewirkte Befriedigung gerichtet, 
ohne daß er Tatſachen, durch welche fie herbeigeführt fein fol, 
auch nur angedeutet hätte. Danach würde dem Beklagten 
zugemutet ſein, eine nicht begrenzte Zahl von Tatſachen, deren 
Erheblichkeit ſeinem Urteil überlaſſen blieb, eidlich zu verneinen. 
Über ein ſo geartetes Beweisthema iſt die Zuſchiebung eines Eides 
nach 8 445 ZPO. nicht zuläſſig. Der Geſichtspunkt, daß die 
Aufnahme unbedenklicher rechtlicher Momente in den Eid ſtatthaft 
it, kann hier nicht Platz greifen. Zu einer Ausübung des Frage⸗ 
rechts aber iſt kein Anlaß vorhanden, wenn, wie hier, ſchon 
ohnehin aus dem prozeſſualen Verhalten der Partei ſich ergibt, 
daß dieſelbe nähere tatſächliche Angaben zu machen nicht in der 
Lage it. M. o. J., U. v. 20. Febr. 06, 505/05 VII. — Berlin. 
8. 9 123 BGB. Anfechtung eines Vertrages wegen 
Betruges durch Verſchweigen.] ö 
Gegenüber einer Kaufpreisreſtforderung der Kläger focht 
der Beklagte den abgeſchloſſenen Vertrag wegen Betruges an. 
29 
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Die Klage wurde abgewieſen, die Reviſion blieb ohne Erfolg. 
Eine argliſtige den Beklagten zum Abſchluſſe des Vertrages 
beſtimmende Täuſchung gemäß 8 123 BGB. hat der Be⸗ 
rufungsrichter darin gefunden, daß S. dem Beklagten erklärt 
habe, im letzten Jahre ſei ein Abſatz von 40 000 Flaſchen 
Reginaris brunnen erzielt worden. Der Satz: „Daß eine ſolche 
Differenz eine für die Willensbeſtimmung des Käufers erhebliche 
ſei, mußten die Kläger umſomehr annehmen, als ſie ſelbſt pro 
Flaſche einen Verdienſt von 10 %½ Pf. behaupten,“ enthält die 
Feſtſtellung dahin: der Beklagte würde das Geſchäft nicht ein⸗ 
gegangen ſein, wenn er gewußt hätte, daß nur die geringere 
Zahl abgeſetzt worden ſei, und die Kläger haben dieſes ge⸗ 
wußt, haben aber dennoch die Zahl 40 000 Flaſchen angegeben, 
um hierdurch den Beklagten zum Abſchluſſe zu bewegen. So 
verſtanden iſt die Feſtſtellung geeignet, die Entſcheidung zu 
tragen. Einer weiteren Begründung der Argliſt bei dem Um⸗ 
ſtande, daß beim Vertragsſchluſſe die Geſchäftsbücher der Kläger 
vorlagen, bedurfte es nicht. Die Annahme des OLG. iſt recht⸗ 
lich nicht zu beanſtanden, wonach die Kläger ſich durch Ver⸗ 
ſchweigen der objektiven Geſchäftslage einer argliſtigen 
Täuſchung ſchuldig gemacht haben. Der Berufungsrichter hat 
in dieſer Beziehung auf den großen Verluſt hingewieſen, den 
die Kläger in dem einen Jahre, in welchem ſie das Waſſer⸗ 
geſchäft betrieben hatten, erlitten haben, und daß ſie, um 
weiteren Verluſten zu entgehen, das Geſchäft aufzugeben ent⸗ 
ſchloſſen waren, und hat daraus und in Verbindung mit dem 
Umſtande, daß ſie wußten, der Beklagte habe aus dem Waſſer⸗ 
verkaufe einen genügenden Verdienſt erzielen wollen und wolle 
deshalb den Vertrag mit ihnen abſchließen, entnommen, daß 
nach Treu und Glauben im Verkehr die Kläger verpflichtet ge⸗ 
weſen ſeien, jenes ungünſtige Jahresreſultat dem Beklagten 
mitzuteilen, da dasſelbe nach vernünftigem Ermeſſen für deſſen 
Entſchließung habe maßgebend ſein können, wie denn auch die 
Nichtkenntnis dieſes Ergebniſſes für den Beklagten beſtimmend 
geweſen ſei, den Kaufvertrag abzuſchließen. S. c. D., U. v. 
2. März 06, 320/05 II. — München. 

9. 5 133 BGB. Bedeutung mündlicher Erklärungen 
zu Auslegung einer Vertragsurkunde.] 

Beklagter vermietete der Klägerin ein Reſtaurant. Der 
Vertrag enthielt die Beſtimmung, daß der Vermieter der 
Mieterin dafür aufkomme, daß in der vermieteten Reſtauration 
in jedem Mietjahre mindeſtens 500 Hektoliter Bier verbraucht 
würden, und falls dieſes Quantum in einem Jahre nicht er⸗ 
reicht werden ſollte, ſich für jedes daran fehlende Hektoliter 
einen Abzug von 10 Mark an der Miete gefallen laſſen müſſe. 
1903 ſchloſſen die Parteien zur Erledigung eines zwiſchen ihnen 
ſchwebenden Prozeſſes und „zur Regelung des zwiſchen den 
Parteien beſtehenden Rechtsverhältniſſes“ einen ſchriftlichen Ver⸗ 
gleich, durch welchen im 8 2 beſtimmt iſt: „Der Vertrag vom 
1. Dezember 1899 ... wird vom 1. April d. Js. aufgehoben; 
beide Parteien entlaſſen ſich gegenſeitig aus den vertraglichen 
Verpflichtungen.“ Der 8 6 des Vergleichs beſtimmt: „A. 
(Bekl.) übernimmt das Inventar des Prinzengartens, wie es 
ſteht und liegt, und verzichtet bezüglich des Inventars auf alle 
Anſprüche gegen die Klägerin ... ., dagegen erhält er deren 


Muſikpavillon zu Eigentum.“ Die Klägerin behauptet in der 


Klage, der Bierverbrauch ſei in der Zeit vom 1. Dezember 
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1901 bis zum 10. März 1903 um 389,52 Hektoliter hinter 
dem zugeſicherten Quantum zurückgeblieben. Beklagter wurde 
zur Bezahlung von 2521,15 Mark verurteilt. Das RG. hob 
auf und verwies zurück: Der Beklagte hatte gegen die Klage 
u. a. eingewendet, der Klageanſpruch ſei durch den Vergleich 
vom 10. März 1903 erledigt. Der Vergleich enthalte zwar 
keinen ausdrücklichen Verzicht auf die ſogenannte Bierſtrafe, alle 
Beteiligten ſeien aber ausdrücklich darüber einverſtanden ge⸗ 
weſen, daß mit dem Vergleiche alle Forderungen der Gegenſeite 
bis zum Tage des Vergleichsabſchluſſes erledigt ſein ſollten. 
Der Berufungsrichter hat hierzu ausgeführt, der Einwand des 
Beklagten werde durch den Inhalt des ſchriftlichen Vergleichs 
widerlegt. Bei dem zweifelsfreien Inhalte der Urkunde könnten, 
wie in RG. 52, 23 näher ausgeführt ſei, etwaige abweichende 
mündliche Beredungen der Parteien keine rechtliche Bedeutung 
beanſpruchen, ſofern nicht dargelegt werde, daß die Beteiligten 
das mündlich Beſprochene trotz des abweichenden Inhalts der 
Urkunde hätten gelten laſſen wollen. An einer ſolchen Dar⸗ 
legung habe es der Beklagte fehlen laſſen. Dieſe Ausführungen 
ſind zu beanſtanden. Möchte auch, wenn es an beſonderen 
Interpretationsmitteln fehlte, die vom Berufungsrichter dem 
Vergleiche vom 10. März 1903 gegebene Auslegung nicht zu 
beanſtanden ſein, ſo iſt doch jedenfalls die Möglichkeit einer 
Auffaſſung im Sinne des Einwandes des Beklagten nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Da der Vergleich u. a. zur Regelung des zwiſchen 
den Parteien beſtehenden Rechtsverhältniſſes beſtimmt war, ſo 
liegt immerhin die Annahme nahe, daß die Parteien auch die 
ihnen bis dahin erwachſenen Anſprüche zur Erledigung bringen 
wollten. Der Berufungsrichter durfte daher von der Erhebung 
des vom Beklagten angetretenen Beweiſes nicht abſehen. Mit 
dem Beweisantritt war nicht etwa bezweckt, eine gegen den 
Inhalt der Vergle ichsurkunde behauptete mündliche Verein⸗ 
barung darzutun, es ſoll vielmehr der von den Parteien der 
Urkunde bei ihrer Errichtung übereinſtimmend gegebene Sinn 
feſtgeſtellt werden. Der in RG. 52 S. 25/26 vorausgeſetzte 
Fall, daß mündliche Vereinbarungen vor und bei Abſchluß des 
ſchriftlichen Vertrages gegen deſſen Inhalt behauptet ſeien, 
liegt hiernach nicht vor. In dem Urteile des II. 3S. des 
RG. vom 10. November 1905, Rep. II. 116/05, — JW. 
1906 S. 11 Nr. 7, — iſt ausgeführt: „Steht durch Inter⸗ 
pretationsbeweis der von den Parteien einer Beſtimmung der 
Urkunde gegebene Sinn feſt, fo kommt die in RG. 52 ©. 25/26 
anerkannte Vermutung der Vollſtändigkeit der Vertragsurkunde 
inbezug auf Inhalt und Tragweite jener Beſtimmung überhaupt 
nicht in Frage, denn die gedachte Vermutung ſetzt voraus, daß 
das, was die Parteien ſchriftlich vereinbart haben, nach dem 
Ergebniſſe der Auslegung und folgeweiſe unter Würdigung der 
Interpretationsbeweiſe klar und zweifelsfrei ſei.“ Dieſer Aus⸗ 
führung, welcher beigetreten wird, entſpricht es, daß, da die 
vom Beklagten geltend gemachte Auslegung der Vergleichs⸗ 
urkunde mindeſtens möglich iſt, zunächſt der erwähnte vom Be⸗ 
klagten angetretene Beweis ſowie ein von der Klägerin an⸗ 
getretener Gegenbeweis erhoben werden. A. c. F., U. v. 
13. Febr. 06, 243/05. VII. — Celle. 

10. 88 138, 892 BGB. Verkauf eines Hausgrundſtücks zu 
Bordellzwecken. Schutz des gutgläubigen Hypothekengläubigers.] 

Kläger machte gegen die Beklagte eine ihm von Frau B. 
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abgetretene hypothekariſch verſicherte Kaufgelderforderung geltend. 
Nach Angabe der Beklagten ſoll das betreffende Grundſtück, 
abgeſehen von dem Bordellbetriebe, nur einen Wert von 
10 000 Mark haben; der Kaufgelderreſt von 16 000 Mark, den 
Frau B. eintragen ließ, ſoll nur mit Rückſicht auf dieſen Be⸗ 
trieb „darauf geſchlagen“ worden ſein und der Kläger ſoll von 
allen dieſen Tatſachen durch perſönliche Beſichtigung und durch 
Mitteilung der Beklagten vor dem Erwerbe der Hypothek 
Kenntnis erlangt, jedoch geäußert haben, das ſei alles gleich⸗ 
gültig, wenn die Hypothek einmal beſtellt ſei, müſſe ſie auch 
bezahlt werden. Beklagte wurde verurteilt und ihre Reviſion 
zurückgewieſen: Das Berufungsgericht hat zutreffend an⸗ 
genommen, daß die Veräußerung zu Bordellzwecken, weil ſie 
gegen die guten Sitten verſtoße, nach $ 138 BGB. nichtig ſei 
und daß deshalb der Frau B. eine Kaufgelderforderung gegen 
die Verkäuferin nicht entſtanden ſei. Ob die Nichtigkeit auch 
die Einigung über die Eintragung der Hypothek (8 873 BGB.) 
ergriffen habe, oder ob eine Eigentümergrundſchuld nach den 
59 1163, 1177 BGB. entſtanden ſei, läßt der Berufungs⸗ 
richter dahingeſtellt, weil auch im letzten Falle die Frau B., 
die Zedentin des Klägers, kein Recht erlangt habe, die Klage 
alſo hinfällig ſein würde, wenn der Kläger ſich die Einrede der 
Beklagten entgegenſetzen laſſen müßte. Dies verneint aber der 
Berufungsrichter. Er prüft an der Hand der von ihm ver⸗ 
anlaßten Beweisaufnahme, ob der Kläger auf den Schutz des 
9 892 BGB. Anſpruch hat. Er folgert, daß der Kläger von 
der Rechtsbeſtändigkeit der Hypothek überzeugt geweſen ſein 
müſſe, da er fie andernfalls nicht als — wie feſtſteht — Ent⸗ 
gelt für ſo erhebliche Aufwendungen aus ſeinem Vermögen an⸗ 
genommen hätte. Er verweiſt in dieſer Beziehung auf die 
Außerung, die der Kläger nach der eigenen Anführung der 
Beklagten bei den Mitteilungen vor dem Erwerbe der Hypothek 
getan haben ſoll, und hält es nicht für erforderlich, darüber 
Beweis zu erheben, ob der Kläger beim Erwerbe der Hypothek 
von den Tatſachen, aus denen die Nichtigkeit des Kaufvertrages 
hergeleitet wird, Kenntnis gehabt hat, weil aus der Kenntnis 
dieſer Tatſachen und ſelbſt aus der Kenntnis der Nichtigkeit 
des Kaufvertrages und der daraus entſpringenden Forderungen 
nicht notwendig der Schluß zu ziehen ſei, daß dem Kläger auch 
die Unrichtigkeit der Eintragung im Grundbuch, alſo der Um⸗ 
ſtand bekannt geweſen ſei, daß die Hypothek ſelbſt entweder 
nichtig geweſen oder als Eigentümergrundſchuld nicht feiner 
Zedentin zugeſtanden habe. Daß der Kläger im gegebenen Fall 
dieſe Kenntnis nicht beſeſſen habe, erachtet er durch das Er⸗ 
gebnis der Beweisaufnahme für ausreichend dargetan. Es bedarf 
keiner Entſcheidung der Frage, ob die für eine nichtige Forde⸗ 
rung beſtellte Hypothek ſelbſt als nichtig anzuſehen iſt oder als 
Eigentümergrundſchuld zur Entſtehung gelangt. Denn der Be⸗ 
rufungsrichter hat unanfechtbar feſtgeſtellt, daß der Kläger 
beim Erwerbe der Hypothek die Überzeugung gehabt hat, der 
Inhalt des Grundbuchs ſei richtig und die Hypothek ſtehe feiner 
Zedentin zu. Dies genügt nach 8 892 BGB., um dem 
Rechtserwerbe des Klägers und dem Inhalt des Grundbuchs, 
wie er zur Zeit des Erwerbes ſich darſtellte, rechtlichen Beſtand 
zu verleihen. Die Feſtſtellung ſelbſt aber entzieht ſich der Nach⸗ 
prüfung in der Reviſionsinſtanz, weil fie weſentlich tatſächlicher 
Natur und ein Rechtsirrtum dabei nicht erkennbar iſt. Nach 
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dem I. Entwurf eines BGB., $ 837 Abſ. 2, ſollte allerdings 
die Kenntnis der Tatſachen, aus denen ſich die Unrichtigkeit 
des Grundbuchs ergibt, der Kenntnis der Unrichtigkeit gleich⸗ 
geſtellt werden, die Kommiſſion für die 2. Leſung hat jedoch 
(Prot. VI S. 222) dieſe Beſtimmung als eine den Wert der 
Grundbucheinrichtung beeinträchtigende, die Sicherheit des Ver⸗ 
kehrs gefährdende Abſchwächung des öffentlichen Glaubens ge⸗ 
ſtrichen und es der freien Beweiswürdigung überlaſſen, das 
Vorhandenſein der Kenntnis der Unrichtigkeit des Grundbuchs 
zu prüfen und einer frivolen Berufung auf einen in Wirklich⸗ 
keit nicht vorhandenen Rechtsirrtum entgegenzutreten. Den 
Rechtsirrtum ſelbſt hat ſie ebenſo wie die Denkſchrift (S. 184) 
zu dem ſpäter Geſetz gewordenen 8 876 des III. Entwurfs 
zur Annahme des guten Glaubens für ausreichend erachtet (vgl. 
auch Turnau⸗Förſter Anm. IV. 2, 3 zu $ 892 BGB.) 
M. c. V., U. v. 28. Febr. 06, 365/05 V. — Naumburg. 

11. SS 181, 930 BGB. Bedeutung der Aufbewahrung 
des Erlöſes verkaufter Wertpapiere ſeitens eines Bankiers 
in einem mit der Aufſchrift des Verpfänders verſehenen Brief⸗ 
umſchlags für die Frage nach dem Eigentumserwerb des Ver⸗ 
pfänders an den Geldern.] ö 

Der Kläger hatte von dem Bankier D. ein Darlehn unter 
Verpfändung von Wertpapieren 6500 Mark erhalten. Von 
D., der ſich in ſchlechten Vermögensverhältniſſen befand, ſind 
dieſe Obligationen, bevor der Darlehnsanſpruch fällig ge⸗ 
worden, und zwar angeblich zum Nennwert, ohne ſich als 
Pfandgläubiger zu bezeichnen, veräußert. D. hat demnächſt 
2300 Mark bar in einen Briefumſchlag gelegt, den er mit der 
Aufſchrift „Depot H.“ (Name des Klägers) verſehen hat. 
Im übrigen iſt der erzielte Kaufpreis von ihm teils zur 
Tilgung der Darlehnsforderung, zum Teil ſonſt für ſich ver⸗ 
braucht. Über D.s Nachlaß wurde der Konkurs eröffnet. 
Mit der Klage hat der Kläger die Zahlung von 2300 Mark 
verlangt. Beide Teile ſind zutreffend der Anſicht, daß dieſer 
Anſpruch an ſich für begründet erachtet werden muß, falls 
dem Kläger zur Zeit der Konkurseröffnung das Eigentumsrecht 
an dem in den Briefumſchlag gelegten Geldbetrage zugeſtanden 
hat. Die Vorinſtanzen haben dieſes Recht als nicht vorhanden 
gehalten und danach die Klage abgewieſen. Das RG. hob 
auf: Es iſt als vorliegend zu erachten, daß D., als er das 
Geld in den mit der erwähnten Aufſchrift verſehenen Brief⸗ 
umſchlag legte, den Kläger wegen ſeines Anſpruchs auf 
Herauszahlung des über die Darlehnsſumme durch die Ver⸗ 
äußerung der verpfändeten Obligationen erzielten Mehr⸗ 
betrages in Höhe der niedergelegten Summe befriedigen und 
damit jenen zum Eigentümer der letzteren machen wollte. Der 
Sachverhalt läßt eine andere Abſicht als durchaus aus⸗ 
geſchloſſen erſcheinen. Vom Berufungsgericht iſt die gegen- 
teilige Auffaſſung mit der auf ein in Holdheims MScr. 12, 
55, abgedrucktes Gutachten der Alteſten der Kaufmannſchaft 
von Berlin geſtützten Begründung geltend gemacht, wonach 
eine derartige Manipulation eines Bankiers nicht eine auf 
ſofortige Eigentumsübertragung gerichtete Willenskundgebung, 
ſondern nur ein Internum ſeiner Geſchäftsverwaltung bedeutet 
Hierbei blieb jedoch unberückſichtigt, einmal, daß das Gut⸗ 
achten eine anders geartete Sachlage vor Augen hatte, ferner, 
daß die Entſcheidung in dem in Rede ſtehenden Punkte nachden Be: 
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ſonderheiten deseinzelnen Falles zu treffen iſt, welche vorliegend auf 
die hervorgehobene Willensrichtung des D. zwingend hinweiſen. 
Solche Abſicht hat nun aber nach 8 930 BGB. den Eigen⸗ 
tumsübergang jedenfalls dann hervorgerufen, falls D., als er 
in der erwähnten Weiſe vorging, in Vertretungsmacht für 
den Kläger handelte (8 181 a. a. O.). Denn die nach der 
erſtgedachten Beſtimmung zum Eigentumsübergang erforder⸗ 
liche Vereinbarung über ein Rechtsverhältnis, vermöge deſſen 
Kläger den mittelbaren Beſitz erlangte, ergibt ſich ſolchenfalls 
daraus, daß D., indem er den Geldbetrag, um ihn dem 
Kläger behufs deſſen Befriedigung zu eigen zu machen, in den 
mit dem Namen des letzteren verſehenen Briefumſchlag legte, 
den jenen Beſitzerwerb vermittelnden Vertrag als Vertreter des 
Klägers in einer nach dem angezogenen 8 181 wirkſamen Weiſe mit 
ſich ſelbſt abſchloß (RG. 52, 130 ff.). Das Vorliegen der 
Vertretungsmacht auf ſeiten des D. muß aber aus dem 
zwiſchen ihm und dem Kläger abgeſchloſſenen Pfandvertrage 
entnommen werden. Es dürfte aber auch, wenn man von 
dem Beſtehen einer auf ſolche Weiſe begründeten Vertretungs⸗ 
macht abſieht, der Eigentumsübergang auf Grund davon als 
bewirkt anzuſehen ſein, daß D., als er in der Abſicht, dieſen Ubergang 
herbeizuführen, den Betrag von 2300 Mark in den Brief⸗ 
umſchlag legte, jedenfalls als „auftragloſer Geſchäfts⸗ 
führer“ des Klägers handelte. Denn dann würde in Be⸗ 
rückſichtigung deſſen, daß die Genehmigung der Geſchäfts⸗ 
führung ſeitens des Geſchäftsherrn eingetreten iſt, der Kläger 
gleichfalls Eigentümer des Geldes geworden ſein, da auch in 
ſolchem Falle nach dem oben Geſagten zufolge der 88 181, 
930 BGB. ſich der Eigentumsübergang vollzogen hätte. H. 
c. Dr. Konk., U. v. 2. März 06, 783/05. VII. — 
Königsberg. 

12. 8 762 BGB. auch anwendbar bei Klagen auf Er: 
ſtattung von Verauslagung von Wetteinfägen.] 

Das Berufungsgericht hält die in einem Urteil des RG. 
vom 5. April 1902 (RG. 51, 156) aufgeſtellte Anſicht, wonach 
aus dem Auftrage zum Spiel für fremde Rechnung dem Be⸗ 
auftragten kein klagbarer Anſpruch gegen den Auftraggeber 
erwachſe, für nicht zutreffend. Die Ausführung des Berufungs⸗ 
urteils, daß inſoweit es ſich um die Verauslegung der Wett⸗ 
einſätze ſeitens des Dienſtverpflichteten und deren Erſatz vom 
Kläger handelt, der $ 762 Abſ. 1 Satz 1 BGB. unanwendbar 
ſei, iſt rechtsirrtümlich. Allerdings begreifen die hier bezeich⸗ 
neten Spiel⸗ und Wettverträge unmittelbar und ihrem Wort⸗ 
laute nach nicht auch den auf Vermittelung von Wetteinſätzen 
gerichteten Dienſtvertrag. Dennoch kann dieſer Geſetzesbeſtimmung 
nach ihrer Entſtehungsgeſchichte und ihrem Grund und Zwecke 
nicht ſchlechthin die Anwendbarkeit auch inſoweit verſagt werden. 
In dem Stadien der Vorberatung des BGB. iſt in vielfacher 
Weiſe zum Ausdruck gebracht, daß es unzulänglich erſcheint, nur 
die Erzwingung der von den Spielern gegen einander über⸗ 
nommenen Verbindlichkeiten zu verſagen, da es gleichmäßig auch 
bei anderen an Spiel und Wetten ſich knüpfenden und fie 
fördernden Tatbeſtänden ſittlich und wirtſchaftlich gefährlich ſei, 
die Erzwingbarkeit der unerfüllt gebliebenen Verbindlichkeit ge⸗ 
ſetzlich einzuräumen. In den Motiven zum I. Entwurf wird 
S. 643 ausgeführt: Soweit andere Verträge die Ver⸗ 
ſchleierung eines Spiele oder Wettvertrages ergeben, wird in 
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der Praxis wohl nicht verkannt werden, daß fie trotz der Ver⸗ 
ſchleierung gleichen Grundſätzen unterliegen. Sodann wird 
S. 646 daſelbſt erwogen, ob nicht im Anſchluſſe an das 
geltende Recht die Rückforderung eines zum Zwecke des Spiels 
oder von Wetten gegebenen Darlehns auszuſchließen ſei. 
Davon ſei Abſtand zu nehmen, wird weiter ausgeführt, da aus 
einer ſolchen allgemeinen Vorſchrift Härten entſtehen könnten. 
Auch bei den Beratungen der II. Kommiſſion war man bemüht, 
den Ausſchluß der Rückforderung eines zum Zwecke des Spieles 
oder der Wette gegebenen Darlehns in verſchiedenen Geſetzes⸗ 
formulierungen zur Geltung zu bringen. Schließlich wurde 
davon abgeſehen. Es wurde dabei ausgeſprochen: durch die 
Anträge und die an ſie ſich knüpfenden Erörterungen habe ſich 
gezeigt, daß es nicht wohl möglich ſei, diejenigen Fälle 
des Darlehns, für welche das gleiche gelten ſolle, wie für die Spiel⸗ 
ſchuld, einwand⸗ und zweifelfrei abzugrenzen. Selbſt⸗ 
verſtändlich bleibe beim Schweigen des Geſetzes der Recht⸗ 
ſprechung unbenommen, die geſetzlichen Beſtimmungen auf ge⸗ 
wiſſe Fälle des Darlehns anzuwenden, wenn ſie im Wege der 
Auslegung jener Beſtimmungen und des in Frage ſtehenden 
Rechtsgeſchäfts dazu gelangen, die Beſtimmung auf dieſe Fälle 
für anwendbar zu halten (Prot. II S. 799). Innerhalb der 
Reichstagskommiſſion endlich wurde angeregt, ob ſich nicht eine 
Beſtimmung empfehle, nach welcher aus Darlehen zu Spiel⸗ 
zwecken, aus Aufträgen und Vereinigungen zu 
Spielen Rechtspflichten nicht entſtehen. Von einem Antrage 
wurde aber abgeſehen, nachdem die Vertreter der verbündeten 
Regierungen die Rätlichkeit einer derartigen allgemeinen 
Regel verneint hatten (Bericht der Reichtagskommiſſion S. 93). 
Nach Maßgabe deſſen iſt anzuerkennen, daß nach dem Willen 
des Geſetzgebers unter Umſtänden auch aus den ſich an die 
eigentlichen Spiel: und Wettverträge knüpfenden und mit ihnen im 
inneren Zuſammenhange ſtehenden Geſchäften eine klagbare 
Verbindlichkeit nicht begründet werden ſoll. In welchen Fällen 
dies zutrifft, kann nur konkret beanwortet werden. Gewiß wird 
unter dieſen Geſichtspunkten auch das Darlehn zum Zwecke 
des Spieles oder der Wette unter das geſetzgeberiſche Prinzip 
des 8 762 fallen können. Nicht minder aber auch der Auftrag 
und der Dienſtvertrag. (Vgl. RG. 34, 266.) In beſonders 
hervorragendem Maße wird das Prinzip des $ 762 anwendbar 
erſcheinen können, wenn zur Beförderung der Spielluſt beſondere 
Organiſationen in Wettkommiſſionsbüreaus u. dergl. geſchaffen 
find. Ob ein Unternehmen dieſer Art polizeilich geſtattet iſt, 
berührt nicht die Vorſchriften des Zivilrechts über die Wirk⸗ 
ſamkeit der gedachten Geſchäfte. Auf Grund des Vorangeſchickten 
erſcheint es nicht zutreffend, wenn das Berufungsgericht aus⸗ 
führt, daß im Falle des Dienftvertrages das im 8 762 aus⸗ 
geſprochene Prinzip höchſtens auf den Dienſtberechtigten zutreffe, 
der auf Borg wette, nicht aber auch auf den Dienſtverpflichteten, 
der die Wetteinſätze auslege. Des letzteren Tätigkeit kann vor⸗ 
nehmlich dazu geeignet ſein, die Spielluſt zu befördern und zu 
unterſtützen. Gegen die hier vertretene Auffaſſung läßt ſich 
endlich nicht der Umſtand verwerten, daß das Börſengeſetz in 
Abweichung vom BGB. durch eine ausdrückliche Vorſchrift in 
8 66 beſonders beſtimmt hat, daß auch durch die Erteilung 
und Übernahme von Aufträgen ſeitens im Börſenregiſter nicht 
eingetragener Perſonen ein Schuldverhältnis nicht begründet 
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wird. Daraus geht nur hervor, daß der Geſetzgeber in dem 
beſonderen Falle der Börſentermingeſchäfte ſich veranlaßt geſehen 
hat, in durchgreifenderer Weiſe, als es nach dem BGB. ge⸗ 
ſchehen, durch abſolute Beſtimmungen gewiſſe andere mit dem 
Börſentermingeſchäfte zuſammenhängende Tatbeſtände ohne 
weiteres für unverbindlich zu erklären. M. o. M., U. v. 1. März 06, 
414/05 IV. — Kiel. 

13. 5 777 BGB. Nachprüfung der Auslegung einer 
Bürgſchaftsurkunde.] 

Die Vorinſtanz ſtellt einwandfrei feſt, daß die vom Be⸗ 
klagten geleiſtete Bürgſchaft auch diejenigen Beträge habe um⸗ 
faſſen ſollen, welche B. dem Kläger nach der Bürgſchaftsleiſtung 
ſchuldig werden würde. Hieraus und aus der unſtreitigen Tat⸗ 
ſache, daß die in Betracht kommenden Anſprüche des Klägers 
an B. insgeſamt erſt nach dem 15. Auguſt 1901 entſtanden 
ſind, leitet die Vorinſtanz mit Recht die Folgerung ab, daß die 
Vorſchrift in 8 777 BGB., die ſich nur auf die Bürgſchaft 
für bei deren Übernahme bereits beſtehende Verbindlichkeiten 
des Hauptſchuldners bezieht, hier keine Anwendung finden 
könne. Sie erachtet gleichwohl die Klagforderung für un⸗ 
begründet, weil die zeitliche Beſchränkung, die der Beklagte 
ſeiner Bürgſchaftserklärung beigefügt hat, dahin zu verſtehen 
ſei, daß er überhaupt nur bis zum 15. Auguſt 1902 als Bürge 
gebunden ſein und auch für die bis dahin entſtandenen Ver⸗ 
bindlichkeiten B. nur dann aufkommen wolle, wenn ſie in der 
geſetzten Friſt fällig geworden ſeien, und der Kläger auch be⸗ 
reits innerhalb der Friſt den Beklagten als Bürgen in An⸗ 
ſpruch genommen habe. Dies aber ſei nicht geſchehen. Die 
Erwägungen, welche die Vorinſtanz zu dieſer Auffaſſung be 
ſtimmt haben, ſind indes in mehrfacher Beziehung zu bean⸗ 
ſtanden. Zunächſt kann der Annahme, daß die von der Vor⸗ 
inſtanz vertretene Auslegung der klaren Faſſung der Bürg⸗ 
ſchaftsurkunde entſpreche, keineswegs beigepflichtet werden. In 
dieſer iſt zunächſt ausgeſprochen, der Beklagte übernehme für 
alle Anſprüche des Klägers an B. ſelbſtſchuldneriſche Bürg⸗ 
ſchaft, jedoch nur bis zur Höhe von 6000 Mark. Wenn dem 
dann noch hinzugefügt iſt: „und zwar iſt die Bürgſchaft gültig 
bis zum 15. Auguſt 1902“, ſo iſt es nicht bloß möglich, ſon⸗ 
dern nach dem Wortlaut und dem innern Zuſammenhange der 
ganzen Erklärung auch das nächſtliegende, dies dahin zu ver⸗ 
ſtehen, es ſei damit lediglich der Kreis der Forderungen, auf 
die ſich die Bürgſchaft beziehen ſollte, noch zeitlich beſchränkt 
worden, nämlich dahin, daß ſie nur für Forderungen des 
Klägers aus der Zeit bis zum 15. Auguſt 1902 gültig ſein 
ſolle. Dieſe Auslegung entſpricht auch der im Geſchäftsverkehr, 
insbeſondere unter Kaufleuten, üblichen Ausdrucksweiſe (HGB. 
$ 346). Sie ſteht im Einklange mit demjenigen, was in ben 
Motiven zum Entwurfe eines BGB. zu $ 679 (Bd. II S. 681) 
ausgeführt iſt, und von den Bearbeitern des Geſetzbuchs, ſoweit 
ſie ſich mit dieſer Frage beſchäftigen, überwiegend angenommen 
wird. Vgl. die Kommentare von Planck und von Staudinger 
in den Anmerkungen zu 8 777, ferner Windſcheid⸗Kipp, 
Pandekten Bd. II S. 1033, auch Matthiaß, Lehrbuch des 
bürg. Rechts, III. Aufl. Bd. I 8 131 unter El). Das Be⸗ 
rufungsgericht hat ſeine Auffaſſung weiter damit begründet, 
daß die von ihr angenommene Auslegung aus allen die Er⸗ 
richtung der Urkunde begleitenden Umſtänden als die dem 
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Willen der Beteiligten entſprechende zu entnehmen ſei. An⸗ 
geführt wird jedoch in dem Urteil nur ein Umſtand, nämlich 
Außerungen, die der Beklagte vor Ausſtellung der' Urkunde bei 
zwei Gelegenheiten gegenüber dem Hauptſchuldner B. und deſſen 
Ehefrau getan haben ſoll. Aus ihnen wird gefolgert, „daß 
der Beklagte keinen Augenblick länger als bis zum Auguſt 
1902 — ſoll wohl heißen: bis zum 15. Auguſt 1902 — habe 
haften und mit dieſem Augenblick klar habe ſehen wollen, woran 
er ſei“. Hiergegen kommt jedoch folgendes in Betracht. Bei 
der Auslegung des zwiſchen den Parteien zuſtande gekommenen 
Vertrags iſt nicht entſcheidend, was der Beklagte ſeinerſeits 
gedacht und beabſichtigt hat, es kommt vielmehr darauf an, 
was er dem Kläger tatſächlich erklärt hat, und wie dieſer die 
an ihm gerichteten Erklärungen des Beklagten nach deren In⸗ 
halt nach Treu und Glauben verſtehen durfte. Die von der 
Vorinſtanz auf Grund der Ausſagen der Eheleute B. als er⸗ 
wieſen erachteten Außerungen des Beklagten würden daher 
höchſtens dann für die Vertragsauslegung Bedeutung bean⸗ 
ſpruchen können, wenn ſie vor oder bei Abſchluß des Bürg⸗ 
ſchaftsvertrags dem Kläger bekannt geworden wären. Daß 
dies geſchehen ſei, iſt von der Vorinſtanz nicht feſtgeſtellt, von 
dem Beklagten auch gar nicht behauptet worden, und nach den 
Ausſagen der Eheleute B. kann nicht wohl ein Zweifel darüber 
beſtehen, daß der Kläger bei den Geſprächen, bei denen die von 
der Vorinſtanz verwerteten Außerungen vom Beklagten getan 
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gleitende Umſtände, welche für die von der Vorinſtanz an⸗ 
genommene Vertragsauslegung ſprechen könnten, ſind in dem 
Berufungsurteil nicht angegeben, von dem Beklagten übrigens 
auch gar nicht behauptet worden. Die von der Vorinſtanz 
dargelegten Gründe ſind hiernach nicht geeignet, die von ihr 
getroffene Entſcheidung zu rechtfertigen, vielmehr würde nach 
dem, was bisher vorliegt, anzunehmen ſein, daß der Beklagte 
bis zur Höhe von 6000 Mark für alle Forderungen, die dem 
Kläger bis zum 15. Auguſt 1902 an B. erwachſen ſind, als 
Bürge aufzukommen habe. Das angefochtene Urteil mußte 
hiernach aufgehoben werden. Selbſt in der Sache zu erkennen, 
war das RG. nicht in der Lage, da in keiner Weiſe aufgeklärt 
iſt, wie der Vertragsabſchluß.Wiſchen den Parteien ſich voll⸗ 
zogen hat, alſo die Möglichkeit beſteht, daß hierbei Erklärungen 
gewechſelt worden find, aus denen ſichdeine andere als die nach 
dem bisherigen Sachſtande anzunehm Vertragsauslegung 
ergeben würde. P. c. B., U. v. 1. März 06, 230/05 VI. 
— Naumburg. N 

14. 88 2235 Nr. 2, 2085 BGB. Umfang der Un⸗ 
gültigkeit eines eigenhändigen Teſtamentes, wenn ein Teil des⸗ 
ſelben nicht vom Teſtator geſchrieben ift.] 

Es handelt ſich um die Frage, ob nachſtehend erwähntes 
Teſtament in ſeinem ganzen Umfange wegen Formmangels 
ungültig iſt oder nicht. Das ſtreitige Schriftſtück trägt die 
Überſchrift: „Mein letzter Wille“ und die Unterſchrift: „Serrig, 
den 16. Juli 1900, Peter K.⸗Blau.“ Die erſten ſechs Zeilen 
enthalten die Beſtimmung, daß die Suſanna S. den ganzen 
Nachlaß erhalten ſoll. Daran ſchließt ſich folgender Satz: 
„Dieſelbe iſt gehalten, aus dieſem Nachlaſſe meinem Bruder 
Mathias K. zu Serrig einen Ertrag von dreißig Mark heraus⸗ 
zujablen,“ Der Sapteil: „achlaffe meinem Bruder Mathias K. 
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zu Serrig einen Ertrag von“ iſt, wie feſtgeſtellt, nicht von der 
Hand des Erblaſſers geſchrieben worden. Das Berufungsgericht 
nimmt an, daß dem Erblaſſer, als er das Wort „Nachlaſſe“ 
zu ſchreiben begann, die Hand verſagt habe, daß dann mit 
ſeinem Einverſtändniſſe von einem anderen das folgende ge⸗ 
ſchrieben worden ſei und daß ſchließlich der Erblaſſer, nachdem 
er ſich wieder erholt gehabt, den Schluß des Teſtaments ge⸗ 
ſchrieben habe. Das Teſtament iſt ſeinem ganzen Inhalte nach 
— auch hinſichtlich des dem Mathias K. ausgeſetzten Ver⸗ 
mächtniſſes — eine wortgetreue Abſchrift des auf Veranlaſſung 
des Erblaſſers von dem Prozeßagenten W. aufgeſetzten Teſtaments⸗ 
entwurfs und deckt ſich inhaltlich vollſtändig mit einem vom 
Erblaſſer früher angefertigten, von W. jedoch aus formellen 
Gründen als ungültig bezeichneten Teſtamente. Es fragt ſich, 
ob das Teſtament vom 16. Juli 1900, wie beide Vorinſtanzen 
annehmen und die Reviſion beſtreitet, ſeinem ganzen Umfange 
nach, insbeſondere auch in Anſehung der Erbeseinſetzung wegen 
Formmangels ungültig iſt. Nach 8 2231 Nr. 2 BGB. kann 
ein Teſtament in ordentlicher Form errichtet werden durch eine 
von dem Erblaſſer unter Angabe des Ortes und Tages eigen⸗ 
händig geſchriebene und unterſchriebene Erklärung. Schon vor 
dem Inkrafttreten des BGB. war es in den Gebieten des 
franzöſiſchen Rechtes und des badiſchen Landrechts zuläſſig, 
durch eigenhändige Niederſchrift und ohne Zuziehung von Zeugen 
ein Teſtament zu errichten. Der code eivil (Art. 9 70) be⸗ 


ſtimmte darüber: le testament olographe ne sera point 


valable, s’il n'est ecrit en entier, date et signé de la main 
du testateur. Das eigenhändige Teſtament mußte alfo feinem 
ganzen Inhalte nach von dem Erblaſſer geſchrieben, von ihm 
datiert und unterzeichnet ſein. Hatte der Erblaſſer auch nur 
ein einziges Wort von fremder Hand ſchreiben laſſen, ſo war 
das ganze Teſtament nichtig (Art. 1001 c. c.). Zachariae⸗ 
Crome, Franzöſiſches Zivilrecht 8. Aufl. Bd. IV 8 678 S. 280, 
281; 8 680 S. 291. Mehrere Schriftſteller vertreten nun die 
Anſicht, daß auch für das Rechtsgebiet des BGB. Nichtigkeit 
des ganzen Teſtaments anzunehmen ſei, wenn von einem 
Dritten auf Geheiß des Erblaſſers auch nur ein einziges Wort 
eingefügt worden ſei. So namentlich: Endemann, Lehrbuch, 
6. Aufl. 8 27 Nr. 2a Bd. S. 118; Staudinger, BGB. 
2. Aufl. $ 2231 Anm. VA 2; Fromhold, Erbrecht $ 2231 
Anm. 2a; Brock, das eigenhändige Teſtament S. 75 und 76; 
Oertel im SächſArch. 13 S. 404, 405; Leske, Vergleichende 
Darſtellung 2, S. 1234. Dieſe Anſicht wird jedoch von 
anderen Schriftſtellern als unzutreffend bekämpft, namentlich von: 
Coſack, Lehrbuch, 4. Aufl. $ 353 I? Bd. II S. 687; Planck, 
BGB. 8 2231 Anm. II 2b; Dernburg, Erbrecht, § 29 II 2c; 
Wilke, BGB. 8 2231 Anm. Le; Strohal, Erbrecht, 3. Aufl. 
S 21a zu II Ab und e Bd. I S. 105; Neumann, Hand: 
ausgabe 4. Aufl. $ 2231 Anm. 2e. Aus den Vorberatungen 
des BGB. läßt ſich eine zuverläſſige Entſcheidung der 
Streitfrage nicht ſchöpfen. (Wird dargelegt.) Ebenſowenig 
kann ein entſcheidendes Gewicht darauf gelegt werden, daß 
in der Benennung: „le testament olographe“ im Ver⸗ 
gleiche zu dem Ausdrucke: „Das eigenhändige Teſtament“ 
eine ſtarke Betonung des Erforderniſſes, es müſſe die Urkunde 
ihrem ganzen Wortlaute nach eine eigenhändig geſchriebene 
ſein, gefunden werden kann. Mehr Bedeutung könnte 
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ſchon dem Umſtande beigemeſſen werden, daß das BGB. 
eine dem Art. 1001 c. c. nachgebildete Vorſchrift, wonach 
die Vernachläſſigung vorgeſchriebener Förmlichkeiten die Nichtig⸗ 
keit des ganzen Teſtaments nach ſich zieht, überhaupt nicht 
hat. Von Wichtigkeit aber ſind die allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſätze des BGB. über die Nichtigkeitsgründe überhaupt und den 
Nichtigkeitsgrund des Formmangels insbeſondere. (Wird unter 
Bezugnahme auf 88 139 und 2085 dargelegt.) Hiernach iſt 
der Standpunkt des BGB. von Anfang an der geweſen, daß 
die für Rechtsgeſchäfte unter Lebenden über teilweiſe Nichtigkeit 
aufgeſtellten Grundſätze, mit einer Anderung hinſichtlich der 
Beweisfrage, auch für Teſtamente gelten ſollten, insbeſondere 
auch für ſolche, die in der ordentlichen Teſtamentsform (gericht⸗ 
lichen oder notariellen) errichtet würden. Daß man demnächſt 
in den weiteren Entwicklungsabſchnitten bei Annahme des 
eigenhändigen Teſtaments als der dritten ordentlichen Teſtaments⸗ 
form zu ihren Gunſten jene feſten Grundſätze habe preisgeben 
wollen, dafür liegt nicht der geringſte Anhalt vor, iſt auch weder 
bei den Beratungen noch im Geſetze ſelbſt zum Ausdrucke 
gelangt. Die Gründe der Gegner ſind nicht ſtichhaltig. Ins⸗ 
beſondere kann der franzöſiſch⸗rechtliche Urſprung des eigen⸗ 
händigen Teſtaments kein Hindernis bilden, dieſe Rechts⸗ 
einrichtung infolge ihrer Eingliederung in das BGB. den 
deutſchen Rechtsgrundſätzen anzupaſſen und inſoweit des fremd⸗ 
artigen Gewandes zu entkleiden. Geht man von dieſen Grund⸗ 
ſätzen aus, ſo iſt das hier fragliche Teſtament vom 16. Juli 1900 
nicht ſchon deshalb, weil ein Satzteil von fremder Hand 
mit Zuſtimmung des Erblaſſers geſchrieben iſt, ſeinem ganzen 
Inhalte nach nichtig. Allein die Nichtigkeit könnte, wenn 
andere ſtichhaltige Gründe vorlägen, dennoch angenommen 
werden. Solche liegen aber nicht vor. Allerdings handelt es 
ſich bei dem von fremder Hand geſchriebenen Satzteile nicht um 
einen ganz unerheblichen Zuſatz (wie etwa die Hinzufügung der 
Straße und Hausnummer neben der Ortsbezeichnung). Im 
Gegenteil der betreffende Satzteil iſt wichtig, denn er enthält 
die Anordnung eines Vermächtniſſes, alſo recht eigentlich 
eine Verfügung des Erblaſſers über den Nachlaß. Fällt der 
das Vermächtnis anordnende Teil als unwirkſame Verfügung 
hinweg, ſo kann man nicht ſagen, daß in dem übrig bleibenden 
Reſte der Urkunde der letzte Wille des Erblaſſers vollſtändig 
zum Ausdrucke gelangt ſei. Es bleibt dann eben nur die 
Erbeseinſetzung ohne Vermächtnisauflage übrig, während der 
Erblaſſer die Erbeseinſetzung mit Vermächtnisauflage gewollt 
hat. Wäre es nun richtig — und das Berufungsgericht ver⸗ 
tritt dieſe Meinung —, daß ein Teſtament, in dem der letzte 
Wille des Erblaſſers nicht vollſtändig, ſondern nur zum Teil 
von der Hand des Erblaſſers geſchrieben wäre, eben wegen 
dieſer Unvollſtändigkeit kein eigenhändiges Teſtament darſtellte, 
d. h. dem Gebot eigenhändiger Niederſchrift nicht genügte, ſo 
müßte der ganze Inhalt der Urkunde für unwirkſam erachtet 
werden. Dem ſteht aber entgegen, daß die Form des eigen 
händigen Teſtaments rechtlich nach Grund, Zweck und Bedeutung 
nichts anderes iſt als die Form des gerichtlichen oder notariellen 
Teſtaments. Auch bei dieſen Teſtamenten können Zuſätze, Ein⸗ 
ſchaltungen oder Ergänzungen vorkommen, die nicht als gericht⸗ 
lich, beziehungsweiſe notariell beurkundet zu gelten haben. Der⸗ 
gleichen Vorkommniſſe zwingen aber nicht zu dem Schluſſe, die 
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ganze Teſtamentserrichtung als keine gerichtliche, beziehungsweiſe 
keine notarielle zu erachten. Das eigenhändige Teſtament 
nimmt in dieſer Beziehung keine Sonderſtellung ein. Auch 
ſeine Form unterliegt den allgemeinen Formvorſchriften, mithin 
auch der mit ihnen im Zuſammenhange ſtehenden Auslegungs⸗ 
vorſchrift des 8 2085 BGB. Hiernach iſt das Teſtament vom 
16. Juli 1900 als ein eigenhändiges Teſtament anzuſehen. Der 
das Vermächtnis enthaltende Satz iſt, da er zum Teil vom 
Erblaſſer, zum Teil mit ſeiner Zuſtimmung von einer anderen 
Perſon geſchrieben iſt, unwirkſam. Hinfällig iſt aus dieſem 
Grunde alſo nur die Vermächtnisanordnung, die eine einzelne 
von mehreren Verfügungen darſtellt. Für die Frage, ob auch 
der an ſich deutliche die Erbeseinſetzung enthaltende Reſt des 
Teſtaments unwirkſam ſei, kommt es auf den von den Klägern 
zu führenden Beweis an, daß der Erblaſſer die Erbeseinſetzung 
ohne die Vermächtnisauflage nicht vorgenommen haben würde. 
Dieſen Beweis haben die Kläger nicht geführt, auch, ſoweit er⸗ 
ſichtlich bisher nicht zu führen verſucht. Nur die Beklagten 
haben den entſcheidenden Geſichtspunkt berührt, indem ſie in 
einem als vorgetragen bezeichneten Schriftſatz ausgeführt haben, 
es könne in Anbetracht der Geringfügigkeit des Vermächtniſſes 
im Vergleiche zu dem Werte des Geſamtnachlaſſes nicht an⸗ 
genommen werden, daß der Wille des Erblaſſers dahin ge⸗ 
gangen wäre, die Rechtsbeſtändigkeit der Erbeseinſetzung von 
der Wirkſamkeit des Vermächtniſſes abhängig zu machen. Hier⸗ 
nach mußte das Berufungsurteil aufgehoben werden. In der 
Sache ſelbſt konnte noch nicht erkannt werden, da für die 
Frage, ob die Kläger als beweisfällig zu erachten ſeien, keine 


genügende Unterlage vorhanden iſt und hierüber noch — er⸗ 


forderlichenfalls unter Ausübung des Fragerechts — zu ver⸗ 
handeln iſt. K. c. K., U. v. 5. März 06, 470/05 IV. — 
Cöln. 

Zivilprozeß ordnung. 

15. 88 286, 313 Nr. 4 ZBO. in Verb. mit 88 10, 
11, 26 ALR. I 6. Für die durch den Entſchädigungsprozeß 
ſelbſt hervorgerufenen ſchädigenden Einflüſſe auf Gefundheit der 
Geſchädigten iſt Schädiger nicht haftbar; mangelnder Kauſalnexus.] 

Das Berufungsgericht hat in dem Urteile vom 28. April 
1905 mit dem erſten Richter als erwieſen angenommen, daß 
das jetzige Leiden der Klägerin (ſchwere Hyſterie, hyſteriſches 
Irreſein) durch den Unfall herbeigeführt ſei, welchen die Klägerin 
am 21. Dezember 1898 im Hauſe des Beklagten erlitten hat. 
Es wird im Hinblick auf einen bezüglichen Einwand des Be⸗ 
klagten und auf die von dem Gerichtsarzt Dr. St. erſtatteten 
Gutachten weiter ausgeführt: daß der gegenwärtige Prozeß 
mit ſeinen Enttäuſchungen und Aufregungen den Geſundheits⸗ 
zuſtand der Klägerin ungünſtig beeinfluſſe, habe Dr. St. bereits 
früher angegeben und in ſeinem letzten Gutachten von neuem 
beſtätigt. Wenn der Sachverſtändige es darnach für berechtigt 
halte, den Anteil der ungünftigen Einwirkungen des Prozeſſes 
am Leiden der Klägerin auf ein Viertel zu veranſchlagen, ſo 
dürfe dies doch keinen Anlaß geben, die der Klägerin zu ge⸗ 
währende Rente herabzuſetzen. Denn es ſei zu berückſichtigen, 
daß der dieſe Aufregung mit ſich bringende Prozeß, da der 
Beklagte die Klägerin nicht freiwillig zufrieden ſtelle, eine Folge 
des Unfalls ſei. Sollte ſich nach Beendigung des Prozeſſes 
eine erhebliche Beſſerung im Befinden der Klägerin heraus: 
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ſtellen, ſo bleibe es dem Beklagten unbenommen, eine Herab⸗ 
ſetzung der Rente zu verlangen. Die Reviſion macht, unter 
Rüge eines Verſtoßes gegen $ 286 und § 313 Nr. 4 
ZPO. gelten das Berufungsurteil entbehre der prozeß⸗ 
ordnungsmäßigen Begründung dafür, daß der gegenwärtige 
leidende Zuſtand der Klägerin im ganzen auf den Unfall zurück⸗ 
zuführen fi. Der Sachverſtändige, Dr. St., ſchreibe zu 
einem Viertel die Urſache des Leidens der Aufregung durch den 
Prozeß zu. Mit Unrecht aber mache das Berufungsgericht den 
Beklagten hierfür haftbar. Der Prozeß ſei das geſetzliche 
Mittel, welches der Beklagte anwenden dürfe und müſſe, um 
Daſein und Umfang ſeiner Erſatzpflicht feſtſtellen zu laſſen und 
es könne ihn nicht berühren, welche Gemütsverfaſſung die 
Klägerin dieſem Verfahren entgegenbringe: er habe insbeſondere 
nicht die Folgen einer abnormen Veranlagung der Klägerin, 
ihres beſonderen Temperaments oder ſubjektiver Stimmungen 
zu vertreten. Der Angriff iſt als berechtigt anzuerkennen: 
Allerdings hatte der Beklagte gemäß SS 10, 11 und 5 26 
ALR. I 6 der Klägerin für allen, auch den nur mittelbaren 
Schaden, welcher durch die Beobachtung des Geſetzes hätte 
vermieden werden können, aufzukommen. Allein wenn das 
Leiden der Klägerin zu einem unterſcheidbaren Teile lediglich 
die Folge der durch den Prozeß in ihr hervorgerufenen Ge: 
mütsbewegungen iſt, ſo kann ſolche ſchädigende Wirkung des 
unternommenen bezw. ſchwebenden Rechtsſtreites nicht auf den 
vom Beklagten zu vertretenden Unfall als die Urſache zurüd- 
geführt werden. Dieſe Einwirkung des Prozeſſes iſt auch nicht 
einmal als mittelbare Folge der unerlaubten Handlung des 
Beklagten im Sinne von 8 3 ALR. 1 6 anzuſehen. Der 
Schade hat inſoweit ſeine Entſtehungsurſache in beſonderen 
Umſtänden, welche in der Perſönlichkeit der Klägerin, einer 
geſteigerten körperlichen oder phyſiſchen Empfindlichkeit derſelben 
gegenüber den mit der Prozeßführung verknüpften Eindrücken 
gelegen ſind oder die, wenn ſie auch nicht bloß individueller 
Natur ſein mögen, doch als ſelbſtändige, von dem Unfall der 
Klägerin rechtlich unabhängige Kauſalität in Betracht kommen. 
Allerdings würde die hier fragliche Schadensfolge nicht ein⸗ 
getreten ſein, wenn ſich der Unfall, welcher zu dem Prozeß ge— 
führt hat, nicht ereignet hätte. Allein durch ſolchen bloß äußer⸗ 
lichen, tatſächlichen Zuſammenhang iſt die innere Beziehung 
zwiſchen dem Verſchulden des Beklagten und dem Schaden, wie 
fie auch in den Vorſchriften des PrALR. (vgl. 88 8, 10, 11, 
13 13, RG. 42, 291 ff.) immerhin vorausgeſetzt wird, noch 
nicht hergeſtellt; ein adäquater Kauſalzuſammenhang iſt damit 
noch nicht begründet, daß der vom Beklagten zu vertretende 
Unfall den Anlaß zu dem ſpäteren Rechtsſtreite gegeben hat. 
Die tatſächlich hier bei der Klägerin eingetretene Folgeerſchei⸗ 
nung, die nicht durch ihre körperliche Verletzung an ſich, ſondern 

durch das hinzugekommene Prozeßverfahren herbeigeführt iſt, 

fällt außerhalb des Bereiches der Schädigung, welche der Be— 

klagte als Folgen ſeiner unerlaubten Handlung zu verantworten 

hatte. Denkbar wäre es zwar, daß der vom Verletzten auf 

Schadenserſatz belangte Schuldner einen nachteiligen Einfluß 

der Prozeßführung auf die Geſundheit des Klägers zu ver⸗ 

treten hätte, wofern der Beklagte mutwillig oder chikanös den 

begründeten Anſpruch des Klägers beſtritten hatte; allein dies— 

falls würde die etwaige Schadenserſatzpflicht auf einem neuen 
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weg und das Befahren mit Steinfuhrwerken, überhaupt zu 
induſtriellen Zwecken, bei Vermeidung einer fiskaliſchen Strafe 
von 100 Mark für jeden Mbertretungsfall, zu unterlaſſen. Be⸗ 
klagte haben neben Abweiſung der Klage widerklagend beantragt: 
den Kläger zu verurteilen, 1. die Löſchung der ſtreitigen Flächen⸗ 
abſchnitte auf ſeinem Grundbuchblatt zu bewirken, 2. anzuer⸗ 
kennen, daß dieſe Flächenabſchnitte einen öffentlichen Weg bilden, 
ihr Eigentum ſeien und zu ihrem Grundſtücke gehören; eventuell, 
falls nach dem Klageantrage 1 erkannt werden ſollte: den 
Kläger zu verurteilen, anzuerkennen, daß ſie und ihre Pächter 
ein Recht haben, über den durch die beiden Flächenabſchnitte 
gebildeten Weg zu gehen, zu reiten und mit beliebig beladenen 
und unbeladenen Geſpannen zu fahren; Beklagte beanſpruchen die 
Streitſtücke als Beſtandteile ihres Grundſtücks, behaupten, daß 
dieſelben als öffentlicher Weg benutzt worden ſeien. Beklagte 
wurde unter Abweiſung der Widerklage nach den Klageanträgen 
verurteilt. Das RG. erachtete die Reviſion zum Teil für be⸗ 
gründet: Gegen die Feſtſtellung der Vorderrichter, daß die 
Streitflächen Teile des dem Kläger als Miteigentümer gehörigen 
Grundſtücks find, können Bedenken nicht erhoben werden. Die 
Entſcheidung des Berufungsgerichts über den Anſpruch der Be⸗ 
klagten, die Streitflächen als Notweg benutzen zu dürfen, wird 
durch den Grund allein getragen, daß über die Verpflichtung der 
Nachbarn, die Benutzung ihres Grundſtücks als Notweg zu dulden, 
wenn dieſes Grundſtück im Eigentum mehrerer Miteigentümer ſteht, 
nur gegenüber allen Miteigentümern, hier alſo nicht gegenüber 
dem Kläger als einem von mehreren Miteigentümern, feſtgeſtellt 
werden kann (vgl. Planck Anm. 2a s und Turnau⸗Foerſter 
Anm. 1 Abſ. 5 zu $ 917 BGB.). Dagegen kann dem Be: 
rufungsgerichte darin nicht beigetreten werden, daß es die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob die ſtreitigen Flächen die Eigenſchaft eines 
öffentlichen Weges haben, allgemein als im ordentlichen Rechts⸗ 
wege unzuläſſig abweiſt. Mag nun auch der Antrag der 
Widerklage, wonach der Kläger anerkennen ſoll, daß die Flächen 
einen öffentlichen Weg bilden, mit Recht abgewieſen ſein: ſo iſt 
doch von den Beklagten die Behauptung, daß die ſtreitigen 
Flächen die Eigenſchaft eines öffentlichen Weges haben und ſie 
deshalb zum Benutzen desſelben als Fahrweg befugt ſeien, nicht 
nur als Einrede gegen den Klageantrag 2, wonach ſie die Be⸗ 
nutzung der Flächen als Fahrweg uſw. bei Vermeidung von 
Strafe unterlaſſen ſollen, vorgebracht, ſondern auch ihrem 
eventuellen Widerklageantrage als Grundlage des Anſpruchs 
gegeben, daß Kläger anerkennen ſolle, ſie und ihre Pächter 
ſeien befugt, über den durch die ſtreitigen Flächen gebildeten 
Weg zu gehen, zu reiten und mit beliebig beladenen Geſpannen 
zu fahren. Hier bildet die Frage der Offentlichkeit des Weges 
einen Beſtandteil eines Privatrechtsſtreits, deren Entſcheidung 
den ordentlichen Gerichten nicht entzogen iſt. Denn werden in 
einem Rechtsſtreite über einen privatrechtlichen Anſpruch Ein⸗ 
reden vorgeſchützt, die dem öffentlichen Rechte entnommen ſind, 
ſo ſteht den Gerichten unter Umſtänden auch die Entſcheidung 
über die öffentlich⸗rechtliche Frage zu (vgl. RG. in JW. 1896 
S. 289 Nr. 44 und die Zitate daſelbſt). Die Parteien ſtreiten 
darüber, ob die Beklagten befugt ſind, die Streitflächen als 
Weg zum Gehen, Reiten und Fahren zu benutzen, und die Ent⸗ 
ſcheidung dieſes Streites iſt von der Beantwortung der Vor⸗ 
frage abhängig, ob der Weg unter den Parteien als ein öffent⸗ 
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licher zu gelten habe und deshalb dem freien Verkehr diene. 
Der Entſcheidung dieſer Vorfrage, die einen Inzidenzpunkt im 
Hauptſtreite darſtellt, durfte ſich das Berufungsgericht nicht 
entziehen (vgl. RG. 14, 262 ff.). B. c. K., U. v. 24. Febr. 06, 
446/05 V. — Berlin. 

Konkursrecht. 

20. 58 30 — 32, 35 KO. Anfechtung eines Schein: 
geſchäftes, auf Grund deſſen gegen den Gemeinſchuldner ein 
rechtskräftiges Urteil ergangen war, ſeitens des Konkurs⸗ 
verwalters.] | 

Der Gemeinſchuldner K. verkaufte ein ihm gehöriges Möbel: 
geſchäft an die Beklagte für 10 000 Mark. Zur Begleichung 
des Kaufpreiſes übergab ihm die Käuferin die vollſtreckbare 
Ausfertigung eines rechtskräftigen Urteils, wonach er zur Rück⸗ 
zahlung eines Darlehns in dieſer Höhe verurteilt worden war. 
In der Vertragsurkunde hatte die Beklagte erklärt, eine 
Forderung gegen ihn aus dieſem Urteile nicht mehr zu haben; 
der Verkäufer bekannte ſich hierdurch wegen der Kaufpreisforderung 
als befriedigt. Der klagende Konkursverwalter behauptete, die 
angebliche Darlehrsforderung von 10 000 Mark ſei erdichtet 
und das Urteil vom 10. April 1899 ein durch argliſtiges Zu⸗ 
ſammenwirken der Beklagten und des K. erſchlichenes Ver⸗ 
ſäumnisurteil geweſen. Der Kaufvertrag ſei als Scheingeſchäft 
nichtig und für den Fall, daß er ernſthaft gemeint geweſen 
fein ſollte, auf Grund der Beſtimmungen der 88 31, 32 KO. 
anfechtbar, weil zur Benachteiligung der Konkursgläubiger abge⸗ 
ſchloſſen. Die Konkursmaſſe brauche hiernach die auf Grund 
des anfechtbaren Kaufvertrages ſeitens des Gemeinſchuldners 
an die Bekagte erfolgte Übertragung der Rechte aus zehn in 
der Klageſchrift näher bezeichneten, zum verkauften Zweig⸗ 
geſchäft gehörigen Möbelleihverträgen gegen ſich nicht gelten 
laſſen. Die Beklagte wurde verurteilt und ihre Reviſion zurück⸗ 
gewieſen: Der Berufungsrichter führt aus, die Anfechtung des 
Klägers richte ſich nicht nur gegen den Kaufvertrag vom 
28. Januar 1902, ſondern erſtrecke ſich auch auf den Schuld⸗ 
titel vom 10. April 1899; beide Vorgänge bildeten ein einheit⸗ 
liches Ganzes, weil beide einheitlich im gegenſeitigen Ein⸗ 
verſtändniſſe der Beklagten und des Gemeinſchuldners zur Be⸗ 
nachteiligung der Kläger geſchaffen ſein ſollen. Gegen dieſe 
Rechtsauffaſſung iſt nichts zu erinnern. War die Abſicht des 
Gemeinſchuldners darauf gerichtet, durch das Zuſammenwirken 
der Schaffung des Schuldtitels und des ſpäteren Abſchluſſes 
des Kaufvertrages die Gläubiger zu benachteiligen, ſo ſtellte die 
Schaffung des Schuldtitels ſchon den Beginn der betrügeriſchen 
Benachteiligung dar, und dieſer Schuldtitel in Verbindung mit 
dem Kaufvertrage bildeten in ihrer einheitlichen Zuſammen⸗ 
faſſung den Gegenſtand der Anfechtung. Da zur Durchführung 
der Anfechtung der Nachweis erforderlich iſt, daß die betrügeriſche 
Abſicht ſowohl bei der Schaffung des Schuldtitels als auch bei 
dem Abſchluſſe des Kaufvertrages vorhanden war, ſo muß 
übrigens die Anfechtung in gleicher Weiſe Erfolg haben, wenn 
man als den Gegenſtand der Anfechtung nur den Abſchluß das 
Kaufvertrages anſieht und in der Schaffung des Schuldtitels 
eine bloß vorbereitende Handlung erblickt, deren Rechtswirk⸗ 
ſamkeit erſt nach Anmeldung der dem Schuldtitel zugrunde 
liegenden Forderung im Konkursverfahren zu prüfen wäre. Der 
Berufungsrichter hält für erwieſen, daß die dem Schuldtitel zu 
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grunde liegende Darlehnsforderung von 10000 Mark eine auf 
Grund des Einverſtändniſſes der Beklagten und des Gemein⸗ 
ſchuldners erdichtete ſei, da der letztere nie ein Darlehn von der 
Beklagten erhalten habe, daß der Gemeinſchuldner, indem er 
wegen dieſer Forderung ein Verſäumnisurteil auf Antrag der 
Beklagten gegen ſich ergehen ließ und die Aufrechnung ſeiner 
aus dem Vertrage vom 28. Januar 1902 entſtandenen Kauf⸗ 
preisforderung gegen jene angebliche Darlehnsforderung ver⸗ 
einbarte, in der Abſicht gehandelt hat, ſeine Gläubiger zu be⸗ 
nachteiligen, und daß dieſe Abſicht der Beklagten bekannt war. 
Hiergegen ſind Bedenken nicht zu erheben. Der auf das Urteil 
des RG. vom 22. Februar 1882 (RG. 7, 188) geſtützte An⸗ 
griff der Reviſion, daß Einwendungen gegen das rechts⸗ 
kräftige Verſäumnisurteil vom 10. April 1899 dem An⸗ 
fechtungskläger verſagt ſeien, iſt ungerechtfertigt. Nach § 35 
KO. wird die Anfechtung dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß für 
die anzufechtende Rechtshandlung ein vollſtreckbarer Schuldtitel 
erlangt iſt. Der Wortlaut dieſer Vorſchrift paßt zwar auf den 
vorliegenden Fall inſofern nicht, als hier nicht eine beſondere, 
in die äußere Erſcheinung tretende Konſtituierung der erdichteten 
Darlehnsforderung ſtattgefunden hat und demnächſt erſt für 
dieſe ein vollſtreckbarer Titel erlangt iſt, vielmehr die anfecht⸗ 
bare Handlung in der Schaffung des vollſtreckbaren 
Titels beſteht. Es kann aber, da durch die Vorſchriften der 
KO. über die Anfechtung die Gläubiger gerade auch gegen das 
Verbringen von Vermögensſtücken durch den Gemeinſchuldner 
in betrüglichem Einverſtändniſſe mit einem Dritten haben geſchützt 
werden ſollen (Mot. zur KO. S. 658), nicht zweifelhaft ſein, 
daß auch im letzteren Fall die Anfechtung durchgreift, ſoweit 
die Vorausſetzungen der 88 30 bis 32 KO. gegeben ſind. Der 
Gegenſtand der Anfechtung iſt in dieſem Falle das benach⸗ 
teiligende betrügeriſche Ubereinkommen der Beteiligten in 
Verbindung mit deſſen prozeſſualer Geltendmachung, die zur 
Erlaſſung des vollſtreckbaren Urteils geführt hat (vgl. das RG.⸗ 
Urteil vom 8. Juni 1883 Bd. 9 S. 100, und Jäger, KO. 
2. Aufl. 8 35 Anm. 6 und 8). Das von ber Reviſion an⸗ 
geführte Urteil vom 22. Februar 1882 behandelt einen anderen 
Fall als den jetzt vorliegenden. Es erörtert die Frage, ob dem 
Anfechtungs beklagten gegen den vollſtreckbaren Titel des 
Anfechtungsklägers Einreden zuſtehen, die ausſchließlich dem 
Verfügungsrecht des Schuldners entſtammen; dieſe Frage wird 
dort verneint, gleichzeitig aber hervorgehoben, daß eine Aus⸗ 
nahme eintritt, wenn der Schuldtitel des Gläubigers infolge 
betrügeriſchen Einverſtändniſſes mit dem Schuldner erſchlichen 
iſt. G. c. K.s Konk., U. v. 27. Febr. 06, 274/05 VII. — 
Berlin. 

Handelsrecht. 

21. 5 405 HGB. Begriff der Erforderniſſe der Aus⸗ 
drücklichkeit.] 

Das Berufungsgericht erwägt, der Kläger habe durch den 
Schlußſchein und das Beſtätigungsſchreiben vom 17. Februar 
1903 nicht im Sinne des § 405 HGB. ausdrücklich er⸗ 
klärt, daß er ſelbſt eintreten wolle. Der Reviſionskläger rügt, 
das Berufungsgericht verkenne dadurch den rechtlichen Begriff 
der Ausdrücklichkeit im 8105 a. a. O.: Dieſer Angriff iſt nicht 
begründet. Zunächſt iſt nicht nötig, zu der vielumſtrittenen 
Frage Stellung zu nehmen, was grundſätzlich zu einer aus⸗ 
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drücklichen Willenserklärung im Gegenſatze zu einer ſtill⸗ 
ſchweigenden zu erfordern ſei und wie die einzelnen Stellen 
des BGB. und HGB., die das Wort „ausdrücklich“ gebrauchen, 
zu verſtehen ſeien. Denn für das Recht des BGB. und HGB. 
iſt der Standpunkt zu billigen, daß das Wort „ausdrücklich“ 
kein techniſches ſei und daß für jeden einzelnen Fall ſeines Ge⸗ 
brauches ſeine Bedeutung feſtgeſtellt werden müſſe. Deshalb 
handelt es ſich im gegebenen Falle nur darum, welche Bedeu⸗ 
tung das Wort „ausdrücklich“ im §S 405 HGB. hat. Nach 
Zweck, Bedeutung und Entſtehungsgeſchichte dieſer Beſtimmung 
muß, um dem Erforderniſſe der Ausdrücklichkeit im § 405 zu 
genügen, unzweideutig durch Worte ausgedrückt werden, 
daß der Kommiſſionär vom Recht des Selbſteintrittes Gebrauch 
gemacht habe. Von dieſer Auffaſſung des Geſetzes aus hat das 
Berufungsgericht rechtlich nicht geirrt, wenn es annahm, der 
Schlußſchein und das Beſtätigungsſchreiben vom 17. Februar 
1903 habe nach Sachlage keine ſolche ausdrückliche Erklärung 
des Selbſteintrittes enthalten. Zutreffend erwägt es: Die in 
der Überſendung des Schlußſcheines und Beſtätigungsſchreibens 
ohne die ausdrückliche Mitteilung des Selbſteintrittes zunächſt 
liegende Ausführungsanzeige könne an ſich nur als Erklärung 
angeſehen werden, daß die Ausführung durch Abſchluß des Ge⸗ 
ſchäfts mit einem nicht namhaft gemachten Dritten erfolgt ſei; 
daraus aber, daß der Kläger ſelbſt den Schlußſchein wie ein 
Verkäufer vollzog, könne — insbeſondere unter den hier ob⸗ 
waltenden Umſtänden — noch nicht geſchloſſen werden, daß er 
damit andere Verpflichtungen gegenüber dem Beklagten über⸗ 
nommen habe, als wie fie ihm ſchon nach $ 384 Abſ. 3 
HGB. oblagen. Der Kläger hatte ſich noch auf einen Handels⸗ 
gebrauch berufen, nach welchem bei den an der Berliner Pro⸗ 
duktenbörſe abgeſchloſſenen Kommiſſionsgeſchäften der Eintritt 
des Kommiſſionärs durch Aberſendung eines Schlußſcheins des 
hier vorliegenden Inhaltes erfolgen ſoll. Dieſes Vorbringen 
beſeitigt das Berufungsgericht rechtlich einwandfrei ſchon mit 
der Erwägung, der Kläger habe als Ausführungsanzeige nicht 
bloß den Schlußſchein ſondern auch das Begleitſchreiben vom 
17. Februar 1903 überſendet, letzteres ſei aber wegen der darin 
enthaltenen Stellen: „Sie haben einen ſehr guten Kauf ge⸗ 
macht, da der Preis heute dreiviertel Mark höher geweſen iſt.“ 
„Auf dieſes Geſchäft vergüten Sie mir 1 Prozent vom Wert⸗ 
betrage, die uſancemäßige Maklergebühr und die Stempel⸗ 
auslagen“, wie näher ausgeführt wird, mehrdeutig, insbeſondere 
auch in dem Sinne abgefaßt, er, der Kläger, habe nur als 
Kommiſſionär mit einem Dritten abgeſchloſſen. — Es hatte 
daher nicht nötig, die über dieſen angeblichen Handelsgebrauch 
erbotenen Beweiſe zu erheben. G. c. K., U. v. 6. März 06, 
343/05 II. — Berlin. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

22. 5 1 HaftpflG. Irrtum des beſchädigten Paſſagiers 
bezüglich der Frage, ob ein Straßenbahnwagen halte.] 

Die Klägerin kam, als ſie aus einem Wagen der Straßen⸗ 
bahn ausſtieg, zu Fall und brach ein Bein. Unter der Be⸗ 
hauptung, daß der Unfall einer Pflichtverletzung des Führers 
oder Schaffners zuzuſchreiben ſei, erhob ſie Klage gegen die 
Straßenbahngeſellſchaft mit dem Antrage, die Beklagte zu 
verurteilen, ihr eine lebenslängliche Rente von 20 Mark 
monatlich, ſowie 300 Mark Schmerzensgeld und die Koſten 
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des Krankenhauſes zu erſtatten. Das LG. erachtete ein Ver⸗ 
ſchulden der Angeſtellten der Beklagten nicht für vorliegend und 
demgemäß einen Schadenserſatzanſpruch nur auf Grund des 
HaftpflG. für begründet. Demgemäß wurde unter Abweiſung 
des von der Klägerin erhobenen Anſpruchs auf Schmerzensgeld 
ihr Schadenserſatzanſpruch im übrigen dem Grunde nach für 
berechtigt erklärt. Die Berufung beider Parteien und die Reviſion 
wurden zurückgewieſen: Da nur die Beklagte Reviſion ein⸗ 
gelegt und das Berufungsgericht die Schadenserſatzpflicht der 
Beklagten nur auf Grund des Haftpfl®. für begründet erachtet 
und die Reviſion die nach den Grundſätzen des HaftpflG. 
zweifellos begründete Haftung der Beklagten für den Betriebs⸗ 
unfall nicht angegriffen hat, ſo bedarf nur die Frage des 
eigenen Verſchuldens der Beſchädigten einer beſonderen Würdigung 
und Erörterung. Das Berufungsgericht ſtellt in dieſer Be⸗ 
ziehung feſt, daß die Klägerin in der irrtümlichen Meinung, 
die Halteſtelle ſei erreicht und der Wagen ſtehe ſtill, unter der 
üblichen Vorſicht des Ergreifens eines an der Hinterwand des 
Perrons befindlichen Griffes ausgeſtiegen ſei, und führt den 
Irrtum, in dem ſie ſich befunden, darauf zurück, daß das 
Halteſignal gegeben und die Halteſtelle bis auf eine Wagen⸗ 
länge erreicht war, die Fahrt bis auf ein kaum fühl⸗ 
bares Minimum aufgehört hatte und ein Paſſagier ohne 
Schwierigkeit den Wagen bereits verließ. Hatte ſich, 
wie das Berufungsgericht auf Grund der Ausſage eines 
Zeugen annimmt, die Fahrt, d. h. die Vorwärtsbewegung 
des Wagens, auf ein kaum nachfühlbares Maß verlangſamt, 
ſo kann ein Rechtsirrtum darin nicht erblickt werden, daß das 
Berufungsgericht auf Grund des Zuſammentreffens der er⸗ 
wähnten Umſtände darin kein Verſchulden ſieht, daß die Klägerin 
in dieſen Irrtum verfallen iſt. Befand ſie ſich aber in dem 
entſchuldbaren Irrtum, daß die Halteſtelle erreicht ſei und der 
Wagen ſtill ſtehe, dann kann auch darin kein Verſchulden liegen, 
daß ſie, wie das Berufungsgericht feſtſtellt, „ſich im Sinne der 
Fahrt rückwärts wendend“ abſtieg. Ein Entgegenwirken der 
Zugkraft konnte ſie ja, in ihrem Irrtum befangen, nicht er⸗ 
warten. Straßeneiſenbahn H. c. G., U. v. 19. Febr. 06, 
212/05 VI. — Hamburg. 

23. HaftpflGeſ. in Verb. mit BGB. und 88 256, 303 ZPO. 
Zuläſſigkeit der Leiſtungsklage einer beim Unfall noch nicht er⸗ 
werbsfähigen Perſon.] | 

Die Klägerin war zur Zeit des Unfalles wie der Klage⸗ 
erhebung, und iſt auch jetzt noch nicht, von den Folgen des 
Unfalles abgeſehen, erwerbsfähig. Das raubt ihr nicht den 
Erſatzanſpruch wegen Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit über⸗ 
haupt, wie das RG. des öfteren anerkannt hat; die Meinung 
(vgl. Eger, RHaftpflG., 5. Aufl. S. 323), daß das RHaftpfl®. 
eine Erwerbsfähigkeit vorausſetze, die vor dem Unfalle ſchon 
beſtanden habe, und einen Erſatz lediglich künftiger Vermögens⸗ 
nachteile ausſchließe, iſt als unrichtig abzulehnen. Es kamn ſich 
fragen, ob, ſolange die Zeit der Erwerbsfähigkeit noch fern iſt, 
der Verletzte nicht auf die Feſtſtellungsklage beſchränkt iſt, 
zu deren Anſtellung das rechtliche Intereſſe in der drohenden 
Verjährung gegeben iſt (JW. 1905 S. 497 Nr. 26, 1906 S. 16 
Nr. 14). Die Klägerin hat im gegebenen Falle auch wegen 
dieſer künftigen Anſprüche die Leiſtungsklage erhoben und die 
Gerichte beider Vorinſtanzen haben dieſer ſtattgegeben. In der 
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Tat iſt nun vielleicht in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle, 
in denen einem erſt in einer ferneren Zukunft erwerbsfähig 
werdenden Kinde ein Schaden an der Erwerbsfähigkeit zugefügt 
worden iſt, der Weg der Feſtſtellungsklage der einzige zur vor⸗ 
läufigen Durchführung des Anſpruches gegebene Weg. Denn 
in der Regel werden ſich bei einem Kinde zur Zeit des Unfalles 
oder kurz nach dieſem die künftigen Erwerbsverhältniſſe noch 
nicht überſehen laſſen; die Umſtände allgemeiner und lokaler 
Natur, die dieſe geſtalten, können ſich bis zum Eintritte des 
erwerbsfähigen Alters deß Kindes ſo weſentlich ändern, daß die 
Verhältniſſe der Gegenwart als geeignete Grundlage für eine 
Verurteilung überhaupt nicht anzuſehen ſind. Indeſſen handelt 
es ſich hierbei nicht um eine grundſätzliche Frage, und wie 
einerſeits die gedachte Veränderung in den männlichen Erwerbs⸗ 
zweigen für durchgreifender zu erachten ſein wird, als in den 
weiblichen Hausberufen, ſo iſt ferner auch in Betracht zu ziehen, 
welcher Art die Entſchädigung iſt, die gefordert wird. Handelt 
es ſich nur um den gewöhnlichen Durchſchnittslohn gewöhnlicher 
Hand⸗, Haus⸗ und Fabrikarbeit, nicht um lohnendere, aber auch 
eine beſondere Vorbildung erfordernde Berufszweige höherer 
Art, ſo werden ſich die Gerichte eine Schätzung der zukünftigen 
Nachteile viel leichter zutrauen dürfen, als für dieſe ſchwierigeren 
Verhältniſſe und es wird dann nicht zu beanſtanden ſein, wenn 
der Leiſtungsklage entſprochen wird. Die Klägerin fordert aber 
nichts anderes als den Erſatz für den ihr verlorenen Gewinn 
aus einer dienenden Tätigkeit oder aus einfacher weiblicher 
Handarbeit, ſodaß aus dieſem Geſichtspunkte die Leiſtungsklage 
der Klägerin im gegebenen Falle als gerechtfertigt angeſehen 
werden kann. Es kommt aber für den vorliegenden Rechtsfall 
noch ein weiteres Moment in Betracht. Eine Rente wegen 
Vermehrung der Bedürfniſſe iſt der im Gebrauche des verletzten 
Beines dauernd behinderten Klägerin nach der Sachlage ſchon 
jetzt zuzuſprechen. Dem Berufungsgericht iſt aber darin bei⸗ 
zutreten, daß der Anſpruch auf den durch Entrichtung einer 
Geldrente zu leiſtenden Schadenserſatz nach Maßgabe der 
88 3a und 7 des Reichshaftpflichtgeſetzes wie nach 88 843, 
844 BGB. als ein einheitlicher anzuſehen iſt: es iſt eine Rente 
feſtzuſetzen für den geſamten Schaden, ſoweit er in die Zukunft 
ſich erſtreckt, bei deren Bemeſſung ſowohl auf die Minderung 
der Erwerbsfähigkeit wie auf die Vermehrung der Bedürfniſſe 
Bedacht zu nehmen iſt (vgl. RG. 47, 405) Daraus ergibt 
ſich, daß, wenn auch die künftigen Erwerbsverhältniſſe noch 
nicht berückſichtigt werden könnten, die einheitliche Rente auf 
die erhobene Leiſtungsklage dennoch der Klägerin bereits zuzu⸗ 
erkennen wäre, jedoch nur auf der Grundlage der gegenwärtigen 
Vermehrung der Bedürfniſſe, während die Erhöhung der Rente 
wegen der ſpäter eintretenden Verminderung der Erwerbsfähig⸗ 
keit alsdann im Wege des § 323 ZPO. durchgeſetzt werden 
müßte. Da aber die Beſtimmung des § 323 ZPO. nur dazu 
gegeben iſt, ſpätere Veränderungen der Verhältniſſe in ihrem 
Einfluſſe auf den Schaden und deſſen Höhe zur Geltung zu 
bringen, die zur Zeit der früheren Verurteilung vorſchauend 
noch nicht zu überſehen waren, und die den gewöhnlichen Lauf 
der Dinge, wie er zu dieſer Zeit erſcheinen mußte, nicht ent⸗ 
ſprechen (vgl. JW. 1905 S. 143 Nr. 23, S. 152 Nr. 38, 
S. 283 Nr. 4, S. 493 Nr. 19, 1906 S. 27 Nr. 30), muß, 
ſoweit die zukünftigen Etwerbsverbältniſſe ſchon jetzt ſich über: 
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ſehen laſſen, auf dieſe bei Feſtſetzung der Rente auch Rückſicht 
genommen werden. Wenn das Berufungsgericht in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem Gerichte I. Inſtanz deshalb auf der Grundlage 
der einfachen Verhältniſſe eines gewöhnlichen Arbeitserwerbes der 
ſpäteren Verminderung der Erwerbsfähigkeit der Klägerin ſchon 
jetzt Rechnung getragen hat, ſo kann ihm darin nicht entgegen⸗ 
getreten werden. Das Berufungsgericht hat in ÜUbereinſtimmung 
mit dem Gericht I. Inſtanz der Klägerin die für die Zeit ihrer 
vollen Erwerbsfähigkeit, vom vollendeten 18. Lebensjahre ab 
feſtgeſetzte Rente bis an ihr Lebensende zugeſprochen. Die 
Reviſion erachtet dies für ungerechtfertigt. Wenn das Be⸗ 
rufungsgericht zur Begründung dieſer Enſcheidung ausführt: 
daß Krankheit, Gebrechlichkeit und ſonſtige Alterserſcheinungen 
Anderungen bewirken könnten, ſei von ihm nicht überſehen; 
ſolches ſeien indeſſen bloße Möglichkeiten, und Sache des Erſatz⸗ 
pflichtigen ſei es, Umſtände nachzuweiſen, die für den einzelnen 
Fall von einem beſtimmten Zeitpunkte an eine weſentliche 
Minderung des Erwerbes annehmen ließen —, ſo muß dieſe 
Erwägung an ſich rechtlich beanſtandet werden und ſie wird 
durch die angezogene Entſcheidung (RG. 17, 51) in derem Fall 
es ſich um einen Beamten mit feſtem Gehalt handelte, nicht 
geſtützt. In den oben bezeichneten Entſcheidungen (JW. 1905 
und 1906) iſt vom RG. wiederholt mit bezug auf § 323 
3PO. ausgeſprochen, daß Minderungen der Erwerbsfähigkeit, 
die nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge erfahrungsgemäß 
als Regelerſcheinungen antreten, ſchon bei der Zuerkennung der 
Rente zu berückſichtigen ſind und bezüglich ihrer nicht auf den 
Weg des $ 323 ZPO. verwieſen werden darf. Dahin gehören 
zwar nicht beſtimmte Krankheiten und Gebrechlichkeiten des 
Alters, die allerdings nur als zufällige Möglichkeiten erſcheinen 
und nicht vorausgeſehen werden können, wohl aber die regel⸗ 
mäßige und gewöhnliche Abnahme der Körperkräfte im höheren 
Alter, die erfahrungsgemäß die Tauglichkeit gerade zu körper⸗ 
lichen Arbeiten hervorragend beeinflußt. Laſſen ſich die Erwerbs⸗ 
verhältniſſe einer ferneren Zukunft, wie das Berufungsgericht 
angenommen hat, überhaupt ſchätzen, ſo iſt nicht abzuſehen, 
warum dieſe Schätzung an dieſer Frage Halt machen müßte 
und dürfte und nicht wie die vorausſichtliche Zunahme der 
Körperkräfte und mit ihr die aufſteigende Erwerbsfähigkeit, ſo 
auch die Abnahme jener und den Nachlaß des Erwerbes bei 
Bemeſſung der Entſchädigungsrente in Betracht ziehen müßte. 
Für den gegebenen Fall war indeſſen von einer Aufhebung der 
angefochtenen Entſcheidung aus dieſem Grunde dennoch abzu— 
ſehen. Denn das Berufungsgericht hat jenen allgemeinen und 
zu beanſtandenden Erwägungen über das Verhältnis der gegen⸗ 
wärtigen Feſtſetzung zu ſpäteren Veränderungen ihrer Unterlagen 
den Satz vorausgeſchickt, daß die Klägerin nach der Lebens: 
ſtellung, die fie ohne den Unfall erlangt haben würde, genötigt 
geweſen wäre, bis an ihr Lebensende dem Erwerbe nachzugehen, 
und daß ſie auch in höherem Lebensalter bei entſprechender 
Arbeitſamkeit vorausſichtlich imſtande geweſen wäre, auf einer 
im weſentlichen der bisherigen gleichbleibenden Erwerbsſtufe zu 
verharren. Das iſt eine tatſächliche Annahme, die jedenfalls 
ſoweit reicht, daß nach der Würdigung des Berufungsgerichts 
ein weſentlicher, erheblicher Nachlaß der Erwerbsfähigkeit und 
der Erwerbsmöglichkeiten für die Klägerin bis an ihr Lebens⸗ 
ende nicht eingetreten ſein würde. Da nun anderſeits im 


237 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


höheren Lebensalter der Klägerin wieder auf eine Erhöhung 
der als Folge des Unfalls eingetretenen Vermehrung der Be⸗ 
dürfniſſe durch beſondere Pflege zu rechnen iſt, ſo kann im 
gegebenen Falle der Unterſchied in der Erwerbstätigkeit hierdurch 
für ausgeglichen und deshalb die erfolgte Feſtſetzung der Rente 
bis an das Lebensende der Klägerin für gerechtfertigt erachtet 
werden. M. c. W., U. v. 1. März 06, 231/05 VI. — 
Karlsruhe. 

Geſetz betr. die Erwerbs- und Wirtſchafts— 
genoſſenſchaften vom 1. Mai 1889/20. Mai 1898. 

24. SS 51, 73 GenG. Berechnung des Guthabens 
eines ausgeſchiedenen Genoſſen auf Grund der Bilanz für das 
Geſchäftsjahr. Nichtberückſichtigung eines ſpäteren General⸗ 
verſammlungsbeſchluſſes, der die Geſchäftsguthaben kürzt und 
Reſervefonds bildet.] 

Der verſtorbene Ehemann und Erblaſſer der Klägerin 
war Mitglied der beklagten Genoſſenſchaft. Er hat ſeine 
Mitgliedſchaft im November 1899 gekündigt. Die Klägerin iſt 
der Anſicht, daß ſein Austritt zum Schluſſe des Kalender⸗ und 
zugleich Geſchäftsjahrs 1899 erfolgt ſei und berechnet danach das 
von der Beklagten zu zahlende Guthaben. Die Beklagte vertritt 
den Standpunkt, daß die Kündigung des Ehemanns der 
Klägerin erſt zum Schluſſe des Jahres 1900 wirkſam ge⸗ 
worden ſei und berechnet ſein Guthaben in Gemäßheit des 
Generalverſammlungsbeſchluſſes vom 27. November 1900 auf 
einen geringeren Ertrag. Dieſer Generalverſammlungsbeſchluß, 
für welchen das Einverſtändnis des klägeriſchen Ehemanns 
nicht feſtgeſtellt iſt, betrifft die Richtigſtellung der Guthaben 
der Genoſſen dahin, „daß 50 Prozent der Guthaben ... dem 
Reſervefonds gutzuſchreiben und 25 Prozent dem Hilfsreſerve⸗ 
fonds reſp. der Betriebsrücklage zu überweiſen ſind“, 
wobei für die Betriebsrücklage beſtimmt iſt, daß ſie „für 
unvorhergeſehene Fälle, Neuanſchaffungen“ dienen ſolle. Die 
Klägerin wurde abgewieſen und nach einer von der Be: 
klagten erhobenen Widerklage verurteilt. Das RE. 
hob auf und verwies die Sache zurück: Begründet 
iſt der Angriff der Reviſion gegen die Gültigkeit des 
Beſchluſſes; eine ſolche Verminderung der Geſchäftsguthaben 
zugunſten des Reſervefonds und des Spezialreſervefonds 
konnte die Generalverſammlung nicht beſchließen. Wenn es 
ſich im Jahre 1900 herausſtellte, daß das Vermögen der 
Genoſſenſchaft zur Deckung der Schulden und der vollen 
Geſchäftsguthaben nicht ausreiche, ſei es, daß die frühere Be⸗ 
wertung der Aktiven zu hoch gegriffen war, ſei es, daß ſich 
Verluſte ergeben hatten, ſo ſtand es der Genoſſenſchaft frei, an 
dem Guthaben des klägeriſchen Ehemanns denjenigen Betrag 
in Abzug zu bringen, welcher nach Maßgabe der Bilanz zum 
31. Dezember 1900 auf ſeinen Anteil an der Überſchuldung 
fiel, alſo gemäß $ 42 des Statuts denjenigen Betrag, welcher 
von der nach Verwendung des Reſervefonds verbleibenden 
Unterbilanz nach Verhältnis der Höhe der Geſchäftsguthaben 
der Genoſſen auf das Geſchäftsguthaben des Ehemanns der 
Klägerin traf. So iſt nicht verfahren worden. Die General⸗ 
verſammlung hat einen ganz anderen Weg eingeſchlagen, der 
auch zu einem ganz anderen ſachlichen Ergebniſſe geführt hat. 
Im Widerſpruche mit der Beſtimmung über die Bildung der 
Reſervefonds in § 35 des Statuts und ohne jeden ſtatu⸗ 
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tariſchen Anhalt für die Bildung eines Spezialreſervefonds ift 
beſchloſſen worden: von den Geſchäftsguthaben 75 Prozent 


auf den Reſervefonds und den Spezialreſervefonds 
zu übertragen. Der Erfolg dieſer Maßregel war, 
daß die Geſchäftsguthaben um 75 Prozent gekürzt 


waren, daß aber nunmehr die Genoſſenſchaft einen Re⸗ 
ſervefonds und einen Spezialreſervefonds beſaß, welcher früher 
gar nicht vorhanden war. Man kann zugeben, daß dieſe Art 
der Regelung für die in der Genoſſenſchaft verbleibenden 
Mitglieder ohne erheblichen Nachteil war. Für den aus⸗ 
ſcheidenden Genoſſen aber, der nach $ 73 des Geſetzes keinen 
Anſpruch an den Reſervefonds und das ſonſtige Vermögen der 
Genoſſenſchaft hat, bedeutete ſie ein durch nichts gerechtfertigtes 
Opfer. Durch den Reduktionsbeſchluß wäre der Ehemann 
der Klägerin gezwungen worden, 75 Prozent ſeines Guthabens 
aufzugeben, um der Genoſſenſchaft nach ſeinem Ausſcheiden dieſen 
Betrag faſt ganz — nämlich abzüglich ſeines Anteils am Verluſte 
— zu ſchenken. Ein ſolcher Zwang durch Majoritätsbeſchluß 
der Generalverſammlung kann nicht für zuläſſig angeſehen 
werden. Es handelt ſich dabei auch nicht nur um eine Geſetz⸗ 
oder Statutenwidrigkeit des Beſchluſſes, welche bloß auf dem 
Wege der Anfechtungsklage nach 8 51 des Geſetzes könnte 
angefochten werden. Vielmehr muß ein ſolcher Beſchluß, der 
das ausſcheidende Mitglied in ganz anderer härterer Weiſe 
trifft, als das in der Genoſſenſchaft verbleibende, und, unter 
Verletzung ſowohl des Grundſatzes der gleichheitlichen Be⸗ 
handlung aller Genoſſen wie des Verbots der Erſchwerung 
des freien Austritts, in unzuläſſiger Weiſe das Recht des 
Genoſſen auf ſein Geſchäftsguthaben verkümmert, als ein Ein⸗ 
griff in deſſen geſetzlich geſchütztes Sonderrecht betrachtet 
werden, wofür die Anfechtung nicht an die Vorausſetzungen 
des § 51 gebunden iſt. W. c. G., U. v. 10. Febr. 06, 
386/05 I. — Hamm. 

Geſetz betr. die Invaliditäts- und Altersver⸗ 
ſicherung vom 22. Juni 1889. 

25. 88 122— 126 in Verb. mit 88 3, 8— 18 J 6 ALR. 
Entſchädigungspflicht des Arbeitgebers wegen unterlaſſenen 
Markenklebens nach ALR. 

Richtig iſt, daß, nachdem die Unterlaſſungen der Marken⸗ 
klebung, die den Verluſt des Rentenanſpruchs zur Folge hatten, 
vor dem 1. Januar 1900 liegen, für die Frage der hierauf 
begründeten Schadenserſatzpflicht gemäß Art. 170 EGBGB. 
die Beſtimmungen des PrALR. maßgebend find. Das InvVerſcG. 
legt nun dem Arbeitgeber unter Strafandrohung die Verpflich⸗ 
tung zum Einkleben von Marken im Intereſſe der Durchfüh⸗ 
rung der Arbeiterverſicherung auf. Beruht dieſe Verpflichtung 
auch auf dem öffentlichen Rechte und ſteht ſie zunächſt im Zu⸗ 
ſammenhange mit der Organiſation und Durchführung dieſer 
Verſicherung, ſo iſt doch von der Erfüllung dieſer geſetzlichen 
Pflicht der Anſpruch des Arbeiters auf die Invalidenrente be⸗ 
dingt. Unterläßt der Arbeitgeber die Erfüllung der ihm ob⸗ 
liegenden Pflicht, ſo verletzt er nicht bloß die geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift, ſondern er ſchädigt auch den Arbeiter. Das PrALR. 
gewährt aber gemäß 88 8 und ff. I, 6 für jede rechtswidrige 
Schadenszufügung einen Anſpruch auf Genugtuung. Demgemäß 
hat der erkennende Senat ſchon in mehrfachen Entſcheidungen 
auch ausgeſprochen, daß der Arbeitgeber, der die vom Geſetze 
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vorgeſchriebene rechtzeitige Verwendung von Marken unterläßt, 
eine unerlaubte Handlung begeht, die ihm dem Arbeiter gegen⸗ 
über wegen des ihm zugefügten Schadens zivilrechtlich ver⸗ 
antwortlich macht (Vgl. RG. vom 20. März 1905 in 
Sachen N. c. U. VI 236/04 Juriſt. Wochenſchrift 1905 
S. 323, vom 10. April 1905 in Sachen K. c. St. VI 300/04). 
Ausgeſchloſſen könnte die Schadenserſatzpflicht nur nach Maß⸗ 
gabe der Vorſchriften in 88 12 ff., SS 18 ff. L 6 AL R., 
alſo je nach dem Grade der Schuld, der Art des Schadens, 
dem Mitwirken eines eigenen Verſchuldens des Beſchädigten ſein. 
(Vgl. Entſch. vom 20. März 1905 VI 236/04.) Wie das RG. 
auch ſchon mehrfach ausgeſprochen hat (vgl. die obenerwähnten 
Entſcheidungen und die Entſch. des IV. 3S. vom 9. Februar 
1905 in Sachen L. und Gen. c. W. Rep. IV. 441/04), 
wäre der Schaden nur als ein mittelbarer im Sinne des 
§ 3 1,6 ALR. zu erachten, da der Verluſt des Renten⸗ 
anſpruchs nicht unmittelbar und zunächſt durch die ſchädigenden 
Unterlaſſungen des Beklagten bewirkt worden iſt, die Schadens⸗ 
wirkung nicht in nahem zeitlichen Zuſammenhang mit der 
ſchädigenden Urſache ſteht, die Entſtehung des Schadens viel⸗ 
mehr noch von künftigen ungewiſſen Ereigniſſen, ſo namentlich 
von dem Eintritt der Erwerbsunfähigkeit der Klägerin abhing. 
Gemäß den Beſtimmungen der 88 18 — 21 J, 6 ALR. 
erſcheint hiernach die Erſatzpflicht bedingt von dem Grade des 
Verſchuldens des Beſchädigers und dem des mitwirkenden Ver⸗ 
ſehens des Beſchädigten. Von allem Verſchulden wäre die 
Klägerin auch dann nicht freizuſprechen, wenn ſich ihre Be⸗ 
hauptung über die Weigerung des Beklagten und die Art ſeiner 
Weigerung in Richtigkeit verhielte. Sie hätte immerhin auf 
dem in 88 122 und 126 Inv VerſGG. vom 22. Juni 1889, 
eröffneten Wege die Erfüllung der Beitragspflicht herbeiführen 
können. Gegenüber der angeblich durch die Drohung mit der 
Dienſtentlaſſung verſchärften Weigerung des Arbeitgebers, die 
mindeſtens als grobes Verſehen zu erachten wäre, könnte das 
Verſehen der Klägerin höchſtens als mäßiges Verſehen erachtet 
werden. Die Klägerin hat aber im Schriftſatze vom 1. De⸗ 
zember 1904 den Beweis der von ihr behaupteten Weigerung 
des Beklagten nicht bloß durch einen allerdings ergebnisloſen 
Zeugenbeweis, ſondern auch durch Eideszuſchiebnng angetreten. 
Das Berufungsgericht hat dies nicht beachtet. Das Berufungs⸗ 
urteil war daher aufzuheben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurück⸗ 
zuverweiſen. K. c. St., U. v. 26. Febr. 06, 225/05 VI. — 
Hamm. 


Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 30. Juni / 
5. Juli 1900. 

26. 88 136, 137 Gewu VG. in Verb. mit § 254 BGB. 
Umfang der Haftung des Betriebsunternehmers, Nichtanwend⸗ 
barkeit des 8 254 BGB., Vorausſetzung für die Klage ber 
Berufsgenoſſenſchaft.] 

Der Markthelfer des Beklagten, eines Drogiſten G., iſt 
am 30. März 1903 durch Strychnin vergiftet worden. Der 
Beklagte hatte das Gift in ſeinem Geſchäfte als Drogiſt vor⸗ 
rätig, obwohl ihm dazu die polizeiliche Erlaubnis nicht erteilt 
war. Am Unfallstage nahm er es aus ſeinem verſchloſſenen 
Giftſchrank, um vergifteten Weizen herzuſtellen. Er legte es 
in dem Nebenraum neben ſeinem Laden auf ein, auf dem Tiſche 
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liegendes Blatt weißen Papiers und entfernte ſich dann, um 
einen Geſchäftsgang zu machen, nachdem er ſeinen 15 jährigen 
Lehrling K. beauftragt hatte, Waſſer in einem Tiegel heiß zu 
machen und das Gift da hinein zu tun. Der Lehrling ſchälte 
ſich, als jener weggegangen war, zunächſt eine Apfelſine und 
rief G. hinein, um ihm die Hälfte abzugeben. G. nahm ſie 
und als in dieſem Augenblick der Lehrling in den Laden ging, 
um eine Kundin zu bedienen, tauchte er ſein Stück in das auf 
dem Papier liegende weiße Pulver, das er für Zucker hielt. 
An dem Genuß der ſo vergifteten Apfelſine iſt er alsbald ge⸗ 
ſtorben. Die Klägerin — Lagerei⸗Berufsgenoſſenſchaft — hat 
der Witwe und den vier Kindern des Verſtorbenen die gemäß 
8 15 des UVG. feſtgeſetzten Renten und das Sterbegeld be 
zahlt und fordert jetzt vom Beklagten den Erſatz der gezahlten 
Beträge. Das LG. hat die Klage abgewieſen, weil der Be⸗ 
klagte nicht diejenige Aufmerkſamkeit außer acht gelaſſen habe, 
zu der er vermöge ſeines Gewerbes oder Berufes verpflichtet 
ſei. Das Berufungsgericht hat abändernd den Klaganſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. RG. hob auf: 
Das Berufungsgericht ſieht den Tatbeſtand als gegeben an, der 
nach 8 136 GewuvG. (RGBl. S. 585) die Haftung 
des Beklagten als des Betriebsunternehmers gegenüber 
der klagenden Genoſſenſchaft begründet. Der Tod des 
Markthelfers ſei ein Betriebsunfall, den der Beklagte 
durch Fahrläſſigkeit, mit Außerachtlaſſung derjenigen Auf⸗ 
merkſamkeit herbeigeführt habe, zu der er vermöge ſeines Ge⸗ 
werbes als Drogiſt beſonders verpflichtet geweſen ſei. Die 
Reviſion hat dem gegenüber auszuſühren geſucht, der Unfall 
habe ſich nicht im Betriebe des Beklagten zugetragen. Dabei 
wird jedoch von ihr überſehen, daß nach $ 135 Abſ. 3 des 
Geſetzes, deſſen Beſtimmung nach § 138 Abſ. 2 auch auf die 
Fälle des 8 136 Anwendung findet, dieſe Frage hier nicht 
mehr aufgeworfen werden kann, nachdem in dem durch das 
Geſetz geordneten Verfahren entſchieden worden iſt, daß ein 
Betriebsunfall vorgelegen hat, für den aus der Unfallverſiche⸗ 
rung die dem Betrage nach feſtgeſetzte Entſchädigung zu zahlen 
iſt. Dieſe Entſcheidung iſt für das über den Erſatzanſpruch der 
Klägerin erkennende ordentliche Gericht bindend. Unzutreffend 
ſind ferner die Einwendungen der Reviſion gegen die Annahme 
des Berufungsrichters, daß der Beklagte den Unfall durch eine 
Fahrläſſigkeit der im Geſetz geforderten beſonderen Art herbei⸗ 
geführt habe. (Wird dargelegt.) Die Reviſion rügt weiter, 
daß § 254 BGB. rechtsirrig angewendet ſei. Der Beklagte 
hatte gegen die Klage geltend gemacht, der Unfall ſei ganz 
überwiegend durch das eigene Verſchulden Gs. verurſacht, das 
Berufungsgericht hat aber deſſen mitwirkendes Verſchulden 
ſo gering bewertet, daß ihm ein Einfluß auf die Erſatzpflicht 
des Beklagten oder deren Umfang nicht einzuräumen ſei. Ob 
dieſe von der Reviſion bekämpfte Entſcheidung bedenkenfrei iſt, 
braucht nicht unterfucht zu werden. Denn 8 254 iſt hier über⸗ 
haupt nicht anwendbar; der Beklagte kann daher eine Minde⸗ 
rung ſeiner Erſatzpflicht aus ihm nicht herleiten. Dritte, die 
zu dem von dem Unfall Verletzten nicht in dem Verhältnis 
eines Betriebsunternehmers, Repräſentanten oder Bevollmäch⸗ 
tigten, Betriebs⸗ oder Arbeiteraufſehers geſtanden haben, haften 
für den durch ihre Schuld verurſachten Schaden gemäß $ 140 
nach den Beſtimmungen des BGB. Inſoweit als darnach ein 
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Anſpruch gegen ſie begründet iſt, geht er auf die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft im Umfange ihrer geſetzlichen Entſchädigungs⸗ 
pflicht über. In dieſem Falle erlangt alſo die Genoſſenſchaft 
den Anſpruch gegen den Dritten nur mit der aus § 254 ſich 
ergebenden Einſchränkung. Anders aber liegt die Sache in den 
Fällen des 8 136. Nach ſeiner Vorſchrift haftet der Be⸗ 
triebsunternehmer uſw. nicht nach dem Maße, wie der Verletzte 
nach dem BGB. einen Anſpruch gegen ihn gehabt haben würde; 
die Genoſſenſchaft macht gegen ihn nicht den durch das Geſetz 
auf ſie übergegangenen Anſpruch des Verletzten geltend, ſondern 
die Haftung des Unternehmers beſtimmt ſich nach dem Maße 
der Aufwendungen, die die Genoſſenſchaft auf Grund des Ver⸗ 
ſicherungsgeſetzes gemacht hat. Dieſe Aufwendungen ſind ohne 
Rückſicht auf ein etwaiges eigenes Verſchulden des Verletzten 
feſtzuſetzen, und darum iſt es auch für den Umfang der Erſatz⸗ 
pflicht des Unternehmers ohne Bedeutung, ob dem Anſpruche 
des Verletzten gegenüber jener aus 8 254 BGB. eine Ver⸗ 
teidigung hätte entnehmen können. Darin liegt offenſichtlich 
eine Steigerung der Haftung des Unternehmers in den Fällen 
des § 136; aber dieſe Mehrbelaſtung wird zugleich gemindert 
durch die Beſtimmung des Satz 3 des Abſ. 1 a. a. O., wonach 
die Genoſſenſchaft befugt iſt, von der Verfolgung des Erſatz⸗ 


anſpruchs abzuſehen, und die damit in Verbindung ſtehende 


Vorſchrift des $ 1 37, die bisher vom Berufungsgericht unbeachtet 
gelaſſen iſt. Nach § 137 hat der Vorſtand der Klägerin, wenn 
er den Erſatzanſpruch aus 8 136 Abſ. 1 Satz 3 gegen den 
Beklagten geltend machen will, den Beſchluß dieſem ſchriftlich 
mitzuteilen. Der Beklagte iſt berechtigt, gegen den Beſchluß 
des Vorſtandes die Beſchlußfaſſung der Genoſſenſchaftsverſamm⸗ 
lung anzurufen. Die Klage darf nicht vor Ablauf eines 
Monats nach der Zuſtellung der Mitteilung des Vorſtandes 
und nur dann angeſtellt werden, wenn nicht innerhalb dieſer 
Friſt die Beſchlußfaſſung ſeitens des Beklagten angerufen iſt. 
Iſt letzteres geſchehen, ſo iſt die Beſchlußfaſſung der Genoſſen⸗ 
ſchaft abzuwarten. Die Zuläffigfeit der Klage des Vorſtandes 
gegen den Betriebsunternehmer iſt hiernach von Vorausſetzungen 
abhängig, deren Vorhandenſein im vorliegenden Falle noch gar 
nicht geprüft iſt. Das Geſetz gibt nicht dem Erſatzpflichtigen 
eine Einrede, durch die er eine ohne vorgängige Mitteilung 
jenes Beſchluſſes erhobene Klage als verfrüht zurückweiſen kann, 
ſondern das Recht der Klägerin, den Erſatzanſpruch zu erheben, 
iſt bedingt durch die vorherige Erfüllung der, dem Beklagten 
gegenüber ihr auferlegten Pflicht. Vorher darf die Klage nicht 
erhoben werden. Daraus folgt, daß es Sache der klagenden 
Genoſſenſchaft iſt, zu behaupten und zu beweiſen, daß die geſetz⸗ 
liche Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der Klage vorliegt, und 
daß, wenn dies nicht der Fall iſt, das erkennende Gericht die 
Klage abzuweiſen hat, weil ein Teil des Tatbeſtandes fehlt, 
auf Grund deſſen allein der Erſatzanſpruch erhoben werden darf. 
Im vorliegenden Falle iſt die Zuläſſigkeit der Klage nach dieſer 
Richtung nicht erörtert. Nach dem Tatbeſtande des Urteils 
I. Inſtanz, auf den das Berufungsurteil verweiſt, ſind die 
Akten der Klägerin betr. den Unfall G. zum Gegenſtand der 
mündlichen Verhandlung gemacht, es iſt aber nicht mitgeteilt, 
was daraus vorgetragen iſt; daher nicht erſichtlich, ob nicht die 
Klägerin die erforderlichen Tatſachen vorgebracht hat. Das 
Berufungsurteil mußte hiernach aufgehoben und eine ander⸗ 
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weite Verhandlung und Entſcheidung angeordnet werden. K. c. 
L.⸗B.⸗G., U. v. 26. Febr. 06, 223/05 VI. — Naumburg. 

II. Preußiſches Recht. 

Privatflußgeſetz vom 28. Februar 1843. 

27. 8 16b. Der Umfang des Benutzungsrechtes eines 
Müllers iſt nur nach dem zur Zeit der Erlaſſung des Geſetzes 
geſchaffenen Umfang zu bemeſſen. Ermittelung dieſes Umfanges 
hat nicht erſt im Vollſtreckungsverfahren zu erfolgen.] 

Der Müblenbefiger K. machte gegen die Erben des 
Mühlenbeſitzers St. wegen umfaſſenderer Benutzung eines 
Privatfluſſes Anſprüche geltend und der Berufungsrichter ver⸗ 
urteilte den Beklagten bei Vermeidung einer Strafe von 
100 Mark für jeden Tag der Zuwiderhandlung, das Waſſer 
derartig aufzuſtauen und dann plötzlich und unzeitig abfließen 
zu laſſen, daß es dem Kläger im ordentlichen Geſchäftsbetriebe 
nicht möglich ſei, das plötzlich und unzeitig abgelaſſene Waſſer 
zu einem Mühlenbetriebe zu verwenden, der dem Betrieb einer 
Mühle mit einem Mahlgang, einer Ol⸗ und Walkenmühle und 
einer Sägemühle mit drei Waſſerrädern von mittelmäßigem 
Umfang der an der Lahn bei Laasphe in den 1840 er Jahren 
üblichen Art entſprechen würde. Das RG. hob auf und 
verwies zurück: Nach dem Geſetze, S 16 b PrivatflußG. hat 
der Kläger Anſpruch auf das zum Betriebe ſeiner Mühle im 
bisherigen Umfange, d. h. dem Umfange zur Zeit der 
Publikation dieſes Geſetzes, notwendige Waſſer, wie der 
Berufungsrichter auch anerkennt. Verurteilt iſt aber die Be⸗ 
klagte, dem Kläger das Waſſer zukommen zu laſſen, daß im 
ordentlichen Geſchäftsbetrieb erforderlich ſei, um eine Mühle 
mit einem Mahlgang, einer Ol⸗ und Walkenmühle und einer 
Sägemühle mit drei Waſſerrädern in mittelmäßigem Umfange 
der an der Lahn bei Laasphe in den 1840 er Jahren üblich 
geweſenen Art zu betreiben. Der Berufungsrichter hat dabei 
angenommen, das dies das wenigſte ſei, worauf der Kläger 
Anſpruch habe, indem deſſen Mühle im Jahr 1843 für die 
vorerwähnten Betriebseinrichtungen das zum ordnungsmäßigen 
Betrieb erforderliche Waſſer gehabt habe, jetzt aber, infolge 
der Veränderungen bei der Mühle der Beklagten, dieſes Mahl⸗ 
waſſer nicht mehr beſitze. Es entſteht aber ſchon das Be⸗ 
denken, daß über den Umfang des damaligen Geſchäftsbetriebs 
des Klägers nichts feſtgeſtellt iſt und es nicht ausgeſchloſſen er 
ſcheint, daß derſelbe hinter dem mittelmäßigen Umfange der 
bei Laasphe an der Lahn in den 1840er Jahren üblich ge- 
weſenen Art zurückgeblieben fein könnte. Der Berufungsrichter 
iſt zu dieſer Faſſung ſeines Urteils durch die Erwägung bewogen 
worden, daß der Kläger keinen genügenden Beweis über das 
Quantum des im Jahre 1843 für ſeine Mühle notwendig 
geweſenen Mahlwaſſers angetreten habe. Wenn das richtig 
wäre, ſo hätte aus dieſem Grunde die Klage abgewieſen 
werden müſſen. So lag aber die Sache doch nicht. Der 
Kläger hatte immerhin, wenn er auch nicht beweiſen konnte, 
wieviel Waſſer ſeine Mühle damals tatſächlich nötig hatte, 
einen Anſpruch auf das geringſte Waſſerquantum, das 
damals für eine Mühle von der Art der ſeinigen in ordnungs— 
mäßigen Betrieb erforderlich war. Daß ſich auch dieſes 
Quantum nicht durch die vom Kläger angebotenen Beweiſe 
hätte ermitteln laſſen, hat der Berufungsrichter nicht geprüft. 
Sodann war es unzuläſſig, der Verurteilung die vom Be⸗ 
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rufungsrichter gewählte unbeſtimmte Faſſung zu geben, die 
eine Vollſtreckung nicht anders ermöglich, als wenn zuvor noch 
feſtgeſtellt wird, wieviel Waſſer erforderlich iſt für den Betrieb 
einer Mühle, mit den Einrichtungen der klägeriſchen Mühle, 
bei mittelmäßigem Umfang, ſo, wie er bei Laasphe in den 
1840 er Jahren üblich war. Daraus kann die Beklagte un⸗ 
möglich erſehen, wozu ſie verurteilt iſt, und ebenſowenig der 
Kläger, worauf er etwaige Vollſtreckungsanträge richten darf; 
die Entſcheidung über den eigentlichen Inhalt des Urteils 
würde erſt in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz getroffen werden 
können. Das iſt aber unzuläſſig; Urteile, die auf eine 
Leiſtung gehen, müſſen fo gefaßt fein, daß fie vollstreckt 
werden können, ſonſt verfehlen ſie ihren Zweck. Zwar kann 
unter Umſtänden die Unmöglichkeit vorliegen, ſchon zur Zeit 
des Urteils genau mit Zahlen oder Worten den Gegenſtand 
der Vollſtreckung auszudrücken, wie z. B. wenn es ſich in 
Immiſſionsprozeſſen um die Unterlaſſung von Handlungen 
handelt, deren genauere Abgrenzung noch von künftigen Zu⸗ 
ſtänden abhängt (vgl. RGZ. 40, 184). Solche Umſtände 
liegen hier nicht vor; hier handelt es ſich für die Feſtſetzung 
der der Beklagten aufzuerlegenden Unterlaſſungen um Maße, 
die längſt vergangenen Zuſtänden der 1840 er Jahre ent⸗ 
nommen werden ſollen und darum auch mindeſtens ebenſo gut 
in dem Verfahren bis zum Urteil als noch ſpäter feſtgeſetzt 
werden können. S. c. A., U. v. 3. März 06, 376/05 V. — Hamm. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

28. Abſ. 1 und 2 der Tarifſtelle 25 . Die Befreiungs⸗ 
vorſchrift des Abſ. 4 bezieht ſich nur auf die nach Abſ. 1 zu 
beurkundenden Fälle.] 

Die Annahme des Berufungsrichters, der vorliegende Aus⸗ 
einanderſetzungsvertrag falle nicht unter die Vorſchrift des Abſ. 1, 
ſondern unter diejenige des Abſ. 2 der Tarifſtelle 25 d des Stempel: 
ſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895, iſt von keiner Seite angefochten 
und entſpricht der ſtändigen Rechtſprechung des RG. (Urteile 
vom 24. November 1899, RG. 45, 218 ff., 30. Mai 1905 VII 
74/03 und vom 27. Juni 1905 VII 562/04). Der Berufungs⸗ 
richter hält aber die Anwendung des Abſ. 2 hier deshalb für 
ausgeſchloſſen, weil der Auseinanderſetzungsvertrag, durch den 
das Vermögen der Handelsgeſellſchaft auf den Kläger über⸗ 
tragen iſt, zwiſchen Vater und Sohn zuſtande gekommen iſt und 
deshalb die Befreiungsvorſchrift 1 des Abſ. 4 der Tarifſtelle 25 0 
Platz greife. Dieſe Befreiungsvorſchrift iſt jedoch, wie der jetzt 
erkennende Senat bereits im Urteile vom 15. Mai 1900 VII 
25/00 entſchieden hat“), nur auf diejenigen Fälle anwendbar, die 
nicht nach Abſ. 2 ſondern nach Abſ. 1 zu beurteilen find. (Wird 
näher unter Bezugnahme auf die Entſcheidungsgründe des an 
gezogenen Urteils vom 15. Mai 1900 dargelegt.) Von der in 
den angeführten Entſcheidungsgründen enthaltenen Auffaſſung 
abzugehen, findet der Senat keinen Anlaß. Sie wird noch 
beſtärkt durch die Erwägung, daß, wenn man die Befreiung aus 
Ziff. 1 auch auf Übereignungen im Sinne des Abſ. 2 erſtrecken 
wollte, dieſe hinſichtlich der Stempelpflichtigkeit weſentlich 
günſtiger geſtellt wären als die gewöhnlichen Veräußerungs⸗ 
geſchäfte, da der Kreis der nach dem Erbſchaftsſteuertarif (Be⸗ 
freiungen) ſteuerfreien Perſonen ein erheblich größerer iſt als 
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derjenige der durch die Tarifſtelle 32 Ermäßigungen und Be⸗ 
freiungen Ziffer 2 befreiten Perſonen. Für eine ſolche ſteuer⸗ 
liche Bevorzugung der Verträge der Tarifſtelle 25 d iſt aber 
kein Grund erſichtlich. Zugunſten der Auffaſſung des Be⸗ 
rufungsrichters iſt auch der Umſtand nicht zu verwerten, daß 
die für die Tarifſtelle 25d gegebenen Befreiungen in einem 
beſonderen Abſatze zuſammengeſtellt ſind. Hieraus kann nicht 
gefolgert werden, daß beide Befreiungen unterſchiedslos für alle 
unter 25 d geregelten Fälle, alſo auch für die des Abſ. 2, zu 
gelten hätten, denn die Befreiung zu 2 kann offenbar nur auf 
die Geſellſchaftsverträge des Abſ. 2 Anwendung finden. Die 
Regierungsvorlage und die Geſetzesmaterialien, auf die ſich der 
Berufungsrichter für die Unrichtigkeit der vom RG. vertretenen 
Auffaſſung beruft, bieten für ſeine Rechtsanſicht keine Stütze. Der 
Ausführung endlich des Berufungsrichters, es ſtelle eine große 
Härte und Folgewidrigkeit dar, die Sachüberlaſſungsverträge 
zwiſchen Vater und Sohn, wenn dieſe eine Geſellſchaft bildeten, 
bei deren Auflöſung anders zu behandeln, als dann, wenn 
beide nicht in einem Geſellſchaftsverhältniſſe zu einander ſtänden, 
wäre vielleicht bei der Erlaſſung eines zukünftigen Stempel⸗ 
geſetzes zu berückſichtigen, ſie kann aber gegenüber dem beſtehenden 
Geſetze nicht von entſcheidender Bedeutung ſein. Das letztere 
trägt offenbar dem rechtlichen Geſichtspunkte, der auch von weit⸗ 
tragender wirtſchaftlicher Bedeutung iſt, Rechnung, daß das 
Geſellſchaftsvermögen ein ſelbſtändiges iſt, daß der Geſellſchafter, 
wenn er Gegenſtände dieſes Vermögens erwirbt, der Geſellſchaft 
gleich einem Driten gegenüber ſteht, und daß hiernach dieſer 
Erwerb einen Eigentumswechſel darſtellt. Mit Rückſicht auf 
dieſen rechtlichen Geſichtspunkt hat der jetzt erkennende Senat 
im Urteil vom 31. März 1905 VII 405/1904 auch die Be⸗ 
freiungsverſchrift des Abſ. 11 Ziff. 2 der Tarifſtelle 32 in 
einem Falle für unanwendbar erachtet, in dem ein Vater ein 
ihm gehöriges Grundſtück in eine offene Handelsgeſellſchaft ein⸗ 
brachte, die nur aus ihm ſelbſt und ſeinen beiden Söhnen 
beſtand. St.⸗F. c. L., U. v. 2. März 06, 282/05 VII. — 


Naumburg. 


Aus der Praxis der Straſſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen Oktober 1905 bis mit Januar 1906.) 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, Dresden⸗ 
Blaſewitz. 


A. Strafgeſetzbuch. 

1. § 46 StGB.] Die Feſtſtellungen laſſen der Möglich⸗ 
keit Spielraum, daß die Angeklagte, nachdem ſie ihrer Schweſter 
zur Begehung des von letzterer beabſichtigten Betrugs wiſſent⸗ 
lich Beihilfe geleiſtet hatte, zu einer Zeit, zu welcher das Vor⸗ 
handenſein einer Täuſchung des W. noch von keiner bei der 
Tat unbeteiligten Seite erkannt, die Handlung alſo noch nicht 
entdeckt war, den Eintritt des zur Vollendung des Vergehens 
gehörigen Erfolgs, nämlich die Vermögensbeſchädigung des W., 
durch eigene Tätigkeit abgewendet hat. Bei ſolcher Sachlage 
kam die Anwendbarkeit $ 46 Nr. 2 StGB. gegenüber der 
Angeklagten in Betracht, und hierüber war eine Erörterung in 
den Urteilsgründen nicht zu entbehren. Denn rechtliche 
Hinderniſſe für die Anwendung dieſer Geſetzesbeſtimmung erhellen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


241 


nicht. Das RG. hat wiederholt angenommen, daß der Aus⸗ 
druck „Täter“ im $ 46 StGB. nicht nur den Täter im engſten 
Sinne bezeichnen ſoll, ſondern daß er auch die Teilnehmer um⸗ 
faßt. RGSt. 14, 19; 16, 347; 20, 259. Und daß die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 46 Nr. 2 wenigſtens in dem Falle vor⸗ 
liegen, wo der Teilnehmer (Gehilfe) nicht allein den Eintritt 
derjenigen Wirkungen, welche ſeine Teilnehmerhandlung (Beihilfe) 
als ſolche für die Begehung der Haupttat herbeizuführen ge⸗ 
eignet war, verhindert, ſondern ſogar ein die Vollendung der 
Haupttat hinderndes Hemnis bereitet, iſt in der Wiſſenſchaft 
faſt allgemein anerkannt. Sofern etwa in der RGRſpr. 9, 724 
veröffentlichten Entſcheidung des erkennenden Senats Erwägungen 
enthalten ſein ſollten, welche der hier vertretenen Anſchauung 
entgegenſtehen, werden dieſe Erwägungen nicht mehr aufrecht⸗ 
erhalten. U. d. IV. Sen. v. 1. Dez. 05 (388/05). 

2. $ 111 StGB.] War die Tat oder, was dem rechtlich 
gleichſteht, die Unterlaſſung, zu welcher der Angeklagte auf⸗ 
gefordert hat, an ſich eine ſtrafbare Handlung und hat der An⸗ 
geklagte gleichwohl ſie nicht für kriminell oder nur für dis⸗ 
ziplinariſch ſtrafbar gehalten, ſo handelt es ſich keineswegs um 
Unkennis von Tat umſtänden der begangenen Handlung, welche 
dem Täter nach $ 59 StGB. nicht zuzurechnen wären, es liegt 
vielmehr lediglich ein Rechtsirrtum über das Strafrecht vor, 
welcher den Täter nicht entſchuldigen kann. U. d. III. Sen. 
v. 11. Dez. 05 (875/05). 

3. 5 113 StGB.] Die örtliche Zuſtändigkeit des Forſt⸗ 
ſchutzbeamten beſchränkt ſich nicht auf das ihm zugewieſene Forſt⸗ 
revier, ſondern umfaßt den ganzen Bezirk der Staatsanwaltſchaft, 
die ihm als Hilfsbeamten übergeordnet iſt. U. d. II. Sen. v. 
28. Nov. 05 (1536/05). 

4. 5 133 StGB.] Strafbar nach § 133 StGB. iſt 
die Beſchädigung jeden Gegenſtandes, der irgend welcher 
Perſon amtlich übergeben worden iſt. Es konnte daher un⸗ 
erörtert bleiben, ob die Säuferliſte eine amtliche Urkunde und 
eine Urkunde überhaupt iſt und ob eine Vorſchrift exiſtiert, auf 
Grund deren ſie dem Wirte übergeben und von ihm ausgehängt 
wurde. Es genügte die Feſtſtellung, daß die Übergabe von 
einer öffentlichen Behörde in Ausübung ihres Amtes, gleichviel 
ob berechtigt oder nicht, ausgegangen iſt und zwar in einer 
Weiſe, welche erkennen ließ, daß die Eigenſchaft des über⸗ 
gebenen Gegenſtandes als eines der amtlichen Verfügung vor⸗ 
behaltenen fortdauern ſollte. (RGSt. 10, 387; 28, 379). 
Dieſe Feſtſtellung iſt hier rechtlich bedenkenfrei getroffen. Denn 
danach iſt die mit dem amtlichen Stempel verſehene Liſte dem 
Wirt von einer öffentlichen Behörde, dem Bürgermeiſteramte, 
übergeben worden, um ſie bis zur Ausſtellung einer neuen Liſte 
zu bewahren, offenbar zu dem Zwecke, damit der Wirt jederzeit 
die als Säufer bekannten Perſonen aus ihr erſehen und ihnen 
den Eintritt in die Wirtſchaft oder die Verabfolgung geiſtiger 
Getränke verſagen konnte. U. d. I. Sen. v. 11. Jan. 06 (479/05). 

5. 8 140 StGB., 8 475 StPO.] Die nach 8 475 
StPO. abgegebene Erklärung der Erſatzkommiſſion verliert ihre 
rechtliche Bedeutung als Grundlage der Strafverfolgung erſt 
dann, wenn der Nachweis geführt wird, daß die Angeklagten 
nicht Reichsangehörige ſind. Zehnjähriger Aufenthalt der 
Väter der Angeklagten im Ausland genügt hierzu nicht, weil 


einerſeits der Friſtablauf durch Unterbrechung des Aufenthalts 
31 


242 


oder Eintragung in eine Konſulatsmatrikel gehemmt werden 
kann, andererſeits der Verluſt der Staatsangehörigkeit des 
Vaters ſich nur auf die minderjährigen, unter väterlicher Gewalt 
ſtehenden, beim Vater befindlichen Kinder ſich erſtreckt. Es 
hätte alſo auch feſtgeſtellt werden müſſen, daß keine dieſer 
Vorausſetzungen vorlag. U. d. IV. Sen. v. 26. Jan. 06 
(840/08). 

6. 5 146 StGB.] Im Falle des § 146 Abſ. 2 StGB. 
— Verhängung von Gefängnis ſtrafe wegen Annahme mildern⸗ 
der Umſtände — iſt es dem Richter nicht geſtattet, die Zu⸗ 
läſſigkeit von Polizeiaufſicht auszuſprechen. U. d. I. S. v. 
23. Nov. 05 (1201/05). 

7. 9 156 StGB.] Die Zuſtändigkeit der Behörde im 
Sinne des § 156 StGB. erfordert nicht die ausdrückliche 
Ermächtigung zur Abnahme eidesſtattlicher Verſicherungen durch 
ein Geſetz. Es iſt als genügend anzuerkennen, daß aus der 
beſtehenden Behördenorganiſation und aus den dieſe regelnden 
Geſetzesnormen dieſe Zuſtändigkeit fich ergibt. Danach ſind im 
Königreich Sachſen mit Rückſicht auf § 5 des Geſetzes vom 21. April 
1873 die Organisation der Behörden für die innere Verwaltung 
betr., 8 5 Abſ. 1 Ziffer 4 Geſetzes vom 20. Mai 1867 die 
Befugnis zur Aufnahme von Protokollen betr. die Amtshaupt⸗ 
mannſchaften in Steuerſachen zur Abnahme eidesſtattlicher Ver⸗ 
ſicherungen zuſtändig. U. d. IV. Sen. v. 10. Nov. 05 
(264/05). 

8. 8 163 StGB.] In der Hauptverhandlung vor dem 
Schöffengerichte wegen Diebſtahls gegen W. iſt Angeklagte als 
Zeugin eidlich vernommen worden und hat hierbei die Frage 
des Vorſitzenden, ob fie von W. Geld erhalten habe, verneint, 
Die Strafkammer nimmt an, daß die Angeklagte die Frage 
des Vorſitzenden, die allgemein für die Zeit nach dem Dieb⸗ 
ſtahl gemeint, jedoch im Anſchluſſe an Fragen über Vorgänge 
in der Nacht vom 23.) 24. April 1904 geſtellt worden war, 
auch nur in der Beſchränkung auf dieſe Nacht verſtanden und 
daher in dieſem Sinne wahrheitsgemäß beantwortet habe; 
weiter erklärt ſich das Gericht für übrrzeugt, daß die An⸗ 
geklagte des guten Glaubens geweſen ſei, die 9 Mark rührten 
von dem Lohne des W. her. Trotzdem legt das Gericht der 
Angeklagten ein fahrläſſiges Verſchweigen des Empfangs der 
9 Mark zur Laſt, weil ſie gemäß der ihr als Zeugin ob⸗ 
liegenden Sorgfalt und Aufmerkſamkeit alle Umſtände habe in 
Erwägung ziehen müſſen, welche zur Überführung des W. ges 
eignet geweſen wären, und ihr, wenn ſie das getan hätte, zum 
Bewußtſein gekommen ſein würde, daß jener Geldempfang ein 
ſolcher Umſtand ſei. Die Annahme einer Verpflichtung, wie 
ſie hiernach die Grundlage für die Verurteilung der Ange⸗ 
klagten wegen fahrläſſigen Falſcheides bilden ſoll, iſt jedoch zu 
beanſtanden. Aus der Faſſung des Zeugeneides des § 61 
SPD. iſt eine ſolche Verpflichtung nicht zu entnehmen. Nach 
der Eidesformel verpflichtet ſich der Zeuge allerdings allgemein 
zur Wahrheitsangabe, allein die Erfüllung dieſer Verpflichtung 
ſetzt voraus, daß der Zeuge weiß, worüber er auszuſagen hat, 
und dies zu beſtimmen iſt Sache des vernehmenden Richters. 
Der 8 68 StPO. ſchreibt vor, daß der Zeuge zu veranlaſſen 
iſt, dasjenige, was ihm vom Gegenſtande ſeiner Ver⸗ 
nehmung bekannt iſt, im Zuſammenhange anzugeben, und daß 
ihm vor ſeiner Vernehmung der Gegenſtand der Unterſuchung 
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zu bezeichnen iſt. Allerdings iſt hiernach der Zeuge vom 
Richter nicht über jeden einzelnen Punkt, ſondern mehr oder 
weniger allgemein zur Außerung in einer gewiſſen Richtung 
zu veranlaſſen und es wird unter Umſtänden nicht nur ein 
allgemeiner Hinweis des Richters auf den Gegenſtand der 
Unterſuchung genügen, ſondern ſogar ein ausdrücklicher Hin⸗ 
weis entbehrlich fein, wenn im beſonderen Falle außer Zweifel 
ſteht, daß der Zeuge bereits weiß, worauf ſich ſeine Ausſage 
beziehen fol; allein grundſätzlich muß daran feſtgehalten 
werden, daß es die Aufgabe des Richters iſt, darüber zu be⸗ 
finden, welche Tatſachen für die Entſcheidung der Sache 
erheblich ſein könnten, und ſich über das Vorliegen ſolcher 
Tatſachen durch geeignete „Vernehmung“ des Zeugen Auf⸗ 
ſchluß zu verſchaffen, insbeſondere nötigenfalls zur Aufklärung 
und Vervollſtändigung der Ausſage des Zeugen Fragen zu 
ſtellen (8 68 Abſ. II. StPO.), daß aber der Zeuge als 
ſolcher begriffgemäß nicht verpflichtet ſein kann, ſelbſttätig zur 
Überführung des Angeklagten mitzuwirken, indem er „in Er⸗ 
wägung zieht“, welche Umſtände zur Überführung des An⸗ 
geklagten geeignet ſein könnten, und nach ſolchen Erwägungen 
ſeine Ausſage einrichtet. Die Annahme einer derartigen 
Verpflichtung würde auch der tatſächliche Umſtand entgegen⸗ 
ſtehen, daß ein Zeuge in der Regel mangels des nötigen Ein⸗ 
blicks in die Sachlage zu ſolchen Erwägungen gar nicht im⸗ 
ſtande fein würde. U. d. I. Sen. v. 7. Dez. Ob. (324/05). 

9. 8 163 Abſ. 2 St.] In der angeführten Geſetzes⸗ 
ſtelle iſt klar zum Ausdruck gebracht, daß auf Grund des 
Widerrufs Straffreiheit nicht eintreten darf, ſobald nur irgend 
eine Perſon aus der falſchen Ausſage einen Rechtsnachteil er⸗ 
litten hat. Deshalb ſteht nichts entgegen, unter dem „Anderen“ 
auch denjenigen zu verſtehen, in deſſen Intereſſe die eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung ausgeſtellt und eingereicht war. Der 
Vorderrichter hat als den für die Ehefrau des Angeklagten 
eingetretenen Rechtsnachteil die Abweiſung des Antrages auf 
Einſtellung der Zwangsvollſtreckung ins Auge gefaßt. U. d. 
II. Sen. v. 10. Nov. 05 (620/05). 

10. S 172 StGB.] Das Scheidungsurteil iſt dem 
Angeklagten am 29., ſeiner Ehefrau am 13. Mai 1904 zu⸗ 
geſtellt, alſo mit dem Ablauf des 29. Juni 1904 rechts⸗ 
kräftig geworden. Mithin iſt der am 30. Juni 1904 bei der 
Staatsanwaltſchaft eingegangene Antrag der Ehefrau des An⸗ 
geklagten auf deſſen Beſtrafung wegen Ehebruchs wirkſam. 
Keine Bedeutung hat es, daß am 28. Juni, dem Datum des 
Antrags, das Urteil noch nicht rechtskräftig war und ob die 
Ehefrau am 30. Juni den Eintritt der Rechtskraft gekannt 
hat. Als die Ehefrau den Antrag abſandte, war die firafbare 
Handlung begangen; als der Antrag bei der Scaats⸗ 
anwaltſchaft einging, war die rechtliche Möglichkeit eines wirk⸗ 
ſamen Strafantrags gegeben. Freilich begann die dreimonatige 
Friſt, deren Ablauf die Strafverfolgung ausſchloß, erſt mit 
der Kenntnis der Ehefrau von der Tatſache der Rechtskraft. 
RGSt. 26, 116. Daraus folgt aber nicht, daß der Antrag 
wirkungslos iſt, der ohne dieſe Kennmis, aber in Kenntnis des 
Ehebruchs geſtellt wurde und zu einer die Secraſpverfolgung 
zulaſſenden Zeit durch den Eingang bei der Staatsanwahſchaft 
rechtliche Bedeutung erlangte. U. d. II. Sen. v. T Jan. 06 
(885/05). | 


35. Jahrgang. 


1. 5 174 Nr. 3 StGB.] Der Beſchwerdeführer, der 
als Gerichtsdiener bei dem Amtsgerichte in H. angeſtellt war, 
hatte an den Vormittagen aushilfsweiſe den Gefangenauf⸗ 
ſeher, während dieſer anderweit dienſtlich in Anſpruch genommen 
war, zu vertreten und erlangte dadurch die dienſtliche Stellung 
eines im Gefängniſſe angeſtellten oder doch wenigſtens be⸗ 
ſchäftigten und zwar nicht nur vorübergehend beſchäftigten 
Beamten. Nach den weiteren Beweisannahmen hat er ſeine 
Stellung als Gefängnisbeamter, vermöge deren ihm die Türen 
des Gefängniſſes ſtets offen ſtanden, dazu mißbraucht, um mit 
zwei in das Gefängnis aufgenommenen weiblichen Perſonen 
und zwar teils Vormittags teils Nachmittags geſchlechtlich 
zu verkehren. Der Beſchwerdeführer meint, daß S 174 Nr. 3 
auf den Nachmittags erfolgten Geſchlechtsverkehr keine An⸗ 
wendung erleiden könne, weil er hier zur Vertretung des Ge⸗ 
fangenaufſehers nicht berufen und demzufolge nicht in amtlicher 
Eigenſchaft tätig geweſen ſei. Dieſer Auffaſſung konnte in⸗ 
deſſen nicht beigetreten werden. Durch die Übertragung der 
täglichen Vertretung des Gefangenaufſehers hat der Be⸗ 
ſchwerdeführer die Eigenſchaft eines Gefängnis beamten erlangt 
und zwar, ſo lange ſeine Vertretungsbefugnis überhaupt 
dauerte, nicht nur für die ſpeziellen Dienſtſtunden, wäh⸗ 
rend deren ihm die Vertretung des Gefangenaufſehers oblag. 
Hat der Beſchwerdeführer dieſe ſeine amtliche Vertrauens⸗ 
ſtellung, die ein Abhängigkeitsverhältnis der Gefangenen ihm 
gegenüber begründete, zur Vornahme unzüchtiger Handlungen 
mit Gefangenen mißbraucht, ſo treffen auf ihn die Voraus⸗ 
ſetzungen des S 174 Nr. 3 StGB. zu und zwar ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob er zur Zeit der Vornahme dieſer unzüchtigen 
Handlungen im übrigen gerade dienſtlich im Gefängniſſe zu tun 
hatte. U. d. III. Sen. v. 4. Dez. 05 (568/05). 

12. 5 180 StGB., 8 1354 BGB.] Durch Gewährung 
von Gelegenheit kann auch derjenige der Unzucht Vorſchub 
leiſten, welcher tatſächlich und rechtlich in der Lage ift, den Un⸗ 
zuchts betrieb zu verhindern, und es gleichwohl unterläßt, von 
ſeinen rechtmäßigen Befugniſſen zur Verhinderung der Unzucht 
Gebrauch zu machen, dadurch aber die Ausübung der Unzucht 
duldet und ermöglicht; dies gilt namentlich auch von dem Ehe⸗ 
manne einer Frau, die entweder ſelbſt Unzucht treibt oder ihrer⸗ 
ſeits der Unzucht Vorſchub leiſtet, ſofern er nur in der Lage 
iſt, ſie ſeiner rechtlichen Verpflichtung gemäß hiervon zurück⸗ 
zuhalten (RGSt. 16, 49; 22, 332). Nach dem im vor⸗ 
liegenden Falle erwieſenen Sachverhalte hat der Angeklagte das 
luppleriſche Treiben feiner Ehefrau gekannt und daraus Vorteil 
gezogen; wenn das Gericht aber weiter annimmt, er habe nicht 
die Macht gehabt, den Unzuchtsbetrieb zu verhüten, weil er 
nicht in ehelicher Gemeinſchaft mit der Frau lebte, ſo über⸗ 
ſieht es die Vorſchrift des § 1354 Abſ. 1 cit., nach welcher 
dem Manne rechtlich die Entſcheidung in allen das gemein⸗ 
ſchaftliche Leben betreffenden Angelegenheiten, insbeſondere auch 
die Beſtunmung des Wohnortes und der Wohnung zuſteht. 
Der Angeklagte war danach berechtigt und verpflichtet, dem 
Treiben feiner Ehefrau Einhalt zu gebieten oder ſie zum Ver⸗ 
laßen des dem Unzuchtsbetriebe dienenden Hauſes aufzufordern. 
Hat er dies pflichtwidrig nicht getan, ſo hat er ſich auch ſeiner⸗ 
ſeus der Kuppelei ſchuldis gemacht. Daß er etwa von feinen 
bekamen Hehrauch gemacht, aber ſeine Bemühungen ber⸗ 
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geblich geweſen wären, derart, daß er tatſächlich das Treiben 
ſeiner Ehefrau nicht zu hindern vermochte, iſt bisher vom An⸗ 
geklagten nicht behauptet und vom erſten Richter nicht feſt⸗ 
geſtellt, im Gegenteil iſt nach der erſtrichterlichen Feſtſtellung 
die eheliche Gemeinſchaft nicht völlig aufgehoben worden. 
U. d. I. Sen. v. 27. Nov. 05 (144/05). 

13. 8 184 StGB.] Der Begriff des Publikums deckt 
ſich, ausweislich der Entſtehungsgeſchichte, im Geltungsbereich 
von 8 184 StGB. mit dem der Offentlichkeit RGSt. 34, 81 [84 
und findet ſeine richtige Begrenzung, wenn als ſein Gegenſatz 
beſtimmte einzelne Menſchen oder ein durch gemeinſchaftliche 
Beziehungen irgend welcher Art verbundener und nach außen 
abgeſchloſſener Kreis von Menſchen ins Auge gefaßt werden. 
Vorliegendenfalls hat der Angeklagte die Zeitungsanzeigen ganz 
allgemein verbreitet, die Preisliſte jedem auf Wunſch koſtenlos 
zugeſchickt und die beiden Schriften den Kaufluſtigen ohne Aus⸗ 
ſcheidung geliefert, alſo alles Denkbare getan, um die Ankündi⸗ 
gung und die Anpreiſung ſeiner Schutzmittel unter die große 
Maſſe zu bringen. Daß er durch Veröffentlichung ſeiner 
Zeitungsanzeigen und durch Zuſendung ſeiner Preisliſte nicht 
mit beſtimmten einzelnen Menſchen, ſondern mit einer durchaus 
zufällig ſich bildenden niemals zum Abſchluß gelangenden 
Mehrzahl in Verkehr getreten iſt, bedarf keiner weiteren Dar⸗ 
legung. Aber auch die Beſtellung oder die ſofortige käufliche 
Erwerbung der beiden Schriften durch die ſchließlichen Ab⸗ 
nehmer hat nur zwiſchen ihm und den letzteren, nicht aber 
zwiſchen dieſen unter ſich eine rechtliche oder ſonſtige, äußerlich 
erkennbare unterſcheidende Beziehung geſchaffen. U. d. I. Sen. 
v. 26. Okt. 05 (716/05). 

14. 5 184 StGB. 36.] Auch die Schilderung und die 
Erörterung „ernſter ſozialer Probleme“, die Wiedergabe be⸗ 
ſtehender wirklicher oder vermeintlicher ÜUbelſtände, und Betrach⸗ 
tungen über die zuläſſigen und unzuläſſigen Mittel zu ihrer 
Beſeitigung, geſchehe das in irgend einer der Formen der Dicht⸗ 
kunſt oder ohne Anwendung ſolcher, kann geeignet ſein, das 
normale Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl in geſchlechtlicher Be⸗ 
ziehung zu verletzen. Schilderungen von Vorgängen des Ge⸗ 
ſchlechtslebens, Vorführungen gewiſſer Teile des menſchlichen 
Körpers in ſchriftlicher Darſtellung oder in Abbildungen ver⸗ 
letzen das Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl eines normal ver⸗ 
anlagten Menſchen nicht, wenn ſie zur Erfüllung einer von dem 
allgemeinen ſittlichen Bewußtſein anerkannten Aufgabe — einer 
wiſſenſchaftlichen, ärztlichen, gerichtlichen uſw. — geſchehen 
müſſen, mögen ſie auch einmal in ſolche Hände geraten, in 
denen ſie der Aufgabe nicht dienen können. Wohl aber können 
derartige Schriften (Darſtellungen) den Charakter von un⸗ 
züchtigen gewinnen, wenn ſie, ohne einer ſolchen recht⸗ 
fertigenden Aufgabe dienen zu wollen, zur Erfüllung einer 
anderen Aufgabe, die der Verfaſſer oder Verbreiter ſich ſelbſt 
geſtellt hat, wenn auch ohne die Tendenz, Lüſternheit oder 
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dieſe Empfindung nicht durch das Bewußtſein, daß bei dem 
Leſer eine ernſte ſittliche Aufgabe durch die Schilderung erreicht 
werden ſoll, in ihrem Entſtehen verhindert wird. U. d. II. Sen. 
v. 30. Okt. 05 (599/05). 

15. 5 184 StGB.] Wenn es gilt, über die objektive 
Unzüchtigkeit einer Schrift oder Darſtellung zu urteilen, kann 
auch der Zweck, den der Verfaſſer verfolgt, von Bedeutung 
ſein, — aber immer erſt dann, wenn bei der Frage, ob der 
objektive Inhalt unzüchtig ſei, ſich Zweifel ergeben und ein 
Zurückgreifen auf die Tendenzen des Autors das Verſtändnis 
zu fördern ſcheint. In erſter Reihe iſt ſtets zu fragen, ob das 
Werk als ſolches, d. h. in der Geſtalt, wie es dem Leſer, 
Hörer oder Beſchauer ſich darbietet, und in der Wirkung, 
die es hier ausübt, als unzüchtig anzuſehen iſt oder nicht. 
Erſcheint, an dieſem Maßſtabe gemeſſen, die Darſtellung als 
eine die Scham und Sitte in geſchlechtlicher Beziehung ver⸗ 
letzende, ſo wird ihr der Charakter des Unzüchtigen nicht dadurch 
benommen, daß ihr Autor einer Richtung huldigt, die das 
Unzüchtige nur als Stoff und nicht als Ziel im Auge hat, 
und ebenſowenig dadurch, daß dem unzüchtigen Werke nicht 
grade eine unzüchtige Tendenz zu Grunde liegt. Tendenz 
und Inhalt brauchen ſich nicht zu decken. Wendet das Werk 
ſich, wie bei einem dramatiſchen Werke, das aufgeführt und 
verbreitet wird, ſich von ſelbſt verſteht, an das Publikum im 
allgemeinen, ſo kommt nicht das Empfinden ſpezieller Kreiſe 
in Betracht, die der Verfaſſer beſonders oder ausſchließlich im 
Auge hat, ſondern das ſittliche Empfinden, wie es normal und 
durchſchnittlich diejenigen Volkskreiſe beherrſcht, denen das Werk 
zugänglich gemacht iſt. So lange in dieſen weiteren 
Volkskreiſen nicht die „Umwertung“ der Werte vor ſich ge⸗ 
gangen iſt, von welcher das Urteil ſpricht, ſo lange iſt für die 
Frage, was Scham und Sitte verletzt, nicht der Wertmeſſer 
einer Kunſtrichtung von Bedeutung, die jene Umwertung zwar 
angeſtrebt, aber nicht erreicht hat. U. d. II. Sen. v. 25. Okt. 05 
(979/05). 

16. SS 184 StGB., 243 StPO.] Die Strafkammer 
hat nur einzelne Kapitel der inkriminierten Romane, „welche 
Kapitel entweder allein oder im Zuſammenhange mit anderen 
Kapiteln für ſich abgeſchloſſen Epiſoden bilden“, für unzüchtig 
erachtet, nicht die Romane als Ganzes. Es war daher an ſich 
zuläſſig, nur die dieſe Epiſoden darſtellenden Kapitel zu verleſen 
(vgl. RGSt. 8, 129). Der Angeklagte hatte nun in der 
Hauptverhandlung den Antrag geſtellt, den ganzen Roman zu 
verleſen, „da man nicht auf Grund einzelner Abſchnitte den 
ganzen Roman als unzüchtig bezeichnen könne“. Das Gericht 
hat dieſen Antrag gemäß § 243 StPO. durch verkündeten 
Beſchluß abgelehnt mit der Begründung, daß auch einzelne 
Teile eines Schriftwerkes für unzüchtig erklärt werden dürfen 
und zur Beurteilung dieſer Teile die Verleſung einzelner in ſich 
geſchloſſener Epiſoden des Romans ausreiche. Rechtlich iſt dieſer 
Beſchluß einwandfrei; ob aber im konkreten Falle die Verleſung 
der als in ſich geſchloſſenen Epiſoden bezeichneten Teile zur 
Beurteilung ihres unzüchtigen Charakters wirklich ausreichte, 
war dem tatſächlichen Befinden der Strafkammer überlaſſen. 
Eine unzuläffige Beſchränkung der Verteidigung im Sinne des 
8 377 Ziff. 8 StPO. liegt hiernach ebenſowenig vor, wie eine 
Verletzung der 88 243, 244, 248 a. a. O.; es ging die vom 
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Angeklagten unter Beweis geſtellte Behauptung gar nicht dahin, 
aus dem Geſamtinhalt des Romans gehe hervor, daß jene 
„Epiſoden“ nicht unzüchtig ſeien, ſondern dahin, die Verleſung 
werde ergeben, daß der Roman als Ganzes keinen unzüchtigen 
Charakter trage; letzteres aber hat das Gericht gar nicht an⸗ 
genommen. U. d. I. Sen. v. 4. Dez. 05 (836/05). 

17. 8 193 StGB.] Der Vorderrichter erkennt an, daß 
die Wahrnehmung der allgemeinen Intereſſen des Deutſchtums, 
gegenüber den großpolniſchen Beſtrebungen dem Angeklagten 
den Schutz des 8 193 StGB. nicht gewähren kann; er will 
ihm denſelben aber auf Grund der Erwägung zubilligen, daß 
der Kampf gegen das Polentum für die vom Angeklagten 
redigierte Zeitung ein Kampf um die Eriſtenz ſei, inſofern der 
Beſitzſtand der Zeitung und damit ſeine eigene wirtſchaftliche 
Stellung durch die Zunahme des Polentums bedroht werde. 
Dieſe Anſicht iſt unhaltbar. Denn die Behauptung nicht er⸗ 
weislich wahrer ehrenrühriger Tatſachen im Sinne des § 186 
StGB. zu dem Zwecke, dadurch ſich oder andere vor einem, 
außer jedem Zuſammenhange mit den behaupteten Tatſachen 
ſtehenden wirtſchaftlichen Schaden zu ſichern, bzw. die wirtſchaft⸗ 
liche Lage zu verbeſſern, würde ohne Zweifel eine gegen die 
guten Sitten verſtoßende Handlung enthalten. Das Vor⸗ 
handenſein berechtigter Intereſſen iſt aber grundſätzlich dann 
ausgeſchloſſen, wenn das Intereſſe, für das der Täter kämpft, 
gegen das Recht oder die guten Sitten verſtößt. U. d. IV. Sen. 
v. 12. Dez. 05 (624/05). 

18. § 193 StGB.] Es liegt nicht mehr innerhalb der 
Grenzen einer vom Recht anzuerkennenden „Verteidigung“, 
wenn — wie im vorliegenden Falle — ein der eigenen 
Schuld bewußter Angeklagter ſeine Verurteilung dadurch 
abzuwenden ſucht, daß er anderen wider beſſeres Wiſſen 
Ehrenrühriges andichtet. U. d. IV. Sen. v. 5. Dez. 05 
(424/05). 

19. 5 196 StGB.] Nach 8 33 der zur Ausführung 
des Geſetzes über die Abänderung der Unfallverſicherungsgeſetze 
vom 30. Juni 1900 erlaſſenen Kaiſerlichen Verordnung vom 
22. November 1900 (RGBl. 1017) unterſtehen die Schieds⸗ 
gerichtsvorſitzenden der Aufſicht der für ihren Sitz zuſtändigen 
Landeszentralbehörde oder der von dieſer zu beſtimmenden Be⸗ 
hörde. Nach § 3 des Preußiſchen Miniſterialerlaſſes vom 
20. Dezember 1900 (MBl. 1901 S. 9) iſt die Beauffichtigung 
der Schiedsgerichtsvorſitzenden den örtlich zuſtändigen Regierungs⸗ 
präſidenten übertragen. Der Regierungspräſident in Schleswig 
war deshalb als der amtliche Vorgeſetzte des Schiedsgerichts⸗ 
vorſitzenden befugt, gemäß § 196 StGB. wegen der dieſem 
nach der erſichtlichen Annahme des Gerichts mit Beziehung auf 
ſeinen Beruf zugefügten Beleidigung den Strafantrag zu ſtellen. 
U. d. III. Sen. v. 19. Okt. 05 (400/05). 

20. 5 230 StGB.] Gewiß iſt es richtig, daß der An⸗ 
geklagte nicht mit den Ausſchreitungen von Perſonen zu rechnen 
brauchte, die auf die Verübung von Unfug ausgingen, daß er 
auch das unfertige Bauwerk nicht mit Poſten und Wachen zu 
umgeben brauchte. Aber die Möglichkeit, daß die an der 
Straße belegene Bedürfnisanſtalt, welche nach außen den Ein⸗ 
druck eines vollendeten Baues machte, von vorübergehenden 
Perſonen zu beſtimmungsmäßiger Benutzung betreten werden 
konnte, war nach der zutreffenden Annahme des Inſtanzgerichts 
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eine ſo nahe liegende, daß Angeklagter ſich bei gewöhnlicher 
Sorgfalt und Umſicht erkennen konnte und demgemäß ſein Tun 
und Laſſen einrichten mußte. Daß zur Verhütung des Hinein⸗ 
falles in den offenen Sielſchacht der Verſchluß der Türöffnung, 
hinter welcher ſich der Sielſchacht befand und das Verdecken 
des Schachtes für geboten erachtet iſt, geht über das Maß der 
nach der Sachlage von dem Angeklagten als einen Zimmer⸗ 
meifter in Ausübung ſeines Gewerbebetriebes zu erfordernden 
Umſicht und Fürſorge nicht hinaus. Der Begriff der Fahr⸗ 
läſſigkeit iſt hierdurch nicht verkannt. U. d. III. Sen. v. 
16. Nov. 05 (461/05). 

21. 8 242 StGB.] Den Gegenſtand dieſes Diebſtahls 
ſollen ſechs gußeiſerne Formſtücke gebildet haben, die dem Bau⸗ 
unternehmer H. gehörten und von dieſem dem Gärtner G. zur 
„Aufbewahrung und Lagerung auf ſeinem Grundſtücke“ über⸗ 
geben waren; G. übte ſonach als Verwahrer die tatſächliche Herr⸗ 
ſchaft über die auf ſeinem Gehöft lagernden Formſtücke aus; 
dieſe Gegenſtände befanden ſich in ſeinem Gewahrſam. Nach 
der ferneren Feſtſtellung ließ er den Angeklagten, als dieſer mit 
einem Wagen zur Abholung der Formſtücke erſchien, „ge⸗ 
währen“, duldete alſo die Wegnahme, weil er keinen Verdacht 
ſchöpfte, ſondern annahm, daß der Angeklagte die Formſtücke 
für ſeinen Dienſtherrn H. zur anderweiten Verwertung in deſſen 
Intereſſe abhole. Bei dieſem Sachverhalte kann das Er⸗ 
fordernis des Wegnehmens im Tatbeſtande des Diebſtahls nicht 
für erfüllt erachtet werden. Dieſes Begriffsmerkmal iſt dann aus⸗ 
geſchloſſen, wenn die Aufhebung des fremden Gewahrſams mit 
Einwilligung des Inhabers erfolgt iſt, eine Gewahr⸗ 
ſamsverletzung alſo nicht ſtattgefunden hat. Für die Annahme 
eines Diebſtahls iſt beim Vorliegen dieſer Vorausſetzung auch 
dann kein Raum, wenn, wie das angefochtene Urteil feſtſtellt, 
der Täter in der Abſicht der rechtswidrigen Zueignung ſich den 
Gewahrſam der Sachen verſchafft hat. Hat daher G. infolge 
einer irrtümlichen Annahme in die Wegnahme der Formftüde 
durch den Angeklagten eingewilligt, ſo läßt ſich der Tatbeſtand 
des Diebſtahls nicht begründen; es kann ſich dann nur fragen, 
ob die Vorausſetzungen des Betruges vorliegen, ob ins⸗ 
beſondere zu der Verheimlichung der von ihm in Wirklichkeit 
gehegten Abſicht ein aktives auf Täuſchung berechnetes Ver⸗ 
halten des Angeklagten hinzugetreten iſt, welches den Gärtner 
G. in den Irrtum verſetzt hat, der ſeine Einwilligung in die 
Wegnahme der Sachen zur Folge hatte. U. d. III. Sen. v. 
23. Nob. 05 (1260/05). a 

22. 49, 242 StGB.] Die Feſtſtellungen des an 
gefochtenen Urteils bieten keine ausreichende Grundlage für die 
Verurteilung des Angeklagten W., deſſen Schuld — Beihilfe 
zum Diebſtahle — wird lediglich darin gefunden, daß er, als 
der Sack Getreide durch R. eingefüllt und durch M. weg⸗ 
getragen wurde, dabei geſtanden habe und dies habe geſchehen 
laſſen, obwohl ihm „nach der ihm zuge wieſenen Tätig⸗ 
keit mit die Aufficht über das Getreide anvertraut war“ und 
er deshalb die Entfernung hätte hindern müſſen. Was dieſe 
„Tätigkeit “ anlangt, fo fteht nur feſt, daß den Angeklagten 
W. und R. das Dreſchen des Getreides aufgetragen war. 
Dieſe Beſchäftigung an und für ſich brachte es keineswegs 
als Rechtsfolge mit ſich, daß ihnen die Aufſicht oder die 
Obhut über das Getreide als übertragen zu gelten hatte. 
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Nach Beſchaffenheit des Einzelfalls kann es zutreffen, 
daß bei Übergabe gewiſſer Sachen durch den Eigentümer zur 
Arbeit an ſeine Bedienſteten letzteren deren Obhut und die 
Pflicht zu ihrer Überwachung mit anvertraut wird. “Dem: 
entſprechend war in dem der Entſcheidung des RGRſpr. 4, 885 
zugrunde liegenden Falle eine tatſächliche Feſtſtellung unbedenklich 
getroffen. Hier wird nicht erſichtlich, daß die Strafkammer 
die Frage auf Grund der beſonderen Umſtände des 
Falls geprüft hätte. U. d. IV. Sen. v. 30. Jan. 06 (1234/05). 

23. 5 243 Ziff. 2 StGB.] Im gegenwärtigen Fall 
iſt der Angeklagte „aus dem Dachfenſter ſeiner ihm als Schlaf⸗ 
raum dienenden Manſarde auf das Dach des Hauſes und von 
demſelben“ — d. h. offenbar von dem Dache aus — „durch 
das offene Fenſter in die Manſarde ſeiner Nachbarin, deren 
Tür verſchloſſen war, geſtiegen“. Er hat ſich mithin, während 
er ſeine Manſarde verlaſſen und die benachbarte noch nicht 
betreten hatte, außerhalb des Hauſes befunden und hieran 
wird durch den Umſtand nichts geändert, daß er auf dem 
Dach geſtanden, geſeſſen, geklettert oder gerutſcht und dem⸗ 
gemäß — wie der Verteidiger vorſchützt — „in ununter⸗ 
brochener Verbindung mit dem Hauſe geblieben“ iſt. Befremd⸗ 
lich und ſowohl dem wahren Sachverhalt als auch dem all⸗ 
gemeinen Sprachgebrauch geradeswegs zuwiderlaufend erſcheint 
die Behauptung des Verteidigers, der Angeklagte habe „ſich 
innerhalb des Hauſes in einen anderen Raum desſelben 
begeben“ und ſeine Berufung auf ein älteres reichsgerichtliches 
Erkenntnis (RGSt. 8, 102) geht unverkennbar fehl. Dieſes 
Erkenntnis legt nur dar, daß ein Einſteigen nicht ſtattfinde, 
wenn der Täter, ſich innerhalb eines und desſelben Gebäudes 
bewegend, durch gewiſſe, nicht zum ordnungsgemäßen Gebrauch 
beſtimmte Offnungen in verſchiedene verſchloſſene Räume dringe; 
nicht aber verneint es ein Einſteigen für den Fall, daß der 
Täter das Gebäude aus einer Offnung verläßt, um durch 
eine andere wieder hinein zu gelangen. U. d. I. Sen. v. 


4. Dez. 05 (270/05). 
24. § 246 StGB.] Die Anwendung des $ 246 StGB. 


wird durch die rechtlich nicht zu beanſtandende Feſtſtellung 
getragen, daß der Angeklagte ſeinem Gläubiger B. die For⸗ 
derung gegen B. abgetreten, letzteren von der Abtretung 
benachrichtigt, endlich den Betrag der Forderung von dem 
Schuldner zur alsbaldigen Abführung an den neuen 
Gläubiger erhalten und ausdrücklich mit dieſer Auflage an⸗ 
genommen hat. Eine Verpfändung im Sinne der 88 1280 ff. 
BGB. iſt nach dem erwieſenen Sachverhalt nicht vorgenommen 
worden; aber auch wenn, wie der Angeklagte behauptet, der 
Zweck der Abtretung nur eine Sicherheitsleiſtung geweſen ſein 
ſollte, würde dies an dem objektiven Tatbeſtande nichts ändern: 
denn dem Schuldner gegenüber mußte der Angeklagte auf 
Grund der Anzeige der Abtretung die letztere als ſolche 
gegen ſich gelten laſſen (S 409 BGB.) und er mußte alſo der 
Aufforderung den Schuldbetrag an den neuen Gläubiger ab⸗ 
zuführen, nachkommen, wie er ſich hierzu ja auch ausdrücklich 
verpflichtet hat. U. d. I. Sen. v. 23. Dez. 05 (407/05). 

25. 8 247 StGB.] Der Angeklagte war in der Zeit, 
in welche die Unterſchlagung fällt, Lehrling in der Papier⸗ 
handlung des Kaufmanns S. Dieſes ſein Lehrlingsverhältnis 
wurde dadurch nicht in Frage geſtellt, daß er zugleich als 
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Stadtreiſender beſchäftigt wurde. Vielmehr bringt es der Zweck 
des Lehrens und Unterweiſens gerade mit ſich, daß Lehrlinge, 
zumal nach Zurücklegung einer gewiſſen Lehrzeit, auch mit der 
mehr oder minder ſelbſtändigen Erledigung von Geſchäften 
betraut werden. Dementſprechend bezeichnet auch der Vorder⸗ 
richter den Angeklagten für die ganze Zeit ſeiner Be⸗ 
ſchäftigung bei S. als Lehrling. Stand hiernach aber der 
Angeklagte zu S., als demjenigen, gegen den er nach der An⸗ 
nahme des Vorderrichters die Unterſchlagung beging, im 
Lehrlingsverhältniſſe, fo hing nach § 247 StGB. feine ſtraf⸗ 
rechtliche Verfolgung von der Stellung eines Strafantrags 
ſeitens S.s ab. Die Anſicht des Vorderrichters, daß der 
Strafantrag aus dem Grunde entbehrlich geweſen ſei, weil 
Angeklagter das Geld in ſeiner Eigenſchaft als Stadtreiſender 
d. h. in Veranlaſſung eines ihm zu felbſtändiger Erledigung 
übertragenen Geſchäfts unterſchlagen habe, iſt unzutreffend und 
findet im Geſetze keine Stütze. U. d. IV. Sen. v. 28. Nov. 05 
(835/05). 

26. 8 263 StGB.] Der Domiciliat dem ein Wechſel 
zur Zahlung vorgelegt wird, iſt zwar nicht verpflichtet die Echt⸗ 
heit der Indoſſamente zu prüfen, wohl aber muß er die 
Identität des Wechſelinhabers mit derjenigen Perſon, auf 
welche die formelle Legitimation, das letzte Indoſſament, lautete, 
prüfen, er muß prüfen, ob der, der ihm den Wechſel präſen⸗ 
tierte, identiſch war mit dem letzten Indoſſatar. (Staub, WO. 
8 17 zu Art. 36.) Kam er dieſer Prüfungspflicht nicht nach 
und bezahlte er infolgedeſſen an einem Nichtberechtigten, fo 
wurde durch dieſe Zahlung ſeitens des Domiziliaten der Akzep⸗ 
tant nicht befreit; die Folge war, daß der Domiziliat ſich für 
die geleiſtete Zahlung von dem Akzeptanten nicht erholen 
konnte, ſonach geſchädigt war. Aber auch wenn mit der Mög⸗ 
lichkeit gerechnet werden will, die Täuſchung hätte, obwohl 
Domiciliat ſeiner Prüfungspflicht im vollen Umfange nach⸗ 
gekommen wäre, geſchehen können und wenn daraus gefolgert 
werden wollte, daß die unter dieſen Umſtänden geſchehene 
Zahlung an den Nichtberechtigten den Akzeptanten befreit 
und Domiziliat zum Regreß an dieſen berechtigt haben würde, fo 
würde eine Verſchlechterung der Rechtslage und damit eine der 
Vermögens beſchädigung gleich zu achtende Vermögensgefähr⸗ 
dung des Domiziliaten auch in dieſem Fall inſoweit wenigſtens 
vorliegen; als er, ſei es um ſich gegen einen etwaigen An⸗ 
ſpruch auf wiederholte Bezahlung ſeitens des in Wirklichkeit 
Berechtigten zu ſchützen, ſei es um ſeinen Erſtattungsanſpruch 
gegen den Akzeptanten erfolgreich geltend zu machen, ſtets ge⸗ 
nötigt geweſen wäre, einen unter Umſtänden ſchwierigen und 
umfangreichen Beweis für die ausreichende Erfüllung der ihm 
obliegenden Prüfungspflicht zu führen. U. d. III. Sen. 
v. 16. Okt. 05 (589/05). 

27. § 266 StGB.] Es muß grundſätzlich davon aus⸗ 
gegangen werden, daß in der Einziehung einer Forderung durch 
den Bevollmächtigten in der Abſicht, deren Gegenſtand im 
eigenen Intereſſe zu verwenden und nicht dem Auftraggeber 
zuzuwenden, ein Vermögensnachteil für dieſen enthalten iſt. Die 
Worte in 8 266 StGB. „zum Nachteile verfügen“ haben die⸗ 
ſelbe Bedeutung wie die Worte in 8 263 StGB. „das Ber 
mögen beſchädigen“ (RGSt. 14 S. 401, 404). Mit Bezug 
auf dieſes Strafgeſetz hat aber das Reichsgericht in gleich⸗ 
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mäßiger Rechtſprechung daran feſtgehalten, daß eine Ver⸗ 
mögensbeſchädigung bereits in einer Vermögensgefährdung dann 
enthalten iſt, wenn nach der konkreten Sachlage die eingetretene 
Gefahr eines Verluſtes, alſo die Ungewißheit darüber, ob nicht 


ein Verluſt eintreten werde, den Wert des Vermögens ver⸗ 


mindert (RG St. 16 S. 1, 11; 16 S. 77, 81). Eine der 
artige Verminderung eines Vermögens in ſeinem Geſamtwerte 
kann aber ſchon dadurch eintreten, daß eine zu ihm gehörende 
Forderung, deren Vollwertigkeit durch die Zahlung feſtſteht, 
zum Erlöſchen gebracht wird, und der Gegenſtand der Forde⸗ 
rung gleichzeitig in die Hände eines ungetreuen Bevollmächtigten 
gelangt, der mit ihm nicht auftragsgemäß, ſondern zu ſeinem 
eigenen Nutzen verfahren will. Denn dann hängt die Be⸗ 
friedigung des Auftraggebers nicht nur von zukünftigen, uns 
gewiſſen Ereigniſſen, insbeſondere der Solvenz des Bevoll⸗ 
mächtigten ab, ſondern jenem ſteht nunmehr ſtatt ſeines früheren 
zahlungswilligen Schuldners ein ſolcher, der nicht zahlen, ſondern 
den Forderungsgegenſtand veruntreuen will, gegenüber. Durch 
dieſe Verſchiebung der Sachlage zu Ungunſten des Gläubigers 
iſt deſſen Vermögen unmittelbar gefährdet und damit beſchädigt. 
Von dieſen Rechtsgrundſätzen iſt der erkennende Senat bereits 
in feinem Urteile vom 13. März 1883 (RG Rſpr. 5 S. 168, 169) 
und ſeitdem gleichmäßig in zahlreichen Entſcheidungen aus⸗ 
gegangen (vgl. auch RGSt. 21 S. 364, 369; Goldt Arch. 
37, 444; 50, 134). Iſt aber eine Vermögensbeſchädigung 
in dieſem Sinne entſtanden, ſo iſt es bedeutungslos, ob ſie 
ſpäter durch Befriedigung des Auftraggebers wieder aus⸗ 
geglichen wird. Es kann deshalb grundſätzlich nichts darauf 
ankommen, ob der Bevollmächtigte nach ſeinen Vermögens⸗ 
verhältniſſen zur Erſatzleiſtung befähigt, und demnach die dem 
Auftraggeber aus 8 667 BGB. zuſtehende Forderung wertvoll 
iſt. U. d. II. Sen. v. 1. Dez. 05 (576/05). 

28. 8 266 StGB.] „Vermögensſtücke“ im Sinne des 
§ 266 Nr. 2 StGB. ſind alle Einzelobjekte, welche rechtlich 
geeignet find, Beſtandteile des Vermögens zu bilden (RGSt. 
10, 73). Dieſe Vorausſetzung trifft auch bei Hypothekenbriefen 
zu, da dieſelben nach 8 952 BGB. im Eigentum des Hypo⸗ 
thekengläubigers ſtehen. Zufolge der Zugehörigkeit zur Forde⸗ 
rung können Hypothekenbriefe, wie auch das erwähnte Urteil 
des RG. ausſpricht, nicht Gegenſtand beſonderer dinglicher 
Rechte ſein; hierdurch wird jedoch ihre Eigenſchaft als Ver⸗ 
mögensſtücke nicht berührt. Daß der Auftraggeber des An⸗ 
geklagten nicht ſelbſt Eigentümer des Hypothekenbriefes ſondern 
auch ſeinerſeits nur mit der „Verſilberung“ desſelben beauftragt 
war, iſt ohne rechtliche Bedeutung (RGSt. 26 S. 109 bis 110). 
U. d. II. Sen. v. 7. Nov. 05 (55/05). 

29. 8 266 StGB.] Der Umſtand, daß zu der Zeit, 
als der Angeklagte für ſeine Zwecke über den Wechſel verfügte, 
der ihm erteilte Auftrag mit Hilfe des Wechſels ſeinem Auf⸗ 
traggeber Geld zu verſchaffen bereits zurückgenommen war, 
ſteht der Anwendbarkeit des § 266 Ziff. 2 StGB. nicht ent⸗ 
gegen. Die Wirkungen des durch die Erteilung des Auftrages 
geſchaffenen Rechsverhältniſſes beſtanden in dieſem Zeitpunkte 
noch inſofern fort, als der Angeklagte zur Reſtitution deſſen, 
was er infolge des Auftrages aus dem Vermögen ſeines Macht⸗ 
gebers in Händen hatte, an dieſen verpflichtet war. 89 666, 
667 BGB. U. d. III. Sen. v. 18. Jan. 06 (874/05). 
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30. 8 266 StGB.] Die Strafkammer hat als erwieſen 
angeſehen, daß Angeklagter bei der Abrechnung mit dieſem auf 
ſeine Schuld an die Brauerei eine Forderung von 200 Mark 
angerechnet hat, die dem B. aus einem Dahrlehnsgeſchäft 
gegen den Angeklagten perſönlich zuſtand, und hat auf Grund 
dieſer Feſtſtellung angenommen, daß B. durch die Quittung, 
die er von dem Angeklagten über den ganzen Betrag, den er 
der Brauerei ſchuldete, empfangen hat, in vollem Umfange von 
ſeiner Schuld befreit worden ſei, während die Brauerei 
200 Mark weniger erhalten habe, als ſie zu fordern hatte. 
Dieſe Annahme beruht auf Rechtsirrtum, denn der Handlungs⸗ 
reiſende iſt gemäß der vorerwähnten Vorſchriften des HGB. 
nicht berechtigt, den von ihm einzuziehenden Kaufpreis gegen 
Forderungen an ihn ſelbſt zu verrechnen. Der Umfang ſeiner 
Vollmacht iſt im 8 54 HGB. dahin begrenzt, daß ſie ſich auf 
alle Geſchäfte und Rechtshandlungen erſtreckt, „die der Betrieb 
eines derartigen Handelsgewerbes oder die Vornahme derartiger 
Geſchäfte gewöhnlich mit ſich bringt“, und im § 55 a. a. O. 
iſt bezüglich der Handlungsreiſenden beſonders noch die Er⸗ 
mächtigung zur Einziehung des Kaufpreiſes aus den von ihnen 
abgeſchloſſenen Verkäufen und zur Bewilligung von Zahlungs⸗ 
friſten hervorgehoben. Aus dieſen Beſtimmungen, die von den 
Vorſchriften der Artikel 47 und 49 des früheren HGB. nicht 
abweichen, iſt ohne weiteres zu entnehmen, daß eine Kompen⸗ 
ſation in der hier feſtgeſtellten Art außerhalb des Umfanges 
der Vollmacht liegt, alſo für den Vollmachtgeber keine Wir⸗ 
kung üben und den Schuldner nicht befreien kann. Wenn aber 
dies der Fall iſt, dann iſt der Tatbeſtand des 8 266 StGB. 
nicht gegeben, weil es an einer vermögensrechtlichen Benach⸗ 
teiligung des Auftraggebers fehlt. U. d. III. Sen. v. 11. Dez. 05 


(686/05). 


21. 5 267 StGB.] Der Angeklagte hat, um von ihm 
verübte Unterſchlagungen zu verdecken, entgegen der für ihn 
beſtehenden Verpflichtung, der Reederei Abklatſchkopien der den 
Paſſagieren ausgehändigten Originalfakturen vorzulegen, außer 
dieſen Originalfakturen weitere Fakturen gefertigt, in die er die 
von ihm unterſchlagenen Beträge an Überfracht und Speſen 
nicht aufnahm, hat von dieſen inhaltlich unrichtigen Fakturen 
Abklatſchkopien hergeſtellt und dieſe der Reederei als Belege für 
die von ihm an die Kaſſe abgeführten Beträge vorgelegt. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob die Abklatſchkopien als ſolche beweis⸗ 
erhebliche Priwaturkunden waren (RGSt. 26, 270; 29, 357); 
unter keinen Umſtänden liegt eine fälſchliche Anfertigung von 
Urkunden vor. Dieſe beſteht darin, daß eine echte Beglaubi⸗ 
gungsform nachgeahmt und damit der Urkunde der Schein ver⸗ 
liehen wird, als fei fie von einer anderen Perſon auögeftellt 
als von der ſie tatſächlich ausgeſtellt iſt. An dieſer Vorausſetzung 
fehlt es un vorliegenden Falle durchaus ſowohl hinſichtlich der 
hergeſtellten Fakturen als der von ihnen genommenen Abklatſch⸗ 
kopien. In beiden Fällen handelt es ſich um erſichtlich vom 
Angeklagten hergeſtellte Urkunden, die lediglich inhaltlich un⸗ 
richtig waren, aber nicht über die Perſon des Ausſtellers 
täufchten oder täufchen ſollten. Ebenſowenig kann ſelbſtredend 
die „Verfälſchung“ einer echten Urkunde in Frage kommen. 


Die Verurteilung wegen Urkundenfälſchung war daher nicht 
U. d. III. Sen. v. 4. Jan. 06 


aufrecht zu erhalten. 
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32. 8 267 StGB.] Der Angeklagte und fein Mit⸗ 
geſelle G. hatten in Ausſicht genommen, gegen ihren Meiſter, 
den Bäcker K., die Anzeige zu erheben, daß er an mehr Tagen, 
als zuläſſig, Überarbeiten habe verrichten laſſen. Um eine 
Grundlage für die beabſichtigte Anzeige zu gewinnen, hatte G., 
vom Angeklagten dazu angeregt, in der zur Verzeichnung der 
Überarbeiten beſtimmten Kalendertafel unbefugt bei einzelnen 
mit einer Scheere Einkratzungen gemacht, um den Anſchein zu 
erwecken, als habe der Meiſter die betreffenden Tage auf der 
Kalendertafel als Tage bezeichnet, an denen Überarbeit ſtatt⸗ 
gefunden habe. Auf Grund dieſes Sachverhalts iſt der An⸗ 
geklagte der Anſtiftung zu einer ſchweren Urkundenfälſchung im 
Sinne des § 268 StGB. ſchuldig erkannt worden, indem die 
Strafkammer davon ausgeht, die Durchlochung oder Durch⸗ 
ſtreichung einzelner Tage auf der nach der Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 4. März 1896 einzurichtenden Kalender. 
tafel charakteriſieren ſich als ein urkundlicher Vermerk darüber, 
daß an den betreffenden Tagen Überarbeit ſtattgefunden habe, 
ſomit als eine Privaturkunde, welche für den Beweis von Rechts⸗ 
verhältniſſen von Erheblichkeit ſei. Der Reviſion des Angeklagten 
kann der Erfolg nicht verſagt werden. An ſich iſt notwendige 
Vorausſetzung jeder urkundlichen Beweisführung, daß die Ur⸗ 
kunde ſelbſt einen Ausſteller erkennen laſſen muß, durch deſſen 
Erklärung feſtſtellbar iſt, ob die Urkunde echt iſt, d. h von ihm 
herrührt oder nicht. Wo — wie bei „Zeichen“ der vorliegenden 
Art — die „Urkunde“ ſelbſt nicht einmal einen für jedermann 
ohne weiteres erkennbaren Inhalt in ſich trägt, ſondern wo 
dieſer Inhalt nur durch zu ihr hinzutretende Umſtände — 
Übereinkunft, Ubung, Geſetzesvorſchrift — erkennbar wird, muß 
analog erfordert werden, nicht nur, daß dieſe Umſtände auf 
eine beſtimmte Perſon als den Urheber der „Urkunde“ hin⸗ 
weiſen, ſondern auch daß dieſe Umſtände der betreffenden Perſon 
die tatſächliche Möglichkeit darbieten, zu erkennen, ob das 
Zeichen von ihm herrührt oder nicht, ſich über ihre 
Echtheit zu erklären. Im vorliegenden Falle beſteht doch an⸗ 
geſichts der vorgeſchriebenen Art der Aushängung der Tafel 
in den Gewerberäumen — welche die Tafel jedem dort Ver⸗ 
kehrenden zugängig macht — und der vorgeſchriebenen Art der 
Kennzeichnung — die nur in „Durchlochung oder Durchſtreichung 
mit Tinte“ ohne jedes individualiſierende Beiwerk beſteht — 
nicht der geringfte Anhalt für die tatſächliche Urheberſchaft an 
einem Vermerk auf der Tafel. U. d. IV. Sen. v. 12. Dez. 05 
(312/05). 

33. 5 267 StGB.] Der Urheber der Fälſchung einer 
öffentlichen Urkunde ift dann wegen „Privat“ urkundenfälſchung 
zur Verantwortung zu ziehen, wenn ſeine Beſtrafung nach dem 
erſten Fall infolge eines beſonderen Umſtandes unterbleiben 
muß, beiſpielsweiſe weil die von ihm fälſchlich angefertigte, 
ſcheinbar öffentliche Urkunde im Fall der Echtheit nicht inner⸗ 
halb der Zuſtändigkeit des Urkundsbeamten errichtet wäre oder 
weil er bei Verfälſchung einer echten öffentlichen Urkunde die 
das Merkmal der Offentlichkeit begründeten Tatſachen nicht 
gekannt hat. Während aber beim Wegfall des äußeren Merl⸗ 
mals der Offentlichkeit notwendig eine „Privat“urkunde im 
engeren Sinne übrig bleibt, folglich unverkennbar der Tat⸗ 
beſtand einer Urkundenfälſchung nach 8 267 zweiter Fall StGB. 


in Frage kommt (RGSt. 7, 194 [195]; RGRſpr. 9, 555 1556), 
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läßt ein Irrtum des Täters von der oben erwähnten Be⸗ 
ſchaffenheit das äußere Merkmal der Offentlichkeit durchaus un⸗ 
berührt und zwingt nur den Richter zu unterſuchen, ob die 
betreffende öffentliche Urkunde zum Beweiſe von Rechten oder 
Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit und ob dies dem Ange⸗ 
klagten bekannt geweſen iſt; die Grundlagen der Entſcheidung 
werden alsdann anſcheinend teils dem erſten, teils dem zweiten 
Fall des § 267 StGB. entnommen, in Wirklichkeit aber aus 
der Erwägung geſchöpft, daß das Geſetz die Fälſchung rechts⸗ 
beweiserheblicher Urkunden beſtraſt wiſſen will, ohne Unter⸗ 
ſchied, ob ſie äußerlich betrachtet zu den Privaturkunden gehören 
oder nicht. U. d. I. Sen. v. 30. Nov. 05 (241/05). 

34. 8 267 StGB.] Daß der Vermerk auf dem Ab⸗ 
ſchnitt einer poſtaliſch noch nicht behandelten gewöhnlichen, nicht 
telegraphiſchen, Poſtanweiſung unter Umſtänden eine zunächſt 
dem Adreſſaten gegenüber beweiserhebliche Urkunde ſein kann, 
hat der erkennende Senat ſchon im Urteile vom 26. Oktober 1881 
(RGRſpr. 3, 649) ausgeſprochen; die gleiche Anſchauung ver: 
tritt das Urteil des I. Senats vom 23. Januar 1902, RGSt. 
35, 80. Was in dieſen Urteilen hinſichtlich der Beweiserheb⸗ 
lichkeit des auf den bezahlten Betrag oder das Datum der 
Abſendung ſich beziehenden Vermerks geſagt iſt, gilt in gleicher 
Weiſe für den Vermerk hinſichtlich der Perſon des Abſenders. 
Ob dieſe bei Vermerken auf Abſchnitten gewöhnlicher Poſt⸗ 
anweiſungen dem Adreſſaten gegenüber vorhandene Beweis⸗ 
erheblichkeit auch bezüglich der Vermerke auf Abſchnitte ſogen. 
telegraphiſcher Poſtanweiſungen beſteht, kann dahingeſtellt bleiben. 
Es bleibt aber weiter die Frage zu prüfen, ob der auf dem 
Abſchnitt der fogen. telegraphiſchen Poſtanweiſung befindliche 
Vermerk des Abſenders nicht als beweiserhebliche Privaturkunde 
der Poſt gegenüber zu erachten iſt. Der erkennende Senat 
trägt keine Bedenken, dieſe Frage aus den gleichen Gründen, 
aus denen das Urteil des IV. Senats vom 5. Februar 1904 
(Goltd Arch. 51, 185) den Abſendervermerk auf einem Brief⸗ 
umſchlage als der Poſt gegenüber beweiserhebliche Privaturkunde 
bezeichnet hat, zu bejahen. Hier wie dort genügt für die An⸗ 
nahme der Beweiserheblichkeit der Umſtand, daß die Angabe 
des Abſenders auf dem Abſchnitte der Poſtbehörde als Beweis⸗ 
mittel zur Feſtſtellung der Perſon des Abſenders dienen kann, 
wenn bei Unbeſtellbarkeit der Poſtanweiſung der Betrag an 
den Abſender zurückzubezahlen iſt oder der Abſender um Porto⸗ 
vergütung angegangen werden muß. Andererſeits kann ſich im 
Falle der Unbeſtellbarkeit derjenige, deſſen Name als der des 
Abſenders auf dem Abſchnitte ſteht, hinſichtlich ſeiner Legiti⸗ 
mation zur Empfangnahme des Betrages auf den Inhalt des 
Abſchnittes berufen. U. d. III. Sen. v. 30. Okt. / 13. Nov. 05 
(466/05). 

35. § 267 StGB.] Die Strafkammer findet die 
Tatbeſtandsmerkmale der Urkundenfälſchung darin, daß der 
Angeklagte ein von einem andern zur Erlangung der Doktor⸗ 
würde verfaßtes Buch mit einem auf ſeinen Namen 
als Verfaſſer lautenden Titelblatt und einer Widmung an 
ſeine Braut verſehen, dies Buch den Eltern der Braut vor⸗ 
gezeigt und damit feine wiſſenſchaftliche Vorbildung und 
Fähigkeit, das Doktorexamen zu machen, vorgeſpiegelt hat. 
Dabei iſt die rechtliche Natur des Vergehens der Urkunden⸗ 
fälſchung völlig verkannt. Ein weſentliches Begriffsmerkmal 
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einer Urkunde als Objekt einer Fälſchung bildet ihre Echtheit, 
d. h. die Tatſache, daß ſie mit dem Willen ihres Aus⸗ 
ſtellers hergeſtellt oder doch ſeinem Willen gemäß in den 
Rechtsverkehr eingetreten iſt. Dieſe Vorausſetzung trifft der 
Regel nach nur bei der Originalurkunde zu, alſo derjenigen 
konkreten Urkunde, welche dem Willen des Ausſtellers gemäß 
entſtanden und in den Rechtsverkehr gelangt iſt. Auch Druck⸗ 
exemplare können unter Umſtänden als Originale gelten und 
den Gegenſtand des Delikts bilden, nämlich dann, wenn der 
Abdruck des Namens dazu beſtimmt und geeignet iſt, das 
Unterſchreiben des Namens zu erſetzen. Vgl. RGSt. 29, 
357 (359). Dies trifft aber hier nicht zu. Das Druckexemplar 
der vom Angeklagten mit einem auf ſeinen Namen lautenden 
Titelblatte verſehenen Doktordiſſertation kann nur als eine 
durch Druck hergeſtellte Kopie des Manufkripts gelten und als 
ſolche nicht den Gegenſtand einer Urkundenfälſchung bilden. 
U. d. IV. Sen. v. 30. Jan. 06 (24/06). 

36. § 267 StGB.] Dem auf einem Poſtanweiſungs⸗ 
abſchnitte befindlichen Vermerke über die Perſon des Abſenders, 
über die Höhe des eingezahlten Betrags, und den Tag der 
Einzahlung kommt die Bedeutung von Privaturkunden zu, 
welche für das Rechtsverhältnis zwiſchen Abſender und 
Empfänger Beweiserheblichkeit beſitzen. Hierfür erſcheint 
gleichgültig, ob die Angabe des Abſenders im Rahmen des 
vorgedruckten Formulars als deſſen Unterſchrift in Betracht 
zu ziehen iſt oder nicht: für das Vorhandenſein einer Urkunde 
bildet die Unterſchrift keine unerläßliche Vorausſetzung, es 
genügt vielmehr, wenn ihr Inhalt oder ſonſtige Umſtände auf 
das Herrühren des Schriftſtücks von einer beſtimmten Perſon 
hinweiſen. (RG Rſpr. 6, 529; RGSt. 11, 183.) Von Be 
gehung einer Urkundenfälſchung hinſichtlich ſolcher Vermerke 
kann indeſſen nur da die Rede ſein, wo nach dem Willen 
des Täters über deren Echtheit getäuſcht, alſo der Anſchein 
erweckt werden ſoll, die Vermerke rührten in der Tat von der 
als Abſender bezeichneten Perſon oder einem von ihr Be⸗ 
auftragten her, während dies in Wahrheit nicht der Fall iſt. 
Und die Abſicht, in dieſer Weiſe über die Perſon des Aus⸗ 
ſtellers der Urknude zu täuſchen und mittels der unechten 
urkundlichen Erklärung einen Beweis im rechtlichen Verkehr 
zu erbringen, erſchöpft die vom Geſetz ($ 270 StGB. ebenſo 
wie § 267 daſ.) erforderte „rechtswidrige Abſicht“. Diele 
braucht nicht allgemein und überall da vorzuliegen, wo 
jemand ohne Auftrag unter dem Namen eines anderen eine 
Poſteinzahlung bewirkt. Hier jedoch liegen die Verhältniſſe 
ſo, daß die für das Vorhandenſein der Urkundenfälſchung 
erforderliche Willensrichtung als gegeben angenommen werden 
konnte. Feſtgeſtelltermaßen wollte der Angeklagte verdecken, 
daß er ſelbſt der Abſender war, und den Anſchein erwecken, 
daß die von ihm längſt vorher einkaſſierten Schuldbeträge 
direkt von den Schuldnern und erſt zu den auf den Ab- 
ſchnitten vermerkten Tagen an die Firma W. zur Einzahlung 
gelangt ſeien. Indem die Strafkammer im Anſchluß an 
dieſe Feſtſtellungen ausſpricht, daß der Angeklagte „die fremden 
Namen der Einzahler als Unterſchrift benutzt habe“, hat ſie 
dem Gedanken Ausdruck verliehen, daß er über die Perſonen 
der Ausſteller der Urkunde zu täuſchen, den Anſchein, daß die 
Vermerke von den Schuldnern ſelbſt herrührten, zu er⸗ 
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wecken willens geweſen ſei. U. d. IV. Sen. v. 19. Dez. 05 
(478/05). 

37. 8 267 StGB.] Allerdings mag nach gewöhnlicher 
Redeweiſe von dem, der einen Wechſel behufs Weiterbegebung 
indoſſiert, vielleicht zutreffend geſagt werden, daß er von dem 
Wechſel Gebrauch mache, ſofern er das ihn bildende Papier 
zur Erreichung eines beſtimmten Zwecks benutzt. Soweit ſich 
aber StGB. mit dem Gebrauchmachen von Urkunden befaßt, 
hat es unverkennbar einen engeren Begriff im Auge. Die 
Strafvorſchriften über Urkundenfälſchung ſollen das allgemeine 
Vertrauen auf die erhöhte Glaubhaftigkeit und Beweiskraft 
ſchriftlicher Willenserklärungen und Amtskundgebungen vor 
Mißbrauch ſchützen und verſtehen deshalb unter dem Gebrauch⸗ 
machen von einer Urkunde ein vorſätzliches Verhalten, welches 
zwecks einer Beweisführung im Rechtsverkehr das Einſehen 
und Verſtändnis des Urkundeninhalts herbeiführt oder er⸗ 
möglicht. RGSt. 3, 337 (342); 7, 53 (54); 14, 242 (245); 
15, 110 (111); 19, 215 (216). Ein ſolches Gebrauchmachen 
liegt nicht notwendig in dem der Angeklagten zur Laſt ge⸗ 
brachten Indoſſieren der von ihrem Ehemann gefälſchten Wechſel; 
denn indoſſieren bedeutet nach Art. 9 WO. und nach An⸗ 
ſchauung des Geſchäftsverkehrs an ſich nur, ſeinen Namen 
oder ſeine Firma auf der Rückſeite eines Wechſels nieder⸗ 
ſchreiben, um dadurch das Wechſelrecht an einen anderen zu 
übertragen. Aus dem Zuſammenhang der Urteilsgründe, nach 
denen insbeſondere „die Indoſſierung und Übergabe der beiden 
Wechſel an K. anſcheinend zu gleicher Zeit erfolgt iſt“, ergibt 
ſich zwar mit Sicherheit, daß die fraglichen Wechſel zur Aus⸗ 
gleichung einer Waren⸗ und Mieteſchuld der Angeklagten und 
ihres Ehemannes an K. gelangt ſein müſſen, und die Über⸗ 
gabe eines Wechſels an Zahlungsſtatt oder als Zahlung 
darf unbedenklich für ein Gebrauchmachen im Sinne 
von 5 267, 270 StGB. gelten. Doch iſt nirgends geſagt, 
durch wen die Wechſel dem K. überreicht worden ſind und 
inwiefern die Angeklagte, wenn ſie es nicht ſelbſt getan hat, 
für die Überreichung ſtrafrechtlich, namentlich als Mittäterin, 
zur Verantwortung gezogen werden kann. U. d. I. Sen. v. 
26. Okt. 05 (80/05). 

38. § 267 StGB.] Gegenüber dem Urteilsinhalt er⸗ 
ſcheint es nicht zweifelhaft, daß ſich die beiden vom An⸗ 
geklagten fälſchlich getätigten Unterſchriften in ihrer äußeren 
Erſcheinung als Indoſſament darſtellen. Danach iſt es nicht 
zu beanſtanden, wenn der Vorderrichter annimmt, daß in ihnen, 
ihre Echtheit vorausgeſetzt zum Ausdrucke komme, ihre Zeichner 
wollten ſich damit wechſelmäßig als Giranten verpflichten, für 
den Fall nämlich, daß das Blankett demnächſt zu einem 
Wechſel vervollſtändigt werde. Die Unterſchriften ſind danach 
mit dem Vorderrichter unbedenklich als für den Beweis von 
Rechten und Rechtsverhältniſſen erhebliche — beweiserhebliche 
— Privaturkunden anzuſehen. Denn ſie würden, immer ihre 
Echtheit vorausgeſetzt, volle wechſelrechtliche Wirkſamkeit er⸗ 
langen, ſobald das Blankett ordnungsmäßig ausgefüllt, d. h. 
mit der Unterſchrift des Ausſtellers und ſofern dieſer nicht 
der bisher erſte Indoſſant iſt, auch noch mit ſeinem In⸗ 
doſſament verſehen wird. Dieſe Wirkung würde jedenfalls 
dann eintreten, wenn die Ausfüllung im Einverſtändnis mit den 
beiden Indoſſamentzeichnern erfolgt und ihr Einverſtändnis läge 
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ohne weiteres in der Aushändigung des Blanketts zur weiteren 
Verwendung als Wechſel. Mit Rückſicht hierauf hat die in 
der Indoſſamentszeichnung liegende Erklärung auch ſchon vor 
der tatſächlichen Ausfüllung des Blanketts die Bedeutung 
einer beweiserheblichen Privaturkunde. Daß ſie die Rechts⸗ 
wirkung, für deren Erzielung ſie beſtimmt iſt, erſt unter dem 
Hinzutritt anderweiter Umſtände zu äußern vermag, benimmt 
ihr nichts von ihrer Rechtserheblichkeit. Denn es iſt, wie das 
Reichsgericht wiederholt anerkannt hat, zur Erfüllung des 
Begriffs einer beweiserheblichen Privaturkunde nicht erforder⸗ 
lich, daß die Urkunde bereits in dem Zeitpunkte der als 
Fälſchung in Betracht kommenden Handlung die Entſtehung, 
Veränderung und Aufhebung von Rechten und Rechtsverhält⸗ 
niſſen zu beweiſen oder geeignet oder dazu für ſich allein ohne 
Zuhilfenahme von Tatumſtänden, die außerhalb der Urkunde 
liegen, imſtande iſt (RGSt. 24, 192; 7, 183). U. d. IV. Sen. 
v. 24. Okt. 05 (183/05). 

39. 5 271 StGB.] Verfügungen, die das Diſtriktsamt 
in ſeinen Schulverſäumnisakten getroffen hat, ſind inhaltlich im 
Sinne des § 271 StGB. zum Beweiſe von Rechten und 
Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit, inſofern ſie zugunſten 
des Beſtraften jedenfalls gegenüber dem Diſtriktsamte bis auf 
weiteres darzutun geeignet erſcheinen, daß die feſtgeſetzte Haft⸗ 
ſtrafe angetreten bzw. verbüßt und ſo der Strafanſpruch des 
Staates zum Erlöſchen gebracht wurde. Allein als Urkunden 
ſind dieſe Aktenvermerke nach Form und Inhalt weder geeignet, 
noch beſtimmt, für und gegen jedermann den Beweis der Tat⸗ 
ſache zu erbringen, daß dies zutrifft, d. h. daß der Beſtrafte 
die feſtgeſetzte Haftſtrafe angetreten und bzw. verbüßt hat. Sie 
haben vielmehr lediglich die Bedeutung von Verfügungen des 
inneren Dienſtbetriebs und ſind nur beſtimmt, für das Diſtrikts⸗ 
amt und darnber hinaus noch etwa für deſſen Aufſichtsbehörden 
zu bekunden, daß und aus welchem tatſächlichen Grunde für das 
Diſtriktsamt die Angelegenheit ihre Erledigung gefunden hat und 
eine weitere Tätigkeit nicht mehr erfordert. Dieſe auf den inneren 
Dienſtbetrieb beſchränkte Bedeutung kommt namentlich auch in 
der gänzlichen Formloſigkeit der Verfügungen zum unzweideutigen 
Ausdrucke, darin nämlich, daß ſie vom Diſtriktskommiſſar nur 
mit dem Anfangsbuchſtaben ſeines Namens unterzeichnet ſind. 
Es feblt an jeder geſetzlichen oder verwaltungsrechtlichen Vor⸗ 
ſchrift, die erkennen ließe, daß mit dieſen formloſen Verfügungen 
gleichwohl der im vorgedachten Sinne maßgebende Beweis für 
die in ihnen erwähnten Tatſachen erbracht ſein ſolle. Danach 
ſind die Vorausſetzungen des § 271 a. a. O. nicht erfüllt. 
U. d. IV. Sen. 3. Nov. 05 (254/05). 

40. 5 271 StGB.] Dieſer Paragraph greift, wie vom 
RG. wiederholt ausgeſprochen iſt, nicht weiter, als die Beweis⸗ 
kraft der fraglichen Urkunde, ſodaß alles dasjenige, wofür 
letztere keine Beweiskraft beſitzt, auch nicht in den Bereich 
wahrer oder falſcher Beurkundung fällt. (RGSt. 32, 386.) 
Nach 8 23 des Sächſiſchen Geſetzes, die Ausübung der Jagd 
betreffend, vom 1. Dezember 1864 hat, wer die Jagd ausüben 
will, ſich mit einer Jagdkarte zu verſehen und dieſelbe bei 
Ausübung der Jagd zu ſeiner Legitimation ſtets bei ſich zu 
führen; die Jagdkarte iſt von der Polizeibehörde des Wohnorts, 
bei Ausländern, welche einen Wohnort im Inlande nicht haben, 
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auf den Namen des Inhabers; nach $ 25 desſelben Geſetzes 
iſt ihre Ausſtellung aus den dort angeführten Gründen zu ver⸗ 
ſagen. Nach den Feſtſtellungen des Urteils hat der in Gotha 
wohnhafte Angeklagte Franz L. mittels „Gotha den 1. Sep⸗ 
tember 1903“ datierten, „Karl L.“ unterſchriebenen Briefes, 
den er auf Bitten ſeines Bruders des Mitangeklagten, Karl L. 
in Zwickau, nach deſſen Vorſchrift geſchrieben hatte, bei der 
Polizeibehörde in Leipzig die Ausſtellung einer Jagdkarte für 
den „Unterzeichneten“, das iſt alſo Karl L. beantragt, dieſelbe 
iſt auf den Namen Karl L. in Gotha von dem zuſtändigen 
Beamten ausgefertigt und auf Erſuchen des Polizeiamts Leipzig 
um Aushändigung an Karl L. durch den Stadtrat zu Gotha 
dem Angeklagten Franz L. dort ausgehändigt worden, der ſie 
an den Mitangeklagten geſandt hat. Nach den Ausführungen 
des Urteils im Zuſammenhalt mit den oben erwähnten geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen iſt davon auszugehen, daß dieſe Jagdkarte 
auch nur gelautet hat „Jagdkarte für Herrn Karl L. in Gotha. 
Jagdjahr vom 1. September 1903 bis zum 31. Auguſt 1904”, 
ſowie daß ſie mit dem Tage der Ausſtellung, dem Namen und 
Stempel der ausſtellenden Behörde, der Unterſchrift des zu⸗ 
ſtändigen Beamten und der Nummer der Jagdkarte (§ 5 der 
Ausführungsverordnung zum Geſetze vom 1. Dezember 1864) 
verſehen geweſen iſt. Danach iſt durch dieſelbe nur zum öffent⸗ 
lichen Glauben durch die ausſtellende Behörde die Tatſache 
beurkundet, daß die Karte für die auf ihr genannte Perſon 
ausgeſtellt iſt und daß bezüglich dieſer Perſon die in $ 25 des 
obenerwähnten Geſetzes aufgeführten Gründe zur Verſagung der 
Ausſtellung der Karte nicht beſtehen. Nicht beizutreten iſt da⸗ 
gegen der Annahme des erſten Richters, die Jagdkarten ſeien 
dazu beſtimmt und geeignet, zu beurkunden, „daß die auf den⸗ 
ſelben mit Namen bezeichnete Perſon mit dem Inhaber der 
Karte identiſch ſei und dieſer von der zuſtändigen Behörde 
für ein beſtimmtes Jagdjahr die Erlaubnis zur Jagdausübung 
erhalten habe, es ſei alſo im gegenwärtigen Falle beurkundet, 
daß die Perſon, für welche die Karte ausgeſtellt ſei und ſie als 
ihr berechtigter Inhaber führe, Karl L. in Gotha ſei, dem das 
Polizeiamt Leipzig die Erlaubnis zur Jagdausübung gegeben 
habe.“ Weder das Geſetz vom 1. Dezember 1864, noch die 
zu demſelben ergangene Ausführungsverordnung legt den Aus⸗ 
füllungsvermerken der Polizeibehörde eine Beweiskraſt hinſichtlich 
der Identität oder des Wohnorts der Perſon, für die die Karte 
ausgeſtellt iſt, bei. Daraus, daß die Polizeibehörde pflicht⸗ 
gemäß die Angaben über die Perſönlichkeit, für welche die Jagd⸗ 
karte ausgeſtellt werden ſoll, zu prüfen, über das Vorliegen 
von Verſagungsgründen ſich zu vergewiſſern und gegebenenfalls 
die Ausſtellung der Jagdkarte abzulehnen hat, folgt nicht, daß 
durch die Ausſtellung derſelben ein Beweis für die Identität 
der Perſon erbracht werden ſoll. Die Mitwirkung der Polizei⸗ 
behörde bei der Ausſtellung der Jagdkarten hat weſentlich nur 
den Zweck, eine gewiſſe Kontrolle über die die Jagd ausübenden 
Perſonen zu ermöglichen und durch die hierfür zu zahlende 
Gebühr zur Beſchränkung der Zahl der Jäger zu dienen. Wenn 
gleich im einzelnen Falle auch eine tatſächliche Vermutung dafür 
begründet werden kann, daß die auf der Karte bezeichnete Perſon 
diejenige iſt, welche die Ausſtellung derſelben beantragt und ſie 
ausgeſtellt erhalten hat, ſo läßt ſich doch ein authentiſcher Beweis 
hierüber durch Vorlegung der Jagdkarte offenbar nicht führen. 
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Kann aber, wie dargelegt, durch die Behörde als beurkundet 
nur gelten, daß die Jagdkarte auf Grund der gemachten Angaben 
für die auf ihr bezeichnete Perſon ausgeſtellt iſt und daß be⸗ 
züglich dieſer Perſon Gründe zur Verſagung der Ausſtellung 
nicht vorgelegen haben, d. h. nicht bekannt ſind, ſo war im 
vorliegenden Falle die Bekundung in der Urkunde wahr und 
kann nicht davon die Rede ſein, daß in ihr rechtserhebliche 
Tatſachen als geſchehen beurkundet worden ſind, die überhaupt 
nicht geſchehen ſind. Die Vorausſetzungen des 8 271 StGB. 
ſind daher nicht gegeben. U. d. IV. Sen. v. 24. Nov. 05 
(263/05). 

41. 8 274 Ziff. 1 StGB.] In dem Urteil des er: 
kennenden Senats vom 28. April 1905 wider K. (RGSt. 38, 
37) iſt zwar anerkannt, daß durch die Einräumung eines ding⸗ 
lichen Rechts, wie Pfandrecht oder Nießbrauch, ſowie durch die 
Gewährung des Beſitzrechts mit der Vereinbarung, daß unter 
gewiſſen Bedingungen auch das Eigentum an der Urkunde auf 
den Beſitzer übergehen ſoll, die Urkunde aufhört, dem Eigentümer im 
Sinne des 5274 Nr. 1 StGB. ausſchließlich zu gehören; der Senat 
hat aber in Abereinſtimmung mit der Entſcheidung des 
IV. StS. vom 18. Mai 1900 (RGSt. 33, 288) daran feſt⸗ 
halten zu müſſen geglaubt, daß die Bedeutung des Gehörens 
über das Gebiet der eine Sache unmittelbar erfaſſenden Be: 
rechtigungen nicht auszudehnen iſt. Das aber würde gefchehen, 
wenn man dem auf Grund der Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts oder des Prozeßrechts erwachſenen rein perſönlichen 
Anſpruche auf Herausgabe oder Vorlegung einer Urkunde die 
Wirkung beilegen wollte, daß die Urkunde nunmehr auch dem 
Inhaber dieſes Anſpruchs mitgehört. U. d. II. Sen. v. 
16. Jan. 06 (1686/05). 

42. 275 StGB.] Nach dem Erlaſſe des ägyptiſchen 
Finanzminiſters vom 4. Dezember 1893 und dem auf Grund 
desſelben vom Generaldirektor der Zölle unter dem 5. Dezember 
1893 erlaſſenen Reglement werden die in Frage ſtehenden 
Marken von der ägyptiſchen Zollverwaltung hergeſtellt und den 
ägyptiſchen Zigarettenfabrikanten, die ſich derſelben bedienen 
wollen, auf deren Antrag übergeben. Mit ihnen werden die 
Zigarettenpakete verſchloſſen, und fie dienen als Nachweis dafür, 
daß die in den Paketen befindlichen Zigaretten ägyptiſcher Her⸗ 
kunft ſind. Sie erſcheinen alſo zunächſt als amtliche Urſprungs⸗ 
zeugniſſe. Allein für Ausſtellung derſelben iſt eine Gebühr an 
die Zollverwaltung zu zahlen. Dies ergibt ſich aus Art. 4 
des Reglements vom 5. Dezember 1893, wonach die Fabrikanten 
für ſie an die Zollverwaltung außer den Koſten und Auslagen 
ihrer Herſtellung und Ausgabe, noch einen beſtimmten Preis 
zu entrichten haben, der ſich nach der Größe der Pakete ab⸗ 
ſtuft, an denen die Marken Verwendung finden ſollen. Daß 
die durch ſolche Marken zu entrichtende oder zu kontrollierende 
Steuer uſw. eine allgemeine, jeden treffende ſein müſſe, um 
ihnen die Eigenſchaft als Stempelmarken beilegen zu können, 
wie die Reviſion behauptet, iſt weder aus dem Geſetz noch aus 
dem Begriff der Stempelmarke herzuleiten. Es genügt viel⸗ 
mehr, daß es ſich um eine Abgabe an den Staat handelt, die 
jeder zu bezahlen hat, der von der fraglichen Einrichtung Ge⸗ 
brauch machen will. Es iſt deshalb bedeutungslos, daß die 
Zigarettenfabrikanten, die ſich dem erwähnten Reglement unter⸗ 
worfen haben, nicht verpflichtet ſind, ſämtliche von ihnen aus⸗ 
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zuführende Zigarettenpakete mit jenen Marken zu verſehen. 
Denn fie werden verwendet durch Aufkleben auf die Pakete. 
Die für die Urſprungszeugniſſe zu entrichtende Gebühr wird 
deshalb in dem Augenblicke fällig und gleichzeitig entrichtet, in 
dem ſich der Fabrikant ihrer zum Nachweis des Urſprunges 
ſeiner Fabrikate bedient. Nun iſt es allerdings richtig, daß ein 
Urſprungszeugnis, für ſich allein betrachtet, niemals deswegen 
unter die in $ 275 StGB. aufgeführten Wertzeichen fällt, 
weil es ihnen ſeiner äußeren Form nach gleicht. Allein ſteht 
von Stempeln (Stempelmarken) feſt, daß fie zu den in $ 275 
StGB. aufgeführten gehören, ſo kann ihnen dieſer Charakter 
nicht ſchon deshalb abgeſprochen werden, weil ſie als Ur⸗ 
ſprungszeugniſſe gebraucht werden. U. d. II. Sen. v. 1. Dez. 05 
(211/05). 

43. 5 284 StGB.] Wäre dem Angeklagten aus dem 
Spiele kein weiterer Vorteil erwachſen, als die von ihm nach 
jeder Drehung eingezogene, als Entſchädigung für die Ab⸗ 
nutzung des Apparates bezeichnete Gebühr, ſo wäre die An⸗ 
nahme ohne weiteres begründet, daß ſeine Tätigkeit ſich darauf 
beſchränkt hat, ſeinen Spielapparat anderen zur Benutzung 
unter ſeiner Leitung zur Verfügung zu ſtellen. Aber der Um⸗ 
ſtand, daß ihm daneben unter gewiſſen Vorausſetzungen die 
Spieleinſätze zufloſſen, macht eine Stellungnahme zu der Frage 
erforderlich, ob dieſer Vorteil gleichfalls als ein bloßer Unter⸗ 
nehmergewinn oder, wie das Landgericht angenommen hat, als 
ein Spielgewinn aufzufaſſen iſt. Rechtsbedenken gegen dieſe 
Anſicht des LG. ſind der Sachlage nicht zu entnehmen. Der 
Angeklagte hat an einen unbegrenzten Perſonenkreis die Auf⸗ 
forderung gerichtet, ſich durch Einſätze an dem Spiel zu be⸗ 
teiligen. Die einzelnen Setzer (Pointeurs) wollten offenbar 
nicht gegen einander, ſondern gegen den Angeklagten Anſprüche 
erwerben, der ihnen gegenüber die Verpflichtung übernahm, den 
Einſatz auf der Gewinnnummer nebſt dem darauf entfallenden, 
aus der Summe der übrigen Einſätze beſtehenden Gewinn 
herauszuzahlen, während die Einſätze auf ſämtlichen beſetzten 
anderen Nummern ihm, wenn der Zeiger auf eine unbeſetzte 
wies, als ſein Gewinn zufallen ſollten. Dieſer Sachverhalt 
bildet eine ausreichende Grundlage für die Annahme eines 
zwiſchen dem Angeklagten auf der einen und den Setzern auf 
der anderen Seite begründeten Vertragsverhältniſſes, das ſich 
zuſammenſetzt aus einer Reihe einzelner Spielverträge mit der 
das Merkmal des Glücksſpiels bildenden Beſonderheit der Ab⸗ 
hängigkeit der Entſcheidung vom Zufall. Die Begriffe: 
erforderniſſe dieſes Rechtsverhältniſſes treten auf beiden Seiten 
klar hervor. Die Setzer wollten gegen ihre Einſätze ſich die 
Möglichkeit der Erlangung von Geldgewinnen verſchaffen, alfo 
ihren Gewinn und Verluſt von der Zufallsentſcheidung des 
Spiels abhängig machen. Der Angeklagte unterwarf ſich 
gleichfalls, von der Abnutzungsgebühr abgeſehen, der Entſchei⸗ 
dung des Zufalls. Denn er hatte je nach dem Ausfalle des 
Spiels entweder ohne jeden eigenen Vorteil einen der Summe 
der Einſätze gleichkommenden Betrag an den Gewinner zu 
zahlen oder er bezog ſelbſt einen Gewinn, der wiederum je nach 
dem unberechenbaren Stande des Spiels bald größer bald 
geringer war. Er war alſo an den Wechſelfällen des Spiels 
unmittelbar beteiligt, und deshalb Teilnehmer am Glücksſpiel 
RES. 29, 376). Der Möglichkeit des Gewinnes entſprach 
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in gewiſſem Sinne auch die Möglichkeit des Verluſtes inſofern 
er dem einzelnen Gewinner den allerdings durch die übrigen 
Einſätze gedeckten Gewinn auszuzahlen hatte. Ein Riſiko hatte 
er bei dem von ihm veranſtalteten Glücksſpiele freilich nicht, 
da er zur Auszahlung der Gewinne die ihm verfallenen Ein⸗ 
ſätze der Mitſpieler verwendete und aus eigenen Mitteln niemals 
einen Zuſchuß zu leiſten hatte. Dieſer Umſtand iſt jedoch, wie 
bereits in der Entſcheidung des II. StS. vom 7. Juli 1882 
(RGSt. 7, 21) ausgeſprochen iſt, für den rechtlichen Charakter 
des Spielvertrages ohne Belang. Eine Einrichtung, nach 
welcher der Verluſt eines der Mitſpieler niemals ſeinen Ge⸗ 
winn überſteigen kann und Deckung findet durch die Einſätze 
der übrigen, iſt mit dem Begriff des Spiels nicht unvereinbar 
und das Beſtehen der Möglichkeit eines poſitiven Vermögens⸗ 
verluſtes für jeden einzelnen Mitſpieler, wenn es auch den 
Regelfall darſtellt, doch kein unerläßliches Begriffsmerkmal des 
Spiels. U. d. III. Sen. v. 30. Okt. 05 (450/05). 

44. 5 289 StGB.] Nach den Beſtimmungen des BGB. 
bedarf es einer beſonderen Ausübung des Pfandrechtes ſeitens 
des Vermieters überhaupt nicht, um die Fortſchaffung der dem 
Pfandrechte unterworfenen Sachen als Wegnahme im Sinne 
des § 289 StGB. erſcheinen zu laſſen, wie dies in bezug auf 
das vor dem BGB. geltende Recht bereits in RGSt. 4, 43; 
6, 321; 14, 321; 22, 126 ausgeſprochen worden iſt. Er⸗ 
forderlich iſt lediglich, daß eine Fortſchaffung der eingebrachten 
Sachen gegen den nach den Umſtänden anzunehmenden Willen 
des Vermieters ſtattgefunden hat. U. d. IV. Sen. v. 22. Dez. 05 


(496/05). 


45. § 330 StGB.] Es leuchtet ohne weiteres ein, daß 


unter Umſtänden ein Bau auch von mehreren Perſonen in der 
Weiſe geleitet werden kann, daß ſämtliche gleicherweiſe die Ver⸗ 
antwortung für die kunſtgerechte Ausführung übernehmen, dies 
wird beiſpielsweiſe dann häufig zutreffen, wenn mehrere Archi⸗ 
tekten ihr Gewerbe gemeinſchaftlich unter einer Firma betreiben. 
Allein weder der Wortlaut des Geſetzes noch insbeſondere 
deſſen Zweck, Schutz zu gewähren gegen die Gefahren, welche 
aus dem fehlerhaften Betriebe des Baugewerbes für Menſchen 
entſpringen, bieten ein Hindernis dasſelbe hinſichtlich der Per⸗ 
ſonen anzunehmen, welchen, wie die Bauführer, keine 
ſelbſtändige Stellung zukommt, welche einem anderen, dem 
leitenden Architekten untergeordnet ſind, deren Aufgabe aber 
doch weſentlich dieſelben Funktionen enthält, nämlich nicht die 
Ausführung der Einzelheiten eines Werks, ſondern die Be⸗ 
aufſichtigung derſelben und der mit ihr befaßten Baumeiſter 
und Anleiter. Auch der Bauführer hat hierbei ſei es auf 
unmittelbares Geheiß ſeines Geſchäftsherrn ſei es gegebenenfalls 
aus eigenem Antrieb Anordnungen zu treffen, nach denen das 
Bauen zu geſchehen hat, auch er muß, wie jeder Bauleiter die 
mechaniſchen Kräfte für die planmäßige Geſtaltung des Baues 
als eines Ganzen durch geiſtige Urheberſchaft in Bewegung zu 
ſetzen, wenn auch der Bauplan nicht von ihm herrühren mag 
und er an die ihm gegebenen Direktiven gebunden iſt. Kann 
nach alledem der dem leitenden Architekten unmittelbar unter⸗ 
ſtellte Bauführer nicht zu den den Bau Ausführenden im Sinne 
des 5 330 StGB. gezählt werden, da er ſelbſt die zu feiner 
Errichtung notwendigen Arbeiten nicht vornimmt noch durch 
ſeine Bedienſteten vornehmen läßt, ſo iſt doch nicht abzuſehen, 
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weshalb er nicht wenigſtens als „Leiter“ den Strafbeſtimmungen 
des Geſetzes unterſtehen ſollte; iſt er doch infolge der ſeiner 
Stellung entſprechenden häufigeren oder je nach dem fort⸗ 
währenden Anweſenheit auf dem Bauplatz während der Arbeits⸗ 
zeit mehr als der leitende Architekt und ſo recht dazu berufen, 
die am Bau beſchäftigten Perſonen bis ins einzelne zu beauf⸗ 
ſichtigen und die etwa zu machenden Kunſtfehler ſchon im Ent⸗ 
ſtehen zu unterdrücken. U. d. I. Sen. v. 27. Nov. 05 (252/05). 

46. 8 359 StGB.] Rechtlich nicht zu halten find die 
Erwägungen, aus denen die Urteilsgründe den Mitgliedern der 
preußiſchen Voreinſchätzungskommiſſionen als ſolchen die Eigen⸗ 
ſchaft von Beamten im Sinne des § 359 StGB. abſprechen. 
Wie das RG. wiederholt (RGSt. 1, 327 [328]; 2, 316 [317]; 
5, 337 [338]; 30, 29 [30]; RGRſpr. 6, 711 [7130, dar⸗ 
gelegt hat, zählt zu den Beamten jeder, der durch unmittelbare 
oder mittelbare ſtaatliche Beſtallung oder durch Übertragung 
eines entſprechenden Wirkungskreiſes berufen iſt, als Vertreter 
oder Werkzeug der Staatsgewalt unter Entfaltung öffentlich⸗ 
rechtlicher Machtbefugniſſe für die näheren oder entfernteren 
Zwecke des Staats in irgend einer Weiſe tätig zu ſein, wäh⸗ 
rend nichts darauf ankommt, ob die Tätigkeit von umfaſſender, 
allgemeiner und dauernder oder von beſchränkter, vorgezeichneter 
und vorübergehender Art iſt, vorausgeſetzt nur, daß es ſich 
nicht um eine allgemeine, jedem Staatsbürger kraft ſeiner 
Staatsangehörigkeit obliegende oder nur ausnahmsweiſe, unter 
beſonderen Vorausſetzungen, nicht wirkſam werdende Dienſt⸗ 
leiſtungspflicht handelt; hiervon kann aber bei den nach § 31 
Abſ. 2 des Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 teils 
zu ernennenden teils zu wählenden Mitgliedern der Vorein⸗ 
ſchätzungskommiſſion angeſichts der durch Art. 40 I Ziff. 6 
unter a— c der Ausführungsanweiſung vom 6. Juli 1900 er⸗ 
öffneten weitgehenden Möglichkeit einer Ablehnung nicht die 
Rede ſein. § 52 Abſ. 3 unterſcheidet zwar zwiſcheu den „bei 
der Steuerverwaltung beteiligten“, d. h. den im Steuerweſen 
ein für alle mal angeſtellten Perſonen und den in Abſ. 1 ge⸗ 
nannten, teils von der Regierung zu ernennenden, teils von der 
Gemeindeverſammlung oder Gemeindevertretung zu wählenden 
Mitgliedern der (Voreinſchätzungs⸗, Veranlagungs⸗ und Be⸗ 
rufungs⸗) Kommiſſionen, bezeichnet aber offenbar nur der Kürze 
halber die erſteren ſchlechtweg als Beamte, d. h. Staatsbeamte 
im engeren, landläufigen Sinn, ohne der Begriffsbeſtimmung 
des StGB. vorgreifen zu wollen. U. d. I. Sen. v. 4. Dez. 05 
(135/05). 

47. 8 366 Ziff. 8 StGB.] Der Erftrichter hat den 
Tatbeſtand einer Übertretung aus § 366 Ziff. 8 StGB. nicht 
für gegeben erklärt, einmal, weil erfordert werde, daß „nach“ 
einer Straße geworfen werde und dies durch jemand, der auf der 
Straße ſelbſt und in dem dazu gehörigen Luftraum ſich befinde, 
nicht geſchehen könne, und dann, weil ein verbotenes Werfen 
nicht vorliege, da der Angeklagte zwecks Abladens des Strohes 
vom Wagen den Reitelbaum habe „herablaſſen müſſen“. 
Beides iſt nicht ſtichhaltig. Der Grund und eigentliche Gegen⸗ 
ſtand des Verbots des § 366 Ziff. 8 StGB. iſt die Möglich⸗ 
keit, daß durch das Umſtürzen oder Herabfallen, das Ausgießen 
oder Auswerfen einer Sache jemand beſchädigt werden kann, 
Dieſe Möglichkeit beſteht ebenſo, wenn die Sache von der 
Straße ſelbſt aus und aus dem über ihr befindlichen Luftraum 
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auf ſie gelangt, wie wenn ſie ihren Ausgangspunkt außerhalb 
dieſes Raumes genommen hat. Die Abſicht des Geſetzgebers 
kann nur geweſen ſein, alle eine ſolche Möglichkeit bietenden 
Fälle mit ſeinem Verbote zu umfaſſen, und es ſteht dieſer An⸗ 
nahme auch der Wortlaut des Geſetzes durchaus nicht entgegen. 
Wenn der Angeklagte auch zur Vornahme ſeiner Arbeit den 
Reitelbaum herunter ⸗„laſſen“ mußte, jo war er doch nicht 
genötigt, dieſes in einer Weiſe zu tun, daß das Herunter laſſen 
einem Herunter⸗ oder Aus werfen gleichkam und dabei, wie der 
Erfolg zeigt, die objektive Möglichkeit beſtand, daß jemand 
beſchädigt werden konnte. U. d. I. Sen. v. 14. Dez. 05 
(1057/05). 
B. Strafprozeßordnung. 

1. 8 54 StPO.] Ob die Belehrung der Zeugin, daß 
ſie auf die Frage nach „Empfang von Männern in ihrer 
Wohnung“ die Antwort nach § 54 StPO. zu verweigern nicht 
berechtigt ſei, mit dem Geſetz im Einklang ſteht, bedarf keiner 
Unterſuchung. Selbſt wenn die Frage zu verneinen wäre, wäre 
damit dem Angeklagten kein Reviſionsgrund gegeben. 8 54 
StPO. begründet nur ein Recht des Zeugen, die Auskunft 
auf Fragen zu verweigern, deren Beantwortung ihm die Gefahr 
ſtrafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde. Dem An: 
geklagten ſteht kein Anſpruch darauf zu, daß Fragen ſolcher 
Art un beantwortet bleiben. U. d. IV. Sen. v. 12. Jan. 06 
(587/05). 

2. 8 66 StPO.] Das Geſetz geſtattet die die wieder⸗ 
holte Beeidigung erſetzende Berufung eines Zeugen auf den 
früheren Eid für den Fall, daß nach vorausgegangener eidlicher 
Abhör eine nochmalige eidliche Vernehmung in demſelben 
Vor⸗ oder Haupt verfahren zu geſchehen hat. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung trifft auch gegenwärtig zu. Durch Erhebung der Be⸗ 
rufung wird das einmal eröffnete Hauptverfahren nicht in zwei 
getrennte, beſondere Teile zerlegt, das Berufungsverfahren bildet 
gegenüber dem Verfahren I. Inſtanz kein neues Hauptverfahren, 
vielmehr beruhen beide auf dem gleichen Eröffnungsbeſchluß, 
der Prozeßabſchnitt bleibt der nämliche, und nur die Haupt⸗ 
verhandlung, die ſich hier keineswegs mit dem Haupt⸗ 
verfahren deckt, iſt erneuert worden — zu vgl. RGSt. 2, 234; 
4, 437 (438); RGRſpr. 6, 29. — Hieran wird auch dadurch 
nichts geändert, daß vorliegend das Schöffengericht ſachlich un⸗ 
zuſtändig war. Dieſer Mangel im Verfahren iſt erſt durch 
das Urteil der Strafkammer als ſolcher gekennzeichnet worden. 
Zuvor hatte gemäß § 369 StPO. und hat ſich das Verfahren 
der Strafkammer in den Formen des Berufungsverfahrens ab⸗ 
geſpielt, wobei jener Verſtoß, der die Aufhebung des Urteils 
I. Inſtanz nach 8 369 Abſ. 2 StPO. zur Folge haben mußte, 
wirkſam noch nicht in einer das frühere Verfahren als geſetz⸗ 
widriges darſtellenden Weiſe zur Erſcheinung gelangt war. Die 
Verhandlung vor dem Berufungsgericht ſtellt ſich nach jener 
Vorſchrift auch in Fällen, wie den gegenwärtigen, als ein zu⸗ 
ſammenhängendes Ganze dar, keineswegs getrennt durch eine 
etwa vorgekommene Verſtöße gegen Normen des Verfahrens 
aufdeckende nach außen hervortretende, gerichtliche Zwiſchen⸗ 
entſcheidung, ſie nimmt einen einheitlichen ununterbrochenen 
Verlauf. Mit Recht konnte daher vorliegend die Haupt⸗ 
verhandlung vor der Strafkammer, wie jede andere Verhand⸗ 
lung vor dem Berufungsgericht mit der Hauptverhandlung vor 
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dem Schöffengericht als Teil des einen Haupt verfahrens 
im Sinne des § 66 StPO. angeſehen werden. Abgeſchloſſen 
(zu vgl. § 399 StPO.) iſt dieſes Hauptverfahren prozeßrechtlich 
erſt durch das allein noch in Betracht kommende angefochtene 
Urteil worden und durch die nachträgliche Aufhebung der 
ſchöffengerichtlichen Entſcheidung als eines auf einem formell 
ungültigen Verfahren beruhenden Urteils erſcheinen wenigſtens 
für die Hauptverhandlung II. Inſtanz bis zum Abſchluſſe der 
Beweisaufnahme, deren Ergebnis erſt Klarheit über die Ver⸗ 
ſchuldung des Angeklagten auch aus 8 266 StGB. und damit 
über die ſachliche Unzuſtändigkeit des Schöffengerichts zu ſchaffen 
vermochte, die einzelnen Unterſuchungsakte der früheren Haupt⸗ 
verhandlung ihres rechtlichen Beſtandes noch keineswegs beraubt. 
U. d. I. Sen. v. 14. Dez. 05 (381/05). 

3. 8 68 StPO.] Die Annahme, daß Zeugen über 
Urteile ſchlechterdings nicht vernommen werden können, iſt eine 
irrige. Sie beruht auf der unzutreffenden Vorausſetzung, daß 
das Gebiet der tatſächlichen Erklärungen ſich überall von dem 
der urteilsmäßigen ſcharf abgrenzen laſſe. Wer indeſſen eine 
Tatſache behauptet, gibt damit in der Regel zugleich ein 
Urteil ab, und weshalb da, wo es zu beurteilen gilt, welche 
Bedeutung einer wahrgenommenen Tatſache innewohne, der 
Wahrnehmende nicht darüber ſollte als Zeuge vernommen 
werden dürfen, welche Bedeutung er der Tatſache beigelegt, 
wie er ſie beurteilt habe, iſt nicht abzuſehen. Anders liegen 
die Dinge, wenn nicht ſowohl in Frage ſteht, in welchem 
Sinne der Zeuge eine ganz beſtimmte Wahrnehmung 
gemacht, als vielmehr, welch allgemeines Urteil er ſich über 
Verhältniſſe oder Perſonen im Wege weiterreichender, im ein⸗ 
zelnen nicht kontrollierbarer Schlußfolgerungen gebildet habe. 
Von einem derartigen allgemeinen, nicht lediglich an unmittel⸗ 
bare Wahrnehmungen anknüpfenden Urteil iſt im vorliegenden 
Fall nicht die Rede: der Zeuge ſollte bekunden, was er mit 
eigenen Augen geſehen und welche Bedeutung er dem Wahr⸗ 
genommenen beigelegt hatte. Konnte ſeine Auffaſſung für die 
Entſcheidung ins Gewicht fallen, ſo durfte der Antrag auf 
feine Vernehmung nicht abgelehnt werden. U. d. II. Sen. v. 
17. Nov. 05 (1222/05). 

4. 88 140, 3775 StPO.] Im Falle einer notwendigen 
Verteidigung muß der Verteidiger bei allen weſentlichen Vor⸗ 
längen der Hauptverhandlung und alſo auch bei Vernehmung 
oder Befragung des Angeklagten, gleichviel in welchem Stadium 
der Verhandlung ſie geſchieht, zugegen ſein, widrigenfalls das 
Urteil nach 8 377 Ziffer 5 StPO. der Aufhebung unterliegt, 
gleichviel ob es im konkreten Falle wirklich auf der gedachten 
Geſetzesverletzung beruht oder nicht. Der gedachte Mangel 
kann noch in derſelben Hauptverhandlung geheilt werden, aber aus⸗ 
ſchließlich auf dem Wege, daß dasjenige, was in Abweſenheit 
des Verteidigers verhandelt worden iſt, als nicht geſchehen an⸗ 
geſehen, dies allen an der Verhandlung und Entſcheidung Mit⸗ 
wirkenden und am Prozeſſe Beteiligten erkennbar gemacht und 
der nichtige Teil der Verhandlung von neuem verhandelt wird. 
(Vgl. RGSt. 35, 353). Eine Mitteilung des Vorſitzenden 
über den Inhalt dieſes an ſich nichtigen Teils der Verhandlung, 
auch wenn die Mitteilung an ſich richtig iſt und von den 
Prozeßbeteiligten als richtig anerkannt wird, kann die geſetz⸗ 
mäßige Verhandlung nicht erſetzen, und die auf dem Mangel 
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einer geſetzlichen Verhandlung beruhende Nichtigkeit nicht 
aufheben. U. d. I. Sen. v. 23. Nov. 05 (1476/05). 

5. 88 225, 229 StPO.] Selbſtverſtändlich kann gemäß 
§ 229 gegen den ausgebliebenen Mit angeklagten nicht verhandelt 
werden, falls nicht einer der geſetzlichen Ausnahmefälle vorliegt: 
mehr aber als dies iſt der Vorſchrift des § 229 nicht zu entnehmen. 
Es darf gegen den ausgebliebenen Mitangeklagten nicht ver⸗ 
handelt werden; wird dennoch gegen ihn verhandelt, ſo iſt 
zwar der 8 229 verletzt und der ausgebliebene Mitangeklagte 
darf auf den § 377 Nr. 5 ſich berufen, wenn ein Urteil gegen 
ihn auf Grund ſolcher Verhandlung ergangen iſt, — nicht aber 
kann der anweſend geweſene Angeklagte mit Fug behaupten, 
es ſei, ſoweit die Verhandlung gegen ihn in Frage kommt, 
eine Perſon abweſend geweſen, deren Anweſenheit das Geſetz 
vorſchreibt. Die Erwägungsgründe, die zu einer abweichenden 
Entſcheidung des Senats (RGSt. 29, 294) geführt haben, 
werden nicht aufrechterhalten. (U. d. II. Sen. v. 2. Jan. 06 
(1662/05). 

6. 5 242 StPO.] 1. Nach Inhalt des Sitzungsprotokolles 
hat der Verteidiger, nachdem der Angeklagte über die perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe vernommen worden war, beantragt: a) das 
Verfahren auszuſetzen, b) unter Vertagung der Verhandlung 
eine Reihe von Zeugen über näher bezeichnete Tatſachen zu 
vernehmen. Nachdem hierauf der Angeklagte auf Befragen 
Erklärungen abgegeben hatte, iſt gerichtsſeitig beſchloſſen und 
verkündet worden, einen der benannten Zeugen zu vernehmen, 
im übrigen aber die Anträge abzulehnen. Erſt nach Verkündung 
dieſes Beſchluſſes iſt die Verleſung des Beſchluſſes über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens und die „eingehende“ Ver⸗ 
nehmung des Angeklagten auf die Beſchuldigung erfolgt. Dieſes 
Verfahren entſpricht nicht dem Geſetz. Über die beantragte Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens hatte allerdings das Gericht gemäß 
§ 227 Abſ. 1 StPO. zu beſchließen; aus der Begründung des 
ablehnenden Beſchluſſes ergibt ſich jedoch, daß die Anträge 
nicht lediglich unter dem Geſichtspunkt der Ausſetzung der be⸗ 
gonnenen Hauptverhandlung, ſondern in ihrer materiellen Be⸗ 
deutung für die Entſcheidung der Sache ſelbſt geprüft worden 
ſind. Inwiefern die Mitglieder des Gerichts hierzu in der 

Lage geweſen ſein ſollen, bevor ſie auch nur den Gegenſtand 
der Beſchuldigung kannten, bleibt unerfindlich, auch wenn eine 
— übrigens unter Verletzung der Vorſchrift des § 136 Abf. 1 
Satz 2 StPO. erfolgte — „Befragung“ des Angeklagten vor: 
anging. Wie bereits in dem von der Reviſion in bezug ge: 
nommenen Urteile des RG. vom 17. November 1892 (RGSt. 
23, 310 ff.) näher dargelegt iſt, bildet der Eröffnungsbeſchluß 
formell und materiell die Grundlage für Hauptverhandlung und 
Urteil; durch ihn erfahren die zur Mitwirkung bei der Ent⸗ 
ſcheidung berufenen Richter erſt in beſtimmter Weiſe, worum 
es ſich in tatſächlicher und rechtlicher Beziehung handelt und 
worauf ſie alſo bei der Beweiserhebung wie gegenüber der 
Verteidigung des Angeklagten ihre Aufmerkſamkeit zu richten 
haben. Die Rüge der Reviſion, daß der Eröffnungsbeſchluß 
zu ſpät verleſen worden ſei, iſt hiernach an ſich berechtigt 
(5 242 StPO.). Auf dem gerügten Verſtoße beruht indeſſen 
das Urteil nicht, da die fraglichen Anträge nach beendigter 
Beweisaufnahme wiederholt und aus den gleichen Gründen 
„abermals“ abgelehnt worden find. Es muß vorausgeſetzt 
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werden, daß diefe Ablehnung auf Grund erneuter ſelbſtändiger 
Prüfung erfolgt iſt. U. d. II. Sen. v. 12. Dez. 05 (1287/05). 

7. 8 248 (252—254) StPO.] Die Strafprozeß⸗ 
ordnung enthält keine allgemeine Vorſchrift, daß der Vor⸗ 
ſitzende den Zweck der zuläſſigen Verleſung eines Schriftſtücks 
durch ausdrückliche Erklärung kundzugeben habe. U. d. II. Sen. 
v. 15. Dez. 05 (1640/05). 

8. 55 250 ff. StPO. § 187 GG.] Bei der Frage 
ob Zeugen zu ermitteln geweſen ſind, handelt es ſich um die 
Feſtſtellung geſetzlicher Vorausſetzungen, von denen die Vor⸗ 
nahme einer Prozeßhandlung abhängt. Auf Feſtſtellungen 
dieſer Art finden die Grundſätze der Unmittelbarkeit und 
Mündlichkeit, wie fie ſich aus SS 249 fla. in Verbindung mit 
85 225, 260, 263 StPO. ergeben, keine Anwendung. Es 
iſt vielmehr dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Richters über⸗ 
laſſen, wie er ſich die Aberzeugung von dem Vorhandenſein 
dieſer Vorausſetzungen verſchaffen will. Er iſt daher in der 
Wahl der Beweismittel, in der Form der Beweiserhebungen 
und in der Art der Benutzung dieſer Erhebungen in der 
Hauptverhandlung durch die gedachten Vorſchriften nicht be: 
ſchränkt. Insbeſondere hängt die Verleſung oder ſonſtige 
Mitteilung von Schriftſtücken, ſeien dies amtliche Auskünfte oder 
Vernehmungsprotokolle, nicht von den Vorausſetzungen der 
ss 250 bis 255 StPO. ab. (Vgl. RGSt. 4, 388; 
6, 161 (163); 10, 253.) Wie es hiernach dem Richter 
unbenommen iſt, zum Zwecke der Ermittelung der Zeugen auch 
polizeiliche oder ſonſt uneidliche Vernehmungen von Auskunfts⸗ 
perſonen herbeizuführen oder amtliche Auskünfte, die wie Be⸗ 
richte bloßer Polizeibeamten nicht Auskünfte öffentlicher Be⸗ 
hörden (8 255 StPO.), find, zu veranlaſſen und dieſe 
Erhebungen als Beweisquellen auch in der Hauptverhandlung 
zur Bildung ſeiner Überzeugung zu verwerten, ſo iſt er auch 
durch keine Prozeßvorſchrift genötigt, bei der Verwendung 
fremdſprachiger Auskünfte oder Vernehmungsprotokolle in der 
Hauptverhandlung zu deren Übertragung einen Dolmetſcher 
zuzuziehen und eidlich zu hören. Vielmehr greift der in 
8 187 GVG. zum Ausdruck kommende Grundſatz ebenfalls 
nur inſoweit Platz, als es ſich um die Erledigung der Schuld⸗ 
und Straffrage handelt. U. d. IV. Sen. v. 26. Jan. 06 
(2:06). 

9 § 253 StPO.] 8 253 Abſ. 2 StPO. beſtimmt, 
daß frühere in einem richterlichen Protokolle enthaltene Er: 
klärungen eines Angeklagten, wenn durch ſie ein Widerſpruch mit 
neueren Angaben aufgeklärt werden ſoll, erſt dann verleſungs⸗ 
fähig ſind, wenn der hervorgetretene Widerſpruch auf andere 
Weiſe ohne Unterbrechung der Hauptverhandlung nicht feſt⸗ 
geſtellt oder gehoben werden kann. Hieraus läßt ſich indeſſen 
keineswegs folgern, daß nunmehr ausnahmslos in allen Fällen 
zunächſt in anderer Weiſe der Verſuch zur Löſung eines vor⸗ 
handenen Widerſpruchs gemacht werden müſſe und zu der 
Verleſung früherer Erklärungen erſt dann als letztem Hilfsmittel 
gegriffen werden dürfe, wenn dieſelbe als der alleinige ohne 
Unterbrechung der Hauptverhandlung zum Ziele führende 
Weg ſich darſtelle. Darüber, ob außer der Verleſung früherer 
Erklärungen andere Mittel zur Verfügung ſtehen, welche im 
Falle ihres Gebrauches ohne Unterbrechung der Haupt⸗ 
verhandlung die Aufklärung eines hervorgetretenen Wider⸗ 
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ſpruchs erwarten laſſen, und ob im einzelnen Falle dieſen 
ſonſtigen Mitteln oder der ſofortigen Verleſung, welche regel⸗ 
mäßig als der raſcheſte und zweckmäßigſte Weg zur Aufklärung 
der Sache in Betracht kommen wird, der Vorzug zu geben iſt, 
hat vielmehr von Fall zu Fall das pflichtmäßige richterliche 
Ermeſſen zu entſcheiden, welchem gegenüber für das Rechts⸗ 
mittel der Reviſion kein Raum iſt. U. d. III. Sen. v. 26. Okt. 
05 (338/05). | 

10. 58 264 StPO.] Nach dem Sitzungsprotokoll ift 
der Angeklagte in der Hauptverhandlung allerdings über die 
Veränderung des rechtlichen Geſichtspunktes dahin belehrt 
worden, daß er auch wegen Hehlerei beſtraft werden könnte, 
es iſt ihm aber nicht geſagt worden, welche von den ver⸗ 
ſchiedenen Begehungsarten beziehungsweiſe Tatbeſtänden der 
Hehlerei in Betracht kommen ſollte. Hieraus ergibt ſich 
ohne weiteres, daß die Vorſchrift des 8 264 Abſ. 1 StPO. 
nicht vollſtändig erfüllt iſt, da der Hinweis, daß Angeklagter 
auch wegen „Hehlerei“ beſtraft werden könnte, es offen ließ, 
welcher von den verſchiedenen Tatbeſtänden in Frage kommen 
würde, und dem Angeklagten gerade derjenige ſpezielle recht⸗ 
liche Geſichtspunkt zur Kenntnis gebracht werden mußte, der 
zu ſeiner Verurteilung führen ſollte und ihm durch die An⸗ 
klage bisher nicht bekannt geworden war. U. d. III. Sen. v. 
30. Nov. 05 (1268/05). 

11. § 265 StPO.] Der vom Urteil feſtgeſtellte Tat⸗ 
beſtand eines Vergehens nach $ 289 StGB. weicht von dem 
des Eröffnungsbeſchluſſes nur darin ab, daß dort von der 
Pfändung für E. & Cie., hier von der Beſchlagnahme für H. 
ausgegangen wird, während das Objekt der Pfändung und 
der Akt des Beiſeiteſchaffens identiſch ſind. Danach aber iſt 
der Auffaſſung des Vorderrichters beizupflichten, daß es ſich 
nicht um eine rechtlich weſentliche Abweichung des durch die 
Hauptverhandlung ermittelten Tatbeſtandes, um eine andere 
„Tat“ im Sinne des §8 265 StPO., ſondern um denſelben 
Vorgang handelt, welcher Gegenſtand der Anklage war und 
demgemäß nach dem Grundſatze des 8 263 StPO. im vor: 
liegenden Verfahren zur Aburteilung gebracht werden mußte. 
Denn die Identität der Tat als Ganzes wird durch einzelne 
Abweichungen auf tatſächlichem Gebiet nicht geändert und 
rechtlich iſt es gleichgültig, ob die Beiſeiteſchaffung ſich gegen 
das Pfandrecht des einen oder anderen Gläubigers richtete, 
ſofern nur der ſtrafbare Vorſatz, wie vorliegend ausdrücklich 
geſchehen, genügende Feſtſtellung findet. U. d. III. v. 18. Jan. 
06 (820/05). 

12. 5 355, 381 StPO.] Die telephoniſche Einlegung 
eines Rechtsmittels kann, auch wenn der durch das Telephon an⸗ 
gerufene Gerichtsſchreiber nachträglich eine Notiz über die 
erfolgte Anmeldung zu den Akten macht, weder als ſchriftlich 
noch als Einlegung zu Protokoll erachtet werden. Auch iſt 
der Gerichtsſchreiber nicht verpflichtet, auf die telephoniſche 
Mitteilung hin ein Protokoll aufzunehmen. Beſchl. d. I. Sen. 
v. 11. Dez. 05 (1645/05). 

13. 8 365, 242 StPO.] Da die Strafkammer durch 
die Berufung des Angeklagten gegen das ſchöffengerichtliche 
Urteil mit der Sache befaßt war, hatte das Verfahren ſich 
nach der Vorſchrift des S 365 StPO. zu richten; es entſprach 
mithin der geſetzlichen Vorſchrift, wenn, wie geſchehen, von 
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einem Berichterſtatter ein Vortrag über die Ergebniſſe des 
bisherigen Verfahrens gehalten, nicht aber der Eröffnungs⸗ 
beſchluß verleſen wurde. Da das Gericht erſt durch die als⸗ 
dann erfolgende Verhandlung in den Stand geſetzt wird, in 
Gemäßheit des $ 369 Abſ. 3 StPO. zu erkennen, kann nicht 
davon die Rede ſein, daß nunmehr nachträglich der Er⸗ 
öffnungsbeſchluß verleſen werden müßte, der Gegenſtand der 
Urteilsfindung wird dem Gerichte in ſolchem Falle durch die 
vorgeſchriebene Verleſung des Urteils I. Inſtanz bekannt. 
U. d. II. Sen. v. 19. Jan. 06 (366/05). 

14. § 377 Ziff. 8 StPO.] Das Gericht hat den Antrag 
auf Ladung der Söhne des Angeklagten abgelehnt, weil von den 
Söhnen ſchon früher vor Gericht erklärt ſei, ſie verweigerten 
ihr Zeugnis. Die Reviſionsſchrift erblickt hierin eine unzu⸗ 
läſſige Beſchränkung der Verteidigung. Jedoch mit Unrecht. 
Allerdings waren die Söhne jederzeit berechtigt, ihre Zeugnis⸗ 
weigerung zu widerrufen. Aber vor einem ſolchen Widerrufe, 
der nicht vorlag, brauchte das Gericht nicht ihre Ladung zu 
beſchließen auf die bloße Möglichkeit hin, daß vielleicht dem⸗ 
nächſt das geſetzliche Beweisverbot durch die Erklärung der 
Willensänderung der Zeugen ſeine Wirkſamkeit verlieren könne. 
U. d. II. Sen. v. 19. Dez. 05 (1605/05). 


C. Andere Reichs- und Landesgeſetze. 


1. Art. 5. Auslieferungsvertrag vom 24. Januar 1874 
zwiſchen Deutſchland und der Schweiz.] Die Reviſion des Staats⸗ 
anwalts macht geltend, daß zwar „der zur Verfolgung der Unter, 
ſchlagung nach deutſchem Recht nicht erforderliche, nach St. Galler 
Strafrecht aber notwendige Strafantrag des Verletzten 
nicht geſtellt“ ſei, daß aber der Auslieferungsvertrag zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und der Schweiz vom 24. Januar 1874 
„über das Erfordernis des Strafantrags, im Gegenſatz zur 
Frage der Strafverfolgungs- und Strapvollſtreckungsverjährung 
— Art. 5 — keine Regel gebe“ und daß gemäß der bei dem 
Stand beider Geſetzgebungen zu vermutenden Willensmeinung 
der Vertragsmächte „das Erfordernis des Strafantrags als 
weiterer, materiellrechtlicher Bedingung der Entſtehung der 
ſtaatlichen Strafpflicht oder als Prozeßvorausſetzung allein nach 
dem Recht des mit der Strafverfolgung befaßten Vertragsteils 
zu beurteilen ſein ſollte“. Indeſſen kann dieſer Anſicht, wonach 
Art. 5 den Strafantrag oder die Klage des Verletzten weder 
unmittelbar noch mittelbar berühren würde, in der aufgeſtellten 
Allgemeinheit nicht beigepflichtet werden. Als für den gegen⸗ 
wärtigen Fall belanglos bedarf keiner Erörterung, ob nicht 
Art. 5 den Grundſatz ausſprechen will, daß die Auslieferung 
unterbleibt, wenn zu der Zeit, da ſie begehrt wird, nach dem 
Rechte des Landes, in dem ſich der Beſchuldigte aufhält, eine 
ſtrafrechtliche Verfolgung mit Rückſicht auf den Ablauf irgend einer 
für ihre Zuläſſigkeit bedeutſamen Friſt ausgeſchloſſen wäre, mag 
nun die letztere bloß auf den Wegfall einer unentbehrlichen 
Prozeßvorausſetzung oder zugleich auf die Erlöſchung des ſtaat⸗ 
lichen Strafanſpruchs ſelbſt von Einfluß ſein. Jedenfalls läßt 
ſich Art. 5 nach ſeinem klaren, unzweideutigen Wortlaut und 
weil die Auslieferung wegen einer im Inland ſtrafloſen, alſo 
auch wegen einer im Inland durch Zeitablauf ſtraflos ge⸗ 
wordenen Tat widerſinnig wäre, nur in dem Sinne verſtehen, 
daß keine Auslieferung ſtattfindet, wofern dem um Auslieferung 
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angegangenen Staat ſeinerſeits zufolge Zeitablaufs kein Straf⸗ 
recht und keine Strafpflicht mehr zuſtände, wenn die Tat inner⸗ 
halb ſeines Gebietes ſich erfüllt hätte. Nach Art. 44 Abſ. 1 
des St. Galler „Strafgeſetzes über Verbrechen und Vergehen“ 
vom 25. November 1885 „verjährt“ nach Art. 44 Abſ. 1 
„die Strafverfolgung bei ſtrafbaren Handlungen, welche 
nur auf Klage des Beſchädigten verfolgt werden (1), wenn der 
zur Klage Berechtigte es unterläßt, innerhalb ſechs Monaten 
von dem Tage an gerechnet, ſeit welchem er von der Handlung 
und der Perſon des Täters Kenntnis gehabt hat, und ſpäteſtens 
zwei Jahre nach der Tat die Klage zu ſtellen“. Danach ſteht 
der unbenutzte Ablauf der Klagefriſt in ſeinem rechtlichen Weſen 
dem Ablauf der anderweiten Verjährungszeit vollſtändig gleich 
und wirkt namentlich gegenüber dem ſtaatlichen Strafrecht 


zweifellos als wahrer, unmittelbarer Erlöſchungsgrund. U. d. 


I. Sen. v. 1./5. Febr. 06 (1753/05). 

2. 8 153 GG.] Befugnis zur ſelbſtändigen Vornahme 
— Anordnung — einer Durchſuchung ſteht ſelbſt bei Gefahr 
im Verzuge den Polizei- und Sicherheitsbeamten nur inſoweit 
zu, als ſie durch die Landesregierung zu Hilfsbeamten der 
Staatsanwaltſchaft beſtellt ſind. Dieſe Vorausſetzung trifft in 
Preußen für die Gendarmen nicht zu; ſie ſind weder in der 
gemeinſchaftlichen Verfügung des Juſtizminiſters und des 
Miniſters des Innern vom 15. September 1879 (JM Bl. 349) 
noch in den Nachträgen als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft 
bezeichnet (vgl. RGSt. vom 24. Oktober 1884 Bd. 11 S. 175); 
auch ſeit Erlaß dieſer Entſcheidung iſt eine entſprechende An⸗ 
ordnung für Preußen, insbeſondere für die Provinz Hannover 
nicht getroffen. U. d. III. Sen. v. 20. Nov. 05 (570/05). 

3. 8 314 Ziffer 1 HGB.] Vorſtand und Aufſichtsrat 
einer Aktiengeſellſchaft, die (entgegen der Vorſchrift des 8 246 
Abſ. 1 bzw. § 260 Abſ. 2 HGB.) in dem der Generalver⸗ 
ſammlung zu erſtattenden Bericht wiſſentlich eine Veruuntreung 
verſchweigen, find nach §8 314 Ziffer 1 HGB. auch dann ſtraf⸗ 
bar, wenn für die der Geſellſchaft gegen den Veruntreuenden 
erwachſenen Erſatzanſprüche Deckung vorlag. Auch der Umſtand, 
daß eine derartige Mitteilung im Geſchäftsbericht geeignet ge⸗ 
geweſen wäre, den Zuſammenbruch der Geſellſchaft herbeizu⸗ 
führen, berechtigt die Vorſtandsmitglieder nicht zur Unterlaſſung 
der gebotenen Mitteilung; denn wenn auch die Veröffentlichung 
des Geſchäftsberichts nicht geſetzlich vorgeſchrieben iſt, ſo folgt 
daraus doch noch nicht, daß er nur dem Intereſſe der Aktionäre 
diene und daß deshalb im Intereſſe der Aktionäre erfolgte 
Unterlaſſung oder Verſchleierung zuläſſig ſeien. U. d. IV. Sen. 
v. 24. Okt. 05 (603/05). 

4. 5 239 KO. 8 393 StPO.] Die Frage an die Ges 
ſchworenen lautet: Iſt der Angeklagte ſchuldig, als ein 
Schuldner, der ſeine Zahlungen eingeſtellt hat, in der Abſicht, 
ſeine Gläubiger zu benachteiligen, a) Vermögensſtücke verheim⸗ 
licht und beiſeite geſchafft, b) Schulden und Rechtsgeſchäfte 
anerkannt und aufgeſtellt zu haben, die ganz oder teilweiſe 
erdichtet waren, c) Handelsbücher zu führen unterlaſſen zu 
haben, deren Führung ihm geſetzlich oblag, d) Handelsbücher 
vernichtet und fie fo geführt zu haben, daß fie keine Überſicht 
des Vermögenszuſtandes gewähren? Die Geſchworenen hatten 
die Fragen zu a) und b) verneint, die zu c) und d) — unter 
Verneinung der Vernichtung der Handelsbücher — bejaht. Die 
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Reviſionsbeſchwerde richtet ſich dagegen, daß — nach Auf: 
hebung des erſten Urteils die früher verneinten Fragen zu 
a) und b) nochmals den Geſchworenen vorgelegt worden und 
nach ihrer — teilweiſen — Bejahung auch dieſerhalb Verur⸗ 
teilung erfolgt iſt. Dies Verfahren war aber vollkommen ge⸗ 
rechtfertigt. Durch das Reviſionsurteil war das frühere ſchwur⸗ 
gerichtliche Urteil, „nebſt dem ihm inſoweit zu Grunde liegenden 
Geſchworenenſpruch“ ohne Vorbehalt aufgehoben und in dieſem 
Umfang war die Sache an die Vorinſtanz zurückverwieſen 
worden. Damit war das Urteil bezüglich der Straftat in 
ihrem vollen Umfang, alſo namentlich auch in Anſehung des 
Wahrſpruches bezüglich der in Frage a) und b) angegebenen 
einzelnen Tätigkeitsakte, aufgehoben und die nochmalige Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung auch in dieſer Richtung der Vor⸗ 


inſtanz zur Pflicht gemacht. Anders hätte im Hinblick auf 


§ 393 Abſ. 2 StPO. auch nicht erkannt werden können. Die 
einzelnen in den 88 239 und 240 KO. vorgeſehenen Hand⸗ 
lungen und Unterlaſſungen eines Schuldners bilden, ſofern ſie 
gegenüber einer und derſelben Zahlungseinſtellung oder Kon⸗ 
kurseröffnung unter ſich zuſammentreffen, nicht ſelbſtändige 
Straftaten, ſondern ſtellen nur ein einheitliches Delikt ſtraf⸗ 
baren Bankerotts dar. Vgl. RGSt. 29, 344 (346); 13, 235 
(242.) Die Aufhebung des Urteils nebſt dem zu Grunde 
liegenden Geſchworenenſpruch mußte ſich deshalb notwendig auf 
ſämtliche — poſitive und negative — Feſtſtellungen, ſoweit ſie 
bezüglich dieſer Straftat getroffen waren, erſtrecken. Denn es 
iſt rechtsgrundſätzlich ausgeſchloſſen, die Feſtſtellungen, welche 
für die Schuldfrage einer einzelnen beſtimmten Straftat in Be⸗ 
tracht kommen, zu teilen und dem mit der Aburteilung dieſer 
Tat befaßten Gericht die Entſcheidung nur hinſichtlich eines 
Teils derſelben zu übertragen. Eine derartige Teilung iſt un⸗ 
vereinbar mit der Unteilbarkeit der Schuldfrage und ſie er⸗ 
ſcheint auch dann nicht ſtatthaft, wenn die Feſtſtellungen durch 
den Wahrſpruch der Geſchworenen getroffen worden ſind. 
Allerdings iſt in letzterer Hinſicht in der Entſcheidung des 
III. Senats des RG. vom 17/26. Januar 1898 (abgedruckt 
in Goltd Arch. 46, 118) eine abweichende Anſicht vertreten. 
Allein es iſt jedenfalls gegenwärtig kein Anlaß gegeben, 
gemäß § 137 GWG. eine Entſcheidung der vereinigten Straf⸗ 
ſenate einzuholen. U. d. IV. Sen. v. 16. Jan. 06 (7/06). 

5. 8 240 Ziff. 2 KO.] 8 240 Ziffer 2 KO. verlangt, 
wie ſich ans der kumulativen Faſſung ergibt, daß die Abſicht, 
die Eröffnung des Konkurſes hinauszuſchieben, nicht nur zur 
Zeit der Veräußerung oder Weggabe ſondern auch ſchon zur 
Zeit der Entnahme von Waren auf Kredit vorhanden ſei. U. d. 
III. Sen. v. 25. Jan. 06 (1351/05). 

6. 8 242 Ziff. 2 KO. 8 293 f. StPO.] Die Worte 
„in dem Verfahren“ laſſen es zweifelhaft erſcheinen, ob der 
Tatbeſtand des Verbrechens gegen 8 242 Nr. 2 KO. die Er⸗ 
öffnung eines Konkursverfahrens zur notwendigen Voraus⸗ 
ſetzung habe. Es iſt deshalb auch in der Literatur die Anſicht 
vertreten worden, ſowohl daß der Tatbeſtand nur vorliege, 
wenn eine Forderung in der näher gekennzeichneten Weiſe in 
dem förmlichen Konkursverfahren geltend gemacht werde, als 
auch daß es genüge, wenn es nur zu dem ſogenannten Er⸗ 
mittelungsverfahren im Sinne von § 105 KO. (neue Faſſung) 
gekommen ſei. Vereinzelt iſt ſogar behauptet worden, unter 
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das hier in Betracht kommende „Verfahren“ falle auch ein 
Verteilungsverfahren gemäß SS 872 ff. ZPO. (neue Faſſung). 
Dieſe zweifelhafte und aus dem Wortlaut des Geſetzes ſelbſt, 
nicht zu beantwortende Frage braucht jetzt aber nicht entſchieden 
zu werden, da es ſich im vorliegenden Falle um ein Schwur⸗ 
gerichtsurteil handelt: Nach § 293 StPO. muß die Haupt⸗ 
frage (und dasſelbe gilt für die Hilfsfrage im Sinne des 
8 294 StPO. — RGSt. 5, 327 —) die dem Angeklagten 
zur Laſt gelegte Tat nach ihren geſetzlichen Merkmalen und 
unter Hervorhebung der zu ihrer Unterſcheidung erforderlichen 
Umſtände bezeichnen. Sie iſt alſo richtig formuliert, wenn ſie, 
abgeſehen von den zu ihrer Unterſcheidung erforderlichen Um⸗ 
ſtänden, nur die geſetzlichen Merkmale nach den abſtrakten Aus⸗ 
drücken des Geſetzes enthält (RGSt. 8, 233). Unter den 
„geſetzlichen Merkmalen“ find aber nur die im Strafgeſetze aus⸗ 
gedrückten zu verſtehen. Daraus folgt, daß einerſeits die Er⸗ 
ſetzung der geſetzlichen Merkmale durch konkrete Tatumſtände, 
andererſeits deren Ergänzung durch die ſtillſchweigend vor⸗ 
ausgeſetzten Erforderniſſe unzuläſſig iſt. Zu den im Geſetz ſelbſt 
ausgedrückten Merkmalen gehören aber auch diejenigen Momente, 
die durch eine ausdrückliche oder aus dem Zuſammenhange der 
einzelnen Strafvorſchriften ſich mit Notwendigkeit ergebende 
Bezugnahme auf andere Beſtimmungen Teile des Tatbeſtandes 
geworden find. Die aus 8 242 Nr. 2 KO. an die Ges 
ſchworenen zu richtende Frage hat ſich, da eine Bezugnahme 
auf andere geſetzlichen Beſtimmungen in dem Geſetz nicht er⸗ 
ſichtlich iſt, genau an den Wortlaut desſelben zu halten und 
ſämtliche darin aufgeführten Merkmale, inſoweit es ſich nicht 
bloß um alternative handelt, in ſich aufzunehmen. Unter dieſer 
Vorausſetzung iſt ſie richtig formuliert wenn ſie dahin lautet, 
ob Angeklagter ſchuldig iſt, um ſich einen Vermögensvorteil zu 
verſchaffen, in dem Verfahren eine erdichtete Forderung in 
eigenem Namen geltend gemacht zu haben und es iſt Sache 
der Geſchworenen zu entſcheiden, wenn gegebenenfalls nur 
Zahlungseinſtellung eines Schuldners in Frage kommt, ob und 
inwiefern ein zur Geltendmachung einer Forderung geeignetes 
Verfahren ſtattgefunden hat. Die allerdings anzuerkennende 
Ungenauigkeit in der Faſſung des Geſetzes kann nur im Wege 
der Geſetzesänderung beſeitigt, nicht aber dadurch ausgeglichen 
werden, daß durch die Frageſtellung dasjenige zum Ausdruck 
gebracht wird, was der Geſetzgeber vermutlich hat ſagen 
wollen. U. d. II. Sen. v. 24. Nov. 05 (571/05.) 

7. 8 105b Gew.] Es würde an ſich keinem ge⸗ 
gründeten Bedenken unterliegen, auch in dem Betrieb 
eines Auskunftsbureaus ein Handelsgewerbe im Sinne 
der allgemeinen Vorſchrift der Gewerbeordnung zu erblicken, 
ſofern dasſelbe den Zwecken des eigentlichen Handels dient und 
ſich aus dieſem Grunde als Hilfsgewerbe des Handels darſtellt, 
wie dieſes beiſpielsweiſe dann zutreffen würde, wenn der Betrieb 
ſich mit der Nachforſchung über die Kreditfähigkeit kaufmänniſcher 
Perſonen und der Mitteilung der Ergebniſſe der angeſtellten 
Ermittelungen, oder auch mit dem Stellennachweis für kauf⸗ 
männiſches Hilfsperſonal und dgl. befaßte. Die meiſtens mit 
dem Betrieb einer ſog. Winkeladvokatur verbundene Erteilung 
von Auskunft in Rechtsangelegenheiten fällt als ſolche nicht 
unter jenen Betrieb, und das „Auskundſchaften von Perſonen“ 
deutet viel eher auf den Betrieb des Detektivbureaus hin, worin 


35. Jahrgang. 


von dem Vorderrichter der Betrieb eines Handelsgewerbes ſelbſt 
nicht gefunden wird. Ebenſo erfüllt das Befaſſen mit der An⸗ 
fertigung von ſchriftlichen Arbeiten gegen Entgelt nicht ohne 
weiteres dieſen Begriff. U. d. IV. Sen. v. 19. Jan. 06 
(981/05). 

8. § 137, 154 GewoO.] Der Vorderrichter hat feſt⸗ 
geſtellt, daß der Angeklagte nicht neben dem Hotelbetriebe die 
Wäſcherei als ein zweites Gewerbe betreibt, ſondern daß er 
nur einen Betrieb, den Hotelbetrieb, hat, der den Bedürfniſſen 
der Hotelgäſte entſprechend die Wäſcherei als Beſtandteil mit⸗ 
umfaßt. Dieſe Feſtſtellung liegt auf dem Gebiete des Tat⸗ 
ſächlichen und kann deshalb durch die gegenteiligen Ausführungen 
der Reviſion nicht entkräftet werden. Geht aber die Wäſcherei 
des „Kaiſerhofs“ in der vom Vorderrichter feſtgeſtellten Weiſe 
im Hotelbetriebe auf, ſo iſt das Vorliegen einer Fabrik oder 
Werkſtätte im Sinne der Gewerbeordnung ohne Rechtsirrtum 
verneint. U. d. II. Sen. v. 5. Dez. 05 (372/05). 

9. 88 47, 135, 136 Ziff. 9 Vereinszollgeſetz.] 1) Mit der 
Eigenſchaft des Angeklagten als Warenführer iſt ein „An⸗ 
vertrauen“ im Sinne des § 136 Nr. 9 des Zollgeſetzes noch 
nicht gegeben. Von der Zollverwaltung können nur dem⸗ 
jenigen Waren unverzollt anvertraut ſein, demgegenüber ent⸗ 
weder ſeitens des Grenzzollamts durch Erteilung der Begleit⸗ 
ſcheine I — (8 33 des Zollgeſetzes) — oder ſeitens des zur 
weiteren zollamtlichen Abfertigung befugten Amtes die Zoll⸗ 
reviſion hinausgeſchoben und der Zoll geſtundet worden iſt. 
2) Nach § 47 Abſ. 1 des Zollgeſetzes iſt das beim Eingange 
ermittelte und im Begleitſcheine angegebene Gewicht der Waren 
in der Regel der Verzollung oder weiteren Abfertigung zu 
Grunde zu legen. Durch dieſe Vorſchrift, welche entſprechend 
anwendbar iſt, wenn der Zoll wie in dem hier vorliegenden 
Falle nicht „nach Gewicht“, ſondern „nach Maß“ erhoben wird, 
iſt nicht nur dasjenige beſtimmt, was im Verhältniſſe zu 8 47 
Abſ. 2 bis 5 als regelmäßig erſcheint, ſondern zugleich zum 
Ausdruck gebracht, daß die Begleitſcheinſendung für die Erhebung 
der Zollgefälle ein Ganzes bildet. Dasſelbe gilt für die 
Feſtſetzung der Strafe ſowie für Konfiskation und Werterſatz. 
Wer es unternimmt, die Eingangsabgaben zu hinterziehen 
(S135 des Zollgeſetzes), macht ſich daher der Defraudation in bezug 
auf diejenige Abgabe ſchuldig, welche für die ganze Begleit⸗ 
ſcheinſendung zu entrichten iſt, und hat hinſichtlich dieſer die 
Konfiskation verwirkt. U. d. II. Sen. v. 22. Dez. 05 
(582/04). 

10. 5 43 Strandungsordnung. 88 22, 23, 136, 152 
Bereinszollgefeß.] Der Angeklagte hat einige vom Meere an 
den Strand getriebene Holzplanken, alſo ſtrandtriftiges Gut im 
Sinne des 8 20 StrandO., an ſich genommen, und in feinen 
Schuppen gebracht, um ſie dem Strandvogte zur Verfügung zu 
ſtellen. Ohne Rechtsirrtum iſt angenommen, daß dieſe Tätig⸗ 
keit dem Begriff des Bergens, wie er der Strandungsordnung 
zugrunde liegt, unterfällt. Mag nun ſelbſt der Berger, der 
ſtrandtriftiges Gut in Sicherheit bringt, wenn er zu dieſem Zwecke 
einen Transport unternimmt, als ein Warenführer im Sinne 
der 8 22, 23 des Vereinszollgeſetzes anzuſehen fein, jedenfalls 
ſteht feine Rechtsſtellung der Annahme einer nach dem Vereins⸗ 
zollgeſetz ihm obliegenden Deklarationspflicht entgegen. Fehlt 
es auch an einer Vorſchrift, die ihn aus dem Kreiſe der 
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deklarationspflichtigen Warenführer ausdrücklich heraushebt, ſo 
hat doch die zollamtliche Behandlung geborgener Strandgüter 
eine beſondere geſetzliche Regelung erfahren, mit deren Syſtem 
und Geiſt die Anwendung der allgemeinen Vorſchriften über 
die Deklaration eingeführter Waren auf den Berger unvereinbar 
iſt. Sondervorſchriften für Strandgüter enthält das Vereins⸗ 
zollgeſetz in 88 21 Abſ. 4b; 82, 117. Danach kann die 
Deklarationspflicht des Bergers weder als vom Geſetze gewollt 
noch durch den Zweck des Geſetzes als geboten gelten. U. d. 
III. Sen. v. 25. Jan. 06 (922/05). 

11. 8 7 Süßſtoffgeſetz. SS 134, 144, 146 Vereinszoll⸗ 
geſetz.] Wenn die Urteilsgründe beſagen: „Auf Konfiskation, 
welche Hauptſtrafe iſt, iſt ſonach bei vorliegender Kontrebande 
ſtets zu erkennen, dagegen auf die Geldbuße, ſei es nun in dem 
zweifachen Wertsbetrag nach 8 134 des Vereinszollgeſetzes 
oder dem dreifachen Wertsbetrag nach § 144 a. a. O. 
ſowie auf die im Falle des 8 146 Abſ. 1 daſelbſt als 
Strafſchärfung hinzutretende Freiheitsſtrafe nur 
dann, wenn in einem beſonderen Geſetze eine höhere Strafe 
nicht angedroht iſt,“ daher von Anwendung dieſer Erhöhungen 
abſehen und ſich mit der alleinigen Strafſetzung des §7 Abſ. 1 
des Süßſtoffgeſetzes begnügen, weil gegebenenfalls letztere gegen⸗ 
über der ſonſt verwirkten Geldbuße des § 134 des Vereins⸗ 
zollgeſetzes ſamt den Schärfungen der angeführten Paragraphen 
dieſes Geſetzes im Unterſchied zu denen der SS 146 Abſ. 3, 
147, 148 des Vereinszollgeſetzes nach als die ſchwerere 
Strafandrohung zu gelten hat, ſo bezeichnet die Reviſion das 
zutreffend als rechtsirrig. Dem Ausgeführten zufolge iſt aller⸗ 
dings §S 7 Abſ. 1 des Süßſtoffgeſetzes gegenüber dem 8 134 
des Vereinszollgeſetzes in dem Sinn ſubſidiär, als die hier an⸗ 
gedrohte nach dem einzelnen Fall „abgeſtufte“ Geldbuße nur zur 
Anwendung kommen ſoll, ſoweit nicht in beſonderen Geſetzen eine 
höhere Strafe feſtgeſetzt iſt, was bei § 7 a. a. O., wie er 
wähnt, ſoweit die Strafſetzung des $ 134 a. a. O. in Frage 
kommt, zutrifft. Mehr aber beſagen beide Geſetzesſtellen nicht 
und ihr Wortlaut ſchon ſpricht entſchieden dafür, daß, wie die 
Strafe der Konfiskation neben der Strafe aus 8 7 Abſ. 1 des 
Süßſtoffgeſetzes beſtehen bleibt, ſo auch die im Vereinszollgeſetze 
da und dort angeordneten Strafſchärfungen durch jenen Satz 
nicht berührt werden. — U. d. I. Sen. v. 30. Nov. /18. Dez. 05 
(530/05). 

12. 8 20 Abſ. 2 PreßG.] Rechtsirrig iſt die Annahme, 
es genüge zur Anwendung des § 20 PreßG. ſchon das Vor: 
handenſein eines generellen Eventualdolus, ein Redakteur handle 
ſchon dann vorſätzlich, wenn er die Möglichkeit, Artikel oder An⸗ 
zeigen irgendwelchen ſtrafbaren Inhalts könnten in das von 
ihm redigierte Blatt Aufnahme finden, vorausſehe und mit 
dieſem Erfolge, wenn er eintritt, einverſtanden ſei. Dieſe vom 
RG. allerdings früher vertretene Anſchauung (RGRſpr. 6, 466) 
läßt ſich vom Standpunkte der ſpäterhin vom RG. anerkannten 
Auffaſſung nicht mehr zur Begründung einer vorſätzlichen Täter⸗ 
ſchaft aus § 20 PreßG. verwenden. RGSt. 22 ©. 85, 
224; 31 S. 211, 217. Der ſtrafrechtliche Begriff des Vor⸗ 
ſatzes ſchließt eine Begrenzung auf einen beſtimmten geſetz⸗ 
widrigen Erfolg in ſich, der Täter muß ſich eine Geſetzes⸗ 
verletzung in konkreter Richtung, wenn auch nicht in allen 
Einzelheiten, ſo doch mehr oder weniger beſtimmt als möglichen 
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Erfolg feines Tuns vorgeſtellt und in dieſem Bewußtſein ge: 
billigt haben. U. d. III. Sen. v. 6. Nov. 05 (661/05). 

13. 8 14 Geſetz vom 12. Mai 1894, den Schuß der 
Warenzeichen betreffend.] Es kann unerörtert bleiben, ob 
Büchertitel, wie dies für Zeitungstitel wiederholt vom RG. 
ausgeſprochen worden iſt — RGSt. 28, 275 (279); RG. 
40, 19 (21); 44, S. 99 (101) — unter keinen Umſtänden die 
rechtliche Bedeutung eines Warenzeichens erlangen oder ob nicht, 
wenigſtens für eigentümlich zuſammengeſetzte Titel, das Gegen: 
teil zutrifft bei gewiſſen Arten von Büchern, deren gedanklicher 
Inhalt gegenüber ihrer vom Hergebrachten abweichenden Ge— 
ſtalt oder Einrichtung zurücktritt, und die inſofern den 
mechaniſchen Gebrauchsgegenſtänden, d. h. den gewöhnlichen 
Waren, ſich nähern. Urteil des I. StS. vom 23. April 1903 
6294/02. Ein folder Ausnahmefall liegt nach der gegen⸗ 
wärtigen Anklage nicht vor, vielmehr handelt es ſich um Bücher, 
in denen zur Bequemlichkeit der Reiſenden außer einer Be⸗ 
ſprechung empfehlenswerter Geſchäfte eine geordnete Überſicht 
über die Gaſthäuſer und Geſchäftsankündigungen enthalten ſind. 
Für ſie gilt ſomit der jedenfalls im allgemeinen die Zeitungen 
ſind Bücher gleichmäßig umfaſſende Satz, daß der Titel nicht 
ſowohl ein an ſich entbehrliches, willkürliches, zum Be⸗ 
zeichnen der Herkunft dienendes Merkmal oder ein Warenzeichen 
im Sinne des Handelsverkehrs und des Geſetzes vom 12. Mai 
1894, als vielmehr den zur Unterſcheidung von anderen ähn⸗ 
lichen Preßerzeugniſſen notwendigen und unentbehrlichen, eigen⸗ 
tümlichen Namen darſtellt. Danach läßt ſich die Auffaſſung 
der Urteilsgründe nicht beanſtanden, daß durch Anbringung der 
von den Angeklagten gewählten oder genehmigten Büchertitel 
„Komplement zu Bädekers Süddeutſchland“ uſw. nicht (ent: 
gegen dem 8 14 des Geſetzes vom 12. Mai 1894) Waren mit 
dem Namen oder der Firma eines andern verſehen worden 
ſeien. Denn § 14 verbietet ſeinem Zweck und feiner Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte nach, ſoweit er ſich mit Waren und der Um— 
hüllung befaßt, den Mißbrauch fremder Namen oder Firmen 
nur im Sinn der Verwendung als oder in einem Waren: 
zeichen — RGSt. 28 275 (281); 29 S. 312 (315), 333 
(333) — die Urteilsgründe ſehen deshalb auch mit Recht von 
einer Prüfung der Frage ab, inwieweit der Mißbrauch des 
Namens oder der Firma Bädeker die Gefahr einer Ver— 
wechſelung im Verkehr hervorgerufen habe. U. d. I. Sen. v. 
30. Nov. 05 (230/05). 

14. S 18 Warenzeichengeſetz.] Die Behauptung der Ne: 
viſion, gegen den Gehilfen könne nach $ 18 Waren nicht 
auf Buße erkannt werden, weil nach 8 14 desſelben Geſetzes 
nur derjenige dem Verletzten zur Entſchädigung verpflichtet ſei, 
welcher wiſſentlich .. Ankündigungen mit einem geſchützten 
Warenzeichen verſehe, dies aber nur auf den Täter des Ver— 
gehens zutreffe, findet im Geſetz keine Stütze. Der Inhalt des 
814 bringt ſolches nicht zum Ausdruck. Dort war kein Anlaß, 
der nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen ſich beſtimmenden Zivil⸗ 
wie ſtrafrechtlichen Haftung der Teilnehmer beſonders zu ge— 
denken. Gerade die Eigenſchaft der Buße jedoch, die der Be— 
ſchwerdeführer für ſeine Meinung heranzieht, nämlich ihr 
Charakter als privatrechtliche Entſchädigung des Verletzten für 
die ihm durch die ſtrafbare Handlung erwachſenen Nachteile, 
begründet die gegenteilige Auffaſſung. Zu ſolcher Schadlos— 


W 


M8. 1906. 
haltung iſt nach älterem wie neuerem bürgerlichem Recht (8 29 
ALR. I. 6 — 8 630 BGB.) jeder verpflichtet, der wiſſent⸗ 
lich zur Herbeiführung des ſtrafrechtlich verpönten Erfolgs mit⸗ 
wirkt, alſo ebenſo der Gehilfe, wie der Mittäter und An⸗ 
ftifter. Und in dieſem Sinne verordnet § 18, daß neben 
jeder aus § 14 zu verhängenden Strafe ohne Unterſchied auf 
Buße erkannt werden kann ſtatt der aus § 14 entſpringenden 
Entſchädigung: d. h. alſo, ſoweit die Tätigkeit des Teil⸗ 
nehmers für den Schaden irgendwie urſächlich mitwirkſam wurde. 
U. d. IV. Sen. v. 24. Okt. 05 (124/05). 

15. 8 4 vom 27. Mai 1896 zur Bekämpfung des un⸗ 
lauteren Wettbewerbes] Der Annahme, daß die Aufſchrift 
„Konſumgeſchäft“ oder „Konſumanſtalt“ bei einem großen Teil 
des Publikums den Anſchein genoſſenſchaftlicher Einrichtung 
erwecke, könnte nicht wirkſam entgegengetreten werden, wenn 
ſie über die Feſtſtellung einer ſcharf begrenzten einzelnen Tat⸗ 
ſache nicht hinausginge. Sie beruht aber nach dem Zus 
ſammenhang der Urteilsgründe möglicherweiſe auf Erwägungen 
allgemein ſprach⸗ und denkgeſetzlicher Art, und ſolche all⸗ 
gemeine, von den Sonderumſtänden des Einzelfalls völlig ab: 
ſehende Erwägungen ſind grundſätzlich einer Nachprüfung durch 
das Reviſionsgericht zugänglich. Der Ausgangspunkt der 
Urteilsgründe ruht nämlich in den anſcheinend von den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen losgelöſten Sätzen: die fremdſprachliche 
Bezeichnung „Konſum“ allein oder in Verbindungen wie 
„Konſumgeſchäft“, „Konſumanſtalt“ für gewerbliche Verkaufs⸗ 
ſtellen, beſonders des Nahrungsmittelhandels, ſei zuerſt bei 
Entſtehung der Einkaufsgenoſſenſchaften aufgetaucht und es 
habe ſich nun beim Volk, dem die Bedeutung des Fremd— 
worts unbekannt ſei, der Name „Konſum“, „Konſumanſtalt“, 
„Konſumgeſchäft“ als Bezeichnung für derartige genoſſenſchaft⸗ 
liche Einkaufsvereinigungen eingebürgert, welche zum Selbſt⸗ 
einkaufspreiſe unter Zuſchlagung der geringen Verwaltungs⸗ 
koſten verkaufen. Wäre unter dem „Volk, dem die Bedeutung 
des Fremdworts unbekannt iſt“, die deutſche Bevölkerung im 
großen ganzen gemeint, ſo erhöben ſich gewichtige Bedenken 
gegen die von den Urteilsgründen vertretene Anſicht. Das 
längſt vor dem Auftauchen der Einkaufsvereine entlehnte 
Wort „Konſum“ bedeutet nach dem gewöhnlichen, herrſchenden 
Sprachgebrauch an ſich ſo viel wie Verbrauch oder Verzehrung 
und entſpricht in Zuſammenſetzungen den deutſchen Vor: 
ſchlagsworten Verbrauchs-, Verzehr- oder Bedarfs-, mitunter 
auch Abſatz⸗, ohne daß dabei der Gedanke an genoſſen⸗ 
ſchaftliche, für die Beteiligten beſonders günſtige Gliederung 
hereinſpielte. Hätten jedoch die Urteilsgründe unter dem 
„Volk, dem die Bedeutung des Fremdworts (Konſum) un⸗ 
bekannt iſt“ einzelne Bevölkerungsklaſſen, beiſpielsweiſe die 
Arbeiter oder die kleinen Leute überhaupt, begriffen, ſo wäre 
§ 4 Abſ. 1 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 unzweifelhaft 
anwendbar, wenn feſtſtünde, daß die Abnehmer der Angeklagten 
mindeſtens zu einem weſentlichen Teil gerade derſelben 
einzelnen Bevölkerungsklaſſe angehörten, eine Vorausſetzung, 
für deren Zutreffen die Urteilsgründe nirgends einen Anhalts⸗ 
punkt an die Hand geben. U. d. I. Sen. v. 8. Jan. 06 
(429/05). 

16. 8 4 Geſetz betr. die Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs.] Nach den Feſtſtellungen im angefochtenen 


35. Jahrgang. 


Urteil muß angenommen werden, daß der Angeklagte gewerbs⸗ 
mäßig neue, noch nicht in Gebrauch genommene Möbel zum 
Zweck der Weiterveräußerung von dritten Geſchäftsleuten 
bezieht und in Handel bringt. Zu dieſem Zwecke hat er, wie 
weiter feſtſteht, mehrfach in Zeitungen Inſerate erſcheinen 
laſſen, die jedesmal in kleinerem Druck zwiſchen den 
Gelegenheits⸗Käufen und Verkäufen geſtanden haben. In 
ihnen ſind ſtets nur einzelne Gegenſtände aufgeführt und 
entweder zu beitimmten — wie es heißt „enorm billigen“ 
— Preiſen angeboten oder erfolgt die Mitteilung, daß di. 
Sachen zu jedem annehmbaren Gebot ſofort abgegeben werdene 
Daneben wird ausdrücklich hervorgehoben, daß die Möbelſtücke 
ſich in tadelloſem Zuſtand befinden. Als Verkaufsort iſt 
Straße und Hausnummer der Wohnung des Angeklagten 
angegeben, es fehlt dagegen ſein Name oder ſeine Firma und 
für jeden Tag ſind die Stunden beſtimmt, an denen die 
Verkaufsgegenſtände beſichtigt werden können. Hiernach gelangt 
das Urteil namentlich unter Bezugnahme auf Form und 
Inhalt der Bekanntmachungen zu der Anſicht, der An- 
geklagte habe ſeine Inſerate bewußt und gewollt ſo abgefaßt, 
daß der Leſer d. h. wohl auch derjenige Teil des Publikums, 
für welchen fie berechnet waren, an einen Privat: 
gelegenheitskauf denken müſſe, während der Angeklagte, 
wie erwähnt, in Wirklichkeit das Geſchäft eines Agenten und 
Zwiſchenhändlers in Beziehung auf Hausgeräte betreibt und 
nur neue Gegenſtände umzuſetzen ſucht und er habe hierbei 
die Abſicht verfolgt, den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen. Wenn trotzdem auf Freiſprechung 
erkannt worden iſt, weil, obſchon der ganze Eindruck der 
Inſerate irreführend gewirkt habe, doch die einzelnen An— 
gaben tatſächlicher Art an ſich wahr ſeien, ſo führt dies die 
Reviſion zutreffend auf eine Verkennung dieſes Tatbeſtands⸗ 
merkmals zurück. Den Gegenſatz zu den wiſſentlich un: 
wahren Angaben tatſächlicher Art ſtellen unrichtige oder über: 
triebene Urteile über die Beſchaffenheit der ausgebotenen 
Waren dar. Solche allgemeine Anpreiſungen, mögen ſie auch 
objektiv und ſubjektiv der Wahrheit nicht entſprechen, fallen 
nicht unter den Begriff der unlauteren Reklame im Sinne 
des Geſetzes — RGSSt. 30, 406 (411); 34, 140 (151) — 
Dagegen kann die von dem Urteil eingenommene enge, an 
dem Wort haftende Auslegung des Moments der „Angaben 
tatſächlicher Art“ unmöglich die richtige ſein und keineswegs 
gebilligt werden. Nicht abzuſehen iſt, warum hier unter den 
Angaben nur wörtliche Auslaſſungen verſtanden werden 
ſollten und nicht Behauptungen überhaupt, die auch durch 
bildliche Darſtellungen und ſonſtige Veranſtaltungen ihren 
Ausdruck finden können. In der Rechtsprechung iſt man 
darüber einig, daß auch in ſchlüſſigen Handlungen Willens— 
äußerungen des Subjekts ſich auszuprägen vermögen und von 
jeher hat das RG. es ausgeſprochen — RGSt. 30, 406; 
33, 431 —, und daran muß feſtgehalten werden, daß zum 
allermindeſten in denjenigen Fällen, wo tatſächliche „Angaben“ 
gemacht werden, die erſt ihre Ergänzung oder Erläuterung 
„durch bildliche Darſtellungen oder ſonſtige Veranſtaltungen“ 
erhalten, der Tatbeſtand des 8 4 a. a. O. als erfüllt zu er: 
achten ſei. Und dies trifft auch hier zu. Denn nach dem 
gegebenen Sachverhalt treten zu den in den Inſeraten ent⸗ 
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haltenen einzelnen Behauptungen, die nach der Auffaſſung des 
erſten Richters an ſich nicht als unwahr zu bezeichnen ſind, 
teilweiſe außerhalb hiervon liegende, aber feſtgeſtelltermaßen auf 
den Willen des Angeklagten zurückführbare Umſtände, wiedie 
Größe des Drucks, die Stellung der Bekanntmachungen unter 
den übrigen Inſeraten des Blattes, das Weglaſſen des 
Namens oder der Firma des Angeklagten, der beſondere Hinweis 
auf den guterhaltenen Zuſtand der Gegenſtände, hinzu, welche 
auch nach der Überzeugung des Tatrichters den an ſich harm⸗ 
los klingenden Sätzen des jeweiligen Inſerats ſeinen wahren 
Sinn geben. Die Unwahrheit der Kundgebungen des An⸗ 
geklagten wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die einzelnen 
Tatſachen in einer Faſſung ſich darſtellen, die wörtlich 
betrachtet nichts falſches enthalten würde, ſofern nur die Be: 
kanntmachung im ganzen in dem vom Angeklagten ge— 
wollten Sinne nach den im Verkehr herrſchenden Anſchauungen 
verſtanden werden mußte — zu vergl. RGSt. 34, 163 und 
Urteil des erkennenden Senats vom 11. Juli 1904 659,04. 
U. d. I. Sen. v. 25. Jan. 06 (965/05). 

17. 8 18 CG. z. Militärſtrafgerichtsordnung vom 1. De: 
zember 1898.] Der § 18 EG. z. MStED. entſpricht im erſten 
Abſatze dem Art. II und im zweiten Abſatze dem Art. III des 
Geſetzes vom 5. April 1888, betr. die unter Ausſchluß der 
Offentlichkeit ſtattfindenden Gerichtsverhandlungen. Wie nach 
Art. III, ſoweit bei einer Zivilgerichtsverhandlung die Offent⸗ 
lichkeit wegen Gefährdung der Staatsſicherheit ausgeſchloſſen 
war, Berichte über die Verhandlung durch die Preſſe nicht ver⸗ 
öffentlicht werden dürfen, fo gilt nach Abſ. 2 8 18 das näm⸗ 
liche Verbot, ſoweit im militärgerichtlichen Verfahren die Offent⸗ 
lichkeit der Verhandlung wegen Gefährdung der Staatsſicherheit 
oder der militärdienſtlichen Intereſſen (§ 283 MStGbd.) aus⸗ 
geſchloſſen war. Dieſe Gefährdung folgt nicht bloß aus einem 
„die Verhandlung als ſolche wiedergebenden“ Bericht, aus einer 
Verbreitung der „Kenntnis über die Verhandlung als Ganzes.“ 
Sie kann vielmehr, unter Umſtänden ſogar in erhöhtem Maße, 
dadurch herbeigeführt werden, daß ein Teil oder mehrere Teile 
der Verhandlung zur Veröffentlichung gelangen. Eine der⸗ 
artige Mitteilung erfüllt daher ebenfalls den Begriff eines 
Berichts über die Verhandlung. Wenn das Berichtete einen 
Teil der Verhandlung bildet, ſo iſt auch nicht zu unterſuchen, 
ob dieſer Bericht die Staatsſicherheit oder die militärdienſtlichen 
Intereſſen gefährdet oder ob er „harmlos“ iſt. Das Geſetz 
macht in dieſer Richtung keinen Unterſchied, in verſtändiger Be⸗ 
rückſichtigung der Schwierigkeit, wenn nicht Unausführbarkeit, 
der Entſcheidung, ob die Bekanntmachung eines einzelnen Vor⸗ 
ganges der Verhandlung diejenige Gefährdung bewirkt, welche 
das die Offentlichkeit ausſchließende Gericht befürchtet hat. U. d. 
II. Sen. v. 29. Dez. 05 (1654/05). 

18. 5 187 Abſ. 2 Invalidenverſicherungsgeſetz vom 
13. Juli 1899.] Während in § 154 des (älteren) Geſetzes vom 
22. Juni 1889 Strafe demjenigen angedroht war, der 
wiſſentlich ſchon einmal verwendete „Marken in Quittungs⸗ 
karten abermals verwendet“ und hiermit klar zum Ausdruck 
kam, daß nur die vorſätzliche Wiederverwendung bereits 
einmal verwendeter Marken unter Strafe geſtellt ſein ſollte, 
hat das Geſetz in ſeiner wiedergegebenen neuen Faſſung den 


Zuſatz aufgenommen, daß der gleichen Strafe auch derjenige 
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unterliegt, der „den Umſtänden nach annehmen mußte“, daß 
die Marken bereits einmal verwendet worden waren. Nichts 
berechtigt aber zu der Annahme, daß der Geſetzgeber damit 
eine neue Schuldform für ſtrafbar erklären und etwa den⸗ 
jenigen mit Strafe habe belegen wollen, der die bereits ſtatt⸗ 
gehabte Verwendung der Marken, die er wieder verwendet hat, 
zwar nicht gekannt hat, aber erkannt haben würde, wenn er 
vorſichtig geweſen wäre, d. h. der fahrläſſig gehandelt hat. 
U. d. I. Sen. v. 18. Dez. 05 (393/05). 

19. 58 187 Invalidenverſicherungsgeſetz vom 13. Juli 
1899.] Da „verwendet“ nicht gleichbedeutend mit „eingeklebt“ 
iſt, ſondern eine in eine Quittungskarte eingeklebte Marke nur 
dann als verwendet angeſehen werden darf, wenn die Ein⸗ 
Hebung in Betätigung eines beſtimmten Wollens erfolgte, fo 
kann nicht in Abrede geſtellt werden, daß zur Erfüllung des in 
Abſ. 2 des § 187 a. a. O. aufgeführten objektiven Tatbeſtandes 
ein gewiſſes ſubjektives Moment gehört, bei deſſen Fehlen nicht 
einmal der objektive Tatbeſtand des erwähnten Deliktes gegeben, 
alſo auch das Einziehungsverfahren nicht zuläſſig iſt. U. d. 
II. Sen. v. 21. Nov. 05 (41/05). 

20. SS 22, 27 Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 
Der Angeklagte forderte in verſchiedenen Zeitungen, zur Be⸗ 
ſtellung von 4 Druckwerken auf, die er für 2 Mark, bei um⸗ 
gehender Beſtellung und ſoweit der Vorrat reiche, abgeben 
könne, und ſetzte 500 nicht in Geld beſtehende Prämien für die 
Löſung einer Preisaufgabe aus. Das LG. betrachtet den 
unteren Teil des Inſerats, welcher der Anweiſung nach abzu⸗ 
trennen und mit der Löſung des Rätſels verſehen einzuſenden 
war, als Ausweis über die Spieleinlage. Dieſe Anſicht iſt 
irrig. Selbſt wenn angenommen werden dürfte, daß der ab⸗ 
zutrennende Teil der Zeitungsbekanntmachung von dem An⸗ 
geklagten ausgegeben wäre, jo war doch dieſer Zeitungsteil, 
ohne daß er ausgeſchnitten, ausgefüllt und abgeſandt wurde, 
für ein Rechtsverhältnis zwiſchen den Leſern und dem An⸗ 
geklagten bedeutungslos und kein Ausweis über eine Spiel⸗ 
einlage, die weder geleiſtet noch verſprochen war. Gelangte er 
ausgefüllt an den Angeklagten, ſo wurde dadurch entweder ihm 
ein Vertragsantrag gemacht oder ihm gegenüber ſein Vertrags⸗ 
antrag angenommen. Welche dieſer beiden Möglichkeiten zutraf, 
iſt unerörtert gelaſſen, bedarf aber auch keiner Entſcheidung. 


Denn der mit der Unterſchrift verſehene Zeitungsausſchnitt, 


deſſen Einſendung nach der Ankündigung als Beſtellung gelten 
ſollte, diente zwar zum Nachweiſe, daß der Einſender die 
Bücher „beſtellt“ und dadurch eine Vorbedingung erfüllt hatte, 
von welcher die Teilnahme an der Ausſpielung abhing. Er 
war jedoch ungeeignet zum Beweiſe dafür, daß der Einſender 
den Geldbetrag für die „Hausbibliothek“ bezahlt hatte, und 
folgeweiſe, da in dieſem Geldbetrage der Einſatz enthalten war, 
zum Beweiſe dafür, daß eine Spieleinlage geleiſtet war. 
Nach 8 22 Abſ. 1 RStempG. iſt die Stempelabgabe für die 
geſamte planmäßige Anzahl Loſe oder Ausweiſe über Spiel⸗ 
einlagen im voraus zu entrichten. Dieſe Steuerentrichtung 
wäre unmöglich, wenn ſich ein keinen Spielausweis enthaltendes 
Schriftſtück dadurch, daß der Veranſtalter der Ausſpielung auf 
den Vertragsantrag eingeht oder ihm das die Annahme ſeines 
Vertragsangebots enthaltende Schriftſtück zugeht, in einen aus⸗ 
gegebenen, ausgehändigten Spielausweis verwandelte. Denn 
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vor dem Augenblick dieſer Verwandlung beſtand keine Steuer⸗ 
pflicht und nach dieſem Augenblicke konnte nicht mehr eine 
Steuerpflicht im voraus erfüllt werden. Das LG. bezieht ſich 
auf das Urteil des IV. StS. des RG. vom 17. Februar 1903, 
RGSt. 36, 104. Allein dort hatte der Angeklagte auf Grund 
der verbreiteten Proſpekte jedem einzelnen Spielteilnehmer 
einen beſonderen Kupon mit der Poſtanweiſung käuflich 
abgegeben, ebenſo wie in dem Falle des Urteils des I. StS. 
v. 14. Februar 1901, RGSt. 34 S. (140) 147. U. d. 
II. Sen. v. 16. Jan. 06 (1539/05). 

21. 88 23, 27 Reichsſtempelgeſetz.] 8 27 Abſ. 1 Satz 2 
RStempG. beſtimmt, daß die Geldſtrafe „gegen den Unternehmer 
inländiſcher Lotterien oder Ausſpielungen“ nicht unter 250 Mark 
feſtzuſetzen ſei und es kann ſich im vorliegenden Falle nur 
fragen, ob dieſe Beſtimmung auf die in §S 22 RStemp®. ge 
nannten Unternehmer von Lotterien und Ausſpielungen beſchränkt 
iſt oder auch gegenüber den in § 23 Abſ. 2 erwähnten Wett⸗ 
unternehmern Platz greift. Letzteres iſt zu bejahen. U. d. 
III. Sen. v. 4. Jan. 06 (1241/05). 

22. 8 44 Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900.] Dem 
Angeklagten D., welcher aus dem Glücksſpiel ein Gewerbe 
gemacht und zugleich bei öffentlich veranſtalteten Pferde⸗ 
rennen Wetteinſätze entgegengenommen hat, ohne ver⸗ 
ſteuerte Ausweiſe zu erteilen, haben die Angeklagten G. und 
Gen. hierzu durch Vermittelung der Wetten wiſſentlich Hilfe 
geleiſtet. Ihre Wettvermittelung iſt objektiv und nach ihrem 
Willen auf diejenige Tätigkeit beſchränkt geweſen, welche den 
Tatbeſtand der feſtgeſtellten Beihilfe erfüllte und daher ſtrafbar 
war. Unter dieſen Umſtänden erſcheint es gerechtfertigt, daß 
das LG. eine Übertretung des $ 44 RStempG. durch ſie ver⸗ 
neint hat. Gewerbsmäßige Vermittler von Wetten der in 
8 23 und 8 25 bezeichneten Art unterſtehen der Auſſicht der 
Steuerbehörde nach näherer Beſtimmung des Bundesrats und 
haben nach Ziff. 56 der Ausführungsbeſtimmungen binnen zwei 
Wochen nach Eröffnung ihres Geſchäftsbetriebes der Steuer⸗ 
behörde des Bezirks hiervon Anzeige zu machen. Aber wie es 
allgemeiner Grundſatz iſt, daß niemand rechtlich verpflichtet iſt, 
einer Behörde eine von ihm begangene ſtrafbare Handlung an⸗ 
zuzeigen, ſo beſteht auch grundſätzlich keine Verpflichtung, einer 
Behörde von der Abſicht Anzeige zu machen, ſtrafbare Hand⸗ 
lungen zu begehen. Die Übernahme einer Aufſicht der Steuer⸗ 
behörde über Beihilfe zu ſtrafbaren Handlungen, alſo über 
ſtrafbare Handlungen ſelbſt, wäre eine behördliche Tätigkeit von 
ſo wenig angemeſſener Art, daß nicht angenommen werden kann, 
fie ſei durch § 25 Abſ. 3 eingeführt. Hier, wie in Ziff. 56 
der Ausführungsbeſtimmungen, iſt an ein erlaubtes Gewerbe, 
einen ſtrafloſen Geſchäftsbetrieb gedacht. Vgl. den Schlußſatz 
des Urteils des erkennenden Senats in RGSt. 37, 74. U. d. 
II. Sen. v. 12. Dez. 05 (62/05). 

23. 8 3 Abſ. 2 Weingeſetz vom 24. Mai 1901. Das Ver: 
kaufsverbot des 8,3 Abſ. 2 des Weingeſetzes lautet unbedingt; es 
iſt ohne jede Ausnahmebeſtimmung erlaſſen und es muß 
deshalb notwendig auch den Verkauf von Kunſtwein zu 
Zwecken der Brantweinbrennerei umfaſſen. U. d. I. Sen. v. 
27. Nov. 05 (131/05). 

24. 58 8, 13, 18 Weingeſetz vom 24. Mai 1901.] Der 
8 18 läßt es nach Wortlaut und Sinn nicht zweifelhaft er⸗ 
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35. Jahrgang. 


ſcheinen, daß gerade ſo wie bei dem faſt gleichlautenden § 15 
Nahr Mittel G. die Möglichkeit der Einziehung verbotswidrig 
hergeſtellter oder in Verkehr gebrachter Getränke zur Vor⸗ 
ausſetzung die Feſtſtellung des vollen ſubjektiven und ob⸗ 
jektiven Tatbeſtandes eines der genannten Delikte hat — zu 
vgl, RGSt. 7, 428. Nach § 3 StGB. kann, da als Täter 
im vorliegenden Fall ein Ausländer in Frage ſteht, die 
unterſtellte ftrafbare Handlung nur inſoweit von einem 
deutſchen Gericht abgeurteilt werden, als ſie ganz oder teil. 
weiſe im Inland begangen iſt. Vollendet hat ſich das In⸗ 
verkehrſetzen des Inhaltes der Fäſſer nach der Sachlage 
innerhalb der Grenzen des Deutſchen Reiches, die Tat iſt 
alſo wenigſtens teilweiſe im Inland begangen, die Vollendung 
geſchah in dem Augenblick, da die gelieferte Ware dem im 
Deutſchen Reich anſäſſigen Einziehungsbeteiligten übergeben 
worden iſt. Dieſer Zeitpunkt iſt allein entſcheidend für 
das Gegebenſein aller Tatbeſtandsmerkmale. Nur wenn da⸗ 
mals der Inhalt der Fäſſer Rotwein im Sinne des § 8 
Abſ. 2 des Weingeſetzes war, konnte von einer Einziehung der 
„Flüſſigkeit“ die Rede ſein, nur dann lag ein Vergehen gegen 
§ 13 Nr. 1 a. a. O. vor. Eingangs der Gründe wird der 
Inhalt der Fäſſer bei ſechs derſelben als Trauben maiſche, 
bei den übrigen als Trauben moſt bezeichnet. Hiernach war 
in den Fäſſern, als der Beſchwerdeführer ſie in Beſitz nahm, 
nicht Wein in der eigentlichen Bedeutung dieſes Wortes, 
ſondern Flüſſigkeiten, aus denen erſt ein ſolches Getränk ent⸗ 
ſtehen ſollte, und fraglich kann nur ſein, ob § 8 Abſ. 2 a. a. O. 
nicht blos Rotwein, ſondern zugleich Rotwein moſt und ins⸗ 
beſondere auch Rotwein maiſche treffen will. Dies muß ver⸗ 
neint werden. (Wird weiter begründet.) U. d. I. Sen. v. 
23. Dez. 05 / 11. Jan. 06 (417/05). 

25. 88 4, 41 Geſetz vom 19. Juni 1901 betr. das Ur⸗ 
beberrecht.] Bei Sammelwerken iſt für das Werk als Ganzes 
nach §8 4 des Geſetzes vom 19. Juni 1901, betr. das Ur⸗ 
heberrecht uſw., der Herausgeber als Urheber anzuſehen. Auch 
das Urheberrecht des Herausgebers kann nach $ 41 dadurch 
verletzt werden, daß das Werk zu einem Teile vervielfältigt 
wird. Aber es wird nicht ſchon durch den Nachdruck eines 
einzelnen Beitrags verletzt. Denn es beruht auf der geiſtigen 
Tätigkeit, die durch Wahl und Prüfung der Beiträge und durch 
die Anordnung des Ganzen entwickelt wird. Nur ſoweit das 
Ergebnis dieſer geiſtigen Tätigkeit durch teilweiſen Abdruck des 
Sammelwerks verwertet wird, liegt ein Eingriff in das Urheber⸗ 
recht des Herausgebers vor. U. d. II. Sen. v. 8. Dez. 05 (937/05). 

26. § 11 Urheberrechtsgeſetz vom 19. Juni 1901.] Ein 
rechtliches Hindernis, das Aufführungsrecht mit der Auflage des 
Notenerwerbs zu übertragen, dergeſtalt, daß die Aufführung 
mit geliehenen Noten von der Einwilligung nicht gedeckt iſt 
und das Urheberrecht verletzt, beſteht nicht. § 11 des Geſetzes 
ſchränkt durch feine Beſtimmung, daß die ausſchließliche Befug⸗ 
nis ſich nicht auf das Verleihen erſtrecke, das ausſchließliche 
Verbreitungsrecht in gewiſſer Beziehung ein; ein ſolches ſteht 
aber hier nicht in Frage. U. d. IV. Sen. v. 28. Nov. 05 (384/05). 

27. 5 21 preußiſches Geſetz vom 2. Juli 1900, betr. die 
Fürſorge⸗Erziehung Minderjähriger.] Nach den Feſtſtellungen 
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des angefochtenen Urteils war gegen den Sohn des Angeklagten 
gemäß § 56 Abſ. 2 StGB. die Unterbringung in eine Er⸗ 
ziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalt angeordnet worden. Nachdem 
er mehrere Jahre in zwei derartigen Anſtalten untergebracht 
worden war, war er von der Anſtalt einem Handwerksmeiſter 
als Lehrling überwieſen worden. Der Angeklagte hat ſeinen 
Sohn verleitet, ſich der in dieſer Form gegen ihn fortgeſetzten 
Zwangserziehung zu entziehen, und iſt ihm zur Erreichung dieſes 
Zweckes behilflich geweſen. Die Strafkammer hat die Anwend⸗ 
barkeit einer ſtrafgeſetzlichen Vorſchrift, namentlich des § 21 
des preußiſchen Geſetzes über die Fürſorgeerziehung Minder⸗ 
jähriger vom 2. Juli 1900 auf dieſen Sachverhalt verneint. 
Dieſer Rechtsauffaſſung kann nur beigetreten werden. U. d. 
IV. Sen. v. 2. Jan. 06 (439/05). 


Aus der Praxis. 


Sprechſtunden für Unbemittelte. 


In Nr. 2 der JW. von 1905 habe ich über einen Beſchluß des 
Frankfurter Anwaltvereins berichtet, der die Erteilung unent⸗ 
geltlicher Rechtshülfe durch Rechtsanwälte in die Wege leitete. In⸗ 
zwiſchen haben hierüber innerhalb dieſes Vereins ausgiebige Beratungen 
und Erörterungen ſtattgefunden. Die Schaffung eines eigenen, den 
angegebenen Zwecken gewidmeten Inſtitutes oder Bureaus mußte 
von vorneherein außer Betracht bleiben, da die hierfür aufzuwendenden 
Koſten kaum aufzubringen geweſen wären. Ebenſo mußte man auch 
von dem anfangs geplanten Zuſammenwirken der Frankfurter 
Anwälte mit der hier beſtehenden Auskunfsſtelle des „Sozialen 
Muſeums“ Abſtand nehmen; denn abgeſehen davon, daß die Vorſchläge 
der Kommiſſion des Anwaltvereins nicht in allen Punkten die Zu⸗ 
ſtimmung des Plenums fanden, änderte dieſe Rechtsſchutzſtelle auch 
noch vor Abſchluß der Verhandlungen ihre Organiſation in einer 
Weiſe, welche die Beteiligung der Anwälte überflüſſig und unmöglich 
machte. Der Kommiſſion, um deren Arbeiten ſich ganz beſonders 
die Herren Kollegen Dr. Hans Feſter, Dr. Heilbrunn und 
Dr. Sinzheimer verdient gemacht haben, gelang es aber doch, 
ſchließlich einen Weg zu finden, der auch dem Verein gangbar ſchien, 
um zu dem allgemein als richtig erkannten Ziele zu gelangen. In 
einer der letzten Vereinsverſammlungen wurde eine von der Kommiſſion 
entworfene Geſchäftsordnung angenommen, welche die Einrichtung 
unentgeltlicher Sprechſtunden für Unbemittelte durch 
die Frankfurter Rechtsanwälte ſichert und ähnlich den 
beſtehenden ärztlichen Inſtituten regelt. Danach ſtellt der Vorſtand 
des Anwaltvereins alljährlich eine Liſte derjenigen ſeiner Mitglieder 
auf, welche ſich bereit erklären, auf ihrem Bureau wöchentlich einmal 
eine Stunde der Rechtsauskunft an Unbemittelte zu widmen. Dieſe 
Liſte (mit Angabe der Tage und Stunden) wird an einer Reihe 
beſonders feſtgeſetzter Stellen, ſo z. B. beim Portier des Gerichts⸗ 
gebäudes, auf allen Gerichtsſchreibereien, in den Geſchäftsſtellen 
der ſtädtiſchen und privaten Armenämter, in den Bureaus der 
beſtehenden Rechtsauskunftſtellen, der öffentlichen Bibliotheken, des 
Gewerkſchaftshauſes uſw. aufgelegt, und es ſoll in gewiſſen Zwiſchen⸗ 
räumen in den Zeitungen darauf hingewieſen werden. Die Namen 
der betreffenden Anwälte werden öffentlich nicht genannt, und es iſt 
ferner zur Vermeidung jeden Mißbrauchs in die Geſchäftsordnung 
die Beſtimmung aufgenommen worden, der Anwaltverein „erwarte, 
daß der Einzelne beſondere Veröffentlichungen oder einen Hinweis 
auf den Straßenſchildern, Briefbogen uſw. unterlaſſe, auch nicht mehr 
als eine Sprechſtunde pro Woche abhalte“. Zur Beteiligung an 
dieſem Unternehmen hat ſich bereits eine genügende 
Anzahl Frankfurter Anwälte bereit erklärt. 

Damit hat die Frankfurter Anwaltſchaft die Initiative in einer 
bedeutſamen Angelegenheit ergriffen, deren Behandlung und Durch⸗ 
führung nicht nur den hohen und beſonderen Aufgaben des Anwalts⸗ 
berufes entſpricht, ſondern auch das ſoziale und berufliche Anſehen 
unſeres Standes erheblich zu fördern geeignet iſt. Möchte dieſes 
Vorgehen in allen deutſchen Städten Nachahmung finden! 

Rechtsanwalt Dr. Ernſt Auerbach. 
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NE 8. 1906. 


Deutſche Geſetzgebung und Rechtswißenſchaft.“ 


Bibliographiſcher Bericht über die Zeit vom 6. Dezember 1905 bis 10. März 1906 
von Dr. jur. Georg Maas, Bibliothekar im Reichsmilitärgericht. 


A. Allgemeine Werke der Rechtswiſſenſchaft. 


I. Bibliographiſches. 


Beling, [Ernft]: Bibliographiſche Notizen. ZStW. 26. Bd. 333 — 334. 

Bücher⸗Verzeichnis des Königlichen Finanzminiſteriums in Berlin. 
Abgeſchloſſen mit Lagerbuch Nummern 27555 am 9. X. 1905. 
Berlin, Norddeutſche Buchdruckerei, 1905. (XIII, 495 S.) 

Helſſig, R.: Katalog der lateiniſchen und deutſchen Handſchriften 
der Univerſitätsbibliothek zu Leipzig. 8. Bd.: Die juriſtiſchen 
Handſchriften. (Katalog der Handſchriften der Univerſitäts⸗ 
bibliothek zu Leipzig. VI.) Leipzig, O. Harraſſowitz, 1905. (XLIII, 
371 S.) 20 M. . 

Verzeichnis der Bücherei der Handelskammer zu Magdeburg nach 
dem Beſtande vom 1. X. 1905. Magdeburg, Heinrichshofen, 1906. 
(XIII, 336 S.) Geb. in Leinw. 5 M. 

Zieler, G., und Scheffer, Th.: Das akademiſche Deutſchland. 
Biographiſch⸗bibliographiſches Handbuch für die Univerſitäten des 
Deutſchen Reiches als Ergänzung zum deutſchen Univerſitäts⸗ 
kalender. 2. Bd. Die juriſtiſchen Fakultäten. Leipzig, K. G. Th. Scheffer, 
1905. (IV, 86 S.) 2 M. 


II. Geſchichte des Rechtes. 


Beiträge zur Geſchichte Dortmunds und der Grafſchaft Mark. 
Hrsg. von dem hiſtoriſchen Vereine für Dortmund und die Graf⸗ 
ſchaft Mark. XIV. Dortmund, Köppen, 1905. (XI, 265 S. mit 
2 Tafeln, 1 Stammtafel und 1 Karte.) 3 M. 

Buſch, Wilhelm: Die Kämpfe um RNeichsverfaſſung und Kaiſertum 

ö 1870/71. Tübingen, J. C. B. Mohr, 1906. (157 S.) 

Caro, Georg: Beiträge zur älteren deutſchen Wirtſchafts⸗ und Ver⸗ 
faſſungsgeſchichte. Geſammelte Aufſätze. Leipzig, Veit & Co., 
1905. (132 S.) 

Dietz, Edſuard]: Das Frankfurter Attentat vom 3. IV. 1833 und 
die Heidelberger Studentenſchaft. Ein Stück deutſcher Kultur⸗ 
und Rechtsgeſchichte. Mit 5 Abbildg. Heidelberg, O. Petters, 
1906. (70 S.) 

Dorner, Frdr.: Die Steuern Nördlingens zu Ausgang des Mittel: 
alters. Nördlingen, C. H. Beck, 1905. (111 S.) 2 M. 

Engler, Bruno: Die Verwaltung der Stadt Münſter von den letzten 
Zeiten der fürſtbiſchöflichen bis zum Ausgang der franzöſiſchen 
Herrſchaft 1802 — 1813. Beiträge für die Geſchichte Niederſachſens 
und Weſtfalens. (Ig. 1, Heft 2.) Hildesheim, A. Lax, 1905. (93 S.) 

Frieſe, Victſor]!: Zur Gründungsurkunde von Poſen (1253). Ein 
Beitrag zur Geſchichte des magdeburgiſchen Rechts. (Aus: Zeit— 
ſchrift der Savigny⸗ Stiftung für Rechtsgeſchichte.) Weimar, 
H. Böhlaus Nachf., 1905. (76 S.) 2 M. 

Gui Institutiones ad codieis Veronensis apographum Stude- 
mundionum novis curis auctum in usum scholarum ed. 
P. Krueger et G. Studemund. Ed. V. (Collectio librorum 
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) Geſetze, Verordnungen u. dergl. find mit einem“ be⸗ 
zeichnet und an der Spitze der einzelnen Abteilungen abgedruckt. Für 
die Bildung der Abkürzungen von Zeitſchriftentiteln dienten die 
vom 27. Deutſchen Juriſtentage angenommenen „Vorſchläge für die 
Art der Anführung von Rechtsquellen, Entſcheidungen und wiſſen⸗ 
ſchaſtlichen Werken“ als Vorbild. 


Juris antejustiniani in usum scholarum ed. P. Krueger, 
T. Mommsen, G. Studemund. 1.) Berlin, Weidmann, 1905. 
(LXIX, 206 S.) 3 M. 

Genestal, R.: Histoire de la legitimation des enfants naturels 
en droit canonique. (Bibliotheque de l’Ecole des Hautes 
Etudes. Sc. relig. Vol. 18.) Paris, E. Leroux, 1905. (238 S.) 

Holtze, Friedrich: Geſchichte der Stadt Berlin. Mit 1 Abbildg. 
(Tübinger Studien für ſchwäbiſche und deutſche Rechtsgeſchichte. 
Hrsg. von Fr. Thudichum. I. Bd. 3. Heft.) Tübingen, H. Laupp, 
1906. (IX, 146 S.) Subſtr.⸗Pr. 3 M.; Einzelpr. 3,60 M. 

Jockſch⸗Poppe, Rich.: Die patrimoniale Verfaſſung und Verwaltung 
der Standesherrſchaft Forſt und Pförten, nebſt Beiträgen zu ihrer 
Sozialgeſchichte unter beſonderer Berückſichtigung der gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen und der lehnsherrlich⸗ritterſchaftlichen Verhältniſſe. 
Nach den Akten des gräflich v. Brühlſchen Archivs. (Aus: Nieder⸗ 
lauſitzer Mitteilungen. Bd. 9.) Guben, A. Koenig, 1905. (236 S.) 

Knapp, Hlermann]: Literaturbericht über Rechtsgeſchichte. ZStW. 
26. Bd. 245 — 257. 

Kohler, Joſef: Urkundliche Beiträge zur Geſchichte des Strafrechts. 
(Unter Mitwirkung von Giuſtinians Dagli Azzi.) GoltdArch. 
52. Ig. 307315. 

Kraayvanger, Theodor: Die Organiſation der preußiſchen Juſtiz 
und Verwaltung im Fürſtentum Paderborn, 1802 — 1806. (Bei: 
träge, Münſterſche, z. Geſchichtsforſchung. N. F. 5.) Paderborn, 
F. Schöningh, 1905. (71 S.) [Erſchien auch als Inaug.⸗Diſſ. 
Münſter 1904.] 

Krammer, Mario: Wahl und Einſetzung des deutſchen Königs im 
Verhältnis zu einander. (Quellen und Studien zur Verfaſſungs⸗ 
geſchichte des Deutſchen Reiches im Mittelalter und Neuzeit. Hrsg. 
von Karl Zeumer. I. Bd. 2. Heft.) Weimar, H. Böhlaus Nachf., 
1905. (XIII, 112 S.) 4 M. 

Lennhoff, Ernſt: Das ländliche Geſindeweſen in der Kurmark 
Brandenburg vom 16. bis 19. Jahrhundert. (Unterſuchungen 
zur deutſchen Staats⸗ und Rechtsgeſchichte, hrsg. von Otto Gierke. 
79. Heft.) Breslau, M. & H. Marcus, 1906. (VII, 140 S.) 4 M. 

Maſchke, Rich.: Zur Theorie und Geſchichte der römiſchen Agrar⸗ 
geſetze. (VII, 116 S.) Tübingen, J. C. B. Mohr, 1906. 2,40 M. 

Meyer, Chriſtian: Die Erhebung Bayerns zum Königreich. 
München, Selbſtverl., 1906. (89 S.) 

Mommſen, Theodor: Geſammelte Schriften. II. Bd. Juriſtiſche 
Schriften. 2. Bd. Mit 2 Taf. Berlin, Weidmann, 1905. 
(VIII, 459 S.) 12 M., geb. in Halbfrz. 14,40 M. (Enthält 
39 kritiſche Abhandlungen über römiſche Rechtsquellen.) 

Pfaff, Ivo: Tabellio und Tabularius. Ein Beitrag zur Lehre von 
den römiſchen Urkundsperſonen. Wien, Manz, 1905. (60 S.) 1,40 M. 

Quellen und Studien zur Verfaſſungsgeſchichte des Deutſchen Reiches 
in Mittelalter und Neuzeit. Hrsg. von Karl Zeumer. Bd. 1, 
H. 1. Weimar, H. Böhlaus Nachf., 1905. 

Rauch, Karl: Traktat über den Reichstag im 16. Jahrhundert. 
Eine offiziöſe Darſtellung aus der Kurmainziſchen Kanzlei. 
Hrsg. u. erl. (Quellen und Studien zur Verfaſſungsgeſchichte des 
Deutſchen Reiches in Mittelalter und Neuzeit. Bd. 1, H. 1.) 
Weimar, H. Böhlaus Nachf., 1905. (VI, 122 S.) 

Schöttle, Guſtav: Verfaſſung und Verwaltung der Stadt Tübingen 
im Ausgang des Mittelalters. (Aus: Tübinger Blätter. Ig. 8, 
Nr. 1.) Tübingen, Bürgerverein, 1905. (34 ©.) 


35. Jahrgang. 


Friedberg und die Wetterau im 


Seidenberger, [Joh. Bapt.]: 
Für Haus und Schule. Friedberg, 


Rahmen deutſcher Reichsgeſetze. 
C. Damm, 1905. (103 S.) 

Die Stadtrechte von Tübingen 1388 und 1493. Anh.: 1. Die 
Rechtsſprache als Hilfe zur Ausmittelung der alten Grenzen der 
deutſchen Staaten. 2. Die ehemaligen deutſchen Reichsarchive. 
Bearb. von Friedrich Thudichum. (Studien, Tübinger, f. 
ſchwäb. und deutſche Rechtsgeſchichte. Bd. 1, H. 1.) Tübingen, 
H. Laupp, 1906. (VIII, 79 S.) 

Tübinger Studien für Schwäbiſche und Deutſche Rechtsgeſchichte ... 
hrsg. von Friedrich Thudichum. Bd. 1, H. 1. Tübingen, 
H. Laupp, 1906. 

Winiarz, Alois: 
unter der Enns im Mittelalter. 
Staats⸗ und Rechtsgeſchichte, hrͤg. von Otto Gierke. 
Breslau, M. & H. Marcus, 1906. (84 S.) 2,50 M. 


III. Geſchichte der Rechtswiſſenſchaft; Biographiſches. 

Bismarck und der Bundestag. Neue Berichte Bismarcks aus 
Frankfurt a. M. 1851-1859. Hrsg. von Heinrich v. Poſchinger. 
Berlin, E. Trewendt, 1906. (XX, 284 S.) 

Laband, [Paul]: Die Fortſchritte des Rechts 1896-1905. 
11. Ig. 1—9. | 

Rockinger, L[udwig] v.: Über eine Handſchrift des kaiſerlichen 
Land⸗ und Lehenrechts mit einer Abteilung in je acht und drei 
Bücher. [Aus: Sitzungsberichte der bayeriſchen Akademie der 
Wiſſenſchaften.] München, G. Franz’ Verlag, 1905. 0,40 M. 

Triebs, Franz: Studien zur Lex dei. H. 1. Freiburg i. Br., 
Herder, 1905. 


Erbleihe und Rentenkauf in Oſterreich ob und 
(Unterſuchungen zur deutſchen 
80. Heft.) 


DIZ. 


Böhmer, Wilhelm Arthur: Nekrolog. Von F. BlGefängnK. 39. Bd. 
556 — 558. 
Rehbein [Hugo]: Otto Reincke TJ. DIZ. 11. Ig. 181-182. 
Wolff, Martin: Hugo Keyßner. Ein Nachruf. Goldſchmidts Z. 57. Bd. 
319 —335. 
IV. Quellen. 


Bürger⸗Handbuch, württembergiſches. 23. nach dem neueſten Stand 
ergänzte Aufl. Stuttgart, J. B. Metzler, 1906. (VIII, 284 S.) 0,60 M. 

Die Geſetzgebung im Jahre 1905. SächſArchR. 1. Ig. 92—94. 

Grengel, Franz, und Glaſer, F. S.: Die ſächſiſchen Landesgeſetze 
und Verordnungen zur Ausführung und Ergänzung der Zivil— 
prozeßordnung und des Zwangsverſteigerungsgeſetzes. Zuſammen⸗ 
geſtellt von F. Grengel und im Anſchluß an die ZPO. erläutert 
von F. S. Glaſer. 2. umgearbeitete Aufl. der „Normen des 
ſächſiſchen Landesrechts“ von Grengel. 2. Tl. Nachträge zur Tert: 
zuſammenſtellung und Erläuterungen. (Sammlung der landes— 
rechtlichen Zivilprozeß⸗Normen. VI, 2.) Tübingen, J. C. V. Mohr, 
1906. (XIV und S. 177460.) 5 M. 

Ottermann, C.: Düſſeldorfer Bürgerbuch. Sammlung der Orts: 


ſtatuten, Polizeiverordnungen, Regulative und ſonſtige die Ge: 


meindeanſtalten und Einrichtungen der Stadt Düſſeldorf betreffende 
Beſtimmungen. Im Auftrage der ſtädtiſchen Verwaltung bearbeitet. 
Düfſeldorf, L. Schwann, 1905. (XXII, 915 S.) 8 M., geb. in 
Leinw. 9 M. 

Poſener, Paul: Der deutſche Staatsbürger und ſein Recht. Zugleich 
eine Einführung in die Grundbegriffe des Rechtes und ſeine Ge— 
ſchichte. (Hillgers illuſtrierte Volksbücher, 43.) Berlin, H. Hillger, 
1906. (95 S.) 0,30 M. 

Schücking, Walther: Quellenſammlung zum preußiſchen Staatsrecht. 
Zuſammengeſtellt und bearbeitet. (Quellenſammlungen zum Staats, 
Verwaltungs⸗ und Völkerrecht. Hrsg. von G. Triepel. 4. Bd.) 
Leipzig, C. L. Hirſchfeld, 1906. (XIV, 417 S.) 7,20 M. 
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V. Rechtsphiloſophie; Schriften über allgemeine Fragen; 
Ausbildungs- und Standes fragen. 


Bleibtreu, Karl: Darwiniſtiſcher Rechtsbegriff. Gegenwart 35. Ig. 
68 — 70. 

Ehrlich, Eugen: Soziologie und Jurisprudenz. 
231— 240. | 

Jäkel, Joſ.: Die Freiheit des menſchlichen Willens. Hrsg. vom 
deutſchen Schulverein. Wien, C. Fromme, 1906. (VII, 75 S.) 1 M. 

Nußbaum, Arthur: Über Aufgabe und Weſen der Jurisprudenz. 
3Soz W. 9. Ig. 1— 17. 

Piloty, Robert: Freiheit als Rechtsinhalt. Bay Z. 2. Ig. 74 — 77. 

Radbruch, Guſtav: Literaturbericht über Rechtsphiloſophie. ZStW. 
26. Bd. 258 — 264. 

Salvadori, Guglielmo: Das Naturrecht und der Entwicklungs⸗ 
gedanke. Einleitung zu einer poſitiven Begründung der Rechts⸗ 
philoſophie. Leipzig, Dieterich, 1905. (VIII, 108 S.) 3 M. 

Schloßmann, Siegm.: Perſona und /go im Recht und im 
chriſtlichen Dogma. (Aus: Feſtſchrift der Univerſität Kiel zum 
Geburtstage Seiner Majeſtät des Kaiſers am 27. I. 1906.] Kiel, 
Lipſius & Tiſcher, 1906. (IV, 128 S.) 3 M. 

Staudinger, F.: Die Wahlrechtsfrage als ethiſche Grundfrage. 
EthKultur 14. Ig. 17—18. 


Bozi: Die Fortbildung des Rechts durch die Rechtſprechung. Recht, 
10. Ig. 209— 214. 

Chuchil: Rechtspflege und Preſſe. DIZ. 11. Ig. 161-1683. 

Coumont: Aus dem Berliner Rechtsleben. Oſt AGZ. 57. Ig. 7—8. 

Feliſch: Soziale Pflichten der Juriſten. DJZ. 11. Ig. 105-109. 

Hamm, [Oskar]: Die Preſſe im Dienſt der Rechtsentwicklung. 
DIZ. 11. Ig. 10—16. 


Zukunft 14. Ig. 


Heck: Intereſſenjurisprudenz und Geſetzestreue. DIZ. 10. Ig. 
1140— 1142. 

Heck: Intereſſenjurisprudenz und Geſetzestreue. LINZ. 3. Ig. 
44 —46. 


Hoeniger, Franz: Berliner Gerichte. (Großſtadtdokumente. Hrsg. 
von Hans Oſtwald. 24.) Berlin, H. Seemann Nachf., 1906. 
(87 S.) 2 M. : 

Pieper, Carl: Die Totengräber unferer Bedürfniſſe unter den 
Geſetzgebern. Berlin, Herm. Walther, 1905. (30 S.) 1,20 M. 


* Allerhöchſter Erlaß, betr. den Rang des Kammergerichtspräſidenten 
und des Oberſtaatsanwalts bei dem Kammergerichte. Vom 
27. Januar 1906. PrGœmSamml. Nr. 2 S. 3. 

Beling, [Ernft]: Zur neuen Promotionsordnung. DIZ. 11. Ig 
134-135. 

Bernau, Arnold: Denkwürdiges aus dem Anwaltſtande. Studien 
im ehrengerichtlichen Verfahren der Anwaltskammern. Im Auf: 
trage des verſtorbenen Verfaſſers hrsg. von Anna Bernau. 
Minden i. W., J. Bleek in Komm., 1906. (104 S.) 

Dienſtlaufbahn der preußiſchen Richter und Staatsanwälte. 
Bearbeitet im Bureau des Juſtizminiſteriums. 2. Ausg. Berlin, 
C. Heymann, 1906. (VIII, 170 S.) 

Ermel: Der Sechswochenkurſus der Vereinigung für ſtaatswiſſen— 
ſchaftliche Fortbildung in Berlin und ſeine Bedeutung für den 
Richter. Recht 9. Ig. 672 — 674. 

Fiſcher, Otto: Die praktiſche Ausbildung der Verwaltungsbeamten. 
JW. 35. Ig. 49—51. 

Glatzer: Vereinigung für ſtaatswiſſenſchaftliche Fortbildung in 
Berlin. Recht 10. Ig. 230. 

Hertel: Perſonalverhältniſſe der Juriſten in Preußen. DIZ. 10. Ig. 
1160-1162. 

Hippel, Robert] v.: Rechtsſtudium und Strafrecht. DIZ. 11. Ig 
115-120. 
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Jacobſon: Die Gehaltsverhältniſſe der Oberlandesgerichtsräte, 
Landgerichtsdirektoren und Erſten Staatsanwälte in Preußen. 
DIZ. 11. Ig. 248 — 249. 

Die Juriſten in den Einzellandtagen. Recht 10. Ig. 37—39. 

Nochmals der höhere Verwaltungsdienſt in Preußen. Grenzboten. 
65. Ig. 293—302, 359 — 369. 

Peltaſohn: Zum Etat der preußiſchen Juſtizverwaltung für 1906. 
DIg. 11. Ig. 184 — 185. 

Nangerhöhung des Kammergerichtspräſidenten und des Oberſtaats⸗ 
anwaltes beim Kammergerichte. DIZ. 11. Ig. 245. 

Vorſchriften über das Rechtsſtudium und die juriſtiſchen Prüfungen 
in Preußen, mit Anm. und Muſter⸗ Formularen. (Heymannſche 
Sammlung von Prüfungsbeſtimmungen. Nr 7.) 7. Aufl. Berlin, 
C. Heymann, 1905. (48 S.) 

Zieler, G. und Scheffer, Th.: Das akademiſche Deutſchland. 
Biographiſch⸗bibliographiſches Handbuch für die Univerſitäten des 
Deutſchen Reiches als Ergänzung zum deutſchen Univerſitäts⸗ 
Kalender. 2. Bd. Die juriſtiſchen Fakultäten. Leipzig, 
K. G. Th. Scheffer, 1905. (IV, 86 S.) 2 M. 

Zitzlaff: Beſchäftigung der Aſſeſſoren bei der Staatsanwaltſchaft. 
DIZ. 11. Ig. 307308. 


VI. Enzyklopädien, Praktika, Repetitoria. 


Haſenſtrauch, W.: Der ſchriftliche Verkehr in Rechtsangelegenheiten. 
Formularbuch und praktiſcher Ratgeber für jedermann bei Er⸗ 
richtung von Rechtsgeſchäften und Abfaſſungen von Erklärungen, 
Klagen, Anträgen uſw. in gerichtlichen Angelegenheiten. (XII, 
261 S.) Düſſeldorf, L. Schwann, 1906. Geb. in Leinw. 3 M. 

Kloß, R.: Das Recht der Schuldverhältniſſe nach dem BGB. 
(Kloß, R.: Juriſtiſche Repetitorien. 2. Bd.) Halle, Buchhandlung 
des Waiſenhauſes, 1905. (227 S.) 2,80 M. 

Kollath, [Johannes]: Geſetzeskunde. Leitfaden für den Unterricht 
an landwirtſchaftlichen Schulen. (Unterrichtsbücher, landwirt⸗ 
ſchaftliche.) Berlin, P. Parey, 1905. (59 S.) 

Schindler, Hans: Präparationen zu den Institutiones Justiniani. 
Zur Einführung in die römiſche Rechtsſprache für Studierende 
überſetzt und erläutert. I. Buch. Leipzig, C. L. Hirſchfeld, 1905. 
(V, 73 S.) 1,50 M.; geb. 2 M. 

Schneider, Klonrad]: Graphiſche Darſtellung im Dienſte der Rechts⸗ 
lehre. Recht 10. Ig. 36. 

Schwarz, Otto, Geo.: Corpus juris-Schlüſſel. Wörtliche Über: 
ſetzungen nebſt Vokabularium. Berlin, C. Heymann, 1996. (VIII, 
204 S.) 4 M.; geb. 5 M. 


VII. Geſammelte Abhandlungen. 


Landsberg, Hans: Das Recht des täglichen Lebens. Eine 
Sammlung juriftifcher Originalplaudereien. Gratisprämie des 
Königsberger Tageblatts. Volksblatt für Oſtpreußen. Bd. 1. 
Königsberg i. Pr., Hartung, 1905. 


VIII. Neue periodiſche Unternehmungen. 


Amtsblatt für die Handels- und Gewerbeverwaltung. Hrg. vom 
k. k. Handelsminiſterium. 1. Ig. (Nr. 1, 46 S.) Wien, Manz, 
1906. 6 M. 

Sächſiſches Archiv für Rechtspflege. Hrsg.: Georg Leſſing. 1. Ig. 
1906. 24 Nrn. Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh., 1906. 
(Nr. 1, 24 S.) 12 M. 

Archiv für Städtekunde. Unter Mitwirkung von Fachgenoſſen und 
anderen Vertretern der Städtekunde hrsg. von Kettler. 1. Ig. 
1906. 12 Hefte. (1. Heft, 64 S.) Stuttgart, F. Enke. 20 M. 

Bibliographie der Sözialwiſſenſchaften. Bibliographie des 
sciences sociales. — Bibliography of social science. Hrsg. 


M 8. 1906. 


von Herm. Beck im Auftrage des internationalen Inſtituts für 
Sozialbibliographie. [Aus: Kritiſche Blätter für die geſamte 
Sozialwiſſenſchaft.] 1905. 1. Ig. (1390 S.) Dresden, 
O. V. Böhmert, 1906. 10 M. 

Grundſtücksarchiv. Zentralorgan für Realkredit und Grundſtücks⸗ 
weſen. Hrsg.: Berth. Breslauer und Paul Werthauer. 1. Ig. 
1906. 52 Nrn. (Nrn. 1 und 2, 32 S.) Berlin (SW 61, Belle 
Allianceſtr. 3), Zentralverlag. Vierteljährlich 3 M., einzelne 
Nrn. 0,50 M. | 

Jahrbuch der Fürſorge. Hrsg. von der Zentrale für private 
Fürſorge. 1. Ig. (1906.) Preis 2 M. Dresden, O. V. Böhmert. 

Zeitſchrift für ſoziale Medizin, Medizinalſtatiſtik, Arbeiter⸗ 
verſicherung, ſoziale Hygiene und die Grenzfragen der Medizin 
und Volkswirtſchaft. I. Bd. 1. Heft. Hrsg. von A. Grotjahn 
und F. Kriegel. Leipzig, F. C. W. Vogel, 1906. 

Zeitſchrift für Völkerrecht und Bundesſtaatsrecht. Hrsg. von Joſef 
Kohler. Jährlich 6 Hefte. Preis für den Jahrgang 20 M. 
Breslau, J. U. Kerns Verlag (Max Müller), 1906. 


IX. Sammlungen und Beſprechungen von Eutſcheidungen. 


Gareis: Der 59. Band der Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Zivilſachen. DIS. 11. Ig. 109—115. 

Generalregiſter zu den im 8. bis 29. Bande der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift enthaltenen Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Zivilſachen. Hrsg. vom Deutſchen Anwaltverein. Berlin, 
W. Moefer, 1904. (1024 S.) 22 M. 

Generalregiſter zu den im 9. bis 29. Bande der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift enthaltenen Entſcheidungen des Reichsgerichts in 
Strafſachen. Hrsg. vom Deutſchen Anwaltverein. Berlin, 
W. Moeſer, 1906. (151 S.) 6 M. 

Hachenburg [Max]: Der 60. Band der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts in Zivilſachen. DIZ. 11. Ig. 297—303. 

Hertel: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Zivilſachen. 
Bd. 58, Heft 3 und Bd. 59. JuſtizdRoſch. 5. Ig. 3—5, 25—26, 
35—37. 

Kamptz, B. v., und Delius, H.: Die Rechtſprechung des Keichs⸗ 
und Kammergerichts auf den Gebieten des öffentlichen Rechts 
unter Berückſichtigung der Entſcheidungen der Oberlandesgerichte 
und des Obertribunals. 1. Bd. (XI, 672 S.) Berlin, 
C. Heymann, 1906. 14 M., geb. 16 M. 

Scherer [Martin]: Das ſechſte Jahr des BGB. Die geſamte 
Rechtſprechung und Theorie vom 1. I. 1905 bis 1. XII. 1905. 
Mit Inhaltsverzeichnis und Geſetzesregiſter. (CL, 364 S.) 
Leipzig, O. Wigand, 1906. 10 M., geb. 11,50 M. 

Soergel, Hs. Th.: Rechtſprechung 1905 zum BGB., EGz BGB., 
ZPO., KO., GB., RFG. und ZwVG. und zu dem geſamten 
Handelsrecht nach der Reihenfolge der Geſetzesparagraphen be⸗ 
arbeitet. 6. Ig. (VIII, 704 S.) Stuttgart, Deutſche Verlags⸗ 
anſtalt, 1906. Geb. in Leinw. 6 M.; für die Abonnenten der 
Zeitſchrift „Das Recht“ 4,50 M. 

Warneyer: Zuſammenſtellung der im September und Oktober 1905 
veröffentlichten Entſcheidungen des Reichsgerichts. A. Zivilrecht. 
Puchelts Z. 37. Bd. 43 —55. 


B. Privatrecht. 
I. Privatrecht der deutſchen Bundesſtaaten. 


a) Neue Quellen und ihre Bearbeitung. 

* Ausführungsverordnung des Großherzoglichen Staatsminiſteriums, 
Departement der Finanzen, zum Berggeſetze vom 1. III. 1905 
mit Nachtrag vom 20. XII. 1905. Vom 21. XII. 1905. WeimR Bl. 
Nr. 31 S. 264 — 275. 


35. Jahrgang. 


G., betr. die Abänderung des Berggeſetzes vom 1. III. 1905. Vom 
20. XII. 1905. WeimRBl. Nr. 31 S. 257 — 262. 

* G., betr. Anderung des Berggeſetzes. Vom 17. II. 1906. 
WürttRBl. Nr. 3 S. 10—11. 

5G. für das Fürſtentum Lübeck vom 19. XII. 1905, betr. Beſtellung 
von Hypotheken für Ablöſungskapitalien. FſtLübGBl. Stück 19 
Nr. 33 S. 128. 

* G. für das Herzogtum Oldenburg, betr. Beſtellung von Hypotheken 
für Ablöſungskapitalien. Vom 19. XII. 1905. Old Bl. Bd. 35 
Stück 52 S. 449. 

Berggeſetz vom 1. III. 1905 nebſt Geſetz über die Gebühren in Berg⸗ 
bauſachen vom 1. III. 1905. Geſetz vom 20. XII. 1905, betr. 
die Abänderung des Berggeſetzes vom 1. III. 1905. Höchſte 
Verordnung vom 20. XII. 1905 über das Inkrafttreten des 
Berggeſetzes vom 1. III. 1905. Ausführungsverordnung vom 
21. XII. 1905 zum Berggeſetze vom 1. III. 1905 mit Nachtrag 
vom 20. XII. 1905. Miniſterialverordnung über die Fortführung 
der Berg⸗ und Berghypothekenbücher vom 21. XII. 1905. Weimar, 
H. Böhlaus Nachf., 1905. (91 und 23 S.) 1,60 M. 

Bodenſtein: Arbeiterausſchüſſe, Arbeitsordnungen, Unterſtützungs⸗ 
kaſſen im Bergbau. Erläuterungen zur Berggeſetznovelle, von 
1905. Eſſen, O. Nadkes Nachf., 1905. 2. Aufl. (77 S.) 0,75 M. 

Mangler, [Otto]: Der Entwurf eines Waſſergeſetzes für das 
Königreich Sachſen. SächſArchR. 1. Ig. 66 — 70. 

Petraſchek, Karl Otto: Die rechtliche Natur des Bergwerks⸗ 
eigentumes nach öſterreichiſchem Rechte unter Berückſichtigung der 
deutſchen und franzöſiſchen Geſetzgebung. Eine Studie. Wien, 
Manz, 1905. (VII, 136 S.) 3,10 M. 

Pollwein, Markus: Bayeriſches Geſetz vom 30. III. 1850, betr. 
die Ausühung der Jagd und die Geſetze, betr. den Erſatz des 
Wildſchadens. 6., neubearb. Aufl. München, C. H. Beck, 1906. 
(VIII, 334 S.) Geb. in Leinw. 3 M. 

b) Ansführungsgefee zum B68., zuſammenfaſſende 
Darfiellungen. 
vacat. 


e) Einzelfragen. 

G., betr. Zuſatz zu § 61 des AG. zum BGB. vom 18. VII. 1899. 
Vom 28. I. 1906. BremGBl. Nr. 3 S. 5. 

Baſtian: Wünſche zu den badiſchen Ausführungsbeſtimmungen zum 
BGB. BadRpr. 72. Ig. 60. 

Arndt, [Adolf]: Das Reichsgericht und das Verhältnis zwiſchen 
Bergbau und öffentlichen Verkehrsanſtalten. DIZ. 11. Jg. 
168 — 170. 

Barenhorſt: Die Erbfolge in unſere hannoverſchen Bauernhöfe. 
HannovLandwgtg. 58. Ig. 15— 16. 

Eickhoff: Bergrechtliche Enteignung. DIZ. 11. Ig. 141—142. 

Friedländer: Nochmals die Frage der Erlaſſung eines Landes⸗ 
geſetzes über die Unterkautionen. Bayg. 1. Ig. 508. 

Jahns: Herkunft und Weſen des ſächſiſchen Waſſerrechts. SächſArchR. 
1. Ig. 82—92. 

Klamka: Der Kalibergbau nach dem Geſetze über die Beſtellung 
von Salzabbaugerechtigkeiten in der Provinz Hannover vom 
4. VIII. 1904. (Geſetzſamml. S. 235.) HannovLandwztg. 58. Ig. 
287290, 308 — 312. 

Kromrey, Paul: Die Übertragung, Belaſtung und Pfändung von 
Kuxen nach preußiſchem Bergrecht. Berlin, Struppe & Winckler, 
1906. (VIII, 56 S.) 1,50 M. 

m F.: Die Fideikommiſſion in Preußen. Conrads J. 31. Bd. 

—96. 

Scriba, H.: Rechte und Pflichten des preußiſchen Landwirts gegen⸗ 
über dem Bergbau und Vorſchläge zur Abänderung des preußiſchen 
Berggeſezes vom 24. VI. 1865. (Arbeiten der Landwirtſchafts⸗ 
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kammer für die Provinz Sachſen. 7. Heft.) Leipzig, R. E. Schmidt 
& Co., 1906. (VIII, 86 S.) 2 M. 

Weegmann: Die Einwirkung des BGB. und des Württ. 
AG. auf die ſtatutariſche Nutznießung. (Art. 200, 203 und 
213 des EG., Art. 262 ff. des AG. z. BGB.) Württ Z. 47. Ig. 
325 — 382, 361 —364. 

Wer: Über die Rechtsverhältniſſe an den dem Gemeindegebrauch 
unterliegenden Sachen im Gebiete des Allgemeinen Landrechts. 


PrVerwBl. 27. Ig. 281—283. 


II. Bürgerliches Geſetzbuch. 
a) Allgemeines. 

Coermann [Wilhelm]: Die reichsdeutſchen Rechtszeitſchriften. Ein 
Überblick unter beſonderer Berückſichtigung der Einwirkung des 
BGB. IJ Bl. 17. Bd. 237— 241. 

Matthiaß, Bernh.: Die Entwicklung des deutſchen bürgerlichen 
Rechts in gemeinverſtändlicher Darſtellung. (Bibliothek der 
Rechts⸗ und Staatskunde. 4. Bd.) Stuttgart, E. H. Moritz, 
1905. (103 S.) 1,50 M. 

Scherer, Mlartin]: Das ſechſte Jahr des bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Die geſamte Rechtſprechung und Theorie vom 1. I. 1905 bis 
1. XII. 1905. Mit Inhaltsverzeichnis und Geſetzesregiſter. 
Leipzig, O. Wigand, 1906. 10 M., geb. 11,50 M. 


b) Rommentare. 

Türcke, R., Niedenführ, K. und Winter, P.: Das bürgerliche 
Recht. Das bürgerliche Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz und 
Nebengeſetzen, das preußiſche Ausführungsgeſetz und ſämtliche 
zivilrechtlichen Reichs⸗ und preußiſchen Landesgeſetze, mit Aus⸗ 
nahme der prozeßrechtlichen, mit den dazu ergangenen Erlaſſen, 
Verordnungen, Anweiſungen und etwa 17 000 Zitaten von Ent⸗ 
ſcheidungen der höchſten Gerichtshöfe, insbeſondere auch unter Be⸗ 
rückſichtigung des ſächſiſchen Archivs, der Annalen des königlichen 
Oberlandesgerichts Dresden, der heſſiſchen Rechtſprechung, der 
badiſchen Rechtspraxis, des württembergiſchen Archivs, der 
mecklenburgiſchen Zeitſchrift für Rechtspflege und der hanſeatiſchen 
Gerichtszeitung für den Handgebrauch in der Praxis zuſammen⸗ 
geſtellt und erläutert. 2. und 3. Bd. 2. Aufl. Leipzig und 
Stuttgart, 1905. Stuttgart, W. Kohlhammer (XXXII, 1066 
und XXVIII, 825 S.) Geb. in Halbfrz. je 12 M. 


c) Lehrbücher, Praktika, Repetitoria. 

Crome, Carl: Syſtem des deutſchen bürgerlichen Rechts. 3. Bd.: 
Rechte an Sachen und an Rechten. Tübingen, J. C. B. Mohr, 
1905. (XI, 984 S.) 18 M., geb. 20,50 M. 

Dernburg, Heinr.: Das bürgerliche Recht des Deutſchen Reichs 
und Preußens. 2. Bd. Die Schuldverhältniſſe nach dem Rechte des 
Deutſchen Reichs und Preußens. 2. Abteilung: Einzelne Obli⸗ 
gationen. 3. neubearbeitete Aufl. Halle, Buchhandlung des 
Waiſenhauſes, 1906. (XII, 844 S.) 16 M., geb. 18 M. 

Kloß, R.: Das Recht der Schuldverhältniſſe nach dem BGB. 
(Kloß, R.: Juriſtiſche Repetitorien. 2. Bd.) Halle, Buchhand⸗ 
lung des Waiſenhauſes, 1905. (227 S.) 2,80 M. 

Kohler, Joſ.: Lehrbuch des bürgerlichen Rechts. II. Bd. Ber: 
mögensrecht. 1. Tl. Schuldrecht. Berlin, C. Heymann, 1906. 
(XII, 624 S. und 1. Bd. XIII—XVI und S. 497--584.) 
16 M., geb. 18 M. 


d) Schriſten über einzelne Teile des 868. 
1. Allgemeiner Teil. 
a) Ferſonen. 
Ballerſtedt, Otto: Arbeiterorganiſation und Rechtsfähigkeit der 
Berufsvereine. Eine Mahnung. (Sozialwirtſchaftliche Zeitfragen. 
Hrsg. von Alex. Tille. 7. Heft.) Berlin, O. Elsner, 1905. 


(196) 1 M. 
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Blank: Die Legitimation der privatrechtlichen Vereine und 
Stiftungen im Grundbuchverkehr. Württ Z. 48 Ig. 6—9. 
Schultzenſtein: Polizeiwidriges Handeln und Vertretung. 

Verw Arch. 14. Bd. 1-62. 


d) Sachen. 
Biberfeld: Maſchinen als Beſtandteile einer Fabrik. Für Jeder⸗ 
mann. Leipzig, 1905. 158 — 160. 
Krückmann, [Paul]: Weſentlicher Beſtandteil und Eigentumsvor⸗ 
behalt. Ein Rechtsgutachten. 3BlF GG. 6. Ig. 585 —611. 
Lenel, O.: Beſtandteil oder Zubehör? DIZ. 11. Ig. 45 — 51. 
Samter: Die Zubehöreigenſchaft der Schiffe, insbeſondere der im 
Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe und ihre Rechtslage in der 
Zwangsverſteigerung der Hauptſache. Recht 10. Ig. 214 — 221. 


e) Rechts geſcharte. 
Breit, James: Zur Lehre vom Rechtsgeſchäft. SächſArch. 15. Bd. 
637—696. 
Brückmann, Arthur: Nach Treu und Glauben. Geſetz und Recht 
7. Ig. 168—173. 
Coermann, Wlilhelm]: Der Beförderungszwang der Eifenbahnen. 
EiſenbE. 22. Bd. 204 — 208. 
Eccius: Rechtsgeſchäftlicher Verzicht auf Einreden. Gruchots Beitr. 
50. Ig. 1—10. 
Koppers: Zugehen mündlicher Willenserklärungen. DIg. 11. Ig. 75. 
Kraus: Minderjährige als Bevollmächtigte. Bay Z. 2. Ig. 61—62. 
Kuhlen beck [Ludwig]: Zur Lehre vom ſogenannten negativen 
Vertragsintereſſe. (8 153 BGB.) DIZ. 10. Ig. 1142 —1146. 
Meyer, H.: Zur Lehre vom Irrtum über Eigenſchaften einer Sache. 
Recht 9. Ig. 674 — 675. 
Müller, E.: Zur Reform der herrſchenden Lehre von der mittel: 
baren Stellvertretung. DIZ. 11. Ig. 164 — 167. 
Schultzenſtein: Polizeiwidriges Handeln und Vertretung. VernArch. 
14. Bd. 1—62. 
d) Jriſten. Fermine. 
vacat. 
e) Periäbrung. 
Wolf, P.: In welcher Zeit verjährt der Anſpruch des Kaufmanns auf 
Rückgabe geringwertiger Emballage? DIZ. 10. Ig. 1159 — 1160. 


N) Ausübung der Neg. Selöhnerteidigung. Seldiilte. 
vacat. 
8) Sicherheits feiſtang. 

Hallbauer, Max: Wie können der Hypothekenbrief und die Brief⸗ 
hypothek zur Sicherſtellung einer Forderung verwendet werden? 
BankArch. 5. Ig. 99—103. 

Hallbauer, Mar]: Von den verſchiedenen Mitteln, eine Forderung 
ſicherzuſtellen, insbeſondere von der Sicherheitsübereignung. Eine 
Abhandlung aus der Praxis für die Praxis. Recht 9. Ig. 
632-637, 661—665. 


Anhang: Grenzgebiete zwiſchen materiellem und 
prozeſſunalem Rechte. 
Degenkolb, [Heinrich]: Klagrechtsbegriffe. DIZ. 11. Ig. 810-311. 
Martinius, Emil: Behauptungs⸗ und Beweislaſt bei Klagen auf 


eine angemeſſene Vergütung oder einen angemeſſenen Preis. Recht 
9. Ig. 612—643. 


2. Recht der Schuldverhältniſſe. 
A. Im allgemeinen. 

Dernburg, Heinrich: Die Schuldverhältniſſe nach dem Rechte des 
Dentſchen Reichs end Preußens. B., neubearb. Aufl. Abt. 1. 2. 
(Deruburg: Das bürgerliche Recht des Deutſchen Reichs und 
Preußens. Bd. 2.) Halle, Waiſenhaus, 1905 —06. 2 Bde. 
J. Allgem. Lehren. 1905. 2. Einzelne Obligationen. 1908. 


N 8. 1906. 


Kohler, Joſef: Lehrbuch des bürgerlichen Neches. II. 5. Ber 
mögensrecht. 1. Tl. Schuldrecht. Berlin, C. Heymann, 1906. 
(XII, 624 S. u. 1. Bd. XIII XVI u. S. 497—584.) 18 M. 

Pabſt, [Max]: Grundriß zu Vorträgen über die allgemeinen chren 
der Schuldverhältniſſe in vergleichender Darſtellung mit dem 
römiſchen und gemeinen Rechte. Halle, J. M. Neichardt, 1906. 
(VII, 112 S.) 3,75 M., geb. in Leinw. u. durchſch. 4,50 N. 


B. Im beſonderen. 
a) Indalt der Schuldrerbäftufſfe. 

Brückmann, Arthur: Über Kundenpapiere. KGBl. 17. Ig. 1—2. 

Hilfe, Karl: Erſatzklage wegen des Reiſeaufwandes zum Zweck 
perſönlicher Vorſtellung bei Stellenbewerbungen. D. Vauztg., 
Berlin. Ig. 89, 1905. 513 —514. 

Jehle, J. G.: Die Haftung für Angeſtellte, Gehilfen und andere 
nach dem bürgerlichen Rechte. Techn ZentrBlBergw. 15. Ig. 
521 —522, 561 —562, 601 — 602. 

Joſef, Eugen: Die zivilrechtlichen Folgen des Selbſtmordes. 
Gruchots Beitr. 50. Ig. 29—43. 

Königslöw, Oltto]: Unzuläſſigkeit der Schadensteilung gemäß $ 254 
Abſ. 1 BGB. in den Fällen des § 1 des RNeichshaftpflichtgeſetzes. 
Berlin, L. Oehmigke, 1905. (8 S.) 

Stein, [Joſeff: Kann bei Beſchädigung von Waren Erſatz des 
Wertes verlangt werden? BayZ. 2. Ig. 61. 


d) SS uldsertäftniſſe aus Nerträgen. 

Dennler, [Wilhelm]: Zur Bedeutung und Tragweite des 8 313 
BGB. mit beſonderer Bezugnahme auf das bisherige bayerifche 
Recht. Juſtizd Rdſch. 5. Ig. 33 —35. 

Hofmockel: Schadenserſatz wegen Nichterfüllung eines gegenſeitigen 
Vertrags. Seuff Bl. 71. Ig. 77—99. 

Joſef, Eugen: Die zivilrechtlichen Folgen des ISelbſunocbes. 
Gruchots Beitr. 50. Ig. 29—43. 

o) Frlaſchen der Schuld verhäftniſſe. 

Brückmann, Arthur: Über Kundenpapiere. KGBL 1. Ig. 1—2. 

Flad: Als „ein bedenkliches oberlandesgerichtliches Urteil über Eventual⸗ 
aufrechnung.“ Erwiderung von A. Stölzel. Recht 10. Ig. 109 —110. 

Sternberg: Minderung und Stundung. JW. 35. Ig. 73— 74. 

Wröblewski, Stanislaus: Zur Anrechnungslehre. Oſtz3 Bl. 
28. Bd. 961 — 987. 

4) Übertragung der Forderung. e) Schuldügernatme. 1) Mebrb⸗ti von 

Gläubigern und Schuſdnern. 
vacat. 


86) Einzelne Sculdverhäftuiſſe. 
A. Im allgemeinen. 

Dernburg, Heinrich: Das bürgerliche Recht des Deutſchen Reichs 
und Preußens. II. Bd. Die Schuldverhältniſſe nach dem Rechte 
des Deutſchen Reichs und Preußens. 2. Abtlg.: Einzelne Obli⸗ 
gationen. 3. neubearbeitete Aufl. Halle, Buchhandl. des Waiſen⸗ 
hauſes, 1906. (XII, 844 S.) 16 M. 


B. Im befonderen. 
1. genf 9 dann 

Brückmann, Arthur: Über Kundenpapiere. Kl. 17. Ig. 1—2. 

Doerr: Weiterveräußerung auf Abzahlung gekaufter Gegenſtände. 
Bay Z. 2. Ig. 13—14. 

Fröhner, Eug.: Iſt die Kaiſerliche Verordnung vom 27. III. 1698, 
betr. die Hauptmängel und Gewähr friſten beim Diehhandel einer 
Reviſion bedürftig? Feſtrede. Berlin, R. Schoet, 1906. (15 8.) 1 N. 

Schade: Die Erkennung der Hauptmängel (Gewärſehler) der Pfeude, 
nebſt Erläuterungen zu den Paragraphen des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches und der Zivilprozeßordnung, welche auf ben Pferbehandel 
Bezug haben. (Eine Anleitung zur Unterſuchung der Pferde auf 
Heuptmängel.) Metz, P. Müller, 1906. (IV, 76 S.) 1,0 N. 


35. Jahrgang. 


Schefold [Karl]: Die Verjährung bei der Trächtigkeitsgarantie. 
JW. 38. Ig. 2—4. 
2. Bihenkung. 


Klein, P.: Iſt zur Schenkung nach BGB. 88 616 f. der animus 
donandi erforderlich? JW. 35. Ig. 100. | 


8. Miete. Pacht. 

Aron [Erich]: Von welchem Zeitpunkt ab iſt das Pfandrecht des 
Vermieters für ſeine Forderungen aus dem Mietverhältnis 
an den eingebrachten Sachen des Mieters zu rechnen? Bag. 
2. Ig. 87—38. 

Gumbinner: Zur Obhutspflicht des verreiſenden Wohnungsmieters. 
DIE. 11. 85 194195. 

Hartwig, v.: Kann ein Mietvertrag vor ſeinem Inkrafttreten auf 
den Zeitpunkt des beabſichtigten Inkrafttretens i werden? 
Recht 9. Ig. 641642. 

Kraus: Verwirklichung des Vermieterpfandrechts während ber Dauer 
des Mietverhältniſſes. Bay Z. 1. Ig. 489—490. 

Mittelſtein [Max]: Haftung des Vermieters bei Kündigung na 
§ 57 ZwangsQGef. DIZ. 11. Ig. 142. 

Niendorff, Osk.: Mietrecht nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch. Dane: 
buch für Juriſten, Hauswirte und Mieter. 7. neu bearbeitete 
Aufl. Berlin, C. Duncker, 1906. (VIII, 394 S.) 5 M. 

Reinhard: Vermieterpfandrecht und Zwangsvollſtreckung. 
35. Ig. 74— 76. 

Schultz: Der langfriſtige Mietvertrag und 9 566 GB. DIZ. 
11. Ig. 75—78. 

Strauß, Adolf: Das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters und ſein 
ſtrafrechtlicher Schutz. Bay. Z. 2. Ig. 36—37. 

4. ſeihe. 5. Darlehn. 
vacat, 
6. Bienfivertrag. 

Degen: Zur Auslegung von $ 615 Satz 2 BGB. SächfArchR. 
1. Ig. 73— 74. 

Frankenberg, H. v.: Die Weiterzahlung von Lohn neben dem 
Krankengelde. Arch SozW. 21. Bd. 686 705. 

Haerle, Carl: Der Heuervertrag der Schiffsmannſchaft und der 
Schiffsoffiziere nach ſeiner privatrechtlichen Seite. Tübingen, 
J. C. B. Mohr, 1906. (VIII, 139 S.) 3,60 M. 

Luppe: Entlaſſungsgründe nach BGB., HGB. und GewO. Gew. 
11. Ig. 170—173. | 

Meyer, Theodor: Das ärztlihe Vertragsverhältnis. 
C. Heymann, 1905. (52 S.) 

7. Werkvertrag. 

Fuld, Ludwig: Fehler in Inſeraten. Buch BörſBl. 73. Ig. 876-877. 
Koch, Bruno: Das Rechtsverhältnis zwiſchen Fiskus und Unter⸗ 
nehmer. ZentralblBaugew., Berlin. 4. Ig. 1905. 389, 392. 
Meyer, Theodor: Das ärztliche Vertragsverhältnis. Berlin, 

C. Heymann, 1905. (52 S.) 

Scholz, Flranz]: Haftung der Poſt für den durch ungültige Zu: 

ſtellung entſtandenen Schaden. DIZ. 11. Ig. 198 — 199. 


8. Mäklervertrag. 
Dernburg, Heinrich: Der Mäklervertrag. Oſt 3 Bl. 24. Bd. 97 — 107. 


9. Anslebung. 
vacat. 
10. Anftrag. 
Bendix, [Ludwig]: Rat und Empfehlung. SeuffBl. 71. Ig. 2—12. 
Neyer, Theodor: Das ärztliche Vertragsverhältnis. Berlin, 
C. Heymann, 1905. (52 S.) 


11. Seſchäftsführung ohne Auftrag. 
Joſef, Eugen: Die zivilrechtlichen Folgen des ee 
Gruchots Beitr. 50. Ig. 29 —43. . a 


JW. 


Berlin, 
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5 5 2. Verwahnang. 
Düringer, Adalbert]: a Verwahrung im ene. des 
Bankiers. BankArch. 5. Ig. 6569. 
13. Einbringung von Sachen bei Gaſtwirten. 
vacat. 


14. Seſellſchaft. 
Marcus, [Georg]: Haftung von Geſellſchaften des bürglichen Rechts 


für Wettbewerbsdelikte ihrer Geſchäftsführer. DIZ. 11. Jg. 
78 79. 
15. Semeinſchaft. 16. Teivrente. 17. Zpiel. Wette. 
vacat. 
18. Sraſchaft. 


Marcus, [Georg]: Materielle Grundfragen aus dem Bürgſchafts⸗ 
rechte nach BGB. Studie zu SS 765, 768, 774 888. KGBl. 
17. Ig. 4—6. 

Schneider, Carl: Der Ausgleich unter mehreren für eine Kontos 
korrentſchuld haftenden Bürgen. Holdheims MSchr. 15. Ig. 1—3. 

19. vergleich. | 

Rietſch, Karl Frdr.: Der beſondere Voraus ſetzungstatbeſtand beim 
Vergleich. Diff. Berlin, Struppe & Winckler, 1906. (VI, 182 S.) 
2 M. 

20. Schuldverfprehen. Bänlbancrhenutnis, 
vacat. 


21. Anwelfung. 
Biberfeld: Der Poſtanweiſungsverkehr im Lichte neuerer Recht: 
ſprechung. Für Jedermann. 1905. 111—112. 


22. Schuldverfhreibung auf den Inhaber. 
Riezler, Erwin: Der Betrüger als Präſentant des Inhaberpapieres. 


Seuff Bl. 71. Ig. 29—34. 


23. Verlegung ven Suchen. 
vacat. 


24. Ungerechtfertigte Sereicherung. 

Meyer, H.: Zur Lehre von den ene , Recht 10. Ig. 
174 — 175. 

Planck, [Gottlieb]: Vorausſetzungen der ſtrengeren Haftung wegen 
ungerechtfertigter Bereicherung im Falle des 3 BGB. DIL. 
11. Ig. 23—26. 

25. Uneriandte Ganbiungen, 

Bozi: Tierhaftung. Recht 10. Ig. 41—42. 

Brie, Gerhard: Die richterliche Haftung bei Urteilen. (8 839 Abf. 2 
BGB.) (Studien zur Erläuterung des bürgerlichen Rechts, hrsg. 
von R. Leonharf. 16. Heft.) Breslau, M. & H. Marcus, 1906. 
(VIII, 76 S.) 2 M. 

Eger, Geo.: Das Reichs⸗Haftpflicht⸗Geſetz betr. die Verbindlichkeit 
zum Schadenerſatz für die bei dem Betriebe von Eiſenbahnen, 
Bergwerken, Steinbrüchen, Gräbereien und Fabriken herbeigeführten 
Tötungen und Körperverletzungen. Vom 7. VI. 1871 in der Faſſung 
des Art. 42 des Einführungsgeſetzes und unter Berückſichtigung 
der Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Erläutert mit 
Benutzung der Akten der königlich preußiſchen Miniſterien der 
öffentlichen Arbeiten und für Handel und Gewerbe. 6. verm. Aufl. 
Hannover, Helwing, 1906. (XXIV, 653 S.) 15 M., geb. 16 M. 

Haftpflicht der Tierhalter. Recht 10. Ig. 231 — 282. 

Die Haftpflicht der Automobilbeſitzer. MaſiusRdſch. 18. Ig. 15 —16. 

Hilſe, Benno: Verteilung der wirtſchaftlichen Nachteile aus einem 
Unfall zwiſchen dem Haftpflichtſchuldner dezw. Schadenserſatz⸗ 
verpflichteten und dem ein Heilverfahren ablehnenden Beſchädigten. 
Glaſers Ann. 58. Bd. 97— 98. 

Jehle, J. G.: Die Haftung für Angeſtellte, Gehilfen und andere 
nach dem bürgerlichen Rechte. Techn Zentralbldergw. 15. Ig. 


521—522, 561562, 601—802. 
84 


268 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Joſef, Eugen: Die zivilrechtlichen Folgen des Selbſtmordes. 
Gruchots Beitr. 50. Ig. 29—43. 

Iſaak, Martin: Tierhalter und Automobilhalter. Betrachtungen 
zum Haftpflichtgeſetz. Motorwagen, Berlin, 1906. 167 — 168. 
Kiſtemaker: Über Haftpflicht. Landwgtg., Münſter. 62. Ig. 

295— 297, 811—818, 337-331, 343 — 345. 

Kleinfeller, G.: Rechtskraft, Vollſtreckungsrecht und Verſtoß gegen 
die guten Sitten. Studie über 8 826 BGB. Bay Z. 2. Ig. 1—8. 

Kohl, Hans: Ein Kompromißvorſchlag zur geplanten Abänderung 
des 8 833 BGB. DIZ. 10. Ig. 1146— 1151. 

Küchler: Die Haftung des Tierhalters. HeſſLandw.Z. 75. Ig. 
118—123, 287 —289. 

Küchler: Die Haftpflicht für Tiere nach dem B68. HeſſLandwg. 
75. Ig. 118— 128. 

Marcus, [Georg]: Haftung von Geſellſchaften des bürgerlichen 
Rechts für Wettbewerbsdelikte ihrer Geſchäftsführer. DIE. 
11. Jg. 78— 79. 

Mayr, Otto: Die Aufſichtspflicht der Eltern nach dem BGB. 
Seuff Bl. 71. Ig. 109— 115. 

Prym, Eduard: Die Konkurrenz des Anſpruchs aus dem Vertrage 
mit dem Anſpruche aus unerlaubter Handlung nach dem Rechte 
des bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutſche Reich. Berlin, 
J. Guttentag, 1906. (94 S.) 2 M. 

Reindl, Max: Hat der haftpflichtige Eiſenbahnunternehmer auch die 
Koſten einer Feuerbeſtattung zu erſetzen? EiſenbE. 22. Bd. 
201 — 203. 

Reinhold, Otto: Der Tierhalter. Zukunft 14. Ig. 200 — 206. 

Riehl: Wann endlich wird der Tierhalterparagraph geändert? 
Grenzboten 65. Ig. 353 —359. 

Schöller: Die zivilrechtlichen Schadenserſatzanſprüche der Beamten 
und die Unfallfürſorgegeſetzgebung im Reich und in Preußen. 
Recht 9. Ig. 665668. 

Schultzenſtein: Polizeiwidriges Handeln und Vertretung. VerwArch. 
14. Bd. 1—62. 

Schumacher: Zur Haftung für Tiere in landwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieben. Landw., Bonn. 6. Ig. 196— 197. 

Wündiſch, Frdr.: Die Schurgeſetzbeſtimmung in § 823 Abſ. 2 
BGB. Straßburg, J. H. E. Heitz, 1905. (92 S.) 2 M. 

Zimmermann, Geo.: Der $ 823 des BGB. in der Rechtſprechung 
des RG. Heidelberg, 1905. (Dresden, v. Zahn & Jaenſch.) Diſſ. 
(68 S.) 1,60 M. 

8. Sachenrecht. 
L Allgemeines. = 

Crome, Carl: Syſtem des deutſchen bürgerlichen Rechts. 3. Bd. 
Rechte an Sachen und an Rechten. (XI, 984 S.) Tübingen, 
J. C. B. Mohr, 1905. 18 M.; geb. 20,50 M. 

Maenner, Karl: Das Sachenrecht nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche 
und der Grundbuchordnung für das Deutſche Reich. 2. neu⸗ 
bearb. Aufl. des „Rechts der Grundſtücke“. (X, 547 S.) 
München, J. Schweitzer Verl., 1906. Geb. in Leinw. 14 M. 


II. Ginzeſfragen. 


a) Geht. 

Przibilla, Emanuel: Erwerb und Verluſt des mittelbaren Beſitzes, 
unter Ausſchluß des Erwerbs durch Stellvertreter. Diſſertation 
von Freiburg i. B. Bonn, C. Georgi, 1905. (87 S.) 

b) Allgemeine vorſchriften Aber echte an Gruudkäden. 
1. Materielles Grund buchrecht im allgemeinen. 

Meyer, Karl: Das erſte Jahr Grundbuchrecht im rechtarheiniſchen 
Bayern. Bay. 2. Ig. 35—86. 

Strecker: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Liegenſchaftsrecht. 


Bearbeitet auf Grund der Zeitſchriftenaufſätze des zweiten Halb⸗ 
jahrs 1905. Recht. 10 Ig. 163— 168. 


M 8. 1906. 


Wenz, P.: Das Immobiliar⸗ und Hypothekenrecht nach dem Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch und der Grundbuchordnung. Gemeinverſtändliche 
Darſtellung mit zahlreichen Beiſpielen, ſowie mit Muſtern zu 
Verträgen, Eintragungsbewilligungen und Anträgen. Königshütte, 
N. Giebler, 1906. (VIII, 199 S.) 2,50 M. 


1. Einzelfragen. 

Müller, A.: Welches find die Berechtigungen, für welche die ſich 
auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften gelten? Württ Z. 47. Ig. 
848—851. 

Schmidt⸗Knatz: Präziſion bei Eintragung von Widerſprüchen 
(BGB. 88 899, 894). DIS. 10. Ig. 1157. 

c) Eigentum. 

Joſef, Eugen: Der Rechtsſchutz des Eigentums an beweglichen 
Sachen. Seuff l. 71. Ig. 12—17. 

Neumann⸗Ettenreich, R. v.: Das Eigentum an der Fahrhabe 
im modernen Rechte. OſtZ Bl. 23. Bd. 987— 989. 

Wienſtein: Zur Frage der Sicherheitsübereignung. Recht 10. Ig. 


172— 174. 
d) Erbbaureht. 


vacat. 


) Nengbarkelten. 
Fiſcher: Fahrtrecht, Notwegerecht oder Grunddienſtbarkeit. Bay. 
2. Ig. 39—41. 
Le ſchinsky: Nießbrauch gegenüber der Zwangsverwaltung. DIZ. 
11. Ig. 175—181. 


f) Vorhaufsreht. g) Meallafın. 
vacat. 


1) Sopstheh. Grundfhuld. Mentenfhuld. 

Du Cheſne: Die bedingte Eigentümergrundſchuld des Beſtellers 
einer Höchſthypothek. Recht 9. Ig. 644 — 645. 

Danziger: Wie pfändet man eine Briefhypothek, wenn ſich der 
Hypothekenbrief noch in Bureauverwahrung des Grundbuchamts 
befindet? Ein Beitrag zur Lehre von der Hypothekenpfändung. 
Gruchots Beitr. 50. Ig. 1129. 

Giel: Hypothek für Orderpapiere. (§ 1187 BGB.) Bay Z. 1. Jg. 306. 

Hinsberg: Zur Lehre von der nicht valutierten Grundſchuld. DI. 
11. Ig. 257258. 

Kirſchner, Emil: Zum 8 1115 BGB. Recht 10. Ig. 236. 

Kreß, Hugo: Die Umwandlung der Kautionshypotheken des 
bayeriſchen Rechts in Maximalhypotheken des BGB. Bay. 1. Ig · 
477—486, 497505. 

Kretzſchmar, [Heinrich]: Erſtreckung der Hypothek und der Grund: 
ſchuld auf Darlehen, die nach erfolgter Leiſtung von Abſchlags⸗ 
zahlungen gewährt werden. SächſArchR. 1. Ig. 1—3. 

Schmölder, [Robert]: Zum 8 1179 BGB. Recht 10. Ig. 106— 107. 

Teutſch: Rechtsbehelfe des Hypothekgläubigers gegen die Pfändung 
ihm haftender Zubehörſtücke. Bay Z. 1. Ig. 489. 


i) Paudrecht an beweglichen Kachen und an Medien. 
vacat. 


4. Familienrecht. 
I. Altgemeines. 
Bechmann, Adolf: Unterhaltungsverträge und § 794 ZPO. Bay. 
2. Ig. 72—74. 
Henle, Eduard: Unterhaltungsanſpruch und anfechtbare Unterhalts⸗ 
unfähigkeit. Seuffßl. 70. Ig. 749—778. 


IL Ginzeſfragen. 
a) Sürgeriiche Ede. 
Brückmann, Arthur: Die Anſprüche des Arztes aus ärztlicher Be 
handlung der Ehefrau. JW. 36. Ig. 76—82. 


— . — Re BE SEIESWUIS HE EEE 
C — "or 


85. Jahrgang. 


dedemann, [Juſtus Wilhelm]: Tragweite der dem Ehemanne er- 
teilten Generalvollmacht. 11. Ig. 251— 253. 

Knodel, E.: Über den Erſatzanſpruch des Ehemanns an das Ber: 
mögen der Ehefrau nach Auflöſung des geſetzlichen Güterſtandes. 
Württ. 47. Ig. 369—371. 

Sieveking, [Friedrich]: Geht bei geſchiedenen Ehen die Sorge für 
die Perſon der Kinder, wenn ſie dem einen Ehegatten entzogen 
iſt, auf den anderen Ehegatten, der ſeine elterliche Gewalt nicht 
verwirkt hat, von ſelbſt über? Recht 10. Ig. 107— 108. 

Winter: Kann der Ehemann die Einwilligung der Frau zur Fort⸗ 
führung der Firma eines von dieſer in die Ehe eingebrachten 
Handelsgeſchäftes verlangen? DIZ. 11 Ig. 315—316. 


d) Derwanbtſchaft. 
Brettner: Zur Vertretungsmacht des Vaters. Recht 10. Ig. 39 —40. 
Keßler: Zu $ 1643 808. Bay. 1. Ig. 507. 
Landsberg: Nochmals die Rechtſprechung in Mitgiftprozeſſen. 
PoſMeSchr. 8. Ig. 157158. 
Simon, Hans: Zum Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes 
gegenüber feinem Vater. DIZ. 11. Ig. 255— 257. 
Zimmermann, Kurt v.: Der geſetzliche Ausſteueranſpruch nach 
dem bürgerlichen Geſetzbuche. Leipzig, R. Leſſer Nachf., 1906. 
(79 S.) 2 M. 
e) dermunbſchaſt. 


Altmann, Plaul]: Unterliegt das vom Vormundſchaftsrichter für 
Vormünder und Pfleger feſtgeſetzte Honorar der richterlichen Nach⸗ 
prüfung durch das Prozeßgericht? ZUG. 6. Ig. 558 — 559. 

Barthelmeß: Vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung zu einem 
Nechtsgeſchäfte. Bay Z. 1. Ig. 488—489. 

Bleffing: Rechnungslegung nach Beendigung der Vormundſchaft. 
Württ Z. 47. Ig. 337—338. 

über Stellung von Vormundſchaftsrechnungen. Württ Z. 47. Ig. 
365 —369. 


5. Erbrecht. 
I. Allgemeines. 
Leinweber, Arnold: Zur Reform des Erbſchaftserwerbes. Wien, 
Manz, 1906. (103 S.) 1,70 M. 
Meyer, Paul: Das Erbrecht des bürgerlichen Geſetzbuchs für das 
Deutſche Reich. Ein Lehrbuch. 5. Lfg. Marburg, N. G. Elwerts 
Verl., 1904. (S. 297—372.) 1,50 M. 


II. Einzelfragen. 


a) Grdfolge. 
vacat, 


b) Rechte Stenaung des Erden. 

Soldſchmidt, Hans: Die Nachlaßpflegſchaft des BGB. eine 
Pflegſchaft über ein ſelbſtändiges Sondervermögen, zugleich der 
Verſuch einer Grundlegung für eine Lehre von den Quaſſperſonen. 
Gechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche Studien, veröffentlicht von 
E. Ebering. 29. Heft.) Berlin, E. Ebering, 1905. (185 S.) 4,80 M. 

Joſef, Eugen: Nochmals „Miteigentum des Miterben“. Dot. 
6. Ig. 5—8. 

e) Geflament. 

Brachvogel: Der befreite Vorerbe und der Beweis der Negative 
beim Grundbuche. 88 2112 ff., insbeſondere 2136 868. 
und 88 52, 41, 29 680. Gruchots Beitr. 50. Jg. 64 — 89. 


a) Gröverteag. 
Vollenbeck, Franzl, Iloſeff: Zur Theorie und Praxis der Erb: 
a zwiſchen Ehegatten. Bonn, Nöhrſcheid & Ebbecke, 1905. 


Neper, H.: Zu 88.2278 und 2298 BGB, Recht 10. Ig. 235236. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


269 


e) Ffcgtteit. 

Müller, A.: Kann bei Hinterlaſſung des Pflichtteils rechtsgültig 
die Verfügung getroffen werden, daß an demſelben die geſetzliche 
Nutznießung und Verwaltung des Ehegatten oder der Eltern aus⸗ 
geſchloſſen fein ſoll? Württ Z. 48. Ig. 1—6. 

hy cresawürbigkeit. G Erserzicht. 
vacat. 


h) Gräfgein. 
Freudenthal: Eidesſtattliche Verſicherungen als Beweismittel beim 
Antrag auf Erteilung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins. Bay. 


2. Ig. 11— 12. 
i) Frsſchafts lauf. 
vacat. 


e) Einführungsgefeh sum 868. 

Bode: Erteilung eines Erbſcheins hinter einem Erblaſſer von aus⸗ 
ländiſcher Staatsangehörigkeit, der mit Wohnſitz im Inland ver⸗ 
ſtorben iſt. DIZ. 10. Ig. 1164 —1166. 

Boehm, [Johannes]: Konflikt zwiſchen deutſchen und franzöſiſchen 
Richtern. Recht 10. Ig. 103105. 

Gierke, Otto: Empfiehlt ſich eine einheitliche Regelung der Haftung 
des Staates und anderer juriſtiſcher Perſonen des öffentlichen 
Rechts für den von ihren Beamten bei Ausübung der dieſen 
anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden? Gutachten. 
28. DIT. 1. 102 — 144. 

Kreß, Hugo: Die Umwandlung der Kautionshypotheken des bayeriſchen 
Rechtes in Maximalhypotheken des BGB. Bay g. 1. Ig. 477—486, 
497 —505. 

Leonhard, Rudolf: Der Einfluß des BG. auf nichtrechtsfähige 
Vereine des älteren Rechts. Bayg. 2. Ig. 29—385. 

Levis, Otto: Das internationale Entmündigungsrecht des Deutſchen 
Reiches. Leipzig, C. L. Hirſchfeld, 1906. (XVI, 314 S.) 8 M. 

Müller, A.: Welches ſind die Berechtigungen, für welche die ſich 
auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften gelten? Württ Z. 47. Ig. 
848—351. | 

Wachinger: Zu Art. 13 EG. zum BGB. Bay. 2. Ig. 58—59. 

Weegmann: Die Einwirkung des BGB. und des württ. AG. auf 
die ſtatutariſche Nutznießung. (Art. 200, 208 und 218 des EG., 
Art. 262 ff. des AG. zum BGB.) Württ Z. 47. Ig. 294 — 302, 
325—332, 861—864. 


III. Handels- und Verkehrsrecht. 


A. Allgemeines. 

Gareis, Klarl]: Handelsgeſetzbuch vom 10. V. 1897 nebſt dem 
Einführungsgeſetze vom 10. V. 1897. Unter Ausſchluß des See⸗ 
rechts. Handausgabe mit Einleitung, erläuternden Anmerkungen | 

und Sachregiſter. 3. Aufl. München, C. H. Beck, 1905. 
(XLIV, 480 S.) 

Howell, W.: Deutſch⸗Engliſch. Kaufmänniſche Fachausdrücke — 
Handelsrecht — Wechſelverkehr — Handelsgeſellſchaften — Banken 
— Börfe — Korreſpondenz — Buchhaltung — 2 alphabetiſche 
Handelswörterbücher. (A. Seidels kaufmänniſche Sprachführer. II .) 
Stuttgart, Muth, 1905. (VIII, 189 S.) 2 M. 

Pabſt, Max: Grundriß des Handelsrechts. Eine kurzgefaßte Dar⸗ 
ſtellung der drei erſten Bücher des Handelsgeſetzbuches und der 
wichtigſten für das Handelsrecht in Betracht kommenden Neichsgeſetze. 
Berlin, C. Heymann, 1906. (XII, 223 S.) 4 M; geb. 5 M. 

Pauly, Walt.: Rechtshandbuch des Kaufmanns. Eine Darſtellung 
der Pflichten und Rechte des Kaufmanns nach dem neuen deutſchen 
Handelsrecht und den damit zuſammenhängenden Beſtimmungen 
des Bürgerlichen Geſetzbuches unter gleichzeitiger Berüdfichtigung der 
handelsrechtlichen Nebengeſetze. 2. [Titel-] Aufl. Berlin, W. Roth⸗ 
ſchild, [1903], 1906. (VIII, 146 S.) 3 M., geb. in Leinw. 3,75 M. 
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Sammlung Neinerer Reichsgefetze und Verordnungen handelsrecht⸗ 
lichen Inhalts. Eine Ergänzung zum Handelsgeſetzbuch. Text⸗ 
ausgabe mit alphabetiſchem Sachregiſter. 2., bericht. und fort⸗ 
geführte Aufl. München, C. H. Beck, 1906. (VIII, 621 S.) 
Geb. in Leinw. 3 M. 

Seidel, A.: Deutſch⸗Franzöſiſch. Kaufmänniſche Fachausdrücke — 
Handelsrecht — Wechfelverkehr — Handelsgeſellſchaften — Banken 
— Börfe — Korreſpondenz — Buchhaltung — 2 alphabetiſche 
Handelswörterbücher. (A. Seidels kaufmänniſche Sprachführer. I.) 
Stuttgart, Muth, 1905. (VIII, 149 S.) 2 M. 


B. Eimelfragen. 
1. Handelsperſonenrecht. 

Abrahamſohn, Wilhelm: Die Firma und der r 
Plutus 3. Ig. 118— 120. 

Altmann, Paul: Genügt höhniſches und barſches Benehmen eines 
Angeſtellten gegenüber dem Prinzipal, um ſelbſt bei ungerecht⸗ 
fertigten Aufträgen feiten® des Prinzipals darin einen wichtigen 
Grund zu ſofortiger Auflöſung des eee zu ſehen? 
Recht 10. Ig. 110—111. 

Baum: Die rechtliche Stellung we Betsteböheamten. Für Jeder⸗ 
mann, 1905. 81-88. 

Bovenſiepen, Nud.: Der Minderzaufmann und fein Recht. Halle, 
Buchh. des Waiſenhauſes, 1905. (80 S.) 1,60 M. | 

Frankenberg, d.: Die Weiterzahlung von Lohn neben dem 
Kranlengelde. ArchSozW. 21. Bd. 686—705. 

Handlungsgehilfe oder Gewerbegehilfe? Kaufm. 1. Ig. 33—37. 

Herbich, Nobert: Betrachtung über die Wertabſchätzung von Verlags⸗ 
artikeln bei Aufſtellung von Inventur en Bilanz. Buch VörſBl. 
78. Ig. 1817. 

Luppe: Entlaſſungsgründe nach vos, dor und Gewd. 
Sew. 11. Ig. 1710-18. 

Schilling, Otto: Ses Gopenüßsrftellung. une 1. Jg. 49—52. 

Wilke: § 63 HGB. Kaufm. 1. Ig. 5—7. 


2. Hanbelsgeſellſchaftsrecht 

Bauer, Joſ.: Der Auffichtsrat. Rechte und Pflichten der Aufſichts⸗ 
ratsmitglieder von Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien. Auf Grund des neuen Handelsgeſetzbuches unter 
Benutzung der Rechtſprechung des Reichsgerichtes und anderer 
Obergerichte, ſowie der eigenen reichen Erfahrungen für den 
praktiſchen Gebrauch bearbeitet. 8. Aufl. Leipzig, Verlag „Der 
Handelsgeſellſchafter“, 1905. (X, 340 S.) Geb. in Leinw. 6,75 M. 

Bauer, Joſef: Inventur und Bilanz bei Aktiengeſellſchaften und 
LKoemmanditgeſellſchaften auf Aktien. Eine ausführliche Darſtellung 
der für die Aktienvereine geltenden Vorſchriften über Buchführung, 
Inventur und Bilanz nebſt Gewinn⸗ und Tantiemeberechnung, 
ſowie der mit der Nechnungslegung in Beziehung ſtehenden Rechtes 

. Ienntniffe, mit Beiſpielen betreffend die Bilanz, die Gewinns und 
Verluſteechnung. 3. neubearbeitete Auflage. Leipzig, Verl. „Der 
Handels geſellſchafter“, 1906. (VIII, 280 S.) Geb. in Leinw. 6 M. 

Bauer, Joſef: Rechte und Pflichten des Vorſtandes. Eine 
Sammlung von Abhandlungen und Entſcheidungen, die ſich auf 
die Rechtsstellung, die Anſprüche, die Befugniſſe und Obliegen⸗ 
heiten der Vorſtandsmitglieder von Aktiengeſellſchaften beziehen. 
Leipzig, Verlag „Der Handelsgeſellſchafter“, 1905. (XIV, 383 S.) 
Geb. in Leinw. 8 M. 

Marcus, [Georg]: Kann das Veräußerungsxecht des Genoſſen nach 
ſeinem Tode auch von den Erben ausgeübt werden? Zu 88 76, 
77 des Geſetes betreffend die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 


V IFG. 6. Ig. 
518—514. N N 


NE 8. 1908. 


Marcus, [Georg]: Über die Stellung des Regiſterrichters zu Un: 
trägen der Aktionär⸗Minderheit aus § 284 HGB. e 
15. Ig. 16— 17. 

Pinner: Hibernia und kein Ende. DIZ. 11. Ig. 127—131. 

Rehm, H.: Empfiehlt es ſich, die Verantwortlichkeit der Mitglieder 
des Aufſichtsrates einer Aktiengeſellſchaft genauer zu beſtimmen? 
Gutachten. 28. DIT. 1. 20—41. 

Schleſinger, [Robert]: Die e Handelsgeſellſchaft im ee 
Dig. 11. Ig. 258— 259. 

Steiner, C.: Kapital und Bilanzen ber Altiengeſellſchaften 
Gründung; Erhöhung und Verminderung des Grundkapitals; 
Obligationen; Bücherabſchluß und Nechnungs legung; Liquidations⸗ 
bilanz; Delkredere⸗Konto. Buchführungstechniſche Studien mit 
praktiſchen Beiſpielen für Vorſtand, Aufſichtsrat, Aktionäre, 
Juriſten, Buchhalter und Reviſoren. (VII, 185 u. XII G.) 
Dresden (Zinzendorfſtr. 200 Selbſtverlag, 1905. Geb. in Leinw. 
3,50 M. 

Tecklenburg, Adolf: Verſchiedene Bewertung der alten Aktien bei 
Schaffung von Prioritäts⸗ und Stammaktien. N 
15. S6. 11—16. Ä 


8. Hanbelsobligactoneurecht 
2) Allgemeine Forſchriften über Handelsgeſchäfle. 
Brückmann, Arthur: Nach Treu und Glauben. Geſetz und Recht. 
7. Ig. 168 — 178. | | z 
Planitz, Johs.: Das Weſen des kaufmänniſchen Zurückbehaltungs⸗ 
rechts, geſchichtlich entwickelt. Leipzig, Veit & Co., 1906. (III, 
68 S.) 2 M. Ä 
Schneider, Carl: Der Ausgleich unter en far eine Konto⸗ 
korrentſchuld haftenden Bürgen. . 15. 38 1—3. 


b) Handels kauf. 

Buerſchaper: Wirkungen der Streiks auf Lieferungsverträge. 
Für Jedermann, 1905. 44 —45. 

Marcus, [Georg]: Iſt die Geltendmachung der rechtzeitigen Mängel⸗ 
anzeige nach 8 377 HGB. im Sinne des § 461 Abſ. 2 ZPO. ein 
ſelbſtändiges Verteidigungsmittel? Recht 10. Ig. 236 — 237. 

Wolf, P.: In welcher Zeit verjährt der Anſpruch des Kaufmanns 
auf Rückgabe geringwertiger Emballage? DIZ. 10. Ig. 

1159 — 1160. | 
Bu o) YNöͤrſengeſchaft. 

Arndt, Adolf: Über die rechtliche Statthaftigkeit und die Be⸗ 
dingungen der Zulaſſung der Kuze zum Börſenhandel. BankaArch. 
5. Ig. 89— 90. 

Arons, Barthold: Zur Rechtſprechung über Geſchäfte an der 
Londoner Börſe. Gutachten. BankArch. 5. Ig. 106— 108. 
Die Kaſſaſpekulation in Bergwerks⸗ und Induſtriewerten vor 
dem Reichsgericht. Lon O. B. BankArch. 5. Ig. 94— 95. 


ä a) Gefdgefläfte. 

Abraham, Hans Fritz: Finanzielle Transaktionen und ihre 
Stempelpflicht. Holdheims MSchr. 15. Ig. 8-11. 

Düringer, [Adalbert]: Die Verwahrung im Schrankfache des 
Bankiers. BankArch. 5. Ig. 65—69. 


e Aritgeſchäfte. 
vacat. 
N Aemmiſſtonsgeſchafte. 
bei r Fordert 3 9 Abſ. 1 des Depotgeſetzes teten 
Beſitz des Kommiſſionärs? Bay Z. 2. Ig. 10—11. 
Richter: Konſignation — Transportkoſten. Recht 9. Ig. 674. 


. © Sitten, Sagır- un Arat. 
Goldſchmidt, Ernſt: Zur Auslegung des § 441 des Handels⸗ 
seſepbuches. Archckiſenbſd. Jg: 1098, 117— 129, 


35. Jahrgang. 


Haftung des Frachtführers für Mindergewicht und Mindermaß. 
Verf Weſ. 1906. 618619. 

Richter: Konſignation — Transportkoſten. Necht 9. Ig. 674. 

Sternberg: Die Haftung des Frachtführers wegen verfpäteter Ab⸗ 
Neferung des Frachtguts im Binnenſchiffahrtsrecht. DJ Z. 11. Ig. 
199—200. 

4 Handelsſachenrecht. 

Freund, M.: Sind Kuxe Wertpapiere? Holdheims MSchr. 14. Ig. 
300— 301. 

Oſer, Hugo: Eine Kodifikation des Wertpapierrechts. BlVerglR Wiſſ. 
1. Ig. 99—110. 


5. Seerecht und Binnenſchiffahrtsrecht. 

* Bk. des Reichskanzlers, betr. die Seeſtraßenordnung. Vom 5. II. 
1906. RGBl. Nr. 4 S. 120 — 135. 

Begründung zu den Entwürfen eines Geſetzes über den Verſicherungs⸗ 
vertrag, eines zugehörigen Einführungsgeſetzes und eines Geſetzes, 
betr. Anderung der Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs über die 
Seeverſicherung. Reichstagsvorlage nebft Abdruck der beiden ver⸗ 
öffentlichten Geſetzentwürfe. Berlin, J. Guttentag, 1906. (V, 
207 S.) EM. 

Boyens: Empfiehlt es ſich, die Haftung des Neeberd für fee: 
männiſches Verſchulden der Schiffs beſatzung geſetzlich auszuſchließen 
oder durch zwingende Rechtsſätze feſtzuſetzen? Gutachten. 
28. DIT. 1. 42—101. 

Engel: Extraarbeiten des Schiffsmannes auf See. Hanſch Z. 26. Ig. 
289— 292. 

Haerle, Earl: Der Heuervertrag der Schiffsmannſchaft und der 
Schiffsoffiziere nach ſeiner privatrechtlichen Seite. Tübingen, 
J. C. B. Mohr, 1906. (VIII, 189 S.) 8,60 N. 

Mittelftein, Max: Empfiehlt es ſich, die Haftung des Reeders für 
ſeemänniſches Berſchulden der Schiffsbeſatzung auszuſchließen oder 
durch zwingende Nechtsſätze feſtzuſetzen? Gutachten. 28. DIT. 
1. 278—816. 

Pappenheim, Dar: Handbuch des Seerechts. Sachen des See⸗ 
rechts. Schuldverhältniſſe des Seerechts I. (Des Handbuchs 
des Seerechts 2. Band.) (Syſtematiſches Handbuch der deutſchen 
Rechtswiſſenſchaft. Hrsg. von K. Binding. III. Abtlg, 3. Tl. 
II. Bd.) Leipzig, Duncker & Humblot, 1906. (XVIII, 620 S.) 
14 M. 

Perels, Leopold: Die Stellung des Kapitäns im deutſchen See⸗ 
handelsrecht. Goldſchmidts Z. 87. Bd. 836420. 

Schaps, Georg: Das deutſche Seerecht. Kommentar zum 4. Buche 
des Handelsgeſetzbuchs (unter Ausſchluß des Seeverſicherungs⸗ 
rechts), nedft Erläuterungen zu den ſeerechtlichen Nebengeſetzen. 
Zugleich als Ergänzung zu Staubs Kommentar zum Handels⸗ 
geſeyduch bearbeitet. 9. (Schluß⸗ L fg. Berlin, J. Guttentag, 
1900. (XXIV und S. 649—932.) 5,20 M. (Vollſtändig: 
18 M., geb. in Halbfrz. 20 M.) 

Sternderg: Die Haftung des Frachtführers wegen verſpäteter Ab⸗ 
lieferung des Frachtguts im Binnenſchiffahrtsrecht. DIZ. 11. Ig. 
199—200. 

IV. Wechſelrecht. — Scheckrecht. 

Dell dmann, Arthur: Aber Kundenpapiere. KGBl. 17. Jg. 1—2. 

Druns: Die Erhebung von Wechſelproteſten durch die Bolt. 
Seaultuz. 26. Ig. 81—85. 

Canſtein, Frhr. u.: Das internationale Wechſelrecht. Bankurch. 
* J 128-125. 

Zur Frage des Erlaſſes eines Scheckgeſetzes in Deutſchland. 
deheim a ce. 1. Jg. 207200. 

Gareis, meal: Allgemeime deutſche Wechſelorbnung nebſt den Nürn⸗ 
berger Novellen und dem Wechfelſtempelfteuertzeſetz. Textausgabe 
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mit Einleitung über das Wechſelrecht ſamt Formularen und mit 
erläuterten Noten unter Berückſichtigung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, des Handelsgeſetzbuchs und der Entſcheidungen der oberſten 
Gerichte des Reiches, verbunden mit einem Sachregiſter. 5. ver⸗ 
änderte Aufl. München, C. H. Beck, 1906. (XII, 197 S.) Geb. 
in Leinw. 1,60 M. 

Zur Reform des Wechſelproteſtes. BankArch. 5. Ig. 57— 68. 

Simonſon: Der Scheck im Konkurſe des Ausſtellers. Gruchots Beitr. 
50. Ig. 43—64. 

Stranz, J. und M.: Allgemeine deutſche Wechfelordnung. Kom⸗ 
mentar. 9. Aufl. 2. Aufl. der Neubearbeitung. (Guttentags 
Sammlung deutſcher Reichsgeſetze. Nr. 5.) Berlin, J. Quttentag, 
1905. (382 S.) 


V. Urheberrecht. — Unlauterer Wettbewerb. 


a) Allgemeines. 

Boenigk, [Otto], Frhr. v.: Gründungsjahr der Firma. UnlW. 
5. Ig. 51 —52. 

Boethke: Können die Berufsbezeichnungen „Architekt“ und „In⸗ 
genieur“ geſetzlich geſchützt werden? D. Bauztg., Berlin, 39. Ig. 
606— 610. 

Fuld, [Ludwig]: Zum Strafantragsrecht bei Urheberrechtsverletzung. 
Buch BörſBl. 78. Ig. 834 — 835. 

Kohler, Joſef: Die mittelbaren Folgen des deutſch⸗amerikaniſchen 
Urheberrechtsvertrags. Gewnſchutz 11. Ig. 1—5. 

Marcus: Zur Beſchleunigung der privatrechtlichen Verfolgung von 
Wettbewerbsverfehlungen. Unl W. 5 Ig. 52 


b) Citerariſches Urheberrecht. 
Fuld [Ludwig]: Iſt „Carmen“ tantièmefrei? Buch BörſBl. 72. Ig. 


12061 — 12062. 
Kohler, Joſef: Recht an Briefen. DIZ. 11. Ig. 51—56. 


e) Aunſturhsberrecht. 

Allfeld: Der Entwurf eines Geſetzes betreffend das Urheberrecht 
an Werken der bildenden Künſte und der Photographie. DIZ 
11. Jg. 287293. 

Entwurf eines Geſetzes, betr. das Urheberrecht an Werken der 
bildenden Künſte und der Photographie. Dem Reichstage vor: 
gelegt am 28. XI. 1905. Berlin, C. Heymann, 1905. (35 S.) 1 M. 

Fuld, [Ludwig]: Das Kunſtſchutzgeſetz und die Zuſtändigkeit des 
Reichsgerichts. Recht 10. Jg. 230—231. 

Fuld, [Ludwig]: Das neue Kunſtſchutzgeſetz. BuchBörſBl. 72. Ig. 
11857 — 11858. 

Fuld, Ludwig]: Schutzfriſt für Opern. Recht 10. Ig. 36. 

Kobel: Der Entwurf eines Geſetzes, betreffend das Urheberrecht 
an Werken der bildenden Künſte und der Photographie. Je Bl. 
18. Bd. 8—9. 

Korn, Alfred: Der Schutz des Urheberrechts an Photographien, 
techniſchen Abbildungen und Werken der Baukunſt nach den neuen 
Reichsgeſetzentwürfen. Vortrag. Welt der Technik, Berlin, 1905. 
446 —448. 

Prager, Rlobert] Ludwig]: Zum Recht am eigenen Bilde. Streif⸗ 
lichter auf den Entwurf eines neuen Kunſtſchutzgeſetzes. Buch Börſ Bl. 
72. Ig. 12150—12154. 

Spemann, W.: Das neue Kunſtſchutzgeſetz in der Reichstagsvorlage. 
Buch BörſBl. 73. Ig. 1725—1727. 

Spieß, Aug.: Kritiſche Bemerkungen zum Entwurf eines Geſetzes 
betr. das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte und der 
Photographie (Reichstagsvorlage vom 28. XI. 1905), Berlin⸗ 
Schöneberg, Meiſenbach Niffarth & Co., 1900. 2 M. 
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d) Patent- und Exſinderrecht. 
1. Bekanntmachungen der Behörden. 

Bk. des Reichskanzlers, betr. den Schutz von Erfindungen, Muſtern 
und Warenzeichen auf den 1906 in Mailand und in Berlin: 
Schöneberg ſtattfindenden Ausſtellungen. Vom 26. Februar 1906. 
RGBl. Nr. 12 S. 361. 


2. Schriften allgemeinen Inhalts. 

Bürner, Richard]: Die Schaffung eines freiwilligen Schiedsgerichtes 
für Gebrauchsmuſterſchutz⸗Streitigkeiten in der elektriſchen Im: 
duſtrie. Materialien. (Verein zur Wahrung gemeinſamer Wirt⸗ 
ſchaftsintereſſen der deutſchen Elektrotechnik. Nr. 4.) Berlin, 
G. Siemens in Komm. 1905. (21 S.) 

Fiedler, R.: „Eine Stunde im Kaiſerlichen Patentamt.“ Auf 
Grund eigener Tätigkeit dargeſtellt. 3. Aufl. (30 S.) Berlin 
(SW., Belle⸗Allianceplatz 16), Selbſtverlag, 1905. 0,60 M. 

Gottſcho, Lucian: Patentpraxis. 2. Aufl. (275 S.) Berlin, 
Verlag „Der deutſche Kaufmann“, 1906. Geb. in Leinw. 4 M. 

Rauter, Guſtav: Das deutſche Gebrauchsmuſtergeſetz. Warenkunde. 
1. Ig. 129 — 133. 

Schanze, Oskar: Erfindung und Erfindungsgegenſtand. (Schanze, 
Oskar: Sammlung induſtrierechtlicher Abhandlungen. I. Bd. 
4. Heft.) Berlin, W. Rothſchild, 1906. (81 S.) 3 M. 

Schanze, Osk.: Sammlung induſtrierechtlicher Abhandlungen. 
II. Bd. 1. Heft: Über die Tragweite des Patentſchutzes. 
(83 S.) Berlin, Dr. W. Rothſchild. 1906. 4 M. 


3. Schriften über Einzelfragen. 
Patentanwaltsberuf. Von H. H. V. d. Pat. 6. Ig. 1—2. 
Patentanwaltsprüfung von H. W. V. d. Pat. 6. Ig. 2—3. 
Rathenau: Klagezurücknahme im Patentſtreitverfahren. Gewgſchutz. 
11. Ig. 5—8. 

Schanze [Oskar]: Neue Beiträge zur Lehre von der Patentfähigkeit. 
Glaſers Ann. 58. Bd. 14 —18. 

Tolksdorf, B.: Der Ausübungszwang patentierter Erfindungen. 
GewRſchutz. 11. Ig. 9—11. 


e) Mufler- und Kodellſchutzrecht. 
Bolze: Die Rechtsvermutung des § 13 des Muſterſchutzgeſetzes. 
DIZ. 11. Ig. 227—229. 
Robolski, Hleinrich]: Das Geſetz betr. den Schutz von Gebrauchs⸗ 
muſtern vom 1. Juni 1891 erläutert. (Taſchen⸗Geſetzſammlung. 
13.) 2. Aufl. Berlin, C. Heymann, 1905. (IV, 114 S.) 


f) Warengeichenrecht. 

Ephraim, Julius: Der Ausſtattungsſchutz und die Warenzeichen⸗ 
eintragungen. Unl W. 5. Ig. 55—57. 

Ephraim, Julius: Der Einfluß der zehnjährigen Benutzung eines 
Zeichens auf die Eintragung in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika. UnlW. 5. Ig. 64 —65. 

Meili, Flriedrich!: Die Weltmarke Ichthyol. Ein Rechtsgutachten. 
GewRſchutz. 11. Ig. 33—50. 

Rauter, Guſtav: Fabrikmarke und Handelsmarke. UnlW. 5. Ig. 
33 — 34. 

Schloß macher, J.: Das Aufgebotverfahren im Warenzeichenrecht. 
Unl W. 5. Ig. 32—33, 4446. 


Waſſermann, Martin: Der Kampf um die Marke. UnlW. 5. Ig. 
43—44, 53— 55, 61—63. 


g) Unlauterer Wettbewerb. 


Boenigk, [Otto]! Frhr. v.: Gründungsjahr der Firma. UnlW. 


5. Ig. 51—52. 


Chambon, E.: Die Beſtechung der Angeſtellten im Geſchäftsverkehr. 


Unl W. 5. Ig. 50—51. 
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Finger: Preßreklame und Preßgeſetz. Unl W. 5. Ig. 3740. 
Fuld [Ludwig]: Unterlaſſungsklage gegen die Anbringung eines 
Reklameplakates in einem Bazar. Unl W. 5. Ig. 63—64. 
Lobe: Empfiehlt es ſich, das Reichsgeſetz zur Bekämpfung des un: 
lauteren Wettbewerbs in Anſehung des Ausverkaufsweſens zu er⸗ 
gänzen? Gutachten. 28. DIT. 1. 317332. 

Marcus: Zur Beſchleunigung der privatrechtlichen Verfolgung von 
Wettbewerbsverfehlungen. Unl W. 5. Ig. 52. 

Marcus: Unlautere Konkurrenz durch befugte Beilegung einer eben 
erloſchenen Firma. Unl W. 5. Ig. 26—27. 

Rauter, Guſtav: Fabrikmarke und Handelsmarke. Unl W. 5. Jg. 
33 —34. 


VI. Berfigerungsredt. 


A. Allgemeines. 

Badſtübner, Otto: Die Überverſicherung. Ein Beitrag zur einheit⸗ 
lichen Regelung des Strafrechts im Deutſchen Reich. ZVerſWiſſ. 
6. Bd. 66 — 85. 

Behrend, R.: Neuere Entſcheidungen in Privatverſicherungsſachen. 
ZVerſWiſſ. 6. Bd. 154 —177. 

Engelbrecht, Georg: Der Einfluß der Verſicherungsdauer auf die 
Sterblichkeit in der Lebensverſicherung. ZVerſWiſſ. 6. Bd. 108 — 152. 

Kahlo, Ernſt: Vergleichende Zuſammenſtellung der Verſicherungs⸗ 
bedingungen und wichtigſten Prämienſätze der im Deutſchen 
Neiche arbeitenden Lebensverſicherungsgeſellſchaften 1906. Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn, 1906. (VI, 66 S.) In Leinw. kart. 1,50 M. 

Küttner, W.: Das Riſiko der Lebensverſicherungsanſtalten und 
Unterſtützungskaſſen. (DVVerſWiſſ. VII.) Berlin, E. S. Mittler 
& Sohn, 1906. (III, 95 S.) 

Marcus, [Georg]: Zur Fortentwicklung des internationalen Schutzes 
des Wettbewerbs. UnlW. 5. Ig. 40—41. 

Saski, Geo.: Tabellariſche Vergleichung der Verſicherungs⸗ und 
Aufnahmebedingungen ſowie der Prämien der in der Oſterreichiſch⸗ 
Ungariſchen Monarchie arbeitenden in⸗ und ausländiſchen Lebens⸗ 
verſicherungsgeſellſchaften. Leipzig, E. Kempe, 1905. (55 S. mit 
8 Tabellen.) Geb. in Leinw. 1,70 M. 


B. Einzelſchriften und Geſetze. 

Anſchiringer: Feuerverſicherung und Dampfkeſſelreviſion. ZVerſWeſ. 
1905. 613—614. 

Begründung zu den Entwürfen eines Geſetzes über den Verſicherungs⸗ 
vertrag, eines zugehörigen Einführungsgeſetzes und eines Geſetzes, 
betr. Anderung der Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs über die 
Seeverſicherung. Reichstagsvorlage nebſt Abdruck der beiden 
veröffentlichten Geſetzentwürfe. Berlin, J. Guttentag, 1906. 
(V, 267 S.) 3 M. 

Bendix, L.: Die Verwirkungsklauſel in den Verſicherungsbedingungen 
und der Entwurf eines Geſetzes über den Verſicherungsvertrag. 
ZVerſWeſ. 1906. 33 — 384. 

Demolierungen bei Bränden. ZVerſWeſ. 1905. 595 — 596, 
605-606. 

Ehrenberg: Zum Entwurf eines Geſetzes über den Verſicherungs⸗ 
vertrag (Reichstagsvorlage). DIZ. 10. Ig. 1130 — 1136. 

Entwürfe eines Geſetzes über den Verſicherungsvertrag, eines Ein⸗ 
führungsgeſetzes zu dem Geſetz über den Verſicherungsvertrag und 
eines Geſetzes, betr. Anderung der Vorſchriften des Handels⸗ 
geſetzbuchs über die Seeverſicherung. Bom Bundesrat beſchloſſen 
und in der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung vom 15., 16. 
und 17. XI. 1905 veröffentlicht. Berlin, C. Heymann, 1905. 
(15 S.) 0,50 M. 

Entwurf eines Geſetzes über den Verſicherungsvertrag. (Mit Be: 
gründung.) Dem Reichstage vorgelegt am 28. XI. 1905. Berlin, 
C. Heymann, 1906. (117 S.) 2 M. 


35. Jahrgang. 


— 


Gerhard, Stefan: Der deutſche Geſetzentwurf über den Verſicherungs⸗ 
vertrag als Reichstagsvorlage. ZVerſWiſſ. 6. Bd. 34—40. 
Geſetz, die Brandverſicherungsanſtalt für Gebäude betr., vom 

28. IX. 1890 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
30. IX. 1899 und des Abänderungsgeſetzes vom 2. VIII. 1902. 
Amtliche Handausgabe. (Verſicherungsweſen. 2. Heft.) Darmſtadt, 

G. Jonghaus, 1906. (28 S.) 0,60 M. 

Gudden, Hans: Verbrecherverſicherung nach dem Vorbild der 
Kranken⸗ und Unfallverſicherung. Arch KrimAnthr. 22. Bd. 
322 —325. 

Die Haftpflicht der Aufſichtsräte. Maſiusgdſch. 18. Ig. 5—8. 

Hagen, Otto: Der Geſetzentwurf über den Verſicherungsvertrag im 
Reichstage. DIZ. 11. Ig. 229—234. 

Haeſelich: Die Zugriffe dritter Perſonen auf eine Lebensverſicherung 
bei Lebzeiten des Verſicherungsnehmers. ZVerſWeſ. 1906. 57—58. 

Heuß: Das Problem der Tierverſicherung auf dem VIII. inter⸗ 
nationalen Veterinärkongreß. ZVerſWiſſ 6. Bd. 101—107. 

Leuckfeld, Gottfried: Zum gegenwärtigen Stand der Frage einer 
Penſions⸗ und Hinterbliebenen verſicherung der Privatangeſtellten. 
3VerſWiſſ. 6. Bd. 41—66. 

Rothes: Zur geſetzlichen Regelung des privaten Verſicherungs⸗ 
vertrags. Recht 10. Ig. 237. 

Obligatoriſche Vieh verſicherung. MaſiusRdſch. 18. Ig. 16—18. 

Zehnter, J. A.: Der Entwurf eines Reichsgeſetzes über den Ver⸗ 
ſicherungs vertrag. JL Bl. 18. Bd. 5—8. 


C. Gerichts verfaſſung. 
I. Allgemeines. 


Aubin, Guſtav: Die Entwickelung der richterlichen Unabhängigkeit 
im neueſten deutſchen und öſterreichiſchen Rechte. (Freiburger 
Abhandlungen aus dem Gebiete des öffentlichen Rechts, hrsg. von 
Wold. v. Roland u. a. 6. Heft.) Karlsruhe, Braunſche Hofbuchdr., 
1906. (V, 104 S.) 1,80 M. 

Friedländer, A.: Die Rechtshilfe im Verkehr mit den ordentlichen 
Gerichten nach deutſchem Reichsrecht. Zuſammenſtellung der ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen mit Anmerkungen und Sachregiſter. 
(Guttentags Sammlung deutſcher Reichsgeſetze Nr. 76.) Berlin, 
J. Guttentag, 1906. (147 S.) 1,80 M. 

Die Preußiſchen Gerichtsgemeinſchaften. 
35. Ig. 5—7. 

Harder, Alex. v.: Unſer Gerichtsweſen. (Bibliothek der Rechts⸗ 
und Staatskunde. 15. Bd.) Stuttgart, E. G. Moritz, 1906. 
(98 S.) 1,50 M. 

dümmer: Wirkungen der jüngſten Novelle zum GVG. Seuff Bl. 
71. Ig. 34—36. 

Kaſch, Alfr., und Mende, Alfr.: Großer Gerichtsplan Berlin und 
feine Vororte. 1: 27,800. 88 Xx 119 cm. Farbdr. Mit Text. Berlin, 
A. Mende, 1905. (62 S.) aM. 

Kronecker, [Ernſt!: Das Laienelement im künftigen Strafprozeß. 
Beſprochen von Korn. Recht 10. Jg. 34— 35. 

Lotze: Die Zuſtändigkeit gemäß 8§ 82, 77 GVG. und die Strafzu⸗ 
meſſungsgründe im Schwurgerichtsverfahren. Necht 10. Jg. 43—45. 

Peltaſohn: Zum Etat der preußiſchen Juſtizverwaltung für 1906. 
DIg. 11. Ig. 184 —185. 

Stölzel, [Adolf]: Zur weiteren Entlaſtung unſeres Reichsgerichts. 
Recht 10. Ig. 7—14. 

Straube, Jul.: Karte von Berlin und nächſter Umgebung mit der 
am 1. VI. 1906 in Kraft tretenden Gerichtseinteilung. 1: 23,000. 
52,5 64 em. — Karte von Berlin und weiterer Umgebung mit 
der am 1. WI. 1906 in Kraft tretenden Gerichtseinteilung, nebſt 
Darſtellung der Amts- und Gemeindebezirksgrenzen. Im Auf— 
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trage des königlichen Juſtizminiſteriums bearbeitet und hrsg. 
1: 60,000. 79 K 62 em. Farbdr. Nebſt: Nachweiſer für Berlin 
und Umgebung nach Gemeinde-, Gerichts: und Poſteinteilung. 
I. Straßenverzeichnis. II. Behördenverzeichnis. III. Ortſchafts⸗ 
verzeichnis. Geſetz vom 16. IX. 1899, betr. die Gerichts⸗ 
organiſation. Bearbeitet im Bureau des Juſtizminiſteriums. 
Berlin, R. v. Decker, 1905. (II, 103 S.) 5 M. 


II. Ordentliche Gerichte. 

Bornhak, Conrad: Die Bedeutung der ordentlichen Gerichte letzter 
Inſtanz für das öffentliche Recht. JL Bl. 18. Bd. 1—2. 

Engel: Soll die Berufungsinſtanz in Strafſachen bei den Land⸗ 
gerichten oder bei den Oberlandesgerichten gebildet werden? 
Goltd Arch. 52. Bd. 320 — 325. 

Galli: Zur Regelung des Kompetenzverhältniſſes zwiſchen Reichs⸗ 
und Oberlandesgericht in Strafſachen. DJ Z. 11. Ig. 311—313. 

Lilienthal: Diäten für Schöffen und Geſchworene? DIZ. 
11. Ig. 6668. 

Puchta: Sind die Amtsgerichte zuſtändig zur Beurkundung von 
Vereinbarungen des unehelichen Vaters und der unehelichen Mutter 
über deren Anſprüche nach 88 847, 1300 BGB. Bay. 2. Ig. 79—80. 

Schanz: Die Beſetzung des Berufungsgerichts bei Aburteilung von 
Zuwiderhandlungen gegen Art. 20 des Bayeriſchen Vereinsgeſetzes. 
Bay Z. 2. Ig. 12. 

Schmidt, E.: Das Amt eines Geſchworenen und Schöffen im 
Deutſchen Reich. Gemeinfaßliche Belehrungen über Weſen und 
Bedeutung des Geſchworenen⸗ und Schöffenamts und die damit 
verbundenen Verpflichtungen, nebſt einem Anhang, die in Preußen 
und Bayern geltenden Beſtimmungen über die RNeiſekoſtenent⸗ 
ſchädigung der Geſchworenen und Schöffen enthaltend. 
3. unveränderte Aufl. Erlangen, Palm & Enke, 1906. (VI, 
51 S.) Kart. 1 M. 

Simonſon: Empfiehlt ſich die Erhöhung der Zuſtändigkeit der Amts⸗ 
gerichte in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten? Pr. 123. Bd. 
305 — 324. | 

Stölzel, [Adolf]: Zur weiteren Entlaſtung des Reichsgerichts. 
Recht 10. Ig. 7—14. 


III. Sondergerichte. 


1. Gewerbegerichte. 

Bewer: Die Bezirke der Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte. 
ArchOffR. 20. Bd. 356—373. 

Fleſch, K.: Das Gewerbe- und Kaufmannsgericht. GewKaufmG. 
11. Ig. 3—6. 

Hilfe, Benno: Durch Anordnung der Klageverbindung kann die Be: 
rufung gegen Urteile der Gewerbe⸗ oder Kaufmannsgerichte nicht 
verſchafft werden. Recht. 9. Ig. 677. 

Lecoq, Marcel: Die Hundertjahrfeier des erſten Gewerbegerichts. 
GewKaufmG. 11. Ig. 212—217. 

Schulz, M. v.: Zur Frage der Auflöſung der Innungsſchieds⸗ 
gerichte. GewG. 11. Ig. 165 — 170. 

Wölbling: Zur Frage der Parteivertretung vor den Gewerbe- und 
Kaufmannsgerichten. ArchSoz W. 21. Bd. 659—685. 


2. Kaufmannsgerichte. 

V. des Miniſteriums der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts und 
des Miniſteriums des Innern, die Statiſtik der kaufmannsgericht⸗ 
lichen Streitigkeiten betr. Vom 30. XI. 1905. BadGBl. 
Nr. 28. S. 527—553. 

Bewer: Die Bezirke der Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte. ArchOffR. 
20. Bd. 356 — 373. 

Fleſch, K.: Das „Gewerbe. und Kaufmannsgericht“. Gewͤauf mc. 
11. Ig. 3—6. 
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Hilfe, Benno: Durch Anordnung der Klageverbindung kann die Be⸗ 
rufung gegen Urteile der Gewerbe⸗ oder Kaufmannsgerichte nicht 
verſchafft werden. Recht. 9. Ig. 677. 

Lichtenberg, Alfred: Das erſte Jahr der Kaufmannsgerichte. 
GeſuR. 7. Ig. 161165. 

Meyeren, Glottlieb]! v.: Das Reichsgeſetz betr. Kaufmannsgerichte 
vom 6. VII. 1904 mit den Preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen. 
Erlaß. (Taſchengeſetzſammlung. 62.) Berlin, C. Heymann, 1905. 
(XX, 168 S.) 

Roth, Alfred: Erfahrungen mit der Verhältniswahl. Kaufm. 
1. Ig. 41—43. 

Schilling, Otto: Die Zuſtändigkeit der Kaufmannsgerichte. 
KaufmG. 1. Ig. 43—45. 

Schön, R.: Die Kaufmannsgerichte. Syſtematiſche Darſtellung der 
für die Verfaſſung und das Verfahren der Kaufmannsgerichte 
geltenden geſetzlichen Beſtimmungen. Kiel, R. Cordes, 1905. 
(VII, 238 S.) 

Spiering, R.: Das Kaufmannsgericht. Eine ſyſtematiſche Dar⸗ 
ſtellung der das Verfahren vor den Kaufmannsgerichten regelnden 
geſetzlichen Beſtimmungen nebſt einem Anhang, enthaltend: I. Die 
Rechtsverhältniſſe der Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge 
(Auszug aus dem Handelsgeſetzbuche, 88 59 —83), II. Entwürfe 
zu Klagen ꝛc. dargeſtellt für Kaufleute und kaufmänniſche An⸗ 
geſtellte. Berlin, Gerdes & Hödel, 1905. (55 S.) Kart. 1 M. 

Wölbling: Zur Frage der Parteivertretung vor den Gewerbe: und 
Kaufmannsgerichten. Arch Soz W. 21. Bd. 659 — 685. 


IV. Rechtsanwälte. 

Heinitz, Ernſt: Zivilprozeßreform und Rechtsanwaltſchaft. DIZ. 
11. Ig. 56—59. 

Pfafferoth, Carl: Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte in der 
Faſſung vom 20. V. 1898, nebſt Landesgebührengeſetzen. Er⸗ 
läutert und für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet. 4. neu⸗ 
bearbeitete Aufl. (XI, 316 S.) Berlin, W. Moeſer, 1905. 
Geb. in Leinw. 7 M. 


V. Hilfsperſonen. 

Kößler, Hans: Die Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien 
im Königreich Bayern. Bearbeitet und erläutert. Neue [Titel-] 
Ausgabe. (Ohne Regiſterformulare.) (XXIV, 640 und XIX S.) 
Erlangen, Palm & Enke, 1906. 12 M. 


D. Zivilprozeß. 
J. Zivilprozeßorduung. 
a) Abünderungsgeſetze, Materialien, Tertausgaben, Kommentare. 
Materialien zu dem Geſetz vom 5. VI. 1905 betr. die Anderungen 


der Zivilprozeßordnung. (II, 130 S.) Leipzig, Veit & Co., 
1906. 3 M. 


b) Allgemeine Schriften, Lehrbücher, Praktika. 
Degenkolb, [Heinrich]: Klagrechtsbegriff. DIZ. 11. Ig. 310—311. 
Hellwig, [Konrad]: Prozeſſieren unter falſchem Namen. DIZ. 

11. Ig. 68 — 70. 

Hilfe, [Benno]: Formularbuch für ſtreitige Gerichtsbarkeit. (Hilfe, 
Formularbuch für freiwillige und ſtreitige Gerichtsbarkeit. T. 2.) 
5. Aufl. Neu bearb. von Eugen Berthold Auerbach. Berlin, 
C. Heymann, 1905. (VI, 279 S.) 

Hirſchfeld, Gotthard: Der Reichszivilprozeß. Eine Darſtellung 
nach Zivilprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz zur Vor⸗ 
bereitung für die 1. juriſtiſche Prüfung. 4. vermehrte und ver⸗ 
beſſerte Aufl. (Das Reichs recht in Einzeldarſtellungen. 1.) 
Berlin, P. Nitſchmann, 1905. (XI, 317 S.) 
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Mendelsſohn⸗ Bartholdy, A.: Freie Nebenvorleſungen zum 
Zivilprozeß. Bay Z. 2. Ig. 94— 97. 

Pabſt, Max: Kurzer Leitfaden zum Studium des Zivilprozeßrechts, 
zugleich ein Grundriß zu Vorträgen. I. Bd. Gerichtsverfaſſung 
und Verfahren. (VIII, 119 S.) Halle, J. M. Reichardt, 1906. 
4 M.; geb. in Leinw. und durchſch. 5 M. 


e) Eimelſchriſten. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 
Gerichte. 
Lindemann: Über einen vermeintlichen Fall rechtlicher Behinderung 
des Richters. Recht. 10. Ig. 175—176. 


d) Farteien. 

Erteilung des Armenrechts für die Reviſionsinſtanz. JW. 85. Ig. 
97—98. 

Hellwig, [Konrad]: Prozeſſieren unter falſchem Namen. D. 
11. Ig. 68 — 70. 

Mayer: Die Erſtattungsfähigkeit der Inkaſſogebühr. SächſArchR. 
1. Ig. 49—52. 

Schleſinger: Die offene Handelsgeſellſchaft im Prozeß. DIE 
11. Ig. 258 — 259. 

Schmidt: Das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in Zivilprozeßſachen des 
Amtsgerichts nach 8 103 der ZPO. DIZ. 11. Ig. 314 —315. 


9) Verfahren. 
Kleinfeller: Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen 
Verſäumung der Reviſionseinlegungsfriſt. DIZ. 11. Ig. 3083810. 
Limburger: Über vorbereitende Schriftſätze im Anwaltprozeß. 
DIZ. 11. Ig. 253 — 255. 
Ungar, E.: Bedenken gegen die übliche Protokollierung. OſtRZ. 
2. Ig. 579 — 583. 


2. Verfahren in erſter Inſtanz. 

Ablehnung eines Sachverſtändigen beim Schätzungsverfahren (Feuer⸗ 
verſicherung, Abſchätzung des Brandſchadens). ZVerſWeſ. 1906. 27. 

Becker: Zeugengebühren der Volksſchullehrer. DIZ. 11. Ig. 136— 138. 

Brugſch: Zu § 506 ZPO. Recht. 9. Ig. 675-676. 

Buerſchaper: Sachverſtändige vor Gericht. Für Jedermann. 1905. 
96—98. 

Henſchel: Ad gen.: Nein. DIZ. 11. Ig. 79 —80. 

Marcus, [Georg]: Iſt die Geltendmachung der rechtzeitigen Mängel⸗ 
anzeige nach § 377 HGB. im Sinne des 5 461 Abſ. 2 BP. 
ein ſelbſtändiges Verteidigungsmittel? Recht. 10. Ig. 236 — 237. 

Martinius, Emil: Behauptungs⸗ und Beweislaſt bei Klagen auf eine 
angemeſſe Vergütung oder auf einen angemeſſenen Preis. Recht. 
9. Ig. 642—643. 

Meyer, H.: Privatgutachten. Recht. 9. Ig - 643. 

Meyerowitz, Artur: Zuläſſigkeit der Eideszuſchiebung über die 
allgemeine Behauptung des außerehelichen Geſchlechtsverkehrs. 
JW. 35. Ig. 98—99. 


3. Rechtsmittel. 

Meyer, Hlermann]: Zuläſſigkeit einer Wiederholung einer als unzu⸗ 

läſſig verworfenen Beſchwerde. Recht. 10. Jg. 40—41. 
4. Wiederaufnahme des Verfahrens. 

Hellwig, [Konrad]: Prozeſſieren unter falſchem Namen. DJS 
11. Ig. 68—70. 

5. Urkunden⸗ und Wechſelprozeß. 

Schmitz, Ludwig: Die Koſten des Mahnverfahrens kommen im 
Fall des Widerſpruchs bei dem vor dem Landgericht (nicht auch 
Amtsgericht) eingeleiteten Urkundenprozeß in Anrechnung. Recht. 
9. Ig. 675. 
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6. Verfahren in Familienſachen uſw. 

Neumiller, [Bofef]: Anordnung des perſönlichen Erſcheinens im Ehe⸗ 
prozeſſe gegenüber nicht vertretenen Parteien (§ 619 ZRO.). 
DIE. 11. Jg. 142—143. 

Schäfer, J.: Über einſtweilige Verfügungen in Eheſachen. Bayz. 
2. Ig. 69—72, 91—94. | 

Spindler, v.: Ausſetzung des Verfahrens im Eheſcheidungsprozeß. 
DIZ. 11. Ig. 71 — 72. 

Zeiſing: Vernehmung der Partei im Eheſcheidungsprozeß. DIE. 
11. Ig. 192— 193. 

7. Mahn verfahren. ? 

Schmitz, Ludwig: Die Koſten des Mahnverfahren? kommen im Fall 
des Widerſpruchs bei dem vor dem Landgericht (nicht auch Amts⸗ 
gericht) eingeleiteten Urkundenprozeß in Anrechnung. Recht. 


9. Ig. 675. 
8. Zwangs vollſtreckung. 


Auerbach J, Eugen B.: Die vorläufige Vollſtreckbarkeit im Koſten⸗ 
punkte. KGBl. 17. Ig. 2—3. 

Bechmann, Adolf: Unterhaltungsverträge und § 794° 380. 
Bay. 2. Ig. 72— 74. 

Danziger: Wie pfändet man eine Briefhypothek, wenn ſich der 
Hypothekenbrief noch in Bureauverwahrung des Grundbuchamts 
befindet? Ein Beitrag zur Lehre von der Hypothekenpfändung. 
Gruchots Beitr. 50. Ig. 11—29. 

Einſtellung der Zwangsvollſtreckung ohne Einreichung des Voll⸗ 
ſtreckungsprotokolls. Von — r —. KGBl. 17. Ig. 12. 

Hagen: Bemerkungen zu Ziff. 1 und 5 des § 811 RZ) O. unter 
beſonderer Berückſichtigung des Standes der Rechtſprechung. 
JuſtizdRdſch. 5. Ig. 1—3, 18—25. 

Heilborn: Zur Frage der Pfändbarkeit der Bauvorſchüſſe (Bau- 
hilfsgelder). Z Bl G. 6. Ig. 612-613. 

Reinhard: Vermieterpfandrecht und Zwangsvollſtreckung. JW. 
35. Ig. 74 — 76. 

Seuffert, Lothar: Zur Rechtſprechung über die Pfändung eventueller 
Eigentümerhypotheken. Bay Z. 2. Ig. 49—51. 

Teutſch: Rechtsbehelfe des Hypothekengläubigers gegen die Pfändung 
ihm haftender Zubehörſtücke. Bayg. 1. Ig. 489. 


9. Aufgebots verfahren. 
10. Schiedsrichterliches Verfahren. 


vacat. 


II. Konkursorduung. Anfechtungsgeſetz. 
1. Allgemeines. 
Lieblich, Erneſt: Der Zwangsausgleich ohne Konkurs und der 
Geſetzentwurf über die Einberufung der Gläubiger. [Aus: Juriſt. 
Vierteljahresſchr.] Wien, Manz, 1906. (122 S.) 1,70 M. 


2. Einzelfragen. 
Fuld, [Ludwig]: Die Behandlung von Inſertionsaufträgen im 
Konkursverfahren. Recht. 9. Ig. 676—677. 
Königsberger: Iſt das Recht der ſtatuariſchen Nutznießung pfändbar 
und gehört es zur Konkursmaſſe? Württ Z. 47. Ig. 353 —361. 
Meyn: Gegenſtand der Gläubigeranfechtung bei einer zugunſten eines 
beſtimmten Dritten (Frau, Kinder uſw.) auf den Todesfall ge⸗ 
nommenen Lebensverſicherung. Recht. 10. Ig. 232— 235. 
Simonſon: Der Scheck im Konkurſe des Ausſtellers. GruchotsBeitr. 
50. Ig. 43—64. 


III. Zwangsverſteigerung und Zwangs verwaltung. 
a 1. Allgemeines. 
G. über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung 
vom 24. März 1897 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
20. Mai 1898 nebſt Einführungsgeſetz vom 24. März 1897. 
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(Kroon, S.: Deutſches Bürgerliches und Gewerberecht. Nr. 46, 47.) 
Berlin, Deutſcher Verlag, 1902. (63 S.) 

Freund, J.: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Recht der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in Grundſtücke. Bearbeitet auf Grund der Zeit⸗ 
ſchriftenaufſätze des zweiten Halbjahrs 1905. Recht. 10. Ig. 
158 —163. 

Reinhard: Überſicht über die Rechtſprechung und Literatur zum 
ZIG. ZBlF GG. 6. Ig. 679— 690. 

Die Zwangsvollſtreckungen in das unbewegliche Vermögen in 
den Jahren 1895— 1903. Württ. 48. Ig. 22—27. 


2. Eimelfragen. | 

Fromherz: Zum Zwangsverſteigerungsverfahren in ein geſchloſſenes 
Hofgut. BadRpr. 72. Ig. 41—43. 

Leſchinsky: Der Nießbrauch gegenüber der Zwangsverwaltung. 
DIg. 11. Ig. 175—181. 

Mittelſtein: Haftung des Vermieters bei Kündigung nach 8 57 
ZwangsvGeſ. DIZ. 11. Ig. 142. 

Pfordten, Theodor v. der: Zur Behandlung des Zubehörs in der 
Zwangsverſteigerung. Bay. 2. Ig. 89— 91. 

Samter: Die Zubehöreigenſchaft der Schiffe, insbeſondere der im 
Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe und ihre Rechtslage in der 
Zwangsverſteigerung der Hauptſache. Recht. 10. Ig. 214—221. 

Serini, H.: Schickſale einer Einrichtung bei der Zwangsverſteigerung 
eines Grundſtücks. Bay Z. 2. Ig. 51 —54. 


IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 
1. Allgemeines. 

de l'Eſpine: Grundbuchamt und Nachlaßgericht. Bay Z. 2. Ig. 
9799. 

du Chesne: Überſicht über die Nechtſprechung auf dem Gebiet der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. ZBl§ G. 6. Ig. 563 — 579, 634 —641. 

Jaſtrow, Hermann: Die Geſetze des Reiches und Preußens über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit. Textausgabe mit Einleitung, 
Anmerkungen und Sachregiſter. 4. vermehrte Aufl. (Guttentags 
Sammlung deutſcher Reichsgeſetze, 46. Bd.) Berlin, J. Guttentag, 
1906. (XXIV, 484 S.) 3 M. 

Joſef, Eugen: Die Ergebniſſe der Rechtslehre auf dem Gebiete der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit während des zweiten Halbjahrs 1905. 
Recht. 10. Ig. 145—158. 

Joſef, Eugen: Die Frau in der freiwilligen Gerichtsbarkeit. DNotV. 
6. Ig. 49—62. 

Joſef, Eugen: Rechtslehre und Kechtſprechung zu der Frage über 
die Einwirkung des Hervortretens ftreitiger Rechtsverhältniſſe auf 
die Tätigkeit des Gerichts der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Z Bl. 

„6. Ig. 545—553. 

Joſef, Eug.: Das Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit vom 17. V. 1898 und das preußiſche 
Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. IX. 1899. 
Mit Kommentar in Anmerkungen 2., nach den Ergebniſſen der 
neueſten Rechtſprechung und Rechtslehre umgearb. Aufl. Berlin, 
F. Vahlen, 1906. (VII, 384 S.) 7 M., geb. 8 M. 

Lobe, [Adolf]: Überſicht über die Geſetze und Verordnungen auf 
dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit. ZBl§ G. 6. Ig. 
580 —581, 641-642. 

Spaett, Edmund: Der Geſchäftsverkehr zwiſchen den Grundbuch⸗ 
ämtern und Nachlaßgerichten in Bayern. Seuff Bl. 71. Ig. 115 — 119. 

Weißler, Adolf: Statiſtik des preußiſchen Urkundweſens. 
DROP. 6. Ig. 63—96. 

2. Einzelfragen. 

Altmann, Plaul]: Unterliegt das vom Vormundſchaftsrichter für 
Vormünder und Pfleger feſtgeſetzte Honorar der richterlichen 
Nachprüfung durch das Prozeßgericht? Z Bl G. 6. Ig. 558 — 559. 
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Dennler: Zur Bedeutung und Tragweite des § 313 BGB. mit 
beſonderer Bezugnahme auf das bisherige bayeriſche Recht. 
JuſtizdRdſch. 5. Ig. 33 — 35. 

Drewes: Die gerichtliche Verwahrung notarieller Teſtamente. 
KGBl. 17. Ig. 3—4. 

Fuchs: Zur Auslegung des §171 RF G8. 3Bl§ G. 6. Ig. 489 — 505. 

Joſef, Eugen: Nochmals Urkundenbeweis in der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Recht. 10. Ig. 42 — 43. 

Joſef, Eugen: Die Rechtshilfepflicht der badiſchen Gerichte in 
Nachlaßſachen. BadRpr. 72. Ig. 11—12. 

Liebegott: Die Umſchreibungen unüberſichtlicher Grundbuchblätter 
in Preußen. 3 BIF G. 6. Ig. 660 —668. 

Peltaſohn: Darf in Preußen der Bureauvorſteher eines Notars bei 
dem Notarsvertreter als Dolmetſcher oder Zeuge mitwirken? 
DIZ. 10. Ig. 1163. 

Planck: Die Legitimation der privatrechtlichen Vereine und Stiftungen 
im Grundbuchverkehr. Württ Z. 48. Ig. 6—9. 

Schlegelberger: Die Wirkung des Zuſchlages auf das Zurück⸗ 
behaltungsrecht des Beſitzers. 3Bl G. 6. Ig. 553 — 557. 

Voß: Über die Koſtenpflicht bei der Eröffnung aufgehobener letztwilliger 
Verfügungen nach preußiſchem Rechte. ZBl G. 6. Ig. 505— 513. 

Weißler, Adolf: Rechtſprechung in Nachlaßſachen. Dot. 
6. Ig. 9—39. 


V. Grundbuchordnung nebft Aus führungsgeſetzen. 
1. Allgemeines. 


de lEſpine: Grundbuchamt und Nachlaßgericht. Bay Z. 2. Ig. 97—99. 

Meikel, [Georg]: Prüfungsrecht und Prüfungspflicht des Grund: 
buchrichters. Recht. 9. Ig. 643— 644. 

Predari, C.: Die Grundbuchordnung. 4. Tl. (Kommentar zum 
BGB. und feinen Nebengeſetzen. [II.] Kommentar zu den Neben⸗ 
geſetzen. Hrsg. von G. Boßert u. a.) Berlin, C. Heymann, 1906. 
(S. 449608.) 3,60 M. | 

Spaett, Edmund: Der Geſchäftsverkehr zwiſchen den Grundbuch⸗ 
ämtern und Nachlaßgerichten in Bayern. SeuffBl. 71. Ig. 115—119. 

Steiner: Schutzfolium und Grundbuch. Bay Z. 2. Ig. 99 —100. 

Wenz, B.: Das Immobiliar- und Hypothekenrecht nach dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch und der Grundbuchordnung. Gemein⸗ 
verſtändliche Darſtellung mit zahlreichen Beiſpielen, ſowie mit 
Muſtern zu Verträgen, Eintragungsbewilligungen und Anträgen. 
Königshütte, R. Giebler, 1905. (VII, 199 S.) 2,50 M. 

Zimmermann: Schutzfolium und Grundbuch. Ban. 2. Ig. 38—39. 


2. Einzelfragen. 
e | ing: Behandlung der Belaſtungen bei Zuſchreibung und Ber: 
einigung. Württ Z. 47. Ig. 332—336. 
Brachvogel: Der befreite Vorerbe und der Beweis der Negative 
beim Grundbuche. 88 2112 ff., insbeſondere 2136 BGB. und 
| §§ 52, 41, 29 BAD. Gruchots Beitr. 50. Ig. 64 —89. 
Rieß, A.: Verfahren von Amts wegen bei verſehentlichen Löſchungen 
oder Nichtübertragungen von Laſten. ($ 54 GBO.) DIz. 11 
259 — 260. e 2 
Schumann, H.: Eine formell⸗grundbuchrechtliche Frage. DI2. 
10. Ig. 1163— 1164. 


Weber: Kataſterumſchreibung aus Anlaß von Todesfällen. Bayz. 
1. Ig. 487488. ö 


VI. Koſten. 


Auerbach I, Eugen B.: Die vorläufige Vollſtreckbarkeit im Koſten⸗ 
punkte. KGBl. 17. Ig. 2—3. 

Dennler, [Wilhelm]: Abgaben für Grundſtücks Ubereignungs⸗ 
verträge in Bayern. DIZ. 11. Ig. 313—314. 
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Eliel: Koſten des Arreſtverfahrens. DIZ. 10. Ig. 1162—1163. 

Mayer: Die Erſtattungsfähigkeit der Inkaſſogebühr. SächſArchR. 
1. Ig. 49—52. 

Pfafferoth: Zur Frage der Einwirkung der Zivilprozeßnovelle vom 
5. VI. 1905 auf den Anſatz der Gerichtskoſten. Bay Z. 2. Ig. 
77 — 78. 

Rittmann, Otto: Das deutſche Gerichtskoſtengeſetz. Erläutert. 
3. verbeſſerte Aufl. Mannheim, J. Bensheimers Verl., 1906. 
(VIII, 577 S.) 10,50 M.; geb. in Halbfrz. 12,50 M. ö 

Schmidt: Das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in Zivilprozeßſachen des 
Amtsgerichts nach § 103 der ZPO. DIE. 11. Ig. 314 —315. 

Schmitz, Ludwig: Die Koſten des Mahnverfahrens kommen im Fall 
des Widerſpruchs bei dem vor dem Landgericht (nicht auch Amts⸗ 
gericht) eingeleiteten Urkundenprozeß in Anrechnung. Kecht. 
9. Ig. 675. 

Voß: Über die Koſtenpflicht bei der Eröffnung aufgehobener letzt 
williger Verfügungen nach preußiſchem Rechte. ZIG. 6. Ig. 
505 — 513. 

Weegmann: Zur Auslegung der 88 49 u. 50 der Gerichtskoſten⸗ 
ordnung. Württ Z. 48. Ig. 9— 15. 

Wunderer, [Chriſtian]: Zur Gebührenbewertung der Elternguts⸗ 
verträge. Bay. 2. Ig. 59—60. 


D. Strafrecht und Strafprogeß. 
I. Allgemeine Werke. 
1. Schriften allgemeinen Inhalts. 


Bülow, Frhr. v.: Die Rechtſprechung in Strafſachen und das alt: 
gemeine Nechtsbewußtſein. DIZ. 11. Ig. 40— 45. 

Eylau, Hugo: Syſtematiſch⸗Alphabetiſches General⸗Regiſter zu 
Band XIII bis XXV der Zeitſchrift für die geſamte Strafrechts⸗ 
wiſſenſchaft. Zugleich Bibliographie aller in den Bänden XIII 
bis XXV der Zeitſchrift enthaltenen Literatur: und Geſetz⸗ 
gebungsberichte. Berlin, J. Guttentag, 1905. (XI, [I], 116 S.) 
4,50 M. 

Galli, [Franz]: Entſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen. 
(Berichte über wichtigere Entſcheidungen des Reichsgerichts. 1.) 
GerS. 67. Bd. 370—375. 

Galli, [Franz]: Das neueſte Heft der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts in Strafſachen (Bd. 38 Heft 1). DZ. 11. Ig. 170-175. 

Herz, Hugo: Wirtſchaftliche Schädigungen durch Verbrechen. GerS. 
67. Bd. 120 — 185. 

Illaſiewicz, Oreſt: Offentlichkeit und Strafrechtspflege. Oſt Bl. 
24. Bd. 14 — 21. 

Kuß, Hans: Strafrechtliche Bemerkungen. Gegenwart. 35. Ig. 18—20. 

Liszt, [Franz], v.: Das „richtige Recht“ in der Strafgeſetzgebung. 
3StW. 26. Bd. 553— 557. 

Lucas: Zur Reform des Strafrechts. DIZ. 11. Ig. 26—32. 

Mayer, Max Ernft, und Koblrauſch, Eduard: Literaturbericht über 
Strafrecht. ZStW. 26. Bd. 265 — 290. 

Schultzenſtein: Polizeiwidriges Handeln und Vertretung. Verwurch. 
14. Bd. 162. 

Steidle, E.: Literaturbericht über materielles Strafrecht. 3StW. 
26. Bd. 324 — 332. 

Thomſen, Andr.: Grundriß des deutſchen Verbrechensbekämpfungs⸗ 
rechtes (enthaltend das deutſche Straf: und ſonſtige Bekämpfungs⸗ 
recht). Beſonderer Tl. (40— 104.) Berlin, Struppe & Winckler. 
1906. 1 M., mit dem allgemeinen Tl. in 1 Leinw.⸗Bd. 2,60 M. 


2. Schriften über Einzelfragen. N 
Badſtübner, Otto: Die Überverſicherung. Ein Beitrag zur ein 
heitlichen Regelung des Strafrechts im Deutſchen Reich. ZVerſWiſſ 
6. Bd. 66 —85. 
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Kujawa, v.: Die preußiſchen Geſetze über den Forſtdiebſtahl und die 
Feld⸗ und Forſtpolizei bei der Reform des Strafrechts. Goltd Arch. 
52. Ig. 315—320. i 

Mayer, Max Ernſt: Die ſtrafrechtliche Behandlung von Rückfall⸗ 
gewohnheitsmäßigem und gewerbsmäßigem Verbrechertum. Gut⸗ 
achten. 28. DIT. 1. Bd. 145 — 200. 

Raſchke, Marie: Zur Reform des Strafrechts. Die ſtrafrechtliche 
Behandlung der Kinder und Jugendlichen. 2. Aufl. Berlin, 
Frauen⸗Rundſchau, 1905. (21 S.) 

Raſchke, Marie: Zur Reform des Strafrechts. Die ſtrafrechtliche 
Behandlung der vermindert Zurechnungsfähigen. 4. Aufl. Berlin, 
Frauen⸗Rundſchau, 1905. (35 S.) 

Roſenberg, Werner: Die Reform der Unterſuchungshaft. ZStW. 
26. Bd. 339 —404. 
Sommer: Das italieniſche Geſetz über die bedingte Verurteilung 

(Lex Ronchetti). DIg. 11. Ig. 237— 241. 


II. Strafgeſetzbuch. 


Kummer, [Eduard]: Kommentar zum Militärſtrafgeſetzbuch und 
Reichsſtrafgeſetzbuch für die Zwecke der niederen Gerichtsbarkeit. 
(Für Gerichtäherren . . ) Oldenburg, Deutſches Offiziersblatt, 
1900. (IV, 130 S.) 

Wulfſen, Erich: Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. Nebſt 
einer Zuſammenſtellung der für das Verſtändnis des Strafgeſetz⸗ 
buchs weſentlichen Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
der Zivilprozeßordnung, der Wechſelordnung und des Handels⸗ 
geſetzbuchs. Unter gemeinverſtändlicher Berückſichtigung der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts. Dresden, Lehmannſche Buchdr. und 
Verl., 1906. (XIII und S. 2-295.) Geb. in Leinw. 2,50 M. 


a) Lehrbücher. Praktika. 


Quaritſch: Kompendium des deutſchen Strafrechts. 10. und 11. Aufl. 
Ergänzt und durchgeſehen von C. Goeſch. Berlin, W. Weber, 1906. 
(429 S.) Geb. in Leinw. 4 M. 

Schwarz, Otto Georg: Strafrecht. Strafprozeß. Ein Hilfsbuch für 
junge Juriſten. 2. und 3. Aufl. Berlin, C. Heymann, 1905. 
(X, 295 S.) 


b) Einzelſchriſten. 
1. Allgemeiner Teil. 


A. Das Verbrechen. 

Alsberg, Max: Zum Rücktritt vom nichtbeendeten Verſuch. Ger. 
67. Bd. 375— 383. 

Beling, Ernſt: Die Lehre vom Verbrechen. Tübingen, J. C. B. Mohr, 
1906. (XI, 548 S.) 

Galli, [Franz]: Ratserteilung des Rechtsanwalts und Beihilfe zu 
einer ſtrafbaren Handlung. JW. 35. Ig. 129—130. 

Hoegel, [Hugo]: Die richterliche Strafzumeſſung verbunden mit der 
ſtrafrechtlichen Behandlung des Verſuchs. Gutachten. 28. DIT. 1. Bd. 
319. 


Melzer: Zur Auslegung des § 73 des StGB. SächſArchR. 1. Ig. 
25—33, 

Ortloff, Hlermann]: Aufforderung und Sich⸗Erbieten zur Begehung 
eines Verbrechens und deren Annahme. (Der fogen. du Chesne⸗ 
paragraph, § 49a StGB.) GerS. 67. Bd. 225 — 244. 

Paetel, Erich: § 50 RStGB. Ein Beitrag zur Lehre von der 
Zurechnung der Qualifikationsmomente bei der Teilnahme. Schöne⸗ 
berg⸗Berlin, Gebhardt, Jahn & Landt, 1905. (29 S.) 

Rotering: Unterlaſſung nach ſchuldlos geſetzter Kauſalität. Bayg. 
2. Ig. 54—58. 

Senf, Mar Rudolf: Vorbereitung und Verſuch. Eine juriſtiſch⸗pfycho⸗ 
logiſche Studie. GerS. 67. Bd. 245—823. 
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B. Pie Strafe. 
Birkmeyer: Schutzſtrafe und Vergeltungsſtrafe. Gere. 67. Bd. 


401 —423. 


Brandenburg, M.: Über die Verjährung der Anſprüche auf Zahlung 
und Erſtattung der Abgaben ſowie der Strafverfolgung von Zu⸗ 
widerhandlungen in den Zoll⸗ und Reichsſteuer⸗Geſetzen. ZZollv. 
6. Bd. 6—16. 

Engelmann, [Hans]: Überſichtliche Zuſammenſtellung der Preußiſchen 
Verordnungen über die bedingte Begnadigung und die Mitteilungen 
der Juſtizbehörden in Straf-, Ehe: und Entmündigungs ſachen 
einſchließlich der Verordnungen über das Strafregiſter. Ein 
Nachſchlagebuch. 2., durch Nachtrag vermehrte Aufl. Breslau, 
Koebner, 1905. (VI, 98, 16 S.) 

Gennat: Zur Deportationsfrage. BlGefängnK. 39. Bd. 407—4 14. 

Hirſchberg: Vergeltungsſtrafe und Schutzſtrafe. Recht. 10. Ig. 
35—36. 

Hoegel, [Hugo]: Die richterliche Strafzumeſſung verbunden mit der 
ſtrafrechtlichen Behandlung des Verſuchs. Gutachten. 28. DIT. 
1. Bd. 3— 19. . 

Klee, K.: Die bedingte Begnadigung innerhalb der letzten ſechs 
Jahre. ZStW. 26. Bd. 458—487. 

Klimmer: Berechnung der Strafzeit, wenn bei Einleitung der Voll⸗ 
ſtreckung einer Geſamtſtrafe nach 8 79 StGB. die Vollſtreckung 
einer Einzelſtrafe bereits begonnen hat. Bayg. 2. Ig. 80. 

Kluhs: Die Dauer der während der Verbüßung einer Einzelſtrafe 
eintretenden Geſamtſtrafe. Ger. 67. Bd. 324 — 329. 


Leo: Die geiſtig Minderwertigen und das Strafregiſter. DIZ. 
11. Ig. 197-198. 

Makarewicz, J.: Eventuelle Umwandlung einer Geld⸗ in eine 
Arreſtſtrafe und objektive Haftung der periodiſchen Preſſe. (Preß⸗ 


rechtliche Studien. IJ.) Oſt Z Bl. 24. Bd. 107128. 

Melzer: Zur Auslegung des 8 73 des StGB. SächſArchR. 1. Ig. 
25 —33. 

Neumann: Kann durch einen Strafbefehl die Strafe des Verweiſes 
feſtgeſetzt werden? Bay Z. 2. Ig. 41—42. 

Schmölder: Der 856 des StGB. und das preußiſche Geſetz über 
die Fürſorgeerziebung Minderjähriger. DIZ. 11. Ig. 189 — 192. 


2. Beſonderer Teil. 
A. Strafbare Handlungen gegen den Staat, ins seſondere die Staatsgewalt. 
Calker, F. van: Friedensgefährdung durch Zeitungs⸗Nachrichten. 
DIZ. 11. Ig. 278— 281. 
Weil, Ludwig: Die Aufreizung zum Klaſſenkampf. (Strafrechtliche 
Abhandlungen, begründet von H. Bennecke, hrsg. von Ernſt Beling. 
65. Heft.) Breslau, Schletter, 1905. (VIII, 72, 6 S.) 


B. Strafbare Handlungen gegen lloͤrper liche Anverfeßrtßeit. 

Binding, Karl: Der Zweikampf und das Geſetz. Vortrag. (Neue 
Zeit⸗ und Streitfragen. Hrsg. von der Geheſtiftung zu Dresden. 
3. Ig. 2. Heft) Dresden, v. Zahn & Jaenſch, 1905. (30 S.) 1 M. 

Dohna, [Alexander] Graf zu: Die deutſche Anti⸗Duell⸗Liga. ZStW. 
26. Bd. 557 — 562. 

Forſter, Paul: Mord, Totſchlag oder Körperverletzung mit tödlichem 
Ausgang? Hypotheſen zu dem geheimnisvollen Tode des Konitzer 
Gymnaſiaſten Winter. (Mit 1 Karte.) Werdohl i. W., W. Scholz, 
1905. (64 S.) | 

Hamburger, P.: Zum 8 218 des Reichs⸗Strafgeſetzbuches. Medi⸗ 

ziniſche Reform. 8. Ig. 1905. 67—68. 

Hamm, [Oskar]: Das Duell. DIZ. 11. Ig. 222—227. 

Klirchjbler]g, [Franz]: Strafbarkeit von Körperverletzungen, welche 
zum Zweck des Heilverfahrens von nicht wiſſenſchaftlich gebildeten 
Heilkundigen bei operativen Eingriffen begangen werden. Mebklin. 
2. Ig. 179— 180. 
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Schneickert, Hans: Die gewerbsmäßige Abtreibung und deren Be: Iſopescul-Grecul, Conſtantin: 


kämpfung. MSchrͤKrimPſych. 2. Ig. 623 — 635. 

Sterneck, O. v.: Zur Frage der Abtreibung. Arch Krim Anthr. 
22. Bd. 73 — 78. 

Thomſen: Die neueſte Phaſe des Duellproblems. DIZ. 11. Ig. 
193—194. 


c. Strafsare Handlungen gegen unkörperlide Aechts guter. 
Gemmingen⸗Fürfeld, Karl, Frhr. v.: Zur Lehre der Beleidigung 
Verſtorbener. (Strafrechtliche Abhandlungen, hrsg. von Ernſt 
Beling, 66. Heft.) Breslau, Schletter, 1905. 2,60 M. 
Kirchberg, F.: Arztliches Amtsgeheimnis. MedStlin. 
100— 101. 
Näcke, Paul: Der homoſexuelle Markt in New⸗York. Arch Krim Anthr. 
22. Bd. 277. 8 
Pallaske: Die Schweigepflicht des Arztes. DIZ. 11. Jg. 293-297. 


D. Strafbare Handlungen gegen Bermögensrechte. 

Badſtübner, Otto: Die Mberverfiherung. Ein Beitrag zur ein 
heitlichen Regelung des Strafrechts im Deutſchen Reich. ZVerſWiſſ. 
6. Bd. 66— 85. 

Biberfeld: Strafbare Handlung beim Anwerben von Abonnenten. 
Buch BörſBl. 73. Ig. 1678 — 1679. 

Gleispach, Wenzesl. Graf: Die Veruntreuung an vertretbaren 
Sachen. 1. Tl. Berlin, J. Guttentag, 1905. (V, 205 S.) 4 M. 

Iſopescul-Grecul, Konſtſantin: Das Wucherſtrafrecht. Der 
Kredit⸗ und Barwucher in vergleichender dogmenhiſtoriſcher, dog⸗ 
matiſcher und kriminalpolitiſcher Darſtellung. I. Bd. Leipzig, 
C. L. Hirſchfeld, 1906. (XX, 352 S.) 10 M., geb. 12 M. 

Linde: Die unberechtigte Jagdausübung nach der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts. (In: Feſtſchrift der Forſtlehranſtalt Eiſenach.) 
Eiſenach, H. Kahle, 1905. 99 — 109. 

Liszt, Franz v.: Der Regiſtereinwand und der Tatbeſtand des Be⸗ 
truges. Bank Arch. 5. Ig. 73—77. 

Rotering, [F.]: Aus der Lehre vom Betruge. GerS. 67. Bd. 186 — 224. 

Schumacher: Die Tötung von Katzen. Landw. 6. Ig. 655 - 656. 

Strauß, Adolf: Das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters und ſein 
ſtrafrechtlicher Schutz. Bay Z. 2. Ig. 36— 37. 


E. Pie durch die Nittel des Angriffs gelennzeichneten Vergehen. 

Boethke, Wilhelm: Zwei Wandlungen der Geſetzgebungen über 
die fahrläſſige Eiſenbahntransportgefährdung. EiſenbE. 22. Bd. 
191— 194. 

Gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen. Verbrechen und Ver⸗ 
gehen im Amte. Bearbeitet von C. Birkmeyer u. a. (Vergleichende 
Darſtellung des deutſchen und ausländiſchen Strafrechts. Vor⸗ 
arbeiten zur deutſchen Strafrechtsreform. Hrsg. auf Anregung 
des Reichsjuſtizamtes von C. Birkmeyer u. a. Beſonderer Teil. 
IX. Bd.) Berlin, O. Liebmann, 1906. (XII, 525 S.) 15,15 M. 


2. Ig. 


III. Strafrechtliche Nebengeſetze. 


* G., betr. die Beſtrafung des Spiels in außerhalb des Fürſtentums 
veranſtalteten Lotterien. Vom 30. J. 1906. RjèsGSamml. 
Nr. 679. 279 — 281. 

* G. über öffentliche Lotterien und Ausſpielungen. Vom 17. I. 1906. 
WeimRBl. Nr. 6. 117— 120. N 

* ©., betr. das Spiel in auswärtigen Lotterien. Vom 4. I. 1906. 
SchwͤRGGSamml. Nr. 1. 1—3. 

Finger: Preßreklame und Preßgeſetz. UnlW. 5. Ig. 37—40. 

Galli, Flranz]: Wann beginnt die Zuläſſigkeit einer Beſchlagnahme 
nach § 23 des Reichsgeſetzes über die Preſſe vom 7. Mai 1874? 

2 nn 10. Ig. 20—24; 81—86. 
uſti, D.: Die Grundbegriffe des Preßr ; 
griff Preßrechts. SchwzSt. 18. Ig. 


M8. 1906. 


Das Wucherſtrafrecht. Der 
Kredit⸗ und Barwucher in vergleichender dogmen⸗, hiſtoriſche und 
kriminalpolitiſcher Darſtellung. Bd. 1. Leipzig, C. L. Hirſchſeld, 
1906. 

Makarewicz, J.: Eventuelle Umwandlung einer Gelb: in eine 
Arreſtſtrafe und objektive Haftung der periodiſchen Preſſe. (Preß⸗ 
rechtliche Studien. 1.) Oſt 3 Bl. 24. Bd. 107— 126. 

Schlecht, Ant.: Das Recht der Elektrizität. München, J. Schweitzer, 
Verl., 1906. (VIII, 174 S.) Geb. in Leinwand 4,20 M. 


IV. Militärſtrafrecht. 


Becker, G.: Gehören zum militäriſchen Aufruhr mehr als drei 
Perſonen? DIZ. 10. Ig. 1157 — 1159. 

Noſtitz⸗Wallwitz, Benno v.: Das militäriſche Delikt des Un⸗ 
gehorſams. Leipzig, Veit & Co., 1906. (X, 94 S.) 3 M. 
Kummer, [Eduard]: Kommentar zum Militärſtrafgeſetzbuch und 
Neichsſtrafgeſetzbuch für die Zwecke der niederen Gerichtsbarkeit. 
(Für Gerichtsherren.) Oldenburg, Deutſches Offiziersblatt 1900. 

(IV, 130 S.) 

Lobedank: Die Mitwirkung des Offiziers, insbeſondere des 
Kompagniechefs und des Rekrutenoffiziers, bei der Ermittelung 
regelwidriger Geiſteszuſtände in der Armee. Ein Beitrag zur 
Wahrung der Disziplin und zur Verhütung von militäriſchen 
Delikten. Berlin, R. Eiſenſchmidt, 1906. (48 S.) 1 M. 


V. Strafprozeß. 


a) Allgemeine Werke. 

Beling, [Ernſt]: Literaturbericht über Strafprozeß. 
26. Bd. 290 — 305. 

Beling, [Ernſt]: Zur Strafprozeßreform. ZStW. 26. Bd. 562 
bis 575. 

Bomhard, [Ernft] v.: Reform des Strafprozeſſes. Recht. 9. Ig. 
IX.“) Gerichtliche Vorunterſuchung. 639 — 641. X. Ver⸗ 
teidigung. 668—672. Recht. 10. Ig. XI. Abgekürztes Verfahren, 
Vorbereitung der Hauptverhandlung, Hauptverhandlung. 92—99. 
XII. Hauptverhandlung. 221 — 228. 

Hartmann, Adf.: Die Strafrechtspflege in Amerika. Mit Aus⸗ 
führungen zur deutſchen Strafprozeßreform. Berlin, F. Vahlen, 
1906. (XII, 335 S.) 8 M., geb. 9 M. 

Kahl: Reform des Vorverfahrens im Strafprozeß. Beſprochen von 
Alfred Korn. Recht. 10. Ig. 170-171. 

Klaſing, Hermann: Der Fall Kracht. Ein Beitrag zur Reform 
des Strafprozeſſes. Arch Krim Anthr. 21. Bd. 249 — 267. 

Kronecker, Ernſt: Das Laienelement im künftigen Strafprozeß. 
Beſprochen von Alfred Korn. Recht. 10. Ig. 34 — 35. 

Leonhard: Das Beichtgeheimnis, ſeine Stellung im Strafprozeß 
und im Strafvollzuge. ZStW. 26. Bd. 405 — 457. 

Liszt, Franz v.: Die Reform des Strafverfahrens. Nation. 
28. Ig. 211—213; 244 — 246; 276— 278; 307-310; 339—341. 

Mamroth: Bedenkliche ſtrafprozeſſuale Prinzipien. DIZ. 11. Jg · 
72 — 74. 

Matthaei: Die ſozialpolitiſche Bedeutung der Beſchlüſſe der Straf 
prozeßkommiſſion. SozPr. 15. Ig. 473—477; 505 —509. 
Meyer, Adf.: Nur gebildete Laien als Strafrichter! Wies⸗ 

baden, P. Plaum, 1906. (23 S.) 0,60 M. 

Pfannſchmidt, Walther: Bemerkungen zu den Beſchlüſſen der 
Kommiſſion für die Reform des Strafprozeſſes. Bay. 2. J. 8—9. 

Römheld: Zur Strafprozeßreform. HeſſRſpr. 6. Ig. 149-181, 
157-159. 

Roſenberg, Werner: Die Reform der Unterſuchungshaft. 8StW. 
26. Bd. 339 — 404. 


— — 


*) I- VIII wurden 1905 veröffentlicht. 
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Schwarz, Georg: Zur Geſchworenenfrage. Arch Krim Anthr. 22. Bd. 
320—321. 

Weidlich, Karl: Die engliſche Strafprozeßpraxis und die deutſche 
Strafprozeßreform. Berlin, J. Guttentag, 1906. (III, 78 S.) 
1,80 M. 


b) Ausgaben, Lehrbücher, Praktika. 


Hellweg, Aluguſt!: Strafprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz, nebſt den Geſetzen, betr. die Entſchädigung der im Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen und die Entſchadigung 
für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. Textausgabe mit 
Einleitung, Anmerkung und Sachregiſter. 13. Aufl. (Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze. Nr. 12.) Berlin, 
J. Guttentag, 1905. (462 S.) 

Roſenfeld, Ernſt Heinrich: Der Reichsſtrafprozeß. 2., vermehrte 
und verbeſſerte Aufl. (Guttentagſche Sammlung von Lehr⸗ 
büchern des Deutſchen Reichsrechts. 2.) Berlin, J. Guttentag, 
1905. (XVI, 448 S.) 

Schwarz, Otto Georg: Strafrecht. Straſprozeß. Ein Hilfsbuch 
für junge Juriſten. 2. und 3. Aufl. Berlin, C. Heymann, 1905. 
(X, 295 S.) 

c) Einzelſchriſten. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 

Becker: Zeugengebühren der Volksſchullehrer. DIZ. 11. Ig. 
136 — 138. 

Heinemann, Hugo: Die rechtliche Stellung des Angeklagten nach 
den Protokollen der Kommiſſion für die Reform des Straf⸗ 
prozeſſes. ZStW. 26. Bd. 506— 552. 

Roſenberg, Werner: Die Reform der Unterſuchungshaft. ZEN. 
26. Bd. 339—404. f 

Schimpf: Vollmacht und Zuſtellung in Strafſachen, Berufungs⸗ 

einlegung vor Urteilszuſtellung. Bayg. 2. Ig. 100 — 101. 

Schönfeld: Die Ehefrau als Verteidigerin des Mannes. Recht. 
10. Ig. 176— 177. 

Zuſtellungen v. A. w. in Strafſachen im vorbereitenden Verfahren, 
in der Vorunterſuchung, im Strafvollſtreckungs verfahren, im 
Verfahren in Forſt und Feldrügeſachen. Von F. HeſſRſpr. 
6. Ig. 159 — 160. 


2. Verfahren in erſter Inſtanz. 

Altvater: Schuldfragen in Kapitalfällen. DIZ. 11. Ig. 70. 

Bomhard, [Ernft] v.: Der Verteidiger und die Zeugen in der Haupt⸗ 
verhandlung. Recht. 10. Ig. 14 — 20. 

Buerſchaper: Sachverſtändige vor Gericht. Für Jedermann. 1905. 
96—98. 

Kornfeld: Anweſenheit des Angeklagten bei Erſtattung von ärzt⸗ 
lichen Gutachten über deſſen Zurechnungsfähigkeit. DIZ. 11. Jg. 313. 

Langer: Staatsanwaltſchaft und Vorverfahren. DIZ. 10. Ig. 
1186 — 1140. 

Lotze: Die Zuſtändigkeit gemäß 88 82, 77 GVG. und die Straf: 
zumeſſungsgründe im Schwurgerichtsverfahren. Recht. 10. Ig. 
48—45. f 

Oetker, [Friedrich]: Nochmals Schuldfragen in Kapitalfällen. DIZ. 
11. Ig. 250—251. 

Schiedermair: In welcher Weiſe iſt bei der Ausſetzung der Ver⸗ 
kündung der Entſcheidung der Verkündungstermin zur Kenntnis 
des Angeklagten zu bringen; bedarf es insbeſondere einer Ladung? 
Bay. 1. Ig. 507508. 


3. Rechtsmittel. 


Feilitzſch, v.: Das Beſchwerderecht der am Strafprozeß nur mittel⸗ 
bar Beteiligten. SächſArchR. 1. Ig. 3—7. 
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Rofenblatt, Joſef: Das Rechtsmittel der Reviſion im Strafprozeſſe. 
Oſt ag. 2. Ig. 617-634, 

Schimpf: Vollmacht und Zuſtellung in Strafſachen, Berufungs⸗ 
einlegung vor Urteilszuſtellung. Bay Z. 2. Ig. 100— 101. 


4. Wiederaufnahme. Entſchädigung. 
Löffler, Alexander: Die Entſchädigung unſchuldig Verhafteter. 
Oſt ag. 56. Ig. 411—418. 
Löffler, Alex.: Die Entſchädigung unſchuldig Verhafteter. Vortrag. 
(Aus: Allg. öſt. Gerichts⸗Zeitg.) Wien, Manz, 1906. (24 S.) 0,70 M. 
Meyer, Karl: Über den Wiederaufnahmegrund des 8 399 Nr. 5 StPO. 
Seuff Bl. 71. Ig. 53—56. 


5. Beteiligung der Verletzten bei dem Verfahren. 
Dittmann: Zur Auslegung des 8 417 Abſ. 3 StPO. Goltd Arch. 
52. Ig. 298—307. 
Godron: Zu 8 420 Sto. Bay. 2. Ig. 78— 79. 
Marcuſe: Klagen über Privatklagen. PoſMSchr. 8. Ig. 181—183. 


6. Beſondere Arten des Verfahrens. 
Bleyer, Joſef: Zur Abgrenzung des Verwaltungsſtraſverfahrens 
vom ordentlichen Verfahren. Bay Z. 1. Ig. 486—487. 
Gadow: Gerichtliches Strafverfahren auf Grund mangelhafter polizei⸗ 
licher Strafverfügungen. DIZ. 11. Ig. 143 — 144. 
Lindenberg: Angaben der Beweismittel in polizeilichen Straf⸗ 
verfügungen. DIE. 10. Ig. 1156. 
Schoetenſack, Aug.: Der Konfiskationsprozeß. Leipzig, W. Engel⸗ 
mann, 1905. (VI, 148 S.) 4 M. 


d) Militärſtrafprozeß. 
vacat. 


VI. Strafvollzug. 


* Bk., betr. den zum Zweck der Einziehung von Abgaben und Voll⸗ 
ſtreckung von Vermögensſtrafen zu leiſtenden Beiſtand. Vom 
12. II. 1906. Hamb ABl. Nr. 23 S. 57—58. 

* Miniſterial⸗Bk., betr. die Abänderung und Ergänzung der Übereinkunft 
mit der Königlich Preußiſchen Staatsregierung wegen Benutzung 
Königlich Preußiſcher Strafanſtalten zur Strafvollſtreckung. Vom 
19. I. 1906. SchwRGSamml. Nr. 1 S. 4—8. 

* Landesherrliche V., den Vollzug militärgerichtlich erkannter Todes⸗ 
ſtrafen betr. Vom 11. I. 1906. BadGBl. Nr. 4 S. 37—38. 


a) Schriften allgemeinen Inhalts. 

Engelberg, v.: Der gegenwärtige Zuſtand des Gefängnisweſens. 
Vortrag. BlGefängnK. 39. Bd. 458—473. 

Jacobs, P.: Der Dualismus im preußiſchen Gefängnisweſen. 
Darlegung der Gründe für die Unterſtellung des geſamten Straf⸗ 
vollzugs unter das Miniſterium des Innern. Bonn, P. Hanſtein, 
1906. (43 S.) 0,80 M. 

Klein, [Alexander]: Aus der Preußiſchen Gefängnisverwaltung. 
GerS. 67. Bd. 365 —369. 

Leonhard: Das Veichtgeheimnis, ſeine Stellung im Strafprozeß 
und im Strafvollzuge. ZW. 26. Bd. 405—457. 

Leonhard: Das Gefängnisweſen in der Strafprozeß⸗Reform⸗ 
kommiſſion. BlGefängnK. 39. Bd. 446—453. 

Limberg: Lehrkurſe für Gefängnisweſen in Preußen. OſtRZ. 
2. Ig. 635 — 645. 

Lobkowitz, Frhr. v.: Kunſt im Gefängniſſe. ArchKrimAnthr. 
22. Bd. 79—81. 

Quanter, Rudolf: Deutſches Zuchthaus: und Gefängnisweſen von 
den älteſten Zeiten bis in die Gegenwart. Mit zahlreichen 
Illuſtrationen und Neformvorſchlägen. Leipzig, Leipziger Verlag, 
1905. (455 S.) 
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Stade, Reinhold, Der politiſche Verbrecher und ſeine Gefängnishaft. 
Kriminaliſtiſche Studie. Leipzig, Dörffling & Franke, 1905. 
(VII, 104 S.) 2 M. 


b) Schriſten über Einzelfragen. 

Clement, Gottlieb: Literaturbericht über Gefängnis: und Fürſorge⸗ 
weſen. ZStW. 26. Bd. 306 — 315. 

Zur Frage der Strafverſchickung. ElſLothrZ. 31. Ig. 105 — 106. 

Gennat: Zur Deportationsfrage. BlGefängnK. 39. Bd. 407—414. 

Goetze: Einzelhaft und Gefangenenbibliothek. Vortrag. MSchrͤrim⸗ 
Pſych. 2. Ig. 557-571. 

Groß, Alfred: Die Behandlung verwahrloſter Kinder und jugend⸗ 
licher Übeltäter. OfAGZ. 56. Ig. 395— 399. 

Käb: Wird ein Verurteilter auf Grund des § 489 StPO. behufs 
Strafvollſtreckung verhaftet, jo iſt die Strafzeit von dem Zeit⸗ 
punkte der Aufnahme des Verurteilten in ein Gerichtsgefängnis 
an zu rechnen, auch wenn dieſes noch nicht die zur Gtraf: 
verbüßung beſtimmte Anſtalt iſt. Seuff Bl. 71. Ig. 56—58. 

Langer: Gefängnislehrkurſus des preußiſchen Juſtizminiſteriums im 
Jahre 1905. BlGefängnK. 39. Bd. 367-374. 

Markovich, Anton: Der Vollzug der Freiheitsſtrafe und die Urſachen, 
welche ihre Wirkſamkeit ſchädigen. BlGefängnK. 39. Bd. 414— 423. 

Pattantyüs Abraham, Martin v.: Der Einfluß des progreſſiven 
Gefängnisſyſtems reſpektive der als Poſtulat desſelben durch⸗ 
geführten einjährigen Einzelhaft auf die Vermehrung der Tuber⸗ 
kuloſe. Vortrag. BlGefängnK. 39. Bd. 481 —498. 

Petition des Deportationsausſchuſſes des Deutſchen Kolonialbundes 
an den Deutſchen Reichstag, betreffend Einführung der fakultativen 
Strafverſchickung. [Berlin, den 21. Januar 1906 gez. W. v. Werther.] 

Wickel, Carl: Über die Koſt in den Arbeits⸗ und Landarmenhäuſern 
zu X. und Y. BlGefängnK. 39. Bd. 473 —481. 


VII. Hilfswiſſenſchaften des Strafrechts und Strafprozeſſes. 
A. Ariminologie. 
1. Kriminalpſychologie. 


Aſchaffenburg, Guſtav: Literaturbericht über Kriminalpſychologie 
und gerichtliche Medizin. ZStW. 26. Bd. 315 —323. 

Ayrer, Sam.: Das Problem der Willensfreiheit mit beſonderer 
Berückſichtigung feiner pſychologiſchen Seite. Diff. Stuttgart, 
W. Kohlhammer, 1905. (IV, 133 S.) 3 M. 

Bauer, Richard: Eine 14 jährige Brandlegerin. ArchKrimAnthr. 
21. Bd. 269 — 271. 

Beck, Guſtav: Ein Beitrag zur ſtrafpolitiſchen Würdigung einiger 
dem Tatbeſtande des Delikts zu entnehmenden pſychologiſchen 
Merkmale des Delinquenten. Shw3St. 18. Ig. 428 —434. 

Berze, Joſef: Zum Falle Hejny. MSchrKrimPſych. 2. Ig. 576— 579. 

Brackenhoeft, Octavio: Der Knabenmörder Breitrück. Pitaval. 
2. Bd. 317-344. 

Büttner, B.: Der Fall Umland. Pitaval. 2. Bd. 257 — 270. 

Daubner: Leichenſchändung aus Aberglauben. ArchKrimAnthr. 
21. Bd. 306 — 307. 

Groß, Hans: Ein Fall von Schlaftrunkenheit. Arch Krim Anthr. 

22. Bd. 278 — 279. 

Hellwig, Albert: Fall Anderſen (1878) kein Mord aus Aber: 
glauben. Arch Krim Anthr. 22. Bd. 69 — 70. 

Hellwig, Albert: Umfrage über kriminellen Aberglauben. ZW. 
26. Bd. 335—338. 

Hellwig, Albert: Weiteres über den grumus merdae. NYSchrͤKrim⸗ 
Psych. 2. Ig. 639—643. 

Hinſch: Eine Ladenſchwindlerin. Pitaval. 2. Bd. 287316. 

Jaeger, Johannes: Hinter Kerkermauern. Autobiographien und 
Selbſtbetenntniſſe, Aufſätze und Gedichte von Verbrechern. Ein 


N 8. 1906. 


—— —ä—jüdäm— 


Beitrag zur Kriminalpſychologie. Geſammelt und zum Beſten des 
Fürſorgeweſens herausgegeben. Arch KrimAnthr. 21. Bd. 1—48, 
209— 256, 22. Bd. 1—48, 97—144. 

Ilberg, Georg: Über Luſtmord und Luſtmörder. MSchrͤrimſych. 
2. Ig. 596—622. 

Jung, C. G.: Die pfſychopathologiſche Bedeutung des Aſſoziations⸗ 
experimentes. Offentliche Antrittsvorleſung ArchKrimAnthr. 
22. Bd. 145 — 162. 

Jung, Karl: Die pſychologiſche Diagnoſe des Tatbeſtandes. 
ShwZSt. 18. Ig. 369408. 

Klaſing, Hermann: Der Fall Kracht. Ein Beitrag zur Reform 
des Strafprozeſſes. Arch KrimAnthr. 21. Bd. 249 —267. 

Knauer: Mordverſuch, verübt von einem wegen Raubmorbes im 
Jahre 1875 zum Tode verurteilten und nach 22 jähriger Kerker⸗ 
haft zur Freiheit begnadigten Täter. Gleichartigkeit der Mittel 
bei Ausführung beider Straftaten. ArchKrimAnthr. 21. Bd. 
272 — 274. 

Lederer, Max: Zur Frage der pſychologiſchen Tatbeſtandsdiagnoſtik. 
3StW. 26. Bd. 488506. 

Manolescu, Georges: Geſcheitert. Aus dem Seelenleben eines 
Verbrechers. Nach dem im Beſitz des Verlags befindlichen Original 
überſetzt von Paul Langenſcheidt. Mit Bild des Verfaſſers vom 
Juli 1905. (F. Langenſcheidts Bibliothek der Zeit.) Berlin⸗ 
Groß⸗Lichterfelde⸗Oſt, P. Langenſcheidt, 1905. (274 S.) 3 M., 
geb. 4,50 M. 

Näcke, Paul: Früheſte Jugenderinnerungen. ArchKrimAnthr. 22. Bd. 
278 — 275. 

Näcke, [Paul]: Nachtrag zu den „ſexuellen“ Träumen. MeSchrͤrim⸗ 
Pſych. 2. Ig. 636 —637. 

Näde, Paul: Zur Pſychologie von Inaudi. ArchKrimAnthr. 22 Bd. 
272 — 273. N 

Nowotny: Der Raubmord an den Eheleuten Sarna und ihrem 
achtmonatlichen Kinde in Bogdorze (bei Krakau). Arch KrimAnthr. 
22. Bd. 368 — 374. 

Nußbaum, Art.: Der Polnaer Ritualmordprozeß. Eine kriminal⸗ 
pſychologiſche Unterſuchung auf aktenmäßiger Grundlage. Mit 
einem Vorwort von Franz v. Liszt. Verlin, A. W. Hayns 


Erben, 1906. (VIII, 259 S. mit 1 Plan.) 4 M., geb. in Leinw. 5M. 


Pelman, C.: Über Fanatismus, Geiſtesſtörung und Verbrechen. 
Deutſche Revue. 31. Ig. 160 — 169. 

Przeworski, Johann Jakob: Ein Fall moraliſchen Irreſeins. 
Arch KrimAnthr. 22. Bd. 360—367. 

Reichel, Hans: Renommage als Meineidsmotiv. Arch Krim Anthr. 
21. Bd. 305. 

Siefert: Zwei Geiſteskranke. Pitaval. 2. Bd. 271 — 286. 

Siefert: Gewalttaten eines minderwertigen Affektmenſchen. Arch⸗ 
Krim Anthr. 22. Bd. 223—241. 

Weinberg, R.: Zur Pſycho⸗Phyſiologie der Verbrecher. Arch Krim⸗ 
Anthr. 22. Bd. 82—84. 


2. Kriminalſoziologie, insbeſondere Kriminalſtatiſtil. 
Bonhoeffer, K.: Beruf und Alkoholdelikte. MSchrͤrimpſvch. 
2. Ig. 593 — 595. 
Siegfrieda: Ortsüblicher Tagelohn und Kriminalität in Preußen. 
Neue Zeit. 24. Ig. 636 —638. 


3. Kriminalpolitik. 
Birkmeyer: Schutzſtrafe und Vergeltungsſtrafe. Ger S. 67. Bd. 
401 —423. 
Birkmeyer: Vergeltungsſtrafe und Schutzſtrafe. Gegenvortrag auf 


den Vortrag von v. Liszt. Beſprochen von Hirſchberg. Recht. 
10. Ig. 171. 


35. Jahrgang. 


Kampffmeyer, Paul: Die Proſtitution als ſoziale Klaſſen⸗ 
erſcheinung und ihre ſozialpolitiſche Bekämpfung. Berlin, Vorwärts, 
1905. (122 S.) 

Langer: Bedingte Begnadigung und vorläufige Entlaſſung. Ein 
kriminalpolitiſcher Vergleich. NSchrKrimpſych. 2. Ig. 478— 491, 
529—556. 

Leuß, Hans: Familie Null. Ein Stammbaum des Verbrechens. 
Gegenwart. 35 Ig. 52—54. 

Liebermann, L. v.: Kriminalität und Kinderſchutz. Umſchau. 10. Ig. 
161 — 162. | 

Mayer, Mar Ernft: Die ſtrafrechtliche Behandlung von Rückfall, 
gewohnheitsmäßigem und gewerbsmäßigem Verbrechertum. Gut⸗ 
achten. 28. DIT. 1. Bd. 145— 200. 

Schmölder: Der § 56 des StGB. und das preußiſche Geſetz über 
die Fürſorgeerziehung Minderjähriger. DIZ. 11. Ig. 189 — 192. 

Schneickert, Hans: Die gewerbsmäßige Abtreibung und deren Be⸗ 
kämpfung. MSchrKrimpPſych. 2. Ig. 623635. 

Wulffen, Erich: Die Kriminalität der Jugendlichen. Vortrag. [Aus: 
„Jugendfürſorge“.] (Schriften des deutſchen Zentralvereins für 
Jugendfürſorge, hrsg. von Frz. Pagel und Bendix. 1. Heft.) 
Berlin, Deutſcher Zentralverein für Jugendfürſorge, 1906. 
(88 S.) 0,50 M. 


B. #riminalifik, 
1. Allgemeines. 


Aſchaffenburg, Gluſtav!: Das Verbrechen und feine Bekämpfung. 
Einleitung in die Kriminalpſychologie für Mediziner, Juriſten und 
Soziologen; ein Beitrag zur Reform der Strafgeſetzgebung. 2. ver⸗ 
beſſerte Aufl. (XX, 277 S.) Heidelberg, C. Winter, Verlag, 
1906. 6 M.; geb. in Leinw. 7 M. 

Benedict, Moriz: Biologie und Kriminaliſtik. Zukunft. 14. Ig. 
109—111. 

Näcke, Paul: Beinahe abgelehnte Identifikation einer Irrenleiche. 
ArchKrimAnthr. 22. Bd. 270— 271. 

Oetker, [Friedrich]: Zehnter internationaler Kongreß der inter⸗ 
nationalen kriminaliſtiſchen Vereinigung zu Hamburg vom 12. bis 
14. September 1905. GerS. 67. Bd. 424 —452. 

Roſcher, G.: Der Altmeiſter der Daktyloſkopie. Ein Gedenkblatt 
für J. E. Purkinje. Arch Krim Anthr. 22. Bd. 326—335. 

Schneickert, Hans: Neue Gaunertricks. Arch Krim Anthr. 22. Bd. 
203 — 222. 


2. Hilfe des Unterſuchungsrichters. 
a) Gerichtſiche Medizin. 

Amſchl, Alfred: Apothekervergehen. ArchKrimAnthr. 21. Bd. 

279 —304. 

Aſchaffenburg, Guftav: Literaturbericht über Kriminalpſychologie 
und gerichtliche Medizin. ZW. 26. Bd. 315—323. 

Bary, A.: Über verminderte Zurechnungsfähigkeit. (Wiener 
Klinik. Vorträge aus der geſamten praktiſchen Heilkunde. Red. 
von Ant. Bum. 31. Ig. 1905. 12.) Wien, Urban & Schwarzen⸗ 
berg, 1905. (III, u. S. 317-350.) Jedes Heft 1 M. 

Duſſe, Otto: Das Obduktionsprotokoll. 3., verm. und veränd. 
Aufl. (VI, 159 S. mit Abbildgn. u. 1 Taf.) Mit Anh. Schemata 
für Obduktionsprotokolle. Berlin, R. Schoetz, 1906. (30 S.) 
Geb. u. geh. 5 M. 

Dittrich, Paul: Die ärztliche Sachverſtändigentätigkeit bei der 
Unterſuchung und Begutachtung von Verletzungen zu forenſiſchen 
Zwecken. (Handbuch der ärztlichen Sachverſtändigentätigkeit. 
Orsg. von Paul Dittrich. 3. Bd. 2. Lfg.) Wien, W. Brau⸗ 
müller, 1905. (S. 198-884 mit Abbildungen und 1 Tafel.) 5 M. 

Fiſcher, Hans: Spieler Moral. Eine irrenärztliche Studie über 
die Spielſucht und ihr Verhältnis zu Trunkſucht und Morphium⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


281 


— — 


ſucht für Staatsanwälte, Richter und andere Laien. Leipzig, 
Modernes Verlagsbureau, 1905. (19 S.) 0,30 M. 

Groß, Alfred: Ein Fall von Paramneſie in der antiken Literatur. 
Arch Krim Anthr. 21. Bd. 308— 309. 

Herford, Max: Über intermeningeale Blutergüſſe vom gerichts⸗ 
ärztlichen Standpunkt. Friedreichs Bl. 57. Ig. 54— 75. 

Hand buch der ärztlichen Sachverſtändigentätigkeit. Hrsg. von Paul 
Dittrich. (In 10 Bdn. oder ca. 50 Lfgn.) Wien, W. Braumülller. 

III. Bd. Dittrich, Paul: Die ärztliche Sachverſtändigen⸗ 
tätigkeit bei der Unterſuchung und Begutachtung von Verletzungen 
zu forenſiſchen Zwecken. — Bayer, Karl: Chirurgiſche Beurteilung 
von Verletzungsfolgen. — Lieblein, Vikt.: Über die wichtigſten 
Fehlerquellen bei der Deutung von Röntgenbefunden. — Wölfler, 
Ant. und Guſt. Doberauer: Kunſtfehler in der Chirurgie. 
1906. (VIII, 746 S. m. 70 Abbildgn. u. 12 Taf.) 20 M.; 
geb. in Halbfrz. 23 M.; auch in 4 Lfgn. zu 5 M. 

Hirſchfeld, Magn.: Geſchlechtsübergänge. Miſchungen männlicher 
und weiblicher Geſchlechtscharaktere. (Sexuelle Zwiſchenſtufen.) 
Erweiterte Ausgabe eines auf der 76. Naturforſcherverſammlung 
zu Breslau gehaltenen Vortrages. Mit ausführlicher Beſchreibung 
und Würdigung zweier neuer Fälle von Hermaphroditismus 
ſowie 83 Abbildgn., 2 Textfig. u. 1 farb. Taf. (größtenteils 
Originale). Leipzig, Verlag der Monatsſchrift f. Harnkrankh. 
(84 S. m. 16 Bl. Erklärgn.) 5 M. 

Kenyeres, Balzß: Das Sammeln des Lehr⸗ und Beweismaterials 
in der gerichtlichen Medizin. Anleitung zum Fertigſtellen von 
Präparaten zum Aufnehmen von Zeichnungen, Photographien, 
Röntgenbildern uſw. Nach einem in der 76. Wanderverſammlung 
der Arzte und Naturforſcher in Breslau gehaltenen Vortrag. 
Arch KrimAnthr. 22. Bd. 168 — 202. 

Michel ſon, Friedrich: Die Differentialdiagnoſe von Menſchen⸗ und 
Tierblut in der forenſiſchen Praxis. Friedreichs8l. 57. Ig. 9—17. 

Näcke, Paul: Abnorme Reflexe. ArchgKrimAnthr. 22. Bd. 272. 

Näcke, Paul: Iſt der Darm für Sinneseindrücke empfindlich? 
Arch KrimAnthr. 22. Bd. 271—272. 

Nie dermaier, Michael: Beitrag zur Kenntnis der akuten Phosphor: + 
vergiftung und akuten gelben Leberatrophie. Friedreichs Bl. 
57. Ig. 34—53. 

Orth, Johannes: Erläuterungen zu den Vorſchriften für das Ver⸗ 
fahren der Gerichtsärzte bei den gerichtlichen Unterſuchungen 
menſchlicher Leichen. Berlin, A. Hirſchwald, 1905. (IV, 99 S.) 

Oſtermann: Der heutige Standpunkt der Daktyloſkopie. Eine 
kritiſche Beleuchtung. ArchKrimAnthr. 21. Bd. 310—326. 

Pfeiffer, Hermann: Über den Entwicklungsgang, über neue Er⸗ 
gebniſſe und Beſtrebungen der Präzipitinforſchung. Arch KrimAnthr. 
22. Bd. 244 — 269. 

Uhlenhut, [Paul]: Das biologiſche Verfahren zur Erkennung und 
Unterſcheidung von Menſchen⸗ und Tierblut ſowie anderer 
Eiweißſubſtanzen und ſeine Anwendung in der forenſiſchen 
Praxis. Ausgewählte Sammlung von Arbeiten und Gutachten. 
Jena, G. Fiſcher, 1905. (VIII, 152 S.) 

Wanjura, Walter: Über Verwundung des Herzens vom gerichts⸗ 
ärztlichen Standpunkte aus. Friedreichs8l. 57. Ig. 18—33. 

Wende: Die Vergiftung mit Leuchtgaſen vom gerichtsärztlichen 
Standpunkt. FriedreichsBl. 57. Ig. 1—8. 


— 


b) Yſpgologte der Ausfage. 
Kornfeld, Hermann: Eingebildete Wahrnehmungen der Zeugen. 
Aberglaube. ArchKrimAnthr. 22. Bd. 71— 72. 


Stern, William: Die pſychologiſche Erforſchung der Ausſage. 


Oſtg Bl. 28. Bd. 989—995. = 
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e) Sonflige Hilfen des Mulerſuchungsrichters. 
Anuſchat, Erich: Eine für Einbrecher wertvolle Erfindung: Filz⸗ 


ſohlen als Birſchſchuhe für Jäger. Arch KrimAnthr. 22. Bd. 
242 — 243. 

Bertillon, Alphons, und Reiß, R. A.: Das „Portrait parle“. Recht. 
10. Ig. 1— 7. 


Groß, Hans: Akuſtiſches Lokaliſierungsvermögen. Arch Krim Anthr. 
22. Bd. 277 — 278. 

Lederer, Max: Zur Frage der pſychologiſchen Tatbeſtandsdiagnoſtik. 
ZW. 26. Bd. 488506. 

Meyer, Georg: Die Bedeutung und die Mängel der gerichtlichen 
Schriftexpertiſe und die Beſchaffung von Schriftproben für die 
Handſchriftenvergleichung. ArchKrimAnthr. 22. Bd. 336 — 359. 


Reiß, R. A.: Die Photographie im Dienſte des Unterſuchungs⸗ 


richters und der Polizei. Recht. 9. Ig. 629 — 632. 


E. Staats- und Verwaltungsrecht. Politik. 
I. Staatsrecht und Politik. 


a) Werke allgemeinen Inhalts. 


Affolter, A.: Zur Lehre von der Perſönlichkeit des Staates. 
ArchOffR. 20. Bd. 374 —414. 

Breitſcheid, Rudolf: Monarchie oder Republik? Nation. 23. Ig. 
53—54. 

Erzberger, M.: Der Toleranzantrag der Zentrumsfraktion des 
Reichstags. (XVIII, 283 S.) Osnabrück, B. Wehberg, 1906. 
3,50 M., Auszug (54 S.) 0,25 M. 

Haſſe, Ernſt: Deutſche Politik. 1. Bd.: Heimatpolitik. 3. Heft. 
Deutſche Grenzpolitik. München, J. F. Lehmanns Verlag, 1906. 
(VI, 181 S.) 3 M., geb. 4 M. 

Krabbe, Hſugo]: Die Lehre der Rechtsſouveränität. Beitrag zur 
Staatslehre. Groningen, J. B. Wolters, 1906. (254 S.) 

Kringen, Olav: Monarchie oder Republik. SozMH. 10. (12.) Ig. 
1. Bd. 1. Heft. 64—68. 

Radnitzky, Ernſt: Die rechtliche Natur des Staatsgebietes. ArchOffR. 
20. Bd. 313 —355. 

Schücking, Walther: Quellenſammlung zum preußiſchen Staatsrecht. 
Zuſammengeſtellt und bearbeitet. (Quellenſammlungen zum 
Staats⸗, Verwaltungs⸗ und Völkerrecht. Hrsg. von H. Triebel. 
4. Bd.) Leipzig, C. L. Hirſchfeld, 1906. (XIV, 417 S.) 7,20 M. 

Streintz, Osklar]: Die Regierungskunſt. Eine ſtaatsphiloſophiſche 
Studie. (VII, 126 S.) Wien, Manz, 1905. 2,20 M. 


b) Einzelſchriſten. 
1. Verfaſſung. 


G., betr. die Abänderung mehrerer Reichstagswahlkreiſe. Vom 
18. II. 1906. RGBl. Nr. 8. 317. 

* ©. wegen Abänderung des Geſetzes vom 1. I. 1894, die Bürger⸗ 
ſchaft betr. Vom 19. J. 1906. BremGBl. Nr. 2. 3. 

G. zur Abänderung einiger Beſtimmungen der Verfaſſung vom 
13. X. 1879. Vom 12. II. 1906. HambBl. Nr. 23 S. 58. 
Bazille, Wilh., und Rhard. Köſtlin: Verfaſſungsurkunde für das 

Königreich Württemberg vom 25. IX. 1819, mit Erläuterungen 
hrsg. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1905. (XI, 356 S.) 1,80 M. 
geb. in Leinw. 2,20 M. N N 
Binding, Karl: Die Verfaſſung des Großherzogtums Heſſen. Vom 
17. XII. 1820. Mit allen Abänderungen bis zum Geſetz vom 
26. III. 1902. Samt 4 Anlagen. (Binding, Karl: Deutſche 
Staatsgrundgeſetze in diplomatiſch genauem Abdrucke. Zu amt⸗ 
lichem und zu akademiſchem Gebrauche. VIII. Heft. 2.) Leipzig 
W. Engelmann, 1906. (XIII, 187 S.) 3. M. ö 


Js 8. 1906. 


Bitter, Wilh.: Die Hamburger Wahlrechtsvorlage und das Reich. 
Ein offenes Antwortſchreiben an Profeſſor Dr Hans Delbrück. 
Hamburg, O. Meißners Verlag, 1905. (24 S.) 0,40 M. 

Böhme, Carl P.: Studie zur Frage der Wahlgeſetzänderung in 
Sachſen. Dresden, C. Weiske, 1906. (8 S.) 0,30 M. 

Cohn, G.: Art. 54 der Reichsverfaſſung. ZW. 62. Ig. 1— 24. 

Emperger, Fritz v.: Das Wahlrecht und ſeine Grundlagen. Wien, 
Stähelin & Lauenſtein, 1906. (15 S.) 0,50 M. 

Entwurf eines Geſetzes über die Wahlen für die zweite Kammer 
der Ständeverſammlung des Königreichs Sachſen. Flöha, A. Peitz 
& Sohn, 1905. (19 S.) 0,30 M. 

Fiſcher, Otto: Das Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht des Deutſchen 
Reiches und des Königreichs Sachſen, in feinen Grundzügen gemein⸗ 
faßlich dargeſtellt. 10. Aufl. Leipzig, Dürrſche Buchh., 1906. 
(VIII, 159 S.) 1,60 M. 

Herrfurth, K.: Die Berechnung der Legislaturperiode des Preußiſchen 
Landtags und des Deutſchen Reichstags. VerwArch. 14. Bd. 
89 — 118. 

Hue de Grais, Graf: Handbuch der Verfaſſung und Verwaltung 
in Preußen und dem Deutſchen Reiche. 17. Aufl. Berlin, 
J. Springer, 1906. (XII, 654 S.) Geb. in Leinw. 7,50 M., 
m. Schreibpap. durchſch. 9 M. ö 

Kleinau, Iloſef!: Die wichtigſten Organe des Deutſchen Reiches, 
des Preußiſchen Staates und der inneren Verwaltung in Preußen. 
Zuſammengeſtellt unter Mitwirkung der Mitglieder des Vereins 
der Supernumerare beim Magiſtrat zu Berlin. Groß⸗Lichterfelde, 
J. Unverdorben, 1905. (61 S.) 

Lobe, Adolf: Entwurf eines Wahlgeſetzes für die zweite Kammer 
des ſächſiſchen Landtags. Grenzboten. 65. Ig. 416 — 426. 
Makower: Iſt Art. 14 der preußiſchen Verfaſſung anwendbar auf 
die im Schulgeſetzentwurf geregelten Fragen? DIZ. 11. Jg. 

195-197. 

Pannier, Karl: Die Verfaſſung des Deutſchen Reichs nebſt dem 
Wahlgeſetz, Wahlreglement, Einführungsgeſetz für Elſaß⸗Lothringen 
und Geſetzen verwandten Inhalts. Textausgabe mit kurzen An⸗ 
merkungen und Sachregiſter. 9., durch das Reichsgeſetz vom 
15. IV. 1905 ergänzte Aufl. (Univerſal⸗ Bibliothek. 2732.) 
Leipzig, Ph. Reclam jun., 1905. (141 S.) 0,60 M. 

Reincke, Heinrich: Der alte Reichstag und der neue Bundesrat. 
(Abhandlungen aus dem Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht. 
Hrsg. von Ph. Zorn und Fr. Stier⸗Somlo. II. Bd. 1. Heft.) 
Tübingen, J. C. B. Mohr, 1906. (XIII, 161 S.) 2,80 M. 

Sievert: Die Zuſtändigkeit des deutſchen Bundesrates für Er 
ledigung von Verfaſſungs-⸗ und Thronfolgeſtreitigkeiten. Dil. 
Berlin, Struppe & Winckler, 1906. (78 S.) 2 M. 

Die Verfaſſung des Großherzogtums Heſſen. Vom 17. XII. 1820. 
Mit allen Abänderungen bis zum Geſetz vom 26. III. 1902. 
Samt 4 Anlagen (Deutſche Staatsgrundgeſetze in dipl. genauem 
Abdrucke Heft 8, 2). Leipzig, W. Engelmann, 1906. (XIII. 
187 S.) 

Voigts, Konr.: Vorſchläge zur Anderung des ſächſiſchen Landtags: 
wahlrechts. Dresden, A. Urban, 1905. (13 S.) 0,40 M. 
Wagner, Moritz: Formelle Rechte des Deutſchen Reichstags. 

Hirths Ann. 39. Ig. 34—47, 128—141. 

Walther, Fidejuſtus: Schiffahrtsabgaben auf den deutſchen Strömen, 

[Aus „Fiſchers Zeitſchrift für Praxis und Geſetzgebung der 
Verwaltung“.] Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchhandlung, 1906. 
(47 S.) 1,20 M. | 

Weiß, Bernh.: Der deutſche Reichstag und feine Geſchäftsordnung. 
Berlin, C. Heymann, 1906. (VIII, 76 S.) 2 M. 

Werninghoff, A.: Die Quaternionen der deutſchen Reichsverfaſſung. 
Arch Kulturgeſch. 3. Bd. 298— 301. 


35. Jahrgang. 
2. Regierung. 

Bk. des Königlich Württembergiſchen Finanzminiſteriums, betr. die 
Titulatur der Miniſterialſekretäre und Kollegialaſſeſſoren. Vom 
8. I. 1906. WürttRBl. Nr. 2 S. 8. 0 

Bk. des Königlich Württembergiſchen Miniſteriums des Innern, 
betr. die Titulatur der bisherigen Regierungsaſſeſſoren. Vom 
9. I. 1906. Württ RBl. Nr. 2 S. 6. 

* ©. für das Großherzogtum Oldenburg vom 27. XII. 1905, betr. 
Abänderung der die Witwen-, Waiſen⸗ und Leibrentenkaſſe be⸗ 
treffenden Geſetze. OldGBl. Bd. 35 Stück 53 S. 451457. 

* ©. vom 16. XII. 1905, betr. die Bewilligung der Staatsbeamten⸗ 
Gehalte nach dem Dienſtalter. Mein Ver Samml. Nr. 58 S. 879. 

Königliche Allerhöchſte V. vom 5. I. 1906, die Unfallfürſorge für 
die nichtpragmatiſchen Staatsbeamten und Staatsbedienſteten betr. 
BayGGBl. Nr. 2 S. 7—8. 

Pf. der Miniſterien des Innern, des Kirchen⸗ und Schulweſens und 
der Finanzen, betr. die Vollziehung des Geſetzes über die Penſions⸗ 
rechte der Körperſchaftsbeamten und ihrer Hinterbliebenen. Vom 
15. XII. 1905. WürttRBl. Nr. 34 S. 303—323. 

* Pf. des Reichskanzlers vom 20. XII. 1905, betr. doppelte An⸗ 
rechnung der Dienſtzeit der geſandtſchaftlichen und beſoldeten 
Konſulatsbeamten in den öſtlich des Euphrat gelegenen perſiſchen 
und türkiſchen Gebieten, in den portugieſiſchen Beſitzungen von 
Angola und Moſambique und in der Republik Liberia. RZBL. 
Nr. 1 S. 2. 

Anweiſung über die Ausrüſtung der Polizeibeamten (uniformierte 
Schutzmannſchaft und Kriminalpolizei) zu Königsberg i. Pr. mit 
Schußwaffen, ſowie über deren Gebrauch und Aufbewahrung. 
Königsberg i. Pr., Oſtpreußiſche Druckerei, 1905. (8 S.) 

Gothein, Georg: Der inkompetente Reichskanzler. Ein Beitrag zur 
Frage der Fleiſchnot. Nation. 23. Ig. 70 — 72. 

Die Königlich ſächſiſche Hofrangordnung in ihrer jetzigen Geſtalt. 
9. Aufl. XII. 1905. Dresden, H. Burdach, 1905. (36 S.) 1 M. 

Jaſtrow: Konfliktserhebung bei Prozeſſen gegen Staatsminiſter. 
VerwArch. 14. Bd. 145 — 153. 2 

Lemke: Ausbildung der Beamten ber Exekutivpolizei. DGemz. 
45. Ig. 1—4. 

Lorenz, H.: Ratgeber für Reichs-, Staats⸗ und Kommunalbeamte. 
Eine Zuſammenſtellung der Beamtengeſetzgebung mit Erläuterungen 
und 2 Abſchnitten: Die Reichs⸗ und Staatsverfaſſung und Ver⸗ 
waltung ſowie Rechts⸗ und Verwaltungsgeſetze von allgemeinem 
Intereſſe. 16. verbeſſerte und vermehrte Aufl. (620 S. mit 
1 Karte.) 1906. Geb. in Leinw. 2 M., mit Anhang: Beamten⸗ 
beſoldungstitel. 13. Ausg. (140 S.) 2,75 M. 

Nachweiſung der Gehälter der etatsmäßigen Beamten in Preußen 
ſeit dem 1. IV. 1905. Berlin, Reichsdr., 1905. (159 S.) 

Perels und Spilling: Das Reichsbeamtengeſetz, erläutert. 2. neu⸗ 
bearbeitete Aufl. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1906. (X, 422 S.) 
6 M., geb. 7 M. 

Vorſchriften für die Bemeſſung der Gehälter der etatsmäßigen 
unmittelbaren preußiſchen Staatsbeamten nach Dienſtaltersſtufen. 
Gültig vom 1. VII. 1905 ab. Aus: „Der Gendarm“. Berlin, 
Kaiſer⸗Wilhelm⸗Dank, 1905. (14 S.) 0,20 M. 


3. Regierte. Ä 

Bazille, Wilhelm, und Köftlin, Reinhold: Unſer Heimatrecht. Die 
Reichs⸗ und Staatsangehörigkeit, die Heimat: und Reifepapiere, 
das Gemeindebürgerrecht gemeinverſtändlich dargeſtellt. (Bibliothek 
der Rechts: und Staatskunde. 14. Bd.) Stuttgart, E. H. Moritz, 
1905. (104 S.) 1,50 Mm, 

Delius, Hans: Das Preußiſche Vereins⸗ und Verſammlungsrecht, 
unter beſonderer Berückſichtigung des Geſetzes vom 11. III. 1850, 
der Befugniſſe der Polizeibehörden und der privatrechtlichen Bor: 
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ſchriften der Reichsgeſetze. Dargeſtellt und erläutert. 3. verbeſſerte 
und weſentlich vermehrte Aufl. (Taſchen⸗Geſetzſammlung. 23.) 
Berlin, C. Heymann, 1905. (XII, 275 S.) 
Frankenberg, H. v.: Die Novelle zum Geſetz über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz. Sozpr. 15. Ig. 297-801. Zu 
Führer durch das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht. Zugleich ein 
Wegweiſer bei Reichstagswahlen. Mit ausführlichem Sachregiſter 
und einem Anhang, enthaltend die für die Agitation hauptſächlich 
in Frage kommenden Strafgeſetzparagraphen. Neue durchgeſehene 
Aufl. Berlin, Vorwärts, 1905. (72 S.) 
Gordan: Zum Entwurf eines Geſetzes, betr. die Anderung des Geſetzes 
über den Unterſtützungswohnſitz. PrVerwBl. 27. Ig. 279—281. 
Münſterberg: Die Novelle zum Geſetz über den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz. DIZ. 11. Ig. 138— 140. | 
Petri, Emil: Das Geſetz über das öffentliche Vereins⸗ und. Vers 
ſammlungsrecht für Elſaß⸗Lothringen vom 21. VI. 1905 nebſt 
Ausführungsverordnung. Auf amtliche Veranlaſſung hrsg. und 
erläutert. Straßburg, W. Heinrich, 1905. (XV, 144 S.) 


4. Geſetzgebung. 
Saxl, Max.: Materialien und Geſetz. Eine ſtaatsrechtliche Abhand⸗ 
lung. Berlin, R. L. Prager, 1905. (76 S.) 1,50 M. 


5. Etatsweſen. 


Peltaſohn: Zum Etat der preußiſchen Juſtizverwaltung für 1906. 
DIZ. 11. Ig. 184 — 185. 

Seitz: Grundſätze über Aufſtellung und Bewirtſchaftung des Etats 
der deutſchen Schutzgebiete. Berlin, D. Reimer, 1905. (IV, 163 S.) 
Kart. 2,40 M., geb. in Leinw. 3 M. 

Staatshaushaltsetat für das Etatsjahr 1906. 3 Bde. Berlin, 
W. Moeſer, 1906. 20 M. | 

Hieraus Einzeletats: 
Vorbericht. (X, 24 S.) 0,80 M. — Preußiſche Zentralgenoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe. (14 S.) 0,30 M. — Nr. 1. Domänenverwaltung. 
(18 S.) 0,40 M. — Nr. 2. Forſtverwaltung. (26 S.) 0,50 M. 
Nr. 3. Verwaltung der direkten Steuern. (19 S.) 0,40 M. — 
Nr. 4. Verwaltung der indirekten Steuern. (28 S.) 0,50 M. 
— Nr. 5. Lotterieverwaltung. (9 S.) 0,30 M. — Nr. 6. 
Königliche Seehandlung (Preußiſche Staatsbank). (18 S.) 0,40 M. 
— Nr. 7. Münzverwaltung. (7 S.) 0,15 M. — Nr. 8. Bergs, 
Hütten⸗ und Salinenverwaltung. (76 S.) 1 M. — Nr. 9. 
Eiſenbahnverwaltung. (155 S.) 2 M. — Nr. 10. Staats⸗ 
ſchuldenverwaltung. (29 S.) 0,50 M. — Nr. 11. Herrenhaus. 
(5 S.) 0,15 M. — Nr. 12. Haus der Abgeordneten. (5 S.) 
0,15 M. — Nr. 13. Allgemeine Finanzverwaltung. (13 S.) 
0,30 M. — Nr. 14. Bureau des Staatsminiſteriums. (5 S.) 
0,15 M. — Nr. 15. Staatsarchive. (9 S.) 0,30 M. — Nr. 16. 
Generalordenskommiſſion. (3 S.) 0,15 M. — Nr. 17. Ge⸗ 
heimes Zivilkabinett. (5 S.) 0,15 M. — Nr. 18. Etat der 
Oberrechnungskammer. (5 S.) 0,14 M. — Nr. 19. Prüfungs⸗ 
kommiſſion für höhere Verwaltungsbeamte, Diſziplinarhof und 
Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte. (3 S.) 
0,15 M. — Nr. 20. Geſetzſammlungsamt in Berlin. (3 S.) 
0,15 M. — Nr. 21. Deutſcher Reichs⸗ und Preußiſcher Staats: 
anzeiger. (5 S.) 0,15 M. — Nr. 22. Anſiedlungskommiſſion 
für Weſtpreußen und Poſen. (8 S.) 0,15 M. — Nr. 28. 
Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. (5 S.) 0,15 M. 
— Nr. 24. Finanzminiſterium. (36 S.) 0,60 M. — Nr. 25. 
Bauverwaltung einſchließlich Zentralverwaltung des Miniſteriums 
der öffentlichen Arbeiten. (77 S. mit 1 farbigen Karte.) 2,40 M. 
— Nr. 26. Handels⸗ und Gewerbeverwaltung einſchließlich 
Zentralverwaltung des Miniſteriums für Handel und Gewerbe. 
(71 S.) 1 M. — Nr. 27. Juſtizverwaltung. (81 S.) 1,20 M. 
— Nr. 28. Miniſterium des Innern. (63 S.) 0,90 M. — 
36 * 
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Nr. 29. Landwirtſchaftliche Verwaltung einſchließlich Zentral⸗ 
verwaltung des Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten. (60 S.) 0,90 M. — Nr. 30. Geſtütverwaltung. 
(21 6.) 0,40 M. — Nr. Bl. Miniſterium der geiſtlichen, 
Unterrichts⸗ und Medizinalangelegenheiten. (416 S.) 5 M. — 
Nr. 82. Kriegsminiſterium. (5 S.) 0,15 M. 

Vorſchriften über die Aufſtellung und Anwendung der Etats, die 
Kaſſen⸗ und Naturalverwaltung und die Anfertigung der Ver⸗ 
mögens⸗ und Ertragsberechnungen im Bereiche der Berge, Hütten⸗ 
und Salinenverwaltung vom 2. XI. 1905. Nebſt den für die 
Buch⸗ und RNechnungsführung erforderlichen Muſtern. Amtliche 
Ausgabe. Berlin, J. Springer, 1905. (IV, 339 S.) Kart. 1M. 


Anhang: Privatfürſtenrecht. 

Begründung zu dem Schiedsſpruch über den Lippiſchen Thron⸗ 
ſtreit. DIS. 11. Ig. 6168. 

Dalchow: Neue kritiſche Unterſuchungen über das Weſen der Ehe 
zur linken Hand nach heutigem deutſchen Recht. ArchOffR. 
20. Bd. 420 —458. ö 

Frieſe, Herm.: Thronfolge und Agnatenrecht. (Diſſ.) (X, 78 S.) 
Berlin, Struppe & Winckler, 1906. 2 M. 

Fuld: Zum Koburger Eherechtsſtreit. Recht. 9. Ig. 637 — 639. 

Müller, Hleinrih]: Bemerkungen zu dem Lippiſchen Thronfolge⸗ 
ſtreite und den beiden in ihm ergangenen Schiedsſprüchen. 
Leipzig, Veit & Co., 1906. (82 S.) 

Schiedsſpruch in dem Rechtsſtreite über die Thronfolge im 
Fürſtentum Lippe vom 25. X. 1905. Unter Zuſtimmung der 
Parteien veröffentlichter Abdruck. Leipzig, Veit & Co., 1906. 
(48 ©.) 

Shüding, Walter: Der Schiedsſpruch im Streit um Lippe. 
Je l. 18. Bd. 2—4. 

Wirk, G.: Zum gegenwärtigen Stande der braunſchweigiſchen Frage. 
Mit einer Einleitung. Braunſchweig, H. Sievers & Co. Nachf., 
1906. (28 S.) 0,50 M. 


II. Verwaltungsrecht. 


a) Werke allgemeinen Inhalts. 

Bk. des Großherzoglich ſächſiſchen Staatsminiſteriums, betr. die 
Vereinbarung mit der Herzoglich anhaltiſchen Staatsregierung 
wegen Gewährung gegenſeitigen Beiſtandes bei der Vollſtreckung 
von Entſcheidungen und Verfügungen der Verwaltungsbehörden. 
Vom 27. X. 1905. WeimRBl. Nr. 27. S. 289. 

Fiſcher, Otto: Das Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht des 
Deutſchen Reiches und des Königreichs Sachſen, in feinen Grund: 
zügen gemeinfaßlich dargeſtellt. 10. Aufl. Leipzig, Dürrſche Buchh., 

1906. (VIII, 159 S.) 1,60 M. 

Friedrichs, Karl: Iſt der Bezirksausſchuß eine Behörde? 
PrBerwäl. 27. Ig. 245246. 

Fuld: Meldezettel und Meldebücher. Selbſtverw. 33. Ig. 81—82. 

Hue de Grais: Handbuch der Verfaſſung und Verwaltung in 
Preußen und dem Deutſchen Reiche. 17. Aufl. Berlin, 
J. Springer, 1906. (XII, 654 S.) 7,50 M. 

. W.: Rechtskraft in Verwaltungsſachen. Recht. 10. Ig. 

Kleinau, Jlofef]: Die wichtigſten Organe des Deutſchen Kaiſers, 
des Preußiſchen Staates und der inneren Verwaltung in Preußen. 
Groß⸗Lichterfelde, J. Unverdorben, 1905. (61 S.) 

Koehne, Max: Grundzüge des Verwaltungspolizeirechts. All⸗ 
gemeiner Teil. Zum Gebrauch in der Juſtiz und Verwaltung 
dargeſtellt. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, 1906. (160 S.) 4 M. 

Laufer, Frz.: Unſer Polizeiweſen. (Bibliothek der Rechts ⸗ und 
Staatskunde. 22. Bd.) Stuttgart, E. H. Moritz, 1905. (167 S 
mit Abbildungen, 2 Tafeln und 1 Bildnis.) 1,50 M. ö 


M8. 1906. 


Luſchka, Hlubert]: Die Verhältniswahl im deutſchen Verwaltungs: 
recht, insbeſondere bei Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichten, Berg: 
arbeiterausſchüſſen. .. uſw. (Freiburger Abhandlungen aus 
dem Gebiete des öffentlichen Rechts. Heft 5.) Karlsruhe i. B., 
G. Braun, 1905. (VIII, 90 S.) 

Olshauſen: Zur Bekämpfung der Animierkneipen im Polizei⸗ 
verordnungswege. PrVerwBl. 27. Ig. 287. 

Piſtor, Ernſt: Das Verhältnis des Schutzmanns zum Publikum 
in Deutſchland und England. PrJ. 123. Bd. 356—862. 
Rumpelt: Zur Frage der Rechtskraft im Verwaltungsſtreitverfahren. 

Fiſchers Z. 30. Bd. 1—4. 

Schultzenſtein: Polizeiwidriges Handeln und Vertretung. Berwird. 
14. Bd. 1—62. 

Wiedenfeld, Paul: Handbuch für preußiſche Polizei- und Ver⸗ 
waltungsbeamte. Ein Nachſchlagewerk mit ausführlicher Formular⸗ 
ſammlung für die königlichen und ſtädtiſchen Polizeibehörden, 
Amtsvorſteher, Amtmänner, Landbürgermeiſter, Gemeindevorſteher, 
ſowie für das Publikum auf dem Gebiete des polizeilichen Rechtes 
und der dieſem verwandten Teile des Verwaltungsrechts. Mit 
einem Vorwort von Georg Kautz. 2 Bde. Berlin, Bong & Co., 
1906. (VIII, 1184 u. 172 S.) 30 M. 


b) Einzelſchriſten. : 
1. Rommunalverbände. 


Pf. des Finanzminiſters und des Miniſters des Innern, betr. die 


Gemeindebeſteuerung des Gewerbebetriebes. Vom 22. XI. 1905. 
Pr Inn VerwMBl. Nr. 12 S. 203 — 206. 

Beliau: Der Kampf um das Selbſtverwaltungsrecht der Städte. 
Vortrag. Diem. 45. Ig. 37—41. 

Benkard: Das Stadtſchuldbuch der Stadt Frankfurt a. M. Seine 
Grundlagen nach Verwaltungs⸗ und Privatrecht. Berlin, 
Struppe & Winckler, 1906. (VI, 90 S.) 2,40 M. 

Boedicker: Die Kommunalſteuerprivilegien der Beamten, Geiſtlichen 
und Lehrer. ArchStädtek. 1. Ig. 38—55. 

Dirkſen: Der Entwurf des Schulunterhaltungsgeſetzes. PrVerwl. 
27. Ig. 261— 264. 

Dominicus: Vereins⸗ oder kommunaler Arbeitsnachwels. Arch Städtek. 
1. Ig. 55—58. 

Entwurf eines Geſetzes, betr. die Unterhaltung der öffentlichen 
Volksſchulen. [Aus: „Ev. Volks ſchule“.] Berlin, F. Zilleſſen, 
1906. (22 S.) 0,80 M. = 

Entwurf zu einem Kreis: und Provinzial⸗Abgabengeſetz. Berlin, 
C. Heymann, 1905. 0,60 M. 

Heinle, Frdr.: Zur Reform des Gemeindefinanzweſens. 3. Aufl. 
Berlin, C. Heymann, 1906. (44 S.) 0,60 M. 

Lindemann, Hugo: Verfaſſung und Verwaltungsorganiſation der 
Städte in Württemberg und Sachſen. Kommun Pr. 6. Ig. 
1—6; 50—53. 

Maier, Kurt: Die ſtaatliche Aufficht über die Kommunalverbände. 
Diſſ. Leipzig, O. Maier, 1905. (VII, 110 S.) 1 M. 

Morgenbeſſer: Auseinanderſetzung beim Ausſcheiden einer Stadt 
aus einem Landkreiſe. PrVerwöl. 27. Ig. 331— 333. 

Morgenbeſſer: Die Gemeindeverfaſſung von Elſaß⸗Lothringen. 
PrVerwBl. 27. Ig. 298—300. 

Oertel, O.: Die Städteordnung für die ſechs östlichen Provinzen 
der Preußiſchen Monarchie vom 30. V. 1853. Mit Ergänzungen 
und Erläuterungen. 4. Aufl. Liegnitz, H. Krumbhaar, 1905. 
(XVI, 616 S.) 10 M. 

Ottermann, C.: Düſſeldorfer Bürgerbuch. Sammlung der Orts⸗ 
ſtatuten, Polizeiverordnungen, Regulative und ſonſtige, die Ge⸗ 
meindeanſtalten und Einrichtungen der Stadt Düffelborf betreffende 
Beſtimmungen. Im Auftrage der ſtädtiſchen Verwaltung bearbeitet. 


. 
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35. Jahrgang. 


Düſſeldorf, L. Schwann, 1905. 
in Leinw. 9 M. 

Preuß, Hugo: Die Stadt Berlin und die Straßenbahn. Nation. 
23. Ig. 151— 154. 

Quarck, Mar: Kommunale Schulpolitik. Ein Führer durch die 
Gemeindetätigkeit auf dem Gebiete der Volksſchule. (Sozial⸗ 
demokratiſche Gemeindepolitik. Kommunalpolitiſche Abhandlungen. 
Hrsg. unter Leitung von Paul Hirſch. 3. Heft.) Berlin, Buch⸗ 
handlung Vorwärts, 1906. (80 S.) 1 M. 

Quehl: Kommunaler Zuſammenſchluß. Selbſtverw. 33. Ig. 65 —67. 

Simonis, W.: Einige Fragen aus dem Gebiete der Städte⸗ 
ordnungen. PrVerwBl. 27. Ig. 243— 245. 

Städteordnung für mittlere und kleinere Städte im Königreich 
Sachſen. Flöha, A. Peitz & Sohn, 1906. (24 S.) 0,60 M. 
Weber, Karl: Bayeriſche Gemeindeordnung für die Landesteile 
diesſeits des Rheins. (Geſetz vom 29. IV. 1869.) Handausgabe 
mit Anmerkungen. 8. ergänzte Aufl. München, C. H. Beck, 1906. 

(VIII, 274 S.) Geb. in Leinw. 2,50 M. 


(XXII, 916 S.) 8 N.; geb. 


Zitzlaff: Die Notlage der kleinen Städte. PrVerwBl. 27. Ig. 


259—261. 

Zurhorſt, A.: Beiträge zur großſtädtiſchen Fleiſchverſorgungsfrage. 
Arch Städtek. 1. Ig. 10—38. 

2. Finanzen. 
a) Allgemeines. 

G. vom 2. XI. 1905, betr. Lotterien. 
S. 3783 — 376. 

* Höchſte V. Lotteriegeſetz. Vom 14. II. 1906. SchwGeſSamml. 
Stück 5 S. 9—11. 

* Königliche Allerhöchſte V., die Vorbedingungen für den Zoll- und 
Steuerdienſt betr. Bay SBl. Nr 2 S. 17—19. 

Königliche Allerhöchſte V. vom 6. I. 1906, die Neuordnung der 
Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern betr. Bay GBl. 
Nr 2 S. 9—16. 

Lotteriegeſez. Vom 29. XI. 1905. 
S. 201 — 204. 

Zur ſteuerlichen Behandlung der Spareinlagen der Genoſſen⸗ 
ſchaften. Volksw. (Sparkaſſe), 1906. S. 12— 13. 

Block, Fr.: Zur Reichsfinanzreform. Deutſchland. 4. Ig. 541545. 

Cohn, Guſtav: Die Reichsſteuerreform. Vortrag. ConradsJ. 
31. Bd. 1— 22. 

Entwurf eines Geſetzes, betr. die Ordnung des Reichshaushalts und 
die Tilgung der Reichs ſchuld. Dem Reichstage vorgelegt am 
28. XI. 1905. Berlin, C. Heymann, 1905. (147 S.) 4 M. 

Entwurf zu einem Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetz. Berlin, 
C. Heymann, 1905. 0,60 M. 

Jagemann, Eugen v.: Zur Neugeftaltung der Reichs finanzen. 
Recht. 10. Ig. 24—30, 86—91. 

Der Kampf gegen die Großbetriebe. Ein Irrweg der Steuerpolitik. 
Ein Mahnwort zur Reichsfinanzreform von Juſtus. Berlin, 
Liebheit & Thieſen, 1905. (82 S.) 0,30 M. 

Kunze, Frlitzl, und Kautz, Gleorg]: Die Rechtsgrundſätze des 
Königlich Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts. Begründet von 
K. Parey. 4., gänzlich neu bearbeitete und bis zur Gegenwart 
ergänzte Aufl. Berlin, J. Guttentag, 1905. 

III. Bd. Die Entſcheidungen in Kommunal: und Staatsſteuer⸗ 
angelegenheiten. Bearbeitet von G. Kautz. (XVI, 1207 S.) 
25 M.; geb. in Leinw. 26,50 M. 

Mayr, v.: Die große Reichsfinanzreform. Dig. 11. Jg. 16—28. 

Treſcher, Erich: Die Entwicklung des Steuerweſens im Herzog⸗ 
tum Sachſen⸗Gotha. (Abhandlungen des ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Seminarz zu Jena, hrsg. von J. Pierſtorff. II. Bd. 8. Heft.) 
Jena, G. Fiſcher, 1906. (VII, 112 S.) 8 M. 


Mein Ver Samml. Nr 56 


Gotha Samml. Nr 30 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 2230 
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b) Pirelie Steuern. 

Boedicker: Die Kommunalſteuerprivilegien der Beamten, Geiſtlichen 
und Lehrer. ArchStädtek. 1. Ig. 38—55. 

Entwurf eines Geſetzes, betr. die Abänderung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes und des Ergänzungsſteuergeſetzes. Berlin, C. Heymann, 
1905. (S. 145— 208.) 1 M. 

Fuiſting, B.: Der Entwurf der Novelle zum preußiſchen Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz. (Fuiſting, B.: Finanzpolitiſche Zeit⸗ und Streitfragen. 
1. Heft.) Berlin, J. Springer, 1906. (III, 117 S.) 2 M. 

Geſetz, die Vermögensſteuer betreffend vom 12. VIII. 1899, nebſt 
den zugehörigen Verordnungen vom 18. III. 1900 und 21. XI. 1900. 
Amtliche Handausgabe. (Finanz⸗ und Steuerweſen. 3. Heft.) 
Darmſtadt, G. Jonghaus, 1905. (27 S.) 0,60 M. 

Heydeck, Otto: Was muß der Steuerpflichtige wiſſen, um ſich richtig 
einſchätzen zu können? 1. und 2. Teil. Zuſammengeſtellt nach 
amtlichen Quellen insbeſondere unter Berückſichtigung der Ent⸗ 
ſcheidungen des Königlichen Oberverwaltungsgerichts. Königsberg, 
F. Beyer, 1906. 1,80 M. 

1. Die Einkommenſteuer. 5. Aufl. (VII, XVI., 94 S. und 1 Bl.) 
1,20 M. — 2. Die Ergänzungsſteuer. 5. Aufl. (VIII, VII, 
82 S.) 0,60 M. 

Hoffmann, Alexander: Die direkten Staatsſteuern im Königreich 
Sachſen. Mit beſonderer Berückſichtigung der allgemeinen Einkommen⸗ 
ſteuer geſchichtlich und kritiſch dargeſtellt. Leipzig, Jäh & Schunke, 
1906. (VIII, 280 S.) 

Kieſel, Karl: Die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und ihre 
Heranziehung zur Staatseinkommenſteuer in Preußen. Berlin, 
F. Vahlen, 1906, (V, 150 S.) 3,20 M. 

Kühne, Klonrad]: Die Steuererklärung der Kaufleute. Praktiſche 
Anleitung zur Abgabe richtiger Steuererklärungen nebſt Formularen 
zu Einkommens berechnungen. 2. Aufl. Berlin, C. Heymann, 1905. 
(IV, 39 S.) 

Katzlaff: Die Plenarentſcheidung der Vereinigten Steuerſenate des 
Oberverwaltungsgerichts vom 28. VI. 1905. PrVerwöl. 27. Ig. 
333—836. 

o) Indirelte Stenern. 

* G. für das Fürſtentum Birkenfeld zur Abänderung des Geſetzes 
vom 20. VII. 1868, betr. die Erhebung einer Abgabe von Erb⸗ 
ſchaften, Vermächtniſſen und Schenkungen. Vom 12. XII. 1905. 
Birk Bl. Bd. 17 Stück 81 S. 475—478. 

* G. für das Fürſtentum Lübeck vom 12. XII. 1905, zur Abänderung 
des Geſetzes vom 20. VI. 1868, betr. die Erhebung einer Abgabe 
von Erbſchaften, Vermächtniſſen und Schenkungen. FitLübEBL. 
Stück 18 Nr. 30 S. 123— 125. 

Adickes: Beſitzwechſelabgabe und Wertzuwachsſteuer. DIZ. 11. Ig. 
281 — 287. 

Berner, Artur: Die indirekten Steuern und der Steuerbegriff. 
Hirths Ann. 38. Ig. 858—873, 881902. 


Elm, Adolf v.: Tabakſteuern und Tabakinduſtrie. Plutus. 3. Ig. 
23—29. 

Friedrichs, Karl: Umſatz ſteuer und Auflaſſung. Brderwät. 
27. Ig. 344. 


Geſetz, betr. Hundeſteuer vom 14. VII. 1905. (Hamburgiſche Geſetze 
und Verordnungen.) Hamburg, O. Meißners Verlag, 1905. 
(10 S.) 0,40 M. 

Heckel, Max v.: Die Quittungsſteuer. BankArch. 5. Ig. 91—94. 


Henſchel: Ein Keichserbſchaftsſteuergeſez. DIZ. 11. Ig. 120— 126. 


Hoffmann, Ulrich: Die Reichserbſchaftsſteuer. Hirths Ann. 39. Ig. 
1—28, 81— 127. 

Jürgenſohn, Arved: Die Poſtanweiſungsſteuen. Buch Börſwol. 
78. Ig. 116—117. 


Liſſauer, Hugo: Die Umſapſteuer. Plutus. 3. Ig. 61-68. 
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Mommfen, Karl: 
121—122. ' 

Schöler, Hermann: Die Reichserbſchaftsſteuer. Ein Beitrag zur 
Löſung der Frage der Reichsfinanzreform. Berlin, Puttkammer 
& Mühlbrecht, 1905. (141 S.) a 

Söldner, A.: Die Anwendung des $ 57 des Branntweinſteuer⸗ 

ĩbeſetzes vom 8. Juli 1868. ZZollw. 6. Bd. 16 — 22. 

Struve, E.: Zur Frage der Brauſteuerſtaffelung in der nord⸗ 
deutſchen Brauſteuergemeinſchaft. (Veröffentlichungen der wirt⸗ 
ſchaftlichen Abteilung des Vereins „Verſuchs⸗ und Lehranſtalt für 
Brauerei in Berlin.“ Hrsg. von Struve. 2. Heft.) Berlin, 
P. Parey, 1906. (148 S.) 2,80 M. 

Südekum, Albert: Die Bierſteuer. Plutus. 3. Ig. 4—6. 


oo d) Stempel. Koſten. 

Abraham, Hans, Fritz: Finanzielle Transaktionen und ihre 
Stempelpflicht. Holdheims MSchr. 15. Ig. 3—11. 

Düffe, A.: Das preußiſche Stempelſteuergeſetz vom 31. VII. 1895 
nebſt Tarif und Ausführungsbeſtimmungen. Unter beſonderer 
Berückſichtigung der Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden und 
der Gerichte, ſowie der Beſtimmungen des bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Für den praktiſchen Gebrauch erkäutert. Berlin, Imperium, 1906. 
1. Teil: Geſetz, Tarif und Ausführungsbeſtimmungen. 2. Aufl. 
(VII, 240 S.) 1,50 M., 2. Teil: Kommentar. 2. [Titel-] Aufl. 
(XII, 785 S.) 6,50 M., geb. 8 M. 

Zum Geſetzentwurf betreffend Stempelſteuer für Frachtbriefe, Poſt⸗ 
packetadreſſen, Poſtanweiſungen, Nachnahmeſendungen, Quittungen. 

Buch örſl. 73. Ig. 1154 — 1155. 

Hummel, H., und Specht, F.: Das Stempelſteuergeſetz vom 
31. VII. 1895 nebſt Ausführungsbeſtimmungen, dem Erbſchafts⸗ 
ſteuer⸗, Wechſelſtempelſteuer⸗ und Reichs ſtempelgeſetz. Kommentar 
für den praktiſchen Gebrauch. Berlin, J. Guttentag, 1906. 
5. Lfg. (S. 971 —1166.) AM. 


Eine Interpretation des Stempelgeſetzes für Auslandsgeſchäfte. 
BankArch. 5. Ig. 62—63. 

Loeck, P.: Wechſelſtempelſteuergeſetz. 
deutſcher Reichsgeſetze. 5a.) 
(137 S.) 1,25 M. 

Mathos, C.: Die badiſchen Verwaltungsgebühren. Ein praktiſches 

Handbuch für Staats⸗ und Gemeindebehörden. Enthaltend ſämt⸗ 
liche auf dem Verwaltungsgebiete maßgebenden Koſten und Ge⸗ 
bührenvorſchriften mit allen einſchlägigen Beſtimmungen, Er⸗ 

läuterungen und normativen Entſcheidungen, nebſt einem Anhang: 

Die Koſten in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
(Koſtenverordnung), ſowie einige andere neue wichtige Geſetze und 
Verordnungen. 3. durchaus vermehrte und verbeſſerte Aufl. Karls⸗ 

ruhe, Selbſtverlag, 1906. (XI, 625 S.) Geb. in Leinw. 8 M. 

Die Stempelſteuer in Preußen. (Aus: „Pharmazeut. Zeitung.“) 
Berlin, J. Springer, 1905. (10 S.) 0,30 M. 

Das Stempelſteuergeſetz vom 31. VII. 1895 nebſt den für das 
gerichtliche Stempelweſen erlaſſenen Ausführungsvorſchriften. 
Textausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. Berlin, 

A. Nauck & Co., 1905. (V, 314 S.) Kart. 2 M. 


e) Jae. 


Anleitung für die Zollabfertigung. Berlin, N. v. Decker, 1906. 
(314 S.) 2,70 M. 


Behr, Chr.: Zollſtreitſachen. ZZollw. 6. Bd. 1—6. 


Die Börſenſteuernovelle. BankArch. 5. Ig. 


(Guttentags Sammlung 
Berlin, J. Guttentag, 1905. 


Brandenburg, M.: Über die Verjährung der Anſprüche auf 


Zahlung und Erſtattung der Abgaben ſowie der Strafverfolgung 
von Zuwiderhandlungen in den Boll: und Reichsſteuergeſetzen. 
ZZollw. 6. Bd. 6—16. 

Radetzki, Adolf]: Zoll-, Steuer⸗ und polizeiliche 
Verſendung von Gütern aus gärtneriſchen Bet 


Vorſchriften für 


rieben im Poſt⸗ 
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Js 8. 1996. 
und Eiſenbahnverkehr mit dem europäiſchen Auslande. Bearbeitet 
nach den amtlichen Vorſchriften und Dienſtinſtruktionen. Berlin, 
Berliner Gärtnerbörſe, 1905. (159 S.) | 

Teßmer, Rob.: Der deutſche Zolltarif vom 25. XII. 1902 mit 
den auf den Handelsverträgen des Deutſchen Reichs mit Belgien, 
Italien, Oſterreich⸗Ungarn, Rumänien, Rußland, der Schweiz, 
Serbien und dem Vereinigten Königreiche von Großbritannien und 
Irland ſowie den britiſchen Kolonien und auswärtigen Beſitzungen 
mit Ausnahme von Kanada beruhenden Beſtimmungen. Nach 
amtlichen Quellen bearbeitet. Oranienburg, W. Möller, 1906. 
(124 S.) Geb. in Leinw. 1 M. 

Warenverzeichnis zum Zolltarife. Für die Zeit vom 1. III. 1906 
ab. Berlin, R. v. Decker, 1906. (XV, 811 S.) 7 M. 

Allgemeines Zollgeſetz vom 18. VI./1. VII. 1905 für Rumänien, 
nebſt Ausführungsbeſtimmungen vom 22. VI./5. VII. 1905 und 
der Zollniederlageordnung vom 18. VI. / 1. VII. 1905. Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn, 1905. (104 S.) 1,50 M. 

Der deutſche Zolltarif vom 25. XII. 1902 mit den auf den 
Handelsverträgen des Deutſchen Reichs mit Belgien, Bulgarien 
Griechenland, Italien, Oſterreich⸗ Ungarn, Rumänien, Rußland, 
der Schweiz und Serbien beruhenden Beſtimmungen. Hrsg. im 
Reichsamt des Innern. 3. Aufl. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 
1906. (VIII, 160 S.) 2.50, kart. 3 M. 

Zolltarifgeſetz vom 25. XII. 1902 mit dem zugehörigen Zolltarif 
und den vom Bundesrate feſtgeſtellten Taraſätzen. Für den 
Dienſtgebrauch der Zollſtellen hrsg. im Reichsſchatzamt. Berlin, 
R. v. Decker, 1906. (208 S.) 1,80 M. 


8. Münz⸗, Maß: und Gewichtsweſen. 
Banli- und Börſenweſen. 

„G., betr. die Ausgabe von Reichsbanknoten zu 50 und 20 M. 
Vom 20. II. 1906. KGBl. Nr. 8. E, 318. 

G., betr. die Landeskreditanſtalt. Vom 13. I. 1906. Mein Ver Samml. 
Bd. 24. Nr. 62. S. 403. 
Entwurf eines Geſetzes, betr. die Ausgabe von Reichsbanknoten zu 
50 und 20 M. Dem Reichstage vorgelegt am 28. XI. 1905. 

Berlin, C. Heymann, 1905. (4 S.) 0,20 M. 

Entwurf einer Maß⸗ und Gewichtsordnung. Dem Reichstage vor⸗ 
gelegt am 28, XI. 1905, Berlin, C. Heymann, 1905. (23 S.) 
0,60 M. 

Gareis, Karl: Börfen und Banken in der Geſetzgebung. BankArch. 
5. Ig. 118116. | | | | 

Gieſeke, Ludw.: Die Abnahme der franzöſiſchen Kriegsentſchädigung 
1870,71 in Straßburg i. E., auf Grund der Materialien des 
dortigen Landesarchivs dargeſtellt. Mit einem Vorwort von 
v. Schraut und dem von Léon Say am 5. VIII. 1874 an die 
franzöſiſche Nationalverſammlung erſtatteten Bericht „über die 
Zahlung der Kriegsentſchädigung und die von ihr verurſachten 
Bewegungen auf dem Geld⸗ und Wertpapiermarkt“ als Anhang. 
Veröffentlicht vom Zentralverband des deutſchen Bank⸗ und 
Bankiergewerbes (E. V.). Berlin, J. Guttentag, 1906. (95 ©. 
mit Abbildungen und 1 graphiſchen Tafel.) 3 M. 

Herz, Emil: Deutſchlands ausländiſche Banken. 
89. Ig. 48-57, | Br 

Obſt, Georg: Geld⸗, Bank: und Börſenweſen. Ein Handbuch für 

Bankbeamte, Juriſten, Kaufleute und Kapitaliſten, ſowie für den 
akademiſchen Gebrauch. 3. vollſtändig umgearbeitete und ver⸗ 
mehrte Aufl. (Sammlung kaufmänniſcher Unterrichtswerke für 
Schulen, Kontore und zur Selbſtbelehrung, nach einheitlichen 
Grundſätzen bearbeitet von erfahrenen Pädagogen und Fach⸗ 


ſchriftſtellern. 1. Bd.) Leipzig, Poeſchel & Kippenberg, 1906. 
(XII, 300 S.) 3,60 M. ö 
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Schär, J. Fr.: Zur Neuordnung der Währungsverhältniſſe in Bodenſtein, Bernhard: Arbeiterausſchüſſe, Arbeitsordnungen, 


Deutſch⸗Oſtafrika. BankArch. 5. Ig. 70 71. 

Thorwart, F.: Der Giroverband der deutſchen Genoſſenſchaften. 
Bank Arch. 5. Ig. 54—56. 

Ullmann: Rießer über die Entwicklung der deutſchen Großbanken. 
Oſt aG Z. 57. Ig. 28. 

Die Vollendung der deutſchen Münzreform. FinChron. 11. Ig. 
160 — 161. 

Wiener, Fritz A.: Die Börſe. Eine Studie über die Entwicklung 
des Rechts und der Verfaſſung der deutſchen, insbeſondere der 
Berliner Börſe und den hauptſächlichſten Börſen des Auslandes. 
Mit einem Anhang über den Begriff „Börſe“ und ihre volks⸗ 
wirtſchaftliche Bedeutung. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, 
1905. (XII, 282 S.) 


4. Handel und Gewerbe. 


* Bk. des Reichskanzlers, betr. Ausnahmen von dem Verbote der 
Beſchäftigung eigener Kinder unter zehn Jahren (§ 13 Abſ. 1 des 
Geſetzes über Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben vom 30. III. 
1903. RGBl. S. 113). Vom 20. XII. 1905. RGBl. Nr. 49. 
S. 775— 778. | 

* G. vom 27. XII. 1905, betr. die Feier der Sonn: und Feſttage. 
Meiner Samml. Nr. 61. S. 397—402. 

* Höchſte V. vom 20. XII. 1905, betr. die Aufhebung der Ver⸗ 
ordnung über den Geſchäftsbetrieb ausländiſcher Verſicherungs⸗ 
anftalten im Großherzogtum, vom 19. IX. 1860. Weim Bl. 
Nr. 33. S. 285 — 286. 

* Minifterial:Berorbnung über den Geſchäftsbetrieb der Geſinde⸗ 
vermieter und Stellenvermittler. Vom 10. II. 1906. RjL GSamml. 
Nr. 680. S. 283— 297. 

* Nachtrag zu der landesherrlichen Verordnung vom 6. IV. 1895, den 
Handel mit Giften beir. Vom 13. II. 1906. Riè GSamml. 
Nr. 681. S. 299 — 300. 

* Regierungs⸗Verordnung, betr. den Geſchäftsbetrieb der Geſinde⸗ 
vermieter und Stellenvermittler. Vom 23. J. 1906. RäL SSamml. 
Nr. 1. S. 3— 13. | 

* Bf. des Miniſters der geiftlichen uſw. Angelegenheiten, des Miniſters 
des Innern und des Miniſters für Handel und Gewerbe, betr. 
die Sonntagsruhe im Handel mit friſchem Obſt. Vom 29. XI. 
1905. Pr InnVerwMBl. Nr. 12. S. 209. 

* V. über die äußere Heilighaltung der Sonn: und Feſttage. Vom 
9. II. 1906. MecklStrOff Anz. Nr. 8. S. 59 —69. 

Agahd, Konrad: Fort: und Rückſchritte, Urſache und Wirkung der 
neuen Ausnahmebeſtimmungen des Bundesrats betr. Kinderarbeit 
in Werkſtätten. SozPr. 15. Ig. 401-406. 

Anſtellungs bedingungen und Dienſtanweiſung für Führer von 
Sprengſtoff⸗ und Pulvertransporten. Hamburg, W. Gente, 1905. 
(35 S.) 0,50 M. 

Bauer, Friedrich: Arzte als Gewerbe⸗Inſpektoren. Referat, erſtattet 
in der oberbayeriſchen Arztekammer. München, Seitz & Schauer, 
1905. (17 S.) 1 M. , 

Baum: Die rechtliche Stellung der Betriebsbeamten. Für Jeder⸗ 
mann, Leipzig, 1905. 31—32. | 

Behrend, Martin]: Gründung, Einrichtung und Verwaltung von 
obligatoriſchen kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen unter Mit⸗ 
wirkung der Herren [Rudolf] Anſchütz, [Philipp] Ebeling u. a. 
(Veröffentlichungen des Deutſchen Verbandes für das kauf⸗ 
männiſche Unterrichtsweſen. Bd. 32.) Leipzig, B. G. Teubner, 
1905. (XII, 193 S.) 

Bk. des Bundesrates vom 27. VII. 1905 betr. die Betriebe, 
in denen Maler ⸗, Anſtreicher⸗, Tüncher⸗, Weißbinder⸗ oder 
Lackiererarbeiten ausgeführt werden. Plakat. 39 K 50 cm Leipzig, 
Serig, 1905. 0,20 M.; auf Pappe 0,30 M. 


Unterſtützungskaſſen im Bergbau. Erläuterungen zur Berggeſetz⸗ 
novelle, 1905. 2. Aufl. Eſſen, O. Radkes Nachf., 1905. (77 S.) 
Bürner, Richard]: Sit der Arbeitgeber berechtigt, bei Lohnzahlungen 
an die Arbeiter Abzüge für Fabrikſtrafen, Schadenserſatz⸗ 
forderungen, Beiträge zu Wohlfahrtseinrichtungen uſw. zu machen? 
(Verein zur Wahrung gemeinſamer Wirtſchaftsintereſſen der 
deutſchen Elektrotechnik. Nr. 6.) Berlin, G. Siemens in Komm., 
1906. (38 S.) | 

Buerſchaper: Wirkungen der Streiks auf Lieferungsverträge. 
Für Jedermann, Leipzig, 1905. 44 — 45. 

Büßer, O.: Unſer Handelsmarineweſen. Mit 42 Textilluſtrationen, 
1 Karte der Weltverkehrslinien des Norddeutſchen Lloyd, 1 Karte 
der Binnenwaſſerſtraßen Deutſchlands und 1 kolorierten Tafel 
der Handelsflaggen der Seeſtaaten und deutſchen Seeſtaaten und 
deutſchen Reedereien. (Bibliothek der Rechts⸗ und Staatskunde. 
18. Bd.) Stuttgart, E. H. Moritz, 1905. (184 S.) 2 M. 

Cſonrad], J.: Die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung in 
Preußen 1904. Conrads J. 31. Bd. 97— 99. 

Denkſchrift über das Kartellweſen. Bearbeitet im Reichsamt des 
Innern. Berlin, C. Heymann, 1906. 

Entwurf eines Geſetzes wegen Abänderung des Geſetzes, betr. die 
Statiſtik des Warenverkehrs des deutſchen Zollgebiets mit dem 
Auslande. Dem Reichstage vorgelegt am 28. XI. 1905. Berlin, 
C. Heymann, 1905. (21 S.) 0,60 M. 

Entwurf eines Geſetzes, betr. die Handelsbeziehungen zum Britiſchen 
Reiche. Dem Reichstage vorgelegt am 4. XII. 1905. Berlin, 
C. Heymann, 1905. 0,60 M. | 

Eſche, Artur: Die Gewerbeaufſicht. ArbFreund. 43. Ig. 245—283. 

Evert, Gleorg: Fünf Hauptargumente der Freihandelslehre. 
Erw. Vortrag. Berlin, R. v. Deckert, 1905. (20 S.) 

Evert, Georg: Taſchenbuch des Gewerbe⸗ und Arbeiterrechts. Zum 
täglichen Gebrauch bearbeitet. 3. umgearb. Aufl. Berlin, 
C. Heymann, 1905. (VI, 192 S.) 

Fuchs: Der Umfang der Wirkſamkeit einer auf Grund des § 35 
Abſ. 1—3 Gewd. erfolgten Unterſagung des Gewerbebetriebs. 
Recht 10. Ig. 111—113. 

Fuld: Die Bahnhofsreſtaurants und die Gewerbeordnung. SelbſtVerw. 
33. Ig. 49 — 50. 

Glier, L.: Der Handelsvertrag nach amerikaniſcher Auffaſſung. 
PrJ. 123. Bd. 325355. 

Goldſtein, J.: Mittel zur Bekämpfung der billigen Auslands⸗ 
verkäufe der Syndikate. KartRdſch. 4. Ig. 2— 12. 

Handels-, Zoll- und Schiffahrts vertrag zwiſchen dem Deutſchen 
Reich und Bulgarien. Dem Reichstage vorgelegt am 7. XII. 1905. 
Berlin, C. Heymann, 1905. (67 S.) 2 M. u 

Harms, Bernh.: Arbeitskammern und Kaufmannskammern. Geſetzliche 
Intereſſen vertretungen der Unternehmer, Angeſtellten und Arbeiter. 
Tübingen, H. Laupp, 1906. (III, 56 S.) 0,80 M. 5 

Hoffmann, F.: Die Gewerbeordnung mit den geſamten Ausführungs⸗ 
beſtimmungen für das Deutſche Reich und Preußen. Erläutert. 
5. Aufl. (Taſchengeſetzſammlung. 36.) Berlin, C. Heymann, 1906. 
(XX, 1155 S.) 4 M. 

Hönemann: Kanaliſationsgebührenordnungen. PrVerwBl. 27. Ig. 
295—298, 315—318. 

Hue, Otto: Bemerkungen zur Kartell⸗Enquete. Soz MH. 10. (12.) Ig. 
1. Bd. 1. H. 57-64. 

Jacob, Klarl]: Sammlung der Seeſchiffahrts⸗Verordnungen für den 
Regierungsbezirk Danzig. Berlin, A. W. Hayns Erben, 1904. 
(X, 211 S.) : 

Jaſtrow, Johannes: Das Geſetz vom 30. III. 1903 betr. Kinder: 

arbeit in gewerblichen Betrieben und die Mitwirkung der Lehrer 
und Lehrerinnen bei der Durchführung desſelben. Vortrag, 
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gehalten auf einer Lehrerkonferenz der Kreisſchulinſpektion Berlin: 
Niederbarnim. Berlin, F. Zilleſſen, 1905. (36 S.) 0,50 M. 

Der Kampf gegen die Großbetriebe. Ein Irrweg der Steuer⸗ 
politik. Ein Mahnwort zur Reichs finanzreform von Juſtus. 
Berlin, Liebheit & Thieſen, 1905. (32 S.) 0,30 M. 

Die Kartellfrage. Rede des Geheimen Kommerzienrats Kirdorf 
im Verein für Sozialpolitik in Mannheim. DInd Z. 25. Ig. 63 — 70. 

Koch, Friedrich: Der Londoner Goldverkehr. Eine volkswirtſchaft⸗ 
liche Studie. (Münchener volkswirtſchaftliche Studien. Hrsg. von 
L. Brentano und W. Lotz. 73. Stück.) Stuttgart, J. G. Cotta Nachf., 
1905. (VIII, 116 S.) 2,50 M. 

Kuhmann, W.: Streik und öffentliches Intereſſe. 
163—166. 

Laubünger: Einſchränkung der Sonntagsarbeit im Handelsgewerbe 
durch Ortsſtatut. Selbſtverw. 33. Ig. 97—99, 113—114. 
Leidig: Der Arbeitsvertrag. Vortrag. DIndZ. 25. Ig. 79— 82. 
Liefmann, Robert: Die Kartellfrage und die Reichsregierung. Soz Pr. 

15. Ig. 345 — 350. 

Liefmann, Robert: Kartelle und Staat. Zukunft. 14. Ig. 45 — 56. 

Luppe: Entlaſſungsgründe nach BGB., HGB. und GewO. Gew. 
11. Ig. 170— 173. 

Nelken, F.: Das Gewerberecht in Preußen. (Handbücher des 
preußiſchen Verwaltungsrechts. III.) Berlin, C. Heymann, 1906. 
(XVI, 812 S.) 20 M. 

Reger, A.: Handausgabe der Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich mit dem Reichsgeſetz vom 30. III. 1903, betr. Kinderarbeit 
in gewerblichen Betrieben (Kinderſchutzgeſetz)j, Auszug aus dem 
bayeriſchen Gewerbegeſetze vom 30. I. 1868, dem Gewerbegerichts⸗ 
geſetze, dem Kaufmannsgerichtsgeſetze, ſowie den Vollzugsvorſchriften 
des Reichs und des Königreichs Bayern. In 3. Aufl. neubearbeitet 
und nunmehr in 4. Aufl. hrsg. von Th. Stohſel. 1. Bd. Ansbach, 
C. Brügel & Sohn, 1905. (VIII, 650 S.) Geb. in Leinw. 6 M. 

Reiß, Oskar: Reichsgewerbeordnung (Gewerbeordnung für das 
Deutſche Reich) mit den wichtigſten Ausführungsbeſtimmungen 
für das Deutſche Reich und das Großherzogtum Baden, nebſt 
Kinderſchutzgeſetz vom 30. III. 1903. Karlsruhe, Macklot, 1905 
(1906). (XIII, 913 S.) 

Röder, Hermann: Dampferſubventionen in Deutſchland, Frankreich 
und England. Hirths Ann. 39. Ig. 77— 79. 

a Der deutſche Handelskammerſekretär. Hirths Ann. 39. Ig. 

— 155. 

Saucke, A.: Lohnſtatiſtik. ZSozW. 9. Ig. 46—55. 

Schlippe. C. E. Th.: Im Königreich Sachſen geltende gewerberecht⸗ 
liche Beſtimmungen über die Errichtung, die Einrichtung und den 
Betrieb ſowie die ſtaatliche Beaufſichtigung von Fabriken, Werk⸗ 
ſtätten und ihnen gleichgeſtellten Anlagen. Zum Handgebrauche 
für Fabrikbeſitzer, Betriebsleiter, Ingenieure, Chemiker, Architekten 
und Gewerbeaufſichtsbeamte zuſammengeſtellt und mit Anmerkungen 
verſehen. 2. verbeſſerte Aufl. (Juriſtiſche Handbibliothek. Hrsg. 
M. Hallbauer und W. Schelcher. 82. Bd.) Leipzig, Noßbergſche 
Verlagsbuchhandl., 1906. (XII, 468 S.) 9 M. 

Schmelzer, F.: Rechtswirkungen von Tarifgemeinſchaften. 
385lBaugew. Berlin, 1905. 4. Ig. 510—511. 

Schulz, v.: Ausſtände, Ausſperrungen und Verhandlungszwang vor 
dem Einigungsamt. GewͤaufmG. 11. Ig. 126 — 130. 

Staude, Paul: Zum Jahrestage des Kinderſchutzgeſetzes. 1.1. 1904. 
Vortrag zu einem Elternabend. (Pädagogiſches Magazin, Heft 257.) 
Langenſalza, H. Beyer & Söhne, 1905. (25 S.) 

Stroell, Moriz: Reichsbank und Notenbank in Bayern. BankkArch. 
5. Ig. 77—81. 

Die Vorſchriften über den Verkehr mit Sprengſtoffen. An der 
Hand der von den Miniſterien des Innern und für Handel und 
Gewerbe unterm 14. IX. 1905 erlafienen Polizeiverordnung, 


Soz Pr. 15. Ig. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 8. 1906. 


ſyſtematiſch dargeſtellt. Mit einem Anhang, enthaltend das Neichs⸗ 
geſetz vom 9. VI. 1884 über den verbrecheriſchen und gemein⸗ 
gefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen, die hierzu erlaſſenen 
Ausführungsbeſtimmungen, die einſchlägigen Vorſchriften der Ge⸗ 
werbeordnung, die miniſteriellen Vorſchriften vom 19. XI. 1900 
über die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Her⸗ 
ſtellung von nitroglyzerinhaltigen Sprengſtoffen, vom 6. II. 1900 
über die Errichtung von Magazinen für briſante Sprengſtoffe, 
vom 14. IV. 1904 betreffend die Führer von Sprengſtoff⸗ und 
Pulvertransporten, vom 23. XII. 1893 betreffend die Verſendung 
von Sprengſtoffen und Munitionsgegenſtänden der Militärs und 
Marineverwaltung, ſowie einem ausführlichen Sachregiſter. [Aus: 
„Gemeindeverwaltungsblatt.“]! Düſſeldorf, L. Schwann, 1906. 
(76 S.) Kart. 0,50 M. 

Die reichs⸗ und landesrechtlichen Vorſchriften über den Verkehr 
mit Sprengſtoffen. 6. Aufl. Berlin, C. Heymann, 1906. (40 S.) 
0,40 M. 

Voſſen, Leo: Kartellgegnerſchaft, Induſtriegegnerſchaft. Eine Ge⸗ 
fährdung des Volkswohls und wirtſchaftlicher Gefahr! Hannover, 
Helwing, 1906. (51 S.) 1 M. 

Weiß v. Wellenſtein, Guſtav: Die Kartelldebatte in Mann⸗ 
heim. Bank Arch. 5. Ig. 81—82. 

Wölbling, P.: Empfehlen ſich geſetzliche Beſtimmungen über den 
gewerblichen Arbeitsvertrag auf Geding (Akkordvertrag)? Gut⸗ 
achten. 28. DIT. 1. Bd. 201 — 277. 


5. Land⸗ und Forſtwirtſchaft. 


* G., betr. die Zuſammenlegung der Grundſtücke. Vom 18. I. 1906. 
Mein Ver Samml. Bd. 24. Nr. 63. S. 405—408. 

* Königliche V., betr. die Anderung der Königlichen Verordnung vom 
2. XI. 1895 über die Forſtdienſtprüfungen. Vom 23. XII. 1905. 
WürttRBl. Nr. 35. S. 327—328. 

» Markſcheiderordnung für das Großherzogtum Sachſen. 
24. I. 1906. WeimR Bl. Nr. 4. S. 79—108. 

* Minifterialverorbnung über das Verfahren bei der Vermeſſung und 
Verſteinung der Grubenfelder. Vom 24. I. 1906. Weim Bl. 
Nr. 4. S. 109— 111. 

* Regierungsbekanntmachung vom 24. XI. 1905, betr. die Kenntlich⸗ 
machung der im Fürſtentum beheimateten Fiſchereifahrzeuge. 
Fſteübc Bl. Stück 17. Nr. 29. S. 121— 122. 

V. des Großherzoglichen Staatsminiſteriums, Departement der 
Juſtiz und Departement der Finanzen über die Fortführung der 
Berg und Berghypothekenbücher. Vom 21. XII. 1905. WeimN Bl. 
Nr. 31. S. 276 —279. 

Arndt: Das Reichsgericht und das Verhältnis zwiſchen Bergbau 
und öffentlichen Verkehrsanſtalten. DIZ. 11. Ig. 168—170. 
Auszug aus der allgemeinen Bergpolizeiverordnung für das Groß⸗ 
herzogtum Sachſen. Vom 16. I. 1906. Weimar, H. Vöhlaus 
Nachf., 1906. (22 S.) 0,20 M.; Plakatausg. (64,5 X 95 cm) 

0, 50 M. . 

Bauer, Joſef: Die Jagdgeſetze Preußens. Nach dem neueſten Stand 
der Geſetzgebung einſchließlich des Wildſchongeſetzes vom 14. VII. 1904, 
ſowie der Rechtſprechung ausführlich bearbeitet. 3. vermehrte 
und verbeſſerte Aufl. Neue Ausgabe, enthaltend das Geſet, 
betreffend die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke vom 
14. VII. 1905 nebſt Kommentar. Neudamm, J. Neumann, 
1905/06. (XVI, 644, 67 6.) 

Bentheim, Otto v.: Beiträge zur Bewertung der Gemeinheits⸗ 
teilungen. HannovLandwg. 58. Ig. 186— 190, 215—218. 

Allgemeine Bergpolizeiverordnung für das Großherzogtum 


Sachſen. Vom 16. I. 1906. Weimar, H. VBöhlaus Nachf. 1906 
(87 S.) Kart. 2 M. 


Vom 


men Se 


35. Jahrgang. 


— — — — — 


Brackmann, C.: Noch einmal: Kalibohrverträge. HannovLandwz. 


58. Ig. 1063 — 1064. 

Dickel, Karl: Das neue preußiſche Wildſchongeſetz vom 14. VII. 1904 
mit Anweiſungen und Ausführungsverfügungen. [Aus: Zeitſchrift 
für Forſt⸗ und Jagdweſen.] Berlin, J. Springer, 1906. 
(VII, 108 S.) 2 M. 

Dienſtanweiſung für die Domanial⸗ und Kommunal -⸗Forſtwarte 
im Großherzogtum Heſſen vom 20. IX. 1905. Amtliche Hand⸗ 
ausgabe. (Land⸗ und Forſtwirtſchaft. 3. Heft.) Darmſtadt, 
G. Jonghaus, 1905. (50 S.) 0,40 M. 

Ebner: Der Jagdſchein. VerwArch. 14. Bd. 154 — 234. 

Engelhard, [Max]: Das Geſetz, betr. die Verwaltung gemeinſchaft⸗ 
licher Jagdbezirke vom 4. VII. 1905 nebſt der Ausführungsanweiſung 
vom 25. VIII. 1905 erl. Berlin, P. Parey, 1905. (56 S.) 

Entwurf eines Geſetzes, betr. die Abänderung des 7. Titels des 
Allgemeinen Berggeſetzes für die preußiſchen Staaten vom 
24. VI. 1865 nebſt Begründung. Berlin, J. Guttentag, 1906. 
(102 S.) 1,50 M. 

Geſetz, betr. die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke vom 
4. VII. 1905, erläutert von Germanus. (Keils Rechtsbibliothek. 
Sammlung neuerer Geſetze in volkstümlicher Sprache. 11. Heſt.) 
Trier, Paulinus⸗Druckerei, 1905. 0,30 M. 

Geſetz, betr. die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke. Vom 
4. VII. 1905. Mit Erläuterungen und Ausführungsbeſtimmungen. 
Berlin, J. Springer, 1906. (12 S.) 0,30 M. 

Hermes, J., und Fechner, H.: Geſetz zur Verhütung von Hoch⸗ 
waſſergefahren vom 16. VIII. 1905. Unter Benutzung der 
amtlichen Materialien erläutert. (Taſchen⸗Geſetzſammlung. 65.) 
Berlin, C. Heymann, 1906. (IV, 92 S.) 1 M. 

Holdefleiß, Frdr.: Die öffentliche Förderung der Tierzucht in 
Deutſchland. 1. Tl. Staatliche Maßregeln zur Förderung der 
Tierzucht. Breslau, W. G. Korn, 1905. (XVI, 356 S.) 5 M. 

Hüſer, Alrnold!: Die Zuſammenlegung der Grundſtücke nach dem 
preußiſchen Verfahren. Zum Gebrauch für Landwirte, Landmeſſer 
und Kulturtechniker, ſowie Studierende .... 2., neubearb. Aufl. 
Mit 2 Taf. u. 18 Textabb. Berlin, P. Parey, 1905. (VI, 233 S.) 

Jahrbuch der preußiſchen Forſt⸗ und Jagdgeſetzgebung und Ver⸗ 
waltung. Hrsg. v. Paul Riebel u. Wilh. Weiſe. Im Anſchluß 
an das Jahrbuch im Forſt⸗ und Jagd⸗Kalender für Preußen. 
1. bis 17. Jahrg. (1851 - 1867) red. v. A. Dimmek. Geſamt⸗ 
regiſter f. Bd. 31 bis 37. (Jahrg. 1899 — 1905.) Verlin, J. Springer, 
1905. (VIII, 34 S.) 1 M. 

Jenne, Heinrich: Das landwirtſchaftliche Unterrichtsweſen in Bayern. 
(Virtſchafts⸗ und Verwaltungsſtudien mit beſonderer Berückſichtigung 
Bayerns. 26.) Leipzig, A. Deichert, 1906. (286 S.) 

Katzenſtein, Louis: Bauernſchutz und Fideikommiß. 
23. Ig. 323—324. 

Kienitz, Nfoderich] v.: Zur Verſtaatlichung des Kohlenbergbaues. 
Vortrag, gehalten in der ſtaatswiſſenſchaftlichen Geſellſchaft zu 
Poſen. Berlin, G. Stilke, 1905. (28 S.) 

Klamka: Die Gemeinheitsteilungen in der Provinz Hannover. 
Hannov Landw. 58. Ig. 81—83, 103 — 105. 

Klamka: Nochmals die Gemeinheitsteilungen. 
58. Ig. 435 —440. 

Klamka: Der Kalibergbau nach dem Geſetze über die Beſtellung 
von Salzabbaugerechtigkeiten in der Provinz Hannover vom 
4. VIII. 1904 (GS. S. 235). HannovLandwg. 58. Ig. 
287— 290, 308 — 312. 

ä F.: Die Fideikommiſſe in Preußen. Conrads J. 31. Bd. 

—96. 

Kunze: Das Geſetz, betr. die Verwaltung gemeinſchaftlicher 
Jagdbezirke vom 4. VII. 1905 (GS. S. 271 ff.). BerwArd. 
14. Bd. 302 —314. 
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Die unberechtigte Jagdausübung nach der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts. [In: Feſtſchrift der Forſtlehranſtalt Eifenad).] 
(H. Kahl.) 1905. (99 — 109.) 

Amtliche Mitteilungen aus der Abteilung für Forſten des Königlich 
Preußiſchen Minifteriumd für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten. 1904. Berlin, J. Springer, 1906. (IV, 45 S.) 2 M. 

Müller: Das Landwirtſchaftskammergeſetz. HeſſiſchedandwZ. 75 Jg. 
482-484. 

Oſtertag, Rlobert!: Das Veterinärweſen der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika, einſchließlich des Vieh⸗ und Schlachthofweſens, 
der Fleiſchverarbeitung, der Milchverſorgung und Milchkontrolle. 


Lincke: 


Reiſeſtudie. Berlin, R. Schoetz, 1906. (VIII, 151 S. mit 
17 Abbildungen.) 5 M. 
Peterſen, Mlartin]: Geſetz, betr. die Gründung neuer An: 


ſiedlungen in den Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Branden⸗ 
burg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſtfalen, vom 
10. VIII. 1904. Unter Benutzung der amtlichen Materialien 
erläutert. (Taſchengeſetzſammlung. 63.) Berlin, C. Heymann, 
1905. (172 S.) 

Pollwein, Markus: Bayeriſches Geſetz vom 30. III. 1850, betr. die 
Ausübung der Jagd und die Geſetze, betr. den Erſatz des Wild: 
ſchaden8. 6., neubearb. Aufl. München, C. H. Beck, 1906. 
(VIII, 334 S.) 3 M. 

Rintelen, Flriedrich!: Die Rechtſprechung zu den preußiſchen Ge: 
ſetzen über Gemeinheitsteilungen (Servitutablöſungen, Grundſtücks⸗ 
zuſammenlegungen) mit Ausſchluß der Verfahrensvorſchriften. Nach 
der Zeitſchrift für Landeskulturgeſetzgebung bearbeitet. Berlin, 
P. Parey, 1906. (XVI, 450 S.) 14 M. 

Roſenberg-Lipinsky, v: Betrachtungen zur Novelle, betr. den 
Knappſchaftstitel des preußiſchen Berggeſetzes. SozpPr. 15. Ig. 
530 — 535. 

Schumacher: Die Tötung von Katzen. Landw. 6. Ig. 655 — 656. 

Seriba, H.: Rechte und Pflichten des preußiſchen Landwirts gegen⸗ 
über dem Bergbau und Vorſchläge zur Abänderung des preußiſchen 
Berggeſetzes vom 24. VI. 1865. (Arbeiten der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer für die Provinz Sachſen. 7. Heft.) Leipzig, 
R. E. Schmidt & Co., 1906. (VIII, 86 S.) 2 M. 

Seefried, Georg: Leitfaden durch die Dienſtesvorſchriften für die 
Rentamtsdiener und Hilfsboten in Bayern. Ansbach, 
C. Brügel & Sohn, 1905. (VII, 131 S.) Kart. 1,50 M. 

Steiger, H.: Der Zweck und die Wirkungen des Bullenhaltungs— 
geſetzes. HannovLandw.Z. 58. Ig. 28 —30. 

Vorſchriften über die Aufſtellung und Anwendung des Etats, die 
Kaſſen⸗ und Naturalverwaltung und die Anfertigung der Ver: 
mögens⸗ und Ertragsberechnungen im Bereiche der Berg-, Hütten: 
und Salinenverwaltung vom 2. XI. 1905. Nebſt den für die 
Buch⸗ und Rechnungsführung erforderlichen Muſtern. Amtliche 
Ausgabe. Berlin, J. Springer, 1905. (IV, 339 S.) Kart. IM. 

Wieland, C. A.: Der Denkmal- und Heimatſchutz in der Geſetz⸗ 
gebung der Gegenwart. Progr. Baſel, Helbing & Lichtenhahn, 
1905. (59 S.) 1,30 W. . 

Zürn, E.: Der Abſchluß von Kali: uſw. Gewinnungsverträgen. 
HannovLandivg. 58. Ig. 942— 944, 965— 967. 


6. Bau⸗ und Wegeweſen. Feuerſchutz. 


Vf. des Miniſters der öffentlichen Arbeiten, betr. die Feſtſtellung 
gemeingültiger Merkmale für die Eigenſchaft als Staatsbeamter 
hinſichtlich der in der Staatsbauverwaltung außerhalb etats⸗ 
mäßiger Stellen beſchäftigten Hilfskräfte. Vom 3. XII. 1905. 
PrInnVerwMBl. Nr. 12 S. 211—212. ö 

Bf. des Miniſters der öffentlichen Arbeiten und des Miniſters des 
Innern, betr. die Anlegung und Veränderung von Straßen und 
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Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften. Vom 14. XII. 1905. 
PrInn Ver MBl. Nr. 12 S. 212. 

Abend roth, Alfred: Die Aufſtellung und Durchführung von amtlichen 
Bebauungsplänen. Leitfaden für kommunale Verwaltungsbeamte. 
Mit 10 Textzeichnungen. 2. vermehrte und verbeſſerte Aufl. 
Berlin, C. Heymann, 1905. (VIII, 142 S.) 

Anſchiringer: Feuerverſicherung und Dampfkeſſelreviſion. ZVerſWeſ. 
1905. 613— 614. 

Apelt: Gibt es ein Recht des Einzelnen auf Benutzung der öffent: 
lichen Wege? Fiſchers Z. 30. Bd. 97— 112. 

Vaupolizei⸗Verordnung für die Städte und einige Landgemeinden 
mit ſtädtiſcher Bauart des Regierungsbezirks Bromberg. Bromberg, 
Mittler, 1906. (58 S.) 0,75 M. 

Feuerpolizeiordnung für die Provinz Weſtfalen. 
F. W. Becker, 1905. (25 S.) 0,20 M. 

Feuerverhütungsordnung für die Stadt Königsberg, betr. 
den Verkehr mit Schießpulver, über die Lagerung von Petroleum, 
Spiritus, Teer. (Publiziert in Nr. 116 der Oſtpreußiſchen Zeitung 
vom 28. IV. 1905.) Königsberg i. Pr., Oſtpreußiſche Druckerei, 
1905. (28 S.) 

Geſetz, betr. die polizeiliche Beaufſichtigung der Bauten vom 
11. V. 1869 und Nachtrag vom 6. VII. 1881 nebſt Miniſterial⸗ 
verordnung, betr. baupolizeiliche Vorſchriften vom 7. VII. 1881 
nebſt Nachträgen und Inſtruktion zur Aufſtellung und Ausführung 
von Ortsbauplänen vom 4. IX. 1873. 3. auf den neueſten 
Stand gebrachte Aufl. Weimar, H. Vöhlau's Nachf., 1905. 
(57 S.) 0,70 M. 

Juſt, Otto: Wegeordnung für die Provinz Weſtpreußen vom 
27. IX. 1905. Erläutert. Berlin, C. Heymann, 1906. (XXIV, 
151 S.) 5 M. 

Kotze, Otto: Die baupolizeilichen Vorſchriften im Regierungsbezirk 
Breslau. 2. vermehrte Aufl. Berlin, A. W. Hayns Erben, 1906. 
(VI, 257 S.) 3,50 M. 

Prütz, Guſtav: Baupolizeiliche Beſtimmungen für den Polizeibezirk 
Kiel. (Aus: Prütz: Sammlung polizeilicher Verordnungen für 
den Polizeibezirk Kiel.) Kiel, W. G. Mühlau, 1905. (108 S.) 

Schlegel, Karl: Was muß man von dem Baupolizeirecht (Bau⸗ 
polizeiordnung) für Berlin und ſeine Vororte wiſſen? Berlin, 
H. Steinitz, 1905. (128 S.) 

Voßberg, Walter: Die deutſche Baugenoſſenſchaftsbewegung. Berlin, 
A. Unger, 1906. (VII, 241 S.) 4 M. 

Weſtarp, Graf v.: Vorgärten und Vorplätze. VerwArch. 14. Bd. 
63—88. 

Wieland, C. A.: Der Denkmal- und Heimatſchutz in der Geſetz⸗ 
gebung der Gegenwart. Progr. Baſel, Helbing & Lichtenhahn, 
1905. (59 S.) 1,60 M. 


Arnsberg, 


7. Enteignung. 


Geigel: Zur Enteignungsfrage. ElſLothrZ. 31. Ig. 103 — 105. 


8. Geſundheitsweſen. 


* Bk. der Großherzoglichen Landesregierung, betr. die bei Einlieferung 
Geiſteskranker in die Landesirrenanſtalt bei Strelitz einzureichende 
Krankengeſchichte. Vom 16. XII. 1905. MecklStrOff Anz. Nr. 55. 
S. 442 —444. MecklStroOff AnzRatzeb. Nr. 46. S. 349—351. 

* Bk. der Großherzoglichen Landesregierung, betr. die für die 
Landesirrenanſtalt bei Strelitz geltenden Aufnahmebedingungen ; 
Vom 16. XII. 1905. MecklStrOff Anz. Nr. 55. S. 438 —442. 
Meckl StrOffAnzRatzeb. Nr. 46. S. 843 — 848. 

* Bk. der Oldenburgiſchen Regierung, betr. Gebührenordnung für die 
Desinfektoren. Vom 20. XII. 1905. Birk Bl. 17. Bd. Stück 83. 
S. 484 — 486. 
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* Bk. der Oldenburgiſchen Regierung, betr. Zwangsdesinfektionen. 
Vom 20. XII. 1905. Birk Bl. 17. Bd. Stück 83. S. 481—484. 

Bk. des Reichskanzlers, betr. Anderung der Ausnahmen von den 
Vorſchriften über Auswandererſchiffe für die zur Auswanderer⸗ 
beförderung nach einem großbritanniſchen Hafen beſtimmten Schiffe. 
Vom 20. XII. 1905. RZUI. Nr. 53. S. 389—393. 

Bk. des Reichskanzlers, betr. Vorſchriften über Auswandererſchiſſe. 
Vom 20. XII. 1905. RGBl. Nr. 49. S. 779— 792. 

B. des Königlich Sächſiſchen Miniſteriums des Innern, betr. die 
Dienſtanweiſung für die Bezirkstierärzte. Vom 10. XII. 1905. 
SächſGBl. Stück 24 Nr. 78. S. 249— 261. 

Baumert, [Georg]: Zum preußiſchen Wohnungsgeſetzentwurf. Berlin, 
C. Heymann, 1905. (V, 86 S.) 

Die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen. Textausgabe. Berlin, C. Heymann, 1905. (III, 83 S.) 
0,50 M. 

Braun, Eduard: Reichsgeſetz, betr. den Verkehr mit Wein, wein⸗ 
haltigen und weinähnlichen Getränken vom 24. V. 1901 nebſt den 
Vorſchriften für die chemiſche Unterſuchung des Weines ſowie den 
ſonſtigen deutſchen und den preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen. 
Mit Einleitung und Erläuterung. (Taſchen⸗Geſetzſammlung. Nr. 6.) 
Berlin, C. Heymann, 1905. (VIII, 160 S.) 

Ergänzungstaxe zur deutſchen Arzneitaxe für 1906. Hrsg. vom 
deutſchen Apotheker⸗Verein und in deſſen Auftrage bearbeitet von 
Herm. Stein. Berlin, Selbſtverlag des deutſchen Apotheker⸗Vereins, 
1906. (XXIV, 208 S.) Geb. in Leinw. 2,50 M. und durchſch. 3 M. 

Kampffmeyer, P.: Die Proſtitution als ſoziale Klaſſenerſcheinung 
und ihre ſozialpolitiſche Bekämpfung. Berlin, Buchh. Vorwärts. 
(123 S.) 1,50 M. 

Martineck: Einführung in das preußiſche Seuchengeſetz vom 28. VIII. 
1905, nebſt einem Anhang über die ſich daraus ergebenden Rechte 
und Pflichten des praktiſchen Arztes. Berlin, Urban & Schwarzen⸗ 
berg, 1906. (83 S.) 1,60 M. 

Schlegel, Karl: Was muß man von der Schlachtvieh⸗ und Fleiſch 
beſchau wiſſen? Auf Grund des Reichsgeſetzes vom 3. VI. 1900, 
betr. die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau der dazu ergangenen 
Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrates bearbeitet. Berlin, 
H. Steinitz, 1905. (120 S.) 

Schmedding, Aldolf!: Die Geſetze, betr. Bekämpfung anſteckender 
Krankheiten und zwar .... nebſt Ausführungsbeſtimmungen, er: 
laſſen für Preußen. Münſter i. W., Aſchendorff, 1905. (XIV, 208 S.) 

Spacheimer, J.: Das Wohnungselend der Großſtädte und ſeine 
Abwendung durch Selbſthilfe. Verlin, Verlag Lebensreform, 1906. 
(VIII, 78 S. mit Abbildungen.) 1 M. 

Spohr: Iſt die Impfung auf Grund des Reichsgeſetzes vom 8. IV. 
1874 erzwingbar? Goltd Arch. 52. Ig. 289 297. 

Der jährliche Verbrauch alkoholiſcher Getränke im Deutſchen Reich. 
Hirths Ann. 39. Ig. 158 — 160. 

Königlich ſächſiſche Verordnung zur Ausführung des Reichsgeſetzes 
vom 23. VI. 1880 und 1. V. 1894, die Abwehr und Unterdrückung 
von Viehſeuchen betr. vom 31. VIII. 1905. Flöha, A. Peitz & Sohn, 
1905. (27 S.) 0,40 M. 

Weirauch, M.: Die Bekämpfung anſteckender Krankheiten. Eine 
Zuſammenſtellung der hierauf bezüglichen Geſetze, Verordnungen 
und Ausführungsanweiſungen, nebſt Erläuterungen, Anmerkungen 
und Formularmuſtern. Trier, A. Sonnenburg, 1905. (336 S.) 
Kart. 1,50 M. 


9. Fürſorge⸗ und Armenweſen. 


B., betr. die Bekämpfung des Zigeunerunweſens. Vom 80. XII. 1905. 
MecklStrelOffz Anz. Nr. 3. S. 12— 18. 
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V. des Miniſteriums der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts und 
des Miniſteriums des Innern, betr. die Zwangserziehung. Vom 
6. II. 1906. BadGGBl. Nr. 6. S. 43—61. 

Aichelberg, Douglas: Der Gemeindewaiſenrat. Ein Beitrag zur 
Ausgeſtaltung der Jugendfürſorge und des Waiſenſchutzes. Graz, 
Leykam, 1906. (40 S.) 0,40 M. 

Die heutigen Anforderungen an die öffentliche Armenpflege im 
Verhältniſſe zur beſtehenden Armengeſetzgebung. Hauptbericht, in 
Gemeinſchaft mit Adolf Buehl, vorgelegt von Rudolf Flemming. 
Mitberichte erſtattet von Wilhelm Fleiſchmann und Rudolf 


Schwander. (Schriften des deutſchen Vereins für Armenpflege 
und Wohltätigkeit. H. 73.) Leipzig, Duncker & Humblot, 1905. 
(184 S.) 


Bahr, Richard: Heimarbeit. Gegenwart. 35. Ig. 129 — 131. 

Balſer: Zur Zwangserziehungspraxis. Korreferat. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Hrsg. von A. Finger u. a. III. Bd. 
8. Heft. Die Zwangs⸗(Fürſorge⸗ Erziehung. Vorträge.) Halle a. S., 
C. Marhold, 1905. (68 S.) 1,50 M. 

Bauer, Friedr.: Schutz der Mutterſchaft. Vortrag. München, 
Seitz & Schauer, 1905. (23 S.) 1 M. 

Bazille, Wilhelm, und Köſtlin, Reinhold: Unſer öffentliches Für⸗ 
ſorgeweſen (Arbeiterverſicherung). (Bibliothek der Rechts⸗ und 
Staatskunde. 2. Bd.) Stuttgart, E. H. Moritz, 1905. (120 S.) 
1,50 M. 

Beſt und Klumker: Bemerkungen zur Zwangserziehungsgeſetzgebung. 
(Juriſtiſch⸗-pſychiatriſche Grenzfragen. Hrsg. von A. Finger u. a. 
III. Bd. 8. Heft. Die Zwangs⸗(Fürſorge⸗) Erziehung. Bor: 
träge. Halle a. S., C. Marhold, 1905. (68 S.) 1,50 M. 

Clement, Gottlieb: Literaturbericht über Gefängnis⸗ und Fürſorge⸗ 
weſen. ZStW. 26. Bd. 306 — 315. 

Dannemann: Fürſorge⸗(Zwangs⸗) Erziehung. Vortrag. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Hrsg. von A. Finger u. a. III. Bd. 
8. Heft. Die Zwangs ⸗(Fürſorge⸗) Erziehung. Vorträge.) Halle, 
C. Marhold, 1905. (68 S.) 1,50 M. 

Die Fabrikſparkaſſe für die Arbeiter des ſtädtiſchen Gas⸗ und 
Waſſerwerkes in Ulm a. D. Von GBlWürtt Z. 47. Ig. 344 
bis 348. 

Feld, Wilhelm: Die Kinder der in Fabriken arbeitenden Frauen 
und ihre Verpflegung, mit beſonderer Berückſichtigung der 
Crimmitſchauer Arbeiterinnen. (Probleme der Fürſorge. Ab⸗ 
handlungen der Zentrale für private Fürſorge in Frankfurt a. M. 
3. Bd.) Dresden, O. V. Böhmert, 1906. (VIII, 87 S.) 2 M. 

Fiſcher, Edmund: Ein Kapitel aus der Armenpflege in Sachſen. 
KommunPr. 6. Ig. 73 — 76. 

Fuld: Die Zwangserziehung. Referat. (Juriſtiſch⸗ pſychiatriſche 
Grenzfragen. Hrsg. von A. Finger u. a. III. Bd. 8. Heft. Die 
Zwangs ⸗(Fürſorge⸗) Erziehung. Vorträge.) Halle a. S., C. Mar: 
hold, 1905. (68 S.) 1,50 M. 

Frankenberg, G. v.: Die Novelle zum Geſetz über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz. SozPr. 15. Ig. 297301. 

Goldſchmidt, Otto: Die neuen Ausführungsbeſtimmungen über 
die Gewährung von Beihilfen an Kriegsteilnehmer. PrVerwBl. 
27. Ig. 336 —338. 

Gordan: Zum Entwurf eines Geſetzes, betr. die Anderung des Ge⸗ 
19 5 über den Unterſtützungswohnſitz. PrVerwBl. 27. Ig. 279 

8 281. 

Gündel, A.: Zur Organiſierung der Geiſtesſchwachenfürſorge. 
Halle, C. Marhold, 1906. (190 S.) 4 M. 

Jaſtrow, [Johannes]: Das Geſetz vom 30. III. 1903, betr. Kinder: 
arbeit in gewerblichen Betrieben und die Mitwirkung der Lehrer 
und Lehrerinnen bei der Durchführung desſelben. Vortrag, ge⸗ 
halten auf einer Lehrerkonferenz der Kreisſchulinſpektion Berlin: 
Niederbarnim. Berlin, F. Zilleſen, 1905. (36 S.) 0,50 M. 
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Klumker, J.: Die Mängel des deutſchen Armenweſens. PrJahrb. 
123. Bd. 463 —477. 

Klumker, Chr. J., und Spann, Othmar: Die Bedeutung der Be⸗ 
rufsvormundſchaft für den Schutz der unehelichen Kinder. Eine 
Denkſchrift für den internationalen Kongreß für Erziehung und 
Kinderſchutz in Lüttich mit 11 farbigen Tabellen. Dresden, 
O. V. Böhmert, 1905. (31 S.) 1 M. 

Köhne, [Paul]: Die Ausgeſtaltung der Waiſenpflege. DIZ. 11. Ig. 
249 — 250. 

Matz: Einige Bemerkungen zu dem Fürſorgeerziehungsgeſetz vom 
2. VII. 1900. BlGefängnK. 39. Bd. 440 — 446. 

Münſterberg: Die Novelle zum Geſetz über den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz. ZArm Weſ. 7. Ig. 2—8. 

Nevc, Oskar: Notſtandsarbeiten, ein Zweig kommunaler Arbeits: 
loſenfürſorge. ArbBerforg. 23. Ig. 133 — 186. 

Pütter, Ernſt: Die Verheimlichung und Verſchleppung von Säug⸗ 
lingen. DGem Z. 45. Ig. 49—52. 

Reichel, A. F.: Armenpflegeraſſiſtenten aus dem Arbeiterſtande. 
DGemzZ. 45. Ig. 45. 

Nüdlin: Wohlfahrtseinrichtungen der preußiſch⸗heſſiſchen Eiſenbahn⸗ 
gemeinſchaft im Jahre 1904. ArchEiſenb W. Ig. 1906. 1—83. 

Ruland: Zur Reform der Armengeſetzgebung in Elſaß⸗Lothringen. 

Straßburg, W. Heinrich, 1906. (56 S.) 1 M. 

Schmidt, Robert: Sozialpolitik für die Landarbeiter. Soz MG. 
10. (12.) Ig. 1. Bd. 1. H. 45 — 49. 

Schmölder: Der § 56 des StGB. und das preußiſche Geſetz über 
die Fürſorgeerziehung Minderjähriger. DIZ. 11. Ig. 189 — 192. 

Seel: Transportkoſten bei der Zwangserziehung. Bay. 2. Ig. 12 — 13. 

Seidel: Der deutſche Verein für Jugendſparkaſſen. Hirths Ann. 
38. Ig. 911—919. 

Singer, Karl: Die Errichtung eines Inſtituts für ſoziale Arbeit 
und die Organiſation der Wohltätigkeit in München. München, 
J. Lindauer, 1906. (47 S.) 0,50 M. 

Wagner, M.: Zur Frage der Arbeitsloſenfürſorge. ZArm Weſ. 
7. Ig. 8— 25. 

Wulffen, Erich: Die Kriminalität der Jugendlichen. Vortrag. 
[Aus: „Jugendfürſorge“.] (Schriften des deutſchen Zentralvereins 
für Jugendfürſorge, rag. von Frz. Pagel und Bendix. 1. H.) 
Berlin, Deutſcher Zentralverein für Jugendfürſorge, 1906. 
(38 S.) 0,50 M. 


10. Arbeiterſchutzgeſetzgebung. 


Anleitung, betr. den Kreis der nach dem Invalidenverſicherungs⸗ 
geſetze vom 13. VII. 1899 (RGBl. S. 463) verſicherten Perſonen. 
Vom 6. XII. 1905. Berlin, A. Aſher & Co., 1905. (70 S.) 0,85 M. 

Anleitung, betr. den Kreis der nach dem Invalidenverſicherungs⸗ 
geſetze vom 13. VII. 1899 (RGBl. S. 463) verſicherten Perſonen. 
Vom 6. XII. 1905. Berlin, C. Heymann, 1906. (54 S.) 0,80 M. 

Der Arbeiterfreund. Zeitſchrift für die Arbeiterfrage. Organ des 
Zentralvereins für das Wohl der arbeitenden Klaſſen. Beiheft. 
Bibliographie der Arbeiterfrage für das Jahr 1905. Nach 
Materien geordnet. Zuſammengeſtellt von Pet. Schmidt. Berlin, 
L. Simion Nachf., 1906. (102 S.) 1,50 M. 

Zur Auslegung des Begriffs „Betriebsunfall“, 
19 21. 

Bazille, [Wilhelm]: Die Einweiſung von Invalidenrentenbewerbern 
in ein Krankenhaus durch die untere Verwaltungsbehörde. 
ArbBerforg. 23. Ig. 126—127. 

Bazille, Wilhelm und Röſtlin, Reinhold: Unſer öffentliches 
Fürſorgeweſen (Arbeiterverſicherung). (Bibliothek der Nechts⸗ und 
Staatskunde. 2. Bd.) Stuttgart, E. H. Moritz, 1905. (120 S.) 
1,50 M. 


ArchPoſt. Ig. 06. 
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Bergmann, Artur: Denkſchrift zur erſten Wohnungs⸗Enquéte der 
Ortskrankenkaſſen in Breslau. Im Auftrage des Verbandes der 
Orts⸗, Betriebs- Fabrik-] Krankenkaſſen zu Breslau bearbeitet. 
Breslau, Verband der Orts- .... Krankenkaſſen, 1906. (54 S.) 

Bernhardt, Mlartin]: Die Betriebsunfälle der Telephoniſtinnen. 
Berlin, A. Hirſchwald, 1906. (71 S.) 

Deutſche Bibliographie der Arbeiter-Verſorgung. Ein viertel: 
jährliches Verzeichnis aller auf dem Geſamtgebiete der Arbeiter: 
Wohlfahrtspflege in Deutſchland erſchienenen Schriften. Grune— 
wald⸗Berlin, Verlag der Arbeiter-Verſorgung, Troſchel, 1905. 
Je 0,40 M. 

Brunn, Paul: Die neueſte Rechtſprechung des Reichs-Verſicherungs⸗ 
amts auf dem Gebiete der Invalidenverſicherung. PrVerwBl. 
27. Ig. 300-302, 318-3821. 

Vürner, Nlihard]: Iſt der Arbeitgeber berechtigt, an die Arbeiter 
Abzüge für Fabrikſtrafen, Schadenserſatzforderungen, Beiträge zu 
Wohlfahrtseinrichtungen uſw. zu machen? (Verein zur Wahrung 
gemeinſamer Wirtſchaftsintereſſen der deutſchen Elektrotechnik. 
Nr. 6.) Berlin, G. Siemens in Kommiſſion, 1906. (38 S.) 

Düttmann, A. und Gebhard, Herm.: Anleitung, betreffend den 
Kreis der nach dem Invalidenverſicherungsgeſetze vom 13. VII. 1899 
(Reichs⸗Geſetzblatt S. 463) verſicherten Perſonen. Vom 6. XII. 1905. 
Zugleich Nachtrag 3 zum Kommentar und zur Handausgabe des 
Invaliden verſicherungsgeſetzes vom 13. VII. 1899. Altenburg, 
St. Geibel, 1906. (90 S.) 1 M. 

Eiſner, W.: Zur Vereinheitlichung der Verſicherungsgeſetze. Berlin. 
Med Reform. 8. Ig. 289-290. 

Entwurf eines Geſetzes über die Hilfskaſſen vom 28. XI. 1905 
Grunewald:Berlin, Verlag der Arbeiter-Verſorgung, A. Troſchel, 
1905. (8 S.) 0,30 M. 

Entwurf eines Geſetzes über die Hilfskaſſen. Dem Reichstage vorgelegt 
am 28. XI. 1905. Berlin, C. Heymann, 1905. (12 S.) 0,40 M. 

Das finanzielle Ergebnis der Rentenfeſtſetzung in den Fällen des 
§ 10 Abſ 5 Gus G., der $ 13 landwu VG. und des § 13 Seell VG. 
ArbVerſorg. 23. Ig. 127—133. 

Evert, Georg: Taſchenbuch des Gewerbe- und Arbeiterrechts. Zum 
täglichen Gebrauch bearbeitet. 3. umgearbeitete Aufl. Berlin, 
C. Heymann, 1905. (VI, 192 S.) 

Frankenberg, H. v.: Zur Angehörigenfürſorge nach Arbeiter⸗ 
verſicherungsrecht. Hirths Ann. 39. Ig. 24 — 33. 

Frankenberg, H. v.: Der Beginn und das Ende der kranken⸗ 
verſicherungspflichtigen Beſchäftigung. ArbVerſorg. 23. Ig. 
105 1138. 

Frankenberg, H. v.: Die Weiterzahlung von Lohn neben dem 
Krankengelde. Arch SozW. 21. Bd. 686 — 705. 

Fricke, G.: Unfallverhütung in der Landwirtſchaft. ArbVerſorg. 
23. Ig. 3—7. 

Fuld: Die Einrede des konkurrierenden Verſchuldens bei Regreßklagen 
der Berufsgenoſſenſchaften. ArbVerſorg. 23. Ig. 7—9. 

Gerkrath, Albrecht: Zur Begriffsbeſtimmung des Unfalls. 
ZVerſWiſſ. 6. Bd. 1— 19. 

Gräf, Eduard: Arzte und Krankenkaſſen. Ein Beitrag zu der 
Frage: Freie Arztwahl. (80 S.) Frankfurt a. M., Buchh. 
Volksſtimme, 1905. 0,40 M. 

Hahn, [Jul.]: Arbeitstag und Arbeitsſchicht nach dem Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetz. ArbVerſorg. 23. Ig. 25— 27. 

Hahn, Jul.]: Kaſſenbeamte als Vorſtandsmitglieder. ArbVerſorg. 
23 Ig. 1—2. 

Hanſen, P. Chr.: Praktiſches Chriſtentum im Staatsleben. Die 
Grundzüge der deutſchen Arbeiterverſicherung. 1. Aufl. (Lehr 
und Wehr fürs deutſche Volk. Eine Sammlung von volkstümlich⸗ 
wiſſenſchaftlichen Abhandlungen. 22.) Hamburg, Agentur des 
Rauhen Hauſes, 1906. (16 S.) 0, 10 M. 


Hilfe, Benno]: Anſpruch der Krankenkaſſe gegen die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaſt auf Erſtattung des Sterbegeldes. ArchOffR. 20. Bd. 
415-419. 

Hilfe, Benno: Ausſchluß des Rechtsweges für Regreßanſprüche aus 
der öffentlich⸗rechtlichen Arbeiterverſicherung infolge Zeitablaufes. 
IW. 35. Ig. 4—5. 

Hilſe, Benno]: Sterbegeld für eine Totgeburt. Hirths Ann. 39. Ig. 
74 — 76. 

Hilfe, Benno: Verteilung der wirtſchaftlichen Nachteile aus einem 
Unfall zwiſchen dem Haftpflichtſchuldner bezw. Schadenserſatz⸗ 
verpflichteten und dem im Heilverfahren ablehnenden Beſchädigten. 
Glaſers Ann. 58. Bd. 97—98. 

Kleeis, Friedrich: Die Krankenverſicherungspflicht der Haus: 
gewerbetreibenden. Neue Zeit. 24. Ig. 536 — 562. 

Königshöfer: Forderungen und Vorſchläge der Arzte zur Ab— 
änderung der deutſchen Arbeiterverſicherungsgeſetze. Mediziniſches 
KorrBl. Württembergiſchen ärztl. Landesver. Bd. 74. 721— 724, 
751-753, 766 — 770. 

Lehmann, K.: Über die Rechtskraft der Entſcheidungen der Renten⸗ 
feſtſetzungsinſtanzen der Invalidenverſicherung und der auf Grund 
des 8 155 JVG. ergehenden Entſcheidungen der Verwaltungs⸗ 
behörden. ArbVerſorg. 23. Ig. 27—35, 45 — 49. 

Leuckfeld, Gottfried: Zum gegenwärtigen Stand der Frage einer 
Penſions⸗ und Hinterbliebenenverſicherung der Privatangeſtellten. 
ZVerſWiſſ. 6. Bd. 41—66. 

Lohmar, Paul: Über Reform und Vereinheitlichung unſerer 
Arbeiterverſicherung. Köln, Selbſtverl., 1905. (68 S.) 

Lotz, W.: Führer durch die Invalidenverſicherung. (22.— 24. Tauſend.) 
(Krankenkaſſenbibliothek. Hrsg. von E. Fiebig und W. Hanauer. 
2. Heft.) Frankfurt a. M., E. Schnapper, 1905. (32. S.) 
0,30 M. 

Monatsſchrift für Unfallheilkunde und Invalidenweſen mit be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der Mechanotherapie und der Be: 
gutachtung Unfallverletzter, Invalider und Kranker, begründet von 
H. Blaſius, G. Schütz und C. Thiem. Hrsg. von C. Thiem. 
Inhaltsverzeichnis der erſten 10 Ig. (von 1894 - 1903). (59 S.) 
Leipzig, F. C. W. Vogel, 1906. 2 M. 

Neues aus der Rechtſprechung des Reichsverſicherungsamtes. 
Arch Poſt. 7. Ig. 55—59. 

Römer, Karl: Die freiwillige Verſicherung (Selbſtverſicherung und 
Weiterverſicherung) nach dem Invalidenverſicherungsgeſetz für das 
Deutſche Reich vom 13. Juli 1899 in ihrer hohen Bedeutung 
für die ſelbſtändigen Gewerbetreibenden und Landwirte, ſowie 
deren Familienangehörigen. 8. Aufl. Berlin, Deutſcher Verl., 
1905. (32 S.) 

Sauke, A.: Bemerkungen zu $$ 88, 89 GUNG. ArbBerforg. 
23. Ig. 51— 583. 

Schmidt, C.: Die Aufgaben und die Tätigkeit der deutſchen 
Invalidenverſicherungsanſtalten in der Arbeiterwohnungsfrage. 
Cöln, P. Neubner, 1905. (VIII, 217 S.) 

Schönheimer, H.: Die Abänderung der Arbeiterverſicherungs⸗ 
geſetze. MedReform. 8. Ig. 345 — 347, 356 — 358. 

Stier⸗Somlo, [Fritz]: Deutſche Sozialgeſetzgebung. Geſchichtliche 
Grundlagen und Krankenverſicherungsrecht. Jena, G. Fiſcher, 
1906. (X, 408 S.) 7,50, geb. 8,50 M. 

Stier⸗Somlo, [Fritz]: Zwei Neuerungen im deutſchen Sozialrecht. 
Dig. 11. Ig. 234237. N 
Sydow, G.: Das Krankenverſicherungsgeſetz. Ein Leitfaden für 
Angeſtellte und Arbeiter. (Krankenkaſſenbibliothek. Hrsg. von 
E. Fiebig und W. Hanauer. 1. Heft.) Frankfurt a. M., 

E. Schnapper, 1905. (IV, 61 S.) Kart. 1 M. 

Verhältnis des § 5 Abſ. 4 JV. zu § 47 Abſ. 1 dieſes Geſetzes. 

Arb Verſorg. 23. Ig. 49—51. 
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Formal Verſicherung im Bereiche des Krankenverſicherungsgeſetzes. 
ArbBerforg. 23. Ig. 10— 12. 

Vogt, Guſtav: Die Vorteile der Invalidenverſicherung und ihr 
Einfluß auf die deutſche Volkswirtſchaft. Zur Selbſtbelehrung und 
für Vorträge bearbeitet. Berlin⸗Grunewald, Arbeiter⸗Verſorgung, 
1905. (XV, 452 S.) 

Wörmbcke, Mart.: Die freiwillige Invalidenverſicherung und die 
bedeutenden Leiſtungen bei längerer Krankheit, dauernder Erwerbs⸗ 
unfähigkeit und im Alter. [Aus: „Hamburger Fremdenblatt“.] 
Duckenhuden⸗ Hamburg, Hermannſtr. 5, Selbſtverlag, 1905. (12 S.) 
0,20 M. 

Zwiedineck⸗Südenhorſt, Otto v.: Simulation und Rentenbyſterie 
bei der Reform der ſozialen Verſicherung. ZVerſWiſſ. 6. Bd. 


20—34. 
11. Heer und Kriegsflotte. 


Arnold, Joſ.: Der deutſche Militärpflichtige vor der Erſatz⸗ und 
Ober⸗Erſatzkommiſſion. Der einjährig⸗freiwillige Militärdienſt. 
Allgemein verſtändliche Zuſammenſtellung der beſtehenden Vor: 
ſchriften uſw. Mit vielen Beiſpielen und Muſtern zu Meldungen 

und Geſuchen. Augsburg, Selbſtverlag, 1906. (VIII, 104 S.) 
0,60 M. 

Lengning, C. Unſer Kriegsmarineweſen. Mit 70 Illuſtrationen 
und 1 kolorierten Karte der Kriegsflaggen der Seeſtaaten. (Bib⸗ 
liothek der Rechts⸗ und Staatskunde. 17. Bd.) Stuttgart, 
E. G. Moritz, 1905. (175 S.) 1,50 M. 

Reishauer, Hermann: Rechtliche Stellung der militärpflichtigen 
und militärentlaſſenen Volksſchullehrer im Königreich Preußen. 
Auf Grund der einſchlägigen Miniſterialerlaſſe und Regierungs⸗ 
verfügungen für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet. Leipzig, 
J. Klinkhardt, 1906. (56 S.) 0,60 M. 

Sammlung der auf Heer und Flotte bezüglichen Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen des Deutſchen Reichs. Textausgabe mit Inhalts- und 
Sachverzeichnis. München, C. H. Beck, 1906. (XIV, 848 S.) 
Geb. in Leinw. 4 M. 

Schmidt, Geo.: Militärgeſetze für Bayern. Nach dem Stande 
vom 20. XII. 1905. 5. Lfg. München, J. Schweitzer Verl., 
1905. (VIII, 942 S.) 9,60 M.; geb. in Halbfrz. 12 M.) 


12. Unterrichts weſen. 


Bk. des Fürſtlichen Staatsminiſteriums vom 18. X. 1895, betr. 
das Abkommen zwiſchen Oldenburg und Preußen wegen gegen: 
ſeitiger Anerkennung der Befähigungszeugniſſe für Lehrerinnen 
an Volks-, mittleren und höyeren Mädchenſchulen, für Sprach— 
lehrerinnen und für Schulvorſteherinnen. FſtLübGBl. Stück 16. 
Nr. 27. S. 115. 

Bk. des Staatsminiſteriums vom 18. X. 1905, betr. die Prüfungs⸗ 
ordnung für Lehrerinnen im Großherzogtum Oldenburg. FſtèübGBl. 
Stück 16. Nr. 26. S. 101—114. 


* ©. vom 19. XII. 1905, betr. die Beſoldungs⸗ und Penſions-Ver⸗ N 


hältniſſe der Lehrer und Lehrerinnen der Volksſchule ſowie die 
Verſorgung der Witwen und Waiſen der Volksſchullehrer. 
Mein Ver Samml. Nr. 59. S. 381385. 

Aron, Leo: Die Volksſchulvorlage im preußiſchen Landtag. Soz Mh. 
10. (12.) Ig. 1. Bd. 1. H. 3— 11. 

Behrend, Martin]: Gründung, Einrichtung und Verwaltung von 
obligatoriſchen kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen unter Mit: 
wirkung der Herren Anſchütz in Sonneberg, Ebeling in 
Halberſtadt u. a. (Veröffentlichungen des Deutſchen Verbandes 
für das kaufmänniſche Unterrichtsweſen. Bd. 32.) Leipzig, 
2. G. Teubner, 1905. (XII, 193 S.) 

Bühler: Die obligatoriſche gewerbliche Fortbildungsſchule mit Tages: 
unterricht in Württemberg. ZFortbSchulw. 3. Ig. 157161. 
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Entwurf eines Geſetzes betr. die Unterhaltung der öffentlichen 
Volksſchulen. Auch als Beilageheft zum VerwArch. und Verw Bl. 
1906 erſchienen. Berlin, C. Heymanns Verl., 1906. (144 S.) 
1,60 M. 8 

Fiſcher, J.: Übt der Volksſchullehrer bei Handhabung der Schul⸗ 
zucht eine öffentliche Gewalt aus. Bay Z. 1. Ig. 505 — 506. 

Hinter den Kuliſſen des Hochſchulſtreits. Darſtellung und Kritik. 
Von einem 70. Semeſter (Johs. Penzler). 2. Titel⸗] Aufl. von: 
Der Hochſchulſtreit. Akademiſche Freiheit und konfeſſionelle Ver⸗ 
bindungen. Leipzig, H. A. L. Degener, 1905, 1906. (IV, 199 S.) 
2 M. 

Kriege, Wilh.: Die Simultanſchule im Lichte der Wahrheit. Eine 
ſachliche Würdigung der Schulfrage in Preußen zur Aufklärung 
des Volkes. Köln, J. P. Bachem, 1906. (124 S.) 1,30 M. 

Langermann, Johannes: Schulleitung und Schulaufſicht. Ent⸗ 
wurf einer Denkſchrift, welche Sr. Erz. Herrn Staatsminiſter 
Dr Studt überreicht werden ſollte von dem Rhein. Prov.⸗Lehrer⸗ 
verein. Minden i. W., C. Marowsky, 1905. 

Leja, Auguſt: Denkſchrift über die Entwicklung und Ausgeſtaltung 
des gewerblichen Fortbildungsſchulweſens in Preußen und 
Organiſationsvorſchläge zur planmäßigen Ausbildung ſeiner 
Lehrer, Leiter und Aufſichtsbeamten. Hamm i. W. Breer & Thie⸗ 
mann, 1905. (30 S.) 

Makower: Iſt Art. 14 der preußiſchen Verfaſſung anwendbar auf die 
im Schulgeſetzentwurf geregelten Fragen? DIZ. 11. Ig. 195— 197. 

Müller, Clarl]: Verordnungen betreffend das gewerbliche und 
ländliche Fortbildungsſchulweſen in Preußen. Bearb. Wittenberg, 
R. Herroſé, 1905. (132 S.) 

Münz, Paul: Fragmente zur Schulaufſichtsfrage. Rückblicke und 
Ausblicke mit beſonderer Berückſichtigung der preußifchen Ver⸗ 
hältniſſe. Wiesbaden, H. Rauch, 1905. (55 S.) 0,50 M. 

Nohl, Clemens: Iſt die Preußiſche Schulverwaltung reformbedürftig? 
Leipzig, N. Uhlig, 1905. 

Quarck, Max: Kommunale Schulpolitik. Ein Führer durch die 
Gemeindetätigkeit auf dem Gebiete der Volksſchule. (Sozial: 
demokratiſche Gemeindepolitik. Kommunalpolitiſche Abhandlungen. 
Hrsg. unter Leitung von Paul Hirth. 3. Heft.) Berlin, Buchhdlg. 
Vorwärts, 1906. (80 S.) 1 M. 

Rottenburg, Frz. J. v.: Das Zukunftsprogramm unſerer Schul⸗ 
geſetzgebung. Vortrag, gehalten in Bonn am 15. XII. 1905 und 
mit einigen Zuſätzen verſehen. Bonn, C. Georgi, 1906. (67 S.) IM. 

Schulweſen. Darmſtadt, G. Jonghaus. 2. Heft. Gehalts: und 
Penſionsverhältniſſe der Volksſchullehrer und zwar: 1. Geſetz, 
die Gehalte der Volksſchullehrer betr., 2. Geſetz, die Penſionierung 
der Volksſchullehrer betr., 3. Geſetz, die Witwen⸗ und Waiſenkaſſe 
der Volksſchullehrer betr., in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 30. X. 1905. Amtliche Handausgabe. 1905. (21 S.) 
0,30 M. 

Wehrhan, K.: Das Fach- und Fortbildungsſchulweſen im Zentrum 
der Bergiſchen Stahlwaren- und Kleineiſeninduſtrie. ZFortbSchulw. 
8. Ig. 80—83. 

13. Verkehrsweſen. 

* BE, betr. Vorſchriften für die Beförderung von Leichen auf dem 
Seewege. Vom 16. II. 1906. Hamb ABl. Nr. 26 S. 69 — 72. 

* Bk. der Großherzoglichen Landesregierung, betr. die portopflichtige 
Korreſpondenz zwiſchen Behörden verſchiedener Bundesſtaaten. 
Vom 20. II. 1906. MecklStrOffz Anz. Ratzeburg. Nr. 8 
S. 55 — 56. 

* Bk. der Königlichen Staatsminiſterien des Königlichen Hauſes und 
des Außern und für Verkehrsangelegenheiten, den Staatsvertrag 
zwiſchen Bayern und Heſſen über eine Eiſenbahnverbindung von 
Aſchaffenburg nach Höchſt⸗Neuſtadt betr. Vom 16. I. 1906. 
Baycg Bl. Nr. 4 S. 25 --36, 
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* Bk. des Königlichen Staatsminiſteriums für Verkehrsangelegenheiten, 
die Poſtordnung für das Königreich Bayern vom 27. III. 1900 
betr. Vom 20.1. 1906. Bay Bl. Nr. 4 S. 36. 

„Bk. des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten, Verkehrs⸗ 
abteilung, betr. die Titulatur der bisherigen Aſſeſſoren des 
Verkehrsdepartements. Vom 15. II. 1906. WürttRBl. Nr. 4 S. 19. 

* G., die Erwerbung der Pfälziſchen Eiſenbahnen für das K. Bayeriſche 
Staatsärar betr. Vom 7. XII. 1905. Bay Bl. Nr. 63 S. 689 — 691. 

* Königliche V., betr. die Anderung der Königlichen V. vom 4. XI. 1902 
über die Prüfungen für den Verkehrsanſtaltendienſt. Vom 
23. XII. 1905. WürttRBl. Nr. 35 S. 325—327. 

Arndt, [Adolf]: Das Reichsgericht und das Verhältnis zwiſchen 
Bergbau und öffentlichen Verkehrsanſtalten. DIZ. 11. Ig. 168— 170. 

Coermann, W.: Der Beförderungszwang der Eiſenbahnen. 
EiſenbE. 22. Bd. 204 — 208. 

Denkſchrift über die Reform der Perſonen⸗ und Gepäcktarife der 
deutſchen Eiſenbahnen . Vom preußiſchen Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten dem Landeseiſenbahnrat unterbreitet. Berlin, C. Heymann, 
1905. (8 S.) 30 M. 

Eiſenbahnrechtliche Entſcheidungen und Abhandlungen. Zeit⸗ 
ſchrift für Eiſenbahnrecht, hrsg. von Georg Eger. General⸗ 
regiſter zu Bd. I bis XX. Breslau, J. U. Kern, 1905. (VIII, 
312 S.) 10 M. 

Fort mit der Eiſenbahnreform! Keine Betriebsmittelgemeinſchaft! 
Keine Perſonentarifreform auf preußiſcher Grundlage! Ein 
Weckruf an das badiſche Volk und feinen neugewählten Landtag. 
Bon Ferroviarius. Heidelberg, Heidelberger Verlagsanſtalt und 
Druckerei, 1906. (51 S.) 0,80 M. 

Herzog, H.: Grundlagen für den internationalen Poſtverkehr 
Deutſchlands. ArchpoſtTelegr. 7. Ig. 33—45. 

Kaſch, Alfred, und Mende, Alfred: Großer Gerichtsplan Berlin 
und feine Vororte. 1: 27 300, 88 X 119 em. Farbdruck. Mit 
Text. Berlin, A. Mende, 1905. (62 S.) 2 M. 

Koehne, Carl: Grundriß des Eiſenbahnrechts mit beſonderer Bes 
rückſichtigung Deutſchlands, Oſterreichs und der Schweiz. Ein 
kurz gefaßtes Lehrbuch für Juriſten, Eiſenbahnbeamte und 
Studierende. Berlin, O. Liebmann, 1906. (VII, 114 S.) 
2 M., geb. 2,40 M. 

Portoſätze im Weltpoſtvereinsverkehr. Hand Gew. 13. Ig. 420 —422. 

Prager, Wilhelm: Gemeinde⸗ oder Privatbetrieb. Ein Beitrag zur 
Münchener Trambahnfrage. München, L. Finſterlin, 1905. 
(87 S.) 1 M. 

Radetzki, Aldolf]: Zoll⸗, Steuers und polizeiliche Vorſchriften für 
Verſendung von Gütern aus gärtneriſchen Betrieben im Poſt⸗ und 
Eiſenbahnverkehr mit dem europäiſchen Auslande. Bearbeitet 
nach den amtlichen Vorſchriften und Dienſtinſtruktionen. Berlin, 
Berliner Gärtnerbörſe, 1905. (159 S.) 

Schmitt, Adam: Der Eiſenbahnfrachtzuſchlag (nach § 53 der 
Deutſchen Eiſenbahnverkehrsordnung vom 26. X. 1899). EifenbeE. 
22. Bd. 195 — 200. 

Scholz, F.: Haftung der Poſt für den durch ungültige Zuſtellung 
entſtandenen Schaden. DIZ. 11. Ig. 198 — 199. 

Teſ ch, Johs.: Katechismus für die Vorbereitung zur Prüfung zum 
Eiſenbahnaſſiſtenten der Staatseiſenbahnen, zugleich II. Teil zum 
Katechismus für die Vorbereitung zur Fachprüfung I. Klaſſe der 
mittleren Beamten der Staatseiſenbahnen. Nach den amtlichen 
Prüfungsbeſtimmungen bearbeitet. 8. Aufl. Leipzig, Luckhardts 
Buchhandl. für Verkehrsweſen, 1905. (VIII, 622 S.) 9 M., 
geb. 10 M. 

Verkehrs verbindungen mit den Gerichtsgebäuden in Berlin und 
Umgebung. Berlin, N. v. Decker, 1905. (V. 56 S.) 0,10 M. 

Walther, Fidejuſtus: Schiffahrtsabgaben auf den deutſchen Strömen. 
Fiſchers Z. 30. Bd. 5— 49. 


N 8. 1906. 


Wothke, F.: Leitfaden zur Vorbereitung auf die Poſt⸗ und Tele 
graphenaſſiſtentenprüfung. 2. Aufl. Bromberg, A. Dittmann, 
1905. (VIII, 482 S.) 3,75 M., geb. 4,25 M. 


14. Kolonien. 


* Kaiſerliche V. für die afrikaniſchen und Südſeeſchutzgebiete mit 
Ausnahme von Deutſch⸗Südweſtafrika. Vom 27. II. 1906. RGBl. 
Nr 13. S. 363—386. 

V., betr. die anderweite Regelung der Verwaltung und der Rechts: 
verhältniſſe im Schutzgebiete der Marſchall⸗, Brown⸗ und Providence⸗ 
inſeln. Vom 18. I. 1906. RGBl. Nr. 5. S. 138 — 139. 

Brofe, Mar: Die deutſche Kolonialliteratur im Jahre 1904. 
Sonderheft der Zeitſchrift für Kolonialrecht und Kolonialwirt⸗ 
ſchaft. Hrsg. von der deutſchen Kolonialgeſellſchaft. Berlin, 
W. Süſſerott, 1905. (78 S.) 1,80 M. 

Corbach, Otto: Steuer: und Zollpolitik in Kiautſchou. Kol. 
7. Ig. 7—9. 

Dannert, Eduard: Zum Rechte der Herero, insbeſondere über ihr 
Familien⸗ und Erbrecht. Berlin, D. Reimer, 1906. (VIII, 66 S.) 
1,50 M. 

Diepenhorſt, Fritz: Das Bankweſen in den deutſchen Kolonien. 
Kol Z. 7. Ig. 60—61. 

Florack, Frz.: Die Schutzgebiete, ihre Organiſation in Verfaſſung 
und Verwaltung. (Abhandlungen aus dem Staats-, Verwaltungs⸗ 
und Völkerrecht. Hrsg. von Ph. Zorn und Fr. Stier⸗Somlo. 
I. Bd. 4. H.) Tübingen, J. C. B. Mohr, 1905. (XII, 66 S.) 2 M. 

Schär, J. Fr.: Zur Neuordnung der Währungsverhältniſſe in 
Deutſch⸗Oſtafrika. BankArch. 5. Ig. 70— 71. 

Seitz: Grundſätze über Aufſtellung und Bewirtſchaftung des Etats 
der deutſchen Schutzgebiete. Berlin, D. Reimer, 1905. (IV, 163 S.) 
Kart. 2,40 M.; geb. in Leinw. 3 M. 

Teich, Johs.: Die Wohltaten für die Hinterbliebenen von Angehörigen 
der kaiſerlichen Schutztruppen. Mit Genehmigung des auswärtigen 
Amtes unter Benutzung amtlicher Quellen nach den geſetzlichen 
und ſonſtigen Beſtimmungen bearbeitet. Berlin⸗Zehlendorf, 
F. Siemenroth, 1906. (48 S.) 1 M. 

Verhandlungen des deutſchen Kolonialkongreſſes 1905 zu Berlin 
am 5., 6. und 7. X. 1905. Hrsg. vom Kedaktionsausſchuß. 
Ebd. 1906. (C, 1055 S. mit 2 graph. Tafeln und 3 Karten⸗ 
beilagen.) Geb. in Leinw. 30 M. 

Zache, Hans: Koloniale Eingeborenenpolitik. Vortrag. BlVerglR. 
1. Ig. 101—121. 


F. Kirchenrecht. 
I. Geſetze und Verordnungen. 


* Kirchengeſetz vom 13. XII. 1905, betr. die Gehaltsverhältniſſe der 
Geiſtlichen. Mein Ver Samml. Nr. 57. 377 —378. 


. Erzberger, M.: Der Toleranzantrag der Zentrumsfraktion des 


Reichstages. Osnabrück, B. Wehberg, 1906. (XVIII, 283 S.) 
3,50 M.; Auszug (54 S.) 0,25 M. 

Gebſer, F.: Kirchengemeinde⸗ und Synodal⸗Ordnung vom 10. IX. 
1873 und Generalſynodal⸗Ordnung vom 20. I. 1876. (Taſchen⸗ 
Geſetzſamml. 64.) Berlin, C. Heymann, 1906. (XI, 516 S.) 3 M. 

Gemeinordnungen der evangeliſchen Brüder⸗Unität in Deutſchland 
vom Jahre 1897. Neue Ausgabe vom Jahre 1905. Veröffentlicht 
im Namen und Auftrag der Synode der evangeliſchen Brüder: 
Unität in Deutſchland. Gnadau, Unitäts⸗Buchhdlg., 1905. (29 S.) 
0,60 M. 

Goltz, Eduard Frhr. v. der: Unbekannte Fragmente altchriſtlicher 
Gemeindeordnungen. Nach G. Horners engliſcher Ausgabe des 
äthiopiſchen Kirchenrechtsbuchs. (Aus: „Sitzungsber. d. preuß 
Akad. d. Wiſſ.“) Berlin, G. Reimer, 1906. (16 S.) 1 N 
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11. Schriften allgemeinen Inhalts. 


Bezner, Ludwig: Unſer evangeliſches Kirchenweſen. Kurze Dar⸗ 
ſtellung der Entſtehung, Verfaſſung und Ordnung der evangeliſchen 
Kirche. Mit 12 Abbildungen. (Bibliothek der Rechts⸗ und Staats⸗ 
kunde. 23. Bd.) Stuttgart, E. H. Moritz, 1905. (127 S.) 1,50 M. 

Graue, Geo.: Die proteſtantiſche Lehrfreiheit. Vortrag. Berlin, 
C. A. Schwetſchke & Sohn, 1905. (32 S.) 0,50 M. 

Hirſch, E.: Leben und Werke des Kardinals Deus dedit. Arch Kath. 
85. Bd. 706 — 718. 

Kalkoff, Paul: Forſchungen zu Luthers Römiſchem Prozeß. (Bibliothek 
des Kgl. Preuß. Hiſt. Inſtituts in Rom. Bd. 2) Rom, Loeſcher & Co., 
1905. (XXII, 212 S.) 

Die Kirchenpolitik der Hohenzollern, von einem Deutſchen. 
Frankfurt a. M., Neuer Frankfurter Verlag, 1906. (365 S.) 
5 M.; geb. 6 M. 

Werminghoff, Albert: Geſchichte der Kirchenverfaſſung Deutſchlands 
im Mittelalter. Bd. 1. Hannover & Leipzig, Hahn, 1905. 


III. Schriften über Einzelfragen. 


Arndt, Georg: Das Pfarrwahlrecht im Fürſtentum Halberſtadt 
geſchichtlich und aktenmäßig dargeſtellt und beurteilt. (Aus: 
Zeitſchr. d. Ver. f. Kirchengeſch. in d. Prov. Sachſen.) Magdeburg, 
E. Holtermann, 1905. (32 S.) 

Freiſen, J.: Der Apoſtoliſche Stuhl und die Regelung der 
katholiſchen Kirchenverhältniſſe in den kleineren deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten ſeit Anfang des 19. Jahrhunderts. ArchKathKR. 
86. Bd. 35—82. 

Freiſen, Iloſeff: Korporationsrechte der katholiſchen Gemeinden 
in den kleineren proteſtantiſchen deutſchen Bundesſtaaten, ing: 
beſondere in der Reſidenzſtadt Sondershauſen. ArchKath KR. 
85. Bd. 633668. . 

Freiſen, Joſef: Staat und katholiſche Kirche in den deutſchen 
Bundesſtaaten: Lippe, Waldeck⸗Pyrmont, Anhalt, Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt, Schwarzburg⸗Sondershauſen, Reuß⸗Greiz, Reuß ⸗Schleiz, 
Sachſen⸗Altenburg, Sachſen⸗Coburg und Gotha. Nach amtl. 
Aktenſtücken rechtshiſt. u. dogmat. dargeſt. Tl. 1. (Kirchenrechtliche 
Abhandlungen. H. 25 u. 26.) Stuttgart, F. Enke, 1906. 

Göller: Die Kommentatoren der päpſtlichen Kanzleiregeln vom 
Ende des 15. bis zum Beginn des 17. Jahrhunderts. ArchKathKR. 
86. Bd. 21 —35. 

Heymann, Ernſt: Parochialänderung und Katholizitätsprinzip nach 
Heſſiſchem Kirchenrecht. Gutachten in der Caſſeler Eingemeindungs⸗ 
frage. Marburg a. L., O. Ehrhardt, 1905. (61 S.) 

Hilling, Nikolaus: Die Bedeutung der justa causa für die 
Gültigkeit der Exkommunikationsſentenz. ArchKathKR. 85. Bd. 
246—275, 489—516, 719739. 

Hirſch: Der Simoniabegriff und eine angebliche Erweiterung des⸗ 
ſelben im elften Jahrhundert. ArchKathKR. 86. Bd. 3—21. 
Leder, Paul Auguſt: Die Diakonen der Biſchöfe und Presbyter und 
ihre urchriſtlichen Vorläufer. Unterſuchungen über die Vorgeſchichte 
und die Anfänge des Archidiakonats. (Kirchenrechtliche Ab: 
handlungen. Hrsg. von U. Stutz. 23, 24.) Stuttgart, F. Enke, 

1905. (VIII, 402 S.) 14,40 M. 

Löber, Georg: Die im evangeliſchen Deutſchland geltenden Or⸗ 
dinationsverpflichtungen geſchichtlich geordnet. Mit Angaben über 
die Verpflichtung der Profeſſoren der evangeliſchen Theologie an 
den deutſchen Univerſitäten in bezug auf die Lehre und über die 
Mitwirkung der oberſten Kirchenbehörden bei Beſetzung der 
. Lehrſtühle. Leipzig, G. Wigand, 1905. 


Mulert, Herm.: Die Lehrverpflichtung in der evangelichen Kirche 
Deutſchlands. Zuſammenſtellung der Beſtimmungen und Formeln, 
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die eine Verpflichtung der Geiſtlichen, theologiſchen Univerſitäts⸗ 
lehrer und Religionslehrer auf bekenntnismäßiger Lehre enthält, 
nebſt Mitteilungen über die Lehrverpflichtung in der deutſchen 
evangeliſchen Kirche der Nachbarländer, beſonders der Schweiz. 
2. Ausg. (mit einem Nachtrag). Tübingen, J. C. B. Mohr, 1906. 
(XII, 108 S.) 1 M. N 

Paſtor, Ludw.: Geſchichte der Päpſte ſeit dem Ausgang des Mittel⸗ 
alters. Mit Benutzung des päpſtlichen Geheim⸗Archives und vieler 
anderer Archive bearbeitet. IV. Bd. Geſchichte der Päpſte im 
Zeitalter der Renaiſſance und der Glaubensſpaltung von der 
Wahl Leos X. bis zum Tode Klemens VII. (1513 — 1534.) 
1. Abtlg.: Leo X. 1—4. Aufl. Freiburg i. B., Herder, 1906. 
(XVIII, 609 S.) 8 M.; geb. in Halbfrz. 10 M. 

Röſch, Ad.: Die Beziehungen der Staatsgewalt zur katholiſchen 
Kirche in den beiden hohenzollernſchen Fürſtentümern von 1800 bis 
1850. ArchKathKR. 85. Bd. 461 —489, 669 - 705. 86. Bd. 
98—143. 

Schmedding: Objektive und ſubjektive Vorausſetzungen für die Er: 
hebung von Kirchenſteuern in katholiſchen Kirchengemeinden 
Preußens. ArchKathKR. 86. Bd. 82—98. 

Thudichum, Friedrich: Die Diözeſen Konſtanz, Augsburg, Baſel, 
Speier, Worms nach ihrer alten Einteilung in Archidiakonate, 
Dekanate und Pfarreien. (Tübinger Studien für Schwäbiſche 
und Deutſche Rechtsgeſchichte. Bd. 1, H. 2.) Tübingen, H. Laupp, 
1906. (V, 125 S.) 

Triebs, F.: Studien zur Lex Dei. 1. Heft. Das römiſche Recht 
der Lex Dei über das 5. Gebot des Dekalogs. Freiburg i. B., 
Herder, 1905. (XV, 219 S.) 4 M. 

Wächter, Aſuguſt]: Evangeliſche Pfarramtskunde. Handbuch für 
die Amtsführung. Halle, E. Strien, 1905. (VIII, 898 S.) 


G. Internationales Recht. 


* BE, betr. die weitere Gewährung der Meiſtbegünſtigung an das 
Britiſche Reich. Vom 22. XII. 1905. RGBl. Nr. 51. S. 798. 

* Bk. der Großherzoglichen Landesregierung, betr. die Erſuchen der 
Juſtizbehörden nach dem Auslande, ſoweit ſie nicht auf Aus⸗ 
lieferung oder Feſtnahme gerichtet find. MecklStrOffz Anz. Nr. 5. 
S. 21—50. 

* Bk. des Reichskanzlers, betr. die Handelsbeziehungen zu den Ber: 
einigten Staaten von Amerika. Vom 26. II. 1906. NGBl. 
Nr. 11. S. 357. 

* Erklärung über die Inkraftſetzung zum Handels⸗ und Zollvertrage 
zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Oſterreich⸗ Ungarn vom 
6. XII. 1891. Vom 28. II. 1905. RGBl. Nr. 7. S. 287. 

* G., betr. die Handelsbeziehungen zu den Vereinigten Staaten von 
Amerika. Vom 26. II. 1906. RGBl. Nr. 11. S. 355356. 

* G., betr. die Handelsbeziehungen zum Britiſchen Reiche. Vom 
20. XII. 1905. RGBl. Nr. 48. S. 778. 

* Notiz, betr. Inkraftſetzung des Tarifs B und der darauf bezüglichen 
Beſtimmungen des deutſch⸗bulgariſchen Handels-, Zoll und Schiff⸗ 
fahrtsvertrags vom 1. VIII. 1905. RGBI. Nr. 2. S. 102. 

* Übereinkunft zum Schutze der für die Landwirtſchaft nützlichen 
Bögel. Vom 19. III. 1902. RGBl. Nr. 2. S. 89 —102. 

* Pf. der Königlich Württembergiſchen Miniſterien der Juſtiz und 
des Innern, betr. die Eheſchließung von Ausländern. Vom 
21. XII. 1905. WürttRBl. Nr. 2. S. 2—5. 

* Pf. des Miniſteriums des Innern, betr. die Einforderung von 
Auseinanderſetzungsſcheinen von Ausländern, die im Inlande eine 
neue Ehe eingehen wollen. Vom 27. XI. 1905. Pr Inn VerwMBl 
Nr. 12. S. 201 — 202. 

* V., betr. das Auflaſſen ausländiſcher Brieftauben. Vom 28. I. 1906. 
BernGBl. Nr. 3. S. 6. 
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* Vertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der Schweiz, betr. die 
Errichtung deutſcher Zollabfertigungsſtellen auf den linksrheiniſchen 
Bahnhöfen in Baſel. Vom 16. VIII. 1905. RGBl. Nr. 10. 
S. 349 — 353. 

* Viehſeuchenübereinkommen zwiſchen dem Deutſchen Reiche und 
Oſterreich⸗Ungarn. Vom 25. I. 1905. RGBl. Nr. 7. S. 287316. 

* Zuſatzvertrag zum Handels⸗ und Zollvertrage zwiſchen dem Deut: 
ſchen Reiche und Oſterreich⸗ Ungarn vom 6. XII 1891. Vom 
25. I. 1905. RGBl. Nr. 7. S. 143 — 286. 

* Zuſatzvertrag zum Handels⸗ und Zollvertrage zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und Serbien vom 21./9. VIII. 1892. Vom 29./ 16. XI. 1904. 
RGBBl. Nr. 9 S. 319 —347. 

Boehm: Konflikt zwiſchen deutſchen und franzöſiſchen Richtern. 
Recht. 10. Ig. 103 —105. 

Chuchul, P.: Das Rote Kreuz. Ein die Geſchichte, Organiſation 
und Bedeutung der Beſtrebungen unter dem Roten Kreuz be: 
handelnder Vortrag. 3. Aufl. Caſſel, Gebr. Gotthelft, 1905. 
(45 S.) 1 M. 

Dounedieu de Vabres, H.: De l’impossibilitt d’arriver à 
une solution rationnelle et definitive des conflits de lois. 
Journal du droit international privé. 32. Ig. 1231 — 1244. 

Eberſtadt, Rudolf: Die grundbuchlichen Einrichtungen in inter⸗ 
nationaler Vergleichung. BlVerglRwiſſ. 1. Ig. 81—89. 

Hiſtoriſche Fragmente und Eſſays über die Entſtehung der Genfer 
Konvention und des Roten Kreuzes. Nach alten und neuen 
authentiſchen Quellen. München, Seitz & Schauer, 1905. (93 S. 
mit 1 Bildnis.) 3,50 M., geb. 5 M. 

Hennig, R.: Die drahtloſe Telegraphie im Kriegsrecht. Nation. 
23. Ig. 6—8. 
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Herzog, H.: Grundlagen für den internationalen Poſtverkehr 
Deutſchlands. ArchPoſt. Ig. 06. 33 —45. 

Horn, G.: Sind die von deutſchen Reichsangehörigen vor einem in 
Frankreich beglaubigten deutſchen Konſul errichteten Eheverträge 
und gegenſeitigen Teſtamente in Frankreich als vollgültig anzuſehen? 
ZUFE. 6. Ig. 613620. 

Klein, Peter: Internationalrechtliche Privatrechtseinheit. Böhmsg. 
16. Bd. 1—33. 

Kohler, Joſef: Die mittelbaren Folgen des deutſch⸗amerikaniſchen 
Urheberrechtsvertrags. GewgRſchutz. 11. Ig. 1—5. 

Levis, Otto: Das internationale Entmündigungsrecht des Deutſchen 
Reiches. Leipzig, C. L. Hirſchfeld, 1906. (XVI, 314 S.) 8 M., 
geb. 9 M. 

Marcus: Zur Fortentwicklung des internationalen Schutzes des 
Wettbewerbs. Unl W. 5. Ig. 40—41. 

Nagaoka, H.: De la situation juridique des etrangers au Japon. 
Journal du droit international prive. 32. Ig. 1217-1231. 

Nys, Ernest: L'arbitrage. Revue de droit international et de 
legislation comparde. 88. Ig. 5—23. 

Papaſian, Thoros: Vademecum für Fremde vor den ottomaniſchen 
Gerichten und Verwaltungsbehörden. — Vademecum pour les 
étrungers devant les tribunaux et les autorités administratives 
ottomans. Leipzig, C. L. Hirſchfeld, 1906. (163 S.) 3,40 M., 
geb. 4 M. 

Rolin, Henri: De la responsabilité sans faute. Revue de droit 
international et de législation comparèe. 38. Ig. 64—91. 

Wagner, Klaus: Krieg. Jena, H. Coneſtoble, 1906. (VII, 
259 S.) 4,50 M. 

Zorn: Internationale Konferenzen. DIZ. 11. Ig. 32—40. 
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Literaturbeſprechung. 


Handbuch der Verfaſſung und Verwaltung in 
Preußen und dem Deutſchen Reiche. Von Graf 
Hue de Grais, Wirkl. Geh. Oberregierungsrat, Regierungs⸗ 
präſident a. D. 17. Auflage. Berlin, Julius Springer, 1906. 
Preis 7,50 Mark geb. 

Das Handbuch hat in der vorliegenden 17. Auflage noch 
dieſelbe Anlage und Stoffanordnung, in der es ſich in ſeiner 
erſten Auflage die Bewunderung und Zuneigung der Juriſten 
erwarb. Die neue Auflage berückſichtigt die Zeit bis zum Oktober 
1905 und bietet einen zuverläſſigen Wegführer auf den oft recht 
ſchwierigen Pfaden unſeres Verfaſſungs- und Verwaltungsrechts. 

Wie vielen Berufsgenoſſen, iſt dieſes Buch in ſeiner 
Klarheit und Zuverläſſigkeit auch mir ein unentbehrliches und 
unübertroffenes, wohl nie verſagendes Hilfsmittel ſeit langer 
Zeit geworden und geblieben. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Wichtige Fragen des internationalen Privatrechts behandeln 
Entſch. Nr. 1 und Nr. 2, erſtere, indem ſie die Erſtreckung des 
§ 313 BGB. auf ausländiſche Grundſtücke mißbilligt; die andere 
Entſch. (Nr. 2) nimmt Stellung zu der brennenden Frage 
der Zurückverweiſung, indem ſie das nach deutſchem Recht an⸗ 
zuwendende fremde Recht ſo angewendet wiſſen will, wie es die 
Gerichte des fremden Staates anzuwenden haben würden, ſo 
daß alſo das deutſche Recht als Wohnſitzrecht anzuwenden iſt, 


B —„—½ 


) ⁵⁵⁵⁰xß 3 
gur die Redaktion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 


wenn das nach den deutſchen Geſetzen anwendbare fremde Recht 
das ſtreitige Rechtsverhältnis dem Wohnſitzrecht unterſtellt. 

Die Entſch. Nr. 7 enthält lehrreiche Ausführungen über das 
Pfandrecht an einer Sachgeſamtheit (Warenlager) und behandelt 
den praktiſch wichtigen Fall des Zuſammentreffens des geſetz⸗ 
lichen Vermieterpfandrechts mit einem Vertrags- und einem 
Pfändungspfandrecht. 

Nicht die Kenntnis der Tatſachen, aus denen ſich die Un⸗ 
richtigkeit des Grundbuchs ergibt, ſondern nur die Kenntnis 
dieſer Unrichtigkeit ſelbſt ſchließt, wie in Entſch. Nr. 10 aus⸗ 
geführt wird, die Berufung auf die Schutzvorſchrift des 8 892 
BGB. aus. 

Der Bankier, der den Erlös fremder Wertpapiere abge: 
ſondert unter dem Namen des Berechtigten aufbewahrt, kann 
dieſen, wie in Entſch. Nr. 11 angenommen wird, zum Eigentümer 
des Geldes machen. 

Darlehn, Auftrag und Dienſtvertrag zum Zwecke des 
Spieles oder Wette (Wettkommiſſionsbureaus) können nach 
Entſch. Nr. 12 in geeigneten Fällen unter das Prinzip des 
§ 762 (Klageloſigkeit) fallen. 

Entſch. Nr. 13 beſchäftigt ſich mit der Auslegung der 
Vertragsbeſtimmung, daß die Bürgſchaft bis zu einem beſtimmten 
Zeitpunkt gültig ſein ſolle. 

Nach Entſch. Nr. 14 wird das holographiſche Privat⸗ 
teſtament nicht ſchon dadurch ſchlechtweg nichtig, daß ein Teil 
des Teſtaments nicht von der Hand des Erblaſſers, ſondern 
eines Dritten herrührt. N. 
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Berlin, 1. Mai 1906. 


e Wogenſchriſt 


35. Jahrgang.] 297 


Organ des oͤeufſchen Anwalt: Vereins. 
Herausgegeben von 


Dr. jur. Bugs Beumann, 
Rechtsanwalt beim Kammergericht. 


verlag und Expedition: . Moeſer Buchhandlung, Berlin S. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 
hrgang 25 Mark, einzelne Nummern pro Bogen 30 Pfg. Inſerate die 2 geſpaltene Petitzeile 50 Pig 


Beſtellungen 


Preis für den Ja 5 \ 
übernimmt jede Buchhandlung und Boftanftalt ſowie die Expedition Berlin S. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 35. 


Hülfskafe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Herren Bertranensmänner werden hiermit erſucht, 
die im Laufe des Monats April eingezogenen Mitglieder- 
beiträge für das Geſchäfts jahr 1. Juli 1905 bis 30. Juni 
1906 bis zum 15. Mai an den Unterzeichneten einzuſenden. 
Nach dieſer Zeit erfolgt die Einziehung der Mitglieder⸗ 
beiträge ſatzungsgemäß durch Nachnahme. | 

Leipzig, den 1. Mai 1906. Dr. Seelig, Schatzmeiſter. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Roſtock und Darmſtadt haben der Kaffe abermals Bei- 
hülfen und zwar Roſtock 500 Mark und Darmſtadt 
1000 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Bor- 
ſtänden iſt für die reichen Beihülfen der anfrichtigfte Dank 
ansgeſprochen worden. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 24. März bis 
7. April 1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Internationales Privatrecht. Begriff der Notwehr. 
Schuldverhältnis aus gegen einen Deutſchen im Ausland 
begangener unerlaubter Handlung. Der Begriff der unerlaubten 
Handlung iſt nach dem Begehungsakte zu beurteilen. Anwendung 
des franzöſiſchen Rechts.] 

Der Beklagte verſetzte am Abend des 13. September 1902 
in ſeiner Wirtſchaft zu Neutral⸗Moresnet dem Fabrikarbeiter S. 
mit einem Stocke mehrere Hiebe auf den Kopf, an deren Folgen 
der Verletzte am nächſten Tage ſtarb. Die Mutter des Ge⸗ 
töteten, Witwe S., verlangt auf Grund ihrer Unterhalts- 
bedürftigkeit und der Unterhaltspflicht des Verſtorbenen Schadens⸗ 
erſatz vom Beklagten. Das LG. wies die Klage auf Grund 
der Amahme, daß ſich der Beklagte in Notwehr befunden, 
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zurück. Das OLG. verurteilte dem Grunde nach, das RG. hob 
auf: Das Berufungsgericht ſtellt als Ergebnis der Beweis⸗ 
aufnahme feſt, daß der gegen den Beklagten ausgeführte Angriff 
infolge der Flucht aller Angreifer bereits beendet geweſen ſei, 
als S. die tödlichen Schläge erhalten habe, und führt noch des 
weiteren aus, S. habe durch ſeine Flucht dem Beklagten jeden 
Anlaß zu der Meinung genommen, daß noch eine Verteidigung 
notwendig ſei. Dieſe Feſtſtellungen laſſen eine Verkennung des 
Begriffs der Notwehr insbeſondere gegenüber der Begriffs⸗ 
beſtimmung des 8 227 BGB. nicht erſehen, wenn auch der 
Sachdarſtellung des Urteils I. Inſtanz gegenüber, auf welches 
das Berufungsgericht Bezug nimmt, wohl auch damit zu rechnen 
geweſen wäre, daß das Zurückweichen von Angreifern vor einer 
in den Angriff übergegangenen Verteidigung nicht immer die 
volle Sicherheit dafür gibt, daß der zunächſt zurückgeſchlagene 
rechtswidrige Angriff auch definitiv aufgegeben ſei. Kann ſich 
der Beklagte auf Notwehr nicht berufen, und iſt Putativ⸗ 
notwehr im Zivilrecht insbeſondere im BGB. als Befreiungs⸗ 
grund von der Haftung nicht anerkannt (Löwenfeld in 
Staudingers Kommentar zum BGB. 1, 554 Nr. 4), ſo iſt 
damit die Frage noch nicht gelöſt, ob nicht bei der Ent⸗ 
ſtehung des Schadens ein Verſchulden des Beſchädigten mit⸗ 
gewirkt hat. Nach dem durch die Darſtellung und Feſtſtellung 
des Berufungsgerichts nicht widerlegten Inhalt des erſtinſtanz⸗ 
lichen Urteils hat ſich nun S. zweifellos von Anfang an bis 
zum Ende unter den den Wirt bedrängenden, Unfug treibenden 
Gäſten befunden, und wäre nach dem ganzen Verlaufe des 
Vorfalls anzunehmen, daß er, wenn ihm auch keine Tätlichkeiten 
nachgewieſen ſind, durch ſeinen Anſchluß den Angriff auf den 
Beklagten unterſtützt oder mindeſtens intellektuell an dem 
Raufhandel mitgewirkt habe. (Vgl. auch 8 227 StGB. 
NESt. 5, 170; 8, 369; 9, 370; 32, 33.) Sieht man auch 
von der Frage ab, ob ein derartiges Verhalten die Verletzung 
einer Strafrechtsnorm, — die Frage, welches Recht anzu⸗ 
wenden wäre, vorbehalten —, in ſich ſchlöſſe, ſo muß ſchon die 
Reizung zur Tat als pſychiſche Einwirkung auf den Entſchluß 
des Täters zu der ſchädigenden Handlung als ein mitwirkendes 
ſchuldhaftes Verurſachen erachtet werden. Wie die Anſtiftung 
zu einer Tat dieſe dadurch verurſacht, daß ſie den Entſchluß, 
die Tat zu begehen, hervorruft, ſo kann auch die Reizung den 
Entſchluß zu einer Handlung bewirken, oder zur Reife bringen, 
38 
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die ſonſt unterblieben wäre. Auch hier liegt ein Verurſachen 
vor, nicht am wenigſten bei den gerade bei Angriffen auf die 
Perſon je nach der Erregbarkeit des Angegriffenen faſt 
unmerklich ſich vollziehenden Übergängen vom Handeln zur 
Abwehr zum Handeln, um Rache zu nehmen. Wäre deutſches 
Recht anwendbar, ſo würde hiernach die Abwägung und Ab⸗ 
gleichung im Sinne des 8 254 BGB. in Frage kommen. 
Nun iſt aber in der Tat franzöſiſches Recht anzuwenden. 
Hinſichtlich der Schuldverhältniſſe aus unerlaubten Handlungen 
enthält das EGBGB. lediglich die Beſtimmung, daß aus einer 
im Auslande begangenen unerlaubten Handlung gegen einen 
Deutſchen nicht weitergehende Anſprüche geltend gemacht werden 
können, als nach den deutſchen Geſetzen begründet ſind. Damit 
iſt im übrigen der allgemeine Grundſatz des internationalen 
Privatrechts anerkannt, daß das Recht des Ortes der Begehung 
einer Handlung dafür als maßgebend erachtet wird, ob die 
Handlung als unerlaubte anzuſehen iſt, und welche Rechts⸗ 
folgen ſie nach ſich zieht. (Neumann, Handausgabe des 
BGB. 3, 27 zu Art. 12.) Neutral⸗Moresnet, eine Parzelle 
des in den Friedensverträgen vom 30. Mai 1814 und vom 
20. November 1815 von Frankreich abgetretenen, zu dem den 
Königreichen Preußen und der Niederlande zugewieſenen 
Ländergebiete gehörigen Kantons Aubel iſt, wie der I. StS. 
des RG. in feiner Entſch. vom 4./18. Dezember 1905 in der 
Strafſache gegen den Nadler Michael Hubert B. (D. 819/05) 
eingehend dargetan hat, infolge des Mangels einer Einigung 
der beteiligten Staaten nie Beſtandteil des Preußiſchen Staats⸗ 
gebietes geweſen und geworden. Die Konſequenz, die hieraus 
für die Strafgeſetzgebung gezogen wird, daß der Code penal 
von 1810 in Kraft geblieben iſt, ergibt ſich ſonach auch für 
das zur Zeit der Abtrennung des Gebietes von Frankreich in 
demſelben in Kraft geweſenen Zivilrecht. (Vgl. auch 
Dr. Müller, das neutrale Gebiet von Moresnet im Archiv für 
Landeskunde der Preußiſchen Monarchie 5, 319.) Die oben 
erörterten Bedenken gegen das Berufungsurteil behalten ihre 
Bedeutung aber auch gegenüber der Anwendung des franzöſiſchen 
Rechts. Gemäß dem in Art. 1382 und 1383 C. c. ausge⸗ 
ſprochenen Grundſatz der Entſchädigungspflicht für den ſchuldhaft 
einem anderen zugefügten Schaden hat die franzöſiſche Recht⸗ 
ſprechung auch Schadenserſatzanſprüche unterſtützungsbedürftiger 
Eltern gegen den anerkannt, durch deſſen Verſchulden ſie mit 
dem Verluſt des Sohnes deſſen Unterſtützung (des secours ali- 
mentaires) beraubt wurden. O. Fusier-Hermann, Codes 
annotes Supplement 1900 S. 1670, M. 468, 469, 3 Bd. 
zu Art. 1382, 1383 C. c. Nr. 1102. Wie der Code penal 
von 1810 die Notwehr (cas de légitime defense) als Straf⸗ 
ausſchließungsgrund (ex cuse peremptoire, fait justificatif) 
anerkennt (Art. 65, 328, 329 C. p.), ſo ſchließt auch auf 
dem Gebiete des franzöſiſchen Zivilrechts die Notwehr die 
zivilrechtliche Verantwortlichkeit für Schadenszufügung aus. 
(Zachariae⸗Crome, Handbuch des franzöſiſchen Zivilrechts 
8. Aufl. 2, 762.) Die franzöſiſche Doktrin und Praxis hat 
ferner den Grundſatz aufgeſtellt, daß im Falle eines mit⸗ 
wirkenden Verſchuldens des Beſchädigten die Entſcheidung über 
die Frage der Verantwortlichkeit und die Feſtſtellung des ge⸗ 
ſchuldeten Teiles der Entſchädigung (la question de savoir 
s’il y a lieu a responsabilité et la fixation de la part de 
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l'indemnité, qui peut-&tre due — (Aubry et Rau, cours 
de droit civil frangais IV. Aufl. 4, 755 a. 466) dem 
richterlichen Ermeſſen vorbehalten bleibe. (Vgl. Aubry et Rau 
a. a. O. §S 446; Zachariae⸗Crome, Handbuch des fr. Zivil⸗ 
rechts 2, 760; Laurent, principes de droit civil francais 
20, 591 und 491; Fusier-Hermann, Code civil 3, 749, M. 396.) 
Der II. 3S. des RG. ift auf dem Gebiete des Rheiniſchen 
Rechts dem Grundſatze der Teilung allerdings in der Erwägung 
entgegengetreten, daß er in einer geſetzlichen Beſtimmung 
nicht ausgeſprochen ſei. (Vgl. ElſLothZ. 9, 305; Rhein. 
Arch. 76 III, 150; Zeitſchrift für franzöſiſches Zivilrecht 23, 426). 
Die für das Gebiet des Rheiniſchen Rechts, alſo deutſches 
Gebiet, in dem franzöſiſches Recht oder dem Lande angepaßtes 
franzöſiſches Recht, wie in Baden der Code civil mit Zuſätzen 
galt, ſtehen aber der Anwendung eines von der franzöſiſchen 
Doktrin und Praxis ausgebildeten Grundſatzes für ein Gebiet 
nicht entgegen, für das nach ſeiner eigentümlichen ſtaatsrechtlichen 
Lage die franzöſiſche Rechtsentwicklung ſoweit es ſich nicht um 
nach der Abtretung des Gebietes von Frankreich dort erlaſſene 
Geſetze handelt, maßgebend erſcheint. H. c. S., U. v. 
12. März 06, 435/05 VI. — Cöln. 

2. 88 54, 427, 714 BGB. Beſchränkung der perſönlichen 
Haftung von Mitgliedern eines nicht rechtsfähigen Vereins auf 
das Vereinsvermögen durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Beſtimmung in den Statuten.] 

Die Klägerin und Reviſionsklägerin — eine Kohlen⸗ 
händlerin in Mannheim — beanſprucht mit der gegenwärtigen 
Klage von den Beklagten, als Mitgliedern der „Kohlenkaſſe 
Weinheim“, eines nicht rechtsfähigen Vereins im Sinne des 
8 54 BGB. und zwar unter Geſamthaftbarkeit Zahlung des 
Kauſpreiſes von 1 802 Mark für Kohlen, welche fie unbeſtritten 
in den Jahren 1902 und 1903 an den genannten Verein 
käuflich geliefert hat, indem ſie aufſtellt, es müſſe angenommen 
werden, daß die Beſtellungen der Kohlen durch den damaligen 
Vorſtand des Vereins, den, mit dieſem bereits rechtskräftig 
verurteilten, indeſſen zahlungsunfähigen, Rechtskonſulenten 
Carl S, im Auftrag und mit Vollmacht der ſämtlichen 
Vereinsmitglieder und für dieſe erfolgt ſeien; es greife folge⸗ 
weiſe die geſetzliche Vermutung des 8 427 BGB. Platz, und 
danach ſei jedes einzelne Vereinsmitglied für die durch die Be⸗ 
ſtellung und Lieferung der Kohlen entſtandene Schuld des 
Vereins der Klägerin gegenüber geſamtſchuldneriſch haftbar, 
und der Klageantrag daher begründet. Was die Beurteilung 
der Sache durch das OLG. anlangt, ſo iſt von demſelben mit 
Recht das BGB. und nicht das franzöſiſche Recht angewandt 
worden; das ſtreitige Lieferungsgeſchäft datiert aus den Jahren 
1902 und 1903, und für die Frage der zeitlichen Anwendbarkeit 
des Geſetzes iſt es nicht von Bedeutung, daß der Verein, für 
den die Lieferungen erfolgten, bereits im Jahre 1896 begründet 
wurde. Die von ihm nach dem 1. Januar 1900 abgeſchloſſenen 
Geſchäfte ſind, auch was die Frage der Haftbarkeit der Mit⸗ 
glieder anlangt, nach dem neuen Recht zu beurteilen. Zur 
Sache hat das OLG., ohne auf die Einwendung einzelner 
Verklagter, daß ſie zur Zeit der Beſtellung derjenigen Kohlen, 
deren Bezahlung von ihnen verlangt wird, nicht mehr Mit⸗ 
glieder des Vereins „Kohlenkaſſe Weinheim“ geweſen ſeien, 
einzugehen, in Ubereinſtimmung mit dem LG., aus dem In⸗ 
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halte der Statuten mit Rückſicht auch auf die ſonſtige Sach⸗ 
lage hergeleitet, daß die allerdings anzunehmende perſönliche 
Haftbarkeit der Mitglieder für die Verbindlichkeiten aus den 
Kohlenankäufen des Vorſtandes ſatzungsgemäß auf das Ver⸗ 
einsvermögen beſchränkt worden ſei; denn die Ver⸗ 
tretungsmacht des Vorſtandes ſei nach dieſen Satzungen zu 
beftimmen, ſodaß auch ein von ihm namens des Vereins ab⸗ 
geſchloſſenes Geſchäft eine perſönliche Haftbarkeit der Mitglieder 
über dieſes Vermögen hinaus mit dem eigenen Vermögen 
nicht begründe. Es wird in dieſer Hinſicht auf den Zweck 
des Vereins, der nur die Beſchaffung eines einzelnen Haus⸗ 
haltungsbedürfniſſes im Auge habe, auf die Perſönlichkeit der 
Mitglieder als kleiner Leute, die Geringfügigkeit der von ihnen 
zu leiſtenden Beiträge, ſowie darauf hingewieſen, daß nur 
inſoweit den Mitgliedern Kohlen geliefert werden ſollten und 
wurden, als Beiträge von ihnen eingeliefert waren, mit der 
Maßgabe, daß für den Einzelnen immer noch ein Beſtand von 
einer Mark bleiben mußte. Anlangend die Frage, ob danach 
das OLG. den Klageanſpruch gegen die von der Klägerin aus 
der Zahl der Mitglieder herausgegriffenen acht Beklagten, der 
die Geſamthaftbarkeit derſelben über das Vereins- 


vermögen hinaus zur Vorausſetzung hat, mit Recht für 


unbegründet erachtet und abgewieſen hat, ſo kommt folgendes 
in rechtlicher Hinſicht in Betracht. Das BGB. enthält im 
9 54 die Beſtimmung, daß auf die nicht rechtsfähigen Vereine 
die Vorſchriften über die Geſellſchaft Anwendung finden, 
und bezüglich des Verhältniſſes nach außen, daß aus einem 
Rechtsgeſchäft, das im Namen eines ſolchen Vereins einem 
Dritten gegenüber vorgenommen wird, der Handelnde perſön⸗ 
lich haftet und daß wenn mehrere handeln, dieſelben als 
Geſamtſchuldner haften. Von den für anwendbar erklärten 
Beſtimmungen über die Geſellſchaft muß der 8 735 BGB. 
außer Betracht bleiben, da dieſer nur auf das innere Ver⸗ 
hältnis der Geſellſchafter bzw. Vereinsmitglieder bezüglich der 
Vereinsſchulden untereinander ſich bezieht. Dagegen iſt von 
Bedeutung der 8 714 wonach, ſoweit einem Geſellſchafter 
nach dem Geſellſchaftsvertrage die Befugnis zur Ge: 
ſchäftsführung zuſteht, derſelbe im Zweifel auch ermächtigt 
iſt, die anderen Geſellſchafter Dritten gegenüber zu vertreten. 
Da dem Vorſtand des Vereins regelmäßig, insbeſondere auch 
im vorliegenden Falle, die Geſchäftsführung obliegt, ſo muß 
auch hier eine gleiche Ermächtigung im Verhältnis zu Dritten 
angenommen werden. Dieſelbe beſteht nun aber nach der aus⸗ 
drücklichen Beſtimmung des 8 714 nur im Zweifel, alſo 
nur inſoweit nicht anderweite Vereinbarungen bezüglich der 
Vertretungsmacht des Vorſtandes Dritten gegenüber getroffen 
worden ſind, und daß ſolche Vereinbarungen insbeſondere 
durch die Satzungen des Vereins nicht nur ausdrücklich, 
ſondern auch ſtillſchweigend getroffen werden können, iſt 
rechtlich unbedenklich. Die Vereinsmitglieder ſind berechtigt, 
den Umfang der Vollmacht des Vorſtandes auch inſoweit maß⸗ 
gebend zu beſtimmen, als es ſich um ihre perſönliche Haftbarkeit 
aus den Geſchäften des Vorſtandes für den Verein mit Dritten 
handelt. Der Senat nimmt keinen Anſtand in dieſer Frage 
der Mehrzahl der Schrififteller (vgl. u. a. Gierke, Ver. ohne 
Rechtsfähigkeit 2. Aufl. S. 39 Anm. 65; Endemann, BGB. 
l, 205 Anm. 16; v. Staudinger, Kommentar 2. Aufl. zu $ 54 


1 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


299 


— —— Ita tn ei 


Bem. 2h. A. M. Rehbein, 1, 43; Hachenburger Vorträge 
S. 477; v. Staudinger in der DIZ. 1900 S. 477) dahin 
beizutreten, daß ins beſondere die Beſchränkung der perſönlichen 
Haftbarkeit der Vereinsmitglieder auf das Vereins⸗ 
vermögen, alſo der Ausſchluß der Haftbarkeit der Mitglieder 
mit dem eigenen Vermögen zuläſſig und jedenfalls dann un⸗ 
bedenklich rechtswirkſam iſt, wenn, wie im vorliegenden Falle 
weiterhin feſtgeſtellt iſt, der Dritte (die Klägerin) bei Abſchluß 
des Rechtsgeſchäftes mit dem Vorſtand diejenige Kenntnis von 
den Verhältniſſen des Vereins und ſeiner Mitglieder hatte, 
nach denen eine Haftbarkeit der Mitglieder über das Vereins⸗ 
vermögen hinaus mit ihrem eigenen Vermögen als aus⸗ 
geſchloſſen gelten mußte. Die hiergegen gerichtete Ausführung 
mehrerer Schriftſteller (vgl. Rehbein und Hachenburger a. a. O.), 
es könne auf dieſe Weiſe ein nicht rechtsfähiger Verein ſich die 
Stellung einer Gmbh. verſchaffen, ohne die hierzu erforderlichen 
Bedingungen zu erfüllen, iſt nicht zutreffend. Bei der Gmbh. 
handelt es ſich um eine durch das Reichsgeſetz vom 20. April 1892 
eingeführte neue Geſellſchaftsform, für welche im weſentlichen 
unter Gewährung der mit der offenen Handelsgeſellſchaft 
verbundenen bevorzugten rechtlichen Stellung der für 
dieſe geltende Grundſatz der Solidarhaft der Geſellſchafter durch⸗ 
brochen und unter beſtimmten Bedingungen die Beſchränkung 
der Haftbarkeit der Geſellſchafter auf ihre Einlagen geſetzlich 
zugelaſſen wurde. Durch dieſe Geſetzgebung werden nicht 
rechtsfähige Vereine, denen das Geſetz eine ſolche 
Stellung nicht gewährt, nicht gehindert, das Vollmachts⸗ 
verhältnis des Vorſtandes ſtatutariſch ſo zu beſtimmen, wie 
dasſelbe im Verhältniſſe zu Dritten ihren Intereſſen entſpricht. 
G. c. H. u. Gen., U. v. 16. März 06, 355/05 II. — Karlsruhe. 

3. 88 133, 157, 242, 325 BGB. verb. mit $ 346 HGB. 
Gefährdung des Vertragszwecks bei poſitiver Vertragsverletzung. 
Verpflichtung zu pünktlicher Vertragserfüllung, wenn dem 
Gegner deswegen ein Rücktrittsrecht zufteht.] 

Der Beklagte hatte ſich verpflichtet, der Klägerin vom 
1. April 1904 bis 31. März 1905 450 Tonnen Anthrazitkohlen der 
Zeche L. in gleichen Monatsraten zu beſtimmten Preiſen 
käuflich zu liefern, und umgekehrt die Klägerin, dieſe Mengen 
abzunehmen. Die Preiſe für die Monatslieferungen waren 
zahlbar bis zum 12. des der Lieferung folgenden Monats. 
Wenn Klägerin ihre Zahlungsverbindlichkeit nicht vollſtändig 
und pünktlich erfüllte, ſollte Beklagter berechtigt ſein, den Ver⸗ 
trag aufzuheben. Ferner verpflichtete ſich die Klägerin gegen 
eine Vertragsſtrafe von 2 Mark für jede Tonne des Vertrags⸗ 
quantums, nur Anthrazitkohlen von Zeche L. und zwar vom 
Beklagten zu führen. Am 20. Mai 1904 teilte Beklagter der 
Klägerin mit, daß er den Vertrag aufhebe und weitere Liefe⸗ 
rungen verweigere, weil ſie mit der bis zum 12. Mai 1904 
fälligen Summe für die Aprillieferung im Rückſtande geblieben 
ſei und überdies Anthrazitkohlen, die ſie von einer anderen 
Zeche bezogen habe, verkauft habe. Die Klägerin hat nun 
2 Klagen auf Lieferung der vertragsmäßigen Menge Kohlen 
erhoben. Beklagte wurde verurteilt, das RG. hob auf und 
verwies zurück. Die Entſcheidung des Berufungsgerichts beruht 
inſoweit, als der Rücktritt auf die 88 325 und 326 BGB. 
und die Behauptung geſtützt war, die Klägerin habe vertrags⸗ 
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widrig anderweit bezogene Kohlen von ſchlechterer Beſchaffenheit 
fälſchlich als L.⸗Kohlen verkauft, auf folgender Begründung. 
Die Klägerin gebe zu, 10 Tonnen Kohlen der Zeche B. be⸗ 
zogen und verkauft zu haben. Es könne dahingeſtellt bleiben, 
ob der Verkauf dieſer Kohlen eine Vertragsverletzung enthalte 
und ob die Klägerin die Kohlen als L.⸗Kohlen verkauft habe. 
Denn auch bei dem Vorliegen der beiden Vorausſetzungen könne 
ein Recht des Beklagten, von dem Vertrage zurückzutreten, 
nicht anerkannt werden. Zwar könne eine Partei bei gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen auch wegen poſitiver Vertragsverletzungen 
zurücktreten, aber nur wegen ſolcher Verletzungen, welche den 
Vertragszweck gefährden. Eine Gefährdung des Vertrags⸗ 
zweckes ſei aber, ohne daß es der Einholung des vom Beklagten 
beantragten Gutachtens bedürfe, auch dann nicht als vorhanden 
anzunehmen, wenn die fremden Kohlen als Kohlen der Zeche 
L. verkauft ſeien, um ſo weniger, als nichts dafür vorliege, daß 
dieſe Kohlen von irgend erheblich geringerer Beſchaffenheit, als 
die der Zeche L. geweſen ſeien. Dieſe Entſcheidung leidet an 
dem Mangel ausreichender Begründung und wird dem Vor⸗ 
bringen des Beklagten nicht gerecht. Die Einlaſſung des Be⸗ 
klagten ging dahin, es ſei ſcharf zu unterſcheiden zwiſchen der 
Verwirkung der Konventionalſtrafe, die mit dem Bezuge anderer 
als L.⸗Kohlen eingetreten ſei, und der erheblicheren Vertrags⸗ 
verletzung, die darin liege, daß Klägerin nicht nur von anderer 
Seite Kohlen bezogen habe, ſondern weiter dazu übergegangen 
ſei, dieſe Kohlen als L.⸗Kohlen zu verkaufen. Damit habe 
Klägerin das ganze Geſchäft des Beklagten untergraben. Dieſer 
führe nur L.⸗Kohlen und habe ein großes Intereſſe daran, daß 
die Bezieher dieſer Qualität auch wirklich die guten L.⸗kohlen 
erhielten. Verkaufe aber ſogar ihr eigener Vertreter unter 
falſcher Fahne ſchlechte Kohlen als L.⸗Kohlen, fo ſei dies ein 
Vertragsbruch allerſchärfſter Art, der ihm die weitere Er⸗ 
füllung des Vertrages unmöglich mache. Denn es habe ihm 
nicht zugemutet werden können, der Klägerin den Verkauf der 
L.⸗Kohlen noch weiter zu überlaſſen, indem ihr hierdurch das 
Manöver ermöglicht worden wäre, fremde Kohlen als L.⸗Kohlen 
zu verkaufen. Für dieſe und die weitere Behauptung, daß er 
ein „vitales“ Intereſſe daran habe, daß Klägerin keine fremden 
Kohlen als L.⸗kohlen verkaufe, hat er Sachverſtändigenbeweis 
erboten. Das Berufungsgericht hat nun eine Gefährdung des 
Vertragszweckes verneint, ohne in eine Erörterung von Zweck 
und Natur des fraglichen Vertrages mit Rückſicht auf die Ein⸗ 
laſſung des Beklagten einzutreten. Der Mangel jedweder Er⸗ 
örterung in dieſer Richtung läßt dem Zweifel Raum, ob das 
Berufungsgericht von einer richtigen Auffaſſung des Ausdrucks: 
Gefährdung des Vertragszweckes ausgegangen iſt. Unter dieſem 
dem Geſetze ſelbſt fremden und erſt in der neueren Rechts⸗ 
ſprache gebräuchlich gewordenen Ausdrucke iſt nichts anderes als 
eine Vertragsverletzung zu verſtehen, die ſich mit Rückſicht auf 
die Natur des Vertrages und die beſonderen Verhältniſſe der 
Vertragſchließenden als ſo weſentlich darſtellt, daß dem ver⸗ 
tragstreuen Teile die Fortſetzung des Vertrages bei billiger, 
loyaler Beurteilung nach den Umſtänden des Falles nicht zu⸗ 
gemutet werden kann. Die der Klägerin von dem Beklagten 
vorgeworfene Vertragsverletzung ſchließt nun aber eine Ge⸗ 
fährdung des Vertragszweckes keineswegs unbedingt aus, ſofern 
man der Natur des Vertragsverhältniſſes Rechnung trägt. 
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Es handelt ſich nämlich um einen Sukzeſſivlieferungsvertrag, 
der auf die Dauer eines Jahres abgeſchloſſen iſt. Solche 
Verträge, die auf einen längeren Zeitraum abgeſchloſſen ſind, 
ſetzen in höherem Maße das Vertrauen auf treue Erfüllung 
der wechſelſeitigen Vertragspflichten voraus, als dies bei Ver⸗ 
trägen der Fall iſt, die in einmaligen Leiſtungen ſich er⸗ 
ſchöpfen. Bei Verträgen der erſteren Art kann unter Umſtänden 
ſchon die einmalige Vertragsverletzung, ſelbſt wenn ſie an und 
für ſich betrachtet von keinem erheblichen wirtſchaftlichen Nachteil 
iſt, doch die Wirkung haben, daß das Vertrauen des einen 
Teils auf die Vertragstreue des anderen Teils und damit die 
Grundlage des ganzen Vertrages erſchüttert wird. Wenn das 
Berufungsgericht eine Gefährdung des Vertragszweckes dadurch, 
daß die Klägerin fremde Kohlen als Kohlen der Zeche L. ver⸗ 
kauft habe, mangels jedweder weiteren Begründung bloß mit 
der Erwägung verneint, es liege nichts dafür vor, daß dieſe 
Kohlen von irgend erheblich geringerer Beſchaffenheit als die 
der Zeche L. geweſen ſeien, ſo gibt dieſe Erwägung zu beſon⸗ 
derer Beanſtandung Anlaß. Das Berufungsgericht nimmt 
hiernach an, die fremden Kohlen ſeien von geringerer Beſchaffen⸗ 
heit als L.⸗Kohlen geweſen; es verneint nur, daß ſie von er⸗ 
heblich geringerer Beſchaffenheit waren. Waren aber die an⸗ 
geblich von der Klägerin als L.⸗Kohlen verkauften fremden 
Kohlen auch nur von geringerer Beſchaffenheit als die der Zeche 
L., ſo iſt die Erwägung, daß durch den Verkauf ſolcher Kohlen, 
alſo minderwertiger Ware, der Vertragszweck nicht gefährdet 
werde, eine ſchlechthin und ohne jede Begründung aufgeſtellte 
Annahme, die jedenfalls als Regel der allgemeinen Lebens⸗ 
erfahrung und der Auffaſſung der Handelswelt widerſpricht. 
Denn naturs und erfahrungsgemäß legt ein jeder Kaufmann 
Gewicht darauf, daß der Ruf ſeiner Ware nicht dadurch ver⸗ 
ſchlechtert und ihr Wert nicht dadurch verringert werde, daß 
ſeine Abnehmer anderweit bezogene minderwertige Ware fälſchlich 
als ſeine Ware ausgeben und verkaufen. Dieſer Geſichtspunkt 
kann bei dem Beklagten als Vertreter einer Zeche um ſo 
größere Bedeutung gewinnen, als er zufolge ſeines Vertrags⸗ 
verhältniſſes zu der Zeche auf dieſe beſondere Rückſicht zu 
nehmen hat und ihr gegenüber bis zu gewiſſem Maße dafür 
verantwortlich ſein kann, daß der im Handel geſchätzte Ruf 
ihrer Kohlen nicht durch ſeine Abnehmer mittels Täuſchungen 
der fraglichen Art verſchlechtert werde. Auch die weiteren Er⸗ 
wägungen, welche die Vorausſetzung des vertrags mäßigen 
Rücktrittsrechts wegen Unpünktlichkeit der Zahlung verneinen, 
geben zu rechtlichen Bedenken Anlaß. Dem Berufungsgerichte 
iſt darin beizupflichten, daß ein Rücktritt vom Vertrage gegen 
Treu und Glauben verſtoßen hätte, wenn der Beklagte eine 
vereinzelte kurze Verzögerung der Zahlung als Grund hätte 
benutzen wollen, um mitten im friedlichen Geſchäftsverkehr 
plötzlich die Geſchäftsverbindung abzubrechen. Allein die 
Klägerin war ſchon in dem bisherigen Geſchäftsverkehr durch 
die von dem Berufungsgericht angezogenen Briefe wiederholt 
zur pünktlichen Zahlung für die Zukunft aufgefordert worden. 
Zufolge dieſer Briefe wußte die Klägerin, daß der Beklagte auf 
pünktliche Zahlung Wert legte und ein berechtigtes Intereſſe 
hieran hatte, weil er ſelber am 15. des betreffenden Monats 
der Zeche Zahlung zu leiſten hatte. Zudem ſtand die Klägerin 
mit dem Beklagten in Differenzen. Wenn ein Schuldner im 
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friedlichen Geſchäftsverkehr auf Rückſicht und Nachſicht des 
Gegenkontrahenten rechnen kann, ſo iſt dies bei geſpannten Be⸗ 
ziehungen nicht der Fall und er muß ſich ſeinerſeits eine um 
ſo genauere Erfüllung ſeiner Vertragspflichten dann angelegen 
ſein laſſen, wenn die Differenzen darauf zurückzuführen ſind, 
daß der Gegner ihm anderweite Vertragsverletzungen vorwirft. 
Gerade ſolche Differenzen wegen anderweiter Vertragsverletzungen 
können dem Gegenkontrahenten berechtigten Anlaß geben, von 
ſeinen Vertragsrechten ſtrenger als ſonſt Gebrauch zu machen. 
Wer unter ſolchen Verhältniſſen nicht pünktlich zahlt, obwohl 
er weiß, daß dem Gegner für den Fall nicht pünktlicher Zahlung 
das Rücktrittsrecht zuſteht, tut dies auf feine Gefahr. Überdies 
iſt vom Berufungsgericht unberückſichtigt geblieben, daß Be⸗ 
Hagter die Klägerin ſchon am 15. Mai gemahnt hat, die 
Zahlungsanweiſung der Klägerin aber erſt am 18. Mai erfolgt 
iſt. Auch ſind keinerlei Gründe angeführt, welche die Ver⸗ 
zögerung der Zahlung erklären und entſchuldigen könnten. 
Wenn das Berufungsgericht unter ſolchen Umſtänden es als 
ein Gebot von Treu und Glauben aufſtellt, daß der Beklagte 
die Klägerin vor Ausübung des Rücktrittsrechts auf ſeine 
dahingehende Entſchließung habe aufmerkſam machen müſſen, 
fo geht dies zu weit und verrät eine Überſpannung des Be⸗ 
griffs von Treu und Glauben, der als ein geſetzlicher Begriff 
der Nachprüfung des Reviſionsgerichts unterliegt. Treu und 
Glauben im Rechtsverkehr erfordern allerdings, daß Verträge 
wechſelſeitig loyal ausgelegt und erfüllt werden. (85 157, 
242 BGB., 346 HGB.). Hierbei dürfen nicht einſeitig bloß 
die Intereſſen des einen Vertragsteils berückſichtigt werden, 
ſondern die Rechte und Intereſſen beider Vertragsteile 
haben gleichmäßig Anſpruch auf Beachtung. So wenig der 
Richter nach 8 133 BGB. an dem buchſtäblichen Sinn einer 
Willenserklärung haften darf, ebenſo wenig darf die Berück⸗ 
ſichtigung von Treu und Glauben zu der Korrektur einer in 
geſetzlichen Grenzen getroffenen Vereinbarung führen. Viel⸗ 
mehr muß ſie ihre notwendige Begrenzung finden an der 
Sicherheit des Rechtsverkehrs und dem oberſten Grundſatze des 
Vertragsrechts: Pacta sunt servanda. H. c. H., U. v. 
6. März 06, 316/05 II. — Cöln. 

4. 8 135 BGB. Gultigkeit eines die Aufhebung eines 
nichtigen Vertrages bezweckenden Abkommens bezüglich der durch 
das letztere getroffenen Folgen.] 

Der Beklagte ſchloß als Pächter eines Hotels mit dem 
ſpäteren Gemeinſchuldner G. einen Vertrag, der nach der Dar⸗ 
ſtellung des Klägers den Inhalt hatte, daß G. nach außen 
als Verwalter des Beklagten erſcheine, in Wahrheit aber deſſen 
Unterpächter ſein und den Betrieb des Hotels für eigene Rech⸗ 
nung führen ſollte. Nachmals wurde dieſes Vertragsverhältnis 
aufgelöſt. G. hatte das Hotel zu räumen und Beklagter über⸗ 
nahm es wieder. Es wurde hierbei eine Rechnung aufgeſtellt, 
wonach Beklagter wegen einer Forderung gegen den G. aus 
der von dieſem beſtellten Kaution befriedigt werden ſollte. Als 
Konkurs über das Vermögen des G. eröffnet wurde, ftellte der 
Konkursverwalter eine Anfechtungsklage gegen den Beklagten 
auf Rückzahlung an. Beklagter wurde verurteilt. Das RG. 
hob auf: Dem Berufungsrichter iſt unbedenklich darin beizu⸗ 
treten, daß der Vertrag vom Mai 1902 nach den Feſtſtellungen, 
die über ſeinen Inhalt getroffen worden ſind, nichtig war, da 
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er den Beſtimmungen der GewO. über die Konzeſſionierung 
von Gaſtwirtſchaften und deren Betrieb zuwiderlief. Dagegen 
kann dem Berufungsrichter nicht in der Anſicht gefolgt werden, 
daß auch die Vereinbarung vom 12. Auguſt 1902 als nichtig 
anzuſehen ſei. Sie verfolgte den Zweck, den dem Geſetz ent⸗ 
entſprechenden Zuſtand wiederherzuſtellen, und es verſtieß daher 
fo wenig wie der Inhalt und Gegenſtand der beiderſeitigen Leis 
ſtungen ebenſo wenig auch ihr Zweck gegen das Geſetz. Richtig 
iſt, daß ſie in enger Beziehung zu dem früheren Vertrage vom 
Mai 1902 ſtand und daß dieſer ihre tatſächliche Unterlage in⸗ 
ſofern bildete, als ſie, nämlich die Vereinbarung vom Auguſt 
1902, ohne dieſen vorherigen Vorgang nicht beſtanden haben 
würde. Allein deswegen kann nicht angenommen werden, daß 
die Nichtigkeit des früheren Vertrages auch die Nichtigkeit dieſer 
zweiten Vereinbarung zur Folge haben müßte. Die Gültigkeit 
oder Ungültigkeit dieſer Vereinbarung iſt lediglich nach ihrem 
eigenen Inhalt zu beurteilen, und der frühere Vertrag ſtellt 
nicht etwa einen rechtlich notwendigen Unterbau für die zweite 
Vereinbarung dar, mit deſſen Zuſammenbruch auch dieſe ihre 
rechtliche Exiſtenz verlieren müßte. S. c. G. Konkurs, U. v. 
6. März 06, 236/05 VII. — Hamm. 

5. § 254 BGB. Nichtberückſichtigung des konkurrierenden 
Verſchuldens bei einem Zuſammenſtoß von Schiffen.] 

Am 9. Auguſt 1904 ſtieß der Schooner des Klägers 
„Anna Catharina“ auf der Kieler Föhrde mit einem der Be⸗ 
klagten gehörigen, aus dem Dampfer „Gerrit“ und 9 Prähmen 
gebildeten Schleppzuge zuſammen. Der Schooner wurde vom 
Kläger, der Dampfer von dem Kapitän H. geführt. Das See⸗ 
amt in Flensburg erkannte durch Spruch dahin, daß H. den 
Zuſammenſtoß dadurch, daß er es unterlaſſen habe, dem 
Schooner aus dem Wege zu gehen, herbeigeführt und die See⸗ 
polizei = Verordnung für das Reichskriegshafengebiet von Kiel 
vom 14. Mai 1901 durch Schleppen von mehr als 5 Prähmen 
übertreten habe. Der Kläger erhob bei dem LG. in Kiel Klage 
auf Schadenserſatz. Die Beklagte beantragte die Abweiſung 
der Klage, indem ſie beſtritt, daß der Kapitän H. die Schuld 
an dem Zuſammenſtoß trage. Das LG. erkannte auf Abweiſung 
der Klage, weil es den Nachweis, daß H. den Zuſammenſtoß 
verſchuldet habe, nicht für geführt anſah. Auf die Berufung 
des Klägers erklärte das OLG. Kiel den Klageanſpruch zu 7. 
dem Grunde nach für gerechtfertigt und wies im übrigen die 
Klage ab. Das RG. hob auf. Das OLG. erachtet für nicht 
bewieſen, daß der Kapitän H. bei dem Unfall gegen Art. 20 
der Kaiſerlichen Verordnung zur Verhütung des Zuſammen⸗ 
ſtoßes der Schiffe auf See vom 9. Mai 1897 und gegen den 
§ 10 Nr. 2 der Seepolizei⸗Verordnung für das Reichskriegs⸗ 
hafengebiet von Kiel verſtoßen habe. Seine im weſentlichen 
auf tatſächlichem Gebiet liegende Ausführung iſt nicht zu be⸗ 
anſtanden; dasſelbe gilt von ſeiner weiteren Feſtſtellung, daß 
H. den Zuſammenſtoß des Schooners des Klägers mit dem 
Schleppzuge der Beklagten dadurch verſchuldet habe, daß er der 
Vorſchrift des Anhangs I Nr. 5 zum § 11 jener Seepolizei⸗ 
Verordnung zuwider mehr als 5 Prähme in den Schleppzug 
eingereiht habe. Wenn auch das OLG. ferner zwar ohne 
Rechtsirrtum ausführt, die Sachlage und die eigene Erklärung 
des Klägers ergebe, daß er hinter dem Schleppzuge hätte 
herumfahren ſollen und müſſen und ihm deshalb die Abweichung 
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von dieſer Richtung als Verſchulden anrechnet, fo hat es doch 
unterlaſſen, die Umſtände, die veranlaßt haben, daß der Kläger 
in den Schleppzug hineingeſegelt iſt, feſtzuſtellen. Fehlt daher 
ſeiner Annahme, daß der Kläger, als er hinter dem Schleppzug 
habe herumfahren wollen, jene Abweichung von der Fahrt⸗ 
richtung durch Unvorſichtigkeit oder Ungeſchicklichkeit beim Segeln 
herbeigeführt habe, die erforderliche Begründung, ſo iſt anderer⸗ 
ſeits darauf hinzuweiſen, daß es Sache des Klägers geweſen 
wäre, die Abweichung von der durch die Umſtände gegebenen 
Fahrtrichtung zu rechtfertigen. Hat er aber durch Unvorſichtig⸗ 
keit oder Ungeſchicklichkeit beim Segeln den Zuſammenſtoß herbei⸗ 
geführt, ſo trifft ihn, da er, wie er ſelbſt anerkannt hat, hinter 
dem Schleppzuge hätte vorbeifahren und ſomit den Zuſammen⸗ 
ſtoß vermeiden können, im Vergleich mit dem Verhalten des 
Kapitäns H. das überwiegende Verſchulden. Die abweichende 
Beurteilung der Sachlage ſeitens des OLG. verletzt den 8 254 
BGB. G. c. N., U. v. 31. Jan. 06, 367/05 I. — Kiel. 

6. 88 282, 325, 571 BGB., verb. mit 8 57 des 3G. 
Haftung des Vermieters gegenüber dem Mieter, falls der Er⸗ 
ſteher des Grundſtücks den Vertrag nicht fortfegt.] 

Die Beklagte, welcher der Nießbrauch an einem Haus⸗ 
grundſtück zuſtand, hatte dem Kläger zwei darin belegene 
Wohnungen bis zum 1. Oktober 1905 vermietet. Der Kläger 
behauptet, daß die Beklagte ihm mündlich die Zuſicherung er⸗ 
teilt habe, daß ſie bei einer etwaigen Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks dasſelbe erſtehen und ihm den Mietvertrag bis 
zum 1. Oktober 1908 verlängern werde. Bei der Zwangsver⸗ 
ſteigerung gab die Beklagte das Meiſtgebot ab, trat aber dann 
ihre Rechte aus dem Meiſtgebot an K. ab. Dieſer erhielt den 
Zuſchlag, kündigte dann dem Kläger zum 1. Januar 1904, 
und Kläger hat an dieſem Tage die Wohnungen geräumt. Wegen 
des aus dieſer vorzeitigen Kündigung ihm bereits erwachſenen 
Schadens hat er gegen die Beklagte Klage erhoben. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat die vom Kläger behaupteten mündlichen 
Nebenberedungen nicht für erwieſen erachtet und dann die Klage 
abgewieſen, weil mangels einer beſonderen Abmachung nach 
dem Rechte des BGB. im Gegenſatz zu dem gemeinen Recht 
und dem PrALR. der Vermieter für den dem Mieter aus der 
vorzeitigen Kündigung des Erſtehers erwachſenen Schaden nicht 
hafte. Das RG. hob auf: Es kann dem Berufungsgericht 
zugegeben werden, daß der Wortlaut der genannten Paragraphen, 
insbeſondere des §S 571, ſich für die von ihm vertretene Auf⸗ 
faſſung verwerten läßt. Sie entſpricht jedoch nicht dem Willen 
des Geſetzgebers. Zunächſt fällt ins Gewicht, daß, wenn eine 
ſo weſentliche Abweichung von den bisher hauptſächlich geltenden 
Rechten gewollt wäre, dies doch in irgend einer Weiſe bei den 
Vorverhandlungen über die jetzigen Geſetzesbeſtimmungen zum 
Ausdruck gekommen ſein müßte. Das Berufungsgericht gibt 
ſelbſt an, daß die Materialien, wie auch richtig iſt, in dieſer 
Beziehung nichts ergeben. Die Tendenz des 5 571 iſt, wie 
die Materialien klar erkennen laſſen, umgekehrt gerade die ge⸗ 
weſen, den Mieter in ſeinen Rechten zu ſchützen, und darauf 
beruht auch der $ 57 ZVG. Die Einſchränkung des Satzes 2 
des 8 57 hat das Intereſſe des Erſtehers und wegen der da⸗ 
durch möglichen Erhöhung des Meiſtgebots das Intereſſe des 
Eigentümers und der Hypothekengläubiger, ſicherlich aber nicht 
des Vermieters als ſolchen im Auge. Aber auch der Wortlaut 
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des S 571 zwingt nicht zu der Auffaſſung des Berufungs⸗ 
gerichts. Davon, daß das obligatoriſche Band zwiſchen Ver⸗ 
mieter und Mieter mit der Veräußerung überhaupt gelöſt ſein 
ſolle, ſagt er nichts. Er modifiziert nur die Verpflichtungen 
des Vermieters inſofern, als, da die Verpflichtungen des Ver⸗ 
mieters im Intereſſe des Mieters auf den Erwerber übergehen 
ſollen, dafür aber, eben wieder im Intereſſe des Mieters, auch 
der bisherige Vermieter haftbar bleiben ſoll, er dieſe Mithaft 
des Vermieters als ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft konſtruiert. 
Aber ſoweit die Verpflichtungen des Vermieters auf den Er⸗ 
werber nicht übergehen, von einer Mithaftung daher keine Rede 
ſein kann, fehlt es an jedem Grunde, den Vermieter nicht aus 
dem urſprünglichen Mietvertrage haften zu laſſen. Zu den 
nicht auf den Erwerber übergehenden Verpflichtungen gehört 
aber die Verpflichtung, das Mietobjekt die ganze vertraglich 
ausgemachte Zeit zu gewähren. Dieſe obligatoriſche Verpflichtung 
wird daher durch die S 57 ZVG. und $ 571 BGB. nicht 
berührt, und hat daher bei der Kündigung des Erſtehers und 
der dadurch für den Vermieter eintretenden Unmöglichkeit der 
Erfüllung der letztere gemäß 8 325 BGB. Entſchädigung zu 
leiſten. Daß die eingetretene Unmöglichkeit der Leiſtung nicht 
von dem Schuldner zu vertreten ſei, hat nach S 282 BGB. 
der letztere zu beweiſen. In dieſer Beziehung iſt aber von der 
Beklagten in der Vorinſtanz nichts vorgebracht; es ergibt ſich 
auch ohne weiteres das Gegenteil ſchon daraus, daß die Be⸗ 


klagte ihr Meiſtgebotsrecht an den ſpäteren Erſteher abgetreten 


und gerade dadurch die erfolgte Kündigung möglich gemacht 
hat. Hiernach iſt der geltend gemachte Schadenserſatzanſpruch 
für die Zeit, für welche ein gültiger Mietvertrag geſchloſſen 
war, alſo bis zum 1. Oktober 1905, dem Grunde nach gerecht⸗ 
fertigt. Für die ſpätere Zeit vom 1. Oktober 1905 bis dahin 
1908 iſt aber jeder Anſpruch unbegründet, da, auch ganz ab⸗ 
geſehen von der Formvorſchrift des 8 566, ein ſolcher Vertrag 
überhaupt nicht erwieſen iſt. Inſoweit iſt daher die Reviſion 
zurückzuweiſen. P. c. B., U. v. 16. März 06, 348/05 III. — 
Berlin. 

7. 88 313, 913 BGB. Ein Vertrag über die Feſt⸗ 
ſetzung einer ungewiß gewordenen Grenze iſt obligatoriſcher Natur 
und unterliegt nicht der Formvorſchrift des 8 313 BGB. Haftung 
wegen Grenzüberſchreitung infolge grober Fahrläſſigkeit.] 

Die Parteien ſind Eigentümer unmittelbar aneinander 
grenzender Grundſtücke. Als der Beklagte einen Neubau an 
der Grenze nach dem Grundſtücke des Klägers zu aufführen 
wollte, ſtellten die Parteien die Grenzlinie feſt. An dieſer 
Linie hat der Beklagte einen vierſtöckigen Neubau aufgeführt. 
Die Grenzbrandmauer iſt dann aber infolge der Beſchaffenheit 
des Bodens nach der Seite des Klägers ausgewichen, ſo daß ſie 
an dem der Straße entgegengeſetzten Endpunkte 5 em in das 
Grundſtück des Klägers hineinragt. Außerdem ſteht ſie nicht 
lotrecht, ſondern hängt bis zu 26 em in den Luftraum des 
Klägers über, falls die von den Parteien feſtgeſtellte Grenz⸗ 
linie maßgebend iſt. Der Kläger hat den Beklagten — wie 
erwieſen iſt — aufgefordert, die Lotlinie herzuſtellen, ſobald das 
Ausweichen und Überhängen der Mauer bemerkbar wurde. 
Da dies nichts fruchtete, hat der Kläger auf Zurückrücken der 
Mauer aus ſeinem Grundſtück und dem darüber befindlichen 
Luftraume, ſowie auf Erſatz des ihm durch den ordnungs⸗ 
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widrigen Zuſtand der Mauer entſtandenen und noch entſtehenden 
Schadens — vorbehaltlich der Berechnung — geklagt, indem 
er behauptet, daß der Beklagte die Fundamente des Hauſes 
ſchuldhaft auf nicht tragfähigen Boden gelegt habe. Der Be⸗ 
rufungsrichter hat der Klage in vollem Umfange ſtattgegeben 
und dabei die von den Parteien feſtgeſtellte Grenzlinie für maß⸗ 
gebend erklärt. Die Reviſion des Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen: Der Beklagte hat ſich auf den $ 912 BGB. be⸗ 
rufen, aus dem er herleitet, daß der Kläger nicht Zurück⸗ 
rückung der aus dem Lot geratenen Wand, ſondern nur die 
Zahlung einer Mberbaurente verlangen könne. Mit Recht hat 
der Berufungsrichter jedoch die Anwendung des § 912 ab 
gelehnt. Wenn dieſe Vorſchrift überhaupt auf Überſchreitungen 
der Grenze, die durch Baufehler herbeigeführt ſind, bezogen 
werden könnte, was hier dahingeſtellt bleiben kann, ſo würde 
der Anwendung jedenfalls entgegenſtehen, daß es nach der 
Feſtſtellung des Berufungsrichters an den Vorausſetzungen des 
9 912, nämlich an Grenzüberſchreitung ohne grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit und Nichterhebung eines Widerspruchs, fehlt. Die 
Feſtſtellung, daß der Beklagte grob fahrläſſig gehandelt habe, 
iſt weſentlich tatſächlicher Natur und ohne Rechtsirrtum ge⸗ 
troffen. Der Beklagte hält ſich an die vor Beginn des Baues 
feſtgeſetzte Grenzlinie nicht für gebunden, weil der Grenz 
feſtſetzungsvertrag der im 8 313 Satz 1 BGB. vorgeſchriebenen 
Form ermangele. Er behauptet, daß die wirkliche Grenze 
12 em weiter nach dem Grundſtücke des Klägers zu liege, 
daß danach die ſogen. Ausbauchung der Mauer nur 14 em, 
alſo weniger als / Fuß in das Grundſtück des Klägers hinein⸗ 
rage, dies aber vom Kläger nach 1. 17 pr. Dig. si serv. 8. 5. 
geduldet werden müſſe. Mit Recht hat jedoch der Berufungs⸗ 
richter angenommen, daß die Parteien die in Unſicherheit ge⸗ 
ratene Grenze durch Vertrag feſtgeſtellt haben und daß dieſer 
Vertrag, durch den kein Teil irgend eine Grundftüdsparzelle 
an den anderen zu übereignen verſprochen hat, nach dem jetzt 
geltenden Rechte ohne Beobachtung einer beſonderen Form 
rechtsgültig iſt. Das BGB. geht im $ 9 20 davon aus, daß 
die Grenze zwar ſubjektiv ungewiß ſein kann, aber objektiv 
ſtets gewiß bleibt. Wie ein Urteil, das die Grenze trotz dem 
ſubjektiven Dunkel objektiv richtig feſtſtellt, nur deklaratoriſche 
Wirkung hat (vgl. Turnau⸗Förster Anm. 2 zu 8 920), fo 
wirkt auch ein Vertrag, durch den die Parteien die Ungewiß⸗ 
heit löſen, nicht die Verpflichtung zu einer Eigentumsüber⸗ 
tragung, ſondern beide Teile gehen davon aus, daß die richtige 
Grenze nunmehr ermittelt ſei und durch den Vertrag jeder von 
ihnen erhalte oder behalte, was ihm gebühre. Wenn freilich 
der Vertrag eine Grenze feſtſetzt, die erſt dadurch erhalten wird, 
daß die Nachbarn gegenfeitig Teile ihrer Grundſtücke abtreten, 
dann muß die Form des § 313 BGB. beobachtet werden. 
Ein ſolcher Fall liegt hier aber nicht vor. Demnach kann der 
Annahme des Berufungsrichters, daß es ſich um einen bindenden 
obligatoriſchen Vertrag handle, und der Beklagte jetzt ſeinem 
Gegenkontrahenten gegenüber nicht mehr mit Erfolg eine andere 
Grenze in Anſpruch nehmen könne, nicht entgegengetreten werden. 
Dann aber kann der Beklagte auch keinen Einwand aus der 
gedachten Digeſtenſtelle herleiten, da die Wand mehr als / Fuß 
in das Eigentum des Klägers hineinragt. K. c. V., U. v. 
15. März 06, 523/05 V. — Caſſel. 
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8. SS 414, 415 BGB. Mögliche Arten der Schuld⸗ 
übernahme. 

Nach 8 414 BGB. kann die Schuldübernahme dadurch 
erfolgen, daß der Übernehmer den Schuldübernahmevertrag 
mit dem Gläubiger abſchließt ohne Beteiligung des bisherigen 
Schuldners. Selbſtverſtändlich kann der Übernehmer bei dieſem 
direkt mit dem Gläubiger abgeſchloſſenen Vertrage durch einen 
anderen vertreten werden, ſei es, daß dieſer im voraus dazu 
bevollmächtigt iſt, ſei es, daß er als Geſchäftsführer ohne 
Auftrag auftritt und der Übernehmer nachher genehmigt. 
Rechtlich denkbar und zuläſſig iſt es ferner, daß als ſolcher 
Vertreter des Übernehmers der bisherige Schuldner in der 
einen oder anderen eben erwähnten Geſtalt handelt, und 
weiter iſt rechtlich auch nicht ausgeſchloſſen, daß der bisherige 
Schuldner als Geſchäftsführer ohne Auftrag für einen noch 
nicht exiſtierenden Übernehmer ſolchen Übernahmevertrag mit 
dem Gläubiger abſchließt. Die ſpätere Genehmigung der 
exiſtent gewordenen Perſönlichkeit muß dann zum Inhalt 
und Gegenſtand die Genehmigung ihrer Stellvertretung durch 
den bisherigen Schuldner haben, ſeine auftragloſe Geſchäfts⸗ 
führung für ſie alſo von ihr genehmigt werden. Damit aber 
den Erklärungen der Perſon, für die in dieſer Weiſe der bis⸗ 
herige Schuldner gehandelt hat, die Bedeutung einer ſolchen 
Genehmigung beigemeſſen werden kann, iſt, wie ſich von ſelbſt 
verſteht, an erſter Stelle erforderlich, daß die Perſon Kenntnis 
hat von den Vorgängen, die in Betracht kommen. Sie muß 
alſo wiſſen, daß der bisherige Schuldner in dieſer Weiſe und 
Abſicht für ſie mit dem Gläubiger kontrahiert hat; erſt dann 
kann davon die Rede ſein, zu fragen, ob in ihren Erklärungen 
der Genehmigungswille zu finden ſei. Der zweite mögliche 
Weg der Schuldübernahme iſt der des 8 415 BGB. Der 
bisherige Schuldner und der Übernehmer vereinbaren die 
Schuldübernahme und der Gläubiger genehmigt dieſe, nachdem 
ihm von einem der Vertragſchließenden der Vertrag „mitge⸗ 
teilt“ iſt. In der Verhandlung vom 22. Dezember 1902 
konnte nun vielleicht ein ſolcher zwiſchen dem urſprünglichen 
Schuldner und der Beklagten geſchloſſener UAbernahmevertrag 
erblickt werden. Es würde dann aber, und das hat die Be⸗ 
klagte für dieſen Fall geltend gemacht, die Mitteilung des 
geſchloſſenen Vertrages an den Kläger mangeln und demnach 
für ihn kein Gegenſtand der Genehmigung vorhanden ſeine 
ſelbſt wenn ſolche in der Klaganſtellung liegen ſollte. Allein 
dieſes Bedenken kann durch folgende Erwägung ſeine Erledigung 
finden. Es iſt nicht nur in den Motiven zum erſten Entwurf 
des BGB. ausdrücklich geſagt (Bd. II S. 145), ſondern auch 
ganz allgemein von der Rechtslehre angenommen, ſ. Planck, 
BGB. Bd. II (3. Aufl.) S. 296 Note 3; Dernburg, BGB. 
Bd. II! (3. Aufl.) S. 405 V; Staudinger, BGB. (2. Aufl.) 
Bd. II S. 302 Note 4; Crome, BGB. 2, 353; Erdmann, 
(8. Aufl.) S. 888 Note 13 a. E.; Schollmeyer, Schuldverh. 
des BGB. S. 400 und auch bereits vom V. 3S. des RG. 
anerkannt, RG. 60, 416, daß ſtatt der nachträglichen Ge⸗ 
nehmigung der Gläubiger auch ſchon vor Abſchluß des Über⸗ 
nahmevertrages ſein Einverſtändnis hiermit und ſeine Ein⸗ 
willigung in die Schuldübernahme erklären kann und daß der 
Mbernahmevertrag alsdann ſofort mit dem Abſchluß gegen den 
Übernehmer und für den Gläubiger wirkſam wird. Es wäre 
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die Annahme denkbar, daß der Kläger in dieſer Weiſe ſchon 
im voraus zu dem am 22. Dezember 1902 zwiſchen ſeinem 
urſprünglichen Kontrahenten und der Beklagten geſchloſſenen 
Übernahmevertrag feine Zuſtimmung erteilt hätte. Dann 
würde der Vertrag ſofort für ihn wirkſam geworden und er 
berechtigt ſein, aus ihm gegen die Beklagte zu klagen. Allein 
dieſe Annahme bedarf, wenn ſie der Entſcheidung zugrunde 
gelegt werden ſollte, eingehender tatſächlicher Begründung. 
Insbeſondere iſt folgender Geſichtspunkt zu beachten. Wenn 
auch in der Rechtslehre allgemeine ÜUbereinſtimmung beſteht 
über die Wirkſamkeit einer vorgängigen Einwilligung des 
Klägers in die Schuldübernahme ſo iſt doch eine Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit über die Frage entſtanden, ob die Einwilligung im 
Einverſtändnis des Schuldners und Abernehmers erklärt fein 
muß (Schollmeyer a. a. O.) oder ob es genügt, daß ſie dem 
Schuldner gegenüber zum Ausdruck gebracht iſt. (Planck und 
Staudinger a. a. O.) Daß ſie allein dem Schuldner gegen⸗ 
über erklärt werden kann, erſcheint nicht zweifelhaft, da auch 
die Genehmigung nur ihm gegenüber erteilt zu werden braucht. 
Eine andere Frage iſt aber die, ob der Übernehmer bei dem 
Abſchluß des ÜUbernahmevertrages nicht Kenntnis von der be⸗ 
reits erteilten Einwilligung des Gläubigers haben muß. 
Dieſer Punkt bedarf gegenwärtig nicht notwendig einer grund⸗ 
ſätzlichen Beantwortung, da er jedenfalls in tatſächlicher Be⸗ 
ziehung von Bedeutung iſt. In vielen Fällen, und ſo auch 
im gegenwärtigen, wird von dem Übernehmer beſtritten, daß 
er ſich dem Gläubiger gegenüber habe pflichtig machen wollen; 
er behauptet mit anderen Worten, er habe nur eine Erfüllungs⸗ 
übernahme mit dem bisherigen Schuldner vereinbart, alſo nur 
deſſen Schuldner werden wollen. Für die Frage, ob dieſe 
Behauptung zutreffend iſt, kann es von Erheblichkeit ſein, ob 
der Übernehmer von der vorgängig erteilten Einwilligung des 
Gläubigers in eine Schuldübernahme Kenntnis gehabt hat. Iſt 
dies der Fall, ſo läßt ſich dies im Einzelfall für die Annahme 
einer Schuldübernahme verwerten; im anderen Falle kann die 
Unkenntnis für eine bloße Erfüllungsübernahme ſprechen. 
K. c. J., U. v. 27. Febr. 06, 273/05 VII. — Marien⸗ 
werder. 

9. SS 415, 416 BGB. Rechtswirkſamkeit einer vom 
Hypothekengläubiger erteilten Genehmigung der ihm von dem 
Veräußerer ſchriftlich mitgeteilten Schuldübernahme durch den 
Erwerber ohne Hinweis auf die Folge des Schweigens.] 

Der Berufungsrichter iſt der Anſicht, daß nach §S 416 BGB. 
eine Genehmigung der Schuldübernahme durch den Gläubiger 
nicht anders erfolgen könne, als wenn die ſchriftliche Mitteilung 
des Veräußerers von der Schuldübernahme den Hinweis auf 
die in Abſ. 2 Satz 2 angedrohte Folge des Schweigens ent⸗ 
halten habe. Dieſe Anſicht iſt auch in einem Urteile des 
IV. 3 S. des RG., IV. 64/04 vom 6. Juni / 4. Juli 1904, ab⸗ 
gedruckt in Gruchots Beitr. 49, 354 ff., vertreten worden, auf 
das der Berufungsrichter ſich bezieht. In Übereinftimmung 
mit den Ausführungen in dieſem Urteil ſtützt der Berufungs⸗ 
richter feine Auffaſſung auf den Wortlaut des § 416, der bei 
dem untrennbaren Zuſammenhange der Abſ. 1 und 2 mit 
zwingender Notwendigkeit ergebe, daß der Gläubiger die Schuld⸗ 
übernahme nur genehmigen könne, wenn der Veräußerer ſie 
ihm mitteile (Abſ. 1 Satz 1), ſowie daß dieſe Mitteilung 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 9. 1906. 


— — . 


ſchriftlich erfolgen und den vorerwähnten Hinweis enthalten 
müſſe (Abſ. 2 Satz 2), woraus zu folgern ſei, daß nach einer 
dieſen Hinweis nicht enthaltenden Mitteilung die Sachlage die 
gleiche ſei als wenn eine Mitteilung überhaupt nicht erfolgt 
wäre. In dem Urteil des RG. war hinzugefügt worden, daß 
dieſer Wortſinn auch dem geſetzgeberiſchen Grund und Zweck 
der Sondervorſchrift des § 416 entſpreche: einerſeits im Inter⸗ 
eſſe des Realkredits die Vereinigung der perſönlichen und der 
dinglichen Haftung aus der Hypothekenſchuld in einer Perſon 
zu fördern, andererſeits den Veräußerer vor der Gefahr zu 
ſchützen, daß er den ihm ſchon im Kaufpreiſe von ſeinem Käufer 


gekürzten Betrag der Hypothek ſpäter noch einmal an den 


Gläubiger zahlen müſſe. Dabei war noch bemerkt worden, daß 


aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes nichts Gegenteiliges 


zu entnehmen ſei, während der Berufungsrichter im vorliegenden 
Fall nicht zu verkennen ſcheint, daß dies doch wohl der Fall 
ſein könnte — wie der erſte Richter ausgeführt hatte —, aber 
darauf kein entſcheidendes Gewicht legen will. Der IV. 38. 
des RG. war in dem erwähnten Fall bezüglich der jetzt ſtreitigen 
Frage derſelben Anſicht wie der damalige Berufungsrichter, ge⸗ 
langte aber aus anderen Gründen zu einer Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Urteils. Für dieſe Entſcheidung war die Erörterung 
in den Entſcheidungsgründen über den jetzt in Frage ſtehenden 
Punkt unerheblich, es bedurfte daher für den jetzt erkennenden 
Senat, der zu einer abweichenden rechtlichen Beurteilung der 
Frage gelangt iſt, nicht der Einholung einer Entſcheidung der 
Ver. 3ZS. des RG. nach $ 137 GVG. Es mag zugegeben 
werden, daß der Wortlaut des $ 416 BGB. für die Aus⸗ 
legung verwertet werden kann, die im vorliegenden Fall von 
dem Berufungsrichter vertreten wird. Aber für zwingend kann 
er ſo wenig erachtet werden, daß, umgekehrt, nach der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte und dem Zweck dieſer geſetzlichen Beſtimmung 
ein Zweifel an der Unrichtigkeit dieſer Auslegung nicht be⸗ 
rechtigt erſcheinen und auch nicht aus dem Wortlaut begründet 
werden kann. Nachdem in $ 415 im allgemeinen beſtimmt 
worden iſt, in welcher Weiſe durch (abſtrakten, dinglichen) Ver⸗ 
trag zwiſchen dem bisherigen Schuldner und einem dritten 
Übernehmer eine Schuldübernahme mit der Wirkung herbei⸗ 
geführt werden kann, daß der Übernehmer an Stelle des bis⸗ 
herigen Schuldners in das Schuldverhältnis eintritt (ſogenannte 
private Schuldübernahme), werden in § 416 beſondere Be: 
ſtimmungen für den Fall getroffen, daß es ſich um die privative 
Übernahme einer Hypothekenſchuld handelt. Aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes ergibt ſich, daß der Schwerpunkt 
des 5 416 in der Beſtimmung des Abſ. 1 Satz 2 enthalten 
iſt, der den Gläubiger bei Vermeidung fingierter Genehmigung 
verpflichtet, binnen 6 Monaten nach Empfang der Mitteilung 
die Verweigerung der Genehmigung zu erklären. Hierin liegt 
— abgeſehen von der Beſchränkung des Mitteilungsrechts auf 
die Perſon des Veräußerers — die grundſätzliche Abweichung 
der Vorſchriften über die Übernahme von Hyypothekenſchulden 
($ 416) von den allgemeinen Vorſchriften über die Schuld 
übernahme durch Vertrag zwiſchen Schuldner und Übernehmer 
($ 415); letztere erfordert unter allen Umſtänden eine 
Genehmigungserklärung des Gläubigers, erſtere kann durch den 
Veräußerer von einer Nichterklärung der Verweigerung ſolcher 
Genehmigung abhängig gemacht werden. Die übrigen Be N 
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ſtimmungen des $ 416 enthalten nur eine nähere Ausgeſtaltung 
dieſes Satzes. Es wird vorgeſchrieben, daß nur der Veräußerer 
berechtigt iſt, dem Gläubiger die Schuldübernahme mitzuteilen 
und ihn in die erwähnte Zwangslage zu verſetzen (Abſ. 1 
Satz 1); daß dies aber erſt geſchehen darf, wenn der Erwerber 
als Eigentümer im Grundbuch eingetragen iſt (Abſ. 2 Satz 1); 
daß die Mitteilung ſchriftlich erfolgen und den Hinweis auf den 
nun eingetretenen Erklärungszwang enthalten muß (Abſ. 2 
Satz Y, und daß der Erwerber berechtigt iſt, vom Veräußerer 
die Mitteilung an den Gläubiger und eine Benachrichtigung 
über das Ergebnis zu verlangen (Abſ. 3). Was ins beſondere 
die Vorſchrift anlangt, die hier in Frage ſteht: daß die Mit⸗ 
teilung den Hinweis auf die Folgen des Schweigens enthalten 
muß, fo iſt auch ſowohl in den Kommiſſionsberatungen 
(Prot. 1, 415 Abſ. 4) als in der Denkſchrift an den Reichstag 
(Vahlenſche Ausgabe S. 85 unten) ausdrücklich damit begründet 
worden, daß ſie geboten ſei wegen der ſchwerwiegenden 
Wirkungen, die ſich aus dem Schweigen des Gläubigers für 
deſſen Rechtslage ergeben. Dieſe Begründung iſt einleuchtend; 
ſie zeigt, daß die für den Veräußerer geſchaffene Erleichterung 
nicht zu einer unnötigen Härte für den Gläubiger geſteigert 
und darum dieſer in die Lage gebracht werden ſollte, zu er⸗ 
kennen, welcher Rechtsfolge er ſich ausſetze, wenn er ſich auf 
die Mitteilung von der Schuldübernahme untätig verhalte. 
Einen Wert hat dieſe Erkenntnis aber nur für einen Gläubiger, 
der mit der Abſicht umgeht, die Schuldübernahme nicht zu ge: 
nehmigen; unerfindlich iſt dagegen, welches Intereſſe ein 
Gläubiger, der die ihm mitgeteilte Schuldübernahme genehmigt, 
daran haben könnte, ob die Mitteilung den Hinweis enthielt, 
daß bei ſeinem Schweigen Genehmigung angenommen werden 
würde. Bei dieſer durch die Entſtehungsgeſchichte und den geſetz⸗ 
geberiſchen Grund gebotenen Auffaſſung des $ 416 kann nun 
aber auch der Wortlaut keine Auslegungsſchwierigkeiten hervor⸗ 
rufen. Die Faſſung, daß der Gläubiger die Schuld— 
übernahme nur genehmigen könne, wenn der Veräußerer 
ſie ihm mitteile, kann nicht als eine allgemeine Mußvorſchrift 
für den Inhalt der Mitteilung an einen Gläubiger, ſondern nur 
in der Begrenzung als eine ſolche aufgefaßt werden, daß ſie 
eine Bedingung für den Eintritt der auf das Schweigen des 
Gläubigers geſetzten und anzudrohenden Rechtsfolge fein fol. 
Demnach muß mit dem erſten Richter, in Ubereinſtimmung mit 
dem Obs G. für Bayern (Seuff A. Bd. 60 Nr. 32 a. E.) und 
der weit überwiegenden Mehrzahl der juriſtiſchen Schriftfteller 
angenommen werden, daß die Rechtswirkſamkeit einer vom 
Hypothekengläubiger erklärten Genehmigung der ihm von dem Ver⸗ 
äußerer ſchriftlich mitgeteilten Schuldübernahme durch den Er⸗ 
werber dadurch nicht berührt wird, daß die Mitteilung den in 
Frage ſtehenden Hinweis nicht enthalten hatte. E. c. W., 
U. v. 10. März 06, 387/05 V. — Jena. 

10. 88 426, 765, 774 BGB. Unterſchied zwiſchen dem 
Verhältnis mehrerer Bürgen zueinander und demjenigen Ab⸗ 
kommen unter ihnen, falls einer als Verpflichteter aus einem 
Wechſel in Anſpruch genommen werben follte.] 

Nach der Darſtellung des Klägers handelt es ſich zwiſchen 
den Parteien nicht um einen Bürgſchaftsvertrag im Sinne des 
3 765 ff. BGB., kraft deſſen ſich der Bürge dem Gläubiger 
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der Hauptverbindlichkeit einzutreten. In Frage ſteht lediglich 
ein Übereinkommen zwiſchen Mitbürgen über ihre gegenſeitige 
Ausgleichung. Würde es ſich um eine gewöhnliche Mitbürg⸗ 
ſchaft handeln, ſo hätte es einer Übereinkunft über den Aus⸗ 
gleich unter den Mitbürgen nicht bedurft, da gemäß 88 774 
und 426 BGB. Mitbürgen im Verhältniſſe zueinander im 
Zweifel nach Kopfteilen haften. Daß ein Bürgſchaftsvertrag 
im Sinne des 8 765 BGB. geſchloſſen worden ſei, iſt über⸗ 
haupt nicht behauptet. Der Kläger und der Beklagte ſind 
vielmehr für die Schuld des S. durch Unterzeichnung des von 
dieſem akzeptierten Wechſels eingetreten, und zwar haben der 
Kläger und der Beklagte die Rollen in der Weiſe gewechſelt, 
daß die erſten Wechſel vom Beklagten als Ausſteller und 
Girant, der letzte vom 13. Oktober 1902 vom Kläger als Aus⸗ 
ſteller und Girant unterzeichnet wurden, in dem letzten alſo der 
Beklagte nur als Girant erſcheint. Hiernach war in den erſten 
Wechſeln Beklagter Vormann des Klägers, während in dem 
letzten Kläger Vormann des Beklagten iſt. Gemäß den erſten 
Wechſeln hatte Beklagter als Vormann des Klägers keinen 
Regreßanſpruch gegen dieſen, während in dem letzten Kläger 
keinen Wechſelregreß gegen den Beklagten hat. Da aber das 
Übereinkommen von Anfang an getroffen ſein ſoll und zweifellos 
ein gegenſeitiger Ausgleich beabſichtigt war, ſo kann es 
nicht den Sinn gehabt haben, daß die Ausgleichung ſich nur 
auf den Fall erſtrecken ſolle, daß einer von ihnen Regreß 
gegen den anderen nehme. Die Abſicht muß vielmehr dahin 
gegangen fein, ſich gegenſeitig durch Übernahme der Hälfte für 
den Fall zu ſichern, daß einer von ihnen als Wechſelverpflichteter 
in Anſpruch genommen werde. Dann ſolle, wie ſich die Klage 
ausdrückt, eventuell jeder die Hälfte der Summe zahlen müſſen. 
Daß nach dem letzten Wechſel der Kläger keinen Wechſelregreß 
gegen den Beklagten hat, würde ſonach für das der Schrift⸗ 
form nicht bedürfende Übereinkommen bedeutungslos erſcheinen. 
P. c. P., U. v. 12. März 06, 244/05 VI. — Poſen. 

11. 88 433 ff., 459, 363, 477 BGB. Aber Schadens⸗ 
erſatzanſprüche des Käufers eines Handelsgeſchäftes bei arg⸗ 
liſtiger Zuſage über den Ertrag.] 

Der Beklagte verkaufte der Klägerin ſein Fiſch⸗ und 
Delikateßgeſchäft zum Preiſe von 1 500 Mark. Nach den 
Behauptungen der Klägerin hat ihr der Beklagte das Geſchäft 
mit den ausdrücklichen Zuſicherungen verkauft, es biete eine 
ſichere Exiſtenz, es werfe 100 Prozent Gewinn ab, an den 
beiden Fiſchtagen der Woche würden 50 bis 60 Mark verdient. 
Sie machte geltend, daß dem Geſchäft die zugeſicherten Eigen⸗ 
ſchaften fehlen, Beklagter deren Mangel arliſtig verſchwiegen 
habe, und forderte Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. Das 
OLG. Cöln erkannte auf einen Eid der Klägerin darüber, 
daß ihr der Beklagte nach dem Verkauf des Geſchäfts 
2000 Mark bedingungslos geboten habe, wenn ſie ihm das 
Geſchäft zurückverkaufe. Die Reviſion des Beklagten wurde 
zurückgewieſen: Gegenſtand des von den Parteien als 
„Kauf“ bezeichneten Rechtsgeſchäfts war nach der gegebenen 
Sachlage die Überlaſſung des in Mieträumen betriebenen 
Handelsgewerbes mit Kundſchaft ſowie die Übertragung der 
Ladeneinrichtung mit etwa vorhandenen Vorräten. Dabei war 
für die Parteien die Überlaſſung des Handelsgewerbes mit der 


Kundſchaft der maßgebende Teil des Rechtsgeſchäfts. Laden⸗ 
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einrichtung und Vorräte hatten einen ganz geringen Wert; 
ihre Übertragung hatte für die Parteien nach der gegebenen 
Sachlage nur nebenſächliche Bedeutung. In erſter Reihe war 
zu prüfen, ob 88 433 ff., 463 des BGB. über den Kauf und 
über die Zuſicherung einer Eigenſchaft der verkauften Sache 
hier unmittelbar oder doch analog angewendet werden können. 
Einer analogen Anwendung der letzteren Vorſchriften ſtehen 
die Entſcheidungen des V. 3 S. vom 11. Juni 1904 — 
V. 557/04 — JW. 1905, 4032 und vom 10. Mai 1905 — 
V. 529/04 — JW. 1905, 3897 nicht entgegen. In letzterer 
Entſcheidung iſt dieſe Frage ausdrücklich dahingeſtellt. Das 
BGB. regelt im 8 533 nur für den Kaufvertrag über Sachen 
oder Rechte die wichtigſten Verpflichtungen aus dem Kauf⸗ 
vertrage. Ein Handelsgewerbe und die an dasſelbe geknüpfte 
Kundſchaft fällt aber weder unter den rechtlichen Begriff der 
Sache, unter der eine körperliche Sache zu verſtehen iſt, 
noch unter den rechtlichen Begriff des „Rechts“ im Sinne von 
8 433 Abſ. 1. In dem modernen Verkehrsleben gibt es in⸗ 
deſſen neben dem Handelsgewerbe und der an dasſelbe ge⸗ 
knüpften Kundſchaft eine Reihe zum Teil ſehr wertvoller Güter, 
die weder körperliche Sachen noch „Rechte“ in jenem engeren 
Sinne ſind, die aber im legitimen Verkehr gegen Geld ver⸗ 
äußert werden. Es wirft ſich die Frage auf, welche Rechts⸗ 
grundſätze auf ſolche Kaufgeſchäfte im weiteren Sinne anzu⸗ 
wenden ſind. Deren Prüfung entfällt vorliegend auch nicht 
um deswillen, weil auch die Ladeneinrichtung und Waren⸗ 
vorräte mitverkauft wurden. Dieſer Teil des Vertrages hatte 
nur nebenſächliche Bedeutung; er iſt nicht geeignet, den ganzen 
Vertrag den Vorſchriften über den Kauf körperlicher Sachen 
unmittelbar zu unterwerfen. Tritt man aber in eine Erörterung 
obiger Frage ein, ſo kann zunächſt den Beſtimmungen des 
8 433 keine ausſchließliche Tragweite dahin zukommen, daß 
ein Kaufvertrag nur an einer körperlichen Sache oder an einem 
Rechte rechtlich möglich ſei und daß auf die Veräußerung 
aller anderen Güter, die nicht körperliche Sachen und Rechte 
ſind, nur die allgemeinen Beſtimmungen des BGB. über 
die Schuldverhältniſſe und gegenſeitige Verträge angewendet 
werden können. Denn bei Beratung des 8 433 wurde — 
vgl. insbeſondere Prot. II, 2 S. 51/52 — allgemein an⸗ 
erkannt: „es ſei theoretiſch richtig, daß auch andere Werte als 
Sachen und Rechte Gegenſtand eines Kaufes ſein können. Die 
Faſſung des § 433 ſchließe dies aber nicht aus. Das BGB. 
habe ſich für ſolche Fälle einer beſonderen Vorſchrift enthalten, 
weil dasjenige, was in denſelben dem Verkäufer obliege, ſich 
aus dem Inhalt des Vertrags unter Berückſichtigung von Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte ergebe. Es 
empfehle ſich im Intereſſe der Klarheit, an einer konkreten 
Geſtaltung feſtzuhalten und nicht für alle Geſchäfte ſondern 
nur für die Geſchäfte Fürſorge zu treffen, deren Ordnung der 
Verkehr erfordere.“ Darnach könne auf den Verkauf von 
Lebensgütern, die nicht körperliche Sachen und Rechte ſind, die 
Vorſchriften des BGB. über den Kauf nicht unmittelbar an⸗ 
gewendet werden. Indeſſen hat § 433 feine mehr konkretiſierte 
Geſtaltung nur aus geſetzestechniſchen Erwägungen, nicht aus 
inneren Gründen erhalten. Der Gedanke, ſeine Anwendung 
auf den Kauf anderer Lebensgüter aus zuſchließen, lag fern. 
Deshalb beſteht kein Hindernis, die beſonderen Beſtimmungen 
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des BGB. über den Kauf auch auf die Veräußerung anderer 
Güter gegen Geld analog anzuwenden, ſoweit das einzelne 
Gut dieſer Art eine ſolche analoge Anwendung geſtattet. Be⸗ 
denken letzterer Art beſtehen bei der Veräußerung eines Handels⸗ 
gewerbes mit Kundſchaft gegen Geld nicht; auf ſie ſind daher 
die beſonderen Beſtimmungen des BGB. über den Kauf analog 
anzuwenden. Nach Annahme der Inſtanzgerichte war die Zu⸗ 
fiherung, daß das verkaufte Handelsgewerbe einen näher 
bezeichneten Reinverdienſt bisher hatte, die Zuſicherung einer 
Eigenſchaft des Kaufgegenſtandes, und die Inſtanzgerichte 
haben weiter angenommen, daß auf dieſe Zuſicherung 8 463 
BGB. und folgeweiſe auf die Verjährung der aus ihr ab⸗ 
geleiteten Anſprüche 8 477 anzuwenden ſei. Auch dieſer 
Auffaſſung war in dem Sinne beizutreten, daß nach Lage des 
gegebenen Falles jene Vorſchriften analog zur Anwendung ge⸗ 
langen. Im gegebenen Falle handelt es ſich um die Zuſicherung, 
daß das verkaufte Handelsgewerbe einen näher bezeichneten 
Reinertrag abgeworfen hatte. Darin die Zuſicherung einer 
Eigenſchaft des Handelsgewerbes zu finden, kann einem recht⸗ 
lichen Bedenken nicht unterliegen. Denn auch für den Kauf 
körperlicher Sachen iſt in der Rechtſprechung — RG. 52, I ff.; 
59, 243 — und in der Rechtslehre allgemein anerkannt, daß 
„unter den Begriff der Eigenſchaften auch ſolche tatſächlichen 
und rechtlichen Verhältniſſe fallen, welche zufolge ihrer Be⸗ 
ſchaffenheit und vorausgeſetzten Dauer nach den Verkehrs⸗ 
anſchauungen einen Einfluß auf die Wertſchätzung der Sache 
zu üben pflegen.“ Darnach hat ſich durch dieſe Zuſicherung 
der „Verkäufer“ des Handelsgewerbes, gleich dem Verkäufer 
einer individuell beſtimmten Sache, der das Vorhandenſein 
einer Eigenſchaft dieſer Sache zugeſichert hat, verpflichtet, für 
den Fall, daß die zugeſicherte Eigenſchaft nicht vorhanden war, 
dem Käufer dafür Gewähr zu leiſten. Verkehrsanſchauung und 
Verkehrsbedürfnis verlangen aber, auf den Inhalt dieſer 
Gewährleiſtung die Beſtimmungen der 88 459 Abſ. 2, 
463, 477 BGB. über die an die Zuſicherung einer Eigen⸗ 
ſchaft beim Verkauf einer körperlichen Sache gefnüpften 
Gewährleiſtungsanſprüche analog anzuwenden. Einer ſolchen 
analogen Anwendung der 88 459 Abſ. 2, 463, 477 BGB. 
auf den hier gegebenen Fall der Zuſicherung einer Eigenſchaft 
beim „Verkaufe“ eines Handelsgewerbes mit Kundſchaft kann 
nicht die insbeſondere für den Verkauf von Inhaberpapieren 
vertretene Auffaſſung entgegengehalten werden, wonach auf 
Zuſicherungen über Güte und Wert ſolcher Papiere oder des 
Unternehmens, auf das ſie ſich beziehen, die Beſtimmungen der 
98 463, 477 keine Anwendung finden. Denn dieſe — in 
ihren Ergebniſſen auf den Kaufvertrag über Inhaberpapiere — 
jedenfalls nicht unbedenkliche Auffaſſung beruht im weſentlichen 
auf der Annahme, die hier in Betracht kommende Materie ſei 
für den Kaufvertrag über Forderungen und Rechte, dem für 
obige Zuſicherungen der Kaufvertrag über Inhaberpapiere 
gleichzuſtellen ſei, durch die 88 437 und 438 auschließlich 
dahin geregelt, daß das Fehlen einer zugeſicherten Eigenſchaft 
jenes Inhaltes als Mangel im Rechte gelte, dadurch ſei 
aber allein ſchon eine Anwendung der Beſtimmungen in 
89 459 Abſ. 2, 463, 477 BGB. ausgeſchloſſen. Hier 
handelt es ſich dagegen um ein Gut ganz anderer Art, das 
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ſelbſt wenn die aus den 88 437 und 438 abgeleiteten Rechts⸗ 
folgen für Zuſicherungen beim Kaufe über Forderungen und 
Rechte zwingend wären, jenen Sondervorſchriften für den 
Kauf über Forderungen und Rechte irgend eine Bedeutung 
auf den Kauf ſolcher Güter einzuräumen. Aus Erwägungen 
ähnlicher Art kann auch den Entſcheidungen des I. ZS., welche 
ſich mit Zuſicherungen beim Aktienkaufe und der Verjährung 
der daraus abgeleiteten Anſprüche beſchäſtigen — RG. 56, 253; 
59, 241; I. 671/04 vom 31. Mai 1905 Holdheims MSchr. 
1905 S. 261 — keine maßgebende Bedeutung auf die hier 
zu entſcheidende Frage zukommen. Darnach iſt für das Recht 
des BGB. davon auszugehen, daß auf die Veräußerung gegen 
Geld — den Verkauf — eines Handelsgewerbes mit Kund⸗ 
ſchaft die allgemeinen Beſtimmungen über den Kauf und auf 
die Zuſicherung im Kaufvertrage, daß das Handelsgewerbe 
einen näher bezeichneten Reinertrag hatte, die Beſtimmungen 
über Gewährleiſtung für Zuſicherungen einer Eigenſchaft 
beim Kauf einer körperlichen Sache analog anzuwenden 
fin. A. c. S., U. v. 13. März 06, 344/05 II. — 
Cöln. 

12. 88 627, 814, 818, 927, 935, 945, 1360, 1361, 
1611 BGB. Beſteht ein Recht des Ehemannes auf Nüd: 
forderung während des Eheprozeſſes gezahlten Unterhalts nach 
Beendigung des Scheidungsprozeſſes ?] 

Die Ehe der Parteien war auf Grund des $ 1568 BGB. 
infolge Klage der Frau und unter Erklärung des Mannes für den 
ſchuldigen Teil geſchieden worden, doch wurde auf Antrag des 
letzteren die Frau, unter Anwendun des 8 1574 Abſ. 3 BGB., 
ebenfalls für ſchuldig erklärt. Während des Scheidungsprozeſſes 
erwirkte die jetzige Beklagte eine einſtweilige Verfügung, durch welche 
ihr für die Dauer jenes Rechtsſtreits das Getrenntleben geſtattet 
und angeordnet wurde, daß ihr der jetzige Kläger an Unter⸗ 
haltsgeldern vom 16. April 1902 ab vierteljährlich 300 Mark 
zu zahlen habe. Letzterer erhob Widerſpruch; es wurde jedoch 
durch Urteil die einſtweilige Verfügung aufrecht erhalten. In⸗ 
folgedeſſen zahlte er an Unterhaltsgeldern im ganzen 2700 Mark. 
Als der Scheidungsprozeß endgültig erledigt war, forderte der 
jetzige Kläger die von ihm gezahlten Beträge zurück und zwar 
mit der Begründung, daß die jetzige Beklagte, da auch ſie 
ſchuldig an der Scheidung geweſen ſei, zufolge 8 1611 Abſ. 2 
BGB. nur Anſpruch auf den notdürftigen Unterhalt gehabt, 
die hierfür erforderlichen Mittel aber ſchon in den Zinſen ihres 
eigenen Vermögens beſeſſen habe. Das OLG. gab der Klage 
ſtatt, das RG. hob auf: Allerdings iſt die Anordnung der 
im 5 627 ZPO. zugelaſſenen Maßnahmen eine einſtweilige 
Verfügung, es find für dieſelbe dort jedoch beſondere Vor: 
ſchriften gegeben, und es wird in Abſ. 4 geſagt, daß für fie im 
übrigen die Beſtimmungen der 88 936 bis 944 ZPO. zu 
gelten hätten; hierdurch aber wird die Geltung ſowohl des 
§ 935, als des 8 945 ausgeſchloſſen. In Anſehung des 
3 935 kann das einem Bedenken nicht unterliegen; die Aus: 
ſchließung ergibt ſich ohne weiteres daraus, daß die für Che: 
ſachen in 8 627 vorgeſehene einftweilige Verfügung nicht, wie 
die in § 935 zugelaſſene, zur Sicherung des Anſpruchs auf 
eine eigenartige Leiſtung beſtimmt iſt, ſondern anderen Zwecken 
dient. In Anſehung des $ 945 dagegen könnte der Umſtand, 
daß lediglich auf 88 9 36 bis 944 verwieſen iſt, daraus er⸗ 
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klärt werden, daß es nur darauf angekommen ſei, die Zu⸗ 
ſtändigkeit und das Verfahren zu regeln, während die Vorſchrift 
des § 9 45 eine materiellrechtliche iſt, und es könnte daher ein⸗ 
gewendet werden, daß aus der Fortlaſſung des § 945 noch 
nicht gefolgert werden dürfe, ſeine Geltung habe dadurch aus⸗ 
geſchloſſen werden ſollen. Für die Ausſchließung ſprechen je⸗ 
doch auch innere Gründe. Eine Anwendung des § 945 ZPO. 
auf die in § 627 bezeichneten Maßnahmen wäre überhaupt 
nur inſoweit möglich, als dieſelben die Regelung des Unter⸗ 
halts, ſei es der Ehegatten, ſei es der Kinder betreffen. So⸗ 
weit dieſe Regelung nach dem freien Ermeſſen des Gerichts er⸗ 
folgen mußte, iſt aber ein Anſpruch auf Schadenserſatz aus 
dem Grunde, weil ſeine Verfügung unzutreffend geweſen ſei, 
ausgeſchloſſen, da die Frage, ob das Gericht, wo es feinem 
Ermeſſen zu folgen hatte, hiervon einen richtigen Gebrauch ge⸗ 
macht habe, in einem anderen Verfahren nicht nachgeprüft 
werden darf. Raum für die Behauptung, daß die Anordnung 
des Ehegerichts von Anfang an ungerechtfertigt geweſen ſei, iſt 
deshalb nur dann, wenn geltend gemacht werden kann, daß das 
Gericht aus einem anderen Grunde nicht ſo, wie geſchehen, 
hätte verfügen dürfen. Ein ſolcher Fall iſt freilich bei Ver⸗ 
fügungen der in Rede ſtehenden Art möglich, wird indes tat⸗ 
ſächlich nicht oft vorliegen. Durch den Beginn eines Rechts⸗ 
ſtreits, für den die Beſtimmungen des $ 627 ZPO. berechnet 
ſind, wird die geſetzliche Unterhaltspflicht der Eltern und, was 
hier zunächſt in Frage ſteht, der Ehegatten, an und für ſich 
nicht berührt. Auch eine einſtweilige Verfügung, durch welche 
den Ehegatten das Getrenntleben geſtattet wird, ändert hieran 
nichts, es greift nur in Anſehung ihres Unterhalts der 
8 1361 des BGB. Platz, deſſen Vorſchriften ſtets maßgebend 
ſind, wenn die Ehegatten getrennt leben und einer von ihnen 
die Herſtellung des ehelichen Lebens verweigern darf und ver⸗ 
weigert. Der $ 1361 trifft Beſtimmungen, die ſich auf die 
Art der Gewährung des Unterhalts (Abſ. 1) und auf die 
Unterhaltspflicht als ſolche beziehen (Abſ. 2); ſoweit aber dieſe 
Beſtimmungen nicht eingreifen, bleibt es bei den allgemeinen 
Vorſchriften, es gilt alſo $ 1360, ſowie daneben und zwar 
auch während der Dauer eines Eheprozeſſes der 8 1611 
Abſ. 2 BGB., wonach der Ehegatte, der ſich einer Verfehlung 
ſchuldig macht, die den anderen Gatten berechtigt, ihm den 
Pflichtteil zu entziehen, von dieſem nur den notdürftigen Unter⸗ 
halt verlangen kann. Dieſe Beſtimmung iſt deshalb von dem 
Ehegerichte bei Anwendung des § 627 ZPO. und des 81361 
BGB., auf den dort verwieſen wird, ebenfalls zu berückſichtigen 
(vgl. JW. 1903 Beil. S. 81 Nr. 188, S. 104 Nr. 233). 
Es muß daher anerkannt werden, daß eine in einem Eheprozeß 
über den Unterhalt der Frau erlaſſene einſtweilige Verfügung 
wenigſtens zum Teil ungerechtfertigt ſein kann, nämlich dann, 
wenn ihr der ſtandesmäßige Unterhalt zugebilligt worden iſt, 
während ſie nur auf den notdürftigen Unterhalt Anſpruch ge⸗ 
habt hatte. Zugegeben werden mag ferner, daß in ſolchem 
Falle die Anwendung des $ 945 ZPO. möglich fein würde, 
da an und für ſich ſeine Beſtimmungen auch gegenüber ſolchen 
einſtweiligen Verfügungen Platz greifen könnten, die nicht bloß 
eine Sicherung, ſondern bereits eine Befriedigung des Gläubigers 
zur Folge haben (vgl. die in RG. 9, 334 und 27, 429 be⸗ 
handelten Fälle und 8 1716 BGB). Es würde indes die 
39 * 
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Geltendmachung des 8 945 ZPO. wohl nur höchſt ſelten 
dazu führen, daß ein Gatte ſchuldig erkannt würde, die von 
dem andern empfangenen Unterhaltsgelder zu erſtatten. 
Denn ſolche Gelder werden der Regel nach in dem guten 
Glauben, ſie beanſpruchen zu können, empfangen, auch werden 
ſie ihrer Beſtimmung gemäß verbraucht werden. Und bei 
ſolcher Sachlage wäre die Verpflichtung zur Herausgabe ſchon 
durch 8 818 Abſ. 3 BGB. ausgeſchloſſen. Abgeſehen davon 
aber ſteht eine Rückforderung, wie ſie im vorliegenden Falle 
unternommen iſt, mit den Verhältniſſen, die durch die Ein⸗ 
gehung einer Ehe geſchaffen werden, nicht im Einklang. Zum 
Unterhalt der Frau iſt in der Regel, alſo abgeſehen von dem 
Falle des 8 1360 Abſ. 2 BGB., der Mann verpflichtet, und 
es kann ſich, wenn ſie getrennt von ihm lebt und leben darf, 
er ihr alſo den Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente ge⸗ 
währen muß, nur darum handeln, wie hoch dieſe zu bemeſſen 
iſt. Iſt ein Eheprozeß anhängig und verlangt die 
Frau die Feſtſetzung der Rente durch einſtweilige Verfügung, 
fo hat das Ehegericht den Betrag gemäß § 1361 BGB. zu 
beſtimmen, muß jedoch, wenn der Mann geltend macht, daß er 
nur den notdürftigen Unterhalt zu gewähren brauche, hierauf 
eingehen. Die Beſchränkung ſeiner Unterhaltspflicht kann der 
Mann auch nach dem Erlaß der einſtweiligen Verfügung ge⸗ 
mäß 8 927 3POO., nämlich dann noch geltend machen, wenn 
die Tatumſtände, die zufolge 8 1611 Abſ. 2 BGB. die Bes 
ſchränkung bedingen, erſt nachträglich zu ſeiner Kenntnis ge⸗ 
langt find (vgl. RG. 24, 369; JW. 1891 S. 10). Er⸗ 
hebt der Mann aber einen derartigen Einwand nicht, und wird 
darauf hin von dem Gerichte die Rente dem ſtandesmäßigen 
Unterhalt der Frau entſprechend feſtgeſetzt, ſo würde einer Rück⸗ 
forderung des Mannes regelmäßig auch noch der § 814 
BGB. im Wege ſtehen, da ihm entgegengehalten werden 
könnte, daß die Rente ſeines Schweigens wegen ſo, daß ſie 
den ſtandesmäßigen Unterhalt der Frau deckte, bemeſſen worden 
ſei, ſein Schweigen aber lediglich der von ihm auf den Anſtand 
zu nehmenden Rückſicht entſprochen habe. Die Rückforderung 
von Rentenbeträgen, die ein Gatte von dem anderen während 
der Dauer eines Eheprozeſſes empfing, würde mithin häufig 
unerwünſchte, ja ſogar anſtößige Erörterungen zur Folge haben 
und doch nur ſelten zu einem für den Kläger günſtigen Er⸗ 
gebnis führen. Was ſodann die, hier nicht zur Frage ſtehende, 
aber für die Auslegung des S 627 ZRO. auch in Betracht zu 
ziehende Regelung der Unterhaltspflicht der Ehegatten den 
Kindern gegenüber im Verhältnis der Ehegatten zueinander 
anlangt, fo iſt für eine Verpflichtung zum Schadenserſatze ge⸗ 
mäß 8 945 ZPO. kein Bedürfnis, da jene Regelung nur 
eine einſtweilige iſt und die etwa erforderliche Ausgleichung 
auch ohne Heranziehung des § 945 bei Gelegenheit der end⸗ 
gültigen vermögensrechtlichen Auseinanderſetzung der Ehegatten 
erfolgen kann. Im Hinblick auf alles dies iſt die Annahme 
berechtigt, daß die Faſſung des Abſ. 4 im 5 627 ZPO. mit 
Vorbedacht gewählt iſt, die Fortlaſſung des §8 945 aber zur 
Folge hat, daß ſeine Beſtimmungen gegenüber den gemäß 
§ 627 getroffenen Anordnungen niemals — mithin auch nicht 
im Falle des 8 942 Abſ. 3, wenn ein folder Fall überhaupt 
vorkommen könnte — geltend gemacht werden können. 
W. c. W., U. v. 8. März 06, 430/05 IV. — Stettin. 
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13. 5 843 BGB. in Verb. mit 85 258, 323 30. 
Zeitliche Begrenzung einer Unfallrente.] 

Beachtlich ift der Angriff der Reviſion, daß die Vor⸗ 
inſtanz dem Kläger wegen des erlittenen Unfalles die Rente 
von 5 000 Mark jährlich zeitlich unbegrenzt, alſo auf Lebens⸗ 
zeit, zugeſprochen, und dem in den Vorinſtanzen ausgeſprochenen 
Verlangen der Beklagten, bereits jetzt eine Zeitgrenze für dieſe 
Rente zu beſtimmen, nicht entſprochen hat. Wie der jetzt er⸗ 
kennende Senat ſchon mehrfach ausgeſprochen hat (vgl. JW. 1905 
S. 15258, 2834, 493, auch SächſArch. 1905 S. 503 fg.), 
iſt, wenn nach S 843 BGB. eine Rente wegen Beeinträchti⸗ 
gung der Erwerbsfähigkeit beanſprucht wird, bei der Ent⸗ 
ſcheidung auch die zukünftige Geſtaltung der Verhältniſſe, ſo⸗ 
weit ſie ſich zur Zeit der Urteilsfällung überſehen läßt, zu 
berückſichtigen. Es kann nicht als der Abſicht des Geſetzgebers 
entſprechend angeſehen werden, daß bei einer nach 8 258 3 PO. 
angeſtellten Klage der Schuldner unbeſchränkt zur Zahlung von 
Geldrenten verurteilt werden ſolle, obwohl unter Würdigung 
aller Umſtände (ZPO. $ 287) nach dem normalen Verlaufe 
der Dinge und den allgemeinen Lebenserfahrungen es als 
wahrſcheinlich angeſehen werden muß, daß von einer gewiſſen 
Zeit an der Schaden, zu deſſen Vergütung die Rente dienen 
ſoll, überhaupt nicht mehr, oder doch nicht mehr in der in dem 
Urteil angenommenen Höhe fortbeſtehen werde. Eine derartige 
Verurteilung liegt auch nicht im Sinne der Vorſchrift in 
§ 323 ZPO. Dieſe eröffnet bei einer Verurteilung zu künftig 
fällig werdenden Leiſtungen eine nachträgliche Abänderung des 
ergangenen Urteils dann, wenn eine weſentliche Anderung der⸗ 
jenigen Verhältniſſe eintritt, welche für die Verurteilung zur 
Entrichtung der Leiſtungen oder für die Beſtimmung von deren 
Höhe und Dauer maßgebend geweſen waren, alſo wenn in 
Wahrheit eine andere Geſtaltung der Verhältniſſe eintritt, als 
das Gericht bei der Verurteilung zu der künftigen Leiſtung an⸗ 
genommen hatte. Das Geſetz geht ſomit davon aus, daß das 
Gericht bei einer ſolchen Verurteilung bereits die künftige Ge⸗ 
ſtaltung der für ſeine Entſcheidung maßgebenden Verhältniſſe 
ins Auge zu faſſen und ſie zu berückſichtigen habe. Dies aber 
iſt nach der Natur der Sache regelmäßig nur in der Weiſe 
möglich, daß unter Zugrundelegung der allgemeinen Lebens⸗ 
erfahrungen und Berückſichtigung der Umſtände des gegebenen 
Falles ein normaler Verlauf der Dinge unterſtellt und danach 
die Verurteilung geſtaltet wird. Dem entſpricht es nicht, wenn 
das Berufungsgericht im vorliegenden Falle bemerkt hat, zu 
einer Beſchränkung der Rente auf eine beſtimmte Zahl von 
Jahren oder zu einer Herabſetzung des Rentenbetrags nach 
Ablauf einer beſtimmten Zeit fehle es vorderhand an jedem 
Anhalt. Dieſen Anhalt bietet eben der normale Verlauf der 
Dinge, wie er, ſolange kein Anhalt für eine abweichende Ge⸗ 
ſtaltung vorhanden iſt, erwartet und angenommen werden muß. 
Nun gibt es freilich, wie auch der erkennende Senat in 
einzelnen Fällen anerkannt hat, Sachlagen, bei denen un⸗ 
bedenklich davon ausgegangen werden darf, daß ein beſtimmter 
Erwerb dem Schadenerſatzberechtigten ohne den vom Gegner zu 
vertretenden Vorgang bis ins hohe Greiſenalter möglich ge⸗ 
weſen ſein würde. Aber daß hier ein ſolcher Fall vorliege, 
hat das Berufungsgericht nicht ausgeſprochen, und es kann 
auch keineswegs angenommen werden, daß dies ſeine Meinung 
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geweſen fei, da die Tätigkeit, in welcher der Kläger durch den 
erlittenen Unfall beeinträchtigt worden iſt, darin beſtanden hat, 
daß er „in ſeinem großen Fabrikbetriebe die treibende und zugleich 
leitende, die erfindende und oft genug auch die ausführende Kraft 
geweſen iſt, und wie die Vorinſtanz durch Verweiſung auf das 
Gutachten M. feſtgeſtellt hat, dieſe Tätigkeit bei dem Umfang und 
den Einrichtungen der Fabrik des Klägers eine fortgeſetzte 
intenfive geiſtige und körperliche Anſtrengung erfordert. Das 
angefochtene Urteil mußte daher zum Teil aufgehoben werden. 
Da es ſich bei der Feſtſetzung des Zeitpunkts, von dem an der 
Kläger auch ohne den Unfall vom 9./ 10. Dezember 1900 feine 
Tätigkeit hätte einſchränken bzw. ganz aufgeben müſſen, um 
tatſächliche Würdigungen handelt, war die Sache an die Vor⸗ 
inſtanz zurückzuverweiſen und zwar bezüglich der geſamten Rente, 
die auf die Zeit nach dem Schluß der mündlichen Verhandlung 
in der Berufungsinſtanz entfällt. B. c. W., U. v. 19. März 06, 
257/05 VI. — Cöln. 

14. 88 1113, 1132, 1154, 1174, 1277, 1282 BGB. 
verb. mit 58 804, 830 ZPO. Über Abtretung bei Pfändung 
einer Geſamthypothek an mehreren Grundſtücken.] 

Das Weſen der Geſamthypothek als einer Belaſtung, ver⸗ 
möge deren eine beſtimmte Geldſumme wegen einer dem 
Hypothekengläubiger zuſtehenden Forderung nicht bloß aus 
einem Grundſtücke, ſondern aus mehreren Grundſtücken, aber 
nur einmal zu zahlen iſt (88 1132, 1113 BGB.), ſchließt 
Maßnahmen aus, welche eine Vervielfältigung des hypothekariſchen 
Rechtes herbeizuführen geeignet ſind. Der Gläubiger kann 
nicht die Hypothek in Anſehung eines Grundſtücks übertragen, 
in Anſehung des anderen für ſich behalten, er kann ſie ebenſo 
wenig an verſchiedene Perſonen abtreten. Das gleiche gilt von 
der Belaſtung der Geſamthypothek, insbeſondere mit einem 
Pfandrechte, welches den Pfandgläubiger unter den geſetzlichen 
Vorausſetzungen zu ſelbſtändigen Verfügungen über die Hypothek 
befähigt (58 1277, 1282 BGB.) und daher nicht neben dem 
unbelaſteten Gläubigerrechte des Pfandſchuldners in der Weiſe 
beſtehen kann, daß dem Pfandgläubiger die Geſamthypothek 
nur bezüglich eines oder einiger der Grundſtücke haftet, im 
übrigen aber unbeſchränkt dem Pfandſchuldner zuſteht. Nicht 
anders verhält es ſich mit der Pfändung, durch welche der 
Gläubiger ein Pfandrecht an der Geſamthypothek erwirbt 
(5 804 8PO.). Darum iſt es mit der Natur der Geſamt⸗ 
hypothek unvereinbar, daß ſich ihr Erwerb zugunſten eines 
Dritten nach und nach vollzieht, je nach Erfüllung des für 
den Erwerb vorgeſchriebenen Tatbeſtandes rückſichtlich der 
einzelnen geſamthaftenden Grundſtücke. Wenn daher für die 
Abtretung der Buchhypothek und entſprechend für deren Ver⸗ 
pfändung und Pfändung die Eintragung in das Grund: 
buch zur Vollendung des Rechtserwerbs erfordert wird 
(68 1154, 1174 BGB., 8 830 300), fo iſt die Möglich⸗ 
keit von vornherein beſeitigt, daß etwa die Eintragung auf 
dem Blatte des einen Grundſtücks das Recht des Dritten 
wenigſtens für dieſes Grundstück begründe, während für die 
anderen Grundftüde noch der bisherige Gläubiger als der 
Berechtigte zu gelten hätte. Hiernach bleibt für die An⸗ 
wendung des BGB. nur die Annahme, daß es zur Übertragung und 
zur Belaſtunge einer Geſamthhpothek, bei welcher die Erteilung 
eines Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt, der Eintragung auf 
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dem Blatt eines jeden der mitverhafteten Grundſtücke bedarf, 
daß alſo bis zu dieſer, alle Grundſtücke umfaſſenden Buchung 
weder von dem Übergange der Geſamthypothek auf einen neuen 
Gläubiger noch von der Entſtehung eines Pfandrechts an ihr 
die Rede ſein kann. Dies iſt auch jetzt die einhellige Meinung 
in der Literatur. H. c. G., U. v. 16. März 06, 310/05 VII. — 
Naumburg. . 

15. 88 2231, 2238, 2242, 2249 BGB. müſſen Ber: 
merke über Vorleſung, Genehmigung und Unterzeichnung bezw. 
Schreibensurkunde eines Teſtaments vor der Unterſchrift ſtehen ?! 

Die verſtorbene M. hatte am 6. Februar 1900 bei dem AG, 
durch mündliche Erklärung ein Teſtament errichtet. Sie beſtimmte 
darin den Beklagten, ihren Stiefſohn, zum alleinigen Erben. 
In dem über die Teſtamentserrichtung aufgenommenen Pro⸗ 
tokolle ſchließt die fachliche Erklärung der Erblaſſerin mit den 
Worten ab: „Weiter habe ich nichts zu beſtimmen“. Sodann 
wird fortgefahren: „Das Protokoll wurde hierauf der Teſtatorin 
laut vorgeleſen und von ihr genehmigt. Sie erklärte, daß ſie 
nicht ſchreiben könne. Geſchloſſen“. Es folgen die Unter⸗ 
ſchriften des Richters und des Gerichtsſchreibers. Kläger, ein 
Bruder der Erblaſſerin, würde geſetzlicher Erbe geworden ſein, 
wenn ihm das Teſtament nicht entgegenſtände. Er behauptet, 
das Teſtament ſei nichtig, weil die Erklärung der Erblaſſerin, 
daß ſie nicht ſchreiben könne, zwar feſtgeſtellt ſei, die Feſtſtellung 
aber der beurkundeten Vorleſung und Genehmigung des Pro⸗ 
tokolles nachfolge; es erhelle deshab nicht, daß auch die Feſt⸗ 
ſtellung ſelbſt der Erblaſſerin vorgeleſen und von ihr genehmigt 
ſei. Er verlangt die Herausgabe des Nachlaſſes. Das OLG. 
wies die Klage ab. Die Reviſion hatte keinen Erfolg: Es 
kommt darauf an, ob die Vorausſetzung der Reviſionsrüge, daß 
der Feſtſtellungsvermerk über die erklärte Schreibensunfähigkeit 
nicht vorgeleſen und nicht von der Erblaſſerin genehmigt worden 
ſei, als zutreffend gelten kann. Wie weit bei einer derartigen 
Faſſung des Protokollabſchluſſes die Vorleſung und Genehmi⸗ 
gung ſich erſtreckt hat, kann aus der Anwendung des Wortes 
„Protokoll“ allein nicht beurteilt werden. Denn weder das 
Geſetz noch auch der Gerichtsgebrauch wenden den Ausdruck 
immer in der gleichen Bedeutung an. Sie verſtehen darunter 
bald das vollendete, bald das in der Entſtehung begriffene, alſo 
ſeine Beſchaffenheit und ſeinen Umfang verändernde Schriftſtück. 
Hier aber ſpricht die Wortfaſſung gerade dafür, daß die Vorleſung 
beendet war, bevor die Erblaſſerin ihre Schreibensunfähigkeit 
erklärte. Und daß nach dem Abgeben und dem Niederſchreiben 
dieſer Erklärung der Akt der Vorleſung und Genehmigung 
wiederholt oder fortgeſetzt worden wäre, läßt ſich keineswegs 
aus dem Protokolle herausleſen. Das vorliegende Teſtament 
bleibt mithin nur dann bei Beſtand, wenn die Vorleſung und 
Genehmigung des Feſtſtellungsvermerks über die erklärte Schreibens⸗ 
unfähigkeit grundſätzlich als entbehrlich gelten darf. Bei dieſer 
Frage aber tritt die Zwieſpaltigkeit der Meinungen nicht nur in 
der Literatur, ſondern ebenſo bei den in einzelnen Bundesſtaaten 
erlaſſenen Ausführungsverordnungen hervor. Die Beſtimmung 
im 8 2242 Abſ. 2 gilt nämlich gemäß $ 2249 BGB. auch 
für die Errichtung von Notteſtamenten und ſie kehrt anderer⸗ 
ſeits mit hier nicht weſentlichen Abweichungen in § 177 Abſ. 2 
FGG. wieder. Während nun in Bayern unter den durch ge⸗ 
meinſame Bekanntmachung des Staatsminiſteriums der Juſtiz 
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und des Staatsminiſteriums des Innern vom 19. Dezember 
1900 eingeführten Muſtern für die Errichtung von Teſtamenten 
vor den Gemeindevorſtehern das eine der Muſter eine Faſſung 
erhalten hat, bei der die Feſtſtellung über die erklärte Schreibens⸗ 
unfähigkeit dem Vermerk über die Vorleſung und Genehmigung 
des Protokolls nachfolgt und von ihm nicht mit umfaßt wird 
(JM Bl. von 1901 S. 24 ff. insbeſondere S. 32, 33 und 
Amtsblatt des Staatsminiſteriums des Innern von 1901 
S. 4 ff., insbeſondere S. 12), enthält das Anſchreiben des 
Großherzoglich Heſſiſchen Miniſteriums der Juſtiz an ſämtliche 
Juſtizbehörden vom 3. Juli 1901 (Amtsblatt Nr. 13) eine 
Rechtsbelehrung in entgegengeſetztem Sinne: die Erklärung 
des Nichtſchreibenkönnens gehöre zu demjenigen Teile 
des Protokolls, der nach §S 177 Abſ. 1 Satz 1 FGG. 
vorgeleſen und von den Beteiligten genehmigt werden müſſe. 
Das gleiche würde für die Errichtung von Teſtamenten in 
ordentlicher öffentlicher Form nach § 2242 Abſ. 1 und 2 zu 
gelten haben, und auf den Standpunkt dieſer letzteren Meinung 
ſtellt ſich alſo im gegebenen Falle die Reviſion. Das zu ihrer 
Begründung herangezogene reichsgerichtliche Urteil vom 11. Juli 
1905 kann ihr dabei inſoweit nicht zur Stütze dienen, als es 
ſich um das äußere Verhältnis der Feſtſtellung über die Vor⸗ 
leſung und Genehmigung des Protokolls (S 2242 Abſ. 1 
Satz 2) zu der Feſtſtellung über die erklärte Schreibunfähigkeit 
des Erblaſſers ($ 2242 Abſ. 2) handelt. Denn nach 8 2242 
Abſ. 2 bildet dieſe letztere Feſtſtellung einen Erſatz für die 
fehlende Unterſchrift des Erblaſſers. Gehört ſie demnach an 
dieſelbe Stelle wie dieſe Unterſchrift, ſo befindet ſie ſich im 
vorliegenden Falle gerade da, wo nach jenem reichsgerichtlichen 
Urteile die Unterſchrift hingehört, wenn anders das Teſtament 
zu Recht beſtehen ſoll: ſie folgt der Feſtſtellung, daß das Pro⸗ 
tokoll vorgeleſen und von der Erblaſſerin genehmigt ſei, räumlich 
nach. In dieſer Beziehung iſt es alſo für die gegenwärtige 
Entſcheidung auch nicht von Bedeutung, daß der Senat in⸗ 
zwiſchen von der dem Urteile vom 11. Juli 1905 zugrunde 
liegenden Rechtsanſicht abgegangen iſt und durch den Beſchluß 
vom 15. Februar 1906 in der Beſchwerdeſache IV B. Nr. 14/1906 
ſich dafür entſchieden hat, daß die Unterſchriften der Beteiligten 
dem Feſtſtellungsvermerk über die geſchehene Vorleſung, Ge⸗ 
nehmigung und Unterzeichnung des Protokolls zwar nachfolgen 
dürfen, aber nicht nachfolgen müſſen. Bei Übertragung dieſes 
Grundſatzes auf das Verhältnis der beiden Feſtſtellungsvermerke 
zueinander darf allerdings die von der Reviſion verlangte und 
im Streitfalle vermißte Voranſtellung des Feſtſtellungsvermerks 
über die erklärte Schreibensunfähigkeit keinesfalls für fehlſam 
gelten und ſie würde ſogar den Vorzug für ſich haben, daß 
derartige Zweifel, wie ſie gegen die Formgültigkeit des Teſtaments 
im Streitfalle erhoben worden ſind, aus ſachlichen Gründen über⸗ 
haupt nicht hätten aufkommen können, da doch alsdann die feſt⸗ 
geſtellte Vorleſung und Genehmigung des Protokolls auf die 
vorangeſtellte Feſtſtellung der erklärten Schreibensunfähigkeit mit 
bezogen werden müßte. Allein durch dieſe Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägung wird nicht die grundſätzliche Notwendigkeit einer der⸗ 
artigen Protokollfaſſung und fürs erſte auch das nicht bewieſen, 
daß es es auf eine Beſtätigung des in §S 2242 Abſ. 2 vor: 
geſchriebenen Feſtſtellungsvermerks durch den Erblaſſer und auf 
deren Beurkundung in entſcheidender Weiſe ankommt. Der Be⸗ 
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rufungsrichter hat überdies zutreffend hervorgehoben, daß die 
Nachſtellung des Vermerks über die Schreibensunfähigkeit in 
zahlreichen Fällen gerade mit dem tatſächlichen Verlauf der 
Verhandlung vollkommen übereinſtimmt, weil einerſeits die Er⸗ 
fahrung lehrt, daß mit der Erklärung, nicht ſchreiben zu können, 
nicht ſelten zurückgehalten wird, bis nach geſchehener Vorleſung 
und Genehmigung des Niedergeſchriebenen der Richter oder Notar 
zur Unterſchrift auffordert und weil auch aus anderen Urſachen 
die Schreibensunfähigkeit ſich erſt in dieſem Zeitpunkte als tat⸗ 
ſächlich vorhanden herausſtellen kann. Entſpricht ſomit eine 
Aufeinanderfolge der beiden Feſtſtellungsvermerke, wie ſie im 
gegenwärtigen Falle das Protokoll aufweiſt, einem keineswegs 
ungewöhnlichen, vielmehr einem ganz natürlichen tatſächlichen 
Verlaufe des Beurkundungsverfahrens, ſo kommt es ſchließlich 
darauf an, ob für einen ſolchen Fall ſich aus dem Geſetze das 
Erfordernis einer zweimaligen Vorleſung und Genehmigung 
herleiten läßt. Denn darauf würde es hinauslaufen, wenn 
nach geſchehener Vorleſung und Genehmigung des die Beſtand⸗ 
teile des S 2241 umfaſſenden Schriftſtücks (des Protokolls im 
Sinne des §S 2242 Abſ. 1 Satz 1) und nach geſchehener Feſt⸗ 
ſtellung dieſes Vorgangs mit der nunmehr hinzukommenden 
Feſtſtellung, daß der Erblaſſer erkläre, nicht ſchreiben zu können, 
in derſelben Verhandlungs⸗ und Beurkundungsform weiter ver⸗ 
fahren werden müßte. Die Faſſung des Geſetzes nötigt in 
keiner Weiſe dazu, das anzunehmen. Noch weniger bieten die 
über die Vorarbeiten zum BGB. veröffentlichten Mitteilungen 
einen Anhalt dafür. (Wird ausgeführt.) Mit Recht ſieht es 
der Berufungsrichter für ausgeſchloſſen an, daß der Geſetzgeber 
verlangen wollte, dem Erblaſſer müſſe im Regelfalle ſeine eigene 
Unterſchrift vorgeleſen und von ihm genehmigt werden, und es 
iſt nicht minder zutreffend, wenn er das gleiche Verlangen 
gegenüber der die Unterſchrift formell erſetzenden Feſtſtellung 
deshalb ebenſowenig für begründet hält. Auch darin iſt ihm 
ſchließlich beizutreten, daß die Erklärung, nicht ſchreiben zu 
können, mit den rechtsgeſchäftlichen Erklärungen des Erblaſſers 
(85 2238, 2241 Nr. 3 BGB.) nicht in eine Linie geſtellt 
werden darf und daß deshalb das im § 2242 Abſ. 1 ent 
haltene Gebot der Vorleſung, Genehmigung und Unterzeichnung 
des Protokolls ſich unter dieſem Geſichtspunkte gleichfalls auf 
ſie nicht ausdehnen läßt. Alle dieſe Erwägungen führen dahin, 
daß von der dem 8 2242 Abſ. 2 BGB. entſprechenden 
urkundlichen Feſtſtellung, der Erblaſſer habe erklärt, daß er nicht 
ſchreiben könne, dasſelbe gilt, was der erkennende Senat in dem 
ſchon erwähnten Beſchluſſe vom 15. Februar d. J. von der 
durch S 2242 Abſ. 1 Satz 2 und übereinſtimmend damit durch 
8177 Abſ. 1 Satz 2 vorgeſchriebenen Feſtſtellung der Vorleſung, 
Genehmigung und Unterzeichnung des Protokolls angenommen 
hat: ſie iſt ein Zeugnis, deſſen Ausſteller die mitwirkenden Perſonen 
allein ſind und deſſen Vollwirkſamkeit das Geſetz an die Bedingung 
einer hinzukommenden Beſtätigung durch den Erblaſſer nicht 
gebunden hat. L. c. M., U. v. 8. März 06, 12/05 IV. — Poſen. 

16. 8 2239 in Verb. mit 8 2233 BGB. Nichtigkeit 
eines Teſtamentes wegen Nichtanweſenheit des Zeugen während 
der ganzen Verhandlung. 

Nach den Feſtſtellungen des Berufungsrichters hat die 
Mitwirkung des Zeugen H. bei der Teſtamentserrichtung nur 
in folgendem beſtanden. Er begab ſich mit dem Notar, der 
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das Teſtamentsprotokoll bereits fertig niedergeſchrieben hatte 
und dem zweiten Zeugen, Paſtor K. in das Schlafzimmer des 
Erblaſſers. Beim Eintritt fragte der Notar den Erblaſſer, ob 
das Schriftſtück (deſſen Inhalt dem Zeugen bis dahin nicht be⸗ 
kannt war), ſein letzter Wille ſei, dann wollte er ihm jetzt das 
Protokoll vorleſen. Auf dieſe Frage hat der Erblaſſer nicht 
geantwortet. Hierauf iſt die Vorleſung, Genehmigung und 
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des Protokolls hat daher der Teſtamentszeuge H. von dem 
letzten Willen des Erblaſſers keinerlei Kenntnis erhalten.“ Bei 
ſolchem Sachverhalt vermißt der Berufungsrichter mit Recht, 
daß der Zeuge, wie $ 2239 BGB. vorſchreibt, während der 
ganzen Verhandlung zugegen geweſen ſei. Wie eng oder wie 
weit man auch den Begriff der Teſtamentsverhandlung faſſen 
mag, ſo bildet doch, wenn es ſich um Errichtung eines 
Teſtaments vor einem Richter oder vor einem Notar handelt, 
die mündliche Erklärung des letzten Willens durch den Erb⸗ 
laſſer oder ſeine mündliche Erklärung, daß die übergebene 
Schrift ſeinen letzten Willen enthalte, nach 8 2238 BGB. 
einen weſentlichen und unentbehrlichen Beſtandteil der Ver⸗ 
handlung. Gerade damit vollzieht ſich im Sinne des Geſetzes 
die „Errichtung“ des Teſtaments. Das „über die Errichtung 
des Teſtaments aufzunehmende Protokoll“ dient nur der Be⸗ 
urkundung des Errichtungsaktes. Das RG. iſt bereits in einer 
Reihe von Entſcheidungen der Neigung entgegengetreten, be⸗ 
züglich der Form, in der die mündliche Erklärung des Erb⸗ 
laſſers vor ſich zu gehen hat, übertriebene Anforderungen zu 
ſtellen. So iſt wiederholt anerkannt, daß die Erklärung nicht 
in ausführlicher oder zuſammenhängender Rede zu erfolgen 
braucht, daß ſie vielmehr auch im Wege der Rede und Gegen⸗ 
rede, Frage und Antwort zwiſchen dem mit der Teſtaments⸗ 
aufnahme betrauten Beamten und dem Erblaſſer zum Ausdruck 
gelangen kann. Auch die Benutzung von Niederſchriften iſt 
hierbei nicht für ausgeſchloſſen erklärt, ſofern nur die mit⸗ 
wirkenden Perſonen, insbeſondere die Zeugen aus dem Verlauf 
der ſich vor ihnen abſpielenden Verhandlung und der hierbei 
vom Erblaſſer abgegebenen mündlichen Erklärung klar zu er⸗ 
kennen vermögen, worauf der wirkliche Wille des Erblaſſers ge⸗ 
richtet if. (So in Sachen S. c. B. IV 579/04 Urteil vom 
13. April 1905.) Allein das RG. iſt niemals ſoweit gegangen, 
die Anweſenheit der Zeugen bloß bei dem letzten Teile der 
Teſtamentsverhandlung, der Vorleſung, Genehmigung und Unter⸗ 
zeichnung des Protokolls (8 2242 BGB.) genügen zu laſſen. 
Nur hierauf aber hat ſich nach den Feſtſtellungen des Be: 
rufungsrichters die Mitwirkung des Zeugen beſchränkt. Die 
deutlich erkennbare Abſicht des Geſetzgebers, wie ſie namentlich 
auch in der bewußt abweichenden Faſſung des $ 174 FGG. 
(Begr. zu 8 170 des E. und Begr. zum BGB. 5, 263) her: 
vortritt, geht dahin, daß die zugezogenen Teſtamentszeugen in 
der Lage ſein ſollen, ſowohl bei ſpäteren Streitigkeiten über 
den Inhalt des vom Erblaſſer wirklich Gewollten Auskunft zu 
geben, als auch die Übereinſtimmung des erklärten Willens mit 
der darüber aufgenommenen Niederſchrift zu kontrollieren. Es 
liegt auf der Hand, daß fie weder der einen noch der anderen Auf⸗ 
gabe gerecht werden können, wenn, wie im Streitfalle, irgend welche 
letztwillige Erklärung des Erblaſſers zu ihrem Angehör gar nicht 
abgegeben worden iſt. Die Reviſion, welche die in den Vorinſtanzen 
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angenommene Nichtigkeit angegriffen, iſt als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen. H. e. O., U. v. 22. März 06, 463/05 IV. — Hamm. 

Zivilprozeßordnung. | 

17. 87 ZPO. Bemeſſung des Streits und Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes bei ſtreitigen Grunddienſtbarkeiten.] 

Nach konſtanter Rechtſprechung des RG. kann der Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes (5 546 ZPO.) niemals den Wert 
des Streitgegenſtandes überſteigen, für den zunächſt der mit 
der Klage erhobene Anſpruch, alſo das Intereſſe des Klägers, 
maßgebend iſt (vgl. RG. 47, 421). Nun bildet aber für die 
Bewertung des Streit gegenſtandes der 8 7 ZPO. inſofern 
eine Beſonderheit, als, wenn eine Grunddienſtbarkeit Gegenſtand 
des Streites iſt, der Streitwert durch den Wert, welchen die 
Grunddienſtbarkeit für das herrſchende Grundſtück hat, oder 
durch den Betrag, um den ſich der Wert des dienenden Grund⸗ 
ſtücks durch die Dienſtbarkeit mindert, und zwar durch den 
höheren dieſer beiden Beträge ſich beſtimmt. Da dieſe Vorſchrift 
gleich den übrigen 88 3—9 ZPO. im § 546 Abſ. 2 mit in 
Bezug genommen iſt, ſo muß ſie auch in betreff des Werts 
des Beſchwerdegegenſtandes Anwendung finden, freilich mit 
der Einſchränkung, daß auch, wenn es ſich um eine Grund⸗ 
dienſtbarkeit handelt, der Reviſionskläger, deſſen Intereſſe an 
dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen der Grunddienſtbarkeit den 
Betrag der Reviſionsſumme nicht erreicht, ſich nicht auf das 
höhere Intereſſe des Reviſionsbeklagten berufen kann (vgl. RG. 16, 
342; Gaupp, Not. IV. 3 zu 8 546). Wohl aber kann ſich 
der Reviſionskläger auf ſein eignes höheres Intereſſe im 
Sinne des § 7 berufen, auch wenn das Intereſſe der auf 
Anerkennung einer Grunddienſtbarkeit klagenden Gegenpartei 
die Reviſionsſumme nicht erreicht. Denn er hat nach $ 7 das 
Recht, den Streitgegenſtand nach dem Minderwert ſeines, 
des dienenden Grundſtücks bemeſſen zu laſſen, auch wenn das 
in den Vorinſtanzen nicht geſchehen iſt. Es liegt auch kein 
Grund vor, die Anwendung des § 7 a. a. O. auf Klagen zu 
beſchränken, die auf Feſtſtellung des Beſtehens oder Nicht⸗ 
beſtehens einer Grunddienſtbarkeit gerichtet ſind; es darf viel⸗ 
mehr, wenn, wie hier, zugleich auf Beſeitigung der Beein⸗ 
trächtigung einer Grunddienſtbarkeit (S 1027, 1004 BGB.) 
geklagt wird, die hieraus dem Beklagten in der Benutzung 
ſeines Grundſtücks erwachſende Beeinträchtigung bei Bemeſſung 
der Wertminderung, die das dienende Grundſtück durch die 
Dienſtbarkeit erleidet, nicht außer Betracht bleiben. Durch die 
von ſeiten des Beklagten beigebrachten, vom Gegner nicht an⸗ 
gefochtenen Gutachten erſcheint nun glaubhaft gemacht einerſeits, 
daß der Beklagte, um dem Berufungsurteil zu genügen, den 
ganzen Neubau abbrechen muß, und andererſeits, daß die Koſten 
des Abbruchs und des Wiederaufbaues des Hauſes 3 607 Mark 
betragen würden. Es kann keinem Bedenken unterliegen, daß 
um dieſen Betrag der gegenwärtige Wert des dienenden Grund⸗ 
ſtücks gemindert iſt. Das genügt aber zur Anwendung des 8 7 
ZPO. A. c. K., U. v. 24. März 06, 409/05 V. — Oldenburg. 

18. 55 49, 241, 250, 567 Abſ 2 ZPO. Unzuläſſigkeit 
der Reviſion der Ehefrau, die in einer Eheſcheidungsſache nach 
dem Tode des Ehemannes, eingelegt iſt. Zurückweiſung des 
Rechtsmittels, das nur die Koſten betreffen kann, durch Beſchluß.] 

Der Ehemann hatte Klage auf Scheidung erhoben, und 
von der Beklagten war durch Widerklage ebenfalls Scheidung 
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der Ehe beantragt, demnächſt jedoch die Widerklage zurück⸗ 
genommen. Das LG. ſchied am 9. Mai 1905 die Ehe der 
Parteien auf die Klage und wies die Widerklage, mit deren 
Zurücknahme der Kläger ſich nicht einverſtanden erklärt hatte, 
ab, dagegen wurden, entſprechend dem Klageantrag und einem 
ſpäter von der Beklagten geſtellten Antrag beide Parteien für 
ſchuldig an der Scheidung erklärt. Die Koſten wurden gegen⸗ 
einander aufgehoben. Hiergegen legte Beklagte Berufung ein 
und beantragte abändernd zu erkennen und die Klage ab⸗ 
zuweiſen; ihre Berufung ward indes durch Urteil des KG. vom 
15. November 1905 zurückgewieſen unter Verurteilung der 
Beklagten in die Koſten der Berufungsinſtanz. Gegen dies 
von Amts wegen am 11. Dezember 1905 zugeſtellte Urteil 
legte Beklagte am 9. Januar 1906 Reviſion ein. Alsdann 
brachte ihr Prozeßbevollmächtigter, unter Überreichung einer 
Sterbeurkunde zur Anzeige, daß der Kläger am 3. Januar 1906 
geſtorben ſei und beantragte, die Ausſetzung des Verfahrens 
anzuorden. Dieſem Antrag wurde durch Beſchluß des RG. 
entſprochen. Nunmehr hat namens des für die Erben des 
Klägers beſtellten Nachlaßpflegers deſſen Prozeßbevollmächtigter 
das Verfahren durch Zuſtellung eines Schriftſatzes aufgenommen. 
Seine Beſtallung iſt vorgelegt; nach Ausweis derſelben umfaßt 
ſein Wirkungskreis die Verwaltung des Nachlaſſes und die Er⸗ 
mittelung der Erben: Bei dieſer Sachlage war von einer 
mündlichen Verhandlung Abſtand zu nehmen. Durch den Tod 
des Klägers wurde der Rechtsſtreit zufolge §S 628 ZPO. in 
der Hauptſache erledigt, und es handelte ſich nur noch um die 
Koſten. Im Hinblick hierauf war der Nachlaßpfleger zur 
weiteren Betreibung der Sache gemäß § 241 Abſ. 2 ZPO. 
berufen (vgl. Gaupp⸗Stein ZPO. 4. Aufl. $ 241 Anm. Ic.) 
und die Ausſetzung des Verfahrens iſt durch die von ihm zu⸗ 
geſtellte Erklärung der Aufnahme gemäß 5 250 ZPO. beendet 
worden. Es iſt deshalb über die Reviſion zu entſcheiden und 
gemäß 8 5544 ZPO. in der Faſſung des Geſetzes vom 
5. Juni 1905 ihre Zuläſſigkeit zu prüfen. Die Zuläſſigkeit 
der Reviſion iſt zu verneinen. Der Tod des Klägers erfolgte 
vor Einlegung der Reviſion, der Rechtsſtreit fand mithin in 
der Hauptſache ſeine Erledigung, als das Urteil des KG. er⸗ 
laſſen und zugeſtellt, ein Rechtsmittel dagegen noch nicht ein⸗ 
gelegt war. Danach war, als die Erledigung der Hauptſache 
eintrat, in der Sache ſelbſt eine Anfechtung des in II. Inſtanz 
ergangenen Urteils nicht mehr möglich und es konnte lediglich 
noch eine Anfechtung der Entſcheidung über die Koſten in Frage 
kommen. Dieſe hätte nur in entſprechender Anwendung des 
8 99 Abſ. 3 ZBD., mithin durch Beſchwerde erfolgen können. 
Eine ſolche iſt im vorliegenden Falle, wie noch bemerkt werden 
mag, nicht erhoben, wäre aber auch, falls man die Reviſions⸗ 
Schrift als Beſchwerde anſehen könnte, zufolge 8 567 Abſ. 2 
ZPO. nicht zuläſſig geweſen. M. c. M., Beſchl. v. 22. März 06, 
B 13/06 IV. — Berlin. 

19. 88 203 — 207, 339 ZPO. Verfahren bei öffentlicher 
Zuſtellung eines Verſäumnisurteils und bei Beſtimmung der 
Einſpruchsfriſt.] 

Auf Antrag des Klägers iſt der Beklagte durch Verſäum⸗ 
nisurteil zur Zahlung von 15 187,50 Mark verurteilt worden. 
Da der Beklagte inzwiſchen unbekannt verzogen war, wurde 
dem Kläger auf ſeinen Antrag „für das Urteil und weiter 
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notwendig werdende Schriftſtücke“ die öffentliche Zuſtellung be⸗ 
willigt. Darauf wurde beglaubigte Abſchrift des Verſäumnis⸗ 
urteils vom 20. Juni 1904 behufs öffentlicher Zuſtellung an 
den Beklagten an die Gerichtstafel geheftet und am 5. Juli 1904 
wieder abgenommen. Auf Antrag des Klägers wurde durch 
Beſchluß vom 27. Juli 1904 die Einſpruchsfriſt auf zwei Wochen 
feſtgeſetzt. Dieſer Beſchluß, der dem Kläger zugeſtellt worden 
iſt, hat vom 4. bis 19. Auguſt 1904 an der Gerichtstafel 
ausgehangen. Ein beſonderer Antrag des Klägers auf Be⸗ 
wirkung des Aushangs lag nicht vor. Nachdem ſpäter die 
Wohnung des Beklagten bekannt geworden war, ließ der 
Kläger ihm das Urteil am 21. Dezember 1904 zuſtellen. Am 
4. Januar 1905 legte der Beklagte Einſpruch ein. Vom LG. 
wurde der Einſpruch als unzuläſſig verworfen, da das öffentlich 
zugeſtellte Verſäumnisurteil zur Zeit der Einlegung des Ein⸗ 
ſpruchs bereits rechtskräftig geweſen ſei. Die Berufung des 
Beklagten wurde durch Verſäumnisurteil zurückgewieſen. Dieſes 
Urteil wurde auf eingelegten Einſpruch aufrecht erhalten. Die 
Reviſion iſt zurückgewieſen: Entgegen der Anſicht des Be⸗ 
rufungsrichters vertritt die Reviſion die Meinung, daß die 
öffentliche Zuſtellung immer nur für einen einzelnen Akt be⸗ 
willigt werden könne, ſodaß die vom LG. erteilte Bewilligung 
„für weiter notwendig werdende Schriftſtücke“ unzuläſſig ge⸗ 
weſen ſei, daß der Beſchluß, durch den die Einſpruchsfriſt feſt⸗ 
geſetzt worden iſt, dem Beklagten nicht von Amts wegen, 
ſondern nur auf Antrag des Klägers habe öffentlich zugeſtellt 
werden können, und daß die öffentliche Zuſtellung des Ver⸗ 
ſäumnisurteils wirkungslos ſei, weil damals eine Einſpruchs⸗ 
friſt noch nicht beſtimmt geweſen ſei. Die Reviſion gründet 
ihre Meinung auf die 88 203 — 207, 339 3P0., die nach 
ihrer Anficht verletzt find. Die Angriffe der Reviſion erweiſen 
ſich jedoch teils als unerheblich, teils als unbegründet. Un⸗ 
erheblich, wenn auch an ſich berechtigt, iſt die Rüge, daß das 
LG. die öffentliche Zuſtellung nicht „für weiter notwendig 
werdende Schriftſtücke“ habe bewilligen dürfen. Die öffentliche 
Zuſtellung kann immer nur für einen ſchon den Gegenſtand 
eines Antrags bildenden Fall, nicht für mögliche künftige Fälle 
bewilligt werden. Das folgt ohne weiteres daraus, daß die 
Vorausſetzungen der öffentlichen Zuſtellung zu der Zeit vor⸗ 
handen ſein müſſen, wo der einzelne Zuſtellungsakt beantragt 
wird. Im vorliegenden Falle aber iſt jener im Beſchluſſe des 
LG. enthaltene Zuſatz unſchädlich und daher unerheblich, weil 
in Wirklichkeit — wie aus den folgenden Ausführungen er⸗ 
hellt — nur eine einzige Zuſtellungshandlung in Frage ſteht, 
die ſich freilich infolge nicht ganz ordnungsmäßigen Verfahrens 
in zwei Alten abgeſpielt hat. Die ZPO. geht im § 339 
Abſ. 2 davon aus, daß die Notwendigkeit der öffentlichen Zu⸗ 
ſtellung eines Verſäumnisurteils bereits bei der Fällung des 
Urteils vorliegt, und ordnet an, daß das Gericht die Ein⸗ 
ſpruchsfriſt im Urteile zu beſtimmen hat. Iſt dies geſchehen, 
dann bildet die Beſtimmung einen Beſtandteil des Verſäumnis⸗ 
urteils. Iſt es überſehen oder ergibt ſich die Notwendigkeit 
der öffentlichen Zuſtellung — wie im vorliegenden Falle — 
erſt nach Erlaß des Urteils, ſo hat das Gericht die Einſpruchs⸗ 
friſt nachträglich durch beſonderen Beſchluß, der ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung erlaſſen werden kann, zu beſtimmen. 
Der Beſchluß ſtellt ſich als eine Ergänzung des Verſäumnis⸗ 
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urteils dar, und zwar, wie ſich aus dem Wortlaute des Ge⸗ 
ſetzes ergibt, als eine von Amts wegen vorzunehmende Er- 
gänzung. Ein Verſäumnisurteil, das weder die Einſpruchsfriſt 
enthält, noch auf die bezeichnete Art ergänzt worden iſt, iſt kein 
Urteil, deſſen öffentliche Zuſtellung für ſich allein bewilligt 
werden könnte. Bewilligt das Gericht für ein ſolches Urteil 
die öffentliche Zuſtellung, ſo iſt damit von ſelbſt auch die 
öffentliche Zuſtellung des eine notwendige Ergänzung des Ur⸗ 
teils bildenden Beſchluſſes bewilligt, durch den die Ein⸗ 
ſpruchsfriſt beſtimmt wird. Ordnungsmäßig iſt dieſer Be⸗ 
ſchluß mit dem Beſchluſſe zu verbinden, durch den die 
öffentliche Zuſtellung bewilligt wird. Wird das überſehen 
und der Beſchluß über die Beſtimmung der Ergänzungsfriſt 
erſt ſpäter erlaſſen, ſo bedarf es nicht noch einer beſonderen 
Bewilligung der öffentlichen Zuſtellung dieſes Beſchluſſes; denn 
die erſte Bewilligung umfaßt alles, was zur Zuſtellung des 
Verſäumnisurteils nötig iſt. Es handelt ſich um die Be⸗ 
willigung nur eines öffentlichen Zuſtellungsaktes, nicht um 
künſtig notwendig werdende öffentliche Zuſtellungen, alſo nicht 
um einen Fall, an den das LG. mit dem Zuſatze „und weiter 
notwendig werdende Schriftſtücke“ gedacht haben mag. Wie die 
Bewilligung, ſo umfaßt auch der Antrag auf Bewilligung der 
öffentlichen Zuſtellung alles zu dem betreffenden Zuſtellungsakt 
Erforderliche, mithin auch die Bitte um gleichzeitigen Erlaß des 
Beſchluſſes über die Beſtimmung der Einſpruchsfriſt, der mit⸗ 
zuzuſtellen iſt. Daher iſt die Rüge der Reviſion, daß die 
öffentliche Zuſtellung dieſes Beſchluſſes, wenn er erſt nach dem 
erſten Bewilligungsbeſchluſſe gefaßt iſt, nur auf beſonderen 
Antrag der Partei bewilligt werden dürfe, verfehlt. Die Re⸗ 
viſion rügt aber ferner, daß der dem Kläger zugeſtellte Beſchluß 
über Beſtimmung der Einſpruchsfriſt ohne weiteren Antrag an 
die Gerichtstafel geheftet worden iſt, während die Zuſtellung 
Sache des Parteibetriebes ſei. Auch dieſe Rüge iſt unbegründet. 
Darüber, ob der Beſchluß über die Einſpruchsfriſt beiden 
Parteien oder nur der Partei, die ein Verſäumnisurteil zugeſtellt 
haben will, von Amts wegen zuzuſtellen iſt, herrſcht in der 
Literatur Streit. Es braucht aber zu dieſer Frage nicht Stellung 
genommen zu werden; denn bei der öffentlichen Zuſtellung von 
Schriftſtücken, die keine Ladung enthalten, beſchränkt ſich der 
Parteibetrieb auf den Antrag, das Schriftſtück öffentlich zu⸗ 
zuſtellen, d. h. es an die Gerichtstafel anzuheften (ZO. 8 204). 
Dieſer Mitwirkung hat ſich im vorliegenden Falle der Kläger 
unterzogen, da er den Antrag auf öffentliche Zuſtellung des 
Verſäumnisurteils und damit — nach den obigen Ausfüh⸗ 
rungen — auch des Beſchluſſes über die Einſpruchsfriſt geſtellt 
hat. Endlich leitet die Reviſion noch daraus Bedenken her, 
daß das Verſäumnisurteil und der nachträglich gefaßte Beſchluß 
nicht gleichzeitig an der Gerichtstafel ausgehangen haben. Aber 
auch dieſe Bedenken können nicht für begründet erachtet werden. 
Das Verſäumnisurteil war, nachdem es die geſetzlich vorge⸗ 
ſchriebene Zeit hindurch ausgehangen hatte, dem Beklagten zu⸗ 
geſtellt. Freilich hatte dieſe Zuſtellung wegen des Mangels 
der Beſtimmung einer Einſpruchsfriſt nicht die Wirkung der 
Inlaufſetzung einer Einſpruchsfriſt. Dieſer Mangel iſt aber 
dadurch geheilt, daß auch der Beſchluß über die Beſtimmung 
der Einſpruchsfriſt die vorgeſchriebene Zeit hindurch an der 
Gerichtstafel ausgehangen hat, zumal, da in dieſem Beſchluſſe 
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das Verſäumnisurteil genau bezeichnet war. Nunmehr waren 
ſowohl das Verſäumnisurteil als auch der Beſchluß dem Beklagten 
zugeſtellt, und mit der Zuſtellung des Beſchluſſes begann die Ein⸗ 
ſpruchsfriſt. Die nochmalige Anheftung auch des Verſäumnis⸗ 
urteils würde keinen erſichtlichen Zweck gehabt haben. Der 
formaliſtiſche Standpunkt, auf dem die Reviſion ſteht, würde 
nur dann berechtigt ſein, wenn das Geſetz den gleichzeitigen 
Aushang angeordnet hätte, was aber nicht der Fall iſt. 
Sch. c. M., U. v. 21. März 06, 541/05 V. — Berlin. 

20. SS 303, 304 ZPO. Bei einheitlichem auf mehrere 
Gründe geſtützten Klageanſpruch kann nicht teils über den 
Grund des letzteren durch Zwiſchenurteil nach 8 304 ZPO., 
teils durch Zwiſchenurteil nach $ 303 entſchieden werden.] 

Die Faſſung des angefochtenen Urteils würde keinem Be⸗ 
denken unterliegen, wenn mehrere ſelbſtändige Klagforderungen 
zu einem Rechtsſtreit verbunden wären, hier aber, wo ein ein⸗ 
heitlicher Klageanſpruch vorliegt, der auf mehrere Klagegründe 
geſtützt iſt, konnte über dieſe mehreren Klagegründe nicht teils 
durch Zwiſchenurteil über den Grund des Klageanſpruchs nach 
8 304 ZRO., teils durch Zwiſchenurteil nach § 303 ZPO. 
entſchieden werden, wie dies nach der Urteilsformel und der 
Ausführung am Ende der Entſcheidungsgründe geſchehen iſt. 
Bei Erlaß eines Zwiſchenurteils im Sinne des § 304 ZPO. 
war die in Ziff. 3 des Berufungsurteils ausgeſprochene Ver⸗ 
werfung des Klagegrundes des Anerkenntniſſes nur als ein 
Element des Urteils für die Entſcheidungsgründe erheblich. 
Der unter Ziff. 2 erwähnte Klagegrund des Vergleichs ſtand 
aber zur Zeit der Erlaſſung eines Zwiſchenurteils nach 8 304 
3PO. entgegen, wenn die Möglichkeit vorlag, daß das Nach⸗ 
verfahren in betreff der unter Ziff. 1 genannten Klagegründe 


keinen die Klagforderung deckenden Betrag ergeben werde, und 


wenn diesfalls über den Klagegrund des Vergleichs durch Eid 
zu entſcheiden war. Die Leitung dieſes Eides durfte, da es 
ſich um ein einzelnes ſelbſtändiges Angriffsmittel handelt, nach 
§ 461 Abſ. 2 ZPO. durch Beweisbeſchluß angeordnet werden, 
und auf dieſem Wege war die Möglichkeit gegeben, auch über 
dieſen Klagegrund die Verhandlung der Sache ſo weit zu führen, 
daß über ſämtliche Klagegründe ein einheitliches Zwiſchenurteil 
nach $ 304 ZPO. ergehen konnte. B. c. L., U. v. 27. Febr. 06, 
306/05 III. — Breslau. 

21. 8 304 ZPO. verb. mit 8 845 BGB. Unzuläſſig⸗ 
keit eines Zwiſchenurteils über den Grund der Klage, wenn 
kein beſtimmter Betrag gefordert iſt. Schädenanſpruch des 
Ehemanns wegen Verletzung der Ehefrau.] 

Die Ehefrau des Klägers wurde, als ſie an einem Neu⸗ 
bau vorüberging, von einer umfallenden Holzwand, die die 
Einfahrt zur Bauſtelle abſchloß, getroffen und verletzt. Der 
Kläger macht für den durch den Unfall ihm entſtandenen und 
noch entſtehenden Schaden die Beklagten als Erben des bau⸗ 
ausführenden Architekten verantwortlich, dem die mangelhafte 
Befeſtigung der Holzwand zur Laſt falle. Die Klage iſt auf 
Erſatz allen Schadens, den der Kläger infolge des Unglück⸗ 
falles ſeiner Ehefrau erlitten habe und noch erleide und auf 
Zahlung der der Höhe nach richterlich feſtzuſetzenden Ent⸗ 
ſchädigungsrente gerichtet. Das Berufungsgericht hat unter Zu⸗ 
rückverweiſung der Sache in die I. Inſtanz zur weiteren Ver⸗ 
handlung den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
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fertigt erklärt. Das RG. hob auf: Die Klage iſt nicht als 
Feſtſtellungsklage, ſondern als Leiſtungsklage erhoben. Das 
Gericht ſoll in dieſem Prozeſſe nach ſeinem Ermeſſen die 
Entſchädigung feſtſetzen und zu ihrer Zahlung die Beklagten 
verurteilen. In den Urteilen RG. 10 S. 172 (175), 353 
(355 f.), ſowie in der Entſcheidung der Ver ZS. vom 
28. Juni 1888 Bd. 21 S. 382 (387) iſt ein ſolcher Antrag, 
ſofern die Unterlagen für die Feſtſetzung derart gegeben ſind, 
daß der Beklagte ſich darüber zu erklären, und das Gericht auf 
ihrer Grundlage ein Leiſtungsurteil auszuſprechen vermag, als 
den Erforderniſſen des S 253 ZPO. nicht widerſprechend be⸗ 
zeichnet worden. Eine andere Frage jedoch iſt es, ob auf 
einen ſolchen Antrag hin ein Zwiſchenurteil nach §S 304 ZPO. 
erlaſſen werden kann, und dieſe Frage iſt zu verneinen. Die 
Vorſchrift des S 304 ZO. ſetzt für die Erlaſſung des 
Zwiſchenurteils über den Grund des Anſpruches einen ſtreitigen 
Betrag voraus; ein Streit über den Betrag kann aber nicht 
beſtehen, ſolange überhaupt kein beſtimmter Betrag gefordert 
oder wenigſtens behauptet iſt. Daß ein Zwiſchenurteil über 
den Grund des Anſpruchs nach 5 304 ZPO. nur erlaſſen 
wird, wenn der Klageanſpruch dem Betrage nach vom Kläger 
vorher präziſiert worden iſt, iſt auch von erheblicher praktiſcher 
Bedeutung. Denn das Zwiſchenurteil über den Grund des 
Anſpruchs iſt nach S 304 ZPO. in Anſehung der Anfecht⸗ 
barkeit und der Rechtskraft dem Endurteile gleichgeſtellt; es 
kann aber Rechtskraft nur in den Grenzen des erhobenen An⸗ 
ſpruches ſchaffen (RG. 28, 425; 56, 31; 58, 39); es würde 
den Charakter eines Zwiſchenurteiles im Hinblick auf einen er⸗ 
hobenen beſtimmten Anſpruch verlieren und zu einem Feſt⸗ 
ſtellungsendurteile über den Schaden überhaupt werden, wenn 
von der Vorausſetzung, daß ein der Höhe nach beſtimmter An⸗ 
ſpruch bereits vorliege, abgeſehen würde; für ſolche Ent⸗ 
ſcheidungen iſt § 30 4 ZPO. nicht beſtimmt. In dieſem Sinne 
hat ſich der erkennende Senat auch bereits in mehreren Ur⸗ 
teilen (vgl. JW. 1905 S. 27 Nr. 36, S. 398 Nr 21, 
S. 399 Nr. 26) ausgeſprochen. Im gegebenen Falle kommt 
aber weiter hinzu, daß der Kläger nach den Tatbeſtänden der 
Urteile I. wie II. Inſtanz ſich überhaupt noch nicht darüber 
ausgelaſſen hat, welcher Art Anſprüche er geltend macht. Ein⸗ 
geklagt ſoll nicht der Schaden werden, welcher der verletzten 
Ehefrau des Klägers, ſondern der, welcher ihm ſelbſt entſtanden 
iſt. Ein eigener Schadenserſatzanſpruch ſteht ihm aber nur 
nach Maßgabe des 8 845 BGB. für die Leiſtungen der 
Ehefrau in ſeinem Hausweſen oder Gewerbe zu. Ob ein 
Schadenserſatzanſpruch des Klägers nach dieſer Richtung zu 
Recht beſteht, kann aber auch dem Grunde nach erſt geprüft 
werden, wenn der Kläger in individualiſierter Weiſe angibt, in 
welcher Weiſe er geſchädigt ſein will. Auch inſofern fehlt es 
hiernach an den Vorausſetzungen für den Erlaß eines Zwiſchen⸗ 
urteils nach S 304 ZPO. Solange aber der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch des Klägers dem Grunde nach noch nicht in konkreter 
Weiſe dargelegt iſt, kann auch nicht ermeſſen werden, ob die 
güterrechtlichen Verhältniſſe der Ehe des Klägers behufs Ent⸗ 
ſcheidung auf die Klage feſtzuſtellen ſind, wie dies ein weiterer 
Angriff der Reviſion auszuführen ſucht; zunächſt wird dies nicht 
anzunehmen ſein (88 845, 1356, 1389, 1458, 1529, 
1549 BGB.). L. c. K., U. v. 22. Febr. 06, 220/05 VI. — Cöln. 
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22. 8 574 Abſ. 2 ZPO. Friſt und Form für den 
Antrag auf Entſcheidung des Beſchwerdegerichts.] 

Die Antragſtellerin hat beim Königlichen LG. I zu Berlin, 
nachdem ſie mit einem früheren Armenrechtsgeſuche in derſelben 
Angelegenheit in allen Inſtanzen abgewieſen worden war, unter 
dem 17. November 1905 ein neues Geſuch um Bewilligung 
des Armenrechts zur Verfolgung eines Schadenserſatzanſpruches 
gegen den Rechtsanwalt H. zu Berlin angebracht, das durch 
Beſchluß vom 20. November 1905 abgewieſen worden iſt. 
Gegen dieſen Beſchluß legte ſie Beſchwerde beim Königlichen 
KG. zu Berlin ein, die durch Beſchluß dieſes Gerichts vom 
15. Dezember 1905 als ſachlich unbegründet zurückgewieſen 
wurde. Dieſen letzteren Beſchluß hat ſie durch eine zu Protokoll 
des Gerichtsſchreibers des KG. erklärte weitere Beſchwerde vom 
4. Januar 1906 angefochten; die weitere Beſchwerde iſt durch 
den Beſchluß des KG. vom 5. Januar 1906 als unzuläſſig 
verworfen worden, weil in der Entſcheidung des KG. vom 
15. Dezember 1905 ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund 
nicht enthalten ſei. Die Antragſtellerin hat nunmehr eine 
privatſchriftliche „Beſchwerde“ gegen den Beſchluß vom 
5. Januar 1906 angebracht, die ſie beim Königlichen OLG. 
zu Naumburg a. ©. einreichte, die von dieſem an das KG. 
abgegeben und von letzterem als Antrag auf Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts gemäß $ 574 Abſ. 2 ZPO. dem RG. vor⸗ 
gelegt worden iſt. Der Antrag iſt unzuläſſig, da er nicht in 
der in 8 574 Abſ. 2 ZRO. vorgeſchriebenen Friſt von einer 
Woche ſeit Zuſtellung des Beſchluſſes vom 5. Januar 1906 
(13. Januar 1906) angebracht worden iſt und ebenſo der in 
8 569 Abſ. 2 ZPO. vorgeſehenen Form, die nicht nur für die 
Beſchwerde gegen die Entſcheidung eines OL G., ſondern nach 
dem Sinn und Zwecke des Geſetzes auch für den Antrag auf 
Entſcheidung des Beſchwerdegerichts nach 8 574 Abſ. 2 ZPO. 
zu erfordern iſt, entbehrt. Der Antrag iſt aber auch unbe⸗ 
gründet, da gemäß 8 568 Abſ. 4 ZPO. gegen die Entſcheidung 
des KG. vom 15. Dezember 1905 eine weitere Beſchwerde 
überhaupt nicht gegeben war. B. c. H., Beſchl. v. 26. März 06, 
B 67/06 VI. — Berlin. f 

23. 8 617 Abſ. 2 in Verb. mit § 391 ZPO. Ein 
Verſtoß gegen $ 617 Abſ. 2 liegt nur vor, wenn der Richter 
die Tatſache zur Begründung des Scheidungsausſpruches ver 
wertet.] i 

Die Reviſionsrüge, der 8 617 Abſ. 2 ZRD. ſei verletzt, 
geht fehl. Der Kläger ſtützt feine Scheidungsklage auf $ 1568 
BGB. Er hatte in I. Inſtanz zum Beweiſe für die ihm von 
ſeiner Ehefrau widerfahrene ſchlechte Behandlung mehrere 
Zeugen benannt, darunter die M. N., betreffs verſchiedener 
Schmähreden der Beklagten und den Kaufmann W. F. betreffs 
des auf wirtſchaftliche Schädigung des Klägers berechneten 
Vorgehens der Beklagten. Beide Zeugen wurden darüber in 
der I. Inſtanz durch einen erſuchten Richter auf Beſchluß des 
Prozeßgerichts vernommen. Die Vernehmung erfolgte unter 
Ausſetzung der Beeidigung und die im Termin anweſenden 
Parteien verzichteten am Schluſſe der Vernehmung auf die 
Beeidigung. Hiernach handelt es ſich ohne Zweifel um 
Tatſachen, die — ſei es für ſich, ſei es in Verbindung mit 
anderen Tatſachen — geeignet ſein können, die Scheidung zu 
begründen. Dieſe Tatſachen ſind von der Partei auch zu dem 
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Zwecke vorgebracht worden, um den von ihr erhobenen 
Scheidungsanſpruch zu begründen. Nach $ 617 Abſ. 2 ZPO. 
finden aber die Vorſchriften über den Verzicht der Parteien auf 
die Beeidigung von Zeugen keine Anwendung in Anſehung 
ſolcher Tatſachen, welche die Scheidung „begründen ſollen“. 
Die Reviſion meint nun, daß das Berufungsgericht, da es 
unterlaſſen habe, die nachträgliche Beeidigung der beiden 
Zeugen, denen ein Eidesweigerungsgrund unſtreitig nicht zur 
Seite ſteht, trotz des Parteiverzichts anzuordnen, gegen die 
Vorſchrift des 8 617 Abſ. 2 ZPO. verſtoßen habe und des⸗ 
halb das auf Abweiſung der Scheidungsklage gerichtete Be⸗ 
rufungsurteil der Aufhebung unterliege. Für die Meinung 
der Reviſion ſcheint der Wortlaut des Geſetzes: „begründen 
ſollen“ zu ſprechen; der Grund des Geſetzes ſpricht aber ent⸗ 
ſchieden dagegen. Nur wenn der Richter die von der Parte 
zur Begründung ihres Scheidungsbegehrens vorgebrachte Tat⸗ 
ſache zur Begründung des Scheidungsausſpruchs wirklich ver⸗ 
wertet, liegt ein Verſtoß gegen $ 617 Abſ. 2 ZPO. vor, nicht 
aber auch dann, wenn er, wie hier, die Scheidungsklage ab⸗ 
weiſt. Nach der allgemeinen Regel des §S 391 ZPO. iſt jeder 
Zeuge zu beeidigen. Die Unterlaſſung der Beeidigung hat, 
ſofern nicht nach 8 393 3PO. ausnahmsweiſe unbeeidigte 
Vernehmung vorgeſchrieben iſt, zur Folge, daß die Bekun⸗ 
dungen des Zeugen als Beweisunterlage unbrauchbar ſind. 
Die Parteien können nach $ 391 Abſ. 2 ZPO. im gewöhn⸗ 
lichen Verfahren auf die Beeidigung verzichten. Trotz des 
Verzichtes kann der Richter die Beeidigung anordnen, er kann 
aber auch davon Abſtand nehmen und hat dann die Ausſage 
nach $ 286 ZPO. frei zu würdigen. Mithin iſt er nicht ge⸗ 
hindert, der Ausſage wie einer beeidigten Ausſage vollen 
Glauben beizumeſſen. Für das Verfahren in Eheſachen iſt 
dieſe dem Verfügungsrechte der Parteien über den Rechtsſtreit 
entſpringende Befugnis, auf die Beeidigung eines Zeugen zu 
verzichten, ihrer Wirkungen entkleidet, jedoch nur in Anſehung 
ehefeindlicher Tatſachen. Der Grund iſt die Beſorgnis, 
daß Parteien mit Hilfe einer derartigen Prozeßvorſchrift in 
geheimem Einvernehmen einen in Wirklichkeit nicht vorhandenen 
Eheſcheidungsgrund ſcheinbar beweiſen und demzufolge eine 
nicht begründete Scheidung durchſetzen könnten. Dem Staate 
liegt daran, unberechtigte Angriffe gegen den Beſtand der Ehe 
möglichſt abzuwehren, und es ſind aus dieſem Grunde eine 
Anzahl Beweisregeln, mit Hilfe deren der Beſtand der Ehe 
wirkſam bekämpft werden könnte, in 8 617 Abſ 2. ZPO. 
außer Anwendung geſetzt, ſo daß jene Regeln in der Hand der 
Parteien ſtumpfe Waffen für das Scheidungsverfahren ſind. 
Eine Gefährdung des Beſtandes der Ehe liegt aber nicht ſchon 
dann vor, wenn die Partei Tatſachen vorbringt, die die 
Scheidung begründen ſollen, ſondern erſt dann, wenn der 
Richter die vorgebrachten Tatſachen zur Begründung der 
Scheidung wirklich verwertet. Erachtet der Richter die Tat⸗ 
ſache für unerheblich oder weiſt er aus einem anderen Grunde 
die Scheidungsklage ab, ſo entfällt der geſetzgeberiſche Zweck 
des § 617 Abſ. 2 3800. von ſelbſt, und dieſe Vorſchrift 
erſcheint dann nicht als verletzt. Dieſe Auffaſſung ſtimmt auch 
mit der Begründung der ZPO. überein, wenngleich fie dort 
nicht beſonders betont iſt. Der 8617 ZBOD. entſpricht — mit 
einigen Abweichungen — dem 8 577 der alten ZPO. (vom 
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30. Januar 1877). In der Begründung zu $ 577 heißt es 
(Hahns Materialien S. 403), die Beſorgnis vor Kolluſionen 
unter den Parteien fordert die Beſchränkung der Dispoſitions⸗ 
befugnis derſelben nur inſoweit, als es ſich um Tat⸗ 
ſachen handelt, welche die Aufhebung der Ehe begründen 
„würden“, und weiterhin wird von Momenten geſprochen, 
die gegen den Beſtand der Ehe „von Bedeutung ers 
ſcheinen“. Es kann nach dem Zuſammenhange keinem 
Zweifel unterliegen, daß an beiden Stellen zu ergänzen iſt; 
vom Standpunkte nicht nur der Partei, ſondern auch des 
erkennenden Richters ſollen die Tatſachen von Bedeutung 
erſcheinen und den Scheidungsausſpruch begründen. Sch. c. Sch., 
U. v. 15. März 06, 297/05 IV. — Berlin. 

Konkursordnung. 

24. 58 17, 22, 23 KO. verb. mit 8 88 HGB. Neben⸗ 
anſprüche des Agenten gegen den Konkurs des Geſchäfts⸗ 
herrn. 

Eine von einem Agenten gegen die Konkursmaſſe ſeines 
Geſchäftsherrn aus verſchiedenen Gründen erhobene Klage iſt 
abgewieſen worden. Die Reviſion hatte keinen Erfolg: I. Der 
Kläger hat einen Proviſionsanſpruch von 4 050 Mark darauf 
geſtützt, daß er bis zur Konkurseröffnung Geſchäfte im Betrage 
von 135 000 Mark, woraus ſich nach dem Satze von 3 Prozent 
die erwähnte Proviſion ergebe, vermittelt, die Gemeinſchuld⸗ 
nerin zwar dieſe Geſchäfte nicht ausgeführt und auch der 
Konkursverwalter ſich nach 8 17 KO. für deren Nichterfüllung 
entſchieden habe, daß aber gleichwohl nach $ 88 Abſ. 2 HGB. 
ſein Anſpruch auf die von ihm verdiente Proviſion begründet 
ſei. Nach dem vorliegenden Agenturvertrag und nach 8 88 
Abſ. 1 HGB. gehört dem Agenten eine Proviſion für jedes 
zur Ausführung gelangte Geſchäft, welches durch ſeine 
Tätigkeit zuſtande gekommen iſt. Nach dem vom Kläger an⸗ 
gezogenen Abſ. 2 ſoll dem Agenten jedoch auch im Falle der 
Nichtausführung eine Proviſion dann zukommen, wenn die 
Ausführung eines Geſchäfts infolge des Verhaltens des 
Geſchäftsherrn ganz oder teilweiſe unterblieben iſt, ohne daß 
hierfür wichtige Gründe in der Perſon desjenigen vorlagen, 
mit welchem das Geſchäft abgeſchloſſen iſt. Nun kann zwar 
der Vorinſtanz nicht darin beigetreten werden, daß der Nach⸗ 
weis des Nichtvorhandenſeins der letzterwähnten wichtigen 
Gründe dem klagenden Agenten obliege; vielmehr iſt das Vor⸗ 
handenſein derartiger Gründe vom beklagten Geſchäftsherrn, 
als ein Grund ſeiner Befreiung von der Verpflichtung zur 
Zahlung der Proviſion, nachzuweiſen. Immerhin aber hat nach 
dem Eingange des angeführten Abſ. 2 der Agent als Voraus⸗ 
ſetzung ſeines Proviſionsanſpruches darzutun, daß die Aus: 
führung infolge des Verhaltens des Geſchäftsherrn 
unterblieben ſei. Als „Geſchäftsherr“ kann hier — wie die 
Vorinſtanz zutreffend ausführt — allein die Gemeinſchuldnerin 
in Betracht kommen, für welche der Kläger die in Frage 
ſtehenden Geſchäfte vermittelt hat, nicht aber der Konkurs⸗ 
verwalter, der erſt nach der Konkurseröffnung an Stelle der 
Gemeinſchuldnerin die Verfügung über deren Vermögen erlangt 
hat und nach der Rechtſprechung des RG. (RG. 29, 29) nicht 
als deren Vertreter anzuſehen iſt. Unter dem erwähnten „Ver⸗ 
halten des Geſchäftsherrn“ aber iſt — entſprechend dem Zwecke 
dieſer Vorſchrift in Abſ. 2 des 9 88 HGB., den Agenten vor dem 
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Verluſte ſeiner Proviſion infolge willkürlicher oder ungerecht⸗ 
fertigter Ablehnung der Geſchäftserfüllung ſeitens des Geſchäfts⸗ 
herrn zu bewahren — ein ſolches zu verſtehen, durch welches 
die Nichtausführung vom Geſchäftsherrn verſchuldet oder 
wenigſtens in freier Entſchließung herbeigeführt worden 
ft. Staub, Kommentar zum HGB. 6/7. Aufl. I S. 316 
8 88 Anm. 6. Goldmann, HGB. I S. 417. Dahin gehört 
aber nicht ohne weiteres der Fall, wenn durch die. Eröffnung 
des Konkurſes über das Vermögen des Geſchäftsherrn die 
Nichtausführung der vom Agenten vermittelten Geſchäfte ver⸗ 
anlaßt worden iſt. Wie der Agent keinen Anſpruch auf Pro⸗ 
viſion oder auf Schadenserſatz hat, wenn der Geſchäftsherr, 
durch äußere Umſtände hierzu genötigt, vor Ablauf der Ver⸗ 
tragsfriſt die Produktion einſtellt (RG. 31, 61), ſo iſt der 
gleiche Erfolg auch im Falle einer durch äußere Umſtände, ohne 
Verſchulden des Geſchäftsherrn, herbeigeführten Konkurs⸗ 
eröffnung über ihn anzunehmen. II. Der Kläger hat auch einen 
Schadensanſpruch von 18 000 Mark (3 Prozent von 600 000 
Mark) geltend gemacht, da er bei ordnungsmäßiger Durch⸗ 
führung ſeines Agenturverhältniſſes während der Vertragsdauer 
(bis Ende 1904) Geſchäfte im Betrage von 600 000 Mark 
für die Geſellſchaft vermittelt haben würde, durch deren Konkurs 
aber daran verhindert und dieſer durch die Mißwirtſchaft und 
die verkehrten Geſchäftsdispoſitionen der Beklagten verurſacht 
worden ſei. Wegen der ihm hierdurch entgangenen Proviſion 
ſei ein Anſpruch nach § 22 Abſ. 2,8 26 KO. und nach 8 325 
BGB. gerechtfertigt. Es iſt der Vorinſtanz zunächſt darin 
beizutreten, daß der vorliegende Schadensanſpruch in rechtlicher 
Beziehung nicht auf 8 26 S. 2 KO. geſtützt werden kann, 
wonach die bei Eröffnung des Konkurſes mit dem Gemein⸗ 
ſchuldner in einem Vertragsverhältnis ſtehende Partei eine 
Forderung wegen der Nichterfüllung oder der Aufhebung nur 
als Konkursgläubiger geltend machen kann, ſoweit ihr nicht ein 
Anſpruch auf abgeſonderte Befriedigung zuſteht. Denn dieſer 
Satz beſtimmt nicht, daß die durch den Konkurs eintretende 
Nichterfüllung ſtets einen Anſpruch des anderen Teiles zur 
Folge hat, ſondern nur, daß, wenn die Nichterfüllung oder 
Aufhebung nach dem bürgerlichen Recht eine Forderung erzeugt, 
dieſelbe, abgeſehen von etwaigen Abſonderungsanſprüchen, keinen⸗ 
falls etwas anderes als eine Konkursforderung ſein kann. Vgl. 
Wilmowski (Kurlbaum) Deutſche KO. 6. Aufl. S. 124; 
RG. 26, 93 ff.; Gruchots Beitr. 28, 1178. Ebenſowenig kann ein 
Anſpruch nach § 22 Abſ. 2 KO. geltend gemacht werden, wo⸗ 
nach bei einem zur Zeit der Konkurseröffnung beſtehenden 
Dienſtverhältnis im Falle der Kündigung des Verwalters der 
andere Teil berechtigt iſt, Erſatz des ihm durch die Aufhebung 
des Dienſtverhältniſſes entſtehenden Schadens zu verlangen. 
Denn das Agenturverhältnis iſt, wie die Vorinſtanz bei der 
Frage der Anwendbarkeit des 8 611 KO. zutreffend ausge⸗ 
führt hat, kein „Dienſtverhältnis“ und ſeine Aufhebung durch 
den Konkurs wird nicht durch den §S 22 Abſ. 2, ſondern durch 
den 8 23 Abſ. 2 KO. geregelt, wonach in dem Falle, wenn 
ſich jemand durch einen Dienſtvertrag oder einen Werkvertrag 
verpflichtet hat, ein ihm von dem Gemeinſchuldner übertragenes 
Geſchäft zu beſorgen, dieſes Verhältnis durch die Eröffnung des 
Verfahrens erliſcht. Vgl. Peterſen und Kleinfeller, KO. 
4. Aufl. S. 111. Jäger, KO. 2. Aufl. S. 190. Dieſe Be⸗ 
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ſtimmung reicht aber auch zur Zurückweiſung des vorliegenden 
Anſpruches aus. Denn wenn, wie nach dem angeführten 
8 23 Abſ. 2 anzunehmen iſt, das Agenturverhältnis mit der 
Konkurseröffnung kraft Geſetzes erliſcht, ſo kann von einem 
durch den Gemeinſchuldner zu vertretenden Umſtand, wie er 
nach bürgerlichem Recht zur Begründung des Schadenserſatz⸗ 
anſpruches erfordert wird, als Urſache der Richtausführung der 
Geſchäfte nicht mehr die Rede ſein, vielmehr nur in Frage 
kommen, ob etwa die KO. dem Agenten infolge der Auf⸗ 
hebung des ihm gewordenen Auftrages einen Entſchädigungs⸗ 
anſpruch gewährt. Das iſt aber nicht der Fall; im Gegenteil 
geht aus der Vergleichung des 8 23 Abſ. 2, wo von einer 
Forderung der durch die Konkurseröffnung benachteiligten 
anderen Vertragspartei nicht die Rede iſt, mit dem $ 27, wo 
im Falle des Erlöſchens eines Vertrages der im 8 23 Abſ. 2 
bezeichneten Art dem anderen Teile für ſeine ausnahmsweiſe 
nach der Eröffnung des Verfahrens fortgeſetzte Vertrags⸗ 
tätigkeit gewiſſe Anſprüche zugeſtanden werden, ſowie mit 
anderen Paragraphen, — insbeſondere 8 22 Abſ. 2, wo im 
Falle der Kündigung eines Dienſtverhältniſſes durch den 
Konkursverwalter dem anderen Teile ein Erſatzanſpruch aus⸗ 
drücklich vorbehalten wird — mit ausreichender Beſtimmtheit 
hervor, daß im Falle des 8 23 Abſ. 2 dem anderen Teile 
kein derartiger Anſpruch zuſtehen ſolle. E. c. Konkursmaſſe 
P., U. v. 16. März 06, 345/05 III. — Breslau. 

Reichshaftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1879. 

25. Betriebsunfall während des Haltens einer Straßen⸗ 
bahn. | 

Die Abweiſung des Klageanſpruchs wird vom Berufungs⸗ 
gericht auf die Annahme geſtützt, der Kläger ſei nicht bei dem 
Betriebe der Straßenbahn verletzt worden. Allerdings ſei ihm 
der von ihm behauptete Unfall zugeſtoßen, während er als 
Paſſagier der Straßenbahn auf dem Hinterperron des Motor⸗ 
wagens geſtanden habe; der äußere, zeitliche und örtliche Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Betriebe ſei alſo gegeben. Es fehle aber 
an dem inneren urſächlichen Zuſammenhange mit der Betriebs⸗ 
tätigkeit der Bahn. Denn der Kläger ſei verletzt, während der 
Wagen an einer Halteſtelle gehalten habe und nicht infolge 
einer dem Bahnbetriebe eigentümlichen Gefahr, ſondern dadurch, 
daß ein ſchwer beladener Handwagen, den ſein Führer hinter 
dem Motorwagen auf den Schienen der Straßenbahn gefahren 
habe, gegen den haltenden Wagen angeprallt ſei. Dieſe Aus⸗ 
führung iſt rechtsirrtümlich, die Beſchwerde der Reviſion daher 
begründet: Wenn der Straßenbahnwagen während der Fahrt 
vom Ausgangspunkt zum Endziel an den einzelnen Halteſtellen 
auf kurze Zeit ſtillhält, wird er damit nicht vorübergehend 
außer Betrieb geſetzt, der Betrieb umfaßt vielmehr, wie das 
Einnehmen und Abſetzen der Fahrgäſte ſo auch das dazu er⸗ 
forderliche Anhalten des Wagens. Mit dieſem Betriebs⸗ 
vorgange ſteht auch der Unfall des Klägers in urſächlichem Zu⸗ 
ſammenhange; denn das nach der Art des Betriebes notwendige 
Halten des Wagens an beſtimmten Stellen inmitten des 
Straßenverkehrs ſteigert die Gefahr des Zuſammenſtoßes mit 
anderen Wagen. Die vom Berufungsgericht in ſeinem Urteile 
angeführten Urteile des RG. beruhen auf der gleichen Rechts⸗ 
auffaſſung. Iſt nun aus dieſem Grunde der Zuſammenſtoß, 
durch den der Kläger verletzt worden, ein Betriebsunfall, fo iſt 
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damit die Erſatzpflicht der Beklagten gegeben. Sch. c. A. E. G., 
U. v. 22. März 06, 263/05 VI. — Naumburg. 

Invaliditätsverſicherungsgeſetz vom 12. Juli 
1899. 

26. 88 15 und 29 verb. mit 8 19 ALR. I. 6 u. 8 905 
ALR. I. 11. Art. 120 EGBGB. 88 242, 254, 617619 BGB. 
Unterſchied des Anſpruchs eines durch Unfall erwerbsunfähig 
gewordenen Arbeiters gegen den Arbeitgeber infolge Ver⸗ 
ſchuldens oder Vertrags je nachdem das Recht des BGB. oder 
das frühere Recht in Betracht kommt. Verhältnis des Bezugs 
einer Unfallrente zu dem Anſpruch auf die Invaliditätsrente.] 

Die Klägerin iſt, nachdem ſie am 7. Januar 1903 durch 
einen Unfall erwerbsunfähig geworden war, mit ihrem Anſpruch 
auf eine Invalidenrente von der Landesverſicherungsanſtalt 
Schleſien und auf eingelegte Berufung vom Schiedsgericht ab⸗ 
gewieſen, weil für die Klägerin nicht die nach 8 29 Inv VerſG. 
vom 12. Juli 1899 (RGBl. S. 463) erforderliche Wartezeit 
abgelaufen ſei. Denn es ſei nicht die erforderliche Anzahl von 
Beitragsmarken für ſie verwendet; von den in die Quittungs⸗ 
karte eingeklebten 225 Marken ſeien nur 120 anrechnungsfähig 
geweſen, die übrigen 125 verſpätet, daher unwirkſam verwendet. 
Für die Nichtverwendung macht die Klägerin den Beklagten als 
ihren Arbeitgeber verantwortlich und hat auf Erſatz der ihr 
entgangenen Rente geklagt. Das OLG. wies ab, das RG. 
hob auf: Der Verluſt, für den die Klägerin Erſatz beanſprucht, 
kann ſie nur getroffen haben, wenn ſie verſicherungspflichtig 
geweſen iſt und darum im Falle einer ausreichenden Ver⸗ 
wendung von Marken den Anſpruch auf die Rente erlangt 
haben würde. Die Landesverſicherungsanſtalt und das Schieds⸗ 
gericht haben die Verſicherungspflicht angenommen. Aber dieſe 
Auffaſſung bindet nicht das Gericht, das über den Anſpruch 
der Klägerin auf Schadenserſatz gegenüber dem Beklagten zu 
entſcheiden hat. Letzterem iſt es unbenommen, die Behauptungen 
der Klägerin bezüglich ihrer Verſicherungspflicht zu beſtreiten. 
Das Berufungsgericht hat eine Beweiserhebung über die nach 
dieſer Richtung hin ſtreitigen Tatſachen für entbehrlich gehalten, 
weil es den Klaganſpruch auch dann nicht für begründet hält, 
wenn die Angaben der Klägerin richtig ſeien, daß ſie etwa 
23 Jahre vor dem 7. Januar 1903 auf dem Gute des Be⸗ 
klagten als ſtändige Arbeiterin gegen einen Tagelohn von 
65 Pf., freie Wohnung und Heizung beſchäftigt geweſen ſei. 
Die Klägerin leitet die Haftung des Beklagten für den Verluſt 
der Rente aus zwei ſelbſtändigen Rechtsgründen her. Einmal 
aus dem Arbeitsvertrage mit dem Beklagten, wodurch dieſer 
zur Verwendung der Marken verpflichtet geweſen ſei, zweitens 
aus unerlaubter Handlung, die in der vom Geſetz mit Strafe 
bedrohten Unterlaſſung ihres Arbeitgebers zu finden ſei. Beide 
Gründe hat das Berufungsgericht verworfen. Die Frage, nach 
welchem Rechte ſie zu beurteilen ſind, wird ausdrücklich nur 
bei dem zweiten erörtert und hier an die Spitze der Satz geitellt, 
der Klaganſpruch unterſtehe dem BGB. Dieſer Satz iſt un⸗ 
richtig und inſoweit bereits beruht das Berufungsurteil auf 
Rechtsirrtum. Die Invalidenverſicherung iſt nach dem Geſetz 
vom 22. Juni 1889 (RG Bl. S. 97) und der Verordnung des 
Bundesrats vom 25. November 1890 (RGBl. S. 191) am 
1. Januar 1891 in Kraft getreten. Da damals die Klägerin 
nach ihrer Behauptung als Tagelöhnerin beim Beklagten in 
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Arbeit geſtanden hat, hat von da ab die Verpflichtung des 
Arbeitgebers zur Verwendung von Marken begonnen. Das 
Berufungsgericht ſieht auch die Nichterfüllung dieſer Pflicht als 
Urſache des eingetretenen Schadens an, aber es meint, darauf 
komme es nicht an, weil der ſchädliche Erfolg erſt durch das 
Hinzutreten eines weiteren Umſtandes, nämlich der Erwerbs⸗ 
unfähigkeit der Klägerin, nach dem 1. Januar 1900 eingetreten 
ſei. Die Unterlaſſung, für welche Klägerin Erſatz beanſprucht, 
iſt für ſie keineswegs bis zum 7. Januar 1903 zivilrechtlich 
unerheblich geweſen, ſondern hat ſchon vor dem 1. Januar 1900 
für ſie den vermögensrechtlichen Nachteil gehabt, daß ſie un⸗ 
verſichert blieb, den (durch die Invalidität bedingten) Renten⸗ 
anſpruch nicht erwarb, weil die geſetzliche Wartezeit, von deren 
Erfüllung die Entſtehung des Anſpruchs abhängig war, nicht 
ablief. Allerdings war bis zum Inkrafttreten des jetzigen Ge⸗ 
ſetzes die uneingeſchränkte Möglichkeit gegeben, durch nach⸗ 
trägliche Verwendung von Marken den Schaden wieder zu be⸗ 
ſeitigen und den bis dahin der Klägerin nicht erworbenen 
Rentenanſpruch zur Entſtehung zu bringen. Aber dieſe Möglich⸗ 
keit beſeitigte nicht die Tatſache, daß die Klägerin bis dahin 
den Anſpruch nicht hatte. Daraus folgt, daß die Frage, ob 
der Beklagte der Klägerin aus unerlaubter Handlung haftet, 
für die Zeit bis zum 1. Januar 1900 nach ALR. zu be⸗ 
urteilen iſt, wie das vom RG. bereits wiederholt ausgeſprochen 
iſt (JW. 1904 S. 213 Nr. 22, 1904 S. 323 Nr. 13). Nach 
dieſem Recht macht auch die fahrläſſige Beſchädigung eines 
fremden Vermögens erſatzpflichtig. Aber weil dieſer Schaden 
hier nur ein mittelbarer iſt, fo find die 88 19 —2 1 ALR. I. 6 
anwendbar, daher iſt abzuwägen, inwiefern dem Verſchulden 
des Beklagten ein gleichwertiges oder größeres Verſchulden der 
Klägerin gegenüberſteht. Hiernach iſt in jedem Falle die bisher 
unterbliebene Feſtſtellung des unter den Parteien ſtreitigen 
Sachverhalts unentbehrlich. Das BGB., das für die Zeit 
nach dem 1. Januar 1900 maßgebend iſt, kennt eine allgemeine 
Haftung für fahrläſſige Vermögensbeſchädigung nicht. Für die 
Zeit nach dem 1. Januar 1900 bleibt nur die Frage offen, ob 
die Klägerin ihren Anſpruch auf den mit dem Beklagten ge⸗ 
ſchloſſenen Arbeitsvertrag gründen kann. Daß das Arbeits⸗ 
verhältnis ſchon vor jenem Zeitpunkt, unter ALR. begonnen 
hat, iſt unerheblich, weil die Klägerin nur in Tagelohn ge⸗ 
arbeitet haben will, alſo nach der Regel des 8 905 ALR. I. 11 
und des 8 621 BGB. ein dauerndes Vertragsverhältnis, das 
zur Anwendung des Art. 170 EGBGB. führen könnte, nicht 
beſtanden hat. Die Urteile des RG., die ſich auf die Zeit des 
früheren Rechts beziehen (RG. 58, 103), ſind hier nicht maß⸗ 
gebend. Aber ihren Ausführungen iſt darin beizuſtimmen, daß 
aus dem Inhalt des InvBerf®. eine Erweiterung der aus dem 
Arbeitsvertrage entſpringenden Leiſtungspflicht des Arbeitgebers 
nicht unmittelbar herzuleiten iſt. Wie die Verſicherung ſelbſt 
nicht eine vertragliche iſt, ſo ſind es auch nicht die in ihrem 
Intereſſe den Beteiligten auferlegten Leiſtungen. Ebenſowenig 
läßt ſich aus den Beſtimmungen des BGB. über den Arbeits⸗ 
vertrag die von der Reviſion behauptete Erweiterung der 
Vertragspflichten des Arbeitgebers nachweiſen, insbeſondere nicht 
aus 88 616—6 18. Freilich find ihre Vorſchriften dem Be⸗ 
ſtreben entſprungen, im Intereſſe der wirtſchaftlich ſchwächeren 
Arbeitnehmer die Vertragspflichten der Arbeitgeber zu erweitern. 
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Aber ſie haben den Charakter poſitiver Sonderbeſtimmungen, 
was bei 85 617, 618 darin erkennbar hervortritt, daß fie 
durch 8 619 zu zwingendem Recht gemacht find. Sie laſſen 
ſich daher nicht als Zeugniſſe für das Beſtehen eines all⸗ 
gemeinen, wenngleich nur in Einzelfällen ausdrücklich aus⸗ 
geſprochenen Rechtsſatzes auffaſſen (vgl. RG. 58, 130 [135), 
für den zugleich, was die Markenverwendung anlangt, ein un⸗ 
abweisliches Bedürfnis um deswillen nicht beſteht, weil die 
Arbeiter völlig in der Lage ſind, ſelbſt ſich eine Quittungskarte 
zu verſchaffen und die Verwendung von Marken zu überwachen. 
Demungeachtet iſt es rechtsirrtümlich, wenn das Berufungs⸗ 
gericht grundſätzlich und ohne Eingehen auf die Lage des Falles 
verneint, daß der Beklagte vertraglich zur Verwendung von 
Marken habe verpflichtet ſein können. Wie es möglich iſt, daß 
der Arbeitgeber ausdrücklich ſich dem Arbeiter gegenüber zu der 
in Rede ſtehenden Leiſtung verpflichtet, ſo können beſondere 
Umſtände zu der Annahme berechtigen, daß unausgeſprochen 
die Beteiligten gewollt haben, der Arbeitgeber ſolle mit dem 
Abſchluß des Arbeitsvertrages zugleich die Fürſorge für die 
Markenverwendung übernehmen. Wenn innerhalb eines gewiſſen 
Kreiſes die Verkehrsſitte ſich ſo geſtaltet, daß der Arbeitgeber 
regelmäßig, nicht bloß die für gemachte Lohnabzüge angeſchafften 
Marken verwendet, ſondern darüber hinaus die Verſicherungs⸗ 
pflicht der von ihm beſchäftigten Perſonen feſtſtellt und die An⸗ 
ſchaffung von Quittungskarten veranlaßt, ſo wird durch dieſes 
Verhalten des Arbeitgebers der einzelne Arbeiter zu der 
Meinung veranlaßt werden können, daß jener, was er bei den 
Mitarbeitern als ſelbſtverſtändlich tut, auch ihm gegenüber 
ſelbſtverſtändlich übernehmen werde. Liegt aber die Sache ſo, 
fo muß nach §S 242 BGB. der Arbeitgeber auch gegenüber 
dem auf dieſen Brauch ſich verlaſſenden Arbeiter ſeine Leiſtung 
als Arbeitgeber ſo bewirken, wie Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern. Bei ſtaatlichen, 
von Beamten geleiteten Arbeitsbetrieben und auch ſonſt bei 
größeren Betrieben wird nicht ganz ſelten der Brauch ſich ein⸗ 
bürgern, daß die Arbeiter ſich in der erwähnten Richtung auf 
den Arbeitgeber, wie dieſem bekannt iſt, verlaſſen und dann 
wird die Erweiterung der vertraglichen Leiſtungspflicht des 
letzteren gemäß § 242 anzuerkennen ſein. Trifft das für den 
vorliegenden Fall zu und wird die Erweiterung angenommen, 
ſo iſt die Anwendbarkeit des 8 278 BGB. die notwendige 
Folge. Auf der anderen Seite iſt aber auch, weil nicht Er⸗ 
füllung, ſondern Schadenserſatz gefordert wird, die Erſatzpflicht 
des Beklagten nach 8 254 abzuwägen. Daß die Klägerin eine 
Unfallrente bezieht, ſteht dem Klaganſpruch nicht grundſätzlich 
entgegen, ſo wenig wie die aus Anlaß des Todes ihres 
Mannes ihr zugeſprochene Rente ihre Verſicherungspflicht aus⸗ 
ſchloß. Aber nach 8 15 Abſ. 2 InvVerſG. begründet die 
gegenwärtige Erwerbsunfähigkeit der Klägerin einen Anſpruch 
auf Invalidenrente und folgeweiſe den erhobenen Erſatzanſpruch 
nur inſoweit, als die zu gewährende Invalidenrente die Unfall⸗ 
rente überſteigt, die aus Anlaß des die Invalidität bewirkenden 
Unfalls der Klägerin gewährt iſt. Dieſe, die für den Betrag 
des ihr zukommenden Erſatzes beweispflichtig iſt, hat darzutun, 
um welchen Betrag die Invalidenrente höher geweſen ſein 
würde, als die geſtändlich jetzt von ihr bezogene Unfallrente. 
K. c. v. L., U. v. 12. März 06, 234/05 VI. — Breslau. 
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Telegraphenwegegeſetz vom 18. Dezember 1899. 

27. 85 6 Abſ. 2. Bedeutung und Vorausſetzung dieſer 
Geſetzesvorſchrift.] 

Die beklagte Stadtgemeinde beſchloß im Jahre 1901, eine 
elektriſche Zentralanlage zur Beleuchtung von Straßen und 
Plätzen und als Kraftanlage für gewerbliche Zwecke in 
Geeſtemünde zu errichten. Mit der Errichtung beauftragte ſie 
die Gebrüder K. in Körtingsdorf gegen Zahlung einer Ver⸗ 
gütung von etwa 152 000 Mark. Gleichzeitig vereinbarte ſie 
mit ihnen, daß ſie nach Fertigſtellung des Werks zu ihr in ein 
Pachtverhältnis treten und Verwaltung, Betrieb und Unter⸗ 
haltung des geſamten Werks für ſie übernehmen ſollte, ſo daß 
ihr daraus keinerlei Unkoſten erwachſen würden. Die Errichtung 
der Anlage machte teils eine Verlegung der dem Kläger 
— Reichsfiskus — gehörigen, auf den von der Beklagten zu 
unterhaltenden Straßen befindlichen Fernſprechlinien, teils die 
Anbringung von Schutzvorkehrungen an den Telegraphenlinien 
des Klägers erforderlich. Beides hat dieſer auf Verlangen der 
Beklagten vorgenommen. Die ihm dadurch erwachſenen Koſten 
von 2020 Mark 70 Pf. fordert er von ihr auf Grund des 
8 6 Abſ. 5 TelWG. Das LG. hat die Klage abgewiefen, 
das OLG. aber nach dem Klageantrag erkannt. RG. hob 
auf: Das Berufungsgericht ſucht die Bedeutung der Worte 
„zur Ausführung gebracht werden ſoll“ im 2. Abſatz des § 6 
des Reichsgeſetzes vom 18. Dezember 1899 aus dem Begriffe 
der ebenda befindlichen Worte „unter überwiegender Beteiligung“, 
wie dieſer aus der Entſtehungsgeſchichte des 8 6 zu erkennen 
ſei, zu gewinnen. Aus den Materialien des Geſetzes ergebe ſich 
ziemlich klar und unzweideutig, daß unter „einer überwiegenden 
Beteiligung“ des Wegeunterhaltungspflichtigen nur der Fall zu 
verſtehen ſei, wenn das Schwergewicht der Finanzierung des 
neuen Unternehmens auf Seite des Wegeunterhaltungspflichtigen 
gelegen habe. Daraus ergebe ſich, daß als allein aus⸗ 
führender Teil im Sinne des Abſ. 2 der Unterhaltungs⸗ 
pflichtige nur dann gelten könne, wenn er allein der das 
Unternehmen finanzierende Teil ſei, d. h. wenn er allein die 
finanziellen Laſten und das Riſiko des neuen Unternehmens 
trage. Entſcheidend ſei alſo nicht ſowohl, ob der Unterhaltungs⸗ 
pflichtige den Auſtrag zur Herſtellung der neuen Anlage erteilt 
habe, ob er alſo der Bauherr ſei, auch nicht, ob er nachher 
Alleineigentümer der Anlage werde, ebenſo nicht, ob ihm nachher 
die meiſten Vorteile aus der neuen Anlage zuflöſſen; ent⸗ 
ſcheidend ſei vielmehr das Maß der Aufwendungen und der 
Gefahr, die der Wegeunterhaltungspflichtige im Intereſſe der 
neuen Anlage übernehme, und nur, wenn er die finanziellen 
Laſten und das Riſiko des neuen Unternehmens allein oder doch 
überwiegend trage, könne ihm das Privileg des Abſ. 2 zugute 
kommen. Im Anſchluß hieran wird vom Berufungsgericht dar⸗ 
gelegt, daß die Beklagte nach Inhalt der von ihr mit den 
Gebr. K. abgeſchloſſenen Verträgen die finanzielle Laſt und das 
Riſiko der neuen Anlage weder allein noch auch nur über⸗ 
wiegend übernommen hat, ſondern daß beides im Effekt ganz 
überwiegend von den Gebr. K. getragen wird; dieſen Umſtand 
hält es für ausſchlaggebend, um Gebr. K. als die überwiegend 
Beteiligten an der Ausführung der Anlage erſcheinen zu laſſen. 
Die Reviſion bezeichnet die Auslegung des 8 6 Abſ. 2 durch 
das Berufungsgericht als rechtsirrtümlich und wendet ſich auch 
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dagegen, daß ſie die finanzielle Laſt und das Riſiko nicht in 
überwiegendem Maße zu tragen hätte. Es kann ihr der Erfolg 
nicht verſagt werden. Zunächſt erſcheint es nicht angängig, die 
Bedeutung der Worte „zur Ausführung gebracht werden fol” 
aus dem Begriffe „unter überwiegender Beteiligung“ zu ge⸗ 
winnen. Der Geſetzentwurf ſprach im 5 6 ſchlechthin vom 
Unternehmer der Anlage und verſtand darunter denjenigen, der 
die Anlage für ſich und für eigene Rechnung ausführte. Erſt 
aus Anlaß verſchiedener in der Reichstagskommiſſion geſtellter 
Anträge, die geltend machten, daß nicht jedem Unternehmer, 
ſondern nur dem Wegeunterhaltungspflichtigen, der eine Anlage 
der im Paragraphen näher beſchriebenen Art ausführe, die Ver⸗ 
günſtigung zuteil werden ſollte, aber auch ſchon dann, wenn die 
Anlage nicht von ihm allein, ſondern auch ſchon, wenn ſie 
unter ſeiner überwiegenden Beteiligung ausgeführt werde, wurde 
die aus jenen hervorgehobenen Worten ſich ergebende Faſſung 
gewählt und nachmals zum Geſetz erhoben. Daraus ergibt ſich, 
daß die Frage, wen das Geſetz unter demjenigen, der die An⸗ 
lage ausführt, verſteht, nicht aus den erſt nachträglich in den 
Geſetzentwurf aufgenommenen Worten „unter überwiegender Be⸗ 
teiligung“ beantwortet werden kann. Der Auslegung des Be⸗ 
rufungsgerichts ſteht ſchon der Wortlaut des Geſetzes entgegen. 
Nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch bedeutet „eine Anlage 
zur Ausführung bringen“ die Herſtellung und die erſte 
Einrichtung der Anlage im Gegenſatz zum Betrieb, zur 
weiteren Unterhaltung der Anlage. So hat auch der erkennende 
Senat in dem in RG. 50, 83 ff. abgedruckten Urteil S. 89 
den Begriff „ausführen“ einer Anlage im § 12 TelG. aus⸗ 
gelegt. Nun iſt es hier die wegeunterhaltungspflichtige Be⸗ 
klagte geweſen, die allein für ihre Rechnung und für ſich die 
elektriſche Anlage durch Gebr. K. hat herſtellen und einrichten 
laſſen, und hieran wird auch dadurch nichts geändert, daß ſie, 
wie von vornherein zwiſchen ihr und Gebr. K. vereinbart war, 
dieſen von Anfang an den Betrieb überlaſſen hat. Die Anlage 
hat daher von ihr allein zur Ausführung gebracht werden ſollen 
und iſt auch von ihr allein zur Ausführung gebracht worden. 
Von der Bedeutung der Worte „zur Ausführung bringen“, wie 
ſie der gewöhnliche Sprachgebrauch an die Hand gibt, ab⸗ 
zuweichen, gibt aber auch die Entſtehungsgeſchichte des 8 6 und 
die Abſicht des Geſetzgebers keinen Anlaß. (Wird näher dar⸗ 
gelegt.) Der 8 6, wie er ſchließlich Geſetz geworden, bezweckt, 
den wegeunterhaltungspflichtigen Gemeinden den Weg zu neuen 
Anlagen offenzuhalten und verlangt nur, da er nicht Privat⸗ 
intereſſen ſchützen will und die durch das Geſetz eingeräumten 
Vorteile ſonſt lediglich einzelnen, insbeſondere Aktionären zugute 
kommen würden, daß ein Wegeunterhaltungspflichtiger 
entweder die Anlage ſel bſt ausführt oder daß er ſein Inter⸗ 
eſſe an der Ausführung durch Aufwendungen in einem ge⸗ 
wiſſen Maße betätigt. Ausſchlaggebend iſt, daß die Be⸗ 
klagte die Anlage für ihre Rechnung hat ausführen laſſen und 
daß ſie auch jetzt noch Eigentümerin der Anlage iſt. Daraus 
ergibt ſich einmal, daß ihr Abſ. 2 zur Seite ſteht und Abf. 4 
nicht entgegenſteht, und dann, daß die Frage, was unter „über⸗ 
wiegender Beteiligung“ zu verſtehen iſt, hier nicht beantwortet 
zu werden braucht. Hiernach mußte das angefochtene Urteil 
aufgehoben und, da nach dem feſtgeſtellten Sachverhältnis die 
Sache zur Endentſcheidung reif iſt, das Urteil des LG. durch 
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Zurückweiſung der Berufung des Klägers wieder hergeſtellt 
werden. G. c. R. P. F., U. v. 22. März 06, 266/05 VI. — 
Celle. 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

28. 88 386 ff., 398, 400, 401 Tl. II Tit. 11 A Lg. 
Publikationspatent 1 vom 5. Februar 1794. Vor Ausübung 
des Anfallrechtes iſt das Präſentationsrecht des Patrons nicht 
erloſchen. Geltung des ALR. an Stelle des gemeinen ſubſi⸗ 
diäriſchen und kanoniſchen Rechtes. 

Der Kläger iſt als Eigentümer des Ritterguts B. Patron 
der katholiſchen Kirche zu F. Die Pfarrſtelle an dieſer Kirche 
iſt ſeit mehreren Jahren unbeſetzt. Nachdem ſchon der Vater 
des Klägers, Voreigentümer des Gutes, einen Geiſtlichen hier⸗ 
für erfolglos vorgeſchlagen hatte — und zwar ſpäter als ſechs 
Monate nach Erledigung der Pfarre —, präſentierte der Kläger 
im Jahre 1903 zwei Geiſtliche für die Pfarre. Er erhielt 
darauf durch das Generalkonſiſtorium zu Gneſen den Beſcheid, 
daß ſein Präſentationsrecht für dieſesmal wegen Verſäumnis 
der ſechsmonatlichen Friſt des 8 398 TI. II Tit. 11 ALR. 
erloſchen ſei. Der Kläger iſt der Anſicht, daß dies nach der 
Vorſchrift des 8 401 Tl. II Tit. 11 ALR. nicht zutreffend 
ſei, weil der Beklagte — was unſtreitig iſt — von ſeinem 
Anfallsrechte noch keinen Gebrauch gemacht hat. Er verlangt 
deshalb klagend die Feſtſtellung, daß er berechtigt ſei, ſein 
Präſentationsrecht bezüglich der erledigten Pfarrſtelle auszuüben. 
Das LG. verurteilte, Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen: Der Beklagte beruft ſich für ſeine Anſicht, daß das 
Präſentationsrecht des Klägers durch Nichtausübung innerhalb 
ſechs Monaten definitiv erloſchen ſei, mit Unrecht auf das 
kanoniſche Recht. Gemäß 1 des Publikationspatents vom 
5. Februar 1794 iſt das ALR. an die Stelle der gemeinen 
ſubſidiariſchen Rechte, alſo auch des kanoniſchen Rechts getreten. 
Letzteres hat daher nicht mehr die Bedeutung als geltendes 
Recht. Die Entſcheidung iſt vielmehr aus den Beſtimmungen 
des ALR. in Tit. 11 Tl. II zu gewinnen. Dieſelben ſind inter⸗ 
konfeſſioneller Natur und ordnen auch das katholiſche Kirchen⸗ 
recht. Insbeſondere muß dies grundſätzlich auch von dem 
5 401 a. a. O. gelten. Deſſen Anwendungsbereich beſchränkt 
ſich keineswegs, wie der Beklagte ausführt, auf den Fall des 
3 400 daſelbſt. Daß § 401 auch für den Fall des 8 398 
daſelbſt gegeben iſt, erweiſt unzweideutig die Entſtehungs⸗ 
geſchichte der bezüglichen Beſtimmungen. In den beiden erſten 
Entwürfen war der jetzige 8 400 überhaupt noch nicht ent⸗ 
halten. Der jetzige § 401 ſchloß ſich damals unmittelbar dem 
jetzigen $ 398 an. Erſt bei der Schlußredaktion wurde der 
jetzige 5 400 eingeſchoben, und nunmehr erhielt der jetzige 
5 401 feine Stellung hinter 8 400. Schon daraus erhellt, 
daß $ 401 ſich ſowohl auf $ 400 wie auf $ 398 bezieht 
(Jacobſon, Das evangeliſche Kirchenrecht des Preuß. Staates 
II. Abteilung S. 432). Nichts anderes ergibt die Auslegung 
der Geſetzesbeſtimmungen ſelbſt. Unter der Marginalüberſchrift 
„Devolutionsrecht“ regelt das ALR. in den 88 398 bis 400 
erſchöpfend und zuſammenhängend alle Fälle, in denen bei 
Pfarrwahlen wegen Säumnis eines Beteiligten — als ſolche 
kommen bei nicht freier kirchenregimentlicher Beſetzung nur 
Patron und Gemeinde in Betracht (88 324, 327, 343, 353 
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Tl. II Tit. 11 ALR.) — der Anfall an die geiſtlichen Oberen 
ſtattfindet. Wenn im Anſchluß hieran § 401 allgemein bes 
ſtimmt „Solange die geiſtlichen Oberen von ihren Anfalls⸗ 
rechten noch keinen Gebrauch gemacht haben, ſo kann der Patron 
oder die Gemeinde das Verſäumte nachholen“, ſo muß dieſe 
Beſtimmung, ſolange nichts anderes erhellt, auf alle vorher 
geregelten Fälle der Devolution, nicht bloß auf § 400, be: 
zogen werden. Dafür ſpricht auch der Gebrauch des Pluralis 
„Anfallsrechte“, nachdem in dem Falle des §S 400 nur von 
einem beſtimmten einzelnen einheitlich zuſammengefaßten Anfalls⸗ 
rechte geſprochen worden iſt. Unzutreffend iſt die Anſicht des 
Beklagten, daß in $ 401 vom Anfallsrechte der „Präſentations⸗ 
rechte“ hätte geſprochen werden müſſen, falls dieſem Para⸗ 
graphen eine Beziehung auf § 398 gegeben werden ſollte. 
Dies wäre ſogar poſitiv unrichtig geweſen, wenn § 401 auch 
den Fall des §S 400 umfaſſen ſollte. Denn im letzteren Falle 
handelt es ſich gar nicht um das Präſentationsrecht (8 386 ff. 
a. a. O.), ſondern um ein beſonders geregeltes Vorſchlagsrecht. 
Fehlſam iſt die Ausführung des Beklagten, daß ein Widerſpruch 
zwiſchen den SS 398 und 401 inſofern beſtehen würde, als 
das im § 398 ſtatuierte Recht der geiſtlichen Oberen, ein 
Friſtverlängerungsgeſuch abzulehnen, durch die Beſtimmung des 
8 401 illuſoriſch werden könnte. Dies iſt nicht der Fall; viel⸗ 
mehr behalten auch für dieſen Fall die SS 398 und 401 neben⸗ 
einander ihre ſelbſtändige Bedeutung. Auch innere Gründe 
ſprechen endlich nicht für die Auffaſſung des Beklagten, daß 
§ 401 ſich nur auf § 400 zurückbeziehe. Wollte der Geſetz⸗ 
geber überhaupt dem Gedanken Anerkennung verſchaffen, daß 
eine Nachholung des Verſäumten ſeitens des Patrons oder der 
Gemeinde ſtatthaft ſei, ſo lange die geiſtlichen Oberen ſelbſt 
von ihren Anfallsrechten keinen Gebrauch gemacht haben, ſo iſt 
nicht anzunehmen, daß die Anerkennung eines ſolchen Satzes 
auf den gewiß praktiſch verhältnismäßig ſeltenen Fall des 
8 400 hätte beſchränkt werden ſollen. Die Aktion der geift- 
lichen Oberen wird in keinem Falle durch a Recht der 
Nachholung durchkreuzt, da ja die letztere überhaupt nur ſo 
lange ftattfinden darf, als die geiſtlichen Oberen von ihren An⸗ 
fallsrechten noch nicht Gebrauch gemacht haben. Erzbiſchof von 
Gneſen c. B., U. v. 15. März 06, 461/05 IV. — Poſen. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1871. 

29. 5 8. Bewertung des für den Bau nötigen Hofraums 
als Bauland. 

Der Berufungsrichter erkennt an, daß es nicht unzuläſſig 
ſei, den Wert des von der Fluchtlinienfeſtſetzung betroffenen 
Grundſtücks des Klägers nach einem fingierten, den Ver⸗ 
hältniſſen entſprechenden Bauprojekte zu ermitteln. Er erwägt 
aber, daß bei dieſer vom Vorderrichter angewendeten Methode 
der Wert der auf 111,93 qm angenommenen bebaubaren 
Fläche ſich auf über 53 Mark für das Quadratmeter bemeſſe, 
und daß ein derartiger Preis nach der in II. Inſtanz er⸗ 
folgten Beweisaufnahme für Grundſtücke in Eilenburg auch 
nicht annähernd zu erzielen ſei, der höchſte Preis ſeien 33 Mark 
geweſen, die der Manufakturwarenhändler E. für ein Grund⸗ 
ſtück in der Leipzigerſtraße, der Hauptgeſchäftsſtraße von 
Eilenburg, gezahlt habe; den Wert des Grundſtücks des Klägers 
ſchätze der Sachverſtändige K. auf 15 Mark für das Quadrat⸗ 
meter. Unter ſolchen Umſtänden könne darauf, welche Vorteile 
der Kläger aus ſeinem Grundſtück bei günſtigſter Ausnutzung 
der bebaubaren Fläche hätte erzielen können, keine Rückſicht 
genommen werden, denn die ſich hieraus ergebenden Summen 
ſtänden in einem ungeheuerlichen Mißverhältnis zu den in 
Eilenburg tatſächlich erzielten Grundſtückspreiſen. Danach ge⸗ 
langt der Berufungsrichter unter Anlehnung an das Gutachten 
des Sachverſtändigen K. auf einen Durchſchnittsſatz von 15 Mark 
für das Quadratmeter der bebaubaren Fläche, die er auf 
108,781 qm berechnet. Die Reviſion wendet ſich gegen die 
Begründung des Berufungsrichters, mit welcher er die Er⸗ 
nuttelung der Entſchädigung nach dem Ertragswerte des 


Grundſtücks ablehnt. Sie macht geltend, daß der Kläger doch 
einen Betrag erhalten müſſe, den er nach Maßgabe der 
günſtigſten Ausnutzungsfähigkeit ſeines Grundſtücks hätte er⸗ 
zielen können. Es iſt zuzugeben, daß der mitgeteilte Satz in 
den Entſcheidungsgründen des Berufungsurteils bedenklich iſt. 
Wollte der Berufungsrichter die Vorteile, die ſich für den Ent⸗ 
eigneten aus der Benutzungsfähigkeit ſeines Grundſtücks er⸗ 
geben, ſchlechthin außer Betracht laſſen, ſo würde er ſich im 
Widerſpruch mit § 8 EnteigG. befinden. Den vollen Wert 
des ihm entzogenen Grundbeſitzes erhält der Enteignete nur, 
wenn die Vorteile, die ihm das Grundſtück vermöge ſeiner 
wirtſchaftlichen Benutzbarkeit gewähren kann, in Anſchlag ge 
bracht werden. Es iſt indeſſen nicht notwendig, den Berufungs⸗ 
richter ſo zu verſtehen, als habe er die Richtigkeit dieſes Prinzips 
verkannt. Nach dem ganzen Zuſammenhange ſeiner Er⸗ 
örterungen hat er nur ſagen wollen, daß ihn die Schätzung 
der Sachverſtändigen unter Zugrundelegung eines fingierten 
Bauprojekts nicht überzeuge, weil ſie zu einem mit dem Ver⸗ 
kaufswerte des Grundſtücks in auffälligem Gegenſatz ſtehenden 
Ergebnis führe. Es erſcheine ihm daher richtiger, die Ent⸗ 
ſchädigung nach dieſem Verkaufswerte zu bemeſſen, wobei noch 
darauf hingewieſen wird, daß der Kläger für den ihm zu⸗ 
gebilligten Preis ſich ein Erſatzgrundſtück beſchaffen könne. So 
verſtanden, enthält die Ausführung des Berufungsrichters keinen 
rechtlichen Verſtoß. Wenn er nicht den nach dem Ertrags⸗ 
werte rechnenden Sachverſtändigen folgte, ſondern ſich für die 
andere Methode entſchied, ſo bewegte er ſich auf dem der 
Reviſion unzugänglichen Gebiete der Beweiswürdigung ($ 40 
Enteig®.). Den § 8 EnteigG. hat er nicht verletzt, da ja 
auch in dem ſachgemäß geſchätzten Verkaufspreiſe die durch die 
wirtſchaftlichen Eigenſchaften des Grundſtücks bedingten Vorteile 
zum Ausdrucke gelangen. Aber nach einer anderen Richtung 
ergaben ſich gegen das Berufungsurteil Bedenken, die zu ſeiner 
Aufhebung führen mußten. Der Berufungsrichter billigt dem 
Kläger nur für die Fläche, die unmittelbar mit Gebäuden be⸗ 
ſetzt werden kann, und die er auf 108,781 qm iet, einen 
Durchſchnittspreis von 15 Mark für das Quadratmeter zu, 
während er den übrigen Teil des Grundſtücks im Flächen⸗ 
inhalte von 172,29 qm auf nur 8 Mark das Quadratmeter 
bewertet. Er verſteht den Sachverſtändigen K. dahin, daß 
dieſer ohne Unterſchied die Geſamtfläche auf durchſchnittlich 
15 Mark für das Quadratmeter geſchätzt habe, folgt ihm aber 
nicht, weil der mehr als die Hälfte des Grundſtücks aus⸗ 
machende Teil, der der Bebauung entzogen ſei, nicht als Bau⸗ 
land geſchätzt werden könne. Hierbei iſt überſehen, daß dem 
Gutachten augenſcheinlich der richtige Gedanke zugrunde lag, 
daß zwar Gebäude nur auf einem Teile des Grundſtücks er⸗ 
richtet werden dürften, daß aber dieſe Bebauungsmöglichleit 
nur durch den Zuſammenhang mit der nicht bebaubaren Hof 
oder Garten darſtellenden Fläche gegeben ſei, die darum nicht 
lediglich als ſogen. Hinterland zu ſchätzen ſei. Die gegenteilige 
Annahme des Berufungsrichters entbehrt der ausreichenden Be⸗ 
gründung. Daß nach den für die Stadt Eilenburg beſtehenden 
baupolizeilichen Vorſchriften Häuſer ohne jeden Hofraum 
errichtet werden können, iſt nicht feſtgeſtellt. Daher iſt der⸗ 
jenige Teil des Grundſtücks des Klägers, der bei einer tat⸗ 
ſächlich zu bebauenden Fläche von 108,781 qm als Hofraum 
zu dienen hat, damit der Bau ausgeführt werden kann, dem 
eigentlichen Bauland gleich zu ſtellen, ſofern es ſich um einen 
Durchſchnittspreis handelt; der Verkehr unterſcheidet in⸗ 
ſoweit nicht zwiſchen der der Herſtellung des Gebäudes ge 
widmeten Fläche und dem notwendig dazu gehörigen Hofraum. 
Da hiernach ein für die Wertsermittelung erheblicher Umſtand 
nicht genügend berückſichtigt worden iſt, mußte, wie geſchehen, 
erkannt und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung über die dem Kläger zu gewährende Entſchädigung 
in die Vorinſtanz zurückverwieſen werden. K. c. E., U. v. 
20. März 06, 318/05 VII. — Naumburg. 
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Entlaſſung des Vormundes wegen ſeines religiöſen 
Bekenntniſſes. 
Von Rechtsanwalt S. Wreſchner zu Berlin. 


Das KG. hat die in der Überſchrift bezeichnete Frage in 
einem Beſchluſſe vom 5. Dezember 1904 (K GJ. 29, A. 12 flg.) 
erörtert und iſt zu dem Ergebnis gelangt, es könne die Ent⸗ 
laſſung des Vormundes verlangt und im Beſchwerdewege durch⸗ 
geſetzt werden, falls das Vormundſchaftsgericht die ihm vor der 
Beſtellung obliegende Prüfung, ob die Auswahl eines Vor⸗ 
mundes mit abweichendem Bekenntnis aus beſonderen Gründen 
geboten ſei, unterlaſſen habe. Der Beſchluß des KG. gründet 
ſich auf die Vorſchrift des §8 1779 Abſ. 2 Satz 2 BGB., 
inhalts welcher bei der Auswahl auf das religiöſe Bekenntnis 
des Mündels Bedacht zu nehmen iſt. Durch dieſe Beſtimmung 
werde der Vormundſchaftsrichter, fo führt das KG. aus, darauf 
hingewieſen, ſich bei der Wahl des Vormundes ſtets gegen⸗ 
wärtig zu halten, daß, wenn nicht beſondere Umſtände dagegen 
ſprechen, in erſter Reihe ein Vormund des gleichen religiöſen 
Bekenntniſſes zu beſtellen ſei. Anſcheinend habe der Richter den 
Vormund beſtellt, ohne überhaupt von der Religions verſchiedenheit 
Kenntnis zu haben. In dieſem Falle könne von einer Rückſicht⸗ 
nahme auf das religiöſe Bekenntnis des Kindes keine Rede ſein. 
Sollte der Richter über die Religionsverſchiedenheit unterrichtet 
geweſen ſein, ſo fehle es doch an einer entſprechenden Rückſicht⸗ 
nahme; da dem Vormunde nach den Feſtſtellungen des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts ſeine Abſtammung „nicht anzuſehen“ war, 
und die Mutter erwarten durfte, daß man ihrem Kinde (der 
geſetzlichen Regel entſprechend) einen Vormund von gleichem 
Bekenntniſſe beſtellen werde, ſo hätte der Richter dieſen Punkt 
vor der Verpflichtung zur Sprache bringen mülſſen, die etwaigen 
Bedenken der Mutter anhören und darauf pflichtgemäß abwägen 
müſſen, ob die Verpflichtung eines anderen Vormundes angezeigt 
ſei. Gelange das Vormundſchaftsgericht bei der ihm von dem 
KG. aufgegebenen erneuten Prüfung zu dem Ergebnis, daß be⸗ 
ſondere Gründe für die Beſtellung des Vormundes mit ab⸗ 
weichendem Bekenntnis nicht vorliegen, ſo werde es den Vor⸗ 
mund aus ſeinem Amt zu entlaſſen haben. 

Der Beſchluß des KG. und die Begründung geben zu er⸗ 
heblichen Bedenken Anlaß. Für die Prüfung und Entſcheidung 
der Frage, ob die Anficht des KG. über die Bedeutung und 


Tragweite des § 1779 Abf. 2 Satz 2 BGB. zutreffend iſt, 
muß zunächſt von dem Wortlaut der geſetzlichen Vorſchrift aus⸗ 
gegangen werden. Der 8 1779 BGB., welcher von der 
Auswahl des Vormundes durch das Vormundſchaftsgericht 
handelt, beſtimmt in Abſ. 2 wörtlich folgendes: 
Das Vormundſchaftsgericht ſoll eine Perſon auswählen, 
die nach ihren perſönlichen Verhältniſſen und ihrer Ver⸗ 
mögenslage, ſowie nach den ſonſtigen Umſtänden zur 
Führung der Vormundſchaft geeignet iſt. Bei der Aus⸗ 
wahl iſt auf das religiöſe Bekenntnis des Mündels 
Rückſicht zu nehmen. Verwandte und Verſchwägerte 
des Mündels ſind zunächſt zu berückſichtigen. 

Durch die Faſſung dieſer Beſtimmung, insbefondere durch das 
Wort „ſoll“ im Abſ. 2 Satz 1 ift deutlich zum Ausdruck 
gebracht, daß es ſich um keine ſogenannte Mußvorſchrift, ſondern 
um eine Sollvorſchrift, d. h. um eine inſtruktionelle, eine Ord⸗ 
nungsvorſchrift handelt und daß der Rechtsakt, alſo die unter 
Verletzung dieſer Anordnung erfolgte Beſtellung des Vormundes, 
wirkſam bleibt. Das KG. ſcheint anzunehmen, daß die in 
Abſ. 2 Satz 2 gebrauchte Wendung „iſt“ dahin verſtanden 
werden muß, daß die Wirkſamkeit des Rechtsaktes davon ab⸗ 
hängig iſt, ob dieſe Vorſchrift beachtet iſt. Dieſe Auffaſſung 
iſt nicht zutreffend. Dagegen ſpricht die Erwägung, daß das 
BGB. in der Regel durch die Wendung „iſt“ oder „es iſt das 
und das zu tun“ nur eine Verpflichtung ausdrückt, ſei es einer 
Privatperſon oder einer Behörde, und daß dann die Bedeutung 
dieſelbe iſt, wie die einer Sollvorſchrift (Eck, Vorträge Über das 
BGB. Bd. I, S. 33). Zu berückſichtigen ift weiter, daß die 
Vorſchrift des Abſ. 2 Satz 2 ſich unmittelbar an die mit ihr 
im Zuſammenhang ſtehende Sollvorſchrift des Abſ. 2 Satz 1 
anſchließt, nicht in einem ſelbſtändigen Abſatz angeordnet iſt, und 
daß auch hierdurch erkennbar gemacht iſt, daß es ſich um 
keine zwingende Vorſchrift handelt. Hieraus ergibt ſich als 
Folge, daß die unter Nichtbeachtung des 8 1779 Abſ. 2 Satz 2 
erfolgte Beſtellung eines Vormundes beſtehen bleiben muß und 
deſſen Entlaſſung geſetzlich unzuläſſig iſt. Dieſer Auffaſſung 
ſind auch, wie das KG. ſelbſt erwähnt, Schultze⸗Görlitz und 
Planck. Letzterer führt aus (BGB. zu 8 1779 Anm. 5), 
daß der unter Nichtbeachtung des § 1779 einmal beſtellte Vor⸗ 
mund es bleibe, und daß nur ſeine Entlaſſung nach 8 1886 
— die Vorausſetzungen dieſes Paragraphen ſind vom KG. in 
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einem Falle der hier vorliegenden Art verneint — in Frage 
kommen könne. Die von Planck vertretene Anſchauung wird 
auch von anderen hervorragenden Kommentatoren des BGB. 
geteilt. Engelmann iſt der Anſicht, daß die Außerachtlaſſung 
der Vorſchrift des 8 1779 Abſ. 2 Satz 2 und 3 auf die 
Wirkſamkeit der Beſtellung des Vormundes ohne Einfluß iſt 
(von Staudinger, Kommentar Bd. IV, 2. Aufl. S. 1007 
Anm. 2b zu § 1779). Kuhlenbeck bemerkt zu 8 1779 Abſ. 2 
Satz 3 in Anm. 2, daß die Vorſchrift eine Sollvorſchrift iſt. 
Maercker (Die Nachlaßbehandlung 1900 S. 515) bezeichnet die 
Vorſchrift als inſtruktionell. Neumann (Handausgabe des 
BGB. IV. Aufl. 1905 S. 309) verweiſt bei § 1779 Abſ. 2 
Satz 2 auf $ 1801; er hält ſomit die Entlaſſung nicht für 
notwendig und nur geeignetenfall® Erwägungen aus § 1801 
(Entziehung der religiöſen Erziehung) für geboten. Schroeder 
und Mugdan erklären (Das Deutſche Vormundſchaftsrecht 1900 
S. 15), daß die ohne Berückſichtigung des religiöſen Bekennt⸗ 
niſſes erfolgte Beſtallung eines Vormundes durch dieſen Umſtand 
in ihrer Wirkſamkeit nicht beeinträchtigt wird, ſodaß der 
Vormund nicht lediglich wegen der in dieſer Beziehung fehler⸗ 
haften Art ſeiner Beſtellung aus ſeinem Amte entlaſſen werden 
könne; ſie berufen ſich hierfür (mit Recht) auf einen Beſchluß 
des KG. vom 7. Mai 1888 (KGJ. 8 S. 32/33.) Dieſer 
Beſchluß iſt zwar für das Gebiet der Preußiſchen Vormund⸗ 
ſchaftsordnung ergangen, iſt indes auch für das jetzt geltende 
Recht noch von Bedeutung, da der § 19 Abſ. 2 der Preußiſchen 
Vormundſchaftsordnung mit §8 1779 Abſ. 2 Satz 2 BGB. 
übereinſtimmt. 

Nicht ohne Bedeutung ſind die Geſichtspunkte, die in der 
Kommiſſion für die zweite Leſung des BGB. bei der Debatte 
über einen Antrag zu 8 1638 Abſ. 1 des Entwurfs I — 
dieſer Antrag ſtimmt mit den Paragraphen 1779 Abſ. 2 
Satz 2 wörtlich überein — zum Ausdruck gelangt ſind. Von 
einer Seite wurde in der Kommiſſion bemerkt, daß der vorge⸗ 
ſchlagene Zuſatz den Charakter einer Ordnungsvorſchrift 
tragen würde und deswegen wohl in der Preußiſchen Vormund⸗ 
ſchaftsordnung, nicht aber unter den materiellrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen des BGB. am Platze ſei. 

Dieſer Ausführung wurde entgegen gehalten, daß der 
Entwurf in dem Abſchnitte „Vormundſchaft“, abweichend 
von den andern Teilen und wegen des beſonderen Charakters 
dieſes Gegenſtandes, auch zahlreiche andere Ordnungsvor⸗ 
ſchriften enthalte (Protokolle Bd. IV S. 749, 750). In der 
Kommiſſion beſtand hiernach offenſichtlich Übereinftimmung 
darüber, daß der damals geſtellte Antrag, welcher „nach längerer 
Debatte“ abgelehnt und ſpäterhin vom Bundesrat aufgenommen 
wurde, nur als Ordnungsvorſchrift anzuſehen ſei. Dieſe Aus⸗ 
legung des 8 1779 Abſ. 2 Satz 2 wird auch durch die Ent⸗ 
ſtehung der geſetzlichen Vorſchrift, ſowie durch den ſich hieraus 
ergebenden Zweck der Beſtimmung beſtätigt. Der Entwurf I 
des BGB. hat die mit dem $ 19 Abſ. 2 der Preußiſchen 
Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 übereinſtimmende 
Vorſchrift des 8 1779 Abſ. 2 Satz 2 nicht aufgenommen; es ſei, 
fo heißt es in den Motiven (Bd. IV S. 1061), bedenklich, dies 
im Geſetze beſonders zu betonen und dadurch den Gegenſatz des 
konfeſſionellen Bewußtſeins im deutſchen Volke ohne zwingende 
Not zu verſchärfen. Insbeſondere ſei auch zu beſorgen, daß, 
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wenn eine derartige Vorſchrift Aufnahme finde, bei gemiſchten 
Ehen gegen das Intereſſe des Mündels bei der Auswahl des 
Vormundes unter Hintanſetzung ſonſtiger Intereſſen zu großes 
Gewicht auf das religiöſe Bekenntnis des Mündels 
gelegt wird. Daß im Übrigen bei der Auswahl des 
Vormundes auch auf das religiöſe Bekenntnis des Mündels 
Rückſicht zu nehmen ſei, verſtehe ſich von ſelbſt. Auch der 
Entwurf II hat die Aufnahme einer befonderen Beſtimmung 
nicht für angemeſſen erachtet. Die in der Kommiſſion 


für die zweite Leſung des BGB. zu 8 1638 des Ent⸗ 


wurfs I — jetzt 8 1779 — geſtellten Anträge und die Debattte 
betrafen ausſchließlich den Punkt, ob eine dem Vorgang des 
§ 19 Abſ. 2 der preußiſchen Vormundſchaftsordnung ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung aufgenommen werden ſolle, daß bei der 
Auswahl des Vormundes auf das religiöſe Bekenntnis des 
Mündels Rückſicht zu nehmen ſei. Die darauf abzielenden An⸗ 
träge wurden mit 8 gegen 6 Stimmen abgelehnt. Die Mehr⸗ 
heit ging davon aus, (Protokolle Bd. IV, S. 749), daß durch 
die beſondere Hervorhebung des religiöſen Bekenntniſſes dieſem 
Momente gegenüber anderen berechtigten Rückſichten eine Be⸗ 
deutung beigelegt werde, die zu bedenklichen Folgen führen 
könne. Insbeſondere ſei zu beſorgen, daß im einzelnen Falle, 
namentlich bei Miſchehen, der Konfeſſionsgleichheit zu Liebe von 
der Beſtellung einer durchaus geeigneten Perſönlichkeit zum Vor⸗ 
munde abgeſehen und eine weniger geeignete vorgezogen werde. 
Es ſtehe aber auch zu befürchten, daß den kirchlichen Organen 
die Handhabe zu einer Einmiſchung in die Vormundſchafts⸗ 
angelegenheiten gewährt und daß der Mißdeutung Vorſchub ge⸗ 
leiſtet werde, als ob zu unterſuchen ſei, ob der Vormund als 
ein rechtgläubiger Angehöriger der Konfeſſion im Sinne der 
innerhalb der Konfeſſion mehr oder minder vertretenen An⸗ 
ſchauungen zu betrachten ſei. Die beſondere Betonung des 
religiöſen Bekenntniſſes werde unvermeidlich das Bewußtſein der 
konfeſſionellen Unterſchiede im Volke neu erwecken und ver⸗ 
ſchärfen und paſſe nicht zu dem Standpunkte, den das BGB. 
ſonſt in konfeſſionellen Fragen eingenommen habe. 

Die Vorſchrift des Entwurfs I, es beſtimme ſich nach den 
Landesgeſetzen, in welchem religiöſen Bekenntniſſe das Mündel 
zu erziehen ſei, wurde demnächſt geſtrichen und die jetzt im 
Art. 134 EGBGB, enthaltene Vorſchrift, daß die landesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über die religiöſe Erziehung der Kinder 
unberührt bleiben, in Ausſicht genommen. 

Im weiteren Verlaufe der Beratung der Kommiſſion für 
die zweite Leſung wurde noch der Antrag geſtellt und an⸗ 
genommen, welcher jetzt mit einer hier nicht in Betracht 
kommenden redaktionellen Anderung im 8 1801 BGB. dahin 
geſetzliche Regelung gefunden hat: 

Die Sorge für die religiöſe Erziehung des Mündels 
kann dem Vormund von dem Vormundſchaftsgerichte 
entzogen werden, wenn der Vormund nicht dem Be⸗ 
kenntnis angehört, in dem der Mündel zu erziehen iſt. 

Man war der Anſicht, es werde nicht ſelten vorkommen, 
daß ein im übrigen durchaus geeigneter Vormund vermöge der 
Verſchiedenheit feines Glaubensbekenntniſſes der religiöſen Er⸗ 
ziehung ſeines Mündels nicht das nötige Intereſſe oder Ver⸗ 
ſtändnis entgegenbringe. Für ſolche Fälle ſei eine Abhilfe ge⸗ 
boten, zumal man nicht die Beſtimmung aufgenommen habe, 
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daß bei der Auswahl des Vormundes auf das religidfe Be 
kenntnis des Mündels Rückſicht zu nehmen ſei. Aus denſelben 
Gründen jedoch, die zur Ablehnung jener Beſtimmung geführt hätten, 
empfehle es ſich auch hier, die Entziehung der Sorge für die 
religiöfe Erziehung nicht unbedingt, wie von der Minderheit 
beantragt war, vorzuſchreiben, ſondern nur für zuläſſig zu er⸗ 
klären (Protokolle IV, S. 877, 878). 

In der Reichstagskommiſſion wurde wieder beantragt, das 
Wort „kann“ im 8 1777 (jetzt 1801) durch das Wort „muß“ 
zu erſetzen. Es ſei unbedingt zu verlangen, daß der Vormund 
des Mündels demſelben Bekenntniſſe angehöre, wie der Mündel 
ſelbſt. (Bericht der Reichstagskommiſſion S. 161). Es wurde 
entgegnet, daß man es doch verſtändigerweiſe nicht ausſchließen 
könne, daß z. B. ein Großvater oder Onkel die Vormundſchaft 
über ein Kind übernehme, weil dieſes einer anderen Konfeſſion 
angehöre. Aus der Tatſache, daß der Vormund einer anderen 
Konfeſſion angehöre, folge doch keineswegs, daß der Vormund 
in konfeſſioneller Beziehung fein Mündel zu beeinfluſſen ſuchen 
oder für die religiöſe Erziehung nicht pflichtgemäß beſorgt ſein 
werde. Sei aber das eine oder das andere der Fall, ſo gebe 
der Paragraph ſchon mit ſeinem bisherigen Inhalt dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht ein Mittel an die Hand, Remedur zu ſchaffen. 
Weiter zu gehen, ſei kein Bedürfnis vorhanden und werde nicht 
ſelten gegen das Intereſſe des Mündels ſein. 

§ 1777, (jetzt 1801) wurde daraufhin unverändert ans 
genommen. Bei der zweiten und dritten Beratung des Ent⸗ 
wurfs im Reichstage wurden dieſe Vorſchriften ohne Debatte 
angenommen. 

Aus den vorſtehend mitgeteilten Verhandlungen, über 
deren Einzelheiten die Protokolle der zweiten Kommiſſion und 
der Bericht der Reichstagskommiſſion erſchöpfende Auskunft 
geben, geht hervor, daß der Wille des Geſetzgebers nicht etwa 
dahin gegangen iſt, eine geſetzliche Regel, wie das KG. im 
Beſchluß vom 5. Dezember 1904 annimmt, aufzuftellen, daß 
ein Vormund von gleichem Bekenntniſſe zu beſtellen und hier⸗ 
von nur aus beſonderen Gründen abzuweichen ſei. Die hierauf 
abzielenden Anträge ſind ausdrücklich abgelehnt worden. Das 
Vormundſchafts gericht ſollte vielmehr nach freiem Ermeſſen 
unter Berüdfichtigung der perſönlichen Verhältniſſe der Ver⸗ 
mögenslage ſowie nach den ſonſtigen Umſtänden (alſo auch des 
Bekenntniſſes) die zur Führung einer Vormundſchaft geeignete 
Perſon auswählen. Der 8 1777 (jetzt 1801) wurde überein⸗ 
ſtimmend als erforderlich und ausreichend erachtet, um die in 
etwa notwendig werdenden Fällen gebotene Remedur in bezug 
auf das religiöſe Bekenntnis zu ſchaffen. 

Bei der Beratung über den in der Kommiſſion für die 
zweite Leſung geſtellten, dort abgelehnten, Zuſatzantrag zu 
8 1638 

Bei der Auswahl des Vormundes iſt auf das religiöſe 

Bekenntnis des Mündels Rückſicht zu nehmen, 
ging auch die Minderheit nicht etwa davon aus, daß durch die 
vorgeſchlagene Beſtimmung eine „Muß“ Vorſchrift geſchaffen 
werden ſolle und daß eine unter Außerachtlaſſung dieſer 
Anweiſung erfolgte Beſtellung die Entlaſſung des Vor⸗ 
mundes zur Folge habe. Man befürchtete nur, daß mit der 
vorgeſchriebenen Rückſichtnahme auf die perſönlichen Verhältniſſe 
des Vormundes für die Berückſichtigung des religiöſen Bekennt⸗ 
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niſſes nicht ausreichend geſorgt ſei. Eine ausdrückliche Geſetzes⸗ 
vorſchrift erſcheine erforderlich; es würde ſonſt im Volke das 
Mißtrauen erweckt, als ob der Geſetzgeber gegenüber der 
religiöſen Wohlfahrt der ſchutzbedürftigen Perſonen ſich gleich⸗ 
gültig verhalten habe (Protokolle IV, S. 750). 

Die Mehrheit der Kommiſſion hielt dieſe Gefahren für 
weniger naheliegend und entſchied ſich deshalb, wie erwähnt, 
gegen den Antrag. 

Infolge eines Bundesratsbeſchluſſes (Haidlen, BGB. 

Bd. III, ©. 663, Anm. zu § 1779) wurde der von der Kom⸗ 
miſſion abgelehnte Antrag in das Geſetz aufgenommen. An⸗ 
ſcheinend iſt der Bundesrat mit der Minderheit in der Kom⸗ 
miſſion (Protokolle IV, S. 750) der Anſicht geweſen, daß die 
Vorſchrift ſeit faſt 20 Jahren, ohne zu ſchaden, durch die 
preußiſche Vormundſchaftsordnung in Geltung geweſen ſei, und 
daß deshalb keine Nachteile ſich daraus ergeben könnten, wenn 
dem Vormundſchaftsgerichte ausdrücklich die Anweiſung erteilt 
würde, bereits bei der Auswahl auf das religiöſe Bekenntnis 
des Mündels Bedacht zu nehmen. Es liegen jedoch keinerlei 
Anhaltspunkte dafür vor, daß etwa der Bundesrat die Abſicht 
gehabt, oder der Reichstag dieſe etwaige Auffaſſung geteilt hat, 
eine zwingende Vorſchrift zu erlaſſen dergeſtalt, daß eine unter 
Zuwiderhandlung erfolgte Beſtellung unbeachtlich ſei und die 
Entlaſſung eines ordnungsmäßig beſtellten Vormundes zur 
Folge habe. 
5 Unter Berückſichtigung dieſer Entſtehungsgeſchichte der 
geſetzlichen Vorſchrift wird man zu dem Ergebnis gelangen 
müſſen, daß Zweck und Grund des § 1779 Abſ. 2 Satz 2 
lediglich der iſt, dem Vormundſchaftsgericht eine Inſtruktion für 
die Auswahl des Vormundes zu erteilen, daß indes nicht beab⸗ 
ſichtigt worden iſt, die vom KG. behauptete geſetzliche Regel 
aufzuſtellen. Iſt dieſe Auffaſſung gerechtfertigt, fo ergibt ſich 
hieraus als Folgerung, daß die unter Außerachtlaſſung der 
Inſtruktion erfolgte Beſtellung zum Vormunde wirkſam und 
erforderlichenfalls nur eine Prüfung geboten iſt, ob von der 
Befugnis des § 1801 (Entziehung der religiöſen Erziehung) 
Gebrauch zu machen iſt. 

In Übereinſtimmung mit dieſer Anſchauung führt Planck 
(I. und 2. Aufl., Bd. IV, S. 543 Anm. zu $ 1801) aus, das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht könne, falls bei der Auswahl gemäß S 1779 
Abſ. 2 Satz 2 auf das religiöſe Bekenntnis keine Rückſicht ge⸗ 
nommen ſei uſw., die Sorge für die religiöſe Erziehung des 
Mündels entziehen. Planck fügt hinzu, das Vormundſchafts⸗ 
gericht ſei hierzu ohne weitere Vorausſetzungen berechtigt, allein 
keineswegs verpflichtet, und es werde ſich hierzu nur durch ge⸗ 
wichtige Gründe veranlaßt ſehen dürfen, von der Entziehungs⸗ 


befugnis Gebrauch zu machen. 


Endemann (3. bis 5. Aufl. Bd. II S. 943/944) erklärt, 
es ſei auch darauf zu achten, daß der Vormund nach Mög⸗ 
lichkeit demſelben religiöſen Bekenntniſſe angehöre, wie der 
Mündel; anderenfalls könne ihm die Sorge für die religiöſe 


Erziehung entzogen werden. 


Engelmann (von Staudingers Kommentar Bd. IV 2. Aufl. 
S. 1007 Anm. zu § 1779) weiſt gleichfalls darauf hin, daß 
im Falle der Außerachtlaſſung des 5 1779 Abſ. 2 Satz 2 
gemäß 58 1801 Entziehung der religiöſen Erziehung ein⸗ 


treten könne. 
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Das KG. iſt der Auffaſſung, daß die in dem Beſchluſſe 
vom 5. Dezember 1904 vertretene Anſchauung dem bisher von 
dem KG. vertretenen Rechtsſtandpunkte entſpreche. Das KG. 
überfiebt hierbei anſcheinend den von ihm ſelbſt herrührenden, 
bereits erwähnten, Beſchluß vom 7. Mai 1888 und den Beſchluß 
vom 16. Juni 1902 (K GJ. 25 A 2425 Y 628. 02); in dem 
letzteren befinden ſich unter anderem folgende Darlegungen: 

In gleicher Weiſe rechtfertigt an ſich der Umſtand, daß 
der Vormund nicht der Konfeſſion des Mündels an⸗ 
gehört, noch nicht ſeine Entlaſſung. Im vorliegenden 
Falle war an den Waiſenrat das Anſuchen gerichtet, 
einen Vormund katholiſcher Konfeſſion in Vorſchlag zu 
bringen, worauf der jetzt ernannte Vormund G. be⸗ 
zeichnet wurde. Dieſen Vormund jetzt ohne weiteres 
ſeines Amtes zu entkleiden, erſcheint nicht angängig. 
Vielmehr muß unter Berückſichtigung ſeiner Perſönlichkeit 
und der beſonderen Sachumſtände des vorliegenden 
Falles beurteilt werden, ob der Vormund der durch das 
Geſetz gebotenen Erziehung des Mündels im katholiſchen 
Glaubensbekenntniſſe widerſtreben und ihm Hinderniſſe 
in den Weg legen wird. Es wird ſich empfehlen, ihn 
hierüber unter Mitteilung der Sachlage ſelber zu hören. 
Ergibt ſich, daß die angeordnete Erziehung des Kindes 
einem in der Perſönlichkeit des Vormundes begründeten 
Widerſpruch begegnet, wird das Vormundſchaftsgericht 
zu prüfen haben, ob es nicht zur Gewährleiſtung der 
ordentlichen Erziehung des Mündels in ſeiner Konfeſſion 
von der im § 1801 BGB. vorgeſehenen Maßnahme 
Gebrauch zu machen hat. 

Bemerkenswert iſt, daß das KG. in dieſem Beſchluß vom 
16. Juni 1902 Maßnahmen aus § 1801, die in dem Beſchluß 
vom 5. Dezember 1904 weder erwähnt noch angedeutet find, 
für geboten und ausreichend erachtet, dagegen nicht die Ent⸗ 
laſſung des Vormundes für notwendig gehalten hat. 

Gegen die in dem Beſchluß vom 5. Dezember 1904 zum 
Ausdruck gebrachte Anſchauung betreffend die Entlaſſung eines 
unter Außerachtlaſſung des § 1779 Abſ. 2 Satz 2 beſtellten 
Vormundes ſpricht ſchließlich die Vorſchrift des $ 1886 BGB. 
Der Paragraph ſchreibt vor: 

Das Vormundſchaftsgericht hat den Vormund zu ent⸗ 
laſſen, wenn die Fortführung des Amtes, insbeſondere 
wegen pflichtwidrigen Verhaltens des Vormundes, das 
Intereſſe des Mündels gefährden würde oder wenn in 
der Perſon des Vormundes einer der im 8 1781 be⸗ 
ſtimmten Gründe vorliegt. 

Die Beſtimmung faßt ſomit die Gründe, welche die Ent⸗ 
laſſung des Vormundes zur Folge haben, zuſammen bezw. 
führt die Gründe auf, aus welchen die Entlaſſung des Vor⸗ 
mundes erfolgen muß (Protokolle IV S. 831). Dieſe Zu⸗ 
ſammenſtellung iſt wohl als erſchöpfend anzuſehen; der § 1779 
Abſ. 2 Satz 2 iſt hier nicht erwähnt. 

Die Vorausſetzungen des § 1886 ſind nun, wie das KG. 
im Beſchluſſe vom 5. Dezember 1904 ſelbſt anerkennt, in einem 
Falle der hier vorliegenden Art nicht gegeben. Von einem 
pflichtwidrigen Verhalten eines unter Nichtbeachtung des 8 1779 
Abſ. 2 Satz 2 BGB. beſtellten Vormundes könne keine Rede 
ſein und ebenſo wenig liege irgend welcher Grund für die An⸗ 
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nahme vor, daß die Fortführung des Amtes durch ihn das 
Intereſſe des Kindes gefährden würde. Eine Gefährdung des 
Wohles (Intereſſes) des Kindes müſſe immer aus konkreten 
Umſtänden hervorgehen. Da es daran fehle, ſo könne eine 
Entſetzung des Vormundes auf Grund des 8 1886 nicht ſtatt⸗ 
finden. Außerdem habe dieſe Geſetzesvorſchrift gar nicht eine 
ſo weitgehende Tendenz. 

Liegen hiernach die Vorausſetzungen des $ 1886 BGB., 
wie das KG. zutreffend darlegt, nicht vor, ſo wird man an⸗ 


nehmen müffen, daß die Entlaſſung des Vormundes nicht er 


folgen darf, daß vielmehr Maßnahmen aus 8 1801 BGB. zu 
erwägen ſind. Die Anſicht des KG., es könne ein Vormund 
auch ohne das Vorliegen der Vorausſetzungen des § 1886 
(gegen ſeinen Willen) entlaſſen werden, findet keine ausreichende 
Stütze im Geſetz. | 

Unter Berückſichtigung der vorſtehend entwickelten Geſichts⸗ 
punkte erſcheint die Annahme begründet, das der kammergericht⸗ 
liche Beſchluß vom 5. Dezember 1904 weder durch den Wort⸗ 
laut, noch durch Zweck und Grund, auch nicht durch die 
Entſtehungsgeſchichte der geſetzlichen Vorſchriften getragen wird, 
ferner, daß dieſer Beſchluß mit der Anſicht der namhafteſten 


Kommentatoren des BGB. und der früheren Meinung des KG. 


im Widerſpruch ſteht, ſchließlich, daß die Anſchauung des KG. 
geeignet iſt, eine Verſchärfung des Gegenſatzes der Konfeſſionen 
ohne zwingende Not herbeizuführen. 

Nach der Vorſchrift des §8 5 Tl. II Tit. 11 ALR. — die 
Beſtimmung iſt noch in Geltung — kann der Staat von einem 
einzelnen Untertan die Angabe, zu welcher Religionspartei ſich 


derſelbe bekenne, nur alsdann fordern, wenn die Kraft und 


Gültigkeit gewiſſer bürgerlicher Handlungen davon abhängt. 
Dieſe Vorausſetzungen ſind hier nicht gegeben. Nach § 1785 
BGB. muß jeder Deutſche die Vormundſchaft, für die er 
von dem Vormundſchaftsgericht ausgewählt wird — von Aus: 
nahmefällen abgeſehen —, übernehmen. Soll nun derjenige, 
der in Erfüllung ſeiner geſetzlichen Pflicht zum Vormund be⸗ 
ſtellt iſt, entlaſſen werden können, weil ſeine Religion nicht 
bekannt und ihm „ſeine Abſtammung nicht anzuſehen“ war? 
Sollte dies das Intereſſe des Mündels, welches bei der Aus⸗ 
wahl des Vormundes ausſchließlich maßgebend iſt (Beſchluß 
des KG. vom 27. Oktober 1902, abgedruckt DIZ. 1903, 
S. 224), erfordern? Dieſe Frage dürfte unbedingt zu ver⸗ 
neinen ſein. Das Intereſſe des Mündels kann in derartigen 
Fällen ſtets durch Anwendung des § 1801 ausreichend gewahrt 
werden. Liegt im einzelnen Falle aus beſonderen Gründen 
eine wirkliche Gefährdung des Intereſſes des Mündels vor, ſo 
wird die Anwendung des § 1886 und die ſich darauf gründende 
Entſetzung des Vormundes keinem begründeten Bedenken 
unterliegen. 

Angeſichts der grundſätzlichen Bedeutung der Sache darf 
wohl die Erwartung ausgeſprochen werden, daß das KG. die 


in Betracht kommenden Rechtsfragen einer erneuten Prüfung 


unterziehen und zu feiner früheren Anſchauung zurückkehren 
wird, oder daß ein anderes OLG. von der Entſcheidung des 
KG. abweichen und die Sache gemäß § 28 FGG. unter Be⸗ 
gründung ſeiner Rechtsauffaſſung dem RG. vorlegen wird. 
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Freigabeerklärung des betreibenden Gläubigers 
im Zwangsverſteigerungsverfahren in Bezug auf 
Zubehörſtücke. 

Von Landrichter Lindemann in Köslin. 

Die bei Kaufleuten und Fabrikanten häufig übliche Ge⸗ 
ſchäftsgebahrung, daß ſie maſchinelle Vorrichtungen für ein 
Grundſtück nur unter Vorbehalt ihres Eigentums bis zur 


völligen Tilgung des Kaufpreiſes liefern, bringt die Lieferanten, 


falls das Grundſtück, auf dem ſich die Maſchinen als Zubehör⸗ 
ſtücke befinden, zur Zwangsverſteigerung kommt, gegenüber dem 
die Zwangsverſteigerung betreibenden Gläubiger in eine eigen⸗ 
artige Rechtsſtellung, die bei den Beteiligten nicht immer ihre 
richtige Würdigung findet. Nehmen wir an, ein Fabrikant 
habe unter Vorbehalt ſeines Eigentums bis zur völligen Zah⸗ 
lung des Kaufpreiſes einem Hauseigentümer einen zum Betrieb 
der elektriſchen Lichtanlage des Hauſes dienenden Motor ge⸗ 
liefert. Die Beſtimmung des 8 55 Abſ. 2 3G., wonach 
auch die im vorbehaltenen Eigentum der Lieferanten ſtehenden, 
im Beſitz des Schuldners befindlichen Zubehörſtücke von der 
Verſteigerung mitergriffen werden, bringt nun die Gefahr mit 
ſich, daß der Lieferant des Eigentumsrechts am Motor verluſtig 
geht und ſich auf den unſichern Anſpruch auf verhältnis⸗ 
mäßigen Erſatz des Wertes des Motors aus dem Verſteige⸗ 
rungserlöſe beſchränkt ſieht. Häufig wird in ſolchem Falle der 
betreibende Gläubiger, wenn er aus dem Grundſtück auch ohne 
den Motor Deckung zu finden hofft, auf Verlangen des Motor⸗ 
eigentümers bereit ſein, dem Verſteigerungsgericht gegenüber zu 
erklären, daß er den Motor. freigebe und inſoweit feinen Ver: 
ſteigerungsantrag zurücknehme. Eine ſolche Freigabeerklärung 
oder teilweiſe Zurücknahme des Verſteigerungsantrags genügt 
nun aber keineswegs zur Wahrung der Rechte des Motor⸗ 
eigentümers. Die Praxis der Gerichte geht dahin, daß der 
Verſteigerungsantrag nur hinſichtlich des ganzen Grundſtücks, 
nicht hinsichtlich einzelner Zubehörſtücke zurückgenommen werden 
kann (vgl. OLG. Ham burg 21. April 1903 ZBlFfG. 5, 191, 
Dresden 25. April 1903 OL GRſpr. 8, 4, AG. Hainichen 
25. Mai 1904 3 BlFfG. 5, 140). Es führt alſo die Erklärung 
des betreibenden Gläubigers nicht etwa zu einer teilweiſen Auf⸗ 
hebung des Verfahrens in Bezug auf den Motor gemäß 
§ 29 3G. Die Freigabeerklärung genügt auch nicht, ſelbſt 
dann nicht, wenn ſie im Verſteigerungstermin bekannt gemacht 
wird, um die im 8 55 Abſ. 2 3G. normierte geſetzliche Ver: 
ſteigerungsbedingung auszuſchließen, denn geſetzliche Ver⸗ 
ſteigerungsbedingungen können nur gemäß § 59 3G, nicht 
aber durch einſeitige Erklärungen des betreibenden Gläubigers 
geändert werden. Will alſo der Lieferant des Motors denſelben 
nicht vom Grundſtück fortſchaffen laſſen, was ihm häufig aus 
praktiſchen Gründen nicht tunlich erſcheinen wird, ſo bleibt ihm, 
um ſein Eigentum am Motor wirkſam zu ſchützen, nur der 
Weg, auf Grund des § 771 3PO. Einſtellung des Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahrens in Anſehung des Motors herbeizuführen; 
denn die außerdem vorhandene Möglichkeit, gemäß 8 59 ZUG. 
die Ausſchließung des Motors von der Verſteigerung als be⸗ 
ſondere Verſteigerungs bedingung feſtſtellen zu laſſen, verſagt, 
wenn ein durch dieſe Abweichung von den geſetzlichen Ver⸗ 
ſteigerungsbedingungen beeinträchtigter Beteiligter nicht zu⸗ 
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ſtimmt (8 59 Abſ. 1 Satz 2 3G.) . Für den auf $ 771 30. 
geſtützten Antrag auf Einſtellung kommt die Freigabe⸗ 
erklärung des betreibenden Gläubigers nur als Mittel zur 
Glaubhaftmachung der zur Begründung des Antrags vor⸗ 
gebrachten Tatſachen in Betracht. Nun hat aber nach 88 771, 
769 Abſ. 2 ZPO. das Vollſtreckungsgericht die Befugnis zur 
Einſtellung des Verfahrens nur vorbehaltlich der binnen einer 
vom Vollſtreckungsgericht zu beſtimmenden Friſt beizubringenden 
Entſcheidung des Prozeßgerichts, und, da die Nichteinhaltung 
der vom Vollſtreckungsgericht geſetzten Friſt Fortſetzung des 
Verfahrens von Amts wegen zur Folge hat ($ 769 Abſ. 2 
Satz 2 ZPO.), muß der Eigentümer des Motors, um die 
proviſoriſche Einſtellung des Verfahrens bezüglich des Motors 
in eine definitive umzuwandeln, gegen den betreibenden Gläubiger 
Klage beim Prozeßgericht erheben, obgleich der betreibende 
Gläubiger ihm gegenüber bereits mit der Ausſchließung des 
Motors von der Verſteigerung des Grundſtücks ſich einverſtanden 
erklärt hat. Dies Ergebnis erſcheint auffällig und wird nament⸗ 
lich dem intervenierenden Kaufmann oder Fabrikanten ſchwer 
einleuchten; es iſt aber die logiſche Folge der beiden Sätze, 
daß der betreibende Gläubiger durch ſeine einſeitigen Er⸗ 
klärungen die geſetzlichen Verſteigerungsbedingungen nicht ändern 
kann und daß das Vollſtreckungsgericht zu einer definitiven 
Entſcheidung über das der Zwangsverſteigerung entgegenſtehende 
Eigentumsrecht nicht berufen iſt.“) Nicht unzweifelhaft iſt es, 
wen die Koſten des Prozeſſes treffen, wenn der beklagte 
betreibende Gläubiger den Anſpruch des Eigentümers auf 
Ausſchluß des Motors von der Zwangsverſteigerung ſofort 
anerkennt und unter Berufung auf ſeine bereits vor An⸗ 
ſtellung der Klage abgegebene Freigabeerklärung behauptet, er 
habe keine Veranlaſſung zur Erhebung der Klage gegeben 
(S 93 ZPO). Der Kläger kann zur Begründung des Antrags, 
dem Beklagten die Koſten aufzuerlegen, anführen, dieſer habe 
doch durch die Einleitung eines Verfahrens, welches trotz 
ſeiner Freigabeerklärung als geſetzliche Folge den Verluſt 
des Eigentums am Motor nach ſich gezogen haben würde, 
Veranlaſſung zur Beſchreitung des Prozeßwegs gegeben, da 
dieſer Weg allein dem Kläger die ſichere Möglichkeit gewähre, 
unter Belaſſung des Motors auf dem Grundſtück ſein Eigen⸗ 
tumsrecht daran zu ſchützen; während der Bekagte für ſeinen 
entgegengeſetzten Antrag ſich darauf berufen wird, der Kläger 
habe durch Fortſchaffung des Motors vom Grundſtück, womit 
Beklagter durch ſeine Freigabeerklärung ſich im voraus ein⸗ 
verſtanden erklärt habe, ſein Eigentumsrecht wahren können; 
wenn er nicht dieſen Weg, ſondern den des Prozeſſes gewählt 
habe, ſo liege die Veranlaſſung hierzu nicht in dem Verhalten 
des Beklagten, ſondern in dem Wunſche des Klägers, den Motor 
auf dem Grundſtück zu belaſſen. Richtiger Anſicht nach wird 
der Beklagte die Koſten tragen müſſen, da er die mit dem Be⸗ 
treiben des Zwangsverſteigerungsverfahrens ſeinerſeits gegebene 
Veranlaſſung zur Erhebung der Klage nicht dadurch ausräumen 


*) Die Anſicht des OLG. Dresden (7. Dez. 1904 ZB. 6, 
214), daß die Freigabeerklärung einem der Widerſpruchsklage des 
§ 771 3 O. ſtattgebenden Urteile ſchlechthin gleichzuſtellen ſei, habe 
ich in meinem im letzten Heft der Poſmſchr. veröffentlichten Aufſatze 
zu widerlegen verſucht. 
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kann, daß er dem Kläger ein anderes Mittel zur Verhinderung 
drohenden Rechtsverluſtes eröffnet, welches aber eine Ver⸗ 
änderung der gegebenen tatſächlichen Verhältniſſe erforderlich 
macht und alſo nicht dasſelbe leiſtet wie die Klageerhebung; 
8 93 ZPO. beläßt es bei der allgemeinen Regel des § 91 
ZPO. ſchon dann, wenn der Beklagte auch nur ſchuldlos Ver⸗ 
anlaſſung zuͤr Klage gegeben hat und erklärt den Kläger nur 
dann für koſtenpflichtig, wenn ſich die Beſchreitung des Prozeß⸗ 
wegs als «ine verfrühte und überflüſſige Maßregel darſtellt 
(vgl. OLG. Dresden 2. November 1904, OL GRſpr. 11, 52). 

Überhebt fo die Freigabeerklärung des betreibenden 
Gläubigers den Lieferanten des Motors nicht der Not⸗ 
wendigkeit, gemäß 8 771 ZPO. feine Rechte zu wahren, 
ſo wird ſie andererſeits häufig für andere Beteiligte, nament⸗ 
lich für die dem betreibenden Gläubiger nachſtehenden 
Hypothekengläubiger, Veranlaſſung bieten, dem Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren beizutreten. Die Ausſchließung von 
Zubehörſtücken von der Verſteigerung wird nämlich häufig 
eine Minderung des Meiſtgebots und damit einen höheren 
Ausfall nachſtehender Hypotheken befürchten laſſen, und die 
Freigabeerklärung des betreibenden Gläubigers läßt bereits 
erkennen, daß er nicht geneigt iſt, nach Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens bezüglich des Motors den Widerſpruch des angeb⸗ 
lichen Motoreigentümers gegen die Zwangsverſteigerung im 
Prozeßwege energiſch abzuwehren und die nachträgliche Ver⸗ 
ſteigerung des Motors herbeizuführen. Unrichtig iſt nun die 
Anſicht (vgl. Reinhard, Komm. zum ZVG. 8 65 Anm. II I, 
Schöbel, Praktiſche Fragen aus dem Gebiete der Zwangs⸗ 
verſteigerung S. 35 ff, dagegen Fiſcher⸗Schäfer Komm. 
§ 65 Anm. 6), die an der Verſteigerung des Motors inter⸗ 
eſſierten Beteiligten könnten durch den einfachen, im Ver⸗ 
ſteigerungstermin zu ſtellenden Antrag, die beſondere Ver⸗ 
ſteigerung des Moters gemäß 8 65 ZG. anzuordnen, ſich 
die Möglichkeit verſchaffen, durch den Nachweis, daß der 
Eunſtellungsbeſchuß außer Kraft getreten fei, die nachträgliche 
Verſteigerung des Motors herbeizuführen, obgleich der be⸗ 
treibende Gläubiger dieſe Fortſetzung des Verfahrens in 
den Motor nicht beantragen will oder nicht beantragen kann, 
weil er aus dem Barerlöſe zur Hebung gekommen iſt (vgl. 
OLG. Königsberg 18. September 1901 OLG Rſpr. 3, 337.) 
Dieſe Anſicht ſteht in Widerſpruch mit 8 31 Abſ. 1 3G., 
wonach das bezüglich des Motors einſtweilen eingeſtellte Verfahren 
nur, auf Antrag des betreibenden Gläubigers fortgeſetzt 
werden darf. § 65 ZUG. normiert keine Ausnahme von 
der allgemeinen Regel des § 31 Abſ. 1; die nach 8 65 
zuläſſige beſondere Verſteigerung ſetzt ſtets einen voll wirk⸗ 
ſamen Verſteigerungsantrag des betreibenden Gläubigers 
voraus. Falls das Vollſtreckungsgericht den Einſtellungs⸗ 
beſchluß aus § 769 Abſ. 2 ZPO. erlaſſen hat, können ſich 
allerdings die dem betreibenden Gläubiger nachſtehenden 
Hypothekengläubiger gegen die ihnen drohende Schädigung 
dadurch ſchützen, daß fie gemäß 5 766 ZPO. Einwendung 
gegen die Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung erheben 
und eine über dieſe Einwendung ergehende ihnen ungünſtige 
Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts mit ſofortiger Be⸗ 
ſchwerde, die gemäß 8 95 ZIG. zuläſſig iſt, anfechten. Liegt 
aber eine die Einſtellung anordnende Entſcheidung des Prozeß⸗ 
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gerichts vor ($ 769 Abſ. 1 ZPO.) fo ſteht den übrigen 
Beteiligten gegen dieſe Entſcheidung ein Rechtsmittel nicht zu 
und auch eine Anfechtung des Zuſchlagsbeſchluſſes iſt aus⸗ 
ſichtslos, weil das Verfahren formell dem Geſetz entſpricht 
und insbeſondere eine Verletzung der Vorſchriften über die 
Feſtſtellung der Verſteigerungsbedingungen (8 83 Nr. 1 ZUG.) 
nicht vorliegt. Die Verſteigerung des Grundſtücks ohne den 
Motor vermögen alſo in dieſem Falle die Beteiligten nicht zu 
hindern und die Fortſetzung des Vollſtreckungsverfahrens in 
den Motor können ſie nur dann herbeiführen, wenn ſie 
gemäß 8 27 38G. dem Verfahren beitreten. Der Beitritt 
iſt alſo allen Beteiligten, die durch den Ausſchluß des 
Motors von der Verſteigerung benachteiligt werden können, 
ſtets anzuraten, namentlich aber dann, wenn eine bereits 
erfolgte Freigabeerklärung des betreibenden Gläubigers er⸗ 
kennen läßt, daß dieſer zur Durchführung des Verfahrens 
auch in Bezug auf den Motor nicht geneigt iſt. 


Zu § 942 ZPO. 
Von Rechtsanwalt Gundlach in Berlin. 


Es beſteht Streit darüber, welcher Rechtsbehelf dem Be⸗ 
klagten gegen die im Falle des 8 942 3 PO. vom Amtsgericht 
erlaſſene einſtweilige Verfügung gegeben iſt. Muß er ſich 
darauf beſchränken, abzuwarten, ob der Antragſteller innerhalb 
der ihm geſtellten Friſt ihn zur mündlichen Verhandlung über 
die Rechtmäßigkeit vor das Gericht der Hauptſache ladet, oder 
kann er ſeinerſeits ſofort den Antragſteller vor das Gericht der 
Hauptſache zur Verhandlung laden? Oder kann er gegen die 
einſtweilige Verfügung Widerſpruch erheben, und iſt dieſer 
Widerſpruch bei dem AG. oder dem Gericht der Hauptſache zu 
erheben? 

I. Die älteren Entwürfe der ZPO., insbeſondere der ſo⸗ 
genannte Hannoverſche Entwurf von 1866, enthält zwar eben⸗ 
falls Beſtimmungen über Arreſt und einſtweilige Verfügungen, 
jedoch in einer Faſſung, welche über die hier geſtellre Frage 
keinen Aufſchluß gibt. $ 545 daſelbſt beſtimmte, daß inſoweit 
der Grund wegfalle, die Aufhebung oder Abänderung der einſt⸗ 
weiligen Verfügung auf Antrag anzuordnen ſei. Für dieſe auf⸗ 
hebende Verfügung ſollte, wenn ein Rechtsſtreit anhängig war, 
das Prozeßgericht entſcheiden. Im übrigen konnte auch, ohne 
daß ein Prozeß anhängig war, eine einſtweilige Verfügung bei 
dem für die Hauptſache zuſtändigen Gerichte oder bei dem 
Euzelgerichte angebracht werden, in deſſen Bezirk ſich der Streit⸗ 
gegenſtand befindet. War die einſtweilige Verfügung ohne vor⸗ 
heriges Gehör der Gegenpartei angeordnet worden, fo fol 
gegen die richterliche Verfügung kein Rechtsmittel, ſondern nur 
Gegenvorſtellung zuläſſig ſein. Wurde die Gegenvorſtellung 
erhoben, ſo ſollte über die Rechtmäßigkeit verhandelt und ent⸗ 
ſchieden werden. Außerdem ſollte auf Antrag des Beklagten 
dem Antragſteller eine angemeſſene Friſt zur Erhebung der 
Klage geſtellt und eventuell die Aufhebung der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung auf Antrag angeordnet werden. 

Der Entwurf für den Norddeutſchen Bund vom Jahre 1871 
beſtimmte im $ 709, daß in dringenden Fällen die „einſtweilige 
Anordnung“ ohne vorgängiges Gehör der Gegenpartei von dem 
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AG. erlaſſen werden könne, in deſſen Bezirk der betreffende 
Gegenſtand ſich befinde. Erfolgte die Anordnung ohne vor⸗ 
gängiges Gehör, jo ſollte gemäß 8 684 daſelbſt über die Be⸗ 
ſtätigung der einſtweiligen Anordnung von dem Gericht der 
Hauptſache entſchie den werden. Der Antragſteller hatte außer⸗ 
dem binnen 1 Woche den Arreſtprozeß durch Zuſtellung der 
auf die Beſtätigung gerichteten Klage anhängig zu machen. 

Hier findet ſich alſo bereits ein Hinweis in dem Sinne, 
daß nicht das anordnende AG., ſondern das Gericht der Haupt⸗ 
ſache über die Beſtätigung des Arreſtes zu entſcheiden haben 
ſollte. 

In dem ſpäteren Entwurfe iſt dann diejenige Faſſung ge⸗ 
wählt, welche als 8 820 ZPO. a. F. Geſetz geworden ift, ohne 
daß aus den Materialien zu erſehen wäre, wie dieſe Faſſung 
zuſtande gekommen iſt. 

II. Reichlicher als die Materialien hat die Judikatur ſich 
mit den geſtellten Fragen befaßt. Das RG. 8, 339 ſagt, daß 
wenn im Falle des 8 820 ZPO. das AG. eine einſtweilige 
Verfügung erlaſſen habe und demnächſt das in derſelben Geſetzes⸗ 
ſtelle vorgeſehene Verfahren vor dem Gericht der Hauptſache 
ſtattfinde, es ſich um ein Verfahren handle 

über die Aufhebung, Abänderung, Aufrechterhaltung einer 
einſtweiligen Verfügung, in welchem die Entſcheidung 
auf Grund einer Prüfung der Rechtmäßigkeit jener 
Verfügung zu treffen ſei. 

Das Verfahren vor dem Gericht der Hauptſache in ſeiner 
Verknüpfung mit dem Erlaß der einſtweiligen Verfügung durch 
das wegen Dringlichkeit der Sache ausnahmsweiſe bezüglich 
jenes Erlaſſes an die Stelle des nach § 816 regelmäßig dazu 
befugten Gerichts der Hauptſache getretene AG. habe im Sinne 
des Geſetzes eine weſentliche Affinität mit dem Verfahren im 
Fall der 88 804 und 805 ZPO. Als Gegengewicht gegen die 
mögliche Gefährdung des Beklagten ſei das Verfahren ſo ge⸗ 
regelt, als ob der jener Verfügung Unterworfene ihrem Erlaſſe 
widerſpreche. 

Nach RG. 13, 324 iſt die einſtweilige Verfügung, welche 
das AG. vermöge ſeiner vom Geſetz ausnahmsweiſe verordneten 
Zuſtändigkeit auf Grund des 8 820 ZPO. a. F. erläßt, ſtets 
ein Beſchluß. Die Kompetenz des AG. höre auf, ſobald die 
Sache vor das LG. gebracht würde, und es habe nunmehr 
letzteres durch Endurteil über das Proviſorium zu befinden. 
Es mangele mithin an der Möglichkeit der Erlaſſung eines 
Endurteils durch das AG. 

In der Entſcheidung des RG. JW. 1891 S. 68 Nr. 8 
wird ausgeführt, daß, nachdem das Verfahren über die Recht⸗ 
mäßigkeit der vom AG. auf Grund § 820 ZPO. erlaſſenen 
einſtweiligen Verfügung vor dem LG. als dem Gericht der 
Hauptſache ſtattgefunden habe, das LG. hierdurch I. Inſtanz 
geworden ſei, während die nur einſtweilige Zuständigkeit des 
AG. aus 8 820 aufgehört habe. 

In der Entſcheidung des RG. JW. 1897 S. 420 Nr. 18 
wird ausgeführt, daß das AG. unter der Vorausſetzung der 
Dringlichkeit des Falles gemäß § 820 ZPO. zwar zum Erlaß 
der einſtweiligen Verfügung, nicht aber zu einer Verhandlung 
über dieſelbe und zu einer Beweisaufnahme zuſtändig ſei. 
Wenn trotzdem der Beklagte Widerſpruch bei dem AG. erhoben 
habe, fo fei das auf Grund dieſes Widerſpruchs ſtattgefundene 
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Verfahren ein ungeſetzliches. Im vorliegenden Falle ſei es in 
der Sachlage begründet geweſen, daß, weil das AG. es unter⸗ 
laſſen hatte, dem Kläger ſogleich eine Friſt zur Ladung des 
Beklagten vor das Gericht der Hauptſache zu ſtellen, der Be⸗ 
klagte Widerſpruch beim AG. erhoben habe. Das RG. hat 
deshalb, obwohl der Widerſpruch ſachlich erfolglos blieb, die 
Koſten dieſes Widerſpruchs für nicht erſtattungsfähig erklärt, 
ſondern nur die durch den Antrag auf Erlaß der einſtweiligen 
Verfügung entſtandenen Koſten dem Beklagten auferlegt; die 
Verhandlungen vor dem AG. hätten ganz außerhalb des 
Juſtifikationsverfahrens gelegen. 

(Mit Unrecht zitiert alſo Sydow⸗Buſch dieſe Entſcheidung 
als Beweis dafür, daß, wenn keine Friſt beſtimmt ſei, der 
Provokat gegen die einſtweilige Verfügung gemäß 8 924 
Widerſpruch erheben könne. Auch das Zitat von Gruchot 
29, 1146 belegt dieſe Anſicht nicht.) 

Das KG. hat in der Entſcheidung OL GRſpr. 2, 271 
ausgeführt, daß im Falle des 8 942 ZPO. zunächſt das 
AG. proviſoriſch an Stelle des LG. entſcheide. Vor dem letzteren 
beginne alsdann nicht etwa ein neues ſelbſtändiges Verfahren 
oder eine höhere Inſtanz, ſondern das anhängige Verfahren 
werde lediglich fortgeſetzt behufs Erlaffung der endgültigen 
Entſcheidung. 

Auch in der, JW. 1886 S. 389 ff. mitgeteilten, Ent⸗ 
ſcheidung des RG. wird ausgeführt, daß das LG. über bie 
vom AG. auf Grund des § 820 ZPO. erlaſſene einſtweilige 
Verfügung nicht als höhere Inſtanz entſcheide, daß es ſich 
dabei vielmehr um ein Juſtifikationsverfahren gegen eine provi⸗ 
ſoriſche Verfügung handle. 

III. Entſprechend dieſer vollkommen übereinſtimmenden 
Judikatur nimmt auch der Kommentar von Gaupp⸗Stein an, 
daß gegen bie einſtweilige Verfügung im Falle des 8942 3PO. n. F. 
dem Schuldner weder Beſchwerde noch Widerſpruch bei dem 
AG. gemäß 88 924, 925 zuſtehe, ſelbſt wenn dies die Friſt⸗ 
beſtimmung unterlaſſen habe. Vielmehr ſei es nach Beſtimmung 
der Friſt Sache des Antragſtellers, den Gegner vor das Ge⸗ 
richt der Hauptſache zur Verhandlung über die Rechtmäßigkeit 
der einſtweiligen Verfügung zu laden, auch wenn die Haupt⸗ 
ſache noch nicht anhängig ſei. Die weitere Entſcheidung auf 
Grund mündlicher Verhandlung dürfe nur durch das Gericht 
der Hauptſache erfolgen. Die Tätigkeit des AG. ſei eine be⸗ 
ſchränkte; es werde nicht zum Gericht der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung überhaupt, ſondern es habe ſie nur zu erlaſſen und 
gegebenenfalls nach Abſ. 3 aufzuheben. Alle anderen Ent 
ſcheidungen habe das nach 8 937 ZPO. zuſtändige Gericht der 
Hauptſache zu treffen. Letzteres ſei auch Gericht I. Inſtanz 
für die Koſtenfeſtſetzung einſchließlich der vor dem AG. er: 
wachſenen Koſten. Der gleichen Anſicht ſind die Kommentare 
von Peterſen und von Struckmann⸗Koch. Dieſer zitiert auch 
die Begründung des Bundesratsentwurfs (Motive), in welcher 
es heißt, die Zuſtändigkeit des AG. gemäß 8 820 ZPO. a. F. 
ſei nur eine einſtweilige, „ſodaß das Eingreifen des AG. nur 
den Zweck verfolge, den status quo in rechtlicher und tat⸗ 
ſächlicher Beziehung aufrecht zu erhalten, bis von dem Gericht 
der Hauptſache Verfügung erlaſſen werden könne“. 

Trotzdem meint Struckmann⸗Koch, im Falle der Unter⸗ 
laſſung der Friſtbeſtimmung gemäß Abſ. 1 könne der Gegner 
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eine Ergänzung der einſtweiligen Verfügung beim AG. be⸗ 
antragen, oder Widerſpruch nach 8 924 ZPO. erheben; 
zur Begründung dieſer Anſicht beſchränkt er ſich auf das Zitat 
der Entſch. des RG. in JW. 1897 S. 420, jedoch mit Unrecht, 
wie der oben wiedergegebene Inhalt dieſer Entſcheidung ergibt. 

In dem Kommentar von Peterſen⸗Anger wird die Anſicht 
vertreten, daß durch das ſogenannte Rechtfertigungsverfahren 
das Widerſpruchsverfahren der 88 924, 925 ZPO. nicht aus⸗ 
geſchloſſen werde, für welche Anſicht JW. 97 S. 420; ferner 
Wach 1, 275 Nr. 17, Seuffert, Struckmann⸗Koch und Wilmowsky⸗ 
Levy zitiert werden. 

Seuffert (Komment. z. ZPO.) vertritt für den Fall, daß 
die Beſtimmung der Friſt gemäß Abſ. 1 unterlaſſen worden 
ſei, die Anſicht, daß alsdann der Gegner die Ergänzung des 


Beſchluſſes herbeiführen oder auch ſeinerſeits den Geſuchſteller 


zur Verhandlung über die Rechtmäßigkeit der einſtweiligen 
Verfügung vor das Gericht der Hauptſache laden dürfe. 
Im übrigen finde aber gegen den Beſchluß, der die einſtweilige 
Verfügung erlaſſe, weder Beſchwerde noch Widerſpruch ſtatt, 
weil das Juſtifikationsverfahren vor dem Gerichte der Haupt⸗ 
ſache nachfolge. Auch wegen veränderter Umſtände müſſe die 
Aufhebung der einſtweiligen Verfügung bei dem Gerichte der 
Hauptſache beantragt werden. — Mit Unrecht beruft ſich ſomit 
Peterſen⸗Anger für ſeine gerade entgegengeſetzte Anſicht auf 
Seuffert. | 

Wilmowsky⸗Levy führen aus, daß der Schuldner weder 
Beſchwerde noch Widerſpruch beim AG. aus § 814 a. F. habe, 
weil über die Rechtmäßigkeit vom Gericht der Hauptſache ent⸗ 
ſchieden werden ſolle; er könne aber ſelbſt den Antragſteller 
vor dieſes Gericht laden. 

Wach (Handbuch Bd. 1 § 22 S. 275) fuhrt lediglich aus, 
daß bei der Auslegung der Geſetze dem vernünftigeren Sinne 
der Vorzug zu geben ſei vor dem weniger vernünftigen. Aus 
dieſem allgemeinen Satz zieht er in Anm. 17 eine Konſequenz 
für den Fall des 8 820 ZPO. und meint, daß aus ihm irr⸗ 
tümlicherweiſe abgeleitet werde, daß nur der Implorant, nicht 
auch der Gegner laden dürfe. Aus der ſogenannten Pflicht 
zu laden folge indeſſen nicht das ausſchließliche Recht; die 
abweichenden Gründe der Kommentatoren Puchelt, Endemann, 
Struckmann⸗Koch, Gaupp träfen nur die Unanwendbarkeit 
der 88 804 und 805, nicht das Recht zum Prozeßbetrieb. 

IV. Damit dürfte erſchöpfend alles angeführt worden 
ſein, was in der Literatur und Judikatur über die Frage ge⸗ 
ſagt worden iſt. Die zuweilen noch zitierte Entſcheidung des 
RG. bei Gruchot Bd. 29, 1146 enthält darüber nichts. Es 
wird darin vielmehr nur erörtert, in wieweit und wie lange 
eine einſtweilige Verfügung auf Eintragung einer Vor⸗ 
merkung den Beklagten binde, wenn ſie weder von Partei⸗ 
noch von Amts wegen zugeſtellt, die Vormerkung aber einge⸗ 
tragen worden ſei. 

Als Ergebnis darf aber wohl feſtgeſtellt werden, daß 
gegen die einſtweilige Verfügung aus 5 942 ZPO. nur das 
Verfahren vor dem Gerichte der Hauptſache gegeben iſt, zu 
welchem der Antragſteller zu laden verpflichtet, der Beklagte zu 
laden berechtigt iſt. Ein Widerſpruchsverfahren daneben gibt 
es nicht, weder bei dem nach 8 942 38 O. zuſtändigen AG., 
noch bei dem Gericht der Hauptſache. Das Widerſpruchsver⸗ 
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fahren erſcheint ja auch vollkommen entbehrlich, da das Recht⸗ 
mäßigkeitsverfahren ihm in allen Beziehungen gleicht und nicht 
abzuſehen iſt, welcher geſetzgeberiſche Grund dafür vorliegen 
ſollte, nebeneinander zwei völlig gleichartige Verfahren einzu⸗ 
richten. Man ſtelle ſich die Sache nur einmal in allen Kon⸗ 
ſequenzen durchgeführt vor! Der Beklagte erhebt zunächſt 


Widerſpruch beim AG. des § 942 ZPO. Dieſes erläßt ein 


beſtätigendes Urteil auf Grund der mündlichen Verhandlung. 
Daneben findet auf Grund der Ladung vor das Gericht der 
Hauptſache auch dort eine Verhandlung ſtatt, auf Grund deren 
die einſtweilige Verfügung aufgehoben wird. In welchem Ver⸗ 
hältnis ſollen nun dieſe beiden Urteile zueinander ſtehen? 
Welches gilt? Und nun noch der Inſtanzenzug! Eine ſolche 
Häufung von Verfahren und Rechtsmitteln kann der Geſetz⸗ 
geber verünftigerweiſe nicht gewollt haben bloß einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung wegen! 

Hervorzuheben iſt aber noch, daß das Gericht der Haupt⸗ 
ſache durchaus nicht identiſch iſt mit dem dem AG. überge⸗ 
ordneten LG.; vielmehr kann Gericht der Hauptſache ſowohl 
ein anderes AG. als auch ein anderes LG. ſein. Deshalb iſt 
es falſch, ſich das Rechtfertigungsverfahren als eine Art 
Inſtanzenzug vorzuſtellen. Es liegt vielmehr eine Fortſetzung 
des durch das nach § 942 ZPO. zuſtändige AG. eingeleiteten 
Verfahrens vor; man muß ſich dieſes AG. vielmehr als vor⸗ 
läufigen Vertreter des Gerichts der Hauptſache vorſtellen, 
welches, ähnlich wie nach 8 944 ZPO. der Vorſitzende vor⸗ 
läufig und vorbehaltlich der Beſtätigung durch das zuſtändige 
Gericht der Hauptſache entſcheidet. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 9. bis 21. April 
1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Internationales Privatrecht. Genehmigung des Ehe⸗ 
mannes zu Anſtellung der Klage ſeitens der Ehefrau auch in 
dem Falle, daß es ſich um ein Sondergut handelt, wenn die 
Eheleute franzöſiſche Staatsangehörige find.] 

In dem angefochtenen Urteil werden als Kläger „die Ehe⸗ 
frau des ehemaligen Notars Th. und ſoweit nötig dieſer ſelbſt“ 
bezeichnet. Die Reviſion hält das für unzuläſſig, denn eine Partei 
könne nicht eventuell auftreten; die Notwendigkeit einer prozeſſualen 
Mitwirkung des Ehemanns oder eine Feſtſtellung in dieſer Be⸗ 
ziehung ſei nicht erfolgt. Letzteres iſt richtig, die Beanſtandung 
aber unbegründet. Die Ehefrau Th. und ihr Gatte ſind 
franzöſiſche Staatsangehörige, für ihr eheliches Güterrecht iſt 
mithin das Recht ihres Heimatſtaats maßgebend. Nach dem 
0. c. aber (Art. 215 und 1428) bedarf die Ehefrau für eine 
Klage der Einwilligung ihres Ehemannes, auch wenn der Rechts⸗ 
ſtreit ihr Sondergut zum Gegenſtande hat. Im vorliegenden 
Fall iſt die Ehefrau die Klägerin, wird auch als ſolche in der 
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Klageſchrift bezeichnet, die Beteiligung ihres Ehemannes dagegen 
hat nur die Bedeutung einer Erklärung, daß er die Klage ſeiner 
Ehefrau genehmige und die Prozeßführung auch gegen ſich gelten 
laſſen wolle. Dies war erforderlich und genügend. Einer Ver⸗ 
handlung hierüber bedurfte es nicht, da den Parteien, wie dem 
Gericht der Sinn und der Zweck ſeiner Mitwirkung nicht 
zweifelhaft war. B. c. T., U. v. 20. März 06, 469/05 IV. — 
Colmar. 

2. 88 116 ff., 138, 286, 475 BGB. Einrede des 
Scheingeſchäftes gegenüber der Klage des Zeſſionars bezüglich 
der geſchehenen Abtretung. ] 

Kläger erkannte urkundlich an, dem Ehemann der Be⸗ 
klagten an Kaufpreis 4477 Mark ſchuldig zu fein. Nachdem 
letztere auf Grund einer Abtretung des Ehemannes bei dem 
Kläger hatte pfänden laſſen, machte dieſer klageweiſe geltend, 
daß die von dem Gläubiger erklärte Abtretung der Forderung 
an die Ehefrau ein Scheingeſchäft ſei. Zur Begründung der 
letzteren Behauptung hat er vorgebracht: es werde die Ernſt⸗ 
lichkeit der Zeſſion an die Beklagte beſtritten; dieſe ſei offenbar 
nur eine vorgeſchobene Perſon, damit der Ehemann als Zeuge 
dienen könne; ſie habe keine Valuta für die Zeſſion gegeben, 
brauche auch in Zukunft nichts an ihren Ehemann zu zahlen, 
fie müſſe vielmehr alles, was etwa herauskomme, dem Ehemann 
geben. Das Berufungsgericht hat der Behauptung der Scheinzeſſion 
den Erfolg aus dem Grunde verſagt, weil der Kläger ein be⸗ 
ſonderes rechtliches Intereſſe an der Geltendmachung der Simu⸗ 
lation nicht habe. Die Reviſion blieb ohne Erfolg: Die 
Scheinnatur einer Forderungsabtretung, eines abſtrakten Rechts⸗ 
geſchäftes in dem im BGB. vertretenen Sinne kann daraus 
hergeleitet werden, daß die Vertragſchließenden durch die der 
Abtretung zugrunde liegende obligatoriſch wirkſame Verein⸗ 
barung beabſichtigt haben, die mit der Forderungsabtretung 
verbundenen rechtlichen Wirkungen vollſtändig auszuſchließen. 
In ſolchen Fällen iſt die Abtretung nichtig und fehlt dem 
Zeſſionar die Berechtigung, Gläubigerrechte geltend zu machen, 
insbeſondere die Forderung einzuklagen. In dem gegenwärtigen 
Falle würde jedoch nach dem Inhalte der Behauptung des Klägers 
die Abſicht der Vertragſchließenden nicht dahin gegangen fein, 
der Abtretung keine Wirkung beizulegen; vielmehr ſollte die 
Ehefrau N. in ihrem Namen die Forderung beitreiben und das 
eingezogene Geld ihrem Ehemanne herausgeben. Damit würde 
ihr die Stellung als Gläubigerin gegenüber dem Kläger als 
Schuldner eingeräumt ſein und inſoweit eine ernſtlich gemeinte 
Zeſſion vorliegen, ein Scheingeſchäft alſo nicht gegeben ſein, 
auch wenn nach der der Abtretung zugrunde liegenden Verein⸗ 
barung die Abtretung nur nach außen unbeſchränkt wirken, unter 


den Eheleuten N. aber das Forderungsrecht ſelbſt nicht mit⸗ 


umfaſſen ſollte. Daß eine mit einer ſolchen Beſchränkung ge⸗ 
ſchehene Forderungsabtretung mit dem Rechtsbegriffe der Zeſſion 
vereinbart iſt, hat das RG. wiederholt in Sachen, die nach dem 
gemeinen und nach dem preußiſchen Recht zu beurteilen waren, 
und neuerdings auch in einem Falle angenommen, auf welchen 
das auch hier maßgebende BGB. angewendet worden iſt 
— Gz. 53, 416 ff.). Gleichwohl iſt mit Recht anerkannt 
worden, daß unter Umſtänden, nämlich bei dem Vorliegen eines 
beſonderen rechtlichen Intereſſes, der Schuldner ſich das Auf⸗ 
treten eines andern, als des bisherigen Gläubigers auch nur 
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als Prozeßpartei nur bei Wechſel der materiellen Gläubiger⸗ 
ſchaft gefallen zu laſſen braucht. Ein genügendes rechtliches 
Intereſſe des Klägers an einer Nichtzulaſſung der Zeſſionarin, 
Ehefrau N., zur Beitreibung der Forderung in ihrem Namen 
kann aber nicht in dem von ihm geltend gemachten prozeſſualen 
Intereſſe erblickt werden, zu verhindern, daß N. Zeuge ſei 
und die Ehefrau N. den Uberzeugungseid leiſte. Prozeſſuale 
Möglichkeiten ſolcher Art ſind Folgen einer jeden Forderungs⸗ 
abtretung, der unbeſchränkten und der beſchränkten, und können 
nicht verhindert werden, da in beiden Fällen das Rechtsgeſchäft 
der Abtretung nicht zum Schein erfolgt iſt und deshalb ſeine 
rechtliche Wirkung hat. Zur Abwendung daraus ſich für den 
Schuldner ergebender nachteiliger Folgen bietet ſich eine Hand⸗ 
habe in den Beſtimmungen der 88 286 und 475 ZPO. dar, 
nach welchen die Würdigung des Beweisergebniſſes, alſo auch 
der Ausſage des etwa als Zeuge vernommenen Zedenten, der 
freien Überzeugung des Gerichts unterliegt und auch die Frage, 
ob der einen oder der anderen Partei ein richterlicher Eid anzu⸗ 
vertrauen ſei, nach freiem Ermeſſen des Gerichts zu entſcheiden 
iſt. Den von dem Kläger vorgeſchützten Einwand der Schein⸗ 
abtretung hat demnach das Berufungsgericht ohne Geſetzesverletzung 
für unzutreffend erachtet. Anders mögen Fälle liegen, in 
welchen nachweislich eine Forderungsabtretung ledig lich zu dem 
Zweck erfolgt iſt, damit der Zeſſionar den Zedenten im Rechts⸗ 
ſtreit als Zeugen auftreten laſſe. Iſt dies die einzige, auf 
unlauterem Beweggrunde beruhende Abſicht der Vertrag⸗ 
ſchließenden, ſo kann nach einer in der Rechtslehre vertretenen 
Anſicht in der Forderungsabtretung ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten gefunden werden, welcher nach $ 138 Abſ. 1 
BGB. die Nichtigkeit des Rechtsgeſchäftes zur Folge hat, da 
in ſolchen Fällen in unzuläſſiger Weiſe der materiell als Kläger 
intereſſierte Zedent zum Zeugen geſtempelt werde (vgl. Kuhlen⸗ 
beck in Seuff Bl. 50, 339 ff.). Zu dieſer Anſicht Stellung zu 
nehmen hat der Senat hier keinen Anlaß, da in ſolcher Art 
der Kläger ſeinen Angriff gegen die Forderungsabtretung des 
N. nicht begründet hat. W. c. N., U. v. 16. März 06, 
488/05 II. — Cöln. 

3. § 123 BGB. Begriff des argliſtigen Unterdrückens einer 
für den Vertragsſchluß ſeitens des Käufers erheblichen Tatſache.] 

Kläger verlangt vom Beklagten Zahlung für eine 
durch Vertrag vom 26. Februar 1904 gekaufte gebrauchte elek: 
triſche Anlage, zu der unter anderem ein Gasmotor gehörte. 
Beklagter hat die Anfechtung des Vertragsabſchluſſes wegen 
argliſtiger Täuſchung ſowie deſſen Wandelung erklärt. Das 
KG. wies die Klage ab; die Reviſion wurde zurückgewieſen: 
Zwar braucht das Verſchweigen, um argliſtig zu ſein und die 
Grundlage einer argliſtiſchen Täuſchung im Sinne des § 123 
BGB. abzugeben, kein Unterdrücken ſein; es iſt nicht not⸗ 
wendig, daß der Verſchweigende einen Umſtand verdeckt oder 
durch täuſchende Mittel unkenntlich macht. Es reicht zu, iſt 
aber auch notwendig, daß der Verſchweigende etwas nicht ſagt, 
was der andere Teil unter den gegebenen Umſtänden nach der 
Verkehrsauffaſſung erwarten darf. Nach der Verkehrsauffaſſung 
darf aber der Käufer von dem Verkäufer kein Offenbaren aller 
Umſtände, die für ſeine — des Käufers — Entſcheidung erheb⸗ 
lich ſein können, erwarten; vielmehr iſt nach den Verhältniſſen 
des einzelnen Falles zu beurteilen, ob nach der Verkehrsauf⸗ 
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faſſung der Käufer von dem Verkäufer das Offenbaren eines 


dem Verkäufer bekannten, dem Käufer unbekannten Umſtandes, 
der für die Entſcheidung des Käufers von Erheblichkeit ſein 
konnte, erwarten durfte. In den Gründen zum Urteil des 
v. 36. vom 16. Mai 1903 — V. 12/03 JW. 1903 Beil. 
S. 99 * —, bei dem als maßgebendes Sachverhältnis zu 
unterſtellen war, daß der Verkäufer den durch äußere Vorgänge 
begründeten Verdacht hatte, die Fundamentierung des verkauften 
Hauſes, das infolge ſeiner ſchlechten Fundamentierung von dem 
Verkäufer übermalte Riſſe erhalten hatte, ſei mangelhaft, findet 
ſich unter Hinweis auf die frühere Rechtſprechung des gleichen 
Senates im Gebiete des PrALR. — Urteile vom 2. Januar 
1895 — V. 247/94 Gruchots Beitr. 39, 941; 25. Februar 1899 — 
v. 306/98 JW. 1899, 247 7 — und 29. April 1899, — V. 709/98 
JW. 1899,378 7 — die gleichlautende Stelle: „Nach den Grund⸗ 
ſätzen von Treu und Glauben iſt der Verkäufer verpflichtet, 
dem Käufer alle ihm bekannten Umſtänden mitzuteilen, die nach 
vernünftigem Ermeſſen für die Willens beſtimmung des Käufers 
erheblich ſein können.“ In dem Urteile des gleichen Senats 
vom 2. November 1994 — V. 171/04 JW. 1905, 13% — 
wo es ſich darum handelte, daß der Verkäufer die Kündigung 
einer Hypothek, die der Käufer in Anrechnung auf den Kauf⸗ 
preis übernehmen ſollte, und weiter verſchwiegen hatte, daß das 


mitverkaufte Inventar durch Sicherungskauf Eigentum eines 


Gläubigers ſei, wird ausgeführt: „Der Verkäufer hat die 
Pflicht, dem Käufer alle für ſeine Entſchließung weſentlichen 
Umſtände mitzuteilen. Er handelt auch dann argliſtig, wenn 
er nach einem ſolchen Umſtand nicht gefragt iſt, ſofern er ſich 
nur bewußt iſt, daß der Käufer auf den verſchwiegenen Um⸗ 
ſtand Wert legen könnte.“ Hier könnte noch ein Urteil des 
v. 36. vom 13. Januar 1904 — V. 296/03 JW. 1904, 
113° erwähnt werden; dort handelte es ſich darum, daß der 
Verkäufer nicht mitgeteilt hatte, das Bewohnen einiger Kammern 
und der Gebrauch des Schweineſtalles ſei polizeilich verboten. 
— Der V. 385. hat indeſſen durch die bezogenen Ausführungen 
nach dem Zuſammenhange feiner Urteilsgründe keine allgemeine 
Offenbarungspflicht des Verkäufers anerkannt und lediglich aus⸗ 
geſprochen, daß unter den für den gegebenen Fall einzeln 
erörterten Verhältniſſen eine ſolche Pflicht des Verkäufers zum 
Offenbaren des konkreten im einzelnen Fall erheblichen Um⸗ 
ſtandes beſtanden habe. Auf dem gleichen Standpunkte ſteht 
auch der I. 8S. in dem Urteile vom 3. Februar 1904 — 
I. 404/03 JW. 1904, 167° —; dort wird eine allgemeine 
Offenbarungspflicht verneint und ausdrücklich anerkannt, daß 
die Frage, ob ein argliſtiges Verſchweigen vorliege, nach den 
Verhältniſſen des einzelnen Falles zu beantworten ſein. Das 
Berufungsgericht iſt nur durch Prüfung der Verhälmiſſe des 
gegebenen Falles zur Annahme einer argliſtigen Täuſchung 
gelangt. Dabei fällt ſein Ausgang, daß der Verkäufer auf 
die Frage, ob die Anlage noch gut ſei, wenn er ſich einmal 
auf deren Beantwortung einließ, nach der Verkehrsauffaſſung 
das ihm bekannte hohe Alter des Motors anzugeben und ſich 
nicht auf die übrigens den rechtlichen Begriff des Unterdrückens 
erfüllende Erklärung, der Motor ſei mehr als 3 Jahre alt, 
beſchränken durfte, durchaus in den Rahmen der oben ent⸗ 
wickelten Rechtsgrundſätze. L. e. J., U. v. 27. März 06, 
374/05 II. — Berlin. 
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4. 88 123, 249, 463, 823, 826 BGB. Der betrogene 
Käufer kann den Vertrag anfechten, aber auch ſtatt deſſen 
Schadenserſatz fordern. Geht letztere Forderung trotz Kenntnis 
des Sachverhalts bei Entgegennahme der Auflaſſung verloren 7 

In 8 4 eines notariellen Vertrages war jede Gewährleiſtung, 
insbeſondere für die Beſchaffenheit der Grundſtücke ausge⸗ 
ſchloſſen worden. Der Kläger behauptet aber, daß der Beklagte 
ihn argliſtig getäuſcht habe, indem er bei Abſchluß des Ver⸗ 
trages wider beſſeres Wiſſen verſichert habe, die Grundſtücke 
ſeien 20 kulmiſche Morgen groß. Der Unterſchied von 1¼ kul⸗ 
niſche Morgen begründe einen Wertunterſchied von mindeſtens 
2000 Mark. Der Kläger hatte die richtige Größe noch vor der 
Auflaſſung erfahren, bei der Auflaſſung aber hatte er ſich ſeine 
Anſprüche wegen des Größenunterſchiedes vorbehalten, und er vers 
langt nunmehr 2000 Mark. Das OLG. wies ab, das RG. 
hob auf: Das Berufungsgericht führt aus, der durch den Ab⸗ 
ſchluß eines Vertrages Betrogene könne nach den Vorſchriften 
BGB., im Gegenſatz zu denen des ALR. (SS 350 f. 286 f. I. 5), 
nur das desnegative Vertragsintereſſe, nicht das poſitive Erfüllungs⸗ 
intereſſe verlangen, jedenfalls nicht, nachdem er den wahren 
Sachverhalt erfahren, wie im vorliegenden Falle, die Erfüllung 
zu dem Zwecke herbeiführen, um dann den durch die Erfüllung 
erlittenen Schaden erſetzt zu verlangen (RG. 56, 51). Mit 
dieſen Ausführungen hat ſich der Berufungsrichter in bewußten 
Gegenſatz zu den in den Urteilen des RG. vom 12. November, 
19. November und 7. Dezember 1904 (RG. 59, S. 155; 
Gruchots Beitr. 49, S. 902, 889) angenommenen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen geſtellt. An dieſen Grundſätzen iſt aber feſtzuhalten. 
Der Betrogene hat nach $ 123 BGB. das Recht, den Ver 
trag wegen Betruges anzufechten, und kann dann die Wieder⸗ 
herſtellung des Zuſtandes, wie er ohne den Vertrag beſtehen 
würde, (das negative Vertragsintereſſe) verlangen. Er hat aber 
nicht die Verpflichtung dazu. Er darf auch beim Vertrage 
ſtehen bleiben und geht, wenn er das tut, des Rechtes auf 
Schadenserſatz nach den 88 823, 826 BGB. nicht verluſtig, da 
keine Vorſchrift beſteht, die ihm das Recht nähme. Bleibt aber 
der Vertrag beſtehen, ſo ſind für den Schadenserſatz die ver⸗ 
tragsmäßigen Feſtſetzungen, ſoweit ſie nicht durch den Betrug 
betroffen werden, maßgebend. Der Betrogene kann nach 
8 249 BGB. die Herſtellung des vertragsmäßigen Zuſtandes, 
wie er ohne den Betrug ſich geſtaltet hätte, verlangen. Hat er 
infolge des Betruges ſich zur Bewilligung eines höheren Kauf⸗ 
preiſes verſtanden, ſo kann er die Ermäßigung oder den Erſatz 
bis zu dem Betrage verlangen, den er vertragsgemäß ohne den 
Betrug gegeben hätte. Ob der Betrüger zu dieſem Preiſe ver⸗ 
kauft hätte, iſt ganz gleichgültig. Er iſt an den Vertrag ge⸗ 
bunden und muß alle Folgen ſeines Betruges auf ſich nehmen. 
Ein Rücktrittsrecht ſteht ihm nicht zu. Daß dieſe mit den Be⸗ 
ſtimmungen des PrALR. und der entſprechenden, vom Be: 
rufungsrichter zitierten Rechtſprechung im Einklang ſtehenden 
Grundſätze dem BGB. fremd ſeien, kann dem Berufungsrichter 
nicht zugegeben werden. Wo das BGB. den Schadenserſatz 
(wie bei den Fällen der culpa in contrahendo) auf das 
negative Vertragsintereſſe und darüber hinaus beſchränkt, finden 
ſich ausdrückliche geſetzliche Beſtimmungen, für den Betrug aber 
fehlt es an ſolchen Beſtimmungen. Im Gegenteil iſt für den 
Fall des argliftigen. Verſchweigens eines Fehlers im 5 468 


u Er 


ms ey m 


Fr ae = EB 


„ 5° 7 


CR 
= 


J J „ E 2 


— 2 — — . 2E 5 


— 
— 2 


— — —— — — SG °= zn 2”; 


7 . e De u 1 37 2 K S 


35. Jahrgang. 


Satz 2 BEB. (vgl. die Mot. zu 5 385 des Entwurfs, Bd. II 
S. 229) die auch hier aus dem Vertrage ſich nicht ergebende 
Haftung nach Maßgabe des Vertrages (Erſatz des Erfüllungs⸗ 
intereſſes) ausdrücklich vorgeſchrieben. Daß der Geſetzgeber für 
die argliſtige Täuſchung durch poſitive Vorſpiegelungen etwas 
anderes gewollt hätte, kann ihm nicht zugemutet werden. Iſt, 
wie oben erwähnt, der Betrogene nicht verpflichtet, den Vertrag 
wegen Betruges aufzuheben, ſo kann ihm auch kein Vorwurf 
daraus gemacht und kein Verluſt des Schadenerſatzanſpruchs 
daraus hergeleitet werden, daß er trotz der Kenntnis des rich⸗ 
tigen Sachverhalts die Auflafſung entgegennimmt. Er hat 
das Necht, die Erfüllung des Vertrages zu verlangen, und der 
Schaden, der hierbei infolge des Betruges in die Erſcheinung 
tritt, ift eben auf dieſen Betrug zurückzuführen. Inſoweit in 
der Entſcheidung (RG. 56, 51) hiervon abweichende Grund⸗ 
ſätze, die nicht in der beſonderen Lage des damaligen Falles 
ihre Rechtfertigung finden, gefunden werden könnten, ſind dieſe 
in der ſpäteren oben angeführten Rechtſprechung des erkennenden 
Senats wieder aufgegeben worden und können demnach nicht 
aufrecht erhalten werden. M. c. K., U. v. 28. März 06, 
356/05 V. — Marienwerder. 

5. 8 138 BGB. Nichtigkeit von Rechtsgeſchäften, die in 
Beziehung zum Betriebe eines Bordells ftehen.] 

Der Beklagte hat im Jahre 1901 das Haus Sch. Nr. 20 
in H., in welchem ein Bordell betrieben wurde, gekauft und zur 
Bezahlung des Kaufpreiſes auch den ihm von dem Zedenten der 
Klägerin P. N. Heinrich D. dargeliehenen Betrag verwendet. 
Er hat nun dem Klageanſpruch auf Rückzahlung des Darlehns 
den Einwand entgegengeſetzt, daß der Darlehnsvertrag als ein 
gegen die guten Sitten verſtoßendes Rechtsgeſchäft nach § 138 
BGB. nichtig ſei. Er, Beklagter, habe zur Bezahlung des Kauf⸗ 
preiſes nicht die erforderlichen Barmittel beſeſſen und ſich des⸗ 
halb von verſchiedenen Seiten Geld anleihen müſſen. D. habe 
ihm den jetzt eingeklagten Betrag dargeliehen in Kenntnis da⸗ 
von, daß er zur Zahlung des Kaufpreiſes für das Bordellhaus 
mit verwendet werden ſollte. Das Berufungsgericht hat die Er⸗ 
hebung der von den Parteien angebotenen weiteren Beweiſe für 
unnötig erachtet, weil auch bei Unterſtellung der Wahrheit der 
von dem Beklagten behaupteten Tatſachen die Berufung un⸗ 
begründet ſei. Die Reviſion rügt Verletzung des § 138 
BGB. — Der Angriff iſt nicht berechtigt. Dem Gegen⸗ 
ſtand und Inhalt nach verſtößt das in Frage ſtehende 
Darlehns geſchäft nicht gegen die guten Sitten. Das 
wäre allerdings gegenüber dem §8 138 des BGB. noch nicht 
entſcheidend. Denn dieſe Geſetzesvorſchrift will (abweichend von 
8 106 des erſten Entwurfes) nicht bloß diejenigen Rechts⸗ 
geſchäfte treffen, welche durch ihren objektiven Inhalt gegen 
die guten Sitten verſtoßen, ſondern auch einer Berückſichtigung 
der ſubjektiven Seite des Geſchäftes Raum gewähren. Maß⸗ 
gebend iſt darnach, ob das betreffende Rechtsgeſchäft nach 
feinem, aus der Zuſammenfaſſung von Inhalt, Motiv und 
Zweck ſich ergebenden Geſamtcharakter den guten Sitten zuwider⸗ 
läuft (vgl. Planck Kommentar zum BGB. 8 138 Anm. 1; 
Urteil des RG. vom 21. Januar 1903. JW. 1903, Beil. 
Nr. 86 S. 41). Von dieſem Geſichtspunkte aus können ſich 
Rechtsgeſchäfte, welche zu dem Unternehmen oder Betriebe eines 
Bordelles in Beziehung ſtehen (wofern auf ſie nicht ſchon die 
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Beſtimmung des 8 134 BGB. in Verbindung mit $ 180 StGB. 
zutrifft) nach $ 138 Abſ. 1 BGB. als nichtig erweiſen; aber 
nicht unter allen Umſtänden hat jene Beziehung die Nichtigkeit 
zur Folge. Eine allgemeine Regel läßt ſich hierüber nicht wohl 
aufſtellen; die Verhältniſſe des Einzelfalles ſind zu prüfen. In 
der früheren Rechtſprechung wurde der Unterſchied gemacht, ob 
das unfittlihe Moment, der verwerfliche Zweck unmittelbar in 
den Inhalt des Vertrages aufgenommen, zum Gegenſtand der 
Vertragsleiſtung gemacht war oder nicht. So ſind für nichtig 
erklärt worden: Verkauf eines beſtehenden Bordellgeſchäftes, 
Vermietung eines Hauſes zum Bordellbetrieb, Proviſions⸗ 
verſprechen für den Verkauf eines Bordells; während nicht 
für ungültig erachtet wurden der Kaufvertrag über ein Haus, 
in welchem der Käufer ein Bordell betreiben will, Darlehne 
zum Zwecke eines ſolchen Kaufes oder Bürgſchaft hierfür. (RG. 
Bd. 29 Nr. 28 S. 106 ff., Bd. 38 Nr. 53 S. 199 ff., Bolze, 
Praxis des RG. Bd. 8 Nr. 359; — Seuff A. Bd. 49 Nr. 238, 
Bd. 55 Nr. 70. Vgl. auch RGSt. 24, 167 ff.) Jener 
Unterſcheidung kann nun zwar für die Anwendung der Vor⸗ 
ſchrift des 8 138 BGB. nach dem ſchon Ausgeführten eine 
grundſätzlich maßgebende Bedeutung nicht beigelegt worden. 
Immerhin iſt auch für das geltende Recht zu beachten, daß die 
Motive allein, auch wenn ſie unſittlicher Art ſind, das Rechts⸗ 
geſchäft noch nicht ungültig machen, daß es zugleich auch auf 
die objektiven Umſtände mit ankommt. Und auf der anderen 
Seite darf aus der Kenntnis des einen Teiles von dem ſitten⸗ 
widrigen Zweck, welchen der andere Kontrahent bei dem Ge⸗ 
ſchäfte verfolgt oder zu dem er das hierdurch Erlangte zu ver⸗ 
wenden gedenkt, nicht ohne weiteres ein ſubjektiv unſittliches 
Handeln des erſteren entnommen werden. Bei Darlehnen, 
welche zum Zwecke des Ankaufes — oder auch der Einrichtung 
eines Bordellhauſes aufgenommen werden, kann es für die Be⸗ 
urteilung des Darlehnsgeſchäftes im Hinblick auf 8 138 BGB. 
von Bedeutung ſein, ob der Darlehnsgeber mit dem von dem 
Darlehnsempfänger beabſichtigten Betriebe fein eigenes perſön⸗ 
liches oder Vermögensintereſſe verknüpfen, hieraus Vorteile 
ziehen will, oder ob er ſelbſt dem unſittlichen Unternehmen 
ferne ſteht und ferne bleiben will. Desgleichen wird in Rückſicht 
kommen, ob der Darlehnsnehmer ſich dem anderen Teil gegen⸗ 
über wegen der Art der Verwendung des dargeliehenen Geldes 
irgendwie gebunden hat oder ob die Zweckbeſtimmung lediglich 
der freien Entſchließung des Empfängers überlaſſen iſt, ohne 
daß dem Darlehnsgeber eine Einwirkung in dieſer Richtung 
zuſtände. In der von der Reviſion beſonders angerufenen 
Entſcheidung des RG. I. ZS. vom 21. Januar 1903 I. 481/02, 
JW. 1903, 41 (K. gegen N. I. 481/02) kam für die Ans 
nahme der Nichtigleit des Vertrages in Betracht, daß die da⸗ 
malige Klägerin ſich durch Konventionalſtrafen die Allein⸗ 
lieferung der Weine und Spirituoſen für das Bordell und da⸗ 
durch, daß ſie ſich einen beſtimmten Mindeſtbezug garantieren 
ließ, eine fortlaufende Einnahme aus dem Bordellbetrieb hatte 
ſichern laſſen, daß auch das Darlehn der Einrichtung und 
Fortführung des Bordelles, welches ohne dieſe Beihilfe nicht ein⸗ 
zurichten oder nicht fortzuführen war, gedient hat, daß die 
Klägerin die Mittel hergegeben hat, um aus dem Betriebe des 
Bordelles einen möglichſt hohen Gewinn zu ziehen, damit aber 
in eigennütziger Abſicht den Bordellbetrieb befördert hat. 
43* 
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— Von alle dem liegt im gegenwärtigen Falle durchaus nichts 
vor; im Gegenteil iſt von dem Berufungsgericht mit tatſäch⸗ 
licher, rechtlich nicht anfechtbarer Begründung feſtgeſtellt, daß 
der Darlehnsgeber D. nicht den Zweck, aus dem Bordell⸗ 
betriebe eigenen Vorteil zu ziehen, verfolgt habe. Davon, daß 
das Geld, wie die Reviſion meint, zur „Fruktifizierung des 
Bordellbetriebes“ gegeben worden ſei, kann alſo hier nicht die 
Rede ſein. Das Berufungsgericht durfte auch unbedenklich der 
bloßen Kenntnis des D. von der Abſicht des Beklagten in be⸗ 
treff der Verwendung des Geldes eine maßgebende Bedeutung 
abſprechen und davon ausgehen, jener habe es füglich dem Be⸗ 
klagten überlaſſen können, ob er ſein Vorhaben ausführen 
wolle oder nicht. (Vgl. inſoweit auch das Urteil des RG. 
V. S. vom 27. Juni 1904 in Sachen F. gegen G., HanſGG. 
1905 Beibl. Nr. 48 S. 80 ff.) F. e. Sch., U. v. 2. April 06, 
281/05 IV. — Hamburg. 

6. 8 249 BGB. Die Verpflichtung zum Schadenerſatz 
beſteht in der Herſtellung des Zuſtandes, der beſtehen würde, 
wenn das ſchadenbringende Ereignis nicht eingetreten wäre. 
Vorausſetzung für eine compensatio lueri cum damno.] 

Der preußiſche Juſtizfiskus verlangt von dem beklagten 
Amtsrichter Erſtattung von 25 Mark 44 Pf. Koſten der nub- 
loſen Reiſe des Dr. V., der ebenſo wie der Dr. S. verſehentlich 
von dem Beklagten zu einer Leichenſchau bez. Leichenöffnung 
nach R., nicht nach H. telegraphiſch beſtellt worden war. Das 
LG. wies ab, das OLG. verurteilte, das RG. hob auf und 
wies die Berufung des Klägers zurück. Das OLG. führt 
aus: Der dem Staate erwachſene Schaden, für welchen der 
Beklagte nach den beſtehenden landrechtlichen Vorſchriften erſatz⸗ 
pflichtig ſei, könne nicht durch den vom Beklagten und auch 
vom Gericht I. Inſtanz hervorgehobenen Umſtand als aufge⸗ 
wogen angeſehen werden, daß dem Staate durch das erwähnte 
Verſehen des Beklagten gleichzeitig der Aufwand für die Reiſe 
der beiden Arzte S. und V. nach R. erſpart worden ſei, welche 
Reiſe ſich als überflüffig herausgeſtellt habe. Denn eine der⸗ 
artige compensatio lueri cum damno ſei nur dann zuläſſig, 
wenn dieſelbe Handlung oder Unterlaſſung des Erſatzpflichtigen 
zugleich den Schaden und die ihm gegenüber geſtellte Erſparnis 
veranlaßt habe. Dieſe Vorausſetzung treffe aber hier nicht zu, 
da das für die Annahme einer Erſparnis in Betracht kommende 
Unterbleiben einer anderweiten Reiſe zweier Arzte nach R. nicht 
auf das Verſehen des Beklagten, ſondern auf den ſelbſtändigen 
Entſchluß der Staatsanwaltſchaft, welche nach der Verhand⸗ 
lung vom 2. September 1903 die Durchführung der anfäng⸗ 
lich beabſichtigten Leichenöffnung nicht mehr für geboten erachtet 
habe, zurückzuführen ſei. Iſt auch dieſe Annahme ebenſo wie 
die vorausgegangene eines ſchuldhaften Verſehens des Beklagten 
nicht zu beanſtanden, ſo iſt doch in den Erwägungen des Be⸗ 
rufungsgerichts inſofern ein Rechtsverſtoß enthalten, als dasſelbe 
unter Verletzung des S 249 BGB. einen vom Beklagten zu 
erſetzenden Schaden des Klägers als vorliegend erachtet hat. 
Nach der angegebenen Geſetzesvorſchrift hat der zum Schaden⸗ 
erſatze Verpflichtete den Zuſtand herzuſtellen, der beſtehen würde, 
wenn der zum Erſatze verpflichtende Umſtand nicht eingetreten 
wäre. Behufs Ermittelung des zu erſetzenden Schadens iſt 
alſo die wirtſchaftliche Lage des Erſatzberechtigten, wie ſie 
ſich nach der ſchadenſtiftenden Handlung herausgeſtellt hat, mit 
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derjenigen zu vergleichen, welche ſich bei korrektem Verhalten 
des Schadenpflichtigen ergeben haben würde, Planck, Kommen⸗ 
tar zum BGB. Bd. II 8 249 Anm. 2a, 8 252 Anm. 1. 
Im vorliegenden Falle alſo iſt nicht bloß — wie das OLG. 
getan — der durch das Verſehen des Beklagten erwachſene 
Aufwand für die nutzloſe Reiſe des Dr. V. nach H., ſondern 
auch der Aufwand für die Reiſe der beiden Arzte S. und V. 
nach R. in Betracht zu ziehen, wie ſie, bei Aufnahme der 
Worte „in R.“ in die telegraphiſche Ladung, am 2. September 
1903 zur Ausführung gelangt ſein würde. Ein etwaiger 
Mehrbetrag des erſterwähnten Aufwandes würde den zu er⸗ 
ſetzenden Schaden darſtellen. Allein nach dem in I. Inſtanz 
zur Sprache gekommenen und inſoweit nicht beſtrittenen Sach⸗ 
verhalt fehlt es gerade an einem ſolchen Mehrbetrag. Denn 
infolge der unrichtigen Ladung ſind aus der Staatskaſſe gezahlt 
worden: 25 Mark 44 Pf. Tagegelder und Reiſekoſten an den 
einen der beiden nach H. gereiſten Gerichtsärzte (V.), da der 
andere (S.) keine Vergütung berechnet hat und berechnen 
konnte, 6 Mark an den zur Leichenſchau am 2. September 1903 
zugezogenen Dr. R. in R. (vgl. $ 87 StPO.), 1 Mark 50 Pf. 
für die Depeſche an die in R. weilende Gerichtskommiſſion, 
alſo zuſammen 32 Mark 94 Pf. Die weitere Zuziehung von 
Gerichtsärzten hat ſich infolge der von der Staatsanwaltſchaft 
beſchloſſenen Unterlaſſung der Leichenöffnung nicht nötig ge⸗ 
macht, ein Umſtand, der, wenn er auch mit dem Verſehen des 
Beklagten nicht unmittelbar zuſammenhängt, doch jedenfalls bei 
der Frage, inwieweit durch dieſes Verſehen tatſächlich ein 
Aufwand verurſacht wurde, von Bedeutung iſt und die Ein⸗ 
ſtellung weiterer Reiſekoſten ausſchließt. Andererſeits wären 
bei ordnungsmäßiger Ladung der beiden Gerichtsärzte für den 
2. September 1903 nach R. gemäß der im erſtinſtanzlichen 
Tatbeſtande enthaltenen Aufſtellung 30 Mark an den Kreisarzt 
Dr. V. und 27 Mark an den Kreisarzt Dr. S., Summa 
57 Mark für die Reiſe nach dem angegebenen Orte zu zahlen geweſen. 
Hiernach iſt tatſächlich der durch die fehlerhafte Ladung erwach⸗ 


ſene Aufwand geringer ausgefallen als derjenige, der bei 


ordnungsmäßiger Ortsangabe in der Ladung entſtanden wäre, 
ſo daß von einem Schaden des Klägers überhaupt nicht die 
Rede ſein kann und demnach auch der klagend geltend gemachte 
Anſpruch auf Erſatz eines ſolchen hinfällig wird. P. c. Preuß. 
Juſtizfiskus, U. v. 27. März 06, 534/05 III. — Caſſel. 

7. Schadenserſatzpflicht des Rechtsanwalts? Haſtung 
eines Rechtsanwalts für feinen Bureauvorſteher. Eigene Haf⸗ 
tung ſetzt das Beſtehen eines beſonderen Vertragsverhältniſſes 
voraus.] 

Klägerin macht den beklagten Rechtsanwalt für den Verluſt 
verantwortlich, den ſie dadurch erlitten hat, daß die ihr gegen 
Hingabe eines Darlehns zu 4000 Mark von dem Darlehns⸗ 
empfänger L. beſtellte Hypothek bei der Zwangsverſteigerung 
des verpfändeten Grundſtücks ausgefallen iſt. Sie ſtützt den 
Erſatzanſpruch einmal auf das ſchuldvolle Verhalten des Bureau⸗ 
vorſtehers des Beklagten und zweitens auf eigenes Verſchulden 
des Beklagten. Mit zutreffender Begründung hat das Be⸗ 
rufungsgericht den erſten Klaggrund zurückgewieſen. Vom Be⸗ 
klagten war, wie feſtgeſtellt, ſeinem Bureauperſonal die Ver⸗ 
handlung mit dem Publikum in Hypothekenangelegenheiten aus⸗ 
drücklich unterſagt, und das Beſtehen allgemeiner Vermutung 
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der Vollmacht, der zufolge der Bureauvorſteher eines Rechts⸗ 
anwalts ohne Zuziehung desſelben über Rechtsangelegenheiten 
an ſeiner Statt mit dem Publikum zu verhandeln befugt iſt, 
läßt ſich nicht begründen. Der Beklagte iſt daher dafür, daß 
ſein Bureauvorſteher der Klägerin auf deren Nachfrage über die 
Sicherheit der Hypothek, wenn nicht wiſſentlich, ſo doch im 
höchſten Grade fahrläſſig unwahre Angaben gemacht hat, der 
letzteren nicht haftbar. Abweichend von der Entſcheidung des 
Berufungsgerichts iſt aber auch die Verſchuldung des Beklagten 
an dem Verluſt der Klägerin zu verneinen. Solche Verſchul⸗ 
dung ſetzt voraus, daß Beklagter zu Klägerin in ein Vertrags⸗ 
verhältnis getreten iſt, aus dem ihm die Pflicht erwuchs, über 
die Unſicherheit der Hypothek derſelben ſachgemäße Auskunft zu 
erteilen, und weiter, daß die Verabſäumung ſolcher Pflicht mit 
der Hingabe des Darlehns in urſächlichem Zuſammenhang ſteht. 
Allein weder das eine, noch das andere iſt der Fall. L. c. H., 
U. v. 16. März 06, 342/05 III. — Stettin. 

8. 88 273, 320, 535 ff. 551 BGB. Einwendungen des 
Mieters gegenüber der Räumungsklage des Vermieters wegen 
Nichtzahlung des Mietzinſes: der Vermieter habe ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen nicht Genüge geleiſtet. Bedeutung der teilweiſe 
erfolgten Verweigerung der Leiſtung ſeitens des Mieters. 

Das Berufungsgericht hat den Räumungsanſpruch zu⸗ 
erkannt, ohne auf die Verteidigung des Beklagten einzugehen; 
er ſei berechtigt den Reſt des Mietbetrages mit 375 Mark und 
die weiteren von ihm beanſpruchten Beträge zurückzuhalten, bis 
die ihm gebührende Leiſtung aus dem Mietverhältnis ſeitens 
der Kläger bewirkt worden ſei. Zwar iſt es nicht richtig, daß 
die Reviſion in dieſer Beziehung den 8 273 BGB. als verletzt 
bezeichnet. Denn da ein Miet⸗ und Pachtvertrag ein gegen⸗ 
ſeitiger Vertrag iſt, kommt nicht dieſe Geſetzesſtelle, ſondern 
8 320 BGB. zur Anwendung, welche Beſtimmung bei gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen das Zurückbehaltungsrecht an Stelle des 
58 273 BGB. zu regeln beſtimmt iſt. Dies ergibt ſich ſchon 
daraus, daß nach 8 320 Abſ. 1 Satz 3 BGB. im Falle der 
gegenſeitigen Verträge $ 273 Abſ. 3 BGB. keine Anwendung 
leidet. Aber auch vom Standpunkte des $ 320 BGB. kann 
der Rechtsbehelf des Beklagten nicht für unbegründet erachtet 
werden. Zunächſt wird nicht die Anwendung des § 320 BGB. 
bei Miet⸗ und Pachtverträgen durch die für dieſe geltenden be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen in den 88 537 ff. BGB. ausgeſchloſſen. 
Es folgt dies ſchon aus dem 8 536 BGB., nach dem der 
Vermieter die vermietete Sache dem Mieter in einem zu dem 
vertragsmäßigen Gebrauche geeigneten Zuſtande zu überlaſſen 
und ſie während der Mietzeit in dieſem Zuſtande zu erhalten 
hat. Dieſer Verpflichtung des Vermieters, die an ſich ſchon 
aus 8 535 BGB. ſich ergibt, entſpricht ein Anſpruch des 
Mieters auf Herſtellung des zu dem vertragsmäßigen Ge⸗ 
brauche geeigneten Zuſtandes der vermieteten Sache. So ſagen 
auch die Mot. zu dem erſten Entwurfe des BGB. 8 504 
(Geſetz 8 536) in Bd. 2 S. 373: „Obwohl die Beſtimmung 
nur eine Konſequenz der in 8 503 ausgeſprochenen Verpflich⸗ 
tung des Vermieters iſt, dem Mieter den Gebrauch der ver⸗ 
mieteten Sache während der Mietzeit zu gewähren, ſo iſt ſie 
doch aufgenommen, um angeſichts der in den 88 505, 506 
Geſetz 88 537, 588) nachfolgenden Beſtimmungen klarzu⸗ 
ſtellen, daß, wenn der Vermieter dem Mieter die Sache nicht 
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in einem zu dem vertragsmäßigen Gebrauche geeigneten Zu⸗ 
ſtande überläßt oder während der Mietzeit nicht in dieſem Zu⸗ 
ſtande erhält, der Mieter außer den in den 88 505, 506, 529 
(Geſetz 88 537, 538, 542) beſonders hervorgehobenen 
Rechten, nach Maßgabe der allgemeinen Grundſätze auf Grund 
des Mietvertrages gegen den Vermieter auch einen Anſpruch 
auf Erfüllung, d. h. auf Herſtellung eines zu dem vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauche geeigneten Zuſtandes, bzw. auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung hat.“ Seinen Anſpruch auf Er⸗ 
füllung aber kann der Mieter nicht durch Klage, nur ſondern auf 
jede rechtlich zuläſſige Weiſe, alſo insbeſondere auch gemäß 
8 320 BGB. zur Geltung bringen. — Dieſe Geſetzesſtelle be⸗ 
ſtimmt allerdings, daß der aus einem gegenſeitigen Vertrage 
Verpflichtete die ihm obliegende Leiſtung bis zur Bewirkung 
der Gegenleiſtung dann nicht verweigern kann, wenn er vor⸗ 
zuleiſten verpflichtet iſt. Wenn in dieſer Hinſicht in dem Miet⸗ 
vertrage beſtimmt iſt „der jährliche Mietpreis iſt zahlbar viertel⸗ 
jährlich im voraus und zwar am 1. Juli, am 1. Oktober, am 
1. Januar und am 1. April, alſo in vier gleichen Jahres⸗ 
raten,“ ſo enthält dieſe Beſtimmung an ſich nur eine Aus⸗ 
nahme von §S 551 BGB., wonach der Mietzins am Ende 
der Mietzeit bezw. nach dem Ablaufe der einzelnen Zeit⸗ 
abſchnitte zu entrichten iſt, der Mieter alſo nur nachzuleiſten, 
der Vermieter aber vorzuleiſten verpflichtet iſt. Keineswegs 
enthält aber jene Vertragsbeſtimmung etwas darüber, daß der 
Mieter vorzuleiſten ſtatt nur zur Erfüllung Zug um Zug ver⸗ 
pflichtet iſt. Erwägt man, daß der Mietzins am erſten Tage 
der einzelnen Zeitabſchnitte, alſo bei gleichzeitigem Beginn der 
Verpflichtungen der Vermieter nach dem Vertrage zu entrichten 
iſt, ſo wird das letztere als das richtigere erſcheinen. Auch 
bei Annahme einer Vorleiſtung für die Entrichtung des Miet⸗ 
zinſes kommt in Betracht, daß Kläger bereits ſeit 23. De⸗ 
zember 1903 im Leiſtungsverzuge betreffs Beſeitigung der 
Tae a d waren, alſo am 1. Januar 1904, an welchem 
Tage erſt der Mietzins zu entrichten war, Beklagter nur im 
Falle der Nachholung der den Klägern obliegenden Leiſtung zur 
Zahlung verpflichtet war. Nun beſtimmt freilich § 320 Abſ. 2 
BGB., daß bei teilweiſer Leiſtung nur ein entſprechender Teil 
der Gegenleiſtung verweigert werden kann. Man kann aber 
von vornherein nicht ſagen, daß die von dem Beklagten erfolgte 
teilweiſe Verweigerung der Gegenleiſtung im Sinne des § 320 
Abſ. 2 BGB. gegen Treu und Glauben verſtoßen hätte. War 
aber Beklagter nur zur Entrichtung der einbehaltenen Summen 
Zug um Zug gegen Beſeitigung der Feuchtigkeit verpflichtet, 
ſo war er in Ermangelung dieſer Beſeitigung auch nicht im 
Sinne des Vertrags mit der Zahlung im Rückſtande. H. c. S., 


u. v. 23. März 06, 524/05 III. — Cöln. 


9. 88 320, 634, 635, 640, 641 BGB. Beſteht gegenüber 
der Klage auf Zahlung für ein beſtelltes Werk bei Ablehnung des 
Werks wegen Mängel eine Einrede des nicht erfüllten Vertrages 7] 

Am 21. März 1903 begann der Kläger mit der Auf⸗ 
ſtellung der noch ungebeizten Ladeneinrichtung. Beklagter 
verweigerte indeſſen die Abnahme einer von ihm bei dem Kläger 
beſtellten Ladeneinrichtung und gab die Stücke einer Speditions⸗ 
firma auf Lager. Darauf erhob der Kläger Klage auf Zah⸗ 
lung und auf Abnahme des Werkes. Die Klage wurde abge⸗ 
wieſen, die Reviſion blieb ohne Erfolg: Zutreffend behandelt 
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der Berufungsrichter den zwiſchen den Parteien in Anſehung 
der Ladeneinrichtung geſchloſſenen Vertrag als einen Werk⸗ 
lieferungsvertrag über eine nicht vertretbare Sache (8 651 
BGB.). Die auf Abnahme des Werkes und Zahlung des 
Werklohns gerichtete Klage weiſt er aus zwei Gründen zurück, 
von denen jeder die Entſcheidung zu tragen geeignet iſt. Einmal 
habe die Ladeneinrichtung Mängel gezeigt und der Beklagte 
ſei berechtigt geweſen, das ihm angebotene unfertige, im Material 
minderwertige und dabei noch unſorgfältig und teilweiſe fehler⸗ 
haft hergeſtellte Werk zurückzuweiſen. Sodann ſei der Beklagte 
wegen verſpäteter Lieferung mit Recht vom Vertrag ab⸗ 
gegangen. 1. Der erſte Abweiſungsgrund iſt rechtlich nicht 
haltbar. Das auf die Mangelhaftigkeit des Werkes geſtützte 
Vorbringen des Beklagten kann nur unter den Geſichtspunkt 
der Einrede des nicht erfüllten Vertrages gebracht werden. 
Schadenserſatz fordert der Beklagte nicht und für den Wande⸗ 
lungs⸗ oder Preisminderungsanſpruch fehlt es gleichfalls an 
den geſetzlichen Vorausſetzungen (88 634, 635 BGB.). Die 
Ausführungen des Berufungsrichters laſſen auch nicht erkennen, 
daß er eine andere geſetzliche Beſtimmung, als den 8 320 
BGB., im Hinblick auf die Mängeleinrede des Beklagten für 
durchgreifend erachtet habe. Die 88 640, 641 BGB., auf 
welche der erſte Richter verweiſt, enthalten keine Vorſchriften 
über die Rechte, welche dem Beſteller im Falle der Lieferung 
eines mangelhaften Werkes zuſtehen. Der Einwand des nicht 
erfüllten Vertrages aber iſt mit der Verteidigung des Beklagten 
unvereinbar. Sie geht dahin, daß er die Leiſtung des Klägers 
überhaupt zurückzuweiſen berechtigt ſei; er lehnt ſie ſchlechthin 
und endgültig ab, verweigert mithin nicht nur die Gegenleiſtung 
bis zur vertragsmäßigen Bewirkung der Leiſtung, ſondern will 
ſeinerſeits gar nicht leiſten, auch nicht, wenn ihm ein mängel⸗ 
freies Werk angeboten wird. Der erkennende Senat hat ſich 
bereits dahin ausgeſprochen, daß in einem ſolchen Falle der 
Einwand des nicht erfüllten Vertrages nicht der richtige Rechts⸗ 
behelf ſei; der Schuldner ſei nicht zu einem Einwande berech⸗ 
tigt, der ſeine rechtliche Grundlage darin finde, daß er ſo lange 
nicht gegen ſeinen Willen zur Leiſtung angehalten werden ſolle, 
als nicht die ihm geſchuldete und von ihm verlangte Gegen⸗ 
leiſtung ihm gewährt werde; er müſſe bei Ablehnung der 
Gegenleiſtung ſeinen Einreden eine derartige Geſtalt geben, daß 
auf grund derſelben eine endgültige Regelung der Rechts⸗ 
verhältniſſe ſtattfinden könne (RG. 58, 173 ff.). Hieran iſt feſt⸗ 
zuhalten und deshalb die endgültige Abweiſung der Klage aus 
dem Grunde der nicht gehörigen Erfüllung des Vertrages 
ſeitens des Klägers nicht zu billigen. Nur zu einer Verur⸗ 
teilung des Beklagten zur Erfüllung Zug um Zug wäre zu 
gelangen geweſen ($ 322 BGB.); eine ſolche würde ſich aber 
mit der ausgeſprochenen Abſicht des Beklagten in Widerſpruch 
ſetzen. 2. Indeſſen ſchlägt der zweite Abweiſungsgrund des 
Berufungsrichters durch. (Wird unter Bezugnahme auf den 
Vertragsinhalt und die geſchehene Feſtſetzung weiter ausgeführt.) 
R. c. G., U. v. 27. März 06, 334/05 VII. — Königsberg. 

10. 88 325, 326 BGB. Begriff der pofitiven Vertrags: 
verletzung; Nichtanwendung bei Grundſtückskäufen, Notwendig⸗ 
keit der Anbietung der Leiſtung gemäß §8 295 BGB.; 

Kläger, der mittels notariellen Vertrages vom 7. Dezember 
1903 ſein in Fahrdorf belegenes Meiereigrundſtück an den Be⸗ 


M 10. 1906. 


klagten für 85000 Mark unter Feſtſetzung des 1. April 1904 
als des Zeitpunktes für die Übernahme des Grundſtücks und 
Zahlung eines Teils des Kaufgeldes verkauft hatte, hat, als 
Beklagter Mitte März 1904 den Vertrag für ungültig erklärte, 
ihm zunächſt eine Friſt zur Erklärung über feine Bereitſchaft 
zur Vertragserfüllung geſetzt und ſodann nach fruchtloſem Friſt⸗ 
ablauf noch vor dem 1. April 1904 der bei der Friſtſetzung 
gemachten Androhung gemäß das Grundſtück unter Ausſchluß 
einer auf 3000 Mark bewerteten Wieſe an dritte Perſonen 
anderweit für 72000 Mark verkauft. Im gegenwärtigen 
Prozeß verlangt Kläger Schadenerſatz wegen Nichterfüllung des 
Vertrages vom 7. Dezember 1903 in Höhe der Differenz 
zwiſchen dem vereinbarten Kaufpreife und dem durch den ander⸗ 
weiten Verkauf erzielten Kauferlöſe. Er hat demgemäß mit 
dem Antrage geklagt, den Beklagten zur Zahlung von 10000 Mark 
nebſt Zinſen zu verurteilen. Klage, Berufung und Reviſion 
ſind zurückgewieſen: Der Berufungsrichter ſtützt ſeine Annahme, 
daß dem Kläger ein Entſchädigungsanſpruch gegenüber dem 
Beklagten nicht zuſtehe, auf zwei ſelbſtändige Erwägungen. 
Zunächſt fehle es an einem die Schadenserſatzpflicht begrün⸗ 
denden Verzuge des Beklagten. Der Verzug wäre erſt einge⸗ 
treten, wenn Kläger nach der Fälligkeit den Beklagten aufge⸗ 
fordert hätte, den Vertrag durch Zahlung des verabredeten 
Kaufgeldes zu erfüllen. Dazu würde es allerdings genügt 
haben, daß Kläger ſeinerſeits dem Beklagten Vertragserfüllung 
anbot. Aber auch dies ſei nicht geſchehen. Sodann geht der 
Berufungsrichter auf die Frage ein, ob der Klageanſpruch ſich 
vielleicht aus dem von dem RG. in mehreren Entſcheidungen 
(RGZ. 52, 150; 54, 98; 57, 106) zur Geltung gebrachten 
Geſichtspunkt der ſogenannten pofitiven Vertragsverletzung 
rechtfertigen laſſe. Dies verneint er ebenfalls. Er erwägt 
dabei, daß jene Auffaſſung im BGB. nirgends eine Stütze 
finde, namentlich nicht im 8 326 BGB., der unzweifelhaft 
nur die Folgen eines Verzuges im Auge habe. Auch das 
RG. habe ſich für die von ihm in den zitierten Urteilen ver⸗ 
tretene Anſicht nicht im allgemeinen, ſondern nur in bezug auf 
gewiſſe dem Han delsverkehr angehörige Ausnahmefälle aus: 
geſprochen. Dort kämen öfters, namentlich bei Verträgen mit 
Sukzeſſivlieferungen, dauernde Vertragsverhältniſſe vor, in 
denen es unter Umſtänden für den Gläubiger eine Härte ſein 
würde, wenn er, um die Verzugsfolgen gegenüber dem vertrags⸗ 
untreuen Schuldner herbeizuführen, erſt die Fälligkeit aller ein⸗ 
zelnen Leiſtungen abwarten müßte. Dagegen ſei eine Verallge⸗ 
meinerung jener Anſicht des RG., insbeſondere durch Anwen⸗ 
dung der gleichen Grundſätze auf den Fall eines Grundſtücks⸗ 
verkaufs, nicht gerechtfertigt. Die Reviſion hält dieſe Ausfüh⸗ 
rungen für rechtsirrig und vermißt in den vom Berufungs⸗ 
richter angezogenen Reichsgerichtsurteilen die Beſchränkung der 
dort aufgeſtellten Grundſätze auf Verhältniſſe des Handelsver⸗ 
kehrs. Außerdem macht ſie geltend, daß es, um den Beklagten 
in Verzug zu ſetzen, einer Mahnung im vorliegenden Falle 
nicht bedurft habe. Der Beklagte habe, indem er vor dem 
1. April 1904 dem Kläger gegenüber ſich beſtimmt weigerte, 
den fraglichen Kaufvertrag zu erfüllen, ihn der Notwendigkeit 
einer weiteren Tätigkeit zum Zweck der In⸗Verzug⸗ Satzung 
überhoben. In der Erfüllungsweigerung liege ein Verzicht 
auf Mahnung. Dieſe ſei auch ſchon deshalb nicht erforderlich 
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geweſen, weil Zug: um Zug ⸗Leiſtung zu einem beſtimmten 
Termine, 8 284 Abſ. 2 BGB., nicht etwa eine Vorleiſtung 
des Klägers in Frage ſtehe. Die Reviſion konnte keinen Erfolg 
haben: Der Begriff der ſog. poſitiven Vertragsverletzung iſt 
zuerſt vom II. 3S. des RG. in dem Urteil vom 6. März 
1903, RG. 54, 98 einer prinzipiellen Erörterung unterzogen 
worden. Dort wird gegenüber den in den SS 325, 326 BGB. 
allein behandelten beiden Fällen der ſchuldhaften Leiſtungsun⸗ 
möglichkeit und des ſchuldhaften Leiſtungsverzugs auf die an 
ſich mögliche dritte Art des ſchuldhaften Verhaltens eines 
Vertragsteils — poſitive Vertragsverletzung, die nicht zugleich 
die dem Verletzten obliegende Leiſtung unmöglich macht — 
hingewieſen und aus der Entſtehungsgeſchichte jener Paragraphen 
in Verbindung mit ihrer Wortfaſſung der Satz hergeleitet, daß 
ſie nicht ſinguläre Rechtsbehelfe darſtellen, ſondern den von 
ihnen bezeichneten Schutz dem benachteiligten Vertragsteil in 
allen Fällen gewähren wollen, in denen durch das vertragsver⸗ 
letzende Verhalten des anderen Teils die Erreichung des Ver⸗ 
tragszwecks gefährdet wird. Ob dieſen Ausführungen gegebenen⸗ 
falls beizutreten ſein würde, kann dahingeſtellt bleiben. Denn 
der damals erkennende Senat hat ſelbſt ſeine Auffaſſung nur 
mit der Einſchränkung vertreten, daß es von den tatſächlichen 
Verhältniſſen und den jedesmaligen Umſtänden des Einzel⸗ 
falles abhänge, wie ſich jene analoge Anwendung der 88 325, 
326 BGB. bei den einzelnen Verträgen geſtalte; in Betracht 
komme ſie hauptſächlich bei Lieferungsgeſchäften und ähnlichen, 
auf längere Dauer berechneten Verträgen. Daß den derart 
charakteriſierten Verträgen ein Grundſtücksverkauf, bei dem es 
ſich regelmäßig um einfach und raſch innerhalb verhältnis⸗ 
mäßig kurzer Zeiträume zu erledigende Geſchäfte handelt, nicht 
an die Seite geſtellt werden darf, liegt auf der Hand. Mit 
Recht hat daher der Berufungsrichter im vorliegenden Fall an⸗ 
genommen, daß Kläger zur Begründung ſeines Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs ſich nicht auf jene nur für handelsrechtliche Verhält⸗ 
niſſe berechnete reichsgerichtliche Rechtſprechung berufen dürfe. 
Auch die weitere Annahme des Berufungsrichters, daß 
Kläger Schadenserſatz nicht verlangen könne, weil Beklagter 
nicht in Verzug gekommen ſei, iſt zutreffend. Allerdings hat 
das RG. wiederholt ausgeſprochen, daß es, wenn der in Ver⸗ 
zug geratene Vertragsteil die Erfüllung ernſtlich verweigert, 
zur Geltendmachung eines Schadenserſatzanſpruchs nicht der in 
§ 326 BGB. beſtimmten vorgängigen Friſtſetzung bedürfe und 
daß die letztere ſich auch dann erübrige, wenn die Erfüllungs⸗ 
verweigerung noch vor Eintritt der Fälligkeit erklärt ſei, (vgl. RG. 
51, 347; 52, 150; 54, 98; 57, 106.) Dieſe Grundſätze 
können indeſſen auf den vorliegenden Fall deshalb keine An⸗ 
wendung finden, weil der Kläger, bevor die Fälligkeit ſeiner 
Anſprüche aus dem Kaufvertrage eingetreten war, das an den 
Beklagten verkaufte Grundſtück anderweit veräußert hat. Da⸗ 
durch hat er ſich, wie der Berufungsrichter richtig bemerkt, mit 
dem Annullierungsverlangen des Beklagten einverſtanden erklärt. 
Wollte er demnächſt hiervon wieder abgehen und auf Erfüllung 
des Vertrages beſtehen, fo hätte er gemäß 8 295 BGB. die 
ihm aus dem Vertrage obliegende Leiſtung — Übergabe und 
Auflaſſung des verkauften Grundſtücks gegen Empfangnahme 
des Zug um Zug zu leiſtenden Teils des Kauſpreiſes — dem 
Beklagten anbieten müſſen. Dadurch wäre dieſer in Verzug 
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gekommen und bei fortdauernder Erfüllungsverweigerung 
ſchadenserſatzpflichtig geworden. Ein ſolches Angebot hat aber 
unſtreitig nicht ſtattgefunden. B. e. R., U. v. 24. März 06, 
406/05 V. — Kiel. 

11. 8 339 S. 2 in Verb. mit § 278 BGB. Ver⸗ 
ſchulden bei einem Unterlaſſen, Handlungen von Angeſtellten 
beim Unterlaffen.] 

Der Beklagte hat ſich im Februar 1903 ſchriftlich ver⸗ 
pflichtet, während der Dauer von fünf Jahren Sanatogen und 
Sanatogenpräparate nicht unter gewiſſen, von der Klägerin 
vorgeſchriebenen Detailpreiſen zu verkaufen und dieſe Verpflich⸗ 
tung auch durch keinerlei ſonſtige Vergünſtigungen zu umgehen; 
für jeden Fall der Zuwiderhandlung hat er die Zahlung einer 
Konventionalftrafe von 100 Mark der Klägerin verſprochen. 
Mit der Behauptung, daß er im Jahre 1903 mindeſtens in 
15 Fällen jener Verpflichtung dadurch zuwidergehandelt habe, 
daß er den Käufern von Sanatogen Rabattmarken verabreicht 
habe, hat die Klägerin Vertragsſtrafe und Unterſagung des 
ferneren Verkaufs beanſprucht. — Der Berufungsrichter hat 
die Beklagte zur Zahlung der Vertragsſtrafe für die noch nach dem 
27. Oktober 1903 erfolgte Verabreichung der Rabattmarken 
für verpflichtet erklärt. Wenn dieſe auch lediglich ſeitens ſeiner 
Angeſtellten ohne ſein Wiſſen oder ſelbſt gegen ſeine ausdrück⸗ 
liche Anordnung geſchehen ſeim⸗ſollte, fo habe er doch für dieſe 
Zuwiderhandlungen nach 8 278 BGB. einzuſtehen. Die 
Reviſion macht hingegen geltend, es beruhe auf einer Verletzung 
des §8 278 BGB., wenn das Berufungsgericht den Beklagten 
für die von ſeinen Angeſtellten ohne ſein Wiſſen oder ſelbſt gegen 
ſeine ausdrückliche Anordnung vorgenommene Gewährung von 
Rabattmarken für verantwortlich erkläre, denn dieſe Angeſtellten 
ſeien keine Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeit gegenüber der Klägerin bediene: Dieſer An⸗ 
griff kann indeſſen nicht für begründet erachtet werden. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob mit der in der Literatur herr⸗ 
ſchenden, auch vom V. 36. des RG. (vgl. RGZ. 55, 79) 
geteilten Anſicht der Satz 2 des 8 339 BGB. dahin aufzu⸗ 
faſſen iſt, daß, wenn die geſchuldete Leiſtung in einem Unter⸗ 
laſſen beſteht, die Strafe mit der Zuwiderhandlung verwirkt 
iſt ohne Rückſicht darauf, ob den Schuldner ein Ver⸗ 
ſchulden trifft, oder ob nicht vielmehr jene Geſetzesvorſchrift 
den Gläubiger nur vom Nachweiſe des Verſchuldens befreit, 
dem Schuldner aber nachläßt, den Mangel eines ſolchen als 
Befreiungsgrund geltend zu machen und zu beweiſen. Nach 
§ 241 BGB. kann die Leiſtung, die der Gläubiger kraft eines 
Schuldverhältniſſes zu fordern berechtigt iſt, auch in einem 
Unterlaſſen beſtehen. Die Erfüllung der Verpflichtung beſteht 
hier darin, daß der Schuldner die Handlung, die er unterlaſſen 
ſoll, nicht vornimmt. Solange er dieſe Handlung nicht vor⸗ 
nimmt, befindet er ſich im Zuſtand der Erfüllung. Nun könnte 
man auf den erſten Anblick ſagen, es ſei undenkbar, daß er 
ſich hierbei der Hilfe anderer Perſonen bedient, es komme hier⸗ 
bei vielmehr nur auf ſein perſönliches Tun und Laſſen an. 
Das wird der Fall ſein, wenn die verbotene Handlung nur 
vom Schuldner ſelbſt vorgenommen werden kann, und wo 
daher auch nur eine Zuwiderhandlung des Schuldners ſelbſt 
als unter das Verbot fallend von den Vertragsſchließenden 
gemeint ſein kann. Im vorliegenden Fall kann aber ein Ver⸗ 
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kauf des Sanatogens unter den von der Klägerin feſtgeſetzten 
Detailpreiſen nicht bloß vom Beklagten ſelbſt, ſondern auch von 
denjenigen vorgenommen werden, die er mit dem Verkauf beauf⸗ 
tragt hat, und daß auch ein ſolcher Verkauf durch das Verbot 
hat getroffen werden ſollen, kann nicht zweifelhaft ſein. Nun 
läßt ſich ſchon ſagen, daß der Beklagte, da er beim Ver⸗ 
kauf des Sanatogens die der Klägerin gegenüber über⸗ 
nommene Verbindlichkeit zu erfüllen hat, eine andere Erfüllung 
überhaupt nicht denkbar iſt, ſich zur Erfüllung dieſer Ver⸗ 
bindlichkeit derjenigen Perſonen bedient, die er mit dem Ver⸗ 
kauf beauftragt hat. Man könnte vielleicht aber den Zweifel 
aufwerfen, ob dies für den Fall zutrifft, daß er ſeinen Ange⸗ 
ſtellten nicht unterſagt haben ſollte, den Abnehmern von 
Sanatogen Rabattmarken zu gewähren, und jene auf Grund 
der allgemeinen Übung in feinem Geſchäfte es getan hätten. 
Solchenfalls würde 8 278 ſchon deswegen nicht anwendbar 
ſein, weil es an einem Verſchulden der Angeſtellten fehlen 
würde; der Beklagte würde aber gleichwohl zur Zahlung der 
Strafe verpflichtet ſein, weil dann der Fall ſo anzuſehen iſt, 
als ob er ſelbſt — und zwar ſchuldhaft — die Zuwider⸗ 
handlungen vorgenommen hätte. Es kann aber jedenfalls dann, 
wenn er ſeinen Angeſtellten die Gewährung von Rabattmarken 
beim Verkauf von Sanatogen ausdrücklich unterſagt haben 
ſollte, keinem Zweifel unterliegen, daß er ſich jener zur Er⸗ 
füllung der von ihm der Klägerin gegenüber übernommenen 
Verbindlichkeit bei dem Verkauf von Sanatogen bedient hat 
und daß dieſen Angeſtellten, da ſie ſeinem Verbot zuwider⸗ 
gehandelt haben, ein Verſchulden trifft. S. c. B., U. v. 
29. März 06, 276/05 VI. — Naumburg. 

12. § 836 BGB. Begriff der Haftung des Grund: 
ſtücksbeſitzers beim Einſturz eines Gebäudes.] 

Gegen Geſetzesvorſchriften des materiellen Rechts hat der 
Berufungsrichter nicht verſtoßen; jedenfalls liegt der Anwendung 
des 8 836 des BGB. eine Geſetzesverletzung nicht zugrunde. 
Denn daß der Begriff der Fahrläſſigkeit verkannt ſei, trifft nicht 
zu. Die Ausführungen des VI. ZS. in dem Urteile vom 
28. Januar 1903 in Sachen Z. c. Elbſtrombaufiskus (VI. 321, 03) 
ſprechen nicht, wie die Reviſion meint, für, ſondern gegen 
dieſe Annahme. Es wird darin aus der Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes näher dargelegt, daß der Fahrläſſigkeitsbegriff mit 
Abſicht eine Faſſung erhalten hat, die ſich nicht auf die im 
Verkehr übliche Sorgfalt beſchränkt, ſondern darüber hinaus⸗ 
gehend die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zum Maßſtabe 
nimmt, damit nicht die etwa aufkommende allgemeine Gewöh⸗ 
nung an eine Nachläſſigkeit („Schlendrian“) dem Handelnden 
zur Rechtfertigung dienen könne. Wenn daher der Berufungs⸗ 
richter davon ausgegangen iſt, es genüge nicht, daß der Eigen⸗ 
beſitzer eines Hauſes einen zur gehörigen Unterhaltung der 
Gebäude befähigten Sachverſtändigen anſtelle, im übrigen 
aber ſich nicht weiter darum kümmere, ob der Beauftragte ge⸗ 
wohnt ſei, von ſeinen Kenntniſſen und Fähigkeiten den gehö⸗ 
rigen Gebrauch zu machen und ebenſowenig die ſachentſprechende 
Ausführung des erteilten Auftrages im beſonderen überwache, 
ſo entſpricht das durchaus der Bedeutung des Entlaſtungs⸗ 
beweiſes, wie ihn der Eigenbeſitzer eines Grundſtücks nach 
8 836 Abſ. 1 Satz 2 BGB. zu erbringen hat, um von der 
durch Abſ. 1 Satz 1 vorgeſehenen Erſatzpflicht befreit zu ſein. 
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Im Unterſchiede von dem Schadenerſatzfalle des 8 831 Abſ. 1 
tritt nämlich die Befreiung nicht ſchon dann ein, wenn der in 
Anſpruch Genommene ſich nur darüber auszuweiſen vermag, 
daß er bei der Auswahl der beſtellten Perſon die im Ver⸗ 
kehr erforderliche Sorgfalt beachtet hat, ſondern es bedarf nach 
§ 836 eines darüber hinausgehenden Nachweiſes, der ſich auf 
die fortdauernde Beobachtung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt zum Zwecke der Abwendung der Gefahr bezieht. 
Daran aber hat es der Beklagte, wie der Berufungs⸗ 
richter annimmt, nach der Beſtellung des St. zum Hausver⸗ 
walter gänzlich fehlen laſſen. N. c. H., U. v. 5. April 06, 
446/05 IV. — Cöln. 

13. 8 847 BGB. Begriff des „Vermögens“ im Sinne 
dieſes Geſetzes.] 

Bei Bemeſſung der Höhe eines von dem Kläger erhobenen 
Schadensanſpruchs hatte der Berufnngsrichter einerſeits die be 
drängte Vermögenslage und die beklagenswerte körperliche und 
ſeeliſche Verfaſſung des Klägers, andererſeits die Verhältniſſe 
des Beklagten, welcher ein wohlhabender Mann und überdies 
bis zu 30 000 Mark Kapital verſichert ſei, berückſichtigt, 
Das RG. hob die verurteilende Entſcheidung auf: Mit Recht hat 
zwar das Berufungsgericht bei der Feſtſetzung „billigen Entſchädi⸗ 
gung in Geld“, welche nach $ 847 BGB. dem Verletzten zukommt, 
die perſönlichen und Vermögensverhältniſſe beider Teile, ins⸗ 
beſondere auch des Beklagten, in Betracht gezogen. Allein das 
genannte Gericht verkennt den Begriff des „Vermögens“ ſowie 
die rechtliche Natur der vorliegenden Verſicherung, wenn es 
die Verſicherungsſumme von 30 000 Mark ſchon jetzt als Be⸗ 
ſtandteil des Vermögens des Beklagten behandelt, während die⸗ 
ſelbe doch lediglich den Zweck hat, demſelben Schadloshaltung 
für die ihm auferlegte Entſchädigungspflicht zu gewähren, nach⸗ 
dem deren Betrag unter Berückſichtigung der ſonſtigen Sach⸗ 
lage feſtgeſtellt iſt. Die gedachte Verſicherung hat ſonach außer 
Betracht zu bleiben. V. c. S., U. v. 27. März 06, 578/05 III. 
— Karlsruhe. 

14. 5 1353 BGB. Der Mißbrauch des Rechts iſt von 
Amtswegen zu prüfen.] 

Gegen die Annahme des Berufungsgerichts, daß die von 
der Widerklägerin geltend gemachten Gründe den Antrag der 
Widerklage auf Scheidung nicht zu rechtfertigen vermögen, 
ſind rechtliche Bedenken von der Reviſion nicht erhoben. Dagegen 
erſcheint die Reviſion der Beklagten inſoweit begründet, als ſich 
dieſelbe über ihre Verurteilung zur Herſtellung des ehelichen 
Lebens beſchwert. Mit Recht rügt die Reviſion zu dieſem 
Punkte, das Berufungsgericht habe prüfen müſſen, ob nicht die 
dem Kläger vorgeworfenen ehelichen Verfehlungen, wenn ſie 
auch keinen Scheidungsgrund abgeben, doch geeignet ſind, das 
Herſtellungsverlangen des Klägers als einen Mißbrauch ſeines 
Rechts darzuſtellen (8 1353 BGB.). Für das Recht, die 
Herſtellung des ehelichen Lebens zu verlangen, iſt geſetzliche 
Vorausſetzung, daß es ſich nicht als Mißbrauch herausſtellt. 
Es iſt daher der Mißbrauch des Rechts von Amts wegen zu 
berückſichtigen, wenn er ſich aus dem Sachverhalt ergibt, ohne 
daß es darauf ankommt, ob die Beklagte ihn im Wege der 
Einwendung geltend gemacht hat (RG. in JW. 1900 S. 891, 
892; 1902, Beil. S. 272 Nr. 212). In eine ſolche Prü⸗ 
fung iſt das Berufungsgericht nicht eingetreten, es hat viel⸗ 


Q.... e rer or „nk an % . ͤ . ͤ „„ . — . ͤ . — — — 


— — — —— — — ü. — 2 — . ß a PR 2. Sl PA CE 


35. Jahrgang. 


mehr lediglich auf Grund deſſen, daß Scheidungsgründe 
nicht nachgewieſen ſeien, dem Herſtellungs vermögen des 
Klägers ſtattgegeben. Sch. c. Sch., U. v. 5. April 06, 
448/05 IV. — Jena. 

15. 88 1643, 1686, 1821, 1822 BGB. Verpfändung 
einer Hypothek des Mündels zur Übernahm einer fremden 
Verbindlichkeit erfordert Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts.] N 

Für die Beklagte war auf dem Grundſtücke ihres Bruders 
Joſef G. eine Darlehnshypothek von 20000 Mark eingetragen. 
Bei der Zwangsverſteigerung kam die Hypothek der Beklagten 
mit 19 322,82 Mark zur Hebung. 4926,82 Mark wurden bar 
gezahlt und hinterlegt, weil unter den Parteien ſtreitig wurde, 
wem von ihnen dieſer Betrag gebühre. Der Reſt von 
14396 Mark wurde als rückſtändige Kaufgelderforderung der 
Beklagten übertragen und als Sicherungshypothek eingetragen. 
Klägerin, der ein Anſpruch von 19000 Mark gegen den Bruder 
des Beklagten zuſteht, nahm den hinterlegten Barbetrag und 
die Sicherungshypothek in Anſpruch. In erſter Linie hat ſie ihren 
Anſpruch darauf gegründet, daß ihr die Beklagte die Hypo⸗ 
thek zur Sicherung ihrer Anſprüche an den Bruder verpfändet 
habe. Die darüber ausgeſtellte und der Klägerin mit dem 
Hypothekenbriefe ausgehändigte Urkunde iſt unterſchrieben mit 
Marie G. (Namen der Beklagten), Franziska G. (Mutter der 
damals minderjährigen Beklagten, der die elterliche Gewalt 
zuſtand) und Joſef G. Unſtreitig iſt nur die Echtheit der 
Unterſchrift des Joſef G., beſtritten iſt die Echtheit der beiden 
anderen Unterſchriften. Das OLG. verurteilte, das RG. hob 
auf: Den Ausführungen des Berufungsgerichts muß bei der 
Frage, ob die Verpfändung der Hypothek der Beklagten ohne 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts gültig ſei, entgegen⸗ 
getreten werden. Nach der Vorſchrift des $ 1822 Nr. 10 
BGB., die auch bei der elterlichen Gewalt der Mutter zur 
Anwendung kommt (88 1686, 1643), bedarf es der Geneh⸗ 
migung des Vormundſchaftsgerichts zur Übernahme einer fremden 
Verbindlichkeit, insbeſondere zur Eingehung einer Bürgſchaft. 
Wie die Motive (Bd. 4 S. 1144 Nr. 11) bemerken, ſteht die 
Vorſchrift des 8 1822 Nr. 10 im Einklange mit dem 8 42 
Nr. 13 der preußiſchen VormOrd. vom 5. Juli 1875 und 
es iſt von einer kaſuiſtiſchen Aufführung der einzelnen in Be⸗ 
tracht kommenden Fälle der Übernahme fremder Verbindlichkeiten 


abgeſehen, weil im Gebiete der preuß. VormOrd. die in Rede 


ſtehende Beſtimmung bei der praktiſchen Anwendung zu keinen 
Zweifeln Veranlaſſung gegeben habe. In Preußen hat man 
der Vorſchrift des 8 42 Nr. 13 Vorm Ord. ohne weiteres 
Interzeſſionen jeder Art, kumulative (Bürgſchaft und Pfand⸗ 
beſtellung), wie privative (Expromiſſionen) unterſtellt (vgl. 
Dernburg⸗Schultzenſtein Vormundſchaftsrecht S. 288 fg. Lit. c., 
Turnau, GBO. Bd. 2 S. 403 Nr. 6). Unbedenklich iſt Planck 
(Bd. 4 Nr. 10 zu $ 1822) beizuſtimmen, der denſelben Begriff 
für das BGB. nicht enger auffaßt. Wenn nun im 8 1822 
Nr. 10 BG. zur Wirkſamkeit die Übernahme einer fremden 
Verbindlichkeit die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
gefordert wird, ſo ſteht dies keineswegs, wie das Berufungs⸗ 
gericht meint, im Widerſpruche mit der Vorſchrift im § 1821 
Ab. 1 Nr. 1 in Verbindung mit Abf. 2, wonach der Vor⸗ 
mund der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zur Ver⸗ 
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fügung über ein Recht an einem Grundftüde dann nicht bedarf, 
wenn dieſes Recht eine Hypothek iſt, alſo auch nicht zur Ver⸗ 
pfändung einer Mündelhypothek. Das Verhältnis beider Be⸗ 
ſtimmungen zueinander ſtellt ſich ſo: An ſich bedarf es zur 
Verpfändung einer Hypothek des Mündels durch den Vormund 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts nicht; geſchieht 
aber die Verpfändung zur Übernahme einer fremden Ver⸗ 
bindlichkeit, ſo iſt dazu die Genehmigung des Vormundſchaftsge⸗ 
richts unerläßlich. Dafür, daß der Begriff der Übernahme einer 
fremden Verbindlichkeit ſich in dem obligatoriſchen Rechtsgeſchäft 
erſchöpfe, wodurch eine perſönliche Verpflichtung zur Übernahme 
begründet wird, ſpricht weder der Wortlaut der Beſtimmung, 
der nicht zwiſchen einer bloß perſönlichen und einer dinglichen 
Übernahme unterſcheidet, noch laſſen ſich dafür Bemerkungen 
in den Motiven und den Protokollen der 2. Leſung verwerten. 
„Es wäre auch ein wunderliches Ergebnis, ſollte zur perſön⸗ 
lichen Übernahme einer fremden Verbindlichkeit die Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich ſein, während es 
ihrer zu dem dinglichen Rechtsgeſchäfte, zu der Verfügung, 
wodurch unmittelbar die Übernahme bewirkt wird, nicht bedürfte. 
G. c. O., U. v. 17. März 06, 397/05 V. — Breslau. 

Zivilprozeßordnung. 

16. 88 36, 109, 802, 937, 942, 943 8 PO. Zuſtändig⸗ 
keit des Gerichts im Falle der einſtweiligen Verfügung durch 
das Amtsgericht, wenn die Ladung ſchon durch das Gericht 
der Hauptſache, bei dem dieſe anhängig geworden war, beſtimmt 
worden iſt.] 

Am 9. Juni 1904 erließ das AG. in Danzig auf Antrag 
der Klägerin eine einſtweilige Verfügung, durch die es der 
Beklagten Milch⸗Zentrifugen beſtimmter Art auf der derzeit in 
Danzig ſtattfindenden landwirtſchaftlichen Ausſtellung aus⸗ 
zuſtellen unterſagte. Der gleichzeitigen Auflage an die Klägerin, 
die Beklagte binnen vier Wochen zur Verhandlung über die 
Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Verfügung vor das Gericht der 
Hauptſache zu laden, kam die Klägerin durch einen am 
1. Juli 1904 dem LG. in Hamburg eingereichten Schriftſatz 
nach. Am 1./2. Juli 1904 unterfagte das AG. in Weimar 
auf Antrag der Klägerin gegen eine von ihr geleiſtete Sicher⸗ 
heit von 60 000 Mark der Beklagten, ſolche Milch⸗Zentrifugen 
auf der anfangs Juli 1904 zu Weimar ſtattfindenden land⸗ 
wirtſchaftlichen Ausſtellung auszuſtellen, und gab der Klägerin 
auf, die Beklagte zur Verhandlung über die Rechtmäßigkeit der 
einſtweiligen Verfügung vor das Gericht der Hauptſache zu 
laden. Zur Erwirkung beider Verfügungen hatte die Klägerin 
vorgetragen, daß die Beklagte durch jene Milch⸗ Zentrifugen in 
die der Klägerin in Deutſchland erteilten Patentrechte bewußt 
eingreife. Darauf erhob ſie gegen die Beklagte und andere an 
verſchiedenen Orten wohnhafte Perſonen, nachdem vom RG. auf 
Grund des 8 36 ZPO. das LG. I in Berlin als zuſtändiges 
Gericht beſtimmt worden war, wegen Patentverletzung Klage, 
welche der Beklagten am 27. Juli 1904 zugeſtellt wurde, und 
lud dieſe mittels eines ihr am 1. Auguſt 1904 zugeſtellten 
Schriftſatzes vor das LG. in Hamburg zur Verhandlung über 
die Rechtmäßigkeit der vom AG. in Weimar erlaſſenen einſt⸗ 
weiligen Verfügung. Sie beantragte in dieſem Verfahren, zu 
erkennen, daß jene Verfügung gerechtfertigt ſei, und daß die 
Beklagte darein zu willigen habe, daß die beim AG. Weimar 
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hinterlegte Kaution von 60 000 Mark preußiſcher Konſols an 
die Klägerin zurückgezahlt werde. Das LG. gab durch Urteil 
vom 31. März 1905 der von der Beklagten geltend gemachten 
Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit des Gerichts ſtatt und 
wies die Klage ab. Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen: Das OLG. erachtet die Einrede der Unzuſtändigkeit 
des Gerichts für begründet, weil das Gericht der Hauptſache 
im Sinne des 8 942 ZPO. hier das LG. I in Berlin ſei. 
Es erwägt, daß die bei dieſem Gericht am 27. Juli 1904 er⸗ 
hobene Klage wegen Patentverletzung die Hauptſache im Ver⸗ 
hältniſſe zu der vom AG. in Weimar am 1. und 2. Juli zur 
Sicherung desſelben Anſpruches erlaſſenen einſtweiligen Ver⸗ 
fügung ſei, die Klägerin der Auflage, die Beklagte zur Ver⸗ 
handlung über die Rechtmäßigkeit der Verfügung vor das 
Gericht der Hauptſache zu laden, erſt am 1. Auguſt 1904 nach⸗ 
gekommen, dieſer Zeitpunkt aber und nicht der der Anordnung 
der Verfügung für die Beſtimmung des Gerichts der Hauptſache 
entſcheidend ſei. Die Reviſion beſtreitet nicht, daß die Haupt⸗ 
ſache durch jene Klage bei dem LG. I in Berlin anhängig 
gemacht worden iſt, dagegen greift fie die Annahme des OLG. 
an, daß ſich die Zuſtändigkeit des Gerichts der Hauptſache zur 
Verhandlung über die Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung nach dem Zeitpunkte der Ladung beſtimme. Allerdings 
richtet ſich die Zuſtändigkeit des Gerichts der Hauptſache für 
die Anordnung der einſtweiligen Verfügung ($ 937 ZBO.) 
nach dem Zeitpunkte des Einganges des Geſuches um Er⸗ 
laſſung der Verfügung (vgl. JW. 1897, 570 26, IV. 3S. vom 
7. Oktober 1897). Allein im vorliegenden Falle handelt es 
ſich nicht um die Anordnung der einſtweiligen Verfügung 
ſeitens des Gerichts der Hauptſache, ſondern um die Recht⸗ 
fertigung der ausnahmsweiſe von einem anderen Gerichte er⸗ 
laſſenen Verfügung vor dem Gericht der Hauptſache. Zwiſchen 
dieſen beiden Gerichten beſteht an ſich kein Zuſammenhang. 
Das Eingreifen des in dringenden Fällen nach 8 942 ZPO. 
anzugehenden AG. verfolgt nur den Zweck, den bisherigen 
Zuſtand in rechtlicher und tatſächlicher Beziehung aufrecht zu 
erhalten, bis von dem Gericht der Hauptſache Verfügung er⸗ 
laſſen werden kann (vgl. Begründung des Entwurfs zur ZPO. 
S. 457). Darum hat das AG. bei dem Erlaß der einſt⸗ 
weiligen Verfügung eine Friſt zu beſtimmen, innerhalb welcher 
der Gegner zur mündlichen Verhandlung über die Rechtmäßig⸗ 
keit der einſtweiligen Verfügung vor das Gericht der Hauptſache 
zu laden iſt ($ 942 Abſ. 1). Die Rechtshängigkeit des Ver⸗ 
fahrens bei dieſem tritt aber nicht mit der Anbringung des 
Geſuches um Erlaß der einſtweiligen Verfügung, ſondern durch 
die Ladung ein. Die Zuſtändigkeit des Gerichts der Haupt⸗ 
ſache beſtimmt ſich daher nach dem Zeitpunkte der Ladung. Da 
hier zu dieſer Zeit die Hauptſache bei dem LG. I in Berlin 
anhängig war, ſo wurde dasſelbe nach 88 802 und 943 
Abſ. 1 ZPO. auch für das Rechtmäßigkeitsverfahren des 
8 942 Abſ. 1 ausſchließlich zuſtändig. Es hatte allein über 
die Rechtmäßigkeit der von dem AG. in Weimar erlaſſenen 
einſtweiligen Verfügung zu entſcheiden. Dasſelbe gilt von dem 
weiteren Antrage der Klägerin, die Beklagte zur Einwilligung 
in die Rückzahlung der beim AG. in Weimar hinterlegten 
Kaution zu verurteilen. Dieſer Antrag kann freilich nicht mit 
dem OLG. als Antrag aus 8 109 ZPO. aufgefaßt und des⸗ 
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halb unter die Beſtimmung des § 943 Abſ. 2 nicht gebracht 
werden. Der mit ihm verfolgte Anſpruch erſcheint jedoch ledig⸗ 
lich als eine dem Hauptanſpruche, die einſtweilige Verfügung 
als rechtmäßig zu beſtätigen, hinzutretende Nebenforderung, die 
abhängig von dem Hauptanſpruche das Schickſal desſelben 
auch bezüglich der Frage der Zuſtändigkeit des Gerichts teilt. 
S. c. B., U. v. 10. März 06, 436/05 I. — Hamburg. 

17. 8 62 ZPO. Notwendige Streitgenoſſenſchaft? Ber 
tretung der Streitgenoſſen durch den von ihnen, der die Berufung 
eingelegt hat. Zuläſſigkeit der Leiſtungsklage nach abgewieſener 
Feſtſtellungsklage.] 

Die am 22. Januar 1899 zu Frankfurt a. M. verſtorbene 
Witwe N. hat in ihrem Teſtament vom 12. Auguſt 1898 die 
Klägerin und die Beklagten 1 und 2, — ihre Töchter — ferner 
die Beklagten zu 3 — die Kinder einer vierten Tochter — zu je 
einem Viertel zu Erben eingeſetzt und beſtimmt, daß der Klägerin 
nur die Zinſen ihres Erbteils ausbezahlt werden ſollen, der 
Erbteil ſelbſt aber unter die Verwaltung des Vaters der Be⸗ 
klagten zu 3 geſtellt werde. Unter der Behauptung, daß die 
Erblaſſerin zur Zeit der Teſtamentserrichtung infolge geiſtiger 
Krankheit nicht handlungsfähig geweſen ſei, beantragte die 
Klägerin: das Teſtament für unwirkſam zu erklären und die 
Beklagten zu verurteilen, anzuerkennen, daß in Anſehung des 
Nachlaſſes die Klägerin zu einem Viertel (und zwar frei von 
jeder anderweitigen Verwaltung und Bevormundung) erb⸗ 
berechtigt ſei. Das LG. gab dem Antrage in der Faſſung 
ſtatt, daß es das Teſtament der Klägerin gegenüber für nichtig 
erklärte und feſtſtellte, daß die Klägerin zu einem Vierteil geſetz⸗ 
liche Erbin der Witwe N. ſei. Auf die Berufung der Be⸗ 
klagten zu 3 erkannte das OLG. abändernd dahin, daß es 
zwar den die Nichtigkeit des Teſtaments ausſprechenden Teil 
der Entſcheidung aufrecht erhielt, im übrigen aber die Klage 
abwies. Die Reviſion der Klägerin wurde zurückgewieſen, ſie 
machte geltend, daß mit Rückſicht auf den Rechtsgrundſatz: 
„nemo pro parte testatus pro parte intestatus decedere 
potest“ über das ſtreitige Rechtsverhältnis nur eine einheitliche 
Entſcheidung getroffen werden könne. Die Beklagten 1 und 2 
hätten daher wegen notwendiger Streitgenoſſenſchaft in der 
II. Inſtanz zugezogen werden müſſen; ſie ſeien aber nicht ver⸗ 
treten geweſen. Werde das zweite Urteil aufrecht erhalten, ſo 
ſtehe zwiſchen der Klägerin und den Beklagten zu 3 rechts⸗ 
kräftig feſt, daß Inteſtaterbfolge nicht eintrete, während nach 
dem erſten Urteil den Beklagten 1 und 2 gegenüber das Gegen⸗ 
teil angenommen ſei: Dieſe Einwendungen ſind nach dem feſt⸗ 
ſtehenden Sachverhältnis nicht zutreffend. Wäre mit der 
Reviſion davon auszugehen, daß das ſtreitige Rechtsverhältnis 
allen Streitgenoſſen gegenüber nur einheitlich feſtgeſtellt werden 
könne, ſo würde ſich, — da nach Ausweis des Sitzungs⸗ 
protokolles vom 31. März 1905 das Urteil der I. Inſtanz am 
12. April 1904 den ſämtlichen Beklagten zugeſtellt und innerhalb 
der mit dieſem Tage in Lauf geſetzten Friſt von den Beklagten 
zu 3 Berufung eingelegt, auch die Berufungsſchrift dem Kläger 
und den Beklagten zu 1 und 2 zugeſtellt worden iſt, — er⸗ 
geben, daß die Berufung gemäß $ 62 ZPO. bezüglich aller 
Streitgenoſſen wirkſam war (vgl. RG3. Bd. 30 Nr. 101 
S. 345), die Beklagten zu 1 und 2 durch die Beklagten zu 3 
vertreten wurden, und das Urteil der II. Inſtanz ihnen gegen⸗ 
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über bindend war (vgl. RG. 34, 365); daraus würde folgen, 
daß die vom Berufungsgericht ausgeſprochene Abweiſung 
des Anſpruches der Klägerin auf Feſtſtellung ihres Inteſtat⸗ 
erbrechts nicht nur den Beklagten zu 3, ſondern auch 
den Beklagten zu 1 und 3 gegenüber erfolgt, und das erſte 
Urteil inſoweit beſeitigt iſt. Dieſe Abweiſung hat auch nicht — 
wie die Reviſion annimmt — die Bedeutung einer Feſtſtellung, 
daß Inteſtaterbfolge nicht eintrete, ſondern es wird nur zur 
Zeit die Entſcheidung über den Feſtſtellungsanſpruch der Klägerin 
abgelehnt. Die Klägerin iſt daher auch nach dem Urteil des 
Berufungsgerichts in der Lage, in einem neuen Rechtsſtreit die 
Feſtſtellung ihres Inteſtaterbrechts zu betreiben, und zwar bei 
Annahme einer notwendigen Streitgenoſſenſchaft nicht nur gegen 
die Beklagten zu 3, ſondern auch gegen die Beklagten zu 1 
und 2. Wäre eine notwendige Streitgenoſſenſchaft nicht an⸗ 
zunehmen, ſo würde das dem Klageantrag ſtattgegebene erſte 
Urteil den Beklagten 1 und 2 gegenüber rechtskräftig, die 
Klägerin aber den Beklagten zu 3 gegenüber durch das zweite 
Urteil nicht gehindert ſein, ihr Inteſtaterbrecht klagend geltend 
zu machen. H. c. S. u. Gen., U. v. 20. März 06, 350/05 III. 
— Frankfurt a. M. 

18. 58 68, 322, 325 ZPO. Umfang der Rechtskraft 
eines Urteils gegenüber dem Nebenintervenienten.] 

Rechtlich iſt davon auszugehen, daß $ 68 ZPO. eine 
Erweiterung der in den 88 325 und 322 ZRO. gegebenen 
Vorſchriften über die Rechtskraft der Urteile enthält. Aus 
ſeiner Beſtimmung, daß, abgeſehen von den beſonders vor⸗ 
geſehenen Fällen, der Nebenintervenient im Verhältnis zur 
Hauptpartei nicht mit der Behauptung zu hören ſei, der Rechts⸗ 
ſtreit, wie er dem Richter vorgelegen habe, ſei unrichtig ent⸗ 
ſchieden, folgt, wie vom RG. wiederholt ausgeſprochen worden 
iſt (RGZ. 45, 355; 54, 354; 55, 236), daß ſich die Wirkung 
der Entſcheidung gegenüber dem Nebenintervenienten über das 
Gebiet der formalen Rechtskraft hinaus auch auf die in den 
Entſcheidungsgründen feſtgeſtellten tatſächlichen und recht⸗ 
lichen Grundlagen (Elemente) der Entſcheidung, alſo auf 
die Begründung erſtreckt, ſoweit ſie die notwendige Voraus⸗ 
ſetzung der Eniſcheidung bildet. Dieſe muß der Neben⸗ 
intervenient in dem ſeitens der Hauptpartei gegen ihn ange⸗ 
ſtrengten Prozeſſe gegen ſich gelten laſſen und wird mit Ein⸗ 
wendungen dagegen, abgeſehen von den im $ 68 aufgeführten 
Ausnahmefällen, nicht gehört. B. c. L., U. v. 30. März 06, 
327/05 II. — Cöln. 

19. 8 256 ZPO. Die Frage, ob die Feſtſte llungs klage 
zuläſſig fei, ift von Amts wegen zu prüfen, ohne Rückſicht auf 
einen Einwand des Beklagten.] 

Beide Vorinſtanzen haben die Klage als Feſtſtellungsklage 
aufgefaßt, ohne jedoch die Frage aufzuwerfen und zu beant⸗ 
worten, ob die durch 5 256 35O. beſtimmten Vorausſetzungen 
für die Erhebung ſolcher Klage hier gegeben find. Der Tat⸗ 
beſtand enthält nichts davon, daß der Kläger aus irgend einem 
Grunde behindert ſei, die Leiſtungsklage anzuſtellen. Es fehlt 
mithin an jeder Angabe über das Intereſſe des Klägers, vor 
der Klage auf die geſchuldete Leiſtung die Verpflichtung der 
Betlagten zum Schadenserſatz alsbald feſtgeſtellt zu ſehen. 
Dieſer Mangel iſt von Amts wegen zu berückſichtigen. Durch 
die Einwilligung der Beklagten kann die fehlende geſetzliche 
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Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage nicht 
erſetzt werden. Dem Mißbrauch, in Fällen, wo die Leiſtungs⸗ 
klage möglich iſt, zuerſt eine Feſtſtellungsklage anzuſtellen, die 
eine nachfolgende Leiſtungsklage notwendig macht, alſo nur zu 
einer Verdoppelung der Prozeſſe führt, iſt bereits durch den 
Beſchluß der BZS. des RG. vom 28. Juni 1888 (RG. 21, 380) 
entgegengetreten. S. c. M., U. v. 26. März 06, 269/05 VI. 
20. SS 256, 300, 304, 843, 847. Ein Zwiſchenurteil 
nach 8 304 ZPO. muß, wenn außer Aufwendungen für Hei⸗ 
lung uſw. Erſtattung eines immateriellen Schadens verlangt 
wird, auf die nähere Begründung der verſchiedenen erhobenen 
Anſprüche dem Grunde nach eingehen. Ein Zwiſchenurteil über 
eine Feſtſtellungsklage iſt ohne Prüfung der Vorausſetzungen 
für eine Feſtſtellungsklage unzuläſſig. 88 31, 89, 823 ff., 
847 BGB. Anſpruch wegen Verletzung aus dem Beamtendienſt⸗ 
verhältnis zu dem Anſpruch wegen Haftung aus unerlaubter 
Handlung.] 

Der Kläger iſt von der beklagten Stadtgemeinde als Po- 
lizeiſergeant angeſtellt. Als die Beklagte im Frühjahr 1902 
die elektriſche Straßenbeleuchtung einführte, beauftragte ſie die 
Polizeiſergeanten mit der Bedienung der neu aufgeſtellten 
Straßenlampen; insbeſondere ſollten ſie bei Eintritt der Dunkel⸗ 
heit dieſe anzünden. Eine Inſtruktion über die Gefahren bei 
dieſer Tätigkeit und deren Verhütung iſt ihnen, wie der Kläger 
behauptet, nicht erteilt worden. Nachdem er, wie andere der 
Polizeiſergeanten bei dem Bedienen der Lampen zu wiederholten 
Malen elektriſche Schläge verſpürt hatten, wovon der Beklagten 
auch Anzeige gemacht worden ſei, will der Kläger am 1. April 
1902 beim Anzünden einer Lampe einen ſo ſtarken Schlag er⸗ 
halten haben, daß er beſinnungslos niedergefallen und infolge 
dieſes Unfalles für immer gelähmt und nervös zerrüttet worden 
ſei. Er hat für den ihm entſtandenen Schaden die Beklagte in 
Anſpruch genommen und in der I. Inſtanz unter Vorbehalt 
weiterer Anſprüche deren Verurteilung zur Zahlung von 
25 191,55 Mark, nämlich 191,55 Mark an Kurkoſten, 25 000 
an immateriellem Schaden, nach 8847 BGB. verlangt. Das LG. 
hat durch „Zwiſchenurteil“ die Beklagte „für verpflichtet erklärt, 
dem Kläger den Schaden zu erſetzen, der ihm am 1. Oktober 
1902 durch den beim Einſchalten der elektriſchen Lampe er⸗ 
littenen Unfall entſtanden iſt.“ Nachdem die Beklagte gegen 
dieſes Urteil Berufung eingelegt hatte, hat der Kläger ſich 
dieſer angeſchloſſen mit dem weiteren Antrage, die Beklagte zu 
verurteilen, „dem Kläger allen weiteren Schaden zu erſetzen, 
der dieſem entſtanden ſei oder noch entſtehen werde.“ Das Be⸗ 
rufungsgericht hat auf Zurückweiſung der Berufung erkannt, 
eine beſondere Entſcheidung auf die Anſchließung aber nicht ge⸗ 
troffen mit der Begründung, daß deren Antrag durch die Faſſung 
des erſten Urteils ſich erledige. Das RG. hob auf Grund der 
prozeſſualen Angriffe auf: I. Der Kläger hat in I. Inſtanz eine 
Leiſtungsklage erhoben, mit der er aus derſelben unerlaubten 
Handlung zwei verſchiedene Entſchädigungsanſprüche in be⸗ 
ſtimmter Höhe verfolgt: einen Vermögens⸗ und einen ſoge⸗ 
nannten immateriellen Schaden ($ 847 BGB.). Das LG. hat, 
nachdem es die Verhandlung und Entſcheidung auf den Grund 
des Anſpruchs beſchränkt hatte, ein als „Zwiſchenurteil“ be: 
zeichnetes Urteil erlaſſen, in welchem es die Beklagte für ver⸗ 
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pflichtet erklärt, dem Kläger den Schaden zu erſetzen, der ihm 
durch die unerlaubte Handlung entſtanden iſt. Dieſes Zwiſchen⸗ 
urteil iſt als ein ſolches über den Grund des Anſpruchs nach 
8 304 ZPO. gedacht und aufzufaſſen. Als ſolches kann es 
ſeiner Natur nach eine Entſcheidung ſetzen und Rechtskraft 
ſchaffen nur in dem Rahmen eines oder mehrerer beſtimmter 
geltend gemachter Anſprüche und ſetzt voraus, daß dieſe dem 
Grunde und dem Betrage nach ſtreitig ſind, mithin auch, daß 
ein beſtimmter Betrag gefordert worden iſt. (RG. 60, 366; 
JW. 1905 S. 27 Nr. 36, S. 178 Nr. 24, S. 344 Nr. 18, 
S. 399 Nr. 26). Es iſt nicht dazu beſtimmt und geeignet, 
die Schadenserſatzverpflichtung der Beklagten überhaupt zur 
Feſtſtellung zu bringen; dies kann nur auf dem Wege der 
Feſtſtellungsklage und des Endurteils auf dieſe (SS 256, 300 
PO.) geſchehen; das Zwiſchenurteil aus 8 304 ZPO. behält, 
obwohl es in betreff der Rechtsmittel den Endurteilen gleich⸗ 
geſtellt iſt, den Charakter einer Vorentſcheidung und bildet 
lediglich ein Element des ſpäter ergehenden Endurteils. Wie 
dieſes, kann auch das Zwiſchenurteil nicht über die Grenzen der 
geſtellten Anträge hinausgehen. Das im gegebenen Falle vom 
LG. erlaſſene Zwiſchenurteil kann hiernach, wenngleich es ſeinem 
Wortlaute nach den dem Kläger entſtandenen Schaden über⸗ 
haupt umfaßt, doch dieſen nur, ſoweit er mit der Klage geltend 
gemacht worden iſt, im Auge und zum Gegenſtande haben 
(RG. 58, 39; JW. 1905 S. 728 Nr. 23), und muß in dieſer 
Beſchränkung verſtanden werden. In dieſer Begrenzung war 
es zuläſſig; jedoch durfte ſich das LG. nicht darauf beſchränken, 
den ſchadenerzeugenden Unfall feſtzuſtellen und die Erſatzpflicht 
der Beklagten für den Schaden daraus im allgemeinen auszu⸗ 
ſprechen, ſondern mußte, da das Zwiſchenurteil über den Grund 
des Anſpruchs nur die Feſtſetzung des Betrages für das weitere 
Verfahren übrig laſſen fol (RG. 31, 361; JW. 1903 
S. 290, 341), auch in die Prüfung der verſchiedenen erhobenen 
Anſprüche dem Grunde nach eintreten (RG. 58 S. 229, 232). 
Daß eine Verletzung des Körpers oder der Geſundheit Auf⸗ 
wendungen für Heilung des Schadens im Gefolge hat, iſt regel⸗ 
mäßige Erfahrung und deshalb ohne weiteres glaubhaft, ſo daß 
hinfichtlich des Anſpruches auf deren Erſatz eine weitere Er⸗ 
örterung in dem Verfahren über den Grund des Anſpruches 
nicht erforderlich war. Anders verhält es ſich jedoch mit der 
aus 8847 BGB. geforderten Entſchädigung. Welcher Schaden, 
der nicht Vermögensſchaden iſt, dem Kläger entſtanden ſein ſoll, 
darüber iſt weder vom LG. noch vom Berufungsgericht eine 
Prüfung angeſtellt worden; ja es fehlt auch an einem jeden 
Vortrage des Klägers hierüber. Es iſt aber durchaus nicht 
die Regel, daß eine Körperverletzung oder Geſundheitsbeſchädi⸗ 
gung einen immateriellen Schaden verurſacht hat; dieſer bedarf 
vielmehr einer beſonderen Begründung, und $ 847 BGB. hat 
keinesfalls den Zweck, jedem Verletzten auch in dem Falle und 
um deswillen eine Entſchädigung zuzuwenden, wenn und weil 
ihm ein Schaden in feinem Erwerbe (§S 843 BGB.) nicht ent⸗ 
ſtanden iſt. Entbehrt ſo hinſichtlich des geltend gemachten 
immateriellen Schadens das von dem LG. erlaſſene, von dem 
Berufungsgericht durch Zurückweiſung der Berufung beſtätigte 
Zwiſchenurteil der genügenden Unterlage und Begründung, ſo 
erweiſt ſich die Entſcheidung des Berufungsgerichts auch noch 
aus einem anderen Grunde als prozeſſual fehlerhaft. Denn in 


N? 10. 1906. 


II. Inſtanz hat der Kläger im Wege der Anſchließung an die 
Berufung des Beklagten über den mit der Leiſtungsklage ver⸗ 
folgten, der Höhe nach beſtimmten Schadenserſatzanſpruch der 
I. Inſtanz hinaus die Feſtſtellung verlangt, daß die Beklagte 
auch zum Erſatz alles weiteren Schadens verpflichtet ſei, der 
dem Kläger aus dem Unfalle entſtanden ſei und noch entſtehen 
werde. Es iſt nach den vorher gegebenen Ausführungen über 
das Weſen des Zwiſchenurteils nach 8 304 ZPO. nicht zu⸗ 
treffend, wenn das Berufungsgericht eine Entſcheidung über 
dieſen Antrag abgelehnt hat, weil das erſte Urteil ihn mit um⸗ 
faſſe, Mag zu dieſer Annahme der Wortlaut des letzteren ver⸗ 
leiten, die Natur der Entſcheidung als Zwiſchenurteil ſtand ihr 
entgegen; über den Feſtſtellungsantrag konnte nicht durch ein 
Zwiſchenſchenurteil, ſondern mußte nach Prüfung der geſetzlichen 
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gemäß § 256 ZPO., die nicht erfolgt iſt, durch Endurteil ent⸗ 
ſchieden werden. Da als Inhalt der vom Berufungsgericht 
auf Zurückweiſung der Berufung der Beklagten erlaſſenen Ent⸗ 
ſcheidung nur die Beſtätigung des in I. Inſtanz ergangenen 
Zwiſchenurteils erſcheint, fehlt es noch an jeder Entſcheidung 
über die erhobene Feſtſtellungsklage. II. In der Sache ſelbſt 
rügt einmal die Reviſion die Annahme eines Verſchuldens des 
Oberbürgermeiſters als Vertreters des Beklagten: da dieſer 
nicht für elektriſche Anlagen ſachverſtändig ſei, könne von ihm 
auch eine ſachkundige Unterweiſung der mit Bedienung der An⸗ 
lagen beauftragten Perſonen nicht verlangt werden. Allein das 
Verſchulden des Oberbürgermeiſters ſoll nicht darin beſtehen, 
daß er nicht ſelbſt eine fachmänniſche Inſtruktion erlaſſen hat, 
ſondern darin, daß er es unterlaſſen hat, durch die ſachkundigen 
Reſſortbeamten jenen Perſonen die erforderliche Unterweiſung 
über die Gefahren und die richtige und ſichere Handhabung der 
Einrichtungen der Anlage zuteil werden zu laſſen, obwohl ihm 
im allgemeinen bekannt war und bekannt ſein mußte, daß die 
Handhabung elektriſcher Einrichtungen mit Starkſtromleitung mit 
gewiſſen Gefahren verbunden iſt. Das iſt nicht zu beanſtanden. 
Die Reviſion hat nun unter Berufung auf ein früher ergangenes 
Urteil des erkennenden Senats (JW. 1904 S. 166 Nr. 4) 
weiter auszuführen geſucht, daß im gegebenen Falle nur eine 
Vertragsverletzung, nicht eine unerlaubte Handlung im Sinne 
des 25. Titels des VII. Abſchnitts des zweiten Buchs des 
BGB. vorliege und deshalb eine Entſchädigung nach 8 847 
BGB. nicht gefordert werden könne. Dem war indeſſen nicht 
beizutreten, mag auch in erſter Linie und neben der unerlaubten 
Handlung nach SS 31, 89, 823 BGB. eine Verletzung der 
durch das Beamtendienſtverhältnis für den Dienſtherrn gegebenen 
Pflichten als gegeben erſcheinen. Daß die letztere das Vor⸗ 
liegen einer unerlaubten Handlung nach 88 823 ff. BGB. be⸗ 
grifflich nicht ausſchließt, iſt auch in der von der Reviſion an 
gezogenen Entſcheidung des erkennenden Senats anerkannt 
worden. Es iſt für den gegebenen Fall aber auch nicht zu⸗ 
treffend, daß die feſtgeſtellte ſchuldhafte Unterlaſſung als rechts⸗ 
widrig nur aus dem Geſichtspunkte des Vertragsverhältniſſes 
und durch das Medium der Vertragsverpflichtungen zu erachten 
ſei. Wenn die beklagte Stadtgemeinde in den Straßen der 
Stadt eine Starkſtromleitung einrichtete, ſo erwuchs ihr daraus 
für den Verkehr die Verpflichtung, dafür zu ſorgen, daß keine 
Beſchädigung durch Berührung von Perſonen mit der Leitung 
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eintrete. Die fahrläſſige Verletzung dieſer Pflicht iſt als un⸗ 
erlaubte Handlung anzuſprechen. Dieſe allgemeine Pflicht wird 
denjenigen Perſonen gegenüber, die mit der Leiſtung nichts zu 
tun haben, dadurch erfüllt, daß diejenigen Apparate und Geräte 
der Leitung, die von der Straße aus erreichbar ſind, durch ge⸗ 
eignete Umſchließung vor der Berührung verwahrt werden. 
Gegenüber denjenigen Perſonen, denen eine Tätigkeit an den 
Einrichtungen der Leitung obliegt, die eine Entfernung oder 
Offnung dieſer Umſchließung bedingt, muß ſie durch beſondere 
Schutzvorrichtungen oder, wo dies nicht angängig, durch gehörige 
Belehrung über die von der Berührung der Leitung drohenden 
Gefahren und deren Vermeidung betätigt werden. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung der Beklagten iſt alſo nicht erſt durch das Vertrags⸗ 
verhältnis geſchaffen, ſondern eine allgemeine Pflicht des Unter⸗ 
nehmers der elektriſchen Anlage zum Schutze gegen die Ge⸗ 
fahren der Leitung, die ſich nur in ihrer Ausübung verſchieden 
geſtaltet, je nach der Art und Weiſe, in welcher die verſchiedenen 
Perſonen und Perſonenkreiſe mit der Leitung in Berührung 
kommen können und von ihren Gefahren bedroht werden. 
Stadtgemeinde M. c. R., U. v. 22. März 06, 365/05 VI. 
— Cöln. 

21. 5 574 Abſ. 3 (n. F.) ZPO. Zurückweiſung einer 
erſt in der mündlichen Verhandlung und nicht in der Reviſions⸗ 
begründungsſchrift erhobenen Verfahrensrüge.] 

Nicht zu berückſichtigen ſind die Angriffe, die der 
Reviſionsvertreter bei der mündlichen Verhandlung gegen die 
Feſtſtellung der Kenntnis des Klägers von der Spielſchuld⸗ 
eigenſchaft der Hypothekenforderung verſucht hat. Inſoweit 
könnte es ſich nur um Geſetzesverletzungen in bezug auf das 
Verfahren handeln, und dieſe hätten, was nicht geſchehen iſt, 
nach 8 574 Abſ. 3 ZPO. (neu) bereits in der Reviſions⸗ 
begründung gerügt werden müſſen. L. c. F., U. v. 7. März 06, 
443/05 I. — Marienwerder. 

Handelsgeſetzbuch. 

22. S 702 Abſ. 1 HGB. Nichtanwendbarkeit des 
8 254 BGB.] 

Nach § 702 Abſ. 1 HGB. ſoll die Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften über die große Haverei dadurch nicht ausgeſchloſſen 
werden, daß die Gefahr infolge des Verſchuldens eines Dritten 


oder auch eines Beteiligten herbeigeführt iſt. Abſ. 2 ſetzt aber 


zwei Rechtsnachteile gegen den Beteiligten feſt, dem ein ſolches 
Verſchulden zur Laſt fällt, wobei dann nach Abſ. 3 der Reeder 
die Folgen des Verſchuldens der Schiffs beſatzung zu tragen hat 
Erſtens ſoll dieſer Beteiligte wegen des ihm entſtandenen 
Schadens keine Vergütung fordern können, und zweitens ſoll 
er den Beitragspflichtigen für den Verluſt verantwortlich ſein, 
den ſie dadurch erleiden, daß der Schaden als große Haverei 
zur Verteilung kommt. Der zweite Satz kommt im vorliegenden 
Falle nicht in Betracht. Die Beklagten haben die Schäden 
und Unkoſten, die durch die Rettungsmaßregeln erwachſen find, 
allein getragen und fordern hierfür von der Klägerin einen 
Beitrag. Sie erleiden durch die Verteilung des Schadens als 
große Haverei alſo keinen Verluſt, ſondern würden davon nur 
Vorteil haben. Demnach ſteht jetzt auch nicht zur Erörterung, 
ob auf dem Boden des zweiten Satzes Raum für die Anwendung⸗ 
der Regel des 8 254 BGB. wäre. Auf dem Boden des erſten 


Satzes aber muß mit dem OLG. unbedenklich angenommen 
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werden, daß in der Tat kein Raum für die Anwendung dieſer 
Regel iſt. Das Geſetz ſpricht dem Beteiligten, der die gemein⸗ 
ſame Gefahr ſchuldhaft herbeigeführt hat, den Anſpruch auf 
die Vergütung nach dem eigentümlich ausgeſtalteten Verteilungs⸗ 
grundſatze der großen Haverei unbedingt ab. Die Vorteile des 
Verteilungsrechtes ſollen nur einem Beteiligten zu gute kommen, 


der an der gemeinſamen Gefahr ſchuldlos iſt. Der Gedanke, 


daß dieſe Vorteile deswegen zu ſeinen Gunſten ganz oder teil⸗ 
weiſe wieder aufleben ſollten, weil auch einen anderen Beteiligten 
eine Schuld an der Herbeiführung der Gefahr trifft, liegt dem 
Geſetze völlig fern. Er kann auch aus dem § 254 BGB. 
nicht abgeleitet werden. Mit Recht hebt das OLG. hervor, 
daß hier von einer Mitſchuld „des Beſchädigten“ gar nicht die 
Rede ſein kann. Beſchädigt ſind die Beklagten ſelbſt; ſie wollen 
aber eine Mitſchuld des Erſatzpflichtigen beweiſen. Daher liegt 
auch eine Analogie mit dem Satze, den der Senat am Schluſſe 
der Entſcheidung vom 26. September 1903 — Bd. 55 S. 321 
— anerkannt hat, nicht vor. Zu einem anderen Ergebniſſe 
ließe ſich nur gelangen, wenn man den Rechtsſatz aufſtellen 
wollte, daß jedes Verſchulden, woraus Rechtsfolgen für einen 
anderen abgeleitet werden, durch ein mitwirkendes Verſchulden 
des anderen entkräftet oder gemindert wird. Ein ſolcher Rechts⸗ 
ſatz aber beſteht nicht und kann auch aus 8 254 BGB. nicht 
abgeleitet werden. Auch Billigkeitsgründe ſtehen der Auffaſſung 
der Reviſion nicht zur Seite. Es beſteht kein Bedürfnis, dem 
Reeder oder dem Ladungsbeteiligten, der unter Vorausſetzungen, 


die einen Fall gemeinſchaftlicher Haverei darſtellen, Schäden 


erlitten hat, wenn er oder Perſonen, für die er zu haften hat, 
die Gefahr ſchuldhaft herbeigeführt haben, wenigſtens dann den 
Vergütungsanſpruch zuzugeſtehen, wenn der andere Beteiligte 
auch in Schuld iſt. Denn wenn dieſe Vorausſetzung 
zutreffen ſollte, werden dem Geſchädigten regelmäßig andere 
und weitergehende Anſprüche zu Gebote ſtehen, mit denen er — 
außerhalb des Rechtes der großen Haverei und unabhängig 
von dem durch ſie begründeten Verteilungsmaßſtabe — einen 


dem Grade des beiderſeitigen Verſchuldens entſprechenden Aus⸗ 
gleich ſeiner Schäden von dem anderen Teile erzielen kann. Im 


vorliegenden Falle hätten die Beklagten, wenn der Zuſammen⸗ 
ſtoß ſowohl durch Verſchulden der Beſatzung ihres Schiffes, 
wie durch Verſchulden der Beſatzung der „Bremerhaven“ verurſacht 
war, mittels einer Klage aus $ 735 Abſ. 2 HGB. ſich für 
die Schäden, die ſie in die Haverei⸗Rechnung eingeſtellt haben, 


weil ſie ſich zugleich als durch den Zuſammenſtoß verurſachte 


Schäden darſtellen, nach dem Maßſtabe von der Klägerin Erſatz 
verlangen können, der der Regel des 8 254 BGB. entſprochen 
hätte. C. c. O. G., U. v. 24. Febr. 06, 349/05 I. — Celle. 
Berfiherungsre 
. Über die Verpflichtung des Verletzten zur Vornahme 
einer a 
Das OLG. gelangt bei Würdigung des Tatſachen⸗ und 
Beweismaterials zu dem Ergebniſſe, mit Rückſicht auf die Un⸗ 
gewißheit des Erfolges und auf die nach den beſonderen Um⸗ 
ſtänden mit einer Operation verbundenen größeren Gefahren 
ſei dem Kläger nicht zuzumuten, die von der Beklagten ver⸗ 
langte Operation, die mit dem Verluſte des unterſten Teils der 
Wirbelſäule verknüpft iſt, vornehmen zu laſſen. Bei dieſer 
Sachlage ſei die Beklagte nicht berechtigt, auf Grund der 
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88 11 und 20 der Verſicherungsbedingungen die Zahlung der 
Unfallrenten zu verweigern. — Die Beklagte, jetzt Reviſions⸗ 
klägerin, erhebt hiergegen den Angriff: die den Erwägungen 
des OLG. zugrunde liegende Auffaſſung des 8 11 der Ber: 
fiherungsbedingungen ſei unrichtig; dadurch ſei vielmehr der 
Verſicherungsgeſellſchaft das Recht gegeben, nach billigem Er⸗ 
meſſen die Maßnahme zur Heilung anzuordnen, und der Ver⸗ 
ſicherte könne deren Vornahme, ohne dem Präzjudize des § 20 
zu unterliegen nur dann verweigern, wenn er beweiſe, daß von 
ihm etwas Unbilliges verlangt werde. Dieſer Angriff iſt nicht 
gerechtfertigt: Das OLG. hat in dem Rahmen zuläffiger 
Vertragsauslegung und ohne Verletzung des materiellen Rechts 
annehmen können, daß der Kläger durch 8 11 a. a. O. nicht 
verpflichtet ſei, ſich einer von der Beklagten angeordneten 
Operation auch dann zu unterziehen, wenn deren Erfolg in 
dem feſtgeſtellten Maße unſicher und deren Vornahme nach 
den beſonderen individuellen Umſtänden mit größeren Gefahren 
verknüpft iſt. Dabei iſt es durchaus nicht rechtsirrig, wenn 
das OLG. im Zuſammenhange ſeiner Erwägungen ausgeführt 
hat, durch 8 11 ſei eine Verbindlichkeit des Klägers, ſich 
operieren zu laſſen, nur dann begründet, wenn ein vernünftiger 
Menſch unter Abwägen aller Umſtände auch ohne rechtliche 
Bindung ſich zur Vornahme der Operation entſchließen würde. 
Aus dem Zuſammenhange der Gründe und aus der ent⸗ 
ſcheidenden Schlußfeſtſtellung wird dieſe allgemeine Ausführung 
zureichend erläutert. Im übrigen iſt eine weiter gerügte Ver⸗ 
kennung der Beweislaſt nach Sachlage ausgeſchloſſen. O. R. V. 
c. S., U. v. 3. April 06, 438/05 II. — Cöln. 

Militärpenſionsgeſetz in der Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes vom 22. Mai 1898. 

24. SS 6, 7, 21, 35 MilPenſG. Berechnung der 
Penſion nach dem Zeitpunkt der früheren Penſionierung oder 
nach den Grundſätzen bezüglich der ſpäteren Anſtellung im 
Dienſte eines Bundesſtaates 7] 

Der Kläger iſt als Hauptmann I. Klaſſe mit einer Penſion 
von 2 180 Mark penſioniert. Dann wurde er in der Gendarmerie 
wieder angeſtellt und zwar zunächſt mit einem dem Gehalt der 
Hauptleute II. Klaſſe entſprechenden Einkommen, rückte in die 
II. Klaſſe der Gendarmerieoffiziere, die den Hauptleuten I. Klaſſe 
entſpricht, ein, und wurde dann, bevor er ein Jahr in dieſer 
Stellung geweſen war, mit der geſetzlichen Penſion wieder ver⸗ 
abſchiedet. Die Penſion wurde zunächſt unter Zuſammenrech⸗ 
nung der erſten und zweiten Dienſtzeit und nach dem zuletzt 
bezogenen Einkommen eines Hauptmanns I. Klaſſe auf 2577 
Mark feſtgeſetzt, demnächſt aber auf den Betrag der früher er⸗ 
dienten Militärpenſion von 2 180 Mark herabgeſetzt, weil Kläger 
zur Zeit feiner zweiten Penſionierung die Charge eines Haupt- 
manns I. Klaſſe noch nicht ein Jahr lang bekleidet gehabt habe, da⸗ 
nach die als Gendarmerieoffizier erdiente Penſion nur nach dem 
Einkommen eines Hauptmanns II. Klaſſe habe berechnet werden 
dürfen, und, da die fo berechnete Penſion ſich niedriger geſtellt 
haben würde, als die frühere Militärpenſion, es bei dieſer 
letzteren nach 8 35 MilPenſGG. verbleiben müſſe. Das Be⸗ 
rufungsgericht erachtet zwar die Beſtimmungen der zitierten 
88 21 und 7 nicht für anwendbar, hat aber auf grund des 
8 6 den ſtreitigen Penſionsanſpruch mit der dem $ 35 MiPeni®. 
entſprechenden Maßgabe dem Kläger zuerkannt, daß außer der 
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ihm zugebilligten aus Militärfonds zu zahlenden Penſion von 
2180 Mark ihm der Mehrbetrag von 397 Mark von dem Be⸗ 
klagten zu zahlen ſei. Das RG. hob auf Reviſion des be 
klagten preußiſchen Fiskus auf und wies die Klage ab: Der 
hier vorliegende Fall, daß ein penſionierter Offizier des Reichs⸗ 
heeres in der Gendarmerie eines Bundesſtaates wieder angeſtellt 
wird, iſt in dem MilPenſcg. in dem § 35 Abſ. 2 (Faſſung 
des Geſetzes vom 22. Mai 1893) ausdrücklich beſonders ge⸗ 
regelt. Danach ſoll bei der Penſionierung eines ſolchen Offiziers 
auf ihn der Abſ. 1 des S 35 Anwendung finden, wonach, wenn 
ein Militärpenſionär eine Zivilpenſion erdient, er an Stelle 
dieſer Zivilpenſion die frühere Militärpenſion (aus Militärfonds) 
und den etwaigen Mehrbetrag der — alſo zunächſt zu er⸗ 
mittelnden — Zivilpenſion (aus Zivilpenſionsfonds) erhält. 
Danach iſt alſo für den Kläger zunächſt zu berechnen der in 
ſeiner letzten Stellung als Gendarmerieoffizier erdiente Penſions⸗ 
betrag. Beträgt dieſer mehr, als die frühere Militärpenſion, 
ſo erhält er die frühere Militärpenſion (aus den Fonds des 
Reichs) und den Mehrbetrag (aus den Fonds des Bundes⸗ 
ſtaats, der ihn wieder angeſtellt hat). Iſt aber hiernach die als 
Gendarmerieoffizier erdiente Penſion entſcheidend, ſo ergibt ſich 
zunächſt ohne weiteres, daß der 8 21 MilPenſch., welcher eine 
mögliche Erhöhung der früher erdienten Penſion behandelt, 
für den vorliegenden Fall überhaupt nicht in Frage kommen 
kann, wie denn auch ſein Wortlaut deutlich ergibt, daß er nur 
Fälle proviſoriſcher Wiederverwendung, nicht aber ſolche einer 
Wiederanſtellung im Auge hat. Der 8 7 MilPenſch. kann 
keine Anwendung finden. Sein Wortlaut ergibt klar, daß er 
nicht von penſionierten Offizieren, die wieder angeſtellt werden, 
ſpricht, ſondern von einer Verwendung aktiver Offiziere bei 
einer und derſelben urſprünglichen Anſtellung. Es kann 
ſich daher nur darum handeln, ob nach dem 8 6 MilPenſG. 
die vom Kläger als Gendarmerieoffizier erdiente Penſion nach 
der Charge eines Hauptmanns I. Klaſſe zu berechnen iſt. Der 
§ 6 beſtimmt: „Die Höhe der Penſion wird bemeſſen nach der 
Dienſtzeit und dem penſionsfähigen Dienſteinkommen der min⸗ 
deſtens während eines Dienſtjahres innerhalb des Etats 
bekleideten Charge.“ Das Berufungsgericht nimmt an, 
daß unter der bekleideten Charge die zur Zeit der Penſionierung, 
alſo die zuletzt bekleidete Charge zu verſtehen iſt; das iſt zweifel⸗ 
los richtig, da die verſchiedenſten Chargen im Laufe der Dienſt⸗ 
zeit bekleidet geweſen ſein lönnen und in Ermangelung einer 
Beſtimmung, daß die höchſte Charge die maßgebende ſei, völlig 
unbeſtimmt geblieben wäre, welche Charge maßgebend ſein ſollte, 
übrigens auch ſämtliche Penſionsgeſetze von jeher in dieſem 
Sinne verſtanden ſind. Daraus folgert dann aber das Be⸗ 


rufungsgericht zutreffend weiter, daß ganz gleichgültig iſt, ob 


der zu Penſionierende früher einmal eine höhere Charge be⸗ 
kleidet hat, und daß daher, wenn Kläger zu der Zeit, als er 
noch als Gendarmerieoffizier in der Charge der Hauptleute 
II. Klaſſe ſich befand, penſioniert worden wäre, auf ſeine 
frühere Stellung als Hauptmann I. Klaſſe keine Rückſicht hätte 
genommen werden können. Iſt aber die zuletzt bekleidete Charge 


die im Geſetz gemeinte und muß dieſe nach dem Geſetz ein Jahr 


lang bekleidet ſein, wenn ſie in Berückſichtigung kommen ſoll, 
dann iſt mindeſtens das Nächſtliegende, daß dieſe Charge ein 
Jahr lang vor der Penſionierung bekleidet geweſen fein muß, 
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und daß nicht, wie das Berufungsgericht will, aus einer 
früheren Zeit, welcher einmal eine entſprechende Charge bekleidet 
iſt, eine Zeit zur Komplettierung des vorgeſchriebenen Jahres 
herübergezogen werden darf, wenn an ſich nur die Zeit der Pen⸗ 
ſionierung entſcheidend iſt. Hierfür ſpricht aber weſentlich auch die 
Entſtehungsgeſchichte des 8 6. Auch der nächſtliegendſte Zweck 
dieſer Beſtimmung, daß nicht lediglich zum Zweck der Penſions⸗ 
erhöhung noch in letzter Stunde eine Beförderung erfolge oder 
erſtrebt werde, weiſt darauf hin, daß das verlangte Jahr das 
unmittelbar vor der Penſionierung liegende ſein muß. Wenn 
endlich das Berufungsgericht ſeine abweichende Anſicht darauf 
ſtützt, daß aus den bereits beſprochenen 88 21 und 7 ein 
Prinzip ſich folgern laſſe, das auch im vorliegenden Fall zu 
einer Erhöhung der Penſion führen müſſe, ſo kann, wie bereits 
oben gezeigt, der 8 21 mit dem vorliegenden Fall überhaupt 
nicht in Verbindung gebracht werden, der § 7 aber, welcher, 
wie ſchon ſeine Stellung und auch ſein Inhalt ergibt, eine 
Ausnahme von 8 6 bildet, verſagt für dieſe Schlußfolgerung 
deshalb, weil aus einer Ausnahme nicht ein allgemeines Prinzip 
gefolgert werden kann. Preuß. Fiskus c. S., U. v. 20. März 06, 
351/05 III. — Marienwerder. 

II. Das Gemeine Recht. 

25. Gemeines Recht in Verb. mit 88 2271 Abſ. 2, 
2294 BGB., § 492 Tit. 1 Tl. II ALR. und $ 2333 BGB. 
ſowie Art. 214 EGBGB. Die Unwiderruflichkeit des kor⸗ 
reſpektiven Teſtamentes beſteht bei einem ſpäter eingetretenen 
Enterbungsgrunde nach Gemeinem Recht nicht; der Enterbungs⸗ 
grund iſt nach altem Recht zu beurteilen.] 

Nicht zu beanſtanden iſt zunächſt die Auffaſſung der Vor⸗ 
inſtanz, daß das gemeinſchaftliche Teſtament der Eheleute M., 
in welchem jeder Ehegatte ſeine letztwillige Verfügung mit 
Rückſicht auf diejenige des anderen und in Abhängigkeit von 
derſelben traf, als ein korreſpektives anzuſehen und demgemäß 
die Witwe M., welche nach demſelben den Nachlaß ihres 
Mannes antrat, nach den inſoweit maßgebenden Beſtimmungen 
des Gemeinen Rechts an dasſelbe gebunden geweſen ſei. 
Letztere Annahme insbeſondere ſteht im Einklang mit der 
ſtändigen Rechtſprechung des RG., wie ſie z. B. in den Ent⸗ 
ſcheidungen (RG. 6, 174; 41, 169) zum Ausdruck gekommen 
iſt. Ebenſo iſt aber der Vorinſtanz darin beizutreten, daß die 
Witwe M., ſofern ihr ſpäter gegenüber ihren Kindern Max 
und Klara M. ein geſetzlicher Enterbungsgrund erwuchs, befugt 
war, in ihrem ſpäteren einſeitigen Teſtamente vom 27. Auguſt 
1902 von ihrer Verfügung in dem früheren gemeinſchaftlichen 
Teſtamente abzuweichen und den genannten Kindern das ihnen 
früher Zugewendete ganz oder — wie ſie durch Einſetzung auf 
den Pflichtteil getan — teilweiſe zu entziehen. Die Reviſion 
hat ſich demgegenüber auf die in der angefochtenen Entſcheidung 
des RG. (RG. 6, 174) anerkannte Unwiderruflichkeit des kor⸗ 
reſpektiven Teſtamentes nach erfolgtem Erbſchaftsantritt be⸗ 
rufen. Allein dieſe Bezugnahme reicht nicht aus, da es 
weſentlich auf die weitere Frage ankommt, ob dieſe Unwider⸗ 
ruflichleit auch bei einem nachträglich eintretenden Ent⸗ 
erbungsgrunde beſtehen bleibt. Dieſe Frage iſt zwar 
nach den jetzigen Vorſchriften in 88 2271 Abſ. 2, 2294 
BGB. unbedenklich zu verneinen; allein mit Rückſicht auf die 
im Jahre 1887 erfolgte Errichtung des gemeinſchaftlichen 
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Teſtaments und den damals erfolgten Erbſchaftsantritt der 
Witwe M. kommt für deren Bindung aus jenem Teſtament 
nach dem auch vom Berufungsgericht angezogenen Art. 214 
EGBGB. nicht das jetzige, ſondern das im Jahre 1887 
geltende Recht zur Anwendung. In dieſer Beziehung iſt aller⸗ 
dings für das Gebiet des Preußiſchen Rechts, obwohl das⸗ 
ſelbe ebenſo wie die gemeinrechtliche Rechtſprechung die Ge⸗ 
bundenheit aus einem gemeinſchaftlichen Teſtamente bei hinzu⸗ 
tretendem Erbſchaftsantritt feſtſetzte (5 492 ALR. Tl. II 
Tit. 1), die Aufhebung dieſer Gebundenheit im Falle eines 
ſpäter eingetretenen Enterbungsgrundes in Rechtſprechung und 
Rechtslehre anerkannt worden. RG. 22, 276 und die daſelbſt 
angeführten Schriftſteller. Vgl. auch die Denkſchrift zum 
Entwurfe des jetzigen $ 2271 BGB. auf S. 433. Für den 
vorliegenden Fall iſt aber das frühere Gemeine Recht 
maßgebend, und in dieſem fehlt es an einem ausdrück⸗ 
lichen Zeugniſſe für die Bejahung der oben aufgeftellten 
Frage, wie ſolches für das Preußiſche Recht in der erwähnten 
Entſcheidung des RG. enthalten iſt. Vielmehr hat der jetzt 
erkennende Senat für Erbverträge ſogar die Unzuläſſig⸗ 
keit des Widerrufes aus einem der in Nr 115 aufgeſtellten 
Enterbungsgründe angenommen. RG. 47, 237. Allein dieſer 
Grundſatz läßt ſich nicht auch auf gemeinſchaftliche Teſtamente 
ausdehnen, welche ſich nicht, wie der Erbvertrag, von vorn⸗ 
herein als eine einheitliche Verfügung, ſondern als zwei ver⸗ 
ſchiedene Verfügungen darſtellen und demgemäß auch in der 
Folge von verſchiedenartigen Zufällen betroffen werden können. 
Derartige nachträgliche Vorgänge aber können bei den gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamenten, ſofern damit dem überlebenden Mit⸗ 
teſtator ein Enterbungsgrund an die Hand gegeben wird, in 
der Tat die Befugnis für ihn begründen, ſeine in dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamente enthaltene Verfügung aufzuheben und 
durch eine andere zu erſetzen. Dieſe Befugnis läßt ſich nicht, 
wie das Berufungsgericht ausgeführt, lediglich aus Billigkeits⸗ 
gründen, ſondern vor allem aus der mutmaßlichen 
Willens meinung der beiden Errichter eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtamentes herleiten. Auf dieſer Willensmeinung, wie 
ſie ſich in der gemeinſamen Verfügung und in dem nachträg⸗ 
lichen Erbſchaftsantritt des Überlebenden äußert, beruht zunächſt 
die bindende Kraft des gemeinſchaftlichen Teſtamentes für den 
Überlebenden, immerhin jedoch nur unter der Vorausſetzung 
der Fortdauer der zur Zeit der Teſtamentserrichtung und des 
Erbſchaftsantrittes beſtehenden Sachlage, ſo daß es ihm inſo⸗ 
weit nicht geſtattet iſt, willkürlich vom gemeinſchaftlichen 
Teſtamente abzugehen. Vgl. die angeführte Entſcheidung (RG. 
22, 277). Dagegen läßt ſich jene mutmaßliche Willens⸗ 
meinung in der Regel und namentlich auch im vorliegenden 
Falle nicht ſoweit erſtrecken, daß der Überlebende auch dann 
noch gebunden ſein ſolle, wenn nachträglich Umſtände ein⸗ 
treten, welche für ihn einen geſetzlichen Grund zur Aufhebung 
einer jeden von ihm errichteten letztwilligen Berfügung, ins⸗ 
beſondere zur gänzlichen oder teilweiſen Ausſchließung der 
darin eingeſetzten Erben abgeben würden. Vielmehr iſt als⸗ 
dann die Geltendmachung ſolcher Aufhebungsgründe als dem 
Willen der beiden Teſtamentserrichter entſprechend anzuſehen, 
wie ja überhaupt die bindende Kraft gemeinſchaftlicher Teſtamente 
keine unbedingte iſt, vielmehr auch abgeſehen von dem Willen 
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der Errichter durch ſpäter eintretende äußere Ereigniſſe, wie 
z. B. durch die nachträgliche Geburt von Noterben des übers 
lebenden Ehegatten beſeitigt werden kann, ſiehe Dernburg, 
Pandekten III § 97 a. E., Entſcheidungen des RG., IV. 3S. 
vom 6. November 1905 Rep. IV 228/05 (Bd. 62 S. 14). 
So erſcheint namentlich im gegenwärtigen Fall die Befugnis 
der Witwe M., ihre frühere Verfügung von 1887 durch die 
ſpätere von 1902 zu erſetzen, dann begründet, wenn ihr, wie 
der Beklagte geltend macht, in den Jahren 1901 und 1902 
durch das ungebührliche Verhalten der Kläger ein geſetzlicher 
Enterbungsgrund an die Hand gegeben und von ihr in der 
vorgeſchriebenen Form zum Ausdruck gebracht wurde. Rechts⸗ 
irrtümlich hat aber der Berufungsrichter für die Frage, ob die 
den Inſtanzen behauptete ſchwere Beleidigung einen geſetzlichen 
Enterbungsgrund bilde und demgemäß das Abgehen von der 
in dem gemeinſchaftlichen Teſtament enthaltenen Verfügung 
der Witwe M. vechtfertige, das BGB. und insbeſondere den 
8 2333 desſelben für anwendbar erklärt. Dieſe Frage hängt 
mit der Frage, ob eine Bindung der Mutter der Streitteile 
an das gemeinſchaftliche Teſtament von 1887 anzunehmen oder 
ob und unter welchen Vorausſetzungen ein Widerruf desſelben 
zuläſſig ſei, innig zuſammen und iſt daher gemäß Art. 214 
EG nach dem früheren Recht zu beurteilen. Planck, Kommentar 
Bd. 6 Art. 214 Anm. Adv Abſ. 2. M. c. M., U. v. 
30. März 06, 370/05 III. — Jena. | 

III. Preußiſches Recht. 

26. Pra BGB. Art. 89 Nr. 1b in Verb. mit Art. 189 
Abſ. 3 EGBGB. und 8 43 Tit. 21 J. ALR. Für nicht 
eingetragene Grundgerechtigkeiten des alten Rechts beſteht 8 43 
Tit. 21 I. ALR. noch.] 

Geht man mit dem Berufungsrichter von der Annahme 
aus, daß der hier vorliegende Vertrag vom Jahre 1895 dem 
Grundſtück der Beklagten eine Grundgerechtigkeit auferlegt habe, 
jo find, da dieſe Grundgerechtigkeit unftreitig, nicht zur Ein⸗ 
tragung gelangt iſt, nach Art. 189 Abſ. 3 EGBGB. für die 
Aufhebung der unter früherem Recht entſtandenen Grundgerech⸗ 
tigkeit die früheren Geſetze maßgebend. Nach Art. 218 EG. 
hätten zwar dieſe früheren Vorſchriften durch Landesgeſetz ge⸗ 
ändert werden können, eine einfache Aufhebung aber war ſchon 
deshalb nicht möglich, weil es dann an Vorſchriften für das 
Erlöſchen nicht eingetragener Grundgerechtigkeiten gefehlt hätte. 
Eine ſolche Aufhebung, namentlich des S 43 Tit. 21 I. ALR. 
iſt denn auch in dem von dem Berufungsrichter angezogenen 
Art. 89 Pr ABGB. nicht ausgeſprochen worden; denn die 
Aufhebung, von der dort die Rede iſt, bezieht ſich nach dem 
Eingang des Art. 89 a. a. O. nicht auf die Abergangsvor⸗ 
ſchriften, zu denen Art. 189 Ech. gehört. Sie iſt ausdrücklich 
„unbeſchadet der Abergangsvorſchriften“ erfolgt. Auffällig könnte 
es allerdings auf den erſten Blick erſcheinen, und dieſer Um⸗ 
ſtand mag den Berufungsrichter irregeführt haben, daß im 
Art. 89 die auf Grundgerechtigkeiten bezüglichen Vorſchriften 
der 88 55 — 242 Tl. I Tit. 22 ALR. ausdrücklich aufrecht 
erhalten worden find. Dies hat aber mit den Übergangsvors 
ſchriften als ſolchen nichts zu tun. Denn jene von der Auf⸗ 
hebung ausgenommenen Vorſchriften beſtimmen den Inhalt und 
das Maß der dort erörterten Grundgerechtigkeiten näher und ſollen 
deshalb nach dem Vorbehalt in dem Art. 115 EGB. auch 
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für die Grundgerechtigkeiten des neuen Rechts beſtehen bleiben 
(Mot. zum PrAG. S. 236; Habicht S. 417 Anm. 3). Die 
Fortdauer des 8 43 ALR. I. 22 für die nicht eingetragenen 
Grundgerechtigkeiten alten Rechts kann hiernach keinem Zweifel 
unterliegen (vgl. auch Dernburg, B. R. III S 172 S. 515 f.; 
Turnau⸗Förster, Liegenſchaftsrecht, 2. Aufl. I. S. 428). Das 
nach aber erlöſchen Grundgerechtigkeiten „durch ſtillſchweigende 
Einwilligung, wenn der Berechtigte wiſſentlich geſchehen läßt, 
daß in der verpflichteten Sache Anſtalten und Einrichtungen 
getroffen werden, die die Ausübung ſeines Rechts geradezu 
unmöglich machen.“ Die Einwilligung folgt aus dem wiſſent⸗ 


lichen Geſchehenlaſſen; auf den Umſtand, ob der Berechtigte den 
Verzichtswillen wirklich gehabt hat, kommt es nicht an (vgl. 


RG. 52, 79 und die dort angeführte ältere Rechtſprechung, an 
der feſtzuhalten iſt). Demnach ſind die von der Beklagten in 
der Berufungsinſtanz unter Beweis geſtellten Tatſachen, wonach 
ein Fall des 8 43 1. c. vorliege, erheblich, und es mußte be⸗ 
hufs Erörterung dieſer Tatſachen das Berufungsurteil auf⸗ 
gehoben werden. T. c. N., U. v. 31. März 06, 421/05 V. 
— Stettin. 


— . — 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Alber die Abtretung einer Forderung nur zu dem Zwecke, 
daß der bisherige Gläubiger als Zeuge im Prozeß auftreten 
könne, ſowie ferner über die regelmäßig dem Schuldner 
fehlende Einwendung der Scheinabtretung und die Verweiſung 
auf die dem Gerichte zuſtehende freie Beweiswürdigung läßt 
ſich Entſch. Nr. 2 aus. 

Eine Offenbarungspflicht des Verkäufers in Anſehung der 


die Kaufſache betreffenden Verhältniſſe ift, wie auch die bisherige 


Judikatur angenommen 1 und Entſch. Nr. 3 beſtätigt, nicht 
allgemein anzuerkennen. Vielmehr iſt aus den Verhältniſſen des 
einzelnen Falles zu ermeſſen, ob eine Pflicht des Verkäufers 


zum Offenbaren des konkreten erheblichen Umſtandes beſteht. 


In Entſch. Nr. 4 berichtigt der fünfte Senat des RG. 


ſeine frühere Meinung und ſpricht dem betrogenen Käufer das 


Recht zu, entweder wegen Betrugs den Vertrag anzufechten, 
oder aber Erfüllung und Schadenerſatz wegen des Betrugs zu ver⸗ 
langen, auch wenn er die Erfüllung des Vertrags trotz der 
nach dem 8 erlangten Kenntnis des richtigen Sach⸗ 
verhalts unter Vorbehalt ſeines Rechts entgegengenommen hat. 
Unſittlichkeit des Motivs macht, wie in Entſch. Nr. 5 an dem 
Falle eines zum Zwecke des Ankaufs eines Bordells gegebenen 
Darlehns erörtert wird, das Rechtsgeſchäft nicht ſchlechtweg nichtig. 
s beſteht, wie Entſch. Nr. 7 ausſpricht, keine Vermutung 
der Bevollmächtigung des Bureauvorſtehers ſeitens des Rechts⸗ 
anwalts zur Verhandlung mit dem Publikum über Rechts⸗ 
angelegenheiten. Der Rechtsanwalt haftet ſomit regelmäßig 
nicht für falſchen Rechtsrat, den der Bureauvorſteher erteilt. 
Das Zurückbehaltungsrecht des Mieters in en auch 
des im voraus zu zahlenden Mietzinſes wegen mangelhafter 
Erfüllung von ſeiten des Vermieters wird in Entſch. Nr. 8 
anerkannt. | 
Entſch. Nr. 10 ſchränkt die bisherige Judikatur des RG. 
zur Frage der poſitiven Vertragsverletzungen ein auf handels⸗ 
rechtliche Verhältniſſe. 
Die Verwirkung der Vertragsſtrafe für Zuwiderhandlung 
gegen eine Unterlaſſungspflicht kann auch — wie Entſch. Nr. 11 
ausführt — eintreten, wenn die Zuwiderhandlung durch einen 
e des Schuldners geſchieht (5 278 BGB.). 
ormundſchaftsgerichtliche Genehmigung wird zur Ver⸗ 
pfänbung einer Mündelhypothek für fremde Schuld in Entſch. 
r. 15 erfordert. | N. 
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Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 23. April bis 
5. Mai 1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Ein führungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 33 EGBGB. in Verb. mit § 3 Nr 2 des An⸗ 
fechtungsgeſetzes vom 21. Juli 1879. Unter „Ehegatte“ des 
Schuldners in dem zitierten 83 Nr. 2 iſt auch der frühere (ver: 
ſtorbene, geſchiedene) Ehegatte zu verſtehen.] 

Näherer Prüfung bedarf die Frage, ob der angefochtene 
Vertrag unter den $ 3 Nr. 2 AnfG. fällt. Dieſe Beſtimmung 
erleichtert (durch Umkehrung der Beweislaſt) die Anfechtung 
von Verträgen des Schuldners a) mit ſeinen nächſten Ver⸗ 
wandten, b) mit den nächſten Verwandten ſeines Ehegatten, 
c) mit den Ehegatten dieſer, d. i. der zu a und b erwähnten 
Perſonen. Sie ſtimmt inſoweit mit dem $ 31 (früher § 24) 
Nr. 2 KO. wörtlich überein. Hier handelt es ſich um die in 
der Literatur nicht unbeſtrittene Frage, ob in der Gruppe b 
unter dem „Ehegatten“ des Schuldners auch ſein früherer 
(verſtorbener, für tot erklärter, geſchiedener) Ehegatte zu ver⸗ 
ſtehen iſt. Das Berufungsgericht hat dies für das jetzt gel⸗ 
tende Recht im Hinblick auf Art. 33 EGBGB. bejaht. Über⸗ 
einſtimmend: Jäger, KO. 8 31 A. 27, AnfG. § 3 A. 34 
lit. 7; Wilmowski⸗Kurlbaum, KO. (6. Aufl.) 8 31 A. 11; 
anderer Meinung: Meikel⸗ Hartmann, AnfG. (5. Aufl.), § 3 
A. 22 lit. b. Der erkennende Senat ſchließt ſich der Anſicht 
des OLG. an. Sieht man zunächſt von Art. 33 EG. ab, ſo 
wäre freilich anders zu entſcheiden. Dem Reviſionsgericht iſt 
es nicht zweifelhaft, daß das Geſetz (8 3 Nr. 2 AnfG.) in 
ſeiner urſprünglichen Faſſung und Bedeutung Verwandte des 
früheren Ehegatten ſo wenig treffen wollte, wie Verwandte 
des künftigen, ſondern nur Verwandte des derzeitigen Ehegatten 
des Schuldners, nur Verträge, die der Schuldner mit Ver⸗ 
wandten ſeines Ehegatten während beſtehender Ehe ſchließt. 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


Zu dieſer Auffaſſung nötigt ſchon der Wortlaut des Geſetzes, 
deſſen ausdehnende Auslegung dem gewöhnlichen Sprachgebrauch 
widerſtrebt. Man braucht nur an einen Vertrag des wieder⸗ 
verheirateten Schuldners mit dem Vater oder Bruder ſeiner 
erſten (verſtorbenen oder geſchiedenen) Ehefrau zu denken. Zum 
gleichen Ergebniſſe führt die Betrachtung derjenigen Beſtim⸗ 
mungen der gleichzeitig mit der KO. und dem AnfG. in Kraft 
getretenen Reichsjuſtizgeſetze, in denen an die „Schwägerſchaft“ 
rechtliche Wirkungen geknüpft find: GVG. 8 156 Abſ. 1 
Ziff. 3; ZPO. 8 41 Nr. 3, § 383 (früher 8 348) Nr. 3; 
StPO. 8 22 Nr. 3, § 51 Nr. 3. In allen dieſen Beſtim⸗ 
mungen iſt der Begriff der Schwägerſchaft durch den ausdrück⸗ 
lichen Zuſatz erläutert: „auch wenn die Ehe, durch welche die 
Schwägerſchaft begründet iſt, nicht mehr beſteht.“ Vergleicht 
man dieſe Ausdrucksweiſe mit derjenigen des AnfG., ſo wird 
man ſich der Überzeugung nicht verſchließen können, daß in 
dem letzteren abſichtlich und zur Hervorhebung einer ſachlichen 
Beſonderheit neben den Verwandten des Schuldners nicht deſſen 
„Verſchwägerte“ (mit oder ohne erläuternden Zuſatz), ſondern 
die Verwandten „ſeines Ehegatten“ genannt ſind. Dieſe Per⸗ 
ſonen ſind „Verſchwägerte“ des Schuldners; gleichwohl läßt 
ſich nicht ohne weiteres ſagen, daß die Rechtswirkung (der er⸗ 
leichterten Anfechtung) an die „Schwägerſchaft“ geknüpft ſei. 
Denn der Kreis der in dem AnfG. für verdächtig erklärten 
Verſchwägerten darf weder auf Grund des in den obigen 
Stellen der Reichsjuſtizgeſetze und jetzt auch im § 1590 Abſ. 2 
BGB. feſtgelegten Begriffes der Schwägerſchaft, noch unter 
Zugrundelegung des jeweiligen örtlichen Zivilrechts umgrenzt 
werden, iſt vielmehr aus dem AnfG. ſelbſt und ſelbſtändig zu 
ermitteln. Will man in dieſem Geſetze die Worte „Verwandte 
des Ehegatten“ durch das Wort „Verſchwägerte“ erſetzen, ſo 
müßte es heißen: „Verträge des Schuldners mit ſeinen Ver⸗ 
ſchwägerten während der die Schwägerſchaft be— 
gründenden Ehe. Daß dieſe engere Auslegung für das 
frühere Recht die zutreffende war, wurde auch in der Literatur 
überwiegend angenommen und von der Rechtſprechung gebilligt. 
Vgl. Urteil des RG. vom 7. Oktober 1882 (JW. S. 261) 
und (für den entſprechenden S 5 Nr. 3 des Preußiſchen Ge⸗ 
ſetzes vom 9. Mai 1855) Entſch. des OTr. 53, 347. Mit 
dem Berufungsgerichte iſt nun aber anzunehmen, daß dieſer 
Rechtszuſtand durch den Art. 33 EGBGB. eine Anderung er⸗ 
44 


fahren bat. Der Auslegung der Worte: „Verwandte des Ehe: 
gatten“ iſt nunmehr der Schwägerſchaftsbegriff des BGB. 
($ 1590 Abf. 2) zugrunde zu legen. Sie wären jetzt jo zu 
umſchreiben: „Verſchwägerte, auch wenn die Ehe, durch die 
die Schwägerſchaft begründet wurde, aufgelöſt iſt. (Eine zweite 
Klaſſe von Verſchwägerten, die Ehegatten von Verwandten, 
ſoll hier überall außer Betracht bleiben.) Der Wille des Geſetz⸗ 
gebers, dieſe ſachliche Erweiterung des Anfechtungsrechtes durch 
den Art. 33 EG. herbeizuführen, iſt unzweifelhaft. Es muß 
dies daraus geſchloſſen werden, daß anderenfalls die Herein⸗ 
ziehung der Schwägerſchaft in den Art. 33 kaum verſtändlich 
wäre. Den Begriff der Verwandtſchaft in allen im 
Art. 33 genannten Geſetzen mit dem BGB. in Einklang zu 
ſetzen, mochte ein Bedürfnis beſtehen; für den Begriff der 
Schwägerſchaft iſt ein ſolches Bedürfnis in bezug auf die 
eigentlichen Reichsjuſtizgeſetze (Gerichtsverfaſſung, Zivilprozeß, 
Strafprozeß) nicht anzuerkennen. Denn, wie ſchon bemerkt, iſt 
in dieſen Geſetzen überall, wo an die Schwägerſchaft rechtliche 
Folgen geknüpft ſind, ausdrücklich beigefügt, daß die Schwäger⸗ 
ſchaft auch nach Beendigung der ſie begründenden Ehe fort⸗ 
beſteht. Wenn es trotzdem für nötig erachtet wurde, im Art. 33 
den Schwägerſchaftsbegriff des BGB. für maßgebend zu er⸗ 
klären, fo kann dabei wohl nur an den § 24 (jetzt §S 31) KO. 
und § 3 AnfG. gedacht fein, ſonſt wäre die Hereinziehung der 
Schwägerſchaft überhaupt gegenſtandslos. Auch die Motive 
zu Art. 10 des Entwurfs I des EG. und die Verhandlungen 
der II. Kommiſſion (Prot. 6, 564) legen dieſe Auffaſſung nahe. 
Demgegenüber iſt dem von Meikel⸗Hartmann a. a. O. erhobenen 
Bedenken — das ſich darauf gründet, daß das AnfG. nicht 
von der Schwägerſchaft ſpricht — kein entſcheidendes Gewicht 
beizulegen. Die Verwandten des Ehegatten des Schuldners 
ſind immerhin mit ihm verſchwägert; die Beſchränkung der 
erleichterten Anfechtung auf Verträge, die während der die 
Schwägerſchaft begründenden Ehe geſchloſſen ſind, entſpricht 
dem römiſch⸗ rechtlichen Begriff der Schwägerſchaft. Inſofern 
ſind alſo im AnfG. an die Schwägerſchaft rechtliche Folgen 
geknüpft. Fragt man ſich, ob für die durch Art. 33 EG. ge⸗ 
ſchaffene Anderung des materiellen Anfechtungsrechtes ein wirk⸗ 
liches Bedürfnis beſtand, ſo wird die Antwort kaum bejahend 
lauten können. Daß aus der einſchränkenden Auslegung für 
den Rechtsverkehr nachteilige, der Abhilfe bedürftige Folgen 
erwachſen wären, iſt nicht erſichtlich. Auch iſt nicht zu ver⸗ 
kennen, daß durch den Art. 33 ein neuer Zweifel in das Geſetz 
hineingetragen wird, der vorher nicht beſtand. Der $ 3 Nr 2 
AnfG. trifft nicht nur gewiſſe Verſchwägerte des Schuldners, 
ſondern auch „die Ehegatten dieſer Perſonen“, die als ſolche 
mit dem Schuldner weder verwandt noch verſchwägert ſind. 
Bezüglich ihrer läßt ſich demnach aus dem Art. 33 eine Ande⸗ 
rung des bisherigen Rechtes nicht ableiten. Läßt man es aber 
bei der früheren Auffaſſung, dann kommt man zu dem Ergeb⸗ 
niſſe, daß die Worte „Ehegatte des Schuldners“ im nämlichen 
Satze eine verſchiedene Bedeutung haben, je nachdem der Ver⸗ 
trag mit Verwandten oder mit Verſchwägerten dieſes Ehe⸗ 
gatten geſchloſſen iſt. Dieſe Bedenken müſſen indeſſen gegen⸗ 
über dem klar erkennbaren Willen des Geſetzgebers zurück⸗ 
treten. G. c. G., U. v. 23. März 06, 326/05 VII. — 
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2. 88 93, 94 BGB. Begriff der weſentlichen Beſtand⸗ 
teile, des Zubehörs. 

Die angefochtene Entſcheidung beruht auf der Annahme, 
daß die ſtreitigen Maſchinen: Sauggasanlage mit Motor und 
Zubehör, weſentliche Beſtandteile des zur Zwangsͤverſteigerung 
geſtellten Brauereigrundſtücks find, woraus dann nach 88 93 
und 946 ff. BGB. folgt, daß durch die Verbindung der Ma⸗ 
ſchinen mit dem Brauereigebäude das frühere Eigentum der 
Klägerin erloſchen, der von dieſer bei dem Verkauf der Ma⸗ 
ſchinen vereinbarte Eigentumsvorbehalt wirkungslos geworden 
iſt. Der Berufungsrichter gründet dieſe Annahme ausſchließlich 
auf § 93 a. a. O. und verwirft aus tatſächlichen Gründen aus⸗ 
drücklich die Meinung des Beklagten, der die Eigenſchaft der 
Maſchinen als weſentliche Beſtandteile, zunächſt aus ihrer feſten 
Verbindung mit dem Grund und Boden, hergeleitet hat. Maß⸗ 
gebend ſei — ſo führt der Berufungsrichter aus — allein „der 
Geſichtspunkt der durch die Einfügung der bezeichneten Gegen⸗ 
ſtände in die Brauerei hergeſtellten wirtſchaftlichen Einheit.“ 
Hiervon ausgehend erwägt nun der Berufungsrichter, daß 
Brauereien rationell nur noch mit Maſchinen betrieben werden 
können, daß im vorliegenden Fall der Motor dazu beſtimmt 
iſt, alle in der Brauerei befindlichen und deren Zwecken 
dienenden Maſchinen zu betreiben, daß bei Entfernung der 
Motoranlage alle dieſe Maſchinen zum Stillſtand kommen 
würden, und daß, wenn man die bisher von Maſchinen be⸗ 
ſorgten Leiſtungen durch Menſchenkräfte bewirken laſſen wollte, 
eine ganz andere und erheblich koſtſpieligere Art des Betriebes 
würde eintreten müſſen. Danach würde durch die Beſeitigung 
des Motors die Brauerei eine ſo erhebliche Einbuße in ihrer 
wirtſchaftlichen Bedeutung erleiden, daß darin nach den An⸗ 
ſchauungen des Verkehrs eine Weſensänderung zu erblicken ſei. 
Durch die Fortnahme der fraglichen Maſchinen würde aber 
nicht nur das bisherige Ganze — die Brauerei — ſondern 
auch der Teil, das beſonders für den Betrieb derſelben ein⸗ 
gerichtete Gebäude, in ſeinem Weſen geändert. Es könnte 
ſcheinen, als ob der Berufungsrichter dem an die Spitze ge⸗ 
ſtellten Geſichtspunkt der „wirtſchaftlichen Einheit“ eine zu 
große Bedeutung beigelegt hätte. Ungeeignet oder wenigſtens 
für ſich allein unzureichend erſcheint dieſer Begriff für die Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen (weſentlichen) Beſtandteilen und Zubehör. 
Auch ein Landgut bildet eine wirtſchaftliche Einheit mit 
feinem lebenden und toten Inventar und durch vollſtändige 
Trennung des letzteren von dem Gute würde dieſes nicht 
minder, wie im vorliegenden Fall das Brauereigrundſtück, 
in ſeiner wirtſchaftlichen Bedeutung herabgeſetzt und dadurch 
in ſeinem Weſen verändert werden. Es kann alſo die Herab⸗ 
ſetzung der wirtſchaftlichen Bedeutung für ſich allein kein ſicheres 
Merkmal für die Anwendung des § 93 bieten. Es muß eine 
Sache zunächſt Beſtandteil ſein, ehe zu entſcheiden iſt, ob ſie 
weſentlicher Beſtandteil ſei. Das BGB. gibt keine Defi⸗ 
nition für Beſtandteil und insbeſondere kein Merkmal, wodurch 
ſich ein ſolcher von bloßem Zubehör, d. h. „beweglichen Sachen, 
die, ohne Beſtandteile zu ſein, dem wirtſchaftlichen Zwecke der 
Hauptſache zu dienen beſtimmt find” (8 97 a. a. O.) unter 
ſcheidet. Es wurde angenommen, daß es ſich um einen all⸗ 
gemeinverſtändlichen Begriff handle. (Vgl. Küntzel in Gruchot 41, 
135). Darnach aber ſind als Beſtandteile einer Sache die⸗ 
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jenigen körperlichen Gegenſtände anzuſehen, bie 
entweder von Natur eine Einheit bilden, oder durch 
Verbindung miteinander ihre Selbſtändigkeit der⸗ 
geſtalt verloren haben, daß ſie fortan, folange die 
Verbindung dauert, als ein Ganzes, als eine 
einheitliche Sache erſcheinen, wogegen Zubehörſtücke ihre 
individuelle Selbſtändigkeit als bewegliche Sachen bewahrt 
haben und nur in einem ihrer Beſtimmung entſprechenden 
räumlichen Verhältniſſe zu einer „Hauptſache“ ſtehen 
(§S 97 a. a. O.). Es wird alſo das unterſcheidende Merkmal 
eines (gleichviel ob weſentlichen oder nicht weſentlichen) Be⸗ 
ſtandteils von bloßem Zubehör im Zweifelsfalle in der Art 
der Verbindung der beſtehenden Sachen geſucht und gefunden 
werden müſſen. Es muß, um einem Gegenſtand die Eigen⸗ 
ſchaft eines Beſtandteils eines größeren Ganzen zuzuſprechen, 
ein phyſiſcher oder mechaniſcher Zuſammenhang, eine körperliche 
Verbindung beſtehen, die dann aber nicht ſo beſchaffen zu ſein 
braucht, um ſchon an und für ſich im Sinne des 8 94 Abſ. 1 a. a. O. 
die Eigenſchaft der Sache als weſentlicher Beſtandteil eines 
Grundſtücks zu begründen. Auf die größere oder geringere 
Feſtigkeit der Verbindung kommt es im Sinne des 8 93 (ſo⸗ 
wenig wie im Fall des § 94 Abſ. 2) nicht an. (Vgl. RG. 58, 
341; JW. 1904 S. 111“, 548%.) Wenn daher der Berufungs⸗ 
richter das Vorhandenſein einer feſten Verbindung der Ma⸗ 
ſchinen im Sinne des § 94 Abſ. 1 verneint, fo ſteht das der 
Anwendung des 5 93 nicht entgegen; es genügt vielmehr die 
vom Berufungsrichter feſtgeſtelle, durch Anſchrauben an eine 
eingemauerte Betonunterlage bewirkte Verbindung der Maſchinen 
mit dem Gebäude, um dieſelben als Beſtandteile und bei dem 
Vorliegen der im übrigen bedenkenfrei feſtgeſtellten Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 93 als weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks 
zu kennzeichnen. Dahingeſtellt kann bleiben, ob die Eigenſchaft 
der fraglichen Maſchinen als weſentliche Beſtandteile des Ge⸗ 
bäudes, dem fie eingefügt find, ſich nicht auch aus 8 94 
Abſ. 2 a. a. O. ergibt. Nach alledem fällt dem Berufungs⸗ 
richter die von der Reviſion behauptete Verletzung der 88 93 
und 94 BGB. nicht zur Laſt. In gleichem Sinne iſt er⸗ 
kannt in neueren Entſcheidungen des RG., JW. 1906, 189° 
und!. G. D. A. c. Sch., U. v. 19. April 06, 528/05 V. 
— Cöln. 

3. § 138 Abſ. 1 BGB. in Verb. mit 88 33, 147 
Abſ. 1 Nr. 1 GewO. Folgen der Nichtigkeit eines Vertrages 
für die Verpflichtung des Bürgen.] 

Geklagt iſt aus einer am 25. März 1902 vom Beklagten 
ausgeſtellten Urkunde, deren erſter Abſatz, auf den es haupt⸗ 
ſächlich ankommt, folgendermaßen lautet: „Die von meinem 
Bruder Wilhelm der Glückauf⸗Brauerei zu Gelſenkirchen⸗Acken⸗ 
dorf zu ſtellende Kaution im Betrage von 5 511,28 Mark ſtelle 
ich für denſelben, und zwar in der Weiſe, daß, wenn mein 
Bruder ſeine eingegangenen Verbindlichkeiten gegen die Brauerei 
gelöſt hat, mir die Kaution, bzw. ſoweit ſie nicht in Anſpruch 
genommen iſt, wieder zufällt.“ Wenn der Beklagte in der 
Reviſionsinſtanz dieſe Urkunde ſchon aus formellen Gründen 
hat für wirkungslos erklären wollen, ſo war das nicht nur 
ſeinem Vorbringen in den Vorinſtanzen gegenüber neu, ſondern 
auch völlig verfehlt. Der Reviſionskläger hat geltend gemacht, 
er ſei als Bürge für ſeinen Bruder in Anſehung der dieſem 
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obliegenden Kautionsbeſtellung eingetreten; dazu habe es nach 
8 766 BGB. der Schriftform bedurft; an dieſer fehle es aber 
inſofern, als die Hauptſchuld, für welche die Kaution haften 
ſollte, in der Urkunde nicht bezeichnet ſei. Nun mag es zwar 
richtig ſein, daß es ſich hier um eine Bürgſchaft handelt; 
jedenfalls iſt von einer privativen Schuldübernahme aus der 
Urkunde nichts zu entnehmen; es könnte alſo höchſtens noch 
ein abſtraktes Schuldverſprechen in Frage kommen, für welches 
in 8 780 BGB. ebenfalls Schriftlichkeit vorgeſchrieben iſt. 
Aber zuvörderſt würde noch erſt zu erörtern ſein, ob denn nicht 
der Beklagte, als Ziegeleibeſitzer, Kaufmann ſei, folglich die 
Bürgſchaſt, bzw. das Schuldverſprechen nach 8 344 Abſ. 2 
vgl. m. $ 343 HGB. auf feiner Seite als Handelsgeſchäft zu 
gelten gehabt und daher nach 8 350 HGB. der Schriftform 
doch nicht bedurft habe. Sodann aber würde jedenfalls dem 
Erforderniſſe dieſer Form völlig Genüge getan ſein. Die⸗ 
jenige Hauptſchuld, für welche der Beklagte als Bürge 
haften ſollte, würde ganz klar bezeichnet ſein, nämlich die Ver⸗ 
pflichtung ſeines Bruders zur Beſtellung der fraglichen Kaution; 
weshalb auch diejenige Verbindlichkeit, für welche dann dieſe 
Kaution haften ſolle, in der Urkunde ſollte ausdrücklich er⸗ 
wähnt ſein müſſen, wäre nicht abzuſehen. Die in der Urkunde 
übernommene Verpflichtung war aber, wie der Reviſionskläger 
ferner hervorgehoben hat, materiell gegenſtandslos, und weil 
das Berufungsurteil dies verkannt hat, unterlag es der Auf⸗ 
hebung. Der Bruder des Beklagten, Wilhelm L., war näm⸗ 
lich ſelbſt gar nicht der Klägerin zur Beſtellung einer Kaution 
verpflichtet, und daraus folgt mit Notwendigkeit, daß es auch 
der Beklagte nicht ſein kann, da er nur verſprochen hat, die 
„von ſeinem Bruder Wilhelm zu ſtellende“ Kaution ſeinerſeits 
zu beſtellen; wird ſeine Verpflichtungserklärung als Ver⸗ 
bürgung aufgeſaßt, ſo iſt eben die Bürgſchaft wegen Mangels 
einer entſprechenden Hauptſchuld nichtig. Wilhelm L. aber 
war deshalb nicht zur Kautionsleiſtung verpflichtet, weil der 
Vertrag vom 27. Februar 1902, in welchem er dieſe Leiſtung 
verſprochen hatte, wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nach 
§ 138 Abſ. 1 BGB. überhaupt nichtig war. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat nämlich in einwandsſreier Weiſe tatſächlich 
feſtgeſtellt, daß der bezeichnete Vertrag zwiſchen der Klägerin 
und Wilhelm L. zu dem Zwecke geſchloſſen ſei, damit letzterer, 
ohne ſelbſt eine polizeiliche Erlaubnis zum Gaſtwirtsbetriebe zu 
haben, als ſcheinbarer Stellvertreter der Witwe K. deren 
Wirtſchaftskonzeſſion ausnutze. Dieſer Vertrag zielte alſo auf 
ein nach $ 33 und 8 147 Abſ. 1 Nr. 1 GewO. ungeſetzliches 
und verbotenes Ergebnis ab. Ein ſolcher Vertrag iſt aber, 
wie er früher nach Preußiſchem Landrechte (RGZ. 39, 268 ff.) 
und nach gemeinem Rechte (Urt. i. S. S. w. W., VI. 36/03) 
für ungültig erklärt worden iſt, ſo auch nach dem BGB., als 
unter $ 138 Abſ. 1 fallend, zweifellos nichtig. Dieſe Nichtig⸗ 
keit wird übrigens auch vom OLG. nicht bezweifelt, welches ſie 
nur, weniger zutreffend, ſtatt aus $ 138 Abſ. 1, aus 8 134 
BGB. ableitet. Das Berufungsgericht meint aber, weil des⸗ 
wegen noch nicht auch die ſpäteren, mit dem Wirtſchaftsbetriebe 
des Wilhelm L. nur tatſächlich zuſammenhängenden Rechts⸗ 
geſchäfte zwiſchen ihm und der Klägerin, wie die Lieferung von 
Bier, die Vorſtreckung von Geldern uſw., nichtig ſeien, und weil 
die Kaution nach dem Vertrage vom 27. Februar 1902 auch 
44 * 
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für die hieraus entſpringenden Verbindlichkeiten des Wilhelm L. 
habe haften ſollen, fo ſei die Klägerin doch befugt, die Bes 
ſtellung der Kaution zu verlangen. Hier ſind zwei Fragen 
nicht genügend auseinandergehalten. Richtig iſt, daß aus 
jenen andern Geſchäften vollkommen gültige Verbindlichkeiten 
des Wilhelm L. gegen die Klägerin entſtanden ſein mögen, und 
daß die Kaution, wenn ſie beſtellt wäre, dafür haften 
würde; aber daraus folgt doch noch nicht, daß Wilhelm L. 
verpflichtet iſt, eine Kaution dafür zu beſtellen. Eine ſolche 
Verpflichtung müßte er beſonders übernommen haben, und nun 
liegt nicht vor, daß er irgend eine andere Verpflichtung zur 
Kautionsleiſtung übernommen hätte, als die in dem Vertrage 
vom 27. Februar 1902 enthaltene, die mit dieſem Vertrage, 
von dem die betreffende Klauſel einen untrennbaren Beſtandteil 
bildet, dahin fällt. Die Klage war deshalb abzuweiſen. 
L. c. G.⸗B., U. v. 11. April 06, 305/05 VI. — Hamm. 

4. Iſt Auslegung von Urkunden ein Reviſionsgrund? 
Bedeutung der Bezeichnung „ca.“ 

Durch Vertrag vom 26. Januar 1903 verpflichtete ſich der 
Beklagte, der Klägerin die ganze eigene Produktion an Korkſpänen 
für 3 Jahre (ca. 100 t pro Jahr), beginnend mit dem 1. Januar 
1903 .. . . zu liefern. Er lieferte indeſſen im Jahre 1903 nur 
55 727 kg. Durch die Klage war beantragt, den Beklagten 
zu verurteilen I. prinzipaliter 1. weitere 44 273 kg Korkſpäne 
zu liefern, 2. den ihr entſtandenen Verzugsſchaden in Höhe von 
3 320 Mark zu erſtatten, II. eventuell eine Erklärung des In⸗ 
haltes abzugeben, daß die Jahresproduktion hinſichtlich der 
Korkſpäne im Jahre 1903 55 727 kg nicht überſchritten habe. 
Der Beklagte beantragte die Klage abzuweiſen. Das LG. 
wies die Klage ab. Mit der Berufung der Klägerin war 
beantragt, das landgerichtliche Urteil inſoweit abzuändern, als der 
Antrag zu I. 1. abgewieſen worden war, und den Beklagten 
zur Lieferung von 44 273 kg Korkſpäne als den Reſt der 
Produktion aus 1903 zu verurteilen. Das OLG. hat das land⸗ 
gerichtliche Urteil dahin abgeändert, daß es den Beklagten ver⸗ 
urteilte, der Klägerin 44 273 kg Korkſpäne als Reſt der von 
ihm auf Grund des Vertrages vom 26. Januar 1903 der 
Klägerin zu liefernden Korkſpäne zu liefern. Das RG. hob auf 
Reviſion des Beklagten auf: das OLG. legt abweichend vom 
erſten Richter die Vertragsbeſtimmung, daß Beklagter „die 
ganze eigene Produktion an Korkſpänen .. . (ca. 100 t pro Jahr)“ 
zu liefern habe, dahin aus, der Beklagte ſei dadurch verpflichtet 
worden, ſeine Jahresproduktion von wenigſtens annähernd 
100 t Korkſpänen in vertragsmäßiger Beſchaffenheit zu liefern. 
Der Reviſionskläger wendet gegen dieſe Ausführungen in erſter 


Reihe ein, das OLG. habe nicht beachtet, daß der Beklagte die 


ganze eigene Produktion an Korkſpänen verkauft habe und 
daß Korkſpäne ein Nebenprodukt ſeiner Fabrikation ſeien; 
aus dem Zuſammenhalten dieſer beiden Momente würde ſich 
ergeben, daß der Beiſatz „ca. 100 t pro Jahr“ nur eine 
ſchätzungsweiſe Angabe der Jahresproduktion enthalten, durch 
ihn aber nicht die Verpflichtung zur Lieferung von wenigſtens 
annähernd 100 t auch für den Fall ausgeſprochen werden 
ſollte, wenn ſich im ordnungsgemäßen Geſchäftsbetrie be nur eine 
geringere Menge dieſer Abfälle ergeben würde. Im Hinblick 
auf die ſtändige Praxis des erkennenden Senats, wonach die 
Auslegung von Urkunden und Verträgen grundſätzlich der Nach⸗ 
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prüfung in der Reviſionsinſtanz entzogen iſt, wäre wohl dieſer 
Angriff für ſich allein nicht geeignet, zur Aufhebung des 
Berufungsurteils zu führen. Der Beklagte, jetzt Reviſions⸗ 


kläger, hatte indeſſen zum Nachweiſe, daß er nur zur Lieferung 


der tatſächlichen Produktion verpflichtet ſei, nach dem 
Zuſammenhange des Tatbeſtandes geltend gemacht, er habe auch 
in früheren Jahren unter den gleichen Vertragsbeſtimmungen 
die Korkſpäne an Klägerin verkauft und ſeine ganze Jahres⸗ 
produktion, die 1901 nur 69 500 kg, 1902 nur 56 000 kg 
betrug, geliefert, ohne daß die Klägerin irgend einen Widerſpruch 
wegen angeblicher Zuweniglieferung erhob. Dies beſtätigte, 
daß der Beiſatz (ca. 100 t pro Jahr) nach Auffaſſung ber 
Vertragsteile nicht die von der Klägerin ihm jetzt beigelegte 
verpflichtende Bedeutung habe. Die Klägerin ſuchte dagegen 
das Unterlaſſen eines Monierens der Zuweniglieferung damit 
zu rechtfertigen, daß ſie in jenen Jahren auf die volle Erfüllung 
des Vertrages keinen Wert gelegt habe, weil damals die Kork⸗ 
ſpäne niedrig im Preiſe ſtanden. Jenes Vorbringen des 
Beklagten iſt in den Gründen des Berufungsurteils nicht 
berückſichtigt. Daß es ſchlechthin ungeeignet ſei, im Zuſammen⸗ 
hang mit dem übrigen Vorbringen des Beklagten zu einer 
anderen Auslegung zu führen, kann jedenfalls nicht geſagt werden. 
Ob und welche Bedeutung ihm aber zukomme, iſt der Prüfung 
des Reviſionsgerichts entzogen und unterſteht allein der Prüfung 
des Richters der Tatfrage. Das ÜUbergehen dieſes möglicher: 
weiſe erheblichen Vorbringens mußte daher zur Aufhebung des 
Berufungsurteils führen. Der Beklagte, Reviſionskläger, iſt 
unter Abzug der gelieferten 55 727 kg rechneriſch zur Leiſtung 
von 100 t (100 000 kg) verurteilt. Hierher wird der weitere 
Angriff erhoben: nach der eigenen Annahme des OLG. ſei der 
Beklagte nur zur Lieferung von annähernd 100 t verpflichtet 
geweſen. Deshalb hätte auch vom Standpunkte des OLG. 
feſtgeſtellt werden müſſen, wie weit der durch die Bezeichnung 
„ca.“ zuzulaſſende prozentuale Abſatz gehe und nur im Rahmen 
der ſo feſtgeſtellten Mindeſtverpflichtung verurteilt werden dürfen. 
— Die hierher gehörenden Gründe des Berufungsurteils gehen 
darauf hinaus, daß die Lieferung der 55 7 27 kg nicht unter 
den Begriff der „ca.“ 100 t falle. Inſoweit liegt ein Anlaß 
zur Beanſtandung nicht vor. Das OLG. durfte ſich aber mit 
dieſer Prüfung nicht begnügen. Es mußte erörtern, ob und in 
welchem Umfange die Leiſtungspflicht des Beklagten wegen des 
Zuſatzes „ca.“ allgemein durch einen zuzulaſſenden prozentualen 
Abſatz beſchränkt ſei, und die hiernach ſich etwa ergebende 
Mindeſtverpflichtung feſtſtellen. An ſolchen Erörterungen, die 
gleichfalls dem Gebiet der Tatfrage angehören, fehlt es im 
Berufungsurteile, das auch aus dieſem Grunde der Aufhebung 
unterliegt. M. c. H., U. v. 6. April 06, 393/05 II. — Oldenburg. 

5. Gegenbeweis gegen den Inhalt einer Vertragsurkunde. 
Bedeutung eines ſchriftlichen Vertrages, von welchem ein 
weſentliches Stück nur mündlich abgeſchloſſen gilt.] 

Das Berufungsgericht ſieht als erwieſen an, daß der 
ſchriftliche Vertrag vom 1. Februar 1901 die Parteiabreden 
nicht richtig wiedergebe, inſofern, als darin die bei der Voll⸗ 
ziehung des Vertrages getroffene Vereinbarung, daß der Kläger 
unter allen Umſtänden bis zur Fertigſtellung des Saalbaues 
wohnen bleiben und die Wirtſchaft weiterführen dürfe, nicht in 
die Vertragsurkunde aufgenommen worden ſei. Es hat alſo 
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feſtgeſtellt, daß die Vermutung, die für die Richtigkeit und 
Vollſtändigkeit des Inhalts der Vertragsurkunde ſpreche, im 
vorliegenden Falle widerlegt ſei, daß jene mündliche Verein⸗ 
barung ſomit noch neben dem ſchriftlichen Vertrage Geltung 
hätte haben ſollen. Es hat aber weiter die Rechtslage dahin 
aufgefaßt, daß infolge dieſes Umſtandes die Vertragsurkunde 
formungültig ſei und nur noch den Wert eines Beweis⸗ 
mittels für die in ihren 88 1 und 2 feſtgeſetzten Ver⸗ 
tragsbeſtimmungen habe, daß deshalb der Vertrag rechtlich im 
ganzen nur als ein einem rein mündlichen Vertrag gleich⸗ 
zuſtellender zu betrachten ſei, der als Mietsvertrag auf 
längere Zeit als ein Jahr geſchloſſen und deshalb nach den 
88 566, 564 Abſ. 2, 565 Abſ.1 BGB. als einüber ein Grundſtück 
auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſener Mietsvertrag anzuſehen ſei. Es 
ſieht deshalb die Kündigung als erſt zum 1. April 1902 ſtatt⸗ 
haft an und die Beklagte deshalb wegen der von ihr vorzeitig 
zum 1. Juli 1901 veranlaßten Räumung dem Kläger für 
ſchadenerſatzpflichtig. Dieſe Begründung der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. Daß die für die 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Inhalts einer Vertrags⸗ 
urkunde ſprechende Vermutung in der Weiſe, wie es im vor⸗ 
liegenden Falle vom Berufungsgerichte angenommen worden iſt, 
widerlegt werden kann, entſpricht nur der auch für das neue 
Deutſche Recht in den Entſcheidungen des RG. 52, 23 feſtge⸗ 
haltenen Rechtſprechung. Iſt aber ein weſentliches Stück 
des Vertrages, der zu ſeiner vollen Gültigkeit der Abfaſſung in 
Schriftform bedurft hätte, nur mündlich abgeſchloſſen, ſo muß 
weiter der ganze Vertrag als der geſetzlich erforderlichen Form 
entbehrend betrachtet werden. Von der gleichen Auffaſſung 
ging auch die preußiſche Rechtſprechung aus: war ein weſent⸗ 
liches Stück des Vertrages nicht oder anders als verabredet, 
niedergeſchrieben, ſo wurde angenommen, daß der wahre Ver⸗ 
trag überhaupt nicht in Schriftform vorliege und deshalb 
auch nicht die Wirkungen eines ſchriftlichen Vertrages äußern 
könnte. Vgl. Förster⸗Eccius, 6. Aufl. Bd. 1 8 79 S. 468 
Plenarentſcheidung des OTr. 10, 259; Striethorſt Arch. 29 
S. 26, 283; 75, 86; 82, 60. Ein weſentliches Stück des 
Mietsvertrages bildet aber, namentlich bei Mietung von Grund 
ſtücken oder Wohnungen die Mietzeit. Dieſes Stück des 
Vertrages war mündlich und auch nach dem endgültigen Willen 
der Parteien anders als in der Urkunde angegeben verabredet. 
Denn nach dieſer — 58 2 — ſollte die Miete auf un⸗ 
beſt immte Zeit dauern, während mündlich vereinbart war, 
daß ſie mindeſtens ſolange dauern ſollte, bis der Neubau des 
Saales erfolgt wäre, und daß der Kläger ſolange auch die 
Wirtſchaft führen dürfe. War hiernach der Vertrag im ganzen 
nur als ein mündlich abgeſchloſſener zu betrachten, ſo waren 
auch die daraus vom Berufungsgerichte gezogenen rechtlichen 
Folgerungen zutreffend. Damit erledigt ſich das Bedenken der 
Reviſion, daß in dem ſchriftlichen Vertrage ausdrücklich eine 
vierteljährliche Kündigung vorgeſehen ſei. K. c. U., U. v. 
3. April 1906, 32/06 III. — Hamm. 

6. Einwand des anders verabredeten Vertrages; Wider⸗ 
ſpruch einer angeblichen mündlichen Vereinbarung gegen den 
Wortlaut einer Urkunde.] 

In der Berufungsinſtanz haben die Beklagten Zeugen⸗ 
beweis dafür angetreten, daß von ihnen bei den Tauſch⸗ 
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verhandlungen mit den Klägern vereinbart worden ſei, kein Teil 
ſolle zur Beſchaffung reiner Hypothek in Anſehung der von ihm 
in Tauſch gegebenen Grundſtücke verpflichtet ſein. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat die Nichterhebung des Beweiſes in folgender 
Weiſe gerechtfertigt: „Haben die Parteien vorher eine andere 
mündliche Vereinbarung getroffen, ſo haben ſie dieſe eben durch 
die getroffene notarielle Vereinbarung abgeändert. Einer 
anderen Auslegung, als der Wortſinn ſie gibt, iſt dieſe Ver⸗ 
einbarung unzugänglich. Wenn die Beklagten beweiſen wollten, 
daß die Beſtimmung im § 2 dem wahren Willen der Parteien 
nicht entſprochen habe, ſo hätten ſie zunächſt dartun müſſen, 
wie es gekommen iſt, daß ſie ſich mit der in Rede ſtehenden 
Beſtimmung einverſtanden erklärt haben. In dieſer Beziehung 
haben ſie überhaupt keine Aufklärung gegeben. So wie die 
Sache liegt, wäre immer nichts anderes, als eine Veränderung 
der Abſicht der Parteien bewieſen.“ Dies entſpricht ſowohl 
der vor dem 1. Januar 1900 ergangenen Rechtſprechung der 
höchſten Gerichtshöfe, wie dem Standpunkte des BGB. (vgl. 
RG. 52 S. 25, 26). Die von Beklagten angezogene Ent⸗ 
ſcheidung des RG. (JW. 1906 S. 11 Nr. 7) betrifft den Fall, daß 
ein erbotener Interpretationsbeweis nicht erhoben iſt. Solcher 
Fall liegt hier nicht vor; denn nach der Behauptung der Be⸗ 
klagten ſollen die Kontrahenten der Beſtimmung des § 2 des 
Tauſchvertrags vom 18. November 1895 nicht etwa überein⸗ 
ſtimmend einen anderen, als den ſich aus dem Wortlaute 
ergebenden Sinn beigelegt haben, ſondern im Widerſpruche mit 
dem klaren Wortlaute der Vertragsbeſtimmung ſoll die Verein⸗ 
barung dahin gegangen ſein, daß kein Teil gegenüber dem 
anderen zur Beſchaffung reiner Hypothek hinſichtlich der auf den 
in Tauſch zu gebenden Grundſtücken von früher her ein⸗ 
getragenen Hypotheken und Laſten verpflichtet je. J. c. Z., 
U. v. 7. April 06, 430/05 V. — Königsberg. 

7. 88 254, 833 BGB. Haftung des Tierhalters bei 
dem verbotwidrigen Betreten eines durch einen Hund bewachten 
Hofes. Kauſalzuſammenhang. Eigenes Verſchulden.] 

Der Kläger nimmt den Beklagten wegen eines Unfalls in 
Anſpruch, den er auf dem Hofe des Beklagten durch deſſen 
Hund erlitten haben will. Die I. Inſtanz wies die Klage ab, 
weil bei der Entſtehung des Schadens ein ſo überwiegendes 
eigenes Verſchulden des Klägers mitgewirkt habe, daß eine 
Erſatzpflicht des Beklagten gänzlich zu verneinen ſei. Auf die 
Berufung des Klägers erklärte die II. Inſtanz den Klaganſpruch, 
unter Abweiſung im übrigen, zur Hälfte dem Grunde nach als 
gerechtfertigt und wies die Sache zur weiteren Verhandlung 
und Entſcheidung an das Gericht I. Inſtanz zurück. Der Be⸗ 
klagte legte gegen dieſes Urteil Reviſion ein. Das RG. hob 
inſoweit auf, als der Klaganſpruch zur Hälfte für gerechtfertigt 
erklärt worden iſt und wies die Berufung des Klägers zurück: Das 
OLG. führt aus: Anlangend die Frage, ob den Kläger ſelbſt 
ein Verſchulden treffe, ſo habe allerdings derſelbe beim erſten 
Betreten des Hofes gewußt, daß der Hund nicht anweſend war. 
Er habe aber damit rechnen müſſen, daß der Hund wieder⸗ 
kommen würde und habe auch denſelben geſehen, als er das 
Haus wieder verließ. Der Kläger habe ſich alſo ſelbſt in die 
Gefahr begeben und hierdurch den Schaden mit verurſacht. Es 
komme ihm aber andererſeits zugute, daß er beim Eintreten 
unbehelligt über den Hof gekommen ſei und daß er beim Antritt 
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des Rückwegs den Knorr bei dem Hunde ſtehen ſah, der Hund 
auch durch den Wagen zum mindeſten in ſeiner Bewegungs⸗ 
freiheit gehindert erſcheinen mußte. Unter Abwägung aller Um⸗ 
ſtände ſei daher in Anwendung des $ 254 BGB. die Hälfte 
des entſtandenen Schadens auf die Schuld des Klägers und die 
Hälfte auf die Gefährlichkeit des Tieres zurückzuführen. Mit 
Unrecht macht die Reviſion geltend, daß nach den tatſächlichen 
Feſtſtellungen des Berufungsgerichts eine Verletzung des Klägers 
durch den Hund des Beklagten nicht vorliege, da danach die 
Urſache des Schadens in der Furcht des Klägers vor einer zu⸗ 
künftigen ſchädigenden Einwirkung des Hundes, ſeiner darauf 
beruhenden Willensentſchließung zur Flucht und der Art der 
Ausführung derſelben gelegen habe. Der Rechtsbegriff der 
Kauſalität iſt vom Berufungsgericht nicht verkannt. Das unter 
Bellen erfolgende Heranlaufen des Hundes gegen den Kläger 
war unter den gegebenen Verhältniſſen, insbeſondere auch da 
es ſich um einen biſſigen Hund handelte, wohl geeignet, den 
Kläger zu erſchrecken und ihn zum Fortlaufen zu veranlaſſen, 
in deſſen weiteren Verlauf auch ein Stolpern und Stürzen des 
Klägers innerhalb der Wahrſcheinlichkeit und Vorausſehbarkeit 
lag. Damit iſt die Kauſalität rechtlich nachgewieſen. Damit 
das Tier als Urſache des eingetretenen Erfolgs angeſehen werde, 
iſt keineswegs erforderlich, daß es ſelbſt oder der von ihm ge⸗ 
zogene Wagen den Kläger körperlich berührte; es genügte auch, 
daß der Hund in Betätigung ſeiner tieriſchen Natur einen 
pſychiſchen Eindruck erzeugte. Der Aalen bleibt auch ein 
ununterbrochener, wenn der Kläger unter dem Drucke der in 
ihm erzeugten Angſt kraft eigenen Entſchluſſes vor dem Tiere 
floh. Hat das Tier eine Gefahr heraufbeſchworen, die einen 
andern berechtigterweiſe zu einer gewiſſen Abwehr veranlaßt, 
ſo bleibt das Tier kauſal auch für den durch dieſe Abwehr ein⸗ 
getretenen Schaden. Dagegen rügt die Reviſion mit Recht 
die nicht zutreffende Anwendung des § 254 Abſ. 1 BGB. 
Der Tierhalter hatte in berechtigter und erkennbarer Weiſe 
jedem Dritten wegen der Biſſigkeit des Hundes den Zutritt 
zum Hofe unterſagt, das Verbot war auch dem Kläger bekannt. 
Wenn er trotzdem beim Weggehen den Hof betrat, obwohl kein 
zwingender Anlaß dazu für ihn vorlag und obwohl er ſich 
ſagen mußte, daß der Hund den Hof inzwiſchen wieder betreten 
haben könne, ſo handelte er auf eigene Gefahr und ſeine eigene 
volle Verantwortlichkeit. Seine Schuld kann nicht dadurch als 
gemindert erſcheinen, daß er beim Eintritt in das Gehöft un⸗ 
behelligt davonkam, und daß beim Weggehen der Hund augen⸗ 
blicklich noch bewacht war. Daß gerade in einem ſo gearteten 
Falle, wie dem vorliegenden, die Haftung des Tierhalters 
gänzlich entfällt, iſt bei den Beratungen des Reichstags über⸗ 
einſtimmend anerkannt worden. (Sten B. in der Guttentag⸗ 
ſchen Ausgabe S. 834 ff.). G. c. L., U. v. 11. April 06, 
507/05 IV. — Berlin. 

8. 8 254 BGB. Ein Fall des überwiegenden Verſchul⸗ 
dens eines Verletzten gegenüber der Straßenbahn.] 

Nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts hörte der auf 
der rechten Straßenſeite wandernde Kläger Wagengeräuſch 
hinter ſich. Er glaubte, daß die Straßenbahn ſo ſpät nicht 
mehr fahre und daß das Geräuſch von einem Fuhrwerk her⸗ 
rühre. Um dieſem auszuweichen, wandte er ſich nach links, 
wollte das Geleis überſchreiten und wurde von dem Straßen⸗ 


bahnwagen niedergeworfen. Der Führer des ordnungsmäßig 
beleuchteten Wagens war langſam gefahren und hatte bis zur 
Unfallſtelle geläutet. Auf den Haltruf eines Fahrgaſtes brachte 
er den Wagen einen Meter jenſeits der Unfallſtelle zum Stehen. 
Den Kläger hatte er nicht bemerkt. Das Berufungsgericht zieht 
aus dieſen Feſtſtellungen den Schluß, daß Kläger zwar — was 
er ſelbſt zugegeben hat — die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt außer acht gelaſſen und dadurch den Unfall mitverurſacht 
habe, daß jedoch die Betriebseinrichtung der Straßenbahn 
gleichfalls Miturſache geweſen ſei. Das Verhalten des Klägers 
ſei immerhin entſchuldbar, weil er glauben durfte, daß die 
Straßenbahn ſo ſpät nicht mehr fahre, und er nach der wirk⸗ 
lichen Urſache des Wagengeräuſches nicht zu forſchen brauchte. 
Im Verhältnis zur Betriebsgefahr ſei ſein Verſchulden nicht 
als ausſchlaggebend für die Entſtehung des Unfalls anzuſehen. 
Der Berufungsrichter hat die Straßenbahngeſellſchaft verurteilt, 
dem Kläger die Hälfte des Schadens zu erſetzen. Das RG. 
hat die ganze Klage abgewieſen: Kläger hat, als er in der 
ſtillen Nacht das Geräuſch eines Wagens hinter ſich vernahm, 
nicht zurückgeſchaut, wo der Wagen ſich befinde, ſondern iſt 
blindlings in das Gleis der Straßenbahn hineingelaufen, ob⸗ 
wohl, wenn der Straßenbahnverkehr aufgehört hatte, das ver⸗ 
meintliche Fuhrwerk ſich ebenſo gut auf der linken Straßenſeite 
zwiſchen den Gleiſen bewegen konnte. Jeder Fußgänger hat, 
namentlich in der Dunkelheit, die Pflicht, auf Fuhrwerke, deren 
Nahen er vernimmt, ſein Augenmerk zu richten, damit er ihnen 
in geeigneter Weife ausweiche. Durch die ganz unerklärliche 
Unterlaſſung des Zurückſchauens hat Kläger die allergewöhn⸗ 
lichſte Vorſicht, die von jedem zurechnungsfähigen Menſchen 
verlangt werden muß, verſäumt. Gegen dieſes nicht entſchuld⸗ 
bare, ſondern in hohem Grade ſorgloſe und unbedachte Ver⸗ 
halten des Verletzten tritt im gegebenen Fall die Betriebsgefahr 
der Straßenbahn völlig zurück. Ubrigens iſt fie auch nicht, wie 
das Berufungsgericht anführt, darin zu erblicken, daß es nicht 
möglich geweſen ſei, den auf dem Schienengleis immerhin 
ſchnell fahrenden Wagen zeitig zum Stehen zu bringen. Denn 
wenn der Führer den Kläger und den plößlicheü Wechſel in 
deſſen Gehrichtung nicht bemerkt und, wie das Berufungsgericht 
ſelbſt ohne Rechtsirrtum annimmt, nicht zu bemerken brauchte, 
weil er bei der nächtlichen Fahrt auf ſein Gleis zu achten hatte, 
ſo war er auch nicht in der Lage, ihn durch raſches Bremſen 
vor dem Unfall zu behüten. Der Unfall iſt vielmehr ganz über⸗ 
wiegend auf das eigene Verſchulden des Klägers zurückzuführen. 
Eine Erſatzpflicht der Beklagten tritt daher nach den feſtgeſtellten 
Umſtänden überhaupt nicht ein. Die irrige Anwendung des 
$ 254 BGB. mußte die Aufhebung des Berufungsurteils zur 
Folge haben. St.⸗G. c. K., U. v. 11. April 06, 302/05 VI. 
— Cöln. | 

0. 88 276, 421 BGB. Haftung des Rechtsanwalts gegen- 
über ſeinem Auftraggeber, wenn er vor der Fälligkeit der 
Forderung des letzteren die Zwangsvollſtreckung gegen den 
Schuldner betreibt. Mithaftung des Vollſtreckungsrichters.] 

— Das Berufungsgericht findet ein den beklagten Notar zum 
Schadenserſatz verpflichtendes Verſchulden in der Erteilung der 
vollſtreckbaren Ausfertigung der notariellen Urkunde vom 
28. Juni 1902 nebſt Zuſatzurkunde. Ob und inwieweit die 
hiergegen gerichteten Angriffe der Reviſion begründet ſein 
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möchten, kann unerörtert bleiben; denn den Beklagten trifft der 
Vorwurf des Verſchuldens jedenfalls deshalb, weil er die 
Zwangsvollſtreckung für die Klägerin wegen ihrer Forderung 
an Kapital und Zinſen aus jener Urkunde gegen den Schuldner 
P. beantragt hat, bevor die Fälligkeit dieſer Forderung einge⸗ 
treten war. Daß die Klägerin ihm Auftrag zur Einleitung der 
Zwangsvollſtreckung erteilt hatte, kann feine Haftbarkeit nicht 
aufheben oder mindern, da die Klägerin ſich darauf verlaſſen 
durfte, daß er als ihr bevollmächtigter Rechtsanwalt prozeß⸗ 
ordnungsgemäß verfahren werde. Ob der Vollſtreckungsrichter 
durch Anordnung der Zwangsverwaltung und Zwangsverſteigerung 
nach dem Antrage des Beklagten ein Verſehen begangen hat, 
iſt hier nicht zu entſcheiden. Das Verſchulden des Beklagten 
wird dadurch nicht beſeitigt; es war in ſolchem Falle mitwirkende 
Urſache, und der Beklagte würde neben dem Vollſtreckungsrichter 
als Geſamtſchuldner haften. (8 421 BGB.) Der Einwand, 
daß der Klägerin ein eigenes Verſchulden zur Laſt falle, weil 
ſie den Zwangsverſteigerungsantrag trotz inzwiſchen eingetretener 
Fälligkeit der Zinſen und des Kapitals zurückgenommen habe, 
iſt unbegründet, da der Beklagte ſelbſt den Antrag zurückge⸗ 
nommen hat. Daß er der Klägerin dieſe Zurücknahme wider⸗ 
raten habe, behauptet er nicht. A. c. K., U. v. 3. April 06, 
376/05 III. — Hamm. 

10. 8 812 Abſ. 2 BGB. Rückforderung des An⸗ 
erkenntniſſes beim Nachweis der Anerkennung einer Nicht⸗ 
ſchuld.] 

Nicht richtig ſind die rechtlichen Erwägungen, womit der 
Berufungsrichter den Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereiche: 
rung zurückweiſt. Bei dem Anſpruche aus ungerechtfertigter 
Bereicherung ſtellt das BGB. ($ 812 Abf. 2) die durch Ver⸗ 
trag erfolgte Anerkennung des Beſtehens oder Nicht⸗Beſtehens 
eines Schuldverhältniſſes der „Leiſtung“ gleich. Daraus folgt, 
daß für den Herausgabeanſpruch der § 812 flg. die Rechtslage 
deſſen, der eine Schuld anerkannt hat, keine andere iſt wie die 
Rechtslage deſſen, der die Schuld bezahlt hat. So gut der 
Zahlende das Gezahlte auf Grund des Nachweiſes zurückfordern 
kann, daß die Schuld in Wahrheit nicht beſtanden habe, ſodaß 
der Empfänger das Geld ohne rechtlichen Grund erlangt habe, 
ſo gut kann der Anerkennende ſein Anerkenntnis zurück⸗ 
fordern auf Grund des Nachweiſes, daß er — ganz oder 
teilweiſe — eine Nicht⸗Schuld anerkannt habe. Mehr als der 
Beweis des Nicht⸗Beſtehens der Verbindlichkeit aber darf dem 
Rückfordernden weder in dem einen, noch in dem anderen Falle 
angeſonnen werden. Insbeſondere liegt ihm — wie aus 8 814 
hervorgeht — nicht etwa auch noch der Beweis ob, daß die 
Zahlung oder die Anerkennung aus Irrtum erfolgt ſei, ſondern 
es iſt, wenn der Beweis des Nicht⸗Beſtehens der Verbindlich⸗ 
keit erbracht iſt, Sache des Empfängers der Leiſtung, gegebenen⸗ 
falls darzutun, daß der Leiſtende gewußt habe, er ſei zur 
Leiſtung nicht verpflichtet geweſen. Vgl. RG. 60, 420. Daher 
iſt es rechtsirrtümlich, wenn der Berufungsrichter den Anſpruch 
aus ungerechtfertigter Bereicherung ſchon deswegen zurückweiſen 
will, weil die Vermögensverſchiebung, die durch die Aufnahme 
der ſtreitigen Poſten in das Kontokorrent bewirkt ſei, gewollt 
wäre und in dem Anerkennungsvertrage ihren ſelbſtändigen 
Schuldgrund habe. D. G. M. c. A.⸗G. B., U. v. 31. März 06, 
479/05 I. — Berlin. 
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11. 88 823 Abſ. 2, 276 BGB. in Verb. mit § 367 
Ziff. 12 StGB. Die im Verkehr notwendige Sorgfalt e 
nicht die Abſperrung von Konzertpodien.] 

Der Kläger war als Mitglied des philharmoniſchen Blas- 
orcheſters in Berlin am Abend des 19. März 1904 im Saale 
des von dem Beklagten bewirtſchafteten Reſtaurants „Am 
Friedrichshain“ bei einer muſikaliſchen Aufführung des genannten 
Orcheſters tätig und hatte ſeinen Platz am Rande des Podiums. 
Als er ſich nach Beendigung eines Programmteiles erhoben 
hatte und wieder auf ſeinen Stuhl niederſetzen wollte, ſtürzte 
er mit dem Stuhle rücklings von dem Podium herab in den 
Zuſchauerraum. Durch den Fall erlitt er Verletzungen und 
war längere Zeit erwerbsunfähig. Er verlangt von dem Be⸗ 
klagten Erſatz des ihm entſtandenen Schadens mit dem Antrage 
auf Feſtſtellung der Erſatzpflicht des Beklagten überhaupt und 
auf Zahlung einer Geldſumme von 2 098 Mark für bereits 
entſtandenen Schaden. Seine Klage iſt vom LG. abgewieſen 
worden, das KG. hat abändernd den Klageanſpruch dem Grunde 
nach für berechtigt erklärt und die Sache zur Verhandlung über 
den Betrag an das LG. zurückverwieſen. Das RG. hob auf: 
Das Berufungsurteil ſieht den Abfall des Podiums nach dem 
Zuhörerraum des Saales als einen Abhang im Sinne des 
8 367 Ziff. 12 StGB. an, den der Beklagte in gefährlicher 
Weiſe unverwahrt gelaſſen habe. Er habe damit gegen ein 
Schutzgeſetz verſtoßen, und zwar auch ſchuldhaft: denn als Wirt 
des Saales hätte er Vorſorge treffen müſſen, daß das Podium, 
wenn es in Benutzung genommen wurde, die Muſiker nicht ge⸗ 
fährde. Ein gefährlicher Zuſtand habe ſchon deshalb beſtanden, 
weil ein ſchützendes Geländer fehlte. Daß dieſes, wie der 
Beklagte behauptet, auf Verlangen eines Dirigenten als den 
Schall hindernd entfernt worden ſei, entlaſte den Beklagten 
nicht, der ſich entweder hätte weigern oder ein den Schall nicht 
beeinträchtigendes Geländer hätte anbringen müſſen. Das 
Podium, ſtellt das Berufungsgericht feſt, ſei vollbeſetzt geweſen, 
und der Kläger habe am Rande des nach dem Saale ſteil 
abfallenden Podiums geſeſſen. Am Rande ſei parallel der 
Verkleidung ein Brett gelaufen, das morſch geweſen, und durch 
das der Stuhl des Klägers hindurch gebrochen ſei, der Stuhl 
habe ſich ſeitwärts geneigt, und ſo ſei der Kläger mit dem 
Stuhle hinabgeſtürtzt. Ein Geländer würde den Sturz ver⸗ 
hindert haben. Jedenfalls hätte aber der Mangel des Geländers 
die Aufmerkſamkeit des Beklagten umſomehr auf den Zuſtand 
des Podiums am Rande ſelbſt hinlenken müſſen, daß auch nach 
der eigenen Darſtellung des Beklagten die Gefahr des Herabſtürzens 
durch ein vertieftes Saumbrett bot. Der Beklagte habe ſich deshalb 
nach 5 823 BGB. Abſ. 1 wie Abſ. 2 verfehlt. Ein mitwirkendes 
Verſchulden des Klägers ſei nicht anzunehmen; daß er als 
Mitglied des Orcheſters den ihm zugewieſenen Platz eingenommen 
und nicht ſich deſſen geweigert habe, könne ihm nicht verdacht 
werden; er habe den Platz nicht vorher auf ſeine Sicherheit 
verſuchen können. In der Sache iſt dem Berufungsgericht 
darin beizutreten, daß dem Kläger ein eigenes mitwirkendes 
Verſchulden bei der Entſtehung des Schadens ($ 254 BGB.) 
nach der feſtgeſtellten Sachlage nicht trifft. Das Orcheſtermit⸗ 
glied kann nicht gegen den ihm zugewieſen Platz Einſprache 
erheben, und durch ſeine Weigerung etwa die Ausführung eines 
Muſikſtückes vereiteln; jedenfalls wird dies nur in äußerften 
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Fällen angebracht erſcheinen. Es kann ihm auch nicht zugemutet 
werden, das Podium wenigſtens in dem Teile, auf dem es 
poſtiert wird, vor dem Niederlaſſen zu unterſuchen; es darf 
darauf rechnen, daß ſeitens der Unternehmer für die Sicherheit 
der Orcheſtermitglieder geſorgt iſt. Auch wenn der Kläger beim 
Erheben von dem Stuhle oder bei deſſen Wiedereinnahme die 
Stellung des Stuhles um etwas verrückt hat, ſo kann darin 
kein Verſchulden des Klägers erblickt werden, da eine ſolche 
Veränderung bei den fraglichen Bewegungen faſt unvermeidlich 
iſt. Bedenken müſſen dagegen die Ausführungen des Berufungs⸗ 
urteils erwecken, die das Verſchulden und die Verantwortlichkeit 
des Beklagten betreffen. Dabei kann es dahingeſtellt bleiben, 
ob die ſenkrechte Wand vor der Konzertbühne nach dem Zuhörer⸗ 
raume hin als ein Abhang im Sinne des 8367 Nr. 12 StGB. 
angeſehen werden kann (vgl. RG. 34, 34; 44, 172), da auch 
bei Anwendung des bezeichneten Geſetzes nach § 823 Abſ. 2 
BGB. ein Verſchulden des Beklagten zur Annahme ſeiner 
Verantwortlichkeit vorausgeſetzt, bei deſſen Vorhandenſein aber 
ebenſo feine Haftung aus 8 823 Abſ. 1 BGB. begründet iſt. 
Denn der Inhaber eines Geſchäftshauſes hat für die Sicherheit 
der darin Verkehrenden, der Wirt eines Konzert⸗ und Ver⸗ 
gnügungslokals für diejenige der es beſuchenden wie der darin 
beſchäftigten Perſonen Sorge zu tragen (JW. 1903 Beil. 93 
und 137, 1904 S. 483 Nr. 5, 1905 S. 229 Nr. 5.). Das 
Berufungsgericht erblickt nun ein Verſchulden des Beklagten 
ſchon darin, daß er das Podium nicht durch ein Geländer ge⸗ 
ſichert habe, bei deſſen Vorhandenſein der Unfall vermieden 
worden wäre. Allein mit Recht weiſt die Reviſion darauf hin, 
daß die Abſperrung von Konzertpodien gegen das Publikum 
durch Geländer nicht üblich ſei. Nun iſt nach § 276 BGB. 
allerdings nicht nur die im Verkehr übliche, ſondern die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt zu vertreten. Der erkennende 
Senat hat aber in mehreren Entſcheidungen (JW. 1903 Beil. 96, 
1904 S. 356 Nr. 7, S. 357 Nr. 8) ausgeſprochen, daß bei 
der Beurteilung des Maßes des erforderlichen auf eine beſtehende 
übung und deren Gründe Rückſicht zu nehmen und eine Ver⸗ 
kehrsübung nur dann ſchlechthin außer Betracht zu laſſen iſt, 
wenn ſie ſich als ein Mißbrauch darſtellt. Liegt ein ſolcher 
im gegebenen Falle nicht vor, ſo wird die Abweſenheit eines 
Geländers allein als Verſchulden dem Beklagten nicht angerechnet 
werden können. N. c. J., U. v. 9. April 06, 298/05 VI. — Berlin. 

12. 8 825 BGB. Enthält das Schweigen des Schwän⸗ 
gerers darüber, daß er verheiratet ſei, eine Hinterliſt im Sinne 
des Geſetzes ?] 

Die Klägerin hat den Beklagten auf Entſchädigung nach 
Maßgabe von 88 825, 847 BGB. belangt, weil er fie unter 
Verſchweigung des Umſtandes, daß er verheiratet war, und 
durch das ihr gegebene Eheverſprechen zur Geſtattung der außer⸗ 
ehelichen Beiwohnung beſtimmt habe. Das OLG. hat der Klä⸗ 
gerin folgenden Eid auferlegt: „es iſt wahr, daß der Beklagte, 
bevor ich mit ihm den Beiſchlaf vollzog, mir das Verſprechen 
gab, daß er mich ehelichen werde; und es iſt ferner wahr, daß 
ich bei dem erſten Beiſchlafsvollzuge keine Kenntnis davon 
hatte, daß er verheiratet ſei.“ Die Reviſion der Klägerin 
wurde zurückgewieſen: Das Berufungsgericht führt zutreffend 
aus, es ſei unter dem in $ 825 BGB. enthaltenen — dem 
Strafgeſetzbuche entnommenen — Ausdrucke „Hinterliſt“ zu 
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verſtehen ein mit Vor bedacht ausgeführtes, die wahre Abſicht 
verdeckendes Handeln zu dem Zweck, den unvorbereiteten Zu⸗ 
ſtand eines anderen zu Verwirklichung eines beſtimmten Planes 
zu benützen (vgl. RGSt. 22, 312, auch 2, 74). Allerdings 
genügt ein ſolches argliſtiges Handeln — welches eben durch 
das verſteckte Vorgehen des Täters beſonders gefährlich iſt —, 
ohne daß es der Anwendung beſonderer hinterliſtiger „Kunſt⸗ 
griffe“ (wie es in $ 748 a des zweiten Entwurfes hieß) be⸗ 
dürfte. Und es mag der Reviſion zugegeben werden, daß eine 
Hinterliſt im gedachten Sinne unter Umſtänden ſchon darin 
gefunden werden kann, wenn ein verheirateter Mann ſich 
gegenüber der Frauensperſon, deren geſchlechtliche Hingabe er 
begehrt, als unverheiratet geriert oder ihr ſeinen ehelichen 
Stand verheimlicht. Allein ein bloßes Verſchweigen des letzteren 
Umſtandes wird eben nicht immer ausreichen, um den Tat⸗ 
beſtand des § 825 zu erfüllen. Einerſeits tritt ſolchenfalls, 
wie auch im Berufungsurteile bemerkt iſt, die Willensrichtung des 
Handelnden nicht (oder doch nicht ſtets) mit ſolcher Deutlichkeit 
zutage, daß nur auf die Abſicht, zu täuſchen, ein Schluß 
geſtattet iſt. Andererſeits mag die Kauſalität dieſes täuſchenden 
Verhaltens für die Willfährigkeit der Frauensperſon, ſelbſt 
einer noch unbeſcholtenen, nicht überall beſtimmt erkennbar ſein; 
es kommen hierbei die Perſonen und Verhältniſſe des konkreten 
Falles in Betracht. Wenn im gegenwärtigen Falle das Be⸗ 
rufungsgericht das bloße Schweigen des Beklagten nicht für 
ausreichend hält, vielmehr das entſcheidende Gewicht auf das 
behauptete Eheverſprechen legt — welches nach Lage der 
Sache zugleich die Vorſpiegelung, daß Beklagter unverheiratet 
ſei, in ſich ſchloß —, ſo kann darin ein Rechtsirrtum, nament⸗ 
lich eine Verletzung des 8 825 BGB. nicht erblickt werden. 
E. c. G., U. v. 5. April 1906, 597/05 VI. — Münden. 

13. 8826 BGB. Vorausſetzung desſelben; Zuläſſigkeit 
vertragsmäßiger Übernahme des Verſchuldens Dritter über ges 
ſetzliche Haftung hinaus.] 

Durch notariellen Vertrag vom 27. September 1900 hat 
der Kläger das Haus Grolmanſtr. 15 in Ch. von den da⸗ 
maligen Eigentümern, dem Märkiſchen Immobilienverein und 
dem Bankdirektor Sch. gekauft und demnächſt übereignet er⸗ 
halten. Er verkaufte es kurz darauf weiter, wurde aber von 
der Käuferin wegen Schwammſehler in Anſpruch genommen 
und zahlte ihr im Vergleichswege eine Entſchädigung von 
15 400 Mark. Er verlangt Schadloshaltung von dem Märki⸗ 
ſchen Immobilienverein und von dem für dieſen Verein bei 
dem Kaufgeſchäft tätig geweſenen damaligen Häuſerverwalter P., 
und hat gegen dieſe beiden Beklagten vorläufig auf Zahlung 
von 3 400 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 18. Februar 
1902 als Geſamtſchuldner geklagt. Der Berufungsrichter hat 
gegen beide Beklagte die Klage dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Die Reviſion beider Beklagten iſt zurück⸗ 
gewieſen: Daß zur Zeit des Kaufs Schwamm in dem ver⸗ 
kauften Hauſe geweſen und der Kläger dadurch geſchädigt worden 
iſt, iſt feſtgeſtellt. 1. Zunächſt nimmt der Berufungsrichter 
in Übereinſtimmung mit dem erſten Richter an, daß für 
dieſen Schaden der Beklagte P. perſönlich haftbar ſei; er ge⸗ 
langt daher zur Zurückweiſung ſeiner Berufung. Die Haftbar⸗ 
keit des P., der nicht Vertragspartei geweſen iſt, gründet er 
auf $ 826 BGB., nämlich darauf, daß P. zin dem Bewußt⸗ 
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ſein, daß Kläger dadurch in Schaden kommen werde, den ihm 
wohlbekannten Schwammfehler dem Kläger gegenüber entweder 
ausdrücklich abgeleugnet oder verſchwiegen und ſomit vorſätzlich 
wider die guten Sitten den Kläger in Schaden gebracht habe. 
Wenn die Reviſion hiergegen geltend macht, daß zum Begriff 
der vorſätzlichen Schadenzufügung nach §S 826 BGB. die un 
mittelbare Richtung des Vorſatzes auf die Schadenzufügung 
erforderlich ſei, das bloße Wiſſen um die ſchädlichen Folgen 
dagegen den Vorſatz nicht erſetze, ſo iſt das ein Irrtum. Wer 
eine Handlung vornimmt in dem Bewußtſein, daß ein andrer 
dadurch Schaden leide, hat die Schadenzufügung gewollt und 
mehr iſt zur vorſätzlichen Schädigung nicht erforderlich. Ob der 
Handelnde dadurch gegen die guten Sitten verſtoßen habe, iſt 
freilich eine andere Frage, bei der es darauf ankommen kann, 
ob ein berechtigtes Intereſſe zur Vornahme der Handlung vor⸗ 
lag (RG. 58, 215); aber davon kann im vorliegenden Fall 
keine Rede ſein, was auch die Reviſion nicht zu bezweifeln 
ſcheint. Die tatſächliche Feſtſtellung, daß P. um das Vor⸗ 
handenſein des Schwamms, zum mindeſten — was dem gleich⸗ 
ſteht — um die hochgradige Schwammverdächtigkeit des Hauſes 
gewußt und dem Kläger gegenüber den Fehler entweder aus⸗ 
drücklich abgeleugnet oder doch verſchwiegen habe, war mit der 
Reviſion nicht zu beſeitigen. Es kann ſich daher nur fragen, 
ob der Berufungsrichter weiter mit Recht angenommen hat, 
daß der Eintritt des Schadens, nämlich der Kaufabſchluß Über 
das ſchwammverſeuchte Haus, ſei es überhaupt oder unter den 
jetzigen Bedingungen, auf jenes argliſtige Verhalten des P., 
wie dieſem auch bewußt geweſen, zurückzuführen ſei. (Dieſe 
Frage wird aus der Sachlage bejaht.) 2. Dem Berufungs⸗ 
richter iſt auch darin beizutreten, daß, abweichend vom erſten 
Richter, die Klage gegen den Märkiſchen Immobilien⸗ 
verein ebenfalls für begründet erachtet werden muß. Ein 
unmittelbares Verſchulden der beiden Direktoren, der geſetzlichen 
Vertreter des Vereins hat auch der Berufungsrichter nicht feſt⸗ 
ſtellen können, es iſt ihnen weder eine Kenntnis des Schwamms 
oder der Schwammverdächtigkeit, noch ein Verſehen bei der 
Auswahl des P. zum Leiter der Vorverhandlungen (8 831 
BGB.) nachgewieſen worden. Weiter hält der Berufungs⸗ 
richter auch nicht die Grundſätze für anwendbar, die das BGB. 
in den SS 164 ff. über die Stellvertretung bei Willens⸗ 
erklärungen aufſtellt, weil dem P. keine Vollmacht zum Ab⸗ 
ſchluß von Kaufverträgen für den Verein erteilt worden war, 
die ihm übertragenen Verrichtungen ſich vielmehr in tatſächlichen 
Dienſtleiſtungen erſchöpften und nach dem BGB. eine un⸗ 
mittelbare Haftung des Geſchäftsherrn für die Handlungen des 
Vertreters bei bloß tatſächlichen Verrichtungen nicht beſteht. 
Endlich erkennt der Berufungsrichter an, daß auch nicht der in 
9 278 BGB. geregelte Fall einer Vertretung des Vereins 
bei der Erfüllung übernommener Verbindlichkeiten vorliegt. 
Gleichwohl nimmt er eine Haftung des Vereins für den durch 
P. verurſachten Schaden an, und zwar als Folge rechts⸗ 
geſchäftlicher Erklärung. Die dem P. vom Vereine zu⸗ 
gewieſene Stellung, wonach P. die Kaufverhandlungen ſelbſt⸗ 
ſtändig, nach eigenem Ermeſſen, zu führen hatte, während die 
Direktoren des Vereins nur die ſo vorbereiteten Verträge zum 
förmlichen Abſchluß brachten, habe — fo führt der Berufungs- 
richter aus — nach außen nur ſo verſtanden werden können, 
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daß die Direktoren alle Erklärungen des P., insbeſondere die 
von ihm zur Erfüllung der dem Verkäufer obliegenden Ver⸗ 
pflichtung zur Auskunfterteilung über etwaige Mängel der 
Kaufſache abgegebenen oder dem Käufer vorenthaltenen Ex 
klärungen, als ihre eigenen gelten laſſen und die Verträge ohne 
Einſchränkung auf der von dieſer Mittelsperſon vorbereiteten 
Grundlage abſchließen wollten. Darnach ſei auch hier ver⸗ 
fahren worden; bei Errichtung der notariellen Vertragsurkunde 
hätten die Direktoren L. und W. den anweſenden P. als die 
maßgebliche Auskunftsperſon behandelt und den Kläger in dem 
Glauben belaſſen, daß er ſich auf die Schwammfreiheit des 
Hauſes um deswillen verlaſſen könne, weil P. ſie verſichert 
oder vom Vorhandenſein von Schwamm nichts erwähnt habe. 
Der Berufungsrichter findet alſo in den Vorgängen und Um⸗ 
ſtänden, die die Anſtellung des P. als Geſchäftsvermittlers 
ſowie das Zuſtandekommen des Kaufvertrags mit dem Kläger 
begleiteten, die (ſtillſchweigende) Abmachung der Vertrags⸗ 
parteien, daß der Verein für etwaiges Verſchulden des P. bei 
ſeiner Tätigkeit, insbeſondere auch für deſſen Verfehlung gegen 
die Verpflichtung des Käufers zur Mängelanzeige, aufzukommen 
habe. Dieſe tatſächliche Würdigung des Sachverhalts muß die 
Reviſion gelten laſſen. Die Rüge iſt unbegründet, daß der 
Berufungsrichter nicht, wie geſchehen, die Direktoren des Ver⸗ 
eins, ſondern den Kläger hätte für verpflichtet erachten müſſen, 
Harzuftellen, ob auch trotzdem, daß er beim förmlichen Vertrag⸗ 
ſchluß mit den Direktoren ſelbſt über die Schwammfrage ver⸗ 
handelte, noch das Verhalten des P. in dieſem Punkt maß⸗ 
gebend bleiben ſolle. Der Berufungsrichter ſtellt feſt, daß die 
Direktoren überhaupt keinen Einfluß auf den Inhalt des Ver⸗ 
trages üben wollten und auch in den Augen des Klägers bloße 
Strohmänner waren; bei ſolcher Sachlage war es ihre Auf⸗ 
gabe, den Kläger darüber aufzuklären, wenn darin eine Anderung 
eintreten ſollte. Dieſe vertragsmäßige Übernahme der Haftung 
durch den Verein war mit dem Berufungsrichter für rechts⸗ 
wirkſam zu erachten. Wenn auch, wie ſchon erörtert iſt, von 
den einzelnen Beſtimmungen, die das BGB. in den 88 164ff., 
278 und 831 über die Haftung des Geſchäftsherrn für Hand⸗ 
lungen ſeines Vertreters getroffen hat, keine unmittelbar auf 
den vorliegenden Fall paßt, ſo kommt doch in Betracht, daß 
das BGB. auf dem Standpunkt möglichſter Vertragsfreiheit 
ſteht und von dieſem Standpunkt aus muß es unbedenklich für 
zuläſſig erachtet werden, daß eine Vertragspartei ſich der 
andern gegenüber verpflichtet, für alle etwaigen Verſchuldungen 
einer von ihr benutzten Mittelsperſon unmittelbar zu haften. 
Daß die geſetzliche Haftung des Geſchäftsherrn nicht ſo weit 
reicht (vgl. das Urteil des erkennenden Senats in den Entſch. 
des RG. 61, 207), ſteht dem nicht im Wege, um die geſetzliche 
Haftung handelt es ſich hier nicht. Mit Recht weiſt aber der 
Berufungsrichter noch auf das unerwünſchte Reſultat hin, das 
entſtehen würde, wenn in einem Fall wie dem vorliegenden der 
Geſchäftsherr die Vorteile eines für ihn durch einen Geſchäfts⸗ 
führer vorbereiteten Geſchäfts einſtreiche, dagegen die durch die 
Mittelsperſon verſchuldeten Nachteile für die andere Vertrags⸗ 
partei von ſich weiſen dürfte. M. J.⸗V. und P. c. L., 
U. v. 11. April 06, 437/05 V. — Berlin. 

14. 8 1163 BGB. Bedeutung der Vor⸗ 
rechtseinräumung an Baugeldern, wenn hinterher an 
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Stelle der Baugelder⸗Hypothek eine Eigentümer = Hypothek 
tritt 7] 

Die Reviſion konnte bezüglich der für den Beklagten ent⸗ 
ſtandenen Eigentümerhypothek, deren Auszahlung an die Kon⸗ 
kursmaſſe des D. der Berufungsrichter angeordnet hat, keinen 
Erfolg haben. Sie beruft ſich auf das Urteil des erkennenden 
Senats des RG. vom 27. Mai 1905, V. 590/04 (inzwiſchen 
veröffentlicht in den Entſch. des RGZ. 61, 37) ), in welchem, 
wie ſie meint, ausgeſprochen ſei, daß jede Vorrangseinräumung 
an Baugelder nur inſoweit Geltung zu beanſpruchen habe, als 
Baugelder wirklich gegeben worden ſeien, nicht aber auch inſo⸗ 
weit, als hinterher an die Stelle der Baugelderhypothek eine 
Eigentümerhypothek trete. Aber einen ſolchen allgemeinen Rechts⸗ 
ſatz enthält jenes Urteil überhaupt nicht. Es legt vielmehr dar, 
daß die Umſtände ſo liegen können, daß als Abſicht der an der 
Vorrechtseinräumung Beteiligten erkennbar wird, daß der Vor: 
rang nur inſoweit eingeräumt werden ſollte und eingeräumt 
worden iſt, als Baugelder tatsächlich gegeben und in den Bau 
verwendet werden würden, und es führt aus, daß, wenn dies 
als die von den Beteiligten gewollte Vorausſetzung für die 
Wirkſamkeit der Vorrechtseinräumung feſtgeſtellt werden kann, 
die Beteiligten hieran gebunden ſind und der Eigentümer (der 
damals, vertreten durch den Konkursverwalter, zu den Betei⸗ 
ligten gehörte) nicht für die Eigentümerhypothek das nur den 
Baugeldern gewährte Vorrecht in Anſpruch nehmen kann. Ganz 
anders liegt der vorliegende Fall. Zunächſt deshalb, weil bei 
der an die Klägerin abgetretenen, urſprünglich für D. einge⸗ 
tragenen Poſt von 38 000 Mark im Grundbuche der Vermerk 
eingetragen ſtand, daß der Gläubiger verpflichtet ſei, „dem auf 
das belaſtete Grundſtück einzutragenden Baugelde oder der an 
deſſen Stelle tretenden gewöhnlichen Hypothek“ den Vorrang 
einzuräumen, und ferner — wofern man auf dieſen Vermerk 
noch kein entſcheidendes Gewicht legen wollte — deshalb, weil 
D. in der Abtretungsurkunde ſelbſt den Erblaſſer der Klägerin 
noch ausdrücklich darauf hingewieſen hat, daß der Kläger mit 
der ihm zedierten Poſt von 38 000 Mark im Range hinter der 
Hypothek aon 205 000 Mark zu ſtehen komme. Unter ſolchen 
Umſtänden kann davon keine Rede ſein, daß die Vorrangs⸗ 
einräumung, die D. als Hypothekengläubiger der Poſt von 
38 000 Mark bewilligt hat und die auch in das Grundbuch, 
bevor die Zeſſion an den Erblaſſer der Klägerin erfolgte (dieſe 
geſchah erſt im Februar 1902), eingetragen worden iſt, nur 
Geltung haben ſollte, ſoweit Baugelder wirklich gegeben 
werden würden. Muß aber die Klägerin, wie hiernach der Be⸗ 
rufungsrichter mit Recht angenommen hat, die Vorrechts⸗ 
einräumung auch inſoweit gegen ſich gelten laſſen, als ſie nur der 
Eigentümerhypothek des F. zugute kommt, ſo folgt hieraus, daß ſie 
auf die Streitmaſſe keinen Anſpruch erheben kann und in die Aus⸗ 
zahlung dieſes Betrages an die Konkursmaſſe willigen muß. Denn 
auf dieſe hat F. ſeine Anſprüche aus der Eigentümerhypothek über⸗ 
tragen. M. c. S. u. Gen., U. v. 4. April 06, 255/05 V. — Berlin. 

15. 8 1179 BGB. Umfang der Rechte aus einer Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Löſchungsanſpruchs für den Zeſſionar 
des Berechtigten; öffentlicher Glaube des Grundbuchs. 

Nach dem Wortlaute des $ 1179 BGB. kann darüber 
kein Zweifel ſein, daß der Eigentümer die Verpflichtung, eine 
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ihm anfallende Hypothek löſchen zu laſſen, nicht bloß gegenüber 
einem am Grundſtück bereits dinglich Berechtigten und mit der 
Einſchränkung übernehmen kann, daß ſie zur Sicherung dieſes 
am Grundſtücke beſtehenden Rechts dienen ſoll, daß er vielmehr 
eine ſolche Verpflichtung auch Dritten gegenüber eingehen kann, 
die am Grundſtück noch nicht dinglich berechtigt ſind, und daß 
auch in dieſem Falle eine Vormerkung zur Sicherung des An⸗ 
ſpruchs auf Löſchung in das Grundbuch eingetragen werden 
darf (Oberneck, Grundbuchrecht, 3. Aufl. Bd. 1 S. 678 und 
Beſchl. des Bayobse Z. vom 17. April 1902 in Rechtſpr. 
der OLG. 4, 490). Welche Wirkung der Vormerkung im 
letzteren Falle bei der Verteilung des Verſteigerungserlöſes zu⸗ 
kommt, läßt ſich im allgemeinen nur dahin beſtimmen, daß ein 
rechtliches Intereſſe an ihrer Geltendmachung erkennbar ſein 
muß und daß, ſoweit dieſes rechtliche Intereſſe reicht, auch der 
durch die Vormerkung Geſicherte richterlichen Schutz in der 
Wahrnehmung ſeiner Rechte zu beanſpruchen hat. Im vor⸗ 
liegenden Falle würde es für den Kläger, wenn in der Tat die 
durch die Vormerkung geſicherte Löſchungs verpflichtung des 
Eigentümers nicht bloß zur Sicherung der dem Kläger abge⸗ 
tretenen Hypothek von 20 700 Mark dienen ſollte, an dem 
rechtlichen Intereſſe zu ihrer Geltendmachung bei der Verteilung 
des Verſteigerungserlöſes nicht fehlen; denn es ſteht feſt, daß 
für den Kläger auch noch nacheingetragene Poſten von zu⸗ 
ſammen 28 385 Mark auf dem Grundſtück hafteten, die aus 
dem Verſteigerungserlöſe nur zur Hebung gelangen könnten, 
wenn die ſtreitigen 41 000 Mark nebſt Zinſen bei der Ver⸗ 
teilung völlig ausſchieden, alſo ſo behandelt wurden, als ſei 
bereits die Löſchung, auf die der Kläger aus der Vormerkung 
Anſpruch zu haben behauptet, erfolgt. Die Entſcheidung des 
Rechtsſtreits hängt alſo ausſchließlich davon ab, ob der Kläger — 
wie der erſte Richter angenommen hat — auf Grund der Vor⸗ 
merkung die Löſchung der zur Eigentümergrundſchuld gewordenen 
41 000 Mark ſoweit verlangen kann, wie ſein rechtliches In⸗ 
tereſſe überhaupt reicht, oder nur — wie der zweite Richter 
angenommen hat — ſoweit, wie ſein rechtliches Intereſſe als 
Hypothekengläubiger der Poſt von 20700 Mark 
reicht. Mit Recht hat nun der Berufungsrichter feſtgeſtellt, daß 
der Grundſtückseigentümer der Zedentin des Klägers, der Firma 
F. gegenüber nur die Verpflichtung übernahm, der gedachten 
Firma für ihre Hypothek von 20 700 Mark nach Möglichkeit 
Sicherheit zu gewähren. An eine über die Befriedigung der 
Hypothek von 20 700 Mark hinausreichende Wirkung der über⸗ 
nommenen Verpflichtung haben die Beteiligten überhaupt nicht 
gedacht; damit iſt von ſelbſt gegeben, daß es ihnen fern gelegen 
hat, eine ſolche herbeiführen zu wollen. Mit Recht ſchließt 
hieraus der Berufungsrichter weiter, daß auch die dingliche 
Einigung der Beteiligten in dieſem Sinne ſtattgefunden habe, 
und damit würde, wenn jetzt die Zedentin des Klägers Rechte 
aus der Vormerkung geltend machen wollte, der Rechtsſtreit 
entſchieden ſein; denn dieſe wäre an die mit dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer getroffene Vereinbarung gebunden und könnte über 
ſie hinaus die ihr durch die Vormerkung geſicherten Rechte nicht 
ausdehnen. Aber der Kläger iſt Zeſſionar. Als ſolcher kann 
er den öffentlichen Glauben des Grundbuchs für ſich in Anſpruch 
nehmen, wofern er nicht etwa beim Erwerbe der Hypothek der 
20 700 Mark gewußt hat, auf Grund welcher Abreden die 
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Vormerkung zur Eintragung gelangt iſt. Die Frage rückt alſo 
dahin weiter, ob der Kläger aus der Vormerkung ſelbſt erſehen 
konnte, daß ſie nur zur Sicherung der ihm abgetretenen Hypothek 
von 20 700 Mark beſtimmt ſei. Iſt dies zu bejahen, entfällt 
alſo für den Kläger auch die Berufung auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs, fo kann er der Vormerkung eine über 
die Abficht der Beteiligten hinausgehende Wirkung nicht bei⸗ 
meſſen. Und ſo iſt die Vormerkung in der Tat zu verſtehen: 
fie bringt durch ihre Faſſung erkennbar zum Ausdruck, daß der 
Eigentümer die Verpflichtung zur Löſchung nicht ſchlechthin zu⸗ 
gunſten eines Dritten, ſondern zugunſten einer beſtimmten, bereits 
beſtehenden Hypothek, nämlich der in der Vormerkung ſelbſt 
benannten Hypothek von 20 700 Mark, übernommen hat. 
Hierüber könnte man zweifelhaft ſein, wenn die Vormerkung zur 
Sicherung des Anſpruchs der Firma Fritz F. auf Löſchung der 
Eigentümerhypothek eingetragen wäre; denn der Umſtand, daß 
dieſer zugleich die Hypothek über 20 700 Mark damals gehörte, 
würde zwar den Schluß, daß die Löſchungsverpflichtung zu⸗ 
gunſten dieſer Hypothek übernommen ſei, zulaſſen, vielleicht auch 
nahelegen; zwingend aber zu dieſer Schlußfolgerung wäre er 
nicht. Das Gegenteil wäre ſchon zu ſagen, wenn die Vor⸗ 
merkung „für die Firma Fritz F. in ihrer Eigenſchaft als Hypo⸗ 
thekengläubigerin der Poſt Abt. III Nr. 4“ eingetragen wäre, 
denn ſchon damit wäre erkennbar zum Ausdruck gekommen, daß 
ſich das Intereſſe des Berechtigten an Einhaltung der Vor⸗ 
merkung in ſeiner Eigenſchaft als Inhaber einer beſtimmten 
Hypothekenpoſt erſchöpfen ſoll. Noch mehr aber muß dies gelten, 
wenn die Vormerkung wie hier zur Sicherung des Löſchungs⸗ 
anſpruchs „des jeweiligen Gläubigers der 20 700 Mark Nr. 4“ 
eingetragen worden iſt. Hat der Kläger, wie er wenigſtens 
behauptet, dieſe einſchränkende Bedeutung der Vormerkung nicht 
erkannt, ſo hat er die Eintragung mißverſtanden; aber für ein 
Mißverſtändnis kann er nicht den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs in Anſpruch nehmen. Das Grundbuch gewähr⸗ 
leiſtet nur das, was aus ihm erkennbar hervorgeht, und dies 
iſt im vorliegenden Falle die Befugnis des Hypothekengläubigers 
der Poſt Abt. III Nr. 4, in dieſer feiner Eigenſchaft die 
Löſchung der ihm vorgehenden Hypothek inſoweit, als ſie ſich 
mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigen ſollte, zu ver⸗ 
langen. Iſt dies aber der Fall, ſo darf der Kläger, wie der 
Berufungsrichter zutreffend ausgeführt hat, auch nicht Rechte 
aus der Vormerkung geltend machen, die mit ſeiner Eigenſchaft 
als Inhaber der Poſt Abt. III Nr. 4 nichts zu tun haben; 
ſein rechtliches Intereſſe erſchöpft ſich in dieſer ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft und es entfällt, wenn und ſoweit er mit der Hypothek 
befriedigt worden iſt. Daraus erklärt es ſich, daß es keinen 
Widerſpruch in ſich ſelbſt enthält, wenn der Berufungsrichter 
meint, der Kläger ſei vielleicht berechtigt geweſen, die Löſchung 
der vollen 41000 Mark zu verlangen, ſo lange der Zuſchlag 
noch nicht erteilt war, daß er ihm dieſe Befugnis aber jetzt, 
wo es zur Verteilung des Verſteigerungserlöſes gekommen iſt, 
abſpricht; denn ſolange der Betrag, der unter die Realgläubiger 
zur Verteilung kommen ſoll, nicht feſtſteht, konnte Kläger an 
der Löſchung der ihm vorgehenden Hypothek ſchon deshalb in 
ſeiner Eigenſchaft als Inhaber der Poſt Abt. III Nr. 4 ein 
rechtliches Intereſſe haben, weil er ſich damit für letztere die 
leichtere Begebbarkeit ſicherte. Bei der Verteilung des Erlöſes 
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aber konzentriert ſich alles rechtliche Intereſſe auf einen Punkt: 
auf Befriedigung aus dem Erlöſe. Es entfällt, ſoweit Be⸗ 
friedigung erlangt wird, und es beſteht, ſoweit ſie ausbleibt. 
Hat nun der Kläger, wie unſtreitig iſt, mit ſeiner Hypothek 
Abt. III Nr. 4 Befriedigung aus dem Erlöſe bis auf den Be⸗ 
trag von 12817 Mark 76 Pf. gefunden, ſo beſteht das recht⸗ 
liche Intereſſe, für welches er die Vormerkung geltend machen 
darf, nur noch darin, daß er auch in Höhe dieſes noch nicht 
gedeckten Betrages von 12 817 Mark 76 Pf. Befriedigung aus 
dem Erlöſe erhalte. Darüber hinaus gibt ihm die Vormerkung 
kein Recht, und dem entſprechend hat der Berufungsrichter die 
Verurteilung der Beklagten eingeſchränkt. M. c. J. u. B., 
U. v. 11. April 06, 435/05 V. — Berlin. 

16. 5 1339 BGB. in Verb. mit 88 617, 622 ZPO. 
Prüfung von Amtswegen, ob Anfechtungsklage rechtzeitig er⸗ 
hoben. Zeitpunkt der Kenntnis eines Anfechtungsgrundes.] 

Die Ehe⸗Anfechtungsklage iſt nur deshalb abgewieſen, weil 
ſie verſpätet, nämlich nicht innerhalb der in 8 1339 BGB. 
beſtimmten Friſt erhoben worden ſei. Von der Reviſion wird 
letztere Feſtſtellung zunächſt deshalb bemängelt, weil ſie nur 
auf Grund eines von dem Beklagten zu erhebenden und zu 
beweiſenden Einwandes hätte getroffen werden können, Beklagter 
aber einen ſolchen Einwand nicht vorgebracht, ſondern im 
Gegenteil ſtets behauptet habe, daß der Anfechtungsgrund, den 
die Klägerin geltend mache, in Wirklichkeit gar nicht vorhanden 
ſei. Dieſe Rüge iſt indes unzutreffend. Allerdings iſt nach 
allgemeinen Grundſätzen die Verſpätung der Klage von dem⸗ 
jenigen zu beweiſen, der ſich darauf beruft, bei Erhebung der 
Anfechtungsklage iſt jedoch die Frage, ob die Klage rechtzeitig 
erhoben worden ſei, von Amtswegen und zwar unter Beachtung 
der 88 617 und 622 ZPO. zu prüfen. Das hat zur Folge, 
daß freilich die Rechtzeitigkeit der Klageerhebung angenommen 
werden muß, wenn nicht die Verſpätung bewieſen wird, aber 
bei der Prüfung, ob eine Verſpätung vorliegt, iſt das Ehe⸗ 
gericht von den Parteibehauptungen nicht abhängig. Im vor⸗ 
liegenden Fall iſt die Anfechtungsklage am 19. Oktober 1904 
zugeſtellt und vom Berufungsgericht deshalb für verſpätet er⸗ 
achtet worden, weii dasſelbe angenommen hat, die Klägerin 
habe bereits im Sommer 1903 die Überzeugung erlangt, daß 
der Beklagte nicht fähig ſei, ihr ehelich beizuwohnen. Dieſe 
Feſtſtellung iſt allerdings die Beantwortung einer Frage, die 
dem Tatrichter allein zuſteht; die Begründung gibt indes dem 
Bedenken Raum, daß das Berufungsgericht hierbei von nicht 
zutreffenden rechtlichen Erwägungen ausgegangen iſt. Zur An⸗ 
fechtung der Ehe aus dem von ihr geltend gemachten Grunde 
war Klägerin nur berechtigt, wenn Beklagter nicht etwa bloß 
augenblicklich und vorübergehend, ſondern dauernd und unheil⸗ 
bar zur ehelichen Beiwohnung unfähig war, die Entdeckung des 
Irrtums und damit die Friſt zur Erhebung der Klage konnte 
mithin erſt beginnen, ſobald Klägerin die Überzeugung hiervon 
erlangte und zwar in einem Grade, daß ſie nunmehr zur Klage 
ſchreiten mußte, wenn ſie ſich nicht zur Fortſetzung der Ehe 
entſchließen wollte. Bei Beantwortung der Frage aber, wann 
Klägerin die Sachlage derart erkannt habe, darf nicht außer 
acht gelaſſen werden, daß zur Geltendmachung von Tatſachen, 
wie fie hier in Rede ſtehen, die Überwindung einer natürlichen 
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iſt jetzt erſt etwa 23 Jahr alt — die Erhebung einer auf der⸗ 
artige Tatſachen geſtützten Klage billigerweiſe erſt zumuten darf, 
wenn ſie volle Gewißheit hierüber erlangt hat. Im vorliegenden 
Falle kommt in Betracht, daß der Beklagte ſeine Unfähigkeit 
zur Beiwohnung niemals anerkannt hat, ſondern die Richtigkeit 
der Beweisannahme des Berufungsgerichts noch jetzt ent⸗ 
ſchieden beſtreitet, umd daß er zufolge eigener Angabe noch 
im September 1904 an die Klägerin das Anſinnen geſtellt hat, 
ihm die Beiwohnung zu geſtatten. Es iſt ferner der Klägerin 
begegnet, daß nach Erhebung der Klage ein Arzt, der den Be⸗ 
klagten zweimal unterſuchte, denſelben für fähig zur Vollziehung 
des Beiſchlafs erklärt und daß Klägerin mit der Begründung 
ihrer Klage bei dem LG. kein Gehör gefunden hat. Im Hin⸗ 
blick auf alle dieſe Tatumſtände kann die Feſtſtellung des Be⸗ 
rufungsgerichts nicht für genügend erachtet werden. Es muß 
vielmehr eine neue Prüfung ſtattfinden und von dem Berufungs⸗ 
gericht, wenn dasſelbe auch bei nochmaliger Verhandlung — 
die völlig frei zu erfolgen hat — wiederum zu der Überzeugung 
gelangt, daß Beklagter zur ehelichen Beiwohnung dauernd un⸗ 
fähig ſei, anderweitig geprüft werden, wann Klägerin hiervon 
die zu einer Klageerhebung erforderliche Überzeugung erlangte. 
S. c. S., U. v. 11. April 06, 502/05 IV. — Breslau. 

17. 5 1387 BGB. Vorſchußpflicht des Ehemannes für 
die Ehefrau nicht deshalb ausgeſchloſſen, weil die Ehefrau das 
Armenrecht nachſuchen kann.] 

Für den hier vorliegenden Fall des geſetzlichen Güter 
ſtandes gilt als Regel, daß der Ehemann für Rechtsſtreitig⸗ 
keiten der Ehefrau, ſelbſt wenn er ihr als Gegner gegenüber⸗ 
ſteht, diejenigen Geldmittel vorzuſchließen hat, die zu einem 
ſachgemäßen Prozeßbetriebe erforderlich ſind. (RG. IV. 
Beſchl. 12. November 1900 in RG. 47, 72.) Ob von dieſer 
Regel dann eine Ausnahme zu gelten hätte, wenn eine der 
beiden Parteien oder beide Parteien das Armenrecht bewilligt 
erhalten hätten, kann hier dahingeſtellt bleiben. Der Kläger 
hat nicht im Armenrecht geklagt und die Beklagte hat das 
Armenrecht zwar auf ihren Antrag für die I. Inſtanz bewilligt 
erhalten, aber für die II. Inſtanz, in der jetzt der Rechtsſtreit 
ſchwebt, überhaupt nicht nachgeſucht. Die Erwägung, daß ſie 
die Bewilligung des Armenrechts für die Berufungsinſtanz nach⸗ 
ſuchen könnte und wohl auch das Armenrecht bewilligt er⸗ 
halten würde, reicht nicht aus, die Ablehnung der einſtweiligen 
Verfügung zu rechtfertigen. Ausſicht auf Erlangung des Armen⸗ 
rechts hat nur eine arme Partei. Eine Ehefrau, der das Recht 
zuſteht, die zur Prozeßführung erforderlichen Geldmittel von 
ihrem dazu vermögenden Ehemanne zu fordern, kann als arm 
nicht gelten. Ihr Geſuch um Bewilligung des Armenrechts 
müßte bei richtiger Beurteilung abgelehnt werden. Schon dieſe 
Erwägung würde es gerechtfertigt erſcheinen laſſen, daß eine 
Ehefrau es unterläßt, ein Armenrechtsgeſuch anzubringen, da 
keiner Partei zugemutet werden kann, Rechtsbehelfe in An⸗ 
wendung zu bringen, deren Mißerfolg vorauszuſehen iſt. Hiervon 
abgeſehen, würde die Verſagung der einſtweiligen Verfügung 
aus dem Grunde, weil die Ehefrau das Armenrecht nachſuchen 
könnte, auf einen mittelbaren Zwang der Ehefrau zur Nach⸗ 
ſuchung des Armenrechts hinauslaufen. Ein derartiger Zwang 
läßt ſich aber nicht rechtfertigen. Das Armenrecht würde der 
Ehefrau nur einſtweilige Befreiung von Koſtenzahlungen 
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gewähren. Sie bliebe immer die Schuldnerin der Koſten und 
könnte gegebenenfalls zur nachträglichen Bezahlung derſelben 
angehalten werden. Das Recht gegen den Ehemann auf Koſten⸗ 
vorſchuß gewährt ihr aber die Möglichkeit, ſich von der Koſten⸗ 
ſchuld durch Tilgung endgültig zu befreien. Auf dieſen 
Unterſchied iſt mit Recht in einem in Seuff A. 58, 457 abge⸗ 
druckten Beſchluſſe des OLG. in Hamburg hingewieſen worden. 
Der Ehefrau zuzumuten, unter Verzicht auf das beſagte Recht 
im Armenrechte aufzutreten, wäre alſo ſchon wegen der daraus 
folgenden Verſchlimmerung ihrer Rechtslage unbillig, ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß ſie dann den Prozeßbevollmächtigten auch 
nicht frei wählen könnte. Was endlich das Zahlungsvermögen 
des Ehemannes betrifft, ſo ſteht zwar feſt, daß er Vermögen 
der Ehefrau nicht in Händen hat, aber die ſonſtigen Feſt⸗ 
ſtellungen des OLG. ſind andererſeits auch nicht geeignet, die 
Annahme als begründet erſcheinen zu laſſen, daß der Ehemann 
gänzlich unvermögend und die beantragte einſtweilige Verfügung 
völlig zwecklos wäre. Die Ablehnungsgründe des OLG. können 
daher nicht gebilligt und die Sache mußte an die Vorinſtanz 
zu anderweiter Entſcheidung zurückverwieſen werden. G. c. G., 
B. v. 23. April 06, B 135/06 IV. — Hamburg. 

18. 88 1568, 1571, 1573 verb. mit 8 174 BGB. Be 
deutung der Rückkehraufforderung an ſich und ſeitens eines Be⸗ 
auftragten, nicht ſeitens des Ehegatten.] 

Das OLG. hatte auf Klage der Ehefrau die Ehe der 
Parteien geſchieden und den Ehemann als den allein ſchuldigen 
Teil erklärt. Die Reviſion des Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen: Bei der Anwendung des 5 1568 BGB. ſcheidet 
der Berufungsrichter die feſtgeſtellten Verfehlungen des Be⸗ 
klagten in ſolche, die er als ſelbſtändige Scheidungsgründe in 
Betracht zieht, und ſolche, die gemäß $ 1573 a. a. O. nur 
zur Unterſtützung dienen, da er annimmt, ſie ſeien von dem 
Ablauf der Ausſchlußfriſt des 8 1571 a. a. O. betroffen 
worden. Der Lauf der Friſt war vorerſt durch das Getrennt⸗ 
leben der Parteien gehemmt (8 1575 Abſ. 2 Satz 1). Der 
Berufungsrichter hält jedoch die Hemmung gemäß $ 1571 
Abſ. 2 Satz 2 für beſeitigt, indem er feſtſtellt, der Beklagte 
habe im April 1903 die Klägerin aufgefordert, entweder die 
häusliche Gemeinſchaft herzuſtellen oder die Scheidungsklage zu 
erheben. Er ſchränkt jedoch die von der Aufforderung aus⸗ 
gehende Gegenwirkung gegen die klageerhaltende Wirkung des 
Getrenntlebens in einer Beziehung ein: ſie verſage inſoweit, 
als der Beklagte ſich nach der Aufforderung neuer Ver⸗ 
fehlungen ſchuldig gemacht habe. Das Ergebnis dieſer Er⸗ 
wägungen beſteht alſo in der Annahme, es ſei mit Rückſicht 
auf die fortbeſtehende Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft 
wegen der nach April 1903 begangenen Eheverfehlungen des 
Beklagten die Klagefriſt überhaupt nicht in Lauf gekommen. 
Da nun ſämtliche Vorgänge, die der Berufungsrichter als 
ſelbſtändige Klagegründe gelten läßt, ſich nach dem April 1903 
ereignet haben, ſo kommt es vor der Prüfung der erhobenen 
Reviſionsbeſchwerde, mit der die Anwendung des $ 1573 BGB. 
als rechtlich unzutreffend gerügt wird, zunächſt darauf an, die 
dem Berufungsurteil zugrunde liegende Anwendung des 
8 1571 nachzuprüfen. An erſter Stelle handelt es ſich hierbei 
um die Frage, ob die Aufforderung vom April 1903 über⸗ 
haupt fo beſchaffen war, daß gemäß 8 1571 Abſ. 2 Satz 2 
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zugunſten des Beklagten die Klagefriſt von neuem — gleich⸗ 
viel für welche Verfehlungen — in Lauf gebracht wurde. Denn 
im April 1903 hat nicht der Beklagte in eigener Perſon die 
Klägerin aufgefordert, zu ihm zurückzukehren oder auf Scheidung 
zu klagen, es iſt das vielmehr nur in ſeinem Auftrage durch 
ſeine Mutter, und durch ſeine Schweſter geſchehen. Nun kann 
zwar nicht verkannt werden, daß es ſich bei einer ſolchen Auf⸗ 
forderung um ein Vorgehen des ſchuldigen Ehegatten handelt, 
deſſen innerer Bedeutung es nicht zu entſprechen ſcheint, wenn 
die auf Beſeitigung des ehelichen Zerwürfniſſes oder auf Herbei⸗ 
führung der Scheidung berechnete Erklärung durch einen Dritten 
abgegeben wird. Auch entſteht für das äußere Verhalten des 
die Erklärung empfangenden anderen Ehegatten eine Ungewißheit 
der Rechtslage, ſofern wie hier der Vertreter es unterläßt, 
ſich über die ihm erteilte beſondere Ermächtigung, im Namen 
des ſchuldigen Ehegatten zu handeln, durch Vorlegung einer 
Vollmachtsurkunde auszuweiſen. Allein in letzterer Beziehung 
gibt 8 174 BGB. dem klageberechtigten Ehegatten ein Mittel 
an die Hand, durch das er der Ungewißheit auf der Stelle 
abzuhelfen vermag. Im übrigen aber bildet nach dem Rechte 
des BGB. die Zuläſſigkeit der Vertretung die grundſätzliche 
Regel. Der bei der zweiten Leſung des Geſetzentwurfs ge⸗ 
machte Vorſchlag, dieſe Regel für gewiſſe dem Familienrechte 
und dem Erbrecht angehörige Willenserklärungen und darunter auch 
für ſolche, die ſich auf eine Anfhebung familienrechtlicher Ver⸗ 
hältniſſe beziehen, durch eine allgemein gefaßte Vorſchrift 
einzuſchränken, hat keine Annahme gefunden (Antrag 2 Abſ. 2 
zu 8 115 I. Entw., Prot. S. 277 flg. Guttentagſche Ausgabe 
Bd. 1 S. 134 flg.). Die Fälle, in denen das Geſetz durch 
beſondere Vorſchriften eine Vertretung in familienrechtlichen 
Angelegenheiten als unzuläſſig ausgeſchloſſen hat (8$ 1307, 
1317, 1336, 1337 Abſ. 3, 1358 Abſ. 3, 1595 1598, 
Abſ. 3, 1728, 1731, 1748 Abſ. 2, 1750, 1755, 1770), 
laſſen ſich daher nicht verallgemeinern, ſondern ſie bilden be⸗ 
ſtimmt abgegrenzte Ausnahmen von der Geſetzesregel. Steht 
ſomit im gegebenen Falle feſt, daß die Verwandten des Be⸗ 
klagten auf Grund ſeiner beſonderen und ausdrücklichen Er⸗ 
mächtigung handelten, als ſie in deſſen Namen die Klägerin 
aufforderten, entweder die häusliche Gemeinſchaft mit ihrem 
Manne herzuſtellen oder gegen ihn auf Scheidung zu klagen, 
ſo iſt es rechtlich zutreffend, daß der Berufungsrichter dieſer 
Aufforderung, die im 8 1571 Abſ. 2 Satz 2 vorgeſehene 
Wirkung beilegt, die Klagefrift von neuem in Lauf geſetzt zu 
haben, und daß er mit Rückſicht hierauf den Verfehlungen des 
Beklagten in weitem Umfange die Bedeutung ſelbſtändiger 
Scheidungsgründe wegen Friſtablaufs abſpricht. Er iſt ſogar 
zum Nachteile des Beklagten hierin nicht weit genug 
gegangen. Denn der Berufungsrichter irrt darin, daß eine 
ihrem Inhalt und ihrer weiteren Beſchaffenheit nach den An⸗ 
forderungen des 8 1571 Abſ. 2 Satz 2 entſprechende Auf⸗ 
forderung in ihrer Wirkung — wie er glaubt — nur auf eine 
Ausſchließung ſchon beſtehender Klagegründe hinführen, daß ſie 
dagegen auf das Klagerecht wegen ſpäterer Verfehlungen des 
ſchuldigen Ehegatten keinen Einfluß haben ſoll. Der eigentliche 
Zweck der Geſetzesvorſchrift im 8 1571 Abſ. 2 Satz 2 beſteht 
darin, dem ſchuldigen Ehegatten ein Mittel darzubieten, ver⸗ 
möge deſſen er das Klagerecht des von ihm getrennt lebenden 
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anderen Ehegatten mit bezug auf einzelne feiner Verfehlungen 
zeitlich einzuſchränken vermag, ſondern das Geſetz will ihm die 
Möglichkeit gewähren, einem auf die Dauer unhaltbaren Zu⸗ 
ſtande, der in einer Fortſetzung der Ehe ohne eheliche Lebens⸗ 
gemeinſchaft beſteht, ein Ende zu bereiten. Die Erklärung, 
welche er zu dieſem Zweck an den anderen Teil zu richten hat, 
bedeutet eine Kundgebung des Willens, zwar die Scheidung 
hinzunehmen, falls dazu ein berechtigter Anlaß gegeben ſei, 
nicht aber auch für alle Zeit ohne eheliche Gemeinſchaft weiter⸗ 
zuleben. In dieſem Sinne verſtanden, muß die Aufforderung, 
entweder die häusliche Gemeinſchaft herzuſtellen oder die Klage 
zu erheben, ſobald ſie einmal erlaſſen iſt, für alle Fälle ge⸗ 
nügen. Der Wortlaut des Geſetzes bietet keinen Anhalt für 
die Annahme, daß der Auffordernde nach jedem ſpäteren Vor⸗ 
gange, von dem er zu gewärtigen hat, er könnte vielleicht als 
Scheidungsgrund gegen ihn Verwendung finden, ſeine Auf⸗ 
forderung wiederholen müßte, wenn anders die Klagefriſt in 
Lauf kommen ſoll. Irgend ein innerer Grund beſteht aber 
für eine derartige Geſetzesauslegung ebenſowenig. Die Auf⸗ 
forderung ſetzt daher die klageerhaltende Wirkung des Getrennt⸗ 
lebens überhaupt außer Kraft. Allein es führt das nicht zu 
einer Aufhebung des Berufungsurteils, denn die vom Berufungs⸗ 
richter nachgeprüften Verfehlungen ſind, da die Klage in ge⸗ 
ringerem als ſechsmonatigem Abſtande nach ihrer Begehung er⸗ 
hoben wurde, von der Ausſchließung nicht betroffen. Ihnen 
treten gemäß 5 1573 BGB. unterſtützend hinzu zahlreiche 
frühere Verfehlungen. Die Anwendung der 85 1568 und 
1573 BGB. auf dieſen Sachverhalt enthält in keiner Be⸗ 
ziehung eine Geſetzesverletzung. Die Reviſion vermißt eine be⸗ 
ſondere Feſtſtellung, wonach die dem Urteile zugrunde liegenden 
ſelbſtändigen Scheidungsgründe geeignet geweſen ſeien, den letzten 
Reſt der ehelichen Geſinnung bei der Klägerin zu zerſtören. 
Es iſt richtig, daß es darauf ankommt. Allein es bedarf nicht 
gerade einer ausdrücklichen Hervorhebung dieſer Tatſache. 
Die Größe der früheren Schuld ſchließt nicht die Annahme 
aus, daß erſt durch ſpätere, wenngleich verhältnismäßig leichtere 
Verfehlungen das Maß der Ehezerrüttung bis zur völligen 
Unerträglichkeit geſteigert worden ſei. Um eine zutreffende An⸗ 
wendung des § 1573 handelt es ſich aber auch inſofern, als 
der Berufungsrichter den ſpäteren, von der Ausſchließung noch 
nicht betroffenen Ehevergehen die Bedeutung einer ſchweren Ver⸗ 
letzung der durch die Ehe begründeten Pflichten oder eines ehr⸗ 
loſen oder unſittlichen Verhaltens ſelbſt unter der Vorausſetzung 
beimeſſen durfte, daß ſie, für ſich allein betrachtet, einen der⸗ 
artigen Vorwurf gegen den Beklagten noch nicht begründet 
hätten. Denn die in $ 1573 vorgeſehene Unterſtützung durch 
frühere Tatſachen kann nicht allein in einer Vorbereitung und 
Verſchärfung der ehezerrüttenden Wirkung, ſondern auch in 
der Vermehrung des Schuldmaßes beſtehen. S. e. S., 
U. v. 29. März 06, 473/05 IV. — Breslau. 

19. 88 1603, 1606 BGB. Einwendung des auf 
Unterhalt Verklagten er habe auch anderweit ſolchen zu ge⸗ 
währen, ſein Vermögen ſei unzureichend und der Kläger könne 
von dritter Seite Unterhalt zu beanfpruchen.] 

Der Kläger, geboren am 22. März 1891, iſt der Sohn 
des Beklagten aus deſſen erſter Ehe mit Eliſe geb. M. Die 
Ehe iſt im Jahre 1893 geſchieden worden, wobei der Beklagte 
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für den ſchuldigen Teil erklärt wurde. Der Kläger lebt bei 
ſeiner Mutter, die ſich im Jahre 1900 wieder verehelichte, 
deren zweiter Ehemann aber geſtorben iſt. Auf Grund einer 
Vereinbarung vom 2. Auguſt 1894 zahlte der Beklagte für den 
Kläger monatlich einen Unterhaltsbetrag von 16 Mark, ſpäter 
von 25 Mark. Da vom 1. November 1903 ab keine Zahlung 
mehr erfolgte, erhob der Kläger, vertreten durch den ihm be⸗ 
ſtellten Pfleger, Klage. Das LG. verurteilte den Beklagten 
zur Zahlung von 615 Mark für 3 Vierteljahre vom 
1. November 1903 ab und weiterhin zur Zahlung einer viertel⸗ 
jährlichen Rente von 205 Mark. Das OLG. wies die Bes 
rufung des Beklagten mit der Maßgabe zurück, daß der Beklagte 
zur Zahlung der vierteljährlichen Rente von 205 Mark bis zum 
21. März 1912 verurteilt werde. Das RG. hob auf: Der 
Beklagte hatte behauptet und zu beweiſen ſich erboten, daß er 
aus ſeinem Einkommen bei Berückſichtigung feiner ſonſtigen 
Verpflichtungen dem Kläger die Unterhaltsrente von 820 Mark 
jährlich nicht zu zahlen vermöge. Das Berufungsgericht hat 
den Einwand zurückgewieſen, weil der Beklagte gemäß 8 1603 
den Unterhalt zu gewähren habe nicht nur, ſoweit ſeine Ein⸗ 
künfte, ſondern ſoweit der Stamm ſeines Vermögens reiche. 
Das Berufungsgericht hat hier im Unklaren gelaſſen, ob es den 
Abſ. 1 oder den Abf. 2 des 8 1603 zur Anwendung bringe. 
Hat der Berufungsrichter ſeine Erwägung im Hinblick auf 
Abf. 1 gegeben, fo hat er überſehen, daß das Stammvermögen 
des Unterhaltspflichtigen nur inſoweit anzugreifen iſt, als nicht 
eine Gefährdung des ſtandesmäßigen Unterhalts ſich daraus 
ergibt. Zur Zurückweiſung des auf Abf. 1 des § 1603 ge 
ſtützten Einwandes des Beklagten hätte es der Darlegung be⸗ 
durft, daß der Beklagte ſeinen Geſchäftsanteil bei einer Geſell⸗ 
ſchaft mbH. von ungefähr 30 000 Mark ohne Gefährdung feines 
ſtandesmäßigen Unterhalts verbrauchen könne. Hat der Be⸗ 
rufungsrichter den Abſ. 2 des S 1603 zur Anwendung 
gebracht, ſo hat er dieſe Beſtimmung verletzt, indem er den 
Einwand des Beklagten, er ſei nicht verpflichtet, alle ſeine ver⸗ 
fügbaren Mittel zu dem Unterhalt zu verwenden, weil ein 
anderer unterhaltspflichtiger Verwandter vorhanden ſei, nicht 
berückſichtigte. Es iſt nicht richtig, daß nach 88 1603 Abſ. 2 
und 1606 die Mutter als unterhaltspflichtig nur dann in Be⸗ 
tracht kommen könne, wenn ihr die Nutznießung an dem 
Vermögen des Kindes zuſtehe. Auch aus der von dem 
Berufungsgericht angeführten Entſcheidung des RG. läßt ſich 
nichts für eine derartige Auffaſſung entnehmen, vielmehr iſt 
dort (RG. 57, 76) geſagt, es entſcheide ſich nach 8 1603 
Abf. 1, ob und inwieweit die Mutter unterhaltspflichtig ſei. 
Wenn und ſoweit der Vater bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen 
Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalts dem minderjährigen unverheirateten Kinde 
den Unterhalt zu gewähren, ſo iſt die Mutter unterhaltspflichtig, 
es ſei denn, daß ſie bei Berückſichtigung ihrer ſonſtigen Ver⸗ 
pflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung ihres ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalts dem Kinde den fehlenden Unterhalt zu 
gewähren. Soweit auch dieſe Unterhaltspflicht der Mutter 
verſagt und ein anderer unterhaltspflichtiger Verwandter nicht 
vorhanden iſt, iſt der Vater zu den Leiſtungen nach Abſ. 2 des 
8 1603 verpflichtet; in gleicher Weiſe haftet nach dem Vater 
die Mutter gemäß Abſ. 2 des 8 1603. Steht der Mutter 
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die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes zu, ſo haftet 
der Vater nach der Mutter ($ 1606 Abſ. 2) ſowohl in den 
Fällen des Abſ. 1 als auch in den Fällen des Abſ. 2 des 
8 1603. Dieſe Rechtsnormen hat der Berufungsrichter ver⸗ 
kannt. Seine Entſcheidung wird auch nicht getragen durch die 
am Schluſſe feiner Ausführungen befindlichen Sätze: $ 1603 
Abſ. 2 ſtelle eine Verpflichtung geſteigerter Art auf, deren 
Vorausſetzungen hier zum mindeſten nicht dargetan 
ſeien, ferner, die nach 8 1603 Abſ. 1 begründete Unterhalts- 
pflicht, kraft deren der Beklagte hier ſchon verpflichtet 
ſei, könne .. .. nicht ausgeſchloſſen werden. Dieſen in den Relativ⸗ 
ſätzen enthaltenen Erwägungen mangelt die Begründung. 
Wenn es richtig iſt, daß der Beklagte ein jährliches Einkommen 
von 4200 Mark hat, davon aber 960 Mark für Miete, 800 
bis 900 Mark für ärztliche Hilfeleiſtung abgehen, ſo kann 
nicht angenommen werden, der Berufungsrichter habe für ſelbſt⸗ 
verſtändlich gehalten, daß der Reſt des Einkommens nach Abzug 
der Unterhaltsrente von 820 Mark zum ſtandesmäßigen Unter⸗ 
halt des Beklagten und ſeiner Familie ausreiche. Soweit der 
Berufungsrichter den Verbrauch des Stammvermögens in Be⸗ 
tracht gezogen haben ſollte, wäre, wie ſchon ausgeführt, zu 
prüfen geweſen, ob das Stammvermögen ſich ohne Gefährdung 
des ſtandesmäßigen Unterhalts verwenden laſſe. H. c. H., 
U. v. 2. April 06, 476/05 IV. — Cöln. 
20. 88 2050 ff., 2053, 2057 BGB. verb. mit 88 313, 314, 
543 und 559 ZPO. Vorausſetzung für die Auskunftspflicht 
des Erben gegenüber den Pflichtteilsberechtigten und Erben. 
Bedeutung eines nicht gerügten Mangels des Tatbeſtandes.] 
Der Gutsbeſitzer L. sen. war in erſter Ehe mit der H. 
vecheiratet. Aus dieſer Ehe entſtammen drei Kinder, die 
Kläger. Nach dem Tode der Ehefrau und nachdem die 
Kläger vom Muttererbe abgefunden waren, heiratete L. sen. 
in zweiter Ehe deren Schweſter A. Aus dieſer Ehe ent⸗ 
ſtammen neun Kinder, darunter der Beklagte P. Durch 
notariellen Vertrag vom 16. Dezember 1896 haben nun die 
Eheleute L. sen. ihr ganzes Vermögen dem Beklagten zum 
Eigentum überlaſſen. Sie behielten ſich jedoch den Nießbrauch 
und die Verwaltung des Vermögens für die Lebenszeit des 
L. sen. vor. Dem Beklagten wurde für den Fall des Ver⸗ 
zichts auf dieſes Nießbrauchsrecht ſowie für den Fall des Uber⸗ 
lebens der Frau eine Leibzucht auferlegt. Er verpflichtete ſich 
ferner, den Kindern zweiter Ehe beſtimmte Abfindungen zu 
zahlen und ſeinem Bruder Ernſt L. lebenslänglichen Unterhalt 
zu gewähren. Die Kläger gingen leer aus. Die Eheleute 
L. sen. ſind im Jahre 1902 verſtorben. Die Kläger be⸗ 
haupten, durch den Übertragsvertrag vom 16. Dezember 1896 
im Pflichtteil verletzt zu ſein und haben, indem ſie angeben, 
der Vertrag ſei eine letztwillige Verfügung, jedenfalls aber eine 
Schenkung geweſen, mit dem Antrage Klage erhoben, den Be⸗ 
klagten zur Vorlegung eines eidlich zu erhärtenden Inventars 
über das ihm übertragene Vermögen zu verurteilen. Mit 
einem Unterantrage verlangen ſie unter der Behauptung, die 
dem Beklagten gemachte Schenkung betrage eiwa 120 000 Mark 
und die Übertragsgeber hätten auch bereits vorher im Jahre 1892 
unter die Geſchwiſter des Beklagten 80 000 Mark verteilt, die 
eventuelle Verurteilung zur Zahlung von je 5000 Mark nebſt 
Zinſen ſeit der Klagezuſtellung. Während in I. Inſtanz auf 
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Klageabweiſung erkannt ift, hat das OLG. auf die Berufung 
der Kläger den Beklagten verurteilt, ein eidlich zu erhärtendes 
Inventar über das ihm übertragene Vermögen ſeiner beiden 
Eltern zu errichten. Das RG. hob auf. Aus den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen: Der Berufungsrichter beginnt in den 
Gründen des Urteils mit einem zutreffenden Hinweis auf die 
Rechtſprechung des RG., wonach die in den SS 2325 bis 
2329 BGB. enthaltenen Geſetzesvorſchriften über die Pflicht⸗ 
teilsergänzung gemäß Art. 213 EG. auch auf ſolche Fälle 
Anwendung finden, in denen es ſich um eine Schenkung des 
Erblaſſers aus der Zeit vor 1900 handelt, und zwar im 
Geltungsgebiete des PrALR. ſelbſt dann, wenn die Schenkung 
ſchon bei Lebzeiten des Erblaſſers durch den Ablauf des im 
9 1113 Tl. I Tit. 11 vorgeſehenen dreijährigen Zeitraums 
unangreifbar geworden war. (RG. 54, 241 ffl., 58, 124 ffl. 
und vom 30. April 1903 JW. 1903, 73158.) Es folgt die 
Bemerkung, daß die Kläger als Miterben das Recht haben, 
von den übrigen Miterben, alſo auch vom Beklagten gemäß 
5 2057 BGB. Auskunft über ſolche Zuwendungen zu ver⸗ 
langen, die der Beklagte nach 88 2050 bis 2053 zur Aus⸗ 
gleichung zu bringen verpflichtet ſei. Dieſe Zuwendungen, heißt 
es weiter, kämen gemäß 8 2316 zugleich bei der Berechnung 
des Pflichtteils in Betracht und wenn auch der Empfänger 
nicht den Mehrbetrag herauszuzahlen habe, ſo ſchließe das 
nicht aus, daß, ſoweit die Zuwendung nach 8 1624 eine 
Schenkung ſei, er als Beſchenkter gemäß § 2329 den Pflicht: 
teilsberechtigten das Geſchenk zur Ergänzung des Pflichtteils 
herausgeben müſſe. Der geltend gemachte präparatoriſche An⸗ 
ſpruch könne nur auf 8 260 BGB. und nicht auch auf 
§ 2314 gegründet werden. Es komme fomit darauf an, ob 
in dem Übertragsvertrage in der Tat eine „verſchleierte“ 
Schenkung enthalten ſei. Dieſe Annahme hält der Berufungs⸗ 
richter auf Grund der Beweisaufnahme für zutreffend. Er ſtellt feſt, 
daß der Wert der Aktiva den der Paſſiva ſchon nach der Be⸗ 
rechnung der Sachverſtändigen erheblich überſteige. Die Urteils⸗ 
begründung ſchließt mit den Worten, das Gericht habe die 
Überzeugung gewonnen, daß in dem Übertragsvertrage eine 
Schenkung und zwar ein negotium eum donatione mixtum 
enthalten, daß durch dieſelbe der Pflichtteil der Kläger ver⸗ 
kürzt und daß der Beklagte zur Ergänzung desſelben verpflichtet 
ſei. Es ſtehe daher den Klägern zur Vorbereitung „der An⸗ 
fechtungsklage (querela inofficiosae donationis)“ der geltend 
gemachte Anſpruch auf Inventarlegung und nach Lage der 
Sache auch auf Beeidigung des Inventars zu. Soweit er⸗ 
ſichtlich, hat hiernach der Berufungsrichter die Offenbarungs⸗ 
pflicht des Beklagten ſowohl aus $ 2057 als auch aus 
5 2239 BGB. hergeleitet. Die Anwendung des $ 2314 
a. a. O. hat er dagegen abgelehnt. In dieſer Beziehung iſt 
ſeine Entſcheidung rechtlich zutreffend. Denn es läßt ſich an⸗ 
nehmen, daß auf Grund des Vertrages vom 16. Dezember 1896 
eine Übereignung ſämtlicher damals zum Vermögen der L. ſchen 
Eheleute gehörigen Vermögensgegenſtände an den Beklagten 
ſtattgefunden hat. Sie bildeten alsdann keinen Beſtandteil des 
Nachlaſſes. Überdies ſind die klägeriſchen Geſchwiſter L. zwar 
pflichtteilsberechtigt, fie find aber im Gegenſatz zu der Voraus: 
ſetzung des 8 23 14 auch Erben des L. sen. Gegen die An⸗ 
wendung des § 2057 würde an ſich gleichfalls nichts zu 
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erinnern ſein. Es ſtehen ſich auf klägeriſcher Seite und auf 
ſeiten des Beklagten Abkömmlinge des Erblaſſers L. als 
geſetzliche Erben gegenüber, und damit iſt die einzige Voraus⸗ 
ſetzung der im § 2057 vorgeſehenen Auskunftspflicht erfüllt. 
Die beſondere Lage des Falles erforderte aber eine vollkommene 
Klarheit darüber, wie ſich der Beklagte mit bezug auf dieſe 
Verpflichtung des näheren ausgelaſſen hat, und hierüber gibt 
der Tatbeſtand des Berufungsurteils in den weſentlichſten 
Punkten keine Auskunft. Er enthält weiter nichts als eine 
Verweiſung auf zehn vorbereitende Schriftſätze ſowie auf andere 
Aktenteile und verſtößt, worauf das RG. zu wiederholten 
Malen hingewieſen hat, durch den völligen Mangel einer Dar⸗ 
ſtellung des Sach⸗ und Streitſtandes gegen 88 313 Nr. 3, 
314, 543 ZPO. Dieſer prozeſſuale Verſtoß gibt nun freilich 
gemäß 8 559 a. a. O. zu einer Aufhebung des Berufungs⸗ 
urteils keine unmittelbare Veranlaſſung, weil er nicht gerügt 
iſt. Er trägt jedoch zur Beanſtandung des Urteils mittelbar 
aus dem Grunde bei, weil dadurch gleichzeitig in materieller 
Beziehung eine nicht zu behebende Ungewißheit über die ge⸗ 
hörige Einhaltung der bürgerlich⸗rechtlichen Geſetzesnormen ent⸗ 
ſtanden iſt. Die Kläger verlangen nicht ſchlechthin eine Aus⸗ 
kunft über alles, was der Beklagte an Zuwendungen von dem 
Erblaſſer erhalten hat; ihr Verlangen bezieht ſich vielmehr auf 
eine einzige Zuwendung, die ſie an ſich als ihnen bereits be⸗ 
kannt hinſtellen. Die Zuwendung ſoll auf einem Vertrage 
beruhen, deſſen feſtſtehender Inhalt in einer entgeltlichen Ver⸗ 
äußerung beſteht. Das ſchließt zwar die Annahme einer darin 
mitenthaltenen unentgeltlichen Zuwendung, die zugleich die in 
8 1624 Abſ. 1 BGB. vorgeſchriebenen Anforderungen einer 
Ausſtattung erfüllt, nicht ohne weiteres aus (vgl. das Urteil 
des V. ZS. vom 7. März 1903 RG. 54, 110 fl.). Allein 
es fragt fich, ob der Beklagte eine derartige Behauptung der 
Kläger — ſofern ſie aufgeſtellt war — als richtig zugegeben 
hat. Hatte er es nicht zugegeben, ſo deckte ihn der vorgelegte 
Vertrag bis auf weiteres gegen das Anſinnen, daß er über 
das, was er vom Erblaſſer erworben hatte, als über eine ihm 
gewährte Ausſtattung gemäß 5 2057 Auskunft zu geben habe. 
Es war alsdann Sache der Kläger, den Nachweis zu erbringen, 
daß die der damaligen Vermögensübertragung zugrunde liegenden 
Abmachungen etwas weiteres enthielten, als ſich aus dem 
notariellen Vertrag ergab, daß nämlich nach dem Willen der 
Beteiligten der Beklagte durch die Vermögensübertragung zu⸗ 
gleich eine unter SS 2050 bis 2053 fallende Zuwendung 
empfing. Zwar brauchten Kläger, um weitere Auskunft ver⸗ 
langen zu können, nicht ſo weit zu gehen, daß ſie ihrerſeits 
ſchon den Betrag der Zuwendung nachwieſen, weil bei einer 
derartigen Anforderung die geſetzliche Auskunftspflicht ihren 
Zweck überhaupt verfehlen würde. Allein daß an und für ſich, 
gleichviel zu welchem ideellen Teile mit der entgeltlichen Ver⸗ 
äußerung eine Zuwendung der bezeichneten Art verbunden war, 
bildete nach der beſonderen Geſtaltung des Rechtsfalles die 
notwendige Vorausſetzung einer auf 8 2057 beruhenden 
Auskunftspflicht des Beklagten. L. c. L., U. v. 2. April 06, 
486/05 IV. — Hamm. 

Zivilprozeßordnung. 

21. 5 304 ZPO. verb. mit 8 843 Abi. 3 BGB. 
Faſſung des Klageantrages bei Schadenerſatzfällen, je nachdem 
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Verurteilung zu einer beſtimmten Summe ober Feftftellung der 
Verpflichtung gefordert wird.] 

Der achtjährige Kläger war, während der Beklagte am 
Hinterteile einer von ihm gefahrenen einſpännigen Karre ſaß, hinauf⸗ 
geſtiegen, auf den Zuruf des Beklagten abgeſprungen und dabei 
mit der Hand unter ein Wagenrad geraten. Er erlitt dabei 
erhebliche Verletzungen. Der für ihn geſtellte Antrag ging 
dahin, daß der Beklagte verpflichtet ſei, dem Kläger allen 
Schaden zu erſetzen, der ihm durch die erlittene Verletzung ent⸗ 
ſtanden ſei, danach den Beklagten zu verurteilen, dem Kläger 
585 Mark nebſt Zinſen für Heilungskoſten, ſowie weiterhin eine 
Entſchädigung durch einmalige Kapitalabfindung in Höhe von 
5 000 Mark oder eine dementſprechende Rente zu zahlen. 
Ein Verſchulden des Beklagten und ſeine Erſatzpflicht wurde 
vom RG. in Übereinſtimmung mit den Vorinſtanzen feſtgeſtellt, 
das Urteil des OLG. aber, ſoweit nicht die Heilungskoſten im 
Betrage von 585 Mark nebſt Zinſen zugeſprochen worden waren, 
aufgehoben. Aus den Entſcheidungsgründen: In dem Klag⸗ 
antrage iſt zunächſt verlangt, es ſolle erkannt werden, daß der 
Beklagte verpflichtet ſei, dem Kläger allen durch den Unfall vom 
15. Juli 1903 entſtandenen Schaden zu erſetzen. Wäre nur 
dieſer Antrag geſtellt, ſo könnte die Klage bloß als eine Feſt⸗ 
ſtellungsklage im Sinne von 8 256 ZPO. angeſehen werden, 
und ein Zwiſchenurteil nach S 304 ZPO. wäre ſchon deshalb 
ausgeſchloſſen geweſen, weil dann ein Betrag, über deſſen Höhe 
ein Streit hätte beſtehen können, nicht angegeben und gefordert 
geweſen wäre. Der Kläger hat indes dem erwähnten Antrage 
den weiteren beigefügt, daß der Beklagte verurteilt werden ſolle, 
dem Kläger 585 Mark nebſt Zinſen an Heilungskoſten ſowie 
eine Abfindungsſumme von 5 000 Mark oder eine „entſprechende“ 
Rente zu zahlen. Hiernach erſcheint die Annahme gerechtfertigt, 
daß die Klage in Wahrheit nur auf die bezeichneten Leiſtungen 
gerichtet ſein ſoll, und dem erſten Teil des Klaggeſuchs eine 
ſelbſtändige Bedeutung nicht zukommt. Denn es fehlt an jedem 
Anhalt dafür, daß der Kläger noch weitere Anſprüche, als die 
von ihm ſpeziell angegebenen und zum Gegenſtand der Leiſtungs⸗ 
klage gemachten zu haben meine und inſoweit eine Feſtſtellung 
der Schadenerſatzpflicht des Beklagten anſtrebe. Es wird aber 
auch weiter angenommen werden dürfen, daß die Vorinſtanzen 
durch das erlaſſene Zwiſchenurteil ebenfalls nur haben aus⸗ 

ſprechen wollen, die vom Kläger zum Gegenſtande der Leiſtungs⸗ 
klage gemachten ſpeziell bezeichneten Anſprüche ſeien dem Grunde 
nach gerechtfertigt, und daß nur ein Fehlgreifen in der gewählten 
Ausdrucksweiſe vorliegt. Aber auch ſo aufgefaßt iſt das Be⸗ 
rufungsurteil bloß inſoweit gerechtfertigt, als es ſich auf die 
geforderten Heilungskoſten bezieht, nicht betreffs der weiteren 
Anſprüche. Der Kläger fordert, wie oben bemerkt, zunächſt eine 
Abfindungsſumme; eine ſolche kann aber nach 8 843 Abſ. 3 
BGB. nur verlangt werden, wenn ein wichtiger Grund vor⸗ 
liegt. Daß dies hier der Fall ſei, hat der Kläger nicht be⸗ 
hauptet, er hat nicht das mindeſte angeführt, was ſein Recht, 
ſtatt einer Rente eine Abfindung in Kapital zu verlangen, be⸗ 
gründen könnte. Ebenſo iſt in den Urteilen der Vorinſtanzen 
die Frage, ob dem Kläger ein ſolches Recht zuſtehe, gar nicht 
berührt worden; beide ſind anſcheinend der Meinung geweſen, 
daß dieſe Frage der Entſcheidung über den Betrag des Klag⸗ 
anſpruchs vorzubehalten ſei; das iſt aber nicht zutreffend, ſie 
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gehört vielmehr unzweifelhaft in das Verfahren über den Grund 
des erhobenenen Anſpruchs. Was aber die eventuell geforderte 
Rente betrifft, ſo iſt darauf hinzuweiſen, daß es inſoweit an 
jeder Angabe, für welche Zeit, insbeſondere von welchem Zeit⸗ 
punkte an ſie gefordert wird, mangelt; ebenſo hat der Kläger 
unterlaſſen, anzugeben, zum Erſatz welcher Vermögensnachteile 
ſie beanſprucht wird. Solcher Angaben aber bedurfte es, ehe 
auch nur ein Ausſpruch dahin, daß der Anſpruch auf eine Rente 
dem Grunde nach berechtigt ſei, erfolgen konnte. Der Kläger 
war zur Zeit des Unfalls acht Jahr alt; es muß alſo jedenfalls 
zunächſt angenommen werden, daß er weder zur Zeit der Klag⸗ 
zuſtellung noch jetzt eine Einbuße an Erwerb, den er ohne den 
Unfall gehabt haben würde, erleidet, alſo für dieſe Zeit und für 
die nächſten Jahre eine Rente wegen Beeinträchtigung ſeiner 
Erwerbsfähigkeit nicht fordern kann, vielmehr inſoweit höchſtens 
eine Rente wegen Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe in Frage 
kommen könnte. Und für die Zeit, wo er in das erwerbs⸗ 
fähige Alter kommen wird, erſcheint es zum mindeſten zweifel⸗ 
haft, ob ſich jetzt bereits mit zureichender Sicherheit überſehen 
läßt, wie hoch der ihm dann durch die erlittene Verletzung er⸗ 
wachſende Erwerbsverluſt zu veranſchlagen ſei; es liegt in der 
Natur der Sache, daß dies nicht wohl beurteilt werden kann, 
ſolange der Beruf, den der Kläger dereinſt ergreifen wird, nicht 
feſtſteht. Fehlt es aber jetzt an den erforderlichen Unterlagen 
für die Bemeſſung des künftigen Erwerbsverluſtes, ſo kann eine 
Verurteilung zur Zahlung der zur Ausgleichung dieſes Schadens 
dienenden Rente zur Zeit nicht ausgeſprochen werden, der Kläger 
würde vielmehr inſoweit nur eine Feſtſtellung dahin verlangen 
können, daß der Beklagte ihm künftig den durch den Erwerbs⸗ 
verluſt erwachſenden Schaden zu erſetzen habe; während die Be⸗ 
ſtimmung, in welcher Weiſe und Höhe dieſer Schadenerſatz zu 
leiſten fein werde, erforderlichen Falles einem ſpäteren Prozeſſe 
vorbehalten bleiben müßte. B. c. H., U. v. 5. April 06, 
290/05 VI. — Cöln. 

22. SS 323, 767 ZPO. in Verb. mit 8 7 Abſ. 2 
Haftpfl. und Art. 1351 c. c. $ 323 ZPO. enthält eine 
neue materiell⸗ rechtliche Vorſchrift; keine rückwirkende Kraft.] 

Die beklagte Ehefrau F. war in erſter Ehe mit dem 
Kutſcher Joſef M. in Trier verheiratet. M. verunglückte 1896 
bei einer Wagenfahrt in Trier. Seine Frau und Erben klagten 
gegen die Stadtgemeinde T. auf Erſatz des ihnen durch den 
Tod ihres Mannes bezw. Vaters entſtandenen Schadens. Durch 
rechtskräftiges Urteil des LG. zu T. vom 19. Mai 1897 wurde 
die Stadtgemeinde T. verurteilt, der damaligen Witwe M. 
eine lebenslängliche Rente von 23,30 Mark monatlich im vor⸗ 
aus zu zahlen. Im Jahre 1901 hat die Witwe M. den 
Fabrikarbeiter F. geheiratet. Auf Grund der 88 323 und 
767 38PO., fowie des § 7 Abſ. 2 HaftpflG. vom 7. Juli 1871 
hat die Klägerin Klage erhoben und beantragt, feſtzuſtellen, daß 
fie nicht verpflichtet fei, an die Beklagte vom 1. Januar 1905 
die in dem Urteile des LG. Trier feſtgeſetzte Rente zu bezahlen, 
ſowie die Zwangsvollſtreckung aus dem Urteile für unzuläffig 
zu erklären. Die Klage ſtützt ſich auf die Behauptung, daß 
die Verpflichtung zur Fortzahlung der Rente ſchon allein in⸗ 
folge der Tatſache des Eheabſchluſſes, jedenfalls aber infolge 
der durch die Ehe herbeigeführten Anderung in den Vermögens⸗ 
verhältniſſen der Beklagten, d. h. einer Veränderung der Umftände 
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im Sinne 8 323 3P O., aufgehört habe. Der I. Richter erkannte 
nach dem Klageantrage. Der Berufungsrichter wies die Klage ab. 
Reviſion iſt zurückgewieſen: Durch das rechtskräftige Urteil des 
LG. zu T. vom 19. Mai 1897 iſt die gegenwärtige Klägerin 
verurteilt worden, der Beklagten Witwe M., — jetzigen Ehe⸗ 
frau Fl. — eine lebenslängliche Rente von monatlich 
23,30 Mark zu zahlen. Die Verurteilung der Klägerin zur 
Zahlung dieſer Rente iſt unbedingt auf die Lebenszeit der 
Witwe M. erfolgt und enthält keine Beſchränkung für den Fall 
der Wiederverheiratung. Deshalb hat das Berufungsgericht 
mit Recht angenommen, die gegenwärtige Klage müſſe nach den 
zur Zeit jenes Urteils für die Tragweite der materiellen Rechts⸗ 
kraft maßgebenden Grundſätzen des Art. 1351 c. c. und des 
8 293 ZPO. a. F. an der Rechtskraft jenes Urteils ſcheitern 
und hieran ſei auch durch den $ 323 ZPO. n. F. nichts 
geändert worden. Denn es handelt ſich nach wie vor um die 
Frage des Erſatzes eines einheitlichen unter der Herrſchaft des 
Code civil entſtandenen Schadens, der ſowohl ſeinem Ent⸗ 
ſtehungsgrunde als auch dem Gegenſtande nach mit dem in 
dem Vorprozeſſe geltend gemachten identiſch und in Anſehung 
der Dauer, für die Erſatz zu leiſten iſt, ſchon durch das rechts⸗ 
kräftige Urteil unbeſchränkt auf die Lebenszeit der Witwe M. 
feſtgeſtellt iſt. Der auf den Unterhaltsanſpruch bezügliche 
Art. 209 c. c. iſt als Ausnahmevorſchrift einer analogen Ans 
wendung auf den von dem Unterhaltsanſpruche ſeiner Natur 
nach verſchiedenen Anſpruch auf Schaden serſatz, der nach 
richterlichem Ermeſſen ſowohl in Form eines Kapitals als auch 
einer Rente zuerkannt werden kann, nicht fähig. Dem § 323 
3PO. n. F. aber, als einer Vorſchrift von materiell⸗ rechtlicher 
Natur, hat das Berufungsgericht zutreffend rückwirkende Kraft 
verſagt. Zwar iſt in der Rechtslehre die Meinung vertreten, 
der erſte Abſatz des S 323 ZPO. ſetze für die dort bezeichneten 
Urteile überhaupt keinerlei Beſonderheiten feſt, er hebe vielmehr 
nur hervor, daß auch auf dieſe Urteile die allgemeinen Rechts⸗ 
kraftgrundſätze Anwendung zu finden hätten; der Inhalt der 
beiden erſten Abſätze des 8323 ZPO. n. F. ſei unter der Herr⸗ 
ſchaft der ZPO. geltendes Recht, auch wenn ſie nicht daſtänden. 
Vgl. Schwartz, Billigkeitsurteil des 8829 BGB. S. 79 
und 89. Dieſer Anſicht iſt aber nicht beizutreten. Vielmehr 
ſtellt ſich der 8 323 ZPO. als eine neue materiell rechtliche 
Vorſchrift dar, die im Unterſchiede von $ 767 ZPO. beiden 
Parteien für den Fall einer Verurteilung zu künftig fällig 
werdenden wiederkehrenden Leiſtungen aus Billigkeitsrückſichten 
das Recht gewährt, im Wege der Klage eine Anderung des 
Urteils zu verlangen; wenn die hierin ſeſtgeſtellten Grundlagen 
für die Verurteilung zur Entrichtung der Leiſtungen, ihrer Höhe 
oder ihrer Dauer nachträglich eine weſentliche Anderung er⸗ 
fahren. Die materiell⸗rechtliche Natur des 8 323 erhellt ſchon 
daraus, daß die Beſtimmung ſich zunächſt im erſten Entwurf 
des BGB. und zwar im 8 724 Abſ. 6 (Entſchädigung durch 
Rente wegen Tötung des Unterhaltsverpflichteten) und im 
5 1493 (familienrechtliche Unterhaltspflicht) fand und die 
Kommiſſion für die zweite Leſung Aufnahme der Vorſchrift in 
die ZPO. als Ergänzung des § 293 a. F. beſchloß. Als 
materiell⸗ rechtliche Vorſchrift hat aber der $ 323 mangels einer 
ausdrücklichen dahingehenden Vorſchrift keine rückwirkende Kraft 
auf einen unter der Herrſchaft des Code civil aus unerlaubter 
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Handlung entſtandenen Schadenserſatzanſpruch, über den be⸗ 
reits vor dem 1. Januar 1900 rechtskräftig entſchieden worden 
iſt. T. c. F., U. v. 30. März 06, 497/5 II. — Cöln. 

23. 5 323 ZPO. Zeitliche Unbegrenztheit der Schaden⸗ 
erſatzpflicht bei zunehmendem Alter ?] 

Das dem Kläger eine lebenslängliche Rente von 
240 Mark für das Vierteljahr zuſprechende erſtinſtanzliche Ur⸗ 
teil iſt nach beiden Vorentſcheidungen dahin zu verſtehen, daß 
dem Kläger dieſe Rente bis zum etwaigen Eintritt einer weſent⸗ 
lichen Anderung im Sinne des $ 323 ZPO. zugeſprochen fein 
ſoll. Die zeitliche Unbegrenztheit des Urteils in dieſem Sinne 
zeigt keinen Rechtsverſtoß, insbeſondere keinen Widerſpruch mit 
den Grundſätzen, welche vom RG. (RGZ. 7, 52; 16 S. 83/84; 
17, 51; JW. 1905 S. 143, 152, 283, 493) ausgeſprochen 
ſind. Denn das linke Bein des Klägers war ſchon vor dem 
Unfall ſteif, ſein Erwerb hatte nicht auf Betätigung körperlicher 
Kraft und Gewandheit beruht, es fehlte jeder ſichere Anhalt 
dafür, daß dieſer Erwerb mit zunehmendem Alter ſich mindern 


müſſe. Da hiernach die zeitliche Unbegrenztheit des Urteils be⸗ 


denkenfrei iſt, kann der Angriff der Beklagten gegen Art und 
Höhe der auferlegten Sicherheitsleiſtung keinen Erfolg haben. 
Straßenbahn M. c. W., U. v. 3. April 06, 450/05 III. — Colmar. 
24. 5565 Abſ. 2 ZPO. Bindung des OLG. und Reichs⸗ 
gerichts, welches letztere eine Anſchlußreviſion zurückgewieſen, 
hinſichtlich der Reviſion aber aus Prozeßgründen aufgehoben 
hatte 7 | 
Durch das reichsgerichtliche Urteil vom 9. Mai 1904 wurde 
die Anſchlußreviſion des Klägers zurückgewieſen und auf die 
Reviſion der Beklagten das frühere Berufungsurteil inſoweit 
aufgehoben, als ſich die ihm enthaltene Entſcheidung auf die 
Klage des Mannes bezog. Die in dieſem Umfange angeordnete 
anderweite Verhandlung hat nunmehr vor dem II. 3S. des 
OLG. ſtattgefunden. Hierbei ſtellten die Parteien folgende Anträge. 
Die Beklagte und Berufungsklägerin: „unter entſprechender Auf⸗ 
hebung des landgerichtlichen Urteils vom 3. März 1903 die 
Klage abzuweiſen“; der Kläger und Berufungsbeklagte: „den 
von der Berufungsklägerin gegen das (exfte) Urteil des LG. 
vom 3. März 1903 geſtellten Berufungsantrag abzuweiſen und 
der Berufsklägerin die Koſten aufzuerlegen“. Das OLG. hat 
darauf abweichend von dieſen Anträgen dahin erkannt: „Unter 
Aufhebung des vom LG. Hamburg, Zivilkammer 8 am 3. März 
1903 verkündeten Urteils, ſoweit dasſebe auf die Klage die 
Ehe der Parteien ſcheidet, und die Beklagte für ſchuldig an der 
Scheidung erklärt, wird die Klage in der Sache ſelbſt für 
erledigt erklärt“. Das RG. hob auf Reviſion des Klägers auf: 
Das angefochtene Urteil konnte nicht aufrecht erhalten werden. 
Das OLG. hält unter Verweiſung auf die neuere Recht⸗ 
ſprechung des IV. ZS. des RG. (RG. 58, S. 307 bis 320) 
eine ſachliche Entſcheidung über die Klage nicht mehr für zu⸗ 
läſſig. Nachdem durch Zurückweiſung der Anſchlußreviſion des 
Klägers die in dem früheren Berufungsurteil ausgeſprochene 
Scheidung rechtskräftig geworden ſei, könne dem Klageantrage 
weder in dem Sinne ſtattgegeben werden, daß eine nochmalige 
eigentliche Eheſcheidung erfolge, noch auch ſei es angängig, 
über ihn in der Bedeutung eines Ausſpruchs über die Mitſchuld 
der Frau zu erkennen. Das reichsgerichtliche Urteil vom 9. Mai 
1904 gehe zwar von der entgegengeſetzten Auffaſſung aus. 
46 
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Dieſe ſtehe indeſſen mit der erwähnten ſpäteren Rechtſprechung 
desſelben reichsgerichtlichen Senats im Widerſpruch. Sie binde 
das Berufungsgericht nicht, weil ſie der Aufhebung des 
Berufungsurteils nicht zugrunde liege, vielmehr lediglich für 
die Beſtätigung der zur Widerklage erlaſſenen Entſcheidung 
maßgebend geweſen ſei. Die Reviſion rügt mit Recht, daß 
8 565 Abi. 2 ZPO. durch Nichtbefolgung verletzt ſei. Soweit 
das Urteil des RG. vom 9. Mai 1904 zum Teil eine Auf⸗ 
hebung des früheren Berufungsurteils enthielt, bildete den 
Grund der Aufhebung zunächſt zwar eine Reihe von Prozeß⸗ 
verſtößen, die bei der Entſcheidung zur Klage von Bedeutung 
waren. Es lag jedoch keiner der Fälle vor, in denen gemäß 
§ 565 Abſ. 3 Nr. 1 und 2 das RG. eine andere Entſcheidung 
in der Sache ſelbſt hätte erlaſſen können. Die Aufhebung hing 
deshalb von der weiteren rechtlichen Erwägung ab, ob in den 
Punkten der Beanſtandung für die endgültige Erledigung des 
Rechtsſtreits eine nochmalige Prüfung und Entſcheidung des 
Richters der Tatfrage für erforderlich zu halten war. Wurde 
die Frage bejaht, ſo kam es zur Aufhebung, wurde ſie verneint, 
ſo hätte beim Ausſcheiden der Möglichkeit, anderweit in der 
Sache ſelbſt zu erkennen, das Berufungsurteil gemäß § 563 
ZPO. im vollen Umfamge aufrechterhalten werden müſſen. 
Nun hat das RG. bei der damaligen Reviſionsentſcheidung es 
in der Tat für notwendig und darum auch für zuläſſig gehalten, 
daß unter Vermeidung der früheren Verſtöße gegen Prozeß⸗ 
vorſchriften über die Klage von neuem ſachlich verhandelt und 
entſchieden werde. Dieſe Annahme bildete einen Teil der 
rechtlichen Beurteilung, die — mochte ſie auch für die Zurück⸗ 
weiſung der klägeriſchen Anſchlußreviſion cine Bedeutung 
haben — in erſter Linie doch gerade der Aufhebung des 
Berufungsurteils zugrunde gelegt iſt. An dieſe Rechtsauf⸗ 
faſſung war der Berufungsrichter gebunden und das RG. ſelbſt 
darf von ihr jetzt ebenſowenig abweichen. Weder war es alſo 
mit 8565 Abſ. 2 a. a. O. vereinbar, daß das OLG. das 
landgerichtliche Urteil aufhob und die Klage für erledigt 
erklärte, auf dieſe Weiſe alſo den klägeriſchen auf eine Aufrecht⸗ 
erhaltung der landgerichtlichen Entſcheidung gerichteten Antrag 
zurückwies, noch auch entſprach der vom Kläger in der letzten 
mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgerichte geſtellte 
Antrag: den von der Berufungsklägerin geſtellten Berufungs⸗ 
antrag abzuweiſen, nämlich ohne erneute Sachprüfung es zur 
Klage bei der Scheidung zu belaſſen, der Sach⸗ und Prozeßlage. 
Der Berufungsrichter war vielmehr gemäß § 565 Abſ. 2 gehalten, 
zur Klage eine nochmalige Sachprüfung vorzunehmen und je 
nach ihrem Ergebnis entweder die von der Beklagten eingelegte 
Berufung inſoweit zurückzuweiſen, die bereits ausgeſprochene 
Scheidung aus Mitverſchulden der Beklagten alſo zu beſtätigen 
oder in dieſer Beziehung der Berufung gleichfalls ſtattzugeben 
und unter Abänderung des landgerichtlichen Urteils die Klage 
abzuweiſen. Da das bisher nicht geſchehen iſt, mußte unter 
Aufhebung des Berufungsurteils die Sache in die Inſtanz und 
zwar an denſelben II. ZS. des OLG. zurückverwieſen werden. 
S. c. S., U. v. 9. April 06, 572/05. IV — Hamburg. 
Handelsgeſetzbuch 
25. 88 189 Abſ. 4, 281 Abſ. 1 S. 1 HGB. Leidet 
der Zeichnungsſchein über Aktien, den ein zur Vertretung einer 
offenen Handelsgeſellſchaft nicht allein befugter Geſellſchafter aus⸗ 
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geſtellt hat, an einer unheilbaren Nichtigkeit? Genehmigung 
ſeitens der übrigen Geſellſchaſter.] 

Nach dem Handelsregiſter iſt die Vertretungsbefugnis bei 
der aus drei Perſonen beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft 
V. u. Co. ſo geordnet, daß jedesmal mindeſtens zwei Geſell⸗ 
ſchafter zuſammen handeln müſſen. Der Zeichnungsſchein aber 
iſt nur von dem Geſellſchafter Wilhelm V. unterzeichnet worden. 
Hieraus leitet das OLG. Nichtigkeit des Zeichnungsſcheines ab, 
und zwar eine unheilbare Nichtigkeit, da die ſchriftliche Form 
nach $ 281 Abſ. 1 Satz 1 HGB. weſentlich fei, und da dieſer 
Mangel nicht zu denen gehöre, die nach 8 189 Abſ. 4 durch 
die dort bezeichneten Rechtshandlungen geheilt werden könnten. 
In der Teilnahme der drei Geſellſchafter an der General⸗ 
verſammlung vom 22. Oktober 1900 könne auch nicht etwa 
eine Beſtätigung des nichtigen Rechtsgeſchäfts gefunden werden, 
denn ein nichtiges Rechtsgeſchäft erlange nur dadurch rechtliche 
Wirkſamkeit, daß es erneut unter Beobachtung der geſetzlichen 
Vorſchriften vorgenommen werde: Dieſe Ausführungen ſind zu 
beanſtanden. Wie der Text ergibt, iſt der Zeichnungsſchein von 
Wilhelm V. nicht im eigenen Namen, ſondern in Vertretung 
der Firma V. u. Co. gezeichnet worden. Fehlte es — wie 
feſtſteht — Wilhelm V. an der nötigen Vertretungsmacht, 
konnte er allein durch ſeine Unterſchrift die Geſellſchaft nicht 
verpflichten, ſo iſt dies kein Mangel, der eine unheilbare Nichtig⸗ 
keit des Zeichnungsſcheines bewirkt. An ſich iſt die geſetzliche 
Form (8 281 Abſ. 1 Satz 1 HGB.) beobachtet nur von 
einem nicht legitimierten Vertreter. Nach 8 177 Abſ. 1 BGB. 
hängt, wenn jemand ohne Vertretungsmacht im Namen eines 
andern einen Vertrag abſchließt, die Wirkſamkeit des Vertrages 
von der Genehmigung des anderen ab. Dieſe Genehmigung be⸗ 
darf nach §8 182 Abſ. 2 BGB. nicht der für das Rechts⸗ 
geſchäft ſelbſt beſtimmten Form und wirkt nach 8 184 Abſ. 1 
auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurück. 
In Anwendung dieſer vom Berufungsgerichte verkannten Rechts⸗ 
ſätze hat das RG. bereits in der Sache Bs. I. 42/01 (JW. 
1901 S. 518 Nr 9) eine Wechſelunterſchrift, die von einem 
Kollektivvertreter einer Geſellſchaft mbH. abgegeben und deshalb 
an ſich unwirkſam war, deswegen als hinterher gültig und 
wirkſam geworden anerkannt, weil die Geſellſchaft mit den 
Unterſchriften beider Vertreter dem Wechſelgläubiger nachher 
geſchrieben hatte, „die Papiere gingen in Ordnung.“ Vom 
Zeichnungsſcheine kann in dieſen Punkten nichts anderes gellen 


wie vom Wechſel. Eine Genehmigung der Zeichnung durd die 


offene Handelsgeſellſchaft aber iſt unbedenklich in der feſtſtehenden 
Tatſache zu erblicken, daß alle drei Teilhaber an der General⸗ 
verſammlung vom 22. Oktober 1900 auf Grund der gezeichneten 
7 Aktien teilgenommen und mitgeftimmt haben. AG. G. c. H. 
und Gen., U. v. 24. März 06, 477/05 I. — Hamm. 

Konkurs ordnung. | 

26. 88 88, 134, 137. UÜberwachungspflicht des Gläubiger: 
ausſchuſſes.!] | 

Ein Konkursverwalter hatte der Maſſe 20 000 Mark unter⸗ 
ſchlagen, ſein Nachfolger nahm die Mitglieder des Gläubiger⸗ 
ausſchuſſes deswegen in Anſpruch. Das LG. wies ab, das 
KG. verurteilte, die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen: 
Die Reviſion hat nicht verſucht, den gegen die Beklagten erhobenen 
Vorwurf, ihre Pflichten als Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes 
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35. Jahrgang. 
vernachläſſigt zu haben, überhaupt abzuwehren, ſie meint aus 
der Beſtimmung im $ 88 Abſ. 2 KO., wonach der Gläubiger⸗ 
ausſchuß verpflichtet iſt, die Unterſuchung der Kaſſe des Ver⸗ 
walters wenigſtens einmal in jedem Monat durch ein Mit⸗ 
glied vornehmen zu laſſen, die Folgerung ableiten zu dürfen, 
daß eine Kaſſenprüfung keinesfalls früher als am letzten Tage 
einer von der Beſtellung des Ausſchuſſes an zu berechnenden 
einmonatigen Friſt erfolgen müſſe. Der Zeitpunkt, wann der 
Ausſchuß als ſolcher zuerſt eine Kaſſenreviſion veranlaſſen 
muß, wird durch jene Vorſchrift nicht beſtimmt, und ganz un⸗ 
haltbar iſt die Meinung, daß durch ſie den einzelnen Mitgliedern 
des Ausſchuſſes nachgelaſſen ſei, die Erfüllung ihrer Pflicht, die 
Geſchäftsführung des Verwalters zu überwachen, in der Weiſe 
hinauszuſchieben, daß mit den erſten Akten der Überwachung 
bis zum Ablauf eines Monats nach der Beſtellung des Aus⸗ 
ſchuſſes gewartet werden dürfte. Der Vorinſtanz iſt auch bei⸗ 
zuſtimmen, wenn ſie angenommen hat, der Regel nach müſſe, 
wenn der zunächſt vom Gerichte ernannte Konkursverwalter von 
der erſten Gläubigerverſammlung beſtätigt worden iſt, der in 
dieſer gewählte Gläubigerausſchuß ſich gleich bei Beginn ſeiner 
Funktion durch eigene Nachprüfung davon überzeugen, wie der 
Verwalter in der Zeit bis zur erſten Gläubigerverſammlung die 
Geſchäfte beſorgt hat, um ſich eine auf eigener Wahrnehmung 
beruhende Unterlage für die weiteren Entſchließungen zu ver⸗ 
ſchaffen. Hierzu hatten auch die Beklagten im vorliegenden 
Falle Anlaß, da, wie von der Vorinſtanz feſtgeſtellt iſt, der 
beauftragte Verwalter ſchon von der Gläubigerverſammlung 
vom 3. September 1901 durch Einziehungen von Außenſtänden und 
Fortführung des Geſchäfts des Gemeinſchuldners mehr als 
2000 Mark eingenommen hatte, und die in ſeine Hände gelangten 
Gelder nach dem Beſchluſſe der Gläubigerverſammlung bei der 
Deutſchen Bank hinterlegt und ſo der einſeitigen Verfügung des 
Verwalters entzogen werden ſollten. (KO. § 137.) Zutreffend 
erſcheint aber auch die weitere Annahme des Berufungsgerichts, 
daß die Beklagten, als ihre Zuſtimmung zum Verkaufe des 
Geſchäfts im ganzen vom Verwalter eingeholt wurde (KO. 
5134 Ziff. 1), Vorkehrung dahin hätten treffen müſſen, daß 
der von dem Erwerber zu zahlende Preis auch wirklich ſofort 
der Deutſchen Bank zugeſührt und dadurch geſichert wurde. 
Es handelte ſich dabei um eine ſehr namhafte Summe, die den 
Hauptbeſtandteil der ganzen Konkursmaſſe bildete; die Beklagten 
aber halten zu der Zeit, als der Verkauf ſtattfinden ſollte und 
ſie die Genehmigung dazu erteilten, nuch keinerlei Maßnahme 
getroffen, die ihnen ein eigenes Urteil über die Geſchäftsführung 
des Verwalters ermöglicht hätte, und es war ohne jede Schwierig⸗ 
keit ausführbar, die Einzahlung der Kaufſumme bei der Deutſchen 
Bank ſicherzuſtellen, mochte zu dieſem Zwecke der Erwerber 
Kaufmann verpflichtet werden, die geſchuldete Summe direkt für 
Rechnung der Konkursmaſſe bei der Bank einzuzahlen, oder 
bedungen werden, daß er nur gemeinſchaftlich an dem Konkurs⸗ 
verwalter und ein Mitglied des Ausſchuſſes — das dann die 
Ablieferung des Geldes an die Bank zu überwachen hatte — 
zahlen dürfe. G. u. Gen., B's. Konk., U. v. 2. April 06, 
283/05 VI. — Berlin. 

Patentrecht. 

27. Vernichtung eines Patentes, die Herſtellung von 
Tonnen betreffend, wenn das Verfahren auf Herſtellung von 
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anderen Blechgefäßen ohne beſondere Schwierigkeiten offenkundig 
benutzt war.] 

Die Beklagte ift Inhaberin des Patents 127 812 auf 
„Verfahren und Vorrichtung zur Herſtellung von Tonnen aus 
Metallblech“. Die Klägerin beantragt deſſen Vernichtung, 
weil ſein Gegenſtand nicht neu, das Verfahren ſeit längerer 
Zeit offenkundig benutzt ſei. Im Laufe des Verfahrens iſt 
nach erhobenem Beweiſe unſtreitig geworden, daß Gefäße mit 
Boden nach dem dargeſtellten Bauchverfahren vor dem Patent 
offenkundig hergeſtellt ſind. In bezug auf die Herſtellung von 
Tonnen ift dies ſtreitig geblieben. Das Kaiſerliche Pat A. 
ſtellt auf Grund der Ausſage des Zeugen B. feſt, daß das 
patentierte Verfahren, Anſpruch 1, vor der Anmeldung des 
Patents zur Herſtellung von dünnen Blechgefäßen 
mit Boden offenkundig vorbenutzt worden iſt. Darüber 
ſtreiten die Parteien jetzt auch nicht mehr. Streit beſteht nur 
noch darüber, ob das mit dem des Patentanſpruchs 1 offen⸗ 
ſichtlich identiſche Verfahren offenkundig auch zur Her⸗ 
ſtellung von Tonnen vor der Anwendung des Patents benutzt 
worden iſt, und ob in der Anwendung dieſes Verfahrens zur 
Herſtellung von Tonnen (Fäſſern) eine Erfindung zu erblicken 
iſt. Das Pat A. wies die Klage ab, das RG. vernichtete das 
Patent: Darin kann dem Pat. nicht beigetreten werden, daß 
in der Übertragung des bekannten Verfahrens auf die Her⸗ 
ſtellung von Tonnen und Fäſſern eine Erfindung enthalten iſt. 
Das Kaiſerliche Pat A. macht für die Erfindungsnatur dieſer 
Übertragung geltend, aus dem Gelingen des Verfahrens zur 
Herſtellung von kleinen Blechgefäßen habe nicht ohne weiteres 
auf das Gelingen des Verfahrens zur Herſtellung von Tonnen 
geſchloſſen werden können und die Übertragung des Verfahrens 
auf dieſen Fall bedeute einen weſentlichen techniſchen Vorteil. 
Aber beides genügt nicht, um der Übertragung des für einen 
Fall bekannten Verfahrens auf einen ganz ähnlichen, ver⸗ 
wandten Fall den Charakter der Erfindung zu verleihen. Das 
RG. iſt in ſtändiger Praxis davon ausgegangen, daß in 
ſolcher Übertragung eine Erfindung enthalten fein könne, wenn 
dabei gewiſſe Schwierigkeiten zu überwinden, und zur Tiber- 
windung dieſer Schwierigkeiten eine Erfindung erforder⸗ 
lich, und in der Art, wie ſie überwunden, ein Erfindungs⸗ 
gedanke enthalten iſt. Davon ſagt die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung nichts, und auch die Beklagte hat in dieſer Richtung 
nichts vorgebracht. Die Schwierigkeiten können in der Be⸗ 
ſchaffenheit des für Tonnen und Fäſſer erforderlichen ſtärkeren 
Metalls, deſſen Biegung, Verarbeitung und Geſtaltung be⸗ 
ſtanden haben. Die Annahme ſcheint ſehr nahe zu liegen, daß 
ſolche Schwierigkeit, die das Material bot, durch Mittel zu be⸗ 
ſeitigen, die dem Fachmann nicht unbekannt. Es mag er⸗ 
forderlich geweſen ſein, die Stoßfugen des Zylinders 
nicht zu falzen, ſondern nur an den Enden feſt zu legen, 
die Veränderung des Durchmeſſers zu verhindern und die Ver⸗ 
kürzung und Verlängerung des Mantels zu ermöglichen. Vor⸗ 
richtungen zu dieſem Zweck enthält die Patentſchrift und der 
Anſpruch 1 weiſt darauf hin. Aber die Patentſchrift ſelbſt be⸗ 
merkt Seite 1 Spalte 1 Abſatz 4, daß der Blechſtoß (Stoß⸗ 
fuge) an der Mantelſeite geſchloſſen (d. h. gefalzt) werden 
könne, aber auch offen bleiben könne. Letzteres be⸗ 


zeichnet die Patentſchrift an derſelben Stelle als dem Ver⸗ 
46* 


3 — 


364 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


fahren eigentümlich. Aber weſentlicher Beſtandteil des 
Verfahrens iſt dieſe Eigentümlichkeit nicht, da ſie nach der 
Meinung des Erfinders ebenſogut fehlen kann, 
nämlich wenn die Stoßfugen geſchloſſen werden, was der Er⸗ 
finder ausdrücklich zuläßt. Beſondere Mittel, die Schwierig⸗ 
keiten zu überwinden, die die Stärke des Metalls bot oder ge⸗ 
boten haben kann, gibt die Patentſchrift nicht an. Sie er⸗ 
wähnt ſolcher Schwierigkeiten nicht einmal und läßt anderes, 
als was ſie über das, wie jetzt feſtſteht, bekannte Verfahren 
angibt, als Erfindungsgedanken nicht erkennen. Dazu tritt 
folgendes: Der Gedanke, das ſog. Drückverfahren, daß die 
Beklagte von dem Walzverfahren unterſchieden wiſſen will, das 
aber ein demſelben techniſch analoges Verfahren iſt, auf Blech⸗ 
gefäße von leichtem Metall und auch auf große metalliſche 
Fäſſer anzuwenden, iſt durch den unſtreitig ſchon 1897 ver⸗ 
öffentlichten Blißſchen Katalog bekannt gegeben. In der heute 
zwiſchen den Parteien verhandelten Streitſache betreffend das 
Patent 107 129 vom 19. Mai 1898 iſt ſodann feſtgeſtellt, daß 
ſchon zur Zeit der Anmeldung dieſes Patents unſtreitig ein 
Verfahren nicht mehr als neu galt, durch das Tonnen aus 
zu Zylindern zuſammengerolltem Blech ſo hergeſtellt wurden, 
daß der Blechmantel über eine rotierende Walze von der Form 
des herzuſtellenden Tonnenmantels (Faſſonwalze, Grundwalze) 
geſchoben und durch äußere Arbeitswalzen unter Druck in die 
Form der Tonne gewalzt wurde. Bei dieſer Sachlage fehlt 
es an jedem Grunde dafür, in der Übertragung des in der 
Patentſchrift beſchriebenen und im Anſpruch 1 charakteriſierten 
Verfahrens, das für Herſtellung von kleineren und dünnen 
Blechgefäßen bekannt war, auf die Herſtellung von Tonnen aus 
ſtärkerem Metallblech eine Erfindung zu erblicken. Dann iſt 
aber auch der Anſpruch 2, der nichts als eine kinematiſche 
Umkehrung des Anſpruchs 1 darſtellt, keine Erfindung. Solche 
Umkehrung ſieht ſchon das Patent 107 129 für fein bekanntes 
Verfahren vor. B. c. S., U. v. 31. März 1906, 474/05 I. 

Geſetz betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1892 / 20. Mai 1898. 

28. 88 5, 19, 55 bis 57. Vereinbarung der Aufrechnung 
bei Erhöhung des Stammkapitals und deren Nichtaufnahme im 
Kapitalerhöhungsbeſchluß.] 

Eine Geſellſchaft mbH. beſchloß eine Erhöhung ihres 
Stammkapitals von 200 000 Mark auf 300 000 Mark, wobei 
Beklagter von dem erhöhten Kapitale 3 000 Mark Stamm⸗ 
einlage übernahm. Bezüglich der ſofort einzubezahlenden 
25 Prozent (gleich 750 Mark) erklärt ſich die Geſellſchaft be⸗ 
friedigt. Die Einzahlung des Reſtes verweigerte der Beklagte, 
weshalb die Geſellſchaft das Verfahren nach S 21 GmbHG. 
einleitete und ſeinen Geſchäſtsanteil verſteigerte. Der Erlös 
deckte nicht einmal die Verſteigerungskoſten. Die Geſellſchaft 
geriet in Konkurs und der Konkursverwalter klagte gegen 
wegen Zahlung des Reſtbetrages. Der Beklagte machte geltend, 
daß er die Beteiligung mit 3 000 Mark Stammeinlage nur 
unter der ausdrücklich erklärten Bedingung übernommen habe, 
daß dieſer Betrag mit ſeiner Forderung gegen die Geſellſchaft 
für eine gelieferte Eismaſchine im Betrage von 18 000 Mark 
aufgerechnet werde, womit die Vertreter der Geſellſchaft ein⸗ 
verſtanden geweſen ſeien. Das LG. verurteilte, das OLG. wies 
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die Klage ab, das RG. hob auf: Das OLG. geht von einer 
grundſätzlich unzutreffenden Auffaſſung aus, wenn es annimmt, 
daß das Geſetz die Zuläſſigkeit der Aufrechnung bei der Er⸗ 
höhung des Stammkapitals anders behandle als bei der 
Gründung, und daß es das Prinzip der Varität des Stamm⸗ 
kapitals der Aufrechnung gegenüber zwar bei der letzteren durch⸗ 
führe, nicht aber bei der erſteren. Für dieſe Auffaſſung bieten 
weder die in Betracht kommenden geſetzlichen Beſtimmungen 
noch die Materialien des Geſetzes einen Anhalt. Die Vor⸗ 
ſchriften der 88 55 bis 57 laſſen vielmehr klar erkennen, daß 
die Beſtimmungen, welche in den 88 5, 19 ff. für die urſprüng⸗ 
liche Stammeinlage getroffen ſind, auch auf die erhöhte Stamm⸗ 
einlage anzuwenden ſind. Wenn ſodann anſtatt einer Wieder⸗ 
bolung der in 8 19 Abſ. 3 bezüglich der Stammeinlage ges 
gebene Vorſchrift in 8 56 Abſ. 2 die Beſtimmung des 8 19 
Abſ 3 für entſprechend anwendbar erklärt iſt, ſo ſollte hiermit 
keineswegs ausgeſprochen werden, daß — argumento o con- 
trari — die Anwendung der Vorſchriften des § 19 Abſ. 1 
und § 19 Abſ. 2 ausgeſchloſſen ſei. Die Vorſchrift des § 56 
hat die Bedeutung, klarzuſtellen, daß „diejenigen Feſtſetzungen, 
welche hinſichtlich des urſprünglichen Kapitals gegebenen Falles 
im Geſellſchaftsvertrag enthalten fein müſſen (8 5 Abf. 3), hier 
in dem Beſchluß über die Erhöhung des Stammkapitals zu⸗ 
treffen und in die Urkunde, in welcher die Übernahme der bes 
treffenden Stammeinlage erklärt wird, aufzunehmen ſind. 
Enthält der Beſchluß oder die Übernahmeertlärung keine der⸗ 
artige Feſtſetzung, fo findet die Beſtimmung des $ 19 Abſ. 3 
über die Unwirkſamkeit von Leiſtungen, welche nicht in Geld 
beſtehen, entſprechende Anwendung.“ (Vgl. Motive zu 88 56 
bis 58 des Entwurfs.) Die Anwendung iſt hier, nicht wie 
die der Abſ. 1 und 2 des § 19, eine direkte, ſondern nur eine 
entſprechende deshalb, weil $ 19 Abſ. 3 auf die Beſtimmung 
des § 5 Abſ. 4 verweiſt, und dieſe ſich nur auf das urſprüng⸗ 
liche Stammkapital bezieht und vom Geſellſchaftsvertrag ſpricht. 
Die Aufrechnung kann auch nicht unter dem Geſichtspunkt für 
zuläſſig erachtet werden, daß ſie vertragsmäßig vereinbart ſei. 
Eine ſolche von der Eintragung des Beſchluſſes über die 
Kapitalserhöhung getroffene Vereinbarung erſcheint als Be⸗ 
ſtimmung „einer Leiſtung auf die Stammeinlage, die nicht in 
Geld beſteht.“ (Vgl. RGZ. 42, 4; Förtſch, Kommentar 
zum Geſetz betr. die Geſellſchaft mbH. § 56 Anm. 2; Staub, 
Kommentar zu dem genannten Geſetz 8 56 Anm. 2.) Sie 
bedarf daher zu ihrer Gültigkeit der Aufnahme im Kapitals⸗ 
erhöhungsbeſchluſſe ſelbſt und in der Maßgabe des 8 55 Abſ. 1 
abzugebenden Erklärung. (Vgl. § 56 Abſ. 1 und 2, 8 19 
Abſ. 3 des Geſetzes.) Für das Aktienrecht beſteht eine gleiche 
Beſtimmung hinſichtlich der Sacheinlagen bei Erhöhung des 
Aktienkapitals nicht. Dort wird ſie in gewiſſem Umfange 
erſetzt durch die für die ſog. Nachgründung beſtehenden Kautelen 
(vgl. 85 207, 208 HGB.) Bei der Geſellſchaft mbH. wurde 
es jedoch gerade wegen des Fehlens von beſonderen Vorſchriften 
für die Nachgründung für notwendig erachtet, „das erhöhte 
Stammkapital in anderer Weiſe gegen eine Schmälerung durch 
ungerechtfertigte Leiſtung von Erfüllungsſurrogaten“ ficherzuftellen. 
(Vgl. Motive zu 88 56 bis 58 des Entwurfs. Pariſius⸗ 
Crüger, Kommentar zum Geſetz betr. die Geſellſchaften mbh. 
8 56.) Konk. R. c. J., U. v. 24. Februar 06, 369/05 I. — Hamm. 
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20. 5 8 WettbewG. verb. mit $ 17 HGB. Allgemeine 
Faſſung der Verurteilung. Einfluß der Verurteilung auf den 
Gebrauch einer eingetragenen Firma.] 

Die Klägerin, welche ihren Sitz zu Mülheim⸗Speldorf 
hat, iſt unter der Firma „Speldorfer Thonwerke, GmbH. zu 
Mülheim⸗Speldorf“ in das Handelsregiſter des AG. zu Mül⸗ 
heim (Ruhr) eingetragen. Im April 1904 wurde die beklagte 
Firma mit dem Sitze zu Duisburg gegründet, die aus der 
früher mit der klägeriſchen Firma konkurrierenden, aber in Kon⸗ 
kurs geratenen Firma „Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Tonwerke GmbH.“ 
hervorgegangen war. Dieſelbe wurde unter der Bezeichnung 
„Mülheim⸗Speldorfer Tonwerke GmbH. zu Duisburg“ in das 
Handelsregiſter des AG. zu Duis burg eingetragen. Die Fabriken 
beider Firmen liegen in Mülheim⸗Speldorf. Im Oktober 1904 
erhob die Klägerin Klage, deren Antrag dahin ging, die Be⸗ 
klagte zu verurteilen, die Benutzung der Firma „Mülheim⸗ 
Speldorfer Thonwerke, GmbH. zu Duisburg“ zu unterlaſſen; 
Beklagte wurde verurteilt, Berufung und Reviſion wurden zurück⸗ 
gewieſen: Es erſcheint auch als durch die feſtgeſtellten Tatſachen 
gerechtfertigt, daß das Berufungsgericht der Beklagten die Benutzung 
der von ihr ſeither geführten Firma allgemein unterſagt hat. 
Zwar iſt in 8 8 WettbewG. nur ein „Anſpruch auf Unter: 
laſſung der mißbräuchlichen Art der Benutzung“ erwähnt. Im 
vorliegenden Falle hat aber das Berufungsgericht feſtgeſtellt, 
daß jede Art der Benutzung der Firma der Beklagten eine 
mißbräuchliche iſt; denn es hat die klägeriſche Behauptung für be⸗ 
wieſen erachtet, daß die Beklagte die ſtreitige Firma lediglich 
deshalb gewählt habe, um Verwechſelungen mit derjenigen der 
Klägerin hervorzurufen. Hierdurch iſt aber zugleich allgemein 
ſeſtgeſtellt, daß die ganze ſeitherige Benutzung der fraglichen 
Firma ſeitens der Beklagten zu dem erwähnten mißbräuchlichen 
Zwecke erfolgt iſt und daß auch die geſamte Benutzung der⸗ 
ſelben in Zukunft dem nämlichen mißbräuchlichen Zwecke dienen 
würde. Durch dieſe und die weiter von dem Berufungs⸗ 
gerichte getroffene Feſtſtellung einer bezüglich jeder Art der 
Benutzung dieſer Firma gegebenen objektiven Verwechſelungs⸗ 
gefahr wird aber die Annahme begründet, daß die geſamte 
Benutzung der Firma der Beklagten in der Vergangenheit eine 
mißbräuchliche im Sinne des 8 8 WettbewG. war und es im 
Falle der Fortdauer auch in Zukunft ſein würde. Hiernach 
ſteht der fraglichen allgemeinen Faſſung des der Be⸗ 
klagten gegenüber erlaſſenen Verbots zunächſt ein etwa aus 
§ 8 WettbewG. hergeleitetes Bedenken nicht entgegen. Ebenſo 
widerſpricht dieſes allgemeine Verbot der Benutzung einer zur 
Zeit noch im Handelsregiſter eingetragenen Firma 
nicht den in Geltung befindlichen Grundſätzen über das Firmen⸗ 
recht (88 17 ff. HGB.); denn wie der erkennende Senat be⸗ 
reits in feinem Urteile vom 5. März 1901 II. 359/00 im An⸗ 
ſchluß an die Motive zu 8 8 WettbewG. ausgeſprochen hat, 
ſollte durch dieſe Vorſchrift der durch das HGB. gewährte 
Firmenſchutz, der nach der Entwicklung des Handelsverkehrs 
nicht mehr für genügend erachtet worden war, erweitert und 
unter den in 5 8 gegebenen Vorausſetzungen ein Schutz gegen 
die mißbräuchliche Anwendung auch ſolcher Firmen gewährt 
werden, die den Anforderungen der Beſtimmungen des HGB. 
genügen. Hieran iſt auch durch das neue HGB. nichts ge⸗ 
ändert worden (vgl. Art. 2 Abi. 2 des EG. vom 10. Mai 
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1897). Wenn alſo, wie im vorliegenden Falle, die geſamte 
Benutzung einer eingetragenen Firma gegen 8 8 WettbewG. 
verſtößt, ſo kann auch aus dem noch beſtehenden Eintrag der⸗ 
ſelben kein Bedenken gegen eine auf § 8 cit. ſich ſtützende all⸗ 
gemeine Unterſagung der Benutzung der Firma hergeleitet 
werden. M. c. Sp., U. v. 3. April 06, 385/05 II. — 
Cöln. 

11. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

30. 58 43, 44, 105 1.2 ALR. in Verb. mit dem 
EigErwG. vom 5. Mai 1872. Erwerb eines an ein Land⸗ 
grundſtück ſtoßenden Secanteils bei Auflaſſung nur des 
erſteren.] 

Der Herr Beklagte iſt Eigentümer eines an dem kleinen 
Wannſee — einem Privatgewäſſer — belegenen Grundſtücks, 
von dem er im Jahre 1888 eine 1,1312 ha große Parzelle 
an den Kaufmann R. verkauft und aufgelaſſen hat. Dieſer 
hat ſie im Jahre 1895 an den Kläger weiter verkauft und 
aufgelaſſen. Privatſeen gehören nach dem Geſetze (88 176, 
265, 267, 268 ALR. I. 9), wie es in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung (vgl. z. B. Entſch. des OTr. 15, 361; 52, 40; 
64, 34; Striethorſt Arch. 71, 335; 87, 134, RGz3. 3, 246, 
Gruchot Beitr. 25, 888; 26, 943; 27, 148) ausgelegt worden 
iſt und wovon auch die beiden Parteien ausgehen, den Eigen⸗ 
tümern der anliegenden Grundſtücke nach Verhältnis ihrer 
Anliegerſchaft. Das jetzt im Eigentum des Klägers ſtehende 
Trennſtück ſtößt nach deſſen Behauptung unmittelbar an den 
See an. Streitig iſt unter den Parteien, ob mit dem Trenn⸗ 
ſtücke ohne weiteres auch ein verhältnismäßiger Anteil am See 
in das Eigentum R.s und des Klägers übergegangen iſt. Der 
betreffende Sceteil iſt weder auf den Grundbuchblättern der 
Parteien verzeichnet, noch iſt für ihn ein beſonderes Grund⸗ 
buchblatt angelegt. Im Kataſter ſteht der ganze Seeteil noch 
auf den Namen des Herrn Beklagten eingetragen, der bisher 
auch die Grundſteuern gezahlt hat. Der Herr Beklagte be⸗ 
abſichtigt nach der Behauptung des Klägers, durch den von 
dieſem beanſpruchten Seeteil einen Damm zu legen, wodurch 
das Grundſtück des Klägers im weſentlichen von der Anlieger- 
ſchaft an dem See abgeſchnitten werden würde. Der Kläger 
will dies nicht dulden und verlangt Feſtſtellung feines Eigen⸗ 
tums an der Seeparzelle, die im Kataſter zwar ſchon unter 
einer beſonderen Nummer von dem Seeanteile des Herrn Be⸗ 
klagten abgezweigt, aber auf deſſen Namen eingetragen iſt. 
Er gründet ſein Eigentum darauf, daß der Seeanteil als Zu⸗ 
behör oder Subſtanz der an R. und dann an ihn verkauften 
und aufgelaſſenen Landparzelle von deren Eigentumsübertragung 
nach den 88 43, 44, 105 ALR. I. 2 von ſelbſt (kraft Ge⸗ 
ſetzes) mitergriffen worden ſei, und daß bei beiden Verkäufen 
und Auflaſſungen der Veräußerungs⸗ und Erwerbswille ſich 
auch auf die Seeparzelle erſtreckt habe. Er führt aus, daß das 
Grundbuch des Stammgrundſtücks inſoweit noch nicht auf das 
Grundſteuerbuch zurückgeführt worden ſei, als die Seefläche 
nicht als Beſtandteil eingetragen ſei. Der erſte Richter er⸗ 
kannte nach dem Klagantrage. Auf die Berufung des Herrn 
Beklagten wurde die Klage abgewieſen. In der Berufungs⸗ 
inſtanz hat der Kläger den eventuellen Antrag geſtellt, feſt⸗ 
zuſtellen, daß das Eigentum an der ſtreitigen Seeparzelle nicht 
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dem Herrn Beklagten, ſondern ihm zuſteht, und daß der Herr 
Beklagte nicht befugt iſt, der Zuſchreibung dieſer Parzelle zu 
dem Grundſtücke des Klägers zu widerſprechen. Das RG. hob 
die Reviſion des Klägers auf: Wäre im vorliegenden Falle 
das Grundſtück des Herrn Beklagten noch nicht auf das 
Kataſter zurückgeführt geweſen, ſo würden (nach dem vom RG. 
näher dargelegten maßgebenden Rechtszuſtande) R. und nach 
ihm der Kläger den abveräußerten Grundſtücksteil mit dem 
dazu gehörigen Seeanteil erworben haben, da nicht behauptet 
iſt, daß dieſer von der Auflaſſung ausdrücklich ausgeſchloſſen 
worden ſei. Anders würde die Rechtslage ſein, wenn zur Zeit 
jener Veräußerung das Grundſtück, wenn auch nur das Land⸗ 
grundſtück, bereits auf das Kataſter zurückgeführt geweſen ſein 
ſollte. Darüber, ob dies oder jenes der Fall geweſen iſt, 
hat der Berufungsrichter keine Feſtſtellung getroffen. Die Be⸗ 
hauptung des Klägers, wie ſie im Tatbeſtande des Berufungs⸗ 
richters enthalten iſt, iſt nicht klar. Sie geht dahin, daß die 
ftreitige Seefläche noch (alſo zur Zeit) nicht im Grund buche 
eingetragen, alſo inſoweit das Grundbuch noch nicht zurück⸗ 
geführt fei. Über den Zuſtand zur Zeit der Auflaſſung an R. 
haben die Parteien keine Aufklärung gegeben. Da die Ent⸗ 
ſcheidung der Sache aber weſentlich davon abhängt, hätte der 
Kläger nach 8 139 ZPO. zur Vervollſtändigung feines Vor⸗ 
bringens nach dieſer Richtung hin aufgefordert werden müſſen. 
Da dies verſäumt ift, mußte das Berufungsurteil ſchon aus 
dieſem Grunde aufgehoben und die Sache in die Vorinſtanz 
zurückverwieſen werden. Ergibt ſich bei der hierdurch er⸗ 
öffneten neuen Verhandlung, daß das Grundbuch des Stamm⸗ 
grundſtücks noch nicht auf das Grundſteuerbuch zurückgeführt 
war, als die Parzelle an R. veräußert wurde, ſo iſt weiter 
feſtzuſtellen, ob die beſtrittene Behauptung des Klägers, daß 
dieſe Parzelle zu jener Zeit unmittelbar an den See geſtoßen 
habe, richtig iſt. Erweiſt ſie ſich als richtig, dann iſt der 
Klagantrag begründet und es braucht nicht noch feſtgeſtellt zu 
werden, ob der Wille der bei jener Auflaſſung Beteiligten auf 
Veräußerung und Erwerb der ſtreitigen Seeparzelle gerichtet 
geweſen iſt. R. iſt dann Eigentümer der Landparzelle und des 
zu ihr gehörigen Seeteils geworden und er hat mit der Auf⸗ 
laſſung an dieſen den dinglichen Anſpruch auf Buchung dieſes 
Eigentums auf den Kläger übertragen (vgl. RGZ. 46, 225; 
IW. 1901 S. 527 Nr. 22). Wird zwar erwieſen, daß das 
Grundbuchblatt noch nicht zurückgeführt war, aber nicht, daß 
die Parzelle unmittelbar an den See grenzte, ſo wird die auf 
die Anliegerſchaft am See gegründete Klage abzuweiſen ſein. 
Die für den Übertragungswillen angebotenen Beweiſe haben, 
da nicht behauptet iſt, daß der Wille auch zum Ausdrucke ge⸗ 
kommen ſei, nur für den Fall jener Anliegerſchaft Bedeutung. 
Aber auch für den Fall, daß ſich herausſtellen ſollte, daß das 
Grundbuchblatt des Stammgrundſtücks zu der erheblichen Zeit 
bereits auf das Grundſteuerbuch zurückgeführt war, iſt der Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsrichters in ihrer jetzigen Begründung 
nicht beizutreten. Freilich kann dann nicht mehr angenommen 
werden, daß die Seeparzelle ſchon dann Gegenſtand der Ver⸗ 
äußerung war, wenn die Parteien ſie nicht ausdrücklich davon 
ausgenommen haben; denn von der Zurückführung an umfaßt 
das Grundbuchblatt nicht gebuchte oder auf einem anderen 
Blatte gebuchte unbewegliche Zubehörſtücke nicht mehr. Aber 
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mit Unrecht verſagt der Berufungsrichter der Behauptung des 
Klägers, daß bei der Abveräußerung an R. und demnächſt an 
den Kläger der Wille der Beteiligten ſowohl beim Abſchluſſe 
der Kaufverträge, als auch bei Abgabe der Auflaſſungs⸗ 
erklärungen die ſtreitige Seeparzelle mitumfaßt habe, jede Be⸗ 
deutung. Es kommt nicht lediglich auf den Wortlaut der Ver⸗ 
träge an, ſondern es iſt der wahre Wille der Parteien zu er⸗ 
forſchen. Dieſer Wille iſt entſcheidend für die Frage, was 
Gegenſtand des Verkaufs und der Auflaſſung geweſen iſt (vgl. 
RGzZ. 60 S. 239, 240). Kann der Richter dieſen Willen 
durch Auslegung oder auf andere Weiſe ermitteln, ſo deklariert 
er den Kauf⸗ und den Auflaſſungsvertrag hinſichtlich des un⸗ 
richtig oder unvollſtändig bezeichneten Gegenſtandes. Grund⸗ 
ſtücksteile, die in den Verträgen als veräußert bezeichnet ſind, 
ohne daß der Veräußerungs⸗ und Erwerbswille ſich auf fie 
bezog, ſind in Wahrheit nicht Gegenſtand der Verträge ge⸗ 
weſen und gehen daher nicht in das Eigentum des Erwerbers 
über (vgl. JW. 1899 S. 681 Nr. 24, 1900 ©. 403 Nr. 30, 
1901 S. 813 Nr. 34, RNGZ. 46, 225). Grundſtücke oder 
Grundſtücksteile, die in den Verträgen nicht aufgeführt ſind, 
auf die ſich aber der Wille der Beteiligten bezog, ſind mit⸗ 
verkauft und mitaufgelaſſen (vgl. JW. 1896 S. 17 Nr. 66, 
1897 S. 254 Nr. 85). Danach kommt es ſehr weſentlich 
darauf an, was die Beteiligten bei den Verkäufen und Auf⸗ 
laſſungen an R. und demnächſt an den Kläger als Vertrags⸗ 
gegenſtand gewollt haben. Dabei iſt es unerheblich, daß der 
Kaufvertrag mit R. nicht in der damals erforderlichen Schrift⸗ 
form geſchloſſen war, denn, ſofern nur der Wille der Be⸗ 
teiligten die Seeparzelle mit umfaßte, fo wurde der Mangel 
der Schriftform durch die nachfolgende Auflaſſung geheilt, wenn 
auch die Seeparzelle nach dem ermittelten Willen Gegenſtand 
der Auflaſſung war ($ 10 EigErwG. vom 5. Mai 1872). 
Der Eintragung bedurfte es damals — abbeichend von jetzt 
geltenden Rechte (BB. 8 313 Satz 2) — zur Heilung des 
Formmangels nicht. Daraus, daß die (etwa) abveräußerte 
Secparzelle in den Verträgen nicht nach dem Steuerbuche be: 
zeichnet war ($ 58 GBO. vom 5. Mai 1872), ergeben ſich 
weſentliche Bedenken nicht, da der § 58 nur inſtruktioneller 
Natur iſt und ſeine Nichtbeachtung die Auflaſſung nicht nichtig 
machte (JW. 1895 S. 214 Nr. 61). Kommt das Berufungs⸗ 
gericht auf Grund der erneuten Verhandlung zu den Feſt⸗ 
ſtellungen, daß zwar das Stammgrundſtück, von dem die 
Parzelle an R. abveräußert iſt, damals ſchon auf das Kataſter 
zurückgeführt war, daß aber der Veräußerungs⸗ und Erwerbs⸗ 
wille ſich (auch bei der Veräußerung von R. an den Kläger) 
auf die Seeparzelle miterſtreckt hat, dann würde freilich der 
urſprüngliche Klagantrag auf Anerkennung des Eigentums des 
Klägers nicht gerechtfertigt ſein, da es hinſichtlich der See⸗ 
parzelle an der zum Eigentumserwerb nach 8 1 EigErwG. er: 
forderlichen Eintragung fehlt. Es würde dann aber zu unter⸗ 
ſuchen ſein, ob in dem eventuellen Berufungs antrag eine Klag⸗ 
änderung oder nur eine Herabminderung des urſprünglichen 
Klagebegehrens zu finden iſt und ob dieſes auf einem dinglichen 
Rechtsgrunde beruht. Dabei wird zu erwägen fein, daß 
— unter den angegebenen Vorausſetzungen — der Anſpruch 
des Klägers durch die Auflaſſungen jedenfalls dem rein ob⸗ 
ligatoriſchen Gebiete entwachſen iſt, daß die Beteiligten alles, 
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was fie zur Übertragung des Eigentumswechſels tun konnten, 
bereits getan haben, ſo daß es nur noch der von der Grund⸗ 
buchsbehörde zu bewirkenden Eintragung bedarf, die auf An⸗ 
trag des Klägers erfolgen muß, ſobald durch rechtskräftiges 
Urteil feſtſteht, daß die Beteiligten die Seeparzelle haben mit⸗ 
verlaufen und mitauflaſſen wollen. Denn ſchon mit der Auf⸗ 
laſſung begibt ſich der Veräußerer in rechtsverbindlicher Weiſe, 
wenn auch vielleicht nicht — wie Förster⸗Eccius Bd. 3 8 178 
S. 264 (6. Aufl.) annimmt — ſeines Eigentums, ſo doch 
jedes Verfügungsrechts über das aufgelaſſene Grundſtück (RG. 28, 
350), und zwar zugunſten des Erwerbers. Der Veräußerer 
hat nicht mehr das Recht oder die Macht, die Eintragung des 
Erwerbers als Eigentümers zu hindern. Dieſe Bindung der 
Verfügungsmacht hat in dem dinglichen Rechtsgeſchäfte der 
Auflaſſung ihre Grundlage und iſt ebendaher dinglicher Natur, 
wenngleich ſie Dritten gegenüber keine unbeſchränkte Wirkung 
haben mag, bevor die Eintragung hinzukommt. Sollte die 
Seeparzelle an R. und von dieſem an den Kläger mit⸗ 
aufgelaſſen ſein, ſo würde der Anſpruch des R. auf Geſchehen⸗ 
laſſen der Buchung auf ſeinen Namen mit der Auflaſſung an 
den Kläger auf dieſen von ſelbſt mitübergegangen ſein und der 
Eintragung des Klägers kein Hindernis entgegenſtehen. v. G. 
c. Prinz L. v. P., U. v. 19. April 06, 287/05 V. — 


Berlin. 


Aus der Praxis. 


Hat der in einer Schwurgerichtsſache zum Verteidiger 

beſtellte Rechtsanwalt auch für die Einlegung und Recht- 

fertigung der Reviſion die Gebühren aus der Staats- 
kaſſe zu erhalten? § 150 StP®. 


Urteil des Oberlandesgerichts in Caſſel ZS. I vom 10. April 1906 
i. S. Juſtizfiskus gegen RA. M. 1 U. 63/06. 

Das Berufungsgericht bejaht dieſe Frage mit dem LG., indem 
es die Verpflichtung der Staatskaſſe unmittelbar aus dem Geſetze 
entnimmt. Die StPO. hat in dem $ 140 beſtimmt, daß in den 
dort bezeichneten Fällen eine Verteidigung des Beſchuldigten not⸗ 
wendig, und daß dem Beſchuldigten deshalb von Amts wegen, ſelbſt 
gegen ſeinen Willen, ein Verteidiger zu beſtellen iſt, falls er ſich 
nicht ſelbſt einen Verteidiger wählt. 

Der Geſetzgeber ging hierbei von der Erwägung aus, daß eine 
Aburteilung der hier vorgeſehenen Straffälle ohne die in der Heran⸗ 
ziehung eines rechtsgelehrten Verteidigers liegende Garantie un⸗ 
zuläſſig ſei, teils wegen der Schwere der abzuurteilenden Tat, teils 
wegen der geiſtigen Beſchaffenheit der Beſchuldigten. (Mot. zum 
Entw. der StPO. zu § 126; Hahn, Die geſetzlichen Materialien zur 
StPO. I. Abteilung S. 143; Verhandlungen über den Entwurf 
zur StPO.) N 

Aus Abſ. 1 und 3 des § 140 in Verbindung mit den übrigen 
die Verteidigung regelnden Vorſchriften, insbeſondere den SS 338, 


339, ergibt ſich nun allerdings, daß die Verteidigung nur für die 


Hauptverhandlung und das von Zuſtellung der Anklageſchrift an 
laufende Vorverfahren eine notwendige iſt, während nichts im Wege 


ſteht, daß der Beſchuldigte die Reviſion ſelbſt einlegt und ſelbſt recht⸗ 


fertigt. Von dem Verteidiger iſt hierzu im § 339 geſagt: „Für den 
Beſchuldigten kann der Verteidiger — jedoch nicht gegen deſſen aus⸗ 


drücklichen Willen — Rechtsmittel einlegen.“ Hiernach hat neben 


den Beſchuldigten auch der Verteidiger die Befugnis, Reviſion ein⸗ 
zulegen und ſie, worüber kein Zweifel beſteht, auch zu rechtfertigen. 


guriſtiſce Wochenschrift. sn 


Der hier feſtgeſtellte Gegenfak, daß zwar für die Verhandlung 
vor dem Schwurgericht, nicht aber auch für die Neviſions inſtanz die 
Verteidigung notwendig iſt, iſt in der Rechtſprechung zu der Schluß⸗ 
folgerung benutzt worden, daß dementſprechend der beſtellte Ver⸗ 
teidiger nur für ſeine Tätigkeit in der Hauptverhandlung, nicht aber 
für die Einlegung der Reviſion die Gebühren aus der Staatskaſſe 
zu erhalten habe. Es müſſe, ſo wird ausgeführt, als Abſicht des 
Geſetzgebers angeſehen werden, durch die Beſtellung des Verteidigers 
und die darin liegende Auftragserteilung dem Staate keine umfang⸗ 
reicheren Verpflichtungen aufzuerlegen, als er ſie aufzuerlegen ge⸗ 
nötigt ſei. Dieſe Rechtsanſchauung beruht auf einer Verkennung des 
Unterſchieds, der zwiſchen dem Anlaß zur Beſtellung des Verteidigers 
und den Wirkungen der Beſtellung beſteht. Der Anlaß, der zur Be⸗ 
ſtellung führt, iſt die Notwendigkeit der Verteidigung gemäß den Be⸗ 
ſtimmungen des § 140. Welche Wirkungen aber die einmal erfolgte 
Beſtellung hat, das beſtimmt ſich nach den vom Geſetz an die Be⸗ 
ſtellung geknüpften einzelnen Rechte und Pflichten des Verteidigers; 
und es ergibt ſich daraus, daß die Wirkungen der Beſtellung zum 
Teil unabhängig von dem Anlaß zur Beſtellung ſind. Zu dieſen aus 
der Beſtellung folgenden Rechten gehört nun die hervorgehobene Be: 
fugnis des Verteidigers, die Revifion für den Beſchuldigten einzu: 
legen und zu rechtfertigen, wie von dem RG. in wiederholten Ent: 
ſcheidungen anerkannt iſt: „die Funktionen des dem Beſchuldigten be: 
ſtellten Verteidigers ſind mit der Erlaſſung des Schwurgerichtsurteils 
nicht erloſchen. Dies ergibt ſich daraus, daß nach § 339 Strpo. 
der Verteidiger für den Beſchuldigten Rechtsmittel einlegen kann, 
und daß dieſe Beſtimmung — ſogar — nach § 405 auch bei dem 
Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens Anwendung findet.“ 
(RGSt. 22 S. 99, 1 S. 71; Löwe, Kommentar XI. Aufl. $ 140 
Note 11 b.) 

Die Einlegung von Rechtsmitteln gehört alſo zu den Funktionen 
des beſtellten Verteidigers. Damit iſt auch ſchon zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß es ſich bei dieſen Prozeßhandlungen nicht lediglich um 
eine Befugnis des Verteidigers handelt, von der er nach ſeinem Be⸗ 
lieben Gebrauch machen kann oder auch nicht. Mit der Verteidigung 
übernimmt der beſtellte Verteidiger in gleicher Weiſe wie der ge⸗ 
wählte die Pflicht, ſie gewiſſenhaft zu führen. Die Führung der 
Verteidigung beſteht aber darin, daß der Verteidiger den Gang des 
Strafprozeſſes verfolgt und in dem Augenblicke eingreift, in dem er 
glaubt, im Intereſſe ſeines Schutzbefohlenen irgend etwas tun zu 
können. Die Beurteilung, ob etwas und was zu geſchehen habe, 
bleibt ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen überlaſſen. Er übt die Prozeß⸗ 
rechte des Beſchuldigten für dieſen aus, ſoweit nicht die Natur des 
einzelnen Schritts oder das Geſetz geradezu eine perſönliche Mit⸗ 
wirkung des Beſchuldigten fordert. Hält es der Verteidiger für 
zweckmäßig ein Rechtsmittel zugunſten des Verurteilten einzulegen, 
ſo iſt er dazu nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet, und 
dies um ſo mehr, wenn, wie im vorliegenden Fall, der Beſchuldigte 
ihn darum angeht. Es würde das Nechtögefühl verletzen, wenn der 
beſtellte Verteidiger befugt ſein ſollte, dem Beſchuldigten die Bitte 
abzuſchlagen, ihn zu beraten, ob er nicht Rebifion einlegen ſolle. 
Der Verteidiger, der allein die geeignete Perſon iſt, kraft ſeiner 
Kenntnis der ganzen Sachlage und des Rechts zu entſcheiden, ob 
ein Rechtsmittel Erfolg haben könne, würde gerade dann verſagen, 
wenn er dem Beſchuldigten dringend nötig wäre. Mit der Ver⸗ 
weiſung auf die für ihn nach § 141 StPO. gegebenen Möglichkeit, 
einen Verteidiger auch noch für die Reviſionsinſtanz zugeordnet zu 
erhalten, würde dem Beſchuldigten nach der ganzen Sachlage wenig 
gedient fein. 

Steht hiernach feſt, daß der beſtellte Verteidiger kraft ſeiner 
Beſtellung berechtigt und verpflichtet iſt, gegebenenfalls Revifion 
für den Beſchuldigten einzulegen und zu rechtfertigen, fo folgt aus 
§ 150, daß ihm die Gebühren auch für dieſe Tätigkeit aus der 
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Staatskaſſe zu gewähren find. Daß dieſe aus dem Geſetze entnommene 
Auslegung in der Tat auch die Abſicht des Geſetzgebers wiedergibt, 
dafür ſpricht auch die Außerung, die das Kommiſſionsmitglied 
Eiſold bei der zweiten Beratung des Geſetzes im Plenum des Reichs⸗ 
tags mit Beziehung auf den dem § 140 entſprechenden Paragraphen 
des Entwurfs getan hat: Zum Schluſſe möchte ich noch bemerken, 
wenn ſowohl in unſerem Antrage wie in den Beſchlüſſen der 
Kommiſſion geſagt iſt, dem zum Verteidiger beſtellten Rechtsanwalt 
ſind für die Verteidigung die Gebühren nach Maßgabe der Gebühren⸗ 
ordnung aus der Staatskaſſe zu zahlen, ſo bin ich von der Anſicht 
ausgegangen, daß in der geführten Verteidigung alle Bemühungen 
eines Anwalts zur Verteidigung in einer konkreten Unterſuchung 
von dem Moment der Beſtellung an bis zur Rechtskraft des letzten 
Erkenntniſſes einbegriffen ſind, oder poſitiv ausgedrückt, daß auch 
die Koſten des eingelegten Rechtsmittels, deſſen Rechtfertigung uſw. 
in die Verteidigung einbegriffen ſind.“ Dieſer Erklärung iſt von 
keiner Seite widerſprochen worden. 

Die angegebenen Wirkungen, welche die Beflellung des Ber: 
teidigers auf die Beziehungen des Staates und des Verteidigers zu⸗ 
einander äußert, zeigen ein unmittelbar auf die Vorſchriften der 
StPO. beruhendes gegenſeitiges Schuldverhältnis, durch das auf 
der einen Seite der Verteidiger verpflichtet wird, die Verteidigung 
des Beſchuldigten zu führen. Der Umfang der Verteidigung beſtimmt 
ſich nach dem Geſetze; eine Beſchränkung des Auftrags etwa in dem 
Sinne, daß bei der Beſtellung die Einlegung von Rechtsmitteln 
ausgenommen würde, wäre unzuläſſig, da die StPO. dem beſtellenden 
Gericht eine ſolche Befugnis nicht einräumt. Dieſer Verpflichtung 
des Verteidigers entſpricht die Verbindlichkeit des Staates, dem 
Verteidiger die Gebühren für ſeine Verteidigungstätigkeit zu zahlen, 
ſoweit ſie zweckentſprechend war. Aus dieſer Natur des Schuld⸗ 
verhältniſſes folgt die Unrichtigkeit der Gegenanſicht, wonach die 
Beſtimmung des § 339 nur die Bedeutung habe, daß der beſtellte 
Verteidiger, falls er Reviſion einlege, die Vermutung zur Seite 
ſtehe, als ſei er auch hierzu legitimiert, während die Vermutung 
haltlos ſei, da es an dem vermuteten Auftrag fehle. Andererſeits hat 
dieſes Schuldverhältnis eine große Ahnlichkeit und innere Verwandtſchaft 
mit dem Dienſtvertrag, der entſteht, wenn der Beſchuldigte ſelbſt 
einen Anwalt gegen Entgelt ſchlechthin zu ſeinem Verteidiger beſtellt. 
Hier unterliegt es keinem Zweifel, daß der Verteidiger ſo berechtigt, 
wie verpflichtet iſt, geeignetenfalls Reviſion für den Beſchuldigten 
einzulegen, und daß er dem Beſchuldigten nicht zur Unzeit ſeine 
Dienſte aufkündigen darf ($ 627 BGB.). Wegen der Ahnlichkeit 
der beiden Schuldverhältniſſe iſt es geſtattet, anzunehmen, daß dieſelbe 
Rechtswirkung auch bei der von Amts wegen erfolgten Beſtellung 
eines Verteidigers eintritt, ſo daß alſo auch auf dieſem Wege ſich 
eine Stütze für die hier vertretene Geſetzesauslegung ergibt. (Vgl. 
Glaſer Handb. d. Strafg. II S. 222, 227, 238, 240. Überein⸗ 
ſtimmend, wenn auch zum Teil aus anderen Gründen, Entſch. des 
LG. Thorn und des KG. Goltd Arch. 37, 310; 47, 387, die auch die 
Billigung Kohlers und Dalikes StPO. § 150 gefunden haben, LG. 
Caſſel in der JW. 1905, 277; Walter Joachim RAGD. 396. AM. 
dagegen OLG. Dresden in den Ann. d. G. 7, 389; 21, 482; KG. in 
dem MB. 1894 S. 88 Obs G. für Bayern in der Entſcheidung 
d. G. 8, 191; Willenbücher, Das Koſtenfeſtſetzungsverfahren, VI. Aufl. 
S. 189; Löwe, Komm. zur StPO. Anm. zu $ 150. 

Oberlandesgerichtsrat Wurzer, Caſſel. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Nach KO. und AnfG. haben u. a. die nächſten Ver⸗ 
wandten des Ehegatten des Schuldners die Beweislaſt für ihre 
Gutgläubigkeit. Entſch. Nr. 1 folgert aus EGBGB. Art. 33 in 
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Berbindung mit $ 1590 Abſ. 2 BGB., daß im Sinne biefer 
Beſtimmung es keinen Unterſchied macht, ob die Ehe noch 
beſteht oder durch Tod, Todeserklärung, Scheidung aufgelöſt iſt. 

Bei Beurteilung des Maßes der erforderlichen Sorgfalt 
(S 276 BGB.) iſt nach Entſch. Nr. 11 auf die Verkehrsübung 
und deren Gründe Rückſicht zu nehmen, ſofern ſie ſich nicht 
etwa als ein Mißbrauch darſtellt. 

Der Begriff der Hinterliſt im Sinne des $ 825 BGB. 
wird in Entſch. Nr. 12 an dem Falle erörtert, daß ein verheirateter 
Mann gegenüber der Frauensperſon, deren geſchlechtliche Hingabe 
er begehrt, ſich als unverheiratet geriert oder ihr ſeinen ehelichen 
Stand verheimlicht. 

Ein Grundſtückskauf wurde zwiſchen dem Käufer und einer 
Mittelsperſon des Verkäufers dergeſtalt vorbereitet, daß der 
Verkäufer lediglich den formellen Abſchluß des Kaufes voll⸗ 
zog. Die Mittelsperſon hatte den das Grundſtück betreffenden 
Schwammverdacht verſchwiegen und wurde deshalb in Entſch. 
Nr. 13 gemäß $ 826 für ſchadenserſatzpflichtig erachtet. Es 
wurde aber auch der Verkäufer zu Schadenerſatz verurteilt, 
indem angenommen wurde, daß er zwar nicht kraft Geſetzes 
für die Erklärung der Mittelsperſon hafte, daß aber aus den Um⸗ 
ſtänden zu entnehmen ſei, der Verkäufer habe rechtsgeſchäftlich die 
Haftung für etwaiges Verſchulden der Mittelsperſon übernommen. 

In Entſch. Nr. 15 wird der Umfang der Rechte aus einer 
gemäß 58 1179 BGB. den Anſpruch auf Löſchung einer 
Hypothek ſichernden Vormerkung erörtert, wenn ſie zugunſten 
des Berechtigten als Inhabers einer beſtimmten Hypothek beſteht, 
der zugleich Gläubiger aus einer weiter hinterſtehenden Hypothek iſt. 

Entſch. Nr. 17 ſtellt klar, daß bei geſetzlichem Güterſtande 
die Verpflichtung des Ehemanns zur Leiſtung des Prozeßkoſten⸗ 
vorſchuſſes nicht dadurch berührt wird, daß die Ehefrau das 
Armenrecht erlangen könnte. Zugleich wird ausgeführt, daß 
die Ehefrau, der ein realiſierbarer Anſpruch auf Vorſchuß⸗ 
leiſtung zuſteht, keine arme Partei im Sinne der Vorſchrift 
über das Armenrecht iſt. 

Die Aufforderung des einen Ehegatten an den anderen, 
entweder die häusliche Gemeinſchaft herzuſtellen oder die 
Scheidungsklage zu erheben (8 1571 Abſ. 2 BGB.), kann nach 
Entſch. Nr. 18 mit der Wirkung, die Klagefriſt wieder in Lauf 
zu ſetzen, auch durch einen Vertreter abgegeben werden und 
bezieht ſich nicht nur auf die zur Zeit der Aufforderung ſchon 
beſtehenden, ſondern auch auf ſpäter eintretende Scheidungsgründe. 

Entſch. Nr. 22 behandelt die beſtrittene Natur der Klage 
aus 8 323 ZPO. auf Abänderung eines rechtskräſtigen Urteils, 
das auf Entrichtung wiederkehrender Leiſtungen geht, wegen 
weſentlicher Veränderung der maßgebenden, der Verurteilung zu⸗ 
grunde liegenden Verhältniſſe. Unter Hervorhebung der materiell- 
rechtlichen Natur dieſer Vorſchrift, wird ihre Anwendung auf 
die nach altem Rechte rechtskräftig erledigten Fälle abgelehnt. 

Die die Überwachungspflicht des Gläubigerausſchuſſes er⸗ 
örternde Entſch. Nr. 26 wird namentlich den zahlreichen Kollegen 
zur Beachtung empfohlen, die Mitglied eines ſolchen Aus⸗ 
ſchuſſes ſind. 

Einem unlauteren Wettbewerber kann auf Grund des 8 8 
Unl WG., wie Entſch. Nr. 29 ausführt, der Gebrauch feiner 
eingetragenen Firma überhaupt unterſagt werden, wenn jede 
Art der Benutzung ſich als Mißbrauch darſtellt. N. 


Für die Redaktion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Moe ſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Poſen und Nürnberg haben der Kaſſe abermals Bei⸗ 
hülfen und zwar Poſen 2000 Mark und Nürnberg 
2400 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Vor⸗ 
ftänden iſt für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank 
ausgeſprochen worden. 


Herr Rechtsanwalt Dr. Alſcher in Königsberg i. Pr. 
hat aus dem Anlaſſe, daß er am 3. Mai d. Js. 25 Jahre 
im Inſtizdienſte war, der Hülfskaſſe 500 Mark und Herr 
Rechtsanwalt Dr. Eßlinger I in Stuttgart hat ihr 300 Mark 
geſchenkt. Den Gebern iſt für die erfreulichen Zuwendungen 
der herzlichſte Dank ausgeſprochen worden. 


Rechtseinheit und Schwurgerichtsreform. 
Von Rechtsanwalt Fuchs, Karlsruhe. 

Für die geplante Anderung unſeres Schwurgerichtsprozeſſes 
war der Name einigermaßen verhängnisvoll, unter dem man 
ſie ankündigte. Statt vom „Erſatz der Schwurgerichte durch 
große Schöffengerichte“ hätte man von „Reform der Schwur⸗ 
gerichte und Einführung der Schöffengerichtsverfaſſung auch für 
die Strafkammern“ und ſtatt von „kleinen, mittleren und 
großen Schöffengerichten“ von „Amtsſchöffengerichten, Land⸗ 
ſchöffengerichten und Schwurgerichten“ ſprechen ſollen. Die 
mächtige öffentliche Meinung hängt feſt an den Schwurgerichten, 
und ſie mußte ſchon aus hiſtoriſch⸗politiſcher Reminiszenz durch 
einen Ruf nach Abſchaffung dieſer populären Inſtitution 
alarmiert werden. Mag man noch ſo viel bedenkliche oder offen⸗ 
bar falſche „Wahrſprüche“ ſammeln, der Volkstümlichkeit der 
Schwurgerichte tut das draußen keinen Abtrag. Und in der 
Tat hat ſich das Schwurgericht auch als Hort einer freieren 
Rechtsauslegung gerade auf den Gebieten bewährt, auf denen 
unſere Kultur ſich zu einem höheren Stand hinaufzuringen im 
Begriff ſteht. Die vorwiegend den Gegenſtand von Preß⸗ 
delikten bildenden Fragen der zuläſſigen Grenzen für die 
literariſche Verkündung fortgeſchrittener religiöſer und politiſcher 
Überzeugungen in Wort und Bild pflegen von den ſüddeutſchen 
Geſchworenen im Sinne einer weitgehenden Toleranz beantwortet 
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zu werden, ohne daß man ihnen dabei Korrektur des Geſetzes 
vorwerfen könnte. Ein Gericht iſt aber um ſo volkstümlicher 
und eine Juſtiz um ſo angeſehener, je mehr ſie von dem 
freieren modernen Geiſt erfüllt iſt. Dazu kommt, daß Preß⸗ 
delikte, wie Gottesläſterung oder öffentlich verfolgte Beleidigung 
u. dgl. auch an ſich viel geeigneter für das Forum des Schwur⸗ 
gerichts ſind, als verwickelte Meineids⸗ oder Bankerott⸗ 
prozeſſe u. dgl. Daß man von anderer Seite widerſtrebt, die 
Zuſtändigkeit der Schwurgerichte nach ſüddeutſchem Vorbild 
auszudehnen, kann nur auf die ſchweren Mängel zurückgeführt 
werden, die der jetzigen Einrichtung anhaften, und die oft (ers 
ſchöpfend ſchon 1876 von Binding: Die drei Grundfragen der 
Organiſation des Strafgerichts) geſchildert ſind. 

Unſere heutige Schwurgerichtsverfaſſung zerreißt das ein⸗ 

heitliche Gericht in zwei unorganiſche Bruchſtücke, von denen 
die Geſchworenenbank weſentlich über die Schuldfrage, der 
Gerichtshof weſentlich über die Strafzumeſſung entſcheidet, 
während doch Schuldfrage und Strafmaß in einem natürlichen, 
ganz engen Zuſammenhang ſtehen. Und ferner überläßt unſere 
heutige Einrichtung jenen erſten und wichtigſten Teil der Straf⸗ 
rechtſprechung Richtern nicht nur ohne Rechtskenntnis, ſondern 
auch ohne Urteilskunſt. Nicht allein die formale Geſetzes⸗ 
kenntnis iſt es ja, die den Juriſten vor dem Laien auszeichnet, 
ſondern auch die Fülle ſeiner Rechtserfahrung, die durch fort⸗ 
geſetzte praktiſche Betätigung anerzogenen Eigenſchaften der 
Gewiſſenhaftigkeit, Unparteiiſchkeit und Vorurteilsloſigkeit, ſowie 
die Fähigkeit gründlicher Abwägung aller für und gegen die 
Schuld ſprechenden Momente. Der von Richtern, die die 
ſchwere Kunſt des Urteilens nicht gelernt und geübt haben, 
abgegebene Wahrſpruch kann aber noch dazu durch keinerlei 
ſachliches Rechtsmittel diskutierbar werden, obſchon nicht einmal 
irgend eine Gewähr dafür beſteht, daß er ſelbſt auf Grund 
gründlicher Diskuſſion zuſtande kam. 
„Mitt der Erkenntnis dieſer ſchreienden Mißſtände iſt auch 
der Weg der Reform gewieſen. Drei Schweizer Kantone 
haben ihn bereits eingeſchlagen: Teſſin und Zürich nach einer, 
Genf nach einer anderen Richtung hin. 

In Teſſin, wo infolge politiſcher Wirren im Jahre 1883 
die Jury geſetzlich aufgehoben war, wurden durch Geſetz vom 
4. Mai 1895 wieder ſieben Bezirks⸗Schwurgerichte und ein 
Kantonal⸗Schwurgericht eingeſetzt: jene beſtehend aus dem 
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Bezirksgericht und fünf Geſchworenen und zuſtändig für Ver⸗ 
gehen, dieſes beſtehend aus der Kriminalkammer und neun Ge⸗ 
ſchworenen und zuſtändig für Verbrechen. Dieſe Schwurgerichte 
ſind durchaus einheitliche Gerichte ohne Scheidung zwiſchen 
Gerichtshof und Geſchworenenbank. 

Nach dem vom Regierungsrat des Kantons Zürich dem 
Kantonsrat vorgelegten Entwurf vom 21. November 1901 ſoll 
das Schwurgericht aus acht Geſchworenen und drei Mitgliedern 
des Obergerichts beſtehen. Alle Verhandlungen, Beratungen 
und Abſtimmungen ſind in der Hauptverhandlung dem ganzen 
Gericht gemeinſam. Die Kommiſſion des Kantonsrats will 


dagegen das Schwurgericht in feiner bisherigen Organiſation 


beibehalten. In Zürich iſt alſo die Reform noch in Fluß. 

Was in Teſſin eingeführt, in Zürich von der Regierung 
vorgeſchlagen iſt, find nach unſerer Bezeichnung Schöffen⸗, nicht 
Schwurgerichte; die Teſſiner nennen ſie aber nach wie vor 
assisi, ebenſo wie der Züricher Entwurf die Benennung Schwur⸗ 
gerichte beibehält. Nach den im Reichstag abgegebenen 
Regierungserklärungen und nach der hier kaum änderbaren 
Stimmung der großen Mehrheit des Reichstags ſcheint keine 
Hoffnung mehr zu ſein, daß die Einrichtung gemiſchter Gerichte, 
wie ſie ſich bei unſeren Handels⸗, Gewerbe⸗, Kaufmanns⸗ 
und Schöffengerichten bewährt hat, auch auf die wichtigſten 
Strafſachen ausgedehnt werden kann, obgleich hier die Mehrheit 
der Laienrichter eine ſo viel erheblichere wäre. Die Würfel 
ſcheinen alſo gegen die großen Schöffengerichte gefallen zu ſein. 
Wir müſſen daher unſere Blicke nach Genf wenden, wo man das 
Schwurgericht in der alten Geſtalt, alſo mit der Zweiteilung 
in Gericht und Geſchworenenbank, belaſſen und doch ſeine 
Mängel einigermaßen gehoben hat. 

In Genf wohnt nach der Strafprozeßnovelle vom 1. Ok⸗ 
tober 1890 der Präſident des Schwurgerichts den Beratungen 
der Geſchworenen über die Schuldfrage aber nur mit be⸗ 
ratender Stimme bei, damit er in der Lage ſei, etwaige 
Mißverſtändniſſe der Geſchworenen zu beſeitigen und ihnen im 
Lauf der Beratungen über einzelne Rechtsfragen Aufſchlüſſe zu 
erteilen. Nach Bejahung der Schuldfrage und nach den 
Plaidoyers über die Strafzumeſſung zieht ſich das Richter⸗ 
kollegium mit den Geſchworenen zur gemeinſamen Beratung 
und Beſchlußfaſſung über die Strafanwendung zurück. 

Die gemeinſame Strafabmeſſung enthält eine Verſtärkung 
der Macht der ſeither von der Strafzumeſſung — abgeſehen 
von der Frage der mildernden Umſtände — ausgeſchloſſenen 
Geſchworenen. Gegen die Anweſenheit des Präſidenten bei 
der Schuldberatung dagegen ließe ſich von den Anhängern der 
alten Einrichtung das Bedenken geltend machen, dem Präſidenten 
wäre dadurch ein zu großer Einfluß verſchafft. Dieſes Be⸗ 
denken würde aber zunächſt einen guten Teil ſeiner Bedeutung 
verlieren, wenn man hier mit den Gedanken von Adickes, denen 
ja doch die Zukunft gehört, einen praktiſchen Anfang machte 
und zu Schwurgerichtspräſidenten nur die allerbeſten, er⸗ 
fahrenſten und bewährteſten Juriſten mit ausgezeichneter Stellung 
und Beſoldung beriefe. Sodann aber wäre mit dem un⸗ 
berechtigten, das Verantwortungsgefühl ſchmälernden Grundſatz 
der Geheimtuerei hinſichtlich der Beratung und Abſtimmung 
in der Weiſe zu brechen, daß über den Gang der Beratung 
und Abſtimmung und jedenfalls über die Belehrungen, die der 
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Präſident bei der Schuldberatung erteilt, die Aufnahme eines 
Protokolls vorgeſchrieben würde, ſo daß Reviſion auf einen dabei 
vorkommenden Verſtoß geſtützt werden könnte. 

Wie dringend es aber nottut, die Geſchworenen nicht ohne 
jede juriſtiſche Direktive umhertaſten zu laſſen, das iſt nicht nur 
öffentlich von Männern, die ſelbſt Geſchworene waren, und von 
tüchtigen Verteidigern beſtätigt worden, ſondern wir haben 
darüber auch den zuverläſſigen Bericht des Genfer Gerichts⸗ 
präſidenten, der ja den Beratungen anwohnt. Die Beratung, 
lautet dieſer Bericht, geht regelwidrig vor ſich, viele ſprechen 
zuſtimmend denjenigen nach, die entſchieden ihre Meinung äußern: 

„combien certaines circonstances exterieures et sans 
importance peuvent impressioner les jurés, quelle 
influence exercent sur le verdict le caractere des 
jurés, leurs prejuges de classe, leur éducation; 
combien les questions personelles, l’apparence, le 
milieu auquel ils appartiennent, l’habilete de 
l’accusation ou de la defense peuvent modifier la 
solution d'une poursuite.“ — 

Eine gründliche Abhilfe hierin könnte allerdings nur bie 
Schöffengerichtsverfaſſung bringen, und der Bericht muß hinzu⸗ 
fügen: i 

„Ces defauts n’ont pas disparu.“ (Rothenberger⸗ 
Klein: Geſchichte und Kritik des Schwurgerichts⸗ 
verfahrens in der Schweiz S. 327.) 

Aber die ſchwerſten Mißverſtändniſſe und Entgleiſungen 
würden doch verhütet. Könnten ſich Regierung und Reichstag 
auf eine ſolche Reform der Schwurgerichte mit den vor⸗ 
geſchlagenen Kautelen und bei Ausdehnung der ſüddeutſchen 
Zuſtändigkeit der Schwurgerichte auf das ganze Reich einigen, 
ſo wäre nicht nur der hier noch klaffende Riß in der deutſchen 
Reichseinheit ausgefüllt, ſondern auch eine unverkennbare Ver⸗ 
beſſerung unſerer Rechtseinrichtungen errungen. 


fiber die Zuläſſigkeit und die Bedeutung der 
gewöhnlichen Hypothek im Wechſelverkehr. 
Von Rechtsanwalt Hugo Danziger in Gneſen. 


Der 8 1187 BGB. beſtimmt: „Für die Forderung aus 
einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber, aus einem Wechſel 
oder aus einem anderen Papiere, das durch Indoſſament über⸗ 
tragen werden kann, kann nur eine Sicherungshypothek beſtellt 
werden.“ Nach dieſer Vorſchrift ſcheinen auf den erſten Blick 
Verkehrshypotheken für den Wechſelverkehr nach dem Bürger⸗ 
lichen Rechte unzuläſſig zu ſein. Dieſe Annahme trifft 
zweifellos ſoweit zu, als lediglich die aus einem Wechſel 
geſchuldeten Forderungen durch den Hypothekeneintrag ver⸗ 
dinglicht werden ſollen. In den meiſten Fällen liegt jedoch 
dem Wechſelverkehr ſelbſt wiederum eine andere zivilrechtliche 
Forderung zugrunde, deren Tilgung durch Ausſtellung oder 
Akzeptation eines Wechſels noch beſonders geſichert iſt, ſo daß 
die ſich ſchon aus den allgemeinen Geſetzen ergebende Zahlungs⸗ 
pflicht durch die ſtrengere wechſelrechtliche Haftung nur verſtärkt 
wird. Läßt ſich nun der Gläubiger für die urſprüngliche 
Forderung eine Verkehrshypothek beſtellen, fo würde er, wie 
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das RG. (in JW. 92, 130 Ziff. 19) für das frühere Recht 
als möglich angenommen hat, „durch Wechſel und durch 
Hypothek nach Art eines Korrealverhältniſſes“ eine doppelte 
Sicherung erlangen. Es fragt ſich, ob dieſer Ausweg auch 
unter der Herrſchaft des BGB. offen ſteht. Die Entſcheidung 
der Frage erſcheint von praktiſcher Bedeutung. 

Wenn es auch, wie Endemann (BGB. Aufl. 3—5 Bd. 2, 
520) und Turnau⸗Förster (Liegenſchaftsrecht Aufl. 2 Bd. 1, 
824 Ziff. IV) bemerken, wegen der regelmäßig nur kurzen 
Umlaufszeit eines Wechſels nicht üblich iſt, für die Forderung 
aus dem Wechſel eine Hypothek zu beſtellen, ſo kommt es um 
ſo häufiger vor, daß Wechſel und Hypothek die doppelte Unter⸗ 
lage für die Forderung eines Bankiers bilden. Dieſe letzt⸗ 
gedachte Sicherungsform ermöglicht vor allen Dingen eine 
längere Geſchäftsverbindung durch Hingabe und Annahme von 
Prolongationswechſeln, ohne daß die Hypothekeneintragung 
geändert werden müßte, wie bei der Beſtellung einer echten 
Wechſelkautionshypothek. Dieſer Umſtand iſt aber für den 
Bankier beſonders wertvoll, weil er den Wechſel regelmäßig zu 
einem geringeren, als dem ihm geſchuldeten Zinsfus diskontiert 
und eine derartige Verſilberung des Wechſels auch bei Kautions⸗ 
wechſeln zuläſſig erſcheint (vgl. Staub WO. Aufl. 4, 206 § 25), 
wofern ſie nicht etwa die Klauſel „nur zum Depot“ oder „zum 
Depot“ tragen. Noch wichtiger wird eine derartige Sicherung 
für den Fall des Konkurſes des Grundſtückseigentümers. Dieſer 
Satz bedarf einer näheren Begründung. 

Nach S 1153 BGB. geht mit der Übertragung der For⸗ 
derung die Hypothek auf den neuen Gläubiger über. Wie all⸗ 
ſeitig anerkannt (vgl. Planck BGB. Aufl. 1 und 2, Bd. 3, 608 
Note 2b, Neumann BGB. Aufl. 3 Bd. 1, 789 Note 3a, 
Turnau a. a. O. 1, 812 Ziff. 4), gilt dieſe Vorſchrift man⸗ 
gels einer Ausnahmebeſtimmung auch für Sicherungshypotheken. 
Gemäß $ 1187 Satz 3 BGB. findet dagegen 8 1154 Abſ. 3 
BGB. keine Anwendung. Demzufolge wird die Wechſelkautions⸗ 
hypothek zugleich mit der Forderung aus dem Wechſel ohne 
grundbuchlichen Vermerk übertragen (vgl. KGJ. 22 D 28, 
Neumann a. a. O. 790 Note 3). Betrachtet man zunächſt den 
im allgemeinen ungebräuchlichen Fall der Übertragung durch 
Zeſſion und Übergabe des Wechſels, fo würden zwiſchen dem 
Zedenten und dem Zeſſionar überhaupt keine wechſelrechtlichen 
Regreßrechte entſtehen, der Zedent würde vielmehr bei zugrunde 
liegendem Forderungskauf nur gemäß 88 437, 445 BGB. für 
Exiſtenz und bei Garantieübernahme in den Grenzen des § 438 
BGB. für die Einbringlichkeit der Wechſelforderung haften 
(vgl. Staub WO. Aufl. 4, 52 8 9 f). Tritt in ſolchem Falle 
der Konkurs des Hypothekenſchuldners ein, ſo würde der Zeſſionar 
ſchon nach der Parteiabſicht, wenn fie gemäß § 157 BGB. 
entſprechend den Anforderungen von Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte erforſcht wird, zur Betreibung 
der Zwangsverſteigerung verpflichtet ſein. Eine Gefahr für den 
Zedenten könnte alſo aus der Zeſſion kaum entſtehen. Anders 
geſtaltet ſich jedoch die Rechtslage bei Übertragung des Wechſels 
durch Indoſſament. Das Reichsgericht (RG. 34, 52) nimmt, 
ebenſo wie früher das Reichsoberhandelsgericht (ROG. 24, 
1 flg.) an, daß der Indoſſant trotz des Indoſſaments Wechſel⸗ 
gläubiger bleibt und fein Recht am Wechſel mit dem Rück⸗ 
erwerbe des Beſitzes durch Einlöſung nach Verfall wieder in 
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Kraft tritt. Dernburg (das bürgerl. Recht des Deutſchen Reichs 
Bd. 2 Teil 2 S. 291 Text zu § 267) erklärt dies damit, daß 
der Indoſſant ſein Gläubigerrecht nicht unbedingt aufgibt, viel⸗ 
mehr nur unter der Bedingung, daß der Wechſel nicht als not⸗ 
leidend nach Verfall zurückgeht. Das Indoſſament ſelbſt be⸗ 
gründet nach ſeiner Anſicht keine Nachfolge in das Recht des 
Vorgängers, ſondern übermittelt ſelbſtändige Rechte aus dem 
Wechſel (a. a. O. S. 287 J). In ähnlicher Weiſe äußert ſich 
Rehbein in ſeinem Kommentar zur Wechſelordnung (Aufl. 6 
S. 85 Ziff. 9, S. 47 Ziff. 10). Dieſe Funktion des Indoſſa⸗ 
ments kennzeichnet Staub (WO. Aufl. 4 S. 54, 55 8 6) 
treffend mit dem Satze: „Durch das Indoſſament werden der 
Indoſſant und der Indoſſatar Solidargläubiger; jener verbleibt 
in der Rolle eines Gläubigers, nur daß ſein Recht bedingte 
Geſtalt erhält, dieſer wird neben ihm Vollgläubiger.“ Kann 
hiernach korrekt von einem Ubergange der Rechte aus dem 
Wechſel durch Indoſſament nicht geſprochen werden, noch 
weniger von einer Abertragung der Wechſelforderung durch 
dasſelbe, ſo dürfte doch der Geſetzgeber vornehmlich das In⸗ 
doſſament als Übertragungsart im Auge gehabt haben, als er 
in $ 1187 BGB. die Unanwendbarkeit des 8 1154 Abſ. 3 
BGB. und damit (vgl. Prot. 4647) beſtimmte, daß zur Ab⸗ 
tretung der hypothekariſch geſicherten Forderung aus einem 
Wechſel die Eintragung in das Grundbuch nicht erforderlich ſei. 
Anderenfalls wäre nicht in $ 1187 BGB. ganz ausdrücklich 
der Übertragbarkeit durch Indoſſament und noch dazu in 
einer Weiſe gedacht worden, welche ſich genau dem Wortlaut 
des Art. 9 Abſ. 1 WO. und § 364 Abſ. 1 HGB. anpaßt. 
Man könnte im Gegenteil verſucht fein, den $ 1154 Abſ. 3 
BGB. bei Mbertragung durch Zeſſion anzuwenden, hätte nicht 
§ 1187 BGB. die bloße Übertrag barkeit durch Indoſſament 
erwähnt. Die Literatur nimmt denn auch einmütig an, daß 
die für die Wechſelforderung beſtellte Hypothek durch Indoſſa⸗ 
ment und Übergabe des Wechſels übertragen werden kann 
(vgl. Staub HGB. Aufl. 7 Bd. 2, 1160 Anm. 4, Turnau a. a. O. 
820 Ziff. 2, Planck a. a. O. 612 Note 36, Endemann a. a. O. 
520). Folgt aber hiernach die Hypothek als Annex dem ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gläubigerrecht des Indoſſatars — mag immerhin 
die Eintragung auf den Namen des Indoſſanten oder des 
jeweiligen legitimierten Inhabers des Papiers lauten (vgl. KGJ. 
22 D. 29, 30, Turnau a. a. O. 823 Note 4d) —, ſo erwirbt 
gemäß des anwendbaren (vgl. Turnau a. a. O. 823 Note 5) 
§ 1163 Abſ. 1 Satz 2 BGB. der Eigentümer die Hypothek, 
wenn der Indoſſant den Wechſel einlöſt und ſo die Forderung 
des Indoſſatars erliſcht. Wie vorausgeſchickt, bringt ja die 
Wiedereinlöſung des Wechſels keinen neuen Rechtserwerb mit 
ſich. Das Recht des Indoſſanten war von dem erloſchenen 
Rechte des Indoſſatars verſchieden und nur inſofern ab⸗ 
hängig, als ſeine Geltendmachung bis zur Wiedereinlöſung 
des Wechſels fuspendiert wurde. Der Indoſſant war auch 
nicht der perſönliche Schuldner des Indoſſatars für die 
verhypothezierte Forderung; dies war vielmehr der Grund⸗ 
ſtückseigentümer, zu deſſen perſönlicher Haftung aus einem 
beſonderen Rechtsgrunde die wechſelmäßige Haftung des 
Indoſſanten gemäß Art. 49 WO. folidariter hinzutrat. 
Deshalb verbietet ſich die Annahme, daß etwa nach 8 1164 


BGB. die Wechſelhypothek auf den Indoſſanten infolge der 
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Einlöſung übergeht. Ebenſowenig find aber die 88 426 Abſ. 2, 
1153 BGB. betreffend den Übergang der Forderung und 
Hypothek auf den zahlenden Geſamtſchuldner hier anwendbar, 
weil eben dem Indoſſanten beſondere wechſelmäßige Rechte 
aus ſeinem Indoſſament zuſtehen, welche mit der in § 426 
Abſ. 2 BGB. gedachten Ausgleichungsbefugnis nichts gemein 
haben, vielmehr den abgeleiteten Rechtserwerb kraft der Grund⸗ 
ſätze des Wechſelrechts ausſchließen (vgl. RG. 21, 401; 34, 52; 
51, 69; PoſMeSchr. 7, 130; Staub WO. 195 8 9). Es iſt 
alſo klar, daß der Indoſſant nur die Konkursdividende erhält, 
wenn ihn im Falle des Konkurſes des Grundſtückseigentümers 
der Indoſſatar gemäß der Befugnis aus Art. 49 WO. zunächſt 
in Anſpruch nimmt. Die beſtellte Hypothek kommt mithin dem 
Indoſſanten überhaupt nicht zugute, wenn ſich der Indoſſatar 
die Unbequemlichkeiten eines Zwangsverſteigerungsverfahrens 
erſparen oder ganz ſicher gehen will. Selbſt die Aushändigung 
des Geldes zwecks bloßer Sicherſtellung und die alsdann zu⸗ 
läſſige Ubertragung der Rechte des Indoſſatars auf den In⸗ 
doſſanten (vgl. RG. 23, 125; RG. in Gruchots Beitr. 48, 374) 
verſagt dort, wo dem Grundſtückseigentümer Einreden gegen 
den Indoſſatar zuſtehen oder wo der Indoſſatar ein berechtigtes 
Intereſſe an der Schonung des Grundſtückseigentümers hat. 
Die Zeſſion des Wechſels hinwiederum oder ſeine Begebung 
ohne Giro kann nur einen ſchwachen Erſatz bilden, weil meiſt 
der Indoſſatar auf die wechſelmäßige Haftung des Hypotheken⸗ 
gläubigers nicht wird verzichten wollen. Läßt ſich dagegen der 
Indoſſant die Hypothek für das Grundverhältnis beſtellen, ſo 
erreicht er ohne weiteres in allen Fällen ein ihm günſtiges 
Ergebnis. Denn das Indoſſament überträgt nicht „die Rechte 
aus der dem Wechſelzuge zugrunde liegenden Forderung“ (Staub 
a. a. O. 54 8 4) und deshalb auch nicht die für dieſe For⸗ 
derung beſtellte Hypothek. 

Noch mehr befriedigt dieſe Löſung im Falle der Ver 
äußerung des Grundſtücks ohne gleichzeitige Übernahme der 
Hypothek durch den Erwerber. Iſt die Hypothek eine Kautions⸗ 
hypothek, ſo würde der neue Grundſtückseigentümer durch Be⸗ 
friedigung des neuen Gläubigers gemäß 88 1143, 1153 BGB. 
die Forderung aus dem Wechſel mit der Hypothek (vgl. Turnau 
a. a. O. 703 Note 5 Abſ. 2) erwerben. Er könnte alſo auch den 
urſprünglichen Gläubiger als Indoſſanten in Anſpruch nehmen. 
Zumindeſt würden die Gläubigerrechte gegen den Indoſſanten 
gemäß SS 401, 412 BGB. übergegangen fein, da die Auf⸗ 
zählung in § 401 BGB. nicht erſchöpfend gemeint iſt (vgl. 
Mot. 2, 124; Prot. 777, 778, 4795).“) Auch dieſe Folgen 


*) Wenn der neue Eigentümer die Wechſelſchuld mit übernähme, 
was nur kumulativ durch Zeichnung als Avaliſt neben dem Haupt⸗ 
ſchuldner geſchehen könnte, wäre er allerdings durch eine zweite Ver⸗ 
äußerung des Grundſtücks an einen die Hypothek nicht übernehmenden 
Dritten wiederum in der Lage, die Wechſelforderung nebſt Hypothek 
ſich ſelbſt zu erwerben, ohne endgültig auch nur einen Pfennig zu 
zahlen. Denn in einem ſolchen Falle würde er allein als Bürge 
durch Zahlung die Hypothek erwerben (85 774, 401, 412, 1153 BGB.). 
Der Indoſſant wäre aber trotzdem auf Grund dieſes Erwerbes ſeitens 
des Avaliſten dem Rückgriff nicht wiederum ausgeſetzt, weil nach 
§ 774 Abſ. 1 Satz 2 BOB. der Übergang nicht zum Nachteile des 
Gläubigers geltend gemacht werden darf und gegenüber dem Avaliſten 
infolge der avaliſtiſchen Zeichnung der Indoſſant auch nach Girierung 
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werden vermieden, wenn die Hypothek eine reine Darlehns⸗ 
hypothek iſt. 

Allerdings ſcheint der Grundſtückseigentümer dadurch einem 
weſentlichen Nachteile ausgeſetzt zu ſein, daß ſein Gläubiger 
zwei äußerlich voneinander getrennte Forderungen erhält und 
durch gutgläubige Dritte doppelte Befriedigung erſtreben könnte. 
Dieſer Gefahr kann er jedoch wirkſam dadurch entgegentreten, 
daß er bei der Hypothek im Grundbuch die Mithaft 
des Wechſels vermerken läßt. Wird nämlich ein Wechſel 
nur zur Sicherheit für eine Schuld, alſo zahlungshalber 
hingegeben, ſo darf zwar der Gläubiger trotzdem vom 
Schuldner Zahlung auf Grund des urſprünglichen Schuld⸗ 
verhältniſſes ſtatt auf Grund feiner Wechjelforderung begehren, 
allein nur gegen Übergabe des Wechſels oder eines Ausſchluß⸗ 
urteils, es ſei denn daß er den Nachweis der Verjährung, 
Ungültigkeit oder Vernichtung des Wechſels führt (vgl. RG. 
in Holdheims MSchr. 04, 76). Durch den gedachten Grund⸗ 
buchvermerk wird dieſe Einrede gemäß § 1157 BGB. auch 
gegenüber der dinglichen Klage eines gutgläubigen Zeſſionars 
perpetuiert, während ſie gegen die perſönliche Klage ſtets auf 
Grund des S 404 BGB. geltend gemacht werden darf. Die 
Bedeutung der Einrede iſt aber damit nicht erſchöpft, wofern 
die Hypothek bis zu einem beſtimmten, über den Verfalltag des 
Wechſels hinausgehenden Zeitpunkt befriſtet iſt oder ihre Fälligkeit 
von einer Kündigung abhängt, ſei es daß die Leiſtung alsdann 
ſofort geſchuldet wird oder die Zeit für ſie ſich von der Kündigung 
ab nach dem Kalender berechnen läßt. In ſolchen Fällen 
muß regelmäßig die Annahme Platz greifen, daß auch die 
Wechſelforderung wenigſtens für den Grundſtückseigentümer bis 
zum nämlichen Zeitpunkt prolongiert werden ſoll und prolongiert 
worden iſt, da ſonſt die Befriſtung der Hypothek für ihn „von 
Hauſe aus illuſoriſch“ wäre (vgl. RG. 17, 152). Daß etwa 
der Gläubiger die Wechſelſicherheit aufgegeben hat oder hat ver⸗ 
fallen laſſen, iſt nicht ohne weiteres zu vermuten. Demzufolge 
muß der Zeſſionar mit dem Vorhandenſein von Prolongations⸗ 
wechſeln rechnen, wenn er eine derartige Hypothek erwirbt, und 
es muß durch den erwähnten Vermerk als aus dem Grundbuch 
erſichtlich gelten, daß der Gläubiger in gleicher Weiſe, wie den 


des Wechſels als Gläubiger zu gelten hat. (vgl. Staub WO. 195 $ 8). 
Hierbei ſei bemerkt, daß § 774 Abſ. 1 Satz 3 BGB. auch verhindert, 
daß der Bürge den die Hypothek gemäß § 1143 BGB. erwerbenden 
Eigentümer ſofort wieder belangt. Strohal und Martinius in DIZ. 3, 
373 und 543 berückſichtigen nicht genügend, daß der Eigentümer 
gemäß § 1143 BGB. völlig in die Rechte des Gläubigers eintritt, 
alſo auch, wie dieſer, den Schutz des 8 774 Abſ. 1 Satz 2 BGB. in 
Anſpruch nehmen darf. Damit wäre ein Rückgriff des Bürgen gegen 
den Eigentümer auf Grund des eben von ihm überkommenen Rechtes 
ausgeſchloſſen. Es tritt alſo tatſächlich die Folge ein, daß von 
beiden der zuerſt Zahlende die Zahlung endgültig auf den anderen 
abwälzen kann. Gerade zur Vermeidung dieſes Übelſtandes iſt der 
übergang der Geſamthypothek in den Fällen des § 1173 BGB. nicht 
zugelaſſen worden (vgl. Prot. 4561). Es liegt deshalb ja nahe, mit 
Breit bei Gruchots Beitr. 48, 283 —295 die Beſtimmungen der 
SS 1173 Abſ. 2, 774 Abſ. 2, 426 Abſ. 2 BGB. entſprechend an 
zuwenden. Aber mangels einer ausdrücklichen Vorſchrift ſowie im 
Hinblick auf die Faſſung des §8 1225 Satz 2 BGB. und das 
Schweigen der Motive muß man von einer Lücke im Geſetze ſprechen. 
Der Geſetzgeber hat eben an dieſe Fälle gar nicht gedacht. 
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urſprünglichen Wechſel, auch Prolongationswechſel für die Zeit 
bis zum Tage der Fälligkeit der Hypothekenforderung heraus⸗ 
zugeben hat. (Vgl. Staub WO. 113 8 6.) Es wäre alfo 
hinſichtlich der Einreden des Grundſtückseigentümers derſelbe 
Zuſtand hergeſtellt, wie er bei unmittelbarer Beſtellung der 
Hypothek für die Forderung aus dem Wechſel beſtehen würde. 
Ja der Grundſtückseigentümer würde noch ſtärker geſchützt ſein, 
als bei der Wechſelkautionshypothek, wenn man mit Turnau 
(a. a. O. 823, Note Ad) und Hachenburg (Vorträge zum 
BGB. 605) annimmt, daß der dinglichen Klage aus der 
Wechſelhypothek Einreden aus der Perſon des Rechtsvorgängers 
nur, ſoweit ſie ſich aus dem Grundbuch ergeben, entgegengeſetzt 
werden dürfen, daß aber die Kenntnis des Wechſelinhabers von 
dieſen Einreden ohne Belang iſt.“) Nur in einem einzigen Punkte 
bleibt der Grundſtückseigentümer ſchlechter geſtellt, und zwar 
darin, daß bei Ungültigkeit des Wechſels die Hypothek nicht 
ihm ſelbſt als Eigentümerhypothek auf Grund des § 1163 
Abſ. 1 Satz 1 BGB. zufällt. Bei Vernichtung oder Ver⸗ 
jährung des Wechſels würde dagegen auch die Wechſelkautions⸗ 
hypothek nicht untergehen, im erſteren Falle nicht, weil das 
nach Art. 73 WO. oder § 104 ZPO. erwirkte Ausſchlußurteil 
gemäß 5 1018 ZPO. den Wechſel erſetzt (vgl. Staub WO. 
170 ff., Turnau a. a. O. 824 IV Denkſchrift zur GBO. 
S. 53), im letzteren Falle deshalb nicht, weil ſich der 
Wechſelinhaber auf 88 902 Abſ. 1 Satz 1, 223 BGB. 
berufen darf (vgl. Planck a. a. O. 126 Note 2, Abſ. 1 
zu § 902). 

Bei dieſer Rechtslage, wie ſie der vorgeſchlagene Vermerk 
hervorruft, kann, ſolange Wechſelrechte beſtehen, die Hypotheken⸗ 
klage aus der Verkehrshypothek nur durch den legitimierten 
Inhaber der Wechſel oder des entſprechenden Ausſchlußurteils 
erfolgreich durchgeführt werden. Damit wäre auch hier „die 
dauernde inhaltliche Mbereinftimmung des perſönlichen und des 
dinglichen Anſpruchs“ (Neumann a. a. O. 790 Note 1 zu $ 1187) 
erzielt, ſoweit dies bei der Wechſelkautionshypothek des § 1187 
BGB. der Fall iſt. Würde alſo der Zweck der Vorſchrift, 
daß für die Forderung aus Wechſeln nur eine Sicherungs⸗ 
hypothek beſtellt werden kann, die Erzielung dieſer Überein- 
ſtimmung fein, dann könnte aus $ 1187 BGB. kein Gegen: 
grund gegen die hier beſprochene Sicherungsform entnommen 
werden. Indes betont ſchon Turnau (a. a. O. 823 Note 4d 
Abſ. 2 im Gegenſatz zu a. a. O. 820 Note 2), daß der Satz 
der Denkſchrift zum BGB. (148), die dem Eigentümer zu⸗ 
ſtehenden Einwendungen müßten ſich bei der Orderhypothek 
ausſchließlich nach den für die Forderung geltenden Vorſchriften 
beſtimmen, nur auf die perſönliche Klage zu beziehen ſei, 
weil im Falle des 8 1189 BGB. gegen jeden Dritten wirkſame 


*) Planck (a. a. O. 614 Anm. 4 Abſ. 4) und Biermann (Sachen⸗ 
recht 243 Anm. 2) ſind mit Recht der Auffaſſung, daß die Kenntnis 
auch hier dieſelbe Wirkung hat, wie die Eintragung. Dies folgt 
ſchon aus $ 1157 Satz 2 BGB., welcher wegen der geſetzlichen Form 
der Hypothek als Sicherungshypothek nur ſoweit unanwendbar er⸗ 
ſcheint, als er auf Vorſchriften für den Hypothekenbrief Bezug nimmt. 
Daß der Indoſſatar die Forderung unabhängig von ſeinem Vormanne 
erwirbt, ift kein ſtichhaltiger Gegengrund; vielmehr muß der doloſe 
Rechtsnachfolger als anormaler Rechtsnachfolger angeſehen werden. 
(Bl. Staub HGB. 2, 1163 Anm. 14, 15; Staub WO. 203 $$ 15, 16.) 
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Eintragungen bei der Hypothek vorgenommen werden können. 
Deshalb iſt es auch nicht richtig, wenn Endemann (a. a. O. 520) 
ſagt, die Schuldverſchreibung beſtimme den Inhalt der Hypothek. 
Ebenſowenig trifft der von Turnau (a. a. O. 820 Note 2) und 
Endemann (a. a. O. 519) angeführte Grund für die ausſchließ⸗ 
liche Zuläſſigkeit der Sicherheitshypothek zu, daß nämlich das 
Nebenherlaufen eines Hypothekenbriefs zu unlöslichen Schwierig⸗ 
keiten und Verwicklungen führen würde. Ohne die Fiktion 
der Hypothek als Sicherungshypothek würde vielmehr die Über⸗ 
gabe des Briefes zur Übertragung der Wechſelforderung und 
die Vorlegung des Briefes neben der durch § 44 Abſ. 1 GBO. 
vorgeſchriebenen Vorlegung der Schuldurkunde bei grundbuch⸗ 
lichen Eintragungen erforderlich werden. Bei der Buchhypothek 
aber wäre die Eintragung ſelbſt zur Bewirkung von Rechts⸗ 
änderungen ebenſo geboten wie bei jeder Sicherungshypothek 
und die von der Eintragung befreiende Vorſchrift des S 1187 
Satz 3 BGB. hätte bei Zulaſſung der gewöhnlichen Hypothek 
ebenſo gegeben ſein können. Komplikationen hätten mithin 
kaum entſtehen können, zumal auch die Ordnungsvorſchriften 
nicht nach dem Ermeſſen des Grundbuchrichters anzuwenden, 
ſondern von ihm ſtrikt zur Vermeidung von Regreſſen zu be⸗ 
achten ſind. Nur ſo viel iſt richtig, daß das Nebenherlaufen 
eines Briefes oder die Anwendung des § 1154 Abſ. 3 BGB. 
die Umlaufsfähigkeit der Inhaber⸗ und Orderpapiere ſtark be⸗ 
einträchtigen und ſie zur Bedeutungsloſigkeit herabdrücken 
würde (vgl. Planck a. a. O. 612 Note 36). Der wahre Grund 
für den Ausſchluß der Verkehrshypothek iſt vielmehr mit Achilles 
(Handkommentar zum BGB. 413 Anm. 1 zu § 1187) darin 
zu ſuchen, daß der vom Geſetze dem Gläubiger bei der gewöhn⸗ 
lichen Hypothek gewährte Schutz ſchon durch die für derartige 
Forderungen geltenden Vorſchriften verbürgt iſt. Die Verkehrs⸗ 
hypothek für die in 8 1187 BGB. bezeichneten Papiere wäre 
demnach etwas Überflüffiges. Dieſe Papiere find ſelbſt Träger 
des Forderungsrechts. Letzteres kann alſo nicht durch den 
Grundbucheintrag, ſondern nur durch das Papier bewieſen 
werden. Das Weſen der Sicherungshypothek aber beſteht nach 
§ 1184 BGB. gerade darin, daß der Gläubiger ſich zum Be⸗ 
weiſe ſeiner Forderung nicht auf die Eintragung berufen kann. 
Der Vorderſatz des § 1184 BGB., daß ſich das Recht des 
Gläubigers aus der Hypothek nur nach der Forderung be⸗ 
ſtimmt, gilt lediglich für die perſönliche Klage (vgl. Planck 
a. a. O. 605 Note 1b) und bringt hier im Hinblick auf die 
ſpeziellen Vorſchriften des Wechſelrechts und Handelsgeſetzbuchs 
ſowie der 85 794 flg. BGB. für die Geltendmachung von 
Inhaber⸗ und Orderpapieren keine Verſchiedenheit von der Ge⸗ 
ſtaltung des Rechtsverhältniſſes bei der Verkehrshypothek mit 
ſich. Das Geſetz ſpricht mithin nur eine logiſche Schlußfolge⸗ 
rung aus, wenn es verordnet, daß die Inhaber⸗ und Order⸗ 
hypothek ſtets als Sicherungshypothek zu gelten habe (vgl. 
Planck a. a. O. 612 Note 3a). Dieſer Grund fällt jedoch ohne 
weiteres weg, ſobald die Hypothek für die Forderung aus dem 
Grundverhältniſſe beſtellt wird. Eine Umgehung des Geſetzes 
kann deshalb in der beſprochenen Sicherungsform nicht erblickt 


werden. 
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Die Verjährung bei der Trächtigkeitsgarantie. 
Von Rechtsanwalt Dr. Stölzle, Kempten (Bayern). 


Erwiderung auf den Artikel des Herrn Kollegen Dr. Sche⸗ 
fold⸗Ulm in Nr. 1 S. 2ff. dieſer Zeitſchrift. 


J. 

Schefold führt aus: 

1. Die Zuſicherung der Trächtigkeit enthält die Verein⸗ 
barung einer Gewährfriſt, die mit dem nach dem Naturgeſetz 
zu berechnenden Endtermine der Trächtigkeit endigen ſoll. Der 
ſo zu berechnende Endtermin der Trächtigkeit iſt der Anfangs⸗ 
termin der Verjährung der Gewährleiſtungsklagen. Nichts hin⸗ 
dert einen genau beſtimmten Tag als Ende der Gewährfriſt 
und eben damit als den Anfangstermin der Verjährung feſt⸗ 
zuſtellen. In dieſem Falle endigt die Verjährungsfriſt mit dem 
Ablauf von 6 Wochen von dem Tage an, an welchem das 
Tier äußerſten Falles fein Junges werfen mußte. (cfr. Ziffer 5 
der Sch. Ausführungen.) 

2. Die Zuſicherung der Trächtigkeit iſt die Zuſicherung 
einer Eigenſchaft, die ſich mit dem Verlauf einer beſtimmten 
Zeit zu einer beſtimmten Tatſache (Entwicklungstatſache) ent⸗ 
wickeln ſoll, nämlich zur Geburt eines jungen Tieres. Ich 
garantiere nicht, daß ſich innerhalb eines beſtimmten Zeitraumes 
die Trächtigkeit nicht zeigen dürfe, ſondern ich garantiere, daß 
das Tier mit Ablauf des nach dem Naturgeſetz zu beſtimmenden 
Zeitraumes ein Junges werfen wird. Mit der Trächtigkeit wird 


die weitere Tatſache zugeſichert, daß die Kuh in einem künftigen 


Zeitpunkt kalben wird. (cfr. Ziffer 2 J. c.) 

3. In jeder Trächtigkeitsgarantie iſt eine Gewährfriſt⸗ 
beredung enthalten; dieſe Gewährfrift fällt aber nicht unter die 
88 482 ff., ſondern unter 8 477 Abſ. 1 Schlußſatz. Es finden 
deshalb insbeſondere 88 482 ff. und $ 485 BGB. keine An⸗ 
wendung. (efr. 3 J. c.) 

II. 

Dieſe Ausführungen Schefolds ſind unrichtig: 

1. In der Zuſicherung der Trächtigkeit eines 
Tieres ohne Zeitangabe liegt nur die Zuſicherung 
einer Eigenſchaft, nicht aber die Garantie, daß das 
Tier mit dem Ablauf des nach dem Naturgeſetz zu 
beſtimmenden Zeitraumes ein Junges werfen wird. 

Es iſt unrichtig, wenn Schefold ſagt: „Der Verkäufer, 
welcher Trächtigkeit des Tieres zuſichert, garantiert, daß das 
Tier mit Ablauf des nach dem Naturgeſetz zu beſtimmenden 
Zeitraumes ein Junges werfen wird.“ 

Dieſe Garantie könnte man nur dann als gegeben an⸗ 
nehmen, wenn der Verkäufer dieſe Haftung übernehmen und 
der Käufer dieſe Haftung verlangen würde. 

Der tägliche Verkehr macht aber gerade zwiſchen beiden 
Arten der Garantie einen weſentlichen Unterſchied. 

Wenn ein Bauer ein trächtiges Tier kauft, ohne daß ihm 
ein beſtimmtes Ende der Trächtigkeit zugeſichert wird, dann 
bezahlt er für das Tier einen weſentlich geringeren Preis, als 
wenn ihm ein beſtimmtes Ende der Trächtigkeit zugeſichert wird. 
Will deshalb der Käufer ein beſtimmtes Ende der Trächtigkeit, 
dann läßt er ſich das beſonders zufichern. Es läßt ſich der 
Käufer zuſichern, daß die Kuh auf 1. November, daß ſie auf 
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Martini oder Weihnachten kalbe. Läßt er ſich jedoch nur 
Trächtigkeit zuſichern, dann iſt es ihm gleichgültig, wann die 
Kuh kalbt, es kommt ihm beim Kaufsabſchluß eben nur darauf 
an, ein trächtiges Tier zu kaufen. 

2. In der Zuſicherung der Trächtigkeit eines 
Tieres ohne Zeitangabe liegt auch nicht die Ver⸗ 
einbarung einer Gewährfriſt. | 

a) Das Weſen der Gewährsfriſt gemäß $ 482 BGB. be: 
ſteht darin: 

Der Verkäufer leiſtet Gewähr dafür, daß innerhalb 
einer nach Anfang und Ende genau beſtimmten Friſt 
ein Fehler ſich nicht zeigt (z. B. daß der Gaul nicht 
dämpfig iſt, nicht ſchlägt), oder, daß innerhalb dieſer be⸗ 
ſtimmten Friſt eine Eigenſchaft in die Erſcheinung tritt 
(3. B. daß das Pferd gut im Zuge iſt), oder aber, daß bis 
zu einem beſtimmten Endpunkt, nämlich dem Ende der 
Friſt, ein beſtimmtes Ereignis eintritt (3. B. daß die 
Kuh bis Martini kalbt). Die Gewährfriſt bezeichnet 
immer einen Endpunkt: Der Fehler darf bis zum Ende 
der Gewährfriſt ſich nicht gezeigt haben; ſpäteſtens bis 
zum Ende der Gewährfriſt muß eine Eigenſchaft in die 
Erſcheinung getreten ſein; am Ende der Friſt muß ein 
beſtimmtes Ereignis eingetreten ſein. 

b) Nach dieſer Begriffs beſtimmung iſt es zweifellos un: 
richtig, wenn Schefold ſagt: Jede Vereinbarung einer Gewähr⸗ 
friſt iſt eine vertragsmäßige Verlängerung der Verjährungs⸗ 
friſt. Denn Gewährfriſt und Verjährungsfriſt ſind von⸗ 
einander grundverſchieden. Die Vereinbarung einer Gewähr⸗ 
friſt enthält nicht eine Verlängerung der Verjährungsfriſt, 
ſondern die Sache iſt einfach die: Durch Vereinbarung einer 
Gewährfriſt wird der Beginn der Verjährungsfriſt hinaus⸗ 
geſchoben. Die Dauer der Verjährungsfriſt iſt aber die gleiche, 
ob die Gewährfriſt eine kurze oder lange iſt. 

e) Es würde an ſich nichts im Wege ſtehen, zu ſagen: 
Die normale Trächtigkeitsdauer iſt Gewährfriſt und das Ende 
der normalen Trächtigkeitsdauer iſt als Ende der Gewähr⸗ 
friſt zu betrachten. Allein man ſieht auf den erſten Blick: 
Normale Trächtigkeitsdauer iſt ein durchaus unbeſtimmter 
Begriff; es läßt ſich naturgemäß weder der Anfang noch das 
Ende der Friſt genau beſtimmen. 

a) Der Verkäufer des Tieres kann überhaupt nicht an⸗ 
geben, wann die Trächtigkeit ihren Anfang genommen hat. 
Es geht aber doch nicht an, von dem Tage des Gefahrüber⸗ 
ganges an die normale Trächtigkeitsdauer als Gewährfriſt an⸗ 
zunehmen, da das Tier zur Zeit der Übergabe vielleicht ſchon 
zirka 3 Monate oder länger trächtig iſt. Es würde dadurch 
eine Gewährfriſt herauskommen, welche ungewöhnlich lang iſt. 
Läßt ſich ſchon der Beginn der Trächtigkeit nicht genau be: 
ſtimmen, ſo iſt das noch weniger der Fall beim Ende derſelben. 
Selbſt wenn der Anfang der Friſt ganz genau bekannt iſt, ſo 
kann doch das Ende nicht mit Sicherheit berechnet werden. 

Dieckerhoff, Gerichtliche Tierarzneikunde, 3. Aufl. 1902 
S. 520 ſagt: „Die gewöhnliche oder typiſche Trächtigkeitszeit 
beläuft ſich nach der bei den landwirtſchaftlichen Viehbeſitzern 
allgemein verbreiteten Annahme auf rund 9 Kalendermonate. 
In der wiſſenſchaftlichen Literatur wird die Durchſchnittszeit 
auf 280 Tage berechnet.“ 
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35. Jahrgang. 


Nagel in „Die Gewährleiſtung beim Viehhandel“ von 
Hirſch und Nagel, Stuttgart 1902 S. 470 erklärt: Bei der 
durchſchnittlichen Trächtigkeitsdauer ſchwankt die Zahl der 
Trächtigkeitstage zwiſchen 277,6 und 289,9; bei der tupifchen 
zwiſchen 281 und 290. Als Minimum der Trächtigkeitsdauer 
werden 210 und 220, als Maximum 321 Tage angegeben. 
Die Regel iſt, daß die Kuh 10 Mondsmonate (à 28 Tage) 
trägt. Auch die Raſſe iſt von Einfluß auf die Trächtigkeits⸗ 
dauer: Shorthorn und Holländer Kühe tragen z. B. um 7 und 
12 Tage kürzer als Kärthner⸗Kühe.“ 

Man ſieht aus dieſen Außerungen der Sachverſtändigen, 
daß wir es mit ganz genau nach Tag und Woche beſtimmbaren 
Zeiten nicht zu tun haben. 

6) Man könnte allerdings einwenden: Im Prozeſſe läßt ſich 
durch Vernehmung von Sachverſtändigen die Trächtigkeits⸗ 
dauer feſtſtellen; das Gericht kann auf Grund ſeiner freien 
Beweiswürdigung die Zeitdauer der Trächtigkeit beſtimmen, 
und darnach läßt ſich dann der Beginn der Verjährungsfriſt 
berechnen. Wir hätten alſo das Reſultat, daß die Dauer der 
Gewährfriſt durch Sachverſtändige beſtimmt würde. Das 
Geſetz kennt jedoch nur geſetzliche und vereinbarte Gewähr⸗ 
friſten, andere gibt es nicht. Die Gewährfriſt wäre eine nach 
Anſicht der Sachverſtändigen wechſelnde. Daß dies unmöglich 
dem Sinne und der Tendenz des Geſetzes entſprechen kann, 
welches für das Gewährſchaftsrecht möglichſt klare, einfache 
Verhältniſſe ſchaffen wollte, iſt ohne weiteres klar. 

5) Es gehört aber zum Weſen der Friſt, daß fie nach 
Wochen und Tagen ganz genau beſtimmbar iſt. Ich kann 
hier, um Weiterungen zu vermeiden, auf meine Ausführungen 
in meinem „Viehkauf nach dem BGB.“ 3. Aufl. 1904, Berlin, 
J. Guttentag, S. 241 und 242, verweiſen. Bezüglich der 
Fälle, in welchen wirklich eine Gewährfriſt anzunehmen iſt, 
verweiſe ich auf meinen Viehkauf 1. c. S. 236, wo auch die 
näheren Literaturangaben enthalten find.*) 

Es kann alfo von einer Gewährfriſt überhaupt nicht ge⸗ 
ſprochen werden. So viel iſt ſicher, daß eine Gewährfriſt im 
Sinne des § 482 BGB. nicht vorliegt. 

3. Schefold ſagt nun: In der Trächtigkeitsgarantie iſt 
eine Gewährfriſtberedung enthalten; allein dieſe Gewähr⸗ 
friſt fällt nicht unter 8 482 ff., ſondern unter 8 477 
Abſ. 1 Schluß ſatz BGB. N 

Auch dieſe Behauptung iſt zweifellos unrichtig. Der 
Schlußſatz lautet nämlich: „Die Verjährungsfriſt kann durch 
Vertrag verlängert werden.“ 

Eine Gewährfriſt, welche unter 8 477 Abſ. 1 Schlußſatz 
BGB. fällt, gibt es überhaupt nicht, denn 8 477 BGB. 
handelt nur von Verjährungsfriſten, nicht aber von Gewähr⸗ 
friſten. Es gibt nur eine Gewährfriſt im Sinne des 8 482 BGB. 
Nimmt aber Schefold einmal eine Gewährfriſt an, dann muß 
er auch alle Konſequenzen derſelben annehmen, insbeſondere 
die Verpflichtung zur Erſtattung der Mängelanzeige ſpäteſtens 
am 2. Tage nach Ablauf der Gewährfriſt gemäß 8 485 BGB. 
Allein Schefold will auf der einen Seite die Gewährfriſt retten, 


) efr. auch die zuſtimmenden Ausführungen von Prof. 
Dr Malkmus in „Deutſche tierärztliche Wochenſchrift“ 13. Jahrgang 
1905, Nr. 2 S. 13 ff. 
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auf der anderen Seite die unangenehmen Konſequenzen derſelben 
vermeiden. 

Da gebe ich Schefold vollſtändig recht, wenn er ſagt: 
„Würde 8 485 BGB. zur Anwendung kommen, fo entſtünde 
Rechtsunſicherheit, in welchem Zeitpunkt die an die Friſt von 
2 Tagen geknüpfte Rechtshandlung vorzunehmen wäre, alſo 
z. B. bei einer Kuh am 2. Tage nach Ablauf der 40 Wochen oder 
erſt nach Ablauf eines weiteren Spielraumes von 3, 4, 5 Tagen, 
wie ihn die Natur gewährt.“ 

Wenn mich ein Mandant um meinen juriſtiſchen Rat er⸗ 
ſuchen würde, wann er die Mängelanzeige zu erſtatten habe, ſo wäre 
ich wirklich auch in Verlegenheit, welchen Tag ich ihm bezeichnen 
müßte. Da es ſich jedoch wie gezeigt, um keine Gewährfriſt 
handelt, kann auch $ 485 BGB. keine Anwendung finden. 


III. Stand der Praxis. 


Auf dem von mir ſchon von jeher eingenommenen Stand⸗ 
punkt ſteht auch die Praxis. 

1. Eine Entſcheidung des Landgerichts Mainz vom 27. Ok⸗ 
tober 1900 S. 114/00 F., abgedruckt in HeſſRſpr. 1, Nr. 22, 171 
beſagt: „Kläger hat in erſter Inſtanz die Auffaſſung vertreten, 
daß wenn „unter Garantie der Trächtigkeit“ ohne Angabe des 
Zeitpunktes, wann das Kalb zur Welt kommen werde, verkauft 
worden ſei, eine Eigenſchaft ausdrücklich zugeſichert und eine 
Gewährfriſt, die mit dem Ende der Trächtigkeitsdauer endige, 
als ſtillſchweigend vereinbart anzuſehen ſei, da die Trächtigkeit 
vor dem normalen Eintritt der Geburt nicht mit Sicherheit 
erkannt werden könne. Allein nach der eigenen Behauptung 
des Klägers iſt von dem Ende der Trächtigkeitsdauer bei dem 
Handel keine Rede geweſen, und daraus iſt zu entnehmen, daß 
die Vertragſchließenden auf dieſen Zeitpunkt kein Gewicht gelegt, 
vielleicht gar nicht daran gedacht haben. Unter ſolchen 
Umſtänden erſcheint es völlig ausgeſchloſſen, als ſtill⸗ 
ſchweigend verabredet etwas in den Vertrag aufzunehmen, was 
die Vertragſchließenden gar nicht in den Kreis ihrer Beſprechungen 
und Erwägungen gezogen haben.“ 

2. Auf dem gleichen Standpunkt ſteht eine Entſcheidung 
F. (33/02) des Landgerichts Memmingen vom 29. Oktober 1902. 

3. Ich verweiſe hier noch auf ein Urteil des Landgerichts 
Konſtanz vom 19. Juni 1903, abgedruckt in der BadRpr. 
1903, 268, das denſelben Standpunkt vertritt, wie die vorigen 
Urteile. 

4. Das gleiche gilt von einem Urteile des Amtsgerichts 
Stockach vom 26. Mai 1903 in Sachen Bechtold c. Schmid. 

5. Zum Schluſſe will ich nicht unterlaſſen, auf ein 
wichtiges Urteil des Landgerichts Weimar vom 30. Januar 
1905 in Sachen Fleiſchmann c. Kellner I hinzuweiſen. 

In dem dieſem Urteile zugrunde liegenden Fall war 
dafür garantiert worden, die verkaufte Kuh ſei ſeit 22 Wochen 
trächtig; der Käufer behauptet, es ſei damit eine Gewährfriſt 
vereinbart von einer Dauer, welche der Trächtigkeitsdauer ent⸗ 
ſpricht. Es heißt in dem Urteil, das ausdrücklich auf meine 
Ausführungen in meinem Viehkauf S. 241 ff. Bezug nimmt, 
wörtlich: „Demgegenüber iſt jedoch zu bedenken, daß von der 
Vereinbarung einer Friſt nur die Rede ſein könnte, wenn die 
Trächtigkeitsdauer ein feſt beſtimmter Zeitraum wäre, der von 
ſelbſt ohne nähere Begrenzung abſolut feſtſtände. In der Zu⸗ 
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ſicherung der Trächtigkeit könnte aber ebenſogut die Verein⸗ 
barung einer Friſt geſehen werden, die bis zum Zeitpunkt der 
Erkennbarkeit der Trächtigkeit, wie einer Friſt, die bis zu dem 
Zeitpunkt reicht, über den hinaus eine Trächtigkeit unter keinen 
denkbaren Umſtänden dauern kann, ſchließlich einer Friſt, die 
der normalen Trächtigkeitsdauer entſpricht. In jedem dieſer 
Fälle müßte überdies zur näheren Beſtimmung der angeblichen 
Gewährfriſt erſt das Gutachten Sachverſtändiger eingeholt 
werden, während das BGB. im übrigen ohne weiteres ſogar 
nach beſtimmten Tagen bemeſſene Gewährfriſten aufſtellt. Der 
bloßen Zuſicherung der Trächtigkeit fehlt es daher an dem un⸗ 
erläßlichen Hauptmerkmal jeder Friſtbeſtimmung, an der ab⸗ 
ſoluten Beſtimmbarkeit der damit etwa ins Auge gefaßten be⸗ 
ſonderen Gewährfriſt. Eine ſolche ohne weiteres als durch 
jene Zuſicherung an ſich vereinbart anzuſehen, würde der Ten⸗ 
denz des BGB., möglichſt einfache Rechtsverhältniſſe zu ſchaffen, 
widerſprechen.“ 
IV. 

Ich habe dargetan, daß die Annahme einer Gewährfriſt 
im Falle der Zuſicherung der Trächtigkeit ohne genaue Be⸗ 
ſtimmung der Zeitdauer ausgeſchloſſen iſt. Es iſt das auch 
durchaus nicht unbillig, wenn man bedenkt, zu welchen Schwierig⸗ 
keiten und zu welcher Rechtsunſicherheit die Annahme einer 
Gewährfriſt führt, da weder der Beginn noch das Ende der⸗ 
ſelben und ſelbſtverſtändlich weder Beginn noch Ende der Ver⸗ 
jährungsfriſt genau zu berechnen iſt. Damit iſt aber auch das 
eine klar: Die Leute müſſen ſich eben allmählich daran ge⸗ 
wöhnen, andere Arten der Garantie einzuführen. Wenn einem 
Käufer daran liegt, auf eine beſtimmte Zeit das Kalb zu er⸗ 
halten, dann muß er ſich das eben zuſichern laſſen. Er wird 
aber auch dann einen höheren Preis anlegen müſſen. 

Es iſt meines Erachtens Aufgabe der Theorie und Praxis, 
für das ſo tief in das Wirtſchaftsleben einſchneidende Vieh⸗ 
gewährſchaftsrecht möglichſt einfache und glatte Rechtsverhältniſſe 
zu ſchaffen und damit die Rechtsſicherheit des Verkehrs zu 
fördern. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 7. bis 26. Mai 
1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 105 EGBGB. $ 823 BGB. verb. mit Art. 29 
Anhaltiniſchen AGBGB. Unterſchied zwiſchen Schäden aus 
und bei dem Betriebe einer Straßenbahn.] 

Eine zweiſpännige Equipage des Klägers fuhr über die 
Breiteſtraße in B. Plötzlich ſtürzten beide Pferde, aus Maul 
und Naſe blutend, zuſammen; der Kutſcher fiel vom Bock. Als 
Urſache ergab ſich, daß ein Draht der Telephonleitung auf den 
Starkſtromdraht der Straßenbahn gefallen war und, auf die 
Erde herabhängend, das Geſpann berührt hatte. Das OLG. 
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erklärte den Schadenerſatzanſpruch des Klägers dem Grunde nach 
für berechtigt. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Das 
Berufungsgericht hat feſtgeſtellt, daß der elektriſche Starkſtrom, 
den die Beklagte als Treibkraft für die Straßenbahn verwendet 
und mittels oberirdiſcher Leitung den Wagen zugeführt hat, den 
auf die Leitung und von da auf den Boden herabhängenden 
Telephondrähten in ſolcher Spannung mitgeteilt wurde, daß die 
Pferde des Klägers bei der Berührung mit den Telephondrähten 
infolge der Überleitung dieſes Stroms und nicht etwa durch den 
Strom der Telephonleitung mit deſſen geringer Spannung be⸗ 
ſchädigt worden ſind. Das Berufungsgericht hat auf dieſen 
Tatbeſtand den gemäß des Vorbehalts in Art. 105 EGBGB. 
erlaſſenen Art. 29 Anhaltiniſchen AG BGB. vom 18. April 1899, 
der dem 8 1 Haftpfl®. wörtlich nachgebildet iſt und die Haft⸗ 
pflicht des Unternehmers eines Eiſenbahnbetriebs auf die Be⸗ 
ſchädigung einer fremden Sache beim Betriebe erſtreckt, ange⸗ 
wendet und in Zurückweiſung der Einwendungen der Beklagten 
ausgeführt: Die Überführung des Starkſtroms in die Telephon⸗ 
drähte und von dieſen in die Körper der Pferde ſei bei dem 
Betriebe der Straßenbahn erfolgt. Die Übermittlung des Stroms 
durch die Drähte einer der Beklagten fremden Leitung ändere 
an der ſachlichen Beurteilung nichts. Höhere Gewalt liege nicht 
vor; es ſei vorauszuſehen geweſen, daß bei Sturm oder ſonſt 
die Telephondrähte herabgeriſſen, auf die Leitung der Bahn 
fallen würden und Beſchädigungen von Tieren herbeiführen 
könnten; deſſenungeachtet habe die Beklagte die möglichen und 
üblichen, durchaus wirkſamen Sicherungsmaßregeln gegen die 
Berührung von Bahnleitung und Telephondrähten verſäumt. 
Ein etwaiges Verſchulden des klägeriſchen Kutſchers könne nur 
unter beſonderen, hier nicht behaupteten Vorausſetzungen als Ver⸗ 
ſchulden des Klägers betrachtet werden. Die Reviſion rügt die 
Verletzung des Art. 105 EGBGB. und des 8 823 BGB., 
weil der Unfall ſich nicht bei dem Betriebe der Straßenbahn 
ereignet habe, auch nicht auf eine der Straßenbahn eigentüm⸗ 
liche Gefahr zurückzuführen ſei. Sie bezweifelt den urſächlichen 
Zuſammenhang zwiſchen dem Betrieb der Beklagten und dem 
Schaden: Art. 105 a. a. O. läßt in Verbindung mit Art. 3 
ebenda landesgeſetzliche Vorſchriften zu, nach welchen der Unter⸗ 
nehmer eines Eiſenbahnbetriebs für den aus dem Betrieb 
entſtehenden Schaden in weiterem Umfang als nach den Vor⸗ 
ſchriften des BGB. haftet. Es fragt ſich daher lediglich, ob 
das Anhaltiniſche Geſetz, ſo wie das Berufungsgericht es aus⸗ 
legt, ſich im Rahmen des Art. 105 gehalten hat. Dies iſt zu 
bejahen. Das Berufungsgericht hat angenommen, daß die Be 
klagte, ohne daß es auf ein Verſchulden auf ihrer Seite an⸗ 
komme, für den Sachſchaden des Klägers hafte, weil deſſen 
Pferde bei dem Betriebe der Straßenbahn beſchädigt worden 
ſeien. Die Haftung für Schäden aus dem Betrieb iſt aber 
mindeſtens nicht enger als die Haftung für Schäden, die bei 
dem Betrieb entſtanden ſind. Die Auslegung des Anhaltiniſchen 
Geſetzes ſelbſt iſt der Nachprüfung des RG. entzogen, 8 5491 
ZPO. B. c. W., U. v. 30. April 06, 329/05 VI. — Naumburg. 

2. 88 6, 104, 1910 BGB. Begründung zur Einleitung 
einer Pflegſchaft. Einwilligung des Geiſteskranken. Queru⸗ 
lantenwahn.] 

Das AG. beftellte dem nach dem Gutachten des Medizinal⸗ 
rats Dr. H. geiſteskranken und infolge dieſes geiſtigen Ge⸗ 
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brechens zur Beſorgung ſeiner Vermögensangelegenheiten 
unfähigen B. ungeachtet ſeines Widerſpruchs einen Pfleger be⸗ 
hufs Wahrnehmung ſeiner Vermögensangelegenheiten. Die von 
B. eingelegte Beſchwerde wurde vom LG. zurückgewieſen. 
Seine weitere Beſchwerde legte das KG. auf Grund des § 28 
FGG. dem RG. zur Entſcheidung vor. Dieſes hob den Be⸗ 
ſchluß des LG. auf: Der Fall des § 28 Abſ. 2, 3 FGG. ift 
gegeben. Nach der Annahme des LG. iſt der Beſchwerdeführer 
in dem Maße geiſtig gebrechlich, daß ſeine freie Willens⸗ 
beſtimmung im Sinne des $ 104 Nr. 2 BGB. dauernd aus: 
geſchloſſen iſt. Sowohl das Königliche KG. zu Berlin wie das 
Königlich BayObLG. zu München gehen davon aus, daß auch 
dem nach Maßgabe des § 104 Nr. 2 Geſchäftsunfähigen auf 
Grund des 8 1910 Abſ. 2 BGB. ein Pfleger beſtellt werden 
kann. Dieſer Ausgangspunkt iſt zutreffend. Auch der Ent⸗ 
ſcheidung des RG. vom 6. Oktober 1902 (RG. 52, 240 ff.) 
liegt die Auffaſſung zugrunde, daß allgemein für geiſtig Ge⸗ 
brechliche, gleichviel wie im Einzelfalle die geiſtige Gebrechlich⸗ 
keit geartet iſt, die Beſtellung eines Pflegers nach 8 1910 
Abſ. 2 zuläſſig iſt, möchte auch in dieſer Entſcheidung gemäß 
der damaligen Lage des Falles die Zuläſſigkeit der Pflegſchaft 
unmittelbar nur im Anſchluß an §8 6 Nr. 1 BGB. erörtert 
ſein. Hält man hiernach an ſich für zuläſſig, dem Geiſtes⸗ 
geſtörten, deſſen Willensfreiheit dauernd ausgeſchloſſen iſt, einen 
Pfleger an die Seite zu ſtellen, ſo ſteht weiter in Frage, ob 
auch in ſolchem Falle gemäß § 1910 Abſ. 3 die Zuläſſigkeit 
der Pflegſchaft davon abhängig iſt, daß der im Sinne des 
5 104 Nr. 2 Geiſtesgeſtörte feine Einwilligung zur Beſtellung 
des Pflegers erteilt. Dies muß verneint werden. Iſt die 
geiſtige Gebrechlichkeit ſo beſchaffen, daß der Gebrechliche im 
Sinne des 8 104 Nr. 2 überhaupt keinen freien Willen hat, 
ſo iſt davon auszugehen, daß eine Verſtändigung mit ihm über 
ſeine Einwilligung in die Beſtellung eines Pflegers gänzlich 
ausgeſchloſſen iſt. Demnach bedarf es in ſolchem Falle über⸗ 
haupt nicht ſeiner Einwilligung. Dennoch war die angefochtene 
Entſcheidung aufzuheben. Denn die grundlegende Annahme des 
LG., daß B. in dem Maße des § 104 Nr. 2 geiſtesgeſtört 
iſt, entbehrt der ausreichenden Begründung, und es iſt nicht 
erſichtlich, daß bei dieſer Annahme von einer rechtlich zu⸗ 
treffenden Auslegung des $ 104 Nr. 2 ausgegangen iſt. 
Der Sachverſtändige Medizinalrat Dr. H. erklärt den B. an⸗ 
läßlich eines gegen denſelben ſchwebenden Privatklageverfahrens 
für einen Prozeßkrämer, der an Querulantenwahn leide, 
und erachtet dafür, daß ihm für das gegen ihn eingeleitete 
Strafverfahren der Schutz des $ 51 StGB. zugebilligt werden 
müſſe. Iſt hiernach zunächſt nicht unzweifelhaft, ob dem Gut⸗ 
achten über das Privatklagedelikt hinaus allgemeine Bedeutung 
zukommen ſoll, ſo lehrt vor allem die Erfahrung, daß Queru⸗ 
lanten nicht ſchlechthin ſo geiſtesgeſtört ſind, daß ihnen die 
freie Willensbeſtimmung überhaupt fehlt. B.s Pflegſchaft 
betr. Beſchl. v. 10. Mai 06, B 103/06 IV. — Danzig. 

3. 88 30, 31, 254, 278, 823, 831, 847 BGB verb. 
mit Haftpfl®. § 1. Haftung der Straßenbahn für Verſchulden 
des Wagenführers? Begründet Aufſtehen des Fahrgaſtes vor 
Anhalten des Wagens ein Verſchulden ?! 

Die Klägerin iſt, als ſie aus einem Wagen der von der 
Beklagten betriebenen elektriſchen Straßenbahn an einer Halte⸗ 
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ſtelle ausſteigen wollte, infolge des durch das Bremſen des 
Wagens verurſachten Ruckes im Waggon umgefallen und hat 
ſich verletzt. Sie nimmt auf den ihr entſtandenen Schaden die 
Beklagte in Anſpruch, von der ſie Kurkoſten, ein Schmerzens⸗ 
geld und eine Rente wegen Verminderung ihrer Erwerbs⸗ 
fähigkeit fordert. Das LG. hat die Klage zu ein Viertel ab⸗ 
gewieſen, zu drei Viertel den Klageanſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Die Berufung der Beklagten wurde 
zurückgewieſen, dagegen auf die Anſchließung der Klägerin unter 
Abänderung des erſten Urteils der Klageanſpruch zu ſeinem 
vollen Betrage dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen: Die An⸗ 
wendbarkeit des 8 1 NHaftpfl®. begründet die Anſprüche der 
Klägerin mit Ausnahme desjenigen auf Zahlung eines 
Schmerzensgeldes, der aber auch aus dem zweiten rechtlichen 
Geſichtspunkte des Vertrages nicht begründet wird. Nur für 
letzteren Geſichtspunkt bedarf es der Feſtſtellung eines Ver⸗ 
ſchuldens des Wagenführers oder des Schaffners, für das die 
Beklagte nach 8 278 BGB. einzuſtehen haben würde. Der 
Anſpruch auf Schmerzensgeld ($ 847 BGB.) wird allein 
gerechtfertigt durch den Nachweis einer unerlaubten Handlung 
nach 8 823 oder $ 831 BGB., die die Beklagte vertreten 
muß. Daß ſie ſelbſt in ihren verfaſſungsmäßigen Vertretern 
ein nach 88 30, 31, 823 BGB. ihre Verantwortung be⸗ 
gründendes Verſchulden treffe, iſt nicht behauptet. Dagegen iſt 
die Anwendbarkeit des S 831 BGB. an ſich außer Frage, da 
der Unfall, und damit auch der Schaden der Klägerin durch 
das raſche und ſtarke Anziehen der Bremſe durch den Wagen⸗ 
führer, mag dieſes ſchuldhaft oder unverſchuldet erfolgt ſein, 
alſo durch die Handlung eines Angeſtellten der Beklagten in 
Ausführung der ihm aufgetragenen Dienſtverrichtungen verur⸗ 
ſacht worden iſt. Die Beklagte trifft alſo, wenn ſie den An⸗ 
ſpruch der Klägerin auf Schmerzensgeld ablehnen will, der 
Nachweis, daß ſie bei der Auswahl des Wagenführers die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe. Wenn das 
Berufungsgericht dieſen Nachweis durch die Berufung auf die 
zehntägige Probezeit des Wagenführers und die von dieſem mit 
dem Prädikat „gut“ beſtandene Fahrerprüfung nicht für geführt 
erachtet, ſo kann ihm darin nicht entgegengetreten werden. 
Denn dieſer Beweisantritt iſt in der Tat nur geeignet, die 
techniſche Qualifikation des Wagenführers, ſeine Fahrgewandheit 
darzutun; dagegen fehlt es für die perſönliche Gewiſſenhaftig⸗ 
keit und Zuverläſſigkeit des bezeichneten Angeſtellten an jedem 
Nachweis der Sorgfalt der Beklagten bei ſeiner Anſtellung, der 
im vorliegenden Falle um ſo notwendiger war, als ſich der 
Wagenführer erſt kurze Zeit im Dienſte der Beklagten befand, 
ſie ſich ſelbſt von dieſen Eigenſchaften desſelben zu überzeugen 
vor dem Unfall alſo nur wenig Gelegenheit hatte. Auch in der 
Verneinung eines eigenen mitwirkenden Verſchuldens der Klägerin 
bei der Verurſachung des Unfalles durch das Berufungsgericht 
kann ein Rechtsirrtum nicht geſunden werden. Weder kann es 
der Klägerin zum Verſchulden angerechnet werden, wenn ſie ſich 
zum Ausſteigen von ihrem Platze erhob, ehe der Wagen zum 
Stehen gebracht war — würde ein ſolches Verlangen von allen 
Fahrgäſten befolgt und würde dementſprechend der Betriebs⸗ 
unternehmer an den Haltepunkten auch die Wagen erſt wieder 
in Bewegung ſetzen laſſen, wenn alle eingeſtiegenen Paſſagiere 
48 
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ihre Plätze eingenommen haben, ſo würde der Aufenthalt 
an den Halteſtellen eine Dauer annehmen, die mit dem Ver⸗ 
kehrszwecke der Straßenbahn wenig verträglich wäre —, noch 
erſcheint es als ein Verſchulden der Klägerin, wenn ſie beim 
Aufſtehen verſäumte, ſich der im Wagen angebrachten Hand⸗ 
haben zum Anhalten zu bedienen. Der gewöhnliche und un⸗ 
vermeidliche Rückſchlag, den das Anhalten des Wagens zur 
Folge hat, iſt erfahrungsgemäß nicht ſo ſtark, daß ein auf 
ſeinen Füßen ſicher ſtehender Menſch davon umfallen könnte; 
auf einen ſolchen hatte die Klägerin nur zu rechnen, wie das 
Berufungsgericht mit Recht angenommen hat. C. c. H., U. v. 
19. April 06, 19/06 VI. — Cöln. 

4. 58 30, 31, 89, 254, 823 BGB. Kläger erlitt 
einen Leiſtenbruch beim Fall in eine nicht ſichtbare Vertiefung 
im Straßenpflaſter. Das OLG. erklärte den Anſpruch des 
Klägers gegen die Stadtgemeinde dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt. Auf Reviſion der Beklagten wurde das nur zu zwei 
Dritteln angenommen.] 

Die Reviſion war für teilweiſe begründet zu erachten. 
Inſoweit die Reviſionsklägerin ihre Angriffe gegen die Annahme 
eines Verſchuldens der beklagten Stadtgemeinde richtet, war 
ihr nicht beizutreten. Es iſt zutreffend, daß eine Mittelſtadt 
von der Größe und den Verkehrsverhältniſſen wie Gleiwitz, eine 
Beleuchtung auch der Nebengaſſen die ganze Nacht hindurch, 
zumal in einem Maße, daß nicht nur die Orientierung er⸗ 
möglicht, ſondern auch jeder Teil der Straße von direkten Licht⸗ 
ſtrahlen getroffen wird, nicht zugemutet werden kann (vgl. RG. 
54, 59; JW. 1905 S. 199 Nr. 1). Das hat aber auch das 
Berufungsgericht nicht getan, das vielmehr das Verſchulden der 
Beklagten darin findet, daß ſie längere Zeit hindurch eine, be⸗ 
ſonders zur Nachtzeit den Verkehr gefährdende Vertiefung 
größeren Umfanges in dem Pflaſter der Straße beſtehen ließ. 
Dem kann mit Grund nicht entgegengetreten werden. Für die 
Annahme eines Verſchuldens der Stadtgemeinde hinſichtlich des 
Zuſtandes der Straßenpflaſterung iſt die konkrete Sachlage 
maßgebend. Nicht jede Unebenheit des Bodens noch dazu in 
einer Seitenſtraße hat eine Stadtgemeinde als Verſchulden 
ihrer verfaſſungsmäßigen Vertreter zu vertreten (SS 30, 31, 
89, 823 BGB.; JW. 1904 S. 232 Nr. 2); wenn das Be⸗ 
rufungsgericht im gegebenen Falle aber nach der Beweis⸗ 
aufnahme ein erhebliches Verkehrshindernis durch die hier frag⸗ 
liche Vertiefung nach deren Flächenumfang und Tiefe für ge⸗ 
geben annimmt und feſtſtellt, daß dieſes Verkehrshindernis 
längere Zeit hindurch beſtanden hat — letztere Tatſache iſt in 
derſelben allgemeinen Faſſung in dem Tatbeſtande des Urteils 
als unſtreitig, alſo auf dem gemeinſamen Vortrage der Parteien 
beruhend hingeſtellt —, ſo muß auch die rechtliche Erwägung 
für begründet erachtet werden, daß ein ſolcher fortdauernder 
Zuſtand, der nach der gedachten Feſtſtellung und der Beweis⸗ 
aufnahme doch Wochen oder Monate hindurch beſtanden haben 
muß, bei gehöriger allgemeiner Aufſicht über die Straßen durch 
die Vertretungsorgane der beklagten Stadtgemeinde deren Wahr⸗ 
nehmung nicht hätte entgehen können, und daß, wenn er nicht 
bemerkt oder, obwohl bemerkt, nicht beſeitigt worden iſt, dies 
der Stadtgemeinde als Fahrläſſigkeitsverſchulden ihrer Vertreter 
angerechnet werden muß (RG. 53 S. 57, 282; JW. 1904, 
232). Dagegen kann dem Berufungsgericht darin nicht bei⸗ 
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getreten werden, daß es jedes mitwirkende eigene Verſchulden 
des Klägers bei ſeinem Unfalle verneint. Der Kläger hat zu⸗ 
geben müſſen, daß ihm die in der oft von ihm paſſierten 
Straße liegende vertiefte und dadurch gefährliche Stelle wohl 
bekannt geweſen ſei, und erklärt, daß er bei ſeinem Heimweg 
in der fraglichen Nacht an die Vertiefung nicht gedacht habe. 
Wie der erkennende Senat mehrfach ausgeſprochen hat (JW. 
1905 S. 199 Nr. 1; 200, S. 491 Nr. 12), iſt in der Dunkel⸗ 
heit der Nacht auf Straßen und Verkehrswegen erhöhte Vor⸗ 
ſicht für jeden Paſſanten geboten, und zumal hat jeder, der 
ein Verkehrshindernis kennt, das auf ſeinem Wege liegt, auch 
die Pflicht, ſich dieſes gewärtig zu halten, und es iſt Ver⸗ 
letzung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt, wenn er es 
nicht achtet und vermeidet. War hiernach im Gegenſatze zum 
Urteil des Berufungsgerichts ein mitwirkendes eigenes Ver⸗ 
ſchulden des Klägers ($ 254 BGB.) anzunehmen, fo kann 
dieſes nach Lage der Sache auch nicht als ſo geringfügig be⸗ 
wertet werden, daß es gegenüber demjenigen der beklagten 
Stadtgemeinde nicht in Betracht käme. Das Reviſionsgericht 
hat, da die Sache nach dem feſtgeſtellten Tatbeſtande zur End⸗ 
entſcheidung über den Grund des Anſpruches (RG. 50, 219) 
reif iſt, nach 8 565 Abſ. 3 Nr. 1 ZPO. die Abwägung des 
beiderſeitigen Verſchuldens gemäß §8 255 BGB. ſelbſt vor: 
genommen und die Beklagte in Höhe von zwei Dritteln des 
geltend gemachten Schadens für haftbar erachtet, während zu 
einem Drittel der Schaden dem Kläger ſelbſt zur Laſt fällt. 
Stadtgemeinde G. c. M., U. v. 3. Mai 06, 330,05 VI. — 
Breslau. 

5. 88 90, 119 BGB. Gehört der Kurs eines Wert⸗ 
papieres zu den Eigenſchaften einer Sache?] 

Klägerin verlangte von dem Beklagten Schadenerſatz 
wegen Nichtlieferung gekaufter Kuxe. Beklagter wurde ver⸗ 
urteilt, Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen. Das 
OLG. führt zutreffend aus: Der Beklagte habe bei Abgabe 
ſeines mit dem Telegramm vom 27. Auguſt 1904 geſtellten 
Verkaufsangebots über den Inhalt dieſer Willenserklärung, 
durch deren Annahme der Kaufvertrag zuſtande gekommen ſei, 
ſich nicht im Irrtum befunden; der Preis von 1000 Mark 
habe ſeinem wirklichen Willen entſprochen; ſeine Behauptung, 
daß er bei dem Angebot in einem Irrtum über eine verkehrs⸗ 
weſentliche Eigenſchaft der Sache geweſen ſei, weil er den (am 
26. Auguſt unſtreitig 1 300 betragenden) Tageskurs der Kuxe 
nicht gekannt habe, verkenne, daß der Verkehrswert, Marktpreis, 
Kurs einer Ware nicht eine Eigenſchaft der Sache im Sinne 
des 8 119 Abſ. 2 BGB. ſei. Es braucht im vorliegenden 
Falle keine Stellung zu der Frage genommen zu werden, ob 
nicht im $ 119 Abſ. 2, wonach als Irrtum über den Inhalt 
der Erklärung auch der Irrtum über ſolche Eigenſchaften 
der Sache gilt, die im Verkehr als weſentlich angeſehen 
werden, unter Sache nur der körperliche Gegenſtand (8 90 
BGB.) zu verſtehen iſt, während hier bei dem Kaufe der Kuxe 
das mit dem Papier gekaufte Recht in Betracht kommt. Selbſt 
wenn nämlich der Kux, als Träger des Rechts, auch als Sache 
aufzufaſſen iſt, ſo handelt es ſich hier doch nicht um eine 
Eigenſchaft der Sache. Zwar fallen unter den Begriff der 
Eigenſchaften der Sache nach der feſtſtehenden Rechtſprechung 
des RG. (RG. 52, 2; 59, 243) nicht nur die natürlichen, der 
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Sache an ſich zukommenden Eigenſchaften, ſondern auch ſolche 


tatſächlichen oder rechtlichen Verhältniſſe, die zufolge ihrer Be⸗ 
ſchaffenheit und vorausgeſetzten Dauer nach den Verkehrs⸗ 
anſchauungen einen Einfluß auf die Wertſchätzung der Sache zu 
üben pflegen. Dieſe für die Wertbildung maßgebenden 
ſich unmittelbar auf die Sache beziehenden Verhältniſſe werden 
regelmäßig ihren Ausdruck im Preiſe finden. Hierdurch wird 
aber ſo wenig der Wert, wie der Preis der Sache eine ihr an 
und für ſich innewohnende Eigenſchaft, ſondern beides bleibt 
ein durch Schätzung ermitteltes Verhältnis der Sache zum 
Gelde. L. c. D., U. v. 18. April 06, 491/05 I. — 
Stuttgart. | 

6. 58 123, 124, 249, 826 BGB. Rechtzeitige Vertrags⸗ 
anfechtung notwendig, wenn Auflöſung des durch Betrug ver⸗ 
anlaßten Vertragsſchluſſes verlangt wird; § 124 wie SS 249, 
826 einſchränkende Spezialvorſchrift.] 

Die betrügliche Verleitung zum Vertragsſchluß, wie ſie in 
8 123 BGB. als Anfechtungsgrund vorgeſehen ift, enthält zu⸗ 
gleich den Tatbeſtand einer „gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Schadenszufügung“ im Sinne des $ 826 BGB., und dies iſt 
inſofern von praktiſcher Bedeutung, als in den Fällen, in denen 
der Betrogene es vorzieht, bei dem Vertrage ſtehen zu bleiben 
und auf Grund des letzteren Schadenserſatz wegen des verübten 
Betruges zu verlangen (vgl. das Urteil des erkennenden Senats 
vom 12. November 1904, RGZ. 59, 155 und die daſelbſt 
S. 158 Anm. 1 zitierten weiteren Entſcheidungen), er dieſen 
Anſpruch gemäß § 826 geltend machen kann, gleichviel ob er 
den Vertrag rechtzeitig innerhalb der einjährigen Friſt des 
§ 124 BGB. angefochten hat oder nicht. Anders aber liegt 
die Sache, wenn der Betrogene den Vertrag aufheben und, 
ſoweit er bereits erfüllt iſt, die Erfüllung rückgängig machen 
will. Zwar könnte es ſcheinen, als ſtünde auch in einem ſolchen 
Falle 8 826 dem Betrogenen zur Seite. Denn für den nach 
letzterem Paragraphen zu leiſtenden Schadenserſatz iſt die all⸗ 
gemeine Vorſchrift des S 249 BGB. maßgebend, und dieſe gibt 
dem Schadenserſatzberechtigten in erſter Linie das Recht, die 
Herſtellung desjenigen Zuſtandes zu verlangen, der beſtehen 
würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende Umſtand nicht ein⸗ 
getreten wäre. Da unter den letzteren Geſichtspunkt zweifellos 
die Rückgängigmachung eines durch Betrug veranlaßten Ver⸗ 
tragsſchluſſes fällt, ſo wäre damit auch für dieſen Fall das 
Erfordernis der vorgängigen rechtzeitigen Vertragsanfechtung 
beſeitigt. Dieſer Auffaſſung, die von den Klägern in der Tat 
in der Vorinſtanz vertreten worden iſt, kann indeſſen nicht zu⸗ 
geſtimmt werden. Vielmehr iſt davon auszugehen, daß 8 124 
BGB., inſofern er eine Auflöſung des durch Betrug zuſtande 
gekommenen Vertrages nur bei rechtzeitiger Anfechtung zuläßt, 
eine Spezialvorſchrift enthält, die als ſolche nach allgemeinen 
Auslegungsregeln die Geltung der allgemein lautenden Vor⸗ 
ſchriften der 88 249, 826 BGB. einſchränkt. Wollte man 
das Gegenteil annehmen, ſo würde nach dem vorhin Bemerkten 
§ 124 BGB. überhaupt gegenſtandslos fein, und daß dies im 
Sinne des Geſetzgebers gelegen haben ſollte, kann nicht ange⸗ 
nommen werden; vgl. auch das einen ähnlichen Fall (Ber: 
hältnis der Wandelung zur Vertragsanfechtung wegen Irrtums) 
betreffende Urteil vom 1. Juli 1905, RGzg. 61, 171. G. c. S., 
U. v. 2. Mai 1906, 455/05 V. — Cöln. 
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7. 88 142, 404, 407 BGB. Wirkung der Anfechtung 
eines Vertrages in einem Prozeſſe gegen den Zedenten gegenüber 
dem gutgläubigen Zeſſionar.] 

S. hatte mit dem Vater der Beklagten ein Kaufgeſchäft 
abgeſchloſſen und die ihm daraus zuſtehende Kaufpreisforderung 
an den Kläger abgetreten. Der Vater der Beklagten übertrug 
zur teilweiſen Deckung dieſer Schuld dem Kläger an Zahlungs⸗ 
ſtatt unter Übergabe des Sparkaſſenbuches ein Sparkaſſengut⸗ 
haben bei der Sparkaſſe in E. Dieſes Buch lautet aber nicht 
auf ſeinen Namen, ſondern auf den Namen ſeiner Tochter, der 
Beklagten. Nachdem der Kläger 1 000 Mark von dieſem Gut⸗ 
haben abgehoben hatte, erhob die Beklagte bei der Sparkaſſe 
Widerſpruch gegen weitere Auszahlungen. Der Kläger ſtellte 
Klage gegen die Beklagte mit dem Antrage an, ſie zu verur⸗ 
teilen, darin zu willigen, daß er das Sparkaſſenguthaben aus 
dem auf ihren Namen lautenden Sparkaſſenbuch für ſich ein⸗ 
ziehe. Die Beklagte widerſprach, weil ihr Vater zur Verfügung 
über das ihr gehörige Sparkaſſenguthaben nicht berechtigt ge⸗ 
weſen ſei, außerdem aber, weil der Kaufvertrag von ihrem 
Vater dem S. gegenüber angefochten und dieſer zur Rückgabe 
des Sparkaſſenbuchs verurteilt worden ſei. Das LG. veurteilte, 
weil es für erwieſen erachtete, daß der Vater der Beklagten 
das in Frage ſtehende Sparkaſſenbuch mit deren Zuſtimmung 
dem Kläger übertragen habe, und weil er den anderen Einwand 
der Beklagten für rechtlich unbeachtlich hielt. In der Be⸗ 
rufungsinſtanz machte die Beklagte geltend, das Urteil, durch 
welches der zwiſchen S. und ihrem Vater geſchloſſene Kauf⸗ 
vertrag auf Grund der Anfechtung des letzteren für ungültig 
erklärt ſei, ſei inzwiſchen durch Zurückweiſung der Berufung des 
S. rechtskräftig geworden. Ferner berief ſie ſich auf eine von 
ihr vorgelegte Zeſſion, die ihr Vater inzwiſchen auf ſie ausge⸗ 
ſtellt hatte und welche wie folgt lautet: Die Beklagte habe mit 
ſeiner Genehmigung geltend gemacht, daß er ihr ſeine Rechte 
gegen den Kläger abgetreten habe; er wiederhole die Abtretung, 
indem er ſeiner Tochter ſeinen Anſpruch auf Rückgabe des 
Sparkaſſenbuchs der Sparkaſſe und auf Rückzeſſion dieſes Spar⸗ 
kaſſenbuchs gegen den Kläger zu Eigentum abtrete. Das OLG. 
wies die Berufung zurück. Das RG. hob auf: Der Be⸗ 
rufungsrichter beurteilt die Rechtslage, wie ſie durch die von 
der Beklagten beigebrachte Zeſſion ihres Vaters geſchaffen 
worden iſt, von rechtlich nicht zutreffenden Geſichtspunkten. 
Wenn eine aus einem Vertrage entſtandene Forderung abge⸗ 
treten wird, ſo kann auf jeden Fall die Anfechtung des Ver⸗ 
trages rechtswirkſam dem Zedenten gegenüber erklärt werden; 
in ſeiner Eigenſchaft als Vertragsgegner iſt er unter allen 
Umſtänden der richtige Anfechtungsgegner. Darüber herrſcht 
allſeitige Ubereinſtimmung. Meinungsverſchiedenheit beſteht nur 
darüber, ob die Anfechtung wirkſam auch dem Zeſſionar gegen⸗ 
über erklärt werden kann, wie z. B. Kuhlenbeck bei Staudinger 
BGB., Schuldverhältniſſe Allg. Teil (2. Aufl.) S. 283 und 
Endemann, BGB. (8. Aufl.) S. 876 annehmen, oder ob die 
Anfechtung nur dem Zedenten gegenüber erfolgen kann, eine 
Anſicht, die unter anderen vertreten wird von Goldmann⸗Lilien⸗ 

thal BGB. Bd. I S. 183 Note 15 (ſpeziell mit Hinweis auf 
den hier vorliegenden Fall der Zeſſion einer Kaufpreisforderung), 
von Hellwig, Anſpruch und Klagerecht, S. 17 Note 38 (eben⸗ 


falls mit Verwendung des hier vorliegenden Falles als Bei⸗ 
48 * 
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ſpiel), und Rappaport, die Einrede aus fremdem Rechtsverhält⸗ 
nis (1904) S. 85. Es bedarf indes einer Entſcheidung dieſer 
Frage nicht, da hier die Anfechtung dem Zedenten gegen⸗ 
über erklärt iſt. Es beſteht ferner allgemeine Überein⸗ 
ſtimmung darüber, daß die dem Zedenten gegenüber mit 
Recht erfolgte Anfechtung abſolut und dinglich wirkt, alſo 
auch dem Zeſſionar gegenüber und zwar auch dann, wenn ſie 
nach der Abtretung erklärt if. S. z. B. Planck BGB. Bd. 1 
Note 1 zu 8 142, Leonhard BGB. Allgem. Teil S. 447, 
Matthias Lehrbuch des BGB. Bd. I S. 233, Coſak (4. Aufl.) 
Bd. I S. 392, Langheineken, Anſpruch und Einrede S. 317, 
Oertmann, Schuldverhältniſſe (2. Aufl.) Note 2 zu § 404 
S. 275 uſw. Iſt der Kaufvertrag ungültig, ſo iſt daraus 
keine Kaufpreisforderung entſtanden; eine ſolche exiſtiert alſo 
rechtlich nicht. Der gute Glaube des Zeſſionars ſchützt ihn 
nicht gegen dieſe Wirkung der gegen ſeinen Zedenten vor⸗ 
genommenen Anfechtung; denn die auf dem Gebiete des Sachen⸗ 
rechts beſtehenden Grundſätze über die Wirkung des guten 
Glaubens in Anſehung des Rechtserwerbs von einem Nicht⸗ 
berechtigten haben, von beſonderen hier nicht gegebenen Aus⸗ 
nahmen abgeſehen, für den Erwerb von Forderungen keine 
Geltung (ſiehe z. B. Goldmann⸗Lilienthal BGB. Bd. I 
S. 441). Es iſt daher völlig gleichgültig, ob der Kläger 
beim Erwerbe der Kaufpreisforderung die Anfechtbarkeit 
des Kaufvertrages, alſo den behaupteten Betrug ſeines 
Zedenten gekannt hat oder nicht, ſowie aus welchem Rechts⸗ 
grunde die Zeſſion der Kaufpreisforderung an ihn erfolgt 
iſt und ob er dafür ein Entgelt gewährt hat oder 
nicht. Beſtand die an den Kläger abgetretene Kaufpreis⸗ 
forderung nicht zu Recht, ſo hat der Vater der Beklagten, als 
er zu ihrer teilweiſen Tilgung eine Sparkaſſenforderung an 
Zahlungsſtatt hingab, eine Nichtſchuld bezahlt; es ſteht ihm 
daher das Recht auf Rückforderung des an Zahlungsſtatt hin⸗ 
gegebenen Vermögenswertes zu, ohne Unterſchied, ob das Hin⸗ 
gegebene ihm eigentümlich gehörte oder ob es Eigentum ſeiner 
Tochter, der Beklagten, war, über welches er mit deren Ein⸗ 
willigung verfügt hatte. Steht dem Vater der Beklagten das 
Recht zu, die Rückübertragung der Sparkaſſenforderung von 
dem Kläger zu fordern, ſo iſt darin als das mindere Recht 
auch die Befugnis eingeſchloſſen, der weiteren Zahlung der 
Forderung ſeitens des Drittſchuldners, der Sparkaſſe, an den 
Kläger zu widerſprechen. Es iſt das eine notwendige, vor⸗ 
beugende Maßregel, um die Realiſierung des Rückforderungs⸗ 
rechts zu ſichern. Klagt nun der Zeſſionar der Kaufpreis⸗ 
forderung in einem Falle wie dem vorliegenden gegen den 
Schuldner der Kaufpreisforderung dahin, daß dieſer in die 
Auszahlung der an Zahlungsſtatt hingegebenen Forderung an 
ihn willige, ſo kann der Schuldner mit Recht den Einwand 
erheben, daß er eine Nichtſchuld bezahlt habe, und damit die 
Klage zurückſchlagen, deren Grundlage die rechtliche Exiſtenz der 
bezahlten Forderung bildet. Im gegenwärtigen Falle hat der 
urſprüngliche Schuldner, der Vater der Beklagten, ſeine ihm 
gegen den Kläger zuſtehenden Rechte, insbeſondere ſein Rück⸗ 
forderungsrecht, an die Beklagte abgetreten. Damit erwuchs 
dieſer auch die aus dieſem abgetretenen Rückforderungsrecht (der 
condietio indebiti) ſich ergebende Befugnis, der weiteren 
Auszahlung des an Zahlungsſtatt hingegebenen Sparkaſſen⸗ 
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guthabens zu widerſprechen. Ohne Belang iſt es, ob ſie dieſen 
Widerſpruch urſprünglich auf andere Gründe geſtützt hat; in 
der Berufungsinſtanz konnte und durfte ſie ihn auf die Ab⸗ 
tretung der Rechte ihres Vaters gründen. Der Klage, die auf 
Beſeitigung dieſes Widerſpruchs gerichtet iſt und zu dieſem 
Zweck in ihrem Kerne die Feſtſtellung begehrt, daß die Hingabe 
des Sparkaſſenbuchs und die Abtretung der Sparkaſſenforderung 
an Zahlungsſtatt rechtmäßig erfolgt ſei, ſetzt die Beklagte hier⸗ 
nach mit Recht den Einwand entgegen, daß ihr Vater eine 
Nichtſchuld bezahlt habe; denn ſie ſteht als Zeſſionarin in den 
Rechten ihres Vaters. Alles vorſtehende hat indeſſen nur 
Bedeutung, wenn die Anfechtung des zwiſchen dem Vater der 
Beklagten und S. geſchloſſenen Kaufvertrages ſeitens des 
erſteren rechtswirkſam war, d. h. wenn der behauptete Betrug, 
auf den er die Anfechtung ſtützte, von S. wirklich begangen 
war; denn nicht die Anfechtungserklärung ſchlechthin, ſondern 
nur die begründete Anfechtungserklärung vernichtet das an⸗ 
gefochtene Rechtsgeſchäft. Die Frage, ob eine ſolche wirkſame 
Anfechtung erfolgt iſt, muß, wenn ſie ſtreitig wird, durch 
Richterſpruch beantwortet und durch dieſen im bejahenden Falle 
deklaratoriſch die Rechtswirkſamkeit der Anfechtung feſtgeſtellt 
werden. Dieſer Richterſpruch hat, ſoweit nicht die geſetzlichen 
Ausnahmen vorliegen, nur Wirkung unter den Parteien. Daher 
hat das nach der Abtretung zwiſchen dem Zedenten und dem 
Schuldner ergangene Urteil, durch welches der zwiſchen dieſen 
geſchloſſene Vertrag auf Grund der Anfechtung des Schuldners 
für ungültig erklärt wird, keine Rechtskraftwirkung gegenüber 
dem Zeſſionar, wenn der Schuldner bei der Rechtshängigkeit 
die Abtretung ſchon kannte, was hier als ſelbſtverſtändlich 
vorausgeſetzt wird. Das ergibt ſich aus allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen und wird als geltender Grundſatz des heutigen 
Rechts mit dem Schluſſe aus dem Gegenteil durch die Be⸗ 
ſtimmung im §S 407 Abf. 2 BGB. erwieſen. Darüber beſteht 
kein Zweifel; vgl. z. B. Schollmeyer Schuldverhältniſſe S. 379 
Note 2. Demgemäß muß im gegenwärtigen Rechtsſtreit, wenn 
der Kläger wirklich ernſthaft die Wirkſamkeit der von dem 
Vater der Beklagten dem S. gegenüber erklärten Anfechtung 
des zwiſchen ihnen geſchloſſenen Vertrages beſtreiten will, dieſe 
Frage vollſtändig und ſelbſtändig erörtert und entſchieden 
werden, und zwar liegt der Beklagten die Beweispflicht ob, 
denn ſie hat den Nachweis zu liefern, daß es eine Nichtſchuld 
war, auf welche ihr Vater das Sparkaſſenguthaben an Zahlungs⸗ 
ſtatt hingab, und dieſer Beweis kann von ihr nur geführt 
werden, wenn ſie dartut, daß das Kaufgeſchäft, aus dem die 
dem Kläger abgetretene Kaufpreis forderung erwachſen war, in⸗ 
folge wirkſamer Anfechtung ungültig war. Das Berufungs⸗ 
urteil, das erſichtlich darauf beruht, daß es die Beſchränkung 
der Rechtskraftwirkung des zwiſchen dem Schuldner und dem 
Zedenten über die Anfechtung ergangenen Urteils auf die Per⸗ 
ſonen der Parteien ausdehnt auf die Wirkſamkeit der Anfechtung 
ſelbſt, während doch in Wahrheit dieſe abſolut und daher auch 
gegen den Zeſſionar wirkt, mußte aus dieſen Gründen aufge: 
hoben werden. E. c. J., U. v. 1. Mai 06, 400/05 VII. — 
Hamm. 
8. 5164 BGB. verb. mit 8 829 ZPO. Unterlaſſene Er⸗ 
klärung eines Beamten, daß er für einen anderen, als feine 
vorgeſetzte Dienſtbehörde handele. Die Königliche Miniſterial⸗, 
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Militär⸗ und Baukommiſſion iſt zur Vertretung des Königlich 
Preußischen Fiskus berechtigt.] 

Die Firma K. u. L. ſchloß mit dem Königlichen Bau⸗ 
inſpektor K. vorbehaltlich der Genehmigung der Königlichen 
Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion einen Vertrag über 
die Ausführung der Erd⸗, Maurer⸗ und Aſphaltarbeiten ein⸗ 
ſchließlich der Materiallieferungen zum Erweiterungsbau der 
Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe in Berlin, Jägerſtraße 22. Die 
Genehmigung erfolgte. Die aus dieſem Vertrag der Firma 
K. u. L. zuſtehenden Forderungen wurden von mehreren Gläu⸗ 
bigern gepfändet, und zwar unter anderen von dem Beklagten 
durch Beſchluß vom 2. September 1903, zugeſtellt der IV. König⸗ 
lichen Bauinſpektion in Berlin, deren Leiter der Bauinſpektor K. 
war, am 3. September 1903; ferner wegen 3 934 Mark von 
dem Kläger zu 1) durch Beſchluß vom 10. September 1903, 
zugeſtellt dem Königlich Preußiſchen Fiskus, vertreten durch die 
Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion, am 10. September 
1903 und von der Klägerin zu 2) durch Beſchluß vom 7. Sep⸗ 
tember 1903, zugeſtellt derſelben Kommiſſion am 10. September 
1903. Die Pfändungsbeſchlüſſe wurden von der Bauinſpektion 
und der Miniſterial⸗, Militärs und Baukommiſſion der General 
direktion der Seehandlungsſozietät übermittelt. Dieſe hinter⸗ 
legte die Streitfumme wegen Ungewißheit des Gläubigers bei 
der genannten Kommiſſion. Es wurde dann durch Beſchluß 
des AG. das Verteilungsverfahren eingeleitet, in welchem der 
Beklagte wegen des von ihm gepfändeten Betrages vor den 
Klägern berückſichtigt iſt. Gegen die Auszahlung haben die 
Kläger Widerſpruch erhoben, weil der Pfändungsbeſchluß der 
Beklagten nicht der berufenen Vertreterin des Fiskus, der 
Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion, ſondern der IV. Bau⸗ 
inſpektion zugeſtellt worden iſt. Die Kläger haben Klage er⸗ 
hoben mit dem Antrage, 1. ihren Widerſpruch gegen den 
bezeichneten, in Sachen 11 J. 6/04 ergangenen Teilungsplan 
für gerechtfertigt anzuerkennen, 2. unter Abänderung des 
Teilungsplans zu beſtimmen, daß die unter Nr. 3 des Teilungs⸗ 
plans zur Hebung kommende Forderung des Beklagten in Höhe 
von 2701 Mark 96 Pf. nebſt den Hinterlegungszinſen an die 
Kläger ausgezahlt werde. Das KG. wies ab, das RG. hob 
auf: Nach 8 829 Abſ. 3 ZPO. iſt, wenn eine Geldforderung 
gepfändet werden ſoll, mit der Zuſtellung des Pfändungs⸗ 
beſchluſſes an den Drittſchuldner die Pfändung als bewirkt 
anzuſehen. Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt hiernach 
von der Feſtſtellung ab, wer hier als Drittſchuldner anzuſehen 
iſt. Dieſe Frage iſt lediglich aus dem materiellen Recht zu 
beantworten. Drittſchuldner hinſichtlich des der Firma K. u. L. 
aus dem Bauvertrage zuſtehenden Anſpruchs iſt diejenige 
Rechtsperſon, die als Beſteller den Bauvertrag mit der ge⸗ 
nannten Firma als der Unternehmerin geſchloſſen hat. In 
dieſer Beziehung ergibt der Tatbeſtand des Berufungsurteils 
als feſtſtehend folgendes: Die Firma hat mit dem Königlichen 
Bauinſpektor K. vorbehaltlich der Genehmigung der Königlichen 
Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion den Bauvertrag ges 
ſchloſſen und dieſe Genehmigung iſt bald darauf erfolgt. 
Eigentümer des Bauplatzes war zwar die Seehandlungs⸗ 
Sozietät, die eine gegenüber dem preußiſchen Staatsfiskus 
ſelbſtändige, mit eigenem Vermögen ausgeſtattete Rechtsperſon 
darſtellt (Kabinetts⸗Order vom 17. Januar 1820, Geſetzſamml. 
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S. 25, v. Rönne, Preußiſches Staatsrecht, 4. Aufl., Bd. 3 
S. 164 ff.). In ihrem an die genannte Kommiſſion gerichteten 
Auftrage erfolgte die Errichtung des Neubaues. Bei dem 
Vertragſchluſſe hat jedoch inhalts des Tatbeſtandes weder einer 
der Beteiligten erklärt, daß die Beſtellung des Baues im 
Namen der Seehandlungs⸗Sozietät erfolge, noch ergab ſich aus 
den Umſtänden, daß die Beſtellung in deren Namen erfolgen 
ſollte. Insbeſondere konnte der Umſtand, daß nach dem Ver⸗ 
tragſchluſſe K. die an die Baufirma für die Bauarbeiten zu 
entrichtenden Zahlungen durch Anweiſungen auf die Kaſſe der 
Seehandlungs⸗Sozietät leiſtete, nicht den Erfolg haben, daß 
dieſe bei dem Vertragſchluſſe erkennbar nicht beteiligte Rechts⸗ 
perſon mit rückwirkender Kraft zur Vertragspartei wurde. Es 
iſt auch nicht einmal behauptet worden, daß die Inhaber der 
Firma K. u. L. gewußt haben, der Bauplatz gehöre der See⸗ 
handlungs⸗Sozietät und in deren Auftrage werde die Errichtung 
des Neubaues betrieben. Vielmehr hat der damalige Mitinhaber 
der genannten Firma, K., eidlich bezeugt, er habe bei dem Ver⸗ 
tragſchluß angenommen, K. handle dabei namens ſeiner vor⸗ 
geſetzten Dienſtbehörde, der Miniſterial⸗, Militär⸗ und Bau⸗ 
kommiſſion. Auch aus der Zeugenausſage des Bauinſpektors K. 
iſt nichts dafür zu entnehmen, daß die Firma K. u. L. beim 
Vertragſchluß habe erkennen können, K. ſchließe namens einer 
anderen Perſon als der ihm vorgeſetzten Baukommiſſion, ins⸗ 
beſondere namens der Seehandlungs⸗Sozietät ab. Sollte hier⸗ 
nach ſelbſt der von ſeiner Dienſtbehörde mit dem Abſchluſſe des 
Vertrages betraute Bauinſpektor K. beim Abſchluſſe namens 
der Seehandlungs⸗Sozietät habe handeln wollen, ſo iſt dieſe 
dennoch, da dieſer Wille nicht erkennbar hervorgetreten iſt, aus 
dem Vertrage nicht verpflichtet worden; der etwa vorhanden 
geweſene Mangel des Willens des K., im Namen des durch 
ſeine vorgeſetzte Dienſtbehörde vertretenen Staatsfiskus zu 
handeln, kommt nicht in Betracht (§S 164 Abſ. 1 und 2 BGB.). 
Als Vertragsgegner der Firma K. u. L. kann hiernach nur der 
Staatsfiskus in Betracht kommen, denn K. iſt Staatsbeamter 
und die Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion iſt eine 
Staatsbehörde, und ſolange aus den Umſtänden etwas anderes 
nicht entnommen werden kann, iſt anzunehmen, daß ſie bei 
ihren amtlichen Handlungen für den Fiskus tätig ſind. Die 
Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion iſt auch innerhalb 
des ihr zugewieſenen Geſchäftskreiſes, alſo für die ſämtlichen 
fiskaliſchen Bauangelegenheiten in Berlin, zur rechtlichen Ver⸗ 
tretung des Fiskus befugt (v. Rönne, Staatsrecht des Preußi⸗ 
ſchen Staates a. a. O. S. 302, 303; Fritze, Zuſammenſtellung 
der Behörden uſw. S. 46). In dieſem Punkte ſteht die Kom⸗ 
miſſion den Provinzialbehörden, insbeſondere den Regierungen 
gleich. Der Bauinſpektor K. war zwar als ein der Kommiſſion 
untergeordneter Lokal baubeamter (Preußiſches Staatshandbuch 
1905 S. 334) zur Vertretung des Fiskus nicht befugt; dieſer 
Mangel kommt aber nicht in Betracht, da er bei dem Vertrag⸗ 
ſchluſſe als beſonders beauftragtes Organ der Kommiſſion und 
vorbehaltlich ihrer Genehmigung gehandelt hat, und dieſe Ge⸗ 
nehmigung hinterher erteilt worden iſt. Iſt hiernach der Fiskus, 
vertreten durch die Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion, 
als Vertragsgegner der Firma K. u. L. anzuſehen, ſo ſind auch 
durch die an dieſe Kommiſſion erfolgten Zuſtellungen der 
Pfändungsbeſchlüſſe der beiden Kläger die Pfändungen als be⸗ 
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wirkt anzuſehen. Dabei kann es keinen Unterſchied machen, 


daß in dem einen Falle die Zuſtellung an den „Fiskus, ver⸗ 


treten durch die Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion“, in 
dem andern nur an die „Miniſterial⸗, Militär⸗ und Bau⸗ 
kommiſſion“ erfolgt iſt. Auch im letzteren Falle konnte dieſe 
Behörde, da die Umſtände nichts anderes ergaben, nur als 
Vertreterin des Fiskus in Betracht kommen. Dagegen war die 
durch den Beklagten an den Bauinſpektor K. erfolgte Zuſtellung 
des Pfändungsbeſchluſſes als eine der ſtrengen Vorſchrift des 
8 829 Abſ. 3 ZPO. entſprechende nicht anzuſehen. Zur ſelb⸗ 
ſtändigen Vertretung des Drittſchuldners (Fiskus) war er, wie 
oben dargetan, nicht befugt. Von der zur Vertretung des 
Fiskus auch für Zuſtellungen an dieſen berechtigten Miniſterial⸗, 
Militär⸗ und Baukommiſſion war er zur Empfangnahme des 
Pfändungsbeſchluſſes nicht bevollmächtigt. Durch die Zuſtellung 
an ihn iſt hiernach eine Pfändung nicht bewirkt worden. Dieſer 
Mangel konnte nicht hinterher dadurch geheilt werden, daß der 
Pfändungsbeſchluß etwa ſpäter durch K. der Miniſterial⸗, 
Militär⸗ und Baukommiſſion überreicht worden iſt. E. c. K., 
U. v. 8. Mai 06, 411/05 VII. — Berlin. 

9. Der § 254 BGB. gilt für die Haftpflicht aus 8 25 
des preußiſchen Eiſenbahn⸗Geſetzes vom 3. November 1838 
überhaupt nicht.] 

Im Juli 1903 wurden von einem Eiſenbahnzug acht dem 
Kläger gehörige Pferde überfahren. Geſtützt auf 8 25 des 
Preußiſchen Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmungen vom 
3. November 1838 fordert der Kläger vom Beklagten Erſatz 
des Wertes dieſer Pferde, des ihm durch ihren Verluſt während 
der Dauer von elf Tagen entgangenen Gewinns und der ihm 
beim Ankauf neuer Pferde erwachſenen Unkoſten. Das LG. hat 
den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, 
das OLG. die Berufung des Beklagten zurückgewieſen. Reviſion 
iſt zurückgewieſen: Zur Entſcheidung ſteht u. a. die Frage, 
ob der $ 254 BGB: überhaupt auf die nach § 25 des preußiſchen 
Eiſenbahngeſetzes zu beurteilenden Fälle anwendbar iſt. Dieſe 
Frage iſt zu verneinen. Durch die Vorſchrift des Art. 105 
EGBGB. iſt dem Art. 55 gegenüber dem angezogenen § 25, 
ſoweit er ſich auf die Haftung des Eiſenbahnunternehmers für 
die Beſchädigung von Sachen bezieht, der Fortbeſtand gewährt. 
Die Frage, ob die Vorſchriften des BGB. zur Ergänzung dieſer 
Geſetzesbeſtimmung bezüglich der darin beſonders geregelten 
Materie herangezogen werden dürfen, kann nur aus letzterer 
ſelbſt heraus beantwortet werden und ſie müßte Bejahung finden, 
wenn der Geſetzgeber beim Erlaß des Geſetzes vom 3. November 1838 
davon ausgegangen wäre, daß es in Verbindung mit den übrigen 
Landesgeſetzen die Materie regeln, daher in den verſchiedenen 
Rechtsgebieten der Monarchie (in dem das AL R., des rheiniſchen 
und des gemeinen Rechts) in ſeinen Einzelheiten habe ver⸗ 
ſchieden wirken ſollen; dann würden mit dem 1. Januar 1900 
an die Stelle der in dieſen verſchiedenen Rechtsgebieten in Gel⸗ 
tung geweſenen Beſtimmungen die Vorſchriften des BGB. ge⸗ 
treten ſein. Allein jene Vorausſetzung iſt nicht gegeben. Das 
Eiſenbahngeſetz iſt, wie ſich beſonders aus feinem § 11 ergibt, 
für den ganzen Umfang der damaligen Monarchie erlaſſen 
worden. Die Gefährlichkeit des Betriebs der Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen, die damals erſt ins Leben gerufen worden waren, 
veranlaßte den Geſetzgeber, dem Unternehmer eine weit ſtrengere 
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Haftung aufzuerlegen, als ſie nach den beſtehenden geſetzlichen 
Vorſchriften gegeben war. Dieſem allgemeinen Geſichtspunkt 
gegenüber konnte aber der Ort und damit das Rechtsgebiet, in 
dem der Unfall ſich ereignet hatte, nicht von Bedeutung ſein; 
mit ihm war daher eine verſchiedene Beurteilung der Haftung 
je nach der Anwendung des in den verſchiedenen Rechtsgebieten 
der Monarchie geltenden Rechts nicht verträglich. Es ſollte 
vielmehr, wie das Geſetz für den ganzen Umfang der Monarchie 
beſtimmt war, auch ſeine Anwendung als lex specialis in der 
ganzen Monarchie eine einheitliche ſein. Hiernach konnte das 
Geſetz nur aus ſich ſelbſt heraus, nur unter Zugrundelegung 
der ihm eigenartigen Grundſätze und ohne Heranziehung der 
ſonſtigen preußiſchen Landesgeſetze ausgelegt werden, wie denn 
auch ebenſo das RG. in ſtändiger Rechtſprechung bis zum In⸗ 
krafttreten des BGB. daran feſtgehalten hat, daß der Begriff 
des Verſchuldens in $ 1 RhaftpflG. lediglich aus dieſem ſelbſt 
zu entnehmen war. In dieſer Weiſe iſt der 8 25 auch von 
ROG. (vgl. deſſen Entſch. Bd. 6 S. 12/13 unter Nr. 3) 
ausgelegt worden und in gleicher Weiſe iſt auch der erkennende 
Senat in den Urteilen vom 22. April 1897 (Rep. VI. 434/96) 
und vom 25. November 1901 (Rep. VI. 278/01) verfahren, 
indem er die Frage, in welchen Fällen eine Haftung des Eiſen⸗ 
bahnunternehmers für den bei der Beförderung an Sachen ent⸗ 
ſtandenen Schaden nicht eintritt, lediglich auf Grund jener 
Geſetzesbeſtimmung und nicht unter Heranziehung anderer landes⸗ 
geſetzlicher Beſtimmungen beantwortet hat. In dieſen Urteilen 
iſt weiter ausgeführt, daß nach jener Geſetzesbeſtimmung 
lediglich das eigene Verſchulden des Beſchädigten in Betracht 
kommt und daß deswegen ein Verſchulden ſeines Beauftragten 
den Anſpruch auf Schadenerſatz nicht beſeitigen kann. Dies iſt 
auch vom V. 38S. in dem in dem RGZ. 5, 232ff. abgedruckten 
Urteile ausgeſprochen und wenn hier zugleich darauf hingewieſen 
wird, daß weder nach gemeinem Recht, noch nach dem PrALR. 
anzunehmen ſei, daß, wenn ein Schaden durch einen Beauftragten 
des Beſchädigten verurſacht worden, hierdurch die ſonſt beſtehende 
Verpflichtung eines Dritten zum Schadenerſatz allgemein und 
ohne weiteres aufgehoben werde, ſo hat dies die Bedeutung 
eines zweiten, ſelbſtändigen Entſcheidungsgrundes. An jener 
Auffaſſung, daß andere Geſetze zur Ergänzung des $ 25 des 
Eiſenbahngeſetzes bezüglich der darin beſonders geregelten Materie 
nicht herangezogen werden dürfen, hält der erkennende Senat 
feſt und hieran iſt auch durch das Inkrafttreten des BGB. nichts 
geändert worden, da durch Art. 105 EG. die ebenda aufge⸗ 
führten landesgeſetzlichen Beſtimmungen auch in ihrer, die er⸗ 
gänzende Anwendbarkeit anderer Geſetze ausſchließenden Bedeutung 
aufrechterhalten worden ſind. Wenn der erkennende Senat in 
zahlreichen Entſcheidungen die Anwendung des Abſ. 1 des 8 254 
BGB. auch für den Rechtskreis des RHaftpflG. ausgeſprochen 
hat, ſo beruht dies auf der — bei dem hier anzuwendenden 
preußiſchen Eiſenbahngeſetz nicht einſchlagenden — Erwägung, 
daß die im Art. 42 EG. vorgenommene Neuredaktion jenes 
Geſetzes den ausgeſprochenen Zweck hat, deſſen Vorſchriften mit 
dem BGB. in Einklang zu bringen, fo daß nunmehr das neue 
Recht des BGB. zuſammen mit dem in Art. 32 CG. er⸗ 
wähnten bisherigen Reichsrecht als eine einheitliche Kodifikation 
ſich darſtellt. Da endlich der erkennende Senat auch daran 
feſthält, daß nach § 25 des Eiſenbahngeſetzes nur ein Ver⸗ 
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Schulden des Beſchädigten felbft, nicht auch das feiner Beauf⸗ 
tragten oder der ſonſt für ihn handelnden Perſonen den Schaden⸗ 
anſpruch ausſchließt, ſo kann dem vom Berufungsgericht feſt⸗ 
geſtellten Verſchulden der Knechte des Klägers Bedeutung für 
die Entſcheidung des Rechtsſtreits nicht beigelegt werden. Eiſenb. 
c. St., U. v. 9. April 1906, 295/05 VI. — Königsberg. 

10. 88 330 und 331 Abſ. 1 BGB. in Verb. mit 8 32 
Nr. 1 KO. Die in einem Vertrage zugunſten eines Dritten 
verſprochene Leibrente, zahlbar beim Tode des Verſprechens⸗ 
empfängers, iſt nicht Teil des Nachlaſſes des letzteren, unter⸗ 
liegt nicht dem Zugriffe der Nachlaßgläubiger.] 

Der Berufungsrichter hat angenommen, daß die Anfechtung 
gemäß $ 32 Nr. 1 KO. begründet ſei. Er geht davon aus, 
daß es ſich um ein Rentenvermächtnis handele, welches ſich 
als eine unentgeltliche Verfügung der Frau K. darſtelle, und 
führt aus, daß die Friſt zur Anfechtung nicht abgelaufen ſei, 
da die unentgeltliche Verfügung erſt mit dem Tode der Frau 
K. Wirkung erhalten habe. Seine Auffaſſung konnte nicht für 
zutreffend erachtet werden. Nach 8 330 Satz 1 BGB. iſt, 
wenn in einem Lebensverſicherungs⸗ oder einem Leibrenten⸗ 
vertrage die Zahlung der Verſicherungsſumme oder der Leib⸗ 
rente an einen Dritten bedungen iſt, im Zweifel anzunehmen, 
daß der Dritte unmittelbar das Recht erwerben ſoll, die 
Leiſtung zu fordern. Nach 8 331 Abſ. 1 BGB. erwirbt, 
wenn die Leiſtung an den Dritten nach dem Tode desjenigen 
erfolgen ſoll, welchem ſie verſprochen wird, der Dritte das 
Recht auf die Leiſtung im Zweifel mit dem Tode des Ver⸗ 
ſprechensempfängers. In dem Urteile des hier erkennenden 
Senats vom 3. Juni 1902 — RG. 51, 403, — welches den 
Fall der Lebensverſicherung der Ehefrau des Verſicherungs⸗ 
nehmers betraf, iſt ausgeführt, der Erwerb beziehe ſich auf ein 
von dem Verſtorbenen in der Art konſtituiertes Gut, daß dieſes 
zwar mit dem Erbfalle, aber, da für den Erwerb der Augen⸗ 
blick des Todes entſcheidend ſei, nicht als Teil des Nach⸗ 
laſſes, auch nicht aus dem Vermögen des Erblaſſers dem 
Begünſtigten zufalle. Letzterer erhalte vielmehr den bezüglichen 
Anſpruch in jenem Zeitpunkt unmittelbar auf Grund des 
Vertrages. Der Geſetzgeber habe hier einen unvermittelten 
Erwerb von Todes wegen vorgeſchrieben. Da danach das auf 
ſolche Weiſe zufallende Recht nicht zum Nachlaſſe gehört habe, 
ſei es dem Zugriffe der Nachlaßgläubiger entzogen. Dieſe 
Grundſätze ſind auch hier, wo es ſich um eine auf Grund des 
Vertrages vom 30. September 1900 zu entrichtende Leibrente 
handelt, zur Anwendung zu bringen. 82 des Vertrages ergibt 
deutlich, daß die Leibrente einem Dritten gewährt werden ſollte 
und zwar nach dem Tode des Verſprechensempfängers. Möchte 
der Dritte in dem Vertrage auch noch nicht beſtimmt ſein, ſo 
iſt der Vertrag doch unbedenklich als ein Vertrag zugunſten 
eines Dritten anzuſehen, und jener Umſtand iſt nicht geeignet, 
Zweifel über die Anwendbarkeit der Regel, daß der Dritte den 
Anſpruch unmittelbar auf Grund des Vertrages erwerbe, hervor⸗ 
zurufen. War der Verſprechensempfängerin auch die Bezeichnung 
des Dritten vorbehalten worden, ſo gingen die Vertragsparteien 
doch, wie aus $ 2 des Vertrages deutlich erhellt, davon aus, 
daß die Benennung des Dritten auf jeden Fall erfolgen ſollte. Auch 
der Umſtand, daß die Benennung der Beklagten im Teſtamente der 
Frau K. in die Form eines Vermächtniſſes gekleidet war, iſt ohne 
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Belang. Um ein eigentliches Vermächtnis handelte es ſich nicht, 
da weder der Erbe der Frau K. noch ein ſonſtiger Bedachter 
mit der Rente belaſtet worden war. In der bezüglichen Be⸗ 
ſtimmung des Teſtamentes iſt ausdrücklich hervorgehoben, daß 
die Zahlung der Rente nicht den Erben obliege, ſondern den 
Eheleuten K. auf Grund des Kaufvertrages über die Berg⸗ 
werksanteile und daß die Rente identiſch ſei mit der in dieſem 
Vertrage erwähnten. Die Zahlung der Rente ſollte alſo nicht 
aus dem Nachlaſſe erfolgen. Da die Beklagte die Rente ſo⸗ 
mit unmittelbar auf Grund des Vertrages vom 30. September 
1900, der ſelbſt nicht angefochten iſt, erworben hat und eine 


Zuwendung aus dem Nachlaſſe der Frau K. nicht vorliegt, iſt 


das von der Beklagten erworbene Recht dem Zugriffe der 
Nachlaßgläubiger entzogen, die Anfangsklage demgemäß hin⸗ 
fällig. v. A. c. Konkurs K., U. v. 20. April 06, 377/05 VII. 
— Naumburg. 

11. 88 817, 138, 1168 BGB. Entſcheidung der Frage, 
ob und in welcher Weiſe die auf ſachenrechtlichem Gebiete 
liegenden Erfüllungsgeſchäfte von der Unſittlichkeit des zugrunde 
liegenden Kauſalgeſchäftes beeinflußt werden.] 

Kläger klagt auf 5 Prozent Zinſen der für ihn auf dem 
der Beklagten verkauften Grundſtück hypothekariſch eingetragenen 
38 400 Mark Reſtkaufpreis für die Zeit vom 1. Juli 1902 
bis dahin 1904, alſo für zwei Jahre. Sein Antrag geht 
dahin: die Beklagte koſtenpflichtig zu verurteilen, an ihn bei 
Vermeidung der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück Altſtadt 
Nord Bd. III Bl. 127 insgeſamt 3 840 Mark zu zahlen. 
Dieſer Antrag iſt in II. Inſtanz abgewieſen. RG. hob auf: 
Das hypothekariſch eingetragene Reſtkaufgeld, von dem die 
Zinſen verlangt werden, gründet ſich auf einen Vertrag, durch 
welchen Beklagte vom Kläger ein Hausgrundſtück, auf welchem 
ein Bordell betrieben wurde, ſowie ferner die dem Bordell⸗ 
betrieb dienende Einrichtung (Inventar) und das Bordellgeſchäft 
ſelbſt käuflich erworben hat. Daß die Parteien nicht zwei von⸗ 
einander unabhängige Verträge, den einen über das Haus⸗ 
grundſtück, auf welchem das Bordell betrieben wurde, und den 
anderen über die dem Bordellbetriebe dienende Einrichtung 
(Inventar) und über das Bordellgeſchäft ſelbſt, geſchloſſen 
haben, daß ihr Wille und ihre Einigung vielmehr dahin ging, 
über dieſe Gegenſtände (Haus, Inventar und Bordellgeſchäft) 
ein einheitliches Kaufgeſchäft abzuſchließen, durch welches die 
Beklagte in den Stand geſetzt werden ſollte, das bisher vom 
Kläger betriebene Bordell weiter zu betreiben, hat der Be⸗ 
rufungsrichter auf Grund der Beweisaufnahme bedenkenfrei feſt⸗ 
geſtellt. Es iſt daher ohne Belang, daß die Parteien, nachdem 
ſie ſich über das ganze Geſchäft zu einem einheitlichen Preiſe 
von 129 000 Mark geeinigt hatten, zwei geſonderte Kauf⸗ 
verträge verlautbarten, von denen ſie den einen mit einem 
Preiſe von 104 000 Mark auf das Grundſtück und den anderen 
mit einem Preiſe von 25 000 Mark auf das Inventar und 
das Bordellgeſchäft abſtellten. Hat aber, wie hieraus hervor⸗ 
geht, das ganze — einheitliche — Rechtsgeſchäft einen unſitt⸗ 
lichen Charakter, weil es getätigt worden iſt, um die Beklagte 
in den Stand zu ſetzen, das Bordellgeſchäft fortzuſetzen, ſo wird 
hiervon auch jeder Teil des einheitlichen Rechtsgeſchäfts er⸗ 
griffen, und deshalb erweiſt ſich nicht bloß der Kaufvertrag 
über das Inventar und Bordellgeſchäft, ſondern auch der über 
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das Grundſtück als ein gegen die guten Sitten verſtoßendes 
Rechtsgeſchäft und iſt deshalb nach 8 138 Abſ. 1 BGB. 
nichtig. Wäre bei dieſer Sachlage die Beklagte auf Zahlung 
der rückſtändigen Zinſen des Kaufpreiſes mit der perſönlichen 
Klage in Anſpruch genommen worden, fo wäre die Zurück⸗ 
weiſung der Klage unbedenklich. Eine perſönliche Klage iſt 
aber nicht erhoben. Erhoben iſt alſo die dingliche 
Klage, mag auch der Kläger im Laufe des Rechtsſtreits zu 
erkennen gegeben haben, daß er die Beklagte auch für perſönlich 
verpflichtet erachtet. Es bleibt ſomit über die Zurückweiſung 
der bezüglichen Klage zu erkennen, wobei — wie bereits hervor⸗ 
gehoben — feſtzuhalten war, daß fie als dingliche Klage er⸗ 
hoben worden iſt und Kläger den eingeklagten Zinſenanſpruch 
nach ſeinem in der Berufungsinſtanz geſtellten Antrage auch 
nur als dinglichen geltend machen will. Dieſer Umſtand 
nötigt, Stellung zu der Frage zu nehmen, ob und in welcher 
Weiſe die auf ſachenrechtlichem Gebiete liegenden Erfüllungs⸗ 
geſchäfte von der Unſittlichkeit des zugrunde liegenden Kauſal⸗ 
geſchäfts beeinflußt werden. Das Urteil des VII. 38S. des 
RG. vom 19. Februar 1904 (RG. 57, 95) beſchäftigt ſich 
mit dieſer Frage nur hinſichtlich der wucherlichen Kauſal⸗ 
geſchäfte; für dieſe aber und für ihren Zuſammenhang mit dem 
zu ihrer Erfüllung eingegangenen dinglichen Rechtsgeſchäft iſt 
in $ 138 Abſ. 2 BGB. eine auf die Eigentümlichkeiten des 
Wuchers abgeſtellte Spezialbeſtimmung gegeben, ſo daß dieſes 
Urteil für die hier zu beantwortende Frage, für die es an 
einer ſolchen Spezialbeſtimmung fehlt, nicht maßgebend ſein 
kann. Die ſachenrechtlichen Erfüllungsgeſchäfte (4. B. Über: 
gabe, Auflaſſung) ſind nach dem Syſtem des BGB. als 
Rechtsgeſchäfte konſtruiert, die die Macht, eine ſachenrechtliche 
Wirkung hervorzubringen (3. B. Eigentum zu übertragen), in 
ſich ſelbſt haben. Man bezeichnet ſie deshalb als loſtgelöſt von 
dem Kauſalgeſchäft oder man ſpricht von einem dinglichen Ver⸗ 
trage, der ihr eigentliches Weſen ſei und der, weil ſich bei ihm 
der beiderſeitige Wille nur auf die Herbeiführung der ſachen⸗ 
rechtlichen Wirkung (J. B. auf Übertragung und Erwerb des 
Eigentums) richte, nichts von dem Kauſalgeſchäft in ſich auf⸗ 
genommen habe. Man nennt die ſachenrechtlichen Erfüllungs⸗ 
geſchäfte daher auch abſtrakte Rechtsgeſchäfte, abſtrakt inſofern, 
als ſie auf ſich ſelbſt geſtellt ſind und in dem Kauſalgeſchäft, 
das ihnen zugrunde liegt, zwar ihre Veranlaſſung finden, aus 
ihm aber keinen ihre Wirkſamkeit bedingenden Faktor herüber⸗ 
nehmen. Hält man dieſen ſelbſtändigen Charakter der ſachen⸗ 
rechtlichen Erfüllungsgeſchäfte feſt, ſo iſt die von Dernburg 
auch für das heute geltende Recht vertretene Annahme ab⸗ 
zulehnen (Bürgerl. Recht Bd. I $ 128 Nr. II; Bd. II Abt. II 
8 379; Bd. III 8 64 a. E.), daß die Unfittlichkeit des Kauſal⸗ 
geſchäfts und die an ſie geſetzlich geknüpfte Folge der Nichtig⸗ 
keit dieſes Geſchäfts auch die ſachenrechtlichen Erfüllungsgeſchäfte 
(Übergabe, Auflaſſung) nichtig mache. Gerade im Gegenſatz 
hierzu iſt andererſeits die Meinung aufgeſtellt worden 
(Enneccerus⸗Lehmann, das Bürgerliche Recht, Bd. I 8 98 
Nr. II, 8 158 Nr. IV, 5 355 Bem. 1 und Eccius in DIE. 
1903, 41), daß die abſtrakten Erfüllungsgeſchäfte von der dem 
zugrunde liegenden Kauſalgeſchäft anhaftenden Unſittlichkeit 
überhaupt nicht ergriffen werden könnten, weil die Elemente, 
aus denen ſie ſich zuſammenſetzen und aus denen ſie ihre Wirk⸗ 
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ſamkeit entnehmen, mit dem Zwecke des Kauſalgeſchäfts, der 
dieſes zu einem unſittlichen ſtempele, nichts zu tun hätten. Ob 
man ſoweit gehen ſoll oder ob man nicht vielmehr mit Förster 
(im Recht 1905, 356) anzunehmen haben wird, daß in der 


„Regel die Unſittlichkeit, die dem Kauſalgeſchäft anhaftet, auch 


dem Erfüllungsgeſchäft anhaften wird, kann dahingeſtellt 
bleiben. Denn das, worauf es ankommt, iſt die Frage, ob 
auch das Erfüllungsgeſchäft, wofern ihm eine Unfittlichleit an⸗ 
haftet, vom Geſetz als nichtig behandelt wird, und dieſe Frage 
iſt zu verneinen. Die Nichtigkeit des Erfüllungsgeſchäfts wäre 
unvereinbar mit 8 817 BGB. Denn wäre das Erfüllungs⸗ 
geſchäft nichtig, ſo könnte davon keine Rede ſein, daß aus der 
Leiſtung zu unſittlichem Zwecke nur eine Rückforderung 
Gondiktion) ſtattfindet. Die Nichtigkeit des Erfüllungsgeſchäfts 
3. B. der Auflaſſung müßte zur Folge haben, daß eine Ver⸗ 
mögensverſchiebung überhaupt nicht eingetreten, das Eigentum 
vielmehr bei demjenigen, der die Auflaſſung erteilt hat, ver⸗ 
blieben iſt und von ihm mit der Eigentumsklage (Vindikation) 
geltend gemacht werden könnte. Dies iſt nun aber erſichtlich 
nicht der Standpunkt, den das BGB. in § 817 einnimmt. 
Denn wenn dort darüber Beſtimmung getroffen wird, wann 
die Rückforderung zuläſſig und wann ſie ausgeſchloſſen ſein 
ſoll, ſo iſt damit anerkannt, daß die Vermögensverſchiebung 
ſtattgefunden hat; das abſtrakte Erfüllungsgeſchäft (die Auf⸗ 
laſſung uſw.) kann alſo nicht nichtig geweſen ſein, denn ſonſt 
hätte es die Wirkung, eine Vermögensverſchiebung herbei⸗ 
zuführen (Eigentum zu übertragen), nicht haben können. Nun 
iſt aber nach 8 817 Satz 2 die Rückforderung ausgeſchloſſen, 
wenn dem Leiſtenden gleichfalls ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten zur Laſt fällt, „es ſei denn, daß die Leiſtung in der 
Eingehung einer Verbindlichkeit beſtand“. Auf welche Fälle 
ſich die in den letzten Worten zugelaſſene Ausnahme bezieht, 
wird noch zu erörtern ſein; hier muß zunächſt der Annahme 
des Berufungsgerichts entgegengetreten werden, daß die An⸗ 
wendbarkeit der Vorſchrift überhaupt „von den Umſtänden“ ab⸗ 
hänge und daß ſie im vorliegenden Falle auf den Hausverkauf 
nicht anwendbar ſei, weil dieſer an ſich nichts Unſittliches ent⸗ 
halte. Denn damit wird wiederum das einheitliche Geſchäft in 
beſondere, voneinander unabhängige Teile zerlegt und dann 
nur ein Teil — der Kaufvertrag über das Haus — der 
richterlichen Beurteilung unterſtellt. Dies iſt unzuläſſig und 
wird jetzt auch durch die von dem Berufungsrichter getroffene 
Feſtſtellung ausgeſchloſſen. Der Kaufvertrag über das Haus⸗ 
grundſtück unterliegt alſo, da auch ihm die Unſittlichkeit ans 
haftet, ebenfalls dem 8 817. Damit wird eine Rückforderung 
des Grundſtücks für den Kläger ausgeſchloſſen. Nicht ſo 
zweifelhaft iſt, inwieweit eine Rückforderung auch für die Be⸗ 
klagte ausgeſchloſſen bleiben muß. Gewiß iſt freilich in dieſer 
Beziehung, daß ſie das bar gezahlte Geld nicht zurückfordern 
kann; denn die Rückforderung läßt das Geſetz für den 
Leiſtenden, der mit ſeiner Leiſtung gleichfalls gegen die guten 
Sitten verſtieß, nur zu, wenn „die Leiſtung in der Eingehung 
einer Verbindlichkeit beſtand“ und davon kann bei Barzahlung 
ſelbſtverſtändlich keine Rede ſein. Dagegen könnte man in der 
Hypothekenbeſtellung für das Kaufgeld eine ſolche Leiſtung 
finden, nämlich eine Leiſtung, die in der Eingehung einer Ver⸗ 
bindlichkeit beſteht, und wäre dies fo, fo müßte man die 
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Beklagte für befugt erachten, die Hypothek zu kondizieren, d. h. 
die Aufhebung des Hypothekenrechts zu verlangen. Daß dies 
zu einem dem Gerechtigkeitsgefühl unerträglichen Ergebnis 
führen würde, liegt auf der Hand; denn die Beklagte würde, 
obwohl ſie mindeſtens ebenſo unſittlich gehandelt hat wie der 
Kläger, das Grundſtück behalten und für den noch ſchuldigen 
Kaufpreis weder perſönlich noch mit dem Grundſtück haftbar 
zu machen ſein. Perſönlich haftbar iſt ſie gewiß nicht; dies 
folgt — wie bereits ausgeführt — mit zwingender Not⸗ 
wendigkeit aus 8 138 Abf. 1 BGB.; aber die in Erfüllung 
des Vertrages begründete dingliche Verhaftung des Grundſtücks 
vermag ſie nicht zu beſeitigen. Denn die Hypothekenbeſtellung 
gehört nicht zu der Ausnahme, für welche der 8 817 Satz 2 
die Rückforderung zugelaſſen hat. Dies ergibt ſich, wenn man 
auf die Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift eingeht, um darüber 
zur Klarheit zu kommen, an welche Fälle man gedacht hat, als 
man ausnahmsweiſe („es fei denn“ uſw.) die Rückforderung 
zuließ. (Die Entſtehungsgeſchichte wird erläutert.) Aus dieſer 
Entſtehungsgeſchichte erhellt, daß man an Erfüllungsgeſchäfte, 
die auf dem Gebiete des Sachenrechts liegen und die eine Ver⸗ 
mögensverſchiebung in dinglichen Rechten bewirken, nicht gedacht 
hat. Sie bilden inſofern einen Gegenſatz, als ſie keine 
perſönliche Haftung erzeugen und ihre Wirkung eben nur in 
Anſehung der Sache, auf die ſie ſich beziehen, zutage treten 
laſſen. Zu ihnen gehört die Grundſchuld, wenn dieſe für rück⸗ 
ſtändiges Kaufgeld aus einem Bordell⸗Grundſtückskaufvertrage 
beſtellt wird, nicht minder aber auch die Hypothek. Auch ihre 
Kondiktion iſt unzuläſſig, weil das Geſetz als Regel die Rück⸗ 
forderung demjenigen, dem ſelbſt ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten zur Laſt fällt, verſagt und ſie nur ausnahmsweiſe unter 
Vorausetzungen zugelaſſen hat, die — wie ſoeben gezeigt 
wurde — auf die Hypothek nicht zutreffen. Die Wirkungen 
einer ſolchen Hypothek müſſen fo weit reichen, wie das dingliche 
Recht Macht hat; ſie müſſen alſo auch auf die Zinſen mit 
ausgedehnt werden, wenn ſolche mit eingetragen worden ſind 
und daher das Grundſtück auch für ſie dinglich verhaftet iſt. 
Das der Hypothek zugrunde liegende Schuldverhältnis wird 
dadurch nicht berührt; es bleibt nichtig. Die Beklagte kann 
alſo perſönlich weder für das hypothekariſch ſichergeſtellte 
Kapital, noch für die Zinſen in Anſpruch genommen werden. 
Für beide haftet ſie nur mit dem Grundſtück. Ob man bei 
ſolcher Rechtslage ſagen darf, eine derartige Hypothek ver⸗ 
wandle ſich in eine Grundſchuld (ſo Förster a. a. O. S. 357), 
mag dahingeſtellt bleiben; die Ahnlichkeit beider iſt un⸗ 
verkennbar. Aber von der Grundſchuld unterſcheidet ſich eine 
derartige Hypothek immer noch dadurch, daß ſie für eine 
perſönliche Forderung beſtellt worden iſt, die zwar vom Geſetz 
für nichtig erklärt wird, bei der es aber doch die Rückforderung 
ausſchließt, ſo weit ſie bezahlt oder durch eine Vermögens⸗ 
verſchiebung auf ſachenrechtlichem Gebiete erfüllt worden iſt. 
Darum iſt es unrichtig, wenn der erſte Richter auf einen 
ſolchen Fall den 8 1163 Abf. 1 BGB. für anwendbar ers 
achtet und angenommen hat, die Hypothek ſtehe, weil die 
Forderung, für welche ſie beſtellt iſt, nicht zur Entſtehung ge⸗ 
langt ſei, dem Eigentümer — hier alſo der Beklagten — zu. 
Eine ſolche Annahme iſt mit dem 8 817 Satz 2 unvereinbar. 
Denn wenn die Rückforderung der Hypothek ausgeſchloſſen ſein 
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ſoll, weil demjenigen, der ſie beſtellt hat, gleichfalls ein Ver⸗ 
ſtoß gegen die guten Sitten zur Laſt fällt, ſo kann man nicht 
auf einem Umwege zu dem gerade entgegengeſetzten Ergebniſſe 
kommen. Dies wäre aber der Fall, wenn die Beklagte die 
Hypothek, die ſie nicht kondizieren darf, als eine ihr zuſtändige 
Eigentümerhypothek behandeln und als ſolche verwerten dürfte. 
Aus demſelben Grunde muß auch die Anwendbarkeit des 
8 1137 BGB. für ausgeſchloſſen gelten. Denn wollte man 
der Beklagten geſtatten, die ihr gegen die Forderung zuſtehende 
Einrede, daß ſie wegen Unſittlichkeit nichtig ſei, auch der 
hypothekariſchen Klage entgegenzuſetzen, ſo würde die Beklagte, 
da ſie mit dieſer Einrede die Geltendmachung der Hypothek 
dauernd ausſchließen könnte, nach 8 1169 BGB. auch ver⸗ 
langen können, daß der Kläger auf die Hypothek verzichtet, und 
dies würde nach 8 1168 Abſ. 1 BGB. die Folge haben, daß 
ſie — die Beklagte — als Eigentümerin des Grundſtücks die 
Hypothek erwürbe. Man käme alſo auch hier wieder — nur 
auf einem anderen Wege — gerade zu dem Ergebnis, welches 
mit der Vorſchrift in 8 817 Satz 2 unvereinbar iſt. Es 
bleibt daher nur der Schluß übrig, daß die Hypothek, wenn⸗ 
gleich die ihr zugrunde liegende perſönliche Forderung als ſolche 
nicht geltend gemacht werden kann, zu Recht beſteht und dem⸗ 
nach auch die hypothekariſche Klage demjenigen, dem die 
Hypothek zuſteht, nicht verſagt werden kann. F. c. L., 
U. v. 21. April 06, 505/05 V. — Hamburg. 

12. 85 842, 843, 845 BGB. 5 304 ZPO. Welche Ans 
ſprüche ſtehen einer Ehefrau zu, die bei einem Unfall einen 
Schaden erleidet? Bindung des Endurteils durch die Tragweite 
des über den Grund des Anſpruchs erkennenden Zwiſchenurteils.] 

Die Ehefrau eines Fleiſchermeiſters erlitt beim Herabſtürzen 
auf einer Treppe im Hauſe der Beklagten Verletzungen und 
verlangt neben dem Erſatz von Heilungskoſten Erſatz der Nach⸗ 
teile, die für ihren Erwerb herbeigeführt worden ſind. Dieſen 
letzteren Anſpruch hat ſie damit begründet, daß ſie infolge des 
Unfalls nicht in dem Maße, wie vorher in dem Geſchäft ihres 
Mannes tätig ſein könne und daß deswegen zu ihrer Vertretung 
in dieſem Geſchäft mehrfach Hilfskräfte hätten herangezogen werden 
müſſen. Das LG. hat die Beklagten zur Zahlung der geforderten 
Heilungskoſten und der Stellvertretungskoſten von 128 Mark, 
ſowie zu einer täglichen Rente von 50 Pf., bezw. 90 Pf. verurteilt, 
im übrigen aber die Klage abgewiefen. Das OLG. hat auf 
Berufung der Beklagten zunächſt durch Zwiſchenurteil den Anſpruch 
der Klägerin dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Dieſes 
Urteil iſt rechtskräftig geworden. In dem darauf eingeleiteten Ver⸗ 
fahren über den Betrag des Anſpruchs hat ſich die Klägerin der 
Berufung angeſchloſſen mit dem Antrag, die Rente für die Zeit 
bis Ende 1902 auf 1 Mark und für die fpätere Zeit auf 1 Mark 
80 Pf. täglich feſtzuſetzen. Berufung und Anſchließung, ebenſo 
die Reviſion der Beklagten und die Anſchließung der Klägerin 
wurden zurückgewieſen: Der Reviſion der Beklagten iſt darin 
beizutreten, daß das Berufungsgericht ſich die rechtliche Natur 
der geltend gemachten Anſprüche nicht klar gemacht hat, daß es 
der Klägerin Anſprüche zugebilligt hat, die nicht ihr, ſondern 
lediglich ihrem Manne zuſtehen. Zwar gilt dies nicht von den 
Heilungskoſten, die von den Ausführungen der Reviſion über⸗ 
haupt nicht berührt worden; denn auch der verheirateten Frau, 
gleichviel welches eheliche Güterrecht maßgebend iſt und gleich⸗ 
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viel ob fie ihre Erwerbsfähigkeit betätigt, ſei es für ſich ſelbſt, 
ſei es für ihren Mann, ſteht ein Anſpruch dieſer Koſten zu. 
Wohl aber gilt dies für den Erſatz des Schadens, der durch 
die Minderung der Erwerbsfähigkeit der Klägerin entſtanden iſt. 
Allerdings läßt ſich prinzipiell auch einer Ehefrau ein ſolcher 
Anſpruch nach Maßgabe der 88 842, 843 BGB. nicht ver⸗ 
ſagen. Allein eine Entſchädigung für den Verluſt oder die 
Minderung der Erwerbsfähigkeit wird nicht ſchlechthin gewährt, 
ſondern nur für den dem Verletzten nach ſeinen Lebens⸗ und 
Erwerbsverhältniſſen tatſächlich entgehenden Erwerb, wenn ſchon 
dabei nicht bloß die Verhältniſſe zur Zeit des Unfalls und in 
der Gegenwart, ſondern auch die zukünftige Geſtaltung der 
Dinge, ſoweit ſie ſich bei Zugrundelegung normalen Verlaufs 
vorausſehen laſſen, zu berückſichtigen ſind. Betätigt mithin 
eine Frau ihre Erwerbsfähigkeit lediglich im Hausweſen und 
im Geſchäft des Mannes, wozu ſie geſetzlich verpflichtet iſt 
(BGB. $ 1356), fo kann fie ſelbſt für den Verluſt oder die 
Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit inſoweit keinen Schaden⸗ 
erſatzanſpruch geltend machen, weil inſoweit lediglich dem Manne 
ein Schaden entſtanden, mithin nur dieſer nach $ 845 forderungs⸗ 
berechtigt iſt; es könnte ihr nur für den Fall ein ſolcher An⸗ 
ſpruch zugebilligt werden, daß ſie infolge einer in den ehelichen 
Verhältniſſen einttetenden Veränderung in die Lage käme, ihre 
Arbeitskraft für eigenen Erwerb zu verwerten. Bei Anwendung 
dieſer Grundſätze, von denen der erkennende Senat in dem 
Urteile Rep. VI 237/04 (teilweiſe abgedruckt in der JW. 1905, 
34112) ausgegangen iſt, erweiſt ſich der Klageanſpruch, ſoweit 
er nicht die Heilungskoſten betrifft, ohne weiteres als unbegründet. 
Bei den der Klägerin zugeſprochenen 128 Mark, infolge der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit der Klägerin im Geſchäfte 
des Mannes wegen Vertretung der Klägerin durch eine 
fremde Arbeitskraft, handelt es ſich lediglich um einen Anſpruch 
des Mannes auf Grund der Vorſchrift im 8845. Es hat 
dies aber auch zu gelten von der der Klägerin zugeſprochenen 
Rente. Denn gefordert wird dieſe — und dadurch unterſcheidet 
ſich der vorliegende Fall von dem in jenem Urteil behandelten — 
lediglich als Erſatz für die Minderung der Arbeitsfähigkeit der 
Klägerin im Geſchäft des Mannes, der alſo dieſem nach 
§ 845 zu vergüten tft, nicht auch für den Ausfall eigenen 
Erwerbs, den die Klägerin etwa künftig erleiden könnte. Steht 
aber der Klägerin jener Anſpruch nicht zu, ſo kann dieſer Mangel 
der Sachlegitimation auch dadurch nicht als beſeitigt gelten, daß 
in gewiſſen prozeſſualen Vorgängen die Zuſtimmung des Mannes 
zur Geltendmachung des Anſpruchs durch die Klägerin gefunden 
werden könnte; dieſe Auffaſſung kann zutreffen, wenn die Ehe⸗ 
leute in Gütergemeinſchaft oder in Errungenſchaftsgemeinſchaft 
leben (vgl. das Urteil des erkennenden Senats in den Ent⸗ 
ſcheidungen des RGZ. 60, 156), nicht aber wenn, was mangels 
gegenteiliger Behauptung anzunehmen, das geſetzliche Güterrecht 
das maßgebende iſt. Hiernach hätte das Berufungsgericht die 
Klage — von dem Anſpruch auf Erſtattung der Heilungskoſten 
abgeſehen — abweiſen ſollen. Gleichwohl können dieſe Erwägungen 
der Reviſion der Beklagten nicht zum Erfolg verhelfen. Dem 
ſteht das rechtskräftige Zwiſchenurteil des Berufungsgerichts 
entgegen. Dadurch iſt „der Anſpruch der Klägerin“ dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt worden. Auch der Anſpruch auf 
Erſatz der Stellvertretungskoſten von 128 Mark, ſowie der auf 


der Klägerin kann daher dem Grunde nach nicht mehr in 
Zweifel gezogen werden. Zwar ſpricht ſich das Berufungsgericht 
in den dem Zwiſchenurteil beigegebenen Gründen nur dahin 
aus, daß mindeſtens Auslagen an Arzt und Apotheker entſtanden 
ſeien, ſchweigt aber, obgleich nach dem Tatbeſtand die Klägerin 
die betreffenden Anſprüche geltend gemacht hatte, darüber voll⸗ 
ſtändig, ob auch Stellvertretungskoſten entſtanden ſeien und ob 
die Erwerbsfähigkeit der Klägerin gemindert ſei, trotzdem daß 
auch dies in dem Verfahren über den Grund des Anſpruchs 
zu erörtern geweſen wäre, da nicht mit jeder Körperverletzung 
oder Geſundheitsbeſchädigung eine Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit verbunden ſein braucht und da die Grundlage eines 
jeden mit der Klage geltend gemachten ſelbſtändigen Anſpruchs 
in jenem Verfahren feſtzuſtellen iſt. Das iſt aber nur ein 
grober Mangel in der Begründung des Zwiſchenurteils, 
der, wenn es angefochten worden wäre — ſchon abgeſehen von 
der Verletzung des 8 845 durch Nichtanwendung — zu feiner 
Aufhebung, ſoweit es ſich nicht um die Heilungskoſten handelt, 
hätte führen müſſen; maßgebend für das allein noch in Betracht 
kommende Verfahren über den Betrag iſt der entſcheidende Teil 
des Zwiſchenurteils, durch den die mit der Klage verfolgten 
Anſprüche dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt worden 
ſind. Die Anſchlußreviſion beſchwert ſich darüber, daß das 
Berufungsgericht der Anſchlußberufung der Klägerin, mit der 
die Erhöhung der Rente gefordert wurde, nicht ſtattgegeben hat, 
insbeſondere habe es ſeiner Entſcheidung lediglich das Vor⸗ 
bringen der Klägerin erſter Inſtanz über den Umfang ihrer 
Tätigkeit im Geſchäft ihres Mannes und das Beweisergebnis 
I. Inſtanz zugrunde gelegt, nicht auch das mit Beweis ber: 
tretene Vorbringen über jene Tätigkeit in der Berufungsinſtanz; 
es habe auch aus rechtsirrigen Gründen abgelehnt, die von der 
Klägerin behauptete Tatſache zu berückſichtigen, daß eine fremde 
Arbeitskraft außer einem Monatsgehalt von 30 Mark noch 
freie Station erhalte. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob nicht 
dieſe Angriffe zum Teil begründet ſind, wenn man, wie dies 
nach dem rechtskräftigen Zwiſchenurteil zu geſchehen hat, davon 
ausgeht, daß die Klägerin die eigentlich ihrem Mann zukommende 
Rente ſelbſt zu fordern berechtigt iſt. Denn wenn auch dieſe 
Angriffe an und für ſich nur den Betrag dieſer Rente betreffen, 
fo verbietet doch ſchon die eigenartige prozeſſuale Lage des 
Falles ihre Berückſichtigung. Wie der erkennende Senat wieder⸗ 
holt dargelegt hat, erſtreckt ſich das Zwiſchenurteil über den 
Grund des Anſpruchs auf den Anſpruch nur in dem Um⸗ 
fange, wie er zur Zeit der Erlaſſung des Urteils anhängig 
war; wird ſpäter der Klageanſpruch in der I. Inſtanz erweitert, 
ſo muß inſoweit der Anſpruch von neuem, wenn auch viel⸗ 
leicht nur kurz durch Bezugnahme, auch dem Grunde nach be⸗ 
gründet und der Entſcheidung des Gerichts unterſtellt werden. 
Im vorliegenden Fall hat das LG. über den Grund des Klage⸗ 
anſpruchs nicht erſt vorab entſchieden, ſondern ohne vorgängiges 
Zwiſchenurteil die Beklagten zur Bezahlung eines Teiles der 
geforderten Beträge — unter Abweiſung der Klage wegen des 
Mehrgeforderten verurteilt. Infolge der Berufung der 
Beklagten wurden die Klageanſprüche nur inſoweit, als 
eine Verurteilung erfolgt war, in die Berufungsinſtanz de⸗ 
volviert; nur in dieſem Umfang kann daher dem vom Be⸗ 
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35. Jahrgang. 
rufungsgericht erlaſſenen Zwiſchenurteil über den Grund des 
Anſpruchs Bedeutung zukommen; nicht aber kann es ſich auf 
den Umfang des Klageanſpruchs beziehen, den dieſer in der 
Berufungsinſtanz dadurch gewonnen hat, daß die Klägerin erſt 
nach Erlaſſung des Urteils ſich der Berufung angeſchloſſen 
und in der Berufungsinſtanz nunmehr erſt mehr gefordert 
hat, als ihr von der I. Inſtanz zugebilligt worden war. Dieſer 
Mehrbetrag konnte ihr trotz des Zwiſchenurteils nur zugeſprochen 
werden, wenn der Klaganſpruch überhaupt dem Grunde nach 
gerechtfertigt iſt. K. c. H., U. v. 23. April 06, 314/05 VI. — 
Königsberg. 

13. 88 870, 1113, 1154 BGB. verb. mit 88 52 und 91 
ZIG. und ZPO. 8 830. Aber den Streit an dem auf einen 
Eigentümer in einer Zwangsverſteigerung entfallenden Betrage 
zwiſchen Gläubigern, von denen der eine die Eigentümerhypothek 
hatte pfänden laſſen, ohne den Hypothekenbrief zu verlangen, 
und demjenigen, der die Hebung auf dieſe Hypothek verlangt.] 

Die Klägerin war bei einer Zwangsverſteigerung mit 
einer Hypothek ausgefallen. Sie hatte wegen des ihr 
drohenden Ausfalls einen Arreſtbefehl gegen die Grundſtücks⸗ 
eigentümerin erwirkt, durch welchen deren Anſpruch auf Aus⸗ 
zahlung desjenigen Betrags gepfändet worden iſt, der ihr aus 
dem Verſteigerungserlöſe auf die zur Eigentümergrundſchuld ge⸗ 
wordenen, früher der Frau M. zuſtehenden Hypothek von 
30 000 Mark zufallen würde. Der Arreſtbefehl iſt den 
Erſtehern des Grundſtücks, dem Vollſtreckungsgericht und der 
Beklagten zu 3, der Eigentümerin, am 8. Dezember 1903 zu⸗ 
geſtellt worden. Schon vorher hatte G. der Mitbeklagten wegen 
einer ihm gegen die Eigentümerin zuſtehenden vollſtreckbaren 
Forderung durch Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß die 
Eigentümergrundſchuld pfänden und ſich zur Einziehung über⸗ 
weiſen laſſen; er hatte auch den Anſpruch der Eigentümerin 
gegen J. und L. auf Herausgabe des Hypothekenbriefes ge⸗ 
pfändet und ſich zur Einziehung überweiſen laſſen. Die Klägerin 
nahm die hinterlegte Streitmaſſe in Anſpruch. Beklagter, die 
Eigentümerin und der Pfandgläubiger wurden verurteilt und 
die Reviſion zurückgewieſen. Mit dem Zuſchlage hatte nach 
99 52, 91 3G. die Eigentümerhypothek als ſolche zu be⸗ 
ſtehen aufgehört und an ihre Stelle war der Anſpruch auf Be⸗ 
friedigung aus dem Verſteigerungserlöſe getreten. Dieſer Be⸗ 
friedigungsanſpruch, in den ſich die Hypothek aufgelöſt hat, der 
aber, da die Hypothek in der Belaſtung eines Grundſtücks be⸗ 
ſteht ($ 1113 BGB.), eine Hypothek nicht mehr darſtellt, 
unterliegt wie jedes andere Forderungsrecht der Pfändung. 
Auf letztere finden aber, eben weil es ſich nicht um eine 
Forderung handelt, für welche eine Hypothek beſteht, die be⸗ 
ſonderen Vorſchriften in 8 830 3PO. keine Anwendung 
Urteil des RG. vom 29. März 1905 in Sachen der Spar- 
und Leihbank zu F. wider den Vorſchußverein zu L., V. 447/05 
und Urteil vom 8. Juli 1903, RG. 55, 264). In Übers 
einſtimmung mit dieſen vom RG. wiederholt ausgeſprochenen 
Grundſätzen hat der Beruſungsrichter die Pfändung des An⸗ 
ſpruchs der Beklagten zu 3 auf Befriedigung aus dem Ver⸗ 
ſteigerungserlöſe, der an die Stelle der ihr zuſtehenden Eigen⸗ 
tümerhypothek getreten war, für an ſich wirkſam erachtet. Die 
Frage iſt nur, ob ſich der Beklagte zu 1 mit Erfolg auf die 
für ihn ſchon vorher — durch den Pfändungsbeſchluß des 
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AG. Gumbinnen vom 6. März 1903 — erfolgte Pfändung 
und Überweiſung und auf die ihm erteilte Zeſſion vom 
17. November 1903 berufen kann. Beide Rechtsakte liegen 
vor dem Zuſchlage, treffen alſo in eine Zeit, in der die Eigen⸗ 
tümerhypothek als ſolche für Beklagten zu 1 noch beſtand. 
Es bedurfte daher, da über die Hypothek ein Brief ge⸗ 
bildet war, zur Wirkſamkeit der Pfändung nach 8 830 ZPO. 
der Übergabe des Hypothekenbriefes an den Gläubiger oder der 
Wegnahme desſelben durch den Gerichtsvollzieher zum Zwecke 
der Ablieferung an den Gläubiger, und ebenſo war nach 
8 1154 BGB. zur Abtretung der Forderung die Übergabe 
des Hypothekenbriefes erforderlich. Daß weder eine Übergabe 
noch eine Wegnahme durch den Gerichtsvollzieher ſtattgefunden 
hat, iſt unſtreitig. Der Beklagte meint aber, dadurch wenigſtens 
mittelbarer Beſitzer des Hypothekenbriefes geworden zu fein, 
daß er durch einen weiteren Beſchluß des AG. Gumbinnen 
vom 16. Mai 1903 den Anſpruch ſeiner Schuldnerin gegen 
J. und L. auf Herausgabe des Hypothekenbriefes pfänden und 
ſich zur Einziehung überweiſen ließ. Er erachtet hierdurch die 
Übergabe des Briefes, wie fie das Geſetz in 8 830 ZPO. 
und 8 1154 BGB. als erforderlich vorſchreibt, für erſetzt und 
deshalb ſowohl die Pfändung vom 6. März wie die Zeſſion 
vom 17. November 1903 für gültig. Seine Hauptbeſchwerde 
richtet ſich dagegen, daß der Berufungsrichter dies verneint hat. 
Aber ſie iſt unbegründet. Unterſtellt man auch zugunſten der 
Reviſion, daß der Beklagten zu 1 ein Anſpruch auf Herausgabe 
des Briefes gegen deſſen Beſitzer überhaupt zugeſtanden habe, 
ſo iſt dieſer keineswegs, wie bereits der Berufungsrichter aus⸗ 
geführt hat, durch die Pfändung und Überweiſung zur Ein⸗ 
ziehung auf den Veklagten ebenſo übergegangen, wie er durch 
Zeſſion übergegangen fein würde. Denn die Überweiſung zur 
Einziehung ermächtigt zwar denjenigen, dem ſie erteilt iſt, zur 
Geltendmachung des überwieſenen Anſpruchs; ſie hat aber, wie 
das RG. in feſtſtehender Rechtſprechung anerkannt hat (vgl. 
u. a. RG. 27, 294; 20, 422; 18, 399 flg.), nicht die 
Wirkung, das Gläubigerrecht ſelbſt auf ihn zu übertragen. 
Gläubiger bleibt derjenige, gegen den die Zwangsvollſtreckung 
ſich richtet, und nur zur Geltendmachung des ihm verbliebenen 
Anſpruchs wird ein anderer durch richterliche Ermächtigung wie 
ein procurator in rem suam legitimiert. Die Überweiſung 
zur Einziehung ſteht alſo der Abtretung, durch die die 
Forderung ſelbſt übertragen wird (S 398 BGB.), nicht gleich, 
und deshalb kann auch der mittelbare Beſitz, wenngleich er 
durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs übertragen werden 
kann ($ 870 BGB.), nicht durch eine Überweiſung zur Eins 
ziehung übertragen werden (Planck, Note 2 8 870 BGB. und 
Gaupp⸗Stein, 4. Aufl. Note II unter 2 zu $ 830 ZPO. 
S. 587). Der Beklagte hätte ſich dabei nicht beruhigen 
dürfen, daß ihm der Anſpruch auf Herausgabe des Briefes 
überwieſen worden iſt; er hätte das ihm überwieſene Recht 
geltend machen müſſen, um in den Beſitz eines Teilhypotheken⸗ 
briefes zu gelangen. Wäre dies rechtzeitig geſchehen d. h. 
bevor durch Erteilung des Zuſchlags die Hypothek als ſolche 
erloſch und der an ihre Stelle getretene Befriedigungsanſpruch 
anderweitig gepfändet wurde, ſo wäre die Pfändung der 
Eigentümerhypothek wirkſam geworden. Hat dies der Beklagte 
verabſäumt und damit den übrigen andrängenden Gläubigern 
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die Möglichkeit offen gelaſſen, ihrerſeits eine wirkſame 
Pfändung auszubringen, nachdem ſich die Hypothek in einen 
Befriedigungsanſpruch aufgelöft hatte, fo muß er nunmehr, weil 
er bei der Begründung ſeines eigenen Rechts auf halbem Wege 
ſtehen geblieben iſt, das wenn auch ſpäter, aber vollkommen 
begründete Recht der Klägerin anerkennen. G. o. S., U. v. 
25. April 06, 448/05 V. — Königsberg. 

14. 85 986, 1154 Abſ. 1 BGB. Die Blankoabtretung 
einer Grundſchuld in Verbindung mit der Übergabe des Grund⸗ 
ſchuldbriefes iſt unwirkſam.] 

Der Gemeinſchuldner (M.) iſt eingetragener Gläubiger einer 
Briefgrundſchuld von 6000 Mark. Er hat den Brief und eine 
Zeſſion mit Umſchreibungsbewilligung, in der jedoch der Name 
des Zeſſionars offen gelaſſen iſt, dem Beklagten übergeben, und 
zwar — wie dieſer behauptet — auf Grund eines vorher 
mündlich getroffenen Abtretungsabkommens und gegen Empfang 
der Zeſſionsvaluta. Die Zeſſion iſt am 28. April 1900 aus⸗ 
geſtellt. Am 16. April 1904 wurde über das Vermögen des M. 
der Konkurs eröffnet. Der Konkursverwalter verlangt im vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreite die Herausgabe des Grundſchuldbriefs, 
weil die Blankoabtretung einer Grundſchuld nach heutigem Rechte 
unwirkſam ſei. Die Klage iſt in den Vorinſtanzen abgewieſen, das 
RG. verurteilte nach dem Klageantrage. Der Berufungsrichter hat 
ſich der Entſcheidung der Rechtsfrage, ob nach dem jetzt geltenden 
Rechte die dingliche Abtretung einer Grundſchuld rechtswirkſam 
in blanco, d. h. ohne Nennung des neuen Gläubigers in der 
Abtretungsurkunde, erfolgen könne, entſchlagen zu dürfen ge⸗ 
glaubt, weil — wie er in rein tatſächlicher Erwägung ohne 
Rechtsnormenverletzung annimmt — zwiſchen dem Gemein⸗ 
ſchuldner und dem Beklagten vor der Ausſtellung der Urkunde 
vom 28. April 1900 ein Vorvertrag geſchloſſen worden iſt, 
durch den der Gemeinſchuldner ſich zur Abtretung der Grund⸗ 
ſchuld verpflichtet hat. Da aus einem ſolchen Vertrage, der 
keiner Form bedarf (RG. 54, 146), auf Erfüllung des Abs 
tretungsverſprechens geklagt werden kann, ſo braucht der Be⸗ 
klagte nach der Annahme des Berufungsrichters den in Er⸗ 
füllung des Verſprechens empfangenen Grundſchuldbrief nach 
§ 986 BGB. nicht herauszugeben. Dies iſt rechtsirrig. Wer 
vor Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen ſeines 
Vertragsgegners ſeine obligatoriſchen Verpflichtungen bereits 
vollſtändig erfüllt hat, hat keinen Anſpruch auf Erfüllung ſeitens 
der Konkursmaſſe, ſondern eine bloße Konkursforderung, die, 
wenn ſie nicht auf Zahlung einer Geldſumme gerichtet iſt, nach 
ihrem Schätzungswert in Geld zu befriedigen iſt (KO. 88 26, 
69; vgl. Jaeger KD. Nr. 14 zu 8 17). Hat aber der Be⸗ 
klagte der klagenden Konkursmaſſe gegenüber kein Recht auf 
Abtretung der Grundſchuld, ſo ſteht ihm auch kein Recht zum 
Beſitze des Grundſchuldbriefs im Sinne des 8 986 BGB. zu. 
Der Brief iſt noch Eigentum des Gemeinſchuldners (BGB. 
8 952) und gehört zur Konkursmaſſe. Demnach läßt ſich die 
Entſcheidung der Frage, ob die Blankoabtretung in Verbindung 
mit der Übergabe des Grundſchuldbriefs den Übergang der 
Grundſchuld auf den Beklagten bewirkt hat, nicht umgehen. 
Wäre die Frage zu bejahen, ſo würde die Klage abgewieſen 
werden müſſen, da dann die Grundſchuld und der Brief nicht 
Beſtandteil der Konkursmaſſe wäre. Sie iſt aber zu verneinen. 
Auszuſcheiden für die anzuſtellende Unterſuchung find die Fälle, 
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in denen eine Verpflichtung oder Übertragung rechtliche Wirkung 
lediglich durch das Hinſchreiben des Namens auf ein Blankett 
erhält, in denen es alſo der Ausfüllung des leeren Raumes 
über der Namensſchrift nicht bedarf, wenn das der Verpflichtung 
entſprechende Recht oder der Erwerb geltend gemacht werden 
ſoll. Wo das Geſetz Schriftform fordert, verlangt es der Regel 
nach eine Namens unterſchrift und damit einen Text, der 
durch die Unterſchrift gedeckt werden ſoll (BGB. § 126). 
Jene Fälle beruhen auf Ausnahmevorſchriften (vgl. 3. B. 
HGB. 8365, WO. Art. 12), die auf andere Fälle nicht übertragen 
werden dürfen. Ahnlich iſt die Rechtslage, wenn das Geſetz 
der Namensſchrift, die unter einem Texte ſteht, verpflichtende 
oder übertragende Kraft beilegt, obgleich in dem Texte weſent⸗ 
liche Beſtandteile fehlen, von denen die Geſetze ſonſt die Rechts⸗ 
wirkſamkeit abhängig machen. Um einen ſolchen Fall handelt 
es ſich bei der Blankoabtretung von Grundſchulden nach dem 
früheren preußiſchen Rechte (EigErwG. $ 55) und nach der 
ehemaligen mecklenburgiſchen Praxis. Grundſchulden konnten 
ohne Nennung des Erwerbers mit der Wirkung abgetreten 
werden, daß jeder Inhaber dadurch das Recht erlangte, die 
Blankoabtretung mit einem Namen auszufüllen, die Grund⸗ 
ſchuld auch ohne dieſe Ausfüllung abzutreten, und die dingliche 
Klage anzuſtellen. Die bloße Namenszeichnung genügte dazu 
nicht, ſondern es war eine darüberſtehende ſchriftliche Erklärung 
des Abtretenden erforderlich, aus der der Abtretungswille 
hervorging; nur der Name des Erwerbers durfte fehlen (vgl. 
für preußiſches Recht Gruchots Beitr. 30, 1038; RG. 20, 
307 flg. und für mecklenburgiſches Recht RGZ. 17, 115 flg.). 
Mit einer ſolchen Blankoabtretung in Verbindung mit ber Über⸗ 
gabe des Grundſchuldbriefs vollzog ſich der Übergang der Grund» 
ſchuld. (Vgl. RG. 3, 326; 14, 94 flg., Gruchots Beitr. 35, 
668 ff.) Freilich bedurfte es zur Eintragung der Abtretung, 
zur Löſchungsbewilligung und zur Anſtellung der Grundſchuld⸗ 
klage der Einrückung des Namens des derzeitigen Inhabers in 
die Abtretungsurkunde (Turnau GBO. S. 443), aber der 
Erwerb der Grundſchuld war nicht davon abhängig. Nach den 
allgemeinen Grundſätzen des preußiſchen Rechtes war eine Ur⸗ 
kunde, die den Namen des Berechtigten nicht enthielt, ins⸗ 
beſondere eine Zeſſion, die den Zeſſionar nicht benannte, un⸗ 
wirkſam, die Schriftform damit nicht erfüllt (JW. 1895 S. 246 
Nr. 29). Demnach ſtellt auch der § 55 EigErwG. ſich als 
Ausnahmebeſtimmung dar. Ebenſo geht das BGB. von der 
Regel aus, daß in Fällen, wo die ſchriftliche Form erfordert 
wird, die ſchriftliche Urkunde eine beſtimmte Perſon als Be⸗ 
rechtigten zu bezeichnen habe. Das ergibt ſich daraus, daß nur 
für beſtimmte Fälle (88 793, 1187 ff., 1195, 1270 BGB.) 
Urkunden, in denen ein beſtimmter Berechtigter nicht benannt 
iſt, verpflichtende oder übertragende Wirkung beigelegt wird. 
Für die Abtretung einer für einen beſtimmten Gläubiger be⸗ 
ſtellten Hypothek oder Grundſchuld fehlt es an einer ſolchen 
Ausnahmebeſtimmung, und ſchon daraus folgt die Unwirkſamkeit 
der Abtretung an eine nicht benannte Perſon. Überdies er⸗ 
geben die Vorarbeiten zum BGB., daß dies auch gewollt iſt. 
(Wird dargelegt.) So faßt denn auch faſt die geſamte Rechts⸗ 
lehre den Willen des Geſetzgebers auf, und auch Dernburg, der 
freilich im Bürgerl. Recht Bd. 2 Abt. 28 135 Anm. 9 die Zuläſſig⸗ 
keit der Blankoabtretung angenommen hatte, hat ſich in der ſpäter 
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erſchienenen 3. Auflage des Bd. 3 desſelben Werkes S. 723 
Nr. II der herrſchenden Anſicht angeſchloſſen. Der $ 1192 
in Verbindung mit $ 1154 BGB. verlangt zur Abtretung 
einer Briefgrundſchuld die Erteilung der Abtretungserklärung in 
ſchriftlicher Form und die Übergabe des Hypothekenbriefs. Die 
ſchriftliche Abtretungserklärung ohne Benennung des neuen 
Gläubigers genügt jenen Vorſchriften nicht, da ſie die Schrift⸗ 
form in einer für die Abtretung weſentlichen Beſtimmung nicht 
erfüllt. Es iſt aber weiter zu unterſuchen, ob und gegebenen⸗ 
falls mit welcher Wirkung eine nachträgliche Ausfüllung einer 
ſolchen Blankoabtretungserklärung zuläſſig iſt. Freilich iſt im 
vorliegenden Falle die Abtretungserklärung noch jetzt nicht aus⸗ 
gefüllt; aber unter Umſtänden, nämlich dann, wenn dem Be⸗ 
klagten die Macht zuſtände, die unvollſtändige Urkunde mit rück⸗ 
wirkender Kraft auszufüllen, würde er zur Herausgabe des 
Grundſchuldbriefs nicht angehalten werden können. Eine ſolche 
Befugnis des Beklagten iſt jedoch nicht anzuerkennen. Freilich 
kann das Erfordernis der Schriftform dadurch erfüllt werden, 
daß der Raum über einer bloßen Namensſchrift oder die leeren 
Stellen des über einer Namensunterſchrift ſtehenden Textes der 
von den Beteiligten getroffenen Vereinbarung entſprechend aus⸗ 
gefüllt werden (vgl. RGZ. 14, 297; 15, 55; 17, 115; 27, 
269; 57, 68), aber fertig wird die Urkunde erſt mit einer 
ſolchen Ausfüllung; erſt mit dieſer iſt die Schriftform vollendet. 
(Vgl. RG3Z. 14, 301; 33, 44; 57, 66 flg., beſonders S. 69.) 
Eine Zurückbeziehung der Ausfüllung auf den Zeitpunkt der 
Leiſtung der Namensſchrift oder Namensunterſchrift, ſo daß 
dem Erforderniſſe der Schriftform ſchon in dieſem Zeitpunkte 
genügt ſei, erſcheint ſchon an ſich bedenklich (vgl. dagegen 
REF. 2, 91; 8, 59); fie iſt aber zweifellos unmöglich in den 
Fällen, wo die Beobachtung der Schriftform allein oder in 
Verbindung mit einer anderen Tatſache unmittelbar einen 
dinglichen Rechtsübergang zur Folge hat. Dieſe Folge 
kann nur eintreten, wenn eine in allen Teilen ſchriftliche Er⸗ 
klärung vorliegt. (Vgl. RG3Z. 16, 84 flg.; beſonders S. 88 
und JW. 1896 S. 290 Nr. 46.) Dieſe in der Natur der 
Sache begründete Regel wird durch die Fälle, in denen das 
Geſetz Urkunden auf den Inhaber mit übertragender Wirkung 
zuläßt, nicht durchbrochen, ſondern dann ſoll nach dem Willen 
des Geſetzgebers die Schriftform auch ohne Benennung eines 
beſtimmten Berechtigten erfüllt ſein. Aber dies iſt eben nur in 
den vom Geſetze verordneten Ausnahmefällen zuläſſig, und für 
den Fall der Abtretung einer für einen beſtimmten Gläubiger 
eingetragenen Hypothek oder Grundſchuld läßt das Geſetz eine 
Ausnahme nicht nur nicht zu, ſondern, indem es im 8 1154 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. von dem bisherigen und dem neuen 
Gläubiger ſpricht, gibt es deutlich zu erkennen, daß eine be⸗ 
ſtimmte Perſon als Erwerber bezeichnet ſein muß. Vermittelt 
ih der Übergang der Grundſchuld ſonach erſt mit dem Zeit⸗ 
punkte, wo eine vollſtändige ſchriftliche Abtretungserklärung 
vorliegt, ſo erſcheint ſchon an ſich eine nachträgliche Ergänzung, 
wenn nicht überhaupt, fo doch jedenfalls dann unzuläſſig, wenn 
ſie nicht das richtige Datum der Ergänzung angibt. Daraus, 
daß einer dem 8 55 preuß. EigErwG. entsprechenden Bes 
ſtimmung die Aufnahme in das BGB. verſagt iſt, ergibt ſich 
aber, daß die Blankoabtretung weder gültig iſt, noch durch 
nachträgliche Vervollſtändigung Rechtswirkſamkeit erlangen kann. 
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Der Geſetzgeber hat ſich alſo dafür entſchieden, daß die nach⸗ 
trägliche Ausfüllung überhaupt unzuläſſig iſt. Wenn der Be⸗ 
klagte ſich zur Rettung ſeiner durch das Berufungsurteil er⸗ 
langten günſtigen Stellung auf den 8 409 BGB. beruft, fo 
überſieht er, daß die Abtretung von Hypotheken und Grund» 
ſchulden anders geregelt iſt als die von perſönlichen Forderungen, 
und daß der 8 409 nicht darüber entſcheidet, wann und unter 
welchen Vorausſetzungen ſich der Forderungsübergang vollzieht, 
ſondern nur den Schuldner ſchützen will, der an einen ihm vom 
Gläubiger bezeichneten neuen Gläubiger zahlt. Hier handelt es 
ſich aber nicht um das Verhältnis des Schuldners zu den 
Gläubigern, ſondern um das des neuen zum alten Gläubiger. 
Die Grundſchuld iſt nach alledem weder auf den Beklagten 
übergegangen, noch kann er den Übergang durch nachträgliche 
Ausfüllung der Blankoabtretungserklärung herbeiführen, ſondern 
die Grundſchuld ſteht noch dem Gemeinſchuldner zu und könnte 
nur vom Konkursverwalter abgetreten werden. Der Beklagte 
hat nur eine Konkurs forderung und hat kein Recht auf den 
Beſitz des Grundſchuldbriefs. Konk. M. c. Sch., U. v. 
25. April 06, 447/05 V. — Naumburg. 

15. SS 1353, 1568 BGB. Iſt Fortpflanzungs⸗ oder 
nur Beiwohnungsfähigkeit ein Eheanfechtungsgrund? Der Ehe⸗ 
mann verſtößt gegen 8 1568 BGB., wenn er, ohne Klage 
wegen Ehebruchs der Frau zu erheben, ein ehewidriges Ver⸗ 
halten verſchuldet.] 

Es darf davon ausgegangen werden, daß die die Rechte 
und Pflichten der Ehegatten betreffenden Beſtimmungen des 
BGB. auf dem bis zum Inkrafttreten desſelben in der 
Wiſſenſchaft entwickelten Begriffe der Ehe aufgebaut ſind. 
Hiernach verſtand man unter der Ehe die auf der Geſchlechts⸗ 
gemeinſchaft beruhende Vereinigung von Mann und Weib zur 
innigſten und vollſtändigen Gemeinſchaft aller Verhältniſſe des 
Lebens. Planck BGB. Bd. 4 Abſchnitt I Nr. 1. Dement⸗ 
ſprechend bringt denn auch 8 1353 BGB. den rechtlichen 
Inhalt des durch die Ehe unter den Ehegatten begründeten 
perſönlichen Verhältniſſes durch den allgemeinen Grundſatz zum 
Ausdruck, daß die Ehegatten einander zur ehelichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft verpflichtet ſind. Hieraus werden als ſittliche 
Pflichten der Ehegatten insbeſondere abgeleitet die Verpflichtung 
zur Treue, zur Beiſtandsleiſtung, zum Zuſammenleben, zur 
Geſtattung der ehelichen Beiwohnung. Als eine Folge der 
ehelichen Lebensgemeinſchaft, zu der das BGB. die Ehegatten 
verpflichtet, ergibt ſich allerdings in der Mehrzahl der Ehen, 
keineswegs jedoch in allen Ehen, die Erzeugung von Kindern. 
Dieſe bildet aber nach dem Standpunkt des BGB. nicht den 
oberſten aus dem Weſen der Ehe abzuleitenden Zweck der 
Eheſchließung. Hiernach iſt es nicht rechtsirrig, wenn das 
Berufungsgericht zu dem Ergebnis gelangt iſt, der hier in 
Betracht kommende trotz ungeſchmälerter Beiwohnungsfähigkeit 
von jeher beſtehende Mangel der Fortpflanzungsfähigkeit des 
einen Ehegatten ſtelle bei verſtändiger Würdigung des Weſens 
der Ehe nicht eine ſolche perſönliche Eigenſchaft dar, die den 
anderen Ehegatten ohne weiteres und unter allen Umſtänden 
von der Eingehung der Ehe bei Kenntnis der Sachlage abge⸗ 
halten haben würde. Vgl. Endemann, Lehrbuch des bürger⸗ 
lichen Rechts Bd. 2 8 162 Nr. 23. Dernburg Bürgerliches 
Recht Bd. 4 8 19 Nr. 8. Von dem nicht zu beanſtandenden 
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Standpunkte des Berufungsgerichts aus wäre es Sache der 
Beklagten geweſen, darzutun, daß ſie nach den für ſie und 
ihre Ehe mit dem Kläger in Betracht gezogenen beſonderen 
Verhältniſſen die Ehe mit dem Kläger nicht geſchloſſen haben 
würde, falls ihr bei Eingehung der Ehe die jetzt in Anſehung 
des Klägers feſtgeſtellte Sachlage bekannt geweſen wäre. In 
dieſer Richtung ſind aber nach der Feſtſtellung des Berufungs⸗ 
gerichts tatſächliche Behauptungen nicht aufgeſtellt worden. 
Soweit die Anfechtungswiderklage auf argliſtige Täuſchung 
über den Zuſtand des Klägers ($ 1334 BGB.) geftügt iſt, 
wird die Abweiſung durch die Erwägung gerechtfertigt, es ſei 
nicht anzunehmen, daß der Kläger bereits bei Eingehung der 
Ehe gewußt habe, er ſei fortpflanzungsunfähig. Mit Recht rügt 
die Reviſion, daß ſich das Berufungsgericht der Aufklärung 
der von der Beklagten behaupteten Tatſachen nicht entziehen 
durfte, auf welche ſie gegenüber der Herſtellungsklage des Ehe⸗ 
manns den Einwand des Rechtsmißbrauchs (§S 1353 Abf. 2 
BGB.) und die Scheidungswiderklage aus 8 1568 BGB. 
ſtützte. Das Berufungsgericht hält die Behauptungen der Be⸗ 
klagten für unbeachtlich, weil der Beweis des Ehebruchs der 
Beklagten geführt und deshalb der vom Kläger erhobene Vor⸗ 
wurf des Ehebruchs berechtigt und das ſonſtige Verhalten des 
Klägers mit Rückſicht auf den Ehebruch entſchuldbar und nicht 
geeignet geweſen ſei, den Tatbeſtand des 8 1568 BGB. zu 
erfüllen. Nun handelt es ſich aber nach der Darſtellung der 
Beklagten nicht nur um einzelne von dem Kläger ſeiner Ehe⸗ 
frau gemachten Vorwürfe des Ehebruchs und um Rückſprachen, 
die der Kläger aus Anlaß des Verdachtes des Ehebruchs mit 
ſeinen Verwandten nahm. Nach den Angaben der Beklagten 
hat ſich der Kläger lange Zeit und unausgeſetzt in einer Weiſe 
verhalten, die auch gegenüber einer des Ehebruchs ſchuldigen 
Ehefrau geeignet ſein konnte, ſchließlich einen unerträglichen 
Zuſtand herbeizuführen. Die Beklagte behauptete, der Kläger 
habe ihr gegenüber monatelang, vom Sommer 1904 bis zu 
ihrer Abreiſe im Februar 1905, Tag für Tag den Vorwurf 
des Ehebruchs erhoben, ſie fremden Perſonen gegenüber 
öffentlich als Ehebrecherin bezichtigt und ſich in den brutalſten 
Ausdrücken über das während der Ehe von ihr geborene Kind 
geäußert. Der Ehebruch eines Ehegatten gewährt dem anderen 
Ehegatten das Recht, gemäß 8 1565 BGB. auf Scheidung zu 
klagen. Entſchließt ſich aber der letztere, über den Ehebruch 
hinwegzuſehen und die eheliche Lebensgemeinſchaft mit dem 
ſchuldigen Ehegatten fortzuſetzen, ſo erwächſt für ihn die Ver⸗ 
pflichtung, ſein Verhalten ſo zu geſtalten, daß ein erträgliches 
Zuſammenleben der Ehegatten ſtattfinden kann. Unter dieſem 
Geſichtspunkte ſind die Behauptungen der Beklagten nicht ge⸗ 
würdigt worden. Wenn das Berufungsgericht bei Erörterung 
des Einwands des Rechtsmißbrauchs ausgeführt hat, die von 
der Beklagten vertretene Annahme, ſie würde bei Wiederher⸗ 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft den früher erlittenen Un⸗ 
bilden ausgeſetzt ſein, ſei durch keinerlei Tatſachen begründet, 
ſo wird überſehen, daß hier zunächſt dieſelben Behauptungen 
betreffend das Verhalten des Klägers ſeit Sommer 1904 in 
Betracht kommen, auf welche die Scheidungswiderklage geſtützt 
wird. Sollte der Beweis erbracht werden, daß der Kläger 
durch ein nicht zu entſchuldigendes ehewidriges Verhalten ver⸗ 
ſchuldet habe, daß ſich die Beklagte von ihm trennte, ſo würde 
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es Sache des Klägers ſein, darzutun, daß die Beklagte im 
Falle der Rückkehr eine andere als die bisherige Behandlung 
von ihm zu erwarten habe. R. c. R., U. v. 11. April 06, 
504/05 IV. — Celle. 

16. 5 1391 BGB. verb. mit § 3 Nr. 2 AnfG. Anfech⸗ 
tung einer Hypothekenbeſtellung ſeitens des Ehemanns für die 
Ehefrau. Beweislaſt.] 

Für die beklagte Ehefrau iſt unter dem 2. April 1904 
eine Sicherungshpothek in Höhe von 2 100 Mark wegen ihres 
eingebrachten Gutes auf dem Blattte des ihrem Ehemann ge⸗ 
hörigen Grundſtücks Kuſchen Nr. 107 eingetragen worden. 
Dieſe Hypothekbeſtellung focht der Kläger an. Er be⸗ 
antragte, 1. die beklagte Ehefrau zu verurteilen, anzu⸗ 
erkennen, daß die für ſie erfolgte Hypothekbeſtellung 
ihm gegenüber unwirkſam und er berechtigt ſei, ſich wegen 
feiner vollſtreckbaren Forderungen aus jener Hypothek zu 
befriedigen; 2. den beklagten Ehemann zur Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in das Vermögen ſeiner Ehefrau zu ver⸗ 
urteilen. Das OLG. verurteilte, das RG. hob auf: 1. Der 
Berufungsrichter geht davon aus, daß die Beklagte ihrem Ehe⸗ 
manne 2 100 Mark in die Ehe gebracht und daß dieſer das 
Geld in ſeinem Geſchäft verwendet habe, daß ferner der Ehe⸗ 
mann durch Trunkſucht in Vermögensverfall geraten und daß 
darin ein ausreichender Grund für die Beklagte, Sicherheits⸗ 
leiſtung zu verlangen, zu finden ſei. Er kommt hiernach zu 
dem rechtlich nicht zu beanſtandenden Ergebnis, daß der Tat- 
beſtand des 8 1391 BGB. vorgelegen habe, und daß die an⸗ 
gefochtene Hypothekbeſtellung von dem Ehemann in Erfüllung 
der ihm nach jener Vorſchrift obliegenden geſetzlichen Verbind⸗ 
lichkeit bewirkt worden ſei. Trotzdem hat er der Anfechtungs⸗ 
klage aus 8 3 Nr. 2 AnfG. ſtattgegeben, weil die Beklagte 
den Gegenbeweis, den ihr das Geſetz aufbürde, nicht geführt 
habe. Richtig iſt, daß durch den Nachweis des Vorhandenſeins 
eines Erfüllungsgeſchäfts die Vermutung des § 3 Nr. 2 a. a. O. 
nicht widerlegt wird und daß ſich die Beweislast nicht zu un⸗ 
gunſten des Anfechtungsklägers umkehrt. Es iſt dies in viel⸗ 
fachen Entſcheidungen des erkennenden Senats ausgeſprochen 
(vgl. die Überſicht bei Jäger, die Gläubigeranfechtung außer⸗ 
halb des Konkurſes Anm. 42 zu § 3 a. a. O. Seite 173), und 
inſoweit iſt dem Berufungsrichter beizuſtimmen. Aber er hat 
anſcheinend den weiteren Ausführungen in jenen Urteilen nicht 
die genügende Beachtung geſchenkt. Dieſe gehen dahin, daß, 
wenn ſchon eine Umkehrung der Beweislaſt nicht ſtattfinde, der 
Richter in der Regel bei Erfüllungsgeſchäften zunächſt die Uber⸗ 
zeugung gewinnen werde, daß dem Schuldner, der nur gewähre, 
was der andere Teil zu fordern habe, die Benachteiligungs⸗ 
abſicht gefehlt und daß, wenn ſie dennoch beſtanden habe, der 
Anfechtungsegner ſie nicht gekannt habe, daß daher regelmäßig 
das Gegenteil erſt aus beſonderen Umſtänden nachzuweiſen ſei. 
Im vorliegenden Falle läßt das Berufungsurteil die aus⸗ 
reichende Begründung für die Annahme des fraudatoriſchen 
Charakters des Erfüllungsgeſchäfts vermiſſen. Zunächſt tritt 
ſchon ein gewiſſer Widerſpruch in den Entſcheidungsgründen 
hervor, indem einerſeits geſagt iſt, daß die Beklagte den ihr 
obliegenden Exkulpationsbeweis erbracht haben würde, wenn für 
erwieſen zu erachten wäre, daß es ſich um die Erfüllung der 
dem Manne nach 8 1391 BGB. obliegenden Verbindlichkeit 
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handle, andererſeits aber der Beklagten der Beweis auferlegt 
wird, daß — obſchon die Hypothekbeſtellung als Erfüllungs⸗ 
geſchäft gekennzeichnet iſt — der Ehemann ausſchließlich in 
Erkenntnis ſeiner Verpflichtung gehandelt habe. In dem einen 
ähnlichen Fall behandelnden Urteile des erkennenden Senats 
vom 4. März 1904 (RG. 57, 161) iſt auf die Feſtſtellung 
des Berufungsrichters hingewieſen, daß der Ehemann bei der 
Hypothekbeſtellung ausſchließlich in Erkenntnis der ihm hierzu 
obliegenden Verpflichtung und getrieben durch die energiſche 
Anforderung der Beklagten gehandelt habe. Dieſen Satz hat 
der Berufungsrichter offenbar im Auge, wenn er die erwähnte 
Beweisanforderung ſtellt und ferner eine Behauptung der Be⸗ 
klagten nach der Richtung vermißt, daß die Sicherſtellung auf 
ihr energiſches Betreiben zurückzuführen ſei. Die damals vom 
Berufungsrichter getroffene Feſtſtellung rechtfertigt aber für die 
gegenwärtige Sache nicht ohne weiteres das Verlangen des 
Berufungsrichters, daß außer dem Tatbeſtande des Erfüllungs⸗ 
geſchäfts noch beſonders die nur auf die Erfüllung ge⸗ 
richtete Abſicht des Schuldners und das Drängen des Gläu⸗ 
bigers auf Erfüllung darzulegen ſei. Dieſes Verlangen ſetzt ſich 
in Widerſpruch mit dem oben erwähnten Erfahrungsſatze, daß 
unter gewöhnlichen Verhältniſſen der Schuldner, der ſeiner 
Leiſtungspflicht nach Maßgabe des Vertrages oder des Geſetzes 
genügt, nicht darauf ausgeht, ſeinen ſonſtigen Gläubigern 
Gegenſtände der Befriedigung zu entziehen, dies auch dann nicht 
— und das iſt in dem Urteil vom 4. März 1904 beſonders 
hervorgehoben —, wenn er ſich bewußt war, daß mit der Be⸗ 
friedigung des Anfechtungsgegners ein Nachteil für die übrigen 
Gläubiger verbunden ſein würde. Es iſt alſo nicht notwendig, 
daß die Erkenntnis des Schuldners ſich ausſchließlich auf 
ſeine Verbindlichkeit bezogen haben müſſe. Es darf nur nicht 
von dem Beweggrunde geleitet geweſen ſein und das Ziel ver⸗ 
folgt haben, nicht ſowohl einer begründeten Verbindlichkeit zu 
entſprechen, als den Gläubigern betrüglicherweiſe Zugriffsobjekte 
zu entziehen. Dafür hat der Berufungsrichter nichts vorgebracht. 
Wäre der Sinn ſeiner Ausführung, daß nicht die Beklagte 
die Sicherheitsleiſtung auf Grund ihrer geſetzlichen Befugnis 
gefordert, ſondern ihr Ehemann ſie ohne Verpflichtung bewirkt 
habe, ſo würde damit das Daſein eines Erfüllungsgeſchäfts 
überhaupt verneint ſein. Dies kann aber nicht die Meinung 
des Berufungsrichters geweſen ſein, da er ja davon ausgeht, 
daß ein ſolches Geſchäft geſchloſſen ſei. Er muß mithin über 
die Merkmale des Erfüllungsgeſchäfts hinaus noch ein beſon⸗ 
deres Verhalten des Gläubigers für erforderlich angeſehen haben, 
um die Anwendung des auf die Natur des Geſchäfts gegrün⸗ 
deten Erfahrungsſatzes zu rechtfertigen. Dies geht indeſſen zu 
weit. Es kommt nur darauf an, daß wirklich ein Erfüllungs⸗ 
geſchäft, d. h. die Hinnahme einer fälligen Leiſtung in der ge⸗ 


ſchuldeten Art vorliegt. Zur Begründung ſeines Ausſpruchs, 


daß der beklagte Ehemann mit der Sicherſtellung ſeiner Ehe⸗ 
frau die Schädigung ſeiner Gläubiger bezweckt habe, führt der 
Berufungsrichter dann noch an, daß die Sicherheit erſt nach 
achtjähriger Ehe im Zuſtande des Vermögensverfalls des 
Mannes und kurz vor Erwirkung des Schuldtitels für den 
Kläger geleiſtet worden ſei. Es war indeſſen behauptet, daß 
der Mann zunächſt ordentlich gewirtſchaftet habe und erſt ſpäter 
in mißliche Umſtände geraten ſei. (S. 5 des Berufungsurteils.) 
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Die Richtigkeit dieſer Behauptung iſt für die Reviſionsinſtanz 
zu unterſtellen. Damit entfällt die Bedeutung des Arguments, 
daß aus dem zeitlichen Zuſammentreffen der angefochtenen 
Hypothekbeſtellung mit den vom Kläger unternommenen gericht⸗ 
lichen Schritten hergeleitet wird. Die Beklagte konnte nach 
8 1391 BGB. gegen ihren Ehemann erſt vorgehen, als fie 
gefährdet war und den Verluſt ihres Eingebrachten beſorgen 
mußte. Weitere Gründe gibt der Berufungsrichter für ſeine 
Feſtſtellung, daß das Geſchäft, trotzdem es Erfüllungsgeſchäft, 
betrüglicher Natur ſei, nicht. Dafür, daß die Beklagte, als 
ſie ſich für ihr Eingebrachtes Sicherheit gewähren ließ, von 
einer fraudatoriſchen Abſicht ihres Ehemannes Kenntnis hatte, 
liegt zur Zeit gar nichts vor. Es iſt nicht erſichtlich, was ſie 
anderes zu ihrer Entlaſtung hätte geltend machen ſollen, als 
daß ſie verlangt habe, was ihr geſetzlich zukam. 2. Mußte 
hiernach das Berufungsurteil aufgehoben werden, ſo iſt für 
die anderweite Verhandlung und Entſcheidung der Sache noch 
auf einen Punkt hinzuweiſen, der freilich erſt erheblich wird, 
wenn die Entſcheidung wiederum gegen die Beklagte ausfallen 
ſollte. Der Klageantrag iſt dahin gerichtet, daß die beklagte 
Ehefrau verurteilt werde, anzuerkennen, daß die Hypothek⸗ 
beſtellung ihr gegenüber unwirkſam ſei und Kläger berechtigt, 
ſich wegen ſeiner — näher bezeichneten — Forderung aus der 
Hypothek zu befriedigen. Der erſte Teil des Antrages iſt 
trotz ſeiner Faſſung auf eine Feſtſtellung gerichtet, die der 
Richter allerdings treffen muß, wenn er der Klage ſtattgeben 
will, die aber nicht notwendig in die Formel des Urteils ge⸗ 
hört. Die Anfechtungsklage, die ſich auf die Vorſchriften des 
Geſetzes über die Gläubigeranfechtung außerhalb des Konkurſes 
ſtützt, iſt, wie der $ 9 des Geſetzes klar erkennen läßt, eine 
Leiſtungsklage. Dem trägt auch der zweite Teil des Klage⸗ 
antrages Rechnung. Aber er kann zu dem Mißverſtändnis 
führen, daß Gegenſtand der Rückgewähr die angefochtene Hy⸗ 
pothek ſelbſt ſei, während es ſich doch nur darum handelt, daß 
die Beklagte von dem ihr eingeräumten dinglichen Rechte zum 
Nachteil des Klägers keinen Gebrauch mache und im Verhältnis 
unter den Parteien den Zuſtand herſtelle, als wenn die 
Hypothek nicht beſtände (RG. 47, 222). Es wird daher 
nötigenfalls auf eine ſachdienliche Anderung des Antrages 
hinzuwirken fein. D. c. L., U. v. 20. April 06, 378/05 VII. 
— Poſen. I 

17. 88 1565 bis 1568, 1574 BGB. 8 625 BGB. 
Entſcheidung über die Schuldfrage nicht mehr nach rechts⸗ 
kräftigem Scheidungsausſpruch zuläſſig. Zuſtellung auf Partei⸗ 
betrieb oder von Amts wegen? Iſt Mißhandlung der Stief⸗ 
kinder eine Eheverfehlung im Sinne von § 1568 21 

Die Ehefrau verlangte Scheidung gemäß §8 1565 bis 
1568 BGB., der Ehemann mittels Widerklage ebenfalls 
Scheidung nach $ 1568. Das LG. in Bartenftein erkannte 
durch Urteil vom 21. Oktober 1904 dahin, daß auf die Klage 
die Ehe der Parteien geſchieden werde. Die Widerklage des 
Ehemannes wies es ab und ſprach aus, daß der Beklagte die 
Schuld an der Scheidung trage. Beklagter focht das Urteil in⸗ 
ſoweit an, als es ihm allein die Schuld an der Scheidung 
beimaß. Er beantragte in der Berufungsinſtanz, auch die 
Klägerin für ſchuldig zu erklären. Das OLG. erkannte dahin: 
auf die Berufung des Beklagten werde das Urteil des LG. be⸗ 
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züglih der Widerklage dahin abgeändert: Die Klägerin ſoll 
ſchwören: Ich ſchwöre, ich habe am 4. Dezember 1903 dem 
Beklagten, als er mir Nachmittags die Herausgabe des Sohnes 
verweigerte, nicht ins Geſicht geſpieen. Im Schwörungs⸗ 
falle wird die Widerklage abgewieſen. Im Nichtſchwörungs⸗ 
falle wird auch die Klägerin für ſchuldig erklärt. Auf 
Reviſion des Beklagten hob das RG. auf: 1. Das Urteil des 
Berufungsrichters iſt nicht von Amts wegen, ſondern nur auf 
Parteibetrieb zugeſtellt worden. Wäre Zuſtellung von 
Amts wegen erforderlich, ſo müßte die Reviſion, weil vor 
rechtswirkſamer Urteilszuſtellung eingelegt, als wirkungslos 
zurückgewieſen werden. 88 552 Abſ. 2 ZPO. in der Faſſung 
des Geſetzes vom 5. Juni 1905, Urteile des RG. IV. 
17. März 1904 in JW. 1904 S. 235 Nr. 11; IV. 2. März 
1905 in JW. 1905 S. 234 Nr 17. Der Senat nimmt aber 
an, daß das Berufungsurteil nicht ein ſolches iſt, das von 
Amts wegen hätte zugeſtellt werden müſſen. Nach dem Be⸗ 
ſchluſſe der Ver zZ S. vom 29. Juni 1901 Bd. 48 S. 423 
genügt bei Urteilen, die auf einen Eid erkennen und ſowohl 
für den Fall der Leiſtung als auch für den Fall der Ver⸗ 
weigerung des Eides die Scheidung ausſprechen, und nur die 
Entſcheidung der Schuldfrage von dem Eide abhängig machen, 
Zuſtellung auf Parteibetrieb. Im vorliegenden Falle hat das 
Berufungsgericht zwar nur über die Schuldfrage bedingt ent⸗ 
ſchieden — was, wie nachſtehend ausgeführt, unzuläſſig war — 
aber ſein Verfahren läßt erkennen, daß es ſowohl für den Fall 
der Leiſtung, als auch für den der Verweigerung des Eides 
die Scheidung als zu Recht ausgeſprochen anſah und daß, 
wenn es die Urtelsformel auf den Scheidungsausſpruch — wie 
es richtig geweſen wäre — ausgedehnt hätte, der vorliegende 
Fall ebenſo geartet geweſen wäre wie der dem angeführten 
Beſchluſſe zugrunde liegende. Die Reviſion war hiernach zu⸗ 
läſſig. Sie mußte auch für begründet erachtet werden. 
2. Das Urteil des Berufungsgerichts verſtößt gegen den 
Grundſatz, daß die Ehetrennung nur ausgeſprochen werden 
darf, wenn ſämtliche der Entſcheidung bedürfende 
Streitfragen ſpruchreif ſind. Urteile des RG. IV. 
17. November 1904 in RG. 58, 307; IV. 1. Dezember 1904 
in RG. 58, 315; IV. 1. Dezember 1904, in RG. 58, 316. 
Das LG. hatte auf die Klage der Frau die Ehe der Parteien 
geſchieden, die auf Scheidung gerichtete Widerklage des Mannes 
abgewieſen und den Mann allein für ſchuldig erklärt. Durch 
Einlegung der Berufung ſeitens des Beklagten wurde die 
Rechtskraft des Urteils im ganzen Umfange gehemmt, 
mithin auch inſoweit, als auf Scheidung der Ehe erkannt 
worden war. Dieſe Frage trat ungeachtet des Umſtandes, daß 
der Beklagte in der Berufungsinſtanz nicht mehr den Scheidungs⸗ 
antrag aufrecht erhielt, ſondern nur auf Grund des §8 1574 
Abſ. 3 BGB. die Mitſchuldigerklärung der Klägerin begehrte, 
ein. Demzufolge war das Berufungsgericht ſowohl in der 
Lage, als auch verbunden, darauf Rückſicht zu nehmen, daß 
die Sachentſcheidung dem oben ausgeſprochenen Grundſatz ent⸗ 
ſprach. Wollte es die Entſcheidung über die Mitſchuld der 
Klägerin von einem ihr aufzuerlegenen, zugeſchobenen Eide 
abhängig machen, ſo mußte es ſowohl für den Fall der Leiſtung 
als auch für den Fall der Verweigerung des Eides einen 
Ausſpruch nicht nur über die Schuldfrage, ſondern auch über 
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die Scheidung ſelbſt abgeben. So wie geſchehen durfte nicht 
erkannt werden. Indem das Berufungsgericht lediglich eine 
bedingte Entſcheidung über den Antrag des Beklagten, auch die 
Klägerin für ſchuldig zu erklären, fällte (wobei es dieſen 
Antrag als Widerklage bezeichnete), im übrigen aber ſich eines 
Ausſpruchs über die Scheidung enthielt, ſchuf es die Möglich⸗ 
keit, das der Scheidungsausſpruch rechtskräftig wird, bevor über 
die Schuldfrage endgültig entſchieden wird. Denn in dem 
Zeitpunkte, in welchem das bedingte Berufungsurteil rechts⸗ 
kräftig wird, wird auch der landgerichtliche Scheidungsausſpruch 
rechtskräftig. Rechtskräftig geſchiedene Eheleute können aber 
nicht mehr über die Schuldfrage prozeſſieren. Ein künftiges 
Läuterungsverfahren wäre unzuläſſig. Vgl. beſonderes Urteil 
des RG. IV. 1. Dezember 1904, Bd. 58, S. 319. Das 
Berufungsurteil verletzt hiernach nicht nur Vorſchriften des 
Verfahrens, ſondern auch den 8 1574 BGB., der die Ber 
bindung des Scheidungsausſpruchs mit der Entſcheidung über 
die Schuldfrage grundſätzlich anerkennt. 3. Ber Beklagte hatte 
noch behauptet, daß die Klägerin ſeine Kinder erſter Ehe 
ſchlecht behandelt, insbeſondere einmal im Sommer 1903 die 
kleine G. mit dem Kopfe gegen die Herdkante geworfen habe, 
ſo daß das Kind ein tiefes, ſtark blutendes Loch am Kopfe 
davongetragen habe. Das Berufungsgericht hat den hierfür 
angebotenen Beweis nicht erhoben und bemerkt nur in den 
Gründen ganz allgemein, daß ſich eine Beweisaufnahme über 
die weiteren Behauptungen des Beklagten erübrige, weil in 
den behaupteten Tatſachen weder allein noch im Zuſammenhalt 
eine ſchwere Eheverfehlung zu finden ſei. Daß Miß handlungen 
der Stiefkinder durch die Stiefmutter an ſich geeignet ſind, 
dem anderen Ehegatten und Vater der Kinder gegenüber eine 
ſchwere Eheverfehlung darzuſtellen, liegt auf der Hand. Wenn 
dies aber nach den Umſtänden des Falles verneint werden ſoll, 
ſo bedarf die Verneinung einer beſonderen Begründung. 
Anderenfalls iſt das Reviſionsgericht überhaupt nicht in der 
Lage, die Entſcheidung einer Nachprüfung zu unterziehen. Hier 
liegt mithin ein Verſtoß gegen 8 551 Nr. 7 ZPO. vor. 
S. c. K., Uu. v. 23. April 06, 514/05 IV. — 
Königsberg. 

18. 8 1635 Abſ. 1 Satz 2 BGB. Zuläſſigkeit der von 
der geſetzlichen Regel abweichenden Anderung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts hinſichtlich des geſetzlichen Erziehungsrechtes während 
ſchwebenden Rechtsſtreites. Mißbilligung des Beſchluſſes des 
OLG. Stuttgart vom 16. Auguſt 1901.] 

Die Ehe des Ingenieurs H. B. und ſeiner Frau Emma 
geb. D. zu N. wurde durch rechtskräftiges Urteil des LG. N. 
vom 28. April 1904 auf Grund des 8 1568 BGB. geſchieden, 
und beide Ehegatten wurden für ſchuldig erklärt. Die beiden 
aus der Ehe ſtammenden Töchter T., geb. den 3. Januar 1896, 
und K., geb. den 13. Februar 1897, befinden ſich in N. bei 
ihrem Vater. Die geſchiedene Ehefrau, jetzt wieder verehel. M. 
zu Berlin, erhob gegen H. B. bei dem Prozeßgerichte Klage 
auf Herausgabe der Töchter. Im Laufe des Prozeſſes ſtellte 
H. B. bei dem AG. N. als Vormundſchaftsgericht den Antrag, 
anzuordnen, daß die Kinder bei ihm zu verbleiben haben. Das 
Vormundſchaftsgericht wies den Antrag als unbegründet ab. 
Auf die von H. B. hiergegen eingelegte Beſchwerde hob das 
LG. N. nach Erhebung von Beweiſen mit Beſchluß vom 
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2. Februar 1906 die Verfügung des Vormundſchaftsgerichts 
auf und übertrug die Sorge für die Perſonen der Kinder 
deren Vater. In den Gründen dieſes Beſchluſſes wird aus⸗ 
geführt, daß nach dem Ergebniſſe der Beweisaufnahme in Ver⸗ 
bindung mit den im Scheidungsverfahren getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen die Mutter und ihr jetziger Ehemann vermöge ihrer 
Charaktereigenſchaften zu gedeihlicher Erziehung der Kinder nicht 
befähigt ſeien und die Kinder durch die Verbringung zur 
Mutter in geiſtiger und leiblicher Beziehung ernſter Gefahr aus⸗ 
geſetzt würden. Dagegen ſeien die Kinder bei dem Vater, der 
nicht wieder geheiratet habe, in der beſten Weiſe verſorgt. 
Gegen dieſe Entſcheidung legte die verehel. M. bei dem König⸗ 
lich BayobseG. in M. die weitere Beſchwerde ein. Letzteres 
legte dieſe Beſchwerde dem RG. vor, indem es ausführte, daß 
es die weitere Beſchwerde zurückweiſen würde, hieran aber durch 
den Beſchluß des OLG. zu St. vom 16. Auguſt 1901 gehindert 
ſei, da dieſes annehme, daß während eines Rechtsſtreits Über 
das geſetzliche Erziehungsrecht das Vormundſchaftsgericht eine 
von der geſetzlichen Regel abweichende Anordnung auf Grund 
des 8 1635 Abſ. 1 Satz 2 BGB. nicht treffen dürfe. Im 
Gegenſatze dazu hält das BayObLG. eine ſolche Regelung für 
zuläſſig. Der Fall des 828 Abſ. 2 FGG. iſt gegeben. Das 
BayObe G. will bei der Auslegung des eine Angelegenheit der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit betreffenden 8 1635 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. von der auf weitere Beſchwerde ergangenen Entſcheidung 
des Königlichen OLG. zu St. vom 16. Auguſt 1901 ab⸗ 
weichen: In der Sache ſelbſt war der von dem BayObLG. 
vertretenen Rechtsauffaſſung beizutreten. Der § 1635 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. verleiht dem Vormundſchaftsgerichte die Befug⸗ 
nis, hinſichtlich der Sorge für die Perſon der Kinder aus ge⸗ 
ſchiedenen Ehen eine von der geſetzlichen Regel abweichende 
Anordnung zu treffen, ohne jede weitere Vorausſetzung als die 
daß eine ſolche Anordnung aus beſonderen Gründen im Inter⸗ 
eſſe der Kinder geboten iſt. Auch aus anderen pofitiven Ge⸗ 
ſetzesvorſchriften iſt nichts dafür zu entnehmen, daß die An⸗ 
ordnung unzuläſſig ſei, ſolange zwiſchen den geſchiedenen Ehe⸗ 
leuten über das Recht der perſönlichen Fürſorge für die Kinder 
ein Prozeß ſchwebt. Solches iſt auch nicht aus inneren Gründen 
zu folgern. Vielmehr iſt davon auszugehen, daß Prozeßgericht 
und Vormundſchaftsgericht ſelbſtändig nebeneinander zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen ſind. Der rechtliche Standpunkt, von dem 
aus die Beurteilung zu geſchehen hat, iſt für beide Gerichte ein 
grundſätzlich verſchiedener. Das Prozeßgericht entſcheidet dekla⸗ 
rativ nach Maßgabe der ein für allemal feſtſtehenden Norm 
des Satzes 1 Abſ. 1 8 1635 BGB.; das Vormundſchafts⸗ 
gericht beſtimmt konſtitutiv, wenn abweichend vom Geſetz aus 
beſonderen Gründen das Fürſorgerecht dem anderen Elternteile 
zu übertragen iſt. Die bloße Tatſache, daß vor dem Prozeß⸗ 
gerichte ein bezügliches Verfahren ſchwebt, ſchließt bei der Ver⸗ 
ſchiedenheit der unterliegenden Fragen den Beginn oder die 
Fortſetzung eines ſolchen Verfahrens vor dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte daher ebenſowenig aus, wie umgekehrt das beſtehende 
Verfahren vor dem Vormundſchaftsgerichte einen gleichzeitigen 
Rechtsſtreit vor dem Prozeßgerichte ausschließt. (Vgl. RG. vom 
5. Januar 1905 in der DIZ. 1905, 312.) Auch neben dem 
Interimiſtikum des Eherichters aus 8 627 ZPO. kann das 
Vormundſchaftsgericht aus 8 1666 B. einen Anlaß zum 
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ſelbſtändigen Einſchreiten entnehmen. Denn auch dieſe beiden 
Verfahrensarten bewegen ſich auf verſchiedener Baſis. Die 
Tragweite der in einem dieſer Verfahren rechtskräftig ergangenen 
Entſcheidung und das Verhältnis einer ſolchen Entſcheidung zu 
dem anderen Verfahren und der in dieſem ergangenen Entſcheidung 
ſtehen hier nicht in Frage. Aber ſelbſt eine vom Prozeßgerichte 
ergangene rechtskräftige Entſcheidung möchte den Fortgang des 
Verfahrens vor dem Vormundſchaftsgerichte nicht ausſchließen. 
Anders freilich möchte es ſich verhalten, wenn das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht nach $ 1635 Abſ. 1 Satz 2 eine Entſcheidung 
dahin getroffen hat, daß abweichend vom Geſetze dem anderen 
Elternteile die Fürſorge zu übertragen ſei. Der rechtsbegründende 
Charakter der Entſcheidung dürfte für ſolchen Fall allerdings 
zur Folge haben können, daß die Entſcheidung auch im Ver⸗ 
fahren vor dem Prozeßgerichte beachtlich wird. Bei Zugrunde⸗ 
legung dieſer Rechtsauffaſſung war die Beſchwerde als un⸗ 
begründet zurückzuweiſen. Denn die weitere Ausführung der 
angefochtenen Entſcheidung, wonach es mit Rückſicht auf die 
Lage des Falles geboten erſcheine, die Fürſorge für die Töchter 
nicht bei der Mutter zu belaſſen, ſondern dem Vater zu über⸗ 
tragen, beruht weſentlich auf konkreter Würdigung der tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe und iſt daher der Nachprüfung entzogen. 
(8 27 FGG.). Vormundſchaftsſ. B., Beſchl. v. 3. Mai 06, 
B 100/06. IV. — Nürnberg. 

19. 8 1636 BGB. Über den Verkehr eines geſchiedenen 
Gatten mit dem in der Obhut des anderen Teil befindlichen 
Kindes hat unter Ausſchluß des Rechtswegs nur der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter zu entſcheiden.] 

Aus der Ehe der Parteien, welche rechtskräftig geſchieden 
waren, entſtammt eine Tochter von 3 Jahren, die ſich bei der 
Mutter befindet. Der für ſchuldig erklärte Ehemann, der jetzt 
wieder verheiratet iſt, will mit dem Kinde verkehren und 
wünſchte, dasſelbe jeden zweiten Sonntag bei ſich im Hauſe zu 
haben, die Mutter wollte ein Zuſammenſein des Vaters mit 
dem Kinde zwar geſtatten, aber nur in ihrer Wohnung und in 
ihrer oder ihrer Eltern Gegenwart. Kläger wandte ſich an 
das AG. als Vormundſchaftsgericht und dies traf durch Be⸗ 
ſchluß auf Grund des § 1636 BGB. die Anordnung, daß 
Beklagte das Kind bis auf weiteres jeden zweiten Sonntag 
dem Kläger auf die Zeit von 10 bis 12 Uhr zuzuführen zu 
laſſen habe, widrigenfalls Kläger befugt ſei, das Kind am 
ſelben Tage nach 4 Uhr abholen zu laſſen und zwei Stunden 
bei ſich zu behalten. Beklagte legte Beſchwerde ein, dieſe 
wurde durch Beſchluß des LG. als unbegründet zurückgewieſen. 
Den ſo getroffenen Anordnungen leiſtete Beklagte nicht Folge. 
Kläger erhob daher Klage und beantragte, die Beklagte zu ver⸗ 
urteilen, ihm an jeden erſten und dritten Sonntag im Monat 
das Kind ſo, wie angeordnet worden ſei, zuzuführen, und zwar 
bei Vermeidung einer Strafe von 500 Mark für jeden Fall 
der Zuwiderhandlung, und ſie ferner zu verurteilen, das Kind, 
wenn ſie es ihm am Vormittag nicht zugeführt habe, am 
Nachmittag nach 4 Uhr auf zwei Stunden herauszugeben, und 
zwar ebenfalls bei Vermeidung einer Strafe von 500 Mark 
für jeden Fall der Zuwiderhandlung. Das LG. verurteilte mit 
der Maßgabe, daß die Strafe auf 50 Mark für jeden Uber⸗ 
tretungsfall herabgeſetzt ward. Das KG. hob auf und erklärte 
den Rechtsweg für unzuläſſig. Die Reviſion des Klägers 
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wurde zurückgewieſen: Im früheren Recht beſtand Meinungs⸗ 
verſchiedenheit darüber, welche Behörde über den perſönlichen 
Verkehr eines geſchiedenen Gatten mit den Kindern zu be⸗ 
ſtimmen habe (vgl. für das gemeine Recht die Urteile bei 
Seuff.⸗A. Bd. 33 Nr. 312, Bd. 35 Nr. 296, für das PrALR. 
Dernburg Preußiſches Privatrecht Bd. 3 4. Aufl. $ 51 
Anm. 10 und JW. 1899, 153). Durch das BGB. iſt in 
8 1636 das Vormundſchaftsgericht zur Regelung berufen. 
Ob es mit dieſer Beſtimmung vereinbar iſt, daß die Eltern 
über den Verkehr mit den Kindern einen rechtlich wirkſamen 
Vertrag ſchließen können, ſteht gegenwärtig nicht zur Frage; 
zweifelfrei dagegen und auch in der Literatur nicht beſtritten 
it es, daß die in $ 1636 vorgeſehene Regelung ausſchließlich 
von dem Vormundſchaftsgericht getroffen werden kann. Hier⸗ 
durch wird die Möglichkeit eines Rechtsſtreits über den vom 
Vormundſchaftsgericht geregelten oder zu regelnden Verkehr 
ausgeſchloſſen. Den ordentlichen Gerichten ſind durch § 13 
GVG. u. a. alle Rechtsſtreitigkeiten entzogen, für welche die 
Zuſtändigkeit einer Verwaltungsbehörde begründet iſt. Streitig⸗ 
keiten der hier in Rede ſtehenden Art ſind aber dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ausſchließlich zugewieſen und letzteres iſt eine Ver⸗ 
waltungsbehörde im Sinne des 8 13 GVG. Zur ſach⸗ 
gemäßen Entſcheidung iſt aber auch das Vormundſchaftsgericht 
allein in der Lage, das Prozeßgericht dagegen nicht, oder 
jedenfalls nicht immer. Das Vormundſchaftsgericht, würde, 
wenn es trotz der von der Beklagten geltend gemachten Gründe, 
auf ihre Bitte, dem Kläger den Verkehr mit dem Kinde nur in 
ihrer Wohnung und in ihrer oder ihrer Eltern Gegenwart zu 
geſtatten, nicht eingehen wollte, ſeine Anordnungen ſelbſt durch⸗ 
ſetzen können. Es zeigt ſich hierin, daß die Verſagung des 
Klagerechts nur ſachgemäß iſt. K. c. K., U. v. 26. April 06, 
19/06 IV. — Berlin. 5 

Zivilprozeßordnung. 

20. 85 253, 313 Abſ. 1 ZPO. Notwendigkeit, die 
klagende Partei zu bezeichnen.] 

Der Kläger macht im eigenen Namen einen Anſpruch 
gegen den Beklagten geltend. Der Berufungsrichter unterftellt, 
daß der Kläger den Vertrag, auf dem der Klageanſpruch beruht, 
als Vertreter der Z. ſchen Erben geſchloſſen habe. Der in den 
Inſtanzen vorgelegte Vertrag läßt darüber keinen Zweifel. Er 
erwägt aber, daß in dem Vertrage Zahlung an den Kläger 
vereinbart, daß in der Klage dieſer als Kläger bezeichnet, der 
Zuſatz „als Generalbevollmächtigter der Z. ſchen Erben“ nur 
erläutend, bedeutungslos und deshalb im Rubrum des Urteils 
fortgelaſſen ſei. Damit iſt gegen materielle und zugleich gegen 
prozeſſuale Normen verſtoßen. Gläubiger des fraglichen An⸗ 
ſpruchs find, wie bereits bemerkt, die Z. ſchen Erben. Sie find 
für dieſen Anſpruch deshalb auch die Partei, für welche der 
Kläger nur als Generalbevollmächtigter auftritt. Nach § 253 
Abs. 2 Nr. 1, 8 313 Abſ. 1 Nr. 1 ZPO. muß die Klage 
und ebenſo das Urteil die Bezeichnung der Partei erhalten. 
Dazu genügt nicht, daß in der Klage die Z. ſchen Erben als 
Partei bezeichnet werden; das angefochtene Urteil bezeichnet die 
Partei gar nicht oder unrichtig. Der Berufungsrichter hatte 
auf die in der I. Inſtanz unterbliebene Benennung der 
Perſonen der Z. ſchen Erben hinzuwirken. M. c. B., U. v. 
21. April 06, 460/05 J. — Berlin. | 
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21. 88 264, 527 ZPO. Unzuläſſigkeit einer eventuellen 
ſachlichen Prüfung und Entſcheidung bei Annahme einer Klage⸗ 
änderung.] 

Das Berufungsgericht erachtet das neue Vorbringen des 
Klägers in der letzten mündlichen Verhandlung für eine Klage⸗ 
änderung, der von der Gegenſeite widerſprochen und die deshalb 
unzuläſſig ſei. Gleichwohl prüft es aber im folgenden unter 
dem Geſichtspunkte, daß in jenem Vorbringen nur eine nach 
8 268 ZRO. zuläſſige Ergänzung oder Berichtigung der Klage: 
tatſachen zu erblicken wäre, eben dieſes Vorbringen auch ſach⸗ 
lich und gelangt zu dem Ergebniſſe, daß der klägeriſche An⸗ 
ſpruch, auch ſoweit er hierauf geſtützt werde, gleichfalls materiell 
unbegründet ſei. Hiergegen wendet ſich die Reviſion mit 
Recht. Nimmt das Gericht an, daß in einem beſtimmten Vor⸗ 
bringen eine unſtatthafte Klageänderung enthalten fei, jo hat es 
damit das Vorhandenſein einer notwendigen prozeſſualen Vor⸗ 
ausſetzung für die Berückſichtigung des Vorbringens als Streit⸗ 
ſtoffes verneint. Es hat deshalb die Klage, ſoweit ſie hierauf 
geſtützt iſt, lediglich wegen Mangels jener prozeſſualen Voraus⸗ 
ſetzung und deshalb, wenn man dieſen Ausdruck hierfür für an⸗ 
gezeigt erachtet, nur „angebrachtermaßen“ abzuweiſen, nicht aber 
außerdem auch noch, wenn auch nur hilfsweiſe, in eine 
materielle Prüfung des für unzuläſſig erachteten Vorbringens 
einzutreten. Dies iſt jetzt als in der Rechtſprechung des RG. 
feſtſtehend anzuſehen. Vgl. RG. 41, 371; 45, 379; JW. 1895 
S. 538 Nr. 6, 1898 S. 280 Nr. 15, 1902 S. 92 Nr. 12, 
1903 S. 400 Nr. 10, 1904 S. 95 Nr. 19; ferner Peterſen⸗ 
Remelé-Anger, 5. Aufl. Anm. 3 zu § 268. Selbſt das 
im übrigen etwas abweichende Urteil des V. 3S. vom 
12. November 1902 (RG. 53, 35) erkennt für einen 
Fall der hier vorliegenden Art, daß das Gericht es nicht da⸗ 
hingeſtellt gelaſſen habe, ob eine unſtatthafte Klageänderung 
vorliege, ſondern dieſe Frage ausdrücklich bejaht habe und 
trotzdem die abgeänderte Klage auch noch aus ſachlichen 
Gründen abgewieſen habe, an, daß ein ſolches Verfahren zur 
Aufhebung des Urteils durch das Reviſionsgericht führen müſſe. 
Das angefochtene Urteil unterliegt deshalb der Aufhebung, weil 
es ungewiß läßt, ob die Abweiſung der Klage, ſoweit ſie auf 
das vermeintlich veränderte Vorbringen geſtützt iſt, wegen 
Mangels einer prozeſſualen Vorausſetzung oder wegen 
materieller Hinfälligkeit des Anſpruchs abgewieſen iſt, ob 
alſo inſoweit dem Kläger noch die Erhebung einer neuen Klage 
möglich wäre oder nicht. Das Berufungsurteil iſt aber auch, 
ſoweit es angenommen hat, daß in der oben erörterten Aus⸗ 
führung des Klägers die Geltendmachung eines neuen und 
deshalb bei dem Widerſpruche der Beklagten unſtatthaften 
Klagegrundes zu finden ſei, hierzu, wie die Reviſion weiter mit 
Recht geltend macht, unter Verkennung des tatſächlichen Vor⸗ 
bringens des Klägers gelangt. (Wird dargelegt.) Abgeſehen 
daher von der vorher erörterten Unbeſtimmtheit der rechtlichen 
Natur der von dem Berufungsgerichte getroffenen Entſcheidung 
muß auch die unrichtige Anwendung der 88 264 und 527 3PL. 
zur Aufhebung des angefochtenen Urteils führen. Denn ſofern 
das Urteil inſoweit nur eine absolutio ab instantia enthält, 
beruht die Entſcheidung eben auf einer Verletzung jener Vor⸗ 
ſchriften der ZPO., da bei richtiger Beurteilung das neue Vor⸗ 
bringen des Klägers nicht als unſtatthafte Klageänderung 
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35. Jahrgang. 
hätte angeſehen werden dürfen und deshalb nicht nur ein⸗ 
tretendenfalls, ſondern ausſchließlichaus der materiellen 
Beurteilung des Inhalts jener Urkunden die Entſcheidung hätte 
entnommen werden müſſen. W. c. 5. F., U. v. 4. Mai 1906, 
487/05 III. — Roſtock. 

22. 8 286 ZPO. Haftung 55 Architekten für Bau⸗ 
entwurf und Koſtenanſchlag. Wahl von Sachverſtändigen und 
richterliche Prüfung der Gutachten.] 

Der Kläger hat auf Grund eines mit dem Beklagten ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrages für einen Neubau, den der Beklagte 
auf ſeinem an der Kalenbergerſtraße zu Hannover belegenen 
Grundſtücke errichten wollte, einen Bauentwurf ſowie einen 
Koſtenanſchlag hergeſtellt. Bei letzterem iſt davon ausgegangen, 
daß für den Neubau eine Fundamentierungstiefe von 3,65 m 
ausreichend ſei. Es hat ſich nun aber herausgeſtellt, daß bei 
ordnungsmäßiger Bauausführung die Fundamente wegen des 
ungewöhnlich ſchlechten Baugrundes ganz erheblich tiefer, als im 
Anſchlage angenommen, hätten gelegt werden müſſen. Eine 
anſchlagsmäßige Herſtellung des Neubaues ſtellte ſich danach 
als unmöglich heraus. Den mit der Klage erhobenen Anſpruch 
auf Leiſtung der Vergütung für die vom Kläger gelieferten 
Arbeiten, wobei ein ſchon erhaltener Betrag in Abzug gebracht 
iſt, erachtet der Beklagte auf Grund des hervorgehobenen Sach⸗ 
verhalts für unbegründet unter gleichzeitigem Hinweis darauf, 
daß die vom Kläger übernommenen Leiſtungen ein Ganzes 
bildeten, ſo daß bei vorliegender Unbrauchbarkeit des Koſten⸗ 
anſchlages die Vergütung für die geſamte Arbeit verweigert 
werden dürfe. Im Wege der Widerklage iſt die ſchon geleiſtete 
Teilzahlung zurückgefordert. Das OLG. verurteilte, das RG. 
hob auf: Der als Architekt fungierende Kläger genügte den an 
ihn zu ſtellenden Anforderungen, wenn er mit derjenigen Sorg⸗ 
falt, welche für die Herſtellung von Koſtenanſchlägen in den 
beteiligten Kreiſen hergebrachtermaßen verlangt wird, auch in 
Rückſicht auf den in Rede ſtehenden Punkt, nämlich die Be⸗ 
meſſung der Tiefe der Fundamentierungsarbeiten, vorging 
($ 242 BGB.). Es muß jedoch dafür gehalten werden, daß 
darüber, welche Anforderungen in jener Richtung geſtellt werden, 
eine ausreichende Grundlage in dem angefochtenen Urteile nicht 
enthalten iſt (§ 286 ZPO.). Dasſelbe ſtützt ſich auf drei 
Gutachten, die ſämtlich von Architekten, alſo von ſolchen Per⸗ 
ſonen herrühren, welche bei Herſtellung von Arbeiten, wie ſolche 
in Frage, ausſchließlich auf der einen Seite beteiligt find und 
ſich in gleicher Lage wie der Kläger befinden. Es hätten, um 
zu einer ſicheren Beurteilung zu gelangen, auch außerhalb jenes 
Kreiſes ſtehende Perſonen gehört werden müſſen, namentlich 
ſolche, die öfters den Architekten Aufträge zu den bezüglichen 
Arbeiten erteilen. Außerdem war die naheliegende Prüfung 
nicht zu unterlaſſen, ob nicht der Kläger jedenfalls dem Be⸗ 
klagten, als er dieſem die hergeſtellten Arbeiten ausantwortete, 
darauf hinzuweiſen hatte, daß der Koſtenanſchlag, falls etwa 
der von ihm, dem Kläger, nicht unterſuchte Baugrund ſich als 
ein ungünſtigerer herausſtellen würde, eine Uberſchreitung er⸗ 
fahren müſſe. Endlich hätte auch Stellung dazu genommen 
werden müſſen, inwieweit die vernommenen Sachverſtändigen, 
indem ſie zu dem mitgeteilten Ergebniſſe gelangten, von dem in 
den erſtatteten Gutachten hervorgehobenen Punkte beeinflußt 

geweſen, daß die Architekten nicht verpflichtet ſeien, Koſten aus 
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eigener Taſche aufzuwenden, um ſich über die Beſchaffenheit des 


Baugrundes zu überzeugen. J. e. ©, U. v. 24. April 06, 


383/05 VII. — Celle. 

23. 5 295 ZPO. Auf die Rüge der Verletzung einer 
Prozeßvorſchrift kann ſchon im voraus verzichtet werden.] 

Der erkennende Senat ſchließt ſich bezüglich der Frage, ob 
der in 8 295 ZPO. genannte Verzicht einer Partei auf die 
Befolgung einer das Verfahren und insbeſondere die Form 
einer Prozeßhandlung betreffenden Vorſchrift nicht bloß nach 
Vornahme der Prozeßhandlung, ſondern auch im voraus er⸗ 
folgen kann, in Übereinſtimmung mit der ganz überwiegenden 
Anſicht in der Literatur (dagegen nur noch Fitting in der Zeit⸗ 
ſchrift für deutſchen Zivilprozeß Bd. 11 S. 42) und mit der 
Rechtſprechung (Reichsgerichtsurteil vom 26. April 1895 in 
Sachen Eiſenbahnfiskus wider Herz, Rep. II 58/95; Zeitſchrift 
für franzöſiſches Zivilrecht Bd. 26 S. 627) der verneinenden 
Anſicht an. R. c. S., U. v. 4. Mai 06, 460/05 III. — Berlin. 
24. 8 559 3PO. Über in der Verhandlung erhobene, 
ſchriftlich nicht angekündigte Angriffe.] 

Der Reviſionskläger brachte in der mündlichen Reviſions⸗ 
verhandlung den ſchriftlich nicht angekündigten, immerhin an ſich 
gemäß $ 559 neu ZPO. zuläſſigen Angriff, daß der ganze 
von ihm bekämpfte Vertrag wegen ſtrafbarer Untreue des Be⸗ 
Hagten gemäß 88 266 3. 2 RStG. und 138 BGB. nichtig 
ſei, was der Berufungsrichter hätte berückſichtigen müſſen. In⸗ 
deſſen kann dieſer in den Vorinſtanzen niemals vorgebrachte, 
vorſorglich vom Kläger durch Beſtreiten einer ſtrafbaren 
Handlung des Beklagten ſogar ausdrücklich bekämpfte Klage⸗ 
grund vor dem Reviſionsgerichte nicht nachgeſchleppt werden. 
E. c. F., U. v. 9. Mai 06, 540/05 V. — Nürnberg. 

25. 5 567 ZPO. in der Faſſung des Geſetzes vom 
17. Mai 1898 und Geſetz vom 5. Juni 1905 verb. mit 8 17 
Abſ. 3 GebDO. für Zeugen und Sachverſtändige.] 

Die von einem Sachverſtändigen für ein in der Berufungs⸗ 
inſtanz erſtattetes Gutachten geforderten Gebühren ſind in 
geringerer Höhe feſtgeſetzt worden. Die von ihm dagegen er⸗ 
hobene Beſchwerde iſt als unzuläſſig verworfen worden: Das 
Geſetz gewährt gegen die von dem OLG. erlaſſenen Beſchlüſſe 
des fraglichen Inhalts ein Rechtsmittel nicht. Zu den im 817 
Abſ. 3 ZGebd. als auf die Beſchwerde gegen Feſtſetzungen an⸗ 
wendbar bezeichneten geſetzlichen Vorſchriften gehört auch der 
5 567 ZPO. Der zweite Abſatz dieſes Paragraphen in der 
auf dem Geſetz vom 17. Mai 1898 beruhenden Faſſung der 
ZPO. beſtimmte, daß gegen die in betreff der Prozeßkoſten er⸗ 
laſſenen Entſcheidungen der OLG. die Beſchwerde nur zuläſſig 
iſt, wenn die Beſchwerdeſumme den Betrag von 100 Mark über⸗ 
ſteigt. Das Geſetz betreffend Anderungen der ZPO. vom 
5. Juni 1905 Art. I Ziff. 9 lautet dahin: „Gegen die in betreff 
der Prozeßkoſten erlaſſenen Entſcheidungen der OLG. iſt eine 
Beſchwerde nicht zuläſſig.“ Im Art. II des eben genannten 

Geſetzes iſt beſtimmt, daß ſoweit in Reichsgeſetzen auf Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. verwieſen iſt, welche durch Art. I des Geſetzes 
geändert werden, die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes 
an ihre Stelle treten. Mithin kommt der zweite Abſatz des 
5 567 ZPO. in feiner gegenwärtigen Geſtalt auch im Bereich 
der ZGebDO. zur Anwendung. M. c. L., Beſchl. v. 27. 2 06, 


B 46/06 VII. — Berlin. 
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26. SS 1025 ff. ZPO. Schiedsrichter in eigener Sache 7 

Die Parteien haben ſich zu einer Geſellſchaft unter dem 
Namen „Vereinigte niederrheiniſche Leinölmühlen“ vereinigt, die 
den Zweck hat, gemeinſchaftliche Intereſſen zu wahren. Sie 
iſt eine nicht eingetragene Geſellſchaft des Bürgerlichen Rechts, 
nicht des Handelsrechts. Ihr liegt ein Statut zugrunde, das 
die Organiſation und die Pflichten der Geſellſchafter näher be⸗ 
ſtimmt, Beſtimmungen trifft, welche die Mitglieder beim Ver⸗ 
kauf von Leinöl zu beachren haben, beſtimmt, daß die Mit⸗ 
glieder ſich verpflichten, bei Zuwiderhandlungen gegen das 
Statut Zahlungen bis zum Zehnfachen des hinterzogenen Be⸗ 
trages, höchſtens bis 10 Prozent des Fakturenbetrages, 
mindeſtens aber von 100 Mark zu leiſten, und $ 8 enthält im 
Abſ. 1 folgende Beſtimmung: „Über alle Streitigkeiten aus 
dieſem Vertrage, auch über die Frage des Verfalles und der 
Höhe der Konventionalſtrafe entſcheidet die Generalverſammlung 
mit / Stimmenmehrheit. Gegen die Entſcheidung der General⸗ 
verſammlung iſt der gerichtliche Weg ausgeſchloſſen.“ In der 
Generalverſammlung der Geſellſchaft vom 30. Oktober 1902 
wurde der Beſchluß gefaßt, dem Kläger wegen Zuwiderhandlung 
gegen die Vertragsbedingungen mit einer Konventionalſtrafe 
von 2000 Mark zu belegen. Der Kläger erhob Klage mit 
dem Antrage, den „Schiedsſpruch“ für unwirkſam und un⸗ 
begründet zu erklären und ihn aufzuheben. Das OLG. erklärte 
die Entſcheidung der Generalverſammlung für unwirkſam. Die 
Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen: Das Berufungs⸗ 
urteil beruht auf der Erwägung, daß die Generalverſammlung 
der beklagten Geſellſchaft als Schiedsgericht entſchieden habe, 
daß aber niemand Richter in eigener Sache ſein könne. Zur 
Begründung der Reviſion iſt ausgeführt, der Rechtsgrundſatz, 
daß niemand in eigener Sache Richter ſein könne, ſei mit Un⸗ 
recht auf den vorliegenden Sachverhalt angewendet worden. 
Es handle ſich um die Erſtreckung der Körperſchaftsgewalt 
einer privaten Körperſchaft auf die Rechtſprechung in inneren 
Angelegenheiten, welche in zuläſſigen Grenzen gehalten ſei. 
Die beklagte Vereinigung habe die Rechtsnatur eines Vereines, 
der nicht rechtsfähig iſt, 8 54 BGB. Wenn ein ſocher Verein 
ſich mit Satzungen ausgerüſtet habe, wie es ſeitens der Bes 
klagten geſchehen ſei, ſo unterſcheide er ſich nur in ganz be⸗ 
ſtimmten Punkten von dem rechtsfähigen Vereine. Eine Norm 
dafür, wie weit die Statuten in der Anordnung der Juris⸗ 
diktion des Vereins über feine Mitglieder gehen können, ſei in 
der Vorſchrift des 8 35 BGB. zu finden, nach welcher Sonder⸗ 
rechte eines Mitgliedes nicht ohne deſſen Zuſtimmung durch 
Beſchluß der Mitgliederverſammlung beeinträchtigt werden 
können. Der Beſchluß der Generalverſammlung betreffe kein 
Sonderrecht des Klägers. Im vorliegenden Falle handele es 
ſich weder um ein Schiedsgericht noch um Auferlegung einer 
Vertragsſtrafe, vielmehr um die aus der Vereinsautonomie ab⸗ 
geleitete Strafgewalt des Vereins. Die Reviſion iſt un⸗ 
begründet. Sie lehnt ſich an den von Gierke in Iherings 
Jahrbüchern Bd. 35 S. 198 aufgeſtellten Satz an, daß, da bei 
privaten Körperſchaften einer Erſtreckung der Körperſchafts⸗ 
gewalt auf die Rechtſprechung in inneren Angelegenheiten nichts 
entgegenſtehe, eine ſtatutariſche Beſtimmung als wirkſam gelten 
müſſe, durch die zur Entſcheidung von Streitigkeiten aus Mit⸗ 
gliedſchaftsverhältniſſen ein Verbandsorgan berufen und der 
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Rechtsweg beſchränkt oder ausgeſchloſſen werde. Es braucht 
hier zu dieſer Rechtsauffaſſung im allgemeinen keine Stellung 
genommen zu werden. Jedenfalls iſt ſie in der Anwendung 
auf den vorliegenden Streitfall nicht zu billigen. Indem durch 
die Vereinsſtatuten die Generalverſammlung zur Entſcheidung 
über alle Streitigkeiten aus dem Geſellſchaftsvertrage berufen 
wurde, wurde die Geſellſchaft zum Richter in eigener Sache 
beſtellt. Der Rechtsgrundſatz aber, daß niemand Richter in 
eigener Sache ſein kann, gehört dem öffentlichen Recht an, ihm 
entgegenſtehende Vereinsſtatuten ermangeln daher der Gültigkeit, 
vgl. ROG. 21, 84; RG. 29, 319; 55, 326. N. c. M., 
U. v. 6. April 06, 355/05 VII. — Cöln. 

Handelsrecht. 

27. HGB. 8 1 Gewerbegerichtsgeſetz vom 29. September 
1901, 88 1, 3, 4 und 81. Iſt der Dekorationsmaler Kauf⸗ 
mann? Bedeutung, Umfang und Art und Weiſe des Betriebes, 
inſoweit es auf die Tätigkeit eines Buchhalters ankommt? 
Ordentlicher Rechtsweg oder Verfahren vor dem Gewerbegericht ?] 

Die Klage des Buchhalters gegen einen Dekorationsmaler 
auf Bezahlung von Gehalt iſt vom OLG. wegen Unzuläſſigkeit 
des ordentlichen Rechtsweges abgewieſen worden, weil nach 
88 4 Nr. 1, 6 GewGG. (RGBl. S. 353) für den vorliegenden 
Rechtsſtreit das Gewerbegericht zuſtändig ſei. Die Reviſion 
des Klägers wurde zurückgewieſen: Es iſt der Reviſion zuzu⸗ 
geben, daß der Entſcheidungsgrund des Berufungsgerichts nicht 
unbedenklich iſt. Denn wenn das Berufungsgericht das Be 
ſtehen eines Handelsgewerbes wegen der Geringfügigkeit dieſes 
Teiles des Gewerbebetriebs verneint, ſo ſetzt er ſich dadurch 
mit der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts, wie auch 
des ehemaligen ROG. inſofern in Widerſpruch, als es danach 
für den Begriff des Handelsgewerbes und der Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft nicht auf den Umfang des Betriebes und auch nicht 
darauf ankommt, ob der Betrieb des Handelsgewerbes den aus⸗ 
ſchließlichen oder den Hauptberuf bildet. Sachlich iſt aber 
die Entſcheidung des Berufungsgerichts zu billigen. Darauf, 
daß Kläger im weſentlichen kaufmänniſche Dienſte geleiſtet hat, 
kommt es entſcheidend nicht an; es ſteht in der Rechtſprechung 
feſt, daß wer in einem Nicht handelsgewerbe kaufmänniſche 
Dienſte leiſtet, gleichwohl nur Gewerbegehilfe iſt. Es iſt ferner 
zweifellos, daß, wie jemand zugleich ein Handelsgeſchäft und 
daneben ein von dieſem unabhängiges anderes Gewerbe be⸗ 
treiben kann, ſo auch jemand gleichzeitig in zwei Geſchäften, 
z. B. Vormittags in dem Handelsgeſchäft eines Kaufmanns, 
Nachmittags in dem Gewerbebetrieb eines Nichtkaufmanns 
Dienſte leiſten kann. In letzterem Geſchäfte iſt er Gewerbe⸗ 
gehilfe, im erſteren Handlungsgehilfe. In Rechtsſtreitigkeiten, 
die zu ſeiner Stellung im Handelsgeſchäft in Beziehung ſtehen, 
unterſteht er (jetzt den Kaufmannsgerichten, damals) den 
ordentlichen Gerichten, in Rechtsſtreitigkeiten aus ſeiner Stellung 
als Gewerbegehilfe den Gewerbegerichten. Darin kann es 
natürlich keinen Unterſchied machen, wenn die beiden Gewerbe 
von einer und derſelben Perſon betrieben werden. Läge im 
vorliegenden Falle die Sache ſo, daß der geringe Handels⸗ 
betrieb mit Farben und Olen in einem beſonderen Laden oon 
einem eigens hierzu angeſtellten Gehilfen ohne Mitwirkung 
des Klägers betrieben wäre, dann könnte nicht zweifelhaft ſein, 
daß Kläger lediglich als Gewerbegehilfe angeſehen werden mußte. 
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Nun liegt die Sache aber ſo, daß Kläger auch für den kleinen 
Handelsbetrieb mitbeſchäftigt iſt; er iſt daher Gewerbegehilfe 
und Handlungsgehilfe, ſein Prinzipal in der Hauptſache Ge⸗ 
werbetreibender (Dekorationsmaler); nebenbei aber auch Kauf⸗ 
mann; der Rechtsſtreit betrifft die Stellung des Klägers in 
beiden Geſchäften. Wenn nun nicht eine Geſetzesvorſchrift be⸗ 
ſteht, wonach die Eigenſchaft eines Kaufmanns und, was hier 
in Frage ſteht, eines Handlungsgehilfen der gleichzeitigen Eigen⸗ 
ſchaft eines Gewerbegehilfen vorgeht, dann kann als maß⸗ 
gebend nur erachtet werden, welche Eigenſchaft nach den An⸗ 
ſchauungen des Lebens die Haupteigenſchaft iſt. Eine ſolche 
geſetzliche Vorſchrift, wonach die Eigenſchaft eines Handlungs⸗ 
gehilfen vorgeht, liegt aber nicht vor. Der §8 81 GewGG. be⸗ 
ſtimmt nur, daß das Geſetz auf Gehilfen in Handelsgeſchäften 
keine Anwendung findet. Das ſagt aber nicht, daß das Geſetz 
auf Gehilfen in anderen Gewerben keine Anwendung findet, 
wenn ſie zufällig auch nebenbei in einem Handelsgeſchäft be⸗ 
ſchäftigt ſind (folgt die Ausführung, daß das Nichthandels⸗ 
gewerbe des Beklagten die Hauptſache bildet). M. c. G., U. v. 
24. April 06, 477/05 III. — Karlsruhe. 

28. HGB. § 23. Vnzuläſſigkeit der Veräußerung einer 
Firma ohne das Handelsgeſchäft.] 

Die Entſcheidung des oberlandesgerichtlichen Urteiles, nach 
welcher der Beklagte verurteilt werden ſoll, ſeine Einwilligung 
dazu zu erteilen, daß anſtatt ſeiner der Kläger in das Handels⸗ 
regiſter des AG. in Remſcheid als Inhaber der dortigen 
Firma H. R. & Co. eingetragen werde, falls der Kläger den 
Eid leiſtet, der Beklagte habe ihm in der Zeit vor April 1904 
zu wiederholten Malen ausdrücklich erklärt, er bekomme ſein 
Geſchäft mit der Firma beſtimmt bis zum 1. Mai 1904, kann 
nicht aufrecht erhalten werden, weil ſie auf einer rechtsirrigen 
Auffaſſung über die Tragweite des S 23 HGB. beruht. Nach 
dieſer geſetzlichen Beſtimmung kann die Firma nicht ohne das 
Handelsgeſchäft, für welches ſie geführt wird, veräußert werden. 
Eine Übertragung einer beſtehenden Firma ohne Übertragung 
des Handelsgeſchäftes, für welches ſie geführt wurde, gibt es 
demnach nicht. Es iſt alſo nicht allein der auf Veräußerung 
der Firma ohne Geſchäft gerichtete obligatoriſche Vertrag 
rechtlich unzuläſſig, verboten und nichtig, ſondern es gilt dies 
auch von der tatſächlichen Übertragung der Firma, falls nicht das 
Handelsgeſchäft, für welches dieſelbe ſeither geführt wurde, 
mitübertragen wird. Demnach iſt auch eine Klage, welche 
allein darauf gerichtet iſt, daß der Beklagte verurteilt werde, 
die angeblich veräußerte Firma auf den Kläger zu übertragen 
oder darein zu willigen, daß der Kläger als Inhaber der 
Firma in das Handelsregiſter eingetragen werde, unzuläſſig, es 
ſei denn, daß bereits vorher das Geſchäft, für welches die 
Firma geführt wurde, mit der das Geſchäft veräußert worden 
ſein ſoll, tatſächlich an den Kläger übertragen war. Iſt dies 
nicht geſchehen, fo kann der Vorbehalt der Anſprüche auf Uber⸗ 
tragung des Geſchäfts oder auf Schadenserſatz wegen nicht 
erfolgter Übertragung des Geſchäfts, nicht ausreichen, um die 
Klage, ſoweit ſie die Übertragung der Firma betrifft, aufrecht 
zu erhalten. Vielmehr muß in dieſem Falle die Klage, welche 
zurückgenommen iſt, ſoweit ſie auf Übertragung des Geſchäftes 
gerichtet war, abgewieſen werden, ſoweit fie jetzt die Über⸗ 
tragung der Firma allein verlangt, gerade ſo, wie ſie abzu⸗ 
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weiſen war, wenn ſie von Anfang an auf Übertragung der 
Firma allein gerichtet geweſen wäre. Denn die Übertragung 
des Handelsgeſchäftes als Ganzes, in ſeinem ſeitherigen weſent⸗ 
lichen Beſtande mit dem, was zum Betriebe gerade dieſes Ge⸗ 
ſchäftes nach ſeiner Eigenart, in der es ſich ausgebildet hatte 
und im Handelsverkehr hervortrat, gehört, bildet die Voraus⸗ 
ſetzung, unter welcher die tatſächlich vorhandene Kontinuität des 
Geſchäftsbetriebs auch nach außen hin dadurch dauernd erkenn⸗ 
bar gemacht werden kann, daß dem neuen Erwerber die Fort⸗ 
führung der feitherigen Firma in der durch 8 22 HGB. vor⸗ 
geſehenen Weiſe geſtattet wird. Die Feſtſtellungen des 
Berufungsgerichts reichen nun aber durchaus nicht aus, um 
darzutun, daß eine Übertragung des von dem Beklagten unter 
der Firma H. R. & Co. geführten Geſchäftes auf den Kläger 
bereits ſtattgefunden hat. Daß der Beklagte ſich verpflichtete, 
ſeine ſämtlichen Warenvorräte an den Kläger bis zum 1. Mai 
1904 zu Einkaufspreiſen zu übertragen, daß er ihm auch einen 
größeren Teil dieſer Waren wirklich übertrug, ihm auch das 
Geſchäftsinventar überließ, läßt nicht mehr entnehmen, als daß 
der Kläger einzelne Beſtandteile des ſeitherigen Geſchäfts über⸗ 
geben erhielt, während ein anderer Teil der Waren und ſolche, 
die vom Kläger zurückgeſendet wurden, von dem Beklagten an 
Dritte veräußert worden ſind. Eine Übertragung des Geſchäfts 
als ſolchen an den Kläger iſt aus den erwähnten Tatſachen 
noch keineswegs zu entnehmen, auch wenn anerkannt wird, daß 
der Vorbehalt eines verhältnismäßig untergeordneten Geſchäfts⸗ 
zweiges noch nicht hinreicht, um die Annahme auszuſchließen, 
daß das ſeitherige Handelsgeſchäft von dem Beklagten in 
ſeinem weſentlichen Beſtande auf den Kläger übertragen worden 
iſt. Ob dies der Fall war, iſt auch jetzt noch nicht klargeſtellt, 
und es wäre im Hinblick auf $ 23 HGB. die Aufgabe des 
Berufungsgerichts geweſen, in den verſchiedenen Richtungen, in 
welchen der Wille ein beſtehendes Handelsgeſchäft als ſolches 
einem andern zur Fortführung zu übertragen, nach außen er⸗ 
kennbar wird, unter Anwendung des § 139 ZPO. zur Er: 
örterung zu bringen, inwiefern der Kläger das Handelsgeſchäft 
des Beklagten als ſolchen, nicht nur einzelne Beſtandteile des⸗ 
ſelben, erworben hat. P. c. E., U. v. 25. April 06, 507/05 I. 
— Cöln. 

29. HGB. 5 37 Abſ. 2 verb. mit UnlWG. 8 8. 
Streit über den Gebrauch des Wortes „Kurhaus“ .] 

Der Inhaber der klagenden Firma beſitzt im Luftkurort 
Oberhof ein großes Hotel. Im Firmenregiſter des AG. Zella 
St.⸗Bl. iſt ſeine Firma am 21. Mai 1902 wie folgt einge⸗ 
tragen: „Kurhaus Oberhof. Beſitzer K. F. in Oberhof.“ 
Der Beklagte beſitzt in Oberhof ein Haus, in das er nach 
ſeiner Behauptung Erholungsbedürftige aufnimmt, die er auch 
ärztlich behandelt. Früher hat er ſein Etabliſſement meiſt als 
„Marien⸗Bad Kuranſtalt und Penſion“ bezeichnet. Seit einiger 
Zeit bezeichnet er es in Briefbogen, Zirkularen und Annoncen 
als „Kurhaus Marienbad“. Dieſes hat zur Folge gehabt, daß 
die Poſt nach verſchiedentlich vorgekommenen Verwechſelungen 
es abgelehnt hat, Poſtkarten, Briefe, Pakete und Telegramme, 
ſoweit fie nur mit der Aufſchrift „Kurhaus“ ohne einen näheren 
auf eines der beiden Etabliſſements hinweiſenden Zuſatz ver⸗ 
ſehen geweſen ſind, an eines von beiden auszuhändigen, ſie 
vielmehr als unbeſtellbar hat zurückgehen laſſen. Die Klägerin 
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hat nun auf Grund des § 37 Abſ. 2 HGB. und § 8 UnlWG. 
Klage erhoben mit dem Antrage, dem Beklagten zu unterſagen, 
die Bezeichnung „Kurhaus“ für ſeine Kuranſtalt zu gebrauchen. 
Die Klage wurde abgewieſen, die Reviſion blieb erfolglos: 
Das Berufungsurteil beruht auf der tatſächlichen Annahme, 
daß das Unternehmen des Beklagten ſeiner eigentlichen und 
weſentlichen Zweckbeſtimmung nach als eine ärztlich geleitete 
Kuranſtalt ſich darſtelle und als ſolche von dem Hotelunter⸗ 
nehmen der Klägerin durchaus verſchieden ſei. Von dieſem 
Standpunkte konnte das Berufungsgericht ohne Rechts irrtum 
annehmen, daß der Beklagte ſeinem Unternehmen die für 
ärztlich geleitete Kuranſtalt im Verkehr gebräuchliche Bezeichnung 
Kurhaus ungeachtet der Priorität der Klägerin in der Be⸗ 
nutzung dieſer Bezeichnung für ihren Hotelbetrieb beilegen dürfe, 
zumal der Zuſatz „Marienbad“ auf die hydro⸗therapeutiſche Be⸗ 
handlung im Hauſe und damit auf deſſen Zweckbeſtimmung noch 
beſonders hinweiſe. Der Vorwurf, daß das Berufungsgericht die 
Bedeutung des 88 UnlWG. verkannt habe, trifft nicht zu. 
In der Begründung zu §8 a. a. O. heißt es: Hierher gehören 
auch Fälle, daß die frei gewählten Bezeichnungen, welche von 
Hotels, Gaſtwirtſchaften, Verkehrsanſtalten uſw. neben Namen 
oder Firma geführt werden, von der unlauteren Konkurrenz 
zum Schaden der Inhaber ausgebeutet werden. Der dagegen 
von dem Entwurf beabſichtigte Schutz iſt ſelbſtverſtändlich in 
allen Fällen, die der Ausdruck „die beſondere Bezeichnung eines 
Erwerbsgeſchäſts“ umfaßt, dadurch bedingt, daß die Bezeichnung 
einen eigentümlichen und unterſcheidenden Charakter hat. Allge⸗ 
mein übliche Bezeichnungen, wie z. B. Kleiderbaſar, Stehbier⸗ 
halle, können nicht zugunſten eines einzelnen, ſelbſt wenn der⸗ 
ſelbe an einem beſtimmten Orte ſich zuerſt dieſer Bezeichnung 
bedient haben ſollte, monopoliſiert werden. In dieſer Be⸗ 
ziehung die Grenzen des Zuläſſigen feſtzuſtellen, muß der Ent: 
ſcheidung des einzelnen Falles überlaſſen bleiben. Hiernach iſt 
es im weſentlichen eine nach den Umſtänden des einzelnen Falles 
zu entſcheidende Tatfrage, ob es ſich um eine beſondere 
Bezeichnung eines Erwerbsgeſchäfts handelt oder nicht. Als 
Grundſatz muß aber aufgeſtellt werden, was Gemeingut des 
Verkehrs geworden iſt, kann von einem einzelnen Gewerbe⸗ 
treibenden nicht monopoliſiert werden. Inſoweit daher ein 
Wort zur Bezeichnung von Unternehmen gewiſſer Art im 
Verkehr gebräuchlich, alſo Gattungsbezeichnung geworden iſt, 
inſoweit ſteht einem jeden Gewerbetreibenden der Gebrauch des 
Wortes zur Bezeichnung ſeines Unternehmens der betreffenden 
Art in verkehrsüblicher Weiſe zu; inſoweit kann von einer be⸗ 
ſonderen Bezeichnung des Erwerbsgeſchäſts eines einzelnen 
nicht die Rede fein. Der zur Begründung der Revifion er⸗ 
hobene Vorwurf, das Berufungsgericht habe unterlaſſen zu 
prüfen, ob der Beklagte nicht bei Annahme der Bezeichnung 
„Kurhaus“ auf Verwechſelung mit dem Gaſthaus der Klägerin 
gerechnet habe, erledigt ſich durch den zwiſchen den beiderſeitigen 
Unternehmungen beſtehenden Unterſchied. K. e. W., U. v. 
20. April 06, 489/05 II. — Jena. 

30. HGB. § 61 Abſ. 2. Die dreimonatige Verjährung 
findet auf Schadenserſatz und auf Unterlaſſungsanſpruch An⸗ 
wendung. Beginn dieſer Verjährung.] 

Der Beklagte war von der Klägerin, wie dieſelbe be⸗ 
hauptet, bis zum 1. Januar 1910 als Handlungsgehilfe an⸗ 
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genommen, hat aber dieſe Stellung bereits für den 31. Dezember 
1903 aufgekündigt und zu dieſer Zeit in Gemeinſchaft mit dem 
Kaufmann M. im Orte Meuſelwitz eine Porzellanfabrik zur 
Anfertigung elektrotechniſcher Porzellan⸗Maſſenartikel, wie der 
in der Fabrik der Klägerin hergeſtellten, aufgetan. Wegen 
dieſer Verletzung des von ihr behaupteten Vertragsverhältniſſes 
hat die Klägerin am 20. Juli 1904 wider ihn Klage erhoben 
mit dem Antrage, ihn zu verurteilen, das von ihm unter der 
Firma H. & M. in Meuſelwitz gemeinſchaftlich mit einem 
anderen betriebene Handelsgewerbe ſofort aufzugeben und es 
künftig zu unterlaſſen, bis zum 1. Januar 1910 irgend ein 
Handelsgewerbe zu betreiben oder in dem Handelszweige der 
Klägerin Gefchäfte zu machen. In II. Inſtanz hat der Be: 
klagte gegen dieſen Anſpruch die Einrede der (dreimonatigen) 
Verjährung nach 8 61 Abſ. 2 HGB. vorgeſchützt und nachdem 
die Klägerin zugegeben hatte, daß ſie länger als drei Monate 
vor der Klagerhebung von der Errichtung der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft H. & M. ſowie von der Beteiligung des Beklagten 
an dieſem Konkurrenzunternehmen Kenntnis gehabt habe, hat 
das Berufungsgericht auf Grund dieſer Verjährungseinrede die 
Klage abgewieſen. Dasſelbe hat dabei erwogen, daß die in 
§ 61 Abſ. 2 HGB. zunächſt für die Schadensanſprüche 
des Prinzipals ſowie für ſeinen Anſpruch auf Eintritt in die 
von dem Handelsgehilſen widerrechtlich abgeſchloſſenen Geſchäfte 
beſtimmte dreimonatige Verjährung bei der Gleichartigkeit des 
geſetzgeberiſchen Grundes auch auf die vorliegenden Unter⸗ 
laſſungsanſprüche Anwendung zu finden habe, die drei⸗ 
monatige Friſt aber unter entſprechender Anwendung der Vor⸗ 
ſchrift in 8 113 Abſ. 3 HGB. —, wonach die Anſprüche der 
offenen Handelsgeſellſchaft gegen einen an einer anderen Ge⸗ 
ſellſchaft rechtswidrig ſich beteiligenden Geſellſchaſter binnen 
3 Monaten ſeit erlangter Kenntnis von dieſer Teilnahme ver⸗ 
jähren — vorliegendenfalls von dem Zeitpunkt ab, wo der 
Prinzipal von der Beteiligung des Klägers an der erwähnten 
Geſellſchaft und an deren Betrieb Kenntnis erhalten, zu be⸗ 
rechnen, mithin nach dem Zugeſtändnis der Klägerin abgelaufen 
ſei. Auf weitere ſich immer erneuernde Geſchäftsabſchlüſſe 
komme es dabei nicht an und die ſcheinbar entgegenſtehende 
Ausführung in der Denkſchrift zu dem Entwurf des HGB. vom 
10. Mai 1897 S. 84 ſei mit Coſack, Handelsrecht 5. Aufl. 
S. 547 und gegen die Mehrzahl der Kommentatoren (Staub, 
Lehmann, Goldmann, Makower) für unzutreffend zu erachten. 
Die Reviſion hat hiergegen die entſprechende Anwendung der 
Verjährungsvorſchriften in $ 61 Abſ. 2 und in $ 113 Abſ. 3 
für unzuläſſig erklärt und unter Bezugnahme auf die angeführte 
Stelle der Denkſchrift bemerkt, daß letztere Vorſchrift eine 
andere, als die ihr von dem Berufungsgericht beigemeſſene 
Bedeutung habe. Es war indeſſen dieſer Reviſionsangriff für 
unbegründet zu erachten und der Auffaſſung des Berufungs⸗ 
gerichts im weſentlichen beizutreten. Nach § 60 Abſ. 1 HGB. 
darf der Handlungsgehilfe ohne Einwilligung des Prinzipals 
weder ein Handelsgewerbe betreiben noch in dem Handelszweige 
des Prinzipals für eigene oder fremde Rechnung Geſchäfte 
machen. Für den Fall der Verletzung dieſer Verpflichtung wird 
zwar dem Prinzipal in 8 61 Abſ. 1 nur ein Anſpruch auf 
Schadenserſatz ſowie auf Eintritt in die von dem Handlungs⸗ 
gehilfen gemachten Geſchäfte und die daraus entſpringenden 
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Vorteile eingeräumt. Mit Recht wird jedoch von Rechtslehre 
und Rechtſprechung |. Staub, Kommentar 6,7. Aufl. $ 61 
Anm. 5 Entſch. des RO HG. 16, 160; 19, 138 dem Prinzipal 
daneben auch der Anſpruch auf Unterlaſſung eigenen Ge⸗ 
werbebetriebes ſeitens des Handlungsgehilfſen oder eigener 
Geſchäftsanſchlüſſe im Handelszweige des Prinzipals zuge⸗ 
ſtanden, ein Anſpruch, der ſich nicht, wie der Reviſionsbeklagte 
ausführt, als ein Schadenserſatzanſpruch nach S 249 BGB., 
ſondern als ein Anſpruch auf Erfüllung der dem Handlungs⸗ 
gehilfen nach 8 60 Abſ. 1 obliegenden Verpflichtung darſtellt. 
Es fragt ſich nun vor allem, ob die in $ 61 Abſ. 2: „die 
Anſprüche verjähren in drei Monaten von dem Zeitpunkt an, 
in welchem der Prinzipal Kenntnis von dem Abſchluſſe des 
Geſchäfts erlangt“ geordnete Verjährung, auch auf dieſen Unter⸗ 
laſſungsanſpruch Anwendung findet. Allerdings bezieht ſich dieſe 
Vorſchrift zunächſt nur auf die im vorhergehenden Abſ. 1 er⸗ 
wähnten Anſprüche auf Schadenserſatz und auf Eintritt in die 
widerrechtlich eingegangenen Geſchäfte. Mit dem Berufungs⸗ 
gericht iſt aber ihre Ausdehnung auf den aus § 60 Abſ. 1 
hervorgehenden Unterlaſſungsanſpruch für unbedenklich zu er⸗ 
achten. (Wird begründet.) Es fragt ſich weiter, von welchem 
Zeitpunkt ab die dreimonatige Friſt zu berechnen iſt. Nach 8 198 
BGB. würde dieſelbe bereits von der Zuwiderhandlung ab laufen. 
Mit Rückſicht auf die Vorſchrift in 8 61 Abſ. 2 aber erſcheint 
es geboten, dieſe Friſt wie bei den Schadenserſatzanſprüchen ſo 
auch im vorliegenden Falle erſt von dem Zeitpunkte ab zu be⸗ 
rechnen, wo der Prinzipal von der Beteiligung des Gehilfen 
an der von demſelben gegründeten Geſellſchaft und an deren 
Betrieb Kenntnis erhalten hat, wofür auch die von dem Be⸗ 
rufungsgericht hervorgehobene Vorſchrift des 8 113 bei dem 
gleichartigen Verhältnis des rechtswidrigen Eintritts eines 
Geſellſchafters in eine andere Handelsgeſellſchaft ſpricht. Nach 
dem Zugeſtändnis der Klägerin iſt dieſe Friſt hier abgelaufen 
und demgemäß ſowohl der Anſpruch auf Unterlaſſung des 
Gewerbebetriebes als auch, da dieſer Gewerbebetrieb unbeſtritten 
ein ſolcher in Konkurrenzfabriken iſt, der Anſpruch auf Unter⸗ 
laſſung des Abſchluſſes von Einzelgeſchäften im Handelsbetriebe 
der Klägerin mit der Vorinſtanz als verjährt anzuſehen. Un⸗ 
begründet iſt endlich der Einwand, daß es für den Beginn der 
Verjährung lediglich auf den Abſchluß beſtimmter Einzelgeſchäfte 
ankomme und mit deren Vornahme die Verjährungsfriſt ſich 
fortwährend erneuere. Die vorliegende Klage iſt auf den Ein⸗ 
tritt des Beklagten in den geſellſchaftlichen Gewerbebetrieb, alſo 
auf einen Vorgang geſtützt, der ebenſo wie der Abſchluß eines 
Einzelgeſchäfts beſtimmt und feſt begrenzt iſt. Mit der Ver⸗ 
jährung des hierauf gegründeten Unterlaſſungsanſpruchs aber, 
der ſeiner Natur nach bei eingetretener Verjährung nicht noch⸗ 
mals erhoben werden kann, iſt eine weitere Klage auf Unter⸗ 
laſſung dieſes Handelsgewerbebetriebes und der damit zu⸗ 
ſammenhängenden Geſchäfte ausgeſchloſſen. Weitere, vom Be⸗ 
klagten im Betriebe ſeines Gewerbes abgeſchloſſene Einzelgeſchäfte 
kommen hiernach für den vorliegenden Klageanſpruch und deſſen 
Verjährung überhaupt nicht in Betracht. Dem ſteht auch die 
von dem Berufungsgericht und von der Reviſion angezogene 
Stelle der Denkſchrift zum HGB. vom 10. Mai 1897 nicht 
entgegen; denn dieſelbe trifft nicht den vorliegenden Fall, ſpricht 
vielmehr aus, daß, wenn ein Erſa tz anſpruch verjährt ſei, der 
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aus der Beteiligung eines Geſellſchafters bei einer 
anderen Geſellſchaft hergeleitet werde (§S 113 HGB.), 
dadurch ein Einwand gegen weitere Erſatzanſprüche an dieſen 
Geſellſchafter nicht begründet werde. R. c. H., U. v. 1. Mai 06, 
478/05 III. — Jena. 

31. HGB. 8 88 Abſ. 2 erfordert perſönliches Verſchulden 
des Geſchäftsherrn.] 

Kläger hat als Handlungsagent der Beklagten verſchiedene 
Verkäufe von Sealing⸗Papier vermittelt, die aber zum größten 
Teile nicht zur Ausführung gekommen ſind, weil die Fabrik, 
von welcher Beklagte die Ware bezog, wegen ÜUberbürdung und 
zeitweiliger Störung der Maſchinen nicht rechtzeitig lieferte, und 
daher die Käufer von dem Vertrage zurücktraten. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat, ſich ſtützend auf $ 88 Abſ. 2 HGB., dem 
Kläger die von dieſen Geſchäften verlangte volle Proviſion zu⸗ 
gebilligt, weil hiernach anzunehmen ſei, daß die teilweiſe Nicht⸗ 
ausführung der fraglichen Kaufgeſchäfte in einem Verſchulden 
der Beklagten bezw. in einem von ihr dem Kläger gegen— 
über zu vertretenden Verſchulden ihrer Lieferanten 
ihren Grund habe —: Dieſe Begründung iſt, wie die Reviſion 
mit Recht geltend macht, inſoweit rechtsirrtümlich, als das 
Berufungsgericht ein Verſchulden der Lieferanten der Beklagten 
ohne weiteres einem Verſchulden der Beklagten ſelbſt gleichſtellt, 
ſie für ein Verſchulden jener ohne weiteres haften läßt. In 
dem diesſeitigen Urteil vom 16. März 1906 in Sachen E. 
c. P. Glashütte Konkurs III. 345/05 iſt rechtsgrundſätzlich 
bereits ausgeſprochen, daß die Worte des Abſ. 2 des 8 88 eit. 
„infolge des Verhaltens des Geſchäftsherrn die Ausführung unter⸗ 
blieben iſt“ dahin zu verſtehen ſind, daß, was der Agent zu be⸗ 
weiſen hat, die Nichtausführung vom Geſchäftsherrn verſchuldet 
oder mindeſtens in freier Entſchließung herbeigeführt fein muß. 
Von letzterem kann vorliegend keine Rede ſein, da Beklagte ſich 
alle Mühe gegeben hat, ihre Lieferanten, die Fabrikanten, zur 
rechtzeitigen Lieferung zu bewegen. Es kann ſich daher allein 
darum handeln, ob die Beklagte ein Verſchulden trifft. Für 
die Annahme des Berufungsgerichts, daß nicht ein perſönliches 
Verſchulden des Geſchäftsherrn erforderlich ſei, er vielmehr auch 
für ſeine Fabrikanten bezw. deren Verſchulden hafte, fehlt es 
an einem geſetzlichen Anhalt. Es handelt ſich nicht um den 
Anſpruch der Käufer gegen den Verkäufer, der erſterem aus 
dem Vertrage haftet, und für den die SS 324, 325, 326 
BGB. in Frage kommen würden, ſondern um den Anſpruch 
des Agenten gemäß 8 88 HGB. Der Agent ſteht ganz 
anders, als der Gegenkontrahent. Er arbeitet in gemeinſamen 
Intereſſen mit dem Geſchäftsherrn; er will und ſoll an deſſen 
Gewinn teilnehmen, und daher ſoll er an ſich auch nur, wenn 
das Geſchäft zur Ausführung kommt und die Zahlung eingeht, 
nach § 88 cit. einen Anſpruch haben. Davon iſt in Abſ. 2 
des § 88 nur die Ausnahme gemacht, wenn der Geſchäftsherr 
aus freiem Willen von dem Geſchäft abſteht, oder wenn ihn 
ein Verſchulden trifft, und das kann in dieſem Zuſammenhange 
nur ein eigenes Verſchulden ſein. Ein ſolches würde allerdings 
auch angenommen werden können, wenn die Verkaufs⸗ und 
Lieferungsaufträge in Kenntnis oder ſchuldhafter Unkenntnis 
der Leiſtungsunfähigkeit der liefernden Fabrik von dem Geſchäfts⸗ 
herrn gegeben wären. In dieſer Beziehung finden ſich zwar 
Andeutungen im Berufungsurteil; die Sache iſt aber in dieſer 
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Beziehung nicht verhandelt, jedenfalls nicht aufgeklärt, und iſt 
deshalb die Sache zu anderweiter Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung in die Inſtanz zurückverwieſen. F. u. W. c. F., U. 
v. 1. Mai 06, 409/05 III. — Hamburg. 

32. HGB. 8 377. Bedeutung des Ausfallmuſters oder 
der Ausfallprobe. Mängelrüge.] 

Unter Aus fallmuſter oder Ausfallprobe wird ver⸗ 
ſtanden einmal ein Teil einer beſtimmten Ware, der aus der 
Ware entnommen wird, damit man daraus die Beſchaffenheit 
der Ware erkenne. Das iſt die eine Bedeutung. Bei einer 
zu liefernden, aber erſt herzuſtellenden Ware, zu der nach Art 
ihrer Herſtellung jedes auch künftig herzuſtellende Stück mit 
einem bereits hergeſtellten Stücke übereinſtimmen wird, iſt Aus⸗ 
fallmuſter ein hergeſtellter Teil der Ware, aus dem die Be⸗ 
ſchaffenheit auch der künftig herzuſtellenden Ware erkannt 
werden kann. Das iſt die zweite Bedeutung. Ausfallmuſter 
oder Ausfallproben dienen im Handel den verſchiedenſten 
Zwecken. Ausfallmuſter im juriſtiſch⸗techniſchen Sinne iſt ein 
Ausfallmuſter, das rückſichtlich der dem Käufer nach Art. 347 
— 8 377 — obliegenden Pflichten die Ware vertritt, in bezug 
auf das alſo den Käufer die dort geregelte Unterſuchungs⸗ und 
Rügepflicht mit dem Präjudize trifft, daß wenn er dies unter⸗ 
läßt, die Ware, deren Repräſentant das Ausfallmuſter iſt, als 
genehmigt gilt. Die bloße Tatſache des Zuſendens und 
Annehmens eines Ausfallmuſters reicht nicht zu, um die bar: 
gelegten qualifizierten Wirkungen, daß das Ausfallmuſter für 
die nach Art. 347 — 8 377 — dem Käufer obliegenden 
Pflichten die Ware vertritt, zu begründen. Das muß aus⸗ 
drücklich vereinbart fein oder als ſtillſchweigend vereinbart 
gelten. Zur Annahme einer ſtillſchweigenden Vereinbarung iſt 
nötig, einmal daß der Verkäufer das Ausfallmuſter mit der 
Abſicht dem Käu fer überſende, es ſolle die Ware vor ihrer — 
der Ware — Ablieferung für die nach Art. 347 — 8 377 
— dem Käufer obliegenden Pflichten vertreten, ſodann daß 
beſondere Umſtände vorliegen, aus denen ſich für den Käufer 
die Verpflichtung ergibt, das Ausfallmuſter als Vertreter der 
noch nicht abgelieferten Ware für ſeine Unterſuchungs⸗ und 
Rügepflicht zu behandeln. Solche beſonderen Umſtände liegen 
vor, wenn ein derartiges Verfahren nach dem Geſchäftsverkehr 
unter den Parteien üblich iſt, oder wenn ein entſprechender 
Handelsgebrauch beſteht, oder endlich, wenn nach Treu und 
Glauben eine ſolche Verpflichtung zur Unterſuchung anzunehmen 
iſt. Nach Auffaſſung des Handelsverkehrs liegt das letztere 
vor, wenn Ablieferung, und Abnahme der Ware an einem weit 
entlegenen überſeeiſchen Platze erfolgen ſoll, oder wenn der 
Käufer durch die unterlaſſene Rüge beſtimmt würde, mit der 
begonnenen Anfertigung fortzufahren. Endlich wird hierher 
noch der Fall gerechnet, daß der Verkäufer die Ware, aus der 
die Probe entnommen iſt, zur Erfüllung des Vertrags erſt an⸗ 
ſchaffen fol und dies dem Käufer bekannt iſt. Das Präjudiz 
geht, wenn das Ausfallmuſter aus der Ware entnommen 
iſt, dahin, daß die Ware, aus der es genommen iſt, ſoweit 
fie mit ihm übereinſtimmt, im Umfange des Art. 347 — 
§ 377 — Abſ. 2 als genehmigt gilt, und wenn es der Aus⸗ 
fall einer erſt herzuſtellenden Ware iſt, dahin, daß die her⸗ 
geſtellte Ware, ſoweit ſie mit dem Ausfallmuſter übereinſtimmt, 
für Erfüllung des Lieferungsvertrags in obigem Umfange als 
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genehmigt gilt. Zwei Streitfragen beſtehen noch in dieſer 
Materie. Zunächſt wird die Meinung vertreten, der Käufer 
dürfe das unter ſolchen beſonderen Umſtänden ihm abgelieferte 
Ausfallmuſter zurückſenden, ſeine dargelegten Pflichten aus 
Art. 347 — 8 377 — ſeien daher noch davon abhängig, 
daß er das Ausfallmuſter vorbehaltlos angenommen habe. 
Erſt durch dieſe ſtillſchweigende Genehmigung werde für ihn 
die Verpflichtung begründet, das Ausfallmuſter rückſichtlich der 
Pflichten nach Art. 347 — 8 377 — als Vertreter der 
Ware zu behandeln. Weiter neigt die Auffaſſung des Handels 
mehr dazu, eine Unterſuchungspflicht des Käufers mit den 
dargelegten Wirkungen nur anzunehmen, wenn die oben auf⸗ 
gezählten beſonderen Vorausſetzungen vorliegen, im übrigen legt 
ſie der Aberſendung und Annahme eines Ausfallmuſters nur 
die Bedeutung bei, daß der Käufer das Recht habe, die Ware 
auf Grund des Ausfallmuſters zu beurteilen, und ſich auf den 
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Ware zu rechtfertigen, das ihm überſendete Ausfallmuſter ſtelle 
keine vertragsmäßige Ware dar, unbeſchadet des dem Verkäufer 
obliegenden Gegenbeweiſes, daß die Ware ſelbſt von beſſerer 
Beſchaffenheit als das Ausfallmuſter ſei und dem Vertrage 
genüge — vgl. RGZ. 47 S. 133/134. In der handelsrecht⸗ 
lichen Literatur und in einigen gerichtlichen Entſcheidungen be⸗ 
ſteht dagegen für den Fall, wenn das Ausfallmuſter ohne Vor⸗ 
behalt angenommen wurde, eine ausgeſprochene Neigung, 
grundſätzlich anzunehmen, daß das Ausfallmuſter die Ware für 
die Unterſuchungs⸗ und Rügepflicht vertrete. — Zu dieſen 
beiden Streitfragen braucht indeſſen im vorliegenden Falle nicht 
Stellung genommen zu werden. Das Berufungsgericht iſt 
rechtlich einwandfrei zu dem Ergebniſſe gekommen, dem Be⸗ 
klagten habe die Verpflichtung zur Unterſuchung und Mängel⸗ 
rüge nach Art. 347 — jetzt $ 377 — mit der Wirkung ob⸗ 
gelegen, daß durch Verſäumen dieſer Pflichten die dem 
Ausfallmuſter entſprechende — bereits hergeſtellte oder noch 
herzuſtellende — Ware als genehmigt gelte. E. c. B., U. v. 
24. April 06, 419/05 II. — Karlsruhe. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

33. 88 1, 4, 7 verb. mit 88 549, 550 ZPO. Be⸗ 
deutung eines während der Dauer der Reviſionsinſtanz er⸗ 
gehenden Urteils in der Berufungsinſtanz, wonach ein Patent 
vernichtet wird.] 

Es handelt ſich um den negatoriſchen Anſpruch der Klägerin, 
mit dem fie auf Grund des Patents 97 057 verlangt, daß der 
Beklagten bei Strafe die gewerbsmäßige Herſtellung und der 
Vertrieb von Margarine verboten werde, die Zucker unter Zuſatz 
von Eigelb enthält. Das OLG. verurteilte, das RG. hob auf: 
Der erkennende Senat hat durch ſein Urteil vom 19. März 
1906 nach Erlaß des angefochtenen Urteils und nach Ein⸗ 
legung der Reviſion das Patent, für welches die Klage Schutz 
verlangt, vernichtet. Damit hat das Patent jedenfalls ſein 
Ende erreicht, und das Verbot, welches das angefochtene Urteil 
durch die Zurückweiſung der Berufung mit dem erſten Richter 
für die Dauer des Patents ausſpricht, hat damit ſeine 
Bedeutung verloren. Materiell iſt dieſer Streit der 
Parteien erledigt. Die Beklagte iſt nach der Vernichtung 
des Patents durch nichts mehr gehindert, die ihr als Verletzung 
des Patents für deſſen Dauer verbotene Herſtellung und den 
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Vertrieb von zuckerhaltiger Margarine mit Zuſatz von Eigelb 
gewerbsmäßig zu betreiben. Die Wirkung der Vernichtung des 
Patents reicht aber weiter. Die Vernichtung hat rückwirkende 
Kraft; fie ſpricht nach SS 1, 10 PatG. aus, daß das Patent 
nicht hätte erteilt werden dürfen, daß eine Erfindung, für welches 
ein Patent nach § 1 PatG. erteilt werden konnte, nie be 
ſtanden hat, und daß deshalb die Klägerin die dem gültigen 
Patent im § 4 PatG. beigelegte Wirkung, das Ausſchließungs⸗ 
recht und das Verbotsrecht gegen andere, nie mit Recht in An⸗ 
ſpruch nehmen konnte, die negatoriſche Klage alſo von Anfang 
an unbegründet war. Die Frage. iſt nur, ob dies nach der 
Geſtaltung des Rechtsmittels der Reviſion durch die 88 549, 
550 ZPO. noch in der Reviſionsinſtanz geltend gemacht 
werden kann. Der Berufungsrichter konnte die erſt nach Erlaß 
ſeines Urteils eingetretene Tatſache der Vernichtung des Patents 
nicht berückſichtigen; er hatte auch nach der Geſtaltung des Ver⸗ 
fahrens wegen Erklärung der Nichtigkeit des Patents in den 
88 28 ff. PatG. über die Gültigkeit des Patents nicht zu be⸗ 
finden, hatte dasſelbe vielmehr bis zur Vernichtung in dem be⸗ 
ſonders geordneten Verfahren vor dem Pat A. und dem RG. 
als gültig zu behandeln. Eine Verletzung des Geſetzes im 
Sinne des 8 550 ZP. kann ihm deshalb nicht vorgeworfen 
werden, ſoweit ſie nur aus der Vernichtung des Patents her⸗ 
geleitet werden ſoll. Das RG. hat indeſſen bereits in zwei 
Urteilen vom 13. Januar 1900 in zwei ganz gleich wie der 
jetzige Fall liegenden Sachen der Aktiengeſellſchaft A. und der 
Glasfabrik W. wider die Aktiengeſellſchaft für Glasinduſtrie 
vormals F. S. I. 275 und I. 299/1899, ausgeſprochen, daß 
dieſer Umſtand dem Erlaß des durch die objektive Rechtsverletzung 
ſachlich gebotenen Erkenntniſſes auf Abweiſung der von Anfang 
an unbegründeten Klage nicht entgegenſtehe. Das Geſetz ſei in⸗ 
ſoſern verletzt, als einer auf ein nichtiges Patent gegründeten 
Klage entſprochen ſei, und Befugniſſe zugeſprochen ſeien, die nie 
beſtanden. Wenn ein Geſetz mit rückwirkender Kraft ergehe, und 
ſich die Beurteilung des Berufungsrichters infolgedeſſen als un⸗ 
zutreffend erweiſe, werde das Reviſionsgericht dem neuen Geſetz 
zur Anerkennung verhelfen müſſen. Nicht anders liege es, wenn 
durch ein Urteil ein vom Staate gewährtes Privileg zur Geltung 
gebracht werde, deſſen Nichtigkeit ſich demnächſt herausſtelle. 
Daran iſt trotz der Bedenken, die ſich dagegen aus den Urteilen 
des RG. 45 S. 95, 98 und S. 418 herleiten laſſen, feſt⸗ 
gehalten. Das Patent hat die Natur eines Spezialgeſetzes, 
welches ſubjektive Rechte mit Wirkung gegen alle ſchafft, wie 
eine objektive Rechtsnorm. Der Richterſpruch, der das Patent 
vernichtet, hebt kraft der Wirkung, die ihm das Geſetz beilegt, 
dieſe Rechtsnorm von Anfang an auf ſo, als ob ſie für die zur 
Zeit ihrer Entſtehung, der Erteilung des Patents, begründeten 
Rechtsverhältniſſe nie beſtanden hätte. An die Stelle der 
Rechtsnorm, die das Patent enthielt, tritt der Rechtsſatz des 
Nichtigkeitsurteils. Der Fall iſt analog dem Falle zu beurteilen, 
wo durch authentiſche Interpretation mittels eines ſpäteren 
Geſetzes der wahre Inhalt eines früheren Geſetzes feftgeftellt 
iſt. Solche authentiſche Interpretation iſt noch in der Reviſions⸗ 
inſtanz zu beachten, weil der Rechtsſatz, den ſie ausſpricht, nach 
der in Wiſſenſchaft und Praxis feſtſtehenden Auffaſſung als 
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ſchon zur Zeit der früheren Rechtsverhältniſſe beſtehend anzu⸗ 
ſehen iſt. Val. Windſcheid und Kipp 1, 116. S. c. B., U. 
v. 4. April 06, 492/05 I. — Hamburg. 

Geſetz betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1892 / 20. Mai 1898. 

34. 5 15 verb. mit BGB. 8 139. Erfordernis no⸗ 
tarieller Beurkundung bei Verträgen über die Veräußerung von 
Anteilen einer Geſellſchaft m. b. H., Frage der Nichtigkeit eines 
geſamten Vertrages bei Nichtigkeit eines Teiles der Vereinbarung. 
Unterſchied zwiſchen Vertretungsmacht und Befugnis zur Ge⸗ 
ſchäftsführung eines dazu berufenen Geſellſchafters.] 

Die Klage iſt zunächſt geſtützt auf das in den Briefen 
vom 26. und 27. Januar niedergelegte Abkommen der Parteien. 
Dasſelbe bezweckte den Erwerb eines weiteren Stammanteils 
der neuen Immobiliengeſellſchaft m. b. H. in Rheinau über 
5 000 Mark, ſo daß unter Hinzurechnung des bereits erworbenen 
Stammanteils den Parteien ein ſolcher im Betrage von 
10 000 Mark mit gleichen Rechten und Pflichten gehören ſollte. 
Dieſer ſollte vorerſt auf den Namen des Klägers ausgeſtellt 
werden, der Beklagte aber nach Verlauf eines Jahres die Über⸗ 
tragung der. Hälfte auf feinen Namen fordern dürfen. Das 
OLG. faßt dieſes Abkommen zutreffend als Vereinbarung einer 
Gelegenheitsgeſellſchaft (8 70 5 ff. BGB.) auf. Die Reviſion 
rügt gegenüber der weiteren Annahme des OLG., daß dieſer 
Vertrag der im 8 15 GmbHG. vorgeſehenen Form nicht be⸗ 
dürfe, weil der Beklagte ideeller Miteigentümer des nach außen 
der Geſellſchaft gegenüber ungeteilten Geſchäftsanteils des 
Klägers habe werden, alſo nur eine ſogenannte Unterbeteiligung 
des Beklagten habe ſtattfinden ſollen, die Verletzung der Vor⸗ 
ſchriften des Abſ. 3 und 4 jenes Paragraphen, da nach den Er⸗ 
wägungen des OLG. der Geſchäftsanteil in die Geſellſchaft ein⸗ 
gebracht ſei, außerdem aber der Vertrag den Kläger ausdrücklich 
zur Übertragung der Hälfte des Geſellſchaftsanteils an den 
Beklagten verpflichte. Allein nach der Abrede der Parteien erwarb 
der Kläger den Stammanteil auf ſeinen Namen. Der Anteil 
wurde nicht auf die Geſellſchaft der Parteien als ſolche über⸗ 
tragen, auch nicht zur Hälfte dem Beklagten abgetreten. Der 
Eigner des Anteils verblieb vielmehr der Kläger, und nur im 
Verhältnis der Parteien untereinander ſtanden dem Beklagten gleiche 
Rechte und Pflichten am Gewinn und Verluſt, wie dem Kläger, 
zu. Verſtieß daher der Vertrag zwar nicht gegen die Form⸗ 
vorſchrift des 8 15 Abſ. 3 a. a. O., fo fordert doch der 8 15 
Abſ. 4 dieſelbe gerichtliche oder notarielle Form auch für eine 
Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung eines Geſell⸗ 
ſchafters zur Abtretung eines Geſchäftsanteils begründet wird. 
Eine ſolche Verpflichtung übernahm der Kläger gegenüber 
dem Beklagten, indem er dieſem das Recht einräumte, nach 
Ablauf eines Jahres die Übertragung der Hälfte des Anteils 
auf ſeinen Namen fordern zu dürfen. Daß die Formvorſchrift 
des 5 15 Abſ. 4 auch auf die Verpflichtung zur Abtretung 
eines Teils eines Geſchäftsanteils ſich bezieht, iſt ſelbſtverſtändlich. 
Vgl. RG. 43, 138. Mangels der geſetzlichen Form iſt daher 
die Vereinbarung dieſer Verpflichtung im vorliegenden Falle 
nichtig. 8 125 BGB. Der erkennende Senat tritt hiermit 
nicht in Widerſpruch zu feiner in Bd. 50 S. 43 RG. 
abgedruckten Entſcheidung, da der ihr zugrunde liegende Fall 
tatſächlich anders gelagert iſt. Die Nichtigkeit jener Verein⸗ 
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barung hat die Nichtigkeit des ganzen Vertrages zur Folge, 
wenn nicht anzunehmen iſt, daß er auch ohne die nichtige Ver⸗ 
einbarung geſchloſſen ſein würde. 8 139 BGB. Die Beant⸗ 
wortung der Frage, ob dieſe Ausnahme hier gegeben iſt oder 
nicht, macht eine weitere Verhandlung mit den Parteien er⸗ 
forderlich, die in der Reviſionsinſtanz nicht erfolgen kann. Das 
angefochtene Urteil iſt ſomit wegen Verletzung des 8 15 Abſ. 4 
GmbHG. aufzuheben, und die noch nicht ſpruchreife Sache ge⸗ 
mäß § 565 Abſ. 1 ZPO. zur anderweiten Verhandlung und 
Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. Wenn 
jene Frage bejaht und weiter ſich ergeben ſollte, daß die Par⸗ 
teien trotz der am 19. Januar 1901 erfolgten Wiederabtretung 
des Stammanteils an B. das zwiſchen ihnen beſtehende Geſell⸗ 
ſchaftsverhältnis nicht ſchlechthin beenden, insbeſondere die Ab⸗ 
rede über die Teilnahme des Beklagten am Gewinn und Verluſt 
für die Zukunft nicht außer Kraft ſetzen wollten, ſo wird weiter 
zu prüfen ſein, ob der Kläger den Vergleich vom 6. März 1903 
mit rechtlicher Wirkſamkeit gegen den Beklagten abſchließen 
konnte. Das OLG. legt dem Kläger dieſe Befugnis bei, weil 
er nach dem Geſellſchaftsvertrage geſchäftsführender Geſellſchaſter 
geweſen ſei. Allein nach dieſem hatte er nur der neuen Immobilien⸗ 
geſellſchaft gegenüber die Vertretung der gemeinſamen Intereſſen 
zu übernehmen. Durch dieſe beſchränkte Vertretungsmacht 
wurde er noch nicht geſchäftsführender Geſellſchafter. Die Ver⸗ 
tretungsmacht braucht, wie der 8 715 BGB. ergibt, nicht in 
Verbindung mit der Befugnis zur Geſchäftsführung erteilt zu 
fein. Andererſeits erliſcht nach § 730 Abſ. 2 BGB. die einem 
Geſellſchafter nach dem Geſellſchaftsvertrage zuſtehende Befugnis 
zur Geſchäftsführung mit der Auflöſung der Geſellſchaft, wenn 
nicht aus dem Vertrage ſich ein anderes ergibt, und die Ge⸗ 
ſchäftsführung ſteht von der Auflöſung an allen Geſellſchaftern 
gemeinſchaftlich zu. Im vorliegenden Falle ſoll aber (nach 
Behauptung des Beklagten) das Geſellſchaftsverhältnis der 
Parteien ſchon im Dezember 1900 wieder aufgelöſt worden ſein. 
Das in der weiteren Verhandlung ſich ergebende Sachverhältnis 
wird endlich von dem OLG. auch aus dem Geſichtspunkt zu 
prüfen ſein, daß, auch wenn die Zuſtimmung des Beklagten 
als Geſellſchafters zu dem Vergleiche vom 6. März 1903 an 
ſich erforderlich geweſen ſein würde, dieſer ſie dann nicht ver⸗ 
ſagen durfte, wenn ihre Verweigerung nach der Sachlage nur 
als Schikane gelten könnte. R. c. H., U. v. 11. April 06, 
469/05 I. — Karlsruhe. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Juni 1894. 

35. 59 12 und 20. Nichtanerkennung der Verwechſelungs⸗ 
gefahr infolge Kleinheit der beiden Zeichen.] 

Beide Parteien fertigen gewerbsmäßig Tafelgeräte und 
Beſtecke aus Alpaka und ſetzen dieſe Waren hauptſächlich im 
Orient ab. Die Klägerin, welche in Berlin eine Niederlaſſung 
im Sinne des § 23 Waren. beſitzt, hat in die Zeichenrolle 
des Kaiſerlichen Patentamts in Berlin vom 21. Oktober für 
dieſe Waren die Warenzeichen Nr. 4310 und Nr. 5641 ein⸗ 
tragen laſſen. Das Warenzeichen Nr. 4310 ſtellt einen 
ſchreitenden Bären in einem Ovale dar; innerhalb dieſes Ovals 
befindet ſich über dem Bären das Wort Berndorf, unter dem 
Bären das Wort „Alpacca“, rechts und links vom Bären je 
ein Stern. Das Zeichen Nr. 5641 ſtellt lediglich einen 
ſchreitenden Bären dar. Die Beklagte verſieht ihre Waren mit 
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einem Zeichen, das in einem Oval einen Elefanten und unter 
demſelben das Wort „Alpacca“ zeigt. Die Klägerin erachtet 
die Verwechſelungsgefahr dieſes Zeichens der Beklagten mit 
ihren geſchützten Zeichen für gegeben; ſie hat daher auf Grund 
der 88 12 und 20 Waren 3G. beim LG. Zwickau, Kammer für 
Handelsſachen, Klage mit dem Antrag erhoben, es ſolle der 
Beklagten unter Androhung einer Geldſtrafe bis zu 1 000 Mark 
für jeden Zuwiderhandlungsfall unterſagt werden, Beſtecke und 
Tafelgeräte aus Neuſilber mit einer Bezeichnung zu verſehen, 
wie ſie die mit der Klage überreichten Löffel der Beklagten 
enthalten, die ſo bezeichneten Waren in den Verkehr zu bringen 
oder auf der Verpackung oder Umhüllung der Waren die 
Kennzeichnung anzubringen. Das OLG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen, die Reviſion iſt zurückgewieſen. Das OLG. ſtellt 
feſt, daß bei oberflächlicher Betrachtung ein Unterſchied der 
beiden Zeichen dem Beſchauer ſich nicht aufdrängt; es verneint 
trotzdem die Verwechſelungsgefahr, weil die Kleinheit, in welcher 
die Zeichen angebracht werden, die Verwechſelung herbeiführt; 
ebenſo erklärt das OLG. den Umſtand für unerheblich, daß die 
Beklagte ihr Zeichen an derſelben Stelle wie die Klägerin auf 
den Waren anbringt. In dieſen beiden Ausſprüchen erblickt 
die Klägerin eine Verletzung des Grundſatzes, daß es auf den 
Geſamteindruck, den ein Zeichen auf den Durchſchnittskonſumenten 
macht, alſo auch auf die Kleinheit und die Art der Anbringung 
ankomme. Ferner unterſtelle das OLG. einen Käufer, der die 
von der Klägerin erzeugte Ware und das dafür beſtehende 
Warenzeichen kenne, während gerade umgekehrt mit Käufern 
gerechnet werden müſſe, welche dieſe Kenntnis nicht beſitzen, 
aber Beſtecke mit dem Bärenzeichen auf Grund einer Empfehlung 
erwerben wollen: Richtig iſt, daß für die Verwechſelungsfähig⸗ 
keit das Zeichen nicht bloß ſo, wie dasſelbe eingetragen iſt, 
ſondern auch ſo in Betracht zu ziehen iſt, wie ſich dasſelbe im 
praktiſchen Gebrauch im Verkehr darſtellt; auch in letzterer 
Hinſicht wird dem eingetragenen Zeichen der Schutz der 88 12 
und 20 Waren 3G. zuteil, ſofern nicht durch die Benützung des 
Zeichens im Verkehr ein von der Eintragung verſchiedenes 
Bild entſteht. Richtig iſt auch, daß der Schutz des Geſetzes 
eintritt, wenn für das Durchſchnittspublikum, welches bei An⸗ 
wendung verkehrsüblicher Sorgfalt auf feinere Unterſchiede der 
Zeichen nicht zu achten pflegt, auch regelmäßig gar nicht in der 
Lage iſt, die beiden Zeichen genauer zu vergleichen, die Gefahr 
der Verwechſelung beſteht. Entſcheidend iſt hiernach das Ge⸗ 
ſamtbild und deſſen täuſchende Wirkung, die ſich nach den 
Hauptbeſtandteilen richtet, wie ſie ſich der Vorſtellung des 
Durchſchnittskonſumenten einprägen. Gegen dieſe Grundſätze 
hat das Berufungsgericht nicht verſtoßen, wenn man ſeine Er⸗ 
wägungen, welche an manchen Stellen durch die Faſſung zu 
Bedenken die Veranlaſſung geben könnten, in ihrem Zuſammen⸗ 
hang betrachtet. Das Berufungsgericht will ſagen, die Haupt⸗ 
beſtandteile der beiden Zeichen, nämlich einerſeits der Bär, 
anderſeits der Elefant, ſeien an ſich nicht verwechſelungs⸗ 
fähig; auch die Art der Aufprägung und die Stelle, wo die 
beiden Zeichen auf den Waren angebracht ſind, führe nicht zu 
einer Ahnlichkeit; nur die Kleinheit beider Zeichen berge eine 
Verwechſelungsgefahr inſofern in ſich, als dieſelben bei ober⸗ 
flächlicher Betrachtung überhaupt nicht mehr als Zeichen zu 
erkennen ſeien; wer die Zeichen erkennen wolle, müſſe genau 
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hinſehen oder ſich einer Lupe bedienen; eine ſolche Verwechſe⸗ 
lungsfähigkeit, welche infolge des kleinen Maßſtabes für jedes 
beliebige andere Zeichen beſtehe, werde von 8 20 Waren 3G. 
nicht getroffen; denn die Kleinheit entſpreche den in der 
Silberſchmiedekunſt beſtehenden Gepflogenheiten, ſei keine der 
Klägerin geſchützte Eigenſchaft ihres Zeichens, und nötige jeden 
Käufer ſolcher Waren, dieſelben mit der vom Verkehr ge⸗ 
botenen Genauigkeit ſich anzuſehen; bei Anwendung dieſer durch 
den Verkehr geforderten Sorgfalt ſchwinde jede Gefahr einer 
Verwechſelung. So verſtanden hält das Urteil den Angriffen 
der Klägerin ſtand, ſoweit die Klägerin der Beklagten das 
Anbringen des Elefantenzeichens auf den Alpakawaren ver⸗ 
bieten will. B. M.⸗W. K. c. S. M.⸗W. W., U. v. 27. April 06, 
431/05 II. — Dresden. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

36. § 1. Die auf einer Ausſtellung verliehene Aus⸗ 
zeichnung darf zu Reklamezwecken nur in der Faſſung der 
Verleihungsurkunde benutzt werden.] 

Das Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
tritt in $ 1 u. a. dem mit den Auszeichnungen getriebenen 
Reklameunfug durch das Verbot unrichtiger Angaben über den 
Beſitz von Auszeichnungen entgegen. Für die Frage, welche 
Auszeichnung und wofür ſie verliehen worden iſt, kann nur die 
Verleihungsurkunde ſelbſt, ihr Wortlaut und ihr ſich aus 
dieſem ergebender Sinn maßgebend ſein; denn nur hiernach 
läßt ſich mit Sicherheit feſtſtellen, ob die Angabe richtig bezw. 
unrichtig iſt; wollte man in Abweichung von dem Wortlaute 
und dem ſich aus ihm ergebenden Sinne noch auf die Gründe 
für die Gewährung der Auszeichnung und darauf zurückgehen, 
was eigentlich der Preisrichter auszeichnen wollte, ſo würde in 
vielen Fällen ein Ergebnis kaum zu erzielen ſein und nur Un⸗ 
gewißheit entſtehen. Der Zweck der namentlich auf Ausſtellungen 
erteilten Preiſe beſteht gerade darin, nach außen hin die an⸗ 
erkannte Trefflichkeit einer Leiſtung kund zu tun und damit dem 
Ausgezeichneten die Möglichkeit zu gewähren, im Wege der er⸗ 
laubten Reklame auf ſeine Leiſtung aufmerkſam zu machen; der 
unlauteren Reklame würde aber Tür und Tor geöffnet fein, 
wenn man geſtatten wollte, hinſichtlich des Inhalts und der 
Erklärung der Auszeichnung auf die inneren Vorgänge und 
Meinungen, die ſich bei der Preisverteilungsſtelle abgeſpielt 
haben und für ſie vielleicht beſtimmend waren, zurüdzugeben. 
So hat denn auch der Senat bereits in ſeiner Entſcheidung II 
99/1902 ausgeſprochen, die Auffaſſung, daß die Auszeichnung 
nur in derjenigen Faſſung, wie ſie tatſächlich erteilt 
worden ſei, zur Reklame benutzt werden dürfe, ſei nicht rechts⸗ 
irrig. Nun ſteht feſt, daß nach der Verleihungsurkunde der 
Beklagten für hervorragende Verdienſte auf dem Gebiete des 
Feuerſchutzes und Feuerrettungsweſens die ſilberne Medaille 
erteilt worden iſt, und daß weder der Wortlaut noch der Sinn 
der Urkunde einen Anhalt dafür geben, der Preis ſei der Be⸗ 
klagten für die Schlauchkuppelung Patent Storz erteilt worden. 
Der Berufungsrichter hat daher mit Recht angenommen, daß 
die in den Veröffentlichungen der Beklagten enthaltene Angabe, 
die Schlauchkuppelung Patent Storz ſei auf der qu. Ausſtellung 
mit dem höchſten Preiſe für Schlauchkuppelungen ausgezeichnet 
worden, unwahr ſei, daß dagegen, da der Klägerin der für die 
anerkannt beſte Schlauchkuppelung geſtiftete Geldpreis zuerkannt 
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worden iſt, deren Angabe, ihre Giersberg⸗Kuppelung ſei als 
anerkannt beſte Schlauchkuppelung Berlin 1901 mit dem einzigen 
ausgeſetzten Preis ausgezeichnet, der Wahrheit entſpreche. Hier⸗ 
nach iſt aber die Entſcheidung des OLG. gerechtfertigt. Z. c. 
O. u. P., U. v. 1. Mai 06, 434/05 II. — Frankfurt. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 30. Juni 
1900. | 
37. 5 136 verb. mit SS 31, 831 BGB. und 88 222, 
230, 232 StGB. Die Haftung des Betriebsunternehmers für 
Unfälle ſeines Angeſtellten gegenüber der Berufsgenoſſenſchaft 
iſt nach ſtrafrechtlichen Grundſätzen und danach zu beurteilen, 
ob eigener Vorſatz oder eigene Fahrläſſigkeit vorliegt.] 

Die Beklagte, eine Geſellſchaft m. b. H., betreibt eine 
Ziegelei. Am 24. April 1903 iſt der in ihrem Betriebe be⸗ 
ſchäftigte Ziegelarbeiter beim Entladen von Ton durch Sturz 
in einen mit einer Schutzvorrichtung damals nicht verſehenen 
Einwurftrichter tödlich verunglückt. Auf Grund des 
GewuURßerjG. vom 30. Juli 1900 hat die klagende Ziegelei⸗ 
berufsgenoſſenſchaft neben Sterbegeld Unfallrenten an die 
Witwe und vier minderjährige Kinder des verunglückten B. zu 
zahlen. Hinſichtlich des Unfalls hat ein Strafverfahren gegen 
den Geſchäftsführer der Beklagten K. und den Ziegelmeiſter D. 


geſchwebt. Beide ſind von der auf Grund des § 222 Abſ. 2 


StGB. gegen fie erhobenen Anklage, durch Fahrläſſigkeit den 
Tod des B. verurſacht und dabei die Aufmerkſamkeit aus den 
Augen geſetzt zu haben, zu der ſie vermöge ihres Amtes, Be⸗ 
rufes oder Gewerbes beſonders verpflichtet waren, durch Urteil 
des LG. rechtskräftig freigeſprochen worden. Jetzt forderte die 
Klägerin von der Beklagten auf Grund des 8 136 des Ge⸗ 
ſetzes vom 30. Juni 1900 Erſatz der ihr aus dem Betriebs⸗ 
unfall entſtandenen und weiter erwachſenden Aufwendungen. 
Klage, Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen. Das 
Berufungsgericht führt aus: Nach §8 136 Abſ. 1 des gedachten 
Geſetzes hafteten die erſatzpflichtigen Perſonen (Betriebsunter⸗ 
nehmer, Bevollmächtigte, Repräſentanten, Betriebs⸗ oder 
Arbeiteraufſeher) nur für eigenes nach ſtrafrechtlichen Begriffen 


und Grundſätzen zu beſtimmendes Verſchulden. Strafrechtlich 


könne wegen einer ſtrafbaren Handlung nicht eine juriſtiſche 
Perſon oder Körperſchaft als ſolche, ſondern nur der für ſie 
handelnde Vertreter zur Verantwortung gezogen werden. Die 
Beklagte ſei eine Geſellſchaft m. b. H., die als Handelsgeſellſchaft 
gelte und von ihrem Geſchäftsführer vertreten werde (88 13, 
35 des Geſetzes vom 20. April 1892/20. Mai 1898). Dem: 
nach könne die Beklagte ein eigenes ſtrafrechtliches Verſchulden 
nicht treffen. Nach § 136 Abſ. 2 des Geſetzes vom 30. Juni 
1900 hafte eine Geſellſchaft m. b. H. als Handelsgeſellſchaft 
nur für den durch einen der Liquidatoren herbeigeführten Unfall. 
Dieſe Ausnahmevorſchrift treffe hier nicht zu. Eine Haftung 
außer den durch § 136 geregelten Fällen ſchließe das Geſetz 
aus. Eventuell ſei mit dem LG. anzunehmen, daß, nachdem 
das freiſprechende Urteil im Strafverfahren ergangen ſei, eine 
Verfolgung des zivilrechtlichen Anſpruchs nach 8 136 aus⸗ 
geſchloſſen ſei. Die Entſcheidung des Berufungsgerichts wird 
durch die an erſter Stelle gegebene Begründung getragen. Der 
§ 136 des Geſetzes vom 30. Juni 1900 iſt an Stelle des 
8 96 UVerſG. vom 6. Juli 1884 getreten. Durch § 96 des 
älteren Geſetzes wurde den Berufsgenoſſenſchaften und den 
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Krankenkaſſen das Recht gewährt, für alle Aufwendungen, 
welche ſie infolge eines Unfalls auf Grund dieſes Geſetzes oder 
des KrankVerſcß. gemacht hatten, von denjenigen Betriebs⸗ 
unternehmern, Bevollmächtigten oder Repräſentanten, Betriebs 
oder Arbeiteraufſehern Erſatz zu fordern, gegen welche durch 
ſtrafgerichtliches Urteil feſtgeſtellt war, daß ſie den Unfall vor⸗ 
ſätzlich oder durch Fahrläſſigkeit mit Außerachtlaſſung derjenigen 
Aufmerkſamkeit herbeigeführt hatten, zu der ſie vermöge ihres 
Amtes, Berufs oder Gewerbes beſonders verpflichtet waren. 
Über die rechtliche Grundlage dieſer auf die 88 222, 230, 
232 StGB. hinweiſenden Beſtimmung kann ein Zweifel nicht 
beſtehen. Wie von dem RG. in Mbereinftimmung mit dem 
Reichsverſicherungsamt wiederholt ausgeſprochen iſt, bildete das 
Strafurteil, die Tatſache der ſtrafgerichtlichen Verurteilung, die 
Vorausſetzung und alleinige Grundlage für den Erſatzanſpruch 
der Genoſſenſchaften oder Krankenkaſſen gegen die Betriebs⸗ 
unternehmer und die ihnen gleichgeſtellten Perſonen. (RG. 33, 
88.) Amtliche Nachrichten des Reichsverſicherungsamtes Bd. 11 
S. 223 Nr. 1425. Der dem Reichstag vorgelegte neue Ent⸗ 
wurf eines GewllVerſG. wiederholte, abgeſehen von einer 
nebenſächlichen redaktionellen Anderung (KrankVerſG. ſtatt 
Geſetzes betr. uſw.) genau den Wortlaut des 8 96. In der 
Begründung wurde S. 117 hervorgehoben: „Die Vorſchriften 
über die perſönliche Haftpflicht der Betriebsunternehmer, Be⸗ 
triebsbeamten und Dritter ſind im weſentlichen unverändert ge⸗ 
laſſen worden.“ In der Plenarberatung iſt durch die Ab⸗ 
geordneten Dr. O. und Gen. beantragt worden, diejenigen 
Beſtimmungen aufzunehmen, welche jetzt den Inhalt der 
Sätze 2, 3, 4 des erſten Abſatzes des § 136 bilden. Hier iſt 
nur die Anderung betreffend Satz 2 von Intereſſe. Sie be⸗ 
ſtand darin, daß am Schluß des Satzes 1 das Wort „Ge⸗ 
noſſenſchaften“ in Fortfall kam und als Satz 2 eingefügt 
wurde: „Dieſelben Perſonen haften der Genoſſenſchaft auch 
ohne Feſtſtellung durch ſtrafgerichtliches Urteil.“ Der erwähnte 
Antrag wurde in der Reichstagsſitzung vom 25. Mai 1900 
(Sitzungsberichte S. 5779) angenommen, ohne daß damals 
eine ſachliche Debatte ſtattfand. In der Reichstagskommiſſion 
waren jedoch ſchon vorher Anträge geſtellt worden, die den 
Zweck verfolgten, den Erſatzanſpruch aller Berechtigten oder 
doch der Berufsgenoſſenſchaften durch Anderung der Faſſung 
des 8 136 von dem Erfordernis einer ſtrafgerichtlichen Ver⸗ 
urteilung der Betriebsunternehmer und der ihnen gleichgeſtellten 
Perſonen unabhängig zu machen. Ein Antrag war dahin ge⸗ 
ſtellt worden, daß die Betriebsunternehmer uſw., ſofern ſie den 
Unfall vorſätzlich oder durch Fahrläſſigkeit mit Außerachtlaſſung 
derjenigen Aufmerkſamkeit herbeigeführt hätten, zu der ſie ver⸗ 
möge ihres Amtes, Berufs oder Gewerbes beſonders ver⸗ 
pflichtet ſeien, gegenüber den Genoſſenſchaften und Kranken⸗ 
kaſſen für deren Aufwendungen haften ſollten; zugleich ſollte 
beſtimmt werden, daß, wenn dieſer Sachverhalt durch ſtraf⸗ 
gerichtliches Urteil feſtgeſtellt ſei, dieſe Entſcheidung für das 
über den Anſpruch erkennende ordentliche Zivilgericht bindend 
ſei. Ein anderer Antrag ging dahin, daß die Genoſſenſchaft 
berechtigt ſein ſolle, den Erſatzanſpruch geltend zu machen, 
wenn der Unfall durch grobe Fahrläſſigkeit mit Außerachtlaſſung 
der oben bezeichneten Aufmerkſamkeit herbeigeführt ſei. Von 
den Antragſtellern wurde es in der Kommiſſion als ein Miß⸗ 
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ſtand bezeichnet, daß die Vorſtände der Genoſſenſchaften ge⸗ 
nötigt ſeien, zur Vorbereitung der ihnen obliegenden Geltend⸗ 
machung begründeter Erſatzanſprüche zunächſt die ſtrafrechtliche 
Verfolgung ihrer Genoſſenſchaftsmitglieder durch Anzeigen bei 
der Staatsanwaltſchaft zu veranlaſſen; man wünſchte die Vor⸗ 
ſtände in die Lage zu verſetzen, ſich unter Umſtänden mit dem 
ſchuldigen Unternehmer unter Verzicht auf die ſtrafgerichtliche 
Verfolgung über eine geringere Erſatzleiſtung zu verſtändigen. 
Von den Vertretern der verbündeten Regierungen wurde den 
Anträgen widerſprochen. Es wurde hervorgehoben: die An⸗ 
nahme, daß den Vorſtänden die Herbeiführung der ſtrafrecht⸗ 
lichen Verfolgung von Genoſſenſchaftsmitgliedern obliege, ſei 
nicht zutreffend; in der für die Erhebung des Erſatzanſpruchs 
geſetzlich feſtgeſtellten Vorausſetzung einer ſtrafgerichtlichen Ver⸗ 
urteilung liege für die Betriebsunternehmer eine ſtarke Garantie 
gegen zu häufige Geltendmachung von Regreßanſprüchen, der 
Begriff grobe Fahrläſſigkeit ſei nicht wohl verwendbar, weil 
ihn das StGB. nicht kenne. Hierauf wurden die Anträge in 
der Kommiſſion abgelehnt. (Bericht der Kommiſſion Nr. 703 a.) 
Nach dieſem Verlaufe der Verhandlungen und nach der 
Stellung, welchen der zum Geſetz erhobene Antrag des Dr. O. 
und Gen. als Satz 2 des erſten Abſatzes des § 136 gefunden 
hat, muß zwar angenommen werden, daß man den Wünſchen 
der Berufsgenoſſenſchaften inſoweit entſprechen wollte, als die 
Geltendmachung ihrer auf $ 136 geſtützten Erſatzanſprüͤche 
nicht mehr an die Vorausſetzung geknüpft ſein ſollte, daß die 
von ihnen als erſatzpflichtig in Anſpruch genommene Perſon 
vorher durch ſtrafgerichtliches Urteil verurteilt ſein müſſe. Im 
übrigen iſt aber daran feſtgehalten worden, daß ſich der Vor⸗ 
ſatz der betreffenden Perſon und die qualifizierte Fahrläſſigkeit 
derſelben, von denen $ 136 Abſ. 1 Satz 1 handelt, nach 
ſtrafrechtlichen Grundſätzen beſtimmt. Demnach hafte eine 
Perſon aus 8 136 Abſ. 1 der Berufsgenoſſenſchaft für deren 
Aufwendungen nur dann, wenn ein Tatbeſtand vorliegt, der 
die ſtrafgerichtliche Verurteilung der in Anſpruch genommenen 
Perſon rechtfertigen würde. Die ſich aus dem Satz 2 er⸗ 


gebende Neuerung ändert auch nichts an dem bisher an⸗ 


erkannten Grundſatze, daß nach 8 136 — abgeſehen von der 
Ausnahmevorſchrift des Abſatzes 2 — immer nur derjenige 
Unternehmer uſw. haftet, dem ſelbſt der Vorſatz oder die Fahr⸗ 
läſſigkeit in ſtrafrechtlichem Sinne zur Laſt fällt, daß alſo jeder 
nur für die Folgen ſeiner eigenen Handlungen hafte. 
v. Woedtke⸗Caspar UVerf®. 5. Aufl. zu 8 135 S. 504, zu 
8 136 Nr. 7, 8 S. 511, 512; Piloty GewllVerſG. zu $ 136 
Nr. 3, 4. Nach der geſetzlichen Regelung, die der Erſatz⸗ 
anſpruch des $ 136 gefunden hat, iſt die Anwendung der von 
der Reviſion in Bezug genommenen Vorſchriften der 88 31, 
831 BGB. ausgeſchloſſen und die dem erſten Entſcheidungs⸗ 
grunde des Berufungsgerichts zugrunde gelegte rechtliche Auf⸗ 
faſſung nicht zu beanſtanden. Der Anwendung des § 136 
Abſ. 2 ſteht entgegen, daß dort eine Sonderbeſtimmung nicht 
getroffen iſt, nach welcher eine Geſellſchaft m. b. H. für die 
durch ihren Geſchäftsführer herbeigeführten Unfälle haftet und 
daß es ſich hier auch nicht um einen von einem Liquidator der 
Beklagten herbeigeführten Unfall handelt. Eines Eingehens 
auf die Frage, ob der zweite ſelbſtändige Entſcheidungsgrund 
des Berufungsgerichts im Hinblick auf die Entſcheidung des 
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VI. S. des RG. vom 29. Januar 1906 (VI. 177/05*) zu 
mißbilligen wäre, bedarf es nicht. Z. c. R., U. v. 3. Mai 06, 
542/05 IV. — Oldenburg. 

Urhebergeſetz vom 19. Juni 1901. 

38. Berner Übereinkunft vom 9. Sept. 1886 und 88 12, 
13, 15, 55 LitUrhG. verb. mit der Übereinkunft mit Frankreich 
vom 19. April 1889. Teilweiſe Benutzung eines anderen 
Stoffes. Unterſchied zwiſchen Plagiat und Nachdruck.] 

Die Kläger, eine deutſche Verlags handlung und ein fran⸗ 
zöſiſcher Schriftſteller, behaupten, der Beklagte ſei der Verfaſſer 
eines Theaterſtücks, das, vom Beklagten S. infzeniert, in den 
Jahren 1903 und 1904 in einem der Beklagten zu 3 gehörenden 
und für ihre Rechnung geführten Theater in Berlin, deſſen 
alleiniger Konzeſſionsinhaber der Beklagte S. iſt, eine große 
Anzahl von Aufführungen erfahren habe und daß das genannte 
Theaterſtück ein genaues Plagiat des von dem Kläger zu 2 
verfaßten ſei. Sie haben beantragt: 1. die Beklagten als 
Geſamtſchuldner zu verurteilen, anzuerkennen, daß das Stück 
„Durchlaucht Radieschen“ ſich als eine unberechtigte Benutzung 
und Aufführung des dramatiſchen Inhalts des Stückes „La 
Duchesse des Folies-Bergère“ darſtellt; 2. die Beklagten als 
Geſamtſchuldner zu verurteilen, ihnen, den Klägern, denjenigen 
Schaden zu erſetzen, welcher ihnen aus der im Klageantrage zu 
1 als unberechtigt charakteriſierten Handlung entſtanden iſt oder 
noch entſtehen wird; 3. die Beklagten zu 1 und 3 zu ver⸗ 
urteilen, weitere Aufführungen des Stückes „Durchlaucht 
Radieschen“ in Berlin nicht zu veranſtalten. Klage, Berufung, 
und Reviſion wurden abgewieſen: Der Verfaſſer des Theater⸗ 
ſtücks „La Duchesse des Folies-Bergère“ iſt nicht Reichs⸗ 
angehöriger, ſondern Franzoſe, und die Vorausſetzung der Be⸗ 
ſtimmung im 8 55 UrhG. vom 19. Juni 1901 liegt nicht vor; 
der Schutz dieſes Geſetzes kann aber für ſein Werk von ihm, 
und folglich auch von ſeinem Rechtsnachfolger in Anſpruch ge: 
nommen werden auf Grund der ſ. g. Berner Übereinkunft 
vom 9. September 1886 (RGBl. 1887 S. 493; 1897 S. 759) 
und der Übereinkunft zwiſchen Deutſchland und Frankreich, betr. 
den Schutz an Werken der Literatur und Kunſt, vom 19. April 
1883 (RGBl. 1883 S. 269). Nach § 12 Abſ. 1 UrhG. er⸗ 
ſtrecken ſich die in Anſehung eines Werks dem Urheber zu— 
ſtehenden ausſchließlichen Befugniſſe auch auf die „Bearbeitungen“ 
des Werkes, wogegen nach 8 13 Abſ. 1 die „freie Benutzung 
eines Werkes“ zuläſſig iſt, „wenn dadurch eine eigentümliche 
Schöpfung hervorgebracht wird.“ Als Bearbeitungen im Sinne 
des § 12 Abſ. 1 ſollen nach dem Abſ. 2 dieſes Paragraphen 
auch gelten die hier näher bezeichneten Hervorbringungen. Darin 
liegt bezüglich der unter Nr. 3 aufgeführten eine Einſchränkung 
des Begriffs der freien Benutzung eines Werkes zur Hervor⸗ 
bringung einer eigentümlichen Schöpfung gegenüber der Rechts⸗ 
auffaſſung, wie ſie vor dem UrhG. vom 19. Juni 1901 viel⸗ 
fach beſtand und wohl auch begründet ſein mochte. Darum 
wird im § 13 Abſ. 1 „unbeſchadet der ausſchließlichen Befug⸗ 
niſſe, die dem Urheber nach S 12 Abf. 2 zuſtehen“, die freie 
Benutzung eines Werkes zur Hervorbringung einer eigentümlichen 
Schöpfung für zuläſſig erklärt. Aus der damit gekennzeichneten 
Beſonderheit der Vorſchrift des 8 12 Abſ. 2 Nr. 3 folgt dann 
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aber, daß dieſe Vorſchrift nicht zur grundſätzlichen Ab⸗ 
grenzung des Begriffes der freien Benutzung im Sinne des 
§ 13 Abſ. 1 des Geſetzes verwendet werden darf. Begrifflich 
iſt der Gegenſatz zu dieſer freien Benutzung eine Nachbildung, 
die ſich nur durch unweſentliche Veränderungen oder Zuſätze 
von ihrem Vorbilde unterſcheidet, die, in der Hauptſache die 
Identität des Werkes unberührt laſſend, nur als eine Repro⸗ 
duktion des Originals bezeichnet werden kann. Von ſelbſt er⸗ 
gibt ſich daraus, daß einem Werke, deſſen Motive entlehnt 
werden dürfen, ſofern ſie in ſo eigenartiger Weiſe verarbeitet 
werden, daß das Erzeugnis ſich als eine eigene geiſtige Schöp⸗ 
fung darſtellt. (Daß dies im gegebenen Falle vorliege, wird 
bei einer Vergleichung beider Stücke und Hervorhebung der 
Unterſchiede feſtgeſtellt.) Das Berufungsgericht verweiſt darauf, 
daß die hervorragendſten Dichter ihre literariſchen Kunſtwerke 
größtenteils unter Benutzung ſolcher Stoffe und Ideen, die 
bereits von anderen Dichtern verwertet worden ſeien, geſchaffen 
und in neuem Gewande zu klaſſiſchen Werken geformt hätten, 
und die Reviſion meint, hier zeige ſich, daß das Berufungs⸗ 
gericht bei der Beurteilung des gegebenen Falls einen falſchen 
Maßſtab angelegt habe. Dies kann aber, ganz abgeſehen davon, 
daß die erwähnte Verweiſung nur eine beiläufige iſt, der Re⸗ 
viſion nicht zugegeben werden. Freilich iſt nicht zu bezweifeln, 
daß man an den Begriff der freien Benutzung eines Werkes 
zur Hervorbringung einer eigentümlichen Schöpfung ſehr viel 
größere Anforderungen, als man es hier tut, ſtellen könnte 
und doch nicht daran denken dürfte, den Schöpfern jener 
klaſſiſchen Werke den Vorwurf des Plagiats oder gar des 
Nachdrucks zu machen. Ganz verkehrt aber wäre es, nach jenen 
Werken den Maßſtab für die Anwendung des § 12 Abſ. 1 des 
Geſetzes zu beſtimmen, und dieſem Irrtum, der ja übrigens ein 
Irrtum zum Nachteil der Reviſionsbeklagten geweſen wäre, iſt 
denn auch das Berufungsgericht nicht unterlegen. Wenn das 
Berufungsgericht an einer Stelle ſeiner Entſcheidungsgründe 
ſagt, das F.ſche Stück ſei kein „Plagiat“ des franzöſiſchen, ſo 
iſt dagegen allerdings zu bemerken, daß Plagiat und Nachdruck 
zwei verſchiedene Dinge ſind, und es ſich hier um Nachdruck 
handelt. Verneinte indes das Berufungsgericht das Vorhanden⸗ 
ſein eines Plagiats, ſo wollte es gewiß das eines Nachdrucks 
verneinen. A. u. Gen. c. S. u. Gen., U. v. 11. April 06, 
452/05 I. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Bürger— 
lichen Geſetzbuch. 

39. Art. 59 5 9 Abſ. 1 in Verb. mit 88 412, 423, 
Tit. 1 II. ALR. und 88 1 u. 2 WeſtfGG. vom 16. April 1860, 
Art. 20 PréEGG HGB. Aufhören der Verpflichtung zur Ein⸗ 
tragung der Ausſchließung der Gütergemeinſchaft in das Handels⸗ 
regiſter ſeit Geltung des BGB.] 

Die Beklagte verheiratete ſich im Jahre 1899 mit ihrem 
jetzigen Ehemanne M. B. Sie war zur Zeit der Eheſchließung 
Teilhaberin der offenen Handelsgeſellſchaft Hackländer & Co. 
Ihr Ehemann war damals, wie die Beklagte behauptet, Reiſender 
einer anderen Firma. Vor der Eheſchließung wurde beim AG. 
in Bochum, woſelbſt die Eheleute ihren erſten ehelichen Wohnſitz 
nahmen, die Ausſchließung der Gütergemeinſchaft vereinbart. 
Dieſe Ausſchließung wurde auch öffentlich bekannt gemacht 
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(S 422 ALR. Tl. II Tit. 1 und 88 1 und 2 des Geſetzes 
vom 16. April 1860), aber es unterblieb die Eintragung der 
Ausſchließung in das Handelsregiſter und die öffentliche Be⸗ 
kanntmachung der Eintragung. Am 15. April 1902 verkaufte die 
Beklagte, die inzwiſchen das Geſchäft der Firma Hackländer & Co. 
allein übernommen hatte, dieſes Geſchäft ihrem Ehemanne, und 
letzterer geriet ſpäter in Konkurs. Die klagenden 43 Firmen 
haben dem Ehemanne, als dieſer bereits der Inhaber des Ge⸗ 
ſchäfts war, Waren geliefert. Ihre Forderungen ſind im 
Konkurſe anerkannt und feſtgeſtellt worden. Den dritten Teil 
derſelben mit 14 210,95 Mark klagen ſie jetzt gegen die Ehe⸗ 
frau des Gemeinſchuldners ein, indem ſie behaupten, ihnen ſei 
bei Lieferung der Waren nicht bekannt geweſen, daß eine Aus⸗ 
ſchließung der Gütergemeinſchaft erfolgt ſei; der Ehemann der 
Beklagten ſei bereits bei der Eheſchließung Vollkaufmann 
geweſen, habe daher die Verpflichtung gehabt, die Eintragung 
der Gütertrennung in das Handelsregiſter bewirken zu laſſen, 
und es unterliege, da die Eintragung unterblieben, das geſamte 
Vermögen der Beklagten, welche keinerlei Vorbehaltsgut beſitze, 
dem Zugriffe der klagenden Firmen wegen ihrer Forderungen 
gegen den Ehemann. Die Beklagte hat dem Klageantrage 
widerſprochen und den Inhabern der klagenden Firmen den 
Eid darüber zugeſchoben, daß ſie von der Ausſchließung der 
Gütergemeinſchaft Kenntnis gehabt hätten. Das LG. in Bochum 
hat durch Urteil vom 28. Oktober 1904 auf dieſen Eid erkannt 
und das OLG. in Hamm hat durch Urteil vom 25. Sep⸗ 
tember 1905 die Berufung der Beklagten zurückgewieſen. Das 
RG. hat die Klage abgewieſen: Die zur Verurteilung der 
Beklagten angeführten Gründe der Vorinſtanzen, die ſich auf ein 
in Rechtſprechung Bd. 6 S. 158 abgedrucktes Urteil des OLG. 
in Stettin ſtützen, können nicht gebilligt werden, insbeſondere 
nicht hinſichtlich des Art. 59 § 9 Abf. 1 PrAGBGB. Da⸗ 
ſelbſt heißt es: „Die Wirkſamkeit des nach dieſem Geſetz ein⸗ 
tretenden Güterſtandes gegenüber Dritten beſtimmt ſich nach 
den für die Wirkſamkeit des bisherigen Güterſtandes geltenden 
Vorſchriften. Die Beſtimmungen des ALR. Tl. II Tit. 1 
88 352, 353, 425 treten jedoch außer Kraft.“ Für die 
Wirkſamkeit der Ausſchließung der Gütergemeinſchaft gegenüber 
Dritten war durch $ 422 ALR. Tl. II Tit. 1 und Geſetz vom 
21. Dezember 1849 gehörige Bekanntmachung im Regierung?» 
Amtsblatte vorgeſchrieben. Dieſe iſt unbeſtritten erfolgt. Für 
Vollkaufleute kam noch die beſondere Beſtimmung des an 
Stelle von 8 423 ALR. Tl. II Tit. 1 geſetzten Art. 20 
PrEGGHGB. in Betracht, wo es heißt: „Bei denjenigen Per: 
ſonen, welche nach Art. 4 HGB. als Kaufleute anzuſehen ſind, 
jedoch mit Ausſchluß der im Art. 10 GB. bezeichneten, muß 
außerdem die Ausſchließung oder Aufhebung der Gemeinſchaft 
der Güter oder des Erwerbes in das Handelsregiſter ein⸗ 
getragen und nach Maßgabe des Art. 13 HGB. veröffent⸗ 
licht werden.“ Dieſe Eintragung und Veröffentlichung iſt un⸗ 
ſtreitig unterblieben. Das PréEGGHGB. iſt zwar durch das 
PrAG HGB. Art. 8 Abſ. 1 Nr. 1 aufgehoben worden, aber 
unbeſchadet der ÜUbergangsvorſchriften anderer Geſetze. Wäre 
der Ehemann der Beklagten zur Zeit der Eheſchließung Voll⸗ 
kaufmann im Sinne des alten HGB. geweſen — was ſtreitig —, 
ſo würde unter der Herrſchaft des alten Rechtes ſeine Ehefrau 
ſeinen Gläubigern gegenüber nicht haben geltend machen können, 
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daß die Gütergemeinſchaft ordnungsmäßig ausgeſchloſſen worden 
ſei. Die Gläubiger des Mannes würden ſich alſo an das ein⸗ 
gebrachte Gut der Frau haben halten können. Ob dieſelbe 
Folge auch dann unter der Herrſchaft des alten Rechtes einge⸗ 
treten wäre, wenn der Ehemann zwar nicht ſchon bei der Ehe⸗ 
ſchließung Vollkaufmann geweſen, ſondern erſt ſpäter 
Vollkaufmann geworden wäre, kann hier dahingeſtellt 
bleiben. Denn, ſelbſt wenn er ſchon bei der Eheſchließung 
Vollkaufmann geweſen wäre, ſo hörte für ihn doch mit dem 
Inkrafttreten des BGB. die Verpflichtung auf, die Ausſchließung 
der Gütergemeinſchaft in das Handelsregiſter eintragen und die 
Eintragung veröffentlichen zu laſſen. Das Handelsregiſter des 
alten Rechts hatte zum Zwecke, diejenigen Rechtsverhältniſſe 
des Handelsſtandes, welche für den kaufmänniſchen Verkehr von 
Wichtigkeit waren, in möglichſter Vollſtändigkeit und in zu⸗ 
verläſſiger Weiſe zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. (In⸗ 
ſtruktion des Juſtizminiſters vom 12. Dezember 1861, Erſter 
Teil, Einleitung.) Es war unter anderem beſtimmt zur Ein⸗ 
tragung der Ausſchließung oder Aufhebung der ehelichen Güter⸗ 
gemeinſchaft an Stelle der im 8 423 ALR. Tl. II Tit. 1 vor⸗ 
geſchriebenen Bekanntmachung (Art. 20 EG HGB.). Hierzu war 
ein beſonderes Regiſter mit 4 Spalten eingerichtet. Ebenda 
8 84 und Anlage D. Da es ein Güterrechtsregiſter nicht gab, 
ſo war für den kaufmänniſchen Verkehr das Handelsregiſter 
diejenige Quelle, aus der die zuverläſſigſte Auskunft über das 
in der Ehe eines Vollkaufmanns herrſchende Güterrecht geſchöpft 
werden konnte. Der gute Glaube an den Inhalt des Handels⸗ 
regiſters ſchützte. Nach dem Inkrafttreten des BGB. hat ſich 
dieſer Rechtszuſtand völlig geändert. Erkenntnisquelle in An⸗ 
ſehung der güterrechtlichen Verhältniſſe eines Ehegatten iſt jetzt 
ausſchließlich das Güterrechtsregiſter, und zwar gleichviel, 
ob der Ehegatte Kaufmann iſt oder nicht. 88 1558 u. ff. 
BGB., Art. 4 EGHGB., Erlaß des Reichskanzlers vom 
12. November 1898 (3. D. R. S. 438) Art. 29 Abſ. 1 GG., 
Verfügung des Juſtizminiſters vom 6. November 1899 — 
(JM Bl. S. 299). In das Güterrechtsregiſter können nur die im 
Geſetze ſelbſt vorgeſehenen Eintragungen bewirkt werden. Ab⸗ 
ſchnitt III des vorſtehend angeführten Erlaſſes des Reichskanzlers, 
Planck, BGB. Bem. III 3 vor 8 1558. Solche Eintragungen 
können auch Ehen betreffen, die ſchon zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des BGB. beſtanden haben. Art. 59 8 9 Abſ. 2 
PrAGBGB., Art. 19 der angeführten Verfügung vom 
6. November 1899. Zu den hiernach zuläſſigen Eintragungen 


gehört aber nicht die vor dem Inkrafttreten des BGB. bewirkte 


vertragsmäßige Ausſchließung provinzieller Gütergemeinſchaft. 
Den B. ſchen Eheleuten iſt daher das Güterrechtsregiſter zur 
Eintragung der Ausſchließung der Gütergemeinſchaft von An⸗ 
fang an verſchloſſen geweſen. Abſichtlich und aus wohlerwogenen 
Gründen hat der Geſetzgeber Abſtand genommen, einen all⸗ 
gemeinen Regiſterzwang für die zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des BGB. beſtehenden Ehen einzuführen. Begründung 
zum PrAGBGB. S. 70, 71, 72 (Stegemann S. 46, 47, 48). 
In betreff des Zwanges zur Eintragung der güterrechtlichen 
Verhältniſſe in das Güterrechtsregiſter bei der Überleitung ſollte 
möglichſt ſchonend zu Werke gegangen werden. Die Ein⸗ 
führung des neuen Rechtes ſollte für ſich allein die Ehegatten 
nicht zu einer Eintragung nötigen. In der Begründung wird 


—— 
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ausdrücklich hervorgehoben, daß für die zahlreichen (alten) Ehen, 
für die der Entwurf das geſetzliche Güterrecht des BGB. einführen 
wolle, eine Eintragung in das Güterrechtsregiſter überhaupt 
nicht in Betracht komme. Ebenda S. 73 (Stegemann S. 48, 49). 
Das Handelsregiſter neueren Rechtes iſt überhaupt nicht 
beſtimmt und geeignet, Vermerke über ehegüterrechtliche Ver⸗ 
hältniſſe von Kaufleuten aufzunehmen. 88 8 u. ff. HGB., Art. 4 
EGHGB., Art. 29 Abſ. 1 FGG., Verfügung des Juſtizminiſters 
vom 7. November 1899 (JM Bl. S. 313). Die Handelsregiſter 
älteren Rechtes werden nur für die Firmen, welche vor dem 
1. Januar 1900 eingetragen ſind, bis auf weiteres fortgeführt. 
88 36 bis 42 der angeführten Verfügung. Daß der Ehemann 
der Beklagten als Inhaber einer Firma in das alte Handels⸗ 
regiſter eingetragen worden ſei, iſt nicht behauptet worden. Für 
ihn kann alſo das alte Handelsregiſter nicht mehr in Frage 
kommen. Hat jemand vor dem Inkrafttreten des BGB. durch 
Vertrag die Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen und wird er nach 
dem Inkrafttreten des BGB. Vollkaufmann, ſo entſteht für ihn 
nur die Verpflichtung, ſeine Firma in das Handelsregiſter 
neuen Rechtes eintragen zu laſſen. Dagegen iſt er nicht ver⸗ 
bunden, den in feiner Ehe herrſchenden Güterſtand, der infolge 
geſetzlicher Mberleitung nunmehr dem regelmäßigen Güterſtande 
des BGB. entſpricht, noch irgendwo und irgendwie bekannt zu 
machen. Nach Lage der gegenwärtigen Geſetze iſt überhaupt 
kein Regiſter da, in das etwas derartiges eingetragen werden 
könnte. Das Güterrechtöregifter nimmt nur Abweichungen 
von dem Regelmäßigen auf. Hier liegt aber nur Regel⸗ 
mäßiges vor. In einem ſolchen Falle können die Gläubiger des 
Mannes das Frauengut nicht in Anſpruch nehmen, obwohl 
die Ausſchließung der Gütergemeinſchaft in keiner 
Art und Weiſe öffentlich eingetragen worden iſt. 
Sie können daraus auch keinen Grund zur Beſchwerde herleiten, 
weil mit dem Inkrafttreten des BGB. der Güterſtand der ehe: 
männlichen Verwaltung und Nutznießung die Regel geworden iſt. 
Wäre der Ehemann der Beklagten aber auch ſchon vor dem In⸗ 
krafttreten des BGB. Vollkaufmann und daher eintragungspflichtig 
geweſen, ſo würde die Unterlaſſung der Eintragung in das alte 
Handelsregiſter und der Veröffentlichung ſeiner Ehefrau doch 
nur von ſolchen Gläubigern entgegengehalten werden können, 
deren Forderungen vor dem Inkrafttreten des BGB. entſtanden 
geweſen wären. Ihnen gegenüber konnte und mußte die Ein⸗ 
tragung der Ausſchließung der Gütergemeinſchaft in das Handels⸗ 
regiſter bewirkt werden. Bei der in Weſtfalen herrſchenden 
Gütergemeinſchaft bedurften die Gläubiger dieſes Schutzes. 
Mit der Veränderung des Rechtszuſtandes durch das BGB. 
fiel dieſes Schutzbedürfnis aber hinweg. Demzufolge kann 
Art. 59 8 9 Abſ. 1 Satz 1 PrAG BGB. nicht auf den Art. 20 
PrEGG HGB. bezogen werden. (Wird noch näher ausgeführt.) 
B. c. A. u. Gen., U. v. 30. April 06, 506/05 IV. — Hamm. 

Straßen- und Baufluchtgeſetz vom 2. Juli 1875. 

40. 5 12. Verfügung einer Polizeibehörde oder Vertrags⸗ 
angebot der letzteren für den Gemeindevorſtand 2] 

Kläger verlangte Rückzahlung infolge einer Verfügung der 
Polizeibehörde von ihm gezahlter ortsſtatutariſcher Kanalbau⸗ 
beiträge von der beklagten Stadtgemeinde, weil es ſich um eine 
hiſtoriſche Straße handle. Die Beklagte erhob die Einrede der 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges mit der Ausführung, daß die 
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Verfügung der Polizeibehörde nur durch Beſchwerde im Auf⸗ 
ſichtswege oder durch Klage im Verwaltungsſtreitverfahren an⸗ 
zufechten ſei. Durch das Urteil des OLG. wurde die Berufung 
jedoch unter Zurückverweiſung der Sache an das Gericht I. In⸗ 
ſtanz zurückgewieſen. Das RG. hob auf: Die Gründe, aus 
denen die Vorinſtanz dem Erlaubnisſchein den polizeilichen 
Charakter abſpricht, ſind unzutreffend. Nach § 12 Abſ. 1 
Straßen⸗ und BaufluchtenG. kann durch Ortsſtatut feſtgeſtellt 
werden, daß an Straßen oder Straßenteilen, welche noch nicht 
gemäß den baupolizeilichen Beſtimmungen des Orts für den 
öffentlichen Verkehr und den Anbau fertiggeſtellt ſind, Wohn⸗ 
gebäude, die nach dieſen Straßen einen Ausgang haben, nicht 
errichtet werden dürfen. Die in Rede ſtehende Bedingung der 
dem Kläger erteilten Bauerlaubnis iſt, auf Grund dieſer Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift und des offenſichtlich auf derſelben beruhenden Orts⸗ 
ſtatuts geſtellt worden. Die auf Grund des §1 2 Straßen⸗ und Bau⸗ 
fluchten G. erlaſſenen ortsſtatutariſchen Beſtimmungen bilden aber 
einen Beſtandteil des für die Gemeinde geltenden öffentlichen 
Baurechts und ſind ebenſo wie die baupolizeilichen Beſtimmungen 
im engeren Sinne von der Polizeibehörde bei der Entſcheidung auf 
die ihr vorgelegten Baugeſuche zu beachten; vgl. Pr OVG. 34, 412, 
Friedrichs, Straßen⸗ und Baufluchtengeſetz, 5. Aufl. S. 133. 
Demnach iſt aber davon auszugehen, daß die Polizeibehörde, 
indem ſie die Bedingung der Einzahlung des erwähnten Be⸗ 
trages ſtellte, in Wahrnehmung eigener Berechtigung und Ver⸗ 
pflichtung handelte. Hieran kann der Umſtand, daß jene Be⸗ 
dingung im finanziellen Intereſſe der Gemeinde geſtellt war, 
nichts ändern. Müſſen die Gründe für die Verſagung von 
Baugenehmigungen auch ſonſt im allgemeinen immer polizeiliche 
ſein, ſo kann ſich doch gerade bei Bauten, bei denen die Bau⸗ 
verbotsbefugnis der Gemeinde gemäß § 12 Straßen⸗ und Bau⸗ 
fluchten . in Betracht kommt, aus den auf Grund dieſer Vor⸗ 
ſchrift erlaſſenen ortsſtatutariſchen Beſtimmungen ergeben, daß 
die polizeiliche Genehmigung an die Erfüllung von Bedingungen 
zu knüpfen iſt, die nicht dem polizeilichen Gebiete angehören; 
vgl. PrOVG. 33, 421, Friedrichs, a. a. O. S. 134. In dem § 10 
des Ortsſtatuts der Stadt D. iſt beſtimmt, daß an noch nicht 
fertiggeſtellten Straßen Wohngebäude, die nach dieſen Straßen 
einen Ausgang haben, nur unter den vom Gemeindevorſtande 
im Einverſtändniſſe mit der Ortspolizeibehörde mit Rückſicht auf 
das öffentliche beziehungsweiſe das Gemeindeintereſſe vorzu⸗ 
ſchreibenden Bedingungen geſtattet werden. Da der Gemeinde⸗ 
vorſtand ſeine Einwilligung in die Errichtung des vom Kläger 
geplanten Neubaues von der mehrerwähnten Einzahlung ab⸗ 
hängig machte, lag es der Polizeibehörde ob, die polizeiliche 
Bauerlaubnis an die entſprechende Bedingung zu knüpfen, ſofern 
fie es nicht vorzog —, was nicht der Fall war, — es dem 
Kläger zu überlaſſen, vorab eine bezügliche Vereinbarung mit 
der Gemeinde zu treffen und den Nachweis der Einwilligung 
der letzteren in die Errichtung des Baues zu erbringen. Dem⸗ 
gemäß und mit Rückſicht auf den klaren Wortlaut des Bau⸗ 
erlaubnisſcheines verdient die Auffaſſung des Berufungsrichters, 
die Polizeibehörde habe, ſoweit jene Bedingung in Betracht komme, 
nicht in Ausübung eigenen Rechts gehandelt, ihre Tätigkeit habe 
ſich inſoweit darauf beſchränkt, dem Kläger ein Vertragsangebot 
des Gemeindevorſtandes zu übermitteln, keine Billigung. Stadt⸗ 
gemeinde D. c. Z., U. v. 27. März 06, 335/05 VII. — Cöln. 
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Deutſcher Juriſtentag. 


Der 28. Deutſche Juriſtentag findet nach dem Beſchluſſe 
ſeiner ſtändigen Deputation in dieſem Jahre zu Kiel und zwar 
in der Zeit vom 10. bis 12. September ſtatt. 

Zur Beratung ſind die folgenden Gegenſtände geſtellt worden: 

Die ſtrafrechtliche Behandlung von Rückfall, ge⸗ 
wohnheitsmäßigem und gewerbsmäßigem Verbrechertum. 

Die richterliche Strafzumeſſung verbunden mit der 
ſtrafrechtlichen Behandlung des Verſuchs. 

Empfiehlt es ſich, Ehrenerklärung, Abbitte und Wider⸗ 
ruf ſtrafrechtlich zu verwerten? 

Empfehlen ſich geſetzliche Vorſchriften über den ge⸗ 
werblichen Arbeitsvertrag auf Geding (Akkordvertrag)? 

Empfiehlt es ſich, das Reichsgeſetz zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs in Anſehung des Aus⸗ 
verkaufsweſens zu ergänzen? 

Empfiehlt es ſich, die Verantwortlichkeit der Mit⸗ 
glieder des Aufſichtsrats einer Aktiengeſellſchaft genauer 
zu beſtimmen? 

Empfiehlt es ſich, die Haftung des Reeders für ſee⸗ 
männiſches Verſchulden der Schiffs beſatzung geſetzlich aus⸗ 
zuſchließen oder durch zwingende Rechtsſätze feſtzuſetzen? 

Empfiehlt ſich eine einheitliche Regelung der Haftung 
des Staates und anderer Perſonen des öffentlichen 
Rechts für den von ihren Beamten bei Ausübung der dieſen 
anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden? 

Empfiehlt ſich eine Anderung der Vorschrift des 
§ 313 BGB., wonach ein Vertrag, durch den ſich der 
eine Teil verpflichtet, das Eigentum an einem Grund⸗ 
ſtück zu übertragen, der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung bedarf? 

Wieweit iſt bei Verſicherungsverträgen die Vertrags⸗ 
freiheit hinſichtlich der Verwirkungsklauſel durch zwingende 
Rechtssätze zugunſten des Verſicherten einzuſchränken? 

Empfiehlt ſich eine Anderung der Vorſchrift des 
5 833 BGB. über die Haftung des Tierhalters? 

Empfehlen ſich beſondere geſetzliche Beſtimmungen 
zum Schutze des Erfinderrechts von Angeſtellten? 

Empfiehlt ſich eine Übereinſtimmung oder Annäherung 
der deutſchen und öſterreichiſchen Geſetzgebung über die 
Warenbezeichnungen oder Marken und welche Grundfäge 
wären zu dieſem Zwecke aufzuſtellen? 

Anmeldungen zur Mitgliedſchaft beim Deutſchen Juriſten⸗ 
tag ſind an die Verlagsbuchhandlung von J. Guttentag, 
Berlin W. 35, Lützowſtraße 107/108, unter Einſendung von 
Mark 6,00 zu richten. 

Die näheren Angaben über die Gutachter und Bericht⸗ 
erſtatter ſowie über die in Ausſicht genommenen Feſtlichkeiten 
werden wir bringen, ſobald das Programm endgültig feſt⸗ 
geſtellt ſein wird. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


In Entſch. Nr. 2 wird die Gebrechlichkeitspflegſchaft für den 
Geiſtesgeſtörten, deſſen Willensfreiheit dauernd ausgeſchloſſen 
iſt, zugelaſſen, ohne daß es ſeiner Zuſtimmung bedarf, da eine 
Verſtändigung mit ihm über ſeine Einwilligung ausgeſchloſſen it. 


Juriſtiſche Wochenschrift. 


M 12. 1906, 


Die betrügliche Verleitung zum Vertragsſchluſſe als 
unerlaubte Handlung ($ 826 BGB.) kann nach Entſch. Nr. 6 
zur Aufhebung des Vertrags aus dem Grunde des Schadens⸗ 
erſatzes (d 249 BGB.) nur führen, wenn die Anfechtungsftiſt 
aus 8 124 BGB. gewahrt iſt. 

Über die Einwirkung der Vertragsanfechtung auf die aus 
dem Vertrag entſpringende Forderung, wenn dieſe zediert iſt, ver⸗ 
hält ſich Entſch. Nr. 7. 

Entſch. Nr. 9 gibt allgemeine Geſichtspunkte für die Frage, 
inwieweit das Recht des BGB. zur Ergänzung der dem Landes⸗ 
rechte vorbehaltenen Rechtsmaterien dient, indem ſie die An⸗ 
wendbarkeit des 5 254 BGB. auf die dem Preußiſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſetze von 1838 unterfallenden Tatbeſtände verneint. 

Entſch. Nr. 11 läßt die dingliche Klage zu aus einer 
Hypothek, die für eine wegen Unſittlichkeit nichtige Forderung 
beſtellt iſt. Es handelt ſich um Reſtkaufgeld aus einem Bordell 
verkauf. Von beſonderem Intereſſe iſt, wie ſich das RG. mit 
der Vorſchrift des § 1163 abfindet, wonach die für eine nichtige 
Forderung beſtellte Hypothek dem Eigentümer zuſtehen müßte. 

Der außerkontraktliche Schadenserſatzanſpruch der Ehefrau 
wegen Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit wird mit Rückſicht 
auf die Rechte des Ehemanns und das eheliche Güterrecht in 
Entſch. Nr. 12 erörtert. 

Pfändung der Eigentümerbriefgrundſchuld ohne Erlangung 
des Briefes iſt unwirkſam. Ihr gegenüber geht wie Entſch. 
Nr. 13 darlegt, die ſpätere Pfändung des Anſpruchs auf Aus⸗ 
zahlung des auf dieſelbe Grundſchuld entfallenden Verſteigerungs⸗ 
erlöſes vor. 

Entſch. Nr. 14 behandelt die Abtretung einer Grundſchuld 
in blanco, d. h. ohne Nennung des neuen Gläubigers in der 
Abtretungsurkunde. Hierbei wird die rechtliche Natur einer 
in blanco erteilten Unterſchrift erörtert und geprüft, ob und 
wann die Übertragung des Rechtes eintritt, wenn nachträglich der 
Name des Zeſſionars in die Abtretungsurkunde hineingeſetzt wird. 

Der zu Nr. 18 abgedruckte Beſchluß erklärt in Über 
einſtimmung mit dem BayObsG. es für zuläffig, daß das 
Vormundſchaftsgericht auch während eines über das Erziehungs⸗ 
recht zwiſchen den geſchiedenen Eltern ſchwebenden Rechtsſtreits 
eine von der geſetzlichen Regel abweichende Anordnung auf 
Grund des § 1635 Abſ. 1 Satz 2 treffe. 

In Entſch. Nr. 19 wird die ausſchließliche Zuständigkeit 
des Vormundſchaftsgerichts zur Regelung des Verkehrs 
eines geſchiedenen Ehegatten mit dem in der Erziehung des 
anderen Ehegatten befindlichen Kindes auf Grund des 8 1636 
BGB. angenommen. 

Ob der in einem Nichthandelsgewerbe (bei einem Dekorations⸗ 
maler) mit kaufmänniſchen Dienſten betraute Gehilfe Handels⸗ 
oder Gewerbegehilfe ift und ob feine Anfprüche aus dieſem Dienſt⸗ 
verhältniſſe vor die Gewerbegerichte gehören, iſt Gegenſtand 
der Entſch. Nr. 27. 

Im 53. 8 61 werden die dem Prinzipale gegen den 
Handlungsgehilfen wegen Übertretung des Verbots eigenen 
Handels zuſtehenden Anſprüche einer dreimonatigen Verjährung 
unterworfen. Entſch. Nr. 30 unterſtellt dieſer Verjährung auch 
den Anſpruch auf Unterlaſſung. 

Die Entſch. Nr. 32 behandelt die rechtliche Natur der ſogen. 
Ausfallmuſter in ihren verſchiedenen Bedeutungen. 


Für die Rebation verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Moe ſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Vereins nachrichten. 


Auf den Antrag des Herrn Rechtsanwalts Kolſen in 
Berlin auf Einberufung eines außerordentlichen Anwaltstages 
mit der Tagesordnung: 

1. Aufhebung des Beſchluſſes des hannoverſchen Anwalts⸗ 
tages von 1905 auf Errichtung einer freiwilligen 
Penſionskaſſe; 

2. Annahme des von der betreffenden Kommiſſion dem⸗ 
ſelben Anwaltstage zu Hannover vorgelegten Geſetz⸗ 
entwurfes betreffend Errichtung einer Zwangspenſions⸗ 
kaſſe; 

3. Einſetzung einer Kommiſſion zur Durchführung des 
Beſchluſſes ad 2 

vom 5. März d. Is., deſſen Beſcheidung auf Anſuchen bis 
zum 15. Juni ausgeſetzt wurde, um dem Antragſteller Gelegenheit 
zu geben, die ſatzungsmäßigen Vorausſetzungen des Abſ. 1 des 
85 der Satzungen nachzuweiſen, iſt nunmehr der nachſtehend 
mitgeteilte Beſchluß gefaßt: 

Leipzig, den 25. Juni 1906. 


Herrn Rechtsanwalt Kolſen, 
Berlin. 


Nach dem beim Vorſtande geführten Verzeichniſſe waren 
am 15. Juni 1906 5628 Mitglieder des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins vorhanden. 

Sie haben im ganzen 649 Zuſtimmungserklärungen zu 
Ihrem Antrage auf Einberufung eines außerordentlichen An⸗ 
waltstages vom 5. März 1906 beigebracht, darunter be⸗ 

finden ſich 21 Dubletten und 72 Unterſchriften von Nicht⸗ 
mitgliedern, alſo waren zu berückſichtigen 556 Stimmen. 

Es war alſo die Vorausſetzung des zweiten Satzes des 
Abſ. 1 des § 5 der Satzungen des Deutſchen Anwaltvereins 
nicht gegeben, weil ein ſchriftliches Verlangen des zehnten 
Teiles der Mitglieder des Vereins nicht vorliegt. 

Der Vorſtand hat nun, obgleich darnach eine Ver⸗ 
pflichtung zur Einberufung eines außerordentlichen Anwalt⸗ 
tages nicht beſtand, erwogen, ob bei der gegebenen Sachlage 
eine ſolche aus anderen Gründen ſich empfehle. Dies iſt 
aber aus dem Grunde verneint, weil einmal mit Rückſicht 
auf das Zuſammentreten des Juriſtentages in dieſem Jahre 
ſich der Berufung des außerordentlichen Anwaltstages inner⸗ 


halb der Gerichtsferien erhebliche Schwierigkeiten entgegen⸗ 
ſtellen, weil der Zeitraum bis zum Zuſammentritt des nächſten 
ordentlichen Anwaltstages im Jahre 1907 kein ſo ſehr langer 
iſt und weil nach $ 6 Nr. 2 Abſ. 2 der Satzungen es den 
Mitgliedern des Anwaltvereins ein leichtes iſt, den Antrag 
auf die Tagesordnung des nächſten Anwaltstages zu bringen. 

Aus dieſen Gründen hat der Vorſtand den Antrag auf 
Berufung eines außerordentlichen Anwaltstages vom 5. März 
1906 abgelehnt. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 
Erythropel, 


Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 


Die zweiundzwanzigſte ordentliche Generalverfammlung 
wird auf 
den 7. Oktober 1906, Mittags 12 Uhr 
nach Leipzig Reichsgerichtsgebäude, Hauptzimmer der Rechts⸗ 
anwaltſchaft bei dem Reichsgericht, berufen. 
Gegenftände der Tagesordnung find: 

1. der vom Vorſtande zu erſtattende Geschäftsbericht 
für das mit dem 30. Juni 1906 abgelaufene 
Geſchäftsjahr; 

2. Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung des 
Vorſtandes; 

3. die Wahl von Vorſtands mitgliedern in Gemäßheit 
des § 9 der Satzungen; 

4. die Wahl von Rechnungsreviſoren; 

5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


Leipzig, den 25. Juni 1906. 
Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Herr, 
Juſtlzrat, Vorſitzender. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Stuttgart und Naumburg haben der Kaſſe abermals Bei⸗ 
hülfen und zwar Stuttgart 1200 Mark und Naumburg 
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1500 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Vor⸗ 
ſtänden iſt für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dauk 
ausgeſprochen worden. 


lber das Verhältnis des Drittverpfänders 
zum Gläubiger und zum Bürgen. 


Von Juſtizrat L. Cohn, Rechtsanwalt am Kammergericht, 
Berlin. 


Strohal hat in einem Aufſatz in DIZ. vom 1. September 
1903 zum erſten Male die Frage eingehend erörtert, wie ſich 
der Eintritt des Bürgen und des Drittverpfänders in die 
Rechte des befriedigten Gläubigers nach dem BGB. geftalte. 
Er gelangt zu dem Ergebniſſe, daß das Recht des Bürgen in⸗ 
ſofern das ſtärkere ſei, als dieſer die Einlöſungspflicht am Ende 
auf den Drittverpfänder abzuwälzen vermöge. Der letztere ſei 
danach bei Sicherung der Schuld durch Bürgſchaft und Pfand 
eines Dritten der leidende Teil. 

Der Aufſatz iſt von einer wunderbaren Klarheit und durch 
die Form der Darſtellung beſtechend. 

Mit den Ausführungen Strohals hat ſich Martinius 
einverſtanden erklärt, ohne indeſſen neue Geſichtspunkte bei⸗ 
zubringen (DJ Z. vom 1. Dezember 1903). 

Beide verwarfen die Anſicht Plancks in Anm. le zu 
8 1225 BGB., wonach zwiſchen dem Bürgen und dem Dritt⸗ 
verpfänder derſelbe Ausgleich wie zwiſchen Mitbürgen nach 
§ 774 Abſ. 2 ſtattzufinden habe. 

Die Ausführungen Strohals ſind bis zu der Arbeit 
Breits bei GruchotsBeitr. 48, 383 unwiderſprochen geblieben. 

Nach Breit findet zwiſchen dem Bürgen und dem Dritt⸗ 
verpfänder dieſelbe Ausgleichung wie zwiſchen Geſamtſchuldnern 
ſtatt, alſo gemäß § 426 BGB. 

Die Frage, wie ſich die Sachlage in dem der Praxis ge⸗ 
läufigen Falle geſtalte, daß auch der Bürge ein Pfand für 
die Hauptſchuld beſtellt hat und ihm ein einfacher Bürge 
gegenüberſteht, wird weder von Strohal noch von Breit erwähnt. 

Eine Entſcheidung des RG. über das ſtreitige Problem 
iſt diesſeits bisher nicht bekannt geworden. 

Welcher dieſer einander widerſtreitenden Anſichten iſt nun 
der Vorzug zu geben? 

Bevor der Beantwortung der Frage näher getreten wird, 
iſt auf die Begründung jener Anſichten einzugehen. 

Strohal meint, daß die Entſcheidung dann zweifellos 
ſei, wenn neben dem perſönlichen Schuldner und dem Bürgen 
ein von einem dritten Eigentümer hypothekariſch verſichertes 
Grundſtück hafte. Hier könne der Bürge, ſofern er den 
Gläubiger befriedige, die Laſt der Schuld, ſoweit die Hypothek 
reiche, jedenfalls auf das Grundſtück abwälzen. Zum Beweiſe 
hierfür iſt lediglich auf 8 774 Bezug genommen. Das ſoll 
heißen, daß mit der Einlöſung ſeitens des Bürgen auf ihn die 
Sicherungsrechte der eingelöſten Forderung übergehen. Nach 
Strohal iſt alſo gegen dieſes Ergebnis der Drittverpfänder 
des Grundſtücks machtlos. Es fol alſo nur im Falle der Ver: 
pfändung von beweglichen Sachen und von Rechten der Zweifel 
beginnen. Aber ich meine mit Breit, daß jene Entſcheidung 
nichts weniger als zweifellos ſei. Sie führt zu dem ganz auf⸗ 
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fallenden Ergebniſſe, daß, wenn auch nur in den anderen 
Fällen gegen Strohal zu entſcheiden wäre, man die Logik des 
Geſetzgebers kaum verſtehen würde. Würde nämlich der Eigen⸗ 
tümer für die Schuld des anderen nicht das Grundſtück, wohl 
aber die auf letzterem haftende Eigentümerhypothek zum Pfande 
ſetzen, ſo müßte man fragen, warum ſo verwandte Fälle recht⸗ 
lich ganz verſchiedener Beurteilung unterliegen ſollten. Man 
wird alſo geneigt ſein, entweder mit Strohal in allen 
Fällen den Ausgleich zu verneinen, das Eintrittsrecht des 
Bürgen mit ſeinen Folgen für das ſtärkere zu erklären, oder 
in allen Fällen gegenteilig den Ausgleich zuzulaſſen. Es ge⸗ 
nügte mir, vorläufig feſtzuhalten, daß ich in jenem Falle die 
Löſung Strohals keineswegs als zweifellos erachte. 

Aber noch einem anderen, von Strohal hervorgehobenen 
Geſichtspunkte, der ihn anſcheinend wiederum zu einem ziveifel- 
loſen Ergebniſſe führt, möchte ich entgegentreten. 

Wenn der Gläubiger ſich durch den Verkauf des Pfand⸗ 
gegenſtandes befriedigt, erliſcht das Pfand. Strohal zieht 
hieraus den Schluß, daß damit die Tilgung der Schuld über⸗ 
haupt, alſo auch das Erlöſchen der Bürgſchaft eintrete, daß in 
dieſem Falle von einem Eintritt des Drittverpfänders in das 
Forderungsrecht und dem Miterwerb der Bürgſchaft nicht die 
Rede ſein könne. 

Allerdings unterſcheidet nun das BGB. zwiſchen der Ein⸗ 
löſung des Pfandſchuldners und der Befriedigung aus dem 
Pfande (SS 1143, 1173, 1174 vergl. mit 88 1147, 1181, 
1182 a. a. O.). Aber dies gilt doch nur für das Verhältnis 
nach außen, d. h. zum Gläubiger. Es zeigt ſich dies klar in 
der Beſtimmung des § 1182: Auch, wenn ſich der Gläubiger 
bei der Geſamthypothek aus einem der mithaftenden Grund⸗ 
ſtücke befriedigt, bleibt dem Eigentümer des letzteren der Aus⸗ 
gleichungsanſpruch erhalten, wenn er überhaupt gegeben war.) 
Es iſt dies aber nach der ausdrücklichen Beſtimmung des Ge⸗ 
ſetzes der Anſpruch, deſſen Sicherung die Geſamthypothek be⸗ 
wirken ſollte, er iſt alſo nicht erloſchen, ſondern nur ver⸗ 
ſchoben, mit anderen Worten: das BGB. läßt trotz der Be⸗ 
friedigung aus dem mithaftenden Grundſtück die Hypothek nicht 
untergehen, ebenſo wenig wie im Falle der Einlöſung durch 
den Drittverpfänder im Falle des § 1173.) Das BGB. 
kennt alſo den von Strohal verkündeten Unterſchied 
jedenfalls für das Recht der Hypothek in Wahrheit 
nicht.“) 

Als den richtigen Ausgangspunkt für den Aufbau der 
Lehre bezeichnet Strohal den § 776. Diefer ſorge dafür, 
daß der Bürge in ſeinem Regreßrechte keine Verkürzung erfahre. 
In allen in dieſen Paragraphen behandelten Fällen diene jedes 
Sicherungsrecht, auch das nach Eingehung der Bürgſchaft er⸗ 
worbene, dazu, den Bürgen zu entlaſten. Soweit der 
Gläubiger ein ſolches Recht aufgebe, werde der Bürge, wenn 
er ſich nach 8 774 hätte erholen können, frei. Das iſt alles 


) Der $ 1182 ſpricht vom „Erſatz“, nicht vom Ausgleich. 
Damit iſt auch der Ausgleich betroffen, denn auch § 776 ſpricht vom 
Erſatz, zitiert den § 774 und dieſer den § 426, der von der „Aus⸗ 
gleichung“ handelt. 

) Ebenſo Turnau⸗Förſter I S. 370 Anm. 5 gegen Planck 
Anm. 4b 8 zu 8 1178. 

) Ebenſo Planck Anm. 2 zu $ 11438. 
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richtig, fährt aber der Löſung der Frage auch nicht näher. 
Freilich iſt eine gleiche Behandlung dem Drittverpfänder vom 
Geſetz nicht gegeben. Er wäre, wenn ihm der Ausgleichungs⸗ 
anſpruch nicht zuſtände, auf das Eintrittsrecht der 88 268, 
1150, 1249, 1273 beſchränkt. Aber mit Recht erklärt Planck 
den § 776 für eine Spezialbeſtimmung. Es wird auf fie in 
anderem Zuſammenhang zurückzukommen ſein. Jetzt ſchon 
möchte ich aber darauf hinweiſen, daß das Recht aus § 776 
dem Bürgen nur gegen den Gläubiger, alſo nicht gegen den 
Bürgen zuſteht, der durch die Einlöſung die Forderung 
erworben hat. Hier tritt als Korrektiv lediglich die Aus⸗ 
gleichungspflicht ein. 

Wird man hiernach die Fundamente, auf denen Strohal 
ſeine Theorie aufführen will, nicht als ſolche, die zu ihr 
hinüberleiten, anzuerkennen vermögen, ſo wird man der Löſung 
der Schwierigkeiten auch durch ſeine Beiſpiele kaum näher 
kommen. Sie laſſen ſich je nach dem Standpunkt des Be⸗ 
urteilers ſo oder anders entſcheiden. Dieſer Vorwurf gilt 
freilich auch für die Beiſpiele Breits. 

Letzterer glaubt die Löſung des Problems darin zu finden, 
daß für die Übertragung einer Forderung kraft Geſetzes der 
9 412 BGB. den 8 401 nur zur entſprechenden 


Anwendung verhilft. Daraus folgert Breit, daß der Grundſatz 


des Übergangs der Sicherungsrechte auf den Rechtsnachfolger 
beſtimmten Einſchränkungen unterliege. Solche enthielten die 
88 774 Abſ. 2, 426 rückſichtlich der Mitbürgſchaft und der 
§ 1173 rückſichtlich der Geſamthypothek. Es handle ſich hier 
um beſtimmte Anwendungsfälle eines allgemeinen Prinzips. 
Dieſes formuliert Breit im folgenden Satze: 
„Iſt ein Dritter durch die Sicherung verpflichtet, ſo 
tritt der bergang der Sicherung auf den Zeſſionar 
nur ein, wenn ihm nach dem zwiſchen ihm und dem 
Dritten beſtehenden Innenverhältniſſe gegen den Dritten 
Erſatzanſprüche für ſeine Leiſtungen an den Zedenten zu⸗ 
ſtehen.“ 

Allein Breit iſt nicht imſtande, den Grund dieſes ver⸗ 
meintlichen Prinzips aufzudecken. Breit begnügt ſich für 
letzteres mit Gründen „der ausgleichenden Gerechtigkeit“ oder 
„der Billigkeit“. Darin liegt die Schwäche ſeiner Aus⸗ 
führungen, denn mit Recht könnte ihm entgegengehalten 
werden, daß ja der Zweifel gerade darauf beruhe, daß der Ge⸗ 
ſetzgeber die Frage unbeantwortet gelaſſen, ob zwiſchen dem 
Bürgen und dem Drittverpfänder ein Innenverhältnis beſtehe, 
das derartige Erſatzanſprüche des einen gegen den anderen 
gleichmäßig ins Leben rufe. Es iſt daher ein höherer Wert 
auch dem weiteren Argumente Breits nicht beizumeſſen, daß es: 

„wirtſchaftlich gleichgültig ſei, ob jemand als Bürge, 
Hypothekenſchuldner oder Pfandſchuldner zahle.“ 

Jenes iſt ſo allgemein gefaßt, mindeſtens ſehr beſtreitbar. 
Es träfe nur zu, wenn feſtſtände — was noch zu unterſuchen 
it —, daß es ſich einmal in allen dieſen Fällen nur um die 
Einlöfung der Forderung handelte, ſodann, daß der Einlöſung 
überall die gleiche rechtliche Bedeutung zukäme. 

Ich glaube hiernach, daß weder Strohal noch Breit das 
Problem erſchöpft, den entſcheidenden Grund für die Behand⸗ 
lung der Frage aufgedeckt haben. Gern erkenne ich aber an, daß 
beide wertvolle Bauſteine zum Bau der Lehre beigebracht haben. 
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Bevor ich der eigentlichen Aufgabe näher trete, erachte ich 
es für geboten, beſtimmte Begriffe zu erläutern. 

Was ſind Mitbürgen, was Mitverpfänder? 

Rein wörtlich verſtanden iſt Mitbürge derjenige, der ſich 
mit einem andern zugleich verbürgt. Das iſt der Fall der un⸗ 
ſtreitigen und echten Geſamtſchuld. Aber Mitbürge könnte auch 
der ſein, welcher ſich für dieſelbe Schuld mit einem andern, 
d. h. neben ihm verbürgt, ſei es gleichzeitig, aber getrennt, 
oder hinter ihm — zeitlich betrachtet. Denkbar iſt hierbei, daß 
der eine Bürge von dem andern zunächſt nichts weiß. 

Wie verſteht das Geſetz den Ausdruck? 

Die Beantwortung enthält der 8 776: 

Nach dem Satz 1 wird der Bürge inſoweit frei, wenn der 
Gläubiger das Recht gegen einen Mitbürgen aufgibt, als er 
aus dem aufgegebenen Rechte nach 8 774 Erſatz hätte erlangen 
können. Das gilt auch dann, wenn das aufgegebene Recht 
erſt nach der Übernahme der Bürgſchaft entſtanden iſt. Iſt 
nun letzteres die ſpätere Bürgſchaft, ſo unterſtellt das Geſetz 
notwendig auch in dieſem Falle den Ausgleichungsanſpruch nach 
den 88 774 Abſ. 2 bzw. 426, d. h. mit anderen Worten, es 
ſieht die Bürgen auch bei der Hintereinanderfolge ihrer Ver⸗ 
pflichtung als Mitbürgen und Geſamtſchuldner an. Jeder 
Bürge, der ſich für dieſelbe Schuld verbürgt, wird zum Mit⸗ 
bürgen des erſten Bürgen geſtempelt. 

Der Ausdruck „Mitverpfänder“ findet ſich nicht im Geſetz. 
Indem aber § 1225 die Vorſchrift des S 774 ohne Einſchrän⸗ 
kung zur entſprechenden Anwendung bringt, denkt es wiederum 
an ſehr verſchiedene Fälle. Der 8 1225 umfaßt die Ver⸗ 
pfändung der Miteigentümer derſelben beweglichen Sache, die 
Verpfändung von beweglichen Sachen verſchiedener Eigentümer. 
Dasſelbe gilt wegen § 1273 bei dem Zuſammentreffen mit der 
Verpfändung von Rechten. Wer glaubt, daß die Verpfändung 
des Grundſtückes durch Hypothek wegen § 1143 anderen Grund: 
ſätzen unterſtehe, wird hier Halt machen müſſen. Wer dieſen 
Unterſchied nicht anerkennt, wird rückſichtlich der „Mitverpfän⸗ 
dung“, d. h., praktiſch ausgedrückt, rückſichtlich des Ausgleichs⸗ 
prinzips, kaum ſchwanken. 

Gerade dieſer Punkt führt zu der Frage, ob die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes das Dunkel aufhelle, ob, mit 
andern Worten, der § 1143 mit Bedacht nur den Abſ. 1, der 
§ 1225 den Abſ. 1 und 2, d. h. den vollen § 774 zitiere. 
Ich kann hier Strohal nur dahin beipflichten, daß die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte keinen ſicheren Anhalt bietet. Es iſt alſo 
mit der Tatſache zu rechnen, daß die SS 1143 bzw. 1225 fo 
und nicht anders lauten. Auch auf dieſen Punkt komme ich zurück. 

Zum Ausgangspunkt für die folgenden Erörterungen wähle 
ich die Stellung des Drittverpfänders zum Gläubiger. 

Nicht jede Zahlung für die Schuld iſt Zahlung zu ihrer 
Tilgung. Dies tritt am ſchärfſten hervor im Wechſelrecht. 
Hier bedeutet in der Regel die Zahlung der Regreß⸗ 
verpflichteten nur eine Einlöſungszahlung. Das gleiche gilt in 
der Regel für die auf Grund des Kauſalgeſchäfts der Zeſſion 
erfolgten Zahlung des Zeſſionars. Auch die Zahlung des 
Bürgen iſt, wie Strohal mit Recht betont, in der Regel 
Einlöſungszahlung. Aber auch nicht anders verhält es ſich 
mit der Zahlung des Drittverpfänders. Gilt dies aber auch 
dann, wenn letzterer nicht freiwillig zahlt, der Gläubiger viel⸗ 
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mehr zur Veräußerung des Pfandes ſchreitet? Ich habe oben 
gezeigt, daß die Anſicht Strohals, ſoweit es ſich um die Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtücke handelt, nicht zutrifft. Das 
Geſetz kann hier nur an eine Einlöſungszahlung gedacht haben. 
Soll für das Gebiet der 88 1225, 1273 etwas anderes gelten? 
Zu dieſer Annahme wird man ſich nur entſchließen können, 
wenn aus dem Weſen des Pfandrechts, nicht aus dem Gegen⸗ 
ſtande des Pfandes, etwas anderes folgt, je nachdem bewegliche 
oder unbewegliche Sachen in Frage kommen. Solche Unter⸗ 
ſchiede hat Strohal nicht aufgedeckt. Allerdings behandelt der 
8 1225 nur die Einlöſungszahlung des Verpfänders. Auch der 
8 1252 kommt nicht weiter in Betracht: Gelangt die Forderung 
zum Erlöſchen, ſo erliſcht das Pfand; wann aber die Forderung 
erlöſche, ſagt der 8 1252 nicht. Nun hat freilich das BGB., 
abweichend vom § 46 Tl. 1 Tit. 16 AL R., nicht den Grundſatz 
angenommen, daß der zahlende Dritte ohne weiteres in der 
Regel eine Einlöſungszahlung bewirke; es gibt vielmehr die 
Fälle, in denen der Dritte das Forderungsrecht ſelbſt erwirbt, 
an. Die Fälle find im Anſchluß an den § 268 BGB. in den 
Kommentaren angeführt. Allein für die hier behandelte Frage 
iſt dies gleichgültig. Nur, wenn die Beſtimmung des 8 1182 
als Einlöſungszahlung trotz des Pfandverkaufes eine Aus⸗ 
nahme bilden würde, ſtände die Sache anders. Das iſt aber 
zu verneinen. Das Geſetz ſelbſt bietet hierfür keinen Anhalt. 
Der Charakter der Zahlung ſelbſt wird in erſter Linie durch 
den Zahlenden beſtimmt. Der Gläubiger hat in der Regel 
nur ein Intereſſe daran, das zu erhalten, was ihm nach dem 
Schuldverhältniſſe zukommt. Wenn er dies auf dem Umwege 
erlangt, ſo mag dies für ihn wirtſchaftlich unbequem ſein, 
rechtlich aber macht dies keinen Unterſchied. Mit Recht ſetzt 
daher der § 1224 der Einlöſungszahlung Aufrechnung und 
Hinterlegung gleich, obwohl ſie Surrogate ſind. Die Be⸗ 
friedigung aus dem Pfande, mag man den Gläubiger als den 
Verkäufer betrachten, iſt aber nicht einmal Befriedigung durch 
Surrogat, ſondern Zahlung ſelbſt, und mit Recht bezeichnet 
Planck die Befriedigung aus dem Grundſtück als Befriedigung 
durch den Eigentümer (Bd. III Anm. 1 zu § 1182). Der 
Eigentümer hat aber in der Regel nur ein Intereſſe an der 
Zahlung als Einlöſungszahlung und man kann ihm nicht unter⸗ 
ſchieben, daß er eine ſolche nicht bewirken wolle, wenn das Pfand 
diejenige Funktion erfüllt, für die es geſetzlich beſtimmt iſt. 

Das Ergebnis dieſer Erörterung iſt, daß der dritte Pfand⸗ 
ſchuldner, mag er freiwillig zahlen, mag es zum Pfandverkaufe 
kommen, für eine fremde Schuld eine Einlöſungszahlung be⸗ 
wirkt, daß die Grundſätze des § 1225 nicht auf den Fall der 
freiwilligen Zahlung beſchränkt ſind. 

Damit allein iſt freilich über den Charakter der Pfand⸗ 
haftung im Verhältnis zum Gläubiger noch nicht entſchieden. 

Iſt der Drittverpfänder Schuldner, aber beſchränkt auf 
die Haftung mit einem zur Sicherung eingeſetzten Vermögens⸗ 
ſtücke, oder bewirkt die Pfandhaftung keinen Nexus des Pfand⸗ 
ſchuldners, braucht er mit anderen Worten nur zu dulden, 
daß der Gläubiger ſich aus dem Pfande befriedige? Handelt 
es ſich um einen Leiſtungsanſpruch oder nicht? Der Streit 
iſt ja kein neuer. 

Die ältere Theorie hat wohl der Anſicht gehuldigt, daß 
der Verpfänder, der nicht perſönlicher Schuldner iſt, die Pfand⸗ 
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haftung nicht ſchulde, er repräſentiere nur gewiſſermaßen das 
Grundſtück. Hier wirkten Vorſtellungen aus dem Römiſchen Rechte 
mit, das ſcheinbar die res, den fundus als obligiert betrachtet, ob⸗ 
wohl doch obligare auch verpfänden bedeutet. Ich erinnere an 
die bildliche Darſtellung der L. 11 dig. quib. mod. pig. 
solv. 20, 6: „pignoris quidem obligationem praedii 
Sejam — — — remisisse videri, obligationem autem 
personalem perseverasse“ vgl. auch L. 5 f 2 dig. l. c. 

Solche Vorſtellungen ſind haften geblieben, ſie haben Ver⸗ 
wirrungen hervorgerufen, wie die ältere gemeinrechtliche Literatur 
beweiſt. Das BGB. kennt als Verpflichteten nur den Ver⸗ 
pfänder. Die in Betracht kommenden Grundſätze haben freilich 
nur bei der Hypothek ihre Ausbildung erfahren, ſie bedurften 
aber auch bei dem Pfande an beweglichen Sachen keiner 
Wiederholung. 

Der § 1142 kennt eine Fälligkeit der Forderung gegen⸗ 
über dem Eigentümer unabhängig von der Fälligkeit gegenüber 
dem perſönlichen Schuldner. Der § 1146 wendet auf erſteren 
folgerichtig die Grundſätze vom Vorzuge an. Nach § 1137 in 
Verbindung mit § 1143 ſtehen ihm die Einreden zu, die ſowohl 
dem Schuldner als dem Bürgen zuſtehen, er verliert ſie nicht 
einmal durch Verzicht des Schuldners, er genießt alſo das 
Privileg des Bürgen. Alles das erklärt ſich nur aus der 
Schuld. Nach § 688 ZPO. in der Faſſung der Novelle gilt 
als Anſpruch, welcher die Zahlung einer Geldſumme zum 
Gegenſtande hat, auch der Anſpruch aus einer Hyypothel, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld. Das Geſetz erkennt alſo 
hier den Leiſtungs⸗ nicht den Duldungs⸗Anſpruch aus 
drücklich an. 

Nach allen dem trage ich kein Bedenken, vom Standpunkt 
des BGB. aus den Drittverpfänder, mag Gegenſtand des 
Pfandes ein Grundſtück, eine bewegliche Sache oder ein Recht 
ſein, als Schuldner gegenüber dem Gläubiger, aber auch als 
Geſamtſchuldner mit dem Bürgen anzuſehen! 

Daß das Verhältnis der Geſamtſchuldner zu dem Gläubiger 
ein verſchiedenes ſein kann, erſcheint zweifellos. Auch der iſt 
Geſamtſchuldner, der mit dem andern Schuldner nur für eine 
Teilleiſtung haftet in Höhe des Teils. Geſamtſchuldner ſind 
auch die, welche nicht mit ihrem ganzen Vermögen, ſondern 
nur mit beſtimmten Vermögensſtücken ſich für die Schuld ver⸗ 
pflichtet haben (vgl. RG. in JW. 06 S. 298 Nr. 2), und 
rechtlich nicht anders iſt die Sachlage, wenn dieſer Verpflichtung 
die unbeſchränkte Verpflichtung eines andern, z. B. eines 
Bürgen, hinzutritt. Es läßt ſich wohl behaupten, daß der 
Charakter der Schuld als ſolcher durch die Beziehung auf das 
Mittel oder den Gegenſtand der Befriedigung keine Ver⸗ 
änderung erleide. Das gilt jedenfalls für das Recht des BGB., 
denn wörtlich trifft auf alle jene Fälle, einſchließlich der Pfand⸗ 
ſetzung des Drittverpfänders, das zu, was der § 421 beſtimmt: 
Jeder von ihnen ſchuldet in Höhe ihrer gemeinſamen Haftung 
die Leiſtung, die der Gläubiger nur einmal zu fordern hat. 
Es genügt hier ſtatt weiterer Ausführungen auf die bahn⸗ 
brechende Entſcheidung des RG. 61, 57 ff. zu verweiſen. 

Danach hat das BGB. die Geſamtſchuld in einen weiteren 
Rahmen gefaßt. Der Schwerpunkt ruht jetzt nicht mehr in 
dem einheitlichen Entſtehungsgrunde der Schuld, ſondern in 
der Gleichheit der Leiſtung. Ich verkenne nicht, daß das 
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NG. dieſe Geſichtspunkte mehr andeutungsweiſe wieder⸗ 
gibt, aber fie find nach der Faſſung des Geſetzes kaum zu 
beanſtanden. Iſt aber für die Geſamtſchuld die Einheit⸗ 
lichkeit des Entſtehungsgrundes entbehrlich, ſpitzt ſich alles auf 
die gleiche Leiſtung zu, ſo trägt der Drittverpfänder mit dem 
Bürgen an derſelben Laſt und zwar ſelbſt dann, wenn die eine 
Verpflichtung der anderen nachfolgt. Bedeutſam iſt es daher, 
daß der § 774 Abſ. 2 auf Mitbürgen in dem oben er⸗ 
örterten Sinne die Haftung nach § 426 zur Anwendung 
bringt und daß für Mitverpfänder nach § 1225 das gleiche 
gilt. Es beſteht alſo zwiſchen ihnen allen die Ausgleichungs⸗ 
pflicht nach § 426. 

Man kann hiergegen nicht geltend machen, daß, die 
Richtigkeit dieſer Annahme vorausgeſetzt, die Beſtimmung des 
8 774 Abſ. 2 überflüſſig erſcheine, und daß alsdann noch 
weniger einzuſehen, weshalb der § 1143 nur den Abſ. 1, der 
8 1225 den 8 774 ſchlechtweg anziehe. 

Es iſt zunächſt nicht Aufgabe des Geſetzgebers, allgemeine 
Grundſätze im Geſetzbuch auszuſprechen; er ſtellt einzelne Leit⸗ 
ſätze hin und überläßt es der Praxis und Wiſſenſchaft, ſie aus⸗ 
zubauen, ihre Folgerungen zu entwickeln. 

Der 8 774 Abſ. 2 iſt keineswegs überflüſſig. Sein 
Schwerpunkt ruht in dem unſcheinbaren Wörtchen „nur“. Der 
Abſ. 2 ſagt mehr als es auf den erſten Blick erſcheint. Er will 
gerade die Zweifel beſeitigen, die aus dem Begriffe der Mit⸗ 
bürgſchaft, wie er oben erläutert worden iſt, entſtehen könnten: 
Mitbürgen im Sinne des BGB. gelten in der Regel als 
Geſamtſchuldner, haften alſo nur wie dieſe, keiner von ihnen 
kann die Zeit der Entſtehung ſeiner Verpflichtung dafür geltend 
machen, dem anderen Bürgen die ganze Laſt der Bürgſchaft 
aufzubürden oder auf ihn abzuwälzen. 

Weiter erkenne ich nicht an, daß die Zitate des 8 774 in 
den SS 1143, 1225, ſowie fie vorliegen, nicht wohl erwogen 
ſeien. Eigenartig mutet der Vorwurf Biermanns an, daß ein 
Redaktionsverſehen vorzuliegen ſcheine. 

Das Zitat des Abſ. 2 des S 774 in 8 1143 wäre un⸗ 
genau oder irreführend. Der Geſetzgeber hat für die Hypothek 
— auch Strohal überſieht dies — die in Betracht kommenden 
Verhältniſſe ihrem Charakter entſprechend in den 88 1173 
Abſ. 2, 1182 ausreichend geordnet. Der Ausgleichungsanſpruch 
iſt geregelt. Die Verweiſung auf Abſ. 2 des 8 774 könnte 
neben dieſer Regelung kaum beſtehen bleiben. Sie würde letztere 
aber auch nicht erſetzen. Sie müßte den Zweifel hervorrufen, 
ob der Ausgleichungsanſpruch nur mit der Teilhypothek des 
mithaftenden Grundſtücks ausgeſtattet iſt, oder ob die Geſamt⸗ 
hypothek trotz der Befriedigung durch den Eigentümer eines der 
Grundſtücke beſtehen bleibt. Das Geſetz hat fich für das 
letztere entſchieden, entſprechend dem Charakter der Eigentümer⸗ 
hypothek. Daß hierdurch die Natur der Geſamtſchuld nicht 
verleugnet wird, bedarf keiner Ausführung. 

So ſteht aber die Sache nicht für Mitverpfänder von be⸗ 
weglichen Sachen oder Rechten. Bevor ich hierauf eingehe, 
möchte ich folgendes voranſchicken. 

Haftet die Schuld auf dem Grundſtück des Drittverpfänders 
A. und auf dem Grundſtück des Drittverpfänders B. zur Ge⸗ 
ſamthaft und befriedigt A. den Gläubiger C., ſo erwirbt er, 
wenn er von B. Erſatz verlangen kann — und dies wird, wenn 
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beide für fremde Schuld ihre Grundſtücke als Pfand geſetzt, 
als Regel gelten —, die Geſamthypothek an beiden Grundſtücken 
nach Abſ. 2 des S 1173. Der Eigentümer B. ſchuldet ihm 
aber den Erſatz nach $ 426 BGB. nur zur Hälfte, er erwirbt 
alſo auch die Hypothek auf dem Grundſtück des B. nur in 
Höhe des Erſatz⸗ oder Ausgleichungsanſpruches. So wie B. 
dieſen befriedigt, erwirbt B. nicht die Geſamthypothek, ſondern 
nur die Hypothek auf ſeinem Grundſtück, denn nunmehr iſt 
der Ausgleich vollzogen. 

Eine gleiche Regelung konnte der 8 1225 nicht ſchaffen. 
Beiden Normen gemeinſam iſt nur die Ausgleichungspflicht des 
Mitverpfänders. Aber der Ausgleich führt nicht dazu, wie 
Strohal im Anſchluß an Abſ. 2 des 8 1256 annimmt, das 
Pfandrecht an der Sache des erſten einlöſenden Drittverpfänders 
wegen des Bürgen oder des anderen Drittverpfänders zu er⸗ 
halten. Der erſte einlöſende Drittverpfänder hat das im 
8 1256 Abſ. 2 erforderte Intereſſe deshalb nicht, weil er nicht 
verpflichtet iſt, das Pfand an ſeiner Sache den zum Ausgleich 
ſchreitenden Bürgen oder zweiten Drittverpfänder einzuräumen. 
Das Geſetz hat dies dadurch markiert, daß es in $ 1225 auch den 
Abſ. 2 des § 774 und damit den § 426 als maßgeblich anruft. 
Immer folgt das Ergebnis aus dem Charakter der Geſamtſchuld. 

Damit dürfte der Sinn der Allegate klargeſtellt ſein. 

Es erübrigt noch gegen Strohal auf die oben vorbehaltene 
Einſchränkung des $ 776 zurückzukommen. Allerdings iſt er 
eine Schutzbeſtimmung zugunſten des Bürgen, auch zugunſten 
des ſpäteren Bürgen vor der Einlöſung der Schuld, aber doch 
nur in Höhe des Ausgleichung sanſpruches. Mehr ſagt 
er nicht. Er beſtimmt alſo nichts über das Verhältnis zum 
Drittverpfänder, er ſagt nicht, daß ein Ausgleich nur ſtattfindet, 
wenn der Fall des 58 774 vorliegt. Dazu hat er auch 
keine Veranlaſſung, da er im Abſchnitt von der Bürgſchaft ſich 
nur mit dem Rechte des Bürgen befaßt. 

Aus den vorſtehenden Erörterungen ergibt ſich unſchwer die 
Beantwortung der Frage, ob etwas anderes dann gilt, wenn 
mit dem Drittverpfänder ein Bürge haftet, der für die Haupt⸗ 
ſchuld ein Pfand beſtellt hat. 

Die Frage iſt keine beſondere für den, der meinen vor⸗ 
ſtehenden Ausführungen über das Geſamtſchuldverhältnis des 
Bürgen und des Drittverpfänders beitritt. Aber auch wer den 
Strohalſchen Standpunkt teilt, wird den Fall nicht anders 
entſcheiden: Iſt der Bürge gleichzeitig Drittverpfänder, ſo 
vollzieht er mit der Zahlung eine Einlöſungszahlung, er zahlt 
nicht nur als Bürge oder nur als Drittverpfänder. Er zahlt, 
um ſich ſeiner Schuld überhaupt zu entledigen und der Schutz⸗ 
beſtimmungen ſeiner doppelten Stellung teilhaftig zu werden. 
Der andere Bürge iſt daher nicht in der Lage, ihn lediglich auf 
die Stellung des Drittverpfänders mit der Wirkung zu ver⸗ 
weiſen, daß der Ausgleichungsanſpruch ihm verloren gehe. 


Das Anerkenntnis. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Thiele in Berlin. 
Das Wort „Anerkenntnis“ wird oft mißbraucht und miß⸗ 
verſtanden. Faſt in jeder Klage findet ſich die Bemerkung: 
„Abrigens hat der Beklagte feine Schuld auch anerkannt“. Die 
Tragweite dieſer unſubſtanziierten Behauptung iſt den Beteiligten 
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nicht immer klar. Aber auch wenn der tatſächliche Vorgang 
dargelegt wird, welcher im Einzelfall die Behauptung des „An⸗ 
erkenntniſſes“ rechtfertigen ſoll, ergeben ſich Zweifel und 
Zweifelfragen. Mit dieſen will ich mich im folgenden beſchäftigen. 

Es find zwei Arten des Anerkenntniſſes zu unterſcheiden: 
1. Der abſtrakte Anerkenntnis⸗ Vertrag. Die Gültigkeit 
des Anerkenntnisvertrages iſt im Gegenſatz zum alten Recht 
jetzt durch das Geſetz ſelbſt gewährleiſtet. 8 781 BGB. ers 
wähnt das Schuldanerkenntnis ausdrücklich und verſteht hierunter 
die Erklärung, durch welche jemand das Beſtehen eines Schuld⸗ 
verhältniſſes anerkennt. Ein ſolches Schuldanerkenntnis hat 
konſtitutive Kraft, d. h., es ſchafft einen neuen und ſelb⸗ 
ſtändigen Verpflichtungsgrund, ohne ſtets damit die alte Ver⸗ 
pflichtung zu beſeitigen. Die praktiſche Konſequenz der kon⸗ 
ſtitutiven Kraft des Anerkenniſſes liegt darin, daß der 
Gläubiger nunmehr einen neuen Klagegrund einfachſter 
Art erlangt, welcher Ein wendungen aus dem dem An⸗ 
erkenntnis zugrunde liegenden Rechtsverhältnis nicht mehr 
zuläßt und ihm auf ſchnellſtem und ſicherſtem Wege zu einem 
obſiegenden Urteil verhilft. 

Das Schuldanerkenntnis verſchlechtert ſomit die Poſition 
des Schuldners bedeutend. Hieraus ergibt ſich die Ver⸗ 
ſchärfung ſeiner Vorausſetzungen von ſelbſt. Ausſchlag⸗ 
gebend iſt hierbei naturgemäß das ſubjektive Moment, 
nämlich der Wille der Parteien, der auf die Begründung 
einer ſelbſtändigen abſtrakten Verpflichtung gerichtet 
ſein muß. Ob dieſe Parteiabſicht mit oder ohne Angabe des 
dem Anerkenntnis zugrunde liegenden Geſchäfts erklärt wird, 
fällt gegenüber dem erwähnten ſubjektiven Moment weniger ins 
Gewicht. Die äußere Form der Erklärung iſt in der Regel 
die der Schrift. Jedoch kennt das Geſetz bedeutungsvolle 
Ausnahmen. Hat jemand z. B. in einem Geſchäft ein offenes 
Konto (d. h. entnimmt er fortlaufend Waren und zahlt er 
hierauf à conto nach Belieben) oder beſitzt er ein offenes 
Bank⸗Guthaben, deſſen Höhe infolge von Abhebungen und 
Einzahlungen ſchwankt, ſo iſt für ſein Anerkenntnis, das er auf 
die ihm von Zeit zu Zeit gelegte Abrechnung abgibt, die 
Schriftform nicht erforderlich. Dasſelbe iſt der Fall, wenn der 
Schuldner ſich mit ſeinem Gläubiger vergleicht und hierbei 
feine Schuld oder einen Teil anerkennt. (8 782 BGB.) Voll⸗ 
kaufleute (aber auch nur dieſe) verpflichten ſich ſogar durch ein 
mündliches Anerkenntnis, welches außerhalb eines Ver⸗ 
gleichs oder einer Abrechnung abgegeben wird. (88 350, 351 
HGB.) Bei einem Kontokurrent endlich erlangt in der Regel 
ſchon die ſtillſchweigende Anerkennung des Rechnungs⸗ 
abſchluſſes konſtitutive Kraft. (S 355 HGB.) 

Das Weſen des abſtrakten Anerkenntnis⸗Vertrages wird 
in der Praxis oft verkannt; der Wille des Schuldners, aus 
deſſen Außerungen der Gläubiger ein „Anerkenntnis“ konſtruiert 
geht oft nicht dahin, auf alle Einwendungen zu ver⸗ 
zichten. Die Tragweite der Außerungen des Schuldners iſt 
vielmehr eine weit eingeſchränktere. 

2. Ich komme damit auf die zweite Gruppe des Aner⸗ 
kenntniſſes, welches in der Praxis eine allzu geringe Berück⸗ 
ſichtigung findet. Dieſes, das ſogenannte deklaratoriſche 
Anerkenntnis iſt gegenüber dem konſtitutiven Anerkenntnis⸗ 
Vertrage eine einſeitige Willenserklärung des Schuldners. 
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Das BGB. erwähnt das deklaratoriſche Anerkenntnis als 
ſolches nicht. Es kennt nur die „Beſtätigung“ eines nichtigen 
($ 141) bzw. eines anfechtbaren Rechtsgeſchäfts (§ 144), läßt 
die Verjährung durch ein „Anerkenntnis“ unterbrochen werden 
(S 208) und ſpricht bei der Wirkung der Verjährung von einem 
„vertragsmäßigen Anerkenntnis“. ($ 222 Abſ. 2.) Zu 
wähnen wäre vielleicht noch die „Genehmigung“ des von einem 
Minderjährigen abgeſchloſſenen Vertrages durch jenen nach er⸗ 
langter Volljährigkeit. ($ 108 Abſ. 3.) 

Das ALR. kannte zahlreichere Formen des deklaratoriſchen 
Anerkenntniſſes. Es traf einmal für die vom BGB. geregelten 
Fälle Beſtimmungen. (5 185 J. 5 = 8 141 BGB.; 8 186 J. 5 = 
8 144 BGB.; $ 562 J. 9 — 8 208 BGB.; 8 564 J. 9 
§ 222 BGB.; § 412 I. 11 — eine analoge Beſtimmung des 
BGB. fehlt; § 137 II. 2 = 8 108 Abſ. 3 BG.) Sodann 
traf das ALR. einige fernere Beſtimmungen über das An⸗ 
erkenntnis, die in das BGB. nicht übergegangen find: ſo 
ſprechen die 88 189, 190, 191 I. 5 von einem ſtill⸗ 
ſchweigenden Anerkenntnis; in Betracht kommen ferner 
— außer den SS 192 I. 5, 797, 843 I. 11 — namentlich 
§ 165 I. 16 (Anerkenntnis durch vorbehaltloſe Zahlung) und 
5 382 I. 16 (ſtillſchweigende Entſagung von Einwendungen). 
In ihrem Zuſammenhang und in ihrer Geſamtheit laſſen 
dieſe Beſtimmungen die Tendenz des ALR. erkennen, daß 
gewifſe Handlungen des Schuldners, die in Kenntnis 
der etwa geltend zu machenden Einwendungen vor⸗ 
genommen werden, die hierbei nicht vorbehaltenen 
Einwendungen beſeitigen ſollen. Es erhellt auf den 
erſten Blick, daß dieſe Tendenz durchaus dem praktiſchen Leben 
und einer geſunden Rechtsauffaſſung entſpricht, da es argliſtig 
wäre, wenn der Schuldner bei einem Anerkenntnis trotz ſeiner 
Kenntnis ohne Vorbehalt von ſeinen Einwendungen noch weiteren 
Gebrauch machen wollte. 

Wenn auch die erwähnten Paragraphen des ANR. im BGB. 
nicht wiederkehren, ſo dürfte die ihnen innewohnende Bedeutung 
mit dem 1. Januar 1900 nicht ihre Wirkung verloren haben. Es 
handelt ſich hier um im praktiſchen Leben wurzelnde Rechts⸗ 
gedanken, die ihre Herrſchaft ausüben, ohne durch den Buch⸗ 
ſtaben des Geſetzes ausdrücklich beglaubigt zu ſein. Auch das 
BGB. huldigt im Prinzip ebenfalls der im ALR. zum Ausdruck 
gelangten Tendenz, denn § 144 ſchließt bei Beſtätigung 
eines anfechtbaren Rechtsgeſchäfts (trotz Kenntnis des An⸗ 
fechtungsgrundes) die Anfechtung aus. Die Weiter⸗ 
wirkung der angeführten Beſtimmungen des ALR. in ihrer 
modernen Interpretation auch unter der Herrſchaft des 
BGB. erſcheint ſomit zweifellos. Hierfür ſpricht auch eine 
Stelle der Materialien zum BGB. (Mugdan, zu $ 183 — 
jetzt 8 222 — S. 795), welche ausdrücklich neben dem „kon⸗ 
ſtitutiven abſtrakten Schuldanerkenntnis“ das Anerkenntnis 
erwähnt, welches ein „tatſächliches Zugeſtändnis des Beſtehens 
der Forderung“ enthält. 

a) Gewiſſe Handlungen des Schuldners begründen 
den Ausſchluß von Einwendungen. Worin müſſen dieſe Hand⸗ 
lungen beſtehen? Nach $ 189 I. 5 ALR. muß eine Handlung 
vorliegen, die auf die Genehmigung des Vertrags-In⸗ 
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Rechtſprechung 1904 zu 8 208 BGB.), die Hingabe von Wechſeln 
oder die Beſtellung einer Sicherheit durch den Schuldner. 
Wer zahlt oder für ſeine Schuld eine Sicherheit beſtellt, be⸗ 
kundet damit ſeine Anſchauung, daß er das Schuldverhältnis 
als wirkſam und für ſich bindend erachtet. Dieſelbe Tragweite 
dürfte ſodann das Verſprechen des Schuldners haben, 
zahlen zu wollen oder ſeine Bitte um Stundung, bzw. 
um Prolongation der von ihm gegebenen Wechſel. Wer zahlen 
will bzw. um Friſt bittet, geſteht zu, ſchuldig zu fein. Hand: 
lungen dritter Perſonen, z. B. die Übernahme einer Bürg⸗ 
ſchaft für den Schuldner dagegen ſtellen ohne weiteres ein 
Anerkenntnis des Schuldners nicht dar, es ſei denn, daß ſie 
auf den Willen des Schuldners zurückzuführen ſind, z. B. die 
Bürgſchaft auf einem Auftrage zwiſchen dem Dritten und dem 
Schuldner beruht, was nicht notwendig iſt. 

Die Frage, ob das deklaratoriſche Anerkenntnis eine 
empfangs bedürftige Willenserklärung iſt, d. h. dem 
Gläubiger gegenüber abgegeben werden muß, iſt zu ver⸗ 
neinen. Der Schuldner kann auch einem Dritten gegenüber 
ein Anerkenntnis abgeben, z. B. erklären, er werde ſeine 
Gläubiger bezahlen. Weſentlich iſt nur, daß der Schuldner ſich 
durch ſeine Erklärung zu dem Dritten dem Gläubiger gegen⸗ 
über binden wollte. Es iſt dies Sache der Auslegung im 
Einzelfall. Bei einer Zeſſion kann der Schuldner das 
Beſtehen des Schuldverhältniſſes zwiſchen ſich und dem 
neuen Gläubiger nur durch eine Erklärung gegenüber 
dem letzteren anerkennen, da in einem Anerkenntnis zu 
Dritten, auch zu dem Zedenten, lediglich die Erklärung zu 
finden ſein dürfte, die Abtretung als ſolche nicht zu be⸗ 
ſtreiten. 

Eine beſondere Form iſt für das deklaratoriſche An⸗ 
erkenntnis nicht erforderlich, vielmehr iſt der Formfreiheit des 
modernen Rechts der weiteſte Spielraum einzuräumen. Auch 


ein ſtillſchweigendes Anerkenntnis im Sinne der 88 189, 


190, 191, ALR. I. 5 iſt wirkſam. Eine Ausnahme beſteht 
jedoch bei nichtigen Rechtsgeſchäften; hier muß die „Be⸗ 
ſtätigung“ in der für das urſprüngliche Geſchäft vorgeſchriebenen 
Form vorgenommen werden (8 141 BGB.); auch muß der Er⸗ 
klärende wiſſen, daß er bisher nicht verpflichtet war (Soergel, 
Rechtſprechung 1902 zu $ 141 BGB.). 

b) Die Einwendungen, welche der Schuldner auf 
Grund ſeines Anerkenntniſſes verliert, zerfallen in zwei 
Gruppen, in ſolche, welche die Wirkſamkeit des Vertrages ſelbſt 
und ſolche, welche das Erfüllungsgeſchäft betreffen. Der 
Umfang des Verluſtes der Einwendungen richtet ſich nach dem 
Umfang der Kenntnis des Schuldners zur Zeit des 
Anerkenntniſſes (efr. 88 189, 190, 191, I. 5. AL R.). 
Dieſer Grundſatz wird durch die Entſcheidung des OTr. Bd. 11 
S. 251 nur ſcheinbar durchbrochen. Das O Tr. hat ſich in dieſer 
Entſcheidung allerdings dahin ausgeſprochen, daß die bloße 
Stundungsbitte des Schuldners, welche nach meinen Aus⸗ 
führungen zu a als ein deklaratoriſches Anerkenntnis zu werten 
iſt, einen Verzicht auf ſämtliche dem Schuldner bekannte Ein⸗ 
reden nicht enthalte. Die Bedeutung dieſer Obertribunals⸗ 
Entſcheidung iſt aber mit Rückſicht auf den dort gegebenen 
Zuſammenhang (Anerkenntnis des Schuldners gegenüber dem 
Zeſſionar) erheblich einzuſchränken. Das Obertribunal be⸗ 
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ſchäftigt ſich mit dem § 412 I. 11 ALR. und will offenbar 
nur ſagen, daß die bloße Stundungsbitte dem Schuldner die 
Geltendmachung von Gegenforderungen nicht verwehrt. 
Die Frage, ob in einer Stundungsbitte ein Verzicht auf 
andere Einwendungen liegt, iſt damit offen gelaſſen. Die 
Entwickelungsgeſchichte des $ 412 I. 11 zeigt, daß nach dem 
Entwurf nur die Aufrechnung mit Gegenforderungen aus 
der Perſon des Zedenten ausgeſchloſſen ſein ſollte, während 
Suarez dies dahin ausdehnte, daß bei einem Anerkenntnis des 
Schuldners gegenüber dem Zeſſionar dem erſteren überhaupt 
keine Einwendungen mehr aus der Perſon des Zedenten zuſtehen 
ſollten (efr. ROHG. 2, 413). Wenn der Schuldner aber 
überhaupt keine Einwendungen mehr hat, alſo nicht einmal mehr 
mit Gegenforderungen aufrechnen ſoll, muß von ihm eine an⸗ 
erkennende Erklärung vorliegen, die mehr Bedeutung hat, als 
eine Stundungsbitte. Damit verliert aber letztere bezüglich der 
Einwendungen überhaupt nicht jede Wirkſamkeit. Vielmehr 
darf ſich der Schuldner auf alle diejenigen Einwendungen 
(von dem Einwand der Aufrechnung ſpreche ich unten beſonders) 


nicht mehr berufen, die ihm bei Vornahme einer der zu a 


geſchilderten Handlungen, d. h. zur Zeit der Abgabe ſeines 
Anerkenntniſſes bekannt waren, deren Geltend⸗ 
machung er ſich aber nicht vorbehielt. 

Dieſer Grundſatz geht über die poſitiven Beſtimmungen 
des BGB. weit hinaus. Nach § 464 (efr. die analoge Vor: 
ſchrift beim Werkvertrag im 8 640 Abf. 2) kann der Käufer, 
der eine mangelhafte Sache vorbehaltlos annimmt, Anſprüche 
aus dem ihm bekannten mangelhaften Zuſtande nicht mehr her⸗ 
leiten. Nunmehr wird aber durch obigen Grundſatz eine Er⸗ 
weiterung dahin bewirkt, daß ein ſpäteres vorbehaltloſes 
Anerkenntnis der Kaufſchuld auch die dem Schuldner nach der 
Annahme der Sache bis zum Anerkenntnis bekannt gewordenen 
Einwendungen beſeitigt. Dies iſt um ſo bedeutungsvoller, als 
das Bürgerliche Recht (cfr. dagegen SS 377, 378, 381 HGB.) 
eine Unterſuchungs⸗ und Rügepflicht des Käufers bei Mängeln 
nicht kennt (cfr. aber 88 477, 485 BGB.). 

Gelangt die Mangelhaftigkeit des Kaufgegenſtandes erſt 
nach der Annahme zur Kenntnis des Käufers, ſo liegt in der 
nun beginnenden oder fortgeſetzten Benutzung der Sache dann 
ein Anerkenntnis, wenn der Käufer die ihm obliegenden Vertrags⸗ 
pflichten (3. B. durch Zahlung) vorbehaltlos erfüllt oder das 
unveränderte Weiterbeſtehen derſelben anerkennt, z. B. ohne 
Vorbehalt Zahlung verſpricht; evtl. kann auch ſchon in der 
ſtillſchweigenden, ohne Vorbehalt erfolgenden weiteren Be⸗ 
nutzung der mangelhaften Sache ein Verzicht auf die Mängel⸗ 
Einreden gefunden werden, ſofern der Käufer durch dieſes 
Verhalten den Willen kundgibt, trotz ſeiner Kenntnis von den 
Mängeln die Sache zu behalten (efr. Soergel, Rechtſprechung 
1903 zu 8 467 BGB., R. 03, 527). 

c) Der Schuldner kann nach dem Anerkenntnis nur noch 
diejenigen Einwendungen geltend machen, die er zur Zeit des 
Anerkenntniſſes nicht kannte (die Kenntnis hat der 
Gläubiger zu beweiſen) oder deren Geltendmachung er ſich 
in irgend einer Form vorbehielt (den Vorbehalt muß der 
Schuldner beweiſen). 

Am bedeutungsvollſten iſt dieſer Satz, wie bereits hervor⸗ 
gehoben, für die Einwendungen aus Mängeln der Sache. 
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Was die anderen Einwendungen, insbeſondere den Einwand 
der Aufrechnung anlangt ſo habe ich bereits oben angedeutet, 
daß der Schuldner trotz ſeines Anerkenntniſſes das Recht 
behält, aufzurechnen. Durch Aufrechnung erliſcht die Schuld 
wie durch Erfüllung; wer aufrechnet zahlt. Eine Ver⸗ 
pflichtung, ſtatt durch Aufrechnung in anderer Weiſe zu 
erfüllen, z. B. durch Bar⸗Zahlung, wird durch das An: 
erkenntnis für den Schuldner nicht begründet. 

Erkennt der Schuldner nach erfolgter Aufrechnung 
an, ſo liegt ein Anerkenntnis einer nicht mehr beſtehenden 
Schuld vor. Ein ſolches iſt wirkungslos, es ſei denn, daß 
es die Vorausſetzungen eines abſtrakten Anerkenntnis⸗ 
vertrages (fiehe oben unter 1) erfüllt. Das Anerkenntnis 
einer durch Zahlung erloſchenen Schuld iſt in gleicher Weiſe 
zu werten; der Einwand der Zahlung wird alſo durch ein 
deklaratoriſches Anerkenntnis nicht beſeitigt; die 
Kenntnis des Schuldners von der vielleicht durch einen 
Dritten erfolgten Zahlung iſt hierbei unweſentlich. 

Der Einwand der Verjährung verbleibt dem 
Schuldner auch ohne das Erfordernis eines Vorbehalts. Die 
Wirkung der vollendeten Verjährung wird (von Befriedigung 
und Sicherheitsleiſtung abgeſehen) nur durch ein vertrags⸗ 
mäßiges (alſo nicht einſeitiges) Anerkenntnis beſeitigt (8 222 
Abſ. 2 BGB.). Ob für dieſen Anerkenntnisvertrag wie für 
das Schuldanerkenntnis (8 781 BGB.) Schriftform erforder: 
lich iſt, iſt beſtritten. Rehbein, BGB. zu § 222 J. S. 333, 
dem zuzuſtimmen iſt, verlangt nur die Erfüllung der ſonſt für 
Verträge beſtehenden Vorausſetzungen, hält alſo Schriftform 
nicht für erforderlich (efr. auch Soergel, Rechtſprechung 1904 
zu 9 222 BGB., R. 04, 164). Dagegen herrſcht Einigkeit 
darüber, daß das vertragsmäßige Anerkenntnis die Ver⸗ 
jährungswirkung ohne Rüdfiht auf Kenntnis oder Nicht⸗ 
kenntnis des Schuldners von der eingetretenen Verjährung 
beſeitigt. (Leske, Vergleichende Darſtellung des BGB. und 
des ALR. zu 8 222 BGB. I. 3 S. 112.) 

Die Wirkung des deklaratoriſchen Anerkenntniſſes be⸗ 
ſteht ſomit in einem Verzicht des Schuldners auf die 
ihm z. Zt. des Anerkenntniſſes zuſtehenden, ihm bekannten 
Einwendungen gegen die Wirkſamkeit des Vertrages felbft 
und die auf Grund des Vertrages gemachte Leiſtung des 
anderen Vertragsteiles. Das deklaratoriſche Anerkenntnis 
ſchafft ſomit nicht einen neuen Klagegrund für den Gläubiger, 
ſondern klärt nur die rechtlichen Beziehungen der Parteien in 
der Weiſe auf, daß es gewiſſe Verteidigungsmittel des 
Schuldners abſchneidet und ſomit dem Schuldverhältniſſe eine 
zweifelfreie Grundlage ſchafft. 


Zuſtellungen von Anwalt zu Anwalt. 8198 ZPO. 
Von Juſtizrat Dr. Felix Bondi, Dresden. 


Im Bezirke des OLG. Dresden hat es mehrfach zu Un⸗ 
zuträglichkeiten geführt, daß bei Zuſtellungen von Anwalt zu 
Anwalt das Zuſtellungszeugnis unter einem anderen Tage aus ⸗ 
geſtellt war, als das Empfangs bekenntnis, und daß daher der 
Anwalt derjenigen Partei, der das betreffende Schriftſtück (meiſt 
handelte es ſich um Urteile) zugeſtellt war, aus feinem Exemplare 


N 13. 1906, 


nicht mit Sicherheit erſehen konnte, an welchem Tage tatſächlich 
die Zuſtellung ſtattgefunden hat. 

Um derartigen Unzuträglichkeiten nach Möglichkeit zu be⸗ 
gegnen, haben die Rechtsanwälte beim Oe G. Dresden im 
Herbſt 1905 beſchloſſen, für Zuſtellungen von Anwalt zu An ⸗ 
walt fortan folgendes Verfahren zu beobachten: 

Der Anwalt, welchem zugeſtellt wird, unterzeichnet unter 
Einſetzung des Tages, an welchem ihm zugeſtellt worden 
iſt, d. h. an welchem er die ihm angetragene Zuſtellung an ⸗ 
genommen hat, das für den zuſtellenden Anwalt beſtimmte 
Empfangsbekenntnis. 

Er unterzeichnet aber weiter unter Einſetzung des ſelben 
Tages auf dem ihm verbleibenden Schriftſtücke gleich⸗ 
falls eine Empfangsbeſtätigung. Der die Zuſtellung betreibende 
Anwalt läßt hierfür auf dem für den Gegner beſtimmten 
Schriftſtücke außer der Zuſtellungsbeſcheinigung noch ein 
Empfangsbekenntnis, unter Auslafjung des Tages, darauf ſetzen, 
z. B. in der Faſſung: 

Vorſtehendes Schriftſtück habe ich als Vertreter de 
e von Herrn Rechtsanwalt. 
7 als Vertreter de . . . heute 
zugeſtellt erhalten und angenommen. 

(Ort und Tag.) 

Im Zuſtellungsbekenntniſſe und ebenſo im vorſtehenden 
Zeugniſſe bleibt der Tag der Zuſtellung ſeitens des Zuſtellenden 
unausgefüllt. Das Zuſtellungszeugnis auf dem dem Gegner 
verbleibenden Schriftſtücke wird von dem Zuſtellenden mit dem 
Tage verſehen, an dem es annehmbar zur Vorlegung an den 
Empfänger gelangt; dies wird in der Regel der auf die Ab- 
ſendung folgende Wochentag ſein. 


— 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 27. Mai bis 
16. Juni 1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5 25 BGB. Zuläſſigkeit des Rechtweges bei 
ſatzungswidrigem Ausſchluß eines Mitgliedes aus einer Loge] 

Kläger iſt Mitglied der Loge „Augufta zum goldenen 
Zirkel“ in Göttingen, die ihrerſeits nach Maßgabe des be⸗ 
ſtehenden GrundG. zu der beklagten Großen Loge im Ver⸗ 
hältnis einer Tochterloge ſteht. Kläger iſt durch Urteil des 
Ehrenrats ſeiner Loge aus der Loge ausgeſchloſſen worden. 
Auf ſeine Berufung erließ der Ehrenrat der Großen Loge ein 
freiſprechendes Urteil, das jedoch dem Kläger nur unmittelbar 
von dem Ehrenamte und nicht, wie das Grund. vorſchreibt, 
durch Vermittelung des Großmeiſters bekannt gemacht worden 
iſt. Der Vorſtand der Beklagten teilte darauf dem Kläger 
durch Schreiben vom 29. Oktober 1904 mit, daß das gegen 
ihn geführte maueriſche Verfahren mit Rückſicht auf ein gleich⸗ 
zeitig gegen ihn eingeleitetes Diſziplinarverfahren vor der AK. 


— — 
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auszuſetzen geweſen wäre. „Somit ſei das Urteil des Ehren⸗ 
rates der Göttinger Johannisloge als nicht gefällt zu erachten 
und demzufolge ſei auch das Urteil des Ehrenrates der Großen 
Loge hinfällig.“ Kläger beantragte darauf im Prozeßwege 
feſtzuſtellen, daß das freiſprechende Urteil des Ehrenrates der 
Großen Loge trotz des Vorſtandsbeſchluſſes zu Recht beſtehe, 
eventuell: daß dieſer Beſchluß nicht rechtswirkſam ſei. Das LG. J 
Berlin hat nach dem letzteren Antrage erkannt. Auf Berufung 
der Beklagten hat dagegen das KG. die Klage abgewieſen. 
Auf Revifion des Klägers wurde das Beruſungsurteil auf⸗ 
gehoben und das I. Urteil wieder hergeſtellt: Kläger wird nur 
durch den angefochtenen Vorſtandsbeſchluß der Beklagten daran 
gehindert, von dem unſtreitig ergangenen freiſprechenden Urteil 
des Ehrenrats Gebrauch zu machen und damit in den vollen 
Genuß ſeiner Mitgliedſchaftsrechte zu treten. Er hat deshalb 
ein dringendes rechtliches Intereſſe an der Beſeitigung jenes 
Beſchluſſes. Der Berufungsrichter hat ſonach mit Unrecht ver⸗ 
neint, daß die Vorausſetzungen der Feſtſtellungsklage gegeben 
ſeien. Auch die Paſſivlegitimation der Beklagten iſt nicht zu 
beanſtanden. Zwar iſt der Kläger nicht ſelbſt Mitglied der 
Großen Loge. Allein die Satzung ergibt und gerade der 
Streitfall beweiſt, daß zwiſchen den Mitgliedern der Einzel⸗ 
logen und der Großen Loge wichtige unmittelbare Rechts⸗ 
beziehungen beſtehen. Insbeſondere ſteht einem Organ der 
Großen Loge, dem Ehrenrat, ſatzungsgemäß zu, in letzter 
Inſtanz mit für den Kläger ſowohl als für die Einzelloge ver⸗ 
bindlicher Wirkung endgültig über die Fortdauer ſeiner Zu⸗ 
gehörigkeit zur Einzelloge zu beſchließen. Die Göttinger 
Johannisloge, an die der Kläger vom Berufungsrichter mit 
ſeinen Anſprüchen verwieſen wird, wäre deshalb weder rechtlich 
noch tatſächlich in der Lage, ſeiner Beſchwerde abzuhelfen. In 
der Sache ſelbſt iſt dem Berufungsrichter zwar darin bei⸗ 
zuſtimmen, daß vermöge der Autonomie, die § 25 des hier zur 
Anwendung kommenden BGB. den Vereinen eingeräumt hat, 
den bürgerlichen Gerichten nicht zuſteht, ſachlich darüber zu be⸗ 
finden, ob ein Vereinsmitglied mit Recht der Mitgliedſchafts⸗ 
rechte verluſtig geſprochen oder ſonſt in deren Genuſſe be⸗ 
einträchtigt iſt. Allein die Verweigerung des ſtaatlichen Rechts⸗ 
ſchutzes iſt doch nur deshalb gerechtfertigt, weil ſich das 
betreffende Mitglied durch feinen Beitritt zum Verein frei⸗ 
willig der Vereinsſatzung unterworfen hat. Ihre Voraus⸗ 
ſetzung trifft nicht zu, wenn es ſich um Maßnahmen handelt, 
die in der Satzung nicht vorgeſehen ſind oder gar ihr aus⸗ 
drücklich zuwiderlaufen. Der Rechtsſchuz gegen Be⸗ 
einträchtigungen, die der autonomen Grundlage entbehren, kann 
deshalb nicht unter Berufung auf die Autonomie des Vereins 
verſagt werden. Dem Berufungsrichter mag zugegeben werden, 
daß die ſtaatlichen Gerichte nicht bei jeder Verletzung irgend 
welcher Beſtimmung der Satzung angerufen werden dürfen. 
Reine „Zwiſchenanordnungen“ mögen deshalb der Anfechtung 
im Rechtswege entzogen ſein, wenn es ſich bloß um die Vor⸗ 
bereitung von Entſcheidungen über das Mitgliedſchaftsrecht 
handelt. Allein in beſtändiger Rechtſprechung hat das RG. 
die richterliche Nachprüfung zugelaſſen, wenn ſatzungswidriger 
Ausſchluß aus dem Verein behauptet war. Dasſelbe muß 
gelten, wenn in den ſatzungsgemäßen Formen und von den 
ſatzungsgemäßen Inſtanzen die in Frage geſtellte Fortdauer des 
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Mitgliedſchaftsrechtes eines Vereinsgehörigen anerkannt iſt und 
ſatzungswidrig dieſem Anerkenntnis die Wirkung zu entziehen 
verſucht wird. So liegt der Streitfall. $ 239 Grund. ſtellt 
außer Zweifel, daß gegen das einmal ergangene Urteil des 
Ehrenrats der Großloge ein weiteres wie immer geartetes 
Rechtsmittel nicht ſtattfindet und daß das Urteil von dem vor⸗ 
ſitzenden Meiſter unverzüglich zur Ausführung zu bringen iſt. 
Schon das LG. hat zutreffend ausgeführt, daß auch der 
ſonſtige Inhalt des GrundG. der Großloge oder ihren 
Organen kein Recht gibt, hemmend oder gar aufhebend in die 
Entſcheidungen der Ehrenräte einzugreifen. Der Verſuch der 
Beklagten oder ihres Vorſtandes, die bereits unanfechtbar feſt⸗ 
geſtellte Fortdauer des klägeriſchen Mitgliedſchaftsrechtes durch 
Aufhebung des autonomen Rechtsſpruchs und durch Vor⸗ 
enthaltung der zu ſeiner formalen Rechtswirkſamkeit noch er⸗ 
forderlichen Verkündung von neuem in Frage zu ſtellen, ent⸗ 
behrt ſomit jeder ſatzungsgemäßen Grundlage. Das Berufungs⸗ 
urteil mußte deshalb aufgehoben, in der Sache ſelbſt auf 
Wiederherſtellung des erſten Urteils erkannt werden. R. c. Gr. L., 
U. v. 23. Mai 06, 564/05 IV. — Berlin. 

2. 88 93, 94 BGB. in Verb. mit $ 43 KD. Loko⸗ 
mobile als weſentlicher Beſtandteil einer Schotteranlage; Vor⸗ 
ausſetzung des § 43 KO.] 

Die Gemeinſchuldnerin, die den Bau der Bahnſtrecke von 
Münſter a. St. nach Odernheim bei Niederhauſen an der Nahe 
übernommen hatte und in deren Nähe auf der Berglehne Stein⸗ 
brüche beſaß, in denen ſchon früher hartes Geſtein zu Pflaſte⸗ 
rungszwecken gebrochen wurde, errichtete am Abhang dieſer 
Berglehne neben dem Gleiſe der neuen Bahn auf ihrem 
Grundſtück eine Schotteranlage zur Herſtellung von Steinſchlag 
(Schotter), wie er auf Chauſſeen und Bahndämmen zur Ab⸗ 
deckung und Befeſtigung der Fahrbahn gebraucht wird. Die 
Anlage, ein maſſiver Bau, enthielt 3 Steinbrecher mit den zu⸗ 
gehörigen Sieben und empfing die Triebkraft von einer Hoch⸗ 
druck⸗Expanſions⸗Lokomobile, die in einem eigenen Schuppen 
auf einem maſſiven Fundamente ſtand und durch einen Treib⸗ 
riemen mit der Schotteranlage verbunden war. Die Ablöſung 
der Lokomobile, die mit 2 Tragfüßen auf dem Fundamente 
feſtgeſchraubt war, ließ ſich ohne weſentliche Beſchädigung des 
Mauerwerks bewirken, zur Entfernung war die Beſeitigung 
einer Seitenwand des Fachwerkſchuppens erforderlich, was 
jedoch beſondere Schwierigkeiten nicht bereitete. Das Grund⸗ 
ſtück, worauf dieſer Schuppen mit der Lokomobile ſtand, hatte 
die Gemeinſchuldnerin von den Eigentümern Georg und Katharine 
G. durch notariellen Vertrag vom 4. Dezember 1903 zu⸗ 
gekauft und von ihnen die Erlaubnis zur Aufſtellung der 
Lokomobile erhalten. Der Kaufpreis iſt bezahlt, die Ein⸗ 
tragung im Grundbuch wegen eines eingetragenen Vorkaufs⸗ 
rechtes aber nicht erfolgt. Die Lokomobile hatte die Gemein⸗ 
ſchuldnerin laut Beſtellſchreiben vom 6. Juli 1903 von der 
Klägerin zum Preiſe von 12 000 Mark bezogen. Danach war 
der Klägerin bis zur Bezahlung des Kaufpreiſes, die nicht ge⸗ 
ſchehen iſt, das ausſchließliche Eigentum vorbehalten, auch das 
Recht eingeräumt, im Fall des Zahlungsverzuges ohne weiteres 
die Maſchine zurückzunehmen. Nachdem Anfang Februar 1904 
der Konkurs über das Vermögen der Gemeinſchuldnerin er⸗ 
öffnet worden iſt, hat die Klägerin Ausſonderung der Lokomobile 

63 


418 Jauuriſtiſche Wochenſchrift. 


verlangt und mit dem Antrag auf Herausgabe, eventuell auf 
Geſtattung der Wegnahme gegen den Verwalter der Maſſe 
Klage erhoben. Das LG. hat den Verwalter zur Heraus⸗ 
gabe verurteilt, das OLG. hat die Berufung zurückgewieſen. 
Das RG. hob auf und wies die Klage ab: Die Klägerin hat 
ihren Ausſonderungsanſpruch einmal auf den Eigentumsvor⸗ 
behalt in dem Kaufvertrage, ſodann unter Bezugnahme auf 
8 43 KD. auf das in dem Vertrage ihr eingeräumte 
Recht, die Maſchine im Falle des Zahlungsverzuges zurück⸗ 
zunehmen, geſtützt. Was den Eigentumsvorbehalt anlangt, ſo 
ſtreiten die Parteien darüber, ob die Maſchine Beſtandteil der 
der Gemeinſchuldnerin gehörigen Schotteranlage geworden und 
ob damit nach den 88 93, 94 BGB. der Eigentumsvorbehalt 
erloſchen iſt. Zu berückſichtigen iſt dabei, daß nur die Haupt⸗ 
anlage, der maſſive Bau der Schotteranlage, auf einem der 
Gemeinſchuldnerin gehörigen Grundſtück, die Lokomobile auf 
einem Grundſtück ſtand, deſſen Eigentum auf die Gemein⸗ 
ſchuldnerin noch nicht übergegangen war. Die Anwendbarkeit 
des 8 94 BGB. haben indeſſen beide Vorderrichter mit Recht 
verneint. Sie heben hervor, daß die Lokomobile von dem 
Fundamente, auf dem ſie mit den Tragfüßen feſtgeſchraubt war, 
leicht ablösbar und daß ſie auch aus dem Schuppen, der keine 
ſelbſtändige Bedeutung hatte, ſondern nur zu ihrer Bedachung 
beſtimmt war, ohne beſondere Schwierigkeiten zu entfernen 
war. In dieſer Beziehung. befinden ſich die Vorderrichter im 
Einklang mit der Rechtſprechung des RG. (III 263/03 RG. 56, 
288, JW. 1904 S. 89 Nr. 6; VII 351/03; JW. 1904 
S. 110 Nr. 4; VII 542/03 daſ. S. 336 Nr. 1; VII 586/03 
daſ. S. 354 Nr. 2, Gruchots Beitr. 48, 865). Fraglich kann 
es daher nur ſein, ob die Maſchine weſentlicher Beſtandteil der 
auf dem Grundſtücke der Gemeinſchuldnerin ſtehenden Haupt⸗ 
anlage nach 8 93 BGB. geworden iſt. Dies hat der Be⸗ 
rufungsrichter im Gegenſatz zu dem erſten Richter bejaht. Er 
führt aus, daß die Lokomobile mit der Schotteranlage, der ſie 
die Triebkraft lieferte und mit der ſie durch den Treibriemen 
in körperlichem Zuſammenhange ſtand, eine wirtſchaftliche und 
ſachliche Einheit bildete, die durch die Entfernung der Lokomobile 
und der durch ſie erzeugten Triebkraft zerſtört oder doch in 
ihrem Weſen verändert werden würde. Auch dieſe Ausführung 
gibt zu Bedenken keinen Anlaß und findet ihre Stütze in der 
Rechtſprechung des RG., die zur Anwendung des 5 93 BGB. 
eine feſte Verbindung im Sinne des 8 94 BGB. nicht er⸗ 
fordert (V 413/01 in RG. 50, 241; V 80/04 bei Gruchot 49, 
341, JW. 1904 S. 548 Nr. 2; VII 41/04 RG. 58, 338; 
VII 458/04 bei Gruchot 50, 90, JW. 1905 S. 387 Nr. 2; 
VII 314/05 und 255/05 in der JW. 1906 S. 189 Nr. 3, 4). 
Der Anwendung des § 93 BGB. ſteht im vorliegenden Falle 
auch nicht etwa der Umſtand entgegen, daß das Grundſtück, 
worauf die Lokomobile ſtand, ſich nicht im Eigentum der Ge⸗ 
meinſchuldnerin befand. Denn die vorhandene Einheit der 
Sache wird nicht dadurch aufgehoben, daß ſie mit ihren Be⸗ 
ſtandteilen in den Bereich fremder Grundſtücke hinübergreift 
(RG. 39, 205; 48, 267; 61, 193). Nun hat zwar die 
Klägerin noch geltend gemacht, die Lokomobile ſei nicht als 
Beſtandteil der Schotteranlage aufzufaſſen, weil die Verbindung 
mit dieſer ebenſo wie die ganze Schotteranlage, die nur für 
die Dauer des Bahnbaues berechnet geweſen ſei, nur vorüber⸗ 
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gehende Natur gehabt habe. Sie hat dabei Bezug genommen 
auf das Urteil des RG. in RG. 61, 188, wonach berg⸗ 
baulichen Anlagen überhaupt die Eigenſchaft einer dauernden 
Anlage abgeſprochen ſei. In dieſer Allgemeinheit iſt indeſſen 
der Satz in der angeführten Entſcheidung nicht ausgeſprochen. 
Es handelte ſich dort um eine Kohlenabbaugerechtigkeit auf 
fremdem Grundſtück und um die Frage, ob die für dieſe Ge⸗ 
rechtigkeit auf einem gepachteten Grundſtück errichteten Gebäude 
und Anlagen unter den $ 95 Abſ. 1 BG. zu bringen oder 
ob ſie Beſtandteil des gepachteten Grundſtücks geworden ſeien. 
Das letzte iſt trotz der feſten Verbindung mit dem Grund und 
Boden mit Rückſicht auf die vorübergehende Natur der An⸗ 
lagen und des ganzen Bergbaubetriebes nach § 95 Abſ. 1 
verneint worden. Dieſer $ 95 Abſ. 1 kommt hier nicht in 
Frage. Seine Anwendung wäre zu erörtern geweſen, wenn 
die Lokomobile mit dem Grund und Boden feſt verbunden ge⸗ 
weſen wäre und danach an ſich 8 94 BGB. anwendbar ges 
worden wäre. Dies iſt aber, wie oben bereits erörtert, vor⸗ 
liegend nicht der Fall. Auch Abſ. 2 des 8 95 BGB., wonach 
Sachen, die zu einem vorübergehenden Zweck in ein Gebäude 
eingefügt werden, nicht zu den Beſtandteilen des Gebäudes ge⸗ 
hören, trifft hier nicht zu, weil ſeine Vorausſetzungen nicht vor⸗ 
liegen. Die Lokomobile war nicht deshalb Beſtandteil der 
Schotteranlage, weil ſie feſt eingefügt war, ſondern weil ſie 
ohne Zerſtörung ihres Weſens nicht davon zu trennen war. 
Die Verbindung war deshalb notgedrungen dauernd und un⸗ 
löslich. Auf den Umſtand, ob die ganze Schotteranlage einen 
dauernden oder vorübergehenden Charakter hatte, aber kommt 
es bei der Anwendung des 8 93 BGB. nicht an. Denn das 
Geſetz macht keinen Unterſchied zwiſchen dauernden Sachen und 
ſolchen, die nur einen vorübergehenden Zweck haben. Überdies 
aber liegt in dem hier in Frage ſtehenden Falle nichts vor, 
was für eine vorübergehende Errichtung der Schotteranlage 
ſpräche. Sie ſtand nicht auf fremdem, ſondern auf einem der 
Gemeinſchuldnerin gehörigen Grundſtücke und konnte auch nach 
Beendigung des Bahnbaues für Chauſſeebauten Verwendung 
finden. Sie hatte alſo die in dem Urteil RG. 61, 192 ver⸗ 
mißte Vermutung der Dauer für ſich. Hiernach war der 
Eigentumsvorbehalt der Klägerin erloſchen und es fragt ſich 
nur noch, ob die Klägerin, wie beide Vorderrichter angenommen 
haben, ihren Ausſonderungsanſpruch auf das in dem Vertrage 
eingeräumte perſönliche Recht zur Wegnahme der Maſchine 
gründen kann. 8 43 KO. erwähnt auch Ausſonderungs⸗ 
anſprüche auf Grund perſönlicher Rechte und hat damit Sachen 
im Auge, die durch Verträge, insbeſondere Leih⸗, Miets⸗ oder 
Verwahrungsverträge, in den Beſitz des Gemeinſchuldners ge⸗ 
langt ſind und auf Grund der Verträge zurückgefordert werden 
können, auch wenn der Forderungsberechtigte nicht Eigentümer 
der Sachen iſt. Vorausſetzung aber iſt nach der ausdrücklichen 
Beſtimmung des § 43 KO., daß die Sachen nicht Eigentum 
des Gemeinſchuldners ſind, nicht „ihm gehören“. Etwas 
anderes iſt auch in der von dem Berufungsrichter angezogenen 
Literatur nicht ausgeſprochen. Im vorliegenden Falle war das 
Eigentum auf den Gemeinſchuldner übergegangen und von einem 
Ausſonderungsrechte kann daher keine Rede ſein. Zwar kann 
es auch bei weſentlichen Beſtandteilen einer Sache perſönliche 
Anſprüche auf Ablöſung oder Trennung geben (Planck, Anm. 1 
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Abſ. 2 zu $ 93 BGB, RG. V 325/03 in der JW. 1904 
S. 139 Nr. 2), dieſe Anſprüche können aber im Konkurſe kein 
Aus ſonderungsrecht, ſondern nur eine gewöhnliche Konkurs⸗ 
forderung begründen, wovon hier nicht die Rede iſt (vgl. 
869 KO.). Das Berufungsurteil war hiernach aufzuheben, 
und da der Klageanſpruch ſich als unbegründet erweiſt, unter 
Abänderung des landgerichtlichen Urteils die Klage wie ge⸗ 
ſchehen abzuweiſen. H. & Co. c. L., U. v. 15. Mai 06, 
330/05 VII. — Karlsruhe. 

3. $ 138 BGB. Gültigkeit mehrjähriger Bierabnahme⸗ 
verträge, Rechte des Wirtes bei Lieferung ſchlechten Bieres. 

Durch notariellen Akt vom 2. Dezember 1902 verpflichtete 
ſich der Beklagte, ein von der Klägerin erhaltenes Darlehn von 
1132,12 Mark mit 5 Prozent fürs Jahr zu verzinſen und bis 
zur Rückzahlung dieſer Summe, mindeſtens aber 5 Jahre lang, 
von der Klägerin ſeinen geſamten Bierbedarf zu beziehen bei 
Vermeidung einer Vertragsſtrafe von 5 Mark für jedes anders 
wärts bezogene Hektoliter Bier. Im Akte war beſtimmt, die 
Bierverpflichtung beſtehe ſelbſtredend nur für den Fall, daß die 
Klägerin erſtklaſſiges Bier und zwar zu üblichen Preiſen liefere. 
Die Klägerin war berechtigt, den ganzen jeweils geſchuldeten 
Betrag nebſt Zinſen nach einer ihr jederzeit freiſtehenden vier⸗ 
wöchentlichen Kündigung zurückzufordern. Mit der Behauptung, 
Beklagter habe ſeit dem 11. Juni 1904 kein Bier mehr von 
ihr, dagegen mindeſtens 20 Hektoliter von anderer Seite be⸗ 
zogen, hat die Klägerin Klage erhoben mit dem Antrage, den 
Beklagten zur Zahlung von 100 Mark Vertragsſtrafe zu ver⸗ 
urteilen. Der Beklagte beantragte, die Klage abzuweiſen und 
auf die Widerklage den Vertrag vom 2. Dezember 1902 gegen 
die Rückgabe des Darlehns von 1 132,12 Mark nebſt Zinſen 
für aufgelöſt zu erklären. In II. Inſtanz iſt unter Abweiſung 
der Widerklage nach dem Klageantrage erkannt, die Reviſion 
des Beklagten iſt zurückgewieſen: Zutreffend geht das Be⸗ 
rufungsgericht davon aus, eine auf Zeit eingegangene Verpflich⸗ 
tung, ein beſtimmtes Bier ausſchließlich von einer Brauerei 
zu beziehen, verſtoße nicht grundſätzlich und unter allen Um⸗ 
ſtänden gegen die guten Sitten, vielmehr hänge die Frage, ob 
ein ſolcher Verſtoß vorliege, von den Umſtänden des einzelnen 
Falles, insbeſondere davon ab, ob eine übermäßige Beeinträchti⸗ 
gung des Wirts in ſeinem Gewerbebetriebe vorliege. Die 
Frage iſt nun unter eingehender tatſächlicher Würdigung des 
Falles, namentlich mit Rückſicht auf die auf 5 Jahre be⸗ 
ſchränkte Zeitdauer des Vertrages und den ferneren Umſtand 
verneint, daß die Klägerin zur Lieferung erſtklaſſigen Bieres zu 
üblichen Preiſen verpflichtet ſei. In der Vertragsbedingung, 
daß die Klägerin das Darlehn nach einer ihr jederzeit frei⸗ 
ſtehenden vierwöchentlichen Kündigung zurückfordern könne, ſieht 
das Berufungsgericht eine übermäßige Härte um des willen 
nicht, weil es die Kündigungsbefugnis der Klägerin unter 
Bezugnahme auf ihr Schreiben vom 15. Auguſt 1904 in dem 
Sinne auslegt, daß die Kündigung des Darlehns zugleich die 
Kündigung des ganzen Vertrages bedeutet, alſo auch das 
Aufhören der Bierabnahmepflicht des Beklagten zur Folge hat. 
Es hat weiter erwogen, es könne nicht gefordert werden, daß 
die Bierbezugsverpflichtung die Gegenleiſtung für ein beſonderes 
Niſiko der Brauerei fein müffe, fo daß nur bei der Hingabe 
beſonders gefährdeter Darlehen die Ausbedingung einer der⸗ 
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artigen Verpflichtung zuläſſig wäre. Vielmehr liege für die 
Klägerin, welche ja nicht gewerbsmäßige Geldverleiherin ſei, 
eine beſondere Leiſtung ſchon darin, daß ſie ihren werbenden 
Betriebsmitteln einen Betrag für längere Zeit entzogen und 
bei dem Beklagten feſtgelegt habe. Gerade hierfür ſuche ſie 
ſeine Gegenleiſtung darin, daß ſie ihrem Betrieb einen feſten 
Abnehmer ſichere. Deshalb lägen die widerſtreitenden Behaup⸗ 
tungen der Parteien über die größere oder geringere Sicherheit 
des Darlehns neben der Sache. Ebenſowenig wie der Vertrag 
die guten Sitten verletze, ſei er als wucheriſch im Sinne des 
§ 138 Abſ. 2 BGB. anzuſehen. Es könne dahingeſtellt 
bleiben, ob überhaupt eine Notlage des Beklagten dargetan 
ſei. Der Zinsfuß von 5 Prozent ſei bei dem verhältnismäßig 
kleinen Betrag, dem Range der nicht erſtſtelligen Hypothek und 
den ländlichen Verhältniſſen keineswegs hoch. Auch entſpreche 
die geringe Höhe des gewährten Darlehns dem nicht ſehr be⸗ 
deutenden Umſatz des Beklagten, ſo daß von einem Miß⸗ 
verhältniſſe oder gar einem auffallenden Mißverhält⸗ 
niſſe der von der Klägerin ausbedungenen Vermögensvorteile 
zu ihrer Leiſtung nach keiner Richtung die Rede ſein könne. 
Durch dieſe letzte Erwägung wird eine weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung für die Anwendbarkeit des § 138 Abſ. 2 BGB. rechtlich 
einwandfrei verneint, ſo daß es auf die übrigen Vorausſetzungen 
dieſer Geſetzesbeſtimmung nicht noch ankommen kann. Auch die 
übrigen Erwägungen des Berufungsgerichts laſſen einen Rechts⸗ 
irrtum nicht erkennen. Verträge, zufolge deren ein Wirt gegen 
Gewährung eines Darlehns gegenüber einer Brauerei zur Ab⸗ 
nahme des Bierbedarfs auf eine beſtimmte Zeit ſich verpflichtet 
und die Rückzahlung des Darlehns durch einen Aufſchlag auf 
den Bierpreis erfolgt, gehören zu den häufigen Erſcheinungen 
des heutigen Geſchäftslebens und dienen innerhalb gewiſſer 
Grenzen dem Intereſſe beider Vertragsteile — dem Wirt, der 
mangels genügender eigener Mittel durch Gewährung des 
Darlehns in den Stand geſetzt wird, ſich eine ſelbſtändige 
Exiſtenz zu gründen oder weiteren Kredit namentlich zur Ver⸗ 
größerung des Geſchäftsbetriebes ſich zu verſchaffen; der 
Brauerei, die dadurch auf eine beſtimmte Zeit Kundſchaft 
ſich ſichert und entſprechend in ihrem Geſchäftsbetriebe, ins⸗ 
beſondere mit der Produktion ſich einrichten kann. In der 
Natur der Verhältniſſe liegt es einerſeits, daß mittelloſe An⸗ 
fänger oder in nicht günſtiger Vermögenslage befindliche Wirte 
mit Rückſicht auf das mit der Kreditgewährung immerhin ver⸗ 
bundene größere oder geringere Riſiko ſich läſtigeren Vertrags⸗ 
bedingungen unterwerfen müſſen, als Abnehmer, deren Kredit⸗ 
würdigkeit einem Bedenken nicht unterliegt, andererſeits, daß 
die Brauereien das Aquivalent dafür, daß ſie flüſſige Mittel 
ihrem Geſchäfte entziehen und in kleineren Beträgen mehr oder 
minder unſicher anlegen, nicht in der üblichen Verzinſung ihrer 
Darlehen, ſondern vielmehr in der Förderung ihres eigenen 
Geſchäftsbetriebes, des Bierabſatzes, ſuchen. Die wirtſchaftliche 
Wichtigkeit und die weite Verbreitung der Bierabnahmeverträge 
rechtfertigen nun ohne weiteres die Annahme, daß Verträge 
ſolcher Art in mäßigen Grenzen grundſätzlich dem geſunden 
Rechtsempfinden des Volkes nicht widerſtreiten und daß eine 
abweichende Beurteilung nur in beſonderen Umſtänden, in der 
drückenden Härte der Vertragsbedingungen, namentlich in der 
übermäßigen Zeitdauer der Bierbezugs verpflichtung ihre Be⸗ 
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gründung finden kann. Der 8 138 Abſ. 1 BGB. erklärt ein 
jedes Geſchäft, das gegen die guten Sitten verſtößt, für nichtig. 
Als beſonderen Anwendungsfall hebt der Abſ. 2 das wuche⸗ 
riſche Geſchäft hervor. Der Abſ. 2 dient einesteils zur Er⸗ 
läuterung des Abſ. 1, andererſeits gerade in Fällen der vor⸗ 
liegenden Art als naheliegender geſetzlicher Maßſtab. Von 
dieſen Geſichtspunkten hat das Berufungsgericht bei feiner Ent⸗ 
ſcheidung ſich leiten laſſen. Die von ihm vertretene Auffaſſung 
iſt denn auch in der Rechtſprechung der OLG. die vorherrſchende. 
Vgl. Urteile der OLG. Celle und Dresden (Rechtſprechung der 
OLG. 4, 205; SächfArch. 14, 649 und WenglerArch. n. F. 
10, 684). Zu Unrecht rügt der Reviſionskläger Verletzung des 
8 158 BGB. Das Berufungsgericht legt die Vertragsklauſel, 
wonach die Bierbezugspflicht ſelbſtredend nur für den Fall be⸗ 
ſtehen ſoll, daß die Klägerin erſtklaſſiges Bier zu üblichen 
Preiſen liefere, in dem Sinne aus, damit ſei der Inhalt der 
Vertragspflicht der Klägerin genau beſtimmt worden und zugleich 
habe die Abhängigkeit ihres Gegenanſpruchs von der vertragstreuen 
Erfüllung ihrer eigenen Verbindlichkeiten hervorgehoben werden 
ſollen; keineswegs ſei aber dadurch die Bierbezugspflicht des 
Beklagten in ihrem Beſtande fortdauernd von der aufſchiebenden 
Bedingung vertragsmäßiger Lieferung abhängig gemacht noch 
ein etwaiger Lieferungsverſtoß als auflöſende Bedingung für 
das ganze Vertragsverhältnis angeſehen worden. Dieſe Er⸗ 
wägung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Das Berufungs⸗ 
gericht iſt von der Annahme ausgegangen, der Beklagte habe 
niemals, weder bei der Beſtellung einer weiteren Sicherungs⸗ 
hypothek von 1 000 Mark wegen Erhöhung feiner Bierſchuld 
noch bei ſeinem Rückzahlungserbieten vom 13. Auguſt 1904, 
das Bier der Klägerin irgend bemängelt. Von jenem Aus⸗ 
gangspunkte aus konnte nun das Berufungsgericht eine Ge⸗ 
fährdung des Vertragszwecks wegen angeblicher Lieferung 
ſchlechten Bieres und folgeweiſe ein Recht des Beklagten zum 
Rücktritt vom Vertrage verneinen, indem es in dem Unterlaſſen 
jedweder Bemängelung des Bieres, ſomit in dem eigenen Ver⸗ 
halten des Beklagten einen Beweis dafür erblickte, daß dieſer 
ſelber die angebliche Lieferung ſchlechten Bieres nicht für er⸗ 
heblich genug angeſehen habe, um deshalb Beſchwerde zu 
führen, geſchweige denn von dem Vertrage zurückzutreten. Vom 
Standpunkte dieſer rechtlich nicht zu beanſtandenden Auffaſſung 
aus konnte es das Beweiserbieten des Beklagten dafür, daß 
ihm und anderen von der Klägerin ſchlechtes Bier geliefert 
worden ſei, als unerheblich ablehnen. Denn für den Regelfall 
und abgeſehen von beſonderen vom Beklagten nicht behaupteten 
Umſtänden gebieten bei einem auf längere Zeit abgeſchloſſenen 
Bierabnahmevertrage Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte, daß ein Wirt nicht wegen jeder, ſelbſt unerheb⸗ 
lichen, Lieferung vertragswidrigen Bieres ſofort und ohne 
vorherige Beanſtandung vom ganzen Vertrage zurücktreten, 
ſondern hierzu erſt dann übergehen darf, wenn trotz Beſchwerde 
die Bierlieferung von nicht vertragsmäßiger Beſchaffenheit in 
einer Weiſe fortgeſetzt wird, daß er an der weiteren Lieferung 
in ſolcher Art kein Intereſſe hat und die Fortſetzung des 
Vertrages bei loyaler Auslegung und Erfüllung nach den 
Umſtänden des Falles billigerweiſe ihm nicht zugemutet werden 
kann. Wegen vereinzelter vertragswidriger Lieferungen iſt der 
Wirt genugſam geſchützt durch das Recht, 1. die Annahme der 
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vertragswidrigen Lieferung zu verweigern und a) auf vertrags⸗ 
mäßige Lieferung zu beſtehen (S 480 BGB.) oder d) ſofern 
dies zur ununterbrochenen ordnungsmäßigen Fortführung der 
Wirtſchaft notwendig erſcheint, was vielfach der Fall fein wird, 
ſofort und ohne vorherige Friſtbeſtimmung anderweitig ſich zu 
decken und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu fordern 
(S 326 Abſ. 2 BGB.); 2. Wandelung oder Preisminderung 
zu verlangen (8 462 BGB.). J. c. A.⸗B., U. v. 11. Mai 06, 
459/05 II. — Cöln. 

4. 88 177, 242, 666, 677, 681 BGB. Hat der nicht 
beauftragte Geſchäftsführer das Geſchäft zu Ende zu führen? 
Anſpruch auf Schadenserſatz gegen einen ſolchen Geſchäftsführer, 
der ohne Nachricht zu geben, wozu er verpflichtet iſt, das Ge⸗ 
ſchäſt für ſich abschließt.] 

S. war Eigentümer von Grundſtücken, auf welchen eine 
Hypothek von 9 263 Mark 70 Pfennig für P. laſtete. S. 
hinterließ als ſeine Erben ſeine zwei Töchter, die Klägerin und 
die Frau des Beklagten. Der Beklagte, welcher im Beſitze 
jener Grundſtücke war, hat im Jahre 1901 anfänglich namens 
der Erben S. mit den Erben des Gläubigers P. über die 
Tilgung der Hypothek unterhandelt, dann aber im November 
1901 für ſich allein mit den Erben P. einen Vergleich ge⸗ 
ſchloſſen, wonach ihm gegen Zahlung von 2 500 Mark alle 
Rechte aus der Hypothek abgetreten wurden und dieſe auf ihn 
umgeſchrieben worden iſt. Die Ehefrau des Beklagten hat dar⸗ 
auf die Zwangsverſteigerung der Grundſtücke im Wege der 
Auseinanderſetzung unter Miteigentümern herbeigeführt, wobei 
dieſelben dem Beklagten zugeſchlagen worden ſind und die 
Hypothek des Beklagten ſtehen blieb. — Die Klägerin hat, weil 
Beklagter als auftragsloſer Geſchäftsführer der Erben S. ges 
handelt, dann aber wider Treu und Glauben das Geſchäft 
für ſich allein gemacht habe, auf Abtretung des hälftigen Teiles 
der Hypothek mit 4 631 Mark 85 Pfennig gegen Zahlung von 
1250 Mark, eventuell auf Zahlung von 3 381 Mark 85 Pfennig 
geklagt. Das OLG. wies die Klage ab, das RG. hob auf 
und verwies zurück: Zunächſt unterliegt es keinem Bedenken, 
daß zwiſchen den Parteien durch die anfänglich für die Erben 
S. vom Beklagten betätigte Geſchäftsbeſorgung, das Verhältnis 
einer Geſchäftsführung ohne Auftrag im Sinne von $ 677 des 
BGB. begründet worden iſt. Das Gemeinſchaftsverhältnis der 
Erben, der Klägerin und der Ehefrau des Beklagten ſchließt im 
Hinblick auf die Beſtimmungen in 8 744 vgl. 88 2038, 
2040 BGB. keineswegs aus, daß der Beklagte zugleich mit 
dem Geſchäfte ſeiner Ehefrau oder ſeinem eigenen auch das 
Geſchäft der Klägerin für dieſe beſorgte (vgl. Oertmann, Schuld⸗ 
verh. 2. A. S. 718, 3e). Nach dem geltenden Geſetze beſteht 
eine Verpflichtung des nicht beauftragten Geſchäftsführers, das 
begonnene Geſchäft zu Ende zu führen, grundſätzlich nicht. 
Das deutſche BGB. hat eine hierauf abzielende Vorſchrift, wie fie 
von mehreren Landesgeſetzen — namentlich in $ 257 I. 13 
AL R.; § 1346 des ſächſiſchen BGB.; code civil Art. 1372 — 
getroffen war, nicht aufgenommen. Die Motive (Bd. II 
S. 858) bemerken: nach der Regel des §8 747 (677) habe 
der Geſchäftsführer für den andern das Geſchäft ſo zu führen, 
wie es der Sorgfalt eines ordentlichen Hausvaters entſpricht, 
und habe hierbei auf die erkennbaren Intentionen des Geſchäſts⸗ 
herrn zu achten. Hiernach beurteile ſich auch die Frage, ob 
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der Geſchäftsführer von der einmal unternommenen Geſchäfts⸗ 
führung zurücktreten dürfe. Drohe aus dem Zurücktreten für 
den Geſchäftsherrn ein Schaden, welcher nicht entſtanden ſein 
würde, wenn der Geſchäftsführer ſich nicht eingemiſcht hätte, fo 
ſei der letztere zur Vermeidung der Haftung wegen Schadens⸗ 
erſatzes die Geſchäftsbeſorgung fortzuſetzen verpflichtet. Im übrigen 
ſei eine beſondere Verpflichtung zur Fortſetzung der Geſchäfts⸗ 
beſorgung nicht anzuerkennen. Dementſprechend wird auch in der 
Rechtslehre vorwiegend eine Verpflichtung des Geſchäftsführers, 
das begonnene Geſchäft fortzuführen und zu vollenden, — in 
mehr oder weniger beſtimmter Weiſe — verneint: Endemann, 
Lehrb. d. Bürgerlichen Rechts I 8. Aufl. 8 178 Z. 3b 
S. 1123; Coſack, Lehrb., 4. Aufl. IS 155 U 1a; Weyl, 
Vorträge IS 117 S. 473, Mathias bürgerl. Recht 3. Aufl. 
& 138, S. 685; Enneccerus⸗Lehmann Bd. I § 299 J 4; — 
Staudinger Kommentar zu 8 677 Anm. 3 e; Planck Kom⸗ 
mentar 5 677 Anm. 2 (vgl. übrigens auch Neumann Kom⸗ 
mentar zu §S 677 II 1. 4. Aufl. S. 451; Dernburg das DBR. 
11258 301 Z. VI); Goldmann und Lilienthal BGB. $ 189 
zu 8 677 Nr. 4 und Anm. 5 und jetzt in Einſchränkung feiner 
früheren Meinung Oertmann Schuldverhältniſſe 2. Aufl. $ 677 
A. 1a. Anderer Anſicht Iſay, die Geſchäftsführung nach 
dem BGB. Fiſcher Abh. VI S. 125 ff. Jedenfalls hat Be⸗ 
klagter inſolang das Geſchäft für die Klägerin geführt, bis das 
Vergleichsangebot der Erben P. bei ihm eingegangen war. 
Dieſe Geſchäftsführung hatte bereits Verpflichtungen für ihn 
erzeugt, welche dadurch, daß er nunmehr ſeine Abſicht änderte 
und die Geſchäftsführung für die Klägerin fallen ließ, nicht 
rückwärts beſeitigt werden konnten. Nach 5 681 Satz 1 
BGB. hat der Geſchäftsführer die Übernahme der Geſchäfts⸗ 
führung ſobald es tunlich iſt, dem Geſchäftsherrn anzuzeigen, 
und wenn nicht mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt, deſſen 
Entſchließung abzuwarten. Und zufolge der nach $ 681 Satz 2 
BGB. entſprechend zur Anwendung kommenden Vorſchrift des 
5 666 BGB. iſt der Geſchäftsführer verpflichtet, dem Geſchäfts⸗ 
herrn die erforderlichen Nachrichten zu geben. Eine Benach⸗ 
richtigung der Klägerin war, wenn nicht ſchon bezüglich der 
früheren Verhandlungen, ſo doch gewiß hinſichtlich des am 
2. November 1901 ſeitens der Erben P. gemachten Vergleichs⸗ 
angebotes erforderlich. Wollte man ſelbſt zugeben, daß die 
Benachrichtigungspflicht des Geſchäftsführers für die Regel dann 
hinfällig oder gegenſtandslos werde, wenn derſelbe von der 
Geſchäftsführung zurücktritt, bevor der Geſchäftsherr mit der 
Angelegenheit befaßt worden iſt, ſo trifft das doch in einem 
Falle der vorliegenden Art nicht zu. Die Erfüllung der Ver⸗ 
bindlichkeiten unterſteht auch bei der Geſchäftsführung ohne 
Auftrag dem Geſichtspunkte des 8 242 BGB. Da, wo Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern, 
daß der Geſchäftsherr von dem bisher Geſchehenen in Kenntnis 
geſetzt wird, könnte der Geſchäftsführer keinenfalls die Unter⸗ 
laſſung einer Mitteilung damit rechtfertigen, daß er demnächſt 
von der Geſchäftsführung zurückgetreten ſei. Nach dieſer 
Richtung kommt im vorliegenden Falle insbeſondere noch das 
zwiſchen den S. ſchen Erben in Anſehung der fraglichen Grund: 
ſtücke damals beſtehende Gemeinſchaftsverhältnis in Betracht. 
Hatte es der Beklagte — der Ehemann der einen Miteigen⸗ 
tümerin und der Beſitzer der Grundſtücke — unternommen, 
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namens der Erben mit den Gläubigern wegen Löſchung der 
Hypothek und wegen eines Vergleiches zu verhandeln, ſo ergab 
ſich aus dieſen Beziehungen der Parteien für den Beklagten als 
Geſchäftsführer, wo nicht eine Vollendungspflicht, ſo doch zum 
mindeſten die Verpflichtung, die Klägerin von dem Vergleichs⸗ 
offert der Gläubiger zu unterrichten, auch wenn er ſich jetzt 
entſchloß, die Geſchäftsführung für die Klägerin abzubrechen. 
Durch ſchuldhafte Nichterfüllung dieſer Verpflichtung würde der 
Beklagte ſich ſchadenserſatzpflichtig gemacht haben. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat die Klageanträge einſeitig nur von dem 
Standpunkte der unvollendet gelaſſenen Geſchäftsführung aus 
betrachtet. Hiermit iſt aber nicht einmal der prinzipale Klage⸗ 
antrag unbedingt erledigt. Der Vergleichsvorſchlag war dem 
Beklagten nicht für ſeine Perſon, ſondern als dem Vertreter der 


Erben S. von den Gläubigern gemacht; die Erben waren die 


Antragsgegner, und für einen Vertragsabſchluß hätten gegen⸗ 
über der Klägerin die Vorſchriften der 85 177 ff. BGB. Platz 
gegriffen. Übrigens ſtände jetzt nurmehr Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung der etwaigen Herausgabepflicht in Frage. — 
Richtig iſt immerhin ſo viel, daß der Beklagte pflichtwidrig und 
gegen Treu und Glauben handelte, wenn er den ihm für die 
Erben S. zugegangenen Vergleichsantrag, der, wie zu unter⸗ 
ſtellen, als für jene günſtig erſcheinen mußte, und deſſen An⸗ 
nahme alſo durchaus dem Intereſſe und dem mutmaßlichen 
Willen der Klägerin entſprochen haben würde, der Klägerin 
vorenthielt, um das Geſchäft in anderer Rechtsform für ſich 
zu machen und den Vorteil allein einzuheimſen. Indes ergibt 
ſich die Verantwortlichkeit des Beklagten hierwegen ſchon aus 
den oben erörterten Grundſätzen (§8 677, 681, 666 BGB.). 
H. c. K., U. v. 10. Mai 06, 344/05 VI. — Hamm. 

5. § 254 BGB. verb. mit $ 1 Haftpfl®. vom 7. Juni 
1871. Über die Verpflichtung des Paſſagiers, auf den gehörigen 
Verſchluß des Eiſenbahnwagens zu achten. Mitverſchulden beim 
Aufſpringen auf den fahrenden Zug und Aufgehen der Tür 
des Abteils.] 

„Der Kläger wollte von Sinſen nach Recklinghauſen fahren. 
Als er zuſammen mit eiuem anderen Reiſenden, dem Kaufmann 
Auguſt B., auf den Fahrſteig trat, waren beide, als der Eiſen⸗ 
bahnzug bereits in Bewegung war, auf das Trittbrett geſprungen. 
Der Schaffner nahm ihm dort die Fahrkarte ab; der Kläger 
iſt dann in einen Abteil II. Klaſſe des vorletzten Wagens ein⸗ 
geſtiegen. Er iſt dann wieder aus ſeinem Abteil herausgeraten 
— auf welche Weiſe iſt ſtreitig — und unter den Zug geraten, 
überfahren und ſo verletzt worden, daß ihm der linke Arm ab⸗ 
genommen werden mußte. Sein auf Schadenserſatz gerichteter 
Klaganſpruch wurde vom OLG. dem Grunde nach für berechtigt 
erklärt; auf Reviſion des Beklagten wurde jener Anſpruch nur 
in der Höhe von zwei Dritteln dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt: Der Beklagte hat geltend gemacht, daß auch 
nach den Behauptungen des Klägers ein für den Unfall kau⸗ 
ſales Verſchulden desſelben vorläge. Das Berufungsgericht 
nimmt das nicht an; es unterſtellt, daß bei dem Verſuche des 
Klägers, das Fenſter herunterzulaſſen, die Wagentür ſich ge⸗ 
öffnet und den Kläger hiermit zu Fall gebracht habe, da ja 
nach der Bekundung des Gutachters die Schloßzunge an dem 
oberen Türdrücker unter gewiſſen beſonderen Umſtänden nicht 
vorgeſprungen ſei. Der Kläger habe aber mit der Möglichkeit 
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eines mangelhaften Verſchluſſes des Türdrückers nicht zu rechnen 
brauchen. War hinter ihm die Tür zugeworfen oder hatte er 
ſie ſelbſt zugeworfen, ſo habe er damit rechnen dürfen, daß auch 
die Schloßzunge vorgeſprungen ſei, daß auch der Schaffner, der 
ihm den Abteil anzuweiſen hatte, im Vorübergehen pflichtgemäß 
für einen ordnungsmäßigen Verſchluß ſorgen würde, daß ſomit 
die Tür verſchloſſen war. — Die Reviſion wendet ein, daß, 
wenn ſelbſt der Kläger ohne Hilfe oder Zutun des Schaffners 
in den Wagen geſtiegen wäre, dennoch der behauptete Mangel des 
gehörigen Verſchluſſes der Tür ein für den Unfall kauſales 
Verſchulden des Klägers darſtellen würde. Denn nachdem 
Kläger auf den fahrenden Zug geſprungen war, habe der 
Schaffner nicht die Berechtigung gehabt, ihn zum Abſpringen 
zu veranlaſſen oder gar mit Gewalt zu entfernen; er habe es 
vielmehr geſchehen laſſen müſſen, daß der Kläger, um aus der 
gefährlichen Situation auf dem Trittbrette zu kommen, in den 
Wagen einſtieg. Habe aber der Kläger die ordnungsmäßig 
verſchloſſene Tür ſelbſt geöffnet, ſo habe er ſie auch wieder ge⸗ 
hörig verſchließen müſſen und liege in der Unterlaſſung eines 
ſolchen Verſchluſſes ein Verſchulden des Klägers. In der Tat 
kann der Kläger, auch wenn der von ihm behauptete Hergang 
zugrunde gelegt wird, von einem Verſchulden nicht freigeſprochen 
werden. Die mit dem Aufſpringen auf den fahrenden Zug zunächſt 
verknüpfte Gefahr eines Abgleitens oder Stürzens hatte ſich 
allerdings hier, wo der Kläger ungefährdet auf das Trittbrett 
und weiterhin in einen Wagen gelangt iſt, nicht verwirklicht. 
Aber jene unerlaubte und ſchuldhafte Handlungsweiſe konnte 
eine weitere Gefahr nach ſich ziehen, nämlich die, daß bei der 
ſchleunigen und haſtigen Unterbringung des in ſolcher Weiſe 
auf den Zug gelangten Fahrgaſtes in dem nächſten beſten 
Wagenabteile nicht immer in gleichem Maße, wie bei ordnungs⸗ 
mäßigem Einſteigen auf die Sicherheit des Verſchluſſes der Tür 
Bedacht genommen werden wird. In dieſer, von ihm ſelbſt 
herbeigeführten Situation mußte Kläger, wenn er nun ohne 
Beihilfe des Schaffners in einen Wagen einſtieg, dem Ver⸗ 
ſchlüſſe der Wagentür beſondere Aufmerkſamkeit zuwenden. Er 
durfte ſich nicht mit dem bloßen Zuwerfen der Tür begnügen. 
Aus der, vom Kläger behaupteten Tatſache, daß die Tür ſich 
bei dem Verſuche, das Fenſter herunterzulaſſen, geöffnet hat, 
würde ohne weiteres zu ſchließen ſein, daß die Tür unzureichend 
geſchloſſen war, ſei es nun infolge eines Mangels der Verſchluß⸗ 
einrichtung von der Art, wie er nach dem im Berufungsurteile 
angeführten Gutachten bei dem Türverſchluſſe älterer Konſtruktion 
vorkam, oder deshalb, weil der Kläger die Tür nicht ſorgſam 
oder kräftig genug zugeworfen hatte. Dieſe Möglichkeiten lagen 
keineswegs jo ferne, daß der Kläger nicht hätte daran denken 
können und ſollen. Bei dem früher üblichen Doppelverſchluß 
war nach den Ausführungen im Berufungsurteil eine völlige 
Sicherheit erſt dann hergeſtellt, wenn beide Türverſchlüſſe be⸗ 
dient waren, d. h. auch der Vorreiber vorgeworfen war. Wenn 
der Kläger nicht in der Lage war, von dem Innern des Wagen⸗ 
abteiles aus dieſen vollſtändigen Verſchluß ſelbſt zu bewerk⸗ 
ſtelligen, ſo hätte er etwa das Herankommen des Schaffners 
abwarten und deſſen Hilfe in Anſpruch nehmen können. War 
aber auch dies untunlich, ſo durfte er ſich nicht dabei beruhigen, 
daß mit dem Zuwerfen der Tür dieſe feſt verſchloſſen ſei. Er 
konnte ſich auch, bei der gegebenen Sachlage, nicht un- 
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bedingt darauf verlaſſen, daß der Schaffner ſeinerſeits den 
Verſchluß nachſehen und ordnungsmäßig herſtellen würde. So⸗ 
lange der Kläger nicht ſich davon zuverläſſig überzeugt hatte, 
daß die Abteiltür feſt und ſicher verſchloſſen war, hätte er es 
unter den obwaltenden Umſtänden nicht verſuchen dürfen, 
während der Fahrt das Fenſter zu öffnen. Da dieſer trotzdem 
unternommene Verſuch nach der eigenen Darſtellung des Klägers 
den Unfall herbeigeführt hat, ſo trifft den Kläger ein eigenes 
bei der Entſtehung des Unfalles mitwirkendes Verſchulden, das 
nach 8 1 Haftpfl®G. in Verbindung mit 8 254 BGB. gegen⸗ 
über der — an ſich zweifellos begründeten — Haftung des Be⸗ 
klagten zu berückſichtigen war. Preußiſcher Eiſenbahnfiskus 
e. S., U. v. 17. Mai 06, 359/05 VI. — Hamm. 

6. § 254 BGB. verb. mit 8 1 HaftpflG. vom 7. Juni 
1871. Mitverſchulden beim Tragen einer Senſe neben der 
Straßenbahn.] 

Der Kläger ging auf dem Fahrdamm einer Straße, durch 
die die von der Beklagten betriebene elektriſche Straßenbahn 
fährt. Er trug eine Senſe; deren Griff wurde von einem ent⸗ 
gegenkommenden Straßenbahnwagen erfaßt und dadurch der 
Kläger umgeworfen. Bei dem Verſuche, ſich zu erheben, wurde 
er durch die Senſe erheblich verletzt. Er nimmt für den ihm 
entſtandenen Schaden die Beklagte in Anſpruch. Das Os. 
hat den Klageanſpruch in Höhe von / dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt und nur zu / den Kläger abgewieſen. 
Das RG. erklärte auf Reviſion der Beklagten den Klageanſpruch 
nur in Höhe von / dem Grunde nach für gerechtfertigt: Dem 
zutreffend vom Berufungsgericht angenommenen eigenen Ver⸗ 
ſchulden des Klägers ſteht auf der Seite der Beklagten nur die 
allgemeine Betriebsgefahr der Straßenbahn zur Abwägung nach 
8 254 BGB. gegenüber; daß einen Angeſtellten der Beklagten 
ein Verſchulden an der Entſtehung des Unfalles treffe, oder 
ſonſt ein die Betriebsgefahr erhöhender Umſtand vorliege, für 
den die Beklagte verantwortlich zu machen wäre, iſt nicht feſt⸗ 
geſtellt worden. Unter dieſen Umſtänden, und da die Unvor⸗ 
ſichtigkeit und Unaufmerkſamkeit des Klägers beim Gehen mit 
ſeiner Senſe in der belebten und von der Straßenbahn durch⸗ 
fahrenen Straße als ein ſchweres Verſchulden, eine grobe Außer⸗ 
achtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt erſcheint, 
war die Bemeſſung des Umfanges des dem Kläger zu leiſtenden 
Schadenserſatzes durch das Berufungsgericht nicht als der Sach⸗ 
lage angemeſſen zu erachten. Es kommt hinzu, daß der Kläger 
nach dem feſtgeſtellten Tatbeſtande nicht bei dem Sturze durch 
die Senſe verletzt worden iſt, ſondern daß er ſich die Verletzung 
des Armes zugezogen hat, als er wieder aufſtehen wollte. Es 
könnte gefragt werden, ob nicht hierdurch der urſächliche Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen dem Unfall und dem Eiſenbahnbetriebe 
der Beklagten überhaupt ausgeſchaltet werde. Dies iſt indeſſen 
zu verneinen, da als eine der Urſachen, die den Unfall herbei⸗ 
geführt haben, immerhin der Bahnbetrieb, durch deſſen Tätig⸗ 
keit der Sturz des Klägers veranlaßt wurde, erſcheint. Da⸗ 
gegen tritt bei der Berückſichtigung dieſes von dem Berufungs⸗ 
gericht außer acht gelaſſenen Umſtandes zu dem feſtgeſtellten 
doppelten Verſchulden des Klägers ein weiteres hinzu; denn es 
iſt nicht denkbar, daß er die Verletzung erlitten haben würde, 
wenn er bei dem Verſuche, ſich zu erheben, ſich nach der Lage 
der Senſe umgeſehen und danach ſein Handeln eingerichtet 
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hätte; daß er dies unterließ, iſt nur durch eine Verſäumung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zu erklären. E. c. K., 
U. v. 10. Mai 06, 64/06 VI. — Naumburg. 

7. 58 549, 581 BGB. Begriff der Afterverpachtung 
einer Jagd.] | 

Der Berufungsrichter geht mit Recht davon aus, daß ber 
Jagdpachtvertrag vom 18. Juni 1900, da durch ihn die Jagd 
nicht an mehr als drei Perſonen verpachtet iſt, gegen den 
§ 12 Preußiſchen Jagdpolizeich. vom 7. März 1850 nicht ver⸗ 
ſtößt und rechts verbindlich iſt, und daß deshalb für den Kläger 
auf Grund dieſes Vertrages das von ihm geltend gemachte 
Jagdrecht gegenüber der beklagten Gemeinde — der Ver⸗ 
pächterin — entſtanden iſt. Dagegen beruht die weitere An⸗ 
nahme des Berufungsrichters, für die Beklagte ſei das unter 
Nr. 9 der Vertragsbedingungen feſtgeſtellte Recht zur einſeitigen 
Auflöſung des Vertrages nicht erwachſen, auf einem Rechts⸗ 
irrtume. Nach der genannten Vorſchrift der Vertrags⸗ 
bedingungen ſteht dies Auflöſungsrecht der Beklagten zu, 
wenn einer der Pächter ſein Jagdrecht ohne Zuſtimmung der 
Verpächterin an eine weitere Perſon abtritt oder durch After⸗ 
verpachtung nutzt. Dieſe Beſtimmung legt der Berufungsrichter 
dahin aus, daß hier unter „Abtretung“ und „Afterverpachtung“ 
nach dem Vertragswillen der Parteien nur die mit dieſen Be⸗ 
zeichnungen allgemein verbundenen, feſtſtehenden Rechtsbegriffe 
haben verſtanden werden ſollen. Nach der Meinung des Be⸗ 
rufungsrichters enthält aber der Vertrag vom 12. Juni 1902, 
auf deſſen Abſchluß die Beklagte ihr Auflöſungsrecht ftüßt, 
weder eine Abtretung noch eine Afterverpachtung. Dieſe An⸗ 
nahme beruht, ſoweit fie die Afterverpachtung betrifft, auf 
einer Verkennung des Rechtsbegriffs der Afterverpachtung. 
Letztere iſt vorhanden, wenn der Pächter den Gebrauch und 
Genuß des erpachteten Gegenſtandes einem Dritten gegen Ent⸗ 
gelt überläßt, insbeſondere den Gegenſtand weiter verpachtet 
(85 549, 581 BGB.). Dieſe Erforderniſſe find in dem Ver: 
trage vom 12. Juni 1902 erfüllt. Er beſtimmt im § 1, daß 
die darin aufgeführten acht Perſonen, darunter der Kläger, 
zwecks gemeinſamer Jagdausübung in den beſonders auf⸗ 
geführten Jagdrevieren, unter anderem in dem Walde der Be⸗ 
klagten, ein Jagdkonſortium bilden und daß dieſe Jagdreviere 
dementſprechend, unabhängig, ob das einzelne Mitglied ein⸗ 
getragen oder nicht eingetragen, Anpächter oder nicht Anpächter 
iſt, als eine, von jedem dieſer Mitglieder zu gleichem Anteil, 
gleichen Rechten und gleichen Pflichten gemeinſchaftlich er⸗ 
pachtete Jagd anzuſehen ſei. Hiernach haben der Kläger und 
Kohlenberger den anderen ſechs bei dem Konſortium beteiligten 


Perſonen den Gebrauch und Genuß der Waldjagd von der 


Beklagten in der Weiſe eingeräumt, daß dieſen ſechs Perſonen 
das Jagdrecht in gleicher Weiſe wie dem Kläger und Kohlen⸗ 
berger ſelbſt zuſtehen ſollte. Der Pachtzins, der übrigens nicht 
in Geld zu beſtehen braucht, wurde von jenen ſechs Perſonen 
dadurch entrichtet, daß ſie nunmehr jeder ein Achtel des durch 
den Vertrag vom 18. Juni 1900 beſtimmten Jahrespacht⸗ 
zinſes von 795 Mark beizutragen hatten, während bisher deſſen 
Entrichtung dem Kläger und Kohlenberger allein, und zwar 
jedem zur Hälfte, oblag. Durch den Vertrag vom 12. Juni 
1902 haben hiernach der Kläger und Kohlenberger das ihnen 
gemeinſchaftlich zuſtehende Jagdrecht zu Bruchteilen von je 
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/s an „weitere“ Perſonen verafterpachtet. Dem ſteht auch 
nicht entgegen, daß in demſelben Vertrage andere Beteiligte 
ihrerſeits das ihnen zuſtehende Pachtrecht ebenſo gegen Entgelt 
bruchteilweiſe an den Kläger und Kohlenberger als an Mit⸗ 
pächter übertragen haben. Hierdurch und durch die Zuſammen⸗ 
faſſung aller dieſer Einzelvereinbarungen zu einem einheitlichen 
Geſellſchaftsvertrage wurde die Tatſache, auf die es im Ver⸗ 
hältniſſe des Klägers zur Beklagten allein ankommt, nicht be⸗ 
ſeitigt, daß der Kläger ſein Jagdrecht teilweiſe Dritten gegen 
Entgelt vertragsmäßig überlaſſen hat. Die Beklagte war hier⸗ 
nach befugt, von der ihr im Vertrage gewährten Befugnis, 
den Vertrag aufzulöſen, Gebrauch zu machen. Es kann des⸗ 
halb dahingeſtellt bleiben, ob nicht die Auslegung des Be⸗ 
rufungsrichters, nur die Abtretung und Afterverpachtung im 
juriſtiſch⸗techniſchen Sinne dieſer Worte ſolle der Beklagten das 
Auflöſungsrecht geben, als eine zu enge, nur am Wortlaut 
haftende, mit den Abſichten der Parteien und dem Vertrags⸗ 
zwecke nicht vereinbare anzuſehen iſt, da offenbar die Beklagte 
ſich allgemein dagegen ſchützen wollte, daß von mehr als drei 
Perſonen ohne ihre Einwilligung die Befugnis zur Jagd⸗ 
ausübung in Anſpruch genommen werden könnte. Ob die 
vom Kläger und Kohlenberger angenommenen ſechs neuen Mit⸗ 
pächter rechtlich in der Lage geweſen find, ihren Anſpruch auf 
Ausübung der Sargenrother Jagd gegenüber der bei dem 
Vertrage vom 12. Juni 1902 nicht beteiligten Beklagten durch⸗ 
zuſetzen, bedarf nicht der Erörterung, da nach dem Vertrage 
vom 18. Juni 1900 ſchon die Tatſache der Weiterüberlaſſung 
des erpachteten Jagdrechts das Auflöſungsrecht zur Entſtehung 
bringen ſollte, ohne Rückſicht darauf, ob dieſe Weiterüber⸗ 
laſſung von der Beklagten als zu Recht beſtehend anerkannt 
werden mußte oder ob dies nicht zutraf. Hiernach war der 
Jagdpachtvertrag vom 18. Juni 1900 für aufgelöſt zu er⸗ 
klären. — S. c. W., U. v. 11. Mai 06, 422/05 VII. 
— Cöln. 

8. 88 836, 837 BGB. Ein an einem Gebäude be 
feſtigtes Firmenſchild „Werk“ im Sinne des § 836. 

Als Kläger am 27. September 1902 in St. Johann an 
dem Laden des Beklagten vorüberging, löſte ſich von dem an 
dem Hauſe angebrachten Firmenſchilde des Beklagten eine Glas⸗ 
ſcheibe ab und ſiel dem Kläger auf den Kopf. Kläger erlitt 
Verletzungen, von denen er behauptet, daß ſie ein ſchweres 
Kopfleiden zur Folge gehabt hätten. Er hat auf Grund der 
59 836 und 837 BGB. Klage erhoben und verlangt, daß der 
Beklagte verurteilt werde, ihm den bis zur Klageerhebung ent⸗ 
ſtandenen Schaden mit 520 Mark 95 Pf. zu erſetzen und ihm 
ferner eine der Höhe nach durch Sachverſtändige auszumittelnde 
Abfindungsſumme oder Rente zu zahlen. Die Abfindungs⸗ 
ſumme veranſchlage er vorläufig auf 10 000 Mark. Der erſte 
Richter hat den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erachtet und hat den Beklagten verurteilt, dem Kläger 
den entſtandenen und noch entſtehenden Schaden zu erſetzen. Die 
Berufung des Beklagten iſt mit der Maßgabe zurückgewieſen, 
daß der Anſpruch auf Erſatz des entſtandenen Schadens dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt wird. Zur Verhandlung 
und Entſcheidung über die Höhe des Schadens hat das OLG. 
die Sache an das LG. zurückverwieſen. Reviſion iſt zurück⸗ 
gewieſen: Die dem Berufungsurteile zugrunde liegende An⸗ 


494 | Juriſtiſche Wochenſchrift. on 


wendung der 88 836 und 837 BGB. ift nach Lage der 
Sache nicht zu beanſtanden. Da der Beklagte nur Mieter eines 
Ladens und nicht Eigenbeſitzer des Hauſes iſt, ſo durfte er für 
den von ſeinem Firmenſchilde ausgehenden Schaden nach den 
ſtrengeren, von den allgemeinen Geſetzesvorſchriften abweichenden 
Haftungsnormen der 88 836 und 837 jedenfalls nur unter 
der Vorausſetzung verantwortlich gemacht werden, daß dieſes 
Schild eine Anlage bildete, wie ſie das Geſetz unter der Be⸗ 
zeichnung eines „anderen mit einem Grundſtücke verbundenen 
Werkes“ den Gebäuden an die Seite geſtellt hat. In welchem 
Umfange nun Sachen, die der Mieter von außen oder im 
Innern der Mietsräume an dem Gebäude befeſtigt, unter dieſe 
Bezeichnung fallen, ob namentlich nach dem Sprachgebrauche unter 
einem Werke jeder Gegenſtand zu verſtehen iſt, der einem be⸗ 
ſtimmten Zwecke dient und nach gewiſſen Regeln der Kunſt oder 
der Erfahrung hergeſtellt iſt (RG. 60, 139), ob der Sprach⸗ 
gebrauch ſich mit dem Rechtsbegriffe des Werkes im BG. über⸗ 
haupt ſtets und insbeſondere in den 88 836 und 837 deckt 
oder ob eine Einſchränkung des Rechtsbegriffs ſich aus der ſach⸗ 
lichen Bedeutung dieſer Geſetzesvorſchriften ſowie daraus ergibt, 
daß eine beſondere Regelung der Schadenshaftung mit bezug 
auf ſolche Sachen, die ohne gehörige Befeſtigung an einem 
Gebäude ausgeſtellt oder ausgehängt ſind, wie ſie der erſte 
Entwurf zum BG. im § 733 vorſchlug, ſpäterhin wiederholt 
abgelehnt wurde — vgl. Prot. II. Leſung S. 2857ffl., ins⸗ 
beſondere S. 2863 fl., Guttentagſche Ausgabe Bd. 2 S. 641 ffl., 
insbeſondere S. 645 fl., Bericht der Kommiffion des Reichs⸗ 
tages 8 819% daſelbſt S. 112, Mugdan Materialien Bd. 2 
S. 1303 fl. —, iſt im vorliegenden Falle nicht zu unterſuchen. 
Denn das hier in Betracht kommende Schild iſt Gegenſtand 
einer richterlichen Augenſcheinseinnahme geweſen und der Be⸗ 
rufungsrichter hat auf Grund des ihm vorgetragenen Ergeb⸗ 
niſſes dieſer Beweisaufnahme ſich für die Annahme entſchieden, 
daß es ein mit dem Grundſtücke verbundenes Werk ſei. Es 
läßt ſich nicht bezweifeln, daß er hierbei auf die Beträchtlichkeit 
der Größenverhältniſſe des 7½ m langen Schildes, auf die 
Art der Zuſammenfügung ſeiner Einzelbeſtandteile, namentlich 
aber auf den Umſtand das entſcheidende Gewicht gelegt hat, 
daß die von dem Schilde ausgehende Gefahr einer Ablöſung 
einzelner Teile unter Beſchädigung von Menſchen oder Sachen 
in ihrer Art die gleiche iſt, wie wenn ſich von einem Gebäude 
ein Teil ablöſt. Unter ſolchen Umſtänden konnte die Aus⸗ 
legung der 88 836 und 837 BGB., auf der das Berufungs⸗ 
urteil beruht, nicht für fehlſam erachtet werden. Die Erſatz⸗ 
pflicht des Beklagten beſtand hiernach nur in dem Falle nicht, 
wenn Beklagter den Nachweis erbrachte, daß er zum Zwecke 
der Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt beobachtet hatte. Die Reviſion rügt allein, daß der Be⸗ 
rufungsrichter bei der Entſcheidung über dieſen, vom Beklagten 
angetretenen Entlaſtungsbeweis ſowohl gegen 5 276 BGB. 
als auch gegen 88 286 und 551 Nr. 7 ZPO. verſtoßen 
habe. Ihr konnte jedoch nicht beigetreten werden. Der Be⸗ 
rufungsrichter hat feſtgeſtellt, daß die Schadhaftigkeit des 
Schildes bereits ſeit längerer Zeit vor dem Unfalle beſtanden 
hat und daß ebenſo wie die Zeugin B. ihrer gewahr wurde, 
auch der Beklagte ſelbſt, da er täglich in dem Hauſe aus⸗ und 
einging, das Klirren der ſpäter herabgefallenen Glasſcheibe des 
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Schildes habe wahrnehmen müſſen. Damit iſt zunächſt in einer 
der Begriffsbeſtimmung des § 276 entſprechenden Weiſe eine 
Fahrläſſigkeit des Beklagten feſtgeſtellt. Denn was der Be⸗ 
klagte ebenſo wie eine unbeteiligte Zeugin wahrnehmen mußte, 
kann er nur unter Verabſäumung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt nicht wahrgenommen haben, ſofern er es nicht ſogar 
tatſächlich wahrgenommen hat. An einer eingehenden Be⸗ 
gründung ſeiner Annahme in tatſächlicher Beziehung hat der 
Berufungsrichter es keineswegs fehlen laſſen. Wenn die Reviſion 
ſchließlich darauf beſonders Gewicht legt, daß Beklagter durch 
ſachkundige Perſonen das Schild habe putzen laſſen, dieſe ihn 
aber auf die Schadhaftigkeit nicht aufmerkſam gemacht hätten, 
ſo kommt für die Reviſion nur in Betracht, ob dieſer Umſtand 
etwa vom Berufungsrichter bei der Entſcheidung über die Tat⸗ 
frage überſehen worden iſt. Das war nicht der Fall, denn 
der Berufungsrichter hat die Gründe dafür angegeben, weshalb 
er auf jenes Vorbringen des Beklagten kein Gewicht legte. 
A. c. H., U. v. 23. Mai 06, 578/05 IV. — Cöln. 

9. SS 883, 1163 BGB. verb. mit KO. § 4. Zweck 
einer Vormerkung perſönlicher Anſprüche gegen den Grund⸗ 
ſtückseigentümer in deſſen Konkursmaſſe wegen vertragsmäßigen 
Verzichts auf eine Eigentümerhypothek.] 

Für die Klägerin ſtand auf den der Gemeinſchuldnerin 
gehörig geweſenen Grundſtücken eine Hypothek von 12000 Mark 
hinter einer an erſter Stelle haftenden und in Höhe eines Teil⸗ 
betrages von 3 000 Mark noch vor der Konkurseröffnung be⸗ 
zahlten Hypothek von 18000 Mark, die einer Witwe B. zu 
ſtand, eingetragen. Nachdem die Grundſtücke von dem Konkurs⸗ 
verwalter der beklagten Maſſe zur Zwangsverſteigerung ge⸗ 
bracht worden waren, liquidierte dieſer im Kaufgelderverteilungs⸗ 
termine den erwähnten Teilbetrag von 3 000 Mark als Eigen⸗ 
tümergrundſchuld; er iſt damit auch voll zur Hebung gelangt. 
Im Verteilungstermine erhob Klägerin Widerſpruch hiergegen 
und darauf Klage mit dem Antrage, die Beklagte zu ver⸗ 
urteilen, in die Auszahlung der infolge des Widerſpruchs hinter⸗ 
legten Streitmaſſe an ſie, die Klägerin, zu willigen. Die 
Klage war darauf geſtützt, daß bei der Beſtellung der Hypothek 
von 12000 Mark zwiſchen Klägerin und der gemein⸗ 
ſchuldneriſchen Firma vereinbart worden ſei, im Falle der Ab⸗ 
bezahlung der 3000 Mark auf die Bi.ſche Hypothek ſolle ſich 
die Vorbelaſtung zur größeren Sicherheit der Klägerin ent⸗ 
ſprechend verringern. Das OLG. wies ab, das RG. hob auf: 
Der Berufungsrichter erachtet die Behauptung der Klägerin, die 
Gemeinſchuldnerin habe ſich vor der Konkurseröffnung vertrags⸗ 
mäßig verpflichtet, die durch die Abzahlung der 3 000 Mark 
entſtandene Eigentümerhypothek gegenüber der Klägerin nicht 
geltend zu machen, deshalb für unerheblich erachtet, weil der 
bezügliche Vertragsanſpruch nicht durch Eintragung einer Ver⸗ 
merkung geſichert worden ſei und deshalb gegen die Konkurs⸗ 
maſſe nicht wirkſam erhoben werden könne. Dieſe Ausführung 
iſt rechtsirrtümlich. Das Inſtitut der Vormerkung dient dem 
Zweck, es zu ermöglichen, daß ein Anſpruch, der als rein 
perſönlicher gegenüber dem Rechtsnachfolger des verpflichteten 
Grundſtückseigentümers oder Hypothekengläubigers nicht wirkſam 
ſein würde, gleichwohl eine ſolche Wirkſamkeit erlangt. Die 
Vormerkung hat hiernach nur für das Verhältnis zu Dritten 
Bedeutung. Der Konkursverwalter aber iſt, wie das Reichs⸗ 
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gericht bereits wiederholt ausgeſprochen hat, kein Dritter im 
Sinne dieſer Beſtimmungen; vielmehr tritt er, ſoweit er ein 
Verfügungs⸗ oder Verwaltungsrecht in betreff der Konkursmaſſe 
ausübt, an die Stelle des Gemeinſchuldners. Er muß ſich 
daher bei Ausübung des Verwaltungsrechts alle Einwendungen 
gefallen laſſen, die der andere Bertragsteil dem betreffenden 
Akte, wenn er von dem Gemeinſchuldner ſelbſt vorgenommen 
worden wäre, entgegenſetzen könnte. Dies gilt insbeſondere 
von der Einrede der Argliſt. Es unterliegt keinem Zweifel, 
daß im vorliegenden Falle, wenn der Konkurs nicht aus⸗ 
gebrochen wäre, die Klägerin ſich gegenüber einer etwaigen 
Liquidation der ſtreitigen 3000 Mark durch die Grundſtücks⸗ 
eigentümerin mit Erfolg auf das zwiſchen den beiden ge⸗ 
troffene Abkommen hätte berufen können. Das an ſich 
beſtehende formale Recht der Grundſtückeigentümerin, 
auf deſſen Geltendmachung die letztere in jenem Ab⸗ 
Abkommen verzichtet hat, wäre dadurch entkräftet worden und 
dieſe Rechtslage hat ſich dadurch, daß die Grundſtückseigen⸗ 
tümerin in Konkurs verfallen iſt, nicht zum Nachteil der 
Klägerin verändern können. Auf dem hierdurch gegebenen 
Standpunkte ſtehen bereits ältere Urteile des RG., die für das 
vormalige Preußiſche Recht ausgeſprochen haben, daß ein Ver⸗ 
zicht des Grundſtückseigentümers auf die Geltendmachung einer 
Eigentümerhypothek, den der Eigentümer zugunſten eines Nach⸗ 
hypothekars erklärt hat, auch für die Konkursmaſſe des Eigen⸗ 
tümers bindend iſt, vgl. die Urteile vom 3. November 1886 
in Gruchots Beitr. Bd. 31 S. 404; vom 5. März 1887, 
NGZ. 19, 59 und vom 25. Mai 1900 JW. S. 525 Ziff. 17. 
Von dieſer Auffaſſung abzugehen, bietet das mit dem BGB. 
in Kraft getretene neue Reichsrecht keine Veranlaſſung, da 
letzteres inſoweit inhaltlich mit dem früheren Recht über⸗ 
einſtimmt. Namentlich kann auch nicht der durch die Kon⸗ 
kursordn Novelle neu eingefügte 8 24 KO. zu einer ab: 
weichenden Beurteilung der Sachlage führen. Denn er ſetzt 
einen noch nicht erfüllten, durch die Vermerkung zu ſichernden 
Anſpruch voraus. Von einem ſolchen aber kann in den 
Fällen, wo es ſich darum handelt, daß die Konkursmaſſe an 
einen vom Gemeinſchuldner vor der Konkurseröffnung erklärten 
Verzicht gebunden bleibt, nicht die Rede fein. D. c. Kon⸗ 
kursmaſſe H., U. v. 1. Mai 06, 639/05 V. — Cöln. 

10. 8 1300 BGB. Vorausſetzungen desſelben.] 

Die Klägerin geſtattete dem Beklagten, nachdem ſie im 
Jahre 1897 zueinander in ein Liebesverhältnis getreten waren, 
ſeitdem wiederholt die Beiwohnung. Sie behauptet, daß dem 
Geſchlechtsverkehr unter ihnen ein von ihr angenommenes Ehe⸗ 
verſprechen des Beklagten vorausgegangen ſei, und beantragte, 
da derſelbe von dem Verlöbnis zurückgetreten iſt, auf Grund 
des 8 1300 BGB. klagend: den Beklagten zur Zahlung einer 
nach richterlichem Ermeſſen feſtzuſetzenden, auf 3000 Mark ge⸗ 
werteten, eventuell in zu beſtimmenden Raten zu zahlenden 
Entſchädigung nebſt 4 Prozent Zinſen vom Klagetage an zu 
verurteilen. Der Beklagte machte geltend, daß ein Verlöbnis 
zwiſchen ihm und der Klägerin erſt im Sommer 1902, nachdem 
die Klägerin von ihm ſchwanger geworden ſei, ſtattgehabt, daß 
er aber ſeitdem mit der Klägerin nicht mehr geſchlechtlich verkehrt 
habe. Wäre letzteres aber auch der Fall geweſen, ſo ſei der 
im §8 1300 BGB. erwähnte Schaden ſchon durch den vor dem 
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Verlöbnis ſtattgefundenen Geſchlechtsverkehr eingetreten geweſen, 
fo daß fpäter ein Schaden für die Klägerin überhaupt nicht 
mehr erwachſen ſei. Aus dem Umſtande, daß die Klägerin ſich 
ſchon ſeit Jahren ihm hingegeben, ſei ſodann zu ſchließen, daß 
eine etwaige Hingabe nach dem Verlöbnis nicht mit Rüdficht 
auf die erwartete Eheſchließung, ſondern lediglich in Fortſetzung 
des bisherigen Verkehrs erfolgt ſei. Die I. Inſtanz wies die 
Klage als unbegründet ab. Das Berufungsgericht erkannte 
unter Abänderung dieſer Entſcheidung auf einen Eid für den 
Beklagten dahin, daß er mit der Klägerin den geſchlechtlichen 
Verkehr nicht fortgeſetzt habe, nachdem er ſich mit ihr verlobt 
hatte. Im Schwörungsfalle wurde die Klage abgewieſen. 
Im Falle der Eidesverweigerung iſt Beklagter für ſchuldig 
erklärt, der Klägerin Entſchädigung gemäß §S 1300 BGB. zu 
bezahlen, und die Sache zur weiteren Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung über die Höhe dieſer Entſchädigung an die I. Inſtanz 
zurückverwieſen. Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen: 
Das Berufungsgericht führt zur Begründung ſeiner Entſcheidung 
aus: Es ſei voller Beweis dafür erbracht, daß dem im 
Jahre 1897 begonnenen Geſchlechtsverkehr unter den Parteien 
ein Verlöbnis nicht vorausgegangen ſei, daß ſolches vielmehr 
erft nach der im Sommer 1902 eingetretenen Schwangerſchaft 
der Klägerin zuſtande gekommen ſei. Zu Unrecht halte aber 
die I. Inſtanz die Behauptung der Klägerin, daß auch noch 
nach letzterem Zeitpunkte ein Geſchlechtsverkehr unter den 
Parteien ſtattgefunden habe, für unerheblich. Daß der von der 
Verlobung zurückgetretene Verlobte, der mit der Verlobten nach 
dem Verlöbnis in Geſchlechtsverkehr geſtanden, dieſer aus der 
Tatſache, daß ſie ſich ihm vor dem Verlöbnis hingegeben, die 
Einrede nicht entgegenhalten dürfe, daß ſie nicht unbeſcholten 
ſei, ſei wohlbegründete feſte Rechtſprechung. Es hieße aber 
dieſe Einrede auf einem Umwege dem Verlobten wieder gewähren, 
wenn man den Einwand als ſtatthaft anſehen wollte, daß der 
Verlobten infolge des ſpäteren Geſchlechtsverkehrs ein Schaden 
nicht erwachſen ſein könne, weil der Schaden ſchon durch die 
vor dem Verlöbnis liegenden Ereigniſſe entſtanden geweſen ſei. 
Zudem ſei unbedenklich anzunehmen, daß die Tatſache der 
Fortſetzung des Geſchlechtsverkehrs, der weiteren Hingabe der 
Braut an den Verlobten nach dem Verlöbnis geeignet ſei, beim 
Bekanntwerden das Fortkommen der verlaſſenen Braut, deren 
anderweitige Verſorgung noch mehr zu erſchweren, als dies 
infolge der Tatſache des Geſchlechtsverkehrs vor dem Verlöbnis 
geſchehen wäre, für welch' letzteren Schaden allerdings der 
Verlobte nicht aufzukoummen habe. Nicht haltbar ſei auch die 
Annahme des Erſtrichters, es ſei daraus, daß die Klägerin ſich 
ſchon ſeit Jahren dem Beklagten hingegeben, zu ſchließen, daß 
die Hingabe nach dem Verlöbnis keineswegs bloß mit Rückſicht 
auf die kommende Eheſchließung, ſondern lediglich in Fortſetzung 
des bisherigen Verkehrs erfolgt ſei; denn es könne recht wohl 
angenommen werden, daß die durch die Folgen des früheren 
Verkehrs gewarnte Braut ſich ohne das Verlöbnis und die 
dadurch begründete ſichere Erwartung der demnächſtigen ehelichen 
Vereinigung ſehr davor gehütet haben würde, ſich dem Beklagten 
aufs neue hinzugeben, daß alſo lediglich dieſe Erwartung ſie zu 
letzterem wieder beſtimmt habe. Demnach erſcheine der dem 
Beklagten über die Tatſache des geſchlechtlichen Verkehrs zu⸗ 
geſchobene Eid erheblich. Die Reviſion rügt Verletzung des 
54 
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8 1300 BGB. Das Berufungsgericht gehe davon aus, daß 
nur derjenige Schaden zu erſetzen ſei, der durch die Fortſetzung 
des Geſchlechtsverkehrs nach dem Verlöbnis entſtanden ſei. 
Dies habe in dem verfügenden Teile des Urteils zum Ausdruck 
kommen müſſen. Die Zuerkennung eines Anſpruchs ſei aber 
überhaupt rechtsirrtümlich. Eine Frauensperſon, die einem 
Manne die Beiwohnung geſtattet, ſich demnächſt mit dieſem 
Manne verlobt und den Geſchlechtsverkehr mit demſelben ſort⸗ 
geſetzt habe, bekunde dadurch regelmäßig, daß ſie die Bei⸗ 
wohnung nicht mit Rückſicht auf das ſtattgehabte Verlöbnis 
geſtattet habe. Auch die Schwierigkeit der Unterſcheidung und 
noch mehr des Beweiſes dafür, welcher Schaden durch die Bei⸗ 
wohnung vor und welcher durch diejenige nach der Verlobung 
eingetreten ſei, müſſe zu der Annahme führen, daß der Geſetz⸗ 
geber eine derartige Unterſcheidung nicht habe treffen wollen. 
Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. Der unbeſcholtenen 
Braut, als welche das Berufungsgericht die Klägerin unan⸗ 
gefochten anſieht, iſt nach 8 1300 BGB. der immaterielle 
Schaden zu erſetzen, der ihr aus dem Bruche des Verlöbniſſes 
in Verbindung mit der Beiwohnung erwachſen iſt. Die 
Schadenserſatzpflicht des Verlobten, der ohne wichtigen Grund 
zurückgetreten iſt, umfaßt daher an und für ſich alle und jede 
ideale Einbuße, die ſie infolgedeſſen erlitten hat. Eine grund⸗ 
ſätzliche Scheidung des Schadens, in denjenigen, der durch den 
Geſchlechtsverkehr nach dem Verlöbnis und in denjenigen, der 
durch den Verkehr vor dem Verlöbnis entſtanden iſt, wie 
dasſelbe vom Berufungsgericht in den Entſcheidungsgründen 
vorgenommen wird, iſt — abgeſehen von der Frage der 
praktiſchen Durchführbarkeit einer ſolchen Unterſcheidung — un⸗ 
zuläſſig. Ob im übrigen bei Ausmeſſung des Schadens dem 
Tatumſtande, daß ſchon vor dem Verlöbnis ein Geſchlechts⸗ 
verkehr ſtattgefunden hat, Gewicht beizumeſſen iſt, iſt Sache des 
richterlichen Ermeſſens, das die Entſchädigung gemäß § 1300 
nach Billigkeit zu arbitrieren hat. Es entſpricht danach der 
Rechtslage, wenn das Berufungsgericht der Klägerin im ent⸗ 
ſcheidenden Teile des Urteils für den Fall der Eidesweigerung 
ſchlechthin die Entſchädigung gemäß 8 1300 BGB. zuſpricht. 
Dem gegenüber kommt den abweichenden Entſcheidungsgründen 
ſelbſtändige Bedeutung nicht zu, da ſie als ſolche der Rechts⸗ 
kraft nicht fähig ſind. Weiterhin iſt es rechtlich ohne Belang, 
ob die Klägerin nach dem Verlöbnis ſich dem Beklagten in 
Hinblick auf die von ihr erwartete Eheſchließung, oder lediglich 
in Fortſetzung des bisherigen Geſchlechtsverkehrs hingegeben hat. 
Der Anſpruch aus $ 1300 BGB. hat lediglich die objektive Tat⸗ 
ſache zur Vorausſetzung, daß die unbeſcholtene Verlobte ihrem Ver⸗ 
lobten die Beiwohnung geſtattet hat. Es iſt aber überdies in be⸗ 
denkenfreier tatſächlicher Würdigung vom Berufungsgericht an⸗ 
genommen, daß die Klägerin zu dem fortgeſetzten Geſchlechts⸗ 
verkehr ſich auf Grund des Eheverſprechens des Beklagten be⸗ 
wogen fühlte. S. c. H., U. v. 17. Mai 06, 3/06 IV. — Colmar. 

11. 8 1574 Abſ. 3 BGB. Schuldigerklärung auf An⸗ 
trag bei Ausſchluß des Scheidungsrechts infolge Verzeihung.] 

Die Entſcheidung des Berufungsgerichts verſtößt gegen 
8 1574 Abſ. 3 BGB. Der Beklagte hatte in I. Inſtanz 
neben dem Antrag, die Ehe — auf die Widerklage — zu 
ſcheiden, ausdrücklich weiter beantragt, die Klägerin für den 
ſchuldigen Teil zu erklären. Beide Anträge, denen das LG. 


A 13. 1906. 


ſtattgab, hielt der Beklagte in der Berufungsinſtanz aufrecht, 
indem er die Zurückweiſung der von der Klägerin eingelegten 
Berufung beantragte. Wenn nun das Berufungsgericht das 
mit der Widerklage zur Geltung gebrachte Scheidungsrecht des 
Beklagten infolge der von ihm der Klägerin gewährten Ver⸗ 
zeihung für ausgeſchloſſen erachtete, ſo konnte allerdings die 
Vorſchrift des 8 1574 Abſ. 2 BGB. keine Anwendung finden, 
demnach konnte eine Schuldigerklärung der Klägerin nicht als 
Folge des Durchdringens der auf Scheidung gerichteten Wider⸗ 
klage von Amts wegen ausgeſprochen werden. Dagegen war 
zu prüfen, ob dem Antrag des Beklagten, auch die Klägerin 
für ſchuldig zu erklären, nach 8 1574 Abſ. 3 BGB. ſtattzu⸗ 
geben war. Hier kommt der zweite der dort geregelten Fälle 
— Ausſchluß des Scheidungsrechts durch Verzeihung oder Zeit⸗ 
ablauf — in Betracht. Die an die Spitze des Abſ. 3 geſtellten 
Worte: „Ohne Erhebung einer Widerklage“ ſind auf den 
zweiten Fall nicht zu beziehen. Vgl. Urteil des RG. III. BES. 
vom 1. Juli 1904 III 52/04 (JW. 1904 S. 48919. 
Einer Zurückverweiſung der Sache bedarf es nicht. Aus dem 
feſtgeſtellten Sachverhalt ergibt ſich, daß der in der Klagſchrift 
vom 30. Juli 1904 behauptete, von den Vorinſtanzen feſt⸗ 
geſtellte Geſchlechtsverkehr des Beklagten mit der ledigen B. H. 
in die Zeit von 1902 bis Ende Juli 1904 fällt. Zu dieſer 
Zeit war der Beklagte nach den zur Widerklage getroffenen 
Feſtſtellungen über das feit den 1890 er Jahren bis kurz vor 
Klagerhebung von der Klägerin ſortgeſetzte ehewidrige Verhalten 
berechtigt, gegen die Klägerin auf Grund des 8 1568 BGB. 
auf Scheidung zu klagen. Sonach hat jedenfalls zeitweiſe das 
Scheidungsrecht des Beklagten demjenigen der Klägerin, und 
zwar zur Zeit des Eintritts des von der Klägerin geltend ge⸗ 
machten Scheidungsgrundes, gegenübergeſtanden. Der Antrag 
des Beklagten, auch die Klägerin für ſchuldig an der Scheidung 
zu erklären, iſt daher nach S 1574 Abſ. 3 BGB. gerechtfertigt. 
Die zur Schuldfrage und hinſichtlich der Koſten ergangene Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsgerichts — zu IV und V — war 
demnach aufzuheben; es war auszuſprechen, daß beide Teile die 
Schuld an der Scheidung tragen, die Koſten des Rechtsſtreits 
waren gemäß § 92 Abſ. 1 ZPO. gegeneinander aufzuheben, 
im übrigen war die Reviſion zurückzuweiſen. D. c. S., U. v. 
21. Mai 06, 575/06 IV. — Bamberg. 

12. 5 1624 BGB. Begriff der Ausſtattung.] 

Die Reviſion macht geltend: Der Rechtsbegriff der Aus⸗ 
ſtattung ſei vom Berufungsgerichte verkannt. Aus der ge⸗ 
ſchichtlichen Enwickelung des Inſtituts der Ausſtattung und aus 
der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes, insbeſondere bei Zurück⸗ 
gehen auf die Motive zum erſten Entwurfe, ergebe ſich, daß 
unter Ausſtattung nur die einmalige Zuwendung zu verſtehen 
ſei, die bei der Verheiratung oder der Begründung 
der ſelbſtändigen Lebensſtellung zum Zwecke der erſten 
Einrichtung gegeben werde. Damit ſei die ſittliche Pflicht der 
Eltern erſchöpft. Was ſpäter nach der Verheiratung oder nach 
der Begründung der ſelbſtändigen Lebensſtellung gegeben werde, 
trage einen ganz anderen rechtlichen Charakter und werde meiſt 
reine Schenkung ſein. Daß zwiſchen der Ausſtattung im Sinne 
des § 1624 BGB. und ſpäteren Zuwendungen zur Erhaltung 
der begründeten Selbſtändigkeit zu unterſcheiden ſei, ergebe auch 
8 2050 BGB. Dieſem Angriff war der Erfolg zu verſagen. 
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Für das Verſtändnis des Begriffes der Ausſtattung im $ 1624 
BGB. ift ein Zurückgehen auf die geſchichtliche Entwicklung des 
Inſtituts und insbeſondere ein Zurückgehen auf den erſten Ent⸗ 
wurf zum BGB. und auf deſſen Begründung nicht von un⸗ 
mittelbarer Bedeutung. Mag auch der erſte Entwurf und 
deſſen Begründung bei Feſtſtellung des Begriffes der Aus⸗ 
ſtattung ſich an beſtehende Kodifikationen angeſchloſſen haben 
(vgl. 8 1500 des erſten Entwurfs und Motive zu demſelben 
IV. 718, 719, V. 762 am Ende), fo ſtehen doch die weiteren 
Entwürfe und das Geſetz auf weſentlich anderem, ſelbſtändigem 
Boden. Abweichend von dem erſten Entwurfe und anderen 
Vorgängen in der Geſetzgebung iſt nicht bloß der Begriff 
der Ausſteuer ausgeſondert und inſoweit nicht bloß eine ſittliche, 
ſondern eine rechtliche Pflicht anerkannt, ſondern es ſind auch 
die Gegenſtände der Ausſtattung des 8 1624 weſentlich neu 
geſtaltet und erweitert. Bei Zugrundelegung des in ſich völlig 
klaren Wortſinns des $ 1624 iſt zunächſt mit dem Berufungs⸗ 
gerichte, entgegen der von der Beklagten vertretenen Rechts⸗ 
anſicht, davon auszugehen, daß als Gegenſtand der Aus⸗ 
ſtattung nicht bloß die im Wege der Verfügung erfolgte un⸗ 
mittelbare Gewährung des Ausſtattungsguts, ſondern auch das 
obligatoriſche Verſprechen der Gewährung desſelben zu 
verſtehen iſt. Dies entſpricht dem allgemeinen Sprachgebrauche 
des BGB. und iſt insbeſondere auch in §S 1465 Abſ. 1 
und 2 BGB. anerkannt. Rechtsirrig iſt ferner angeſichts des 
Wortlauts des $ 1624 die Annahme der Beklagten, daß es 
ſich bei der Ausſtattung immer nur um die einmalige bei der 
Verheiratung oder der Begründung der ſelbſtändigen Lebens⸗ 
ſtellung zur erſten Einrichtung erfolgende Zuwendung 
handeln könne, und daß nachträgliche Zuwendungen regel⸗ 
mäßig gewöhnliche Schenkungen ſeien. Indem das Geſetz den 
Begriff der Ausſtattung dahin erweitert hat, daß dazu auch 
Zuwendungen gehören, die zur Erhaltung der Wirtſchaft 
oder ſelbſtändigen Lebensſtellung geſchehen, müſſen darunter 
auch ſolche Zuwendungen verſtanden werden, die während des 
Beſtehens der Ehe oder nach Begründung der Lebensſtellung 
zur Fortführung der Wirtſchaft verſprochen oder gewährt 
werden. Daß eine Ausſtattung auch nachträglich verſprochen 
oder gewährt werden kann, iſt zudem poſitiv in den 88 1477 
Abſ. 2, 1551 Abſ. 1 BGB. anerkannt. Die Ausführung 
der Reviſion, es ſei aus 8 2050 BGB. zu entnehmen, daß 
laufende Zuſchüſſe, die während der Ehe oder nach Begründung 
der ſelbſtändigen Lebensſtellung als Beiträge zu den Einkünften 
gewährt würden, niemals zur Ausſtattung zu rechnen ſeien, iſt 
nicht zutreffend. Wenn man auch die Auslegung, die der Be⸗ 
rufungsrichter (im Anſchluß an Küntzel in Gruchots Beitr. 41, 
629) dem Abſ. 2 des § 2050 im Verhältniſſe zu Abſ. 1 
gibt, daß nämlich die im Abſ. 2 bezeichneten Zuſchüſſe eine 
beſondere ausnahmsweiſe behandelte Art der Ausſtattung dar⸗ 
ſtellen, nicht ohne weiteres gelten laſſen, vielmehr mit der 
Reviſion anerkennen wollte, daß im § 2050 „Zuſchüſſe, die 
zu dem Zwecke gegeben worden ſind, als Einkünfte verwendet 
zu werden, ſowie Aufwendungen für die Vorbildung zu einem 
Berufe“ (Abſ. von dem, was Abkömmlingen als „Aus⸗ 
ſtattung“ gegeben wird (Abſ. 1), unterſchieden werden können, 
ſo folgt daraus doch nur, daß nicht alles dasjenige, was die 
Eltern den Kindern an regelmäßigen Zuſchüſſen zuwenden, not⸗ 
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wendig zur Ausſtattung gehört. Es kommt vielmehr ent⸗ 
ſcheidend darauf an, ob es die Abſicht der Eltern war, Zu⸗ 
wendungen zum Zwecke der Erhaltung der Wirtſchaft oder 
Lebensſtellung zu machen oder ob ſie die Zuwendung aus 
reiner Liberalität, zu irgend welchen Zwecken machen wollten. 
In letzterem Falle würde eine Ausſtattung im Sinne des 
§ 1624 nicht gegeben fein. Das Berufungsgericht hat aber 
nun die reine Schenkungsabſicht aus weſentlich tatſächlichen, den 
Umſtänden des Falls entnommenen, prozeſſual und materiell 
unanfechtbaren Gründen verneint. Irrig iſt die Ausführung 
der Reviſion, es ſei für die nicht ſchenkungsweiſe Ausſtattung 
des $ 1624 weſentlich, daß das Zugewendete zur Erhaltung 
der Wirtſchaft objektiv erforderlich ſei. Dies ſpricht das 
Geſetz nirgends aus. Es verlangt nur, daß das Zugewendete 
nicht das den Umſtänden, insbeſondere den Vermögensverhält⸗ 
niſſen der Eltern entſprechende Maß überſteige. Letzteres iſt 
aber vom Berufungsgerichte bedenkenfrei verneint. W. c. K. 
u. Gen., U. v. 3. Mai 06, 508/05 IV. — Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

13. SS 50, 56 ZPO. in Verb. mit 88 823, 89, 31, 831, 
836 BGB. Iſt das Königliche Gymnaſium zu Düſſeldorf eine 
ſelbſtändige juriſtiſche Perſon? Haftung wegen Nichtbeaufſichtigung 
des Schuldieners durch den Gymnaſialdirektor ?! 

Kläger erlitt am 19. September 1901 in Düſſeldorf einen 
Unfall dadurch, daß er auf dem Trottoir der Alleeſtraße vor 
dem Schulgebäude des Königlichen Gymnaſiums neben der 
Freitreppe mit dem Fuß in den mangelhaft überdeckten Kaſten 
eines Waſſerhahns („Sprenghahns“) geriet und dadurch zu 
Fall kam. Beide Vorinſtanzen ſtellen auf Grund der Beweis⸗ 
aufnahme feſt, daß der Deckel des Kaſtens zerbrochen war, daß 
ein Drittel daran fehlte, daß die vorhandenen zwei Drittel zur 
Zeit des Unfalls und ebenſo bereits längere Zeit vorher auf 
dem Boden des Kaſtens gelegen haben und daß der Kaſten 
auch noch längere Zeit nachher unverwahrt geblieben iſt. Kläger 
erlitt Verletzungen, für die er das Königliche Gymnaſium in 
Düſſeldorf als den Eigentümer des Sprenghahns verantwortlich 
macht. Er hat, indem er das Königliche Provinzial⸗Schul⸗ 
kollegium in Koblenz als den geſetzlichen Vertreter des 
Gymnaſiums bezeichnet, bei dem LG. in Koblenz auf Schadens⸗ 
erſatz geklagt und die Erſtattung von 89,50 Mark Kur: und 
Reiſekoſten ſowie die Zahlung monatlicher Renten von 40 und 
70 Mark wegen verminderter Erwerbsfähigkeit verlangt. Das 
LG. hat eine Vorabentſcheidung über den Grund des Anſpruchs 
in der Faſſung erlaſſen, daß der Beklagte verurteilt wurde, 
dem Kläger denjenigen Schaden zu erſetzen, den derſelbe durch 
den Unfall vom 19. September 1901 erlitten hat. Auf die 
vom Beklagten gegen dieſes Zwiſchenurteil eingelegte Berufung 
hat das OLG. die Entſcheidung abgeändert und die 
Klage abgewieſen. Kläger hat Reviſion eingelegt: Nach 
5 56 ZPO. iſt zunächſt, und zwar auch noch in dritter 
Inſtanz, von Amts wegen die Parteifähigkeit des Be⸗ 
klagten (8 50 Abſ. 1 daſ.) und die Legitimation feines ge: 
ſetzlichen Vertreters zu prüfen. Der Berufungsrichter bemerkt 
inmitten ſeiner Entſcheidungsgründe, ohne dies näher zu be⸗ 
gründen, daß das Königliche Gymnaſium in Düſſeldorf eine 
juriſtiſche Perſon ſei. Mit bezug auf deren geſetzliche Ver⸗ 
tretung verweiſt er auf die im Abſchnitte B unter 9 der Aller⸗ 
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höchſten Kabinettsorder, betreffend eine Abänderung in der bis⸗ 
herigen Organiſation der Provinzialverwaltungsbehörden vom 
31. Dezember 1825 (Geſetzſammlung von 1826 S. 5), ſowie 
im 8 3 der Inſtruktion für die Oberpräſidenten vom 31. De: 
zember 1825 (Geſetzſammlung von 1826 S. 1) enthaltenen 
Vorſchriften über die Vermögensverwaltung und das Rechnungs⸗ 
weſen der Gymnaſien. Nun hat allerdings in den das Armen⸗ 
rechtsgeſuch des Klägers betreffenden Beiakten das Königliche 
Provinzialſchulkollegium dem LG. die amtliche Auskunft erteilt, 
daß das Gymnaſium in Düſſeldorf wie die ſonſtigen höheren 
Lehranſtalten Preußens „nach Auffaſſung der Unterrichts, 
verwaltung“ als ſelbſtändige juriſtiſche Perſönlichkeit anzu⸗ 
ſehen ſeien. Dieſe Auffaſſung würde ohne weiteres zutreffend 
ſein, wenn es ſich um ein Gymnaſium im Geltungsgebiete des 
ALR. handelte. (Vgl. 8 54 Tl. II Tit. 2 daſelbſt und Urteil 
des V. ZS. des RG. vom 11. Juli 1885, JW. S. 287m.) 
Da jedoch die Vorſchriften des ALR., auch ſoweit ſie das 
öffentliche Recht betreffen, im Geltungsgebiete des rheiniſchen 
Rechts nicht ohne weiteres Anwendung finden (vgl. Puchelts Z. 
19, 649; JW. 99 S. 27050, 46188), fo hätte es eines näheren 
Eingehens auf die Verhältniſſe der Gymnaſien in der Rhein⸗ 
provinz im allgemeinen und des Königlichen Gymnaſiums in 
Düſſeldorf im beſonderen bedurft. Ausreichende Aufſchlüſſe 
über dieſes Gymnaſium laſſen ſich mit bezug auf ſeine Rechts⸗ 
ſtellung auch aus dem im Auftrage des Miniſters der geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts⸗ und Medizinalangelegenheiten herausgegebenen 
Handbuche über „das höhere Schulweſen in Preußen“ von 
Wieſe, jetzt Irmer (Bd. 1 S. 351 und Bd. 4 S. 567) nicht 
entnehmen. Die erforderlichen Feſtſtellungen werden indeſſen, 
da es einer Aufhebung des Berufungsurteils aus Gründen, die 
in der Sache ſelbſt liegen, ohnehin bedarf, zunächſt von dem 
Berufungsgerichte vorzunehmen fein. Handelt es ſich nicht um 
eine ſtiftiſche, ſondern um eine Anſtalt der allgemeinen Staats⸗ 
verwaltung, ſo wird nach Anhörung der Parteien die Partei⸗ 
bezeichnung berichtigt werden müſſen. In dieſem Falle iſt es 
auch zutreffend, daß das Königliche Provinzialſchulkollegium in 
Koblenz als geſetzlicher Vertreter nach den vom Berufungs⸗ 
richter herangezogenen Vorſchriften der Allerhöchſten Kabinetts⸗ 
order und der Inſtruktion vom 31. Dezember 1825 legitimiert 
iſt. In der Sache ſelbſt ſtützt Kläger den Anſpruch auf 8 823 
in Verbindung mit 85 89 und 31, ſowie auf SS 831 
und 836 BGB. Das LG. hat die Erſatzpflicht des Beklagten 
aus § 823 für begründet gehalten. Das OLG. geht davon 
aus, daß die Anwendbarkeit des §8 823 den Nachweis eines 
Verſchuldens vorausſetze, das gemäß §§ 89 und 31 einem 
verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter des Beklagten zur Laſt 
fallen müſſe. Das gelte auch, ſoweit 8 823 Abſ. 2 in Rück⸗ 
ſicht auf eine Zuwiderhandlung gegen § 367 Nr. 12 StGB. 
in Betracht komme. Ein Verſchulden des Provinzial⸗ 
ſchulkollegiums oder des Oberpräſidenten ſei aber nicht nach⸗ 
gewieſen. Dieſe hätten der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
dadurch genügt, daß ſie den Schuldiener B. beſtellt hätten, zu 
deſſen Amtspflichten nach SS 3 und 4 der für ihn geltenden 
Dienſtordnung vom 16. Dezember 1871 es gehört habe, alle 
Schäden an den Gebäuden, die er bei ſteter Aufmerkſamkeit 
entdecke, zu melden. Der Schuldiener ſei für dieſen Zweck ge⸗ 
eignet geweſen und mit der im Verkehre erforderlichen Sorg⸗ 
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falt ausgewählt worden. Außerdem ſei nach der allgemeinen 
Inſtruktion für die Direktoren der Gymnaſien und Realſchulen 
der Rheinprovinz vom 15. Juli 1867 der Direktor des 
Gymnaſiums angewieſen geweſen, den Schuldiener zu be⸗ 
aufſichtigen, und aus der eidlichen Ausſage des Direktors ergebe 
ſich, daß er dieſer Aufſichtspflicht genügt habe. Denn er habe 
auch ſeinerſeits dem Schuldiener die Anweiſung erteilt, etwa 
hervortretende Schäden an dem Eigentum des Beklagten ſofort 
zu ſeiner Kenntnis zu bringen. Das ſei in zahlreichen Fällen 
geſchehen und Mißſtände ſeien bisher nicht zu ſeiner Kenntnis 
gelangt. Es könne von einem Gymnaſialdirektor nicht verlangt 
werden, daß er den Schuldiener bei der Ausführung ſeiner Ver⸗ 
richtungen im einzelnen perſönlich überwache. Ob der Schul⸗ 
diener ſelbſt dafür habe ſorgen müſſen, daß dem ordnungs⸗ 
widrigen Zuſtande des Sprenghahnkaſtens abgeholfen werde, 
könne dahingeſtellt bleiben. Denn er ſei nur ein Gehilfe des 
Beklagten im Sinne des § 831 und der Beweis der gehörigen 
Auswahl ſei, wie erwähnt, erbracht. — § 836 treffe nicht zu. 
Denn der Unfall ſei nicht dadurch verurſacht, daß der Deckel 
des Sprenghahnkaſtens einſtürzte. Der Deckel ſei vielmehr 
ſchon vorher zuſammengebrochen und die entſtandene Offnung 
in der Zwiſchenzeit nicht wieder ordnungsmäßig zugedeckt 
worden. Dieſe Ausführungen geben in mehrfachen Beziehungen 
zu rechtlichen Bedenken Veranlaſſung. Der Unfall iſt dem 
Kläger zugeſtoßen auf einer dem Verkehre freigegebenen Straße 
der Stadt Düſſeldorf. Kläger iſt dort in eine Offnung hinein⸗ 
geraten, für die es an einem geeigneten Verſchluß anſcheinend 
von vornherein gefehlt hat. Denn nach der eigenen Angabe 
des Beklagten in dem als vorgetragen in den Tatbeſtand des 
Berufungsurteils übernommenen Schriftſatze vom 3. Dezember 
1904 waren die zum Verſchluß der Sprenghahnkäſten des 
Königlichen Gymnaſiums beſtimmten Deckel ſo beſchaffen, daß 
ſie von ſpielenden Kindern abgehoben werden konnten und 
wiederholt abgehoben worden ſind. Der Direktor des 
Gymnaſiums hatte — ob gerade aus dieſem Grunde, iſt nicht 
erſichtlich — ſchon ſeit 1898 das Oberbürgermeiſteramt wieder⸗ 
holt um die Entfernung der Straßenkinder erſucht und dadurch 
erreicht, daß ein Polizeipoſten in der Nähe der Freitreppe des 
Gymnaſiums den Auftrag erhielt, die Freitreppe und den 
Vorraum des Gymnaſiums zu überwachen. Bei der gericht⸗ 
lichen Augenſcheinnahme fanden ſich als Verſchlußvorrichtung 
eiſerne Verſchlußplatten, alſo, wie es ſcheint, nicht mehr die 
früheren Kaſtendeckel vor. Es handelt ſich ſomit ſowohl um 
die Frage der konſtruktiven Mangelhaftigkeit der 
früheren Einrichtung wie auch um deren mangelhafte In⸗ 
ſtandhaltung und dazu endlich um eine Verabſäumung der 
gehörigen Verwahrung der Offnung, weil nicht einmal der 
ſchadhafte Deckel an der Unfallſtelle zum Verſchluß des Kaſtens 
Verwendung gefunden hatte, geſchweige denn der offene Kaſten 
anderweitig verwahrt worden war. Die Sachprüfung der 
Vorinſtanz iſt nun zunächſt inſofern keine erſchöpfende, als der 
Berufungsrichter ſich darauf beſchränkt hat, die mangelhafte 
Inſtandhaltung der vorhandenen Einrichtung, daneben aber 
weder die Unzulänglichkeit der Einrichtung an ſich noch auch die 
von der Einrichtung unabhängige gehörige Verwahrung der im 
Trottoir vorhandenen Offnung in Betracht zu ziehen. In 
jeder der drei Beziehungen kann die Frage, was die geſetzlichen 
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Vertreter des Beklagten zur Erfüllung der dem Beklagten ob⸗ 
liegenden Verpflichtungen zu tun hatten und unter welchen 
Vorausſetzungen die Verabſäumung ihrer Obliegenheiten gemäß 
88 89 und 31 BGB. dem Beklagten ſelbſt als Verſchulden 
anzurechnen geweſen wäre, eine andere Beantwortung finden. 
Dabei ergeben ſich aus der Frage, ob das Gymnaſium eine 
ſelbſtändige juriſtiſche Perſon oder eine ſtaatliche Anſtalt ohne 
eigene Rechtsſubjektivität iſt, Zweifel, die ſich auch ſchon auf 
die Perſon des geſetzlichen Vertreters beziehen, wobei die Mög⸗ 
lichkeit beſteht, daß nach der Verfaſſung der zuſtändigen Be⸗ 
hörden für jede der drei Verrichtungen eine andere ver⸗ 
faſſungsmäßige Vertretung beſtanden haben kann. Ein von der 
juriſtiſchen Perſon zu vertretendes Verſchulden ſetzt nur voraus, 
daß an der einen oder der anderen dieſer Stellen eine 
ſchuldhafte Nichterfüllung der Geſetzespflichten ſtattgefunden und 
der Unfall damit im urſächlichen Zuſammenhange geſtanden hat. 
Auf das Maß der Schuld und auf die Unmittelbarkeit 
der Verurſachung kommt es dabei ebenſowenig an, wie auf ein 
mitwirkendes Verſchulden anderer Perſonen, insbeſondere ſolcher, 
die unter Anwendung der nötigen Sorgfalt bei der Auswahl 
als Hilfsperſonen im Sinne des § 831 beſtellt find. Es 
hätte hiernach eines genaueren Eingehens auf die Frage der 
verfaſſungsmäßigen Zuſtändigkeit für die Einrichtung, Inſtand⸗ 
haltung und Verwendung der Verſchlußvorrichtungen ſowie für 
die Verwahrung der durch die Käſten gebildeten Offnungen im 
Straßenkörper bedurft, wobei hinſichtlich der Einrichtung 
jener Anlagen nicht allein die Anwendbarkeit des 8 823 BGB. 
in Betracht kam, ſondern im Falle der Anwendbarkeit des 
5 831 neben dem Entlaſtungsbeweiſe der gehörigen Auswahl 
ſeiner Angeſtellten vom Beklagten auch der Beweis einer Be⸗ 
ſchaffung geeigneter Verſchlußvorrichtungen zu erfordern ges 
weſen wäre. Soweit der Gymnaſialdirektor der zuſtändige 
Beamte war, rügt die Reviſion mit Recht, daß die Frage, ob 
er im Sinne der 85 31, 89 BGB. ein verfaſſungsmäßig 
berufener Vertreter des Beklagten geweſen iſt und ob deshalb 
der Beklagte ſein Verſchulden ſchlechthin zu vertreten hatte, in 
dem Berufungsurteile überhaupt unbeantwortet geblieben iſt. 
War der Gymnaſialdirektor ein Vertreter des Gymnaſiums 
oder des Fiskus im Sinne des 8 31 BGB., fo muß der 
Reviſion darin recht gegeben werden, daß er ſeiner Amts⸗ 
pflicht, den Schuldiener bei jener Verrichtung zu überwachen, 
auch wenn er nicht alltäglich die Handhabung jeder Einrichtung 
des Gymnaſialgrundſtücks beſonders zu überwachen hatte, noch 
nicht genügte, falls er nicht wenigſtens in angemeſſenen Zeit⸗ 
abſtänden ſich in eigener Perſon von der Einhaltung der 
Geſetzesvorſchriften überzeugte. Er wird von einem Verſchulden 
in der Handhabung ſeiner Aufſichtspflicht namentlich dann nicht 
freizuſprechen ſein, wenn er ſchon ſeit längerer Zeit auf den 
mit den Deckeln der Sprenghahnkäſten getriebenen Unfug auf 
merkſam geworden war. Das Berufungsurteil bedurfte der 
Aufhebung, da es eine erſchöpfende Würdigung unter den vor⸗ 
ſtehend dargelegten Geſichtspunkten vermiſſen läßt. Kommt es 
noch auf die Klagebegründung durch Berufung auf 8 836 BGB. 
an, ſo wird namentlich zu erwägen ſein, ob die Sprenghahn⸗ 
käſten des Gymnaſiums als ein „Werk“ im Sinne dieſer 
Geſetzesvorſchrift zu gelten haben. F. c. Königl. Gymnaſium 
zu D., U. v. 10. Mai 06, 550/05 IV. — Cöln. 
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14. 5 75 ZPO. Rechtsſtellung desjenigen, der infolge 
Streitverkündung des Beklagten gegenüber dem Kläger einen 
Anſpruch auf den von dem Beklagten anerkannten und hinter⸗ 
legten Betrag erhebt.] 

Der Ehemann der Klägerin hatte Gelder in das Geſchäft 
ſeines Bruders H. S. eingelegt, und forderte ſie mit der Be⸗ 
hauptung zurück, ſie habe ihm die Gelder geliehen, jedenfalls 
rühre es von ihr her. Der Beklagte machte geltend, daß auch 
der Ehemann Anſpruch auf das Geld erhebe, und verkündete 
dieſem den Streit. H. S. ſtarb, und ſeine Erben hinterlegten 
unter Verzicht auf Rückforderung und Übernahme weiterer 
Haftung. Der Ehemann A. S. trat nun unter Bezugnahme 
auf die Streitverkündung „in den Rechtsſtreit gemäß 8 75 
ZPO. ein“ und kündigte den Antrag auf Abweiſung der 
Klage an. Das OLG. wies die Klage ab, das RG. hob auf 
und verwies zurück: Rechtliche Bedenken ergeben ſich gegen die 
Zuläſſigkeit einer Nebenintervention in Fällen der vor⸗ 
liegenden Art. Die Nebenintervention beſteht nach ihrem 
Weſen und Zweck in der Unterſtützung einer Partei, um ihr 
zum Siege zu verhelfen. Wenn aber, wie es hier der Fall iſt, 
die verklagte Partei das eingeklagte Geld ſchuldig zu ſein zu⸗ 
gibt und nicht Abweiſung der Klage, ſondern unter Hinter⸗ 
legung des ſchuldigen Betrages gemäß 8 75 ZPO. Entlaſſung 
aus dem Rechtsſtreite erſtrebt, ſo will ſie nicht obſiegen und 
kann ſie zum Zwecke des Obſiegens nicht von einem Dritten 
unterſtützt werden. Auch haben im gegenwärtigen Falle die 
Beklagten dem A. S. den Streit nicht zu dem Zwecke ver⸗ 
kündet, ſeine Unterſtützung zu erhalten, ſondern um ihm Gelegen⸗ 
heit zu geben, ſeinen Anſpruch auf die den Gegenſtand des 
Rechtsſtreites bildende Forderung gegen die Klägerin zu ver⸗ 
treten. Da er tatſächlich im Rechtsſtreite die eingeklagte 
Forderung als ihm zuſtehend darzutun ſuchte, und damit die 
Beklagten als ſeine Schuldner betrachtet, iſt auch ſein Stand⸗ 
punkt nicht der eines Helfers, ſondern eines Gegners der Be: 
klagten. Ob er hiernach überhaupt in wirkſamer Weiſe als 
Nebenintervenient in dem gegenwärtigen Prozeſſe auf⸗ 
treten konnte, mag indeſſen unentſchieden bleiben, da jeden⸗ 
falls die Annahme des Berufungsgerichts, ſein Eintritt in den 
Rechtsſtreit ſei als Nebenintervention aufzufaſſen, nach 
Lage der Sache rechtlich nicht haltbar iſt. Nach 8 75 ZROD. 
iſt in dem Falle, daß auf Streitverkündung des verklagten 
Schuldners der Dritte, welcher die geltend gemachte Forderung 
für ſich in Anſpruch nimmt, in den Rechtsſtreit eintritt, der 
Beklagte, wenn er den Betrag der Forderung zu Gunſten der 
ſtreitenden Gläubiger unter Verzicht auf das Recht zur Rück⸗ 
nahme hinterlegt, auf ſeinen Antrag aus dem Rechtsſtreite zu 
entlaſſen, der Rechtsſtreit über die Berechtigung an der 
Forderung zwiſchen den ſtreitenden Gläubigern allein fort⸗ 
zuſetzen und dem Obſiegenden der hinterlegte Betrag zuzu⸗ 
ſprechen. Die nach dieſen Beſtimmungen erforderlichen Voraus⸗ 
ſetzungen, nämlich der Eintritt des A. S. als Forderungs⸗ 
prätendent, dem der Streit verkündet worden war, in den 
Rechtsſtreit und die Hinterlegung des Betrages der Forderung 
durch die Beklagten, liegen hier vor. Daraus ergab ſich von 
ſelbſt als notwendige geſetzliche Folge, daß die Beklagten, 
entſprechend ihrem Antrage, aus dem Rechtsſtreite zu entlaſſen 
waren und der Rechtsſtreit zwiſchen der Klägerin und dem 
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A. S. allein, und zwar mit dem Endergebnis fortgeſetzt werden 
mußte, daß demjenigen unter ihnen, welcher obſiegt, der hinter⸗ 
legte Betrag zugeſprochen wurde. Der Mangel eines förm⸗ 
lichen Antrages des A. S., ihm den Betrag zuzuſprechen, 
konnte für die Fortſetzung des Rechtsſtreites zwiſchen ihm und 
der Klägerin ein Hindernis nicht bilden. Das Erfordernis 
förmlicher Antragſtellung iſt weder ausdrücklich im 8 75 aus⸗ 
geſprochen, nach dem Sinn und Zweck desſelben als ausnahms⸗ 
loſe Regel zu entnehmen. Danach ſoll unter Vermeidung eines 
neuen Rechtsſtreites in dem ſchwebenden Verfahren 
unter den Forderungsprätendenten allein endgültig 
die Frage zum Austrage gebracht werden, wem von ihnen das 
beſſere Recht auf die Forderung zuſteht. Die Forderung bleibt, 
da der Beklagte ausſcheidet, nicht im Verhältnis zu dieſem, 
ſondern im Verhältnis der Prätendenten unter einander im 
Streite. Zu entſcheiden iſt alſo nicht die Frage, ob der Kläger 
mit Recht von dem Beklagten das eingeklagte Geld gefordert 
hat, ſondern die Frage, ob dasſelbe mit größerem Rechte von 
dem Kläger oder von dem Dritten beanſprucht werden kann. 
S. e. S., U. v. 18. Mai 06, 570/05 II. — Cöln. 

15. 8 102 ZPO. Belaſtung eines Anwalts mit den 
Koſten einer für die Partei eingelegten, nach der Zivilprozeß⸗ 
novelle vom 5. Juni 1905 unzuläſſigen Beſchwerde wegen groben 
Verſchuldens.] 

In Erwägung, daß, nachdem das Prozeßgericht einen auf 
Erlaß einer Strafandrohung aus § 890 Abſ. 2 ZPO. gerich⸗ 
teten Antrag des Gläubigers zurückgewieſen hat, auf ſofortige 
Beſchwerde des letzteren durch den angefochtenen Beſchluß die 
beantragte Strafandrohung erlaſſen worden und hiegegen durch 
den Rechtsanwalt L. in B. als Bevollmächtigten der Schuld⸗ 
nerin weitere ſofortige Beſchwerde mit dem Antrage eingelegt 
iſt, die abweiſende erſte Entſcheidung wiederherzuſtellen; in Er⸗ 
wägung, daß nach dem klaren Wortlaut des § 568 Abſ. 4 
3PO. in der ihm durch das Geſetz vom 5. Juni 1905 ge: 
gebenen Faſſung anders wie nach dem früheren Rechte nicht 
bloß gegen Entſcheidungen der OLG. über eine weitere Be: 
ſchwerde, ſondern auch gegen ſolche Entſcheidungen, die ein 
OLG. als erſtes Beſchwerdegericht erlaſſen hat, ein weiteres, 
an das RG. gehendes Rechtsmittel ausgeſchloſſen iſt; in Er⸗ 
wägung, daß die Nichtkenntnis dieſer bereits ſeit faſt einem 
Jahre in Kraft befindlichen geſetzlichen Beſtimmung, wie ſie 
dem genannten Bevollmächtigten der Schuldnerin zur Laſt fällt, 
ein grobes Verſchulden im Sinne des 8 102 ZPO. darſtellt, 
nach Anhörung des genannten Anwalts beſchloſſen: Die ein⸗ 
gangs bezeichnete Beſchwerde wird als unzuläſſig verworfen; 
die Koſten werden dem Rechtsanwalt L. in B. auferlegt. 
Sch. c. M., Beſchl. vom 36. Mai 06, B 90/06 V. — Berlin. 

16. 58 303 ZPO. Zuſatzurteil als unſelbſtändiges 
Zwiſchenurteil.] 

Als Zuſatzurteil zu dem am 27. März 1905 verkündeten 
bedingten Urteil, durch welches die Entſcheidung des Rechts⸗ 
ſtreites von Ableiſtung dem Kläger auferlegten Eides abhängig 
geftellt ift, iſt die angefochtene, nach der vor Zuſtellung letzt⸗ 
genannten Urteils erfolgten Eröffnung des Konkurſes über das 
Vermögen des Beklagten ergangene Entſcheidung, welche auf 
Aufnahme des Verfahrens ſeitens des Konkursverwalters und 
Aufrechterhaltung des bedingten Endurteils ihm gegenüber 
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lautet, nicht ſelbſtändig, ſondern als Element des Urteils in 
der Sache ſelbſt nur mit dieſem anfechtbar; vgl. RG. 27, 356 fl. 
Daran ändert auch der Umſtand nichts, daß Kläger nicht nur 
zur Aufnahme des Verfahrens, ſondern auch zur Verhandlung 
über die Hauptſache geladen hatte und daß das Berufungs⸗ 
gericht in der Begründung des Urteils den eventuell vom 
Konkursverwalter erhobenen, auf den geſchloſſenen Zwangs⸗ 
vergleich geſtützten und auf Abänderung des bedingten Urteils 
in der Folge der Eidesleiſtung gerichteten Einwand nicht nur 
aus prozeſſualem, ſondern auch aus materiell⸗-rechtlichem Grunde 
zurückgewieſen hat. Das Weſen des erlaſſenen Urteils als 
einer ſelbſtändigen Anfechtung nicht unterliegender Entſcheidung 
wird dadurch ebenſowenig beſeitigt wie dadurch, daß in der 
Urteilsformel die Aufrechthaltung des bedingten Urteils, die 
Selbſtfolge der Aufnahme iſt, ausgeſprochen iſt. Die gegen 
dasſelbe eingelegte Reviſion iſt daher als unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen. M. c. R., Beſchl. v. 22. Mai 06, B 137/06 III. — 
Frankfurt. 

17. 8 387 3PO. Berechtigte Zeugnisverweigerung eines 
Notars. 

Durch das jetzt mit der Beſchwerde ($ 387 Abſ. 3 ZPO.) 
rechtzeitig angefochtene Zwiſchenurteil des KG. vom 3. Mai 1906 
iſt der Beſchwerdeführer — ein Notar — für nicht berechtigt 
erklärt worden, ſein Zeugnis zu verweigern. Seine Ver⸗ 
nehmung iſt auf Antrag des Klägers beſchloſſen und betrifft 
einen Vorgang, der ſich vor ihm als inſtrumentierendem Notar 
bei der Aufnahme des notariellen Aktes vom 29. März 1904 
ereignet haben ſoll. In dieſem Akt wird ein zwiſchen dem 
Kläger und dem Beklagten zu 2, über deſſen Vermögen ſpäter 
(im April 1905) der Konkurs eröffnet worden iſt, abgeſchloſſener 
Kaufvertrag beurkundet. Der Konkursverwalter (Beklagter zu J) 
hat den Beſchwerdeführer von der Verpflichtung zur Amts⸗ 
verſchwiegenheit entbunden. Auch von dem vorgeſetzten Land⸗ 
gerichtspräſidenten iſt die Genehmigung zu ſeiner Vernehmung 
erteilt. Dagegen weigert ſich der Beklagte zu 2, der Gemein 
ſchuldner, den Zeugen von ſeiner amtlichen Schweigepflicht zu 
entbinden, und mit Rückſicht hierauf hält letzterer ſeine Zeugnis⸗ 
verweigerung aufrecht. Er macht in der Beſchwerde dafür. 
geltend, 1. daß die Beteiligten ein höchſtperſönliches Recht 
hätten, von dem Notar Amtsverſchwiegenheit zu verlangen, und 
daß ein Übergang dieſes Rechts auf den Konkursverwalter 
überhaupt nicht anerkannt werden könne; 2. eventuell, daß hier 
der Gemeinſchuldner, der Beklagte zu 2, doch auch ſelbſt Prozeß⸗ 
partei ſei, da der Kläger den Prozeß gegen die Konkursmaſſe, 
vertreten durch den Konkursverwalter, und gegen den Beklagten, 
nachdem ſie beide ſeinen Anſpruch im Prüfungstermine be⸗ 
ſtritten hatten, aufgenommen habe. Als Prozeßpartei gehöre 
aber der Gemeinſchuldner zu den Beteiligten im Sinne des 
Art. 90 Pry GG. vom 21. September 1899 und deshalb müſſe 
auch er den Beſchwerdeführer von der Schweigepflicht entbinden. 
Die Beſchwerde mußte für begründet erachtet werden. Allerdings 
iſt ihr erſter Grund, wenigſtens ſo allgemein, wie er hingeſtellt 
worden iſt, nicht zutreffend. Denn daß die Befugnis, einen 
Notar von der Verpflichtung zur Amtsverſchwiegenheit zu ent⸗ 
binden, nicht ein höchſtperſönliches Recht des Gemeinſchuldners 
iſt, daß es vielmehr unter Umſtänden, nämlich wenn es im 
Intereſſe der Konkursmaſſe geboten erſcheint, auch vom Konkurs⸗ 
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verwalter auf Grund des § 6 Abſ. 2, 8 117 KO. als zum 
Verwaltungs⸗ und Verfügungsrecht des Gemeinſchuldners ge⸗ 
hörig ausgeübt werden kann, hat der I. ZS. des RG. bereits 
in dem Beſchluſſe vom 15. Oktober 1904 (RG. 59, 85) aus⸗ 
geſprochen, und für den jetzt entſcheidenden Senat liegt bei 
nochmaliger Prüfung der Frage keine Veranlaſſung vor, von 
dieſem Beſchluſſe abzuweichen. Aber der I. ZS. hat zugleich 
in den Gründen ſeines Beſchluſſes anerkannt, daß Rückſichten 
perſönlicher Art vorliegen können, die eine andere rechtliche Be⸗ 
urteilung rechtfertigen. Solche Rückſichten perſönlicher Art ſind 
für den Gemeinſchuldner im vorliegenden Falle nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Denn die Sachlage ergibt, daß ihm der Vorwurf 
gemacht wird, den Kläger beim Vertragsabſchluſſe argliſtig ge⸗ 
täuſcht zu haben. Aber auch wenn man hierauf kein Gewicht 
legen will, ſo bleibt doch der Umſtand als ein den vor⸗ 
liegenden Fall weſentlich von dem früheren unterſcheidender be⸗ 
ſtehen, daß hier der Gemeinſchuldner zugleich in der Parteirolle 
des Beklagten ſteht. Der Prozeß iſt gegen ihn, weil er die 
angemeldete Forderung im Prüfungstermin ebenfalls beſtritten 
hatte, aufgenommen worden ($ 144 Abſ. 2 KG.). Als Partei 
im Prozeſſe verficht der Gemeinſchuldner ſeine eigenen Rechte, 
nicht die der Konkursmaſſe, die vom Konkursverwalter wahr⸗ 
genommen werden. Und wenn es nun der Gemeinſchuldner 
zur Wahrnehmung ſeiner Rechte, mögen dabei für ihn auch 
nur Rückſichten perſönlicher Natur obwalten, für geboten er⸗ 
achtet, daß der Notar an ſeine amtliche Schweigepflicht ge⸗ 
bunden bleibe, ſo muß hierin die Ausübung einer Befugnis 
anerkannt werden, die ihm das Geſetz freiläßt. Denn daß er 
an ſich zu den Beteiligten im Sinne des Art. 90 Pr GG. gehört, 
kann nicht zweifelhaft ſein, und ſeine Stellung als Gemeinſchuldner 
kommt in der hier fraglichen Hinſicht gegenüber den prozeßrechtlichen 
Befugniſſen, die aus ſeiner Stellung als Prozeßpartei ent⸗ 
fließen, nicht in Betracht. Die Zeugnisverweigerung des Be⸗ 
ſchwerdeführers iſt deshalb berechtigt. H. e. D. H., Beſchl. 
v. 30. Mai 06, B 92/06 V. — Berlin. 

18. 8 546 Abſ. 1 ZPO. Berechnung des Beſchwerde⸗ 
werts bei alternativen Verurteilungen. 

Das KG. hat in ſeinem obengedachten, durch Eide des 
Klägers bedingten Urteil für den Fall der Eidesleiſtung die 
Beklagten verurteilt, dem Kläger beſtimmt bezeichnete Fahrniſſe 
gegen Erſtattung von 622 Mark herauszugeben oder dem Kläger 
1950 Mark nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit 1. Mai 1904 zu be⸗ 
zahlen. Der Kläger hatte nämlich die im Urteil verzeichneten 
Fahrniſſe angeblich mit einer Acetylenbeleuchtung durch ſchrift⸗ 
lichen Kaufvertrag vom 17. Dezember 1903 unter Eigentums⸗ 
vorbehalt für 4 000 Mark an Beklagte verkauft. Die Beklagten 
haben am Kaufpreis nur 2050 Mark bezahlt. Deshalb hat 
der Kläger von feinem Rücktrittsrecht nach $ 455 BGB. Ge 
brauch gemacht, die Rückgabe der verkauften Gegenſtände be⸗ 
gehrt, den Beklagten jedoch freigeſtellt, die Gegenſtände gegen 
Zahlung des reſtlichen Kaufpreiſes von 1 950 Mark zu behalten. 
Das Berufungsgericht hat hinſichtlich des bezahlten Betrags 
von 2050 Mark eine Verrechnung vorgenommen, indem die 
Abnützung der Gegenflände durch Gebrauch und Benützung ge: 
ſchätzt und zu den 2050 Mark zugeſchlagen, anderſeits aber die 
Aufwendungen der Beklagten abgezogen wurden; ſo blieben 
von dieſen 2050 Mark noch 622 übrig, welchen Betrag der 
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Kläger an Beklagte, falls dieſe den vom Kläger in ihre Wahl 
geſtellten Rücktritt vorziehen ſollten, zu erſtatten hätte. Gegen 
dieſes Urteil haben Beklagte Reviſion eingelegt mit dem An⸗ 
trag, unter Aufhebung des Berufungsurteils das erſte Urteil, 
welches die Klage abgewieſen hatte, aufrecht zu erhalten. Die 
Reviſion iſt unftatthaft, weil der Streitwert nur 1 950 Mark 
beträgt, alſo die in 8 546 Abſ. 1 ZPO. vorgeſchriebene Re⸗ 
viſionsſumme von 2 500 Mark nicht erreicht. Das RG. hat 
in ſtändiger Rechtſprechung (RG. 55, 81, IW. 02, 13029; 
99, 711) auf Grund des 8 3 ZPO. erkannt, daß bei alter⸗ 
nativen Verurteilungen, welche dem Verurteilten die Wahl 
laſſen, ſich durch Entrichten einer Geldſumme von der Urteils⸗ 
verbindlichkeit zu befreien, für den Beſchwerdewert der Wert der 
geringeren Leiſtung maßgebend iſt. Die geringere Leiſtung iſt 
hier die Zahlung der 1 950 Mark. Die Neviſionskläger haben 
dies noch beſonders beſtätigt durch Vorlage von Beſcheinigungen, 
nach denen der Wert einer Anzahl beſonders bezeichneter Gegen⸗ 
ſtände ſich auf 12 700 Mark belaufen fol. Gemäß § 554 a 
ZRO. war daher die Reviſion durch Beſchluß unter Koſtenfolge 
als unſtatthaft zu verwerfen. Sch. c. S., Beſchl. v. 22. Mai 06, 
B 120/06 II. — Berlin. 

19. 8 549 ZPO. in Verb. mit $ 2 der Verordnung 
vom 28. September 1879. Irreviſibilität des in Frankreich 
geltenden Rechts im Oberlandesgerichtsbezirk Cöln.] 

Der Hauptſtreit der Parteien betrifft auch in der Reviſions⸗ 
inſtanz den von den Beklagten gegen die Klageforderung auf⸗ 
rechnungsweiſe geltend gemachten Gegenanſpruch wegen Nicht⸗ 
erfüllung eines Kaufvertrages über 15 000 bis 20 000 kg 
Glyzerin aus dem Dezember 1888. Es handelte ſich dabei 
um einen Kauf auf Probe. Derſelbe war abgeſchloſſen durch 
Vermittlung des Maklerhauſes F. & M. zu Paris unter 
Vorbehalt der Genehmigung ſeitens der Beklagten als Käuferin 
nach Eingang der derſelben zu überſendenden Probe. Dieſe 
Probe iſt der Beklagten mit Schreiben der Klägerin vom 
8. Dezember 1888 überſandt worden, wobei in einer Nachſchrift 
um telegraphiſche Erklärung über die Genehmigung des Ver⸗ 
trages gebeten wurde. Die Beklagte hat erklärt, erſt am 
12. Dezember 1888 in den Beſitz der Probe gelangt zu ſein 
und dieſelbe zunächſt nach Dresden zur Unterſuchung durch 
einen Chemiker geſandt zu haben. Durch Schreiben vom 
18. Dezember 1888 hat die Beklagte ſodann der Klägerin die 
Genehmigung des Geſchäftes erklärt, worauf dieſe indeſſen er⸗ 
widerte, ſie habe, weil ſie eine rechtzeitige Erklärung der An⸗ 
nahme nicht erhalten habe, über die Ware anderweitig verfügt; 
die jetzt erfolgte Annahmeerklärung ſei verſpätet, und ſie daher 
an den Vertrag nicht gebunden. Das OLG. iſt dieſer Auf⸗ 
ſtellung der Klägerin beigetreten und hat demnach den Auf⸗ 
rechnungseinwand der Beklagten für nicht begründet erachtet. 
Dasſelbe iſt bei dieſer Beurteilung davon ausgegangen, daß 
inſoweit, da eine gegen die Klägerin erhobene Schadenserſatz⸗ 
forderung in Frage ſtehe, und nicht erſichtlich ſei, daß die 
Parteien ſich anderweitig über das anzuwendende Recht ge⸗ 
einigt hätten, nicht deutſches, ſondern das in Frankreich 
geltende Recht zur Anwendung zu bringen ſei. Dieſe Annahme 
iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, weil es ſich um die Frage 
der Verletzung einer in Frankreich zu erfüllenden Verbindlichkeit 
ſeitens der dort wohnenden Klägerin handelt. Soweit aber 
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das in Frankreich geltende Recht zur Anwendung gebracht ift, 
kann die Reviſion ſchon deshalb keinen Erfolg haben, weil 
dieſes Recht nicht reviſibel iſt. Die Vorausſetzung der Re⸗ 
viſibilität einer Rechtsnorm nach 8549 ZPO. iſt in erſter 
Linie, daß dieſelbe als Geſetzes recht im Bezirke des Berufungs⸗ 
gerichts gilt. Das ergibt ſich bezüglich des franzöſiſchen Rechts 
ins beſondere auch aus dem klaren Wortlaute des § 2 der Ver⸗ 
ordnung vom 28. September 1879. Der Umſtand, daß das 
im Auslande geltende zur Anwendung gebrachte Recht mit dem 
in dem Bezirk des Berufungsgerichts geltenden Recht inhaltlich 
übereinſtimmt, kann die Nevifibilität nicht begründen. Das 
entſpricht auch der ſtändigen Rechtſprechung des RG. in dieſer 
Frage (RG. 6, 413; 8, 88; 10, 115. IW. 96 S. 301 
Nr. 7; S. 372 Nr. 14; 97 S. 209 Nr. 18; 99 S. 93 Nr. 21; 
Seuffert (8) zu 8 549 S. 69 unter b, Peterſen (5) zu 8 549 
Bem. 11 bei Anm. 10 und 13). R. c. B. & G., U. v. 
18. Mai 06, 469/06 II. — Cöln. 

20. 88 554 Abſ. 3 Nr. 2, 559 ZPO. Präkluſion eines nur 
in der mündlichen Verhandlung vorgebrachten Reviſionsgrundes.] 

In der mündlichen Verhandlung hat der Vertreter des 
Reviſionsklägers unter Bezugnahme auf $ 559 Satz 2 ZPO. 
noch eine fernere Rüge erhoben, die er als dem materiellen 
Recht angehörig behandelt wiſſen will und zu deren Begründung 
er geltend macht: Nach dem Tatbeſtande des erſten Urteils 
habe Kläger ſelbſt angeführt, daß er für den ihm angeſonnenen 
Vertragſchluß in jedem Falle die Schriftform verlangt und daß 
demnächſt Beklagter zu 1 einen ſchriftlichen Vertragsentwurf 
mitgebracht und dieſen ihm, dem Kläger, zur Unterſchrift vor⸗ 
gelegt habe. Danach ſeien die Parteien darüber einig geweſen, 
daß der Vertrag ſchriftlich geſchloſſen werden ſolle, und da 
dieſe Form unſtreitig nicht gewahrt ſei, könne ſchon aus dieſem 
Grunde gemäß § 154 Abſ. 2 BGB. der Kaufabſchluß nicht 
als zuſtande gekommen angeſehen werden. Ob dieſer nachträg⸗ 
liche Reviſionsangriff, wenn auf ſeine ſachliche Prüfung ein⸗ 
gegangen würde, etwa ſchon deshalb ohne Erfolg bleiben 
müßte, weil er ein neues Angriffsmittel des Klägers darſtellt, 
das in den Vorinſtanzen nicht geltend gemacht und daher dort 
auch nicht Gegenſtand einer Verhandlung zwiſchen den Parteien 
geworden iſt, kann unentſchieden bleiben. Denn irrig iſt jeden⸗ 
falls die Anſicht des Reviſionsklägers, daß es ſich bei der 
fraglichen Rüge um eine ſolche von materiellrechtlicher 
Natur handle. Dem Berufungsrichter wird vorgeworfen, er 
habe Parteianführungen nicht erſchöpfend gewürdigt, insbeſondere 
die Prüfung der Frage unterlaſſen, ob jene Anführungen nicht 
dann, wenn man ſie noch unter einem anderen als dem vom 
Berufungsrichter angewendeten Geſichtspunkte betrachte, eine 
bisher nicht zur Berückſichtigung gekommene rechtliche Bedeutung 
zu gewinnen vermögen. Das iſt eine prozeſſuale Bemängelung 
der Urteilsbegründung, deren Nachholung in der mündlichen Ver⸗ 
handlung, nachdem ſie in der Reviſionsbegründungsſchrift keine Er⸗ 
wähnung gefunden hat, durch 8 559 Satz 1 ZPO. ausgeſchloſſen 
ft. E. c. H., U. v. 16. Mai 06, 519/05 V. — München. 

21. 8 554 Abſ. 3 Nr. 2 ZPO. Spezialiſierung der 
prozeſſualen Reviſionsgründe.] 

Gegenüber dem weitſchichtigen Tatbeſtande entbehrt die 
Reviſion der in S 554 Abſ. 3 Nr. 24a 3 O. vorgeſchriebenen 
Begründung, wenn fie ſich im Reviſionsſchriftſatze auf die all⸗ 
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gemeine Bemerkung beſchränkt hat, es ſei nicht berückſichtigt, 
daß die Klägerin gegenüber den Vorwürfen des Beklagten 
„vielfach“ Gegenbeweis angetreten und den Eid zugeſchoben 
hatte. B. c. B., U. v. 14. Mai 06, 537/05 IV. — Berlin. 

Handelsrecht. 

22. 88 171, 172 HGB. Leiſtung der Einlage des 
Kommanditiſten einer Kommanditgeſellſchaft anſtatt baren Geldes 
durch andere Werte; Aufrechnung von Darlehns⸗ bzw. Kaufpreis: 
forderungen. ] 

Beklagter war urſprünglich als ſtiller Geſellſchafter an 
dem Handelsgewerbe des Kaufmanns B. mit einer Einlage 
von 20 000 Mark beteiligt. Dieſe ſtille Geſellſchaft wurde in 
eine Kommanditgeſellſchaft umgewandelt, deren perſönlich 
haftender Geſellſchafter B. und deren Kommanditiſt der Be⸗ 
klagte unter Feſtſetzung ſeiner Einlage auf 50 000 Mark wurde, 
und auf die die ſämtlichen Aktiven und Paſſiven des bisherigen 
Handelsgeſchäfts übergingen. Der Betrag der Einlage wurde 
in das Handelsregiſter eingetragen. Nachdem über das Ver⸗ 
mögen der Kommanditgeſellſchaft das Konkursverfahren eröffnet 
worden war, erhob der Konkursverwalter mit der Behauptung, 
daß der Beklagte mit Einzahlung ſeiner Einlage im Rückſtande 
ſei, Klage auf Zahlung eines Teilbetrages von 10 000 Mark. 
Der Beklagte wandte ein, daß nach mündlicher Vereinbarung 
bei Abſchluß des Geſellſchaftsvertrages feine Einlage durch Auf: 
rechnung mit ſeiner bilanzmäßig für den 1. Januar 1901 feſt⸗ 
geſetzten Forderung von 32 997 Mark 13 Pf. und feiner nach 
dem 1. Januar 1901 durch Bezahlung von Geſchäftsſchulden 
entſtandenen Forderung getilgt ſein ſollte, und daß er außerdem 
während des Beſtehens der Kommanditgeſellſchaft auf feine 
Einlage zur Tilgung von Geſellſchaftsſchulden Zahlungen ge⸗ 
leiſtet habe. In zweiter Linie ſetzte der Beklagte der Klage⸗ 
forderung die Einrede der Aufrechnung mit dieſen Gegenforde⸗ 
rungen an die Kommanditgeſellſchaft entgegen. Er erhob ferner 
Widerklage mit dem Antrage, zu erkennen, daß dem Kläger ein 
Anſpruch auf Zahlung aus der in dem Geſellſchaftsvertrage 
feſtgeſetzten Kommanditeinlage des Beklagten gegen dieſen nicht 
zuſtehe. Das OLG. verurteilte den Beklagten zur Zahlung 
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ſpruch auf Zahlung eines höheren Betrages von der Kom— 
manditeinlage des Beklagten nicht zuſtehe, und wies im übrigen 
die Klage und die Widerklage ab. Der Konkursverwalter legte 
Reviſion ein; das RG. hob auf und verwies zurück: Nach dem 
Handelsgeſetzbuche beſteht kein Rechtsſatz dahin, daß die Ein⸗ 
lage des Kommanditiſten bei der einfachen Kommanditgeſellſchaft 
in barem Gelde erfolgen muß. Die Einlage kann auch durch 
Einbringung anderer Vermögensgegenſtände geleiſtet werden. 
Es fehlt ferner eine geſetzliche Vorſchrift, die dem Kommandi⸗ 
tiſten ausdrücklich verbietet, gegen die Forderung auf Leiſtung 
der Einlage eine Forderung an die Geſellſchaft aufzurechnen. 
Hieraus folgt aber nicht, daß ihm die Befugnis zur Aufrechnung 
in jedem Falle zuſteht. Die Denkſchrift zum Entwurfe eines 
Handelsgeſetzbuches (vgl. Hahn, Materialien zu den Reichs⸗ 
Juſtizgeſetzen Bd. 6 S. 281) bezeichnet es als ſelbſtverſtändlich, 
daß den Geſellſchaftsgläubigern gegenüber, wenn die Einlage 
des Kommanditiſten nicht durch Barzahlung, ſondern durch 
Einbringung anderer Vermögensgegenſtände geleiſtet wird, eine 
ſolche Leiſtung nur inſoweit wirkſam iſt, als die eingebrachten 
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Gegenſtände den Wert des feſtgeſetzten Einlagebetrages wirklich 
erreichen. Nicht jede von der Geſellſchaft als Erfüllung der 
Einlagepflicht anerkannte Leiſtung gilt daher als Erfüllung 
auch im Verhältnis zu den Gläubigern der Geſellſchaft. Dieſen 
haftet der Kommanditiſt nach 88 171 (Abſ. 1) und 172 
(Abſ. 1) HGB. bis zur Höhe des in das Handelsregiſter ein⸗ 
getragenen Betrages ſeiner Einlage unmittelbar. Zwar iſt die 
Haftung ausgeſchloſſen, ſoweit die Einlage geleiſtet iſt ($ 171 
Abſ. 1); als geleiſtet gilt aber die Einlage den Geſellſchafts⸗ 
gläubigern gegenüber nur, wenn und ſoweit ein der im Handels⸗ 
regiſter eingetragenen Geldſumme entſprechender Betrag in barem 
Gelde oder ſonſtigen Werten der Geſellſchaft wirklich zugefloſſen 
it. (Vgl. Staub HGB. $ 161 Anm. 9.) Nach demſelben 
Grundſatze iſt die Frage zu beantworten, ob der Kommanditiſt 
eine ihm gegen die Geſellſchaft zuſtehende Forderung gegen die 
Forderung der Geſellſchaftsgläubiger aus 8 171 HGB. auf 
rechnen kann. Die Aufrechnung iſt zuläſſig, ſofern und ſoweit 
dafür, daß die Geſellſchaft Schuldnerin des Kommanditiſten 
wurde, ein Vermögenswert ihr zugefloſſen iſt, weil alsdann die 
Rechtslage dieſelbe iſt, wie wenn von vornherein dieſer Wert 
zum Zwecke der Erfüllung der Einlagepflicht dem Vermögen 
der Geſellſchaft zugeführt worden wäre, und deshalb inſoweit 
die Einlage als geleiſtet anzuſehen iſt. Der Kommanditiſt, der 
der Geſellſchaft ein Darlehn gegeben hatte, kann ſomit ſeine 
Darlehnsforderung gegen jene Forderung der Geſellſchafts⸗ 
gläubiger ſtets aufrechnen, weil in der Darlehnsſumme ein 
entſprechender Wert in das Vermögen der Geſellſchaft gelangt 
iſt. Hierbei kommt die Sicherheit der Darlehnsforderung, alſo 
der Wert, den ſie mit Rückſicht auf das Vermögen der Ge⸗ 
ſellſchaft hatte oder hat, nicht in Betracht. Dagegen kann der 
Kommanditist feine gegen die Geſellſchaft erworbene Kaufpreis⸗ 
forderung nur in Höhe des Wertes des an die Geſellſchaft 
verkauften Gegenſtandes aufrechnen. Welchen Wert die Kauf⸗ 
preisforderung hatte oder hat, iſt wiederum gleichgültig. Die 
Eintragung der Einlage in das Handelsregiſter entzieht für ſich 
allein dem Kommanditiſten den Geſellſchaftsgläubigern gegen⸗ 
über nicht die Befugnis, eigene Forderungen gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft aufzurechnen. Der 8 172 HGB. ſagt nur, daß nach 
der Eintragung weder ein höherer, noch ein geringerer, als der 
in das Handelsregiſter eingetragene Betrag der Einlage, im 
Verhältnis zu den Geſellſchaftsgläubigern, als zugeſagt gilt, 
beſtimmt aber nichts über die Art der Leiſtung der Einlage 
(vgl. RG., I. 3 S., Urteil vom 11. Februar 1905 I. 455/04). 
Im vorliegenden Falle gehört die Forderung des Beklagten, 
deren von dem Oberlandesgericht zugelaſſene Aufrechnung die 
Revifion beanſtandet, zu den Geſchäftsſchulden des Kaufmanns B., 
welche die am Kopfe des Urteils bezeichnete Kommanditgeſellſchaft 
bei ihrer Gründung übernommen hatte. Sie bildet das Gut⸗ 
haben, welches dem Beklagten als damaligen ſtillen Geſell⸗ 
ſchafter von B. zuſtand. Derſelbe kann ſie nach den vorſtehend 
entwickelten Grundſätzen zu ihrem ganzen Betrage aufrechnen, 
wenn die übernommenen Aktiven den übernommenen Paſſiven 
mindeſtens gleichkamen, weil alsdann anzunehmen iſt, daß ein 
dem vollen Betrage des Geſchäftsguthabens entſprechender Ver⸗ 
mögenswert der Kommanditgeſellſchaft von dem Beklagten mittel⸗ 
bar dadurch zugeführt wurde, daß er ſein nunmehr von der 
Kommanditgeſellſchaft geſchuldetes Guthaben nicht einzog. So: 
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weit dagegen der Wert der Aktiven damals hinter den Paſſiven 
zurückblieb, würde die Aufrechnung unzuläſſig ſein. B.s Konk. c. A., 
U. v. 31. März 06, 448/05 I. — Naumburg. 

23. Art. 183 Abſ. 9 verb. mit Art. 223 HGB. ä. F. 
Bedeutung des Eintrags einer Perſon in das Aktienbuch als 
Aktionär. Einwendung des Beklagten gegenüber der Klage auf Ein⸗ 
zahlung eines Teiles des Aktienkapitals, er ſei nicht Aktionär. 

Das OLG. hat die Klage abgewieſen, weil das von der 
Klägerin behauptete Aktionärverhältnis des Beklagten nicht feſt⸗ 
geſtellt und nicht anzunehmen ſei. Daß der Beklagte nicht zu 
den Gründern der Geſellſchaft gehört hat und nicht durch 
Zeichnung von Aktien bei der Gründung Aktionär geworden 
iſt, hat das OLG. rechtlich bedenkenfrei angenommen. Es kann 
ſich daher nur fragen, ob der weiteren Annahme des OLG., 
es ſei auch jedenfalls nicht von der Klägerin nachgewieſen, 
daß der Beklagte durch die Übernahme von 20, von der 
Handelsbank gezeichneten, Aktien Aktionär geworden ſei, Be⸗ 
denken entgegenſtehen. Die Klägerin hat ſich vor allem auf 
die Eintragung des Beklagten im Aktienbuch für dieſe 20 Aktien 
berufen. In rechtlicher Hinſicht kommt inſoweit folgendes in 
Betracht. Durch eine Eintragung im Aktienbuch, welche bei 
Aktien, die auf Namen lauten, das Aktionärverhältnis be⸗ 
gründet, vollzieht ſich die Eingehung eines Vertrages zwiſchen 
der Geſellſchaft und dem Eingetragenen, der gegenſeitige Rechte 
und Pflichten erzeugt. Deshalb ſchreibt das Geſetz in Art. 183 
Abſ. 1 in Verbindung mit Art. 223 des für die vorliegende 
Sache maßgebenden Allgemeinen Deutſchen HGB. vor, daß die 
Anmeldung unter Vorlegung der Aktie und des Nachweiſes des 
Übergangs bei der Geſellſchaft zu erfolgen hat, und darauf die 
Vermerkung im Aktienbuch erfolgen ſoll. Wenn nun auch die 
Befolgung dieſer Vorſchriften bei der Eintragung im Aktienbuch 
zur Begründung des Aktionärverhältniſſes nicht unter allen 
Umſtänden zur Erwerbung der Eigenſchaft als Aktionär ſeitens 
des Eingetragenen erforderlich iſt, ſo folgt doch aus dieſer recht⸗ 
lichen Sachlage, daß die Eintragung jedenfalls nur dann dieſe 
Rechtswirkung haben kann, wenn ſie entweder auf eigene An⸗ 
meldung, oder auf Anmeldung eines zu dieſem Zwecke Beauf⸗ 
tragten des Eingetragenen, oder mit ausdrücklicher oder ſtill⸗ 
ſchweigender Einwilligung desſelben erfolgt iſt. Auch daß die 
bloße Tatſache der Eintragung eine Vermutung hierfür be⸗ 
gründe, findet im Geſetze keine Stütze und iſt nicht anzuerkennen, 
auch nicht vom RG. in dem tatſächlich anders gearteten Falle, 
Bd. 3 S. 162 flg. RG. ausgeſprochen. Vielmehr hat das 
OLG. mit Recht angenommen, daß inſoweit jedenfalls zunächſt 
der Klägerin der Beweis, daß die Eintragung mit Einwilligung 
des Beklagten erfolgt ſei, obliegt. (Die Aufhebung des Urteils 
durch das RG. erfolgte wegen unterlaſſener gehöriger Prüfung, 
ob eine ſtillſchweigende nachträgliche Einwilligung des Be⸗ 
klagten vorliegt.) R. c. B., U. v. 11. Mai 06, 406/05 II. — Cöln. 

24. 55 241, 249 HGB. Regreßanſprüche einer Aktien⸗ 
zeſellſchaft gegen Vorſtand und Aufſichtsrat ſind Teile des 
Geſellſchaftsvermögens, das beim Konkurs in die Maſſe fällt. 
Ein Vergleich des Konkursverwalters hierüber beſeitigt das 
Klagerecht der Aktionäre. Abweiſung der Regreßklage der 
Aktionäre der Leipziger Bank.] 

Am 26. Juni 1901 iſt über das Vermögen der Aktien⸗ 
geſellſchaft Leipziger Bank in Leipzig der Konkurs eröffnet 
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worden. Der Konkursverwalter hat die Mitglieder des Auf: 
ſichtsrats, wozu auch der Beklagte gehörte, auf Erſatz des durch 
Verletzung der Aufſichtsratspflichten entſtandenen Schadens in 
Anſpruch genommen. Durch Vergleich vom 27. Februar 1902 
iſt deren Leiſtung an die Konkursmaſſe insgeſamt auf 
4 500 000 Mark beſtimmt worden, die auch bezahlt worden 
ſind. Nach § 12 des Vergleichs hat der Konkursverwalter 
gegen Zahlung dieſes Betrages verzichtet „auf alle weiteren 
Regreßſchädenerſatz⸗ oder ſonſtigen Forderungen, welche etwa 
der in Konkurs geratenen Geſellſchaft ſowie der Gläubigerſchaft 
an die Mitglieder des Aufſichtsrats oder deren Erben aus der 
Mitgliedſchaft bei dem Aufſichtsrate der Leipziger Bank zu: 
ſtehen oder zuſtehen könnten.“ Der im Frühjahr 1904 be⸗ 
endete Konkurs hat dahingeführt, daß die Gläubiger der Bank 
67 Prozent ihrer Forderungen erhalten, die Aktionäre aber 
alles verloren haben. Die Kläger ſind Aktionäre der Leipziger 
Bank. Nach ihrer Anſicht iſt der abgeſchloſſene Vergleich in⸗ 
ſoweit nicht wirkſam, als er die Erſatzanſprüche betrifft, die 
nicht nach 8 249 Abſ. 3 und § 241 Abſ. 3, 4 HGB. dem 
Zugriffe der Gläubiger unterliegen, oder doch wenigſtens in⸗ 
ſoweit, als die Erſatzanſprüche den zur Befriedigung der 
Gläubiger erforderlichen Betrag überſtiegen haben. Die Kläger 
verteidigen die Auffaſſung, daß mit Ausnahme der Fälle, 
wofür das Geſetz den Gläubigern den unmittelbaren Zugriff 
geſtattet, die Erſatzanſprüche gegen die Mitglieder des Aufſichts⸗ 
rates ſowohl wie gegen die Vorſtandsmitglieder ausſchließlich 
der Aktiengeſellſchaft zuſtänden, aber nicht der Aktiengefellſchaft 
in dem Sinne der nach außen gerichteten juriſtiſchen Perſon, 
ſondern der davon verſchiedenen, nach innen maßgebenden 
Geſellſchaft der Aktionäre, einer Gemeinſchaft zu geſamter 
Hand. Für das dieſer Gemeinſchaft gehörige Vermögen, das 
nicht die Kreditbaſis für das Aktienunternehmen bilde, be⸗ 
haupten ſie, daß weder die Aktionäre noch die Aktionärgemein⸗ 
ſchaft damit für die Schulden der Aktiengeſellſchaft hafte, und 
in bezug insbeſondere auf die fraglichen Erſatzanſprüche wollen 
fie aus den angeführten SS 241, 249 ableiten, daß fie von 
der Zwangsvollſtreckung durch die Gläubiger ausgeſchloſſen 
ſeien. Sie verneinen deshalb, daß dieſe Anſprüche Beſtandteile 
der Konkursmaſſe der Aktiengeſellſchaft geworden und daß der 
Konkursverwalter darüber durch Vergleich habe verfügen können. 
Sie beſtreiten weiter die Wirkſamkeit des Vergleichs aus dem 
Grunde, weil der Konkursverwalter es unterlaſſen habe, vorher 
einen zuſtimmenden Beſchluß der Generalverſammlung der Ge⸗ 
meinſchuldnerin zu erwirken und deren Vorſtande Mitteilung 
von dem beabſichtigten Vergleichsabſchluſſe zu machen. Nach 
dem Inſtanzvorbringen iſt die Firma der Leipziger Bank im 
Handelsregiſter noch nicht gelöſcht. Die Aktiengeſellſchaft hat 
aber zur Zeit weder Aufſichtsrat noch Vorſtand. Die Kläger 
wollen erreichen, daß jetzt nach Abſchluß des Konkurſes das 
noch vorhandene Vermögen der Aktiengeſellſchaft, welches in den 
nicht verbrauchten Erſatzanſprüchen gegen die früheren Auffichts- 
rats⸗ und Vorſtandsmitglieder — darunter den Beklagten — 
beſtehen ſoll und über deſſen Höhe ſie eingehende Darlegungen 
gemacht haben, zugunſten der Aktionäre eingezogen und verteilt 
werde. Sie beabſichtigen zu dieſem Zwecke in Anwendung des 
8 302 HGB. bei dem zuſtändigen Gerichte die Beſtellung von 
Liquidatoren zu beantragen. Um aber dieſen Antrag ſtellen zu 
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können, halten ſie es für notwendig, daß vorher im Wege des 
Prozeſſes das Vorhandenſein von ſolchen Erſatzanſprüchen feſt⸗ 
geſtellt werde. Die Kläger haben deshalb bei dem LG. Leipzig, 
V. 3K., Klage erhoben mit dem Antrage: „feſtzuſtellen, daß 
der Beklagte ſolidariſch verpflichtet ſei, den der Leipziger Bank 
und der Geſamtheit der Aktionäre derſelben durch diejenigen 
Handlungen und Geſchäftsdispoſitionen der Organe der Geſell⸗ 
ſchaft, welche insbeſondere die horrende, jede geſchäftliche Vor⸗ 
ſicht und Sorgfalt beiſeite laſſende Kreditgewährung von 
etwa 80 Millionen Mark an die Trebergeſellſchaft zum Kon⸗ 
kurſe der Bank geführt, zugefügten Schaden den Aktionären der 
Leipziger Bank zu erſetzen“. Von dem Beklagten, der ſich 
weſentlich auf den abgeſchloſſenen Vergleich berufen hat, iſt um 
Abweiſung der Klage gebeten worden. Die I. Inſtanz hat 
durch Urteil vom 28. Dezember 1904 die Klage abgewieſen 
und den Klägern die Koſten des Rechtsſtreits auferlegt. Die 
Berufung der Kläger iſt ohne Erfolg geblieben, die Reviſion 
der Kläger iſt zurückgewieſen: In Übereinſtimmung mit dem 
LG. hat der Berufungsrichter die erhobene Feſtſtellungsklage 
aus ſachlichen Gründen abgewieſen. Dieſe Entſcheidung iſt zu 
billigen. Es kann daher auf ſich beruhen bleiben, ob nicht 
auch die formelle Zuläſſigkeit des Feſtſtellungsbegehrens in 
Zweifel könnte gezogen werden. Verlangt wird die Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Beklagte den Aktionären der Leipziger Bank 
den Schaden zu erſetzen habe, welcher der Leipziger Bank 
oder der Geſamtheit ihrer Aktionäre aus gewiſſen eine Pflicht⸗ 
verletzung enthaltenden Handlungen und Geſchäftsdispoſitionen 
der Geſellſchaftsorgane erwachſen ſei. Für den Beklagten 
können nur Verletzungen ſeiner Obliegenheiten als Mitglied des 
Aufſichtsrates in Betracht kommen. Erfolg kann deshalb die 
Klage nur haben, wenn der vom Konkursverwalter mit den 
Aufſichtsratsmitgliedern aufgeſchloſſene Vergleich vom 27. Februar 
1902 die Haftung des Beklagten für dieſe Verfehlungen nicht 
oder nicht vollſtändig abgehoben hat. Nach dem Wortlaute des 
Vergleichs kann kein Zweifel fein, daß auf alle weiteren Erſatz⸗ 
anſprüche der in Konkurs geratenen Geſellſchaft gegen den Be⸗ 
klagten verzichtet worden iſt. Der Vergleich ſteht alſo der 
Klage entgegen, inſofern die Kläger nicht dartun, daß der 
Konkursverwalter den Vergleich inſoweit, als die mit der Klage 
geltend gemachte Erſatzpflicht in Frage ſteht, nicht wirkſam 
habe abſchließen können. Die Kläger haben dieſe Darlegung 
verſucht. Der Inhalt ihrer weitläufigen Auseinanderſetzungen 
läßt ſich im Ergebniſſe dahin zuſammenfaſſen, daß die Erſatz⸗ 
anſprüche, auf welche ſich das Feſtſtellungsbegehen bezieht, nicht 
der Aktiengeſellſchaft als ſolcher, welche allein Subjekt des 
Konkursverfahrens ſei, ſondern der Geſellſchaft der Aktionäre, 
der Aktionärſchaft, zuſtänden oder daß doch, wenn ſie zum Ver⸗ 
mögen der Aktiengeſellſchaft gehörten, ſie nicht in die Konkurs⸗ 
maſſe gefallen ſeien. Beide Inſtanzen haben, und mit Recht, 
die Deduktionen der Kläger abgelehnt. Für die Behauptung, 
daß Erſatzanſprüche gegen pflichtvergeſſene Auſſichtsrats⸗ 
mitglieder nicht der Aktiengeſellſchaft als ſolcher, ſondern der 
Aktionärſchaft gehörten, haben die Kläger ſich darauf berufen, 
daß bei der Aktiengeſellſchaft zwiſchen der inneren und der 
äußeren Seite zu unterſcheiden ſei. Juriſtiſche Perſönlichkeit ſei 
der Aktiengeſellſchaft lediglich nach außen beigelegt, in dieſer 
Richtung werde ſie ausſchließlich durch den Vorſtand vertreten. 
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Nach innen aber wirke die juriſtiſche Perſönlichkeit nicht, hier 
greife das geſellſchaftliche Prinzip durch und nach dieſem 
Prinzipe beſtimmten ſich nicht nur die Beziehungen der Mit⸗ 
glieder unter ſich, ſondern auch zu den Perſonen, welche ſie 
mit ihrer Vertretung zwecks einheitlicher Leitung des Geſchäfts 
und zum Organ ihrer „geſchäftsbetrieblichen Einheit“ gemacht 
hätten. Dazu gehörten insbeſondere auch die Auſſichtsräte, 
welche die Aktionäre kraft eigenen Rechts in der kein Organ 
der juriſtiſchen Perſon bildenden Generalverſammlung wählten, 
und welche daher für die pflichtmäßige Erfüllung des ihnen er⸗ 
teilten Auftrages den Aktionären in ihrer geſellſchaftlichen Ge⸗ 
ſamtheit und nicht der Aktiengeſellſchaft als juriſtiſcher Perſon 
verantwortlich ſeien. Entgegen dieſen Aufſtellungen hat das 
Berufungsgericht, in weſentlicher Übereinſtimmung mit der 
I. Inſtanz, den Standpunkt eingenommen: die Aktien⸗ 
geſellſchaft fei nach der ihr im HGB. gegebenen Ge⸗ 
ſtaltung eine juriſtiſche Perſon, die in der Generalverſammlung 
der Aktionäre das ihr Rechtsleben beherrſchende Organ und im 
Vorſtand ein dienendes Organ habe, welches den von jener 
kundgegebenen Willen ausführe. Wenn auch die Aktionäre in 
der Generalverſammlung eigene Rechte wahrnähmen, ſo ſeien 
dies doch nur ſolche Rechte, die ihnen auf Grund ihres Aktien⸗ 
beſitzes in den Angelegenheiten der Geſellſchaft zuſtänden. Eine 
beſondere Geſellſchaft der Aktionäre neben der Aktiengeſellſchaft 
ſei dem geltenden Rechte fremd, das HGB. kenne 
nur die Geſellſchaft und die Geſellſchafter. Demgemäß ſei, 
was die Aktionäre in der Generalverſammlung beſchloſſen, das 
Ergebnis ihrer Willensbetätigung für die Aktiengeſellſchaft. 
Ernenne die Generalverſammlung nach dem Statute den Vor⸗ 
ſtand oder wähle ſie die Aufſichtsratsmitglieder, ſo nehme ſie 
dieſe Akte lediglich als Willensorgan der Alktiengeſellſchaft und 
für dieſe vor, von Schaffung eines Rechtsverhältniſſes zwiſchen 
Vorſtand und Auſſichtsrat einerſeits und den Aktionären 
andererſeits könne nicht die Rede ſein. Die Reviſion hat dieſe 
Auffaſſung als rechtsirrtümlich angegriffen. Der Angriff iſt 
nicht begründet. Die Reviſion hat die früheren Argumente 
wiederholt, ſie hat aber hervorgehoben, der Sinn der von ihr 
vertretenen Inſtanzausführungen ſei nicht, daß die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft aus zwei voneinander unabhängigen ſelbſtändigen 
Rechtsperſönlichkeiten beſtehe, vielmehr ſeien juriſtiſche Perſon 
und Aktionärſchaft zwei unter ſich verbundene, dennoch aber 
voneinander unterſcheidbare Seiten der Aktiengeſellſchaft. Der 
Begriff der Aktiengeſellſchaft erſchöpfe ſich nicht in der nach 
außen wirkſamen juriſtiſchen Perſönlichkeit, hinter dieſer ſtehe 
noch als der treibende Teil die Geſellſchaft als die Gemein⸗ 
ſchaft der Geſellſchafter, die societas der Aktionäre. Dem⸗ 
gegenüber iſt an der Anſicht des Berufungsgerichts feſtzuhalten. 
Des Eingehens auf theoretiſche Streitpunkte bedarf es nicht. 
Für die Unterſcheidung von Geſellſchaftsvermögen, das der 
Aktionärſchaft gehörte, wäre unerläßliche Vorausſetzung, daß 
beides, Aktiengeſellſchaft als ſolche und Aktionärſchaft, beſondere 
Vermögensträger ſein könnten. Es liegt auf der Hand, daß 
die Reviſion, indem fie die Trennung der Aktiengeſellſchaft in 
zwei ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeiten aufgibt, damit auch die 
Möglichkeit ausſchließt, in der Aktiengeſellſchaft zwei nebenein⸗ 
ander beſtehende Subjekte des Vermögens zu unterſcheiden und 
dieſes Vermögen je nach ſeinem Inhalte bald dem einen, bald 
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dem anderen zuzuweiſen. Auch vom Boden der Reviſion 
würde man nur dahin gelangen, daß der identiſche Vermögens⸗ 
träger nach außen als juriſtiſche Perſon, nach innen als geſell⸗ 
ſchaftliche Organiſation in Erſcheinung trete. Daß aber die 
Annahme zweier ſelbſtändiger Vermögensträger in der Tat 
völlig verwerflich wäre, kann keinem Zweifel unterliegen. (Wird 
aus den Beſtimmungen des HGB. näher dargelegt.) Wenn es 
hiernach unmöglich iſt, das Geſellſchaftsvermögen an zwei ge⸗ 
trennte, ſelbſtändige Träger zu verteilen, ſo kann doch die 
Unterſcheidung noch Bedeutung für die Frage haben, ob von 
dem Vermögen der Aktiengeſellſchaft nur ein Teil zur Be⸗ 
friedigung der Geſellſchaftsgläubiger zu dienen habe, während 
der andere Teil den Aktionären vorbehalten bleibe. Die 
Kläger haben eine ſolche Teilung behauptet. Es ſoll unter⸗ 
ſchieden werden zwiſchen dem Haftungsvermögen, an welches 
allein ſich die Gläubiger halten könnten, und allem anderen 
Vermögen, worauf ein Zugriff der Gläubiger nicht ſtattfinde. 
Zu dem letzteren ſollen die Regreßanſprüche gegen Vorſtand 
und Aufſichtsrat gehören, welche ſich nicht auf die in § 241 
Abſ. 3 aufgeführten beſonderen Verfehlungen gründen. Das 
Berufungsgericht hat dieſe Unterſcheidung abgelehnt. Geſtützt 
auf §S 210 Abf. 1 hat es ausgeſprochen, daß alles, was die 
Aktiengeſellſchaft erwerbe, worunter auch der Regreßanſpruch 
gegen Vorſtand und Auſſichtsrat falle, in ihr ſelbſtändiges 
Vermögen gelange und mangels einer geſetzlichen Beſchränkung 
den Gläubigen hafte. Dem iſt beizutreten. (Wird näher be⸗ 
gründet.) Über das Vermögen einer Aktiengeſellſchaft kann 
ein Konkursverfahren ſtattfinden, 8 207 KO. Gerichtet iſt 
dieſes Verfahren gegen die Aktiengeſellſchaft als einheitlichen, 
ſelbſtändigen Träger des Geſellſchafts vermögens. Gegenſtand 
iſt dieſes gefamte Vermögen, ſoweit es bei Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes vorhanden war und der Zwangsvollſtreckung nicht ent⸗ 
zogen iſt. Regreßanſprüche der Geſellſchaft gegen Mitglieder 
des Aufſichtsrats aus Verletzungen der Dienſtobliegenheiten ge⸗ 
hören zum Vermögen der Aktiengeſellſchaft. Daß die Regreß⸗ 
anſprüche, auf welche ſich das Feſtſtellungsbegehren der Kläger 
bezieht, bei Eröffnung des Konkursverfahrens bereits ent⸗ 
ſtanden waren, unterliegt keinem Zweifel. Den Klägern iſt es 
auch nicht gelungen, einen Grund darzulegen, weshalb dieſe 
Anſprüche von dem Zugriffe der Gläubiger ſollten ausgeſchloſſen 
fein. Sie fielen daher in die Konkursmaſſe. Über die Kon⸗ 
kursmaſſe verfügt zu den Zwecken des Konkurſes der Konkurs⸗ 
verwalter. Daß er auch zum Abſchluſſe von Vergleichen über 
zur Maſſe gehörige Außenſtände berechtigt iſt, iſt anerkannten 
Rechts, vgl. 8 133 Ziff. 2 KO., RG. 29, 82; 39, 64. 
Wenn die Reviſion darauf hinweiſt, daß der Konkursverwalter 
doch nicht verſchenken dürfe, ſo kann es darauf nicht ankommen. 
Denn daß der Vergleich vom 27. Februar 1902 von dem 
Konkursverwalter in Schenkungsabſicht betätigt worden ſei, iſt 
in den Inſtanzen, wohin die Behauptung gehört hätte, niemals 
geltend gemacht worden. Allerdings iſt dem Konkursverwalter 
die Befugnis zum Abſchluſſe von Vergleichen, ſowie überhaupt 
das ihm über die Maſſe eingeräumte Verwaltungs⸗ und Ver⸗ 
fügungsrecht — 8 6 KO. — nur für die Aufgaben des Konkurſes 
beigelegt. Aber die Gültigkeit der zur Erfüllung dieſer Auf⸗ 
gaben vorgenommenen Verfügungen hängt nicht davon ab, daß 
ſie objektiv erforderlich waren. Der Hinweis der Reviſion 
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auf den gewaltigen Unterſchied zwiſchen der Vergleichsſumme 
und dem Betrage der verglichenen Schadenserſatzforderung iſt 
deshalb ohne Bedeutung. Es würde ſich dabei nur um das in 
die Verfügungsmacht des Konkursverwalters fallende Ermeſſen 
handeln, deſſen fehlerhafte Ausübung ihn zwar verantwortlich 
machen, nicht aber die Gültigkeit des abgeſchloſſenen Vergleichs 
in Frage ſtellen könnte. Durch dieſen Vergleich iſt aber nicht 
nur die Vergleichsſumme oder nur der Erſatzanſpruch aus $ 249 
Abſ. 3 HGB. oder der Erſatzanſpruch nur inſoweit, als er die 
Konkurs forderungen gedeckt haben würde, ſondern der Erſatz⸗ 
anſpruch im vollen Umfange und nach jeder Richtung 
zum Zwecke der konkursmäßigen Befriedigung der Gläubiger 
verbraucht worden. Dadurch entfallen die Ausführungen 
der Reviſion, welche auf dem Unterſchied im Betrage der Ver⸗ 
gleichsſumme der Gläubigerforderungen und der Regreßanſprüche 
beruhen. Die Reviſion hat auch die formellen Angriffe gegen 
die Gültigkeit des Vergleichs wiederholt. Der Vergleich ſoll 
ungültig ſein, weil der Konkursverwalter nicht vorher einen 
Beſchluß der Generalverſammlung eingeholt und weil er auch 
unterlaſſen habe, dem Vorſtande der Gemeinſchuldnerin eine 
Mitteilung von dem beabſichtigten Vergleichsabſchluſſe zu 
machen. In UÜbereinſtimmung mit dem LG. hat das Bes 
rufungsgericht unter Bezugnahme auf 8 136 KO. die Er⸗ 
heblichkeit dieſer Angriffe verneint. Dem iſt einfach beizutreten. 
Demnach iſt es nicht rechtsirrig, ſondern entſpricht vielmehr 
dem Geſetze, wenn die Inſtanzgerichte angenommen haben, daß 
diejenigen Erſatzanſprüche gegen den Beklagten, auf welche ſich 
die mit der Klage begehrte Feſtſtellung bezieht, unter den vom 
Konkursverwalter abgeſchloſſenen Vergleich fallen und nach 
Zahlung des Vergleichs betrages erloſchen find. Damit fällt 
die Klage. Die Frage, ob ſich der Beklagte durch ſein Ver⸗ 
halten als Mitglied des Aufſichtsrats der falliten Aktien⸗ 
geſellſchaft etwa auch dem einzelnen Aktionär gegenüber 
ſchadenserſatzpflichtig gemacht habe, in welcher Weiſe ein ſolcher 
Erſatzanſpruch zu begründen wäre und ob ſich der Vergleich 
auch darauf beziehen würde, ſcheidet hier ganz aus. Denn auf 
derartige Erſatzanſprüche hat das Feſtſtellungsbegehren keinen 
Bezug. B. & Gen. c. Sch., U. v. 28. Mai 06, 614/05 I. — 
Dresden. 

Konkurs ordnung. 

25. 88 17, 19, 43 KO. SS 94, 306 BGB. Geltend⸗ 
machung des Ausſonderungsrechtes bei Fortſetzung eines Ver⸗ 
fahrens über den betreffenden Gegenſtand zwiſchen dem Berech⸗ 
tigten und dem Konkurſe. Ausſonderungsrecht an einer elektriſchen 
Anlage, die mit einem Fabrikgrundſtück in Verbindung gebracht 
und deren Gebrauch unter Vorbehalt des Eigentumsrechtes 
überlaſſen ift.] R 

Die Klägerin hatte der Gemeinſchuldnerin eine elektriſch 
Anlage unter Vorbehalt des Eigentumsrechtes vermietet, eine 
Kündigung war von dem Verwalter nicht erfolgt. Klägerin 
verlangte im Wege der Ausſonderung Anerkennung ihres Eigen⸗ 
tumsrechts und hat mittels der jetzt vorliegenden Klage Zahlung 
der fälligen Mietpreisverträge gefordert. In Abänderung des 
Urteils des Berufungsgerichts erkannte das RG. auf Reviſion 
der Klägerin nach dem Antrage. Zur Begründung feiner 
Annahme, daß die Klägerin in dem Schreiben vom 15. Ok⸗ 
tober 1903 das ihr im § 4 des Vertrages vorbehaltene Wahl: 
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recht dergeſtalt ausgeübt habe, daß ſie von ihrem Auf⸗ 
hebungsrechte Gebrauch gemacht habe, alſo, wie der 8 4 
beſagt, von dem Rechte, „die geſamte Anlage vorbehaltlich ihrer 
Entſchädigungsanſprüche zu entfernen und zurückzunehmen,“ 
führt das Berufungsgericht aus: „Die Behauptung der Klägerin, 
daß ſie mit jenem Schreiben nur eine theoretiſche Anerkennung 
ihres Eigentumsrechts angeſtrebt habe, ſei mit dem Inhalte des 
Briefes ſchlechthin unvereinbar; allerdings heiße es dort im 
zweiten Abſatze, ſie bitte um umgehende Antwort, ob ihr Eigentum 
anerkannt werde; im Zuſammenhalte mit der vorausgehenden 
Anſpruchserhebung auf Ausſonderung aber könne dieſe 
Außerung nur dahin gedeutet werden, daß die An⸗ 
erkennung der Herausgabepflicht und Erklärung hierüber 
gefordert werde“. Dieſe Ausführung nötigt zu der Annahme, 
daß das Gericht die Geltendmachung eines Ausſonderungs⸗ 
rechts ſchlechthin für gleichbedeutend erachtet mit der 
Erhebung eines Anſpruches auf ſofortige Herausgabe 
des dem Gemeinſchuldner nicht gehörigen Gegenſtandes. Hierin 
aber tritt eine Verkennung des Weſens und der Bedeutung des 
Ausſonderungsrechts hervor. Indem der § 43 KO. wegen der 
Anſprüche auf Ausſonderung eines dem Gemeinſchuldner nicht 
gehörigen Gegenſtandes aus der Konkursmaſſe auf Grund eines 
dinglichen oder perſönlichen Rechts lediglich auf die außerhalb 
des Konkursverfahrens geltenden Geſetze verweiſt, hat es dieſe 
Geſetze für maßgebend erklärt nicht nur für die Beantwortung 
der Frage, welche Anſprüche überhaupt als Ausſonderungs⸗ 
anſprüche geltend zu machen ſind, ſondern auch, in welchem 
Umfange und mit welchen Maßgaben dies ſtatthaft iſt, 
und auf welchem Wege die Geltendmachung zu erfolgen hat. 
Vgl. Begründung zu dem Entw. der KO., 4. Tit. des 1. Buchs, 
bei Hahn, Materialien zur KO., S. 157 ff. Lediglich das 
bürgerliche Recht hat demnach grundſätzlich zunächſt 
darüber zu entſcheiden, nach welcher Richtung und in 
welchem Umfange das Recht auf einen nicht zur Konkurs- 
maſſe gehörigen Gegenſtand geltend zu machen iſt, was zur 
Durchführung der Ausſonderung nach Lage des ein⸗ 
zelnen Falles zu geſchehen hat. Es braucht deshalb nicht 
notwendig immer die Herausgabe des Gegenſtandes verlangt 
zu werden. Die Lage des Falles kann vielmehr auch die ſein, 
daß der ſogenannte Vidikant rechtlich gar nicht imſtande 
iſt, die ſofortige Herausgabe der Sache zu verlangen, wenn 
nämlich nach dem bürgerlichen Rechte die Konkursmaſſe ein 
Recht darauf hat, daß ihr die Sache auf beſtimmte Zeit oder 
zu einem beſtimmten Zwecke bel aſſen werde. Solche Fälle 
können nach Maßgabe des 8 17 KO. in mannigfachſter Weile 
eintreten. Auch in ſolchen Fällen aber muß es dem Berech⸗ 
tigten möglich ſein, alsbald nach Eröffnung des Konkurſes von 
dem Verwalter eine Erklärung darüber zu erhalten, ob er das 
Eigentums- oder das ſonſtige Recht des Dritten auf die 
Sache anerkenne, es muß inſoweit das Aus ſonderungsrecht 
ſchon in dieſem Zeitpunkte geltend gemacht werden können, 
mag auch die Herausgabe des Gegenſtandes zur Zeit noch 
nicht verlangt werden können. Der Anſpruch auf Ausſonderung 
im Sinne des $ 43 beſchränkt ſich dann einſtweilen auf das 
Verlangen der Anerkennung des Eigentums oder des 
ſonſtigen Rechts des Dritten auf den Gegenſtand. Eine ſolche 
Art der Geltendmachung des Ausſonderungsrechts konnte 
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aber gerade hier ſehr wohl beabſichtigt ſein. Nach § 5 des 
Vertrages ſollte nach Beendigung des Mietsvertrages nach voll⸗ 
ſtändiger Zahlung der Mietsraten das Eigentum der Anlage 
auf die Gemeinſchuldnerin übergehen; es ſtand alſo bis dahin 
der Klägerin zu. Nach § 19 KO. wurde an ſich das 
Mietsverhältnis durch die Eröffnung des Konkurſes über das 
Vermögen der Mieterin nicht berührt. Dem Verwalter und 
auch der Klägerin wurde dadurch nur das Recht gegeben, das 
Mietverhältnis unter Innehaltung der geſetzlichen Friſt zu 
kündigen. Eine ſolche Kündigung iſt aber, wie nach dem 
vom Berufungsgerichte in bezug genommenen Tatbeſtande des 
landgerichtlichen Urteils der Beklagte ſelbſt behauptet und 
die Klägerin nicht beſtritten hat, wie alſo nach 8 138 
ZPO. als zugeſtanden anzuſehen iſt, von keiner Seite 
erfolgt. Die Klägerin war daher, ſolange die Voraus⸗ 
ſetzungen des 5 4 des Vertrages nicht eingetreten waren, die 
Maſſe alſo die Mietsraten zahlte, ſie ſelbſt auch keine Mahnung 
erließ, gar nicht in der Lage, die Herausgabe der Anlage zu 
verlangen. Sie konnte deshalb an ſich nur die Anerkennung 
ihres fortdauernden Eigentums rechts an der Anlage von 
dem Verwalter verlangen. Nur in dieſer Geſtalt war bei 
einer ſolchen Rechtslage das Ausſonderungsrecht nach 8 43 
KO. geltend zu machen. Dem entſprach es auch, daß die 
Klägerin in einem anderen gegen den Verwalter anhängig ge⸗ 
machten Rechtsſtreite nicht auf Herausgabe der Anlage, 
fondern auf Anerkennung ihres Rechts zur Ausſonderung 
der Anlage, alſo nur auf Feſtſtellung des Ausſonderungs⸗ 
rechts geklagt hat. Das Berufungsgericht hat demnach in der 
Tat die rechtliche Natur des Ausſonderungsrechts verkannt und 
den $ 43 KO. durch unrichtige Anwendung verletzt, indem es 
den Umſtand, daß die Klägerin überhaupt in dem Schreiben 
vom 15. Oktober 1903 die Anerkennung ihres Eigentums an 
der elektriſchen Licht⸗ und Kraftanlage und ihres Rechts auf 
deren Ausſonderung von dem Verwalter verlangt hat, für 
weſentlich mitentſcheidend für die Annahme angeſehen hat, 
daß die Klägerin die ſofortige Herausgabe der Anlage 
beanſprucht und damit von ihrem „Aufhebungsrechte“ aus 
8 4 des Vertrages Gebrauch gemacht habe. Da hiernach das 
angefochtene Urteil, ſoweit es die Klage auf die als Mietsraten 
geforderten Beträge für die Zeit nach dem 15. Oktober 1903 
abweiſt, auf den erörterten Geſetzesverletzungen beruht, ſo iſt es 
inſoweit aufzuheben. Die Sache iſt zugleich zur Endentſcheidung 
reif. Denn, wie vorher dargelegt, dauert das Mietsverhältnis 
nach 8 19 KO. an ſich auch der Konkursmaſſe gegenüber fort. 
Die Möglichkeit aber, daß infolge der Art der Verbindung der 
elektriſchen Anlage mit dem Fabrikgrundſtücke das Sonder⸗ 
eigentum der Klägerin kraft Geſetzes gemäß 8 94 BGB. an 
ihr aufgehoben und auf die jetzige Gemeinſchuldnerin über⸗ 
gegangen wäre, konnte nicht etwa aus dem Geſichtspunkte eines 
auf eine unmögliche Leiſtung gerichteten Vertrages (8 306 
BGB.) den Beſtand des Mietsvertrages und des dadurch be⸗ 
gründeten Mietsverhältniſſes zwiſchen den beiden Beteiligten 
gefährden. Denn Gegenſtand der Leiſtung des Vermieters iſt 
die Gebrauchsgewährung, die wegen ihrer tatſächlichen 
Natur auch dem Eigentümer an der eigenen Sache verſchafft 
werden kann. Ein ſolcher Fall würde hier vorliegen, wenn 
wirklich kraft Geſetzes das Eigentum an der elektriſchen Anlage, 
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damit ihr vertragsmäßiger Gebrauch durch die Ge— 
meinſchuldnerin überhaupt möglich würde, nach der 
Art der Verbindung mit den Grundſtücken auf jene über⸗ 
gegangen ſein ſollte. Denn dann war der Übergang des 
Eigentums an der Anlage auf die Gemeinſchuldnerin nur die 
rechts notwendige Folge der Vertragserfüllung von 
ſeiten der Klägerin, die nach der erklärten Abficht der Parteien 
zunächſt nur auf die Überlaſſung des Gebrauchs an ihr 
gerichtet war, und ſie war zugleich das Mittel, ohne das die 
Gebrauchsüberlaſſung nicht verwirklicht werden konnte. 
Vgl. die Begründung zu dem § 503 des erſten Entwurfs des 
BGB., Mot. Bd. II S. 371 und Planck, Anm. 1 Abſ. 2 
zu 8 535 BGB. Die Konkursmaſſe iſt demnach an ſich zur 
Entrichtung der auf die Zeit ſeit der Konkurseröffnung ent⸗ 
fallenden Mietszinsbeträge als Maſſeſchulden verpflichtet. 
A. E. c. Konkursmaſſe S., U. v. 11. Mai 06, 452/05 III. — 
Dresden. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

26. 8 1 Haftpfl. Keine Beweislaſt des Betriebs⸗ 
unternehmers dafür, daß das feſtſtehende eigene Verſchulden 
des Verletzten nicht durch beſondere Umſtände entſchuldbar ſei.] 

Mit Recht hat das Berufungsgericht angenommen, 
daß ein Fall von höherer Gewalt, durch welche der Unfall 
verurſacht wäre, nicht vorliegt. An ſich richtig iſt es 
auch, daß es zum Nachteil des Eiſenbahnunternehmers gereicht, 
wenn ein unzweifelhaft beim Betrieb einer Eiſenbahn ein⸗ 
getretener Unfall in den Einzelheiten des Hergangs ſo wenig auf⸗ 
geklärt und feſtgeſtellt werden kann, daß die Frage, ob den 
Verletzten eigenes Verſchulden trifft oder nicht, nicht mit zu⸗ 
reichender Beſtimmtheit beantwortet werden kann; es iſt dies 
die notwendige Folge davon, daß dem Betriebsunternehmer be⸗ 
züglich dieſes Verſchuldens die Beweislaſt obliegt. Indes iſt 
dann, wenn zu dem Unfall unzweifelhaft ein eigenes Tun des 
Verunglückten mitgewirkt hat, und dieſes Tun nach der ganzen 
Sachlage und bei Zugrundelegung des gewöhnlichen Laufs der 
Dinge als ſchuldhafte Außerachtlaſſung der durch die Verhält⸗ 
niſſe gebotenen Vorſicht erſcheint, dem Betriebsunternehmer nicht 
der Beweis anzuſinnen, daß auch keine beſonderen Umſtände vor⸗ 
gelegen hätten, durch welche dem Verhalten des Verletzten der 
Charakter eigenen Verſchuldens genommen würde. Es iſt viel⸗ 
mehr Sache der Klagpartei, wenn die ganze Sachlage an ſich 
auf ſolches Verſchulden hinweiſt, darzutun, daß Umſtände der 
bezeichneten Art vorgelegen hätten. In dieſem Sinne hat das 
RG. bereits in verſchiedenen Fällen erkannt. Vgl. RG. 38, 
162 fg.; SächfArch. 99, 773; 02, 213; Urteil vom 
9. Oktober 1905, Rep. VI. 597/04. Eine ſolche Sachgeſtaltung 
liegt hier vor. Offenbar nimmt das Berufungsgericht ſelbſt 
an, daß ſich W. dem von M. geführten Motorwagen ſoweit 
genähert hat, daß er mit dem fahrenden Wagen in Berührung 
kam und dadurch zu Boden geſchleudert wurde. Ein ſolcher 
Vorgang war aber, von ganz beſonderen Verhältniſſen ab⸗ 
geſehen, ohne grobe Unvorſichtigkeit des W. gar nicht möglich. 
Dieſer war, wie unſtreitig iſt, mit den örtlichen Verhältniſſen 
vollkommen vertraut, er wußte ſehr wohl, daß auf der Straße, 
auf deren Bürgerſteig er beim Verlaſſen der K.ſchen Wirtſchaft 
hinaustrat, in kurzen Zwiſchenräumen Straßenbahnwagen ver⸗ 
kehrten. Die Bahngleiſe verlaufen dort auf eine lange Strecke 
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in gerader Linie, die Lichter eines herankommenden Motor: 
wagens ſind alſo in der Dunkelheit ſchon aus erheblicher Ent⸗ 
fernung wahrnehmbar. Nach der unbeſtritten gebliebenen Be⸗ 
hauptung der Beklagten fand zur Zeit des Unfalls auf der 
Straße kein irgendwie lärmender Verkehr ſtatt, ſie war viel⸗ 
mehr ſo gut wie menſchenleer; das Herannahen eines Motor⸗ 
wagens mußte alſo von einem normalen Menſchen, ganz abge⸗ 
ſehen von Warnungsſignalen, ſchon durch das Geräuſch, das 
die Bewegung des Wagens verurſacht, auf größere Entfernung 
deutlich vernommen werden und dies mußte ihn, wenn er den 
Vorgängen auf der Straße auch nur die geringſte Aufmerkſam⸗ 
keit ſchenkte, in den Stand ſetzen, jede Gefahr, die ihm der 
Motorwagen bringen konnte, zu vermeiden. Hinzu kommt, daß 
nach dem von der Beklagten beigebrachten, als richtig aner⸗ 
kannten Plane der Bürgerſteig vor der K. ſchen Wirtſchaft 
3,75 m breit iſt, und zwiſchen der Kante des Bürgerſteigs und 
dem Gleiſe, auf dem der von M. geleitete Wagen fuhr, ein 
Raum von weiteren 3 m lag; W. mußte alſo, ehe er in Be⸗ 
rührung mit dem Motorwagen kommen konnte, faſt 7 m über- 
ſchreiten und konnte nur verunglücken, wenn er beim Austritt 
aus dem K. ſchen Grundſtück, und bei Zurücklegung der an’ 
gegebenen Strecke, danach was auf der vor ihm liegenden Straße 
geſchah, nicht ſah und das an ſein Ohr dringende Geräuſch des 
Straßenbahnwagens unbeachtet ließ. Darin iſt aber eine grobe 
Unvorſichtigkeit zu befinden. Es wäre ſomit nach dem oben 
Dargelegten gegenüber dem aus der ganzen Sachlage von ſelbſt 
erhellenden Vorwurfe, daß W. durch eigenes Verſchulden den 
Unfall, deſſen Opfer er geworden iſt, mit verurſacht habe, Sache 
der Kläger geweſen, Umſtände darzutun, welche dieſen Vorwurf 
zu entkräften geeignet wären. Sie haben ſolche nicht geltend 
gemacht, und die bisher feſtgeſtellten Umſtände ergeben ſolche 
auch nicht. Hiernach muß nach dem, was bisher vorliegt, 
zweifellos angenommen werden, daß der Unfall durch eigenes 
Verſchulden des Verunglückten mitverurſacht worden iſt. Da 
daneben immerhin die mit dem Straßenbahnbetriebe verbundenen 
Gefahren zu dem Unfall mitgewirkt haben, und es ſich bei den 
danach gemäß $ 254 BGB. vorzunehmenden Erwägungen auch 
um Würdigungen tatſächlicher Art handelt, hat das Reviſions⸗ 
gericht für angemeſſen erachtet, nicht ſchon jetzt in der Sache 
ſelbſt zu erkennen, ſondern den Prozeß zur nochmaligen Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 
D. St. A. e. W., U. v. 14. Mai 06, 352/05 VI. — Marien⸗ 
werder. 

27. 5 3 Abſ. 2 Haftpfl®. verb. mit § 286 30. 
Vorausſetzung für die Annahme einer Unterhaltspflicht. Nicht⸗ 
berückſichtigung von Beweisanträgen. 

Die Tochter der Kläger iſt gleichzeitig mit ihrem Ehemann 
F. bei dem Betriebe einer Eiſenbahn getötet worden. Die Kläger 
haben gegen den Beklagten als den Betriebsunternehmer auf 
Grund des § 3 Abſ. 2 Haftpfl®. in der Faſſung nach Art. 42 
EGBGB. Klage erhoben. Sie beantragten die Verurteilung 
zur Zahlung der Rente vom 1. Oktober 1904 ab. Das OLG. 
erklärte den Klaganſpruch dem Grunde nach inſoweit für 
gerechtfertigt, als nicht ein Sohn der Kläger unterhaltungs⸗ 
pflichtig ſei. Das NG. hob auf Reviſion des beklagten 
Fiskus auf: Nach 8 3 Abſ. 2 HaftpflGG. hat der Erſatz⸗ 
pflichtige dem Dritten inſoweit Schadenerſatz zu leiſten, als der 
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Getötete während der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur 
Gewährung des Unterhalts verpflichtet geweſen fein wände. 
Von ihrer Tochter könnten die Kläger Unterhalt nur verlangen, 
wenn ſie außerſtande ſind, ſich ſelbſt zu unterhalten. Das 
Berufungsgericht hat deshalb mit Recht angenommen, daß die 
Kläger dem Beklagten gegenüber den Nachweis ihrer Ver⸗ 
mögensloſigkeit und Erwerbsunfähigkeit zu erbringen haben. In 
dieſer Hinſicht konnte aber der Beweis von Bedeutung ſein, der 
von dem Beklagten dahin erboten worden war, der klagende 
Ehemann ſei, wenn er ſich eine geeignete kaufmänniſch vor⸗ 
gebildete Kraft anwerbe, ſehr wohl imſtande, ſein Agentur⸗ 
geſchäft auf eigene Rechnung weiter zu führen, eventuell hätte 
er ſich durch den Verkauf des Geſchäfts die Mittel zu ſeiner 
Lebensführung beſchaffen können. Über dieſen Beweisantrag 
hat der Berufungsrichter ſich nicht ausgeſprochen. Damit iſt 
gegen die Vorſchrift des 8 286 ZPO. verſtoßen worden. In 
dem Satze: der Umſtand, daß der Kläger das Geſchäft nicht 
an einen Fremden verkauft oder wenigſtens zu verkaufen geſucht, 
ſondern es ſeinem Sohne ohne eine formelle Gegenleiſtung 
übertragen habe, könne bei richtiger Würdigung der Sachlage 
nicht zuungunſten des Klägers verwertet werden, iſt eine Be⸗ 
rückſichtigung des Beweisantrages nicht zu finden, denn die 
Sachlage iſt nicht ſo geklärt, daß eine richtige Würdigung hätte 
erfolgen können. Zu beanſtanden iſt auch die Erwägung des 
Berufungsrichters, die Einnahmen aus dem kleinen Agentur⸗ 
geſchäft ſeien offenbar nicht ſolche geweſen, daß der über⸗ 
nehmende Sohn als Aquivalent für die Geſchäftsübertragung 
die Verpflichtung zum vollſtändigen Unterhalt der beiden 
Eltern vertraglich hätte übernehmen müſſen. Es wird auch zu 
prüfen ſein, ob nicht der Sohn ſich verpflichtet hat, für die 
Überlaſſung des Geſchäfts den Klägern einen Teil des 
Unterhalts zu gewähren; die Kläger ſind inſoweit, als dem 
Sohn auf Grund des Uberlaſſungsvertrages Leiſtungen obliegen, 
nicht außerſtande, ſich ſelbſt zu unterhalten. Was ſchließlich 
die Rüge wegen Annahme der Unterhaltspflichtigkeit der Ehe⸗ 
frau F. angeht, ſo kann zwar darin kein Verſtoß gefunden 
werden, daß das Berufungsgericht angenommen hat, der Be⸗ 
klagte habe den Beweis zu erbringen, wenn er behaupte, daß 
Ehefrau F., die zur Zeit ihres Todes imſtande geweſen wäre, 
ohne Gefährdung ihres ſtandesmäßigen Unterhalts den Klägern 
den Unterhalt zu gewähren, ſpäterhin den Unterhalt nicht mehr 
hätte gewähren können. Allein das Berufungsgericht hat nicht 
beachtet, daß der Beklagte Beweis erboten hatte, Ehefrau F. 
ſei zur Zeit ihres Todes nicht imſtande geweſen, ohne Ge⸗ 
fährdung ihres ſtandesmäßigen Unterhalts den Klägern den 
Unterhalt zu gewähren. Die Zurückweiſung des Beweisantrags 
iſt durch die Annahme, bei den Ausführungen des Beklagten 
handle es ſich um ganz entfernte Möglichkeiten einer Ver⸗ 
mögensverſchlechterung, die Berückſichtigung nicht beanſpruchen 
könnten, nicht genügend begründet. Preuß. Eiſenbahnfiskus 
c. K., U. v. 14. Mai 06, 533/05 IV. — Frankfurt. 

28. § 7 Abſ. 2 HaftpflG. verb. mit 88 232 bis 240, 
843 S. 2 BGB. Über Sicherheitsleiftung für eine wegen eines 
Unfalls zu gewährende Rente.] 

Der minderjährige Kläger wurde durch einen elektriſchen Wagen 
der Beklagten überfahren. Beide Unterſchenkel mußten ihm 
zum Teil amputiert werden. Die Beklagte wurde zur Be⸗ 
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zahlung einer Rente und zur Sicherheit dafür zur Verſchaffung 
der Rentenpolice einer Lebensverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft ver⸗ 
urteilt. Das RG. hob inbetreff der Verſchaffung dieſer Police 
auf: Das Anerkenntnis — eigentlich Anerbieten — der Be⸗ 
klagten hinſichtlich der Rentenpolice bezog ſich nur auf die 
Renten in Höhe des nicht angefochtenen Betrages von 640 Mark. 
Es durfte nicht ohne weiteres dahin ausgelegt werden, daß die 
Beklagte Sicherheit durch eine Rentenpolice generell für alle 
Rentenbeträge, die etwa vom Berufungsgericht dem Kläger zu⸗ 
geſprochen würden, zu leiſten bereit ſei. Jedenfalls hätte zuvor 
darüber (nach 8 139 ZPO.) verhandelt werden müſſen. Nach 
87 Abſ. 2, Satz 1 Haftpfl®. in Verbindung mit $ 843 
Abſ. 2, Satz 2 BGB. iſt zwar die Art der Sicherheitsleiſtung 
dem freien Ermeſſen des Gerichts überlaſſen, dies jedoch nur 
in den Grenzen der 88 232 — 240 BGB., fo daß der Richter 
immerhin an die geſetzlichen Kautionsarten gebunden iſt (vgl. 
auch Eger, das RHaftpfl., 6. Aufl. zu $ 7 Nr. 94 S. 553). 
Letzteres traf hier zunächſt inſoweit zu, als die Verurteilung 
zur Rentenzahlung über die von der Beklagten nicht ange⸗ 
fochtenen Beträge hinausging. Allein wenn das Berufungs⸗ 
gericht nun in anderer Weiſe und in viel höheren Beträgen 
auf Rentenzahlung erkannte, ſo durfte die Beklagte überhaupt 
nicht bei ihrem Anerbieten einer Rentenpolice, welches durch 
die geringere Rentenfeſtſetzung bedingt und auf dieſe berechnet 
war, feſtgehalten werden. In dieſem Punkte war ſonach das Be⸗ 
rufungsurteil aufzuheben und inſoweit die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung — alſo darüber, ob, in welcher 
Art und für welchen Betrag die Beklagte Sicherheit zu leiſten 
hat — an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. H. Straßen⸗ 
bahn A.⸗G. c. B., U. v. 14. Mai 1906, 350/05 VI. — Hamm. 

Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

29. SS 12, 13 verb. mit Unl WG. 8 8.] 

Für die Klägerin ſind folgende Warenzeichen in die Zeichen⸗ 
rolle des Kaiſerlichen Patentamts eingetragen: 1. das Waren⸗ 
zeichen Nr. 28 627: „Weinſtube zum Treppchen“ laut Urkunde 
vom 20. Januar 1898, worin als Geſchäftsbetrieb, in welchem 
das Zeichen verwendet werden ſoll: „Verkauf von Weinen“ 
und als Waren, für welche das Zeichen beſtimmt iſt, „Weine“ 
bezeichnet ſind, 2. das Warenzeichen Nr. 60 722 „Weingroß⸗ 
handlung und Weinſtube „zum Treppchen“ von B. Cöln“ 
laut Urkunde vom 4. Juni 1903, in der als Geſchäftsbetrieb, 
in dem das Zeichen verwendet werden ſoll, „Weingroßhandlung 
und Weinſtube“, als Waren, für welche das Zeichen beſtimmt 
iſt, „Weine“ angegeben ſind. Seit Auguſt 1904 betreibt der 
Beklagte zu Hamburg eine Weinſtube, an deren Fenſterſcheiben 
und Glaskaſten, ebenſo wie an dem Lokale, auf dem Außen⸗ 
deckel der von ihm verwendeten Weinkarte und auf der Speiſe⸗ 
karte er die Bezeichnung „zum Treppchen“ angebracht hat. 
Ebenſo hat er Ankündigungen folgenden Inhalts erlaſſen ..., 
(„Inhaber S. „zum Treppchen“ Weinſtuben und Reſtaurant 
I. Ranges Weingroßhandlung: Spezialitäten und Kreſzenzen 
in Mofel:, Saar: und Rheinweinen“ uſw. Darauf erhob die 
Klägerin Klage mit folgenden Anträgen: 1. dem Beklagten 
bei höchſt richterlicher Strafe zu verbieten, auf Speiſekarten, 
Weinkarten oder ſonſt wo. in ſeinem Geſchäftsbetriebe ſich der 
Bezeichnung „zum Treppchen“ zu bedienen, 3. den Beklagten 
zu verurteilen, die Bezeichnung „zum Treppchen“ auf dem 
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Schaufenſter, dem Glaskaſten und den Schildern zu entfernen. 
Das OLG. verurteilte den Beklagten, bei Vermeidung einer 
Geldſtrafe von 100 Mark es zu unterlaſſen, auf Speiſekarten, 
Weinkarten oder an augenfälligen Stellen ſeines Geſchäftslokals 
die Bezeichnung „zum Treppchen“ anzubringen, und die ſo an⸗ 
gebrachte Bezeichnung zu entfernen, auch Ankündigungen ſeines 
Geſchäftsbetriebs mit dieſer Bezeichnung fernerhin zu unter⸗ 
laſſen. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: 
Das Berufungsgericht hat zunächſt eine Verletzung des der 
Klägerin gemäß § 12 Waren 3G. zuſtehenden Rechts auf die 
ausſchließliche Benutzung ihrer beiden Warenzeichen gefunden, 


indem es die Worte „zum Treppchen“ als den charakteriſtiſchen 


Inhalt der klägeriſchen Warenzeichen anſah und weiter annahm, 
daß der Beklagte dieſe Worte unbefugt zur Bezeichnung ſeiner 
Weine benutzt habe. Es hat darin, daß der Beklagte ſein 
Weinlokal als ſolches mit den Worten „zum Treppchen“ 
bezeichnet hat, nicht eine Verletzung des Waren ZG. gefunden 
und bei ſeiner Annahme, daß eine gegen dieſes Geſetz ver⸗ 
ſtoßende Bezeichnung der Weine des Beklagten vorliege, den 
rechtlichen Unterſchied nicht verkannt, der zwiſchen dem Gebrauch 
dieſer Worte als bloßer Lokalbezeichnung und dem Ge⸗ 
brauch derſelben zur Bezeichnung der Weine des Beklagten 
beſtehen würde; denn es hat ausgeführt, daß der Etabliſſe⸗ 
mentsname der Klägerin, der zur Bezeichnung der klägerifchen 
Weinſtuben in Cöln und Berlin diene, nicht unter dem Schutze 
des Warenzeichens, ſondern allenfalls unter dem der Firma 
oder des 8 8 UnlWG. ſtehe und es hat angenommen, daß der 
Beklagte dieſe fraglichen Worte auch zur Bezeichnung ſeiner 
Waren benutzt habe. Sowohl der hervorgehobene allgemeine 
Geſichtspunkt, von dem das Berufungsgericht ausgegangen iſt, 
als auch die auf Grund desſelben erfolgte Würdigung des vor⸗ 
liegenden Tatbeſtands erſcheinen als rechtlich einwandfrei. Ins⸗ 
beſondere iſt es rechtlich nicht zu beanſtanden, daß in der Ver⸗ 
wendung der Worte „zum Treppchen“ zur Bezeichnung des 
Weinlokals des Beklagten zugleich der Gebrauch derſelben 
zur Bezeichnung der darin zum Verkauf geſtellten Weine ge⸗ 
funden werden kann und in dem letzteren Gebrauch eine Ver⸗ 
letzung des der Klägerin gemäß $ 12 Waren 3G. ausſchließlich 
zuſtehenden Rechts, ihre Weine mit den fraglichen Worten zu 
bezeichnen, zu finden iſt; denn der geſetzliche Schutz eines ein⸗ 
getragenen Warenzeichens kann dadurch nicht beeinträchtigt 
werden, daß ein anderer dieſes Zeichen oder einen Teil des⸗ 
ſelben als bloßen Etabliſſements namen — alſo nicht in 
der in $ 13 Waren 3G. beſtimmten Weiſe — benutzt, wie 
dies in dem einen ähnlichen Fall betreffenden Urteile des 
I. ZS. des RG. vom 20. Januar 1897, RG. 38, 135 ff. 
näher ausgeführt iſt (vgl. auch das Urteil des II. StS. des RG. 
vom 7. Oktober 1904, Pat Muſt Zeich Bl. 11, 135). War alfo 
ein fremdes Warenzeichen oder ein weſentlicher Teil desſelben als 
Etabliſſementsnamen benutzt, — mag auch hierin allein noch 
kein Verſtoß gegen das Waren 3G. liegen — fo erlangt dadurch Be: 
klagter jedenfalls nicht das Recht, auch ſeine Waren in der gleichen 
Weiſe zu bezeichnen. Auch der von dem Reviſionskläger hervor⸗ 
gehobene Umſtand, daß er auf ſeinen Weinkarten ſeine Weine 
auch mit den Namen der Produzenten bezeichnet habe, ſteht 
der Annahme des Berufungsgerichts nicht entgegen, daß er 
trotzdem durch den (hiervon unabhängigen) Gebrauch der 
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weiteren Bezeichnung „zum Treppchen“ für ſeine ſämtlichen 
Weine einen weſentlichen Beſtandteil des klägeriſchen Waren⸗ 
zeichens in Beziehung zu ſeinen Weinen geſetzt und hierdurch 
gegen das ausſchließliche Recht der Klägerin verſtoßen habe. 
Das Berufungsgericht hat daher ohne Geſetzesverletzung eine 
Zuwiderhandlung des Beklagten gegen 8 12 Waren 3G. an⸗ 
genommen. Das Berufungsgericht hat aber auch feſtgeſtellt, 
daß der Beklagte durch feine erwähnten Handlungen den 8 8 
Unl WG. verletzt habe. Durch die Beſchränkung der bis zu 
der Annahme der fraglichen Bezeichnung durch den Beklagten 
für die Klägerin beſtehenden Ausſicht, eine Weinſtube unter 
der Bezeichnung „zum Treppchen“ in Hamburg mit Erfolg 
zu errichten, iſt nämlich nicht nur die erwähnte Ausſicht, ſondern 
auch ein wirkliches Recht der Klägerin verletzt, nämlich das 
ſich aus 8 8 Unl WG. ergebende, ſchon damals beſtehende Recht 
auf Schutz jeder vorausſehbaren Art der Benutzung der be⸗ 
ſonderen Bezeichnung ihres Erwerbsgeſchäfts ihrerſeits gegen⸗ 
über der Benutzung dieſer Geſchäftsbezeichnung durch einen 
andern, ſofern dadurch die Gefahr einer Verwechſelung der 
beiden Geſchäfte begründet wurde. Das Berufungsgericht 
durfte daher auch bei ſeiner Beurteilung der Verwechſelungs⸗ 
gefahr die Möglichkeit in Betracht ziehen, daß die Klägerin 
die ihr ſchon damals zuſtehende beſondere Bezeichnung 
„zum Treppchen“ künftig für die Errichtung einer Weinſtube 
in Hamburg verwerten könnte. S. c. B., U. v. 8. Mai 06, 
443/05 II. — Hamburg. 

30. 8 20. Grundſätze über die Annahme einer Ver⸗ 
wechſelungsgefahr.] 

Die Begründung, womit das OLG. das Vorhandenſein 
der Verwechſelungsgefahr verneint hat, iſt rechtlich nicht 
bedenkenfrei. Allerdings iſt darin der richtige Satz an die 
Spitze geſtellt, daß der Geſamteindruck entſcheidend ſei, den die 
beiden Zeichen im Verkehr machen, und iſt dann geſagt, daß 
derjenige, der ſie beide zugleich vor ſich ſehe, oder das Zeichen 
der Klägerin kenne, aber nur das Zeichen der Beklagten 
erblicke, ſie nicht miteinander verwechſeln werde. Allein in 
der nachfolgenden Ausführung, womit die Annahme zu be⸗ 
gründen verſucht iſt, daß auch derjenige, der das Zeichen der 
Klägerin nicht kenne, aber Garn mit dem Anker kaufen wolle 
und daraufhin Garn mit dem Zeichen der Beklagten vorgelegt 
erhalte, hierdurch nicht getäuſcht werden könne, iſt das OLG. 
von jenem zutreffenden rechtlichen Geſichtspunkt abgewichen. 
Indem es geſagt hat, das Bild eines Ankers ſei ein ſo 
bekanntes und ausgeprägtes und gelange in einer ſo allgemein 
übereinſtimmenden Zeichnung zur Darſtellung, daß jedermann 
das Zeichen der Beklagten nicht für einen Anker halten werde, 
und wenn man letzteres auch äußerſtenfalls für eine anker⸗ 
ähnliche Figur anſehen möge, ſo werde niemand einen wirklichen 
Anker erblicken, was ſich freilich ändern könne, wenn die Be: 
klagte ihr Zeichen mit einer, das Wort Anker (anchor) in 
irgend einer Zuſammenſtellung enthaltenden Inſchrift umgäbe, 
ſcheint es, was nicht zu billigen wäre, das Hauptgewicht für 
die Beurteilung der Verwechſelungsgefahr weniger auf die 
bildliche Erſcheinung beider Bildzeichen, als auf den 
Begriff des klägeriſchen Zeichens als Anker gelegt zu haben. 
Die Annahme der Möglichkeit, daß in dem unteren Teile des 
Zeichens der Beklagten ein W, in dem oberen Teile ein doppeltes, 
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mit dem Rücken gegeneinander gekehrtes F gefunden werde, 
kann ferner doch nur dann von Bedeutung ſein, wenn, was 
nicht geſchehen iſt, feſtgeſtellt wäre, daß das beteiligte Publikum 
bei den Garneinkäufen eine beſondere Aufmerkſamkeit anzuwenden 
pflege, wodurch es in die Lage verſetzt wäre, ſolche, ſich nicht 
ohne weiteres ergebenden Betrachtungen anzuſtellen. Hierbei 
wäre für die Beurteilung der Verwechſelungsgefahr auch in 
Betracht zu ziehen geweſen, daß in dem Zeichen der Beklagten 
an der Stelle, wo ſich im klägeriſchen Zeichen der Ring befindet, 
ebenfalls ein runder Kreis angebracht iſt, und die Mitte der 
Stange, wo dieſelbe im klägeriſchen Zeichen von einem Tau 
umſchlungen wird, durch einen wagerechten Strich durchquert iſt, 
Umſtände, die für den Geſamteindruck im Verkehr von Be⸗ 
deutung ſein können, die aber anſcheinend von dem Berufungs⸗ 
richter nicht berückſichtigt ſind. Hierzu kommt endlich noch, daß 
das OLG. ſelbſt angenommen hat, das Zeichen der Beklagten 
ſei in der Abſicht, Verwechſelungen mit dem klägeriſchen Zeichen 
zu ermöglichen, gewählt worden. Wenn es nun auch hierbei 
zutreffend bemerkt hat, für die Anwendung des § 20 Waren. 
komme die objektive Gefahr einer Verwechſelung in Frage, ſo 
läßt ſich doch nicht verkennen, daß, wenn ein Gewerbetreibender 
in der vorerwähnten Abſicht ein Zeichen für ſeine Waren 
annimmt, ſich hieraus eine gewiſſe Vermutung dafür ergibt, 
daß in Wirklichkeit im Verkehr die Möglichkeit einer Ver⸗ 
wechſelungsgefahr zwiſchen den beiden Zeichen beſteht. Der 
Berufungsrichter durfte ſich daher nicht darauf beſchränken, ohne 
näheres Eingehen auf die Anſchauungen des beteiligten Verkehrs 
und ohne jegliche Begründung auszuſprechen, daß nach dem 
Geſamteindrucke der beiderſeitigen Zeichen im Verkehr die 
Verwechſelungsgefahr nicht beſtehe. C. c. W., U. v. 15. Mai 06, 
466/05 II. — Cöln. 

Schutztruppengeſetz vom 18. Juli 1896. 

31. Art der Penſionierung einer aus der Schutztruppe 
ausgeſchiedenen und in den Heeresdienſt wieder aufgenommenen 
Militärperſon.] 

Wenn der Kläger für ſeinen Anſpruch, als Deckoffizier 
penſioniert zu werden, ſich an erſter Stelle auf das frühere 
SchutztrG. vom 22. März 1891 bezieht, unter deſſen Gel⸗ 
tung er zur Schutztruppe übergetreten iſt, ſo hat das Be⸗ 
rufungsgericht dieſe Auffaſſung, der ſtändigen Rechtſprechung 
des RG. entſprechend, mit Recht deshalb zurückgewieſen, weil 
die Penſionierung eines Beamten oder einer Militärpenſion 
nach den zur Zeit der Penſionierung geltenden Geſetzen, ſoweit 
ſie Abweichendes nicht beſtimmen, ſich richtet, zur Zeit der 
Penſionierung des Klägers aber längſt das neue Geſetz vom 
18. Juli 1896 in Kraft getreten war, und weil ferner aus den 
vom Kläger vorgetragenen Tatſachen, insbeſondere, daß bei 
feiner Übernahme in die Schutztruppe ihm das Geſetz vom 
22. März 1871 vorgeleſen und dabei mitgeteilt ſei, daß ſeine 
Penſionsbezüge ſich danach richten würden, eine vertragsmäßige 
Feſtſetzung, daß, auch wenn das Geſetz geändert werden ſollte, 
für ſeine Penſion die Bezüge des früheren Geſetzes maßgebend 
bleiben ſollten, nicht gefolgert werden könne. Das Geſetz vom 
22. März 1871 kommt daher überhaupt nicht in Betracht. 
Zutreffend hat aber das Berufungsgericht ferner ausgeführt, 
daß auch der 8 9 des neuen Schutztr. vom 18. Juli 1896, 
worauf der Kl. feinen Anſpruch weiter geſtützt hat, für ihn 
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nicht in Betracht kommt, weil dieſer Paragraph ſich nur auf 
ſolche Perſonen beziehe, welche unmittelbar bei ihrem Aus⸗ 
ſcheiden aus der Schutztruppe penſioniert werden, Kläger aber 
bei ſeiner Penſionierung längſt aus der Schutztruppe aus⸗ 
geſchieden, in das Heer wieder eingetreten, hier über 4 Jahre 
Dienſte geleiſtet und noch zum Feldwebel avanciert ſei, aus 
welcher Stellung dann ſeine Penſionierung erfolgt ſei. Daß 
die in dem SchutztrG. gegebenen Verſorgungsanſprüche an ſich, 
d. h. ſoweit nicht einzelne Vorſchriften ergeben, daß ſie auch 
bei ſpäteren Penſionierungen gelten ſollen, ſich nur auf Pen⸗ 
ſionierungen aus der Schutztruppe beziehen, ergibt der 
Wortlaut und Zuſammenhang der bezüglichen Vorſchriften, 
namentlich die Beſtimmung des Abſ. 3 des § 11, wonach die 
beſondere Beſtimmung dieſes Paragraphen, die Doppelrechnung 
der Dienſtjahre in der Schutztruppe, auch für diejenigen Militär⸗ 
perſonen ſtattfinden ſoll, welche ohne Penſion aus der Schuß: 
truppe in ihr früheres Dienſtverhältnis zurücktreten und dem⸗ 
nächſt aus dieſem letzteren Dienſtverhältnis penfio- 
niert werden. Dies entſpricht auch allein dem allgemeinen, 
in den Zivil⸗ wie Militärpenſionsgeſetzen feſtgehaltenen Grund⸗ 
ſatz, daß die Penſionierung an ſich, d. h. ſoweit nicht beſondere 
Vorſchriften gegeben ſind, ſich nach der zur Zeit der Penſio⸗ 
nierung bekleideten Charge der Dienſtſtellung richtet. Kläger, 
welcher in ſeiner Stellung als Feldwebel des aktiven Heeres 
penſioniert ift, hat daher, wenn nicht beſondere Vorſchriften 
ihm weitere Rechte geben, lediglich auf die gewöhnliche 
Feldwebelpenſion nach Maßgabe des allgemeinen MilPenſG. 
Anſpruch. Seine Meinung, daß er trotz ſeines Wiedereintritts 
in die Armee als Sergeant und demnächſt als Feldwebel Deck⸗ 
offizier geblieben, den Rang eines ſolchen behalten habe, iſt, 
wie das Berufungsgericht zutreffend ausführt, mit der ſtrengen 
Gliederung der Dienſtſtellungen im Beamtentum und ganz be⸗ 
ſonders im Heere, wonach jeder Beamte oder Angehörige des 
Heeres denjenigen Rang einnimmt, welcher der jeweilig ihm 
übertragenen Dienſtſtelle entſpricht, ſoweit nicht ausdrücklich 
etwas anderes beſtimmt iſt, abſolut unvereinbar und im vor⸗ 
liegenden Falle um ſo mehr zurückzuweiſen, als es im aktiven 
Heere Deckoffiziere überhaupt nicht gibt. Beſondere Vorſchriften 
aber, die dem Kläger eine höhere Penſion, als die gewöhnliche 
Feldwebelpenſion, gewähren, exiſtieren nicht. Wenn der erſte 
Richter auf Grund des § 7 MilPenſG. das früher bezogene 
höhere Einkommen der Penſion zugrunde legen will, ſo iſt dies 
ſchon deshalb ausgeſchloſſen, weil dieſer $ 7 nur die Offiziere 
und im Offizierrange ſtehenden Militärärzte (Erſter Teil des 
MilPenſG.) betrifft, für den Kläger als Feldwebel aber der 
zweite, die Militärperſonen der Unterklaſſen betreffende Teil 
des MilPenſG. maßgebend iſt. Und wenn der zweite Richter 
auf Grund des 8 8 SchutztrG. vom 18. Juli 1896 in Vers 
bindung mit 8 43 GBG. die Penſion nach dem Einkommen 
eines Deckoffiziers bemeſſen will, obwohl er anerkennt, daß 
Kläger nicht Deckoffizier iſt, fo kann dies, auch ganz abgeſehen 
von den vom Berufungsgericht ſelbſt beſprochenen, daraus ſich 
ergebenden Unſtimmigkeiten, deshalb als richtig nicht anerkannt 
werden, weil auch der 8 8 SchutztrG., ebenſo wie der 8 7, 
dem er ſich anſchließt, ſich nur auf die unmittelbar aus der 
Schutztruppe erfolgenden Penſionierungen bezieht. Hier etwas 
anderes, als für 8 7 anzunehmen, fehlt es an jedem Grunde. 
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Hat aber danach Kläger überhaupt keinen Anſpruch, daß das 
Einkommen eines Deckoffiziers bei ſeiner Penſionierung berück⸗ 
ſichtigt werde, ſo erledigt ſich damit ohne weiteres der erſte 
Angriff der Reviſion, daß dem Kläger zu Unrecht nicht der⸗ 
jenige Betrag, der aus dem jetzigen Einkommen des Deck⸗ 
offiziers als Penſion ſich ergebe, zugebilligt ſei, anſtatt des 
dem von ihm bezogenen Einkommen entſprechenden, ihm vom 
Berufungsgericht zugebilligten Betrages. Es handelt ſich daher 
nur noch um den Betrag der Erhöhung der Penſion aus 8 9 
SchutztrG. vom 18. Juli 1896, welcher 8 9 nach der aus: 
drücklichen Beſtimmung des § 12 daſelbſt nicht bloß bei der 
unmittelbar von der Schutztruppe aus erfolgenden Penſionie⸗ 
rung, ſondern auch bei ſpäteren Penſionierungen anwendbar iſt. 
Kläger fordert nun dieſe Penſionserhöhung aus § 9 Abſ. 1 a, 
weil er die Dienſtbeſchädigung, die zu ſeiner Penſionierung ge⸗ 
führt hat, während ſeiner Stellung als Deckoffizier erlitten 
habe, und er verlangt daher anſtatt der ihm als einer Militär⸗ 
perſon der Unterklaſſen gemäß Abſ. 2 daſelbſt bewilligten Er⸗ 
höhung der Penſion um 300 Mark eine ſolche von 1 020 Mark. 
Nach dem vorhin Ausgeführten hat aber Kläger nicht auf die 
Penſion eines Deckoffiziers, ſondern nur auf die Penſion der 
Militärperſonen der Unterklaſſen Anſpruch. Dazu kommt, daß 
Kläger auch zu der Zeit, als die zweite Vorausſetzung dieſer 
Penſionserhöhung, daß er zur Fortſetzung des aktiven Militär⸗ 
dienſtes unfähig geworden, nicht mehr Deckoffizier, ſondern eine 
Militärperſon der Unterklaſſen war, und endlich erfordert die 
Anwendung des Abſ. la des $ 9 mit ausdücklichen Worten, 
daß die Penſionierung aus der Charge eines Deck— 
offiziers erfolgt ſein muß. Hiernach kann gar keinem Zweifel 
unterliegen, daß Kläger nicht eine Penſionserhöhung aus 
Abſ. 1 a, ſondern nur aus Abſ. 2, wie fie ihm zugebilligt iſt, 
beanſpruchen kann. Wenn die Reviſion ſich zur Begründung 
ihrer gegenteiligen Anſicht noch auf die 88 12 und 14 
SchutztrG. beruft, jo ſtehen dieſe Paragraphen mit der vor⸗ 
liegenden Frage in gar keiner Verbindung. § 12 beſtimmt 
nur, wie lange die Verſorgungsanſprüche aus 8 9 geltend ge⸗ 
macht werden können, ſagt aber darüber, welche der in 8 9 
aufgeführten Anſprüche im Einzelfall in Betracht kommen, 
nichts, und § 14 beſtimmt nur — wie die Motive ſagen, zur 
Vereinfachung des Verfahrens —, daß bei der Penſionierung 
einer aus der Schutztruppe ausgeſchiedenen und in den Heeres⸗ 
dienſt wieder aufgenommenen Militärperſon die Penſion für die 
geſamte Dienſtzeit aus dem Penſionsfonds des Reichsheeres 
gezahlt werden fol. T. c. Reichsmil.⸗F., U. v. 11. Mai 06, 
483/05 III. — Berlin. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897. 

32. § 10 Nr. 3 3G. in Verbindung mit Art. 17 Abſ. 2 
des preußiſchen Ausführungsgeſetzes vom 23. September 1899. 
Knappſchaftsbeiträge der Bergwerksbeſitzer an die Berufs: 
genoſſenſchaft genießen nicht das Vorrecht des § 10 Nr. 3 J. e.] 

Es ſteht die Streitfrage zur Entſcheidung, ob die 
Beiträge der Bergwerksbeſitzer an die Knappſchaftsberufs⸗ 
genoſſenſchaft das Vorrecht des 5 10 Nr. 3 des ZVG. haben. 
Dieſe Frage iſt zu verneinen. Nach § 10 Nr. 3 3G. 
ſteht den Anſprüchen auf Entrichtung der öffentlichen Laſten 
des Grundſtücks wegen der laufenden und der aus den letzten 
zwei Jahren rückſtändigen Beträge in der Rangordnung die 
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dritte Stelle zu. Welche Laſten des Grundſtücks zu den öffent: 
lichen gehören, darüber iſt reichsgeſetzlich nichts beſtimmt; ſo⸗ 
wohl die Beſtimmung hierüber, wie auch darüber, ob eine Laſt 
als auf dem Grundſtück haftend zu betrachten ſei, iſt der Landes⸗ 
geſetzgebung überlaſſen. Hierüber kann nach den Materialien 
des Geſetzes und der übereinſtimmenden, bei ſeiner Beratung 
geäußerten Meinung der geſetzgebenden Faktoren (Jaeckel, Note 4 
zu § 10 3G.) kein Zweifel fein. Für Preußen iſt die 
landesgeſetzliche Beſtimmung in den Artt. 1 bis 3 vom 23. Sep⸗ 
tember 1899 (Geſ.⸗Samml. S. 291) gegeben, die im erſten 
Abſchnitt dieſes Geſetzes ſtehen. Letzterer führt die Aufſchrift: 
„Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung von Grundſtücken 
im Wege der Zwangsvollſtreckung“. Eine weitere Spezial⸗ 
beſtimmung findet ſich für Bergwerke in Art. 17 Abſ. 2 des⸗ 
ſelben Geſetzes; ſie gehört dem zweiten Abſchnitt an, der nach 
ſeiner Auſſchrift und nach der ihn einleitenden Beſtimmung des 
Art. 15 „beſondere Vorſchriften“ für die „Zwangsverſteigerung 
und Zwangsverwaltung von Bergwerkseigentum, unbeweglichen 
Bergwerksanteilen und ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeiten 
im Wege der Zwangsvollſtreckung“ gibt. Die Reviſion vertritt 
die Meinung, daß gleichwohl auch die Vorſchriften des erſten 
Abſchnittes des AG. (Art. 1 bis 14) bei der Zwangsver⸗ 
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ſeien, als dies nicht durch die beſonderen Vorſchriften des zweiten 
Abſchnittes ausgeſchloſſen wird. Dies iſt richtig; die An⸗ 
wendung der Vorſchriften des erſten Abſchnittes auf die Zwangs⸗ 
verſteigerung eines Bergwerks iſt ſchon deshalb unabweisbar, 
weil ſich unter ihnen auch Vorſchriften befinden, die (wie z. B. 
Art. 9, 10, 11, 14) lediglich das Verfahren betreffen und 
bezüglich deren daher eine unausgefüllte Lücke beſtehen würde, 
wenn man ihnen die Anwendung auf die Verſteigerung eines 
Bergwerkes verſagen wollte. Ob ſich dabei die Aberſchrift des 
erſten Abſchnittes des AG. als ganz korrekt erweiſt oder ob ſie 
allgemeiner hätte gefaßt werden ſollen, darauf kann es nicht 
ankommen. Der Reviſion iſt daher auch zuzugeben, daß für 
die Frage, ob eine Laſt zu den gemeinen Laſten gehört, die 
auf dem Bergwerke ruhen, die Vorſchriften in Artt. 1 bis 3 AG. 
nicht ohne Bedeutung ſind. Denn ſoweit aus ihnen das Weſen 
der gemeinen, auf dem Grundſtück ruhenden Laſt erkannt werden 
kann, muß dieſe Begriffsbeſtimmung auch für Laſten des Berg⸗ 
werks gelten. Als gemeine Laſten bezeichnet der Art. 1 Abſ. 1 
Nr. 2 AG. „die auf einen nicht privatrechtlichen Titel be⸗ 
ruhenden Abgaben und Leiſtungen, die auf dem Grundſtück nach 
Geſetz oder Verfaſſung haften“. Zu den weſentlichen Merk⸗ 
malen der gemeinen Laſt gehört alſo, daß ſie nach Geſetz oder 
Verfaſſung auf dem Grundſtück ſelbſt ruhen muß. Den Gegen⸗ 
ſatz bilden Abgaben und Leiſtungen, die den Grundbeſitzer per⸗ 
ſönlich treffen oder die von ihm zu entrichten ſind, weil er das 
Grundſtück einem beſtimmten Betriebe gewidmet hat. In letz⸗ 
terer Beziehung hat die fortſchreitende Geſetzgebung auf dem 
Gebiete der Unfallverſicherung zahlreiche neue Belaſtungen zur 
Folge, die nicht auf dem Grundſtück ruhen, ſondern aus dem 
auf ihm eingerichteten Betriebe hervorgehen. Die Unterſcheidung 
von Betrieb und Grundſtück macht dabei keine Schwierigkeit, 
und ſo beſteht denn auch wohl allſeitiges Einverſtändnis 
darüber, daß die Beiträge, die ein Betriebsunternehmer als 
Arbeitgeber nach dem Krank VG. oder nach den betreffenden 
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Unfallverſicherungsgeſetzen oder nach dem Inv VG. zu zahlen 
hat, nicht Abgaben und Leiſtungen ſind, die ſeinen Grundbeſitz 
belaſten. Nicht ſo einfach iſt die Unterſcheidung beim Berg⸗ 
werke. Denn bei ihm läßt ſich Betrieb und Bergwerk nicht 
in derſelben Weiſe als voneinander verſchieden gegenüberſtellen 
wie Betrieb und Grundſtück. Der Betrieb gehört zum Berg: 
werke; denn das Bergwerkseigentum iſt nicht Eigentum an 
einer Sache, ſondern mit ihm bezeichnet man den Inbegriff 
derjenigen Berechtigungen, die dem gemeinſamen Zwecke der 
bergmänniſchen Produktion dienen (Dernburg BGB. Bd. 3 
8 143; Kloſtermann⸗Fürſt Note 1 zu § 50 Allgemeines Berg⸗ 
geſetz)z. Gleichwohl kann nicht jede Leiſtung, die dem Berg⸗ 
werksbeſitzer auf Grund eines öffentlich ⸗rechtlichen Titels obliegt, 
als eine das Bergwerk oder das Bergwerkseigentum nach Geſetz 
oder Verfaſſung belaſtende angeſehen werden. Die Rebifion 
ſcheint dies wie auch der erſte Richter anzunehmen; aber damit 
würde ein weſentliches Merkmal der gemeinen Laſt, welches bei 
Grundſtücken eben darin beſteht, daß das Grundſtück ſelbſt durch 
ſie belaſtet ſein muß, beiſeite geſchoben. Soll die Begriffs⸗ 
beſtimmung der gemeinen Laſt auf Bergwerke Anwendung 
finden, ſo muß auch bei ihnen erſichtlich ſein, daß die Laſt auf 
das Bergwerkseigentum ſelbſt gelegt iſt. In dieſer Beziehung 
bietet nun Art. 17 Abſ. 2 AG. zum ZIG. einen Anhalt, der 
nicht für, ſondern gegen die von der Reviſion vertretene Meinung 
ſpricht. Auch die Beiträge, die der „Werkbeſitzer“ nach SS 174, 
175 Abſ. 2 Allgemeinen Berggeſetzes zu den Knappſchaſts⸗ und 
Krankenkaſſen zu entrichten hat, beruhen — wie nicht weiter aus⸗ 
geführt zu werden braucht — nicht auf einem privatrechtlichen, ſondern 
auf einem öffentlich⸗ rechtlichen Titel. Trotzdem iſt bezüglich ihrer 
erſt durch das Geſetz vom 13. Juli 1883, betreffend die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, in $ 159 Abſ. 2 
vorgeſchrieben worden, daß fie zu den im § 28 dieſes Geſetzes 
bezeichneten Laſten gehören ſollen. Erſt hierdurch wurden ſie 
den „auf dem Grundſtücke haftenden gemeinen Laſten“ ($ 28 
Abſ. 1) gleichgeſtellt. Bemerkenswert iſt dabei, daß man ſich 
zu dieſer Gleichſtellung erſt infolge einer Anregung des Volks⸗ 
wirtſchaftsrates entſchloſſen hat, nachdem die Kommiſſion des 
Herrenhauſes einen entſprechenden Zuſatz dem Geſetzentwurf 
beigefügt hatte (Ber. S. 43). Nun gibt es zwar auch geſetz⸗ 
liche Vorſchriften, die nur deklaratoriſcher Natur ſind, d. h. 
ſolche, die das, was ſie feſtſetzen, nur der Deutlichkeit halber 
ausſprechen, und die daher zur Not entbehrt werden könnten, 
weil auch ohne ſie zu demſelben Ergebnis zu gelangen wäre. 
Aber nichts ſpricht dafür, daß der vorerwähnte $ 158 Abi. 2 
des preußiſchen Geſetzes vom 13. Juli 1883 zu dieſen Vor⸗ 
ſchriften gehörte, und der Weg, auf dem er in das Geleh 
hineingebracht worden iſt, ſpricht ſogar dagegen. Er kann nur 
als eine poſitive Fortbildung des damals beſtehenden Rechts 
betrachtet werden, woraus ſich dann als Rückſchluß von ſelbſt 
ergibt, daß bis zum Erlaß dieſes Geſetzes die nach 8 174, 
8 175 Abſ. 2 Allgemeinen Berggeſetzes zu entrichtenden Bei⸗ 
träge der Werksbeſitzer nicht die Natur der gemeinen Laſten 
hatten, obwohl ſie auf öffentlich⸗rechtlichem Titel beruhten. 
Und dieſe poſitive Fortbildung hat ſich dann auch weiter voll⸗ 
zogen; denn nach Art. 17 Abſ. 2 des AG. gehören nun auch 
die Beiträge der Arbeiter, für deren Einziehung und Abführung 
die Werkbeſitzer aufzukommen haben (8 176 Abſ. 1 Allgemeines 
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Berggeſetz), zu den gemeinen Laſten. Richtig hebt nun zwar 
die Reviſion hervor, daß dieſelben rechtlichen und ſozialpolitiſchen 
Geſichtspunkte, welche zur Einrichtung von Knappſchaftskaſſen 
als einer öffentlich⸗rechtlichen Inſtitution und zur Heranziehung 
der Werksbeſitzer zu Beiträgen, wie ſolche in den SS 174 ff. 
Allgemeines Berggeſetz geordnet iſt, geführt haben, auch maß⸗ 
gebend geweſen find für die weitere Ausbildung der Arbeiter⸗ 
fürſorge durch die Unfallverſicherungsgeſetze und namentlich 
durch das Gewu VG. vom 30. Juni 1900 (n. F. vom 5. Juli 
1900; RGBl. 585), ſowie ferner, daß Zweck und Aufgabe der 
Knappſchafts⸗Berufsgenoſſenſchaft in dem ihr durch das Reichs⸗ 
geſetz zugewieſenen erweiterten Umfange dieſelben ſind, die bis⸗ 
her in beſchränkterem Umfange die Knappſchaftskaſſen zu leiſten 
hatten. Aber wenn die Reviſion nun auch einen Schritt weiter 
geht und aus der Gemeinſamkeit der Grundlage folgen will, 
daß auch den Beiträgen der Werkbeſitzer an die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft dieſelbe rechtliche Stellung eingeräumt werden müſſe, die 
der Art. 17 Abſ. 2 des AG. vom 23. September 1899 den 
dort bezeichneten Beiträgen zu den Knappſchaftskaſſen beilegt, 
fo erkennt fie den bereits hervorgehobenen poſitiv⸗rechtlichen 
Charakter dieſer Vorſchrift. Die Reviſion meint, wenn die 
neue, durch das Gewu VG. vom 30. Juni 1900 geſchaffene 
Organiſation bereits beim Erlaß des AG. vom 23. September 
1899 beſtanden hätte, daß dann wohl Veranlaſſung geweſen 
wäre, die Vorſchrift des Art. 17 Abſ. 2 auch auf die an die 
Berufsgenoſſenſchaft zu leiſtenden Beiträge der Werkbeſitzer 
auszudehnen. Aber dieſe Veranlaſſung beſtand auch dem da⸗ 
mals in Geltung befindlichen 8 94 des Gew VG. vom 6. Juli 
1884 gegenüber, und man müßte alſo, da ſich in den Vor⸗ 
arbeiten zu dem AG. vom 23. September 1899, ſoweit ſie 
veröffentlicht worden ſind, keinerlei Anhalt dafür findet, daß 
man an eine weitere Ausdehnung des Vorrechts gedacht habe, 
geradezu annehmen, daß die ganze Frage damals überſehen 
worden ſei. Eine ſolche Annahme erſcheint von vornherein 
ausgeſchloſſen. Aber wie es ſich auch damit verhalten mag, 
jedenfalls hätte es für das von der Knappſchafts⸗Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft beanſpruchte Vorrecht einer poſitiven, dieſes Vorrecht feſt⸗ 
ſetzenden Geſetzesvorſchrift bedurft, zumal es ſich hierbei, wie 
der vorliegende Fall zeigt, zugleich um die Sicherheit des Real⸗ 
kredits handelt, die nur durch eine möglichſt genaue Abgrenzung 
der den Realgläubigern vorgehenden Anſprüche gewährleiſtet 
werden kann. Das Fehlen einer ſolchen poſitiv⸗rechtlichen Be⸗ 
ſtimmung muß daher gegen die Reviſion entſcheidend ſein. 
Daran ändert auch der Umſtand nichts, auf den der erſte 
Richter Gewicht legt, daß die von dem Unternehmer geſetzlich 
für das Betriebsperſonal zu entrichtenden Beiträge an die Un⸗ 
fallskaſſen als Geſchäfts⸗ oder Betriebskoſten in Abzug gebracht 
werden dürfen, und daß ſie ebenſo bei der Feſtſetzung des Er⸗ 
trages aus dem Bergwerke für abzugsfähig erklärt worden ſind. 
Und wenn endlich die Reviſion mit dem erſten Richter darauf 
hinweiſt, daß das RG. den an die Berufsgenoſſenſchaften zu 
entrichtenden Beiträgen in der Rangordnung der Konkurs⸗ 
gläubiger die Stellung in der dritten Klaſſe (8 54 Nr. 3 
KO. a. F., jetzt 8 61 Nr. 3) zuerkannt habe (RG. 22, 140), 
ſo iſt damit für die hier zu entſcheidende Frage nichts ge⸗ 
gewonnen; denn der Punkt, auf den es ankommt, ob die 
Leiſtungen ſolche ſind, die das Bergwerk ſelbſt belaſten, ſpielt 
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für das Vorrecht im Konkurſe keine Rolle. W. c. K. B.⸗G., 
u. v. 16. Mai 06, 472/05 V. — Hamm. 

Binnenſchiffahrtsgeſetz vom 15. Juni 1895. 

33. 5 3 BinnenSchG. in Verb. mit $ 823 Abſ. 1 und 
8 276 Abſ. 1 BGB. Haftung des Schiffseigners gegenüber 
einem durch Verſchulden der Schiffsbeſatzung geſchädigten Dritten; 
Wirkung der Befreiungsklaufel.] 

Die Klägerin hatte im April 1900 in einem der Witwe B. 
gehörigen Flußkahn 1600 Sack Rohzucker verfrachtet. Führer 
des Kahns war der Schiffer N. Dieſer ſchloß mit dem Be⸗ 
klagten einen Schleppvertrag für die Strecke von Spandau bis 
Havelort. Der Kahn wurde als viertes Anhangsfahrzeug von 
dem beklagtiſchen Schlepper Auguſte mitgenommen. Bei der 
Durchfahrt unter der Eiſenbahnbrücke bei Rathenow geriet der 
Kahn gegen einen Brückenpfeiler und ſank. Die Ladung wurde 
beſchädigt und konnte nur zum Teil geborgen werden. Nach 
der Behauptung der Klägerin gehörte die Ladung der Firma 
L. B. & Söhne zu Hamburg. Auf Grund einer Zeſſion dieſer 
Firma nimmt die Klägerin den Beklagten auf Erſatz des 
Ladungsſchadens in Anſpruch, indem ſie geltend macht, daß der 
Führer des Schleppers, Steuermann G., das Brückenjoch un⸗ 
richtig angeſteuert und durch dieſe Vernachläſſigung ſeiner 
Pflichten den Schaden verurſacht habe. Der Klageantrag geht 
dahin: Den Beklagten zu verurteilen, bei Vermeidung der 
Zwangsvollſtreckung in den Dampfer Auguſte und deſſen Fracht 
an Klägerin 30 905,53 Mark nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit dem 
Tage der Klagezuſtellung zu zahlen. Der Beklagte hat jedes 
Verſchulden des Schlepperführers beſtritten und die Klage auch 
deswegen bekämpft, weil der Schleppvertrag mit der Klauſel 
geſchloſſen ſei, daß ſich der Kahnführer für etwa entſtehende 
Schäden nur an deren Urheber, nicht aber an ihn (den Be⸗ 
klagten) halten könne. In der Berufungsinſtanz iſt auch be⸗ 
ſtritten worden, daß L. B. & Söhne Eigentümer der Ladung 
geweſen ſeien. Das LG. II zu Berlin hat die Klage durch 
Urteil vom 16. April 1905 abgewieſen. Auf Berufung der 
Klägerin hat das KG. zunächſt durch Teilurteil vom 21. Januar 
1905 über 3 Nebenpoſten der Klagerechnung von zuſammen 
1678,28 Mark erkannt und inſoweit die Klagabweiſung durch 
Zurückweiſung der Berufung beſtätigt. Dieſes Teilurteil iſt 
rechtskräftig geworden. In Streit verblieb ein Betrag von 
29 227,25 Mark, der den Wert des untergegangenen Zuckers 
unter Hinzurechnung der Bergungskoſten, aber unter Abſetzung 
des Erlöſes für das gerettete Quantum darſtellt. Über dieſen 
Teil der Klage hat das KG. durch Urteil vom 11. November 
1905 abändernd erkannt, indem es „den Klaganſpruch auf 
Schadenserſatz wegen Verluſtes der 1600 Sack Rohzucker“ dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und die Sache zur 
weiteren Verhandlung und Entſcheidung über den Betrag dieſes 
Anſpruches ans LG. zurückverwieſen hat. Die Reviſion des 
Beklagten iſt zurückgewieſen. — Die Begründung des Be⸗ 
rufungsurteils iſt nicht frei von Rechtsirrtum, die Entſcheidung 
ſelbſt aber ſtellt ſich aus anderen Gründen als gerechtfertigt 
dar, jo daß die Reviſion nach 8 563 ZPO. zurückzuweiſen 
war. Das Berufungsgericht hat den Vorwurf, der Führer des 
Schleppers habe den Unfall des B.ſchen Kahnes durch fahr⸗ 
läſſige Steuerung verurſacht, für begründet erachtet. Es ſieht 
die Firma L. B. & Söhne, aus deren Rechten die Klage er⸗ 
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hoben iſt, als Ladungsbeteiligte an und folgert aus § 7 
Binnen Sch., daß der Führer des Schleppers auch dieſer Firma 
gegenüber verpflichtet ſei, die Sorgfalt eines ordentlichen 
Schiffers anzuwenden, und daß er ihr für jeden durch die Ver⸗ 
nachläſſigung dieſer Sorgfalt entſtandenen Schaden hafte. Der 
Beklagte aber ſei für dieſen Schaden nach 88 3 und 4 
Binnen SchG. in der Weiſe verantwortlich, daß er mit Schiff 
und Fracht hafte. Gegenüber dieſer geſetzlichen Haftung käme 
die Befreiungsklauſel des Schleppvertrages nicht in Betracht, 
da B. & Söhne ihre Rechte nicht aus dem Schleppvertrage 
ableiteten. Aus dieſer Begründung ergibt ſich, daß der Be⸗ 
rufungsrichter nicht verkannt hat, daß durch § 3 BinnenSch®. 
nicht eine ſelbſtändige Deliktsklage gegen den Schiffseigner ge⸗ 
ſchaffen iſt, die nur von dem Nachweiſe eines Dienſtverſchuldens 
der Schiffsbeſatzung abhinge. Der Gedanke des Geſetzes iſt 
nur der, daß, wenn dem geſchädigten Dritten auf Grund 
anderer geſetzlicher Beſtimmungen ein Erſatzanſpruch gegen die 
ſchuldige Perſon der Schiffsbeſatzung gegeben ſei, auch der 
Schiffseigner für dieſen Anſpruch haften ſolle, und zwar in der 
aus 8 4 erſichtlichen Beſchränkung. Nachgebildet iſt der 8 3 
der ſcerechtlichen Vorſchrift des 98485 HGB. (früher Art. 45 1), 
für die dieſer Grundſatz ſtets anerkannt worden iſt (RG. 9, 
162), und das RG. hat ihn auch für $ 3 Binnen SchG. in dem 
Urteile vom 22. Juni 1901 in der Sache I 82/01 (JW. 01 
S. 619 Nr. 8) bereits zur Anwendung gebracht. Der Anſpruch 
gegen die Perſon der Schiffsbeſatzung, für den der Schiffs⸗ 
eigner nach 8 3 einzutreten hat, kann feinen Rechtsgrund in 
beſonderen Beſtimmungen des Binmnenſchiffahrtsrechts haben. 
Dahin gehört die Haftung des Schiffers für die gehörige 
Sorgfalt in der Ausführung ſeiner Dienſtverrichtungen, die nach 
8 7 auch gegenüber den Ladungsbeteiligten (Abſender und 
Empfänger) beſteht. Ein Irrtum des Berufungsgerichts aber 
iſt es, daß dieſer Fall hier vorliege. B. & Söhne waren zwar 
Ladungsbeteiligte im Sinne von § 7 gegenüber dem B. ſchen 
Kahne, in dem der Zucker verfrachtet war. Dem Schlepper 
aber, deſſen Dienſte der B.ſche Kahn zur Ausführung der 
Frachtreiſe in Anſpruch genommen hatte, ſtehen ſie nicht als 
Ladungsbeteiligte gegenüber. Eine Ladung des Schleppzuges, 
die dem Schlepper anvertraut wäre, gibt es nicht und ebenſo⸗ 
wenig liegt ein Vertragsverhältnis zwiſchen dem Abſender oder 
Empfänger der Kahnladung und dem verklagten Schlepp⸗ 
ſchiffahrtsunternehmer vor. Aber der Anſpruch des Geſchädigten 
gegen die Perſon der Schiffsbeſatzung, der die Grundlage der 
Klage aus 8 3 bilden muß, kann feinen Rechtsgrund auch in 
Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Rechts haben. In 
dieſer Beziehung kamen vor 1900 in den gemeinrechtlichen Ge⸗ 
bieten vor allem die Beſtimmungen des Aquiliſchen Geſetzes in 
Frage. Jetzt treten an deren Stelle die Vorſchriften des BGB. 
über unerlaubte Handlungen, insbeſondere die SS 823 und 
826 BGB. Das vom Berufungsgericht feſtgeſtellte Sach⸗ 
verhältnis aber ergibt ohne weiteres, daß hier ein unter 
8 823 Abſ. 1 BGB. fallender Tatbeſtand vorliegt. Der 
Steuermann G., dem die Führung des Schleppers Auguſte 
oblag, hat fahrläſſig das Eigentum der Firma B. & Söhne 
widerrechtlich verletzt. Er iſt daher der Klägerin, an die 
B. & Söhne ihre Rechte abgetreten haben, zum Erſatze des 
daraus entſtehenden Schadens verpflichtet, und weil ſich die 


Fahrläſſigkeit des Steuermanns als ein Verſchulden in der 
Ausführung ſeiner Dienſtverrichtungen darſtellt, iſt auch der 
Beklagte nach $ 3 Binnen Sch. für den Schaden mit ver: 
antwortlich. Die Reviſion will dies freilich nicht gelten laſſen. 
Sie ſucht auszuführen, daß von einer Fahrläſſigkeit des Steuer⸗ 
manns G. nur geredet werden könne, weil und inſoweit ihm 
durch den Schleppvertrag Pflichten gegenüber dem Bi.ſchen 
Kahne auferlegt waren. Außerhalb dieſes kontraktlichen Bandes, 
auf das ſich der Kläger nicht berufen könne, liege eine Pflicht⸗ 
verſäumnis nicht vor. Dieſe Ausführung kann als richtig nicht 
anerkannt werden. Fahrläſſig handelt nach $ 276 BGB., 
wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht läßt. 
Die Beobachtung dieſer Sorgfalt liegt, ſoweit es ſich um den 
Schutz der in 8 823 Abf. 1 aufgeführten Rechtsgüter handelt, 
jedermann ob, und wer durch ihre widerrechtliche Ver⸗ 
nachläſſigung an dieſen Rechtsgütern geſchädigt iſt, dem gibt 
das Geſetz den Erſatzanſpruch. Für dieſen Erſatzanſpruch des 
Geſchädigten iſt es ohne Bedeutung, ob ſich die Außer⸗ 
achtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt im Ver⸗ 
hältnis des Schädigers zu einem Dritten zugleich als eine 
Vertragsverletzung darſtellt. Daß G. aus dem Schlepp⸗ 
vertrage, den er mit dem B. ſſchen Kahne abgeſchloſſen hatte, 
dieſem verpflichtet war, bei der Navigierung des Schleppzuges 
die Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers anzuwenden, iſt richtig. 
Kraft Geſetzes aber lag ihm außerdem auch die Pflicht ob, bei 
der Navigierung die erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um 
nicht fremdes Eigentum (oder das Leben oder die Geſundheit 
anderer) zu beſchädigen. Erweiſt ſich die Klage durch die Vor⸗ 
ſchriften des § 3 Binnen SchG. in Verbindung mit 8 823 
Abſ. 1 und § 276 Abſ. 1 Satz 2 als begründet, fo muß 
hieraus auch weiter gefolgert werden, daß die Befreiungs⸗ 
klauſel, die in dem Schleppvertrage Aufnahme gefunden hat, 
der Klage nicht entgegenſteht. Wenn der Beklagte durch 
Vertrag mit dem Führer des B. ſchen Kahnes dieſem gegenüber 
ſeine geſetzliche Haftung für ein ſchadenſtiftendes Verſchulden 
der Schlepperbeſatzung ausſchloß, ſo wurde dadurch ſeine all⸗ 
gemeine deliktiſche Haftung gegenüber Dritten nicht berührt. 
Mag der Verzicht des Kahnführers auch ſo auszulegen ſein, 
daß er nicht nur deſſen kontraktliche, ſondern auch deſſen 
deliktiſche Anſprüche umfaßt, ſo kann er doch immer nur auf 
die eigenen Anſprüche des Kahnführers bezogen werden, nicht 
aber auf Anſprüche der Ladung, auf die zu verzichten der 
Schiffer nicht legitimiert iſt. Ob Befreiungsklauſeln in einem 
Frachtvertrage, den ein anderer im eigenen Namen, aber im 
Auftrage des Eigentümers des Frachtgutes abgeſchloſſen hat, 
die deliktiſchen Anſprüche aus dem Eigentum mitumfaſſen, ſteht 
nicht zur Erörterung. Den Schleppvertrag ſchließt der Kahn⸗ 
führer nicht im Auftrage des Ladungseigentümers oder des 
Abſenders, ſondern im eigenen Intereſſe zur Ausführung der 
ihm obliegenden Frachtreiſe. Bei dieſer Rechtslage durfte das 
Berufungsgericht es unentſchieden laſſen, ob die Behauptung 
des Beklagten richtig ſei, daß die Befreiungsklauſel auf Elbe 
und Havel bei allen Schleppſchiffahrtsunternehmein üblich und 
daß dies auch den Spediteuren und Verſendern bekannt ſei. 
Auch wenn man annimmt, daß die Klägerin die Ausführung 
der Frachtreiſe durch Schlepperhilfe beim Abſchluſſe des Fracht⸗ 
vertrages als ſelbſtverſtändlich unterſtellt hat, kann dieſer Sad: 


— ——— — — . — 


er 


Er Fr a 


35. Jahrgang. 


verhalt keinen Anlaß bieten, der Befreiungsklauſel eine Aus⸗ 
dehnung auf die Rechte Dritter zu geben, die ihr an ſich nicht 
innewohnt. Daß die Zuckerladung zur Zeit des Unfalls im 
Eigentum der Firma B. & Söhne ſtand, iſt vom KG. in be⸗ 
denkenfreier Weiſe ſeſtgeſtellt. Ob die Firma den Zucker 
bereits verkauft hatte, iſt unerheblich. Der Käufer würde, auch 
wenn die Gefahr des zufälligen Übergang? nach $ 447 BGB. 
bereits auf ihn übergegangen wäre, als bloß obligatoriſch Be⸗ 
rechtigter den Schutz des 8 823 Abſ. 1 BGB. nicht genießen. 
Daß B. & Söhne aber den Kaufpreis eingezogen hätten und 
ſich durch Zuſprechung der Klage auf Koſten des Beklagten 
bereichern würden, iſt nicht geltend gemacht. F. c. C. A., U. 
v. 16. Mai 06, 610/05 I. — Berlin. 

U. Preußiſches Recht. 

Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

34. 5 13 verb. mit Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 
1874 5 30. Klage auf Ausübung des Entziehungsrechtes 
im Falle der Offenlegung eines Fluchtlinienplanes. Ent⸗ 
eignungspflicht, wenn das verbleibende Reſtgrundſtück zur Be⸗ 
bauung zu klein iſt. Übernahmepflicht des zur Straße nicht 
beſtimmten Grundſtücksteils 2] 

Der Kläger verlangte Erſatz allen Schadens, der ihm 
durch die Feſtlegung der Fluchtlinie der Sedanſtraße an ſeinem 
Grundſtücke entſtanden iſt. Die Klage wurde vom LG. ab⸗ 
gewieſen. Der Kläger legte Berufung ein mit dem ab⸗ 
geänderten Antrage, daß die Beklagte verurteilt werde, ſein 
Grundſtück zu übernehmen und das Entſchädigungsfeſtſtellungs⸗ 
verfahren wegen desſelben bei der zuſtändigen Behörde zu be⸗ 
antragen. Das OLG. verurteilte die Beklagte, das zwiſchen 
der projektierten Sedanſtraße, der Kaiſerſtraße und Adolfſtraße 
zu L. liegende, dem Kläger gehörige Grundſtück einſchließlich der 
in die projektierte Sedanſtraße fallenden Fläche zu übernehmen 
und das Entſchädigungsfeſtſtellungsverfahren bei der zuſtändigen 
Behörde zu beantragen. Die Reviſion der Beklagten wurde 
zurückgewieſen: Nach 8 11 Fluchtlinien G. vom 2. Juli 1875 erhält die 
Gemeinde mit der Offenlegung eines Fluchtlinienplanes das Recht, 
die nach dem Plane für Straßen und Plätze beſtimmte Grund⸗ 
fläche dem Eigentümer zu entziehen; es iſt ihr aber nicht die 
Pflicht auferlegt, dieſes Recht alsbald oder binnen beſtimmter 
Friſt auszuüben. Doch läßt das Geſetz Ausnahmen zu. In 
den im § 13 Abſ. 1 unter Nr. 2 und 3 bezeichneten Fällen 
kann der Eigentümer verlangen, daß ihm die Gemeinde die 
zu Straßen (und Plätzen) beſtimmte Grundfläche gegen Ent⸗ 
ſchädigung abnimmt, daß ſie das Entſchädigungsfeſtſtellungs⸗ 
verfahren nach 88 24 flg. EnteignungsG. vom 11. Juni 1874 
beantragt. Inſoweit beſteht eine Enteignungspflicht der Ge⸗ 
meinde. Die Erfüllung dieſer Pflicht fordert der Kläger vor⸗ 
liegendenfalls bezüglich feines Grundſtücks. Dieſes Grund: 
ſtück iſt unbebaut, aber an ſich zur Bebauung geeignet; es 
liegt an der längſt beſtehenden anbaufertigen Kaiſerſtraße, und 
es wird von der Fluchtlinie der neuanzulegenden Sedanſtraße 
durchſchnitten. Inſoweit liegen die Vorausſetzungen des § 13 
Abſ. 1 Nr. 3 FluchlinienG. vor. Dagegen kann der Kläger 
das weitere Erfordernis, daß „die Bebauung (des Reſtgrund⸗ 
ſtücks) in der Fluchtlinie der neuen Straße erfolgt,“ nicht er 
füllen, weil das ihm an der Kaiſerſtraße verbleibende Reſt⸗ 
grundſtück zu klein iſt, als daß es überhaupt noch bebaut 
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werden könnte. Es fragt ſich, ob die Enteignungspflicht der 
Gemeinde trotzdem beſteht. Das LG. hatte die Frage verneint; 
das Berufungsgericht bejaht ſie im Anſchluß an das — in den 
Entſcheidungen für Zivilſachen 7, 273 abgedruckte — Urteil 
des RG., V. ZS., vom 23. September 1882. Dieſes Urteil 
zieht zur Ergänzung des 8 13 Abſ. 1 Nr. 3 den Abſ. 3 des 
§ 13 heran; es findet im Abſ. 3 „eine die Entſchädigungs⸗ 
pflicht für betroffene Bauſtellen anderweit regulierende Modi⸗ 
fikation der Beſtimmung des Abſ. 1 Nr. 3.“ Hiergegen 
wendet ſich die Reviſion, im weſentlichen unter Wiederholung 
der von v. Strauß und Torney im Friedrichsſchen Kommentar 
zum FluchtlinienG. (5. Aufl. S. 148 flg.) hervorgehobenen 
Bedenken. Allein wenn man ihnen auch im vollen Maße 
Rechnung trägt, fo führt dies nur zu einer teilweiſe von der 
des V. S. abweichenden Begründung der Entſcheidung, nicht 
zu einer abweichenden Entſcheidung der ſtreitigen Frage ſelbſt. 
Zunächſt iſt zu bemerken, daß der Abſ. 3 keineswegs ohne alle 
Bedeutung für die vorliegende Streitfrage iſt. Die Nr. 3 
wurde dem Geſetzentwurf von der Kommiſſion des Abgeordneten⸗ 
hauſes aus Billigkeitsrückſichten eingefügt. Wenn eine Bau⸗ 
ſtelle an beſtehender Straße durch die Fluchtlinie einer neuen 
Straße für dieſe neue Straße in Anſpruch genommen wird, 
inſoweit alſo die bisherige Bebauungsfähigkeit verliert, ſo ſoll 
dem Eigentümer nicht zugemutet werden zu warten, bis die 
Gemeinde die Abtretung verlangt; der Eigentümer ſoll ſelbſt 
berechtigt ſein, die Abnahme der zur Straße beſtimmten 
Fläche gegen Entſchädigung zu fordern. Daß hierbei nichts 
darauf ankommen kann, ob das betroffene Grundſtück ganz 
oder nur zum Teil für die Straße beſtimmt iſt, und ob der 
nicht zur Straße fallende Teil groß oder klein iſt, bebaubar 
bleibt oder unbebaubar wird, iſt eigentlich ſelbſtverſtändlich. 
Das Geſetz macht denn auch einen derartigen Unterſchied nicht, 
und der Kommiſſionsbericht bemerkt ausdrücklich, die Ent⸗ 
ſchädigung (gemeint iſt der Anſpruch auf Enteignung gegen 
Entſchädigung) ſolle dem Eigentümer gewährt werden, wenn 
das Grundſtück ganz oder zum Teil in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird. Inſoweit iſt alſo Sinn und Wortlaut der 
Nr. 3 des Abſ. 1 ganz klar; die Enteignungspflicht tritt ein 
ohne Rückſicht auf die Größe und Beſchaffenheit des ver⸗ 
bleibenden Reſtgrundſtücks. Die Billigkeit erfordert dagegen 
nicht, daß die Enteignungspflicht der Gemeinde als ſofortige 
und unmittelbare Folge der Fluchtlinienfeſtſetzung eintritt. Das 
Verlangen des Klägers auf Einleitung des Entſchädigungs⸗ 
feſtſtellungsverfahrens wäre auch dann als begründet an⸗ 
zuſehen, wenn der Abſ. 3 des § 13 überhaupt nicht im Ge: 
ſetze ſtünde. Jenes Verlangen leitet ſeine geſetzliche Be⸗ 
rechtigung nicht aus dem Abſ. 3, ſondern aus dem Abſ. 1 
Nr. 3 des $ 13 ab. Der Klageanſpruch freilich, wie er vor⸗ 
liegend erhoben iſt, kann nicht nur auf den Abſ. 1 geſtützt 
werden, denn dieſer gewährt (in Verbindung mit § 14) dem 
Eigentümer nur das Recht, die Gemeinde zur Ausübung ihres 
Enteignungsrechtes anzuhalten. Das Verlangen der Über: 
nahme des Reſtgrundſtücks dagegen hat ſeine Grundlage aller⸗ 
dings im Abſ. 3 des § 13 und im 89 Enteignungs GG. Dieſe 
Frage aber gehört ſtreng genommen überhaupt nicht in den 
gegenwärtigen Rechtsſtreit. Den Antrag auf Übernahme des 
ganzen Grundſtücks hat der Eigentümer im Verwaltungs⸗ 


446 | Juriſtiſche Wochenſchrift. 


verfahren zu ſtellen, und erſt gegen die dort ergehende Ent⸗ 
ſcheidung ſteht ihm nach § 30 Enteignungs G. der Rechtsweg 
offen. Dort kommt der Abf. 3 des $ 13 zur Geltung. Vgl. 
Urteil des V. ZS. vom 27. Mai 1891 (JW. S. 403 und 
Gruchots Beitr. 35, 1116). Der auf Übernahme des nicht zur 
Straße beſtimmten Grundſtücksteils gerichtete Antrag hätte des⸗ 
halb abgewieſen werden können. Davon, dies noch in der 
Reviſionsinſtanz zu tun, konnte Abſtand genommen werden, da 
die Gemeinde einen Rechtsbehelf nach dieſer Richtung nicht 
geltend gemacht hat, und im Urteilsſatze des Berufungsurteils 
der Nachdruck auf die Verpflichtung der Beklagten, das Ent⸗ 
ſchädigungsfeſtſtellungsverſahren bei der zuſtändigen Behörde zu 
beantragen, zu legen iſt. Dieſe Verpflichtung gründet ſich auf 
den $ 13 Abſ. 1 des Fluchtlinien. Gem. L. c. B., U. v. 
20. April 06, 376/05 VII. — Hamm. 

35. Entſchädigung für die dem Grundſtück auferlegte 
Dienſtbarkeit der Unbebaubarkeit.] 

Vor dem Schleſiſchen Tore in Berlin liegt eine von zwei 
dort von der Spree abzweigenden Kanälen (dem Schiffahrts⸗ 
kanal und dem Flutkanal) umfloſſene Inſel, die von der Straße 
„Vor dem Schleſiſchen Tor“ durchſchnitten wird. Der öſtlich 
dieſer Straße gelegene Teil der Inſel, der bis zum Jahre 1873 
im gemeinſchaftlichen Eigentum der de C.ſchen Erben ſtand, iſt 
durch den — nicht veröffentlichten — Bebauungsplan von 1862 
zur Anlegung eines öffentlichen Platzes beſtimmt. Im Jahre 
1873 teilten die de C.ſchen Erben ihr Grundſtück in Natur, 
wobei auf die Rittergutsbefitzersgattin Eliſe J. geb. de C., die 
urſprüngliche Klägerin im gegenwärtigen Rechtsſtreite, der an 
die Straße Vor dem Schleſiſchen Tore ſtoßende, 4 840,20 qm 
große Anteil fiel und ihr aufgelaſſen wurde. Im Jahre 1885 
wollte Frau J. ihr Grundſtück bebauen, die Bauerlaubnis 
wurde ihr jedoch vom Polizeipräſidium unter Hinweis auf die 
Beſtimmung des Grundſtücks zu einem öffentlichen Platze ver⸗ 
ſagt. Wegen dieſer Verſagung erhob die Eigentümerin im 
März 1903 Klage gegen die Stadt Berlin mit dem Antrage, 
die Beklagte zur Zahlung von 100 000 Mark nebſt 4 Prozent 
Zinſen ſeit dem 12. März 1903 zu verurteilen, indem ſie 
geltend machte, durch die Verſagung der Bauerlaubnis auf 
Grund des Bebauungsplans ſei dem Grundſtück die öffentlich⸗ 
rechtliche Dienſtbarkeit der Unbebaubarkeit auferlegt und dadurch 
der Wert des Grundſtücks um mindeſtens 100 000 Mark ge⸗ 
mindert worden. Als ſich im Laufe des Rechtsſtreits heraus⸗ 
ſtellte, daß der Klägerin auch ſchon im Jahre 1881 die Erlaubnis 
zur Errichtung von Bauten zunächſt verweigert und dann nur 
gegen die im Grundbuch eingetragene Verpflichtung, die vor⸗ 
handenen und noch zu errichtenden Bauten auf Verlangen des 
Magiſtrats oder der Straßenbaupolizei abzubrechen, erteilt 
worden war, ſtützte die Klägerin ihren Anſpruch auch auf dieſen 
Vorgang. Die Beklagte beſtritt, daß der Klägerin Schaden 
erwachſen ſei, da das Grundſtück im Jahre 1862 Baulands⸗ 
eigenſchaft nicht gehabt habe und ſpäter ſolche nicht habe er⸗ 
langen können. Sie beantragte Abweiſung der Klage. Die 
beklagte Stadtgemeinde iſt in allen Inſtanzen verurteilt: 
Kein Bedenken beſteht zunächſt gegen die Annahme des Be⸗ 
rufungsgerichts, daß der Bebauungsplan von 1862 erſt durch 
die im Jahre 1881 erfolgte Verſagung der Bauerlaubnis auf 
das Grundſtück der Kläger zur Anwendung gebracht worden iſt. 


M13. 1906. 


Erſt hierdurch iſt dem Grundſtück die öffentlich⸗ rechtliche Dienft- 
barkeit der Unbebaubarkeit auferlegt worden. Die Vorgänge 
vom Jahre 1877, die nach der Meinung der Beklagten ſchon 
dieſe Wirkung gehabt haben ſollen, waren hierzu nicht geeignet, 
da in den bezüglichen polizeilichen Verfügungen jede Andeutung 
darüber fehlte, daß die von der Polizeibehörde an die Bau⸗ 
erlaubnis geknüpften Bedingungen wegen der künftigen Be⸗ 
ſtimmung des Grundſtücks zu einem öffentlichen Platze aufgeſtellt 
worden ſeien. Iſt demnach die Fluchtlinie dem Grundſtück der 
Kläger gegenüber erſt im Jahre 1881 in Kraft getreten, ſo 
mußte auch dieſer Zeitpunkt für die Berechnung der Entſchädigung 
wegen der Belaſtung des Grundſtücks mit der Servitut der 
Unbebaubarkeit als maßgebend behandelt werden. Hiervon 
ausgehend hat das Berufungsgericht im Anſchluß an 
das Gutachten des Sachverſtändigen Geheimen Baurats 
Haeſecke die Wertsminderung, die das Grundſtück durch 
die Belaſtung erlitt, auf 100 000 Mark feſtgeſtellt. 
Hierbei iſt angenommen, daß das Grundſtück, das nicht nur 
von der Straße Vor dem Schleſiſchen Tore, ſondern auch von 
der Schleuſenuferſtraße begrenzt iſt, im Jahre 1881 ohne die 
durch den Bebauungsplan geſchaffene Beſchränkung mit Ge⸗ 
bäuden jeder Art hätte bebaut werden können, da die Schleuſen⸗ 
uferſtraße bereits vor Erlaß des Geſetzes vom 2. Juli 1875 
zum Anbau fertiggeſtellt geweſen ſei. Hiergegen macht die 
Reviſion geltend: Wenn auch nicht amtlich veröffentlicht, ſo 
ſei doch der Bebauungsplan von 1862 längſt allgemein bekannt 
geweſen. Aus den im Buchhandel käuflichen Karten und Stadt⸗ 
plänen ſei jedermann erſichtlich geweſen, daß das klägeriſche 
Grundſtück zu einem öffentlichen Platze beſtimmt und daher 
nicht unbeſchränkt bebauungsfähig ſei. Dieſe tatſächliche Un⸗ 
möglichkeit der Bebauung habe ſchon ſeit 1862 beſtanden, und 
deshalb habe das Grundſtück an der ſeitdem eingetretenen all⸗ 
gemeinen Wertſteigerung nicht mehr teilnehmen können. Durch 
die Nichtbeachtung dieſes Geſichtspunktes verletze das Be⸗ 
rufungsurteil die in der Rechtſprechung des RG., beſonders in 
den Urteilen (des V. ZS.) vom 27. November 1886 (RG. 17, 
162) und vom 27. Oktober 1897 (JW. S. 648) entwickelten 
Rechtsgrundſätze. Dieſer Angriff iſt jedoch unbegründet. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß der Bebauungsplan von 
1862 alsbald allgemein bekannt wurde, ſo daß jedermann 
wiſſen konnte, das Grundſtück werde früher oder ſpäter behufs 
Anlegung eines öffentlichen Platzes enteignet werden, und die 
Polizei werde ſchon von jetzt ab die Erlaubnis zur Bebauung 
des Grundſtücks verſagen oder nur unter Wahrung ſeiner 
künftigen Beſtimmung erteilen. Tatſächlich war alſo das 
Grundſtück allerdings ſchon ſeit 1862 unbebaubar oder nur 
beſchränkt bebaubar. Aber ſchlechthin unerfindlich iſt, wie dieſer 
Umſtand geeignet ſein ſollte, den Wert des Grundſtücks zu be⸗ 
einfluſſen. Die Kenntnis von einem ſicher bevorſtehenden Er⸗ 
eigniſſe, das den Wert des Grundſtücks vermindert, wird 
freilich den Wert ſchon vor dem Eintritt des Ereigniſſes be⸗ 
einfluſſen, aber doch nur dann, wenn der Schaden droht, ohne 
daß dem Eigentümer in irgend einer Weiſe Erſatz geleiſtet 
wird. Bei einer in Ausſicht ſtehenden Enteignung iſt es 
aber ganz ſicher, daß dem Eigentümer voller Erſatz geleiſtet 
wird. Die Kenntnis davon, daß ein Grundſtück, wenn auch 
erſt nach Jahren, zu öffentlichen Zwecken enteignet werden 
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wird, kann deshalb den Wert des Grundſtücks niemals 
mindern, ſondern eher erhöhen, inſofern nämlich als 
erfahrungsgemäß im Enteignungsverfahren die Entſchädigung 
reichlich bemeſſen wird. Die erwähnte Tatſache und ihre 
Kenntnis kann auch nicht hindern, daß das künftig zu ent⸗ 
eignende Grundſtück an der inzwiſchen eintretenden allgemeinen 
Wertſteigerung teilnimmt. Denn maßgebend für die Ent⸗ 
ſchädigung iſt, wie das Berufungsgericht unter Anführung der 
reichsgerichtlichen Rechtſprechung zutreffend darlegt, der Wert 
zur Zeit der Enteignung und nicht der Wert zur Zeit der 
Fluchtlinienfeſtſetzung. Wenn demnach ſelbſt eine nach Maßgabe 
des Geſetzes vom 2. Juli 1875 feſtgeſetzte und bekanntgemachte 
Fluchtlinie dem Grundſtück die Teilnahme an der nachträglichen 
Wertſteigerung nicht zu entziehen vermag, ſo kann eine nicht 
bekanntgemachte ältere Fluchtlinie dieſe Wirkung gleichfalls 
nicht haben. Richtig iſt nur ſo viel, daß diejenige Wertſteigerung 
außer Betracht bleiben muß, die als Folge gerade der Flucht⸗ 
linienfeſtſetzung, der geplanten neuen Anlage eintritt. Maß⸗ 
gebend iſt der Wert, den das Grundſtück zur Zeit der Ent⸗ 


eignung haben würde, wenn die Fluchtlinie (oder der Be⸗ 


bauungsplan) überhaupt nicht beſtände. Von dieſem Grund⸗ 
ſatze geht das Berufungsurteil aus. Was von der Enteignung 
gilt, muß naturgemäß auch von der Belaſtung des 
Grundſtücks mit der Servitut der Unbebaubarkeit gelten. 
Denn die letztere iſt ihrem Weſen nach nichts anderes als 
eine Teilenteignung. Während bei der Herſtellung der auf 
Grund des Geſetzes vom 2. Juli 1875 geplanten Straßen und 
Plätze die Entſchädigung für die zu enteignenden Fläthen in 
einem Poſten, eben der Enteignungsentſchädigung für das als 
unbelaſtet gedachte Grundſtück, gewährt wird, kann ſie bei der 
Ausführung älterer Bebauungspläne in zwei Teile zerfallen, 
und ſie muß dies, wenn die Belaſtung des Grundſtücks mit der 
Servitut früher als die Enteignung und geſondert von dieſer 
eintritt. Hier liegt der Gemeinde die Pflicht ob, dem Eigen⸗ 
tümer ſchon wegen der Belaſtung des Grundſtücks auf Grund 
des 8 75 Einl. des ALR. Entſchädigung zu leiſten, wogegen 
fie ihm bei der künftigen Enteignung nur den Wert des be- 
laſteten Grundſtücks zu erſetzen hat. Für jeden der beiden 
Entſchädigungspoſten aber iſt der Zeitpunkt maßgebend, zu 
welchem die Schädigung eingetreten iſt, die Entſchädigung ge⸗ 
fordert werden kann. Dieſe vom Berufungsgerichte richtig an⸗ 
gewandten Grundſätze ſtehen mit den von der Reviſion an⸗ 
geführten Urteilen des RG. keineswegs in Widerſpruch. Dort 
handelte es ſich um Grundſtücke, die auch ohne die Flucht⸗ 
linienfeſtſetzung nicht bebaubar waren. Der Kern jener Ent⸗ 
ſcheidungen iſt in der Darlegung zu finden, man könne nicht 
ſagen, einer Grundfläche werde durch die Fluchtlinie die Be: 
baubarkeit entzogen, wenn ſie auch ohne die Exiſtenz dieſer Flucht⸗ 
linie nicht bebaubar wäre, eine Darlegung, die unzweifelhaft 
richtig iſt, während es im übrigen dahingeſtellt bleiben kann, ob 
allen Sätzen jener Urteile beizutreten wäre. Hier dagegen 
handelt es ſich um ein Grundſtück, deſſen Bebauung ohne die Be: 
laſtung durch den Bebauungsplan weder rechtliche noch tatſächliche 
Hinderniſſe entgegenſtehen würden, dem alſo die Baulandseigen⸗ 
ſchaft nur durch den Bebauungsplan oder vielmehr durch die 
Inkraftſetzung des Bebauungsplans entzogen worden iſt. B. 
c. J. & Gen., U. v. 11. Mai 06, 419/05 VII. — Berlin. 
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Preußiſches Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

36. Tarifſtelle 32 zu e. Die Befreiungsvorſchrift 
Nr. 3 gilt nur für Lieferungsverträge für ſolche Waren, die in 
Preußen hergeſtellt ſind.] 

Am 18., 21. März, 26. April 1904 ſchloß die Klägerin 
mit der Königlich Preußiſchen Kommiſſion zur Aufteilung der 
Domäne Dahlem einen ſchriftlichen Vertrag, durch den ſie ſich 
zur Lieferung eines Poſtens von ihr im eigenen Betrieb in 
Friedrichsfeld im Großherzogtum Baden hergeſtellter Steinzeug⸗ 
waren verpflichtete. Für dieſen Vertrag hat die Klägerin den 
vom Beklagten auf Grund der Tarifitele 33 zu c des 
Preußiſchen Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 erforderten 
Stempel von 116 Mark 50 Pf. entrichtet. Dieſen Betrag 
nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem Zahlungstage, den 7. Mai 1904, 
fordert die Klägerin mit der Klage zurück, indem ſie die Be⸗ 
freiungsvorſchrift unter Ziff. 3 der genannten Tarifftelle auf 
den bezeichneten Vertrag für anwendbar erachtet. Klage, Be⸗ 
rufung und Reviſion ſind zurückgewieſen: Die Befreiungs⸗ 
vorſchrift Nr. 3 der Tarifſtelle 32, aus der die Klägerin die 
beanſpruchte Stempelbefreiung herleitet, beſtimmt in ihrem hier 
in Betracht kommenden Teile, daß Kauf⸗ und Lieferungs⸗ 
verträge über Mengen von Sachen oder Waren befreit ſind, 
ſofern dieſe „im Inlande“ in dem Betriebe eines der Ver⸗ 
tragſchließenden erzeugt oder hergeſtellt ſind. Inland im Sinne 
des Stempelſteuer G. und des Tarifs iſt nach 8 2 Abſ. 2 des Geſetzes 
deſſen Geltungsbereich, alſo das Gebiet des preußiſchen Staates 
mit Ausnahme der Hohenzollernſchen Lande und der Inſel 
Helgoland. Dieſem Geltungsbereich gehört der Ort Friedrichs⸗ 
feld, wo die den Gegenſtand des zur Verſteuerung gezogenen 
Lieferungsvertrages bildenden Waren im Betriebe der Klägerin 
hergeſtellt ſind, nicht an. Die Befreiungsvorſchrift Nr. 3 kann 
hiernach im vorliegenden Falle keine Anwendung finden. Für 
dieſe Anwendung macht es keinen Unterſchied, ob der Eigen⸗ 
tümer des Betriebes, in dem die Herſtellung erfolgt iſt, nach 
ſeiner Staatsangehörigkeit Preuße oder Nichtpreuße iſt, ent⸗ 
ſcheidend iſt vielmehr allein die Lage des Herſtellungsorts. 
Auch die Entſtehungsgeſchichte der Befreiungsvorſchrift gibt 
keinen Anhaltspunkt dafür, daß auch Lieferungsverträge über 
ſolche Waren an der Befreiung teilnehmen ſollten, die in einem 
anderen Bundesſtaate des Deutſchen Reiches als in Preußen 
hergeſtellt ſind. (Wird näher dargelegt.) Auf einem anderen 
Standpunkte ſcheint die von der Reviſion in Bezug genommene 
ADf. des preußiſchen Finanzminiſters vom 30. Januar 
1897 (Zentralblatt für Abgaben⸗ uſw. Verwaltung 1897 
S. 45) zu ſtehen. Sie führt aus, zwar könne in der 
Befreiungsvorſchrift 3 zur Tarifſtelle 32 unter „Inland“ nur 
der Geltungsbereich des Geſetzes verſtanden werden, es würde 
indeſſen den Grundſätzen des Art. 4 Abſ. 1 RV. und des 
Art. 26 Abſ. 2 des — durch Art. 40 RV. aufrecht er⸗ 
haltenen — Zollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 zu⸗ 
widerlaufen, wenn die den preußiſchen Betrieben bewilligte 
Stempelbefreiung den in ſonſtigen Gebietsteilen des Deutſchen 
Reiches befindlichen Betrieben verſagt würde; da ein auf 
Reichsgeſetz und Staatsvertrag beruhender Grundſatz durch 
Landesgeſetz nicht abgeändert werden könne, erkläre ſich die 
Finanzverwaltung „damit einverſtanden“, daß die durch die 
genannte Tarifſtelle angeordnete Stempelbefreiung auch dann 
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zur Anwendung komme, wenn die den Gegenſtand der Verträge 
bildenden Sachen oder Waren zwar nicht im Bereich des 
Stempelſteuer G., jedoch innerhalb des Deutſchen Reichs in dem Bes 
triebe eines der Vertragſchließenden erzeugt oder hergeſtellt ſind. 
Der in dieſer Verfügung ausgeſprochenen Auffaſſung der 
Finanzverwaltung kann aber nicht beigetreten werden. Der 
Art. 3 Abſ. 1 RV. beſtimmt: „Für ganz Deutſchland beſteht 
ein gemeinſames Indigenat mit der Wirkung daß der Ange⸗ 
hörige (Untertan, Staatsbürger) eines jeden Bundesſtaates in 
jedem anderen Bundesſtaate als Inländer zu 11 und 
demgemäß zum feſten Wohnſitz, zum Gewerbebetriebe, zu 
öffentlichen Amtern, zur Erwerbung von Grundſtücken, zur Er⸗ 
langung des Staatsbürgerrechtes und zum Genuſſe aller 
ſonſtigen bürgerlichen Rechte unter denſelben Vorausſetzungen 
wie der Einheimiſche zuzulaſſen, auch in betreff der Rechts⸗ 
verfolgung und des Rechtsſchutzes denſelben gleich zu behandeln iſt.“ 
Und der Art. 26 Abf. 2 des Zollvereinigungsvertrages lautet: 
„Von den Angehörigen eines Vereinsſtaates, welche in dem 
Gebiete eines anderen Handel und Gewerbe treiben, oder 
Arbeit ſuchen, ſoll keine Abgabe entrichtet werden, welcher nicht 
gleichmäßig die in demſelben Gewerbeverhältniſſe ſtehenden 
eigenen Angehörigen unterworfen ſind.“ Dieſe Vorſchriften 
des Reichsrechts haben die Bedeutung, daß Angehörige eines 
jeden Bundesſtaats in jedem anderen Bundesſtaat als Inländer 
zu behandeln und zum Genuſſe aller bürgerlichen Rechte 
unter denſelben Vorausſetzungen wie der Einheimiſche 
zuzulaſſen find, daß ſie insbeſondere beim Betriebe von Handel 
und Gewerbe in einem anderen Bundesſtaate keine Abgabe 
entrichten ſollen, welcher nicht gleichmäßig die in demſelben 
Gewerbeverhältniſſe ſtehenden eigenen Angehörigen unter⸗ 
worfen ſind. Von einer Gleichſtellung der in einem Bundesſtaat 
vorhandenen Betriebe mit den in jedem anderen Bundes⸗ 
ſtaate vorhandenen iſt aber in dieſen Vorſchriften nichts ent⸗ 
halten. Dieſe werden nicht verletzt, wenn im vorliegenden 
Falle von dem Eigentümer des in Baden liegenden Betriebes 
der preußiſche Kaufſtempel erhoben wird, denn ein „in dem⸗ 
Kat Gewerbeverhältniſſe ſtehender“ Preuße, alſo ein ſolcher, 
er Eigentümer eines in Baden liegenden Betriebes wäre, 
würde, wie oben dargelegt iſt, in gleicher Weiſe, ungeachtet der 
Befreiungsvorſchrift 3 der Tarifſtelle 32, zur Entrichtung des 
Kaufſtempels herangezogen werden müſſen, wenn er in dieſem 
außerpreußiſchen Betriebe hergeſtellte Waren veräußern würde. 
Hiernach kann es dahingeſtellt bleiben, ob die von den Vor⸗ 
inſtanzen vertretene Anſicht 10 billigen iſt, daß die in den an⸗ 
geführten beiden reichsgeſetzlichen Vorſchriften den Angehörigen 
der einzelnen Bundesſtaaten gewährte, ſie den Angehörigen 
aller anderen Bundesſtaaten gleichſtellende Vergünſtigung nur 
phyſiſchen Perſonen zugeſtanden iſt, nicht alſo den juriſtiſchen 
Perſonen und insbeſondere nicht der klagenden Aktiengeſellſchaft. 
Auch die durch die GewO. in der Faſſung vom 26. Juli 
1900 (RGBl. S. 871 flg.) in vielfacher Hinſicht bewirkte 
Gleichſtellung der in den einzelnen Bundesſtaaten vorhandenen 
Gewerbebetriebe ſteht der Erhebung des hier ſtreitigen 
Stempels nicht entgegen, denn nach § 5 daſelbſt iſt durch die 
GewO. in den Beſchränkungen des Betriebes einzelner 
Gewerbe, welche auf den Steuergeſetzen beruhen, nichts ge⸗ 
ändert. Das Urteil des Berufungsgerichts mußte hiernach, 
wenn auch aus anderen als den von ihm ſeiner Entſcheidung 
unterlegten Gründen aufrecht erhalten werden. D. St. W. 
e. Pr. F., U. v. 1. Mai 06, 398/05 VII. — Berlin. 


ruckſehlerberichtigung. 


Oben S. 389 zu Nr. 15 iſt zu leſen: 
Iſt Fortpflanzungsunfähigkeit oder Beiwohnungs⸗ 
unfähigkeit ein Eheanfechtungsgrund? 


M 13. 1906. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Der leidige Streit, ob eine unter Eigentumsvorbehalt ge⸗ 
lieferte Maſchine als weſentlicher Beſtandteil trotz des Vor⸗ 
behalts in das Eigentum des Empfängers übergegangen iſt, wird 
wie oft, ſo auch in Entſch. Nr. 2, zum Nachteil des Lieferanten 
entſchieden. Daß die die Induſtrie arg belaſtende geſetzliche 
Regelung in dem ihr vor dem RG. gegebenen Umfange dem 
Rechtsgefühl entſpreche, wird nicht behauptet werden können. 

Der typiſche Vertrag eines Wirtes mit der ihm ein Dar⸗ 
lehen gewährenden Brauerei über Abnahme des Bierbedarfs 
wird einer eingehenden Erörterung in Entſch. Nr. 3 unter⸗ 
zogen. 

Die Rechtsverhältniſſe der Geſchäftsführung ohne Auftrag, 
insbeſondere die Verpflichtung des Geſchäftsführers zur Fort⸗ 
führung und Beendigung der übernommenen Geſchäftsbeſorgung 
wird in Entſch. Nr. 4 erörtert und der zur Entſcheidung 
ſtehende Fall unter Anwendung des $ 242 BGB. beurteilt. 


Aus dem Grundſatze, daß der Konkursverwalter ſich die 
gegen den Gemeinſchuldner beſtehenden Einwendungen, ins⸗ 
beſondere auch die der Argliſt entgegenſetzen laſſen muß, wird 
in Entſch. Nr. 9 abgeleitet, daß die Verpflichtung des Gemein⸗ 
ſchuldners, im Falle einer Abzahlung der Vorhypothel den ab⸗ 
gezahlten Betrag zur Löſchung zu bringen, von dem be⸗ 
rechtigten Nachhypothekar auch dem Konkursverwalter gegenüber 
geltend gemacht werden kann, ſelbſt wenn die Eintragung einer 
Vormerkung aus § 1179 BGB. nicht erfolgt iſt. 


In eingehender Weiſe erörtert Entſch. Nr. 10 den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch der verlaſſenen unbeſcholtenen Braut, die vor 
und nach dem Verlöbniſſe dem Bräutigam die Beiwohnung ge⸗ 
ſtattet hat. Der dem Verlöbniſſe vorauf gegangene Verkehr 
mit dem Bräutigam ſchließt den Anſpruch nicht aus, iſt aber 
bei Ausmeſſung des Schadens nach den Umſtänden des Falles 
zu berüdfichtigen. 

Der Begriff der Ausſtattung nach BGB. iſt Gegenſtand 
der Ausführungen in Entſch. Nr. 12. Danach kann eine Aus⸗ 
ſtattung auch eine, nach der erſten Ausſtattung erfolgte Zu⸗ 
wendung ſein, die dem Kinde zum Zwecke der Fortführung 
oder Erhaltung der Wirtſchaft gegeben wird, wobei es nicht 
auf die objektive Erforderlichkeit, ſondern nur auf die ſubjektive 
Abſicht und auf die Angemeſſenheit in Anſehung der elterlichen 
Vermögensverhältniſſe ankommt. 

Entſch. Nr. 13 erörtert die Rechtsperſönlichkeit der Gym⸗ 
naſien, insbeſondere der rheiniſchen, und die Haftung aus einem 
Unfall, der infolge unterlaſſener Sicherheitsmaßregeln ein⸗ 
getreten iſt, und die Aufſichtspflicht des Direktors. 

Die nicht genügende Berückſichtigung der Zivilprozeß⸗ 
novelle vom 5. Mai 1905 hat ſchon manchem Anwalt Argernis 
und Koſten verurſacht. Vgl. Entſch. Nr. 15. Es empfiehlt 
ſich bei dem Rechtsmittel der Beſchwerde und namentlich der 
weiteren Beſchwerde grundſätzlich die Nachprüfung an der 
Hand des geltenden Geſetzes. Wie viel Kollegen erſchweren 
ſich dieſe Prüfung dadurch, daß ſie ſich noch nicht eine den 
we Text wiedergebende Ausgabe der ZPO. angeſchafft 

aben 


Ob und inwiefern die Entbindung des Notars von der 
Schweigepflicht für den an dem notariellen Akte beteiligten 
Gemeinſchuldner durch den Konkursverwalter mit Wirkung für 
den Gemeinſchuldner erklärt werden kann, erörtert Entſch. Nr. 17. 

Von tatſächlichem und rechtlichem Intereſſe iſt Entſch. 
Nr. 24, wonach — es handelt ſich um die Regreßklage der 
Aktionäre der Leipziger Bank — die Regreßanſprüche der 
Aktiengeſellſchaft gegen Vorſtand und Aufſichtsrat Teile des 
Geſellſchaftsvermögens find, das beim Konkurſe in die Maſſe 
fällt, ſodaß ein Vergleich des Konkursverwalters hierüber das 
Klagrecht der Aktionäre beſeitigt. N. 
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Vereins nachrichten. 


Am 27. Juni entſchlief in Bad Ems der Herr Geheime 
Juſtizrat Otto Haſe, Rechtsanwalt und Notar in Alten- 
burg, der dem Vorſtande des Dentſchen Anwaltvereins ſeit dem 
14. April 1899 angehörte. Am 2. Mai 1829 in Altenburg 
als Sohn des Finanz ⸗Vizepräſidenten Chriſtian Friedrich 
Haſe geboren, ließ er nach vollendetem Univerſitätsſtudium 
und Beſchäftigung bei verſchiedenen Behörden ſich zunächſt 
in Lucka, dann in Altenburg als Advokat nieder. Lange 
Jahre gehörte er dem Vorſtande der Anwaltskammer des 
Oberlandesgerichts Jena an, in dem er 15 Jahre den 
Vorſitz geführt hat. 

In faſt fünfzig Jahre der Rechtspflege gewidmeter 
Tätigkeit war der hochgebildete, pflichtgetrene Manu eine 
Zierde unſeres Standes. Der Anwaltverein hat in ihm 
einen Kollegen verloren, der jederzeit mit warmem Herzen 
für die Jutereſſen der dentſchen Rechtsauwaltſchaft eintrat. 


Berichtigung. 


In dem Mitte Mai 1906 geſchloſſenen Verzeichniſſe der 
Gerichtsbehörden uſw. ſind ausgelaſſen: 
1. Seite 27 beim Landgericht I Berlin: 
RA. Dr. Naue, W. 8, Franzöſiſcheſtraße 21. 
2. Seite 70 beim ae ie Roßwein: 
RA. Dr. Hennicke. 
3. Seite 117 beim Landgericht Nürnberg: 
RA. Dr. Goldſtein und 
RA. Harrer. 
Seite 117 beim Landgericht Nürnberg ſind dagegen: 
RA. Bing, RA. Isner und 
NA. Dr. Wiz Uhlfelder a 
löſchen. Dieſe find Seite 115 beim Oberlandesgericht Nürns 
g eingetragen. 


Nach 8 3 der mit dem Allgemeinen Deutſchen Ver⸗ 
leg cin in Stuttgart geſchloſſenen Vereinbarung (JW. 
1900 S. 101) hat am 25. und 26. Mai 1906 eine Reviſion 
der Geſchäftsführung des Allgemeinen Deutfchen Verſicherungs⸗ 

ns durch das Mitglied des Vorſtandes des Deutſchen 
Anwaltvereins, Herrn Dr. Richard Schall, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht in Leipzig, unter Zuziehung des Herrn Profeſſors 


. 


Dr. Wolf in Leipzig, als Verſicherungstechnikers, ſtattgefunden. 
Der Herr Rechtsanwalt Dr. Schall hat den nahe genden 
Bericht erſtattet: u. 
Leipzig, den 14. Juni 1906, 
An | 
den Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins 
Herrn Geheimen Juſtizrat Erythropel 
Leipzig. 
Hochgeehrter Herr Kollege! 

N Über die in Ihrem Auftrag vorgenommene Prüfung 
der Geſchäftsführung des Allgemeinen Deutſchen Verſicherungs⸗ 
vereins in Stuttgart beehre ich mich in folgendem zu berichten: 

Ich habe die Prüfung zuſammen mit Herrn Profeſſor 
Dr. Wolf aus Leipzig am 25. und 26. Mai d. J. vor⸗ 
genommen. Sie beſtand im weſentlichen darin, daß ich mir 
eine größere Zahl von Akten vorlegen ließ und die daraus 
erſichtliche Behandlung der angemeldeten Schadensanſprüche 
egen Rechtsanwälte und Notare geprüft habe. Ich kann 
eſtätigen, daß dieſe Prüfung mir keinerlei Grund zu einem 
Bedenken oder zu einer Ausſtellung an der Geſchäftsführung 
des Vereins gegeben hat; vielmehr ergab ſich, daß in allen 


von mir durchgeſehenen Schadensfällen eine genaue und ſach⸗ 
adens durch die Beamten des 


des Vereins, ſpeziell a im Sommer 1902 von ihm ein- 
en iuriſtiſchen ureaus, will ich hervorheben, daß der 
erein es nur bei 3 Prozent der Haftpflicht⸗Schadenfälle 
zum Prozeſſe kommen läßt, und daß von dieſen Prozeſſen 
nur der 6. Teil zu einer Verurteilung der Verſicherten führte, 
Leider arbeitet die Sektion der Rechtsanwälte andauernd 
mit einem nicht unerheblichen Verluſt des Vereins; um ſo 
bald als möglich normale Verhältniſſe herzuſtellen, iſt das 
Mittel ergriffen worden, daß denjenigen Anwälten, die noch 
zu den erſten (ungenügenden) Prämienſätzen verſichert ſind, 
ekündigt werden muß, ſobald es angeht, d. h. insbeſondere 
ſobald ſie einen Schaden anmelden. Die Verſicherungs⸗ 
verträge mit dieſen Anwälten gehen übrigens einigen 
Jahren ihrem Ende entgegen. 
In vorzüglicher Hochachtung 
Ir esgebener 


Ich habe den Hauptinhalt meiner Aufgabe wiederum 

darin erblickt, die Richtigkeit des Geſchäftsabſchluſfes für das 

verfloſſene Kalenderjahr für Sektion 1 (Gruppe B) der Ab⸗ 

teilung I (Haftpflichtverſicherung der Rechtsanwälte und 

Notare, Gerichtsvollzieher uſw.) vom verſicherungstechniſchen 
57 
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Standpunkte aus zu prüfen und habe infolgedeſſen die ein⸗ 
zelnen Poſten der Einnahmen und Ausgaben in Jahres⸗ 
rechnung ihrer Entſtehung und Berechtigung nach untersucht 
und, ſoweit es angängig war, geprüft. Dieſe Prüfung 
hat im allgemeinen zu ganz befriedigenden Ergebniſſen 


ge 

Aus den vorſtehenden Darlegungen unter 1 bis 12 
ER deutlich hervor, daß ich mit dem Geſchäftsberichte der 
be 1 1 On B der wen (Fast u. a.) ins⸗ 

0 mit der pe elben ( i icherun 
der Recht sanwälte und Notare uſw.) auf ee Nat 
efundenen Reviſion im weſentlichen einverſtanden bin; doch 
ich einige Punkte beſprochen, deren Entwicklung man 
fortgeſetzt im Auge behalten muß. 

Die Jahresrechnung ſchließt leider mit einem be⸗ 
trächtlichen Verluſte ab. Dieſes Ergebnis wird verſtändlich, 
wenn man 1 daß unter den im Jahre 1905 ver⸗ 
ſicherten 5 238 Rechtsanwälten 796 Schadenfälle eingetreten 
find.. ... Je eher es gelingt, in Zukunft die Zahl und 
die Höhe dieſer Schäden herabzumindern, deſto näher rückt 
der Zeitpunkt, in 5 ein beſſerer Abſchluß und eine 
Dividende zu erhoffen iſt. 
Im übrigen geſtatte ich mir wiederum auf den Schlußſa 
meines Berichts vom 10. April 1901 zu verweiſen, weil i0 
auch bei der diesmaligen Reviſion den Eindruck empfangen 
habe, daß die deutſchen Rechtsanwälte bei dem Allgemeinen 

chen cherungsverein in Stuttgart gut auf⸗ 
gehoben find. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 17. bis 30. Juni 
1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichorecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 24 und 25 EGBGB. 88 857, 1705, 1922, 
1925, 1986, 1926 BGB. Streit über die Beerbung eines 
Oſterreichers im Deutſchen Reich zwiſchen Oſterreichern und 
Deurſchen. Umerſchied, je nachdem es ſich um unbewegliche 
oder bewegliche Sachen und Forderungen handelt.] 

Am 21. März 1902 iſt zu Joſephsthal in Bayern die 
öſterreichiſche Staatsangehörige Witwe K. geſtorben. Der Nach⸗ 
laß beſtand aus dem Anweſen Haus Nr. 147 in Joſephs⸗ 
thal im Werte von 5500 Mark mit Inventar im Werte von 
500 — 600 Mark und einer Branntweinbrennereieinrichtung im 
Werte von 60 Mark, ferner aus 200 Mark Bargeld, einer 
Hppothekforderung zu 700 Mart, einer Sparkaſſeneinlage zu 
100 Mark und ſonſtigen Forderungen zu 4000 Mark. Eine 
letztwillige Verfügung lag nicht vor. Nachkommen hat Witwe K. 
nicht hinterlaſſen. Sie war eine uneheliche Tochter von 
Eliſabeth S., die ſich ſpäter in Tirol verehelichte und vor ihrer 
Tochter, der Erblaſſerin, geſtorben war. Aus der Ehe der 
Elifabetb S. find 5 Kinder hervorgegangen. Dieſe, die Kläger, 
waren zur Zeit des Erbfalles ſämtlich öſterreichiſche Staats⸗ 
angehörige. Dagegen war eine Tochter eines Bruders der 
Eliſabeth S., die Beklagte, ſchon zur Zeit des Erbfalles deutſche 
Staatsangehörige. Dieſe erhob Erbanſprüche, während die 
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Kläger behaupteten, ſie ſeien als nähere Verwandte Erben. Die 
Kaiſerlich Königliche Finanzprokuratur für Tirol und Vorarl⸗ 
berg in Innsbruck gab unter Ermächtigung des Kaiſerlich König⸗ 
lichen Finanzminiſteriums dem Nachlaßgerichte am 6. Januar 
1903 die Erklärung ab, daß auf den Nachlaß der Witwe K. 
ſeitens des öſterreichiſchen Staates unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Beklagte wirklich eine deutſche Reichs⸗ 
angehörige ſei und ihre Verwandtſchaft mit der Erblaſſerin nach⸗ 
zuweiſen vermöge, kein Anſpruch aus dem Titel des Heimfall⸗ 
rechtes erhoben werde. Am 29. Auguſt 1903 gab ſodann die 
Finanzprokuratur die endgültige Erklärung ab, daß ein Anſpruch 
nicht erhoben werde. Nachdem auch die Kreisregierung von 
Oberbayern am 14. Januar 1904 erklärt hatte, daß namens 
des bayeriſchen Fiskus auf den Nachlaß kein Anſpruch erhoben 
werde, erklärte die Klägerin A. am 19. Januar 1904 zu 
Protokoll des Nachlaßgerichts und am 21. Januar 1904 in 
dem Nachlaßanweſen zu Joſephsthal vor einer dahin berufenen 
gemeindlichen Kommiſſion, daß ſie die Nachlaßgegenſtände für 
ſich, ihre Geſchwiſter und die Kinder ihres verſtorbenen Bruders 
unter Ausſchluß der Beklagten in Beſitz nehme. Unterm 
21. September 1904 teilte das Regierungsfiskalat von Ober⸗ 
bayern dem Nachlaßgerichte mit, die Regierung ſei bei der 
Entſchließung vom 14. Januar 1904 davon ausgegangen, daß 
die Beklagte gemäß Art. 25 EGBGB. als Erbin berufen ſei; 
ſollte jedoch der Nachlaß herrenlos geworden ſein, ſo ſei das 
Anweſen ipso jure in das Eigentum des Staatsärars gefallen. 
Die Kläger behaupteten in Klage, ſie ſeien Eigentümer des 
beweglichen Nachlaſſes und der Forderungen der Maria K. ge⸗ 
worden, und daß der Beklagten keinerlei erbrechtliche Ansprüche 
an den Nachlaß zuſtehen. Die Beklagte erhob Widerklage, 
weil ſie die alleinige Erbin der Maria K. ſei, verlangte, daß 
das Anweſen Haus Nr. 147 auf ſie umgeſchrieben werde, und 
nahm das Wohnungsmobiliar der Maria K. und das Bargeld 
in Anſpruch. Das LG. erließ folgende Entſcheidung: I. die 
Beklagte iſt ſchuldig, anzuerkennen, daß die Kläger Eigentümer 
des beweglichen Nachlaſſes der Maria K. geworden ſind; im 
übrigen wird die Klage abgewieſen. II. Die Widerklage wird 
abgewieſen. Die Berufung der Beklagten wurde zurückgewieſen, 
dagegen ſtellte das RG. zur Klage ſeſt, daß die Kläger Eigen: 
tümer des zu dem Nachlaſſe Maria K. gehörigen Inventars 
und der Brennereieinrichtung geworden ſeien und wies im 
übrigen die Klage ab. Auf die Widerklage wurde feſtgeſtellt, 
daß die Beklagte die Erbin inſoweit geworden ſei, als der 
Nachlaß nicht aus dem Anweſen nebſt Inventar und Brennerei⸗ 
einrichtung beſtehe, ſprach auch der Beklagten die noch nicht 
eingezogenen Nachlaßforderungen zu: Durch die Berufung der 
Beklagten und durch die in der Berufungsinſtanz geſtellten An⸗ 
träge der Beklagten war das Berufungsgericht mit der Ent 
ſcheidung darüber befaßt, zur Klage, ob den Klägern an den 
zu dem Nachlaſſe gehörigen beweglichen Sachen auf Grund 
Aneignung das Eigentum zuſtehe, zur Widerklage, ob die Be⸗ 
klagte die alleinige Erbin der Witwe K. geworden ſei und die 
Kläger den Nachlaß herauszugeben hätten. Die Beklagte hat 
den von ihr geltend gemachten erbrechtlichen Anſpruch auf die 
Beſtimmung des Art. 25 EGBGB. geſtützt. Nach Satz 1 des 
Art. 25 wird ein Ausländer, der zur Zeit ſeines Todes ſeinen 
Wohnſitz im Inlande hatte, nach den Geſetzen des Staates 
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beerbt, dem er zur Zeit feines Todes angehörte. Mit Recht 
hat das Berufungsgericht angenommen, daß nach dieſer Be⸗ 
ſtimmung die Erblaſſerin Witwe K., die zur Zeit ihres Todes 
ihren Wohnſitz in Joſephsthal hatte, aber öſterreichiſche Staats: 
angehörige war, nach den öſterreichiſchen Geſetzen beerbt wurde. 
Das Berufungsgericht hat ſodann ausgeführt: Da nach § 300 
des öſterreichiſchen allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches un⸗ 
bewegliche Sachen den Geſetzen des Bezirks unterworfen ſeien, 
in welchem ſie lägen, alle übrigen Sachen hingegen mit der 
Perſon ihres Eigentümers unter gleichen Geſetzen ſtünden, ſo 
richte ſich nach öſterreichiſchem Rechte die Erbfolge in die im 
Deutſchen Reiche gelegenen unbeweglichen Sachen, nämlich in 
das Anweſen mit dem Inventar und der Brennereieinrichtung, 
nach den deutſchen Geſetzen. Gemäß Art. 27 EGBGB. ſeien 
demnach auf das Anweſen mit Inventar und Brennereieinrichtung 
die deutſchen Geſetze anzuwenden. Nach deutſchem Recht habe 
das uneheliche Kind im Verhältniſſe zu der Mutter und zu den 
Verwandten der Mutter die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes (S 1705 BGB.). Die Beklagte ſei ein Abkömmling 
der Großeltern der Erblaſſerin, gehöre alſo zu den geſetzlichen 
Erben der dritten Ordnung (8 1926 BGB.). Da aber die 
Kläger als Abkömmlinge der Mutter der Erblaſſerin geſetzliche 
Erben der zweiten Ordnung ſeien (§ 19 25), fo ſei die Bes 
klagte nicht zur Erbſchaft in die bezeichneten unbeweglichen 
Nachlaßſachen berufen (8 1930 BGB.). Inſoweit ſei der 
Widerklageantrag unbegründet. Die Reviſion hat hierzu keinen 
Angriff erhoben. Soweit es ſich um die Anwendung deutſchen 
Rechtes handelt, ſind die Ausführungen des Berufungsgerichts 
nicht zu beanſtanden; die Anwendung des ausländiſchen Rechts 
unterliegt nicht der Nachprüfung des Reviſionsgerichts. Was 
den übrigen Teil des Nachlaſſes — Bargeld und Forderungen — 
angeht, ſo gehen die Ausführungen des Berufungsgerichts 
fehl. Nach Art. 25 Satz 1 wird ein Ausländer, der zur Zeit 
ſeines Todes feinen Wohnſitz im Inlande hatte, nach den Ges 
ſetzen des Staates beerbt, dem er zur Zeit ſeines Todes an⸗ 
gehörte. Ausländer, die nach den hiernach maßgebenden Ge⸗ 
ſetzen nicht zur Erbfolge berufen ſind, kommen als geſetzliche 
Erben nicht in Betracht. Für Deutſche macht das Geſetz eine 
Ausnahme. Ein Deutſcher kann erbrechtliche Anſprüche auch 
dann geltend machen, wenn ſie nur nach den deutſchen Geſetzen 
begründet find (Art. 25 Satz Y. Art. 25 beſtimmt nicht, daß, 
wenn ein Deutſcher nach deutſchem Geſetze einen erbrechtlichen 
Anſpruch erhebt, der Erblaſſer nach den deutſchen Geſetzen 
beerbt wird, ſo daß auch Ausländer Anſprüche nach den 
deutſchen Geſetzen erheben könnten; Art. 25 behält vielmehr die 
Befugnis, im deutſchen Rechte begründete Anſprüche zu erheben, 
den Deutſchen vor. Wenn Ausländer nach den Geſetzen des 
Staates, dem der Erblaſſer angehörte, nicht erbberechtigt ſind, 
das deutſche Recht ihnen die Befugnis, auf die deutſchen Geſetze 
Anſprüche zu gründen, nicht einräumt, ſo ſind ſie zur Erbfolge 
überhaupt nicht berufen. Der Berufungsrichter hat nicht dar⸗ 
gelegt, in welchen Worten des Art. 25 er die Abſicht des 
Geſetzgebers ausgedrückt finde, daß die Beerbung (auch zus 
gunſten der Ausländer) nach dem deutſchen Rechte ſich richte, 
ſofern ein Deutſcher einen Anſpruch nach den deutſchen Geſetzen 
erhebe. Der Wortlaut: Ein Deutſcher kann jedoch uſw. 
ſpricht nicht für, ſondern gegen die Auffaſſung des Berufungs⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 451 


gerichts. Da die Beerbung des Ausländers nicht nach den 
deutſchen Geſetzen erfolgt, ſo bedarf es auch nicht, wie das 
Berufungsgericht geglaubt hat, der Annahme, daß die den 
fremden Verwandten ungünſtigen Vorſchriften des fremden 
Rechtes als Beſtandteile des deutſchen Rechtes zu gelten hätten. 
Ebenſowenig iſt dem Berufungsgericht darin beizutreten, daß es 
ein unzuläſſiges Gemenge des deutſchen und des ausländiſchen 
Rechtes ſei, wenn angenommen werde, daß es für die durch das 
fremde Recht ausgeſchloſſenen Ausländer bei den Beſtimmungen 
des fremden Rechtes verbleibe, der Deutſche aber erbrechtliche 
Anſprüche auch dann geltend machen könne, wenn ſie nur nach 
den deutſchen Geſetzen begründet ſeien. Ob ähnliche Be⸗ 
ſtimmungen in den Artt. 7 ff. EG. ſich finden, kann dahingeſtellt 
bleiben, denn Art. 25 Satz 2 enthält, wie auch der Berufungs⸗ 
richter anerkannt hat, eine Ausnahmebeſtimmung. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat übrigens ſelbſt Vorſchriften angeführt, durch 
welche die Anwendung des deutſchen Rechts neben dem fremden 
Recht gefordert wird. Da die Beklagte als Deutſche erbrecht⸗ 
liche Anſprüche nach den deutſchen Geſetzen erheben darf und 
nach dieſen Geſetzen als geſetzliche Erbin der dritten Ordnung 
berufen iſt, erbberechtigte Verwandte einer vorhergehenden 
Ordnung aber nicht vorhanden find, fo hätte das Berufungs⸗ 
gericht den von der Beklagten geſtellten Anträgen, ſoweit ſie 
ſich auf den beweglichen Nachlaß beziehen, ſtattgeben ſollen. 
Soweit die Ausführungen des Berufungsgerichts über die Rück⸗ 
verweiſung zur Vermeidung der Herrenloſigkeit der Nachlaß⸗ 
gegenſtände ſich auf deutſches Recht beziehen, find fie irrig; 
ſoweit ihnen öſterreichiſches Recht zugrunde liegen ſoll, fehlt die 
ſchlüſſige Begründung. Was das deutſche Recht betrifft, ſo iſt, 
wenn zur Zeit des Erbfalls weder ein Verwandter noch ein 
Ehegatte des Erblaſſers vorhanden iſt, der Fiskus des Bundes⸗ 
ſtaats, dem der Erblaſſer zur Zeit des Todes angehört hat, — 
bei einem Deutſchen, der keinem Bundesſtaat angehörte, der 
Reichsfiskus — geſetzlicher Erbe (8 1936 BGB.). Dieſe 
Beſtimmung greift Platz, gleichviel, ob der Deutſche ſeinen 
Wohnſitz im Inlande oder Auslande (Art. 24 EG.) hatte, ob 
die Nachlaßgegenſtände im Inlande oder Auslande ſich be⸗ 
ſinden. Für das öſterreichiſche Recht iſt der Berufungsrichter 
von dem Satze ausgegangen, daß der öſterreichiſche Fiskus nur 
den in Oſterreich befindlichen erbloſen Nachlaß eines im Aus: 
lande domiziliert geweſenen Oſterreichers einziehe. Daß dem 
öſterreichiſchen Fiskus, dem zur Geltendmachung des Heimfall⸗ 
rechtes die Erbſchaftsklage eingeräumt ſein ſoll, nach den 
öſterreichiſchen Geſetzen das Recht zur Einziehung des im 
Ausland befindlichen erbloſen Gutes nicht zuſteht, hat das Be⸗ 
rufungsgericht in dem Satze, der die Grundlage ſeiner Aus⸗ 
führungen bildet, nicht ausgeſprochen. Erſt in den folgenden 
Sätzen iſt ohne weitere Begründung an Stelle der tatſächlichen 
Nichtausübung des Einziehungsrechtes die rechtliche Unzuläſſigkeit 
der Einziehung behauptet worden. Das Verhalten des öſter⸗ 
reichiſchen Fiskus bei dem Erbfall K. läßt weder auf eine 
Nichtausübung des Einziehungsrechtes noch auf die Unzuläſſigkeit 
der Einziehung des außerhalb Oſterreichs befindlichen erbloſen 
Gutes ſchließen. Der öſterreichiſche Fiskus hatte mit der Er⸗ 
klärung der Kaiſerlich Königlichen Finanzprokuratur für Tirol 
und Vorarlberg auf den im Deutſchen Reich befindlichen Nachlaß 
der Witwe K. nur unter der Vorausſetzung keinen Anſpruch 
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erhoben, daß die Beklagte wirklich eine deutſche Reichsangehörige 
ſei und ihre Verwandtſchaft mit der Erblaſſerin nachzuweiſen 
vermöge. Daraus läßt ſich entnehmen, daß die Geltendmachung 
des Heimfallrechtes dem öſterreichiſchen Fiskus rechtlich zuläſſig 
erſchien und daß er auch das Recht geltend gemacht hätte, wenn 
die bezeichneten Vorausſetzungen fi als nicht zutreffend ers 
wieſen hätten. Da übrigens das Berufungsgericht die ver⸗ 
meintliche Rückverweiſung zur Vermeidung der Herrenloſigkeit 
der Nachlaßgegenſtände nur für den Fall angenommen hat, daß 
Art. 25 Satz 2 EG. nicht den deutſchen Verwandten vor dem 
ausländiſchen Fiskus ein Erbrecht gewähre, dieſer Fall aber 
nicht vorliegt, ſo kommt es auf dieſen Teil der Ausführungen 
des Berufungsgerichts für die Entſcheidung der Sache nicht an. 
Die Kläger konnten, da der nicht zu dem unbeweglichen Nachlaß 
gehörige Teil des Vermögens der Erblaſſerin mit dem Tode 
der Erblaſſerin auf die Beklagte übergegangen iſt (88 1922, 
857 BGB.), an den dazu gehörigen Sachen, dem Bargeld, 
durch Aneignung Eigentum nicht erwerben. An dem zu dem 
unbeweglichen Nachlaß gehörigen Inventar und der Brennereis 
einrichtung hat der Berufungsrichter ohne Verletzung einer 
Rechtsnorm unter Verneinung einer Klagänderung das Eigentum 
der Kläger als Erben des unbeweglichen Nachlaſſes feſtgeſtellt. 
K. c. W., U. v. 31. Mai 06, 573/05 IV. — München. 
2. Art. 77 EGBGB. Schadenserſatzanſpruch gegen den 
badiſchen Fiskus wegen Verſchulden von Beamten. Grobes 
Verſchulden des Klägers] 

Die Klage wurde abgewieſen, die Reviſion blieb erfolglos: 
Von einem Verſchulden des Gerichtsſchreibers kann überhaupt 
keine Rede ſein. Wenn der Gerichtsſchreiber die erſt gegen den 
Schluß der Geſchäftsſtunden, als die für den Gerichtsvollzieher 
beſtimmten Schriftſtücke bereits abgeholt waren und der Gerichts⸗ 
diener das Gerichtsgebäude bereits verlaſſen hatte, noch ſchleunigſt 
bureaumäßig behandelte und ſodann durch einen beſonderen 
Boten dem Gerichtsvollzieher zutragen ließ, auch auf das Kuvert 
noch den beſonderen Vermerk: „noch heute zur Poſt “ ſetzte, fo 
hat er alles getan, was irgend von ihm verlangt werden konnte. 
Daß der Bote weder den Gerichtsvollzieher noch einen An⸗ 
gehörigen desſelben antraf und ſodann die Schriftſtücke in einen 
Briefkaſten ſteckte, in dem ſie nicht rechtzeitig aufgefunden wurden, 
waren Umſtände, deren Möglichkeit der Gerichtsſchreiber nicht 
in den Kreis ſeiner Erwägungen aufzunehmen hatte, die er 
nicht vorausſehen konnte. Was aber den Gerichtsvollzieher 
anlangt, ſo iſt nicht rechtsirrtümlich, wenn das Berufungsgericht 
darin, daß er nicht, als er Nachts von einer auswärtigen 
Geſchäfts beſorgung nach Haufe kam, oder am folgenden Sonntag 
den von ihm nicht zur Aufnahme geſchäftlicher Briefe beſtimmten 
Briefkaſten durchſuchte, ein Verſchulden nicht erblickt. Wollte 
man aber auch darin ein Verſchulden erblicken, oder, wie die 
Reviſion meint, darin, daß er nicht Vorſorge getroffen habe, 
daß zu jeder Zeit ihm eilige Schriftſtücke zuverläſſig zugehen 
könnten, ſo könnte es ſich jedenfalls doch nur um ein ganz 
geringfügiges Verſchulden handeln, welches gegenüber dem 
kauſalen groben Verſchulden des Klägers ſelbſt überhaupt nicht 
in Betracht kommen könnte. Denn der in K. wohnende Kläger 
hat erſt 2 Tage vor Ablauf der Friſt, von welchen Tagen der 
zweite noch dazu ein Sonntag war, brieflich ſeinem in T. 
wohnenden Anwalt Information und Auftrag. zur Erhebung 
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der in W. als Erfüllungsort anzuſtellenden Klage gegen den 
in H., etwa 170 km von W. entfernt wohnenden Verkäufer 
erteilt, ſo daß nur bei einem Zuſammentreffen der denkbar 
günftigften Umſtände eine Wahrung der Friſt überhaupt noch 
möglich war. Wer in ſolch grober Weiſe die Wahrung ſeiner 
Rechte außer acht läßt, der hat es ſich lediglich ſelbſt zuzu⸗ 
ſchreiben, wenn die Friſt nicht innegehalten wird, und kann die 
Folgen dieſes ſeines groben Verſchuldens nicht auf die Beamten 
abwälzen, welche bei außerordentlicher Sorgfalt und mit un⸗ 
gewöhnlichen Maßregeln vielleicht noch den Schaden hätten ab⸗ 
wenden können. Mit Recht iſt daher die Klage abgewieſen und 
daher auch die Reviſion als unbegründet zurückzuweiſen. B. c. 
Bad. Fiskus, U. v. 15. Juni 06, 545/05 III. — Karlsruhe. 

3. Internationales Privatrecht. Anwendung des 
deutſchen Rechts nach dem Willen der Parteien und weil dieſe 
ſich vertragsmäßig dem deutſchen Gericht unterworfen haben.] 

Das Berufungsgericht hat deutſches, nicht ruſſiſches Recht 
angewandt, weil in dem zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
Vertrage ausdrücklich beſtimmt iſt, daß für die aus ihm ents 
ſpringenden Rechtsſtreitigkeiten die Gerichte in Berlin zuftändig 
ſein ſollen, und danach anzunehmen ſei, daß nach dem Willen 
der Parteien ihre Rechtsverhältniſſe dem deutſchen Recht unters 
ſtehen ſollten. Das iſt irreviſible Willensfeſtſtellung, die 
übrigens auch ſachlich unbedenklich zutrifft, da die Parteien 
nicht davon ausgehen konnten, daß die Berliner Gerichte nach 
ruſſiſchem Recht erkennen würden. W. c. P., U. v. 19. Juni 06, 
538/05 III. — Berlin. 

4. 88 54 (Satz 2) 705 BGB. Nicht rechtsfähiger 
Verein oder Geſellſchaft.] 

Das Berufungsgericht hat den Beklagten zur Zahlung 
verurteilt, weil es der Anſicht iſt, die Geſellſchaft Helenenhall 
ſei trotz ihres Namens und des erklärten Willens der Gründer 
nicht nach den Beſtimmungen der 88 705 ff. BGB. als Ge⸗ 
ſellſchaft des Bürgerlichen Rechts zu beurteilen, ſondern als ein 
nicht rechtsfähiger Verein anzuſehen; auf den Beklagten, als 
Vertreter des Vereins bei Abſchluß des Bohrvertrags, habe 
deshalb der 8 54 Satz 2 BGB. zur Anwendung zu kommen, 
wonach aus einem Rechtsgeſchäfte, welches im Namen eines 
ſolchen Vereins einem Dritten gegenüber vorgenommen wird, 
der Handelnde perſönlich hafte. Die rechtliche Grundlage für 
die Verurteilung des Beklagten bildet ſohin ausſchließlich die 
Anwendung des 8 54 Satz 2 BGB. und die Annahme, daß 
die Geſellſchaft „Helenenhall“ lediglich als nicht rechtsfähiger 
Verein und nicht als eine Geſellſchaft des Bürgerlichen Rechts 
gemäß 88 705 ff. BGB. zu betrachten ſei. Dieſe Annahme 
wird von der Reviſion des Beklagten mit Grund als rechts⸗ 
irrig bekämpft. Es iſt unſtreitig, daß die Gründer der Ge⸗ 
ſellſchaft „Helenenhall“ vor dem Notar die urkundliche Erklärung 
abgegeben haben: „Wir vier Anweſende wollen zuſammen eine 
Kalibohrgeſellſchaft nach Maßgabe der 88 705 ff. BGB. bilden 
und konſtituieren uns hiermit zu dieſem Zweck als ſolche. Wir 
haben den Geſellſchaftsvertrag entworfen, wie folder in der 
Anlage in dem Statut der Kalibohrgeſellſchaft „Helenenhall“, 
welchen Namen wir unſerer Geſellſchaft geben, enthalten iſt. 
Die Statuten ſollen indeſſen wie folgt abgeändert werden uſw. 
Hiernach kann darüber, daß die Beteiligten eine Bohrgeſellſchaft 
„Helenenhall“ auf der durch 88 705 flg. BGB. geſchaffenen 
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rechtlichen Grundlage ins Leben rufen wollten, kein Zweifel 
beſtehen und die zu entſcheidende Frage iſt nur die, ob nach 
der Art und Weiſe, wie die Beteiligten ihre ausdrücklich aus⸗ 
geſprochene Abſicht, eine Geſellſchaft des Bürgerlichen Rechts 
gemäß 88 705 flg. zu ſchaffen, zur Ausführung gebracht haben, 
der Verwirklichung ihrer Gründungsabſicht ein rechtliches 
Hindernis entgegenſtand. Dieſe Frage iſt von dem Berufungs⸗ 
gericht aus rechtsirrigen Gründen bejaht worden: Die Geſell⸗ 
ſchaft war gemäß 5 1 des Statuts von vorneherein nur auf 
eine engbegrenzte Dauer berechnet, da ſie ſpäteſtens am 31. De⸗ 
zember 1910 enden ſollte, und ſchon dieſer Umſtand weiſt 
darauf hin, daß es den Beteiligten keineswegs auf die Schaffung 
einer Vereinigung ankam, „hinter der die einzelnen Mitglieder 
verſchwinden“ ſollten. Richtig iſt, daß die Gründung eines 
Vereins regelmäßig auf einen Wechſel der Mitglieder angelegt 
ſein wird; aber ein notwendiges Erfordernis iſt, wie Gierke, 
Vereine ohne Rechtsfähigkeit Seite 11 mit Recht hervorhebt, 
auch dies nicht, und und jedenfalls iſt nicht ausgeſchloſſen, daß 
ſich auch eine Geſellſchaft des Bürgerlichen Rechts auf einen 
Wechſel ihrer Mitglieder einrichtet, wie dies die Geſellſchaft 
„Helenenhall“ durch die Beſtimmung des $ 5 getan hat, daß 
durch das Ausſcheiden eines Mitglieds oder den Eintritt eines 
neuen die Geſellſchaft nicht aufgelöſt wird, ſondern zwiſchen 
den neuen und den übrigen Geſellſchaftern fortbeſteht und daß 
auch im Falle des Todes eines Mitgliedes die Geſellſchaft nicht 
aufgelöſt, ſondern mit den Erben ſortgeſetzt wird. Auch eine 
Geſellſchaft kann den Beitritt einem jeden, der beſtimmte Er⸗ 
forderniſſe erfüllt, offen halten, und einen eigenen Namen ſich 
beizulegen, iſt ihr nirgends verſagt. Richtig iſt ferner, daß eine 
Vereinsbildung die Schaffung von Organen des Vereins, eines 
Vorſtands und einer Mitgliederverſammlung zur notwendigen 
Vorausſetzung hat; allein es ſteht nach 88 710, 711 BGB. 
auch der Geſellſchaft frei, die Führung der Geſchäfte einem oder 
mehreren Geſellſchaftern in der Weiſe zu übertragen, daß jeder 
für ſich allein zu handeln berechtigt iſt, und der Einführung 
von Mitgliederverſammlungen der Geſellſchafter, in welcher nach 
Maßgabe des Geſellſchaftsvertrags die erforderlichen Ent⸗ 
ſcheidungen zu treffen ſind, ſteht gleichfalls kein Hindernis im 
Wege. Die von dem Berufungsgericht betonten Umſtände ſind 
demnach nicht geeignet, den von ihm gezogenen Schluß zu 
rechtfertigen, daß dem ausdrücklich erklärten Willen der Gründer, 
eine Geſellſchaft nach Maßgabe der 88 705 flg. BGB. bilden 
zu wollen, in der Organiſation, welche ihr gegeben wurde, ein 
rechtliches Hindernis entgegenſtehe und daß ſie deshalb nur als 
ein nicht rechtsfähiger Verein angeſehen werden könne. Die 
Sache liegt vielmehr ſo, daß keinerlei Beſtimmungen rechts⸗ 
polizeilicher Natur vorhanden find, welche dazu berechtigen 
lönnten, dem ausdrücklich ausgeſprochenen Willen der Gründer, 
eine Geſellſchaft des Bürgerlichen Rechts nach Maßgabe der 
89 705 flg. ſchaffen zu wollen, auf dem Rechtsgebiete die An⸗ 
erkennung zu verſagen. Ein Zwang, auf dieſem Gebiete als 
nicht rechtsfähiger Verein aufzutreten, hat für die Gründer der 
Geſellſchaft nicht beſtanden. Hat aber S. und der Beklagte bei 
Abſchluß des Bohrvertrags nicht im Namen eines nicht rechts⸗ 
fähigen Vereins gehandelt, ſo kann auch die Beſtimmung des 
3 54 Satz 2 BGB., welche gerade auf die Sicherung des 
rechtsgeſchäftlichen Verkehrs mit den für einen ſolchen Verein 
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handelnden Perſonen berechnet iſt, auf ſie nicht angewendet 
werden, um ſie perſönlich haftbar zu machen. Die Geſell⸗ 
ſchafter, denen nach dem Geſellſchaftsvertrag die Befugnis zur 
Geſchäftsführung zuſteht, gelten vielmehr nach § 714 als er⸗ 
mächtigt, die anderen Geſellſchafter Dritten gegenüber zu ver⸗ 
treten und haften aus dieſen Geſchäften zugleich mit den nicht 
geſchäftsführenden Geſellſchaftern gemäß $ 427 als Geſamt⸗ 
ſchuldner. Dies würde dazu führen, die Reviſion des Be⸗ 
klagten zurückzuweiſen, wenn feſtſtände, daß er beim Abſchluß 
des Bohrvertrags Geſellſchafter der Bohrgeſellſchaft „Helenen⸗ 
hall“ geweſen iſt. Dies iſt aber vom Beklagten beſtritten; er 
will niemals Geſellſchafter von „Helenenhall“ geweſen ſein und 
hat ſich zum Beweis dafür erboten, daß er dem Kläger mit⸗ 
teilte, er ſei nicht Geſellſchafter. Wäre der Beklagte, obwohl 
im Vorſtand der Geſellſchaft, nicht ſelbſt Geſellſchafter geweſen, 
ſo würde er durch den Abſchluß des Bohrvertrags namens der 
Geſellſchaft zwar die Geſellſchafter, nicht aber ſich perſönlich 
verpflichtet haben. (Aufhebung und Zurückverweiſung.) U. v. 
26. Mai 06, 420/05 I. — Celle. 

5. 8 123 BGB. Die Drohung braucht nicht von dem 
Empfänger der Willenserklärung auszugehen.] 

Das OLG. hat die Klage abgewieſen, weil es für feſt⸗ 
geſtellt erachtet, daß die Beklagten zur Abgabe der wechſel⸗ 
mäßigen Verpflichtung widerrechtlich durch Drohung ($ 123 
BGB.) beſtimmt worden ſeien. Die von dem OLG. gebrauchte 
Wendung: „für die Anwendbarkeit des 8 123 BGB. kommt es 
nicht darauf an, von wem die Drohung verübt iſt“, läßt 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Sie beſagt nach dem Zu⸗ 
ſammenhang der Entſcheidungsgründe nur, daß die Drohung 
nicht von dem Empfänger der Willenserklärung auszugehen 
brauche. Dies entſpricht der richtigen Auslegung des 8 123 
BGB. Vgl. Staudinger, Kommentar zum BGB. (2. Aufl.) 
8 123 Note III und IV. L. c. J., U. v. 9. Juni 06, 
86/06 I. — Poſen. 

6. 55 134, 138 BGB. verb. mit SS 1, 8 und 10 GewO. 
Unterliegt die Verpflichtung, Bier für eine Schankſtätte zu ent⸗ 
nehmen, als Zwangsrecht der Ablöſung und verſtößt ein mittelbarer 
Zwang dazu gegen die guten Sitten?! 

Die Beklagten erwarben ein Grundſtück, in dem eine 
Schankwirtſchaft betrieben wurde, ſetzten einen Wirt auf letztere 
ein und nahmen gleichzeitig mit dem Erwerbe des Grundſtücks 
vom Kläger ein Darlehn von 13 000 Mark auf, für das ſie 
ihm Hypothek beſtellten. In der Hypotheken⸗Bewilligungs⸗ 
urkunde verpflichteten ſie ſich, dafür einzuſtehen, daß alles Bier, 
das in dem bezeichneten Grundſtücke von ihnen oder anderen 
zum Ausſchank gebracht werde, echt bayeriſches und Lichtenhainer 
Bier ausgenommen, aus der Brauerei des Klägers oder ſeiner 
Geſchäftsnachfolger entnommen werde, und zwar ſolange die 
Hypothek an dieſem Grundſtücke für Kläger und ſeine Geſchäfts⸗ 
nachfolger beſtehe, mindeſtens aber bis 1. Juli 1916. 
Sie verpflichteten ſich ferner für jedes Hektoliter verbotenen 
Bieres eine Strafe von 5 Mark an den Kläger oder ſeine Ge⸗ 
ſchäftsnachfolger zu bezahlen, und beſtellten für alle Forderungen 
an Vertragsſtrafe eine Sicherheitshypothek in Höhe von 
3000 Mark. Kläger machte geltend, daß ſeit Dezember 1904 
verbotenes Bier in jener Wirtſchaft verſchenkt worden ſei, und 
beantragt, die Beklagten als Geſamtſchuldner zu einer Zahlung 
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zu verurteilen. Die Beklagten beantragten die Klage abzuweiſen 
und erhoben Widerklage mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß 
dem Kläger überhaupt nicht das Recht zuſtehe, von den Be⸗ 
klagten die Konventionalſtrafe zu verlangen. Das OLG. wies 
die Klage ab und erkannte nach dem Feſtſtellungs begehren der 
Widerklage. Das RG. hob auf und verwies zurück: Der 
III. 3S. des RG. hat in einem Urteile vom 28. Oktober 1904 
— RGzZ. 59, 109 — auf Grund der Sachlage, daß auf 
einem Grundſtück mit Wirtſchaftsbetrieb als Reallaſt ein⸗ 
getragen war, der Inhaber des Grundſtücks habe auf die 
Dauer von 15 Jahren das Bier von einer näher bezeichneten 
Brauerei zu beziehen, ausgeſprochen, der durch einen Vertrag 
vom 1. Juli 1897 begründete Erwerb der Reallaſt verſtoße 
gegen 8 10 GewO. und ſei ſomit nichtig. In den Gründen 
zu dieſem Urteile wird insbeſondere ausgeführt, unter den in 
8 10 Gewd. bezeichneten Zwangs⸗ und Bannrechten ſeien nicht 
nur die im 87 und 88 Nr. 1 erwähnten Zwangsrechte zu ver⸗ 
ſtehen, ſondern auch das Zwangsrecht der Nr. 2 des 88. Die 
Beſonderheit der Nr. 2 wird darin gefunden, dadurch ſei 
die Ablösbarkeit für den Fall ausgedehnt worden, daß die Ver⸗ 
pflichteten nicht Perſonengemeinſchaften, ſondern 
Kategorien von Einzelperſonen angehören. Eine ſolche Kategorie 
von Einzelperſonen ſeien die Inhaber der Schankſtätte. Nach 
Lage des konkreten Falles wird weiter dort angenommen, der 
jeweilige Inhaber der Schankſtätte als ſolcher habe ge⸗ 
zwungen werden ſollen, das Bier auf die Dauer von 
15 Jahren von der beklagten Brauerei zu beziehen. Unter 
Hinweis auf dieſes Urteil des RG. erwägt das OL G.: durch 
die Übernahme der in der Hypothelken⸗Beſtellungsurkunde aufs 
genommenen Verpflichtung hätten die Beklagten dem Kläger 
das Recht eingeräumt, fie zu zwingen, daß fie entweder 
ſelbſt oder ihre Vertreter oder ihre Pächter das im fraglichen 
Grundſtück zum Ausſchank gelangende Bier bis mindeſtens zum 
Jahr 1916 aus der Brauerei des Erblaſſers der Kläger be⸗ 
ziehen. Dieſes Recht ſtelle ſich als ein in 8 8 Nr. 2 GewO. 
bezeichnetes Recht dar, den Inhaber einer Schankſtätte zu 
zwingen, daß er für ſeinen Wirtſchaftsbedarf das Getränk aus 
einer beſtimmten Fabrikationsſtätte entnehme. Nach der be⸗ 
zogenen Entſcheidung des RG. falle ein ſolches Zwangsrecht 
auch dann unter 8 8 Nr. 2, wenn es durch Vertrag und 
nur auf Zeit beſtellt ſei. Der Annahme des OL G., durch 
den vorliegenden Vertrag ſei ein der Ablöſung nach § 8 
Nr. 2 GewO. unterliegendes Zwangsrecht begründet, er ver⸗ 
ſtoße daher gegen 8 10 GemD. und ſei aus dieſem Grunde 
nichtig, kann nicht beigetreten werden. § 8 Nr. 2 a. a. O. 
verlangt als mindeſtes, daß durch Vertrag oder dingliches Recht 
jeder Inhaber einer Schankſtätte — alſo die durch die 
Inhaberqualität bezeichnete Kategorie von Einzelperſonen — 
gezwungen ſei, für ſeinen Wirtſchaftsbetrieb das Getränk aus 
einer beſtimmten Fabrikationsſtätte zu entnehmen. Sein 
Mindeſterfordernis iſt ein unmittelbarer Zwang gegen 
jeden Inhaber der Schankſtätte. Daran fehlt es nach den 
eigenen Ausführungen des OL G., wonach der Zwang ſich nur 
unmittelbar — durch eine weitere zwiſchen dem Beklagten 
und jeweiligen Inhaber zu treffende Vereinbarung — „immer“ 
gegen den Inhaber der Schankwirtſchaft richte. Ein ſolcher 
nur möglicher, nur durch einen Vertrag zwiſchen dem Ber 
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pflichteten und dem Inhaber der Schankſtätte bedingter, jeweils 
erſt zu begründender Zwang der einzelnen Inhaber reicht zur 
unmittelbaren Anwendung des 8 8 Nr 2 a. a. O. nicht zu. Eine 
andere Frage ift, ob nicht der im 88 Nr. 2 und 5 10 Gewd. 
ausgeſprochene Rechtsgedanke zu dem Ergebniſſe führen kann, 
ſolche Vereinbarungen, die einen mittelbaren Zwang der 
angenommenen Art bezwecken, als gegen die guten Sitten im 
Sinne des 8 138 BGB. verſtoßend auf Grund der letzteren 
Geſetzesvorſchrift für nichtig zu erklären. Dabei wäre außer 
dem Geſamtinhalt der Vertragsgedinge namentlich die Dauer 
der Gebundenheit in Betracht zu ziehen. Denn bei den wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſtänden der Gegenwart, deren Eigenart im raſchen 
Wechſel der Konjunkturen und ihrem geſchickten Ausnutzen be⸗ 
ſteht, kann es nahe liegen, einen durch langfriſtige Bindung 
begründeten Ausſchluß des freien Ausnutzens der Konjunkturen 
als unzuläſſige Unterbindung der wirtſchaftlichen Freiheit zu 
beurteilen. Nach der Praxis des erkennenden Senats iſt in⸗ 
deſſen die Frage, ob ein Rechtsgeſchäft gegen die guten 
Sitten im Sinne des §8 138 BGB. verſtoße, nicht ausſchließ⸗ 
lich Rechtsfrage; ſie iſt wenigſtens zum Teil auch Frage der 
tatſächlichen Würdigung des einzelnen Falles. Das OLG. hat 
aber das vorliegende Tatſachenmaterial noch nicht unter dem 
gedachten Geſichtspunkte geprüft. T. c. O., U. v. 29. Mai 06, 
512/05 II. — Naumburg. 

7. 88 138, 812, 817 BGB. in Verb. mit Art. 32 
EGBGB. Anwendbarkeit der 88 138, 817 BGB. auf Ab⸗ 
zahlungsgeſchäfte; Nichtigkeit eines Kaufvertrages von Bordell⸗ 
inventar zum Zwecke des ferneren Betriebes des Bordells.] 

Die erſte zur Entſcheidung zu bringende Frage iſt die, ob 
auf Abzahlungsgeſchäfte, als welches der hier ſtreitige Kauf⸗ 
vertrag mit Recht vom Berufungsgerichte angeſehen worden iſt, 
auch die in 88 138 und 817 BGB. enthaltenen Vorſchriften 
grundſätzlich, d. h. ſofern deren Vorausſetzungen im einzelnen 
Falle vorliegen, anwendbar ſind. Die Anwendbarkeit dieſer 
Vorſchriften auf Abzahlungsgeſchäfte ergibt ſich aber aus der 
aus Art. 32 S. 2 EGBGB. zu entnehmenden allgemeinen 
Regel über das Verhältnis des BGB. zu den früher erlaſſenen 
Reichsgeſetzen, wonach dieſes Verhältnis im weſentlichen ſo zu 
behandeln iſt, wie wenn die Vorſchriften der bisherigen Reichs⸗ 
geſetze und die Vorſchriften des BGB. und des EG. hierzu in 


einem und demſelben Geſetze enthalten wären. Von dieſem 


Geſichtspunkte aus kann aber die Beſtimmung des 5 1 des 
Geſetzes vom 16. Mai 1894, daß unter den dort angegebenen 
Vorausſetzungen die empfangenen Leiſtungen von jedem Teile 
dem andern zurückzugewähren ſind, dann keine Anwendung 
finden, wenn die Vorſchriften der 88 138 und 817 S. 2 866. 
beim Vorliegen der darin beſtimmten Vorausſetzungen der 
Rückforderung einer ſolchen Leiſtung entgegenſtehen. Dem es 
liegt offenbar im Sinne des BGB., daß die Geltung dieſer 
Vorſchriften, die anerkanntermaßen einen allgemeinen prohibitiven 
Charakter haben (vgl. RG. 47, 104; JW. 01, 639), ſich 
auch auf ſolche Rechtsgeſchäſte erſtrecken ſoll, die nur hinſichtlich 
einzelner rechtlicher Beziehungen durch ein Spezialgeſetz ge⸗ 
regelt, im übrigen aber nach den Grundſätzen des gemeinen 
bürgerlichen Rechts zu beurteilen ſind. Dies trifft aber bei 
dem hier in Rede ſtehenden Abzahlungsgeſchäfte zu, das 5 
Das Be⸗ 
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rufungsgericht hat auch die Nichtanwendung der Vorſchriften 
der 88 138 und 817 BGB. im gegebenen Falle nicht etwa durch 
die Beſtimmungen des Geſetzes vom 16. Mai 1894, ſondern nur 
mit ſolchen Gründen zu rechtfertigen verſucht, welche die erſteren 
Vorſchriften ſelbſt betreffen. Dieſe Gründe ſind aber rechtlich zu 
beanſtanden. Zwar mag, wie der V. 3S. des RG. in feinem 
in dem Berufungsurteile erwähnten Urteile vom 27. Juni 1904 
— V 10/04 — ausgeführt hat, die Abſicht des Käufers über 
die Verwendung der Sache, die er zu erwerben im Begriffe 
ſteht, für ſich allein betrachtet, nicht genügen, einem 
Kaufgeſchäfte einen rechtlich in Betracht kommenden Charakter 
zu geben, und deshalb auch die Kenntnis dieſer Abſicht auf 
ſeiten des Verkäufers nicht ausreichen, um das Veräußerungs⸗ 
geſchäft als ein gegen die guten Sitten verſtoßendes erſcheinen 
zu laſſen. Aber dieſer vom Berufungsgericht allerdings be⸗ 
achtete Geſichtspunkt genügt im gegebenen Falle nicht zur 
Verneinung der Frage, ob das ſtreitige Kaufgeſchäft ein 
unſittliches ſei und ob der Beklagten bezüglich der von ihr in 
Erfüllung desſelben geleiſteten Abſchlagszahlungen ein Verſtoß 
gegen die guten Sitten zur Laſt falle ($ 138 Abſ. 1, 8817 
S. 2 BGB.); denn es kommt zunächſt für die Prüfung dieſer 
Frage nicht ausſchließ lich auf das Motiv an, das die 
Parteien zum Abſchluß des Kaufvertrags beſtimmt hat. Wie 
nämlich der erkennende Senat bereits in ſeinem Urteile vom 
15. Dezember 1903 (RG. 56, 231) ausgeſprochen hat, will 
8 138 BGB. ſolchen Rechtsgeſchäften die Anerkennung und 
den Rechtszwang verſagen, die nach ihrem aus der Zuſammen⸗ 
faſſung von Inhalt, Motiv und Zweck zu entnehmen⸗ 
den Geſamtcharakter, nach den objektiven und 
ſubjektiven Momenten gegen die guten Sitten verſtoßen 
(vgl. auch Urteil des RG. vom 21. Januar 1903, JW. Beil. 
Nr. 86 S. 41). Die im gegebenen Falle für die Frage der 
Unfittlichkeit des Kaufs zu berückſichtigenden objektiven 
Momente hat aber das Berufungsgericht nicht hinreichend 
geprüft und gewürdigt. Neben dem Motiv der Parteien, 
— bezüglich deſſen das Berufungsgericht die Feſtſtellung 
getroffen hat, die Beklagte habe das Inventar nur gekauft, 
weil ihr (das zum Bordellbetrieb dienende) Haus (von der 
Klägerin) vermietet und das Inventar ſchon darin geweſen 
ſei, — kann nämlich bezüglich des Geſamtcharakters, namentlich 
des Inhalts und Zwecks dieſes Kaufvertrags hauptſächlich 
folgende, in den Vorinſtanzen von der Beklagten aufgeſtellte 
Behauptung in Betracht, die Kaufpreiſe für das Inventar 
ſeien „aufgeputzte Preiſe“, die lediglich mit Rückſicht darauf 
bewilligt worden ſeien, daß ihr auch die Benutzung des Grund⸗ 
ſtücks als Bordell bis zum 1. Juli 1907 gewährt worden fei. 
Ebenſo war in dieſer Hinſicht der etwaige innere Zuſammen⸗ 
hang zu berückſichtigen, der im Falle der Nichtigkeit dieſer Be⸗ 
hauptung zwiſchen dem Kaufvertrag des Inventars und dem 
das Grundſtück betreffenden Mietvertrage beſtehen konnte, 
welchen letzteren das Berufungsgericht ja ſelbſt in ſeiner die 
Klage betreffenden Begründung für unfittlih und deshalb 
nichtig erachtet hat; denn nach dieſer Behauptung der Be⸗ 
klagten ſollte der vertragsmäßige Kaufpreis nur zum Teil als 
Gegenwert für die gekauften Mobilien als ſolche, zum anderen 
Teile aber als Vergütung für die Uberlaſſung des Bordell: 
betriebs, der an den Befitz des Hauſes und des zuge⸗ 
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hörigen Inventars geknüpft war, vereinbart worden fein. 
Es iſt aber anerkannt Rechtens, 1. daß ebenſo wie Kauf⸗ und 
Mietverträge über Bordell grund ſtücke, die zum Zweck des 
Bordellbetriebs abgeſchloſſen find (vgl. hierüber Förſter im 
„Recht“ 1905 S. 356), auch Kauf⸗ und Mietverträge über das 
Mobiliar eines Bordells, ſofern durch ſolche Verträge der 
Bordellbetrieb ermöglicht werden ſoll, wegen dieſes objektiven 
Inhalts und Vertragszwecks als gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßend anzuſehen find, namentlich dann, wenn der Kauf⸗ oder 
Mietpreis mit Rückſicht auf den Bordellbetrieb beſonders hoch 
bemeſſen ift, fo daß ein Teil dieſes Preiſes als Vergütung für 
die Uberlaſſung des Bordell geſchäfts anzuſehen iſt, und 2. daß 
in einem ſolchen Falle das ganze Rechtsgeſchäft nichtig iſt 
(vgl. RG. 29, 109; 38, 202; Puchelts Z. Bd. 20 S. 10 und 34 
und Bd. 34 S. 450). Hiernach war das Vorbringen der 
Beklagten ſelbſt geeignet, der ihrer Widerklage von der Klägerin 
und Widerbeklagten entgegengeſetzten Einrede, daß der Kauf⸗ 
vertrag und die Leiſtung der von der Beklagten auf Grund 
dieſes Vertrags gemachten Abſchlagszahlungen gegen die guten 
Sitten verſtießen, zur Stütze zu dienen. Das Berufungsgericht 
hat aber dieſes Vorbringen, ſoweit es dasſelbe überhaupt ge⸗ 
würdigt hat, lediglich deshalb für unerheblich erachtet, weil es 
ſich dabei nur um Beweggründe für die Beklagte gehandelt 
habe. Dieſe letztere Anſicht, die auf einer Verkennung des 
oben dargelegten umfaſſenderen Sinns des 8 138 BGB. und 
auf einer ungenügenden Würdigung des bezüglichen Vorbringens 
der Parteien beruht, iſt aber nach den vorſtehenden Erörterungen 
über den Inhalt und die rechtliche Bedeutung der Behauptung 
der Beklagten nicht haltbar. (Dieſer Anſicht ſteht auch nicht 
etwa das vom Berufungsgerichte angeführte Urteil des V. BES. 
des RG. vom 27. Juni 1904 zur Seite, denn der Umſtand, 
daß in dieſem Urteil hauptſächlich die vom Berufungsgerichte 
berückſichtigten Geſichtspunkte hinſichtlich der Frage der Unſitt⸗ 
lichkeit des damals in Rede ſtehenden Vertrags erörtert ſind, 
hat nicht etwa darin feinen Grund, daß der V. 3S. die oben 
dargelegten weiteren Geſichtspunkte für die Unſittlichkeit eines 
Vertrags grundſätzlich für alle Fälle für unerheblich ge⸗ 
halten hätte, ſondern lediglich darin, daß nach dem damals 
gegebenen Tatbeſtande kein Anlaß zur Erörterung dieſer 


weiteren Geſichtspunkte gegeben war.) Vielmehr betrifft, was 


unten im einzelnen noch näher dargelegt werden ſoll, das frag⸗ 
liche Vorbringen der Beklagten außer den Beweggründen der 
Parteien gerade den unfittlihen Inhalt und Zweck des Kauf⸗ 
vertrags, ſomit das für die Annahme eines hierin liegenden 
Verſtoßes gegen die guten Sitten weſentliche objektive Moment. 
Das Berufungsgericht hätte daher das erwähnte Vorbringen 
der Beklagten und den von ihm ſelbſt bezüglich des Motivs 
der Parteien feſtgeſtellten Sachverhalt daraufhin prüfen ſollen, 
ob ſich hieraus nicht auch das Vorliegen eines objektiv un⸗ 
ſittlichen Zwecks und Inhalts des Kaufgeſchäfts ergebe. 
Dies iſt aber nicht geſchehen und iſt daher hierauf die Ver⸗ 
neinung der Unfittlichkeit des Rechtsgeſchäfts ſeitens des Be⸗ 
rufungsgerichts zurückzuführen. Die Prüfung des teils unbe⸗ 
ſtritten feſtſtehenden, teils vom Berufungsgerichte feſtgeſtellten 
Sachverhalts unter Zugrundelegung der oben erörterten Rechts⸗ 
anſicht über den Sinn des § 138 BGB. ergibt aber ohne 
weiteres, daß der fragliche Kaufvertrag gegen die guten Sitten 
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verſtößt. (Wird aus der Sachlage feſtgeſtellt.) Wenn aber 
hiernach der fragliche Kaufvertrag aus den dargelegten Gründen 
objektiv als gegen die guten Sitten verſtoßend im Sinne des 
8138 Abſ. 1 BGB. zu erachten iſt, fo iſt auch aus denſelben 
Gründen weiter anzunehmen, daß der Beklagten inſofern ein 
Verſtoß gegen die guten Sitten zur Laſt fällt, als ſie mit den 
von ihr auf den Kaufpreis des Inventars geleiſteten Abſchlags⸗ 
zahlungen bezweckt hat, ſich das dem Bordellbetriebe dienende 
Inventar zu verſchaffen und zu erhalten und ſo die Fortſetzung 
des Bordellbetriebs ihrerſeits zu ermöglichen. Es würde daher 
die mit der Widerklage von der Beklagten verfolgte Rückforde⸗ 
rung dieſer von ihr unter Verſtoß gegen die guten Sitten ge: 
machten Leiſtungen nach 8 817 S. 2 BGB. ausgeſchloſſen 
ſein, ſofern dieſe Vorſchrift überhaupt auf den Widerklage⸗ 
anſpruch anwendbar if. Bei Prüfung der letzteren Frage iſt 
davon auszugehen, daß dieſer Anſpruch von der Beklagten nicht 
etwa auf die Spezialbeſtimmung des § 817 S. 1 BGB., 
ſondern in erſter Inſtanz auf die allgemeinen Grundſätze des BGB. 
über ungerechtfertigte Bereicherung, in zweiter Inſtanz ü ber⸗ 
dies auf die Vorſchriften des Geſetzes vom 16. Mai 1894 
geſtützt worden iſt. Auch ſoweit es ſich um die Anwendung 
des letzteren Geſetzes, namentlich um die oben erörterte Frage 
handelt, ob die Vorſchrift des 8 817 S. 2 BGB. der auch 
auf Grund des Geſetzes vom 16. Mai 1894 erfolgten Rück⸗ 
forderung der geleiſteten Abſchlagszahlungen entgegenſteht, iſt 
dieſer ſtreitige Anſpruch ſeiner rechtlichen Natur nach als ein 
Bereicherungsanſpruch anzuſehen, der als ſolcher von der 
Widerklägerin trotz ihrer oben erörterten Behauptungen 
jedenfalls nicht auf die Beſtimmung des § 817 S. 1 BGB. 
geſtützt iſt, für den alſo an ſich die allgemeine Vorſchrift 
des 8 812 BGB. angerufen wird. Es kommt daher auf die 
ſehr beſtrittene Frage an, ob die Beſtimmung im Abſ. 2 dieſes 
Paragraphen, wonach die Rückforderung einer Leiſtung aus⸗ 
geſchloſſen iſt, wenn dem Leiſtenden ein Verſtoß gegen ein 
geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten zur Laſt fällt, 
nur einem ausdrücklich auf die Vorſchrift des 8 817 
S. 1 BGB. oder einen entſprechenden Tatbeſtand gegründeten 
Klageanſpruch gegenüber — auf den ſie ſich ihrem Wortlaute 
(„gleichfalls“) und ihrer Stellung im Geſetze nach jedenfalls 
bezieht —, oder ob ſie auch dann anwendbar iſt, wenn einem 
auf die allgemeinen Grundſätze über ungerechtfertigte Be⸗ 
reicherung geſtützten Klageanſpruch in Wirklichkeit ein von 
dem Beklagten einwandsweiſe geltend gemachter, unter die 
Beſtimmung des 8 817 S. 2 BGB. fallender Tatbeſtand zu⸗ 
grunde liegt. Wenn auch für die erſtere Anſicht der Wortlaut und 
die Stellung, die dieſe Beſtimmung im BGB. ſchlie ßlich erhalten 
hat, angeführt werden können, ſo ſprechen doch überwiegende 
Gründe dafür, daß in derſelben der Ausdruck eines allgemeinen 
Grundſatzes zu finden iſt, der nach der (im BGB. ſelbſt nicht klar 
ausgeſprochenen) Abſicht des Geſetzgebers für die ganze Materie 
der ungerechtfertigten Bereicherung maßgebend ſein ſoll. (Wird 
ausgeführt.) K. o. Z., U. v. 15. Mai 06, 519/06 II. — Hamburg. 

S. 5 138 BGB. Verſtößt ein ſogenannter Bierabnahme⸗ 
vertrag gegen die guten Sitten? Beſteht er trotz Rückzahlung 
eines gleichzeitig gewährten Darlehns zu Recht 7! 

Beklagter erhielt von der Klägerin ein verzinsliches, nach 
dreimonatlicher Kündigung der Klägerin zurückzahlbare bares 
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Darlehn. Mit Rückſicht auf die Hingabe des Darlehns und 
als Gegenleiſtung hierfür übernahm er die Verpflichtung, von 
der Klägerin bis zur Tilgung ſeiner Schuld und mindeſtens auf 
die Dauer von fünf Jahren ſein Bier zu beziehen, jedoch mit 
dem Vorbehalte, gewiſſe anderwärts bezogene Biere auszuſchenken. 
Für den Fall, daß er vertragswidrig anderweit Bier bezog, 
unterwarf er ſich einer Vertragsſtrafe von 30 Mark täglich. 
Das Darlehn iſt mit den Zinſen zurückgezahlt. Beklagter 
hat im Auguſt 1904 den Bierbezug von der Klägerin eingeſtellt 
und ſeinen Bedarf an Dortmunder Bier von einer anderen 
dortigen Brauerei bezogen, nachdem dieſe ihm zum Erwerb des 
Wirtſchaftshauſes ein Darlehn von 15 000 Mark, wegen deſſen 
die Parteien vorher nicht hatten einig werden können, gewährt 
hatte. Klägerin hat auf Zahlung der Vertragsſtrafe geklagt. 
Der Beklagte beſtritt die Rechtswirkſamkeit des Vertrages u. a. 
mit der Begründung, der Vertrag verſtoße gegen die guten 
Sitten. Das OLG. wies ab, das RG. hob auf und verwies 
zurück: Ob ein Vertrag den guten Sitten widerſpricht, iſt eine 
Rechtsfrage, die als ſolche auf Grund der von dem Berufungs⸗ 
gerichte feſtgeſtellten oder unſtreitigen Tatſachen der Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts unterliegt. Für die Beurteilung iſt nicht 
bloß der objektive Inhalt des Geſchäfts maßgebend, ſondern 
die Geſamtheit der im Zeitpunkte des Vertragsabſchluſſes 
vorhandenen Verhältniſſe iſt von dem beſonderen Standpunkte 
der Vertragsſchließenden unter Berückſichtigung ihrer 
Bedürfniſſe, Anſchaungen, Motive und Zwecke in Betracht 
zu ziehen. Dieſer Aufgabe iſt das Berufungsgericht nicht gerecht 
geworden, indem es hauptſächlich nur den objektiven Ver⸗ 
tragsinhalt und auch dieſen nur unvollſtändig bezw. unzutreffend 
gewürdigt hat. Damit verletzt es den $ 138 BGB. Te: 
träge, zufolge deren ein Wirt gegen Gewährung eines Darlehns 
gegenüber einer Bierbrauerei zur Abnahme des Bierbedarfs 
auf eine längere Zeitdauer ſich verpflichtet und die Rückzahlung 
des Darlehns durch einen Aufſchlag auf den Bierpreis erfolgt, 
gehören zu den häufigen Erſcheinungen des heutigen Geſchäfts⸗ 
lebens und dienen dem Intereſſe beider Vertragsteile — dem 
Wirt, der mangels genügender eigener Mittel durch Gewährung 
des Darlehns in den Stand geſetzt wird, ſich eine ſelbſtändige 
Exiſtenz zu gründen oder den Geſchäfts betrieb zu vergrößern 
oder weiteren Kredit ſich zu verſchaffen; der Brauerei, die dadurch 
auf eine beſtimmte Zeit ſich Kundſchaft ſichert und entsprechend 
mit ihrem Geſchäftsbetrieb, insbeſondere ihter Produktion, ſich 
einrichten kann. In der Natur der Verhältniſſe liegt es einer⸗ 
feits, daß mittelloſe Anfänger oder in nicht günſtiger Ver⸗ 
mögenslage befindliche Wirte mit Nückſicht auf das mit der 
Kreditgewährung immerhin verbundene größere oder geringere 
Riſiko ſich läſtigeren Vertragsbedingungen unterwerfen müflen, 
als Abnehmer, deren Kreditwürdigkeit einem Bedenken nicht 
unterliegt, andererſeits, daß die Brauereien das Aquivalent dafür, 
daß ſie flüſſige Mittel ihrem Geſchäfte entziehen und in kleineren 
Beträgen mehr oder minder unſicher anlegen, nicht in der 
üblichen Verzinſung der Darlehne, ſondern vielmehr in der 
Förderung ihres eigentlichen Geſchäftsbetriebes, des Bierabſatzes, 
ſuchen. Die wirtſchaftliche Wichtigkeit und die weite Ver⸗ 
breitung der Bierabnahmeverträge rechtfertigen nun ohne 
weiteres die Annahme, daß Verträge ſolcher Art für den 
Regelfall dem geſunden Rechtsempfinden des Volkes nicht 
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widerſtreiten und daß eine abweichende Beurteilung nur 
in beſonderen Umſtänden, insbeſondere einer drückenden Härte 
der Vertragsbedingungen, die den Gewerbebetrieb des Wirts 
übermäßig beſchränken, ihre Begründung finden kann. Der 
8138 Abſ. 1 BGB. erklärt ein jedes Geſchäft, das den guten 
Sitten widerſpricht, für nichtig. Als beſonderen Anwendungs⸗ 
fall hebt der Abſ. 2 das wucheriſche Geſchäft hervor. Der 
Abf. 2 dient einesteils zur Erläuterung des Abſ. 1, andernteils 
gerade in Fällen der vorliegenden Art als ein naheliegender 
geſetzlicher Maßſtab. Auf dieſen Geſichtspunkt ſtellt auch das 
Berufungsgericht ab, wenn es von einer gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Knebelung oder von einer Ausnutzung 
der Lage des wirtſchaftlich Schwächeren ſeitens des wirtſchaftlich 
Stärkeren ſpricht. So richtig dieſe allgemeinen Erwägungen 
ſein mögen, ſo müſſen ſie doch ihre Rechtfertigung in den be⸗ 
ſonderen Umſtänden des konkreten Geſchäfts finden. Dies 
trifft aber im gegebenen Falle nicht zu. Denn die Ausbeutung 
des Leichtſinns oder der Unerfahrenheit iſt vom Beklagten nicht 


behauptet, das Vorhandenſein einer Notlage aber ausdrücklich 


beſtritten worden. Der Verſtoß gegen die guten Sitten iſt 
vom Berufungsgericht weiter damit begründet, daß es ſich um 
einen für die Verhältniſſe der Klägerin geringen, überdies durch 
Bürgſchaft geſicherten, Betrag von 1000 Mark handele und 
daß die Vertragsſtrafe als eine außerordentlich hohe anzuſehen 
ſei. Hierbei iſt erwogen, der Umſtand, daß die Vertragsſtrafe 
nur gegebenenfalls d. h. für den Fall des Vertragsbruchs ge⸗ 
fordert werden könne, im übrigen aber Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung einander gleich kämen, komme nicht in Betracht. Dieſe 
Erwägungen ſind zum Teil unzutreffend, erſchöpfen aber jeden⸗ 
falls die Sachlage nicht. Durch die Gewährung des Darlehns 
find dem Beklagten, der ſich bis dahin in der dienenden Stellung 
eines Oberkellners beſand, die Mittel zur Gründung einer 
ſelbſtändigen Exiſtenz verſchafft worden. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkte erſcheint die Kreditgewährung als eine ſittlich und 
wirtſchaftlich anerkennenswerte Tat der Klägerin. Bei der 
Würdigung ihrer Leiſtung iſt nicht bloß die Größe des mit 
der Kreditgewährung verbundenen Riſikos, ſondern auch und 
hauptſächlich der Umſtand zu berückſichtigen, daß die Klägerin, 
die nicht gewerbsmäßig Geldverleihgeſchäfte betreibt, den frag⸗ 
lichen Betrag ihrem Betriebskapitale entzog und mehr oder 
minder unſicher anlegte. Unzutreffend iſt es, wenn das Be⸗ 
rufungsgericht der Leiſtung der Klägerin hauptſächlich die für 
den Vertragsbruch des Bellagten verwirkte Vertragsſtrafe 
gegenüberſtellt, obwohl doch ihre Verwirkung ganz vom Be⸗ 
lieben des Beklagten abhängig war. Als Gegenleiſtung des 
Beklagten war vielmehr überwiegend ſeine Verpflichtung zum 
Bierbezuge in Betracht zu ziehen. Da nun der Beklagte gegen⸗ 
über der Klägerin — einer großen renommierten Brauerei — 
zum Bezuge ihres Bieres, deſſen Güte in keiner Weiſe be 
anſtandet iſt, zum Tagespreiſe, alſo zu einem Preiſe, zu dem 
auch diejenigen Wirte das Bier beziehen, die nicht Darlehns⸗ 
ſchuldner der Klägerin ſind, unbedingt nur auf die Dauer von 
fünf Jahren ſich verpflichtet, dabei aber ſich das Recht vor⸗ 
behalten hat, ein echtes Pilſener, ein echtes dunkles Münchener 


Bier ſowie in der Stehbierhalle das Bier der K.ſchen Brauerei 


zu führen, ſo kann die Übernahme einer ſolchen Verpflichtung 
weder dem Gegenſtande, noch der Zeitdauer, noch als eine übers 
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mäßige Beſchränkung in ſeinem Gewerbebetriebe angeſehen 
werden. Wenn dem Beklagten, der die guten Dienſte der 
Klägerin dank der Unterſtützung ſeitens einer Konkurrenz⸗ 
brauerei jetzt nicht mehr nötig hat, nunmehr die Bierbezugs⸗ 
pflicht läſtig fällt, ſo kann dies keinen Grund abgeben, den 
Vertrag als ſittenwidrig erſcheinen zu laſſen. Bedenken kann 
nur der Umſtand erregen, daß der Beklagte nach der Auslegung, 
die das Berufungsgericht dem Vertrage gibt, auch noch nach 
einer ſeitens der Klägerin erfolgten Kündigung des Darlehns 
an die Bierbezugspflicht gebunden bleibt. Allein dies Bedenken 
iſt gegenüber den geſamten übrigen Umſtänden des Falles nicht 
erheblich genug, um für ſich allein den Vertrag für einen 
ſittenwidrigen zu ſtempeln. Übrigens iſt hierbei zu erwägen, 
daß eine ſolche Vertragsbeſtimmung nicht bloß nach ihrem 
ſtrengen Wortſinn, ſondern vielmehr in dem Geiſte zu verſtehen 
iſt, in dem eine große Brauerei ſie in eigenem wohlverſtandenen 
Intereſſe zur Erhaltung ihres geſchäftlichen Renommees zu 
handhaben pflegt. D. e. M., U. b. 15. Juni 06, 514/05 II. 

— Hamm. 

9. 8 157 BGB. Ob Treu und Glauben beim Ver⸗ 
tragsabſchluſſe verletzt ſeien, iſt eine Rechtsfrage. 

Kläger hat vom Beklagten ein Landgut gekauft und auf⸗ 
gelaſſen erhalten und macht im gegenwärtigen Prozeſſe einen 
Minderungsanſpruch geltend, indem er behauptet, Beklagter habe 
dem Pächter von dem vertragsmäßig zu leiſtenden jährlichen 
Pachtzins für die fünf letzten Jahre vor dem Verkauf einen 
Pachtzinsnachlaß von jährlich 1 600 Mark gewährt, dieſe Tat⸗ 
ſache aber bei den Kaufverhandlungen ihm, dem Kläger, arg⸗ 
liſtig verſchwiegen. Die Argliſt ergebe ſich daraus, daß Be⸗ 
klagter die an ihn gerichtete Frage, ob der Pächter den 
Pachtzins ſtets pünktlich gezahlt habe, nicht bloß bejaht, 
ſondern noch hinzugefügt habe, dieſer ſei auf dem Gute 
ein wohlhabender Mann geworden. Das OLG. wies ab, 
das RG. hob auf. Der Berufungsrichter hat die Grund⸗ 
ſätze über Wahrung von Treu und Glauben im Verkehr 
außer acht gelaſſen. Ob ein Verſtoß gegen Treu und Glauben 
vorliegt, iſt, wie das RG. bereits wiederholt ausgeſprochen hat, 
keine reine Tatfrage, ſondern zugleich auch Rechtsfrage und 
daher inſoweit in der Reviſionsinſtanz frei nachzuprüfen. Im 
vorliegenden Falle muß davon ausgegangen werden, daß Kläger 
in dem Pachtzins einen Maßſtab für die Feſtſtellung des 
Ertragswerts des Gutes ſah und daß er entſchloſſen war, nach 
der Höhe dieſes Ertragswerts den von ihm zu bewilligenden 
Kaufpreis zu bemeſſen. War die Bedeutung, die hiernach Kläger 
den über den Pachtzins ihm zu machenden Angaben beilegte, 
dem Beklagten bekannt, ſo mußte letzterer ſich ohne weiteres 
ſagen, daß Kläger jenen Maßſtab nicht mehr beibehalten werde, 
wenn er erfahre, daß der Pächter des ihm gewährten Pacht⸗ 
nachlaſſes bedurft habe, um nicht durch die Pacht einen Schaden 
zu erleiden. Am wenigſten durfte Beklagter bei dieſer Sachlage 
die irreführende Behauptung aufſtellen, der Pächter ſei auf dem Gute 
ein wohlhabender Mann geworden. P. c. A., U. v. 13. Juni 06, 
518/05 V. — Hamm. 

10. 8 196 BGB. Welche Verjährungsfriſt gilt für die 
Zuſage, eine Kaufpreisſchuld bei Beſſerung = Vermögens⸗ | 
verhältniſſe zu zahlen 71 

Am 26. Dezember 1878 wurde zwiſchen dem in o Sehlunge 
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Schwierigkeiten geratenen Beklagten und deſſen Gläubigern ein 
ſchriftliches Abkommen getroffen, wonach der Beklagte ſein 
Vermögen den Gläubigern abtrat, damit es unter dieſe nach 
konkursmäßigen Grundſätzen verteilt werde, wogegen ſich die 
Gläubiger wegen ihrer Anſprüche für vollbefriedigt erklärten. 
Die Firma T. & K., welche das Abkommen durch Unterſchrift 
mitvollzogen hatte, erlitt bei der Verteilung an ihrer Forderung 
einen Ausfall in Höhe von 16613 Mark 37 Pf. Vom 
Kläger, auf welchen die Forderung der Firma T. & K. über⸗ 
gegangen war, iſt behauptet, daß dieſe Firma dem Abkommen 
nur beigetreten ſei, indem gleichzeitig zwiſchen ihr und dem 
Beklagten eine Vereinbarung dahin zuſtande gekommen, daß 
bezüglich jener Firma eine Ausnahme wegen des Verzichts auf 
den nicht getilgten Teil des Anſpruchs eintrete, und Beklagter 
ſich verpflichtet habe, ſolchen Teil zu bezahlen, wenn er in 
beſſere Vermögensverhältniſſe geraten ſei. Mit der Klage 
wird nun unter Geltendmachung, daß dieſer Zeitpunkt gegen⸗ 
wärtig vorliege, was von dem Beklagten nicht beftritten iſt, die 
Zahlung jenes Teils der Forderung nebſt Zinſen verlangt. 
Das Berufungsgericht hat ebenſo wie das Landgericht der 
Klagbitte entſprochen. Das RG. hob auf und verwies zurück: 
Der Beklagte hat geltend gemacht, es könne in dem Ab⸗ 
kommen nicht ein Vertrag erblickt werden, der die Natur der 
bisherigen Forderung geändert habe. Dieſe Natur ſei, da 
nichts dafür vorliege, daß die Vertragſchließenden an die 
Stelle des alten Rechtsverhältniſſes ein neues ſelbſtändiges 
hätten ſetzen wollen, unberührt geblieben. Die Klageforderung 
ſei verjährt. Mit Recht geht die Reviſion der Beklagten 
davon aus, daß es für die Beantwortung der Frage, ob be⸗ 
züglich der Forderung des Klägers wegen des abgeſchloſſenen 
Vergleichs die regelmäßig für alle Anſprüche anzuwendende 
dreißigjährige Verjährung oder die kurze Verjährungsfriſt von 
4 Jahren (8 196, Schlußſatz, BGB.; Art. 163 EG.) zutrifft, 
darauf ankommt, ob die Auslegung des Vergleichs ergibt, daß 
eine Novation des klägeriſchen Anſpruchs ſtattgefunden hat. 
Nur im letzteren Falle würde die regelmäßige, langdauernde 
Verjährungsfriſt Platz greifen. Dieſer Fall kann aber nicht 
als vorliegend erachtet werden. Durch die Vereinbarung iſt 
nur eine Stundung des in Frage ſtehenden Teils der 
Forderung des Klägers bis dahin, daß eine Beſſerung der 
Vermögensverhältniſſe des Klägers eingetreten, gewollt und 
bewirkt. Anhaltspunkte dafür, daß die Vertragſchließenden den 
betreffenden Anſpruch auf eine neue rechtliche Grundlage 
haben ſtellen wollen, ſind aus dem Sachverhalte nicht zu ent⸗ 
nehmen. Demnach unterliegt die angefochtene Entſcheidung der 
Aufhebung. Es muß eine Zurückverweiſung der Sache an 
die Vorinſtanz ſtattfinden. Dieſe hat auf das unter 
den Parteien ſtreitige Vorbringen der Parteien darüber einzu⸗ 
gehen, wann die Beſſerung der Vermögensverhältniſſe des 
Beklagten eingetreten iſt, und zu welchem Zeitpunkt der 
Kläger hiervon Kunde erhalten hat, um danach abzu⸗ 
meſſen, ob zur Zeit der Klagezuſtellung die in Betracht 
kommende kurze Verjährungsfriſt abgelaufen war oder nicht. 
S. c. K., U. v. 12. Juni 06, 506/05 VII. — Naum⸗ 
burg. 

11. 88 242, 1620 BGB. verb. mit 88 268, 527, 529 IPOD. 
Ausſteuerverſprechen. Kann Zahlung verlangt werden? Iſt die 
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Zahlungsforderung gegenüber dem Verlangen einer Ausſteuer 
eine Klageänderung.] 

Der Kläger ſchloß mit der Tochter des Beklagten im 
Jahre 1903 die Ehe. Er macht geltend, daß der Beklagte 
ſeiner Ehefrau die ihr zuſtehende Ausſteuer nicht gewährt habe 
und beantragte klagend, unter der Behauptung, daß ſeine Frau 
ihm den Anſpruch auf Ausſteuer abgetreten habe und mit der 
Einklagung einverſtanden ſei, den Beklagten zu verurteilen, an 
ihn 4 000 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen feit dem Klagetage zu 
zahlen. Die erſte Inſtanz wies ab. Der Kläger legte dagegen 
Berufung ein und verlangte prinzipaliter, den Beklagten nach 
dem Klageantrage, eventnell zur Gewährung einer Ausſtener im 
Werte von 4 000 Mark zu verurteilen. Die Berufung des 
Klägers wurde zurückgewieſen. Das RG. hob auf und ver⸗ 
wies zurück: Beizutreten iſt dem Berufungsgericht darin, daß 
unter der Ausſteuer im Sinne des 8 1620 BGB. nach Wort 
laut und Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift zunächſt und un⸗ 
mittelbar die zur Einrichtung gehörigen Haushaltungsgegen⸗ 
ſtände ſelbſt verſtanden ſind (vgl. Mot. zum I. Entwurf 4, 


777 flg.; Prot. der II. Kommiſſion 4, 317). Daher durſte 


der Kläger nicht ohne weiteres eine Geldſumme als Ausſteuer 
ſeiner Frau verlangen. Die Entſcheidung des RG. in 58, 
139 ſpricht nichts Gegenteiliges aus. Dieſe Frage gelangte 
damals überhaupt nicht zur Entſcheidung. Mit Unrecht aber 
ſieht das Berufungsgericht in dem eventuellen Antrage, durch 
den in zweiter Linie eine Naturalausſteuer im Werte von 
4 000 Mark verlangt wird, eine unzuläſſige Klageänderung. 
Hat auch der auf § 1620 geſtützte Anſpruch auf Gewährung 
der Ausſteuer zunächſt die Naturalausſteuer im Auge, ſo iſt doch 
gemäß der Natur des Rechtsverhältniſſes hiermit der Gegenſtand 
des Anſpruchs auf Ausſteuer, hingeſehen auf das Recht der 
Tochter oder auf die Pflicht der Eltern, nicht abſolut und 
ein für allemal beſtimmt. Gegenſeitiges Vertrauen und Sitte 
kommen vornehmlich auf dieſem Gebiete in Betracht und ez 
wird daher die Frage, wie die Ausſteuer im Einzelfalle zu 
gewähren iſt, in beſonderem Maße von dem Grundſatze des 
§ 242 BGB. beherrſcht, wonach der Schuldner die Leiſtung 
jo zu bewirken hat, wie Treu und Glauben mit Rüdficht auf 
die Verkehrsſitte es erfordern. Danach gibt es gewiß Fälle, 
in denen die Tochter eine angemeſſene Geldſumme zur Be⸗ 
ſchaffung der Ausſteuer beanſpruchen darf, ſo im Falle ein⸗ 
getretener Feindſchaft mit den Eltern, bei Verſchiedenheit 
der Wohnungs- und Lebensverhältniſſe. Auf der anderen 
Seite werden auch der herrſchenden Sitte und nach Treu und 
Glauben die Eltern regelmäßig ſich frei entſchließen können, ob 
ſie die Ausſteuer in natura oder in Geld gewähren wollen. 
Ob dieſe Befugnis, zwiſchen der Art der Ausſteuer zu wählen, 
in dem einen oder anderem Falle als Wahlobligation, fakultatibe 
Ermächtigung oder wie ſonſt rechtlich aufzufaſſen iſt, ſteht hier 
nicht in Frage. Maßgebend für die zur Entſcheidung ſtehende 
Frage, ob eine unzuläffige Klagänderung vorliegt, iſt, daß es 
ſich in allen dieſen Fällen nach dem oben Erörterten lediglich 
um verſchiedene Erfüllungs möglichkeiten handelt, die 
ſich in Ausfluß ein und desſelben Klag⸗ und Rechtsgrundes 
je nach der konkreten Sachlage anders geſtalten können. 
Bei ſolcher Sachlage liegt in dem Übergange von dem 
Anſpruche auf Gewährung der Naturalausſteuer zum Geld⸗ 
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anſpruche und umgekehrt nur eine auch in der Berufungs⸗ 
inſtanz zuläſſige Erweiterung oder Beſchränkung des 
Klagantrags im Sinne des 5 268 Nr. 2 ZPO, nicht eine 
unzuläſſige Klagänderung oder Einführung eines neuen Anſpruchs 
vor. (88 527, 529 Abſ. 2 ZPO.) Daß 8 268 Nr 2 nicht 
ausſchließlich auf Anderungen im Quantum des Geforderten zu 
beziehen iſt, iſt vom RG. wiederholt anerkannt (vgl. hierzu 
beſonders NG. 52, 82 flg., ſodann 14, 429,, Gruchots 
Beitr. 32 S. 413 und 33, S. 1164, ſowie 42, S. 1183). 
— Ob wenn außerhalb ſolcher Fälle auf Grund eines be⸗ 
ſonderen Tatbeſtandes, ſei es der Geſchäfts führung ohne Auftrag, 
ſei es des aus der Nichterfüllung erwachſenen Schadens, Geld⸗ 
erſatz verlangt wird (vgl. 88 677, 679, 286 Abſ. 2 B08), 
dennoch eine unzuläffige Klagänderung gegeben iſt, kann hier 
auf ſich beruhen bleiben. Immerhin wäre es angezeigt ge⸗ 
weſen, daß das Berufungsgericht in Ausübung des Fragerechts 
überall auf Klarſtellung der den Klageanſprüchen zugrunde 
liegenden rechtlichen Geſichtspunkten hingewirkt hätte. M. c. B., 
U. v. 21. Juni 06, 9/06 IV. — Hamburg. 

12. 5 254 BGB. findet Anwendung auf die Schadens⸗ 
erſatzanſprüche aus 88 1 und 2 Haftpfl®.] 

Die Anwendbarkeit des $ 254 BGB. auf den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch aus 8 2 HaftpflG. ſteht außer allem Zweifel. 
Die Gründe, aus denen das RG. die Vorſchrift des 5 254 
auch für die aus dem HaftpflGG. entſpringenden Schadens⸗ 
erſatzanſprüche als maßgebend erachtet und auf die Fälle des 
8 1 des letztgenannten Geſetzes in ſtändiger Rechtſprechung 
angewendet hat (vgl. Urteil des erkennenden Senats vom 
24. November 1902, RG. 53, 77 ff. —; auch Urteil vom 
12. Februar 1903 ebendort S. 398 ff.), treffen für den Fall 
des § 2 HaftpflG. gleichermaßen zu. Die hiergegen namentlich 
von Eger Haftpfl®., 6. Aufl. zu 8 2 Anm. 29 S. 316 II vgl. 
9 1 Anm. 12 S. 199 ff. — erhobenen Bedenken erſcheinen 
gerade für dieſen Fall um ſo weniger begründet, als es ſich 
bei 8 2 zit. um eine Haftung aus Verſchulden, wenn auch 
nicht aus eigenem Verſchulden des Haftpflichtigen —, in der 
früheren Rechtsſprache eine quaſideliktiſche Obligation — handelt, 
und als der § 2 über das konkurrierende Verſchulden des 
Verletzten eine eigene Beſtimmung gar nicht enthält. J. c. L., 
U. v. 28. Mai 06, 376/05 VI. — Königsberg. 

13. 88 276, 323, 611, 644, 648 BGB. Rechtliche 
Stellung des bauleitenden Architekten gegenüber dem Bauherrn. 
Hat erſterer einen Anſpruch auf Beſtellung einer Sicherungs⸗ 
hypothek 7] 

| Ein bauleitender Architekt verlangte von dem Bauherrn 
mit bezug auf 8 648 BGB. die Beſtellung einer Sicherungs⸗ 
hypothek wegen einer Baugeldforderung. Klage, Berufung und 
Reviſion wurden zurückgewieſen: Soweit die dem Architekten 
übertragene Tätigkeit lediglich darin beſteht, daß er beim Ab⸗ 
ſchluß der Verträge zwiſchen dem Bauherrn und den einzelnen 
Unternehmern dem erſteren Hilſe leiſtet, oder auch in ſeiner 
Vertretung den Abſchluß der Verträge bewirkt, ſowie daß er 
die Bauarbeiten leitet und überwacht, iſt dieſelbe nicht geeignet, 
obwohl fie das Bauwerk unmittelbar betrifft, einen Anſpruch 
aus 5 648 BGB. zu rechtfertigen. Dies wird ſchon durch 
die Stellung des genannten Paragraphen im Syſtem des 
Geſetzbuchs und durch feinen Wortlaut ausgeſchloſſen. Die 
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bezeichneten Tätigkeiten des Architekten ſtellen ſich nur als 
Dienſte im Sinne des 8 611 BGB, ſpeziell als fortlaufende 
Dienſte dar. Unerheblich iſt, ob die Vergütung für ſie ſich 
nach der zeitlichen Dauer der Bauarbeiten richtet, oder ob ſie 
in einer Geſamiſumme feſtgeſtellt wird. Eine Pflicht zur Her⸗ 
ftellung eines Werkes übernimmt der Architekt nicht, der Vertrag 
hat nicht einen Erfolg zum Gegenſtande und der Architekt trägt 
nicht, wie im 8 644 BGB. für den Werkvertrag vorgeſehen 
iſt, die Gefahr bis zur Abnahme des Bauwerks, ſondern es 
kommt lediglich die Beſtimmung des 8 323 zur Anwendung, 
daß, wenn die aus einem gegenſeitigen Vertrage dem einen 
Teil obliegende Leiſtung infolge eines Umſtandes unmöglich 
wird, den weder er noch der andere Teil zu vertreten hat, er 
den Anſpruch auf die Gegenleiſtung verliert. Seine Haftung 
aber beſtimmt ſich nach 8 276 BGB. In dem Titel „Werk⸗ 
vertrag“ (VII. Titel des VII. Abſchnitts) aber hat der 8 648 
ſeinen Platz erhalten. Nach ſeinem Wortlaut ſteht der An⸗ 
ſpruch auf die Sicherungshypothek dem „Unternehmer eines 
Bauwerkes oder eines einzelnen Teiles eines Bauwerkes“ zu. 
Schon der Ausdruck „Unternehmer“ weiſt auf den Werkvertrag 
hin. Das Werk aber muß ſich eben als ein Bauwerk oder 
als Teil eines ſolchen charakteriſieren. Es iſt nicht tunlich, das 
Bauwerk in ſeiner Geſamtheit deshalb, weil der Architekt zur 
Herſtellung desſelben eine leitende Tätigkeit ausübt, als ein 
von ihm unternommenes Werk aufzufaſſen; es entſpricht nicht 
der wirklichen Sachlage, daß er als das Werk aus den Leiſtungen 
der einzelnen Unternehmer ſchaffend zu betrachten wäre, ſondern 
die Unternehmer ſtellen den Bau her. Ebenſo wenig erſcheint 
ſeine Leiſtung als Teil eines Bauwerks. Als ſolche Teile 
kennzeichnen ſich nur die das Bauwerk im ganzen bildenden 
materiellen Ergebniſſe der Einzelleiſtungen, wenn es auch nicht 
erforderlich iſt, daß dieſe greifbar in körperlicher Abgegrenztheit 
vorliegen. (Wird auf Grund der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes weiter ausgeführt.) M. c. N., U. v. 18. Mai 06, 
435/05 VII. — Karlsruhe. 

14. 88 276, 823 BGB. Der Begriff der Fahrläſſigkeit 
iſt nach Lage des Einzelfalles feftzuftellen.] 

Ein Gehilfe des Beklagten war auf dem Hofe eines 
Wohnhauſes um die Zeit des Eintritts der Abenddämmerung 
damit beſchäftigt von einer Eiſenſtange Stücke abzuſchneiden, 
die in der Art feſtgelegt war, daß das eine Ende in einer 
Schere ruhte, während das andere auf einem Schragen lag, 
und zwar parallel mit dem Treppenſchachte und über dieſen 
50—60 em hinausragend. Er verließ um die angegebene Zeit 
dieſe Arbeit, um in der Werkſtatt eine andere Arbeit vor⸗ 
zunehmen. Dabei ließ er die Eiſenſtange in ihrer gefährlichen 
Lage. Bald darauf kam der ſechs⸗ oder ſiebenjährige Kläger 
vom Vorderhauſe her, um ſeine in der Waſchküche befindliche 
Mutter aufzuſuchen. Er lief mit dem Auge in die Stange 
und verletzte ſich ſo, daß das Auge ausgenommen werden mußte. 
Der Schadenerſatzanſpruch des Klägers wurde für gerechtfertigt 
erklärt. Das RG. hob auf und verwies zurück: Die Rüge 
daß der Berufungsrichter den Begriff der Fahrläſſigkeit im 
Sinne des 8 823 in Verbindung mit dem 5 276 BOB. ver⸗ 
kannt habe, iſt begründet. Die Frage, welche Sorgfalt der 
Verkehr erfordert, kann nicht abſtrakt, ſondern nur nach Lage 


des Einzelfalls beantwortet werden. Nimmt jemand auf 
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einem dem Verkehre von Perſonen dienenden Platze Arbeiten 
vor, durch die das Leben oder die Geſundheit gefährdet werden 
kann, ſo iſt die Sorgfalt, die er anzuwenden hat, um die über 
den Platz Gehenden vor den Gefahren zu ſchützen, keineswegs 
unabhängig davon, welche Perſonen den Platz zu benutzen 
haben. Maßregeln, die zum Schutze Erwachſener hinreichen, 
genügen nicht zum Schutze von Kindern. Im vorliegenden 
Falle diente der Platz auch Kindern zum Verkehre; ins beſondere 
mußte der Kläger über den engen Hofraum gehen, um zu 
ſeiner Mutter zu gelangen, wenn dieſe in der im Hinterhauſe 
befindlichen Waſchküche beſchäftigt war. Darüber, ob der Be⸗ 
klagte ſolche beſonderen, den Schutz von Kindern erforderlichen 
Maßnahmen getroffen hatte, hat der Berufungsrichter bisher 
keine Feſtſtellungen getroffen, weil er eben von einem zu engen 
Begriffe der Fahrläſſigkeit ausgeht. Für dieſe Frage iſt der 
Beweis, deſſen Erhebung der Berufungsrichter abgelehnt hat, 
keineswegs unerheblich. E. c. H., U. v. 30. Mai 06, 
630/05 V. — München. 

15. 58 278, 618, 1357 BGB. Vertretung des Ehemanns 
bezüglich ſeiner Verpflichtungen aus dem Dienſtvertrage durch 
die Ehefrau. Haftung für Schaden auch bei Nichtkenntnis der 
Verpflichtung hierzu.] 

Das Berufungsgericht hat die Haftpflicht des Beklagten 
für die der Klägerin, ſeiner Dienſtmagd, durch den Sturz in 
das Aufzugsloch ſeines Gerſtenbodens erwachſenen Nachteile als 
begründet angeſehen. Sie wollte den ihr von der Ehefrau des 
Beklagten angewieſenen Schlafraum aufſuchen. Von einem mit⸗ 
wirkenden Verſchulden der Klägerin, wie Beklagter ſolches behaupte, 
könne keine Rede ſein. Dieſelbe habe nach der ihr erteilten An⸗ 
weiſung zur Benutzung des gedachten Zugangsweges mit deſſen 
ordnungsmäßiger Beſchaffenheit rechnen können und ſei namentlich 
zur Beſchaffung und Mitnahme einer Laterne nicht verpflichtet ge⸗ 
weſen, durch deren Mitnahme übrigens der Abſturz bei dem 
geringen Hervortreten der mehrerwähnten Offnung kaum ver⸗ 
hütet worden wäre. Dieſe Erwägungen — wurde bei 
Zurückweiſung der Reviſion ausgeführt — enthalten teils eine 
unanfechtbare Feſtſtellung der in Betracht kommenden Tatſachen, 
teils eine zutreffende Anwendung der 88 1357 und 278 BGB. 
ſowie eine einwandsfreie Beurteilung des mitwirkenden Ver⸗ 
ſchuldens. Nach § 1357 BGB. iſt die Frau berechtigt, inner⸗ 
halb ihres häuslichen Wirkungskreiſes, zu dem zweifellos auch 
Beurlaubungen weiblicher Dienſtboten und Anweiſungen betreffs 
ihrer Heimkehr gehören, die Geſchäfte des Mannes zu beſorgen 
und ihn zu vertreten, daß alſo hiernach im vorliegenden 
Falle die Ehefrau des Beklagten gerade ſo gut, wie dieſer 
ſelbſt, der Klägerin den Weg durch deſſen Betriebsräume an⸗ 
weiſen konnte. Ebenſowenig iſt das vorausgegangene allgemeine 


Verbot des Beklagten an die weiblichen Dienſtboten, den Gerſten⸗ 


boden ohne dienfiliche Veranlaſſung zu betreten, von Bedeutung; 
denn einesteils läuft die für einen beſonderen Fall — Zugang 
zur Nachtzeit — erteilte Anweiſung der Ehefrau ſchon inhaltlich 
dieſem Verbote nicht direkt zuwider, anderenteils konnte die 
Ehefrau kraft ihres Vertretungsrechts von dem früheren Ver⸗ 
bote nachträglich gerade ſo gut, wie der von ihr vertretene 


Beklagte eine Ausnahme machen. Eine Beſchränkung der 


Schlüſſelgewalt aber kann in jenem Verbote ſowohl nach 


ſeinem, einen ganz anderen Zweck verfolgenden Inhalte, als 
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auch aus dem Grunde nicht gefunden werden, weil das Verbot, 
ſo weit erſichtlich, nicht der Ehefrau, ſondern eben nur den Dienſt⸗ 
boten gegenüber zum Ausdruck gekommen iſt. Es erſcheint 
ſchon nicht abwegig, wenn das Berufungsgericht den Brau⸗ 
burſchen und die Lehrlinge des Beklagten als deſſen Erfüllungs⸗ 
gehilfen im Sinne von 8 278 BGB. angeſehen hat. Nachdem 
die Ehefrau des Beklagten der Klägerin den Zugangsweg über 
den Gerſtenboden angewieſen hatte, die Klägerin alſo zu deſſen 
Benutzung befugt war, erwuchs für den Beklagten nach $ 618 
BGB. die Verpflichtung, dieſen Zugangsweg inſtand zu er: 
halten, insbeſondere das denſelben gefährdende Aufzugsloch ge⸗ 
hörig zu bedecken. Mit dieſer Bedeckung aber waren der Brau⸗ 
burſche und die Lehrlinge des Beklagten betraut geweſen und 
für deren Verſchulden bei der Inſtandhaltung haftet der Be⸗ 
klagte, ſelbſt wenn ihm von der ihm gegenüber der Klägerin 
erwachſenen Verpflichtung zunächſt nichts bekannt war. Planck 
Kommentar 8 278 Anmerkung 2 Abf. 3. — Wollte man in 
deſſen auch dieſen Grund nicht als durchſchlagend anſehen, fo 
würde das darum der Fall ſein, weil die Ehefrau des 
Beklagten als Vertreterin desſelben bei der Erfüllung der 
Verpflichtung, der Klägerin einen ordnungsmäßigen Zugang 
zu beſchaffen, anzuſehen iſt. Die Ehefrau hat aber ſchuldhaft 
gehandelt, wenn ſie der Klägerin jenen außergewöhnlichen 
und zur Nachtzeit nicht ganz gefahrloſen Weg anwies, ohne 
ſich von deſſen ordnungsmäßiger Beſchaffenheit irgendwie zu 
überzeugen. A. c. K., U. v. 29. Mai 06, 532/05 III. — 
Nürnberg. 

16. 55 278, 254 BGB. Nichthaftung des Geſchäfts⸗ 
herrn für die nur bei „Gelegenheit“ der Vertragserfüllung be⸗ 
gangenen Verſehen der Hilfsperſonen; unter Umſtänden Haftung 
des Bauherrn für Verſehen ſeines Architekten und deſſen An⸗ 
geſtellte.] 

Die Kläger haben für die Beklagten in deren Neubau, 
Sandhofſtraße Nr. 34 in Frankfurt a. M., die Maler⸗ und Weiß⸗ 
binderarbeiten ausführen laſſen und hatten dafür Ende März 
1904 3 500 Mark zu beanſpruchen. Die Bellagten haben 
jedoch hiervon 2 140 Mark mit einer Gegenforderung verrechnet, 
die ihnen nach ihrer Behauptung deshalb zuſteht, weil die Ar 
beiter der Kläger, insbeſondere der Maler Sch., an dem Neubau 
Schaden in dieſer Höhe angerichtet hatten. Als nämlich am 
31. Dezember 1903 Abends die Arbeiter den Neubau verließen, 
blieb in dem Keller, wo die Arbeiter ihr Handwerkszeug auf 
bewahrten und ſich die Hände zu waſchen pflegten, der Haupt 
hahn der Waſſerleitung offen ſtehen, während in der Küche des 
2. Stockwerks der Hahn über dem Waſſerſtein nicht geſchloſſen 
und das Abflußrohr im Waſſerſtein durch ein Stück Packpapier 
und einen darauf geſtellten ſchweren Malertopf verſtopft war. 
Infolgedeſſen ergoß ſich in der Nacht zum 1. Januar das 
Waſſer durch den Waſſerhahn in der Küche in die Räume des 
zweiten Stockwerks, drang von da in den erſten Stock und lief 
dort über den Balkon nach der Straße hinunter. Fußböden, 
Decken, Wände und Treppen erlitten Beſchädigungen, deren 
Beſeitigung nach Angabe der Beklagten den oben bezeichneten 
Betrag erforderte. Die Kläger beſtreiten, daß der Ausfluß 
des Waſſers von ihren Arbeitern verſchuldet worden fei und 
daß fie nach $ 278 BGB. dafür aufzukommen hätten. Sie 


berufen ſich aber auch auf 8 254 BGB., weil der Arbeiter D., 
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35. Jahrgang. 


der im Auftrag der Beklagten nach dem Arbeitsſchluß den 
Neubau zu verſchließen und den Haupthahn der Waſſerleitung 
abzuſtellen gehabt habe, an dem in Rede ſtehenden Tage dies 
unterlaſſen habe. Die Kläger haben den Reſtbetrag ihrer 
Forderung in Höhe von 2 140 Mark nebſt 4 Prozent Zinſen 
ſeit dem 1. April 1904 klageweiſe geltend gemacht und das 
LG. hat nach ihrem Antrage erkannt. Auf die Berufung der 
Beklagten iſt jedoch durch Urteil des OLG. die Klage ab⸗ 
gewieſen worden. RG. hob auf: Das Berufungsgericht hat 
ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt, daß der in der Nacht vom 
31. Dezember 1903 zum 1. Januar 1904 durch den Ausfluß 
des Waſſers am Hauſe der Beklagten angerichtete Schaden 
auf das Verſchulden des Malers Sch. zurückzuführen iſt. In 
dieſer Beziehung hält der Berufungsrichter für erwieſen, daß 
Sch. am 31. Dezember 1903 zunächſt das Abflußrohr in der 
Küche des zweiten Stockwerkes durch Aufſetzen des Farben⸗ 
topfes verſtopft und dann den Haupthahn im Keller zugleich 
mit dem Abflußhahn behufs Entnahme friſchen Waſſers geöffnet, 
demnächſt aber nur den Abflußhahn, nicht auch den Haupthahn 
geſchloſſen hat. Daß Sch. auch den Waſſerhahn in der 
Küche geöffnet habe, hält der Berufungsrichter zwar im höchſten 
Maße für wahrſcheinlich, legt aber keinen Wert darauf, weil 
er die beiden anderen Verſehen für ausreichend hält. Nun iſt 
es zwar, wie die Reviſion hervorhebt, richtig, daß ohne die 
Offnung des Waſſerhahnes in der Küche der Ablauf des 
Waffers und der Schaden nicht hätte eintreten können; dieſer 
Umſtand kann jedoch die Verantwortlichkeit Sch.s nicht auf⸗ 
heben, denn es iſt zur Herſtellung des urſächlichen Zuſammen⸗ 
hanges nicht erforderlich, daß der Schuldige alle Urſachen, die 
bei der Entſtehung des Schadens mitgewirkt haben, herbeiführt, 
es genügt vielmehr, daß er Urheber auch nur einer der mit⸗ 
wirkenden Urſachen iſt (vgl. Gruchot 49, 616; RG. 50, 222; 
28, 168; 23, 161; 13, 66). Daß die Handlungen, die Sch. 
feſtgeſtelltermaßen vorgenommen hat, insbeſondere das Offen⸗ 
laſſen des Haupthahns, Schaden anrichten könnten, durfte ihm 
bei gewöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht entgehen, auch durfte er, 
wenn er den Haupthahn geſchloſſen vorfand, ſich nicht darauf 
verlaſſen, daß jemand anders nochmals den Hahn ſchließen 
werde; vielmehr mußte er dies ſelbſt, und zwar, wie der Be⸗ 
rufungsrichter mit Recht hervorhebt, um ſo mehr tun, als es 
ſich um einen Neubau handelte und er nicht wiſſen konnte, ob 
an der Wafferleitung und den Abflußhähnen alles in Ordnung 
war. Auch die weiteren Angriffe der Reviſion, ſoweit ſie ſich 
gegen die Annahme des Berufungsgerichts wenden, daß die 
Kläger das Verſchulden des Malers Sch. nach 8 278 BGB. 

zu vertreten hätten, konnten keinen Erfolg haben. Denn 

Sch. war unſtreitig von den Klägern mit der Ausführung der 

Malerarbeiten beauftragt und ſeine Tätigkeit in dem Neubau 

diente zur Erfüllung der von den Klägern übernommenen ver⸗ 

traglichen Verbindlichkeit. Nun kann zwar der Anſicht der⸗ 

jenigen nicht beigetreten werden, die den Geſchäftsherrn fir 

alle von ſeinen Hilfsperſonen „bei Gelegenheit“ der Vertrags⸗ 
erfüllung begangenen Verſehen verantwortlich machen, vielmehr 
iſt mit der herrſchenden Meinung (s. insbeſ. Planck 3. Aufl. II 
S. 76, 77 Anm. 3 zu 8 278; Staudinger 2. Aufl. II S. 95 
Ann. III zu 8 278) zu unterſcheiden, ob das Verſehen den 
Tatbeſtand einer ſelbſtändigen unerlaubten Handlung bildet, die 
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mit der Vertragserfüllung nur äußerlich zuſammenhängt, oder 
ob es ähnlich wie im Falle des 8 831 BGB. (Motive zu 
8 711 des I. Entw. zum BGB., II S. 736) „in Ausführung“ 
der Verrichtung oder wie Entw. I $ 224 Abf. 2 es ausdrückte, 
„in Anſehung“ der Erfüllung begangen iſt. Nur in dem 
letzten Falle, wo das Verſehen zugleich als eine Verletzung der 
Vertragspflicht ſich darſtellt, greift der 8 278 BGB. Platz. 
So aber liegt hier ohne Zweifel die Sache bei dem Farben⸗ 
topf, den der Maler bei der Arbeit brauchte und auf den 
Waſſerſtein derart ſetzte, daß er den Abfluß des Waſſers durch 
das Abflußrohr verhinderte. Nicht anders aber iſt die Offnung 
und das Offenlaſſen des Haupthahns im Keller unter den be⸗ 
ſonderen Umſtänden des Falles zu beurteilen. Der Raum, 
wo ſich der Haupthahn befand, war den Arbeitern an der 
Arbeitsſtätte zur Aufbewahrung ihrer Sachen und zu der bei 
Malerarbeiten notwendigen Reinigung bei beendeter Arbeit 
(8 120b Gewd.) angewieſen. Zur Vornahme der Reinigung 
war dort ein Kübel aufgeſtellt, deſſen Waſſer Sch. ſchmutzig 
vorfand und den er deshalb mit friſchem Waſſer aus der 
Waſſerleitung füllte. Die Reinigung und das Offnen des 
Hahnes ſtand ſonach in urſächlichem Zuſammenhange mit der 
Arbeitsleiſtung; dieſe wurde erſt durch die Reinigung und durch 
das Verlaſſen der Arbeitsſtätte zum Abſchluß gebracht. In 
ähnlicher Weiſe iſt auch in Fällen, wo es ſich darum handelte, 
ob ein Betriebsunfall im Sinne der Verſicherungs⸗ und Haft⸗ 
pflichtgeſetze vorliege, die Frage behandelt werden, ob der Ber: 
unglückte auf dem Wege zur und von der Arbeit und bei der 
Reinigung am Schluſſe der Arbeit ſich im Dienſte befunden 
habe. Soweit dabei die Arbeitsſtätte in Betracht kam (vol. 
RG. bei Gruchot 44, 1039; RG. 52, 78) und ſoweit es ſich 
um eine Reinigung an der Arbeitsſtätte (vgl. die Rekurs⸗ 
entſcheidungen des Reichsverſicherungsamts in Beckmanns Archiv 
für gewerbliche Rechtspflege, 1900 S. 34 Nr. 8 und S. 36 
Buchſt. d u. e) im Gegenſatz zu einer anderweit vorgenommenen 
Reinigung handelte (Rekursentſch. in Beckmanns Archiv a. a. O. 
S. 35 Buchſt. a, b, c), iſt die Frage regelmäßig bejaht 
worden. Der Berufungsrichter iſt hiernach mit Recht davon 
ausgegangen, daß Sch. die Verſehen bei Erfüllung des Ver⸗ 
trages begangen hat und daß die Kläger nach $ 278 BGB. 
ebenſo dafür haften, wie ſie mit der Vertragsklage haften 
würden, wenn ſie in ähnlicher Lage die Verſehen ſelbſt be⸗ 
gangen hätten. Unzulänglich find jedoch die weiteren Aus⸗ 
führungen des Berufungsrichters, mit denen er die Anwendbarleit 
des $ 254 BGB. verneint, und inſoweit war der Revifion 
der Erfolg nicht zu verſagen. Die Kläger hatten behauptet, es 
ſei üblich und für die Sicherheit von Neubauten im Hinblick 
auf die Möglichkeit ſolcher Beſchädigungen unbedingt erforderlich, 
daß ein von der Bauleitung Beauftragter nach der Entfernung 
der Arbeiter für die Abſtellung der Waſſerleitung und alle 
ſonſtigen zur Sicherheit des Baues erforderlichen Maßnahmen, 
wie Schließen der Türen und Rolläden, zu ſorgen habe. Mit 
dieſem Auftrag ſei auch ein Angeſtellter des Bauunternehmers 
Kl., nämlich der Arbeiter D., von den Beklagten beauftragt 
worden, habe aber an dem fraglichen Tage ſeine Pflicht ver⸗ 
nachläſſigt. Nun hat zwar der Berufungsrichter auf Grund 
des Zeugniſſes des Arbeiters D. feſtgeſtellt, daß dieſer kein 
Angeſtellter der Beklagten, ſondern des mit der Bauleitung 
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beauftragten Architekten Kl. geweſen ſei; will man aber hierin 
auch die weitere Feſtſtellung finden, daß auch der Auftrag zur 
Vornahme der vorerwähnten Sicherungsmaßregeln von Kl. 
ausgegangen ſei, ſo würde dieſe Feſtſtellung doch noch nicht 
ausreichen, um die Beklagten zu entlaſten. Vielmehr hätte es 
zu dieſem Zwecke einer näheren Aufklärung bedurft, wem die 
Bauleitung oblag, ob dieſe von den Beklagten ausging oder ob 
der Architekt Kl. ſelbſtändiger Bauunternehmer war. Hatte 
Kl. nur den Anweiſungen der Beklagten zu folgen, war er 
alſo nur ausführendes Organ der Beklagten, wurden die Ver⸗ 
träge mit den Handwerkern und Arbeitern von dieſen geſchloſſen, 
fo müſſen fie nach 88 254, 278 BGB. auch für Kl. und 
deſſen Angeſtellte aufkommen. Sodann hat der Berufungs⸗ 
richter den Arbeiter D. zwar deshalb für entſchuldigt erachtet, 
weil ihm beim Verlaſſen des Baues von dem Werkführer D. 
mitgeteilt worden war, daß die Waſſerleitung bereits am 
Nachmittag durch den Inſtallateur abgeſtellt worden ſei; auch 
dieſe Begründung iſt jedoch unzureichend. Da ſeit der Ab⸗ 
ſtellung durch den Inſtallateur ein geraumer Zeitraum ver⸗ 
ſtrichen war, während deſſen die Offnung durch andere Per⸗ 
ſonen ſehr wohl möglich war, kann eine Pflichtverletzung bei 
D. nicht ohne weiteres in Abrede geſtellt werden, wenn man 
auch annehmen will, daß er auf die Angabe des Werkführers 
D. ſich an ſich verlaſſen durfte. Zur Aufklärung des be⸗ 
haupteten konkurrierenden Verſchuldens und zur Abwägung der 
daraus nach $ 254 BGB. herzuleitenden Folgen war hiernach 
eine erneute Verhandlung vor dem Berufungsgericht geboten. 
M. & W. c. C. & S., U. v. 26. Mai 06, 465/05 VII. 
— Frankfurt. 

17. 88 516, 518, 1624 BGB. Zum Begriff der 
Schenkung. Bedarf das Ausſtattungsverſprechen der Beobachtung 
der Formvorſchrift? Leibrentenverſprechen.] 

Der Begriff der Schenkung ($ 516) erfordert zwei 
weſentliche Tatbeſtandsmerkmale. Der Empfänger muß durch 
die Zuwendung aus dem Vermögen des Gebers bereichert 
werden, außerdem müſſen beide Teile darüber einig ſein, daß 
die Zuwendung unentgeltlich erfolgt. In letzterer Hinſicht 
kommt es darauf an, welche Bedeutung die Beteiligten nach 
ihrem zum Ausdrucke gebrachten ſubjektiven Standpunkte der 
Zuwendung beigelegt haben. Handelt es ſich um ein mit 
Rückſicht auf eine geplante Ehe vom Schwiegervater dem 
Schwiegerſohn abgegebenes Verſprechen einer Zuwendung, ſo 
iſt es, wie der erkennende Senat wiederholt anerkannt hat, auch 
nach dem Rechte des BGB. keineswegs ausgeſchloſſen, daß 
nach dem Vertragswillen der Beteiligten die Zuwendung und 
die Eingehung der Ehe in dem Verhältnis von Leiſtung und 
Gegenleiſtung ſtehen ſollen. Vgl. Urteil vom 29. Oktober 1903 
1V 43/03 (SW. 1903 Beil. S. 129) und Urteil vom 11. Januar 
1906 IV 329/05 (zum Abdruck beſtimmt). Hiernach iſt die 
Auffaſſung des Berufungsgerichts, daß ein Verſprechen der 
hier in Rede ſtehenden Art ſtets den Charakter der Unentgelt⸗ 
lichkeit habe, rechtsirrig; es hätte vielmehr geprüft werden 
müſſen, ob die im $ 516 Abſ. 1 vorgeſehene Willenseinigung 
der Parteien erfolgt iſt. Die Unterlaſſung einer Feſtſtellung 
in dieſer Richtung iſt jedoch in dem vorliegenden Falle ohne Ein⸗ 
fluß auf die zu treffende Entſcheidung, denn der aus der Vorſchrift 
des § 761 entnommene, vom Berufungsgerichte dem Anſpruche 
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der Ehefrau mit Recht entgegen gehaltene Grund greift auch dem 
Anſpruche des Ehemanns gegenüber Platz. Aus § 1624 iſt 
nur zu entnehmen, daß die Ausſtattung, die von einem Eltern⸗ 
teil dem Kinde in Erfüllung einer ſittlichen Verbindlichkeit 
gewährt wird, ſoweit ſie das den Umſtänden entſprechende Maß 
nicht überſteigt, nicht als Schenkung gilt. Daraus folgt für 
das Verſprechen einer ſolchen Ausſtattung lediglich die Unanwend⸗ 
barkeit der das Schenkungsverſprechen betreffenden Formvorſchrift 
des 8 518. Im übrigen hängt es von dem Inhalt und der 
Art des von den Beteiligten gewählten Vertrages ab, ob eine 
ſonſtige vom BGB. allgemein vorgeſehene Formvorſchrift zu 
beachten iſt. Die auf einer Einfügung der Reichstagskommiſſion 
beruhende Vorſchrift des S 761 iſt mit Nüdfiht auf die 
Wichtigkeit des Leibrentenvertrags und die lange Dauer ſeiner 
Wirkſamkeit getroffen worden, während der Entwurf eine 
beſondere Form für dieſen Vertrag nicht vorſah. Nach der 
bezeichneten Vorſchrift iſt zur Gültigkeit eines Vertrages, durch 
den eine Leibrente verſprochen wird, ſoweit nicht eine andere 
Form vorgeſchrieben iſt, ſchriftliche Erteilung des Verſprechens 
erforderlich. Ausnahmen find zugunſten der Ausſtattungs⸗ 
zwecken dienenden Rentenverſprechen nicht gemacht worden. 
Hieraus ergibt ſich allerdings die Folge, daß ein Ausſtattungs⸗ 
verſprechen, das die Hergabe eines nach den Umſtänden, ins⸗ 
beſondere den Vermögensverhältniſſen des Elternteils angemeſſenen 
Geldkapitals zum Gegenſtande hat, keiner Form bedarf, während 
das zum Zwecke der Ausſtattung abgegebene Rentenverſprechen 
ſchriftlich erteilt ſein muß. W. c. L., U. v. 23. Mai 06, 
569/05 IV. — Berlin. 

18. 88 516, 607 BGB. Durch den Rechtsſatz, daß Schen⸗ 
kungen nicht vermutet werden, wird der Beweis eines be⸗ 
haupteten Darlehen nicht erbracht.] 

Die Mutter und Erblaſſerin der beiden Klägerinnen, hat 
am 12. Mai 1900 der beklagten Ehefrau D. die ihre Nichte 
war, ein Kapital von 6000 Mark ausgehändigt. Die Par⸗ 
teien ſtreiten darüber, ob die gedachten 6000 Mark, wie 
Kläger behaupten, als ein zurückzuzahlendes, allerdings unver⸗ 
zinsliches Darlehen oder, wie die Beklagte behauptet, als 
Schenkung hingegeben iſt. Das OLG. erkannte auf einen 
richterlichen Eid der Beklagten. Die Reviſſon der Klägerinnen 
wurde zurückgewieſen: Der Darlehnsklage gegenüber hatten die 
Beklagten zwar den Empfang der Summe zugeſtanden, aber 
behauptet, dieſelbe ſchenkungsweiſe erhalten zu haben. Das 
OLG. nimmt an, die Kläger ſeien dafür beweispflichtig, daß 
ihre Erblaſſerin die gedachte Summe der Beklagten als Dar⸗ 
lehen gegeben habe. Es gelangt zu der Annahme, die Sache 
ſpreche teils für ein Darlehn, teils für eine Schenkung, legt 
aber der beklagten Ehefrau einen richterlichen Eid auf und 
erwägt, eine Erhebung der erbotenen Beweiſe und Vorbeſcheidung 
der Beweisanträge der Kläger erübrige ſich; denn es müßte 
nach der Beweisaufnahme doch noch auf einen Eid erkannt 
werden. Die Reviſionskläger rügten die Grundſätze über die 
Beweislaſt ſeien verletzt. Wenn der vom OLG. in ſeinen 
Urteilsgründen anerkannte Satz richtig ſei, daß Schenkungen 
nicht vermutet werden, ſo wäre bei der gegebenen Sachlage den 
Beklagten der Nachweis der ſchenkungsweiſen Hingabe aufzu⸗ 
erlegen geweſen. Dieſer Angriff iſt nicht begründet. Die 
bloße Tatſache, daß die Erblaſſerin der Kläger der Beklagten 
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35. Jahrgang. 
eine Summe Geldes hingegeben hat, genügt nicht, um die 
Kläger zur Rückforderung des Geldes als berechtigt erſcheinen 
zu laſſen; dazu iſt vielmehr erforderlich, daß die Hingabe des 
Geldes in einer die Beklagten zur Rückzahlung verpflichtenden 
Weiſe erfolgt ſei, und das iſt beim Leugnen der Beklagten 
von den Klägern zu beweiſen. Denn aus der Beſtimmung des 
8 516 Abſ. 1 BGB., wonach eine Zuwendung nur dann 
Schenkung iſt, wenn beide Teile darüber einig ſind, daß die 
Zuwendung unentgeltlich erfolgt, kann nicht die Vermutung 
abgeleitet werden, daß jeder vertragsmäßigen Leiſtung eine 
Gegenleiſtung entſpreche. Die Kläger hatten deshalb die Ver⸗ 
pflichtung der Beklagten auf Zurückerſtattung der 6 000 Mark 
darauf gegründet, daß letztere das Geld als Darlehen 
empfangen haben und aus 8 607 BGB. verpflichtet ſeien, das 
Empfangene in gleicher Menge zurückzuerſtatten. Und wenn es 
auch richtig iſt, daß Schenkungen nicht vermutet werden, ſo iſt 
es gewiß unrichtig, daß im vorliegenden Falle, wenn die 
Schenkung durch jene Vermutung ausgeſchloſſen wird, das 
Darlehen bewieſen iſt. Die Kläger haben daher immer 
noch die Empfangnahme des Geldes als Darlehen zu beweiſen. 
In dieſem Sinne hat die Praxis vor dem Inkrafttreten des 
BGB. die hier ſtreitige Frage entſchieden — vergl. Seuff A. 
38 Nr. 116; 40, 13; 41, 180. Zum gleichen Ergebniſſe ge⸗ 
langen für das Recht des BGB. Roſenberg, Beweislast, 62; 


Arch. f. Z. Pr. 94, 78; Leonhard, Beweislaſt 397 — a. M. 


Beckh, Beweislaſt 200/201. E. c. D., U. v. 26. Mai 06, 


526/05. II. — Celle. 

19. SS 518, 766, 780 BGB. Synallagmatiſche Ber: 
träge unterliegen nicht der Schriftform.] ö 

Der Kläger hatte dem Kunſthändler W., einem Bruder des 
Beklagten, drei Olgemälde zum Verkauf übergeben. Hiervon 
verkaufte W. ein Bild um 4 500 Mark und vereinnahmte 
den Kaufpreis für ſich; die beiden anderen Bilder wurden 
von Gläubigern des W. gepfändet und veräußert. Der Kläger 
hat von dem in Konkurs verfallenen W. nichts erhalten. Der 
Kläger trat mit dem Beklagten in Unterhandlungen, die nach 
ſeiner Behauptung zum Abſchluß eines Übereinkommens führten, 
demzufolge der Beklagte an den Kläger noch 2 350 Mark bar 
zahlen und ihm ein Pianino im Herſtellungswert von 450 Mark 
liefern ſollte. Dieſe Leiſtungen hat der Kläger im vorliegenden 
Rechtsſtreite eingeklagt. Das OLG. wies ab, das NG. hob 
auf und verwies zurück: Das ſogenannte abſtrakte Schuld⸗ 
verſprechen im Sinne des $ 780 BGB. iſt begrifflich ein ein⸗ 
ſeitiges; von einer Gegenleiſtung des Verſprechensempfängers 
als einem Beſtandteil des abſtrakten Vertrags kann dabei keine 
Rede ſein. Aber nicht jedes einſeitige Verſprechen einer Leiſtung 
iſt ein ſelbſtändiges im Sinne des 8 780. Wird die ſogenannte 
causa, der unmittelbare Zweck oder Beſtimmungsgrund zum 
Vertragsinhalt gemacht, ſo liegt ein kauſales Rechtsgeſchäft vor, 
mag es ſich nun, wie bei der Schenkung, um eine Grund⸗ 
obligation oder, wie bei der Bürgſchaft, der Schuldübernahme, 
dem Verſprechen einer Pfand⸗ oder Hypothekbeſtellung, um ein 
der Sicherung oder Durchführung einer bereits beſtehenden 
eigenen oder fremden Schuld dienendes Hilfsgeſchäft handeln. 
Mit dem 8 780 BGB. haben ſolche Geſchäfte nichts zu tun, 
denn gerade die Begründung der Verbindlichkeit durch das Ver⸗ 
ſprechen an ſich, iſoliert von ſeinem Beſtimmungsgrunde, iſt die 
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im 8 780 gemeinte ſelbſtändige Begründung. Schlechthin 
unanwendbar iſt demnach der § 780 auf gegenſeitige, ſyn⸗ 
allagmatiſche Verträge, da hier die Leiſtung des einen Teils ihre 
causa in der Leiſtung des anderen Teiles hat, von ihr ab⸗ 
hängig, durch ſie beſtimmt iſt. Um einen gegenſeitigen Ver⸗ 
trag aber handelt es ſich hier. Die Leiſtung des Klägers be⸗ 
ſteht in dem teilweiſen Erlaß ſeiner Forderung gegen W., die 
Leiſtung des Beklagten in der teilweiſen Befriedigung des 
Klägers für eben dieſe Forderung. Daß der Vertrag ein ſolcher 
zugunſten des W. iſt, dem die Leiſtung des Klägers wie die 
des Beklagten — dieſe zugleich dem Kläger — zugute kommt, 
nimmt ihm nicht den ſynallagmatiſchen Charakter. Dieſe Eigen⸗ 
ſchaft des Vertrags als eines gegenſeitigen verbietet auch ſeine 
Unterordnung unter die 88 518 oder 766 BGB. Wie im 
übrigen der Vertrag rechtlich zu charakteriſieren ſei, iſt unerheb⸗ 
lich. Wenn der Vertrag kein Vergleich iſt, ſo iſt er, da er 
auch nicht unter eine ſonſtige benannte Vertragskategorie des 
bürgerlichen Rechtes fällt, ein unbenannter gegenſeitiger Ver⸗ 
trag, deſſen Gültigkeit bei formloſem Abſchluß nach heutigem 
Rechte nicht angezweifelt werden kann. P. c. W., U. v. 1. Juni 06, 
466/05 VII. — Dresden. N 

20. 58 535, 631 BGB. Mietvertrag oder Transport⸗ 
alſo Werkvertrag im Falle der Erwerbung eines Eſels für 
eine Bergtour unter Mitgabe eines Treibers? Verpflichtung 
des Eigentümers zur Belehrung und Warnung] 

Der Beklagte unterhält in Eiſenach eine Anzahl Reiteſel, 
um ſie an Fremde zum Reiten zu vermieten, die von Eiſenach 
aus die Wartburg beſuchen wollen. Der Kläger mietete einen 
dieſer Eſel und ritt auf ihm auf die Wartburg; eine Tochter 
des Beklagten begleitete ihn als Eſeltreiberin. Als der Kläger, 
am Ziel angelangt, vom Eſel abſteigen wollte und deshalb das 
rechte Bein über den Rücken des Eſels ſchwang, während er 
mit dem linken Fuß noch im Steigbügel ſtand, kam er dadurch 
zu Fall, daß der während des Rittes feſtſitzende Sattel nach 
der Abſteigeſeite hin bis an den Bauch des Tieres hinunter⸗ 
glitt. Durch den Fall zog ſich der Kläger einen Rippenbruch 
zu. Sein Schadensanſpruch wurde dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt. Das RG. hob auf und verwies zurück: 
Der unter den Parteien zuſtande gekommene Vertrag iſt nicht 
als Vermietung des Eſels, ſondern als ein Transport-, alſo 
Werkvertrag aufzufaſſen. Der Beklagte hat die Verpflichtung 
übernommen, den Transport des Klägers nach der Wartburg 
mittels ſeines Eſels zu bewirken. Das ergibt ſich insbeſondere 
daraus, daß der Beklagte zur Leitung und Sicherung der Be⸗ 
förderung des Klägers dieſem ſeine Tochter als Eſeltreiberin 
beigegeben hatte, während es mehr für den Abſchluß eines 
Mietvertrages geſprochen hätte, wenn er den Eſel dem Kläger 
zum ſelbſtändigen, unkontrollierten Gebrauch zum Zwecke der 
Erreichung der Wartburg überlaſſen hätte. Auf Grund des 
Transportvertrages war der Beklagte verpflichtet, das vom 
Kläger gebrauchte Transportmittel, den Eſel, in einem an ſich 
zum Gebrauch geeigneten Zuſtand zu gewähren. Daß der Be— 
klagte dieſe Pflicht verletzt habe, iſt bisher nicht dargetan. 
Insbeſondere iſt nicht feſtgeſtellt, daß er es unterlaſſen hätte, 
vor Beginn des Ritts den Sattel ordnungsmäßig feſtzuſchnallen. 
Nun iſt es zwar auch bei ordnungsmäßiger Befeſtigung des 
Sattels erfahrungsmäßig nicht ausgeſchloſſen, daß er ſich 
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während des Ritts lockert; eine beſondere Gefahr entfteht aber 
hierdurch für einen erwachſenen, rittlings auf dem Eſel fitzenden 
Mann regelmäßig nicht und eine ſolche läßt ſich auch für das 
Abſteigen nicht vorausſehen, wenn die nötige Vorſicht dabei 
vom Reiter beobachtet wird, da der Sitz des Reiters ſich nur 
in geringer Höhe über dem Erdboden befindet. Zu weit geht 
daher die Zumutung an den Beklagten, er hätte den erwachſenen 
Kläger vor Beginn des Rittes darauf hinweiſen müſſen, daß er 
bei dem Abſteigen Gefahr liefe. Der Beklagte konnte voraus⸗ 
ſetzen, daß der Kläger beim Abſteigen durch Anwendung der 
erforderlichen Vorſicht ſich ſelbſt vor einer Gefährdung ſchützen 
werde. Das iſt um ſo mehr anzunehmen, als der Beklagte ſeine 
Tochter zur Begleiterin beſtellt hatte, die nach ſeiner Behaup⸗ 
tung zur Hilfeleiſtung beim Abſteigen geeignet war und bei 
welcher der Kläger vor dem Abſteigen ſich erkundigen konnte, 
auf welche Art das Abſteigen am ſicherſten zu bewerkſtelligen 
ſei. Daß eine beſondere Warnung des Klägers nach der Ver⸗ 
kehrsſitte nicht erforderlich war, zeigt ſich darin, daß erfahrungs⸗ 
mäßig vielfach im Verkehr derartige Transportverträge nur 
unmittelbar mit den unerwachſenen Perſonen, die als Eſeltreiber 
verwendet zu werden pflegen, ohne Zuziehung des Eigentümers 
des Eſels geſchloſſen werden und daß von ihnen üblicherweiſe 
beſondere Belehrungen und Warnungen hinſichtlich des Ge⸗ 
brauchs des Eſels weder erfordert noch erteilt werden. War 
der Kläger, was nach Lage der Sache nicht unwahrſcheinlich 
iſt, durch ſeine erhebliche Körperſchwere körperlich unbeholfen, 
ſo hatte er beſonderen Anlaß, beim Abſteigen vorſichtig zu ſein, 
nicht die eine Seite des Sattels mittels des Steigbügels mit 
ſeinem ganzen Gewicht zu belaſten oder doch vor dem Abſteigen 
den Rat der Eſeltreiberin einzuholen oder ſelbſt die Herbei⸗ 
ſchaffung eines Tritts oder eines anderen Hilfsmittels zum 
Abſteigen zu veranlaſſen. Auf Grund dieſer vom Berufungs⸗ 
richter nicht angeſtellten Erwägungen kann gefolgert werden, 
daß der Kläger durch eigenes Verſchulden den erlittenen 
Schaden ſich zugezogen hat. Sollte daneben ein Verſchulden 
des Beklagten feſtgeſtellt werden können, ſo würde zu prüfen 
ſein, ob nicht die Haftung für den Unfall beiden Teilen zu⸗ 
zumeſſen iſt, ob nicht etwa der Schaden überwiegend von dem 
Kläger verurſacht iſt und ob nicht insbeſondere der Kläger 
ſchuldhaft unterlaſſen hat, den Schaden abzuwenden. (8 254 
BGB.) R. c. B., U. v. 18. Mai 06, 434/05 VII. — Jena. 

21. 88 823, 826 BGB. verb. mit 8 249 HGB. Wem 
ſteht der Anſpruch gegen Aufſichtsratsmitglieder wegen Fahr⸗ 
läſſigkeit bei ihrer Geſchäftsführung zu 77 

Das Vorſtandsmitglied einer AG. iſt vom LG. wegen 
Vergehens gegen 88 312, 313 Nr. 3, 314 Nr. 1 und 
Nr. 2 des HGB. und gegen 55 240 Nr. 3 und 244 KO. 
rechtskräftig zu Gefängnis und Geldſtrafe verurteilt worden. 
Der Kläger hat zuzeiten, als der Kurs bereits zu weichen be⸗ 
gann, nach und nach 10 Aktien der Geſellſchaft gekauft, nach 
Aufdeckung der Mißwirtſchaft die Aktien verkauft und machte 
für den Preisunterſchied die Beklagten als Geſamtſchuldner 
verantwortlich. Dieſe waren Mitglieder des Aufſichtsrates. 
Die Klage wurde abgewieſen. Berufung und Reviſion blieben 
ohne Erfolg: Das Berufungsgericht läßt es unentſchieden, ob 
die Beklagten die Pflichten, die ihnen als Mitgliedern des 
Aufſichtsrates oblagen, fahrläſſig verabſäumt haben, und ob 
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der Kläger hierdurch in Schaden gekommen iſt. Es weiſt die 
Klage lediglich deswegen ab, weil dem Kläger weder nach den 
vor 1900 geltenden Geſetzen (allgemeines deutſches Handels⸗ 
geſetzbuch und gemeines Recht), noch nach der dann in Kraft 
getretenen Geſetzgebung (HGB. und BGB.) wegen einer bloßen 
Fahrläffigkeit der Beklagten ein Schadenserſatzanſpruch gegeben 
ſei. Der Standpunkt des Klägers, an dem die Reviſion feſt⸗ 
hält, iſt folgender. Durch §8 246 HGB. ſei dem Aufſichts⸗ 
rate die Pflicht auferlegt, die Geſchäftsführung der Geſellſchaft 
in allen Zweigen der Verwaltung zu überwachen, ſich zu dem 
Zwecke vom Gange der Angelegenheiten zu unterrichten und 
ferner die Jahresrechnungen, die Bilanzen und die Vorſchläge 
zur Gewinnverteilung zu prüfen. Nach § 249 Abf. hätten 
die Mitglieder des Aufſichtsrates bei der Erfüllung dieſer ihrer 
geſetzlichen Obliegenheiten die Sorgfalt eines ordentlichen Ge⸗ 
ſchäftsmannes anzuwenden. Das hätten die Beklagten durch 
ungenügende Prüfung und mangelhafte Aufſicht verabſäumt 
und damit gegen das Geſetz verſtoßen. Dadurch ſei der Kläger 
als „Dritter“ — d. h. als jemand, der zur Zeit der fahr⸗ 
läſſigen Handlungsweiſe der Beklagten weder Aktionär noch 
Gläubiger geweſen ſei — in Schaden gekommen, indem er 
durch die Veröffentlichung der geſchmeichelten Bilanzen und 
Jahresberichte veranlaßt worden ſei, Aktionär zu werden. Be⸗ 
Hagte hafteten ihm aus 8 823 Abſ. 2 BGB. Denn die 
Vorſchrift des 8 249 Abſ. 1 HGB., wogegen die Beklagten 
verſtoßen hätten, ſei als ein „den Schutz eines anderen be⸗ 
zweckendes Geſetz“ anzuſehen. Der Begriff des Schutzgeſetzes 
im Sinne des § 823 Abſ. 2 BGB. iſt in der Literatur bes 
ſtritten. Das RG. hat ausgeſprochen, daß nicht nur Straſ⸗ 
geſetze und polizeiliche Vorſchriften unter den Begriff fallen 
können, ſondern auch Vorſchriften des Bürgerlichen Rechts, 
z. B. die Vorſchrift des 8909 BGB., wonach ein Grundſtück 
nicht in der Weiſe vertieft werden darf, daß der Boden des 
Nachbargrundſtücks die erforderliche Stütze verliert (RG. 51, 179). 
Sodann iſt angenommen worden, daß der Begriff auch ſolche 
Geſetze umfaſſe, die zwar zunächſt den Schutz der allgemeinen 
öffentlichen Intereſſen bezwecken, daneben aber auch den Schutz 
der einzelnen (RG. 51, 78; JW. 04, 554). Allgemein an⸗ 
erkannt aber iſt der Satz, daß der „andere“, deſſen Schutz das 
Geſetz bezweckt, der Beſchädigte ſein muß. Es kommt demnach 
hier darauf an, zu entſcheiden, ob der 8 249 Abſ. 1 (in Ver⸗ 
bindung mit $ 246) HGB. ein Geſetz iſt, das nicht nur den 
Schutz der Aktiengeſellſchaft und ihrer Gläubiger bezweckt, 
ſondern auch den Schutz aller übrigen Perſonen, die möglicher⸗ 
weiſe auf den Gedanken kommen könnten, ſich Aktien zu kaufen. 
Dieſe Frage iſt zu verneinen. Die Vorſchrift des § 249 Abſ.! 
regelt ebenſo wie die des § 241 Abſ. 1 HGB. an und für 
ſich nur das Vertragsverhältnis zwiſchen der Körperſchaft und 
der Perſon, die für die Körperſchaft oder in deren Intereſſe 
tätig werden foll. Einer ſolchen ein konkretes Vertragsverhältnis 
regelnden Beſtimmung kann — ſelbſt wenn ſie, wie es hier der 
Fall, zwingender Natur iſt — die Bedeutung nicht beigelegt 
werden, den Schutz eines andern als des Gegenkontrahenten zu 
bezwecken, geſchweige denn den Schutz jedes beliebigen Dritten. 
Der weitere Inhalt der 88 249 und 241 ſtellt es völlig klar, 
daß dem ſo iſt. Denn der Ausſpruch des Geſetzes, daß Vor⸗ 
ſtand und Aufſichtsrat der Geſellſchaft und unter gewiſſen 
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35. Jahrgang. 


einſchränkenden Vorausſetzungen auch den Gläubigern für 
die Verletzung ihrer aus Abſ. 1 fließenden Pflichten verhaſtet 
ſind, würde auf dem Boden der gegenwärtigen Geſetzgebung 
völlig überflüſſig fein, wenn ein ſolcher Anſpruch in größerem 
Umfange ſchon jedermann durch 8 823 Abſ. 2 BGB. gegeben 
wäre. Demnach greifen hier dieſelben Geſichtspunkte durch, die 
den 6. Zivilſenat veranlaßt haben, im Hinblick auf 8 832 
BGB. den Vorſchriften in 88 1627 und 1631, die dem 
Vater die Auffichtspflicht für das Kind auferlegen, die Bedeu⸗ 
tung eines Schutzgeſetzes im Sinne des § 823 abzuſprechen 
(RG. 53, 314). Unrichtig iſt es, wenn das Berufungsgericht, 
um die Abweiſung der Klage zu begründen, auf Art. 2 &GHGB. 
zurückgreift, wonach in Handelsſachen die Vorſchriften des BGB. 
nur inſoweit zur Anwendung kommen, als nicht im HGB. ein 
anderes beſtimmt iſt. Darin liegt ein logiſcher Fehler. Das 
HGB. beſtimmt nur, daß die Geſellſchaftsorgane der Geſell⸗ 
ſchaft und beſchränkt den Gläubigern haften. Inwieweit 
eine deliktiſche Haftung gegenüber den Aktionären und gegen⸗ 
über Dritten beſteht, darüber beſtimmt das HGB. nichts. Dies 
iſt ausſchließlich dem bürgerlichen Rechte zu entnehmen. Man 
darf daher nicht ſagen, weil das Sonderrecht des HGB. dem 
BGB. vorgehe, falle die deliktiſche Haftung weg, alſo etwa 
auch die Haftung aus 8 823 Abſ. 1 oder aus 8 826 BGB. 
Die Frage bleibt immer nur: iſt $ 249 Abſ. 1 ein Schutzgeſetz 
für dritte Perſonen im Sinne des § 823 Abſ. 2°? Und daher 
iſt es nicht haltbar, wenn das OLG. dies zwar bejahen, dann 
aber doch wegen der Sonderrechtsnatur des HGB. den Schutz 
nur im Umfange des HGB. ſelbſt gewähren will. Für ſeine 
Auffaſſung, daß der § 249 Abſ. 1 HGB. als ein auch den 
Schutz dritter Perſonen bezweckendes Geſetz anzuſehen ſei, beruft 
ſich das OLG. auf zwei Entſcheidungen des RG., die in Wahr⸗ 
heit aber die vorliegende Frage unberührt laſſen. In der einen 
(Bd. 59 S. 237) wird anläßlich der Frage, ob 8 163 Abſ. 1 
SIGB., der den fahrläffigen Falſcheid mit Strafe bedroht, als 
ein Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2 BGB. zu er⸗ 
achten ſei, bemerkt: die Grenzen des Begriffes zu eng zu ziehen, 
verbiete ſich ſchon deshalb, weil dann das Fehlen eines all⸗ 
gemeinen Erſatzanſpruchs für fahrläſſige Vermögensbeſchädigung 


im BGB. um ſo drückender empfunden werden würde. Dieſe 


Worte, die, wie ſich aus dem Zuſammenhange ergibt, nur von 
Strafgeſetzen handeln, dürfen aus dieſem Zuſammenhange nicht 
gelöſt werden. Im übrigen kann es richtig ſein, daß man die 
Grenzen des Begriffes nicht zu eng ziehen darf. Ebenſo richtig 
aber iſt es, daß man ſie auch nicht zu weit ziehen darf. In 
der anderen Entſcheidung (Bd. 59 S. 49) ſpricht der 3. 38. 
aus, daß der 8 69 Gen®., der dem Vorſtande der Genoſſen⸗ 
ſchaft die Pflicht auferlegt, die Austrittserklärung des Genoſſen 
zum Regiſter anzumelden, ein Geſetz ſei, das auch den Schutz 
des austretenden Genoſſen bezwecke. Deſſen Schadensklage aus 
3 823 Abſ. 2 BGB. iſt daher zugelaſſen. Ob dieſer Ent⸗ 
ſcheidung beizutreten ſein würde, kann unerörtert bleiben. Es 
genügt, daß es durchaus möglich erſcheint, den 8 69 Gen®. 
als ein Schutzgeſetz auch für den einzelnen Genoſſen anzuſehen, 
dem § 249 Abſ. 1 HGB. aber doch die Bedeutung abzu⸗ 
ſprechen, daß er den Schutz dritter Perſonen bezwecke. Darin 
liegt ‚nicht notwendigerweiſe ein Widerſpruch. Denn es wird 
für jede geſetzliche Beſtimmung ſtets beſonders zu unterſuchen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 465 


ſein, ob und inwieweit ſie den Schutz „eines andern“ bezweckt. 
K. c. B., U. v. 23. Mai 06, 603/05 I. — Frankfurt. 

22. 8 823 BOB. Verſchulden eines Geſchirrführers, 
der eine auf einen Wagen der Straßenbahn aufſteigende Perſon 
bei Unterlaſſung eines Warnungsrufs überfährt. 

Der Kläger iſt, als er auf einen Wagen der Straßenbahn 
ſteigen wollte, durch einen dem Beklagten gehörigen Wagen, 
auf dem dieſer ſelbſt ſaß, überfahren und an ſeinem Körper 
verletzt worden. Beide Vorinſtanzen haben den Klaganſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, die Reviſion des 
Beklagten wurde zurückgewieſen: Der Kläger hat nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Berufungsurteils zunächſt auf dem Bürgerſteige 
das Herankommen des Straßenbahnwagens, mit dem er fahren 
wollte, abgewartet und ſich erſt nach deſſen Eintreffen auf den 
Fahrdamm in die Nähe der Gleiſe begeben. Er wollte in der 
Richtung nach dem Rheine zu fahren, hatte ſein Geſicht nach 
dieſer Seite zu gewendet und ſah deshalb das von der entgegen⸗ 
geſetzten Seite herankommende Gefährt des Beklagten nicht, 
durch Warnungsrufe iſt er auf deſſen Heranfahren nicht auf⸗ 
merkſam gemacht worden. Er durfte auch, während er, um 
alsbald in den Straßenbahnwagen einzuſteigen, in deſſen Nähe 
ſtand, erwarten, daß er dort durch an die Stelle herankommende 
Wagen nicht gefährdet ſei. Es iſt eine durch die Verkehrs⸗ 
verhältniſſe ohne weiteres gegebene Pflicht der Lenker von Fuhr⸗ 
werken, daß ſie, wenn ſie ſich der Halteſtelle einer Straßenbahn 
zu einer Zeit nähern, wo Straßenbahnwagen dort halten und 
Menſchen aus⸗ und einſteigen, hierauf Rückſicht nehmen müſſen; 
ſie müſſen dann, wenn die Sicherheit dieſer Perſonen es er⸗ 
fordert, ganz langſam fahren, nötigenfalls auch das Fuhrwerk 
zum ſtehen bringen und warten, bis das Weiterfahren ohne 
Gefahr möglich iſt; und diejenigen Perſonen, welche aus der 
Straßenbahn ausſteigen oder in dieſe einſteigen wollen, dürfen 
darauf rechnen, daß die Geſchirrführer dieſe ſelbſtverſtändliche 
Vorſicht nicht außer acht laſſen. Es enthält daher kein Ver⸗ 
ſchulden, wenn ſie nicht fortgeſetzt nach allen Seiten Umſchau 
halten, ob ihnen etwa durch herankommende Wagen Gefahr 
erwachſen könnte. S. c. R., U. v. 14. Juni 06, 396/05 VI. 
— Cöln. 

23. 8 826 BGB. Iſt Verleitung zum Vertragsbruch 
unter allen Umſtänden ein Verſtoß gegen die guten Sitten ?] 

Den Streitgegenſtand bildet der Schadenserſatz, den der 
Kläger dafür verlangt, daß die Beklagten ihm die beiden von 
ihm für die Zeit von März 1902 bis März 1905 für ſein 
Geſchäft engagierten „Acquiſiteure“ R. und John S. vor Antritt 
ihres Dienſtes abſpenſtig gemacht haben, indem ſie dieſelben 
für ihr eignes Geſchäft engagierten. Daß ein ſolcher Anſpruch 
ſich aus dem § 823 BGB. nicht begründen läßt, unterliegt 
keinem Zweifel; das Gegenteil iſt in dieſer Inſtanz auch vom 
Kläger nicht mehr verfochten worden. Es kann ſich nur um 
die Anwendbarkeit des 8 826 BGB. handeln. Feſtgeſtellt iſt, 
daß die Beklagten wußten, daß R. und John S. ſich dem 
Kläger vertraglich verpflichtet hatten, und daß ſie auch wußten, 
es könne dem Kläger durch einen Vertragsbruch der beiden 
Acquiſiteure ein Vermögensſchade entſtehen. Es kommt daher 
darauf an, ob das von den Beklagten in dieſer Angelegenheit 
beobachtete Verhalten gegen die guten Sitten verſtieß. 
Das Berufungsgericht hat dies inſoweit angenommen, als es ſich 

59 


466 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


— —— 


um unwahre Verdächtigungen und herabſetzende tatſächliche Be⸗ 
hauptungen handelt, welche die Beklagten zum Nachteile des 
Klägers den beiden Acquiſiteueren gegenüber ausgeſprochen 
haben. Dennoch hat dasſelbe hierin keinen Grund gefunden, 
den Klaganſpruch für berechtigt zu erklären, und zwar deshalb, 
weil jene Außerungen gänzlich ohne Einfluß auf den Entſchluß 
der Acquiſiteure geblieben ſeien. Mit Unrecht hat der Kläger 
bezweifeln wollen, ob dieſe tatſächliche Feſtſtellung genügend 
begründet ſei. Ebenſo grundlos war ſeine Ausführung, daß 
in Anſehung der Kauſalitätsfrage das ganze Verhalten der 
Beklagten in ſeinem Zuſammenhange als eine untrennbare 
Einheit aufgefaßt werden müſſe. Es bleibt alſo nur die Frage 
übrig, ob ſchon an und für ſich darin ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten liegt, daß die Beklagten abſichtlich auf einen 
Vertragsbruch R. und John S. “'s hingewirkt haben. Nach der Anficht 
des OLG. läßt ſich in dieſer Beziehung kein durchgreifender 
Grundſatz aufſtellen; es hat daher die konkrete Sachlage im 
einzelnen ins Auge gefaßt und ſorgfältig erörtert und iſt auf 
dieſem Wege zu dem Ergebniſſe gelangt, daß hier kein Verſtoß 
gegen die guten Sitten in der wiſſentlichen Herbeiführung des 
Vertragsbruches an ſich gefunden werden können. In der 
Reviſionsinſtanz kann hier allein in Frage kommen, ob ſolche 
Herbeiführung nicht ſchlechtweg gegen die guten Sitten 


verftößt, jo daß alſo vom Beruſungsgerichte dieſer 
Rechtsbegriff verkannt wäre. Dies iſt jedoch ſchon 
deswegen zu verneinen, weil die Gew., nachdem fie 


in 8 125 Abſ. 1 den Arbeitgeber, welcher einen Ge⸗ 
ſellen oder Gehilfen verleitet, vor rechtmäßiger Beendigung 
des Arbeitsverhältniſſes die Arbeit zu verlaſſen, oder welcher 
einen Geſellen oder Gehilfen annimmt, von dem er weiß, daß 
derſelbe einem andern Arbeitgeber zur Arbeit noch verpflichtet 
iſt, für den dadurch entſtehenden Schaden für als Selbſt⸗ 
ſchuldner mitverhaftet erklärt hat, in 8 154 Abſ. 1 beſtimmt, 
daß der § 125 auf Gehilfen und Lehrlinge in Handels: 
geſchäften keine Anwendung finde. Das wäre nicht wohl 
möglich, wenn die Reichsgeſetzgebung auf dem Standpunkte 
ſtände, daß überhaupt ſchlechtweg die wiſſentliche Verleitung 
zum Vertragsbruch unter den 8 826 BGB. falle. S. c. D., 
U. v. 31. Mai 06, 386/05 VI. — Kiel. 

24. 5 833 BGB. verb. mit § 286 ZPO. Haftung 
wegen Tierſchaden. Unzuläſſige Ablehnung von Beweis⸗ 
anträgen.] 

Am 31. Oktober 1902 wurden die zum Bedecken fremder 
Stuten zuzulaſſenden Hengſte der Ankörungskommiſſion auf dem 
Neuplatz zu M. vorgeführt. Die Beklagte ließ an jenem Tage 
den von ihr gehaltenen Hengſt der Kommiſſion vorführen. Der 
Kläger trat als Mitglied der Kommiſſion mit dem Stockmaß 
in der Hand von vorne ſchräg auf den Hengſt der Beklagten 
zu, um ihn zu unterſuchen und zu meſſen. Als er in die 
Nähe des vom Sohne der Beklagten an den Zügeln gehaltenen 
Hengſtes kam, bäumte ſich dieſer plötzlich hoch auf und verſetzte 
mit dem linken Vorderhuf dem Kläger einen heftigen Schlag 
gegen das linke Auge. Infolge dieſes Unfalls iſt Kläger auf 
dem linken Auge erblindet. Der Kläger erhob gegen die Be⸗ 
klagte als Halterin des Hengſtes eine Klage auf Schadenserſatz. 
Das LG. erklärte den Klageanſpruch dem Grunde nach für ges 
rechtfertigt, das OLG. wies die Berufung zurück, das RG. hob 
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auf und verwies zurück: Wie vom RG. bei Beurteilung eines 
bei einem ſtaatlichen Pferdemuſterungsgeſchäft vorgekommenen 
Tierſchadens ausgeſprochen iſt, läßt ſich weder aus den Grund⸗ 
ſätzen des bürgerlichen Rechts, noch aus denen des öffentlichen 
Rechts eine Befreiung des Tierhalters von der Haftung wegen 
Tierſchadens mit Rückſicht darauf herleiten, daß der Schaden 
anläßlich oder während einer Muſterung entſtanden iſt, zu 
welcher der Tierhalter in Erfüllung einer geſetzlichen Pflicht 
zufolge behördlicher Anordnung das Tier zu geſtellen hatte. 
(Urteil vom 6. Juni 1904 VI. 438/03, ZW. 04, 40817.) 
Erlangt aber der einer geſetzlichen Vorführungspflicht genügende 
Tierhalter hierdurch noch keine Befreiung von der ſich als Folge 
der Tierhaltung nach 8 833 ergebenden Haftpflicht, fo kann 
um ſo weniger die Beklagte eine Befreiung daraus herleiten, 
daß der Schaden während der Dauer des Ankörungsgeſchäfts 
eingetreten iſt. Sie hat ihren Hengſt nicht in Erfüllung einer 
allgemeinen ihr geſetzlich obliegenden Verpflichtung, ſondern aus 
wirtſchaftlichen Erwägungen der Ankörungskommiſſion vor⸗ 
führen laſſen, um die Berechtigung zu erlangen, den Hengft 
zum Decken fremder Stuten gegen Bezug des feſtgeſetzten Ded- 
geldes zu verwenden. Der von der Reviſion eingenommene 
Standpunkt findet auch in der in Bezug genommenen Ent⸗ 
ſcheidung des erkennenden Senats vom 20. November 1905 
IV. 212/03 (Bd. 62 S. 79, JW. 06, 621%) keine Stütze. In 
dem dort entſchiedenen Falle war das Pferd des beklagten 
Eigentümers aus deſſen Wirtſchaftsbetriebe in denjenigen eines 
anderen zu deſſen alleinigem Nutzen und zur ſelbſtändigen Ver⸗ 
wendung übergegangen, ſo daß der Eigentümer zur Zeit des 
Unfalls als Tierhalter im Sinne des $ 833 BGB. nicht an⸗ 
geſehen werden konnte. Die Beklagte ließ dagegen ihren Hengſt 
durch ihren Sohn der Körungskommiſſion vorführen, der Sohn 
hielt die Zügel des Hengſtes, als der hier in Rede ſtehende 
Tierſchaden eintrat; es kann daher keinem Zweifel unterliegen, 
daß die Beklagte auch während des Ankörungsgeſchäftes Tier⸗ 
halterin geblieben iſt. Nach den in RG. 54, 73; 61, 316 
dargelegten Grundſätzen iſt die Annahme des Berufungsgerichts 
nicht zu beanſtanden, daß in dem Herantreten des Klägers mit 
dem Stockmaß an den Hengſt ein die Willkürlichkeit des 
tieriſchen Tuns mit unwiderſtehlicher Gewalt ausſchaltendes und 
deshalb die Anwendung des $ 833 ausſchließendes äußeres 
Ereignis im Sinne der gedachten Entſcheidungen nicht zu er⸗ 
blicken iſt. Von einem unwiderſtehlichen Zwange kann nur dann 
die Rede ſein, wenn eine Einwirkung außergewöhnlicher Art 
vorliegt. Die Beklagte hatte aber in der Berufungsinſtanz 
noch neue Zeugen, und zwar darüber benannt, daß der Hengit 
unter normalen Verhältniſſen fromm und niemals bösartig, 
ſowie daß ihr Sohn Anton, der den Hengſt gehalten habe, eine 
hierzu beſonders geeignete Perſönlichkeit geweſen ſei. Das Be⸗ 
rufungsgericht iſt auf dieſen Beweisantrag nicht eingegangen, 
ohne Gründe hierfür anzugeben. Darin liegt ein Verſtoß 
gegen die Vorſchrift des 8 286 ZPO., denn die Ablehnung 
eines angebotenen Beweismittels iſt nur zuläſſig, wenn die 
Unmöglichkeit eines Einfluſſes desſelben auf die richterliche 
Überzeugung mit ausreichender Begründung feſtgeſtellt wird. 
(JW. 91, 1996.) Die unter Beweis geſtellte Behauptung, 
daß der Hengſt ſich ſonſt durchweg als ein frommes Tier be⸗ 
währt habe, ſtellt ſich auch keineswegs von vornherein als un⸗ 
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erheblich dar. Sie bezweckt offenbar die bei Erörterung des 
Einwands des eigenen Verſchuldens von den Vorinſtanzen ge⸗ 
billigte Annahme des Sachverſtändigen H. zu erſchüttern, 
das Emporſteigen des Hengſtes und Ausſchlagen mit den 
Vorderbeinen ſei ein Zeichen einer Bösartigkeit des Hengſtes 
geweſen, die der herantretende Kläger nicht habe vermuten 
können. Falls der Beklagten der von ihr angebotene Beweis 
gelingt, kann ſehr wohl in Frage kommen, ob nicht 
ſchon nach dem dann vorliegenden Ergebniſſe der Be⸗ 
weisaufnahme oder doch nach deren Ergänzung durch 
die von der Beklagten beantragte Vernehmung eines 
weiteren Sachverſtändigen ſich die Annahme rechtfertigt, 
daß die Art und Weiſe des Herantretens des Klägers, ins⸗ 
beſondere die Handhabung des Stockmaßes unvorſichtig geweſen 
ſei und bei Entſtehung des Schadens mitgewirkt habe. Denn 
nach den vom Berufungsgericht gebilligten Ausführungen des 
LG. haben zwei Augenzeugen, ein Landwirt und ein Guts⸗ 
beſitzer, die Art des Herantretens des Klägers für unvorſichtig 
gehalten; die dieſen Ausſagen entgegengeſtellten Bekundungen 
zweier weiterer Zeugen gehen nur dahin, daß ſie nichts von 
einem unſachgemäßen und unvorſichtigen Verfahren des Klägers 
beobachtet haben. Den Bedenken, welche die Vorinſtanzen 
aus Bekundungen der Augenzeugen entnahmen, iſt mit Rückſicht 
auf die oben erwähnte Annahme des Sachverſtändigen über 
die Bösartigkeit des Hengſtes Erheblichkeit nicht beigemeſſen 
worden. Bei der Beurteilung des Sachverhalts durch die Vor⸗ 
inſtanzen iſt mithin gerade auf dieſe Annahme beſonders Ge⸗ 
wicht gelegt worden, gegen welche ſich der übergangene Beweis⸗ 
antrag der Beklagten richtet. B. c. S., U. v. 14. Juni 06, 
2/06 IV. — Hamm. 

25. 5 839 BGB. Haftung des Notars dafür, daß die 
Aufnahme eines ihm aufgetragenen Proteſtes für den gehörig 
Legitimierten erfolgt, ins beſondere auch nach den Beſtimmungen 
des preußiſchen Rechts.] 

Der Kläger erhob gegen den Beklagten einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch, weil der vom Beklagten als Notar bei dem 
Kläger ſelbſt als Domiziliaten auf deſſen Antrag erhobene 
Wechſelproteſt ungültig geweſen ſei, da der Kläger ſelbſt zu 
dem Antrage auf Proteſterhebung nicht berechtigt geweſen ſei, 
weil er nach dem Inhalte des Wechſels damals nicht der 
legitimierte Inhaber des Wechſels geweſen ſei, der Beklagte 
aber dieſen Mangel hätte erkennen und ſeine Abſtellung hätte 
veranlaſſen müſſen. Es führt in dieſer Beziehung aus: Da zu 
der Zeit, als der Beklagte perſönlich den Wechſel in die Hände 
bekommen habe, auf der Rückſeite des Wechſels nur die 
Quittung der Reichsbanknebenſtelle in Stettin und das 
Indoſſement des M. durchſtrichen geweſen ſein, ſo ſei dieſer 
durch das letzte undurchſtrichene Indoſſement des Klägers ſelbſt 
als Wechſelinhaber legitimiert geweſen, nicht aber der Kläger. 
Der Beklagte wurde verurteilt, die Reviſion zurückgewieſen: 
Dem Berufungsurteil iſt im Ergebniſſe beizutreten. Zutreffend 


erſcheint zunächſt der Ausgangspunkt der Entſcheidung, daß 


der Wechſelproteſt, weil er nicht auf Antrag des als Wechſel⸗ 
gläubigers Legitimierten aufzenommen iſt, ungültig war. 
Dies hat das RG. in feſtſtehender Rechtſprechung angenommen 
(RG. 1, 32; 27, 43 und 32, 75), und hieran iſt feſtzu⸗ 
halten. Der Notar, der die Erhebung eines Wechſelproteſtes 
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übernommen hat, iſt verpflichtet, vor Ausführung der Proteſt⸗ 
handlung zu prüfen, ob die Erforderniſſe der Gültigkeit des zu 
erhebenden Proteſtes erfüllt, insbeſondere, ob der Wechſel auch 
den Auftraggeber als Wechſelgläubiger derzeit ausweiſt. Dieſe 
Verpflichtung wird dem Notare nicht nur durch den Dienſt⸗ 
vertrag auferlegt, den er durch Annahme des Antrages auf 
Proteſterhebung mit dem Wechſelinhaber abſchließt, ſondern 
auch, wenigſtens im Gebiete des hier zur Anwendung 
kommenden preußiſchen Rechts, durch ſeine ſtaatsrechtliche Dienſt⸗ 
ſtellung als eines zu öffentlichen Beurkundungen von Rechts⸗ 
geſchäften und ſonſtigen Tatſachen zuſtändigen Beamten be⸗ 
gründet. Je nachdem nun für ſeine Haftung aus einer ihm 
dabei zur Laſt fallenden Fahrläſſigkeit der erſte oder der 
zweite Grund für maßgebend erachtet wird, iſt ihm die 
Beſchränkung der Haftung aus & 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB., 
wonach er nur dann in Anſpruch genommen werden darf, wenn 
der Beſchädigte nicht auf andere Weiſe Erſatz zu erlangen ver⸗ 
mag, zu verſagen oder zu gewähren. Gleichwohl bedarf es der 
Entſcheidung dieſer ſtreitigen Frage im vorliegenden Falle nicht, 
weil das Berufungsgericht, wenn es auch angenommen hat, 
daß die Haftung des Beklagten für das von ihm begangene 
Verſehen nach den Grundſätzen des Dienſtvertrages zu be⸗ 
urteilen ſei, doch zugleich auch tatſächlich feſtgeſtellt hat, daß jene 
beſondere Vorausſetzung für die Inanſpruchnahme eines Be⸗ 
amten, der wegen eines durch ſeine Fahrläſſigkeit bei Ausübung 
ſeiner Amtsobliegenheiten verurſachten Schadens haftet, hier 
nach der beſonderen Lage des Falles erfüllt ſei. Daß aber 
zunächſt die preußiſche Geſetzgebung den Notaren jene 
Verpflichtung als eine ohne weiteres aus ihrem Amte 
fließende Pflicht auferlegt hat, kann keinem Zweifel unterworfen 
ſein. Maßgebend für die Dienſt⸗ und Geſchäftsverhältniſſe der 
Notare iſt ſeit dem 1. Januar 1900 der 6. Abſchnitt des 
Preußiſchen FGG. vom 21. September 1899 mit der Über⸗ 
ſchrift „Amtsſtellung der Notare“. Daß dieſes Geſetz an der 
Eigenſchaft der Notare als unmittelbarer Staatsbeamten feſt⸗ 
gehalten hat, ergibt ſich aus dem geſamten Inhalte der Bes 
ſtimmungen jenes Abſchnittes und hat, wie die Begründung zu 
dem Entwurfe — Druckſachen des Hauſes der Abgeordneten, 
19. Legislaturperiode, I. Seſſion 1899 Nr. 35 S. 49 zu 
Art. 77 bis 82 des Entwurfs noch beſonders hervorhebt, 
ſeinen Ausdruck namentlich auch darin finden ſollen, daß die 
Belegung der Notare mit dem allgemeinen Staatsbeamteneide 
(Art. 81 Abſ. 1 des Geſetzes) vorgeſchrieben iſt. Über die 
Art der Dienſtführung im einzelnen und den von den Notaren 
zu vertretenden Grad von Sorgfalt enthält das neue Geſetz 
keine beſonderen Vorſchriften. Es finden daher an ſich jetzt 
nur die als dem Staatsrechte angehörig noch jetzt in Geltung 
ſtehenden die Pflichten der Beamten im allgemeinen 
regelnden 88 88 und 89 ALR. Teil II Titel 10 auch auf die 
Notare Anwendung: „§ 88. Wer ein Amt übernimmt, muß 
auf die pflichtmäßige Führung desſelben die genaueſte Auf⸗ 
merkſamkeit verwenden. 8 89. Jedes dabei begangene Ber: 
ſehen, welches bei gehöriger Aufmerkſamkeit, und nach den 
Kenntniſſen, die bei der Verwaltung des Amtes erfordert werden, 
hätten vermieden werden können und ſollen, muß er vertreten.“ 
In Wiſſenſchaft und Rechtſprechurg ſteht hiernach feſt, daß der 
Beamte bei Führung ſeines Amtes auch ein geringes Ver⸗ 
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ſehen im Sinne des ALR. zu vertreten hat. Dieſer für alle 
Staatsbeamte geltende Grundſatz war aber vor dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes vom 21. September 1899 in Anſehung der 
Notare noch in beſonderen Vorſchriften des II. und III. Teils 
der Allgemeinen Gerichtsordnung und des Notariatsgeſetzes 
vom 11. Juli 1845 ausgeſtaltet. Iſt nun auch der 2. Titel 
des II. Teils der Allgemeinen Gerichtsordnung „Von dem Ver⸗ 
fahren bei den Handlungen der freiwilligen. Gerichts barkeit 
überhaupt“ und der 7. Titel des III. Teils „Von dem Amte 
der Juſtizkommiſſarien und Notarien“ ſowie das Geſetz über 
das Verfahren bei Aufnahme von Notariatsinſtrumenten vom 
11. Juli 1845 durch Art. 144 Nr. 1 und 15 des Geſetzes 
vom 21. September 1899 formell aufgehoben, und zwar, wie 
die Begründung zu dem Entwurfe des letzteren erklärt, „im 
Intereſſe der Überſichtlichkeit des Rechtszuſtandes“ 
(a. a. O. zu Art. 141 des Entwurfs S. 92), fo ergibt ſich 
doch aus dem kodifikatoriſchen Charakter des neuen Geſetzes, 
das ſich nach Möglichkeit an den beſtehenden Rechtszuſtand an⸗ 
geſchloſſen hat, daß zur Erläuterung der jetzt formell allein 
noch geltenden Satzungen die früheren Vorſchriften, ſoweit 
fie nur Ausgeſtaltungen und Anwendungen eines aufs 
recht erhaltenen Grundſatzes bilden, ſehr wohl noch heran⸗ 
gezogen werden können. Dies iſt aber gerade beſonders wichtig 
für die Beſtimmung des Umfangs und des Maßes der Pflichten, 
die den Notaren vermöge ihrer dienſtlichen Stellung obliegen. 
Nun beſtimmte ſchon der § 28 der Allgemeinen Gerichts⸗ 
ordnung Teil II Titel 2 für die von den Gerichten aufzu⸗ 
nehmenden Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit: „Außer 
dieſen Prüfungen der perſönlichen Fähigkeit der Parteien muß 
der Richter auch die vorzunehmende Handlung ſelbſt 
inſoweit unterſuchen, ob ſie nach den Geſetzen erlaubt ſei, und 
an ſich rechtsbeſtändigerweiſe angenommen werden 
könne. Denn obgleich den Gerichten nicht zugemutet werden 
kann, für die Gültigkeit und Rechtsbeſtändigkeit der von den 
Parteien geſchloſſenen Verträge oder ſonſtigen Willens erklärungen 
zu haften, ſondern ſie eigentlich nur für die Beobachtung der 
geſetzlich vorgeſchriebenen Form verantwortlich find, ſo liegt 
ihnen dennoch ob, mit möglichſter Sorgfalt zu ver⸗ 
hüten, daß von ihnen keine geſetzwidrige oder ungültige 
Aktus vorgenommen und das Vertrauen des Publici auf 
die Legalität und Sicherheit gerichtlicher Handlungen nicht miß⸗ 
braucht werde.“ Auf dieſe und die übrigen zunächſt für die 
Gerichte gegebenen Vorſchriften verwies der 8 48 der All⸗ 
gemeinen Gerichtsordnung Teil III Titel 7 auch für die von 
den Notaren aufzunehmenden Handlungen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Außerdem ſetzte aber der 8 22 dieſes Titels 
noch beſonders für die von den „Juſtizkommiſſarien“, bie 
nach 8 17 Nr. IV zugleich als „Notarii“ tätig zu fein 
hatten, vorzunehmenden Dienſtgeſchäfte feſt: „Wenn ein 
Juſtizkommiſſarius in feinen Amtsgeſchäften, es ſei aus 
Unwiſſenheit, oder aus Leichtſinn und Fahrläſſigkeit, ſolche 
Fehler begeht, woraus Nullitäten in den von ihm 
vollzogenen Handlungen, oder irgend ein anderer 
Nachteil für die Parteien, welche ſich und ihr Intereſſe 
ihm anvertraut haben, entſteht, ſo ſoll derſelbe nicht nur 
ſchuldig ſein, allen ſolchergeſtalt verurſachten Schaden 
zu erſtatten, ſondern er ſoll auch“ uſw. (Es folgt eine 


vorſchriftsmäßig zu belehren. 


diſziplinare Beſtimmung.) Die hier beſtimmte Schadenerſat 
pflicht, die manche unter ausſchließlicher Berückſichtigung des 
Wortlauts der vorſtehenden Vorſchrift als prinzipale an⸗ 
geſehen wiſſen wollten — z. B. Walter, der Wechſelproteſt, 
8 10 S. 24 —, iſt nach der näheren Beſtimmung des 8 91 
ALR. Teil II Titel 10, der die hilfsweiſe Haftung des 
ſchuldigen Beamten ebenſo wie der $ 839 BGB. vorſieht, 
dahin zu begrenzen, daß die Haftung des Notars nur eintrat, 
„wenn kein anderes geſetzliches Mittel, wodurch den nachteiligen 
Folgen eines ſolchen Verſehens abgeholfen werden könnte, mehr 
übrig bleibt.“ Vgl. Weißler, das Notariat der Preußiſchen 
Monarchie, Kap. 16 Nr. 2a S. 188 und 189; vgl. auch RE. 
bei Gruchot 30, 697. Endlich aber beſtimmte am Harften 
die in einem Falle wie dem vorliegenden dem Notar obliegenden 
Pflichten der § 3 des Geſetzes vom 11. Juli 1845 über das 
Verfahren bei Aufnahme von Notariatsinſtrumenten, übrigens 
in Anlehnung an die ähnliche Vorſchrift des 8 27 der All 
gemeinen Gerichtsordnung Teil II Titel 2 und des § 43 Nr. 4 
dort: „Iſt der Inhalt der aufzunehmenden Verhandlungen von 
der Art, daß das Geſchäft, ohne gerade ſtrafbar zu ſein, dennoch 
verboten oder ungültig iſt, ſo iſt die Pflicht des Notars, 
die Beteiligten darüber zu belehren, und wenn ſie 
dennoch bei ihrem Vorſatze beſtehen, in der alsdann unverzüglich 
aufzunehmenden Verhandlung von der ihnen gegebenen Be⸗ 
lehrung und ihrer hierauf gemachten Erklärung ausdrückliche 
Meldung zu tun.“ Dementſprechend erklärt auch Weißler 
a. a. O. Kap. 40 S. 388 — noch nach dem früheren Rechts⸗ 
zuſtande — den Notar für verpflichtet, einen Proteſt auch für 
den nicht legitimierten Wechſelinhaber aufzunehmen, ihn aber 
Vgl. auch Weißler 
a. a. O. Kap. 26 Nr. 8 S. 250. Kann aber nach dieſer ge⸗ 
ſchichtlichen Entwicklung auch für das jetzt geltende Preußiſche 
Recht kein Zweifel darüber beſtehen, daß es ohne weiteres 
Amtspflicht des Notars iſt, vor Erhebung eines Wechſel⸗ 
proteſtes, um deſſen Aufnahme er erſucht worden iſt, zu prüfen, 
ob der Wechſelinhaber durch den Inhalt des Wechſelbriefes, ſo 
wie dieſer ſich zur Zeit darſtellt, als Wechſelgläubiger aus⸗ 
gewieſen werde, und ob demgemäß inſoweit keine Bedenken 
gegen die Gültigkeit des zu erhebenden Proteſtes beſtehen, ſo 
muß andererſeits angenommen werden, daß auch der von dem 
Notar durch Entgegennahme des Wechſels zur Proteſterhebung 
mit dem Wechſelinhaber abgeſchloſſene Dienſtvertrag ihn 
ſelbſt ohne beſondere Vereinbarung verpflichtet, vor Ausführung 
der Proteſthandlung ſich darüber Gewißheit zu verſchaffen, daß 
die Gültigkeit des aufzunehmenden Proteſtes aus jenem Geſichts⸗ 
punkte keiner Anfechtung ausgeſetzt ſei. Denn indem der 
Wechſelinhaber ſich wegen der Aufnahme des Proteſtes an den 
Notar wendet, verlangt er von dieſem nicht nur die Leiſtung 
eines gewöhnlichen, in ſtets gleichmäßiger Weiſe auszuführenden 
Dienſtes, ſondern er vertraut inſoweit ſeine Intereſſen der 
Sachkunde des Notars an, namentlich auch dahin, daß mit der 
Erhebung des Proteſtes, den er ſelbſt für erforderlich und zw 
läſſig hält, der erſtrebte Zweck, insbeſondere alſo bei dem 
Proteſte mangels Zahlung die Erhaltung des Rückgriffsrechts 
gegen ſeine Vormänner, auch erreicht werde. Daraus folgt 
dann aber jene Prüfungspflicht von ſelbſt. S. c. C., U. v. 


29. Mai 06, 334/05 III. — Stettin. 
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26. 55 843, 1356 BGB. verb. mit 5 546 ZRD. 
Schadenserſatzanſprüche einer Ehefrau, die einen Unfall erlitten 
hat. Nichtvorhandenſein der Reviſionsſumme.] 

Die Klägerin iſt Abends auf dem Fahrdamm der Neben⸗ 
ſtraße des Dorfes N. gefallen und hat das rechte Bein gebrochen. 
Für den ihr entſtandenen Schaden macht ſie die beklagte 
Dorfgemeinde verantwortlich. Das OLG. wies die Klage ab, 
das RG. erklärte die Reviſion für unzuläſſig: Die Reviſions⸗ 
klägerin hat nicht glaubhaft gemacht, daß der Wert des Be⸗ 
ſchwerdegegenſtandes den Betrag von 1 500 Mark in Gemäß⸗ 
heit des 8 546 ZPO. a. F. überſteigt. Mit der Leiſtungs⸗ 
klage find nur gefordert 148,10 und 57,50 Mark. Für die 
außerdem beantragte Feſtſtellung, daß die Beklagte der Klägerin 
allen aus dem Unfalle ihr entſtandenen Schaden zu erſetzen 
habe, fehlte es in den bisherigen Verhandlungen an jeder An⸗ 
gabe über den Umfang des Schadens, der nachteiligen Folgen 
des Unfalles für die Geſundheit und Erwerbsfähigkeit der 
Klägerin. Auch die von der Reviſionsklägerin jetzt bei⸗ 
gebrachten Nachweiſe und Beſcheinigungen laſſen den Umfang 
dieſes Schadens nicht erkennen. Die beiden ärztlichen 
Zeugniſſe ergeben nur, daß die Klägerin in der Gebrauchs⸗ 
fähigkeit des gebrochenen Fußes noch beſchränkt iſt und vor⸗ 
ausſichtlich auch noch auf einige Zeit weiter beſchränkt ſein 
wird; welcher Vermögensſchaden ihr daraus entſtanden iſt und 
weiter entſteht, erhellt nicht. Wenn ihre Tätigkeit, wie dies 
der natürlichen Sachlage und dem ehelichen Verhältnis 
($ 1356 BGB.) entſpricht, darin beſteht, daß fie das eheliche 
Hausweſen leitet und im Geſchäft ihres Ehemannes tätig iſt, 
ſo iſt durch den Ausfall dieſer Tätigkeit nicht ihr, ſondern 
ihrem Ehemanne ein Vermögensſchaden erwachſen, der für den 
gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht in Betracht kommt. Allerdings 
kann, wie in der Entſcheidung des erkennenden Senats vom 
26. November 1900 (RG. 47, 90) ausgeführt iſt, dieſer 
Schaden des Ehemannes auch eine ſchädigende Rückwirkung 
auf die Ehefrau ausüben, inſofern der ihr von dem Ehemann 
aus ſeinen Einkünften zu leiſtende Unterhalt ſich ſchmälert. 
Dieſer Schaden der Ehefrau iſt aber nicht identiſch mit dem 
des Ehemannes; zu ſeiner Glaubhaftmachung bedarf es der 
Darlegung der Erwerbsverhältniſſe des Ehemannes einerſeits, 
der Familienverhältniſſe — Zahl und Alter der Kinder, für 
die der Ehemann außer dem Unterhalt der Frau Unterhalt zu 
leiſten hat — anderſeits; aus beiden Faktoren kann dann erſt 


der Betrag des auf die Ehefrau entfallenden Unterhalts und, 


auf Grund der Angaben über die Einbuße des Ehemannes 
infolge der der Ehefrau zugefügten Beſchädigung die etwaige 
Schmälerung der Unterhaltsbezüge der letzteren geſchätzt werden. 
Die ſeitens der Reviſionsklägerin beigebrachten Beſcheinigungen 
reichen unter Hinzurechnung der mit der Klage geforderten 
Leiſtungen (148, 10 + 57, 50 Mark) nicht entfernt aus, die 
durch 8 546 ZPO. veranlagte Reviſionsſumme zu erfüllen. 
K. c. N., U. v. 14. Juni 06, 397/05 VI. — Naumburg. 

Zivilprozeßordnung. 

27. 88 139, 256, 304, 538 ZPO. Eine Vorentſcheidung 
über den Grund des Anſpruchs ſetzt eine Leiſtungs⸗, keine Feſt⸗ 
ſtellungsklage voraus. Fragerecht.] 

Der Kläger gab ſich damit ab, ein der Beklagten gehöriges 
junges Pferd einzufahren. Plötzlich ſcheute das Pferd vor 
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einer Waſſerpfütze und ſchlug nach hinten fo hoch aus, daß die 
auf dem Wagen ſitzenden Perſonen in Gefahr gerieten, von 
den Huffchlägen getroffen zu werden. Sie ſprangen vom 
Wagen herab. Ihnen folgte der Kläger. Dieſer will durch 
den Sprung eine Sehnenzerreißung am linken Fuße erlitten 
haben. Da das Pferd zur Zeit des Unfalls unſtreitig von 
der Beklagten gehalten wurde, ſo macht Kläger die Beklagte 
für den ihm entſtandenen Schaden verantwortlich. Der von 
ihm geſtellte Antrag ging nach dem Tatbeſtande des land⸗ 
gerichtlichen Urteils dahin, die Beklagte salva liquidatione 
zum Erſatze des ihm durch den Unfall vom 5. Oktober 1903 
erwachſenen Schadens zu verurteilen. Das LG. hat unter 
Abtrennung der Frage nach der Höhe des Schadens über den 
Grund des Anſpruchs vorab durch Zwiſchenurteil für Recht 
erkannt, daß der erhobene Anſpruch dem Grunde nach berechtigt 
ſei. Die Berufung der Beklagten iſt zurückgewieſen worden. 
Das RG. hob auf und verwies zurück: Die Reviſion rügt 
zunächſt, daß der Berufungsrichter eine Vorabentſcheidung über 
den Grund des Anſpruchs erlaſſen habe, wiewohl die erhobene 
Klage keine Leiſtungsklage, ſondern eine Feſtſtellungsklage ſei. 
Die Rüge iſt inſofern begründet, als der Berufungsrichter 
unterlaſſen hat, den Inhalt des Klagebegehrens — nötigenfalls 
gemäß 8 139 ZPO. durch Parteibefragung — Harzuftellen 
und es deshalb ungewiß geblieben iſt, nicht nur ob die 
Vorausſetzungen für den Erlaß eines Zwiſchenurteils im 
Sinne des 8 304 ZPO. vorgelegen haben, ſondern 
auch welche Tragweite der durch das Berufungs⸗ 
urteil beſtätigten Entſcheidung des erſten Richters zukommt. 
Hält man ſich ſchlechthin an den Wortlaut des Antrages, den 
Kläger nach dem Tatbeſtande des landgerichtlichen Urteils zwar 
nicht von vornherein, wohl aber im weiteren Verlauf der erſten 
Inſtanz geſtellt hat, ſo würde Kläger einen beſtimmten Betrag 
der erhobenen Entſchädigungsforderung überhaupt nicht geltend 
gemacht haben. Ebenſowenig hätte ſich alsdann der Streit 
der Parteien auf den Betrag des Anſpruches erſtrecken können 
und damit würde es an einer der beiden Vorausſetzungen des 
$ 304 Abſ. 1 gefehlt haben. In ſolchem Falle hing überdies 
ſachlich die Zuläſſigkeit der erhobenen Klage davon ab, ob die 
weiteren Vorausſetzungen vorlagen, unter denen gemäß § 256 
ZPO. der Kläger mit einer Feſtſtellungsklage hätte vorgehen 
dürfen und mit bezug auf das Vorhandenſein auch dieſer 
Vorausſetzungen haben ſich weder der Berufungsrichter noch 
auch der erſte Richter ausgeſprochen. (Vgl. RG. 21, 382; 
JW. von 1905, 399 und von 1906, 339 0.) In Wirklich⸗ 
keit ſcheint jedoch der Kläger darauf ausgegangen zu ſein, mit 
einer auf einen beſtimmten Forderungsbetrag gerichteten Leiſtungs⸗ 
klage einen über dieſen Betrag hinausgehenden Anſpruch unter 
dem Vorbehalte zu verbinden, den Mehrbetrag in einem ſpäteren 
Prozeſſe geltend zu machen, ihn jedenfalls einſtweilen in dieſem 
Prozeſſe nicht in den Streit hineinzuziehen. Denn bevor beide 
Parteivertreter in I. Inſtanz darauf antrugen, über den Grund 
des Anſpruches vorab zu entſcheiden, hatte nach Ausweis des 
Sitzungsprotokolls vom 24. Februar 1905 der klägeriſche Sach⸗ 
walter den in der Klage enthaltenen Antrag verleſen und 
lautete dieſer wörtlich wie folgt: „Kgl. LG. wolle Urteil er⸗ 
laſſen: I. Die Beklagte iſt ſchuldig, dem Kläger salva liqui- 
datione den Schaden zu erſetzen, welcher denſelben durch den 
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am 5. Oktober 1903 in Allersberg erlittenen, durch ein Pferd 
des Beklagten verurſachten Schaden zugegangen iſt. II. Be⸗ 
klagte Partei hat demgemäß an den Kläger 772 Mark 02 Pf. 
nebſt Zinſen hieraus zu 4 vom Hundert ſeit dem Tage der 
Klagezuſtellung zu bezahlen“. Soll demgegenüber das erlaſſene 
Urteil eine Vorabentſcheidung über den Grund des Anſpruchs 
ſein, ſo würde ſie in dieſer Bedeutung ſich nur auf den 
Teil II des Antrages beziehen und in ſoweit hätte alsdann 
der Berufungsrichter gemäß § 538 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. die 
Sache zur weiteren Verhandlung an das Gericht I. Inſtanz 
zurückverweiſen müſſen. Das Fehlen einer derartigen Zurück⸗ 
verweiſung trägt jedoch zu der Annahme bei, daß nach der 
Auffaſſung des Berufungsrichters das landgerichtliche Urteil den 
Geſamtſchaden des Klägers umfaßt hat und daß der Be⸗ 
rufungsrichter auch ſeinerſeits in ſolchem Umfange über den 
Klageanſpruch hat erkennen wollen. Es läßt ſich deshalb einer⸗ 
ſeits im Hinblick auf 8 546 ZPO. die Zuläſſigkeit der Reviſion 
nicht bezweifeln, während andererſeits bei der Erſtreckung des 
Berufungsurteils auf den Geſamtſchaden nicht erſichtlich iſt, ob der 
Berufungsrichter das landgerichtliche Urteil als ein Zwiſchenurteil 
im Sinne des § 304 oder als ein Endurteil beſtehen laſſen wollte, 
ob alſo in dem einen Falle dem Kläger die Möglichkeit offen⸗ 
gehalten werden ſollte, unabhängig von der früheren anteiligen 
Bezifferung das anhängige Verfahren in I. Inſtanz mit einem 
die Höhe der Entſchädigungsforderung betreffenden neuen An⸗ 
trage zum Fortgange zu bringen, oder ob die Entſcheidung dem 
§ 256 ZPO. entſprechend das anhängige Verfahren ab⸗ 
zuſchließen beſtimmt war. Der Berufungsrichter wird deshalb 
von neuem prüfen müſſen, zunächſt welchen Inhalt und welche 
Bedeutung die in I. Inſtanz vom Kläger geſtellten Anträge 
hatten, ferner ob das landgerichtliche Urteil dieſen Anträgen 
entſprach und endlich ob bei Beachtung der in den vorhin er⸗ 
wähnten Entſcheidungen des RG. entwickelten Grundſätze die 
Vorausſetzungen gegeben waren, unter denen entweder ein 
Zwiſchenurteil nach 8 304 oder ein Endurteil nach §S 256 
erlaſſen werden durfte. G. c. G., U. v. 18. Juni 06, 
28/06 IV. — Nürnberg. 

28. § 233 ZPO. Zur Wiedereinſetzung wegen uns 
abwendbaren Zufalls. 

Nachdem eine auf Eheſcheidung gerichtete Klage des Ehe⸗ 
mannes rechtskräftig abgewieſen war, verlegt er ſeinen Wohnſitz 
von München nach Nürnberg. Dort ſtellte er eine anderweite 
Klage an, die ebenſo wie das Urteil öffentlich zugeſtellt wurde. Es 
wurde auf Scheidung erkannt. Der Beklagten wurde die mit der 
Berufung nachgeſuchte Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
erteilt, die Reviſion des Ehemannes zurückgewieſen: Der Berufungs⸗ 
richter hat ſich nicht begnügt, feſtzuſtellen, daß die Beklagte von der 
Zuſtellung des Urteils ohne ihr Verſchulden keine Kenntnis erlangte, 
ſondern hat angenommen, die Beklagte ſei durch unabwendbaren 
Zufall verhindert worden, die Berufungsfriſt einzuhalten. Die 
Anwendung des § 233 Abſ. 1 ZPO. unterliegt keinem Be⸗ 
denken. Der Berufungsrichter iſt von der richtigen Auffaſſung 
des Begriffs des unabwendbaren Zufalls ausgegangen (vgl. 
Beſchl. der Ver ZS. 48, 411), hat auch feine Annahme, die 
Beklagte habe durch unabwendbaren Zufall nicht rechtzeitig 
Nachricht von dem Scheidungsurteile erhalten, genügend be⸗ 
gründet. Nach den Darlegungen des Berufungsgerichts war 
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die im Jahre 1901 erhobene Scheidungsklage des Ehemannes 
im Juli 1902 rechtskräftig abgewieſen worden; dem Ehemann 
war bekannt und aus den Prozeßakten war erſichtlich, daß die 
Frau ſich in Düſſeldorf aufhielt. Als unabwendbarer Zufall 
für die Beklagte durfte die Verlegung des Wohnſitzes des Ehe⸗ 
mannes von München nach Nürnberg erſcheinen, wodurch die 
Zuſtändigkeit anderer Gerichte begründet wurde; Verwertung 
hätte auch — ohne Verletzung des 5 236 ZPO. (vgl. 
RG. 38, 388) — finden können die in dem Tatbeſtand des 
Berufungsurteils hervorgehobene ungenaue Bezeichnung der Be⸗ 
klagten in den öffentlichen Bekanntmachungen als „Buchhalters⸗ 
ehefrau, früher in Nürnberg“ und die Bezeichnung bei der 
Urteilszuſtellung als „fr. Buchdruckereibeſitzers Frau“. 
Die Frage, ob der Kläger ſchuldhaft handelte, war für die 
Wiedereinſetzung der Beklagten in den vorigen Stand nicht von 
entſcheidender Bedeutung; ebenſo wie die in $ 233 Abf. 1 er 
wähnten Naturereigniſſe können auch andere Vorgänge, für die 
niemand ein Verſchulden trifft, die Wiedereinſetzung begründen. 
Zur Rechtfertigung der der Beklagten erteilten Wiedereinſetzung 
genügte es, daß Ereigniſſe, die von der Beklagten durch die 
äußerſte vernünftigerweiſe zu erwartende Sorgfalt nicht ab⸗ 
zuwenden oder in ihren ſchädlichen Folgen zu vermeiden waren, 
dazu führten, daß die Beklagte von der Einleitung des neuen 
Scheidungsprozeſſes und von der Zuſtellung des Scheidungs⸗ 
urteils erſt am 14. März 1905 Kenntnis erhielt. R. c. R., 
U. v. 21. Juni 06, 44/06 IV. — Nürnberg. 

29. 88 256, 257, 258 ZPO. Erfordert bei wiederkehrenden 
Leiſtungen die Klageanſtellung Fälligkeit einer Leiſtung?! 

Der damals drei Jahre alte Kläger iſt am 11. Mai 1901 
von einer Lokomotive der Beklagten überfahren worden; beide 
Beine ſind ihm oberhalb des Knies abgenommen. Auf eine 
von ſeinem Vater im eigenen Namen erhobene Klage iſt in 
einem Vorprozeſſe die Beklagte rechtskräftig verurteilt, dieſem 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahre ſeines Sohnes eine Rente 
zu zahlen. Mit der jetzt erhobenen Klage hat der Kläger für 
ſich als Entſchädigung für den Unfall eine von ſeinem vollendeten 
18. Lebensjahre ab zu zahlende Rente gefordert. Das 
OLG. verurteilte, das RG. hob auf und verwies zurück: Die 
prozeſſuale Zuläſſigkeit der erhobenen Klage und ins beſondere 
die Anwendbarkeit des 8 258 ZPO. aus dem das Berufungs⸗ 
gericht die Zuläſſigkeit abgeleitet hat, iſt nicht zu beſtreiten. 
Die Beklagte meint, ſie habe ihre Verpflichtung, den Kläger 
nach Maßgabe des Haftpflichtgeſetzes zu entſchädigen, nie bes 
ſtritten und noch vor der Klagerhebung gegenüber dem Kläger 
ſchriftlich anerkannt. Sie habe nur, weil ſich nicht überſehen 
laſſe, wie ſich die Dinge bis zum vollendeten 18. Lebens⸗ 
jahre des Klägers, alſo in zehn weiteren Jahren geſtalten 
würden, nicht anerkannt, daß der Betrag der Entſchädigung 
vom Kläger richtig berechnet ſei. Dadurch allein werde aber 
die vorzeitige Erhebung der Klage wegen des noch nicht fälligen 
Anſpruchs nicht gerechtfertigt. Der § 258 laſſe bei wieder 
kehrenden Leiſtungen eine Klage auf deren künftige Entrichtung 
nur dann zu, wenn wenigſtens eine Leiſtung fällig und damit 
ein Anlaß zur Klagerhebung gegeben ſei. Dieſe Auslegung 
des § 258 hat allerdings Vertreter gefunden, allein der ent⸗ 
gegenſtehenden Anſicht ift der Vorzug gegeben (vgl. die Kom⸗ 
mentare zur 8PO. von Peterſen⸗Anger⸗Remelé und Seuffert 
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zu § 258, Gaupp⸗Stein und Struckmann⸗Koch zu 8 258, Urteil 
des OLG. Hamburg in SeuffA. 60, Nr. 177). Es kann zu: 
nächſt nicht anerkannt werden, daß die Faſſung des §S 258 
der Auslegung des Berufungsgerichts entgegenſteht. Die Ein⸗ 
ſchiebung des Wörtchens „auch“ iſt, wie das meiſtens zugegeben 
wird, nicht beweiſend. Denn da bei fälligen Leiſtungen die 
Zuläſſigkeit der Klage ſelbſtverſtändlich iſt, kann dem „auch“ 
mit gleichem Recht der Sinn beigelegt werden, daß damit auf 
die Bedeutung der Vorſchrift als einer Erweiterung der ſonſt 
geltenden Vorſchriften über die prozeſſuale Zuläſſigkeit einer 
Klage hingewieſen werden ſoll. Dieſer Zuſammenhang des 
8 258 mit den voraufgehenden und nachfolgenden analogen 
Ausnahmebeſtimmungen iſt auch für ſeine Auslegung ent⸗ 
ſcheidend. Regelmäßig iſt der Prozeß dazu beſtimmt, einen 
dem Rechte des Klägers zuwiderlaufenden Zuſtand zu beſeitigen, 
dieſem Rechte Schutz zu gewähren. Das Recht zur Klag⸗ 
erhebung iſt darum regelmäßig abhängig von dem Vorhanden⸗ 
ſein eines Anſpruchs auf Schutz, der nicht vorliegt, wenn der 
Kläger erſt künftig etwas fordern kann. Allein dieſe Regel 
wird durch die 88 25 6 flg. durchbrochen, die aus verſchiedenen 
Anläſſen die Befugnis geben, ſchon vorher den Richter an⸗ 
zugehen. Der gemeinſame Grund dieſer Ausnahmevorſchriften 
iſt die Zweckmäßigkeit. Geht man von dieſem Geſichtspunkt 
aus an die Frage heran, ob bei wiederkehrenden Leiſtungen die 
vom § 258 gewollte Erleichterung der Klage auf den Fall zu 
beſchränken iſt, wo ohnehin wegen einer fälligen Leiſtung Klage 
zu erheben iſt, ſo kann die Antwort nur verneinend ſein. Es 
kann nicht anerkannt werden, daß der Streit über den Beſtand 
einer Pflicht zu wiederkehrenden Leiſtungen oder über deren 
Betrag zweckmäßig ſtets bis dahin hinausgeſchoben wird, wo 
eine fällige Leiſtung eingeklagt wird, oder daß es unzweckmäßig 
iſt, die frühere Erhebung der Klage zuzulaſſen. Darum liegt 
nicht Anlaß vor, die ganz allgemein gehaltene Vorſchrift des 
§ 258 einſchränkend auszulegen. Der Hinweis auf die Ent: 
ſtehungsgeſchichte des 8 258 und feinem Zuſammenhang mit 
der älteren Praxis iſt nicht durchgreifend, weil das, was daraus 
herzuleiten iſt, in dem Geſetze ſelbſt nicht Ausdruck gefunden 
hat. (Folgt die Begründung der Aufhebung aus einem anderen 
Grunde.) C. c. P., U. v. 18. Juni 06, 581/05 VI. — Cöln. 

30. 88 268, 529, 540, 541 ZPO. verb. mit 88 477, 


638 BGB. Sind Minderungsanſprüche gegen Werkvertrags⸗ 


forderungen Gegenforderungen, die in der Berufungsinſtanz 
nicht neu vorgebracht werden dürfen ?! 

Auf dem der Beklagten gehörigen Grundſtück iſt für den 
Kläger eine Forderung von 150000 Mark „aus einem Werk⸗ 
vertrage betreffend Aufführung von Gebäuden“ mit 5 Prozent 
vom 1. Juli 1902 ab verzinslich eingetragen. Die in der Ein⸗ 
tragung in Bezug genommene Eintragungsbewilligung enthält 
die Beſtimmung, daß, wenn die Zinſen nicht innerhalb der 
erſten 8 Tage des Kalendervierteljahres entrichtet werden, die 
ſofortige Fälligkeit der Hauptforderung eintritt. In Wahrheit 
hatte damals eine Forderung des Klägers an die Beklagte von 
150000 Mark nicht beſtanden. Der vom Kläger übernommene 
Bau wurde erſt ſpäter fertiggeſtellt, und es wurde dann auf 
Grund einer ſtattgehabten Abrechnung die Forderung des Klägers 
aus dem Werkmeiſtervertrage auf 127 500 Mark feſtgeſtellt und 
zugleich beſtimmt, daß die Verzinſung erſt vom Tage der Ge⸗ 
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brauchsabnahme (14. Mai 1903) erfolgen und das Kapital 
auf 5 Jahre geſtundet werden ſollte. Zinſen hat die Beklagte 
dem Kläger unſtreitig nicht gezahlt. Kläger hält dadurch die 
Fälligkeit des Kapitals für eingetreten und hat auf Zahlung 
eines Teilbetrages von 12000 Mark die dingliche und per⸗ 
ſönliche Klage erhoben. Das OLG. verurteilte, das RG. hob 
auf und verwies zurück: Begründet erſcheinen die Angriffe, 
welche die Reviſion gegen die Behandlung der von der Be⸗ 
klagten erſt in der Berufungsinſtanz geltend gemachten „Gegen⸗ 
forderungen“ erhebt. Dieſe ſogenannten Gegenforderungen be⸗ 
treffen Fehler des vom Kläger hergeſtellten Baues und be⸗ 
zwecken Minderung der vereinbarten Vergütung. Die Re⸗ 
viſion bemerkt daher mit Recht, daß es ſich inſoweit nicht um 
ſelbſtändige Gegenanfprüche, ſondern vielmehr um ein qualifiziertes 
Beſtreiten der Höhe des mit der Klage geltend gemachten An⸗ 
ſpruchs handle. Es liegt ſonach nicht ein Aufrechnungseinwand 
vor, ſondern ein Einwand gegen die Klageforderung ſelbſt. 
Der vom Berufungsrichter in Anwendung gebrachte Abſ. 3 des 
§ 529 3PO. nebft den dort in Bezug genommenen 88 540 
und 541 a. a. O. greift daher nicht Platz. Das Berufungs⸗ 
urteil beruht inſoweit auf unrichtiger Anwendung der gedachten 
Prozeßvorſchriften. Es konnte nun aber in Frage kommen, 
ob nicht durch Abſ. 2 des § 529 die Zurückweiſung der in 
Rede ſtehenden Verteidigungsmittel (wenn auch nicht der damit 
verbundene Vorbehalt) gerechtfertigt iſt. Aber dieſe Frage iſt 
zu verneinen. Nach Abſ. 3 des S 529 dürfen „neue Ans 
ſprüche“ — abgeſehen von den Fällen des 8 268 Nr. 2 
und 3 — ohne Einwilligung des Gegners nicht erhoben 
werden. Wenn nun auch im $ 638 (und ebenſo im $ 477) 
BGB. von Anſprüchen auf Minderung, Wandlung und 
Schadenserſatz wegen Mängel die Rede iſt, ſo nötigt das doch 
nicht, einen in der Berufungsinſtanz gegen die Klage auf 
Zahlung des bedungenen Preiſes erhobenen Minderungs⸗ 
einwand unter die neuen Anſprüche im Sinne des § 529 
Abſ. 2 ZPO. zu begreifen. Der Ausdruck „Anſpruch“ wird 
in den Geſetzen nicht überall im gleichen Sinne gebraucht. 
Der § 529 a. a. O. ſtellt mit Abſ. 2 die neuen Anſprüche in 
Gegenſatz zu den Angriffs- und Verteidigungsmitteln im Abſ. 1. 
Dieſe können in der Berufungsinſtanz unbeſchränkt geltend ge⸗ 
macht werden. Ein Rechtsbehelf, welcher auf dem Boden des 
der Klage zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes dahin zielt, 
daß der geltend gemachte Anſpruch dem Kläger nicht in der 
geltend gemachten Höhe erwachſen oder inſoweit durch ein aus 
demſelben Rechtsverhältnis entſpringendes Gegenrecht aus⸗ 
geſchloſſen ſei, verläßt die Grenzen der rechtshängig 
gewordenen Streitſache nicht, und kann deshalb nur als ein 
Verteidigungsmittel, keineswegs als ein neuer, d. h. außerhalb 
der Grenzen der anhängigen Streitſache liegender Anſpruch an⸗ 
geſehen werden. Das gilt insbeſondere von dem hier einrede⸗ 
weiſe erhobenen Minderungsanſpruch, wie es auch von der 
Einrede des nicht gehörig erfüllten Vertrages gelten würde. 
Einreden find keine Anſprüche im Sinne des § 529 Abſ. 2 ZPO. 
(Vgl. Gaupp ZPO. Not. III zu § 529.) G. c. N., U. v. 
16. Juni 06, 615/05 V. — Berlin. 

31. S 287 ZPO. Bedeutung der richterlichen Verpflich⸗ 
tung bezüglich der Feſtſtellung eines Schadenserſatzanſpruchs.] 

Beklagter erhob einen Anſpruch gegen die Klägerin, 
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welche ihm vertragswidrig zu ſpät Türen und Fenſter 
zu einem Bau geliefert hatte. Das KG. verwarf den 
Schadensanſpruch, das RG. hob auf und verwies zurück: 
Der Berufungsrichter hat unter Verletzung des 8 287 
ZPO. den Anſpruch des Beklagten auf Erſatz der angeblich 
erlittenen Mietsausfälle zurückgewieſen. Daß dieſe Forderung 
unter dem Geſichtspunkte des Schadenserſatzes wegen Nicht⸗ 
erfüllung an ſich nicht zu beanſtanden iſt, verkennt auch der 
Berufungsrichter nicht. Er ſtellt ferner feſt, daß im März 
1903 faſt täglich Mietsluſtige in dem Neubau geweſen ſeien, 
die regelmäßig bemerkt hätten, unfertige Wohnungen könnten 
ſie nicht gebrauchen; es ſei doch zweifelhaft, ob die Türen bis 
zum 1. April eingeſetzt werden würden. Trotzdem geht der 
Berufungsrichter auf das Verlangen des Beklagten nicht ein, 
weil der Beklagte beſtimmte Perſonen hätte bezeichnen müſſen, 
die geneigt geweſen ſeien, beſtimmte Wohnungen ſchon zum 
1. April 1903 zu mieten, und von dem Mieten nur deshalb 
Abſtand genommen hätten, weil der Bau noch im Rückſtand 
geweſen ſei. Dieſe Anforderung des Berufungsrichters verkennt 
den Zweck und die Tragweite des 8 287 ZPO. Es ſollte 
durch die Vorſchrift dem Notſtande begegnet werden, der ſich 
daraus ergeben hatte, daß an die Beweispflicht des Klägers 
in Schadensprozeſſen ein zu ſtrenger Maßſtab angelegt wurde. 
Weil eine genaue Begründung des Erſatzanſpruchs nach Kauſal⸗ 
zuſammenhang und Umfang nur ſelten möglich iſt, will der 
8 287 3PO. über den 8 286 ZPO. hinaus dem richterlichen 
Ermeſſen einen freien Spielraum bei Beurteilung der Frage 
einräumen, ob und in welcher Höhe ein Schaden entſtanden und 
inwiefern er durch das ſchädigende Ereignis verurſacht iſt. 
Dieſer Prüfungspflicht hat ſich der Beruſungsrichter entzogen, 
indem er die mitgeteilte Anforderung ſtellte; ihr zu genügen, 
iſt der Beklagte offenſichtlich außerſtande, da infolge des von 
der Klägerin verſchuldeten unfertigen Zuſtandes des Hauſes 
Verhandlungen mit beſtimmten Mietsluſtigen, die demnächſt 
ſcheiterten, nicht ſtattgefunden haben und kaum ſtattfinden 
konnten. Die Perſonen, die das Haus beſichtigt haben, ſind 
wegen des bezeichneten Zuſtandes gar nicht in weitere Verhand⸗ 
lungen eingetreten. Aber daraus folgt nicht, daß, wenn das 
Gebäude die vorausgeſetzte Beſchaffenheit gehabt hätte, es 
dennoch nicht vermietet worden wäre. Es war eben zu prüfen, 
ob unter der erwähnten Vorausſetzung der rechtzeitigen Fertig⸗ 
ſtellung des Baues die Vermietung, wenn auch nur eines 
Teiles der Wohnungen, zu erwarten ſtand. M. c. B., U. v. 
15. Juni 06, 520/05 VII. — Berlin. 

32. 88 302, Abſ. 4 Satz 3, 600 Abſ. 2, 717 ZPO. 
Nach Aufhebung eines für vorläufig vollſtreckbar erklärten 
Urteils beſteht der Schadenserſatzanſpruch in dem vollen 
beigetriebenen Betrage einſchließlich Zinſen und Koſten und 
kann mittels Widerklage oder beſonderer Klage verfolgt 
werden.] 

Es konnte zunächſt in Frage kommen, ob die Reviſion 
nicht unzuläſſig iſt, da die den Gegenſtand der Klage bildenden 
Wechſelanſprüche von 500 + 500 + 1350 Mark die Reviſions⸗ 
ſumme des 8 546 ZPO. nicht erreichen und die Zinſen⸗ und 
die Koſtenbeträge nach 8 4 Abſ. 2 ZPO. nicht mitgerechnet 
werden. Die Zuläſſigkeit der Reviſion kann daher nur aus 
den Anträgen hergeleitet werden, die mit der Widerklage geſtellt 
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worden find. Sie ſtützen ſich auf 8 600 Abſ. 2 und § 302 
Abſ. 4 Satz 3 ZPO. Nun war es nach früherem Recht 
(S8 563 Abſ. 2, 655 Abſ. 2 ZPO.) zweifellos, daß die Rüd: 
zahlungsanträge, die auf Grund der erwähnten Vorſchriften 
geſtellt und die ſelbſt in der Reviſionsinſtanz noch zugelaſſen 
wurden (vgl. RG. 27, 44; 34 385), nicht die Natur der 
Widerklage hatten und an dem Werte des Streitgegenſtandes 
und an der Reviſionsſumme nichts zu ändern vermochten (RG. 9, 
410; 23, 351; 31, 380). Die Zivilprozeßnovelle vom 17. Mai 
1898 hat nun zwar an den erwähnten Geſetzesvorſchriſten 
weſentliche Veränderungen vorgenommen, insbeſondere dem 
früheren Rückzahlungsanſpruch die Natur eines Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs beigelegt. Gleichwohl hat ſie nicht vorgeſchrieben, 
daß der Anſpruch (wie z. B. in dem Falle des $ 280 ZPO.) 
durch Widerklage geltend zu machen ſei, ſondern hat wie früher 
einen Antrag in dem anhängigen Rechtsſtreit zugelaſſen. Dem⸗ 
gemäß hat das RG. kein Bedenken getragen, den Antrag auch 
noch im Läuterungsverfahren zuzulaſſen (Gruchots Beitr. 49, 
1053). Auch iſt die Reichstagskommiſſion bei der Beratung 
eines Abänderungsantrags (KRommB. zu § 655 ZPO. S. 173, 
Hahns Materialien 8, 393) von der Auffaſſung ausgegangen, 
daß die Geltendmachung des Schadenserſatzanſpruchs in dem 
anhängigen Rechtsſtreit an der ſachlichen Zuſtändigkeit der Ge⸗ 
richte und den Rechtsmitteln nichts ändere. Danach würde ein 
Antrag nach § 302 Abſ. 4 Satz 4 ($ 717 Abſ. 2 Satz 2) 
ZPO. die Reviſionsſumme herzuſtellen nicht geeignet fein (vgl. 
auch Gaupp⸗Stein, 4. Aufl., III. Abſ. 1, Ziff. 1 Abſ. 2 zu 
§ 717 ZPO. Auf der anderen Seite aber iſt es zweifellos 
und unbeſtritten, daß der durch die Zivilprozeßnovelle geſchaffene 
Schadenserſatzanſpruch auch in einem beſonderen Rechtsſtreit 
verfolgt werden kann, und wenn dies der Fall iſt, ſo iſt nicht 
abzuſehen, warum er nicht auch durch Widerklage ſollte verfolgt 
werden können, wenn der Beklagte auf die beſonderen Vorteile, 
die ihm die Geltendmachung im anhängigen Rechtsſtreit ge⸗ 
währt, verzichtet. Im vorliegenden Falle haben die Beklagten 
ſchon beim LG. förmliche Widerklage erhoben, den Gegenſtand 
dieſer Widerklage bildet ein einheitlicher Schadenserſatzanſpruch, 
bei dem auch die gezahlten Zinſen und Koſten mitzurechnen 
ſind, und die Reviſionsſumme mußte danach als vorhanden 
angenommen werden. Z. c. W., U. v. 12. Juni 06, 511/05 VII. — 
Oldenburg. 

33. 55 304, 139 ZPO. in Verb. mit $ 828 Abf. 2 
und 254 BGB. Vorausſetzungen für Erlaß eines Urteils nach 
§ 304. Leiſtungs⸗Feſtſtellungsanſpruch. Beginn und Endigung 
einer Unfallrente. Beweispflicht für die fehlende Einſicht eines 
10 jährigen Knaben.] 

Am 14. Juni 1901 des Abends gegen 9 Uhr verletzte ſich 
der damals zehnjährige Kläger an der auf dem Bürgerſteig des 
Salierrings zu Cöln ſtehenden Sägemaſchine des Beklagten, 
die zum Zerſchneiden von Schienen für Gleislegungsarbeiten 
diente, dadurch, daß er ſich mit anderen Knaben an der Maſchine 
zu ſchaffen machte und mit dem rechten Zeigefinger zwiſchen die 
ungeſchützten Kammräder geriet, während ein Knabe die Ma⸗ 
ſchine durch Umdrehen des Schwungrads in Bewegung ſttzte. 
Der Finger des Klägers wurde vollſtändig abgequetſcht. Wegen 
der durch den Verluſt des Gliedes bewirkten Verminderung 
feiner Erwerbsfähigkeit hat Kläger den Beklagten auf Schadens 
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erſatz verklagt und beantragt, ihn zur Zahlung einer durch 
Sachverſtändige feſtzuſtellenden lebenslänglichen, mit dem 19. Juni 
1901 beginnenden Rente zu verurteilen. Das LG. hat den 
Beklagten mit Zwiſchenurteil nach S 304 ZPO. für verpflichtet 
erklärt, dem Kläger den der Höhe nach noch feſtzuſtellenden 
Schaden zu erſetzen, den er durch den Unfall erlitten hat und 
noch erleidet. Das OLG. hat die Berufung des Beklagten 
zurückgewieſen und die Sache nach $ 538 Ziff. 3 ZPO. an 
das LG. zurückverwieſen. RG. hob auf: Die prozeſſualen 
Angriffe der Reviſion in Verbindung mit einem weiteren noch 
zu erwähnenden Mangel des Berufungsurteils müſſen zu deſſen 
Aufhebung und zur Zurückweiſung der Sache nach 8 565 
Abſ. 1 ZPO. führen. 1. In mehrfachen Entſcheidungen hat 
der erkennende Senat ausgeſprochen, daß ein Urteil nach § 304 
ZPO. nur erlaſſen werden kann, wenn Grund und Betrag 
des Klageanſpruchs ſtreitig ſind, wenn alſo der Klageanſpruch 
zur Ziffer gebracht oder bei Schadenserſatzanſprüchen wenigſtens 
ein beſtimmter Schadensbetrag behauptet iſt (JW. 04, 493°; 
05, 2726; 06, 313 ˙ RG. 60, 314; Urt. v. 22. März 06 
i. S. München⸗Gladbach gegen Rabe Rep. VI. 365/05, v. 
29. März 06 i. S. Eiſenbahnfiskus gegen Neu Rep. VI. 280/05). 
Der Kläger hat jedoch lediglich beantragt, ihm eine Rente zu 
bewilligen, ohne ihre Höhe irgendwie zu beziffern, ſo daß der 
Beklagte gar nicht in der Lage war, einen Betrag zu beſtreiten. 
2. Auch die Faſſung des vom Berufungsgericht beſtätigten 
landgerichtlichen Urteils entſpricht nicht dem Geſetze. Nach Sinn 
und Wortlaut feines Antrags hat Kläger einen Leiſtungs⸗ 
anſpruch erhoben. Das LG. hat aber, ſtatt, wie es beab⸗ 
ſichtigte, den Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt zu 
erklären, mit einer Urteilsformel geantwortet, die eine Feſt⸗ 
ſtellung trifft und die Haftpflicht des Beklagten für den 
Schaden aus dem Unfall unbeſchränkt anerkennt, während Kläger 
nur Erſatz für Erwerbsbehinderung begehrt hat. In der einen 
wie in der andern Richtung kann auf die Ausführungen in den 
angezogenen Urteilen des Senats RG. 60, 314, JW. 06, 
313 Rep. VI. 280/05 und VI. 365/05, welch letztere ebenfalls 
auf Reviſionen gegen Urteile des OLG. zu Cöln ergangen 
ſind, verwieſen werden. 3. Kläger fordert wegen Erwerbs⸗ 
beſchränkung die Zahlung einer Rente vom 19. Juni 1901 an. 
Die Vorinſtanzen haben ſich nun jeder Unterſuchung enthalten, 
ob die tatſächlichen Unterlagen für eine ſolche Leiſtung vor⸗ 
handen waren. Ein Schulknabe von 10— 11 Jahren hat in 
der Regel noch keinen Erwerb. Wann er in das erwerbs⸗ 
fähige Alter eintreten, wie beſchaffen und wie hoch ungefähr 
ſein Erwerb ſein und welche Bedeutung der Verluſt des rechten 
Zeigefingers für dieſen Erwerb haben wird, hängt vornehmlich 
von dem Berufe ab, den er einmal ergreift, und nicht zum 
letzten mag die Wahl des Berufes von dem Fehlen des Fingers 
beeinflußt werden. Der Mangel jeder Vorausſehbarkeit, wie die Er⸗ 
werbsverhältniſſe des Klägers ſich in Zukunft geſtalten werden, und 
die daraus entſpringende Schwierigkeit, eine Rente zu gewähren 
und ziffermäßig feſtzuſetzen, hätten daher die Vorinſtanzen ge⸗ 
mäß $ 139 Abſ. 1 3P 0. veranlaſſen ſollen, auf die Ande⸗ 
rung des Leiſtungsantrags in einen Feſtſtellungsantrag hinzu⸗ 
wirken. Dies hat auch jetzt noch zu geſchehen, falls nicht der 
Kläger mittlerweile erwerbsfähig geworden iſt und ſeine Ver⸗ 
hältniſſe ſich ſoweit überſehen laſſen, daß gegebenenfalls der 
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Bewilligung und Bemeſſung einer Rente keine Hinderniſſe mehr 
entgegenſtehen. 4. Hat der Kläger noch keinen Erwerb aus⸗ 
geübt, ſo war ſein Anſpruch auf ſofortige Rente für die 
Zeit, bis er in das Alter eintrat, in welchem er ohne die Ver⸗ 
letzung erwerbsfähig geworden wäre, ungerechtfertigt. Dies 
hätte von den Vorinſtanzen zum Ausdruck gebracht werden 
ſollen. Hieran ändert die gewählte unrichtige Faſſung der 
Urteilsformel nichts. Denn trotz dieſer Faſſung bleibt das 
Urteil eine Vorabentſcheidung nach 8 304 der ZPO. die 
Mangels irgend einer Aberkennung den Grund des erhobenen 
Anſpruchs ſeinem ganzen Inhalt nach bejaht und Rechtskraft 
für ihn zu ſchaffen beſtimmt iſt, ſo daß nach eingetretener 
Rechtskraft in Frage gezogen werden könnte, ob Beklagter im 
Nachverfahren über den Betrag noch mit der Behauptung zu 
hören ſei, daß Kläger nicht ſchon vom Unfall an einen Renten⸗ 
anſpruch habe. Nicht das gleiche gilt für die Forderung einer 
lebenslänglichen Rente. Die Möglichkeit, daß der Kläger, 
ſelbſt wenn er ein hohes Alter erreicht, bis an ſein Lebensende 
dem Erwerb nachgehen kann und nachgehen muß, iſt nicht von 
vornherein von der Hand zu weiſen. Die Beſtimmung des 
Endpunktes der Rente kann daher dem Nachverfahren übers 
laſſen werden. Freilich wird eine annähernde Vorausſicht für 
die zeitliche Grenze der Rente ſich erſt nach der Berufswahl 
des Klägers gewinnen laſſen. Auch dieſen Schwierigkeiten 
wären die Vorinſtanzen aus dem Wege gegangen, wenn ſie auf 
Umwandlung der Leiſtungsklage in eine der Sachlage allein 
angemeſſene Feſtſtellungsklage bedacht geweſen wären. 5. Das 
Berufungsurteil gibt noch Grund zu einem weiteren Bedenken. 
Die Vorinſtanzen haben als zunächſt liegende Urſache des Un⸗ 
falls das unbefugte Hantieren des Klägers an der Maſchine 
angeſehen, ein mitwirkendes Verſchulden des Klägers indes ver⸗ 
neint, weil er die zur Erkenntnis ſeiner Verantwortlichkeit er⸗ 
forderliche Einſicht nicht beſeſſen habe. Das LG. hat ſich mit 
der Begründung hierfür begnügt, es ſei von einem normal ent⸗ 
wickelten Knaben von zehn Jahren nicht anzunehmen, daß er 
ſich der mit Kammrädern verbundenen Gefahren bewußt ge⸗ 
weſen ſei. Das Berufungsgericht hat ſich dieſer Erwägung 
angeſchloſſen. Sie iſt indes nicht ohne Bedenken. An ſich 
obliegt dem deliktsfähigen Kinde, das eine ſchädigende Hand⸗ 
lung begangen hat, die Behauptungs⸗ und Beweispflicht, daß 
ihm bei der Begehung die vom Geſetz erforderte Einſicht 
($ 828 Abf. 2 BGB.) gefehlt habe. IW. 05, 531. Kläger 
hat in dieſer Beziehung gar keine Behauptung aufgeftellt. 
Jedenfalls konnten die Vorinſtanzen nur in beſonderer Würdi⸗ 
gung des gegebenen Falles und der Perſönlichkeit des Klägers 
zur Annahme gelangen, daß der Kläger jene Einſicht nicht be⸗ 
ſeſſen habe. Allein dieſe individuelle Behandlung laſſen die 
Vorderurteile gerade vermiſſen. Bei einer Handlung, durch die 
eine Perſon im Alter von 7 bis 18 Jahren ſich ſelbſt be⸗ 
ſchädigt, deckt ſich in der Regel die Einſicht zur Kenntnis der 
Verantwortlichkeit für die Handlung mit der Einſicht zur Er⸗ 
kenntnis ihrer Gefährlichkeit. Nicht erforderlich war bei dem 
Kläger eine Verſtandesreife, die ihn gerade die beſonderen 
Gefahren der Kammräder erkennen ließ. Sondern es genügte, 
wenn er geiſtig ſo weit entwickelt war, um einzuſehen, daß er 
ſich einer Gefahr ausſetze, falls er ſeine Finger an das Trieb⸗ 
werk einer ihm unbekannten Maſchine bringe. Die Vorinſtanzen 
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haben hierüber weder den Kläger ſelbſt noch ſeine als Zeugen 
vernommenen gleichalterigen Kameraden gehört. Es kann aber 
nicht anerkannt werden, daß nach allgemeiner Lebens⸗ 
erfahrung Knaben im Alter des Klägers, die in der Groß⸗ 
ſtadt aufgewachſen ſind, ſich derartiger Gefahren nicht bewußt 
ſeien. Die tägliche Beobachtung lehrt im Gegenteil, daß die 
vielgeſtaltigen Gefahren im ſtädtiſchen Straßengetriebe und ſo 
auch diejenigen der auf der Straße arbeitenden Maſchinen von 
den Knaben, wenn vielleicht auch nicht in der vollen Tragweite, 
begriffen werden, aber häufig gerade einen Anreiz für ſie 
bilden, ſich ihnen ausſetzen. Dazu kommt, daß in der Be⸗ 
völkerungsklaſſe, der der Kläger angehört, die Kenntnis von 
Arbeitsmaſchinen weiter verbreitet iſt als in anderen Schichten. 
Es liegt ferner nahe, daß der Kläger die fragliche Maſchine, 
wenn ihn ſein Weg vorüberführte, ſchon in Tätigkeit geſehen 
und näher betrachtet hat, wobei ihm die Gefährlichkeit der Be⸗ 
rührung der Kammräder vor die Augen getreten ſein mochte. 
Hiernach gebricht es der Annahme des Berufungsgerichts, daß 
der Kläger die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit ſeiner 
Handlung erforderliche Einſicht nicht beſeſſen habe, an der zu⸗ 
reichenden Begründung. Bei der erneuten Verhandlung wird 
das Berufungsgericht die vorſtehend erörterten Geſichtspunkte 
zu beachten und nach dem gewonnenen Ergebnis von neuem zu 
erwägen haben, ob der Kläger nach 8 254 BGB. einen Teil 
des Schadens zu tragen hat. Z. o. O., U. v. 31. Mai 06, 
895/05 VI. — Cöln. 

34. $ 313 Abſ. 1 Nr. 3 und Abſ. 2 ZPO. Mangel 
des gehörigen Tatbeſtandes bei Bezugnahme auf viele Schrift⸗ 
ſätze.] 

Die Reviſion bemängelt zunächſt mit Recht den Tatbeſtand 
des Berufungsurteils, weil er vermöge umfangreicher Ver⸗ 
weiſungen auf vorbereitende Schriftſätze den im $ 313 Abſ. 1 
Nr. 3 ZPO. geſtellten Anforderungen nicht entſpricht. 
§ 313 Abſ. 2 iſt eine Bezugnahme auf den Inhalt der vor⸗ 
bereitenden Schriftſätze zwar nicht ausgeſchloſſen. Sie darf 
aber nur eine Aus nahme von der Regel bilden, daß das 
Urteil eine eigene richterliche Sachdarſtellung unter geordneter 
und gedrängter Zuſammenfaſſung des vollſtändigen Partei⸗ 
vorbringens zu enthalten hat. Verweiſungen auf vorbereitende 
Schriftſätze ſind immer nur in genauer Einſchränkung auf be⸗ 
ſtimmte Teile der Parteiauslaſſungen in dem Falle geſtattet 
und geboten, wenn deren Wiedergabe in dem Tatbeſtande 
die Mberfiht über den Sach⸗ und Streitſtand gefährden 
könnte und wenn ſich dieſe Teile vermöge der Bezugnahme in 
geſchickterer Weiſe der richterlichen Sachdarſtellung einfügen 
laſſen. Im gegenwärtigen Falle hat dagegen der Berufungs⸗ 
richter auf den Geſamtinhalt aller vorbereitenden Schrift⸗ 
ſätze „zum Zweck der Sachdarſtellung“ hingewieſen (S. 7). 
Dabei hat er die zehn Schriftſätze der II. Inſtanz ausdrücklich 
im einzelnen aufgereiht und ſie als vorgetragen bezeichnet, 
während die fünf Schriftſätze der I. Inſtanz gleichfalls als in 
den Tatbeſtand übernommen gelten müſſen, da ſie bereits durch 
Verweiſung zu Beſtandteilen des landgerichtlichen Tatbeſtandes 
gemacht waren, der Berufungsrichter aber auch auf dieſen Tat⸗ 
beſtand „zum Zweck der Sachdarſtellung“ Bezug genommen 
hat (S. 13). An der unbedingt notwendigen beſtimmten Ab⸗ 
grenzung der Verweiſungen fehlt es gänzlich. Sie wird nament⸗ 
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lich dadurch nicht hergeſtellt, daß der Berufungsrichter, nachdem 
er eine eigene Darſtellung des Sach⸗ und Streitſtandes ge⸗ 
geben hat, durch die Bemerkung, es werde im übrigen be⸗ 
züglich der einzelnen von ihm nicht beſonders hervorgehobenen 
Parteianführungen auf die Schriftſätze verwieſen, dazu auf⸗ 
fordert, ſeine Sachdarſtellung mit ſämtlichen Schriftſätzen zu 
vergleichen und dadurch zu ermitteln, was die Parteien ihm 
ſonſt noch vorgetragen hätten. Soweit ſich dabei eine Über: 
einſtimmung der Schriftſätze und der richterlichen Sachdarſtellung 
ergeben würde, käme es auf die richterliche Sachdarſtellung 
überhaupt nicht mehr an, ſoweit ſich Abweichungen heraus⸗ 
ſtellen, bliebe dagegen ungewiß, welche Darſtellung als die dem 
Parteivortrage entſprechende zu gelten hätte, die des Richters 
in dem Urteile oder die der Anwälte in den Schriftſätzen. 
An Stelle einer Förderung der Überſicht über den Sach⸗ und 
Streitſtand wird dadurch in die Tatbeſtandsdarſtellung eine 
Unklarheit und Schwülſtigkeit hineingetragen, die unter Um⸗ 
ſtänden dazu führen könnte, daß es für die reichsgerichtliche 
Entſcheidung an einer geeigneten Grundlage überhaupt fehlt. 
Verweiſungen auf vorbereitende Schriftſätze dürfen immer nur 
Ergänzungen der richterlichen Sachdarſtellung in beſtimmten, 
ſich mit voller Klarheit von dieſer abhebenden Punkten ſein, 
ſie dürfen dagegen den Tatbeſtand auch nicht mit Wieder⸗ 
holungen von ausſchweifender Breite und mit den für feine 
Zwecke unweſentlichen, über das Gebiet der Tatſachen hinaus⸗ 
gehenden Parteiausführungen belaſten. Geſchieht das in dem 
Umfange wie gegenwärtig durch Heranziehung von fünfzehn 
vorbereitenden Schriftſätzen, ſo entſteht zugleich der Zweifel, 
ob die Vorſchrift des 8 137 Abſ. 2 ZPO. befolgt iſt. Denn 
wenn wirklich neben allen anderen Beſtandteilen der Prozeß⸗ 
akten, deren Vortrag als geſchehen in dem Urteile beurkundet 
worden iſt, auch der vollſtändige Inhalt aller dieſer Schriftſätze 
vorgetragen ſein ſollte, ſo iſt es ausgeſchloſſen, daß dies in 
freier Rede geſchehen ſein könnte, vielmehr hat es ſich der 
Berufungsrichter alsdann gefallen laſſen, daß ihm an Stelle 
des freien Vortrages eine mehrſtündige Vorleſung ſchriftlicher 
Ausarbeitungen dargeboten wurde. O. c. B., U. v. 28. Mai 06, 
571/05 IV. — Königsberg. 

35. $ 318 ZPO. Unzuläſſigkeit eines zweiten Urteils 
anſtelle eines erſten, das der Richter vor Schluß der Verhand⸗ 
lung erlaſſen hat. Notwendigkeit der Antragſtellung.] 

In der Berufungsinſtanz, die von der mit ihrer Klage 
abgewieſenen Klägerin beſchritten worden war, fand der erſte 
Termin, in welchem die Parteien mündlich verhandelten, am 
15. Mai 1905 ſtatt. Der Vertreter der Klägerin behielt ſich 
in dieſem Termine die Erklärung auf einen Schriftſatz der 
Gegenſeite vor und es wurde darauf ein Gerichtsbeſchluß dahin 
verkündet, daß die Sache zur weiteren Verhandlung auf Mittwoch 
den 13. Juni 1905 Vormittags 9 Uhr übergehe. Vor dieſem 
Termin, nämlich am 31. Mai 1905, wurde in einer öffentlichen 
Sitzung des Berufungsgerichts, zu der die Parteien nicht geladen 
worden waren, ein die Berufung der Klägerin koſtenpflichtig 
zurückweiſendes Endurteil verkündet. Im Termine am 13. Juni 
1905, in dem die Parteien nicht erſchienen waren, wurde die 
Sache von Amts wegen auf den 26. Juni 1905 vertagt. In 
dieſem Termin erklärte der Anwalt der Berufungsklägerin, daß 
er die von ihm im Termine vom 15. Mai 1905 vorbehaltene 
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Erklärung jetzt nicht abgebe, auch keinen Antrag zur Sache 
verleſe, da in der Sache bereits ein Urteil verkündet worden 
ſei. Der Anwalt der Berufungsbeklagten führte aus, nachdem 
dem Vertreter der Berufungsklägerin heute Gelegenheit gegeben 
worden ſei, die vorbehaltene Erklärung abzugeben, dieſe jedoch 
abzugeben ſich geweigert habe, habe er ſeinen früheren Anträgen 
nichts mehr hinzuzufügen. Darauf wurde als Gerichtsbeſchluß 
verkündet, daß die Sache zum Spruche übergehe auf den 
5. Juli 1905 und in dieſem Termin ein neues Endurteil ver⸗ 
kündet, durch welches die Berufung der Klägerin wiederum 
koſtenpflichtig zurückgewieſen wurde. In den Gründen dieſes 
Urteils wird ausgeführt, daß dem Urteil vom 31. Mai 1905 
die rechtliche Unterlage fehle, da es vor Schluß der mündlichen 
Verhandlung erlaſſen ſei, daß es kein Urteil ſei, deſſen ſich die 
Parteien zu irgend einem Rechtsbehelfe bedienen könnten und 
daß der Verkündung jenes Urteils für das Verfahren daher 
keinerlei Bedeutung beizumeſſen ſei. Weiterhin wird dargelegt, 
der Vertreter der Klägerin habe im Termin vom 26. Juni 1905 
allerdings erklärt, er ſtelle keinerlei Anträge zur Sache, da der 
Termin aber zur Fortſetzung der mündlichen Verhandlung be⸗ 
ſtimmt geweſen ſei und es daher einer Wiederholung der An⸗ 
träge nicht bedurft habe, die, einmal geſtellt, ihre prozeßrechtlichen 
Wirkungen behielten, ſo könne jener Erklärung des Vertreters 
der Klägerin nicht die Deutung gegeben werden, daß er über⸗ 
haupt nicht habe verhandeln wollen; denn die Erklärung habe 
auf der rechtsirrtümlichen Auflaſſung beruht, daß das am 
31. Mai 1905 verkündete Urteil einer weiteren Verhandlung 
entgegenſtehe, während der Vertreter der Beklagten die gegen⸗ 
teilige Auffaſſung zum Ausdruck gebracht habe; tatſächlich 
hätten daher die Parteien im Termin vom 26. Juni 1905 ver⸗ 
handelt, wenn auch im Sinne des $ 334 380. 
nur beſchränkt, demgemäß ſei nicht ein Verſäumnisurteil, 
ſondern ein kontradiktatoriſches Urteil zu erlaſſen geweſen. 
Gegen beide Urteile legte Klägerin die Reviſion ein. Das RG. 
hob auf, behielt die Entſcheidung über die Koſten der Reviſions⸗ 
inſtanz dem Endurteil vor und ſchlug die Gerichtsgebühren der 
Reviſionsinſtanz nieder: Beide Berufungsentſcheidungen mußten 
aufgehoben werden, da beide unter Verletzung weſentlicher 
prozeſſualer Vorſchriften erlaſſen ſind. Was das erſte, vor 
Schluß der mündlichen Verhandlung ergangene Urteil 
vom 31. Mai 1905 angeht, ſo kann in dieſer Beziehung 
lediglich auf die eigenen, zutreffenden Ausführungen des Be⸗ 
rufungsrichters im Urteil vom 5. Juli 1905 Bezug genommen 
werden. Dieſes letztere Urteil aber konnte und durfte nicht 
mehr ergehen, nachdem in der Entſcheidung vom 31. Mai 1905 
bereits ein die Sache für die Berufungsinſtanz abſchließendes 
Endurteil verkündet worden war. Dem Richter iſt durch die 
Prozeßordnung nicht die Befugnis und Macht verliehen worden, 
über die eigenen von ihm verkündeten Urteile, abgeſehen von 
den Fällen der Nichtigkeit, ſelbſt zu Gericht zu ſitzen und, wenn 
fie nach feiner Meinung auf nicht prozeßordnungsmäßiger 
Grundlage ruhen, ſie, ſei es auf Antrag der Parteien, ſei es 
gar von Amts wegen als nichtig und rechtlich nicht exiſtierend 
zu behandeln und das Verfahren ſo fortzuſetzen, als wenn ein 
ſolches Urteil gar nicht erlaſſen worden wäre. Ein ſolches 
Vorgehen des Richters verbietet. poſitiv 8 318 ZRO., der ihn 
an die in ſeinen Endurteilen enthaltene Entſcheidung bindet. 
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Im übrigen ergibt ſich die Unzuläſſigkeit eines derartigen Ver⸗ 
fahrens auch, abgeſehen von allgemeinen Erwägungen, ſchon 
aus den Beſtimmungen der ZPO. über die Nichtigkeitsklage. 
Die Prozeßmängel, welche die Erhebung dieſer Klage recht⸗ 
fertigen, find ſchwerſter Art. Gleichwohl zeigt $ 579 Abſ. 2 
3PO., daß die Urteile, die an einem ſolchen die Nichtigkeit 
begründenden Mangel leiden, nur durch Anrufung der höheren 
Inſtanz, ſolange dies möglich iſt, oder ſonſt nur im Wege 
der Nichtigkeitsklage aus der Welt geſchafft werden können. 
Unzutreffend iſt hiernach es auch, wenn der Berufungsrichter 
ſagt, die Parteien könnten ſich des Urteils vom 31. Mai 1905, 
weil es nicht auf prozeßgerechter Grundlage zuſtande gekommen 
ſei, zu keinem Rechtsbehelfe bedienen. Wenn die Klägerin 
gegen das zugeſtellte Urteil nicht Reviſion eingelegt hätte, ſo 
würde es rechtskräftig geworden ſein und die Beklagte könnte 
ſich mit voller Wirkung auf deſſen Rechtskraft berufen. Das 
Urteil vom 5. Juli 1906 leidet übrigens noch an dem weiteren 
Mangel, daß es nicht als kontradiktoriſches Urteil erlaſſen 
werden durfte. Allerdings brauchen die Anträge der Parteien 
in der fortgeſetzten mündlichen Verhandlung nicht unbedingt 
wiederholt zu werden; allein Vorausſetzung hiefür iſt, daß 
wirklich eine Fortſetzung der mündlichen Verhandlung ſtatt⸗ 
findet. Dieſe lag hier nicht vor. Die Klägerin wollte nicht 
zur Sache verhandeln, das ergibt ihre Erklärung mit Sicher⸗ 
heit. Ob ſie dabei ſich in einem Irrtum befand oder nicht und 
ob dieſer Irrtum oder ſonſt etwas das Motiv für ſie war, 
nicht zur Sache zu verhandeln, iſt belanglos und ändert nichts 
an der Tatſache, daß ſie zur Sache nicht verhandelt hat. Sie 
war mit ihrer Weigerung, nicht zur Sache zu verhandeln, hier 
ſogar im Rechte. Das Reviſionsgericht war ſchon aus dieſem 
Grunde nicht in der Lage, der Anregung der Parteien, ins⸗ 
beſondere derjenigen der Klägerin, zu folgen und ſich mit der 
Sache ſelbſt zu befaſſen. Hiernach war, unter Anwendung des 
86 GKG. hinſichtlich der Gerichtsgebühren der Reviſions⸗ 
inſtanz, wie geſchehen, zu erkennen. B. c. H., U. v. 1. Juni 06, 
538/05 VII. — Cöln. 

36. 5 445 ZPO. Unzuläſſigkeit einer Eideszuſchiebung 
über die Kenntnis einer Tatſache, wenn letztere nicht feſtſteht.! 

Das RG. hat in feſtſtehender Rechtſprechung, von der 
abzugehen kein Anlaß vorliegt, angenommen, daß der Eid über 
die Kenntnis einer Tatſache nur dann zugeſchoben werden kann, 
wenn die Tatſache anderweit feſtſteht (vgl. z. B. RGZ. 3, 399; 
43, 392; Gruchots Beitr. 45, 1010; JW. 01, 305). Da nicht 
feſtſteht, auch vom Beklagten nicht unter Beweis geſtellt iſt, 
daß die Nachforderung von Anliegerbeiträgen zur Zeit der 
Übergabe oder Auflaſſung bereits beſchloſſen oder beabſichtigt 
geweſen ſei, hat der Berufungsrichter die Eideszuſchiebung über 
die Kenntnis einer Tatſache mit Recht für unzuläſſig erklärt. 
P. c. G., U. v. 13. Juni 06, 610/05 V. — Berlin. 

37. 88 445, 451 ZPO. Prüfung der Unbeſtimmtheit 
einer Eideszuſchiebung nach Lage des konkreten Falles.] 

Die Beklagte hat dem Kläger den Eid darüber zugeſchoben, 
daß er ſeit dem 1. Januar 1902 Ehebruch getrieben habe und 
zwar mit der Schreiberin einer Poſtkarte (Poſtſtempel L. den 
25. Mai 1903) und mit den in ſeinem und ſeiner Eltern 
Haushalte zu O. bedienſteten Dienſtmädchen, ſowie mit den in 
ſeinem Abſteigequartier zu Frankfurt a. M. bedienſteten Dienſt⸗ 
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mädchen und Lauffrauen. Die Poftlarte trägt folgende Auf⸗ 
ſchrift: Herrn Reiſenden L.⸗O. a. Rh., Hauptſtraße. L. W. Die 
ſchönen Stunden von Himmelfahrt find leider vorüber und er⸗ 
warte Dich beſtimmt Sonntag Mittag 2 Uhr, wie verabredet 
Frankfurt Hauptbahnhof, 2. Portal. Blaues Kleid rote Roſe. 
Erwarte beſtimmt. Alles geheim. Deine M. J. Das Be⸗ 
rufungsgericht erachtet die unter Eid geſtellten Tatſachen für 
zu unbeſtimmt und die Reviſion erblickt darin eine Verletzung 
der 88 445, 451 und 617 ZPO. Die Reviſionsrüge iſt 
begründet: Der Inhalt der Poſtkarte läßt darauf ſchließen, 
daß die Schreiberin mit dem Kläger in näherer Beziehung 
ſtand. Dafür, daß es ſich bei dieſer Poſtkarte um einen 
ſchlechten Witz oder eine abſichtliche Verdächtigung des Klägers 
handeln ſolle, wie das Berufungsgericht unterſtellt, liegt nach 
den getroffenen Feſtſtellungen nicht der geringſte Anhalt vor. 
Daß die Beklagte den Namen der Schreiberin nicht angeben 
kann, macht die Eideszuſchiebung nicht unzuläſſig. Unzuläſſig 


wäre ſie, wenn es ſich um leere Vermutungen handelte und 


der Eid nur als Mittel zur Auskundſchaftung der Gegenpartei 
und Herbeiſchaffung von Belaſtungsſtoff gebraucht würde. Urteil 
des RG., IV. 3 S., vom 2. Mai 1895 JW. 95, S. 325 Nr. 10, 
Urteil des RG., IV. ZS., vom 8. November 1897 JW. 98, 
S. 8 Nr. 19, Urteil des RGB., III. 8 S., vom 30. April 1901 
JW. 01, S. 400 Nr. 15. Der Inhalt der Poſtkarte iſt aber 
ſo belaſtend, daß von einer leeren Vermutung nicht die Rede 
ſein kann. Derſelben Beurteilung unterliegen die Eides⸗ 
zuſchiebungen über den Ehebruch des Klägers mit den — wenn 
auch nicht mit Namen genannten, ſo doch hinlänglich bezeichneten 
Dienſtmädchen und Lauffrauen. Hiernach unterlag das Urteil 
der Aufhebung. Die noch nicht ſpruchreife Sache war an die 
Vorinſtanz zurückzuverweiſen. L. c. L., U. v. 18. Juni 06, 
4/06 IV. — Darmſtadt. 

38. 88 529 Abſ. 3, 754, 815 Abſ. 3 ZPO. Hingabe 
des Geldes an den Gerichtsvollzieher zur Abwehr der Pfändung 
keine den Anſpruch tilgende Zahlung.] 

In der J. Inſtanz beſtritt der Beklagte die Klageforderung, 
wurde aber klaggemäß verurteilt und das Urteil gegen Sicher⸗ 
heitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar erklärt. Nach der Be⸗ 
ſtellung der Sicherheit wurde die Klagſumme vom Beklagten 
beigetrieben, der nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts 
zur Abwehr der Pfändung das Geld hergegeben hat. Er legte 
gegen das erſtinſtanzliche Urteil Berufung ein und brachte nun 
gegen den Anſpruch des Klägers, den er wiederum beſtritt, 
eventuell eine Gegenforderung in Aufrechnung, die er nach der 
Zeit, wo die Vollſtreckung ſtattgefunden hat, durch Abtretung 
ſeitens des bisherigen Gläubigers erworben hatte. Sein Antrag 
ging dahin, die Klage abzuweiſen und den Beklagten zur 
Zurückzahlung des beigetriebenen Betrages zu verurteilen. Das 
Berufungsgericht hat die Geltendmachung der neuen Auf⸗ 
rechnungseinrede nach $ 529 Abſ. 3 ZPO. für prozeſſual zu⸗ 
läſſig erachtet, weil der Beklagte ohne ſein Verſchulden außer⸗ 
ſtande geweſen ſei, die Einrede in der I. Inſtanz vorzubringen. 
Aber ſie iſt von ihm als „gegenſtandslos“ angeſehen, weil zu 
zu der Zeit, wo der Beklagte ſie erworben habe, die Klag⸗ 
forderung bereits durch Zahlung an den Gerichtsvollzieher ge⸗ 
tilgt geweſen ſei. Der Hingabe des Geldes an den Gerichts⸗ 
vollzieher zur Abwehr der Pfändung aus dem vorläufig 
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vollſtreckbaren Urteile wird alſo die rechtliche Wirkung einer 
Zahlung beigelegt, die den Anſpruch des Klägers getilgt und 
nur ein Rückforderungsrecht des Beklagten nachgelaſſen habe. 
Dieſe Auffaſſung, die allerdings folgerichtig zu dem Ergebnis 
führt, daß eine Aufrechnung mit der getilgten Forderung 
rechtlich unmöglich war, iſt nicht gebilligt worden. Das Urteil 
des I. ZS. (RG. 39, 106), das das Berufungsgericht für ſich 
anführt, ſteht dem nicht entgegen, da es nur eine konkurs⸗ 
rechtliche Frage und auf Grund des damaligen Progeßrechts 
entſchieden hat. Die prozeſſuale Zuläſſigkeit der neuen Einrede 
iſt vom Berufungsgericht mit Recht angenommen. Die vor⸗ 
läufige Vollſtreckbarkeit des Urteils hat dem Rechtsmittel des 
Beklagten die den Vollzug aufſchiebende Wirkung genommen, 
im übrigen aber feine prozeſſualen Befugniffe nicht eingeſchränkt. 
Eine andere Frage iſt es, ob nicht die Durchführung der 
Zwangsvollſtreckung die vom Berufungsgericht angenommene 
materiellrechtliche Wirkung hat. Es ließe ſich die Sache fo 
auffaſſen, daß die wenngleich unfreiwillige Hingabe des Geldes 
an den Gerichtsvollzieher, der nach 8 754 ZPO. dem Be 
klagten als Beauftragter des Klägers gegenüberſteht, nach der 
Vorſchrift des 8 815 Abſ. 3 ZPO. als Zahlung zu gelten 
habe. Der auf ſeiten des Beklagten nicht vorhandene Wille 
zu zahlen werde durch den Zwang des Gerichts ergänzt, gerade 
ſo, wie bei der Vollſtreckung eines rechtskräftigen Urteils, wenn 
der Beklagte die Zahlung weigert. Man hätte dann die Her⸗ 
gabe des Geldes oder, was gleich ſein würde, deſſen Wegnahme 
durch den Gerichtsvollzieher als eine Zahlung aufzufaſſen, die 
zwar unter Vorbehalt und ohne Schuldanerkennung erfolgt, 
aber dennoch eine Zahlung iſt und deren Wirkung auf den 
Beſtand der Klagforderung hat. Allein die rechtlichen Bedenken 
gegen ſolche Auffaſſung der vorläufigen Vollſtreckung ſind doch 
überwiegend. (Wird näher begründet.) Z. c. Sch., U. v. 
28. Mai 06, 547/05 VI. — Breslau. 

39. 5 546 ZPO. Vorausſetzung für die Anfechtung des 
Beſchluſſes einer Gewerkenverſammlung iſt das Intereſſe des 
Gewerken von über 1500 Mark.] 

Klägerin hat den Beſchluß der Gewerkenverſammlung vom 
15. Mai 1902, wodurch dem Grubenvorſtand für das Geſchäfts⸗ 
jahr 1901 Entlaſtung erteilt iſt, aus materiellen und formellen 
Gründen angefochten. Das OLG. hat den Beſchluß der Ge⸗ 
werkenverſammlung vom 15. Mai 1902 aufgehoben. Das 
NG. wies die Reviſion der Beklagten als unzuläſſig zurück, 
weil nicht glaubhaft gemacht ſei, daß der Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes den Betrag von 1 500 Mark überſteige (ZPO. 
8 546 ä. F.): Obwohl nicht die Klägerin, ſondern allein die 
Beklagte Reviſion eingelegt hat, iſt bei Prüfung der Frage, 
ob ein revifibler Beſchwerdegegenſtand vorliege, von entſcheidender 
Bedeutung, daß das Intereſſe der Klägerin, welches ſie an dem 
Durchdringen des Klageantrags hat, auf mehr als 1 500 Mark 
zu veranſchlagen iſt; denn der Wert des Beſchwerdegegenſtandes 
in den höheren Inſtanzen kann den Wert des Streitgegenſtandes 
nicht überſteigen (RG. 47, 420). Da mit der Klage ein Be⸗ 
ſchluß einer Gewerkenverſammlung angefochten wird, iſt dem 
richterlichen Ermeſſen bei Feſtſetzung des Wertes des Streit 
gegenſtandes (ZPO. 8 3) das Intereſſe des klagenden Gewerken, 
welches er an der durchgeſetzten Aufhebung des Beſchluſſes hat, 
nicht aber das Intereſſe der Gewerkſchaft darüber hinaus 
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zugrunde zu legen (RG. 43, 381, 3Bergſchr. 44, 354). Es 
fragt ſich daher, ob das Intereſſe der Klägerin, welches ſie 
daran hat, daß der Gewerkſchaftsbeſchluß vom 15. Mai 1892 
ſoweit, als dadurch dem Grubenvorſtand für das Geſchäfts⸗ 
jahr 1901 Entlaſtung erteilt iſt, aufgehoben wird, glaubhaft 
auf mehr als 1 500 Mark zu bewerten iſt. Dies iſt zu 
verneinen. Es iſt nicht glaubhaft gemacht, daß die unzweck⸗ 
mäßigen Ausgaben mehr als 150 000 Mark betrügen, da erſt 
dann das Intereſſe der Klägerin mit ihren zehn Kuxen auf 
über 1 500 Mark geſchätzt werden könnte. In dieſer Hinſicht 
fehlt es aber an jeder Angabe der Parteien und auch aus der 
Verwaltungsrechnung für 1901 läßt ſich darüber nichts ent⸗ 
nehmen. Gewerkſchaft B. c. Z., U. v. 16. Juni 06, 413/05 v. 
— Cöln. | 

40. 5 1041 Ziff. 4 3PO. Feſtſtellung des Streitwertes 
im ſchiedsrichterlichen Verfahren ohne rechtliches Gehör der 
Parteien.] 


Das OLG. hatte ein Vollſtreckungsurteil erlaſſen, nach⸗ 
dem im ſchiedsrichterlichen Verfahren unter der nicht näher be⸗ 
gründeten Annahme des Wertes des Streitgegenſtandes auf 
500 000 Mark ausgeführt war: Die Koſten des Schieds⸗ 
gerichts zuzüglich der Reiſeſpeſen und kleineren Auslagen ſtellten 
ſich laut motivierter Anlage zuſammen auf 9 920 Mark dieſe 
Koſten, ſowie die ſämtlichen übrigen im Schiedsſtreit erwachſenen 
Koſten und Auslagen werden der unterliegenden Beklagten allein 
zur Laſt gelegt. Das RG. hob auf: Die Klägerin ſelbſt be⸗ 
hauptet nicht, daß vor der Erlaſſung dieſer Entſcheidung den 
Parteien von dem Schiedsgericht Gelegenheit gegeben worden 
wäre, alles dasjenige den Schiedsrichtern vorzutragen, was den 
Parteien erforderlich erſchien, um eine ſachgemäße Gntfcheibung 
hinſichtlich der Feſtſetzung der Höhe des Streitgegenſtandes 
ſowie der Gebühren, Reiſeſpeſen und Auslagen der Schieds⸗ 
richter herbeizuführen. Eine Anhörung der Parteien ins⸗ 
beſondere über die Höhe des Streitwertes war aber geboten, 
da von dieſer Höhe unmittelbar der Betrag der Gebühren des 
Vertreters der Klägerin im Schiedsverfahren abhängig war 
und der Streitwert auch als allgemeiner Maßſtab für die 
Höhe der Gebühren der Schiedsrichter von weſentlicher Be⸗ 
deutung war. Wenn im gerichtlichen Prozeßverfahren die 
Feſtſetzung der Höhe des Streitwertes und der zu erſtattenden 
außergerichtlichen Koſten regelmäßig ohne Anhörung der Gegen⸗ 


partei erfolgt, ſo rechtfertigt ſich das, abgeſehen von anderen 
Gründen, ſchon daraus, daß hier der Beſchluß des Gerichts 


durch Beſchwerde anfechtbar, alſo dieſer Partei noch im Be⸗ 
ſchwerdeverfahren Gelegenheit zur Außerung gegeben it, 
während der ordnungsmäßig zuſtande gekommene, zugeſtellte 
und hinterlegte Schiedsſpruch eine endgültige und unabänder⸗ 
liche Entſcheidung darſtellt. Der Berufungsrichter nimmt die 
Gewährung des rechtlichen Gehörs als dadurch erfolgt an, daß 
die mit Gründen verſehene Aufſtellung der Gebühren und 
Auslagen der Schiedsrichter in der Anlage zum Hauptſchieds⸗ 
ſpruch vom 11. September 1903 zuſammen mit dieſem Schieds⸗ 
ſpruch den Parteien zugeſtellt und ihnen dadurch Gelegenheit 
gegeben worden ſei, mit Gegenvorſtellungen an das Schieds⸗ 
gericht heranzutreten. Hierin kann aber eine Gewährung des 
rechtlichen Gehörs nicht gefunden werden. Die Erlaſſung, 
Zuſtellung und Niederlegung eines Schiedsſpruchs ſchließen das 
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Verfahren endgültig ab, in dem das rechtliche Gehör den 
Parteien zu gewähren war. Zu einer Anderung des form⸗ 
gerecht zuſtande gekommenen Schiedsſpruchs waren die Schieds⸗ 
richter ohne den Abſchluß eines neuen Schiedsvertrages durch 
die Parteien nicht befugt, und die Beklagte hatte daher keinen 
Anlaß mehr, Gegenvorſtellungen an das Schiedsgericht zu 
richten. H. c. M., U. v. 1. Juni 06, 30/06 VII. — Poſen. 

Handelsgeſetzbuch. 

41. 88 15, 105, 125, 126, 143, 154, 158 HGB. — 
8 139 ZB. Feſtſtellung der urſprünglich gegen eine offene 
Handelsgeſellſchaft gerichteten Klage gegen die Geſellſchafter. 
Bedeutung der inzwiſchen erfolgten Auflöſung. Unterſchied 
zwiſchen Konkurrenzklauſeln in Verträgen zwiſchen ſelbſtändigen 
Kaufleuten und zwiſchen Prinzipal und Gewerbsgehilfen. Aus⸗ 
übung des Fragerechts bei unterlaſſener Angabe von Beweis⸗ 
mitteln.] 

Der Vater der Kläger hatte durch Vertrag vom 12. Fe⸗ 
bruar 1898 ſeine Maſchinenfabrik an die offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft Gebrüder V. und K. für den jährlichen, in vierteljähr⸗ 
lichen Raten zahlbaren Mietzins von 3 000 Mark vermietet. 
Der Vater der Kläger iſt geſtorben, ſeine Erben haben ſich 
auseinandergeſetzt, wobei den Klägern das Mietgrundſtück nebſt 
den Nutzungen ſeit dem 4. April 1900 überwieſen worden iſt. 
Die genannte offene Handelsgeſellſchaft hat ſich aufgelöſt, ihre 
Geſellſchafter waren die beiden Jetztbeklagten, das Mietverhält⸗ 
nis hat bis zum 1. April 1902 beſtanden. Die zuerſt gegen 
die Geſellſchaft erhobene Klage iſt auf Zahlung des Mietzinſes 
für die Zwiſchenzeit gerichtet. Das LG. hat in der 
Hauptſache die Beklagten verurteilt. Die Berufung der Be⸗ 
klagten iſt zurückgewieſen worden, das RG. hob auf: A. Wenn 
eine Klage gegen eine offene Handelsgeſellſchaft erhoben war 
und demnächſt im Laufe des Prozeſſes ihr Anſpruch gegen die 
Perſonen der Geſellſchafter gerichtet wird, ſo iſt darin richtiger 
Anſicht nach, da die offene Handelsgeſellſchaft kein von den 
Perſonen der Geſellſchafter verſchiedenes Rechtsſubjekt iſt, eine 
Anderung der Klage Überhaupt nicht zu erblicken (vgl. RG. 49, 
340 (344); 46, 39). Vorausſetzung für dieſen Wechſel der 
Parteibezeichnung iſt allerdings, daß die Klage gegen die offene 
Handelsgeſellſchaft und damit auch gegen die Perſonen der 
Geſellſchafter richtig erhoben war und eine für letzere wirkſame 
Klagezuſtellung ſtattgefunden hat. Dies würde in der Tat 
nicht der Fall ſein, wenn, wie die Beklagten vorgetragen haben, 
zur Zeit der Zuſtellung der gegen die Geſellſchaft gerichteten 
Klage an einen der Geſellſchafter, den Mitbeklagten K., die 
Geſellſchaft bereits aufgelöſt, mithin der andere Geſe llſchafter, 
der Mitbeklagte H., durch jenen nicht mehr nach 89 125, 126 
HGB. vertreten war. Alsdann würde der Rechtsſtreit zwar 
gegen den Mitbeklagten K. prozeßmäßig eröffnet worden ſein 
und gegen dieſen auch perſönlich weiter verfolgt werden können, 
nicht aber gegen den Mitbeklagten H. Nur würden, da die 
Eintragung der Auflöſung der Geſellſchaft im Handelsregiſter 
erſt nach Zuſtellung der Klage ſtattgefunden hat, die Geſell⸗ 
ſchafter nach 88 15, 143 HGB. die Geſellſchaft Dritten gegen⸗ 
über als fortbeſtehend gelten und ſich demgemäß auch die Ver⸗ 
tretung nach 88 125, 126 HGB. gefallen laſſen müſſen, wenn 
ſie nicht beweiſen, daß den Klägern die Auflöfung der Geſell⸗ 
ſchaft bekannt war. Somit iſt auch die Wirkſamkeit der Klage⸗ 
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zuſtellung an den Mitbeklagten K. gegen den Mitbeklagten H. 
davon abhängig, ob dieſer Beweis geführt wird. Dieſen Be⸗ 
weis haben aber die Beklagten nur in ungenügender Weiſe an⸗ 
getreten. Von den juriſtiſchen Tatſachen, die $ 131 HGB. als 
die Auflöſung der offenen Handelsgeſellſchaft bewirkend auf⸗ 
führt, kann im gegebenen Falle nur die dort zu 2 bezeichnete, 
der Beſchluß der Geſellſchafter, in Frage kommen. Da die 
offene Handelsgeſellſchaft durch den gemeinſamen Betrieb eines 
Handelsgewerbes ſeitens mehrerer Perſonen unter gemeinſchaft⸗ 
licher Firma begründet wird (8 105 HGB.), muß der Auf: 
löſungsbeſchluß auf Aufgabe des gemeinſchaftlichen Handels⸗ 
gewerbes nebſt der Firma gerichtet ſein. Die Beklagten haben 
behauptet, daß die offene Handelsgeſellſchaft Gebrüder V. und 
K. ſchon im Jahre 1900 das von ihr bisher betriebene Handels⸗ 
geſchäft — in dem Vortrage der Beklagten fälſchlich als „die 
Firma“ der offenen Handelsgeſellſchaft bezeichnet; dieſe ſcheint 
aber in der Tat gerade nicht auf die Erwerberin übergegangen 
zu ſein, da deren Firma im Parteivortrage des Rechtsſtreits 
anders genannt wird — mit allen Aktiven und Paſſiven an 
die Maſchinenfabrik Sileſia veräußert habe, und dies den 
Klägern bekannt geworden ſei. Aber die Übertragung des ge⸗ 
werblichen Unternehmens, das die Geſellſchafter bisher gemein⸗ 
ſchaftlich betrieben haben, an dritte Perſonen ſchließt nicht not⸗ 
wendig die Auflöſung der Geſellſchaft ein und läßt deshalb an 
ſich auch noch einen Beſchluß der Auflöſung nicht erkennen; die 
Geſellſchafter können ebenſowohl die Geſellſchaft mit einem 
Unternehmen eines anderen Handelszweiges fortſetzen, da dieſe 
nicht für eine beſtimmte Kategorie von Handelsgeſchäften, ſondern 
für den gewerbsmäßigen Betrieb von Handelsgeſchäften ſchlecht⸗ 
hin rechtlichen Beſtand hat. Bedeutet mithin die Übertragung 
des Geſchäfts mit Aktiven und Paſſiven an einen Dritten nicht 
notwendig eine Auflöſung der Geſellſchaft, ſo kann auch die 
Kenntnis der Kläger von dieſem Übergange keine Kenntnis 
von einem Auflöſungsbeſchluß darſtellen. Davon aber auch 
abgeſehen beſteht trotz des Auflöſungsbeſchluſſes die Ge⸗ 
ſellſchaft weiter und kann klagen und beklagt werden, ſolange 
noch unaufgeteiltes Geſellſchaftsvermögen vorhanden iſt; nur 
die produktive Seite der Geſellſchaft hört zunächſt infolge der 
Auflöſung auf, im übrigen beſteht dieſe jedoch bis zur voll⸗ 
ſtändigen Auseinanderſetzung fort (vgl. RG. 28, 130; Entſch. 
FG. 3, 183 ff.), regelmäßig in der Form der Geſellſchaft in 
Liquidation (SS 154— 157 HGB.), die aber andere Formen 
der Auseinunderſetzung nicht ausſchließt (5 158 HGB.). Gegen⸗ 
über dem zunächſt von den Beklagten zu führenden Nachweiſe, 
daß fie gemeinſchaftlich Handelsgeſchäfte unter ihrer Geſellſchafts⸗ 
firma zu betreiben aufgehört haben, wird es Sache der Kläger 
fein, darzutun, daß noch Geſellſchafts vermögen vorhanden und 
deshalb die Geſellſchaft für fortbeſtehend zu erachten iſt. Aber 
jener erſte Nachweis wird durch die unter Eideszuſchiebung auf⸗ 
geſtellte Behauptung des Überganges ihres bisherigen Handels⸗ 
unternehmens an die Maſchinenfabrik Sileſia allein nicht geführt. 
B. Die Beklagten haben aus 8 10 des zwiſchen dem Erblaſſer 
der Kläger und der aufgelöſten offenen Handelsgeſellſchaft 
Gebrüder V. und K. geſchloſſenen Mietvertrages, der die 
Grundlage des Klageanſpruches bildet, dieſem eine Gegen⸗ 
forderung auf eine Vertragsſtrafe entgegengeſetzt, die, im Be⸗ 
trage von 10 000 Mark, die Klageforderung überſteigt und 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 14. 1906. 


daher, wenn begründet, deren Abweiſung bedingen würde. In 
dieſem $ 10 haben Vermieter und Mieterin unter Vereinbarung 
einer Vertragsſtrafe in der angegebenen Höhe für den Fall der 
Zuwiderhandlung ſich gegenſeitig verpflichtet, dem anderen Ver⸗ 
tragsteile keine Konkurrenz zu machen. Bei der zuerſt behandelten 
Verpflichtung der Mieterin iſt geſagt, daß dieſe während der 
Dauer der Pachtzeit und zwei Jahre nachher in O. und 
9 Kilometer im Umkreiſe kein Konkurrenzgeſchäft gründen oder 
übernehmen dürfe. Die Verpflichtung des Vermieters, die im 
nächſten Satze niedergelegt iſt, iſt dahin gefaßt, daß dieſer 
„während der Dauer der Pachtzeit der Firma Gebrüder V. und 
K. und deren Inhabern ... keine Konkurrenz ... machen“ 
dürfe. Das Landgericht hat zu III ſeiner Entſcheidungsgründe 
angenommen, daß nach der Abſicht der Vertragsparteien die 
Verpflichtung des Vermieters gleich derjenigen der Mieterin 
nur dahin gehe, kein Konkurrenzunternehmen zu beginnen, ver⸗ 
einzelte Verkäufe von Maſchinen, wie fie gegen den Erblaſſer 
der Kläger nur nachgewieſen ſeien, jedoch nicht ausgeſchloſſen 
ſein ſollten. Dieſe Auslegung iſt möglich und wird durch die 
Höhe der Vertragsſtrafe geſtützt; das Berufungsgericht hat fid 
ihr jedoch nicht angeſchloſſen und legt ſeinerſeits die Beſtimmung 
des Vertrages dahin aus, daß beide Teile ſich lediglich in dem 
total beſchränkten Gebiete von O. und Umgegend keine Kon⸗ 
kurrenz machen dürften; eine ſolche Konkurrenz ſei dem Erb⸗ 
laſſer der Kläger aber nicht nachgewieſen. Auch dieſe Aus⸗ 
legung iſt an und für ſich möglich und, indem ſie beiden Teilen 
das gleiche Maß von Verpflichtungen zuweiſt, zunächſt wohl 
begründet; durch den Wortlaut des § 10 wird ſie aber jeden⸗ 
falls nicht geſtützt und ſie iſt ausgeſchloſſen, wenn, wie die 
Beklagten behauptet haben, beim Abſchluſſe des Vertrages aus⸗ 


drücklich eine unterſchiedliche Verpflichtung beider Vertragsteile 


vereinbart worden iſt, dem Vermieter mit Rückſicht auf den ihm 
ſehr günſtigen Mietzins ohne örtliche Beſchränkung die Kon⸗ 
kurrenz gegen die Mieterin verboten werden ſollte, und dieſer 
Vereinbarung gemäß ausdrücklich eine verſchiedene Verpflichtung 
beider Teile bewußterweiſe durch den Wortlaut zum Ausdrucke 
gebracht worden iſt. Ein Beweis für die aufgeſtellte Behauf⸗ 
tung iſt nur in einem vorbereitenden Schriftſatze angekündigt. 
Das Berufungsgericht hat indeſſen eine Feſtſtellung der be⸗ 
haupteten Tatſache unterlaſſen und eine Ergänzung des münd⸗ 
lichen Parteivortrags durch Angabe der Beweismittel gemäß 


8 139 ZPO. nicht herbeigeführt, weil es das behauptete örtlich 


unbeſchränkte Konkurrenzverbot als gegen die Gewerbefreiheit 
verſtoßend für unzuläſſig und unwirkſam erachtet. Dieſe Auf⸗ 
faſſung iſt rechtsirrig, der gegen fie erhobene Angriff der Re 
viſion war deshalb für begründet zu erachten. Eine Konkurrenz⸗ 
klauſel in Verträgen ſelbſtändiger Kaufleute oder Gewerbe⸗ 
treibender unterliegt anderer Beurteilung als die in den 89 74, 
75 HGB., $ 133 f. RGewd. geregelten, in den Verträgen 
zwiſchen Prinzipal und Handlungs⸗ oder Gewerbegehilfen den 
letzteren auferlegten Konkurrenzbeſchränkungen; das vom Be⸗ 
rufungsgericht angezogene Urteil des RG. 31, 97 der Ent 
ſcheidungen in Zivilſachen trifft daher auf den vorliegenden 
Fall nicht völlig zu (vgl. RG. 53, 154 Staub HGB. 6. u. 
7. Aufl. Bd. I S. 134 f.); es iſt konkret nach der ganzen 
Sachlage zu prüfen, ob das Verbot ſich in angemeſſenen 
Grenzen hält und die Bewegungsfreiheit des Verpflichteten 
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nicht ungebührlich einſchränkt. Der Umſtand allein, daß 
das Verbot örtlich unbeſchränkt vereinbart iſt, macht es 
nicht zu einem der GewO. gegenüber ungejegmäßigen. . Zeitlich 
iſt das hier in Rede ſtehende Verbot auf wenige Jahre 
beſchränkt, feine gegenſtändliche Begrenzung iſt bis jetzt nicht 
Gegenſtand der Verhandlungen geweſen. Nur aber aus 
der Geſamtbetrachtung aller drei Faktoren: des zeitlichen, 
örtlichen und gegenſtändlichen Umfanges des Verbots iſt die 
Entſcheidung zu gewinnen, ob es mit dem Grundſatze der 
Gewerbefreiheit und mit den guten Sitten vereinbar iſt oder nicht 
(vgl. die angezogene Entſch. Bd. 53 S. 154 der Samml. 
S. 156 — 157). Je nach dem Ausfalle der nach dieſer Richtung 
von dem Berufungsgericht anderweit vorzunehmenden Prüfung 
wird auf die Behauptung der Beklagten, daß ein örtlich un⸗ 
beſchränktes Verbot auf der Seite des Vermieters bei der 
Vereinbarung der Parteien beabſichtigt geweſen ſei, einzugehen 
oder von ihr abzuſehen ſein. Handelsgeſ. V. c. V., U. v. 
21. Mai 06, 363/05 VI. — Breslau. 

42. 5 264 HGB. Vertagungsanſpruch der geſetzlichen 
Minorität der Aktionäre bei Bemängelung der Bilanz in der 
Generalverſammlung trotz Aufklärung des Vorſtandes.] 

Der Kläger für ſich und die von ihm vertretenen Aktionäre 
ſtellten die im §8 264 HGB. erforderte Minorität von / An⸗ 
teilen des Grundkapitals dar, welche eine Vertagung der Ver⸗ 
handlung über die Genehmigung der Bilanz verlangen konnte, 
ſoweit von ihr beſtimmte Anſätze der Bilanz bemängelt wurden. 
War dies der Fall, ſo hatte die Minorität kraft der Beſtimmung 
des § 264 Abſ. 1 HGB. auf die Vertagung der Verhandlung 
über die Genehmigung der Bilanz ein unentziehbares geſetzliches 
Recht, und es iſt rechtsirrig, wenn die Beklagte und Reviſions⸗ 
klägerin meint, die Minorität hätte ſich mit den vom Vorſtand 
in der Generalverſammlung bezüglich des Poſtens 3 der Bilanz 
gegebenen Aufklärungen genügen laſſen müſſen. Die Unrichtig⸗ 
keit dieſer Meinung ergibt ſich ſchon aus der Beſtimmung des 
Abſ. 2 8 264, welche nach eingetretener Vertagung in der 
ſpäteren Verhandlung die Forderung einer erneuten Vertagung 
nur dann für zuläſſig erklärt, wenn über die in der früheren 
Verhandlung bemängelten Anſätze der Bilanz nicht die erforder⸗ 
liche Aufklärung erteilt worden iſt. Daraus folgt, daß auf 
Grund eines von der Minorität geſtellten Vertagungsantrags 
eine neue Verhandlung in einem ſpäteren Termin in jedem 
Falle ſtattzufinden hat, und daß in dieſem Termin ſelbſt ein 
zweiter Vertagungsantrag dann zuläſſig iſt, wenn unterdeſſen 
die erforderliche Aufklärung nicht erteilt worden iſt. Es iſt 
alſo die Abſicht des Geſetzes klar erkennbar, daß demjenigen, 
welcher die Anſätze der Bilanz in gehöriger Weiſe bemängelt 
hat, eine Zeit zur Überlegung der erteilten Aufklärung bis zur 
nächſten Verhandlung gewährt wird, und daß er keineswegs 
darauf beſchränkt iſt, in dem engbemeſſenen Zeitraum der Ges 
neralverſammlung ſelbſt ſich ein Urteil ſofort darüber zu bilden, 
ob die von den Vertretern der Geſellſchaft ſofort erteilten Auf⸗ 
klärungen ſtichhaltig und richtig ſind. Die Gewährung der 
Uberlegungsfriſt erklärt ſich ſchon durch die einſchneidende 
Wichtigkeit der Bilanzanſätze für die Gewinnberechnung und 
die Dividendenverteilung; ſie ergibt ſich aber auch aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des 8 264 Abſ. 1, welcher aus Art. 239 a 
Abſ. 2 Allgemeinen Deutſchen HGB. herübergenommen iſt in 
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der Geſtalt, wie ſie ſich durch das Geſetz vom 18. Juli 1884, 
betr. die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und die Aktien⸗ 
geſellſchaften, ergab. In dem erſten Entwurf zur Begründung 
dieſes Geſetzes wird unter den als notwendig erkannten Mitteln, 
den Aktionären eine gründliche Prüfung der Bilanz zu ermög⸗ 
lichen (S. 356 der Amtl. Ausg.) auf S. 359 das der Minori⸗ 
tät von ½ des Grundkapitals damals zuerſt eingeräumte Ver⸗ 
tagungsantragsrecht durch die Bemerkung gerechtfertigt, vom Stand⸗ 
punkt des Geſetzgebers erſcheine jede erreichbare Aufklärung 
nicht nur wünſchenswert, ſondern wegen der nachteiligen Folgen, 
welche unrichtige Bilanzen herbeiführen können, notwendig; 
deshalb wird die einmalige Vertagung der Verhandlung auf 
Antrag der den 10. Teil des Grundkapitals beſitzenden Minder⸗ 
heit, welche einen Anſatz bemängelt, eingeführt. Der zweite 
Entwurf (Aktenſtücke des Reichstags Nr. 21 S. 122 der Ma⸗ 
terialien zu dieſem Geſetz) behält dieſe Begründung des neuen 
Minoritätsrechtes wörtlich bei; der Kommiſſionsbericht S. 24 
hatte nichts dagegen zu erinnern, und die Kommiſſion nahm den 
Art. 239 a Abſ. 2, welcher die Grundlage des § 264 Abſ. 1 
des jetzigen HGB. iſt, nach dem Wortlaut der Regierungs⸗ 
vorlage unverändert an (S. 109); ebenſo der RT. in der 
Sitzung vom 23. Juni 1884 (S. 975 d. Prot.). Hiernach iſt 
es auch nach der Entſtehungsgeſchichte des 8 264 Abſ. 1 — 
der in der Begründung des Entwurfs zum geltenden HGB. 
als 8 256 aus 239 a Abſ. 2 einfach herübergenommen iſt und 
nur nach der Richtung beſprochen wird, inwiefern noch eine 
zweite Vertagung einzutreten hat — ganz unzweifelhaft, daß 
die von der Minorität des Klägers beantragte Vertagung der 
Verhandlung über den dritten Aktivpoſten der Bilanz in der 
Generalverſammlung vom 11. Mai 1904 nicht abgelehnt werden 
durfte, ſofern nur die Bemängelung des Poſtens in der ge⸗ 
hörigen Weiſe geſchah. Daß dies der Fall war, hat das Be⸗ 
rufungsgericht in zutreffender, bedenkenfreier Weiſe dargelegt. 
Aktiengeſ. P. c. W., U. v. 19. Mai 06, 605/05 I. — Hamm. 

Wechſelrecht. 

43. Art. 4 Ziff. 7 WO. Die Bezeichnung einer Geſell⸗ 
ſchaft durch geographiſche Angabe iſt nicht die einer firmen⸗ 
berechtigten Perſon.] | 

Die Wechſel find nicht geeignet, als Grundlage des von 
dem Kläger erhobenen Anſpruchs, der auf die Wechſel allein 
geſtützt wird, zu dienen. Beide Wechſel genügen den An⸗ 
forderungen des Art. 4 Ziffer 7 WO. nicht. Nach dieſer 
Geſetzesſtelle gehört zu den weſentlichen Erforderniſſen eines 
gezogenen Wechſels der Name der Perſon oder die Firma, 
welche die Zahlung leiſten ſoll. Die auf beiden Wechſeln als 
Bezeichnung des Bezogenen ſich findende Angabe „Tiroler 
Kohlengeſellſchaft Koeſſen in Groß⸗Lichterfelde bei Berlin“ 
enthält aber weder einen perſönlichen Namen noch eine Firma, 
welche als Bezeichnung einer firmenberechtigten Perſon möglich 
iſt, ſondern lediglich die Bezeichnung einer durch geographiſche 
Angaben ſich kennzeichnenden Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts, 
welche weder eigene Rechtsperſönlichkeit beſitzt noch eine Handels⸗ 
geſellſchaft iſt, noch auch eine Gewerkſchaft im Sinne des 
Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten bildet. 
Die Bezeichnung „Tiroler Kohlengeſellſchaft Koeſſen in Groß⸗ 
Lichterfelde bei Berlin“ entſpricht ſomit dem Erfordernis, 
welches Art. 4 Ziffer 7 WO. aufſtellt, nicht, und die Folge 
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hiervon ift nach Art. 7 WO. die, daß aus den beiden Schrift: 
ſtücken, welchen eines der weſentlichen Erforderniſſe des Wechſels 
fehlt, keine wechſelmäßige Verbindlichkeit entſteht und auch die 
auf den Schriftſtücken ſich findenden Akzepte keine Wechſelkraft 
haben. Es iſt ſomit aus ihnen eine wechſelmäßige Verpflichtung 
überhaupt nicht entſtanden und kann deshalb auf Grund dieſer 
Wechſel der Beklagte zu 3 auch als Geſellſchafter der Tiroler 
Kohlengeſellſchaft Koeſſen nicht in Anſpruch genommen werden. 
v. K. c. B., U. v. 13. Juni 06, 806 I. — Berlin. 

44. 5 202 BGB. verb. mit Art. 80 WO. Auch die 
Wechſelverjährung wird durch Geſtundung gehemmt.] 

Die frühere Rechtſprechung (ROHG. 4, 375; 25, 26), 
die Stundungen (Prolongationen) bei der Wechſelverjährung 
nicht berückſichtigte, fand ihre Stütze weſentlich in dem Art. 80 
WO. und in deſſen Vorgeſchichte (ROßG. 25, 27). Nach⸗ 
dem aber Art. 80 a. a. O. beſeitigt und ein einheitliches die 
Verjährung regelndes Recht in Deutſchland hergeſtellt iſt, 
Sondervorſchriften für Wechſel bei der Geſetzesdurchſicht im 
Jahre 1897 nicht nur nicht erlaſſen, die beſtehenden vielmehr 
mit der ausgeſprochenen Abſicht, die wechſelrechtlichen Ab⸗ 
weichungen zu beſeitigen, aufgehoben worden ſind, (Art. 8 Ziff. 2 
EG HGB., Denkſchrift dazu in der amtl. Ausgabe von 1897 
S. 311), fehlt es an jedem Grunde, dem $ 202 BGB. die 
Anerkennung im Wechſelrecht zu verſagen, wonach die Ver⸗ 
jährung durch Geſtundung gehemmt wird. Z. c. W., U. v. 
12. Juni 06, 511/05 VII. — Oldenburg. 

Konkursordnung. 

45. 58 10, 12, 146 Abſ. 3 KO. in Verb. mit 8 336 
3PO. Zuläſſigkeit der Aufnahme eines Prozeßverfahrens durch 
den Konkursverwalter, wenn durch den Rechtsſtreit Vermögens⸗ 
rechte für den Gemeinſchuldner verlangt werden. Begriff: „An⸗ 
hängig für den Gemeinfchulbner”.] 

Durch die Klage war aus unſtreitiger Warenlieferung 
Zahlung von 2 663,48 Mark verlangt. Der Beklagte machte 
aus einem anderen Abſchluſſe eine Forderung auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung geltend. In Höhe der Klage⸗ 
forderung rechnete er auf; durch Widerklage verlangte er Zah⸗ 
lung des in der Schlußverhandlung erſter Inſtanz auf 
76,52 Mark berechneten Mehrberrags. Das LG. Hamburg hat 
die Klage abgewieſen und den Kläger als Widerbeklagten nach 
dem Antrag der Widerklage verurteilt. Durch Berufung des 
Klägers und Widerbeklagten ſind die Anträge angekündet, das 
erſte Urteil dahin abzuändern, daß der Beklagte nach dem 
Klageantrag verurteilt und ſeine Widerklage abgewieſen werde. 
Nach Einlegung der Berufung wurde am 6. Juli 1905 über 
das Vermögen des Beklagten und Widerklägers der Konkurs 
eröffnet und dadurch das Verfahren nach §S 240 ZPO. unter⸗ 
brochen. Der Kläger und Widerbeklagte hat das Verfahren 
über die von ihm eingelegte Berufung nicht aufgenommen, da⸗ 
gegen hat der Konkursverwalter über das Vermögen des Be⸗ 
klagten und Widerklägers durch zugeſtellten Schriftſatz vom 
27. November 1905 erklärt, den Rechtsſtreit aufzunehmen, ſo⸗ 
weit er für den Gemeinſchuldner anhängig ſei, und die Anträge 
angekündet, die Berufung des Klägers und Widerbeklagten 
zurückzuweiſen, ſoweit durch ſie die Verurteilung auf die Wider⸗ 
klage angegriffen und Abweiſung der Widerklage beantragt iſt, 
auf die durch Anſchlußberufung zu erweiternde Widerklage aber 
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den Kläger und Widerbeklagten zur Zahlung weiterer 280 Mark 
mit Zinſen zu verurteilen. In dem auf Antrag des Konkurs⸗ 
verwalters beſtimmten Termin zur mündlichen Verhandlung vom 
17. Mai 1906 war der Kläger und Widerbeklagte nicht ver⸗ 
treten. Der Konkursverwalter beantragte, gegen ihn nach 
Maßgabe der bezeichneten Anträge Verſäumnisurteil zu erlaffen. 
Das OLG. hat durch ſofort verkündeten Beſchluß, der jetzt 
mit der ſofortigen Beſchwerde angefochten iſt, dieſe Anträge als 
unzuläſſig verworfen. Es ging dabei nach Erwägungen in 
ſeinem Beſchluſſe vom 30. Mai 1906, durch den es die ſofortige 
Beſchwerde als formell zuläſſig erklärte, von der Auffaſſung 
aus, das durch Eröffnung des Konkursverfahrens unterbrochene 
Verfahren ſei vom Kläger nicht aufgenommen und gelte des⸗ 
halb noch als unterbrochen. Sonach beſtehe ein prozeßordnungs⸗ 
gemäß zur Verhandlung über die Berufung gegebener Termin 
nicht und fehle es an einem prozeß ordnungsgemäßen Verfahren 
für die vom Konkursverwalter beabſichtigten Anträge, ins⸗ 
beſondere an der Gelegenheit, die angekündete Anſchlußberufung 
in einem prozeßordnungsgemäß zur mündlichen Verhandlung 
über die Berufung beftimmten Termine zu erheben. Gegen 
dieſen Beſchluß richtet ſich die nach dem bezogenen Beſchluſſe 
des OLG. vom 30. Mai 1906 rechtzeitig und in zuläſſiger 
Weiſe eingelegte ſofortige Beſchwerde, mit der beantragt iſt, 
den angefochtenen Beſchluß aufzuheben und die Sache nach 
§ 336 3PO. an das OLG. zurückzuweiſen. Die ſofortige 
Beſchwerde hat ihre prozeſſuale Grundlage in $ 336 Satz! 
ZPO. Die Rechtſprechung nimmt die Anwendbarkeit dieſer 
Vorſchrift an, wenn die Erlaſſung eines Verſäumnisurteils auch 
aus anderen Gründen, als denen des 8 335 ZPO. zurück⸗ 
gewieſen wurde — RG. 37, 396; 55, 310. Die Beſchwerde 
iſt auch materiell begründet. Allerdings betrifft die Klage 
und die Berufung, ſoweit ſie ſich auf die Abweiſung der Klage 
bezieht, einen ſogenannten Paſſivprozeß und deshalb wären für 
Aufnahme dieſes Teiles des in der Berufungsinſtanz an⸗ 
hängigen Verfahrens die Vorſchriften in SS 12 und 146 
Abſ. 3 KO. anzuwenden. Der Konkursverwalter könnte 
das Verfahren nicht aufnehmen. Dem ſtände auch nicht ent⸗ 
gegen, daß über die Aufrechnung des Gemeinſchuldners in 
dieſem Teile des Verfahrens entſchieden wird. Die Wider⸗ 
klage dagegen, durch die Zahlung an den Gemeinſchuldner 
verlangt wird, und die Berufung des Klägers als Wider⸗ 
beklagten, ſoweit ſie Abänderung des der Widerklage ſtatt⸗ 
gebenden Urteils und deren Abweiſung verlangt, betrifft einen 
ſogenannten Aktivprozeß. Daher iſt §S 10 KO. anzuwenden. 
Zwar wird in $ 10 KO. von Rechtsſtreitigkeiten über das zur 
Konkursmaſſe gehörige Vermögen, welche zur Zeit der Eröffnung 
des Verfahrens für den Gemeinſchuldner anhängig ſind, ge⸗ 
ſprochen. Die Beſtimmung will indes nicht ſagen, daß die 
konkrete Geſtaltung des Verfahrens für den Gemeinſchuldner 
anhängig, hier alſo das Rechtsmittel für den Gemeinſchuldner 
eingelegt ſein müſſe. Vielmehr ſoll damit nur ausgeſprochen 
werden, daß durch den Rechtsſtreit Vermögensrechte 
zugunſten des Gemeinſchuldners verlangt werden. 
Für den Gemeinſchuldner iſt daher der Rechtsſtreit im Sime 
dieſer Beſtimmung anhängig, wenn gegen eine zur Leiſtung 
an ihn verurteilende Entſcheidung ein von der Gegenpartei ein⸗ 
gelegtes Rechtsmittel zur Zeit der Eröffnung des Konkursver⸗ 
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fahrens anhängig iſt. Denn hier wird in dem anhängigen 
Verfahren ein Vermögensrecht für den Gemeinſchuldner und 
für die Konkursmaſſe beanſprucht. Danach konnte der Konkurs⸗ 
verwalter im vorliegenden Falle das Verfahren über die vom 
Kläger und Widerbeklagten eingelegte Berufung, wie geſchehen, 
aufnehmen, ſoweit letztere das Urteil über die Widerklage be⸗ 
trifft. Durch die Berufung iſt die ganze Sache, alſo auch 
dieſer Teil des Rechtsſtreits in der Berufungsinſtanz anhängig. 
Im Rahmen des ſo aufgenommenen Verfahrens über einen 
Teil der Berufung war ferner der Termin zur mündlichen 
Verhandlung vom 17. Mai 1906 ein Termin zur mündlichen 
Verhandlung über die Berufung; folgeweiſe konnte in dieſem 
Termin auch eine Anſchlußberufung des Konkursverwalters, 
durch die ein damit zuſammenhängender erweiterter Anſpruch 
des Gemeinſchuldners, jetzt der Konkursmaſſe, verfolgt wird, 
erhoben werden. Danach war der angefochtene Beſchluß auf⸗ 
zuheben und die Sache zum weiteren Verfahren nach $ 336 
Satz 2 ZPO. an das Oberlandesgericht zurückzuweiſen. E. c. G., 
Beſchl. v. 17. Mai 06, B 34/06 II. — Hamburg. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

46. 8 1. Umfang der Beweislaſt.] 

Die von der Reviſion gerügte Verletzung von Normen 
der Beweislaſt liegt nicht vor. Es beſteht keine geſetzliche 
Beweisregel des von der Reviſion behaupteten Inhalts, daß 
der nach § 1 des HaftpfG. vom 7. Juni 1871 dem Betriebs⸗ 
unternehmer obliegende Exkulpationsbeweis ſchon dann erbracht 
ſei, wenn ein Verhalten des Verletzten bewieſen werde, das 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge die im Verkehr 
übliche Sorgfalt vermiſſen laſſe, und daß, wenn dieſes Ver⸗ 
halten ausnahmsweiſe durch eine das Verſchulden des Verletzten 
ausſchließende Urſache erklärt werden ſolle, es ſich um ein von 
dem Gegner zu beweiſendes Replikvorbringen handele. Viel⸗ 
mehr fallen alle Umſtände des Einzelfalles, die für die Frage 
des Verſchuldens des Getöteten oder Verletzten in Betracht 
kommen können, in das Gebiet der dem Richter in dieſer Be: 
ziehung obliegenden Beweiswürdigung ($ 286 ZPO.) Die 
Annahme des Berufungsgerichts aber, daß ein Verſchulden des 
am 7. November 1904 abends gegen 11 Uhr von einem Wagen 
der von der Beklagten betriebenen elektriſchen Straßenbahn 
überfahrenen und am nächſten Tag geſtorbenen Ehemannes 


der Klägerin nicht dargetan ſei, iſt nicht zu beanſtanden. 


Wenn auch feſtgeſtellt wurde, daß der Verunglückte, anſtatt 
dem Wagen auszuweichen, gerade in deſſen Fahrbahn hinein⸗ 
ging, und wenn auch die Erwägung des Berufungsgerichts, 
daß er beim Betreten der Straße infolge des raſchen Heran⸗ 
nahens des elektriſchen Wagens, des grellen Lichts und des 
heftigen Läutens des Straßenbahnführers den „Kopf verloren“ 
habe, einen Mangel der erforderlichen Sorgfalt und Umſicht 
nicht zu rechtfertigen vermag, ſo kommt doch das Berufungs⸗ 
gericht unter Berückſichtigung aller Umſtände des Falles zu 
dem Ergebnis, daß nicht aufgeklärt ſei, wie ſich der Unfall 
ereignet habe, und kein überzeugender Beweis dafür erbracht 
ſei, daß“ der Verunglückte es an der erforderlichen Sorgfalt 
habe fehlen laſſen. Dieſer Beurteilung iſt beizutreten, da nach 
den tatſächlichen Feſtſtellungen des Berufungsgerichts für die 
Annahme eines Verſchuldens des Verunglückten die erforderliche 
Unterlage fehlt. Es liegt auch kein tatſächlicher Anhalt dafür 
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vor, daß der Unfall durch höhere Gewalt, insbeſondere durch 
eine plötzlich aufgetretene Schwäche oder Erkrankung des Ver⸗ 
unglückten verurſacht ſei (vergl. RB. 21, S. 15 ff., 20, Ann. 
des RG. Bd. 2 S. 355). Der Unfall iſt daher als ein Be⸗ 
triebsunfall anzufehen, für den die Beklagte als Betriebs⸗ 
unternehmerin zu haften hat. M. c. K., U. v. 8. Juni 06, 
437,06 III. — Karlsruhe. 

47. Geſetz über das Poſtweſen des Deutſchen Reiches 
vom 28. Oktober 1871. 88 6, 13, 14, 48, 49, 50 in Verb. 
mit § 42 der Poftordnung für das Deutſche Reich in der 
Faſſung vom 8. April 1901. Nichthaftbarkeit der Poſt für 
Auslieferung der Poſtſachen aus dem Schließfach an eine 
nicht legitimierte Perſon.] 

Kläger hat am 16. Auguſt 1893 der Kaiſerlichen Poſt⸗ 
anſtalt in Neuß eine Abholungserklärung gemäß § 48 PoſtG. 
und § 42 PoſtO. vom 11. Juni 1892 (RZBE 1892, 453) aus⸗ 
geſtellt und am 4. September 1901 ſchriftlich einen Antrag 
auf Überlaſſung eines Schließfachs (Geſetz vom 11. März 1901 
betr. Anderung des Geſetzes über das Poſttaxweſen im Gebiete 
des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871, PoſtO. vom 
20. März 1900 RGBl. 1900, 53 — 8 42 in der Faſſung 
vom 8. April 1901 — RgBl. 1901, 107) gemäß Nr. 3 der Grund⸗ 
ſätze für die Überlaſſung verſchließbarer Abholungsfächer an 
dieſelbe Poſtanſtalt gerichtet, wobei jedoch jene Abholungs⸗ 
erklärung nicht wiederholt wurde. Kläger, dem daraufhin ein 
Schließfach von der Poſtbehörde zu Neuß überlaſſen wurde, 
behauptet nun, daß die Poſtbehörde ſeinem am 1. Oktober 1903 
entlaſſenen Kommis B. teils vor, teils nach dieſer Entlaſſung Ab⸗ 
lieferungsſcheine zu Wertbriefen und Poſtanweiſungen auf 
Grund der Vorſpiegelung des Beſitzes einer bezüglichen Voll⸗ 
macht am Schalter ausgehändigt habe, obwohl dieſer nicht im 
Beſitze des Schlüſſels zum Schließfache geweſen ſei, und daß 
es infolgedeſſen dem B., der auf den Poſtquittungen ſeinen, 
Klägers, Namen gefälſcht habe, möglich geweſen ſei, die Geld⸗ 
beträge von insgeſamt 1 875,55 Mark für ſich zu erheben. 
Kläger hat Klage auf Erſatz des ihm dadurch erwachſenen 
Schadens gegen den Reichspoſtfiskus, vertreten durch die 
Kaiſ. Oberpoſtdirektion zu Düſſeldorf, als der für Neuß 
zuſtändigen Oberpoſtdirektion, erhoben. Der Beklagte hat 
Abweiſung der Klage beantragt, indem er (abgeſehen vom 
Beſtreiten in tatſächlicher Hinſicht) geltend machte, daß die 
Klage nur gegen die in § 13 PoſtG. genannte Oberpoſt⸗ 
direktion, als welche die zu Düſſeldorf in keinem der in Be⸗ 
tracht kommenden Fälle erſcheine, gerichtet werden könne, daß 
der Anſpruch an die Poſtverwaltung gemäß § 14 des ge⸗ 
nannten Reichsgeſetzes erloſchen ſei und daß der erhobene An⸗ 
ſpruch überhaupt unbegründet erſcheine. Klage, Berufung und 
Reviſion ſind zurückgewieſen: Ohne Rechtsirrtum hat zwar zu⸗ 
nächſt das Berufungsgericht die Einwendungen aus 88 13, 14 
PoſtG. zurückgewieſen, denn Kläger macht keine Anſprüche aus 
dieſen Beſtimmungen geltend, ſondern erhebt ſolche aus der 
Tatſache der Überlaffung eines Schließfachs in Gemäßheit des 
Reichsgeſetzes vom 13. März 1901 unabhängig von etwaigen 
Anſprüchen des Abſenders. Allein es iſt den Ausführungen 
des Berufungsgerichts beizuſtimmen, daß die desfallſige Klage⸗ 
forderung unbegründet iſt. Es iſt hierbei davon auszugehen, 
daß der Erſatzanſpruch gegen die Poſtverwaltung auf Grund 
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des zwiſchen dieſer und dem Abſender geſchloſſenen Vertrages 
(vol. PoſtG. SS 6, 50) lediglich dem Abſender und nicht dem 
Empfänger (wenn dieſer nicht als Rechtsnachfolger des erſteren 
in Betracht kommt) zuſteht (vgl. RGSt. 20 Nr. 154 S. 439, 
RGZ. Bd. 43 Nr. 25 S. 98, Mittelſtein, Beiträge zum Poſt⸗ 
recht S. 58/9, 87, Dambach, Kommentar zum Poſtgeſetz 
6. Aufl. [von v. Grimm] S. 73/4, Meyer, Deutſches Ver⸗ 
waltungsrecht 2. Aufl. Teil 1 S. 587/9). Dieſe Beſtimmung 
findet auch auf die Beſtellung der Poſtſendungen (PoſtG. 
88 48, 49) Anwendung, da die letztere ebenfalls einen Be⸗ 
ſtandteil des zwiſchen dem Abſender und der Poſtverwaltung 
geſchloſſenen Vertrages bildet. Nirgends, insbeſondere in dem 
Reichsgeſetze vom 11. März 1901 nicht, iſt beſtimmt, daß dieſe 
Grundlage der Verantwortlichkeit der Poſtverwaltung durch die 
Uberlaſſung eines Poſtſchließfachs eine Anderung erlitten habe. 
Ebenſowenig ift dies durch die PoſtO. in der Faſſung vom 
8. April 1901, welche übrigens nach 8 50 Abf. 1 Poſt. die 
Haftung der Poſtperwaltung erweiternde Beſtimmungen gar 
nicht zu treffen in der Lage geweſen wäre, geſchehen. Es 
konnte daher aus der falſchen Auslieferung der Poſtſendungen 
an den B. immer nur der Abſender Anſprüche herleiten. — 
Solche Anſprüche beſtehen aber überhaupt nicht vermöge der 
88 48, 49 Poft®., welche Beſtimmungen ja gerade getroffen 
ſind, um eine Haftbarkeit der Poſtverwaltung auszuſchließen 
und die Gefahr der Beſtellung von dieſer abzuwälzen (RG. 
Bd. 35 Nr. 80). Daß die Einräumung eines Schließfaches 
unter dieſe Beſtimmungen im allgemeinen fällt und nicht etwa 
im Sinne des § 48 Satz 2 PoſtG. als ein beſonderes Ab⸗ 
kommen zwiſchen der Poſtanſtalt und dem Adreſſaten erſcheint, 
geht unzweideutig aus 842 Abſ. I und II PoſtO. vom 20. März 1900 
in der Faſſung vom 8. April 1901 hervor. Denn danach hat 
nicht bloß der, der ſeine Poſtſendungen am Poſtſchalter abholt 
oder abholen läßt, ſondern auch der „Abholer“, dem die Poſt⸗ 
behörde auf beſonderen Antrag ein verſchließbares Abholungs⸗ 
fach (Schließfach) überlaſſen hat, die Abholungserklärung ab⸗ 
zugeben. Die Gefahr der Beſtellung geht daher im Falle der 
Einräumung eines Schließfachs nicht auf die Poſt über; die 
letztere iſt vielmehr, wenn die Beſtellung infolge des Ab⸗ 
holungsverfahrens als erfolgt anzuſehen iſt, für die richtige 
Beſtellung nicht verantwortlich. Es iſt auch nicht richtig, daß 
durch die Einräumung eines Schließfachs die Poſt verpflichtet 
wäre, lediglich einer durch Beſitz des Schlüſſels zum Schließ⸗ 
fach legitimierten Perſon die Poſtſachen am Schalter aus⸗ 
zuliefern. Dies iſt nirgends, insbeſondere nicht in Abſ. II von 
§ 42 PoſtO. in der Faſſung vom 8. April 1901, beſtimmt 
worden; aus 8 2 der Grundſätze, wonach für einen Teil der 
Poſtſachen das gewöhnliche Abholungsverfahren und für einen 
anderen Teil das Schließfach beſtimmt werden kann, folgt nicht 
das Gegenteil. Der Umſtand, daß vorliegend die Abholungs⸗ 
erklärung 1893 abgegeben, das Schließfach 1901 eingeräumt 
wurde, tut der Wirkſamkeit der erſteren auch hinſichtlich des 
letzteren keinen Eintrag, zumal Kläger aus den Grundſätzen 
wußte, daß ohne die Abholungserklärung ein Schließfach nicht 
eingeräumt wurde. — Wenn die Nebifion darauf hinweiſt, daß 
bei dem von der Poſt eingehaltenen Verfahren der Inhaber 
eines Schließfachs eine geringere Sicherheit als bei dem ge⸗ 
wöhnlichen Abholungs verfahren genieße, ſo iſt dieſer Umſtand 
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durchaus unerheblich. Denn bereits. in der Begründung ju 
dem Entwurfe des Geſetzes vom 11. März 1901 iſt auf Vor⸗ 
züge wie Mängel der Schließfächer für das Publikum hin⸗ 
gewieſen. Als jene werden die Nichtinanſpruchnahme des Be⸗ 
amten am Schalter und der nicht eintretende Zeitverlust, als 
dieſe die in Ausnahmefällen eintretende Inanſpruchnahme des 
Schalterbeamten (bezüglich der Sachen, die im Schließfach nicht 
Aufnahme finden) und die Gefahr verlorener oder entwendeter 
Schlüſſel bezeichnet, doch wird erhofft, daß die Vorzüge die 
Mängel für das Publikum überwiegen. Dagegen wird in der 
Begründung nirgends erwähnt, daß der Abholer durch Ein⸗ 
räumung eines Schließfachs eine beſondere Sicherheit genießen 
werde; Vorteile für die Poſt werden überhaupt nicht erhofft, 
da das Sortiergeſchäft als umſtändlicher bezeichnet wird. Auch 
aus dieſem Grunde kann nicht von einer erweiterten Haftpflicht 
der Poſt die Rede ſein. Wenn die Reviſion noch hervorhebt, 
daß nicht bei allen Poſtanſtalten nach Nr. 7 der Grunbläge 
die Schließfächer außerhalb der Dienſtſtunden zugänglich ſeien, 
ſo folgt hieraus (abgeſehen davon, daß eine Behauptung über 
die Art der Benutzung bei der Poſtanſtalt in Neuß nicht auf: 
geſtellt ift), nichts zugunſten des Klägers. Daß die für das 
Schließfach zu zahlenden Gebühren, deren Höhe von deſſen 
Größe abhängt, endlich lediglich als ein Ausgleich für die 
der Poſt aus der Einrichtung der Schließfächer erwachsenden 
Koſten gedacht iſt, ergibt die angezogene Begründung 
zweifellos. F. c. R.⸗P.⸗F., U. v. 29. Mai 06, 431/05 III. 
— Cöln. 

Beamten = Unfallfürforgegefet vom 15. März 
1886 / 18. Juni 1901. € 

48. 5 10 reſp. 12 Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 
1873 S 1 in Verb. mit dem Haftpfl. 8 1. Über: 
gang der Rechte aus einem Unfalle eines Beamten 
gegen eine Privateiſenbahn auf den Reichsfiskus im Um⸗ 
fange der Leiſtung aus dem Unfallfürſorge⸗ und Reichsbeamten⸗ 
geſetz.] | 
Der Poſtſchaffner P. erlitt am 6. Dezember 1900 in 
Rheine, während er in einem Bahnpoſtwagen Dienſt tat, durch 
einen Rangierſtoß einen Unfall, der feine dauernde Dienſtunfähig⸗ 
keit zur Folge hatte. Der Unfall ereignete ſich im Betriebe 
der verklagten Privateiſenbahngeſellſchaft. P. iſt zum 1. April 
1902 in den Ruheſtand verſetzt worden und hat auf Grund 
des Unfallfürſorgegeſetzes vom 15. März 1886 und des Reichs⸗ 
beamtengeſetzes vom 31. März 1873 ein Ruhegehalt von 
1293 Mark zugebilligt erhalten. Der klagende Poſtfiskus macht 
geltend, daß die verklagte Eiſenbahngeſellſchaft zur Ent⸗ 
ſchädigung des P. nach Maßgabe des HaftpflG. vom 7. Juni 
1871 verpflichtet, der Entſchädigungsanſpruch aber gemäß 5 10 
Unfallfürforge®. auf ihn, den Fiskus übergegangen ſei. Er 
hat mit dem Antrage geklagt, die Beklagte zu verurteilen, ihm 
jährlich vom 1. April 1902 ab bis zum Tode des P. 1 293 Mark 
zu zahlen und ihm die zu verauslagenden, dem P. nach ſeiner 
Penſionierung etwa erwachſenden Koſten des Heilverfahrens zu 
erſetzen. Die Beklagte behauptet, der dem Verletzten auf Grund 
des HaftpflG. zustehende Schadenserſatzanſpruch habe nur mn 
dem Unterſchiede zwiſchen dem vollen Dienſteinkommen und der 
ihm zugebilligten Penſion beſtanden; er ſei daher auch nur im 
dieſer Höhe auf den Kläger übergegangen. Der Anſpruch ei 
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außerdem nach $ 8 HaftpflG. verjährt, da die Klagezuſtellung, 
wie unſtreitig, erſt Ende Auguſt 1903 ſtattgefunden habe. Der 
erſte Richter hat die geforderten Jahreszahlungen auf den 
Unterſchied zwiſchen dem Dienſteinkommen und dem Ruhegehalt, 
nämlich auf je 469 Mark 80 Pf. herabgeſetzt, den Kläger mit 
dem geforderten Mehrbetrage abgewieſen und die Beklagte 
wegen der künftigen Heilungskoſten antragsgemäß verurteilt. 
Beide Teile legten Berufung ein und beharrten bei ihren 
früheren Anträgen, Kläger auf uneingeſchränkte Verurteilung, 
Beklagte auf gänzliche Klageabweiſung. Das OLG. hat die 
Verurteilung der Beklagten auf den geforderten Jahresbetrag 
von 1293 Mark erhöht, ſie jedoch unter der Annahme, daß P. 
auch ohne den Unfall mit dem gleichen Ruhegehalte eine 
Penſionierung zum 1. April 1909 zu erwarten gebabt hätte, 
auf die Zeit bis zum 1. April 1909 eingeſchränkt und hat die 
Beklagte weiter verurteilt, dem Kläger bereits verauslagte 
Heilungskoſten mit 61 Mark 75 Pf. ſowie die etwa ſpäter noch 
entſtehenden Koſten des Heilverfahrens zu erſetzen. Die Reviſion 
der Beklagten iſt zurückgewieſen: Die Vorſchriften des 8 10 
des Reichsgeſetzes betreffend die Fürſorge für Beamte und 
Perſonen des Soldatenſtandes infolge von Betriebsunfällen 
vom 15. März 1886 (RGBl. S. 53) ſtimmen mit den Vor⸗ 
ſchriften des 8 12 der durch Art. 1 des RG. vom 18. Juni 
1901 eingeführten Geſetzesfaſſung bis auf eine ſachlich be⸗ 
deutungsloſe Abweichung des Abſ. 3 wörtlich überein. Es 
kann daher davon abgeſehen werden zu unterſuchen, ob der Be⸗ 
rufungsrichter mit Rückſicht darauf, daß die Verſetzung des 
Poſtſchaffners P. in den Ruheſtand in die Geltungszeit des 
Geſetzes vom 18. Juni 1901 fällt, ſeiner Entſcheidung, wie ge⸗ 
ſchehen, den 8 12 der neuen Faſſung zugrunde legen durfte 
oder ob er an die zur Zeit des Unfalls gültige urſprüngliche 
Geſetzesfaſſung gebunden war. Nach § 10 wie nach 8 12 
find die Anſprüche, welche dem P. auf Grund des 5 1 des 
Geſetzes, betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenserſatz für 
die bei dem Betriebe von Eiſenbahnen, Bergwerken uſw. herbei⸗ 
geführten Tötungen und Körperverletzungen, vom 7. Juni 1871 
(RED. S. 207) gegen die Beklagte als Eiſenbahnbetriebsunter⸗ 
nehmer zugeſtanden haben, in dem nämlichen Umfange anteils⸗ 
weiſe auf den Kläger übergegangen: Kläger trat nämlich in 
dieſe Anſprüche ein ſowohl in Höhe des feſten Jahresbetrages, 
den das Unfallfürſorgegeſetz ſelbſt gemäß § 1 dem verletzten 
Beamten zugebilligt hat, alſo in Höhe von ſechsundſechzig⸗ 
zweidrittel Prozent des Dienſteinkommens, als auch darüber 
hinaus in Höhe des weiteren Penſionsbetrages, der mit Rück⸗ 
ſicht auf die lange Dauer der von P. zurückgelegten Dienſtzeit 
gemäß 8 I Abſ. 2 der früheren und $ 1 Abſ. 5 der jetzigen 
Geſetzesfaſſung dieſem nach Maßgabe des Reichs beamtengeſetzes 
vom 31. März 1873 zuſtand. Der im $ 10 (12) Abſ. 1 
a. a. O. zugunſten des Eiſenbahnbetriebsunternehmers gemachte 
Vorbehalt, wonach ihm gemäß Art. 8 des Geſetzes vom 20. De⸗ 
zember 1875 (RGBl. S. 318) der Rückgriff auf die Poſtver⸗ 
waltung zuſteht, kommt dabei im gegebenen Falle der Be⸗ 
klagten nicht zuſtatten. Denn es beſteht unter Parteien 
darüber kein Streit, daß der Unfall ſich unter Umſtänden er⸗ 
eignet hat, durch die ſich die im Art. 8 a. a. O. für den Fort⸗ 
fall des Rückgriffrechts vorgeſehenen Vorausſetzungen erfüllt 
haben. Wie in den Vorinſtanzen macht aber die Beklagte jetzt 
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auch mit der Revifion geltend, die kraft Geſetzes auf den Kläger 
übergegangenen Rechte des P. ſeien nach dem HaftpflG. in 
ihrem Umfange hinter dem Betrage der Beamtenpenſion zurück⸗ 
geblieben. Inſoweit nämlich, als der Kläger zur Entrichtung 
der Penſion verpflichtet ſei, beſtehe auf ihrer Seite keine Ver⸗ 
pflichtung, den Verletzten noch außerdem durch eine Haftpflicht⸗ 
rente zu entſchädigen. Vielmehr ſei ſie, da das Dienſteinkommen 
1762 Mark 80 Pf. betragen habe und die Penſion 1 293 Mark 
ausmache, überhaupt nur verpflichtet, 469 Mark 80 Pf. und 
nicht 1293 Mark jährlich zu zahlen. Für die Richtigkeit dieſer 
Aufſtellung würden gewichtige Gründe in dem Falle ſprechen, 
wenn bei der Beurteilung des Verhältniſſes zwiſchen der 
penſionspflichtigen Betriebsverwaltung des Reichs und einem 
nach dem HaftpflG. entſchädigungspflichtigen Eiſenbahnbetriebs⸗ 
unternehmer es angängig wäre, ſich ausſchließlich auf den 
Standpunkt des vor der reichsgeſetzlichen Unfallfürſorge für 
Beamte geltenden Rechts zu ſtellen und die Entſcheidung über 
das Maß der Verpflichtung des Eiſenbahnbetriebsunternehmers 
ohne Berückſichtigung des Unfallfürſorgegeſetzes ſelbſt zu treffen. 
Denn in dieſer Beziehung beſteht zwar zunächſt unter den 
Schriftſtellern eine Meinungsverſchiedenheit: Endemann, Die 
Hafipflicht der Eiſenbahnen uſw. 3. Aufl. S. 134 flg. und 
Eger, RHaftpfl®. 6. Aufl. S. 456 fflg. haben ſich gegen 
die Einrechnung der Amtspenſionen in die Haftpflichtent⸗ 
ſchädigung, Oertmann, Die Vorteilsausgleichung beim Schadens⸗ 
erſatz S. 142 flg., und Reindl, RHaftpflG. S. 175 flg. haben 
ſich dafür ausgeſprochen. Die Entſtehungsgeſchichte des 
RHaftpflGG. ließe ſich zugunſten dieſer letzteren Meinung und 
damit zugunſten der Reviſion erwerben. Denn, wie bereits 
das ROG. (RG. 13, 26) hervorgehoben hat, bezeichneten 
die Motive zum Regierungsentwurfe des Haftpfl®. (S. 13 
und 14 zu 8 5) es allgemein als ſelbſtverſtändlich, daß bei der 
richterlichen Bemeſſung der Unfallentſchädigung Penſions⸗ 
anſprüche des Verletzten oder ſeiner Hinterbliebenen zu be⸗ 
rückſichtigen ſeien. Gleichwohl wurde im Reichstage noch der 
Antrag eingebracht (Nr. 99 der Druckſachen), die ausdrückliche 
Vorſchrift in das Geſetz aufzunehmen: „Beziehen der Verletzte 
oder die Erben des Getöteten aus Veranlaſſung des Unfalls 
irgend eine Penſion, ſo iſt dieſe von der zu leiſtenden Geſamt⸗ 
entſchädigung abzurechnen“, und es wurde dieſer Antrag erſt 
zurückgezogen, nachdem der Bundesrats bevollmächtigte ihn als 
überflüſſig mit der Ausführung bekämpft hatte, wer infolge 
des Unfalls und um des Unfalls willen anderwärts Ent⸗ 
ſchädigung bekomme, müſſe ſich dieſe Entſchädigung ſo wie ſo 
abrechnen laſſen (Sten. Ber. S. 616). In Übereinſtimmung 
damit haben denn auch der II. ZS. und der III. 3 S. des RG. 
(RG. 15, 114 flg. und 17, 47 fflg.) ſich für eine Anrechnung: 
in dem einen Falle der Witwen⸗ und Waiſengelder, in dem 
anderen Falle der Beamtenpenſion ſelbſt, und zwar 
beide Male ſogar unter der Vorausſetzung ausgeſprochen, 
daß von dem Beamten Penfionsbeiträge erhoben worden waren, 
während der V. ZS. des RG. (RG. 10, 50) unter der gleichen 
Vorausſetzung eine Witwenpenſion für nicht anrechnungsfähig 
gehalten hat. Den bei dieſem Stande der Rechtslehre und der 
Rechtſprechung immerhin möglichen Zweifeln hat nun freilich 
auch das Unfallfürſorgegeſetz durch eine mit klaren Worten auf 
Geſetzeserläuterung abzielende Vorſchrift nicht abgeholfen. Die 
61* 


484 Juriſtiſche Wochenſchrift. — 


— —— —jäů— —U—U— — — 


Faſſung des 8 10 (12) ſpricht ſogar, wie der Reviſion zu⸗ 
gegeben werden muß, mehr dagegen, daß eine authentiſche 
Klarſtellung des nach dem HaftpflG. beſtehenden Rechtes 
zuſtandes beabſichtigt war. Gleichwohl aber hat das Geſetz in 
unverkennbarer Weiſe der Streitfrage gegenüber Stellung ge 
nommen. Zunächſt iſt ſoviel gewiß, daß für Fälle, in denen 
es ſich um Unfälle im Betriebe von Privateiſenbahnen handelt, 
das Recht des Verletzten, neben der ihm aus Reichs⸗ oder 
Staatsmitteln zu entrichtenden Beamtenpenſion auf Grund des 
Haftpfl®. den Mehrbetrag des Dienſteinkommens als Ent⸗ 
ſchädigung zu verlangen, durch das Unfallfürſorgegeſetz keinerlei 
Schmälerung erfahren ſollte. Nur für beſtimmte andere Fälle 
entlaſtete das Unfallfürſorgegeſetz den Eiſenbahnbetriebsunter⸗ 
nehmer teils unbedingt, teils unter beſtimmten Vorausſetzungen 
inſofern, als er dem Verletzten und den Hinterbliebenen des 
Verletzten über die in ihm vorgeſehenen Fürſorgeleiſtungen 
hinausgehende Anſprüche verſagte, ihm alſo auch eine weiter⸗ 
gehende Inanſpruchnahme auf Grund des HaftpflG. abſchnitt: 
dann nämlich, wenn der Eiſenbahnbetriebsunternehmer das 
Reich (§ 8 Abſ. 1, jetzt S 10 Abſ. 1, und 8 10 Abſ. 2, jetzt 
S 12 Abf. 2) oder ein Bundesſtaat ($ 10 Abſ. 2, jetzt 8 12 
Abf. 2) oder ein Kommunalverband (8 12, jetzt 8 14) iſt. 
Dazu kommt, daß weder bei der Entſtehung des Geſetzes vom 
15. März 1886, noch auch bei der des Geſetzes vom 18. Juni 
1901 in irgend einer Weiſe oder an irgend einer Stelle die 
Abſicht erkennbar geworden iſt, die Beamten bei der Bemeſſung 
des Umfanges der ihnen zukommenden Bezüge inſoweit, als 
ihnen neben dem penſionspflichtigen Dienſtgeber ein haft⸗ 
pflichtiger Privatunternehmer gegenüberſteht, eine Einbuße an 
der vollen Unfallentſchädigung erleiden zu laſſen. Hält man 
hieran feſt, ſo zeigt ſich ohne weiteres, daß, wenn das Unfall⸗ 
fürſorgegeſetz die Anſprüche des verletzten Beamten aus dem 
HaftpflG. in Höhe der Unfallfürſorgeleiſtungen und der 
darüber hinausgehenden ordentlichen Penſionsleiſtungen 
auf das Reich überträgt, dies unter der notwendigen 
Vorausſetzung geſchieht, an und für ſich ſtehe dem 
Beamten auf Grund des HaftpflG. das Recht zu, von dem 
Eiſenbahnbetriebsunternehmer die volle Entſchädigung und 
nicht bloß eine Ausgleichung in Höhe des Unterſchiedes zwiſchen 
Gehalt und Penſion zu fordern. Der im § 10 (12) Abſ. 1 
geregelte Forderungsübergang kraft Geſetzes würde gegenſtands⸗ 
los ſein, wenn beim Fortbeſtehen der Befugnis des Beamten, 
den Unternehmer der Privatbahn zu einer derartigen Ausgleichs⸗ 
leiſtung heranzuziehen, ſich die Verpflichtung des Unternehmens 
hierin überhaupt erſchöpfte. Die Reviſion verſucht dieſer Er⸗ 
wägung mit der Ausführung zu begegnen, daß ſich die im 
8 10 (12) Abſ. 1 enthaltene Regelung als wirkſam und 
gegenſtändlich wenigſtens für ſolche Fälle erweiſen könnte, in 
denen die Unfallfürſorgepenſion den Betrag der ordentlichen 
Beamtenpenfion überſteigt, weil alsdann bei unveränderter ge⸗ 
geſetzlicher Fortgeltung der Verpflichtung des Privatunter⸗ 
nehmers zur Hergabe des Mehrbetrages, mit dem das Dienſt⸗ 
einkommen die ordentliche Penſion überſteigt, in den Grenzen 
dieſes Mehrbetrages ein Anteil übrig bliebe, den nicht der 
Beamte, ſondern auf Grund des Forderungsüberganges das 
Reich von dem Unternehmer zu fordern hätte. Allein daß dies 
nicht dem Standpunkt entſpricht, von dem aus die in 8 10 (12) 


enthaltenen Geſetzesvorſchriften erlaſſen ſind, ergibt ſich einmal 
daraus, daß das Geſetz eine Verteilung der Anſprüche aus dem 
Haftpfl®. unter das Reich und den Beamten ins Auge faßt 
und als Teilungsmaßſtab den Betrag der Unfallfürſorge⸗ und 
der ordentlichen Penſionsleiſtungen unter einer Ausdrucksform 
verwendet, die mit der Art und Weiſe, wie die Reviſion den 
Forderungsübergang ſeinen Vorausſetzungen und ſeinem Gegen⸗ 
ſtande nach einzuſchränken ſucht, ſchlechthin unvereinbar iſt. Wie 
erſichtlich, würden dabei die Anſprüche aus dem Haftpfl®. 
nicht nach der Ausdrucksweiſe des Geſetzes „in Höhe“ der 
Fürſorgeleiſtungen zuzüglich des Mehrbetrages der Beamten⸗ 
penſion, ſondern in ihrem von der Reviſion angenommenen 
vollen Betrage auf das Reich übergehen, ja ſie würden nicht 
einmal annähernd jenen Leiſtungen jemals gleichkommen können. 
Außerdem wird eben im § 10 (12) der Teilungsmaßſtab nicht 
allein den eigenen Normen des Unfallfürſorgeſetzes entnommen, 
ſondern die Anſprüche des Verletzten ſollen, wie das Geſetz 
ausdrücklich vorſchreibt, auch in Höhe ſolcher Bezüge, die von 
der Betriebsverwaltung des Reichs auf Grund anderweiter 
reichsgeſetzlicher Vorſchrift zu beſtreiten ſind, auf das Reich 
übergehen. Damit ſchließt aber 8 10 (12) gerade auch die 
ordentliche Beamtenpenſion in den Betrag der Deckung ein, 
die dem Reiche vermöge des Forderungsüberganges in der dem 
Verletzten nach dem HaftpflG. zustehenden Entſchädigungs⸗ 
forderung zuteil werden ſoll; das Reich ſoll alſo bei dem 
Betriebsunternehmer keineswegs nur, wie die Reviſion ihm 
zugeſtehen will, mit dem Betrage Deckung finden, den das 
Unfallfürſorgeſetz ſelbſt für Fälle einer zurückgelegten kürzeren 
Dienſtzeit dem Verletzten entweder an Stelle der ordentlichen 


Beamtenpenſion oder über dieſe hinaus gewährt. Aus allen 


dieſen Gründen hat der erkennende Senat ſich dafür entſchieden, 
der in dem Berufungsurteil aufgeſtellten, dort aber nicht näher 
begründeten Anſicht beizutreten, daß in den Fällen der reichs⸗ 
geſetzlichen Unfallfürſorge für Beamte vermöge des in 810 (12) 
Abſ. 1 Unfallfürſorge G. verordneten Forderungsüberganges der 
Reichsfiskus Gläubiger des Betriebsunternehmers einer Privat⸗ 
eiſenbahn zum vollen Betrage aller Leiſtungen wird, die er 
dem verletzten Beamten auf Grund des Unfallfürſorgegeſetzes 
und des Reichsbeamtengeſetzes zu entrichten hat und daß dem⸗ 
gegenüber der Betriebsunternehmer nicht geltend machen darf, 
die ihm auf Grund des HaftpflG. obliegenden Verpflichtungen 
ſeien in ihrem Geſamtbetrage auf den Unterſchied zwiſchen dem 
Dienſteinkommen des Verletzten und der Summe der Unfall⸗ 
fürſorge⸗ und ordentlichen Penſionsleiſtungen des Fiskus ein⸗ 
zuſchränken. Ob daraus die Folgerung herzuleiten iſt, daß die 
Ansprüche des Reichsfiskus gegen den Betriebsunternehmer ſich 
in die Zeit hinein erſtrecken, in der auch ohne den erlittenen 
Unfall der Beamte in den Ruheſtand hätte verſetzt werden 
müſſen, bedarf keiner Erörterung, da die Entſcheidung des Be⸗ 
rufungsrichters inſoweit der Reviſionsklägerin nicht zur Be⸗ 
ſchwerde gereicht. Die Einrede der Verjährung verwirft der 
Berufungsrichter aus doppeltem Grunde. Der Lauf der Friſt 
ſei nicht ſchon vom Tage des Unfalls ab zu berechnen, ſondern 
ſie ſei erſt dadurch in Lauf gekommen, daß am 28. Dezember 
1901 der Penſionsanſpruch des P. endgültig feſtgeſetzt wurde. 
Das iſt unrichtig. Der Beginn der Verjährung richtet ſich 
gemäß § 8 Haftpfl®. ſtets nach dem Tage des Unfalls. Geht 


35. Jahrgang. 


der Anſpruch des Verletzten auf einen anderen über, ſo iſt das 
auf den Beginn und den Verlauf der Verjährung überhaupt 
ohne Einfluß. Es iſt überdies unrichtig, daß die Entſtehung 
des Anſpruchs und der auf § 10 Unfallfürſorge G. beruhende 
Anſpruchsübergang zeitlich auseinanderfallen (vgl. RG. 60, 
200 fflg. und 207 fflg.; IW. 05, 410% und 497. Der 
Berufungsrichter hält ſodann die Verjährung gemäß 
8 208 BGB. durch Anerkennung für unterbrochen. Dies iſt 
zu billigen. (Wird näher begründet.) Holl. Eiſenb.⸗G. 
c. Poſtfiskus, U. v. 14. Juni 06, 554/05 IV. — Hamm. 

IT. Preußiſches Recht. 

49. 8 3 Polizeiverwaltungsgeſetz vom 11. Mai 1850. 
Prüfung des RG. auch ohne Einwendung der Partei, ob ein 
Zufuhrweg zum Bahnhof eine öffentliche Straße ſſei. Ver⸗ 
pflichtung der Stadtgemeinde zur Beleuchtung ſtädtiſcher 
öffentlicher Straßen.] 

Zur Verbindung des Bahnhofs in J. mit der ſtädtiſchen 
Bahnhofsſtraße dient ein bezeichneter Zufuhrweg, der auf 
fiskaliſchem Grund und Boden liegt und bis zum Jahre 1897 
von der Eiſenbahnverwaltung unterhalten wurde. In dieſem 
Jahre ſchloß der Eiſenbahnfiskus mit der Stadtgemeinde einen 
Vertrag ab, nach welchem dieſe die Unterhaltung der Zufuhr: 
ſtraße von dem Tage ab, an dem die zuvor vom Eiſenbahn⸗ 
fiskus in beſtimmt vereinbarter Weiſe gepflaſterte Straße ihr 
übergeben worden war, auf ewige Zeiten übernahm. Das 
Eigentum des Grund und Bodens verblieb dem Eiſenbahn⸗ 
fiskus. Die Übergabe des Weges an die Stadt erfolgte am 
18. Januar 1898. Seine Beleuchtung war bisher durch den 
Eiſenbahnfiskus ausgeführt worden und wurde auch nach Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages vom Jahre 1897 und nach der Übergabe 
des Weges an die Stadt weiterhin von dem Eiſenbahnfiskus 
auf feine Koſten bewirkt. Nachdem in einem Vorprozeſſe feſt⸗ 
geſtellt worden war, daß der in Rede ſtehende Weg mit der 
Ausführung des Vertrages vom Jahre 1897 zu einer öffent⸗ 
lichen ſtädtiſchen Straße geworden ſei, übernahm die Stadt⸗ 
gemeinde vom 8. September 1903 ab die Beleuchtung des 
Weges auf ihre Koſten. Der Eiſenbahnfiskus behauptete die 
Beleuchtungspflicht der Stadtgemeinde ſchon ſeit Ausführung 
des Vertrages von 1897, alſo ſeit dem 18. Januar 1898, und 
verlangte, da er eine ihr zufallende Ausgabe geleiſtet habe, nach 
den Grundſätzen von der nützlichen Verwendung und un⸗ 
gerechtfertigten Bereicherung die Beleuchtungskoſten erſtattet: 
Die Beklagte wurde verurteilt und ihre Reviſion zurückgewieſen. 
Die Eiſenbahnzufuhrwege können einen verſchiedenen rechtlichen 
Charakter tragen, ſie können Privatwege des Eiſenbahn⸗ 
unternehmers ſein, ſie können aber auch die Natur öffentlicher 
Wege beſitzen. Im gegenwärtigen Falle beſteht nach dem Vor⸗ 
bringen der Parteien kein Zweifel daran, daß der in Rede 
ſtehende Zufuhrweg bis zur Ausführung des Vertrages vom 
Jahre 1897 ein eiſenbahnfiskaliſcher Privatweg war, der dem⸗ 
gemäß von dem Eiſenbahnfiskus zu unterhalten und zu beleuchten 
war. Es fragt ſich, ob er dieſen Charakter mit der Aus⸗ 
führung des Vertrages vom Jahre 1897 verloren hat und 
hierdurch in eine öffentliche ſtädtiſche Straße verwandelt worden 
iſt. Die Vorinſtanzen haben dieſe Frage bejaht. In der 
gegenwärtigen Inſtanz hat die Revifionsklägerin die Be 
rechtigung dieſes Standpunktes nicht mehr beſtritten; er war 
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indes trotzdem ſelbſtändig vom Reviſionsgericht zu prüfen, da 
es ſich hier lediglich um rechtliche Beurteilung feſtſtehender Tat⸗ 
ſachen handelt. Die vorgenommene Prüfung hat zu dem Er⸗ 
gebnis geführt, daß der erkennende Senat der Anſicht der Vor⸗ 
inſtanzen beitritt. In dem bisherigen Verfahren hat die Be⸗ 
klagte die Auffaſſung vertreten, es ſei nur die Unterhaltung des 
Weges von ihr übernommen, im übrigen habe alles beim alten 


bleiben ſollen. Soll dieſe Ausführung, auf Grund deren 


die Beklagte die Umwandlung des Zufuhrweges in eine öffent⸗ 
liche ſtädtiſche Straße beſtritt, überhaupt einen Sinn haben, ſo 
kann dieſer nur dahin gehen: der Weg habe nach wie vor 
ein Privatweg des Eiſen bahnfiskus bleiben ſollen; ſie, 
die Stadt, ſolle nichts anderes wollen, als nur ihn unter⸗ 
halten. Denkt man dieſen Gedanken folgerecht weiter, ſo ge⸗ 
langt man zu folgendem Reſultat. Die Stadt hätte alsdann 
einen rein privatrechtlichen Vertrag mit dem Eiſenbahnfiskus 
geſchloſſen; dieſer wäre darnach berechtigt, von ihr die Unter⸗ 
haltung zu verlangen, aber auch nur er allein. Da es ſich um 
einen rein privatrechtlichen Vertrag handeln würde, würde dem⸗ 
gemäß die Stadt vom Eiſenbahnfiskus auch nur vor dem Zivil⸗ 
richter wegen der Unterhaltung des Weges in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden können. Dann würde aber die wichtige Frage 
entſtehen, wer dann über Art und Umfang der Unterhaltung 
maßgeblich zu beſtimmen haben ſolle, ob der Zivilrichter oder 
die Aufſichtsbehörde der Eiſenbahnverwaltung. Der Vertrag 
gibt hierüber keinen Aufſchluß, ſo daß dieſe bedeutungsvolle 
Frage ganz im ungewiſſen ſtehen würde. Immerhin wäre eine 
ſolche privatrechtliche Geſtaltung der Verhältniſſe rechtlich mög⸗ 
lich und denkbar. Allein ſie iſt ſo außergewöhnlich und nach 
Lage der Dinge ſo künſtlich und unnatürlich, daß die Annahme, 
ſie ſei von den Parteien gewollt, nur dann als begründet er⸗ 
ſcheinen könnte, wenn ſichere und überzeugende Anhaltspunkte 
hierfür vorhanden wären. An ſolchen fehlt es. War der frag⸗ 
liche Weg mit der Ausführung des Vertrages vom Jahre 1897 
eine ſtädtiſche öffentliche Straße geworden, ſo lag der Stadt⸗ 
gemeinde auf Grund des S 3 PolizeiverwaltungsG. vom 
11. März 1850 die Tragung der Beleuchtungskoſten ob; denn 
die Beleuchtung der Straßen und Wege in den Städten ge⸗ 
ſchieht im weſentlichen aus verkehrs⸗ und ſicherheitspolizeilichen 
Gründen und daher ſind von den Gemeinden, welche die Koſten 
der örtlichen Polizeiverwaltung zu tragen haben, auch deren 
Koſten aufzubringen. Der Eiſenbahnfiskus hat hiernach, als er 
irrtümlich in der Zeit vom 18. Dezember 1898 bis 8. September 
1903 die Beleuchtung auf ſeine Koſten beſorgte, eine Ausgabe 
beſtritten, die die Beklagte zu machen hatte und die er ihr 
daher erſparte. Demgemäß hat er nach den für die nützliche 
Verwendung und ungerechtfertigte Bereicherung geltenden 
Grundſätzen des PrALR. bezw. des BGB. einen Anſpruch 
gegen die Beklagte auf Erſatz dieſer Koſten. Stadtgemeinde J. 
c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, U. v. 26. Mai 06, 450/05 VII. 
— Königsberg. 

50. SS 181 a, 362 StGB; Preußiſches Ausführungs⸗ 
geſetz zum Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz vom 8. März 
1871 8 38. Wen treffen die Koſten der Nachhaft bezüglich der 
wegen Kuppelei verurteilten Perſonen, den Fiskus oder den 
Landarmenverband ?] 

Die auf Grund des § 18 1a Abſ. 3 StGB. in der Faſſung 
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des Geſetzes vom 25. Juni 1900 vom Königlichen LG. I zu 
Berlin wegen Kuppelei mit ÜUberweiſung an die Landespolizei⸗ 
behörde beſtraften Perſonen werden vom Königlichen Polizei⸗ 
präſidium dem der Klägerin gehörenden Arbeitshauſe zu 
Rummelsburg zur Nachhaft zugeführt. Die Klägerin hat ihrer 
Aufnahme nicht widerſprochen, glaubt aber nicht verpflichtet zu 
ſein, die Koſten ihres Aufenthalts zu tragen. Der von ihr 
gegen den Fiskus erhobene Erſtattungsanſpruch iſt, ebenſo wie 
die Reviſion zurückgewieſen worden: Der Klageanſpruch iſt auf 
die Rechtsgründe des Auftrages — richtiger wohl der Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag — und der Bereicherung geſtützt 
und würde aus beiden Geſichtspunkten begründet ſein, wenn 
eine Verpflichtung der Klägerin, die Koſten der Korrektions⸗ 
nachhaft der gemäß SS 181, 362 StGB. der Landespolizei⸗ 
behörde überwieſenen Perſonen zu tragen, nicht beſtand; 
darüber, ob ſie beſtand, ſtreiten die Parteien. Für die Ent⸗ 
ſcheidung dieſer Streitfrage iſt es unerheblich, ob, abſtrakt be⸗ 
trachtet, die korrektionelle Nachhaft der gemäß § 361 Nr. 3 
bis 8 oder 8 181 a StGB. mit Überweiſung an die Landes⸗ 
polizeibehörde beſtraften Perſonen als ein Teil der Strafe 
ſelbſt, ihre Vollſtreckung daher als ein Akt der Strafrechts⸗ 
pflege anzuſehen iſt oder nicht, und ebenſo, ob ſie wenigſtens 
hinſichtlich der im $ 361 Nr. 6 und § 181 a StGB. be⸗ 
zeichneten Perſonen an und für ſich als zur Ausübung der 
Sittenpolizei gehörig zu erachten, nicht aber der Armenpflege 
zuzurechnen wäre; wird nach dem beſtehenden Recht die Voll⸗ 
ſtreckung der Korrektionsnachhaft einmal als ein Teil des 
Armenweſens behandelt, und ſind ihre Koſten geſetzlich den 
Landarmenverbänden überwieſen, ſo kann es auf ſolche Er⸗ 
wägungen theoretiſcher Art nicht ankommen. Das letztere aber 
iſt nach dem Stande der preußiſchen Geſetzgebung, wenigſtens 
für die altpreußiſchen Provinzen anzunehmen. Würde die Be⸗ 
ſtimmung des § 38 Pr. Ausf. Gef. z. Gef. über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz vom 8. März 1871 allein die Grundlage für 
die zu treffende Eniſcheidung abgeben müſſen, fo wäre zwar 
anzuerkennen, daß die darin aufgeführten Kategorien von 
Korrigenden — die nach Maßgabe des §8 361 Z. 3—8 
StGB. beſtraften und nach § 362 der Landespolizeibehörde 
überwieſenen Perſonen — eine vollſtändige Aufzählung aller 
nach der damaligen Geſetzgebung mit einer Korrektionsnachhaft 
zu belegenden Delinquenten darſtellen; immerhin ſpricht aber 
der fragliche 8 38 in feiner Faſſung nicht einen allgemeinen 
Grundſatz dahin aus, daß die Koſten des Korrigendenweſens 
ſchlechthin mit den von dieſem Geſetz ſelbſt vorgeſehenen Aus⸗ 
nahmen den Landarmenverbänden zur Laſt fallen, ſondern er 
zählt die einzelnen Beſtimmungen des StGB. auf, zu deren 
Ausführung, ſoweit die Korrektionsnachhaft in Frage kommt, 
den Landarmenverbänden Verpflichtungen auferlegt werden. 
Nach dem Wortſinne des Geſetzes würde deshalb zunächſt die 
Auslegung als die richtige erſcheinen müſſen, die eine Er⸗ 
ſtreckung dieſer Verpflichtungen auf in dem Geſetze nicht ge⸗ 
nannte Fälle verneint. Anders aber, wenn das bezeichnete 
Geſetz als Glied und Abſchluß einer rechtsgeſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung betrachtet wird. Dieſe Betrachtung führt zu dem Er⸗ 
gebniſſe, daß das Geſetz vom 8. März 1871 die beſtehenden 
Verpflichtungen der Landarmenverbände eher beſchränkt als er⸗ 
weitert hat, daß die Verbindung des Korrigendenweſens mit 


der Armenpflege der Landarmenverbände, wie fie in § 38 feſt⸗ 
gelegt iſt, bereits beſtand und in dem Geſetze lediglich aufrecht 
erhalten und einheitlich geregelt worden iſt, daß wegen dieſer 
Verbindung auch die Koſten der Korrektionsnachhaft der gemäß 
§ 181a StGB. zur Überweiſung an die Landespolizeibehörde 
verurteilten Perſonen von den kommunalen Armenverbänden zu 
tragen ſind und von ihnen, wie auch das Berufungsgericht an⸗ 
genommen hat, von dieſen vielleicht ſelbſt dann zu tragen ſein 
würden, wenn S 38 des Geſetzes vom 8. März 1871 gar nicht 
beſtände. Das PrAL R. weiſt in den Beſtimmungen des 
19. Titels des II. Teils die Armenpflege, ſoweit nicht privi⸗ 
legierte, mit Unterſtützungsfonds ausgeſtattete Korporationen in 
Frage kommen ($ 9 d. T.), den Stadt⸗ und Dorfgemeinden 
für ihre Mitglieder und Einwohner zu (8 10); ſoweit fie 
dieſen nicht obliegt oder von ihnen nicht beſtritten werden kann, 
ſollen die Armen in öffentlichen Landarmenhäuſern unter⸗ 
gebracht werden, die von den Provinzen einzurichten ſind 
(88 16 ff., 31 d. T.). Zu den Gegenſtänden der Armenpflege 
werden aber auch Zwangsarbeit und Strafe gegen arbeitsſcheue 
Perſonen (88 3, 18 ff. d. T.) gerechnet. Das Geſetz über die 
Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezember 1842 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1843 S. 8) geſtaltete die Einrichtung der Landarmen⸗ 
häuſer zur Einrichtung von Landarmenverbänden als korporative 
Vereinigungen der Provinzen zum Zwecke der Armenpflege um 
und erklärte in § 9 die Armenpflege, wenn kein fürſorge⸗ 
pflichtiger örtlicher Verband vorhanden iſt, für eine Provinzial⸗ 
laſt, die von den Landarmenverbänden zu tragen ſei; ſolche 
ſollen, wo ſie noch nicht beſtehen, überall eingerichtet werden. 
Den auf Grund dieſes Geſetzes allgemein geſchaffenen Land⸗ 
armenverbänden — ſie ſind nebſt den ihre Einrichtung 
regelnden Regulativen aufgezählt in Rönnes Ergänzungen zum 
ALR. 6 Aufl. 4. Bd. S. 662 ff. — wurden nun, nachdem 
durch das Geſetz über die Beſtrafung der Bettler, Landſtreicher 
und Arbeitsſcheuen vom 6. Januar 1843 (Geſetzſamml. S. 19) 
die Korrektionsnachhaft für die beſtraften Perſonen der ge⸗ 
nannten Kategorien geſetzlich angeordnet worden war, durch 
die einzelnen Reglements in im weſentlichen übereinſtimmender 
Regelung ſowohl die Straſvollſtreckung als die Korrektions⸗ 
nachhaft, außerdem aber auch die auf Grund des § 3 TI. II 
Tit. 19 ALR. und ſpäterhin der Art. 11—15 des Geſetzes 
vom 21. Mai 1855 (Geſetzſamml. S. 311) im Verwaltungs⸗ 
wege verfügte Zwangseinſperrung arbeitsſcheuer Perſonen in 
den Arbeitsanſtalten übertragen (vgl. z. B. Landarmen⸗ 
reglement für die Kurmark vom 14. Januar 1848 Geſetzſamml. 
S. 38 88 2, 5, 36—39, 44, 48; Verordnung vom 19. Oktober 
1860 für die Neumark Geſetzſamml. S. 505 8 1, 26, 27). 
Durch $ 74 des Geſetzes vom 8. März 1871 wurde dieſe 
adminiſtrative Korrektionshaft aufgehoben, zugleich wurden die 
Landarmenverbände dadurch entlaſtet, daß ihnen allgemein die 
Vollſtreckung der gerichtlich erkannten Strafen gegen die 
Bettler, Landſtreicher und Arbeitsſcheuen und deren Koſten, 
ſowie die Koſten des Transports zur Korrektionsanſtalt nach 
Verbüßung der Strafe abgenommen wurden; ihre Ver⸗ 
pflichtungen wurden auf der anderen Seite aber auch alk 
gemein dahin erweitert, daß ihnen im ganzen Umfange der 
Monarchie die Koſten der Korrektionsnachhaft auch für die nach 
5 361 8. 6 wegen gewerbsmäßiger Unzucht beſtraften Weibs⸗ 
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perſonen, die bisher nur die Landarmenverbände der Neumark 
($ 2 Z. 4 der Verordnung vom 19. Oktober 1860), der Pro⸗ 
vinz Schleſien und der Stadt Potsdam zu tragen hatten, auf⸗ 
erlegt wurden. Durch die Generaliſierung dieſer Verpflichtung 
ſollte, wie die Motive zu dem Geſetzentwurf 8 48 (ſ. Arnoldt, 
Die Freizügigkeit und der Unterſtützungswohnſitz S. 638) be⸗ 
merken, die Vollſtreckung der Korrektionsnachhaft in ihrem ge⸗ 
ſamten, durch das StGB. anerkannten Umfange für eine Laſt 
der Landarmenverbände erklärt werden, da ein ausreichender 
innerer Grund, zwiſchen Fällen der einen oder anderen Art, in 
denen die Korrektionsnachhaft zu vollſtrecken iſt, zu unter⸗ 
ſcheiden, nicht vorliege. Mit dieſen Worten iſt deutlich aus⸗ 
geſprochen, daß das Geſetz eine einheitliche und erſchöpfende 
Regelung des Korrigendenweſens beabſichtigte. Die Be⸗ 
ſtimmung des Dotationsgeſetzes vom 8. Juli 1875 in 8 4 
3. 3 hat dieſen Rechtszuſtand lediglich beſtätigt, indem fie all⸗ 
gemein die Koſten des Landarmen⸗ und Korrigendenweſens den 
dotierten Provinzialverbänden zuweiſt. Der 8 1812 NSIGB. 
hat den bisherigen Kategorien von Verbrechern, die nach ver⸗ 
büßter Strafe der Landespolizeibehörde zu überweiſen ſind und 
dadurch einer Korrektionsnachhaft unterworfen werden, eine 
neue hinzugefügt, die der Zuhälter. Gewiß iſt der Grund 
ihrer Beſtrafung nicht verſchuldete Mittelloſigkeit, ſondern die 
Sittenlofigkeit ihres Tuns. Zu den Aufgaben der Armen⸗ 
pflege im eigentlichen Sinne gehört ihre Detention in Arbeits⸗ 
häuſern nicht. Dasſelbe gilt aber auch von den wegen ge⸗ 
werbsmäßiger Unzucht beſtraften Weibsperſonen (8 361 3. 6 
StGB.), die dennoch hinſichtlich der Korrektionsnachhaft und 
deren Koſtenlaſt durch das Geſetz den Bettlern, Landſtreichern 
und ſonſtigen Arbeitsſcheuen gleichgeſtellt worden ſind. In der 
Tat gehören aber auch die Zuhälter ebenſo wie die der ge⸗ 
werbsmäßigen Unzucht frönenden Weibsperſonen zu der all⸗ 
gemeinen Klaſſe der arbeitsſcheuen Individuen, „die aus Träg⸗ 
heit, Liebe zum Müßiggange oder anderen unordentlichen 
Neigungen die Mittel, ſich ihren Unterhalt ſelbſt zu verdienen, 
nicht anwenden wollen“, die ſchon durch § 3 Tl. II Tit. 19 
ALR. der Armenpflege unterſtellt ſind und durch Zwangs⸗ 
arbeit in den von den Provinzen errichteten Arbeitshäufern zu 
einem ehrlichen Broterwerbe zurückgeführt werden ſollen. Dieſer 
Arbeitszwang erfolgt jetzt nur noch in der Form der Korrektions⸗ 
nachhaft nach Verbüßung gerichtlicher Strafe und auf Grund 
richterlichen Urteils; in der Sache wird hierdurch nichts ge⸗ 
ändert. Iſt das Korrektionsweſen hiernach bereits vom AR., 
demnächſt durch die Geſetze vom 31. Dezember 1842, vom 
6. Januar 1843, vom 21. Mai 1855 und vom 8. März 1871 
als ein Teil der Armenpflege behandelt und mit ihr den Pro⸗ 
vinzen und ſpäter den Landarmenverbänden als eine von ihnen 
zu tragende Laſt zugewieſen worden, ſo erſtreckt ſich dieſe Ver⸗ 
pflichtung auch auf die Korrigenden, die den Korrektions⸗ 
anſtalten auf Grund der Verurteilung nach $ 181 StGB. 
zugeführt werden. Stadtgem. B. c. Pr. Fiskus, U. v. 
23. Mai 06, 369/05 VI. — Berlin. 
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Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen vom 15. Jannar bis 27. Mäc; 1906.) 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, Dresden⸗ 
Blaſewitz. 

A. Strafgeſetzbuch. 

1. 5 49a StGB.] Durch den § 49a StGB. ſoll dem 
Umſtande entgegengetreten werden, daß das Unternehmen 
Täter, Mittäter oder Gehilfen für die Ausführung eines Ver⸗ 
brechens zu werben, ſtraflos bleibe. Die Abſicht des Geſetzes, 
ein ſolches Unternehmen mit Strafe zu belegen, entfällt, wenn 
derjenige, welcher zur Ausführung eines Verbrechens auf⸗ 
fordert, aus Anlaß der demnächſtigen Begehung dieſes Ver⸗ 
brechens ſelbſt als Täter oder Teilnehmer ſtrafbar wird. Ins⸗ 
beſondere kann alſo derjenige, welcher angeblich zur Beihilfe 
zu einem von ihm ſelbſt zu begehendes Verbrechen aufgefordert 
hat, nicht aus 8 49a StGB. verurteilt werden, wenn er zur 
Ausführung des Verbrechens geſchritten iſt. Es wäre wider⸗ 
finnig, den Haupttäter, der im Falle einer ihm auf feine Auf⸗ 
forderung hin geleiſteten Beihilfe wegen Anſtiftung zu dieſer 
Beihilfe nicht beſtraft werden könnte (RGSt. 27, 273), wegen 
jener Aufforderung, wenn ſie erfolglos geblieben wäre, aus 
§ 49a StGB. zu verurteilen. Fälle dieſer Art werden von 
8 49a StGB. nicht betroffen, fallen vielmehr unter die 
Klauſel: „ſoweit nicht das Geſetz eine andere Strafe androht.“ 
U. d. I. Sen. v. 1. März 06 (617/05). 

2. 5 53 StGB.] Die Hilfsbereitſchaft Dritter ſcheidet 
unter den Verteidigungsmitteln, die einem rechtswidrigen An⸗ 
griff entgegengeſetzt werden können, nicht grundſätzlich und 
unter allen Umſtänden aus. Wenn ſie handfeſt zur Stelle iſt 
und die erfolgreiche Abweiſung des Gegners mit voller 
Sicherheit erwarten läßt, ſo iſt ſie anſtatt des gefährlicheren 
Mittels, des Gebrauchs einer Waffe oder eines Meſſers zu 
wählen. Dabei iſt ſtets vorauszuſetzen, daß der Angegriffene 
ſich dieſer Unterſtützung klar bewußt war und ſich feſt auf ſie 
verlaſſen konnte. Wenn aber nur eine Hoffnung oder Mög⸗ 
lichkeit des Eingreifens Dritter beſteht, ſo kann dem rechts⸗ 
widrig Angegriffenen das Recht der Selbſt verteidigung 
nicht abgeſprochen werden; er hat eine Mißhandlung nicht 
ſolange zu erdulden, bis ihm etwa ſchließlich von irgend einer 
Seite Hilfe gebracht wird, die vorher unſicher und zweifelhaft 
war. U. d. I. Sen. v. 26. Febr. 06 (590/05). 

3. 5 56 StGB.] Nach den Gründen des angefochtenen 
Urteils ſoll die im Sinne des §8 57 StGB. erforderliche Eins 
ſicht der Angeklagten bei der Art des Delikts und bei dem 
Umſtand, daß die Tat nur wenige Tage vor 
Vollendung des 18. Lebensjahres begangen wurde, 
keinem Zweifel unterliegen. Dieſe Feſtſtellung kann nicht für 
genügend erachtet werden, um die Votausſetzungen der er⸗ 
wähnten Vorſchrift als zutreffend bejaht erſcheinen zu laſſen. 
Die Art des Delikts begründet an ſich für die Zurechnungs⸗ 
fähigkeit der relativ Strafmündigen keinen Unterſchied. Aller: 
dings wird die Frage ihres Unterſcheidungsvermögens bei den 
verſchiedenen Deliktsgruppen und Delikten verſchieden zu be⸗ 
antworten ſein; bei einzelnen kann ſie vorliegen, bei anderen 
fehlen. Vielleicht wollte der erſte Richter von dieſem Stand⸗ 
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punkte ausgehend ſagen, daß ein nahezu 18jähriges Mädchen, 
wie die Angeklagte, die fragliche Einſicht im Sinne des § 57 
StGB. in die vorliegende konkrete Tat nach dem Grade ihrer 
geiſtigen Entwicklung beſeſſen habe. Aber dieſer Gedanke iſt 
nicht zu genügend klarem Ausdrucke gelangt. Jedenfalls er⸗ 
ſcheint der andere Beweisgrund für die angenommene Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit der Angeklagten als verfehlt. Das Geſetz 
verlangt die Feſtſtellung der erforderlichen Einſicht jedem An⸗ 
geklagten unter 18 Jahren gegenüber; der erſte Richter ent⸗ 
nimmt der Tatſache, daß die Angeklagte die inkriminierte 
Handlung wenige Tage vor Vollendung des 18. Lebens⸗ 
jahres begangen habe, den Beweis der Strafmündigkeit. Da⸗ 
durch verletzt er den 8 56 StGB. wie das RG. mit Urteil 
vom 3. Oktober 1896 — RGSt. 29, 98 — ausgeführt hat. 
U. d. I. Sen. v. 29. Jan. 06 (532/05). 

4. 8 67 StGB. Art. 19 Bayeriſches Geſetz vom 2. Februar 
1898 betr. die Grundentlaſtung.] Die Strafverfolgung nach 
Art. 19 Abſ. II und 20 Abſ. I des Bayeriſchen Geſetzes vom 
2. Februar 1898, die Fortſetzung der Grundentlaſtung betreffend, 
iſt nicht von vorgängiger Anruſung der verwaltungsrechtlichen 
Entſcheidung, wie ſolche in Abſ. I des Art. 19 vorgeſehen iſt, 
bedingt, und es kann alſo für die Frage der Verjährung der 
Strafverfolgung der §S 69 StGB. nicht in Betracht kommen, 
wenn auch im übrigen die Frage der Verjährung der 
Vorſchriften des StGB. maßgebend ſind. Rechtsirrig iſt aber 
auch die Annahme des Erſtrichters, daß der Beginn des Laufes 
der Verjährungsfriſt mit dem Beginne des Zertrümmerungs⸗ 
geſchäfts zuſammenfalle. Allerdings ſagt das Geſetz, daß der 
Güterhändler die Anzeige zu erſtatten habe, bevor er eine 
Zertrümmerung durchführe, allein damit kann nur eine Be⸗ 
ſtimmung über den Anfang der Anzeigepflicht getroffen ſein und 
es würde gegen Sinn und Zweck des Geſetzes verſtoßen, wenn 
man es dahin auffaſſen wollte, daß mit dem Beginn der Zer⸗ 
trümmerung ſchon das Ende der Anzeigepflicht eintreten ſolle. 
Es liegt vielmehr in der Natur der Sache, die im Geſetze be⸗ 
gründete Anzeigepflicht als fortdauernd zu erachten, ſolange die 
Zertrümmerung fortdauert und damit noch weitere Zertrümme⸗ 
rungsakte bevorſtehen. Der Tatbeſtand einer Zuwiderhandlung 
gegen Art. 19 Abſ. II des Geſetzes iſt ſohin zwar ſchon erfüllt, 
wenn ohne vorherige Anzeigeerſtattung auch nur die erſte einen 
Zertrümmerungsakt bildende Veräußerung erfolgt iſt, er wird 
aber durch jede weitere Durchführungshandlung, der eine An⸗ 
zeige nicht vorhergegangen iſt, ſtets wieder aufs neue verwirk⸗ 
licht. Die Zuwiderhandlung gegen Art. 19 Abſ. II iſt alſo 
erſt mit dem letzten Zertrümmerungsakte im Sinne des 8 67 
Abſ. IV StGB. „begangen“ und erſt von da ab läuft die 
Verjährung. U. d. I. Sen. v. 26. Febr. 06 (700/05). 

5. 8 76 StGB.] Abſ. 2 ift, wie Abſ. 1, fo zu ver⸗ 
ſtehen, daß die Verurteilung zu einer Geſamtſtrafe die Ab⸗ 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte nicht ausſchließt, wenn 
dies auch nur wegen einer der verwirkten Einzelſtrafen zuläſſig 
oder geboten iſt. Wenn § 248 StGB. beſagt, daß neben der 
wegen Diebſtahls erkannten Zuchthausſtrafe auf Zuläſſigkeit 
von Polizeiaufſicht erkannt werden kann, ſo ſetzt das voraus, 
daß die Verurteilung wegen Diebſtahls unmittelbar und nicht 
erſt infolge Umwandlung zur Bildung einer Geſamtſtrafe auf 
Zuchthaus lautet. U. d. I. Sen. v. 22. Febr. 06 (704/05). 
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6. 5 117 StGB.] Ein Forſtſchutzbeamter, der eine 
eines Forſtvergehens verdächtige Perſon im Walde betrifft und 
vorläufig feſtnimmt, um zu verhindern, daß der Feſtgenommene 
eine inzwiſchen in ſeiner Wohnung von andern Beamten vor⸗ 
genommene Hausſuchung ſtöre, handelt in rechtmäßiger Aus⸗ 
übung ſeines Amtes. U. d. IV. Sen. v. 2. März 06 (828/05). 

7. 8 180 StGB. Verbrauch der Strafklage.] Die Ans 
geklagte iſt durch rechtskräftiges Erkenntnis vom 23. Februar 1904 
wegen einfacher Kuppelei nach 8 180 StGB. verurteilt worden, 
weil ſie aus Eigennutz ihre Wohnung in der Zeit vom Februar 
1903 bis zu ihrer Verurteilung verſchiedenen Dirnen, darunter der 
C. H., zum Unzuchtsbetrieb mit „Herren“ eingeräumt hat. Über 
die weitere Anklage, ſie habe in den Monaten Auguſt und 
September 1903 geduldet, daß ihr Sohn mit der H. in ihrer 
Wohnung geſchlechtlich verkehre, wurde damals unter Tremumg 
der Sachen das Verfahren ausgeſetzt. Dagegen, daß nunmehr 
die Angeklagte auch wegen dieſer Tat aus 8 181 Nr. 2 StGB. 
noch eine Strafe zuerkannt erhalten hat, erhebt die Reviſion in 
erſter Linie den Einwand des Verbrauchs der Strafklage. Mit 
Unrecht. Der beiden Urteilen zugrunde liegende Sachverhalt 
geht dahin, daß die Angeklagte aus dem unſittlichen Verkehr 
zwiſchen ihrem Sohn und der H. keinen Gewinn gezogen, daß 
ſie alſo inſoweit nicht aus Eigennutz gehandelt, ſowie daß das 
rechtskräftig abgeurteilte Kuppeleivergehen ſich nur auf die von 
der H. mit andern Männern außer dem Sohn bezogen hat. 
U. d. I. Sen. v. 26. Febr. 06 (645/05). 

8. 8 18la StGB.] Nicht richtig iſt die Auffaſſung, 
daß die Zuhälterei in allen Fällen ein Kollektivvergehen bilde, 
welches alle und jede zuhälteriſche Tätigkeit umfaſſe, auch wenn 
dieſe durch ganz verſchiedene Handlungen und verſchiedenen 
Frauensperſonen gegenüber bewirkt werde. Vgl. Urteil des 
III. StS. des RG. vom 30. Dezember 1903 gegen Sch. in 
Goltd Arch. 51, 57. Eine Verurteilung wegen Zuhälterei, be⸗ 
gangen gegenüber einer Dirne, ſchließt alſo die ſpätere Ver⸗ 
urteilung wegen einer vor dem 1. Urteil begangenen Zuhälterei 
mit anderen Frauenzimmern nicht aus. U. d. IV. Sen. b. 
16. März 06 (1055/05). 

9. 5 184 StGB.] Das Gericht hat die Abbildung für 
unzüchtig erklärt, weil ſie „das in den geſitteten Kreiſen des 
Volkes normal geltende Gefühl für Scham und Sittlichkeit in 
geſchlechtlicher Beziehung verletze.“ Es hat dabei erwogen, daß 
das Bild jeglichen Kunſtwerts entbehre, daß die etwaigen tech⸗ 
niſchen Vorzüge der Nachbildung nicht geeignet ſeien, den gröb⸗ 
lich ſchamverletzenden Charakter des Stoffes zu beſeitigen, und 
daß die Ausſtellung in der Friedrichſtraße zu Berlin gerade der 
Abſicht entſprang, die Sinnenluſt anzureizen. Alle dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen ſind im weſentlichen tatſächlicher Natur und laſſen 
keineswegs erkennen, daß der Begriff des „Unzüchtigen“ ver⸗ 
kannt worden iſt. Die Reviſion will eine Verkennung darin 
erblicken, daß zum Maßſtab nicht das Durchſchnittsempfinden 
des geſamten Volks genommen ſei, ſondern das normale Gefühl 
eines Teiles des Volks, „der in ſittlicher Beziehung hervor⸗ 
ragenden Kreiſe.“ Wäre in der Tat die ſer Maßſtab zur 
Ermittlung, was in geſchlechtlicher Beziehung gegen Scham und 
Sitte verſtoße, angelegt worden, ſo würde die erhobene Rüge 
gerechtfertigt ſein. Allein das Urteil ſpricht keineswegs vom 
normalen Gefühl der in ſittlicher Beziehung „hervorragenden“ 
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Volkskreiſe, ſondern von dem „in den gefitteten Streifen des 
Volks normal geltenden Gefühl“ Damit hat es eine Ein⸗ 
ſchränkung zum Ausdruck gebracht, die zutreffend und ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ift: denn wo das normale Gefühl des Volks für 
Scham und Sitte den Maßſtab der Beurteilung abgeben ſoll, 
da müſſen ſelbſtverſtändlich ſolche beſonderen Volkskreiſe außer 
Betracht bleiben, denen überhaupt das Gefühl für Scham 
und Sitte abhanden gekommen ſein ſollte. Nicht mehr als dies 
hat der Vorderrichter zum Ausdruck gebracht: er verſteht unter 
den „geſitteten“ Kreiſen des Volks die große Maſſe derjenigen, 
für welche der Begriff von Scham und Sitte überhaupt 
exiſtiert. U. d. II. Sen. v. 23. Febr. 06 (169/06). 

10. 8 186 StGB.] Dadurch, daß das mitgeteilte Ges 
rücht als ein unglaubliches bezw. abſolut unglaubliches bezeichnet 
iſt, wird das Merkmal der Verbreitung im Sinne des $ 186 
StGB. ebenſowenig berührt wie durch die Bemerkung, das 
Gerücht bedürfe noch der Beſtätigung. Nach dem Sprach⸗ 
gebrauche des Geſetzes erfordert der Begriff des „Behauptens“ 
regelmäßig eine als Ausdruck eigenen Wiſſens ſich darbietende 
Erklärung, während das „Verbreiten“ in der Weitergabe der 
von einem anderen erhaltenen Mitteilung beſteht (vgl. RGSt. 
31, 66). Damit iſt aber auch der Begriff des „Verbreitens“ 
in objektiver Beziehung erfüllt; insbeſondere kann nicht aner⸗ 
kannt werden, daß — ebenſo wie bei dem „Behaupten“ — 
die Hinſtellung der mitgeteilten Tatſache als wahr hinzukommen 
müſſe, da bei Aufſtellung dieſes Erforderniſſes jedes „Ver⸗ 
breiten“ zugleich ein „Behaupten“ enthalten und ſomit zu einer 
alternativen Nebeneinanderſtellung beider Begriffe kein Anlaß 
geweſen ſein würde. Sofern in dem Urteile des FS. vom 
10. September 1897 (RGSt. 30, 226) die Anſicht Ausdruck 
gefunden hat, auch der Begriff des Verbreitens erfordere ebenſo 


wie derjenige des Behauptens die Hinſtellung einer Tatſache 


als wahr, iſt der erkennende Senat nicht gehindert, einen ab⸗ 
weichenden Rechtsſtandpunkt einzunehmen, da die fragliche Be⸗ 
merkung in jenem Urteil nicht den Entſcheidungsgrund bildet, 
vielmehr dort nur zu entſcheiden war, ob der Begriff des Ver⸗ 
breitens im Sinne des 8 186 StGB. eine Mitteilung an 
weitere Kreiſe erfordert oder nicht. U. d. II. Sen. v. 
6. März 06 (188/06). 

11. 8 192 StGB.] Von der „Form“ einer Behauptung 
im Sinne von 8 192 StGB. kann nur inſoweit die Rebe fein, 
als es ſich um Ausdrücke handelt, die ſich als Art der Auf⸗ 
ſtellung, als äußere Einkleidung gerade der erhobenen Vor⸗ 
würfe ſelbſt darſtellen. Haben dieſelben aber eine der Sachlage 
entſprechende, angemeſſene Wiedergabe gefunden und werden 
daneben noch Ausdrücke gebraucht, die zur Darſtellung der vor⸗ 
getragenen Behauptungen nicht beſtimmt ſind, ſie weder er⸗ 
läutern noch umgrenzen, ſo können ſie nicht mehr als „Form“ 
der behaupteten Tatſachen angeſprochen werden. Ihnen 
wohnt dann ein ſelbſtändiger Charakter inne, der zu einer 
Prüfung nötigt, ob auf fie der 8 185 StGB. nicht unmittelbar 
Anwendung findet. U. d. II. Sen. v. 23. Febr. 06 (985/05). 

12. 8 199 StGB.] Das Gericht iſt nicht rechtlich 
behindert, dieſe Vorſchrift zur Anwendung zu bringen, weil ein 
Strafantrag oder ein Antrag nach § 199 StGB. nicht vor: 
liegt, denn das Geſetz geſtattet dem Richter, von Amts 
wegen einen Strafausſchließungsgrund darin zu finden, daß 
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eine Beleidigung auf der Stelle erwidert wird. U. d. III. Sen- 
v. 1. Febr. 06 (940/05). 

13. 5 199 StGB.] Die Anwendbarkeit dieſer Geſetzes⸗ 
vorſchrift wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß in die Zeit 
zwiſchen beiden Beleidigungen noch andere Außerungen des einen 
oder anderen Beteiligten fallen. Insbeſondere iſt nicht un⸗ 
bedingt erforderlich, daß ſich die als Erwiderung in Frage 
kommende Beleidigung lediglich als Erwiderung der erſten 
Beleidigung darſtellt. Es iſt ſehr wohl denkbar, daß der Erſt⸗ 
beleidigte, der ſich zunächſt zu einer Erwiderung nicht herbei⸗ 
gelaſſen hat, zu einer ſolchen doch noch durch das weitere Ver⸗ 
halten insbeſondere weitere Außerungen des zuerſt Beleidigenden 
gereizt wird. Dieſe Außerungen brauchen ſelbſt keine beleidi⸗ 
genden zu fein; es kann auch genügen, daß fie fonft, beiſpiels⸗ 
weiſe als höhnende oder tadelnde, auf den Gemütszuſtand des 
zuerſt Beleidigten erregend einwirken. Geſchieht dies in der 
Weiſe, daß die Erregung über die voraufgegangene Beleidigung 
geſteigert wird, und zwar ſo, daß ſich der Erſtbeleidigte nun⸗ 
mehr zu einer beleidigenden Erwiderung hinreißen läßt, ſo iſt 
„eine Erwiderung auf der Stelle“ vorhanden, da Urſache und 
Grund der Erwiderung in der voraufgegangenen Beleidigung 
liegen. Andererſeits bleibt die weitere Außerung des zuerſt 
Beleidigenden mindeſtens der äußere Anlaß der Erwiderung, 
ſo daß ſich dieſe jedenfalls nicht lediglich als Erwiderung der 
erſten Beleidigung darſtellt. U. d. IV. Sen. v. 6. Febr. 06 
(839/05). 

14. 221 StGB.] Die Straftat des § 221 StGB. 
erſchöpft ſich, was ihre zweite im Abſ. 1 normierte Begehungs⸗ 
form anlangt, nicht in vorſätzlicher Verletzung der Pflicht, eine 
hilfloſe Perſon in hilfloſer Lage zu behüten, oder in ſolcher 
für ihre Unterbringung, Fortſchaffung oder Aufnahme zu 
ſorgen. Strafbar nach § 221 wird eine derartige Pflicht⸗ 
verletzung erſt mit dem Verlaſſen jener in der hilfloſen Lage; 
und dieſes Verlaſſen ſetzt begrifflich eine für die Ausübung 
der Fürſorgepflicht nachteilige Anderung der örtlichen oder 
räumlichen Beziehungen zwiſchen dem Verpflichteten und dem 
Hilfloſen voraus. Wie im Urteile des II. StS. vom 12. Juni 
1883 ausgeführt iſt, braucht dieſe Anderung nicht durch Ent⸗ 
fernung des Verpflichteten von dem Orte, an dem der 
Hilfloſe ſich befindet, zu geſchehen. Sie kann ſich beiſpiels⸗ 
weiſe auch durch Beſeitigung — oder weſentliche Er: 
ſchwerung — der Möglichkeit ſeines Zuganges zu 
dieſem Orte vollziehen. Nicht minder kann in Fällen der 
Entfernung des Hilfloſen vom Orte der Obhut, die ſeine 
hilfloſe Lage herbeiführte, das pflichtwidrige Dulden der 
Entfernung unter den Begriff der Ausſetzung oder des Ver⸗ 
laſſens in hilfloſer Lage fallen, letzteres namentlich da, wo die 
Entfernung in einem Nichthindern trotz vorhergegangener 
Schaffung der Bedingungen für ſolche ihre Urſache findet. 
Eine Schwangere, die auf dem Abort ſitzend von einer Sturz⸗ 
geburt überraſcht wird, ſo daß das Kind durch die Abortröhre 
in die Grube fällt, verfehlt ſich dagegen nicht gegen die er⸗ 
wähnte Geſetzesſtelle, wenn ſie vom Abort weg und ihren 
häuslichen Beſchäftigungen nachgeht, da ſie eine andere räum⸗ 
liche Trennung als die bereits durch die Geburt veranlaßte und 
eine Anderung der Hilfeleiſtungsmöglichkeit nicht bewirkt. U. d. 
IV. Sen. v. 20. März 06 (875/05). 
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15. 8 243 Ziff. 3 StGB.] Die Bewirkung des Dieb⸗ 
ſtahls mittels Einbruchs ſchließt eine ſolche „unter An⸗ 
wendung von falſchen Sclüfieln oder anderen Werkzeugen“ 
im Sinne von Nr. 3 a. a. O. an ſich aus. Ferner iſt es an 
ſich bedenklich, die Verſchraubung des Knieſtücks eines Gas⸗ 
rohrs (oder dieſes ſelbſt) als eine Verſchluß vorrichtung im 
Sinne von Nr. 3 a. a. O. anzuſetzen; denn Beſtimmung des 
Knieſtücks war es nicht, die Gaszuleitungsröhre zu verſchließen, 
ſondern eine Verbindung der Gasröhre mit der Gasuhr 
herzuſtellen. U. d. III. Sen. v. 22. März 06 (208/06). 

16. $ 253 StGB.] Zu dem Tatbeſtande des $ 253 
StGB. gehört die Abſicht, für ſich oder einen Dritten einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu erzielen. Dieſe Abſicht kann 
nur dann als vorliegend erachtet werden, wenn in der Vermehrung 
des eigenen oder fremden Vermögens die Triebfeder für die be⸗ 
treffende Handlung zu erblicken iſt (RGSt. 22, 170). Aus dem 
Zuſammenhange der Urteilsgründe iſt nun unbedenklich zu ent⸗ 
nehmen, daß der Angeklagte nach der Auffaſſung des Vorder⸗ 
tichters von dem Gedanken ausgegangen ift, die Tat des D. 
müſſe auf irgend eine Weiſe geſühnt werden, daß ihm dabei 
aber jede Bereicherung sabſicht, ſei es für ſich, ſei es für einen 
Dritten, gefehlt hat. Wenn er mit dieſem Vorſatze den D. 
durch Bedrohung mit Anzeige bei der Staatsanwaltſchaft 
genötigt hat, den Verpflichtungsſchein zur Zahlung von 
1000 Mark an die Armenkaſſe zu unterſchreiben, ſo hat er nur 
den Gedanken verwirklicht, den D. zu einer Sühne zu zwingen, 
hat aber nicht die Abſicht in ſeinen Willen aufgenommen, 
der Armenkaſſe einen Vorteil zuzuwenden, auf den ſie keinen 
Anſpruch hatte. U. d. III. Sen. v. 22. Febr. 06 (979/05). 

17. 8257 StGB.] Ebenſo wie nach der Rechtſprechung 
des RG. in dem erfolgloſen Unternehmen der Verleitung eines 
Dritten zu einer unwahren uneidlichen Ausſage im Ermittelungs⸗ 
verfahren der Tatbeſtand des 8 257 StGB. gefunden werden 
kann (RGSt. 20, 233), ſo kann auch der fehlgeſchlagene Ver⸗ 
ſuch der Verleitung eines Dritten zur Ausſtellung einer im 
Ermittelungsverfahren zu verwertenden unwahren Beſcheinigung 
als ein Beiſtandleiſten in dem erwähnten Sinne angeſehen 
werden. U. d. III. Sen. vom 22. Febr. 06 (958/05). 

18. 5 263 StGB.] Ein Fabrikarbeiter, dem von feinem 
Quartiergeber nur deshalb Koſt und Logis auf Kredit gewährt 
wird, weil der letztere im Einverſtändnis mit ihm mit der 
Fabrikdirektion vereinbart hatte, daß die Direktion das vom 
Angeklagten geſchuldete Koſtgeld vom Lohne einbehalte und an 
den Quartiergeber direkt auszahle, kann, weil ſich das erwähnte 
Übereinkommen auf die Zukunft bezog, alſo auf Lohnbeträge 
erſtreckte, die weder fällig noch verdient waren und deshalb der 
rechtlichen Wirkſamkeit entbehrte, nicht dadurch einen rechts⸗ 
widrigen Vermögensvorteil erſtreben, daß er der Fabrik⸗ 
direktion fälſchlicherweiſe vorſpiegelt, der Quartiergeber ſei mit 
der Auszahlung des Lohnes an ihn einverſtanden. U. d. 
II. Sen. v. 16. März 06 (215/06). 

19. 8 263 StGB.] Die Strafkammer nimmt an, der 
Angeklagte, der Kraftſtrom für techniſche Zwecke zu billigerem 
Preiſe und Beleuchtungsſtrom zu höherem Preiſe bezog, habe 
die Verpflichtung gehabt, dem zuſtändigen Beamten des Elek⸗ 
trizitätswerkes anzugeben, daß er vertragswidrig Kraft ſtrom 
zu Beleuchtungszwecken verwendet habe. Eine ſolche allgemeine 
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Rechtspflicht, eigene Vertragswidrigkeiten dem anderen Teil 
ohne weiteres zu offenbaren, iſt im Geſetze nicht begründet. 
Eine Unterdrückung wahrer Tatſachen im Sinne des 8 263 Std. 
kann aber, falls eine Rechtspflicht zur Mitteilung derſelben nicht 
vorliegt, in dem Verſchweigen nur dann gefunden werden, wenn 
ein aktives Verhalten des Täters hinzukommt, welches das 
Verſchweigen gleichbedeutend mit der Vorſpiegelung falſcher Tat⸗ 
ſachen macht. Allein auch ein ſolches aktives Verhalten des 
Angeklagten iſt aus den Urteilsgründen erkennbar, die für er⸗ 
wieſen erachten, da zu der Zeit, wo „der den Konſum des 
Licht⸗ und Kraftſtroms an den betreffenden Zählern feſtſtellende 
Beamte“ dieſe Feſtſtellung vornahm, die Vorkehrungen zur 
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Angeklagten oder auf ſein Geheiß von anderen beſeitigt worden 
waren, in der Abficht, daß der Angeſtellte glauben ſollte, der 
Kraftſtrom ſei nur zu den dafür beſtimmten Zwecken verwendet 
worden und demgemäß ſeine Aufzeichnungen machen ſollte, die 
dann die Unterlage für die Berechnung der Vergütung für das 
ſtädtiſche Elektrizitätswerk bildeten. In der Beſeitigung der 
betreffenden Vorkehrungen und in der Gewährung der Einſicht 
der Elektrizitätsmeſſer in dieſem normalen Zuſtande konnte aber 
die Vorſpiegelung der falſchen Tatſache gefunden werden, daß 
der vorgezeigte normale Zuſtand nicht verändert worden, der 
Kraftſtrom alſo lediglich zum Betrieb des Motors in der Verl: 
ſtätte verwendet worden ſei. Vgl. RGSt. 35, 311 (314). 
U. d. I. Sen. v. 22. Jan. 06 (471/05). 

20. 5 263 StGB.] Der Angeklagte erhielt für feine 
Lichts und für feine Kraftanlage von den Elektrizitätswerlen 
elektriſche Arbeit geliefert. Für beide Anlagen war ein Zähler 
angebracht, und eine Schaltvorrichtung beſtand in der Weiſe, 
daß entweder nur die Lichtanlage, oder nur die Kraftanlage 
zu benutzen war, nicht aber beide gleichzeitig. Dementſprechend 
wurde der Preis für die elektriſche Arbeit berechnet; es war 
dieſer Berechnung aber ein höherer Tariffa zugrunde zu legen, 
wofern beide Anlagen gleichzeitig in Benutzung genommen 
werden ſollten. Er hat nun durch Einfügen von Metallteilen 
jene Schaltvorrichtung überbrückt, alsdann die Licht⸗ und die 
Kraftanlage gleichzeitig in Benutzung genommen, ohne den 
Elektrizitätswerken hiervon Mitteilung zu machen. Die Straf 
kammer nimmt an, er habe durch Unterdrückung der Tatſache, 
daß er die Schaltvorrichtung überbrückt und die Anlagen gleich⸗ 
zeitig benutzt habe, in der Geſellſchaft einen Irrtum erregt, und 
meint, es habe für den Angeklagten „die aus der Rückſicht auf 
Redlichkeit im Verkehre ſich ergebende Pflicht beſtanden, die 
Überbrückung und Doppelbenutzung beider Anlagen der Ge⸗ 
ſellſchaft mitzuteilen.“ Hiermit wäre das Vorhandenſein einer 
Täuſchungshandlung nicht zu begründen. Die Übernahme 
einer Vertragspflicht zu ſolcher Mitteilung ergeben die Urteils 
feſtſtellungen nicht; und eine allgemeine Rechtspflicht des 
Inhalts, demjenigen, den man zu übervorteilen vorhat, ſei er 
auch Vertragsgegner, hiervon Kenntnis zu geben, iſt weder aus 
„der Rückſicht auf Redlichkeit im Verkehre“ noch aus irgend 
einem rechtlichen Geſichtspunkte herzuleiten. Indeſſen das 
Schweigen des Angeklagten in Verbindung mit der vor⸗ 
gängigen gefliſſentlichen unbefugten Anderung der Elektrizitäts⸗ 
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vorſätzliche Täuſchungshandlung in Form der Unterdrückung 
einer wahren oder auch der Vorſpiegelung einer falſchen Tat⸗ 
ſache (des Fortbeſtands des bisherigen Zuſtandes) angeſehen 
werden. U. d. IV. Sen. v. 13. Febr. 06 (1278/05). 

21. 8 263 StGB.] Wird feſtgeſtellt, daß nach 
allgemeiner Übung und ſtillſchweigender Vereinbarung Peitſche 
und Sporen als ausſchließlich erlaubte Mittel der Antreibung 
von Rennpferden gelten und jedes andere hierzu benutzte 
mechaniſche Mittel ungewöhnlich und unſtatthaft ſei, ſo kann 
ohne Rechtsirrtum angenommen werden, daß in der Benutzung 
eines auf dem Rücken des Pferdes befeſtigten elektriſchen Apparats 
zum Antreiben des Rennpferdes die „beſondere Begünſtigung“ 
eines Rennteilnehmers liege. Verſchaffte Angeklagter ſich ſonach 
bewußt eine „beſondere Begünſtigung“, ohne hiervon an zu⸗ 
ſtändiger Stelle Anzeige zu machen, ſo findet in dieſem Verhalten 
die Annahme der Unterdrückung einer wahren Tatſache eine 
genügende Grundlage. Daß hierzu das Beſtehen einer Rechts⸗ 
pflicht zur Offenbarung der verſchwiegenen Tatſache vorausgeſetzt 
wird, hat das LG. nicht verkannt; es hat erwogen, daß An⸗ 
geklagter für das Rennen ſich ausdrücklich den Beſtimmungen 
des durch Königliche Verordnung vom 11. April 1881 ge⸗ 
nehmigten Reglements für die Flachrennen im preußiſchen 
Staate unterworfen hat. Offenbar iſt hiernach ein durch 
Nennung und Unterzeichnung (8 35) begründetes Vertrags- 
verhältnis zwiſchen Angeklagtem und dem Rennverein für er⸗ 
wieſen erachtet. Nach § 38 daſelbſt muß, wenn „beſondere 
Begünſtigungen“ beanſprucht werden, das Recht dazu und der 
Umfang desſelben auf Verlangen des Vorſtandes von den 
Unterzeichnern begründet werden. Wenn das LG. dieſer Be⸗ 
ſtimmung den Sinn beilegt, daß jeder am Rennen Beteiligte 
dem Vorſtande von der Inanſpruchnahme einer „beſonderen 
Begünſtigung“ Anzeige zu erſtatten hat, ſo ſtellt ſich dieſe Feſt⸗ 
ſtellung als eine dem Reviſionsangriff entzogene Auslegung des 
Vertragsinhalts dar. Mit Recht iſt hieraus die Pflicht des 
Angeklagten hergeleitet, dem Vorſtande anzuzeigen, daß er die 
in der Anwendung des Apparats beſtehende beſondere Be⸗ 
günſtigung in Anſpruch nehme. Die Unterlaſſung dieſer Anzeige 
war ſonach um ſo mehr geeignet, das Tatbeſtandsmerkmal der 
Unterdrückung einer wahren Tatſache zu begründen, als ſie mit 
einem aktiven, auf Täuſchung berechneten Verhalten des An⸗ 
geklagten, der geheimen Anbringung des Apparats, in Ver⸗ 
bindung trat. U. d. III. Sen. v. 5. Febr. 06 (883/05). 

22. 5 266 Ziff. 2 StGB.] Der Vorſtand einer Hilfs⸗ 
kaſſe, der ſich nach ſeiner Wahl durch Vertrag von der General⸗ 
verſammlung unter Ausbeutung des Leichtſinns und der Un⸗ 
erfahrenheit der Mitglieder Bezüge an Gehalt und Tantiemen 
verſprechen läßt, die zu ſeinen Leiſtungen in auffallendem Miß⸗ 
verhältnis ſtehen, und der die danach vereinbarten Beträge der 
Kaſſe entnimmt, obwohl er weiß, daß der Vertrag nach 8 138 
Abſ. 2 BGB. nichtig iſt, iſt nach 8 266 Ziff. 2 ſtrafbar. Daß 
er das Geld mit Wiſſen und Willen der Mitglieder der Kaſſe 
entnahm, ſteht der Annahme einer Untreue nicht entgegen, da 
auch der Bevollmächtigte zum Nachteil ſeines Auftraggebers 
handelt, der den Willen des Auftraggebers ſei es durch Über⸗ 
redung, betrügeriſcher Vorſpiegelung, oder wie hier durch Aus⸗ 
beutung des Leichtfinns und der Unerfahrenheit dahin beeinflußt 
hat, daß der Auftraggeber mit der vom Bevollmächtigten ab⸗ 
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ſichtlich zu ſeinem Nachteil vorgenommenen Handlung ein 
verſtanden iſt. U. d. III. Sen. v. 26. Febr. 06 1382/05). 

23. 8 267 StGB.] Der vom Angeklagten geſchriebene 
und mit „Sch., Bügermeiſter“ unterzeichnete Brief, enthaltend 
die „ergebene Anzeige, den hieſigen D., welcher eine Rente 
zieht, in Straßburg unterſuchen laſſen zu wollen. Derſelbe 
arbeitet wie früher und rühmt ſich offen, eine Penſion zu haben, 
trotzdem er arbeiten kann.“ Er konnte aber auch im Fall 
feiner Echtheit als eine Anzeige nach 8 154 LwuVerſc. nicht er⸗ 
achtet werden. § 154 hat nur amtliche Eröffnungen im Auge, 
wogegen nichtamtliche Kundgebungen zwar den Anlaß zu einem 
Ermittelungsverfahren zu gewähren, aber weder einen öffentlich⸗ 
rechtlichen Anſpruch, noch eine öffentlich⸗ rechtliche Pflicht zu ers 
zeugen vermögen. Tatſächlich wird im allgemeinen eine nicht⸗ 
amtliche Mitteilung um ſo eher Beachtung bei den „Organen 
der Berufsgenoſſenſchaften“ finden, je zuverläſſiger ihnen der 
Urheber erſcheint, und daß gerade der vom Geſetz zu amtlichen 
Mitteilungen berufene Gemeindevorſtand bei den „Organen der 
Berufsgenoſſenſchaften“ auch für ſeine außeramtlichen Kund⸗ 
gebungen ein hervorragendes Vertrauen genießen wird, dürfte 
ſich nicht in Abrede ziehen laſſen. Indeſſen ſteht eine ſolche 
rein tatſächliche Erheblichkeit außeramtlicher Kundgebungen des 
Gemeindevorſtandes begrifflich der Erheblichkeit für Rechte und 
Rechtsverhältniſſe nicht gleich, vielmehr beweiſen ſie, wenn echt, 
nur die an ſich belangloſe Tatſache, daß ſie da ſind und vom 
Verfaſſer herrühren, RGSt. 19, 174 (176, 177). Dagegen 
erſcheint der Brief aus einem anderen rechtlichen Geſichtspunkt 
beweiserheblich, indem er ſeine Echtheit vorausgeſetzt, gegenüber 
dem Verfaſſer das Erwachſen einer aus § 826 StGB. ſich 
ergebenden Pflicht zum Schadenerſatz zu beweiſen vermochte, 
wenn der Verfaſſer bewußt unwahrerweiſe und in der Abſicht, 
die Berufsgenoſſenſchaft oder den Ackerer D. zu ſchädigen, durch 
Abſenden des Briefes vorgegangen wäre. U. d. I. Sen. v. 
12. März 06 (670/05). 

24. 5 267 StGB.] Die Annahme der Strafkammer, 
daß die von der Vollſtreckungsbehörde ausgeſtellten, mit dem 
Namen des Rendanten unterdruckten Pfändungsbefehle öffent⸗ 
liche Urkunden waren, begegnet im Hinblick auf die Verordnung 
vom 15. November 1899 betreffend das Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen, die Ausführungs⸗ 
anweiſung vom 28. November 1899 Art. 16, 36 und Formular IV 
und die Geſchäftsanweiſung für die Vollziehungsbeamten im Bereiche 
der Verwaltung der direkten Steuern vom 10. Februar 1900 
(88 1 ff., SS 11, 39) Bedenken. Zu den weſentlichen Beſtand⸗ 
teilen einer öffentlichen Urkunde gehört, daß ſie in der vor⸗ 
geſchriebenen Form aufgenommen iſt. Die Form, in welcher 
die Pfändungsbefehle aufzunehmen und auszufertigen waren, 
beſtimmt für den vorliegenden Fall Art. 36 der Ausführungs⸗ 
anweiſung vom 28. November 1899, wonach die Pfändungs⸗ 
befehle nach dem dort als Muſter IV bezeichneten Formulare 
herzuſtellen waren. Dieſes Formular fordert u. a. Unter- 
ſchrift des die Vollſtreckungsbehörde vertretenden Beamten. 
Wenn es nun auch unter Umſtänden gebräuchlich und zuläſſig 
ſein mag, daß in Urkunden, die von öffentlichen Behörden aus⸗ 
gehen, die Autorſchaft ohne Unterſchrift des Repräſentanten der 
Behörde nur durch Stempelabdruck konſtatiert oder die Unter⸗ 
ſchrift durch Stempel oder durch Druck ausgeführt wird, (RGSt. 
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8, 409; 12, 17), ſo muß doch im vorliegenden Falle an⸗ 
genommen werden, daß mit Rückſicht auf den Inhalt des in 
Art. 36 der Ausführungsanweiſung vorgeſchriebenen Formulars 
Muſter IV, das die Unterſchrift des die Vollſtreckungs⸗ 
behörde vertretenden Beamten fordert, die von dem Angeklagten 
ausgefüllten Pfändungsbefehle, unter denen der Name des 
Rendanten nicht in Schrift, ſondern in Druck ſtand, ſoweit 
und ſo erheblich von der vorgeſchriebenen Form abwichen, daß 
ſie als öffentliche Urkunden nicht zu erachten waren. U. d. 
III. Sen. v. 22. Febr. 06 (1114/05). 

25. 58 284 StGB.] Der Angeklagte hat nach der getroffenen 
Feſtſtellung die beiden Kartenſpiele, mit denen er mit 6 Perſonen 
„17 und 4“ geſpielt hat, ſelbſt gefälſcht, d. h. auf der Rückſeite mit 
Kreidezeichen verſehen, deren Exiſtenz und Bedeutung nur ihm bekannt 
war und bekannt fein ſollte. Die getroffene Feſtſtellung ſchließt nach 
Meinung der Reviſion das Vorliegen eines Glücksſpiels aus, 
weil danach der Erfolg des Spieles nicht vom Zufall, ſondern 
von einer, wenn auch unerlaubten und ſtrafbaren Kunſt ab⸗ 
gehangen habe. Dieſe Meinung iſt jedoch unrichtig. Die Über⸗ 
legung, welche der Angeklagte infolge ſeiner Kenntnis der Karten 
verwenden konnte, war allerdings einflußreicher, als diejenige 
ſeiner Mitſpieler. Allein bei welchem Einzelſpiel, in welchem 
Maße und mit welchem Erfolge er ſeine Kartenkenntnis zu ver⸗ 
werten vermochte, war ungewiß. Es blieben ſo viele ver⸗ 
ſchiedene Möglichkeiten, in welchen ſie keine oder nur geringe 
Bedeutung hatte, daß die Annahme der Strafkammer nicht zu 
beanſtanden iſt, für den Geſamtcharakter des Spiels ſei der Zu⸗ 
fall weſentlich ausſchlaggebend geweſen. U. d. II. Sen. v. 
27. März 06 (762/05). 

26. 8 289 StGB.] Die Vorſchrift des 8 289 hat, wie 
vom RG. in Bd. 25 S. 115 fla. der Entſcheidungen näher bar 
gelegt iſt, zur Vorausſetzung, daß der Gewahrſam des durch 
8 289 ſtrafrechtlich Geſchützten oder ein dem Gewahrſam ähn⸗ 
liches tatſächliches Verhältnis verletzt iſt. An dem Mauer⸗ 
keſſel, welcher von dem erſten Richter mit Recht als Zubehör 
des dem Angeklagten gehörigen beſchlagnahmten Grundſtücks 
angeſehen wird, hat durch die im vorliegenden Falle rechts⸗ 
wirkſam angeordnete und in Vollzug geſetzte Zwangsverwaltung 
der vom Gerichte beſtellte Verwalter Gewahrſam erlangt 
(88 148, 150 und 151 3VG.). Ein Gewahrſam ſtand aber 
den durch § 289 geſchützten Pfandgläubigern nicht zu, da 
der Verwalter nach der ihm rechtlich zukommenden Stellung 
nicht als Vertreter jener Gläubiger zu erachten iſt. Die Bei⸗ 
ſeiteſchaffung des Keſſels kann alſo nur unter § 137 StGB. 
fallen; Idealkonkurrenz mit 8 289 iſt ausgeſchloſſen. U. d. 
II. Sen. v. 13. Febr. 06 (534/05). 

27. 5 289 StGB.] Die Gärten find als landwirt⸗ 
ſchaftliche Grundſtücke im Sinne des § 585 BGB. angeſehen 
worden und demgemäß hat die Strafkammer zutreffend ange⸗ 
nommen, daß auch die in den Pachtgärten gewachſenen Früchte 
mit der Trennung vom Boden dem Pfandrecht des Verpächters 
unterlagen. Das Fortſchaffen dieſer Früchte iſt, wenn es auch 
in rechtswidriger Abſicht geſchah, nicht unter allen Umſtänden 
ſtrafbar, nämlich dann nicht, wenn es, wie im 8 560 Satz 2 
BGB. vorgeſehen iſt, ſich als eine Entfernung darſtellt, die 
im regelmäßigen Betriebe des Geſchäfts des Mieters oder den 
gewöhnlichen Lebensverhältniſſen entſprechend erfolgt iſt, oder 
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wenn die zurückbleibenden Sachen zur Sicherung des Vermieters 
offenbar ausreichen. (8 581 Abſ. 2 BGB.) Nach der jetzigen 
Sachlage bleibt die Möglichkeit offen, daß Angeklagter die in 
Betracht kommenden Früchte geerntet hat, um ſie den gewöhn⸗ 
lichen Lebensverhältniſſen entſprechend in ſeinem Haushalt zu 
verbrauchen. Bei ſolcher Geſtaltung würde keine Wegnahme im 
Sinne des § 289 StGB. vorliegen. U. d. III. Sen. v. 
8. Febr. 06 (964/05). 

28. 5 348 StGB. 8 26 Geſetz vom 3. Juni 1900 
betr. die Fleiſchbeſchau.] Die von einem Fleiſchbeſchauer durch 
den Aufdruck eines Stempels auf das ihm zur Unterſuchung 
vorgelegte Fleiſch bewirkten Stempelabdrücke ſind öffentliche Ur⸗ 
kunden (SING. 29, 67). Ihre Fälſchung fällt unter $ 348 
StR. Das Geſetz vom 3. Juni 1900 betr. die Fleiſchbeſchau 
ſchließt nicht etwa als lex specialis die Anwendung des 
StGB. derart aus, daß nunmehr ſtatt des § 348 StGB. 8 26 
Ziffer 3 des Fleiſchbeſchaugeſetzes anzuwenden wäre. U. d. 
III. Sen. v. 15. Jan. 06 (1026/05). 

29. 5 359 StGB.] Die Allgemeine Dienſtanweifung 
für Poſt und Telegraphie Abſchnitt X Abteilung 2 ſtellt in 
868 die „Aushelfer“, alſo Perſonen, die nur zur Deckung 
eines vorübergehenden Bedürfniſſes beſchäftigt werden, den Poſt⸗ 
hilfsboten gegenüber. Ihr Verhältnis zur Poſtverwaltung wird 
als ein privatrechtliches bezeichnet, deſſen Wirkungen ſich nach 
der getroffenen Vereinbarung und nach den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts über die Dienſtmiete beſtimmen. Als 
„außerhalb des Beamtenverhältniſſes ſtehende Bedienſtete“ 
werden fie nicht vereidigt und unterſtehen nicht den Difziplinar: 
geſetzen und dem Reichsbeamtengeſetz. Beſondere Beſtimmungen 
enthalten die 88 350 und 353 für Aushelfer, welche Unter: 
beamtengeſchäfte verrichten ſollen; und für Aushelfer, die mit 
Poſtſendungen und Telegrammen Befaſſung erhalten, ſchreibt 
8 351 eine Verpflichtung durch Handſchlag zur Verſchwiegenheit 
und treuen Erfüllung der Obliegenheiten vor. Ob den er⸗ 
wähnten Beſtimmungen der Wille der Dienſtanweiſung zu ent 
nehmen iſt, lediglich für das innere Verhältnis zwiſchen der 
Poſtverwaltung und den Aushelfern die Anwendung der die 
Rechte und Pflichten der Reichsbeamten regelnden Vorſchriſten 
auszuſchließen, ob dagegen in der Annahme des Angeklagten 
zum „Aushelfer im Unterbeamtendienſte“ und in ſeiner zu 
Protokoll erfolgten Verpflichtung der Ausdruck des Willens 
der Anſtellungsbehörde zu finden iſt, für ſein Verhältnis nach 
außen hin ihm die Beamteneigenſchaft zu übertragen, kann 
dahingeſtellt bleiben. Denn jedenfalls iſt die Annahme ge⸗ 
rechtfertigt, daß ſelbſt beim Vorliegen eines urſprünglich auf 
Privatrechtsverhältniſſe abzielenden Dienſtvertrages die An⸗ 
ſtellungsbehörde den Angeklagten zur Wahrnehmung amtlicher 
Funktionen mindeſtens von dem Zeitpunkt ab tatſächlich bes 
rufen, alſo als Beamten angeſtellt hat, in welchem ſie dem 
bis dahin nur mit mechaniſchen Verrichtungen beſchäftigten An⸗ 
geklagten die Beſtellung von Briefen und Telegrammen, ſowie 
die Entleerung von Briefkäſten als dauernde und regelmäßige 
Dienſtleiſtung übertrug. Es ſind dies Verrichtungen, die über 
den Rahmen mechaniſcher Dienſtleiſtung hinausgehend, nur von 
einem amtlichen Organe unter öffentlicher Autorität wahr⸗ 
genommen werden können, ſich alſo als ein Ausfluß der Amts⸗ 
gewalt darſtellen. U. d. III. Sen. v. 15. März 06 (1204/05). 
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35. Jahrgang. 


B. Strafprozeß ordnung. 

30. 88 22, 23, 200 StPO.] 1. Wie durch die amt⸗ 
liche Außerung des (Schwurgerichts⸗) Vorſitzenden beſtätigt 
wird, hat dieſer während der Vorunterſuchung am Ort der Tat 
unter Zuziehung von Zeugen fi hierbei als künftigen Vor⸗ 
ſitzenden des mit der Verhandlung gegen den Angeklagten be⸗ 
faßten Schwurgerichts zu erkennen gegeben, über gewiſſe Einzel⸗ 
heiten von den Zeugen Auskunft verlangt und erhalten und 
nach Abſchluß der Ortsbeſichtigung den Ortsvorſteher, dem er 
ſich als Landgerichtsdirektor vorſtellte, über die perſönlichen 
Verhältniſſe des Angeklagten ſowie über den Hergang bei Auf⸗ 
findung des Leichnams ausgeforſcht. Das vorgeſchilderte Ver⸗ 
halten des Vorfigenden findet zweifellos nirgends, namentlich 
nicht in der StPO., eine geſetzliche Unterlage. Es kenn⸗ 
zeichnet ſich inſofern als ein ebenſo unbefugtes Eingreifen, 
wie das eines beliebigen, der Vorunterſuchung und der Haupt⸗ 
verhandlung in jeder Hinſicht fernſtehenden Dritten. Ob es 


mit der Anforderung möglichſter Unbefangenheit des erkennenden. 


Richters als vereinbar oder vollends gegenüber dem für das 
Strafverfahren durch Geſetz ſcharf abgeſteckten Wege als 
empfehlenswert gelten kann, bedarf keiner Erörterung. Da 
aber der Vorſitzende bei ſeinem einſeitigen Vorgehen offen als 
künftiger Schwurgerichtsvorſitzender oder als Landgerichtsdirektor, 
mithin weder als Unterſuchungsrichter noch als Staatsanwalt 
oder Polizeibeamter aufgetreten iſt, auch kein förmliches Verhör 
mit den Zeugen angeſtellt hat, ſo erledigt ſich von ſelbſt der 
im Reviſionsſchriftſatz vertretene Geſichtspunkt, daß er nach 
8 23 Abf. 2 verglichen mit 8 22 Nr. 4 StPO. von der Aus⸗ 
übung des Richteramts kraft Geſetzes ausgeſchloſſen geweſen 
ſei. Da es ſich weiter, wie bereits gezeigt, bei der einſeitigen 
Ortsbeſichtigung überhaupt nicht um richterliche Unterſuchungs⸗ 
maßregeln, geſchweige denn um ſolche gemäß § 200 StPO., 
gehandelt hat, ſo können die hier für einſchlagenden geſetzlichen 
Beſtimmungen nicht verletzt ſein. Dem Verteidiger mag zu⸗ 
gegeben werden, daß er auf das Vorgehen des Vorſitzenden 
möglicherweiſe ein Ablehnungsgeſuch wirkſam hätte ſtützen 
können. Er hatte aber nach der vom Staatsanwalt bei⸗ 
gebrachten, durchaus glaubwürdigen ſchriftlichen Erklärung 
des Schultheißen W. von dieſem vor der Hauptverhandlung, 
anläßlich ſeiner (des Verteidigers) eigener Ortsbeſichtigung 
Kenntnis von der Tatſache erhalten, daß kurz zuvor auch der 
Schwurgerichtsvorſitzende dort geweſen war. Demgemäß befand 
er ſich in der Lage, deſſen einſeitige Augenſcheinseinnahme zur 
Begründung eines Ablehnungsgeſuchs zu verwerten, was er 
jedoch verſäumt hat. Hiervon abgeſehen erzeugt die Unkenntnis 
eines Ablehnungsgrundes niemals das Recht auf nachträgliche 
Ablehnung (RGRſpr. 8, 356 [357]), alſo auch keine erfolgreiche 
Reviſionsbeſchwerde, da 8 377 Nr. 3 StPO. nicht zutrifft. 
U. d. I. Sen. v. 22. März 06 (228/06). 

31. 5 54 StPO.] Der 8 54 StPO. gibt allerdings 
dem Zeugen ein Auskunftverweigerungsrecht nur bezüglich ſolcher 
Fragen, deren Beantwortung ihm oder einem der in 8 51 
Nr. 1 bis 3 bezeichneten Angehörigen die Gefahr ſtrafgericht⸗ 
licher Verfolgung zuziehen würde; allein das Urteil und die 
Akten ergeben nicht, und der Beſchwerdeführer behauptet auch 
nicht, daß der Zeuge noch über andere als die ſich aus jenen 
Fragen ergebenden Umſtände Auskunft geben ſollte. Dann 
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aber fiel die Verweigerung feines Zeugniſſes mit der Verwei⸗ 
gerung der Auskunft auf jene Fragen zuſammen und war des⸗ 
halb die Nichtvernehmung des Zeugen gerechtfertigt. U. d. 
II. Sen. v. 6. April 06 (333/06). 

32. 5 222 StPO.] „Schwangerſchaft“ an ſich und ohne 
jede Rückſicht auf ihr Stadium iſt kein Hindernis im Sinne 
der erwähnten Vorſchrift; die Anführung dieſes einzigen Grundes 
ohne jede Andeutung, daß die Hebung des angegebenen Hinder⸗ 
niſſes für längere oder ungewiſſe Zeit nicht zu erwarten 
und deshalb eine Vertagung untunlich ſei, kann als eine ge⸗ 
nügende Rechtfertigung zur Außerachtlaſſung eines der wichtigſten 
Prozeßgrundſätze, — des Grundſatzes der Unmittelbarkeit — 
nicht erachtet werden. U. d. I. Sen. v. 1. März 06 (189/06). 

33. § 237ff. StPO.] Wenn nun auch die im 8 237 
StPO. dem Vorſitzenden übertragene Leitung der Hauptver⸗ 
handlung demſelben nicht das Recht einräumt, über die Grenzen 
des § 239 hinaus die ganze Beweisaufnahme oder einen Teil 
derſelben auf einen anderen der Prozeß beteiligten, auch nicht 
auf einen der beiſitzenden Richter zu übertragen — vgl. RGSt. 9, 
310 ff. — fo ſchließt dies nicht aus, es für zuläſſig zu er⸗ 
achten, daß der Vorſitzende, wenn er dies für geboten oder 
zweckdienlich hält, die Stellung einzelner nach dieſer Richtung 
ihm erheblich erſcheinenden Fragen und deren Beantwortung 
durch direkte Ausſprache zweier Zeugen untereinander, ſei es 
ausdrücklich, ſei es ſtillſchweigend, zu geſtatten. U. d. III. Sen. 
v. 15. März 06 (1158/05). 

34. 8 246 StPO.] Auf Grund eines Gerichtsbeſchluſſes, 
daß die Angeklagten einzeln in Abweſenheit der Mitangeklagten 
zu vernehmen ſeien, iſt bei der gemäß 8 242 StPO. erfolgten 
Vernehmung der drei Angeklagten in der Weiſe verfahren 
worden, daß jeder in Abweſenheit der beiden Mitangeklagten 
vernommen, und erſt, nachdem dieſe Vernehmung beendigt und 
die Angeklagten alle drei wieder in den Sitzungsſaal eingetreten 
waren, der Vorſitzende die Angeklagten von dem weſentlichen 
Inhalte der in ihrer Abweſenheit gemachten Ausſagen unter⸗ 
richtete. Mit Unrecht erkennt die Reviſion in dem eingehaltenen 
Verfahren eine Verletzung des § 246 StPO. (vgl. RGSt. 8, 153, 
Urteil des erkennenden Senats vom 1. März 1895 in 
Goltd Arch. 43, 34.) In dem Urteil des erkennenden Senats 
vom 13. Dezember 1889 (RG St. 20, 123) iſt allerdings ausge⸗ 
ſprochen, daß der Angeklagte, der während der Vernehmung 
eines Mitangeklagten aus dem Sitzungsſaale entfernt worden 
ſei, der Regel nach vor der eigenen Vernehmung über die An⸗ 
klage von dem weſentlichen Inhalte der in ſeiner Abweſenheit 
abgegebenen Ausſage unterrichtet werden müſſe, weil es von 
ſeiner freien Entſchließung abhänge, ob und was er auf die 
Beſchuldigung erwidern wolle, und ihm deshalb etwas, auf 
deſſen Kenntnis er Anſpruch habe, und was auf ſeine Ent⸗ 
ſchließung in der angegebenen Beziehung Einfluß äußern könne, 
nicht vorenthalten werden dürfe. Dabei iſt jedoch in dem an⸗ 
gezogenen Urteile anerkannt, daß der Ausnahmefall, wenn 
beſchloſſen ſei, jeden von mehreren Angeklagten in Abweſenheit 
der Mitangeklagten zu vernehmen, durch jenen Ausſpruch nicht 
berührt werde. U. d. IV. Sen. v. 23. Febr. 06 (158/06). 

35. 8 248 StPO.] Es beſteht keine prozeſſuale Vor⸗ 
ſchrift, welche, abgeſehen von den Beſtimmungen der 88 243, 
244, 248 StPO., ohne weiteres die vollſtändige Verleſung 
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jeder Schrift notwendig machte — RGSt. 8, 128 (129) —; 
ſie würde auch unter Umſtänden, ſo bei beſonders umfangreichen 
Urkunden, zu praktiſchen Unzuträglichkeiten führen. Solange 
daher keiner der Prozeßbeteiligten andere Wünſche geäußert 
hatte, ſtand es gemäß § 237 StPO. zum Ermeſſen des Vor⸗ 
ſitzenden, in welchem Umfang er das Strafurteil in Frage bekannt 
geben wollte. Allein ganz abgeſehen hiervon würde der Beſchluß für 
alle Fälle durch den Grund getragen, daß bei der tatſächlichen 
Unmöglichkeit der Bekanntgabe der Gründe des zu Verluſt ge⸗ 
gangenen Berufungsurteils eine ſolche der Gründe des erſt⸗ 
inſtanzlichen Urteils rechtlich ausgeſchloſſen erſcheine. Derartige 
Urteile ergänzen ſich gegenſeitig; das zuerſt ergangene hat ohne 
das andere keinen rechtlichen Beſtand, und das aufgehobene 
erſtinſtanzliche Urteil bildet für ein ſpäteres Verfahren immer 
nur ein unvollſtändiges Beweismittel. Nicht abzuſehen iſt, daß 
das Geſetz den Richter hätte zwingen ſollen, ein derartiges ein⸗ 
ſeitiges Beweismittel den Geſchworenen in ſeinem ganzen auch 
die Gründe einſchließenden Umfang mitzuteilen, wobei gerade 
die Bekanntgabe der die Feſtſtellungen in einem anderen Ver⸗ 
fahren und Zeugenausſagen wiedergebenden Gründe eines 
früheren Strafurteils die Gefahr einer Beeinfluſſung und Ver⸗ 
wirrung des freien richterlichen Ermeſſens nahelegen würde. 
U. d. I. Sen. v. 26. März 06 (773/05). 

36. 5 248 StPO.] Es handelt ſich hier überall nur 
um Briefe des Angeklagten, und deren Verleſung konnte ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur zum Beweiſe dafür dienen, daß Briefe des zur 
Verleſung gebrachten Inhalts von ihm geſchrieben worden 
ſeien. Zu konſtatieren, daß ein anderer Zweck mit dem Ver⸗ 
leſen der Briefe nicht verfolgt werde, war nicht geboten. Für 
die gegenteilige Anſicht beruft ſich die Reviſion mit Unrecht 
auf das in Bezug genommene Urteil des II. StS. vom 30. De⸗ 
zember 1898 (RGSt. 31, 407). Wenn dort die von der 
Reviſion vertretene Anſicht aufgeſtellt worden iſt, ſo iſt der 
II. StS. doch ſelbſt in einem Urteile vom 15. Dezember v. J. 
(RGSt. 38, 254) davon abgegangen. U. d. IV. Sen. v. 
27. März 06 (998/05). 

37. 8 260 StPO.] Darüber, ob eine Tatſache 
gerichtskundig, bedarf es einer Verhandlung mit den Prozeß⸗ 
beteiligten nicht; die Gerichtskundigkeit iſt kein Beweismittel, 
und es iſt daher nicht erforderlich, daß ſie ſich als ein Er⸗ 
gebnis der Hauptverhandlung herausſtellt (8 260 StPO.). 
Hieraus ſolgt aber wiederum, daß über die Frage, ob eine 
Tatſache gerichtskundig oder nicht, mit den Prozeßbeteiligten 
nicht zu verhandeln iſt. U. d. III. Sen. v. 5. März 06 
(1050/05). 

38. 8 293 StPO.] Der Staatsanwalt rügt Verletzung 
des 8 293 StPO., weil es in den Fragen 1, 4 und 6 heiße: 
„vor einer zur Abnahme von Eiden zuſtändigen Behörde — 
dem Großherzoglichen Amtsgericht Offenburg —“ 
ſtatt Schöffengericht Offenburg, wie im Eröffnungs⸗ 
beſchluſſe und in der Anklageſchrift. Das Geſetz gebietet bei der 
Frageſtellung keine Spezialiſierung der Tat durch Anführung 
konkreter Umſtände, ſoweit ſie nicht zur Unterſcheidung der 
Identität erforderlich ſind. Wie das RG. wiederholt ausge⸗ 
führt hat (RG St. 2 S. 136, 138; 3 S. 51, 250; 4, 231; 
15, 85; 27 S. 69, 371; 28, 244 u. a.) ſind die Fragen 
ſogar von allem freizuhalten, was nicht zu den 


geſetzlichen Merkmalen und zur Unterſcheidung der 
Identität gehört. Die Anführung der konkreten, zur 
Abnahme von Eiden zuſtändigen Behörde, vor der das falſche 
eidliche Zeugnis geleiſtet worden iſt, konnte deshalb unter⸗ 
bleiben, ſoweit fie nicht zur Individualiſierung der Tat er 
forderlich war. Keinesfalls aber wurde durch den bezeichneten 
Beiſatz die Identität der Tat alteriert; denn das Schöffen⸗ 
gericht iſt keine ſelbſtändige, von dem Amtsgerichte ge⸗ 
trennte Behörde, ſondern derjenige Gerichtskörper, der bei 
dieſem Gerichte zur Verhandlung und Entſcheidung in 
Strafſachen berufen wird. Im gegebenen Falle konnte ſich 
deshalb das Gericht der einen wie der anderen Bezeichnung 
bedienen. U. d. I. Sen. v. 5. April 06 (1565/05). 

39. 88 293, 294, 295 StPO.] Allerdings wird 
die rechtliche Verſchiedenheit der Straftaten, die durch eine 
Hauptfrage oder eine Hilfsfrage feſtgeſtellt werden ſollen, es in 
der Regel erfordern, daß die einer Hauptfrage nachfolgende 
Hilfsfrage für den Fall der Verneinung der Hauptfrage zu 
ſtellen iſt. Eine Ausnahme wird aber dann anzuerkennen ſein, 
wenn durch eine Hilfsfrage darüber entſchieden werden ſoll, 
ob eine Anzahl von Straftaten, die den Gegenſtand einer 
gleichen Anzahl von Hauptfragen bildet, als eine einheitliche 
Straftat aufzufaſſen ſei oder nicht. Der Unterſchied zwiſchen 
den Tatbeſtänden der Haupt⸗ und Hilfsfrage beſteht hier nur 
darin, daß beim Fortſetzungsdelikt der Vorſatz, die Einzeltaten 
zu begehen, auch noch darauf gerichtet iſt, durch Begehung der 
Einzeltaten eine einheitliche Straftat zu verüben. Für die 
ſchwurgerichtliche Frageſtellung kann es keinem Bedenken unter⸗ 
liegen, das Vorhandenſein dieſer beſonderen Eigenſchaft des 
Tätervorſatzes zum Gegenſtand einer Hilfsfrage zu machen in 
der Weiſe, daß zunächſt für jede der Einzeltaten eine Haupt⸗ 
frage geſtellt und dieſen Hauptfragen die nur für den Fall 
ihrer Bejahung zu beantwortende Hilfsfrage angereiht wird. 
Mit der Bejahung der Hauptfragen werden ſo allerdings zu⸗ 
nächſt an ſich ſelbſtändig erſcheinende Einzeltaten feſtgeſtellt und 
ohne Stellung der Hilfsfragen würden ſie ohne weiteres als 
ſelbſtändige Straftaten zu erachten ſein, allein es ſteht weder 
mit prozeß⸗ oder ſachlichrechtlichen Vorſchriften noch mit den 
Denkgeſetzen in Widerſpruch, wenn im Anſchluſſe an die 
Hauptfragen durch eine Hilfsfrage noch eine Entſcheidung dar⸗ 
über herbeigeführt wird, ob dieſe anſcheinende Selbſtändigkeit 
in Wirklichkeit beſteht oder nicht, vielmehr die Einzeltaten nur 
Beſtandteile einer Einheitstat ſind. Eine ſolche Hilfsfrage könnte 
ebenſogut als Nebenfrage bezeichnet werden. Nach dem Wort⸗ 
laute entſpricht ſie allerdings nicht den Vorausſetzungen dieſer 
Geſetzesſtelle, dem Weſen nach kommt ſie aber einer Neben⸗ 
frage mindeſtens ſehr nahe; denn je nach Beantwortung der 
Frage iſt gegen die Angeklagte wegen einer Mehrzahl ſelb⸗ 
ſtändiger Straftaten unter Feſtſetzung ebenſo vieler Einzelſtrafen 
auf eine danach zu beſtimmende Geſamtſtrafe zu erkennen, 
die unter Umſtänden die geſetzlich zuläſſige höchſte Einzelſtrafe 
überſteigen kann (8 74 StGB.) oder aber nur wegen einer 
einzigen Straftat auf eine nach einer einzigen Strafnorm zu 
beſtimmende Einzelſtrafe (8 73 StGB.). Es kann alſo ſehr 
wohl davon geſprochen werden, daß die Beantwortung jener 
Frage einen Umſtand betrifft, von welchem die geringere oder 
höhere Strafbarkeit des Tuns der Angeklagten abhängt. Zu 
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Unrecht wird denn auch von der Reviſion gerügt, daß vor⸗ 
liegend in den Hilfsfragen durch Anführung der Nummern der 
Hauptfragen auf deren Inhalt verwieſen worden ſei. Wenn 
wie hier die Hilfsfrage für den Fall der Bejahung von 
Hauptfragen geſtellt wird, kann der § 293 StPO. einer 
ſolchen Verweiſung nicht entgegenſtehen, denn durch ſie wird 
der Inhalt der Hauptfragen ein Beſtandteil der Hilfsfrage und 
fo erhält die Hilfsfrage auch ihrerſeits den von 8 293 StPO. 
geforderten Inhalt. U. d. I. Sen. v. 19. März 06 (43/06). 

40. 5 398 Abf. 1 StPO.] Als „Strafe“ im Sinne 
des Geſetzes ſtellt ſich allerdings auch die in § 200 Abſ. 1 
und 2 StGB. vorgeſehene öffentliche Bekanntmachung dar 
(RGSt. 6, 181 flg.; 14, 158; 16 S. 74 bis 75); für die 
Frage aber, ob die Strafe eine härtere geworden iſt, als ſie 
vorher war, kann nur die Art und das Maß der verhängten 
Strafe ſelbſt und nicht etwa eine inzwiſchen eingetretene Ver⸗ 
änderung in den perſönlichen oder Vermögensverhältniſſen des 
Beſtraften in Betracht kommen. Ein zu Geldſtrafe Verurteilter 
muß ſich die Verhängung einer gleich hohen Geldſtraſe gefallen 
laſſen, auch wenn ſeine Vermögensverhältniſſe inzwiſchen un⸗ 
günſtigere geworden ſind; ebenſowenig können die Angeklagten 
ſich darauf berufen, daß die Veröffentlichung in der von ihnen 
ſelbſt herausgegebenen bezw. gedruckten Zeitung weniger Koſten 
verurſacht haben würde als die in dem nunmehr zur Veröffent⸗ 
lichung beſtimmten Blatte. U. d. II. Sen. v. 27. Febr. 06 
(181/06). 


C. Andere Reichs- und Landesgeſetze. 


41. 8 240 Ziff. 1 KO.] Das angefochtene Urteil macht 
dem Angeklagten zum Vorwurf, nach früheren geſchäftlichen 
Fehlverſuchen ohne die geringſten Mittel abermals unter In⸗ 
anſpruchnahme eines leichtfertigen Kredits ein umfangreiches, 
mit großen Betriebskoſten verbundenes Geſchäft begonnen und 
bewußt ſeine Gläubiger geſchädigt zu haben. Soll auch das 
allgemeine geſchäftliche Verhalten des Angeklagten, namentlich 
die große Anlage ſeines auf Kredit gegründeten Geſchäfts, zur 
Feſtſtellung des Tatbeſtandes des 8 240 Nr. 1 KO. unmittelbar 
verwendet werden, ſo würde eine rechtsirrtümliche Auffaſſung 
vorliegen, da dieſe Vorſchrift die leichtſinnige Vermögens⸗ 
gebarung und Kreditausbeutung nicht unbedingt und allgemein, 
ſondern nur in beſtimmten Erſcheinungsformen mit Strafe be⸗ 
droht. (RGSt. 16, 238.) Das LG. erblickt nun ferner einen 
übermäßigen geſchäftlichen Aufwand in einzelnen beſtimmten 
Ausgaben, nämlich für Ladenmiete, für die Koſten der Reklame. 
Wenn aber dieſe Annahme ſich auch auf die Erwägung ſtlützt, 
daß der Geſchäftserfolg von der Dauer des Kredits abhing 
und der Angeklagte „auf einen längeren Kredit keinen Anſpruch“ 
hatte, und wenn ferner betont wird, daß er „mit Hilfe der 
großen Reklame“ und „in dem günſtig gelegenen Laden“ einen 
recht bedeutenden Umſatz erzielte, ſo entſteht der Zweifel, ob er 
nicht wenigſtens von ſeinem Standpunkte aus die einzelnen 
Aufwendungen für nützlich und notwendig halten konnte und 
gehalten hat, um ſeinem Geſchäft zum Aufſchwung zu verhelfen 
und deſſen Leiſtungsfähigkeit zu heben. U. d. III. Sen. v. 
19. März 06 (1168/05). 

42. 8 240 Ziff. 3 KO.] Die Annahme, der Angeklagte 
habe ſich durch Vernichtung des früher geführten Kaſſenbuches 
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gegen § 240 Ziff. 3 KO. verfehlt, iſt nicht zu beanſtanden; ins⸗ 
beſondere wird die Vernichtung durch vorherige Herſtellung einer 
Abſchrift nicht ſtraflos, ſofern nicht etwa ein bei dem Angeklagten 
über die Zuläſſigkeit der Vernichtung des Buches beſtehender 
Irrtum ihm zuſtatten kommt. Da der Angeklagte nach ſeiner 
eigenen Angabe die Einträge des alten, ſpäter im Originale 
vernichteten Kaſſabuches in das neue Kaſſabuch übertragen und 
dieſes dann als Original weitergeführt hat, ſtand auch nichts 
im Wege, die unordentliche Führung dieſes Buches neben der 
Vernichtung des Originals als nach § 240 Ziff. 3 KO. ſtrafbar 
zu erachten. U. d. III. Sen. v. 5. März 06 (1119/05). 

43. 85 137 Abſ. 1, 146 Ziff. 2 GewO. ] Der Begriff 
„Beſchäftigung in einer Fabrik“ deckt ſich mit dem Begriffe der 
„Arbeit“ in ſolcher, der „Fabrikarbeit“, iſt jedenfalls kein 
engerer als letzterer. Zur Fabrikarbeit gehören nicht nur die 
unmittelbar zur Herſtellung der Fabrikerzeugniſſe erforderlichen 
Arbeiten. Der Fabrikbetrieb erſchöpft ſich darin nicht, ſondern 
erfordert auch eine Reihe von Hilfs⸗ und Nebenverrichtungen, 
die die Fabrikation im eigentlichen Sinne nur mittelbar fördern, 
insbeſondere gehört dazu auch die Inſtandhaltung und Reini⸗ 
gung der Mittel und Anlagen für die Herſtellung der Fabrik⸗ 
erzeugniſſe, ebenſo der Maſchinen, wie der Fabrikräume. Un⸗ 
bedenklich erſcheint es aber ferner, daß die Strafkammer unter 
den vorliegenden Umſtänden die Kontorräume als Beſtandteile 
der Fabrikräume angeſehen hat. Sie erklärt zwar grundſätzlich 
eine den Vertrieb der Arbeitsprodukte bezweckende kauf⸗ 
männiſche Leitung, ohne den eine Fabrik nicht beſtehen könne, 
als notwendig für jedes Fabrikunternehmen, und ſchon aus 
dieſem Grunde die für das kaufmänniſche Perſonal beſtimmten 
beſonderen Räume ohne weiteres für einen Beſtandteil der 
Fabrik. Ob dieſe Erwägungen, insbeſondere ausnahmslos für 
jede Fabrik, zutreffen, kann Zweifeln begegnen. Aber dieſen 
Zweifeln braucht nicht weiter nachgegangen zu werden. Denn 
einmal dienten die gereinigten Kontorräume ſicherlich auch der 
für den Fabrikbetrieb notwendigen Führung der Bücher wie 
der Korreſpondenz; und ſodann gehörte nach den Urteils⸗ 
feſtſtellungen zu ihnen das „Privatkontor“ des Angeklagten, 
d. h. der ihm als Fabrikleiter für feine Geſchäftstätigkeit zur 
alleinigen Verfügung ſtehende Raum, mithin ein Raum, von 
dem die Leitung des Fabrikbetriebes ausging. Solche 
Räume ſind ohne Verkennung des Geſetzes den Fabrikräumen, 
den dem Betriebe dienenden Anlagen beizuzählen; um ſo 
gewiſſer, wenn ſie auch räumlich in dem hier feſt geſtellten 
unmittelbaren Zuſammenhange mit anderen Betriebsanlagen — 
hier dem Lagerraum — ſtehen. U. d. IV. Sen. v. 23. März 06 
(870/05). | 

44. 8 68 Geſetz vom 8. Juli 1868. Beſteuerung des 
Branntweins betr. 8 162 Vereinszollgeſetz.] Wenngleich nach 
dem Inkrafttreten des StGB. für den Norddeutſchen Bund die 
Umwandlung der wegen Maiſchbottichſteuer⸗Defraudationen und 
Kontraventionen als Zuwiderhandlungen gegen die Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom 8. Juli 1868 erkannten Geldſtrafen 
nach dem durch die 88 28 und 29 StGB. gegebenen Maß: 
ſta be erfolgt, fo iſt doch der Höchſtbetrag der für die wegen 
eines Straffalles dieſer Art erkannten Geldſtrafe aushilfsweiſe 
zu ſubſtituierenden Gefängnisſtrafe nicht durch 8 29 Abſ. 2 
StGB., ſondern durch den 8 162 des Vereinszollgeſetzes wie 
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angegeben begrenzt. Es iſt aber weiter auch nicht angängig, 
neben einer die Höchſtbeträge des § 162 des Vereinszollgeſetzes 
ſchon erreichenden, aushilfsweiſe für die Defraudationsſtrafe zu 
erkennenden Gefängnisſtrafe noch eine beſondere Gefängnisſtrafe 
für den Fall der Uneinziehbarkeit der wegen Kontravention er⸗ 
kannten Geldſtrafe auszuſprechen. U. d. II. Sen. vom 23. März 06 
(437/05). 

45. 8 21 Preßgeſetz 7. Mai 1874.] Der Angeklagte 
hat einen Teil der ihm als verantwortlichem Redakteur ob⸗ 
liegenden Redaktionsgeſchäfte auf W. übertragen und daneben, 
überdies entgegen dem mit dieſem getroffenen Übereinkommen, 
nicht nur die Korrekturfahne, ſondern ſogar die Zeitungsnummer 
ſelbſt vor deren Verbreitung nicht geleſen. Bei dieſer Sachlage 
kann rechtlich nicht in Zweifel gezogen werden, daß der An⸗ 
geklagte durch ſein pflichtwidriges Verhalten die Veröffentlichung 
des Artikels verurſacht hat, und es handelt ſich deshalb nur 
noch darum, ob er den rechtswidrigen Erfolg bei der ihm ob⸗ 
liegenden Sorgfalt und Umſicht vorherſehen konnte. War dieſe 
Frage zu bejahen, dann waren ſämtliche Begriffsmerkmale 
krimineller Fahrläſſigkeit (RGSt. 32 S. 220, 223) gegeben. 
Es iſt deshalb rechtsirrig, wenn der Vorderrichter die Nicht⸗ 
anwendung des § 21 a. a. O. lediglich durch den Hinweis zu 
begründen ſucht, daß in der zwiſchen dem Angeklagten und W. 
verabredeten Arbeitsteilung keine Fahrläſſigkeit enthalten ſei, 
und daß Umſtände fehlten, die für die Unzuverläſſigkeit des 
letzteren geltend gemacht werden könnten. Vielmehr war nach 
Lage der Sache allein entſcheidend, ob der Angeklagte bei der 
für ihn gebotenen Aufmerkſamkeit mit der Möglichkeit rechnen 
mußte, daß W. einen Artikel ſtrafbaren Inhalts in die Zeitung 
aufnehmen würde, oder ob eine derartige Möglichkeit für ihn 
ſo fern lag, daß deren Nichtberückſichtigung ihm nicht als Ver⸗ 
ſchulden angerechnet werden kann. U. d. II. Sen. v. 20. März 06 
(1244/05). I 

46. 5 13 Warenzeichengeſetz vom 30. November 1874.) 
Angaben über den Ort der Herſtellung der Ware erklärt 
das Geſetz zwar ſelbſt dann für zuläſſige Mittel der Waren⸗ 
bezeichnung, wenn ſie einem geſchützten Zeichen gleichlauten oder 
ähnlich ſind. Mag man nun aber unter dem Ausdruck: „Ort 
der Herſtellung“ auch ſämtliche Herkunftsangaben verſtehen, und 
ſelbſt ſo weit gehen, ihn auf den Bezugsort der zur Fabrikation 
dienenden Rohſtoffe zu beziehen, ſo will das Geſetz, wenn es 
in $ 13 dem Warenzeichenrecht eine Schranke zieht, hierdurch 
doch nur den redlichen Geſchäftsverkehr, alſo nur wahre und 
ernſthaft gemeinte Angaben ſchützen, nicht aber unrichtigen zum 
Scheine dienenden Angaben einen beſonderen ſtrafrechtlichen 
Schutz verleihen. Den Urteilsgründen iſt nun die Auffaſſung 
des Gerichts, daß das Wort „Volo“ den wirklichen Herkunfts⸗ 
ort weder bezeichnete noch nach dem Willen des Angeklagten 
bezeichnen ſollte, mit genügender Deutlichkeit zu entnehmen. 
Daß die Ware oder einer ihrer Beſtandteile aus einem Orte 
namens Volo herrühre, hatte er ſelbſt nicht behauptet, er wollte 
vielmehr ſich für das Wort „Volo“ entſchieden haben auf 
Grund einer Mitteilung ſeines Sohnes, daß es einen Ort 
dieſes Namens gebe, aus welchem Speiſeöle bezogen würden. 
Nach der erkennbaren Auffaſſung des Urteils bildete das Vor: 
handenſein des Ortes Volo für den Angeklagten nur den Be⸗ 
weggrund, ſich dieſes Ortsnamens als eines Merkwortes zur 
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Bezeichnung ſeines Fabrikats zu bedienen, ohne dadurch deſſen 
Herkunft bezeichnen zu wollen. U. d. III. Sen. v. 15. März 06 
(1134/05). 

47. § 14 Warenzeichengeſetz.] Zu Bedenken gibt die 
Annahme des Vorderrichters Anlaß, daß Angeklagter durch das 
Verſehen der in ſeinem Lagerraume befindlichen Fäſſer mit 
den geſchützten Zeichen gegen § 14 a. a. O. verſtoßen habe. 
Zwar iſt das Vergehen ſchon vollendet, wenn die Verpackungen 
und Umhüllungen der Ware mit den geſchützten fremden Zeichen 
auch nur verſehen werden, ohne daß noch ein Inverkehrbringen 
oder Feilhalten der Ware hinzuzukommen braucht. Der Tat⸗ 
beſtand erfordert aber außer dieſer äußeren Handlung nach Wider⸗ 
rechtlichkeit, und widerrechtlich iſt nicht ſchon jedes Verwahren 
der eigenen Ware in einer mit fremden Warenzeichen verſehenen 
Widerrechtlichkeit liegt vielmehr 
erſt vor, wenn das Verſehen zu einem vom Geſetze gemißbilligten 
Zwecke geſchieht, alſo zu dem Zwecke, die Ware unter der Be⸗ 
zeichnung in Verkehr zu bringen oder feilzuhalten. (RGSt. 24, 
27 [99].) Nach dieſer Richtung find im Urteile keinerlei Feſt⸗ 
ſtellungen getroffen. Im Gegenteil läßt die Hervorhebung, 
daß der Glimmer im Lagerraum des Angeklagten in Fäflern 
aufbewahrt wurde, um daraus den Kunden verabreicht zu 
werden, eher darauf ſchließen, daß die Fäſſer ſelbſt der Kund⸗ 
ſchaft gar nicht zugänglich gemacht werden ſollten, vielmehr nur 
dazu beſtimmt waren, der Ware ſo lange als Aufbewahrungsort 
zu dienen, bis dieſe aus ihnen entnommen und in den dem Ver⸗ 
kehr der Kunden dienenden Räumen an Kaufluſtige abgegeben 
wurde. Träfe dies zu, ſo würde keine Rede davon ſein können, 
daß das Verſehen der Fäſſer mit dem Zeichen zum Zwecke 
des Feilhaltens oder Inverkehrbringens der Ware unter dem 
fremden Warenzeichen erfolgt ſei. U. d. IV. Sen. v. 9. Febr. 06 
(791/05). 

48. 88 10, 12 Nahrungsmittelgeſetz vom 14. Mai 1879.] 
Die Anwendung eines Konſervierungsmittels, das die tatſächlich 
etwa eingetretene Verſchlechterung eines Nahrungs⸗ oder Genuß⸗ 
mittels zu verdecken nicht imſtande, ſondern nur geeignet iſt, 
den Zeitpunkt für deren Eintritt hinauszuſchieben, und das 
einen für die Güte der Ware indifferenten Zuſatz darſtellt, ftellt 
ſich nicht als Verfälſchung dar. U. d. II. Sen. v. 6. Febr 06 
(452/05). | 

49. 8 1 Geſetz betr. den unlauteren Wettbewerb vom 27. Mai 
1896.] Das Geſetz fordert nicht, daß ein beſonders günſtiges 
Angebot in der Anzeige enthalten iſt, ſelbſt nicht einmal, 
daß der Anſche in eines beſonders günſtigen Angebots wirklich 
erweckt iſt oder nach den gegebenen Verhältniſſen erweckt 
werden mußte, ſondern nur, daß der Angeklagte in der 
Abſicht handelte, ſolchen Anſchein hervorzurufen. Der Geſetz⸗ 
geber iſt davon ausgegangen, daß ſchon der Anſchein, daß 
das Angebot beſonders günſtig ſei, Käufer anlockt, daß ſchon 
dieſer Anſchein im großen Publikum einen weſentlichen Faktor 
für die Wahl der Verkaufsgelegenheit bildet. Der weſentliche 
Zweck des Geſetzes iſt auch nicht, das Publikum gegen Über⸗ 
vorteilung zu ſchützen, ſondern den Nachteilen entgegenzuwirken, 
die redlichen Geſchäftskreiſen durch ſchwindelhafte Reklame drohen. 
(NSS. 35, 235.) U. d. IV. Sen. v. 13. März 06 (1191/08). 

50. 8 9 Geſetz betr. den unlauteren Wettbewerb.] Zum 
Begriff des Geheimniſſes wird, außer einer erkennbaren Erheb⸗ 
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lichkeit des Verborgenbleibens gegenüber Mitbewerbern, im 
Gegenſatz zu der vom Verteidiger vertretenen Anſicht, nicht vor⸗ 
ausgeſetzt, daß der betreffende Gegenſtand „im allgemeinen nicht 
bekannt“ ſei, vielmehr genügt es, wenn der Gegenſtand in den 
beteiligten Kreiſen weder bereits bekannt, noch ohne Schwierig⸗ 
keit zu erfahren oder auszukundſchaften, mit anderen Worten, 
wenn er nicht offenkundig iſt (RGSt. 29, 426 [430], Urteil 
des I. StS. vom 23. Februar 1903 g. Sahls 5321/02), und 
unter Umſtänden kann ſogar ſchon die Frage, welche von 
mehreren bekannten Herſtellungs⸗, Behandlungs⸗ oder Erledigungs⸗ 
arten bei einem Unternehmer tatſächlich in Übung ſteht, ein 
Betriebs⸗ oder Geſchäftsgeheimnis derſelben darſtellen. Vor⸗ 
liegendenfalls führen die Urteilsgründe aus: Das Rezept des 
„Alizerinlacks neu“ ſei nicht allgemein bekannt und von der 
Nebenklägerin mit großem Aufwand an Zeit und Mühe ge⸗ 
funden; auch werde es von ihr nach Kräften vor fremdem Ein⸗ 
blick gehütet. Ein weſentlicher Teil des Rezepts, nämlich die 
ſtoffliche Zuſammenſetzung, ſei in der Kalkulation enthalten, und 
zwar ſo, daß jeder Sachverſtändige ohne große Mühe das 
Fehlende durch Probieren zu ergänzen, d. h. ſich das voll⸗ 
ſtändige Rezept zu verſchaffen vermöge. Daher habe die Neben⸗ 
klägerin das größte Intereſſe an Geheimhaltung auch der in 
die Kalkulation aufgenommenen Angaben über die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Farbe, und hieran ändere die Möglichkeit, Zuſammen⸗ 
ſetzung und Herſtellung der Farbe aus einem Farbenmuſter zu 
ermitteln, um deswillen nichts, weil dieſer Weg ſchwieriger und 
weniger ausſichtsvoll ſei. Ferner ergebe ſich aus ſämtlichen 
Kalkulationen ja nicht bloß die ſtoffliche Zuſammenſetzung der 
fertigen Erzeugniſſe und das gegenſeitige Mengenverhältnis der 
Rohſtoffe, ſondern auch noch der Nachweis, welche Einkaufs⸗ 
preiſe gerade die Nebenklägerin zu bezahlen und welche Unkoſten 
gerade ſie bei der Herſtellung aufzuwenden habe. Für einen 
Wettbewerber ſei die Kenntnis hiervon äußerſt wichtig, damit 
er die Nebenklägerin unterbieten und ſo ſich die Aufträge der 
Kunden ſichern könne. Wenn im Anſchluß an dieſe rein tat⸗ 
ſächlichen Erwägungen die Kalkulationen als Geſchäftsgeheim⸗ 
niſſe, die Kalkulation des „Alizerinlacks neu“ außerdem als 
Betriebsgeheimnis der Nebenklägerin angeſprochen werden, ſo 
läßt ſich ein Rechtsirrtum, insbeſondere eine zu weite Auslegung 
des Begriffs Geheimnis, nicht erkennen. U. d. I. Sen. v. 
19. März 06 (758/05). 

51. 8 9 Geſetz betr. den unlauteren Wettbewerb.] Ob 
ein im kaufmänniſchen Geſchäfts betriebe ſich ereignendes Vor⸗ 
kommnis den Charakter des Geheimniſſes hat, iſt allerdings nach 
objektiven Merkmalen und nicht lediglich nach der ſubjektiven 
Auffaſſung des Geſchäftsinhabers zu beurteilen. Außerdem iſt 
aber für den Begriff des Geheimzuhaltenden die Lage des Falles 
entſcheidend, weil ein Geſchäftsereignis nach Zeit nnd Umſtänden 
eine ganz verſchiedene Bedeutung haben kann. Dies hat auch 
das erkennende Gericht nicht überſehen. Wenn es hätte rechts⸗ 
grundſätzlich ausſprechen wollen, daß es unter allen Umſtänden 
als ein Geſchäftsgeheimnis anzuſehen wäre, an wen ein Kauf⸗ 
mann feine Ware abſetze, fo möchten die von der Reviſion 
geltend gemachten Bedenken begründet ſein. Erſichtlich hat aber 
die Strafkammer die konkrete Sachlage in Betracht gezogen und 
im Hinblick auf dieſe angenommen, daß die Mitteilung über 
die Lieferung an die Cölniſche Aſbeſtwarenfabrik einen geſchäft⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 497 


lichen Verrat bedeute. Dies iſt nicht zu beanſtanden, denn bei 
dem lebhaften Konkurrenzkampfe, in dem die beiden Firmen 
ſtanden, der ſogar zu einer direkten Überwachung der Neben⸗ 
klägerin geführt hatte, konnten die geſchäftlichen Beziehungen 
der letzteren, insbeſondere ihr Abſatzgebiet und ihr Kundenkreis 
als Tatſachen gewürdigt werden, deren Geheimhaltung für die 
Nebenklägerin, deren Kenntnis andererſeits für die Konkurrentin 
von größter Bedeutung war. Auch in der Rechtſprechung des 
RG. iſt die Kenntnis von den Namen der Kunden in geeigneten 
Fällen ſchon unter die Geſchäftsgeheimniſſe im Sinne des $ 9 
Unl WG. gerechnet worden. (RGSt. 31, 93; 33, 62.) U. d. 
III. Sen. v. 1. März 06 (1111/05). 

52. § 11 Geſetz vom 5. Juli 1896 betr. die Pflichten der 
Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere.] In Rück⸗ 
ſicht darauf, daß es ſich im Tatbeſtande des § 11 des Geſetzes 
vom 5. Juli 1896 betr. die Pflichten der Kaufleute bei Auf⸗ 
bewahrung fremder Wertpapiere um eine Erweiterung der gegen 
den Bankerott gerichteten Strafbeſtimmungen handelt, bilden 
ebenſo wie bei Vergehen gegen § 240 ff. KO. alle in bezug 
auf dieſelbe Konkurseröffnung begangenen Einzelhandlungen 
nicht ſelbſtändige, untereinander real konkurrierende Straftaten, 
ſondern nur verſchiedene Erſcheinungsformen einer und derſelben 
Straftat, wie auch letztere mit einer in bezug auf die gleiche 
Konkurseröffnung vorliegende Straftat im Sinne des 8 240 
KO. zu einer ſtrafrechtlichen Handlungseinheit verſchmilzt. 
(RGSt. 34, 237.) U. d. IV. Sen. v. 2. März 06 (185/06). 

53. 8 187 Invalidenverſicherungsgeſetz vom 13. Juli 
1899.] Allerdings kann eine Verſicherungsmarke im Sinne 
des 8 187 Abſ. 2 InvVG. nur dann als „bereits einmal ver: 
wendet“ gelten, wenn ihre Einklebung in eine Quittungskarte 
die Entrichtung eines ſchuldigen und auf dieſe Weiſe durch 
Zahlung getilgten Verſicherungsbeitrags darſtellte (RGSt. 23, 
339). Aber der Tatbeſtand der Strafbeſtimmung in § 187 
Abſ. 2 dieſes Geſetzes erſchöpft ſich auch darin, daß jemand 
eine derart bereits einmal „verwendete“ Marke abermals „ver⸗ 
wendet“, obwohl er weiß oder den Umſtänden nach annehmen 
muß, daß ſie bereits einmal „verwendet“ war. Gleichgültig 
für dieſen Tatbeſtand iſt es, ob die Marke entwertet iſt oder 
nicht, und ob vermöge der erſt maligen Verwendung der Marke 
dem Inhaber der Quittungskarte irgend welche Anſprüche gegen 
die Verſicherungsanſtalt erworben waren oder nicht, ob die 
Verwendung jenem Inhaber Nutzen gebracht hatte oder nicht. 
Und ebenſowenig erfordert der Tatbeſtand ein über das Be⸗ 
wußtſein der bereits geſchehenen Verwendung hinausreichendes 
„Bewußtſein der Rechtswidrigkeit“ oder gar die Abſicht, die 
Verſicherungsanſtalt oder ſonſt wen zu ſchädigen. U. d. IV. Sen. 
v. 16. Febr. 06 (715/05). | 

54. 81 Geſetz vom 9. April 1900. Entziehung elektriſcher 
Arbeit betreffend.] Beim Vergehen des Diebſtahls im Sinne 
5 242 StGB. iſt die Abſicht, eine fremde Sache ſich rechts⸗ 
widrig zuzueignen, dann gegeben, wenn der Wille des Täters 
darauf gerichtet iſt, dieſelbe bewußt ohne Recht dem Verletzten 
zu entziehen, um über ſie wie ein Eigentümer zu verfügen 
(RGSt. 10 S. 369, 371 verbunden mit 29, 417); die 
Abſicht, ſich einen Gewinn zu verſchaffen, iſt nicht erforderlich. 
(RGSt. 25 S. 172, 174.) Dasſelbe muß auch für die 
Abſicht, elektriſche Arbeit ſich rechtswidrig zuzueignen, gelten. 
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Dadurch, daß der Angeklagte der Leitung des Elektrizitätswerks 
Strom, elektriſche Arbeit, entzog, um ſie zu der ihm von ſeinem 
Arbeitgeber D. übertragenen Einregulierung von Bogenlampen 
zu verwenden, betätigte er die Abſicht über ſie, wie ein hierzu 
Berechtigter zu verfügen, alſo ſie ſich zuzueignen. Darauf, daß 
die von ihm, dem Angeklagten, geleiſtete Arbeit dem Intereſſe 
ſeines Arbeitgebers diente, kann etwas nicht ankommen. U. d. 
IV. Sen. v. 16. März 06 (852/05). 

55. Weingeſetz $ 2 vom 24. Mai 1901.] Es iſt davon 
auszugehen, daß unter dem „Hefenwein“, den der Angeklagte 
verwendet hat, nicht dem gewöhnlichen Sprachgebrauch ent⸗ 
ſprechend ein Aufguß von Zuckerwaſſer auf Hefen zu verſtehen 
iſt, wie ihn das Verbot in § 3 Abſ. 1 Nr. 2 im Auge hat. 
Es ergibt ſich dies nicht allein daraus, daß der Staatsanwalt 
auf dieſe Verbotsbeſtimmung nicht Bezug nimmt, ſondern 
namentlich aus der Bezeichnung des fraglichen Stoffes an einer 
Stelle im Urteil als „Hefenpreßwein“. Darunter iſt offen⸗ 
ſichtlich (vgl. Windiſch, Wein G. S. 73) das Produkt zu vers 
ſtehen, das durch Abpreſſen der flüfſigen Weinhefe, die beim 
Abſtich der Weine am Boden des Faſſes zurückbleibt, ge⸗ 
wonnen wird und auch „Hefenwein“ genannt wird. Es ent⸗ 
hält, wie die Strafkammer feſtgeſtellt hat, „auffallend hohe 
Werte für Extrakt⸗ und Mineralſtoffe“, iſt andererſeits „ge⸗ 
ſchmacklich ſehr minderwertig“ und erzeugt daher „eine Ver⸗ 
ſchlechterung der Verſchnittprodukte in geſchmacklicher Richtung“. 
Iſt nun dieſer „Hefenpreßwein“ als „Wein“ im Sinne des 
Geſetzes zu betrachten, ſo kann ſein Zuſatz nicht unter das 
Verbot der Nr. 6 des § 3 a. a. O. fallen, da aus der aus⸗ 
drücklichen Geſtaltung der Vermiſchung (Verſchnitt) von Wein 
mit Wein (im § 2 Nr. 2 des Geſetzes) ſich ergibt, daß 
„Wein“, auch wenn er beſonders reich an Extraktſtoffen und 
Mineralbeſtandteilen iſt, nicht zu denjenigen den Extraktgehalt 
erhöhenden Stoffen gerechnet werden darf, deren Verwendung 
bei der Herſtellung von Wein verpönt iſt. Die Strafkammer 
hat nun dieſen Hefenwein trotz ſeiner geſchmacklichen Minder⸗ 
wertigkeit für „Wein“ erklärt, weil er „in ſeiner chemiſchen 
Zuſammenſetzung alle Beſtandteile des Weins“ enthalte. Dieſe 
Folgerung iſt, wie der Staatsanwalt mit Recht geltend macht, 
rechtsirrig. Denn Wein iſt nicht jedes durch alkoholiſche 
Gärung aus Traubenſaft hergeſtellte Produkt, bei dem die 
Zahlen für den Gehalt an Extraktſtoffen und Mineral⸗ 
beſtandteilen ſowie die für die ſäurefreien Extraktreſte berechneten 
Werte den geſetzlichen Anforderungen entſprechen (vgl. auch 
RGSt. 36, 120), ſondern es iſt ein ſolches Produkt Wein nur 
dann, wenn es ſich als ein „Getränk“ darſtellt, d. h. als 
eine Flüſſigkeit, die beſtimmt und geeignet iſt, getrunken zu 
werden. Ob der Hefenpreßwein trotz feiner „geſchmacklichen 
Minderwertigkeit“ ein Getränk, das Wein in dieſem Sinne 
nach Ausſehen, Geruch und Geſchmack darſtellt, bildet, hat die 
Strafkammer nicht geprüft. U. d. I. Sen. v. 5. März 06 
(517/05). 

56. SS 13, 18 Weingeſetz. SS 10, 15 Nahrungsmittel⸗ 
geſetz.] Der Zuſatz von karameliſiertem Zucker, der ſogenannten 
Couleur fällt nicht unter $ 2 Nr. 4 des Wein®., denn weder 
hat Karamel als „Zucker“ im Sinne dieſer Beſtimmung zu 
gelten, noch bezweckt die Verwendung der Couleur die in der 
letzteren vorgeſehene Weinverbeſſerung. Es kann daher der Zu⸗ 
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fat der Zuckercouleur, die nicht zu den im § 7 des Weingeſetzes 
aufgeführten Stoffen gehört, falls ſeine Verwendung nicht 
nach § 3 Nr. 5 Wein®. verboten iſt, als eine Verfälſchung im 
Sinne des § 10 NahrMittel G. angeſehen werden (RGSt. 30, 
394), ſofern dieſe Zuſätze nicht zur „anerkannten Selle: 
behandlung“ des Weins gehören (S 2 Nr. 1 Wein.). Die 
letztere Frage, die weſentlich tatſächlicher Art iſt, hat das Urteil 
in verneinendem Sinn entſchieden. Da im übrigen die Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 10 Nr. 1 Nahr Mittel GG. auch in bezug auf 
die Färbung der Weine im Urteil ohne Rechtsirrtum nach⸗ 
gewieſen ſind, gibt die Entſcheidung, inſoweit ſie ſich auf die 
Herſtellung der Weine bezieht, keinen Anlaß zu Bedenken. Die 
Annahme des Urteils, daß Herſtellung und Verkauf von Weinen 
im Rechtsſinne. eine einzige Handlung ſei, iſt die dem An 
geklagten günſtigere und an ſich rechtlich möglich. Rechtsirrig 
iſt die auf Grund dieſer Annahme erfolgte Geſetzesanwendung 
inſoweit, als 8 10 Nr. 2 Nahr Mittel G. in bezug auf den 
Verkauf der überſtreckten Weine für anwendbar erklärt iſt, 
während ausſchließlich die durch das Wein. geſchaffenen be: 
ſonderen Beſtimmungen in $ 13 Nr. 1 verbunden mit 8 3 
Abſ. 2 Nr. 4 Wein. zur Anwendung zu gelangen hatten; 
es beſteht inſoweit eine Konkurrenz der Geſetze, ſodaß die 
ſpeziellere Norm allein Platz greift. In bezug auf diejenigen 
Weine, die nicht nur überſtreckt, ſondern auch durch 
Färbung verfälſcht ſind, iſt der Verkauf, ſofern er unter 
Verſchweigung des letztgenannten Umſtandes erfolgt, allerdings 
auch nach $ 10 Nr. 2 Nahr Mittel G. ſtrafbar. Denn in bezug 
auf den Verkauf von ſolchen Weinen, die zwar im Sinne des 
Nahr Mittel G. verfälſcht find, deren Herſtellung aber nicht durch 
eine Spezialbeſtimmung des Wein GG. (88 3, 7, 8) unterſagt 
iſt, findet nur der angezogene § 10 Nr. 2 Nahr Mittel GG. An⸗ 
wendung. Der Tatbeftand der letztern Geſetzesſtelle kon⸗ 
kurriert hiernach inſoweit ideal nicht nur mit demjenigen 
des 8 10 Nr. 1 des NahrMittel G., ſondern auch weil 
die Weine gleichzeitig überſtreckt find, ideal mit demjenigen 
des § 3 Nr. 1, 83 Abſ. 2 Wein®. Nach $ 73 StGB. war 
die einheitliche Handlung — Herſtellung und Verkauf der über⸗ 
ſtreckten Weine, auch ſoweit fie gefärbt waren — hiernach aus⸗ 
ſchließlich aus dem WeinG. zu beſtrafen, weil dieſes für den 
ideal konkurrierenden Verkauf überſtreckter Weine die ſchwerſte 
Strafe androht. Dadurch iſt auch die Anwendung des 5 18 
WeinG. bedingt und diejenige des 8 15 NahrMittel G. auf 
geſchloſſen. Das Urteil iſt daher inſoweit zu beanſtanden, als 
die Einziehung auf I 15 NahrMittel G. geſtützt wird. Die 
Annahme, daß durch die Anwendung des gleichfalls angezogenen 
5 18 WeinG. die Einziehung auch derjenigen Weine ge 
rechtfertigt werde, die nach der Urteilsbegründung erſt ber 
geftellt, aber noch nicht verkauft waren, wäre rechtsirrig. 
Nach 8 18 Wein. iſt die Einziehung derjenigen Weine 
geboten, die den in 8 13 Nr. 1 Wein. bezeichneten Vor⸗ 
ſchriften zuwider hergeſtellt, feilgehalten, verkauft oder ſonſt in 
Verkehr gebracht find. Die Herſtellung überſtreckter Weine 
fällt jedoch nicht unter die in 8 13 Wein®. angeführten Be 
ſtimmungen, ſondern iſt nur nach 8 10 Nr. 1 Nahr Mittels. 
ſtrafbar; nur der Verkauf und das Feilhalten überfiredter 
Weine iſt in $ 13 des Wein®. unter Strafe geſtellt. Der 
Einziehung unterliegen daher die von dem Angeklagten ber 
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geſtellten und noch in ſeinem Beſitz vorgefundenen Weine, die 
nicht verkauft find, nur dann, wenn fie von ihm feilge halten 
wurden. Ob letzteres zutrifft, hat die Strafkammer nicht ge⸗ 
prüft. U. d. I. Sen. v. 22. Jan. / 19. Febr. 06 (1566/05). 

57. 8 7 Süßſtoffgeſetz vom 7. Juli 1902. 88 134, 144, 
146 Vereinszollgeſetz.] § 7 Süßſtoff B. hat das Vereinszoll⸗ 
geſetz nicht lahmgelegt, ſondern umgekehrt in allen Teilen 
beſtätigt und aufrecht erhalten. Folgerichtig ſind überall, wo 
es ſich nicht um ein ergebnisloſes Unternehmen der Einfuhr 
von Süßſtoff handelt, die Beſtimmungen des Süßſtoff⸗ 
und des Vereinszollgeſetzes nebeneinander anwendbar der⸗ 
geſtalt, daß unbeſchadet jener Ausnahme die Vermutungen, 
ſtraferhöhenden Tatbeſtandsmerkmale und ſonſtigen Anord⸗ 
nungen des Vereinszollgeſetzes auch für und neben 8 7 
Süßſtoff G. gelten und daß jede vorſätzliche Einfuhr von Süß⸗ 
ſtoff eine Verfehlung gegen beide Geſetze zugleich darſtellt. 
Hierdurch wird ein Verhältnis geſchaffen, das ſich weder mit 
dem rechtlichen Zuſammentreffen nach 8 73 StGB., noch mit 
der Geſetzeskonkurrenz im gewöhnlichen Sinne deckt, wenn es 
auch als ein rechtliches Ineinandergreifen von Geſetzen ohne 
ſprachlichen Verſtoß Geſetzeskonkurrenz im weiteren Sinn oder 
eine beſondere Art von rechtlichem Zuſammentreffen genannt 
werden darf. Etwas Gegenteiliges hat auch der erkennende 
Senat in feinem Urteil vom 5./20. Juni 1905 (RGSt. 38, 
189) nicht ausgeſprochen. Mit Darlegung der inneren Be⸗ 
ziehungen zwiſchen dem 8 7 Süßſtoff G. und dem VereinszollG. 
iſt zugleich die Frage der anzuwendenden Strafandrohung im 
weſentlichen klargeſtellt. Das Unternehmen verbotener Einfuhr 
von Süßſtoff unterliegt ohne jede Rückſicht auf das SüßſtoffG. 
ausſchließlich den Vorſchriften des VereinszollG.; denn der 
Begriff des Unternehmens einer verbotenen Einfuhr iſt dem 
Süßſtoffgeſetz ganz fremd. Für die vollendete Einfuhr aber 
muß die Strafe in der gleichen Allgemeinheit aus dem 
Vereinszoll G. herausgeſucht werden, weil 8 7 Süßſtoff G. ver⸗ 
möge des getroffenen Vorbehalts feine eigene Strafdrohung 
nur beachtet wiſſen will: „ſoweit nicht die Beſtimmungen des 
Vereinszoll G. Platz greifen.” Für die einfache Konterbande 
ſieht $ 134 VereinszollG. die Konfiskation der Gegenſtände, 
in bezug auf welche das Vergehen verübt worden iſt, „und, 
inſofern nicht in beſonderen Geſetzen eine höhere Strafe feſt⸗ 
geſetzt iſt, zugleich eine Geldbuße“ vor („welche dem doppelten 
Wert jener Gegenſtände und wenn ſolcher nicht zehn Taler 
beträgt, dieſer Summe gleichkommen fol”). Da $ 7 Süß⸗ 
ſtoff G. aber Freiheitsſtrafe und damit die härtere Strafe ans 
droht, iſt die einfache, durch Einführung von Süßſtoff verübte 
Konterbande, unbeſchadet der Konfiskation, gemäß der Straf⸗ 
androhung in § 7 Süßſtoff G. zu ahnden. Iſt die verbotene 
Einfuhr von Süßſtoff dadurch verübt, daß er beim Transport 
in geheimen Behältniſſen oder ſonſt auf künſtliche oder ſchwer 
zu entdeckende Art verborgen wurde, jo muß nach 8 144 
VereinszollG. „die Strafe der Konterbande“ um die Hälfte 
geſchärft werden. Dabei wird augenſcheinlich vorausgeſetzt, daß 
die Grundſtrafe dem VereinszollG. unmittelbar, mithin den 
SS 134, 140 bis 141 ſelbſt, nicht nach 8 134 einem „bes 
ſonderen Geſetz“ entnommen iſt. Die vom erkennenden Senat 
in einem früheren Urteil vom 18. Dezember 1905 I. 530/05 
vertretene Anſicht, es laſſe ſich mit der aus 8 7 SüßſtoffG. 
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geſchöpften Freiheitsſtrafe eine Schärfung nach 8 144 
VereinszollG. in Form der halben aus dem Vereinszoll G. für 
die Konterbande zu berechnenden Geldſtrafe vereinigen, hat ſich 
bei erneuter Prüſung nicht als haltbar erwieſen. Die richtige 
Löſung ruht darin, daß die Vorſchrift des § 144 Vereinszoll G. 
im Rahmen von $ 7 Süßſtoff G. angemeſſen berückſichtigt wird. 
Dagegen beſtimmt das VereinszollG. in 8 146 Nr. 1 für den 
Fall, daß drei oder mehrlere) Perſonen zur gemeinſchaftlichen 
Ausübung einer Konter bande ſich verbunden haben, es werde 
„die Strafe für die gemeinſchaftlich ausgeführten Vergehen 
gegen den Anführer durch eine drei⸗ bis ſechsmonatige, gegen 
jeden der übrigen Teilnehmer aber durch ein⸗ bis dreimonatige 
Freiheitsſtrafe geſchärft.“ Hier iſt nicht eine Verſchärfung der 
dem VereinszollG. unmittelbar entnommenen „Strafe der 
Konterbande“, ſondern eine ſelbſtändige, von der Grund⸗ 
ſtrafe und ihrer geſetzlichen Quelle unabhängige Zuſatzſtrafe zu 
der „für die gemeinſchaftlich ausgeführten Vergehen“, ſei 
es aus dem Vereinszoll G., ſei es aus einem „beſonderen 
Geſetz“ geſchöpften Strafe verfügt; die Vorſchrift geht über 
eine rechnungsmäßige Erhöhung der ordentlichen Strafe hinaus 
und fordert unzweideutig eine eigentliche Strafenhäufung, wie 
der erkennende Senat auch ſchon in den oben erwähnten Fällen 
ausgeführt hat. U. d. I. Sen. v. 5./19. März 06 (167/06). 

58. 88 1 und 6 Geſetz vom 5. Juli 1905 betr. die 
Wetten bei Pferderennen.] 1. Das LG. verneint einen Verſtoß 
des Angeklagten gegen die 88 1, 6 des Geſetzes vom 4. Juli 
1905, weil das ſich als gewerbsmäßiges Glücksſpiel darſtellende 
Buchmachen, wie es der Angeklagte betreibe, durch § 284 
StGB. überhaupt verboten fei, eine Erlaubnis dazu alſo 
niemals erteilt werden dürfe, mithin hier nicht von einem der 
obrigkeitlichen Erlaubnis bedürftigen Wettunternehmen die Rede 
ſein könne, da das Geſetz vorausſetze, daß das betriebene Wett⸗ 
unternehmen genehmigungs fähig ſei. Dieſer Anſicht iſt aller 
dings nicht beizutreten. Das Geſetz hat die allgemein ſo⸗ 
genannten Rennwetten im Auge; ob dieſe nach dem Sprach⸗ 
gebrauche des bürgerlichen Rechts als Spiel zu bezeichnen ſind, 
iſt gleichgültig. Es erklärt nicht nur den Totaliſatorbetrieb 
der bezeichneten Vereine nach erhaltener Erlaubnis für ſtraflos, 
während nach früherem Recht immerhin Zweifel entſtehen 
konnten, ob er nicht unter 8 284 StGB. fiel; es entzieht viel⸗ 
mehr allgemein dem Betrieb eines jeden Wettunternehmens für 
öffentlich veranſtaltete Pferderennen, vorausgeſetzt, daß er von 
der Landes⸗Zentralbehörde oder der von ihr bezeichneten Be⸗ 
hörde erlaubt iſt, dem Gebiete des S 284 StGB., ſelbſt wenn 
der Unternehmer durch den Betrieb aus dem Glücksſpiel ein 
Gewerbe machen ſollte. Denn entſcheidend iſt nicht, ob die 
Erlaubnis erteilt werden durfte, was die Strafgerichte nicht 
zu prüfen haben, ſondern ob fie erteilt iſt. 2. Nach § 3 find 
Aufforderungen und Angebote zum Abſchluß oder zur Ver⸗ 
mittelung ſolcher Wetten (d. h. von Wetten für öffentlich im 
In⸗ und Auslande veranſtaltete Pferderennen) verboten, wenn 
ſie öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften oder anderen 
Darſtellungen erfolgen. Bei dem Angeklagten kommt nur in 
Betracht, ob von ihm Aufforderungen oder Angebote zum Ab⸗ 
ſchluß ſolcher Wetten öffentlich ausgegangen ſind. Wer im 
Inlande Wetteinſätze bei öffentlich veranſtalteten Rennen ent⸗ 
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1900 verpflichtet, verſteuerte Ausweiſe hierüber auszuſtellen. 
Dabei wird vorausgeſetzt, daß ſein Wettunternehmen ein öffent⸗ 
liches iſt. Die Gründe, welche zur Aufſtellung des Erforder⸗ 
niſſes der Offentlichkeit bei 5 26 Abſ. 2 RStempG. vom 
27. April 1894 geführt haben, treffen auch für § 23 Abſ. 2 
des Geſetzes vom 14. Juni 1900 zu. Daß das Unternehmen 
des Angeklagten die zum Tatbeſtande des feſtgeſtellten Stempel⸗ 
ſtenervergehens erforderliche Offentlichkeit hatte, weil er von be⸗ 
liebigen Perſonen Wetteinſätze auf eigene Rechnung entgegen⸗ 
nahm, iſt ohne Rechtsirrtum für erwieſen erachtet. Aber das 
Erfordernis der Offentlichkeit für 8 23 Abſ. 2 hat, wie im 
Urteil des erkennenden Senats (RGSt. 28 S. 366, 370) aus⸗ 
geſprochen iſt, nur die Bedeutung einer Ausſcheidung von 
privaten Wettgeſchäften. Es kommt dabei nicht auf die 
Offentlichkeit der Handlung an. Gerade dieſe Offentlichkeit 
der Handlung der Aufforderung oder des Angebots iſt jedoch 
in 8 3 Abſ. 2 des Geſetzes vom 4. Juli 1905 weſentlich. 
Daß der Angeklagte öffentlich zum Abſchluß von Wetten auf⸗ 
gefordert, öffentlich Wetten angeboten hätte, iſt nicht feſtgeſtellt. 
U. d. II. Sen. v. 27. März 06 (145/06). 

59. 88 8, 16 Preußiſches Vereinsgeſetz vom 11. März 1850. 
Zur Erfüllung der Begriffe „des Aufnehmens eines Mitgliedes 
in den Verein“ und „des Mitgliedſeins“ genügt es jedenfalls, wenn 
zwiſchen dem Verein als ſolchem und einem Dritten Willens⸗ 
übereinftimmung darüber herbeigeführt iſt, daß dieſer dem Ver⸗ 
eine fortan als Mitglied angehören ſoll. Hiervon iſt auch der 
Vorderrichter im angeſochtenen Urteil erkennbar ausgegangen. 
Er hat dargelegt, daß der Angeklagte A., als Vorſitzender des 
Vereins und damit als deſſen Vertreter, auf ein an ihn ge⸗ 
richtetes Geſuch junger Leute, aus denen demnächſt die Jugend⸗ 
abteilung gebildet wurde, den Angeklagten R. mit der Bildung 
einer ſolchen Abteilung betraut und ihn als deren Turnlehrer 
beſtellt. Ferner hat er an die Polizeiverwaltung eine Anzeige 
erſtattet, in der er mitteilte, daß der Verein eine Abteilung für 
Mitgliederſchüler gebildet habe, und in der er die Mitglieder 
dieſer Abteilung unter der Bezeichnung Mitgliederſchüler nament⸗ 
lich aufführte. Es erſcheint in keiner Hinſicht als Verkennung 
der gekennzeichneten rechtlichen Geſichtspunkte, wenn der Vorder⸗ 
richter hieraus ſowie aus dem Umſtande, daß auch ſpäter im 
Auftrage des Vereinsvorſtandes die in der Jugendabteilung 
eingetretenen Perſonalveränderungen in gleicher Weiſe der Polizei⸗ 
verwaltung angezeigt wurden, in Verbindung mit den übrigen 
im Urteil aufgeführten einſchlägigen Tatſachen gefolgert hat, 
daß die Mitglieder der Jugendabteilung auch als Mitglieder 
des Vereins aufgenommen waren und daß die Aufnahme erſt⸗ 
malig durch A. und R. erfolgt iſt. Daß ſämtliche Mitglieder 
eines Vereins ſtets die gleichen Rechte und Pflichten haben 
müßten, iſt rechtlich nicht notwendig. Wenn dieſe daher auf 
ſeiten der Mitglieder der Jugendabteilung gegen die der 
übrigen Mitglieder eingeſchränkt waren, fo kann dadurch allein 
die Vereinsmitgliedſchaft der erſteren nicht in Frage geſtellt 
werden. Auch der Umſtand ſteht der Annahme ihrer Mitglied⸗ 
ſchaft nicht entgegen, daß die Satzung des Vereins bezüglich der 
Aufnahme von Mitgliedern beſondere Vorſchriften enthalten hat, 
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die bei der Aufnahme der Mitgliederſchüler nicht beobachtet 
wurden. Denn daraus konnte der Vorderrichter ſehr wohl 
folgern, daß ſich der Verein inſoweit über den Inhalt der 
ſchriftlichen Satzung lediglich hinweggeſetzt habe. So wenig aber 
die Eigenſchaft eines Vereins als eines Vereins im Sinne des 
angezogenen Geſetzes durch das Vorhandenſein oder den Inhalt 
einer Satzung bedingt iſt, ſo wenig kann durch den Hinweis auf 
die Nichtbeobachtung von Satzungsbeſtimmungen über die Auf⸗ 
nahme allein die Tatſache einer gleichwohl erfolgten Aufnahme 
in Frage gezogen werden. U. d. IV. Sen. v. 26. Jan. 06 
(859/05). | 

60. Art. 3 und 37 Württembergiſches Bierſteuergeſetz vom 
4. Juli 1900.] Die Beimiſchung von Färbebierextrakt oder 
Biercouleur verſtößt gegen die angezogenen Geſetzesſtellen, auch 
wenn das Mittel nur aus „Malz“ oder „Malz und Hopfen“ 
beſtehen ſollte. Denn ein ſolches außerhalb des Bierbereitungs⸗ 
verfahrens hergeſtelltes Erzeugnis kann, wenn es zur Bier⸗ 
bereitung verwendet wird, nicht mehr als „Malz“, wie es im 
Sinne des Geſetzes zur Bierbereitung beſtimmt ſein und ver⸗ 
wendet werden ſoll (vgl. insbeſondere a 2 des Geſetzes) und 
als „Hopfen“ erachtet werden. U. d. I. Sen. v. 19. Febr. 06 
(607/05). 


Zur Vollſtreckungspraxis. 
Von Rechtsanwalt Förſter in Niederwildungen. 


Nach 8 45 der Geſchäftsanweiſung für Gerichtsvollzieher 
Nr. 2 darf der Gerichtsvollzieher Geld an den Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten nur abliefern, wenn derſelbe eine beſondere Vollmacht 
des Gläubigers oder eine Prozeßvollmacht vorlegt, in welcher 
er zum Geldempfang bevollmächtigt iſt. Da nun in Amts⸗ 
gerichtsprozeſſen ſtets, in Anwaltsprozeſſen meiſtens, die Voll⸗ 
macht zu den Gerichtsakten gegeben iſt, ſo ſucht man ſich auf 
verſchiedene Weiſe zu helfen. Viele Gerichtsvollzieher begnügen 
ſich mit Vorlegung einer beglaubigten Abſchrift der Vollmacht. 
Bei manchen Gerichten iſt es üblich, auf Antrag die Verurteilung 
zur Zahlung an den Gläubiger oder den zum Geldempfang 
bevollmächtigten Anwalt im Urteil auszuſprechen. Die Zuläſſigkeit 
beider Verfahren iſt beſtritten, auch die Zurückgabe der Vollmacht 
verlangt zum mindeſten einen beſonderen Antrag an das AG., 
es beſteht dann wieder die Streitfrage, ob ein Anſpruch auf 
Rückgabe der zu den Prozeßakten überreichten Vollmacht beſteht. — 
Allen dieſen Zweifeln und Schwierigkeiten würde vorgebeugt, 
wenn entſprechend dieſer Vorſchrift in der Geſchäftsanweiſung 
für Gerichtsvollzieher in die Geſchäftsanweiſung für die Gerichts⸗ 
ſchreiberei eine Vorſchrift aufgenommen würde, daß in der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel die in der Prozeß vollmacht enthaltene Vollmacht 
zum Geldempfang zu erwähnen ſei. Da die Vollſtreckungs⸗ 
klauſel meiſt lautet: „Dieſe Ausfertigung wird dem Kläger 
zu Händen des Prozeß bevollmächtigten „ welcher auch 
zum Geldempfang bevollmächtigt iſt“ um ſo weniger Schwierig⸗ 
keiten bieten, als zur Herſtellung der Vollſtreckungsklauſel meiſt 
Stempel gebraucht werden und es alſo nur der Anſchaffung 
eines zweiten Stempels für die Gerichtsſchreiberei bedürfte. 
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Deutſche Geſetzgebung und Nechtswiſſenſchaft.“ 
Bibliographiſcher Bericht über die Zeit vom 11. März bis 20. Juni 1906 
von Dr. jur. Georg Maas, Bibliothekar im Reichsmilitärgericht. 


A. Allgemeine Werke der Rechts wiſſenſchaft. 
I. Bibliographiſches. 


Katalog der Bibliothek des kaiſerlichen Patentamtes. 5. Nachtrag. 
Berlin, W. H. Kühl, 1906. (VIII u. S. 525— 79g.) 6,70 M. 
Maas, Georg: Jurisprudentia Germaniae 1905. Bibliographie 
der deutſchen Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft. Unter Mit: 
wirkung von Fachgenoſſen geſammelt und ſachlich geordnet. Berlin, 

W. Moeſer, 1906. (XVI, 222 S.) Geb. in Leinw. 5 M. 


II. Geſchichte des Rechtes. 


Acta borussica. Denkmäler der preußiſchen Staatsverwaltung im 
18. Jahrhundert. Hrsg. von der königlichen Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaften. Die Behördenorganiſation und die allgemeine Staats⸗ 
verwaltung Preußens im 18. Jahrhundert. VIII. Akten vom 
21. V. 1748 bis 1. VIII. 1750, bearb. von G. Schmoller und 
O. Hintze. Berlin, P. Parey, 1906. (IX, 980 S.) Geb. in 
Leinw. 21 M. 

Beringer, Ludwig: Die Geſetzgebung der Innungen in Deutſch⸗ 
land und der gewerblichen Genoſſenſchaften in Oſterreich während 
der letzten 100 Jahre. Eine rechtshiſtoriſche und vergleichende 
Darſtellung unter beſonderer Berückſichtigung der ſtenographiſchen 
Berichte. Mainz, Druckerei Lehrlingshaus, 1906. (XII, 224 S.) 
Geb. 3,50 M. 

Bernheim, Ernſt: Das Wormſer Konkordat und ſeine Vorurkunden 
hinſichtlich Entſtehung, Formulierung, Rechtsgültigkeit. (Unter: 
ſuchungen zur deutſchen Staats⸗ und Nechtögefchichte, hrsg. von 
Otto Gierke. 81. Heft.) Breslau, M. & H. Marcus, 1906. 
(VIII, 88 S.) 2,60 M. 

Carlebach, Rudolf: Badiſche Kechtsgeſchichte. I. Das ausgehende 
Mittelalter und die Rezeption des römiſchen Rechts unter Mit: 
teilung der wichtigeren bisher ungedruckten Landes ordnungen 
5 Heidelberg, C. Winter, 1906. (VIII, 167 S.) 

M. 


Cohen, Artur: Die Verſchuldung des bäuerlichen Grundbefiges in 
Bayern von der Entſtehung der Hypothek bis zum Beginn der 
Aufklärungsperiode (1598 1745). Mit einer Einleitung über die 
Entſtehung der Freiheit der Verfügung über Grund und Boden 
unter Lebenden im Mittelalter. Forſchungen zur Geſchichte des 
Agrarkredits. Leipzig, Duncker & Humblot, 1906. (XIX, 470 ©.) 
10,80 M. 

Detleffen: Das „drieſiſche Recht“ zu Elmshorn. [Aus: „gtſchr. 
d. Gef. f. ſchlesw. polſt. Geſch.“] Glückſtadt, M. Hanſen, 1906. 
(S. 3755.) 0,50 M. 

Dyhrenfurth, Gertrud: Ein ſchlefiſches Dorf und Rittergut. Ge: 
ſchichte und ſoziale Berfaſſung. (Staats- und ſozialwiſſenſchaftliche 
Forſchungen, hrsg. von Guſt. Schmoller und Max Sering. 
XXV. Bd., 2. Heft.) Leipzig, Duncker & Humblot, 1906. 
(J. 178 S.) 4,20 M. 

9 Geſetze, Verordnungen u. dergl. find mit einem » be 
zeichnet und an der Spitze der einzelnen Abteilungen abgedruckt. Für 
die Bildung der Abkürzungen von Zeitſchriftentiteln dienten die 
auf dem 27. Deutſchen Juriſtentage angenommenen „Vorſchläge für 
die Art der Anführung von Kechtsquellen, Entſcheidungen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Werken“ als Vorbild. 


Ehwald, Karl: Das Heilig-Geift-Hofpital zu Frankfurt am Main 
im Mittelalter. Ein Beitrag zur Rechtsgeſchichte der Stiftungen. 
Gotha, F. A. Perthes, 1906. (III, 61 S.) 1,20 M. 

Greverus, Ernſt: Zur Geſchichte des mecklenburgiſchen Jagdrechts 
unter beſonderer Berückſichtigung des Ablagerrechts, Jägerrechts 
und des Rechts der Folge. Noſtock, C. J. E. Volckmann, 1906. 
(124 S.) 2 M. | 

Griebel: Beiträge zur Gefchichte des deutſchen Zoll⸗ und Steuer⸗ 
weſens. ZZollw. 6. Ig. 128— 135. 

Groſch, Georg: Das ſpätmittelalterliche Niedergericht auf dem 
platten Lande am Mittelrhein. Eine rechts⸗ und verfaſſungs⸗ 
geſchichtliche Unterſuchung auf Grund der Weistümer. (Unter⸗ 
ſuchungen zur Deutſchen Staats⸗ und Rechsgeſchichte, hrsg. von 
O. Gierke. 84. Heft.) Breslau, M. & H. Marcus, 1906. (V, 
98 S.) 3 M. 

Günther, Ludwig: Ein Hexenprozeß. Ein Kapitel aus der Geſchichte 
des dunkelſten Aberglaubens. Gießen, A. Töpelmann, 1906. 
(XII, 112 S.) 2 M. 

Hartung, Fritz: Hardenberg und die preußiſche Verwaltung in 
Ansbach⸗Bayreuth von 1792 bis 1806. Tübingen, J. C. B. Mohr, 
1906. (V, 295 S.) 5d M. 

Hoede, Karl: Die ſächſiſchen Rolande. Beiträge aus Zerbſter Quellen 
zur Erkenntnis der Gerichtswahrzeichen. Zerbſt, E. Luppe, 1906. 
(VIII, 105 S. mit Abbildungen und 1 Heliograv.) 5 M. 

Kapras, Johann: Das Pfandrecht im böhmiſch⸗mähriſchen Stadt⸗ 
und Bergrechte. Ein Beitrag zur Geſchichte des deutſchen Rechtes. 
(Unterſuchungen zur Deutſchen Staats⸗ und Rechtsgeſchichte, hrsg. 
von O. Gierke. 83. Heft.) Breslau, M. & H. Marcus, 1906. 
(VII, 92 S.) 2,80 M. 

Koehne, Carl: Bruchſal, Rothenberg, Philippsburg (Udenheim), 
Obergranbach und Steinbach. (Oberrheiniſche Stadtrechte. Hrsg. 
von der bad. hiſtor. Kommiſſion. I. Abtlg.: Fränkiſche Rechte, 
7. Heft.) Heidelberg, C. Winter Verl., 1906. (152 S.) 5 M. 

Kohler, Joſef: Geben und Wiedergeben. Arch ZZivPrax. 98. Bd. 
347—371. 

Kohler, Joſef: Urkundliche Beiträge zur Geſchichte des Strafrechts. 
Unter Mitwirkung von Giuſtiniano Degli Azzi. v. Goltd Arch. 
53. Ig. 26— 29. 2 

Ko hut, Adolph: Bismarck und der Frankfurter Bundestag. Gegen⸗ 
wart. 35. Ig. 197—199. a 

Liebermann, F.: Die Geſetze der Angelſachſen. Hrsg. im Auftrage 
der Savigny⸗Stiftung. II. Bd. 1. Hälfte: Wörterbuch. Halle, 
M. Niemeyer, 1906. (VIII, 253 S.) 16 M. 

Loening, Otto: Das Teſtament im Gebiet des Magdeburger Stadt⸗ 
rechts. (Unterſuchungen zur deutſchen Staats⸗ und Rechtögefchichte, 
hrsg. von Otto Gierke. 82. Heft.) Breslau, M. & H. Marcus, 
1906. (VII, 157 S.) 4,40 M. Ein Teil erſchien als Hall. Diſſ. 

Rarkull: 1806 bis 1906. Hundert Jahre preußiſcher Geſetzgebung. 
PrVerwöl. 27. Ig. 499—501. 

Müller, Albert: Anſätze zum Verſicherungsweſen in der römiſchen 
Kaiſerzeit. ZVerſWifſ. 5. Bd. 209—219. 


Partſch, Joſef: Die longi temporis praeseriptio im klaſſiſchen 


Römiſchen Rechte. Leipzig, Veit & Co., 1906. (X, 180 S.) 7 M. 
Rockinger, Ludwig v.: Von der Zeit der Abfaſſung des kaiſerlichen 
Land⸗ und Lehenrechts. [Aus: „Abhandl. der bayer. Akademie des 
Wiſſens.“] München, G. Franz’ Verl., 1905. (S. 59— 142.) 2 M. 


— 


Roſenthal, Eduard: Geſchichte des Gerichtsweſens und der Ver⸗ 
waltungsorganiſation Bayerns. II. Bd. Vom Ende des 16. bis 
zur Mitte des 18. Jahrhunderts. (1598 — 1745.) Würzburg, 
A. Stubers Verl., 1906. (XV, 506 S.) 15 M. 

Schwalm, IJlacob]: Die Appellation König Ludwigs des Bayern von 
1324. In urſprünglicher Geſtalt hrsg. Weimar, H. Böhlaus 
Nachf., 1906. (31 S. mit 3 Lichtdrucktafeln.) Kart. 6 M. 

Skaliveit, Aug.: Die oſtpreußiſche Domänenverwaltung unter 
Friedrich Wilhelm J. und das Netabliſſement Litauens. (Staats⸗ 
und ſozialwiſſenſchaftliche Forſchungen, hrsg. von Guſtav Schmoller 
und Max Sering. XXV. Bd. 3. Heft [der ganzen Reihe 
118. Heft]). Leipzig, Duncker & Humblot, 1906. (X, 357 S.) 
8,20 M. Ein Teil erſchien als Berliner Inaug.⸗Diſſ. 

Sprenger, Jal., und Inſtitoris, Heinr.: Malleus Maleficarum. 
Der Hexenhammer. Zum 1. Male ins Deutſche übertragen und 
eingeleitet von J. W. R. Schmidt. 3 Teile. Berlin, H. Barsdorf, 
1906. (XLVII, 216, VI, 278, VII. 247 S.) 20 M.; geb. 24 M- 

Staunau, Geoſrg!: Die Anfänge und Entwicklung des Grund⸗ 
beſites und die Entſtehung des Grundbuchs in Bergedorf, den 
Vierlanden und Geeſthacht. 
Bergedorf, H. Wobbe, 1905. (VI, 50 S.) Kart. 2 M. 

Trumpler, [Hans]: Die Geſchichte der römiſchen Geſellſchafts⸗ 
formen. Unterſuchungen über die Anfänge des modernen 
Geſellſchafts⸗ und Korporationsrechts. Mit einem Geleitwort von 
Joſef Kohler. (Berliner juriſtiſche Beiträge zum Zivilrecht, 
Handelsrecht, Strafrecht und Strafprogeß und zur vergleichenden 
Nechtswiſſenſchaft, hrsg. von Joſef Kohler. 8. Heft.) Berlin, 
R. v. Decker, 1906. (VII, 87 S.) 2,25 M. 

Wittich, Werner: Altfreiheit und Dienstbarkeit des Uradels in 
Niederſachſen. Mit einer Beilage über das Geſchlecht v. Alten. 
[Erweit. Sonderabdr. aus der „Vierteljahrsſchr. f. Sozial⸗ 
u. Wirtſchaftsgeſch.“! Stuttgart, W. Kohlhammer, 1906. 
(VII, 208 S.) 4 N. 


III. Geſchichte der Rechtswiſſenſchaft; Biographiſches. 

Fitting: Die ſyſtematiſchen Lehr⸗ und Handbücher (Summae) des 
römiſchen Rechts im Zeitalter der Gloſſatoren. Bl Vergl. 2. Ig. 
87-105. 

Fleiſchmann, Mar: Anſelm v. Feuerbach, der Juriſt, als Philoſoph. 
München, J. F. Lehmanns Verl., 1906. (XI, 79 S.) 1,80 M. 

Kohler, Joſef: Zur Carolina ⸗Literatur. Goltd Arch. 58. Ig. 
121-128. 

Schulz, Fritz: Sabinus⸗Fragmente in Ulpians Sabinus⸗Kommentar. 
Halle, M. Niemeyer, 1906. (96 S.) 2,40 M. 

uslar⸗Gleichen, Edmund v.: Der Dichter Gottfried Auguſt 
Bürger als Juſtizamtmann des v. Uslarſchen Patrimonialgerichts 
Altengleichen. (1772 — 1784.) Nach den Quellen bearbeitet. 
Hannover, C. Meyer, 1906. (VII, 89 S.) 1,50 M. 


Fünfzigjähriges Dienſtjubiläum des CLGPr. Haſſenſtein. DIE. 
11. Jg. 357358. 


Geller, [Leo]: + Anton Menger. OſtgBl. 24. Bd. 218 — 219. 


IV. Quellen. 

Deiſel, Auguſt: Kreishandbuch für den Regierungsbezirk Mittel: 
franken. Ansbach, (F. Seybold), 1906. (II, 282 S.) Geb. 4 M. 

Grotefend, G. A.: Syſtematiſche Überficht, chronologiſch geordnete 
Zuſammenſtellung der im Geſamtwert abgedruckten Geſetze, 
Ergänzungen, Verzeichnis der Staatsverträge, alphabetiſches 
Sachregiſter über das Geſamtwerk. (Grotefend, G. A.: Preußiſch⸗ 
Deutſche Geſetz⸗ Sammlung 1806 — 1904, 4. Aufl. fortgeführt von 
C. Cretſchmar.) 5. Bd. Düffeldorf, L. Schwann, 1906. (ALT, 
680 S.) Geb. 12,50 WM PER un 
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Hagen, Paul: „Alphabetarium für die preußiſchen Juſtizbeamten. 
Alphabetiſcher Nachweis der Reichs⸗ und Landesgeſetze, Ver⸗ 
ordnungen, Erlaſſe, Verfügungen uſw., ſoweit dieſelben für die 
Juſtizbehör den von Wichtigkeit find. 2., vollſtändig umgearbeilete 
und bis auf die neueſte Zeit vervollſtändigte Aufl. Berlin, 
A. Nauck & Co., 1906. (VIII, 89 S.) 2,40 M. 

Heſſe, Albert: Die wirtſchaftliche Geſetzgebung des Deutſchen 

Reiches im Jahre 1905. Conrads J. 31. Bd. 348—368, 
476—493, 622 —633, 750 — 760. 

Heumann, H. G.: Handlexikon zu den Quellen des römiſchen 
Rechts. 9. veränderte und verbeſſerte Aufl., bearbeitet von 
Eſmil] Seckel. (I. Abteilung VI, 352 S.) Jena, G. Fiſcher, 1906. 
12 M. | 

Kößler, Hans: Familienhandbuch. Praktiſches Hilfsbuch für alle 
Stände und Berufsklaſſen, zugleich Ratgeber in allen Rechts⸗ und 
Geſchäftsangelegenheiten in Anſehung der bayeriſchen Juſtiz⸗ und 
Verwaltungs rechtspflege. München, J. J. Leutner, 1906. (VII, 
468 S.) Geb. in Leinw. 4,80 M. 

Kotz e, Otto: Die Polizeigeſetze und Verordnungen des Regitrungs⸗ 
bezirks Bromberg. Bromberg, Mittler, 1906. (959 S.) Geb. 
in Leinw. 12 M. 

Reh, Heyer und Gros: Geſetzſammlung für das Großherzogtum 
Heſſen, enthaltend ſämtliche heſſiſchen Geſetze und Verordnungen in 
der zeitlichen Reihenfolge und dem geltenden Wortlaut. 4. Bd. 
Mainz, J. Diemer, 1905. (VIII, 136 S. und 11 Blätter Er: 
gänzungen.) Geb. 2,50 M. 

Deutſches Reichs⸗Geſetzbuch für Induftrie, Handel und Gewerbe, 
einſchließlich Handwerk und Landwirtſchaft. Vollſtändige Samm⸗ 
lung aller einſchlägigen Reichsgeſetze, Verordnungen, Ausführungs⸗ 
beſtimmungen uſw. mit Erläuterungen, Formularbuch und Sach⸗ 
regiſter. Bearbeitet und hrsg. von der Redaktion des Reichs, 
Geſetzbuches für Induſtrie, Handel und Gewerbe Maraun, 
E. Grünewald und Mitarbeit von W. Metterhauſen, 
O. Schumpelick, C. Dingeldey u. v. a- Mit einem ein 
leitenden Wort von Konr. Bornhak. 2 Bde. in 4 Tin. 40. Aufl. 
Berlin, Bruer & Co., 1906. (XX, 1840 und XXVI, 940, 
Formulare 184 und 278 und Regiſter 328 S.) Geb. in Halbfrz- 
2 Bde. 25 M., 4 Bde. BO M. 

Zuck, [Otto]: Zuſammenſtellung von Polizeiverordnungen und orts⸗ 
ſtatutariſchen Beſtimmungen für den Stadtkreis Stargard i. Pom. 
Stargard i. Pom., O. Straube, 1906. (X, 196 S.) 


v. Rechtsphiloſophie; Schriften über allgemeine Fragen; 
Ausbildungs: und Standesfragen. 
Berolzheimer, Fritz: Syſtem der Rechts und Wirtſchaftsphiloſophie 
3. Bd. Philoſophie des Staates ſamt den Grundzügen der Bo 
München, C. H. Beck, 1906. (XI, 378 S.) Geb. in Leinw. 11,50 N. 


Düringer: Nietzſches Philoſophie vom Standpunkte des modernen 


Nechts. Leipzig, Beit & Co., 1906. (VII, 188 ©) # N. 
Ehrlich, Eugen: Soziologie und Jurisprudenz. Oft. 8. Jg. 57. 
Leonhard, Rudolf: Stimmen des Auslandes über die Zukunft der 

Nechtswiſſenſchaft. (Studien zur Erläuterung des bürgerlichen 

Rechts, hrog. von Nud. Leonhard. 17. Heft.) Bredlau, M. & G. Marcus, 

1906. (V. 112 S.) 3 M. | 
Rechtsvergleichung und richtiges Necht. Vortrag. 

Oſtu Gg. 57. Jg. 94—96. 

Rab bruch, Guſtav: Nechtswiſſenſchaft als Rechts ſchöpfung. Arch So; W. 

22. Bd. 355—371. 


Schwarz, [Guſtav]: Über Weſen und Aufgaben der Rechtswiſſenſchaft 


Recht. 10. Ig. 548—549. | 
Staffel: Über Stammlers „Lehre vom richtigen Recht“ Zheringe) 
50. Bd. 301—822. „ e e 


int 


35. Jahrgang. 


— 


Thon, Auguſt: Der Normenadreſſat. Eine Unterſuchung zur all⸗ 


gemeinen Rechtslehre. IheringsJ. 50. Bd. 1—54. 


— 


Flavius, Gnaeus: Der Kampf um die Nechtswiſſenſchaft. 1. und 
2. Tauſend. Heidelberg, C. Winter, 1906. (51 S.) 1 M. 
Freſe: Präjudizienkultus. Bl G. 6. Ig. 865—871. 
Geller, Leo: Geſetzgeberiſche Mißgriffe. Beitrag zu einer Lehre 
von der Kunſt der Geſetzgebung. Oſt Zl. 24. Bd. 193— 218. 
Gierke, [Otto]: Die Stellung und die Aufgaben der Rechtſprechung 
im Leben der Gegenwart. Vortrag. Recht. 10. Ig. 418—420. 

Heck: Die Fortbildung des bürgerlichen Rechts im Wege der Rechts⸗ 
verordnung. Berl JurGeſ. 47. JBer. 72—84. 

Herty, Wilhelm: Gemeinnützige Rechtsauskunftſtellen. Recht. 
10. Ig. 672. 

Mihaelis: Die Emanzipation des Richters vom Geſetzgeber. 
DIE. 11. Jg. 394— 39g. 

Spitzer, Leopold: Konſtruktion und Intereſſenwägung als Faktoren 
der Rechtſprechung. Oſt aG Z. 57. Ig. 113— 117. 

Stein, Philipp: Erfahrungen aus der Tätigkeit einer Rechts⸗ 
auskunftſtelle. Soz Pr. 745 — 750. ö 


Adickes, Franz: Grundlinien durchgreifender Juſtizreform. Be⸗ 
trachtungen und Vorſchläge unter Verwertung engliſch⸗ſchottiſcher 
Rechtsgedanken. Berlin, J. Guttentag, 1906. (VIII und 
S. 5— 170.) 3 M. — Beſprochen von Winter. Recht. 10. Ig. 
549 — 551. 

Adickes, [Franz]: Grundlinien durchgreifender Juſtizreform. DIE. 
11. Ig. 501509. 

Entlaſtung der höheren Juſtizbeamten! Recht. 10. Ig. 547. 

Fuchs: Rechtsſtudium und Laiengerichte. DIE. 11. Ig. 471—473. 

Goldmann, Ernſt: Der Richterſtand und die ſozialen Aufgaben 
der Gegenwart. Berlin, O. Liebmann, 1906. (50 S.) 0,70 M. 

Guſinde, [Joſef]: Richter und Schreibmaſchine. DIZ. 11. Ig. 
532 — 533. N 

Hamm, [Oskar]: Die Ausbildung der preußiſchen höheren Ver⸗ 
waltungsbeamten. DIZ. 11. Ig. 447-451. 

Inhulſen, C. H. P.: Wenige Richter in hoher Stellung. Pr. 
124. Bd. 425—432. 

Kraewel, v.: Fortbildungskurſe für Juriſten. DJZ. 11. Ig. 337— 842. 

Die ſtaatsrechtliche Natur des Vorbereitungsdienſtes für das Juſtiz⸗ 
und Verwaltungsfach in Heſſen. Von A. Heſſaſpr. 7. Ig. 22— 24. 

Peltaſohn: Gehaltsverhältniſſe der Oberlandesgerichtsräte, Land⸗ 
gerichtsdirektoren und Erſten Staatsanwälte. DIZ. 11. Ig. 
860 —361. N N 

Schellhas, Paul]: Der neue Kurs in der Juſtizverwaltung. DIZ. 
11. Ig. 641643. 

Stier⸗Somlo, [Fritz]: Zivilrecht und kein Ende. DIZ. 11. Ig. 
557 — 561. 


VI. Enzyklopädien, Praktika, Repetitoria. 

Herold, K.: Mein eigener Anwalt. Neueſte leichtverſtändliche Aus⸗ 
legung des geſamten geltenden Nechts einſchließlich der Nachtrags⸗ 
geſetze. Freiburg i. B., P. Waetzel, 1906. (XII, 862 S.) 10 M., 
geb. in Leinw. 12 M., guch in 20 Heften je 0,50 M. 

Schindler, Hans: Präparationen zu den Institutiones Justiniani. 
Zur Einführung in die römiſche Nechtsſprache für Studierende 
überſetzt und erläutert. II. Buch. Leipzig, C. L. Hirſchfeld, 1906. 
(VII, 138 S.) 2,80 M., geb. 3,30 M. | 


VII. Geſammelte Abhandlungen, Feſtſchriften. 
Feſtgabe der Tübinger Juriſtenfakultät für Heinrich Degenkolb zum 
50 jahrigen Doktorjubiläum am 18. VII. 1905. Tübingen, 
J. C. B. Mohr, 1906. (VI, 50 und 328 S.) 8 M. 
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VIE. Neue perisbiſche Unternehmungen. 

Nachrichtenblatt für die Zollſtellen. Hrsg. vom Reichsſchatzamt. 
1. Ig. April 1906 bis März 1907. Berlin, J. Springer, 1906. 
(Nr. 1. 24 S.) 6 M. 

Zentralblatt für Waſſerbau und Waſſerwirtſchaft. Zeitſchrift für alle 
techniſchen, wirtſchaftlichen und rechtlichen Angelegenheiten waſſer⸗ 
baulicher Anlagen: Flußregulierungen, Uferſchutz, Talſperren, Stau⸗ 
becken — Wafferftraßen, Hafenbau, Binnenſchiffahrt — Melio⸗ 
rationen, Straßenbau uſw. Schriftleiter: Max Knauff. 1. Ig. 
April 1906 bis März 1907. 36 Nrn. Berlin, Hans Walter, 
1906. (Nr. 1. 11 S.) Vierteljährlich 4 M., einzelne Nrn. 0,40 M. 


IX. Sammlungen und Beſprechungen von Entſcheidungen. 


Gutmann: Zuſammenſtellung der im November und Dezember 1905 
veröffentlichten Entſcheidungen des Reichsgerichts. B. Handels⸗ 
recht (enthaltend die in den Monaten Auguſt bis Dezember 1905 
veröffentlichten Entſcheidungen). Puchelts 3. 37. Bd. 173 ff. 

Seufferts, J. A.: Archiv für Entſcheidungen der oberſten Gerichte 
in den deutſchen Staaten. General⸗Regiſter zu Bd. 1—5 der 
3. Folge (Bd. 56— 60 des ganzen Werkes). Verf. v. H. F. Schütt. 
München, R. Oldenbourg, 1906. (VII, 235 S.) 5 M. 

Soergel, [Hans Th.]: Rechtfprechung. Generalregiſter zum 1. bis 
6. Bd. Ig. 1900 bis 1905. Stuttgart, Deutſche Verlagsanſtalt, 
1906. (IV, 231 S.) Geb. in Leinw. 3 M. 

Warneyer, Dftto]: Zuſammenſtellung der im November und 
Dezember 1905 veröffentlichten Entſcheidungen des Reichsgerichts. 
A. Zivilrecht. Puchelts Z. 37. Bd. 100— 121. 


B. Privatrecht. 
I. Privatrecht der deutſchen Bundesſtaaten. 
a) Nene Quellen und ihre Bearbeitung. 

*Geſetz, betr. Abänderung des Berggeſetzes für das Herzogtum 
Anhalt vom 20. III. 1896. Vom 20. IV. 1906. Anh SSamml. 
Bd. 18 Nr. 1236. S. 543 —554. 

Bauer, Joſ.: Die Jagdgeſetze Preußens. Nach dem neueſten Stand 
der Geſetzgebung einſchl. des Wildſchongeſetzes vom 14. VII. 1904 
ſowie der Rechtſprechung ausführlich bearbeitet. 3., vermehrte 
und verbeſſerte Aufl. Neue Ausgabe enth. das Geſetz, betr. 
die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke vom 4. VII. 1905 
nebft Kommentar... Neudamm, J. Neumann, 1905. (XVI, 
644 und 67 S.) Geb. 11 M. ö 

Bernewitz, Frhr. v.: Die revidierte Geſindeordnung für das König⸗ 
reich Sachſen. Nach den Quellen und der Rechtſprechung erläutert. 
Mit ausführlichem Sachregiſter. 3. vermehrte Aufl. (Juriſtiſche 

Handbibliothek. Hrsg. von M. Hallbauer und W. Schelcher. 395. Bd.). 
Leipzig, Noßbergſche Verlagsbuchh., 1906. (IX, 258 S.) 4 M. 

Dorner, Emil, und Seng, Alfred: Badiſches Landesprivatrecht. 
(Dernburg, Heinrich: Das bürgerliche Recht des Deutſchen Reichs 
u. Preußens. IV. Ergänz.⸗Bd.) Halle, Buch. des Waiſenhauſes, 
1906. (XII, 742 S.) 18 M. 

Ebner, A.: Die preußifchen Jagdgeſetze in ihrer gegenwärtigen 
Faſſung. Anhang: Das Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz vom 
1. IV. 1880 mit den Ausführungsbeſtimmungen. Mit Er⸗ 
läuterungen in Anmerkungen. (Taſchen⸗Geſetzſammlung. 8.) 
Berlin, C. Heymann, 1906. (VII, 339 S.) Geb. 2,40 M. 

Fahnert, Paul: Revidierte Geſindeordnung für das Königreich 
Sachſen vom 2. V. 1892 in der Faſſung vom 31. V. 1898. 
Textausgabe mit Einleitung, Abdruck der darin zitierten Geſetzes⸗ 
ſtellen und ausführl. Sachregiſter. 8. Aufl. (Juriſtiſche Hand⸗ 
bibliothek. Hrsg. von M. Hallbauer und W. Schelcher. 68. Bd.) 
Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh., 1906. (VIII, 62 S.) 0,80 M. 
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Goldſtein, Hermann: Ein Waſſergeſetz für das Königreich Sachſen. 
Kommun Pr. 6. Ig. 265 — 268. 

Kolbe, Ernſt: Regelung der Streitigkeiten zwiſchen Grubenbeſitzer 
und Tagesflächeneigentümer bei vorhandenen Bergſchäden. Eſſen, 
G. D. Bacdeder, 1906. (IV, 78 S.) 2,40 M. 

Scriba, Hlugo]: Rechte und Pflichten des preußiſchen Landwirts 
gegenüber dem Bergbau und Vorſchläge zur Abänderung des 
Preußiſchen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. (Arbeiten der 
Landwirtſchaftskammer f. d. Prov. Sachſen. 7. Heft.) Leipzig, 
N. C. Schmidt & Co., 1906. (86 S.) 

Treitz, J.: Das allgemeine Berggeſetz für die preußiſchen Staaten 
vom 24. VI. 1865, in der Form, wie es durch die beiden 
Novellen vom 24. VI. 1892 und vom 14. VII. 1905 abgeändert 
iſt. Wortlaut und Erläuterungen. (Neue Ausgabe.) (Keils 
Rechts⸗Bibliothek. Sammlung neuerer Geſetze in volkstümlicher 
Sprache. 7. Heft.) Trier, Paulinus⸗Druckerei, 1905. (56 S.) 
0,30 M. 


b) Ansführungsgefeke zum 868. 

* Ergänzungsverordnung zur Verordnung zur Ausführung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs vom 9. IV. 1899. Vom 9. II. 1906. 
MecklSchwRBl. Nr. 7 S. 43—44. 

Peruche, Th.: Elſaß⸗lothringiſche Geſetze, Verordnungen und Ver⸗ 
fügungen, zur Ausführung des BGB. und der damit in Zu: 
ſammenhang ſtehenden Reichsgeſetze. Auf amtliche Veranlaſſung 
zuſammengeſtellt und mit Sachregiſter verſehen. 4. Aufl. 
Straßburg, W. Heinrich, 1905. (VII, 681 S.) Geb. in Leinw. 
5,50 M. 

e) Einzelfragen. 

Huther, Karl]: Uber das dem Grundherrn zuſtehende Recht der 
Anerkennung des neuen Erwerbers des Erbpachtgrundſtückes. 
Meckl. 24. Bd. 248 — 273. 

Kriener, Wilhelm: Verluſtgefahr der unter bisherigem Recht ent⸗ 
ſtandenen und nicht gebuchten Dienſtbarkeiten in Bayern. SeufſBl. 
71. Ig. 287 290. 

Schmid, Flranz]: Der Pfandrechtstitel des weimariſchen Pfand⸗ 
geſetzes. § 27 ff. PG. Die Verwirklichung des Anſpruchs auf 
Einräumung einer Sicherungshypothek gemäß § 648 BGB. im 
Geltungsbereich des weimariſchen Partikularrechts. Thür Bl. 
53. Bd. 9— 20. N 

Schulze, W.: Die hauptſächlichſten Beſtimmungen betr. das Hinter⸗ 
legungsweſen und den Geſchäftskreis der Staatsdepoſitenver⸗ 
waltung in Elſaß⸗Lothringen. Straßburg, W. Heinrich, 1906. 
(172 S.) Kart. 3 M. | 

Voß: Das Recht zur ſofortigen Entlaſſung des Geſindes. DIZ. 
11. Ig. 535—537. 


II. Bürgerliches Geſetzbuch. 
a) Allgemeines. 


Mayr, Robert v.: Zur Frage der Reviſion des öſterreichiſchen 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches. Oſt AG. 57. Ig. 129— 134, 
141—142, 149— 151, 154 — 158. — (Berückſichtigt beſonders auch 
deutſches Recht.) 

Menzel: Das neue bürgerliche Recht. 3. und 4. Vortrag. (Vor⸗ 
träge für Verwaltungsbeamte. Veranſtaltet vom Verein der 
Landgemeinden, ⸗Bürgermeiſtereien und Bürgermeiſter des Re⸗ 
gierungsbezirks Düſſeldorf. 2. Heft.) Düſſeldorf, L. S 
1906. (69 S.) 1,20 N. en 

Meyer, Hlermann]: Die ſymphoniſche Dichtun 

nl: Dichtung von A. Schertzk 
„Das Bürgerliche Geſetzbuch“. Recht. 10. Ig. 429 —430. si 


N 14. 1906. 


b) Asmmentare. 

Fiſcher, Otto, u. Henle, Wilh. v.: Bürgerliches Geſetzbuch vom 
18. VIII. 1896 nebft dem Einführungsgeſetze vom 18. VIII. 1896. 
Handausgabe mit Einleitung, erläuternden Anmerkungen und Sach⸗ 
regiſter, in Verbindung mit Eugen Ebert und Heinr. v. Schneider, 
hersg. 7, durchgearb. und ergänzte Aufl. 51.—68. Tauſ. München, 
C. H. Beck, 1906. (XXXII, 1503 S.) Geb. in Leinw. 7 M. 

Planck, G.: Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Einſührungsgeſetz, erläutert 
in Verbindung mit ... III. Bd. (8. Lief.) 8. Buch Sachenrecht. 
3. Aufl. Berlin, J. Guttentag, 1906. (XII, 856 S.) 20 M. 
geb. 22 M. 

Roſenthal, Heinr.: Das bürgerliche Geſetzbuch nebſt Einführungs⸗ 
geſetz gemeinverſtändlich erläutert, unter beſonderer Berückſichtigung 
der Rechtsverhältniſſe des täglichen Lebens mit einem auszugs⸗ 
weiſen Abdruck der Ausführungsgeſetze für Preußen, Bayern, 
Sachſen, Württemberg, Baden und des Handelsgeſetzbuchs. 7. 
neu bearbeitete und vermehrte Aufl. 43.— 52. Tauſ. Graudenz, 
G. Röthe, 1906. (1095 S.) Geb. in Leinw. 7 M. 


e) Tehrbücher, Praktika, Nepetitoria. 

Altsmann, R.: Das Recht des bürgerlichen Geſetzbuchs. Ein 
kurzgefaßtes Lehrbuch. 11. neu durchgeſehene und vermehrte 
Aufl. Berlin, C. Heymann, 1906. (XV, 872 S.) 13,50 N., 
geb. 15 M. 

Bernhöft, Franz: Das neue bürgerliche Recht in gemeinverſtänd⸗ 
licher Darſtellung mit Beiſpielen aus dem praktiſchen Leben. 
IV. Familienrecht. (Bibliothek der Rechts: und Staatskunde. 
8. Bd.) Stuttgart. E. H. Moritz. 1906. (303 S.) 2,50 M. 

Enneccerus, Ludw., und Jaeger, Ernſt: Lehrbuch des bürger: 
lichen Rechts. I. Bd.: Einleitung, allgemeiner Teil, Schuld⸗ 
verhältniſſe. 3 Lfg. Von L. Enneccerus 3. völlig um: 
gearbeitete Aufl. Marburg, N. G. Elwerts Verl., 1906. 
(XVI, 820 S.) 5 M. 

Schaeffer, C.: Grundriß des bürgerlichen Rechts unter Verüd: 
ſichtigung des römiſchen und gemeinen Rechts. (In 5 Bon.) 
I. Bd.: Allgemeiner Teil. Berlin, Puttkamer & Mühlbrecht, 
1906. (IV, 110 S.) 2 M.; geb. in Leinw. 2,40. M. 


d) Schriften über einzelne Teile des 688. 
1. Allgemeiner Teil. 


A. Im allgemeinen. 


Schaeffer: Grundriß ſ. BGB. Lehrbücher. 


B. Im beſonderen. 
a) Ferſenen. | . 

Geigel: Straßenverbände mit beſchränkter Haftung. Elſvothrz. 
31. Ig. 216—217. 

Gierke, Otto: Empfiehlt ſich eine einheitliche Regelung der Haftung 
des Staates und anderer juriſtiſcher Perſonen des öffentlichen 
Rechts für den von ihren Beamten bei Ausübung der dieſen an: 
vertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden? Gutachten. 
28. DIT. 1. Bd. 102 — 144. 

Liefmann, Robert: Die deutſche Rechtſprechung über Kartelle nach 
der Denkſchrift der Reichsregierung. SozPr. 15. Ig. 850—852, 
873-875. a 

Rundſtein, S.: Die Rechtsformen der Kartelle in Frankreich. 
Arch BürgR. 28. Bd. 137160. — Berückſichtigt auch deutſche 
Verhältniſſe. 

Schack, Wilh.: Die Rechtsfähigkeit der Berufsvereine. Vortrag. 
Hamburg, Deutſchnationale Buchh. und Verlagsanſtalt, 1906. 
(15 S.) 0,30 M. 

Schefold: Über die Haftung der Gemeinde für ihren Fronmeiſter. 
BGB. SS 31, 89, 831, 823. Württ. 48. Ig. 121 — 125. 
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Wolff, [Emil]: Die rechtliche Natur der Kartelle, Syndikate und 

dergl. DIg. 11. Ig. 645646. 
ö d) Sachen. 

Francke, Wilhelm], Chfriftian]: Zur Lehre von den Beſtandteilen. 
Thür Bl. 53. Bd. 1—9. ö 
Fürſt, Friedr.: Beſtandteil oder Zubehör. IW. 35. Ig. 154 —156. 
Krückmann, Paul: Weſentlicher Beſtandteil und Eigentumsvorbehalt, 
zugleich ein Beitrag zur Bauhandwerkerfrage. Ein Rechtsgut⸗ 
achten. Erweiterter Sonderabdruck aus ZBlF G. 6. Ig. 585 — 611, 

549 —659. Leipzig, Dieterich, 1906. (IV, 72 S.) 3,60 M. 
c) Rechtsgeſchafte. 

Mündliche Abreden neben einem ſchriftlichen Vertrag. Grund⸗ 
eigentum. 25. Ig. 442 — 43. 

Fontheim, Georg: Das Anfechtungsrecht des bürgerlichen Rechts, 
insbeſondere feine Übertragbarkeit, zugleich ein Beitrag zur Lehre 
von den Geſtaltungsrechten. (Diſſ.) Berlin, Struppe & Winckler, 
1906. (VIII, 83 S.) 2 M. 

Fromme: Entgeltliche Übertragung ärztlicher Praxis ſ. Kauf. 

Fuchs: Iſt die öffentliche Beurkundung von Rechtsgeſchäften durch 
Reichsgeſetz den Gerichten übertragen? Recht. 10. Ig. 473 — 483. 

Hertel: Das negative Vertragsintereſſe. JuſtizdRdſch. 5. Ig. 97— 98. 

Klein, Peter: Zur Lehre vom ſogenannten negativen Vertrags⸗ 
intereſſe. DJZ. 11. Ig. 596. 

Mannheimer: Schadenserſatz wegen Betrugs ſ. Unerlaubte 
Handlungen. 

Mantey, W.: Gegen die guten Sitten. Geſetz und Recht. 7. Ig. 
257—261. 

Oertmann, Paul: Unmittelbar erlangter rechtlicher Vorteil. Ein 
Beitrag zur Auslegung des § 143 Abſ. 4 BGB. Seuff Bl. 71. Ig. 
280 — 287. 

Riezler, Erwin: Konkurrierendes und kollidierendes Handeln des 
Vertreters und des Vertretenen. Arch ZivPrax. 98. Bd. 373—419. 

Seeler, W. v.: Vollmacht und Scheinvollmacht. ArchBürgR. 28. Bd. 
1—52. 

Wilutzky: Die Verfügungen des BGB. Arch BürgR. 28. Bd. 53 — 80. 

d) Arien. Termine. (vacat.) 
e) Verjährung. 

Hilfe, Benno]: Durch das bloße Angebot einer Stundung kann die 
Verjährung nicht gehemmt werden. Recht. 10. Ig. 495 — 496. 
Hölder, Eduard: Der Friſtbeginn bei der Verjährung des § 196 

BGB. Recht. 10. Ig. 279 — 281, 363 — 364. 

Joſef, Eugen: Die Verjährung der auf auftragloſe Geſchäfts⸗ 
führung, Bereicherung ſowie auf Übertragung kraft Geſetzes ge: 
gründeten Forderungen und der Erwerb von Erſtattungsanſprüchen 
durch auftragloſe Zahlung. Gruchots Beitr. 50. Ig. 215 — 230. 

Mueller, W. F.: Die Verjährung des Schadenserſatzanſpruches des 
Käufers wegen ſchuldhaft mangelhafter Lieferung. DIZ. 11. Ig. 
708 — 705. 

Puchta, Wilhelm: Über Verjährung der Gebührenanſprüche von 
Zeugen und Sachverſtändigen. Seuff Bl. 71. Ig. 148 150. 
Stölzle: Die Verjährung bei der Trächtigkeitsgarantie. JW. 

35. Ig. 374—376. | 
t) Ausübung der Aechte. Selöfiverieldigung. Selöſthitſe. 

Schneidler: Das Schikaneverbot des § 226 BGB. Recht. 10. Ig. 
603 — 605. 

8) Siderheitsteilung. (vacat.) 


Anhang: Grenzgebiete zwiſchen materiellem und 
prozeſſualem Rechte. 
Engelbrecht: Klagegrund, Klageänderung, Rechtskraft. DIZ. 11. Ig. 
520 — 523. 
Leonhard, Franz: Zur Beweislaſt. Buſchs Z. 35. Bd. 441-454. 
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2. Recht der Schuldverhältniſſe. 
A. Im allgemeinen. 

Kuhlenbeck, Ludwig: Recht der Schuldverhältniſſe a) Allgem. Teil. 
Erläutert. 2. vollſt. neu bearb. Aufl. (J. v. Staudingers Kom⸗ 
mentar zum BGB. 2. Bd. a.) München, J. Schweitzer, 1906. 
(349 S.) 

Oertmann, Paul: Das Recht der Schuldverhältniſſe. 2., völlig 
umgearbeitete Auflage. (Kommentar zum BGB. und ſeinen 
Nebengeſetzen. [I] Kommentar zum BGB. Hrsg. von J. Bier⸗ 
mann u. a.) Berlin, C. Heymann, 1906. (XI, 1041 S.) 24 M. 


B. Im beſonderen. 
a) Inhalt der Shuldverhältnife. 

Delius: Über Haftpflicht der Beamten. Recht. 10. Ig. 649-655. 

Dronke, Ernſt: Über die Pflicht eines Verletzten, ſich ärztlicher 
Behandlung, insbeſondere einer Anſtaltsbehandlung zu unterziehen. 
EiſenbE. 22. Bd. 90 — 101. 

Fromherz: Haftung des Theaterunternehmers für Verſchulden des 
Bühnenkünſtlers. DIZ. 11. Ig. 539 —540. 

Golde, Max: Zur Auslegung der §§ 276, 278 BGB. Thür Bl. 
53. Bd. 21— 30. 

Lenz, Fritz: Haftpflicht der Eiſenbahn für Überfälle während der 
Fahrt. DIZ. 11. Ig. 481—483. 

Meyer, Alex: Zur Lehre von der Gefahrtragung für die Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung beim gegenſeitigen Vertrage, insbeſondere 
beim Arbeitsvertrage. Bonn, C. Georgi, 1906. (52 S.) Er⸗ 
ſchien zuerſt als Inaug.⸗Diſſ. Bonn 1906. f 

Siber, Heinrich: Zur Theorie von Schuld und Haftung nach Reichs⸗ 
recht. IheringsJ. 50. Bd. 55— 276. 

Weyl: Individuelle Verantwortlichkeit |. Unerlaubte Handlungen. 

b) Schuldvertällniſſe aus Verträgen. 

Dennler, [Wilhelm]: Zur Bedeutung und Tragweite des § 313 
BGB. mit beſonderer Bezugnahme auf das bisherige bayerifche 
Recht. Juſtizddſch. 5. Ig. 49 — 52. 

Jacobi, Julius: Zur Lehre vom Surkzeſſivlieferungsvertrage. 
Gruchots Beitr. 50. Ig. 230 — 244. 

Hertel: negatives Vertragsintereſſe ſ. Rechtsgeſchäfte. 

Klein, negatives Vertragsintereſſe |. Rechtsgeſchäfte. 

Oppler: Schiedsvertrag und Schiedsmännervertrag. Recht. 10. Ig. 
433 —435. 

Siber, H.: Schuld und Haftung |. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 

c) Erföfden der Sculdverhältniſſe. 

Buſſe, H.: Zur Eventualaufrechnung. SächſArchR. 1. Ig. 121 — 126. 

Lang, Georg: Das Aufrechnungsrecht nach bürgerlichem Recht. 
Seine Erweiterungen und ſeine Beſchränkungen im Konkurs des 
Schuldners. München, C. H. Beck, 1906. (VIII, 304 S.) 10 M. 

Simonſon: Über das Verhältnis des § 404 zum § 406 BOB. 
Ein Beitrag zu den Lehren von der Aufrechnung und der Ab⸗ 
treuung. Mit Bemerkungen von Eccius. Gruchots Beitr. 50. Ig. 
244 — 254. | 

d) Übertragung der Forderung. 

Simonſon: Verhältnis des § 404 zum § 406 BGB. ſ. Erlöſchen 
der Schuldverhältniſſe. 

Vogel: Steht dem abtretenden Gläubiger, welcher „für Güte und 
Einbringlichkeit“ haftet, wenn für die abgetretene Forderung 
Bürgſchaft geleiſtet iſt, gegenüber der Klage des neuen Gläubigers 
die Einrede der Vorausklage des Bürgen zu? Bay. 2. Ig. 161— 162. 

e) Schuldũber nahme. 

Heinsheimer: Schuldübernahme bei beſtehender Geſamthypothek. 
DIZ. 11. Ig. 363 — 365. | 

Salinger, [Mar]: Zur Frage der kumulativen Schuldübernahme. 


Arch BürgR. 28. Bd. 81— 93. 
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I, Mehrheit von Snddnern und Gläußigern. 
Fuchs: Zur Auslegung des § 426 BGB. Recht. 10. Ig. 602 — 603. 
Siber: Schuld und Haftung ſ. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 


8) Einzelne S uldvertzältniſſe. 
A. Im allgemeinen. 

Kober, Karl, und Engelmann, Theodor: Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe. b) Beſonderer Teil. (J. v. Staudingers Kommentar 
zum BOB. 2. Bd. b.) München, J. Schweitzer Verl., 1906. 
(1015 S.) 

B. Im befonderen. 
1. Aanf. Ceufd. 

Bloch, Alfred: Kauf bricht Jagdpacht. Bay Z. 2. Ig. 160—161. 

Boeker, P.: Gewährleiſtung beim Viehhandel. Die wichtigſten ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen über die Gewährleiſtungen wegen Mängel 
der Sache, in leichtverſtändlicher Darſtellung für praktiſche Land⸗ 
wirte und Schüler landwirtſchaftlicher Schulen. Hohenſalza, 
H. Olawski, 1906. (40 S.) 0,60 M. 

Brandis, [Ernſt]: Kann der Käufer mindern, wenn nach vollzogener 
Wandelung Leiſtungsunmöglichkeit oder Verzug bezüglich der Kauf⸗ 

ſache eintritt? DIZ. 11. Ig. 594—59ö. 

Bürchner, Herm.: Die Gewährleiſtung beim Viehhandel nach dem 
bürgerlichen Geſetzbuche. Mit Erläuterungen, Beiſpielen. 4., ver⸗ 
beſſerte und vermehrte Aufl. Landsberg, G. Verza, 1905. (45 S.) 
0,60 M. 

Eulenſtein, Georg: Wiederkaufsrecht. JuſtizdRdſch. 5. Ig. 56—57. 

Fromme, [Erich]: Entgeltliche Nbertragung ärztlicher Praxis, welches 
Rechtsgeſchäft? Iſt es dem Arzt ehrengerichtlich und rechtlich er⸗ 
laubt, ſeine Praxis einem anderen Arzt gegen Entgelt zu über: 
tragen? Ein 1900 im Arzteverein zu Magdeburg gehaltener 
Vortrag. (Berliner Klinik, H. 215.) Berlin, Fiſcher, 1906. 
(89 S.) 

Grabner: Zur Auslegung des § 465 BGB. Gruchots Beitr. 
50. Ig. 254—261. 


Heuer: Über die Gefahr bei Rückſendung von Emballage. HanſGZ. 
27. Ig. 85— 87. 

Krückmann, [Raul]: Wandelung und Anfechtung bei dem Kaufe. 

Arch ZivPrax. 98. Bd. 420— 425. 

Liefmann: Kartelle ſ. BGB. Perſonen. 

Meyer, Arnulf: Bedarf ein Vertrag, durch den ein perſönliches 
Verkaufsrecht an einem Grundſtück eingeräumt wird, der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Beurkundung? Bay. 2. Ig. 186. 

Orthal: Weiterveräußerung auf Abzahlung gekaufter Gegenſtände. 
BayB. 2. Ig. 226. 

Pollwein: „Eigenjagdverpachtung“ und „Kauf bricht nicht Miete“. 
Bay. 2. Ig. 243— 244. 

Siber: Schuld und Haftung ſ. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 

Springer: Der Kauf nach deutſchem Rechte. Ein Leitſaden durch 
die geſetzlichen Beſtimmungen über den Kauf und ein Hilfsbuch 
für alle, die ſich mit Käufen und Verkäufen zu befaſſen haben. 
(Juriſtiſche Handbibliothek. Hrsg. von Max Hallbauer und 
W. Schelcher. 180. Bd.) Le&ipzig. Roßbergſche Verlagsbuch⸗ 
handlung, 1906. (VII, 201 S.) Geb. in Leinw. 8,40 M. 

Then, J. B.: Argliſtiges Verſchweigen eines Nichthauptmangels 
beim Viehkauf. Bay Z. 2. Ig. 225— 226. 

Wittmaack: Das limitierte Vorkaufsrecht f. Vorkaufsrecht. 


2. Schenkung. 
Landsberg: Zwei wichtige Keichsgerichtsentſcheidungen. Poſ Schr. 
9. Ig. 25— 28. 
3. Miete. pacht. 
Aron, Erich: Die Wirkung der Pfändung nicht verfallener Miet⸗ 
sinfen gegenüber dem Mieter, der den Mietgegen ſtand vor Eintritt 
der Fälligkeit erwirbt. Bay Z. 2. Ig. 134 — 1837. 
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Bloch: Kauf bricht Jagdpacht, ſ. Kauf. 

Boethke, [Wilhelm]: Iſt der Widerſpruch des Vermieters gegen 
die Entfernung der ſeinem geſetzlichen Pfandrecht unterliegenden 
Sachen des Mieters von dem Grundſtücke nicht zuläſſig, wenn 

die Entfernung im Vollſtreckungswege für einen anderen Gläubiger 
des Mieters erfolgt? Gruchots Beitr. 50. Ig. 262— 269. 

Dennler, [Wilhelm]: Zum Kündigungsrecht der Beamten. Dig. 
11. Ig. 699 — 700. 

Fleſch, Karl: Das Wohnen und das Recht. Arch Soz W. 22. Bd. 
524 — 538. 

Hertel: Die Kechtsverhältniſſe beim Safevertrage. JuſtizdRöſch. 
5. Ig. 52—56. 

Joſef, Eugen: Der Hauseinſturz zu Nagold in ſeinen zivilrechtlichen 
Folgen. Recht. 10. Ig. 553 — 555. 

Die Rechte des Vermieters bei vertragswidrigem Gebrauche der 
Mietſache durch den Mieter. Grundeigentum. 25. Ig. 615-616. 

Thiele, Carl: Das Mietkündigungsrecht der Beamten. Grund: 
eigentum. 25. Ig. 417—418, 441—442. 

Wilutzky: Verfügungen, f. Rechtsgeſchäfte. 

4. Lehe. 5. Darlehn. (vacant.) 


6. Dienstvertrag. 

Bendix, Ludwig: Drei Fragen aus dem Dienſtzeugnisrechte. 
Arch BürgR. 28. Bd. 94 — 1386. N 

Das Dienſtzeugnis. DIndg. 25. Ig. 248—246. 

Feliſch, [Paul], und Leander [Alexander]: Die Rechtſprechung des 
deutſchen Bühnenſchiedsgerichts. Auf Veranlaſſung des Deutſchen 
Bühnenvereins und der Genoſſenſchaft deutſcher Bühnenangehöriger 
hrsg. Berlin, H. Kuhz, 1906. (XXIX, 339 S.) 4,50 M. 

Fleſch, K.: Der Arbeitsvertrag der Heimarbeiter. GewG. 11. Ig. 
253 — 258. N 

Joſef: Hauseinſturz, ſ. Miete. 

Alexander⸗Katz: Die Rechtsverhältniſſe der höheren induſtriellen 
Angeſtellten. Berlin, Verh. Ver. Gewerbfl. 85. Ig. 1906. Sitz Ber. 
49 — 71. 

Meyer, H.: Zu $ 615 BGB. 23. 11. Ig. 531532. 

Dpet: Über das moderne Theaterrecht. Vortrag. Recht. 10. Ig. 
599 —601. 

Riezler, Erwin: Arbeitskraft und Arbeitsfreiheit in ihrer privat⸗ 
rechtlichen Bedeutung. ArchBürgR. 27. Bd. 219—251. 

Siber: Schuld und Haftung ſ. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 


7. Werkvertrag. 
Fleſch: Arbeitsvertrag der Heimarbeiter ſ. Dienſtvertrag. 
Opet: Theaterrecht ſ. Dienſtvertrag. 
Riezler: Arbeitskraft f. Dienſtvertrag. 
Siber: Schuld und Haftung ſ. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 


8. Mählervertrag. 
Opet: Theaterrecht ſ. Dienſtvertrag. 


9. Ansisbung. 10. Auftrag. (vacant.) 


11. Seſchäſtsſührung ohne Auftrag. 
Joſef: Verjährung der auftragloſen Geſchäftsführung ſ. Verjährung. 


12. verwahrung. 13. Einbringung ven Sachen bei Saflwirten. (vacant.) 


14. Seſenſchaft. 
Liefmann: Kartelle ſ. BGB. Perſonen. 
Marcus, [Georg]: Das Geſellſchaftsrecht des BGB. und das Kon: 
kurrenzverbot des $ 112 HGB. Recht. 10. Ig. 674 —675. 
Wilutzky: Verfügungen ſ. Kechtsgeſchäfte. 
Wolff: Kartelle ſ. BGB. Perſonen. 


15. Semeinſchaft. 
Wilutziy: Verfügungen ſ. Rechtsgeſchäfte. 


35. Jahrgang. 


16. Ceibrente. 17. Sylelwette. (vacant). 


18. Sürgſchaft. 

Rundſtein: Kartelle ſ. BGB. Perſonen. 

Schulz, F.: Das Leiſtungsverweigerungsrecht des Bürgen auf 
Grund der Aufrechnungslage des Gläubigers. Gruchots Beitr. 
50. Ig. 269 — 274. u 

Siber: Schuld und Haftung ſ. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 

Vogel: Einrede d. Vorauskl. bei Bürgſch. ſ. Übertr. d. Ford. 


19. Bergleidh. (vacat). 


20. Schuldverſprechen. Schuldanerkenntnis. 
Rümelin, Max: Zur Lehre von den Schuldverſprechen und Schuld⸗ 
anerkenntniſſen des BGB. (Aus: „Archiv für die ziviliſtiſche 
Praxis.“] Tübingen, J. C. B. Mohr, 1905. (VIII, 328 S.) 7 M. 


21. Auwelfung. (vacat.) 


22. Schuldverſchreibung auf den Inhaber. 
Langen, Arnold: Die Kreationstheorie im heutigen Reichsrechte. 
Berlin, C. Heymann, 1906. (XI, 146 S.) 4 M. 


23. Verlegung von Sachen. (vacat.). 


24. Un gerechtfertigte Bereicherung. 
Joſef: Verjährung der Bereicherung f. Verjährung. 


25. Unerlaubte Handlungen. 

Bar, Lludwig] v.: Die Haftung des Tierhalters. Nation. 23. Ig. 
485 — 486. | 

Bernt, Friedrich: Zum Entwurf eines Automobilhaftpflichtgeſetzes. 
Gegenwart. 35. Ig. 369—371. 

Brückmann, Arthur: Der ordentliche Straßengänger. Geſetz und 
Recht. 7. Ig. 261-267. 

Delius: Haftpflicht ſ. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 

Dronke: Pflicht zur Anſtaltsbehandlung ſ. Inhalt d. Schuldverhältn. 

Chriſtoph, F.: Betrachtungen über Schadenerſatzpflicht für Unfälle 
bei Bränden auf dem Lande. HannovLandwZ. 59. Ig. 407—408. 

Eger, Georg: Kritik des Entwurfs eines Geſetzes über die Haft⸗ 
pflicht für den bei dem Betriebe von Kraftfahrzeugen entſtehenden 
Schaden. Recht. 10. Ig. 352 — 358. 

Entwurf eines Geſetzes, betr. Anderung des § 833 des bürgerlichen 
Geſetzbuchs. Dem Reichstage vorgelegt am 24. II. 1906. Berlin, 
C. Heymann, 1906. (16 S.) 0,40 M. 

Entwurf eines Geſetzes über die Haftpflicht ſür den bei dem Be⸗ 
triebe von Kraftfahrzeugen entſtehenden Schaden. Berlin, 
C. Heymann, 1906. (15 S.) 0,30 M. 

Freſe: Präjudizienkultus ſ. Schriften über allgem. Fragen. 

Fromherz: Theaterunternehmerhaftpfl. |. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 

Gſchmeidler, Arth. Edler v.: Der ärztliche Verſuch am lebenden 
Menſchen. Vortrag, gehalten in der Wiener juriſtiſchen Ge⸗ 
ſellſchaft. Wien, W. Braumtüller, 1906. (32 S.) 0,80 M. 

Gorden: Zum Entwurf eines Automobilhaftpflichtgeſetzes. DIZ. 
11. Ig. 479481. 
Haftung der Amtskörperſchaft für den Zuſtand ihrer Straßen. 
Württ Z. 48. Ig. 159— 160. 
Über die Haftung des Direktors einer Aktiengeſellſchaft wegen un⸗ 
richtiger Angaben, die den Gläubiger zur Geſtundung einer nach⸗ 
mals nicht einziehbaren Forderung veranlaßt haben ſollen. 
§§ 823, 826 BGB. verb. mit § 263 StGB. ZAkt W. 16. Ig. 
59—61, i 

Hein, Wolfgang: Die Verleitung zum Vertragsbruch nach bürger⸗ 
lichem Recht. Ein kritiſcher Beitrag zur Lehre von der Kauſalität 
im RNechtsſinn und zur Beſtimmung des Begriffs der guten 
Sitten. (Studien zur Erläuterung des bürgerlichen Rechts, hrsg. 
von Rudolf Leonhard. 18. Heft.) Breslau, M. & H. Marcus, 
1906. (VI, 133 S.) 3,60 M. 
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Hüſſener, A.: Ausbeutung der Rechtskraft gegen die guten Sitten. 
KO. 17. Ig. 45 — 47. 

Joſef, Eugen: Der Schadenserſatzberechtigte bei Anttspflicht⸗ 
verletzungen des Beamten, insbeſondere des Notars. Arch ZivPrax. 
98. Bd. 426 — 440. 

Lenel: Die Gefahren der Gelegenheitsgeſetzgebung. DAZ. 11. Ig. 
626-630. 

Lenz: Haftpflicht der Eiſenbahn ſ. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 

Liefmann: Kartelle ſ. BGB. Perſonen. 

Manheimer: Schadenserſatz wegen Betrugs beim Vertragsſchluß. 
PoſMSchr. 9. Ig. 3739. i 

Mitteis: Verkauf von Büchern ſ. Unlauterer Wettbewerb. 

Olshauſen: Zum Entwurf des Automobilhaftpflichtgeſetzes. DIg. 
11. Ig. 346—351. 

Schefold: Haftung der Gemeinde ſ. Perſonen. 

Schumacher, [Johannes]: Wer iſt Tierhalter? IW. 35. Ig. 
156 — 159. | 

Schumacher, Johannes]: Zur Haftung des Tierhalters. DLandwpPr. 
33. Ig. 251— 252. . 

Siber: Schuld und Haftung ſ. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 

Soergel, Konr.: Die Rechte und Pflichten des Hundebeſitzers gegen⸗ 
über den Geſetzen. (Mit den Beſtimmungen über die Beförderung 
von Hunden auf der Staatsbahn.) 2. Aufl. Fürth, 1906. 
München, J. Lindauer. (21 S.) 0,40 M. 

Traeger, L.: § 833 BGB. und der Geſetzentwurf vom 24. Februar 
1906. Ein Mahnwort in letzter Stunde. Recht. 10. Ig. 343—352. 

Tuhr, [Andreas] v.: Zur Reichstagsvorlage betr. die Haftung für 
Tierſchäden. DIZ. 11. Ig. 389-394. 

Varenhorſt: Einige Fragen der Haftpflicht. 1. Haftung des Land⸗ 
wirts für feine Haustiere. — 2. Haftung des Landwirts für 
ſeinen Maſchinenbetrieb. — 3. Haftung des Automobilbeſitzers 
und der Eiſenbahn. HannovLandwg. 59. Ig. 295— 296, 
319 320, 341 —342. 

Wittmaack, [H.]: Verantwortlichkeit des Eiſenbahnunternehmers 
für einen Raubanfall auf einen Reiſenden. Recht. 10. Ig. 
493 - 494. 


3. Sachenrecht. 
I. Allgemeines. 

Kretzſchmar, Ferd.: Das Sachenrecht des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Erläutert. Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchhandlung, 1906. 
(VII, 747 S.) 16 M.; geb. in Halbfrz. 18 M. 

Planck, G.: Bürgerliches Geſetzbuch. III. Bd. Sachenrecht |. BGB. 
b) Kommentare. g 


11. Einzelfragen. 
a) Sehg. (vacat.) 


b) Algemeine Vorſchriſten über Rechte en Grundſtücken. 
1. Materielles Orundbuchrecht im allgemeinen. 
Holzapfel, Wlilhelm]: Das Grundbuchrecht im Verkehr zwiſchen Aus: 
einanderſetzungsbehörden und Grundbuchämtern. Berlin, F. Vahlen, 
1906. (VIII, 340 S.) 7 M., geb. 8 M. 


2. Einzelfragen. 
Krückmann: Weſentlicher Beſtandteil und Eigentumsvorbehalt 
ſ. BGB. Allg. Teil. Sachen. 
Schuberth, Guſtav: Iſt Nangänderung Stellenaustauſch? Sächſ⸗ 


ArchR. 1 Ig. 193— 197. 
Zimmermann: Schutzfolium und Grundbuch. Bay Z. 2. Ig. 207. 


e) Cigentnm. 
Hörig, Rud.: Rauch, Ruß, Geräuſch und ähnliche Einwirkungen im 
§ 906 des Bürgerlichen Geſetzbuches und die zivilrechtlichen An⸗ 
ſprüche gegen ſie. Leipzig, Veit & Co., 1906. (X, = = 2,80 M. 
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Kriener, Wilhelm: Eigentumsverhältniſſe an Feldwegen. Bayz. 


2. Ig. 153 — 155. 

Troitzſch: Der Fund. Bay. 2. Ig. 155 — 160. 

Wird durch die Aufſtellung eines Erfriſchungszeltes durch die Stadt 
auf einer ſtädtiſchen Straße ein Recht des Anliegers verletzt? 
Selbſtverw. 33. Ig. 210. 


d) Erbbaurecht. 

Wittmaack, Hermann: Das Erbbaurecht des BEB. (Abhandlungen 
zum Privatrecht und Zivilprozeß des Deutſchen Reiches. Hrsg. 
von Otto Fiſcher. XIV. Bd. 2. Heft.) München, C. H. Beck, 1906. 
(V, 254 S.) 10 M. 

e) Dienkbarkeiten. 

Kriener: Nichtgebuchte Dienſtbarkeiten |. Privatrecht der deutſchen 

Bundesſtaaten. Einzelfragen. 


f) Vorkanfsrcdt. 
Krueger, E. W.: Nießbrauch und Zwangsverwaltung. DIZ. 
11. Ig. 707 708. 
Wittmaack, H.: Das limitierte Vorkaufsrecht. Recht. 10. Ig. 
465—473. 
g) Reallaſten. (vacat.) 


h) Hypothek. Grundſchuld. Hentenſchuld. 
Danziger, Hugo: Über die Zuläſſigkeit und die Bedeutung der 
gewöhnlichen Hypothek im Wechſelverkehr. JW. 35. Ig. 370— 3783. 
Dennler, [Wilhelm]: Wertparzellentheorie. Recht. 10. Ig. 364. 
Heinsheimer: Schuldübernahme bei beſtehender Geſamthypothek 
ſ. Schuldübernahme. 
Hirſch, Richard: Die Eintragung von Sicherungshypotheken für 
Geſamtbürgen in das Grundbuch. Recht. 10. Ig. 609—610. 
Jacoby, Hugo: Die Eigentümerhypothek des BB. und ihre Ein⸗ 
wirkung auf den beſtehenden Rechtszuſtand in Bayern. SeuffBl. 
71. Ig. 245 —260. 

Klaus: Zur Frage der Rangänderung von Hypotheken desſelben 
Gläubigers und von Teilhypotheken. Württ Z. 48. Ig. 100 — 1086. 

Krückmann, Paul: Der preußiſche Entwurf zum Schutze der Bau⸗ 
handwerker. Z Bl G. 6. Ig. 807819. 

Krückmann: Weſentliche Beſtandteile und Eigentumsvorbehalt, 
ſ. BGB. Allg. Teil. Sachen. 

Oberneck: Pfändung der Eigentümerhypothek, f. Zwangsvollſtreckung. 

Neumann: Die nicht valutierte Grundſchuld. JW. 35. Ig. 153— 154. 

Peiſer: Sicherung der Lohnforderung der von Eiſenbahnbauunter⸗ 
nehmern beſchäftigten Arbeiter. EiſenbE. 22. Bd. 76— 82. 

Schwalenberg, G.: Der neueſte Geſetzentwurf zur Sicherung der 
Bauforderungen. DIehng. 23. Ig. 215 —216. 

Siber: Schuld und Haftung ſ. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 

Wittmaack: limitiertes Vorkaufsrecht f. Vorkaufsrecht. 


i) Pfandreht an beweglichen Sachen und an Rechten. 
Geißmar, Joſef: Zur Lehre der Verpfändung von Mobilien und 
der Sicherungsübereignung. Puchelts Z. 37. Bd. 283295. 
Joſef: Hauseinſturz ſ. Miete. 
Siber: Schuld und Haftung ſ. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 
Wieland, Alfred: Indoſſament und Zeſſion bei der Verpfändung 
von Orderpapieren. Schweiz Z. 45. Bd. 353 — 386. 


4. Familienrecht. 
I. Allgemeines. 
Bernhöft, Frz.: Familienrecht |. BGB. Lehrbücher. 
II. Einzelfragen: | 
a) Sürgerliche Ehe. 
Francke, Wlilhelm] Chlriſtian]: Gerichtliche Aufhebung ehelicher 


5 nach deutſchem Reichsrecht. Archgivprax. 98. Bd. 
475. | 
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Lienemann: Bedarf die in Verwaltungsgemeinſchaft lebende Che: 
frau, wenn fie gegen den das Pfandrecht des § 559 868. an 
ihrem eingebrachten Gute geltend machenden Vermieter die Eigen: 
tumsklage anſtrengen will, der Zuſtimmung des Mannes? 
SächſArchR. 1. Ig. 141—142. 

Wahrmund, Ludwig: Ehe und Eherecht. (Aus Natur und Geiſtes⸗ 
welt. Sammlung wiſſenſchaftlich⸗gemeinverſtändlicher Darſtellungen 
115.) Leipzig, B. G. Teubner, 1906. (X, 123 S.) 1 R. 

Weyl, [Richard]: Die individuelle Verantwortlichkeit im Zivilrecht. 
Berl JurGeſ. 47. IBer. 41—44. 

Wilutzky: Verfügungen ſ. Rechtsgeſchäfte. 

Winter: Geſetzliche Unterhaltsverpflichtungen auf Grund des Bürger: 
lichen Rechts. Geſetz und Recht. 7. Ig. 276— 280. 

Ziegenhierd, Alfr. v.: Die Schlüſſelgewalt der Ehefrau nach altem 
und neuem deutſchen Recht nebſt einem Vergleich mit dem 
römiſchen Recht; unter beſonderer Berückſichtigung einiger Neben⸗ 
materialien des früheren deutſchen Privat- und des jetzigen 
Landesrechts. Leipzig, O. Wigand, 1906. (138 S.) EM. 


b) verwandtſchaft. 

Gmelin, (Julius]: Religiöſe Erziehung des unehelichen Kindes. 
Württ Z. 48. Ig. 138189. 

Lubowski: Eideszuſchiebung an die uneheliche Mutter. Recht. 
10. Ig. 608609. 

Weegmann: Der Ausſchluß der Auseinanderſetzung auf den Tod 
der Mutter. Zur Auslegung des § 1640 BGB. Württg. 
48. Ig. 129—137. 

Reinſch: Zum Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes gegenüber 
feinem Vater. DIZ. 11. Ig. 586 —587. 

Winter: Unterhaltsverpflichtungen ſ. Bürgerliche Ehe. 

e) Yormundfcaft. 

Adam: Kann der Vormund auch nach Entlaſſung aus ſeinem Amte 
durch Ordnungsſtrafen zur Legung der Schlußrechnung angehalten 
werden? Dig. 11. Ig. 590—592. 

Meyer, Adf.: Die Vormundſchaft nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
unter Berückſichtigung der in Baden ergangenen Ausführungs⸗ 
und Vollzugsbeſtimmungen. Textausgabe mit Anmerkungen und 
Erläuterungen. Bearbeitet für Gemeindebehörden (Gemeinde⸗ 
waiſenräte) und Gerichts ſchreibereibeamte. Karlsruhe, F. Gutſch, 
1906. (VI, 122 S.) Geb. in Leinw. 2 M. 

Oertel: Familienname ſ. freiwillige Gerichtsbarkeit Einzelfragen. 

Wreſchner, S.: Entlaſſung des Vormundes wegen feines religiöfen 
Bekenntniſſes. JW. 35. Ig. 321-324. 

Stürenburg: Kann Mündelgeld auf Leibrente gegeben werben? 
Recht. 10. Ig. 675—676. 


5. Erbrecht. 
I. Allgemeines. 

Hallbauer, Max: Das deutſche Erbſchaftsrecht. Ein Leitfaden 
durch das Erbſchaftsrecht und ein Hilfsbuch für alle, die ſich als 
Erben, Vermächtnisnehmer, Nachlaßpfleger, Teſtamentsvollſtrecker 
und dergleichen mit einer Erbſchaft zu beſchäftigen haben. 2. Aufl. 
(Handbibliothek, juriſtiſche. Hrsg. von Mar Hallbauer und 
W. Schelcher. 102. Bd.) Leipzig, Roßbergſche Verlags buchhandlung, 
1906. (X, 315 S.) Geb. in Leinw. 4 M. 

Herzfelder, Felix: Erbrecht. 2. vollſtändig neu bearb. Aufl. 
(G. v. Standinger s Kommentar zum BGB. 5. Bd.) München, 
J. Schweitzer Verl., 1906. (XII, 820 S.) 


II. Einzelfragen. 
a) Gröfefge. (vacat,) 
b) Bebtlide Stellung des Erben. 
Lafrenz: Zur Frage des Beweiſes der Nachlaßdürftigkeit im Falle 
des 5 1990 BGB. ZUFG. 6. Ig. 741-744. 


— 
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Strübe: Zur Frage der Aufhebung der Erbengemeinſchaft. Recht. 
10. Ig. 605—607. 


Wilutzky: Verfügungen ſ. Nechtsgeſchäfte. 
e) Feſtament. 
Cordes: Räumliche Stellung der Unterſchrift der Urkundsperſon 
bei öffentlichen Teſtamenten. DIE. 11. Ig. 476—477. 
Form der im § 2242 Abſ. 1 Satz 2 BGB. und im 98177 Abſ. 1 
Satz 2 des Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vor⸗ 
geſchriebene Feſtſtellung der Vorleſung, Genehmigung und Unter⸗ 
zeichnung des Protokolls. DIZ. 11. Ig. 413—415. 

Glaſer: Iſt für das eigenhändige Teſtament Namensunterſchrift 
erforderlich? DIZ. 11. Ig. 646—649. 

Gößler, Wilh.: Zur Lehre von der Datierung des eigenhändigen 
Teſtaments. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1905. (IV, 34 S.) 1 M. 

Hölder, Elduard]: Das Datum des eigenhändigen Teſtamentes. 
Iherings J. 50. Bd. 277300. 

Mantey: Zur Anwendung des § 2085 und des 8 2255 BGB. 
Recht. 10. Ig. 555. 

Schumacher, [Johannes]: Das eigenhändige Teſtament. Breslau, 
ZLandwKammer. 9. Ig. 77—81. 

Wilutzky: Verfügungen |. Rechtsgeſchäfte. 


d) Frovertrag. 
Wilutzky: Verfügungen ſ. Nechtsgeſchäfte. 
e) Yffiqtteil. 
Jacubezky, v.: Zwei Fragen aus dem Pllichtteilsrechte. Recht. 
10. Ig. 281286. 
Langheineken: Zur Auslegung des § 2316 Abſ. 4 BGB. Seufföl. 
71. Ig. 269— 280. 


f) Grbunwärdigleit. 8) Gröversigt. (vacant.) 
h) Gröfein. 
Freudenthal, Erbſcheinsverfahren ſ. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


i) Sroſchafts lauf. (vacat.) 


e) Einführungsgeſetz zum 868. 
Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Überleitung von Hypotheken. 
Seuff Bl. 71. Ig. 233 — 245. 
Fuchs: Beurkundung von Rechtsgeſchäften ſ. Rechtsgeſchäfte. 
Seitz, Heinrich: Zur Frage der Überleitung der Kautionshypotheken 
des älteren Rechts. Seuff Bl. 71. Ig. 260— 266. 


III. Handels. und Verkehrsrecht. 


A. Allgemeines. 


Gutmann: Zuſammenſtellung der in den Monaten Auguſt bis De⸗ 
zember 1905 veröffentlichten Entſcheidungen des Reichsgerichts. 
B. Handelsrecht. Puchelts Z. 37. Bd. 121—124. 

Hausmann, R.: Das deutſche Privatrecht vom Standpunkte des 
Geſchäftsmannes im Sinne des Handelsgeſetzbuches. Berlin, 
A. W. Hayns Erben, 1906. (XLVI, 651 S.) 9 M., geb. in 
Leinw. 10 M., in Halbfrz. 11 M. 

Kaufmann, Emil: Handelsrechtliche Rechtſprechung. Nach dem 
Syſtem der Geſetze bearbeitet und zuſammengeſtellt. (6. Bd. Recht: 
ſprechung und Literatur des Jahres 1905.) Hannover, Helming, 
1906. (VIII, 539 S.) Geb. in Leinw. 5 M. 

Makower, H.: Handelsgeſetzbuch mit Kommentar. 18. Aufl., bearbeitet 
von F. Makower. I. Bd. 1. Hälfte. Buch I und II (Handels⸗ 
ſtand, Geſellſchaften). Berlin, J. Guttentag, 1906. (XX und 
S. 144g.) 7,30 M. 

Zander, [Guſtav]: Deutſche Handelsgebräuche. Zuſammengeſtellt 
nach dem Gutachten der Handelskammern und Vorſteherämter. 
Holdheims MSchr. 15. Ig. 78 —82. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 509 
n ĩõ 


B. Einzelfragen. 
1. Handelsperſonenrecht. 


Das Dienſtzeugnis f. Dienſtvertrag. 

Dispeker: Zu 8 72 HGB. Ein Beitrag zur Nechtſprechung der 
Kaufmannsgerichte. Bay Z. 2. Ig. 137— 188. 

Grave, Frdr.: Das kaufmänniſche Geſchäft (Handelsgeſchäft). Begriff 
und Weſen desſelben nach geltendem Reichsrecht. Diſſ. Bremen, 
1905. (Berlin, H. Bahr.) (XII, 85 S.) 2,40 M. 

Hahn, Rudolf: Ausdrückliche Beſtellung als Bezirksagent. DIZ. 
11. Ig. 587— 589. 

Lueder: 8 63 Abſ. 1 HGB. dispoſitiver Natur oder zwingendes 
Recht? DZ. 11. Ig. 649650. 

Marcus, [Georg]: Iſt die geſetzliche Firmen bezeichnung als 
Firmenzuſatz zu behandeln, der zur Nichtanwendung des § 80 
HGB. berechtigt? Holdheims MSchr. 15. Ig. 141. 

Oes: Handlungsgehilfen⸗ und Agentenrecht. Magdeburg, K. Peters, 
1906. (64 S.) 0,60 M. 

Schilling, Otto: Die Konkurrenzklauſel, ihr Weſen und ihre Be⸗ 
deutung. Ein Vortrag. (Vortrags⸗Entwürfe. Hrsg. vom Deutſch⸗ 
nationalen Handlungsgehilfenverband in Hamburg. 2.) Hamburg, 
Deutſchnationaler Handlungsgehilfenverband, 1906. (10 S.) 0,50 M. 


. . . Sofern nicht beſondere Umſtände eine andere Beurteilung 


rechtfertigen 


2. Handelsgeſellſchaftsrecht. 


Die preußiſchen Aktiengeſellſchaften. ZAktW. 16. Ig. 6—8. 

Zur Anlegung des Reſervefonds. ZAktW. 16. Ig. 13—14. 

Die preußiſchen Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. ZAktW. 
16. Ig. 84 — 85. 

Der Gewinn⸗Vortrag auf neue Rechnung ZAktW. 16. Ig. 
8789. 

Haſelberger, Joſ.: Das Stimmrecht des Aktionärs. München. 
J. Schweitzer Verl., 1906. (V, 68 S.) 2 M. 

Heilbrunn: Iſt bei einem den Vorſtand der Aktiengeſellſchaft er⸗ 
mächtigenden Beſchluß, die Einzelheiten der Ausgabe neuer 
Aktien feſtzuſetzen und die Aktien zu begeben, ein Mitglied des 
Garantiekonſortiums, das einen Vertrag auf Bezug der Aktien 
mit dem Vorſtand abgeſchloſſen hat, von der Abſtimmung aus⸗ 
geſchloſſen? Holdheims MSchr. 15. Ig. 129— 131. 

Heilbrunn: Verſtößt es gegen eine grundſätzliche Beſtimmung des 
Aktienrechts, wenn Aktien der Art begeben werden, daß ſie 
dauernd dem freien Verkehr und damit dem Erwerb durch andere 
Aktionäre entzogen ſind? HoldheimsMSchr. 15. Ig. 131—133. 

Lehmann, Karl: Die Tagesordnung der Generalverſammlung von 
Aktiengeſellſchaften. ZAkt W. 16. Ig. 46—51, 137—140. 

Leiſt: Die Sanierungsbeſchlüſſe von Attiengeſellſchaften und die 
Bedeutung der Formvorſchrift des § 288 Abſ. 2 HGB. 
HoldheimsMSchr. 15. Ig. 64 —67. 

Marcus, [Georg]: Iſt eine arreſtatoriſche Dispoſitionsbeſchränkung, 
die im Sinne des § 117 HGB von einem Geſellſchafter gegen 
den andern erwirkt iſt, eintragungsfähig? Holdheims MSchr. 
15. Ig. 68. 

Marcus, [Georg]: Über das Verfahren bei Ernennung oder Ab: 
berufung von Liquidatoren durch das Gericht. Holdheims NSchr. 
14. Ig. 299— 800. 

Marcus, [Georg]: Kann die Geſellſchaftsauflöſung gemäß § 133 HGB. 
richterlicherſeits auch durch einſtweilige Verfügung ausgeſprochen 
werden? Holdheims MSchr. 15. Ig. 39 — 40. 

Molt, K. G.: Aufſichtsrats⸗Verſicherung |. Verſicherungsrecht, Einzel: 
ſchriften. 

Neukamp, [Ernft]: Die Geſchäftsanteile der Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung. Goldſchmidts Z. 57. Bd. 1—48. 


KaufmG. 2. Ig. 29—81. 
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Pariſius, Ludolf, und Crüger, Hans: Das Reichsgeſetz, betr. die 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Kommentar zum 
praktiſchen Gebrauch für Juriſten und Genoſſenſchaften. 5., ver⸗ 
mehrte und umgearbeitete Aufl., bearbeitet von Hans Crüger. 
Berlin, J. Guttentag, 1906. (XV, 750 S.) 14 M.; geb. in 
Leinw. 15 M. 

Rehm, Hermann: Fälle des wirtſchaftlichen Vorzugs der Sachübernahme 
vor der Sacheinlage. Bay Z. 2. Ig. 129—131. 

Rehm, [Hermann]: Die Sachübernahme bei Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung. Seuffdl. 71. Ig. 141— 145. 

Rundſtein: Kartelle ſ. BGB. Perſonen. 

Schneider, K.: Eine merkwürdige Geſellſchaft m. b. H. Recht. 
10. Ig. 601—602. 

Wolff: Kartelle ſ. BGB. Perſonen. 


3. Handelsobligationenrecht. 
2) Allgemeine Vorſchriften über Handels geſchä fte. 
Marcus: Gef ellſchaftsrecht und Konkurrenzverbot ſ. Bürgerliches Recht. 
Geſellſchaft. 
d) Sandels lauf. 


Heuer: Rüdfendung von Emballage ſ. Kauf. 

Kronacher. Aug.: Der Werklieferungsvertrag nach § 381 Abſ. 2 HGB. 
München, J. Schweitzer Verl., 1906. (VII, 64 S.) 1,80 M. 

e) Yörfengefläfte. 

Haftung des Emittenten aus dem Proſpekt. 

Die Praxis der Zulaſſungsſtellen. ZAktW. 

d) Geldgeſchäfte. 

Benkard, Georg: Aber die Abhebung von Bankguthaben nach dem 
Tode des Kunden. BankArch. 5. Ig. 203. 

Hachenburg, Max]: Die Einlöſung von ausgeloſten Schuld⸗ 
verſchreibungen und von Zins⸗ und Dividendenſcheinen durch den 
Bankier. Bankürch. 5. Ig. 188— 189. 

e) Areditgeſchafte. 

Heilborn, Ernſt: Die Buchforderungen als Kreditunterlage. 
BankArch. 5. Ig. 181-183. 

Regelsberger, Ferdinand: Die rechtliche Bedeutung der ſogenannten 
Geſchäftsbedingungen der Bankiers für die Kontokorrentverträge. 
BankArch. 5. Ig. 169—172. 

Warenlombard und Sicherungskauf. ZAkt W. 16. Ig. 89—91. 


Weidemann: Sicherungen im Lombardverkehr. Bank Arch. 5. Ig. 
164 — 166, 176— 179. 


) Kemmiſſtonsgeſchaft. 
Francke, Wilhelm] Chlriſtian]: Zur gerichtlichen Beweisaufnahme 


im Falle des 8 388 Abf. 1 des Handelsgeſetzbuchs. GoldſchmidtsZ. 
57. Bd. 156— 160. 


Dok. 1906, 240. 
16. Ig. 45—46. 


8) Speditions · , Jager · und Arachtgeſchaft. 
Senckpiehl: Die Lagergeldforderungen der Eiſenbahn. Entgegnung 
von F. Gorden. EiſenbE. 22. Bd. 107-113, 312-319. 
h) Beförderung von Sütern und Perfonen an 
Baumgarten, Ferdinand: Zahlung des Frachtzuſchlags bei un⸗ 
richtiger Inhaltsangabe. EiſenbE. 22. Bd. 333 —334. 
Coermann, Wilhelm]: Der Beförderungszwang der Eiſenbahnen. 
EiſenbE. 22. Bd. 323—327. 
Epſtein, M.: Zur Frage der Kompenſation (Aufrechnung) verjährter 
Gegenforderungen der Eiſenbahnen. EiſenbE. 22. Bd. 320—322. 
Francke, Wlilhelm] Chlriſtian]: Fahrt ohne richtige Fahrkarte nach 
der Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung vom 26. X. 1899. Hirths Ann. 
39. Ig. 384—390. 
Schmitt, Adam: Der Eiſenbahn⸗Frachtzuſchlag (nach § 53 der 
deutſchen EVO. vom 26. Oktober 1899). Eifenbe, 22. Bd. 
328332. (Wird fortgeſetzt.) 
Senckpiehl: Die Pflicht der Eiſenbahn zur Verwiegung von Stück⸗ 
gütern. EiſenbE. 22. Bd. 303 305 


den Eifensagnen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


14. 1906. 


) Verlagsgeigäft. 
Kohler: Urheberrecht und Verlagsrecht |. Literariſches Urheberrecht. 


4. Handels ſachenrecht. 

Jacobi, Ernſt: Das Wertpapier als Legitimationsmittel. (Ab⸗ 
handlungen zum Privatrecht und Zivilprozeß des Deutſchen Reichs. 
Hrsg. von Otto Fiſcher. XIV. Bd. 1. Heft.) Jena, G. Fiſcher, 
1906. (V, 90 S.) 3 M. | 

Langen: Kreationstheorie f. Schuldverſchreibungen auf den Inhaber. 

Neukamp, [Ernft]: Können Namensaktien oder Interimsſcheine über 
Aktien rechtsgültig übertragen werden, wenn bei der Aktien: 
geſellſchaft ein Aktienbuch nicht geführt wird? BankArch. 5. Ig. 
163—164. 

Seelmann, Walther: Der Fahrſchein der Straßenbahn. Eiſenbe. 
22. Bd. 85 — 89. (Wird fortgeſetzt.) 

Weißbart: Die Indoſſabilität der Lagerſcheine. GoldſchmidtsZ. 
57. Bd. 146 — 155. 

Wieland: Indoſſament und Zeſſion f. Pfandrecht. 


5. Seerecht und Vinnenſchiffahrtsrecht. 

Begriff der großen Haverei. ZVerſWeſ. 1906. 228. 

Haftung des Staats für ein Verſchulden des Seelotſen. ZVerſWWeſ. 
1906. 253 — 254. a 
Hippel, [Walter] v.: Die Seemannsordnung, nebſt den reichs⸗ 
rechtlichen Ausführungsbeſtimmungen, das Geſetz, betr. die Ver⸗ 
pflichtung der Kauffahrteiſchiffe zur Mitnahme heimzuſchaffender 
Seeleute, das Geſetz, betr. die Stellenvermittlung für Schiffsleute, 
nebſt Ausführungsbeſtimmungen, und das Geſetz, betr. Abänderung 
ſeerechtlicher Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches vom 2. VI. 1902 
Textausgabe mit Einleitung, Erläuterungen und Sachregiſter. 
2. Aufl. (Hirſchfelds Taſchen⸗Geſetzſammlung für Juſtiz und Ver⸗ 
waltung. 21.) Leipzig, C. L. Hirſchfeld, 1906. (VII, 296 S.) 

3,60 M. 

Schroedter, C.: Entſcheidungen des kaiſerlichen Oberſeeamts und 
der Seeämter zu Hamburg, Bremerhaven, Lübeck, Flensburg, 
Königsberg, Danzig, Stralſund und Roſtock aus dem Jahre 1905. 
2. Ig. Berlin, Boll & Pickardt, 1906. (171 S.) 4 M. 

Deutſche Seemannsordnung, nebſt Nebengeſetzen. Textausgabe 
nebſt Sachregiſter. Hamburg, Eckardt & Meßtorff, 1906. (68 ©.) 
0,60 M. 

Ulrich, Rud.: Große Haverei. Die Haveriegroſſe⸗Rechte der wichtigsten 
Staaten im Driginal-Tert und in Überſetzung nebſt Kommentar 
und einer vergleichenden Zuſammenſtellung der verſchiedenen Rechte. 
2. vollſtändig umgearb. Aufl., mitbearbeitet von Paul Brüders. 
3. Bd. Ausländiſche nicht kodifizierte Rechte und York -Antwerp⸗ 
Regeln. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1906. (VI, 287 6.) 
11 M.; geb. 12,50 M. 

Wittich, M.: Zur Auslegung des 8 67 der Seemannsordnung vom 
2. VI. 1902. Goldſchmidts Z. 57. Bd. 139— 145. 

Wittich, M.: Zur Auslegung des § 526 Abſ. 2 des Handelsgeſet⸗ 
buchs. Goldſchmidts Z. 57. Bd. 161-164. 


IV. Wechſelrecht. — Scheckrecht. 

Auerbach, Proteſturkunde ſ. Urkunden⸗ und Wechſelprozeß. 

Conrad, Walter: Die materiellen Voraussetzungen und die Form 
des Schecks. Goldſchmidts Z. 57. Bd. 49— 138. | 

Holz, Leonhard: Wechſeleigentum und ſtilles Prokuraindoſſament. 
Gruchots Beitr. 50. Ig. 310—334. 

Jacobi, [Herbert: Zur Entſtehung der Wechſelſchuld. DII- 
11. Ig. 528530. . iu 

Pabſt, Max: Leitfaden des Wechſelrechts zugleich mit einem Ab ru 
der Wechſelordnung und des Wechſelſtempelſteuergeſetzes, 7 
verſtändlich dargeſtellt. Halle, J. M. Reichardt, 1906. (108 
mit 2 Formularen.) 2 M.; geb. 2,50 und durchſch. 3 M. 
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403 —406. 


V. Urheberrecht. — Unlauterer Wettbewerb. 
a) Allgemeines. 


Landsberg, Hans: Die Grenzen der Abdrucksfreiheit im Zeitungs⸗ 
weſen unter beſonderer Berückſichtigung der internationalen Rechts⸗ 
beziehungen. Gewaſch. 11. Ig. 150156. (Wird fortgeſetzt.) 

Schaefer, Karl: Unlauterer Wettbewerb durch Abdruck amtlicher 
Anzeigen aus periodiſchen Druckſchriften. Gewgſchutz. 11. Ig. 
147—150. 


b) Eiterariſches Urheberrecht. 


Kohler, Joſ.: Urheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. 
(In etwa 3 Lfg.) 1. Lfg. Stuttgart, F. Encke, 1906. (VIII und 
S. 1160.) 4 M. 


c) Kunſturheberrecht. 

Bericht der X. Kommiſſion über den Entwurf eines Geſetzes, be⸗ 
treſſend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte und 
der Photographie — Nr. 30 der Druckſachen —. Dem Reichstage 
erſtattet am 16. V. 1906. Berlin, C. Heymann, 1906. (41 S.) 
1,20 M. 

Diefenbach, F.: Bemerkungen und Wünſche zu dem Entwurf eines 
neuen Kunſtſchutzgeſetzes. Geweiſchutz. 11. Ig. 85 — 100. 

Fuld, [Ludwig]: Das Kunſtſchutzgeſetz in der Reichstagskommiſſion. 
Recht. 10. Ig. 427429. 

Frommhold: Der Rechtsſchutz des Bucheignerzeichens. (Exlibris.) 
DIZ. 11. Ig. 679682. 

Magnus, [J.]: Der Entwurf eines Reichsgeſetzes, betr. das Ur⸗ 
heberrecht an Werken der bildenden Künſte. Berl JurGeſ. 
47. JBer. 14—31. 

Marcus, Otto: Bemerkungen zu dem Entwurf eines Geſetzes, be⸗ 
treffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte und 
der Photographie. Gewgſchutz. 11. Ig. 101 102. 

Meinhardt: Die Strafbarkeit der Urheberrechtsverletzung im Ent⸗ 
wurf eines neuen Kunſtſchutzgeſetzes. GewRſchutz. 11. Ig. 105— 112. 

Oſterrieth, Albert: Kurze Bemerkungen zur Reform des Kunſt⸗ 
ſchutzes. GewgRſchutz. 11. Ig. 113—117. 


d) Patent- und Erſfinderrecht. 
1. Bekanntmachungen der Behörden. 


Taſchenbuch des Patentweſens. Sammlung der den Geſchäftskreis 
des Kaiſerlichen Patentamts und den gewerblichen Rechtsſchutz 
berührenden Geſetze und ergänzenden Anordnungen nebſt Liſte 
der Patentanwälte. Amtliche Ausgabe. April 1906. Berlin, 
C. Heymann, 1906. (VIII, 201 S.) 1 M. 

Verzeichnis der deutſchen Patentklaſſen und ihre Einteilung in 
Unterklaſſen und Gruppen. Bearbeitet im Kaiſerlichen Patentamte 
zu Berlin. Berlin, B. Paul, 1906. (III, 265 S.) 4 M.; geb. 
in Leinw. 5 M. 


2. Schriften allgemeinen Inhalts. 


Bremer, Hugo E.: Erfinder und Patente in volkswirtſchaftlicher 
und ſozialer Beziehung. Berlin, G. Siemens, 1906. (VIII, 68 S.) 
1,50 M. 

Jürgenſohn, Arved: Patentgeſetzgebung und Erfinderſchickſale. 
Berlin, C. Heymann, 1906. (126 S.) 5 M. 

Rauter, Guſtav: Erfindung und Anſtellungsvertrag. Drechng. 
28. Ig. 214 — 215. 

Rauter, Guſtav: Patentanwälte und gewerblicher Rechtsſchutz. 
Markſch Wettb. 5. Ig. 9093. 
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Pavlicek, Anton]: Falſche und gefälſchte Schecks. DIZ. 11. Ig. 


Sanftenberg: Deutſches Patentgeſetz vom 7. IV. 1891 nebſt der 
Verordnung, betr. das Berufungsverfahren bei dem Reichs: 
gericht .. 6. Aufl. (Univerſal⸗VBibliothek [Neue Auflage] 3110.) 
Leipzig, Ph. Reclam jun. (80 S.) 0,60 M. 

Schanze, Oskar: Die Erfinderehre und ihr rechtlicher Schutz. 

(Schanze, Oskar: Sammlung induſtrierechtlicher Abhandlungen. 
II. Bd. 3. Heft.) Berlin, W. Rothſchild, 1906. (124 S.) 5 M. 

Seligſohn, Arnold: Patentgeſetz und Geſetz, betr. den Schutz von 
Gebrauchsmuſtern, erläutert. 3. Aufl. Berlin, J. Guttentag, 
1906. (VI, 566 S.) 12 M., geb. in Leinw. 13 M. 

Thomeſcheit: Deutſcher Wegweiſer durch das geſamte Patentweſen. 
Berlin, Bruer & Co., 1906. (X, 307 S.) Geb. in Leinw. 3 M. 


3. Schriften über Einzelfragen. 
Alexander⸗Katz, Paul: Die Rechtsverhältniſſe der höheren 
techniſchen Angeſtellten mit beſonderer Berückſichtigung ihrer 
Erfindungen. Ein Vortrag. Berlin, F. Vahlen, 1906. (38 S.) 
0,80 M. 
Alexander⸗Katz, Paul: Die Vertretung des ausländiſchen 
Nichtigkeitsbeklagten vor dem Reichsgericht. 3IndR. 78— 79. 
Ephraim, Julius: Der Beweis durch Druckſchriften im Patent⸗ 
verfahren. 3IndR. 1. Ig. 9798. 

Ephraim, Julius: Über die Patentfähigkeit von Heilverfahren. 
3IndR. 1. Ig. 75—78. 

Herſe, Ernſt: Patentgebühren. Etwas Kritik der Kritik: Tolksdorf 
über Jürgenſohn. GewRſchutz. 11. Ig. 117120. 

Karſten, W.: Die Übertragbarkeit des Prioritätsrechts aus den 
internationalen Verträgen in der Praxis. VDPat. 6. Ig. 17— 19. 

Schanze, Oskar: Erfindungsbruchſtück und Erfindungszuſatz. 
(Schanze, Oskar: Sammlung induſtrierechtlicher Abhandlungen. 
II. Bd. 2. Heft.) Berlin, W. Rothſchild, 1906. (95 S.) 4 M. 

Schütze, Max: Zur Reform der Feſtſtellung von Patentverletzungen. 
Gewſchutz. 11. Ig. 137— 141. 
Staedel, E.: Handel mit patentierten Gegenſtänden unter Ver⸗ 
letzung von Lizenzbedingungen. Recht. 10. Ig. 678 —680. 
Tolksdorf, B.: Die Beurteilung der Patentfähigkeit durch das 
Patentamt und das Reichsgericht. ZIndR. 1. Ig. 73— 75. 
Waſſermann, Martin: Die Wirkung der Vorbenutzung im Patent⸗ 
und Markenrecht. MarkſchWettb. 5. Ig. 85—90. Abgedr. auch 
im HanſG Z. Beil. 1—8. 

Jirth, R.: Das Maß der Erfindungshöhe. Gewſchutz. 11. Ig. 
5785. 

Wirth, R.: Zur Prüfung des Prioritätsrechtes. VDpat. 6. Ig. 910. 

Zimmermann, W.: Die Beurteilung der Patentfähigkeit durch das 
Patentamt und das Reichsgericht. Ind. 1. Ig. 109—111. 


e) Muſter- und Mo dellſchutzrecht. 

Finger: Rotes Kreuz ſ. Unlauterer Wettbewerb. 

Gmelin, J.: Beweislaſt im Gebiet des Muſterſchutzes. Recht. 
10. Ig. 432— 433. 

Iſah, Hermann: Der Anſpruch auf Löſchung des Gebrauchsmuſters 
oder Warenzeichens. Vd Pat. 6. Ig. 19—21. 

Kohler, Joſef: Muſterſchutz und Rechtskraft. Arch BürgR. 27. Bd. 
205 — 218. 

Kohler, [Joſef]: Zur Rechtsvermutung des § 13 des Muſterſchutz⸗ 
geſetzes. DJZ. 11. Ig. 362— 8368. 


f) Warenzeichenrecht. 

Finger, Chr.: Das Reichsgeſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen 
vom 12. V. 1894 nebſt den Ausführungsbeſtimmungen und dem 
internationalen Warenbezeichnungsrecht. Erläutert. 2. vollſtändig 
umgearbeitete Aufl. Berlin, F. Vahlen, 1906. (VIII, 606 S.) 
Geb. 15 M. 
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Finger: Der Wortzeichenſchutz für Arzneimittel. DIZ. 11. Ig. 
588585. 

Heimann, Hans: Löſchung von Warenzeichen. Unl W. 5. Ig. 75— 78. 

Iſay, Hermann: Löſchung ſ. Muſterſchutzrecht. 

Korn, Alfred: Erfahrungen auf dem Gebiete des Warenzeichenrechts. 
Recht. 10. Ig. 547548. . 

Landenberger, Dagobert: Entſpricht die heutige Praxis des Kaiſer⸗ 
lichen Patentamtes bei der Prüfung neu angemeldeter Waren⸗ 
zeichen den Bedürfniſſen der Praxis? 3Ind R. 1. Ig. 98 — 100. 

Rauter, Guſtav: Über Warenzeichenzwang. GewgRſchutz. 11. Ig. 
141— 147. 

Seligſohn, Martin: Die Löſchung von Warenzeichen, die nicht für 
einen Geſchäftsbetrieb beſtimmt ſind. MarkſchWettb. 5. Ig. 
102 — 103. 

Tauchert: Aus der Praxis des UWG. Bayg. 3. Ig. 185 — 186. 

Waſſermann, Martin: Vorbenutzung f. Patentrecht. 

Wie entſtehen Warenzeichen? Erläutert an zwei Beiſpielen. Von N. 
Markſch Wettb. 5. Ig. 9799. 


g) Unlauterer Wettbewerb. 

Finger: Rotes Kreuz, unlauterer Wettbewerb, Warenzeichen und 
Firmen. MarkſchWettb. 5. Ig. 99— 102. 

Fuld, [Ludwig]: Unlauterer Wettbewerb im Diamantenhandel. 
Markſch Wettb. 5. Ig. 93—94. 

Keßler: Unlauterer Wettbewerb und Schwurgericht in Bayern. 
Bay g. 2. Ig. 139. 

Leo, M.: Ein Prozeß der Kodak-⸗Geſellſchaft. Unl W. 5. Ig. 78 —74. 

Marcus, [Georg]: Bemerkungen zu § 6 des Wettbewerbgeſetzes. 
UnlW. 5. Ig. 78. 

Mitteis: Der Verkauf von Büchern unter dem Ladenpreis durch 
Warenhäuſer. Recht. 10. Ig. 533— 541. 


Weſtheim, Paul: Unlauterer Wettbewerb durch den Begri “ 
5 griff „Fabrik“. 
MarkſchWettb. 5. Ig. 104. 8 


VI. Verſicherungsrecht. 
a) Allgemeines. 


Behrend, R.: Neuere Entſcheidungen in Privatverſicherungs 
. ZVerſWiſſ. 6. Bd. 334 — 346. j ji Pen, 
Ein Beitrag zur Auslegung und Handhabung des Privatverſiche⸗ 
rungsgeſetzes. Württ Z. 48. Ig. 125— 127, 152— 159. 
Heinz: Iſt die Gewährung von Verſicherung gegen die dem Arbeit⸗ 
geber aus 550 Abſ. 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes erwachſenden 
een 1 zuläſſig? MaſiusRdſch. 18. Ig. 136— 148. 
A eorg]: Kompromiß o 
| Ser we. 1906, 5 En a der Syſtem? Eine Entgegnung. 
Königslöw, O. v.: Einige Abänderungsvorſchläge zu dem Geſetz⸗ 
entwurf über den Verſicherungsvertrag vom Standpunkt der 
Unfall: und Haftpflichtverſicherung aus. ZVerſWeſ. 1906, 107 — 110. 
Manes, Alfred: Moderne Verſicherungsprobleme. Vorträge. (Volks⸗ 
wirtſchaftliche Zeitfragen. Vorträge und Abhandlungen. Hrsg. 
von der volkswirtſchaftlichen Geſellſchaft in Berlin. 220. und 
221. Heft.) Berlin, L. Simion Nachf., 1906. (64 S.) 2 M. 
Marcus, [Georg]: Studien zum künftigen Privatverſicherungsrecht. 
Holdheims MSchr. 15. Ig. 125 — 129. 
Rasp, Karl v., und Rehm, Herm.: Bemerkungen zur Frage der 
Verſtaatlichung der Privat⸗Mobiliar⸗Brandverſicherung in Bayern. 
= . J. Lindauer, 1906. (107 S.) 2,50 M. 
ie Staats aufſicht in | 
105 5 Preußen über die Sterbekaſſen. ZVerſWeſ. 
Das Sterbekaſſenweſen in Preußen. ZVerſWeſ. 1906, 123—124 
Verf icherungsbewegungen bei den deutſchen Lebensverſicherungs. 
Geſellſchaften 1905. 8 erſWeſ. 1906, 180— 181. 


MN 14. 1906. 


Wagner, Karl: Wahrſcheinlichkeitsrechnung und Lebensverſicherung. 
ZVerſWifſ. 6. Bd. 233— 248. 

Zahn, Friedrich: Bedeutung der Volks⸗ und der Berufszählung für 
das Verſicherungsweſen. ZVerſWiſſ. 6. Bd. 220—233. 


b) Eimelſchriſten und Geſetze. 

Baermann, H.: Kalziumkarbid und Azetylen in ihrer Bedeutung 
für die Feuerverſicherung. ZVerſWifſ. 6. Bd. 248 — 2865. 
Bendix, [Ludwig]: Die Beweislaſt bei Erfüllung der Anzeigepflicht. 

MaſiusRdſch. 18. Ig. 114 —116. 

Bendix, Ludwig: Die Lebensverſicherung in der Reichstagsvorlage 
des Geſetzentwurfs über den Verſicherungsvertrag. ZVerſWiſſ. 
6. Bd. 307 — 333. 

Bendix, Ludwig]: Der Gerichtsſtand des Verſicherers nach dem 
Entwurf eines Geſetzes über den Verſicherungsvertrag. DVerſichZ. 
2. Ig. 366368. 

Emminghaus, Alrwed]: Der Gedanke der Haftpflichtverſicherung 
der Aufſichtsräte. BankArch. 5. Ig. 161 —163. 

Emminghaus, Alrwed]: Die Haftpflichtverſicherung der Aufſichts⸗ 
räte. MaſiusRdſch. 18. Ig. 129 — 136. 

Engelbrecht, Georg: Die Behandlung nicht völlig normaler Riftten 
in der Lebensverſicherung. ZVerſWiſſ. 6. Bd. 272— 291. 
Entwurf eines Geſetzes über den Verſicherungsvertrag. ZVerſWeſ. 

1906, 68 — 70, 81—83, 110 —112. 

8 185 des Entwurfs eines Geſetzes über den Verſicherungsvertrag. 
ZVerſWeſ. 1906, 263 — 264. 

Feuerverſicherung und Dampfkeſſelüberwachung. BVerſWeſ. 
1906, 207. N 

Die Frage der Verſtaatlichung der Privat⸗Mobiliarverſicherung in 
Bayern. ZVerſWeſ. 1906, 137 188. 

Geller, Leo: Verſicherungsrechtliches. An einem verkehrt entſchiedenen 
Rechtsfalle erörtert. Oſt Z Bl. 24. Bd. 369 — 393. 

Georgii: Aufſichtsrat⸗Haftpflichtverſicherung und Verſicherungsrecht. 
DWVVerſWiſſ. VIII. 17—29. 

Die Haftpflichtverſicherung der Aufſichtsräte. Dok. 1906, 
199 — 200. 

Hagen, Otto: Fürſorge⸗Verſicherung im Geſetzentwurf über den 
Verſicherungsvertrag. DIZ. 11. Ig. 474 — 475. 

Höckner, [Georg]: Vom Prinzip der gleichbleibenden Uberſchüſſe und 
Dividenden. ZVerſWeſ. 1906, 249 — 250. 
Jaeger, E.: Unpfändbare Verſicherungsanſprüche. 

420 —422. . 

Kahlert: Aufſichtsrat⸗Haftpflichtverſicherung und Verſicherungstechnik. 
DVerſWiſſ. VIII. 30—48. 

Die Kindertodesfallverſicherung in dem Entwurf eines Geſetzes 
über den Verſicherungsvertrag. (§ 156 des Geſetzentwurfes.) 
ZVerſWeſ. 1906, 95 —96. 

Küttner, W.: Das Riſiko der Lebensverſicherungsanſtalten und 
Unterſtützungskaſſen. (Veröffentlichungen des deutſchen Vereins 
für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. Hrsg. von Alfr. Manes. 7. Heft.) 
Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1906. (III, 95 S.) 4 M. 

Manes, Alfred: Der Einfluß eines deutſch⸗engliſchen Krieges auf 
deutſch⸗engliſche Verſicherungsverträge. Recht. 10. Ig. 273278. 

Marcus, [Georg]: Noch ein Wort zum Entwurf eines Geſetzes über 
den Verſicherungsvertrag. Holdheims MSchr. 15. Ig. 82—68. 

Molt: Aufſichtsrats ⸗Verſicherung. ZAktW. 16. Ig. 2 
Vergl. ZVerſWeſ. 1906, 79 ff. 

Die ſtaatliche Penſions⸗ und Hinterbliebenen⸗Verſicherung 
der Privat : Angeſtellten. 1. Vortrag von [Heinz] Potthoff 
2. Materialien zur Verſicherungspflege, zuſammengeſtellt von 
[Karl] Eichler. (Schriften des Deutſchen Werkmeiſter⸗Berbandes. 
Heft 1.) Düſſeldorf, Deutſcher Werkmeiſter⸗Verband, 1906. 
(45 S.) 


DIZ. 11.39 


35. Jahrgang. 


Prange, Otto: Die Geſetzentwürfe über den Verſicherungsvertrag. 
Regierungsentwurf und Keichstagsvorlage. Textausgaben mit 
Anmerkungen unter Hervorhebung der Verſchiedenheiten beider 
Entwürfe. Berlin, F. Weber, 1906. (51 S.) 2 M. 

Privatverſicherung und Staatspapiere. MaſiusRdſch. 18. Ig. 
112— 114. 

Die Sozietäten und das Reichsgeſetz über den Verſicherungs⸗ 
vertrag. ZVerſWeſ. 1906, 6768, 151— 152. 

Die Verſtaatlichung der Fahrnisverſicherung in Baden. ZVerſWeſ. 
1906, 277— 280. 

Warſchauer, Otto: Das Problem der Aufſichtsrat⸗Haftpflicht und 


ihrer Verſicherung vom wirtſchaftlichen Standpunkt. DWVerſ.Wiſſ. 
VIII, 3— 16. 


C. Gerichtsverfaſſung. 
I. Allgemeines. 


Adickes, Franz: Grundlinien durchgreifender Juſtizreform. Be⸗ 
trachtungen und Vorſchläge unter Verwertung engliſch⸗ſchottiſcher 
Rechtsgedanken. Berlin, J. Guttentag, 1906. (VIII S., S. 5 
bis 170.) 3 M. 

Beſeler: Die Beteiligung des Laienelements an der Kechtſprechung. 
Ger S. 68. Bd. 108 — 120. 

Biſchoff: Einige Vorſchläge zur Bildung der Laiengerichte. DIZ. 
11. Ig. 833—337. 

Delius, Hans: Handbuch des' Rechtshilfeverfahrens im Deutſchen 
Reiche ſowie im und gegenüber dem Auslande in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten, in Konkursſachen, in Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit und in Verwaltungs ſachen. Auf der 
Grundlage des von Ferd. Böhm verfaßten „Handbuchs des Rechts⸗ 
hilfeverfahrens in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und Konkurs: 
ſachen“ hersg. 3. neubearb. Aufl. Erlangen, Palm & Enke, 
1906. (XI, 453 S.) 8,60 M. 

Delius, M.: Die Juſtizgeſetze für das Deutſche Reich. Textaus⸗ 
gaben mit Erläuterungen aus den Materialien der Geſetze. 8. Aufl., 
mit Hervorhebung der Neuerungen und Abänderungen, Mitteilung 
der alten Paragraphen und vergleichende Gegenüberſtellung der 
geänderten Paragraphen. Von M. Scherer. (Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz. Civilprozeßordnung. Strafprozeßordnung. Konkurs: 
ordnung.) Leipzig, O. Wigand, 1906. (80; XLVIII, 402; 
186 und XVIII, 113 S.) Geb. in Leinw. 4 M. 

Eccius, [M. E.]: Zur Berliner Gerichtsorganiſation. Gruchots Beitr. 
50. Ig. 209—215. 

Friedrichs, Karl: Die Überleitung der Geſchäfte auf die neuen 
Gerichte. Düſſeldorf, L. Schwann, 1906. (VII, 54 S.) 1 M. 

Gutſeld, Slalil, Hlugo]: Die örtliche Zuſtändigkeit der Berliner 
Gerichte nach der neuen Berliner Gerichtsorganiſation. Vortrag. 
(Seröffentlichungen des Berliner Anwalt⸗Vereins. 21. Heft.) 
Berlin, F. Vahlen, 1906. (48 S.) 1 M. 

Nußbaum, Arthur: Die neue Berliner Gerichtsorganiſation, unter 
beſonderer Berückſichtigung der ÜUbergangsverhältniſſe erläutert. 
Berlin, R. v. Decker, 1906. (VI, 66 S.) 1,50 M.,; geb. 
1,80 M. 

Pharus-Gerichtsführer mit großem Pharus⸗Gerichtsplan von 
(Groß⸗) Berlin und Umgebung. 1: 23,100. 77 X 102 cm. Farb: 
druck. Wegweiſer für jedermann zum richtigen Gericht in allen 
Rechtsangelegenheiten. Gemeinverſtändlicher juriſtiſcher Teil von 
Otto Herrmann. Nebſt ausführlichem Straßen⸗ und Ortſchafts⸗ 
regiſter mit Angabe des jeweiligen zuſtändigen Gerichts, ſowie 
einem Verzeichnis ſämtlicher beim Kammergericht und im Bezirke 
der Landgerichte J, II, III Berlin, zugelaſſenen Rechtsanwälte und 
Notare. Berlin, Pharus⸗Verlag, 1906. (IV, IV, 68, 58 und 
VIII, 16 S.) 3 M.; geb. 4 M. 5 
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Pieper: Zur Neugeſtaltung der Amtsanwaltſchaft. DIZ. 11. Ig. 
867—868. 

Weber: Verpflichtung des erſuchten Grundbuchamts zur Aufnahme 
von Erklärungen (§ 59 G80., 5 159 G86.) Bayg. 2. Ig. 
138 — 139. 


Witthauer: Zur Neugeſtaltung der Amtsanwaltſchaft. DIg. 
11. Ig. 366—367. 


II. Ordentliche Gerichte. 


Fuchs: Rechtseinheit und Schwurgerichtsreform. JW. 35. Ig. 
369 —370. 

ä [Friedrich: Reform des Schwurgerichts. Ger S. 68. Bd. 
81—107. 

Schmittendorff: Noch einmal die Exiſtenzberechtigung der Schwur⸗ 
gerichte. Recht. 10. Ig. 837-839. 

Schwurgerichte in Baden. Von Gr. BadRpr. 72. Ig. 147— 148. 

Schwurgerichte und Schöffengerichte. Beiträge zu ihrer 
Kenntnis und Beurteilung, hersg. von W. Mittermaier und 
M. Liepmann. (In 2 Bon. zu je 50 Bog.) I. Bd. 1. Heft. 
(S. 1-48.) Heidelberg, C. Winter, 1906. Subſtr.⸗Pr. 1,20 M.; 
Einzelpr. 1,50 M. 


III. Sondergerichte. 
a) In Divilſachen. 
1. Gewerbegerichte. 


Coß mann: Die Gewerbegerichte in Elſaß⸗Lothringen. Puchelts g. 
37. Bd. 276 — 283. 


2. Kaufmannsgerichte. 


* Bk. des Miniſteriums des Innern, betr. die Errichtung von Kauf⸗ 
mannsgerichten. Vom 13. März 1906. Württ RVl. Nr. 7 S. 37. 

Fuld, [Ludwig]: Die Rechtsanwaltſchaft und die Kaufmannsgerichte. 
Recht. 10. Ig. 672—674. 

Koslowski, Max: Die Kaufmannsgerichte als Vorläufer der Hand⸗ 
lungsgehilfenkammern. KaufmG. 2. Ig. 3739. 

Schön, R.: Die Kaufmannsgerichte. Syſtematiſche Darſtellung der 
für die Verfaſſung und das Verfahren der Kaufmannsgerichte 
geltenden geſetzlichen Beſtimmungen. Kiel, R. Cordes, 1905. 
(Umſchlag: 1906.) (VIII, 238 S.) 5 M. 

Schulz, M. v.: Unzuſtändigkeit des Kaufmannsgerichts bei Schadens⸗ 
anſprüchen wegen Verletzung der Fürſorgepflicht. GewG. 11. Ig. 
258 — 263. 


3. Gemeindegerichte. 


Pfannſchmidt, [Walther]: Gemeindegerichte. DIE. 
419 — 420. 


11. Ig. 


b) In Strafſachen. 


Weſterkamp, Alix: Jugendgerichte. MSchrKrimpſych. 3. Ig. 
111—114. 


IV. Rechtsanwälte. 
Fuld, L[ubwig), Rechtsanwaltſchaft ſ. Kaufmannsgericht. 


V. Hilfsperſonen. 

Friedrichs, [Karl]: Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft. PrVerwBl. 
27. Ig. 415. 

Koenigsheim: Handbuch für die Gendarmerie und andere untere 
Polizeibeamte, einen Auszug aus den für die Gendarmerie im 
Königreich Sachſen hauptſächlich in Betracht kommenden Geſetzen 
und Verordnungen enthaltend. Im Auftrage des Königlichen 
Miniſteriums des Innern bearbeitet. 2. Aufl. Dresden, H. Burdach, 


1906. (IV, 822 S.) Geb. in Leinw. 2,60 M. 8 
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Weidlich: Anhang zu der Geſchäftsordnung für die preußiſchen 
Amtsgerichte. (Hilfsbücher für den gerichtlichen Sekretariats⸗ und 
Kaſſendienſt, Hrög. von Kelſch, 1. Bd.) Königshütte, R. Giebler, 
1906. (V, 177 S.) 2,50 M. 


D. Zivilprozeß. 
I. Zivilprozeßordunng. 
a) Abänderungs- und Ausführungsgeſetze, Tertausgaben, 
Aommentare. 

Delius: Juſtizgeſetze ſ. Gerichtsverfaſſung. Allgemeines. 

Grengel, Franz: Die ſächſiſchen Landesgeſetze und Verordnungen 
zur Ausführung und Ergänzung der ZPO. und des 32. 
Zuſammengeſtellt .... und im Anſchluß an die ZPO. erläutert 
von F. S. Glaſer. 2. umgearb. Aufl. der „Normen des ſächſiſchen 
Landesrechts“ von Grengel. (Sammlung der landesrechtlichen 
Zivilprozeßnormen. 6.) Tübingen, J. C. B. Mohr, 1906. 
(XIV, 460 S.) 

Peterſen, Jul.: Die Zivilprozeßordnung für das Deutſche Reich 
in der Faſſung des Geſetzes vom 17. V. 1898 nebſt den Ein⸗ 
führungsgeſetzen. Für den praktiſchen Gebrauch erläutert. 5. Aufl. 
Bearb. von Ernſt Remelé und Ernſt Anger. 12. (Schluß⸗)Lfg. 
(2. Bd. VIII, S. 801—840 und 89 S.) Lahr, M. Schauenburg, 
1906. 2,40 M. (Vollſtändig: 2 Bde. je 18 M.; geb. in Halbfrz. 
21,50 M.; in 1 Bd. geb. 42 M.) 

Stein, Friedrich: Die Zivilprozeßordnung für das Deutſche Reich. 
Auf der Grundlage des Kommentars von L. Gaupp erläutert. 
8. und 9. neubearb. Aufl. In 4 Halbbänden. 1. Halbbd. Tübingen, 
J. C. B. Mohr. (1. Bd. S. 1—496.) Subſkr.⸗Pr. 9 M. 


b) Allgemeine Schriſten, Lehrbücher, Praktika. 
Bunſen, [Friedrich]: Prozeßrechtsgeſchäfte. Buſchs Z. 85. Bd. 401—423. 
Heinsheimer, Karl: Typiſche Prozeſſe. Ein Zivilprozeßpraktikum 

zum Gebrauch bei akademiſchen Ubungen und zum Selbſtſtudium. 
Berlin, O. Liebmann, 1906. (VII, 100 S.) Kart. 2,20 M. 

Hellwig, Conrad: Zivilprozeßpraktikum. Zum Gebrauch für An⸗ 
fänger und Vorgerücktere bei akademiſchen prozeßrechtlichen 
Übungen und zum Selbſtſtudium. 3. umgearb. u. verm. Aufl. 
Tübingen, J. E. B. Mohr, 1906. (XV, 264 S.) 5. M. 

Kremer, Heinrich: Zur Konſtruktion des Zivilprozeſſes. Grünhuts. 
83. Bd. 289 —358. 

Peters: Inwiefern empfiehlt es ſich, den deutſchen Zivilprozeß nach 
dem Muſter des öſterreichiſchen umzubilden? DIZ. 11. Ig. 
564 —570. Vergl. auch Recht. 10. 30. 423—424. 

Schmidt, Richard: Lehrbuch des Deutſchen Zivilprozeßrechts. 2., 
umgearb. Aufl. Hälfte I. Leipzig, Duncker & Humblot, 1906. 
(XX, 496 S.) 10 M. 

Stephan, Otto: Zivilprozeßordnung in Frage und Antwort, ein 
Repetitorium für den Prüfungsanwärter, ein kleiner Berater in 


der allgemeinen Prozeßkunde. 3. Lg. Gera⸗Untermhaus, F. Stephan, 
1906. (III, 104 S.) 1,50 M. 


e) Einzelſchriſten. 
1. Allgemeine Beſtim mungen. 
a) Gerichte. 

* Bk. des Stellvertreters des Reichskanzlers, betr. den Gerichtsſtand 
ſür Deutſche, die keinem Bundesſtaat angehören. Vom 21. IV. 1908, 
RGBl. Nr. 23 S. 463. 

Harder, v.: Empfiehlt es ſich, nach Einführung des Reichsgrund⸗ 
buchrechts in ganz Deutſchland die Ausſchließlichkeit des Gerichts⸗ 
ſtands des § 24 ZPO. aufzuheben? Sind § 36 8.4 BRD. und 
die Beſtimmungen über den dinglichen Zahlungsbefehl änderungs⸗ 
bedürftig? Zl G. 6. Ig. 881—884 


„ uno... 
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Wehli, Albert: Kompetenzrechtliche Streitfragen. JBl. 35. Ig. 
205 207, 217 — 220. 

d) Parteien. 

Ermel: Zum Verbleib der Prozeßvollmacht. DIZ. 11. Ig. 481. 

Görres, Karl Heinrich: Die Haftung für den Erſatz von Koſten 
und Schäden nach deutſchem Prozeßrechte. Eine Unterſuchung über 
einige Zuſammenhänge des Prozeßrechts mit dem bürgerlichen 
Rechte. Buſchs Z. 35. Bd. 313 —400. 

Lippmann: Prozeſſieren unter falſchem Namen. DIZ. 11. Ig. 
422 —423. 

Lux, Walt.: Die Notwendigkeit der Streitgenoſſenſchaft. (Abhand⸗ 
lungen zum Privatrecht und Zivilprozeß des Deutſchen Reichs. 
Hrsg. von Otto Fiſcher. XIII. Bd. 2. Heft.) Jena, ©. Fiſcher, 
1906. (VIII, 127 S.) 4,50 M. 


e) Verfahren. 
* Pf. des Juſtizminiſters über die Anberaumung und Abhaltung der 
gerichtlichen Termine. Vom 26. III. 1906. PrIJMBl. Nr. 13 S. 24. 
Sommerlatt, v.: Über vorbereitende Schriftſätze im Anwaltsprozeß. 
DIZ. 11. Ig. 361 —362. 


2. Verfahren in erſter Inſtanz. 


Buder, Ludw.: Vortrag über Mißſtände im kaufmänniſchen Prozeß⸗ 
verfahren nebſt Ergänzungen. Ein Notſchrei aus der Geſchäfts⸗ 
welt. Mainz, Mainzer Verlagsanſtalt und Druckerei, 1906. 
(81 S.) 0,30 M. . 

Bursztyn, Heinrich: Die Wahrheitspflicht der Parteien im Zivil: 
prozeſſe. OſtRZ. 3. Ig. 89— 1186. 

Buſſe: Eventualaufrechnung ſ. Aufrechnung. 

Herbſt, [Friedrich]: Berichtigung oder Berufung? Zu § 320 ZPO. 
Bay Z. 2. Ig. 120. 

Jacobſon, [Mar]: Iſt es im Falle der Zurücknahme der Klage zu 
läſſig, den Kläger, welcher ſeine Koſtenpflicht anerkannt hat, 
ſeinem Anerkenntniſſe gemäß auf Antrag des Beklagten zu ver⸗ 
urteilen? DIZ. 11. Ig. 643—644. 

Klineberger, Theodor: Der Tatbeſtand des Urteils. Oſt Bl. 24. Bd. 
894 —405, 472 —488. 

Lubowski: Eideszuſchiebung ſ. Verwandtſchaft. 

Meyer, Hlermann]: Inwieweit kommt das Ergebnis eines Zeugen: 
beweiſes in Betracht, wenn über die zu beweiſende Tatſache ein 
durch Beweisbeſchluß normierter Eid geleiſtet iſt. Recht. 10. Jg 
407 — 409. 


Meyer, Hlermann]: Noch einmal die Generalfragen. DIZ. 11.38 
585—586. 

Oppler: Schiedsvertrag |. Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 

Pogge: Zu § 398 ZPO. Recht. 10. Ig. 607608. 

Ro ſenſtock: Widerruf der Eideszuſchiebung? Wirkung der Eides⸗ 
leiſtung trotz erklärten Widerrufs? Recht. 10. Ig. 496—498. 

Schneickert: Handſchrift ſ. Kriminaliſtik. Sonſtige Hilfen des 
Unterſuchungsrichters. 

Schönfeld: Die Mängelanzeige im Verhältniſſe zu § 461 Abſ. 2 ZPO. 
Recht. 10. Ig. 431432. 

Schönfeld: Das vorbereitende Verfahren nach der Zivilprozeßordnung. 
Recht. 10. Ig. 483— 489. 

Tebelmann: Gehören zu den wiederkehrenden Leiſtungen im Sinne 
des 5 258 ZPO. auch Miet⸗ und Pachtzinſen? DIZ. 11. Ig. 428. 

Voß: Die Begrenzung des in § 317 Abſ. 2 300. ausgeſprochenen 
Verbots. SächſArchR. 1. Ig. 241— 244. a 

Weigelin: It die Geltendmachung der rechtzeitigen Mängelanzeige 
nach § 377 HGB. im Sinne des 8 461 Abſ. 2 ZPO. ein 
ſelbſtändiges Verteidigungsmittel? Recht. 10. Ig. 432. 


a 3. Rechtsmittel. 
Lippmann: Prozeſſieren unter falſchem Namen ſ. Parteien. 
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35. Jahrgang. 


4. Wiederaufnahme des Verfahrens. 


Römer: Wird ein Rechtsmittel, welches gegen das eine prozeß⸗ 
hindernde Einrede verwerfende Zwiſchenurteil eingelegt iſt, dadurch 


gegenſtandslos, daß nachher ein rechtskräftiges Verſäumnisurteil 
zur Hauptſache ergeht? Recht. 10. Ig. 676678. 


5. Urkunden⸗ und Wechſelprozeß. 

Auerbach: Die Angabe des Wochentages in der Proteſturkunde. 
DIZ. 11. Ig. 708. 

Dietz: Muß bei einem „per procura“ akzeptierten Wechſel auch im 
Verſäumnis verfahren der Nachweis, daß der akzeptierende Prokuriſt 
tatſächlich Prokura hatte, als Nachweis einer „klagbegründenden 
Tatſache“ durch Urkunden geführt und mangels dieſes Nachweiſes 
die Klage nach 8 597 ZPO. von Amts wegen abgewieſen werden? 
Bad pr. 72. Ig. 99— 100. 


6. Verfahren in Ehe⸗, Familien⸗ und Entmündigungs⸗ 
ſachen. 
Eichhorn, Glerhard!: Der Eid in Eheſachen. Recht. 10. Ig. 
339 —343. 
Eichhorn, Glerhard]: Die Rechtsbehelfe in Eheſachen. Seuffßt. 
71. Ig. 301316. 
Francke: Eheliche Gemeinſchaft ſ. Bürgerliche Ehe. 


7. Mahnverfahren. (vacat.) 


8. Zwangsvollſtreckung. 


Baron, Guſtav: Pfändbarkeit des Scharfrichterlohns. Recht. 10. Ig. 
436 —436. 

Behrend, R.: Unpfändbare Verſicherungsanſprüche, eine Anderung 
der ZPO. DIS. 11. Ig. 351-354. 

Burghart, [Heinrich]: Zur Zwangsvollſtreckung in Grundſtücks⸗ 
anteile nach neuem Rechte. Juſtizddidſch. 5. Ig. 5768. 

Fraenktel: Die Zuſtellung nach § 929 Abſ. 3 ZPO. DIZ. 11. Ig. 
700 — 701. 

Franz: Zur Auslegung des § 763 Abf. 2 ZPO. Buſchs Z. 35. Bd. 
437 —440. 

Oberneck, [Hermann]: Pfändung der Eigentümerhypothek. Vortrag. 
Recht. 10. Ig. 421 — 424. Vergl. Berl JurGeſ. 47. JBer. 83 — 89. 

Friedrichs: Schuldnerverzeichniſſe des § 915 ZPO., insbeſondere 
in Groß⸗Berlin, vom 1. VI. 1906 ab. DIZ. 11. Ig. 538 — 539. 

Geib, Otto: Die Pfändung eingebrachter im Beſitz des Manns 
befindlicher Mobilien. [Aus: ArchZZivpr. 97. Bd. 161 — 210. 
Tübingen, J. C. B. Mohr, 1905. (50 S.) 1 M. 

Gundlach: Zu § 942 ZPO. JW. 35. Ig. 326—328. 

Hankel: Offentliche Zuſtellung der im $ 794 Nr. 5 ZPO. bezeichneten 
Urkunden. DIZ. 11. Ig. 530—531. 

Hartmann, M.: Zur Frage der Einſtellung der Zwangsvollſtreckung. 
Recht. 10. Ig. 499—501. 

Jaeger: Unpfändbare Verſicherungsanſprüche ſ. Verſicherungsrecht. 

König: Zur Frage der Einſtellung der Zwangsvollſtreckung. Recht. 
10. Ig. 610-611. 

Meyer, Richard: Zur Frage der Zuläſſigkeit der Pfändung eigener 
Sachen durch den Gläubiger. KGB. 17. Ig. 13— 14. 

Oppler: Schiedsvertrag ſ. Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 

Pagenſtecher, Max: Iſt das Pfändungspfandrecht ein akzeſſoriſches 
Recht? Gruchots Beitr. 50. Ig. 274—300. 

Pabſt, Max: Zwangsvollſtreckung und Konkurs. (Pabſt, Max: 
Kurzer Leitfaden zum Studium des Zivilprozeßrechts, zugleich ein 
Grundriß zu Vorträgen. II. Bd.) Halle, J. M. Reichardt, 1906. 
(IV, 73 S.) 3 M. 

Rothbauer: Das Recht an Nutzungen des Gemeindegutes iſt 
pfändbar. Juſtizdgidſch. 5. Ig. 59. 
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Siber: Schuld und Haftung ſ. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 
Sillies: Einſtellung der Zwangsvollſtreckung ohne Einreichung des 
Vollſtreckungsprotokolls. KGBl. 17. Ig. 24. 


9. Aufgebots verfahren. 

Bk. des Herzoglichen Staatsminiſteriums der Juſtiz, betr. die Zu⸗ 
ſtändigkeit für die Todeserklärung von braunſchweigiſchen Staats⸗ 
angehörigen ohne inländiſchen Wohnſitz. Vom 3. X. 1905. 
BraunſchwGSamml. Nr. 42. S. 221. 


10. Schiedsrichterliches Verfahren. 
Oppler: Schiedsvertrag ſ. Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 


II. Konkursordnung. Aufechtungsgeſetz. 
1. Allgemeines. 

Delius: Juſtizgeſetze ſ. Gerichtsverfaſſung. | 

Pabſt: Zwangsvollſtreckung und Konkurs ſ. Zwangsvollſtreckung. 

Pannier, Karl: Konkursordnung für das Deutſche Reich in der 
Faſſung des Reichsgeſetzes vom 17. V. 1898 und der Bekannt⸗ 
machung vom 20. V. 1898. Textausgabe. 8. Aufl. (Univerſal⸗ 
Bibliothek [Neue Aufl.] 2218.) Leipzig, Ph. Reclam jun., 1906. 
(127 S.) 0,60 M. 

Wilmowski, Gleorg!] v.: Deutſche Reichs⸗Konkursordnung, erläutert. 
Nach dem Tode des Verfaſſers fortgeſetzt von K. Kurlbaum, 
A. Kurlbaum und W. Kühne. 6. umgearb. Aufl. 6 Lfg. Berlin, 
F. Vahlen, 1906. (XII, 788 S.) 


2. Einzelfragen. 


Bendix: Sind die Koſten eines nach § 146 Abſ. 3 KO. auf: 
genommenen Prozeſſes Maſſeſchulden? Bay. 2. Ig. 245 — 247. 

Lang: Aufrechnungsrecht |. Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 

Petimeſas, Thraſ. G.: Der Zwangsvergleich unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung des griechiſchen Konkursrechtes. Vergleichende und dog⸗ 
matiſche Unterſuchung. (Berliner juriſtiſche Beiträge zum Zivilrecht, 
Handelsrecht, Strafrecht und Strafprozeß und zur vergleichenden 
Rechtswiſſenſchaft, hrsg. von Joſef Kohler. 9. Heft.) Berlin, 
R. v. Decker, 1906. (VII, 54 S.) 1,80 M. 

Schäfer: Vorausſetzungen der freihändigen Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken im Konkurſe. Wirkung derſelben auf Abſonderungsrechte, 
insbeſondere Hypotheken. Verzicht auf Abſonderungsrechte. SS 6, 
47, 64, 117, 126, 127, 134, 153 KO. Nach einem praktiſchen 
Falle erörtert. SeuffBl. 71. Ig. 205 — 214. 

Schneider: Geſellſchaft ſ. Handelsgeſellſchaftsrecht. 


III. Zwangs verſteigerung und Zwangsverwaltung. 
1. Allgemeines. 

* AG. zum Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung. Vom 18. V. 1906. WeimRBl. Nr. 16 
S. 212 —218. ö 

Boßert, G.: Beiſpiele zum Zwangsverſteigerungs⸗ und Zwangs⸗ 
verwaltungsverfahren. 2. unveränderte Aufl. Stuttgart, 
J. B. Metzler, 1906. (III, 57 S.) 1 M. 

Claus: Leitfaden für den Hypothekengläubiger im Zwangs⸗ 
verſteigerungs⸗ und Zwangsverwaltungsverfahren. 2. verm. u. 
verb. Aufl. (Juriſtiſche Handbibliothek. Hrsg. von Max Hallbauer 
und W. Schelcher. 182. Bd.) Leipzig, Roßbergfche Verlags: 
buchh., 1906. (VIII, 197 S.) Geb. in Leinw. 4 M. 

Meyer, [Eugen]: Aphorismen zum Zwangsverſteigerungsgeſetz in 

Geſtalt einiger Anmerkungen zu Kretzſchmar, das Reichsgeſetz über 
die Zwangsverſteigerung. Sächſ Arch. 1. Ig. 145—147, 
169 — 173. 

65. 


516 


2. Einzelfragen. 


Doerr: Zu $ 130 Abſ. 3 33G. Bay g. 2. Ig. 186-187. 

Flachs: Zur Frage der Aufhebung der Zwangsverwaltung infolge 
Zuſchlags. Die Beſchlagnahme der Zwangsverwaltung gilt dem 
Erſteher gegenüber als Voraus verfügung über die Mietzinfen nach 
§ 573 BGB. ZUFG. 6. Ig. 744 — 748. 

Herold, Otto: Wie können Zubehörſtücke von der Grundſtücks⸗ 
Zwangsverſteigerung ausgeſchloſſen werden? Bayg. 2. Ig. 
215 —219. 

Krueger: Nießbrauch und Zwangsverwaltung |. Nießbrauch. 

Lindemann, [Otto]: Freigabeerklärung des betreibenden Gläubigers 
im Zwangsverſteigerungsverfahren in bezug auf Zubehörſtücke. 
JW. 35. Ig. 325—326. 

Lindemann, [Otto]: Freigabe von Zubehörſtücken durch den die 
Zwangsverſteigerung betreibenden Gläubiger. PoſMSchr. 9. Ig. 
1-2, ſ. auch Bay Z. 2. Ig. 205 — 207. 

Lindemann, [Otto]: Sicherheitsleiſtung durch ein Sparkaſſenbuch 
für ein Gebot in der Zwangsverſteigerung. ZOG. 6. Ig. 
748— 751. 

Lindemann, [Otto]: Wirkung der Vereinbarung zwiſchen Hypotheken⸗ 
gläubiger und Erſteher über das Fortbeſtehen einer im 
Zwangsverſteigerungsverfahren erloſchenen Hypothek. (8 91 
Abſ. 2, 3 Zw VG.) Bay Z. 2. Ig. 118— 120. 

Pfordten, Theodor von der: Zur Behandlung des Zubehörs in 
der Zwangsverſteigerung. Bay. 2. Ig. 116—118. 

Seitz, Heinrich: Die künftige Behandlung der Nebenſachekauti onen 
im Zwangsverſteigerungsverfahren. Bay Z. 2. Ig. 193— 199. 


IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 
1. Allgemeines. 

G., betr. Anderung des Geſetzes über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit. Vom 5. III. 1906. RGBl. Nr. 14 S. 387. 

* Verrichtungen der Standesbeamten in Bezug auf Militär⸗ 
perſonen der Marine. MVBl. 37. Ig. 7778. 

du Chesne: Überſicht über die Rechtſprechung auf dem Gebiete 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. ZUG. 6. Ig. 762780. 

Joſef, Eugen: Einige Streitfragen aus dem Beſchwerderecht. 
ZBFG. 6. Ig. 841850. 

Köhne, [Paul]: Zur Reform der Vormundſchaftsverwaltung. DIZ. 
11. Ig. 682—687. 

Lobe, [Adolf]: Überfiht über Geſetze und Verordnungen auf dem 
Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Z Bl G. 6. Ig. 780— 783. 


2. Einzelfragen. 

Pf. des Juſtizminiſters, betr. die Ausfüllung von Zählkarten in 
Vormundſchaftsſachen. Vom 16. IV. 1906. PrIMBL Nr. 16 
S. 105 — 108. 

Bloedau, v.: Vergleichsverſuche in Vormundſchaftsgerichtsſachen. 
ZOG. 6. Ig. 751. 

Form der im § 2242 Abſ. 1 Satz 2 BGB. vorgeſchriebenen 
Feſtſtellung ſ. Teſtament. 

Freſe: In welchen Fällen iſt die öffentliche Beurkundung von 
Rechtsgeſchäften durch Reichsgeſetz den Gerichten übertragen? 
Recht. 10. Ig. 655 — 668. 

Freſe: Präjudizienkultus ſ. Schriften üb. allgem. Fragen. 

Freudenthal: Aus dem Erbſcheinsverfahren. Recht. 
494 — 495. 

Fuchs: Beurkundung von Rechtsgeſchäften |. Rechtsgeſchäfte. 

Hat der Regiſterrichter bei einem Antrag auf Eintragung gemäß 
8 16 HGB. zu prüfen, ob den formalen Erforderniſſen der ZPO. 
bezüglich der den Antrag begründenden Entſcheidung genügt iſt? 
HoldheimsMSchr. 15. Ig. 67—68. 


10. Ig. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 14. 1906. 


Joſef, Eugen: Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigang in ihrer 
Einwirkung auf die Handelsregiſterführung. Holdheims MSchr. 
15. Ig. 40—42. 

Joſef, Eugen: Einige Streitfragen aus dem Beſchwerderecht. 
ZUG. 6. Ig. 820-881. (Wird fortgeſetzt.) 

Landsberg: Zwei Reichsgerichtsentſcheidungen ſ. Schenkung. 

Oertel: Der Familienname des Adoptivkindes. ZUFG. 6. Ig. 
850 —864. | 

Salinger: Über die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung der 
bei der Darlehnshypothek verlautbarten Schuldurkunde. BG. 
6. Ig. 871—81. 

Schulze: Hinterlegungsweſen |. Privatrecht der deutſchen Bundes: 
ſtaaten. 

Warneher: Der Beſtimmung in 8 177 Abſ. 1 Sat 2 866. wird 
genügt, wenn die Beteiligten hinter den Worten: „vorgeleſen, ge 
nehmigt“ ihren Namen unterzeichnen, dann der Vermerk „unter: 
ſchrieben“ und die Unterſchrift des protokollierenden Beamten folgt. 
SeuffBl. 71. Ig. 216— 220. 

Weegmann: Bedeutung des Art. 83 Württ A8. Urkundbefugnis 


des württembergiſchen ordentlichen Nachlaßgerichts. Württg. 
48. Ig. 65—78. 


V. Grundbuchordnung. 
1. Allgemeines. 


* AG. zur Grundbuchordnung. Vom 18. V. 1906. Weim Ndl. 
Nr. 16. S. 205 — 212. 

Auszug aus den Grundbuchyviſitationserlaſſen des Königlichen Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom Jahre 1905. Württ. 48. Ig. 49—52, 75—80. 

Führung der Grundbücher und der Steuerkataſter durch den 
nämlichen Beamten. Recht. 10. Ig. 551. 

Holzapfel: Grundbuchrecht im Verkehr zwiſchen Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden ſ. Materielles Grundbuchrecht. 

Pannier, Karl: Grundbuchordnung für das Deutſche Reid. 
(Faſſung der Bekanntmachung vom 20. V. 1898.) Textausgabe. 
(Univerſal⸗Bibliothek [Neue Auflage] 3838.) Leipzig. Ph. Reclam 
jun., 1906. (61 S.) 0,60 M. 


2. Einzelfragen. 

Beſchäftigung von Kataſterlandmeſſern bei Grundbuchämtern. 
Recht. 10. Ig. 674. 

Bleſſing: Erforderniſſe bei Hypothekenlöſchungen. Württg. 48 Jg. 
39—48. 

Brachvogel: Wie weit reicht der Schutz des 8 54 680.7 Recht. 
10. Jg. 663668. 

Gerloff: Eintragung der Miteigentümer kraft fortgeſetzter Güter⸗ 
gemeinſchaft in das Grundbuch. DIZ. 11. Ig. 589— 590. 
Holz: Kann bei befreiter Vorerbſchaft der Vorerbe ſich der Form des 

8 41 G80. bedienen? DIZ. 11. Ig. 488—484. 

Marcus: Arreſtatoriſche Dispoſitionsbeſchränkung f. Handelsgeſell⸗ 
ſchaftsrecht. 

Nachfolgezeugnis. ($ 37 G80., Art. 38 Württ G88. und 
§ 88 Verfaſſung des Württembergiſchen Juſtizminiſteriums vom 
14. IX. 1899, betreffend das Nachlaßweſen.) Württ Z. 48. Jg. 
73 — 75. 

Rieger: Zwei Fälle aus der Grundbuchpraxis. Württ Z. 48. 38 
38—39. 

Saß: Gehört es zu den Dienſtobliegenheiten des Grundbuchamts, 
die Briefe über Rechte, die durch die Zwangsverſteigerung des 
Grundſtückes erloſchen find, mit einem Löſchungsvermerk zu der 
ſehen? ZUG. 6. Ig. 831-832. 

Schefold, [Karl]: Zur Frage des Rechts des Nacherben vor dem 
Grundbuchamt. Württg. 48. Ig. 97100. 


—— 


1 
wert 


— 


35. Jahrgang. 


Weber: Erſuchtes Grundbuchamt ſ. Gerichtsverfaſſung. Allgemeines. 
Zimmermann: Schutzfolium |. Materielles Grundbuchrecht. 


VI. Gebühren und Koſten. 

* Allgemeine Pf. des Juſtizminiſters, betreffend den Koſtenanſatz. 
Vom 23. III. 1906. PrJMBl. Nr. 13 S. 79. 

Königliche V., betreffend die Gerichtskoſten in Angelegenheiten einer 
Bahneinheit. Vom 24. III. 1906. WürttRBl. Nr. 10 S. 90 —92. 

* Landesherrliche B., betreffend die Koſten in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und bei der Zwangs vollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen. Vom 9. III. 1906. Bad G Bl. Nr. 10 
S. 85 —86. 

Baſedow, Herm.: Die Erhebungsgebühr nach § 87 der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte. HanſGZ. 27. Ig. 89—91. 

Buchmann, Karl: Erbſchaftskaufvertrag und Erbengemeinſchaft in 
der bayeriſchen Gebührenpraxis. Bay Z. 2. Ig. 109 —114. 

Consbruch: Von welchem Objekte iſt der in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten für die erſte Inſtanz von dem Antragſteller zu er: 
hebende Vorſchuß zu berechnen? Recht. 10. Ig. 552 — 558. 

Dennler, [Wilhelm]: Zur Bewertung der Erbanteilsabtretungen. 
Seuffäl. 71. Ig. 178—179. 

Dennler, [Wilhelm]: Fälligkeit der „Beſitzveränderungsgebühr“ 
bei bedingten oder ungültigen Rechtsgeſchäften. Seuff Bl. 71. Ig. 
316-319. 

Fuchs: Koſten des zweiten und ferneren in derſelben Sache er⸗ 
gehenden Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes. Recht. 10. Ig. 551 — 552. 

Heſſelbarth, F.: Iſt der Provokat, der Widerſpruch gegen die einſt⸗ 
weilige Verfügung erhoben hat, zur Zahlung eines Gerichtskoſten⸗ 
vorſchuſſes verpflichtet? (§81 DKG.) Juſtizd Rdſch. 5. Ig. 58 — 59. 

Jacobi: Zur Frage der Feſtſetzung der dem obſiegenden Kläger 
entſtandenen Gerichtskoſten, für welche der in die Koſten ver⸗ 
urteilte Beklagte mithaftbar if. KGB. 17. Ig. 14 — 15. 

Iſt für den Beſchluß des Amtsgerichts, durch welchen die Mutation 
eines Notariatsaktes abgelehnt wird, eine Gebühr zu erheben? 
BreslAK. 19. Ig. 175—176. 

Kobel: Die Erhöhung der Gebühren für Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige. KGBl. 17. Ig. 25 — 28. 

Puchta: Verjährung des Gebührenanſpruchs ſ. Verjährung. 

Reger: Streitgegenſtandswert bei Klagen auf Aufhebung oder 
Nichtigkeitserklärung eines Kaufvertrages, auf Erteilung oder 
Entgegennahme der Auflaſſung eines Grundſtückes. Bay. 
2. Ig. 207— 208. | 

Sachverſtändigen⸗Gebühren. Von H. H. VoPat. 6. Ig. 21—22. 

Schildmacher, Bruno: Der Zweitfchuldner nach dem Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſeze (RGBl. 1898 S. 659). Magdeburg, 
R. Kundmüller, 1906. (VI, 50 S.) 1,25 M. 

Spaett: Gebühren in Grundbuchſachen. BayZ. 2. Ig. 161. 

Vogel: Die Gerichtskoſten bei Vergleichen in Armenſachen. JW. 
35. Ig. 217— 218. 

Wegner, [Otto]: Beſchwerde gegen die Feſtſetzung von Zeugen: und 
Sachverſtändigengebühren. Recht. 10. Ig. 611—612. 

Wunderer, Chriſtian: Zur bayeriſchen Gebührennovelle. Bayz. 
2. Ig. 179— 185. 

Wurzer: Darf der Koſtenfeſtſetzungsrichter an Stelle einer von ihm 
geſtrichenen Koſtenforderung des Gläubigers eine andere Forderung 
zubilligen, deren Erſtattung der Gläubiger ſelbſt nicht verlangt 
hat? Recht. 10. Ig. 592—597. 


D. Strafrecht und Strafprogeß. 
I. Allgemeine Werke. 


Aſchaffenburg, Guſtav: Die Stellung der Strafgeſetzgebung im 
Leben der Gegenwart. MSchrKrimpſych. 3. Ig. 106 — 110. 
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Bar, Lſudwig] v.: Geſetz und Schuld im Strafrecht. Fragen des 
geltenden deutſchen Strafrechts und feiner Reform. J. Bd.: Das 
Strafgeſetz. Berlin, J. Guttentag, 1906. (XXII, 273 S.) 6 M. 

Beling, E[mft]: Strafrechtsreform und „richtiges Recht“. ZStW. 
26. Bd. 693 — 696. N 

Entſcheidungen des hanſeatiſchen Oberlandesgerichts in Straf⸗ 
ſachen. Fortſetzung der Dr. Vogtſchen Sammlung, bearbeitet 
von Koch. Hrsg. von dem Amtsgericht Hamburg. (HI. Bd. 
2. Heft [Ig. 1905].) Hamburg, A. Frederking. (S. 72 — 127.) 1,20 M. 

Erhardt, L. v.: Unſchuldig Verurteilte und der Menſchheitswille 

als Befreier aus Rechtloſigkeit und Elend. Eine Verteidigung 
und dritte Kampfesſchrift für Recht, Wahrheit und Neform. 
Dresden, E. Pierſon, 1906. (IV, 268 S.) 2 M. 

Hafter, Ernſt: Strafrecht und Schule. Recht. 10. Ig. 360 — 361. 

Hertel: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Strafſachen. 
(Entſcheidungen Bd. 38, Heft 1.) JuſtizdRdſch. 5. Ig. 1183 — 115, 
129 —130. 

Klee: Vergleichende Darſtellung des deutſchen und ausländiſchen 
Strafrechts. I. Bericht. Goltd Arch. 53. Ig. 91—112. 

Lindenberg, G.: Das neueſte Heft der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
ger ichts in Strafſachen. (Bd. 38 H. 2.) DIZ. 11. Ig. 620 — 626. 

Makarewicz, Julius]: Einführung in die Philoſophie des Strafrechts 
auf entwicklungsgeſchichtlicher Grundlage. Stuttgart, F. Enke, 
1906. (XII, 452 S.) 10 M., geb. in Leinw. 11,60 M. 

Noetzel, Karl: Die ſoziale Begründung des Verbrechens und ihre 
Gegner. EthͤKultur. 14. Ig. 57—59, 67-69, 75 — 77. 

Robben, Guſtav, v.: Verbrechensbekämpfung und Verbrechens⸗ 
vorbeugung. I. 3SozW. 9. Ig. 209 — 233. 

Spruchſammlung der Deutſchen Juriſtenzeitung, enthaltend die 
Präjudizien des Reichsgerichts, des Reichsmilitärgerichts, des 
preußiſchen Kammergerichts, des bayeriſchen Oberſten Landes⸗ 
gerichts, der Oberlandesgerichte, ſowie verſchiedener Ober⸗ 
verwaltungsgerichte und Oberkriegsgerichte zum Strafrecht, 
Strafprozeß⸗, Militärſtrafrecht, zu den Reichsſtrafnebengeſetzen 
und den preußiſchen Strafgeſetzen aus den Jahren 1900 — 1905. 
Bearbeitet von Hoffmann. Sonderbeilage der Deutſchen Juriſten⸗ 
zeitung. XI. Ig. 1906. Berlin, O. Liebmann. (196 Sp.) 3,50 M. 

Thomſen [Andr.]: Das „richtige Recht“ in der Strafgeſetzgebung. 
3StW. 26. Bd. 696—701. | 


II. Strafgeſetzbuch. 
a) Ausgaben, Rommentare. 

Dalcke, A.: Strafrecht und Strafprozeß. Eine Sammlung der 
wichtigſten, das Strafrecht und das Strafverfahren betr. Ge⸗ 
ſetze .. 10. verm. u. verb. Aufl. beſorgt von P. Dalcke. 
Berlin, H. W. Müller, 1906. (VIII, 919 S.) 9 M. 

Olshauſen, Juſtus: Kommentar zum Strafgeſetzbuch für das 
Deutſche Reich einſchließlich der Strafbeſtimmungen der Konkurs⸗ 
ordnung. 7. Aufl. neu bearb. unter Mitwirkung von Zweigert. 
II. Bd. 2. Hälfte. (IV und S. 1137 — 1563.) Berlin, F. Vahlen, 
1906. 8,50 M. . 

Olshauſen, Juſtus: Kommentar zum Übertretungsabſchnitt des 
StGB. für das Deutſche Reich. 4. Aufl. [Aus „Kommentar zum 
StGB.“ 7. Aufl.] Berlin, F. Vahlen, 1906. (116 S.) 2,75 M. 

Pannier, Karl: Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. (Mit dem 
Geſetz vom 25. VI. 1900.) Textausgabe mit kurzen Anmerkungen 
und Sachregiſter. 14. Aufl. (Univerſal⸗Bibliothek. Neue Aufl. 
Nr. 1590.) Leipzig, Ph. Reclam, jun., 1906. (141 S.) 0,60 M. 


b) Lehrbücher. Praktika. 
Liszt, Frz. v.: Strafrechtsfälle zum akademiſchen Gebrauch. 
8. durchgeſeh. Aufl. (VIII, 121 S.) Jena, G. Fiſcher, 1906. 
2,60 M.; geb. 8,20 M. 
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e) Eimgelfgriften, 
1. Allgemeiner Teil. 
A. Pas Perbrechen. 
Binding, [Karl]: Das bedingte Verbrechen. GerS. 68. Bd. 1— 26. 
Doerr, Fr.: Der Einfluß perſönlicher Verhältniſſe auf die Straf⸗ 
barkeit der Teilnahme. (R StG. 8 50.) Seuff Bl. 71. Ig. 
342 — 354. 


Galli, [Franz]: Entſcheidungen betreffend den ſtrafrechtlichen Irrtum. 
Ger S. 68. Bd. 61 —865. 

Hegler, Auguſt: Prinzipien des internationalen Strafrechts. (Straf⸗ 
rechtliche Abhandlungen. Heft 67.) Breslau, Schletter, 1906. 
(XII, 220, 6 S.) 5,50 M. 

Höpfner: Über die rechtliche Eigenart von Anſtiftung und Beihilfe. 
3StW. 26. Bd. 579—631. : 

Klee, Kfarl]: Der dolus indirectus als Grundform der vorſätzlichen 
Schuld. (Berliner Juriſtiſche Beiträge z. Zivilrecht, Handelsrecht, 
Strafrecht. H. 10.) Berlin, N. v. Decker, 1906. (V, 51 S.) 2 M. 

Kornfeld, Alkoholismus und 8 51 Str. ſ. Ger. Medizin. 

Kriegsmann, N. Hermann: Zur Lehre von der adäquaten 
Kauſalität. Ger S. 68. Bd. 134 — 167. 

Longard: Zurechnungsfähigkeit ſ. Kriminalpſychologie. 

Rittler, Theodor: Belings „Lehre vom Verbrechen“. SchwzgSt. 
19. Ig. 87-97. 

Schweizer, Adf.: Zur Lehre vom Irrtum im Strafrecht. Diſſ. 
Straßburg, J. Singer, 1906. (90 S.) 2 M. 


B. Pie Strafe. 

Birkmeyer, Karl: Schuß: und Vergeltungsſtrafe. NSchrKrim Pſych. 
2. Ig. 751 — 754. 

Hammer, Wilh.: Die Prügelſtrafe ärztlich beleuchtet, mit Be⸗ 
nutzung der Briefſammlungen John Bull beim Erziehen und 
Amerika beim Erziehen. Leipzig, Leipziger Verlag, 1906. 
(VII, 127 S.) 4 M. 

Hanſen, Robert: Eine Frage des Begnadigungsrechts? Recht. 
10. Ig. 498—499. 

Heimberger, Joſeph: Strafkolonien. Vortrag. (Neue Zeit⸗ und 
Streitfragen. Hrsg. von der Gehe⸗Stiftung zu Dresden. 3. Jg. 
Oktober 1905 bis Juni 1906. 3. Heft.) Dresden, v. Zahn 
& Jaenſch, 1906. (29 S.) 1 M. 

Hoegel, Hugo: Die Rehabilitation. OſtuG Z. 57. Ig. 137 140. 

Kuhn, Ed.: Vererbung und Übertragung des Strafantragsrechtes. 
Zürich, Raſcher & Co., 1906. (78 S.) 1,50 M. 

Kurnicki: Das Leugnen als Strafſchärfungsgrund. DIZ. 11. Ig. 
537 538. 

Langer: Gedanken über neue Strafarten. Eine kriminalpolitiſche 
Plauderei. DIZ. 11. Ig. 456 — 460. 

Liszt, Franz v.: Vergeltungsſtrafe und Schutzſtrafe. MSchrKrimſych. 
2. Ig. 748 — 750. 

Steyer: Die künſtliche Unterbrechung der Verjährung in Straf⸗ 
ſachen. Seuff Bl. 71. Ig. 175— 178. 

Thomſen: Die Freunde der Prügelſtrafe. DIZ. 11. Ig. 513 —520. 


Zimmermann, v.: Schutz des Adels ſ. Straf b. Handlungen gegen 
den Staat. 


2. Beſonderer Teil. 

A. Strafbare Hand fungen gegen Staat, Staatsgewalt und Staats verwaſtung. 

Delius: Der Fall Gädke. Recht. 10. Ig. 430 —431. 

Fuld, [Ludwig]: Bezieht ſich §S 361 Nr. 10 R StGB. auch auf un: 
eheliche Kinder? Seuff Bl. 71. Ig. 145 — 148. 

Verbrechen und Vergehen wider die öffentliche Ordnung. Be⸗ 
arbeitet von Robert v. Hippel u. a. (Vergleichende Darſtellung 
des deutſchen und ausländiſchen Strafrechts. Hrsg. auf An⸗ 
regung des Reichsjuſtizamtes von Carl Birkmeyer u. a. Beſonderer 


N 14. 1906. 


Teil. II. Bd.) Berlin, O. Liebmann, 1906. (XII, 518 6) 
Einzelpr. 14,90 M.; geb. 18,40 M.; Subſkr.⸗Pr. 11,60 N.; 
geb. 15,10 M. 

Zimmermann, v.: Der ſtrafrechtliche Schutz des Adels. Fiſchersg. 
30. Bd. 193 — 238. 


B. Strafbare Kandlungen gegen Rörperlige Unverfeßrifeit. 

Graack, Henry: Kurpfuſcherei und Kurpfuſchereiverbot. Eine rechts⸗ 
vergleichende, kriminalpolitiſche Studie. Jena, G. Fiſcher, 1906. 
(VII, 103 S.) 2 M. ö 

Gſchmeidler: Arztlicher Verſuch ſ. Unerlaubte Handlungen. 

Hes, B.: Eine Anklage wegen Kindesmordes in einem Falle von 
Sturzgeburt. ArchKrimAnthr. 23. Bd. 134 — 142. 

Thomſen, [Andere]: Die jüngfte miniſterielle Kundgebung in der 
Duellfrage. DIZ. 11. Ig. 478 — 474. 

Wachtelborn, Karl: 88 175 und 218 DSGB. Geſchlecht⸗ 
liche Verirrungen der Gegenwart. (Ein aufklärendes Wort an 
deutſche Frauen und Männer.) Berlin, W. Pilz, 1906. (70 S.) 
1,50 M. 


C. Straſsare Handlungen gegen unköryerlige Rechtsgüter. 

Baumeiſter, Geo.: Der § 193 des KReichsſtrafgeſetzbuches, mit 
beſonderer Berückſichtigung der preßrechtlichen Verhältniſſe. Leipzig, 
Buchhandlung G. Fock, 1905. (VIII, 84 S.) 1,50 M. 

Bercio: Beleidigung durch das Telephon. ArchKrimAnthr. 23. Od. 
91—93. 

Seréxhe, Léon: Die Verletzung fremder Geheimniſſe. (Freiburger 
Abhandlungen aus dem Gebiete des öffentlichen Rechts, hrsg. 
von v. RNohland u. a. VII. Heft.) Karlsruhe, G. Braunſche 
Hofbuchdr., 1906. (IV, 98 S.) 1,60 M. 

Strobel: Gemeinſchaftlicher Hausfriedensbruch. DIZ. 11. Ig. 
365 —366. 

Wachtelborn: 88 175 und 218 DStGB. ſ. die voraufgeh. Abteilung. 


D. Strafbare Handlungen gegen Permägensrechie. 

über die Haftung des Direktors |. Unerlaubte Handlungen. 

Kronacher, Alwin: Iſt die Zechprellerei Betrug? (Strafrechtliche 
Abhandlungen. 68. Heft.) Breslau, Schletter, 1906. (VII, 
50 u. 6 S.) 1,40 M. 

Schroeder, Sohn] Ullrich]: Strafrechtliche Folgen vertrags⸗ 
widriger Beräußerungen in fiduziariſchen Verhältniſſen. Medi}. 
24. Bd. 273 — 283. 

Wittich: Über Diebſtahlsverſuch. DIZ. 11. Ig. 534 — 535. 

Würzburger, Ilulius]: Strafrechtlicher Schutz des geſetzlichen 
Pfandrechts des Vermieters? Seuffßl. 71. Ig. 179—188. 


E. Pie dur die Mittel des Angriffs gehennzeigneten Pergehen. 
Muralt, Robert v.: Die Brandſtiftung im ſchweizeriſchen Straf; 
recht mit Berückſichtigung des deutſchen und franzöſiſchen Rechts. 
(Abhandlungen zum ſchweizeriſchen Recht, hrsg. von Mar Gmür. 
14. Heft.) Bern, Stämpfli & Co., 1906. (VII, 156 S.) 2,50 N. 


III. Strafrechtliche Nebengeſetze. 


Bauer: Jagdgeſetze ſ. Privatrecht d. dtſch. Bundesſtaaten, Neue 
Quellen. BR 
Bomhard, [Ernſt]! v.: Zur Frage, wann die Zuläſſigkeit einer 

Beſchlagnahme nach 8 23 des Reichsgeſetzes über die Preſſe vom 
7. V. 1874 beginnt. Recht. 10. Jg. 585592. 
Dronke, Kurt: Das Finanzſtrafrecht. 3StW. 26. Bd. 632—676. 
Ebner, A.: Jagdgeſetze ſ. Privatr. d. dtſch. Bundesſtaaten, Neue Quellen. 
Gaze, O.: Die ſtrafrechtliche Haftung für Preßdelikte. Berlin 
R. v. Decker, 1906. (VII, 98 S.) 2 M.; geb. in Leinw. 2,80 J. 
Marcus, [Georg]: Das Bedürfnis der Behandlung der nn 
und Verleitung zu Wettbewerbsdelikten als ſelbſtändiger ers : 
an einem Rechtsfall demonſtriert. MarkſchWettb. 5. Jg 108-108. 


zen! 


35. Jahrgang. 


Oetker [Friedrich]: Dauer und Durchführung des Berichtigungs⸗ 
anſpruchs nach § 11 des Preßgeſetzes. DIZ. 11. Ig. 639 —641. 

Pappafava, Vladimir: Die moderne Preßgeſetzgebung insbeſondere 
der öſterreichiſche Preßreformentwurf. Eine geſchichtlich⸗rechts⸗ 
vergleichende Studie. Aus dem Italieniſchen überſetzt und ergänzt 
von A. Simon. Zara, Internat. Buchh. H. v. Schönfeld, [1906]. 
(IV, 288 S.) 3 M. 

Reh, H.: Das in Heſſen geltende Feld⸗ und Forſtſtrafrecht. Praktiſches 
Handbuch. Mainz, J. Diemer, 1906. (VI, 323 S.) Geb. in 
Leinw. 3 M. 

Schmidt: Feſtſetzung der variablen Jagdſchonzeiten. PrVerwöl. 
27. Ig. 434 —435. 


IV. Militärſtrafrecht. 

Ditzen: Aus den erſten ſechs Bänden der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
militärgerichts. Goltd Arch. 52. Ig. 215—231, 363382. 
53. Ig. 45—64. 

Endres, Karl: Der Kontrollverſammlungstag als aktiver Heeres⸗ 
dienſt. JArm Mar. 1906. 557566. 

Handbuch für die Militärrechtspflege. (9. f. d. M. R.) (Unter 
Benützung des vom Königl. preuß. Kriegsminiſterium heraus⸗ 
gegebenen Kompendiums über Militärrecht.) (D. V. 25.) München, 
Literariſch⸗artiſtiſche Anſtalt, 1906. (XI, 564 S.) Kart. 3,50 M. 

Riſſom, Karl: Notwehr und Waffengebrauch des Militärs. Berlin, 
F. Vahlen, 1906. (67 S.) 1,40 M. f 


V. Strafprozeß. 
a) Allgemeine Werke. 

Adickes: Der engliſche Strafprozeß und die deutſche Strafprozeß⸗ 
reform. MSchrͤKrimPſych. 3. Ig. 65 — 78. 

Beling, [Ernft]: Zur Strafprozeßreform. ZStW. 26. Bd. 706 — 717. 

Bomhard, [Ernſt] v.: Reform des Strafprozeſſes. Schlußbemerkung. 
Recht. 10. Ig. 414—416. 

Heinemann, Hugo: Die rechtliche Stellung des Angeklagten nach 
den Protokollen der Kommiſſion für die Reform des Strafprozeſſes. 
(Aus: ZStW.) Berlin, J. Guttentag, 1906. (60 S.) 1,50 M. 

Kronecker, [Ernft]: Das Laienelement im künftigen Strafprozeſſe. 
Berl JurGeſ. 47. IJBer. 51—66. 

Landsberg: Leitſätze zur Reform des Strafprozeſſes. Bericht. Recht. 
10. Ig. 424. 

Liszt, Franz v.: Die Reform des Strafverfahrens. [Aus: „Die 
Nation“.) Berlin, J. Guttentag, 1906. (56 S.) 1 M. 


b) Ausgaben, Tehrbücher, Praktika. 

Dalcke: Strafrecht und Straſprozeß 10. Aufl. |. Strafgeſetzbuch, 
Ausgaben. 

Delius: Juſtizgeſetze ſ. Gerichtsverfaſſung. 

Lange, Hugo Eug.: Die Tätigkeit des Amtsanwalts. Syſtematiſches 
Handbuch für die Praxis. Unter Berückſichtigung der preußiſchen 
und ſächſiſchen Ausführungsbeſtimmungen. (Juriſtiſche Hand⸗ 
bibliothek. Hrsg. von Max Hallbauer und W. Schelcher. 181. Bd.) 
Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh., 1906. (VIII, 375 S.) Geb. 
in Leinw. 6 M. N 

Strafprozeßordnung in der Faſſung des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch und der Geſetze vom 17. V. 1898 
und 13. VI. 1902, nebſt dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 
20. V. 1898 und der Geſetze vom 20. III. und 5. VI. 1905. 
Mit Anhang, enthaltend die Geſetze .... betr. die Entſchädigung 
der im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen, 
und .. .. betr. die Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unter: 
ſuchungshaft. Textausgabe mit kurzen Verweiſungen und Sach⸗ 
regiſter. 2. Aufl. München, C. H. Beck, 1906. (VI, 202 S.) 
Geb. in Leinw. 1,50 M. 


e) Eimelſchriſten. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 

Bomhard, v.: Zu 88 24 und 347 SPD. Recht. 10. Ig. 364 — 367. 

Buddee: Strafverfahren gegen Minderjährige. Zuziehung der 
geſetzlichen Vertreter. DIZ. 11. Ig. 630634. 

Doerr: Zur Auslegung und Anwendung des § 35 SPD. Bay. 
2. Ig. 114—116. | 

Frank, Reinhard: Das Zeugnisweigerungsrecht des Paukarztes. 
Bay. 2. Ig. 213— 215. | 

Klimmer: Unterbrechung der Unterſuchungshaft durch die Boll 
ſtreckung kurzer Haftſtrafen. Polizeihaft. Bay Z. 2. Ig. 121. 

Kreß, Joſeph: Der ſubſtantielle Menſch als Beweismittel im Straf⸗ 
verfahren. Ein Beitrag zur Lehre vom „Augenſchein“ und von 
der „Durchſuchung“. Bay. 2. Ig. 169—179, 201— 205, 
219 —225. 

Meyer, Karl: Zur Auslegung und Anwendung des 8 30 StPO. 
SeuffBl. 71. Ig. 214—216. 

Schwoerer: Das Vorverfahren und die Zahl der Freiſprechungen. 
DIZ. 11. Ig. 687690. 

Schneickert: Handſchrift ſ. Kriminaliſtik. Sonſtige Hilfen des 
Unterſuchungsrichters. 

Wolff, Max: Die Unterſuchungshaft. DIZ. 11. Ig. 406 — 411. 

Zielke: Kinder als Zeugen bei Sittlichkeitsverbrechen. DIZ- 
11. Ig. 652. 

2. Verfahren in erſter Inſtanz. 

Armſtroff: Weglaſſung angekündigten Vorbringens als neues Vor⸗ 
bringen im Sinne des 8 3352 ZPO. DIZ. 11. Ig. 650 — 652. 

Chuchul: Strafregiſter. DIZ. 11. Ig. 561563. 

Craſemann: Iſt im Falle des 8 265 StPO. ein förmlicher Er: 
öffnungsbeſchluß zu faſſen bezw. ein auf Grund des § 265 ge⸗ 
faßter Beſchluß einem Eröffnungsbeſchluß gleichzuſtellen? DIEB. 
11. Ig. 475 —476. 

Fromherz: Die geheime Beratung im Lichte der mittleren, großen 
und großen Berufungsſchöffengerichte. MSchrKrimpPſych. 3. Ig. 
78—86. 

Fromherz: Darf in Gerichtsentſcheidungen außer Geſchworenen⸗ 
ſprüchen die Stimmenzahl zum Ausdruck gebracht werden? 
BadRpr. 72. Ig. 159 — 161. Wird fortgeſetzt. 

Hümmer: Zum Begriffe des ſicheren Geleites. Seuff Bl. 71. Ig. 
173—175. | 

Kahl, Wilhelm: Zur Reform des Vorverfahrens. GoltbArcd. 
53. Ig. 1—19. Vergl. Berl JurGeſ. 47. I Ber. 67 ff. 

Lutz: Darf das Stimmenverhältnis im Schöffengerichtsurteil zum 
Ausdruck kommen? BadRpr. 72. Ig. 86—87. 

Lutz: Unterſuchungshaft im Vorbereitungsverfahren. Badpr. 
72. Ig. 115—116. 

May: Die Unterſuchungshaft. DIZ. 11. Ig. 705 — 706. 

Middendorf: Zur tatſächlichen Feſtſtellung in Strafſachen. Recht. 
10. Ig. 557559. 

Sabarth: Zur Frage der Berichtigung des Protololles über die 
Hauptverhandlung. DIZ. 11. Ig. 570— 577. 

Schuppert: Ein Fall, in dem im Schwurgerichtsverfahren das 
Gericht auf die Prüfung der Schuldfrage eingehen muß. JW. 
35. Ig. 218. 

3. Rechtsmittel. 

Bomhard, v.: Zu 88 23 und 347 StPO. |. Strafprozeß. Einzel: 
ſchriften. Allgemeine Beſtimmungen. 

Hamm: Die Anſchlußberufung in Strafſachen. DIZ. 11. Ig. 
695 — 697. 

Hirſchfeld: Berufung in Strafſachen in England. DIZ. 11. Ig. 
592— 593. | 

Pollak, Rudolf: Die Berufung. OfAGZ. 57. Ig. 169— 172. 
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4. Wiederaufnahme. Entſchädigung. 

Fuchs: Wiederaufnahme des Verfahrens zugunſten eines geiſtes⸗ 
kranken Verurteilten. DIZ. 11. Ig. 425 —427. 

Krauſe, J.: Haftentſchädigung. Kommentar zu den RNeichsgeſetzen 
1. vom 20. V. 1898, betreffend die Entſchädigung der im Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen. 2. vom 14. VII. 1904, 
betreffend die Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungs⸗ 
haft. Hannover, Helwing, 1906. (VIII, 224 S.) 2 M. 

Kriegsmann, N. Hlerm.]: Der Ausbau des Geſetzes, betreffend die 
Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft vom 
14. VII. 1904. NSchrͤrimPſych. 3. Ig. 49—51. 

Landsberg: Ablehnung der Entſchädigung eines Freigeſprochenen 
für die Unterſuchungshaft. Faſſung des Beſchluſſes. DIZ. 
11. Ig. 593 —594. 

Oppler: Die Haftentſchädigung im Schwurgerichtsverfahren. DIL. 
11. Ig. 698— 699. 

Wulffen: Die Stellungnahme der Kommiſſion für die Neform des 
Strafprozeſſes zur bedingten Begnadigung und bedingten Ver⸗ 
urteilung. MSchrͤrimpſych. 3. Ig. 129 — 136. 


5. Beteiligung der Verletzten bei dem Verfahren. 

Bruck, Ernſt: Zur Reform der Privatklage. ZStW. 26. Bd. 
677-692. 

Fleiſchmann: Zur Reform des Strafprozeſſes. (Einſtellung des 
Privatklageverfahrens nach 8 429 SPD.) DZ. 11. Ig. 
477-479. 

Liedtke, F.: Das Privatklagerecht des Vaters bei Beleidigungen 
und Körperverletzungen minderjähriger Kinder. ZW. 35. Ig. 
185186. 


6. Beſondere Arten des Verfahrens. (vacat.) 


7. Koſten. 

Bleyer: Wer trägt die Koſten, wenn der geſetzliche Vertreter oder 
der Ehemann gegen einen Strafbefehl Einſpruch erhebt? 
JuſtizdRdſch. 5. Ig. 130 —131. 

Hüſſener, A.: Die Koſtenbeitreibung im Privatklageverfahren. 
(8 496 Abſ. 2 StPO.) JW. 35. Ig. 186— 187. 

„Koſten“ in Satz 3 von § 505 StPO. Von C. O. BadRpr. 
72. Ig. 86. 


d) Milltärfrafproseh. 

Ditzen: Entſcheidungen des RMS. ſ. Milttärftrafrecht. 

Endres, Karl: Die Stellung des Anklagevertreters im Militär⸗ 
ſtrafprozeſſe. Bay Z. 2. Ig. 200— 201. 

Handbuch für die Militärrechtspflege |. Militärſtrafrecht. 

Kritzler: Wie iſt das Oberkriegsgericht zu beſetzen, wenn mit einem 
Offizier, Unteroffizier oder Gemeinen gemeinſchaftlich abzuurteilen 
iſt ein Sanitätsoffizier, Ingenieur des Soldatenſtandes oder 
Militärbeamter (88 56, 69 M St.)? Recht. 10. Ig. 367 — 368. 

Mayer, Philipp Otto: Das Verhältnis des höheren zum niederen 
Gerichtsherrn. JArm Mar. 1905. 441 — 449. 

Rotermund: Die Koſtenentſcheidung im militärgerichtlichen Ber: 
fahren. Recht. 10. Ig. 541545. | 


VI. Strafvollzug. 
Bruck, Fel. Frdr.: Noch einmal die Deportation und Deutſch⸗ 
Südweftafrita. Breslau, M. & H. Marcus, 1906. (25 S.) 0,60 M. 
Gefängnisdualismus. Grenzboten. 65. Ig. 462 — 468. 
Gennat, Georg: Das Gefängnisweſen Hamburgs. Ein Überblick. 
Hamburg, W. Maucke Söhne, 1906. (V, 80 S. mit 2 Plänen.) 2 M. 
Gruber, Lajos: Der VII. internationale Kongreß für Gefängnis⸗ 
weſen in Budapeſt. Vom 3. bis 9. IX. 1905. Ger S. 68. Bd⸗ 
27-57. (Wird fortgeſeßzt.) 
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Klein, [Alexander: Aus der preußiſchen Strafhausverwaltung. 
GerS. 68. Bd. 57—60. 

Nagel: Über die Anwendung und die Ergebniſſe des bedingten 
Strafaufſchubs im Jahre 1905. DIZ. 11. Ig. 470-471. 
Peterſon: Der Dualismus im preußiſchen Gefängnisweſen. DIg. 

11. Ig. 582 — 583. 

Roſenfeld, Ernſt: Bedingte Strafausſetzung während der Straf⸗ 
vollſtreckung (bedingte Begnadigung) und vorläufige Entlaſſung in 
Preußen. MSchrͤrimpPſych. 2. Ig. 731 — 734. | | 

Schneidt, Karl: Der Plötzenſee⸗Prozeß und feine Bedeutung. Berlin, 
Neue Verlagsgeſellſchaſt, 1905. (86 S.) 0,80 M. 

Widmer: Die Gefangenen⸗Bibliothek. MSchrͤrimPſych. 3. Ig. 
47—49. 


VII. Hilfswiſſenſchaften des Strafrechts und Strafprozeſſes. 
A. Ariminslogie. 
1. Kriminalpſychologie. 

Gaupp, Robert: Einige neuere Arbeiten über die Lehre vom 
Selbſtmord. MSchrͤrimPſych. 3. Ig. 155 — 162. 

Glos: Ein kaſuiſtiſcher Beitrag zur Pſychologie des Mordes. 
MSchrͤrimpſych. 2. Ig. 139 — 142. 

Hellwig, Albert: Pſychologiſche Notizen. ArchKrimAnthr. 23. Bd. 
81—86. 

Hinrichſen, Otto: Zur Kaſuiſtik und Psychologie der Pseudologia 
phantastica. ArchgrimAnthr. 23. Bd. 33 — 72. 

Hinrichſen, Oltto]: Noch ein eigenartiger Fall von Preudologia 
phantastica. BI SchrGer Med. 31. Bd. 61 — 85. 

Hümmer: Diebſtahl aus Freude am Beſitz. 
28. Bd. 73 — 74. 

Jaeger, Johannes: Hinter Kerkermauern. Autobiographien und 
Selbſtbekenntniſſe, Aufſätze und Gedichte von Verbrechern. Ein 
Beitrag zur Kriminalpſychologie. (Schluß.) ArchKrimAnthr. 
28. Bd. 1—32. 

Jung, E. G.: Die pſychologiſche Diagnoſe des Tatbeſtandes. 
(Juriſtiſch⸗pſychiatriſche Grenzfragen. Zwangloſe Abhandlungen. 
Hrsg. von A. Finger u. a. IV. Bd. 2. Heft [1].) Halle, C. Marhold, 
1906. 

Kürz: Der Fall H. als res judicata. (Juriſtiſch⸗ pſychiatriſche 
Grenzfragen. Zwangloſe Abhandlungen. Hrsg. von A. Finger u. a. 
IV. Bd. 1. Heft (J.) Halle, C. Marhold, 1906. 

Lederer, Max: Die Verwendung der pſychologiſchen Tatbeſtands⸗ 
diagnoſtik in der Strafrechtspraxis. MSchrͤrimpPſych. 3. Ig. 
163 — 172. 

Longard, Joh.: Die geminderte Zurechnungsfähigkeit. 
Krim Pſych. 3. Ig. 87— 106. 

Longard, Joh.: Über „moral insanity“. MSchrͤKrimPſych. 2. Jg 
677—691. 

Mohr, Fr.: Determinismus und Religion. MSchrͤKrimpſych. 3. Ig. 
37—42. 

Müller: Eine Frau als Raubmörderin. Pitaval 3. Bd. 32— 55. 

Näcke, Paul: Vertreibung der böſen Geiſter. ArchKrimärnthr. 
22. Bd. 275 — 277. 

Näcke, Paul: Wahnidee und Irrtum. 
433 — 436, 444 —446. 

Papsdorf: Ein verfehltes Leben. Pitaval 3. Bd. 56— 72. 

Peterſen, [Julius]: Der neueſte Gegner des Determinismus. 
MNSchrKrimpſych. 2. Ig. 657667. 

Pilcz, A.: Bergleichende raſſenpſychiatriſche Studien. MSchraerimpſoch. 
2. Ig. 754. 

Reichel, Hans: Zwei Straffälle. I. Urkundenfälſchung aus „weib 
licher Schwäche und Eitelkeit“. II. Exhibitionismus eines 
Maſturbanten. ArchKrimAnthr. 23. Bd. 131 — 188. 
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Weininger, Otto: Geſchlecht und Charakter. Eine prinzipielle 
Unterſuchung. 8. unveränd. Aufl. Wien, W. Braumüller, 1906. 
(XXII, 608 S.) 5 M., geb. in Leinw. 6,40 M. 

Willmanns, Karl: Heimweh oder im:mpulſives Irreſein? 
MSchrͤKrimpſych. 3. Ig. 136 — 155. 

Windelband, Wilhelm: Über Norm und Normalität. MSchrͤKrim Pſych. 
3. Ig. 1— 138. 

Wulffen: Ein kriminalpſychologiſches Experiment. MSchrͤrimpſych. 
2. Ig. 734738. | 

Wulffen: Gerhart Hauptmanns „Roſe Bernd“ vom kriminaliſtiſchen 
Standpunkte. (Juriſtiſch⸗pſychiatriſche Grenzfragen. Zwangloſe 
Abhandlungen. Hrsg. von A. Finger u. a. IV. Bd. 3. Heft (21. ) 
Halle, C. Marhold, 1906. 

Wulffen: Verurteilung eines Unſchuldigen. ArchKrimAnthr 
23. Bd. 94— 130. 

Zürcher: Zur pſychologiſchen Diagnoſe des Tatbeſtandes 
YSchrͤKrimPſych. 3. Ig. 173—175. 


2. Kriminalſoziologie, insbeſondere Kriminalſtatiſtik. 


Blau, Bruno: Die Kriminalität der deutſchen Juden. Berlin, 
L. Lamm, 1906. (15 S.) 0,50 M. 

Bode, Guſtav: Kindesmord und Bevölkerungsabnahme auf den 
polyneſiſchen Inſeln. Goltd Arch. 53. Ig. 113— 121. 

Dochow, Franz: Die Kriminalität im Amtsbezirk Heidelberg. (Ab⸗ 
handlungen des kriminaliſtiſchen Seminars an der Univerſität 
Berlin. Hrsg. von Franz v. Liszt. Neue Folge. V. Bd. 1. Heft.) 
Berlin, J. Guttentag, 1906. (59 S.) 1,50 M. 

Hopff, A.: Der Mädchenhandel, insbeſondere in feinen Beziehungen 
zu Deutſchland. MSchrͤrimpſych. 3. Ig. 18—21. 

Hoppe, Hugo: Alkohol und Kriminalität in allen ihren Beziehungen. 
Mit 1 Doppeltafel. (Grenzfragen des Nerven⸗ und Seelenlebens. 
Einzel⸗Darſtellungen für Gebildete aller Stände. Hrsg. von 
L. Loewenfeld. 42. Heft.) Wiesbaden, J. F. Bergmann, 1906. 
(VI. 200 S.) 4 M. 

Oehlert: Der Wein und die Kriminalität. — Ergänzung von Kurz. 
NSchr Krim Pſych. 2. Ig. 705 — 720; 3. Ig. 48 —47. 

Schuſter, Eugen: Dummheit und Zigeuner. Arch KrimAnthr. 
28. Bd. 143 — 144. 

Weinberg, Richard: Pſychiſche Degeneration, Kriminalität und 
Raſſe. MSchrͤKrimpſych. 2. Ig. 720 — 780. 

Zinßer, Ferd.: Die Proſtitutionsverhältniſſe der Stadt Cöln. 
MSchrͤKrimpſych. 3. Ig. 21—37. 


3. Kriminalpolitik. 


Anweiſung zur Bekämpfung des Zigeunerunweſens vom 17. II. 


1906. Amtliche Ausgabe. Berlin, C. Heymann, 1906. (19 S.) 
0,40 M. 

Langer: Neue Strafarten ſ. Strafe. 

Rohden: Verbrechensbekämpfung ſ. Strafrechtliche Schriften all: 
gemeinen Inhalts. 


B. Ariminaliſtik. 
1. Allgemeines. 


Schneider, Hans: Zwei Einbrecher. Pitaval. 3. Bd. 1—31. 
Zentgraf, O.: Ein Kurpfuſcher. Pitaval. 3. Bd. 73 — 102. 


2. Gerichtliche Medizin. 


Berg: Iſt das Kind T. lebend oder tot in die Abortgrube geworfen? 
ArztlSachv Z. 12. Ig. 158 — 160. 

Colla, J. E.: Drei Fälle von homoſexuellen Handlungen in Rauſch⸗ 
zuſtänden. VISchrGGer Red. 31. Bd. 50—61. 

Eberhart, F.: Ein Kampf ums Recht. Einige wichtige mediziniſche 
und mediziniſch⸗juriſtiſche Fragen, erläutert an dem Prczeſſe 
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Detmer⸗Frank von dem ſeinerzeit zum Gutachter ernannten Frauen⸗ 


arzte E. Cöln, A. Dauer, 1906. (Leipzig, P. Stiehl.) (79 S.) 
0,80 M. 

Fliegenſchmidt: Zwei ärztliche Gutachten und das auf dieſen be⸗ 
ruhende Urteil des kurfürſtlichen Obergerichts in Caſſel wegen 
einer am 18. XI. 1826 geſchehenen Tötung eines Knaben durch 
feinen Vater. ArchKrimAnthr. 23. Bd. 145— 187. 

Günzler, Ernſt: Die gerichtsärztliche Bedeutung der hämorrhagiſchen 
Diatheſe. ArztlSachvZ. 12. Ig. 218 — 224. 

Ilberg, Georg: Bericht über die erſten 100 Sitzungen der forenſiſch⸗ 
pſychiatriſchen Vereinigung zu Dresden. (Juriſtiſch⸗pſychiatriſche 
Grenzfragen. Zwangloſe Abhandlungen. Hrsg. von A. Finger 
u. a. IV. Bd. 2. Heft 11.) Halle, E. Marhold, 1906. 

Itallie, L. van: Die Unterſcheidung des Menſchenblutes von Tier⸗ 
blut. Beſprochen von Hans Groß. DIZ. 11. Ig. 399—403. 

Jung, C. G.: Obergutachten über zwei ſich widerſprechende pſychia⸗ 
triſche Gutachten. MSchrKrimpPſych. 2. Ig. 691— 698. 

Kornfeld, Hermann: Alkoholismus und $ 51 St. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Zwangloſe Abhandlungen. Hrsg. von 
A. Finger u. a. IV. Bd. 3. Heft 11J.) Halle, C. Marhold, 1906. 

Leppmann, F.: Zum Kapitel der Schlaftrunkenheit. ArztlSachvz. 
12. Ig. 236 — 237. 

Leppmann, [F.]: Ein Haarfetiſchiſt. ArztlSachv.Z. 12. Ig. 105 — 108. 

Lezanski, R.: An der Schwelle krimineller Unzurechnungsfähigkeit. 
Arch Krim Anthr. 28. Bd. 87— 90. 

Marx, Hugo: Ein Beitrag zur Identitätsfrage bei der forenſiſchen 
Haarunterſuchung. ArchKrimAnthr. 23. Bd. 75 —80. 

May, Ferdinand: Die Zurechnungsfähigkeit der Trinker. Friedreichs Bl. 

57. Ig. 81—92, 175—182. 

Michels ſon, Friedrich: Die Differentialdiagnoſe von Menſchen⸗ 
und Tierblut in der forenſiſchen Praxis. Friedreichs BBl. 57. Ig. 
116— 129, 204 — 209. 

Naecke, [Paul]: Nicht geiſteskrank. 2 Gutachten. Friedreichs Bl. 
57. Ig. 93— 102, 183— 194. 

Nickel: Über Strychninvergiftung. VISchrGer Med. 31. Bd. 90— 97. 

Niedermaier, Michael: Beitrag zur Kenntnis der akuten Phosphor: 
vergiftung und akuten gelben Leberatrophie. Friedreichs Bl. 57. Ig. 
145 — 157, 219 — 238. 

Penta, P.: Die Simulation von Geiſteskrankheit. Mit einem An⸗ 
hang: Die Geiſteskrankheit in den Gefängniſſen. Autor. Überfegung 
nach der 8. italieniſchen Ausgabe, nebſt einigen Ergänzungen von 
Rud. Ganter. Würzburg, A. Stubers Verl., 1906. (IV, 214 S.) 
3,50 M. 

Reitz, v.: Abſinth ein Abortivum? ArztlSachvg. 12. Ig. 214—215. 

Reitz, v.: Geiſtesſchwäche und fraglicher perverſer Geſchlechts trieb. 
ArztlSachv.Z. 12. Ig. 136. 

Schultze, Ernſt: Wichtige Entſcheidungen auf dem Gebiete der 
gerichtlichen Pſychiatrie. V. Aus der Literatur des Jahres 1905 
zuſammengeſtellt. PſpchNeur W. 8. Ig. 2—5, 16—22, 29—31, 
36—38, 49—50, 57—59, 68 — 70, 79 — 82. 

Stubenrath, F. E.: Über Ohrenblutung beim Erhängungstod. 
Friedreichs Bl. 57. Ig. 161 — 174. 

Verhandlungen der 1. Tagung der deutſchen Geſellſchaft für 
gerichtliche Medizin. VISchrGerMed. 31. Bd. 205 — 344. 

Wanjura, Walther: Über Verwundung des Herzens vom gerichts⸗ 
ärztlichen Standpunkte aus. Friedreichs Bl. 57. Ig. 130 — 144, 
210—218. 

Weber, L. W., und Stolper, P.: Die Beaufſichtigung der Geiſtes⸗ 
kranken außerhalb der Anſtalten. Referate auf der IV. Haupt⸗ 
verſammlung des deutſchen Medizinalbeamtenvereins erſtattet. 
(Juriſtiſch⸗pſychiatriſche Grenzfragen. Zwangloſe Abhandlungen. 
Hrg. von A. Finger u. a. IV. Bd. 1. Heft 11.].) Halle, 
C. Marhold, 1906. 
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Wende: Die Vergiftung mit Leuchtgaſen vom gerichtsärztlichen 
Standpunkt. Friedreichs Bl. 57. Ig. 103 — 115, 195203. 
Werner, R.: „Geiſtig Minderwertige“ oder „Geiſteskranke“? Ein 
Beitrag zu ihrer Abgrenzung mit Rüdfiht auf die geplante 
Strafrechts reform. Berlin, Fiſchers medizin. Buchh., 1906. (146 S.) 
8,50 M. 
8. Pſychologie der Ausſage. 

Kloß, Alfred: Eine Zählung der Zeugenmeineide im Strafprozeß. 
SchrKrimPſych. 2. Ig. 667—677. 

Siemens, F.: Zur Pſychologie der Ausſage, insbeſondere von 
Kindern. MSchrKrimpPſych. 2. Ig. 698-705. 


4. Sonſtige Hilfen des Unterſuchungsrichters. 

Bertillon, Alphonſe, und Reiß, [R.] A.: Das „Portrait parlé“. 
Recht. 10. Ig. 1—7, 401407. 

Braun: Aber Spiegelſchrift. VISchrGer Med. 31. Bd. 85—90. 

Hellwig, Albert: Die Bedeutung des grumus merdae für den 
Praktiker. Arch Krim Anthr. 28. Bd. 188— 191. 

Rabben, Ernſt: Die Gaunerſprache (chochum loschen). Geſammelt 
und zuſammengeſtellt aus der Praxis — für die Praxis. Hamm, 
Breer & Thiemann, 1906. (167 S.) Geb. 2 M. 

Reiß, R. A.: Die Photographie im Dienſte des Unterſuchungsrichters 
und der Polizei. Recht. 10. Ig. 529 — 533. 

Schneickert, Hans: Die Bedeutung der Handſchrift im Zivil⸗ und 
Strafrecht. Beiträge zur Reform der gerichtlichen Schriftexpertiſe. 
Leipzig, F. C. W. Vogel, 1906. (XVI, 144 S.) 4 M. 


E. Staats- und Verwaltungsrecht. 
I. Staatsrecht. 


a) Werke allgemeinen Inhalts. 
Berolzheimer, Philoſophie des Staates |. Rechtsphiloſophie. 
Ehrenſtein, Otto v.: Reden und Anſprachen 1887 — 1905. Nebſt 

Anhang: Ein Vorſchlag zur Reform des Wahlrechts für die 
ſächſiſche 2. Kammer. Leipzig, F. A. Brockhaus, 1906. (VIII, 
217 S. mit Bildnis.) IM. 

Fitger, E.: Über Staatsformen. DRdſch. 32. Ig. 251— 2867. 
Gefſcken, Heinrich: Die Erziehung des Deutſchen zum Staats⸗ 
bürger. Feſtrede. Köln, P. Neubner, 1906. (16 S.) 0,50 M. 
Goeckel: Das Staatsrecht des Herzogtums Sachſen⸗ Meiningen. 
Syſtematiſch dargeſtellt. Thür Bl. 53. Bd. 31—80. (Wird fort⸗ 

geſett) 

Koehne: Etwas über Hoheitsrechte. Selbſtverw. 33. Ig. 337 —339, 
353— 355. 

Markull: Die RNechtſprechung des Reichs⸗ und Kammergerichts auf 
den Gebieten des öffentlichen Rechts. PrVerwBl. 27. Ig. 371 —375. 

Müller, Auguſt: Staat, Kirche und Schule. (Jungliberale Schriften. 
Hrsg.: Paul Zimmermann, Max Fleiſcher. Nr. 4.) Frankfurt a. M., 
E. Grieſer, 1905. (43 S.) 0,830 M. 

Stier⸗Somlo, [Fritz: Sammlung preußiſcher Geſetze ſtaats⸗ und 
verwaltungsrechtlichen Inhalts. Textausgabe mit Sachregiſter und 
Literaturnachweiſungen. München, C. H. Beck, 1906. (XVI, 
881 S.) Geb. 4 M. 

Stier⸗Somlo, Fritz: Preußiſches Staatsrecht. 1. und 2. Teil. 
(Sammlung Göſchen. 298. 299.) Leipzig, G. J. Göſchen, 1906. 
(140 und 166 S.) Jedes Bändchen 0,80 M. 

Walcker, Karl: Kritik der Bismarckſchen Politik. 2., verbeſſerte 
und vermehrte Aufl. Sondershauſen, F. A. Eupel, 1906. (VII, 
62 S.) 1,20 M. 

b) Einzelſchriſten. 
1. Verfaſſung. 

G., betr. Abänderung der Verfaſſung vom 13. X. 1879. 

5. III. 1906. Hamb ABl. Nr. 39 S. 181. 


Vom 
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* G., betr. die Anderung des Artikels 32 der Reichsverfaſſung. 
Vom 21. V. 1906. RGB. Nr. 25 S. 467. 

G., betr. die Gewährung einer Entſchädigung an die Mitglieder des 
Reichstags. Vom 21. V. 1906. RGBl. Nr. 25 S. 468470. 
V., die Veröffentlichung des mit der Königlich Preußiſchen Staats⸗ 
regierung über die Regulierung der Hoheitsgrenze zwiſchen 
der Königlich Preußiſchen Provinz Hannover und dem Herzogtum 
Braunſchweig abgeſchloſſenen Staatsvertrages betr. Vom 29. XII. 

1905. BraunſchwGSamml. Nr. 2 S. 3—34. 

Anſchütz, Gerhard: Lücken in den Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
geſetzen. Skizze zu einem Vortrage. VerwArch. 14. Bd. 315—340. 

Calker, W. van: Heſſiſche Verfaſſungsgeſetze, mit Einführung und 
Erläuterungen herausgegeben. (Handausgabe heſſiſcher Geſetze.) 
Gießen, A. Töpelmann, 1906. (XVI, 284 S.) Geb. 3,50 M. 

Amtliches Handbuch der Kammer der Abgeordneten des bayeriſchen 
Landtages. Hrsg. vom Bureau der Kammer der Abgeordneten. 
München, Th. Ackermann, 1906. (III, 422 S. mit Bildniſſen.) 
Geb. in Leinw. 6,80 M. 

Hintze, Otto: Staatsverfaſſung und Heeresverfaſſung. Vortrag. 
Neue Zeit: und Streitfragen. Hrsg. von der Gehe⸗Stiftung zu 
Dresden. 3. Ig. Oktober 1905 — Juni 1906. 4. Heft.) Dresden, 
v. Zahn & Jaenſch, 1906. (44 S.) 1 M. 

Smend, R.: Die Stellvertretung des Reichskanzlers. Eine Studie 
zur Entwicklungsgeſchichte des deutſchen RNeichsſtaatsrechts. 
Hirths Ann. 39. Ig. 821-341. 


2. Regierung. 


* Ausführungsbeſtimmungen des Reichskanzlers zu den Verordnungen 
über die Umzugskoſten der Reichsbeamten. Vom 4. III. 1906. 
Rl. Nr. 14 S. 388—389. MVBl. 79—90. Württ MVB. 
6566. 

* G., betr. Abänderung des Geſetzes über die Bewilligung von 
Wohnungsgeldzuſchüſſen, vom 30. VI. 1873. Vom 9. VI. 1906. 
RGBl. Nr. 34 S. 731 — 732. 

* G. zur Abänderung des Geſetzes, betr. die Gewährung von 
Wohnungsgeldzuſchüſſen an die unmittelbaren Staatsbeamten, 
vom 12. V. 1878. Vom 4. IV. 1906. PrGeſSamml. Nr. 15 S. 115. 

* ©. für das Großherzogtum Oldenburg, wegen Abänderung des 
Zivilſtaatsdienergeſetzes vom 28. III. 1867. Vom 26. III. 1906. 
Old Bl. Bd. 35 Stück 64 S. 552 —554. — Birk Bl. 18. Bd. 
12. Stück S. 27— 29. 

* Pf. der Miniſterien der auswärtigen Angelegenheiten, Verkehrs⸗ 
abteilung, und der Finanzen, betr. Vorſchriften über die Benutzung 
und Unterhaltung der Wohnungen in Staatsgebäuden, ſowie über 
die Verbindlichkeiten der Inhaber von Staatsgütern. Vom 
7. III. 1906. Württ R Bl. Nr. 9 S. 43—66. 

* V., betr. die Zuſtändigkeit der Reichsbehörden zur Ausführung des 
Geſetzes, betr. die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten, vom 
81. III. 1873. Vom 1. VI. 1906. RGBl. Nr. 34 S. 732— 734. 

Albrecht, J.: Rangverhältniſſe, Tagegelder, Reife: und Umzugskoſten 
der Reichs-, preußiſchen Staats: und elſaß⸗lothringiſchen Landes⸗ 
beamten, ſowie die Gebühren der Vermeſſungsbeamten, der 
Medizinalperſonen, der Kreistierärzte, der Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen uſw. Für den praktiſchen Gebrauch zuſammen⸗ 
geſtellt. 5. Aufl., bearb. von J. Becker. Berlin, A. Nauck & Co, 
1906. (VIII, 384 S.) 7 M., geb. 8,50 M. 

Altermann, A.: Die Neuregelung des Wohnungsgeldzuſchuſſes. 
Im Auftrage des Verbandes deutſcher Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
aſſiſtenten und gemäß den Beſchlüſſen des XIV. Verbands tages 
dargeſtellt. Berlin, Verband deutſcher Poſt⸗ und Telegraphen 
aſſiſtenten, 1905. (46 S. mit 3 graphiſchen Tafeln.) 1 M. 

Banſi: Die Übernahme von bezahlten Nebenämtern und Neben⸗ 
geſchäften, insbeſondere von Stellen im Vorſtande oder 


Komme 


35. Jahrgang. 


Aufſichtsrate von Aktien⸗ und ähnlichen Geſellſchaften ſeitens der 
preußiſchen Kommunalbeamten. PrVerwBl. 27. Ig. 443 —445. 
Delius, [Hans]: Konfliktserhebung bei Prozeſſen gegen Staats⸗ 
minifter und gegen Juſtizbeamte. PrVerwBl. 27. Ig. 407—409. 
Zur Haftpflichtverſicherung der oberamtlichen Beamten. Württ. 
48. Ig. 63. 

Stavenhagen, W.: 
85. Ig. 305—307. 

Vorſchriften für die Bemeſſung der Gehälter der etatsmäßigen 
unmittelbaren Staatsbeamten nach Dienſtaltersſtufen. (Gehalts⸗ 
vorſchriften.) Gültig vom 1. VII. 1905 ab. (Aus: „Juſtiz⸗ 
miniſterialblatt“.) Berlin, R. v. Decker, 1905. (12 S.) 0,30 M. 

Waber, Leopold: Beſoldungsſyſteme im Staatsdienſte. (Rang: 
klafſenſyſtem, Zeitavancement, automatiſche Gehaltsvorrückung.) 
Die Grundſätze des preußiſchen Beſoldungsſyſtems. Die Theorie 
Labands und Steinbachs vom Staatsdienſte. Wien, K. Stetter, 
1906. (108 S.) 1,60 M. 

Wie man bei der württembergiſchen Poſtverwaltung Beamte 
diſzipliniert! Ein Beitrag zum württembergiſchen Beamtenrecht 
von Sincerus Verus. Stuttgart, „Deutſches Volksblatt“, 1906. 
(28 S.) 0,40 M. 


Zum Militärpenſionsgeſetz. Gegenwart. 


3. Regierte. 

* Landtagswahlgeſetz. Vom 9. IV. 1906. Bay Bl. Nr. 20 
S. 131 — 162. 

* Wahlgeſetz für die Wahlen zur Bürgerſchaft. Vom 5. III. 1906. 
Hamb Al. Nr. 39 S. 182—202. 

Zur Anwendung des $ 7 Abſ. 2 des Freizügigkeitsgeſetzes. 
Württ Z. 48. Ig. 61—62. 

Ehrenſtein, Reform des Wahlrechts ſ. Staatsrecht, Werke allg. 
Inhalts. 

Fabricius, Eug.: Natürliches Wahlrecht. Wie kann die in⸗ 
tellektuelle Macht des deutſchen Bürgertums im Wahlrecht ge⸗ 
bührend zum Ausdruck kommen? Mit 3 graphoſtatiſt. Taf. 
Köln, P. Neubner, 1906. (8 S.) 0,80 M. 

Friedheim, J.: Wahlrechtsreform. (Broſchüren⸗Folge „Continent“. 
Nr. 18.) Berlin, Verlag Continent. (32 S.) 0,60 M. 

Georgi, Otto: Zur Reform des Wahlrechts für die zweite ſächſiſche 
Kammer. Leipzig, Duncker & Humblot, 1906. (V, 81 S.) 
1,60 M. 

Haldy, Wilhelm: Der Belagerungszuſtand in Preußen. (Ab⸗ 
handlungen aus dem Staats⸗, Verwaltungs⸗ und Völkerrecht. 
Hrsg. von Philipp Zorn und Fritz Stier⸗Somlo. II. Bd. 2. Heft.) 
Tübingen, J. C. B. Mohr. (XI, 79 S.) 2,40 M. 

Hartmann, Guſt. v.: Ein neues Wahlverfahren. Abhandlung Über 
das allgemeine direkte Wahlrecht und Wahlverfahren, ihre Fehler 
und notwendigen Verbeſſerungen. Berlin, Puttkamer & Mühl: 
brecht, 1906. (117 S.) 2 M. 

Hirſch, Paul: Unter dem elendeſten aller Wahlſyſteme. Materialien 
zur Beurteilung der politiſchen Rechtloſigkeit der Arbeiterklaſſe in 
Preußen. Unter Benutzung amtlicher Quellen. Berlin, Buchh. 
Vorwärts, 1906. (116 S.) 1,50 M. 

Ichenhaeuſer, Eliza: Das Frauenwahlrecht. Berlin, C. Duncker, 
1906. (42 S.) 0,80 M. 

Illge, Rich.: Zehn Jahre unter dem Dreiklaſſenwahlunrecht. Eine 
Denkſchrift zur Wahlrechtsbewegung in Sachſen. Leipzig, 
(Leipziger Buchdruckerei A.⸗G.), 1906. (64 S.) 0,50 M. 

Koppe: Die neueſte Rechtſprechung des Bundesamts für das 
Heimatweſen. PrVerwol. 27. Ig. 531—536. 

Koppmann, Friedrich: Das bayerische Landtagswahlgeſetz vom 
9. IV. 1906. Handausgabe mit kurzen Erläuterungen der 
einzelnen Artikel, ſowie mit einem die wichtigſten einſchlägigen 
Geſetze und Verordnungen enthaltenden Anhang nebſt aus⸗ 
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kührlichem Sachregiſter. (Bayer. Geſetzesausgaben: J.) München, 
C. Haushalter, 1906. (VII, 207 S.) 4 M. 

Kunwald, Gottfr.: Über den eigentlichen Grundgedanken des 
proportionalen Wahlſyſtems. Vortrag. Wien, Manz, 1906. (48 S.) 
0,85 M. 

Laband, [Paul]: Die Reichsaufſicht über die Fremdenpolizei. 
DIE. 11. Ig. 613—620. 

Menzel, Adf.: Die Syſteme des Wahlrechts. Vortrag. Neue, 
durch Zuſätze verm. Ausg. Wien, F. Deuticke, 1906. (VII, 
41 S.) 1 M. 

Nadelhoffer, Emil: Einfluß familienrechtlicher Verhältniſſe auf 
die Erwerbung und den Berluft der Reichs⸗ und Staatsange⸗ 
hörigkeit. Hirths Ann. 39. Ig. 291—311, 342—362. 

Petermann, Theodor: Individualvertretung und Gruppenver⸗ 
tretung. Ein Beitrag zur Theorie des Wahlrechts. Vortrag. 
(Neue Zeit⸗ und Streitfragen. Hrsg. von der Geheſtiftung in 
Dresden. 3. Ig. 5. Heft.) Dresden, v. Zahn & Jaenſch. (31 S.) 
IM. 

Rainer, Ludw. St.: Wahlreformſtudien. Wien, F. Deuticke, 1906 
(48 S.) 1 M. 

Scheurlen, Fritz: Über die Stimmenmehrheit bei der Verhältnis⸗ 
wahl und über die Erſetzung der Stichwahl auch bei den Einer⸗ 
wahlen durch Einführung verbundener Wahlvorſchläge bei der 
Hauptwahl. PrVerwBl. 27. Ig. 409—410. 

Siegfried, [Richard]: Die preußiſchen Wahlkreiſe. Ein Beitrag zur 
Frage der preußiſchen Wahlreform. Mit 2 graphiſchen Tableaux. 
Jena, G. Fiſcher, 1906. (III, 41 S.) 83 M. 

Tecklenburg, Adolf: Majoritätseinerwahl oder Proportionalwahl? 

ZStaatsw. 62. Ig. 341—347. 

Wiechel, H.: Dreiwahlkreiſe und Zuſatzſtimmen (Pluralſtimmen). 
Ein neuer, praktiſcher Vorſchlag zur Löſung der Wahlrechtsfrage 
in Sachſen. Dresden, C. Heinrich, 1906. (50 S.) 0,80 M. 


4. Geſetzgebung. 


Rehm, Hermann: Der Geſetzesbegriff und die herrſchende Staats⸗ 
rechtslehre in Deutſchland. VerwArch. 14. Bd. 350 — 356. 


5. Etatsweſen. (vacat.) 


II. Verwaltungsrecht. 


a) Werke allgemeinen Inhalts. 


* G., betr. Rechtsmittelfriſten in Staatsverwaltungsſachen. Vom 
22. II. 1906. Mein Samml. Bd. 24 Nr. 64 S. 409 — 410. 

* G. für das Großherzogtum Oldenburg, betr. die Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit. Vom 9. V. 1906. Old Bl. Bd. 35 Stück 73 
Nr. 154 S. 693— 755. Fſtçüb Gl. Stück 33 Nr. 58 S. 269 
bis 327. 

* V., betr. den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes vom 
9. V. 1906 für das Großherzogtum, betr. die Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit. Vom 9. V. 1906. OldGBl. Bd. 35 Stück 78 Nr. 155 
S. 756. — FſtèübGBl. 33 Stück Nr. 59 S. 328. 

* 8. zur Abänderung der Verordnung vom 9. IV. 1899, betr. das 
Verfahren bei der Zwangsvollſtreckung im Verwaltungswege. 
Bom 8. II. 1906. MecklSchwRBl. Nr. 7 S. 41—42. 

An ſchü t, Lücken ſ. Verfaſſung. 

Born hak, Conrad: Preußiſche Verwaltung in Deutſchland außer: 
halb der organifierten Neichsgewalt. VerwArch. 14. Bd. 341—349. 

Brauchitſch, M. v.: Die neuen preußiſchen Verwaltungsgeſetze. 
Nach dem Tode des Verfaſſers umgearbeitet, fortgeführt und 
hrsg. von v. Braunbehrens. Mit M. v. Brauchitſch's Bildnis 
in Stahlſtich. 1. Bd. 20. Aufl. 7. Bearbeitung. En C. Hey: 
mann. (X VI, 862 S.) 10 M. 
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Brüning, H.: Die preußiſche Verwaltungs⸗Geſetzgebung für die 
Provinz Hannover nebſt den hannoverſchen Gemeindeverfaſſungs⸗ 

geſetzen. Zuſammengeſtellt und mit Erläuterungen verſehen. 
3., bedeutend verm. Aufl. Hannover, C. Meyer, 1906. (XVI, 
866 S.) Geb. in Leinwand 15 M. | 

Handwörterbuch der preußifchen Verwaltung. Bearb. und hrsg. 
von [Rudolf] v. Bitter. In etwa 15 Lfg. Leipzig, Roßberg ' ſche 
Verlagsbuchh., 1906. 1. Lfg. (S. 1— 112.). 2 M. 

Kunze, Frlitz! und Kautz, Gleorg!: Die Rechtsgrundſätze des 
königlich preußiſchen Oberverwaltungsgerichts. Begründet von 
K. Parey. 4., gänzlich neu bearb. und bis zur Gegenwart 
ergänzte Aufl. I. Bd. 2. Hälfte. Berlin, J. Guttentag, 1906. 
(XVI und S. 537— 1147.) 12,80 M. (I. Bd. vollſtändig: 24 M.; 
geb. in Leinwand 25,50 M.). 

Lemke: Ausbildung der Beamten der Epekutiv⸗Polizei. PrBerwöBl. 
27. Jg. 535—538. 

Die Rechtſprechung des königlich preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts in ſyſtematiſcher Darſtellung. Hrsg. von B. v. Kamptz, 
Ph. Freytag, St. Genzmer, E. Barre, A. Germershauſen, 
M. Dirkſen. 3. Ergänzungsbd. Von B. v. Kampt. Berlin, 
C. Heymann, 1906. (XVI, 676 S.) 10 M.; geb. 12 N. 

Schultzenſtein: Geſetz für das Großherzogtum Oldenburg, betreffend 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 9. V. 1906. Verwurch. 
14. Bd. 439—446. | 

Schultzenſtein: Die verwaltungsrechtliche Literatur. Ein Überblick. 
DIE. 11. Jg. 377—382. 

Schulz, Adolf: Die Einrichtung der Verwaltungsgerichtsbarkeit für 
das Großherzogtum Oldenburg. KommunpPr. 6. Ig. 417—421. 

Zorn [Philipp]: Die Grundlagen des preußiſchen Verwaltungs⸗ 
rechtes. 4. Vortrag. (Vorträge für Verwaltungsbeamte. Ber: 
anſtaltet vom Verein der Landgemeinden, Bürgermeiftereien und 
Bürgermeiſter des Reg.⸗VBez. Düſſeldorf. 2. Heft 11.) Düſſeldorf 
L. Schwann, 1906. 


b) Einzelſchriſten. 
1. Kommunalverbände. 


* G. für das Herzogtum Oldenburg, betr. Abänderung der Gemeinde⸗ 
ordnung. Bom 12. V. 1906. Old GBl. Bd. 35 Stück 74 Nr. 156 
S. 757768. | 

Beyendorff: Städtiſche gewerbliche Unternehmungen. PrYerwät. 
27. Ig. 482—485. 5 Ä 

Dütſchke: Abwäſſer ſ. Geſundheitsweſen. 

Fleſch: Wohnen ſ. Miete. 

Freund, Friedrich: Städtiſche Selbſtverwaltung und Verſchuldung. 
Bank Arch. 5. Ig. 185 — 188. g 

Holly, v.: Steuer⸗ und Gebühren⸗Ordnungen der Stadt Halle u. A. 
Zuſammengeſtellt und erläutert. Halle, O. Hendel, 1906. (VI, 
91 S.) 2 M. 5 

Kolb, Wilhelm: Reform der Gemeindeverfaſſung in Baden. 
KommunPr. 6. Ig. 393—396. * 

Korn, Karl: Ein Kampf um die ſchleswig⸗holſteiniſche Städteordnung. 
Kommun®r. 6. Ig. 561 — 564. 

Kuhfahl: Verfaſſung und Verwaltung der deutſchen Städte. — 
Wiedfeldt: Städtiſche Betriebe. — Koch: Die ſtädtiſche An⸗ 
leihen⸗ und Bankpolitik. — Kuhfahl: Aktenweſen und Buck 
haltung. [Aus: „Wuttke, Die deutſchen Städte“.] Verb. Abdr. 
Leipzig, F. Brandſtetter, 1906. (II, 86 S.) 1,50 M. 

Külby, J.: Die badiſche Gemeinderegiſtraturordnung für die nicht 
unter die Scädteordnung fallenden Gemeinden mit Erläuterungen 
Aktenausſcheidungsplan und Wörterbuch zur Rubrikenordnung. 
Heidelberg, A. Emmerling & Sohn, 1906. (VI, 127 S.) 
Geb. 2,80 M. | 
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Langerfeldt, C.: Wegweiſer durch die Geſchäfte eines Gemeinde⸗ 
vorſtehers im Herzogtum Braunſchweig. 3. Aufl. Braunſchweig, 
J. H. Meyer, 1906. (XII, 449 S.) 5,20 M.; geb. in Leinw. 
6 M. 

Mark, Karl: Der Gemeindeſchreiber⸗Dienſt im Königreich Bayern 
diesſeits des Rheins. 6., völlig umgearb. und erweiterte Aufl. 
München, J. Lindauer, 1906. (VIII, 365 S.) Kart. 3 M.; mit 
Regiſtraturplan (4 S.) 3,30 M.: letzterer allein 0,30 M. 

Quehl: Bedeutung und Wert des Ausſcheidens von Stadtgemeinden 
aus den Kreisverbänden. Selbſtverw. 33. Ig. 306—308. 

Schanz, G.: Das kommunale Warenhaus. DGemz. 45. Ig. 93—95. 

Städteordnung für die Provinz Weſtfalen vom 19. III. 1856, in 

Anmerkungen ergänzt durch die ſeit ihrem Erlaß ergangenen, den 
urſprünglichen Text abändernden oder ergänzenden Geſetze. Nebſt 
alphabetiſchem Sachregiſter. 5. umgearb. und ergänzte Aufl. 
Elberfeld, A. Martini & Grütteſten, 1906. (55 S.) 0,80 M. 


2. Finanzen. 
a) Allgemeines. 


G., betr. die Entlaſtung des Reichs⸗Invalidenfonds. Vom 9. VI. 1906. 


RGBl. Nr. 34 S. 730— 731. 

G., betr. die Ordnung des Reichshaushalts und die Tilgung der 
Reichsſchuld. (Anderung des Brauſteuergeſetzes. — Beſteuerung 
der Zigaretten. — Anderung des Reichsſtempelgeſetzes. — Be: 
ſteuerung der Erbſchaften.) Vom 3. VI. 1906. N GBl. Nr. 31 
S. 620— 674. — Auch in Sonder⸗Ausgabe erſchienen. Berlin, 
C. Heymann, 1906. (48 S.) 1 M. 

* Krei: und Provinzial⸗Abgabengeſetz. Vom 23. IV. 1906. 
PrGeſSamml. Nr. 20 S. 159— 169. 

* Lotteriegeſetz. Bom 18. III. 1906. AnhGSamml. Bd. 18 Nr. 1233 
S. 529 —532. 

* Lotteriegeſetz. 
S. 317—319. 

* Miniſterial⸗Bekanntmachung den Staatsvertrag mit dem Königreiche 
Preußen zur Regelung der Lotterieverhältniſſe betr. Vom 
13. III. 1906. NisSSamml. Nr. 684. S. 311-315. 

Staatsvertrag zwiſchen Preußen und den bei der Heſſiſch⸗Thüringiſchen 
Staatslotterie beteiligten Staaten zur Regelung der Lotterie 
verhältniſſe. Vom 17. VI. 1905. PrGSamml. Nr. 17 
S. 134 — 144. 

Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Oldenburg zur Regelung der 
Lotterieverhältniſſe. Vom 9. XII. 1905. PrGSamml. Nr. 17 
S. 145— 153. 

* Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Reuß jüngerer Linie zur 
Regelung der Lotterieverhältniſſe. Vom 30. V. 1905. Pr&Samml. 
Nr. 17 S. 129— 184. 

* Höchſte Verordnung. Lotteriegeſetz. Nom 14. II. 1906. SchwGgeſSamml. 
Stück 5 Nr 5. S. 9— 138. 

Ballerſtedt, O.: Die KReichsfinanzreform. Dndg. 25. Ig. 
255 — 256. 

Cohn, Guſtav: Über ſtaatliche Maßregeln zur Hebung des Kurſes 

der Staatsanleihen. Bank Arch. 5. Ig. 149—152. 

Friedrich, K.: Die in Elſaß⸗Lothringen geltenden Beſtimmungen 
über Gemeindeanleihen, nebſt Anleitung zur Aufnahme von An⸗ 
leihen, Annuitätentabellen, Tilgungsplänen uſw. Hrsg. u. erläutert. 
Gebweiler, J. Boltze, 1906. (68 S.) Geb. in Leinw. 2 M. 

Fuiſting, Bſernhard]: Das Geſamtſteuerſyſtem in Reich, Staat und 

Gemeinde in Verbindung mit der Reichs ſinanzreform. (Fuiſting. B. 
Finanzpolitiſche Seit: und Streitfragen. 2. Heft.) Berlin, 
J. Springer, 1906. (III, 101 S.) 2 M. 

Der Geſetzentwurf über die Anlegung von Sparkaſſenbeſtänden 
in Inhaberpapieren und die Sparkaſſen der einzelnen Provinzen. 
„Sparkaſſe“ 1906. 257— 260. 


Vom 7. III. 1906. Lippe®Samml. Nr. 5 


wants 
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Gleitsmann, M.: Die Belaſtung des ländlichen Grundbeſitzes mit 
öffentlichen Abgaben. Speziell: Ländliche Gemeindefinanzen im 
Kreiſe Delitzſch. Halle, C. A. Kaemmerer & Co., 1906. (VIII, 
182 S. m. Tab.) 3 M. 

Gothein, Georg: Steuerreform. Nation. 28. 39 502 —505. 

Holly: Steuer⸗ u. Gebühren⸗Ordnungen ſ. Kommunalverbände. 

Katzenſtein, Louis: Die Reichsfinanzreform. Hirths Ann. 39. Jg. 
161— 181. 

Löffler: Wieder nichts gewonnen! Kritiſche Betrachtungen über 
die königl. ſächſiſche Landeslotterie. Leipzig, F. E. Fiſcher, 1906. 
(15 S.) 0, 10 M. | 

Lotz, Walther: Fiskus als Wohltäter. Betrachtungen über Neben⸗ 
zwecke bei der Beſteuerung. Vortrag. (Volkswirtſchaftliche Zeit⸗ 
fragen. Vorträge und Abhandlungen, hrsg. von der volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Geſellſchaft in Berlin. 219. Heft.) Seit, 2. Simion 
Nachf., 1906. (31 S.) 1 M. 

Schachner, Robert: Die ſtaatliche und kommunale Sparkaſſen⸗ 
politik der neueſten Zeit. Conrads J. 31. Bd. 247 — 256. 

Seitz: Verbandsreviſion bei den öffentlichen Sparkaſſen. Württ. 
48. Ig. 53—61. 

Siebert, Alb.: Über eine bankmäßige Ausgeſtaltung der Finanz⸗ 
verwaltung im Großherzogtum Baden. Dresden, O. V. Böhmert, 
1906. (VIII, 64 S.) 1,60 M. 

Sachſens öffentliche Sparkaſſen. DGemzg. 45. Ig. 121— 125, 
129— 1381. 

Stechele, Joh.: Die bayeriſche Steuerreform von 1899. Preis“ 
gekrönte Schrift. München, 3. Lindauer, 1906. (Vin, 109 S.) 
2 M. 

Wiedenfeld: Der Entwurf zu einem Kreis- und Provinzial⸗ 
abgabengeſetz. PrBerwol. 27. Ig. 207 — 208. 

Zeitlin, Leon: Der Staat als Schuldner. 5 Volkshochſchul⸗ 
vorträge. Mit 1 Tabellenbeilage. Tübingen, H. Laupp, 1906. 
(VIII, 108 u. 8 S.) 2 M. 


b) Pirekte Steuern. 

* Einkommenſteuergeſetz für das Herzogtum Oldenburg. Vom 
12. V. 1906. OldGBl. Bd. 35 Stück 79 Nr. 166 S. 833886. 

* Vermögensſteuergeſetz für das Herzogtum Oldenburg. Vom 
12. V. 1906. Old GBl. Bd. 35 Stück 80 Nr. 167. S. 887—912. 

Volle Abzugsfähigkeit der Grund⸗ und Gebäudeſteuer bei der 
Einſchätzung des Grundbeſitzes zur Einkommenſteuer. Grund: 
eigentum. 25. Ig. 529 — 530. 

Die Aufſichtsratſteuer. Plutus. 3. Ig. 360—362. 

Becker: Der badiſche Entwurf eines Vermögensſteuergeſetzes. DIZ. 
11. Ig. 451456. 

Zur Einführung der Tantiemeſteuer. ZAkt W. 16. Ig. 74— 77. 

Fuiſting, B.: Die preußiſchen direkten Steuern. 3. Bd. Kommentar 
zu den Gewerbeſteuergeſetzen. 3. verm., völlig umgearb. Aufl. 
Berlin, C. Heymann, 1906. (XV, 710 S.) Geb. in Leinw. 16 M. 

Gerlach, [Otto]: Zur Reform der preußiſchen Einkommenſteuer. 
Verw Arch. 14. 8d. 429— 438. 

Hausrath, H.: Die Beſteuerung des Waldes. Forſtw Bl. 28. Ig. 

9138. 

Hegelmaier: Das württembergiſche Einkommenſteuergeſetz im Lichte 
des Entwurfs einer Novelle zum preußiſchen Einkommenſteuergeſetz. 
Württ Z. 48. Ig. 85—91. 

Hoch, Guſtav: Zur Gewerbeſteuer. KommunpPr. 6. Ig. 337339. 

Hönemann: Gemeinde⸗Grundſteuerordnungen. PrVerwBl. 27. Ig. 
603—610. 

Hopf: Die verkäuflichen Apothekenlonzeſſionen in der Ergänzungs⸗ 
und in der Gewerbeſteuer. Pr̃erwBBl. 27. Ig. 228 — 230. 

Kieſel, Karl: Zur Frage der 5 der . M. b. H. 
DIE 11. Jg. 428425. a 
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Many: Die direkte Beſteuerung des Militärs in Preußen. PrVerw öl. 
27. Ig. 155 —161. 

Maat: Der Entwurf eines Geſetzes, betr. die Abänderung des 
Einkommenſteuergeſetzes und des Ergänzungsſteuergeſetzes. 
PrBerwül. 27. Jg. 208—211. 

Ortloff: Beſteuerung der Konſumvereine. Conrads J. Bl. Bd. 
145— 179. 

Pabſt, Fritz: Zur Reform der Staatzeinkommenſteuer. Grundeigentum. 
25. Ig. 451—452. 

Raylaff: Nochmals die Abzugsfähigkeit der Dienſtkleidungskoſten. 
PrVerwöl. 27. Ig. 579580. 

Noth: Die Geſetze über die Kapitalſteuer und die Lohn: und Bes 
ſoldungsſteuer für Elſaß⸗Lothringen vom 13. VII. 1901 nebſt Aus: 
führungsbeſtimmungen und Erläuterungen. Im amtlichen Auf⸗ 
trage brög. unter Mitwirkung von Gieſeke. Straßburg, Straß: 
burger Druckerei und Verlagsanſt., 1906. (208 S.) Geb. in Leinw. 5 M. 

Schütze: Die geplante Umgeſtaltung des Einkommenſteuergeſetzes 
und ihre Bedeutung für die Kommunalverbände. Arch Städtek. 
1. Jg. 218—225. 

Schütze: Betrachtungen über die Abänderung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes. PrVerwöl. 27. Ig. 455 —456. 

Steimann, Fr., und Ufer, Dietr.: Steimanns Tabelle zur Be⸗ 
rechnung der Kommunalbeiſchläge zu den Einkommen ⸗, Gemeinde⸗, 
Grund⸗, Gebäude⸗, Gewerbe: und Betriebsſteuern ſowie zur Bes 
rechnung der Kirchen⸗ uſw. Steuern von 1 bis 450 % für ſämt⸗ 
liche Steuerſätze von 1 Pf. bis 9 999,99 M., nebſt Zinstabellen 
zu 8, 3½, 3½, 3/10, 3%, 4, 4 ½, 4½, 4 / und 5 0% für 
Kapitalien von 1 M. bis 9 000 M. Bielefeld⸗Gadderbaum, 
W. Bertelsmann, 1906. (232 S.) Geb. in Leinw. 3,50 M. 

Strutz: Nunderlaß des Finanz: und des Miniſters des Innern betr. 
Ausbau der kommunalen Gewerbeſteuern. PrVerw l. 27. Ig. 
423 —425. g 

Weber: Die Beſteuerung des Einkommens der Staats⸗Eiſenbahn⸗ 
verwaltung in Preußen. PrVerwöl. 27. Ig. 479—482. 


e) Indirehte Steuern.) 

* Bk. des Reichskanzlers, betr. die Faſſung des Brauſteuergeſetzes. 
Vom 7. VI. 1906. RGBl. Nr. 32 S. 675 — 698. 

Bericht der VI. Kommiſſion wegen Anderung des Brauſteuergeſetzes 
— Anlage 1 der Nr. 10 der Druckſachen —. Dem Reichstage er⸗ 
ſtattet am 26. IV. 1906. Berlin, C. Heymann, 1906. (57 S.) 
1,60 M. 

Bericht der VI. Kommiſſion wegen Anderung des Tabakſteuergeſetzes 
— Anlage 2 der Nr. 10 der Druckſachen —. Dem Reichstage 
erſtattet am 26. IV. 1906. Berlin, C. Heymann, 1906. (7 S.) 
0,30 M. 

Bericht der VI. Kommiſſion über Beſteuerung der Erbſchaften — 
Anlage 5 der Nr. 10 der Druckſachen —. Dem Reichstage er 
ftattet am 2. V. 1906. Berlin, C. Heymann, 1906. (113 S.) 3 M. 

Bericht der VI. Kommiſſion über die Beſteuerung der Zigaretten 

— Anlage 3 der Nr 10 der Druckſachen —. Dem Reichstage er: 
ſtattet am 1. V. 1906. Berlin, C. Heymann, 1906. (46 S.) 1, 20 M. 

Bericht der VI. Kommiſſion über den derſelben zur Vorberatung 
überwieſenen Entwurf eines Geſetzes, betr. die Ordnung des 
Reichshaushalts und die Tilgung der Reichsſchuld, mit den An⸗ 
lagen: a) Geſetz wegen Anderung des Brauſteuergeſetzes, b) Geſetz 
wegen Anderung des Tabakſteuergeſetzes, e) Geſetz wegen Be⸗ 
ſteuerung der Zigaretten, d) Geſetz wegen Anderung des Reiches 
ſtempelgeſetzes, e) Geſetz wegen Beſteuerung der Erbſchaften — 
Nr. 10 der Druckſachen —. Dem Reichstage erſtattet am 9. V. 
1906. Berlin, C. Heymann, 1906. (127 S.) 8,20 M. 


) Vergl. auch den Abſchnütt: Finanyen a) Agemeines. 
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Brunhuber, Robert: Soziale Steuerlehre und Wertzuwachsſteuer. 
SozpPr. 15. Ig. 291— 294. 

Brunhuber, Robert: Die Wertzuwachsſteuer. Zur Praxis und 
Theorie. Jena, G. Fiſcher, 1906. (III, 118 S.) 2 M. 

Franz: Elſaß⸗lothringiſches Verkehrsſteuer⸗ und Stempelrecht in 
ſyſtematiſcher Darſtellung. Straßburg, Straßburger Druckerei und 
Verlagsanſtalt, 1905. (VIII, 213 S.) 5,50; geb. 6 M. 

Geyer, Friedrich: Die Zigarettenſteuer. Neue Zeit. 24. Ig. 399—403. 

Goebel, Robert: Die Erbſchaftsſteuer. Staatliche Vermögensüber⸗ 
tragungsgebühren bei Verlaſſenſchaften nach den gegenwärtig 
geltenden Beſtimmungen. Wien, Manz, 1906. (29 S.) 0,85 M. 

Hausmann, Wilh.: Die neuen Verkehrs⸗ und Erbſchaftsſteuern. 
Vortrag. Berlin, A. Hausmann, 1906. (24 S.) 0,50 M. 

Hoffmann, Ulrich: Erbſchaftsſteuer von gemeinſchaftlichen Zu⸗ 
wendungen der Ehegatten in Preußen. § 28 PrErbſchaftsſteuer G. 
— GS. 91, 78 — (EStG.), 58 2269, 2280 BGB. Gruchots Beitr. 
50. Ig. 355 —360. 

Hottenrott: Die Wertzuwachsſteuer als Ergänzungsglied in der 
Gruppe der indirekten kommunalen Steuern. Selbſtverw. 33. Ig. 
321325. 

Köppe, H.: Die Zuwachsſteuer. IBBodenreform. 2. Bd. 1—30. 

Lindemann, Hlugo]: Wertzuwachsſteuer. Kommune. 6. Ig. 
813—817. 

Pabſt, Fritz: Abänderungsvorſchläge zu der Wertzuwachsſteuerordnung 
des Berliner Magiſtrats. DGemg. 45. Ig. 106 — 107. 

Steiger, H.: Reichserbſchaftsſteuer und Landwirtſchaft. Hannov⸗ 
Landw. 59. Ig. 10—12. 

Wertzuwachsſteuer. Dok. 1906, 239—240. 


| d) Stempel. Koſten.) 

* ©. wegen Anderung einiger Vorſchriften des Reichsſtempelgeſetzes. 

Vom 3. VI. 1906. RGBl. Nr. 31 S. 615 — 620. 

* Bk. des Reichskanzlers, betr. die Faſſung des Reichsſtempelgeſetzes. 
Vom 7. VI. 1906. RGBl. Nr. 33 S. 695— 728. 

Stempelſteuergeſetz für das Herzogtum Oldenburg. Vom 12. V. 1906. 
Old Bl. Bd. 35 Stück 77 Nr. 168 S. 793 823. 

* Bk. des Staatsminiſteriums, betr. die Ausführung des Stempel⸗ 
ſteuergeſetzes für das Herzogtum Oldenburg vom 12. V. 1906. Bom 
22. V. 1906. Old Sl. Bd. 35 Stück 77 Nr. 164 S. 824828. 

Abraham, Hans Fritz: Finanzielle Transaktionen und ihre Stempel⸗ 
pflicht. Holdheims MSchr. 15. Ig. 33—36, 61—64, 117124. 

Bericht der VI. Kommiſſion, betr. Anderung des Reichsſtempelgeſetzes 
— Anlage 4 der Nr. 10 der Druckſachen. Dem Reichstage er; 
ſtattet am 2. V. 1906. Berlin, C. Heymann, 1906. (95 S.) 2,50 M. 

Bondi, Felix: Iſt der Schenkungsſtempel zu erheben, wenn bei 
Gründung einer Aktiengeſellſchaft Gegenſtände unter dem Schätzungs⸗ 
werte eingebracht werden? 3BlF G. 6. Ig. 669 —671. 

Cohen, S.: Die Beſteuerung der von gewerkſchaftlich betriebenen 
Bergwerken ausgeſchriebenen Zubußen nach dem Reichsſtempelgeſetz 
vom 14. VI. 1900. Holdheims MSchr. 15. Ig. 133— 135. 

Deichen: Sind Grundſtückskäufe der Beamtenwohnungsbauvereine 
ſtempel⸗ und umſatzſteuerfrei? Sind die Mitglieder der Beamten⸗ 
wohnungsbauvereine „unbemittelt“ im Sinne des 8 5g des 
Stempelſteuergeſetzes? PrVerwol. 27. Ig. 558 — 559. 

Franz: Verkehrsſteuer⸗ und Stempelrecht ſ. Indirekte Steuern. 

Haas: Stempelſteuerpflicht bei Effekten. Geſetz u. Recht. 7. Ig. 281— 284. 

Heinitz, Ernſt: Zum Entwurf eines Geſetzes wegen Anderung einiger 
Vor ſchriften des Neichsſtempelgeſetzes. DIZ. 11. Ig. 359—360. 

Mommſen, Karl: Die Novelle zum Reichsſtempelgeſetz. BankArch. 
5. Ig. 193—195. 

Seligſohn, Martin: Die Stempelſteuerpflicht der Vollmachten im 
patentamtlichen Verfahren. ZInduſtR. 1. Ig. 111—113, 


I Vergl. auch ven Abschnitt: Finamyen =) Allgemseined. 


Zur Stempelverpflichtung derjenigen Attiengeſellſchaften, die 
keine Aktienurkunden ausgeben. ZAktW. 16. Ig. 8—13. 
Stoerk, Felix: Die Verſtempelung der Zuſtimmungsverträge als 
„Mietverträge“. (8 6 des Preußiſchen Kleinbahngeſetzes vom 

28. VII. 1892.) EiſenbE. 22. Bd. 306—3811. 

Wahl, Richard: Das Königlich ſächſiſche Geſetz über den Urkunden⸗ 
ſtempel vom 13. XI. 1876 in der Faſſung des Geſetzes vom 
10. VI. 1898 nebſt Ausführungsverordnung vom 12. X. 1899, 
erläutert von Wahl. Mit einem Inhaltsverzeichniſſe, 6 Tabellen 
über die nach Prozenten des Wertes zu erhebenden Stempel⸗ 
abgaben und einem Sachregiſter. 6. Aufl. (Juriſtiſche Hand⸗ 
bibliothek. Hrsg. von M. Hallbauer und W. Schelcher. 349. Bd.) 
Leipzig, Noßbergſche Verlagsbuchh., 1906. (X, 258 S.) AM. 


e) Zölle. 

Anleitung für die Zollabfertigung. Hrsg. im Reichsſchatamt. 
2. Nachtrag. Berlin, R. v. Decker, 1906. (30 S.) 0,30 M. 
Franke, H.: Die deutſchen Zoll⸗ und Steuerſtellen. Alphabetisches 

Verzeichnis ſämtlicher Zoll: und Steuerſtellen des deutſchen Zoll 
gebiets (einſchließlich Luxemburgs), mit Angabe der ihnen hin⸗ 
ſichtlich der Zölle, Reichsſteuern und Übergangsabgaben bei 
gelegten Abfertigungsbefugniſſe, ſoweit letztere nicht lediglich für 
den betreffenden Hauptamtsbezirk von Bedeutung find. 4. voll 
ſtändig neubearb. Ausgabe. Auf Grund amtlichen Materials Hrög. 
Berlin, Puttkamer & Mühlbrecht, 1906. (VII, 246 S.) 7,20 N. 
Getreidelager⸗Zollordnung. Gültig vom 1. III. 1906 ab. 
Amtliche Ausgabe. Berlin, N. v. Decker, 1906. (280.) 0,80 N. 
Hausbrand: Ceterum censeo, daß der Begriff der Zollpflichtigkeit 
geſetzlich ſeſtgeſtellt werden muß. 38 Zollw. 6. Ig. 139—141. 
Havenſtein, Paul: Die Zollgeſetzgebung des Reichs, enthaltend 
die Zollgeſetze und zollverwaltungsrechtlichen Vorſchriften des 
Keichs nebſt Erläuterungen, den Zolltarif mit ſeinen Abänderungen 
durch die Handelsverträge, die Handelsverträge mit Belgien, 
Oſterreich⸗Ungarn, Rußland und der Schweiz. 2., neu bearb. 
Aufl. Berlin, H. W. Müller, 1906. (VII, 408 S.) 7,50 N. 
geb. 8,50 M. 
Havenſtein, [Paul]: Das Reichsgericht und die Ein⸗ und Durchfuhr⸗ 
verbote. DIZ. 11. Ig. 342—3846. 

Heidecker: Einfuhr, Ausfuhr⸗ und Durchfuhrverbote und Be 
ſchränkungen. ZZollw. 6. Ig. 121 — 128. a 
Holzlager⸗Zollordnung. Gültig vom 1. III. 1906 ab. Amtliche 
Ausgabe. Berlin, RN. v. Decker, 1906. (32 S.) 0,40 R. 
Tafeln zur zollamtlichen Abfertigung von Verſchnittweinen und 

Verſchnittmoſten. Hrsg. im Reichs ſchatzamt. Berlin, J. Springer, 
1906. (109 S.) 1,50 M. N 
Treu, K. U.: Zolltarifgeſetz vom 25. XII. 1902 mit dem zugehörigen 

Zolltarif nebſt Vertragsſätzen und den vom Bundeskrate feſtgeſtellten 
Taraſätzen, als Ergänzung zum Kalender für Zoll- und Steuer⸗ 
beamte des Deutſchen Reichs und Zollvereins für 1906. Neu⸗ 
brandenburg, C. Brünslow, 1906. (202 S.) 0,80 M. Er 
Statiſtiſches Warenverzeichnis nebſt Anlage A: Verzeichnis 
derjenigen Waren, für welche in den Verkehrsnachweiſungen 1 
IA, II, II A, IV und IV A die ſtatiſtiſche Nummer und zugleich 
die handelsübliche Benennung einzutragen ſind; Anlage B: der 
zeichnis derjenigen Waren, welche nach anderen Maßſtäben als 
nach Gewicht oder neben dem Gewicht auch nach anderen Maß⸗ 
ſtäben anzumelden ſind; Anlage C: Verzeichnis derjenigen Waren, 
für welche neben den Mengen der Wert anzumelden iſt, ſowie 
Verzeichnis der Maſſengüter, ferner Verzeichnis der Länder der 
Herkunft und der Beſtimmung. Für die Zeit vom 1. III. 1906 
ab. Berlin, N. v. Decker, 1906. (IX, 286 S.) 1.80 M. 
Warenverzeichnis zum Zolltarife. Für die Zeit vom 1. III. 1906 
ab. Berlin, R. v. Decker, 1906. (XV, 811 E.) Geb. in Leinw. ER. 
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Zollſtundungsordnung. Gültig vom 1. III. 1906 ab. Amtliche 
Ausgabe. Berlin, N. v. Decker, 1906. (4 S.) 0,15 M. 

Der deutſche Zolltarif vom 25. Dezember 1902 mit den auf den 
Handelsverträgen des Deutſchen Reichs mit Belgien, Bulgarien, 
Griechenland, Italien, Oſterreich⸗ Ungarn, Rumänien, Rußland, 
der Schweiz und Serbien beruhenden Beſtimmungen. Hrsg. im 
Reichsamt des Innern. 3. Aufl. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 
1906. (VIII, 160 ES.) 2,50 N. 

Neuer deutſcher Zolltarif nebſt dem Zolltarifgeſez und dem 
Handelsvertragstarif bei der Einfuhr aus den Vertragsſtaaten 
Athiopien, Belgien, Bulgarien, Britiſches Reich und Kolonien, 
Italien, Oſterreich⸗ Ungarn, Rumänien, Rußland, Schweiz, Serbien, 
Vereinigte Staaten von Nordamerika. Gültig ab 1. III. 1906. 
Berlin, L. Schwarz & Co., 1906. (224 S.) 1,60 M. 

Zolltarifgeſetz vom 25. XII. 1902 und Zolltarif mit den durch 
die Handelsverträge vereinbarten Vertragsſätzen, den vom 
Bundesrat feſtgeſtellten Taraſätzen und der Taraordnung. 
Zuſammenſtellung der wichtigeren Anmerkungen aus dem amtlichen 
Warenverzeichnis. Für den praktiſchen Gebrauch hrsg. von der 
Redaktion des Reichsgeſetzbuches für Induſtrie, Handel und 
Gewerbe. Berlin, Bruer & Co., 1906. (III, 276 S.) Geb. 
in Leinw. 2,50 M. 


3. Münz⸗, Maß⸗, Gewichts-, Bank⸗ und Börſenweſen. 
» G. zur Anderung des Geſetzes, betr. die Ausgabe von Reiche: 
kaſſenſcheinen. Vom 5. VI. 1906. RGBl. Nr. 34 S. 730. 
Budde, J.: Beiträge zum Reichs⸗Hypothekenbankgeſetze. II. Die 
Aufſicht über die Hypothekenbanken. Berlin, F. Vahlen, 1906. 
(77 S.) 2 M. 

Gold als Geld und Ware. Dok. 1906, 283 — 284. 

Rießer, [Jacob]: Zur Entwicklungsgeſchichte der deutſchen Groß: 
banken mit beſonderer Rüdficht auf die Konzentrationsbeſtrebungen. 
2. verm. und verb. Aufl. Jena, G. Fiſcher, 1906. (XII, 325 S). 
7 M., geb. 8 M. | 

Sammlung von Geſetzen und Erlaſſen, betr. das Maß⸗ und 
Gewichtsweſen des Königreichs Bayern. Ergänzende Erlaſſe. 
7. Folge. Amtliche Ausgabe. München, Th. Ackermann, 1906. 
(IV, 116 S. m. Fig.) 1,40 M. 


4. Handel und Gewerbe. 


* Ausführungsbeſtimmungen des Reichskanzlers zum Geſetze, betr. 
die Wetten bei öffentlich veranſtalteten Pferderennen vom 4. VII. 
1905. Vom 6. IV. 1906. RGBl. Nr. 22 S. 531—532. 

* Bk. des Großherzoglichen Miniſteriums zur Ausführung des § 19 
der Verordnung über die äußere Heilighaltung der Sonn⸗ und 
Feſttage vom 9. II. 1906. Vom 22. II. 1906. Meckl Schw RBl. 
Nr. 9 S. 51 — 54. — RMecklStroOffz Anz Ratzeburg Nr. 11 
S. 71—81. 

* Bk. des Herzoglichen Staatsminiſteriums wegen Ausführung der 
Kaiſerlichen Verordnungen vom 31. V. 1897 und 17. II. 1904, 
betr. die Ausdehnung der 88 135 bis 139 und des § 139 b der 
Gewerbeordnung auf die Werkſtätten der Kleider⸗ und Mäſche⸗ 
konfektion. Vom 23. XI. 1905. BraunſchwGSamml. Nr. 50 
S. 251 — 260. 

* Bk. des Herzoglichen Staatsminiſteriums, betr. Ergänzung der 
Anweiſung über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. Vom 
28. X. 1906. BraunſchwGSamml. Nr. 46 S. 243. 

„G., betr. die Gewerbekammer. Vom 27. IV. 1906. BremGBl. 
Nr. 18 S. 65 — 75. 

G., betr. die Kammer für Kleinhandel. Vom 5. IV. 1906. 
Brem GBl. Nr. 14 S. 41—47. 

* V. über die äußere Heilighaltung der Sonn⸗ und Feſttage. Vom 
9. II. 1906. MecklSchwRbl. Nr. 6 S. 31—39. 
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B., betr. Zuſatz zur Verordnung vom 8. V. 1901 wegen Aus⸗ 
führung der auf die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe bezüglichen 
Beſtimmungen der Gewerbeordnungsnovelle vom 1. VI. 1891 für 
die Stadt Bremen. Vom 25. III. 1906. BremGBl. Nr. 13 S. 39. 

Die preußiſchen Aktiengeſellſchaften ſ. Handelsgeſellſchaftsrecht. 

Bauch, E.: Reichsgefetz, betr. die Kinderarbeit in gewerblichen 
Betrieben, vom 30. III. 1903 (Kinderſchutzgeſetz), nebſt den dazu 
ergangenen Bekanntmachungen des Bundesrats und den für 
Preußen erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen. Für Lehrer, 
Geiſtliche, Schulinſpektoren und Behörden. Dargeſtellt und 
erläutert. Potsdam, A. Stein, 1906. (VIII, 125 S.) 2,50 M. 

Denkſchrift über das Kartellweſen. DInd Z. 25. Ig. 181 — 182. 

Eine inkorrekte Emiſſionsform. ZAktW. 16. Ig. 86—87. 

Francke, E.: Die geſetzliche Regelung der Hausinduſtrie. SozpPr. 
15. Ig. 641—645. 

Fuld: Wirkſamkeit der Unterſagung des Gewerbebetriebs nach 
8 35 der Gewerbeordnung. Selbſtverw. 38. Ig. 226— 227. 
Gebührenordnungen von deutſchen amtlichen Handels vertretungen 
für Gründungsreviſoren bei Aktiengeſellſchaften. Z t W. 16. Ig. 

29—31. 

Geſetz, betr. die Anmeldungen für die Hamburgiſche Handels⸗ und 
Schiffahrtsſtatiſtik. — Statiſtiſches Warenverzeichnis für den 
Freihafen Hamburg. Hamburg, O. Meißners Verl., 1906. 
(42 S.) 0,80 M. 

Gradenwitz: RNeichstagsanträge, betr. techniſche Angeſtellte und 
Handlungsgehilfen. GewG. 11. Ig. 234 — 239. 

Hampke, Thſeodor!: Der VI. Deutſche Handwerks⸗ und Gewerbe⸗ 
kammertag zu Köln. Conrads J. 31. Bd. 494 —512. 

Kujawa, v.: Zur Frage nach der Rechtsgültigkeit der von dem 
Miniſter für Handel und Gewerbe erlaſſenen Vorſchriften für den 
Gewerbebetrieb der Trödler, Nechtskonſulenten und der Perſonen, 
welche über Vermögensverhältniſſe oder perſönliche Angelegen⸗ 
heiten Auskunft erteilen, vom 80. IV. oder 28. XI. 1901. 
Goltd Arch. 53. Ig. 86 —44. 

Lattmann: Die Aufgabe des Staates auf dem Gebiete des Kartell: 
weſens. Vortrag. Hamburg, Deutſchnationale Buchh. u. Verlags⸗ 
anſtalt, 1906. (15 S.) 0,30 M. 

Neukamp, Ernſt: Die Gewerbeordnung für das Deutſche Reich in 
ihrer neueſten Geſtalt nebſt Ausführungsvorſchriften und das 
Geſetz, betr. Kinderarbeit in gewerbl. Betrieben. Erläutert. 
7. durchgearb. Aufl. (Hirſchfelds Taſchen⸗Geſetzſammlung für 
Juſtiz und Verwaltung. [Neue Aufl.] Nr. 1.) Leipzig, 
C. L. Hirſchfeld, 1906. (XVIII, 750 S.) 6 M. 

Neukamp, (Ernſt!: Über Arbeiterausſchüſſe. SozpPr. 15. Ig. 
693 —598. 

Opet: Theaterrecht |. Dienſtvertrag. 

Pagenſtecher, [Max]: Die Lohnbewegung in der ſudweſcdeutſchen 
Konfektionsinduſtrie vor dem Einigungsamt Frankfurt a. M. 
GewG. 11. Ig. 229— 234. 

Pannier, Karl: Gewerbeordnung für das Deutſche Reich (Faſſung 
der Bekanntmachung vom 26. VII. 1900) nebſt dem Geſetze über die 
Beſchlagnahme des Arbeitslohnes, dem EG. für Elſaß⸗Lothringen 
und den wichtigſten AB. Textausgabe mit kurzen Anmerkungen 
und Sachregiſter. 17. Aufl. (Univerſalbibliothek [Neue Aufl. 
1781-1782.) Leipzig, Ph. Reclam jun., 1906. (285 S.) 0,80 M. 

Schmelzer, Fritz: Tarifgemeinſchaften, ihre wirtſchaftliche, ſozial⸗ 
politiſche und juriſtiſche Bedeutung mit beſonderer Berückſichtigung 
des Arbeitgeberſtandpunktes. 2. durchgeſehene Aufl. Leipzig, 
A. Deichert Nachf., 1906. (VIII, 143 S.) 2,80 M. 

Schmidt⸗Ernſthauſen, R.: Das Kinderſchutzgeſez mit Er⸗ 
läuterungen und den Ausführungsbeſtimmungen des Reichs und 
der größeren Bundesſtaaten. Hrsg. Stuttgart, W. Kohlhammer, 
1906. (IV, 178 S.) Geb. 3 M. 
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Schmölders: Zur Tragweite des § 33b der Gewerbeordnung. 


PrBerwol. 27. Ig. 463—468. 

Snyckers, Alex: Les chambres des metiers (Handwerkskammern). 
Diſſ. Leipzig, G. J. Göſchen, 1906. (60 S.) 1,20 M. 

Stimmen über die Notwendigkeit der Sonntagsruhe. Geſammelt 
und hrög. vom Deutſchnationalen Handlungsgehilfen⸗Verband. 
Hamburg, Deutſchnationaler Handlungsgehilfen⸗Verband, 1906. 
(15 S.) 0,20 M. 

Szezesny, Victor: Fabrik oder Handwerk? 
569 — 575. 

Wolff: Kartelle ſ. BG. Perſonen. 


PrVerw Bl. 27. Ig. 


5. Land⸗ und Forſtwirtſchaft, Bergweſen. 

* Pf. des Miniſteriums für Landwirtſchaft uſw., betr. die Beamten⸗ 
eigenſchaft von Beamten der Landwirtſchaftskammern. Vom 
13. I. 1906. PrMBlLandw. Nr. 2 S. 18— 19. | 

V. des Finanzminiſteriums, die Prüfung für den höheren Gemeinde: 
und Privatforſtdienſt betr. Vom 3. III. 1906. SächſG Bl. Nr. 8 
S. 43—46. 

Ausführungsbeſtimmungen der Inſpektion der Jäger und 
Schützen vom 1. IV. 1906 zu den Beſtimmungen über Vor⸗ 
bereitung und Anſtellung im königl. Forſtſchutzdienſt vom 
1. X. 1905. Neudamm, J. Neumann, 1906. (31 S.) 0,80 M. 

Beſtimmungen über Vorbereitung und Anſtellung im königl 
Forſtſchutzdienſt vom 1. X. 1905. Anlagen: 1. Satzungen für 
die Forſtlehrlingsſchulen. 2. Allgemeine Grundzüge für die 
forſtliche Fortbildung der Jäger während des aktiven Militär: 
dienſtes vom 1. X. 1905. 3. Vorſchriften über die Förſter⸗ 
prüfung (§ 28, 5 der Beſtimmungen über Vorbereitung und An⸗ 
ſtellung im königl. Forſtſchutzdienſt vom 1. X. 1905). Neudamm, 
J. Neumann, 1906. (42 S.) 0,60 M. 

Breymann: Die Ertſchuldung des landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
beſitzes durch Hypothekenverſicherung. Vortrag. Leipzig, 
R. C. Schmidt & Co., 1906. (20 S. m. 1 Tab.) 0,60 M. 

9 G.: Waſſerrechtsfragen. Breslau Landw. 9. Ig. 825—828, 
854 — 855. 


Jahns: Herkunft und Weſen des ſächſiſchen Waſſerrechts. SächſArchR. 
1. Ig. 114—118. | | 

Jenne, Heinrich: Das landwirtſchaftliche Unterrichtsweſen in Bayern. 
(Wirtſchafts⸗ und Verwaltungsſtudien mit beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung Bayerns. Hrsg. von Georg Schanz. XX VI.) Leipzig, 
A. Deichert Nachf., 1906. (X, 286 S.) 5,50 M. 

Loening, Edgar: Verſchuldungsgrenze für land⸗ oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlich genutzte Grundſtücke. DIZ. 11. Ig. 510 — 513. 

Nollau: Das Recht der Jagdgenoſſenſchaften auf Grund des Preußi⸗ 
ſchen Geſetzes, betr. die Verwaltung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke 
vom 4. VII. 1905. PrVerwöol. 27. Ig. 501504. 

Noth, Walth.: Gewerkenbuch und Kuxſchein. Ein Hilfsbuch für 
Gewerkſchaftsbeamte, Richter, Banken, Bergbehörden und Notare. 
Halle, Buchh. des Waiſenhauſes, 1906. (131 S.) 2, 40, geb. 3 M. 

a > * neue Wildſchongeſetz. BreslauLandwKammer. 9. Ig. 


Verſchuldungsgrenze und Entſchuldun t 
8 des landwirtſchaftlichen 
Grundbeſttzes. Dok. 1906. 271—272. . 
Wiener, A.: Das badiſche Geſetz über die Verbeſſerung der Feld⸗ 
einteilung (Feldbereinigung) nebſt Vollzugsvorſchriften. 2. Aufl. 
des III. Tls. V. Titels aus Buchenberger, Landwirtſchaftsrecht und 


Landwirtſchaftspflege. Karlsruhe, J. Lang, 1906. (X, 306 S.) 
Geb. in Leinw. 5,40 M. 


6. Bau- und Wegeweſen, Feuerſchutz. 


„G., betr. das Feuerlöſch⸗ und Nettun 
s gsweſen. Vom 31. III. 
Gotha GSamml. Nr. 12 S. 35—88. . 
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* G., die Braunſchweigiſche Landes⸗Brandverſicherungs⸗Anſtalt betr. 
Vom 8. I. 1906. BraunſchwGSamml. Nr. 5. S. 39—65. 

* Bf. des Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten, betr. die Neuregelung 
der allgemeinen Beſtimmungen über die Vergebung von Leiftungen 
und Lieferungen. Bom 23. XII. 1905. PrInnSerw öl. 
Nr. 1 S. 11. 

Anweiſung für die praktiſche Ausbildung der Regierungsbauführer 
des Eiſenbahnbauſaches und der Regierungsbauführer des Maſchinen⸗ 
baufaches vom 1. IV. 1906. Berlin, W. Ernſt & Sohn, 1906. 
(24 S.) 0,60 M. 

Bauordnung für die Landgemeinden und ſelbſtändigen Beſitzungen 
des Regierungsbezirks Hannover vom 28. III. 1894 mit den Er: 
gänzungen vom 27. XI. 1900 und vom 29. II. 1904. Hameln, 
Th. Fuendeling, 1906. (33 S.) 0,50 M. 

Bauordnung 1. für die ſelbſtändigen Städte des Regierungsbezirks 
Hannover: a) Hameln, Nienburg, b) Bodenwerder, Eldagſen, 
Münder, Neuſtadt a. R., Pattenſen, Wunſtorf; 2. für die Ge⸗ 
meinden Barnftorf, Barſinghauſen, Bruchhausen, Bücken, Diepholz, 
Eyſtrup, Springe, Hoya, Vilſen vom 21. XII. 1905. Hameln, 
Th. Fuendeling, 1906. (40 S. m. Fig.) 0,60 M. 

Baupolizeiverordnung für die Vororte der Stadt Danzig vom 
J. IV. 1906 nebſt Anhang: Polizeiverordnung vom 7. IV. 1906, 
betr. die ſogenannte offene Bauweiſe in den Vororten der Stadt 
Danzig. Danzig, A. Müller, 1906. (27 S.) 1 

Baupolizeiordnung für die Stadt Düſſeldorf vom 25. IV. 1896. 
Mit ausführlichem Sachregiſter. Düſſeldorf, L. Schwann, 1906. 
(Uv, 102 S.) Kart. 1,50 M. 

Baupolizeiverordnungen für die Städte und das platte Land 
des Regierungsbezirks Poſen vom 28. IV. 1904. Textausgabe. 
Rawitſch, R. F. Frank, 1906. (VII, 56 S.) 0,40 M. 

Baupolizeiverordnung für die Städte des Regierungsbezirks 
Münſter vom 5. VIII. 1905 für den Bezirk der Städte Ahaus, 
Ahlen, Beckum, Borken, Burgſteinfurt, Coesfeld, Dülmen, Gronau, 
Haltern, Ibbenbüren, Lengerich, Lüdinghauſen, Oelde, Warendorf, 
Werne, Rheine mit Eſchendorf und Schotthock. Dülmen, J. Horſt 
mann, 1906. (56 S.) 0,50 M. 

Bergmann, Art.: Denkſchrift zur 1. Wohnungsenquete der Orts⸗ 
krankenkaſſen in Breslau. Im Auftrage des Verbandes der Orts, 
Betriebs⸗(Fabrik⸗) Krankenkaſſen zu Breslau bearbeitet. Breslau, 
Preuß & Jünger, 1906. (54 S. mit Abbildungen.) 1 N. 

Allgemeine Beſtimmungen, betr. die Vergebung von Leiſtungen 
und Lieferungen nach dem Miniſterialerlaß über das Berbingung®- 
weſen vom 23. XII. 1905. Berlin, C. Heymann, 1906. (12 ©.) 
0,50 M. 

Delius, [Hans]: Die Pflicht zur Reinigung, Beſprengung und De 
ſtreuung der Straßen und Bürgerſteige nach dem neueſten Stande 
der Rechtſprechung. Selbſtverw. 33. Ig. 146 —152. 

Erlaß, betr. das Verdingungsweſen. Allgemeine Beſtimmungen, 
betr. die Vergebung von Leiſtungen und Lieferungen. Berlin, 
W. Ernſt & Sohn, 1906. (12 S.) 0,30 M. 

Fleſch: Wohnen f. Miete. 

Friedenthal, Ernſt: Preußiſches Wegerecht unter befonberer Beräck 
ſichtigung des ſchleſiſchen Provinzialrechts. Breslau, W. G. Korn, 
1906. (XVI, 328 S.) 4,50 M. | 

Friedenthal, [Emft]: Zur Wegeunterhaltungslaſt bei Auenwegen. 
BreslAK. 19. Ig. 2—5. 

Friedrichs, Karl: Die Benutzung des Grundbuches zur Sicherung 
baupolizeilicher Anforderungen. PrVerwöl. 27. Is · 227228. 

Geigel: Straßenverbände ſ. Perſonen. 

Joſef: Hauseinſturz ſ. Miete. 

Kaiſer, Mar: Baupolizei⸗Verordnungen für die Städte und das 
platte Land des Regierungsbezirks Poſen vom 28. IV. 1904, nebſt 
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den ergangenen Anweiſungen, Verfügungen uſw. Zuſammen⸗ 
geſtellt und mit kurzen Erläuterungen verſehen. Nawitſch, 
N. F. Frank, 1905. (Umſchlag 1906.) (VII, 95 S.) 1,20 M. 

Koehne: Das Einſpruchsverfahren in wege⸗ und waſſerpoltzeilichen 
Angelegenheiten. Selbſtverw. 33. Ig. 169— 172. 

Luther: Enteignung u. Anlegung v. Straßen u. Plätzen ſ. Enteignung. 

Olshauſen, H.: Baupolizeigeſetz der Stadt Hamburg vom 23. VI. 1882 
Textausgabe mit Einfügung der nachträglich erlaſſenen, mit dem 
Baupolizeigeſetze im Zuſammenhange ſtehenden Verordnungen 
Anmerkungen nebſt Sachregiſter und Anhang. Nachtrag. Ham burg 
O. Meißners Verlag, 1906. (20 S.) 0,80 M. 

Pfeiffer, Otto: Die Bauverdingung. 3 Bde. Leipzig, W. Engel⸗ 
mann, 1906. Geb. in Leinw. 7,20 M. 

Polizeiverordnung, betr. die Einrichtung und den Betrieb von 
Aufzügen (Fahrſtühlen), mit Erläuterungen, Gebührenordnungen 
und Dienſtvorſchriften, nebſt Anweiſung zur Berechnung der Seile 
und Prüfung der Aufzüge. 3. Aufl. Hagen, O. Hammerſchmidt 
1906. (41 S.) Kart. 0,80 M. 

Sicherſtellung der ſtädtiſchen Waſſerleitungen nebſt Tarif der 
Anſchlußgebühren. — Statut über Ausführung von Waſſerleitungs⸗ 

Einrichtungen und über die Waſſerabgabe. — Schutzmaßregeln 
gegen das Einfrieren der Hauswaſſerleitungen (Neue Sammlungen 
der ortspolizeilichen Vorſchriften, Statuten, Normativbeſtimmungen 
uſw. der Stadt Würzburg. Amtliche Ausgabe. 17. Bdchen.) 
Würzburg, Stahels Verlag, 1906. (III, 19 S.) 0,50 M. 

Vorſchriften über die Ausbildung und Prüfung für den Staats⸗ 
dienſt im Baufache vom 1. IV. 1906 [Aus: 3ů8BlVBauverw.] 
Berlin, W. Ernſt & Sohn, 1906. (19 S.) 0,60 M. 

Ziegler, Eugen v.: Die Umlegung von Baugrundſtücken in der 
deutſchen Geſetzgebung. Hirths Ann. 39. Ig. 241 — 262. 


7. Enteignung. 


Eger, Geoſrg]: Das Geſetz über die Enteignung von Grundeigentum 
vom 11. VI. 1874 mit den einſchlägigen Beſtimmungen des 
Fluchtliniengeſezes vom 2. VII. 1875 und des Waſſerſtraßen⸗ 
geſetzes vom 1. IV. 1905. Handausgabe mit Erläuterungen. 
Breslau, J. U. Kern, 1906. (XI, 419 S.) Geb. in Leinw. 7,50 M. 

Luther, Hans: Das Geſetz über die Enteignung von Grundeigentum 
vom 11. VI. 1874 und das Geſetz, betr. die Anlegung und Ver⸗ 
änderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen 
Ortſchaften, vom 2. VII. 1875. Handausgabe in 2 Teilen mit 
gemeinſchaftlichem Sachregiſter. 2., vollſtändig umgearb. Aufl. 
Berlin, F. Vahlen, 1906. (XVI, 452 S.) 6,50 M.; geb. 7,50 M. 

Reif, Heinrich: Fragen des Enteignungsrechtes. JBl. 35. Ig. 
241—243. 

Ziegler: Umlegung ſ. Baus und Wegeweſen. 


8. Geſundheitsweſen. . 

* DA. des Miniſteriums für Elſaß⸗Lothringen, Abteilung des Innern, 
für den Landesgeſundheitsinſpektor. Vom 22. IV. 1906. 
ElſLoth 88gusl. Nr. 18. S. 58—55. 

* G., betr. die Feuerbeſtattung. Vom 20. III. 1906. Anh Samml. 
Bd. 18 Nr. 1234 S. 533 — 535. 

* Landesherrliche B., betr. die Gebühren der Sanitätsbeamten für 
amtliche Verrichtungen. Vom 9. III. 1906. Bad Bl. Nr. 10 S. 86. 

* Bſchr. des Minifteriums für Elſaß⸗Lothringen, betr. die Beförderung 
von Leichen auf dem Seewege. Bom 24. II. 1906. Lot HEN. 
Nr. 10 S. 29—80. - 

Brüggemann: Ein Beitrag zur Betäumpfung des Altoholmißbrauchs 
PrVerwol. 27. Ig. 410—412. 

Dütſchke: Die Beſeitigung und Reinigung der ſtädtiſchen Abwäſſer 
mit Rückſicht auf die Reinhaltung der Waſſerläufe. Arch Städtek. 
1. Ig. 198—311. | 
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Ergänzungsbuch zum Arzneibuch für das Deutſche Reich. (Arznei⸗ 
mittel, welche in dem Arzneibuch für das Deutſche Reich nicht 
enthalten find.) 8. Ausg. Bearb. und hrag. von dem Deutſchen 
Apotheker⸗Verein. Berlin, Selbſtverlag des Apotheker⸗Bereins, 
1906. (429 S.) 

Gerland, Otto: Noch einmal der preußiſche Geſetzentwurf zur 
Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe. DVI cSchroffGGeſundh 
88. Bd. 323 — 3842. 

Haefcke, H.: Handbuch des Abdeckereiweſens. Für Verwaltungs⸗ 
und Kommunalbehörden, Sanitäts⸗, Veterinär⸗ und Gewerbe: 
aufſichtsbeamte bearbeitet. Berlin, P. Parey, 1906. (IV, 608 S. 
mit 90 Abbildungen.) Geb. in Leinw. 15 M. 

Havenſtein: Ein⸗ und Durchfuhrverbote ſ. Zölle. 

Heidecker: Einfuhrverbote ſ. Zölle. 

Herzfeld, Georg: Gutachten, betr. den § 6 Abſ. 2 des Bahnarzt⸗ 
vertrags. Meldepflicht der Bahnärzte bei anſteckenden Krankheiten. 
ArztlSachv Z. 12. Ig. 102—114. 

Israel: Das preußiſche Seuchengeſetz. [Aus: „Reichs⸗Medizinal⸗ 
Anzeiger“.] Leipzig, B. Konegen, 1906. (11 S.) 1 M. 

Kuba, E.: Geſundheitspolizeiliche Bekämpfung der Geſchlechts⸗ 
krankheiten. BISchrGer Med. 31. Bd. 133—154. 

Langsdorff, Thleodor] v.: Geſetze, Verordnungen und Erlaſſe über 
das Medizinalweſen im Großherzogtum Baden. 5., verm. und 
verb. Aufl. 1. Bd. Emmendingen, Druck- und Verlags⸗Geſellſchaft 
vorm. Dölter, 1906. (XIII, 1025 S.) 20 M. 

Leſſer: In welchem Falle darf der Armenkranke wider ſeinen Willen 
der Krankenhauspflege überwieſen werden? 3Soz Med. 1. Bd. 
227— 233. 

Leuchtmann, J.: Grundlage eines Weingeſetzes. Charakteriſtiſche 
Eigenſchaften und Merkmale des Weines. Wien, W. Braumüller, 
1906. (20 S.) 0,50 M. 

Liebetrau: Die rechtliche Stellung der Typhusbazillenträger. 
ZMedB. 19. Ig. 340348. 

Mangoldt, K. v.: Die erſte deutſche Wohnungskonferenz. 
15. Ig. 669—678. 

Markull, Wilhelm: Die Geſetze, betr. die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten vom 30. VI. 1900 und 28. VIII. 1905. Mit Er⸗ 
läuterungen für den praktiſchen Gebrauch. (Taſchen⸗Geſetz⸗ 
ſammlung. 66.) Berlin, C. Heymann, 1906. (VIII, 286 S.) 
Geb. 2,40 M. 

Moeli, Clarl]: Die in Preußen gültigen Beſtimmungen über die 
Entlaſſung aus den Anſtalten für Geiſteskranke. (Sammlung 
zwangloſer Abhandlungen aus dem Gebiet der Nerven⸗ und 
Geiſteskrankheiten. Bd. 7, Heft 2.) Halle, C. Marhold, 1906. 
(44 S.) 1,20 M. 

Neſemann, Franz: Das preußiſche Geſetz, betr. die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten, vom 28. VIII. 1905. 8 Soz Med. 1. Bd. 
144—167. 

Potthoff, Heinz: Die techniſchen Angeftellten und der Reichstag. 
Soz Pr. 15. Ig. 645 —646. 

Roth, E.: Die Mitwirkung der Arzte bei der Durchführung des 
Geſetzes, betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 
28. VIII. 1905. ArztlSachv Z. 12. Ig. 108—112. 

Strauß, Sigfried: Das Apothekenkonzeſſionsweſen und der Entwurf 
einer Verordnung, die Apotheken betr. Bay g. 2. Ig. 149 —152. 

Urban, E.: Betriebsvorſchriften für Drogen⸗ und Gifthandlungen 
in Preußen. Zum Gebrauche für Gewerbetreibende und Be⸗ 
hörden bearbeitet. Berlin, 3. Springer, 1906. (VIII, 118 S.) 
Kart. 2 M. 

Willms: Das preußiſche greisarzt⸗ Examen. Vorbedingungen — 
Verlauf — Anforderungen — Vorbereitungen. Berlin, M. Boas, 
1906. (34 S.) 0,80 M. 


Soz Pr. 
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Zimmermann, F. W. R.: Die von den Bundes regierungen 1905/06 
eingebrachte Novelle zum Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz 
und die Verhandlungen der 26. Jahresverſammlung des deutſchen 
Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit über dieſelbe. Conrads. 
31. Bd. 634 — 655. 


9. Fürſorge⸗ und Armenweſen. 


* Anweiſung des Herzoglichen Staatsminiſteriums, betr. das Ber: 
fahren vor den unteren Verwaltungsbehörden (SS 57—64 des 
Invalidenverſicherungsgeſetzes)5. Vom 5. II. 1906. Braunſchw. 

SSamml. Nr. 11 S. 113 — 128. 

G., betr. die Unfallverſicherung der im Feuerlöſch⸗ und RNettungs⸗ 
dienſt tätigen Perſonen. Vom 6. IV. 1906. GothaGSamml. 
Nr. 13 S. 39 —46. 

* Bf. des Miniſteriums des Innern, betr. die Erſtattung von Ber: 
pflegungskoſten für aus Bayern nach Preußen übernommene 
Perſonen. Vom 21. XII. 1905. PrInnVerwMBl. Nr. 1 S. 1—6. 

Soziale Bedenken gegen Abänderungen des Geſetzes über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz. Volkswohl. 30. Ig. 57. 

Dennler, Wilh.: Der Gemeindewaiſenrat in Bayern, mit den 
wichtigſten diesbezüglichen Geſetzesbeſtimmungen und Minifterial: 
bekanntmachungen, inſonderheit auch dem Zwangserziehungsgeſetz 
und dem Kinderſchutzgeſetz, ſamt den hierzu ergangenen Aus: 
ſührungsvorſchriften. Ein Leitfaden für die bayeriſchen Waiſen⸗ 
räte. Erlangen, Palm & Enke, 1906. (VII, 135 S.) Kart. 
1,60 M. 

Dilloo, Wilhelm: Fürſorge für Privatbeamte. 
395— 397. 

Ermel: Jugendſchutz durch den Richter. DIZ. 11. Ig. 701 —703. 

Die private Fürſorge der Aktiengeſellſchaften. ZAkt W. 16. Ig. 
77— 79. 

Fürſorge für Geiſteskranke. ZArmWeſ. 7. Ig. 72— 80. 

Der Geſetzentwurf über den Unterſtützungswohnſitz und der deutſche 
Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit. Volkswohl. 30. Ig. 
5758. 

Gordan: Zur Statiſtik über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger 
im Rechnungsjahre 1904. Selbſtverw. 33. Ig. 258 — 261. 
Guttſtadt, A.: Die Fürſorge für Krüppel in ihrer ſozialen Be: 

deutung. 3Soz Med. 1. Bd. 125 — 129. 

Jebens, A. W.: Zur Frage des Erſatzanſpruchs preußiſcher Armen⸗ 
verbände wider den Unterſtützten. PrVerwBl. 27. Ig. 387—391. 

Joſeph, Ernſt: Zur Frage der Kommunaliſierung des Rettungs⸗ 
weſens. ArztlSachvZ. 12. Ig. 215 —218. 

Klee: Fürſorgeerziehungsſtatiſtik 1904. MSchrKrimpPſych. 3. Ig. 
114—118. 

Klumcker, Chr. J.: Die Berufsvormundſchaft in Deutſchland. 
3Soz W. 9. Ig. 145 — 159. 

Knops: Die Notwendigkeit von Generalvormundſchaften für unehe⸗ 
liche Kinder. Volkswohl. 30. Ig. 122— 123. 

Kohlrauſch, [Eduard]: Vier Jahre Fürſorgeerziehung in Preußen. 
St W. 26. Bd. 702 — 705. 

Die Lehrlingsfürſorge in Frankfurt a. M. Volkswohl. 30. Ig. 
77— 78. 

Leſſer: Armenkranke |. Geſundheitsweſen. 

Mörchen: Der preußiſche Geſetzentwurf über Wanderarbeitsſtätten. 
SozpPr. 15. Ig. 946 — 948. 

Pütter, Ernſt: Die Verheimlichung und Verſchleppung von Säug⸗ 
lingen. DGemZ. 45. Ig. 49— 52. 

Recke: Fürſorge deutſcher Städte für ihre Arbeiter im Jahre 1905. 
Concordia. 13. Ig. 145 — 150. 

Zur Reform des Armenweſens. Grenzboten. 65. Ig. 293—304. 

Schiller, F.: Zur Statiſtik über die Fürſorgeerziehung Minder⸗ 
jähriger für das Jahr 1903. PrBerw l. 27. Ig. 171—174. 


Plutus. 3. Ig. 


M 14. 1906. 


Schmidt, [Robert]: Über die Wirkungen des Geſetzes, betr. die 
Fürſorgeerziehung Minderjähriger vom 2. VII. 1900, während 
der Zeit vom 1. IV. 1904 bis 31. III. 1906, ſowie über die 
Grenzen zwiſchen den Aufgaben der Armenpflege einerſeits und 
der Fürſorgeerziehung andererſeits. PrVBerwöl. 27. Ig. 425 
bis 428. 

Schmidt⸗Ernſthauſen: Kinderſchutzgeſetz ſ. Handel und Gewerbe. 

Schroeter: Der Erlaß von Unfallverhütungsvorſchriften für die 
landwirtſchaftlichen Betriebe der Schleſiſchen landoirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaft. BreslauLandwKam. 9. Ig. 450—453, 
483 —486. 

Stein: Rechtsauskunftsſtelle ſ. Schriften über allgemeine Fragen. 

Taubſtummenfürſorge. Volkswohl. 30. Ig. 123—124. 

Tepelmann: Von welchem Zeitpunkte ab hat der Kommunalverband 
die Koſten für Krankenpflege eines Fürſorgezöglings zu tragen? 
PrVerwol. 27. Ig. 174— 175. 

Uhlig, Otto: Fürſorge für Schwangere und Böchnerinnen. 
Kommun Pr. 6. Ig. 361365. 

Boßberg, Walter: Säuglingsſterblichkeit und Säuglingsfürſorge. 
Concordia. 13. Ig. 79 — 82. 


Weydmann, Joſeph: Streik und Armenunterſtützung. SozKultur. 
26. Ig. 271—279. 


10. Arbeiterſchutzgeſetzgebung. 

Behnſen, Henry: Die Unfallverſicherung der Detailhandelsgeſchäſte. 
Hirths Ann. 39. Ig. 363 —373. 

Bericht der XIII. Kommiſſion über den Entwurf eines Geſetzes 
über die Hilfskaſſen — Nr. 29 der Druckſachen —. Dem Reiche: 
tage erſtattet am 12. V. 1906. Berlin, C. Heymann, 1906. (79 S.) 
2 M. 

Chriſtoph: Schadenserſatzpflicht ſ. Unerlaubte Handlungen. 

Die beſtehenden Einrichtungen zur Verſicherung gegen die Folgen 
der Arbeitsloſigkeit im Ausland und im Deutſchen Neich. Sozpr. 
897900. 

Die beſtehenden Einrichtungen zur Verſicherung gegen die Folgen 
der Arbeitsloſigkeit im Ausland und im Deutſchen Reich. (Um: 
ſchlag: Die Verſicherung gegen die Folgen der Arbeitsloſigkeit im 
Ausland und im Deutſchen Reich.) Bearbeitet im kaiſ. ſtat. Amt, 
Abt. für Arbeiterſtatiſtik. 3 Teile in 1 Bande. Berlin, C. Hey⸗ 
mann, 1906. (VII, 691; VII, 291 und VI, 468 S.) 27 M. 

Eiſenſtadt, L.: Selbſtverwaltung und Gutachterkommiſſtonen. 
ArztlSachvZ. 12. Ig. 179 — 182. 

Ellering, B.: Der Kreis der nach dem Invalidenverſicherungsgeſei 
vom 13. VII. 1899 verſicherungs pflichtigen Perſonen. Die An⸗ 
leitungen des Reichs⸗Verſicherungsamts vom 19. XII. 1899 und 
vom 6. XII. 1905 in Gegenüberſtellung. Berlin⸗ Grunewald, Ber: 
lag der Arbeiter⸗Verſorgung, A. Troſchel, 1906. (IV, 118 6.) 
1,50 M. 

Frankenberg, H. v.: Die Gründung einer Geſellſchaft für Ar: 

beiterverſicherung. 8Soz Med. 1. Bd. 141—144. 

Fräßdorf, Julius: Die deutſche Unfall: und Invalidenverſicherung 
nach ihren neueſten Nechnungsergebniſſen. Soß MH. 10. (12.) 38. 
175-282. 

Frankenberg, H. v.: Zur Angehörigenfärforge nach Arbeiterver⸗ 
ſicherungsrecht. Hirths Ann. 89. Ig. 182 — 208. 

Freund, Nich.: Das Invalidenverficherungsgeſetz vom 13. VII. 1899. 
Handausgabe mit Anmerkungen, nebſt den Ausführungdver 
ordnungen der Reichsbehörden und der preußiſchen Landeszentral⸗ 
behörden ſowie einer Überficht über die zuſtändigen 
behörden. 8. verm. und verb. Aufl. Berlin, J. Guttentag, 190% 
(889 S.) Geb. in Leinw. 5 M. 5 

Fuhrer durch das Invaltbenverſicherungs⸗Geſez. Uberfichtlich 1 
ſammengeſtellt nach der am 1. I. 1900 in Kraft getretenen nen 
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35. Jahrgang. 


Faffung des Geſetzes. Mit ausführlichem Inhalts⸗Verzeichnis, 
alphabetiſchem Sachregiſter und Formularen. 3. verm. Aufl. 
Berlin, Buch. Vorwärts, 1906. (68 S.) 0,30 M. 

Fürth, Henriette: Mutterſchaftsverſicherung. Eth Kultur. 14. Ig. 
73 — 75. 

Grüllich: Arztliche Hilfe, Kranke und Krankenkaſſen auf dem Lande. 
Ein Beitrag zur freien Arztwahl. (Krankenkaſſen⸗ Bibliothek, 
hrsg. vom Verlag des „Reformblatt für Arbeiterverſicherung“ 
5. Heft.) Frankfurt a. M., E. Schnapper, 1906. (45 S.) 0,80 M. 

Hahn, Julius: Zum Entwurf eines Geſetzes über die Hilfskaſſen. 
ZVerſWiſſ. 6. Bd. 292306. 

Hahn, [Julius]: Zum Verhältnis gleichzeitiger Anſprüche des Ver: 
letzten gegen Berufsgenoſſenſchaft und Krankenkaſſe. (8 25 Suu.) 
Arb Verſorg. 23. Ig. 301 — 306. 

Heinz: Gewährung von Verſicherung gegen Verpflichtungen aus § 50 
Abſ. 1 d. KBG. ſ. Ver ſicherungsrecht. 

Hilfe, Blenno]: Zur Reform der Arbeiterverſicherung. Gegen: 
wart. 35. Ig. 243—244. 

Hoffmann, F.: Invalidenverſicherungsgeſetz vom 19. VII. 1899 
nebſt Ausführungsbeſtimmungen. Erläutert. 4. Aufl. (Taſchen⸗ 
Geſetzſammlung. 42.) Berlin, C. Heymann, 1906. (XII, 
685 S.) EM. 

Hueppe, Ferdinand: Zur Reform der ſozialen Verſicherungsgeſetz⸗ 
gebung mit beſonderer Berückſichtigung des öſterreichiſchen Reform: 
programms. 3 Soz Med. 1. Bd. 102— 124. 

Israel, Georg: Zur Anderung der Arbeiter⸗Verſicherungsgeſetze. 
Arb Verſorg. 23. Ig. 306 — 309. 

Junius: Die für den Arzt als Gutachter auf dem Gebiete der 
Unfall⸗Verſicherung in Betracht kommenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen und wichtigen Entſcheidungen des Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amts mit beſonderer Berückſichtigung augenärztlicher Fragen. 
(Beilageheft zur Zeitſchrift für Augenheilkunde Bd. XV.) Berlin, 
S. Karger, 1906. (VIII, 64 S.) 1,80 M. 

Keidel, J.: Sämtliche Entſcheidungen des Reichsgerichts, der 
deutſchen Verwaltungsgerichtshöfe und Oberlandesgerichte, ſowie 
zahlreiche Entſcheidungen anderer Gerichte und Verwaltungs⸗ 
behörden auf dem Gebiete der Krankenverſicherung. Geſammelt 
und nach dem Syſtem des Krankenverſicherungsgeſetzes geordnet, 
mit vollſtändigem Geſetzestext und mit drei Regiſtern. 1. Er: 
gänzungsband: Enthaltend die Entſcheidungen bis 1904. (Fuchs⸗ 
berger, Otto: Die Entſcheidungen des Reichsgerichts uſw. in 
1 Bande. 9. Tl.) Gießen, E. Roth, 1906. (VIII, 475 S.) 
Geb. 10 M. 

Zur preußiſchen Knappſchaftsreform. Sozpr. 15. Ig. 793— 795. 

Leicht, C.: Das Einzugsverfahren bei der Thüringiſchen Landes⸗ 
Verſicherungsanſtalt. ArbVerſorg. 23. Ig. 325— 330. 

Liſt, Arndt v.: Das geltende deutſche Arbeiterverſicherungsrecht und 
das Problem ſeiner künftigen Vereinheitlichung. Berlin⸗Grune⸗ 
wald, Verlag der Arbeiter⸗Verſorgung, A. Troſchel, 1906. (256 S.) 
8 M. 

Nugdan, Otto: Zur Reform der Arbeiterverſicherung. 8Soz W. 
9. Ig. 160—172, 234 — 240. 

Peterſen, Th.: Das Krankenverſicherungsgeſetz vom 15. VI. 1883, 
in der Faſſung der Geſetze vom 10. IV. 1892... Mit Berüd: 
ſichtigung der Materialien, der Ausführungsbeſtimmungen und 
insbeſondere auch der Rechtſprechung bearbeitet. 5., nen bearb. 
und erheblich verm. Aufl. Hamburg, Grefe & Tiedemann, 1906. 
(AIII, 840 S.) 12 M.; geb. 15 N. 

Radtke, Rich: Was bieten Kranken⸗, Invaliden⸗ und Unfallver⸗ 
ſicherung und Unfallfürſorge den preußiſchen Staats⸗, Gemeinde: 

und Privatforſtbeamten? Neudamm, J. Neumann, 1906. (42 S.) 
Kart. 1,80 M. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 531 


Scherer, [Martin]: Macht Unterlaſſung der Markenklebung den 
Arbeitgeber ſchadenerſatzpflichtig? Recht. 10. Ig. 556—557. 
Schön, Max: Die Invalidenverſicherung des Deutſchen Reiches im 
täglichen Leben. Arbeitgebern wie Verſicherten zum praktiſchen 
Gebrauch erläutert. 2. Aufl. Grunewald⸗Berlin, Verlag der 

Arbeiter⸗Verſorgung A. Troſchel, 1906. (77 S.) 1 M. 

Schön, Max: Die Invalidenverſicherung des Deutſchen Reiches. 
Nach dem neueſten Stande der Geſetzgebung und Nechtſprechung 
dargeſtellt. Berlin, Selbſtverlag, 1906. (52 S.) 

Seelmann, Hans: Die Anſprüche der Armenverbände aus den 
Keichsverſicherungsgeſetzen und ihre Geltendmachung. (Kranken⸗ 
kaſſenbibliothek. Hrsg. vom Verlag des „Neformblatt für Ar⸗ 
beiterverſicherung“. 4. Heft.) Frankfurt a. M., E. Schnapper, 
1906. (109 S.) 1,50 M. 

Seelmann, Hans: Das geſamte Material zur Reform der Ar⸗ 
beiterverſicherung in Deutſchland. Geſichtet und beſprochen. 
(Krankenkaſſen⸗Bibliothek. Hrsg. vom Verlag des „Reformblatt 
für Arbeiterverſicherung“. 6. Heft.) Frankfurt a. M., E. Schnapper, 
1906. (105 S.) 1 M. 

Seitz: Zu 8 57 des Krankenverſicherungsgeſetzes, betreffend Er: 
ſtattungsanſprüche der Armenverbände gegenüber den reichsgeſetz⸗ 
lichen Krankenkaſſen. Württ Z. 48. Ig. 145 — 152. 

Selbſtverſicherung nach dem Invalidenverſicherungsgeſetz vom 
13. Juli 1899. Selbſtverw. 33. Ig. 869 370. 

Somary, Felix: Die Belaſtung der Induſtrie durch die Alters⸗ 
verſicherung. Z Volksw. 15. Bd. 50 — 63. 

Spiro, Karl: Arzt und Krankenkaſſe. Vortrag. Mit einem Vor⸗ 
wort von Frſiedrich! Naumann. Berlin⸗Schöneberg, Verlag 
der Hilfe, 1906. (14 S.) 0,25 M. 

Stier⸗Somlo, Fritz: Recht der Arbeiterverſicherung. Grundriß 
zu Vorleſungen und zum Selbſtſtudium. Bonn, Röhrſcheid & Ebbecke, 
1906. (92 S.) 1,25 M. 

Szezesny: Fabrik ſ. Handel und Gewerbe. 

Unfallverſicherung in land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betrieben. 
Selbſtverw. 88. Ig. 274 — 275. | 

Wagener: Der Geſetzentwurf betreffend Unterſtellung der Hilfe: 
kaſſen unter das Verſicherungs⸗Aufſichtsgeſetz. PrVerwBl. 
27. Ig. 351-354. | 

Wagner, Moritz: Die deutſche Arbeiterverſicherung. Ihre Ent: 
ſtehung und Weiterentwicklung. Berlin⸗Grunewald, Verlag der 
Arbeiter⸗Verſorgung, A. Troſchel, 1906. (VII, 314 S.) 5 M. 

Wagner, Moritz: Zur Vereinheitlichung der deutſchen Arbeiter⸗ 
verſicherung. Conrads J. 31. Bd. 433 — 451. 

Wilbrandt, Rob.: Arbeiterinnenſchutz und Heimarbeit. Mit einem 
Beitrag von Dora Land é. Jena, G. Fiſcher, 1906. (V, 208 S.) 
4 M. 

Witte, Emil: Unſer Invalidenverſicherungsgeſetz. Ein Beitrag zur 
Geſchichte ſeiner Entſtehung, ſeine Fehler und der Weg zu ſeiner 
Verbeſſerung. Berlin, E. Hofmann & Co., 1906. (88 S.) 1,80 M. 


11. Heer und Kriegsflotte. 


* G. über die Penſionierung der Offiziere einſchließlich Sanitäts⸗ 
offiziere des Reichsheeres, der Kaiſerlichen Marine und der 
Kaiſerlichen Schutztruppen. Vom 31. V. 1906. RGBl. Nr. 30, 
S. 565 — 592. 

G. über die Verſorgung der Perſonen der Unterklaſſen des Reichs⸗ 
heeres, der Kaiſerlichen Marine und der Kaiſerlichen Schutztruppen. 
Bom 81. V. 1906. ROGBL Nr. 80, S. 593 —614. 

„Novelle zum Geſetze, betr. die Deutſche Flotte, vom 14. VI. 1900. 
Bom 5. VI. 1906. RGSl. Nr. 34 S. 729. 

Endres, Karl: Die Ehrengerichtsverordnungen für die Offiziere 
des deutſchen Heeres. Berlin, N. v. Decker, 1906. (182 S.) 2 M. 

Hintze: Staatsverfaſſung und Heeresverfaſſung ſ. Verfaſſung. 
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Rogalla v. Bieberſtein: Zum neuen Offizier ⸗Penſionsgeſetz⸗ 
entwurf. Gegenwart. 35. Ig. 275 — 276. 

Szmula: Handbuch für die Offiziere, Sanitätsoffiziere, oberen 
Militärbeamten und die Offizieraſpiranten des Beurlaubtenſtandes 
über die allgemeinen Dienſt⸗ und Standespflichten. Berlin, 
Liebel, 1906. (64 S.) 

Thrän, W.: Die Vorſpannleiſtungen für die bewaffnete Macht des 
Deutſchen Reichs. Hirths Ann. 39. Ig. 206 — 224. 

Zorn: Streitfragen des Wilitärrechts. DIS. 11. Ig. 669-674. 


12. Bildungs weſen. 

* Bk. des Herzoglichen Staatsminiſteriums, die Prüfung der 
Kandidaten der höheren Lehrämter an Lehrerſeminaren, Bürger: 
ſchulen uſw. (Rektorenprüfung) betr. Vom 19. I. 1906. 
BraunſchwGSamml. Nr. 9 S. 99—110. 

» Allerhöchſter Erlaß, betr. die Rang: und Titelverhältniſſe der 
Oberlehrer. Vom 27. I. 1906. PrGSamml. Nr. 22 S. 174 — 175. 

* G. für das Herzogtum Oldenburg, betr. Anderung des Schulgeſetzes. 
Vom 26. IV. 1906. OldGBl. Bd. 35 Stück 69 S. 669 — 674. 

* G., die anderweite Faſſung des Volksſchulgeſetzes vom 13. V. 1892 
nebſt Nachträgen betr. Vom 4. V. 1906. Gotha Samml. Nr. 17 
S. 61—69. 

* G. über Ordnung der Kirchendienſte der Lehrer an den Land⸗ 
ſchulen. Vom 3. IV. 1906. GothaGSamml. Nr. 11. S. 31—34. 

* Pf. des Miniſteriums des Kirchen: und Schulweſens, betr. die 
Dienftprüfungen für Hauptlehrerinnen an höheren Mädchenſchulen. 
Vom 28. III. 1906. Württ R Bl. Nr. 12 S. 97— 104. 

Benutzungsordnung für die Königliche und Univerſitäts⸗ 
Bibliothek zu Breslau. Breslau, A. Stenzel, 1906. (12 S.) 

Bericht der XII. Kommiſſion des Hauſes der Abgeordneten über 
den Geſetzentwurf, betr. die Unterhaltung der öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen, Druckſache Nr. 11. Berichterſtatter: Abg. Kreth. Berlin, 
W. Moeſer, 1906. (642, 28, 35 u. 3 S.) 6 M. 

Denkſchrift der Volksſchullehrer des rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtrie⸗ 
bezirks in Angelegenheit ihrer Gehaltsverhältniſſe. Hrsg. von der 
Gehaltskommiſſion. Hamm, Breer & Thiemann, 1906. (20 S.) 
0,50 M. 

Dirkſen: Der Entwurf des Schulunterhaltungsgeſetzes. PrVerwBl. 
27. Ig. 261 — 264, 354 — 358, 391 —393. 

Dirkſen: Volksſchulausgaben⸗Statiſtik. Pr VerwBl. 27. Ig. 117—121. 

Entſcheidungen und Verordnungen der oberſten Schulbehörde 
zu dem königl. ſächſiſchen Volksſchulgeſetz. 15. Heft: Entſcheidungen 
und Verordnungen aus den Jahren 1903 — 1905. Leipzig, 
Noßbergſche Verlagsbuchh., 1906. (VIII, 88 S.) 1,60 M. 

Das deutſche Fortbildungsſchulweſen. Volkswohl. 30. Ig. 
95—96. 

Meyer⸗Wimmer, J.: Das Dotations⸗, Penſions⸗ und Reliktengeſetz 
für die preußiſchen Volksſchullehrer. Mit zahlreichen erläuterten An⸗ 
merkungen und 5 Tabellen. 3. verb. u. verm. Aufl. (5— 7. Tauf.) 
Langenſalza, Schulbuchh., 1906. (IV, 100 S.) 1,20 N. 

Jenne, Heinrich: Landwirtſchaftliches Unterrichtsweſen ſ. Land: 
wirtſchaft. 

Müller, Auguſt: Staat, Kirche und Schule ſ. Staatsrecht. Werke 
allgemeinen Inhalts. 

Nühlmann, Paul: Parteien, Staat, Schule. Zuſammenhänge 
zwiſchen Imperialismus und Schulpolitik. Berlin, Gerdes & Hödel, 
1905. (82 S.) 0,80 M. 

Schröder, Otto: Die Ordnung des Studiums für das höhere 
Lehramt in Deutſchland und die geſetzlichen Prüfungs beſtimmungen 
in den einzelnen deutſchen Bundesſtaaten. Mit Studienplänen 
und mit den Beſtimmungen für die Erwerbung der philoſophiſchen 
Doktorwürde an allen deutſchen Univerſitäten. Leipzig, H. Beyer, 
1906. (VII, 400 S.) 4,80 N. 


14. 1906. 


Der Lindener Schulſtreit. ArchStädtek. 1. Ig. 228 —247. 

Schulze, Paul: Das Dresdner Volksſchulweſen im 18. Jahrhundert. 
Nach den Quellen des Dresdner RNatsarchives bearbeitet. Dresden, 
D. & N. Becker, 1906. (VIII, 91 S.) 1,25 N. 

Seydewitz, P. v.: Das königlich ſächſiſche Volksſchulgeſetz vom 

286. IV. 1873 nebſt Ausführungsverordnung und den damit in 
Verbindung ſtehenden Geſetzen und Verordnungen. Mit erläutert. 
Anmerkungen und Sachregiſter hrsg.; 5. Aufl., beſorgt von 
Kretzſchmar. (Juriſtiſche Handbibliothek. Frsg. von M. Hallbauer 
und W. Schelcher. 338. Bd.) Leipzig, Roßbergſche Verlags⸗ 
buchh., 1906. (XII, 512 S.) 6 M. | 

Seyfferth, J. A.: Verordnungen und Entſchließungen für den 
Unterrichtsbetrieb in den Volksſchulen des königlich bayerifchen 
Regierungsbezirks Oberfranken. (Oberfränkiſche Schul und Lehr⸗ 
ordnung.) Zum Gebrauche für Schulbehörden und Lehrer ſyſtematiſch 
zuſammengeſtellt. 2. Aufl. Bearbeitet von Ch. Wolfrum. Hof, 
R. Lion, 1906. (XII, 343 S.) Geb. in Leinw. 4 N. 

Tews, J.: Schulkämpfe der Gegenwart. Vorträge zum Kampf um 
die Volksſchule in Preußen. (Aus Natur und Geiſteswelt. Samm⸗ 
lung wiſſenſchaftlich⸗gemeinverſtändlicher Darſtellungen. 111.) 
Leipzig, B. G. Teubner, 1906. (IV, 158 S.) 1 M. 

Todt: Loſe Blätter aus Kirchen⸗ und Schulrecht. Geſammelt. 
Barenthin, Selbſtverlag, 1906. (62 S.) 

Der preußiſche Volksſchulgeſetz⸗Entwurf. Material zu ſeiner 
Beurteilung. Berlin, Buchh. Vorwärts, 1906. (28 S.) 0,20 M. 


13. Berkehrsweſen. 


* Bk. des Reichskanzlers, betr. die Beſtimmungen über die Befähigung 
von Eiſenbahn⸗Betriebs⸗ und Polizeibeamten. Vom 8. III. 1906. 
RGBl. Nr. 14 S. 391 —402. 


* G., betr. die Bahneinheiten. Vom 23. III. 1906. Württ Rl. 
Nr. 10 S. 67— 90. 

* Bf. des Reichspoſtamts, betr. neue allgemeine Beſtimmungen über 
die Vergebung von Leiſtungen und Lieferungen. Vom 25. V. 1906. 
NPoſt ABl. Nr. 27 S. 117— 188. 

B., betr. die Erhebung der Schiffahrtsabgaben an der Elde, Stör 
und Havel nebſt den dazu gehörigen Seen und Schiffahrtskanälen. 
MecklStrel Off Anz. Nr. 14 S. 99— 103. 

Beſtimmungen über die Befähigung von Eiſenbahn⸗VBetriebs⸗ und 
Polizeibeamten. (B. B.) Gültig vom 1. V. 1906 ab. (Keichs⸗ 
Geſetzblatt 1906, S. 391.) Im Reichs ⸗Eiſenbahnamt durch⸗ 
geſehene Ausg. Berlin, W. Ernſt & Sohn, 1906. (20 S.) 
0,20 M. 

Fritſch: Die Eiſenbahnen. Allgemeine Beſtimmungen. — Verwaltung 
der Staatseiſenbahnen, Staatsaufſicht über Privateiſenbahnen. — 
Beamte und Arbeiter. — Finanzen, Steuern. — Eiſenbahnbau, 
Grunderwerb und Rechtöverhältnifie des Grunbeigentumd. — 
Eiſenbahnbetrieb. — Eiſenbahnverkehr. — Verpflichtungen der 
Eiſenbahnen im Intereſſe der Landes verteidigung. — Poſt⸗ und 
Telegraphenweſen. — Zollweſen, Handelsverträge. (Handbuch 
der Geſetzgebung in Preußen und dem Deutſchen Reiche. Hrsg. 
von Graf Hue de Grais. XIX.) Berlin, J. Springer, 1906. 
(XVIII, 971 S.) Geb. in Leinw. 17,50 M. 

Gerland, Otto: Der Entwurf eines Geſetzes über die Haftpflicht 
für den bei dem Betrieb von Kraftfahrzeugen entſtehenden Schaden. 
PrVerwol. 27. Ig. 472—478. 

Jebens, A. W.: Verkehrspolizeiliches und Berwandtes. Prerwöl. 
27. Ig. 551 —554, 567569. 

Laband, Paul: Über die rechtliche Natur der Privatgleisanſchlüſſe 
an eine öffentliche Eiſenbahn. Eiſenbck. 22. Bd. 8884. 

Mattersdorf, Wilhelm: Der Straßenbahnverkehr in den deutſchen 


Städten und die ihn beftunmenden Einflüſſe. ZKleinb. 18. Js · 
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: Schiffahrtsabg 1. Teil. Die Rechtslage. (Schriften 

* 5 115. Bd. 1. Teil.) Leipzig, 
Duncker & Humblot, 1906. (XII, 339 S.) 7,40 N. 

' ichsverordnungen über das Seeſtraßenrecht. 

Die deutſchen Reich 
1. Seeſtraßenordnung vom 5. II. 1906. 2. Kaiſerliche Verordnung 
über das Verhalten der Schiffer nach einem Zuſammenſtoße von 
Schiffen auf See. Vom 15. VIII. 1876, nebſt Ergänzung dazu 
vom 29. VII. 1889. 3. Kaiſerliche Not⸗ und Lotſen⸗Signalordnung 
für Schiffe auf See und auf den Küſtengewäſſern. Bom 14. VIII. 
1876. 4. Kaiſerliche Verordnung über die Abblendung der Seiten 
lichter und die Einrichtung der Poſitionslaternen auf Seeſchiffen. 
Bom 16. X. 1900. 5. Bekanntmachung, betr. die Einrichtung der 
Poſitionslaternen auf Seeſchiffen. Vom 9. XII. 1900. 6. Ber: 
ordnung, betr. das Ruderkommando. Vom 18. X. 1903. 8., er: 
gänzte Aufl. Hamburg, Eckardt & Meßtorff, 1906. (28 S.) 0,50 M. 

Schiffahrtsabgaben. ArchEiſenbW. 1906. 486—505. 

Die Seeſtraßenordnung vom 5. II. 1906 nebſt darauf bezüglichen 
Nebengefegen und Verordnungen. Gültig vom I. V. 1906 ab. 
Auf Veranlaſſung der Deputation für Handel und Schiffahrt 
zuſammengeſtellt. Hamburg, L. Friederichſen & Co., 1906. (24 S.) 
0,60 M. Fr 

Soergel: Hundebeſitzer f. Unerlaubte Handlungen. 

Die Stellung der höheren techniſchen Berwaltungsbeamten in der 

preußiſch⸗heſſiſchen Staatseiſenbahn⸗Verwaltung. Braunſchweig, 
F. Vieweg & Sohn, 1906. (26 S.) 0,50 M. | 

Stirnweiß, Frz.: Portoweſen, Behandlung der Telegramme und 
der telephoniſchen Ferngeſpräche bei den bayeriſchen Juſtizbehörden, 
für den Dienſtgebrauch bearbeitet. Deggendorf, Selbſtverlag, 1906. 
(44 S.) 0,80 M. 5 

14. Kolonien. 

Bornhak, Conrad: Profeſſuren für Kolonialrecht. Hochſchulg. 
16. Ig. 161 —162. 

Fleiſchmann, Max: Auslieferungsrecht und Nacheile nach deutſchem 
Kolonialrecht. BlVerglR. 1. Ig. 469—474, 520526, 568578. 

Heſſe, Hermann: Die Landfrage und die Frage der Rechtsgültigkeit 
der Konzeſſionen in Südweſtafrika. Ein Beitrag zur wittſchaft⸗ 
lichen und finanziellen Entwickelung des Schutzgebietes. I. Tl. 
Jena, Coſtenoble, 1906. (XVI, 373 E.) 10 M. 

Scharlach, Julius: Unſere Banken und die Kolonien. BankArch. 
5. Ig. 195— 200. N 

Schlimm, Karl: Das Grundſtücksrecht in den deutſchen Kolonien. 
Diſſ. Leipzig⸗Reudnitz, A. Hoffmann, 1905. (VIII, 127 S.) 2,50 M. 


F. Kirchenrecht. 
I. Geſetze und Verordnungen. 

G., betr. die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden 
und Geſamt⸗ (Parochial⸗) Verbänden der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirchen der Provinzen Hannover und Schleswig ⸗Holſtein ſowie in 
den Kirchengemeinden der evangeliſch⸗ reformierten Kirche der 
Provinz Hannover. Vom 22. III. 1906. PrGeſSamml. Nr. 10. 
S. 41—46. | 

G., betr. die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden 
der evangeliſchen Kirchen der Konſiſtorialbezirke Caſſel, Wiesbaden 
und Frankfurt a. M., in den Geſamtverbänden der evangeliſchen 
Kirche des Konſiſtorialbezirkes Caſſel ſowie in der vereinigten 
evangeliſch⸗lutheriſchen und evangeliſch⸗ reformierten Stadtſynode 
zu Frankfurt a. M. Vom 22. III. 1906. PrGeſSamml. Nr. 10. 
S. 46 —50. 


Kirchengeſetz, die Dienſtvergehen der evangeliſchen Geiſtlichen 


betr. Vom 3. III. 1906. Lippe Samml. Nr. 6. S. 321—335. 
Kirchengeſetz, betr. die Erhebung von Kirchenſteuern in den 
Kirchengemeinden und Geſamtverbänden der evangeliſch⸗lutheriſchen 


Kirche der Provinz Hannover. Bom 10. III. 1906. Fr GSamml. 
Nr. 5. S. 23—80. g 5 r a 
B. über die Ausübung der Rechte des Staates gegenüber der 

evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen der Monarchie. 

Bom 23. III. 1906. PrGeſSamml. Nr. 10. S. 53—54. 

*. über die Ausübung der Rechte des Staates gegenüber den 
Kirchengemeinden und Geſamtverbänden in der katholiſchen Kirche. 
Vom 23. III. 1906. PrGeſSamml. Nr. 10. S. 56—57. 

* 8. über die Ausübung der Rechte des Staates gegenüber den 
evangeliſchen Kirchen der Konſiſtorialbezirke Caſſel, Wiesbaden 
und Frankfurt a. N. Vom 23. III. 1906, PrGeſSamml. Nr. 10. 
S. 55—56. | | 

V. über die Ausübung der Rechte des Staates gegenüber den 
evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchen der Provinzen Hannover und 
Schleswig⸗Holſtein ſowie der evangeliſch⸗veformierten Kirche der 
Provinz Hannover. Vom 28. März 1906. PrGeſSamml. Nr. 10 
S. 54 —55. ee e e, . 

* 8. über das Inkrafttreten von Kirchengeſetzen, beit, die Erhebung 
von Kirchenſteuern. Bom 23. III. 1906. PrGeſSamml. Nr. 10. 
S. 51—52. f 

* 3. des Fürſtlichen Kirchenrates vom 12. III. 1906, die theologiſchen 
Prüfungen betr. Vom 12. III. 1906. SchwRGSamml. Stück 5. 
Nr. 10. S. 17—27. 

* 8 des Fürſtlichen Kirchenrates, den Vorbereitungsdienſt der 
Kandidaten der Theologie betr. Vom 12. III. 1906. 
Schw Samml. Stück 5. Nr. 11. S. 27—30. 


II. Schriften allgemeinen Juhalts. 


Fontes juris canonici selecti. (I. Ecclesia antiquissima. — 
II. Potestas ecelesiastica et imperium civile. — III. Ordinatio. 
IV. Hierarchia ordinis et hierarchis juris dictionis.— 
V. Pontifex romanus. VI. Cardinales. VII. Curia romana. 
VIII. Legati pontifieii. — IX. Metropolitae. — X. Episcopi. 
XI. Capituli. — XII. Vicarii et coadiutores episcoporum. 
XIII. Parochi. XIV. Ordines et congregationes.) Collegit 
Andreas Galante. Oeniponte, Wagner, 1906. (VII, 679 S.) 
17 M. j f * Dr ; 
Mocchegiani, Petr.: Jurisprudentia ecclesiastica ad usum 
et commoditatem utriusque cleri. Tom. II et III. Ad Claras 
Aquas (Quaracchi). Rom, Desclee, Lefebvre & Co., 1906. 
Vollſtändig 17,20 M. 


III. Schriften über Einzelfragen. 


Böhner: Beerdigung in geweihter Erde. Recht. 10. Ig. 368. 

Freiſen, Joſeph: Staat und katholiſche Kirche in den deutſchen 
Bundesſtaaten: Lippe, Waldeck⸗Pyrmont, Anhalt, Schwarzburg⸗ 

Rudolſtadt, Schwarzburg⸗Sondershauſen, Reuß⸗Greiz, Reuß⸗Schleiz, 
Sachſen⸗Altenburg, Sachſen⸗Coburg und ⸗Gotha. Nach amtlichen 
Aktenſtücken rechtshiſtoriſch und dogmatiſch dargeſtellt. 2 T. (Kirchen⸗ 
rechtliche Abhandlungen. Heft 25 und 26, 27 bis 29.) 1. Lippe 
und Waldeck⸗Pyrmont. 2. Anhalt ... Sachſen⸗Coburg⸗Gotha. 
Stuttgart, F. Enke, 1906. (XII, 409; XII, 500 S.) 30 M. 

Göller: Die Kommentatoren der päpſtlichen Kanzleiregeln vom Ende 
des 15. bis zum Beginn des 17. Jahrhunderts (Schluß). ArchKathgR. 
86. Bd. 259 — 266. 

Gottlob, Adolf: Kreuzablaß und Almoſenablaß. Eine Studie über 
die Frühzeit des Ablaßweſens. (Kirchenrechtliche Abhandlungen. 
Hrsg. von Ulr. Stutz. 30. und 31. Heft.) Stuttgart, F. Enke, 
1906. (XIV, 316 S.) 12 M. N 

Hoensbroech, [Paul] v.: Moderner Staat und römiſche Kirche. Ein 
kirchenpolitiſches Programm auf geſchichtlicher Grundlage. Berlin, 
C. A. Schwetſchke & Sohn, 1906. (IX, 301 S.) 
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Hüfner: Das Rechtsinſtitut der klöſterlichen Exekution in ber abend» 
ländiſchen Kirche. ArchKathͤR. 86. Bd. 302—319. 

Die neue Kirche nſteuergeſetzgebung für die latholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinden und Geſamtverbände in Preußen und für die Kirchen⸗ 
gemeinden und Parochialverbände der evangeliſchen Landeskirche 
der älteren Provinzen der preußiſchen Monarchie, nebſt einem 
Anhang, enthaltend die Geſetze über die Kirchenſteuererhebung in 
den evangeliſchen Gemeinden der Provinz Hanuover, Schleswig⸗ 
Holſtein und Heſſen⸗Naſſau. Düſſeldorf, L. Schwann, 1906. 
(IV, 97 S.) Kart. 1,50 N. 

Röſch, [Ad.]: Die Beziehungen der Staatsgewalt zur katholiſchen 
Kirche in den Hohenzollernſchen Fürſtentümern von 1800 — 1850. 
ArchKathnR. 86. Bd. 266 — 302. 

Sägmüller: Die Trennung von Kirche und Staat. ArchKathKR. 
86. Bd. 195 — 258. 


G. Internationales Recht. 


* Bk. des Juſtizminiſters, betr. die Orte, an denen ſich mit Gerichts: 
barkeit ausgeſtattete oder ſolche Kaiſerliche Konſularbeamten be: 
finden, welche zur Abhörung von Zeugen und zur Abnahme von 
Eiden allgemein ermächtigt find. Vom 11. IV. 1906. PJ MBl. 
Nr. 16 S. 103. 

» Bk. des Reichskanzlers, betr. die Entſchädigung der Angehörigen 
Dänemarks, Norwegens und Schwedens für unſchuldig erlittene 
Unterſuchungshaft. Vom 3. V. 1906. NGBl. Nr. 24 S. 465. 

» Bk. des Reichskanzlers zum Handels⸗ und Zollvertrage zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und Oſterreich⸗ Ungarn. Vom 25. I. 1905. 
AZU. Nr. 18 S. 493. ö | 

* BE des Staatsminiſteriums, betr. das Auflaſſen ausländiſcher 
Brieftauben. Vom 22. III. 1906. Old GBl. Bd. 35 Stück 63 S. 550. 

„Bk. des Reichskanzlers, betr. die Veröffentlichung des neuen Ber: 
zeichniſſes der ſchweizeriſchen Behörden, denen der direkte Verkehr 
mit den deutſchen Gerichtsbehörden gemäß Erklärung vom 13. XII. 
1878 zukommt. Vom 17. III. 1906. NZ Bl. Nr. 20 S. 514 —516. 

* Bk., betr. das Verzeichnis der ſchweizeriſchen Behörden, denen der 
direkte Verkehr mit den deutſchen Gerichtsbehörden gemäß der 
Erklärung vom 13. XII. 1878 zukommt. Vom 21. V. 1906. 
PrIJMBl. Nr. 22 S. 152 — 154. 

„Bk. des Großherzoglichen Miniſteriums des Innern, betr. das Vieh⸗ 
ſeuchenübereinkommen zwiſchen dem Deutſchen Reich und Oſterreich⸗ 
Ungarn. Vom 8. III. 1903. BadGBl. Nr. 10 S. 87—89. 

» Deutſch⸗Athiopiſcher Freundſchafts⸗ und Handelsvertrag. 

T. III. 1905. RGBl. Nr. 25 S. 470—471. 

»Notenwechſel mit Oſterreich⸗Ungarn wegen der veterinären Bes 
handlung des Rindviehs im Grenzverkehr und der Feſtſetzung von 
Normalgewichten für ſolches Rindvieh. Vom 25. I. 1905. RZBl. 
Nr. 18 S. 499 — 502. 

* bereinkommen mit Oſterreich⸗Ungarn über die Anwendung des 
Schiffsverſchluſſes. Vom 25. I. 1905. RZ. Nr. 18 S. 497498 · 

* Übereinkommen mit Oſterreich⸗Ungarn über die Desinfektion der 
Eiſenbahnviehwagen. Vom 25. I. 1905. NRZU. Nr. 18 S. 502. 

„Übereinkommen mit Oſterreich⸗Ungarn über die Zollabfertigung im 
Eiſenbahnverkehr. Vom 25.1.1905. RZB. Nr. 18 S. 494 — 497. 

* Pf. des Juſtizminiſteriums, betr. die Ausſtellung von Ehefähigkeits⸗ 
zeugniſſen nach Art. 4 des Haager Abkommens zur Regelung des 
Geltungsbereichs der Geſetze auf dem Gebiete der Eheſchließung 
vom 12. VI. 1902. Vom 5. III. 1906. WürttRBl. Nr. 7 
S. 31—32. 

Adler, Arthur: Die Spionage. Eine völkerrechtliche Studie. (Ar⸗ 
beiten aus dem juriſtiſch⸗ ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminar der 
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Königlichen Univerſlät Marburg. Hrsg. von Walt. Schüding. 
4. Heft.) Marburg, D. Ehrhardt, 1906. (X VI, 92 S. mit 
1 Tabelle.) 1,60 M. | 

Delius: Rechtshilſeverfayren |. Gerichtöverfaffung. 

Eheſchließung von Deutſchen im Auslande. (Standesamt 1906, 49.) 
ZBFB. 6. Ig. 760-761. 

Fuld, [Ludwig]: Die Einwirkung des Pariſer Vertrags über den 
Schutz gewerblichen Eigentums auf die prozeſſuale Koſtenkautions⸗ 
pflicht der Ausländer. Gruchots Beitr. 50. Ig. 301—309. 

Fuld, Ludwig: Die zweite Friedens konferenz. Gegenwart. 35. Ig. 
291 — 292. 

Gruebler, Rob.: Die Bollfiredung ausländiſcher Zivilurteile in 
der Schweiz. Baſel, Helbing & Lichtenhahn, 1906. (IV, 
104 S.) 2 M. 

Handels⸗ und Schiffahrtsvertrag zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und Schweden vom 8. V. 1906 mit dem Bertragstarif, 
dem Schlußprotokoll und einer Denkſchrift. Berlin, C. Heymann, 
1906. (107 und 43 S.) IM. 

Hegler: Internat. Strafrecht |. Strafrecht, Alg. T. Verbrechen. 

Herrmann, Paul: Hat ein deutſches Gericht auf Erſuchen eines 
öſterreichiſchen Gerichts einen von dieſem auf Grund rechtskräftigen 
Urteils erlaſſenen Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß dem in 
Deutſchland ſich aufhaltenden Drittſchuldner zuzuſtellen? Ein 
Beitrag zum internationalen Zivilprozeßrecht. Gruchots Beitr. 
50. Ig. 334 —355. 

Hildebrand, Alfr.: 
22— 24. 

Kiparski, W.: Zur Friedensfrage und zur nächſten Haager 
Konferenz. Riga (Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht), 1906. 
(15 S.) 0,30 M. 

Klein, Peter: Die Rück- und Weiterverweiſung im Internationalen 
Privatrecht. ArchBürgR. 27. Bd. 252— 282. 

Lifte der Eiſenbahnſtrecken, auf welche das internationale Über: 
einkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr Anwendung findet. 
Ausgabe vom Januar 1906. Berlin, J. Springer, 1906. 
(23 S.) 0,10 N. 

Mamelok, Alrthur]: Eheſcheidung von Deutſchen in der Schweiz. 

DIZ. 11. Jg. 427—428. 

Manes: Deutſch⸗engliſcher Krieg ſ. Verſicherungsrecht. 

Meili, F.: Das internationale Zivilprozeßrecht auf Grund der 
Theorie, Geſetzgebung und Praxis. 3. Tl. (Schluß.) Zurich, 
Art. Inſtitut Orell Füßli, 1906. (XII und S. 437603.) 5 N. 

Meurer, Chriſtian: Die Genfer Konvention und ihre Reform. 
Erſcheint auch in: Meurer: Die Haager Friedenskonferenz. 
Bd. 2. München, J. Schweitzer Verl., 1906. (VII, 67 S.) 3 N. 

Neumeyer, Karl: Partikulare Staatsverträge über internationales 
Privatrecht. SeuffBl. 71. Ig. 333—342. 

Niemeyer, [Theodor]: Die Marokkofrage in völkerrechtlicher 
Beleuchtung. DIZ. 11. Ig. 445 —447. 

Nippold, Otfried: Internationale Rechtseinheit. Bl Vergl. 2. 38 
65 — 80. 

Röthlisberger, Ernſt: Die Berner Übereinkunft zum Schutze von 
Werken der Literatur und Kunſt und die Zuſatzabkommen. Ge 
ſchichtlich und rechtlich beleuchtet und kommentiert. Bern, A. Franck, 
1906. (V, 362 S.) 6 M. 

Trepte, Aldolff: Der verwundete Krieger einſt und jezt. Miet 
und für das Note Kreuz. Köln, Weſtdeutſcher Schriſtenverein, 1906. 
(47 S.) 

Statiſtiſches Waren verzeichnis f. Zölle. 

Zolltarif ſ. Zölle. 


Internationales Wechſelrecht. ZAHW. 16. Js. 


35. Jahrgang 


u betreffend die bevorſte hende Plenar⸗ 
9 des Dentſchen JInriſtentages. 


I. 
Der 28. Deutſche Juriſtentag wird in dieſem Jahre vom 
i September in Kiel ſtattfinden. 
= Die Verhandlungen beginnen am Montag, den 10. September 
d. J. Vormittags 9 Uhr mit einer Pl. mung im 
Univerſitätsgebäude in Kiel. Ebenda find auch Räume für 
die am 10. und 11. September ſtattfindenden Abteilungsſitzungen 
bereit geſtellt. N 


Seitens der ſtändigen Deputation ſind folgende Beratungs⸗ 
gegenſtände auf die Tagesordnung geſetzt worden: 
1. ehlt ſich eine Anderung der Vorſchrift des $ 833 BGB. 
aber e Ha des Tierhalters? 
Gutachter: Oberlandesgerichtsrat Marwitz⸗Kiel und 
Profeſſor Dr. Traeger⸗Marburg. 
Berichterſtatter: Geheimer izrat Profeſſor 
Dr. Enneccerus⸗ Marburg und Rechtsanwalt am 
Oberlandesgericht Dr. Bitter⸗Kiel. 
2. Empfiehlt ſich eine einheitliche Regelung der Haftung des 
Staates und anderer Perſonen des öffentlichen Rechts 
für den von ihren Beamten bei 17 der dieſen 
anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden? 
Gutachter: Geheimer Juſtizrat Profeſſor Dr. Gierke⸗ 
Berlin und Profeſſor Dr. v. Herrnritt⸗Wien. 
Berichterſtatter: Geheimer Juſtizrat Profeſſor 
Dr. Enneccerus⸗ Marburg, Rechtsanwalt am Reichs⸗ 
gericht Juſtizrat Dr. Wildhagen⸗Leipzig und ein 
PAR vorge n beſtimmender Herr. 
f ehlt bi eine Anderung der Vorſchrift des 8 313 BGB., 
wonach ein Vertrag, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, 
das Eigentum an einem Grundſtück zu übertragen, der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung bedarf? 
Gutachten: des Juſtizrats Dr. Dor ſt⸗Köln und des 
Juſtizrats Dr. E. Stranz⸗Berlin find bereits dem 
26. Juriſtentage erſtattet worden. 
Berichterſtatter: Wirklicher Geheimer Rat Exzellenz 
Dr. Hamm⸗Bonn und Juſtizrat Dr. Oberned= Berlin. 
4. Empfiehlt es ſich, die Haftung des Needers ſeemänniſches 


Verſchulden der Schiffsbeſatzung geſetlich auszuſchließen 
oder durch zwingende Rechte es Rue 
Gutachter: Rechtsanwalt am Reichsgericht, Juſtiz⸗ 
rat Boyens⸗Leipzig und Oberlandesgerichtsrat 
Dr. Mittelſtein⸗ Hamburg. 
Berichterſtatter: Profeſſor Dr. Pappenheim⸗Kiel 
und Landgerichtsrat Colm⸗ Flensburg. 

5. Empfiehlt es ſich, die Verantwortlichkeit der Mitglieder 
1 weuſſichsorats einer Aktiengeſellſchaft genauer zu be⸗ 
mmen 
Gutachter: Profeſſor Dr. Rehm⸗Straßburg i. E. 
Berichterſtatter: Reichsgerichtsrat Dr. Dür inger⸗ 

Berge und Geheimer Juſtizrat Profeſſor Dr. Rieſſer⸗ 
rlin. 

Wieweit ift bei Verſicherungsverträgen die Vertragsfreiheit 

hinſichtlich der Verwirkun Sllauſel durch zwingende Nechts⸗ 

läge zugunſten des V ierten einzuſchränken $ 
Gutachter: Profeſſor Dr. Gierke⸗ Königsberg und 

Geheimrat Direktor Dr. Samwer⸗Gotha. 
Berichterſtatter: Oberlandesgerichtsrat Schneider: 

Er wpfcllt e ah ein a E beſtimmender e er 

. t es ſich, etz zur 2 
unlauteren Wettbewerbs in ng des Aubalafe 
weſens zu ergänzen? 

Gutachter: Oberlandesgerichtsrat Dr. Lobe⸗ Dresden 
und Rechtsanwalt am Rammergericht Magnus» Berlin. 
Berichterſtatter: Oberlandesgerichtsrat Dr. Leppel⸗ 
Kiel und ein noch zu beſtimmender Herr. 
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8. Die ſtrafrechtliche Behandlung von Rüdfall, gewohnheits⸗ 
mäßigem und gewerbsmäßigem Verbrechertum. 
utachter: Profeſſor Dr. Ernſt Mayer⸗Straßburg 
und Profeſſor Dr. med. Aſchaffenburg⸗Köln. 
Berichterſtatter: Geheimer Juſtizrat Profeſſor 
nn Kahl⸗Berlin und Oberſtaatsanwalt Dr. Högel⸗ 
ien. 
9. Die richterliche Strafzumeſſung verbunden mit der ſtraf⸗ 
rechtlichen Behandlung des 8. ji 
Gutachter: Oberſtaatsanwalt Dr. Högel⸗Wien. 
Berichterſtatter: Profeſſor Dr. Finger⸗Halle a. S. 
um Wirklicher Geheimer Rat, Exzellenz Dr. Hamm⸗ 
onn. 
10. Em Wen es ſich, Ehrenerklärung, Abbitte und Widerruf 
ſrafe⸗ tlich zu verwerten? 

Unter welchen Vorausſetzungen und in welchen Formen? 
Gutachter: Stadtſyndikus Dr. Helfritz⸗ Greifswald. 
Berichterſtatter: find noch nicht endgültig beftellt. 

11. Empfehlen ſich geſetzliche Vorſchriften über den gewerblichen 

Arbeitsvertrag a) Geding (Akkordvertrag)? 5 

1 a FR . 
agiſtratsaſſeſſor ing: Berlin und Profeſſor 
Dr. E. Francke⸗Berlin. ef 


Berichterſtatter: Juſtizrat Dr. Meſchelſohn⸗Berlin, 
Profeſſor Dr. Ludwig Bernhard⸗Poſen. 
12. Empfehlen ſich beſondere gefegtüce Beſtimmungen zum 
Schutze des 5 von Angeſtellten ? N 
Gutachter: Profeſſor Dr. Al bert Oſterrieth-⸗Berlin 
und Rechtsanwalt am Kammergericht Dr. Richard 
Alexander ⸗Katz⸗Berlin. 
Berichterſtatter: Juſtizrat Dr. Edwin Katz⸗Berlin 
und Rechtsanwalt Dr. Mittelſtaedt⸗Leipzig. 

13. Empfiehlt ſich eine V Annäherung der 
deutſchen und öſterreichiſchen Geſetzgebungen über die Waren: 
bezeichnungen oder Marken und welche Grundſätze wären 
zu dieſem Zwecke aufzuſtellen? 

Gutachter: a0 chen Dr. Arnold Seligſohn⸗Berlin 
und Hof⸗ und Gerichtsadvokat Dr. en 

Berichterſtatter: Rechtsanwalt Paul Schmib⸗Berlin 
und Sektionsrat im K. K. Patentamt Ritter 
v. Stahl: Wien. : 


Ä III. 
An Feſtlichkeiten ſind zu erwarten: 

a) Sonntag, den 9. September, Abends 8 Uhr: Be⸗ 
grüßungsabend im Hotel Germania, veranſtaltet vom 
. für die Teilnehmer am Juriſtentage 
und deren Angehörige. | 

b) Montag, den 10. September, Nachmittags 4'/, Uhr: 
Dampferfahrt in den Kaiſer Wilhelm⸗Kanal bis zur 

brücke von Levensau; Abends 8 Uhr: Geſellige 
ammenkunft in der Seebadeanſtalt (Daßternbrooh, 
veranſtaltet von der Stadt Kiel. 

c) Dienstag, den 11. September, Nachmittags 4 Uhr: 
Beſichtigung von Kriegsſchiffen oder der Kaiſerlichen 
Werft; Abends von 6 7 ab: Konzert in Bellevue, 
veranftaltet vom Ortsausſchuß. 

d) Mitwoch, den 12. September, Nachmittags 5 Uhr: 
ſteſſen in Bellevue 


) Donnerstag, den 13. September: Fahrt in die Nord⸗ 
Aera ue yur Berfügung gefellten Deppe ab 
Brunsbütteler Hasen. ie Beſbrberung nach Bruns⸗ 
büttel erfolgt mittels Extrazuges (Abfahrt von Kiel: 
05 na ee die Aldjakrt geſchieht per 

er a 
Uberdies nd Beſicht des Thaulowmuſeums 
und der Klubräume des Kaiſerlichen Jachtklubs, ſowie 


en a durch den Hafen und in die Oſtſee 
be Nheres ergibt die Belanntmachung des Orts⸗ 
ausſchuſſes. | 


Anfragen, Wünſche und Anmeldungen nimmt der „Orts⸗ 
ausſchuß des 28. Deutſchen 5 entage in Kiel“ entgegen. 

Wohnungsmeldungen find bis zum 20. Auguft bei dem 
Wohnungs⸗ und eg, Jolſentenf unter der Adreſſe des Herrn 


Juſtizrat Nie ſe, Kiel, Holſtenſtraße 79 anzumelden. 


Der Schriftführer der igen Deputation 
des Deutſchen Zuriſtentages 
| Thinius. 


Grundlegende Entſcheidungen in Zivilſachen. 

Entſch. Nr. 6 weiſt auf den Unterſchied der (nichtigen) 
Vereinbarung eines dinglichen Rechts, durch das der . 
Inhaber einer Schankſtätte unmittelbar gezwungen werden ſoll, 
das Bier von einer beſtimmten Brauerei zu beziehen, und die 
mur eine Verbindlichkeit des entſprechenden Inhalts begründende 
Vereinbarung hin, die grundſätzlich als zuläſſig erachtet wird. — 
Über die wirtſchaftliche und rechtliche Bedeutung des Bier⸗ 
abnahmevertrages zwiſchen der Brauerei und einem ein Darlehn 
aufnehmenden Wirt läßt ſich ausführlich Entſch. Nr. 8 aus. 

Das Verhältnis des BGB. zu den ſonſtigen Reichsgeſetzen, 
inſonderheit dem Geſetze über die Abzahlungsgeſchäfte, wird in 
Entſch. Nr. 7 an einem Falle, der den Verkauf eines Bordellgrund⸗ 
ſtücks nebſt Inventar zum Gegenſtand hat, erörtert; hierbei 
werden wichtige Geſichtspunkte über die Vorausſetzungen des 
unſittlichen Geſchäfts, des aus einem ſolchen entſpringenden 
Bereicherungsanſpruchs und die Natur des aus dem AbzG. ſich 
ergebenden Rückgewähranſpruchs aufgeſtellt. 

Der bauleitende Architekt ſteht nach Entſch. Nr. 13 zu dem 
Bauherrn in einem als Dienſtvertrag, nicht als Werkvertrag zu 
bezeichnenden Rechtsverhältniſſe. Er hat keinen Anſpruch auf 
die Sicherungshypothek des S 648 BGB. N 

Der Geſchäftsherr haftet nach Entſch. Nr. 16 nicht für 
alle nur bei Gelegenheit der Vertragserfüllung von ſeinen 
Hilfsperſonen begangenen Verſehen, ſondern nur für ſolche, die in 
Ausführung der Verrichtung begangen ſind, die alſo mit der 
Vertragserfüllung nicht nur in einem äußeren, ſondern in einem 
inneren Zuſammenhange ſtehen. ö 

Entſch. Nr. 17 erörtert die Natur des Ausſtattungs⸗ 
verſprechens in ſeinem Verhältniſſe zur Schenkung und zum 
Leibrentenverſprechen. | 

Wird gegenüber der Darlehnsklage der Einwand erhoben, 
die hingegebene Summe ſei geſchenkt, ſo nt, wie in Entſch. Nr. 18 
in Übereinſtimmung mit der altrechtlichen Judikatur angenommen 
wird, der Kläger das Darlehen zu beweiſen; hieran wird durch 
den Satz, daß Schenkung nicht vermutet wird, nichts geändert. 

Einen Fall der Jurisprudenz des täglichen Lebens bietet 
die intereſſante Entſch. Nr. 20, die den Schadenserſatzanſpruch 
des Touriſten behandelt, der auf einer Bergtour beim Abſteigen 
von dem Eſel verunglückt war. 

Der Begriff des Schutzgeſetzes im Sinne des § 823 Abſ. 2 
BGB. wird in Entſch. Nr. 21 erörtert und der Vorſchrift des 
8 249 HGB. (Verpflichtung des Aufſichtsrats einer Aktien⸗ 

eſellſchaft zu ſorgfältiger Geſchäftsführung) der Charakter eines 
ſolchen Geſetzes abgeſprochen. er 

Die Verleitung zum Vertragsbruche ſtellt — nach Entſch. 
Nr. 23 — nicht ſchlechthin einen Verſtoß gegen die guten Sitten 
im Sinne des 8 826 BGB. dar, ſondern nur, wenn dies aus 
den beſonderen Umſtänden des Falles ſich ergibt. 

Die Rechtsſtellung des Notars und ſeine Haftung für jedes 
Verſehen wird in Entſch. Nr. 25 behandelt, in der ein Fall 
beurteilt wird, in dem der Notar einen Wechſelproteſt für einen 
nicht legitimierten Wechſelintereffenten aufgenommen hatte. 
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In Entſch. Nr. 38. wird dargelegt, daß die zur Abwendung 
der Zwangsvollſtreckung aus einem für vonlluftg vollſtreckbar 
erklärten Urteil an den Gerichtsvollzieher erfolgte Hingabe von 
Geld keine die Forderung tilgende Zahlung iſt. N. 


Grundlegende Eutſcheidungen in Straſſachen. 


Die Stellung unter Polizeiaufſicht iſt, wie die Entſch. 
Nr. 5 ausführt, unzuläſſig, wenn nicht primär auf Zuchthaus 
erkannt wurde, ſondern dieſe Strafart erſt die Folge einer 
durch Bildung einer Geſamtſtrafe veranlaßten Umwandlung war. 

Über die Frage, inwieweit eine Verurteilung wegen Kuppelei 
die ſpätere Verfolgung wegen einer in dem erſten Urteil liegenden 
Tätigkeit ausſchließt, laſſen ſich die Entſch. Nr. 7 und 8 aus. 

Abweichend von einem früheren Urteil des Ferienſenats 
führt Entſch. Nr. 10 aus, daß das Merkmal des „Verbreitens“ 
nach § 186 StGB. nicht die Hinſtellung der mitgeteilten Tat: 
ſache als wahr verlangt. a 

a der Stelle im Sinne des 8 199 StOB. 
erfordert nach Entſch. 13 nicht unmittelbare Aufeinanderfolge 
der beiden Beleidigungen. 

Verlaſſen in hilfloſer Lage ($ 221 StGB.) wird verneint 
bei einer Frauensperſon, die von der Geburt überraſcht das 
une laß Zutun in die Abortgrube gefallene Kind dort 
iegen läßt. i = Ä 

Mit der Frage der Begehung eines Betruges durch Ents 
ß eg elektriſchen Stroms befehäftigen ſich die Entſch. Nr. 19 
u | | 


Entſch. Nr. 22 bejaht die Frage, ob ein Bevollmächtigter 
durch wucheriſche Ausbeutung des Leichtſinns und der Unerfahren⸗ 
heit ſeines Auftraggebers ſich einer Untreue nach § 266 StGB. 
ſchuldig machen kann. 

Daß das Erſetzen der Unterſchrift durch einen Stempel⸗ 
druck einer Urkunde den Charakter der öffentlichen Urkunde 
nehmen kann, ergibt ſich aus Entſch. Nr. 24. 

Der Umſtand, daß einer der Mitſpielenden infolge Zeichnens 
der Karte jede Karte kennt, nimmt nach Entſch. Nr. 25 dem 
Spiel nicht den Charakter des Glückſpieles (8 284 StGB.) 

Entſch. Nr. 28 erörtert das Verhältnis von § 348 StGB. 
zu 8 26 des Fleiſchbeſchaugeſetzes. | 
über das Verfahren, wenn mehrere Angeklagte nach 
5 246 StPO. je einzeln in Abweſenheit der anderen ver⸗ 
nommen werden, verbreitet ſich Entſch. Nr. 34. 

Unter Billigung der vom II. Senat vertretenen Anſicht 
erörtert Entſch. Nr. 36, daß der Zweck der Verleſung nicht be⸗ 
ſonders hervorgehoben werden muß, wenn durch die Verleſung 
blos bewieſen werden ſoll, daß die Urkunden vom Angeklagten 

"Die guleſſcken der Gtelung von Gilfsfragen, für we 
ie Zuläſſigkeit der Stellung von agen 
Fan, der Bejahung der Hauptfrage wird nach Entſch. Nr. 39 
anerkannt. ö 


Entſch. Nr. 43 legt dar, was unter Beſchäftigung in einer 
Fabrik im Sinne des 5 187 GewO. zu verſtehen iſt. 
Daß $ 13 des Warenzeichengeſetzes nur wahre und ernſthaft 
emeinte Angaben über Herſtellungsart ſchützen will, führt 
ch. Nr. 46 aus. | Ä 


hältniſſes zwiſchen Nahrungsmittel⸗ und 
ie vom REG. ſchon vielfach geprüfte Frage, in welchem 
Verhältnis der 8 7 des Sußſtoffgeſetzes zu den Stra 
8 ndet eine em⸗ 


beſtimmu 
gehende Erörterung in Entſch. 8 . 
Entſch. Nr. 58 endlich unterſucht das Verhälmis der Ber 
immungen des Rennwettengeſetzes zu 8 284 StGB. und die 
ge, wann öffentliche Aufforderung zum Abſchluß von Wetten. 
vorliegt. Kloeppel 
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Beſtellungen 


übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 3 


Vereins nachrichten. 


An Stelle des verſtorbenen Herrn Geheimen Inſtizrat 
Otto Haſe in Altenburg, iſt der Rechtsanwalt, Herr Inſtizrat 
Karl Eckert in München, zum Mitgliede des Vorſtandes 
gewählt. 

Leipzig, den 25. Juli 1906. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


. . zweinndzwanzigſte ordentliche Generalverſammlung 
wird au 
den 7. Oktober 1906, Mittags 12 Uhr 
nach Leipzig Reichsgerichts ebände, e der Rechts. 
anwaltſchaft bei dem Reichsgericht, berufen. 


Begenftände der Tagesordnung find: 

1. der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Inni 1906 abgelaufene 
„ jahr 
8 Ir ' gahresrechuung und Entlaſtung des 

orſtande 

3. die Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit 

des a der Satzungen; 
4. die Wahl von ee eee 
5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


Leipzig, den 25. Juni 1906. 


Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr, Juſtizrat, Vorſitzender. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 2. bis 28. Juli 
1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 1, 55, 141-143 EGBGB. in Verb. mit 
88 313, 139 BGB. und Art. 219 Ausführungsgeſetz zur 


5) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


Zivilprozeßordnung vom 23. Februar 1879 (Geſ. u. Verordn. Bl. 
für Bayern V 63 ff. — Beſeitigung des Art. 219 1. c. (Not⸗ 
wendigkeit der Errichtung von Notariatsurkunden bei Grundſtücks⸗ 
käufen bei Strafe der Nichtigkeit) ſeit 1. Januar 1900 durch 
das BGB.] 

Klägerin hat durch Privatvertrag vom 17. November 1903 
ein Wirtſchaftsanweſen in Rockenhauſen nebſt Inventar den 
Beklagten für 33 000 Mark verkauft. Beklagte haben eine 
Hypothek von 15 000 Mark in Anrechnung auf den Kaufpreis 
übernommen und verſprochen, bei Errichtung der notariellen 
Urkunde 3000 Mark bar zu zahlen und den Reſt von 
15 000 Mark, abzüglich der gleich zu erwähnenden Vergütung, 
in 10 gleichen Jahresraten, beginnend mit dem 1. Januar 1905, 
nebſt 5 Prozent Zinſen abzutragen. Sie haben ſich ferner 
verpflichtet, zehn Jahre lang ihren geſamten Bierbedarf von 
der Klägerin zu beziehen. Dafür ſollten ihnen jedoch jedes 
Jahr 500 Mark, im ganzen 5 000 Mark am Kaufſchilling gut 
geſchrieben und von dieſen 5 000 Mark keine Zinſen berechnet 
werden. Durch ſchriftlichen Nachtrag vom 23. November 1903 
iſt vereinbart, die Beklagten dürften den Reſtkauſſchilling jeder⸗ 


zeit zurückzahlen und höre dann die Verpflichtung zum Bier bezug 


auf. In den am 1. Dezember 1903 notariell verbrieften Kauf⸗ 
vertrag ſind die Beſtimmungen über die Verpflichtung zum 
Bierbezug und die jährliche Gutſchrift von 500 Mark nicht 
aufgenommen. Hinſichtlich des Kaufpreiſes von 33 000 Mark 
iſt bemerkt, daß 28000 Mark auf das Grundſtück und 
5 000 Mark auf die mitverkauften Fahrniſſe treffen, und 
beſtimmt, daß der Reſtkaufpreis von 15 000 Mark in zehn 
gleichen Jahresterminen vom 1. Januar 1905 an mit 5 Prozent 
jährlichen Zinſen vom 1. Dezember 1903 zu bezahlen ſei. Am 
14. Dezember 1903 haben die Beklagten die Abſchlagszahlung 
von 3 000 Mark der Klägerin geleiſtet. Bald darauf hat die 
Brauerei J. für die Beklagten der Klägerin 10 000 Mark nebſt 
Zinſen als den geſchuldeten Reſtkaufſchilling geſchickt, das Geld 
aber zurückgezogen, als Klägerin erwiderte, daß ſie die Beklagten 
erſt nach Zahlung von weiteren 5 000 Mark entlaſten könne. 
Beklagte haben dann den Bierbezug bei der Klägerin eingeſtellt 
und das Bier von der Brauerei J. entnommen. Nun hat 
Klägerin Klage erhoben mit dem Antrage, die Beklagten zur 
Zahlung von 750 Mark nebſt Zinſen ſeit dem 30. Mai 1904 
zu verurteilen, mit der Begründung, ihr gebühre dieſer Betrag 
68 
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als Entſchädigung dafür, daß die Beklagten ein Jahr kein Bier 
von ihr bezogen hätten. Beklagte haben Abweiſung der Klage 
und widerklagend beantragt, feſtzuſtellen, daß ſie der Klägerin 
als Kauſpreis nur 28 000 Mark verſchulden. Klägerin hat 
Abweiſung der Widerklage und, neben ihrem Klagcantrage, 
beantragt, feſtzuſtellen, daß die Beklagten ihr noch den Reſt⸗ 
kaufpreis von 15 000 Mark ſchuldig ſeien. Der erſte Richter 
hat Klage und Widerklage abgewieſen, weil das Veräußerungs⸗ 
geſchäft, da es nicht in allen Teilen notariell beurkundet, wegen 
Formmangels nichtig ſei. Das Berufungsgericht hat unter 
Abänderung des erſten Urteils feſtgeſtellt, daß die Beklagten 
auf Grund des Kaufvertrags vom 1. Dezember 1903 der 
Klägerin noch einen Reſtkaufpreis von 15 000 Mark nebſt 
5 Prozent Zinſen ſeit dem 1. Dezember 1903 ſchulden, im 
übrigen die Berufung zurückgewieſen. Das RG. hat das 
I. Urteil wiederhergeſtellt: Das Berufungsgericht begründet 
zunächſt ſeine Überzeugung davon, daß der Kaufpreis von 
33 000 Mark in den Verträgen nicht zum Scheine ſtatt des 
wahren Kaufpreiſes von 28 000 Mark feſtgeſetzt iſt, es führt 
ferner aus, daß der Wirtſchaftskauf und der Bierbezugsvertrag 
unausſcheidbar miteinander verknüpft ſeien und daß letzterer für 
die Einigung über den Kaufpreis erhebliche Bedeutung habe, 
daß auch ihr innerer Zuſammenhang klar zutage liege, daß 
Wirtſchaftskauf und Kaufpreis einerſeits und Bierbezugs⸗ 
verbindlichkeit und Vergünſtigung der Gutſchrift andererſeits 
in ſolch unmittelbarer Abhängigkeit voneinander ſtänden, daß 
die Beklagten auf den Kauf ohne das Verſprechen der Gutſchrift 
nicht eingegangen wären, und daß die Klägerin ohne die Uber⸗ 
nahme der Verpflichtung zu langjährigem Bierbezug ſeitens der 
Beklagten ſich für einen Kaufpreis von 28 000 Mark zur 
Veräußerung der Wirtſchaft nicht verſtanden hätte. Der recht⸗ 
lichen Beurteilung iſt vorauszuſchicken, daß zur Zeit des Ab⸗ 
ſchluſſes der Verträge im Jahre 1903 das Grundbuch noch 
nicht als angelegt anzuſehen war; das Grundbuch iſt erſt am 
1. Februar 1905 für angelegt erklärt (Bek. des bayeriſchen 
Juſtizminiſters vom 10. Januar 1905 — Bay JMBl. 1905 
S. 7). Es ſind dann die Beklagten als neue Erwerber in das 
angelegte Grundbuch eingetragen, und zwar lediglich auf die 
Anmeldung ihres Eigentums im Anlegungsverfahren unter 
Überſendung ihrer Erwerbstitel an das Grundbuchamt, ohne 
daß vorher eine Auflaſſung oder ein anderer Ubertragungsakt 
ſtattgefunden hat. Die rechtlichen Folgerungen, welche das 
Berufungsgericht aus ſeinen tatſächlichen Feſtſtellungen zieht, 
erregen indes in einer Beziehung ſo ſchwerwiegende und ein⸗ 
greifende Bedenken, daß ſie zur Aufhebung des Berufungsurteils 
führen müſſen. Als die Verträge von 1903 abgeſchloſſen 
wurden, erfolgte in Rhein⸗Bayern gemäß Art. 189 EGBGB. 
der Erwerb und Verluſt des Eigentums an Grundſtücken 
nach dem bisherigen, alſo dem franzöſiſchen Rechte. Nach 
Art. 1583 c. c. kommt der Kauf durch die Einigung der 
Parteien über Sache und Preis zuſtande und der Käufer wird 
Eigentümer der Sache, ohne daß es der Überlieferung der Sache 
an den Käufer, einer weiteren Einigung über den Übergang 
des Eigentums oder eines ſonſtigen ÜUbertragungsaktes bedarf, 
die Begründung des obligatoriſchen Schuldverhältniſſes und die 
dingliche Einigung über den Eigentumsübergang fallen beim 
Kaufvertrage zuſammen. Beklagte wurden alſo mit dem Ab⸗ 
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ſchluſſe des Kaufvertrags zugleich Eigentümer der gekauften 
Wirtſchaft, wenn der Kaufvertrag gültig war. Mit dem 
1. Januar 1900 iſt die Vorſchrift des S 313 BGB. über den 
Formzwang der Veräußerungsverträge über Grundſtücke in 
Kraft getreten, und zwar nach der allgemeinen Meinung, die 
vom NG. gebilligt iſt (Urt. v. 30. September 03 V. 149/03), 
auch in ſolchen Bezirken, wo das Grundbuch noch nicht als 
angelegt anzuſehen iſt. Die Frage, ob der hier in Rede 
ſtehende Vertrag, wäre er Formmangels wegen nichtig geweſen, 
nach 8 313 Satz 2 BGB., durch nachfolgende Auflaſſung und 
Eintragung hätte gültig werden können, verneint das Berufungs⸗ 
gericht im Einverſtändniſſe mit dem RG. (a. a. O.), weil die 
heilende Kraft der Auflaſſung und Eintragung auf andere 
Arten der Vertragserfüllung überhaupt nicht angewendet werden 
kann. Dieſe Frage kommt inſofern nicht in Betracht, als der 
Vertrag vom 1. Dezember 1903 notariell beurkundet iſt, daher 
der Formvorſchrift ſowohl des 8 313 BGB. als des 
Art. 219 AGzZ3PO., vom 23. Februar 1879 (Geſ. u. 
Verord. Bl. für Bayern V 63 ff.), wonach über Grundſtücks⸗ 
käufe bei Strafe der Nichtigkeit Notariatsurkunden errichtet 
werden müſſen, entſpricht. Es iſt aber ein weſentlicher Teil 
des Kaufvertrages nicht notariell beurkundet, ſondern nur in 
dem privatſchriftlichen Vertrage vom 17. November 1903 ent⸗ 
halten. Unter dem Formzwange des § 313 Satz 1 B68. 
ſteht nicht bloß der einzelne auf Eigentumsübertragung gerichtete 
Beſtandteil des Vertrags, ſondern der Vertrag, d. h. alle 
Vereinbarungen, aus welchen ſich nach dem Willen der Be⸗ 
teiligten der obligatoriſche Veräußerungsvertrag zuſammenſetzen 
ſoll (RG. 51, 180; 52, 4. Da zu den Vereinbarungen 
dieſer Art, die im privatſchriftlichen Vertrage enthaltenen, in 
den notariellen Vertrag nicht aufgenommenen Beſtimmungen 
über die Bierbezugsverpflichtung und die jährliche Gutſchrift 
von 500 Mark gehören, ohne welche, wie das Berufungsgericht 
annimmt, beide Teile das Rechtsgeſchäft nicht vorgenommen 
haben würden, iſt der ganze Veräußerungsvertrag nach 
8 139 BGB. nichtig und die Nichtigkeit kann ſowohl durch 
Klage wie durch Einrede geltend gemacht werden. Dieſer 
Folgerung, die nach den am 1. Januar 1900 in Kraft 
getretenen Beſtimmungen des BGB. unzweifelhaft berechtigt 
iſt, ſucht das Berufungsgericht auszuweichen. Es bemerkt, daß 
nach der Auslegung des Art. 219 AG. durch die oberſt⸗ 
richterliche Rechtſprechung der notariell verbriefte Vertrag trotz 
ſeiner Unvollſtändigkeit wirkſam ſei und die Vertragsteile binde, 
ſo lange ſie ihn nicht mittels Klage oder Widerklage als nichtig 
angefochten hätten, daß alſo die Nichtigkeit nicht einredeweiſe 
geltend gemacht werden könne; und daß dieſer Auslegung die 
Bedeutung geſetzgeberiſcher Außerung beizulegen ſei dergeſtalt, 
als hätte Art. 219 eine ausdrückliche Beſtimmung im Sinne 
jener Auslegung getroffen. Da nun, ſo meint es, — die 
Beklagten keine Widerklage auf Nichtigkeit des Kaufs erhoben 
hätten, ſei anzunehmen, daß der Grundſtücksverkauf zu Recht 
beſtehe. Dieſe Ausführungen beruhen auf Geſetzesverletzung. 
Mit dem Inkrafttreten des BGB. am 1. Januar 1900 find 
die privatrechtlichen Vorſchriften der Landesgeſetze außer Kraft 
getreten, ſoweit nicht im BGB. oder in dem EGBGB. ein 
anderes beſtimmt worden iſt. EGBGB. Art. 1, 55. Daß die 
Beſtimmungen des BGB. in den 88 125, 139 durch Landes- 
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geſetz abgeändert werden könnten, iſt weder im BGB. beſtimmt, 


noch aus den Vorbehalten, welche im EG. zugunſten der 
Landesgeſetzgebung gemacht ſind, zu entnehmen. Die 
Art. 141 — 143 EG BGB., welche allein in Betracht kommen 
könnten, laſſen jene Anderung nicht zu. Wenn alfo auch der 
Art. 219 ASZPO. die ihm vom Berufungsgerichte beigelegte 
Bedeutung hätte, kann er gegenüber den Beſtimmungen des BGB. 
ſeit dem 1. Januar 1900 keine Anwendung mehr finden. Dem 
erſten Richter iſt hiernach darin beizutreten, daß das Kauf⸗ 
geſchäft, welches die Parteien am 17. November 1903 privat⸗ 
ſchriftlich und am 1. Dezember 1903 notariell geſchloſſen haben, 
nichtig iſt. Infolge davon iſt der durch den Abſchluß dieſer 
Verträge bewirkte Eigentumsübergang nichtig (vgl. Habicht, 
2. Aufl. S. 455) und es ſind durch dieſe Verträge obligatoriſche 
Schuldverbindlichkeiten für die Parteien nicht begründet. Die 
vom erſten Richter ausgeſprochene Abweiſung der Klage iſt, 
unter Aufhebung des Berufungsurteils, durch Zurückweiſung 
der Berufung der Klägerin zu beſtätigen. F. c. Sp. B., U. v. 
7. Juli 06, 663/05 V. — Zweibrücken. 

2. Art. 176 EGBGB. in Verb. mit 8 839 Abſ. 2 BGB. 
Haftbarkeit eines Subhaſtationsrichters wegen Nichtbeachtung 
des Art. 176 1. c.] 

Es kann der Reviſion zugegeben werden, daß nicht jedes 
Verſehen eines Richters, jede irrige Geſetzesauslegung ihn 
ſchadenserſatzpflichtig macht. Im vorliegenden Falle handelt 


es ſich aber gar nicht um eine irrige Geſetzesauslegung, ſondern 


um ein Außerachtlaſſen einer klaren Geſetzesbeſtimmung. Der 
Art. 176 CG BGB. beſtimmt, daß eine Außerkursſetzung von 
Inhaberpapieren nicht mehr ſtattfindet und eine früher erfolgte 
Außerkursſetzung mit dem Inkrafttreten des BGB. ihre Wirkung 
verliert. Trotzdem hat der Beklagte bei der von ihm als 
Richter geleiteten Zwangsverſteigerung des klägeriſchen Ritter⸗ 
guts G.⸗B. einen von einem der Bieter, Rentier K., als 
Bietungskaution angebotenen Staatsſchuldſchein über 2000 Mark 
wegen des auf demſelben befindlichen Außerkursſetzungsvermerks 
als zur Sicherheitsleiſtung ungeeignet zurückgewieſen. Dieſe 
Nichtbeachtung oder Unkenntnis des Art. 176 eit. war um fo 
unentſchuldbarer, als es ſich um eine Beſtimmung handelte, 
die gerade für den Beklagten als Subhaſtationsrichter von 
beſonderer Bedeutung war, und als er noch von K. auf das 
Eindringlichſte auf ſeinen Irrtum hingewieſen war. Daß es 
ſich aber bei dieſer Zurückweiſung einer Bietungskaution nicht 
um ein „Urteil“ im Sinne des Abſ. 2 des 8 839 BGB. 
handelte, liegt auf der Hand, und kann in dieſer Beziehung 
lediglich auf die zutreffenden Ausführungen des Berufungsgerichts 
verwieſen werden. Ebenſo klar iſt nach den Beweisfeſtſtellungen 
des Berufungsgerichts der urſächliche Zuſammenhang dieſes 
Verſehens des Beklagten mit dem dem Kläger erwachſenen 
Schaden. (Wird dargelegt). 1 c. v. St., U. v. 6. Juli 05, 
5/06 III. — Berlin. 

3. Art. 217 EGBGB. nur anwendbar auf einen mit 
dem Erblaſſer geſchloſſenen Erbverzichtsvertrag.] 

Der Berufungsrichter geht in der Anwendung des Art. 217 
EGBGB. fehl. Hier rügt die Reviſion mit Recht, daß ihn 
das Berufungsgericht für anwendbar erachtet. Schon die 
Gegenüberſtellung der Vorſchriften in 8 312 BGB. einerſeits 
und 89 2346, 2352 BGB. andererſeits ergibt, daß das 
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BGB. unter einem „Erbverzichtsvertrage“ einen mit dem 
Erblaſſer geſchloſſenen Vertrag verſteht. Nur von einem 
ſolchen iſt auch in der Reichstagskommiſſion bei der Beratung 
der jetzt den Art. 217 bildenden Vorſchrift die Rede geweſen 
(Prot. VI S. 557, 636). Es iſt daher nicht angängig, dem 
Worte eine weitere Bedeutung zu geben und darunter auch 
einen Vertrag zu verſtehen, der nicht mit dem Erblaſſer, ſondern 
„unter den künftigen geſetzlichen Erben“ (§S 312 Abſ. 2) ge 
ſchloſſen iſt, und zwar auch dann nicht, wenn dabei das frühere 
Recht in Betracht gezogen wird; denn auch dieſes — wenigſtens 
das hier in Betracht kommende PrAL R. — hat für derartige 
Verträge unter Miterben den Ausdruck „Erbverzichtsvertrag“ 
als einen geſetzlichen nicht eingeführt. Mit Recht iſt daher die 
Anwendbarkeit des Art. 217 auf derartige unter Miterben vor 
dem Inkrafttreten des neuen Rechts abgeſchloſſene Verträge be⸗ 
ſtritten und angenommen worden, daß auf dieſe nur Art. 170 
EG. zur Anwendung kommen könne (Habicht, Einwirkung des 
BGB., 2. Aufl., S. 726 8 77). Ob damit derartigen Ver⸗ 
trägen unter Miterben, die — wie der Berufungsrichter ſagt 
— nach den Vorſchriften des ALR. anerkanntermaßen dinglich 
wirkten — dieſe Wirkung genommen iſt, d. h. ob ſie nunmehr 
nur die Miterben perſönlich binden, aber nicht mehr die Folge 
haben, daß der entſagende Teil Erbe überhaupt nicht geworden 
iſt, kann für den vorliegenden Fall dahingeſtellt bleiben. 
S. c. K., U. v. 23. Juni 06, 593/06 V. — Marienwerder. 

4. 55 31, 89, 254, 823 BGB. Iſt die Haftung einer 
Stadtgemeinde wegen Unfälle begründet, wenn einem Stadt⸗ 
baumeiſter die Beaufſichtigung von Arbeiten unterſteht. Aus⸗ 
wahl von Hülfsperſonal. Konkurrierendes Verſchulden.] 

Die beklagte Stadtgemeinde W. ließ Tiefbauarbeiten zu 
Kanaliſationszwecken ausführen und übertrug dieſe Arbeiten dem 
Bauunternehmer H. Der Erblaſſer der Klägerin ging auf einem 
angebrachten Bohlenbelage und ſtürzte, als er an die Stelle, 
wo dieſer Belag endete, gelangt war, in den offenen Teil eines 
Siels hinab und zog ſich dabei tödliche Verletzungen zu. Das 
OLG. hat den Klageanſpruch dem Grunde nach für berechtigt 
erklärt. Das RG. hob auf und verwies zurück: Wenn man 
den von der Vorinſtanz feſtgeſtellten Sachverhalt unterſtellt, ſo 
iſt ihr darin beizuſtimmen, daß die Vorkehrungen, welche an 
der Unfallſtelle getroffen waren, keinen genügenden Schutz gegen 
die durch die Straßenaufgrabung für den nächtlichen Straßen⸗ 
verkehr geſchaffenen Gefahren boten, und der Vorwurf, es ſeien 
dabei die Anforderungen an die durch den Verkehr gebotene 
Sorgfalt überſpannt, erſcheint nicht berechtigt. Es hat auch in 
den Vorinſtanzen kein Streit darüber beſtanden, daß in W. zur 
Zeit des Unfalls ein Stadtbauamt beſtanden hat, und K. deſſen 
Vorſtand geweſen iſt. Mit Rückſicht hierauf durfte das Be⸗ 
rufungsgericht als unſtreitig anſehen, daß zu jener Zeit vermöge 
der in W. beſtehenden Verwaltungsorganiſation das ſtädtiſche 
Bauweſen einer beſonderen Abteilung der ſtädtiſchen Verwaltung 
übertragen und K. zum Leiter dieſer Abteilung beſtellt geweſen 
iſt, und deshalb davon ausgehen, daß K. für den hier in Frage 
kommenden Zweig der Stadtverwaltung geſetzlicher Vertreter 
der Stadtgemeinde, zum mindeſten ein ſolcher im Sinne von 
5 30 BGB. geweſen ſei. Zu einer Ausübung des Fragrechts 
behufs näherer Aufklärung der inſoweit in W. beſtehenden 
organiſatoriſchen Einrichtungen (vgl. RG. 62, 31 flg.) lag um 
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fo weniger Anlaß vor, da die Beklagte nach dem Schlußſatze 
des zweitinſtanzlichen Tatbeſtandes Anlaß genommen hatte, 
bezüglich des Ingenieurs O. ausdrücklich hervorzuheben, daß er 
kein verfaſſungsmäßig berufener Vertreter der Stadtgemeinde 
geweſen ſei, eine gleiche Behauptung aber bezüglich K.'s nicht 
aufgeſtellt hatte. Das OLG. durfte deshalb auch eine beſondere 
Begründung ſeiner Annahme, daß K. verfaſſungsmäßiger Ver⸗ 
treter der Beklagten geweſen ſei, für entbehrlich anſehen. Da⸗ 
gegen iſt ein weiterer Angriff der Reviſion als begründet an⸗ 
zuerkennen. Die Beklagte hat ſich zu ihrer Entlaſtung darauf 
berufen, daß ſie dem Bauunternehmer H., einem in ſeinem Fache 
bewährten Manne, zur Pflicht gemacht habe, alle zur Sicherung 
des Verkehrs nötigen Absperrungen, Beleuchtungen und ſonſtigen 
Schutzvorkehrungen rechtzeitig zu beſchaffen. Sie habe aber 
auch noch beſondere Beamte damit beauftragt, dafür zu ſorgen 
und darüber zu wachen, daß nach der bezeichneten Richtung alles 
erforderliche geſchehe. Der Stadtbaurat K. und der Ingenieur 
O. hätten während der Kanaliſationsarbeiten in gewiſſen Zeit⸗ 
abſchnitten regelmäßig Reviſionen der Arbeitsſtellen vor⸗ 
genommen, ſie hätten auch beide beſtändig die Arbeiten in der 
Weiſe überwacht, daß ſie an Ort und Stelle mit dem Bau⸗ 
meiſter und dem Bauaufſeher die zu treffenden Maßregeln bes 
ſprochen und deren Vorſchläge gebilligt oder andere Anordnungen 
erteilt hätten. Aus dieſem Vorbringen, durch das die Beklagte 
ihre früheren Behauptungen ergänzt hat, entnimmt die Vor⸗ 
inſtanz, daß nach der ſchließlich von der Beklagten gegebenen 
Darſtellung K. ſich die eigentliche Leitung ſelbſt vorbehalten 
und je nach dem Fortſchreiten der Sielarbeiten in den einzelnen 
Straßen die zu ergreifenden Maßregeln beſtimmt habe, und daß 
auch der Zuſtand, der an der Unfallſtelle beſtanden hat, auf 
Anordnungen K.'s beruht habe oder von ihm genehmigt geweſen 
ſei. Bei dieſer Argumentation iſt zunächſt ganz unberüdfichtigt 
geblieben, daß die Beklagte ausdrücklich behauptet hat, die von 
ihr angegebene Tätigkeit hätten K. und O. ausgeübt, womit 
ganz zweifellos hat geſagt fein ſollen, dieſe beiden hätten ſich 
in die Überwachungsarbeit geteilt, ſodaß zu gleicher Zeit an 
demſelben Orte immer nur der eine oder andere von ihnen 
tätig geworden ſei. Dafür, daß am 25. April 1900 die Ars 
beiten gerade durch K. kontrolliert worden ſeien, bietet das An⸗ 
führen der Beklagten nicht den mindeſten Anhalt, O. aber war, 
wie das Berufungsgericht ſelbſt annimmt, nicht verfaſſungs⸗ 
mäßiger Vertreter der Beklagten, es würde alſo, wenn er am 
Unfalltage die Aufgrabungen an der Unfallſtelle beſichtigt und 
betreffs der zu treffenden Sicherungsvorkehrungen Anordnungen 
erteilt hätte, die Anwendung der 88 30, 31, 89 BGB. nicht 
in Fratze kommen. Aber auch ganz abgeſehen hiervon, muß 
die Auffaſſung der Vorinſtanz beanſtandet werden, weil ſie dem 
in Rede ſtehenden Anführen der Beklagten eine Deutung gibt, 
die dem, was die Beklagte gemeint hat, offenbar nicht entſpricht, 
und weder durch den Wortlaut des Vorbringens noch durch die 
ganze Sachlage gerechtfertigt wird. Es handelte ſich um um⸗ 
fängliche Kanaliſationsarbeiten, die gleichzeitig an verſchiedenen 
Stellen der Stadt vorgenommen wurden und zahlreiche, je nach 
dem Fortſchreiten der Arbeiten wechſelnde Sicherungen der Auf⸗ 
grabungen erforderten. Es widerſpricht der Natur der Sache, 
anzunehmen, daß der zur Leitung des geſamten ſtädtiſchen Bau⸗ 
weſens berufene Stadtbaurat es habe unternehmen können, an 
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jedem Abend an allen Orten perſönlich die erforderlichen Vor⸗ 
kehrungen anzuordnen, und es iſt daher das von der Vorinſtanz 
gegen die Beklagte verwertete Vorbringen nur dahin zu ver⸗ 
ſtehen, daß, um möglichſt jeden Unfall auszuſchließen, K. und O. 
noch beſtändig eine Oberaufſicht über die mit der Überwachung 
der Arbeiten zunächſt betrauten ſtädtiſchen Beamten geführt und, 
wo ſie mit den von dieſen getroffenen oder beabſichtigten Maß⸗ 
nahmen nicht einverſtanden geweſen ſeien, ſelbſt Anordnung 
getroffen hätten. Daraus iſt aber keineswegs zu entnehmen, 
daß der eine oder andere von ihnen jeden Abend an jede einzelne 
von den Aufgrabungen betroffene Stelle, für welche eine 
Sicherung in Frage kommen konnte, gegangen, und daß dies 
am 25. April 1900 bezüglich der Unfallſtelle geſchehen ſei. Ein 
derartiges Verfahren konnte auch, wie die Vorinſtanz nicht in 
Zweifel zieht, der Beklagten und ihren verfaſſungsmäßigen Ver⸗ 
tretern nicht angeſonnen werden. Zwar konnten ſie ſich der 
Erfüllung der Pflicht, für die Sicherheit des Verkehrs zu ſorgen, 
nicht ohne weiteres dadurch entledigen, daß ſie einem Bau⸗ 
unternehmer die Verpflichtung auferlegten, die erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, aber die Beklagte konnte die ihr ob⸗ 
liegende Aufgabe zur Überwachung des Bauunternehmers auf 
andere hierzu geeignete Perſonen übertragen. Daß dies ge⸗ 
ſchehen ſei, hat die Beklagte behauptet, und ſie hat das, wie 
bemerkt, nicht zurückgenommen. Da hiernach die Erwägung, 
auf welche allein die Annahme des Berufungsgerichts, daß die 
Beklagte die Folgen des Unfalls vom 25. April 1900 zu ver⸗ 
treten habe, geftüßt iſt, nicht gerechtfertigt erſcheint, eine Ent: 
ſcheidung in der Sache ſelbſt aber, da es noch in mehrfacher 
Beziehung an den hierzu erforderlichen tatſächlichen Feſtſtellungen 
fehlt, nicht möglich iſt, ſo mußte die Sache zur nochmaligen 
Verhandlung und Entſcheidung an die Vorinſtanz zurückverwieſen 
werden. Dabei iſt noch folgendes hervorzuheben. Von der 
Beklagten iſt eventuell eingewendet worden, der Unfall ſei durch 
eigenes Verſchulden des A. herbeigeführt worden, mindeſtens 
habe ein ſolches zu dem Unfall mitgewirkt. Die Vorinſtanz 
hat dieſen Einwand keiner beſonderen Erörterung unterzogen, 
anſcheinend hat ſie ihn deshalb für nicht begründet angeſehen, 
weil nach Lage der Verhältniſſe das Publikum am Unfalltage 
habe annehmen dürfen, daß der angebrachte ebene Bohlenbelag 
ohne Gefahr als Weg benutzt werden könne und weil bei der 
Beleuchtung der Stelle, wo der Bohlenbelag endete, der Ver⸗ 
unglückte „bei gewöhnlicher Aufmerkſamkeit die offene Grube 
nicht genau habe erkennen können.“ Die zweite dieſer Er 
wägungen iſt nicht einwandfrei. Wer des Nachts in einer 
Straße geht, in der offenſichtlich umfängliche Aufgrabungen 
ftattgefunden haben, und eine Grabenüberdeckung der hier in 
Frage ſtehenden Art als Weg benutzt, der darf ſich nicht mit 
der „gewöhnlichen Aufmerkſamkeit“ begnügen, die ein Fußgänger 
anzuwenden pflegt, wenn er ſich auf einer Straße bewegt, auf 
der er den normalen Zuſtand vorausſetzen darf, er muß viel 
mehr eine erhöhte Vorſicht beobachten und genau auf den Weg 
ſehen, darf auch nicht Hinderniſſe, die ihm erkennbar werden, 
überſteigen oder überklettern, ohne ſich vorher durch ſorgfältige 
Nachforſchung zu überzeugen, daß dies ohne Gefahr geschehen 
könne. Die Feſtſtellungen des Berufungsurteils reichen nicht 
aus, bei Anwendung dieſes Maßſtabes ein eigenes Verſchulden 
zu verneinen, nach demjenigen, was bisher vorliegt, würde viel 
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mehr anzunehmen ſein, daß der Verunglückte, wenn er die durch 
die beſonderen Verhältniſſe gebotene Vorſicht beobachtet hätte, 
die über den Bohlenbelag quer gelegten Bohlen hätte wahr⸗ 
nehmen und bei genauem Hinſehen auf den dahinter liegenden 
offenen Teil der Sielaufgrabung hätte davon Abſtand nehmen 
müſſen, über die Bohlen hinwegzuſteigen. Es wird daher bei 
der erneuten Verhandlung der Sache auf eine weitere Klar⸗ 
ſtellung nach der bezeichneten Richtung hinzuwirken ſein, und 
wenn ſich etwas neues nicht ergibt, ein eigenes Verſchulden des 
Verunglückten angenommen werden und eine Abwägung nach 
Maßgabe von § 254 BGB. ſtattfinden müſſen. Stadt⸗ 
gemeinde W. c. A., U. v. 2. Juli 06, 558/05 VI. — Kiel. 

5. 88 93, 94, 97, 98, 946, 951 Abſ. 2 BGB. in 
Verbindung mit $ 97 Nr. 5 3G. Elektriſche Anlage weſent⸗ 
licher Beſtandteil eines Fabrikgrundſtücks.] 

Die Klägerin hat der Aktiengeſellſchaft Sebnitzer Papier⸗ 
fabrik im Jahre 1902 eine elektriſche Kraftübertragungs⸗ und 
Lichtanlage geliefert. In dem dieſerhalb geſchloſſenen Vertrag 
iſt die Uberlaſſung der Anlage als eine mietweiſe bezeichnet. 
Das Ende der Mietzeit iſt auf den 1. Juli 1905 beſtimmt. 
Die „Koſten der Anlage“ waren auf 77 010,25 Mark veran⸗ 
ſchlagt. Im Vertrag iſt weiter beſtimmt: „Der Mietpreis iſt 
in 36 mit dem 30. Juni 1902 beginnenden Monatsraten poſt⸗ 
numerando zu entrichten und wird in der Weiſe berechnet, daß 
unter Zugrundelegung des tatſächlichen Verbrauchs und An⸗ 
wendung der Anſchlagspreiſe auf Grund der üblichen Amorti⸗ 
ſationstabellen mit 5 prozentiger Verzinſung die 36 Mietraten 
dem Anſchlagspreiſe nebſt Zinſen gleichkommen. Bleibt der 
Mieter .. . mit einer Mietrate im Verzuge, fo iſt die Ver: 
mieterin berechtigt, die.. Anlage ... zu entfernen und 
zurückzunehmen oder auch den geſamten Mietzins für die Folge⸗ 
zeit ... abzüglich der nicht weiter zu zahlenden Zinſen 
ſofort zu verlangen. Nach Beendigung des Mietvertrags und 
vollſtändiger Zahlung der Mietraten geht das Eigentum der 
Anlage auf die Mieterin über.” Im September 1903 wurde 
über das Vermögen der Sebnitzer Fabrik das Konkursverfahren 
eröffnet und im November auf Antrag der Beklagten, für 
welche auf dem Fabrikgrundſtück eine Hypothek von 1 Million 
Mark haftete, das Grundſtück zur Zwangsverſteigerung geſtellt. 


Die Klägerin machte Eigentumsanſprüche an der von ihr ge⸗ 


lieferten Anlage geltend und verlangte inſoweit Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung, wurde aber mit ihren Anträgen abgewieſen. 
Im Zwangsverſteigerungsverfahren wurden die geſamten Ver⸗ 
ſteigerungsgegenſtände auf 2 711 201 Mark, die ſtreitige Ans 
lage auf 76 130 Mark geſchätzt. Der ganze Verſteigerungs⸗ 
erlös wurde der Beklagten, die Meiſtbietende geblieben war 
und den Zuſchlag erhalten hatte, überwieſen, reichte aber zur 
Deckung ihrer Hypothek lange nicht aus. Die Klägerin 
widerſprach dieſer Uberweiſung in Höhe von 19 697,28 Mark, 
indem fie ihr angebliches Eigentum an der Anlage- nunmehr 
gegen den Erlös geltend machte und herausrechnete, daß dieſe 
Summe bei verhältnismäßiger Verteilung auf die Anlage ent⸗ 
falle. Dieſen Anſpruch verfolgt ſie im vorliegenden Rechts⸗ 
ſtreite, indem ſie ihn für den Fall, daß die Anlage als Be⸗ 
ſtandteil des Fabrikgrundſtücks anzuſehen fein ſollte, auf un 
gerechtfertigte Bereicherung der Beklagten (BGB. 8 951) 
gründet. Die Beklagte verlangt Abweiſung der Klage, weil 
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die Anlage durch Einfügung in das Fabrikgebäude deſſen weſent⸗ 
licher Beſtandteil geworden und dadurch das frühere Eigentum 
der Klägerin untergegangen ſei. Der Klageanſpruch iſt in 
allen drei Inſtanzen für unbegründet erklärt: Das Berufungs⸗ 
gericht nimmt die Eigenſchaft der in Rede ſtehenden elektriſchen 
Anlagen als weſentlicher Beſtandteile des Fabrikgrundſtücks an 
auf Grund von Erwägungen, die durchweg mit der jetzt feſt⸗ 
ſtehenden Rechtſprechung des RG. im Einklange ſtehen. Von 
dieſer Rechtſprechung abzugehen, bieten die in der Literatur 
insbeſondere in zwei auf Veranlaſſung von Maſchinenfabrikanten 
veröffentlichten Rechtsgutachten, die übrigens in den in den 
Entſch. Bd. 62 S. 406 und 410 abgedruckten Urteilen des 
VII. 3S. des RG. bereits berückſichtigt worden find, keinen 
Anlaß. Nach der in einem Urteile des erkennenden Senats 
(JW. 06, 346 Nr. 2) gegebenen Begriffsbeſtimmung find 
Beſtandteile einer Sache diejenigen körperlichen Gegenſtände 
(alſo Sachen) die entweder von Natur eine Einheit bilden, oder 
durch Verbindung mit einander ihre Selbſtändigkeit derart ver⸗ 
loren haben, daß ſie fortan, ſolange die Verbindung dauert, 
als eine einheitliche Sache erſcheinen. Weſentlich find Beftand- . 
teile, die von einander nicht getrennt werden können, ohne daß 
der eine oder der andere zerſtört oder in ſeinem Weſen ver⸗ 
ändert wird (BGB. § 93); daneben aber auch die mit dem 
Grund und Boden feſt verbundenen und die in ein Gebäude 
zu deſſen Herſtellung eingefügten Sachen ($ 94), gleichviel ob 
die Vorausſetzungen des § 93 zutreffen (Planck Anm. 1 zu 8 94, 
Turnau⸗Förster Anm. 2 zu § 93 und Anm. 2 zu 8 94, Gierke 
SR. S. 42, 43). Von Zubehörſtücken unterſcheiden ſich die 
Beſtandteile (beſonders die weſentlichen) dadurch, daß ſie zur 
Vollendung einer einheitlichen Sache dienen, während jene einer 
Sache — unter Wahrung ihrer Selbſtändigkeit — nur hinzu⸗ 
gefügt werden, um dieſe wirtſchaftlich ausnutzen zu können 
(Mot. 3, 6). Im Einzelfalle kann es zweifelhaft ſein, ob eine 
Sache dieſem oder jenem Zwecke dient. Treffen die Voraus⸗ 
ſetzungen der 88 93, 94 zu, dann iſt die Sache nicht Zubehör, 
ſondern weſentlicher Beſtandteil. Dies drückt der § 97 mit 
den Worten aus: „Zubehör ſind bewegliche Sachen, die, ohne 
Beſtandteile der Hauptſache zu ſein, dem wirtſchaftlichen 
Zweck der Hauptſache zu dienen beſtimmt ſind. Wenn 8 98 
vorſchreibt: „Dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache ſind 
zu dienen beſtimmt: 1. bei einem Gebäude, das für einen 
gewerblichen Betrieb dauernd eingerichtet iſt, insbeſondere bei 
. . einer Fabrik die zum Betrieb beſtimmten Maſchinen“, ſo 
iſt damit offenſichtlich nicht geſagt, daß die Maſchinen unter 
allen Umſtänden Zubehörſtücke ſeien, ſondern nur feſtgeſtellt, 
daß bei ihnen eine der beiden Vorausſetzungen des § 97, 
nämlich die Beſtimmung, dem wirtſchaftlichen Zwecke der Haupt⸗ 
ſache zu dienen, ſtets zutrifft. Daneben muß noch die negative 
Vorausſetzung vorhanden fein, daß die Maſchinen nicht Beſtand⸗ 
teile ſind. Damit wird der Zubehörbegriff dem Beſtandteils⸗ 
begriff nicht untergeordnet, ſondern nur darauf hingewieſen, 
daß beide Begriffe ſtreng auseinander gehalten werden müſſen. 
Iſt eine Maſchine in ein Fabrikgebäude eingefügt, ſo iſt ſie 
— abgeſehen von den Ausnahmefällen des 8 95 — nach 8 94 
Abſ. 2 weſentlicher Beſtandteil, nicht Zubehör des Gebäudes 
(ſo auch in Ubereinſtimmung mit RG. Gierke Sachenrecht, 8l). 
Die Frage, ob eine Sache zur Herftellung eines Gebäudes ein⸗ 
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gefügt iſt, iſt weſentlich tatſächlicher Natur. Der Berufungs⸗ 
richter bejaht ſie für den vorliegenden Fall mit einer Be⸗ 
gründung, die einen Rechtsirrtum nicht erkennen läßt. Die 
weſentlichen Beſtandteile eines Gebäudes ſind auch weſentliche 
Beſtandteile des Grundſtücks, wenn das Gebäude deſſen weſent⸗ 
licher Beſtandteil if. Bei der Einfügung ($ 94 Abſ. 2) kommt 
es nicht, wie im Falle des 8 94 Abſ. 1 auf die Art der 
Verbindung, ſondern auf den Zweck der Einfügung an. (Gierke 
a. a. O., 43 Anm. 20). Die Einfügung braucht insbeſondere 
keine feſte zu ſein. Türen, Fenſter und dergleichen Sachen, die 
zur Herſtellung eines Gebäudes gehören, werden ſchon mit dem 
Einhängen, alſo durch eine ganz loſe Verbindung, weſentliche 
Beſtandteile des Gebäudes. Ob der Zweck der Einfügung, 
nämlich die Herſtellung des Gebäudes vorliegt, iſt wieder im 
weſentlichen Tatfrage, die nicht allgemein, ſondern nur nach 
Lage des Einzelfalles beurteilt werden kann. Es kommt ſehr 
weſentlich auf die Art des Gebäudes und deſſen Zweck⸗ 
beſtimmung an. Zur Herſtellung eines großſtädtiſchen ſo⸗ 
genannten herrſchaftlichen Gebäudes gehören andere und mehr 
Sachen als zur Herſtellung einer Kate für die ländlichen Inſt⸗ 
leute oder einer Scheune, zur Herſtellung eines Fabrikgebäudes 
wieder andere Sachen als zur Herſtellung der genannten Ge⸗ 
bäude. Die Fabrikgebäude ſind aber wieder untereinander je 
nach ihrer Zweckbeſtimmung verſchieden und danach auch die 
Frage verſchieden zu beantworten, was zur Herſtellung dieſer 
oder jener Fabrik gehört. In den ſchon erwähnten Rechts⸗ 
gutachten wird behauptet, daß Maſchinen niemals Beſtandteile 
eines Fabrikgebäudes ſeien. Dieſe Behauptung beruht teils 
auf einer Verkennung der oben gekennzeichneten Bedeutung des 
8 98 Nr. 1, teils wird fie damit begründet, daß der Bau⸗ 
meiſter, der mit der Herſtellung eines Fabrikgebäudes beauf⸗ 
tragt iſt, ſich wundern würde, wenn von ihm auch die Be⸗ 
ſchaffung und Einfügung der Maſchinen verlangt werden ſollte. 
Dieſe Begründung iſt fehlſam. Auch bei einem Wohnhauſe 
braucht nicht die ganze Herſtellung einer einzigen Perſon über⸗ 
tragen zu werden und gerade wegen der elektriſchen Anlagen 
pflegt der Bauherr direkt mit den Elektrizitätswerken in Ver⸗ 
bindung zu treten, die dann auch die Einfügung übernehmen. 
Jene Anſicht beruht aber auch auf Verkennung des Wortes 
Fabrikgebäude. Ein Gebäude, das aus nichts beſteht, als aus 
den Mauern, Fenſtern, Türen und dem Dache, iſt kein Fabrik⸗ 
gebäude, ſondern kann zu einem ſolchen dadurch nur werden, 
daß es Einrichtungen erhält, die den Fabrikbetrieb ermöglichen. 
Dazu gehören aber die Beleuchtungsanlage und die treibende 
Kraft, die für jeden Fabrikbetrieb erforderlich ſind und die 
nach dem heutigen Stande der Technik mit dem Gebäude ver⸗ 
bunden, in dieſes eingefügt werden. Außer den gedachten An⸗ 
lagen gehören aber zu den zur Herſtellung eingefügten Sachen 
die Maſchinen, durch deren Einfügung das Gebäude ein be⸗ 
ſtimmtes Gepräge, das Gepräge eines beſtimmten Fabrik⸗ 
betriebes erhält, was das RG. in feſtſtehender Praxis an⸗ 
genommen hat. Im vorliegenden Falle handelt es ſich um 
eine Kraftübertragungs⸗ und Lichtanlage, alſo um eine Anlage, 
die jedes Gebäude enthalten muß, wenn es ein Fabrikgebäude 
darſtellen ſoll. Ob die Maſchine durch Elektrizität oder Dampf⸗ 
kraft in Bewegung geſetzt wird, iſt für die Frage nach ihrer 
weſentlichen Beſtandteilseigenſchaft ebenſo unerheblich, wie der 
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Umſtand, daß eine andere weniger koſtſpielige Maſchine dieſelben 
Dienſte leiſten würde und daß das Gebäude durch Erſetzung 
der koſtſpieligen durch eine wohlfeile Maſchine ſeine Eigenſchaft 
als Fabrikgebäude nicht verlieren würde. Die Frage des Er⸗ 
ſatzes muß völlig ausgeſchieden werden. Dies iſt beſonders 
überzeugend in dem in RG. 62, 406 mitgeteilten Urteile des 
VII. ZS. des RG. ausgeführt, durch das auch im übrigen die 
in dem von der Reviſion angezogenen Urteile (JW. 05, 387 
Nr. 2) von demſelben Senat aufgeſtellten, etwa abweichenden 
Sätze aufgegeben find. Nach § 946 BGB. werden Maſchinen, 
die in ein mit dem Grund und Boden feſt und dauernd ver⸗ 
bundenes Gebäude zu deſſen Herſtellung als Fabrikgebäude ein⸗ 
gefügt find, Eigentum des Grundſtückseigentümers. Sie werden 
durch die bloße Tatſache der Einfügung weſentliche Beſtandteile 
des Gebäudes und damit des Grundſtücks und können nach 
§ 93 nicht mehr Gegenſtand beſonderer Rechte fein, ind 
beſondere geht das Eigentum ihres bisherigen Eigentümers mit 
der Einfügung unter. Dies ſind notwendige Folgerungen aus 
gebietenden Geſetzesbeſtimmungen, die durch Vereinbarungen 
der Beteiligten, insbeſondere durch Eigentumsvorbehalte nicht 
abgewendet werden können (RG. 26, 346; JW. 97, 100 
Nr. 67; 99, 679 Nr. 22; 01, 522 Nr. 13; 02 Beil. S. 219; 
04, 138 Nr. 2; Gruchot 45, 1006, Rep. V 80/04). Die 
mehrerwähnten Rechtsgutachten, die dies leugnen, verſtoßen 
gegen den klar ausgeſprochenen Willen des Geſetzgebers. 
Nach § 95 Abſ. 2 gehören Sachen, die zu einem nur vor⸗ 
übergehenden Zwecke in ein Gebäude eingefügt find, nicht zu 
den Beſtandteilen des Gebäudes. Bei der Frage, ob die Ein⸗ 
fügung zu einem nur vorübergehenden Zwecke geſchehen iſt, 
kommt es nicht ſowohl auf die Zeitdauer, für die die Ver⸗ 
bindung beabfichtigt iſt, als vielmehr darauf an, ob der Weg: 
fall der Verbindung von vornherein bcabſichtigt oder nach der 
Natur des Zweckes ſicher iſt. (Hölder Nr. 1 zu 8 95, Nr. 1b 
zu 8 97, RG. 47, 197 ff., beſonders S. 20). So kann die 
Einfügung einer gemieteten Sache, ſelbſt wenn in dem Vertrag 
eine lange Dauer der Mietzeit vorgeſehen iſt, als zu einem 
vorübergehenden Zwecke geſchehen angeſehen werden, wenn beim 
Abſchließen des Mietvertrags die Abſicht kundgegeben iſt, daß 
die Sache nach Ablauf der Mietzeit aus der Verbindung mit 
dem Gebäude gelöſt und dem Vermieter zurückgegeben werden 
ſoll. So verhält es ſich z. B. mit den Gasuhren, Waſſer⸗ 
meſſern und dergleichen, die von den Städten oder ſonſtigen 
Unternehmern lediglich vermietet werden, ohne daß die Ab⸗ 
ſicht einer Eigentumsübertragung gegenwärtig oder für die 
Zukunft beſteht. So aber liegt, wie der Berufungsrichter 
richtig erkannt hat, die Sache im vorliegenden Falle nicht. Die 
elektriſchen Anlagen ſollten nach dem Willen der Vertrag 
ſchließenden Eigentum der Sebnitzer Papierfabrik werden. Nur 
für den nicht normalen Fall, daß dieſe den in 36 Mietraten zu 
entrichtenden Preis nicht erlegen ſollte, war die Rückgabe jener 
Anlagen an die Klägerin vorgeſehen und ein auf Erhaltung 
ihres Eigentums gerichteter Vorbehalt gemacht. Einem ſolchen 
Vorbehalte verſagt aber das Geſetz die Kraft. Um einen vor⸗ 
übergehenden Zweck im Sinne des 8 95 Abſ. 2 BGB. anzu 
nehmen, genügt es nicht, daß die Beteiligten die dingliche 
Rechtslage fo zu geſtalten ſuchen, daß der ins Auge geſaßte 
Erfolg des Eigentumsüberganges erſt unter gewiſſen Voraus 
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ſetzungen eintreten ſoll. Es kommt nur darauf an, daß eine 
bei normalem Verlaufe der Dinge als dauernd gedachte, nicht 
von vornherein zur Wiederaufhebung beſtimmte Verbindung der 
Sachen hergeſtellt if.” (RG. 62, 411.) Darauf, ob die von 
der Reviſion bekämpfte Annahme des Berufungsrichters, die 
Beteiligten ſeien beim Abſchließen des Vertrags des Willens 
geweſen, daß die elektriſchen Anlagen auch an einem etwaigen 
Wechſel des Fabrikbeſitzers teilnehmen ſollten, begründet iſt, 
kommt es nicht an, da dieſe Folge auch wider den Willen der 
Beteiligten kraft Geſetzes eingetreten wäre. Rechtfertigt ſich 
ſonach die vom Berufungsrichter getroffene Entſcheidung ſchon 
aus 5 94 Abſ. 2 BGB., fo könnte von der Prüfung der 
Frage, ob der Eigentumsverluſt ſich auch aus § 93 ergibt, 
abgeſehen werden. Indeſſen erſcheint es zweckmäßig, wenigſtens 
auszuſprechen, daß das RG. dieſe Frage im Einklange 
mit ſeiner bisherigen feſtſtehenden Rechtſprechung (vgl. beſonders 
RG. 50, 241; 62 S. 406 u. 410, Gruchots Beitr. 49, 344; 
JW. 06, 346 Nr. 2) mit dem Berufungsrichter bejaht. Dieſe 
von der Reviſion bekämpfte Annahme entſpricht dem Geſetz und, 
wenn dieſes etwa mit den Verkehrsbedürfniſſen nicht im Ein⸗ 
klange ſtehen ſollte, ſo kann nicht der Richter, ſondern nur der 
Geſetzgeber Abhilfe ſchaffen. Übrigens aber ſtellen die ein⸗ 
ſeitigen Intereſſen der Maſchinenfabrikanten keineswegs das 
allgemeine Verkehrsintereſſe dar. In letzter Linie hat die 
Klägerin ihre Klage auf ihr Wegnahmerecht und auf ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung der Beklagten gegründet. Auch dieſen 
Klagegrund hat jedoch der Berufungsrichter mit zutreffender 
Begründung verworfen. Allerdings ſtand der Klägerin unter 
den Vorausſetzungen des § 4 des Mietvertrags nach den 
88 951 Abſ. 2 u. 997 BGB. ein Recht auf Wegnahme der 
eingefügten Maſchine zu; aber dieſes Recht war lediglich per⸗ 
ſönlicher Natur und konnte dem dinglichen Rechte der Hypo⸗ 
thekengläubiger (8 1120 BGB.) gegenüber überhaupt nicht 
und namentlich nicht mehr geltend gemacht werden, nachdem 
das Grundſtück für die Beklagte, die Hypothekengläubigerin war, 
zum Zwecke der Zwangsverſteigerung mit Beſchlag belegt war 
(3G. § 20). Dem dinglichen Rechte der Beklagten mußte 
das perſönliche der Klägerin weichen. Mithin iſt die Rüge 
der Verletzung des 8 951 Abſ. 2 BGB. und des § 97 Nr. 5 
3G. unbegründet. Nach 8 951 Abf. 1 kann, wer infolge 
der Vorſchrift des § 946 einen Rechtsverluſt erleidet, von dem⸗ 
jenigen, zu deſſen Gunſten die Rechtsänderung eintritt, Ver⸗ 
gütung in Geld nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern. Zutreffend hat 
der Berufungsrichter angenommen, daß die Klägerin ſich der 
Beklagten gegenüber nicht auf dieſe Beſtimmungen berufen 
kann. Nicht zugunſten der Beklagten, ſondern zugunſten der 
damaligen Eigentümerin des Fabrikgrundſtücks hat die Klägerin 
ihr Eigentum an der elektriſchen Anlage verloren. Der 
Klägerin iſt dieſer Eigentumswechſel nur indirekt zugute ge⸗ 
kommen, und nicht etwa auf Grund einer unentgeltlichen Zu⸗ 
wendung der damaligen Grundeigentümerin (BGB. § 822), 
ſondern auf Grund des Geſetzes (BGB. 88 1120 ff., 946, 
3G. 820). Demnach kann von einer ungerechtfertigten Bes 
reicherung der Beklagten im Sinne der 88 812 ff. und von der 
Anwendung des 8 951 Abf. nicht die Rede fein. Allgem. El.⸗G. 
in B. c. H. & Co., U. v. 23. Juni 06, 584/06 V. — Dresden. 
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6. 88 93, 98 BGB. Weſentlicher Beſtandteil einer 
Sauggasanlage bei einem Elektrizitätswerk.] | 

Gegen die Entſcheidung in der Sache erhebt die Beklagte 
den Vorwurf der Verletzung des 8 93 BGB. durch unrichtige 
Anwendung und des § 98 a. a. O. durch unrichtige Nicht⸗ 
anwendung. Dieſer Angriff erweiſt ſich als nicht begründet: 
Der Berufungsrichter ſtellt feſt, daß das Gebäude als Elektrizitäts⸗ 
werk erbaut und eingerichtet wurde, und erwägt dann weiter, 
daß zum Betriebe eines ſolchen eine treibende Kraft gehöre, 
ohne die das Werk unvollſtändig, unfertig, nicht betriebsfähig 
ſei. Alſo erſt durch die von der Beklagten gelieferte, durch die 
Fundamentierung und Verſchraubung mit dem Grund und 
Boden des Gebäudes verbundene, Sauggasanlage ſei das Ge⸗ 
bäude zu einem feiner Zweckbeſtimmung erfüllenden Elektrizitäts⸗ 
werk und damit zu einem neuen einheitlichen Ganzen geworden, 
welches durch die Entfernung der Sauggasanlage eine Weſens⸗ 
änderung erleide, indem durch die Wegnahme der genannten 
Anlage die bisherige Einheit zerſtört und das Gebäude in 
ſeinem Weſen dergeſtalt verändert werden würde, daß es nicht 
mehr das ſein könnte, was es vorſtellen ſoll, und wozu es 
beſtimmt iſt. Nicht begründet iſt daher der Vorwurf der 
Reviſion, der Berufungsrichter habe bei Prüfung der Eigen⸗ 
ſchaft der Anlage als weſentlicher Beſtandteil dem § 93 zu⸗ 
wider lediglich die Weſensänderung des bisherigen Ganzen, nicht 
auch die des einen oder andern Beſtandteils in Betracht gezogen. 
Im übrigen entſpricht die Begründung des Berufungsurteils 
durchaus der Judikatur des RG. (Vgl. u. a. RG. 50, 241; 
58, 338; JW. 04 S. 111, 548? u. RG. vom 14. April 1906, 
zum Abdruck beſtimmt im Bd. 62.) In dem zuletztgedachten 
Urteil iſt beſonders hervorgehoben und näher ausgeführt, daß 
es zur Unterſcheidung einer Sache als Beſtandteil eines Ganzen 
von bloßem Zubehör ener körperlichen Verbindung der be: 
treffenden Sachen bedarf, daß aber dieſe nicht ſo beſchaffen zu 
ſein braucht, um ſchon an und für ſich im Sinne des 8 44 
Abſ. 2 die Eigenſchaft der Sache als weſentlichen Beſtand⸗ 
teils eines Grundſtückes zu begründen. An einem ſolchen 
körperlichen Zuſammenhange, der äußerlich die betreffende An⸗ 
lage als Teil eines größeren Ganzen, nämlich des Elektrizitäts⸗ 
werks, erſcheinen läßt, fehlt es auch hier nicht. Es genügt 
hierzu die vom Berufungsrichter näher beſchriebene Befeſtigung 
der Maſchinen durch Schrauben. Daß die Sauggasanlage 
durch eine andere Betriebskraft erſetzt werden kann und infolge 
ihrer Abnutzbarkeit in Zukunft einmal erſetzt werden muß, erklärt 
der Berufungsrichter mit Recht für gleichgültig und ebenſo für 
unerheblich die Behauptung der Beklagten, daß die Sauggas⸗ 
anlage als zu groß und deshalb als nicht zweckmäßig ſich er⸗ 
wieſen, und daß infolgedeſſen an einen Erſatz durch eine billigere 
Betriebskraft gedacht ſei. Daraus wäre nicht zu folgern, daß 
die Verbindung nur eine vorübergehende fein ſollte. D. G. c. 
B. E., U. v. 9. Juli 06, 162/06 V. — Nürnberg. 

7. 8 133 BGB. Vertragsauslegung wider 8 133 
Reviſionsgrund.] 

Das angefochtene Urteil des Berufungsgerichts hat nicht 
aufrecht erhalten werden können, weil die Auslegung, welche 
das Berufungsgericht dem Vertrage vom 15. September 1903 
zuteil werden läßt, auf einer Verletzung des 8 133 BGV. 
beruht. Nach dieſer geſetzlichen Beſtimmung iſt bei der Aus⸗ 
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legung einer Willenserklärung der wirkliche Wille zu erforſchen 
und nicht an dem buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften. 
Iſt, wie in dem vorliegenden Falle, von den Parteien das 
Ergebnis längerer im Korreſpondenzweg geführter Verhandlungen 
ſchließlich in einer Vertragsurkunde zuſammengefaßt worden, ſo 


iſt zwar davon auszugehen, daß die Urkunde dasjenige, worüber 


die Parteien einig geworden ſind, vollſtändig enthalte. Dieſe 
berechtigte Vorausſetzung kann aber nicht dazu führen, daß die 
der Abfaſſung der Vertragsurkunde vorausgegangenen ſchrift⸗ 
lichen Außerungen der Beteiligten gänzlich unbeachtet zu bleiben 
hätten, wenn die Urkunde ſelbſt Unklarheiten und Zweifel über 
dasjenige übrig läßt, worüber die Parteien ſich verſtändigt 
haben. So liegt die Sache aber hier. Hier iſt das, was die 
Parteien ſchließlich in die Urkunde aufgenommen haben, keines⸗ 
wegs — wie in RG. 52, 25 ausdrücklich vorausgeſetzt iſt — 
klar und zweifelsfrei. (Wird näher dargelegt.) L. c. B., 
S. & Co., U. v. 27. Juni 06, 600/05 I. — Frankfurt. 

8. Argliſt. Einfluß betrügeriſchen Handelns gegenüber 
Dritten bei Geltendmachung eines Schadenserſatzanſpruchs des 
Käufers gegenüber dem Verkäufer.] 

Klägerin kaufte von der Beklagten Abfallprodukte chemiſcher 
Produkte und beanspruchte wegen Nichtlieferung Schadenserſatz. 
Dieſen begründete ſie zunächſt dahin, daß ſie die Abfallprodukte 
nach Vermiſchung mit anderen Stoffen als Düngemittel in den 
Handel bringe; ihr Schaden beſtehe daher darin, daß ſie infolge 
der Nichtlieferung teureres Material als das von der Beklagten 
zu liefernde zur Fabrikation habe verwenden müſſen. Das LG. 
erklärte dieſen Anſpruch dem Grunde nach für berechtigt. In 
der Verhandlung über den Schadensbetrag beanſpruchte Klägerin 
den Unterſchied zwiſchen dem Vertragspreis und dem durch⸗ 
ſchnittlichen Marktpreis auf Grund des angeblich zugeſagten 
Mindeſtgehalts. Beklagte behauptete, es könnten die von der 
Klägerin angeſetzten Preiſe deshalb nicht in Betracht kommen, 
weil die Klägerin beim Verkauf des mit dem Abfall hergeſtellten 
Miſchdüngers ihren Kunden dieſe Miſchung verheimliche und 
nur ſo die hohen Verkaufspreiſe unter Verſtoß gegen Treue und 
Glauben erziele. Das OLG. verurteilte, das RG. hob auf 
Reviſion der Beklagten auf und verwies zurück: Das OLG. 
ſtellt ſelbſt feſt, daß die Beklagte den mit Beweisantretung 
verſehenen Einwand erhoben, die Klägerin habe die der ober⸗ 
landesgerichtlichen Gewinnberechnung zugrunde gelegten Preiſe 
nur durch ein unredliches Verhalten den Abnehmerkreiſen gegen⸗ 
über erzielt, es will aber den Vorwurf unredlichen Verfahrens 
beim Abſatz der von der Klägerin in den Handel gebrachten 
Produkte lediglich deshalb nicht berückſichtigen, weil Beklagte 
ſich ebenfalls dieſes unredlichen Verfahrens bediene und bei 
Vertragsſchluß das Verfahren der Klägerin gekannt habe. Wenn 
in der Tat die Klägerin nur durch unredliches oder betrügliches 
Verfahren die angegebenen Preiſe erzielt, ſo iſt gar nicht abzu⸗ 
ſehen, wie dasſelbe dadurch gerechtfertigt werden könnte, daß 
Beklagte dasſelbe tut oder Kenntnis von der Unredlichkeit der 
Klägerin hatte; denn die Klägerin kann nur ſolche Preiſe in 
Rechnung bringen, welche im redlichen Handel erzielt zu 
werden pflegen. U. c. L., U. v. 3. Juli 06, 555/05 II. — 
Naumburg. 

9. 8 254 BGB. verbunden mit Art. 22 des nicht 
reviſibeln Elſaß⸗Lothringiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 15. Juli 
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1845 und Art. 55 und 103 EGBGB. Beurteilung Ton 
kurrierenden Verſchuldens durch das RG. 

Der Kläger fuhr Abends nach 7 Uhr mit ſeiner Ehefrau 
in einer einſpännigen Kutſche auf der Landſtraße von R. 
nach S. Die Straße wird mehrfach von der durch die Bes 
klagte betriebenen Lokalbahn gekreuzt, die eine lange Strecke 
auch auf der Straße ſelbſt läuft und von deren einer Seite 
auf die andere übergeht. An einer der letzteren Kreuzungs⸗ 
ſtellen wurde der Wagen des Klägers von einem hinter ihm 
herkommenden Zuge der Bahn erfaßt und bei Seite geſchleudert. 
Der Kläger nimmt für den ihm entſtandenen Perſonen⸗ und 
Sachſchaden die Beklagte in Anſpruch. Das OLG. hat den 
Klageanſpruch zu dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt 
und die weitere Entſcheidung vorbehalten. Auf Reviſion der 
Beklagten wurde der Klaganſpruch zu ½ abgewieſen: Das 
Berufungsgericht hat bei der von ihm vorgenommenen Ab⸗ 
wägung nach §S 254 BGB. das von ihm feſtgeſtellte eigene 
Verſchulden des Klägers nicht in ausreichendem Maße gewürdigt. 
Der erkennende Senat erachtet es für die Aufgabe des 
Reviſionsgerichts, die Abwägung des beiderſeitigen Verſchuldens, 
oder bei Anwendung des Reichshaftpflichtgeſetzes des Ver⸗ 
ſchuldens des Verletzten gegenüber der Betriebsgefahr der 
Eiſenbahn nachzuprüfen, da die Beantwortung der Frage, ob 
jemandem eine Vernachläſſigung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt und in welchem Umfange und mit welcher Wirkung 
zur Laſt falle, nicht ohne dieſe Würdigung erfolgen kann. 
Nur die Nachprüfung der von dem Berufungsgericht tatſäͤchlich 
feſtgeſtellten Sachlage iſt der Reviſionsinſtanz entzogen, nicht 
aber deren durch 8 254 BGB. geforderte allſeitige Beurteilung, 
von der die Entſcheidung über die Schadenserſatzpflicht des 
Schädigers und deren Umfang abhängt (JW. 03 Beil. Nr. 229; 
06, 54 Nr. 4, RG 53, 394). Die unverantwortliche Sorg⸗ 
loſigkeit des Klägers, die Außerachtlaſſung der gegenüber dem 
Eiſenbahnbetriebe auf der Straße, wie er hier feſtgeſtellt il, 
unbedingt gebotenen erhöhten Vorſicht (vgl. JW. 05 S. 14 
Nr. 7, S. 686 Nr. 7) laſſen, auch in Anbetracht der, wie 
vorſtehend erörtert, erhöhten Betriebsgefahr der Eiſenbahn der 
Beklagten auf der von ihm befahrenen Straßenſtrecke, eine 
Herabſetzung der Schadenserſatzpflicht der Beklagten auf ein 
Drittel des entſtandenen und geltend gemachten Schadens 
geboten erſcheinen. Die Erſatzpflicht der Beklagten für den 
dem Kläger durch den Unfall erwachſenen Sachſchadens iſt vom 
Berufungsgericht aus Art. 22 des Geſetzes über die Eiſen⸗ 
bahnpolizei vom 15. Juli 1845 (Samml. ElſLoth. Landes⸗ 
geſetze 2, 627) hergeleitet, einer irreviſiblen Rechtsnorm. Der 
Nachprüfung des Reviſionsgerichts unterliegt lediglich die 
Frage, ob dieſes Landesgeſetz durch die Art. 55 und 105 
EGBGB. aufrecht erhalten worden iſt, die nach Maßgabe 
der in der Entſch. Bd 57 S. 52 aufgeſtellten Grundſätze mit 
dem Urteil des OLG. Colmar vom 19. März 1902 (Elſvothg. 
27, 465) und mit Kiſch (ElſLoth. Landesprivatrecht S. 332) 
aus den dort ausgefüheten Gründen bejahend zu beantworten 
iſt. Der Reviſion entzogen, weil aus dem irreviſiblen Landes 
geſetz zu beantworten, ift die Frage, ob hinſichtlich der Berüc⸗ 
ſichtigung eines eigenen Verſchuldens des Verletzten das Landes⸗ 
geſetz durch Heranziehung der allgemeinen Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts, hier des 8 254 8688. zu ergänzen if 
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oder nicht; der Reviſion unterworfen iſt wiederum, nachdem 
biefe Frage vom Berufungsgericht bejaht worden iſt, die richtige 
Anwendung des $ 254 BGB. Die Nachprüfung in dieſer 
Hinſicht mußte zu demſelben Ergebnis führen, wie die für den 
perſönlichen Schaden vorgenommene, ſo daß auch hier die 
Erſatzpflicht der Beklagten auf ein Drittel des Schadens zu 
ermäßigen war. Straßb. Straßenb. Gef. c. H., U. v 
28. Juni 06, 38/06 VI. — Colmar. 

10. 5 273 BGB. Begriff der Fälligkeit des Anſpruchs. 
Verurteilung Zug um Zug.] 

Mit der Reviſion iſt ſowohl in der ſchriftlichen Be⸗ 
gründung als bei der mündlichen Verhandlung eine Beſchwerde 
nur um deswillen erhoben worden, weil das OLG. den eventuellen 
Antrag der Beklagten, ſie für den Fall der Ausſchwörung des 
der Klägerin auferlegten Eides jedenfalls nur Zug um Zug 
gegen Rückgewähr der derſelben zu ihrer Befriedigung ab⸗ 
getretenen Hypotheken zu verurteilen, zurückgewieſen hat: Dieſe 
Rüge muß als begründet anerkannt werden. Das OLG. geht 
mit Recht davon aus, daß mit der Befriedigung der Klägerin 
für die eingeklagte Reſtkaufpreisforderung dieſelbe verpflichtet 
wird, die ihr zum Zwecke der Befriedigung für dieſe Forderung 
übertragenen Hypotheken zurückzuübertragen, da mit der ander⸗ 
weiten Befriedigung der Grund der Übertragung und folgeweiſe 
das Recht der Klägerin auf den Beſitz der Hypotheken in Weg⸗ 
fall kommt. Gleichwohl erachtet es den Anſpruch, die Ver⸗ 
urteilung nur Zug um Zug gegen die Rückübertragung aus⸗ 
zuſprechen, der ſich auf ein Zurückbehaltungsrecht gemäß 
8 273 BGB. gründe, für nicht gerechtfertigt, weil der Rück⸗ 
übertragungsanſpruch, was nach § 273 erfordert werde, nicht 
fällig ſei, ſondern erſt mit der Zahlung der Schuld fällig 
werde. Bei dieſer Begründung wird indeſſen der Begriff der 
Fälligkeit im Sinne des 8 273 verkannt. Dieſelbe wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß der Gegenanſpruch mit der Erfüllung 
dem Gegner gegenüber entſteht. Bei Anſprüchen aus demſelben 
Rechtsverhältnis ſoll auch der mit der Erfüllung des einen 
Anſpruchs von ſelbſt entſtehenden und damit auch fällig werdende 
Gegenanſpruch des Schuldners durch das Zurückbehaltungsrecht 
nach 8 273 geſchützt werden, und es iſt Sache des gerichtlichen 
Urteils, auf Antrag des Schuldners dieſes dadurch zu bewirken, 
daß nur eine Verurteilung Zug um Zug eintritt. Daß aber 
Anſprüche aus demſelben Rechtsverhältnis im vorliegenden 
Falle in Frage ſtehen, iſt bei der in den Vorinſtanzen unbeſtritten 
feſtgeſtellten Sachlage unbedenklich, insbeſondere wenn man mit 
der Entſcheidung des erkennenden Senats (RG. 57, I ff. 
insbeſondere S. 7) davon ausgeht, daß dazu nicht eine 
vertragliche Bedingtheit der gegenſeitigen Anſprüche voneinander 
erforderlich iſt, daß es vielmehr genügt, wenn dieſelben einem 
innerlich zuſammengehörigen Rechtsverhältniſſe entſpringen. Zu 
demſelben Ergebnis gelangt man übrigens auch, wenn man 
das von der Beklagten beanſpruchte Zurückbehaltungsrecht aus 
dem fiduziariſchen Verhältnis herleitet, durch welches mit der 
Übertragung der Hypotheken zum Zwecke der Befriedigung der 
klagenden Firma im weſentlichen dasſelbe herbeigeführt werden 
ſollte, wie durch einen Pfandvertrag. Die Klägerin iſt ver⸗ 
pflichtet — wie beim Pfandvertrag der Pfandgläubiger nach 
dem Erlöſchen des Pfandrechts das Pfand (BGB. $ 1223 
Abſ. 1) —, die ihr ſiduziariſch übertragenen Hypotheken in 
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demſelben Augenblicke zurückzugeben, in welchem ſie für ihre 
Forderung durch Zahlung getilgt wird (vgl. Hollbauer im 
„Recht“ 9 S. 637 unter d). Daraus muß aber wegen Gleichheit 
des Grundes, ebenſo wie nach $ 1223 Abſ. 2 in Verbindung 
mit 8 1273 BGB. bei Erledigung des Pfandrechts, hergeleitet 
werden, daß der Schuldner zur Tilgung einer Schuld, für 
welche fiduziariſche Sicherung geleiſtet iſt, nur Zug um Zug 
gegen deren Rückgewähr angehalten werden kann. Der in 
Frage ſtehende Antrag der Beklagten iſt daher nach der 
tatſächlich feſtgeſtellten Sachlage rechtlich begründet, und es war 
daher gemäß § 565 Abſ. 3 Ziff. 1 ZPO. dieſem Antrage gemäß 
zu erkennen. B. c. E., U. v. 26. Juni 06, 548/05 II. — Kiel. 
11. 88 276, 323 ff., 812, 818, 828 BGB. Haftung 
des eine Briefhypothek zum Teil Abtretenden ohne Übergabe 
des Hypothekenbriefes, wenn die Forderung bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung ausfällt. Unmöglichkeit der Erfüllung.] 
Der Beklagte hat dem Kläger eine Teilhypothek zu 
9 500 Mark gegen Barzahlung übertragen, ihm aber den Teil⸗ 
hypothekenbrief niemals ausgehändigt. Nachdem dieſe Teil⸗ 
hypothek in der Zwangsverſteigerung, wobei der Beklagte das 
Grundſtück erſtanden hat, ausgefallen iſt, klagt der Kläger auf 
Zahlung von 9 500 Mark. Das OLG. wies die Klage ab, 
das RG. verurteilte: Das Berufungsgericht hat ſein Urteil im 
weſentlichen, wie folgt, begründet. Unrichtig ſei die beſonders 
im erſten Rechtszuge vom Kläger vertretene Anſicht, daß der 
Abtretungsvertrag wegen unterbliebener Aushändigung des 
Hypothekenbriefes nichtig geweſen ſei. Auf die 88 326 Abf. 1, 
327 Abſ. 1, 346 Abſ. 1 BGB. könne ſich der Kläger nicht 
ſtützen, weil er den Beklagten nie wegen der Briefherausgabe 
gemahnt und in Verzug geſetzt habe. Ebenſowenig laſſe ſich 
die Klage mit Unmöglichkeit der Erfüllung ohne oder mit Ver⸗ 
ſchulden des Beklagten nach 88 323, 325, 287 Satz 2, 
280 Abſ. 1 BGB. begründen. Der Beklagte habe zwar ſeine 
Pflicht, den Hypothekenbrief herauszugeben, nicht erfüllt, aber 
dadurch die Ungültigkeit und Unbrauchbarmachung des Briefes 
nicht verurſacht. Dieſe ſeien vielmehr nur infolge des Nicht⸗ 
ausbietens der Hypothek und ihres Erlöſchens ohne Verſchulden 
des Beklagten herbeigeführt worden. Der Kläger erkenne dies 
in ſeinem Briefe vom 1. November 1904 ſelbſt an. Auch durch 
beiderſeits unverſchuldeten Zufall im Sinne des $ 323 
BGB. ſei die Vertragserfüllung nicht unmöglich geworden, 
Kläger habe vielmehr dieſe Unmöglichkeit ſelbſt durch ſeine Un⸗ 
tätigkeit, durch Nichtausbieten der Hypothek verfchuldet. Wenn 
er ſich auf Mangel an Barmitteln berufe, ſo berühre doch 
dieſer Umſtand keinesfalls den Beklagten. Mit Recht wirft 
die Reviſion dieſem Urteil Verletzung der 88 323, 325 BGB. 
vor. Es war vor den Vorderrichtern beſtritten und fehlen 
genaue Feſtſtellungen darüber, ob der Beklagte dem Kläger die 
Teilhypothek verkauft oder nur nach ſchon geſchehener Zahlung ohne 
zugrundeliegenden Kaufvertrag abgetreten hat. In jedem Falle, 
ſei es nach 88 433, 437, 444 BGB. oder ſei es nach 
85 398, 401, 402 im Zuſammenhalt mit den auf beide 
Fälle anzuwendenden 88 1154 Abſ. 1, 1117, 1152 daſelbſt 
war er verpflichtet, dem Beklagten die abgetretene Hypothek zu 
verſchaffen und ihm den zum Hypothekenerwerb unbedingt er⸗ 
forderlichen Teilhypothekenbrief herauszugeben. Daß dieſe Hypo⸗ 
thelverſchaffung durch Erlöſchung der Hypothek in der Zwangs⸗ 
69 
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verſteigerung und daß die Auslieferung des Briefes durch deſſen 
Vernichtung gemäß § 91 Abſ. 1 3VG., § 130 daſelbſt, $ 69 
GBO. mit § 148 der Sächſ. VD. z. Ausf. d. GBO. unmöglich 
wurde, iſt nicht beſtritten. Daß er dem Kläger eine ganz 
ähnliche Hypothek auf dem von ihm erſteigerten Grundſtück 
verſchaffen könne oder wolle, behauptet der Beklagte ſelbſt nicht, 
es braucht daher nicht unterſucht zu werden, ob in dieſer Weiſe 
die Unmöglichkeit der urſprünglichen Erfüllung wieder beſeitigt 
oder gar nicht eingetreten ſein könnte. Mit Unrecht bezweifelt 
der Vorderrichter den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der 
Nichtauslieferung des Hypothekenbriefs, alſo einer Unterlaſſung 
des Beklagten, und der Unmöglichkeit der Vertragserfüllung. 
Hätte der Beklagte noch unmittelbar vor Zuſchlagserteilung 
den in ſeinen Händen befindlichen Hypothekenbrief dem Kläger 
ausgehändigt, ſo wäre damit ſeine Vertragspflicht vollſtändig 
erfüllt, die Hypothek auf den Kläger übergegangen geweſen. 
Mit dem Zuſchlag aber wurde ihm dieſe Erfüllung wegen Er⸗ 
löſchens der Hypothek und Ungültigwerdens des Briefes darüber 
unmöglich und er kann ſich nicht darauf berufen, daß ja der 
Kläger durch Ausbieten der Hypothek anderweitige Deckung oder 
Sicherung hätte ſuchen können und müſſen. Eine ſolche, unter Um⸗ 
ſtänden gewagte und bei Vermögensloſigkeit unmögliche Handlung 
wäre, wenn ſie vom Kläger dennoch vorgenommen worden 
wäre, keinesfalls eine Erfüllung der urſprünglichen Vertrags⸗ 
pflicht des Beklagten geweſen. Dieſe war und blieb vom 
Zuſchlag an unmöglich. Aus dem Geſagten ergibt ſich zunächſt, 
daß vom OLG. unzutreffend die Vorſchriften über Vertrags⸗ 
rücktritt wegen Verzugs in § 326 ff. BGB. zur Abweiſung 
der Klage angewendet worden ſind. Nicht wegen Verzugs des 
Gegners ſondern wegen Unmöglichkeit ſeiner Erfüllung will der 
Kläger zurücktreten, und für ſolches Verlangen ſind die 88 323 
bis 325 BGB. allein maßgebend. Zu vertreten hat der 
Schuldner gemäß 8 276 BGB. Vorſatz und Fahrläſſigkeit, in 
beſonderen Fällen auch den Zufall. Man könnte nun in un⸗ 
mittelbarer oder doch entſprechender Anwendung des § 446 
BGB., wonach die Gefahr erſt mit Übergabe der Sache 
auf den Käufer übergeht, Haftung des Beklagten für Zufall 
oder auch weitergehend, weil er ſich über die Bedeutung des 
ihm vom Grundbuchamt zugeſtellten, nach Empfang des Gegen⸗ 
werts ihm aber nicht mehr gebührenden Teilhypothekenbriefs 
nicht erkundigte und ihn ſorglos bei ſich liegen ließ, Fahr⸗ 
läſſigkeit auf ſeiner Seite annehmen und — weil auch zur 
Vertretungspflicht nach den angezogenen 88 276, 325 förm⸗ 
licher Verzug nicht gehört — ſofort nach letztbezeichneter Ge⸗ 
ſetzesſtelle entſcheiden, daß dem Kläger der erwähnte Be⸗ 
reicherungsanſpruch zuſteht. Es iſt aber nicht notwendig, die 
eben angeregten Rechtsfragen endgültig zu beantworten, weil, 
ſelbſt wenn man Haftung des Beklagten für Zufall oder ſeine 
Fahrläſſigkeit nicht für gegeben erachtet, und ſeine Entſchuldigung, 
daß er von der Briefhypothek nichts wußte und verſtand und 
an Buchhypothek dachte, billigt, das Endergebnis ganz das 
gleiche ſein muß. Denn jedenfalls muß dann — und noch 
mehr, weil der Kläger den Teilhypothekenbrief nie zu Geſicht 
bekam — die gleiche Entſchuldigung auch für dieſen, der ſie 
ebenfalls geltend gemacht hat, gelten und es liegt dann der 
Fall des 8 323 BGB. vor, daß nämlich die vom Beklagten 
geſchuldete Briefübergabe und Hypothekbeſchaffung infolge 


beiderſeitigen entſchuldbaren Rechtsirrtums, alſo durch einen 
Umſtand unmöglich geworden iſt, den weder der eine noch der 
andere Teil zu vertreten hat. Daß angeſichts der Neueinführung 
des BGB. und der für den Laien nicht ohne weiteres voraus⸗ 
zuſetzenden Kenntnis davon, daß ſogar noch zum Übergang 
einer bereits im Grundbuch überſchriebenen Briefhypothek Uber⸗ 
gabe des Briefes notwendig iſt, der in Rede ſtehende Rechts⸗ 
irrtum ein verzeihlicher war, bedarf weiterer Ausführungen 
nicht. Iſt ſonach 8 323 BGB. jedenfalls anzuwenden, fo 
ſteht nach deſſen Abſ. 3 der ſchon erwähnte Bereicherungs⸗ 
anſpruch auf Rückzahlung des grundlos gegebenen Gegenwerts 
zu 9 500 Mark dem Kläger zu und ebenſo müßte man — ganz 
abgeſehen von 8 280 BGB. — gemäß $ 812 Satz 2 daſelbſt 
dann entſcheiden, wenn man das Vorliegen eines gegen⸗ 
ſeitigen Vertrages verneinen wollte. Unzweifelhaft iſt der 
Beklagte durch Zahlung der 9 500 Mark wirklich bereichert 
worden. W. c. H., U. v. 23. Juni 06, 585/05 V. — Dresden. 

12. 58 276, 545, 823 BGB. Haftung des Haus⸗ 
eigentümers wegen des Zuſtandes einer Stufe beim Sturze 
eines Hausbeſuchers von der Treppe.] 

Der Ehemann der Klägerin, der Maler J., iſt in 
der Mittagsſtunde des 13. Dezember 1903 in dem Hinter⸗ 
hauſe eines dem Beklagten gehörigen Grundſtücks beim 
Verlaſſen der Wohnung, wo er während des Vormittags 
gearbeitet hatte, die Treppe hinabgeſtürzt und an den bei 
dem Sturz erlittenen Verletzungen einige Tage ſpäter ge⸗ 
ſtorben. Das OLG. hat den Anſpruch der Klägerin dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Auf Nevifion des 
Beklagten hob das RG. auf und verwies zurück: Es kann 
zunächſt nicht anerkannt werden, daß die Stufe an ſich eine 
gefährliche Anlage war. Fremde Perſonen, die die Treppe 
heraufkamen, konnten bei einiger Vorſicht, die beim Betreten 
eines alten Hinterhauſes mit ſteilem Aufgang ſtets geboten ift, 
die Stufe wahrnehmen, da fie nach der Feſtſtellung des Be 
rufungsgerichts mindeſtens zu der an die Wohnung ſtoßenden 
Hälfte von dem Rückfenſter genügendes Licht empfing. Beim 
Rückweg zur Treppe kannten ſie die Stufe und vermochten ein 
Stolpern und Stürzen zu vermeiden. Ob eine gut befeſtigte 
Leiſte an einer ſolchen Stufe gefährlich iſt, wird von der Art 
der Leiſte abhängen. Ein Zeuge hat angegeben, daß die frag⸗ 
liche Leiſte zur Verzierung diente. Zierleiſten mit geſchwungenem 
Profil finden ſich vielfach an Stufen und bereiten in der Regel 
dem Fuß kein Hindernis. Dagegen war eine ſchlecht befeſtigte 
Leiſte, weil der Fuß leicht hängen bleiben konnte, ein gefährlicher 
Zuſtand und dies beſonders mit Rückſicht auf die nahe Treppe. 
Dieſen Zuſtand hat der Beklagte zu vertreten, wenn es auf 
Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt beruhte, 
daß er ihn nicht gekannt oder ſeine Gefährlichkeit nicht erkannt 
hat. Das Berufungsgericht hat angenommen, J. fei dadurch 
zu Fall gekommen, daß er än der Leiſte hängen geblieben ilt 
Hieraus iſt nicht erſichtlich, ob es das Vorhandenſein der Leiſte 
für ſich ſchon oder den Umſtand, daß ſie gelockert war, als 
urſächlich für den Unfall angeſehen hat. Erſterenfalls wäre 
die Beſchaffenheit der Leiſte zu erörtern und zu begründen 
geweſen, warum fie als gefährliche Anlage zu erachten war. 
Letzterenfalls wäre zu prüfen geweſen, ob der gefährliche Zu 
ſtand ſchon vorhanden war, als Beklagter das Haus erworben 
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hat. Er hat es als vermietetes Haus erworben. Der Ausdruck 
des Berufungsgerichts, daß er einen Verkehr darin eröffnet 
habe, iſt inſofern ungenau. Über die Zeit des Erwerbs 
ſchwanken die Angaben. Hat ſich die Leiſte erſt nach dem 
Beſitzantritt des Beklagten gelockert, ſo hätte er, ſelbſt wenn 
er damals das Haus auf ſeinen baulichen Zuſtand unterſucht 
hätte, den Mißſtand nicht wahrnehmen können. Für die ſpätere 
Zeit durfte er die Mitteilung der Mieter erwarten. Vgl. 
§ 545 BGB. Beſtand die Lockerung ſchon vor jenem Zeitpunkt, 
ſo fragte es ſich, ob der Beklagte, der ſich binnen angemeſſener 
Zeit nach dem Beſitzantritt von dem Zuſtand des Miethauſes 
zu unterrichten hatte, bei Beobachtung der nötigen Sorgfalt 
den Mangel bemerken konnte. Dieſe Sorgfalt erheiſcht nach 
der Anſchauung des Verkehrs nicht, daß der Eigentümer jedes 
Brett und jeden Stein im Innern des Hauſes darauf unterſucht, 
ob ſie noch feſtgefügt ſind. Er darf darauf vertrauen, daß 
Mängel, die ſich dem Auge nicht darbieten, durch die Mieter, 
ſobald ſie ihrer inne werden, zu ſeiner Kenntnis gelangen. 
Der Mieter L. hat nun von der Leiſte überhaupt nichts 
gewußt. Es iſt nicht geklärt, ob der gefahrbringende Zu⸗ 
ſtand bei entſprechender Achtſamkeit erkennbar war oder nicht. 
Das Berufungsgericht ſelbſt ſagt zur Begründung des Ver⸗ 
ſchuldens des Beklagten, die Leiſte hätte ihm bei der Unter⸗ 
ſuchung des Hauſes nicht entgehen können, anderſeits zur 
Entlaſtung des Verunglückten von einem Selbſtverſchulden: 
ſelbſt für einen aufmerkſamen Menſchen ſei es ſchwer geweſen, 
die Leiſte zu ſehen. Dies iſt ein Widerſpruch. Eine höhere 
Sorgfalt als von einem aufmerkſamen Menſchen kann auch von 
dem Beklagten nicht gefordert werden. M. c. J., U. v. 
5. Juli 06, 578/06 VI. — Caſſel. 

13. 85 278, 823, 831 BGB. Bedeutung der Ein⸗ 
ſtellung des Betriebes für die Frage der Haftung. Bedeutung 
der Auswahl des Betriebsleiters bezw. des von ihm ausge⸗ 
wählten Angeſtellten.] 

Der Kläger iſt auf dem Grundſtück der damals von der 
Beklagten betriebenen Waggonfabrik dadurch verunglückt, daß 
er eine ſeitlich unweit des Eingangs zum Maſchinenhauſe be⸗ 
findliche, zum Akkumulatorenkeller führende Treppe von 
17 Stufen hinunterſtürzte. Er hatte im Auftrage einer Aktien⸗ 
geſellſchaft, die das Fabrikanweſen gekauft hatte, ſich in das 
Maſchinenhaus begeben, um die Maſchinen zu unterſuchen. 
Durch den Sturz hat er ſich erhebliche Verletzungen zugezogen. 
Für den ihm entſtandenen Schaden macht er die Beklagte ver⸗ 
antwortlich. Klage und Berufung wurden zurückgewieſen. Das 
RG. hob auf und verwies zurück: Diejenigen Erwägungen 
des angefochtenen Urteils, mit denen das Berufungsgericht die 
Anwendbarkeit des 8 2 NHaftpfIG., des 8 278 BGB. und 
in Verbindung mit § 823 Abſ. 2 BGB. des § 120 a RGewd. 
verneint, ſind rechtlich nicht zu beanſtanden. Es iſt auch weiter 
anzuerkennen, daß, wenn der Betrieb in der Fabrik der Be⸗ 
klagten an dem Unfallsnachmittage ruhte, und deshalb ein Ver⸗ 
kehr in den Fabrikräumen nicht ſtattfand, auch eine Verpflichtung, 
für die Sicherheit des Verkehrs zu ſorgen, und eine Haftung 
für die Unterlaſſung dieſer Sorge auf ſeiten der Beklagten, 
mag dieſe aus dem rechtlichen Geſichtspunkte des § 823 Abſ. 1, 
des 8 823 Abſ. 2 mit 8 367 Ziff. 12 StGB. oder des 8 831 
BGB. beurteilt werden, entfällt. Es iſt dabei gleichgültig, 
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ob die Einſtellung des Betriebes auf einer Anordnung der Be⸗ 
klagten beruhte, oder ob ſie erfolgte, weil die Arbeiter nach der 
Beerdigung des Fabrikdirektors, die an demſelben Nachmittage 
ſtattgefunden hatte, unerwarteterweiſe nicht mehr zur Arbeit 
erſchienen waren. Es genügt, wenn zur Zeit des Unfalls der 
Betrieb tatſächlich eingeſtellt und auf einen Verkehr in den 
Fabrikräumen und auf dem Fabrikgrundſtücke nicht weiter zu 
rechnen war. Es fragt ſich aber, inwieweit die Verantwortung 
der Beklagten für ein Verſchulden ihrer Vertreter nach 88 31, 
823 Abſ. 1 und 2, inwieweit ferner eine Haftung für Unter⸗ 
laſſungen ihrer Angeſtellten nach 8 831 BGB. anzunehmen 
ſein würde. Für die ordnungsmäßige Handhabung der Fabrik⸗ 
einrichtungen im einzelnen Falle iſt allerdings die Beklagte 
in ihren Vertretern nicht ſchlechthin verantwortlich zu machen, 
aber das Schaffen der richtigen und zweckmäßigen Sicherheits 
einrichtungen, die allgemeine Anordnung über deren Hand⸗ 
habung und die allgemeine Aufſicht über die letztere iſt deren 
Sache. Im gegebenen Falle war eine zur Verwahrung des 
Treppenſchachtes an ſich geeignete Einrichtung vorhanden, ſie 
mußte nur auch regelmäßig benutzt, die Eiſenſtange über der 
oberſten Stufe jedesmal nach dem Paſſieren der Treppe wieder 
eingehakt werden. Einer Inſtruktion, wie die einfache Ein⸗ 
richtung zu handhaben ſei, bedurfte es nicht, und die An⸗ 
ordnung an die in der Fabrik beſchäftigten Arbeiter, daß der 
Verſchluß jedesmal ſtattfinden müſſe, ſowie die Beſtellung einer 
Perſon, die darüber zu wachen hatte, daß die Anordnung be⸗ 
folgt werde, wird als Aufgabe des Betriebsleiters der Fabrik 
anzuſehen ſein, der zugleich ein Vertreter der Aktiengeſellſchaft 
nach deren Organiſation ſein kann, regelmäßig aber nicht zu 
ſein pflegt. Eine allgemeine Aufſicht über den Betrieb des 
Unternehmens liegt aber auch den Vertretern der Geſellſchaft 
ob, und wenn unter deren Augen der Mißbrauch etwa ein⸗ 
geriſſen wäre, daß regelmäßig oder öfter in einer Weiſe, daß 
es bei gehöriger Beaufſichtigung jenen auffallen mußte, die Hand⸗ 
habung der Verwahrungseinrichtung unterblieb, dann iſt die 
Beklagte hierfür wegen eigenen Verſchuldens ihrer Vertreter nach 
85 823 Abſ. 1, 31 BGB. (vgl. dazu JW. 03 Beil. Nr. 81, 
04, 167 Nr. 5), aber auch nach 8 823 Abſ. 2 BGB. in Ber: 
bindung mit $ 367 Ziff. 12 BGB. verantwortlich. Die einzelne 
Verſäumung der ordnungsmäßigen Verwahrung durch einen 
Angeſtellten der Fabrik kann im Gegenſatze hierzu nur 
eine Haftung der Beklagten aus 8 831 BGB. begründen. 
Die Beklagte haftet indeſſen gemäß $ 831 BGB. nur für den 
Schaden, den eine von ihr mit einer Verrichtung betraute 
Perſon widerrechtlich angerichtet hat. Wenn, wie das LG. 
angenommen hat, die Vertreter der Beklagten den Betriebs⸗ 
leiter W. mit der Sorge für die ordnungsmäßige Unter⸗ 
haltung und Benutzung der Betriebseinrichtungen beauftragt, 
dieſer aber zur ſpeziellen Überwachung des hier in Rede 
ſtehenden Treppenverſchluſſes den Maſchiniſten B. beſtellt hatte, 
dann iſt der der Beklagten nach $ 831 BGB. obliegende Be⸗ 
weis, daß ſie bei der Auswahl des Angeſtellten die im Ver— 
kehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe, auf die Perſon 
des Betriebsführers W., nicht auf die des Maſchiniſten B. zu 
richten. Der Nachweis der Zuverläſſigkeit der letzteren wäre 
dagegen geeignet, die Haftung der Beklagten aus 8 831 BGB. 
unter dem Geſichtspunkte auszuſchließen, daß der Schaden auch 
69 * 
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bei Anwendung gehöriger Sorgfalt in der Auswahl des W. 
entſtanden fein würde (S 831 Abſ. 1 Schlußſatz BGB.). Denn 
die Verrichtung, die dem W. oblag, beſtand eben wiederum in 
der ſorgfältigen Auswahl einer zur Überwachung der Hand⸗ 
habung des Treppenverſchluſſes beſtellten Perſon; war dieſe 
alſo objektiv zuverläſſig, dann kommt es auf die bei ihrer 
Auswahl ſubjektiv betätigte Sorgfalt nicht weiter an. G. c. S., 
U. v. 9. Juli 06, 615/05 VI. — Darmſtadt. 

14. SS 313, 125 BGB. Nichtigkeit eines Kauf⸗ 
vertrages, wenn ein weſentlicher Beſtandteil (Höhe der Gegen⸗ 
leiſtung für die Grundſtücksübereignung) nicht formgerecht 
beurkundet ift.] 

Der Kläger hat in dem ganzen Verlaufe des Prozeſſes, 
ungeachtet der dagegen von den Beklagten erhobenen Einwendungen, 
ſeine Klage darauf geſtützt, daß ein Kaufvertrag vorliege, 
aus dem nach § 439 Abſ. 2 BGB. ohne weiteres ſich die 
Verpflichtung der Beklagten ergebe, die ſtreitige Hypothek von 
4 000 Mark, die er, der Kläger, nicht übernommen habe, weg— 
zuſchaffen. Andererſeits hat Kläger zugeben müſſen, daß die Kauf⸗ 

12. April 1901 
22. Februar 1902 
inſofern unrichtig niedergeſchrieben ſeien, als der dort auf 
6 000 Mark angegebene Kaufpreis in Wahrheit 7 300 Mark 
betragen habe. Darnach iſt ein weſentlicher Beſtandteil eines 
auf Übertragung des Eigentums an einem Grundſtücke 
gerichteten Vertrages — die Höhe der für die Grundſtücks⸗ 
übereignung zu entrichtenden Gegenleiſtung — nicht in der 
durch S 313 BGB. vorgeſehenen Form beurkundet worden 
und dies muß, wie das RG. bereits wiederholt in gleichartig 
liegenden Fällen ausgeſprochen hat, gemäß $ 125 BGB. die 
Nichtigkeit des Vertrages nach ſich ziehen. Eine Heilung des 
Formmangels nach §S 313 Satz 2 BGB. kann nicht in Frage 
kommen, da die Übertragung des Eigentums nicht durch Auf— 
laſſung, ſondern noch in den Formen des Großherzoglich 
Heſſiſchen Geſetzes vom 21. Februar 1852, Reh-Hoyer-Gros 
Geſetzſamml. Bd. 1 S. 305, ſtattgefunden hat. Unter dieſen 
Umſtänden bedurfte es weder eines Eingehens auf die weiteren, 
die Sache ſelbſt betreffenden Reviſionsangriffe, noch auch einer 
Entſcheidung der Frage, ob nicht das Formerfordernis des 
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dann gelten müßte, wenn er gemäß den Angaben der Beklagten 
als Auseinanderſetzungsvertrag aufzufaſſen wäre. Vielmehr 
war, da mit der Nichtigkeit des ganzen Vertrages auch der 
daraus hergeleitete Anſpruch auf Wegſchaffung der Hypothek 
von 4000 Mark ſich als hinfällig darſtellt, die Klage, wie 
geſchehen, gänzlich abzuweiſen. W. e. H., U. v. 11. Juli 06, 
577/05 V. — Darmſtadt. 

15. 88 323, 843 BGB., 88 3, 3a, 7 Haftpfl. Bes 
meſſung der Rente nach dem Einfluß des zunehmenden Lebens— 
alters.] 

Der Kläger, ein Feilenſchmied war, beim Eiſenbahnbetriebe 
verunglückt. Während das OLG. ihm eine Jahresrente von 
250 Mark zubilligt, hob das RG. auf Reviſion des beklagten 
Eiſenbahnſiskus inſofern auf, als die Rente auch auf die Zeit 
nach dem Schluſſe der mündlichen Verhandlung gezahlt werden 
ſollte und verwies zurück: Wie der jetzt erkennende Senat 


vertragsbeſtimmungen in der Urkunde vom 
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ſchon des öfteren ausgeſprochen hat (vgl. IW. 05 S. 1523, 
2834, 49319; Urteil vom 19. März 1906, VI. 257/05 i. S. 
Stadtgemeinde B. e. W.) — iſt, wenn nach § 843 BGB. 
(bezw. SS 3, 3a, § 7 Abſ. 2 RHaftpflG.) eine Rente wegen 
Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit beanſprucht 
wird, bei der Entſcheidung auch die zukünftige Geſtaltung der 
Verhältniſſe, ſo weit fie ſich zur Zeit der Urteilsfällung über⸗ 
ſehen läßt, zu berückſichtigen. Es liegt nicht in der Abſicht 
des Geſetzes, daß bei einer nach S 258 ZPO. erhobenen Klage 
der Schuldner zeitlich unbeſchränkt zu Zahlung von Geldrenten 
verurteilt werden ſollte, obwohl bei Würdigung aller Umſtände 
(3PO. 5 287) nach dem normalen Verlaufe der Dinge und 
der allgemeinen Lebenserfahrung es als wahrſcheinlich angeſehen 
werden muß, daß von einer gewiſſen Zeit an der Schaden, 
der als die Folge des die Haftpflicht begründenden Ereigniſſes 
durch die Rente vergütet werden ſoll, überhaupt nicht mehr 
oder doch nicht mehr in der gleichen Höhe fortbeitehen werde. 
— Der Aufgabe, in ſolcher Weiſe vorſchauend eine voraus⸗ 
ſichtliche künftige Geſtaltung der Dinge in Betracht zu ziehen, 
wird der Richter auch nicht durch die Vorſchrift des § 323 
ZPO. enthoben, da dieſe nur eine nachträgliche weſentliche 
Anderung derjenigen Verhältniſſe im Auge hat, welche das 
Gericht bei der Verurteilung für die Feſtſetzung der Leiſtungen 
zu berückſichtigen hatte. Zu den von vornherein in Rechnung 
zu ziehenden Umſtänden gehört für die Negel auch der Ein 
fluß, welchen naturgemäß das zunehmende Lebensalter auf die 
Arbeits⸗ und Erwerbsfähigkeit des Menſchen ausübt, und bei 
normalem Verlaufe der Dinge auch ohne Dazwiſchentreten des 
Unfalles im gegebenen Falle ausgeübt haben würde. Es 
kann in einem beſonderen einzelnen Falle allerdings die Sache 
jo liegen, daß angenommen werden darf, dem Schadenserſaß⸗ 


berechtigten würde ein beſtimmter Erwerb ohne die vom Gegner 


zu vertretende Verletzung noch bis ins hohe Greiſenalter mög: 
lich geweſen fein. Allein daß das bei dem Kläger zuträfe, il 
weder vom Berufungsgericht ausgeſprochen, noch aus dem feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalte zu entnehmen. Die Frage iſt im 
Berufungsurteil überhaupt nicht erörtert. Hiernach mußte das 
Berufungsurteil zu dem betreffenden Teile aufgehoben werden; 
nämlich inſoweit, als die Rente dem Kläger auf die Zeit nach 
dem Schluſſe der mündlichen Verhandlung in der Berufungs⸗ 
inſtanz (in welchem Zeitpunkt noch die bisherigen Verhältniſſe 
zweifellos maßgebend waren) zugeſprochen iſt. Bei der Feſt⸗ 
ſetzung des Zeitpunktes, von dem an die Erwerbstätigkeit des 
Klägers auch ohne den Unfall eingeſchränkt oder aufgehoben 
worden wäre, handelt es ſich um tatſächliche Beurteilung 
— auch der konkreten Verhältniſſe. — Deshalb iſt das 
Reviſionsgericht nicht in der Lage, wie vom Reviſionsbeklagten 
angeregt wurde, von ſich aus jenen Zeitpunkt feſtzuſetzen, biel 
mehr war die Sache inſoweit an die Vorinſtanz zurückzuver⸗ 
weiſen. Pr. Eiſenbahnfiskus o. B., U. v. 28. Juni 06, 
419/05 VI. — Cöln. ö 

16. 88 459, 462, 472 BGB. Annahme der Beſeitigung 
von Schwammverdächtigkeit nach Schwammbeſeitigung; 2% 
ſchränkung auf Erſatz der Schwammbeſeitigungskoſten.] 

Der Kläger, der von den Beklagten als Teſtamentsvoll 
ſtreckern des B.ſchen Nachlaſſes durch notariellen Vertrag vom 
17. Dezember 1902 das Grundſtück Augsburgerſtraße 25 und 
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Paſſauerſtraße 32 zu Berlin für 420 000 Mark gekauft hat, 
verlangt wegen Schwammbehaftung des Hauſes, geſtützt auf 
88 459, 462 BGB., Zahlung eines Minderungsbetrages zu 
25 000 Mark nebſt Zinſen. Jene Vertragsbeſtimmung, die 
den Kauf als in Pauſch und Bogen geſchehend erklärt und 
„Garantie für bauliche Mängel irgend welcher Art“ ausſchließt 
und auf die Beklagte ihren Klagabweiſungsantrag gründen, 
bezeichnet er als auf Hausſchwamm nicht zutreffend. Dieſe 
Anſicht teilte nach gepflogener Beweiserhebung auch der erſte 
Richter, der dem Kläger auch Minderung, jedoch nur in Höhe 
von 2150 Mark, entſprechend den von den Sachverſtändigen 
M. und O. feſtgeſtellten Schwammbeſeitigungskoſten, zuerkannte. 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Ob eine Sache 
mit Fehlern behaftet iſt, die den Wert oder die Tauglichkeit 
zu dem gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrage voraus— 
geſetzten Gebrauch aufheben oder mindern, iſt eine Frage, die 
im allgemeinen der richterlichen Tatſachenwürdigung zur Beant⸗ 
wortung überlaſſen werden muß. Bei der Verſchiedenheit der 
örtlichen und ſonſtigen Lebensverhältniſſe und der Anſchauungen 
des Verkehrs iſt es unmöglich, durch Rechtsſätze beſtimmte 
Mängel als Fehler im Sinne des 8 459 Abſ. 1 BGB. ein 
für allemal feſtzuſtellen. Nun gilt zwar im allgemeinen die 
infolge früherer Schwammbehaftung eines Hauſes auch nach 
deren Beſeitigung meiſt bleibende Schwammverdächtigkeit nach 
Anſicht des Verkehrs und der Gerichte gewöhnlich als ſolcher 
den Wert des Hauſes mindernder Mangel, und dies hat auch 
der erkennende Senat, insbeſondere auch in ſeiner von der 
Reviſion nun angezogenen Entſcheidung V 427/03 vom 
20. April 1904 (JW. S. 35913) ausgeſprochen. Das Be: 
rufungsgericht verkennt dies aber auch nicht, geht vielmehr aus— 
drücklich von dieſem Grundſatze und von der letzterwähnten 
Entſcheidung aus. Es hat jedoch im vorliegenden „beſonderen“ 
Falle auf Grund des ihm vorliegenden Gutachtens „zweier 
techniſch vorgebildeter, in der Praxis des Geſchäftslebens 
ſtehenden, zu gerichtlichen Sachverſtändigen ernannten“ Sach⸗ 
verſtändigen M. und O., mit denen im weſentlichen auch der 
Sachverſtändige D. übereinſtimmt, die Überzeugung gewonnen, 
daß nach ſachgemäßer Ausführung der von ihnen als erforderlich 
bezeichneten Bauarbeiten weder ein Minderwert des Grundſtücks 
nachweisbar ſei, noch das Vorhandengeweſenſein von Haus⸗ 
ſchwamm auf einen weiteren Verkauf einen Einfluß ausüben 
könne. Dieſe ohne prozeſſuale Verſtöße getroffene Feſtſtellung 
iſt gemäß 8 561 ZPO. für das Nevifionsgericht bindend, fie 
wird mit Unrecht vom Reviſionskläger bekämpft und ſie recht⸗ 
fertigt es, daß bei unbeſtrittener Gleichheit des Werts der 
fehlerfreien Sache mit dem Kaufpreis gemäß 8 472 BGB. 
nur der Betrag der nötigen Ausbeſſerungskoſten dem Kläger 
als Minderwert zugeſprochen wird. Neue, beſonders „auf dem 
Grundſtücksmarkte erfahrene“ Sachverſtändige, wie die Reviſion 
meint, brauchte das KG. um ſo weniger zu vernehmen, als es 
ja ſeine Gewährsmänner für in der Praxis des Geſchäftslebens 
ſtehend erklärt und es bei zwei „Ratszimmermeiſtern“ in Berlin 
wohl ſelbſtverſtändlich iſt, das ſie auch genügende Kenntnis und 
Erfahrung vom Grundſtücksmarkte haben. Das KG. hat zur 
Begründung ſeiner Überzeugung auch den Satz beigefügt, daß 
ein mit den Verhältniſſen des Hauſes vertraut gemachter Käufer 
vermutlicherweiſe ein Wiederauftreten des Schwamms nicht be— 
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fürchten dürfte und jede Furcht durch den Hinweis auf das 
Ergebnis dieſes Prozeſſes leicht beſeitigt werden könnte. Mag 
der Reviſion zugegeben ſein, daß der Hinweis auf gegenwärtigen 
Rechtsſtreit ein ſchwaches Troſtmittel für ängſtliche Kauflieb: 
haber ſein könnte und daß die Schwammverdächtigkeit des 
Hauſes ſchon im vorneherein den Kreis der Kaufliebhaber 
zu verkleinern vermöchte, ſo wird doch durch die auf den be— 
ſonderen Verhältniſſen fußende Gutachten der Sachver⸗ 
ſtändigen M., O. und D. das Berufungsurteil ſchon allein 
getragen und gehen aus ihnen als ſolche beſonderen Ver— 
hältniſſe hervor, daß nur die Kellerdecke, nicht aber das 
übrige große Haus vom Schwamm ergriffen war, daß die 
Reparatur die Mieter wenig beläſtigt und ganz ſicheren Erfolg 
verſpricht uſw. Muß ja ſogar das vom Kläger dem Be: 
rufungsgericht vorgetragene Privatgutachten des Grundſtücks— 
maklers E., wenn es auch Entwertung durch Schwammverdacht 
behauptet, anerkennen, daß die Furcht im Publikum vor Schwamm 
in neuerer Zeit wegen der Fortſchritte der Chemie, der Heil— 
barkeit des Fehlers und wegen des BGB. etwas verringert iſt. 
B. c. H., U. v. 30. Juni 06, 595/05 V. — Berlin. 
17. 8 495 BGB. Bedeutung der Klauſel „Kauf auf 
Beſicht“] 

Das Berufungsgericht würdigt die Unterhandlungen des 
Beklagten mit dem Zeugen Oberingenieur B. und die ſich daran 
ſchließende Beſichtigung der einzelnen Stapel durch den Be— 
klagten dahin, Klägerin ſei bei dem Zuſchlag an den Beklagten 
davon ausgegangen und habe auch davon ausgehen dürfen, daß 
der Beklagte das Holz gemäß ihrer Weiſung ordnungsgemäß 
befichtigt und ſich insbeſondere darüber vergewiſſert habe, 
wieviel beſchlagenes Holz in dem als Rundholz ausgebotenen 
Stapel enthalten ſei, in welchem Umfange das Beſchlagen 
ſtattgefunden habe und in welchem Zuſtande ſich infolgedeſſen 
das Holz beſinde. Sie habe danach als Kaufgegenſtand 
das vom Beklagten auf den Stapeln beſichtigte Rundholz 
anſehen dürfen und der Beklagte müſſe den Verkauf als 
ſolchen „auf Beſicht“ gelten laſſen, gleichviel ob er das 
Holz gründlich oder nur oberflächlich unterſucht hatte. Daher 
könne er die Klägerin nicht dafür verantwortlich machen, daß 
ſich unter den von ihm gekauften Rundholzſtapeln etwa 
15 Prozent Hölzer befanden, die durch ſtarkes Beſchlagen mehr 
oder weniger Kantholz oder durch den Gebrauch morſch geworden 
waren. Durch ſeine Annahme, es liege ein Verkauf oder Kauf 
„auf Beſicht“ vor, hat das Berufungsgericht — darüber kann 
nach Sachlage kein Zweifel beſtehen — nicht etwa einen Kauf 
auf Beſicht oder auf Probe im Sinne des $ 495 BGB. feſt— 
geſtellt. Die Klauſeln „auf“ ſprachlich richtiger „nach 
Beſicht“ oder „wie beſehen“ oder „Beſicht erklärt“ haben im 
Handelsverkehr die Bedeutung, der Verkäufer werde von der 
Haftung für jeden Mangel der Kaufſache frei, der durch eine 
Unterſuchung der Ware ſeitens des Käufers erkennbar geweſen 
wäre. Danach hat ein Kauf „auf“ ſprachlich richtiger „nach 
Beſicht“ die rechtliche Bedeutung, daß der Verkäufer die Ware 
„wie beſehen,“ „ſo wie ſie liegt,“ alſo ohne Haftung für 
Mängel, die durch eine Unterſuchung erkennbar waren, verkauft, 
der Käufer ſie in dieſer Weiſe gekauft habe. Einen ſolchen 
Kauf „nach Beſicht“ hat das Berufungsgericht als abgeſchloſſen 
angenommen. Für eine ſolche Annahme war auch durch den 
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Inhalt der Verhandlungen zwiſchen dem Beklagten und dem 
Vertreter der Klägerin, dem Zeugen B., zureichender Anhalt 
gegeben. Es lag ein Kauf über eine dem Käufer vor dem 
Kaufabſchluſſe zugängliche Sache vor und der Käufer war durch 
Oberingenieur B. nach den jetzt beanſtandeten Richtungen zur 
vorherigen Beſichtigung der Ware aufgefordert worden. War 
aber die Kaufſache in dem dargelegten Sinne „wie beſehen“ 
verkauft, ſo war dadurch der Verkäufer von der Haftung für 
jeden Mangel der Kauſſache frei, der durch eine Unterſuchung 
erkennbar geweſen wäre, gleichgültig, ob der Käufer ſie überhaupt 
unterſucht und gleichgültig, ob und welche Sorgfalt er bei ſeiner 
Unterſuchung angewendet hat. L. c. V., U. v. 26. Juni 06, 
23/06 II. — Cöln. 

18. SS 607, 780, 781, 812 BGB. Einwendungen aus 
dem urſprünglichen Schuldverhältnis bei Schuldumwandlung in 
ein Darlehn?! 

Der Beklagte hat mit Kaufvertrag von dem Neben⸗ 
intervenienten und Reviſionskläger S. den Verlag einer Zeit⸗ 
ſchrift um den Preis von 8 750 Mark erworben, wovon nach 
Beſtimmung dieſes Vertrages 7 000 Mark in Form eines Schuld⸗ 
ſcheins an den Kläger H. abzuführen waren, und hat am ſelben 
Tage einen Schuldſchein unterzeichnet, laut deſſen er dem H. 
(„aus Kaufſumme“) den Betrag von 7000 Mark als ein un⸗ 
verzinsliches, auf 1. Oktober 1903 heimzahlbares Darlehn zu 
ſchulden anerkannte. Der Beklagte hat gegen den Klageanſpruch 
eingewendet, daß ihm aus dem mit S. abgeſchloſſenen Kauf⸗ 
vertrage ein Schadenserſatzanſpruch wegen unrichtiger Angaben 
über den Ertrag des Kaufobjektes gegen S. zuſtehe. Die Klage, 
die Berufung und die Reviſion eines Nebenintervenienten wurden 
zurückgewiefen: Was die Schuldumwandlung in ein Darlehn 
betrifft, jo hat das Berufungsgericht erwogen, dieſe Schuld⸗ 
umwandlung nach Maßgabe des 8 607 Abſ. 2 BGB. enthalte 
keineswegs eine Vereinbarung in dem Sinne, daß nunmehr auf 
den alten Schuldgrund in keiner Weiſe mehr zurückgegriffen und 
insbeſondere vom Schuldner nicht geltend gemacht werden dürfte, 
daß das urſprüngliche Schuldverhältnis wegen damals ſchon 
begründeter, aber dem Schuldner früher nicht bekannter Einreden 
nicht in Kraft beſtanden habe, und daß deshalb die in dem Um⸗ 
wandlungsvertrage allenfalls (nicht notwendig) zu erblickende 
Anerkennung der Schuld gemäß § 812 Abſ. 2 und Abſ. 1 BGB. 
beſeitigt werde. — Darin hat der Berufungsrichter zweifellos 
recht, daß die Schuldumwandlung gemäß § 607 Abſ. 2 BGB. 
an ſich nicht die Rechtswirkung hat, dem Schuldner die Ein⸗ 
wendungen aus dem urſprünglichen Schuldverhältniſſe zu ver⸗ 
ſchließen (vgl. auch Motive $ 607 — 454 des Entw. — Bd II 
S. 312). Die Schuldneuerung aber, für welche nach Anſicht 
der Reviſion in einem ſolchen Falle die Vermutung ſprechen ſoll, 
würde keineswegs die von ihr gezogene Konſequenz begründen. 
Vielmehr ſetzt dieſe Verwandlung der früheren in die neue 
Schuld an ſich die einwandsfreie Verbindlichkeit der bisherigen 
Schuld voraus und es würden Einwendungen aus dem ur— 
ſprünglichen Schuldverhältniſſe ſchon aus dem Grunde zuzulaſſen 
ſein, weil, ſoweit die vorausgeſetzte frühere Schuld in Wirklichkeit 
nicht beſtand, auch das Darlehn nach 8 607 Abſ. 2 BGB. 
nicht zuſtande gekommen wäre. (Vgl. Urteil des erkennenden 
Senats vom 13. November 1905 VI. 1/05, RG. 62, 51 ff.). 
Um die neu begründete (Darlehns-) Schuld auch in dieſer Be— 
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ziehung von dem bisherigen Schuldverhältniſſe völlig unabhängig 
zu geſtalten, müßten die Beteiligten eine neue abſtrakte Schuld⸗ 
verbindlichkeit (SS 780, 781 BGB.) ſchaffen. Eine ſolche aber 
wird durch den Schuldumwandlungsvertrag nach 8 607 Abſ. 2 
BGB. keinenfalls ſchon von ſelbſt und rechtsnotwendig begründet; 
im Gegenteil würde nach dem Wortlaute des Geſetzes die bis⸗ 
herige Schuld in eine kauſale Verbindlichkeit — Darlehns⸗ 
obligation — verwandelt. (Siehe hierüber Oertmann, Recht der 
Schuldverhältniſſe, 2. Auflage zu 8 607 Anm. 2, b, a und 8, 
S. 581 f.). Nach den ſchon erwähnten Feſtſtellungen des Be⸗ 
rufungsurteils iſt aber auch die Annahme ausgeſchloſſen, daß 
die Vertragſchließenden neben die Schuldumwandlung noch 
eine abſtrakte Schuldanerkennung geſetzt hätten. (Hier folgen 
die nicht weiter intereſſierenden Gründe, aus denen die Zu⸗ 
läſſigkeit der von dem Beklagten erklärten Anfechtung für be⸗ 
gründet anzuerkennen iſt.) H. c. S., U. v. 2. Juli 06, 
582/05 VI. — Stuttgart. 

19. 5 607 Abſ. 2 BGB. Anwendung auf künftig erſt 
zu begründende Forderungen.] 

Es iſt unbeſtritten, daß den beiden Darlehnshypotheken 
keine Darlehnsſchulden zugrunde liegen, ſondern daß der 
Beklagte ſie der klagenden Bank zur Sicherung ihrer Anſprüche 
aus einem ihm eröffneten Wechſelkredit beſtellt hat. Aus 
dieſem Wechſelkredit iſt Beklagter der Klägerin die weit höhere 
Summe von 81060 Mark ſchuldig geworden. Neben andern 
Einreden, deren Verwerfung die Reviſion nicht hat angreifen 
können, hatte der Beklagte gegen die Klage geltend gemacht, 
daß fie nicht auf die unrichtigen Darlehnsſchuldbekenntniſſe, 
ſondern nur auf die einzelnen Wechſelgeſchäfte hätte gegründet 
werden können, in dieſer Weiſe aber nicht begründet worden 
ſei. Dieſen Einwand hat der Berufungsrichter mit folgender 
Ausführung verworfen: Wenn die Parteien darüber einig 
geworden ſeien, daß Darlehne nicht gegeben, trotzdem aber 
Darlehns⸗ (alſo Verkehrs⸗) Hypotheken beſtellt werden ſollten 
und zwar zur Sicherung künftiger Wechſelforderungen, ſo ſei 
ſolche Vereinbarung dahin auszulegen, daß die Wechſelforderungen 
als Darlehnsforderungen behandelt werden ſollten. Dies ſei 
nach Maßgabe des 8607 Abſ. 2 BGB. für zuläſſig zu erachten 
und berechtige die Klägerin, ihre Klage auf die Darlehnsſchuld⸗ 
bekenntniſſe zu ſtützen, allerdings unter der Vorausſetzung, daß 
ſie das ſpätere Entſtehen von Wechſelforderungen in ent⸗ 
ſprechendem Betrage nachweiſe, dies ſei aber geſchehen. Die 
hierin getroffene tatſächliche Auslegung der Parteivereinbarung 
hat nicht bemängelt werden können, aber die Reviſion beſtreitet, 
daß rechtlich die Vereinbarung möglich ſei, künftig erſt aus 
einem andern Schuldgrunde entſtehende Forderungen als 
Darlehnsforderungen gelten zu laſſen. Sie hält dies deshalb 
für unmöglich, weil es im Widerſpruch ſtehen würde mit der 
Eigenſchaft des Darlehns als Realvertrags, der nur durch den 
Empfang von Geld oder anderen vertretbaren Sachen zuftande 
kommen könne. Die Beſtimmung in 8 607 Abf. 2 will fie 
auf den dort erörterten Fall beſchränkt wiſſen, daß es ſich um 
die Umwandlung einer ſchon beſtehenden anderweitigen Schuld 
in eine Darlehnsſchuld handle. Dieſe Bedenken können jedoch 
nicht für begründet erachtet werden. Schon der Berufungs⸗ 
richter hat bemerkt, daß das BGB. zwar in 8 607 Abſ. 2 
ausdrücklich nur die Umwandlung einer bereits beſtehenden 
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Schuld in eine Darlehnsſchuld regele, aber er hat ſich zutreffend 
auf die das Recht der Schuldverhältniſſe beherrſchende Ver⸗ 
tragsfreiheit berufen für die Annahme, daß eine derartige Ab⸗ 
rede auch für künftig erſt entſtehende Forderungen zugelaſſen 
werden müſſe. Der Reviſion kann auch nicht zugegeben werden, 
daß die Zulaſſung einer ſolchen Übereinkunft im Widerſpruch 
ſtehe mit dem Begriff des Darlehns als eines Realvertrages. 
Es wurde bereits vor dem BGB. der Satz anerkannt, daß 
die Übergabe der Darlehnsvaluta, worin das reale Begriffs⸗ 
merkmal liegt, erſetzt werden könne durch die Übereinkunft, daß 
der Schuldner das, was er ſchon ſchuldig ſei, als Darlehn 
behalten dürfe. Dieſen Satz hat das BGB. anerkannt und 
nur aus praktiſchen Gründen iſt die Aufnahme einer ausdrück⸗ 
lichen Beſtimmung dieſes Inhalts für wünſchenswert erachtet 
worden (vgl. Motive z. 1. Entw. Bd. 2 S. 312 zu § 45 4). 
Nachdem der Grundſatz aber geſetzlich feſtgelegt worden iſt, 
laſſen ſich in der Tat weder theoretiſche noch ſonſtige Gründe 
erſehen, die es rechtfertigen könnten, ſeine Anwendung auszu⸗ 
ſchließen, wenn es ſich um eine Vereinbarung jenes Inhalts 
für künftig noch erſt zu begründende Forderungen handelt. 
N. c. K., U. v. 9. Juli 06, 647/05 V. — Celle. 

20. 58 611 ff. BGB. in Verb. mit SS 1382, 1383 Code 
civil, Art. 89 Nr. 2 Pr AGBGB. Privatrechtliche Wirkungen 
des Staatsbeamtenverhältniſſes nach Analogie des Dienſt⸗ 
vertrages. 

Die Klage des Königlich Preußiſchen Eiſenbahnfiskus 
gegen den Beklagten als Beamten der Königlich Preußiſchen 
Staatsbahnen iſt gerichtet auf Erſtattung von 348,10 Mark 
für dem Kläger erwachſene Vertretungskoſten des Rangier⸗ 
meiſters A. Dieſe Vertretungskoſten ſind nach der Behauptung 
der Klage dadurch erwachſen, daß der Beklagte am 27. Ok⸗ 
tober 1902, als er als Stationsaſſiſtent den Nachtdienſt auf 
dem Güterbahnhof Barmen⸗Wichlinghauſen hatte, dem bei dem 
Rangieren der Züge beſchäftigten A., ohne daß letzterer eine 
ernſte Veranlaſſung dazu gegeben habe, eine brennende Laterne 
vor den Kopf geſchlagen habe und daß A. infolge der dadurch 
entſtandenen Verletzung längere Zeit dienſtunfähig geweſen ſei, 
daher ſeine Arbeiten von einem Vertreter hätten verrichtet 
werden müſſen. Der Beklagte hat, ohne das Entſtehen der 
Vertretungskoſten zu beſtreiten, ſeine Haftbarkeit in Abrede 
geſtellt, da er ſich nur gegen einen Angriff A.s mit der linken 
Hand gewehrt habe und A. möglicherweiſe hierbei von der 
Laterne, die er in der rechten Hand gehalten habe, getroffen 
worden ſei. Das Gericht erſter Inſtanz hat die Klage zu⸗ 
geſprochen, indem es die Schuld des Beklagten an der Ver⸗ 
letzung des A. feſtgeſtellt hat und die Haftbarkeit des Beklagten 
für den dem Kläger durch dieſes Dienſtvergehen entſtandenen 
Schaden auf Grund der Art. 1382, 1383 c. c. ausſpricht. 
Beklagter hat Berufung eingelegt und iſt ſeinem Antrag gemäß 
durch das nunmehr angefochtene Berufungsurteil die Klage als 
unbegründet abgewieſen worden. Die gegen dieſes Urteil 
ſeitens des Klägers eingelegte Reviſion iſt für begründet zu 


erachten: Die Reviſion findet ohne Rückſicht auf den Wert des 


Beſchwerdegegenſtandes nach 8 547 Nr. 2 3 O. in Verbindung 
mit $ 70 Abſ. 3 GVG. und 8 39 Abſ. 1 Nr. 3 PrAC. z. 
Deutſchen GVG. vom 24. April 1878 im vorliegenden Rechts⸗ 
ſtreite ſtatt. In der Sache ſelbſt iſt dem Berufungsgerichte 
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zwar darin beizuſtimmen, daß die Art. 1382, 1383 c. c. 
durch Art. 89 Nr. 2 PrAGBGB. vom 20. September 
1899 vollſtändig aufgehoben worden ſind, wie ſich aus 
dem Wortlaut und der Begründung ergibt, und auch im 
Gebiete des öffentlichen Rechts nicht mehr gelten. Ebenſo iſt 
die Anſicht des Berufungsgerichts, daß die SS 88 bis 90 
ALR. Tl. II Tit. 10, welche infolge des auch die Anſprüche 
des Staates gegen Staatsbeamte auf Schadenserſatz wegen 
Verletzung der Amtspflicht dem Staate gegenüber betreffenden 
Art. 80 EGBGB. (RG. Bd. 56 Nr 84) aufrecht erhalten 
ſind, in dem früher franzöſiſch⸗rechtlichen Teile der preußiſchen 
Rheinprovinz keine Geltung beſitzen, nicht zu beanſtanden (RG. 
Bd. 43 Nr. 84). Wenn nun aber in Ermangelung beſonderer 
dem Art. 80 EGBGB. unterſtehender Landesgeſetze für das 
fragliche Rechtsgebiet bei Betrachtung des BGB. das Be⸗ 
rufungsgericht davon ausgeht, daß die Beſtimmungen des 
BGB. über Schadenserſatzpflicht infolge der Verletzung von 
Verträgen insbeſondere eines Dienſtvertrags nicht anwendbar 
ſeien, weil der Inhalt der Dienſtverpflichtung eines Beamten 
nicht durch Vertrag, ſondern durch Anſtellung und Geſetz 
beſtimmt werde, das Dienſtverhältnis des Beamten zum Staate 
überhaupt nicht privatrechtlicher, ſondern öffentlich⸗ rechtlicher 
Natur ſei und auch bei Zurückführung dieſes Dienſtverhältniſſes 
auf einen Vertrag letzterer keinesfalls ein privatrechtlicher 
obligatoriſcher, ſondern ein eigenartig öffentlich⸗ rechtlicher ſei, fo 
kann dem im Ergebnis nicht beigeſtimmt werden. Dasſelbe 
gilt aber von der weiteren Ausführung des Berufungsgerichts, 
daß zur analogen Ausdehnung auf die Dienſtpflichten des 
Beamten nicht geeignet ſeien die Grundſätze des privatrechtlichen 
Dienſtvertrags (88 611 ff. BGB.), weil jene Dienftpflichten 
öffentlich⸗rechtlicher Natur ſeien, ihrem Inhalte nach nicht durch 
Vertrag, ſondern durch die Anſtellung und öffentlich⸗rechtliche 
Vorſchriften beſtimmt würden, ihre Erfüllung nicht durch Klage 
verlangt werden könne und ihre Verletzung nicht eine Vertrags⸗ 
verletzung ſei. Hierbei läßt das Berufungsgericht dahingeſtellt, 
ob nicht einzelne Anſprüche des Beamten gegen den Staat 
privatrechtlicher Natur und deshalb nach Analogie des privat⸗ 
rechtlichen Dienſtvertrages zu beurteilen ſeien, da die lediglich 
öffentlich⸗rechtliche Natur der Dienſtpflicht des Beamten feſt⸗ 
zuhalten ſei. Schon dieſer letzteren Ausführung muß wider⸗ 
ſprochen werden, da, wenn eine analoge Anwendung der 
Beſtimmungen über den Dienſtvertrag und der Schadenserſatz⸗ 
pflicht aus Verträgen zugunſten des Beamten überhaupt 
rechtlich möglich iſt, dieſe ebenſo zugunſten des Staates und zu 
Laſten des Beamten denkbar iſt. Es iſt ja richtig und ſteht 
in der Rechtſprechung des RG. feſt, daß das Staatsbeamten⸗ 
verhältnis öffentlich⸗rechtlicher Natur iſt und durch einen ein⸗ 
ſeitigen Akt der Staatsgewalt begründet wird, ſowie daß, 
ſoweit jenes Verhältnis vertragliche Elemente enthält, dieſe 
jedenfalls nicht in einem privat⸗, ſondern in einem öffentlich⸗ 
rechtlichen Vertrag ihren Urſprung finden. Dies ſchließt aber 
keineswegs aus, daß das Beamtenverhältnis nicht nur für den 
Beamten, ſondern auch für den Staat privatrechtliche 
Wirkungen hervorbringt, inſoweit alſo quaſikontraktlicher Natur 
iſt, welche in Ermangelung poſitiver Geſetzesbeſtimmungen und 
aus der öffentlich⸗rechtlichen Natur des Beamtenverhältniſſes ſich 
ergebender Ausnahmen nach Analogie des Dienſtvertrages zu 
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beurteilen ſind. Dies gilt namentlich inſoweit, als der Beamte 
eine Verletzung ſeiner Amtspflichten begeht und dadurch dem 
Staate Schaden zufügt, zu deſſen Erſatz dann der Beamte dem 
Staate nach Analogie des Dienſtvertrages und der Be⸗ 
ſtimmungen des BGB. über Schadenserſatz verpflichtet 
erſcheint. — Das Berufungsgericht läßt zwar die Frage un⸗ 
entſchieden, ob der Beklagte durch den dem A. zugefügten 
Schlag ſeine ihm als preußiſchen Staatsbeamten gegenüber dem 
Kläger obliegende Dienſtpflicht verletzt hat dadurch, daß er bei 
Ausführung einer von ihm in amtlicher Eigenſchaft vor⸗ 
genommenen Handlung ſeine Amtsbefugniſſe überſchritt, oder ob 
er dieſe Dienſtpflicht nicht verletzt hat, indem er nur bei Ge⸗ 
legenheit der Ausübung ſeines Amtes ſchlug, wozu er innerhalb 
ſeines amtlichen Wirkungskreiſes nicht befugt war. Allein das 
Berufungsgericht hat andererſeits feſtgeſtellt: der Beklagte, der 
am 27. Oktober 1902 als Stationsaſſiſtent auf dem Güter⸗ 
bahnhof Barmen⸗Wichlinghauſen den Nachtdienſt und damit die 
Aufſicht über das dort ſtattfindende Rangieren der Züge hatte, 
habe dem Rangiermeiſter A. wegen mangelhafter Ausführung 
des demſelben obliegenden Rangierens Vorhaltungen gemacht 
und dabei ſeiner Meinung Ausdruck gegeben, A. ſei betrunken. 
Dieſe Außerung habe zu einem Wortwechſel zwiſchen A. und 
dem Beklagten geführt, in deſſen Verlauf der letztere mit der 
in ſeiner Hand befindlichen Laterne dem erſteren einen derartig 
wuchtigen Schlag auf die linke Stirnſeite verſetzte, daß A. 
infolge der erlittenen Verletzung bis zum 27. April 1903 
dienſtunfähig wurde. — Darnach kann es aber nicht zweifelhaft 
ſein, daß der Beklagte in Ausübung oder mindeſtens in Ver⸗ 
anlaſſung der Ausübung ſeines Amtes vorſätzlich eine Körper⸗ 
verletzung begangen hat (StGB. § 340: RGSt. Bd. 17 
Nr. 40), alſo eine Dienſtpflichtverletzung auch dem Staate 
gegenüber ſich hat zuſchulden kommen laſſen. Der Beklagte 
iſt daher dem Kläger auch zum Erſatze des dieſem entſtandenen 
Schadens verpflichtet. — Es kann daher dahingeſtellt bleiben, 
ob dieſe Schadenserſatzpflicht auch dann eintreten würde, wenn 
der Beklagte nur gelegentlich der Ausübung des Amtes ohne 
inneren Zuſammenhang mit dieſer Ausübung die Körperverletzung 
begangen hätte, und ob eine Anwendung der Beſtimmungen 
des BGB. über unerlaubte Handlungen auf das Verhältnis 
zwiſchen den Streitteilen ausgeſchloſſen erſcheint, ſowie ob, wie 
Kläger weiter geltend gemacht hat, Beklagter ein gültiges 
Schuldanerkenntnis im Sinne des 8 781 BGB. erteilt hat 
oder nicht. — Sonach war das Berufungsurteil aufzuheben 
und die Berufung des Beklagten gegen das erſtinſtanzliche 
Urteil zurückzuweiſen. E. F. c. Z., U. v. 26. Juni 06, 
546/05 III. — Cöln. 

21. 558 635, 638 BGB. Anwendung der kurzen Verjährung 
nur, wenn der Schaden dem gelieferten Werke unmittelbar an⸗ 
haftet.] 

Im Jahre 1901, als die Klägerin noch minderjährig war, 
hat ſie ein Grundſtück um den Preis von 38 387 Mark käuflich 
erworben. Für die Feſtſetzung des Preiſes war eine die an⸗ 
gegebene Summe ergebende Taxe maßgebend, welche der Erb— 
laſſer der Beklagten, Kreistaxator B., aufgeſtellt hatte. In 
dieſer Taxe iſt eine auf dem Grundſtücke ruhende Jahresrente 
von 1 560 Mark nicht mit dem 25 fachen Betrage, der nach 
den anzuwendenden landſchaftlichen Grundſätzen Platz greifen 
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mußte, ſondern nur mit dem Zwölfeinhalbfachen, nämlich mit 
19 500 Mark berechnet und in Abſatz gebracht. Die Klägerin 
hat mit der Klage geltend gemacht, es ſei hierin eine Fahrläſſigkeit 
des B., der auf ihre Aufforderung bezüglich Anfertigung der 
Taxe tätig geworden, zu befinden, und unter fernerem Hinweis 
darauf, daß der Vormund und das Vormundſchaftsgericht, als 
von dieſen das fragliche Kaufgeſchäft abgeſchloſſen bezw. beftätigt 
ſei, ſich auf die Richtigkeit der Taxe verlaſſen hätten, Zahlung 
von 19 500 Mark ſeitens der Beklagten verlangt unter gleich⸗ 
zeitiger fernerer Angabe, daß das Grundſtück nicht mehr wert 
ſei, als die Differenz zwiſchen ſolchem Betrage und der von der 
Taxe herausgebrachten Summe. Das LG. hat die Beklagten 
zur Zahlung von 18 894 Mark 28 Pf. nebſt Zinſen mit der 
Begründung verurteilt, daß der Ertragswert des Grundſtücks 
um dieſen Betrag hinter der B.ſchen Taxe zurückſtehe. Vor dem 
Berufungsgerichte iſt von den Beklagten der Einwand der Ver⸗ 
jährung aufgeſtellt, indem ſie ausgeführt haben, der Klaganſpruch 
ſtütze ſich auf einen Werkvertrag und ſtelle ſich als ein Anſpruch 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung dar, gegründet auf ein 
Verſchulden des Unternehmers (8 635 BGB.). Danach greife 
nach § 638 daſelbſt die Verjährungsfriſt von 6 Monaten Platz, 
welcher Zeitraum von Ablieferung der Taxe an bis zur An⸗ 
ſtellung der Klage längſt abgelaufen geweſen ſei. Die Vorinſtanz 
hat dieſer Darlegung zugeſtimmt und die Klage abgewieſen. 
Das RG. hob auf, weil für den aus dieſem Vertragsverhältniſſe 
hergeleiteten Anſpruch die kurze Verjährungsfriſt des § 638 
BGB. nicht Platz greift: Es muß davon ausgegangen werden, 
daß der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, 
welchen nach 8 635 BGB. für den Fall, daß der Mangel des 
Werks auf einem Umſtande beruht, den der Unternehmer zu 
vertreten hat, der Beſteller ſtatt Wandlung oder Minderung 
geltend machen kann, und welcher zufolge § 638 a. a. O. in 
gleicher Weiſe wie die letzterwähnten Forderungen der kurzen, 
regelmäßig ſechsmonatigen Verjährung unterliegt, nicht alle Fälle 
einſchließt, in denen für den Beſteller gegen den ſchuldhaſten 
Unternehmer ein vertraglicher Schadenserſatzanſpruch Platz greift. 
Vielmehr iſt anzuerkennen, daß es auch außerdem aus allgemeinen 
Grundſätzen (8 276 BGB.) ſich ergebende Anſprüche jener Art 
gibt, auf welche die kurze Verjährung keine Anwendung findet. 
(Planck, Kommentar Anm. 4 zu $ 638.) So hat der er⸗ 
kennende Senat auch ſchon ausgeſprochen, daß, da der Schadens⸗ 
erſatz des bei Ausführung eines Transportvertrages körperlich 
Verletzten ſich nicht auf den Mangel eines gelieferten Werkes 
gründe, ſondern auf eine durch poſitives Zuwiderhandeln gegen 
die vertragsmäßige Sorgfalt bei der Herſtellung eines 
noch nicht gelieferten Werkes begangene Rechtsverletzung, der 
Anſpruch der 30 jährigen Verjährung unterliege. (Vgl. das 
Urteil vom 1. Dezember 1905, VII. 41/05.) Man muß 
annehmen, daß für den durch 8 635 gewährten Schadens⸗ 
erſatzanſpruch bei ſeiner Zuſammenſtellung mit den Forderungen 
auf Wandlung und Minderung ebenſo wie bei dieſen ein direkter 
Zuſammenhang mit den beiderſeitigen Leiſtungen aus dem Werk⸗ 
vertrage erforderlich iſt, daß alſo der Schaden dem gelieſerten 
Werke unmittelbar anhaften muß. Derſelbe muß ſich zugleich 
als ein ſolcher darſtellen, der für den Beſteller in dem für den 
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35. Jahrgang. 


Beginn der kurzen Verjährung maßgebenden Zeitpunkte der Ab⸗ 


nahme oder Vollendung des Werks ($ 638 Abſ. 1 S. 2 und 
8 646) erwachſen iſt. Darauf, daß von dieſen Vorausſetzungen 
der in Rede ſtehende Erſatzanſpruch abhängig iſt, weiſen auch 
die Ausführungen in der in Bd. 58 S. 177 mitgeteilten Ent⸗ 
ſcheidung des erkennenden Senats hin. Geht man hiervon aus, 
ſo kann es nicht zweifelhaft ſein, daß der in dem gegenwärtigen 
Prozeß geltend gemachte Schadenserſatzanſpruch nicht als ein 
Erſatzanſpruch, wie ihn der § 635 ſtatuiert, anzuſehen iſt, und 
daher der kurzen Verjährung des § 638 nicht unterliegt. Es 
handelt ſich hier um einen Schaden, der mit der Fertigſtellung 
und Ablieferung des in Rede ſtehenden Werks, nämlich der 
Taxe nicht an ſich vorlag, vielmehr erſt ſpäter, als von dem 
Taxinſtrumente Gebrauch gemacht wurde, eingetreten iſt. Man 
kann daher vorliegend nicht von einem Schaden ſprechen, der 
unmittelbar mit der Vertragsleiſtung zuſammenhängt. Demgemäß 
unterliegt die angefochtene Entſcheidung der Aufhebung und iſt 
die Sache an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen, damit dieſe über 
die Begründetheit der Klageforderung abgeſehen von dem aus⸗ 
ſcheidenden Einwande der Verjährung befindet. P. c. B. u. Gen., 
U. v. 10. Juli 06, 551/05 VII. — Breslau. 

22. 5 833 BGB. Schadenserſatzanſpruch des Huf⸗ 
ſchmiedes gegen den Tierhalter, deſſen Pferd er zu beſchlagen hat.] 

Der Beklagte brachte ſein dreijähriges Fohlen zur Schmiede 
des Klägers, wo die Hinterhufe des Pferdes beſchlagen werden 
ſollten. Nachdem der Kläger ein Bein des Pferdes ergriffen 
hatte, ſchlug es aus und traf den Kläger derart, daß er einen 
Bruch des Oberſchenkels erlitt. Wegen des hierdurch erlittenen, 
dem Betrage nach nicht angegebenen Schadens nahm der 
Kläger den Beklagten als Tierhalter in Anſpruch. Der Klag⸗ 
anſpruch wurde dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Die Reviſion des Beklagten blieb erfolglos: Der von der 
Reviſion aufgeſtellte Satz, daß derjenige, welcher die Ver⸗ 
richtung an einem Tiere vertraglich übernimmt, ſtets auch die 
damit unzertrennlich verbundenen Gefahren übernehme, ſofern 
er die Übernahme nicht ausſchließe, kann in dieſer Allgemeinheit 
nicht anerkannt werden. Es kommt vielmehr weſentlich auf 
die Art und den Inhalt des Vertrages und die bei dem er⸗ 
ſtrebten Vertragszwecke maßgebenden Umſtände an. So iſt 
hinſichtlich des Dienſtvertrages zwiſchen dem Tierhalter und 
dem Kutſcher anerkannt worden, daß von einer vertragsmäßigen 
Übernahme der Gefahr des tieriſchen Verhaltens des Pferdes 
ſeitens des Kutſchers während ſeiner Tätigkeit an dem Pferde 
nicht die Rede ſein könne. (Urteil des RG. vom 8. Mai 1905, 
IV 394/04 [JW. 05 S. 39210.) Die Erwägungen, die bei 
den beſonders geſtalteten Verträgen des Tierhalters mit dem 
Trainer und dem Zureiter zur Annahme der Gefahrübernahme 
geführt haben (RG. 58, 410; IW. 05 S. 143, treffen bei 
dem Hufſchmied nicht zu, der es übernimmt, ein ihm zugeführtes 
Pferd im Beiſein des Tierhalters zu beſchlagen. Es iſt daher 
nicht zu beanſtanden, wenn es das Berufungsgericht abgelehnt 
hat, lediglich aus der Tatſache des Abſchluſſes des Werk⸗ 
vertrages zwiſchen den Parteien ohne weiteres die weitgehende 
Folgerung der Gefahrübernahme zu ziehen. Im übrigen hat 
das Berufungsgericht in bedenkenfreier Weiſe feſtgeſtellt, daß 
eine ausdrückliche Gefahrübernahme ſeitens des Klägers nicht 
ſtattgefunden hat und daß eine für eine ſtillſchweigende Uber⸗ 
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nahme ſprechende Verkehrsſitte in der Heimat der Parteien 
nicht beſteht. H. c. S., U. v. 28. Juni 06, 146/06 IV. — 
Zweibrücken. 

23. 8 844 BGB. verb. mit $ 304 ZPO. Sit die 
Rente der Witwe eines Verunglückten von dem dazu Ver⸗ 
pflichteten nach der Dauer ihres Lebensalters oder dem des 
Verunglückten zu bemeſſen? Faſſung des Zwiſchenurteils.] 

Das Berufungsgericht hat angenommen, daß der Be⸗ 
klagte die Pflicht, bei Eisglätte den Bürgerſteig vor ſeinem 
Hauſe mit abſtumpfendem Material zu beſtreuen, ſchuldvoll 
vernachläſſigt habe und daß dadurch der Unfall verurſacht 
worden ſei, an deſſen Folgen der Ehemann der Klägerin 
geſtorben iſt. Die Klägerin fordert auf Grund dieſer Tat⸗ 
ſachen vom Beklagten als Entſchädigung die Zahlung einer 
Rente von 800 Mark, das iſt die Hälfte der von ihrem Manne 
bei Lebzeiten bezogenen Penſion, jährlich auf Lebenszeit, und dieſer 
Anſpruch iſt dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Das 
RG. hob auf: Die Reviſion erhebt Beſchwerde darüber, daß 
der Klägerin die Rente auf Lebenszeit und nicht nur bis zu dem, vom 
Berufungsgericht feſtzuſtellenden mutmaßlichen Tode ihres 
Ehemanns zugeſprochen iſt. Die Reviſionsbeklagte hat dem 
gegenüber ausgeführt, es müſſe nach dem Tatbeſtande erſter 
Inſtanz als unſtreitig gelten, daß die Klägerin nicht länger 
leben werde, als ihr verſtorbener Mann ohne den Unfall gelebt 
haben würde. Denn die Klägerin habe behauptet, die Rente 
ſei ihr für die Dauer ihrer Lebenszeit zu zahlen, da ſie im 
66. Lebensjahre ſtehe, alſo faſt gleich alt ſei, wie ihr, zur Zeit 
des Unfalls 68 Jahre alter Mann. Deshalb würde auch die 
mutmaßliche Dauer des Lebens bei ihnen beiden gleich geweſen 
ſein. Der Beklagte habe nach dem Tatbeſtande dieſen Angaben 
nicht widerſprochen. Dieſer Ausführung der Reviſionsbeklagten 
konnte nicht beigetreten werden: Als zugeſtanden haben nach 
§ 138 ZPO. nur die Tatſachen zu gelten, die von der einen 
Partei behauptet und von der andern nicht beſtritten ſind. In 
der erwähnten Begründung des Anſpruchs der Klägerin auf 
eine lebenslängliche Rente ſind nun keine anderen Tatſachen 
behauptet, als daß die Klägerin 66 Jahr, ihr Mann 68 Jahre 
zur Zeit des Unfalls alt geweſen ſind. Dieſe Tatſachen haben 
allerdings als zugeſtanden zu gelten, nicht aber auch der aus 
ihnen gezogene Schluß, daß ohne den Unfall die Klägerin und 
ihr Ehemann gleich lange gelebt haben würden. Das 
Berufungsgericht hätte darum ſich darüber ausſprechen müſſen, 
wie lange mutmaßlich der Ehemann der Klägerin ohne den 
Unfall noch gelebt haben würde. Die Urteilsgründe gehen 
jedoch auf dieſe Frage nicht ein. Sie ſagen nur, es lägen für 
den Rentenanſpruch der Klägerin die Vorausſetzungen des 
8 844 BGB. vor; da aber der Betrag der Rente ſtreitig ſei, 
jo habe die Sache nach §8 538 Nr. 3 ZPO. an das LG. 
zurückverwieſen werden müſſen. Das läßt ſich nur dahin 
verſtehen, daß die Entſcheidung der Frage, ob die Klägerin 
eine lebenslängliche Rente verlangen könne, dem Verfahren 
über den Betrag hat überlaſſen werden ſollen. Damit wird 
jedoch die rechtliche Bedeutung des erlaſſenen Zwiſchenurteils 
verkannt. Der Klägerin kommt nach $ 844 BGB. eine Rente nur 
für die mutmaßliche Dauer des Lebens ihres verſtorbenen 
Mannes zu. Ihr Anſpruch, daß die Dauer der Rente nach 
der Dauer ihres Lebens bemeſſen werde, enthält eine Zuviel⸗ 
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forderung und iſt inſoweit rechtlich nicht begründet. Erſt der 
Beweis, daß die mutmaßliche Lebensdauer der Klägerin und 
ihres Ehemannes gleich ſeien, ſchließt die Zuvielforderung aus. 
Das Berufungsgericht hat den Anſpruch der Klägerin unein⸗ 
geſchränkt für dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt. Würde 
dieſe Entſcheidung rechtskräftig, ſo wäre damit entſchieden, daß 
die Klägerin eine Rente auf die Dauer ihres Lebens fordern 
kann. Der Beklagte würde in dem Verfahren über den Betrag 
nicht mehr geltend machen können, daß der Anſpruch der 
Klägerin inſoweit, als ſie über die mutmaßliche Dauer des 
Lebens ihres verſtorbenen Ehemannes hinaus die Rentenzahlung 
fordert, dem Grunde nach abzuweiſen iſt. M. c. H., U. v. 
5. Juli 06, 586/05 VI. — Naumburg. 

24. SS 906, 907 BGB. in Verb. mit § 26 GewO. 
Rohrnetz einer ſtädtiſchen Gasanſtalt iſt in der Regel eine 
ungefährliche Anlage; Schadenerſatzpflicht der Stadt für Bruch 
des Rohrnetzes und deſſen ſchädliche Folgen nur im Falle eines 
Verſchuldens.] 

Am Abend des 13. Dezember 1902 fand in dem Hauſe 
des Maurers M., Weinbergſtraße 35 in Baden-Baden, eine 
Gasexploſion ſtatt. Das Haus war an die Gasleitung nicht 
angeſchloſſen, es war aber ihm gegenüber das ſtädtiſche Gas⸗ 
rohr in der Straße gebrochen und das entſtrömte Gas, da es 
nicht durch das gefrorene Erdreich nach oben entweichen konnte, 
ſeitwärts durch die geriſſene Grundmauer in den Miſchen Keller 
gedrungen, von wo es durch einen undichten Schornſtein auf⸗ 
wärts geſtiegen und an einem Ofenfeuer im zweiten Stock zur 
Entzündung gekommen war. Der Gebäudeſchaden iſt dem M. 
erſetzt worden; im vorliegenden Prozeſſe fordern er und noch 
vier Perſonen, die damals in dem Hauſe zur Miete wohnten, 
Erſatz des ſonſtigen durch die Exploſion und die polizeilich an⸗ 
geordnete Räumung des Hauſes für ſie unmittelbar und mittelbar 
entſtandenen Schadens, den ſie insgeſamt auf 2501,50 Mark 
beziffern. Sie verlangen den Erſatz von der Stadtgemeinde 
als der Eigentümerin des Gaswerks. In erſter Inſtanz iſt 
die Klage abgewieſen, und dieſe Entſcheidung iſt in zweiter 
Inſtanz inſoweit gebilligt worden, als der Anſpruch auf ein 
Verſchulden der Beklagten geſtützt worden war. Aber das 
Berufungsgericht hat die Klage ohne ein Verſchulden der Be⸗ 
klagten für begründet erachtet und die Erſatzverbindlichkeit der 
Beklagten dem Grunde nach feſtgeſtellt. Auf Reviſion der 
Beklagten iſt das I. Urteil wieder hergeſtellt, alſo die Klage 
völlig abgewieſen: Die Entſcheidung hängt davon ab, ob mit 
dem Berufungsrichter angenommen werden kann, daß die Be: 
klagte auch ohne die Vorausſetzung eines ihrerſeitigen Ver⸗ 
ſchuldens für den aus der Exploſion entſtandenen Schaden 
aufzukommen habe. Der Berufungsrichter begründet dies in 
folgender Weiſe: Der § 906 BGB. ſei ein den Schutz des 
Grundeigentums gegen unzuläſſige Einwirkungen bezweckendes 
Geſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2. Schadenerſatzanſprüche 
aus einer unzuläſſigen Immiſſion erforderten nun freilich, im 
Gegenſatz zu bloß negatoriſchen Anſprüchen (S 1004), entweder 
ein Verſchulden des Verpflichteten, das hier nicht vorliege, oder 
einen das Verſchulden erſetzenden Umſtand, und ein ſolcher 
Umſtand liege vor, wenn dem Grundeigentümer im Einzelfalle 
das weſentliche Recht entzogen ſei, widerrechtliche Eingriffe in 
ſein Eigentum abzuwehren (wofür auf RG. 58, 134 Bezug 
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genommen wird). Dies treffe hier aber zu: Die bellagte 
Stadt beſitze für ihre Gasbereitungsanſtalt die in $ 16 Gewd. 
vorgeſchriebene gewerbepolizeiliche Genehmigung, von dieſer 
Anſtalt aus habe ſie durch das die Straßen der Stadt durch⸗ 
ziehende Rohrnetz in rechtswidriger Weiſe Gas auf das Grund 
ſtück des Mitklägers M. geleitet und dadurch Schaden angerichtet. 
Die Kläger hätten nun aber nach §S 26 Gewd. nicht das Recht, 
die Einſtellung des polizeilich genehmigten Gewerbebetriebs der 
Beklagten oder die Beſeitigung der Anlage zu verlangen; ſie 
könnten auch nicht auf Herſtellung von Einrichtungen klagen, 
welche eine benachteiligende Einwirkung der hier vorliegenden 
Art ausſchlöſſen, weil ſolche Einrichtungen, wie ſich aus der 
Sachlage ohne weiteres ergebe, untunlich und mit einem ge⸗ 
hörigen Betriebe des Gewerbes unvereinbar ſeien. Der Be: 
rufungsrichter erwägt dann weiter, daß den Klägern auch aus 
8 907 BGB. und Art. 18 Bad AusfG. kein Schutz gegen 
den polizeilich genehmigten Gewerbebetrieb der Beklagten er⸗ 
wachſe, weil das Rohrnetz, das freilich für ſich allein keine 
genehmigungspflichtige Anlage ſei, eine gefahrdrohende Anlage 
nicht darſtelle, gefahrdrohend vielmehr nur das von der Gas⸗ 
fabrik aus in die Rohre geleitete Gas ſei; aber gegen die 
hieraus für den Nachbar entſtehende Gefahr habe dieſer keinen 
geſetzlichen Schutz ſeines Eigentums. Dem Berufungsrichter iſt 
darin zweifellos beizutreten, daß von dem Verſchuldungsgrundſatz, 
den das BGB. bei Regelung der Schadenerſatzpflicht aus un⸗ 
erlaubten Handlungen, unter Ablehnung des Verurſachungs⸗ 
oder Veranlaſſungsprinzips, an die Spitze geſtellt hat, außer 
den im Geſetze ſelbſt angeordneten Ausnahmen auch dann eine 
ſolche zugelaſſen werden muß, wenn dem Verletzten die Be⸗ 
fugnis entzogen iſt, an ſich widerrechtliche Eingriffe in ſein 
Eigentum abzuwehren und dadurch dem Schaden vorzubeugen, 
wie dies in dem angeführten Urteil des erkennenden Senats 
— NG. 58, 134 — näher ausgeführt if. Es kann aber 
nicht anerkannt werden, daß dieſe Vorausſetzung im vorliegenden 
Falle gegeben wäre. Der Berufungsrichter ſtützt feine Anſicht 
auf 8 26 GewO. Es iſt nun aber im Auge zu behalten, daß 
der Schutz, den dieſe Geſetzesbeſtimmung dem Gewerbe gegen 
Klagen auf Einſtellung oder auf ungebührliche Erſchwerung des 
Betriebes gewährt, nur den — wie es dort heißt — mit 
obrigkeitlicher Genehmigung errichteten gewerblichen Anlagen 
zukommt, d. h., wie allſeitig anerkannt iſt, den nach Vorſchrift 
der GewO. einer obrigkeitlichen Genehmigung, alſo einer 
gewerbepolizeilichen Genehmigung, bedürftigen Anlagen. Als 
olche kommen im vorliegenden Fall nur die Gasbereitungs⸗ 
und Gasbewahrungsanſtalt der Beklagten in Betracht, wie ſich 
aus 8 16 GewD. ergibt, dagegen nicht die außerhalb dieſer 
Anſtalt befindliche, in dem Rohrnetz verkörperte Anlage, die 
dazu dient, das bereitete Gas den Straßen und Plätzen der 
Stadt und den einzelnen Häuſern zuzuführen. Dieſe Anlage 
mag zwar juriſtiſch als Beſtandteil des Gaswerks anzuſehen 
ſein (RG. 34, 204) und auch wirtſchaftlich mit dieſem eine 
Einheit bilden, der gewerbepolizeilichen Genehmigung bedarf jie 
gleichwohl nicht, wie auch vom Berufungsrichter anerkannt wird. 
Ihr kommt daher auch nicht der Schutz des § 26 zuſtatten; 
ſoweit alſo die beſtehenden Rechte zur Abwehr benachteiligender 
Einwirkungen, welche von einem Grundſtück aus auf ein be⸗ 
nachbartes Grundſtück geübt werden, dem Eigentümer oder 
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Beſitzer des letzteren eine Privatklage gewähren, erfährt ſolche 
Klage gegen nachteilige Einwirkungen der Gasleitung durch 
8 26 Gewd. keine Einſchränkung. Dies könnte nur dann der 
Fall ſein, wenn durch ſolche Klage mittelbar in den Betrieb 
der Gasbereitungs⸗ und Gasbewahrungsanſtalt ſelbſt in einer 
dem 8 26 widerſprechenden Weiſe eingegriffen würde. Nun 
erkennt der Berufungsrichter an, daß die Rohranlage in der 
Weinbergſtraße, aus der das den Klägern ſchädlich gewordene 
Gas entwichen iſt, an und für ſich keine Anlage ſei, deren 
Entfernung der Nachbar auf Grund des 8 907 BGB. wegen 
ihrer Gefährlichkeit beanſpruchen könnte, er ſcheint aber anzu⸗ 
nehmen, daß ſie durch ihre Benutzung als Gasleitung dennoch 
einen gefahrdrohenden Charakter erhalte, der die Anwendung 
des § 907 ermöglichen würde, wenn dem nicht der 8 26 Gewd. 
im Wege ſtände. Das trifft jedoch nicht zu. Der § 907 
ſpricht von Anlagen, von denen mit Sicherheit voraus— 
zuſehen iſt, daß ihr Beſtand oder ihre Benutzung eine unzu⸗ 
läſſige Einwirkung auf das Nachbargrundſtück zur Folge habe. 
Davon kann bei dem Rohrnetz einer ſtädtiſchen Gasanſtalt der 
Regel nach keine Rede ſein. Umgekehrt, es kann von ſolcher 
Anlage mit gleicher Sicherheit wie von anderen Anlagen, die 
unter Umſtänden Schaden ſtiften können, angenommen werden, 
daß ſie bei ordnungsmäßigem Betriebe ungefährlich bleibt und 
nur der Einwirkung des Zufalls, wie alle menſchlichen Ein⸗ 
richtungen, unterliegt. Daß die Beklagte aber ihr Rohrnetz 
irgendwie ordnungswidrig angelegt oder unterhalten hätte, iſt 
nicht einmal behauptet worden. Es iſt daher davon aus⸗ 
zugehen, daß dieſe Anlage im Sinne des 8 907 BGB. un⸗ 
gefährlich war — wie auch der Verlauf gezeigt hat —, da 
neben dem von keiner Seite verſchuldeten, zufälligen Rohrbruch 
noch das gefrorene Erdreich, das ein naturgemäßes Entweichen 
des Gaſes nach oben verhinderte, und ein Riß in der Keller⸗ 
wand des M.ſchen Hauſes zuſammentreffen mußten, um den 
Eintritt des Schadens erſt zu ermöglichen. Der § 907 BGB. 
litt demnach auf die Gasrohranlage überhaupt keine Anwendung, 
wurde alſo nicht, wie der Berufungsrichter annimmt, erſt durch 
9 26 GewO. ausgeſchloſſen. — Aber geſetzt, das Rohrnetz 
wäre in der Tat ordnungswidrig angelegt und hätte eine 
gefahrdrohende Anlage im Sinne des 5 907 dargeſtellt, jo 
wäre ein Einſchreiten auf Grund des § 907 durch § 26 Gewd. 
nicht verhindert worden. Die Kläger hätten dann nämlich doch 
nur verlangen können, daß das vor dem M. chen Haufe liegende 
und dieſes Grundſtück mit einer Gefahr bedrohende Stück der 
Rohrleitung entfernt werde. Dies würde durch eine Aus⸗ 
wechſelung des Rohrſtücks gegen ein anderes, das keine gefahr⸗ 
drohende Beſchaffenheit hatte, zu bewerkſtelligen geweſen ſein 
und eine Einſtellung oder auch nur nennenswerte Erſchwerung 
des Betriebes der Gasbereitungsanſtalt nicht im Gefolge gehabt 
haben. Gegen das Eindringen von Gas in ihre Wohnungen 
ſtand nun allerdings den Klägern der Schutz des vom Be⸗ 
rufungsrichter angezogenen $ 906 BGB. und, wie hinſichtlich 
der Mitkläger des Hauseigentümers M. hinzuzufügen iſt, des 
§ 862 (8 868) BGB. zur Seite. Sie konnten nach 88 1004 
und 862 die Beſeitigung der Beeinträchtigung verlangen und, 
wenn weitere Beeinträchtigungen zu beſorgen waren, auf Unter⸗ 
laſſung klagen. Die Beſeitigung der Beeinträchtigung 
wäre aber auch hier durch Auswechſelung des ſchadhaften Rohrs 
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zu bewerkſtelligen geweſen, und daß dadurch auf den Betrieb 
der Gasbereitung irgendwie ſtörend eingewirkt worden ſein 
würde, kann im Ernſt nicht behauptet werden. Daß die An⸗ 
ſtellung einer ſolchen Klage durch den Eintritt des Schadens 
überholt werden kann, wie der vorliegende Fall zeigt, iſt ein 
Übelſtand, der in allen Verhältniſſen möglich iſt, jedenfalls mit 
den die Vorbeugung des Schadens erſchwerenden Beſtimmungen 
des 8 26 GewO. nicht zuſammenhängt. Wenn der Berufungs⸗ 
richter gleichwohl annimmt, daß der § 28 einen Rechtsſchutz 
gegen Gasimmiſſionen verhindere, ſo kann er dabei nur an eine 
Klage auf Unterlaſſung künftiger Störungen gedacht 
haben. Dieſe Klage ſtand aber den Klägern unter den vor⸗ 
liegenden Umſtänden überhaupt nicht zu, wurde alſo nicht erſt 
durch 8 26 GewO. ausgeſchloſſen. Das Geſetz (88 1004, 
862 BGB.) gibt ſie nur unter der Vorausſetzung, daß weitere 
Beeinträchtigungen oder Störungen zu beſorgen ſind. Eine 
ſolche Beſorgnis erfordert aber mehr als die bloße abſtrakte 
Möglichkeit, daß ein ſchadenbringendes Ereignis ſich wieder⸗ 
holen könne. Mehr liegt hier nicht vor; zu einer Beſorgnis, 
daß in der Weinbergſtraße vor dem M. chen Haufe wieder ein 
Rohr platzen werde und ausſtrömendes Gas unter einer ähn⸗ 
lichen Verkettung von Umſtänden wie dieſesmal den Klägern 
ſchädlich werden würde, fehlen alle Vorausſetzungen. Aber 
angenommen ſelbſt, es ließe ſich dieſe Beſorgnis rechtfertigen, 
es ſtände alſo den Klägern ein Anſpruch auf Unterlaſſung 
fernerer Störungen zu, ſo könnte dieſer doch nur darauf ge⸗ 
richtet werden, daß die Beklagte Einrichtungen treffe, die ſolche 
Störungen auszuſchließen geeignet ſind. Daß dies untunlich 
oder mit einem gehörigen Betriebe der Gasbereitungsanſtalt 
unvereinbar ſein würde, läßt ſich nicht anerkennen. Der gegen⸗ 
teiligen Annahme des Berufungsrichters ſcheint die Meinung 
zugrunde zu liegen, daß es ſich dabei um eine Wegnahme oder 
doch Auswechſelung des ganzen Rohrnetzes handle. Die Kläger 
hätten aber doch nur Anſpruch auf Schutz ihres Grundſtücks, 
des Hauſes Weinbergſtraße Nr. 35, und daß dieſes Haus gegen 
künftige Gasimmiſſionen völlig geſichert werden kann durch 
Einrichtungen, die auf den Betrieb der Gasanſtalt ſelbſt gar 
keinen Einfluß ausüben, bedarf keiner weiteren Begründung. 
Den § 26 Gemd. hat demnach der Berufungsrichter zu Unrecht 
auf den vorliegenden Fall angewandt. Es fehlt aber überhaupt 
die Vorausſetzung der angefochtenen Entſcheidung, daß die Kläger 
unabwendbaren Folgen eines gefährlichen Betriebes ſchutzlos 
preisgegeben wären. Der vom Berufungsrichter angezogene 
Fall in RG. 58, 134 betraf einen ganz anderen Tatbeſtand. 
Dort handelte es ſich um eine Kleinbahn, die gar nicht anders 
betrieben werden kann als unter Auswurf von Rauch und 
Funken, die notwendig auf fremde Grundſtücke gelangen. Die 
Verſorgung einer Stadt mit Gas dagegen kann bei ordnungs⸗ 
mäßigem Betriebe, alſo in Ermangelung eines Verſchuldens, 
nur beim Eintritt von Zufällen, denen alle menſchlichen Ein⸗ 
richtungen unterliegen, einen Schaden anrichten. Für ſolche 
Zufälle den Unternehmer haftbar zu machen gewähren aber 
die beſtehenden Rechte keinen Anhalt. Aus dieſen Gründen 
mußte die angefochtene Entſcheidung aufgehoben und die in 
erſter Inſtanz ausgeſprochene Abweiſung der Klage wieder her⸗ 
geſtellt werden. B.⸗B. c. F. u. Gen., U. v. 27. Juni 06, 
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25. 8 907 BGB. Behauptung der Einftellung eines 
die Beſchädigung eines Grundſtücks herbeiführenden Fabrik: 
betriebes.] 

Der Berufungsrichter hält eine Beſchädigung des Grund⸗ 
ſtückes der Klägerin durch die Zuführung von Rauch und Ruß 
aus der Dampfkeſſelanlage des Beklagten für erwieſen und 
hat eine Verurteilung zur Herrichtung entſprechender Schutz⸗ 
vorrichtungen und zum Schadenerſatz ausgeſprochen. Die 
Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: Er glaubt ſich 
darüber beſchweren zu können, daß die Verurteilung zur Her⸗ 
richtung von Schutzvorrichtungen aufrecht erhalten worden ſei, 
obwohl er behauptet und unter Beweis geſtellt hatte, daß er 
ſeinen Fabrikbetrieb Ende 1904 vollſtändig eingeſtellt habe. 
Der Berufungsrichter hat dieſe, von der Klägerin beſtrittene 
Behauptung mit der Begründung zurückgewieſen, daß nach 
Lage der Sache anzunehmen ſei, der Betrieb ſei nur vorüber⸗ 
gehend eingeſtellt worden und werde wieder aufgenommen 
werden, ſobald die Verurteilung zu Schutzmaßregeln aufgehoben 
würde. Nun mag dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Vermutung 
gerechtfertigt iſt, es genügt, daß die Möglichkeit einer beliebigen 
Wiederaufnahme des Betriebes vorliegt, denn ſolange dies der 
Fall iſt, kann der einmal begründete Anſpruch des Nachbarn 
auf Schutz gegen Wiederholungen nicht als beſeitigt gelten, 
wie ſchon wiederholt vom RG. anerkannt worden iſt (vgl. z. B. 
RGzZ. 36, 179; Seuff A. Bd. 57 Nr. 37). Für den Aus⸗ 
ſchluß einer ſolchen Möglichkeit liegt aber nichts vor. Der 
Beklagte hat auch kein Intereſſe daran, ſeine in Frage ſtehende 
Verurteilung zu beſeitigen, wenn er dafür ſorgt, daß deren 
Vollſtreckung durch den Nachweis einer Unmöglichkeit fernerer 
Störungen überflüſſig wird. K. c. B., U. v. 27. Juni 06, 
609/05 V. — Dresden. 

26. 5 1120 BGB. Die geſetzliche Begrenzung der 
Haftung des Zubehörs für die Hypothek kann durch Partei⸗ 
vereinbarung nicht geändert werden.] 

Die Niederrheiniſche Kreditanſtalt, Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien, P. & Co. in K., deren Rechtsnachfolger der Be⸗ 
klagte iſt, hat wegen einer vollſtreckbaren Forderung gegen den 
Hotelbeſitzer A. V. in K. am 11. und 19. Februar 1904 
durch den Gerichtsvollzieher Z. in dem Hotel verſchiedene 
Mobilien pfänden laſſen. Die Sachen gehörten zum Inventar 
des Hotels mit Ausnahme mehrerer am 19. Februar 1904 in 
dem Schlafzimmer gepfändeter Gegenſtände, hinſichtlich deren 
dies ſtreitig iſt. Eigentümerin der Sachen war die Ehefrau 
des Schuldners Auguſte V., die mit ihrem Ehemann, dem 
Eigentümer des Hotels, in getrennten Gütern lebte. Die 
Klägerin iſt Hppothekengläubigerin wegen eines Darlehns von 
15 000 Mark (Abt. III Nr. 7), das ſie nach der notariellen 
Schuldurkunde vom 3. Juni 1903 beiden Eheleuten gegeben 
und am 13. Juni 1903 hatte eintragen laſſen. In der 
Schuldurkunde hatten beide Eheleute erklärt: „Zur größeren 
Sicherheit der Schuld ſtellen wir der Gläubigerin folgendes 
Immobile zur Hypothek: Gemarkung Krefeld Bd. 121 
Art. 6034. .. mit aufſtehenden Gebäulichkeiten ... nebſt 
dem ſämtlichen zum Wirtſchaftsbetriebe gehörigen Inventar als 
geſetzlichem Immobiliarzubehör.“ Die Klägerin behauptet, daß 
auch die im Schlafzimmer gepfändeten Sachen zum Hotel⸗ 
inventar gehörten und daß ſich die Hypothek auf das der 
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Ehefrau gehörige Inventar miterſtrecke. Die Verpfändungs⸗ 
erklärung der Ehefrau enthalte einen Verzicht auf die Geltend⸗ 
machung der Ausnahmevorſchrift des 8 1120 BGB. bezw. 
einen Verzicht auf ihr Eigentumsrecht. Die Klägerin hat 
demzufolge nach 88 865, 771 ZPO. Widerſpruchsklage mit 
dem Antrag erhoben, die Pfändungen aufzuheben. Das LG. 
hat dem Antrag ſtattgegeben, das OLG. aber hat in dem 
Urteil vom 14.) 21. Juni 1905 abändernd auf Abweiſung der 
Klage erkannt. Die Revifion iſt zurückgewieſen: Der Berufungs⸗ 
richter hat die Zuläſſigkeit der auf die 88 865, 771 38d. 
gegründeten Klage in Zweifel gezogen, jedoch mit Unrecht. 
Denn wenn auch Zuwiderhandlungen gegen den 8 8655 a. a. O. 
durch Einwendungen beim Vollſtreckungsgericht nach 8766 3d. 
gerügt werden können, ſo iſt doch die Erhebung einer Klage 
nach §S 771 a. a. O. nicht ausgeſchloſſen. Es iſt dies nicht 
bloß für das ältere Recht in der von dem Berufungsrichter 
angeführten Entſcheidung (V. 129/00 in JW. 1900, S. 641), 
ſondern auch für das neue Recht (V. 71/03 RG. 55, 207) 
ausgeſprochen und ausführlich begründet. Hiervon abzugehen 
liegt keine Veranlaſſung vor. In der Sache ſelbſt hat der 
Berufungsrichter im Gegenſatz zum LG. angenommen, daß die 
geſetzliche Begrenzung, die das für die Hypothek verhaftete 
Zubehör durch §8 1120 BGB. erfahren hat, durch Partei⸗ 
vereinbarung nicht geändert werden kann und daß Zubehör⸗ 
ſtücke, die anderen Perſonen als dem Grundſtückseigentümer 
gehören, zwar als bewegliche Sachen zum Fauſtpfand gegeben, 
aber nicht zur Hypothek verſtellt werden können. Dem war 
beizutreten. Das BGB. läßt es zwar (abweichend von dem 
Preuß. Allgem. Landrecht Tl. I Tit. 2 88 60, 108) zu, daß 
auch fremde Sachen Zubehör des Grundſtücks werden (BGB. 
SS 926, 1120, Mot. zu § 789 des I. Entw., Bd. III 
S. 62 a. E.), dadurch verlieren aber die Sachen nicht die 
Eigenſchaft beweglicher Sachen und können daher inſoweit, 
als das Geſetz nichts anderes beſtimmt, nur als bewegliche 
Sachen verpfändet werden. Das Geſetz hat nun aber für 
fremde Sachen, auch wenn ſie Zubehör ſind, die Verhaftung 
für die Hypothek ausdrücklich ausgeſchloſſen und daraus ergibt 
ſich von ſelbſt die von dem Berufungsrichter gezogene Folge. 
Möglich iſt es zwar, daß ſolche Sachen, wenn deren Eigen⸗ 
tümer ſeine Rechte nicht geltend macht, kraft der für den 
Grundſtückseigentümer nach 8 1006 BGB. ſtreitenden 
Eigentumsvermutung als der Hypothek unterworfen erſcheinen 
und demgemäß auch im Zwangsverſteigerungsverfahren behandelt 
werden (88 37 Ziff. 5, 55 Abſ. 2 32 G.; RG. 49, 253, 
bei Gruchot 46, 1035; Turnau-Förster, Liegenſchaftsrecht 
Bd. I § 1120 des BGB., Anm. B III). Wird aber die 
Eigentumsverſchiedenheit geltend gemacht — und hierfür ſind 
außerhalb des Zwangsverſteigerungsverfahrens beſtimmte 
Formen und Friſten nicht vorgeſchrieben — ſo iſt es unmöglich, 
die fremden Sachen als Gegenſtand der Hypothek zu behandeln, 
auch wenn deren Eigentümer damit einverſtanden iſt. Der 
von der Klägerin geltend gemachte Verzicht der Ehefrau V. 
war daher ebenſo wenig wie die Verpfändungserklärung in der 
Schuldurkunde vom 3. Juni 1903 geeignet, das Hypotheken- 
recht der Klägerin an deren Sachen zu begründen. Etwas 
anderes wäre es freilich, wenn die Ehefrau V. ihr Eigentum 
an den Sachen aufgegeben und auf ihren Ehemann übertragen 
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hätte. Dann wäre von ſelbſt auch die Schranke des $ 1120 


BGB. in Wegfall gekommen (vgl. RG. 53, 351 ff.); von einer 
ſolchen Eigentumsübertragung aber enthält die Schuldurkunde 
vom 3. Juni 1903 nichts. V. B. H. c. Sch. B. V., U. v. 
12. Juni 06, 469/05 VII. — Cöln. 

27. 88 1128, 1281 BGB. in Verb. mit 88 812, 816 BGB. 
und 88 20 Abſ. 2, 55, 90 Abſ. 2 3 G., 88 1129, 1123, 1124 
BGB. Berechtigung des Konkursverwalters zur Einziehung 
von Verſicherungsgeldern für die Konkursmaſſe, Abweiſung des 
Hypothekengläubigers und Erſteigerers auf die für verbrannte 
Maſchinen an den Konkursverwalter gezahlten Verſicherungs⸗ 
gelder. 

Die in Konkurs geratene Firma F. S. Sch. in E. betrieb 
dort früher auf zwei Grundſtücken eine Lederfabrik mit Zu— 
richterei. Die Grundſtücke waren mit einigen maſchinellen Ein— 
richtungen bei der Landesbrandkaſſe, die übrigen Maſchinen und 
Vorräte waren bei der Verſicherungsgeſellſchaft Colonia in 
Cöln von der Firma gegen Feuerſchaden verſichert. Im 
Februar 1903 wurde die Fabrik und ein Teil der Maſchinen 
durch Feuer zerſtört oder beſchädigt, und am 6. Juli 1903 
zahlte die Colonia, nachdem inzwiſchen (am 28. April 1903) 
der Konkurs über die Firma eröffnet worden war, an den jetzt 
beklagten Konkursverwalter als Verſicherungsſumme für ver: 
brannte Maſchinen und Vorräte 46 293 Mark 95 Pf., wovon 
nach Behauptung der Klägerin 38 000 Mark auf die Maſchinen 
zu rechnen find. Demnächſt kamen die beiden Grundſtücke, an⸗ 
ſcheinend auf Betreiben der Klägerin, für die auf jedem der— 
ſelben eine Sicherungshypothek von 25 000 Mark eingetragen 
war, zur Zwangsverſteigerung. Die Beſchlagnahme in dieſer 
erfolgte im November 1903 (am 25. November 1903 iſt der 
Verſteigerungsvermerk eingetragen) und am 23. März 1904 
wurden die Grundſtücke der Klägerin zugeſchlagen. Sie erhebt 
nun, und zwar ſowohl auf Grund des Zuſchlags wie in ihrer 
Eigenſchaft als Hypothekengläubigerin, Anſpruch auf Heraus⸗ 
zahlung derjenigen 38 000 Mark, die der Konkursverwalter als 
Verſicherungsſumme für die Maſchinen eingehoben hat. Ihr 
Antrag geht dahin: die Konkursmaſſe koſtenpflichtig zur Zahlung 
von 38 000 Mark nebſt Zinſen ſeit der Klagezuſtellung an ſie 
zu verurteilen. Klage, Berufung und Reviſion ſind abgewieſen: 
Ob die verbrannten Maſchinen Beſtandteile oder nur Zubehör 
der Grundſtücke waren, auf denen die Hypotheken der Klägerin 
gehaftet haben und die von ihr in der Zwangsverſteigerung 
erſtanden worden ſind, iſt nicht feſtgeſtellt worden, weil die 
Vorinſtanzen den Anſpruch der Klägerin gegen die Konkurs⸗ 
maſſe auf Herausgabe der Verſicherungsgelder in beiden Fällen 
für unbegründet halten. Die hiergegen erhobenen Reviſions— 
angriffe erweiſen ſich als unbegründet. Waren die Maſchinen 
Beſtandteile der Grundſtücke und als ſolche verſichert, ſo 
konnte nach ausdrücklicher Beſtimmung im 8 1128 BGB. der 
Verſicherer die Verſicherungsſumme mit Wirkung gegen den 
Hypothekengläubiger an den Verſicherten, alſo auch an den 
Verwalter ſeiner Konkursmaſſe, erſt zahlen, wenn er oder der 
Verſicherte (Konkursverwalter) den Eintritt des Brandſchadens 
dem Hypothekengläubiger angezeigt hatten und ſeitdem ein 
Monat verſtrichen war. Eine ſolche Anzeige iſt der Klägerin 
nicht gemacht worden. Folglich hatte die trotzdem an den 
Konkursverwalter allein geleiſtete Zahlung (vgl. auch 8 1281 
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BGB.) der Klägerin als Hypothekengläubigerin gegenüber keine 
rechtliche Wirkung, die Klägerin kann alſo nach wie vor gegen 
die Verſicherungsgeſellſchaft auf Zahlung klagen. Gegen den 
Konkursverwalter dagegen gewann ſie aus dieſem Vorgang an 
und für ſich keine Rechte, da durch die bloße Empfangnahme 
des Geldes ſeitens des Konkursverwalters noch kein Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen ihm und der Klägerin begründet wurde. 
Insbeſondere wurden dadurch nicht die Vorausſetzungen eines 
Anſpruchs aus ungerechtfertigter Bereicherung hergeſtellt: weder 
hatte der Konkursverwalter etwas auf Koſten der Klägerin er⸗ 
langt (S 812 BGB.), noch auch war, wie bemerkt, fein 
Zahlungsempfang von irgend welchem Einfluß auf den Fort⸗ 
beſtand der Forderung der Klägerin gegen die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft (S 816 BGB.). Daran ändert ſich auch nichts, 
wenn die Sachlage von dem Standpunkt aus betrachtet wird, 
daß die Klägerin den Anſpruch auf die Verſicherungsſumme 
auch noch erworben hatte durch den Zuſchlag in der Zwangs⸗ 
verſteigerung, der ſich nach 88 20 Abſ. 2, 55, 90 Abſ. 2 
3G. auf ihn miterſtreckte. Dieſe Forderung beſtände eben 
noch gegenwärtig zu Recht, da ſie durch Zahlung an den zum 
Empfang allein nicht berechtigten Konkursverwalter nicht berührt 
werden konnte. Das Ergebnis wird nun für die Klage auch 
dann kein günſtigeres, wenn die verbrannten Maſchinen nicht 
Beſtandteil, ſondern Zubehör der verpfändeten Grundſtücke 
geweſen ſein möchten. Dann beſtimmte ſich die hypothekariſche 
Haftung der Forderung auf die Verſicherungsſumme zufolge 
§S 1129 BGB. nach den Vorſchriften, die in den 88 1123 
Abſ. 2 Satz 1 und 1124 Abſ. 1 und 3 für Miet: und Pacht⸗ 
zinsforderungen gegeben ſind. Auf den vorliegenden Fall wäre 
alſo die Vorſchrift in $ 1124 Abſ. 1 anwendbar, wonach die 
Einziehung eines der Hypothek unterliegenden Miet⸗ oder Pacht⸗ 
zinſes durch den Eigentümer, wenn ſie erfolgt, bevor der Miet⸗ 
oder Pachtzins durch den Hypothekengläubiger mit Beſchlag 
belegt worden iſt, dem Hypothekengläubiger gegenüber wirkſam 
iſt, alſo die Pfandhaftung aufhebt. Die ſtreitigen Verſicherungs⸗ 
gelder find vor der Beſchlagnahme der Grundſtücke, deren Zu⸗ 
behör ſie geweſen wären, an den Konkursverwalter, der dabei 
an Stelle des Eigentümers ſtand, bezahlt worden. Dadurch 
iſt alſo die Pfandhaftung der Verſicherungsforderung unter⸗ 
gegangen. Durch ihre Bezahlung war auch die Forderung 
ſelbſt erloſchen, ſodaß ſich die ſpätere Beſchlagnahme der Grund⸗ 
ſtücke und folglich auch deren Zuſchlag an die Klägerin nicht 
mehr auf ſie erſtrecken konnte. Eine ungerechtfertigte Bereiche⸗ 
rung der Konkursmaſſe auf Koſten der Klägerin läge auch in 
dieſem Falle nicht vor, weil der Konkursverwalter zur Ein⸗ 
hebung der Verſicherungsſumme vor deren Beſchlagnahme durch 
die Klägerin berechtigt geweſen wäre, die Konkursmaſſe ſie alſo 
nicht ohne rechtlichen Grund beſitzen würde. Die Reviſion 
glaubt indes beſtreiten zu können, daß der Konkursverwalter 
berechtigt geweſen ſei, gleich dem Eigentümer die Verſicherungs⸗ 
gelder zur Konkursmaſſe einzuziehen, dadurch die Verſicherungs⸗ 
forderung zum Erlöſchen zu bringen und ihre Geltendmachung 
durch die abſonderungsberechtigte Klägerin unmöglich zu machen. 
Sie verweiſt auf das Urteil des erkennenden Senats in RG. 
42, 85 ff., worin das Recht eines Hypothekengläubigers an⸗ 
erkannt wurde, noch nach dem Verkauf von Zubehörſtücken 
durch den Konkursverwalter (es handelte ſich damals um ver⸗ 
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kauftes Grundſtücksinventar) ſein Abſonderungsrecht an dem 
Erlöſe geltend zu machen. Der damalige Fall lag aber anders 
als der gegenwärtige. Einmal hatte damals der Hypotheken⸗ 
gläubiger ſein Abſonderungsrecht dem Konkursverwalter gegen⸗ 
über ſchon vor dem Verkauf außergerichtlich geltend gemacht 
und gegen den Verkauf Widerſpruch erhoben. Es wurde nun 
ausgeführt, daß auch ohne eine vorangegangene gerichtliche 
Beſchlagnahme, einſtweilige Verfügung oder Klagerhebung, wenn 
der Hypothekengläubiger nur überhaupt ſein Abſonderungsrecht 
geltend gemacht habe, der Grundſatz des § 117 KO. a. F. 
(8 127 n. F.) deſſen Anwendung damals in Frage ſtand, 
Platz greifen müſſe: daß der Realgläubiger zwar der Verwertung 
des Gegenſtandes durch den Konkursverwalter nicht wider⸗ 
ſprochen, dagegen ſeine Vorzugsrechte auf den Erlös geltend 
machen dürfe. Unentſchieden wurde aber gelaſſen, ob gleiches 
auch dann zu gelten haben würde, wenn der Realgläubiger 
ſein Abſonderungsrecht dem Konkursverwalter gegenüber vor 
der Veräußerung überhaupt nicht geltend gemacht hätte und 
um einen ſolchen Fall handelt es ſich gegenwärtig. Die damals 
offen gelaſſene Frage bedarf auch im vorliegenden Fall keiner 
Entſcheidung, denn dieſer unterſcheidet ſich von dem damaligen 
weiter in dem weſentlichen Punkte, daß es ſich damals um 
einen vom Konkursverwalter auf Grund des 8 117 KO. (jetzt 
8 127) nach Maßgabe der Vorſchriften über die Zwangs⸗ 
vollſtreckung betriebenen Verkauf von Inventarſtücken handelte. 
Dieſer Umſtand wurde zum Ausgangspunkt für die Entſcheidung 
genommen, daß gegenüber einer vom Konkursverwalter — ſei 
es nun im Wege freihändigen Verkaufs, ſei es durch eine 
Verſteigerung unter Zuziehung eines Gerichtsvollziehers — be⸗ 
triebenen Veräußerung von Zubehörſtücken eines verpfändeten 
Grundſtücks die Rechte der Realgläubiger die gleichen ſein 
müßten wie nach SS 690, 710 ZPO. a. F. (etzt SS 771, 
805) gegenüber einer Veräußerung zum Zweck der Zwangs⸗ 
vollſtreckung eines perſönlichen Gläubigers, weil auch die Ver⸗ 
äußerung durch den Konkursverwalter, gleich jener Zwangs⸗ 
vollſtreckung, zum Zweck der Befriedigung perſönlicher (der 
Konkurs⸗) Gläubiger erfolge, materiell alſo einer Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gleichſtehe. Im vorliegenden Fall handelt es ſich aber 
nicht um eine Maßnahme des Konkursverwalters, die mit der 
Verſilberung eines zur Maſſe gehörigen Gegenſtandes zwecks 
Befriedigung der Konkursgläubiger auf gleiche Stufe geſtellt 
werden könnte, ſondern um einen Akt, zu welchem der Konkurs⸗ 
verwalter vermöge der ihm in 8 117 KO. übertragenen Ber: 
waltung des zur Konkursmaſſe gehörigen Vermögens ſo be⸗ 
rechtigt wie verpflichtet war (vgl. RG. 52 S. 140, 141). 
Dies ergibt ſich aus $ 1129 BGB. in Verbindung mit den 
dort für anwendbar erklärten bezüglichen Vorſchriften der 
88 1123, 1124, die den Eigentümer für berechtigt erklären, 
Miet⸗ und Pachtzinsforderungen, auch wenn ſie einem Hypo⸗ 
thekenrecht unterliegen, ſo lange zu ſeinem Nutzen einzuziehen 
oder ſonſt darüber zu verfügen, als nicht deren Beſchlagnahme 
durch den Hypothekengläubiger erfolgt iſt. Da der Geſetzgeber 
in dieſer Beziehung die Einziehung einer fällig gewordenen 
Verſicherungsſumme ebenſo wie die Einziehung von Miet⸗ und 
Pachtzinsforderungen der freien Verfügung des Eigentümers 
unterwirft, iſt kein Grund erſichtlich, weshalb ſich dies anders 
verhalten ſollte, wenn die darin liegende Verwaltungshandlung 
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vom Konkursverwalter des Eigentümers vorgenommen wird. 
Der Umſtand, daß inzwiſchen Konkurs eingetreten ift, hat an 
dieſer Eigenſchaft der Handlung des Konkursverwalters als 
einer in ſeine Entſchließung geſtellten Verwaltungshandlung ſo 
wenig etwas geändert, daß vielmehr umgekehrt dadurch nur 
die Sorge der abſonderungsberechtigten Gläubiger um eine 
rechtzeitige Sicherung ihrer Rechte verſchärft werden mußte. 
Mit Recht hat der Berufungsrichter die noch verſuchte Be 
gründung der Klage durch eine dem Konkursverwalter zu⸗ 
geſchriebene Geſchäftsführung für die Kläger, und eventuell 
durch ein ihm zur Laſt gelegtes argliſtiges oder gegen Treu 
und Glauben verſtoßendes Verhalten zurückgewieſen. (Wird 
aus der Sachlage begründet.) Sch. u. Cie c. Konk. Sch., 
U. v. 4. Juli 06, 412/05 V. — Kiel. 

28. § 1154 BGB. verb. mit 88 368, 761, 766, 780, 
781, 798, 868, 1116, 1314, 2277 BGB. Bedeutung der 
ſchriftlichen Abtretungserklärung bezüglich einer Hypothek nach 
erfolgter Übergabe des Hypothekenbriefes. Verhältnis des 
amtierenden Notars zu dem Erwerber. | 

Der Gemeinſchuldner, über deſſen Vermögen am 15. April 
1903 der Konkurs eröffnet wurde, übergab am 5. April 1902 
feinem Sohn, dem Beklagten, zum Zweck der Abtretung den Hypo: 
thekenbrief über eine ihm gehörige Hypothek von 38 500 Mark. 
Am 7. April 1902 ließ der Gemeinſchuldner in Gegenwart des 
Beklagten bei einem Notar eine von ihm vollzogene Abtretungs⸗ 
urkunde beglaubigen, in welcher er erklärte, daß er die vor⸗ 
bezeichnete Hypothek an den Beklagten abtrete und deſſen Ein 
tragung als neuen Gläubiger im Grundbuch bewillige und 
beantrage. Zugleich übergab der Beklagte dem Notar den 
bisher in feinen Händen befindlichen Hypothekenbrief. Dieſer 
reichte am 14. April 1902 Hypothekenbrief und Abtretungs⸗ 
erklärung dem Grundbuchamt ein, das am 15. April 1902 die 
Eintragung der Abtretung verfügte. Die Eintragung erfolgte 
am 16. April 1902. Am 24. April 1902 ließ das Grund: 
buchamt den Hypothekenbrief dem Beklagten aushändigen. Mit 
der erhobenen Klage focht der Kläger dieſe Abtretung an, indem 
er das Vorhandenſein der Vorausſetzungen des § 31 KO. be⸗ 
hauptete. Der erſte Richter entſprach der Klage, der zweite 
wies fie ab. Die Reviſion des Klägers wurde zurückgewieſen: 
Es iſt zu prüfen, ob die Vorausſetzung des § 31 Ziffer 2 sd. 
gegeben iſt, ob alſo die Abtretung der in Rede ſtehenden Hypothek 
in einem Zeitpunkt erfolgt iſt, der mehr als ein Jahr vor der 
Konkurseröffnung (15. April 1903) zurückliegt. Der Berufungs⸗ 
richter hat dies mit Recht bejaht. § 1154 BGB. kennt bei 
der Briefhypothekforderung zwei Formen der Abtretung: 
1. Übergabe des Briefes und Erteilung der Abtretungserklärung 
in ſchriftlicher Form, 2. Übergabe des Briefes und Eintragung 
der Abtretung in das Grundbuch. Die Beteiligten haben im 
vorliegenden Falle die erſte Form gewählt. Mit Unrecht be: 
ftreitet der Kläger dies, indem er ausführt, nach dem Willen 
der Beteiligten habe erſt die Eintragung der Abtretung in das 
Grundbuch den Übergang der Hypothek bewirken ſollen. Yu 
treffend macht der Berufungsrichter gegen dieſe Annahme, der 
ſich der erfte Richter angeſchloſſen hat, geltend, daß es für das 
Vorhandenſein eines ſolchen Willens der Beteiligten an jedem 
Anhalt fehlt. Sie erfüllten die Erforderniſſe der erſten Form 
der Abtretung, Übergabe des Hypothekenbriefs und Erteilung 
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einer ſchriftlichen Abtretungserklärung. Weshalb nun ihr Wille 
darauf hätte gerichtet ſein ſollen, dem Zuſammentreffen dieſer 
beiden Tatſachen, an welches das Geſetz die Wirkung des Uber⸗ 
ganges der Forderung knüpft, dieſe Wirkung zu nehmen und 
ſie auf einen ſpäteren Vorgang, nämlich an die Eintragung 
in das Grundbuch zu knüpfen, iſt nicht erſichtlich. Daß die 
Stellung des Antrages auf Eintragung der Abtretung in das 
Grundbuch in dieſer Richtung nicht verwertet werden kann, iſt 
ſelbſtverſtändlich; denn auch, wenn die Abtretung ſich außerhalb 
des Grundbuchs vollzogen hat, iſt es zweckmäßig und aus ver— 
ſchiedenen Gründen den Intereſſen des neuen Gläubigers dienlich, 
daß das Grundbuch nach Maßgabe dieſer außerhalb desſelben 
bewirkten Rechtsänderung berichtigt wird. Da ein Wille der 
Beteiligten, wie ihn der Kläger behauptet, nicht nachweislich 
vorhanden war, ſo bedarf es auch keines Eingehens auf die 
Frage, ob, wenn er vorhanden geweſen wäre, ihm die gewollte 
rechtliche Wirkung beizumeſſen wäre. Es ſei nur bemerkt, daß 
dieſe Frage keineswegs unzweifelhaft iſt. Das Geſetz ($S 1154 
BGB.) ſagt, die ſchriftliche Form der Abtretungserklärung könne 
durch die Eintragung „erſetzt“ werden, es hat alſo den Fall 
im Auge, daß eine ſchriftliche Abtretungserklärung nicht 
erteilt iſt. Daß, wenn eine ſolche erteilt und die Übergabe 
des Hypothekenbriefes erfolgt iſt, die Beteiligten die Macht 
haben ſollten, das Zuſammentreffen dieſer beiden Vorgänge der 
Wirkung des Forderungsüberganges, die das Geſetz damit ver— 
bindet, zu entkleiden und dieſe Wirkung hierüber hinaus von 
weiteren Erforderniſſen abhängig zu machen, unterliegt mit 
Rückſicht auf die Natur der Beſtimmung des $ 1154 BGB. 
erheblichen Bedenken. Handelt es ſich vorſtehendem nach um 
die erſte Form der Abtretung, ſo fragt ſich zunächſt, ob die 
Abtretungserklärung von dem Gemeinſchuldner vor dem kritiſchen 
Tage, d. i. vor dem 15. April 1902 in ſchriftlicher Form er: 
teilt worden iſt. Der Berufungsrichter bejaht dies, indem er 
annimmt, die Erteilung der ſchriftlichen Abtretungserklärung ſei 
am 7. April 1902 erfolgt. In dieſer Auffaſſung iſt dem Be— 
rufungsrichter, wenn auch nicht aus genau denſelben Gründen, 
die er geltend macht, beizupflichten. Das BGB. gebraucht den 
Ausdruck „erteilen“ ſowohl in bezug auf mündliche wie auch 
auf ſchriftliche Erklärungen, vgl. hinſichtlich der letzteren unter 
anderen die 88 368, 761, 766, 780, 781, 798, 1116, 
1154, 1314, 2277, 2369 (Quittung, Leibrentenverſprechen, 
Bürgſchaftserklärung, Schuldverſprechen, Anerkennungserklärung, 
Schuldverſchreibung, Hypothekenbrief, Abtretungserklärung, 
Zeugnis, Hinterlegungsſchein, Erbſchein). Die Anſicht, daß in 
dieſen Fällen ſchon die unterſchriftliche Vollziehung des be— 
treffenden Schriftſtücks genüge, um die ſchriftliche Erklärung als 
„erteilt“ anzuſehen, kann nicht für richtig gehalten werden; es 
muß jedenfalls noch etwas hinzutreten, damit das Erfordernis der 
„Erteilung“ als erfüllt gelten kann. In manchen der be— 
zeichneten Fälle mag nun aus Natur und Zweck der betreffenden 
Erklärung ſich vielleicht ergeben, daß dieſem Erfordernis nur 
durch Aushändigung des Schriftſtücks an den anderen Teil, 
alſo nur durch die Übertragung des Beſitzes daran auf dieſen 
entſprochen wird, womit die Erklärung, von jetzt ab das Schrift⸗ 
ſtück für den anderen beſitzen zu wollen, auf gleiche Stufe 
zu ſtellen wäre. Allein daß dies auch unbedingt für die Be⸗ 
ſtimmung des $ 1154 BGB. zu gelten habe, kann der er⸗ 
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kennende Senat nicht annehmen; er iſt vielmehr der Anſicht, 
daß die Fälle, in denen die ſchriftliche Abtretungserklärung im 
Sinne des $ 1154 BGB. als „erteilt“ anzuſehen iſt, ſich nicht 
mit der Aushändigung des Schriftſtücks an den Zeſſionar oder 
mit der Erklärung des Zedenten, die Abtretungsurkunde für 
jenen beſitzen zu wollen, erſchöpfen, ſondern daß auch noch 
andere Geſtaltungen denkbar ſind, in denen eine Exteilung der 
ſchriftlichen Abtretungserklärung erblickt werden kann. Ob ſich 
für alle möglichen Fälle bereits jetzt eine ſchlechthin zutreffende 
theoretiſche Formel finden läßt, mag fraglich ſein; im allgemeinen 
und vorbehältlich der Korrekturen, die die Erfahrung bringt, 
wird ſich indes die Annahme rechtfertigen laſſen, daß im Sinne 
des 8 1154 BGB. die ſchriftliche Abtretungserklärung auch 
dann oder ſchon dann als „erteilt“ gelten kann, wenn der 
Zedent ſich ihrer dem Zeſſionar gegenüber in ſolcher 
Weiſe entäußert hat, daß er ihm die Verfügung dar⸗ 
über einräumt. Dieſer Anforderung iſt in der Verhandlung 
vom 7. April 1905 entſprochen worden, indem der Zedent 
in Gegenwart des Zeſſionars die von ihm unter⸗ 
ſchriebene und vom Notar beglaubigte Abtretungserklärung 
letzterem mit dem Auftrage übergab, die Umſchreibung der 
Hypothek auf den Namen des Zeſſionars im Grundbuch zu er— 
wirken. Daran, daß in dieſem Falle der Zedent die Schriftliche 
Abtretungserklärung für den Zeſſionar habe weiter beſitzen 
wollen, kann nicht gedacht werden; es wäre dieſer Gedanke 
nur möglich, wenn er, da er den unmittelbaren Beſitz auf den 
Notar übertrug, mittelbarer Beſitzer hätte bleiben und dieſen 
mittelbaren Beſitz für den Zeſſionar hätte ausüben wollen. 
Von einer ſolchen Willensrichtung des Gemeinſchuldners erhellt 
indes nicht nur nichts, ſondern es liegt vielmehr nach der 
ganzen Sachlage klar auf der Hand, daß der Gemeinſchuldner 
mit der Übergabe der ſchriftlichen Abtretungserklärung an den 
Notar dieſe endgültig von ſich geben wollte und von ſich 
gegeben hat. Auf der anderen Seite erſcheint es ebenſo be⸗ 
denklich, anzunehmen, daß eine Aushändigung des Schriftſtücks 
an den Zeſſionar ſtattgefunden habe. Daß dieſe nicht unmittel- 
bar erfolgt iſt, iſt Tatſache. Es bliebe nur übrig, an eine 
mittelbare Aushändigung in dem Sinne zu denken, daß der 
Notar mit dem Augenblick der Übergabe des Schriftſtücks an 
ihn den Willen gefaßt hätte, es von nun an für den Zeſſionar 
beſitzen zu wollen, und daß gleichzeitig in dieſem mit dem be— 
zeichneten Augenblick der Wille entſtanden wäre, das Schrift: 
ſtück durch die Perſon und in der Perſon des Notars beſitzen 
zu wollen. Allein auch dafür fehlen tatſächliche Anhaltspunkte, 
daß wirklich bei den Beteiligten ein ſolcher Wille beſtanden 
hat. Sieht man ab von allen künſtlichen Unterſtellungen eines 
Willensinhalts, der in Wahrheit nicht vorhanden war, und be— 
trachtet man die Vorgänge, wie ſie ſich in Wirklichkeit abgeſpielt 
haben, ſo beſchränkt ſich deren Kern darauf, daß die Beteiligten 
den Willen hatten, zunächſt ſolle der Notar das Schriftſtück 
erhalten, darauf das Grundbuchamt, und dann ſolle es von 
dieſem dem Zeſſionar ausgehändigt werden. Wollte man nun 
in ſolchem Falle erſt mit der Aushändigung der Abtretungs⸗ 
urkunde ſeitens des Grundbuchrichters an den Zeſſionar die 
Abtretungserklärung als erteilt anſehen, ſo würde man weder 
dem Sinne des §S 1154 BGB. noch den Bedürfniſſen der 
Praxis und den Abſichten der Parteien gerecht werden. Wende 
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man den oben aufgeftellten allgemeinen Satz hier an, jo hat 
der Zedent ſich der ſchriftlichen Abtretungserklärung dem 
Zeſſionar gegenüber entäußert, indem er ſie in deſſen 
Gegenwart dem Notar übergab, und er hat dies in der er⸗ 
kennbaren Abſicht getan, ſich damit der Verfügung darüber 
zugunſten des Zeſſionars zu begeben und ſie dieſem einzu⸗ 
räumen. Das reicht aus, um die Erteilung als erfolgt zu 
betrachten. Das zweite Erfordernis der Übergabe des Hypo⸗ 
thekenbriefes an den Zeſſionar war im Zeitpunkt der Erteilung 
der Abtretungserklärung bereits erfüllt. Ob es nun zum 
Forderungsübergang unbedingt notwendig war, daß der Zeſſionar 
ſich im Zeitpunkt der Erteilung der Abtretungserklärung noch 
im Beſitz des Hypothekenbriefes befand, wie das die Reviſion 
annimmt, kann dahingeſtellt bleiben. Denn ſelbſt wenn man 
dem beipflichten wollte, würde dieſem Erfordernis hier genügt 
ſein. Entweder nämlich befand ſich in dem Augenblick der 
Erteilung der Abtretungserklärung, das iſt in dem Augenblick, 
in welchem der Zedent ſie dem Notar übergab, der Hypotheken⸗ 
brief tatſächlich noch in den Händen des Beklagten, — was 
nicht näher feſtgeſtellt iſt, — oder er hatte den Brief damals 
dem Notar ſchon übergeben. Dann beſaß dieſer den Brief für 
ihn; denn hier liegt die Sache anders als bei der Abtretungs⸗ 
erklärung. Der Hypothekenbrief war dem Beklagten bereits 
am 5. April 1902 zum dauernden Behalten übergeben 
und wenn er nun den nach der Abſicht der Parteien ihm bereits 
gehörigen und in ſeinem Beſitz befindlichen Hypothekenbrief dem 
Notar zu dem Zweck übergab, damit dieſer ihn mit der Ab⸗ 
tretungserklärung dem Grundbuchamt überreiche, ſo kann kein 
Zweifel daran beſtehen, daß der Wille des Beklagten ſowohl 
wie der des Notars dahin ging, dieſer ſolle den Brief, ſo lange 
er ihn in Händen habe, für den Beklagten beſitzen. Es iſt 
daher unrichtig, wenn die Reviſion behauptet, der Beklagte 
habe durch die Übergabe des Briefes an den Notar den Beſitz 
daran aufgegeben; vielmehr findet auf das Verhältnis zwiſchen 
dem Notar und dem Beklagten ſicherlich der S 868 BGB. 
Anwendung. Ob das auch der Fall iſt bezüglich des Ver⸗ 
hältniſſes des Grundbuchamtes zum Beklagten, ſo lange jenes 
den Brief in Händen hatte, bedarf hier keiner Erörterung, da 
dieſes Verhältnis, das hinter dem maßgeblichen Augenblick liegt, 
für die Entſcheidung keine Bedeutung mehr hat. R.s Konk. 
c. R., U. v. 15. Juni 06, 515/05 VII. — Hamm. 

29. 8 1387 BGB. verb. mit $ 115 ZPO. An⸗ 
ſpruch der armen Ehefrau auf Bezahlung eines Prozeßkoſten⸗ 
vorſchuſſes gegen den Ehemann, auch im Falle der Armut.] 

In einer Eheſcheidungsſache hatte die Klägerin Berufung 
eingelegt und bei dem Berufungsgerichte beantragt, dem Be⸗ 
klagten, mit dem ſie nach ihrer Angabe im geſetzlichen Güter⸗ 
rechte lebt, durch den Erlaß einer einſtweiligen Verfügung die 
Zahlung eines Koſtenvorſchuſſes von 80 Mark zu Händen 
ihres Prozeß bevollmächtigten aufzugeben. Das OLG. wies den 
Antrag zurück, weil dem Ehemanne auf Grund eines beigebrachten 
vorſchriftsmäßigen Armutszeugniſſes ſowohl im erſten wie im 
zweiten Rechtsgange das Armenrecht bewilligt worden ſei. Die 
Klägerin ſei, wie ſie ſelbſt vortrage, ebenfalls arm. Ihr würde 
nach Beibringung des erforderlichen Zeugniſſes auf Antrag das 
Armenrecht unbedenklich bewilligt werden. Das RG. hob auf 
und wies die Sache in die Vorinſtanz zurück: Daß beim 
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Beſtehen des geſetzlichen Güterſtandes der Ehemann in einem 
zwiſchen ihm und ſeiner Ehefrau ſchwebenden Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſe durch einſtweilige Verfügung zur Zahlung eines Koſten⸗ 
vorſchuſſes angehalten werden könne, hat das RG. in dem 
Beſchluſſe vom 12. November 1900 (RG. 47, 72) angenommen 
und es liegt keine Veranlaſſung vor, von dieſer beſtändig feſt⸗ 
gehaltenen Rechtsanſicht abzuweichen. Iſt aber der Ehemann 
zur Zahlung eines Koſtenvorſchuſſes verpflichtet, ſo wird das 
Beſtehen der Verpflichtung dadurch nicht berührt, daß dem 
Verpflichteten das Armenrecht bewilligt iſt. Der die Ver⸗ 
pflichtung begründende 8 1387 Abſ. 1 Nr. 1 BGB. kennt 
eine derartige Einſchränkung nicht. Ebenſowenig läßt ſich aus 
8 115 30. herleiten, die Bewilligung des Armenrechts habe 
die Befreiung des Ehemannes von dieſer aus dem ehelichen 
Güterrecht entſpringenden Pflicht zur Folge. Beim geſetzlichen 
Güterftande gehört es eben zu den Pflichten des Ehemannes 
— gleichviel ob er arm oder reich iſt, Vermögen der Frau 
verwaltet oder nicht (RG.⸗Beſchluß IV. 8. 3. 01 und 
RG. ⸗Urteil IV. 12. 8.01. in IW. 1901 S. 274, 735) — 
die Frau mit Koſtenvorſchuß zu verſehen. Die Tatſache der 
Bewilligung des Armenrechts könnte vielleicht geeignet ſein, 
die Mittelloſigkeit des Schuldners und demzufolge die Zweck⸗ 
loſigkeit und Entbehrlichkeit der beantragten einſtweiligen Ver⸗ 
fügung von vornherein darzutun, allein ganz abgeſehen davon, 
daß häufig erſt die Zwangsvollſtreckung ſicheren Aufſchluß über 
die Zahlungsfähigkeit des Schuldners gibt, darf nicht außer 
acht gelaſſen werden, daß, wenn die Vorausſetzungen für die 
Bewilligung des Armenrechts vorliegen, dieſer Zuſtand ſich 
keineswegs mit dem Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit deckt. 
Im vorliegenden Falle behauptet die Beſchwerdeführerin, der 
Ehemann ſei in der Lage, die erbetenen 80 Mark ſogar ohne 
Gefährdung feines ſtandes mäßigen Unterhalts zu zahlen. 
Die fernere Erwägung des OLG, daß die Ehefrau die Be 
willigung des Armenrechts für die Berufungsinſtanz nachſuchen 
könnte und daß ihr dann das Armenrecht unbedenklich bewilligt 
werden würde, muß ebenfalls beanſtandet werden. Solange 
und inſoweit für die Frau die Möglichkeit beſteht, Koſten⸗ 
vorſchüſſe von ihrem Ehemann zu verlangen, hat ſie keinen 
Anſpruch auf Bewilligung des Armenrechts und muß gewärtigen, 
mit einem derartigen Antrage zurückgewieſen zu werden. Die 
vorherige Inausſichtſtellung der Bewilligung des Armenrechts 
ſeitens des Prozeßgerichts kann nicht in Betracht kommen und 
die Klägerin nicht hindern, den rechtlich zutreffenden Standpunkt 
einzunehmen, umſoweniger, als ſie mit dem Armenrechte nur 
einſtweilige Befreiung von Koſtenzahlungen, aber mit den 
ihr vom Manne zu gewährenden Vorſchüſſen endgültige 
Tilgung der Koſtenſchuld durch Befriedigung der Koſtengläubiger 
erreichen kann. RG.⸗Beſchluß IV. 23. 4. 06 in JW. 1906 
S. 356 Nr. 17. Es erſcheint daher nicht zuläſſig, die Frau 
auf den Weg des Armenrechts zu verweiſen und mit dieſem 
Hinweiſe die Verneinung einer Notlage zu begründen. L. o. L, 
Beſchl. v. 9. Juli 1906, B 228/06 IV. — Marienwerder. 
30. 88 1635, 1636, 1666 BGB. verb. mit 89 12, 
15, 28 FGG. Auch im Falle des 8 1636 iſt die Beſtellung 
eines Pflegers nicht erforderlich.] 
Die Ehe der Eheleute E. in München iſt geſchieden; der 
Ehemann iſt allein für ſchuldig erklärt. Aus der Ehe iſt eine 
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am 22. Juni 1900 geborene Tochter hervorgegangen. Das 
Kind befindet ſich bei ſeiner Mutter. Der Verkehr zwiſchen 
dem Vater und dem Kinde war bisher nach einer Verfügung 
des Vormundſchaftsgerichts vom 11. März 1905 in der Weiſe 
geregelt, daß E. das Kind jeden Mittwoch von 9 Uhr Vor⸗ 
mittags bis Abends, und jeden Samstag von 9 Uhr Vor⸗ 
mittags bis 12 Uhr Mittags bei ſich haben ſollte. Der Vater 
ſtellte bei dem Vormundſchaftsgerichte den Antrag, ſeiner ge⸗ 
ſchiedenen Frau die Sorge für die Perſon des Kindes zu ent⸗ 
ziehen, wogegen die Mutter beantragte, ſeinen Verkehr mit dem 
Kinde zu beſchränken. Das Vormundſchaftsgericht lehnte die 
Anträge ab. Beide Teile erhoben Beſchwerde. E. ſtellte bei 
dem Beſchwerdegerichte ſeinen Antrag dahin, die Sorge für die 
Perſon des Kindes ihm zu übertragen oder die Unterbringung 
des Kindes in einer Anſtalt anzuordnen. Das LG. wies die 
Beſchwerde zurück, entſchied aber auf die Beſchwerde der Mutter, 
daß E. mit dem Kind nur einmal monatlich auf die Dauer 
von 4 Stunden unter ſteter Aufſicht einer erwachſenen Perſon 
verkehren dürfe. E. legte weitere Beſchwerde ein; er bezeichnete 
die 88 1635, 1636 und 1666 BGB. als verletzt. Das 
BayObè G. fand keinen Grund zu einer Beanſtandung, erachtete 
es insbeſondere nicht für eine Verletzung des Geſetzes, daß kein 
Pfleger zur Wahrnehmung der Intereſſen des Kindes beſtellt 
worden war, ſoweit das Verfahren die Übertragung der Sorge 
für die Perſon des Kindes auf den Vater und die Unter⸗ 
bringung des Kindes in einer Anſtalt betraf, wies deshalb durch 
Beſchluß vom 25. Mai 1906 unter Hinweis auf die Ent⸗ 
ſcheidungen des RG. vom 9. Februar und 7. Dezember 1905 
(RG. 60, 134; Entſch. in Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit und des Grundbuchrechts 6, 253) die weitere Be⸗ 
ſchwerde zurück, ſoweit fie die Zurückweiſung der auf An- 
ordnungen nach § 1635 oder 8 1666 BGB. gerichteten Anträge 
zum Gegenſtande hatte. Die Gründe, aus denen das RG. die 
Notwendigkeit der Beſtellung eines Pflegers in den Fällen der 
88 1635, 1666 BGB. verneint hatte, hielt das BayObsG. 
auch in den Fällen des § 1636 für zutreffend, war daher 
geneigt, die weitere Beſchwerde auch inſoweit zurückzuweiſen, 
als ſie die Anordnungen betrifft, die für den Verkehr des Be⸗ 
ſchwerdeführers mit ſeiner Tochter getroffen worden ſind, ſah 
ſich aber daran gehindert durch den Beſchluß des Königlich 
Preußiſchen KG. in Berlin vom 9. Dezember 1901 (Entſch. in 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grund— 
buchrechts 3, 3) und legte aus dieſem Grunde gemäß 8 28 
Abſ. 2 FGG. die weitere Beſchwerde dem RG. vor: Den 
Erwägungen, die in dem Beſchluſſe vom 25. Mai 1906 niedergelegt 
ſind, iſt beizutreten. Ebenſowenig wie in den Fällen der 
55 1666, 1635 BGB. kommt dem Kind in dem Falle des 
5 1636 eine Parteiſtellung zu. Das Kind iſt Gegenſtand 
amtlicher Fürſorge, fein Intereſſe iſt vor allem maßgebend bei 
der Regelung, in welcher Weiſe der Ehegatte, dem die Sorge 
für die Perſon des Kindes nicht zuſteht, von der Befugnis, 
mit dem Kinde perſönlich zu verkehren, Gebrauch zu machen 
hat, der Mitwirkung des Kindes bei dem Verfahren des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts bedarf es aber nicht. Das Intereſſe des 
Kindes hat der Richter von Amts wegen wahrzunehmen, die 
Beſtimmungen der 88 12, 15 FGG. ſetzen ihn in den Stand, 
ſeiner Aufgabe gerecht zu werden. Wie in den Beſchlüſſen des 
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RG. vom 9. Februar und 7. Dezember 1905 hervorgehoben 
iſt, bleibt es dem Ermeſſen der Richter, die über die Tatfrage 
zu entſcheiden haben, überlaſſen, einen Pfleger zu beſtellen, 
wenn dies nach den beſonderen Umſtänden des Falles zur 
Wahrnehmung der Intereſſen des Kindes dienlich erſcheint. 
E. c. E., Beſchl. v. 28. Juni 06, B 197/06 IV. — München. 

Zivilprozeßordnung. 

31. SS 33, 39, 295 ZPO. Unzuläſſigkeit einer Wider⸗ 
klage gemäß § 33 iſt nicht von Amts wegen zu berückſichtigen; 
Verluſt des Rügerechts.] 

Gerechtfertigt iſt die Beſchwerde der Reviſion über die 
prozeſſuale Behandlung des Widerklageanſpruchs auf Lieferung 
von 25 und 50 Fernie⸗Schuldverſchreibungen mit Zinsſcheinen 
vom 1. Januar 1900 an und ſie muß auch wenigſtens in 
Anſehung des erſten dieſer beiden Anſprüche zur Aufhebung 
des angefochtenen Urteils führen. Dieſe Anſprüche haben beide 
Inſtanzgerichte wegen Unzuläſſigkeit der Erhebung einer ſolchen 
Widerklage abgewieſen, weil die Vorausſetzung des 8 33 ZPO., 
daß die Gegenanſprüche mit dem in der Klage geltend gemachten 
Anſpruche oder mit den dagegen zuläſſigerweiſe vorgebrachten 
Verteidigungsmitteln im Zuſammenhange ſtehen, nicht erfüllt 
ſei. Die Abweiſung iſt alſo erfolgt wegen Mangels einer 
beſonderen Prozeßvorausſetzung für die Widerklage; ſie iſt 
demnach eine ſolche von der Inſtanz (absolutio ab instantio). 
Gegenüber der Ausführung der Beklagten, den mangelnden 
Zuſammenhang hätten die Kläger nicht gerügt, es ſei alſo ſtill⸗ 
ſchweigende „Prorogation“ für die Widerklage eingetreten, und 
der Behauptung der Kläger, die Rüge ſei im erſten Rechtszuge 
erhoben, wie der Landgerichtsrat H. beſtätigen werde, hat das 
Berufungsgericht ſeine Entſcheidung dahin begründet: Der 
Tatbeſtand des landgerichtlichen Urteils enthalte über eine 
ſolche Rüge nichts. Andererſeits ergebe es aber auch nichts 
darüber, daß die Kläger über die Anſprüche überhaupt mündlich 
verhandelt hätten. Stillſchweigende Prorogation wäre nach 
8 39 ZPO. nur dann eingetreten, wenn die Kläger, ohne den 
mangelnden Zuſammenhang und damit die Unzuſtändigkeit des 
Gerichts zu rügen, zur Hauptſache mündlich verhandelt hätten. 
Aus der Tatſache, daß das Urteil des LG. über eine ſolche 
mündliche Verhandlung nichts enthalte, ziehe das Berufungs⸗ 
gericht den Schluß, daß die Unzuſtändigkeit allerdings gerügt 
worden ſei, und daß das Gericht mit Rückſicht hierauf eine 
Verhandlung über die Hauptſache nicht für erforderlich gehalten 
habe. Dem gegenüber kommt aber in Betracht: Die Un⸗ 
zuläſſigkeit der Widerklage nach 8 33 3 O. iſt nach der 
neueren Rechtſprechung des RG. nicht von Amts wegen zu 
berückſichtigen. Vgl. das Urteil des erkennenden Senats vom 
15. Dezember 1903 in Gruchots Beitr. Bd. 48 S. 386 und 
dazu Peterſen-Remelé⸗-Anger, a. a. O. Anm. 32 zu 
§ 33 ſowie Skonietzki⸗Gelpcke, Anm. 5b Abſ. 2 zu § 33 
ZPO. Der Mangel kann danach gehoben werden durch aus: 
drücklichen oder ſtillſchweigenden Rügenverzicht gemäß 8 295 
ZPO. Vgl. Skonietzki⸗Gelpcke, a. a. O. Hiernach kann 
die Verletzung des § 33 nicht mehr gerügt werden, wenn die 
Partei bei der nächſten mündlichen Verhandlung, die auf Grund 
des betreffenden Verfahrens ſtattgefunden hat, oder in der 
darauf Bezug genommen iſt, den Mangel nicht gerügt hat, 
obgleich ſie erſchienen war und ihr der Mangel anne fein 
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mußte. Nun fteht aber die Annahme des Berufungsgerichts, 
daß die Kläger und Widerbeklagten über die beiden 
Widerklageanſprüche überhaupt nicht mündlich verhandelt 
hätten, mit den ausdrücklichen Feſtſtellungen in dem 
Urteile des LG. im Widerſpruche. Nach dem Tatbeſtande 
dieſes Urteils, auf den das Berufungsurteil in vollem Umfange 
Bezug nimmt, ſind im erſten Rechtszuge die beiden hier in 
Betracht kommenden Widerklageanſprüche zunächſt von der Be⸗ 
klagten ſo begründet worden, wie es in dem dort in Bezug 
genommenen vorbereitenden Schriftſatze vom 17. Juni 1903 zu 
b3 und b 5 geſchehen ift und entſpricht dem die Nr. 2 des in 
dem Tatbeſtande ſelbſt mitgeteilten Widerklageantrages. Welche 
Erklärung die Kläger, abgeſehen von dem Antrage auf Ab⸗ 
weiſung der Widerklage, darauf abgegeben haben, läßt der 
Tatbeſtand allerdings nicht unmittelbar erſehen. Aber ihr 
vorbereitender Schriftſatz vom 9. November 1903, auf den der 
Tatbeſtand ganz allgemein verweiſt und der deshalb ſeinem 
Inhalte nach als vorgetragen angeſehen werden muß, enthält 
unter II nach der einleitenden Bemerkung, es erübrige ſich, auf 
die angeblichen Anſprüche der Gewerkſchaft gegen das Konſortium 
oder einzelne Geſellſchafter näher einzugehen, die beſtimmte Er⸗ 
klärung: „Für alle Fälle werden aber ſämtliche Anſprüche 
der Beklagten ausdrücklich beſtritten.“ Hiernach haben 
die Kläger auch über jene beiden Widerklageanſprüche ihrerſeits 
mündlich verhandelt. Damit fällt aber die Grundlage für 
die Schlußfolgerung des Berufungsgerichts, daß „die Un⸗ 
zuſtändigkeit allerdings gerügt worden ſei und daß das Gericht 
mit Rückſicht hierauf eine Verhandlung zur Hauptſache nicht 
für erforderlich gehalten habe.“ Vielmehr ergibt ſich aus jenem 
Inhalte des landgerichtlichen Urteils ohne weiteres, daß die 
Kläger bei der mündlichen Verhandlung über die beiden Wider⸗ 
klageanſprüche, obgleich ſie erſchienen waren und ihnen der 
Mangel des in § 33 ZPO. geforderten Zuſammenhanges be⸗ 
kannt war oder bekannt ſein mußte, ihn nicht gerügt haben. 
Damit war der Fall des 8 295 ZPO. gegeben. Das LG. 
und damit auch das Berufungsgericht hätte demnach den 
Mangel der Vorausſetzung des $ 33 ZPO. nicht als Grund 
für die Abweiſung der beiden Widerklageanſprüche von der 
Inſtanz annehmen dürfen, ſondern in der Sache ſelbſt entſcheiden 
müſſen. Deshalb iſt, da ſich die Entſcheidung des Berufungs⸗ 
urteils in bezug auf den Anſpruch auf Lieferung von 25 Teil⸗ 
ſchuldverſchreibungen der Beklagten auf jenen prozeſſualen 
Grund beſchränkt, das angefochtene Urteil inſoweit aufzuheben 
und die Sache zur materiellen Entſcheidung an das Be⸗ 
rufungsgericht zurückzuverweiſen. G. B. G. c. W. & A., 
U. v. 15. Juni 06, 31/06 III. — Darmſtadt. 

32. 85 66, 67 ZPO. Nebenintervenient iſt nicht Ber: 
treter, ſondern Gehilfe der Hauptpartei kraft eigenen Rechts; 
Wirkung feines Rechtsmittels für die Hauptpartei.] 

Die Klägerin F. S. verlangte von dem Beklagten die 
Herausgabe von 13 in der Klageſchrift näher bezeichneten 
Gegenſtänden, von denen ſie behauptete, daß ſie dieſelben durch 
ihren Bräutigam, den Metzger E. W., gekauft und mit ihrem 
Gelde bezahlt habe. Sie bemerkte: W. habe die Sachen, nach⸗ 
dem er im Hauſe des Beklagten eine Wohnung nebſt Räum⸗ 
lichkeiten zum Betriebe eines Geſchäfts gemietet habe, in dieſe 
Räume eingeführt, und der Beklagte nehme ſie als für die 
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Miete haftbar in Anſpruch. Sie ſtellte den Antrag, den Be 
klagten zur Herausgabe der Sachen oder zum Erſatz ihres 
Wertes zu verurteilen. Der Beklagte beantragte Abweisung 
der Klage. Für einen Teil der Sachen beſtritt er den Belt 
und machte im übrigen geltend, daß W. nicht der alleinige 
Mieter ſei, ſondern daß die Klägerin mitgemietet habe. Es 
fand eine Beweisaufnahme ſtatt. Durch eine den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten der beiden Parteien am 24. Dezember 1904 
zugeſtellte Erklärung trat die Firma F. O. der Klägerin als 
Nebenintervenientin bei. In der Verhandlung vom 7. Februar 
1905 blieb die Klägerin aus, während die Nebenintervenientin 
und der Beklagte vertreten waren. Die Nebenintervenientin 
erklärte folgendes: Sie habe den von der Klägerin verfolgten 
Herausgabeanſpruch wegen einer ihr gegen die Klägerin zu⸗ 
ſtehenden vollſtreckbaren Forderung durch Pfändungsbenach⸗ 
richtigung vom 20. Dezember 1904 und durch Pfändungs⸗ und 
Überweiſungsbeſchluß des AG. Friedberg vom 3. Januar 1905 
pfänden laſſen, deshalb könne die Klägerin nicht mehr Heraus⸗ 
gabe der fraglichen Gegenſtände an ſich verlangen. Ihr, der 
Nebenintervenientin, ſtehe auch das Recht der Hauptintervention 
zu, dasſelbe ſolle jedoch unter Vorbehalt aller Anſprüche vor⸗ 
erſt nicht geltend gemacht werden; der Pfändungsbeſchluß ver⸗ 
ſchaffe ihr ein rechtliches Intereſſe daran, daß die Klägerin 
obfiege, zunächſt komme fie, die Firma O., in dieſem Prozeſſe 
als Nebenintervenientin in Betracht. Sie ſtellte den Antrag, 
den Beklagten für ſchuldig zu erklären, an ſie zu Händen der 
Gerichtsvollzieher des AG. München I die klagegegenſtändigen 
Sachen herauszugeben. Durch Urteil der erſten Inſtanz wurde 
unter J die Klage als unbegründet abgewieſen und unter II 
beſtimmt, daß Klägerin die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen 
und zu erſtatten habe, mit Ausnahme der durch die Neben⸗ 
intervention der Firma F. O. verurſachten Koſten und Aus⸗ 
lagen, welche der Nebenintervenientin auferlegt wurden. Die 
Entſcheidung beruht auf Gründen materieller Art. Es erfolgte 
Einlegung der Berufung durch Zuſtellung eines Schriftſatzes, 
welcher ſich als Berufung des RA. D. namens der Firma 
F. O. als Nebenintervenientin bezeichnet. In dem Ver⸗ 
handlungstermine waren die Nebenintervenientin und Berufungs⸗ 
klägerin ſowie der Beklagte und Berufungsbeklagte vertreten. 
Die Nebenintervenientin erklärte, daß fie die Hauptpartei ©. 
— die Klägerin — nicht zum Termine geladen habe, und be⸗ 
antragte eventuell Vertagung der Sache behufs Wahrung ihrer 
Rechte. Dieſem Antrage trat der Beklagte und Berufung? 
beklagte entgegen. Nebenintervenientin und Berufungaklägerin 
ſtellte den Antrag, das Urteil erſter Inſtanz aufzuheben und 
nach dem Klageantrage auf Herausgabe der Sachen an die 
Gerichtsvollzieher, mit Ausnahme einzelner beſtimmt bezeichneter, 
zu erkennen, während von dem Beklagten der Antrag geftelt 
wurde, die Berufung zu verwerfen. Beklagter ſtellte als fraglich 
hin, ob die Nebenintervenientin befugt ſei, die Rechte der 
Klägerin ohne weiteres geltend zu machen. In den Pfändungs⸗ 
beſchluß vom 3. Januar 1905 ſeien nicht alle den Gegenſtand 
der Klage und der Nebenintervention bildenden Sachen auf 
genommen. Wenn nun auch am 28. Januar 1905 noch ein 
zweiter Pfändungsbeſchluß ergangen fei, ſo ſei dieſer doch dem 
Drittſchuldner erſt nach dem Schluß der mündlichen Ber 
handlung erſter Inſtanz zugeftellt worden. Bei dieſer Sachlage 
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ſei fraglich, ob ſich die Nebeninterventionserklärung auf die 
erſt ſpäter gepfändeten Gegenſtände beziehe und ob ſich die 
Nebenintervenientin noch auf die ſpätere Pfändung ftüßen 
könne. Im übrigen verhandelten Parteien über das Materielle 
der Sache. Durch Urteil des Berufungsgerichts wurde die 
Berufung der Firma F. O. als unzuläſſig verworfen. Das 
RG. wies auf Reviſion der Nebenintervenientin unter Auf⸗ 
hebung des Berufungsurteils die Sache an das Berufungs⸗ 
gericht zurück: Der Berufungsrichter hält den Nebenintervenienten 
zwar zur Einlegung des Rechtsmittels für befugt, aber nur 
in der Weiſe, daß er es für die Hauptpartei und in deren 
Namen, nicht im eigenen Namen einlegt. Zwar folgert der 
Berufungsrichter aus dem Umſtande allein, daß der Neben⸗ 
intervenient nicht ausdrücklich im eigenen Namen das Rechts⸗ 
mittel einzulegen erklärt, noch nicht die Einlegung im eigenen 
Namen des Intervenienten, betrachtet vielmehr an ſich die 
Annahme als gerechtfertigt, daß der Nebenintervenient im 
Rahmen ſeiner prozeſſualen Befugniſſe, alſo im Namen der 
Partei handele, hält dann aber für den vorliegenden Fall eine 
Willenskundgebung für vorliegend, aus der mit Sicherheit zu 
ſchließen, daß hier die Nevenintervenientin unter Verdrängung 
der Hauptpartei an deren Stelle den Prozeß übernehmen und 
im eigenen Namen ohne Rückſicht auf die Hauptpartei weiter⸗ 
führen und in dieſem Sinne das Rechtsmittel einlegen wolle. 
Zuerſt weiſt der Berufungsrichter darauf hin, daß die Neben⸗ 
intervenientin ſich in dem Rubrum der Berufungsſchrift wie 
in ihrem Sachantrage als Berufungsklägerin, nicht dagegen 
die Hauptpartei bezeichne, dieſe auch nicht zum Termine ge⸗ 
laden und ihr die Berufungsſchrift nicht zugeſtellt habe. Ferner 
betrachtet er den von der Nebenintervenientin geſtellten Sach⸗ 
antrag als mit demjenigen der Hauptpartei in Widerſpruch 
ſtehend, da die Nebenintervenientin die Herausgabe der Sachen 
nicht an die Klägerin ſondern an ſie ſelbſt verlange. Dabei 
bemerkt er, daß, wenn der von der Nebenintervenientin ge⸗ 
ſtellte Antrag auch durch die materielle und prozeſſuale Sach⸗ 
lage geboten geweſen ſein möge, dies doch nichts an der Tat⸗ 
ſache ändere, daß ſie ſich damit in Widerſpruch zu dem geſetzt 
habe, was die Hauptpartei, ſolange ſie auftrat, zu tun für 
gut befunden hatte. Aus dieſen Momenten in ihrem Zuſammen⸗ 
halt glaubt er auf einen von der Nebenintervenientin gehegten 
Willen des oben angegebenen Inhalts ſchließen zu müſſen. 
Dieſe von der Reviſion angegriffenen Erwägungen dgs Be: 
rufungsgerichts müſſen indeſſen in mehrfacher Hinſicht be⸗ 
anſtandet werden. Der rechtliche Charakter der Nebeninter⸗ 
vention ergibt ſich aus den 88 66, 67 ZPO., ſofern danach 
bei einem zwiſchen anderen Perſonen anhängigen Rechtsſtreit 
der an dem Obſiegen einer Partei rechtlich Intereſſierte dieſer 
„zum Zwecke ihrer Unterſtützung beitreten“ kann und zur 
Geltendmachung von Angriffs: und Verteidigungsmitteln ſowie 
zur Vornahme aller Prozeßhandlungen berechtigt iſt, inſoweit 
nicht ſeine Erklärungen und Handlungen mit Erklärungen und 
Handlungen der Hauptpartei in Widerſpruch ſtehen. Danach 
iſt er nicht geſetzlicher Vertreter der Hauptpartei ſondern ihr 
Gehilfe (Beiſtand), aber kraft eigenen Rechts und mit der 
Folge, daß ſeine prozeſſualen Schritte dieſelbe Wirkung haben, 
wie wenn ſie von der Hauptpartei vorgenommen wären. Ein 
von ihm eingelegtes Rechtsmittel erſcheint als das ſeinige in 
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dem Sinne, daß es von ihm kraft eines ihm zuſtehenden 
Rechts eingelegt iſt, aber es hat die Wirkung, daß die von 
ihm unterſtützte Hauptpartei auch im Rechtsmittelverfahren 
Hauptpartei wird. Zuläſſig ſind alle ſeine Handlungen, die 
ſich in den Grenzen ſeiner Stellung halten. Ihre Zuläſſigkeit 
entfällt nicht nur, wenn ſie, der ausdrücklichen Beſtimmung 
im § 67 entgegen, mit Erklärungen der Handlungen der 
Hauptpartei in Widerſpruch ſtehen, ſondern enſprechend dem 
Charakter der Tätigkeit des Nebenintervenienten als einer die 
Hauptpartei unterſtützenden auch dann, wenn ſie mit dem 
rechtlichen Endzweck der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 
dieſer letzteren unvereinbar ſind, insbeſondere wenn der Neben⸗ 
intervenient ſich die Stellung des Hauptintervenienten anmaßt. 
Es bedarf aber im einzelnen Fall, um einen prozeſſualen 
Schritt des Nebenintervenienten als zuläſſig erſcheinen zu 
laſſen, nicht des Vorhandenſeins beſonderer, poſitiv für die Zu⸗ 
läſſigkeit ſeines Willensinhalts ſprechender Momente und es 
kann die Unſtatthaftigkeit des Schrittes auch nicht aus etwaigen 
rein innerlich gebliebenen wenn auch zu erſchließenden gegen⸗ 
teiligen Abſichten und Erwartungen gefolgert werden, ſondern 
für die Beurteilung der prozeſſualen Akte kommt nur der 
wirkliche, in ihnen verkörperte Wille in Betracht, nur er vermag, 
wenn er die Schranken der Stellung des Nebenintervenienten 
überſchreitet, deſſen Handlungen als unzuläſſig erſcheinen zu 
laſſen. In den Urteilen des II. ZS. des RG. vom 22. No⸗ 
vember 1898 II 216/1898 und vom 22. Juni 1900 
II. 83/1900 findet ſich nun zwar der an die Spitze geſtellten 
Erwägung des Berufungsgerichts wenigſtens äußerlich verwandt, 
die Ausführung, der Nebenintervenient dürfe, ſoweit die Ent⸗ 
ſcheidung nicht gegen ihn ſelbſt erging, nicht im eigenen Namen 
Rechtsmittel einlegen, als ob er ſelbſt Partei wäre, aber im 
Hinblick auf die verſchiedenartigen Bedeutungen, in denen die 
Ausdrücke „Handeln im eigenen Namen“ und „Handeln im 
fremden Namen“ im Rechtsverkehr und in den gerichtlichen 
Urteilen angewendet werden, iſt hieraus nicht zu ſchließen, daß 
im Sinne der oben genannten Urteile nur ein vom Neben⸗ 
intervenienten in Vertretung der Hauptpartei eingelegtes Rechts⸗ 
mittel ſtatthaft wäre. Namentlich aber ergeben die Urteile 
nicht, — und nur das würde nach Lage des Falls einen zur 
Herbeiführung einer Plenarentſcheidung nötigenden Konflikt als 
vorliegend erſcheinen laſſen — daß in ihrem Sinne der Wille 
des Nebenintervenienten, nach Maßgabe ſeiner geſetzlichen 
Stellung, wie dieſe nun zu charakteriſieren ſein mag, tätig zu 
werden, in jedem Falle eines beſonderen Nachweiſes bedurfte 
oder daß innerlich gebliebene Motive und Abſichten desſelben 
für die Beurteilung ſeiner Handlungen unmittelbar entſcheidend 
fein könnten, vergl. auch den Beſchluß des II. ZS. ElſLothz. 
Bd 24, 173. Es iſt deshalb weiter nur zu prüfen, ob die 
vom Berufungsrichter berückſichtigten einzelnen Umſtände ge⸗ 
eignet ſind, der Berufungseinlegung einen Charakter aufzu⸗ 
hängen, vermöge deſſen ſie im Sinne der oben gegebenen Aus⸗ 
führungen als eine im Bereiche der geſetzlichen Tätigkeit der 
Nebenintervenientin liegende Handlung nicht mehr erſcheinen 
kann. Vorab iſt jedoch zu bemerken, daß die Nebenintervenientin 
ſich ſchon in erſter Inſtanz des Unterſchiedes der Haupt⸗ und 
Nebenintervention klar bewußt geweſen iſt und gerade ausdrücklich 
den letzteren Rechtsbehelf gewählt hat. Wenn nun der Berufungs⸗ 
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richter Gewicht darauf legt, daß die Nebenintervenientin 
ſich ſelbſt und nicht die Hauptpartei als Berufungsklägerin be⸗ 
zeichnete, fo iſt dies ſchon nach dem oben Bemerkten unerheblich. 
Ihr Anwalt legte die Berufung namens ihrer ein, ſie alſo 
beſchritt den Rechtsmittelweg, aber als Nebenintervenientin, 
auch konnte ſie ſich nicht verhehlen, daß infolge davon die 
Klägerin auch in der Berufungsinſtanz Hauptpartei wurde. 
Die Form der Einlegung zeigt alſo nicht den Willen einer 
Überſchreitung der geſetzlichen Grenzen. Wenn die Neben⸗ 
intervenientin eine Ladung zum Termin an die Hauptpartei 
nicht hat ergehen laſſen, ſo findet das ſchon darin eine Er⸗ 
klärung, daß ſie eine Ladung, wenigſtens für die Regelfälle, 
als geſetzlich geboten nicht angeſehen hat. Das gleiche gilt von 
der unterlaſſenen Zuſtellung der Berufungsſchrift. Ein Wille, 
die Hauptpartei zu verdrängen, erfüllt dies prozeſſuale Ver⸗ 
halten der Nebenintervenientin nicht. Ob anderes gelten könnte, 
wenn ſie darauf ausgegangen wäre, im Prozeſſe Handlungen 
vorzunehmen, die der Hauptpartei verborgen bleiben ſollten und 
hinſichtlich deren ſie eine Einwirkung der letzteren verhüten 
wollte, kann auf ſich beruhen bleiben, weil tatſächlich etwas 
derartiges nicht vorliegt. Dies berührt zugleich den letzten 
Grund des Berufungsrichters, wie er darin beſteht, daß die 
Nebenintervenientin ſich durch ihren Antrag mit dem der 
Hauptpartei in Widerſpruch ſetze. Schon in erſter Inſtanz hat 
fie nach Erwirkung des Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluſſes 
ihren Antrag dahin geändert, daß er auf Herausgabe der 
Sachen an ſie gerichtet war. Immer aber verlangte ſie An⸗ 
erkennung des Eigentums der Hauptpartei und von dieſer 
Grundlage aus Herausgabe zu ihren Händen ſtatt unmittelbar 
an die Hauptpartei. Sie wollte alſo das Recht der Haupt⸗ 
partei zur Geltung bringen, wenngleich in der Weiſe, daß ſie 
in die Lage kam, wegen einer ihr gegen die Hauptpartei zu⸗ 
ſtehenden Forderung ſich aus dem Erlöſe der Sachen dieſer zu 
befriedigen. Infolge davon würde die Hauptpartei von ihrer 
Schuld befreit werden. Der vom Berufungsrichter angenommene 
Gegenſatz liegt alſo ſachlich nicht vor, das Eigentumsrecht der 
Hauptpartei ſollte in deren rechtlichem Intereſſe zur Durch⸗ 
führung gebracht werden, wenngleich für eine Verwendung, die 
ihr tatſächlich nicht genehm ſein mochte, der ſie aber nicht 
widerſprechen konnte und nicht widerſprochen hat. Ein der 
Klage ſtattgebendes Urteil entſprach ſtets, auch in der an⸗ 
gegebenen Geſtalt, ihrem Intereſſe. In erſter Inſtanz wurde 
alſo die weitere Tätigkeit der Nebenintervenientin nicht unſtatthaft. 
In gleicher Art blieb aber auch die Rechtsmitteleinlegung zu⸗ 
läſſig. Der Berufungsrichter erkennt ſelbſt an, daß der geſtellte 
Antrag durch die Sachlage geboten war. Dann aber konnte 
er auch die Zuläſſigkeit der Berufung nicht ausſchließen. Zur 
Verhandlung über die Begründetheit des Rechtsmittels mußte 
die Sache an das Berufungsgericht zurückverwieſen werden. 
S. & O. e. G., U. v. 13. Juli 06, 410/05 VII. — München. 

33. 88 115, 127, 567 ZPO. Beſchwerde des armen 
Klägers wegen Verweigerung von Reiſegeldern zum Zwecke 
einer ärztlichen Unterſuchung, die nicht er, ſondern die Gegen⸗ 
partei verlangt.] 

Das OLG. hat durch Beweisbeſchluß angeordnet, daß der 
Profeſſor W. in L. als Sachverſtändiger ein Gutachten darüber 
abgeben ſolle, inwieweit die Verminderung der Erwerbsfähigkeit 
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des Klägers durch einen Unfall herbeigeführt worden ſei, ſowie 
darüber, um welchen Prozentſatz annehmbar die Erwerbsfähigkeit 
des Klägers ſich ohne den Unfall und lediglich infolge der 
natürlichen Vorgänge in feinem Körper bis jetzt und in Zukunft 
von Jahr zu Jahr vermindert haben, und wann in dieſem 
Falle ihr völliges Aufhören zu erwarten geweſen ſein würde, 
und daß der Kläger ſo lange, wie es der Sachverſtändige für 
erforderlich halten werde, ſich zur Herbeiführung der Begut⸗ 
achtung im Hermann⸗Hauſe zu St. bei L. aufhalten ſolle. Der 
Kläger, dem für die Berufungsinſtanz das Armemeecht be 
willigt worden iſt, hat erklärt, nicht die zur Ausführung der 
Reiſe von ſeinem Wohnorte Ch. nach St. erforderlichen Mittel 
zu beſitzen, und gebeten, ihm aus der Kaſſe des OLG. zur 
Beſtreitung der Reiſekoſten einen angemeſſenen Betrag zu über⸗ 
ſenden. Dieſer Antrag iſt durch den jetzt angefochtenen Be 
ſchluß abgelehnt worden und die Beſchwerde des Klägers unter 
Niederſchlagung der Gerichtsgebühren zurückgewieſen worden: 
Die Beſchwerde fällt nicht nur unter die allgemeine Beſtimmung 
des 8 567 Abſ. 1 ZPO., ſondern würde ſich auch, wenigſtens 
falls ſie begründet ſein ſollte, aus dem § 127 derſelben recht⸗ 
fertigen, denn der Kläger macht geltend, daß das ihm be⸗ 
willigte Armenrecht nach 8 115 Nr. 1 ZPO. die Gewährung 
eines ſolchen Vorſchuſſes mit ſich bringe, und wie der erkennende 
Senat ſchon laut RG. 42, 369 f. ausgeſprochen hat, berechtigt 
auch die Entziehung einer einzelnen in dem bewilligten Armen⸗ 
rechte liegenden Befugnis zu der in dem jetzigen 8 127 (da⸗ 
maligen 8 118) ZPO. vorgeſehenen Beſchwerde. Die Be 
ſchwerde konnte aber nicht für begründet erachtet werden, und 
zwar ohne daß es dabei auf die zweifelhafte Frage ankäme, 
ob und inwieweit die arme Partei einen Vorſchuß aus der 
Gerichtskaſſe für Aufwendungen verlangen könne, die fie für 
Bereitſtellung von Gegenſtänden der Beweisaufnahme, ins⸗ 
beſondere, wenn es ſich dabei um ihre eigene Perſon handelt, 
an Reiſekoſten, machen müßte. Dieſe Frage wäre am Platze 
bei einer der armen Partei ſelbſt obliegenden Beweis⸗ 
führung, unter deren Mißlingen ſie zu leiden haben würde. 
Dieſer Fall iſt hier nicht gegeben. Die Vernehmung eines 
früher abgehörten Sachverſtändigen und die des Profeſſor W. 
war davon abhängig gemacht, daß die Beklagte vorher einen 
Auslagenvorſchuß von 100 Mark einzahle. Bei dieſer Sach⸗ 
lage iſt nicht abzuſehen, wie der Kläger ein Recht darauf 
habzg könnte, daß ihm durch einen Vorſchuß die Reiſe nach 
St. bei L. ermöglicht werde; es fehlt ihm auch an jedem recht⸗— 
lichen Intereſſe hieran. Mit dem ihm bewilligten Armenrechte 
ſteht dieſe Angelegenheit in gar keinem Zuſammenhange. Keine 
Partei iſt verpflichtet, ſich, um der Gegenpartei einen Beweis 
zu erleichtern, als Beweisobjekt benutzen zu laſſen, am wenigſten 
auf ihre eigenen Koſten, möchte fie auch noch ſo reich fein. 
Allerdings wäre es nicht ausgeſchloſſen, daß das Gericht aus 
der Weigerung einer Partei, ihre Perſon als Beweisobjekt dar⸗ 
zubieten, unter Umſtänden einen Beweisgrund zugunſten der 
Gegenpartei entnähme; aber in der Regel würde dies doch nur 


berechtigt fein, wenn die erſtere Partei in Anſehung der 


forderlichen Auslagen ſich gedeckt fühlen könnte; vollends bei 
einer armen Partei wird ſchwerlich jemals Anlaß zu einer ihr 
nachteiligen Schlußfolgerung ſein, ſo lange ſie nicht mit einem 
angemeſſenen Vorſchuſſe verſehen worden iſt. Alſo ift nicht der 
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Kläger, ſondern nur die Beklagte daran intereſſiert, daß jenem 
durch einen ſolchen Vorſchuß die Reiſe nach St. ermöglicht 
werde. Inſofern gehören die Koſten dieſer Reiſe zu den Aus⸗ 
lagen, zu deren Deckung die Beklagte den Vorſchuß von 100 Mark 
eingezahlt hat. Es ergibt ſich alſo, daß der Kläger zwar ganz 
in ſeinem Recht iſt, wenn er ohne Vorſchuß die Reiſe nach St. 
nicht unternehmen will, daß aber ſeine Beſchwerde nichts⸗ 
deſtoweniger zurückgewieſen werden mußte. A. c. S., Beſchl. 
v. 21. Juni 06, B 97/06 VI. — Dresden. 

34. SS 125, 567, 569, 574 ZPO. verb. mit der 
Novelle vom 5. Juni 1905. Zu den Beſchwerden an das 
RG. gegen Entſcheidungen der OLG. in Koſtenſachen, welche 
unzuläſſig ſind, gehören auch Beſchwerden des früheren Armen⸗ 
anwalts gegen feine Partei auf Nachzahlung feiner Koſten.] 

Nach dem Zuſtandekommen eines Vergleiches unter den 
Parteien, wonach die außergerichtlichen Koſten von jeder Partei 
ſelbſt getragen werden ſollten, beantragte Rechtsanwalt A. 
feiner Partei auf Grund des § 125 ZPO. die Nachzahlung 
der Beträge, von deren Berichtigung ſie durch das Armenrecht 
einſtweilen befreit geweſen find, aufzuerlegen. Das OG. 
hielt nicht ſich, ſondern das Prozeßgericht I. Inſtanz zur Ent⸗ 
ſcheidung über dieſen Antrag für zuſtändig und gab den 
Antrag an das LG. ab, das ihn demnächſt als unbegründet 
ablehnte. Der Anwalt A. wiederholte den erwähnten Antrag 
beim OL G., weil dieſes und nicht das LG. über ihn zu befinden 
habe, und legte gegen einen ablehnenden Beſcheid beim OLG. 
Beſchwerde an das RG. ein (ZPO. 8 569 Abſ. 2). Dieſe 
iſt jedoch gemäß § 574 Abſ. 2 ZPO. vom OLG. durch Bes 
ſchluß vom 11. Juni 1906 als unzuläſſig verworfen worden 
mit der Begründung, daß nach 8567 Abſ. 2 ZPO. gegen die 
in betreff der Prozeßkoſten erlaſſenen Entſcheidungen der OLG. 
eine Beſchwerde nicht zuläſſig ſei. Der Beſchwerdeführer hat 
hiergegen die Entſcheidung des RG. angerufen (8 574 Abſ. 2), 
der Beſchluß des OLG. wurde aufrechterhalten: Der Be⸗ 
ſchwerdeführer hält den $ 567 Abſ. 2 auf den vorliegenden 
Fall nicht für anwendbar, weil der Geſetzgeber damit nur 
ſolche Entſcheidungen der OLG. habe treffen wollen, die ſich 
auf die Verteilung der Koſtenlaſt oder die Höhe der liquidierten 
Gebühren und Auslagen der Parteivertreter bezögen, während 
es ſich hier um einen Antrag auf dem Gebiet des Armenrechts 
handle, der das privatrechtliche Mandatsverhältnis zwiſchen 
Armenanwalt und Partei betreffe. Dieſer Anſicht kann nicht 
beigetreten werden. Die Beſtimmung in Abſ. 2 des 8 567 
ergibt weder nach ihrem Wortlaut noch nach der Abſicht des 
Geſetzgebers den beſchränkten Sinn, den der Beſchwerdeführer 
ihr beilegt. Wenn dort von den in betreff der Prozeß— 
koſten erlaſſenen Entſcheidungen der OLG. die Rede iſt, ſo iſt 
das ein ſo allgemeiner Ausdruck, daß es ſchwer fallen würde, 
einen beſſeren Ausdruck dafür zu finden, daß alle Entſcheidungen 
der OL G., die ſich auf die Prozeßkoſtenpflicht der Parteien 
beziehen, von der Beſtimmung betroffen werden ſollen. Daß 
dies die Abſicht des Geſetzgebers war, kann keinem Zweifel 
unterliegen, denn der erwähnte Ausdruck iſt in die Novelle 
vom 5. Juni 1905 übernommen worden aus der Novelle vom 
17. Mai 1898, die dem 8 567 (damals 530) einen Abſ. 2 
folgenden Wortlauts gegeben hatte: Gegen die in betreff der 
Prozeßkoſten erlaſſenen Entſcheidungen der OLG. iſt die Be⸗ 
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ſchwerde nur zuläſſig, wenn die Beſchwerdeſumme den Betrag 
von 100 Mark überſteigt. Schon dieſe Beſtimmung zielte auf 
eine Entlaſtung des RG. von ſolchen Entſcheidungen ab, die, 
wie ſich die Motive ausdrückten, in keinem Verhältnis ſtänden 
zu der geringen Bedeutung, die den betreffenden Sachen in der 
Regel beiwohne, und dahin wurden namentlich die Entſcheidungen 
auf dem Gebiete des Koſtenweſens gerechnet, bei denen es ſich 
meiſt um geringfügige Beträge und einfachere Fragen handle, 
welche zudem durch die Rechtſprechung ſchon im allgemeinen 
geklärt ſeien. Hiernach iſt es ausgeſchloſſen, daß der Geſetzgeber 
damals von der Beſchränkung der Beſchwerde in Koſtenſachen 
die eine oder andere Koſtenentſcheidung hätte ausnehmen wollen 
(vgl. RG. 47, 362; 51, 100). Jetzt iſt die Geſetzgebung 
noch einen Schritt weiter in der Entlaſtung des RG. gegangen, 
indem ſie durch die Novelle vom 5. Juni 1905 die Beſchwerde 
an das RG. gegen Entſcheidungen der OLG. in betreff der 
Prozeßkoſten überhaupt ausgeſchloſſen hat. Daß nun in der 
vorliegenden Sache der Antrag des Beſchwerdeführers, über 
deſſen Ablehnung er ſich beſchwert, eine Entſcheidung des OLG. 
in betreff der Prozeßkoſten bezielte, iſt nicht zu beſtreiten. 
F. c. M., Beſchl. v. 30. Juni 06, B 106/06 V. — 
Jena. 

35. 5 129 ff. ZPO. Wirkung einer vom Prozeß⸗ 
bevollmächtigten in einem vorbereitenden Schriftſatz abgegebenen 
Anfechtungserklärung eines Rechtsgeſchäftes ſeiner Partei über 
den fraglichen. Prozeß hinaus?] 

Der Klageanſpruch wäre beſeitigt, wenn die Beklagte zu 
der der Klage zugrunde liegenden Vereinbarung durch arg⸗ 
liſtige Täuſchung beſtimmt und die Anfechtung rechtzeitig erfolgt 
wäre. Das Berufungsgericht verneint die Rechtzeitigkeit der 
Anfechtungserklärung und das Vorliegen einer argliſtigen 
Täuſchung. Nach beiden Richtungen leiden ſeine Erwägungen 
an rechtlichen oder prozeſſualen Verſtößen; dies führt zur Auf⸗ 
hebung des Urteils. Die Erklärung der Anfechtung im 
vorliegenden Rechtsſtreite iſt früheſtens durch den Schrift⸗ 
ſatz vom 19. Dezember 1903 erfolgt. Sie wäre in dieſem 
Falle verſpätet; denn die Beklagte hatte von einer argliſtigen 
Täuſchung, wenn eine ſolche vorlag, ſchon am 12. Dezember 1902 
Kenntnis erhalten. Nun hatte aber die Beklagte in einem 
Vorprozeſſe gegen den Kläger, in welchem ſie auf Grund der 
auch im gegenwärtigen Prozeſſe in Rede ſtehenden Vereinbarung 
einen Anſpruch aus einem Wechſel geltend gemacht hatte, gegen 
die Einrede des jetzigen Klägers, jener Wechſel ſei durch Hingabe 
einer Hypothek an Zahlungsſtatt eingelöſt, in einem Schriftſatze 
vom 4. März 1903 für den Fall, daß eine Annahme der 
Hypothek an Zahlungsſtatt feſtgeſtellt werde, die Anfechtung 
jenes Rechtsgeſchäfts wegen argliſtiger Täuſchung erklärt. 
Das Berufungsgericht nimmt an, jener Schriftſatz ſei dem 
Prozeß bevollmächtigten des jetzigen Klägers in jenem Rechts⸗ 
ſtreite zugeſtellt worden. Im übrigen prüft es nicht, ob durch 
jenen Schriftſatz bloß eine Anfechtung für die mündliche Ver⸗ 
handlung angekündet oder mit ſofortiger Wirkung erklärt wurde 
und ob im erſteren Falle ſie in der mündlichen Verhandlung 
vorgetragen worden ſei. Zur Annahme, jene Anfechtungs⸗ 
erklärung ſei für den vorliegenden Rechtsſtreit wirkungslos, 
gelangt es aus folgenden Erwägungen. Nach den in RG. 53, 
148; 58, 227 ausgeſprochenen Grundſätzen ſeien zwar die 
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Prozeßbevollmächtigten zur Abgabe und Empfangnahme der 
Anfechtungserklärung als ermächtigt anzuſehen, jedoch nur 
ſoweit die Anfechtung zur Abwehr der gegen den 
dortigen Klageanſpruch von dem damaligen Be: 
klagten erhobenen Einwendungen dienen ſollte. 
Im vorliegenden Rechtsſtreite handele es ſich um einen ganz 
anderen als den im Vorprozeſſe erhobenen Anſpruch. Die 
Anfechtung im Vorprozeſſe ſei darnach für den vorliegenden 
Rechtsſtreit nicht wirkſam. Mit Recht bezeichnet die Reviſions⸗ 
klägerin dieſe Ausführungen als rechtsirrig. Zunächſt iſt es 
Frage der Willensauslegung, ob die in einem vor⸗ 
bereitenden Schriftsatz enthaltene Erklärung der Anfechtung 
abgegeben oder nur angekün digt iſt. Denn die Erklärung 
der Anfechtung im Prozeſſe, die für den Prozeß als 
Prozeßhandlung erfolgt, hat zugleich die Natur einer 
rechtsgeſchäftlichen Willenserklärung. Bei der Doppel⸗ 
natur dieſer Rechtsgeſchäfte iſt keineswegs notwendig, daß 
die prozeſſuale Wirkſamkeit Vorausſetzung der 
materiellen iſt. Vorbereitende Schriftſätze können dazu 
dienen, materiell ſofort wirkſame Willenserklärungen ab⸗ 
zugeben, wenn auch dieſe Erklärungen erſt durch die mündliche 
Verhandlung prozeſſual wirkſam werden. Darin liegt die 
eine Bedeutung der bezogenen Rechtſprechung des RG., daß 
die Prozeß bevollmächtigten durch die Prozeßvollmacht 
zur Abgabe und Entgegennahme ſolcher rechts— 
geſchäftlicher Willens erklärungen des materiellen 
Rechtes, die ſofort für und wider die Parteien 
wirken ſollen, ermächtigt ſind. Dieſe Ermächtigung 
erleidet nur die eine Beſchränkung, daß jene rechts⸗ 
geſchäftlichen Willenserklärungen mit der Rechts⸗ 
verfolgung oder Rechts verteidigung des Rechts- 
ſtreites, in dem ſie von und gegenüber dem Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten erfolgten, zufſammenhängen. — Solche rechts⸗ 
geſchäftlichen Willenserklärungen ſind ferner, wenn ſie nicht 
bloß angekündet ſind, zivilrechtlich vollendet mit dem 
Zugehen an den Prozeßbevollmächtigten des Gegners; ihre 
zivilrechtlichen Wirkungen ſind — darin liegt die zweite 
Bedeutung der bezogenen Rechtſprechung des RG. — an 
ſich unabhängig von ihrem weiteren Schickſale im Prozeſſe 
und von dem weiteren Schickſale des Prozeſſes. Sie haben 
neben und außer dem Prozeſſe grundſätzlich die gleichen 
zivilrechtlichen Wirkungen wie die gleiche außerhalb des Prozeſſes 
von einem zur Vertretung Berechtigten abgegebene und entgegen⸗ 
genommene rechtsgeſchäftliche Willenserklärung. Die Anfechtung, 
die in einem dem Prozeßbevollmächtigten des Gegners zu⸗ 
gegangenen vorbereitenden Schriftſatze erklärt iſt, wirkt 
grundſätzlich für und gegen die Parteien auch außer: 
halb des Retchtsſtreits. Eine Beſchränkung ihrer 
Wirkungen auf den Rechtsſtreit, in dem ſie erklärt iſt und auf 
den in jenem Rechtsſtreit verfolgten Anſpruch, muß grundſätzlich 
verneint werden. Darnach ſind die Erwägungen, aus denen 
das Berufungsgericht die Erklärung der Anfechtung in dem 
Schriftſatze vom 4. März 1902 als wirkungslos bezeichnete, 
rechtlich nicht haltbar. Das Berufungsgericht verneint aber 
auch das Vorliegen einer argliſtigen Täuſchung überhaupt. 
Wenn dieſe Annahme mangelfrei wäre, ſo würde dadurch allein 
ſchon die Entſcheidung getragen. Sie leidet indes an prozeſſualen 
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Mängeln. (Wird näher dargelegt.) S. c. B., U. v. 22. Juni 06, 
569/05 II. — Berlin. 

36. 5 183 Abſ. 2 ZPO. Formgerechte Zuſtellung an 
einen gemeinſamen Gehilfen mehrerer Rechtsanwälte.] 

In erſter Inſtanz war der Kläger durch die beiden Rechts⸗ 
anwälte Dr. F. und K. I als Prozeßbevollmächtigte vertreten. 
Rechtsanwalt Dr. F. ließ das Urteil des LG. I (Kammer für 
Handelsſachen) zu München vom 14. Juni 1905, wodurch det 
Beklagte der Klage gemäß zur Unterlaſſung unlauterer Reklame 
verurteilt wurde, am 27. Juni 1905 dem Rechtsanwalt G. als 
Prozeßbevollmächtigten des Beklagten zuſtellen. Dieſer legte 
am 24. Juli 1905 Berufung ein und ließ die Berufungsſchrift 
durch Vermittelung der Gerichtsſchreiberei zuſtellen. Dieſe 
übergab die Berufungsſchrift behufs Zuſtellung an die Adreſſe 
„Rechtsanwalt Dr. F. und Dr. K.“ dem Gerichtsvollzieher, 
der ſeinerſeits die Poſt um die Zuſtellung erſuchte. Der mit 
dem Dienſtſiegel verſehene Briefumſchlag war mit der Adreſſe 
verſehen an Rechtsanwälte Dr. F. und Dr. K. I, welche auch 
in der Berufungsſchrift als Prozeßbevollmächtigte des Klägers 
in erſter Inſtanz genannt waren. Das mit dieſer Adreſſe 
verſehene Schriftſtück iſt nach der Poſtzuſtellungsurkunde vom 
26. Juli 1905, da der Poſtbote, wie es in der Urkunde heißt, 
den Adreſſaten ſelbſt in dem Geſchäftslokale nicht antraf, dort 
dem Gehilfen desſelben, nämlich dem Buchhalter Martin L, 
übergeben worden. Für Kläger meldete ſich Rechtsanwalt 
Dr. F. als Prozeßbevollmächtigter. Die Verhandlung und 
Entſcheidung wurde auf die Frage der Zuläſſigkeit der Berufung 
beſchränkt. Beklagter bezeichnete die Zuſtellung der Berufung 
als korrekt, während Kläger die Adreſſierung der Zuſtellung 
an zwei Rechtsanwälte, die doch nicht eine juriſtiſche Perſon 
ſeien, bemängelte. Das OLG. zu München hat durch Urteil 
vom 20. November 1905 die Berufung wegen nicht geſez⸗ 
mäßiger Zuſtellung als unzuläſſig verworfen. NG. hob auf: 
Der vorliegende Fall iſt dem vom III. 3 S. des RG. (NG. 2, 
416) entſchiedenen inſofern gleich, als hier wie dort der Gerichts- 
vollzieher die Berufungsſchrift zwecks Zuſtellung laut Urkunde 
der Poſt in einem mit feinem Dienſtſiegel verſchloſſenen Brief: 
umſchlage übergeben hat, der mit der Auffchrift verſehen war. 
An die Rechtsanwälte (es folgen die beiden Namen) und das 
mit dieſer Adreſſe verſehene Schriftſtück nach der vorgelegten 
Poſtzuſtellungsurkunde dem Gehilfen des ſelben zugeftellt worden 
iſt, da, wie es in der Urkunde heißt, „der Adreſſat“ nicht 
angetroffen wurde. Für die gegenwärtige Entſcheidung liegen 
beide Fälle jedoch inſofern tatſächlich verſchieden, als in dem 
damaligen Falle unſtreitig feſtſtand, daß beide Rechtsanwälte 
ein gemeinſames Geſchäftslokal hatten und der Gehilfe, dem 
zugeſtellt wurde, der Gehilfe beider Rechtsanwälte wat, 
während in dem jetzt angefochtenen Berufungsurteile erwogen 
iſt, der Poſtbote habe nicht konſtatiert, daß der Buchhalter x 
Gehilfe der beiden Rechtsanwälte Dr. F. und K. ſei; es ſei 
dies weder behauptet, noch mit Beweis vertreten. Die Ar 
nahme eines gemeinſchaftlichen Geſchäftslokals ſchließe die An⸗ 
nahme der Gemeinſchaftlichkeit des Gehilfen nicht ohne weiteres 
in ſich. Das RG. hat in dem bezogenen Urteile die Rechtz⸗ 
gültigkeit der Zuſtellung der Berufungsſchrift und damit bie 
Zuläfſigkeit der Berufung angenommen, indem es u. a. erwog 
„Zweifelhaft könnte es vielleicht erſcheinen, ob die Beſcheinigung 


—.) 


Dumas = 


* 


„ 
1 
* 7 


35. Jahrgang. 


des Poſtboten zur Rechtfertigung der Erſatzzuſtellung den 
formalen Erforderniſſen entſpreche. Es läßt ſich jedoch nicht 
verkennen, daß der Poſtbote mit den Worten „der Adreſſat“ 
hat zum Ausdrucke bringen wollen, daß weder der Adreſſat M. 
noch der Adreſſat K. im Geſchäftslokale angetroffen worden ſei. 
Und ein ſo ſtreng formaler, die Intereſſen der Parteien 
gefährdender Standpunkt darf nicht eingenommen werden, daß 
in jeder mangelhaften Ausdrucksweiſe eines Poſtboten ein aus⸗ 
reichender Grund gefunden werden dürfte, die Zuſtellung für 
ungültig zu erklären.“ Dieſen Erwägungen ſchließt ſich der 
erkennende Senat an. Hiernach würde die Gültigkeit der Zu⸗ 
ſtellung der Berufungsſchriſft und damit die Zuläſſigkeit der 
Berufung anzunehmen ſein, wenn feſtſtände, daß die beiden 
Rechtsanwälte Dr. F. und K. nicht bloß, was das Berufungs⸗ 
gericht annimmt, ein gemeinſames Geſchäftslokal hätten, ſondern 
daß auch der Buchhalter L., dem zugeſtellt wurde, der Gehilfe 
beider Rechtsanwälte war. Die Annahme, daß dies der 
Fall war und daß die beiden Rechtsanwälte zur gemeinſamen 
Ausübung ihres Berufes ſich verbunden haben, liegt aber, wie 
von dem Reviſionskläger zutreffend hervorgehoben wird, nach 
Lage der Sache und namentlich mit Rückſicht auf den Stempel⸗ 
aufdruck auf der Anwaltsbeſtellung, lautend: „Rechtsanwälte 
Leo K. I, Dr. Ludwig F., München, Bayerſtraße 8 /“ nahe. 
Unter dieſen Umſtänden wird dem Berufungsgerichte mit Recht 
der Vorwurf gemacht, es hätte in Ausübung des Fragerechts 
gemäß § 139 ZPO. dieſen für die Entſcheidung erheblichen 
Punkt aufklären müſſen. Das angefochtene Urteil beruht 
demnach auf einem Mangel an Sachaufklärung unter Verletzung 
des §8 139 ZPO. Dieſer Mangel muß zur Aufhebung des 
Urteils und zur Zurückverweiſung der noch nicht ſpruchreifen 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das 
Berufungsgericht führen. Sp. c. Sp., U. v. 6. Juli 06, 
32/06 II. — München. 

37. 88 207 Abſ. 2, 223 Abſ. 2 ZPO. Die zweiwöchige 
Friſt des § 207 Abſ. 2 iſt eine Notfriſt, ſie wird durch die 
Gerichtsferien nicht gehemmt.] 

Mit dem OLG. iſt die Berufungsfriſt als verſäumt anzu⸗ 
ſehen, wenn die zweiwöchige Friſt des 8 207 Abſ. 2 ZPO. 
innerhalb deren nach Einreichung des Rechtsmittel⸗Schriftſatzes 
deſſen Zuſtellung zu erfolgen hat, als eine Friſt anzuſehen iſt, 
die nach $ 223 Abſ. 2 ZPO. durch die Gerichtsferien nicht 
gehemmt wird. Mit Recht hat der genannte Gerichtshof dies 
angenommen. Es iſt demſelben darin beizutreten, daß ſchon 
nach der Faſſung des angeführten $ 207 die erwähnte Friſt 
nicht als eine ſelbſtändige, neben der Notfriſt hergehende Friſt, 
ſondern, wie auch bereits der IV. ZS. des RG. ausgeſprochen 
hat, (vgl. Gruchots Beitr. 45, 1101) als eine Verlängerung 
oder Erweiterung der Notfrift zu gelten hat, welche zu 
dem Zwecke eingeführt iſt, den das Rechtsmittel Einlegenden 
gegen eine, auf etwaiger Verzögerung der Zuſtellung beruhende 
Verſäumnis der Notfriſt möglichſt zu ſchützen. Wie ferner vom 
Berufungsgericht bemerkt worden iſt, ſpricht für dieſe Auffaſſung 
auch der Umſtand, daß bei der Beratung der Kommiſſion für 
die Prozeßnovelle vom 17. Mai 1898 (Prot. S. 76) die aus 
der Mitte dieſer Kommiſſion beantragte ausdrückliche Bezeichnung 
der zweiwöchigen Friſt als Notfriſt ohne Widerſpruch der an 
der Beratung Teilnehmenden von ſeiten eines Regierungsvertreters 
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als überflüſſig bezeichnet wurde, „da es ſich hier um Notfriſten 
handle“. Zutreffend hat endlich das Berufungsgericht erwogen, 
daß, wenn man die zweiwöchige Friſt nicht als Notfriſt gelten 
laſſen wollte, die Parteien die Rechtsmittelfriſt im Wege der 
Vereinbarung ins Ungewiſſe würden verlängern können, was 
dem Weſen einer ſolchen, im öffentlichen Intereſſe eingeführten 
Rechtsmittelfriſt widerſprechen würde. Die letztere Unzuträglichkeit 
würde auch eintreten, wenn die gedachte Friſt, wie eine geſetzliche, 
nach 8 223 Abſ. 1 ZPO. der hemmenden Einwirkung der 
Gerichtsferien ausgeſetzt wäre. Die Reviſion macht dem Be⸗ 
rufungsurteil Verletzung des $ 223 ZPO. zum Vorwurf, wo⸗ 
nach Notfriſten nur diejenigen Friſten ſind, welche in der ZPO. 
ausdrücklich als ſolche bezeichnet werden, — eine Vorausſetzung, 
die hier nicht zutreffe. Allein wenn, wie ausgeführt, die in 
Frage ſtehende zweiwöchige Friſt nur als eine Erweiterung der 
Notfriſt zu gelten hat, bedurfte es nicht noch einer ausdrücklichen 
Bezeichnung als ſolche; vielmehr unterliegt auch ohne letztere 
die fragliche Friſt den gleichen Vorſchriften, wie die betreffende 
Notfriſt. Vgl. hierzu Kuttner in ZP. 32, 261. Die Reviſion 
beruft ſich ferner auf den Kommentar von Gaupp⸗Stein 7. Auf: 
lage, wo zu § 207 ausgeführt ſei, daß die dort beſtimmte Friſt 
keine Notfriſt ſei, und durch die Gerichtsferien nicht gehemmt 
werde. Allein in der jetzt im Erſcheinen begriffenen Auflage 8/9 
dieſes Kommentars Bd. I 8 207 Bem. V iſt dieſe in den früheren 
Auflagen enthaltene Anſicht dahin berichtigt worden, daß die 
fragliche Friſt, wenn auch keine ſelbſtändige Notfriſt, doch eine 
Erweiterung der urſprünglichen Notfriſt ſei und demgemäß weder 
durch die Gerichtsferien noch durch die Vereinbarung der Parteien 
berührt werde. In dieſem letzteren Punkte hat ſich auch der 
im übrigen abweichende Kommentar von Peterſen⸗Anger in ſeiner 
fünften Auflage Bd. I § 207 Bem. 4 zuſtimmend geäußert. 
Iſt nach obigem die mehrerwähnte Friſt als eine Erweiterung 
der Notfriſt anzuſehen, dann war ſie im vorliegenden Falle, un⸗ 
gehemmt durch die Gerichtsferien, zwei Wochen nach der am 
22. Juli 1905 erfolgten Einreichung des Berufungsſchriftſatzes 
bei der Gerichtsſchreiberei, alſo mit dem 5. (nicht 11.) Auguſt 
abgelaufen, die erſt am 19. und 21. September bewirkte Zu⸗ 
ſtellung mithin verſpätet und die zweitinſtanzlich ausgeſprochene 
Verwerfung der Berufung gerechtfertigt. K. c. R. und Gen., 
U. v. 22. Juni 06, 543/05 III. — Breslau. 

38. § 233 ZPO. Zum Begriff des unabwendbaren 
Zufalls. 

Die Ehe der Parteien iſt auf Klage der Frau geſchieden. 
Die Klage war auf Bewilligung des Prozeßgerichts dem 
Beklagten wegen Unbekanntſchaft ſeines Aufenthalts öffentlich 
zugeſtellt worden, und ebenſo iſt ihm das landgerichtliche 
Urteil auf gerichtliche Anordnung dadurch zugeſtellt worden, 
daß eine Ausfertigung vom 8. bis 28. Juni 1905 an die 
Gerichtstafel angeheftet geweſen iſt. Der Beklagte hat gegen 
das landgerichtliche Urteil Berufung eingelegt und um Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand gebeten. Er behauptet, erſt 
kurz nach dem 28. Oktober von dem ergangenen Urteil 
Kenntnis erlangt zu haben. Dagegen ſei der Klägerin ſein 
Aufenthalt wenn nicht früher ſo doch ſeit dem März 1905 
bekannt geweſen. Das OLG. hat das Wiedereinſetzungsgeſuch 
des Beklagten zurückgewieſen und ſeine Berufung als unzuläſſig 
verworfen. Seine Reviſion wurde zurückgewieſen: Auch die 
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Reviſion verkennt nicht, daß ihr Abſ. 2 des 5 233 ZPO. 
nicht zur Seite ſteht, da es ſich im Streitfalle nicht um ein 
Verſäumnisurteil handelt (ZPO. $ 618 Abſ. 5). Eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung der in $ 233 ZPO. getroffenen Aus⸗ 
nahmebeſtimmung auf die in Eheſachen nach nicht kontradiktoriſcher 
Verhandlung ergehenden Urteile erſcheint aber ausgeſchloſſen. 
Daß dem Beklagten die Möglichkeit entzogen worden ſei, von 
dem an die Gerichtstafel angehefteten Urteile des LG. Kenntnis 
zu nehmen, iſt von ihm ſelbſt nicht behauptet. Ebenſowenig 
iſt, wie in der kürzlich entſchiedenen Sache Reuter c. Reuter 
IV 44/06, Urteil vom 21. Juni 1906, *) geltend gemacht, daß 
die Klägerin bei Einreichung der Klageſchrift und Erwirkung 
der öffentlichen Zuſtellung irgend welche auf Irreführung des 
Beklagten berechnete Veranſtaltungen getroffen hätte. Unter 
dieſen Umſtänden iſt es nicht rechtsirrtümlich, wenn der 
Berufungsrichter verneint hat, daß der Beklagte durch Natur⸗ 
ereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert worden 
wäre, die Berufungsfriſt einzuhalten. Die Tatſache endlich, 
daß der Klägerin zur Zeit der öffentlichen Zuſtellung des 
erſten Urteils der Aufenthalt des Beklagten bekannt war, kann, 
wie der Berufungsrichter in Übereinſtimmung mit dem 
Bd. 59 S. 263 der Entſcheidungen veröffentlichten Urteil des 
des RG. ausgeführt hat, die Annahme eines den Beklagten 
verhindernden unabwendbaren Zufalls im Sinne von 
Abſ. 18 233 ZROD. für ſich allein nicht rechtfertigen. S. e. S., 
U. v. 9. Juli 06, 39/06 IV. — Stettin. 

39. 88 233 Abſ. 1, 339 Abſ. 2 ZPO. Die öffentliche 
Zuſtellung eines Verſäumnisurteils erfordert einen ſelbige be⸗ 
willigenden Gerichtsbeſchluß.] 

Kläger, der mittels notariellen Vertrages vom 2. März 1900 
„ Kronprinzenſtraße Nr. 62 
das Grundſtück Auguſtaſtraße Nr. 77 
175 000 Mark gekauft und bei der Auflaſſung eine Kaufgelder⸗ 
reſthypothek von 27 000 Mark für den Beklagten hat ein⸗ 
tragen laſſen, verlangt im gegenwärtigen Prozeſſe Minderung 
des Kauſpreiſes in Höhe von 27 000 Mark auf Grund der 
Behauptung, daß das Grundſtück zur Zeit des Kaufabſchluſſes 
mit Schwamm behaftet geweſen ſei und Beklagter ihm dies 
argliſtig verſchwiegen habe. Sein Antrag geht dahin, den Be⸗ 
klagten zu verurteilen, in die Löſchung der erwähnten Hypothek 
zu willigen oder an ihn, den Kläger, 27 000 Mark nebſt Zinſen 
zu zahlen. Beklagter, der ſehr begütert iſt und große Be⸗ 
ſitzungen in verſchiedenen Teilen Deutſchlands und Oſterreichs 
hat, iſt nirgends anſäſſig, ſondern befindet ſich beſtändig auf 
Reiſen. Mit Rückſicht hierauf hatte Kläger einen Beſchluß des 
Prozeßgerichts vom 24. Juli 1903 erwirkt, durch den ihm für 
die Klage die öffentliche Zuſtellung gemäß 8 203 ZRO. be⸗ 
willigt wurde. Da Beklagter in dem anberaumten Verhandlungs⸗ 
termin nicht erſchien, erging gegen ihn Verſäumnisurteil; in 
dem letzteren wurde zugleich gemäß $ 339 Abſ. 2 ZPO. die 
(im vorliegenden Falle auf 4 Wochen bemeſſene) Einſpruchsfriſt 
feſtgeſetzt. Demnächſt beantragte Kläger, ihm auch für das 
Urteil die öffentliche Zuſtellung zu bewilligen. Auf Grund 
dieſes Antrags veranlaßte, ohne daß über ihn ein Gerichts⸗ 
beſchluß erging, der Gerichtsſchreiber ſelbſtändig den öffentlichen 
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zweiwöchigen Aushang einer beglaubigten Abſchrift des Urteils. 
Nach Ablauf der Einſpruchsfriſt legte Beklagter Einſpruch ein 
unter gleichzeitiger Nachſuchung der Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Friſtverſäumung. Letzteren, auf 
8 233 Abſ. 2 ZPO. geſtützten Antrag begründete er damit, 
daß er erſt am 11. Februar 1904 von dem Erlaß des Ver⸗ 
ſäumnisurteils Kenntnis erhalten habe. Das Prozeßgericht gab 
dem Wiedereinſetzungsantrage ſtatt, wies unter Aufhebung des 
Verſäumnisurteils die Klage ab und verurteilte den Kläger in 
Gemäßheit einer vom Beklagten in betreff der Kaufgelder⸗ 
hypothek von 27 000 Mark nach deren Kündigung erhobenen 
Widerklage, an ihn, den Beklagten, die 27 000 Mark nebſt 
Zinſen zu zahlen und wegen dieſer Forderung die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das belaſtete Grundſtück zu dulden. Auf die 
Berufung des Klägers erklärte das OLG. zunächſt durch 
Zwiſchenurteil den erſtinſtanzlichen Einſpruch des Beklagten für 
zuläſſig. Sodann wies es durch Endurteil die Berufung des 
Klägers mit der Maßgabe zurück, daß die in erſter Inſtanz 
durch das Verſäumnisurteil und durch den Wiedereinſetzungs⸗ 
antrag entſtandenen Koſten dem Beklagten trotz ſeines ſonſtigen 
Obſiegens auferlegt wurden. Die Reviſion des Klägers iſt 
zurückgewieſen: Der Berufungsrichter begründet die in ſeinem 
Zwiſchenurteil getroffene Entſcheidung aus einem zwiefachen 
Geſichtspunkt. Einmal ſei das Verſäumnisurteil nicht ordnungs⸗ 
mäßig zugeſtellt und daber in Rechtskraft nicht übergegangen. 
Denn zur Wirkſamkeit der öffentlichen Zuſtellung ſei ein be⸗ 
ſonderer, dieſe Zuſtellungsform bewilligender Gerichtsbeſchluß 
notwendig geweſen und ein ſolcher ſei nicht erlaſſen. Sodann 
ſei glaubhaft gemacht, daß der Beklagte von der Zuſtellung des 
Verſäumnisurteils ohne ſein Verſchulden erſt nach Ablauf der 
Einſpruchsfriſt Kenntnis erlangt habe; es lägen alſo jedenfalls 
die Vorausſetzungen für eine Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand nach $ 233 Abſ. 2 ZPO. vor. Ob die gegen den 
letzteren Entſcheidungsgrund erhobenen Reviſionsangriffe be⸗ 
gründet ſind, kann dahingeſtellt bleiben, da ſchon der an erſter 
Stelle angeführte Grund ausreicht, die angefochtene Entſcheidung 
zu tragen. Er wird von der Reviſion mit Unrecht als rechts⸗ 
irrig bekämpft. Die Reviſion iſt der Meinung, es habe eines 
ausdrücklichen Gerichtsbeſchluſſes, der die öffentliche Zu: 
ſtellung des Verſäumnisurteils bewilligte, nicht bedurft. Viel⸗ 
mehr ſei die Bewilligung, für die das Geſetz irgend eine Form 
nicht vorſchreibe, ſchon dadurch erfolgt, daß das Gericht bei 
Erlaß des Verſäumnisurteils die Einſpruchsfriſt gemäß § 339 
Abſ. 2 ZPO. feſtgeſetzt habe. Dieſe Friſtbeſtimmung habe zur 
notwendigen Vorausſetzung gehabt, daß das Verſäumnisurteil 
öffentlich zugeſtellt werde; ſie ſei daher nicht bloß vorbereitende 
Maßregel für die künftige Bewilligung der öffentlichen Ju 
ſtellung, ſondern der Bewilligungsakt ſelbſt geweſen. Eventuell 
müſſe die unter Beweis geſtellte Tatſache genügen, daß das 
Geſuch des Klägers um Bewilligung der öffentlichen Zuſtellung 
dem Gerichte vorgelegen hat. Daraus in Verbindung mit dem 
von dem Gerichtsſchreiber demnächſt tatſächlich bewirkten Aus⸗ 
hang des Urteils folge ohne weiteres, daß das Gericht den 
Aushang mindeſtens ſtillſchweigend bewilligt habe, was zur 
Wirkſamkeit der Bewilligung genüge und einen förmlichen 
Gerichtsbeſchluß erſetze. Dieſen Ausführungen konnte indeſſen 
nicht beigetreten werden. Ohne jede Bedeutung für die zu 
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entſcheidende Frage iſt zunächſt die Vorſchriſt des 8 339 
Abſ. 2 ZPO. Sie gilt nicht bloß dann, wenn das Ver: 
ſäumnisurteil öffentlich zuzuſtellen iſt, ſondern auch für die 
Zuſtellung, die im Auslande zu erfolgen hat. Die letztere 
Zuſtellungsart aber bedarf keiner beſonderen Bewilligung des 
Gerichts, ſondern iſt gemäß SS 199, 202 Abf. 1 30. durch 
den Vorſitzenden herbeizuführen. Darnach erſcheint es aus⸗ 
geſchloſſen, die Friſtbeſtimmung in dem einen Falle auf die ihr 
nach ihrem Inhalt zukommende Bedeutung zu beſchränken, in 
dem anderen Falle in ihr den Ausdruck eines weiterreichenden 
richterlichen Willens zu finden. Auch die fernere Annahme 
der Reviſion, daß ein Gerichtsbeſchluß ſtillſchweigend, gewiſſer⸗ 
maßen durch konkludente Handlungen erlaſſen werden könne, 
hat keinen Anhalt im Geſetz. Letzteres kennt, wie ſich aus 
9 329 Abſ. 2, 3 ZPO. ergibt, nur zwei Arten der Bekannt⸗ 
machung ſolcher gerichtlicher Entſcheidungen, die nicht Urteils: 
charakter haben: die mündliche Verkündung, die in allen 
Fällen erfolgen muß, in denen der Beſchluß auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung ergeht, und die ſchriftliche Zuſtellung 
von Amts wegen. Dieſe greift überall Platz, wo keine Ver⸗ 
kündung des Beſchluſſes ſtattgefunden hat. Formloſe mündliche 
Mitteilung als Mittel, eine gerichtliche Entſcheidung in Wirk: 
ſamkeit zu ſetzen, iſt der ZPO. fremd. Endlich iſt es auch 
nicht angängig, die Entbehrlichkeit eines die öffentliche Zu: 
ſtellung des Verſäumnisurteils bewilligenden Gerichtsbeſchluſſes 
daraus herzuleiten, daß das Gericht für die Klage die 
fragliche Bewilligung erteilt habe und die Wirkſamkeit dieſer 
Bewilligung ſich auf das demnächſt ergehende Verſäumnisurteil 
ohne weiteres miterſtrecke. Denn wie der erkennende Senat 
bereits in dem zur Aufnahme in die amtliche Sammlung be⸗ 
ſtimmten Urteil vom 21. März d. J. V. 541/05 — inzwiſchen 
ſchon abgedruckt in JW. S. 312 Ziff. 19 — ausgeſprochen 
hat, kann die öffentliche Zuſtellung immer nur für einen ſchon 
den Gegenſtand eines Antrags bildenden Fall, nicht aber im 
voraus für mögliche künſtige Fälle bewilligt werden; es muß 
jedesmal, wenn der einzelne Zuſtellungsakt beantragt wird, 
geprüft werden, ob in dieſem Zeitpunkte die Vorausſetzungen 
für die öffentliche Zuſtellung, die früher als gegeben an⸗ 
genommen worden waren, noch fortdauern. Im vorliegenden 
Falle hat denn auch der Kläger das ihm für die Klage bes 
willigte Geſuch erneuert, als es ſich ſpäter um die Zuſtellung 
des Verſäumnisurteils handelte. Über dieſes neue Geſuch hätte 
daher beſondere Entſcheidung ergehen müſſen. Auch in der Sache 
ſelbſt konnte die Reviſion keinen Erfolg haben. (Wird näher 
begründet.) Sch. c. v. O., U. v. 11. Juli 06, 565/05 V. — 
Breslau. 

40. 8 256 3PO. Unwirkſamkeitserklärung einer Erb⸗ 
ſchaftseniſagung als Gegenſtand einer Feſtſtellungsklage. 

Mit Recht werden die Erwägungen, die zur Abweiſung 
der Klage als Feſtſtellungsklage geführt haben, von der Reviſion 
beanſtandet. Das Berufungsgericht hat in erſter Linie an⸗ 
genommen, der Kläger habe unzuläſſigerweife lediglich die Feſt⸗ 
ſtellung einer Tatſache, daß der Beklagte zu 1 Erbe nach ſeinem 
Vater geworden ſei, begehrt. Dies trifft nicht zu. Der Kläger 
beruft ſich auf den Rechtsſatz, daß die Erklärung der Annahme 
einer Erbſchaft unwiderruflich ſei (S 1943 BGB.); aus dieſer 
Rechtsnorm in Verbindung mit der behaupteten Tatſache, daß 
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der Beklagte zu 1 als neben ſeinen beiden Brüdern zur Erb— 
ſchaft nach ſeinem Vater berufener Miterbe vor dem 15. Januar 
1904 die Erbſchaft durch ſchlüſſige Handlungen angenommen 
habe, folgerte er, daß die nachträgliche Ausſchlagung der Erb⸗ 
ſchaft ſeitens des Beklagten zu 1 rechtsunwirkſam ſei. Er be⸗ 
gehrte die Feſtſtellung dieſer im Recht wurzelnden Beziehung 
des Beklagten zu 1 zu dem Nachlaß, mithin die Feſtſtellung 
des Beſtehens eines Rechtsverhältniſſes im Sinne des $ 256 
ZPO. In zweiter Linie hält das Berufungsgericht eine Felt: 
ſtellungsklage deshalb für unzuläſſig, weil der Kläger kein 
rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung habe, denn 
der Kläger könne in das dem Beklagten zu 1 zugefallene Ver⸗ 
mögen die Zwangsvollſtreckung vornehmen, es ſei auch nicht 
erſichtlich, welches Intereſſe der Kläger daran habe, in einem 
beſonderen Prozeſſe feſtgeſtellt zu ſehen, daß eine trotz bereits 
vorhandener Erbeseigenſchaft vorgenommene Ausſchlagung der 
Erbſchaft unwirkſam ſei. Dieſe Ausführungen legen zunächſt 
die Annahme nahe, daß ſich das Berufungsgericht der Aus: 
legung nicht völlig bewußt geweſen iſt, welche die Vorſchrift 
des 8 256 ZPO. in der Rechtſprechung gefunden hat. Wie 
wiederholt vom RG. anerkannt iſt, fällt unter das rechtliche 
Intereſſe im Sinne jener Vorſchrift jedes Intereſſe, welches ſich 
in irgend einer Weiſe auf die Rechtsverhältniſſe des Feſt⸗ 
ſtellungsklägers bezieht; auch das ökonomiſche Intereſſe zu 
wiſſen, woran man in Anſehung eines gewiſſen Rechtsverhält⸗ 
niſſes ſei, um ſein Verhalten danach einzurichten, ſtellt ſich als 
ein rechtliches Intereſſe dar, es kann nach den Umſtänden des 
Einzelfalles genügen, wenn das Intereſſe nur darin beſteht, 
Prozeſſe abzuſchneiden und Koſten zu erſparen. (RG. 35, 392; 
JW. 00, 390°; 01, 1584; 02, 3111; 03, 2715; 04, 388 16.) 
Den hiernach maßgebenden rechtlichen Geſichtspunkten verſagt 
das Berufungsgericht die gebührende Beachtung, wenn es ſich 
im weſentlichen darauf beſchränkt, den Kläger darauf zu ver⸗ 
weiſen, er könne in das dem Beklagten zu 1 zugefallene Ber: 
mögen die Zwangsvollſtreckung vornehmen, während Feſt— 
ſtellungen über die Lage oder die Höhe des Nachlaſſes überhaupt 
nicht getroffen find. Nach § 778 Abſ. 2 3PO. iſt wegen 
eigener Verbindlichkeiten des Erben eine Zwangsvollſtreckung in 
den Nachlaß vor der Annahme der Erbſchaft nicht zuläſſig. 
Der Beklagte zu 1 hat in der Zeit zwiſchen Erlaß und Zu⸗ 
ſtellung des Pfändungsbeſchluſſes vom 12. Januar 1904 recht⸗ 
zeitig und formgerecht die Ausſchlagung der Erbſchaft erklärt 
und damit den äußeren Eindruck hervorgerufen, daß er ſeiner⸗ 
ſeits zu einer Annahme der Erbſchaft nicht gekommen ſei. Die 
Beklagten zu 2 vertreten, wie ihr Verhalten im vorliegenden 
Rechtsſtreit zeigt, den Standpunkt, daß die Ausſchlagung ihres 
Vaters zu Recht erfolgt ſei, daß alſo ſie und nicht ihr Vater 
als Erben neben den beiden Brüdern des Beklagten zu 1 hin: 
ſichtlich der anſcheinend in der Hauptſache noch ungeteilten Erb: 
ſchaft des Wiegemeiſters R. anzuſehen ſeien. Es konnte daher 
in Frage kommen, ob nicht der Kläger bei weiterem Vorgehen 
die Widerſpruchsklage der Beklagten zu 2 (8 771 3PO.) zu 
erwarten hatte. Unter Berückſichtigung aller dieſer Umſtände 
hätte erwogen werden müſſen, ob aus der geſamten Sachlage ſich 
nicht ein ausreichendes rechtliches Intereſſe an der begehrten 
Feſtſtellung für den Kläger als Gläubiger des Beklagten zu 1 
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41. SS 286, 375 ZPO. Würdigung der Ausſage 
eines von dem beauftragten Richter vernommenen Zeugen.] 

Eine unter den Parteien ſtreitige Verabredung ſah das 
OLG. für erwieſen an. Für dieſe Annahme waren ausſchließlich 
entſcheidend die Ausſagen des eidlich als Zeuge vernommenen 
Franz Th. jung, denen das Berufungsgericht „mit Rückſicht auf den 
günſtigen Eindruck, den der Zeuge bei ſeiner Vernehmung machte, 
vollen Glauben ſchenkte“. Der gedachte Zeuge war durch ein 
Mitglied des Berufungsgerichts als beauftragten Richter ver⸗ 
nommen worden. Der gedachte Richter hat in der Schluß⸗ 
verhandlung vor dem Berufungsgericht und bei deſſen Urteils⸗ 
fällung mitgewirkt. Die Reviſionsklägerin findet darin eine 
Verletzung des Grundſatzes der Mündlichkeit und der Unmittel⸗ 
barkeit der Verhandlung, daß das erkennende Gericht den 
günſtigen Eindruck, den ein Zeuge bei ſeiner Vernehmung ge⸗ 
macht habe, als Hilfsmittel für Würdigung dieſes Zeugen ver⸗ 
wertete, wenngleich der gedachte Zeuge vor dem erkennenden 
Gerichte nicht vernommen worden war und letzteres daher keinen 
perſönlichen Eindruck bezüglich der Glaubwürdigkeit dieſes Zeugen 
haben konnte. Sie beruft ſich auf die Urteile des RG. vom 
26. Februar 1887 — RG. 17, 425 — und vom 17. März 
1887 — JW. 87, 1871. — Das RG. hob auf und verwies 
zurück: Der Angriff iſt gerechtfertigt. Derartige Eindrücke, die 
der Zeuge bei ſeiner Vernehmung machte, ſind zwar durchaus 
berechtigte Hilfsmittel für die Würdigung eines Zeugen dem⸗ 
jenigen Richter, dem die Perſönlichkeit des Zeugen ſinnlich 
wahrnehmbar geworden iſt. Sie entbehren aber vermöge ihrer 
bloß perſönlichen Bedeutung des objektiven Maßſtabes, auf den 
der Richter, vor dem der Zeuge nicht vernommen worden, in 
der Beurteilung ſeiner Ausſage gewieſen iſt. Zwar hat der 
I. ZS. des RG. in dem bezogenen Urteile vom 26. Februar 
1887 zugelaſſen, das erkennende Gericht könne den Eindruck, 
welchen der Zeuge bei ſeiner Vernehmung durch einen beauf⸗ 
tragten oder erſuchten Richter auf dieſen gemacht habe, bei dem 
Urteil berückſichtigen, wenn die Wahrnehmungen des letzteren 
in das Protokoll über die Beweisaufnahme aufgenommen und 
als Beſtandteil der Beweisaufnahme nach 8 285 ZPO. zum 
Gegenſtand der Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte 
gemacht wurden. Im gegebenen Fall enthält indes das Protokoll 
des beauftragten Richters keine ſolchen Außerungen des ver⸗ 
nehmenden Richters. Deshalb war nicht erforderlich zu er 
örtern, ob der erkennende Senat jener Auffaſſung des I. ZS. 
beitreten kann. G. c. T., U. v. 29. Juni 06, 3/06 II. — 
Karlsruhe. 

42. 8 304 ZPO. Der Umfang der Klagforderung 
iſt nach dem Klageantrag zu beurteilen. Bedeutung eines 
Zwiſchenurteils über den Grund des Anſpruchs.] 

Der Erblaſſer der Kläger iſt von einem Wagen der von 
der Beklagten betriebenen elektriſchen Straßenbahn in G. über⸗ 
fahren und getötet worden. Die Kläger haben für den ihnen 
durch den Verluſt ihres Ernährers entſtandenen Schaden auf 
Grund des Reichshaftpflichtgeſetzes die Beklagte in Anſpruch 
genommen. Das LG. hat, indem es ein mitwirkendes eigenes 
Verſchulden des Getöteten bei dem Unfalle annahm, nach 
Ss 254 BGB. eine Verteilung des Schadens zur Hälfte vor⸗ 
genommen und den Klägern demgemäß die Hälfte der von 
ihnen verlangten Beträge an Begräbniskoſten und Renten 
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zugeſprochen. Auf die Berufung der Beklagten hat das 
Berufungsgericht mittels Zwiſchenurteils zunächſt den Klage⸗ 
anſpruch dem Grunde nach zur Hälfte für gerechtfertigt erklärt; 
die Reviſion der Beklagten gegen dieſes Urteil hatte den Erfolg, 
daß der Anſpruch der Kläger nur zu einem Viertel für gerecht⸗ 
fertigt erklärt, im übrigen aber die Klage abgewieſen wurde. 
Nach Verhandlung über den Betrag hat das Berufungsgericht 
in dem Endurteile der klagenden Witwe ein Viertel der geltend 
gemachten Begräbniskoſten, im übrigen den Klägern, der Witwe 
bis an ihr Lebensende, den Kindern bis zum vollendeten 
21. Lebensjahre Renten zugeſprochen. Gegen das Endurteil 
des Berufungsgerichts hat die Beklagte Reviſion eingelegt. 
Das Rechtsmittel hatte zum Teil Erfolg: Die Reviſion rügt 
einmal Verletzung des §S 313 Ziff. 3 ZPO.; nach Erlaß des 
reichsgerichtlichen Urteils hätten die Kläger, meint ſie, angehalten 
werden müſſen, einen der neuen Lage der Sache entſprechenden 
Antrag zu ſtellen; ſodann Verletzung des 8 308 ZRD.: der 
Witwe ſei durch das erſte, von ihr nicht angefochtene Urteil 
die eine Hälfte ihres Anſpruchs rechtskräftig ab-, die andere 
nur bis 31. Dezember 1935 zugeſprochen worden. Das RO. 
habe ein weiteres Viertel aberkannt. Trotzdem habe das 
Berufungsgericht der Witwe höhere Beträge an Rente als ſelbſt 
die durch das erſte Urteil feſtgeſetzten, und ferner eine Rente auf 
Lebenszeit zugeſprochen unter dem Geſichtspunkt des Verluſtes 
ihrer Witwenpenſion. Einen Anſpruch auf Erſatz der ihr ent⸗ 
gehenden Witwenpenſion habe aber einmal die Klägerin gar 
nicht geltend gemacht, er ſei auch mit dem Reichshaftpflichtgeſetze 
nicht in Einklang zu bringen: Zwar muß der erſte Angriff der 
Reviſion verſagen. Die Kläger haben in der I. Inſtanz einen 
beſtimmten Antrag geſtellt, der ihren Anſpruch begrenzt. Was ſie 
mit dieſem Antrage verlangen, ſtellt den Schaden dar, der für den 
Rechtsſtreit den Gegenſtand bildet. Das Urteil des LG. hat 
ihnen nach Grund und Betrag die Hälfte der Klageanſprüche 
zuerkannt, ſie mit der anderen Hälfte abgewieſen. Die Kläger 
haben ſich bei dieſer Abweiſung beruhigt und in der II. Inſtanz 
lediglich die Zurückweiſung der von der Gegenſeite eingelegten 
Berufung beantragt. Bei dieſem an ſich ſachgemäßen Antrage 
find fie verblieben, auch nachdem das Urteil des NO. ihre 
Anſprüche dem Grunde nach auf ein Viertel des Schadens 
heruntergeſetzt hatte, ebenſo wie die Beklagte auf ihrem Antrage, 
der die gänzliche Abweiſung der Klage verlangt, beharrt hat 
und noch beharrt, obwohl den Klägern ein Teil ihres Anſpruches 
doch dem Grunde nach rechtskräftig zugeſprochen iſt. Wenn 
die Anträge fo nach beiden Seiten über die Grenzen des rei 
gerichtlichen Urteils hinausgehen, ſo war es die Aufgabe des 
Endurteils des Berufungsgerichts, ſie an dieſem Maßſtabe zu 
meſſen und danach die Entſcheidung zu treffen. Einer vorherigen 
Abänderung der Anträge, die zu erzwingen die Prozeßordnung 
keine Handhabe bietet, bedurfte es dazu nicht. Daß das 
Berufungsgericht bei ſeiner Endentſcheidung dieſe Aufgabe verkannt, 
die Grundſätze der relativen Rechtskraft verletzt und den Klägern 
mehr zugeſprochen habe, als ihnen nach den Beſtimmungen der 
SS 308, 525, 304 ZPO. zugeſprochen werden konnte und 
durfte, bildet den Gegenſtand der zweiten Rüge der Reviſion, 
und dieſe iſt begründet. Stellt der Antrag der Kläger in der 
I. Inſtanz den ganzen Schaden dar, den fie mit der erhobenen 
Klage geltend machen, und iſt dieſer zuerſt durch das Urteil des 
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35. Jahrgang. 
LG. mit der Wirkung der Rechtskraft gegen die Kläger, die 
ein Rechtsmittel dagegen nicht eingelegt haben, auf die Hälfte 
in den beſtimmten zuerkannten Beträgen, alsdann durch das Urteil 
des RG. vom 3. Juli 1905 dem Grunde nach weiter auf ein 
Viertel beſchränkt worden, dann durfte das Berufungsgericht 
den Klägern einmal wegen der relativen Rechtskraft des land⸗ 
gerichtlichen Urteils keinesfalls mehr zuſprechen, als ihnen durch 
dieſes Urteil zugebilligt war, und es durfte ferner mit Rückſicht 
auf die Rechtskraft des vom RG. erlaſſenen Zwiſchenurteils 
über den Grund des Anſpruchs (§S 304 ZPO.) den Klägern 
auch nicht mehr zuſprechen, als ein Viertel der von ihnen in 
I. Inſtanz begehrten Beträge, die den eingeklagten Schaden 
darſtellen. Nach beiden Richtungen hat das Berufungsgericht 
gegen die Grundſätze der Rechtskraft verſtoßen. Konnte über die 
Grenzen des landgerichtlichen Urteils hinaus, das nicht nur dem 
Grunde nach erkannt, ſondern bereits die ziffermäßige Endentſchei⸗ 
dung auf die Klageanträge getroffen hat, ohne Berufung oder An⸗ 
ſchließung der Kläger deren Anſpruch überhaupt nicht mehr erweitert 
werden, ſo wäre innerhalb dieſer Grenzen auch nach Erlaß 
des reichsgerichtlichen Urteils eine Erweiterung in der Art 
möglich geweſen, daß die Kläger nunmehr einen höheren Schaden 
darlegten und das ihnen zugeſprochene Viertel ſo hoch bemaßen, 
als nach ihren Anträgen und deren Begründung in dem erſten 
Urteil die Hälfte bemeſſen worden war. Die prozeßrechtliche 
Folge einer ſolchen Erweiterung wäre geweſen, daß das Be: 
rufungsgericht, inſoweit der vierte Teil des nunmehr höher be— 
zifferten Schadens über die gleiche Quote des urſprünglich 
erhobenen Anſpruches hinausreichte, eine neue Prüfung des 
Anſpruches auch dem Grunde nach hätte vornehmen und über 
Grund und Betrag hätte entſcheiden müſſen. Denn, da das 
Zwiſchenurteil im Sinne des §S 304 ZPO., wie vom RG. 
wiederholt ausgeſprochen worden iſt — vgl. RG. 28, 425; 
56, 31; 58, 39; 
S. 399 Nr. 26; 06 S. 313 Nr. 22, S. 359 Nr. 21 — Rechts⸗ 
kraft nur in den Grenzen des beſtimmten, ziffermäßig erhobenen 
Anſpruches ſchafft, nicht den Schadenserſatzanſpruch des Klägers 
im allgemeinen, ſondern nur den beſtimmten geltend ge— 
machten Anſpruch ganz oder zu einem quotenmäßigen Teile 
dem Grunde nach feſtſetzt, iſt die Verhandlung über den 
Betrag an dieſelben Grenzen gebunden, und es bedarf einer 
neuen Verhandlung und Entſcheidung über den Grund, wenn 
bei der weiteren Verhandlung ein Mehr gefordert wird. Daraus 
ergibt ſich aber auch, daß eine ſolche Mehrforderung beſtimmt 
erklärt und begründet werden muß. Im gegebenen Falle haben 
die Kläger lediglich an dem Vortrage der I. Inſtanz über den 
Umfang des geforderten Schadenserſatzes feſtgehalten und ihren 
früheren Berufungsantrag aufrechterhalten. Dieſer Vortrag 
ging dahin, daß die Klageſummen den Betrag des von ihnen 
geforderten ganzen Schadens darſtellten, und dieſer Antrag 
dahin, daß es zu ihren Gunſten bei der vom LG. vorgenommenen 
Halbierung dieſes Schadens verbleibe. Nachdem nun rechts⸗ 
kräftig auf die Berufung der Beklagten dieſe Hälfte nochmals 
auf die Hälfte vorbehaltlich der Feſtſtellung des Betrages, der 
zwar geringer, aber nicht höher ſein kann, als die entſprechende 
Quote der Klageſummen, reduziert worden iſt, müſſen ſich die 
Kläger nach Maßgabe ihres Vorbringens in der Entſcheidung 
über den Betrag der Anſprüche deren Feſtſetzung in der Höchſt⸗ 
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grenze eines Viertels der von ihnen von Anfang an geforderten 
Beträge gefallen laſſen. Das Berufungsgericht hat nun den 
Rentenanſpruch der Witwe (zu 2a des Urteils) höher bewertet, 
als dieſe ſelbſt ihn gefordert hat; es iſt über ein Viertel der 
mit der Klage verlangten Rente, ja ſelbſt über die Summen 
des landgerichtlichen Urteils hinausgegangen. Inſoweit muß 
das Urteil des Berufungsgerichts der Aufhebung unterliegen. 
Da aber nach den von ihm getroffenen tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen der Betrag des Unterhalts, den der Getötete ſeiner 
Ehefrau während der Dauer ſeines Lebens geleiſtet haben würde, 
niemals hinter den Klagebeträgen zurückgeblieben ſein würde, 
waren dieſe der Entſcheidung zugrunde zu legen und dem⸗ 
gemäß der klagenden Witwe Rentenbezüge in Höhe von einem 
Viertel der Klageſumme, d. h. von jährlich 125 Mark zuzu⸗ 
ſprechen. Die mutmaßliche Lebensdauer des Getöteten hatte 
das LG. auf nahezu 70 Jahre, bis Ende des Jahres 1935 
geſchätzt; das Berufungsgericht hat auf Grund ſeiner tatſächlichen 
Würdigung eine geringere Lebensdauer angenommen, nach welcher 
ſein Tod ohne den Unfall am 1. Juli 1931 eingetreten ſein 
würde. Bei dieſer tatſächlichen Würdigung muß es verbleiben, 
fo daß auf Grund des § 3 HaftpflG. der Witwe die feſtgeſetzte 
Rente nur bis zu dieſem Zeitpunkte zugeſprochen werden kann. 
Das Berufungsgericht hat nun zwar über dieſe Zeit hinaus der 
Witwe bis an ihr Lebensende eine weitere Rente von jährlich 
300 Mark zugeſprochen als Erſatz für die ſtaatliche Witwen⸗ 
penſion, die ſie nach Maßgabe des Dienſtalters ihres Ehemannes 
im Reichspoſtdienſte zur Zeit ſeines mutmaßlichen Todes er⸗ 
halten haben würde. Ein ſolcher Anſpruch war aber einmal 
gar nicht erhoben, und der Witwe war ferner durch das von 
den Klägern nicht angegriffene Urteil des LG. über das Jahr 1935 
hinaus die verlangte Rente überhaupt abgeſprochen worden. 
Schon aus prozeſſualen Gründen ſtellt ſich deshalb inſoweit die 
Verurteilung der Beklagten zur Zahlung einer ſolchen Rente 
als unzuläſſig dar. Aber auch die materiellrechtliche Rüge der 
Reviſion iſt gerechtfertigt, daß der hier der Witwe zuerkannte 
Anſpruch im Geſetze nicht begründet iſt. Wenn § 3 HaftpflG. 
beſtimmt, daß der Erſatzverpflichtete dem unterhaltsberechtigten 
Dritten inſoweit Schadenerſatz zu leiſten hat, als der Getötete 
während der mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur Gewährung 
des Unterhalts verpflichtet geweſen ſein würde, ſo iſt damit 
auf das klarſte ausgeſprochen, daß mit dem Zeitpunkte, in 
welchem der Getötete ohne den Unfall mutmaßlich geſtorben 
ſein würde, jede Entſchädigung aufhört, wie denn auch die 
Witwenpenſion, die der Ehefrau eines Beamten nach deſſen 
Tode zufließt, nicht unter den rechtlichen Geſichtspunkt des 
von dem Ehemanne zu leiſtenden Unterhalts gebracht werden 
kann. Demgemäß war die Verurteilung der Beklagten zur 
Zahlung einer Rente an die Witwe über den 1. Juli 1931 
hinaus in Wegfall zu bringen. Hieraus ergibt ſich die Auf: 
hebung des angefochtenen Urteils zu 2a — Rente der Witwe, 
ſoweit ihr mehr als 125 Mark jährlich zugebilligt ſind — 
und die nach Maßgabe des §8 565 Abſ. 3 Ziff. 1 ZPO. von 
dem Reviſionsgericht auf Grund des von dem Berufungsgericht 
feſtgeſtellten Sachverhältniſſes anderweit in der Sache ſelbſt 
zu treffende Entſcheidung. Im übrigen war die Reviſion 
zurückzuweiſen. A. c. L., U. v. 25. Juni 06, 557/05 VI. — 
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43. 8 313 Ziff. 3 ZPO. Mangel des Tatbeſtandes.] 

Der Tatbeſtand des Berufungsurteils wird den An⸗ 
forderungen des 8 313 Ziff. 3 ZPO., nach denen er eine 
gedrängte Darſtellung des Sach- und Streitſtandes auf Grund» 
lage der mündlichen Vorträge der Parteien unter Hervorhebung 
der geſtellten Anträge zu geben hat, nicht gerecht. Abgeſehen 
von der Wiedergabe der Parteianträge ſetzt er ſich im 
weſentlichen aus Bezugnahmen zuſammen in der Weiſe, daß 
er auf den Tatbeſtand des Urteils der erſten Inſtanz hinweiſt 
und dann für die Berufungsinſtanz in hiſtoriſcher Folge die 
vorbereitenden Schriftſätze, die Beweisbeſchlüſſe, die Beweis⸗ 
aufnahmen und wiederum die Schriftſätze der Parteien aufzählt, 
von welchen letzteren die jeweiligen neueren eine Kritik der 
inzwiſchen erfolgten Beweisaufnahme, insbeſondere der Sach⸗ 
verſtändigen⸗Gutachten enthalten, neue tatſächliche Geſichtspunkte 
beibringen und abermals zu Beweisaufnahmen führen. Bei 
der außerordentlich großen Zahl der gewechſelten Schriftſätze, 
von denen die älteren vielfach durch die neueren modifiziert oder 
gegenſtandslos geworden ſind, viele auch durch die Außerungen 
der Sachverſtändigen auf die in ihnen entwickelten Einwendungen 
gegen die Gutachten ihre Bedeutung verloren haben, konnte in 
der angegebenen Art eine Darſtellung des Streitſtandes nicht 
gegeben werden. Es iſt auch kaum erſichtlich, wie die der 
Entſcheidung zugrunde liegende mündliche Verhandlung, welche 
in einer Zuſammenfaſſung der die einzelnen Streitpunkte 
betreffenden Erklärungen und Gegenerklärungen in einer 
geeigneten Reihenfolge zu beſtehen hatte, ſich der Geſamtheit 
der einzelnen, der jeweiligen Prozeßlage entſprechenden Schrift⸗ 
ſätze hat anſchließen können. Zu einer im Intereſſe der Sache 
tunlichſt zu vermeidenden Aufhebung des Urteils aus Gründen 
ſolcher Art würden jedoch die Mängel des Tatbeſtandes nicht 
genötigt haben, da ſich für die Beurteilung der die Reviſions⸗ 
inſtanz beſchäftigenden Streitpunkte eine tatſächliche Unterlage 
gewinnen ließ. Es liegen aber andere, für das angefochtene 
Urteil kauſale Mängel vor. (Wird weiter ausgeführt.) Stadt⸗ 
gemeinde Berlin o. B., U. v. 26. Mai 06, 642/05 VII. — 
Berlin. 

44. 58 406, 549 Abſ. 1 ZPO. Muß ein Geſuch von 
Ablehnung eines Sachverſtändigen unter allen Umſtänden 
durch Beſchluß erfolgen? Reviſionsrüge dieſerhalb ?!] 

Der Berufungsrichter hat die Entſcheidung eines weſent⸗ 
lichen Punktes im gegenwärtigen Prozeſſe ausſchließlich auf das 
Gutachten des Bergaſſeſſors a. D. Sch. geſtützt. Die Klägerin 
hat dieſen Sachverſtändigen, nachdem er bereits ſein Gutachten 
erſtattet hatte, wegen Beſorgnis der Befangenheit abgelehnt; 
den Ablehnungsgrund — perſönliche und geſchäftliche Beziehungen 
zu den Vorſtandsmitgliedern der Beklagten — will ſie erſt 
nachträglich erfahren haben. Der Berufungsrichter hat die 
Rechtzeitigkeit des Geſuchs unentſchieden gelaſſen, es aber 
als jedenfalls ſachlich unbegründet zurückgewieſen. Die 
Entſcheidung iſt nicht durch beſonderen Beſchluß erlaſſen, ſondern 
lediglich in den Entſcheidungsgründen des zur Hauptſache 
ergangenen, die Klage abweiſenden Endurteils getroffen. Dieſes 
Verfahren iſt, wie die Reviſion mit Recht rügt, prozeßordnungs⸗ 
widrig; es verſtößt gegen $ 406 ZPO. Fraglich erſcheint es 
indeſſen, ob die Klägerin durch den gerügten Verſtoß beſchwert 
iſt und die Entſcheidung auf dieſem Verſtoße beruht ($ 549 
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Abſ. 1 ZPO) Denn ſelbſt wenn der Berufungsrichter den 
geſetzlich erforderlichen beſonderen Beſchluß erlaſſen hätte, würde 
doch für deſſen Anfechtung im Beſchwerdewege, da zu gleicher 
Zeit ein die Inſtanz abſchließendes Endurteil verging, kein 
Raum geweſen ſein, und die gegenwärtige Lage der Sache iſt 
daher keine andere als diejenige, die bei geſetzmäßigem Prozeß⸗ 
gange eingetreten wäre. Der II. ZS. des NG. hat in einem 
völlig gleichliegenden Falle den letzterwähnten Geſichtspunkt für 
unbeachtlich erklärt, weil die den Schutz der Parteirechte 
bezweckenden geſetzlichen Vorſchriften von den Inſtanzgerichten 
voll zur Geltung zu bringen ſeien (vgl. das Urteil vom 
7. Februar 1905, RG. 60, 110), und die Rebifion verlangt 
vom Boden dieſer Rechtsauffaſſung aus auch in der gegen⸗ 
wärtigen Sache die Aufhebung des angefochtenen Urteils. 
Einer Entſcheidung darüber, ob dem Verlangen ſtattzugeben 
oder die Entſcheidung der Ver Z S. des RG. gemäß § 137 GG. 
einzuholen wäre, bedurfte es jedoch nicht, da das Berufungs⸗ 
urteil ſchon aus einem anderen Grunde aufgehoben werden 
mußte. (Fragen wegen eines anderen nicht intereſſierenden 
prozeſſualen Verſtoßes.) G. C. c. G. L., U. v. 4. Juli 06, 
666/05 V. — Cöln. 

45. SS 529, 540 3PO. Berückſichtigung von Gegen 
forderungen, die in der Berufungsinſtanz gegenüber einer Klage⸗ 
erweiterung vorgebracht find.] _ 

Klägerin hatte in I. Inſtanz von einer größeren Forderung 
2000 Mark eingeklagt und erweiterte dieſen Anſpruch in der 
Berufungsinſtanz um 5 871 Mark 90 Pf. Das KG. behielt 
den Beklagten die Aufrechnung mit ihren erſt in II. Inſtanz 
geltend gemachten Gegenforderungen vor. Auf Reviſion der 
Beklagten hob das RG. inſoweit auf, als Beklagte zu mehr als 
2000 Mark verurteilt worden waren: Die von den Beklagten 
erſt in II. Inſtanz geltend gemachten Gegenanſprüche hat der 


‚ Berufungsrichter auf Grund der 88 529 Abſ. 3 und 540 


ZPO. in feinem für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteile 
nicht berückſichtigt, ſondern ihre Geltendmachung einem Nach⸗ 
verfahren vorbehalten. Die Reviſion bekämpft dieſe Ausführung, 
weil $ 529 ZPO. auf den — hier vorliegenden — Fall der 
Klagerweiterung nicht paſſe. Dieſer Angriff iſt berechtigt: Der 
Berufungsrichter faßt den vom Kläger in der Berufungsinſtanz 
geſtellten Antrag gegenüber dem Klagantrage zutreffend als 
Klagerweiterung auf. Dann aber waren die Beklagten in 
I. Inſtanz nicht in der Lage, dem damals nicht erhobenen 
erweiterten Anſpruche gegenüber Gegenforderungen geltend 
zu machen, und dieſe Unmöglichkeit braucht nicht glaubhaft 
gemacht zu werden, weil ſie ſich von ſelbſt ergibt (Urteil des 
RG. in Seuff A. 47, 360, Rep. V 370/94). Nun war in 
I. Inſtanz der Antrag auf Zahlung nur von 2000 Mark, im 
übrigen auf Duldung der Zwangsvollſtreckung gerichtet. Damit 
war freilich die Forderung des Klägers in gewiſſem Sinne 
ſchon in den Prozeß gebracht, aber damals ſtanden ſich nicht 
gleichartige Leiſtungen gegenüber und daher konnten die Be: 
klagten in I. Inſtanz nicht aufrechnen (BGB. 8 387), ſoweit 
nicht ſchon damals von ihnen Zahlung begehrt wurde. Daraus 
ergibt ſich, daß die Beklagten nur behindert ſind, gegen den 
ſchon in I. Inſtanz von ihnen geforderten Betrag von 2 000 Marl 


neue Gegenforderungen aufzurechnen. E. c. K., U. v. 30. Juni 06, 
675/05 V. — Berlin. 
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46. S 549 3PO. Anwendung irreviſibeler Normen 
des Sächſiſchen Geſetzes über Urkundenbeſteuerung vom 
13. November 1876/10. Juni 1898 oder reviſibeler des 
BGB. 

Die Reviſion ſowohl wie die Anſchließung konnten keinen 
Erfolg haben, da die Berufungsentſcheidung lediglich auf An⸗ 
wendung und Auslegung des irreviſibelen Sächſiſchen Geſetzes 
über die Urkundenbeſteuerung vom 13. November 1876/10. Juni 
1898 beruht. Die Reviſionsklägerin, welche rügt, daß der 
Berufungsrichter den Begriff der Schuldverſchreibung verkannt 
habe, hat unter Bezugnahme auf Art. 4 EGBGB. folgendes 
angeführt: Das Sächſiſche Stempelgeſetz weiſe hinſichtlich der 
von ihm benutzten privatrechtlichen Rechtsbegriffe ſtillſchweigend 
— und dies genüge im Sinne des Art. 4 — auf das all⸗ 
gemeine bürgerliche Recht hin; als letzteres komme ſeit dem 
1. Januar 1900 das Recht des BGB. in Betracht. Daher 
ſei auch die Frage, ob im Einzelfalle eine Schuldverſchreibung 
vorliege, aus dem BGB. zu beurteilen. Nicht anzunehmen ſei, 
daß das Sächſiſche Stempelgeſetz ſich einen ſelbſtändigen Begriff 
der Schuldverſchreibung geſchaffen habe. Dieſen Ausführungen 
und allem, was die Reviſion im Anſchluß hieran noch ſonſt 
weiter zur Stütze ihrer Anſicht, daß es ſich hier um reviſibeles 
Recht, nämlich um das Recht des BGB. handle, vorgebracht 
hat, kann nicht beigetreten werden. Das BGB. hat keinen 
allgemeinen Begriff der Schuldverſchreibung aufgeſtellt, ſondern 
beſchäftigt ſich nur mit der Schuldverſchreibung auf den In⸗ 
haber. Die dieſe betreffenden Beſtimmungen des BGB. können 
weder ſinngemäß auf andere Fälle ausgedehnt werden, noch 
kann aus ihnen ein allgemeiner und allgemein gültiger Begriff 
der Schuldverſchreibung entnommen werden. Das Landesrecht 
kann daher den Begriff der Schuldverſchreibung ſelbſtändig 
feſtſtellen und umgrenzen. Es kann nun daran nicht gezweifelt 
werden, daß dies hier geſchehen iſt und daß der Begriff der 
„Schuldverſchreibung“ im Sinne der Tarifſtelle 34 A des 
Sächſiſchen Stempelgeſetzes nach Inhalt und Sinn dieſes 
Geſetzes zu beſtimmen iſt. (Wird dargelegt.) Lediglich Sächſiſches 
Recht iſt hier alſo maßgebend. Zweifellos iſt dieſes ebenſo der 
Fall bezüglich der Frage, die die Anſchließung des Beklagten 
durch das Reviſionsgericht entſchieden zu ſehen wünſcht, nämlich 
bezüglich der Frage, ob, wie der Berufungsrichter annimmt, 
der Stempel dann nicht zu erheben iſt, wenn die Eintragungen, 
wie der Berufungsrichter ſich ausdrückt „gegenſtandslos“ oder 
„unwirkſam“ geworden ſind. Der Beklagte meint, daß der 
Berufungsrichter hier die Unwirkſamkeit im Sinne des BGB. 
vor Augen gehabt habe und rügt Verletzung jenes Begriffs des 
BGB. Allein der Beklagte irrt hierin. Der Berufungsrichter 
hat nicht an die Unwirkſamkeit des BGB. gedacht, wie ſchon 
der von ihm gleichbedeutend mit „unwirkſam“ gebrauchte Aus⸗ 
druck „gegenſtandslos“ erweiſt, ſondern will nur ſagen, daß nach 
dem Sächſiſchen Stempelgeſetz die Eintragungen dann nicht 
ſtempelpflichtig ſeien, wenn ſie durch Rückzahlungen ihre Er⸗ 
ledigung gefunden haben. Der Berufungsrichter gelangt zu 
dieſer Auffaſſung lediglich in unmittelbarer oder ſinngemäßer 
Anwendung der Beſtimmungen des 89 des Sächſiſchen Stempel⸗ 
geſetzes. Reviſibeles Recht ſteht hier gleichfalls nicht in Frage. 
D. B. c. S. St. F., U. v. 13. Juli 06, 591/05 VII. — 
Dresden. 
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47. 8 554 3PO. Zur Begründung der Reviſion.] 

Die allgemeine Begründung der Reviſion unter IV der 
Reviſionsſchrift: „das erſte Urteil, ſoweit es dem Beklagten 
günſtig, diene als Reviſionsbegründung,“ kann als eine dem 
8 554 ZPO. (n. F.) entſprechende Begründung der Reviſion 
nicht gelten. B. c. L., U. v. 23. Juni 06, 41/06 J. — 
Frankfurt. 

48. 5 569 Abſ. 2 ZPO. Feſtſtellung, ob eine völlig 
unleſerliche Unterſchrift unter einer Beſchwerdeſchrift die eines 
Rechtsanwaltes iſt.] 

Nach ZPO. 5 569 Abſ. 2 in der Faſſung der Novelle 
vom 5. Juni 1905 kann die Einlegung einer das Armenrecht 
betreffenden Beſchwerde gegen den Beſchluß eines OL G., wenn 
ſie nicht zum Protokoll eines Gerichtsſchreibers erklärt wird, nur 
durch Einreichung einer von einem Rechtsanwalt unter⸗ 
zeichneten Beſchwerdeſchrift erfolgen. Hierzu iſt vor allen 
Dingen erforderlich, daß der Name eines Rechtsanwalts unter 
der Beſchwerdeſchrift ſteht. Ob dieſes Erfordernis erfüllt iſt, 
erſcheint vorliegendenfalls zweifelhaft; denn die Unterſchrift, 
die die Beſchwerdeſchrift vom 11. Juni 1906 trägt, iſt völlig 
unleſerlich; ſie enthält nicht ſowohl Schriftzüge, als bloße Feder⸗ 
züge, die nicht einen einzigen Buchſtaben erkennen laſſen. Da 
jedoch das KG., dem nach ZPO. $ 574 Abſ. 2 in erſter Linie 
die Prüfung und Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
zuſteht, hieran keinen Anſtoß genommen hat, offenbar weil ſeiner 
Kenntnis nach ein Rechtsanwalt in der erwähnten Weiſe ſeinen 
Namen zu zeichnen pflegt, ſo war jenem Zweifel im vorliegenden 
Falle nicht weiter nachzugehen und die Beſchwerde als zuläſſig 
anzuſehen. Sie iſt aber unbegründet, da das KG. die vom 
Kläger beabſichtigte weitere Rechtsverfolgung mit Recht für 
ausſichtslos erachtet hat. R. c. G. B. St. B., Beſchl. v. 
21. Juni 06, B 115/06 VI. — Berlin. 

49. 88 1025 (851 a. F.) ff. ZPO. Sachverſtändige 
Kommiſſionen nicht Schiedsrichter. Verwerfung der Einrede 
des Schiedsvertrages.] 

Der Berufungsrichter geht in ſeiner Urteilsbegründung 
zutreffend davon aus, daß die Aufgabe, die im § 8 der 
Verträge vom 2./15. November 1886 und 12./23. Oktober 1901 
den Sachverſtändigen geſtellt war, nämlich die Feſtſtellung, ob 
die Rückgewähr der Tongrubenfelder nach § 7 der Verträge 
ordnungsmäßig erfolgt ſei oder ob und welche Schäden durch 
Nichterfüllung der Rückgewährpflicht erwachſen ſeien, an ſich 
die Aufgabe von Gutachtern (Schiedsmännern, Arbitratoren) 
war. Gleichwohl nimmt er in Übereinſtimmung mit dem von 
gleicher Auffaſſung ausgehenden LG. an, daß die Vertragsklauſel 
im vorliegenden Fall als Schiedsvertrag und das Gutachten 
der Sachverſtändigen als Schiedsſpruch aufzufaſſen ſei, und 
begründet dies damit, daß die Sachverſtändigen über jene 
Fragen „mit Ausſchließung des Rechtsweges“ hätten befinden 
und daß für das Verfahren „geeignetenfalls die 88 85 1 u. ff. 3PO. 
(früherer Faſſung)“ hätten maßgebend ſein ſollen. Außer 
dieſen Gründen, neben denen auch die von dem Berufungsrichter 
in Bezug genommenen Gründe des erſten Urteils nichts hervor⸗ 
heben, führt der Berufungsrichter nur noch an, daß der Kläger 
ſelbſt in ſeinem Schreiben vom 19. Mai 1905 und in einem ſpäteren 
beim LG. geſtellten Antrage vom 7. Juni 1905 die Ernennung 
eines andern „Schiedsrichters“ verlangt habe. Dieſe Begründung 
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ift jedoch völlig ungenügend. Die Klaufel, daß die Sach⸗ 
verſtändigen mit Ausſchluß des Rechtsweges zu entſcheiden 
haben, iſt auch bei Sachverſtändigen⸗Kommiſſionen, die nicht 
das Amt von Schiedsrichtern ausüben ſollen, durchaus 
gebräuchlich und hat auch dort ihren guten Sinn (vgl. 
RG. 6, 201; 10, 130; 24 S. 357, 411; 29, 319; 45, 350; 
bei Gruchot 30, 1028). Aus der Beſtimmung, daß die Sach⸗ 
verſtändigen geeignetenfalls die Vorſchriften über das Schieds⸗ 
verfahren anwenden ſollten, aber iſt ebenſowenig herzuleiten. 
Denn es iſt auch bei Sachverſtändigen⸗Kommiſſionen die An⸗ 
wendung dieſer Vorſchriften, ſoweit ſie ſich für deren Ent⸗ 
ſcheidung eignen, durchaus nicht ausgeſchloſſen. Die Bezeichnung 
der Sachverſtändigen als Schiedsrichter endlich iſt, wenn ihr 
Amt als Schiedsrichter ſich nicht aus der Sache ſelbſt ergibt, 
ganz gleichgültig (vgl. RG. 24, 412; bei Gruchot 46, 425; 
39, 695). Daß die Sachverſtändigen im vorliegenden Fall 
nach dem Willen der Vertragſchließenden außer der Beant⸗ 
wortung der oben erwähnten Fragen noch weitere Entſcheidungen 
zu treffen, daß ſie insbeſondere, wie es für die Annahme eines 
Schiedsvertrages weſentlich geweſen wäre, den „Rechtsſtreit“ der 
Vertragsparteien nach Art eines Richterſpruchs ganz oder teilweiſe 
zu entſcheiden gehabt hätten (vgl. RG. 24, 411; 29, 319; 
45, 350; bei Gruchot 30, 1028; 46, 422), haben die Vorder⸗ 
richter nicht feſtgeſtellt. Eine ſolche Feſtſtellung konnte auch 
nicht getroffen werden, denn die Verträge beſagen nichts darüber, 
daß die Sachverſtändigen auch die Verpflichtung des Beklagten 
zum Erſatz des von ihnen ermittelten Schadens ausſprechen 
(Gruchot 39, 695) und zu dieſem Zwecke etwaige Rechts⸗ 
einwendungen des Beklagten prüfen ſollten. Vielmehr erſcheint 
die Verpflichtung zur Zahlung im letzten Satz der Vertrags⸗ 
beſtimmung nur als die vertragsmäßige Folge der Schadens⸗ 
feſtſtellung. Nicht eine Verurteilung zur Zahlung ſollte 
durch die Sachverſtändigen ergehen, ſondern es ſollte der 
Schadensfeſtſtellung zunächſt noch eine Aufforderung zur 
Zahlung mit 14 tägiger Friſt folgen. Dementſprechend haben 
denn auch die Sachverſtändigen in der Verhandlung vom 
16. Mai 1905 ganz richtig als ihre Aufgabe nur „die Ab⸗ 
ſchätzung der Tongrubenſchäden“ angeſehen und nur „ein Gut⸗ 
achten“ abgegeben. Inwieweit dieſes Gutachten die Parteien 
bindet, iſt eine andere in der gegenwärtigen Lage des Rechts⸗ 
ſtreits nicht zu beantwortende Frage. Die prozeßhindernde 
Einrede des Schiedsvertrages iſt jedenfalls unbegründet und 
war unter Aufhebung des Berufungsurteils und unter Ab: 
änderung des landgerichtlichen Urteils wie geſchehen zu ver⸗ 
werfen (8 565 Abſ. 3 Ziff. 1, $ 536 ZPO.) Nach 
8538 Ziff. 2 ZPO. war die Sache zur weiteren Verhandlung 
an das LG. zurückzuverweiſen. v. B. c. N., U. v. 22. Juni 06, 
163/06 VII. — Naumburg. 

50. 8 1034 3PO. Schiedsrichterliches Verfahren. 
Rechtliches Gehör der Parteien. Zuziehung von Rechtsanwälten. 

Mit der Klage hat die Klägerin einen Schiedsſpruch an⸗ 
geſochten, weil der Klägerin das rechtliche Gehör nicht gewährt 
ſei. Klage, Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: 
Die Reviſion bekämpft das angefochtene Urteil in dem Punkte, 
daß dieſes eine ausreichende Gewährung des rechtlichen Gehörs 
an die Klägerin als vorliegend erachtet habe, obwohl die Aus— 
ſprüche der beiden erſten Schiedsrichter, welche die Grundlage 
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des Schiedsſpruchs des Obmanns gebildet hätten, den Parteien 
nicht zu Kenntnis mitgeteilt worden. Es kann indes dieſer 
Angriff Beachtung nicht finden. Das NG. hat allerdings 
ausgeſprochen (JW. 1888, 40912; 1900, 803°), daß die 
Mitteilungspflicht bezüglich der Gutachten von Sachverſtändigen 
beſtehe. Um ſolche handelt es ſich hier aber nicht. Es ſtehen 
vielmehr berufsmäßige Außerungen der fraglichen beiden 
Perſonen in Frage. Die Nichtmitteilung dieſer Ausſprüche 
könnte höchſtens als ein Mangel des Verfahrens angeſehen 
werden, wenn während des letzteren die Parteien um das 
Zugehenlaſſen derſelben gebeten hätten. Dies iſt aber nicht 
geſchehen. Mit Unrecht findet ſodann die Reviſion einen 
Mangel ausreichender Gewährung des rechtlichen Gehörs darin, 
daß es von dem Obmann ©. ebenſo wie zuvor von dem 
Schiedsrichter P. verweigert iſt, mit einem Anwalte der Klägerin 
zu verhandeln. Im allgemeinen ſteht die Zulaſſung von An⸗ 
wälten im freien Ermeſſen der Schiedsrichter. Dieſelbe it 
nur geboten, falls ohne fie der Vortrag des Sad: und Streit: 
ſtandes nicht erfolgen kann. Daß dieſer Fall hier vorgelegen 
habe, kann nicht anerkannt werden. Namentlich iſt hierfür der 
Hinweis der Reviſion darauf nicht ausreichend überzeugend, 
daß im Verzicht auf eine Reihe von Anſprüchen und damit 
eine rechtliche Würdigung in Frage geſtanden habe. Indes 
läßt die Sachlage nicht genügend erſehen, daß zur Klarſtellung 
dieſes Punktes die Zuziehung eines Anwalts notwendig geweſen ſei. 
H. c. S., U. v. 29. Juni 06, 544/05 VII. — Frankfurt a. M. 

Konkursordnung. 

51. § 17 KD. Beſteht ein Anſpruch desjenigen, der 
eine Forderung des Gemeinſchuldners hat pfänden laſſen, wenn 
deren Zahlung erſt infolge Vertragserfüllung des Verwalters 
geſchieht? Bereicherung ?] 

Der ſpäter in Konkurs geratene Maurermeiſter W. hatte 
für den Gaſtwirt B. einen Neubau aufzuführen und der Ver⸗ 
walter nach der Konkurseröffnung die Arbeiten durch einen 
Zimmermeiſter fertigſtellen laſſen. B. hinterlegte den von ihm 
zu zahlenden Betrag abzüglich Gegenforderungen, weil die 
Beklagte, eine Frau St., die Forderung hatte pfänden und ſich 
überweiſen laſſen. Das OLG. verurteilte auf die Klage des 
Verwalters die Frau St., ſich mit der Hebung des hinterlegten 
Sparkaſſenbuches an ihn einverſtanden zu erklären. Die 
Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. Die Vorinſtanz 
hat ausgeführt: Die Beklagte ſei auf Koſten der Konkurs⸗ 
maſſe ohne rechtlichen Grund inſoweit bereichert, als die 
Konkursmaſſe Aufwendungen gemacht habe, ohne die der ge 
pfändete und überwieſene Anſpruch von der Beklagten nicht 
hätte geltend gemacht werden können. Bei der Höhe ber Auf: 
wendung ſei ſolcher Anſpruch, falls die erſtere nicht erfolgt ſei, 
völlig wertlos geweſen. Damit liege die Bereicherung der de 
klagten auf Koſten der Konkursmaſſe vor. Die Bereicherung 
ſei ohne rechtlichen Grund erfolgt, weil der Beklagten ein An⸗ 
ſpruch darauf, daß der Konkursverwalter den Bau fertigſtelle, 
nicht zugeſtanden habe. Mit der Reviſion iſt geltend gemacht, 
die Beklagte ſei durch den ergangenen Pfändungs- und Über 
weiſungsbeſchluß an die Stelle des Gemeinſchuldners 
getreten und könne daher, nachdem infolge der für dieſen 
vorgenommenen Fertigſtellung des Baues zu deſſen Gunſten der 
Anſpruch auf die Auszahlung der in Frage ſtehenden Summe 
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erwachſen ſei, nicht als ungerechtfertigt bereichert angeſehen 
werden, wenn ihr der Betrag ausgezahlt werde. Es baſiert 
die hiermit kundgegebene Auffaſſung darauf, daß, falls der 
Konkursverwalter bei einer Sachlage, wie ſie hier vorliegt nach 
8 17 KO., Erfüllung von der Gegenſeite verlangt, die in 
Rückſicht auf dieſen „Anſpruch vor der Konkurseröffnung vor⸗ 
genommene Pfändung und Überweiſung ſelbſt mit Rückſicht 
darauf, daß die Erfüllung erſt infolge der nach der Konkurs⸗ 
eröffnung durch die behufs Fertigſtellung des Baues aus der 
Maſſe erfolgten Aufwendung ermöglicht worden, rechtliche 
Wirkung gegenüber der Maſſe hat. Dieſe Annahme 
unterliegt indes erheblichen Zweifeln (dafür RG. 11, 51; da⸗ 
gegen a. a. O. 6, 111; 11, 138; 33, 49). Es braucht aber 
darauf nicht eingegangen zu werden, da, auch wenn man der 
Auffaſſung der Reviſion beitritt, der von der Vorinſtanz zu⸗ 
gunſten des Klägers verwendete Geſichtspunkt der ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung Platz greift. Indem nämlich der klagende 
Konkursverwalter zwar „an Stelle des Gemeinſchuldners“ 
(§S 17 KO.) den Bauvertrag durch die der Maſſe entnommene 
Aufwendung erfüllte und damit den der gepfändeten und über⸗ 
wieſenen Forderung entgegenſtehenden Einwand des nicht er- 
füllten Vertrages beſeitige, geſchah dieſes doch durch Mittel, 
die nur uneigentlich als ſolche des Gemeinſchuldners bezeichnet 
werden können, und nicht für dieſen. Vielmehr erfolgte die 
Wegräumung jener Einrede und die dadurch allein ermöglichte 
Befriedigung der Beklagten wegen des ihr gegen den Gemein⸗ 
ſchuldner zuſtehenden Anſpruchs, welcher an ſich nur als ein— 
fache Konkursforderung in Betracht kam, in der Weiſe, daß 
das zur Konkursmaſſe gehörige Vermögen des Gemeinſchuldners, 
welches behufs Befriedigung der Gläubiger der Verfügung des 
Konkursverwalters unterſteht ($ 6 KO.), herangezogen wurde. 


Es wurde daher die Beklagte durch die Verbeſſerung ihres 


Anſpruchs auf Koſten der Maſſe, eines Dritten, bereichert. 
Dieſe Bereicherung erfolgte ohne rechtlichen Grund, weil dar⸗ 
auf, daß der Kläger den Bauvertrag mit dem Gemein⸗ 
ſchuldner fortſetzte und, indem er in Verfolg hiervon den Bau 
fertigſtellte, die Realiſierung der zugunſten der Beklagten 
gepfändeten und überwieſenen Forderung ermöglichte, der Be: 
klagten ein Anſpruch nicht zuſtand. St. c. W.s Konk., U. v. 
12. Juni 06, 512/05 VII. — Hamburg. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

52. § 1 Haftpfl®. Nicht hinreichende Würdigung des 
behaupteten Selbſtverſchuldens des Verletzten.] 

Am 17. Februar 1903 iſt der Kläger, der mit der Eiſen⸗ 
bahn des Beklagten in einem Durchgangswagen 3. Klaſſe in 
Marburg a. L. angekommen war, beim Ausſteigen die Tritt⸗ 
ſtufen hinabgeſtürzt und hat ſich erheblich verletzt. Er behauptet, 
daß er auf der Plattform, die wie die Stufen infolge des 
Froſtes geſroren geweſen ſeien, ausgeglitten und rücklings auf 
den Bahnſteig gefallen ſei. Als Entſchädigung hat er für 
Heilungskoſten und Arbeitsunfähigkeit 155 Mark und für Er⸗ 
werbsbeſchränkung eine jährliche Rente von 540 Mark eingeklagt. 
Das LG. hat den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt, das OLG. die Berufung des Beklagten zurück- 
gewieſen. RG. hob auf: Der erſte Angriff der Reviſion, daß ſich 
der Unfall des Klägers nicht bei dem Betriebe der Eiſenbahn ereignet 
habe, auch nicht auf die dem Eiſenbahnbetriebe eigentümlichen 
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Gefahren zurückzuführen ſei, iſt nicht begründet. Zur Betriebs⸗ 
tätigkeit der Eiſenbahn im engern Sinn gehört die Beförderung 
der Reiſenden, die erſt abgeſchloſſen iſt, wenn der Reiſende den 
Wagen verlaſſen hat. Der Unfall, den der Reiſende bei dieſem 
Betriebsvorgang erleidet, iſt daher als Unfall bei dem Betriebe 
der Eiſenbahn anzuſehen, wenn er auch nicht durch eine dieſem 
Betriebe eigentümliche Gefahr hervorgerufen wurde. Der Senat 
findet keinen Anlaß, in dieſer Frage von der ſeitherigen Recht⸗ 
ſprechung des RG. abzugehen. (Vgl. RG. 55, 231; JW. 03, 
418; 04, 484; Urt. v. 7. VII. 04 Rep. VII 16/04; Urt. v. 
17. V. 06 Rep. VI 23/06.) Dagegen war der Reviſion darin 
Folge zu geben, daß das Berufungsgericht den Einwand des 
Beklagten, es falle dem Kläger ein Selbſtverſchulden zur Laſt, 
nicht zutreffend gewürdigt habe. Das Berufungsgericht trifft 
keine beſtimmte Feſtſtellung, wie der Unfall ſich zugetragen hat, 
ob ſo, wie der Kläger, oder ſo, wie der Beklagte den Hergang 
darſtellt. Es geht aber von der Darſtellung des Beklagten aus 
und entſchuldigt den Kläger, wenn er zu kurz getreten und am 
Trittbrett hängen geblieben ſein ſollte, mit der Steilheit der 
Zugänge zu den Eiſenbahnwagen; es verneint auch ein Ver⸗ 
ſchulden des Klägers für den Fall, daß er — laut der Bekundung 
von Zeugen des Beklagten langſam die eisfreien Stufen hinab⸗ 
ſteigend — ſich an den Seitengriffen nicht gehalten habe. Nun 
iſt nach der allgemeinen Lebenserfahrung anzunehmen, daß, 
wenn eine Perſon ohne erkennbare Urſache von einer ſteilen 
Treppe abſtürzt, der Sturz gemildert oder verhindert worden 
wäre, falls der Abſteigende ſich des vorhandenen Schutzgeländers 
bedient hätte, und der Beſchädigte wird dem Vorwurf des 
Selbſtverſchuldens nicht entgehen, wenn er nicht zu rechtfertigen 
vermag, warum er dieſe nächſtliegende und allergewöhnlichſte 
Vorſicht unterlaſſen hat. Die Benützung der gebotenen und 
jedermann geläufigen Sicherungsvorkehrungen zur Verhütung 
von Unfällen beim Betriebe der Eiſenbahn muß gegenüber der 
ſtrengen Haftpflicht der letzteren insbeſondere von den Reiſenden 
gefordert werden. Waren die Wagentritte ſteil, ſo mußte der 
Kläger damit rechnen, daß er zu kurz treten, abgleiten und zu 
Fall kommen könne, und ſich deshalb beim Abſteigen an den 
Seitengriffen halten. Verſäumte er dies, ſo hat er die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Augen geſetzt. Weil das 
Berufungsgericht dies verkannt hat, mußte das angefochtene 
Urteil aufgehoben und die Sache gemäß § 565 Abſ. 1 ZPO. 
zurückverwieſen werden. Bei der neuen Verhandlung wird ſich 
das Berufungsgericht der Feſtſtellung des Vorgangs nicht 
entziehen können und unter dem erörterten Geſichtspunkt noch⸗ 
mals zu prüfen haben, ob und wie weit ein eigenes Verſchulden 
des Klägers bei dem Unfall mitgewirkt hat, und ob die von 
dem Beklagten hierüber noch angebotenen Beweiſe zu erheben 
find. E.⸗F. c. Sch., U. v. 25. Juni 06, 500/05 VI. — 
Caſſel. | | 
Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 1873. 

53. § 151 RBG. Zuſtändigkeit des Reichsmarineamtes 
bei Anſprüchen für Reiſekoſten eines dem Krenzergeſchwader 
unterſtellten Kriegsgerichtsrates.] 

Die vom Berufungsgericht ausgeſprochene Abweiſung der 
Klage wegen Unzuſtändigkeit des angerufenen Gerichts iſt 
gerechtfertigt, und die Rüge, daß der §8 151 RBG. 
in Verbindung mit der Kaiſerlichen Verordnung vom 
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27. Dezember 1899 .©.7 

en 16904 1 Bl. S8 . 57 und der Kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung vom 12. Auguſt 1901 (RGBl. ©. 283) durch unrichtige 
Anwendung verletzt ſei, nicht begründet. Der Anſpruch des 
Klägers betrifft Reiſekoſten, die durch eine Reiſe von Tſingtau 
nach Kiel entſtanden ſind, und der Kläger trägt ſelbſt vor, daß 
er durch das Reichsmarineamt dem Befehlshaber des Kreuzer⸗ 
geſchwaders zugeordnet worden war und im Dezember 1903 
wieder abberufen wurde. Dieſe Angelegenheit gehört nicht zu 
den Verwaltungsgeſchäften des Chefs der Marineſtation der 
Oſtſee; denn das Kreuzergeſchwader iſt ihm nicht unterſtellt, 
ſteht vielmehr unter einem eigenen Chef, der ſeine Befehle 
direkt vom Kaiſer erhält. Zuſtändig zur Vertretung des Reichs⸗ 
ſiskus in der vorliegenden Sache iſt daher das Reichsmarineamt 
als die oberſte Reichsbehörde, unter welcher der Kläger während 
ſeiner Zugehörigkeit zum Kreuzergeſchwader und zur Zeit der 
Rückreiſe geſtanden hat (vgl. RG. 43, 13; 42, 67; 35, 14). 
Sch. c. R.⸗F., U. v. 13. Juli 06, 40/06 III. — Kiel. 

Urheberrecht an Muſtern und Modellen vom 
11. Januar 1876. 

54. 88 1 und 3 MuſtG. verb. mit BGB. $ 116. 
Recht desjenigen, der ein Preisausſchreiben erlaſſen, an das 
dadurch erlangte Modell. Nachbildung des letzteren.] 

Die Klägerin hatte ein Preisausſchreiben veröffentlicht, 
worin ſie Künſtler und Kunſthandwerker einlud, Entwürfe zu 
eigenartig und künſtleriſch ausgeführten Gegenſtänden, die als 
Andenken an Nürnberg zu dienen geeignet ſeien, einzureichen. 
In dem Ausſchreiben war geſagt, daß die prämiierten Ent⸗ 
würfe in den Beſitz der Klägerin übergehen ſollten und daß 
ſie ſich alle weiteren Rechte darauf vorbehalte. An dem Wett⸗ 
bewerb hat ſich der Bildhauer K. beteiligt durch Einſendung 
eines Gipsmodells für ein Rauchgeſchirr. Dieſem Modelle 
wurde von den Preisrichtern der Preis zuerkannt. Das 
Modell beruht auf der Verwendung des bekannten Motivs des 
Nürnberger Trichters. Die Klägerin hat das Modell nach 
Maßgabe des Geſetzes betr. das Urheberrecht an Muſtern und 
Modellen vom 11. Januar 1876 in das Muſterregiſter ein⸗ 
tragen und ſpäter die Schutzfriſt bis 1908 verlängern laſſen. 
Seit 1901 vertreibt die Beklagte einen ähnlichen Gegenſtand, 
der jedoch im einzelnen Abweichungen aufweiſt. Die Klägerin 
ſieht hierin einen Eingriff in ihr Schutzrecht und hat die 
Verbotsklage erhoben. Beklagte wurde verurteilt und ihre 
Reviſion zurückgewieſen: Das Berufungsgericht hat aus der 
feſtſtehenden Sachlage die Überzeugung geſchöpft, daß es der 
Klägerin gerade auf die Erwerbung des ausſchließlichen Ver⸗ 
vielfältigungsrechts bei dem Preisausſchreiben ankam und daß 
ſie hierfür das nicht unbedeutende Geldopfer, das in der Aus⸗ 
ſetzung und Auszahlung der Preiſe lag, gebracht hatte. Da 
nach der bedenkenfreien Auslegung des Preisausſchreibens, dem 
ſich der Künſtler durch feine Beteiligung und durch Entgegen: 
nahme des Preiſes unterworfen hat, der Übergang aller Rechte 
gefordert war, kann ein nicht geäußerter abweichender Wille 
nach $ 116 BGB. nicht in Betracht kommen. Für die Frage 
der unzuläſſigen Nachbildung kommt entſcheidend in Betracht, 
daß es ſich um den Schutz eines gewerblichen Modells im 
Sinne des Geſetzes vom 11. Januar 1876, nicht um den 
Schutz eines Werkes der bildenden Künſte im Sinne des 
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Geſetzes vom 9. Januar 1876 handelt. Nicht ein Kunſtwwerk, 
das ausſchließlich auf äſthetiſche Wirkung abzielt, iſt hier 
Gegenſtand des Schutzes, ſondern ein zur Vervielfältigung be⸗ 
ſtimmtes gewerbliches Erzeugnis, das einem beſtimmten Ge⸗ 
brauchszwecke dienen ſoll; in ſeiner Geſtalt aber zugleich geeignet 
iſt, den Geſchmack⸗ und Formenſinn anzuregen. Daß das erſte 
von K. geſchaffene Modell trotz der Benutzung des längſt be⸗ 
kannten Trichtermotivs als ein neues und eigentümliches Vor⸗ 
bild für die Geſtaltung eines Induſtrieerzeugniſſes (§ 1 MuſtG.) 
anzuſehen iſt, war in den Inſtanzen unbeſtritten und iſt vom 
Berufungsgericht ausdrücklich anerkannt. Dieſe Annahme unter⸗ 
liegt keinem Bedenken. Es iſt anerkannten Rechtens und aus 
§ 4 des Geſetzes unmittelbar zu entnehmen, daß die freie Be⸗ 
nutzung eines älteren Motivs die Neuheit und Eigentümlichkeit 
einer Formenſchöpfung nicht zu beeinträchtigen braucht. Durch 
eine ſolche Benutzung wird ſelbſtverſtändlich das ältere Motiv 
nicht zugunſten des Urhebers der neuen Schöpfung mit Beſchlag 
belegt. Jeder andere kann es ebenſogut verwenden. Dieſes 
Umſtandes iſt ſich das Berufungsgericht aber auch bewußt 
geweſen. Es ſieht das Produkt der Beklagten nicht deswegen 
als eine Nachbildung des klägeriſchen Modells an, weil beide 
die Ideen des Nürnberger Trichters verwenden, ſondern des⸗ 
wegen, weil die eigentümliche plaſtiſche Ausgeſtaltung zu einem 
beſtimmten Gerät, die dieſe Idee im Modelle der Klägerin 
gefunden hat, im Modelle der Beklagten wiederholt ſei. Das 
iſt rechtlich völlig einwandfrei. Zu der Anſicht, daß das 
Modell der Beklagten eine Nachbildung des Modells der 
Klägerin ſei, iſt das Berufungsgericht durch eigene Beobachtung 
und Vergleichung beider Erzeugniſſe gelangt. Es konſtatiert 
in den Gründen der angefochtenen Entſcheidung, daß es ſich 
dabei im Einklange befinde mit dem Gutachten des künſtleriſchen 
Sachverſtändigenvereins, das von der I. Inſtanz eingefordert 
war, und mit dem Gutachten des gewerblichen Sachverſtändigen⸗ 
vereins, das vom Berufungsgericht ſelbſt veranlaßt worden ill, 
fügt aber hinzu, daß dieſe Gutachten für die Urteilsbildung des 
Gerichts nicht maßgebend geweſen ſeien, das Urteil vielmehr 
auf ſelbſtändiger Würdigung der einſchlägigen Fragen beruhe. 
Hierin kann weder ein Widerſpruch, noch ein prozeſſual un 
läſſiges Verfahren erblickt werden. O. c. L., U. v. 27. Juni 06, 
74/06 I. — Nürnberg. 

Geſetz betreffend Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung. 

55. 8 47 Abſ. 4 GmbHG. Bedeutung der „Entlaſtung oder 
Befreiung von einer Verbindlichkeit durch die Beſchlußfaſſung.“] 

Die in einer Geſellſchafter⸗Verſammlung der beklagten Ge⸗ 
ſellſchaft m. b. H., deren Rechtsbeſtändigkeit die beiden Vor 
inftanzen übereinſtimmend verneint haben, betreffen u. a. 1. die 
Genehmigung der Gewinn: und Verluſtrechnung, wie fie den 
Geſellſchaftern zugeſtellt war, 2. die Erteilung der Entlaſtung 
für den Geſchäftsführer H., 3. die Ablehnung des vom Geſell 
ſchafter B. geſtellten Antrags, Regreßanſprüche gegen den Ge⸗ 
ſchäftsführer H. zu erheben. Unſtreitig ift die Mehrheit für 
dieſe Beſchlüſſe dadurch herbeigeführt worden, daß der Teil 
haber G. der Firma H. & G., deren anderer Teilhaber der 
Geſchäſtsführer H. war, für dieſe Beſchlüſſe ſtimmte; ein 
Stimmen gaben den Ausſchlag. Dieſe Abſtimmung des Teil: 
habers G. halten die Vorinſtanzen für ungeſetzlich; fie ſind 
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der Meinung, daß G. im Hinblick auf 8 47 Abſ. 4 GmbHG. 
bei den in Rede ſtehenden Beſchlüſſen der Geſellſchafter⸗ 
verſammlung nicht habe mitſtimmen dürfen. Dieſe Meinung 
beruht indeſſen auf rechtlichem Irrtum; ein Fall des 8 47 
Abſ. 4 lag bei den Beſchlüſſen, welche hier in Frage ſtehen, 
gar nicht vor, wie die Reviſion mit Recht geltend macht. Der 
Abſ. 4 des § 47 lautet: „Ein Geſellſchafter, welcher durch die 
Beſchlußfaſſung entlaſtet oder von einer Verbindlichkeit befreit 
werden ſoll, hat hierbei kein Stimmrecht und darf ein ſolches 
auch nicht für andere ausüben. Dasſelbe gilt von einer Be⸗ 
ſchlußfaſſung, welche die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts oder 
die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsſtreites gegenüber 
einem Geſellſchafter betrifft.“ Nach dem erſten Satz hat ein 
Geſellſchafter, welcher durch die Beſchlußfaſſung entlaſtet oder 
von einer Verbindlichkeit befreit werden ſoll, allerdings kein 
Stimmrecht. Allein die offene Handelsgeſellſchaft H. & G., 
deren Teilhaber G. für ſie abgeſtimmt hat, ſollte durch die 
Beſchlußfaſſung weder entlaftet noch von einer Verbindlichkeit 
befreit werden; die Vornahme eines Rechtsgeſchäftes mit der 
Firma H. & G., ſtand bei den in zweiter Inſtanz noch in 
Betracht kommenden Beſchlüſſen nicht in Frage. Entlaſtet 
werden ſollte vielmehr nur der Geſchäftsführer H., der als 
ſolcher perſönlich Rechte und Verbindlichkeiten gegenüber der 
Geſellſchaft m. b. H. hatte, von denen die offene Handels⸗ 
geſellſchaft H. & G. nicht berührt wurde. Ihr Schuldenſtand 
wurde nicht vermindert oder vermehrt, je nachdem der Ge⸗ 
ſchäftsführer H. von der Geſellſchaft m. b. H. für ſeine per⸗ 
ſönliche Tätigkeit bei derſelben die Entlaſtung erhielt oder nicht; 
auch durch die Erhebung von Regreßanſprüchen gegen den Geſchäfts⸗ 
führer wurde die Firma H. & G. nicht in Mitleidenſchaft ge⸗ 
zogen, da es auch hier ſich nur um perſönliche Verbindlich⸗ 
keiten des Teilhabers H. handelte, für welche die Firma in 
keinem Falle einzutreten hatte. Aus dem Umſtand, daß bei 
der offenen Handelsgeſellſchaft die unter der Firma der Geſell⸗ 
ſchaft zur geſamten Hand vereinigten Geſellſchafter die Träger 
der geſellſchaftlichen Rechte und Verbindlichkeiten und als Ge⸗ 
ſamteigentümer die Inhaber des Vermögens der Geſellſchaft 
ſind, kann kein für die Klägerin günſtiger Schluß gezogen 
werden, da dieſe wegen der perſönlichen Anſprüche, die ſie gegen 
ihren Geſchäftsführer hat, ſich nicht an das Geſellſchafts⸗ 
vermögen der Firma H. & G. halten kann. Dieſer Firma 
konnte deshalb auch auf Grund des § 47 Abſ. 4 das Stimm⸗ 
recht nicht verſagt werden. Zur Vertretung der Firma in der 
Verſammlung der Geſellſchafter war der Teilhaber G., der die 
Stimmen in der Verſammlung abgab, auf Grund des § 125 
HGB. befugt. Die Abſtimmung des Teilhabers G. für die 
Firma H. & G. als Geſellſchafterin der Beklagten bei den 
oben erwähnten Beſchlüſſen kann deshalb mit Grund nicht 
beanſtandet werden. G. H. G. c. B. & S., U. v. 27. Juni 06, 
59/06 I. — Naumburg. 

Wettbewerbsgeſetz vom 27. Mai 1896. 

56. 8 1 Unl WG. Pomril kein alkoholfreier Apfelſaft!] 

Die Beklagte bringt unter dem Namen „Pomril“ ſeit 1898 
ein als alkoholfreier Apfelſaft bezeichnetes Getränk zum Preiſe 
von 35 und 15 Pf. für die Flaſche in den Handel, welches ſie 
aus getrockneten Apfeln, und zwar nach Angabe der Kläger 
in der Art herſtellt, daß ſie die getrockneten Apfel durch 
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Waſſer auslaugt und dann die Flüſſigkeit filtriert, ſteriliſiert 
und mit Kohlenſäure verſetzt. Die Kläger, welche je eine 
Apfelweinkelterei beſitzen, bringen jeder für ſich ſeit einiger Zeit 
ein aus friſchen Apfeln hergeſtelltes, ebenfalls als alkohol⸗ 
freier Apfelſaft bezeichnetes Getränk zum Preiſe von 50 Pf. 
für die Flaſche in den Handel. Sie erhoben jeder eine Klage 
und beantragten nach Verbindung der beiden Klagen Ver⸗ 
urteilung der Beklagten zur Unterlaſſung der Bezeichnung 
des von ihr hergeſtellten Getränkes „Pomril“ als eines 
alkoholfreien Apfelſaftes, bei Vermeidung einer Geld⸗ 
ſtrafe von 500 Mark für jeden Fall der Zuwiderhandlung, und 
Zuſprechung der Befugnis zur Bekanntmachung der Formel 
des ergehenden Urteils. Der Kläger P. beantragte außerdem 
noch Verurteilung der Beklagten zur Zahlung von 58,40 Mark 
nebſt Zinſen als Schadenserſatz. Die Beklagte beantragte 
Abweiſung der Klagen. Das LG. II in Berlin wies die 
Klage ab. Das KG. verurteilte die Beklagte dahin, bei Ver⸗ 
meidung einer Geldſtrafe von 100 Mark für jeden Fall der 
Zuwiderhandlung in ihren Zirkularen oder in ſonſtigen für einen 
größeren Kreis von Perſonen beſtimmten Mitteilungen die Be⸗ 
zeichnung des von ihr hergeſtellten Getränkes „Pomril“ als 
eines Apfelſaftes zu unterlaſſen, und den Klägern die Be⸗ 
fugnis zur Bekanntmachung der Urteilsformel in näher an⸗ 
gegebener Weiſe zugeſprochen. Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 
Das KG. hat das Gebot, die Bezeichnung des „Pomril“ als 
eines Apfel ſaftes zu unterlaffen, auf Grund des $ 1 Unl WG. 
gegen die Beklagte erlaſſen. Dasſelbe ſtellt feſt, daß die Be⸗ 
klagte in Plakaten, Zirkularen und ſonſtigen Reklamen ihr 
Getränk Pomril als Apfelſaft bezeichnet und dadurch über die 
Beſchaffenheit desſelben eine Angabe gemacht habe, welche tat⸗ 
ſächlicher Art, ſowie unrichtig und geeignet ſei, den Anſchein 
eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen. Bei der 
Feſtſtellung der Unrichtigkeit der Angabe geht das KG. mit 
Recht davon aus, es komme darauf an, wie das Publikum, 
für welches die öffentlichen Bekanntmachungen und ſonſtige 
Mitteilungen beſtimmt ſeien, die Angabe verſtehe. Aus eigener 
Wiſſenſchaft trifft es ſodann mit Rückſicht auf den herrſchenden 
Sprachgebrauch Entſcheidung dahin: Apfelſaft ſei ein feſt 
ſtehender, von der Natur gegebener Begriff, unter welchem nur 
eine durch Preſſen aus friſchen Apfeln gewonnene Flüſſigkeit 
zu verſtehen ſei; ein aus gedörrten Apfeln durch Auslaugen mit 
Waſſer hergeſtelltes Erzeugnis ſei dagegen ſeinem Weſen nach 
von Apfelſaft verſchieden und könne auch nicht als ſolcher be⸗ 
zeichnet werden. Weiter wird ausgeführt: In dem vorliegenden 
Plakat und in einem der vorliegenden Zirkulare werde das 
Pomril als Apfelſaft bezeichnet und fehle jede Andeutung 
dahin, daß es aus getrockneten Apfeln hergeſtellt werde; 
jeder unbefangene Leſer müſſe daher dieſe Bekanntmachungen 
dahin auffaſſen, daß Pomril aus friſchen Apfeln hergeſtellt 
werde. In den anderen Zirkularen und Proſpekten ſei zwar 
außer der Bezeichnung des Pomril als Apfelſaft auch die An⸗ 
gabe enthalten, daß getrocknete Apfel zum Pomril verwendet 
würden, dieſe Angabe verſchwinde aber nach der Art ihrer An⸗ 
bringung, insbeſondere auch wegen der bedeutenden räumlichen 
Entfernung, die zwiſchen ihr und der Darſtellung eines friſchen 
Apfels und der Bezeichnung des Pomril als Apfelſaft beſtehe, 
in ihrer äußeren Erſcheinung ſo ſehr, daß ſie bei gewöhnlichem 
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Leſen leicht übeiſehen und nur bei beſonderer Aufmerkſamkeit 
geleſen werde. Die Bekanntmachungen der Beklagten riefen 
daher in dem Publikum, welchem das Getränk Pomril 
empfohlen werde, die Vorſtellung hervor, daß Pomril ein aus 
friſchen Apfeln hergeſtellter Apfelſaft ſei. Die Bezeichnung 
des Pomril als Apfelſaft ſei demnach, da es tatſächlich aus 
getrockneten Apfeln hergeſtellt werde, eine unrichtige An⸗ 
gabe. Dieſe Feſtſtellungen und Ausführungen laſſen einen 
Rechtsirrtum nicht erkennen. (Wird näher begründet.) Pomril⸗ 
Geſ. c. P. u. v. F., U. v. 22. Juni 06, 560/05 II. — Berlin. 

Urheberrechtsgeſetz vom 19. Juli 1901. 

57. 8 11 Lit UrhG. in Verb. mit 88 137, 823, 826 BGB. 
Autor und Verleger eines Werkes hat kein Recht, ein Verbot mit 
dinglicher Wirkung gegen jeden Dritten, daß letzterer rechtmäßig 
erworbene Exemplare nicht unter Ladenpreis verkaufe, zu erlaffen.] 

Der Kläger iſt Urheber und Verleger des bekannten 
„Königs Kursbuch“, das er durch den Buchhandel zum Laden⸗ 
preiſe von 50 Pf. verbreitet, während er von ſeinen Sortimentern 
30 Pf. erhält. Die Beklagte betreibt in Berlin ein Waren⸗ 
haus, und verkauſt in demſelben ſeit längerer Zeit das Kurs⸗ 
buch unter deſſen Ladenpreis von 50 Pf. Die Beklagte bezieht 
unſtreitig die vom Kläger hergeſtellten und in den Verkehr ge⸗ 
brachten Exemplare, die ſie verkauft, durch Zwiſchenhändler. 
Der Kläger behauptet, daß durch das Verhalten der Beklagten 
in ſein ausſchließliches Verbreitungsrecht eingegriffen und ſein 
Geſchäftsbetrieb nicht bloß gefährdet, ſondern geſchädigt werde 
und geſchädigt ſei. Er ſtellt unter Zeugenbeweis, daß eine 
große Reihe von Sortimentern an ihn geſchrieben, ſie würden 
ſich für das Kursbuch nicht mehr intereſſieren und es 
nicht mehr vertreiben können, falls er nicht verhüten könne, 
daß es von der Beklagten unter dem Ladenpreis verkauft werde. 
Er behauptet, daß er durch das Verhalten der Beklagten 
ſchließlich gezwungen ſein werde, den Preis von 30 Pf., zu 
dem er das Kursbuch an ſeine Abnehmer abgebe, herabzuſetzen. 
Unſtreitig hat der Kläger im Börſenblatt für den deutſchen 
Buchhandel vom 27. Juli 1904 bekannt gemacht, daß er im 
Intereſſe des Sortimentsbuchhandels fortan das Kursbuch nur 
unter der Bedingung liefern werde, daß der Beſteller die Ver⸗ 
pflichtung übernehme, nicht unter dem Ladenpreis von 50 Pf. 
zu verkaufen, und der Beklagten dies durch Schreiben vom 
21. November 1904 mitgeteilt, derſelben auch den Verkauf 
unter 50 Pf. verboten. Der Kläger behauptet, daß er ſeit 
Anfang 1904 allen ſeinen Abnehmern, Beziehern und Ab⸗ 
käufern die Verpflichtung auferlegt habe, nicht unter 50 Pf. 
zu verkaufen und allen ihren Wiederverkäufern die gleiche Ver⸗ 
pflichtung aufzuerlegen. Seit Juli 1904 tragen ſämtliche Exemplare 
des Kursbuchs den aufgedruckten Vermerk: „Königs Kursbuch 
darf nicht unter 50 Pf. verkauft werden. Jede Zuwider⸗ 
handlung wird verfolgt nach $ 826 BGB.“ Die Beklagte hat 
dem Kläger erklärt, daß ſie das Verbot nicht beachten werde, 
und das Kursbuch zum Preiſe unter 50 Pf. weiter verkauft. 
Der Kläger hat auf Grund des 8 11 LiturhG. und der 
88 823, 827 BGB. den Antrag geſtellt, zu erkennen, 1. daß 
die Beklagte nicht berechtigt, ohne Erlaubnis des Klägers das 
von dieſem hergeſtellte Königs Kursbuch zu einem geringeren 
Preiſe als 50 Pf zu verkaufen, 2. daß ſie verpflichtet, dem 
Kläger den ihm ſeit Auguſt 1904 durch den verbotswidrigen 
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Verkauf unter 50 Pf. entſtandenen Schaden zu erſetzen, 3. jede 
weitere Veräußerung unter 50 Pf. ihr bei Strafe zu unter 
ſagen. Die Klage iſt in allen 3 Inſtanzen abgewieſen: Die 
Klage fordert an erſter Stelle die Feſtſtellung, daß die Beklagte 
nicht berechtigt, ohne Erlaubnis des Klägers das Kursbuch 
unter 50 Pf. zu verkaufen, und daß der Beklagten bei Strafe 
jede weitere Veräußerung unter 50 Pf. unterſagt werde. Ge⸗ 
ſtützt iſt die Klage an erſter Stelle auf den § 11 LitürhG, 
aus welchem der Kläger das Recht herleitet, der Beklagten den 
Verkauf des Kursbuches unter 50 Pf. in ihrem Gewerbe: 
betriebe zu unterſagen. Beſteht ein ſolches Recht, fo iſt die 
Klage begründet. Denn die Beklagte nimmt das Recht, das 
Kursbuch in ihrem Gewerbebetriebe unter 50 Pf. zu verkaufen, in 
Anſpruch und der Berufungsrichter ſtellt tatſächlich feſt, daß ſie das 
Kursbuch wiſſentlich gegen den Willen des Klägers in ihrem 
Geſchäft unter 50 Pf. vertreibt. Den Inſtanzrichtern iſt aber 
darin beizutreten, daß ſich ein Recht, wie es der Kläger in An⸗ 
ſpruch nimmt, aus dem § 11 a. a. O. nicht herleiten läßt. 
Der Kläger iſt Urheber und Verleger des Kursbuchs. Alz 
ſolcher hat er das ausſchließliche Recht, es zu vervielfältigen 
und gewerbsmäßig zu verbreiten, 8 11 a. a. O., 89 36, 
38 daſ., §S 8 VerlG. Das ausſchließliche Vervielfältigungs: 
recht des Klägers verletzt die Beklagte nicht. Unſtreitig vertreibt fie 
in ihrem Geſchäft nur die vom Kläger ſelbſt hergeſtellten Exemplare 
des Kursbuchs, die ſie nach der eigenen Behauptung des 
Klägers durch ihre Angeſtellten bei den Sortimentern des 
Klägers und anderen Zwiſchenhändlern aufkauft. In Frage 
kommt nur, ob die Beklagte das ausſchließliche Recht des 
Klägers, das Kursbuch gewerbsmäßig zu verbreiten, 
dadurch verletzt, daß fie es gegen fein Verbot in ihrem Geſchäft 
gewerbsmäßig unter 50 Pf. verkauft. Das frühere Recht, 
Geſetz vom 11. Juni 1870, kannte ein ausſchließliches Recht 
der gewerbsmäßigen Verbreitung für Urheber und Verleger 
nicht; 88 1, 18 ff. Nach 8 25 daſ. war nur der zivil 
rechtlich und ſtrafrechtlich verantwortlich, der vorſätzlich wider 
das Geſetz hergeſtellte Exemplare eines geſchützten Werks 
gewerbsmäßig verbreitete. Das Geſetz ließ namentlich ungedeckt 
den Fall, in welchem im Auslande, wo der Urheber keinen 
Schutz hatte, rechtmäßig hergeſtellte Exemplare im Inlande 
gewerbsmäßig vertrieben wurden, und auch den Fall, in welchem 
bei räumlich gedachten Verlags⸗ oder Urheberrecht, 8 8 Abſ. 3 
LiturhG., die in dem einen Bezirk rechtmäßig hergeſtellten 
Exemplare gewerbsmäßig in dem anderen vertrieben wurden. 
Solche und ähnliche Fälle ſollten zum Schutz des Urhebers und 
Verlegers dadurch gedeckt werden, daß dem Urheber ausdrücklich 
auch das ausſchließliche Recht der gewerbsmäßigen Verbreitung 
verliehen wurde, wie im 8 4 PatG. dem Erfinder, um ihn 
und den Verleger gegen die Konkurrenz mit anderen Exemplaren 
zu ſchützen, die rechtmäßig hergeſtellt, aber von anderer 
Seite als vom Urheber und Verleger in den Verkehr 
gebracht wurden. Daran iſt nicht gedacht, dem Urheber und 
Verleger ein abſolutes ausſchließliches Recht der gewerbsmäßigen 
Verbreitung in dem Sinne zu verleihen, daß außer ihnen und 
denen, denen ſie das Recht der gewerbsmäßigen Verbreitung 
übertragen, niemand während der ganzen Dauer des Urhebenechts 
befugt, ohne ihre Erlaubnis ſelbſt ſolche Exemplare ihre 
geſchützten Werks gewerbsmäßig zu verbreiten, die ji 
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in Ausübung ihres Rechts ſelbſt in den Verkehr 
gebracht haben. Nur unter der Vorausſetzung eines abſoluten 
ausſchließlichen Rechts in dieſem Umfange könnten Urheber und 
Verleger für berechtigt gelten, die gewerbsmäßige Verbreitung 
durch andere überhaupt zu verbieten und durch die Beſtimmung 
eines Ladenpreiſes auch zu beſchränken. Damit wäre dem 
Urheber und Verleger, in der Hauptſache dem Buchhändler, 
ein ganz exorbitantes Recht verliehen, wie es für keinen anderen 
Gewerbebetrieb beſteht. Aus dem Geſetze im § 11 Abſ. 1 
LitUrhG. läßt ſich ein fo weitgehendes Recht nicht herleiten. 
Das ausſchließliche Vervielfältigungsrecht beſteht ſeiner Natur 
nach während der ganzen Dauer des Urheberrechts und wiederholt 
ſich ſo oft, als es ſich um Vervielfältigung des geſchützten Werkes 
handelt. Das Recht der gewerbsmäßigen Verbreitung wird 
ausgeübt dadurch, daß das Werk im Gewerbebetrieb an das 
Publikum abgeſetzt, in den Verkehr gebracht wird. Dazu ſoll 
nach dem Geſetz vor dem Urheber (oder Verleger) niemand 
ohne ſeine Erlaubnis berechtigt ſein. Haben aber Urheber oder 
Verleger das Werk in Ausübung ihres Rechts einmal an das 
Publikum abgeſetzt und ſo in den Verkehr gebracht, ſo iſt ihr 
Recht erſchöpft. Gewiß hätte das Geſetz das Recht der gewerbs⸗ 
mäßigen Verbreitung für den Urheber (und den Verleger) ſo 
geſtalten können, daß es ihm während der ganzen Dauer des 
Urheberrechts als ausſchließliches Recht gegenüber jedem Dritten 
auch für die von ihm ſelbſt in den Verkehr gebrachten Exemplare 
verblieb. Das ſtände einer ausſchließlichen Gewerbeberechtigung 
gleich, und würde dem $ 7 Nr. 1 GewO. gegenüber eines völlig 
klaren und unzweideutigen Ausdrucks im Geſetze bedurft haben, 
an dem es fehlt. Dem Verlagsbuchhandel wäre damit ein 
Privilegium gegeben, wie es ſonſt für keinen Gewerbetreibenden 
beſteht. Beſonders wäre damit, worauf Mitteis in ſeinem 
Aufſatz im „Recht“ 1906 S. 573 hinweiſt, der ganze 
Antiquariatsbuchhandel fo gut wie beſeitigt. Für den $ 4 PatG. 
hat das RG. in ſeinem Urteil vom 26. März 1902 (RG. 51, 139) 
ausgeſprochen, daß die Wirkung des Patents, daß außer dem 
Patentinhaber im Inlande niemand den Gegenſtand der Erfindung 
gewerbsmäßig in Verkehr bringen darf, ſich damit erſchöpft, 
daß der Patentinhaber ſein Produkt in den Verkehr bringt, 
daß er damit die Vorteile, die ihm das Patent gewährt, genoſſen 
und ſein Recht konſumiert hat, das Geſetz ihm nicht aber die 
Befugnis einräume, die Art des Verkehrs mit ſeinem in 
den Verkehr gebrachten Produkt anders als durch Vertrag mit 
ſeinen Abnehmern und dementſprechend auch nur mit Wirkung 
gegen dieſe zu regeln und zu beſchränken. Die ausſchließliche 
Befugnis des Urhebers (Verlegers) im 8 11 LitUrhG., das 
Werk gewerbsmäßig zu verbreiten, iſt nichts anderes, als 
die ausſchließliche Befugnis des Patentinhabers, den Gegenſtand 
der Erfindung gewerbsmäßig in Verkehr zu bringen. 
Für beide Fälle muß grundſätzlich das gleiche gelten. Auch der 
Urheber (Verleger) hat kein ausſchließliches Recht, ſolche 
Exemplare des Werks gewerbsmäßig zu verbreiten, die von ihm 
oder einem anderen Berechtigten in den Verkehr gebracht und 
ſo Eigentum Dritter geworden find. Er kann dieſem Dritten 
weder die Veräußerung überhaupt, noch die gewerbsmäßige 
Veräußerung (Verbreitung) unterſagen, noch dieſes aus dem 
Eigentum folgende Recht des Dritten, $ 903 BGB., durch 
Beſtimmung eines Preiſes, unter dem er nicht ſoll veräußern 
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dürfen, beſchränken. 8 137 Satz 1 BGB. Nach Satz 2, 
8 137 BGB. wirkt ſelbſt ein dieſe Verfügungsbefugnis des 
Eigentümers ausſchließendes oder beſchränkendes Rechtsgeſchäft 
nicht dinglich, ſondern nur obligatoriſch unter den Kontrahenten. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Autor, der wie hier zugleich 
der Verleger iſt, ebenſo wie der Verleger nach 8 25 VerlG. 
den Ladenpreis zu beſtimmen hat, zu welchem er das Werk in 
den Verkehr bringen will. Sein Sortimenter, mag er feſt oder 
à condition bezogen haben, um das Werk gewerbsmäßig zu 
verbreiten, wird ſich von ſelbſt an den Ladenpreis gebunden 
halten, mit dem er erſt das vergütet erhält, was er dem Autor 
und Verleger zu zahlen hat und was er für ſeine Bemühungen 
für den Vertrieb verdienen muß. Es unterliegt auch rechtlichen 
Bedenken nicht, daß der Autor und Verleger ſeinen Sortimentern, 
ſonſtigen Abverkäufern zum Wiederverkaufe, Aufkäufern und 
Kommiſſionären gemäß $ 137 Satz 2 BGB. vertragsmäßig 
die Verpflichtung auferlegen kann, unter einem beſtimmten 
Preiſe (Ladenpreiſe) nicht zu verkaufen, und dieſe Verpflichtung 
auch ihren Käufern aufzuerlegen, und daß er ſich gegen Ver⸗ 
letzung dieſer Verpflichtung durch Vertragsſtrafe ſichern, auch 
Schadenserſatz aus dem Vertrage fordern kann, wenn ihm durch 
den Verkauf unter dem beſtimmten Preiſe Schaden entſteht. 
Aber weiter reicht das Recht des Autors und Verlegers auch 
nicht. Ein allgemeines Verbot mit dinglicher Wirkung gegen 
jeden Dritten, der Eigentümer rechtmäßig in den Verkehr 
gebrachter Exemplare des Werkes iſt oder ſolche zu Eigentum 
erwerben will, kann der Autor und Verleger nach dem 
8137 BGB. nicht erlaſſen. Nach den Grundſätzen des BGB. 
hat auch die Kenntnis eines Dritten von dem perſönlichen Recht 
eines andern zu einer Sache oder einem obligatoriſchen Ver⸗ 
äußerungsverbot oder einer obligatoriſchen Veräußerungs⸗ 
beſchränkung gegen den Dritten keine Wirkung. Der Kläger 
ſteht mit der Beklagten in keinem Vertragsverhältnis. Das 
allgemeine Verbot, das der Kläger an ſie erlaſſen, iſt rechtlich 
ebenſo bedeutungslos wie der ſolches allgemeine Verbot enthaltene 
Aufdruck auf den in den Verkehr gebrachten Exemplaren des 
Kursbuchs. Steht dem Kläger das von ihm in Anſpruch 
genommene ausſchließliche Recht aus § 11 LitUrhG. nicht zu, 
ſo fällt auch der Grund, den die Klage aus dem 8 823 BGB. 
entnommen hat und es kommt nur noch die Begründung aus 
§ 826 BGB. in Frage, nach welchem niemand, auch der 
Eigentümer nicht, ſein Recht in einer gegen die guten Sitten 
verſtoßenden Weiſe vorſätzlich zum Schaden eines andern miß⸗ 
brauchen darf. Auf ein ſolches Verhalten der Beklagten würde 
der Anſpruch auf Unterlaſſen, der negatoriſche Antrag der Klage, 
ebenſo geſtützt werden können, wie der erhobene Anſpruch auf 
Schadenserſatz, ſelbſt wenn der Kläger durch das Verhalten 
der Beklagten mit Schaden auch nur bedroht würde. In dieſer 
Richtung wird die Abweiſung der Klage aber durch die in 
dieſer Inſtanz nicht zu beſeitigenden und durch die Ausführungen 
der Reviſion nicht erſchütterten weſentlich tatſächlichen Felt: 
ſtellungen des Berufungsrichters begründet. (Wird näher dar⸗ 
getan.) K. c. J., U. v. 16. Juni 06, 5/06 I. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Einleitung zum Preußiſchen Landrecht. 

58. 8 75. Keine Entſchädigung für Nachteile, die 
einem Grundſtücke durch Senkung ſeines Grundwaſſerſtandes 
73 * 
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infolge Maßnahmen auf einem benachbarten Grundſtücke ent 
ftehen.] 

Im Jahre 1886 beſeitigte die preußiſche Staatsregierung 
den Stau der bei Groß⸗Bubainen am Pregel ſeit 1723 be⸗ 
ſtehenden Waſſermühle, welche ſie einige Jahre vorher angekauft 
hatte. Sie nahm ferner in jener Zeit am Pregel verſchiedene 
Regulierungsarbeiten vor, die teils in Geradelegung des Fluß⸗ 
bettes, teils in Baggerungen und Buhnenbauten beſtanden. 
Hierdurch wurde in den Jahren 1887 bis 1896 eine nicht un⸗ 
erhebliche Senkung des Waſſerſpiegels des Pregels herbeigeführt. 
Nach der Behauptung des Klägers hatten nun dieſe Maß⸗ 
nahmen inſofern einen ſchädlichen Einfluß auf ſeinen oberhalb 
von Groß⸗Bubainen am Pregel belegenen ſehr umfangreichen 
Wieſenbeſitz, als deſſen Grundwaſſerſtand infolge der Senkung 
des Waſſerſtandes des Pregels ebenfalls erheblich ſank und 
außerdem die früheren ſeine Wieſen durchfeuchtenden und be⸗ 
fruchtenden ÜUberſchwemmungen wegfielen. Kläger berechnet 
den ihn hierdurch erwachſenen Schaden auf 89 000 Mark und er 
klagte dieſen Betrag gegen den Beklagten ein, den er aus 8 75 
Einl. z. ALR. für jenen Schaden verantwortlich machte. Klage, 
Berufung und Reviſion werden abgewieſen: Im § 75 Einl. 
z. ALR. ſind unter den dort erwähnten „Vorteilen“ nach der 
feſtſtehenden Rechtſprechung des RG. nur ſolche zu verſtehen, 
auf die der Beſchädigte ein wohlerworbenes Recht hatte. Daß 
im gegenwärtigen Falle durch die Maßnahmen des Beklagten 
ein wohlerworbenes Recht des Klägers beeinträchtigt worden 
ſei, hat dieſer nicht nachzuweiſen vermocht. Durch Anlage 
eines Staues wird nach der beſtehenden Geſetzgebung ein Recht 
der Anlieger auf Fortbeſtehen des Staues nicht begründet, 
insbeſondere kann ein ſolches nicht aus der Beſtimmung des 
8 97 TI. 1 Tit. 8 ALR. hergeleitet werden; denn erſtens be⸗ 
findet ſich dieſe in dem mit § 33 beginnenden Abſchnitt des 
achten Titels, der unter dem Marginale „Geſetzliche Ein⸗ 
ſchränkungen zum Beſten des gemeinen Weſens“ ſteht, und 
zweitens iſt, wie bereits der Berufungsrichter zutreffend hervor⸗ 
gehoben hat, unter Anderung im § 97 nur eine Anderung der 
fortbeſtehenden Schleuſen und Wehre, nicht aber deren 
Wegräumung zu verſtehen. Demgemäß heißt es auch bei 
Nieberding, Waſſerrecht I. und II. Aufl. (Nieberding⸗Franh, 
daß die Beſeitigung beſtehender Stauwerke den Beſitzern im 
allgemeinen unbenommen ſei, ohne Rückſicht darauf, daß etwa 
anderen Beſitzern dadurch Nachteile erwachſen. Den Erwerb 
eines beſonderen Privatrechts an dem hier in Frage ſtehenden 
Bau durch Erſitzung oder ſonſtwie durch beſonderen Titel hat 
Kläger nicht dargetan. Davon, daß der Kläger irgend welche 
Rechte deshalb gewonnen hätte, weil der Stau ohne Ge⸗ 
nehmigung der Ortspolizeibehörden beſeitigt worden iſt, kann 
keine Rede ſein, da im Gebiet des preußiſchen Rechts zur Zeit 
keine Beſtimmung vorhanden iſt, welche die Beſeitigung an eine 
polizeiliche Genehmigung knüpfte. Im $ 159 des im Jahre 
1894 veröffentlichten, von einer Miniſterialkommiſſion aus⸗ 
gearbeiteten Entwurfs eines Preußiſchen Waſſergeſetzes war 
allerdings die Beſtimmung vorgeſehen, daß der Inhaber einer 
Stauanlage ſie nur mit Genehmigung der Waſſerpolizeibehörde 
beſeitigen dürfe, dieſe Beſtimmung war aber, wie die Be⸗ 
gründung zeigt, nicht etwa als eine ſolche gemeint, die geltendes 
Recht wiederhole, ſondern fie ſollte, wie insbeſondere die Be: 
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zugnahme auf 8 86 des Hannoverſchen und § 1 des Ellak 
Lothringiſchen Waſſerrechts klar ergibt, neues Recht einführen. 
Auch in keiner der gutachtlichen Außerungen, die zu dieſem 
Entwurf ergangen find, insbeſondere ſeitens der Behörden, ift 
auch nur angedeutet, daß es ſich bei dieſer Beſtimmung um 
Fortbeſtehen geltenden Rechts handele. Daß der Kläger keinen 
berechtigten Anſpruch auf fernere Überſchwemmungen hat, 
folgt aus dem Vorſtehenden ohne weiteres von ſelbſt. Es 
bleibt daher allein die Frage übrig, ob nach bisherigem 
Preußiſchem Recht — nur dieſes kommt in Betracht, da die 
ſchadenbringenden Handlungen in die Zeit vor dem Inkraft⸗ 
treten des BGB. fallen — der Eigentümer eines Grundſtücks 
gemäß den allgemeinen für das Eigentum und die Eingriffe in 
dieſes geltenden Grundſätzen Schadenserſatzanſprüche deswegen 
erheben kann, weil durch Maßnahmen auf einem benachbarten 
Grundſtück der Grundwaſſerſtand feines Grundſtücks geſenkt 
worden iſt. Dieſe Frage iſt mit dem Berufungsrichter zu ver: 
neinen. Die Rechtsnormen bezüglich der Immiſſion können 
hier nicht zur Anwendung kommen, da es ſich um das Gegen⸗ 
teil einer ſolchen handelt. Eine Einwirkung liegt allerdings 
vor; ſie findet ihre Urſache in dem natürlichen Zuſammenhang, 
in welchem der Grundwaſſerſtand eines Grundſtücks mit dem 
Grundwaſſerſtand benachbarter Grundſtücke und dem Waſſer⸗ 
ſtand der in der Nähe befindlichen Gewäſſer ſteht. Allein dieſe 
Einwirkung iſt negativer Art und wird durch keine geſetzliche 
Beſtimmung des Preußiſchen Rechts für unzuläſſig erklärt, viel⸗ 
mehr zeigt die Beſtimmung des § 130 Tl. I Tit. 8 ALR. und 
die dazu ergangene Rechtſprechung des früheren Obertribunals 
und des RG., daß, ſofern der Eigentümer des Nachbargrund⸗ 
ſtücks im übrigen inden Schranken ſeines Eigentums bleibt, die 
durch ihn bewirkte Entziehung von Waſſer ihn nicht haftpflichtig 
macht. Nun führt die Reviſion zwar aus, wenn dieſer Grundsatz auch 
für Privatgrundſtücke gelten möge, jo könne er doch keine An 
erkennung beanſpruchen für Handlungen an öffentlichen Flüflen, 
da dieſe in niemandes Eigentum ftänden. Allein eine folde 
Unterſcheidung kann nicht für begründet erachtet werden. Was 
im § 21 Tl. II Tit. 14 ALR. unter dem „gemeinen Eigentum 
des Staates“ zu verſtehen iſt, welchem auch die öffentlichen 
Flüſſe zugerechnet werden, braucht hier des näheren nicht er⸗ 
örtert zu werden; ſoviel erſcheint als zweifellos, daß, wenn der 
Staat ſich bei den an einem öffentlichen Fluſſe vorgenommenen 
Maßnahmen in Anſehung der Einwirkung auf die Nachbar⸗ 
grundſtücke in den Schranken hält, die für das Privateigentum 
beſtehen, er im allgemeinen und abgeſehen von beſonderen De 
ſtimmungen jedenfalls aber in Fällen der vorliegenden Art für 
eine ſolche Einwirkung nicht verantwortlich gemacht werden kann. 
Konkret geſprochen bedeutet dies in Anwendung auf den gegen 
wärtigen Fall, daß der Staat, wenn er durch Wegräumung 
künſtlicher Hinderniſſe einem öffentlichen Fluſſe feinen natürlichen 
Waſſerſtand wiedergiebt, dadurch den Anliegern nicht ſchadens“ 
erſatzpflichtig werden kann, da aus keiner Beſtimmung des 
Preußiſchen Rechts ein Privatrecht der Anlieger eines öffent⸗ 
lichen Fluſſes auf Beſtehen eines beſtimmten Waſſer⸗ 
ſtandes des Fluſſes zum Zweck der Erhaltung eines be 
ftimmten Grundwaſſerſtandes ihrer Grundſtücke herzuleiten if. 
Ganz verfehlt iſt die Berufung des Klägers auf 9 14 des 
Enteignungsgeſetzes und des Eiſenbahngeſetzes von 1838. Diele 
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Beſtimmungen geben lediglich den Verwaltungsbehörden die Be⸗ 
fugnis, nach ihrem Ermeſſen, im Intereſſe derjenigen, die durch 
das Unternehmen berührt werden, die Herſtellung gewiſſer Ein⸗ 
richtungen dem Unternehmer aufzuerlegen. Ein privatrechtlicher 
Anſpruch wird durch dieſe Beſtimmungen nicht begründet und 
irgend ein allgemeiner dem Kläger günſtiger Rechtsſatz läßt 
ſich aus dieſen Vorſchriften nicht herleiten. Das Hauptgewicht 
legte die Reviſion auf den Gedanken, daß, wenn der Staat den 
früheren Zuſtand des Fluſſes wieder herſtelle, er dann auch ge⸗ 
halten ſei, den früheren Zuſtand, d. h. das Niveau der klägeriſchen 
Wieſen wiederherzuſtellen, welches ſie vor der Anlegung des 
Mühlenſtaues gehabt hätten und welches durch die Schlick und 
Sand ablagernden Überſchwemmungen erheblich erhöht worden 
ſei, ſowie daß der Staat, wenn er dies nicht tue, Schadenserſatz 
leiſten müſſe. Die Reviſion hat nicht darzulegen vermocht, 
auf welchem Rechtsgrunde dieſer Anſpruch dem Beklagten gegen⸗ 
über beruhen ſoll. Er iſt Sonderrechtsnachfolger des Eigen⸗ 
tümers der Mühlanlage und nicht für deſſen Handlungen haft⸗ 
pflichtig; auf der anderen Seite hat der Kläger die Grundſtücke 
in dem Zuſtande erworben, in dem ſie ſich jetzt, d. h. vor der 
Niederlegung des Staues befanden, insbeſondere mit dem ſchon 
vorhandenen gegenwärtigen Niveau. Es läßt ſich bei dieſem 
Stande der Dinge kein Rechtsgrund erfinden, aus welchem der 
Beklagte dem Kläger gegenüber zur Wiederherſtellung des 
früheren Zuſtandes und eventuell zum Schadenserſatz verpflichtet 
ſein ſollte. Dieſer ſchon vom Berufungsrichter geltend ge⸗ 
machten Erwägung hält die Reviſion entgegen, daß es ſich 
bei den durch das Vorhandenſein der Stauanlage herbeigeführten 
Ablagerungen und Bodenerhöhungen nicht um Nachteile, ſondern 
um Vorteile gehandelt habe. Allein wenn dies auch richtig 
ſein mag, ſo iſt doch nicht erſichtlich, daß dadurch die Rechts⸗ 
lage irgendwie verändert wird. Weder aus den bezüglich einer 
Stauanlage beſtehenden Rechtsverhältniſſen, noch aus allgemeinen 
rechtlichen Geſichtspunkten kann eine Wiederherſtellungspflicht 
und damit eine eventuelle Schadenserſatzpflicht des Beklagten 
begründet werden. Da der erhobene Klaganſpruch auch ſonſt 
ſich rechtlich nicht rechtfertigen läßt, war, wie geſchehen, auf 
Zurückweiſung der Reviſion zu erkennen. B. c. Pr. F., U. v. 
3. Juli 06, 643/05 VII. — Königsberg. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

59. Berechnung des Schadens bei Teilenteignungen 
je nachdem Umbauten oder Neubauten wirtſchaftlich empfehlens⸗ 
werter find.] 

Im Jahre 1871 wurde für die Hirtenſtraße in Berlin 
eine neue Baufluchtlinie feſtgeſetzt, welche von dem Grundftüde 
der Klägerin eine 399,9 qm große Fläche zu künftigem Straßen⸗ 
land der verbreiterten Hirtenſtraße beſtimmt. Auf dem Grundſtück 
befindet ſich ein Gebäude, welches eine Brauerei, eine Reſtauration 
und mehrere Wohnungen enthält. Offentlich bekannt gemacht 
iſt der Fluchtlinienplan nicht. Am 21. April 1887 fuchte 
Klägerin um Erteilung der Bauerlaubnis für den Ausbruch einer 
Ladentür in der Front an der Prenzlauerſtraße, nahe an der Ecke 
der Hirtenſtraße, nach. Durch Schreiben des Polizeipräſidiums 
vom 7. Juni 1887 wurde ihr entgegnet, daß dem Bauprojekte 
in Übereinſtimmung mit der örtlichen Straßenbaupolizei⸗ 
verwaltung die Genehmigung auf Grund des § 11 des Geſetzes 
vom 2. Juli 1875 reſp. 8 66 Tl. I Tit. 8 ALR. verſagt 
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werden müſſe, weil ein Umbau eines über die projektierte 
Baufluchtlinie der Hirtenſtraße hinaus gelegenen Gebäudeteils 
beabſichtigt werde. In dem Bauplan, welchen die Klägerin 
eingereicht hatte und welcher ihr mit dem Schreiben zurückgereicht 
wurde, war die neue Baufluchtlinie eingezeichnet. Klägerin 
reichte jedoch am 13. November 1892 abermals ein Bauprojekt 
ein, nach welchem, abgeſehen von drei nach der Prenzlauerſtraße 
zu anzulegenden Läden, an der Ecke des Hauſes die bisher nur 
als Wohnung benutzten Räume in einen großen, zum 
Reſtaurationsraum beſtimmten, Eckladen umgewandelt werden 
ſollten. Das Polizeipräſidium benachrichtigte Klägerin durch 
Schreiben vom 19. Januar 1893, daß zu ihrem Bauprojekt 
die örtliche Straßenbaupolizeiverwaltung ihre Zuſtimmung 
verſagt habe, da es ſich um den Umbau eines über die feſt⸗ 
geſetzte Baufluchtlinie der Hirtenſtraße vortretenden Gebäudes 
handele, und daß unter dieſen Umſtänden das Polizeipräſidium 
die Genehmigung zur Ausführung des Projektes nicht erteilen 
könne. Klägerin unterließ daher die Umänderung der in die 
neue Fluchtlinie fallenden Räume und beſchränkte ſich auf die 
Anlegung der drei Läden nach der Prenzlauerſtraße, ſodaß jetzt 
die zum Eckladen projektierten beiden Räume an der Hausecke 
nur als Hinterräume des einen Ladens an der Prenzlauerſtraße 
dienen. Klägerin behauptet, durch die Auferlegung der Servitut 
der Unbebaubarkeit auf den zur Hirtenſtraße beſtimmten Teil 
ihres Grundſtücks einen Schaden von 185 746 Mark erlitten 
zu haben. Durch Urteil der erſten Inſtanz wurde unter Ab⸗ 
weiſung der Mehrforderung der Klägerin die Beklagte verurteilt, 
72 279 Mark an die Klägerin zu zahlen. Die Summe ent⸗ 
ſprach der Schätzung eines vom erſten Richter zugezogenen 
Sachverſtändigen. Beide Parteien legten Berufung ein. Das KG. 
verurteilte zur Zahlung weiterer 162 259 Mark. Das RG. 
hob auf und verwies zurück. Aus den Entſcheidungsgründen: 
Der Berufungsrichter berückſichtigt nicht ausreichend, daß 
Klägerin nur den durch die Auferlegung der Bauſervitut hervor⸗ 
gerufenen wirklichen Schaden erſtattet verlangen kann und daß 
dieſer in der ſich dadurch ergebenden Differenz beſteht, daß man 
der Werterhöhung des Grundſtücks, die ſich, falls die Bau⸗ 
beſchränkung nicht auferlegt wäre, durch zweckmäßige bauliche 
Anderungen hätte erzielen laſſen, nicht etwa lediglich den Ertrag, 
den das Grundſtück bei Fortdauer ſeines bisherigen Zuſtandes 
gewährt, ſondern die Ausnutzungsfähigkeit gegenüberſtellt, die 
ihm nach Auferlegung der Servitut bleibt, inſofern jetzt unter 
Einhaltung der neuen Fluchtlinie bauliche Veränderungen vor⸗ 
genommen werden, welche ſich nunmehr als wirtſchaftlich am 
zweckmäßigſten ergeben. Daß Klägerin etwa zur Vornahme 
ſolcher nicht geneigt iſt, bildet kein Hindernis, ſondern die 
objektiven, für den Grundſtückswert entſcheidenden Verhältniſſe 
ſind maßgebend. Die Erwägungen des angefochtenen Urteils 
bieten nun keine Gewähr dafür, daß das Berufungsgericht auf 
dieſem Boden ſtände, ſondern ſprechen eher für das Gegenteil. 
Unzutreffend ſind die auf die Einwendungen der Beklagten gegen 
das W. ſche Gutachten bezüglichen Erwägungen. Bei Prüfung 
der Frage, ob der Fortdauer des bisherigen Zuſtandes oder 
einer baulichen, der neuen Fluchtlinie ſich anſchließenden Ver⸗ 
änderung der Vorzug zu geben iſt, kann der darin liegende 
Vorteil, daß infolge der Verbreiterung der Straße die Klägerin 
höher als bisher zu bauen befugt iſt, nicht unbeachtet bleiben. 
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Es handelt ſich hier nicht um Ausgleichung von Vorteilen einer 
neuen Anlage gegen die durch ſie herbeigeführten Nachteile zum 
Zweck der Bemeſſung einer Entſchädigung, ſondern lediglich um 
die Frage, ob im Hinblick auf die entſtehenden Vorteile Um⸗ 
bauten und bezw. Neubauten ſich als wirtſchaftlich empfehlens⸗ 
wert erweiſen und dafür haben die allgemeinen Vorteile der 
neuen Anlage die gleiche Bedeutung wie die beſonderen. Es 
kann auch in Frage kommen, ob Klägerin nicht ſchon allein 
deshalb, weil fie von der alten Fluchtlinie zurück rückt, ent⸗ 
ſprechend höher zu bauen berechtigt iſt. Weiter fehlt es an 
einer Begründung dafür, weshalb die Möglichkeit, in den an 
der neuen Fluchtlinie zu errichtenden Gebäuden Läden herzu⸗ 
ſtellen, Beachtung nicht verdient. Wenn der Grundſtreifen 
zwiſchen dem neuen Gebäude und der Straße in ihrer bisherigen 
Begrenzung im Eigentum der Klägerin blieb, ſo bildet dies kein 
Hindernis, Klägerin konnte den Streifen ſo geſtalten, daß die 
Zugängigkeit der Läden auch vor der tatſächlichen Verbreiterung 
der Straße geſichert war. Selbſt eine etwa vorhandene Not⸗ 
wendigkeit, den Grundſtreifen als Vorgarten liegen zu laſſen, 
ſchlöſſe dies nicht aus, würde auch nicht hindern, daß die in 
den Ladenfenſtern ausgelegten Waren dem kaufluſtigen Publikum 
genügend ſichtbar bleiben. Stadtgemeinde Berlin c. B., U. v. 
26. Mai 06, 642/05 VII. — Berlin. = 

Stempelgefetz vom 31. Juli 1875. 

60. Tarifſtelle 25». Stempelverwendung bei Um: 
wandlung einer Aktiengeſellſchaft in eine Geſellſchaft m. b. H. — 
Anwendung des § 137 GVG. 7] 

Die Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft beſchloß 
die bisherige Aktiengeſellſchaft zum Zweck der Umwandlung in 
eine Geſellſchaft m. b. H. aufzulöſen, und genehmigte zugleich 
die ihr nach Maßgabe des § 78 Abſ. 4 GmbHG. vorgelegte 
Bilanz. Am ſelbigen Tage fand in einer notariellen Verhand⸗ 
lung durch ſämtliche Aktionäre. die Errichtung der Geſellſchaft 
m. b. H. ſtatt. Im 8 7 des Geſellſchaftsvertrages heißt es: 
„Die Stammeinlagen ſind durch Sach⸗Einbringen voll eingezahlt, 
indem die Geſellſchafter die ihrem Aktienbeſitze entſprechenden 
Anteile an dem Vermögen der aufgelöſten Geſellſchaft, welche 
wiederum die Höhe der Stammeinlage jedes einzelnen Gefell: 
ſchafters darſtellen, in die Geſellfchaft eingebracht haben. Das 
Vermögen der aufgelöſten Aktiengeſellſchaft erſcheint ſomit in 
Gemäßheit des 8 79 des Geſetzes vom 20. April 1892 als in 
das Vermögen der neuen Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
umgewandelt.“ Die Geſellſchaft m. b. H. wurde binnen einem 
Monat nach Auflöſung der Aktiengeſellſchaft zur Eintragung 
in das Handelsregiſter angemeldet und die Eintragung bewirkt, 
Der Notar hatte zu der Urkunde einen Stempel von 300 Mark 
— ½io vom Hundert des Stammkapitals von 300 000 Mark 
verwendet. Die Stempelſteuerbehörde erforderte auf Grund 
der Tarifſtelle 256 des Stempelgeſetzes vom 31. Juli 1895 
einen weiteren Stempel von 2 205 Mark 50 Pf., nämlich 1.% 
von dem 250 527 Mark 88 Pf. betragenden Werte der ein⸗ 
gebrachten. Gebäude und Maſchinen = 2 505 Mark 50 Pf., 
von dem ſie die verwendeten 300 Mark in Abzug brachte. 
Das OLG. wies die Klage ab, die Reviſion wurde zurück⸗ 
gewieſen: Es fragt ſich, ob bei dieſer Umwandlung die Geſell⸗ 
ſchafter der neuen Geſellſchaft m. b. H. in dieſe das aus Grund⸗ 
ſtücken und Maſchinen uſw. beſtehende Vermögen der bisherigen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


A 15. 1906. 
Aktiengeſellſchaft im Sinne der Tarifſtelle 25 c des preußiſchen 
Stempelgeſetzes als Sacheinlage eingebracht haben. Dieſe Frage 
iſt in Übereinſtimmung mit dem Berufungsrichter ſowie im 
Einklang mit den Kommentaren zum Stempelgeſetz von Heinitz 
und Hummel und Specht ſowie des Staubſchen Kommentars 
zum Geſetz über die Geſellſchaften m. b. H. zu bejahen. Waz 
die Klägerin und der erſte Richter gegen dieſe Auffaſſung 
geltend gemacht haben, iſt nicht ſtichhaltig. 1. Es kann zunächſt 
ein ernſtlicher Zweifel daran nicht beſtehen, daß hier eine 
Anderung des Rechtsſubjektes vorliegt. Die Aktiengeſellſchaſt 
iſt ein anderes Rechtsgebilde, als die Geſellſchaft m. b. H.; 
beide ſtellen verſchiedene, ſelbſtändige, juriſtiſche Perſönlichkeiten 
dar. Daß die Geſellſchafter der Geſellſchaft m. b. H. identiſch 
ſind mit den bisherigen Aktionären der aufgelöſten Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, iſt belanglos, da weder bei dieſer noch bei jener die 
einzelnen phyſiſchen Perſonen die Träger der Geſellſchaft find. 
Die Tatſache, daß der V. 38S. des NG. in Abweichung von 
dem früheren Preußiſchen Obertribunal (RG. 26, 336) an⸗ 
genommen hat, bei der Umwandlung einer Gewerkschaft des 
preußiſchen Rechts in eine Aktiengeſellſchaft bleibe das Rechts⸗ 
ſubjekt dasſelbe, es erſcheine dieſes Nechtsſubjekt nur in einer 
anderen Geſellſchaftsſorm wie in einem neuen Gewande, kann 
keinen Anlaß bieten, den 8 137 GVG. zur Anwendung zu 
bringen, da die Rechtsfrage in beiden Fällen nicht genau die 
ſelbe iſt. Übrigens ſei darauf hingewieſen, daß der IV. 38. 
des RG. ſich durch jene Entſcheidung nicht hat abhalten laſſen, 
in der Übernahme der Aktien der neuen Aktiengeſellſchaft durch 
die Gründer gegen Hingabe ihrer Kuxe ein reichsſtempelpflichtiges 
Anſchaffungsgeſchäft zu erblicken (Gruchots Beitr. 35, 117). 
2. Auch die namentlich vom erſten Richter vertretene Anſicht, 
daß es hier an einem rechtsgeſchäftlichen Einbringen 
mangele, iſt verfehlt; es wird dabei das obligatoriſche Kauſal⸗ 
geſchäft mit dem dinglichen Rechtsakt verwechſelt. Dieſes 
Kauſalgeſchäft unterliegt dem Stempel, nicht der dingliche 
Übergang. 3. Die Reviſion legte beſonderes Gewicht auf den 
Gedanken, daß die Aktionäre keinen Anteil an den einzelnen 
Vermögensgegenſtänden der Aktiengeſellſchaft hätten und daß 
es daher ausgeſchloſſen ſei, zu ſagen, daß die Geſellſchafter 
Grundſtücke, Maſchinen, Forderungen uſw. einbrächten. Allein 
auch dieſe Betrachtung kann nicht für durchgreifend erachtet 
werden. Das Verhältnis der Aktionäre zur Aktiengeſellſchaſt 
und zu deren Vermögen während des Beſtehens der Geſellſchaft 
muß völlig ausſcheiden: hier liegt etwas Beſonderes, Eigen 
artiges, durch das Geſetz nur für dieſen Fall Geregeltes vor. 
Richtig iſt, daß bei ſolchem Zuſtande der Dinge nicht jeder 
einzelne Geſellſchafter einzeln Grundſtücke, Maſchinen uf. ein⸗ 
bringt, wohl aber bringen fie gemeinſam ein Vermögen ein, 
das aus ſolchen Gegenſtänden beſteht. Damit wird das Er 
forbernis der ſtreitigen Tarifſtelle 256 erfüllt. 4. Ohne Be 
deutung iſt ſchließlich auch der Umſtand, daß in der Reichstags⸗ 
kommiſſion der Wille beſtand, die Umwandlung einer Alten 
geſellſchaft in eine Geſellſchaft m. b. H. ſtempel⸗ und abgaben 
frei zu machen. Allein da das Reichsgeſetz andersartige * 
ſchränkungen nicht eingeführt hatte, fo war die Landesgeſek 
gebung nicht behindert, ſo wie es das preußiſche Stempelgeitt 


von 1895 getan hat, das Einbringen von Vermögen in eine 


Geſellſchaft m. b. H. mit der Wirkung zu beſteuern, daß mi 
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mehr auch die hier in Frage ſtehenden Akte darunter fallen. 

R. c. Pr. Fiskus, U. v. 26. Juni 06, 552/05 VII. — Cöln. 
61. Kriegsminiſterieller Erlaß vom 17. April 1901. Fort⸗ 

beſtehen desſelben trotz der Verordnung vom 25. Juni 1901. 
Der Anspruch des Klägers auf Zahlung des von ihm für 

die im Auguſt 1901 nach Brieg, Oels und Ohlau als Kriegs⸗ 

gerichtsrat ausgeführten Dienſtreiſen berechneten Betrages an 


Fuhrkoſten und Tagegelder hat zur Vorausſetzung, daß der 


kriegsminiſterielle Erlaß vom 17. April 1901, welcher Pauſch⸗ 
vergütungen für die Dienſtreiſen der Militärgerichtsbeamten 
nach den genannten Ortſchaften feſtſetzt, durch die Verordnung 
vom 25. Juni 1901 aufgehoben iſt. Dieſe Vorausſetzung iſt 
nicht gegeben: durch die Außerkraftſetzung der Verordnung 
vom 21. Juni 1875 ſowenig als durch die im § 10 bezw. in 
5 23 der Verordnung vom 25. Juni 1901 gegebene Be⸗ 
ſtimmung, welche die Feſtſetzung von Pauſchvergütungen bezw. 
den Erlaß näherer Beſtimmungen zur Ausführung der gemäß 
8 18 des Reichsbeamtengeſetzes erlaſſenen Verordnungen dem 
Reichskanzler überträgt, iſt dem Erlaß vom 17. April 1901 
der Rechtsbeſtand entzogen. Derſelbe, auf Grund der Verordnung 
vom 27. Juli 1886 in rechtsgültiger Weiſe mit Geſetzeskraft 
ergangen, iſt ſeinem Inhalte nach nicht durch den Fortbeſtand 
der Verordnung vom 21. Juni 1875 bedingt; ſeine ſtill⸗ 
ſchweigende Aufhebung iſt daher nicht daraus zu folgern, daß 
gemäß der im § 24 getroffenen Beſtimmung die Verordnung 
vom 25. Juni 1901 mit dem 1. Juli 1901 an die Stelle der 
Verordnung vom 21. Juni 1875 getreten iſt. Die in den 
89 10, 23 cit. beſtimmte Ermächtigung des Reichskanzlers 
bewirkt allerdings den Wegfall der durch die Verordnung vom 
27. Juli 1886 den oberſten Militärverwaltungsbehörden der 
Kontingente verliehenen Befugnis, aber der Wegfall der 
letzteren zieht ſelbſtredend die Unwirkſamkeit der während ihres 
Beſtehens rechtsgültig getroffenen Verfügungen an ſich nicht 
nach ſich. H. e. R. M. F., U. v. 10. Juli 06, 4/06 III. — 
Breslau. | | 3 | 


Literaturbeſprechungen. 

Die neuen Kommentare zum Handelsgeſetzbuche 
bilden ein Ruhmesblatt des deuifchen Juriſtenſtandes, und nicht 
zum mindeſten des deutſchen Anwaltſtandes, der hervorragend an 
der kommenkariſchen Bearbeitung gerade des Handelsgeſetzbuchs 
beteiligt iſt. | | | 

Von dem Staubſchen Kommentar, ) deſſen unvergeſſener 
Verfaſſer den Kommentatoren neue Bahnen gewieſen hat, iſt 
ſoeben der erſte, die beiden erſten Bücher des HGB. enthaltende 
Band der 8. Auflage erſchienen. Die alte bewährte Anlage iſt 
beibehalten, im übrigen den von Rechtſprechung und Rechts⸗ 
wiſſenſchaft gezeitigten Ergebniſſen in reichem. Maße Rechnung 
getragen. Die Bearbeiter haben die richtige Mitte zwiſchen 
pietätvoller Erhaltung des Früheren und der durch die Ver⸗ 
ſhältniſſe gebotenen Selbſtändigkeit in der Bearbeitung wohl zu 
finden gewußt. ne, 


) Staubs Kommentar zum HGB. Achte Auflage bearb. von 
Heinrich Könige, Reichsgerichtsrat in Leipzig, Dr. Joſef Stranz, 
Juſtizrat in Berlin, Albert Pinner, Juſtizrat in Berlin. I. Band. 
Verlin 1906. Im Verlag von J. Guttentag. 
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Makower) hat die erſte bis $ 177 HGB. reichende Hälfte 
der neuen 13. Auflage des von ſeinem Vater das erſtemal im 
Jahre 1861 herausgegebenen Kommentars veröffentlicht. Es iſt 
dies die zweite Auflage des neuen HGB. Der Kommentar des 
neuen HGB. iſt ein vollſtändig neues Werk, bei dem nur der Name 
des Verfaſſers der gleiche geblieben iſt. Der Vergleich dieſes 
renommierten Kommentars in ſeiner früheren Auflage zu der 
jetzigen zeigt den großen Schritt vorwärts, den die kommentierende 
Geſetzes bearbeitung in den letzten Jahrzehnten des abgelaufenen 
Jahrhunderts gemacht hat. Makower gibt ſeine Erklärungen in 
anſprechender Form klar und knapp; häufig gelingt ihm die 
Prägung eines neuen Ausdrucks, der in charakteriſtiſcher Weiſe 
einen beſtimmten Begriff kurz bezeichnet: z. B. Fernreiſender als 
Gegenſatz zum Stadtreiſenden. Das Bürgerliche Recht iſt in 
den handelsrechtlichen Kommentar ſo hineingearbeitet, daß er 
nicht als ſelbſtändiger Teil neben dieſem erſcheint. 

Der Düringer⸗Hachenburgſche Kommentar?) iſt weit 
größer angelegt. Die groß und tief angelegten Erläuterungen 
nehmen zuweilen monographiſchen Charakter an und bilden zum Teil 
ſelbſtändige Studien zu wichtigen Materien des Bürgerlichen Rechts. 
Von dieſem Kommentar liegt bisher vor der erſte Band (1899), 
enthaltend das erſte Buch HGB., der zweite Band (1901), 
enthaltend die allgemeinen Vorſchriften des dritten Buchs über 
Handelsgeſchäfte und der dritte Band (1905), enthaltend den 
Reſt des dritten Buchs (die einzelnen Handelsgeſchäfte). 

Zwiſchen dem Kommentar von Makower und Düringer⸗ 
Hachenburg ſteht dem Umfange nach der Kommentar von 
Samuel Goldmann,) der mit dem nunmehr erſchienenen 
dritten Bande zum Abſchluß gelangt iſt. Der Verfaſſer bietet einen 
großen, klaren und ſcharfſinnigen Kommentar, in dem er das 
Recht des HGB., wie es ſich in ſeiner Ergänzung durch 
das BGB. geſtaltet, zu vorzüglich gelungener Darſtellung 
bringt. Das liebevolle Eingehen auf die einſchlagenden Fragen 
des Bürgerlichen Rechtes fällt beſonders wohltuend auf. 

Alle dieſe vorgenannten Kommentare können den Kollegen 
zur Anſchaffung empfohlen werden. Es iſt Sache individueller 
Beurteilung, welchem Werke von dem einzelnen der Vorzug ge⸗ 
geben wird. Das Goldmannſche Werk hat neben ſeinem hervor⸗ 
gehobenen inneren Werte zur Zeit den unbeſtreitbaren Vorzug, 
daß es im Augenblick der neueſte vollſtändige Kommentar iſt. 

Im Anſchluß an die Kommentare zum HGB. möge hier 
noch des kürzlich in zweiter Auflage erſchienenen, von Max 
Hachenburg bearbeiteten Staubf chen Kommentars zum Geſetz, 

2 Handelsgeſetzbuch mit Kommentar, herausgegeben von 
H. Makower. Dreizehnte Auflage bearb. von F. Makower, Rechts⸗ 
anwalt. I. Band (erſte Hälfte). Berlin 1906. Im Verlag von 
J. Guttentag. WERE nr 5 

) Das Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 auf der Grund⸗ 
lage des Bürgerlichen Geſetzbuches erläutert von Dr. A. Düringer, 
Keichsgerichtsrat in Leipzig, und Dr. M. Hachenburg. Rechtsanwalt 
in Mannheim. III. Band; Drittes Buch des Geſetzes: Handels⸗ 
geſchäfte. — Die einzelnen Handelsgeſchäfte. Mannheim 1906. Im 
Verlag von J. Bensheimer. 

) Das Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 (mit Ausſchluß 
des Seerechts). Erläutert von Samuel Goldmann, Juſtizrat, Rechts⸗ 
anwalt bei den Landgerichten I, II und III in Berlin und Notar. 
Band I—III. Berlin 1906. Im Verlag von Franz Vahlen. 
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betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung,) Er⸗ 
wähnung geſchehen. Auch dieſes Werk Staubs erſcheint zwar 
in der alten Form und der erprobten Methode ſeines Urhebers, 
aber auch ihm gegenüber hat der Bearbeiter ſich die erforderliche 
Selbſtändigkeit gewahrt, ohne die das Werk nicht ſachgemäß 
fortzuführen und ſein Anſehen und Wert nicht aufrecht⸗ 
zuerhalten wäre. 


J. Makarewicz, Profeſſor an der Univerſität Krakau. 
Einführung in die Philoſophie des Strafrechts 
auf entwicklungsgeſchichtlicher Grundlage. Stuttgart. 
F. Enke, 1906. 

Reichſte Anregung wird in dieſem leicht geſchriebenen 
Buche jeder finden, der einmal das Strafrecht von höherer 
Warte aus betrachten möchte. 

Zunächſt behandelt der Verfaſſer allgemein die Rechts⸗ 
philoſophie und die Frage, was iſt das Weſen des Unſittlichen 
und Verbrecheriſchen? Er kommt zu dem Schluſſe, daß ſtets 
das als ſittlich gilt, was ſozial nützlich iſt und daß das 
Verbrechen eine beſonders antiſoziale Handlung iſt. In den 
weiteren Abſchnitten gibt er eine Entwicklungsgeſchichte des 
Verbrechens, der Strafe, des internationalen Rechtsgüter⸗ 
ſchutzes und der Schuld. 

In ſtaunenerregender Weiſe iſt ein ungeheures Material 
zuſammengetragen worden, welches die Theſen unterſtützt und 
veranſchaulicht. Der Autor kennt ſowohl Negergebräuche und 
altruſſiiſche Zuſtände wie moderne Börſenenqueten, ſowohl die 
älteſten Satzungen der Juden, Griechen, Römer uſw. wie die 
neueſten Geſetzentwürfe. Leider ſind die Zeitperioden recht 
ungleichmäßig behandelt. Die alten Anſchauungen hätten 
hinter der modernen Entwicklung mehr zurücktreten können. 

Auf das Kapitel über die Schuld, das am originellſten 
ausgefallen iſt, fei beſonders hingewieſen. Wenn auch z. B. 
die Konſtruktion der Teilnahme am Verbrechen als eines 
Reſtes der alten Kollektivverantwortlichkeit (eine ſoziale Gruppe 
büßt für das Vergehen ihres Mitgliedes) nicht einwandfrei iſt, 
ſo ſind andererſeits die Ausführungen über die ungerechte 
Erfolghaftung, die immer wieder zur Hintertür hineinkommt, 
ſehr zu begrüßen. Ph. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Entſch. Nr. 5 hält in einem beſonders eklatanten 
Falle die von dem RG. auf das BGB. gegründete Recht⸗ 
ſprechung über die Beſtandteilnatur von Maſchinen — es 
handelt ſich um eine elektriſche Kraftübertragungs⸗ und Licht⸗ 
anlage — neueren in der Literatur hervorgetretenen Meinungen 
gegenüber aufrecht und verweiſt, ſoweit die Verkehrsbedürfniſſe 
eine anderweite Regelung erfordern, auf den Geſetzgeber. 

Eine Fälligkeit des Gegenanſpruchs, auf die hin nur zur 
Leiſtung Zug um Zug zu verurteilen iſt, liegt nach Entſch. 
Nr. 10 bei Anſprüchen aus demſelben Rechtsverhältnis auch 
dann vor, wenn der Gegenanſpruch erſt mit der Bewirkung der 
Leiſtung entſteht. 

Einen Anwendungsfall der 88 323, 325 bietet Entſch. Nr. 11, 
wo die Übertragung der Hypothek unmöglich wurde, weil zwiſchen 
der Abgabe der Ubertragungserklärung des Hypothekenglaubigers 
und der Übergabe des Hypothekenbriefs der Ausfall der 
Hypothek erfolgt war. 

Die Vereinbarung, daß eine künftig erſt aus einem anderen 
Schuldgrunde zur Entſtehung gelangende — nicht ſchon ge⸗ 
langte — Forderung als Darlehen gelten ſoll, wird in Entſch. 
Nr. 19 als wirkſam anerkannt. 


5) Staubs Kommentar zum Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung. Zweite Auflage, bearb. von Dr. Max Hachen⸗ 
burg, Rechtsanwalt in Mannheim. Berlin 1906. Im Verlag von 
J. Guttentag. 
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Entſch. Nr. 21 beſchränkt die Anwendbarkeit der hanzen 
Verjährung, die $ 638 BGB. für den aus einem Werkvertrage 
entſtehenden Schadenserſatzanſpruch feſtſetzt auf ſolche Fälle, 
in denen der Schaden dem gelieferten Werke unmittelbar an⸗ 
haftet, nicht aber erſt etwa bei Benutzung des mangelhaften 
Werks infolge des Mangels eingetreten iſt. 

Entſch. Nr. 24 behandelt die Frage des Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs gegen die Stadtgemeinde, aus deren Gasrohrleitung 
infolge nicht zu vertretenden Rohrbruchs Gas in ein Gebäude 
ſtrömte und daſelbſt zu einer Exploſion führte. 

Der Hypothek unterliegen nicht die nicht in das Eigentum 
des Grundſtückseigentümers gelangten Zubehörſtücke. Solche 
fremden Zubehörſtücke können, wie in Entſch. Nr. 26 dargelegt 
wird, der Hypothek nur in der Weiſe unterworfen werden, daß 
das Eigentum auf den Grundſtückseigentümer übertragen wird, 
nicht aber durch eine Erklärung des Eigentümers der Zubehör⸗ 
ſtücke, daß er ſie der Hypothek unterwerfe. Ein Pfandrecht 
kann dem Hypothekengläubiger nur nach der Vorſchrift des 
Fauſtpfandrechts beſtellt werden. 

Die Rechtsbeziehungen aus der Verſicherung von Maſchinen, 
die als Beſtandteile oder als Zubehör eines Grundſtücks in 
Betracht kommen, werden im Verhältniſſe zu den Hypotheken 
gläubigern und zu dem Erſteher des Grundſtücks einer ausführlichen 
Erörterung in Entſch. Nr. 27 unterzogen. a 

Der Zeitpunkt, wann die Hypothekenabtretung ſich ver⸗ 
wirklicht in dem Falle, daß die ſchriftliche Abtretungserklärung 
an den Notar zur Einreichung bei dem Grundbuchamt über 
geben iſt, wird eingehend in Entſch. Nr. 28 erörtert. 

Für die Entſcheidung des Erziehungsſtreits der geſchiedenen 
Ehegatten bedarf es nach Entſch. Nr. 30 auch im Fall des 
S 1636, d. h. bei Regelung des perſönlichen Verkehrs des von 
der Erziehung ausgeſchloſſenen Ehegatten mit dem Kinde nicht 
der Beſtellung eines Pflegers für das Kind. 

Die Entſch. Nr. 32 bringt — abgeſehen von dem zur 
Einführung in den juriſtiſchen Sprachſchatz nicht empfehlenswerten 
Ausdruck der „klagegegenſtändigen Sachen“ — einen wertvollen 
Beitrag zur Lehre von der Nebenintervention. 

Zu den von dem RG. gemäß 0 567 Abf. 2 ZRO. fem 
zu haltenden Beſchwerden in Koſtenſachen wird in Entſch. Nr. 34 
auch die Beſchwerde des Armenanwalts gerechnet, der gemäß 
5 125 30. verlangt, daß die Verpflichtung der Partei zu 
Nachzahlung der Koſtenbeträge feſtgeſtellt wird, von deren Be 
richtigung fie auf Grund des Armenrechts einſtweilen befreit wat. 

Die zivilrechtliche Bedeutung der in einem Schriftſatz von 
dem Prozeß bevollmächtigten abgegebenen materiellen Er⸗ 
klärungen, wie Anfechtungs⸗ und Aufrechnungserklärungen, wird in 
Entſch. Nr. 35 erörtert und dabei feſtgeſtellt, daß die Wirkung 
ſolcher Erklärungen eine allgemeine d. h. nicht auf den Prozeß, 
in dem ſie abgegeben wurde, beſchränkte iſt. 

A 5 für Zustellungen an Anwaltsſozietäten it Entid. 
r. 36. 


Die zweiwöchige Friſt des § 207 3PO0., innerhalb der 
der zur Wahrung einer Notfriſt rechtzeitig bei Gericht ein; 
gereichte Schriftſatz zuzuſtellen iſt, hat nach Entſch. Nr. 37 als 
Erweiterung einer Notfriſt ſelbſt Notfriſtcharakter und wird 
deshalb durch die Gerichtsferien nicht gehemmt. . 
Daß die öffentliche Zustellung eines Verſäumnisurteil 
einen beſonderen ſie bewilligenden Gerichtsbeſchluß erfordert und 
daß dieſer nicht dadurch entbehrlich gemacht wird, daß bereit 
für die Klage die öffentliche Zuſtellung bewilligt war, wird I 
Entſch. Nr. 39 ausgeführt. N 
Eine Warnung für die Kollegen, die ihren Namen m⸗ 
leſerlich zu ſchreiben pflegen, bietet Entſch. Nr. 48. 
Ein Warenhaus hatte Exemplare von Königs Kursbu, 
die es ſich durch Jwiſchenperſonen verſchafft hatte, für 30 J 
anſtatt des von dem Verleger vorgeſchriebenen Preises 15 


50 Pf. verkauft. ; 
a ft. In Entſch. Nr. 57 wird ausgefüh 


tt, 
| erleger ein dinglich wi srecht nicht 
zuſtehe 9 inglich wirkendes Unterſagungsrech 2. 


Für die Redaktion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Erben des verftorbenen Herrn Geheimen Juſtizrat 
Otto Haſe in Altenburg haben dem Kapitalgrundſtock der 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte eine Zuwendung von 
1000 Mark gemacht, wofür wir unſeren verbindlich ſten 
Dank ausgeſprochen haben. 


Auf die Tagesordnung der auf den 7. Oktober 1906, 
Mittags 12 Uhr nach Leipzig, Reichsgerichtsgebände, Haupt⸗ 
zimmer der Rechtsauwaltſchaft bei dem Reichsgericht, be⸗ 
rufenen zweinndzwanzigſten ordentlichen Generalverfammlung 
der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte wird ferner geſetzt: 

6. Antrag des Juſtizrat Buſch zu Tilſit, des Rechts⸗ 
anwalt Behrendt zu Danzig und des Jnuſtizrat 
Elze zu Halle a. S.: 

„Die XXII. ordentliche Generalverſammlung der 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte wolle be- 
ſchließen: 

Zur Ausführung des vom XVII. Deutſchen 
Anwaltstage am 13. September 1905 zu Han- 
nover gefaßten Beſchluſſes ſoll eine auf frei- 
willigem Beitritt beruhende Allgemeine Ruhe 
gehalts⸗, Witwen ⸗ und Waiſenkaſſe für die 
dentſchen Rechtsauwälte nach dem von dem 
Kaiſerlichen Aufſichtsamte für Privatverſiche 
rungen gebilligten Satzungsentwurf des Arbeits- 
ausſchuſſes errichtet werden. 

Dieſer Verſicherungskaſſe ſtellt die Hälfskaſſe 

aus ihrem Kapitalgrundſtock als Gründungs⸗ 
fonds 500 000 Mark zur freien Verfügung. 

Der Borftand der Hülfskaſſe wird erſucht, 
das Weitere zur Durchführung dieſes Beſchluſſes 
zu veranlaſſen.“ 


Leipzig, den 30. Auguſt 1906. 


Hülfskaßſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr, Juſtizrat, Vorſitzender. 


— 


Satzung der Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
kaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Einleitung. 
Unter dem Namen: 
„Ruhegehalts-, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte“ 
wird ein Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit mit dem 
Sitze in. Leipzig errichtet. 

Die Kaſſe hat den Zweck, nach den Beſtimmungen dieſer 
Satzung ihren Mitgliedern bei eintretender Invalidität ($ 9) 
ein Ruhegehalt und den Witwen und Waifen verſtorbener 
Mitglieder Renten zu gewähren. | 

Für die Kaſſe gelten folgende Vorſchriften: 


Aufnahmebedingungen. 


8 1. Mitglied der Kaffe kann jeder, in einer Anwalts⸗ 
lifte eingetragene deutſche Rechtsanwalt und jede deutſche 
Anwaltskammer für ihre Mitglieder werden. 

8 2. Der Beitritt erfolgt durch ſchriftliche Anzeige an 
den Vorſtand der Kaſſe, welcher den Beitretenden eine ſchrift⸗ 
liche Beſcheinigung über die Mitgliedſchaft und ein Exemplar 
der Satzung gegen Empfangsbeſcheinigung vor Abſchluß des 
Verſicherungsvertrages zu erteilen hat. 

8 3. Die Mitgliedſchaft beginnt mit demjenigen Tage, 
an welchem die Anzeige des Beitritts beim Vorſtande ein⸗ 
gegangen iſt. 


Ende der Mitgliedſchaft. Wiederaufnahme ausgeſchiedener 
Mitglieder. 


8 4. Die Mitgliedſchaft endet: 
a) durch den Tod des Mitglieds, 
b) durch die Löſchung des Mitglieds in der Anwalts⸗ 
liſte vor Eintritt der Invalidität, 
c) durch freiwilligen Austritt, 
d) durch den Ausſchluß. 
Von der Mitgliedſchaft können ausgeſchloſſen werden 
Mitglieder, welche mit ihren Zahlungen an die Kaſſe länger 
als 6 Monate im Rückſtande find, nachdem fie eine zwei⸗ 


malige ſchriftliche Aufforderung des Vorſtandes zur Zahlung 
74 
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unbeachtet gelaſſen haben. Dieſe Aufforderung hat durch 
eingeſchriebenen Brief zu erfolgen und die Androhung des 
Ausſchluſſes zu enthalten. 

Die Ausſchließung eines Mitgliedes erfolgt durch den 
Beſchluß des Vorſtandes, welcher dem Mitgliede zuzuſtellen iſt. 

Gegen den Beſchluß des Vorſtandes ſteht dem Mitgliede 
die Berufung an das Schiedsgericht ($ 13) zu. Die Be⸗ 
rufung iſt einen Monat nach Zuſtellung des Beſchluſſes beim 
Vorſtande ſchriftlich anzumelden. Wird Berufung nicht ein⸗ 
gelegt, oder wird die Berufung zurückgewieſen, ſo endigt die 
Mitgliedſchaft mit der Zuſtellung des Ausſchließungsbeſchluſſes. 


Arten der Verſicherung. Eintrittsgeld und Beiträge. 


§ 5. 1. Die Verſicherung erfolgt in 5 Klaſſen. 

2. Jedes beitretende Mitglied hat ein Eintritts⸗ 
geld von 30 Mark zu zahlen. 

3. An Jahresbeiträgen ſind bis zum Tode des 
Mitglieds vierteljährlich im voraus innerhalb 
der erſten Woche zu zahlen: 

in Klaſſe 1 50 Mark, 


„II 100 
= - II 200 ⸗ 
2 s IV 300 2 
2 = V 400 7 


Alle Zahlungen an die Kaſſe ſind portofrei an den Vor⸗ 
ſtand einzuſenden. Der Poſtſchein gilt als Quittung. 

Für das Kalendervierteljahr, in welchem der Eintritt 
angemeldet wird, iſt der volle Beitrag zu entrichten. 

Solange ein Mitglied Ruhegehalt bezieht, iſt es von 
Zahlung der Beiträge befreit, jedoch ſind die Beiträge nach 
Tarif C auf alle Fälle bis zum Tode des Zuerſtſterbenden 
zu entrichten. 

§ 6. Die Verſicherung kann beantragt werden: 

a) für das Ruhegehalt, die Witwen⸗ und Waiſenrente 

gleichzeitig (Tarif A); 
b) nur für das Ruhegehalt (Tarif B); 
e) nur für die Witwen⸗ und Waiſenrente (Tarif C). 

Die Höhe der Leiſtungen zu a— c beſtimmt ſich nach 
den anliegenden Tarifen, welche einen Beſtandteil dieſer 
Satzung bilden. 

Jedes beitretende Mitglied hat in ſeiner Beitrittserklärung 
anzugeben, welche der drei Verſicherungen es wählt und in 
welcher Klaſſe es ſich verſichern will. 

Jedes Mitglied iſt berechtigt, bis zur Dauer von 
10 Jahren Nachzahlung zu leiſten und ſich dadurch die Rechte 
zu erwerben, die mit dem Alter verbunden ſind, bis zu 
welchem zurück die Nachzahlung geleiſtet wird. Dieſe Nach⸗ 
zahlung iſt mit 6 Prozent von jeder Vierteljahrsrate ſeit 
deren Fälligkeit zu verzinſen. Ratenweiſe Entrichtung iſt 
geſtattet. Wird dieſe auf die ganze Dauer der Verſicherung 
verteilt, ſo iſt eine Zuſatzprämie nach verſicherungstechniſchen 
Grundſätzen zu berechnen. Jedoch wird die Wartezeit durch 
eine Nachzahlung nicht berührt. 

8 7. Der freiwillige Austritt aus der Kaſſe ift nur 
am Schluſſe eines Kalendervierteljahrs zuläſſig. 

Schwebt gegen das Mitglied ein ehrengerichtliches Ver⸗ 
fahren, ſo iſt der Austritt erſt nach Beendigung desſelben 
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und nur dann zuläſſig, wenn auf eine andere Strafe als 
auf Ausſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft erkannt iſt. 

Mitglieder, die freiwillig aus der Kaſſe ausgeſchieden 
find, haben Anſpruch auf Zahlung von ¼ der für fie an- 
geſammelten Prämienreſerve. 

§ 8. Jedes Mitglied iſt berechtigt, bis zum vollendeten 
50. Lebensjahr von einer niederen in eine höhere Klaſſe und 
von einer höheren in eine niedere überzutreten. 

Im erſteren Falle iſt die Differenz zwiſchen den Bei⸗ 
trägen der höheren und der niederen Klaſſe durch eine ver⸗ 
ſicherungstechniſch zu berechnende Zuſatzprämie zu zahlen; im 
anderen Falle werden die geleiſteten höheren Beiträge auf 
die künftigen Beiträge angerechnet. 


Leiſtungen der Kaſſe. 

§ 9. Die Kaſſe gewährt nach fünfjähriger Dauer der 
Mitgliedſchaft (Wartezeit) nach Maßgabe der beſtehenden 
Verſicherung: 

a) an invalide Mitglieder ein Ruhegehalt; als invalide 
Mitglieder gelten ſolche, welche infolge von Arbeits- 
unfähigkeit in der Lifte der Anwälte gelöſcht find; 
oder ſolche, deren Erwerbsfähigkeit nach Vollendung 
des 65. Lebensjahres durch Krankheit oder andere 
Gebrechen dauernd auf weniger als 7 herabgeſetzt 
iſt; letzteres iſt dann anzunehmen, wenn das Mit⸗ 
glied nicht mehr imſtande iſt, / feines Durchſchnitts⸗ 
verdienſtes aus den 3 letzten Jahren zu erwerben. 
Mit dem Fortfall dieſer Vorausſetzung endigt der 
Bezug des Ruhegehaltes; N 

b) an die Frauen verſtorbener Mitglieder eine Witwen⸗ 
rente, 

c) an jede vaterloſe Waiſe eine Waiſenrente. 

Die Höhe des Ruhegehalts und der Witwenrente wird 
durch die anliegenden Tarife beſtimmt. Sie richten ſich nach 
Jahresbeiträgen und der Dauer derſelben. Iſt die Frau 
um mehr als 10 Jahre jünger als ihr Mann, ſo iſt ein 
verſicherungstechniſch zu berechnender jährlicher Zuſchlag zu 
dem Jahresbeitrag zu entrichten. 

Die Waiſenrente beträgt für jede vaterloſe Waiſe 
10 Prozent der jeweiligen Witwenrente. . 

Sind Vater und Mutter geſtorben, ſo beträgt die 
Waiſenrente für jedes Kind 15 Prozent derjenigen Witwen⸗ 
rente, welche die Mutter im Augenblicke des Todes dei 
Vaters bezogen hätte. 

Die Witwenrente wird bis zur Wiederverheiratung der 
Witwe, die Waiſenrente wird bis zum vollendeten 18. Lebens⸗ 
jahr der Waiſe entrichtet. Mehrere Halbwaiſen erhalten zu⸗ 
ſammen höchſtens 40 Prozent, mehrere Vollwaiſen zuſammen 
höchſtens 60 Prozent der Witwenrente. 

Bei Berechnung des Ruhegehalts, der Witwen- und 
Waiſenrente kommen nur volle Beitragsjahre in Anſatz 

Erhielt ein früheres nach Tarif A verſichertes Mitglie 
Ruhegehalt, ſo gelten die Ruhegehaltsjahre für die Berechnung 
der ſpäter zu gewährenden Witwen⸗ und Waiſenrente als 
volle Beitragsjahre. 

§ 10. Wenn ein Mitglied aus einer niederen Klaſſe 
in eine höhere übergetreten ift (8 8), werden die der höheren 
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Klaſſe entſprechenden Leiſtungen erſt gewährt, wenn feit dem 
Übertritt neuerdings eine Wartezeit von 5 Jahren verfloſſen iſt. 

Das Gleiche iſt der Fall, wenn ein nach Tarif B ver⸗ 
ſichertes Mitglied (infolge ſeiner Verheiratung) ſich nach⸗ 
träglich nach Tarif C ($ 6) verſichert. 

$ 11. Ruhegehalt und Witwenrente werden bis zum 
Schluſſe des Kalendervierteljahrs, in welchem das Mitglied 
oder ſeine Witwe geſtorben iſt, entrichtet. 

Bezog ein Mitglied Ruhegehalt, dann werden die Witwen⸗ 
und Waiſenrenten von dem auf den Tod des Mitglieds 
folgenden Kalendervierteljahr an gezahlt. 

§ 12. Wenn ein Mitglied vor Ablauf der Wartezeit 
infolge von Arbeitsunfähigkeit in der Anwaltsliſte gelöſcht 
wird oder ſtirbt, dann haben das Mitglied oder ſeine Erben 
Anſpruch auf Rückgewähr der entrichteten Jahresbeiträge. 

Ausgeſchiedenen Mitgliedern, die der Kaſſe wieder bei⸗ 
treten wollen, iſt das früher gezahlte Eintrittsgeld anzurechnen, 
doch haben ſie die ihnen beim Ausſcheiden zurückgewährten 
drei Viertel der Prämienreſerve und die inzwiſchen fällig 
geweſenen Beiträge, beides bezüglich fünf vom Hundert ein⸗ 
facher Zinſen, nachzuzahlen. Der Wartezeit ($ 9) unterliegen 


wiederbeitretende Mitglieder von neuem, falls ſie länger 


als / Jahr der Kaſſe fern waren. 

Wenn ein Mitglied ſich in der Anwaltsliſte löſchen läßt, 
um ſich in eine andere eintragen zu laſſen, hat es dem Vor⸗ 
ſtande hiervon unverzüglich Anzeige zu machen. 

Wenn das Mitglied innerhalb einer Friſt von drei 
Monaten nach ſeiner Löſchung in eine neue Anwaltsliſte ein⸗ 
getragen wird, bleibt es in der Zwiſchenzeit Mitglied der 
Kaſſe mit allen Rechten und Pflichten. Verlängerung der 
Friſt durch den Vorſtand der Kaſſe iſt zuläſſig. 

Läßt das Mitglied ſich nicht in der angegebenen Friſt 
in eine neue Anwaltsliſte eintragen, dann gilt die Verſicherung 
als aufgehoben. Ein ſolches Mitglied hat Anſpruch auf 
Zahlung von drei Viertel feiner Prämienreſerve. 


Rechtsſtreitigkeiten. 

$ 13. Aber Streitigkeiten wegen der Anſprüche gegen 
die Kaſſe, ſowie über Berufungen gegen Ausſchließungs⸗ 
beſchlüſſe entſcheidet unter Ausſchluß des Rechtsweges ein 
Schiedsgericht von Rechtsanwälten. Das beteiligte Mitglied 
oder deſſen Witwe und Waiſen einerſeits und der Kaſſen⸗ 
vorſtand andererſeits wählen je einen Schiedsrichter aus der 
Zahl der Mitglieder der Kaſſe. Als drittes Mitglied des 
Schiedsgerichts und Obmann iſt ein Rechtsanwalt vom Vor⸗ 
ſtande derjenigen Anwaltskammer zu beſtimmen, welchem das 
Mitglied angehört oder zuletzt angehört hat. 


Organiſation der Kaſſe. 


§ 14. Die Organe der Kaſſe find: 
die Mitgliederverſammlung, 
der Aufſichtsrat, 
der Vorſtand. 


Mitgliederverſammlung. 
§ 15. Die Mitgliederverſammlung beſteht aus den Mit- 
gliedern der Kaſſe. 


— 
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Anwaltskammern, welche Mitglieder find, werden durch 
den Vorſitzenden der Kammer oder durch ein von ihm be- 
ſtelltes Kammermitglied vertreten. 

§ 16. Mitgliederverſammlungen werden durch den Vor⸗ 
ſtand mittels öffentlicher Bekanntmachung in den durch die 
Satzung beſtimmten Blättern einberufen. Sie ſind alle 
2 Jahre an einem vom Auſſichtsrate zu beſtimmenden Orte 
abzuhalten. 

Außerordentliche Mitgliederverſammlungen ſind einzu⸗ 
berufen, wenn die Aufſichtsbehörde es verlangt, wenn das 
Intereſſe der Kaſſe es erfordert, wenn die Reviſoren es 
ſchriftlich beantragen, wenn mindeſtens der 10. Teil der Mit⸗ 
glieder unter Angabe des Zwecks und der Gründe ſchriftlich 
bei dem Vorſtande darauf anträgt und wenn der Auffichts- 
rat es verlangt. In dieſen Fällen muß der Vorſtand die 
Mitgliederverſammlung innerhalb längſtens vier Wochen an⸗ 
beraumen und abhalten. 

Zeit und Ort der Verſammlung, ſowie die Gegenſtände 
der Beratung ſind bei der öffentlichen Einladung mitzuteilen. 
Die Bekanntmachung muß ſpäteſtens eine Woche vor dem 
Tage der Verſammlung erfolgen. 


Obliegenheiten der Mitgliederverſammlung. 

§ 17. Die Mitgliederverſammlung hat folgende Ob⸗ 
liegenheiten. 

a) ſie wählt den Vorſtand, den Aufſichtsrat und die 
Reviſoren, 

b) ſie hat auf Grund des von Reviſoren zu erſtattenden 
Berichts dem Vorſtande und dem Aufſichtsrate Ent⸗ 
laſtung zu erteilen und über die Jahresüberſchüſſe 
zu beſtimmen und über das Ergebnis der Bilanz 
($ 31) zu beſchließen, 

e) ſie hat über Vorlagen des Vorſtandes oder des 
Aufſichtsrates, über Anträge von Mitgliedern, über 
Anderungen der Satzung und über die Auflöſung 
der Kaſſe zu beſchließen. 

$ 18. Den Vorſitz in der Mitgliederverſammlung führt 
der Vorſitzende des Aufſichtsrats oder ſein Stellvertreter; 
er beſtellt den Protokollführer. 

Der Protokollführer nimmt über den Hergang der Ver⸗ 
handlungen ein Protokoll auf, welches am Schluſſe zu ver⸗ 
leſen und von dem Vorſitzenden und dem Protokollführer zu 
unterzeichnen iſt. 

$ 19. Die Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung werden 
in der Regel durch einfache Mehrheit der anweſenden Mit⸗ 
glieder gefaßt. 

Die Mitgliederverſammlung beſchließt über die Form 
der Abſtimmung. 

Zu Beſchlüſſen über Satzungsänderungen und über den 
Widerruf der Beſtellung zum Mitgliede des Aufſichtsrates 
iſt eine Mehrheit von drei Viertel der erſchienenen Mit⸗ 
glieder, zu Beſchlüſſen über die Auflöſung der Kaſſe die 
Anweſenheit von zwei Drittel der Kaſſenmitglieder, ſowie 
eine Mehrheit von drei Viertel der erſchienenen Mitglieder 
erforderlich. 

Wenn die Verſammlung beſchlußunfähig iſt, ſo iſt die 
demnächſt einzuberufende neue Verſammlung ohne Rückſicht 
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auf die Zahl der Erſchienenen mit einfacher Mehrheit der 
Erſchienenen beſchlußfähig, auch wenn es ſich um die Auf⸗ 
löſung der Kaſſe handelt. Auf dieſe Folge iſt in der Ein⸗ 
ladung hinzuweiſen. 

Ein Mitglied iſt nicht ſtimmberechtigt, wenn die Be⸗ 
ſchlußfaſſung ein Rechtsgeſchäft zwiſchen ihm und der Kaſſe 
betrifft. 

Aufſichtsrat. 

§ 20. Der Auſſichtsrat beſteht: 

1. aus 6 bis 12 Kaſſenmitgliedern. Die Wahl der⸗ 
ſelben erfolgt auf 6 Jahre mit der Maßgabe, daß 
alle 2 Jahre ein Drittel der Mitglieder ausſcheidet. 
Für den Fall, daß die Zahl der Mitglieder nicht 
durch 3 teilbar iſt, müſſen das erſte Mal oder die 
beiden erſten Male drei oder vier ausſcheiden. Die 
zum erſten Male Ausſcheidenden werden durch das 
Los beſtimmt. 

Wiederwahl iſt zuläſſig. 

Für ein vor dem Ablaufe der Wahlperiode aus⸗ 
ſcheidendes Mitglied erfolgt eine Erſatzwahl für 
den Reſt der Wahlperiode. 

2. aus den jeweiligen Vorſitzenden des deutſchen An⸗ 
waltsvereins und der Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte, ſo lange beide beſtehen. In Behinderungs⸗ 
fällen treten an Stelle der Vorſitzenden ihre Stell⸗ 
vertreter ein. 

§ 21. Der Aufſichtsrat wählt aus feiner Mitte einen 
Vorſitzenden und einen Schriftführer und für jeden einen 
Stellvertreter. 

8 22. Der Aufſichtsrat hat folgende Obliegenheiten: 

a) er ſtellt die Verwaltungsgrundſätze für den Vor⸗ 
ſtand feſt, 

b) er führt die Aufſicht über die Verwaltung des 
Vorſtandes. 

8 23. Der Aufſichtsrat iſt beſchlußſähig, 
mindeſtens die Hälfte der Mitglieder erſchienen iſt. 

Die Einladung der Mitglieder des Auffichtsrats zu den 
Sitzungen hat ſchriftlich zu erfolgen. Das Einladungs⸗ 
ſchreiben muß ſpäteſtens am fünften Tage vor der Ver⸗ 
ſammlung eingeſchrieben zur Poſt gegeben ſein. 

Mit Ausnahme von Wahlen können Beſchlüſſe des Auf⸗ 
ſichtsrats mittels ſchriftlicher Abſtimmung gefaßt werden, 
wenn nicht ein Mitglied mündliche Abſtimmung verlangt. 

Die bei einer Angelegenheit beteiligten Mitglieder des 
Auffihtsrats find von der Beſchlußfaſſung ausgeſchloſſen. 

§ 24. Der Aufſichtsrat hat alle vier Jahre durch 
einen ſachverſtändigen Verſicherungsmathematiker prüfen zu 
laſſen, ob hinſichtlich der Lebensfähigkeit der Kaſſe eine Ver⸗ 
änderung eingetreten iſt und ob und welche Anderungen der 
Satzung hinſichtlich der in Zukunft zu zahlenden Renten 
erforderlich erſcheinen. Er hat von dem Reſultate der 
Prüfung dem Vorſtand unverzüglich Mitteilung zu machen 
und alsbald über etwa erforderliche Satzungsänderung den 
Beſchluß der Mitgliederverſammlung herbeizuführen. 

Wird durch eine Satzungsänderung beſchloſſen, die 
Leiſtungen der Kaſſe herabzuſetzen, ſo iſt ein ſolcher Beſchluß 
auch für die beſtehenden Verſicherungsverhältniſſe wirkſam. 
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§ 25. Die Mitglieder des Auſſichtsrats erhalten für 
die Teilnahme an den Sitzungen des Auſſichtsrats Reiſe⸗ 
koſten und Tagegelder nach der Gebührenordnung für 
deutſche Rechtsanwälte. 


Vorſtand. 


§ 26. Der Vorſtand beſteht aus ein oder zwei Per⸗ 
ſonen. Die Beſtellung von Stellvertretern iſt zuläſſig. 

Dem Vorſtande liegt die Verwaltung der Kaſſe ob; er 
vertritt ſie gerichtlich und außergerichtlich und hat die 
Stellung eines geſetzlichen Vertreters. 

Erklärungen, welche die Kaſſe verpflichten ſollen, bedürfen 
der Unterſchrift des Vorſtandes oder ſeiner Stellvertreter. 

Iſt eine Willenserklärung der Kaſſe gegenüber abzugeben, 
ſo genügt die Abgabe gegenüber einem Mitgliede des Vor⸗ 
ſtandes. 

§ 27. Der Vorſtand hat einen Kaſſenführer und die 
nach ſeinem Ermeſſen nötigen Hilfskräfte anzuſtellen. Die 
Wahl und die Anſtellungsbedingungen unterliegen der 
Genehmigung des Auſſichtsrats. 

5 28. Der Vorſtand hat dem Aufſichtsrate jährlich 
und der Mitgliederverſammlung alle zwei Jahre Rechnung 
zu legen. 

§ 29. Die Beſtellung der Mitglieder des Vorſtandes 
kann jederzeit von der Mitgliederverſammlung, in dringenden 
Fällen von dem Aufſichtsrate widerrufen werden, unbeſchadet 


des Anſpruches auf die vertragsmäßige Vergütung. 


Der Auffihtsrat hat erforderlichenfalls für die Ver: 
tretung verhinderter oder vorzeitig ausgeſchiedener Vorſtands⸗ 
mitglieder zu ſorgen. 

§ 30. Die Verwaltung der Vermögensbeſtände liegt 
dem Vorſtande ob. Er hat ſie von anderen Geldern getrennt 
zu verwahren und, ſoweit ſie zur Beſtreitung der laufenden 
Ausgaben nicht nötig find, nach den Beſtimmungen der 89 59 
und 60 des Geſetzes über Privatverſicherungen anzulegen. 

8 31. Wenn die nach $ 24 aufzuſtellende Bilanz einen 
Aberſchuß ergibt, iſt dieſer einer beſonderen Rücklage (Reſerve⸗ 
fonds) zuzuweiſen. | 

Hat dieſe Rücklage die Höhe von 10 vom Hundert der 
rechnungsmäßigen Prämienreſerven erreicht, ſo iſt der ver⸗ 
bleibende Teil des Uberſchuſſes entweder nach Maßgabe des 
zuletzt gezahlten vollen Jahresbeitrages an die zur Zeit der 
Bilanzaufſtellung vorhandenen Mitglieder zurückzuzahlen oder 
zur Erhöhung der Kaſſenleiſtungen oder Ermäßigung der 
Mitgliederbeiträge zu verwenden. 

Ein etwaiger Fehlbetrag iſt aus der beſonderen Rücklage 
zu decken. Soweit dieſe Deckung nicht ausreicht, iſt der 
verbleibende Fehlbetrag durch entſprechende Herabſetzung der 
Kaſſenleiſtung zu beſeitigen. 

Die Erhebung von Nachſchüſſen iſt unzuläſſig. 


Reviſoren. 


5 32. Die Mitgliederverſammlung hat alle zwei Jahre 
drei Reviſoren aus der Zahl der Kaſſenmitglieder zu wählen. 
Die Reviſoren dürfen nicht Mitglieder des Vorſtandes ſein. 

Für einen ausſcheidenden Reviſor iſt für den Reſt der 
Amtsdauer ein Erſatzmann vom Aufſichtsrat zu wählen. 
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8 33. Die Reviſoren erhalten Erſatz ihrer Auslagen 
gleich den Mitgliedern des Aufſichtsrats. | 

Sie haben vor Aufftellung eines jeden Jahresabſchluſſes 
eine eingehende Prüfung der Kaſſenbücher und Beläge vor⸗ 
zunehmen. 

über den Befund der Prüfung, ſowie über die Ver⸗ 
mögenslage der Kaffe im allgemeinen haben fie dem Auf- 
ſichtsrate und der nächſten ordentlichen Mitgliederverſammlung 
Bericht zu erſtatten. 

Die Entlaſtung des Vorſtandes darf nur auf Grund 
ſolchen Berichts erfolgen. 

§ 34. Die Bekanntmachungen der Kaſſe erfolgen durch 
den „Reichsanzeiger“ und die Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Gründungsfonds. 

§ 35. Es iſt ein Gründungs fonds von 500 000 Mark 
zu bilden, welcher zur Deckung der Koſten der Errichtung 
der Kaſſe und als Garantie- und Betriebsfonds zu dienen hat. 

Der Gründungsfonds wird von der Hülfskaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte zur freien Verfügung der Kaſſe geſtellt, 
ohne daß die Hülfskaſſe einen Anſpruch darauf hat, an der 
Verwaltung der Kaſſe teilzunehmen. Die Hülfskaſſe hat 
auch keinen Anſpruch auf Verzinſung oder Rückzahlung des 
zum Gründungsfonds hergegebenen Kapitals, das ſie in bar 
zahlt. Er dient nach Beſtreitung der Koften der Errichtung 
als Garantie- und Betriebsfonds. 


Verteilung des Vermögens der Kaſſe im Falle der Auflöſung. 

§ 36. Die Mitgliederverſammlung, welche die Auflöſung 
der Kaſſe endgültig beſchloſſen hat ($ 19, Abſ. 3, 4), kann 
mit einfacher Stimmenmehrheit beſchließen, daß der geſamte 
Verſicherungsbeſtand einſchließlich der bereits fälligen Renten 
mit allen Aktiven und Paſſiven nach Maßgabe eines Mber- 
gangsvertrags, deſſen Inhalt ebenfalls der Genehmigung 
der Mitgliederverſammlung bedarf, auf ein anderes Ver⸗ 
ſicherungsunternehmen übergehen ſoll. Die Genehmigung 
des Inhalts des Übergangsvertrags kann mit dem vor⸗ 
ſtehenden Beſchluſſe verbunden werden. Beide Beſchlüſſe 
ſind für die Mitglieder des Vereins und die Rentenempfänger 
verbindlich. 

Wird der Verſicherungsbeſtand nicht in ſeiner Geſamtheit 
auf ein anderes Verſicherungsunternehmen übertragen, ſo 
erlöſchen die Verſicherungsanſprüche der noch nicht zum 
Rentenbezuge berechtigten Mitglieder mit dem letzten Tage 
desjenigen Monats, in welchem der Auflöſungsbeſchluß ſeitens 
der Aufſichtsbehörde genehmigt worden iſt. In dieſem 
Falle ſind die bereits erworbenen Rentenanſprüche ſicher zu 
ſtellen. Die Beiträge, welche über den genannten Termin 
hinaus gezahlt ſind, ſind den Mitgliedern zurückzuzahlen. 
Hinſichtlich der Verwendung des übrigen Vermögens hat die 
Mitgliederverſammlung darüber zu beſchließen, ob dasſelbe 
unter die Mitglieder verteilt, oder ob es zu einem ähnlichen 
Zwecke, wie ihn die Kaſſe verfolgte, verwendet werden foll. 

Sämtliche Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde. 
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Gibt es eine Haftung des Bürgen über den 
jeweiligen Beſtand der Hauptverbindlichkeit hinaus? 
Von Dr. jur. Ludwig Bendix, Berlin. 


Die Haftung des Bürgen über den jeweiligen Beſtand der 
Hauptverbindlichkeit hinaus wird im allgemeinen gemäß 
8 767 BGB. für ausgeſchloſſen und begriffswidrig gehalten. 
Dabei ſetzt man den jeweiligen Beſtand der Hauptverbindlichkeit 
als eine feſte und beſtimmte Größe voraus und rechnet nicht 
damit, daß in der Wirklichkeit und im Rechtsſtreite der Umfang 
der Hauptverbindlichkeit recht zweifelhaft ſein kann und im 
Bürgſchaftsvertrage wegen dieſer praktiſchen Schwierigkeiten 
eine beſtimmte Vereinbarung über jenen Umfang getroffen ſein, 
daß eben der jeweilige Beſtand der Hauptverbindlichkeit als 
ſolcher in beſtimmter Weiſe zwiſchen Bürgen und Gläubiger 
vereinbart werden kann. In ſolchen Fällen iſt es möglich, daß 
der Bürge dem Gläubiger in höherem Maße haftet als der 
Hauptſchuldner und mehr zu leiſten verpflichtet und verurteilt 
wird, als dieſer. 

Das iſt im einzelnen noch deutlicher zu machen. 

In gewiſſen, insbeſondere Verſicherungs betrieben ſind vor⸗ 
gedruckte Formulare für die Übernahme der ſelbſtſchuldneriſchen 
Bürgſchaft eingeführt, in welchen ſich der Vermerk findet, daß 
der Bürge die Kontoaufſtellung des Gläubigers (Verſicherers) 
über die Verpflichtungen des Hauptſchuldners (Agenten, 
Inſpektors, Generalagenten) vorbehaltlich des von dem Bürgen 
zu führenden Gegenbeweiſes gegen ſich gelten laſſen wolle. 

Es fragt ſich, welche rechtliche Bedeutung dieſer Abrede 
zukommt, oder ob ſie einer ſolchen entbehrt. Schwierigkeiten 
kann es natürlich nicht machen, wenn das Gericht den Gegen⸗ 
beweis als überflüſſig anſieht, weil es überzeugt iſt, der 
Anſpruch gegen den Hauptſchuldner beſtehe nach den eigenen 
Angaben des Gläubigers in ſeinem ganzen Umfange oder zu 
einem Teile überhaupt nicht, oder wenn das Gericht den 
Gegenbeweis durch den Bürgen als geführt anſieht. Soweit 
letzteres auf Grund einer ſtattgehabten Beweisaufnahme über 
Behauptungen des Bürgen der Fall iſt, beſtehen keine Be⸗ 
denken. Solche tauchen aber auf, wenn etwa der Tenor eines 
rechtskräftigen Urteils auf Abweiſung der Klage des Gläubigers 
gegen den Hauptſchuldner in dem Prozeſſe des Gläubigers 
gegen den Bürgen von letzterem zur Begründung des von ihm 
zu führenden Gegenbeweiſes herangezogen und als ſolche vom 
Gerichte anerkannt werden ſollte. Sicherlich wirkt die 
Rechtskraft des Urteils zwiſchen Gläubiger und Hauptſchuldner 
nur unter dieſen und nicht auch für oder gegen den Bürgen. 
Aber man wird ſich auf die akzeſſoriſche Natur der Bürger⸗ 
ſchaft berufen und geltend machen,“) gemäß § 767 Abſ. I 
Satz 1 BGB. falle mit jenem Urteile, das den Nichtbeſtand 
der Hauptverbindlichkeit rechtskräftig feſtſtelle, auch die Ver⸗ 
pflichtung des Bürgen fort. Hier erhebt ſich nun die Frage, 
ob durch die obige Abrede nicht eine Abänderung der geſetz⸗ 
lichen Rechtslage getroffen wird, freilich nicht für diejenigen, 


*) Hellwig: Weſen und ſubjektive Begrenzung der Rechtskraft, 
Leipzig 1901, S. 30: „Vielmehr liegt es im Begriff der rein akzeſſo⸗ 
riſchen Haftung, daß der Gläubiger von demjenigen, deſſen Haftung 
adjecta iſt, niemals mehr fordern kann, als von dem Hauptſchuldner.“ 
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die in 8 767 cit. eine zwingende Vorſchrift erblicken und auf 
Grund des überlieferten Begriffsſchemas das Problem über⸗ 
haupt leugnen, nicht für diejenigen, welche die Wirklichkeit 
Lügen ſtrafen wollen, indem ſie erklären, jene Abrede ſei begriffs⸗ 
widrig und daher rechtlich unmöglich, ſei perplex und daher 
ungültig. (88 139, 140 BGB.) 

Die hier aufgeworfene Frage erhebt ſich, wenn man nicht bloß 
mit den praktiſchen Bedürfniſſen des Verkehrs, ſondern auch mit 
der theoretiſchen Möglichkeit rechnet, daß das rechtliche Inſtitut der 
Bürgſchaft durch beſondere Vereinbarungen der Hauptverbind⸗ 
lichkeit gegenüber ganz verſelbſtändigt und über ſie hinaus in 
eigener Weiſe ausgeſtaltet wird, und zwar in ſolchem Umfange, 
daß auch das rechtskräftige Urteil auf Abweiſung der Klage 
des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner den Bürgen nicht 
befreit, wenn es ihm nicht gelingt, ſeinerſeits die Anſprüche 
des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner als nicht beſtehend 
nachzuweiſen. Denn die obige Vereinbarung hat gerade den Sinn 
und bezweckt, dem Gläubiger die Schwierigkeiten des Beweiſes 
abzunehmen und für den Fall, daß ihm aus formellen Gründen 
der Nachweis ſeiner materiell begründeten Anſprüche nicht ge⸗ 
lingt, die daraus ſich ergebenden Nachteile von ſich auf den 
Bürgen abzuwälzen. Dieſer ſoll, was den Beweis der Haupt⸗ 
verbindlichkeit anlangt, die prozeſſual ungünſtige Poſition des 
Gläubigers nicht für ſich geltend machen dürfen. Deshalb 
übernimmt er vertragsmäßig die Beweislaſt für den Nichtbeſtand 
der Hauptverbindlichkeit und verpflichtet ſich zugleich, vor⸗ 
behaltlich des Gegenbeweiſes, den Kontoauszug über die Haupt⸗ 
verbindlichkeit gegen ſich gelten zu laſſen. Die Vereinbarung 
hat alſo anſcheinend eine prozeſſuale und eine materielle Be⸗ 
deutung. Sieht man näher zu, ſo ergibt ſich die Unſelbſtändigkeit 
der prozeſſualen Bedeutung jener Vereinbarung, es ergibt ſich, 
daß es ſich dabei nur um die Verwirklichungsart des in der 
Vereinbarung gelegenen materiellen Rechtsverhältniſſes handelt. 
Der ausdrückliche Vorbehalt des Gegenbeweiſes und die aus⸗ 
drückliche Ubernahme der Beweislaſt erübrigt ſich inſofern, als 
in der Vereinbarung, den Kontoauszug über die Hauptverbind⸗ 
lichkeit gegen ſich gelten zu laſſen, ein Schuldanerkenntnis des 
Bürgen gelegen iſt. Wenn und weil aber in dem hier inter⸗ 
eſſierenden Falle dieſer Vorbehalt getroffen iſt, ſo liegt nicht ein 
Schuldanerkenntnis gewöhnlicher ($ 781 BGB.), ſondern ganz 
eigner Art vor. Nach dieſem beſonderen, den Bürgſchafts⸗ 
vertrag ergänzenden Anerkenntnisvertrage gilt die Haupt⸗ 
verbindlichkeit, welche der Gläubiger auf Grund ſeiner Bücher 
feſtſtellt, als beſtehend, und der Bürge unterwirft ſich von 
vorneherein der Feſtſtellung des Gläubigers, will aber ſeiner⸗ 
ſeits gegenüber der damit vereinbarungsgemäß gegen den Bürgen 
als begründet geltenden Forderung des Gläubigers das zugrunde 
liegende Schuldverhältnis zwiſchen dieſem und dem Haupt⸗ 
ſchuldner und inſofern das Bürgſchaftsverhältnis aufrollen dürfen, 
als es ihm gelingt, den Nichtbeſtand der Hauptverbindlichkeit 
nachzuweiſen.“) 


*) Hier ſoll in die rein theoretiſche Frage nach der rechtlichen 
Natur dieſer beſonderen Anerkenntnisverträge nicht näher eingetreten 
werden. Diesbezüglich vergleiche Pagenſtecher: Zur Lehre von der 
materiellen Rechtskraft, Berlin 1905, S. 94 flg.; Eccius: Rechts⸗ 
geſchäftlicher Verzicht auf Einreden in Gruchots Beitr. 50, 1 fig. 
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Verfolgt man dieſe Rechtslage im Prozeſſe des Gläubigers 
mit dem Hauptſchuldner und dem Bürgen, ſo will von vorne⸗ 
herein nicht recht einleuchten, daß die Entſcheidung bei gleichem 
Tatbeſtande im Verhältnis zum Bürgen anders ausfallen könnte, 
wenn beide zugleich in Anſpruch genommen werden, als wenn 
der Bürge nach rechtskräftiger Abweiſung der Klage gegen den 
Hauptſchuldner verklagt würde. Verlangt der Gläubiger im 
erſteren Falle 1000 Mark von ſeinen Schuldnern, und gelingt 
weder ihm der Beweis von 500 Mark noch dem Bürgen der 
Gegenbeweis in Höhe von 1000 Mark, ſo iſt die Klage in 
Höhe von 500 Mark dem Hauptſchuldner gegenüber abzuweiſen, 
dagegen ſind beide Schuldner als Geſamtſchuldner in Höhe von 
500 Mark zu verurteilen. Die Verurteilung des Bürgen zu 
weiteren 500 Mark erfolgt nicht in ſeiner Eigenſchaft als Bürge, 
ſondern auf Grund der beſonderen Vereinbarung, die hier als 
Schuldanerkenntnis bezeichnet iſt. Iſt die getroffene Ent⸗ 
ſcheidung richtig, dann kann unmöglich eine andere er⸗ 
gehen, wenn in dem Vorprozeſſe gegen den Hauptſchuldner 
bei tatſächlich gleicher Lage mangels Beweiſes rechts⸗ 
kräftige Abweiſung der Klage in Höhe von 500 Mark erfolgt 
iſt. Denn der Sinn der hier beſprochenen Abrede zwiſchen 
Gläubiger und Bürge geht ja gerade dahin, daß der letztere 
für dieſen Fall ſelbſtändig einſtehen ſoll, daß er ſich nicht auf 
den Nichtbeſtand der Hauptverbindlichkeit berufen dürfe, wenn 
der Gläubiger den Beſtand nicht nachweiſen, ſondern nur, wenn 
er, der Bürge, den Nichtbeſtand der Hauptverbindlichkeit, wie 
ſie nach der Feſtſtellung des Gläubigers von ihm anerkannt 
iſt, beweiſen könne. Iſt es alſo zur Abweiſung gekommen, 
weil die vom Gläubiger behaupteten Tatſachen nicht bewieſen 


ſind, oder die bewieſenen und zugeſtandenen den Beſtand der 


Hauptverbindlichkeit nicht begründen, ſo wirkt die Beweis⸗ 
fälligkeit des Gläubigers in dem Vorprozeſſe in dem Prozeſſe 
des letzteren mit dem Bürgen abredegemäß zu deſſen un⸗ 
gunſten. Denn der Bürge hat nach jener Abrede im Ver⸗ 
hältnis zum Gläubiger bei deſſen Beweisfälligkeit tatſächlich 
die gleiche Poſition wie dieſer im Verhältnis zum Haupt⸗ 
ſchuldner: Kann der Gläubiger dem letzteren den Beſtand 
ſeiner Verbindlichkeit nicht nachweiſen, ſo iſt auch regelmäßig 
der Bürge nicht in der Lage, den Nichtbeſtand des gläubigeriſchen 
Anſpruchs nachzuweiſen. Der dieſem obliegende Nachweis ergibt 


ſich nicht ohne weiteres auf Grund der rechtskräftigen Abweiſung 


der Klage des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner wegen 
Mangels des Beweiſes von Tatſachen, welche jene Verbindlich⸗ 
keit begründen ſollen und auch geeignet ſind, ſie zu begründen. 
Vielmehr liegt gerade hierin der Klagegrund für die In⸗ 
anſpruchnahme des Bürgen aus ſeiner beſonderen Vereinbarung. 
Denn der Bürge hat ja die Verpflichtung übernommen, das 
Nichtvorhandenſein der Tatſachen, welche den gläuberiſchen An⸗ 
ſpruch begründen könnten, zu beweiſen. Der Mangel des Be⸗ 
weiſes von Tatſachen, welche den gläubigeriſchen Anſpruch be 
gründen können, iſt aber noch lange kein Beweis für das 
Nichtvorhandenſein ſolcher Tatſachen. Deshalb kann auch die 
rechtskräftige Abweiſung einer Klage wegen des bezeichneten 
Mangels kein Beweis für das Nichtvorhandenſein jener Tat⸗ 
ſachen ſein. Die rechtskräftige Feſtſtellung, daß der Anſpruch 
des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner nicht beſteht, weil 
die den Anſpruch begründenden Tatſachen nicht bewieſen ſind, 
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enthält alſo auch nicht zugleich eine rechtskräftige Feſtſtellung, 
daß der Anſpruch des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner 
nicht beſteht, weil das Nichtvorhandenſein der den Anſpruch 
begründenden Tatſachen bewieſen iſt. 

Nur eine rechtskräftige Feſtſtellung auf der letzteren Grund⸗ 
lage würde der Bürge in ſeinem Prozeſſe mit dem Gläubiger 
für ſich geltend machen können, . ... wenn dieſe Grundlage 
ſelbſt der Rechtskraft fähig wäre. Da dies nicht der Fall iſt, 
und da ſich aus dem Urteilstenor niemals ergibt, ob die Ab⸗ 
weiſung des Gläubigers in ſeinem Rechtsſtreit mit dem Schuldner 
mangels Beweiſes oder wegen Nichtvorhandenſeins der den 
Anſpruch begründenden Tatſachen erfolgt iſt, da ferner die hier 
in Frage ſtehende Vereinbarung ganz unabhängig von dem 
wirklichen oder durch Urteil feſtgeſtellten Beſtehen oder Nicht⸗ 
beſtehen der Hauptverbindlichkeit iſt und allein in der Konto⸗ 
aufſtellung des Gläubigers eine Feſtſtellung der Tatſachen 
erblickt, welche deſſen Anſpruch begründen, und nur dem Bürgen 
den Gegenbeweis offen läßt, — ſo kann die rechtskräftige Ab⸗ 
weiſung der Klage des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner 
von dem Bürgen gegen die Inanſpruchnahme auf Grundlage 
jener Vereinbarung gar nicht geltend gemacht werden. Denn 
die Rechtskraft des Abweiſungsurteils erſtreckt ſich allein auf 
Anſprüche, während nur die rechtskräftige Feſtſtellung der 
inhaltlichen Unrichtigkeit der Kontoaufſtellung des Gläubigers 
(d. i. des Nichtbeſtehens der Tatſachen, die abredegemäß deſſen 
Anſpruch begründen) den Bürgen von ſeiner Verpflichtung be⸗ 
freien könnte, die auf Grundlage jener Vereinbarung eben ihre 
akzeſſoriſche Natur verloren hat. Eine ſolche Feſtſtellung iſt 
aber gerade in der bezeichneten Klageabweiſung nicht enthalten. 
Deshalb hat in ſolchem Falle der auf Grund jener Ber: 
einbarung vom Gläubiger in Anſpruch genommene Bürge 
gegen den Kontoauszug den Gegenbeweis zu führen und kann 
ſich zu dieſem Zwecke freilich auf die Akten des Vorprozeſſes be⸗ 
rufen. Ergibt ſich aus ihnen nicht die Unrichtigkeit des Aus: 
zugs (3. B. die Handelsbücher waren vielleicht verbrannt nach 
Klageerhebung), ſo würde jede Berufung des Bürgen auf das 
rechtskräftige Urteil des Vorprozeſſes“) der Vereinbarung wider⸗ 
ſprechen und dolos ſein, wenn die Abweiſung ſich allein darauf 
gründet, daß der Gläubiger beweisfällig geblieben ſei. 

Denn in einem ſolchen Falle würde der Bürge bewußt 
vertragswidrig handeln. Er hat ja ausdrücklich die Verpflich⸗ 
tung übernommen, an Stelle des Gläubigers die Chancen des 
dieſen dem Hauptſchuldner gegenüber drohenden Prozeßverluſtes 
wegen Mangels an Beweiſen zu tragen. Mag man nun eine ſolche 
Abrede, wie es oben geſchah, als Schuldanerkenntnis konſtruieren, 
oder als einen Vertrag über die Tragung der Beweislaſt, oder 
mag man darin, wofür auch viele Gründe ſprechen, die Über⸗ 
nahme eines Garantievertrages erblicken, inſofern die Verluſte 
vom Bürgen gedeckt werden ſollen, welche der Gläubiger bei 


) Vgl. den umgekehrten Fall, in welchem ſtreitig iſt, ob die 
rechtskräftige Verurteilung des Hauptſchuldners dem Gläubiger das 
Recht gebe, dem Beſtreiten des Beſtandes der Hauptſchuld durch den 
Bürgen die Replik der rechtskräftig entſchiedenen Sache entgegen⸗ 
zuſtellen, in RG Z. 56, 109 flg. und die dort zitierte mit Recht ab: 
gelehnte Literatur. Die oben angezogene Hauptſtelle bei Hellwig 
iſt übrigens merkwürdigerweiſe nicht zitiert. 
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der gerichtlichen Verfolgung ſeiner Anſprüche gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner infolge Beweisfälligkeit hat, oder mag man darin mit 
Pagenſtecher “) einen beſchränkten Feſtſtellungsvertrag erblicken, 
oder mit Eccius einen rechtsgeſchäftlichen Verzicht auf Einreden, 
immer dürfte der Bürge dem Gläubiger auf Grund dieſer 
Abrede gegebenenfalls über den jeweiligen Beſtand der Haupt⸗ 
verbindlichkeit hinaus haften. Ob dies auch ohne eine ſolche 
Abrede der Fall ſein kann, wenn der Gläubiger in dem Vor⸗ 
prozeſſe gegen den Hauptſchuldner rechtskräftig abgewieſen iſt, 
und ſpäter den dort mißlungenen Beweis in dem Rechtsſtreite 
mit dem Bürgen zu führen verſucht, ob dann in dieſem Rechts⸗ 
ſtreite, unabhängig von dem Vorprozeß, die Forderung des 
Gläubigers gegen den Hauptſchuldner durch die rechtskräftige 
Verurteilung des Bürgen „mitfeſtgeſtellt“ werden und alsdann 
durch Befriedigung auf den Bürgen gemäß § 774 BGB. und 
entgegen der vorhergegangenen rechtskräftigen Abweiſung des 
Gläubigers übergehen kann, das muß hier dahingeſtellt bleiben. 
In dem vorliegenden Falle wäre 8 774 BGB. unanwendbar, 
wenn und weil der Bürge den Gläubiger auf Grund der be⸗ 
ſonderen Abrede und inſofern nicht in ſeiner Eigenſchaft als 


Bürge befriedigt. 


Leiſtungs⸗ und „Duldungs“⸗Anſpruch. 
| Von Dr. Rohs, Cöln. 


Vermögen iſt ein Komplex von Rechten und Verbindlich⸗ 
keiten, an ſich bloß eine wirtſchaftliche, unter Umſtänden zugleich 
eine juriſtiſche Einheit: jenes im Obligationen⸗ und Sachenrecht, 
dieſes im Familien⸗ und Erbrecht. Mag nun das Vermögen 
eine universitas juris, ein ſubjektives Privatrecht abſoluter Art, 
oder mag es bloß ein wirtſchaftlicher Faktor ſein, in beiden 
Fällen folgt ſchon aus dem Begriffe, daß die Übertragung, der 
Übergang des Vermögens nicht nur die Rechte, ſondern auch 
die Verbindlichkeiten begreift, welche es ausmachen. 

Das poſitive Recht hat zwar nicht immer dieſe Konſequenz 
gezogen und oft den Übergang auf die Aktiva beſchränkt und 
jener Konſequenz nur mittelbar durch in integrum restitutio 
und ſonſtige Rechtsbehelfe Rechnung getragen. Das neue deutſche 
Recht hat ſich jedoch für eine folgerichtigere Behandlung ent⸗ 
ſchieden. 

Die Fälle des rechtsgeſchäftlichen und des geſetzlichen 
Vermögensüberganges im BGB. und HGB. ſind hinlänglich 
bekannt: es mag ſich um eine bloß faktiſche oder um eine 
eigentliche juriſtiſche Univerſalſukzeſſion handeln, der Sukzeſſor 
übernimmt mit den Aktiven regelmäßig zugleich die Paſſiva, 
und zwar ſelbſtſchuldneriſch und, ſoweit möglich, als Geſamt⸗ 
ſchuldner mit dem urſprünglich Verpflichteten. 

Eine andere Frage iſt es, ob die Haftung des Über⸗ 
nehmers für die Schulden des übernommenen Vermögens auf 
dieſes Vermögen bzw. ſeine Aktiva beſchränkt ſein, oder ob ſie 
auf das eigene Vermögen des Übernehmers ausgedehnt werden 
ſollen. Das neue Recht hat dieſe Frage nicht einheitlich, 
ſondern verſchieden gelöſt; es kennt drei Möglichkeiten: 


*) a. a. O. S. 134. 
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1. die ſchlechthin unbeſchränkte Haftung (z. B. HGB. 
88 25 u. 27); 

2. die unbeſchränkte aber beſchränkbare Haſtung: und 
zwar iſt dieſe Art der Haftung, zuweilen angedeutet durch einen 
Hinweis auf die Erſchöpfungseinrede (BGB. 88 419, 1480, 
1990), die regelmäßige: BGB. 88 1970, 1974; 1975, 1989, 
1990, 1992; 2013; 1480, 1489; 2144, 2145; 2382. Es 
erfolgt in dieſen Fällen die Verurteilung des Übernehmers 
„unter Vorbehalt des Rechtes auf Beſchränkung ſeiner Haftung“, 
und es bleibt dem ſo Verurteilten überlaſſen, auf Grund des 
Vorbehaltes im Wege der Zwangsvollſtreckungsgegenklage die 
Zwangsvollſtreckung auf die übernommenen Gegenſtände zu be⸗ 
ſchränken (ZPO. SS 780 ff., 785, 767); 

3. die beſchränkte Haftung (BGB. § 20591); der Über⸗ 
nehmer wird hier verurteilt „zur Leiſtung bei Vermeidung der 
Zwangsvollſtreckung in das übernommene Vermögen“. 

So ſehr bei der Univerſalſukzeſſion der Übergang der 
Schulden dem Übergang der Aktiva entſpricht, ſo wenig würde 
ein ſolcher Abergang der Schulden gerechtfertigt ſein, wenn es 
ſich um die bloße Belaſtung eines Vermögens handelt. Die 
Belaſtung iſt der Übertragung gegenüber das Schwächere: es 
mußte demnach etwas gefunden werden, das ſich zur Schuld⸗ 
übernahme verhält, wie die Belaſtung zur Übertragung; eine 
Schuldübernahme aber, ſelbſt in der ſchwachen Form einer bloß 
beſchränkten Haftung, wäre ſchon zuviel; das Höchſte wäre 
eine Verpflichtung zur Befriedigung aus dem belaſteten Ver⸗ 
mögen ohne Übernahme der Schuld ſelbſt, das Mindeſte die 
Duldung der Befriedigung aus dieſem Vermögen. 

Das BGB. hat beide Formen aufgenommen, und zwar 
die zweite Form dort, wo die erſte nicht möglich war. Die 
unmittelbare Befriedigung durch den Berechtigten nämlich ſetzt 
das Verfügungsrecht des Berechtigten über das belaſtete Ver⸗ 
mögen voraus. Wo ein ſolches Verfügungsrecht über das 
fremde Vermögen beſteht, wie beim Teſtamentvollſtrecker, da 
finden wir die erſte Form (BEB. § 2205, ZPO. 5 748); 
wo dagegen ein ſolches Verfügungsrecht nicht beſteht, wie in 
den Fällen des Nießbrauches, da finden wir den ſog. 
Duldungsanſpruch (ZPO. 88 737, 739; 748). 

Ein Übergang der Schuld ſelbſt aber findet, wie geſagt, 
weder in dem einen noch in dem anderen Falle ſtatt: es liegt 
vielmehr eine bloße Haftung ohne Schuld vor, ein 
juriftifches Verhältnis, welches dem römiſchen Rechte fremd, im 
deutſchen Rechte jedoch nicht ungewöhnlich iſt. 

Natürlich entſtehen auch hier gewiſſe Verpflichtungen für 
den ſo Haftenden: in dem einen Falle die poſitive Verpflichtung, 
aus dem ſeinem Rechte unterliegenden Vermögen zu befriedigen, 
in dem anderen Falle die negative Verpflichtung, die Be⸗ 
friedigung des Gläubigers zu dulden; aber dieſe Verpflichtungen 
ſind nicht identiſch mit der Schuld, für welche gehaftet wird; 
ſie ſind auch nicht ein Teil von ihr, ſondern ſind ſelbſtändige, 
auf poſitiver Geſetzesvorſchrift beruhende obligatoriſche Ver⸗ 
bindlichkeiten, ſog. Legalobligationen, deren Vorausſetzung das 
Vorhandenſein eines Rechtes an einem fremden Vermögen 
bildet. 

Für den zweiten, ſchwächeren Anſpruch haben die Geſetzbücher 
einen beſonderen Namen: „Anſpruch auf Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung“ oder einfach „Duldungsanſpruch“ (BGB. 8 22133, 
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ZPO. 88 737, 739, 748). Der erſte, ſtärkere, allerdings 
ſeltenere Anſpruch dagegen iſt namenlos; die Zivilprozeßordnung 
ſagt im $ 7481: „fo iſt zur Zwangsvollſtreckung in den Nach⸗ 
laß ein gegen den Teſtamentsvollſtrecker ergangenes Urteil er⸗ 
forderlich und genügend.“ Dieſes Urteil, von der Praxis wohl 
auch ſchlechthin „Urteil auf Leiſtung“ genannt, kann aber nur 
„die Leiſtung aus dem der Verwaltung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers unterliegenden Vermögen“ betreffen. 

Aus dieſen kurzen Andeutungen ergibt ſich das Irrige der 
in der Praxis nicht ſeltenen Auffaſſung, daß der Duldungs⸗ 
anſpruch nichts anderes als ein abgeſchwächter Leiſtungsanſpruch 
ſei, und daß ein Leiſtungsurteil nach dem Satze „in majore 
minus“ das Duldungsurteil ſtets erſetze. Leiſtungs⸗ und 
Duldungsanſpruch haben nichts miteinander zu ſchaffen; der 
eine iſt nicht dem anderen übergeordnet, ſondern ſie ſtehen 
ſelbſtändig nebeneinander: ſie ſind beide auf eine Leiſtung ge⸗ 
richtet, und der Inhalt der Leiſtung iſt in beiden Fällen ein 
qualitativ und quantitativ verſchiedener. Im Prozeſſe über die 
Verpflichtung zur Duldung der Zwangsvollſtreckung handelt es 
ſich nicht um „ſchulden oder nichtſchulden“, ſondern um die 
Frage, wem der Vorrang gebühre: dem Rechte am fremden 
Vermögen oder den zu dieſem Vermögen gehörenden Verbind⸗ 
lichkeiten? Und wenn ſich z. B. ein Ehemann in einer Urkunde 
der im $ 794 Ziff. 5 ZPO. gedachten Art geſamtſchuldneriſch 
mit ſeiner Frau zu einer Leiſtung verpflichtet und ſich in An⸗ 
ſehung dieſer Verpflichtung der ſofortigen Zwangsvollſtreckung 
unterwirft, ſo verzichtet er damit dem Gläubiger gegenüber 
ebenſowenig auf fein ehemännliches Verwaltungs- und 
Nutznießungsrecht am eingebrachten Gute der Frau, wie 
er damit auf ein ſonſtiges dem Gläubiger läſtiges Recht 
verzichten würde, das ihm etwa an einem Vermögensſtück 
der Frau oder eines anderen Geſamtſchuldners juſteht. 
Übrigens ſpricht auch der zweite Abſatz des 8 794 30. für 
das Gegenteil. 

Faſſen wir das Geſagte kurz zuſammen, ſo gelangen wir 
zu folgendem ſchematiſchen Ergebnis: 

I. Fall der Vermögens übernahme: 

Schuldübernahme entweder 
mit unbeſchränkter Haftung oder 
mit unbeſchränkter aber beſchränkbarer Haftung oder 
mit beſchränkter Haftung; 

II. Fall der Vermögens belaſt ung, des Rechtes an einem 

fremden Vermögen: 

nur Haftungsübernahme entweder mit der geſetzlichen 

Verpflichtung 

zur Leiſtung aus dem fremden Vermögen: wenn ein 
Verfügungsrecht über das fremde Vermögen bot 
liegt, oder bloß 

zur Duldung der Befriedigung aus dem fremden Ver⸗ 
mögen, wenn ein ſolches Verfügungsrecht nicht 
beſteht. 

Oder, wenn wir die recht bezeichnende Faſſung der Urteils⸗ 
formel in den verſchiedenen Fällen zugrunde legen, das folgende 
Schema: 

I. Verurteilung zur Leiſtung ſchlechthin, 
Verurteilung unter Vorbehalt des Rechtes auf Be⸗ 
ſchränkung der Haftung, 
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Verurteilung bei Vermeidung der Zwangsvollſtreckung 
in das übernommene Vermögen; 
II. Verurteilung zur Leiſtung aus dem fremden Vermögen, 
Verurteilung zur Duldung der Zwangasvollſtreckung 
in das fremde Vermögen. 


Zur Praxis der zivilprozeſſualen Reviſion. 
Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht, Leipzig. 


I. Die Novelle vom 9. Juni 1905 hat eine unvorhergeſehene 
erhebliche Wirkung. Das RG. IV. 3S. hat in einem Beſchluß, 
welcher in dieſer Zeitſchrift 1906 S. 97—98 abgedruckt iſt, 
folgendes ausgeſprochen: 

„Beruhte das Berufungsurteil auf einer das Verfahren 
betreffenden Geſetzes verletzung, fo ſchloß dies früher die Annahme 
aus, daß die von dem Antragſteller beabſichtigte weitere Rechts⸗ 
verfolgung oder Rechtsverteidigung ausſichtslos ſei. Gegenwärtig 
ergibt ſich dagegen aus der Auffindung derartiger Geſetzes⸗ 
verletzungen noch nicht, daß es zur Aufhebung des Berufungs⸗ 
urteils kommen muß. Dieſer nächſte Erfolg des von dem 
Antragſteller beabſichtigten weiteren Vorgehens hängt vielmehr 
einmal davon ab, a) ob die durch den Prozeßbevollmächtigten 
beratene Partei den Prozeßverſtoß erkennt und b) ſodann 
davon, ob ſie im Falle des Erkennens ihn geltend machen 
will.“ 

Wichtig iſt der mit a) bezeichnete Satz. Vor der Novelle 
konnte das RG. von Amts wegen wegen eines jeden Verſtoßes 
aufheben, auch wenn er nicht geltend gemacht war. Jetzt kann 
aber wegen eines prozeſſualen Verſtoßes nur aufgehoben werden, 
wenn derſelbe geltend gemacht iſt, genau fo wie in Straffaden. 
Es iſt ſelbſtredend, daß ein Kollegium von 7 Richtern, welches 
über das Armenrechtsgeſuch entſcheidet, einen Prozeßverſtoß 
leichter entdeckt als ein einzelner Rechtsanwalt, denn 14 Augen 
ſehen ſchon an ſich mehr wie 2. Hierzu kommt, daß das RG. 
mit den vorzüglichſten Juriſten beſetzt iſt; folglich wäre es 
praktiſch, wenn das RG. die prozeſſualen Bedenken, welche bei 
Erteilung des Armenrechts maßgebend ſind, kurz andeuten 
würde. Zweifellos wäre auch eine ſolche Beſtimmung in die 
Novelle aufgenommen worden, wenn man bei deren Abfaſſung 
an dieſen Fall gedacht hätte. Auf Grund des franzöſiſchen 
Zivilprozeſſes wurde das Armenrecht unter kurzer Angabe von 
Gründen erteilt. Es liegt alſo hier offenbar eine Lücke des 
Geſetzes vor. 

II. Von großer praktiſcher Bedeutung iſt eine Verfügung 
des RG. vom 15. Mai 1906 Nr. 538, nach welcher nach 
6 Uhr die Gerichtsſchreiberei geſchloſſen iſt und nach dieſer Zeit 
keine Reviſionen mehr angenommen werden dürfen. Dieſe 
Anſicht iſt nicht neu. Vor 1900 war die Praxis geteilt. 
Einzelne Präſidenten nahmen Abends nach 6 Uhr Revifionen 
aller Orten und zu jeder Stunde an und fixierten vor 1900 
bei dieſer Gelegenheit auch den Termin. Exzellenz Drechsler 
berief ſich hierfür auf den römiſchen Prätor, welcher Ver⸗ 
fügungen auch allerorten erteilte, z. B. si in balneum ibat. 
Dieſe milde Praxis iſt jetzt ausgeſchloſſen. Die Verfügung 
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iſt wichtig für alle Reviſionen, die am letzten Tage 
geſandt werden, übrigens iſt es am Pariſer Kaſſationshof 
ebenſo. 

III. In Ferienſachen läuft die Begründungsfriſt. 


Die Haftung der Staatskaſſe für die Gebühren 
der beſtellten Verteidiger. 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Heß in Stuttgart. 


Den auf S. 276 f. dieſer Zeitſchrift von 1905 enthaltenen 
Urteilen füge ich folgende weitere Entſcheidungen bei. 

I. Die Strafkammer des Landgerichts Ellwangen hat in 
einem Beſchluß vom 14. Januar 1903 ſich gegen die Zahlungs ⸗ 
pflicht des Staates bezüglich der Koſten der Reviſion erklärt. 
Die Entſcheidung erfolgte zufolge Erinnerung des Reviſorats 
des Juſtizminiſteriums und hat folgenden Wortlaut: 

In der Strafſache uſw. wird zufolge Erinnerung des 
Reviſorats des Königlichen Juſtizminiſteriums 

in Erwägung: 

1. daß in der Verfügung des Vorfigenden vom 21. Auguſt 
1900, durch welche RA. N. N. zum Verteidiger beſtellt worden 
iſt, über eine nähere Bezeichnung des Umfangs der Beſtellung 
nichts enthalten iſt; 

2. daß, da die Notwendigkeit der Beſtellung eines Ver ⸗ 
teidigers nur in I. Inſtanz Platz greift und ſich insbeſondere 
auf die Reviſionsinſtanz nicht erſtreckt, davon auszugehen, daß 
RA. N. N. nur für die I. Inſtanz beſtellt werden wollte; 

3. daß eine Erſtreckung der Beſtellung auf Grund von 
8 141 StPO. auch nachträglich nicht eingetreten iſt (efr. Löwe, 
Anmerkung 1 zu 8 141); 

4. daß der beſtellte Verteidiger zwar befugt iſt, Rechts⸗ 
mittel einzulegen, auch die Revlſlonsrechtfertigung anzubringen, 
cfr. 8 339, $ 385 Abſ. 2 StD. Löwe, Anmerkung 11 b zu 
8 140 und 6 zu 8 385; 

5. daß der beſtellte Verteidiger, der in dieſer Richtung 
tätig geworden iſt, damit aber der Staats kaſſe gegenüber keinen 
Anſpruch auf Erſtattung der hiedurch erwachſenen Auslagen 
und Gebühren hat, ofr. Löwe Note 2b zu 5 150 StPD. und 
die dort zitierten Entſcheidungen (wobei darauf hinzuweiſen iſt, daß 
das KG. in Berlin von der in GoltdArch. 37, 310 enthaltenen 
gegenteiligen Anſicht ſpäter, am 9. Dezember 1893, ab⸗ 


gegangen iſt), 
beſchloſſen: 


an der Gebührenrechnung des RA. N. N. die Gebühr von 
20 Mark für Reviſionsbegründung und die Auslagepoſten von 
10 Pf. und 1 Mark 50 Pf. für die Abſchriften der Schriftſätze 
vom 4. und 15. Oktober zu ſtreichen und die Gebühren und 
Auslagen des Verteidigers auf 90 Mark und 20 Pf. feſtzuſetzen 
(efr. Beil. 60 zum Dekreturbeſchluß), demgemäß von RA. N. N. 
den Betrag von 21 Mark 60 Pf. zum Einzug zu bringen und 
dem entſprechend den Dekreturbeſchluß vom 1. Juli 1901 richtig ⸗ 
zuſtellen. 

II. Dagegen hat ſich der Strafſenat des OLG. Stuttgart 
in einem Beſchluß vom 11. November 1908 auf den gegen- 
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teiligen Standpunkt geſtellt, wonach die Gebühren des Pflicht⸗ 
verteidigers für die Revifionsinſtanz durch die Staatskaſſe zu 
erſetzen find. Dieſe in Bd. 16 der Jahrbücher der Württ. 
Rechtspflege S. 226 abgedruckte Entſcheidung hat folgenden 
Wortlaut: 

„Nach § 150 StPD. find dem zum Verteidiger beſtellten 
Rechtsanwalt für die geführte Verteidigung die Gebühren nach 
Maßgabe der Gebührenordnung aus der Staatskaſſe zu bezahlen, 
vorbehältlich des Rückgriffs an den in die Koſten verurteilten 
Angeklagten. Den Rechtsgrund für dieſe Verpflichtung der 
Staatskaſſe bildet der in der gerichtsſeitig geſchehenen Beſtellung 
zum Verteidiger liegende Auftrag des Staates, und der Anſpruch 
gegenüber der Staatskaſſe ſtellt ſich als begründet dar, inſoweit 
der Verteidiger eine innerhalb des durch die Beſtellung geſetzlich 
gegebenen und begrenzten Pflichtenkreiſes liegende Tätigkeit 
entwickelt hat. Nun kann das Gericht an ſich den Verteidiger 
nur für das in der eigenen Zuſtändigkeit liegende Ver⸗ 
fahren beſtellen und dieſe Beſtellung erſtreckt ſich ſonach nicht 
weiter, als die Zuſtändigkeit des Gerichts in der Inſtanz reicht. 
In einer Strafſache, welche vor dem Schwurgericht verhandelt 
worden iſt, kann die das Verfahren vor dem Schwurgericht 
vorbereitende und beſchließende Strafkammer, bezw. der Vor⸗ 
fitzende der letzteren, den nach § 140 StPO. von Amts wegen 
zu beſtellenden Verteidiger nur für das erwähnte, in deren Zu⸗ 
ſtändigkeit fallende Verfahren ſowie für die ſchwurgerichtliche 
Inſtanz beſtellen und nicht zugleich auch für das in zweiter 
Inſtanz zur Entſcheidung über Schwurgerichtsfälle zuſtändige 
Reichsgericht. Dieſe hienach durch die eigene Zuſtändigkeit des 
beſtellenden Gerichts gegebene Begrenzung des Umfangs einer 
Beſtellung zum Verteidiger erfährt indes durch die beſondere 
Vorſchrift des § 339 Stp O. eine gewiſſe Erweiterung, 
wonach der Verteidiger in jedem Fall, in welchem nicht eine 
ausdrückliche Willenserklärung des Angeklagten entgegenſteht, 
für dieſen Rechtsmittel einlegen kann. Nach anerkannten Grund⸗ 
ſätzen ſchließt jede Verteidigung auch Recht und Pflicht des 
ordnungsmäßigen Gebrauchs der zuläffigen Rechtsmittel in ſich 
und die St O. hat durch die Vorſchrift des 8 339 die Rechts- 
mitteleinlegung ausdrücklich als in den Kreis der dem Ver⸗ 
teidiger zugewieſenen Aufgaben fallend erklärt, welche Aufgaben 
hienach mit der Hauptverhandlung und Urteilsverkündung nicht 
abgeſchloſſen find, ſondern in der Einlegung des gegen das 
ergangene Urteil zuläſſigen Rechtsmittels ihre im Geſetz be⸗ 
ruhende Fortſetzung finden. So beſteht auch in der Theorie 
und Rechtſprechung volle Mbereinftimmung darüber, daß mit 
der Erlaſſung des Urteils erſter Inſtanz die Funktion des vom 
Gericht beſtellten Verteidigers ſo wenig als diejenige des vom 
Angeklagten gewählten Verteidigers von ſelbſt erliſcht, und daß 
vielmehr die Beſtellung auf Grund des 5 339 und zum Zweck 
der Ausübung der darin dem Verteidiger zugeſprochenen Be⸗ 
fugnis in Kraft bleibt, Löwe zu 8 140 Nr. 11 b, Stenglein 
daſelbſt Nr. 10, RGSt. 21, 366; 22, 97; 29, 279. Zur 
Rechtsmitteleinlegung iſt aber auch unzweifelhaft die Begründung 
desſelben zu rechnen, jedenfalls inſoweit es fich um das Rechts⸗ 
mittel der Revifion handelt. Denn die Wirkſamkeit einer 
Reviſionseinlegung iſt im Geſetz von einer den Erforderniſſen 
der 88 384, 385 StPO. entſprechenden ſchriftlichen Begründung 
dieſes Rechtsmittels und zwar derart abhängig gemacht, daß 
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der Mangel der in $ 385 vorgeſchriebenen Form die Reviſton 
ohne weiteres als unzuläſſig erſcheinen läßt. 

Nach dem Ausgeführten iſt der geſetzliche Umfang der 
Beſtellung eines Rechtsanwalts zum Verteidiger durch die 
Vorſchrift des 8 339 mitgegeben und über die Inſtanz des 
beſtellenden Gerichts hinaus gleichſam erweitert. Die Beftellung 
erſtreckt ſich, ſoweit nicht ein anderes beſonders verfügt wurde, 
von ſelbſt auf die Einlegung und Begründung des Rechtsmittels 
der Reviſion; dieſe letztere Tätigkeit des Verteidigers wird in 
gewiſſem Sinn der Inſtanz noch gleichgeachtet, für welche die 
Beſtellung zum Pflichtverteidiger ſeitens des Gerichts geſchah 
und an ſich auf Grund der dieſem Gericht zukommenden Zu⸗ 
ſtändigkeit auch nur gefchehen konnte. In Wirklichkeit ſpielt 
ſich das Revifionsverfahren innerhalb gewiſſer Grenzen nach 
dem Geſetz auch vor der erſten Inſtanz noch ab, inſofern nach 
§ 386 StPO. das Gericht, deſſen Urteil mittels Reviſion an- 
gefochten wird, in eine Prüfung darüber eintreten muß, ob die 
Reviſion rechtzeitig eingelegt und ob die Reviſionsanträge recht 
zeitig ſowie in der vom Geſetz vorgefchriebenen Form angebracht 
find, und falls ein Mangel in einer dieſer Richtungen ſich zeigt, 
ſeinerſeits und ohne eine Vorlage an das Reviſionsgericht dat 
Rechtsmittel als unzuläſſig zu verwerfen hat. Im vorliegenden 
Fall war die Beſtellung des Beſchwerdeführers zum Pflicht⸗ 
verteidiger allgemein und ohne Einſchränkung auf einen be 
ſtimmten Abſchnitt des gerichtlichen Verfahrens erfolgt, und 
ſeine aus dieſer Beſtellung erwachſenen Befugniſſe umfaßten 
nach 8 339 auch die Einlegung und Begründung dez Rechts ⸗ 
mittels der Reviſion. Der Beſchwerdeführer iſt tatſächlich 
weiterhin nach der durch ihn veranlaßten Aufhebung des ſchwur⸗ 
gerichtlichen Urteils ohne nochmalige Beſtellung und ohne eine 
ſpezielle Hinweiſung auf feine frühere Beſtellung als Pflicht 
verteidiger angeſehen und behandelt, unbeanſtandet ebenſo für 
dieſe feine weitere Tätigkeit nach der Gebührenordnung entlohnt 
worden. 

Eine andere Auffaſſung läßt ſich auch nicht etwa aus der 
Entſtehungsgeſchichte des § 150 St) O. ableiten; dieſe bietet 
im Gegenteil eine Stütze für die hier vertretene Anſicht. Der 
Entwurf der StPO. enthielt nämlich keine entſprechende Be ⸗ 
ſtimmung, und der § 150 iſt aus einem in der Juſtizkommiſſion 
des Reichstags geſtellten Antrag hervorgegangen, welcher unter 
Ablehnung weitergehender, die Entlohnung auch des Wahl 
verteidigers aus der Staatskaſſe bezweckender Anträge zur An ⸗ 
nahme gelangte und in der gleichen Wortfaſſung in das Geſet 
überging. Bei Begründung dieſes Antrags iſt weder in der 
Juſtizkommiſſion noch im Reichstag eine in ſeinem Wortlaut 
nicht gelegene Einſchränkung, wie ſie mit Berufung auf Löwe 
zu § 150 Nr. 2b gemacht wird, irgendwie ausgeſprochen oder 
auch nur angedeutet, vielmehr nur das in der Beſtellung 
liegende Auftragsverhältnis als Grund für die der Staatskuſſ 
auferlegte Verpflichtung und daneben als Motiv die in der 
geſetzlichen Notwendigkeit der Verteidigung gelegene Sicherung 
und Schutzmaßregel zugunſten des Angeklagten angeführt 
worden; Prot. Juſtizkommiſſin S. 520—524, 883 —886. 
Bei der Beratung im Reichstag erklärte ein Abgeordneter, ohne 
irgend einem Widerſpruch in dieſem Betreff zu begegnen, daß 
nach ſeiner Auffaſſung die „geführte Verteidigung“ alle De 
mühungen des Rechtsanwalts zur Verteidigung vom Moment 
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der Beſtellung an mit Einſchluß der Rechtfertigung des ein⸗ 
gelegten Rechtsmittels mit in ſich begreife; Hahn, Materialien 
zur StPO. S. 1836/38, vgl. auch S. 978/81, 1279, 1280, 1536. 

Wie die Wortfaſſung der Geſetzesbeſtimmung und deren 
Entſtehungsgeſchichte, führt auch der aus dem Zuſammenhang 
mit 5 140 StPO. ſich ergebende geſetzgeberiſche Grund dazu, 
die im Einzelfall ohne beſondere Einſchränkung erfolgte Be⸗ 
ſtellung zum Pflichtverteidiger auf die Einlegung und Begründung 
des zuläffigen Rechtsmittels zu beziehen. Nach den Motiven 
des 8 140 (S. 83/84, Hahn a. a. O. S. 143) beruht die für 
Schwurgerichts fälle angeordnete Notwendigkeit der Verteidigung 
auf der Erwägung, daß je groͤßer das den Angeklagten vielleicht 
treffende Strafübel iſt, deſto ausgiebiger die Schutzmittel gegen 
die Möglichkeit einer unbegründeten Verurteilung zu bemeſſen 
find, andererſeits auf dem verwickelten Gang des ſchwurgerichtlichen 
Verfahrens, welcher einen rechtskundigen Beiſtand des An- 
geklagten erfordert. Auf Grund dieſer Erwägung hat die 
Juſtizkommiſſion des Reichstags, nachdem der Entwurf die 
Notwendigkeit der Verteidigung erſt mit der Eröffnung des 
Hauptverfahrens vorgeſehen hatte, das Eintreten derſelben ſchon 
im Stadium des 8 199 StPO. für geboten erachtet, weil 
ſchon in dieſem die wichtigſten Intereſſen des Angeklagten in 
Frage kämen; Prot. S. 496 ff. Nun würde es dieſem geſetz 
geberiſchen Willen unſtreitig ſchwer entſprechen, wenn die Be⸗ 
ſtellung der ſachkundigen Beratung nicht inſoweit erſtreckt und 
der Rechtsſchutz deshalb gerade in dem Moment verſagen würde, 
in welchem der Angeklagte nach Erlaſſung des ſchwurgerichtlichen 
Urteils eines juriſtiſchen Beraters häufig in noch gefteigertem 
Maße bedarf. Daß aber gerade der im ſchwurgerichtlichen 
Verfahren tätig geweſene Verteidiger zur Beurteilung der Frage, 
ob Anlaß zur Einlegung der Reviſion vorhanden iſt, ferner 
zur Stellung und Begründung der Reviſionsanträge am 
beſten befähigt iſt, daß weiterhin die geſetzliche Moͤglichkeit, die 
Revifions begründung zu Protokoll des Gerichtsſchreibers zu 
geben, ſehr oft für den Angeklagten nur ein wertlofer Behelf 
iſt, bedarf keiner weiteren Ausführung und iſt vom Beſchwerde⸗ 
führer mit Recht betont worden. Stellt hienach die Reviſions⸗ 
einlegung und Begründung eine in den durch die Beſtellung 
zum Pflichtverteidiger begrenzten Geſchäftskreis fallende Tätigkeit 
des Verteidigers dar und folgt hieraus die Verpflichtung der 
Staatskaſſe zur Vergütung für dieſe Tätigkeit, fo kann nach 
Beſtimmung der Rechtsanwaltsgebührenordnung der Verteidiger 
für die Revifionsbegründungsfchrift die beſondere, nach 58 68, 63 
daſelbſt in Schwurgerichtsſachen 20 Mark betragende Gebühr 
beanſpruchen, wenn ſich feine Tätigkeit in der Reviflonsinftang 
auf die Anfertigung der genannten Schrift beſchränkt hat und 
ihm nicht die volle Bauſchgebühr für dieſe Inſtanz zukommt. 
Dieſe Vorausſetzung trifft vorliegend zu und hat der Beſchwerde⸗ 
führer demgemäß auch einen nach der Gebührenordnung be⸗ 
gründeten Anſpruch auf die erwähnte Gebühr ſowie auf den 
Erſatz der bei dieſer Tätigkeit durch Schreibwerk entſtandenen 
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Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 28. Juli bis 
1. September 1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 89 823, 824, 826 BGB. in Verb. mit $ 153 GewO. 
und 88 185, 186 StGB. Boykott, Streik, Arbeiterausſperrung 
ſind an ſich nicht unzuläſſig im Lohn⸗ und Klaſſenkampf zwiſchen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer.] 

Im März 1904 ſtellte ein Teil der in Kiel beſchäftigten 
Bäckergeſellen gemäß einem in einer öffentlichen Verſammlung 
gefaßten Beſchluſſe an die Arbeitgeber des Bäckergewerbes in 
Kiel und Umgegend eine Reihe auf Verbeſſerung der Lage der 
Geſellen gerichteter Forderungen, vor allem verlangten ſie, daß 
die Geſellen von den Arbeitgebern nicht mehr Wohnung und 
Koſt, ſondern dafür eine Vergütung von 12 Mark wöchentlich 
erhalten und einen Mindeſtlohn von 22 Mark für die Woche 
bekommen ſollten. Da zahlreiche Arbeitgeber ſich dem nicht 
fügten, wurde beſchloſſen, daß die Arbeit bei ihnen eingeſtellt 
und über ihre Geſchäfte der Boykott verhängt werden ſolle. 
Die Streikleitung übernahm der Beklagte N. Von dieſem 
wurde in Form von Flugblättern und von Inſeraten in der von 
der Beklagten zu 3 verlegten Zeitſchrift „Schleswig⸗Holſteinſche 
Volkszeitung“ zahlreiche Kundgebungen veröffentlicht, in denen 
ausgeführt wurde, daß die von den Bäckergeſellen erhobenen 
Forderungen billige, ſogar beſcheidene ſeien, und an deren Er⸗ 
füllung, ſoweit es ſich um die Beſeitigung der Einrichtung, daß 
die Bäckergeſellen bei den Meiſtern wohnten, handele, auch das 
ganze Publikum intereſſiert ſei; daran wurde die Aufforderung 
geknüpft, die Bevölkerung von Kiel und Umgegend ſolle die 
Bäckergeſellen „in ihrem ſchweren Kampfe um Erringung 
menſchenwürdiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen“ dadurch unter⸗ 
ſtützen, daß fie Backwaren, insbeſondere Brot, nur aus ſolchen 
Bäckereien kaufe, welche die berechtigten Forderungen der Bäckerei⸗ 
arbeiter bewilligt hätten. Zugleich wurde eine Liſte derjenigen 
Bäckermeiſter und Brotfabriken, die dies getan hätten, bekannt 
gegeben. Mit beſonders eindringlichen Worten wurde dieſe 
Aufforderung an die Arbeiter und Arbeiterinnen gerichtet. Das 
Gewerkſchaftskartell in Kiel, „eine Vereinigung ſämtlicher in 
Kiel und Umgegend beſtehenden ſelbſtändigen Filialen bzw. 
Sektionen gewerkſchaftlicher Zentralverbände und der Lokal⸗ 
verbände ſolcher Branchen, für die eine Zentraliſation in Deutſch⸗ 
land nicht beſteht“, deren Vorſitzender der Beklagte A. war, 
beſchloß den Streik der Bäckergeſellen zu unterſtützen und gab 
dies durch einen Artikel in dem Schleswig⸗Holſteinſchen Volks⸗ 
blatt bekannt, in dem insbeſondere auch ausgeſprochen war, 
daß der Boykott der den Forderungen der Bäckergeſellen nicht 
nachgebenden Arbeitgeber von dem Kartell „in aller Form zu 
Recht“ beſchloſſen, es alſo die Pflicht der organiſierten Arbeiter 
ſei, ſich ſtreng an dieſe Beſchlüſſe zu halten, die Gewerkſchaften 
hätten ſich auch verpflichtet, alle Mitglieder bei vorkommenden 
Verſtößen zur Rechenſchaft zu ziehen. Der Kläger V. be⸗ 
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ſchäftigte zur damaligen Zeit überhaupt keine Geſellen, ſondern 
nur Lehrlinge, für ihn waren alſo die obenerwähnten Forde⸗ 
rungen der Geſellen zunächſt ohne praktiſche Bedeutung; da er 
indes nicht erklärte, daß er dieſe Forderungen grundſätzlich als 
berechtigt anerkenne, wurde er unter den Arbeitgebern, welche 
dieſe Forderungen bewilligt hätten, nicht mit aufgeführt. Bei 
der Firma Joh. St., die eine große Brotfabrik betreibt, hatten 
die Geſellen ſich jenen Forderungen nicht angeſchloſſen und 
waren nicht in den Streik eingetreten; in den Kundgebungen 
der Streikleitung wurde mehrfach, ohne daß die Verhältniſſe 
der Fabrik beſonders gekennzeichnet wurden, hervorgehoben, daß 
entgegen anders lautenden Gerüchten „die Bäckerei St. nicht 
geregelt ſei“. Der Streik hat nur bis zum 12. April 1904 
gewährt, doch ſind die vorſtehend erwähnten Kundgebungen noch 
über dieſen Zeitpunkt hinaus fortgeſetzt worden. Die Kläger 
erachten ſich durch dieſe Vorgänge für in ihren Rechten verletzt 
und haben Klage erhoben gegen das Gewerkſchaftskartell und 
gegen deſſen Vorſitzenden A., gegen N. ſowie gegen die Firma 
Chr. H. & Co. als die Verlegerin der Schleswig⸗Holſteinſchen 
Volkszeitung und Druckerin der Flugblätter; ſie haben bean⸗ 
tragt: 1. die Beklagten unter Strafandrohung zu verurteilen, 
zu unterlaſſen, durch öffentliche Kundgebungen die Arbeiterſchaft 
und das ſonſtige Publikum in Kiel aufzufordern, die Bäckereien 
zu meiden, welche die Forderungen der Bäckergeſellen nicht be⸗ 
willigt haben, oder durch ebenſolche Kundgebungen den Hökern 
und Brotabnehmern ihrer Geſchäftsſtellen den Boykott für den 
Fall anzudrohen, daß ſie ihren Bedarf weiter von den nicht 
bewilligenden Bäckermeiſtern beziehen würden, und ferner jede 
Veröffentlichung von Verzeichniſſen der nicht bewilligenden 
Bäckereien oder der bewilligenden Bäckereien mit der Auf⸗ 
forderung, nur aus den letzteren ihren Bedarf zu decken, zu 
unterlaſſen; 2. den Klägern den ihnen durch die erlaſſenen 
Kundgebungen verurſachten Schaden zu erſetzen, und zwar dem 
Kläger zu 1 mit 100 Mark, dem zu 2 mit 300 Mark, dem 
zu 3 mit 7739,39 Mark. Von den Beklagten iſt Klag⸗ 
abweiſung beantragt worden. Das LG. zu Kiel hat die Be⸗ 
klagten als Geſamtſchuldner nach dem Klageantrage 1 verurteilt 
und zum Antrage 2 den geltend gemachten Schadenerſatzanſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Dagegen hat das 
OLG. zu Kiel auf die Berufung der Beklagten die Klage ab⸗ 
gewieſen. Die Reviſion der Kläger iſt zurückgewieſen. Die 
Kläger haben zur Begründung ihrer Klaganträge hauptſächlich 
geltend gemacht: die Beklagten hätten durch ihre Handlungen 
das Recht der Kläger auf den Betrieb ihrer beſtehenden ge⸗ 
werblichen Unternehmungen verletzt, indem ſie den Warenabſatz 
in weitgehendem Maße verhindert hätten (5 823 Abſ. 1 BGB.), 
ihr Verhalten verſtoße ferner gegen die Schutzvorſchrift des 
8153 GewO. und der 88 185, 186 StGB. (8 823 Abſ. 2 
und 8 824 BGB.) und ſtelle eine gegen die guten Sitten 
verſtoßende Handlung dar, durch welche ſie das Vermögen der 
Kläger vorſätzlich geſchädigt hätten (5 826 BGB.). Das Be: 
rufungsgericht iſt bei eingehender Würdigung des geſamten 
Vorbringens der Kläger zu dem Ergebnis gelangt, daß die 
Klaganträge nicht berechtigt ſeien, und es iſt ihm hierin bei⸗ 
zutreten geweſen. Zweifellos erſcheint dies, ſoweit die Klage 
auf die Beſtimmungen in 88 185, 186 StGB. in Verbindung 
mit 8 823 Abſ. 2 BGB. und auf § 824 BGB. hat geſtützt 
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werden ſollen. In dem Berufungsurteil iſt hierüber bemerkt, 
die Mitteilung, daß die Kläger ſich den Forderungen der Bäder: 
geſellen nicht gefügt hätten, ſei an ſich nicht ehrverletzend. Wenn 
in den von den Beklagten veröffentlichten Kundgebungen die 
Forderungen der Geſellen, ſoweit ſie auf Anderung der Ein⸗ 
richtung, daß in der Bäckereibranche die Gewerbsgehilfen von 
den Arbeitgebern Wohnung und Koſt erhielten, und auf Ge⸗ 
währung eines Mindeſtlohns von 22 Mark wöchentlich gerichtet 
waren, als beſcheiden bezeichnet ſeien, ſo würden damit die 
widerſtrebenden Arbeitgeber zwar als zähe Verfechter ihrer 
Standesintereſſen hingeſtellt, es werde aber nichts behauptet, 
was ſie verächtlich zu machen oder in der öffentlichen Meinung 
herabzuwürdigen geeignet wäre. Darauf ſei auch die Abſicht 
der Beklagten nicht gerichtet geweſen, die Kundgebungen hätten 
vielmehr nur den Zweck verfolgt, die Kläger und die auf ihrer 
Seite ſtehenden Bäckermeiſter zu beſtimmen, den von den Be⸗ 
klagten vertretenen Wünſchen der Bäckergehilfen nachzugeben, 
inſoweit einen Druck auf ſie zu üben. Dieſe Ausführungen 
find, ſoweit fie der Nachprüfung in der jetzigen Inſtanz unter: 
liegen, als zutreffend anzuerkennen. Keinen Rechtsirrtum ent⸗ 
halten auch die Erwägungen, aus denen die Vorinſtanz an⸗ 
genommen hat, die Kundgebungen der Beklagten hätten auch 
gegenüber dem Kläger V. und der Handelsgeſellſchaft Joh. St. 
nicht die Behauptung einer unwahren Tatſache enthalten. Wenn 
die Kläger ſich weiter auf 8 823 Abſ. 1 BGB. berufen haben, 
ſo iſt allerdings von dem RG. mehrfach ausgeſprochen worden, 
daß ein bereits eingerichteter und ausgeübter Betrieb eines 
ſelbſtändigen Gewerbes ein Rechtsgut ſei, deſſen Verletzung 
negatoriſche Abwehr und Anſpruch auf Schadenerſatz nach $ 823 
Abſ. 1 BGB. begründen könne. Allein dies trifft doch jeden⸗ 
falls nur dann zu, wenn ein ſolcher Gewerbebetrieb wider⸗ 
rechtlich geſtört worden iſt. Nun kann aber nicht davon die 
Rede ſein, daß eine Handlung ſchon deshalb rechtswidrig wäre, 
weil ſie für den Ertrag des Gewerbebetriebs eines anderen 
nachteilig iſt; eine ſolche Wirkung haben und zwar unter Um⸗ 
ſtänden in durchgreifendſter Weiſe auch Handlungen, die Aus⸗ 
fluß der allgemeinen und ſpeziell der gewerblichen Handlungs⸗ 
freiheit deſſen, der ſie vornimmt, ſind und dieſem in gleicher 
Weiſe freiſtehen, wie dem geſchädigten Unternehmer ſein eigener 
Gewerbebetrieb. Zu den an ſich erlaubten Handlungen gehören 
auch die Koalitionen gewerblicher Arbeiter zur Erlangung 
günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, und die zur Erreichung 
dieſes Zwecks von ſolchen Koalitionen oder ihnen zur Seite 
tretenden Perſonen ergriffenen Maßnahmen ſind keineswegs 
ſchon deshalb rechtswidrig, weil durch fie beſtehende ſelbſtändige 
Gewerbebetriebe geſchädigt werden. Es kann ſich alſo nur 
darum handeln, ob die im vorliegenden Falle von den Be 
klagten ins Werk geſetzten Maßregeln über dasjenige hinaus: 
gehen, was in dem Lohn: und Klaſſenkampf zwiſchen Arbeit 
gebern und Arbeitnehmern als ſtatthaft anzuſehen iſt. Daß 
dies ſchlechthin von der Boykottierung Gewerbtreibender durch 
Arbeiterkvalitionen gelte, kann der Reviſion nicht zugegeben 
werden. Sie iſt ein Kampfmittel, das gleich dem Streik dazu 
dienen ſoll, einen Zwang auf die Arbeitgeber auszullben; i 
dem einen Falle geſchieht dies dadurch, daß verſucht wird, dem 
Gewerbtreibenden die Produktion von Waren zeitweilig um 
möglich zu machen oder zu erſchweren, das andere Mal in der 
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Weiſe, daß ihm zeitweilig der Abſatz feiner Waren verkümmert 
wird. Ein zureichender Grund, dieſe beiden einander nahe⸗ 
ſtehenden Kampfmittel bezüglich ihrer Statthaftigkeit grund⸗ 
ſätzlich verſchieden zu beurteilen, liegt nicht vor. Der Boykott 
hat auch ebenſo wie der Streik ein Gegenſtück in den Kampf⸗ 
mitteln, deren ſich die Arbeitgeber gegenüber den Arbeitnehmern 
bedienen; dem Streik entſpricht die Arbeiterausſperrung, die 
ein Arbeitgeber gegenüber den bei ihm beſchäftigten Arbeitern 
oder von Gruppen von ſolchen eintreten läßt, und der Sache 
nach ein Boykott iſt's, wenn Verbände von Arbeitgebern nach 
einer von ihnen getroffenen Vereinbarung einzelne Arbeiter 
oder ganze Kategorien von ſolchen — z. B. alle organiſierten 
Arbeiter ihrer Branche — von der Beſchäftigung in allen dem 
Verbande angehörenden Betrieben ausſchließen. Das Verhalten 
der Beklagten enthält alſo keine Störung des Gewerbebetriebes 
der Kläger, die ſchon an ſich als rechtswidrig erachtet werden 
könnte. Der Vorinſtanz iſt aber, wenigſtens im Ergebnis, auch 
darin beizupflichten, daß den Beklagten keine unerlaubte Hand⸗ 
lung im Sinne von § 153 GewO. zur Laſt fällt. In den 
Vorinſtanzen war nach dieſer Richtung geltend gemacht, in der 
von dem Beklagten A. unterzeichneten Kundgebung des mit⸗ 
beklagten Gewerkſchaftskartells ſei gegen diejenigen Arbeiter, 
welche dem Beſchluſſe des Kartells betreffs des über einen Teil 
der Kieler Bäckermeiſter und Brotfabrikanten verhängten Boykotts 
keine Folge leiſten würden, die Drohung ausgeſprochen, daß ſie 
von dem Kartell zur Rechenſchaft gezogen werden würden. 
Hierdurch hätten dieſe beiden Beklagten und ebenſo die beklagte 
Handelsgeſellſchaft Chr. H. & Co., welche dieſe Kundgebungen 
in der von ihr verlegten Zeitung zum Abdruck gebracht habe, 
ſich des in 8 153 GewO. mit Strafe bedrohten Vergehens 
ſchuldig gemacht und ein Schutzgeſetz im Sinne von § 823 
Abſ. 2 BGB. zum Nachteil der Kläger verletzt (I. Tatbeſtand 
S. 6 Bl. 35 b, II. Tatbeftand S. 10, 11 Bl. 63 b flg.). Das 
Berufungsgericht hat nach dieſer Richtung ausgeführt: In der 
erwähnten Kundgebung könne eine widerrechtliche Drohung ge⸗ 
funden werden; aber die Widerrechtlichkeit beſtehe nur gegenüber 
den Bedrohten, nicht gegenüber den Klägern, dieſe könnten ſich 
alſo auf die Verletzung des Schutzgeſetzes nicht berufen. Dieſer 
Auffaſſung kann nicht beigetreten werden. Gewiß ſollen durch 
die Strafvorſchriſt des 8 153 vor allem diejenigen Perſonen, 
welche bei einem zur Erlangung günſtiger Lohn- und Arbeits⸗ 
bedingungen entbrannten oder in Ausſicht genommenen Kampfe 
als Teilnehmer gewonnen oder feſtgehalten werden ſollen, da⸗ 
gegen geſchützt werden, daß dies nicht durch Anwendung der 
in § 153 bezeichneten rechtswidrigen Mittel geſchieht. Allein 
weder der Wortlaut des Geſetzes noch die Natur der Sache 
berechtigen zu der Annahme, daß ſich die Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers hierauf beſchränkt; es iſt vielmehr anzunehmen, daß 
dieſer im allgemeinen Intereſſe und auch in demjenigen des 
Gegners, der bekämpft und zur Bewilligung der angeſtrebten 
Lohn: und Arbeits bedingungen genötigt werden fol, verhüten 
wollte, daß Perſonen durch einen unerlaubten gegen ſie ge⸗ 
übten Zwang an dem Kampfe beteiligt werden. Es würden 
daher die Beklagten zu 1, 3 und 4, ſofern ſie ſich eines Ver⸗ 
gehens gegen § 153 GewO. ſchuldig gemacht hätten, ein Geſetz 
verletzt haben, das auch den Schutz der Kläger bezweckt. Indes 
kann nach Lage der Sache nicht angenommen werden, daß ihnen 
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ein ſolches Vergehen zur Laſt fällt. Die Kundgebung des Ge⸗ 
werkſchaftskartells muß dahin verſtanden werden, organiſierte 
Arbeiter von Kiel und Umgegend hätten, wenn ſie dem von 
dem Gewerkſchaftskartell gefaßten Beſchluſſe nicht Folge leiſten 
würden, ihre Ausſchließung aus der Organiſation, der ſie an⸗ 
gehörten, zu gewärtigen. Nun find durch 8 153 GewO. nur 
widerrechtliche Drohungen, durch welche die dort bezeichneten 
Zwecke erreicht werden ſollen, unter Strafe geſtellt; widerrechtlich 
in dieſem Sinne ſind aber Androhungen nicht, wenn dem 
Drohenden kraft beſonderen Rechtstitels ein Zwangsrecht gegen⸗ 
über dem Bedrohten zuſteht. (RGSt. 14, 387.) Danach iſt 
darin, daß ein Verein von Arbeitnehmern, der in einen Kampf 
zur Erlangung günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen ein⸗ 
getreten iſt, in Gemäßheit ſeiner Satzungen denjenigen ſeiner 
Mitglieder, die ſich an dem Kampfe nicht beteiligen würden, 
lediglich den Verluſt ihrer Mitgliedſchaft in Ausſicht ſtellt, eine 
Verletzung des in § 153 enthaltenen Verbots nicht zu finden. 
Die Kläger haben in der Reviſionsverhandlung darzulegen 
geſucht, daß allen Beklagten ein Vergehen gegen $ 153 des⸗ 
halb zur Laſt falle, weil ſie verſucht hätten, durch Drohungen 
die Kläger und überhaupt alle Bäckermeiſter von Kiel und 
Umgegend zu nötigen, den von den Bäckergeſellen bezüglich der 
Geſtaltung ihrer Arbeitsverhältniſſe getroffenen Verabredungen 
beizutreten; die Reviſion beruft ſich inſoweit auf das in 
RGSt. 36, 236 flg. abgedruckte Urteil des III. StS. vom 
30. April 1903. Auch dieſer Angriff iſt unbegründet. Es 
mag dahin geſtellt bleiben, ob der erkennende Senat der dem 
angezogenen Urteil zugrunde liegenden Auslegung des Wortes 
„andere“ in § 153 inſoweit beipflichten könnte, daß darunter unter 
Umſtänden auch Perſonen zu rechnen ſeien, welche ihrer Stellung 
nach nicht zu der Partei gehören, für welche durch Anwendung von 
Kampſmitteln günſtigere Arbeits: und Lohnbedingungen erlangt 
werden ſollen. Denn wenn dies auch anzuerkennen wäre, ſo 
würde doch daraus keinesfalls die von der Reviſion vertretene 
Folgerung abgeleitet werden dürfen. Im vorliegenden Falle 
hat es ſich für die mit ihren bisherigen Arbeitsverhältniſſen 
unzufriedenen Bäckergeſellen und diejenigen, welche ihnen bei⸗ 
ſtehen wollten, darum gehandelt, die Kläger und die übrigen 
der Väckereibranche angehörigen Gewerbtreibenden von Kiel und 
Umgegend, von denen die Forderungen der Geſellen nicht be⸗ 
willigt worden waren, hierzu durch Arbeitseinſtellung und 
Verkümmerung des Warenabſatzes zu nötigen. Dieſe Gewerk⸗ 
treibenden, darunter die Kläger, waren alſo die Gegner, wider 
die ſich der von den Arbeitnehmern und ihren Parteigängern 
unternommene Kampf richtete. Nach der Anſicht des erkennenden 
Senats muß es aber als ausgeſchloſſen angeſehen werden, daß 
es unter die durch §S 153 verbotenen Drohungen falle, wenn 
die Partei, welche durch an ſich erlaubte Kampfmittel günſtigere 
Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen zu erlangen ſtrebt, den Gegnern 
die bevorſtehende Anwendung dieſer Kampfmittel ankündigt und 
dadurch auf deren Entſchließung über die ſtreitigen Fragen ein⸗ 
zuwirken ſucht. Die Mittel, mit denen bei Streitigkeiten der 
in $ 152 Gewd. bezeichneten Art angriffs⸗ oder verteidigungs⸗ 
weiſe gekämpft wird, find regelmäßig darauf berechnet, den 
widerſtrebenden Willen des Gegners zu beugen, dieſen durch 
Zuſügung eines Abels zum Nachgeben zu zwingen, und die 
wirkliche Anwendung der dabei in Betracht kommenden Maß⸗ 
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nahmen ftellt, verglichen mit der bloßen Androhung derſelben, 
das ſchärfere, zur Brechung des Widerſtandes wirkſamere 
Mittel dar. Es erſcheint unmöglich anzunehmen, daß der 
Geſetzgeber das intenſivere Zwangsmittel habe geſtatten, das 
mildere aber mit Strafe bedrohen wollen; es wäre das auch 
vom Standpunkte der Zweckmäßigkeit aus gar nicht zu ver⸗ 
ſtehen. An der Befolgung dieſer Auffaſſung iſt der erkennende 
Senat durch das Urteil des III. StS. vom 30. April 1903 
nicht gehindert, da der von dieſem entſchiedene Fall weſentlich 
anders lag als der jetzige. Damals hatte ſich eine aus 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern zuſammengeſetzte Vereinigung 
gebildet, und es wurde verſucht, alle Arbeitgeber des Bezirks, 
für den die Vereinigung gegründet war, zu nötigen, die von 
dieſer aufgeſtellten Arbeitsbedingungen auch in ihren Betrieben 
einzuführen. Hier handelt es ſich um einen Kampf, der lediglich 
zwiſchen Arbeitnehmern auf der einen, Arbeitgebern auf der 
anderen Seite geführt worden iſt zu dem Zwecke, die be⸗ 
kämpften Arbeitgeber zu beſtimmen, ihren Arbeitern ſtatt ge⸗ 
wiſſer Naturalleiſtungen eine Geldvergütung und einen 
beſtimmten Minimallohn zu gewähren. Beizuſtimmen iſt dem 
Berufungsgerichte endlich auch in der Annahme, daß den Be⸗ 
klagten keine nach 8 826 BGB. rechtswidrige Handlungsweiſe 
zur Laſt zu legen ſei, da das, was ſie getan, weder nach dem 
Ziel, das ſie erſtrebten, noch nach den Mitteln, mit denen ſie 
es zu erreichen ſuchten, als gegen die guten Sitten verſtoßend 
anzuſehen ſei. (Wird näher begründet.) V. u. Gen. c. A. u. Gen., 
U. v. 12. Juli 06, 497/05 VI. — Kiel. 

2. 8 1757 BGB. Den leiblichen Eltern ſteht ein im 
Rechtswege verfolgbarer Anſpruch auf Geſtattung des perſönlichen 
Verkehrs mit ihren von einem Dritten an Kindesſtatt an⸗ 
genommenen Kindern nicht zu.] 

Die Klägerin — L. H. — wurde, während ſie bei dem 
Rentner A. L. in Charlottenburg als Wirtſchafterin diente, 
Mutter zweier Kinder, Irma geboren am 18. Februar 1890 
und Helene geboren am 9. Mai 1897, deren Erzeuger ihr 
damaliger Dienſtherr war. Letzterer ſorgte für die Kinder und 
nahm dieſelben durch Vertrag vom 25. September 1900 an 
Kindesſtatt an. Der Vertrag wurde von dem Annehmenden 
mit dem Vormund und dem Gegenvormund der Kinder unter 
Einwilligung der Klägerin geſchloſſen und enthält u. a. die 
Beſtimmung, daß die Kinder den Familiennamen L. erhalten, 
dem der Name der Mutter H. nicht hinzugefügt werden dürfe. 
Im Jahre 1901 ſtarb der Annehmende und die Kinder kamen 
unter Vormundſchaft. Ihr Vormund iſt gegenwärtig der Be⸗ 
klagte, Rechtsanwalt G. in Charlottenburg. Dieſer hat die 
Kinder zur Erziehung der Frau Oberamtmann F. zu Wilmers⸗ 
dorf in Pflege gegeben und verwehrt der Klägerin den 
perſönlichen Verkehr mit den Kindern, weil er hieraus Nach⸗ 
teile für dieſelben befürchtet. Das Vormundſchaftsgericht iſt 
mit ihm einverſtanden. Klägerin hat deshalb gegen den Vor⸗ 
mund Klage erhoben und beantragt: den Beklagten zu ver⸗ 
urteilen, anzuerkennen, daß Klägerin berechtigt iſt, mit ihren 
unter Vormundſchaft des Beklagten ſtehenden Kindern Irma 
und Helene L. perſönlich zu verkehren. In I. Inſtanz wurde 
die Klage abgewieſen, auf Berufung der Klägerin wurde 
dagegen in II. Inſtanz abändernd dem Klageantrage ſtatt⸗ 
gegeben. Das RG. hob auf und beſtätigte die Abweiſung der 
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Klage. In der Sache ſelbſt hängt die Entſcheidung zunächſt 
davon ab, ob den leiblichen Eltern ein Anſpruch und zwar ein 
im Wege des Prozeſſes verfolgbarer Anſpruch auf Geſtattung 
des perſönlichen Verkehrs mit ihren Kindern, welche von einem 
Dritten an Kindesſtatt angenommen ſind, überhaupt zuſteht. 
Das LG. hat dieſe Frage verneint, das Berufungsgericht hat 
fie bejaht, in Übereinſtimmung mit den Gründen, aus denen 
von dem RG. in dem Urteil zur Sache IV. 152/89 vom 
20. Juni 1889 (RG. 24, 250) für den Geltungsbereich des 
PrALR. ein ſolcher Anſpruch anerkannt worden iſt. Für die 
gegenwärtig vorliegende Streitſache iſt jedoch das BGB. maß⸗ 
gebend, und deſſen Anwendung führt zu derjenigen Entſcheidung, 
zu welcher das LG. gelangt iſt. Nach den Beſtimmungen des 
BGB. erlangt ein an Kindesſtatt angenommenes Kind die 
rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes des Annehmenden, 
8 1757 Abſ. 1, es bleibt aber Angehöriger feiner Stamm⸗ 
familie mit allen Rechten und Pflichten, 8 1764. Letzteres 
gilt indes ſelbſtverſtändlich nicht ſchlechthin, ſondern, wie in 
8 1764 ausgeſprochen wird, nur ſoweit nicht das Geſetz ein 
anderes vorſchreibt, da jener Grundſatz nicht Platz greifen kann, 
wann und ſoweit er mit dem Zweck der Annahme an Kindesſtatt 
unvereinbar wäre. Es erliſcht daher zufolge 8 1765 Abſ. 1 
die elterliche Gewalt der leiblichen Eltern ebenſo wie das Für⸗ 
ſorgerecht der unehelichen Mutter, es ändert ſich die Unterhalts⸗ 
pflicht gemäß 8 1766; es kommt, wie in § 1306 beſtimmt 
wird, das Recht der leiblichen Eltern zur Einwilligung in die 
Eheſchließung des Kindes in Wegfall und es äußert nach den 
Vorſchriften in 8 1776 Nr. 2, 8 1786 Abſ. 1 Nr. 3, 8 1899 
Abf. 2 die Annahme an Kindesſtatt Wirkungen in Anſehung 
des Rechts der Vormundſchaft. Über die Befugnis der leiblichen 
Eltern zum perſönlichen Verkehr mit deren Kinde trifft das 
BGB. keine Beſtimmung. Gleichwohl würde ein Anſpruch der 
leiblichen Eltern auf ſolchen Verkehr anzuerkennen ſein, indes 
nur unter der Vorausſetzung, daß ein derartiger Anſpruch ſich 
aus dem Verhältnis zwiſchen Eltern und Kindern herleiten 
ließe und mit der Annahme an Kindesſtatt vereinbar wäre. 
Dieſe Vorausſetzungen treffen indes nicht zu. Nach dem Rechte, 
wie es das BBG. geſtaltet hat, ift die Befugnis zum perſönlichen 
Verkehr mit einem Kinde nicht eine Folge der Bluts⸗ 
verwandtſchaft ſchlechthin, d. h. es darf nicht jeder, der mit 
dem Kinde verwandt iſt, das Recht zum perſönlichen Verkehr 
mit denſelben in Anſpruch nehmen. Auch die Verpflichtung, 
dem Kinde Unterhalt zu gewähren, bringt das Recht zum 
perſönlichen Verkehr nicht mit ſich; das Verhältnis, aus dem 
ein ſolches Recht folgt, iſt vielmehr die Sorge für die Perſon 
des Kindes, da dieſe Sorge zufolge 8 1631 Abſ. 1 das Recht 
der Erziehung umfaßt. Die Erziehung ſteht der Regel nach 
den Eltern zu, während beſtehender Ehe der Mutter neben dem 
Vater, und aus dieſem Grunde haben regelmäßig beide Eltern 
die Befugnis zum perſönlichen Verkehr mit dem Kinde (vgl 
88 1634, 1684, 1697, 1698, 1705). Daneben if 
freilich in 8 1636 beſtimmt, daß im Falle der Scheidung der⸗ 
jenige Ehegatte, dem nach 8 1635 die Sorge für die Perſon 
des Kindes nicht zuſteht, die Befugnis behält, mit dem Kinde 
perſönlich zu verkehren. Eine gleiche Vorſchrift fand nich 
bereits im erſten Entwurf des BGB. als 8 1457, und in den 
Motiven (Bd. IV S. 628) wird dazu bemerkt, es laſſe ng 
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35. Jahrgang. 


dieſelbe vielleicht ſchon aus allgemeinen Gründen ableiten, doch 


ſei es bei der praktiſchen Wichtigkeit der Frage als ratſam 
erachtet, eine ausdrückliche Beſtimmung aufzunehmen. Hieraus 
darf indes nicht gefolgert werden, daß den Eltern das Recht 
zum Verkehr mit den Kindern als ein aus dem Verwandtſchafts⸗ 
verhältnis entſpringendes unter allen Umſtänden geltendes 
Elternrecht zuſtehe. Das BGB. iſt bei Regelung des Ver⸗ 
hältniſſes der ehelichen Kinder davon ausgegangen, daß in An⸗ 
ſehung der elterlichen Gewalt und des hiermit verbundenen 
Erziehungsrechts grundſätzlich beide Gatten gleichzuſtellen und 
ihre Rechte nur durch die des anderen beſchränkt ſeien (vgl. Motive 
zum erſten Entwurf Bd. IV S. 736); es hat ferner der 
Scheidung einen Einfluß auf die elterliche Gewalt nur hin⸗ 
ſichtlich des Fürſorgerechts eingeräumt und dieſes demjenigen 
Ehegatten, der geſetzlich von demſelben ausgeſchloſſen wird, nicht 
dauernd, ſondern nur für ſolange, als der andere Gatte lebt, 
entzogen (8 1635). Im Hinblick hierauf erſcheint die Be⸗ 
ſtimmung, die der 8 1636 BGB. enthält, fo ſehr in der 
Natur des Verhältniſſes begründet, daß ſie vielleicht auch dann, 
wenn ſie nicht in das Geſetz aufgenommen wäre, Anerkennung 
gefunden hätte. Ganz andere Erwägungen haben jedoch bei 
der Annahme an Kindesſtatt Platz zu greifen. Im Falle der 
Scheidung tritt eine Anderung hinſichtlich des Fürſorgerechts 
kraft Geſetzes ein, die Annahme an Kindesſtatt erfolgt dagegen 
lediglich auf Grund eines Vertrags, 8 1741, der in Anſehung 
eines Kindes unter einundzwanzig Jahren der Einwilligung der 
Eltern oder, wenn das Kind ein uneheliches iſt, der Mutter 
bedarf (8 1747). Ein noch unmündiges Kind kann mithin 
ohne den Willen ſeiner Eltern oder, wenn es unehelich iſt, 
ſeiner Mutter, nicht an Kindesſtatt angenommen werden und 
daher iſt ein innerer Grund, der dafür ſprechen würde, dieſen 
Perſonen gleichwohl die Befugnis zum perſönlichen Verkehr als 
ein ihnen zuſtehendes Recht zu laſſen, keineswegs in dem Maße, 
wie im Falle der Scheidung anzuerkennen. Wird das be⸗ 
rückſichtigt, ſo gewinnt das Fehlen einer geſetzlichen Anerkennung 
eines ſolchen Rechts eine beſondere Bedeutung. Als Folge der 
Annahme an Kindesſtatt wird in 8 1765 Abſ. 1 BGB. aus: 
geſprochen, daß die leiblichen Eltern die elterliche Gewalt, mithin 
auch das hiermit verbundene Fürſorgerecht, über das Kind 
verlieren, ebenſo die uneheliche Mutter das ihr zuſtehende 
Fürſorgerecht. Freilich werden dadurch die rechtlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den leiblichen Eltern und der Perſon des 
Kindes nicht endgültig geklärt, denn nach 8 1765 Abſ. 2 BGB. 
geht die elterliche Gewalt für die leiblichen Eltern allerdings 
mit der Annahme an Kindesſtatt verloren und kann nicht 
wieder aufleben, aber das Fürſorgerecht erhalten ſie zurück, 
wenn ſie in die Lage kommen, dem Kinde Unterhalt gewähren 
zu müſſen und wenn daneben der Fall eintritt, daß die 
elterliche Gewalt des Annehmenden endigt oder wegen 
Geſchäftsunfähigkeit desſelben oder nach 8 1677 BGB. ruht. 
Allein dieſe Möglichkeit, daß das Recht und die Pflicht der 
leiblichen Eltern, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, wieder 
eintritt, kann nicht dazu führen, ihnen während der Zwiſchenzeit 
die Befugnis des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde zuzu⸗ 
ſprechen, denn eine ausdrückliche geſetzliche Beſtimmung hierüber 
fehlt und den 8 1636 auf den Fall der Annahme an Kindesſtatt 
anzuwenden, erſcheint nicht bloß aus dem ſchon hervorgehobenen 
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Grunde, daß die leiblichen Eltern in dem letzteren Falle das 
Fürſorgerecht, wenn es ihnen zuſtand, freiwillig aufgeben, 
ſondern namentlich deshalb nicht angängig, weil eine ſolche 
Anwendung dem Zweck der Annahme an Kindesſtatt zuwider⸗ 
laufen würde. Dieſes Rechtsinſtitut ſoll, wie das LG. hervor⸗ 
hebt, namentlich dazu dienen, um kinderloſen Eheleuten einen 
Erſatz für eigene Kinder zu ſchaffen oder um dem Kinde eine 
beſſere Lebensſtellung zu gewähren, beſonders um ihm den 
Makel unehelicher Geburt zu nehmen. Soll aber ſein Zweck 
voll erreicht werden, ſo iſt es geboten, daß das Kind nicht bloß, 
wie in $ 1757 Abſ. 1 beſtimmt wird, die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes des Annehmenden erlangt, ſondern 
lediglich ſeiner alleinigen Erziehung unterſtellt wird, und das 
würde beeinträchtigt, wenn den leiblichen Eltern die Befugnis 
des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde verbliebe. Aberdies 
liegt die Gefahr nahe, daß eine ſolche Befugnis mißbraucht 
werden könnte, um auf den Annehmenden einen Druck aus⸗ 
zuüben. Den leiblichen Eltern iſt deshalb, ſolange ſie nicht 
etwa gemäß 8 1765 Abſ. 2 BGB. die Sorge für das Kind 
zurückerhalten, jeder Einfluß auf deſſen Erziehung und folge⸗ 
weiſe auch die Befugnis zum perſönlichen Verkehr zu verſagen 
und hierin kann der Tod des Annehmenden an und für fich 
nichts ändern. Eine Beeinträchtigung der Anſprüche, die den 
leiblichen Eltern trotz der Annahme an Kindesſtatt den Kindern 
gegenüber nach ſittlicher Anſchauung zuſtehen, iſt nicht zu be⸗ 
fürchten. Derjenige, dem das Erziehungsrecht gebührt, ſoll 
dasſelbe nicht mißbrauchen, widrigenfalls das Vormundſchafts⸗ 
gericht gemäß 8 1666 Abſ. 1 BGB. zum Einſchreiten berufen 
iſt, und dieſe Beſtimmung gilt auch für die Erziehung eines an 
Kindesſtatt angenommenen Kindes; der Annehmende ſoll bei 
der Erziehung des Kindes auf deſſen Verhältnis zu ſeinen 
leiblichen Eltern diejenige Rückſicht nehmen, die das Sittengeſetz 
erfordert, da auch das zum Wohle des Kindes zu beobachten 
iſt. Wie weit dieſe Rückſicht zu gehen hat, iſt jedoch dem Er⸗ 
meſſen des Annehmenden oder, nach ſeinem Tode, des Vor⸗ 
munds überlaſſen, und nur wenn dies Ermeſſen ungehörig iſt, 
alfo etwa den leiblichen Eltern der perſönliche Verkehr mit dem 
Kinde ohne verſtändigen Grund in unpaſſender Weiſe ab⸗ 
geſchnitten wird, kann das Vormundſchaftsgericht die erforderlichen 
Anordnungen treffen. Im Wege des Prozeſſes kann dagegen 
nicht hierüber entſchieden werden. Hiernach kann dahingeſtellt 
bleiben, ob eine Feſtſtellung, wie ſie im vorliegenden Fall be⸗ 
antragt wurde, überhaupt zuläſſig iſt und ob ein Urteil, wie 
es von dem Berufungsgericht erlaſſen wurde, der ZPO. ent⸗ 
ſpricht. Die Klage war vielmehr ſchon deshalb abzuweiſen, 
weil der erhobene Anſpruch nicht im Rechtswege verfolgt 


werden kann. G. c. H., U. v. 12. Juli 06, 55/06 IV. — 
Berlin. 
Zivilprozeß ordnung. 


3. 8 328 Nr. 5 ZPO. Begriff „der Verbürgung der 
Gegenſeitigkeit“. — Im Kanton Zürich iſt Verbürgung anzu⸗ 
nehmen.] 

Mit Recht, in Übereinſtimmung mit der Praxis des RG. 
ſowie der überwiegenden Zahl der Schriftſteller, geht der Be⸗ 
rufungsrichter davon aus, daß, um die Gegenſeitigkeit in der 
Anerkennung der Urteile als verbürgt erſcheinen zu laſſen, es 
nicht unbedingt eines Staatsvertrages oder eines Geſetzes des 
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Auslandes bedarf, ſondern daß auch eine ftetige Übung, welche 
eine weitergehende Prüfung der Urteile der deutſchen Gerichte, 
als ſie für dieſe in der Frage der Vollſtreckung auswärtiger 
Urteile angeordnet iſt, ausſchließt, genügen muß. Dadurch 
wird auch allein den Bedürfniſſen des heutigen internationalen 
Rechtsverkehrs entſprochen, und die Entſtehungsgeſchichte des 
§ 328 Ziff. 5 ZPO., cf. 661 a. F., läßt erkennen, daß eben 
dies auch der Standpunkt beider geſetzgebenden Faktoren ge⸗ 
weſen iſt. Der Wert einer ſolchen ſtetigen tatſächlichen Abung 
erhellt um ſo mehr, als, wenn ein Geſetz des Auslandes zwar 
den Anforderungen der ZPO. an die Gegenſeitigkeit entſpricht, 
das Verhalten der auswärtigen Behörden aber tatſächlich von 
dem Geſetze abweicht, dieſes als wertlos erſcheint und die 
Gegenſeitigkeit fehlt, wie auch bereits in der Rechtſprechung 
des RG. angenommen iſt. Die Gewißheit, daß an den Ge⸗ 
richten des Auslandes Urteile der deutſchen Gerichte unter den 
gleichen Vorausſetzungen wie die des Auslandes von ſeiten der 
erſteren vollſtreckt werden, erfüllt den Begriff der Verbürgung 
im Sinne des § 328. Müßte in der Möglichkeit einer ſpäteren 
Anderung der Mbung ein Hindernis gegen die Annahme der 
Verbürgung erblickt werden, ſo würde eben dasſelbe auch bei 
Geſetzen des Auslandes, wie ſie in gleicher Weiſe einſeitiger 
Aufhebung unterliegen, anzuerkennen ſein, und als allein 
mögliche Grundlage für die Annahme der Verbürgung bliebe 
der Staatsvertrag; über die Unannehmbarkeit dieſes Ergebniſſes 
aber kann kein Zweifel beſtehen. Der Berufungsrichter erachtet 
nun eine ſtetige Übung ſeitens der Kantonalgerichte des Kantons 
Zürich als dargetan. Bedenken würden ſich allerdings ergeben, 
wenn es ſich lediglich um die Praxis der Züricher Gerichte bis 
etwa zu den Jahren 1890/1891 handelte, denn in den Jahren 
1885 und 1886 haben in einzelnen Fällen die Züricher Ge⸗ 
richte, nachdem gleichfalls in einzelnen Fällen von deutſchen 
Gerichten die Erteilung von Vollſtreckungsurteilen für Züricheriſche 
Urteile verweigert worden war, wegen Nichtgewährung des 
Gegenrechts die Vollſtreckung abgelehnt, aber auch in der vorher⸗ 
gegangenen Zeit iſt die Vollſtreckung nicht durchweg ohne 
materielle Nachprüfung erfolgt, namentlich ging die von dem 
Obergericht in Zürich am 18. Dezember 1884 dem Os G. in 
Karlsruhe erteilte Auskunft nur dahin, daß Urteile von Ge⸗ 
richten des Deutſchen Reiches bei den Züricheriſchen Gerichten 
anſtandslos vollſtreckt zu werden „pflegen“. In dem Kommentar 
zum Geſetze betr. die Züricheriſche Rechtspflege von Sträuli, 
Supplementband S. 195, wird die ältere Praxis ſogar nur 
dahin angegeben, den Urteilen der deutſchen Gerichte ſei Voll⸗ 
ſtreckung gewährt, wenn die Vorausſetzungen des $ 752 des 
genannten Geſetzes vorhanden waren, immerhin mit dem Vor⸗ 
behalt, daß das Urteil nicht etwa bezüglich der Anwendung 
des für den urteilenden Richter geltenden formalen und 
materiellen Rechts ganz offenbar unrichtig ſei, wie z. B. bei 
augenfälligen, altenwidrigen tatſächlichen Annahmen, offenſicht⸗ 
lichem und auffälligem Widerſpruch mit klarem Recht. Eine 
ſolche Prüfung der Urteile der deutſchen Gerichte ging über das 
in der ZPO. vorgeſehene Maß hinaus. Die Praxis würde 
mithin ebenſowenig genügen können, wie die der Berner Ge⸗ 
richte, welche die Urteile der deutſchen Gerichte nur „regel⸗ 
mäßig“ ohne Prüfung der materiellen Richtigkeit vollſtrecken, 
als ausreichend angeſehen werden konnte. (OL GRſpr. 9, 108 
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und dazu Urteil des RG. vom 16. September 1904.) Anderen 
Charakters aber iſt die ſpätere, mit Anfang der 90 er Jahre 
beginnende Übung der Züricher Gerichte, wie fie vom Be 
rufungsrichter auf Grund der zu den Akten gebrachten Urkunden 
feſtgeſtellt iſt. In dem Zirkularſchreiben des Obergerichts des 
Kantons Zürich an die Bezirksgerichte vom 25. Mai 1897 
findet ſich die Erklärung, die Frage, ob Urteile deutſcher Ge⸗ 
richte, deren Kompetenz auch nach der Züricher Geſetzgebung 
vorhanden war, im Kanton Zurich vollſtreckt werden, ſei an 
der Hand der Praxis der letzten Jahre unbedenklich zu bejahen. 
Das Urteil des Obergerichts vom 29. Januar 1902 tritt dem der 
I. Inſtanz darin bei, daß, was Deutſchland betrifft, die Gegen⸗ 
ſeitigkeit als verbürgt anzuſehen ſei. In dem Urteil desſelben 
Gerichts vom 3. Mai 1902 wird erwogen, nach der konſtanten 
Rechtſprechung der letzten Jahre ſei den Urteilen deutſcher Ge⸗ 
richte die Vollſtreckung ohne weiteres gewährt worden, wenn 
die Zuſtändigkeit des entſcheidenden Richters nach Züricheriſchem 
Prozeßrecht gegeben erſchien und die Rechtskraft des Urteils 
feſtſtand. Außerdem bezeugt das Obergericht in ſeiner Er⸗ 
klärung vom 25. Februar 1905, daß auf Grund von § 572 
des Geſetzes, betr. die Züricheriſche Rechtspflege, Zivilurteilen 
von Gerichten des Deutſchen Reiches im Kanton Zurich ſtets 
ohne Nachprüfung der Sache mit bezug auf die Geſetzmäzigkeit 
bezw. Richtigkeit des Entſcheides oder des bezüglichen Prozeß⸗ 
verfahrens die Vollſtreckung gewährt werde, wenn ſie rechts⸗ 
kräftig und von einem Richter ausgefällt ſeien, welcher an ſich 
kompetent war und deſſen Kompetenz auch durch die Züricheriſche 
Geſetzgebung nicht ausgeſchloſſen ſei. Insbeſondere auch dieſe 
letztere Erklärung bezeugt mit großer Präziſion das Unterlaſſen 
jeder Nachprüfung. Bei dieſer Lage der Sache kann die An⸗ 
nahme des Berufungsgerichts, daß eine ſtetige Übung in einer 
den Anforderungen der ZPO. entſprechenden Art vorliegt, 
weder auf einen materiellen Rechtsirrtum zurückgeführt werden, 
noch zeigt ſie in ihrer tatſächlichen Richtung prozeſſuale Ver⸗ 
ſtöße. Für Zürich kommt nun nicht allein die Praxis in Be 
tracht, ſondern außerdem iſt das Beſtehen eines den Gegenſtand 
betreffenden Geſetzes (§S 752 des Geſetzes über Züricheriſche 
Rechtspflege) zu beachten, und gerade aus dieſem Geſetz, fofern 
es beſtimmt, daß der Züricher Richter Urteilen aus Staaten, 
mit welchen keine Staatsverträge beſtehen, „nach freier Würdi⸗ 
gung der Verhältniſſe“ Vollziehung gewähren „kann“, ſucht 
die Reviſion einen Angriff herzuleiten. Es iſt anzuerkennen, 
daß, wenn die Übung der Züricheriſchen Gerichte mit der an⸗ 
geführten geſetzlichen Vorſchrift in Widerſpruch ſtände, berechtigte 
Zweifel an dem Verbürgtſein der Gegenſeitigkeit entſtehen 
könnten. Der Berufungsrichter erwägt, die Gegenſeitigkeit 
möge jedenfalls dann fehlen, wenn das Maß der Nachprüfung 
vollſtändig dem richterlichen Ermeſſen überlaſſen ſei; allein dies 
treffe nur zu, wenn das Ermeſſen des Gerichts ein voll⸗ 
kommen freies ſei; das Ermeſſen ſei dann aber nicht ein 
derart freies, um die Möglichkeit des Verbürgtſeins der Gegen⸗ 
ſeitigkeit auszuſchließen, wenn ihm durch den Zweck des Geſetzes 
eine Grenze geſetzt werde und das innerhalb dieſer Grenze 
ausgeübte Ermeſſen nicht zu dem Verlangen von Voraus- 
ſetzungen für die Zulaſſung der Vollziehung deutſcher Urteil 
führe, welche über diejenigen des 8 328 ZPO. hinausgehen. 
Alsdann führt der Berufungsrichter aus, die Ziricheriſchen 
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Urteile, welche die Vollſtreckung deutſcher Urteile zugelaſſen 
haben, ſcien von dem Grundgedanken getragen, daß in der 
Offenhaltung der freien Würdigung aller Verhältniſſe nur der 
Hinweis auf die durch das internationale Privatrecht für die 
Vollziehung rechtskräftiger Zivilurteile ausgebildeten Grundſätze 
zu erblicken ſei, ſowie daß, ſoweit es ſich um die Gewährung 
der Zwangsvollſtreckung der Urteile von Gerichten ausländiſcher 
Staaten handele, welche die formellen und materiellen Requiſite 
eines gehörigen Rechtsgangs erfüllen, d. h. eine ordentliche 
Juſtiz beſitzen, der Richter nicht berechtigt ſei, die Urteile einer 
Nachprüfung in bezug auf ihre materielle Richtigkeit zu unter⸗ 
werfen, daß aber jenes Erfordernis bei den deutſchen Gerichten 
in vollem Umfange vorhanden ſei. Die hier vom Berufungs⸗ 
richter vertretene Auffaſſung des ſchweizeriſchen Rechts unter⸗ 
liegt keiner Nachprüfung. Sollte aber auch eine Handhabe 
für eine ſolche gegeben ſein und ſollte die Prüfung zu dem 
Ergebnis führen, daß dem Ermeſſen der Züricher Richter eine 
Grenze nicht geſetzt iſt, und daß eine Verpflichtung derſelben, 
unter den angegebenen Umſtänden auswärtige Urteile zu voll⸗ 
ziehen, nicht beſteht, ſo iſt die Auffaſſung des Berufungsrichters 
doch jedenfalls inſofern nicht zu beanſtanden, als in ihr liegt, 
daß die bung dem Geſetze nicht zuwiderläuft. Das iſt 
erſichtlich auch der Standpunkt der Gerichte des Kantons 
Zürich. Unter dem Begriff „der freien Würdigung aller Ver⸗ 
hältniſſe“ läßt ſich auch die Berückſichtigung der Tatſache ein⸗ 
beziehen, daß in einem auswärtigen Staate eine gerechte und 
zuverläſſige Rechtspflege geſichert iſt, mit der Konſequenz, daß 
dies das Unterlaſſen jeder Nachprüfung des zu vollſtreckenden 
Urteils im einzelnen Falle rechtfertigt. Die Reviſion findet 
ein Bedenken eben darin, daß eine Verpflichtung der Züricher 
Richter bei pflichtmäßigem Handeln, die deutſchen Urteile an⸗ 
zuerkennen und zu vollſtrecken, nicht beſtehe, während eine ſolche 
nach den 88 723 und 328 ZPO. unter den dort beſtimmten 
Vorausſetzungen gegeben ſei; dies Bedenken kann aber nicht 
als begründet anerkannt werden. Die hier entſtehende Frage 
betrifft nicht das Maß der Reziprozität, ſondern als ihr 
Gegenſtand kann nur betrachtet werden, ob nicht das Verbürgt⸗ 
ſein dieſer auf ſeiten des Deutſchen Reiches eine noch 
gefihertere Grundlage hat, als dies auf ſeiten des Kantons 
Zürich der Fall iſt; allein hier genügt, daß die Gegenſeitigkeit 
im Sinne der Deutſchen ZPO. überhaupt verbürgt iſt, was 
eben in der ſtetigen bung gefunden werden kann. Auch 
iſt die Mbung im vorliegenden Fall nicht rein tatfächlicher 
Art, ſondern beruht auf der von den Züricher Gerichten 
gewonnenen Auffaſſung des internationalen und kantonalen 
Rechts. P. ec. M., U. v. 10. Juli 06, 582/05 VII. — 
Berlin. 

4. 88 627, 940 ZPO. in Verb. mit $ 1353 Abſ. 2 
BGB. Die Frage des eigenen Verſchuldens iſt unerheblich 
für die Anwendung der 88 627, 940 ZPO.J 

Die Parteien haben am 22. Februar 1902 miteinander 
die Ehe geſchloſſen, Klägerin hält ſich ſeit 11. September 1905 
von dem Beklagten getrennt, hat im November 1905 die Ehe⸗ 
ſcheidungsklage erhoben und unter dem 23. November 1905 eine 
einſtweilige Verfügung des Prozeßgerichts erwirkt, wonach ihr 
geſtattet worden iſt, während der Dauer des Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſes vom Beklagten getrennt zu leben. Zugleich wurde 
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dem Beklagten aufgegeben, der Klägerin gewiſſe Beträge zur 
Deckung der Koſten des Rechtsſtreites vorzuſchießen. Auf 
Widerſpruch des Beklagten hat das LG. K. dieſe Verfügung 
aufrecht erhalten. Dagegen hat das OLG. M. auf Berufung 
des Beklagten die Verfügung aufgehoben, ſoweit ſie der Klägerin 
das Getrenntleben geſtattet. Die Reviſion der Klägerin bean⸗ 
tragt, das Berufungsurteil aufzuheben und die Berufung des 
Beklagten zurückzuweiſen. Der Beklagte war in der Reviſions⸗ 
verhandlung nicht vertreten. — Der Berufungsrichter verſtößt 
gegen die von ihm ſelbſt an die Spitze der Entſcheidungsgründe 
geſtellten richtigen Rechtsgrundſätze, wenn er ausführlich er⸗ 
örtert, ob die von der Klägerin behaupteten Scheidungs⸗ 
tatſachen glaubhaft gemacht ſeien und ob hiernach gemäß 
BGB. § 1353 Abſ. 2 a. E. das von ihr begehrte Getrennt⸗ 
leben berechtigt ſei. Von dieſem Rechtsirrtum iſt erſichtlich 
auch die unter den allein maßgebenden Geſichtspunkten der 
88 627, 940 ZPO. vorgenommene weitere Prüfung beein» 
flußt. Zwar iſt es eine tatſächliche und deshalb für das 
Reviſionsgericht bindende Feſtſtellung, wenn er die Beſorgnis 
nicht gegeben findet, daß Klägerin bei einem ferneren Zu⸗ 
ſammenleben mit dem Beklagten einer unwürdigen Behandlung 
und weiteren wörtlichen oder ſogar tätlichen Beleidigungen aus⸗ 
geſetzt ſein werde. Allein der Berufungsrichter gibt ſelbſt zu, 
daß der Klägerin unter den obwaltenden Umſtänden die Rück⸗ 
kehr zu dem Beklagten überaus peinlich ſein müſſe. Er erkennt 
ferner an, daß auch der letztere alle Veranlaſſung habe, ſeine 
alsbaldige Verſetzung von Z. nach Kräften zu erſtreben. Dieſen 
Ausführungen muß die Feſtſtellung entnommen werden, daß an 
und für ſich Grund genug vorliege, unter den engen geſellſchaſt⸗ 
lichen Verhältniſſen einer kleinen Stadt das Argernis eines 
Eheſcheidungsprozeſſes zwiſchen dem Träger eines angeſehenen 
öffentlichen Amtes — dem Beklagten — und ſeiner Ehefrau 
nicht dadurch noch zu verſchärfen, daß beide Teile während des 
Prozeſſes zur Fortſetzung der häuslichen Gemeinſchaft ge: 
zwungen werden, daß mithin die Geſtattung des Getrenntlebens 
im Sinne der 88 627, 940 ZPO. an ſich nötig erſcheine. 
Nur weil Klägerin die jetzige Situation ſelbſt verſchuldet habe, 
glaubt ihr der Berufungsrichter dieſe Genehmigung verſagen zu 
müſſen. Allein gerade damit zeigt er, daß er an dem von ihm 
ſelbſt abgelehnten Geſichtspunkte noch feſthält, daß die Klägerin 
zur Rechtfertigung ihres Verlangens ein Recht auf das Ge⸗ 
trenntleben aus $ 1353 Abſ. 2 BGB. glaubhaft zu machen 
habe. In Wahrheit hat die Frage des eigenen Verſchuldens 
mit der Anwendung der 88 627, 940 ZPO. grundſätzlich 
nichts zu tun. Die Partei kann gegen weſentliche ihr drohende 
Nachteile, ihr drohende Gewalt nicht ſchutzlos gelaſſen, ihre 
aus anderen Gründen anzuerkennende Schutzbedürftigkeit kann 
nicht deshalb verneint werden, weil ſie ſich ſelbſt in die Lage 
gebracht hat, den Schutz des Richters anrufen zu müſſen. 
Dieſe Erwägungen ergeben nicht nur, daß die Reviſion der 
Klägerin begründet, ſondern daß auch die Sache nach dem feſt⸗ 
geſtellten Sachverhältnis zur Endentſcheidung reif iſt, ſobald nur 
der rechtsirrtümliche Teil der Erwägungen des Berufungsrichters 
beſeitigt iſt. Es mußte deshalb auf Aufhebung des Berufungs⸗ 
urteils, auf Zurückweiſung der vom Beklagten eingelegten Be⸗ 
rufung erkannt werden. B. c. B., U. v. 26. Juli 06, 
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Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894. 

5. 85 6 Abſ. 2, 9 Abſ. 1 Nr. 3, 13 Waren ZG. in 
Verb. mit 8 8 UnlWG. und § 826 BGB. Vorausſetzungen 
für den Schutz des § 13 J. c.] 

Seit 1864 beſtand zu K. eine Nähmaſchinenfabrik unter 
der Firma Gebr. K. Sie wurde im Jahre 1891 in eine 
Aktiengeſellſchaft umgewandelt, deren Firma urſpröünglich 
„Pfälziſche Nähmaſchinen⸗ und Fahrräderfabrik“ lautete. Neben 
der Aktiengeſellſchaft, deren Hauptgründer und Leiter die Teil- 
haber der Firma Gebr. K. waren, blieb die Firma „Gebr. K. 
in Liquidation“ eingetragen. Tatſächlich führte die Aktien⸗ 
geſellſchaft ſeit ihrem Beſtande noch den Zuſatz „vorm. Gebr. K.“ 
Dieſer Zuſatz wurde indes erſt durch Beſchluß der General⸗ 
verſammlung vom 29. Dezember 1899 aus Anlaß der An⸗ 
paſſung des Geſellſchaftsvertrags an das neue Recht der Firma 
einverleibt und am 18. Januar 1900 in das Handelsregiſter 
eingetragen. Die Firma Gebr. K. und ſpäter die Beklagte 
ſeit ihrem Beſtande haben an den in ihrer Fabrik hergeſtellten 
Nähmaſchinen das Wort Kayſer auf dem Arm, dem Geſtell, 
dem Deckel und der Umhüllung angebracht und derart bezeichnete 
Nähmaſchinen von jeher in den Verkehr geſetzt. Die Klägerin 
betreibt einen Großhandel mit Nähmaſchinen. Sie war im 
Jahre 1895 mit der Beklagten wegen Lieferung von Näh⸗ 
maſchinen in Unterhandlungen getreten, die zu keinem Ergebniſſe 
führten. Auf ihren Namen iſt mit Wirkung vom 20. April 1896 
das Wort „Kaiſer“ für Nähmaſchinen unter Nr. 15779 in 
der Zeichenrolle des Pat A. als Warenzeichen eingetragen. 
Spätere Verſuche der Beklagten, ſich das Wort „Original 
Kayſer“ als Warenzeichen für Nähmaſchinen eintragen zu 
laſſen, waren infolge des aus ihrem Zeichenrechte abgeleiteten 
Widerſpruchs der Klägerin ergebnislos. Einer Anregung der 
Beklagten, das Warenzeichen „Kaiſer“ der Klägerin zu löſchen, 
weil feine Eintragung nach §8 4 Nr. 1 und 3 WarengG. 
hätte verſagt werden müſſen, hat das Pat A. mit Beſchluß 
vom 3. Oktober 1904 nicht ſtattgegeben. Da die Beklagte 
ungeachtet wiederholter Verwarnungen ſeitens der Klägerin 
fortgeſetzt ihre Nähmaſchinen, wie bisher, mit der Bezeichnung 
„Kayſer“ verſah und in den Verkehr brachte, hat die Klägerin, 
nachdem eine Strafanzeige erfolglos war, durch die im 
November 1904 erhobene Klage beantragt, der Beklagten den 
Gebrauch des Wortes „Kayſer“ für Nähmaſchinen nach 8 12 
Waren ZG. und mit den Folgen des § 19 jenes Geſetzes zu 
unterſagen und ſie zum Erſatz des durch widerrechtliche Be⸗ 
nutzung des Wortes Kayſer der Klägerin ſeit 1896 verurſachten 
Schadens zu verurteilen. Die Beklagte beantragte die Klage 
abzuweiſen; fie berief ſich auf den Rechtsſchutz aus 8 13 
Waren ZG. und bezeichnete fürſorglich die Schadensklage ohne 
Angabe des Schadensbetrages als unzuläſſig. Die Klägerin 
ſuchte die Zuläſſigkeit letzterer damit zu rechtfertigen, daß fie 
nur als Nebenforderung geltend gemacht werde und ſie überdies 
aus mehrfachen Gründen ein rechtliches Intereſſe an der 
alsbaldigen Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht der Beklagten 
habe. Durch Widerklage, die auf 8 9 Abſ. 1 Nr. 3 und 
9 6 Abſ. 2 Waren 3G., $ 8 UnlWG. und § 826 BGB. 
geſtützt war, beantragte die Beklagte, die Klägerin als Wider⸗ 
beklagte zu verurteilen, a) bei Strafvermeiden zu unterlaſſen, 
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die Bezeichnung Kaiſer auf Nähmaſchinen oder deren Verpadung 
anzubringen, fo bezeichnete Waren in den Verkehr zu ſetzen, 
ſowie die Bezeichnung Kaiſer auf Ankündigungen uſw. an 
zubringen, b) einzuwilligen, daß das Warenzeichen Nr. 15779 
in der Zeichenrolle des Pat A. gelöſcht werde und c) der 
Beklagten und Widerklägerin gegenüber der Klägerin und 
Widerbeklagten das Recht auf Eintragung des von erſterer 
angemeldeten Warenzeichens „Original Kayſer“ zuzuerkennen. 
In allen 3 Inſtanzen iſt unter Abweisung der Klage nach 
dem Antrage der Widerklage erkannt. I. 1. Der erkennende 
Senat hat in dem Urteile vom 29. Dezember 1902 — RE. 56, 
417 — die Frage erörtert, was im Sinne des 8 13 Waren. 
unter einem Anbringen oder Gebrauch der Firma in abgekürzter 
Geſtalt zu verſtehen ſei. Dort iſt die eine weitere Auffaſſung 
jener Geſetzesbeſtimmung zulaſſende Anſicht gebilligt, unter 
ihren Schutz falle auch eine zum Teil willkürliche Ab⸗ 
kürzung, wenn fie dem weſentlichen Inhalte der Fim 


als Schlagwort entnommen und als Abkürzung der Firma in 


den Abnehmerkreiſen bekannt oder doch eingeführt ſei. Der 
Senat hält an dieſer Anſicht, der inzwiſchen auch der I. 38. 
in dem Urteile vom 3. Mai 1905 — I 545/04, JW. 1905 
S. 409 Nr. 37 — beigetreten iſt, feſt. Im Hinblick auf die 
Entſtehung der beklagten Aktiengeſellſchaft aus der Firma 
Gebr. K., den Gegenſtand ihrer Fabrikation — Nähmaſchinen — 
und die in dieſem Fabrikationszweige beſtehenden Ubungen 
unterliegt die Annahme des Berufungsgerichts, daß das Wort 
Kayſer an ſich als eine dieſen Anforderungen entſprechende und 
ſonach durch 8 13 geſchützte Abkürzung der Firma „Pfälziche 
Nähmaschinen und Fahrräderfabrik vorm. Gebr. Kapſer“ 
beurteilt werden könne, keinem rechtlichen Bedenken. In 
Intereſſe des Schutzes älterer Zeichenrechte gegen ſolche 
willkürliche Abkürzungen jüngerer Firmen oder gegen 
ſolche erſt nach Eintragung eines Warenzeichens zur Waren⸗ 
bezeichnung verwendete willkürliche Abkürzungen älterer 
Firmen find in dem bezeichneten Urteile — a. a. O. S. 421 — 
die Rechtsgrundſätze aufgeſtellt: „Wenn eine Firma erſt nad 
Eintragung des Warenzeichens entſteht oder erſt nach Er⸗ 
tragung des Warenzeichens zur Warenbezeichnung verwendet 
wird, ſo iſt der Gebrauch nur der zum Gemeingute 
gewordenen Abkürzungen zuzulaſſen, aus denen jedermann 
die wirkliche Firma zu erkennen vermag. Die im einzelnen 
Falle als Schlagwort dem weſentlichen Inhalte der Firma 
entnommene willkürliche Abkürzung kann den Schutz aus 
8 13 nur beanſpruchen, wenn fie vor Eintragung des Waren 
zeichens als Abkürzung der Firma bei den Abnehmerkrriſen 
eingeführt war.“ Für die Aufſtellung dieſer Einſchränkungen 
war nicht etwa die Erwägung entſcheidend, eine ſolche mil: 
kürliche ſpätere Abkürzung könne den Schutz des § 13 um 
deswillen nicht beanſpruchen, weil fie aus unlauteren Beweh⸗ 
gründen zur Bezeichnung der Ware verwendet werde; ſie beruhte 
auf dem weitergehenden Ausgange, daß für die willtinlichen 
Abkürzungen älterer Firmen zur Zeit der Eintragung des 
Warenzeichens bereits ein Beſitzſtand vorhanden fein mie 
Deshalb wird in ſolchen Fällen durch guten Glauben und 
Fehlen unlauterer Motive allein noch nicht der Schutz des 


8 13 begründet; dazu iſt nötig, daß ſchon bei Eintragung des 


Warenzeichens die willkürliche Abkürzung einer beſtehenden 
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Firma benutzt und in den Abnehmerkreiſen als ſolche bekannt 
war. Der gegebene Fall hat eine eigenartige Geſtaltung. Die 
Mutterfirma des von der Beklagten betriebenen Fabrikations⸗ 
geſchäftes war „Gebr. K.“ Das Wort Kayſer war zweifels⸗ 
ohne eine nach 8 13 zuläſſige Abkürzung dieſer Firma; es 
wurde von ihr auch als ſolche gebraucht zur Bezeichnung ihrer 
Nähmaſchinen und war auch als ſolche Abkürzung in den 
beteiligten Verkehrskreiſen bekannt. Der Firma Gebr. K. hätte 
daher gegen das jüngere Zeichen der Klägerin der Rechtsſchutz 
des § 13 unbedingt zugeſtanden. Wie aus den Urteilsgründen 
des Berufungsgerichts zu entnehmen iſt, hat die Firma Gebr. K. 
bei Errichtung der beklagten Aktiengeſellſchaft dieſer mit dem 
Geſchäftsbetriebe das Recht zur Fortführung ihrer Firma mit 
einem das Nachfolgerverhältnis kund tuenden Zuſatze — daher 
„vorm. Gebr. K.“ — übertragen. Die beklagte Aktien⸗ 
geſellſchaft hat auch tatſächlich ihre Firma mit jenem Zu⸗ 
ſatze geführt und entſprechend die Abkürzung Kayſer zur Be⸗ 
zeichnung der von ihr hergeſtellten Nähmaſchinen andauernd 
gebraucht. Indes die Firmenführung mit jenem Zuſatze und 
der Gebrauch des Wortes Kayſer als Abkürzung der Firma 
der Beklagten war vorerſt kein rechtlich geſchützter. Denn 
nach dem Geſellſchaftsvertrag und nach dem Eintrag im 
Handelsregiſter lautete die Firma nur „Pfälziſche Nähmaſchinen⸗ 
und Fahrräderfabrik“. Die Nichtaufnahme jenes Zuſatzes in 
die eingetragene Firma war veranlaßt durch die weit vertretene 
ſtrenge Auslegung des Art. 18 Abſ. 2 des alten HGB., 
wonach nicht einmal ein derartiger den Namen von Geſell⸗ 
ſchaftern mittelbar enthaltender Zuſatz geſtattet ſein ſollte. 
Jener Zuſatz „vorm. Gebr. K.“ konnte auch nicht ohne 
Anderung des Geſellſchaftsvertrages und ohne Eintragung im 
Handelsregiſter durch tatſächlichen Gebrauch zu einem 
Beſtandteil der Firma werden — Art. 214, 215 und 209 
Abſ. 1 Satz 2 des alten HGB. —. Die gedachte Übertragung 
durch die Firma Gebr. K. wirkte daher vorerſt nicht gegen 
Dritte. Folgeweiſe war der Gebrauch des Wortes Kayſer 
durch die Beklagte zur Bezeichnung ihrer Nähmaſchinen gegenüber 
dem Warenzeichen der Klägerin jedenfalls inſolange nicht durch 
§ 13 geſchützt, als fie ihre anfängliche Firma hatte. 
Inſolange war die Bezeichnung Kayſer für die Beklagte lediglich 
eine Geſchäfts bezeichnung, die nicht unter dem Schutze eines 
Firmenrechts ſtand und deshalb auch dem jüngeren Zeichen⸗ 
rechte der Klägerin weichen mußte. Die Beklagte hat in der 
Folge durch Beſchluß der Generalverſammlung vom 29. De⸗ 
zember 1899, der am 18. Januar 1900 in das Handelsregiſter 
eingetragen wurde, auf Grund jener oben dargelegten bei der 
Errichtung bereits erfolgten und von der in Liquidation fort⸗ 
beſtehenden Firma Gebr. K. wiederholten Übertragung den 
Zuſatz „vorm. Gebr. K.“ ihrer Firma beigefügt. Die 
Klägerin nimmt zwar an: Da dieſer Zuſatz firmenrechtlich 
für die Beklagte erſt wirkſam wurde ſeit dem 18. Januar 1900, 
alſo nach dem Eintrage des Zeichens der Klägerin, ſo habe 
die aus dieſem Zuſatze abgeleitete Abkürzung der Firma in 
dem Schlagworte „Kayſer“ nicht den Schutz des § 13 gegenüber 
jenem Zeichen. Dieſe Erwägung wäre allerdings gerechtfertigt, 
wenn jener Zuſatz bloß irgend eine bisher überhaupt nicht 
rechtlich geſchützte Bezeichnung aufgenommen hätte. Denn eine 
ſolche Bezeichnung ſoll auch nicht auf dem Umweg nachträglicher 
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Firmenänderung die abſolute Wirkung des Zeichenrechts ein⸗ 
ſchränken können. Nach der gegebenen Sachdarſtellung liegt 
indes im gegebenen Falle noch ein Weiteres vor und dies iſt 
zugunſten der Beklagten entſcheidend. Der Abkürzung der durch 
den erwähnten Zuſatz in der Firma der Beklagten jetzt fort⸗ 
geführten Firma Gebr. K. in dem Schlagworte Kayſer ſtand, 
wie oben dargelegt, gegenüber dem Zeichen der Klägerin der 
Schutz aus 8 13 zu. Mit der rechtlich zuläſſigen Abertragung 
jener Mutterfirma in die Firma der Beklagten ging auch 
das Recht zur Fortführung jener Abkürzung auf die Beklagte 
über, und ſteht letzterer ſeit dem Eintrag ihrer durch jenen 
Zuſatz ergänzten Firma der Schutz aus $ 13 für jene Ab⸗ 
kürzung zu. Andere Bedenken gegen Zulaſſung des in dieſer 
Weiſe gerechtfertigten Schutzes aus § 13 beſtehen nicht; die 
Abkürzung Kayſer iſt als Abkürzung der Firma der Beklagten 
in den beteiligten Geſchäftskreiſen allgemein bekannt und durch 
den Eintrag vom 18. Januar 1900 geſchah nur das, was 
man bis dahin wegen Art. 18 Abſ. 2 des alten HGB. nicht 
glaubte tun zu können. Durch Heranziehen jener Übertragung 
und der an ſie geknüpften rechtlichen Wirkungen wird der 
Einwand, daß es ſich bei der Firma der Beklagten auch ſeit 
dem Eintrage mit jenem Zuſatze um eine völlig neue Firma 
handle, beſeitigt und zerfällt der Hinweis der Klägerin auf die 
oben wiedergegebenen Rechtsgrundſätze in dem Urteil vom 
29. Dezember 1904, an denen in vollem Umfange feſtgehalten 
wird. Steht aber der Beklagten aus der dargelegten beſonderen 
Rechtslage ſeit dem Eintrage der durch Zuſatz „vorm. Gebr. 
K.“ erweiterten Firma im Handelsregiſter — alſo ſeit dem 
18. Januar 1900 — für die Abkürzung Kayſer der Schutz 
des 5 13 gegen das Warenzeichen der Klägerin zu, fo kann 
die Reviſion der letzteren, ſoweit ſie die Abweiſung der Klage⸗ 
anträge aus den 88 12 und 19 Waren 3G. betrifft, keinen 
Erfolg haben. 2. Mit der Zulaſſung jenes Rechtsſchutzes des 
§ 13 verliert der mit der Klage verfolgte Schadensanſpruch 
für die Zeit ſeit dem 18. Januar 1900 ſeine rechtliche Grund⸗ 
lage. Für die Zeit vom 20. April 1896 bis 18. Januar 1900 
iſt ſeine Abweiſung durch die Erwägung gerechtfertigt, daß es 
an dem Feſtſtellungsintereſſe nach 8 256 ZPO. fehle. Ein 
Anſpruch auf Schadenserſatz nach §S 14 Waren 3G. iſt keine 
Nebenforderung des Unterlaſſungsanſpruchs aus § 12 a. a. O. 
Für einen Antrag auf Feſtſtellung eines Anſpruchs auf Erſatz 
vergangenen Schadens als Hauptforderung muß das Feſtſtellungs⸗ 
intereſſe nach 8 256 ZPO. vorliegen, das nach Sachlage 
lediglich mit der Gefahr einer Verjährung hätte gerechtfertigt 
werden können. Vom Berufungsgericht iſt ein ſolches Feſt⸗ 
ſtellungsintereſſe durch die zutreffende Erwägung verneint, daß 
jene Schadensforderung bis zum 18. Januar 1900 zur Zeit 
der Klagerhebung — November 1904 — nach Art. 169 
EGBGB. und §8 852 BGB. bereits verjährt war. II. Zu 
den Anträgen der Widerklage hat das Berufungsgericht die 
Vorausſetzungen des 8 9 Abſ. 1 Nr. 3 Waren 3G. als gegeben 
angenommen. Es führt aus, die Bezeichnung Kayſer ſei in 
den beteiligten Verkehrskreiſen als Qualitätsbezeichnung für 
Nähmaſchinen der Beklagten angeſehen worden, inſofern ſie die 
Gewähr für Verwendung dauerhaften Materials und für 
tüchtige Arbeitsleiſtung bot; deshalb ſei der Gebrauch dieſer 
Bezeichnung für Nähmaſchinen aller, alſo auch anderer und 
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minderwertigerer, Art als eine Angabe tatſächlicher und irre⸗ 
führender Art zu beurteilen. Die Reviſionsklägerin greift dieſe 
Ausführungen in mehrfacher Richtung an; ſie laſſen indes die 
gerügten Rechtsverletzungen nicht erkennen. Das Berufungs⸗ 
gericht verkennt nicht, daß nach der Rechtſprechung des 
erkennenden Senats ein den tatſächlichen Verhältniſſen wider⸗ 
ſprechendes Warenzeichen im Sinne des § 9 Abſ. 1 Nr. 3 
grundſätzlich nicht vorliegt, wenn ein eingetragenes Waren⸗ 
zeichen in den beteiligten Verkehrskreiſen lediglich als Kenn⸗ 
zeichen der Herkunft der Ware von einem beſtimmten anderen 
Gewerbetreibenden angeſehen wird. Wie aber ſchon mehrfach 
— auch RG. 55, 35 — von dem erkennenden Senate aus⸗ 
geſprochen wurde, kann in der Benutzung eines beſtimmten 
Zeichens dann eine Angabe tatſächlicher und irreführender Art 
erblickt werden, wenn es ſich neben der Herkunfts bezeichnung 
zugleich als eigentliche Beſchaffenheitsangabe darſtellt und 
infolgedeſſen der mit dem Zeichen verſehenen anders beſchaffenen 
Ware von den beteiligten Verkehrskreiſen eine Beſchaffenheit 
beigelegt wird, die ſie in Wirklichkeit nicht hat. Von dieſer 
Grundlage aus erwägt das Berufungsgericht, die Bezeichnung 
Kayſer enthalte neben der Herkunfsbezeichnung aus dem 
Geſchäfte der Beklagten auch eine ſolche Beſchaffenheitsangabe, 
da die damit bezeichneten Nähmaſchinen in den beteiligten 
Verkehrskreiſen als gutgearbeitete Fabrikate aus dauerhaftem 
Materiale gelten. Seine in dieſer Weiſe begründete Entſcheidung 
leidet darnach nicht an den Mängeln, welche die Reviſions⸗ 
klägerin gerügt hat. Mit der Verurteilung der Reviſions⸗ 
klägerin als Widerbeklagten zur Löſchung ihres Zeichens 
entfällt für die Zeit nach der Löſchung der aus ihrem Zeichen⸗ 
rechte abgeleitete Rechtsbehelf gegen den Unterlaſſungsanſpruch. 
Soweit letzterer aber für den Fall erhoben war, daß dem 
Begehren auf Löſchung nicht ſtattgegeben würde, um in der 
Zukunft dem tatſächlichen Weitergebrauche des eingetragenen 
Zeichens entgegenzutreten, iſt er durch die Verurteilung zur 
Löſchung erledigt. Daher erübrigt ein Eingehen darauf, ob 
auch in letzterem Falle die Vorausſetzungen von $ 8 UnlWG. 
oder 8 826 BGB. rechtlich einwandfrei ſeſtgeſtellt ſeien. 
S. & Cie. c. Pf. N. F. vorm. Gebr. K., U. v. 13. Juli 06, 
35 06 II. — Zweibrücken. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Eniſcheidungen vom 19. März bis 1. Juni 1906.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereins vorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, Dresden⸗ 
Blaſewitz. 


A. Strafgeſetzbuch. 


1. 8 46 StGB.] Nach der erſtrichterlichen Feſtſtellung 
hat der Angeklagte den Tiſchkaſten mit dem beabſichtigten 
Erfolge, daß er dadurch das Feuer erſtickte, zurückgeſchoben, 
als er eine Perſon, die alsbald das mit Rauch erfüllte Zimmer 
betrat, kommen hörte, und ſeine Entdeckung befürchtete. Er 
hat hiernach zwar den Erfolg abgewendet, bevor die Handlung 
tatſächlich entdeckt war. Die Abwendung des Erfolgs war 


J 16. 1906, 
aber keine freiwillige, wie ſie das Geſetz vorausſetzt. U. d. 
II. Sen. v. 23. März 06 (578/05). 

2. § 46 Ziffer 1 StGB.] Der Umſtand, daß die U 
geklagte durch „zu große Schmerzen“ veranlaßt worden iſt, vor 
der weiteren Ausführung ihres Vorhabens, Abtreibung ihrn 
Leibesfrucht, abzulaſſen, genügt ohne weiteres noch nicht, un 
die Annahme eines ſtrafloſen Rücktritts auszuſchließen. Wen 
auch die „Aufgabe der Ausführung“ ſtets auf dem eigenen 
Willen des Täters beruht und andererſeits das „Hindern“ an 
der Ausführung nicht gleichbedeutend iſt mit einem „Verhindern“, 
d. h. einem vollſtändigen Unmöglichmachen derſelben, ſo muß 
doch ſtets daran feſtgehalten werden, daß, um die Strafloſiglel 
des Verſuchs auszuſchließen, die hindernden Umſtände nicht nur 
unabhängig von dem Willen des Täters eingetreten, ſondem 
auch derart fein müſſen, daß fie einem gewiſſen Zwang auf 
ſeine Willensentſchließung ausüben, indem ſie die Erreichung 
des erſtrebten Erfolges als nicht angängig oder doch allu 
ſchwierig erſcheinen laſſen. Nur unter der letzteren Voraus⸗ 
ſetzung kann davon die Rede ſein, daß die zum Rücktritt führende 
Willensänderung des Täters nicht aus dem freien Entſchluſe 
des Täters hervorging, ſondern die Folge einer, die Freiheit 
des Willens ausſchließenden Einwirkung äußerer Umſtände war. 
Liegt aber ein derartiger, zwingender Einfluß auf die Willens 
tätigkeit nicht vor, ſo iſt der Rücktritt ein freiwilliger, auch 
wenn der Beweggrund dazu in dem Eintritt äußerer, von 
dem Willen des Täters unabhängiger, die Ausführung er 
ſchwerender Umſtände zu finden iſt. Ahnlich wie in dem der 
Entſcheidung des IV. StS. des RG. vom 31. Januar 1902 
(RGSt. 35, 102) zu Grunde liegenden Falle der widerliche 
Geſchmack des behufs Abtreibung in den Mund genommenen 
Mittels kann hier der durch die vorgenommenen Manipulationen 
erregte Schmerz — beides vom Willen des Täters unabhängige 
Umſtände und der Beweggrund zum Rücktritt vom Verſuche — 
nicht ſchon an und für ſich als ein die Freiheit des Willens 
ausſchließender Zwang angeſehen werden. Es würde hierzu 
weiter nötig fein, daß nach der richterlichen Überzeugung Ele 
oder Schmerz unerträglich, d. h. fo heftig waren, daß I 
der Täterin die weitere Ausführung unmöglich oder doch nahezu 
oder vermeintlich unmöglich machten. U. d. V. Sen. b. 
11. Mai 06 (21/06). 

3. 8 61 SiGB.] Wortſinn und Zweck des 8 61 ge 
ſtatten keinen Zweifel darüber, daß zwar derjenige Verletzt 
fein Antragsrecht verliert, welcher trotz zuverläſſiger Kunde über 
Tat und Urheber drei Monate lang verſäumt, es auszuüben, 
daß aber eine frühere Stellung des Antrags nicht unbedingt 
ausgeſchloſſen, NRG Rſpr. 1, S. 614 (614), vielmehr nach Be 
gehung der Tat auch ſchon dann ſtatthaft und rechtswirksam 
iſt, wenn der Verletzte den wirklichen Sachverhalt zwar nur im 
allgemeinen und ohne greifbare Beweisanzeigen für die näheren 
Umftände oder nur zu einem Teil richtig fi) vorzustellen 
vermag, aber doch in vollem Umfang und ohne Auesſcheidung 
in feinen Strafantrag aufnimmt. U. d. I. Sen. v. 21. Mai 06 
(825/05). 

4. 8 63 StGB.] Die Unteilbarkeit des Strafantrages 
hat wie auch der Wortlaut des § 63 StGB. ergibt, die De 
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wird ſonach eine einheitliche Handlung, an der mehrere beteiligt 
ſind, vorausgeſetzt. Hieraus folgt auch, daß es auf das Ver⸗ 
hältnis der verſchiedenen Täter zu der Handlung, nicht aber 
auf ihr Verhältnis untereinander ankommt, daß alſo die Be⸗ 
teiligung im Sinne jener Vorſchrift über den Begriff der Teil⸗ 
nahme nach 88 47 bis 49 StGB. hinausreicht und auch dann 
begründet iſt, wenn mehrere Perſonen ohne den zur Teilnahme 
im engeren Sinne erforderlichen Vorſatz durch ihr Zuſammen⸗ 
wirken den geſetzwidrigen Erfolg herbeiführen. Ausgeſchloſſen 
iſt dagegen die Anwendbarkeit des 8 63, wenn mehrere 
ſelbſtändige Handlungen von denſelben oder mehreren Per⸗ 
ſonen verübt find (vgl. RGSt. 20, 54; 33, 161). Dieſes 
Erfordernis iſt im vorliegenden Falle nicht erfüllt. Der Er⸗ 
öffnungsbeſchluß legt jedem der ſieben Angeklagten „eine und 
dieſelbe fortgeſetzte“ Handlung zur Laſt, die gleichzeitig ein 
Zuwiderhandeln gegen 88 14 und 15 WarenZG. enthält. 
Selbſtverſtändlich wollte und konnte der Eröffnungsbeſchluß mit 
dem erwähnten Ausdruck nicht den begriffswidrigen Sinn ver⸗ 
binden, daß die Handlungen der einzelnen ſieben Angeklagten 
zu einer juriſtiſchen Einheit zuſammengefaßt werden ſollten; er 
geht vielmehr offenbar von der Annahme der natürlichen und 
juriſtiſchen Selbſtändigkeit dieſer Handlungen aus. Angeklagter E. 
war angeſchuldigt, eine Ware, die durch den Angeklagten M. 
widerrechtlich mit einem geſchützten Warenzeichen und zum 
Zwecke der Täuſchung mit einer als Kennzeichen gleichartiger 
Ware eines anderen geltenden Ausſtattung verſehen war, in 
Verkehr gebracht und feilgehalten zu haben. Seine Handlung 
ſtand ſonach mit der erwähnten Straftat des M. in keinem 
inneren Zuſammenhange. Beide Reate, wiewohl äußerlich zu⸗ 
ſammengefaßt in dieſelbe Vorſchrift, ſind begrifflich und 
inhaltlich von einander verſchieden. Erſt in dem Augenblicke, 
wo der rechtsverletzende Erfolg der einen eingetreten iſt, kann 
begriffsmäßig die zweite beginnen, eine Mitwirkung des Täters 
der einen Tat am Erfolge der anderen iſt ſonach an und für 
ih ausgeſchloſſen (vgl. die Urteile in RG St. 28, 175; 31, 93). 
Ferner ſind M. und ebenſo B., C., D., F. und G. beſchuldigt, 
die mit dem fremden Warenzeichen verſehenen Waren in den 
Verkehr gebracht bzw. feilgehalten zu haben, indem M. die 
Ware durch B. und C. verkaufen ließ und ſelbſt an D. ver⸗ 
kaufte, B. an D. und F., C. an G. verkaufte, die die Ware 
weiter vertrieben. Eine Einheit dieſer Handlungen wird dadurch 
nicht begründet, daß ſie dieſelbe Warengattung betrafen, auch 
nicht dadurch, daß ſie ſich gegenſeitig bedingten. U. d. III. Sen. 
v. 7. Mai 06 (1423/05). 

5. 8 68 StGB.] Bei der Frage, ob eine richterliche 
Handlung unterbrechend wirkt, iſt die Tat in derjenigen tat⸗ 
ſächlichen und rechtlichen Geſtaltung maßgebend, welche ſie nach 


der Annahme des Urteils gehabt hat, nicht in derjenigen, welche 


ſie nach der Anſicht des jene Handlung vornehmenden Richters 
gehabt haben ſoll. Die wegen gewerbs⸗ oder gewohnheitsmäßigen 
Wuchers gegen den Angeklagten eröffnete Vorunterſuchung um⸗ 
ſaßte zwar mit rechtlicher Notwendigkeit auch die dem Unter⸗ 
ſuchungsrichter unbekannten Teile dieſes Geſamtvergehens. Aber 
nach dem Ergebnis des Verfahrens hat der Angeklagte das 
Kollektivdelikt nicht verübt; der Wucher zum Nachteil des Be⸗ 
ſitzers N. war kein Teil eines ſolchen Delikts, vielmehr eine 
ſelbſtändige Einzelhandlung; gegen dies konkrete Vorkommnis 
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richtete ſich nicht die Verfügung des Unterſuchungsrichters vom 
2. Juni 1903, weil es weder einen Teil des — nicht be⸗ 
gangenen — gewerbs⸗ oder gewohnheitsmäßigen Wuchers bildete, 
noch dem Unterſuchungsrichter bekannt war. U. d. II. Sen. 
v. 28. April 06 (1464/05). 

6. § 120 StGB.] Als Gefangener im Sinne des § 120 
StGB. hat der zu gelten, dem in geſetzlich gebilligter Form 
durch die ſtaatliche Obrigkeit aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes in einer beſtimmten Art die Freiheit entzogen iſt, 
derart, daß er entweder zufolge Einweiſung in eine Gefangenen⸗ 
anſtalt oder zufolge Bewachung und Beauſſichtigung ſich in der 
Gewalt einer Behörde befindet. RGSt. 12, 163 u. a. Die 
Freiheitsentziehung muß, wie ſich aus der Stellung dieſer Straf⸗ 
beſtimmung im Syſtem des Strafgeſetzbuchs und aus der Über⸗ 
ſchrift des 6. Abſchnitts ergibt, die Folge eines Eingriffs der 
Staatsgewalt ſein, durch den das eigentliche Haftrecht des 
Staats, wie es hauptſächlich bei der Handhabung der Polizei⸗ 
und Strafgewalt zur Anwendung gelangt, ausgeübt wird. 
Maßnahmen, die andere Intereſſen wahren ſollen, als die des 
Schutzes der Staatshoheit gegen unmittelbare Angriffe, fallen 
nicht darunter, auch wenn ſie gleich jenen mit Notwendigkeit 
bedingen ſollten, daß die davon betroffene Perſon an einem 
beſtimmten Ort verbleibt. Dazu gehören die ausſchließlich im 
Intereſſe des Unterrichts und der Erziehung getroffenen, nur 
auf dem Gebiet der durch den eigentlichen Schulzweck gebotenen 
beſonderen Schulzucht ſich bewegenden, eben deshalb aber auch 
dem Bereich der allgemeinen ſtaatlichen Zwangsmittel entrückten 
Maßnahmen des Lehrers, die den Schüler zum Verweilen im 
Schulraum über die allgemein feſtgeſetzte Zeit hinaus zwingen. 
Wie bereits in RGSt. 37, 366 erörtert, iſt es nicht ſchlechthin 
ausgeſchloſſen, daß die Geſetze auch die Gefangenhaltung eines 
Schülers zulaſſen zu dem Zweck, die ſtaalliche Erziehung zu 
ermöglichen und die Erfüllung der aus dem ſtaatlichen Er⸗ 
ziehungsrecht ſich ergebenden Pflichten zu erzwingen; in Fällen 
dieſer Art handelt es ſich aber um einen Akt der Ausübung 
des polizeilichen Haftrechts, nicht um einen ſolchen der Schul⸗ 
zucht. U. d. I. Sen. v. 30. April /14. Mai 06 (846/05). 

7. 8156 StGB.] Die Kreisbauinſpektionen haben in 
Braunſchweig die Prüfung der zur Anfertigung von Situations⸗ 
plänen zuzulaſſenden Werkmeiſter vorzunehmen und ſind hierbei 
ermächtigt, ſich von den Prüfungskandidaten an Eidesſtatt ver⸗ 
ſichern zu laſſen, daß die Prüfungsaufgaben ohne fremde Hilfe 
ausgeführt wurden. U. d. IV. Sen. v. 18. Mai 06 (938/05). 

8. 8 174 Ziff. 1 StGB.] Inſoweit mit dem Einwande, 
daß die Eigenſchaft eines Erziehers nur dem zukomme, der 
berufsmäßig die Tätigkeit des Erziehers ausübe, der Sinn 
verbunden wird, daß als Erzieher nur gelten könne, wer die 
Tätigkeit als ſolcher gewerbsmäßig betreibe, beruht der Ein⸗ 
wand auf einer Mißdeutung reichsgerichtlicher Entſcheidungen. 
Der namentlich in dem von der Reviſion angezogenen Urteile 
vom 27. April 1882 (RGSt. 6, 233) aufgeſtellte Satz, daß 
als Erzieher im Sinne des § 174 Nr 1 StGB. nur anzu⸗ 
ſehen ſei, wer „berufsmäßig“ die Stellung als ſolcher einnehme, 
ſoll nur zum Ausdruck bringen, daß die Eigenſchaft eines Er⸗ 
ziehers bloß dem beizulegen ſei, der nach ſeinen Beziehungen 
zu dem zu Erziehenden das Recht und die beſondere Pflicht 
habe, deſſen Lebensführung zu leiten. Gewerbsmäßigkeit 
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der bezüglichen Tätigkeit wird aber nicht gefordert. Vgl. 
RGSt. 27, 130; 31, 203. Daß ein Handwerksmeiſter, um 
als Erzieher ſeines Lehrlings gelten zu können, dieſen in ſeine 
häusliche Gemeinſchaft aufgenommen haben müſſe, behauptet 
die Reviſion mit Unrecht. Ein ſolches Verhältnis hat aller⸗ 
dings in dem Straffalle, welchen das Reichsgerichtsurteil 
Bd. 27 S. 130 behandelt vorgelegen und iſt dort als Argument 
dafür verwertet worden, daß der Handwerksmeiſter Erzieher des 
Lehrlings geweſen ſei. Allein es iſt nicht ausgeſprochen, daß 
ohne das Beſtehen häuslicher Gemeinſchaft dem Handwerks⸗ 
meiſter die Eigenſchaft eines Erziehers nicht beigemeſſen werden 
könne. Entſcheidend iſt, ob jemand gegenüber einer minder⸗ 
jährigen Perſon eine Stellung ähnlich der eines Vaters oder 
Vormundes einnimmt und auf Grund der ihm zuſtehenden 
Autorität die Lebensführung des Minderjährigen, namentlich 
in ſittlicher Beziehung, zu überwachen und zu leiten hat. Vgl. 
RGSt. 29, 49. Ein Verhältnis dieſer Art hat die Straf⸗ 
kammer mit Recht als vorliegend angenommen, da der An⸗ 
geklagte durch die Lehrverträge ausdrücklich die väterliche Zucht 
über die Lehrlinge zugewieſen erhalten und ſich verpflichtet 
hatte, in ſittlicher Beziehung über die Lehrlinge zu wachen. 
Ferner kann gegen die Richtigkeit der getroffenen Feſtſtellungen 
nichts daraus hergeleitet werden, daß die väterliche Gewalt 
über die Lehrlinge beſtehen geblieben ſei; denn ein der Er⸗ 
ziehung Bedürftiger kann mehrere Erzieher haben. Vgl. 
RGSt. 29, 49. U. d. IV. Sen. v. 30. März 06 (885/05). 
9. 8 1814 StGB.] Von den beiden Formen der Zu⸗ 
hälterei, die der $ 181 Abſ. 1 StGB. mit Strafe bedroht, 
kann allerdings, wenn man den Erſchwerungsgrund des Abſ. 2 
zunächſt außer Betracht läßt, die zuerſt hervorgehobene mit 
dem Vergehen der Kuppelei (5 180) und ſomit nach Befinden 
auch mit dem Verbrechen der ſchweren Kuppelei ($ 181 Nr. 2) 
ideell konkurrieren. Die beiden Tatbeſtände decken ſich nicht. 
Eine Frauensperſon, welche die Unzucht gewerbsmäßig betreibt, 
als Erwerbsquelle für feinen eigenen Lebensunterhalt ausnütze, 
iſt begrifflich etwas anderes als: der Unzucht durch Gewähren 
oder Verſchaffen von Gelegenheit Vorſchub leiſten. Dagegen 
fällt die zweite Alternative des 8 181 a Abſ. 1 mit dem Tat⸗ 
beſtande der Kuppelei regelmäßig zuſammen. Wer durch ſeine 
zuhälteriſche Tätigkeit die Ausübung der Unzucht fördert, ſchafft 
ihr objektiv günſtigere Bedingungen und leiſtet ihr durch ſeine 
Vermittelung Vorſchub. Inſoweit liegt demnach Geſetzes⸗ 
konkurrenz vor, deren Löſung nur auf dem Wege möglich ift, 
daß die beſondere Strafbeſtimmung der allgemeinen vorgeht. 
Als das beſondere Strafgeſetz erſcheint aber dasjenige in 
§ 181a und es kann dann nur die letztere Strafandrohung 
gegen den Täter zur Anwendung kommen (RG. in Goltd Arch. 48, 
448 flg.). Die Ausſchließung des 8 180 StGB. beim Vor⸗ 
handenſein des Tatbeſtandes der zweiten Alternative in 8 181 a 
Abf. 1 würde nun an und für ſich noch nicht auch zugleich 
zur Ausſchließung des 8 181 Nr. 2 StGB. führen können, 
wenn nicht das Geſetz den in der Perſon des Ehemanns als 
Täters liegenden Straferhöhungsgrund bei Behandlung der 
zuhälteriſchen Kuppelei ebenfalls mit in den Bereich ſeiner 
Regelung gezogen hätte. Iſt der Zuhälter der Ehemann der 


Frauensperſon, fo greift die geſchärfte Strafdrohung in Abf. 2 


des 8 1812 StGB. Platz. Damit iſt aber das kuppleriſche 
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Treiben des Ehemanns, falls fein Vorſchubleiſten zur Unuct 
ſich in den Formen des Zuhältertums bewegt, der Anwendung 
des § 181 Nr. 2 StGB. entrückt. U. d. II. Sen. v. 1. Juni 06 
(524/06). 

10. 8 184 Ziff. 1 StGB.] Auf Grund der Feſtſtellunz 
daß ſich eine Schrift als ein wertvoller Beitrag zur Kenntnis 
der Kulturgeſchichte, als ein bedeutendes Hilfsmittel für die literar⸗ 
hiſtoriſche Wiſſenſchaft und als ein novelliſtiſches Kunſtwerk dar⸗ 
ſtellt, kann das Tatbeſtandsmerkmal der Unzüchtigkeit verneint 
werden. Richtig iſt zwar, daß eine Schrift des feſtgeſtellten 
Inhalts nicht rechtsgrundſätzlich auch dann als ſtraflos zu gelten 
hat, wenn ihr Inhalt ſonſt geeignet iſt, das allgemeine Scham⸗ 
und Sittlichkeitsgefühl zu verletzen. Entſcheidend find die Um⸗ 
ſtände des Einzelfalls und es kommt darauf an zu prüfen, ob 
die Darſtellung der geſchlechtlichen Beziehungen durch die vor⸗ 
herrſchenden wiſſenſchaftlichen und künſtleriſchen Zwecke dermaßen 
in den Hintergrund gedrängt iſt, daß das normale Scham⸗ und 
Sittlichkeitsgefühl des Leſers nicht verletzt wird (RGSt. 37, 
315). Wenn die Geſamttendenz dahin geht, den lehrhaften und 
künſtleriſchen Inhalt zum ſelbſtändigen und ausſchließlichen Zweck 
zu erheben dergeſtalt, daß dieſer Zweck nur erreicht werden 
kann, wenn auch Darſtellungen geſchlechtlicher Art als Mittel 
zur Erreichung benutzt werden, dann entfällt die Anwendung 
des Strafgeſetzes. U. d. III. Sen. v. 23. April 06 (1281/5). 

11. 8 184 Ziff. 3 und 4 StGB.] Der geſetzgeberiſche 
Zweck der Nr. 3 und 4 des 8 184 StGB. mag zwar auch 
geweſen ſein, der Unzucht durch Erſchwerung der Anknüpfung 
von Verbindungen ſowie der Erlangung ſogenannter Präſervatibe 
uud dergleichen entgegenzuwirken; in erſter Linie aber hat der 
Geſetzgeber verhindern wollen, daß unzüchtiges Treiben ſich m 
der Offentlichkeit breit mache, er will das Publikum vor 
Verletzung ſeines Schamgefühls durch öffentliche Ankündigungen 
bewahren, welche offenſichtlich die Unzucht erleichtern und herber 
führen ſollen. Iſt dies aber der Zweck des Geſetzes, fo kam 
es auch andererſeits nicht darauf ankommen, ob der Ankündigende, 
ohne das in der Ankündigung zum Ausdrucke zu bringen, fü 
ſich den Willen, unzüchtigen Verkehr herbeizuführen, nicht hal. 
Maßgebend kann nur fein, daß die Ankündigung ſich al 
eine ſolche darftellt, die einen ſolchen Zweck des Ankündigenden 
verfolgt; in ſubjektiver Hinſicht iſt nur das Bewußtſein des 
von Ankündigenden dieſem Charakter der Ankündigung erforderlich. 
U. d. II. Sen. v. 23. März 06 (44/06). 

12. 8 193 StGB.] Selbſt wenn die Zeitung von 
der Handelskammer durch formelle Beſchlüſſe als Publikation 
organ erwählt war, waren dadurch die Intereſſen dieſer Kor 
poration dem Redakteur noch nicht zur Wahrung übertragen 
und ſtand ihm kein Recht zu ihrer Vertretung zu, ſodaß diese 
Intereſſen für ihn fremde blieben, zu denen er in keinem Ver 
hältnis ſtand, das als „ein ihn perſönlich nahe angehendes 
bezeichnet werden könnte. Daß aus der Eigenſchaft der Zeitung 
als Fachblatt für Börſenkreiſe Angeklagter an ſich keine Be⸗ 
rechtigung zur Wahrnehmung der Intereſſen dieſer Kreiſe ber 
leiten kann, iſt in dem Urteil zutreffend hervorgehoben. U. d 
III. Sen. v. 3. Mai 06 (1318/05). 

13. 88 185, 200 StGB. 8 293 SPD] Nuß 
8 293 StPO. muß die dem Angeklagten zur Laſt gelegte Ta 
nach ihren geſetzlichen Merkmalen und unter Hervothebung de 
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zu ihrer Unterſcheidung erforderlichen Umſtände in der Haupt⸗ 
frage bezeichnet werden. Zur Angabe der geſetzlichen Merkmale 
einer Beleidigung, einſchließlich derjenigen des 8 200 StGB., 
gehört die Angabe des Namens des Beleidigten ſelbſtredend 
nicht. Allerdings bedurfte es zur Durchführung der Vorſchrift 
des § 200 StGB. auch der Feſtſtellung des Namens der 
Beleidigten. Dieſe Feſtſtellung lag aber außerhalb des Rahmens 
der von den Geſchworenen zu beantwortenden Schuldfrage; 
denn es handelte ſich dabei nach der durch die Geſchworenen 
erfolgten Bejahung der Schuldfrage (einſchließlich der Merkmale 
des 8 200 StGB.) lediglich um einen Umſtand, der für den 
dem Gerichtshof obliegenden Strafausſpruch, unter den auch 
die Verhängung der Maßregel des § 200 StGB. fällt 
(RGSt. 13, 319), von Bedeutung war. Solche Umſtände 
ſind aber durch den Gerichtshof feſtzuſtellen, nicht durch den 
Spruch der Geſchworenen (RGSt. 12, 150). U. d. I. Sen. 
v. 9. April 06 (1505/05). 

14. 5 213 StGB. 88 293 ff. StPO.] Ausweislich 
des Sitzungsprotokolls hat der Verteidiger beantragt, die Frage 
nach mildernden Umſtänden, und zwar nur nach dieſen, aus 
5 213 StGB. zu ſtellen und die Staatsanwaltſchaft hat dem⸗ 
gegenüber anheimgeſtellt, die Frage dem ganzen Wortlaut des 
§ 213 StGB. entſprechend zu formulieren, alſo auch den in 
der erſten Alternative des § 213 a. a. O. enthaltenen Straf⸗ 
minderungsgrund der Reizung zum Zorn in die Frage aufzu⸗ 
nehmen. Das Gericht hat darauf die Nebenfrage dem Antrage 
des Verteidigers entſprechend formuliert und hiergegen liegen 
weder prozeſſuale noch materiellrechtliche Bedenken vor. Prozeſſuale 
inſofern nicht, als durch die Stellung der Frage dem Antrage 
genügt und gegen die geſtellte Frage von keiner Seite eine Er⸗ 
innerung erhoben iſt ($ 291 StPO.), materiellrechtliche deshalb 
nicht, weil der Inhalt des 8 213 StGB., der einen beſonderen 
ſelbſtändigen Tatbeſtand überhaupt nicht enthält, ſondern nur 
die Zulaſſung mildernder Umſtände bei dem aus § 212 StGB. 
ſtrafbaren Verbrechen des Totſchlages ausſpricht, eine Trennung 
der in der zweiten Alternative vorgeſehenen „anderen mildernden 
Umſtände“ von dem in der erſten Alternative beſonders hervor⸗ 
gehobenen Strafminderungsgrunde der Reizung zum Zorn 
begrifflich zuläßt. U. d. III. Sen. v. 23. April 06 (318/06). 

15. 8219 StGB. 8 293 StPO.] Die Reviſion rügt, 
daß in der Frage von Verſchaffen und Anwenden geſprochen 
worden ſei. Aus 8 219 StGB. ergibt ſich, daß dieſe Frage⸗ 
ſtellung geeignet geweſen iſt, eine rechtsirrige Auffaſſung der 
Geſchworenen dahin herbeizuführen, daß zur Erfüllung eines 
ſtrafrechtlichen Tatbeſtands das Verſchaffen und Anwenden der 
Mittel erforderlich ſei, es ſich alſo um einen ſachlich zuſammen⸗ 
gehörigen und deshalb nicht trennbaren einheitlichen Tatbeſtand 
handle. Wenn auch durch den Eröffnungsbeſchluß der An⸗ 
geklagten der Tatbeſtand des $ 219 StGB. häufungsweiſe aus 
doppeltem Geſichtspunkte zur Laſt gelegt war, ſo durfte doch 
die Frageſtellung nur in einer Weiſe erfolgen, die erkennen ließ, 
daß in jedem der beiden Fälle für ſich allein der Tatbeſtand 
erfüllt fein würde. U. d. I. Sen. v. 19. April 06 (25/06). 

16. 8230 StGB.] Das Urteil erklärt, die Angeklagten 
ſeien vermöge ihres Gewerbes zu einer erhöhten Aufmerkſamkeit 
verpflichtet geweſen. Damit läßt ſich die zuvor getroffene Feſt⸗ 
ſtellung nicht vereinigen, wonach der Angeklagte ſich im Lenken 
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von Kraftwagen ausbilden wollte, zu dem gedachten Zweck 
mit dem Mitangeklagten Probe fahrten unternommen und 
bei einer ſolchen Fahrt den Unfall herbeigeführt hat. Sonach 
fehlt jegliche Gewißheit dafür, daß der Angeklagte ſchon zur 
entſcheidenden Zeit aus dem Lenken von Kraftwagen ein Gewerbe 
gemacht, in dieſer Hinſicht eine auf fortgeſetzten Erwerb gerichtete 
Tätigkeit entfaltet hat, und nirgends iſt angedeutet, daß er etwa 
in dem vom Mitangeklagten betriebenen Gewerbe des Lenkens 
von Kraftwagen als Lehrling oder Gehilfe tätig geweſen wäre 
— zu vgl. Goltd Arch. 50, 127 —. U. d. V. Sen. v. 8. Mai 06 
(31/06). 

17. 8 230 StGB.] Es ift dargelegt, daß der An⸗ 
geklagte ſich der Wichtigkeit der Nachbehandlung nach einer 
ſolchen Operation, wie er ſie an dem Kinde vorgenommen hatte 
bewußt war, daß er von der Nichtbefolgung ſeiner Anordnungen 
bezüglich der Nachbehandlung des Kindes nach der erſten 
Operation Kenntnis erhalten hatte und daß er bei gehöriger 
Aufmerkſamkeit vorherſehen konnte, daß die Mutter des Kindes 
nach der zweiten Operation die Nachbehandlung wieder nicht 
durchführen würde. Unternahm er die zweite Operation dennoch, 
ſo ergab ſich daraus, wie die Strafkammer völlig zutreffend 
angenommen hat, die Pflicht für ihn, nunmehr darauf zu achten, 
daß ſeine Anordnungen bezüglich der Nachbehandlung befolgt 
wurden. Es konnte deshalb unbedenklich in der Unterlaſſung 
der Beaufſichtigung der Nachbehandlung ein zu vertretendes 
Verſchulden des Angeklagten gefunden werden. U. d. IV. Sen. 
v. 27. April 06 (34/06). 

18. 5 246 StGB.] Ein Gegenſtand iſt erſt dann als 
„verloren“ anzuſehen, wenn der Ort ſeiner Zurücklaſſung un⸗ 
bekannt und die Möglichkeit ſeiner Wiedererlangung, abgeſehen 
von einem Zufall, abgeſchnitten iſt. Wer ein Paket in dem 
von ihm zur Fahrt benutzten Eiſenbahnwagen beim Verlaſſen 
des Zuges aus Vergeßlichkeit liegen läßt, dies aber unmittelbar, 
nachdem ſich der Zug nach kaum 1 Minute Aufenthalt wieder 
in Bewegung geſetzt hatte, bemerkt und zwecks Wiedererlangung 
des Pakets alsbald ein bahnamtliches Telegramm nachſenden 
läßt, hat den Gewahrſam nicht verloren. U. d. V. Sen. 
v. 22. Mai 06 (80/06). 

19. 5 263 StGB.] Wie der IV. StS. im Urteile 
vom 3. Juli 1903 (RGSt. 36 S. 334, 342) ausgeſprochen 
hat, macht ſich derjenige, der um Abgabe eines Mittels zur 
Abtreibung der Leibesfrucht angegangen, ein untaugliches Mittel 
unter Vorſpiegelung der Tauglichkeit gegen Entgelt abgiebt, des 
Betrugs nicht ſchuldig. Dabei iſt es völlig gleichgültig, ob der 
Getäuſchte zunächſt vorleiſtet und nachher die zugeſagte gegen 
Geſetz oder gute Sitte verſtoßende Leiſtung des Täuſchenden 
ausbleibt oder in einer dem Abkommen nicht entſprechenden 
minderwertigen Form erfüllt wird, oder ob er eine ſeiner 
irrtümlichen Meinung nach der Zuſage entſprechende, in Wirklich⸗ 
keit anders beſchaffene, für ihn wertloſe Leiſtung empfängt und 
erſt nach deren Empfang ſeinerſeits die von ihm zugeſagte 
Gegenleiſtung in Form der Bezahlung macht. Wenn aber 
weiter in Goltd Arch. 46, 216 und RGSt. 36, 344 auch die 
Annahme eines verſuchten Betruges verneint wurde, ſo geſchah 
dies, wie nach der Begründung angenommen werden muß, um 
deswillen, weil der Angeklagte ſich in dieſen Fällen der Nichtig⸗ 
keit ſeines Anſpruches und damit der Unmöglichkeit des Eintritts 
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einer Vermögensbeſchädigung bewußt war. Glaubte dagegen 
der Angeklagte, wenn auch irrtümlich, an den Eintritt einer 
Vermögensbeſchädigung, umfaßte das Bewußtſein des Angeklagten 
einen von ihm für eine Vermögensbeſchädigung gehaltenen, 
wenn auch rechtlich nicht als einen ſolchen zu qualifizierenden 
Erfolg, ſo handelt es ſich nicht um eine rechtlich bedeutungsloſe 
Wahnvorſtellung des Täters, ſondern um eine Täuſchung über 
die Tauglichkeit des von ihm zur Herbeiführung der Vermögens⸗ 
beſchädigung benützten Mittels, und es kann alſo Betrugs verſuch 
angenommen werden. Die entgegenſtehende Anſchauung des 
erkennenden Senats, wie ſie im Urteile vom 6. Juni 1898 
Goltd Arch. 46, 330 zum Ausdrucke gebracht iſt, kann nicht 
weiter aufrecht erhalten werden. U. d. III. Sen. v. 21. April 06 
(267/06). 

20. 8 266 Ziff. 2 StGB.] Der Begriff des Be⸗ 
vollmächtigten im Sinne der allegierten Geſetzesvorſchrift ſetzt 
nicht als notwendig voraus, daß der erteilte Auftrag dahin 
ging, im Namen des Auftraggebers Rechtsgeſchäfte mit Dritten 
abzuſchließen; es genügt das Beſtehen einer privatrechtlichen 
Vertretungsbefugnis, d. h. einer durch einen Auftrag oder ein 
ſonſtiges Vertragsverhältnis begründeten Befugnis zur Ver⸗ 
tretung eines anderen in vermögensrechtlichen Angelegenheiten, 
gleichviel ob der Vertreter ſich als ſolcher den dritten zu 
erkennen geben, oder nur für den Auftraggeber, aber in 
eigenem Namen handeln ſollte (Urteil des erkennenden Senats 
vom 17. Dezember 1897 bei Goltdammer 46 S. 49). U. d. 
IV. Sen. v. 7. April 06 (906/05). 

21. 58 267, 363 StGB. 8 295 StPO.] Der 8 363 
ſtellt ſich gegenüber der Vorſchrift der 88 267, 268, auch ohne 
Rückſicht auf die weiteren Verſchiedenheiten des Tatbeſtandes, 
als beſonderes Geſetz (lex specialis) dar, durch welches die 
Anwendung des allgemeinen Strafgeſetzes ausgeſchloſſen 
wird, keineswegs betrifft er einen nur die Strafbarkeit ver⸗ 
mindernden Umſtand im Sinne des 8 295 StPO. Der 
Vorderrichter hat daher in durchaus zutreffender Weiſe die 
Frage aus 83 267, 268 als Hauptfrage, die aus § 363 aber 
nur für den Fall der Verneinung derſelben als Hilfsfrage 
(8 294 StPO.) geſtellt. U. d. II. Sen. v. 26. Mai 06 (410/06). 

22. 5267 StGB.] Der Vorderrichter verkennt nicht, 
daß ordnungsmäßig geführte Handlungsbücher rechtserhebliche 
Privaturkunden fein können (RGSt. 31, 175), er nimmt nur 
an, daß die von der Angeklagten im Kaſſebuche gemachten Ein⸗ 
tragungen zu der Zeit, in welcher die Angeklagte Abänderungen 
an ihnen vornahm, noch nicht einen zum Beweiſe von Rechten 
oder Rechtsverhältniſſen erheblichen Charakter erlangt gehabt 
hätten, weil ſie dem Geſchäftsherrn damals noch nicht zur 
Kenntnisnahme oder Abrechnung vorgelegt waren, und die 
Angeklagte zur Verfügung über das Kaſſebuch befugt war. 
Dieſe Begründung ift nicht frei von Rechtsirrtum. Allerdings 
iſt nicht jede Niederſchrift eines Gedankens, die einen rechts⸗ 
erheblichen Inhalt hat, ohne weiteres die Verkörperung einer 
Erklärung dieſes Gedankens und ſomit eine zum Beweiſe von 
Rechten oder Rechtsverhältniſſen erhebliche Urkunde. (RGSt. 
36, 193). Die Niederſchrift kann auch eine bloße Vorbereitungs⸗ 
handlung oder ein Entwurf zu einer Gedankenerklärung ſein, 
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Außenwelt hat treten laſſen, ihn noch nicht erklärt hat. Sf 
aber die Niederſchrift als eine endgültige fertig geſtellt und 
der Wahrnehmung durch die Außenwelt zugänglich gemacht, lo 
iſt damit die Gedankenerklärung zur Vollendung gelomme 
und die Niederſchrift zur Urkunde geworden. U. d. II. Sen. 
v. 18. Mai 06 (421/06). 

23. 8 276 StGB.] Die Unkenntlichmachung des alten 
Stempels durch eine neue Stempelung erfüllt den Begriff der 
Entfernung. Der Regel nach wird die Beſeitigung dez 
Entwertungszeichens der Wiederverwendung der Poſtmarke 
vorausgehen. Jedoch iſt nicht erforderlich, daß ſie ihr voraus 
gehen muß; es iſt kein Grund erſichtlich, weshalb die gleich⸗ 
zeitig mit der Entfernung erfolgende Benutzung der ſchon 
einmal verwendeten Marken ſtraflos ſein ſollte. Die Worte 
„nach gänzlicher oder teilweiſer Entfernung“ uſw. ſind in 
8 276 Abſ. 2 StGB. auch im Sinne von „unter gänjlicher 
oder teilweiſer Entfernung“ gebraucht. U. d. II. Sen. b. 
22. Mai 06 (1126/05). 

24. § 284 StGB.] Nach den Urteilsfeſtſtellungen find 
die Begriffsmerkmale der Lotterie nicht als gegeben zu erachten. 
Danach wurde das Spiel nicht gleichzeitig von einer Mehrheit 
von Perſonen geſpielt, vielmehr fette erſichtlich immer nur der 
einzelne Spieler gegen den Angeklagten, als denjenigen, der 
das Spiel anbot. Über Gewinn und Verluſt entſchied allein 
der Ringwurf, den der Spieler bis zu Smalen wiederholen 
durfte. Wenn es auch zu den Begriffserforderniſſen der 
Lotterie nicht unbedingt gehört, daß das Spiel gleichzeitig von 
mehreren Perſonen geſpielt wird, RGSt. 1, 414; 5, 432 (430) 
10, 245 (249); 27, 47 (49), oder daß eine Losziehung übe 
Gewinn und Verluſt entſcheidet, RGSt. 18, 245 (259) 
27, 47 flg., fo iſt doch, zumal in Fällen, in denen die 
Vorausſetzungen, wie hier, nicht vorliegen, um fo mehr an der 
Notwendigkeit eines ſog. Spielplans feſtzuhalten. An einen 
ſolchen fehlt es hier; für ihn war nach der dem Spiele 
gegebenen Einrichtung kein Raum vorhanden. Denn nad 
dieſer geſtattete das Spiel jedem einzelnen Spieler fofortig 
Entſcheidung durch die gedachte Spieltätigkeit unmittelbar, 
nachdem er feinen Einſatz gemacht hatte, ſowie ferner alsbaldige, 
beliebig häufige Wiederholung dieſes Spieles. Danach liegt 
die Sache nicht anders als in den Fällen, in denen die 
entſprechende Entſcheidung durch bloßes Würfeln oder dur 
die Drehung eines ſog. Glücksrades herbeigeführt wid 
RGSt. 10, 245 (252); 38, 204; RGRſpr. 5, 28428. 
Urteil des RG. III. Sen. gegen P. vom 25. September 189, 
abgedruckt in Goldt Arch. 41, 283. Es handelte fi mithin 
nicht um eine Lotterie, ſondern um ein Glücksſpiel im Sim 
der gedachten Geſetzesvorſchriften. U. d. V. Sen. v. 11. Mai 06 
(87/06). 

25. § 332 StGB.] $ 332 StGB. ſetzt voraus, daß 
das Entgelt für eine in das Amt des Beamten ir 
ſchlagende Handlung, die eine Verletzung der Ants oder 
Dienſtpflicht enthält, gefordert werde; die Handlung muß all 
innerhalb des Kreiſes der dem Beamten als ſolchem durch die 
maßgebenden Geſetze und Inſtruktionen zur Pflicht gemachten 
Tätigkeit liegen (RG Rſpr. 7, 175). Der erſte Richter hat 
dieſes Tatbeſtandsmoment ſchon darin erblickt, daß der Angeklagte 
in ſeiner Stellung als Richter den ihm untergebenen Gerichts; 
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diener mißbraucht hat, um ſich die Einſicht der Akten in 
denen er als Richter nicht tätig war, zu verſchaffen. Dieſer 
Anſicht des Vorderrichters kann nicht beigetreten werden. Die 
Tatſache allein, daß eine zu den amtlichen Funktionen des 
Beamten nicht gehörige Handlung von ihm unter Einſetzung 
ſeines amtlichen Einfluſſes oder ſeiner amtlichen Autorität vor⸗ 
genommen wurde, reicht zur Erfüllung des Tatbeſtandsmerkmals, 
einer die Verletzung einer Amts⸗ oder Dienſtpflicht enthaltenden 
Amtshandlung nicht aus. (RGSt. 16, 42; RGgRſpr. 7, 175). 
u. d. IV. Sen. v. 8. Mai 06 (373/06). 

26. 58 359 StGB.] Die Annahme der Strafkammer, daß 
Angeklagter mindeſtens in ſeiner Eigenſchaft als Hilfsgefangenen⸗ 
aufſeher Beamter war, iſt nicht zu beanſtanden. Entſcheidend 
für die Beamteneigenſchaft iſt, daß nach dem Willen des An⸗ 
ſtellenden die mit der Anſtellung dem Angeklagten zur Aus⸗ 
übung übertragenen Dienſte und Funktionen öffentlich rechtlicher 
Natur, aus der Staatsgewalt abzuleitende und den Staats⸗ 
zwecken dienende ſind, ſonach den Charakter einer öffentlichen 
Amtstätigkeit haben, die von einem Organe der Staatsgewalt 
unter öffentlicher Autorität vorgenommen werden. (RGSt. 30, 
29.) Dieſe Vorausſetzungen treffen für den Angeklagten 
mindeſtens ſoweit er Hilfsgefangenenaufſeher war, zu. 88 2, 
14, 15, 16 der Preußiſchen Gefängnis⸗Ordnung für die Juſtiz⸗ 
verwaltung vom 21. Dezember 1898 (JMBl. 1898 S. 292). 
Dem ſteht auch nicht entgegen, daß Angeklagter bei Erörterung 
der Unterſtützungsfrage vom OLG. nicht als „Beamter“ an⸗ 
geſehen wurde. Das innere Verhältnis zwiſchen dem An⸗ 
geklagten und der anſtellenden Behörde konnte ſehr wohl als 
ein rein privatrechtliches geregelt ſein und doch gleichzeitig nach 
außen nach dem Willen der anſtellenden Behörde und ſeinem 
eigenen durch Übertragung öffentlich⸗rechtlicher Funktionen als 
Beamter gelten. RGSt. 16, 380. U. d. III. Sen. v. 
30. April 06 (160/06). 

27. 8 363 StGB.] Legitimationspapiere, als welche 
8 32 Nr. 5 der Militärtransportordnung die Urlaubspäſſe be⸗ 
zeichnet, können ſowohl öffentliche wie Privaturkunden ſein. 
Die Anwendung des § 363 StGB. auf die Fälſchung und den 
Gebrauch ſolcher Papiere iſt jedoch ausgeſchloſſen, wenn der 
Täter dieſe nicht begeht, um ſein Fortkommen im allgemeinen 
günſtiger zu geſtalten, ſondern um ein beſtimmtes Recht zu 
verletzen. Da der Angeklagte durch die Fälſchung den Nach⸗ 
weis des Anſpruchs auf ermäßigte Fahrt zu erbringen und das 
Recht des Eiſenbahnfiskus auf den vollen Fahrpreis zu beein⸗ 
trächtigen beabſichtigte, war die Anwendung von 88 267, 268 
Nr 1 StGB. gerechtfertigt. U. d. I. Sen. v. 19. April 06 
(805/05). 


B. Strafprozeßordnung. 


28. 8 56 Ziff. 3 StPO.] Als Teilnehmer (Anſtiſter 
oder Gehilfen) können allerdings die Unzucht treibenden Per⸗ 
ſonen dem Kuppler gegenüber in Betracht kommen, immer aber 
nur unter der Vorausſetzung, daß ſie mit dem Vorſatz gehandelt 
haben, entweder einen anderen zu der demnächſt von ihm bes 
gangenen Kuppelei durch ein von ihnen angewendetes Mittel 
($ 48 StGB.) zu beſtimmen, oder durch ihr eigenes Tun die 
Begehung der Kuppelei zu fördern. Dazu bedarf es, wie ſchon 
in dem Urteile des RG. vom 13. Mai 1882 (RGSt. 6, 286 [288]) 
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dargelegt iſt, der Vornahme und Feſtſtellung beſtimmter, dem 
Unzuchtbetriebe vorausgegangener, auf die Herbeiführung oder 
Vorſchubleiſtung der Kuppelei unmittelbar bezüglicher Handlungen 
der erwähnten Perſonen. Fälle dieſer Art behandeln die 
Urteile des RG. in RGSt. 4, 252; 23, 69; 25, 369. 
U. d. II. Sen. v. 6. April 06 (657/05). 

29. 5 244 StPO.] Um eine Urkunde als ein „herbei⸗ 
geſchafftes Beweismittel“ im Sinne des 5 244 StPO. 
bezeichnen zu können, iſt jedenfalls notwendig, daß die Abſicht 
einer Benutzung der Urkunde als Beweismittel von irgend 
einer Seite kundgegeben war. Dadurch, daß in der Anklage⸗ 
ſchrift der Buchhalter W. als Zeuge vorgeſchlagen war mit 
dem Anhange, es ſolle dem Zeugen aufgegeben werden, die 
Akzepte zum Verhandlungstermine mitzubringen, konnte die 
Staatsanwaltſchaft ſehr wohl nur die Abſicht verfolgen, daß 
der Zeuge von den Urkunden geeignetenfalls zur Auffriſchung 
der Erinnerung Gebrauch machen ſollte. Die Wechſelakzepte 
als Beweismittel zur verwerten, würde die Strafkammer alſo 
nur Anlaß gehabt haben, wenn einer der Prozeßbeteiligten 
hierauf angetragen hätte. U. d. IV. Sen. v. 8. Mai 06 
(1189/05). 

30. 5246 StPO.] Die Mitangellagte ift nicht nur in Ab⸗ 
weſenheit des Beſchwerdeführers vernommen worden, ſondern es 
ſind ihr auch im Laufe dieſer Vernehmung ihre ſämtlichen bis⸗ 
herigen Ausſagen zu gerichtlichem Protokoll zwecks Feſtſtellung 
der Widerſprüche vorgeleſen worden. Dem Beſchwerdefüͤhrer ift 
nach ſeiner Zurückführung in das Verhandlungszimmer die 
Ausſage der Mitangeklagten vorgehalten worden. Eine 
weitere Mitteilung über das Verhandelte iſt ihm nicht gemacht 
worden. Insbeſondere hat eine nochmalige Verleſung der in 
ſeiner Abweſenheit vorgeleſenen Protokolle nicht ſtattgefunden. 
Die Rüge einer Verletzung des § 246 StPO. iſt begründet. 
Die ſtattgehabte Verleſung der gerichtlichen Protokolle ſtellte 
die Aufnahme eines Urkundenbeweiſes dar (vgl. RGSt. 20, 220), 
ſie bildete nicht einen Teil der Ausſage. Nur die Vernehmung, 
nicht aber eine anderweite Beweisaufnahme ſollte nach dem 
Beſchluſſe des Gerichts und durfte nach der Vorſchrift des. 
§ 246 StPO während der Abweſenheit des Beſchwerdeführers 
ſtattfinden. War die Verleſung der Protokolle zur Bewirkung 
der Vernehmung der Mitangeklagten erforderlich, ſo durfte ſie 
zwar bei dieſer Vernehmung vorgenommen werden, ſie mußte 
aber nach Wiedereintritt des Beſchwerdeführers in das Ver⸗ 
handlungszimmer wiederholt werden (vgl. RGSt. 29, 30). 
U. d. II. Sen. v. 11. Mai 06 (466/06). 

31. 5 263 StPO.] Gegenſtand der Urteilsfindung iſt 
nach $ 263 StPO. die in der Anklage bezeichnete Tat nicht 
in der Geſtalt, wie fie ſich nach dem Eröffnungsbeſchluſſe, 
ſondern in derjenigen, wie ſie ſich nach dem Ergebniſſe der 
Hauptverhandlung darſtellt. Nach dieſem Ergebniſſe hat aber 
das LG., das im Eröffnungsbeſchluſſe eine einzige Tat an⸗ 
genommen hat, eine Mehrheit ſelbſtändiger ſtrafbarer Hand⸗ 
lungen für gegeben erachtet. Danach mußte es aber bezüglich 
der Einzelhandlungen, wegen denen es den Angeklagten nicht 
verurteilt hat, in dem Urteilstermin unter gleichzeitiger Aber⸗ 
bürdung der hieraus erwachſenen Koſten auf die Staatskaſſe 
auf Freiſprechung erkennen. U. d. II. Sen. v. 30. April 06 
(855/05). 
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32. 8 264 StPO.] Der Eröffnungsbeſchluß legt dem 
Angeklagten Betrug, das Urteil Untreue und rechtlich damit 
zuſammenfallende Unterſchlagung zur Laſt. Das Sitzungs⸗ 
protokoll läßt nicht erſehen, daß der Angeklagte gemäß § 264 
StPO, in der Hauptverhandlung auf den veränderten recht⸗ 
lichen Geſichtspunkt hingewieſen worden wäre. Vorliegend 
konnte dies aber unterbleiben, da der Angeklagte ſchon aus 
demſelben rechtlichen Geſichtspunkt zweimal in erſter Inſtanz 
verurteilt worden iſt. Dieſe Erkenntniſſe hat er infolge jedes⸗ 
maliger Reviſionseinlegung zugeſtellt erhalten, er war alſo in 
der Lage, ſich vor der nunmehrigen Hauptverhandlung darüber 
zu vergewiſſern, daß ſeine Tat nicht bloß als Betrug ſondern 
auch als Untreue und Unterſchlagung aufgefaßt werden könnte, 
auch wenn zwiſchen dem letztaufgehobenen und dem angefochtenen 
Urteil der Zeitraum eines Jahres liegt. Überdies ſind in der 
Hauptverhandlung laut Sitzungsprotokolles die früher ergangenen 
erſtinſtanzlichen und Reviſionsurteile verleſen worden. U. d. 
I. Sen. v. 26. April 06 (917/05). 

33. 58 264 StPO.] Während der Eröffnungsbeſchluß 
ein von dem Angeklagten ſelbſt verübtes Vergehen des unlaute⸗ 
ren Wettbewerbs angenommen hatte, iſt der Angeklagte laut 
Sitzungsprotokolls in der Hauptverhandlung darauf hingewieſen 
worden, „daß die ihm zur Laſt gelegte Tat auch als Mit⸗ 
täterſchaft oder als Beihilfe zu dem im Eröffnungsbeſchluß be⸗ 
zeichneten Vergehen ſtrafbar erſcheinen könne“. Hiermit war 
der Vorschrift in 8 264 Abſ. 1 StPO. Genüge geſchehen und 
der Verteidiger irrt mit ſeiner Meinung, nach der „die Tat, 
zu welcher der Angeklagte Beihilfe geleiſtet haben ſollte, konkreter 
bezeichnet, insbeſondere der mutmaßliche Täter bezeichnet werden 
mußte“. Die Hinweiſung nach § 264 Abſ. 1 hat inhaltlich 
nicht etwa dem Eröffnungsbeſchluß zu entſprechen, ſondern er⸗ 
fordert nur eine dem Angeklagten im Hinblick auf den Er⸗ 
öffnungsbeſchluß und den Gang der Hauptverhandlung ver⸗ 
ſtändliche Klärung der rechtlichen Seite des Falls. U. d. 
I. Sen. v. 29. März 06 (1692/05). 

34. 8 283 StPO.] Nach 8 283 Abſ. 3 StPO. kann 
di- Erklärung über Annahme oder Ablehnung eines Geſchworenen 
nicht mehr zurückgenommen werden, ſobald der Name eines 
weiteren Geſchworenen gezogen iſt. Daraus ergibt ſich, daß 
bis zu dieſem Zeitpunkt die Ablehnung trotz vorgängiger An⸗ 
nahmeerklärung möglich iſt. Daß die Annahmeerklärung des 
Staatsanwalts auch unwiderruflich werde, ſobald der Angeklagte 
ſeinerſeits ebenfalls eine ſolche abgegeben habe, iſt dem Geſetz 
nicht zu entnehmen. Das letztere kennt keine vertragsähnliche 
Annahme von Geſchworenen, ſondern es ſetzt in § 282 nur 
ein Recht zur Ablehnung von ſolchen feſt, das durch keine 
Abmachungen eingeſchränkt und durch Abgabe von Erklärungen 
nicht verkürzt werden kann, deſſen Geltendmachung im Intereſſe 
der Ordnung nur zeitlich beſchränkt iſt. Dieſes Recht erliſcht 
erſt in dem durch § 283 Abſ. 3 beſtimmten Zeitpunkt. U. d. 
I. Sen. v. 28. April 06 (387/06). 

35. 8 286 StPO.] Gemäß § 286 StPO. war ab- 
lehnungsberechtigt nur der Angeklagte deſſen Straffache zunächſt 
zu verhandeln war, und die Bildung einer Geſchworenenbank 
erheiſchte, wogegen die erſt am Nachmittag in geſonderter 


Sache gemeinſam abzuurteilenden Angeklagten St. und F. kein 


Recht auf Beeinfluſſung der Zuſammenſetzung der. Geſchworenen⸗ 


M 16. 1906. 
bank hatten, ihnen kam vielmehr ausſchließlich die Befugnis zu, 
nach ihrer Bildung die Geſchworenenbank im Ganzen entweder 
anzunehmen oder abzulehnen. Eine gleichzeitige Bildung 
der Geſchworenenbank für mehrere wenngleich an demſelben 
Tage anſtehende Verhandlungen iſt im Geſetz nicht vorgeſehen. 
Indeſſen folgt hieraus nicht, daß für die gegenwärtige 
Sache (gegen St. und Genoſſen) die Geſchworenenbank deshalb 
„nicht vorſchriftsmäßig beſetzt“ war ($ 3771 StPO.) weil im 
gegenſeitigen Einverſtändnis der drei Angeklagten der Verteidiger 
des St. das Ablehnungsrecht ausübte. Wäre dieſe Sache zuerſt 
verhandelt worden, ſo könnte ein Zweifel hierüber überhaupt 
nicht beſtehen. Denn die Angeklagten St. und F. hatten die 
Ausübung ihres Ablehnungsrechts dem Verteidiger des St. 
übertragen und dieſer hatte es ausgeübt. Auch der Staats⸗ 
anwalt hatte von ſeinem Ablehnungsrechte Gebrauch gemacht 
und daß er, wenn die Geſchworenenbank nur für die Sache 
gegen St. und Genoſſen gebildet worden wäre, nicht etwa 
andere Geſchworene abgelehnt haben würde, geht daraus hervor, 
daß er ſich mit dem Verbleib der gebildeten Geſchworenenbank für 
dieſe Sache ausdrücklich einverſtanden erklärt hat. Es fragt ſich 
daher nur, ob die Beſtimmung des § 286 StPO., wonach die für 
eine der mehreren an demſelben Tage anſtehenden Verhandlungen 
gebildete Geſchworenenbank für die folgende unter Zustimmung 
der Beteiligten verbleiben kann, dahin ausgelegt werden muß, 
daß die urſprüngliche Bildung der Bank gerade für die zuerst 
anſtehende Sache geſchehen muß. Hiergegen ſpricht zunächſt der 
Wortlaut des Geſetzes, der nicht von der erſten, ſondern von 
einer der Verhandlungen redet. Sodann aber iſt ein ver⸗ 
nünftiger Grund für jene Auslegung nicht erſichtlich. Es kam 
keinem Bedenken unterliegen, daß wenn die Geſchworenenbank 
für die urſprünglich als erſte ins Auge gefaßte Verhandlung 
gebildet worden iſt, nachher aus irgend welchen Gründen die 
Reihenfolge der Verhandlungen geändert werden kann. Dann 
aber kann die Geſchworenenbank auch nicht unvorſchriftsmäßig 
beſetzt ſein, wenn ſie für eine Verhandlung gebildet worden if, 
die von vornherein nicht als erſte anberaumt war. Im vor: 
liegenden Falle iſt es nun allerdings die Abſicht des Gerichts 
geweſen, die Geſchworenenbank für die Sache c. J. zu bilden. 
Liegen aber, wie oben nachgewieſen, alle Erforderniſſe für die 
vorſchriftsmäßige Beſetzung der Bank in der Sache gegen St. 
und Genoſſen vor, ſo iſt nicht erſichtlich, warum durch jene 
Abſicht die tatſächlich für die letztere gebildete Bank eine nicht 
vorſchriftsmäßige werden ſollte. U. d. I. Sen. v. 11. April 06 
(1532/05). 

36. 8 293 StPO.] Die Zeit der Begehung der Straf 
taten iſt in den fie betreffenden Fragen mit den Worten „u 
nicht rechtsverjährter Zeit“ angegeben. Allein die Schuldfrage 
begreift nicht die Vorausſetzungen der Verjährung ($ 262 
StPO.); ob dieſe vorhanden find, unterliegt daher der Ent⸗ 
ſcheidung des Gerichts, und nicht der Geſchworenen (öl. 
RGSt. 15 S. 107, 108). Die Hauptfrage muß die den An⸗ 
geklagten zur Laſt gelegte Tat nicht nur nach ihren geſetzlichen 
Merkmalen, ſondern auch unter Hervorhebung der zu ihrer 
Unterſcheidung erforderlichen Umſtände bezeichnen. Die dem 
gemäß in der Frage bzw. der Antwort enthaltene Bezeichnung. 
der Begehungszeit hat das Gericht bei der ihm zuſtehenden 
Prüfung, ob die Strafverfolgung verjährt ſei, zugrunde zu 
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legen (vgl. die angeführte Entſcheidung S. 108); daraus folgt 
aber auf der anderen Seite, daß dieſe Bezeichnung nicht in 
einer Weiſe erfolgen darf, die dem Gerichte die Möglichkeit 
der Entſcheidung über die Verjährungsfrage entzieht und ihrer⸗ 
ſeits dieſe Entſcheidung an ſich nimmt; die Bezeichnung muß 
vielmehr in den Formen tatſächlicher Angaben gehalten werden, 
alſo einen beſtimmten Zeitpunkt oder einen beſtimmten Zeit⸗ 
abſchnitt nach Anfangs⸗ und Endzeit unmittelbar anführen. 
U. d. II. Sen. v. 26. Mai 06 (410/06). 

37. 88 464, 467 StPO.] Das Recht zur Anklage 
erhebung und Anſchlußerklärung kann nur derjenigen Ver⸗ 
waltungs behörde zugeſtanden werden, welche nach den ein⸗ 
ſchlägigen landesgeſetzlichen Beſtimmungen im einzelnen Falle 
zur Erlaſſung des Strafbeſcheides zuſtändig war oder wenn 
nicht beſondere Hinderniſſe im Wege geſtanden hätten, zuſtändig 
geweſen wäre. Welche Verwaltungsbehörde dies iſt, beſtimmt 
das Landesgeſetz. Nach dem Bremer Geſetze vom 12. Auguſt 
1888 war im vorliegenden Falle allein zuſtändig zur Erlaſſung 
des Strafbeſcheides der Oberzolldirektor, nicht das Hauptzoll⸗ 
amt, da ein Strafbeſcheid, bei dem Strafe und Wert 150 Mark 
überſteigen, in Frage kam. 88 8, 14 Bremer G. Eben deshalb 
konnte auch nur der Oberzolldirektor und nicht das ihm unter⸗ 
ſtellte Hauptzollamt ſich dem Strafverfahren anſchließen (cfr. 
auch RGZ. 8 S. 403, 405). U. d. III. Sen. v. 29. März 06 
(1239/05). 


C. Andere Reichs- und Landesgeſetze. 


38. 5 61 GVG.] Nachdem in dem Präſidialbeſchluß 
betr. die Geſchäftsverteilung dem Landgerichtsdirektor Dr. K. 
der Vorſitz in der StK. I und gleichzeitig auch in der ZK. VIII 
übertragen worden war, hat der Landgerichtspräſident allein 
den Landgerichtsdirektor Dr. K. mit Rückſicht auf die ihm 
obliegenden Geſchäfte als Vorſitzender der ZK. VIII von den 
Sitzungen und ſonſtigen Geſchäften der StK. 1 — vom 1. Januar 
1906 an — beurlaubt. Zu einer ſolchen Anordnung war der 
Landgerichtspräſident nicht zuſtändig. Sie enthält in Wirklichkeit 
nicht eine „Beurlaubung“ nach Maßgabe derjenigen Beſtim⸗ 
mungen, durch welche den Vorſtänden einer Juſtizbehörde in 
ihrer Eigenſchaft als Aufſichtsbehörden das Recht zu Urlaubs⸗ 
erteilungen eingeräumt iſt. Es iſt darin vielmehr Beſtimmung 
dahin getroffen, daß der Landgerichtsdirektor Dr. K. die ihm 
durch den Präſidialbeſchluß übertragenen Geſchäfte als Vor⸗ 
ſitzender der StK. 1 im Laufe des Geſchäftsjahres nicht über⸗ 
nehmen ſolle. Dieſe Anordnung kann als eine zuläſſige nicht 
anerkannt werden; denn die Verfügung des Präſidenten enthält 
in Wirklichkeit nichts anderes als eine Anderung des bezüglich 
des Vorſitzes ergangenen Beſchluſſes. Dazu fehlte dem Prä⸗ 
ſidenten die Zuſtändigkeit. U. d. IV. Sen. v. 1. Mai 06 
(421/06). 

39. 5 241 KO.] Nach Inhalt des Urteils handelt es 
ſich um die Eintragung einer Hypothek, für welche die Erteilung 
eines Hypothekenbriefes nicht ausgeſchloſſen war. Nach 
§ 1117 BGB. erwirbt in einem ſolchen Falle der Gläubiger 
die Hypothek erſt dann, wenn ihm der Hypothekenbrief vom 
Eigentümer des Grundſtücks nach 88 929 Satz 2, 930, 
931 BGB. übergeben oder die Übergabe durch die in $ 1117 
Abſ. 2 a. a. O. erwähnte Vereinbarung erſetzt wird. Daß dies 
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geſchehen, iſt in den vorliegenden Fällen nicht dargelegt; mit 
der unter Einigung der Beteiligten geſchehenen Eintragung der 
Hypothek war bei dieſer Sachlage zwar die entſprechende Be⸗ 
laſtung des Grundſtücks eingetreten, jedoch bis zur Übergabe 
des Briefes an den Gläubiger ſeiten des Eigentümers nicht zu 
gunſten des erſteren, ſondern zugunſten des letzteren. Iſt aber 
im vorliegenden Falle hiernach der Nachweis, daß die pfand⸗ 
rechtliche Sicherheit, auf deren Beſchaffung der Wille der Be⸗ 
teiligten gerichtet war, zur rechtlichen Exiſtenz gelangt iſt, nicht 
erbracht, ſo entbehrt die Feſtſtellung, daß der Angeklagte den 
drei Gläubigern eine Sicherung im Sinne des § 241 KO. 
gewährt hat, der erforderlichen Begründung. RGSt. 34, 172. 
U. d. IV. Sen. v. 22. Mai 06 (45/06). 

40. $ 64 RM StGB.] Das Vergehen der unerlaubten 
Entfernung ($ 64 RMStGGB.) iſt nicht ſchon mit dem Zeit⸗ 
punkte abgeſchloſſen, in dem der Täter ſeine Truppe oder Dienſt⸗ 
ſtellung verlaſſen hat, ſondern iſt in jeder Geſtaltung, alſo in 
vollem Umfange des 8 64 RMStGB., ein Dauerdelikt, deſſen 
Tatbeſtand erfüllt wird, ſobald der rechtswidrige Zuſtand in⸗ 
folge der Handlungsweiſe des Täters geſchaffen iſt, das aber 
fo lange fortdauert, als dieſer Zuſtand währt. Der I. Straf⸗ 
ſenat hat in dem Urteile vom 8. April 1895 die eigenmächtige 
Überſchreitung des Urlaubs ($ 64 RMStGB.) als ein Dauer: 
delikt anerkannt. In einem Urteile vom 1. Februar 1882 
(RGSt. 6, 7) hat der III. StS. bezüglich des Verbrechens 
der Fahnenflucht ($ 69 a. a. O.) den entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkt eingenommen. Der letzteren Entſcheidung gegenüber ſieht 
ſich der Senat formell nicht veranlaßt, eine Entſcheidung der 
Ver StS. herbeizuführen, einmal, weil es ſich in dem jetzt und 
in dem früher abzuurteilenden Falle um zwei, wenn auch für 
die vorliegende Frage materiell von gleichem Geſichtspunkte 
aus zu beurteilende, ſo doch an ſich verſchiedene Deliktstat⸗ 
beſtände handelt, dann aber auch um des willen, weil, wie 
aus dem Schlußſatze des Urteils des III. StS. erſichtlich iſt, 
damals nur nach Lage der Umſtände des konkreten Falles und 
nicht allgemein die unerlaubte Entfernung des Haupttäters zur 
Zeit der ihm von dem damaligen Angeklagten geleiſteten 
Begünſtigung für bereits vollendet erachtet worden iſt. U. d. 
V. Sen. v. 24. April 06 (3/06). 

41. 88 2, 6, 27, 29, 50 Poſtgeſetz.] I. Während 
Abſender in den 88 6, 50 PoſtG. iſt, wer mit der Poſt den 
Beförderungsvertrag ſchließt, iſt Abſender in § 2 vielmehr, wer 
den Boten abſchickt, nicht nur wenn der Beförderungsvertrag 
in ſeinem Namen von ihm perſönlich oder durch einen un⸗ 
mittelbaren, offenen Vertreter geſchloſſen wird, ſondern auch, 
wenn der Werkvertrag durch ſeinen Bevollmächtigten in deſſen 
Namen eingegangen, die Übertragung der Beförderung durch einen 
mittelbaren, verdeckten Vertreter, einen Erſatzmann bewirkt, ins⸗ 
beſondere die Abſendung des Boten durch einen Spediteur in 
eigenem Namen, aber für Rechnung des Auftraggebers vor⸗ 
genommen wird. Denn der Schwerpunkt liegt nicht darin, in 
welcher Form der Vertrag mit dem Boten zuſtande kommt und 
gegen wen dieſer den Anſpruch auf Bezahlung hat, ſondern 
darin, weſſen Geſchäfte, ſeiner Vollmacht entſprechend, durch die 
Beförderung beſorgt werden. II. Der I. StS. des RG. hat 
in dem Urteile vom 12. April 1894, RGSt. 25, 290, aus⸗ 
geſprochen, daß, abgeſehen von der beſonderen Beſtimmung des 
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8 29, für die Strafbarkeit von Poſtdefraudationen weder Dolus 
noch Fahrläſſigkeit in der juriſtiſch⸗techniſchen Bedeutung des 
Wortes verlangt werde. Er hat nach der beigefügten Be⸗ 
gründung und nach der Erläuterung, welche in dem Urteile 
vom 24. November 1898, RGSt. 31, 344 mit der Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Fahrläſſigkeit im engeren und im weiteren 
Sinne gegeben iſt, unter Fahrläſſigkeit in der juriſtiſch⸗techniſchen 
Bedeutung eine ſolche verſtanden, welche die Vorausſehbarkeit 
eines beſtimmten Erfolges der Handlung umfaßt. Der jetzt 
erkennende II. StS. hält den Begriff der Fahrläſſigkeit auch 
dann für anwendbar, wenn zur Verwirklichung eines ſtrafbaren 
Tatbeſtandes ein beſtimmter Erfolg der Handlung nicht gehört 
und wenn der Täter alsdann wegen Vernachläſſigung der ge⸗ 
botenen und ihm möglichen Sorgfalt einen weſentlichen Tat⸗ 
umſtand nicht kennt. Vgl. RGSt. 37, S. 395, 399. Er 
erblickt in der Verletzung der Vorſchriften zum Schutze des 
Poſtregals aus Nachläſſigkeit oder Unachtſamkeit eine Fahr⸗ 
läſſigkeitsſchuld und findet eine ſolche hervorgehoben in dem 
Falle des 8 271 a. E. Wer Briefe oder politiſche Zeitungen 
in verſiegelten, zugenähten oder ſonſt verſchloſſenen Paketen 
geſetzwidrig auf andere Weiſe, als durch die Poſt, befördert, iſt 
ſtrafbar, wenn er den Inhalt des Pakets zu erkennen vermochte. 
Der II. StS. weicht alſo von dem erſten nur den Worten nach, 
nicht der Sache nach ab. Vgl. auch RGSt. 37, 12. Die 
Anwendung des Verhältniſſes, das bei durch die Poſt bezogenen 
Zeitungen zwiſchen den von ihr abgetragenen und den durch 
die Bezieher von der Poſt abgeholten Exemplaren beſteht, auf 
Zeitungen, die nicht durch die Poſt bezogen ſind, iſt eine Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsrechnung unſicherer Art. Sie anzuſtellen kann bei 
einem umfangreichen Zeitungsdebit einer Poſtanſtalt große 
Schwierigkeiten bereiten. Sie verſagt völlig, wenn etwa eine 
Poſtanſtalt neu errichtet wird und Erfahrungen über die Be⸗ 
ſtellung oder Abholung anderer Zeitungen fehlen. Eine Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsrechnung, die nicht nur in ihrem Ergebnis unſicher 
und häufig ſchwer anzuſtellen, ſondern auch unter Umſtänden 
unmöglich iſt, bildet keine geeignete Grundlage für Berechnung 
einer nach dem 4, 8 oder 16 fachen Betrage feſtzuſetzenden Geld⸗ 
ſtrafe. III. Nach 8 27° wird beſtraft, wer fi zu einer 
portopflichtigen Sendung einer von der Entrichtung des Portos 
befreienden Bezeichnung bedient oder eine ſolche Sendung in 
eine andere verpackt, welche bei Anwendung einer vorgeſchriebenen 
Bezeichnung portofrei befördert wird. Nun erſtreckt ſich die 
Portofreiheit nicht auf die Beſtellgebühren, abgeſehen von den 
Sendungen unter der Bezeichnung „Poſtſache“ oder „Telegraphen⸗ 
ſache“ und abgeſehen von den Sendungen in Angelegenheiten 
der regierenden Fürſten, ihrer Gemahlinnen und Witwen. 
Regulativ vom 15. Dezember 1869 Art. 13; PoſtO. § 36 IX; 
Allgemeine Dienſtanweiſung für Poſt und Telegraphie Abſchn. III 
Abt. 1 8 27. Das Wort Porto wird alfo in 8 27? im engeren 
Sinne, ausſchließlich der Beſtellgebühren, gedacht ſein, und wenn 
dies der Fall iſt, liegt kein Grund vor, dieſe Bedeutung nicht 
dem Begriffe Porto im ganzen Umfange des § 27 beizulegen. 
Wenn eine Beſtellgebühr nicht erhoben wird, ſo liegt die Ver⸗ 
gütung für das Abtragen in dem Porto. Wird ſie aber im 
Fernverkehr erhoben, ſo entſpricht die Unterſcheidung zwiſchen 
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gebühr dem Wortlaut des § 503, welcher von der Beftelung 
der durch die Poſt beförderten, nicht zu befördernden Gegen 
ſtänden ſpricht, wie denn auch § 6 zwiſchen Beförderung 
und Beſtellung unterſcheidet. U. d. II. Sen. v. 6. April 00 
(466/05). 

42. 5 10 Gebrauchsmuſterſchutzgeſetz vom 1. Juni 1891.] 
Es kann unerörtert bleiben, ob das Weſen des Geſchmackz⸗ 
muſters darin beſteht, durch gefällige Anordnung die Beliebtheit 
für den Gebrauch zu erhöhen und nicht vielmehr unter Aus 
ſcheidung des Gebrauchs und des Gebrauchszwecks darin beruht, 
daß es zur Einwirkung auf den Kunſt⸗ und Schönheitsformen⸗ 
oder Farbenſinn beftimmt if. RGZ. 4, 108 (109); 14, 46 
(47); 36, 57 (58); 45, 49 (60/61). Denn das gegenſeitige 
Verhältnis des Geſchmacks⸗ und des Gebrauchsmuſterſchutzes it 
kein ſolches, daß eine beſtimmte Neuerung ausſchließlich dem 
einen der beiden Gebiete angehören müßte und mit Begriffs 
notwendigkeit entweder nur den erſten oder aber nur den zweiten 
Schutz beanſpruchen könnte, vielmehr greifen beide Gebiete 
vielfach ineinander über und laſſen ſich Fälle denken, wo eine 
Neuerung je nach der Betrachtungsweiſe an ſich den Eintrag 
ſowohl im Geſchmacksmuſterregiſter als auch in der Gebrauchs⸗ 
muſterrolle geſtattet, wo folgerichtig dem Berechtigten die Wahl 
der Art des Schutzes vollſtändig freiſteht. Vorausſetzung für 
den Gebrauchsmuſterſchutz, alſo auch für die Rechtswirkſamkeit 
einer Eintragung in die Muſterrolle iſt immer nur, daß die 
Neuerung, ihrer äußeren Beſchaffenheit nach, dem vorgeſehenen 
Arbeits⸗ oder Gebrauchszweck dienen kann und nach der Abſicht 
des Erfinders dienen ſoll, daß ſie ſich als Ergebnis einer 
geiſtigen Tätigkeit kennzeichnet und daß ſie einen gewerblichen 
Fortſchritt enthält. RGZ. 41, 37 (38); 48, 21 (20). U. d 
I. Sen. v. 19. März 06 (1127/05). 

43. 8 82b Krankenverſicherungsgeſetz.] Die Anwendbarkeit 
des § 82b Krank VerſG. hängt u. a. davon ab, daß der Arbeit 
geber einer von ihm beſchäftigten Perſon auf Grund des 9 53 
desſelben Geſetzes einen Lohnbetrag „in Abzug gebracht“ hat. 
Dieſem Erforderniſſe ift genügt, wenn zu dem in 8 53 gedachten 
Zwecke bei einer Lohnauszahlung irgend welche tatſächliche 
Kürzung des verdienten vollen Lohnbetrags erfolgte. NOS. 
35, 341 (342). Dagegen kann von einem derartigen „Abzuge“ 
da nicht die Rede ſein, wo der Arbeitgeber ohne Kürzung den 
vertragsgemäß zu zahlenden Lohn dem Arbeitgeber verabfolgt, 
und daneben ſeinerſeits den vollen Betrag der für den 
Arbeiter zur Krankenkaſſe zu entrichtenden Beiträge, und zwar 
die geſetzlich nicht von ihm ſondern vom Verſicherten zu tragenden 
Bruchteile im Wege einer Schenkung an letzteren, aus ſeiner 
Taſche bezahlt. Wenn dagegen bei Eingehung des Dienſt 
verhältniſſes vereinbart wird, daß dem Arbeiter keinerlei Abzüge 
für Krankenkaſſen⸗ und Invaliditätsverſicherungsbeiträge gemacht 
werden dürften, dann ſetzt ſich die vertragsmäßige Gegenleistung 
des Arbeitgebers für jene Dienſte aus dem bar zu zahlenden 
Lohnbetrage und jenen Beiträgen zuſammen; und der Fall 
liegt in der Tat fo, daß der Arbeiter bei den einzelnen Lohn- 
zahlungen nicht den Geſamtbetrag des von ihm als Gegen. 
leiſtung für feine Dienſte zu Fordernden ausgezahlt erhielt 
ſondern nur den nach Kürzung um die geſetzlich von ihm zu 
entrichtenden Bruchteile der Krankenkaſſenbeiträge verdienten 
Lohn. U. d. IV. Sen. v. 11. Mai 06 (1388/05). 
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44. 5 82b KrankVerſG.] Unrichtig iſt die Annahme 
der Reviſion, daß der Tatbeſtand des $ 82 b KrankVerſG. nur 
dann gegeben ſei, wenn der Arbeitgeber die Abzüge mit dem 
Bewußtſein mache, die abgezogenen Beträge nicht abführen zu 
können. Die von der Reviſion in bezug genommenen Urteile 
des RG. enthalten eine derartige Beſchränkung nicht und 
das Urteil vom 26. November 1895 (RGSt. 28, 5 ff.) ſchließt 
eine ſolche indirekt aus, indem es ausſpricht, der Tatbeſtand 
des 8 82b liege auch dann vor, wenn der Arbeitgeber zur 
Zeit des Lohnabzugs wiſſe, daß er ſeine Zahlungspflicht der 
Kaſſe gegenüber nicht erfüllen könne. Das Geſetz ſelbſt ſteht 
der Anſicht der Reviſion in keiner Weiſe zur Seite: es ſetzt 
zwar voraus, daß die Arbeitgeber „auf Grund des $ 53 Lohn: 
beträge in Abzug bringen“; ſtrafbar aber iſt nicht ſchon dieſer 
Abzug ſelbſt, auch wenn er mit dem Bewußtſein der Unmöglich⸗ 
keit der Befriedigung der Kaſſe erfolgt, ſondern erſt die Vor⸗ 
enthaltung der Beträge zur Zeit ihrer Fälligkeit (vgl. RGSt. 37, 
256 ff.) U. d. II. Sen. v. 11. Mai 06 (970/05). 

45. 8 14 Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894.] Die 
Urteilsgrunde heben hervor, daß durch das Zuſetzen einer nur 
etwa 20—30 cem betragenden Menge eines ähnlichen, zu 
gleichen Zwecken beſtimmten, nicht minderwertigen Stoffes zu 
einer erheblich größeren, etwa 500 cem betragenden Menge 
einer anderen Zubereitung kein von dieſer vollſtändig ver⸗ 
ſchiedenes, durchaus anders geartetes Erzeugnis entſtanden ſei, 
und ſchließen hieraus, der Inhalt der Vorratsflaſche ſei auch 
nach dem Zugießen der kleinen Menge „Pana“ nach wie vor 
„Maggis Suppenwürze“, folglich eine für das Warenzeichen der 
Nebenklägerin geeignete Ware, geblieben. Allein für die An⸗ 
wendbarkeit des Geſetzes vom 12. Mai 1894 wird nicht er⸗ 
fordert, daß die wiſſentlich mit einem fremden Warenzeichen 
verſehene Ware im Vergleich mit der echten zu einem anderen 
Zwecke deſtimmt, vollſtändig verſchieden, durchaus anders 
geartet und insbeſondere minderwertiger iſt, vielmehr nur, daß 
ſie nicht von dem zur Führung oder zur Verwendung des 
Warenzeichens Berechtigten herrührt. Trifft letzteres zu, ſo iſt 
ohne Rückſicht auf ihre Zweckbeſtimmung, ihre Zuſammenſetzung, 
ihre Eigenart und ihren Wert der Tatbeſtand in § 14 des 
Geſetzes erfüllt, da er eine Täuſchung oder Benachteiligung 
der Käufer nicht vorausſetzt. RGSt. 34 S. 169 (171), 229 (230). 
U. d. I. Sen. v. 5. April 06 (782/05). 

46. 8 15 Waren G.] Es iſt allerdings nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß eine Ausſtattung, welche urſprünglich eine 
Individualausſtattung war, im Laufe der Zeit zum Gemeingut 
wird. Dazu genügt aber nicht die bloße Tatſache, daß von 
einer Mehrheit von Gewerbetreibenden die Ausſtattung der 
von der Nebenklägerin hergeſtellten und vertriebenen Seife 
nachgemacht iſt. Es iſt keineswegs die Möglichkeit aus⸗ 
geſchloſſen, daß das Publikum in einer Ware, die mit einer 
bereits im Verkehr befindlich geweſenen Ausſtattung verſehen 
war, nur die Ware des ihm bekannten älteren Beſitzers ſieht 
und kauft (RG. 3 S. 77, 81). Unberührt davon bleibt die 
Frage, ob ſich nicht die Umwandelung ihrer Individualausſtattung 
zum Gemeingut mit dem Willen der Nebenklägerin ſelbſt voll⸗ 
zogen hätte, indem ſie gegen Verletzungen ihres Beſitzſtandes 
unter Geltendmachung der ihr durch § 15 des Geſetzes gewährten 
Rechte nicht einſchritt und es ſo zuließ, daß die Ausſtattung 
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allmählich nach der Anſchauung des Verkehrs zum Gemeingut 
wurde. Die Strafkammer ſtellt nun auch feſt, daß die Neben⸗ 
klägerin gegen die Nachahmungen anderer Gewerbetreibenden 
nicht eingeſchritten ſei; es fehlt aber die Feſtſtellung, daß alle 
dieſe Nachahmungen auch zu ihrer Kenntnis gelangt ſind. 
Nur unter dieſer Vorausſetzung könnte der Schluß gerechtfertigt 
ſein, daß die Nebenklägerin auf die Ausübung ihres Beſitz⸗ 
ſtandes ſtillſchweigend verzichtet habe. Abgeſehen hiervon läßt 
aber auch die Tatſache, daß die Ausſtattung der Nebenklägerin 
von einer Mehrheit von Gewerbetreibenden nachgemacht iſt, 
nicht die Folge als ausgeſchloſſen erſcheinen, daß dadurch nur 
eine Konkurrenz mehrerer im Beſitz der Ausſtattung dergeſtalt 
begründet wurde, daß die Anerkennung derſelben nicht als einer 
im Verkehr allgemein gebräuchlichen Ausſtattung erfolgte, 
ſondern daß nur innerhalb engerer, insbeſondere territorial 
abgegrenzter Verkehrskreiſe je ein anderer als Inhaber der 
Ausſtattung anerkannt wurde. Dadurch würde aber der Beſitz⸗ 
ſtand der Nebenklägerin in ihrem Verkehrsgebiet nicht berührt 
worden ſein. Für den einer beſtimmten Ausſtattung zu 
gewährenden Rechtsſchutz iſt es nicht erforderlich, daß die Aus⸗ 
ſtattung gerade innerhalb aller beteiligten Verkehrskreiſe als 
Kennzeichen der aus einem beſtimmten Geſchäftsbetrieb her⸗ 
ſtammenden Waren gilt, es genügt die Anerkennung „innerhalb 
beteiligter Verkehrskreiſe“, alſo auch innerhalb gewiſſer lokal 
oder territorrial begrenzter Kreiſe, wie auch innerhalb der 
Kreiſe der Zwiſchenhändler oder allein der Konſumenten 
(RGSt. 32 S. 149, 151). U. d. IV. Sen. v. 11. Mai 06 
(1091/05). 

47. 515 Waren G.] Rechtsirrtümlich ift die Meinung, 
daß der Begriff des „Kennzeichens von Waren“ als Gegenſtand 
unberechtigter Verwendung im Sinne des $ 15 Waren 8G. 
notwendig eine räumliche Verbindung mit den Waren, fei es 
deſſen Anbringung an den Waren ſelbſt oder an deren Ver⸗ 
packung, vorausſetze. Weder der Wortlaut des § 15 noch der 
Begriff des Kennzeichens bieten dafür einen Anhalt. Soweit 
die Ausſtattung einer Ware und die dadurch bewirkte 
Kennzeichnung in Frage ſteht, wird freilich das Kennzeichen 
ſtets eine äußere Zutat zu der Ware ſelbſt, mit ihr oder deren 
Verpackung körperlich verbunden ſein; aber die mehrerwähnte 
Geſetzesſtelle verbietet ſchlechthin das unberechtigte Verſehen 
gewiſſer Gegenſtände mit einer Ausſtattung, welche innerhalb 
beteiligter Verkehrskreiſe als Kennzeichen gleichartiger Waren 
eines Anderen gilt, zum Zwecke der Täuſchung im Handel 
und Verkehr, ohne für die Art und Weiſe, wie dieſe Kenn⸗ 
zeichnung geſchieht, irgend welche Schranken zu ziehen; eine 
ſolche von den Motiven des Geſetzes als „eigentümlicher Hinweis 
auf eine beſtimmte Warenquelle” bezeichnete Kennzeichnung 
braucht keine Ausſtattung der Ware zu ſein, kann vielmehr 
auch ohne jede körperliche Verbindung mit dieſer erfolgen. 
Die gleiche Rechtsauffaſſung liegt dem Urteil des RG. vom 
4. April 1902 (RG St. 35, 180) zugrunde; auch dort handelte 
es ſich um den Mißbrauch einer durch die Ausſtattung 
von Ankündigungen, Preisliſten und Rechnungen bewirkten 
Kennzeichnung von Waren. U. d. V. Sen. v. 4. Mai 06 
(72/06). 

48. 8 23 Waren 3G.] Zutreffend geht der Vorderrichter 
davon aus, daß die Nebenklägerin einen Ausſtattungsſchutz 
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nur in Anſpruch nehmen kann, wenn ihr auch in ihrem 
Heimatsſtaat ein Schutzrecht zuſteht. Die Vorſchrift des § 23 
Abſ. 3 daſelbſt erwähnt zwar nur die Warenzeichen. Hieraus 
folgt aber nicht, daß lediglich der Schutz von Warenzeichen 
ein ſogenannter akzeſſoriſcher, der Schutz der übrigen Waren⸗ 
bezeichnungen dagegen von einem Schutz im Urſprungsſtaat 
unabhängig ſei. Vielmehr iſt die Vorſchrift Ausdruck eines 
auf die akzeſſoriſche Natur des Schutzes der Warenbezeichnungen 
bezüglichen allgemeinen Grundſatzes. RGZ. 40, 61 (64); 
46, 125 (131); RGSt. 35, 321 (322). Soweit es ſich um 
den Schutz von Warenbezeichnungen außer Warenzeichen im 
engeren Sinne handelt, iſt nur nicht erforderlich, daß in dem 
Auslandsſtaate gerade der entſprechende beſondere Waren⸗ 
bezeichnungsſchutz gewährt wird; vielmehr erſcheint die akzeſſoriſche 
Natur des Schutzes ſchon dann gewahrt, wenn der Tatbeſtand, 
der ſich nach dem inländiſchen Recht als Verletzung einer 
Warenbezeichnung darſtellt, auch nach dem ausländiſchen Recht 
in der Perſon des Verletzten irgendwelche Rechtsanſprüche 
begründet, gleichviel ob dieſe dem Gebiete des gemeinen Rechts 
oder dem eines Sonderrechts angehören. U. d. V. Sen. v. 
8. Mai 06 (90/06). 

49. 8 147 Genoſſenſchaftsgeſetz.] Der Zweck der Vor⸗ 
legung der Bilanz in der Generalverſammlung iſt der, daß der 
Stand der Verhältniſſe des Unternehmens in dem Zeitpunkte, 
auf den ſich die Bilanz bezieht, in allen weſentlichen Beziehungen 
richtig und zuverläſſig nicht nur gegenüber den Genoſſen⸗ 
ſchaftern, ſondern auch ſolchen, die zu der Genoſſenſchaft in 
rechtliche Beziehungen treten, dargelegt und feſtgeſtellt werden 
ſoll. Dies iſt auch der entſcheidende Punkt für die Beurteilung 
der Frage, inwieweit eine Offenbarungspflicht für die Organe 
der Genoſſenſchaft beſteht. Gerade aus dem Zwecke der Vor⸗ 
legung der Bilanz iſt zu folgern, daß ſich diefe Offenbarungspflicht 
auch auf ſolche nach dem Ablauf des Geſchäftsjahrs, aber vor 
der Generalverſammlung bekannt gewordene Vorgänge bezieht, 
welche die Unrichtigkeit einer nach der am Schluſſe des 
Geſchäftsjahrs bekannten oder angenommenen Sachlage 
bewirkten Einſtellung ergeben. U. d. IV. Sen. v. 21. April 06 
(962/05). 

50. Geſetz vom 19. Juni 1901, betr. das Urheberrecht 
an Werken der Literatur.] Das Reichsgeſetz vom 19. Juni 1901, 
betreffend das Urheberrecht an Werken der Literatur uſw. 
bezweckt den Schutz der Rechte, die dem Urheber eines der⸗ 
artigen Erzeugniſſes geiſtiger Tätigkeit zuſtehen. Dieſe Rechte 
ſind im Geſetze genau umſchrieben und anderſeits ſind dort 
die Fälle beſtimmt, in welchen ein ſolches Erzeugnis von 
einem anderen ohne beſonders abgeleitete Berechtigung für 
ſeine Zwecke verwendet werden darf. Aus dieſen Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes kann aber nicht der von der Re⸗ 
viſion geltend gemachte allgemeine Satz entnommen werden, 
daß eine Verletzung der Rechte des Urhebers immer nur 
dann angenommen werden dürfe, wenn mit der Verwendug 
des fremden Werkes daraus ein Nutzen gezogen, es aus⸗ 
genützt werden ſoll; auch der Zweck der Kritik iſt als ſolcher 
im Geſetze nirgend als entſcheidendes Merkmal für die 
Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der Verwendung eines fremden 
Geiſteswerks anerkannt. U. d. I. Sen. v. 9. April 06 
(1137/05). 
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51. 5 18 LitUrhG.] Der erkennende Senat hat in dem 
Urteile vom 23. Februar 1905 die Ausführung gebilligt, daß 
einem Artikel die Eigenſchaft einer wiſſenſchaftlichen Ausarbeitung 
dann beizulegen iſt, wenn der Gegenſtand ſich zur wiſſenſchaftlichen 
Bearbeitung eignet und der Verfaſſer eine ſolche dadurch unter: 
nommen hat, daß er den Stoff nach ſyſtematiſcher, nach durch⸗ 
greifenden Hauptgedanken geordneten Darſtellung weſentlich zum 
Zwecke der Belehrung in eigenartiger und ſelbſtändiger Weile 
bearbeitet hat, gleichviel ob die Arbeit gut oder ſchlecht iſt und 
ob die Wiſſenſchaft von ihr Gewinn zieht oder nicht. Im Sinne 
dieſer Ausführungen, bei denen der erkennende Senat verbleibt, 
iſt der Umſtand, daß der Artikel eigene Gedanken und Unter⸗ 
ſuchungen des Verfaſſers nicht enthält, für ſich allein nicht ent⸗ 
ſcheidend, die wiſſenſchaftliche Ausarbeitung kann unter Umſtänden 
auch in der Art der Darſtellung, in der Formgebung gefunden 
werden, und es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß die Abfaſſung 
von Auszügen aus höchſtrichterlichen Entſcheidungen auch jene 
anderen Erforderniſſe einer wiſſenſchaftlichen Ausarbeitung ge⸗ 
nügen kann. Dies gilt insbeſondere dann, wenn die gewählte 
Form der auszugsweiſen Wiedergabe der in Frage ſtehenden 
Urteilsgründe eine bewußte Sichtung des geſamten Begründungs⸗ 
materials durch ſpezielle Hervorhebung einzelner Urteilsgründe 
und andrerſeits Unterdrückung oder nur ſummariſche Wiedergabe 
anderer Gründe, durch eine mehr oder minder freie Gruppierung 
der einzelnen Urteilsgründe im allgemeinen für geeignet 
angeſehen werden darf, den richtigen Sinn des Urteils in ſeiner 
Begründung, die rechtliche Bedeutung und Tragweite der 
Urteilsbegründung mit beſonderer Deutlichkeit hervorzuheben 
und auf dieſe Weiſe dem Verſtändnis, namentlich des Laien 
publikums, leichter faßlich zu machen. U. d. I. Sen. b. 
3. Mai 06 (316/06). 

52. 88 18, 44 Lit UrhG.] Nach dem Zuſammenhange 
der Worte „aus Zeitungen“ im Satz 1 mit dem Worte „Quelle“ 
im Satz 2 des Abſ. 1 des § 18 des Geſetzes und nach dem 
allgemeinen Sprachgebrauch kann unter Quelle nur die Zeitung, 
aus welcher ein Artikel abgedruckt wird, nicht aber der Verfaſſet 
gemeint ſein, wie die Urteilsgründe unterſtellen. Die Beſtimmungen 
in 8 18 Abſ. 1 und in 8§ 44 treffen mithin auch hinſichtlic 
ſolcher Zeitungsartikel zu, bei denen der Verfaſſer nicht genannt 
oder anderweitig gekennzeichnet iſt. U. d. V. Sen. v. 4. Mai 06 
(14/06). 

53. 88 1, 6 Geſetz vom 4. Juli 1905, betr. die Wetten 
bei öffentlichen Pferderennen.] Die Revifion meint, das 
Geſetz vom 4. Juli 1905 zu § 1 und 8 6 ſei unanwendbar, 
weil nicht feſtgeſtellt ſei, daß „die Handlungen des Angeklagten, 
in größerer Mehrzahl vorgenommen, einen gewiſſermaßen 
gewerblichen Charakter angenommen hätten.“ Dieſe Rüge 
beruht auf einer Verkennung des Geſetzes, welches von einem 
gewerbemäßigen Betriebe an keiner Stelle ſpricht, in 8 3 
wohl das „geſchäftsmäßige Vermitteln von Wetten“ der 
bietet, in 8 1 jedoch, ſelbſt ohne derartigen Zuſatz, nur „den 
Betrieb eines Wettunternehmens“ ohne obrigkeitliche Erlaubnis 
unterſagt. Daß im Ausdrucke „Unternehmen“ ſchon an fich 
der Begriff des Gewerbsmäßigen enthalten ſei, kann weder 
nach der gewöhnlichen Bedeutung des Wortes noch nach ber 


in der Geſetzesſprache üblichen angenommen werden. U. d. 


III. Sen. v. 2. April 06 (1411/05). 


mu met 


35. Jahrgang. | 


54. 52 Preußiſches Lotteriegeſetz vom 29. Auguſt 1904.] 


8 2 Abſ. 3 Preußiſches Lotterie J. beſtimmt, daß jede einzelne 


Verkaufs⸗ oder Vertriebshandlung als beſonderes ſelbſtändiges 


Vergehen beſtraft wird, auch wenn die einzelnen Handlungen 


zuſammenhängen und auf einen einheitlichen Vorſatz des Täters 
zurückzuführen ſind. Durch dieſe geſetzliche Beſtimmung iſt 
nicht in den in $ 260 StPO. feſtgelegten Grundſatz der freien 
Beweiswürdigung tatſächlicher Verhandlungsergebniſſe ein⸗ 
gegriffen. Das Geſetz ſchafft nicht eine geſetzliche Vermutung, 
die den Richter in Beurteilung der tatſächlichen Frage, ob die 
mehreren einzelnen Handlungen auf einen einheitlichen Vorſatz 
zurückzuführen ſind, bindet, ſondern es ſpricht aus, daß, auch 
wenn der Richter auf Grund der nach 8 260 StPO. ein⸗ 
tretenden freien Beweiswürdigung zu der Überzeugung gelangt, 
es liege ein ſolcher einheitlicher Vorſatz vor, und wenn demnach 
mit Rückſicht auf 8 73, 74 StGB. ein ſogenanntes fortgeſetztes 
Vergehen als gegeben zu erachten wäre, trotzdem jede einzelne 
Handlung als ſelbſtändiges Vergehen zu beſtrafen iſt. U. d. 
III. Sen. v. 26. April 06 (1344/05). 


Aus der Praxis. 


Kündigungsrecht des Mieters, der nach Abſchluß des Miet- 
vertrags als Beamter angeſtellt und verſetzt worden iſt. 
Urteil des KG. 14. 3 S. vom 2. Juli 1906. 14. U. 3481/06. 


Der Kläger war durch ſeine Anſtellung als Aſſiſtent des König⸗ 
lichen Materialprüfungsamtes Beamter geworden. Seine Berufung 
zu einem Lehramte an die Königlichen vereinigten Maſchinenbau⸗ 
ſchulen zu Cöln a. Rh. iſt daher eine „Verſetzung“ im Sinne des 
§ 570 BGB. 

Eine feſte Anſtellung iſt für den Begriff des Beamten im Sinne 
des § 570 BGB. nicht weſentlich. Die Begriffsbeſtimmung des 
8 570 BGB. iſt dieſelbe wie die der SS 811, 850 ZPO. Die 
Faſſung des $ 570 BGB. „Militärperfonen, Beamte, Geiſtliche und 
Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanſtalten“ deckt ſich mit der ent⸗ 
ſprechenden Faſſung in den $$ 811 und 850 ZPO. Dieſe weicht 
nur inſofern ab, als in der neuen Faſſung der ZPO. das Wort 
„Unterrichtsanſtalten“ durch „Anſtalten“ erſetzt worden iſt. Die 
Motive zur ZPO. S. 428 beſtimmen den Begriff des Beamten dahin: 
„alle im Dienſte des Reichs oder im unmittelbaren oder mittelbaren 
Dienſte eines Bundesſtaats auf Lebenszeit, auf Zeit oder nur vor⸗ 
läufig angeſtellten Perſonen, ohne Unterſchied, ob ſie einen Dienſteid 
geleiſtet haben oder nicht .. ..“ Dieſe Begriffsbeſtimmung iſt auch 
für das BGB. für zutreffend zu erachten (v. Staudinger Anm. II 1b 
zu § 570). Auch nach preußiſchem Staatsrecht iſt für die Beamten⸗ 
eigenſchaft nur die Übertragung eines Dienſtes zur Erfüllung öffent⸗ 
licher Aufgaben notwendig. Eine Anſtellung auf Probe, auf Widerruf 
oder auf Kündigung genügt (vgl. Rönne, Ergänzung und Erläuterung 
zum ALR. 4, 14 ff.; Oppenhoff, Entſch. des OTr. 7, 581; 6, 277; 
Striethorſt Arch. 72, 132). 

Nach der Anſtellungsurkunde des Klägers vom 11. März 1905 
und der Beſcheinignng des Königlichen Materialprüfungsamtes vom 
20. Dezember 1905 iſt es zweifellos, daß der Kläger als Aſſiſtent 
des Materialprüfungsamts Beamter in dieſem Sinne war. 

Die Berufung des Klägers zu einem beſoldeten Lehramte an 
die Königlichen vereinigten Maſchinenbauſchulen in Cöln a. Rh. iſt 
hiernach eine „Verſetzung“ im Sinne des § 570 BGB. Sie enthält 
die Berufung von einem Staatsamt in ein anderes Staatsamt, das 
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ſogar dem Verwaltungsbereiche desſelben Miniſteriums angehört. 
Daß der Kläger in Cöln zunächſt nur probeweiſe gegen ein Jahres⸗ 
gehalt von 3 600 Mark beſchäftigt werden ſoll und feine „endgültige“ 
Anſtellung als Oberlehrer erſt nach einer ein⸗ bis zweijährigen 
Probezeit in Ausſicht genommen iſt, ſteht nach der obigen Begriff⸗ 
beſtimmung ſeiner Beamteneigenſchaft nicht entgegen. Die „probe⸗ 
weiſe“ Beſchäftigung des Klägers als Lehrer kann dem Probejahr 
des Lehramtskandidaten nicht gleichgeſtellt werden. Der Kläger ver⸗ 
waltet im öffentlichen Intereſſe ein ſtaatliches Lehramt und bezieht 
dafür ein Gehalt von 3600 Mark, während der Probekandidat un⸗ 
entgeltlich und nur zu ſeiner Ausbildung beſchäftigt wird. Die 
Frage, ob aus Anlaß der Verſetzung Umzugskoſten gewährt werden, 
iſt für die Anwendung des § 570 gleichgültig. 

Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt hiernach allein von 
der Frage ab, ob das Kündigungsrecht des S 570 BGB. dem Mieter 
auch dann zuſteht, wenn er beim Abſchluſſe des Mietvertrags noch 
nicht Beamter war. Es handelt ſich hier nicht darum, daß der 
Mieter, welcher bisher nicht Beamter war, eine Anſtellung erlangt 
und infolge dieſer Anſtellung ſeinen Wohnſitz verlegt (vgl. Urteil 
des Senats vom 23. März 1903, Rſpr. 11, 319), ſondern um den 
Fall, daß der Mieter während der Vertragszeit die Beamteneigenſchaft 
erlangt und erſt dann aus dem erlangten Amte in ein anderes Amt 
verſetzt wird. In der Literatur wird dieſe Frage bisher verneint 
(ſo v. Staudinger, Dernburg, Coſack, Goldmann ⸗Lilienthal, ferner 
von Mittelſtein, Die Miete § 242, und Mugdan bei Niendorff (7) 
S. 308). Auch das NG. hat ſich, ohne freilich die Frage ſelbſt zu 
entſcheiden, in einer beiläufigen Bemerkung für die Verneinung aus⸗ 


geſprochen (JW. 1903 Beil. 147). Der Senat muß jedoch die Frage 


bejahen. Das Kündigungsrecht ſteht dem Beamten nach § 570 BGB. 
zu, wenn er nur im Zeitpunkte ſeiner Verſetzung Beamter in dem 
Sinne des § 570 iſt. Der Wortlaut des § 570 unterſcheidet nicht, 
ob der Mieter, der das Kündigungsrecht ausüben will, bereits zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes Beamteneigenſchaft hatte oder nicht. Eine 
einſchränkende Auslegung erſcheint um ſo weniger zuläſſig, als ſie auch 
nicht durch die Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift und den aus ihr 
zu entnehmenden geſetzgeberiſchen Zweck gerechtfertigt wird. Der 
§ 570 knüpft an den $ 376 J 21 ALR. an, der ein außerordentliches 
Kündigungsrecht gewährte, wenn der Mieter durch eine „nicht frei⸗ 
willige Veränderung in ſeiner Perſon oder Umſtänden“ außerſtande 
kam, von der Mietſache ferner Gebrauch zu machen. Hieraus hatte 
die Praxis das Kündigungsrecht der Beamten entwickelt. Das BGB. 
übernahm dieſen Grundſatz des preußiſchen Rechtes, ſchränkte ihn aber 
auf die Beamten und die ihnen gleichgeſtellten Perſonenkreiſe ein, 
ſo daß nun das außerordentliche Kündigungsrecht zu einem Privileg 
beſtimmter Berufsſtände ausgeſtaltet iſt. Der geſetzgeberiſche Grund 
iſt nach wie vor die Rückſicht auf die veränderten Umſtände in der 
Perſon des Beamten, die ihn an der Ausübung des ihm zuſtehenden 
Gebrauchsrechts verhinderte und eine Befreiung von der Verpflichtung, 
den Mietzins fortzuentrichten, durch Gewährung eines außer⸗ 
ordentlichen Kündigungsrechts angemeſſen und billig erſcheinen laſſen. 
Der Beamte ſoll nicht durch die vertragliche Bindung an das Miet⸗ 
verhältnis gehindert werden, einer von der Behörde gewünſchten 
Verſetzung Folge zu leiſten oder eine ſich ihm bietende Gelegenheit 
zur Verbeſſerung ſeiner Stellung zu benutzen. Indem dadurch die 
Behörde größere Freiheit in der Auswahl der Perſonen bei Beſetzung 
der öffentlichen Amter und in der Förderung des einzelnen Beamten 
in ſeiner dienſtlichen Laufbahn erlangt, dient das Privileg zugleich 
dem öffentlichen Intereſſe. Dagegen iſt es nicht dazu beſtimmt, durch 
Verringerung der Umzugskoſten das finanzielle Intereſſe des Staates und 
der öffentlichen Verbände zu fördern, wenn ſchon auch dieſer Geſichtspunkt 
in den Verhandlungen der Reichstagskommiſſion hervorgehoben worden 
iſt. Das Privileg iſt daher unabhängig davon, ob der verſetzte Beamte 
Umzugskoſten aus öffentlichen Mitteln erhält, und es iſt nicht, wie 
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beim Überwiegen des finanziellen Geſichtspunkts nahegelegen hätte, 
durch zwingende Vorſchrift, ſondern nur dispoſitiv als Ergänzungs⸗ 


regel aufgeſtellt, ſo daß es von den Vertragſchließenden wegbedungen 


werden kann. Der Mietvertrag der Parteien enthält nun keine Be: 
ſtimmung, welche den § 570 BGB. von der Anwendbarkeit ausſchließt; 
da der Kläger beim Vertragſchluſſe noch nicht Beamter war, hatte 
freilich der Beklagte auch keinen Anlaß, eine das Beamtenprivileg 
betreffende Abrede in den Vertrag aufzunehmen. Darauf kommt es 
indeſſen für die Anwendung der geſetzlichen Ergänzungsregel nicht an. 
Die Ergänzungsregeln greifen auch ein, wenn die Parteien an den 
durch ſie geregelten Fall nicht gedacht, alſo weder die Geltung der 
Ergänzungsregel noch das Gegenteil davon gewollt haben. Hierin 
unterſcheiden ſich die Ergänzungsregeln von den Auslegungsregeln. 
Dieſe find Hilfsmittel für die richterliche Auslegung des Partei⸗ 
willens; ſie beſtimmen, in welchem Sinne eine undeutliche oder 
unvollſtändig gebliebene Willenserklärung unter gewöhnlichen Um⸗ 
ſtänden und mangels anderer Anhaltspunkte auszudeuten iſt. Die 
Ergänzungsregeln geben dagegen die vom Geſetzgeber im Normal⸗ 
fall für angemeſſen und den Bedürfniſſen der in Betracht kommenden 
Lebensverhältniſſe entſprechend erachtete Ordnung der beiderſeitigen 
Rechte und Pflichten. Die Parteien können zwar an die Stelle der 
geſetzlichen Ordnung eine abweichende, von ihnen ſelbſt beſtimmte 
Regelung des Rechtsverhältniſſes ſetzen. Soweit ſie das aber nicht 
getan haben, ſoweit alſo der Parteiwille ſchweigt und in der vertrag⸗ 
lichen Regelung eine Lücke geblieben iſt, tritt die geſetzliche Dispoſitiv⸗ 
vorſchrift ergänzend ein. Ihre Geltung hängt alſo nicht davon ab, 
daß der Inhalt der Ergänzungsregel vom Vertragſchließenden aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend als Vertragsinhalt gewollt wurde. Sie 
gilt nicht nur, wenn die Beteiligten es bei der geſetzlichen Ordnung 
belaſſen wollten, ſondern auch wenn ſie den Fall gar nicht erwogen 
hatten (vgl. Dernburg, Bürgerliches Recht 1, 53; Crome, Syſtem 
1, 70). 

Die zu entſcheidende Frage, ob dem Mieter das Recht aus § 570 
auch zuſteht, wenn er beim Vertragsſchluſſe noch nicht Beamter war, 
löſt ſich hiernach in die allgemeine Frage auf, ob eine geſetzliche 
Ergänzungsregel auch dann gilt, wenn ihre tatſächlichen Vorausſetzungen 
beim Vertragſchluſſe noch nicht beſtanden oder nicht vorauszuſehen waren. 
Dieſe Frage iſt aber zu bejahen. Der Inhalt der Ergänzungsregel iſt nicht 
Vertragsinhalt, ſondern Geſchäftsinhalt. Es kommt nicht darauf an, ob 
die Parteien das, was die Ergänzungsregel vorſchreibt, gewollt haben 
oder ob ſie es gewollt hätten, wenn ſie die Frage in Erwägung 
gezogen hätten. Es genügt vielmehr, daß ſie nichts Gegenteiliges 
beſtimmt haben. Bei den meiſten Ergänzungsregeln handelt es ſich 
darum zu beſtimmen, in welcher Weiſe ein nachträglich eintretender 
und nicht vorhergeſehener Umſtand auf ein Rechtsverhältnis einwirkt. 
Dieſe Vorſchriften würden ihren Zweck, die Lücken des Vertragsrechts 
auszufüllen, verfehlen, wenn man ſie in allen den Fällen aus⸗ 
ſchalten wollte, wo die tatſächlichen Vorausſetzungen der Ergänzungs⸗ 
regel oder doch ihre grundlegenden Urſachen nicht ſchon beim 
Vertragſchluſſe vorhanden waren. Der vom RG. in JW. 1903 
Beil. 147 entſchiedene Fall, der die Einwirkung einer Dispoſitiv⸗ 
vorſchrift auf eine Vertragsabrede betrifft und bei dem 5 570 BGB. 
lediglich als Beiſpiel herangezogen wird, kann gegen die vorſtehend 
vertretene Anſicht über die Wirkung der Dispoſitivvorſchriften nicht 
verwertet werden. Es handelte ſich dort um die Frage, ob der 
geſchiedene Gatte Herabſetzung einer vertraglich zugeſicherten Unter⸗ 
haltsrente mit Kückſicht auf § 1579 Abſ. 1 Satz 2 verlangen könne, 
wenn der andere Gatte ſich wieder verheiratet. Die Anwendung 
der Dispoſitivvorſchrift iſt dort mit Recht verneint. Der Grund 
liegt aber nicht darin, daß der Tatbeſtand der Ergänzungsregel beim 
Vertragſchluſſe noch nicht vorlag, ſondern darin, daß die geſchiedenen 


Gatten die Unterhaltspflicht erſchöpfend geregelt, die Ergänzungs⸗ 
vorſchrift alſo ausgeſchloſſen hatten. 

In dem jetzt zu entſcheidenden Falle liegt aber eine erſchöpfen 
Regelung des Mietverhältniſſes, welche die geſetzliche Dispoſuliv⸗ 
vorſchrift des § 570 ausſchließt, nicht vor. Der Kläger hat daher 
das Kündigungsrecht des Beamten, da er zunächſt Beamter geworden 
und ſodann als Beamter in ein anderes Amt verſetzt worden iſt. 
Durch ſeine Kündigung iſt ſomit das Mietverhältnis der Parteien 
zum 1. April 1906 aufgelöſt. 


Grundlegende Entſcheidungen in Strafſachen. 


Den Begriff des „freiwilligen Rücktritts vom Verſuch“ 
erörtern die Entſch. Nr. 1 und 2: ſie verneinen die Frei⸗ 
willigkeit, wenn das unmittelbar bevorſtehende Hinzukommen 
eines Entdeckers oder unerträglicher, die Willensfreiheit aus⸗ 
ſchließender, Schmerz oder Ekel den Täter zur Aufgabe ſeines 
Vorhabens veranlaſſen. 

Die Entſch. Nr. 3 und 4 beſchäftigen ſich mit den Voraus⸗ 
ſetzungen eines rechtsgültigen Strafantrags und zwar Nr. 3 
mit der Frage, ob ein vor Bekanntſein aller näheren Umſtände 
geſtellter Antrag auf nachträglich bekanntgewordene Tatumſtände 
bezogen werden darf, Nr. 4 mit der Unteilbarkeit des Straf 
antrags bei mehreren nicht im Verhältnis der Teilnahme nach 
§ 47 ff. StGB. ſtehenden Tätern. 

Die Frage der Verjährungsunterbrechung bei Mehrzahl 
von Straftaten wird in Entſch. Nr. 5 beſprochen. 

Daß der im Schularreſt Befindliche nicht Strafgefangener 
nach § 120 StGB. iſt, führt Entſch. Nr. 6 aus. 

Die Möglichkeit einer Idealkonkurrenz zwiſchen § 181 
Nr. 2 und § 181 a Abſ. 2 verneint die Entſch. Nr. 9. 

Für die Delikte nach § 184 Ziff. 3 und 4 genügt nach 
Entſch. Nr. 11 das Bewußtſein des Täters von dem unzüchtigen 
Charakter ſeiner Ankündigung. 

Auf die Frageſtellung im ſchwurgerichtlichen Verfahren 
haben die Entſch. Nr. 13, 15 und 36 Bezug, von denen. 
Nr. 13 ausführt, daß der Name des Beleidigten auch bei 
öffentlichen Beleidigungen nicht in die Frage aufgenommen 
werden muß, während Nr. 15 hervorhebt, daß § 219 StOB. 
drei ſelbſtändige Tatbeſtände enthält und endlich Nr. 36 es für 
unzuläſſig erklärt, die Zeit der Begehung durch die Worte: 
„innerhalb nicht rechtsverjährter Zeit“ zu bezeichnen. 

In Ergänzung der bisherigen Rechtſprechung entſcheidet 
ſich das Urteil Nr. 19 für die Möglichkeit eines Betrugsverſuchs 
bei Verabreichen untauglicher Abtreibmittel. 

Über Beweisaufnahme bei zeitweiſer Entfernung des 
Angeklagten, falls hierbei Verleſung früherer Zeugenausſagen 
zuläſſigerweiſe erfolgt, ſiehe Entſch. Nr. 30. 

Mit dem Verfahren bei Bildung der Geſchworenenbank 
beſchäftigen ſich die Entſch. Nr. 34 und 35; erſtere erörtert die 
Frage, ob die vom Staatsanwalt oder Verteidiger erklärt 
Annahme eines Geſchworenen die ſpätere Ablehnung ausſchließt; 
letztere behandelt die Bildung einer gemeinſamen Bank für 
mehrere Fälle. 

Über das Verhältnis von Geſchmacks⸗ zu Gebrauchs⸗ 
muſterſchutz läßt ſich die Entſch. Nr. 42 aus. Kloeppel!“ 


Für die Redaktion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14 
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.Beſtellungen 
5 


Vereins nachrichten. 


Die Herren Vereinsmitglieder, welche mit der Zahlung 
des Jahresbeitrages im Rückſtande ſind, werden um Ein⸗ 
ſendung des Betrages von 15 Mark gebeten. Am 
15. Oktober 1906 ſollen die rückſtändigen Beiträge durch 
Poſtuachnahme erhoben werden. 


Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1906. 
Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Der Terminkalender für 1907 kommt am 30. Oktober d. Js. 
zur Verſendung. Beſtellungen auf durchſchoſſene Exemplare 
find nugehend unter Einſendung von 60 Pfennigen in Brief- 
marken bei dem Burean des Unterzeichneten zu bewirken. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1906. 


Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Der zwölfte Band der Entſcheidungen des Ehren⸗ 
gerichtshofs für deutſche Rechtsanwälte iſt erſchienen und 
an die Mitglieder verſandt. Erinnerungen wegen Nicht ⸗ 
empfanges können uur berückſichtigt werden, wenn fie bis 
zum 10. Oktober d. 38. an den Uuterzeichneten gelangen. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1906. 


Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Auf die Tagesordnung der auf den 7. Oktober 1906, 
Mittags 12 Uhr nach Leipzig, Reichsgerichtsgebände, Hanpt- 
zimmer der Rechtsauwaltſchaft bei dem Reichsgericht, be- 
rufenen zweinudzwanzigften ordentlichen Generalverſammlung 
der Hüälfskaſſe für deutſche Rechtsauwälte wird ferner geſetzt: 
6. Antrag des Juſtizrat Buſch zu Tilſit, des Rechts- 
auwalt Behrendt zu Danzig und des Juſtizrat 
Elze zu Halle a. S.: 
„Die XXII. ordentliche Geueralverſammlung der 
Hüälfskaſſe für deutſche Rechtsauwälte wolle be ⸗ 
ſchließen: 


Zur Ausführung des vom XVII. Dentſchen 
Auwaltstage am 13. September 1905 zu Han- 
nover gefaßten Beſchluſſes ſoll eine auf frei- 
willigem Beitritt bernhende Allgemeine Ruhe⸗ 
gehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für die 
dentfhen Rechtsanwälte nach dem von dem 
Kaiſerlichen Aufſichtsamte für Privatverſiche⸗ 
rungen gebilligten Satzungs entwurf des Arbeits- 
ausſchuſſes errichtet werden. 

Dieſer Verſicherungskaſſe ſtellt die Hülfskaſſe 
aus ihrem Kapitalgrundſtock als Gründungs- 
fonds 500 000 Mark zur freien Verfügung. 

Der Vorſtand der Hülfskaſſe wird erſucht, 
das Weitere zur Durchführung dieſes Beſchluſſes 
zu veranulaſſen.“ 


Leipzig, den 30. Auguſt 1906. 


Hülfskaßſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr, Juſtizrat, Vorfitzender. 


Nach Mitteilung des Herrn Juſtizrat Elze zu Halle a. S. 
hat das Aufſichtsamt für Privatverſicherung ſich mit einer 
Faſſung des § 36 Abſ. 2 der Satzung dahin einverſtanden 
erklärt: 

Wird der Verſicherungsbeſtand nicht in ſeiner Ge⸗ 
famtheit auf ein anderes Berfiherungsunternehmen 
übertragen, fo erlöſchen die Verſicherungsverhältniſſe 
mit dem letzten Tage desjenigen Monats, in welchem 
der Auflöſungsbeſchluß feitens der Aufſichtsbehörde 
genehmigt worden iſt. In dieſem Falle find die 
bereits erworbenen Rentenanſprüche ſicherzuſtellen; 
die Beiträge, welche über den genannten Termin 
hinaus gezahlt find, find den Mitgliedern zurück⸗ 
zuerſtatten. Alsdann iſt ihnen, ſoweit ſie noch nicht 
zum Bezug einer Rente berechtigt ſind, die für ſie 
augeſammelte Brämienreferve auszuzahlen. N 

Das hiernach übrigbleibende Vermögen iſt bis zur 
Höhe von 500 000 Mark der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte zurückzugewähren, hinſichtlich des dann 
noch verbleibenden Reſtes hat die Mitglieder- 
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verſammlung zu beſchließen, ob derſelbe nuter die 
Mitglieder verteilt, oder ob er zu einem ähnlichen 
Zwecke, wie ihn die Kaſſe verfolgte, verwendet 
werden ſoll. 


Der Vorſitzende. 
Herr, Juſtizrat. 


28. Deutſcher Juriſtentag. 


Bericht von Dr. Arthur Brückmann, Rechtsanwalt am 
Kammergericht in Berlin. 


Der 28. Deutſche Juriſtentag, der am 9. September d. J. 
im großen Saale der „Hoffnung“ in Kiel mit einer Be⸗ 
grüßungsrede des Oberlandesgerichtspräſidenten Dr. Spahn 
eröffnet worden iſt, vom 10. bis 12. alsdann in den Räumen 
der dortigen Univerſität getagt und am 13. ſchließlich mit einer 
Vergnügungsfahrt auf dem „Kaiſer“, die bis in die Nähe der 
manövrierenden deutſchen Flotte bei Helgoland führte, ein ver⸗ 
gnügtes Ende gefunden hat, hat unter größter Beteiligung 
deutſcher, aber auch öſterreichiſcher Juriſten ſtattgefunden. 

Die ſtattliche, überfüllte Plenarverſammlung wählte am 
Montag den Oberreichsanwalt Dr. Olshauſen (Leipzig) 
zum Präſidenten des Juriſtentags und ehrte damit gleichzeitig 
die Stadt Kiel, Olshauſens Vaterſtadt. Gierke, Hamm, Spahn 
und Pappenheim wurden zu Stellvertretern des Vorſitzenden 
gewählt. Im Auftrage des Staatsſekretärs des Reichsmarine⸗ 
amts hieß der Admiralitätsrat Dr. Apel, namens der 
Stadt Kiel deren Oberbürgermeiſter Fuß, für die Uni⸗ 
verſität deren Rektor Prof. Dr. Oldenberg, den Juriſtentag 
willkommen. Dann ſtrömte alles auseinander und verteilte ſich 
— recht ungleich — auf die vier Sektionen, die zur Bewälti⸗ 
gung des Arbeitsſtoffes ſatzungsgemäß gebildet zu werden 
pflegen. Mehr als eine Verhandlung hat unter dieſem Syſtem 
zu leiden. Diesmal war es vorwiegend die zweite Abteilung, 
der die undankbare Rolle des Outſiders zugefallen war. 

Damit iſt natürlich nicht geſagt, daß die Verhandlungen in 
dieſen Abteilungen auf einem niedrigeren Niveau ſtanden als 
die anderen. Eher iſt das Gegenteil der Fall; denn faſt aus⸗ 
ſchließlich aus wenigen Sachkundigen und Beherrſchern des ein⸗ 
ſchlägigen Stoffes beſteht ja die Zuhörerſchaft. So erreichten 
auch diesmal dieſe Erörterungen eine gute Höhe. Aber es waren 
Debatten von Spezialiſten, keine Juriſtentags⸗ Verhandlungen. 

Voll dagegen entſprachen den zu ſtellenden Anforderungen 
und gehegten Erwartungen die Verhandlungen der erſten und 
dritten Abteilung. Die Beteiligung war hier ſtändig ganz 
außerordentlich und das Intereſſe allgemein. Die erſte Ab⸗ 
teilung (für Privatrecht, unter dem Vorſitzenden Enneccerus 
[Marburg]) beriet am erſten Tage eingehend über die auf 
dem Berliner Juriſtentag der Vertagung anheim gefallene und 
ſeitdem gründlichſt von allen möglichen Seiten her beleuchtete 
Frage, ob ſich eine Anderung der Vorſchrift des 8313 
BGB. empfehle. 

Über die Frage hatten ſich gutachtlich bereits zum 


26. Juriſtentage Dorſt (J 18 ff.) gegen und Stranz (II 54 ff.) 


für die Beibehaltung der Beſtimmung geäußert. Hamm 
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trat in ſeinem Referat gegen den Zwang der notariellen 
Beurkundung auf und formulierte entſprechende Abänderungs⸗ 
vorſchläge. Als Korreferent und Gegner der Hammſchen 
Gedankengänge vertrat Stranz (Berlin) feinen Standpunkt. 
Das ſchließliche Ergebnis war trotz reichlicher Debatte kaum 
einen Augenblick zweifelhaft. Erwähnt ſeien hier lediglich zwei 
prinzipielle Anſichten, deren Anhänger die Zahl der für den 
§ 313 Stimmenden vergrößerten. Gierke (Berlin) betonte, 
daß man grundſätzlich die Schonzeit für das BGB. heute noch 
nicht unterbrechen dürfe, und ein Antrag Hachenburg (Mann⸗ 
heim)⸗Neumann (Berlin) erklärte beſonders die Fragen des 
8 313 im Augenblick für noch nicht ſpruchreif. Die über 
wiegende Mehrheit aber bekannte ſich ohne Zuſätze und Ein⸗ 
ſchränkungen für die von Stranz vorgeſchlagene Theſe: „Ande⸗ 
rungen der Vorſchrift des 8 313 BGB. empfehlen ſich nicht.“ 

Eine ſchöne Verhandlung erörterte am zweiten Tage die 
Frage: „Empfiehlt ſich eine Anderung der Vorſchrift 
des 8833 BGB. über die Haftung des Tierhalters!“ 
In zwei ausgezeichneten Gutachten waren Marwitz (Kiel) und 
Traeger (Marburg) zur Verneinung dieſer Frage gelangt 
(II 86 ff., 115 ff.). Und auch hier war trotz des eingehenden 
Referats Dr. Bitters (Kiel), der dem Referenten Enneccerus 
entgegentrat, die ſchließliche Entſcheidung von Anfang an 
nicht ungewiß. Auch dieſes Problem iſt in den letzten 
Jahren — nicht zuletzt in dieſer Zeitſchrift — ſo reichlich er: 
örtert worden, daß es keinen Vorwurf für die ſehr lebhaſte, 
vorwiegend von Akademikern (Litten, Merkel, Traeger, Gierke, 
Leonhard [Breslau], Leonhard [Marburg], Enneccerus, ferner 
Scherer, Boyens und Wildhagen) geführte Debatte bedeutet, 
daß fie keine weſentlich neuen Geſichtspunkte zeitigte. Die be 
kannten alten wurden mit Nachdruck vertreten und ſcharf heraus⸗ 
gearbeitet. Auch ein — teils freiwilliger, teils unfreiwilliger — 
Humor kam zu feinem Rechte. Schließlich fand ſich eine fer 
überwiegende Mehrheit zuſammen, die — unter Ablehnung des 
Bitterſchen Antrages auf Hinzufügung eines zweiten Abſatzes, 
der in beſtimmten Unfallfällen die Beobachtung der verkehrs⸗ 
mäßigen Sorgfalt durch den Tierhalter befreiend wirken laſſen 
wollte — ſich den Vorſchlägen von Enneccerus anſchloß. 
Danach empfiehlt der Juriſtentag, die Vorſchrift des 9 833 auf 
recht zu erhalten und von Einzeländerungen abzuſehen. Doch 
ſpricht er gleichzeitig die Erwartung aus, daß die Rechtsprechung 
zu einer freieren Auslegung der Vorſchrift gelangen und die 
Haftung namentlich in ähnlichen Fällen, wie jenem berühmt und 
berüchtigt gewordenen Landſtraßen⸗Paſſanten⸗Fall abwenden 
werde. Für den Fall aber, daß eine als baldige geſetzlich 
Regelung der Frage für nötig gehalten werden ſollte, empfiehlt 
er unter Beibehaltung des 8 833 für die Regel den Ausſchluß 
der Haftung nur dann, wenn der Geſchädigte der Gefahr der 
eingetretenen Schädigung infolge einer in feinem Intereſſe 
ſtattfindenden Verwendung des Tieres ausgeſetzt war.— 
Der Schadenserſatz aus § 833 bei Tötung und Verletzung 
einer Perſon ſoll nach dem Vorbilde der 88 3 und 34 
RHaftpflGG. beſchränkt werden. Die Unfallverſicherungsgeſet 
gebung ſoll auf das bisher nicht verſicherungspflichtige Fahr: 
und Stallperſonal bei Pferde⸗ und Viehhaftung ausgedehnt 
werden. — Hiermit begnügte ſich jedoch die Abteilung nich. 
Man wollte dieſen Beſchlüſſen den größtmöglichen Nachdruc 
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ſichern, und ſo folgte man der Anregung von Vierhaus 
(Breslau), den Gegenſtand auch der abſchließenden Plenarver⸗ 
ſammlung zu unterbreiten. So wurde denn am Mittwoch die 
Frage vom Plenum eingehend noch einmal erörtert; die Beſchlüſſe 
der Abteilung fanden dort mit allen gegen ſieben Stimmen 


Annahme und Billigung. Dieſes Ergebnis wird man nur mit 


Genugtuung begrüßen können. Angeſichts der drohenden geſetz⸗ 
geberiſchen Situation, in der ſich der Antrag Treuenfels befindet, 
iſt es gut, daß der 28. Deutſche Juriſtentag getan hat, was in 
ſeinen Kräften ſtand, um das Unheil, das von dieſem drohende 
Unheil, abzuwenden. Dieſe Mühe war erforderlich, hoffentlich 
war ſie auch ausreichend. 

Weſentlich einfacher war die Aufgabe, die die erſte Ab⸗ 
teilung ſchließlich noch mit der Behandlung ihres letzten Be⸗ 
ratungsgegenſtandes zu erledigen hatte. Die Frage „Empfiehlt 
ſich eine einheitliche Regelung der Haftung des 
Staates und anderer Perſonen des öffentlichen 
Rechts für den von ihren Beamten bei Ausübung 
der dieſen anvertrauten öffentlichen Gewalt zu⸗ 
gefügten Schaden?“ war durch das hervorragende Gut⸗ 
achten Gierkes (J 102 ff.) und dasjenige des Wiener 
Profeſſors von Herrnritt (II 282 ff.) ſo gründlich vorbereitet 
und geklärt worden, daß die Verſammlung nichts beſſeres tun 
konnte, als ſich den ganz auf dem Boden Gierkes ſtehenden 
Vorſchlägen Wildhagens (Leipzig) und Herrnritts nach 
kurzer Debatte anzuſchließen und einſtimmig folgende Faſſung 
zum Beſchluß zu erheben: „Es liegt ein dringendes Bedürfnis 
vor, die unmittelbare Haftung des Staates und anderer 
juriſtiſcher Perſonen des öffentlichen Rechts für den von ihren 
Beamten in Ausübung der dieſen anvertrauten öffentlichen 
Gewalt zugefügten Schaden durch Reichsgeſetz grundſätzlich aus⸗ 
zuſprechen“. 

Die dritte Abteilung (für Strafrecht) beriet unter dem 
Vorſitz von Kahl (Berlin) am Montag die Frage „Empfiehlt 
es ſich, Ehrenerklärung, Abbitte und Widerruf ſtraf— 
rechtlich zu verwerten?“ Der als Spezialiſt auf dieſem Gebiete 
bekannte Greifswalder Stadtſyndikus Dr. Helfri hatte zu dieſem 
Thema ein ſehr eingehendes Gutachten (II 224ff.) erftattet, in dem 
er für die Verwertung des Widerrufs eintritt und an deſſen 
Schluß er eine Reihe von poſitiven Geſetzesänderungen formuliert 
(268 ff.), die ſich auf die Fälle der Beleidigung und leichten 
Körperverletzungen beziehen und darauf hinauslaufen, den 
Widerruf unter Umſtänden durch Urteil zu erzwingen. So 
lautet z,. B. der von Helfritz vorgeſchlagene 8 188 a: „Iſt der 
Täter wegen der mündlichen oder ſchriftlichen Behauptung oder 
Verbreitung einer Tatſache oder der mündlichen oder ſchriftlichen 
Abgabe einer Erklärung beleidigenden Inhalts eines Vergehens 
gegen 88 185, 186 oder 187 ſchuldig, ſo iſt er auf Antrag des 
Beleidigten zur Leiſtung eines Widerrufs zu verurteilen. — 
Wird ein ſolcher Antrag im Privatklageverfahren geftellt, fo ift auf 
Verlangen von einer Beſtrafung Abſtand zu nehmen“ — uſw. — 
Solche Anſchauungen vertrat er denn auch als Korreferent in 
der Abteilung gegenüber dem Marburger Profeſſor Traeger, 
nach deſſen Anſicht für die Wirkſamkeit des Widerrufs alles 
auf den Beweggrund ankommt, der durch Urteil auferlegte für 
die Wiederherſtellung des guten Rufes nichts bedeuten kann, 
zumal er noch dem weit wirkſameren richterlichen Urteil gegen⸗ 
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über nichts weiter darſtellt als eine leere Form. Dieſe An 
ſichten fanden auch in der Diskuſſion lebhafte Zuſtimmung. So 
meinte z. B. Hippel, die ſeeliſche Ohrfeige könne durch keinen 
Widerruf wieder gutgemacht werden. Höchſtens der fakultative 
oder reumütige Widerruf vermochte einige Sympathien auf 
ſich zu vereinigen. Aber die überwiegende Mehrheit wollte auch 
von ihm nichts wiſſen und ließ ſich von den Ausführungen 
Traegers zu einer die im Thema geſtellten Frage verneinenden 
Antwort beſtimmen. Dies jedoch nicht, ohne den in faſt allen 
irgendvo und irgendwie Verſammelten lebenden Kompromiß⸗ 
gelüſten nachzugeben. Dieſen war der Rechtsanwalt Waldſtein 
(Altona) mit ſeinen Vorſchlägen, die Publikationsbefugnis 
zu erweitern, entgegen gekommen, und gerne vereinigte man 
ſich dazu, dieſe auch bei nicht öffentlichen Beleidigungen und die 
Ausdehnung auch auf die Gründe zu empfehlen. 

Nicht jeder wird dieſes Ergebnis als ein erfreuliches bezeichnen. 
So manchem erſcheinen die Helfritzſchen Gedankengänge ſo geſund 
und wenigſtens in ihrem Kern und Weſen ſo einleuchtend, daß es 
im höchſten Maße bedauerlich wäre, wenn ſie in der bevorſtehenden 
Strafrechtsform, als vom 28. Deutſchen Juriſtentag erledigt 
und abgefertigt, keine Rolle mehr ſpielen ſollten. Vielmehr 
ſcheint es mir im Gegenteil, als ob man mit Kahl der Meinung 
ſein ſollte, daß gerade nach dieſer Richtung ſich die notwendige 
Reform unſeres ſehr im Argen liegenden Beleidigungsſtrafrechts 
bewegen müßte. Die geſetzlich vorgeſehenen Strafen ſind gewiß ſchon 
heute hoch genug; aber die Art ihrer Verhängung und ihre „Höhe“ 
ſowie das ganze Verfahren fügt eher der alten Beleidigung eine 
neue hinzu und bedeutet mehr eine Strafe für den Beleidigten 
als für den Beleidigenden. Der Argumentation von der Wirkungs⸗ 
loſigkeit des erzwungenen Widerrufes wegen des Fehlens der 
aufrichtigen Geſinnung ſcheint theoretiſierender Gedanken Bläſſe 
angekränkelt. Wann kommt es wohl im Leben vor, daß ein 
„Widerruf“ aus einer reuigen Sünderbruſt quillt? Und wie 
oft wird nicht gleichwohl auf der Abgabe eines ſolchen beſtanden? 
Der Beleidigte, der ſich überhaupt an den Richter wendet und 
damit zum Ausdruck bringt, daß er von ihm, der doch ein Dritter 
und Fremder, Sühne durch Strafe erhofft und erwartet, will 
ſelbſtverſtändlich eine möglichſt nachdrückliche Form diefer Strafe. 
Und ſo würde der durch Urteil erzwungene Widerruf nicht dem 
Urteil gegenüber als leere Form erſcheinen, ſondern im Gegenteil 
eine Verſchärfung der Strafe bedeuten, die ihrer Wirkung ſicherer 
wäre, als die elenden Geldſtrafen, die in der Tat nichts ſind 
als leerſte Form. 

Zu dem zweiten Beratungsgegenſtand der Abteilung, „Die 
ſtrafrechtliche Behandlung von Rückfall, gewohnheits— 
mäßigem und gewerbsmäßigem Verbrechertum“ be⸗ 
treffend, lagen ſehr eingehende und gründliche Gutachten von 
Mayer⸗Straßburg (I 145 ff.) und dem Pſychiater Aſchaffen⸗ 
burg-Cöln (II 3 ff.) vor, die ihre Anſichten auch in Theſen zu⸗ 
ſammengefaßt hatten. Nach Mayer iſt der Begriff des Rückfälligen 
ungeeignet, den des Gewohnheitsverbrechers zu erſetzen. Der Rück⸗ 
fall des Gelegenheitsverbrechers in ein Gelegenheitsverbrechen ſoll 
innerhalb des ordentlichen Strafrahmens gewürdigt werden. Der⸗ 
jenige des Gewohnheitsverbrechers in die gewohnheitsmäßige Be⸗ 
gehung ſtrafbarer Handlungen ſoll als ein die Strafe des Gewohn⸗ 
heitsverbrechers erhöhender Umſtand behandelt werden. Dieſer 


Grundgedanke wird dann in vier weiteren Theſen ſehr ein⸗ 
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gehend des näheren ausgeführt. Nach Aſchaffenburg dagegen 
laſſen ſich Rückfall, gewohnheits⸗ und gewerbsmäßiges 
Verbrechertum begrifflich nicht mit genügender Sicherheit 
gegen einander abgrenzen und daher nur in beſchränktem 
Maße zur Beſtimmung der ſtrafrechtlichen Folgen verwerten. 
Die Straftat iſt nur als ein Merkmal zu betrachten, 
das im Rahmen der Geſamtindividualität zu werten iſt. Sie 


muß ſich der Individualität anpaſſen. Der Strafvollzug muß 


ein progreſſiver werden, der von der Einzelhaft bis zur 
Beſchäftigung im Freien fortſchreitet. Die Strafdauer muß 
abhängig gemacht werden von der Strafwirkung. In der 
Verhandlung vermochten die ſehr konſervativen Anſchauungen 
des Wiener Oberſtaatsanwalts Dr. Hoegel die Mehrzahl der 
ziemlich zahlreich verſammelten Zuhörerſchaft nicht zu überzeugen, 
und mit großen Mehrheiten wurden Punkt für Punkt mit 
unweſentlichen Abänderungen die von dem erſten Berichterſtatter 
Kahl formulierten Theſen angenommen, aus denen das 
weſentlichſte im folgenden wiedergegeben ſein mag. In welchem 
Verhältnis dieſe Leitſätze zu denjenigem Mayers und 
A ſchaffenburgs ſtehen, wird auf dieſe Weiſe am klarſten 
hervortreten. 

I. Die im RStGB. vorgeſehene Behandlung von Rückfall, 
gewohnheitsmäßigem und gewerbsmäßigem Verbrecher⸗ 
tum iſt ungenügend. Um ſie wirkſamer zu geſtalten, 
werden folgende Anderungen des geltenden Rechts 
erforderlich und ausreichend ſein: 

1. Der Rückfall des Gelegenheitsverbrechers in ein 
Gelegenheitsverbrechen bildet, wie ſchon jetzt das 
fortgeſetzte Verbrechen, nur einen erhöhenden Strafe 
zumeſſungsgrund innerhalb des ordentlichen Straf⸗ 
rahmens. 

2. Außer dieſem Falle bildet der gleichartige oder 
ungleichartige Rückfall ſowie ſtets die gewohnheits⸗ 
oder gewerbsmäßige Begehung einer ſtrafbaren 
Handlung einen allgemeinen Strafſchärfungsgrund. 
Beim Vorhandenſein mildernder Umſtände kann der 
Richter die Strafe innerhalb des ordentlichen Straf⸗ 
rahmens wählen. 

3. Gegen gemeingefährliche und rückfällige Gewohnheits⸗ 
verbrecher kann neben der Strafe auf Sicherungs⸗ 
nachhaft von unbeſtimmter Dauer erkannt werden. 
Aber die jederzeit widerrufliche Entlaſſung entſcheiden 
gemiſchte, aus Organen der Anſtaltsleitung, Beamten 
der Staatsanwaltſchaft und Ehrenbeamten gebildete 
Kommiſſionen. 

II. Für die unter I vorgeſehene geſetzliche Regelung 
empfiehlt ſich die Annahme folgender Grundſätze: 

1. Eine Legaldefinition des Begriffs der gewohnheits⸗ 
und gewerbsmäßigen Begehung ſtrafbarer Handlungen 
iſt, ebenſo wie eine ſolche des rückfälligen Gelegenheits⸗ 
verbrechers, zu unterlaſſen. 

2. Ein Begriff des unverbeſſerlichen Rückfälligen oder 
Gewohnheitsverbrechers iſt in das Geſetz nicht auf⸗ 
zunehmen. 

3. Die Vorbeſtrafung des Täters darf keine Voraus⸗ 


ſetzung für die Annahme der gewohnheits⸗ oder gewerbs⸗ 


mäßigen Begehung ſtrafbarer Handlungen bilden. 


„ 


M17. 1906. 


III. Von der allgemeinen Regelung auszunehmen und einer 
ſonderrechtlichen Ordnung zu unterſtellen ſind: 
1. Die ſtrafrechtliche Behandlung der geiſtig minder: 
werten Gewohnheit verbrecher; 
2. Die ſtrafrechtliche Behandlung der gewerbsmäßigen 
Proſtitution; 
3. Die ſtrafrechtliche Behandlung des gewerbsmäßigen 
Bettler: und Landſtreichertums. 

Von den Beratungsgegenſtänden der zweiten — handels 
rechtlichen — Abteilung (Vorſitzender: Oberlandesgerichts⸗ 
präſident Dr. Spahn) vermochte ein größeres Intereſſe lediglich 
die Frage zu erwecken: „Empfiehlt es ſich, die Verantwort⸗ 
lichkeit der Mitglieder des Aufſichtsrates einer Aktien— 
geſellſchaft genauer zu beſtimmen?“ Rehm (Straßburg) 
hatte die Erörterung durch ein eingehendes Gutachten (1 20 ff.) ver: 
bereitet und war dazu gelangt, eine nähere Beſtimmung der Über: 
wachungspflicht des Aufſichtsrates teils unmittelbar durch Geſez, 
teils zwangsweiſe durch Geſellſchaftsvertrag zu empfehlen; die 
zwangsweiſe Einführung einer mindeſtens alle zwei Jahre zu wieder: 
holenden formellen und materiellen Prüfung der Rechnungsführung 
durch außerhalb des Unternehmens ſtehende ſachverſtändige Ned 
nungsprüfer; und als drittes: eine Erleichterung der Rückgriffs⸗ 
klage gegen Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder für Aktionär: 
minderheiten empfahl er ebenfalls. Dieſe Grundgedanken hat 
er zu ſehr genauen Geſetzesvorſchlägen verdichtet, die in enger 
Anlehnung an den Rießerſchen Geſetzentwurf eine Ausgeitaltung 
des § 239 HGB. bedeuten (a. a. O. 38 ff.). „Eine Steigerung 
des Verantwortlichkeitsgefühls der Auſſichtsratsmitglieder“ it 
das Ziel aller dieſer Gedanken und Vorſchläge. So weit 
jedoch wollte keiner der beiden Referenten, Düringer (Leipzig) 
und Rießer (Berlin), gehen. Keiner von beiden verkennt zwar 
die Tatſache, daß Mißſtände beſtehen, denen abgeholfen werden 
müſſe, „daß der Aufſichtsrat gerade in dieſer feiner vom Geſctze 
als ſeine Haupttätigkeit bezeichneten Funktion, in der Uber⸗ 
wachungs funktion, ſich im großen und ganzen nicht 
bewährt hat“ (Rießer), — aber von geſetzlichen Abhilfe 
maßregeln und Schutzvorſchriften verſprachen fie ſich wenig, 
und ihre Ausführungen — die übrigens ausgezeichnet waren 
und den größten Beifall ernteten — umwitterte doch etwas der 
verſöhnende Hauch des „Alles verſtehen und alles verzeihen“ 
Rieger ſuchte die Mbelftände mehr aus Natur und Organisation 
der Aktiengeſellſchaft und aus der leichten Übertragbarkeit und 
Veräußerlichkeit der Aktien zu erklären. In erſter Linie der 
antwortlich macht er hier das Handelsgeſetzbuch ſelbſt ($ 240), 
weil die vom Aufſichtsrat dort verlangte Uberwachungepflicht 
einfach nicht erfüllt werden könne; dieſe Beſtimmung ſei Wr 
altet; in Wahrheit habe ſich die Sache ſo entwickelt, daß die 
Kontrollpflichten des Auſſichtsrats zugunſten feiner Mi⸗ 
verwaltungstätigkeit zurückgetreten ſeien. Mit Dü ringer hatte 
ſich Rießer auf folgende Vorſchläge vereinigt, die er denn 
auch ſeinen Darlegungen zugrunde legte: N 

1. Ein dringendes Bedürfnis zu einem geſetzlichen Ein: 
greifen iſt nicht anzuerkennen. 

2. Bei einer etwaigen künftigen geſetzlichen Regelung 
werde feſtzulegen ſein, daß im Statute das Mindeſtmaß 
der Kontrollpflichten des Aufſichtsrates mit Rückſicht 
auf die beſondere Art und Branche jeder Geſellſchaf 
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beftimmt werde. Die ſelbſtändige Kontrollpflicht der 
einzelnen Aufſichtsräte ſei zu verſchärfen, beſondere 
Dezernate ſeien einzurichten mit der Wirkung, daß 
jeder aus ſeinem Dezernat den anderen Auſſichtsrats⸗ 
mitgliedern für ſtrenge Pflichterfüllung verantwortlich 
ſei, nach außen aber der Aufſichtsrat weiter in pleno 
die Haftung trage. 

3. Für die Aktiengeſellſchaften mit 1 Million Mark 
Aktienkapital und mehr ſeien jährliche obligatoriſche 
Bilanzreviſionen einzuführen; die — von der Aktien⸗ 
geſellſchaft unabhängigen — Reviſoren ſeien durch 
die Generalverſammlung zu wählen. 

Aus der kurzen, aber intereſſanten Debatte hervorhebens⸗ 
wert erſcheinen die Gedankengänge Sontags (Kattowitz), der 
Rießer inſofern widerſprach, als er es für dringend erforderlich 
erklärte, die aus der Übermacht der Aktienmajorität entſpringenden 
Mißbräuche zu lindern; eine Abhilfe ſieht Sontag in der Er⸗ 
weiterung des Anfechtungsrechts aus 8 271 HGB., das auch 
wegen grober wirtiſchaftlicher Verletzungen gegeben werden 
müſſe. Nachdem ſich Dove (Berlin) lediglich für die erſte der 
vorgeſchlagenen Theſen und Hachen burg (Mannheim) gegen die 
Erweiterung der Minoritätsrechte erklärt hatten, wurden ſämtliche 
Vorſchläge der Referenten mit großer Mehrheit angenommen. 

Verhältnismäßig lange Zeit beſchäftigte dieſelbe Abteilung 
die Frage, ob es ſich empfehle, „die Haftung des Reeders 
für ſeemänniſches Verſchulden der Schiffsbeſatzung 
geſetzlich auszuſchließen oder durch zwingende 
Rechtsſätze feſtzuſetzen.“ Die Frage war durch ein— 
dringliche Gutachten von Boyens (Leipzig) (I 42 ff.) und 
Mittelſtein (Hamburg) (I 278 ff.) vorbereitet worden. Als 
Berichterſtatter fungierten Pappenheim (Kiel) und Colm 
(Flensburg). Die eingehenden Darlegungen Pappenheims 
gipfelten in der Verneinung der thematiſchen Frage, inſofern 
als es ſich nicht empfehle, die Haftung des Reeders für 
ſeemänniſches Verſchulden der Schiffsbeſatzung („ſeemänniſch“ 
im Gegenſatz zu „adminiſtrativ“ verſtanden) auszuſchließen; 
dagegen wollte er dieſe Haftung inſoweit durch genügende 
Rechtsſätze feſtſetzen, als ihre Wegbedingung gegenüber nach⸗ 
giebigen Rechtsſätzen vermöge des wirtſchaftlichen Übergewichts 
des Reeders von dieſem einſeitig ihren Gegenkontrahenten 
diktiert werden kann. Seine Vorſchläge fanden jedoch, obwohl 
im einzelnen gebilligt, in ihrer Geſamtheit nicht die Zuſtimmung 
der meiſten; dieſe vereinigten ſich vielmehr ſchließlich auf 
folgenden von Boyens und Mittelſtein formulierten Leitſatz: 
„Es empfiehlt ſich, die Haftung des Reeders für ſeemänniſches, 
nautiſch⸗techniſches und kommerzielles Verſchulden der Schiffs— 
beſatzung für das Gebiet des Frachtvertrages nach dem Vorbild 
des Harter-Act feſtzuſetzen. Erwünſcht iſt, daß dieſe Regelung 
im Wege internationaler Verſtändigung erfolge.“ 

Der dritte, von der Abteilung übrigens zuerſt behandelte, 
Beratungsgegenſtand: „Wieweit iſt bei Verſicherungs— 
verträgen die Vertragsfreiheit hinſichtlich der Ver— 
wirkungsklauſel durch zwingende Rechtsſätze zugunſten 
des Verſicherten einzuſchränken?“ iſt im weſentlichen ſchon 
ſeit dem Innsbrucker Juriſtentage bekannt, wo die Beſchlußfaſſung 
widerſpruchsvoll geblieben war. Im Plenum war dann einem 
Vertagungsantrage ſtattgegeben worden, ſo daß ein materieller 
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Beſchluß des 27. Deutſchen Juriſtentags nicht zuſtande gekommen 
war. Julius Gierke (Königsberg) und Samwer (Gotha) 
hatten Nachtragsgutachten geliefert (II 379 ff., 405 ff.). 
Schneider (Stettin) formulierte als Berichterſtatter ſeinen 
Vorſchlag, der die 88 6, 32 des deutſchen Geſetzentwurfes 
und ſein Schweigen über ſonſtige Rechtsklauſeln im weſent⸗ 
lichen billigte. Nachdem gegen einige Punkte ſeiner Vorſchläge 
Stichling (Gotha) als zweiter Referent Stellung genommen 
hatte, fanden ſich beide zu Vorſchlägen zuſammen, denen dann 
auch die Abteilung mit großer Einmütigkeit Folge leiſtete: 
Vereinbarungen des Inhalts, daß der Verſicherer wegen Ver⸗ 
letzung einer Obliegenheit des Verſicherten ſeine Leiſtung ver⸗ 
weigern oder vom Vertrage zurücktreten darf, ſind nur mit der 
Einſchränkung zuzulaſſen, daß dem Verſicherten unter allen 
Umſtänden geſtattet bleiben muß, die Verwirkung ſeines Rechtes 
durch den Nachweis fehlenden Verſchuldens abzuwenden. Da⸗ 
neben muß bei Verletzung ſolcher Obliegenheiten, die aus⸗ 
ſchließlich auf die Abwendung des Verſicherungsereigniſſes ab⸗ 
zielen, dem Verſicherten der Nachweis offen bleiben, daß der 
Verſicherungsfall mit der Verletzung in keinerlei Zuſammenhang 
ſtehe. Demnach ſind die Vorſchriften des deutſchen Geſetz⸗ 
entwurfes über die Verwirkungsklauſel zu billigen. 

Der letzte Beratungsgegenſtand der zweiten Abteilung — die 
Frage der Ergänzung des Wettbewerbsgeſetzes bezüglich 
der Beſtimmungen über das Aus verkaufsweſen —, den 
Lobe (Dresden) und Magnus (Berlin) durch Gutachten ſorg⸗ 
fältig vorbereitet hatten, verfiel leider der Vertagung, nachdem ein 
ſehr eingehendes Referat des Oberlandesgerichtsrats Dr. Leppel 
(Kiel) die zur Verfügung ſtehende Zeit verbraucht hatte. Aus 
dieſem Grunde erübrigt ſich heute auch an dieſer Stelle ein 
näheres Eingehen auf das genannte Thema. — 

Die vierte Abteilung für Gerichtsverfaſſung, Zivilprozeß, 
unter dem Vorſitz des Freiherrn v. Call, hatte ihren „großen 
Tag“, als der Profeſſor Dr. Ludwig Bernhard (Poſen) 
über die Frage, ob ſich geſetzliche Vorſchriften über den 
gewerblichen Arbeitsvertrag auf Geding (Akkord— 
vertrag) empfehlen, berichtete. Der lichtvolle Vortrag, mit 
dem er eine zahlreiche Zuhörerſchaft entzückte, war nicht nur 
klar und durchſichtig aufgebaut, ſondern auch von einer Anmut 
und Eleganz der Form, daß man gern noch weiter um der 
Rede ſelbſt willen zugehört hätte, als ſie ſchon zu Ende war. 
Er hatte ſich vorgeſetzt, ſeiner juriſtiſchen Zuhörerſchaft die 
fundamentale Bedeutung und Macht des ſich immer weiter 
ausbreitenden Akkordſyſtems von der volkswirtſchaftlichen 
Seite her vor Augen zu führen, und wußte dieſe Aufgabe fo 
trefflich zu löſen, daß wohl keiner den Saal verlaſſen hat, 
ohne ein wirklich lebendiges Bild von der Sache mitzunehmen. 
Er legte dar, wie im modernen Großbetrieb die fortſchreitende 
Arbeitsteilung zu der Notwendigkeit einer Gruppenbildung 
geführt hat, wie ſich in den Induſtriezweigen aus Arbeits⸗ 
teilung und Gruppenbildung die mannigfachſten Akkordgruppen 
kombinierten, wie der Zwiſchenmeiſter notwendig wurde, 
Akkorddemokratien oder ⸗hierarchien entſtanden, wie nach und 
nach die deutſche Induſtrie völlig mit einem bunten Netze von 
Akkorden überzogen wurde, wie Akkordſtreitigkeiten er 
wuchſen, die Wurzel zahlreicher moderner Streiks zu bilden 
begannen und nach und nach verborgene Gefahren in der Induſtrie 
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entſtanden, die ſchwere Erſchütterungen im Gefolge haben müffen, 
wenn man nicht an die Regelung des Akkordvertrags denke; 
die Geſetze laſſen hier ſo gut wie völlig im Stich; die großen 
Unternehmerverbände haben ihn vernachläſſigt und die Arbeiter⸗ 
verbände ihn ſinnlos bekämpft. In folgende Reſolution klangen 
ſeine Darlegungen aus: der deutſche Juriſtentag ſolle die 
Überzeugung ausſprechen, daß eine geſetzliche Regelung 
des gewerblichen Akkordvertrages notwendig ſei. 
Inſonderheit hält der Juriſtentag für erforderlich: 
1. die Sicherung der Akkordvereinbarung und Akkord⸗ 
unterbrechung, 
2. Beſtimmungen über die Pflichten der Parteien bei 
Ausführung von Akkordarbeiten, 
3. die rechtliche Stellung der Zwiſchenperſonen (Akkord⸗ 
meiſter, Akkordanten, Kolonnenführer, Zwiſchenmeiſter) 
geſetzlich zu regeln. — 

Der zweite Berichterſtatter, Meſchelſohn (Berlin), hatte 
es übernommen, die „juriſtiſche Ziſelierarbeit“ zu liefern. Er 
hatte die Hauptgedanken ſeiner ſehr eingehenden und offenſichtlich 
wiſſenſchaftlich trefflich fundierten Ausführungen in eine Reihe 
von Unter⸗ und Zuſatzvorſchlägen zu den Bernhardſchen 
Leitſätzen zuſammengefaßt. Sie wurden jedoch von den meiſten 
als für die Juriſtentagsverhandlung zu ſehr ins Detail gehend 
empfunden und verfielen deshalb der Ablehnung. Diejenigen 
Bernhards fanden dagegen faſt einhellige Zuſtimmung. Man 
ging, ihm folgend, ſogar noch weiter. Der Referent verſtand 
es, den Zuhörern die Wichtigkeit und Bedeutung des kollektiven 
Arbeitsvertrags ſo eindringlich vor Augen zu führen, daß 
man beſchloß, „das Recht der Tarifgemeinſchaften“ durch Gut⸗ 
achten vorbereiten zu laſſen und das Thema auf die Tages⸗ 
ordnung des nächſten Juriſtentags zu ſetzen. — So iſt hier eine 
große wichtige ſoziale Frage durch einen deutſchen Juriſtentag 
nicht bloß mittelbar — durch die trefflichen Gutachten 
Woelblings (J 201 ff.) und Francke (I 161) —, ſondern 
wirklich auch unmittelbar durch eine ſehr anregende Verhandlung 
ſelbſt mächtig gefördert worden. — 

Wenn auch nicht eine gleich umfaſſende, ſo doch auch 
eine einſchneidende ſoziale Bedeutung wohnte demjenigen Be⸗ 
ratungsgegenſtand derſelben Abteilung inne, der die Frage 
betraf: ob ſich beſondere geſetzliche Beſtimmungen zum 
Schutze des Erfinderrechts von Angeſtellten empfehlen. 
Zwei Punkte ſind es hier, deren geſetzliche Regelung in letzter 
Zeit immer von neuem von dem deutſchen Technikerverband, 
dem Bund der techniſch⸗induſtriellen Beamten und anderen Ber: 
einigungen dringend gefordert wird: 1. daß der angeſtellte Er⸗ 
finder ein Recht darauf habe, als Erfinder neben dem Patent⸗ 
anmelder in der Anmeldung und auf der Patentſchrift 
genannt zu werden (Erfinderehre), und 2. daß dem Angeſtellten 
ein angemeſſener Gewinnanteil an ſeinen Erfindungen ge⸗ 
ſichert werde, wenn ſie dem Dienſtherrn patentiert ſind. Pro⸗ 
feſſor Oſterrieth (Berlin) gelangt nach ſorgfältiger Abwägung 
aller Momente in ſeinem Gutachten (II 194 ff.) dazu, eine 
geſetzliche Regelung des Erfinderrechts der Angeſtellten für 
nicht ausführbar zu erklären, ohne eine gleichzeitige grundlegende 
Reform des ganzen Patentgeſetzes (213 a. a. O.). Anders als 


er empfiehlt Dr. Alexander⸗Katz (Berlin) in ſeinem Gut⸗ 


achten (II 282 ff.) poſitive geſetzliche Beſtimmungen, die den 
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Angeſtellten ihre Erfindungen, vorbehaltlich beſonderer Ab 
machungen, und auch fein Recht auf die Wahrung feiner Er⸗ 
finderehre ſichern ſollen (322 / a. a. O.). Gegen dieſe beiden 
Gutachten hatte ſich der „Bund der techniſch⸗ induſtriellen 
Beamten“ in einer an den Kieler Juriſtentag gerichteten 
leſenswerten Druckſache gewendet, in der verſucht wird, dar⸗ 
zulegen, daß die Vorſchläge der Gutachter den Bedirfniſſen 
der Angeſtellten noch nicht gerecht werden. Der erſte Bericht: 
erſtatter Edwin Katz (Berlin) betonte vor allem die bürgerlich⸗ 
rechtliche Dienſtvertragsſeite des Problems und übte Kritik an 
der Rechtſprechung des RG., das allerhand äußerliche und un 
brauchbare Kriterien aufgeſtellt habe. Was den begreiflichen 
Wunſch, als Erfinder genannt zu werden, anlange, ſo ſpreche 
gegen ihn unſer Verfahren, das dem Anmelder das Patent 
erteilt. Als zweiter Berichterſtatter konnte Mittelſtaedt 
(Leipzig) rechtlich keinen Anlaß, nach der Geſetzgebung zu rufen, 
erblicken. Vom ſozialpolitiſchen Standpunkt aus trat er für 
dispoſitives Recht ein und erklärte ſich gegen jede Beſchränkung 
der Vertragsfreiheit. Auch in der lebhaften Debatte fanden ſich 
noch Stimmen, die, wie Mittelſtaedt und Oſterrieth, die Sache 
vertagt ſehen wollten. Dr. Leidig, vom Zentralverband Deutſcher 
Induſtrieller, beſonders, und Kloeppel (Leipzig) verneinten 
die augenblickliche Notwendigkeit geſetzlicher Regelung. Aber bei 
der Mehrzahl ſetzten ſich doch die in der Debatte von Seligſohn 
(Berlin) vertretenen Anſchauungen, für die zum Teil auch Edwin 
Katz und Alexander⸗Katz eintraten, durch. So ſoll die Erfindung 
grundſätzlich dem Angeſtellten gehören, der ſie gemacht 
hat, ſoweit der Vertrag nichts anderes beſtimmt 
Dagegen wollte eine ſchwache Mehrheit von der — ſozialpolitiſc 
zweifellos wirkſameren — Beſchränkung der Vertragsfreiheit im 
Sinne eines die Angeftellten ſchützenden ius rogens nichts wiſſen 
und ſprach deshalb aus, daß es ſich nicht empfiehlt, die 
Vertragsfreiheit zu beſchränken. Die Frage der Er⸗ 
finderehre wurde als noch nicht ſpruchreif bezeichnet. 
Gleich am erſten Tage hatte die vierte Abteilung 
einen „deutſch⸗ öſterreichiſchen“ Beratungsgegenſtand erledigt: 
„Empfiehlt ſich eine Übereinſtimmung oder An: 
näherung der deutſchen und öſterreichiſchen Geſetz⸗ 
gebungen über die Warenbezeichnungen oder Marken 
und welche Grundſätze wären zu dieſem Zwecke auf: 
zuſtellen?“ Im Gegenſatz zu dem Gutachten des Hof- und 
Gerichtsadvokaten Dr. Schuloff (Wien) — II 276 ff. — 
aber in Übereinſtimmung mit demjenigen von Seligſohn 
(U 214 ff.) und den Ausführungen ſowohl des Rechtsanwalts 
Schmid (Berlin) als auch des Sektionsrats im bſterreichiſchen 
Patentamt, Ritters v. Stahl (Wien) wurde die Frage verneint 
und folgender Beſchluß gefaßt: „Ohne dem berechtigten Be⸗ 
ſtreben nach einer Reform des deutſchen und öſterreichiſchen 
Zeichenrechts entgegentreten zu wollen, iſt der Juriſtentag der 
Anſicht: es iſt zur Zeit kein dringendes Bedürfnis vorhanden, 
eine Vereinheitlichung der beiden Geſetzgebungen herbeizuführen.“ 
Zum Schluß ſei noch mit einem kurzen Wort der vornehm 
und trefflich ausgeſtatteten Feſtgabe gedacht, die diesmal der 
Franz Vahlenſche Verlag (Berlin) dem Juriſtentag über 
reicht hat. Sie iſt ebenſo intereffant wie reichhaltig und wird 
eine wertvolle Erinnerung an die juriſtiſche Kieler September 
woche bleiben. Aus Raumgründen muß hier jedoch die trocken 
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Angabe des zum Teil ſeefeuchten Inhalts genügen: Philipp 
(Altona), Aus der Erinnerung eines alten Juriſten. — 
Pappenheim (Kiel), Eigenhändiges Teſtament und Teſtier⸗ 
freiheit im früheren Rechte Schleswigs. — Matthieſſen (Kiel), 
Die väterliche Ausſage nach ſchleswig⸗holſteiniſchem Recht. — 
Weyl (Kiel), Zum Begriff „See“ im deutſchen Reichsrecht. — 
Liepmann (Kiel), Der Kieler Hafen im Seekrieg. — Brandt 
(Kiel), Das Indigenat im Wiener Frieden. Ein Beitrag zur 
Optantenfrage. — 


Wann iſt der Rücktritt ausgeſchloſſen? 
Von Dr. Sternberg, Breslau. 

Aufgabe dieſes Aufſatzes ſoll es vorwiegend ſein, die 
Folgen feſtzuſtellen, die für den zum Rücktritt Berechtigten 
durch die Veräußerung des empfangenen Gegenſtandes ent⸗ 
ſtehen. Zur Erledigung dieſer Aufgabe wird es zunächſt er⸗ 
forderlich ſein, die Bedeutung der in erſter Linie maßgebenden 
Beſtimmung des 8 351 BGB. feſtzuſtellen. Auf der ſo ge⸗ 
fundenen Grundlage wird ſodann unter Verwertung der Vor⸗ 
ſchrift des § 353 a. a. O. die Beantwortung der hier aufs 
geworfenen Frage verſucht werden. Eine befriedigende Löſung 
dieſer Frage ſcheint mir bisher weder in der Literatur, noch 
in der Rechtſprechung gefunden worden zu ſein, was meines 
Erachtens hauptſächlich darin ſeinen Grund hat, daß bei der 
Auslegung des § 353 das im 8 351 zum Ausdruck gebrachte 
Prinzip nicht genügend berüdfichtigt worden iſt.“) 

I. 

Nach 8 351 iſt der Rücktritt ausgeſchloſſen, wenn der 
Berechtigte eine weſentliche Verſchlechterung, den Untergang 
oder die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe des 
empfangenen Gegenſtandes verſchuldet hat, wobei das von dem 
Berechtigten nach 8 278 zu vertretende Verſchulden eines 
Anderen dem eigenen Verſchulden des Berechtigten gleichſteht. 
Damit iſt als Grundſatz aufgeſtellt, daß eine durch den Be⸗ 
rechtigten verſchuldete Unmöglichkeit der Herausgabe des 
empfangenen Gegenſtandes den Rücktritt ausſchließen ſoll. 
Was iſt aber unter der anderweitigen Unmöglichkeit im 
§ 351 zu verſtehen? Umfaßt die anderweitige Unmöglichkeit 
nur die objektive Unmöglichkeit oder auch die ſubjektive Un⸗ 
möglichkeit, welch letztere das Geſetz richtiger als Unvermögen 
des Schuldners zur Leiſtung bezeichnet? — 

Daß die Frage nur im Sinne der zweiten Alternative 
beantwortet werden kann, ergibt ſich einmal ſchon aus dem 
Zwecke der Beſtimmung des 8 353. Es kann nicht ange⸗ 
nommen werden, daß der Berechtigte nur dann das Recht zum 
Rücktritt verlieren ſoll, wenn er die Rückgewähr des empfangenen 
Gegenſtandes objektiv unmöglich macht, während es ihm nicht 
ſchaden ſoll, wenn er, ohne die Herausgabe objetiv unmöglich 
zu machen, ſich ſchuldhaft zur Herausgabe außer Stand ſetzt. 
Außerdem iſt aber zu beachten, daß die Haftung des Schuldners, 
dem die Herausgabe eines beſtimmten Gegenſtandes unmöglich 
wird, ſich infolge Verweiſung nach § 989 regelt. (Vgl. 


) Von der Beſtimmung des § 352, deren Auslegung zu Bes 
denken keinen Anlaß gibt, ſoll bei dieſen Erörterungen völlig abge⸗ 
ſehen werden. 
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88 292, 347.) Nach 8 989 ift der Beſitzer dem Eigentümer 
von dem Eintritte der Rechtshängigkeit an für den Schaden 
verantwortlich, der dadurch entſteht, daß infolge Verſchuldens 
die Sache verſchlechtert wird, untergeht oder aus einem anderen 
Grunde von ihm nicht herausgegeben werden kann. Daraus 
ergibt ſich mit Notwendigkeit die Folgerung, daß das Geſetz 
überall da, wo es von anderweitiger oder aus einem 
anderen Grunde eintretender Unmöglichkeit ſpricht, nicht 
nur die objektive Unmöglichkeit, ſondern auch das Unvermögen 
des Schuldners zur Leiſtung treffen will.“) 

Gegen dieſe Auffaſſung wird nun wahrſcheinlich der Ein⸗ 
wand erhoben werden, daß das Geſetz ſonſt mit peinlicher 
Genauigkeit die Unmöglichkeit der Leiſtung und das Unvermögen 
des Schuldners zur Leiſtung auseinander hält, und daß deshalb 
nicht angenommen werden kann, daß das Geſetz hier von dieſer 
ſtändig gewahrten Unterſcheidung Abſtand genommen hat. 
Dieſer Einwand iſt jedoch hinfällig. Dadurch, daß in den be⸗ 
treffenden Beſtimmungen die anderweitige oder die aus 
einem anderen Grunde eintretende Unmöglichkeit neben 
dem Untergange der Sache — der regelmäßigen Urſache der 
objektiven Unmöglichkeit der Herausgabe — erwähnt wird, 
iſt mit hinreichender Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht, daß an 
den fraglichen Stellen beide Fälle der Unmöglichkeit bezeichnet 
werden ſollen. 

II. 

Nach 8 353 iſt, falls der Berechtigte den empfangenen 
Gegenſtand veräußert, der Rücktritt ausgeſchloſſen, wenn der 
Erwerber die Unmöglichkeit der Herausgabe verſchuldet hat.“) 
Aus dieſer Beſtimmung geht zunächſt nur das eine hervor, daß 


die Veräußerung dem Rücktritt nicht unbedingt entgegenſteht. 


Die Beſtimmung iſt jedoch von verſchiedenen Schriftſtellern 
dahin ausgelegt worden, daß bei Veräußerung des empfangenen 
Gegenſtandes, ſofern nicht beim Erwerber die Vorausſetzungen 
des § 351 eingetreten ſind, der Rücktritt immer zuläſſig ſein 
und eventuell erſt nach 8 354 durch den Verzug des Schuldners 
mit der Rückgewähr des empfangenen Gegenſtandes unwirkſam 
werden ſoll.“) 

Dieſe Auslegung halte ich für unrichtig. Sie überſieht, 
daß die Veräußerung des empfangenen Gegenſtandes nicht 
immer das Unvermögen des Schuldners zur Leiſtung zur Folge 
hat; ſo z. B. in dem Falle nicht, wenn der Erwerber ver⸗ 
pflichtet iſt, unter gewiſſen Umſtänden dem Veräußerer die 
Sache zurückzuveräußern. (RG. 47, 300). Dagegen liegt 
Unvermögen des Schuldners zur Leiſtung dann vor, wenn der 
Erwerber zur Rückveräußerung nicht verpflichtet und nicht 
bereit iſt; insbeſondere auch, wenn der Gegenſtand im Wege 
der Zwangsvollſtreckung in den Beſitz derjenigen Perſon ge⸗ 
langt iſt, der gegenüber der Rücktritt ausgeübt werden ſoll. 
(RG. 31, 184; 47, 303; 52, 95). 


) So auch, allerdings ohne Begründung: Schollmeyer 
Anm. 1 zu § 353 BGB. 

) Der Veräußerung ſteht die Belaſtung mit dem Rechte eines Dritten 
gleich, was jedoch bei dieſen Erörterungen unberückſichtigt bleiben kann. 

) So: Dernburg, I und II. Aufl., Bd. I, S. 243; 
Mayring bei Staudinger, Anm. 2 zu 8 354; Schollmeyer, 
Anm. 1 zu $ 355, Planck, Anm. 2 zu § 354; Dertmann, 
Anm. 2 zu § 354. 


— 2 — 


624 


Es kommt darauf an, unter Berüdfichtigung der Tatſache, 
daß die Veräußerung des empfangenen Gegenſtandes an ſich 
nicht immer die Unmöglichkeit der Herausgabe herbeiführt, den 
§ 353 zum 351 in richtige Beziehung zu ſetzen. Nach $ 351 
ſchließt die Unmöglichkeit der Herausgabe, wenn ſie vom Be⸗ 
rechtigten verſchuldet iſt, den Rücktritt aus. In § 351 iſt 
die Haftung des Berechtigten ausgedehnt auf diejenigen 
Perſonen, an welche er den empfangenen Gegenſtand veräußert, 
ſofern durch deren Verſchulden die Unmöglichkeit der Heraus⸗ 
gabe veranlaßt iſt. Natürliche Vorausſetzung iſt dabei, — 
was auch in der Faſſung des $ 353 zum Ausdruck gekommen 
iſt — daß die Unmöglichkeit der Herausgabe nicht ſchon mit 
der Veräußerung eingetreten iſt. 

Behält man dieſen Zuſammenhang im Auge, ſo kann 
man nicht — wie Schollmeyer (a. a. O.) es tut — im 
8 353 eine Ausnahme ſehen, durch welche die im 
8 351 zum Ausdruck gebrachte Regel für den Fall 
der infolge Veräußerung des empfangenen Gegenſtandes 
eintretenden (ſubjektiven) Unmöglichkeit außer Kraft geſetzt 
wird. Es iſt vielmehr nur die einzige Deutung möglich, 
daß 8 353 nicht die Regel des 5 351 durchbrechen, ſondern 
nur in einer gewiſſen Beziehung ergänzen will und deshalb in 
ſeiner Anwendung auf diejenigen Fälle beſchränkt iſt, in denen 
trotz Veräußerung des empfangenen Gegenſtandes der Berechtigte 
zur Herausgabe imſtande bleibt. Daraus ergibt ſich, daß in 
denjenigen Fällen, in denen ſchon mit der Veräußerung die 
Unmöglichkeit der Herausgabe eingetreten iſt, die Zuläſſigkeit 
des Rücktritts ausſchließlich nach $ 351 zu beurteilen iſt. 

Zu demſelben Ergebniſſe iſt auch das RG. gelangt. 
Allerdings hat es, wie die Entſcheidung vom 8. Februar 1902 
(Bd. 50, S. 190) zeigt, das Ziel zunächſt auf einem Umwege 
erreicht: der Rücktritt wird in dieſer Entſcheidung deshalb für 
unzuläſſig erachtet, weil feſtſteht, daß der Rücktritt nach § 354 
unwirkſam werden wird, da der Berechtigte nicht imſtande iſt, 
ſich den veräußerten Gegenſtand wieder zu verſchaffen. In 
ſeinen ſpäteren Entſcheidungen hat das RG. jedoch die oben 
dargelegten Geſichtspunkte zugrunde gelegt und hat insbeſondere 
in der Entſcheidung vom 1. April 1903 (Bd. 54, S. 219) die 
Erwägung als für die Auslegung des 8 353 maßgebend hin⸗ 
geſtellt, „daß die Veräußerung der Sache, wie insbeſondere aus 
8 353 hervorgeht, keineswegs immer die Unmöglichkeit der 
Rückgabe herbeiführt.““) 

III. 

Da für die Fälle, in denen ſchon durch die Veräußerung 
des empfangenen Gegenſtandes die Unmöglichkeit der Herausgabe 
herbeigeführt worden iſt, 8 351 Anwendung findet, ſo hängt 
die Zuläſſigkeit des Rücktritts davon ab, ob der Berechtigte die 
Unmöglichkeit zu vertreten hat oder nicht. Iſt dies nun im 
einzelnen Falle nach Lage der Sache zu prüfen, wie das RG. 
annimmt?) — Oder hat nicht vielmehr der Berechtigte nach 
allgemeinen Grundſätzen die Veräußerung in jedem Falle zu 
vertreten? — 

Nach 88 346, 349 entſteht die Verpflichtung zur Rück⸗ 
gabe des empfangenen Gegenſtandes erſt mit der Erklärung des 


) Vgl. auch RG. 56, S. 258, 267; JW. 04, 140. 
) Vgl. beſonders RG. 56, S. 258; JW. 04, 140. 
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Rücktritts gegenüber dem anderen Teile. Es handelt ſich dem⸗ 
nach, wenn durch die Veräußerung die Unmöglichkeit der Heraus⸗ 
gabe herbeigeführt wird, um ein vor Entſtehung des Schuld⸗ 
verhältniſſes eingetretenes Unvermögen des Schuldners zur Leiſtung. 
Ein ſolches iſt aber, wie in der Literatur faſt übereinſtimmend 
angenommen wird, vom Schuldner auch dann zu vertreten, 
wenn ihm ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt.)) Danach muß 
im Gegenſatze zum Reichsgericht die Anſicht vertreten werden, 
daß der Rücktritt durch eine die Unmöglichkeit der Herausgabe 
herbeiführende Veräußerug des empfangenen Gegenſtandes un⸗ 
zuläſſig wird ohne Rückſicht darauf, ob der Berechtigte im ein⸗ 
zelnen Falle bei der Veräußerung ſchuldhaft gehandelt hat 
oder nicht. 
IV. 

Das Ergebnis dieſer Erörterungen iſt danach dahin zuſammen⸗ 
zufaſſen, daß im einzelnen Falle zunächſt unterſucht werden 
muß, ob ſchon durch die Veräußerung die Unmöglichkeit der 
Herausgabe des empfangenen Gegenſtandes herbeigeführt worden 
iſt. Trifft dies zu, ſo iſt der Rücktritt nach § 351 in jedem 
Falle ohne Rückſicht auf ein Verſchulden des Berechtigten aus⸗ 
geſchloſſen. Im anderen Falle iſt der Rücktritt gemäß § 353 
nur dann ausgeſchloſſen, wenn der Erwerber die Unmöglichkeit 
der Herausgabe verſchuldet hat. 

Bei Beurteilung der Frage, ob den Erwerber ein — nach 
§ 353 vom Veräußerer zu vertretendes — Verſchulden trifft, 
iſt jedoch zu berückſichtigen, daß der Erwerber als Eigentümer 
regelmäßig über die erworbene Sache frei verfügen kann. 
Von einem Verſchulden kann bei ihm nur dann die Rede ſein, 
wenn ihm auf Grund eines fremden dinglichen Rechts an der 
Sache oder eines obligatoriſchen Rechtsverhältniſſes eine be⸗ 
ſondere Bewahrungspflicht obliegt,s) was in den ſeltenſten 
Fällen zutreffen wird. Wir kämen danach zu dem merkwürdigen 
Ergebnis, daß der Rücktritt unzuläſſig iſt, wenn der Erwerber 
— immer vorausgeſetzt, daß er zur Rückgewähr der erworbenen 
Sache nicht verpflichtet iſt —, die Rückveräußerung verweigert 
(weil ja die Veräußerung als Urſache der Unmöglichkeit 
der Herausgabe immer vom Berechtigten zu vertreten iD); 
dagegen zuläſſig iſt, wenn der Erwerber die Sache verrichtet, 
(weil ihm als Eigentümer das Recht dazu zuſteht, ihn alſo 
ein — vom Veräußerer zu vertretendes — Verſchulden 
nicht trifft). 

Dieſes Ergebnis beruht jedoch auf einem Trugſchluſſe. 
Es muß beachtet werden, daß ſchon die Veräußerung allein 
ein Unvermögen des Schuldners zur Leiſtung zur Folge hat, 
wenn der Erwerber zur Rückveräußerung nicht verpflichtet und 
nicht bereit iſt. Es iſt deshalb gleichgültig, ob der Erwerber 
nachher in Ausübung ſeines Eigentumsrechts die Herausgabe 
auch noch objektiv unmöglich macht. Es kommt daher nicht 
8 349 in dieſem Falle in Anwendung, nach welchem der zu⸗ 
fällige Untergang des empfangenen Gegenſtandes den Rücktritt 
nicht ausſchließt; ſondern der Rücktritt iſt ſchon mit der Ver⸗ 
äußerung nach § 351 ausgeſchloſſen, da der Berechtigte das 


) Dertmann a. a. O.; Mayring a. a. O.; Cofad IV Auf. 
Bd I, S. 358 und die dort Angeführten; Kleineidam: Unmöglich 
keit und Unvermögen S. 46 ff. 

) Schollmeyer Anm. 2b zu 8 355; RG. 56, 258. 
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mit der Veräußerung eingetretene urſprüngliche Unvermögen zur 
Leiſtung zu vertreten hat.“) 

Danach iſt der Rücktritt im Falle der Veräußerung des 
empfangenen Gegenſtandes durch den Berechtigten trotz (objektiver 
oder ſubjektiver) Unmöglichkeit der Herausgabe nur dann zu— 
läſſig, wenn die Unmöglichkeit auf einen von dem 
Berechtigten nicht zu vertretenden Umſtand zurück— 
zuführen iſt, der auch dann eingetreten wäre, wenn 
der Berechtigte den Gegenſtand nicht veräußert 
hätte. In jedem anderen Falle der Veräußerung, ſofern 
er die Unmöglichkeit der Herausgabe zur Folge hat, iſt 
der Rücktritt ausgeſchloſſen, ſei es daß der Erwerber mit Recht 
oder zu Unrecht die Rückveräußerung verweigert oder auch die 
Herausgabe objektiv unmöglich macht. Wenn man berüdfichtigt, 
daß durch die Vorſchriften über den Rücktritt der Regel zu: 
wider einer anderen Perſon als dem Eigentümer — nämlich 
dem zum Rücktritt Verpflichteten — die Gefahr aufgebürdet 
wird, erſcheint das gefundene Ergebnis nicht unbillig, da es die 
Beſtimmungen, durch welche die allgemeinen Grundſätze über 
die Gefahrtragung durchbrochen werden, auf das ihnen zu— 
gewieſene, enge Anwendungsgebiet beſchränkt. 


Die Zuſtändigkeit des Notars zur Beurkundung 
von „Tatſachen“. 
Von Rechtsanwalt Dr. Eugen Joſef in Freiburg im Breisgau. 

Der Art. 31 Preuß. FGG. beſtimmt in Abſ. 1, 2: 

„Für die Aufnahme von Urkunden der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ſind die Amtsgerichte und die Notare zu— 
ſtändig. Die Zuſtändigkeit umfaßt die Befugnis zur 
öffentlichen Beurkundung von Rechtsgeſchäften und von 
ſonſtigen Tatſachen. Sie erſtreckt ſich insbeſondere auch 
auf die Vornahme freiwilliger Verſteigerungen, auf die 
Mitwirkung bei Abmarkungen ſowie auf die Aufnahme 
von Vermögensverzeichniſſen. 

Die Notare find auch zuſtändig, Zuſtellungen vor: 
zunehmen und zu beurkunden. Die Zuſtellungsurkunden 
der Notare ſind ſtempelfrei.“ 

Die auffallend allgemeine Faſſung, wonach die Amts— 
richter und die Notare zuſtändig ſind zur Beurkundung von 
Rechtsgeſchäften und von „ſonſtigen Tatſachen“, hat über 
den Umfang dieſer Zuſtändigkeit mehrfache Zweifel veranlaßt, 
und es beſteht über die Grundſätze, nach denen die der Natur 
der Sache nach gebotene Beſchränkung jener Zuſtändigkeit 
zu regeln iſt, kein Einverſtändnis. Man wird, um zu einer 
befriedigenden Löſung der Zweifel zu kommen, die zu be⸗ 
urkundenden „Tatſachen“ in zwei Hauptgruppen zu ſcheiden 
haben. 

A. Nichtrechtsgeſchäftliche Erklärungen. 

Die Beurkundung der vor ihm abgegebenen Erklärungen 
iſt recht eigentlich die Aufgabe des Notars, dies ohne jede 


— — 
— — 


) Erwähnt ſei hier noch, daß § 349 feiner beſtimmten Faſſung 
wegen eine analoge Anwendung dahin nicht zuläßt, daß der Berechtigte 
Bach nur die objektive, ſondern auch die ſubjektive urſprüng— 
liche Unmöglichkeit der Herausgabe nicht zu vertreten hat. 
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Unterſcheidung des Inhalts der Erklärung, die z. B. auch auf 
den Schutz gefährdeter Privatrechte, alſo auf zivilprozeſſualiſche 
Zwecke hinzielen kann. Z. B. ein entlaſſener Angeſtellter er⸗ 
ſcheint auf Geheiß des Dienſtherrn vor dem Notar und erklärt, 
er habe ſich ſchwerer Verfehlungen im Dienſt ſchuldig gemacht; 
der Dienſtherr will ſich hiermit nur ein Beweismittel gegen 
ſpätere unbegründete Anſprüche des Angeſtellten ſichern. Oder 
jemand, der ſich im ſpäteren Prozeß auf einen Zeugen berufen 
will, an deſſen Gedächtnis oder Zuverläſſigkeit er Zweifel hegt, 
führt ihn zum Notar und der Zeuge erklärt vor dieſem zu 
Protokoll, was er von der Sache wiſſe. Oder endlich: der 
Gläubiger, der einen Arreſt erwirken will, führt den X. zum 
Notar, damit er durch die eidesſtattlichen Erklärungen des X. 
den Anſpruch und den Arreſtgrund glaubhaft mache; der Notar 
iſt auch zuſtändig, zum gleichen Zweck die eidesſtattliche Er— 
klärung des Gläubigers, alſo der Partei ſelbſt zu beurkunden.) 
— Gleichgültig ift auch, ob dem Notar die Rechts erheblich— 
keit der abgegebenen Erklärung erkennbar iſt; er hat z. B. 
auch zu beurkunden, daß ich von X. geſchmäht bin, ihm aber 
dies verzeihe, oder daß ich eine Urkunde verloren habe. Dieſe 
meine an ſich rein tatſächlichen Erklärungen können ſehr wohl 
rechtserheblich ſein, indem durch meine Verzeihungserklärung 
mein Recht zum Widerruf einer Schenkung beſeitigt oder durch 
meine förmliche Verluſterklärung die Verpflichtung des Aus— 
ſtellers zur Herſtellung einer neuen Urkunde begründet wird. 
Wenngleich es alſo durch das Weſen des Urkundsamts, als 
Organs der Rechtspflege, geboten iſt, daß nur rechtserhebliche 
Tatſachen beurkundet werden,?) fo kann der Notar doch nicht 
verlangen, daß ihm die Rechtserheblichkeit der Erklärung dar: 
gelegt wird; anders natürlich, wenn offenſichtlich, insbeſondere 
nach den eigenen Erklärungen des Antragſtellers, der verlangten 
Beurkundung jeder Zuſammenhang mit der Rechtsordnung ab— 
geht, da jedes Organ der Rechtspflege die Mitwirkung zu 
Handlungen abzulehnen hat, die offenbar einen rechtlichen 
Erfolg nicht herbeiführen können (vgl. z. B. Art. 40 Abſ. 2 eb., 
8 153 Abſ. 2 GG.). 

Das Vorgetragene gilt auch, wenn die Erklärung zwar 
nicht dem Notar gegenüber, aber doch in ſeiner Gegenwart ab— 
gegeben wird, wofern nur die Erklärung dem Notar in normaler 
Weiſe wahrnehmbar iſt. Dies trifft z. B. nicht zu, wenn ich 
in der Annahme, jemand werde mir kündigen, einen Notar 
zwecks Beurkundung der erfolgten Kündigung zuziehe, der 
Kündigende aber die Erklärung mir gegenüber ſo abgibt, daß 


1) ber eine hierher gehörige Streitfrage betreffs des §S 294 ZPO. 
vgl. des Verfaſſers Kommentar zum FGG. und zum Preuß. ZOG, 
zweite Auflage (1906), Anm. 12 zu § 15. Eine ſolche eidesſtattliche 
Erklärung erlangt die Wirkung einer eidesſtattlichen Verſicherung 
nicht ſchon durch die Abgabe vor dem Notar, ſondern erſt durch die 
mit dem Willen des Erklärenden erfolgende Einreichung bei Gericht; 
erſt hiermit iſt fie vor der „zuſtändigen Behörde“ i. S. des 5 156 
StGB. abgegeben. Dagegen iſt bei der eidesſtattlichen Verſicherung 
des § 2356 Abſ. 2 BGB. und des Art. 34 Preuß. FGG. der Notar 
zuſtändige Behörde i. S. des $ 156. RGSt. 17, 342. 

) So Weißler „Das Notariat der Preuß. Monarchie“ (1896) 
85 und Rausnitz 539. Die entgegengeſetzte Anſicht von Schulte: 
Oberneck 81 und Jaſtrow (14. Aufl.). Anm. 5f zu Art. 31 erſcheint 
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der Notar ſie nicht mit völliger Gewißheit vernehmen kann. 
Der Notar iſt keinesfalls verpflichtet, im Nebenzimmer oder in 
naturwidriger Stellung zu lauſchen, damit ihm die Erklärung 
verſtändlich werde. 

B. Beurkundung von Tatſachen, die nicht in Er⸗ 
klärungen beſtehen. Auch dieſe liegt dem Notar grundſätzlich 
im weiteſten Umfange ob; ſie hat aber, wie Weißler a. a. O. 84 
es bezeichnend ausdrückt, „begriffliche Grenzen“. 

1. In einzelnen Fällen iſt die Zuſtändigkeit des Notars 
zur Beurkundung einer Tatſache deshalb ausgeſchloſſen, weil ſie 
ausſchließlich anderen Amtsſtellen obliegt. Hierher 
gehört der in BadRpr. 05, 188 (auszugsweiſe auch 
OL GRſpr. 12, 156) mitgeteilte Beſchluß des OLG. Karlsruhe 
vom 20. Mai 1905. Das Badiſche „Rechtspolizeigeſetz“ vom 
17. Juni 1899 beſtimmt nämlich in 8 34 ähnlich wie der 
eingangs gedachte Art. 31 des preußiſchen Geſetzes: 

„Für die öffentliche Beurkundung rechtserheblicher Tat⸗ 

ſachen auf Anſuchen Beteiligter ſind, ſoweit nicht ein 

anderes beſtimmt iſt, die Notare ſachlich zuſtändig.“ 
Ein Eigentümer, der die Löſchung eines Nießbrauchs beantragte, 
glaubte nun den Nachweis des Todes des Nießbrauchers führen 
zu können durch eine notarielle Urkunde, die dahin lautete: 
der Notar habe in den Nachlaßakten einen Sterberegiſterauszug 
vor ſich liegen geſehen, wonach der Nießbraucher am 5. Februar 
1904 verſtorben war. Mit Recht erkärt das OLG. dieſe Aus⸗ 
legung des 8 34 für unzuläſſig. Der Tod des Nießbrauchers 
iſt durch öffentliche Urkunden (88 29, 23 GBO.) nachzuweiſen; 
nun enthält zwar das Sterberegiſter nicht ein Zeugnis des 
Standesbeamten: daß er den Todesfall aus eigener Wiſſen⸗ 
ſchaft kenne, ſondern nur die ihm über dieſen gemachte Anzeige 
eines Dritten; dennoch beweiſt nach $ 15 PerſſtG. das Standes⸗ 
regiſter, ſowie der Regiſterauszug die Tatſache des wirklich er⸗ 
folgten Todes. Aber daraus, daß das Geſetz dem Regiſter⸗ 
auszug des Standesamts eine über die eigene Wahrnehmung 
des Standesbeamten hinausgehende Beweiskraft beilegt, iſt zu 
ſchließen, daß die Vorſchrift eine ausnahmsweiſe iſt, daß alſo 
nur der Regiſterauszug den Beweis des Todesfalles 
liefert, folglich ein Regiſterauszug vorzulegen iſt, nicht aber 
eine Urkunde, die ihrerſeits wieder einen Regiſterauszug zu 
erſetzen beſtimmt iſt. Daher ſind als „öffentliche Urkunden“, 
durch die der Erbe beim Antrag auf Erbſchein den Tod und 
das Verwandſchaftsverhältnis gemäß § 2356 Abſ. 1 Satz 1 
BGB. nachzuweiſen hat, nur ſtandesamtliche Regiſterauszüge 
anzuſehen, nicht aber — zum Erſatz dieſer — Beſcheinigungen 
des Notars, daß das Regiſter einen beſtimmten Inhalt habe. 
Auch genügt nicht die Beſcheinigung des Notars, daß er einen 
Geburts⸗ oder Todesfall aus eigener Anſchauung kenne. 
Denn das Geſetz verfolgt durch die Einrichtung der Standes⸗ 
regiſter den Zweck einer geſicherten und einheitlichen Feſt⸗ 
ſtellung des Perſonenſtandes, ſo daß im Erbſcheinverfahren 
Urkunden oder Beſcheinigungen anderer Behörden nach dem 
Schlußſatz des Abſ. 1 a. a. O. nur da genügen, wo Standes⸗ 
regiſterauszüge nicht zu beſchaffen find. — Wenn ferner § 36 
GBO. beſtimmt, daß der Nachweis der Erbfolge nur durch 
einen Erbſchein geführt werden kann, ſo iſt hiermit eine 
Formvorſchrift gegeben; folglich kann die Vorlegung des Erb⸗ 
ſcheins nicht erſetzt werden durch Vorlegung einer notariellen 
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Urkunde darüber, daß ein Erbſchein beſtimmten Inhalts vor 

handen ſei. Ebenſo enthalten die 88 33, 34 eb. Former 

ſchriften; ſoweit alſo ich mich zum Beweiſe der Vertretung 

befugnis von Geſellſchaftern oder des vertragsmäßigen Güter: 
rechts?) auf Zeugniſſe des Regiſtergerichts beziehe, habe ich 
Regiſterauszüge beizubringen; dieſe werden nicht erſetzt durch 
eine notarielle Urkunde, daß das Regiſter oder ein daraus 
erteilter Auszug einen beſtimmten Inhalt habe. Gegen bie 
Zuläſſigkeit ſolcher Beſcheinigungen des Notars ſpricht übrigens 
auch der Art. 32 Abſ. 2 Preuß. FGG., wonach die Notare 
Beſcheinigungen aus den bei Gericht geführten Akten und 
öffentlichen Büchern in der Regel nicht erteilen ſollen. — 
Andere Fälle, wo die Zuſtändigkeit des Notars zur 
Beurkundung von „Tatſachen“ ausgeſchloſſen iſt, weil 
ſie nach ausdrücklicher Vorſchrift oder nach der erkennbaren 
Abſicht des Geſetzes anderen Amtsſtellen obliegt, find folgende: 
Der Nießbraucher und der Eigentümer, die Gatten, der Vor⸗ 
erbe und der Nacherbe können den Zuſtand der Nießbrauchs⸗, 
Erbſchafts⸗ oder eingebrachten Sachen durch Sachverſtändige 
feſtſtellen laſſen, deren Ernennung, Beeidigung und Vernehmung 
durch das AG. der belegenen Sachen erfolgt; 8 164 766. 
Erſcheint der Nießbraucher mit einem Sachverſtändigen beim 
Notar, fo kann dieſer wohl die Angaben des Sachverſtändigen 
beurkunden; dadurch wird aber nur der Beweis der Echtheit der 
Ausſage geſichert, nicht aber jene „Feſtſtellung durch Sach⸗ 
verſtändige“ erreicht, die den Beteiligten als Grundlage |päter 
Anſprüche dient (Mot. 3, 507). — Nach 8 86 AGG VG (Faſſung 
des Art. 130 Ziff. X Preuß. FGG.) iſt die Ausſtellung von 
Zeugniſſen über das in Preußen geltende Recht Sache der 
Juſtizverwaltung, d. h. des Juſtizminiſters (Joſef in DI. 0), 
232); folglich iſt der Notar zur Ausſtellung folder Zeugniſe 
nicht zuſtändig. — Wer die Eintragung ſeines Eigentums an 
einem von ihm beſeſſenen Grundſtück erlangen will, muß durch 
Beſcheinungen „öffentlicher Behörden“ eine gewiſſe Dauer und 
Art des Beſitzes nachweiſen; Art. 20 KglV. vom 13. November 1899. 
Zur Ausſtellung dieſer Beſcheinigungen find folglich die Notare 
nicht zuſtändig, da fie wohl Beamte, aber nicht Behörden ſind.) 
— Iſt ein Grundſtück mit einer Dienſtbarkeit belaſtet, denn 
Ausübung auf einen beſtimmten Teil des Grundſtücks beſchränt 
iſt, fo werden die andern Teile des Grundſtücks, wenn dieſes 
geteilt wird, von der Dienſtbarkeit frei, 8 1026 BGB. Das 
Vorhandenſein jener Vorausſetzung iſt durch öffentliche Urkunden 
($ 29 EBD.) nachzuweiſen. Der Notar iſt zur Ausſtellung 
einer ſolchen Urkunde, ſelbſt wenn er nach den ihm perſönlic 
innewohnenden Kenntniſſen hierzu imſtande wäre (vgl. unten 2), 
niemals zuſtändig, ſondern wie ſich aus dem in zahlreichen De 
ſtimmungen hervortretenden Zuſammenhang zwiſchen Grundbuch 
amt und Grundſteuerbehörde ergibt, lediglich dieſe letztere, das 
Kataſteramt; vgl. KG. vom 11. Mai 1903, 8 Bld G. 4, 266. — 
Beantragt der Eigentümer die Eintragung einer Hypothek für 
einen Gläubiger, der nicht eine phhſiſche Perſon ift, und laßt 
die gewählte Bezeichnung Zweifel an der Rechtsfähigkeit des 
Gläubigers, fo kann das Grundbuchamt den Nachweis bielet 
verlangen (RGI. 24, 84); kommen hierbei öffentlich⸗rechtliche 


) Siehe auch unter 2 (Vorlegung des Ehevertrages). = 
9) Siehe hierüber des Verfaſſers Kommentar Zuf. III zu Art. 
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Umſtände, wie Verleihung durch die Staatsbehörde, oder die 
Verfaſſung der juriſtiſchen Perſon in Betracht, und iſt auch die 
Verleihungsurkunde nicht zu ermitteln, ſo iſt niemals der Notar 
zuſtändig, die erfolgte Verleihung, das Beſtehen der juriſtiſchen 
Perſon und ihre Verfaſſung zu beſcheinigen, ſondern lediglich 
die Verwaltungs behörde, da jene Beſcheinigung ſich als ein Aus⸗ 
fluß des ſtaatlichen Aufſichtsrechts darſtellt. Vgl. 88 11 ff. II 
6 AL R.; KGJ. 3, 101, RG. 46, 221. 

So iſt alſo die Zuſtändigkeit des Notars zur Beurkundung 
von Tatſachen in zahlreichen Fällen deshalb ausgeſchloſſen, weil 
dieſe nach beſonderen Vorſchriften oder der erkennbaren Abſicht 
des Geſetzes anderen Amtsſtellen obliegt. 

2. Der Art. 31 ſetzt nun die Zuſtändigkeit des Notars 
feſt für die Beurkundung von „Tatſachen“; der Gegenſatz 
dieſer ſind Urteile, Schlußfolgerungen. Auch hier ſoll an 
die Rechtſprechung angeknüpft werden. Danach iſt der Notar 
zuſtändig zur Beurkundung, daß der die Löſchung einer Hypothek 
Bewilligende ſich hierbei im Beſitz einer Vollmacht oder Vor⸗ 
mundsbeſtallung befunden habe; KGJ. 23, 120 und 25, 120. 
In der erſteren Entſcheidung hatte der Notar beſcheinigt, daß 
der Beteiligte die Ausfertigung einer ganz beſtimmt bezeichneten 
Vollmacht vorgelegt habe, von der ſich bei den Grundakten eine 
beglaubigte Abſchrift befand; in der zweiten Entſcheidung hatte 
der Notar beſcheinigt, daß die Vormünder ihm ihre Beſtallungen 
vorgelegt haben, deren beglaubigte Abſchriften er dem Grund⸗ 
buchamt mit überreichte. In beiden Fällen ſtand alſo der In⸗ 
halt der Urkunde, deren Beſitz der Notar beſcheinigte, feſt. 
Wäre der Notar aber auch zuſtändig, zu beſcheinigen: der 
Beteiligte habe eine Urkunde vorgelegt, „inhalts deren 
er von KX. bevollmächtigt iſt, ein Grundſtück auf— 
zulaſſen“? Iſt der Notar alſo auch zuſtändig zu bes 
ſcheinigen, daß die vom Beteiligten vorgelegte Urkunde 
einen beſtimmten Inhalt hat? Keinesfalls. Denn eine 
ſolche Beſcheinigung würde nicht über eine Tatſache lauten, 
ſondern auf eine rechtliche Schlußfolgerung hinauskommen: der 
Beteiligte habe ſich als Bevollmächtigter des X. legitimiert, 
es liege eine formell und materiell wirkſame Vollmacht 
vor. Eine ſolche Beſcheinigung aber wird durch Art. 31 nicht 
gedeckt.) Vgl. Bay LG. vom 23. März 1905 in Seuff Bl. 70, 
268.) Oder: der grundbuchmäßige Nachweis eines vertrags⸗ 
mäßigen Güterrechts kann auch durch Vorlegung des Ehe⸗ 
vertrages geführt werden (KG., RIA. 6, 148 = ZUBIFG. 6, 
475); dagegen würde ein Zeugnis des Notars darüber, daß 


— 


) Nach 8 4 Nr. 4 des Reichsſchuldbuchgeſetzes vom 31. Mai 
1891 können als Gläubiger in das Reichsſchuldbuch u. a. eingetragen 
werden: einzelne Vermögensmaſſen, deren Verwalter „ihre Ver⸗ 
fügungsbefugnis durch eine gerichtliche oder notarielle 
Urkunde nachweiſen“. Vgl. noch § 7 Abſ. 1 a. E. eb. Die 
gleichen Beſtimmungen hat das Preuß. Staatsſchuldbuchgeſetz vom 
20. Juli 1883 in der Faſſung vom 8. Juni 1891. Die Annahme 
Jaſtrows (142), den Notaren werde hiermit die Zuſtändigkeit bei⸗ 
gelegt, Urkunden über die Verfügungsbefugnis der Verwalter aus⸗ 
zuſtellen, erſcheint bedenklich. Doch ſoll dieſe Frage hier nicht ent⸗ 
ſchieden werden. 

) Auszugsweiſe mitgeteilt in OL GRſpr. 12, 155. Die Ent⸗ 
ſcheidung dürfte die nämliche ſein, die im Recht 05, 346 Nr. 1601 
als Entſcheidung des RG. aufgeführt iſt. 
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ein Ehevertrag beſtimmten Inhalts geſchloſſen ſei, 
nicht genügen, da dieſe Beſcheinigung auf ein Urteil des 
Notars darüber hinauskäme, daß der Ehevertrag formell und 
materiell rechtsgültig abgeſchloſſen ſei. Daher kann die 
Vorlegung der in §8 29 GB. gedachten Eintragungs⸗ 
bewilligung, ferner des Teſtaments oder Erbſcheins im Fall 
des 8 17 Abſ. 3 3G. nicht erſetzt werden durch eine Be: 
ſcheinigung des Notars dahin: der Eigentümer habe eine der 
Form des 9 29 entſprechende Eintragungsbewilligung ganz bes 
ſtimmten Inhalts (§S 1115 BGB.) dem Gläubiger erteilt, 
oder: inhalts des Teſtaments oder Erbſcheins ſei der Subhaſtat 
der Erbe des eingetragenen Eigentümers. Denn hiermit 
würde der Notar nur Schlußfolgerungen aus der von ihm 
vermeinten Rechtswirkſamkeit der gedachten Urkunden ziehen; 
dieſe Rechtswirkſamkeit zu prüfen, liegt aber nicht dem Notar, 
ſondern dem Grundbuchamt und dem Vollſtreckungsgericht ob. 
— Ob der Notar wohl beſcheinigen kann, daß die Handels⸗ 
bücher in deutſcher Sprache und mit deutſchen Schriftzeichen 
geführt, gebunden und mit fortlaufenden Seitenzahlen verſehen 
find, ſoll unten unter 4 erörtert werden (vgl. § 43 Abf. 1, 2 
HGB.); keinesfalls iſt der Notar zuſtändig, zu beurkunden, daß 
die Handelsbücher, wie dies Abſ. 3 eb. vorſchreibt, an Stellen, 
die der Regel nach zu beſchreiben ſind, keine Lücken zeigen, der 
urſprüngliche Inhalt einer Eintragung nicht unleſerlich gemacht, 
nichts radiert, auch nicht Veränderungen der dort verbotenen 
Art vorgenommen ſind. Denn ob die vorhandenen Lücken ſich 
an Stellen befinden, die „der Regel nach“ zu beſchreiben ſind, 
ob trotz einer vorliegenden Anderung der urſprüngliche Inhalt 
noch leſerlich oder unleſerlich iſt, ob wirklich eine Raſur oder 
eine bloße Glättung vorliegt und ob der Zeitpunkt der zweifel⸗ 
los vorliegenden Anderungen gewiß oder ungewiß iſt, alle dieſe 
Fragen betreffen nicht „Tatſachen“ im Sinne des Art. 31, 
ſondern ſie kommen hinaus auf ein Gutachten und ſind vom 
Gericht ſelbſtändig unter Zuziehung von Sachverſtändigen zu 
entſcheiden. Noch weniger iſt natürlich der Notar zuſtändig, 
zu beſcheinigen, daß die Bücher „richtig“ geführt ſeien. Dabei 
iſt es gleichgültig, ob der Notar im Einzelfall die Kenntniſſe 
der Buchführung hat, die ihn zu einer derartigen gutacht⸗ 
lichen Beurkundung befähigen; denn in dieſem Falle würde er 
die Beurkundung, ſoweit ſie ſich auf jene Sonderkenntniſſe ſtützt, 
doch nicht in ſeiner Eigenſchaft als Notar bewirken. Das 
gleiche gilt, wenn er etwa einer fremden Sprache mächtig iſt 
und daher die Richtigkeit einer Überſetzung beſcheinigt; dieſe 
Beurkundung bewirkt er dann auf Grund einer Sonderkenntnis, 
nicht aber in ſeiner Eigenſchaft als Notar. Man könnte hier⸗ 
nach vielleicht ſagen: der Notar ſei zur Beurkundung von 
Tatſachen nur zuſtändig, ſofern dieſe von jedem Notar be⸗ 
urkundet werden können. Doch erſcheint dieſer Satz gegenüber 
den weiter vorgetragenen Einſchränkungen der Beurkundungs⸗ 
befugnis vielleicht entbehrlich. 

3. Der Grundſatz, der Notar dürfe nicht ſeine 
eigene Handlung beurkunden, findet im Geſetz keine 
Stütze; die Unrichtigkeit jenes früher oft aufgeſtellten 
Satzes folgt ſchon daraus, daß der Notar zuſtändig iſt zu 
Proteſten, Siegelungen, Vermögensverzeichnungen, Zuſtellungen, 
Verſteigerungen (ſo ſchon für früheres Recht Weißler und 
Rausnitz a. a. O.). Immerhin ift bei der hier behandelten 
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Frage davon auszugehen, daß Art. 31 die Zuſtändigkeit des 
Notars nur zu Beurkundungen feſtſetzt. Die Beurkundung 
erfordert nun als eine ihr vorausgehende amtswegige Pflicht, 
daß der Notar wahrnehme; er muß ſich alſo davon über⸗ 
zeugen, daß X noch lebt, oder daß er eine Erklärung abgegeben, 
oder daß das Los auf eine Nummer gefallen iſt. Aber eben 
weil das Geſetz die Zuſtändigkeit nur für Beurkundungen feſt⸗ 
ſetzt und ausdrücklich hervorhebt, daß der Notar auch zuſtändig 
ſei zu den oben gedachten Handlungen, die (wie Siegelungen, 
Verſteigerungen) eine über das bloße Wahrnehmen hin: 
ausgehende Tätigkeit erfordern, iſt zu folgern, daß eine 
Tätigkeit letzterer Art (grundſätzlich und von den bezeichneten 
Ausnahmefällen abgeſehen) außerhalb der Zuſtändigkeit 
des Notars liegt. Danach erſcheint unrichtig die Annahme von 
Jaſtrow (Anm. 5c): der Notar ſei zuſtändig zu beurkunden, 
daß ein Gebäude drei Meter von einem anderen entfernt ſei, 
ferner die Annahme von Rausnitz (S. 537 Anm. 10 b a): der 
Notar ſei zuſtändig zu beurkunden, daß er ein Kleidungsſtück 
angezogen, das ihn gedrückt hat, ebenſo die Annahme von 
Schultze⸗Oberneck (S. 81 Anm. B II): der Notar ſei zuſtändig 
zu beurkunden, daß ein Klavier, das er angeſchlagen, keinen 
Ton hören laſſe. Selbſt wenn der Notar als Quelle einer 
ſolchen Beurkundung eine von ihm ſelbſt vorgenommene Meſſung, 
Anprobe oder Anſchlagung des Klaviers angibt, ſo ſind doch 
die Meſſung, die Anprobe, das Anſchlagen Tätigkeiten, die ganz 
außerhalb der Amtspflicht des Notars liegen, alſo für 
die er amtlichen Glauben doch nicht beanſpruchen kann. Es iſt 
hierbei zu erwägen, daß, wenn das Geſetz eine Behörde oder 
einen Beamten zu einer Amtshandlung für zuſtändig erklärt, 
es ihn zu dieſer zugleich verpflichtet, ein Satz, der für die 
Notare noch in Art. 83) Preuß. FGG. feinen beſonderen 
Ausdruck gefunden hat; es kann aber nicht davon die Rede 
ſein, daß das Geſetz den Notar hat verpflichten wollen, 
Meſſungen vorzunehmen, Kleider anzuprobieren und Klaviere 
anzuſchlagen, oder etwa Pferde zu beſteigen, Schußwaffen zu 
probieren oder ein Bad zu nehmen, um zu beurkunden, daß 
das Pferd nicht geht, das Gewehr verſagt, das Bad zu heiß 
iſt. Daraus iſt weiter mit Weißler a. a. O. zu folgern, daß 
die oben betonte Verpflichtung des Notars, zwecks einer ihm 
obliegenden Beurkundung „wahrzunehmen“, ſich nur auf 
Wahrnehmungen erſtreckt, die durch Sehen und Hören er⸗ 
folgen, und nicht (wie Rausnitz will) auf Wahrnehmungen, 
die mit der Naſe, dem Gefühl oder der Zunge geſchehen. 
Es iſt doch gar nicht anzunehmen, daß der Geſetzgeber dem 
Notar die Pflicht auferlegen wollte, verdorbene Eßwaren zu 
ſchmecken, zu riechen oder nur zu betaſten, um ſodann die Tat⸗ 
ſache des Verderbs zu beurkunden. Ja man muß noch weiter 
gehen und annehmen, daß die der Beurkundung vorausgehende 
Amtspflicht des Notars zu hören ſich nur auf ſolche Vorgänge 
erſtreckt, die eine beſtimmte Wiedergabe des Gehörten er- 
möglichen, alſo auf menſchliche Laute, auf Erklärungen (oben 
zu A), nicht aber auf andere Gehörswahrnehmungen, betreffs 
deren die Wahrnehmungsfähigkeit des einzelnen Notars wie 
jedes anderen Menſchen eine ganz verſchiedene ſein kann. Der 
Notar iſt alſo nicht zuſtändig zu beurkunden, daß man ein 


7) Vgl. hierüber des Verfaſſers Aufſatz in DNotl V. 5 S. 767, 797. 


17. 1906. 


Geſchrei, Geräuſch, Lärmen, Knallen, Poltern, Krachen, Hämmern, 
Schießen, Weinen oder Lachen höre. Gehörswahrnehmungen 
dieſer Art geſtatten keine Wiedergabe des beurkundenden Notars, 
ſondern fie erfordern eine mehr oder minder ſubjektiwe Be: 
ſchreibung, die ſich nicht mehr unter den Begriff der „Tat⸗ 


ſache“ bringen läßt. 


4. Gegen die Meinung von Weißler, daß der Beurkundung 
des Notars alles entzogen ſei, was irgendwie ein Urteil in ſich 
ſchließt, wendet Rausnitz ein, daß ohne Urteil niemand etwas 
ſehen oder hören und dann beurkunden könne. Danach erachtet 
Rausnitz den Notar für zuſtändig zu beurkunden, daß ein 
Handelsbuch keine Raſur enthalte oder daß der Notar geſehen 
habe: ein Bau ſei bis zum erſten Stockwerk vorgeſchritten; nach 
Schultze⸗Oberneck ſoll der Notar beurkunden können, daß ein 
Acker überſchwemmt iſt. Die Beurkundung müſſe nur immer 
die einer perſönlichen ſinnlichen Wahrnehmung ſein, keinen Schluß 
enthalten. 

Hierauf iſt zu erwidern: Die Frage, ob ein Handelsbuch 
eine „Raſur“ enthalte, d. h. ob eine frühere Schrift ausgekratzt 
iſt, oder ob nur eine Glättung von Unebenheiten des Papiers 
oder vielleicht auch nicht einmal dieſe vorliegt, zu entſcheiden, 
erfordert recht eigentlich ein Urteil, das der eine Notar in 
dieſem, der andere in jenem Sinne beurkunden würde; zur ſach⸗ 
gemäßen Entſcheidung bedarf es vielleicht gar einer chemiſchen 
Unterſuchung der angeblich radierten Fläche des Papiers. Die 
Beurkundung, ob ein Bauwerk bis zum erſten Stock vor⸗ 
geſchritten iſt, erfordert die Feſtſtellung, daß die Fundamentierungs⸗ 
arbeiten (die Grundmauern) vollendet ſeien, ein Urteil, das 
abzugeben ſich nicht jeder Notar übernehmen wird. Endlich 
kann die Feſtſtellung, ob ein Acker überſchwemmt iſt oder nur 
geweſen iſt, ob alſo jetzt nur noch einzelne Pfützen und Lachen 
auf dem Acker ſich befinden (vgl. ALR. I. 9 8 181, RG. 
55, 94), oft ſehr zweifelhaft ſein. Ahnliches gilt von der ganz 
einfach erſcheinenden Beurkundung: daß jemand betrunken oder 
krank ſei; der Notar müßte hier beurkunden, daß die ihm 
äußerlich erkennbaren Erſcheinungen auf übermäßigen Alkohol⸗ 
genuß oder auf Störung des körperlichen Organismus zurück 
zuführen find, wozu der Notar weder berufen noch imſtande ill. 
Ja ſelbſt die ſchon oben unter 2 berührte Frage, ob die Handel? 
bücher in einer lebenden Sprache geführt und ob ſie gebunden 
ſind, zu entſcheiden, kann ein Urteil erfordern, das von einem 
Notar anders abgegeben wird wie von einem anderen; denn 
der Einband kann ſo mangelhaft ſein, daß zweifelhaft bleibt, 
ob die Bücher als ſogenannte „fliegende Konti“ oder als ge⸗ 
bunden erſcheinen; und wenn die Handelsbücher nicht mit ver⸗ 
einzelten, ſondern mit zahlreichen hebräiſchen Worten und 
Schriftzeichen durchſetzt ſind, ſo wird das Strafgericht vor die 
recht ſchwierige Frage geſtellt, ob ein ſolches Gemiſch von 
Sprache noch der geſetzlichen Anforderung genügt; die Be⸗ 
urkundung — in Wahrheit das Urteil — des Notars wäre 
hier völlig wertlos. 

5. Beurkundungen des Notars, wie ſie oben unter 1 bis 4 
bezeichnet find, fallen demgemäß auch nicht unter $ 418 8 O, 
wonach öffentliche Urkunden den vollen Beweis der darin be⸗ 
zeugten Tatſachen begründen. Denn teilweiſe fallen die be⸗ 
zeichneten Beurkundungen in den Geſchäftskreis anderer Be 
hörden bzw. ſie beruhen (ſo Meſſungen, Prüfung von Sachen) 


0 


* 
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auf Wahrnehmungen, die der Notar außerhalb ſeines amtlichen 
Geſchäftskreiſes (S 415 ZPO.) vorgenommen hat; teilweiſe aber 
bezeugen ſie nicht bloß „Tatſachen“, ſondern ſchließen zugleich 
Urteile in ſich, ihr Inhalt wird alſo gar nicht durch § 418 
gedeckt. Andernfalls könnte ja die Partei der ihr obliegenden 
Pflicht einer Beweisführung durch Zeugen, Sachverſtändige, 
Augenſchein oder Eid ſich dadurch entziehen, daß ſie von einem 
Notar eine Urkunde ausſtellen läßt. Andere hierher gehörige 
Fälle ſind folgende: Hat der Kläger zu erweiſen, daß der Be⸗ 
klagte ſeinen Wohnſitz nach X. verlegt habe, ſo kann er dies 
nicht durch eine notarielle Beſcheinigung erweiſen. Denn Be⸗ 
ſcheinigungen über Wohnſitz⸗ und Aufenthaltsverhältniſſe aus⸗ 
zuſtellen, iſt lediglich eine andere Amtsſtelle, nämlich die Polizei, 
berufen (oben 1); und wenn der Notar etwa als ſeine 
eigene Wahrnehmung beſcheinigen wollte: der Beklagte, 
der früher in A. wohnte, habe ſeit dem 1. Mai 
ſeinen Wohnſitz in B., ſo käme die Beurkundung dieſer „Tat⸗ 
ſache“ hinaus auf ein Urteil, daß betreffs des Aufenthalts 
des Beklagten in B. die Vorausſetzungen des $ 7 BGB. — 
ſtändige Niederlaſſung — vorliegen. Selbſt wenn feſtſteht, daß 
der Beklagte ſeine Habe von ſeinem früheren Wohnſitz A. 
nach B. gebracht, in der Abſicht, dort ſeinen Wohnſitz zu 
nehmen, ſo kann der Notar nicht beurkunden, daß der Beklagte 
ſeinen Wohnſitz tatſächlich verlegt habe; denn jene Verbringung 
der Habe ſtellt ſich vielleicht nur dar als Vorbereitungshand⸗ 
lung für die Ausführung jener Abſicht; vgl. RG. 15 S. 365, 
368. — Wenn ferner jemand, der die Beiſetzung der Aſchen⸗ 
reſte eines Angehörigen auf dem Friedhof verlangt und nach 
den geſetzlichen Vorſchriften den Beweis zu erbringen hat, daß 
eine ſolche Beiſetzung der Volksſitte, den Anſchauungen der 
Beteiligten entſpreche (RG. in Gruchot 46, 1140), ſo könnte 
er dieſen Beweis nicht durch eine notarielle Beurkundung er⸗ 
bringen; denn dieſe käme nur darauf hinaus, daß der Notar 
aus irgend welchen Gründen auf das ihm (äußerlich gar 
nicht erkennbare) Beſtehen der Volksſitte ſchließt, alſo nicht 
ein Einzelgeſchehnis bezeugt. — Wird in einem Prozeß ſtreitig, 
ob Regen an einem beſtimmten Tage die geſchuldete Leiſtung 
gehindert hat, ſo könnte die Beurkundung des Notars darüber, 
daß es tatſächlich geregnet hat, nichts helfen, da es zur Ent⸗ 
ſcheidung jener Frage auf die Stärke des Regens ankommt, 
eine Beſcheinigung des Notars aber, daß es „heftig“ geregnet 
habe, würde wieder ein Urteil, eine Beſchreibung des Regens 
in ſich ſchließen; Zeugen, die das Gericht hierüber vernimmt, 
würden die Stärke und Wirkung des Regens vielleicht ganz 
entgegengeſetzt beurteilen. 

6. Danach iſt der Notar zur Beurkundung von Tatſachen, 
die nicht in Erklärungen beſtehen, nur zuſtändig unter der 
doppelten Vorausſetzung, daß die Beurkundung nicht ein 
Urteil in ſich ſchließt, ſie auch nicht zum Geſchäfts— 
kreis einer anderen Amtsſtelle gehört. Trotz dieſer rein 
negativen Abgrenzung wird nur ſelten zweifelhaft ſein, ob eine 
Tatſache vorliegt, zu deren Beurkundung der Notar zuſtändig 
iſt. Es fallen unter Art. 31 z. B. die Proteſte des Seerechts®), 

) Die einzelnen hierher gehörigen geſetzlichen Beſtimmungen 
ſ. in des Verfaſſers Kommentar Anm. 4 zu Art. 31. Die Zuſtändig⸗ 
keit des Notars zu Wechſelproteſten iſt ſchon durch Art. 87 WO., alſo 
reichsgeſetzlich, feſtgeſetzt. 
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ferner die in 8 48 Preuß. GKG. gedachten Beurkundungen des 
Hergangs bei Verloſungen oder Vernichtung von Wertpapieren 
und bei Verſammlungen, ſowie die im Geſetz beſonders er— 
wähnten Tatſachen, wie Lebensbeſcheinigungen (Art. 56), ferner 
Beſcheinigungen über Vorlegung der oben unter 2 erwähnten 
Ausweisurkunden. Habe ich alſo als Generalbevollmächtigter 
des X. einen Vertrag mit Y. geſchloſſen und verlangt dieſer, 
da er Zweifel an meiner Vertretungsbefugnis hegt, deren Nach⸗ 
weis, ſo iſt der Notar zuſtändig, eine Verhandlung aufzunehmen 
des Inhalts: daß ich erſchienen ſei und die Ausfertigung der 
Generalvollmacht dem Notar vorgewieſen habe, oder aber auch 
mir ein bloßes Zeugnis dieſes Inhalts auszuſtellen. Der 
Notar iſt auch zuſtändig zu beſcheinigen, daß der Schlächter 
oder der Händler im Stall eine Kuh oder hundert Schafe dem 
Notar vorgewieſen habe, nicht aber, daß dies gerade eine 
Milchkuh oder eine fette Schlachtkuh oder hundert ſpaniſche 
Hammel waren. Fälle dieſer Art hat § 11 der Sächſiſchen 
Ausführungsverordnung vom 16. Juni 1900 (Kloß, Das Beur⸗ 
kundungsweſen im Königreich Sachſen, 138) im Auge, der 
lautet: 
„Die Beurkundung der Vorlegung oder Vorweiſung 
von Gegenſtänden ſoll nicht auf ſolche Eigenſchaften 
der Gegenſtände erſtreckt werden, deren Beurteilung 
fachmänniſche Kenntniſſe erfordert.“ 

Ob dieſe letztere Vorausſetzung vorliegt, wird freilich zu⸗ 
weilen zweifelhaft ſein. 

Auch die Beurkundung von Tatſachen, die für das öffent⸗ 
liche Recht erheblich ſind, iſt von der Zuſtändigkeit der Notare 
nicht ausgeſchloſſen. So haben nach der ſog. „Heiratsverordnung“ 
vom 25. Mai 1902 Offiziere mit geringerem Gehalt als dem 
eines Hauptmanns behufs Erlangung der Erlaubnis zur Ver⸗ 
heiratung in gerichtlicher oder notarieller Verhandlung einen Ein⸗ 
kommensnachweis zu führen, behufs deſſen ſie dem Notar die ihr 
Einkommen ergebenden Urkunden vorlegen.“) Andere hierher 
gehörige Beiſpiele aus dem Badiſchen Verfaſſungsrecht führt 
Dorner im Kommentar zur Badiſchen Rechtspolizeigeſetzgebung 
91, 92 auf. 

7. Hauptſächlich wird aber die Zuſtändigkeit der Notare 
zur Beurkundung von Tatſachen in Frage kommen zwecks 
Unterſtützung der Beteiligten in Nachlaß-, Grund: 
buch- und Regiſterſachen; denn wie die Beurkundung der 
in dieſen Angelegenheiten erforderlichen rechtsgeſchäftlichen Er⸗ 
klärungen die wichtigſte Aufgabe des Notars iſt, ſo gilt 
dies nicht minder für die Beurkundung von Tatſachen, durch 
die rechtsbegründende gerichtliche Zeugniſſe oder eine Eintragung 
ermöglicht werden. Hierher gehörige Fälle ſind folgende: 
Jemand hat als Erben berufen ſeinen „einzigen Neffen“ oder 
ſeine „ſämtlichen Neffen“; oder er hat ſeinen Sohn berufen, 
dieſer ſtirbt aber vor dem Teſtierer, ſo daß die Abkömmlinge 
des eingeſetzten Sohnes als Erſatzerben berufen ſind 
($ 2069 BGB., vgl. KGJ. 4, 56; 7, 27); oder der Erblaſſer 
hat ſeine zweite Frau und „die aus der Ehe mit ihr ent⸗ 
ſproſſenen vier Kinder“ eingeſetzt, während er aus dieſer Ehe 
nur drei Kinder und außerdem noch ein Kind erſter Ehe hatte 
(vgl. KGJ. 10, 52); oder es find im Teſtament namentlich 


) Siehe Näheres bei Jaſtrow Il 491—497. 
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eingeſetzte Kinder und außerdem „die Kinder, welche noch ge⸗ 
boren werden“, eingeſetzt (eb. 55); oder von den mehreren im 
Teſtament eingeſetzten Kindern iſt eines vor dem Erblaſſer ver⸗ 
ſtorben, und es beſteht der Zweifel, ob es nicht vielleicht ver⸗ 
heiratet war und Abkömmlinge hinterlaſſen hat, die nach 8 2069 
an feine Stelle treten (KGJ. 8 S. 25 und 104). In ſolchen 
Fällen iſt der Notar nach Art. 31 zuſtändig, auf Grund der 
ihm von den Beteiligten beizubringenden Urkunden und ſonſt 
von ihm anzuſtellenden Ermittelungen zu bezeugen, daß der 
Erblaſſer einen anderen Neffen oder andere Neffen als den 
oder die Antragſteller nicht hinterlaſſen habe; oder daß der ein⸗ 
geſetzte, aber vor dem Teſtierer verſtorbene Sohn nur die An⸗ 
tragſteller als Abkömmlinge hinterlaſſen habe; oder daß er un⸗ 
verheiratet oder kinderlos war 10); oder daß der Teſtierer aus 
der zweiten Ehe nicht vier, ſondern nur drei Kinder, daneben 
aber ein Kind erſter Ehe hinterlaſſen habe, oder zu beſcheinigen, 
daß dem Erblaſſer Kinder nach der Teſtamentserrichtung nicht 
geboren ſind.!!) Eine ſolche Beſcheinigung des Notars iſt voll 
beweiſend, wie ja doch nach der oben angezogenen Rechtſprechung 
die Beurkundung des Notars, daß der Beteiligte ihm eine 
Vollmacht vorgelegt habe, für das Grundbuchamt voll beweiſend 
iſt; es ſteht aber nichts im Wege, daß das Nachlaßgericht über 
die vom Notar bezeugten Tatſachen gemäß §8 2358 BGB. und 
8 12 8G. noch andere Beweiſe erhebt,“) jo daß der Notar 
im Intereſſe der Erben gut tun wird, Zeugniſſe der vorgedachten 
Art ſo eingehend zu begründen, daß das Nachlaßgericht zu 
amtswegigen Ermittelungen keinen Anlaß hat. Oder: der Erb⸗ 
laſſer hat außer den im Perſonenſtandsregiſter aufgeführten 
Vornamen allgemein (nicht bloß in vereinzelten Fällen) noch 
andere Namen zu ſeiner Perſonenbezeichnung in einer Weiſe ge⸗ 
führt, daß fie für die Feſtſtellung feiner Nämlichkeit im rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Verkehr von Erheblichkeit ſind; dieſe Namen ſind dann im 
Erbſchein anzugeben. KGJ. 29, 76. Das Vorhandenſein der 
bezeichneten Vorausſetzung wird durch ein Zeugnis des Notars 
erwieſen werden können. 

Ebenſo kann ein vom Notar ausgeſtelltes Zeugnis er⸗ 
forderlich ſein, wenn über die Nämlichkeit des die Löſchung Be⸗ 
willigenden mit dem Gläubiger, für den die Hypothek ein⸗ 
getragen iſt, Zweifel beſtehen. Iſt die Hypothek z. B. ein⸗ 
getragen für die minderjährigen Geſchwiſter Karl und Marie 
Schultz in Berlin, ſo wird der Grundbuchrichter Bedenken 
tragen, die Hypothek zu löſchen auf Grund einer Quittung, 


10) Der Mangel von Behörden, die zur Ausſtellung derartiger 
Zeugniſſe zuſtändig waren, hat ſich im früheren Recht fühlbar ge⸗ 
macht, wie Jaſtrow RNechtsgrundſätze des KG., zweite Auflage 55, 
bezeugt. 

11) Vgl. Peters in Gruchot 50, 145. Die von ihm hier be 
rührte Frage nach der Zuläſſigkeit ergänzender Erbſcheine kommt 
gar nicht in Betracht, da der Erbe in den oben im Text erwähnten 
Fällen einen Erbſchein erhält, wie ihn jeder Teſtamentserbe, auch 
wenn er mit hinreichender Beſtimmtheit berufen iſt, verlangen kann. 

19 Es ſteht aber gegen dieſe dem endgültigen Beſchluß des 
Nachlaßgerichts vorausgehenden Zwiſchenverfügungen, durch die es 
Ermittelungen vornimmt, dem Erben die Beſchwerde zu, mit der er 
geltend macht, daß die weiteren Ermittelungen bei richtiger Würdigung 
der Sachlage nicht erforderlich ſeien. Vgl. des Verfaſſers Kommentar 
Anm. 1 D zu 8 19 und des Verfaſſers Aufſatz in 83. 32, 
307 815. 
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die nach Jahren einmal von dem Agenten Karl Schulz und 
der Schneiderfrau Marie Müller geb. Schultz aus Hamburg 
ausgeſtellt iſt. Dergleichen Zeugniſſe des Notars können ferner 
in Betracht kommen, wenn die Namen der Berechtigten in 
öffentlichen Büchern und Regiſtern unrichtig oder mit Ab⸗ 
weichungen betreffs der Schreibweiſe und der Vornamen an⸗ 
gegeben find, ferner wenn gemäß der vielfach in Süddeutſchland 
beſtehenden Übung der Mann feinem Namen den der Frau bei⸗ 
zufügen pflegt. Die Prot. 4, 448 halten dieſe Ubung nicht 
gerade für ungeſetzlich (vgl. Dorner Badiſche Rechtspolizeigeſef⸗ 
gebung 73); den Buch⸗ und Regiſterbehörden aber entſtehen 
leicht Schwierigkeiten, wenn der Kaufmann Franz Meyer, weil 
er mit der Maria Orelli verheiratet iſt, ſich Meyer⸗Orelli 
nennt. Hier kann ein Zeugnis des Notars über das Beſtehen 
jener Übung und der Nämlichkeit erforderlich fein. 

8. Die hier vertretene Anſicht, wonach der Notar nur in 
beſchränktem Umfang zur Beurkundung von „Tatſachen“ zw 
ſtändig iſt, liegt aber auch im beruflichen Intereſſe der Notare, 
die bei der entgegengeſetzten Handhabung zu Beurkundungen 
verpflichtet wären, die man als geradezu banauſiſch be⸗ 
zeichnen muß. Wie ſchon oben bemerkt, iſt jede Behörde und 
jeder Beamter, ſoweit er zu einer Amtshandlung zuſtändig is, 
zu ihr auch verpflichtet; insbeſondere darf der Notar Be 
urkundungen nicht ohne triftigen Grund ablehnen. 1) Sicher 
wäre es eine Verletzung der Amtspflicht, wenn der Amts 
richter!) oder der Notar die Mitwirkung bei einer Abmarkung 
oder bei einer Ausloſung oder die Erteilung eines Lebens⸗ 
zeugniſſes ablehnen würde. Ob ſich aber wohl eine Auſſichts⸗ 


13) Die AG. und die Notare find nach Art. 31 auch zuftändig 
zu Verſteigerungen und Vermögensverzeichnungen; der Amtsrichter 
überträgt aber die Ausführung dieſer Geſchäfte ausnahmslos einen 
Gerichts ſchreiber oder Gerichtsvollzieher, Art. 38. Wird der Notar 
um eine Verſteigerung oder Vermögensverzeichnung angegangen, ſo 
dürfte ein triftiger Grund zur Ablehnung für den Notar vorliegen, 
wenn an ſeinem Amtsſitz ein AG. ſich befindet und die Beteiligten 
die dem Notar angeſonnene Amtshandlung hiernach durch den Ge 
richtsſchreiber oder Gerichtsvollzieher ausführen laſſen können. Denn 
mag das Geſetz auch feinen Grund gehabt haben, die Zuſtändigkeit 
auch der Notare für jene Rechtshandlungen feſtzuſetzen, fo entſpricht 
es doch wenigſtens in den altpreußiſchen Landesteilen durchaus nicht 
der Stellung des Notars, dergleichen ſubalterne Handlungen vor: 
zunehmen. Aus dem gleichen Grund wird der Notar mit Erfolg bei 
der Aufſichtsbehörde vorſtellig werden, wenn ihm gemäß Art. 88 
Abſ. 2 und Art. 87 eine Vermögensverzeichnung, eine Siegelung 
oder Entſiegelung vom AG. übertragen wird. Die in Art. 31 
Abſ. 2 bezeichneten Zuſtellungen wird der Notar gleichfalls ablehnen 
können, wenn ſich an feinem Amtsſitz auch ein AG. oder ein Ge 
richtsvollzieher befindet. Dieſe Zuſtändigkeit zur Vornahme von 
Zuſtellungen iſt überhaupt praktiſch wertlos; vgl. des Verfaſſers 
Komm. Anm. 4. Tatſächlich kommt es in den altpreußiſchen Landes 
teilen, wo der Notar von jeher eine der des Richters gleiche Bor: 
bildung haben mußte, nicht vor, daß dem Notar jene ſubalternen 
Amtshandlungen zugemutet werden. 

1) Eine Ablehnung ſeitens des Amtsrichters liegt aber nicht 
vor, wenn dieſer den Antragſteller an den Notar verweiſt, alſo 
darauf hinweiſt, daß die dem Gericht angeſonnene Beurkundung 
tätigteit ebenſogut auch von einem Notar bewirkt werden könne. 
Aber die nicht immer ungefährliche Handhabung dieſer Belehrung 
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behörde oder ein Diſziplinargericht finden würde, das eine Ver⸗ 
letzung der Amtspflicht annimmt, wenn der Amtsrichter oder 
der Notar Beurkundungen über die oben unter 3—5 be⸗ 
zeichneten Tatſachen — Entfernung der Gebäude voneinander, 
Beſchaffenheit von Handlungsbüchern, Geruch und Geſchmack 
von Speiſen, Brauchbarkeit von Kleidungsſtücken, Höhe eines 
Baues, Überſchwemmung eines Ackers, Tonloſigkeit eines 
Klaviers — ablehnt? Wenn jemand auf der Gerichtsſtelle 
erſchiene und den Amtsrichter auffordern wollte, zu beurkunden, 
daß es heute regnet oder ſchneit, daß im Gaſthaus zum 
ſchwarzen Bären heute ein Gasgeruch herrſcht, daß dem Gaſt⸗ 
wirt ſoeben ein Kind geboren oder daß ſeine Frau ſich erhängt 
hat, daß der Oberkellner betrunken ſei oder daß die Mieterin 
Herrenbeſuche empfange oder daß des Müllers Eſel ein Bein 
gebrochen habe, ſo müßte ein ſolcher Antragſteller ſich darauf 
gefaßt machen, recht unſanft aus dem Gerichtsgebäude heraus⸗ 
befördert zu werden; vielleicht würde man in einem ſolchen 
Anſinnen ſogar eine Beleidigung des Amtsrichters finden. 
Was aber dem Amtsrichter recht iſt, iſt dem Notar billig, 
alſo auch der Notar zu Beurkundungen der gedachten Art nicht 
verpflichtet; denn Art. 31 ſtellt die Beurkundungstätigkeit des 
Amtsrichters und des Notars völlig gleich. Auch dieſe Er⸗ 
wägung ſpricht alſo für die hier vertretene Anſicht. 


Abſchluß⸗ und Inkaſſoproviſionen bei der Haft⸗ 
pflichtverſicherung der Rechtsanwälte. 


Von Dr. Friedrich Fürſt, Rechtsanwalt am Oberlandesgericht 
Karlsruhe (ſeither am Landgerichte zu Mannheim). 


Die Sitzungen des Ausſchuſſes der Sektion I Abt. I des 
Allgemeinen deutſchen Verſicherungsvereins in Stuttgart vom 
27. Mai 1905 und 13. Juni 1906 waren für deren Teilnehmer 
von beſonderem Intereſſe und ſind für die Geſamtheit der 
Rechtsanwälte von großer Bedeutung: denn es handelte ſich in 
dieſen Sitzungen der Hauptſache nach um die Feſtſtellung der 
neuen Verſicherungsbedingungen in ÜUbereinſtimmung mit dem 
Kaiſerlichen Aufſichtsamt für Privatverſicherungen. Dieſe Neu⸗ 
regelung, der ſich die Direktion des Vereins wie die Sektions⸗ 
ausſchußmitglieder mit dem größten Eifer unterzogen, begegnete 
indeſſen in einzelnen Punkten Schwierigkeiten, die nicht ſofort 
u überwinden waren; ſie mußte daher wiederholt vertagt und 
fol in einer im Oktober d. Js. abzuhaltenden weiteren Sitzung 
u Ende geführt werden. Es iſt daher heute noch nicht am 

latze, ausführlich über dieſelbe zu berichten. 

Daneben bildeten auch die Bilanzen der Sektion pro 1904 
und 1905 den Gegenſtand der Beratungen; leider zeigten dieſe 
Abſchlüſſe wieder das ſchon bekannte Bild eines chroniſchen 
Defizits. Angeſichts der wiederholten Veröffentlichungen hier⸗ 
über in dieſer Zeitſchrift ſoll heute nicht darauf eingegangen 
werden, ob und inwieweit die Rechtsanwälte ſelbſt zur Ver⸗ 
meidung dieſer ungünſtigen Abſchlüſſe beitragen können. Da⸗ 
gegen wurde in den Sitzungen wiederholt die Frage ventiliert, 
ob nicht an den Ausgaben der Sektion Erſparniſſe gemacht 
werden könnten, die zu einer Verbeſſerung der Finanzen führen 
würden. Insbeſondere wurde darauf hingewieſen, daß durch 
Wegfall oder Verminderung der verhältnismäßig hohen Beträge 
für Abſchluß⸗ und Inkaſſoproviſionen die Finanzlage weſentlich 
günftiger geſtaltet werden könnte. In dieſer Beziehung tauchte 
zunächſt der Vorſchlag auf, ob dies nicht etwa dadurch erreicht 
werden könnte, daß der deutſche Anwaltsverein, der bekanntlich 
ohnehin mit dem Stuttgarter Verſicherungsverein in einem 
Vertragsverhältniſſe ſteht, wonach ſeine Mitglieder 10 Prozent 
Ermäßigung auf die Prämien genießen, die Vermittlung der 
Abſchlüſſe und des Verkehrs mit Letzteren überhaupt in die 
Hand nehmen. Allein abgeſehen davon, daß der Anwaltsverein 
nur etwa zwei Drittel der deutſchen Rechtsanwälte zu ſeinen 
Mitgliedern zählt, beſitzt derſelbe nicht die erforderlichen lokalen 
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Organiſationen, die bei der Rechtsanwaltſchaft in geeigneter 
Weiſe auf den Abſchluß zu Verſicherungen wirken könnten; 
erfahrungsgemäß aber entſchließen ſich die Herren Kollegen nicht 
ohne energiſche Anregung ſogar zum Beitritt zum Anwalts⸗ 
vereine ſelbſt und zur Hilfskaſſe — geſchweige denn zur Haft⸗ 
pflichtverſicherung. 

Dagegen dürften die lokalen Anwaltsvereine, die ſich wohl 
trotz des Mangels einer offiziellen Organiſation bei den meiſten 
Oberlandes⸗ und Landgerichten gebildet haben, ſehr gut geeignet 
ſein, die Träger einer derartigen Vermittlung i den 
Rechtsanwälten und dem Allgemeinen deutſchen Verſicherungs⸗ 
verein zu werden. Der letztere hat in dankenswerter Weiſe ſich 
dazu bereit erklärt, daß er denjenigen Anwaltsvereinen, welche 
dieſe Aufgabe übernehmen, ſowohl die Abſchluß⸗ wie die Inkaſſo⸗ 
proviſionen zukommen laſſen werde, welche ſonſt ſeine Agenten 
beziehen. Dieſe ſind ſelbſtverſtändlich von nicht unbedeutender 
Höhe; und zwar beträgt die Abſchlußproviſion, wenn die Ver⸗ 


ſicherung abgeſchloſſen wurde: 
a) mit b) mit 
90 Prozent 100 Prozent 
Entſchädigung Entſchädigung 
1. auf weniger als 1 Jahr oder 
auf 1 Jahr ohne Zuſchlag auf 


| die Prämie 12% 77 
2. auf 1 Jahr mit 40 Prozent Zu⸗ 
ſchlag auf die Prämie 20 15 
3. auf 3 Jahre 25 20 
4. auf 5 Jahre 30 25 
5. auf 10 Jahre 35 30 


aus ber erſten Jahresprämie, die Inkaſſoproviſion 8 Prozent 


der vom zweiten Verſicherungsjahr eingehenden Prämien. 

Eine folche Vereinbarung wurde auch bereits ſeitens des 
Anwaltsvereins in Wiesbaden auf Anregung eines dortigen 
Kollegen mit dem Stuttgarter Verſicherungsverein abgeſchloſſen, 
und es hat dieſer Anwaltsverein nach Mitteilung dieſes 
Kollegen für 10 Verſicherungen, die ſeit Oktober 1905 mit dem 
Stuttgarter Verein neu abgeſchloſſen bzw. umgewandelt wurden, 
im ganzen 740 Mark an Proviſionen erhalten, die ſeiner Kaſſe 
zufloſſen. Durch dieſe Zuweiſung der Proviſionen an den 
Anwaltsverein wird allerdings für die Sektion I Abt. I des 
Stuttgarter Vereins keine Erſparnis erzielt und deren Defizit 
alſo nicht beeinflußt — aber immerhin kommen dieſe Beträge 
doch der Geſamtheit der Rechtsanwälte eines Ortes zugute 
und bieten alſo gegenüber den Ausgaben, welche die Ver⸗ 
ſicherung dem einzelnen Anwalte verurſacht, einen nicht zu 
unterſchätzenden, wenn auch nur indirekten Vorteil. 

Dadurch, daß die Vereinbarungen mit den lokalen Anwalts⸗ 
vereinen als ſolchen getroffen werden, die dann a wieder 
den Kollegen zu beſtimmen haben, welcher die Ausführung in 
die Hand zu nehmen hat und der willens iſt, ſich mit den Ver⸗ 
ſicherungen im Allgemeinintereſſe eingehender zu beſchäftigen 
(wohl am beſten der Kaſſier des Anwaltsvereins oder der 
Vertrauensmann der Hilfskaſſe), wird auch die Gefahr ver⸗ 
mieden, daß es den Anſchein gewinnen könnte, als ob der be⸗ 
treffende Anwalt das Intereſſe des Stuttgarter Vereins und 
nicht dasjenige der Rechtsanwälte ſelbſt zu vertreten hätte. 
Es darf daher in Übereinſtimmung mit sämtlichen Mitgliedern 
des Sektionsausſchuſſes, welche an der Sitzung vom 13. Juni 
1906 teil⸗ und in dieſer von den vorſtehend en Vers 
hältniſſen Kenntnis genommen haben, das Beiſpiel des 
Wiesbadener Anwaltsvereins den een lokalen Organiſationen 
wohl zur Nachahmung empfohlen werden. | 


Zeugenvernehmung durch einen Preußiſchen Notar 
in einem im Ausland anhängigen Rechtsſtreit. 
Aber die Vernehmung von Zeugen durch einen Preußiſchen 
Notar als „Kommiſſioner“ eines amerikaniſchen Gerichts in einem 
bei demſelben anhängigen Zivilprozeß hat der Preußiſche 
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Juſtizminiſter aus der Veranlaſſung einer von einem Preußiſchen 
Notar bewirkten Zeugenvernehmung ſich in einem Reſkript 
vom 2. Mai 1903 folgendermaßen ausgelaſſen: 

Die Frage, ob einem ausländiſchen Gerichte Rechtshilfe 
zu leiſten iſt, ſei es auf ein Erſuchen, ſei es auf einen den 
inländiſchen Behörden oder Beamten erteilten Auftrag, iſt von 
Art. 34 Pr. FGG. ganz unberührt geblieben. Inſoweit bewendet 
es bei dem bisherigen Rechte, wonach Kommiſſionen an unſere 
Behörden und Beamten überhaupt für unzuläſſig zu erachten, 
Rechtshilfeerſuchen aber grundſätzlich im diplomatiſchen Wege 
zu ſtellen ſind. 

Die Vorſchrift des Art. 34 ſteht im Geſetz über die frei- 
willige Gerichtsbarkeit, und zwar im allgemeinen Teile des 
Abſchnitts über „gerichtliche und notarielle Urkunden.“ Damit 
iſt vom Geſetzgeber in unzweideutiger Weiſe zum Ausdrucke 
gebracht, daß ihren Gegenſtand eine Handlung der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit bildet. Auch war der Notar von jeher Urkunds⸗ 
perſon, nicht Verwalter ſtreitiger Gerichtsbarkeit. 

Nach der Begründung des Entwurfs, dem Kommifjiong- 
protokoll und dem Kommiſſionsberichte muß allerdings anerkannt 
werden, daß die Vorſchrift „über das Gebiet der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit hinausragt,“ dies iſt aber nur in einem ganz 
beſtimmten, eng begrenzten Sinne, nämlich dahin zu verſtehen, daß 
es hinſichtlich der Zuſtändigkeit des Amtsgerichts oder des Notars 
keinen Unterſchied begründet, ob die Erklärung erfordert und 
erftattet wird für die Zwecke eines im Ausland anhängigen 
gerichtlichen Verfahrens oder nicht und ob das etwa anhängige 
Verfahren dem Gebiete der ſtreitigen Gerichtsbarkeit angehört. 
Durch die bezeichneten Materialien konnte auch die maßgebende 
Bedeutung der eingangs gekennzeichneten, den unmittelbaren 
Inhalt des Geſetzes bildenden Tatſache nicht in Frage geſtellt 
werden. 

Die Aufnahme der betreffenden eidlichen Erklärung iſt 
und bleibt hiernach vom Standpunkte des Amtsgerichts oder des 
Notars eine Handlung der freiwilligen Gerichtsbarkeit, d. h. 
ſie erfolgt auf Antrag des Beteiligten, ſie vollzieht ſich auch 
in den für die Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
maßgebenden Formen der Beurkundung und verliert im 
Sinne unſeres Geſetzes dieſe ihre Eigenſchaften nur aus dem 
Grunde nicht, weil ſie der Sache nach einem im Ausland 
anhängigen oder anhängig zu machenden Prozeßverfahren dient. 
Dies iſt auch der Gedanke, der in den Erklärungen der Juſtiz⸗ 
verwaltung während der Kommiſſionsberatung im Abgeordneten⸗ 
hauſe ausgeſprochen worden iſt und der deshalb auch dem 
Kommiſſionsbericht entnommen werden muß. Zwar ſcheint da⸗ 
mals von dem betreffenden Berichterſtatter nur an diejenigen, 
eine beſondere Ausnahme bildenden Affidavits gedacht worden 
zu ſein, welche unabhängig von einem ſchwebenden Prozeß⸗ 
verfahren erfordert werden und vielmehr erſt die Einleitung 
eines ſolchen Verfahrens vorbereiten ſollen. Die erwidernde 
Erklärung der Juſtizverwaltung iſt aber ganz allgemein gehalten 
und deckt nicht nur alle Fälle der Affidavits, ſondern, ganz der 
Begründung des Geſetzentwurfs entſprechend, überhaupt die Fälle, 
in denen auch ſonſt noch für die Zwecke eines ausländiſchen 
Prozeßverfahrens die eidlichen Erklärungen erfordert werden 
(gedruckt Komm. Protokoll der XV. Komm. des Hauſes der 
Abg. S. 18/25 Sitzung vom 20./5. 99). Der Notar kommt 
alſo nicht als Organ der Rechtshilfe gegenüber einem aus⸗ 
ländiſchen Prozeßgericht in Betracht; wollte man ihn in den 
ausländiſchen Prozeßverfahren Rechtshilfe leiſten laſſen, ſo würde 
ſeine Tätigkeit überhaupt keine Handlung der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit mehr darſtellen, ſondern die Vornahme einer 
Prozeßhandlung ſein. 

Der Notar kann deshalb weder auf Erſuchen des aus⸗ 
ländiſchen Prozeßgerichts, noch viel weniger in deſſen Auftrage 
tätig werden. Für dieſe Auffaſſung ſpricht auch die Neben⸗ 


einanderſtellung von Notar und Amtsgericht. Der Gewährung von 
Rechts hilfe durch das Amtsgericht ausländiſchen Gerichten gegen⸗ 
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über eine geſetzliche Grundlage zu geben, war ein Anlaß nicht vor⸗ 
handen. Denn die Gewährung beruht auf ganz ſicherem feſten 
Herkommen der Kulturſtaaten und gegen ſie ſind von unſeten 
Gerichten auch niemals Zweifel erhoben worden. Nicht ohne 
Bedenken war es dagegen, ob ſich die Gerichte auch für zuſtändig 
zu erachten hätten, eidliche Erklärungen zum Gebrauch im Aus⸗ 
land, insbeſondere für ausländiſche Prozeſſe, aufzunehmen, wenn 
fie, abgeſehen von der Inanſpruchnahme ihrer Rechtshilfe, 
durch die intereſſierte Partei darum angegangen würden. 

Die entgegengeſetzte Auffaſſung würde einen Bruch mit dem 
ganzen Syſtem unſeres internationalen Geſchäftsverkehrs bedeuten, 
welches darauf beruht, daß den inländiſchen Behörden und Be⸗ 
amten der unmittelbare Geſchäftsverkehr mit den zuſtändigen 
ausländiſchen Behörden und Beamten grundſätzlich unterſagt if, 
und daß es von der Entſchließung der Staatsverwaltung ab⸗ 
hängt, ob und in welchem Umfange von der Beſchreitung des 
diplomatiſchen Weges abgeſehen werden und unmittelbarer 
Geſchäftsverkehr ſtattfinden darf. Wollte man den Notar den 
unmittelbaren Geſchäftsverkehr geſtatten, jo hätten es die auf 
ländiſchen Behörden in der Hand, von einer Inanſpruchnahme 
der Rechtshilfe unſerer Gerichte überhaupt abzuſehen. Der 
Rechtshilfeverkehr würde damit der Einwirkung der Staats⸗ 
verwaltung und feiner Regelung unter den Geſichtspunkten 
der Gegenſeitigkeit und unſerer ſonſtigen internationalen Be⸗ 
ziehungen entzogen werden. Dies kann keinesfalls beabſichtigt 
worden ſein, weil wir ſonſt ausländiſchen Behörden ohne 
Rückſicht auf die Wahrung der Gegenſeitigkeit und ohne jede 
Gegenleiſtung erhöhte Rechte eingeräumt haben würden. Nicht 
die Sorge für das Ausland, ſondern die Sorge für unſere 
Staatsangehörigen, welche ohne die Vorſchrift des Art. 34 in 
der Wahrnehmung ihrer Rechte hätten beeinträchtigt werden 
können, hat zur Aufnahme des Art. 34 in das Geſetz geführt. 

Dieſe Annahme findet endlich ihre Beſtätigung in der 
weiteren Begründung des Artikels und in dem Kommiſſions⸗ 
berichte, worin ausdrücklich darauf hingewieſen wird, daß die 
Vorſchriften des internationalen Rechts über die Abnahme von 
Eiden im Wege der Rechtshülfe zwiſchen den Prozeßgerichten 
durch die Vorſchrift nicht berührt werden ſollen (Begr. des 
Regierungsentwurfes zu Art. 34 und Bericht der XV. Komm. 
des Hauſes der Abg. Druckſ. Nr 273. 19. Leg.⸗Per. I. Seſ. 
1899. S. 29/30). 

Dementſprechend iſt die Beſtimmung auch auszulegen. 

Insbeſondere ſtehen der Zulaſſung amerikaniſcher Kom⸗ 
miſſionen nach wie vor inſofern grundſätzliche Bedenken entgegen, 
als es der Auffaſſung von der ſtaatsrechtlichen Stellung der 
inländiſchen Behörden und Beamten nicht entſpricht, daß ihnen 
von ausländiſchen Behörden Aufträge erteilt werden. Im 
Intereſſe ausländiſcher Behörden dürfen ſie, ſoweit ſie zur 
Gewährung von Rechtshilfe ermächtigt ſind, dieſe vielmehr, 
wie bisher, nur in Erledigung eines an fie gerichteten Rechts⸗ 
hilfeerſuchens leiſten. 

Der Umſtand, daß eine amerikaniſche Behörde im Verlauf 
eines bei ihr anhängigen Verfahrens an einen deutſchen Notar 
eine Kommiſſion richtet, und ihn darin zu ihrem Kommiſſioner 
beſtellt, würde den Notar zwar an ſich nicht hindern, einem 
aus dieſem Anlaſſe bei ihm geftellten Parteian trag auf 
eidliche Vernehmung des betreffenden Zeugen ſtattzugeben. 
Der Notar darf aber die Abhörung nur als Ausführung dieſes 
Parteiantrages kraft feiner inländiſchen Zuständigkeit vornehmen, 
nicht als Kommiſſioner der amerikaniſchen Gerichtsbehörde in 
Vollziehung der Kommiſſion. 


— —— — — 


Berichtigung. 
Auf S. 582 vierte Zeile von unten iſt zwichen bie und 
Klage einzuſchalten: „von der Geſellſchaft erhobene, auf Rüd- 
gewährung des gezahlten Stempelbetrages gerichtete“ 
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Vereins nachrichten. 


Der Borftand des Deutſchen Auwaltvereius hat be⸗ 
ſchloſſen, daß der XVIII. dentſche Anwaltstag im Jahre 1907 
in Maunheim ſtattfinden fol. Als Begrüßungsabend iſt 
der 10. September, für die Verhandlungen der 11. und 
12. September 1907 in Ausſicht genommen. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Fran Witwe Juſtizrat Julius Feuſt in München 
hat aus Anlaß des Todes ihres Gatten der Hülfskaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte den Betrag von 100 Mark über⸗ 
mittelt, wofür wir verbindlichſt danken. 


In der am 7. Oktober 1906 zu Leipzig ſtattgehabten zwei⸗ 
undzwanzigſten ordentlichen Generalverſammlung wurde der Be⸗ 
richt des Vorſtandes über das Geſchäftsjahr 1905/1906 vor⸗ 
getragen. Nach dem Bericht zählt die Kaſſe eine Geſamtzahl 
von 5 284 Mitgliedern gegen 4 980 im Vorjahre. Der Kapital: 
grundſtock hat ſich von 1 072 700 Mark 85 Pf. auf 
1135 105 Mark 44 Pf. erhöht. Der für das dreiundzwanzigſte 
Verwaltungsjahr vorhandene Unterſtützungsfonds beläuft ſich 
auf 118617 Mark 27 Pf., wovon bis 1. Juli 1906 bereits 
über 101 204 Mark verfügt war. Der Geſchäftsbericht wurde 
genehmigt und dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungs⸗ 
mäßig ausſcheidenden Mitglieder des Vorſtandes wurden wieder⸗ 
gewählt und als Rechnungsprüfer für das laufende Geſchäfts⸗ 
jahr die Herren Juſtizrat Dr. Drucker und Rechtsanwalt 
Dr. Anſchütz in Leipzig beſtellt. Für die nächſte ordentliche 
Generalverſammlung wurde Leipzig beſtimmt, der Vorſtand 
jedoch ermächtigt, die Verſammlung auch nach einem anderen 
deutſchen Orte, wo ein Anwaltstag oder ein Juriſtentag ſtatt⸗ 
findet, zu berufen. 

Sodann wurde in die Beratung des Antrages der Juſtiz⸗ 
räte Buſch, Behrendt und Elze eingetreten, bei welcher zu⸗ 
gleich die mehrfach angeregte Frage, ob eine Teilnahme an der 
Generalverſammlung der Hülfskaſſe durch Bevollmächtigte zu⸗ 
läſſig iſt, zur Erörterung kam. Mit Rückſicht auf die Wichtig⸗ 


keit dieſer Fragen und die bevorſtehende außerordentliche 
Generalverſammlung wird der entſprechende Teil der Ver⸗ 
handlung auszugsweiſe dahin mitgeteilt: 

Die Verſammlung ging zur Beratung des Antrages Buſch, 
Behrendt und Elze über: 

der zur Ausführung des vom XVII. Deutſchen 
Anwaltstage gefaßten Beſchluſſes zu begründenden 
Allgemeinen Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe 
für die deutſchen Rechtsanwälte aus dem Kapital⸗ 
grundſtock als Gründungsfond 500 000 Mark zur 
freien Verfügung zu ſtellen. 

Der Vorſitzende der heutigen Verſammlung berichtete über 
den Eingang des Antrages, ſtellte feſt, daß er ſatzungsgemäß 
auf die heutige Tagesordnung geſetzt ſei, und teilte die zu 
dieſem Gegenſtande eingegangenen Zuſchriften verſchiedener 
Mitglieder der Hülfskaſſe mit. Er berichtete aus der heutigen 
Sitzung des Vorſtandes, daß in dieſem keiner der zu dieſem 
Gegenſtande angeregten Anträge eine Mehrheit gefunden habe. 
Der Vorſtand iſt alſo nicht in der Lage einen Vorſchlag zu 
machen. 

Vor Beginn der Erörterung des Antrages meldete ein 
Erſchienener an, daß er in der heutigen Verſammlung zugleich 
als Vertreter der auf der von ihm vorgelegten Vollmacht vom 
1. Oktober 1906 unterſchriebenen 13 Mitglieder der Hülfskaſſe 
auftreten und abſtimmen wolle. 

Es wurde zunächſt darüber verhandelt, ob diejenigen Mit⸗ 
glieder, die nicht perſönlich erſchienen ſind, zur Abſtimmung zu⸗ 
zulaſſen ſind. Die Verſammlung entſchied mit allen gegen eine 
Stimme dahin, daß nur perſönlich erſchienene Mitglieder ein 
Stimmrecht auszuüben berechtigt ſind. 

Hierauf begründete Herr Juſtizrat Buſch den geſtellten 
Antrag. 

Herr Dr. Scherer ſtellte den Antrag: 

die ganze Materie, einſchließlich des Antrages Buſch, 
ſowie die Frage, ob im Falle der ſpäteren Bildung 
einer Zwangskaſſe die etwa vorher gegründete frei⸗ 
willige Kaſſe darin aufzugehen hat, als erſten 
Gegenſtand auf die Tagesordnung der nächſten 
Generalverſammlung der Hülfskaſſe zu ſetzen und 
inzwiſchen die Vorſtände der Anwaltskammern zu 
hören. 
80 
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Herr Dr. Schall ſtellte nachſtehenden Antrag: 

I. Der Fall des § 17 der Satzungen der Hülfskaſſe 
liegt nicht vor. 

II. Die Generalverſammlung wolle beſchließen, den 
Antrag der Herren Buſch, Behrendt und Elze 
dem Vorſtand zur Berückſichtigung zu überweiſen, 
jedoch mit der Maßgabe, 

1. daß der Vorſtand der Hülfskaſſe ſich mit der 
Durchführung des vom XVII. Deutſchen 
Anwaltstage am 13. September 1905 zu 
Hannover gefaßten Beſchluſſes, eine auf frei⸗ 
willigem Beitritt beruhende Allgemeine Ruhe⸗ 
gehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte nicht zu befaſſen hat; 

2. daß der Betrag von 500 000 Mark nebſt 3 % 
Zinſen vom 1. Oktober 1906 ab der genannten 
Ruhegehalts⸗ uſw. Kaſſe erſt dann zu Eigentum 
überwieſen wird, wenn dieſelbe gegründet iſt und 
ihr mindeſtens 600 Mitglieder beigetreten ſind; 

3. daß die Koſten der Gründung von der Hülfskaſſe 
beſtritten werden, jedoch nur bis zum Betrag 
der jährlichen Zinſen, welche aus den 500 000 Mark 
der Hülfskaſſe eingehen. 

Der Vorſitzende, Juſtizrat Herr, ſtellte den Antrag, zu 

beſchließen: | 
den Antrag der Herren Buſch und Genoſſen dem 
Vorſtande mit der Maßgabe zur Berückſichtigung zu 
überweiſen, daß in der nächſten Generalverſammlung 
der Hülfskaſſe eine entſprechende Anderung der 
Satzungen zur Beſchlußfaſſung geſtellt wird. 

Herr Juſtizrat Elze ſtellt hierzu den Unterantrag: 
zur Beſchlußfaſſung über dieſen Antrag eine außer⸗ 
ordentliche Generalverſammlung noch im laufenden 
Jahre einberufen zu laſſen. 

Herr Feſter beantragt: | 
dieſer Verſammlung einen Auszug aus den Tarifen 
der zu begründenden Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe gedruckt vorzulegen. 

Es wurde hierauf abgeſtimmt: 

1. der Antrag Scherer wurde mit allen gegen 
2 Stimmen abgelehnt; 

2. der Antrag Schall wurde mit 19 gegen 10 Stimmen 
abgelehnt; | 

3. der Unterantrag Elze zum Antrag Herr wurd 
mit 17 gegen 12 Stimmen angenommen. 

4. Hierauf wurde der Antrag Herr mit allen gegen 
4 Stimmen angenommen. 

Der Antrag Feſter wurde zurückgezogen. 


Der zu Leipzig in der zweiundzwanzigſten ordentlichen 
Generalverſammlung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
am 7. Oktober 1906 ſatzungsmäßig gebildete Vorſtand beſteht 
aus folgenden Perſonen: 

1. Paul Herr, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig, Vorſitzender. 

2. Dr. Max Deiß, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden. 


M 18. 1906. 
3. Arnold Zenetti, Rechtsanwalt beim Reichsgericht zu 
Leipzig, Schriftführer. 

4. Karl Scheele, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig, Stellvertreter des Schriftführers. 

5. Dr. Louis Seelig, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Reichs 
gericht zu Leipzig, Schatzmeiſter. 

6. Dr. Oscar Oehme, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt 
beim Landgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schatzmeiſters. 

7. Max Böckh, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht zu 
Karlsruhe. 

8. Max Jacobſohn, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht I zu Berlin. 

9. Dr. Richard Schall, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig. 

10. Curt Elze, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Landgericht zu 
Halle a. S. 

11. Hans Barth, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Landgericht 
zu Leipzig. 

12. Karl Eckert, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Oberſten 
Landesgericht, Oberlandesgericht und den Landgerichten 
München I und II. 

Leipzig, den 8. Oktober 1906. 


Herr, Benetti, Dr. Seelig, 
Juſtizrat, Rechtsanwalt, Juſtizrat, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das 
mit dem 30. Juni 1906 abgeſchloſſene zweiund 
zwanzigſte Verwaltungsjahr der Hülfskaſſe fir 
deutſche Rechtsanwälte. 
I. 
Geſchäftsbericht. 


Die Mitgliederliſte des zweiundzwanzigſten Verwaltungs 
jahrs ergibt für den 30. Juni 1906 eine Geſamtzahl von 5 284 
gegen 4 980 im Vorjahre. Ausdweislich der nachfolgenden 
Darſtellung des Schatzmeiſters hat ſich der Kapitalgrundſtoc 
von 1 072 700 Mark 85 Pf. auf 1 135 105 Mark 44 Pf 
erhöht. 

Der am 30. Juni 1906 zu Unterſtützungszwecken aus: 
geſchiedene Betrag beläuft ſich auf .. 118617 Mark 27 ff 

Bis zum 30. Juni 1906 iſt bereits 
verfügt über Tr . 101204 = — 

Es hat die ordentliche Generalverſammlung am 14. Sep: 
tember 1905 zu Hannover ſtattgefunden. In dieſer wurden der 
Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung genehmigt und wurde 
dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungsmäßig aus 
ſcheidenden Mitglieder des Vorſtandes wurden wiedergewählt 
und an Stelle des aus dem Borftande ausgeſchiedenen Herr 
Geheimen Hofrat Dr. von Pemſel Herr Juſtizrat Karl Eckert 
in München zugewählt. Als Rechnungsprüfer wurden der Rechte 
anwalt Juſtizrat Dr. Drucker und der Rechtsanwalt Dr. Auſchit 
zu Leipzig beftellt. Als nächſter Verſammlungsort wurde Let 
beſtimmt, der Vorſtand jedoch ermächtigt, falls im Jahre 150, 
ein Anwaltstag im September ftattfinden ſollte, die Gerl 


35. Jahrgang. 


verſammlung an den für die Abhaltung dieſes Tages zu be⸗ 
ſtimmenden Ort zu berufen. 

Die ſonſtigen Vorſtandsgeſchäfte ſind durch Rundſchreiben 
erledigt. 
Mit dem 1. Februar 1906 iſt der Vorſitzende Geheimer 
Juſtizrat Erythropel aus dem Vorſtand ausgeſchieden und an 
deſſen Stelle der bisherige Schriftführer Juſtizrat Herr zum Vor⸗ 
ſitzenden erwählt worden. Der Unterzeichnete wurde in den 
Vorſtand zugewählt und zum Schriftführer beſtellt. 
Die Anwaltskammern haben reiche Beihülfen gewährt. 
Eingezahlt ſind von: 
Augsburg. 700 AU 
Bamberg. . 1500 
Caſſel . . 1000 
Celle . 2000 
Darmſtadt . 1 000 
Dresden . 4000 


Übertrag 18 200 Mark, 
Kiel. . 1500 2 
Marienwerder. 1 500 
München 2000 
Naumburg. . 1 500 
Nürnberg. 4400 


* n * a N A u U 
* 1 * M 1 1 u 


Frankfurt a. M. 1 500 Poſen . 2000 
Hamm . . 4000 Stettin . 1000 
Jena. . 1 000 Stuttgart 2400 


* 


Karlsruhe . . 1500 Geſamtſumme 34 500 Mark. 


zuſammen 18 200 Mark, 

Außer dieſen ſatzungsmäßig zu verwendenden 34 500 Mark 
haben die Anwaltskammer im Bezirk des Kammergerichts 
5000 Mark, die Anwaltskammer im Oberlandesgerichtsbezirk 
zu Cöln 2000 Mark, die Anwaltskammer im Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirk zu Roſtock 500 Mark und die Anwaltskammer 
im Oberlandesgerichtsbezirk zu Zweibrücken 200 Mark zu 
Unterſtützungszwecken zugewendet. 

An Geſchenken ſind eingegangen für den Kapitalgrundſtock 


2913 Mark 15 Pf. 
Dem Unterſtützungsfonds find an Geſchenken und Bei⸗ 


hülfen zugefloſſen 16 742 Mark. 

Das Geſchäftsjahr 1905/1906 hat 9 neue im Ermittelungs⸗ 
verfahren begriffene Unterſtützungsfälle übernommen. Die Zahl 
der neu anhängig gemachten Geſuche beträgt 40. — Von dieſen 
49 Geſuchen find vor Bewilligung einer Unterſtützung zurüd- 
gezogen 1, abgelehnt 2, im Prüfungsverfahren befindlich 8, 
bewilligt 38. Im übrigen iſt aus der Verwaltungestätigkeit 
des Vorſtandes hervorzuheben, daß er einzelne Darlehnsgeſuche 
abgelehnt hat und in einem Falle wie ſeit Jahren, die Zahlung 
einer von Verwandten für eine betagte Rechtsanwaltswitwe zu⸗ 
ſammengebrachten Rente vermittelt, um die Empfindlichkeit der 
Bedachten zu ſchonen. 

Die Summe der erſtmaligen Bewilligungen beträgt 
15 550 Mark. 

Es find im Geſchäftsjahr 1905/1906 bewilligt: 

I: II. 


an in der Liſte noch nicht ge- an ausgeſchiedene Rechtsanwälte 
löſchte Rechtsanwälte und an Hinterlaſſene von Rechts⸗ 


anwälten 
1. zum 1. Male 2600 M. 1. zum 1. Male 12 950 M. 
2. 2 2 s 2700 2 2 2 2. 2 10 950 7 
3. =: 3 : 500 : 3. 83 = 17480 ⸗ 
4. 6. 600 =: 4. = 4. 8550 = 
Seite 6 400 M. Seite .. 39 930 M. 
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an in der Liſte noch nicht ge⸗ an ausgeſchiedene Rechtsanwälte 
löſchte Rechtsanwälte und an Hinterlaſſene von Rechte: 


anwälten 
Übertrag. 6 400 M Übertrag . . 39 930 M. 
5. 8 = 800 ⸗ 5. 5 = 6500 = 
6. 9. = 800 = 6. = 6. = 4050 = 
7. = 14. =: 400 = Tee 1 % 5800 = 
zuſammen .. 8400 M ee ee 
9. ü 9. 3650 = 
10. = 10. = 7530 = 
11. = 11. = 8444 ⸗ 
12. = 12. 2850 - 
13. 13. 3770 = 
14. = 14. = 2630 = 
15. = 15. = 4240 = 
16. = 16. = 2070 = 
17. = 17. = 1310 ⸗ 
18. 18. 1800 = 
19. = 19. = 1330 : 
20. = 20. = 2450 : 
21. = 21. = 1950 = 
22. 2%. = 1450 : 
zuſammen .. 108 254 M. 
Summe zu I 8 400 Mark, 


s I. . . 108254 = 
Geſamtſumme 116 654 Mark. 


Hiervon entfallen noch auf das zweiundzwanzigſte Geſchäfts⸗ 
jahr 15 450 Mark, während für das dreiundzwanzigſte Geſchäfts⸗ 
jahr 101 204 Mark beſtimmt ſind. 

Es verteilen ſich am 1. Juli 1905 die ſeit Gründung der 
Kaſſe — 1885 — anhängig geweſenen Unterſtützungsfälle nach 
F wie folgt: 

Augsburg. 17 Jena . 20 


Bamberg .J. 13 Karlsruhe . 15 
Berlin. 57 Kiel . 16 
Braunfhweig . . . 4 Königsberg... 52 
Breslau . 68 Marienwerder . 36 
Caſſel . . 21 München . 33 
Celle. 62 Naumburg 45 
Cölnrn . . . 22 Nürnberg . 26 
Colmar. 1 Poſen 61 
Darmſtaddte . . 11 Roſtock . . . 23 
Dresden. 70 Stettin . 26 
Frankfurt a. M. 6 Stuttgart 27 


Hamburg 5 Zweibrücken 2 

Hamm. . . 20 Reichsgericht 1 
Für die im Geſchäftsjahre 1905/1906 hinzugekommenen 
Unterſtützungsfälle iſt das Verhältnis das folgende: 


Augsburg. 3 El. 2 
Bamberg 1 Dresden . 1 
Berlin 6 Frankfurt a. M. 2 
Braunſchweig 1 Jena 2 
Breslau 2 Kiel 1 
Caſſel. 2 Königsberg. 3 
Celle 2 Mͥʃarienwerder 1 
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München . . 2 Poſen 1 
Naumburg. . 1 NRoſt ock. 1 
Nürnberg 3 Stuttgart 1 


Der Summe nach entfallen an Unterſtützungen im ab⸗ 
gelaufenen Geſchäftsjahr auf: 


Augsburg . 3 350 Mark Hamm 2920 Mark 
Bamberg.. 3000 = Jena 2400 = 
Berlin 9289 = Karlsruhe 3000 = 
Braunſchweig 1300 - Kiel . 4200 =: 
Breslau 9845 Königsberg. 10 000 
Caſſel. 2830 = Marienwerder 4450 = 
Celle. 6420 ⸗ Münden. . 5175 ⸗ 
Cölnn . 6750 = Naumburg . 4600 
Solmar . . 400 = Nürnberg . 5090 = 
Damftadtt . 600 ⸗ Vofen. . . 9045 : 
Dresden 8050 = Roſtock . 2430 = 


a. Main . 2200 Stuttgart 3550 - 
Hamburg 900 Zweibrücken. 300 = 

Der Oberlandesgerichtsbezirk Oldenburg und die Anwalts⸗ 
kammer bei dem Reichsgericht haben keine Unterſtützungsfälle 
gehabt. 

Die mitgeteilten Zahlen ergeben, daß die Anteilnahme des 
deutſchen Anwaltſtandes an der Hülfskaſſe und deren Wirken 
in gleichmäßiger, ſtetiger Entwickelung fortſchreitet, und es iſt 
auch der Wunſch, daß die noch bei Seite ſtehenden Kollegen 
derſelben gewonnen werden möchten, der gleiche geblieben. 


Leipzig, den 10. Juli 1906. 


* 


* 


Der Schriftführer: 
Zeuetti, Rechtsanwalt. 
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II. 

XIII. Jahresrechnung der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte auf die Zeit vom 1. Juli 1905 bis 
30. Juni 1906. 

A. Kaſſa Konto. 

Einnahme: 


1. Barſtand am 1. Juli 1905 28 4 02 HM 

2. Von der Allgemeinen Deutſchen Kredit⸗ 
anſtalt erhoben 78450 — » 

3. Von der en der Deutſchen Bank 
erhoben 65 100 — » 
4. Schenkungen an | ben Kapitalgrundſtock 2913 ⸗ 15 > 
5. Schenkungen an den Unterſtützungsfonds 16742 — > 
6. Beihülfen der Anwaltskammern. 34 500 — = 
7. Mitglieberbeiträge . 106290 = — s 
8. Binfen . Er 39 367 = 95 ⸗ 

9. Wegen Todesfalls uſw. zurdgekommene 
Unterſtützungen A 525 — - 
10. Erſtattetes Porto. 2.60 
Summa 343 918.4 72 9 


Ausgabe: 


1. Unterftügungen . . 

2. An die Allgemeine Deut Kredit 
anſtalt gezahlt 5 8 

3. An die Filiale der Deut Bank 
gezahlt 2 2 5 

4. Ankauf von Wertpapieren : 

5. Ausgaben für REN, N 
Steuern uw. 

6. Rückzahlung von Beiträgen 

7. Beſtand am 30. Juni 1906 


Summa 


Einnahme: 
1. Beſtand am 1. Juli 1905 
2. Schenkungen und ae der An⸗ 
waltskammern (A 6 
3. Zinſen nach A II. 5 Verbaltungs⸗ 
grundſätze zu 4% von 113 118.4 05 K 
4. Satzungsgemäße Uberweiſung: 
Mitgliederbeiträge 106 290 — K. 
abzüglich Rück⸗ 


zahlungen 120 = — » 
106 170 4 — & 

ab Ausgaben 5888 ⸗ 12 - 
100 281 44 88 . 


Hiervon erhält der e 
fonds , ſin d 


und ferner / von den Beiträgen 
der Anwaltskammern zu A 6a. 


5. Zurückgekommene Unterſtützungen ſiehe 
NN A ²˙ ee 


Summa 
Ausgabe: 
1. An Unterſtützungen 
2. Beſtand am 30. Juni 1906 
Summa 


NE 18. 1906. 


108 753 4 914 


78 450 — : 
60 900 — : 
89 806 = 10 
5 888 12 

120 — 


— : 59; 


343 918472 J 


B. Unterſtützungs⸗Konto. 


113 118.4 05 9 
16 742 = — 


4524 ⸗ 72 


75 21141 
17 250 — 

525 = — : 
2937 3714 189 


108 753.4 919 
118617 = 27: 


227 371.4 189 


(Anmerkung: Durch vor dem 1. Juli 1906 erfolgte Be 
willigung iſt bereits über 101 854 Mark von dieſem Beſtande 


von 118 617 Mark 27 Pf. verfügt worden.) 


C. Kapitalgrundſtock⸗ Konto. 


Hiervon ab Koursverluſt 


1. Beſtand am 1. Juli 1905 1 072 700 4 85 # 
2. Schenkungen 2913 ⸗15 
3. Satzungsgemäße Übertveifungen: 
1 von 100 281.4 
88 R. = 25 070 4 479 
½ von 34 500.4 
— 17 250 — 5 
— — 4242320 47 
4. Zinſen von 39 367 4 95 & 
ab (vergl. B. 3). 4524 ⸗ 72 ⸗ 
34 843 ⸗ 23 
5. Erftattetes Porto 2:60; 


——,— 
1 152 780.4 30 9 


17674 = 86 : 


Summa einfchl. des Martinyfonbs 1 135 105 .4 44 9 


— — — 2 rl 
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D. Wertpapier⸗Konto. Reichsſchuldbuch, bezw. in das Staatsſchuldbuch des Bremiſchen 
1. Beſtand am 1. Juli 1905. 1112 2904 88 % Staates eingetragen und der außer dem Barbeſtande von 


2. Für angekaufte Wertpapiere. . 89 806 = 10 59 Pf. vorhandene Betrag von 69 300 Mark iſt auf ein 
— Rechnungsbud bei der Allgemeinen Deutſchen Kreditanſtalt zu 


Die am 30. Juni 1906 vorhandenen Wert⸗ Aa 
papiere haben einen Wert von . . 1 202 096 4 98 Leipzig mit 37 000 Mark und mit 32 300 Mark auf ein 
Der Kursverluſt.. 17674 86 ſolches bei der Leipziger Filiale der Deutſchen Bank eingezahlt. 
187422 ＋ 12 7 pr Das erſtere Buch lautete nach der XXI. Jahresrechnung über 
iſt auf Gewinn⸗ und Verluſt⸗Konto übertragen worden. d 0 55 . — 
An Wertpapieren ſind vorhanden: eingezahlt wurden 8 
650 000 Mark tönigl. ſächſ 3% Rente 115 450 % — # 
a 87,05 565 825 .% — % abgehoben wurden. . 78450 = — = 
Stüdyinfen 195 459 500 Mark bon Beitand . . . . . 37 000 4% — # 
5 l. oo 2 eis 5 h 3446 = 25 = pas letztere lautet über 36 500 AM — AH 
326 000 Mark königl. preuß. 3½ % Ton BER 
Anleihe à 99,90 . . 325 674. eingezahlt wurden. „60900 = — + 
Stückzinſen von 190 500 Mark 115 97 400 % — A 
1. April bis 30. Juni 1906 1666 = 87 = abgehoben wurden. 65100 - — = 
150 000 Mark Tönigl. Ru 3% . Beſta d.. 32300 = — ) 
Anleihe a 88,10 132150 = — . 
Stückzinſen von 15 000 Mark voin E. Gewinn- und Berluſt⸗Konto. 
1. April bis 30. Juni 1906 . . 1125 = — =: Berluſt 0 . . 
110000 Mark 3% Deutfce Reichanleihe er uſt auf Wertpapiere 17 674 Mark 86 Pf. übertragen 
à 88,10 96910 = — auf Kapitalgrundſtock⸗Konto, dasſelbe beträgt hiernach 
Stückzinſen von 106 000 Mark Hin 1152 780 4 30 N 
1. April bis 30. Juni 1906 . . 795 — . 17 674 - 86 ⸗ 
40 000 Mark 3 ½ * Schuldverſchreibungen . 
des Bremiſchen Staates zu 97,90. . 39 160 = — = Summa. . 1135 105 4 44 & 
Stückzinſen von 30 000 Mark vom re 
1. Mai bis 30. Juni 1906 175 — : Leipzig, den 30. Juni 1906. Dr. Seelig. 


Stückzinſen von 10 000 Mark vom 
pril bis 30. Juni 1906 85 — . 


20 000 Mark 3 Schuldverſchreibungen Die vorſtehende Rechnung iſt von uns auf Grund der uns 


des Bremiſchen Staates zu 86,30. 17 260 = — = vorgelegten Bücher, Akten und Belege geprüft und für richtig 
Stückzinſen von 20 000 Mark vom befunden worden. 
1. April bis 30. Juni 1906 . . 150 = — : 
Summa. . 1184 422 12 9 Leipzig, den 16. Juli 1906. 
(Anmerkung: Sämtliche Wertpapiere ſind in das königlich 
ſächſiſche, in das königlich preußiſche Staatsſchuldbuch, in das Dr. Drucker. Dr. Anſchütz. 


Vergleichung mit dem Vorjahr. 


Schenkungen Beſtand 
. Anwalts⸗ Ver⸗ des des 
Mitglieder⸗ zum . Unter⸗ Kapital⸗ Unter⸗ 
Vom bis kammer⸗ Zinſen Jwaltungs⸗ t ſtützungs⸗ 
beiträge 3 Unter⸗ ſtützungen | grundſtocks fonds 
beiträge ſtützungs⸗ koſten 
am Schluſſe des Geſchäfts⸗ 


A BA A A| M 


u )Al UA 


C. 


EIDE 


_ 34 400,— 114 11507 18 453 — 36 371 50 5 644 40 103 051 


) 
1. Juli 1905 30. Juni 1906 | 106 290 — 84 500 — | 2 91315 | 16 15 — 39 N 5 888112 1 108 753 


| 


) Hierin find folgende Beihülfen von Anwaltskammern enthalten: Berlin 5000 Mark, Hamburg 5000 Mark, Cöln a. Rh. 2000 Mark, 


Königsberg i. Pr. 1500 Mark, Zweibrücken 100 Mark und vom Deutſchen Anwaltverein 3000 Mark. 
*) Hierin al folgende Beihülfen von Anwaltskammern enthalten: Berlin 5000 Mark, Cöln a. Rh. 2000 Mark, Roftod 500 Mark, 


Zweibrücken 200 
) Eine zu Unterſtützungszwecken zu verwendende Beihülfe des Deutſchen Anwaltvereins von 3 000 Mark iſt erſt nach dem 


30. Juni 1906 bei der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte eingegangen. 


1. Juli 1904 30. Juni 1905 100 890 45 1072 700 85 113 118.05 


** * 


911 1135 00. 118 . 
| 
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Der Zeugniszwang gegen die Reichstags⸗ 
abgeordneten über die Quellen zu ihren 
parlamentariſchen Reden. 

Von Dr. Richard Alexander-Katz, Rechtsanwalt beim 
Kgl. Kammergericht. 

Der bekannte Staatsrechtslehrer Laband nimmt in der 
„Deutſchen Juriſtenzeitung“ vom 1. September zu der durch 


die Vernehmung des Reichstagsabgeordneten Erzberger und. 


die Durchſuchung ſeines Arbeitszimmers im Reichtagsgebäude 
entſtandenen Kontroverſe hinſichtlich der Ausübung des Zeugnis⸗ 
zwanges gegen Abgeordnete das Wort. Er weiſt darauf hin, 
daß weder die 88 50 ff. StPO. die Reichs⸗ und Landtags⸗ 
abgeordneten von der Zeugnispflicht ausſchließen, noch in einer 
vor dem Erlaß der Reichsſtrafprozeßordnung in Geltung ge⸗ 
ſtandenen deutſchen Landesſtrafprozeßordnung eine ſolche Be⸗ 
freiung der Landtagsabgeordneten von der Zeugnispflicht aus⸗ 
geſprochen ſei; daß vielmehr der 8 49 StPO. die Vernehmung 
der Mitglieder einer deutſchen geſetzgebenden Verſammlung 
während der Sitzungsperiode am Ort dieſer Verſammlung, 
wenn ſie ſich dort befinden, anordne, alſo die Zeugnispflicht 
an ſich anerkenne, ohne eine Beſchränkung des Umfangs der 
Zeugnispflicht zu enthalten. Hierauf ſtützt er die Meinung, 
daß reichsgeſetzlich weder eine Befreiung der Abgeordneten von 
der Zeugnispflicht noch eine Beſchränkung des Zeugniszwanges 
beſtehe. Eine landesgeſetzliche Beſchränkung der Zeugnispflicht 
ſei unzuläſſig. 

Dieſe Ausführungen entbehren der juriſtiſchen Folge: 
richtigkeit; ſie faſſen die Frage, welche ausſchließlich eine ſolche 
der Reichsverfaſſung iſt, vorzugsweiſe aus dem Geſichtswinkel 
der StPO. ins Auge, der ein falſches Bild geben muß, weil 
darin die Frage gar nicht behandelt wird. Es mag hier 
gleich bemerkt werden, daß die Frage in gleicher Weiſe auch 
im Zivilprozeſſe praktiſch werden kann. Auch in dieſem könnten 
Haftſtrafen bis zu 6 Monaten angewendet werden (85 390 
Abſ. 2, 913 ZRO.) 

Laband meint nun, die Strafverfolgung ſei wegen Zeugnis⸗ 
verweigerung und zwar gemäß Art. 31 der Reichsverfaſſung 
nur während der Sitzungsperiode beſchränkt. Der Art. 30 
der Reichsverfaſſung dagegen, welcher von anderer Seite gerade 
gegen die Anwendung des Zeugniszwanges angeführt wird, 
ſamt dem § 11 StGB., der den Art. 30 auch auf die 
Landtagsabgeordneten ausdehnt, könne keine Anwendung finden. 
Der Abgeordnete werde nicht „zur Verantwortung gezogen“, 
nicht „beſchuldigt“, habe nicht über ſein Verhalten Rechenſchaft, 
ſondern über ſeine Kenntnis einer Tatſache Auskunft zu geben. 
Es ſei eine geradezu gewaltſame Auslegung, aus dem Straf⸗ 
ausſchließungsgrunde des 8 11 StGB. eine Befreiung von der 
Zeugenpflicht herzuleiten. 

Gerade dieſe Ausführungen tun aber dem Art. 30 der 
Reichsverfaſſung Zwang an. Sie werden vor allem der Tat⸗ 
ſache nicht gerecht, daß der Art. 30 der Reichsverfaſſung neben⸗ 
einander zwei beſondere Verbote umfaßt, die doch verſchiedene 
Dinge betreffen: nämlich einerſeits den Abgeordneten zu irgend 
einer Zeit gerichtlich oder diſziplinariſch wegen getaner 
Außerungen zu verfolgen, andererſeits ihn ſonſt außerhalb 
der Verſammlung zur Verantwortung zu ziehen. Es iſt 
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alſo jede ſonſtige Art, den Abgeordneten zur Verantwortung 
zu ziehen, auch ſoweit ſie mit einer gerichtlichen oder 
diſziplinariſchen Beſtrafung gar nichts zu tun hat, verboten und 
die Worte „zu irgend einer Zeit“ und „ſonſt“ zeigen aufs 
ſchärfſte den Willen des Reichsgrundgeſetzes, daß jede denkbare 
Art der Forderung eines Sichverantwortens zu jeder Zeit hat 
ausgeſchloſſen werden ſollen. 

Laband trifft daher mit ſeiner Einwendung nicht den Kern 
der Sache, wenn er ſagt: durch die Vernehmung als Zeuge 
wird der Abgeordnete nicht gerichtlich verfolgt oder zur Ber: 
antwortung gezogen; er wird nicht beſchuldigt; er hat nicht über 
ſein Verhalten Rechenſchaft zu geben. 

Es handelt ſich alſo nicht um die Frage, ob er wegen 
feiner Außerungen im Reichs⸗ oder Landtage ftraf: oder 
diſziplinarrechtlich verfolgt und in dieſem Sinne zur Ver⸗ 
antwortung gezogen werden kann, ſondern darum, ob er ſeine 
Außerungen überhaupt irgendwie und vor irgendwem und 
zu irgend welchem Zwecke zu verantworten nötig hat. 

Wer mich auffordert, nachzuweiſen und womöglich zu be: 
ſchwören, wie ich zur Wiſſenſchaft von mir behaupteter Tat⸗ 
ſachen gelangt bin, der verlangt eben, daß ich mich über die 
Behauptungen, die ich vorgetragen habe, wenngleich nicht zwecks 
Beſeitigung von Schuld, verantworte. So hat unbeſtreitbar 
der Deutſche Sprachgebrauch ſeit undenklichen Zeiten den Be⸗ 
griff des „Sichverantworten“ für tatſächliche Behauptungen, die 
jemand vorträgt, aufgefaßt, wenn es ſich nicht um eine ſtraf⸗ 
rechtliche oder diſziplinariſche Verantwortung handelt. 
Und hier handelt es ſich eben um jene nicht ſtrafrechtliche oder 
diſziplinariſche Verantwortung, um jene „ſonſtige“ Verant— 
wortung, die der Art. 30 der Reichsverfaſſung der gerichtlichen 
oder diſziplinariſchen Verfolgung für unſern Fall als gleich⸗ 
bedeutend zur Seite ſtellt! 

Nun mag ja im Straſprozeß die Vorladung zur Zeugen⸗ 
haft und der Verſuch der Vernehmung ſtatthaft fein. Jedes 
ernſtere Verlangen aber, ein Zeugnis der gedachten Art ab⸗ 
zulegen, welches zu verweigern der Abgeordnete amtliche Gründe 
hat, heißt eine Verantwortung über die im Reichstage 
getane Außerung heiſchen. Verantwortung wegen einer getanen 
Außerung fordern, iſt gleichbedeutend mit „eine Auskunft 
fordern, die es rechtfertigt, wie der die Auskunft Erteilende dazu 
gekommen ſei, die betreffende Außerung zu tun“. Das kann 
durch die Nennung des Gewährsmannes geſchehen, und daß der 
Gewährsmann genannt werde, iſt eben Zweck der Vernehmung. 

Hieraus folgt, daß der Art. 30 der Reichsverfaſſung ver⸗ 
bietet, dieſe Auskunft unter Hinweis auf die eventuelle 
Erzwingung dieſer Auskunft zu fordern. 

Aber auch von dieſer meines Erachtens unwiderlegbaren 
Erwägung abgeſehen, kann doch weiterhin nicht verkannt werden, 
daß jedenfalls die Anwendung des Zeugniszwanges durch Ver⸗ 
hängung von Geldſtrafen und Haft dem Art. 30 cit. (von Art. 31 
ganz abgeſehen) widerſpricht, und dies iſt ſchließlich der Kern der 
Frage; denn um den Zeugniszwang, nicht um das Ver⸗ 
nehmungsrecht handelt es ſich. Nun ſoll vielleicht deduziert 
werden: Beſtraft wird der Abgeordnete ja nicht wegen ſeiner 
Außerung im Reichs⸗ bezw. Landtage, ſondern wegen ſeiner 
Verletzung der Zeugnispflicht. Es handelt ſich aber vorliegend, 
wie dargelegt iſt, nicht darum, ob er wegen ſeiner parlamentariſchen 
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Tätigkeit unmittelbar beſtraft wird, ſondern ob er wegen 
derſelben zur Verantwortung gezogen wird; und wenn die 
Antwort über die Umſtände, unter welchen der Abgeordnete zu 
ſeiner Außerung ſich befugt halten durfte, alſo über die Art 
der Erlangung ſeiner Kenntnis, ſogar mittels Strafen „er⸗ 
zwung en“ (vgl. auch § 390 Abſ. 2 ZPO.) würde, fo wäre 
dies wohl — abgeſehen von der Beſtrafung für die Rede ſelbſt, — 
der anderen Form verbotener Rechenſchaftsforderung —, die 
ſchärfſte Art, den Abgeordneten wegen ſeiner parlamentariſchen 
Außerung „zur Verantwortung zu ziehen“. 

Ganz analog liegt, wie erwähnt, die Frage des Zeugnis⸗ 
zwanges im Zivilprozeß. Die Mittel zur Erzielung des ver⸗ 
weigerten Zeugniſſes find in der Straf⸗ wie in der Zivilprozeß⸗ 
ordnung (StPO. § 69, ZPO. 390) dieſelben, und zwar ſind fie 
zwiefach: erſt eine Geldſtrafe bis zu 300 Mark, an deren Stelle 
nur im Falle, daß ſie nicht beigetrieben werden kann, Haftſtrafe 
tritt; dann aber die unmittelbare „Anordnung der Haft zur 
Erzwingung“ des Zeugniſſes. Während jedoch im Zivilprozeß 
letztere Maßregel nur im Falle wiederholter Weigerung 
und nur auf Antrag des Beweispflichtigen anzuordnen iſt, kann 
ſie im Strafprozeß ſogleich bei der erſten Weigerung angeordnet 
werden. Immerhin ſagen beide Prozeßordnungen ausdrücklich, 
daß es ſich im letzteren Falle um ein Zwangsmittel zur 
Beugung des Willens des Zeugen unter das Verlangen des 
Richters handelt, und es kann nicht zweifelhaft ſein, daß auch 
der erſte Fall, wenn auch das Geſetz von „Strafe“ ſpricht, keine 
andere Bedeutung hat. Es handelt ſich alſo in allen Fällen 
um Zwang zur Erklärung. Es iſt dabei dem Zeugen auch 
nicht etwa lediglich die nackte Mitteilung einer beſtimmten Tat⸗ 
ſache zugemutet. Denn ſowohl im Zivilprozeß (§ 396) als im Straf: 
prozeß ($ 68) iſt vielmehr der Zeuge zu veranlaſſen, „dasjenige, 
was ihm von dem Gegenſtande ſeiner Vernehmung bekannt iſt, 
im Zuſammenhange anzugeben,“ und im Anſchuß hieran hat der 
Richter dann „zur Aufklärung und zur Vervollſtändigung der 
Ausſage, ſowie zur Erforſchung des Grundes, auf welchem 
die Wiſſenſchaft des Zeugen beruht, nötigenfalls 
weitere Fragen zu ſtellen.“ Da nun der Grund, auf welchem 
in den ſtreitigen Fällen die Wiſſenſchaft des Zeugen (über 
ſeine Quelle) beruht, identiſch iſt mit dem Grunde, auf dem 
feine Ausſage im Parlamente ſelbſt beruht, fo ſoll er in der 
Tat über die Gründe ſeiner parlamentariſchen Erklärungen 
zwangsweiſe ausgeforſcht werden, das heißt aber: er ſoll ſich 


hierüber verantworten. 


Prozeßrechtlich entſcheidet zugunſten des Verweigerungs⸗ 
rechts im Zivilprozeß § 383 Ziff. 5; im gegebenen Falle iſt 
der Abgeordnete eine Perſon, 

welcher kraft ihres Amtes oder Standes Tatſachen 

anvertraut ſind, deren Geheimhaltung durch die Natur 

derſelben geboten iſt. 
Denn wenn der Mitteilende durch die Mitteilung eine Pflicht 
verletzt hat und dieſe Tatſache ſelbſt dem Abgeordneten ebenfälls 
mitgeteilt oder, weil von der Mitteilung nicht zu trennen, mit der 
Tatſache zugleich ihm bekannt geworden iſt, dann liegt es 
eben in der Natur der Tatſache ſelbſt, daß die Geheimhaltung 
„geboten“ iſt, weil der Mitteilende ſich ſelbſtverſtändlich ge⸗ 
hütet haben würde, die Mitteilung zu machen, wenn er ſich 
nicht auf die Diskretion verlaſſen hätte. Es iſt alſo ſchon bei der 
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Mitteilung von ihm wie vom Empfänger — dem Abgeord⸗ 
neten — als eine ſelbſtverſtändliche Verpflichtung betrachtet 
worden, jenen nicht zu verraten. 

Zu den im § 383 Ziff. 5 von der Zeugnis pflicht be: 
freiten Perſonen gehören eben nicht bloß jene, die nach 
§ 300 StGB. für eine Verletzung der Verſchwiegenheit ſtrafbar 
ſind, oder, wie Schöffen und Geſchworene ($ 200 GVG.) oder 
Steuerkommiſſare uſw durch geſetzliche Vorſchrift zur 
Geheimhaltung verpflichtet ſind, ſondern auch jene, bei denen 
die Geheimhaltung „nach der Natur der mitgeteilten Tatſachen“ 
kraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes geboten erſcheint. 
Eine gleiche Vorſchrift enthält allerdings die StPO. nicht. 

Der Unterſchied der Sachlage im Zivilprozeß und im 
Strafprozeß iſt hiernach — neben der erwähnten Ausübungs⸗ 
weiſe des Zwanges — nur der, daß der Richter im Zivil⸗ 
prozeß gemäß § 383 Abſ. 2 und 3 ZP. ſchon die Pflicht hat, 
von derartigen Fragſtellungen Abſtand zu nehmen, im Straf⸗ 
prozeß aber nur ein Drängen und Drohen unterlaſſen muß, 
welches ſich als ein „zur Verantwortung ziehen“ darſtellen 
würde. 


Abhalten von der Teilnahme an öffentlichen 
Submiſſionen. 
(Bu $ 270 des Preußiſchen Strafgeſetzbuches.) 

Von Rechtsanwalt J. Müller zu Hannover. 

Der 5 270 des Strafgeſetzbuches für die Preußiſchen 
Staaten vom 14. April 1851 lautet: 

Wer andere vom Mitbieten oder Weiterbieten bei den 
von öffentlichen Behörden oder Beamten vorgenommenen 
Verſteigerungen, dieſelben mögen Verkäufe, Verpach⸗ 
tungen, Lieferungen, Unternehmungen oder Geſchäfte 
irgend einer Art betreffen, durch Gewalt oder Drohung 
oder durch Zuſicherung oder Gewährung eines Vorteils 
abhält, wird mit Geldbuße bis zu 300 Talern oder 
mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten beſtraft. 

Dieſer Paragraph iſt ebenſo wie Art. 412 Abſ. 2 code 
penal, welcher dieſelbe Materie betrifft, nach konſtanter Recht⸗ 


ſprechung des Reichsgerichts, dem ſich nach anfänglich anderer, 


auf Entſcheidungen des Preußiſchen Obertribunals beruhender, 
Auffaſſung das Preußiſche Kammergericht angeſchloſſen hat, 
neben dem Reichsſtrafgeſetzbuche in Geltung geblieben. Das 
Reichsgericht nimmt an, daß die angegebenen Strafvorſchriften 
eine Materie betreffen, die nicht Gegenſtand des Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuches geworden ſei (§S 2 EG. z. RStGB.) und hält auch 
die Tatſache, daß bei der Beratung des Reichsſtrafgeſetzbuches 
durch den Reichstag dieſer es ablehnte, eine den Vorſchriften 
des § 270 PrStGB. entſprechende Beſtimmung in das neue 
Geſetzbuch aufzunehmen, für unerheblich, da nur dann ein 
Landesgeſetz für aufgehoben angeſehen werden könne, wenn ein 
dementſprechender Wille bei beiden der geſetzgeberiſchen Fak⸗ 
toren: Reichstag und Bundesrat, zu konſtatieren ſei, hier aber 
nichts dafür vorliege, daß der Bundesrat ebenſo wie der Reichs⸗ 
tag die Abſicht gehabt habe, eine nach dem § 270 mit Strafe 
bedrohte Handlung für ſtraffrei zu erklären. 

Wenn auch von mehreren Strafrechtslehrern die Anſicht 
des Reichsgerichts bekämpft wird, ſo wird die Praxis doch damit 
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zu rechnen haben, daß unſer höchſter Gerichtshof feinen Stand⸗ 
punkt, der auch durch Plenarentſcheidungen feſtgelegt iſt (cfr. 
RG. 60, 274), nicht wieder verläßt. Dieſe Strafvorſchrift iſt 
aber von großer praktiſcher Bedeutung, da ſie auch auf die von 
Behörden vorgenommenen Submiſſionen, bei denen ja häufig 
zwiſchen den Submittenten Abreden, verbunden mit Abſtands⸗ 
geldern, getroffen werden, angewendet wird. 

I. Das Wort „Submiffion” gebraucht das Reichsgericht 
zwar nur in der Bd. III S. 429 abgedruckten Entſcheidung in 
Strafſachen, aber wenn es in Bd. 35 S. 394 ſagt: 

„Der Magiſtrat der Gemeinde L. iſt eine öffentliche 
Behörde und hat die Vergebung der Kanaliſation an 
den Mindeſtfordernden ausgeſchrieben, alſo eine Ber: 
ſteigerung vorgenommen.“ 
ſo ſtellt es materiell die Submiſſion den Verſteigerungen gleich 
und unterſtellt damit auch die Submiſſion der Vorſchrift des 
8 270. Es liegt auf der Hand, daß dieſe extenſive Inter⸗ 
pretation durch die eigentliche Bedeutung des Wortes „Ver⸗ 
ſteigerung“ nicht getragen wird. 

Denn begrifflich wird bei einer Verſteigerung die für 
den Verſteigerer beſte Offerte dadurch erzielt, daß auf die Auf⸗ 
forderung zur Abgabe von Geboten ein U ber bieten, nicht ein 
Unterbieten ſtattfindet, während nach der heutigen Verkehrs⸗ 
auffaſſung unter Submiſſion „die öffentliche Aufforderung zur 
Einreichung ſchriftlicher Offerten“ (efr. Hubert: Das Submiſſions⸗ 
weſen, Tübingen 1885) zu verſtehen iſt. 

Aus dem Begriffe des Wortes „Verſteigerung“ iſt daher 
die Möglichkeit, den §S 270 auch auf Submiſſionen anzuwenden, 
nicht herzuleiten. Rechtfertigt nun die Faſſung des 8 270 oder 
ſeine Entſtehungsgeſchichte eine derartige Ausdehnung? 

Die erſte in der preußiſchen Geſetzgebung enthaltene Straf⸗ 
vorſchrift, die das Abhalten von Bieten betrifft, findet ſich in 
der Verordnung vom 14. Juli 1797. 

Dieſe ſpricht nur von gerichtlichen und anderen öffentlichen 
Subhaſtationen. An Stelle dieſer Verordnung iſt dann 
der 8 270 PrStGB. getreten. Die Motive zum PrStGB. 
(8 330 des erſten, § 248 des zweiten Entwurfs) geben keine 
Aufklärung. Sie laſſen nur durch folgenden Paſſus einen 
Rückſchluß zu: 

„Eine Unterſcheidung zwiſchen freiwilligen und not⸗ 
wendigen Verſteigerungen erſcheint unzuläſſig und un⸗ 
ausführbar; denn wo auch für den Eigentümer keine 
rechtliche Notwendigkeit vorliegt, ſich den Zuſchlag 
für das Meiſtgebot gefallen zu laſſen, da iſt doch der 
Eigentümer ſehr oft, und bei Verſteigerungen des Fiskus 
und der Behörden in der Regel, durch Umſtände faktiſch 
gezwungen, für das erzielende Meiſt⸗ oder Mindeſt⸗ 
gebot zuzuſchlagen.“ 

Es iſt aber durchaus nicht zwingend, aus dieſer Begrün⸗ 
dung den Schluß zu ziehen, daß die Verfaſſer der Motive bei 
dem Gebrauch des Wortes „Mindeſtgebot“ an das Submiſſions⸗ 
verfahren gedacht haben, da auch bei dem damals üblichen 
Verfahren der Abſt reich verhandlung ein Mindeſtgebot ab⸗ 
gegeben werden konnte. 

Die Tatſache, daß erſt zu Anfang der 50 er Jahre von 
den Gewerbetreibenden ſelbſt die Einführung des Submiſſions⸗ 
prinzips für die Verdingung öffentlicher Arbeiten beim Staate 
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beantragt wurde, daß ferner nach der Oberrechnungskammer⸗ 
Inſtruktion vom 18. Dezember 1824 für die Zivil⸗ und Militär⸗ 
verwaltungen das mündliche Lizitationsverfahren vorgeſchrieben 
und erſt ganz allmählich durch das ſchriftliche Submiſſions⸗ 
verfahren erſetzt wurde, ein Verfahren, das dann durch die 
Verfügung des Finanzminiſters vom 8. März 1868 allgemein 
den Staatsbehörden mit der Begründung anempfohlen wurde, 
„um einen ſicheren Anhalt für die Feſtſtellung angemeſſener 
Preiſe zu gewinnen und zugleich Beſchwerden über willkürliche 
Bewegung einzelner Gewerbetreibenden vorzubeugen“, ſprechen 
dagegen, daß bei der Abfaſſung des § 270 auch an Sub: 
miſſionen gedacht iſt. Dies wäre klar zum Ausdruck ge⸗ 
kommen, hätte auch klar zum Ausdruck gebracht werden müſſen, 
da das Submiſſionsverfahren, wie hervorgehoben, derzeit durch⸗ 
aus nicht allgemein bekannt war. 

Die im Texte des Geſetzes dem Worte Verſteigerung ge⸗ 
gebenen Erläuterung bietet keinen Anhalt dafür, daß der Geſetz⸗ 
geber das durch ſchriftliche Offerten gekennzeichnete Sub⸗ 
miſſionsverfahren als Verſteigerung aufgefaßt hat; die Er⸗ 
läuterung rechtfertigt vielleicht die vom Obertribunal vom 
28. Juni 1857 getroffene Entſcheidung (nach Oppenhoff 
Kommentar z. PrStGB. 8 270 Anm. 4), wonach auch eine 
Verdingung, d. h. alſo das öffentliche auf mündliche Offerte 
abgegebene Vergeben von Arbeiten, als Verſteigerung an⸗ 
geſehen werden ſoll, ſodaß es alſo auch eine Verſteigerung in 
den Mindeſtfordernden gilt. 

Das Weſen der Submiſſion iſt aber fo grundverſchieden 
von den übrigen Arten der Arbeitsvergebung, daß eine aus⸗ 
drückliche Vorſchrift des Geſetzgebers erforderlich geweſen wäre, 
wenn die Strafvorſchrift des 8 270 auch auf Submittenten 
Anwendung finden ſollte, wie dies in code penal Art. 412 
auch geſchehen iſt, da in Frankreich ſeit Colbert das Sub⸗ 
miſſionsverfahren bekannt war. | 

Daß das Wort „Verſteigerung“ in der Geſetzſtelle die 
dort gegebene Erläuterung erfahren hat, erſcheint dadurch voll⸗ 
kommen erklärt, daß der Gegenſatz gegen die enge Faſſung der 
Verordnung vom 14. Juli 1797, welche bis dahin Gültigkeit 
hatte, ſcharf betont werden ſollte. 

Mithin iſt tatſächlich durch die Ablehnung des $ 283 des 
Entwurfes zu einem Strafgeſetzbuch für den Norddeutſchen 
Bund durch den Reichstag, deſſen Redner betonten, daß es bei 
heutigen Verkehrs⸗ und Konkurrenzverhältniſſen außerordentlich 
bedenklich wäre, eine Kriminalſtrafe in Fällen eintreten zu 
laſſen, die ein vollkommener reell denkender Mann jeden Tag 
zu begehen in der Lage ſei, dieſe heute wichtigſte Art der 
Arbeitsvergebung nicht der Vorſchrift des 8 270 unterſtellt. 

Dieſe Auffaſſung iſt auch in einer Entſch. des RG. Bd. III 
S. 429 zum Ausdruck gekommen, nach der Erpreſſung in dem 
Falle angenommen wurde, daß jemand wiederholt Unternehmer 
von Lieferungen durch die Drohung, andernfalls im Sub⸗ 
miſſionstermin unterbieten zu wollen, zu Gewährung von Ver⸗ 
mögensvorteilen beſtimmt hatte. Dieſe Verurteilung erfolgte 
auf Grund der tatſächlichen Feſtſtellung, daß die Bedrohten 
ſich in Furcht vor dem ihnen in Ausſicht geſtellten Übel haben 
beſtimmen laſſen .. .. daß anderſeits Angeklagte ſelbſt gar 
nicht die ernſtliche Abſicht gehabt haben, ſich um Übertragung 
der Lieferung zu bewerben. 


ir 
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die Sache liegen, wenn Angeklagte den ernſtlichen Willen zum 
Unterbieten gehabt und von dieſer ihrer wirklichen Abſicht den 
Konkurrenten mit der Anheimgabe Kenntnis gegeben hätten, die 
Ausführung der Abſicht durch ein Opfer abzuwenden. An⸗ 
geklagte würden vielmehr nur auf eine auch ihnen gebotene 
Gelegenheit zum Erwerben gegen Gewährung einer feſten Ent⸗ 
ſchädigung ſeitens eines Mitkonkurrenten verzichtet haben, worin 
ſo wenig für die Empfänger als den Geber eine den Geſetzen 
widerſtrebende Handlung liegen würde.“ 


Es wird nun auch noch der Unterſchied zwiſchen beſchränkter 


und unbeſchränkter Submiſſion gemacht. Bei erſterer wird nur 
eine beſtimmte Anzahl von Unternehmern zur Einreichung einer 
Offerte aufgefordert, bei letzterer ergeht die Aufforderung öffentlich 
an die Allgemeinheit. 

Für die Frage der Anwendbarkeit des 8 270 auf Sub: 
miſſion erſcheint mir aber dieſer Unterſchied gleichgültig, da für 
beide nicht die Begriffsmerkmale der Verſteigerung vorliegen. 

II. Will man aber den $ 270 auch auf Submiffionen 
anwenden, dann iſt die Frage, wie iſt hierbei der Begriff 
„Abhalten“ zu beſtimmen, nicht zweifellos. Das Reichsgericht 
geht in feiner Plenarentſcheidung vom 17. März 1905 (RGz. 
60, 274), in der ein Vertrag, bei dem ſich ein Teil des Ver⸗ 
gehens gegen $ 270 ſchuldig gemacht hat, nicht als nach 
§ 134 BGB. nichtig erklärt wird, davon aus, daß das Wort 
„Abhalten“ des § 270 in ſcharfem Gegenſatze ſteht zu der 
„Verabredung“ in der Verordnung vom 14. Juli 1797, daß 
deshalb durch den 8 270 das Rechtsgeſchäft ſelbſt nicht 
getroffen werde, während nach der Verordnung alle Verträge 
und Verabredungen, bei welchem die Abſicht zugrunde liegt, bei 
gerichtlichen und anderen öffentlichen Subhaſtationen Kauf: 
luſtige zum Vorteil eines Lizitanten von der Abgabe ihres 
Gebots zurückzuhalten, für unerlaubt und ſtrafbar erklärt und 
damit das Rechtsgeſchäft ſelbſt nichtig iſt. 

In der Entſcheidung des I. StS. des RG. vom 10. Dezember 
1888 wird der Abhaltende als Anſtifter für ſtrafbar erklärt, 
wenn er auch als notwendiger Teilnehmer an dem Vergehen 
des andern nicht als Täter beſtraft werden könne. 

Und in der oben ſchon erwähnten Entſcheidung im 35. Bande, 
wo eine beſchränkte Submiſſion die Verſteigerung bildete, wird 
geſagt: 

„Vom Mitbieten abgehalten werden kann zwar nicht, 
wer entſchloſſen iſt, nicht zu bieten, wohl aber, wer 
den Entſchluß zum Mitbieten gefaßt hat.“ 

Zugegeben, daß ſich die nach vorſtehenden Entſcheidungen 
notwendigen tatſächlichen Feſtſtellungen für die Begriffs⸗ 
beſtimmung des Abhaltens bei öffentlichen Verſteigerungen 
treffen laſſen, fo wird dies bei den ſchriftlichen geheimen Sub⸗ 
miſſionsverfahren zu den größten Schwierigkeiten führen. Wo 
iſt da die Grenze zwiſchen Verabredung einerſeits und dem 
Anſtiften zum Abhalten und dem Abhalten ſelbſt anderſeits? 

Iſt das nicht gerade eine Verabredung im Sinne der 
Verordnung vom 14. Juli 1797, wenn der eine Bietluſtige 
dem andern den Vorſchlag macht, ihm ein Abſtandsgeld zu 
zahlen und dieſer dann die Offerte akzeptiert? 

Man muß daher die häufigen Fälle des gewerblichen 
Lebens, in denen auf der Grundlage einer Kalkulation einer 
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der Bietluſtigen zugunſten eines andern gegen ein Abſtands⸗ 
geld zurücktritt, ſchlechthin als einen gegenſeitigen Vertrag auf⸗ 
faſſen, bei dem nicht der eine als Abhaltender und der andere 
als Anſtifter aufzufaſſen iſt, ſondern der als Geſellſchafts⸗ 
vertrag anzuſehen iſt, bei dem auf Grund der Kalkulation 
der Verdienſt geteilt wird, wenn die Vorausſetzung des Ver⸗ 
trages, die Zuſchlagserteilung, eintrifft. 

Die Faſſung des § 270 ergibt, daß unter Abhalten ver⸗ 
ſtanden iſt: Das bewußte Einwirken durch Gewalt, Drohung 
oder Zuſicherung von Vorteilen auf einen andern, der ohne 
dieſe Einwirkung als Konkurrent aufgetreten ſein würde oder 
aufgetreten ſein könnte. 

Und wo eine ſolche ſtarke Einwirkung des Einen auch den 
Entſchluß des Andern feſtgeſtellt werden kann, erſcheint die 
Anwendung des 8270 möglich und es ergibt ſich dann auch 
die vom Geſetze gewollte Konſequenz, daß der Abgehaltene 
ſtraffrei iſt, und es iſt ferner die Plenarentſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts gerechtfertigt, daß kein nichtiger Vertrag vorliegt, viel⸗ 
mehr die verſprochene Leiſtung gefordert werden könne. 

Liegt aber eine ſolche Einwirkung nicht vor, beruht die 
Tatſache, daß der eine Bietluſtige keine Offerte einreicht, auf 
einer Verſtändigung beider Teile, dann kann ein Abhalten im 
Sinne des § 270 nicht angenommen werden. 

III. Dieſe Auslegung des § 270 ſteht auch mit dem 
Zwecke der Geſetzesvorſchrift im Einklang. 

Eine Schädigung des Verſteigernden ſoll verhütet werden. 
Dieſe tritt dann ein, wenn der Verſteigernde in Unkenntnis 
der Tatſache, daß durch im den in § 270 bezeichneten Hand⸗ 
lungen auf Reflektanten eingewirkt iſt, ein ihn ſchädigendes 
Gebot erhält. a 

Wenn aber von öffentlichen Behörden oder Beamten 
Lieferungsarbeiten ausgeſchrieben werden, dann iſt ſtets ein 
Voranſchlag vorhanden und eine Schädigung iſt ſtets zu ver⸗ 
meiden. 

Das Submiſſionsverfahren hat auch nicht im Gefolge 
gehabt, daß zu hohe Offerten eingegangen ſind, vielmehr liegt 
der von allen Seiten bekämpfte Nachteil der Submiſſion ge⸗ 
rade darin, daß ein zu ſtarkes Unterbieten ſtattfindet. Wenn 
dieſer Schaden aus dem praktiſchen Leben durch ein geſetz⸗ 
geberiſches Vorgehen beſeitigt werden könnte, würde dies all⸗ 
gemeine Anerkennung finden. 


Bemerkungen zum Entwurf eines Geſetzes be⸗ 
treffend das Urheberrecht an Werken der bildenden 
Künſte und der Photographie.“) 

Von Dr. Weißbart in Berlin. 


Der in der Überſchrift bezeichnete Geſetzentwurf, der zur 
Zeit dem Reichstage zur Beſchlußfaſſung unterbreitet iſt, erhält 
ſein Gepräge durch die grundſätzliche Regelung einiger Fragen 
des Kunſtſchutzrechtes. Er erweitert die Rechte des Künſtlers, 
beſonders des gewerblich tätigen Künſtlers und die Rechte des 
Photographen; er gewährt dem Architekten die ihm bisher ver⸗ 


*) Der nach Abfaſſung erſtattete Bericht der 10. Kommiſſion 
des Reichstags über den Entwurf hat deſſen hier beſprochene Be⸗ 
ſtimmungen gebilligt. 
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ſagten Urheberrechte; er verleiht auch demjenigen Schutz, der 
ein fremdes Kunſtwerk nachahmt; er ordnet das Recht des Ab⸗ 
gebildeten an ſeinem eigenen Bilde. 

1. Das Kunſtgewerbe, das bisher nur nach Eintragung 
ſeiner Erzeugniſſe ins Muſterregiſter einen Schutz gegen Nach⸗ 
bildungen genießt, der zeitlich ſehr beſchränkt iſt, und die 
künſtleriſche Architektur, deren Werke bisher von jedermann 
nachgeahmt werden können, erlangen in Zukunft ohne jede 
Förmlichkeit Schutz, und zwar 30 Jahre über das Leben ihres 
Schöpfers hinaus. Die Photographie, die bisher nur gegen 
mechaniſche Nachbildungen geſchützt war, ſoll in Zukunft gegen 
jede Nachahmung geſchützt werden. Der bisher fünfjährige 
Schutz ſoll eine Verlängerung erfahren. Die Anderungen be⸗ 
ruhen vorwiegend auf dem Gedanken, daß alle Schöpfer 
künſtleriſcher Erzeugniſſe den gleichen Schutz gegen Nachahmungen 
genießen müßten. An anderer Stelle“) iſt von mir der Nach⸗ 
weis verſucht worden, daß dieſer Gedanke falſch iſt, und daß 
der Geſetzgeber für jede einzelne Form künſtleriſcher Betätigung 
den Schutz nach Zweckmäßigkeits⸗Geſichtspunkten regeln muß, 
daß der Staat nur ſoweit eingreifen darf, als ohne ſeine Geſetze 
eine künſtleriſche Entwicklung unmöglich wäre. Dabei muß unter⸗ 
ſchieden werden, ob die Kunſt gewerbliche Betätigung ſucht oder 
nicht. Das geiſtige Eigentum des geltenden Rechts und des Ent⸗ 
wurfs iſt nicht wie das Eigentum an einer Sache frei von jeder 
perſönlichen Beziehung zum Schöpfer; es geht nicht in dem Ver⸗ 
bote der Nachahmung durch Nichtberechtigte auf; es iſt vielmehr 
mit der Perſon ſeines Schöpfers verknüpft. Ein derart konſtruiertes 
Recht paßt nicht für die Fälle, in denen die Kunſt in das Ge⸗ 
triebe des gewerblichen Lebens eingreift, namentlich nicht für 
Kunſtgewerbe, Photographie und Architektur. Hier müſſen die 
Kolliſionen zwiſchen dem Intereſſe des Künſtlers und den 
Intereſſen des Gewerbebetriebs ausgeglichen werden. Selbſt 
die Intereſſen des Künſtlers erfordern übrigens bei gewerblicher 
Verwertung ſeiner Erzeugniſſe nicht denſelben Schutz, wie wenn 
es ſich um Erzeugniſſe der ſogenannten hohen Kunſt handelt. 
Das Bedürfnis der gewerblich verwerteten Kunſt nach beſonderer 
Regelung erkennt der Entwurf nicht an. 

2. Kunſtgewerbliche Erzeugniſſe ſollen nach dem Geſetz⸗ 
entwurf wie alle anderen Kunſtwerke gegen Nachahmungen 
geſchützt werden; wenn ſie ins Muſterregiſter eingetragen ſind, 
ſollen ſie daneben auch den Schutz des Geſchmacksmuſtergeſetzes 
vom 11. Januar 1876 als Geſchmacksmuſter erhalten. Dieſes 
Geſetz verweiſt im $ 14 auf die Strafbeſtimmungen des Ge: 
ſetzes vom 11. Juni 1870, betr. das Urheberrecht an Schrift⸗ 
werken uſw., das nur noch wegen dieſer Beſtimmung in Geltung 
bleiben ſoll. 

Derjenige, der in die Rechte eines künſtleriſchen Geſchmacks⸗ 
muſters eingreift, wird daher durch nicht weniger als 40 Para⸗ 
graphen und zwar 20 des alten und 20 des neuen Geſetzes 
mit Strafen und Erſatzanſprüchen bedroht ſein. Eine Fülle 
überflüſſiger Streitfragen wird auftauchen; die Beſeitigung oder 
Unterdrückung von Streitfragen, die übrigens eines der beſten 
Mittel für die ſo heiß erſehnte Entlaſtung des RG. iſt, dürfte 
anzuſtreben fein. Zweckmäßig wird deshalb der 8 14 des 
Geſchmacksmuſtergeſetzes dahin geändert, daß auf die Straf⸗ 


*) Deutſche Wirtſchaſtszeitung 1906 Nr. 10. 


e 18. 1906. 
beſtimmungen des Geſetzentwurfs ſtatt auf die im übrigen völlig 
beſeitigten Beſtimmungen des Geſetzes vom 11. Juni 1870 ver⸗ 
wieſen wird. 

3. Der Geſetzentwurf hat mit dem Grundſatz gebrochen, 
daß der Schöpfer der Kopie eines geſchützten Werkes (kurz Nach⸗ 
bildner genannt) Nachahmungen ſeiner Kopie nur auf Grund des 
Rechtes des Schöpfers des Originals verfolgen kann. Nach der Be⸗ 
gründung iſt in Zukunft der Schöpfer des Originals neben 
dem Nachbildner zur Verfolgung von Nachbildungen der Kopie 
befugt, da die Kopie der Kopie mittelbar eine Nachbildung des 
Originals iſt. Beide, der Urheber des Originals und der 
Nachbildner, haben daher nach 8 36 und 37 des Entwurfs das 
Recht, die Beſtrafung des dritten Nachbildners der Kopie (kurz 
Dritter genannt) und Schadenerſatz zu fordern, die Vernichtung der 
Nachahmungen oder ihre Herausgabe zu verlangen. Der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch des Nachbildners wird wohl meiſt auf dem Papiere 
ſtehen. Durch die Nachbildung ſeiner Kopie hat er einen Schaden 
nicht erlitten, da er nicht befugt geweſen wäre, ſeine Kopie gewinn⸗ 
bringend zu vervielfältigen. Auch ſein Recht auf Vernichtung 
der Nachbildungen und der zu ihrer Herſtellung dienenden 
Vorrichtungen iſt ſehr zweifelhaft. Der Dritte wird dem An⸗ 
ſpruch des Nachbildners auf Vernichtung mit dem Einwand 
begegnen können, daß der Urheber des Originals berechtigt 
ſei, von ihm die Herausgabe der zu vernichtenden Gegenſtände 
zu fordern. Der Nachkbildner wird aber auch die Herausgabe 
dieſer Nachbildungen nicht fordern können, weil der Dritte zu 
ihrer Herausgabe an den Urheber des Originals verpflichtet 
ift.*) Unter dieſen Umſtänden find die Befugniſſe des Nach⸗ 
bildners ſo problematiſch, daß man ihm das Urheberrecht für 
die Dauer des Rechtes des erſten Urhebers hätte verſagen ſollen. 

Das künftige Recht des Nachbildners führt innerhalb 
des Gefetzes zu Widerſprüchen. Das Recht, das der Schöpfer 
des Originals ſowohl gegen den Nachbildner als gegen den 
Dritten auf Herausgabe der Nachbildungen und Ver⸗ 
vielfältigungsvorrichtungen hat, kann nur den Zweck haben, dem 
am Originale Berechtigten die Befugnis zur Verwertung der 
Nachbildungen und Vorrichtungen zuzuſprechen. Trotzdem wird 
ihm nach der Begründung das Recht zur Nachbildung der 
Kopie verſagt. 

4. Das Recht am eigenen Bilde, d. h. das Recht des Ab: 
gebildeten, die Verbreitung und öffentliche Schauſtellung ſeines 
Bildes) zu verhüten, iſt in den Abſchnitt „Befugniſſe des 
Urhebers“ eingereiht. Es hat aber damit nichts zu tun; das 
Recht gilt nicht nur gegenüber Urheber und Verleger, ſondern 
gegenüber jedem Beſitzer von Bildniſſen. Es gilt nicht nur für 
Bildniſſe, die Urheberſchuzz im Deutſchen Reiche genießen, 
ſondern auch für ausländiſche, ungeſchützte Bildniſſe; es gilt 
auch für ſolche Werke, an denen das Urheberrecht bereits 
erloſchen iſt. Die Vorſchriften über das Recht am eigenen 
Bilde gehören deshalb in einen beſonderen Abſchnitt. 


*) Die Annahme, daß der Urheber des Originals und der Kopie 
Geſamtgläubiger gegenüber dem Dritten ſind, iſt ſchwer damit du 
vereinigen, daß das Recht des einen Gläubigers ſtärker ift als das 
des andern. Der Schöpfer des Originals kann die Herausgabe der 
Nachbildungen auch vom Nachbildner fordern. Der Nachbildner it 
aus dem gleichen Rechtsgrund Schuldner wie der Dritte. 


) Die öffentliche Schauſtellung iſt bisher ſchon als eine Ber 


| breitung angeſehen worden. Vgl. RGSt. 2, 251. 
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Die unrichtige Einreihung hat bei den Strafbeſtimmungen 
zu einigen Ungenauigkeiten geführt. Nach § 35 des Entwurfs 
ſind Eingriffe in das Urheberrecht auch dann rechtswidrig, wenn 
das Werk nur zum Teil vervielfältigt, verbreitet oder vorgeführt 
wird. Eine entſprechende Beſtimmung über die Verbreitung oder 
Schauſtellung von Vildniſſen fehlt. Mangels beſonderer Straf: 
drohung müßte daher bei Verbreitung oder Schauſtellung auch 
eines weſentlichen Teiles des Bildes Strafloſigkeit eintreten. 

Nach 8 37 des Entwurfs hat der Verletzte das Recht, die 
widerrechtlich hergeſtellten, verbreiteten oder vorgeführten 
Exemplare und Vorrichtungen gegen Erſatz der Koſten zu 
übernehmen. Wie § 36 des Entwurfs ergibt, verſteht der 
Geſetzgeber unter den Exemplaren nicht ohne weiteres die 
Bildniſſe. Danach kann alſo der Abgebildete die Herausgabe 
der Originalbildniſſe von demjenigen nicht fordern, der ſie 
widerrechtlich verbreitet oder zur Schau geſtellt hat. 

Eine Kolliſion der Rechte des Urhebers eines Bildniſſes 
und des Abgebildeten iſt hier denkbar, da ſie beide die Ver⸗ 
nichtung und möglicherweiſe auch die Herausgabe der Nach— 
bildungen und Vorrichtungen verlangen können; daß das Recht 
des Abgebildeten hier vorgeht, bedarf beſonderer Feſtſtellung. 

Hinſichtlich einzelner Beſtimmungen des Geſetzentwurfs iſt 
noch folgendes zu bemerken: 

5. An Stelle des umfangreichen Titels des Geſetzes dürfte 
wohl zweckmäßig die Bezeichnung „Kunſtſchutzgeſetz“ treten. 
Da der Entwurf im Gegenſatz zur bisherigen Geſetzesſprache 
den Photographen zum Urheber gemacht hat, deckt dieſe Be⸗ 
zeichnung wohl auch den Schutz der Photographie. Im 
übrigen iſt auch die bisherige Bezeichnung nicht ganz genau, 
inſofern das Recht am eigenen Bild mit dem Urheberrecht 
nichts zu tun hat. 

6. Unter die Beſtimmungen, die das perſönliche Intereſſe 
des Künſtlers betreffen, gehört fein im 8 12 des Entwurfes 
feſtgeſtelltes Recht, Anderungen an dem Werke, an der Be⸗ 
zeichnung oder an der Bezeichnung des Urhebers dem Erwerber 
des Urheberrechts zu verbieten. Die Zuſtimmung zu ſolchen 
Anderungen kann nur der Künſtler ſelbſt geben; denn wenn 
der Erwerber des Urheberrechts Anderungen nicht vornehmen 
darf, ſo kann er auch anderen das Recht hierzu nicht verleihen. 
Trotzdem hält der Entwurf nach § 12 Abſ. 2 die Einwilligung 
des „Berechtigten“, auch des Verlegers für genügend. Es iſt 
zu fordern, daß für dieſe Genehmigung wie für die Ausübung 
aller höchſt perſönlichen Rechte des Urhebers nur der Urheber 
ſelbſt berufen und daß die Ausübung dieſer Rechte auf ſein 
Leben beſchränkt iſt. Es hat keinen Sinn, die Verfügung über 
Anderungen an dem Werk den Erben des Urhebers ein⸗ 
zuräumen, die keineswegs mit den nächſten Angehörigen zu⸗ 
ſammenzufallen brauchen. i 

7. Nach § 18 Abſ. 3 des Entwurfs ift es verboten, auf 
einer Kopie den Namen oder die Bezeichnung des Urhebers in 
einer Weiſe anzubringen, die zu Verwechſelungen Anlaß geben 
kann. Im Falle einer Zuwiderhandlung tritt nach § 32 nur 
dann Beſtrafung ein, wenn der Verletzte es beantragt. 

Dies erſcheint grundſätzlich nicht richtig. Da es ſich um 
eine Vorſchrift auch im Intereſſe des Verkehrs handelt, ſo darf 
die Verfolgung der Zuwiderhandlungen nicht vom Antrag des 
Berechtigten abhängig fein. Es iſt gar nicht ausgeſchloſſen, 
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daß die zu Verwechſelungen führende Angabe von dem am 
Originale Berechtigten geſtattet wird. 

8. § 29 des Entwurfes ſpricht den Satz aus: „Soweit 
der in dieſem Geſetze gewährte Schutz davon abhängt, ob ein 
Werk erſchienen iſt, kommt nur ein Erſcheinen in Betracht, das 
der Berechtigte bewirkt hat“. Der Satz gilt wörtlich genommen 
da nicht, wo der Schutz im Falle des Erſcheinens des Werkes 
verſagt iſt, z. B. wenn nach § 19 des Entwurfs ein Werk in 
eine ſelbſtändige wiſſenſchaftliche Arbeit oder in ein für den 
Schul⸗ oder Unterrichtsgebrauch beſtimmtes Schriftwerk aus⸗ 
ſchließlich zur Erläuterung des Inhalts aufgenommen wird, 
nachdem das Werk erſchienen iſt. Nach § 14 des Entwurfs 
iſt die Zwangsvollſtreckung gegen den Erben ohne ſeine Ein⸗ 
willigung zuläſſig, wenn das Werk erſchienen iſt. Für 
beide Fälle fol der Grundſatz des 8 29 entgegen feinem 
Wortlaut maßgebend ſein. Richtig muß er lauten: „Soweit 
das Erſcheinen eines Werkes für die Rechtsverhältniſſe des 
Urhebers von Erheblichkeit iſt, kommt nur ein ſolches Erſcheinen 
in Betracht, das der Berechtigte bewirkt hat“. 

Die Beſtimmung des 5 29 gehört auch nicht in den 
Abſchnitt über die Dauer des Schutzes, in dem er enthalten iſt, 
da er nicht allein für die Dauer des Schutzes maßgebend iſt. 
Er gehört in einen Abſchnitt „Allgemeine Beſtimmungen“, in den 
auch das Recht am eigenen Bilde aufgenommen werden könnte. 

9. Nach § 36 des Entwurfs unterliegen widerrechtlich 
verbreitete oder öffentlich zur Schau geſtellte Bildniſſe der 
Vernichtung oder Unſchädlichmachung. Der Abſ. 5 nimmt 
Bauwerke hiervon aus. Die folgerichtige Durchführung des 
Rechtes am eigenen Bilde dürfte aber wohl fordern, daß 
Bildniſſe an Bauwerken, die die Züge einer lebenden Perſon 
tragen, in irgend einer Form unkenntlich gemacht werden. 

10. Nach § 38 des Entwurfs kann dem Eigentümer von 
Exemplaren eines Sammelwerks geſtattet werden, die Vernichtung 
durch Zahlung einer Entſchädigung an den Verletzten abzuwenden. 
Hier kann es vorkommen, daß zunächſt der Verleger eines 
Kunſtwerkes die Vernichtung der Nummer einer Zeitſchrift wegen 
der darin enthaltenen Vervielfältigung eines Kunſtwerks fordert, 
die dann durch die Zahlung einer Vergütung abgewendet wird. 
Dadurch iſt jedoch der Urheber nicht gehindert, auch ſeinerſeits 
die Vernichtung zu fordern; “) der Richter wird auch auf die Ver: 
nichtung erkennen müſſen, falls der Urheber ein Intereſſe an 
der Vernichtung hat. Der Beſitzer der Exemplare könnte dann 
nicht einmal die an den Verleger gezahlte Vergütung zurückfordern, 
da der Verleger ſein Recht auf Vernichtung verloren hat, alſo 
der mit der Vergütung bezweckte Erfolg eingetreten iſt. Es 
muß daher entweder die Wirkſamkeit der Entſcheidung, die die 
Verbreitung von Exemplaren gegen Zahlung einer Vergütung 
geſtattet, allen Beteiligten gegenüber ausgeſprochen, oder die 
Rückzahlung etwa bereits gezahlter Vergütungen vom Geſetze 
angeordnet werden, wenn ſpäter auf Vernichtung erkannt wird. 

Von den Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin iſt bereits 
darauf hingewieſen, daß der § 38 des Entwurfs zwar geſtattet, 
die Vernichtung von Nachbildungen durch Zahlung einer 
Vergütung abzuwenden, nicht aber die Vernichtung von Vor⸗ 
richtungen, die zur Herſtellung von Nachbildungen dienen. 

) Pgl. RES. 14, 219. 


— ——— —äE4ĩ4 nn 


81* 


644 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Der Indizienbeweis im Zivilprozeß. 
Von Dr. Ernſt Jacobſohn, Rechtsanwalt in Berlin. 


Die beweispflichtige Partei iſt im Zivilprozeſſe nicht auf 
die in der Zivilprozeßordnung behandelten Beweismittel — 
Augenſchein, Zeugen, Sachverſtändige, Urkunden, Eid und (wie 
manche noch wollen) Geſtändnis — beſchränkt. Sie kann ſtatt 
deren auch Umſtände anführen die einen Schluß auf die Richtigkeit 
der klagebegründenden Tatſachen geſtatten. 

Dieſem ſogenannten Indizien beweiſe gegenüber nehmen 
die Richter nicht ſelten eine Stellung ein, die grundſätzliche 
Bekämpfung erfordert. 

Folgender Fall mag als Beiſpiel gebildet werden: 

Der Kaufklage gegenüber beſtreitet der Bekl., die Sache 
gekauft zu haben. Der Kl. behauptet darauf: „Ich habe 
dem Bekl. die Sache doch ſogar übergeben, — er hat 
ſie auch noch im Beſitz“. Da der Bekl. beides zugeſteht, 
bittet der Kl. um den Erfüllungseid nach 8 475 ZPO. 
und führt aus, durch die Übergabe ſei der Verkauf 
mindeſtens wahrſcheinlich gemacht. Der Richter weiſt — 
nachdem der Kl. weiteren Beweisantritt abgelehnt hat — 
die Klage ab; er führt aus, der Kl. ſei gänzlich beweis⸗ 
fällig geblieben, zum Erfüllungseide liege keine Ver⸗ 
anlaffung vor, ine beſondere könne die Übergabe den 
Kauf nicht wahrſcheinlich machen, die „koͤnne ja zu 
allen möglichen Zwecken, z. B. zu einer Ver⸗ 
pfändung, Verwahrung, Leihe uſw. geſchehen ſein“. 

Der Richter, der ſo urteilt, läßt eine Tatſache nur dann 
als Indizium gelten, wenn keine andere gleichwertige Erklärung für 
ſie erfindlich iſt. Er fordert für ſie außer dem poſitiven Moment 
der Schlüffigkeit auch noch das negative der Ausſchließlichkeil. 

Für den Strafprozeß unterliegt dieſe Auffaſſung keinem 
Bedenken. Der Beſitz der geſtohlenen Sache rechtfertigt noch 
nicht die Verurteilung wegen Diebſtahls. Der Richter muß in 
Betracht ziehen, daß der Angekl. den Beſitz auch durch gut- 
gläubigen Kauf oder fonft in unverdächtiger Weiſe erlangt 
haben kann. Erſt wenn dieſe Möglichkeiten nach Lage des 
Einzelfalls ausgeſchloſſen erſcheinen, kann der Richter den Schluß 
wagen: „Alſo hat der Angekl. die Sache in der Abſicht rechts. 
widriger Zueignung weggenommen“. 

Begleitet man den Werdegang dieſes Urteils in frühere 
Stadien hinauf, ſo wird erkennbar, daß der Strafrichter dem 
Indizienbeweiſe gegenüber eine zwiefache Funktion hat: Er muß 
die Indizien zunächſt beſchaffen, und zwar nicht nur die 
belaſtenden, ſondern auch die entlaſtenden. (§§ 153, 
220 St.) Und dann erſt hat er ſie als Grundlagen ſeiner 
Überzeugung von Schuld oder Unſchuld des Angeklagten zu 
würdigen. (§ 260 StPO.) Die letztere Aufgabe der Beweis. 
würdigung liegt dem Richter unzweifelhaft auch im Zivilprozeſſe 
ob. Er iſt dabei ebenſowenig beſchränkt, wie der Strafrichter. 
Denn die Zivilprozeßordnung wie die Strafprozeßordnung ſtehen 
beide auf dem Boden der freien richterlichen Beweiswürdigung. 

Die Beſtimmungen aber, welche wir als Grundlage der 
Beſchaffungspflicht des Richters im Strafprozeß bezeichnet, 
baben, finden im Zivilprozeſſe ihr gerades Gegenteil. Die 
89 153, 220 StR O. enthalten den Grundſatz der Inquifitiong- 
maxime und des Offizialbetriebes. Der Zivilprozeß be⸗ 
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ruht aber auf den entgegengeſetzten Prinzipien der Ber- 
handlungsmaxime und des Parteibetriebes. 

Nach der Verhandlungsmaxime haben die Parteien die 
Beweistatſachen zu behaupten, nicht der Richter fie zu be 
ſchaffen. Dieſe Behauptungepflicht der Parteien erſtreckt ſich 
auch auf die En tlaſtungsmomente. Wenn wir den Fall ſetzen, 
daß der Kl. beweispflichtig fei, jo iſt es Sache des Bekl. ſolche 
Momente anzuführen. Denn er iſt verpflichtet, ſich auf die 
Angriffe des Kl. zu erklären und die Umſtände, auf welche er 
ſeine Verteidigung ſtützt, zu behaupten. 

Allerdings hat der Richter das Beweis vorbringen des Kl. 
nur zu berückſichtigen, wenn es zum Beweiſe der klagebegründenden 
Tatſachen tauglich iſt. Aber eine abfolute Beweistauglichkeit 
gibt es nicht. Jedes Indizium birgt ein poſitives und ein 
negatives Moment, das pofitive: die Schlüſſigkeit, das negative: 
die Ausſchließlichkeit. Der Beweis oder auch nur die Behauptung 
dieſer Negative kann vom Kl. nicht verlangt werden. Wie kann 
der Kl. wiſſen auf welche unbegrenzten Möglichkeiten der Richter 
verfallen wird, um das Indizium unverfänglich zu erklären. 
Für dieſen Fall gilt der — ſonſt vielleicht etwas problematiſche 
— Satz „Negativa non sunt probanda“. Hberdies ſei auf 
das materiellrechtliche Gegenſtück des Indiziums, die ſchlüſſge 
Handlung hingewieſen: 

Wenn der Kl. behauptet, er habe dem Bekl. die Sache 
zum Kauf angeboten, und dieſer habe darauf genickt, ſo wird 
niemand von ihm auch noch die Behauptung und den Beweis 
verlangen, daß der Bekl. nicht etwa nur einem vorübergehenden 
Bekannten zum Gruß zugenickt habe. 

Wird unterſtellt, daß der Bekl. im obigen Beiſpiele ſich 
mit den Worten des Richters: „Die Übergabe kann ja zu allen 
möglichen Zwecken geſchehen ſein“ verteidigt habe, ſo kann darin 
keine ausreichende Verteidigung erblickt werden, denn der Bekl. 
muß ſeine Verteidigung ſubſtanzieren. Der Inhalt dieſer 
Subſtanzierungspflicht hängt davon ab, wie die Behauptung 
des Kl. richtig zu verſtehen iſt. 

Die Behauptung iſt im obigen Beiſpiele in die Form 
gekleidet in welcher fie im täglichen Prozeßverkehr eiſcheint: 
„Ich habe ihm die Sache doch ſogar übergeben“. Der Kl. 
behauptet damit nicht irgend eine Ubergabe. Im Zuſammenhang 
mit dem ſtreitigen Kaufabſchluſſe iſt ſeine Behauptung vielmehr 
dahin zu verſtehen: „Die Übergabe geſchah zwecks Übereignung 
in Erfüllung des vorher abgefchlofienen Kaufvertrages“. So 
betrachtet, gibt die Erklärung des Bekl. gerade auf den weſentlichen 
Punkt dieſes Indiziums keine Antwort. Denn wenn der Bekl. 
beſtreiten will, daß die Übergabe die vom Kl. behauptete Be⸗ 
deutung hatte, ſo bedarf es dazu mit logiſcher Notwendigkeit 
der pofitiven Gegenbehauptung, zu welch anderem Zwecke die 
Übergabe ſonſt geſchehen ſei. Auf dieſe Subſtanzierung bin- 
zuwirken, iſt Sache des richterlichen Fragerechts. Rückt dann 
der Bekl. unter dem Drucke dieſer Frage mit feiner Behauptung 
heraus, die Übergabe ſei zum Pfande geſchehen, ſo hat der 
Streit der Parteien eine greifbare Geſtalt angenommen. Der 
Kl. kämpft nicht mehr gegen eine Unzahl unſichtbarer Gegner, 
ſondern der Streit dreht ſich nur noch um die Frage, ob Kauf 
oder Verpfändung. Die Beweislaft des Kl. wird durch die 
Erklärungspflicht des Bekl. natürlich nicht verſchoben. Aber ſie 


wird weſentlich erleichtert. Der Kl. braucht nur zu beweiſen, 
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daß eine Verpfändung nicht vorliege, z. B. weil eine Forderung 
nicht beſteht, getilgt iſt uſw., und er hat in der Übergabe ein 
vollgiltiges Indizium für den Verkauf. 

Der Richter in unſerem Beiſpiele hat nicht einmal ab⸗ 
gewartet, was der Bekl. auf das Indizium des Kl. entgegenen 
werde, ſondern es ohne weiteres für untauglich erklärt. An⸗ 
ſcheinend hat er ſich durch die Gleichartigkeit der Namensbildung 
verführen lafſen, den Indizienbeweis mit dem Zeugenbeweis, 
Urkundenbeweis uſw. auf gleiche Stufe zu ſtellen. Das heißt 
aber den Begriff der richterlichen Beweiswürdigung bedenklich 
überfpannen. Die Beſchaffung der Beweistatſachen hat wie 
oben erörtert iſt, mit der Beweiswürdigung nichts zu tun. Es 
fehlt deshalb für das Urteil des Richters an jeder Berechtigung. 

Es ſei noch darauf hingewieſen, daß der hier bekämpfte 
Standpunkt nicht nur häufig, ſondern auch praktiſch gefährlich 
iſt, denn er beſchränkt den Indizienbeweis bis zur Bedeutungs⸗ 
lofigkeit. Die Bedeutung dieſes Verluſtes mag derjenige unter⸗ 
ſchätzen, für den der Eid noch im Nimbus einer Fackel der 
Wahrheit erſcheint. Ganz beſonders der Anwalt ſieht es täglich, 
daß die Parteien in erfter Linie einen Indizienbeweis antreten 
wollen und dieſen womöglich noch hoͤher bewerten, als Zeugen 
und andere Beweismittel. Es wird ihm nicht entgehen, daß 
die Parteien nur den Eindruck juriſtiſcher Spitzfindigkeit empfinden, 
wenn ihnen, wie im obigen Beiſpiele, ein Erfahrungsſatz des 
täglichen Lebens mit vagen Möglichkeiten hinwegdisputiert wird. 

Die Beweislaſt macht es der Partei — ſei ſie Kl. oder 
Bekl. — ſchon ſchwer genug, den Richter von der Wahrheit 
ihrer Behauptungen zu überzeugen. Beſchränkt man ſie noch 
in den Beweis mitteln, ſo wird die Beweislaſt zur Beweis ⸗ 
überbürdung. 


Minderung und Stundung. 
Von Dr. jur. Paul Kaufmann, Hannover. 


In Nr. 3 dieſes Jahrgangs der JW. behandelt Herr 
Dr. Sternberg die Frage, wie die Minderung des zum Teil 
geſtundeten Kaufpreiſes eines Grundſtücks zu vollziehen iſt. 
Er kommt hierbei zu dem Ergebnis, „daß der Käufer den Kauf⸗ 
preis, ſoweit er gezahlt iſt, zurückverlangen kann und im übrigen, 
ſoweit der Betrag, um den der Kaufpreis gemindert worden iſt, 
die gezahlte Summe überſteigt, von ſeiner Verbindlichkeit befreit 
wird.“ Dieſe Anſicht iſt meines Erachtens ebenſo unhaltbar 
wie die von Herrn Rechtsanwalt Dr. Fraenkel in der DIE, 
(Bd. 10 S. 405) früher vertretene Anſicht, in dem vorliegenden 
Falle habe die Minderung „in einem entſprechenden Verhältnis 
zu der Höhe des bar angezahlten und des geſtundeten Kaufgeldes“ 
ſtattzufinden. 

Um die richtige Löſung der angeregten Frage zu finden, 
iſt auszugehen von der rechtlichen Natur des Minderungsrechtes 
nach BGB. 

Das BGB. definiert in $ 462 das Minderungsrecht als 
das Recht zur Herabſetzung des Kaufpreiſes. Mit anderen 
Worten: der mindernde Käufer kann verlangen, daß ſtatt des 
urſprünglich vereinbarten Preiſes durch Vereinbarung oder 
Richterſpruch ein nach 8 472 BGB. näher zu beſtimmender 
niedrigerer Preis als maßgebend feſtgeſetzt werde. Einen An⸗ 
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ſpruch des mindernden Käufers auf Zahlung irgendwelcher Be- 
träge erwähnt das BGB. ausdrücklich nur in dem hier nicht 
intereſſierenden Falle des 8 473 S. 2. Dieſer Anſpruch kann 
demnach nur aus allgemeinen Grundſätzen hergeleitet werden. 
In Betracht kamen lediglich die Vorſchriften über ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung (88 812 fg. BGB.). Nur auf dieſe 
Vorſchriften kann beim Fehlen beſonderer Beſtimmungen 
eine Zahlungspflicht des Verkäufers auf Grund der Minde⸗ 
rung geſtützt werden. Die Antwort, welche Dr. Sternberg 
auf die von ihm aufgeworfene Frage: „Welche Rechte ſtehen 
dem Käufer auf Grund der Minderung zu?“ dahin erteilt: 
„Der Käufer kann auf Grund der Minderung den Kaufpreis, 
ſoweit er getilgt iſt, zurückverlangen“ (auf dieſer Antwort baſiert 
die von Dr. Sternberg getroffene Entſcheidung), wäre demnach 
nur dann als berechtigt anzuerkennen, wenn ſie mit den Vor⸗ 
ſchriften des BGB. über ungerechtfertigte Bereicherung in Ein⸗ 
klang gebracht werden könnte. Das iſt aber in dieſer Allge⸗ 
meinheit zweifellos unmöglich. Denn eine ungerechtfertigte Be⸗ 
reicherung des Verkäufers um den von ihm empfangenen Preis 
kann nur dann angenommen werden, wenn die dem Verkäufer 
geleiſtete Zahlung den ihm nach 8 472 BGB. gebührenden 
minderen Betrag überſteigt. Denn dieſen minderen Betrag kann 
der Verkäufer unter allen Umſtänden als Kaufpreis verlangen. 
Solange ſich alſo das Gezahlte innerhalb der durch § 472 ges 
zogenen Grenzen hält, iſt der Verkäufer niemals ungerechtfertigt 
bereichert. Hieraus ergibt ſich die Unrichtigkeit der auch von 
Dr. Sternberg bekämpften möglichen Auffaſſung, daß der Käufer 
berechtigt ſei, von dem Verkäufer Zahlung des nach 8 472 feſt⸗ 
geſetzten relativen Minderwertes ohne Rückſicht darauf zu fordern, 
ob er einen dieſem Minderwerte gleichkommenden Betrag bereits 
ausgezahlt hat oder nicht. Hieraus ergibt ſich weiter auch die 
Unrichtigkeit der von Dr. Sternberg vertretenen Auffaſſung, 
daß der Käufer das von ihm Gezahlte unter allen Umſtänden 
zurückverlangen könne, ſowie endlich auch die Unrichtigkeit der 
von Rechtsanwalt Fraenkel vertretenen Anſicht, daß die Minde⸗ 
rung nach Verhältnis des gezahlten und des geſtundeten Be⸗ 
trages teilweiſe durch Zahlung, teilweiſe durch Reduzierung des 
geſtundeten Kaufgeldes zu realiſieren ſei. Allein richtig erſcheint 
vielmehr, daß der Verkäufer nur dann und inſoweit zu einer 
Zahlung gegenüber dem mindernden Käufer verpflichtet iſt, 
wenn bezw. als der ihm gezahlte Betrag den ihm nach 8 472 
BGB. gebührenden Kaufpreis überſteigt. 
Der von Rechtsanwalt Fraenkel und Dr. Sternberg ge⸗ 

wählte Tatbeſtand: 

A. veräußert an B. ein Grundſtück zu dem vereinbarten 

Kaufpreiſe von 100 000 Mark. Der Kaufpreis wird 

in der Weiſe belegt, daß B. 10 000 Mark ſogleich zahlt 

während für den Reſt eine Hypothek auf dem verkauften 

Grundſtück für den Verkäufer eingetragen wird. Nachträg⸗ 

lich ſtellt ſich eine Minderung von 20 000 Mark heraus, 
iſt daher meines Erachtens dahin zu entſcheiden, daß B. von A. 
überhaupt keine Zahlung fordern kann, daß ſeine Rechte aus 
der Minderung ſich vielmehr darauf beſchränken, von A. Ein⸗ 
willigung zu einer Herabſetzung des Kaufpreiſes nach 8 472 
BGB. und zu der Löſchung der beſtellten Kaufgeldhypothek zur 
Höhe der Minderung zu verlangen. 


646 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 18. 1906. 


Deutſche Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft.“ 
Bibliographiſcher Bericht über die Zeit vom 21. Juni bis 15. September 1906 
von Dr. jur. Grorg Maas, Bibliothekar im Reichsmilitärgericht, 


unter ſtändiger Mitwirkung von Kammergerichtsreferendar Dr. 


A. Allgemeine Werke der Rechtswiſſenſchaft. 
I. Bibliographiſches. | 
Beling, [Ernft]: Bibliographiſche Notizen. ZStW. 26. Bd. 897— 900. 
Neue Bücher über Rechts⸗ u. Staatswiſſenſchaft. S. Abdr. aus dem 
„Vierteljahrskatalog der Neuigkeiten des deutſchen Buchhandels“. 
Leipzig, J. C. Hinrichs Verl., 1906. (S. 83—63.) 0,50 M. 


II. Geſchichte des Rechts. 

Cramer, Julius: Die Verfaſſungsgeſchichte der Germanen u. Kelten. 
Ein Beitrag zur vergleich. Altertumskunde. Berlin, K. Siegismund, 
1906. (VIII, 208 S.) 4,80 M. 

Gundlach, Wilhelm: Friedrich Wilhelm I. u. d. Beſtellg. d. ſtädt. 
Beamten. Ein Beitr. z. Geſch. d. preuß. Verwaltung. (Bauſteine 
z. preuß. Geſch. Neue Folge, hrsg. von Wilh. Gundlach. 1. Heft.) 
Jena, G. Coſtenoble, 1906. (VIII, 85 S.) 2,50 M. 

Gutmann, Franz: Die ſoziale Gliederung der Bayern z. Z. des 
Volksrechtes. (Abhandl. aus dem ſtaatswiſſenſchaftl. Seminar zu 
Straßburg i. E. Hrsg. von G. F. Knapp u. W. Wittich. 20. Heft.) 
Straßburg, K. J. Trübner, 1906. (XII, 330 S.) 8 M. 

Heilbrunn: Die Entwicklung des Treuhandgedankens im neueren 
deutſchen Recht. Holdheims MSchr. 15. Ig. 89—98. 

Kammer, M.: Wahl u. Einſetzg. d. deutſch. Königs im Verhältnis 
zu einander. (Quell. u. Stud. z. Verfaſſungsgeſch. d. Deutſch. Reiches 
i. Mittelalter u. Neuzeit. Hrsg. von Karl Zeumer. J. Bd. 2. Heft.) 
Weimar, H. Böhlaus Nachf., 1906. (XIII, 112 S.) 4 M. 

Kieſel, Karl: Die Bedeutung der Gewere des Mannes am Frauengut 
für das Ehegüterrechtsſyſtem des Sachſenſpiegels. (Unterſuchungen 
zur deutſchen Staats⸗ und Rechtsgeſchichte, hrsg. von Otto Gierke. 
85. Heft.) Breslau, M. & H. Marcus, 1906. (VI, 105 S.) 3,20 M. 

Kisky, Wilh.: Die Domkapitel d. geiſtl. Kurfürſten in ihrer perſönl. 
Zuſammenſetzung im 14. u. 15. Jahrh. Gekr. Preisſchr. (Quellen 
u. Studien z. Verfaſſungsgeſch. d. Deutſchen Reiches im Mittel: 
alter u. Neuzeit. Hrsg. von Karl Zeumer. I. Bd. 3. Heft.) 
Weimar, H. Böhlaus Nachf., 1906. (X, 197 S.) 5,40 M. 

Knapp, Hlermann]: Literaturbericht über Rechtsgeſchichte. ZStW. 
26. Bd. 780 — 795. 

Pappenheim, Mlax]: Eigenhändiges Teſtament und Teſtierfreiheit 
im früheren Rechte Schleswigs. (Zum X XVIII. Deutſchen 
Juriſtentage. Feſtg. II.) Auch als S.⸗Abdr. erſch. (21 S.) 0,60 M. 
Berlin, Franz Vahlen, 1906. 

Philipp, Ferdinand: Aus d. Erinnerg. e. alt. Jur. (Z. XXVIII. 
Deutſch. Juriſtentage. Feſtg. I. Die Dinggerichte i. Schlesw.⸗Holſt. — 
Z. Einf. des allgem. deutſch. HGB.) Berlin, Franz Vahlen, 1906. 

Rudorff, Hermann: Zur Erklärung des Wormſer Konkordats. 
(Quellen u. Studien zur Verfaſſungsgeſchichte des Deutſchen Reichs 
im Mittelalter u. Neuzeit. Hrsg. von Karl Zeumer. I. Bd. 4. Heft.) 
Weimar, H. Böhlaus Nachf., 1906. (VIII, XI, 66 S.) 3 M. 

Wintterlin, F.: Geſchichte der Behördenorganiſation in Württem⸗ 
berg. Hrsg. von der Kommiſſion für Landesgeſchichte. 2. Bd. 
Die Organiſationen König Wilhelms I. bis z. Verwaltungsedikt vom 
1. III. 1822. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1906. (XI, 320 S.) 3,50 M. 


— 


) Geſetze, Verordnungen u. dergl. find mit einem“ bezeichnet 
und an der Spitze der einzelnen Abteilungen abgedruckt. Für die Bildung 
der Abkürzungen von Zeitſchriftentiteln dienten die auf dem 27. DIT. 
angenommenen „Vorſchläge für die Art der Anführung von Rechts: 
quellen, Entſcheidungen und wiſſenſchaftlichen Werken“ als Vorbild. 


—— — . — ͤ— nn 


Heilfron, [Eduard]: Zum 28. Deutſchen Juriſtentage. 


Otto Waldſchütz. 


III. Geſchichte der Rechtswiſſenſchaft. Biographiſches. 
Quellen zur Geſchichte des römiſch⸗kanoniſchen Prozeſſes im Mittel 
alter. Hrsg. von Ludwig Wahrmund. I. Bd. Innsbruck, Wagner, 
1906. 4 5. Doppelheft. Die Rhetorica ecclesiastia. — Der ordo 
judiciarius des Eilbert v. Bremen. (XXVI, 93; X, 13 S.) 5 R 
Karl Groß +. Nekrolog. Grünhuts Z. 33. Bd. 789 — 790. 
Förſter: Paul Jaeckel +. Recht 10. Ig. 915. 
Anton Menger +. Nekrolog. Grünhuts Z. 33. Bd. 784 —788. 
Neukamp: Anton Menger . IB. 18. Bd. 145—151. 


IV. Rechtsphiloſophie. Rechtsvergleichung. 
Berolzheimer, Karl: Kohler als Nechtsphiloſoph. Philo. 
Wochenſchr. 1. Bd. 1—3. . 
Frensdorff, Flriedrich]: Friedrichs des Großen Schrift über bie 
deutſche Literatur und die deutſche Nechts⸗ und Geſchichtswiſſen⸗ 
ſchaft. PrJ. 125. Bd. 1—28. 
Hitzig, H. §.: Die Bedeutung des altgriechiſchen Rechtes für die 
vergleichende Rechtswiſſenſchaft. ZVerglR. 19. Bd. 1—28. 
Klatſcher, Camill: Richtiges Recht und Rechtsvergleichung. 88tW. 
26. Bd. 921— 926. 

Klein, Franz: Der Kampf um die Kechtswiſſenſchaft. OſtRg. 
8. Ig. 175— 180, 265267. 

Makarewicz, Ilulius]: Das richtige Recht. 8StW. 26. Bd. 927-950. 

Peiſer, H.: Das Weſen u. der Geiſt des Rechts. 10 Vorträge. 
(Akademiſche Bibliothek. IV.) Berlin, Verlag des XX. Jahrh., 
1906. (190 S.) 2 M. 

Piloty, Robert: Beziehungen der Rechtswiſſenſchaft zur Philosophie. 
Seuff Bl. 71. Ig. 493—507. 

Unger, Joſeph: Der Kampf um die Rechtswiſſenſchaft. DII- 
11. Ig. 781787; OſtRg. 3. Ig. 169—175. 


V. Schriften über allgemeine Fragen. Ausbildungs und 
Standes fragen. 
Bülow, O.: Über das Verhältnis der Rechtſprechung zum Geſeßzes⸗ 
recht. Recht. 10. Ig. 769 — 780. 
Eichhorn, [Gerhard]: Über den gerichtlichen Vortrag. DI 
11. Ig. 843846. 


Die Geſetzgebung im Dienſte von Klaſſenintereſſen. 
24. Bd. 545 —563. 


DFB 


Recht. 
10. Ig. 988990. 

Koslowski, Willi: Rechtswiſſenſch. u. Preſſe. Plutus. 3. Ig. 504—507. 

Lehmann, Walter: Über die Einrichtung gemeinnütziger Recht: 
auskunftſtellen. Selbſtverw. 33. Ig. 577—578. 

Freie Rechtsfindung. Recht. 10. Ig. 915—919. 

Schlawe: Die Augenbinde der Juſtitia. DIZ. 11. Ig. 807. 

Winter, Paul: Rechtspflege, Richter u. Publikum in Deutſchland. 
Betrachtungen unter Zugrundelegung von Adickes „Grundlinien 
durchgreifender Juſtizreform“ und Vorſchläge. Leipzig, Dieterich, 
1906. (38 S.) 0,80 M. 

Winter, [Paul]: Zeitungsberichte u. Gerichtsverhandlungen. Grenz⸗ 
boten. 65. Ig. 64—68. 


G. über die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſte. Vom 


10. VIII. 1906. Pr Samml. Nr. 3% S. 878-881. 


en 


„ * 
h. 
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Cuno: Ausführung des Geſetzes über die Befähigung zum höheren Arndt, Adolf: Allgemeines Berggeſetz für die preußiſchen Staaten 
841. 


Verwaltungsdienſte. Prderwöl. 27. Ig. 
Haldy, Wilhelm: Die neue Kölner Bereinigung für rechts⸗ und 
ſtaatswiſſenſchaftliche Fortbildung. PrVerwl. 27. Ig. 677—681. 
Klein, W.: Beſchäftigung der Aſſeſſoren bei der Staatsanwaltſchaft. 
DIZ. 11. Ig. 872—873. 
Meyer, Hlermann]: 8. Frage d. Juſtizref. Recht. 10. Ig. 713— 720. 
Reichel, Hans: Zur Entlaſtung juriſtiſcher Beamten von Schreib⸗ 
werk. Necht. 10. Ig. 990. 
Die bayeriſchen Richter. DIZ. 11. Ig. 948-950. 
Schellhas, Pfaulj: Nochmals die Allg. Verfügung des preuß. Juſtiz⸗ 
miniſters vom 25. IV. 1906. DIZ. 11. Ig. 753— 754. 


VI. Quellen. 

Borchling, Clarl]: Die älteren Rechtsquellen Oſtfrieslands. (Ab⸗ 
handlungen und Vorträge zur Geſchichte Oſtfrieslands. Hrsg. von 
Wachter. 5. Heft.) Aurich, D. Friemann, 1906. (35 S.) 0,60 M. 

Heſſe, Albert: Die wirtſchaftliche Geſetzgebung der deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten im Jahre 1905. Conrads J. 32. Bd. 21—28. 

Jecht, R.: Über die in Görlitz vorhandenen Handſchriften des 
Sachſenſpiegels u. verwandter Rechtsquellen... Görlitz, H. Tzſcha⸗ 
ſchel, 1906. (42 S.) 3,20 M. 

Reh, Heyer u. Gros: Geſetz⸗Samml. für das Großherzogt. Heſſen, 
enth. ſämtl. heſſ. Geſetze u. Verordnungen in der zeitl. Reihenfolge 
u. dem gelt. Wortlaut. Sach⸗Regiſter zu Bd. I., II. u. III., 
bearb. v. Hans Becker, nebſt Anh. ... Mainz, J. Diemer, 1906. 
(XLI, 259 S.) Geb. in Leinw. 7, 20 M. 

Schellhas, Plaul]: Die echtsentwicklung im Jahre 1905. DIE. 
11. Ig. 790 — 796. 

Vormbaum, [Oskar]: Bericht über die Rechtsentwicklung in Deutſch⸗ 
land und Oſterreich in den letzten beiden Jahren. 28. DIT. 
II. 412—455. 


VII. Geſammelte Abhandlungen. Feſtſchriften. 
Zum XXVIII. Deutſch. Juriſtentage. Feſtgabe. Berlin, F. Vahlen, 
1906. (III, 256 S.) 6 M. (Der Inhalt iſt ſyſtematiſch verteilt.) 


VIII. Sammlungen und Beſprechungen von Entſcheidungen. 

Jahrbuch der Entſcheidungen auf dem Gebiete des Zivil-, Handels⸗ 
u. Prozeßrechts. Unter Mitwirkg. v. Meves u. Gutmann hrag. 
v. Otto Warneyer. Sachregiſter zum 1.—4. Ig. (1900 — 1905), 
bearb. v. Meves. Leipzig, Roßberg ' ſche Verlagsbuchh., 1906. 
(215 S.) Geb. in Leinw. 4 M. 

Laband, [Paul]: Der 61. Band der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts in Zivilſachen. DIZ. 11. Jg. 846—858. 

5. Spruchſammlung der deutſchen Juriſtenzeitung zum BGB. 
und zu den wichtigſten anderen Keichszivilgeſetzen aus dem 
Jahre 1905. Bearb. von Hoffmann. Berlin, O. Liebmann, 1906. 
(112 Sp.) 3 M. 

Warneyer, [Otto]: Zuſammenſtellung der im Januar und Februar 
1906 veröffentlichten Entſcheidungen des Keichsgerichts. A. Zivil⸗ 
recht. Puchelts Z. 37. Bd. 432—445, 509 —523. 


B. Privatrecht. 
I. Landesprivatrecht.“) 
a) Quellen. Zuſammenfaſſende Varſtellungen. 
G., betr. die Abänderung des ſiebenten Titels im Allgemeinen 
Verggeſetze vom 24. VI. 1865. Vom 19. VI. 1906. PrGSamml. 
Nr. 28. S. 199—225. 


. über die Gewinnung von Stein⸗ und Kaliſalzen. Vom 
25. VI. 1906. Hamb ABl. Nr. 109 S. 451. 


— 


) Vgl. auch Einführungsgeſetz z. BGB. 


in ſeiner jetzigen Faſſung, nebſt kurzgefaßtem vollſtändigen 
Kommentar, den Ergänzungsgeſetzen und Auszügen aus den ein⸗ 
ſchlägigen Nebengeſetzen. 4. verb. u. verm. Aufl. Leipzig, 
C. E. M. Pfeffer, 1906. (VI, 298 S.) Geb. 5 M,. 

Bauer, Joſef: Wildſchongeſetz vom 14. VII. 1904 nebſt den Aus⸗ 
führungsanweiſungen vom 30. VII. 1904 und 15. VIII. 1904. 
Für den praktiſchen Gebrauch ausführlich erläutert. 2. verb. Aufl. 
Neudamm, J. Neumann, 1906. (71 S.) 1 M. 

Delius, [Hans]: Zum Entwurf eines Geſetzes betr. die Ausübung 
des Jagdrechts. DIL. 11. Ig. 812—813. 

Ecker, Fritz: Rheiniſches Wegerecht. Darſtellung der wegerechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Rheinprovinz unter Berückſichtigung der geſchichtlichen 
Entwicklung. Berlin, C. Heymann, 1906. (XXII, 724 S.) 15 M. 

Eskens: Erläuternde Bemerkungen zur Berggeſetznovelle vom 5. VII. 
1905. 8 BergR. 46. Ig. 460 —478. 

Geſetzentwurf zur Sicherung d. Bauforderungen ſ. BGB., Hypothek. 

Haberſtumpf, Alb.: Bayeriſches Geſetz vom 9. VIII. 1902, betr. 
das Nachlaßweſen, nebſt der Nachlaßordnung vom 20. III. 1903 
und den einſchlägigen Nebenbeſtimmungen. 2. Aufl., bearb. von 
Rich. Barthelmeß. München, C. H. Beck, 1906. (XIV, 501 S.) 
Geb. in Leinw. 4 M. 

Haller: Das Waſſergeſetz vom 1. XII. 1900. Württ Z. 48. Ig. 245— 251. 

Hansmann, R.: Das Deutſche Privatrecht vom Standpunkte des 
Geſchäftsmannes im Sinne des HGB. Berlin, A. W. Hayn's 
Erben, 1906. (XLVI, 651 S.) 9 M. 

Koch, J. B.: Geſetz, die Überleitung von Hypotheken betr. vom 
15. V. 1906. Mit einem Anhang: Die Behandlung der Kautions⸗ 
hypothek im Zwangsverſteigerungsverfahren. Für den praktiſchen 
Gebrauch erläutert. München, J. Schweitzer Verl., 1906. (46 S.) 
Kart. 1,40 M. 

Reuß: Erläuternde Bemerkungen zur Berggeſetznovelle vom 14. VII. 
1905. 3BergR. 46. Ig. 478— 525. 

Stegner, Max: Allgemeines Berggeſetz für die preußiſchen Staaten vom 
24. VI. 1865 in der neueſten Faſſung, insbeſ. mit der Knappſchafts⸗ 
novelle vom 19. VI. 1906. Textausgabe mit Anmerkungen und 
Sachregiſter. Halle, Pfeffer, 1906. (IV, 130 S.) Kart. 1,80 M. 

Steinbrinck, Otto: Geſetz, betr. die Abänderung des ſiebenten 
Titels im Allgemeinen Berggeſetze für die preußiſchen Staaten vom 
24. VI. 1865, vom 19. VI. 1906 (von den Knappſchafts vereinen) 
nebſt Kommentar. Berlin, J. Guttentag, 1906. (237 S.) 4,50 M. 


b) Einzelfragen. 

Brill: Die ſtaatl. Genehmigung bei unentgeltl. Erwerb von Liegen⸗ 
ſchaften durch die tote Hand f. Einführungsgeſetz z. BGB. 

Hanſen: Wird die Vormundſchaft nach S.⸗Weimariſchem Rechte durch 
Unterbringung des Zwangszöglings in eine Erziehungs⸗ oder 
Zwangsanſtalt beendet? Thür. 53. Bd. 161167. 

Lebrecht: Rechtsverhältniſſe des (niederen) Adels in Bayern ſ. Ein⸗ 
führungsgeſetz z. BGB. 

Neumiller, [Joſef]: Streitfragen aus dem bayer. Hinterlegungsrechte. 
Bay Z. 2. Ig. 265 — 268. 

Oertmann: Die Haftung des Staates für Verſchulden von Beamten 
ſ. Einführungsgeſetz z. BGB. 5 

Schelhorn, v.: Amtshaftpflicht gegenüber Dritten nach bayeriſchem 
Rechte ſ. BGB., Unerlaubte Handlungen. 

Schmitt: Grundſätzl. Stellung der dem Gemeingebrauch gewidmeten 
Gegenſtände |. B., Eigentum. 

Treudel: Feld⸗ und Waldnachbarrecht |. BGB., Eigentum. 

Ziegler, E. v.: Rechtsſchutz des bayeriſchen Jagdberechtigten gegen 
Jagdgefährdung durch fremde Hunde. Bay Z. 2. Ig. 311—313 

Zimmermann: Zu Art. 1 des Anſchädlichkeitsgeſetzes. Bay. 
2. Ig. 3815. 


II. Bürgerliches Geſetzbuch. 
a) Allgemeines. 

Francke, Wlilhelm] Chlriſtian]: Zwei Beiträge zur Auslegung. 
Seuff Bl. 71. Ig. 365—368. 

Sohm, Nudolph: Vermögensrecht. Verfügung. 
Arch BürgR. 28. Bd. 178 — 206. 

Warneyer: Zuſammenſtellung der im Januar u. Februar 1906 
veröffentlichten Entſcheidungen des Reichsgerichts. A. Zivilrecht 
ſ. Sammlungen u. Beſprechung von Entſcheidungen. 


Gegenſtand. 


b) Tertausgaben, Kommentare. 


Planck, Glottlieb]: BGB. nebſt EGG. 3. Aufl. Berlin, J. Guttentag, 
1906. IV. Bd. 3. Lfg. 4. Bch.: Familienrecht (Schlußlieferung.) 
(XII, u. S. 441 —825.) 8,70 M. V. Bd. 1. Lfg. 5. Bch.: 
Erbrecht. (S. 1216) 5 M. 

Staudinger, [Julius] v.: Kommentar zum BGB. und EG. hrsg. 
von Theodor Loewenfeld und Erwin Riezler ... 2. vollſt. 
neubearb. Aufl. München, J. Schweitzer, 1904 06. 150 M. 
1. Bd. Allgem. Teil. Erl. von Th. Loewenfeld u. E. Riezler. 
1904. 2. Bd. Recht d. Schuldverhältniſſe. 1906. a. Allgem. Tl. 
Erl. von Ludwig Kuhlenbeck. b. Beſond. Tl. Erl. von Karl Kober 
u. Theodor Engelmann. 3. Bd. K. Kober: Sachenrecht. 1903. 
4. Bd. Th. Engelmann: Familienrecht. 1905. 5. Bd. Felix 
Herzfelder: Erbrecht. 1906. 6. Bd. Joſeph Wagner, 
K. Kober und L. Kuhlenbeck: Einführungsgeſetz. 1906. 7. Bd. 
Alphab. Geſamtreg. Bearb. von Fritz Keidel. 1906. 


e) Lehrbücher, Praktika. 

Engelmann, A.: Das bürgerliche Recht Deutſchlands m. Einſchluß 
des Handels-, Wechſel⸗ u. Seerechts hiſtoriſch u. dogmatiſch dargeſt. 
4., verb. Aufl. Berlin, J. Guttentag, 1906. (XV, 864 S.) 
14 M., geb. in Leinw. 15 M. 

Windſcheid, Bernhard: Lehrbuch d. Pandektenrechts. 3 Bde. 9. Aufl., 
unter vergleich. Darſtellg. d. deutſchen bürgerl. Rechts bearb. von 
Theodor Kipp. (Der Neubearbeitg. 2. verm. u. verb. Aufl.) 
Frankfurt a. M., Literar. Anſtalt, 1906. (1. u. 2. Bd. XX, 1256 
u. VIII, 1140 S.) Vollſtändig 48 M. 


d) Schriften über einzelne Teile des 868. 
1. Allgemeiner Teil. 


a) Ferſonen. 

Altmann, Paul: Begründet die Verleihung u. Eintragung in das 
Vereinsregiſter die Rechtsfähigkeit eines Vereins, auch wenn fie 
nicht hätte ſtattfinden ſollen? Recht. 10. Ig. 922— 924. 

Hottenrott: Namensrecht ſ. Staatsrecht, Regierte. 

Lebrecht, Arthur: Die Rechtsverhältniſſe des (niedern) Adels in 
Bayern. Hirths Ann. 39. Ig. 415—438. 

Oertmann: Die Haftung d. Staates für Verſchulden von Beamten 
ſ. Einführungsgeſetz z. BGB. 


d) Sachen. 

Bunſen: Zur Lehre von den nicht getrennten Erzeugniſſen. 
Arch BürgR. 29. Bd. 11—45. | 

du Chesne: Zum Begriffe des Zubehörs. Bay. 2. Ig. 3388339, 

Schneider, Klonrad]: Die wirtſchaftlichen Einheiten nach 8§ 93, 
94 BGB. Net. 10. Ig. 727—733. 

Wimpfheimer, H.: Kann ein Gegenſtand Zubehör mehrerer Sachen 
fein? ArchBürgR. 29. Bd. 84—91. 


e) Nechtsgeſchaͤſte. 


Aßmann, Ernſt: Die Rechtsſtellung des Boten. Berlin, Struppe & 
Winckler, 1906. (XV, 119 S.) 3 M. 


M 18. 1906. 


— 


Danz, Erich: Die Auslegung der Rechtsgeſchäfte. Zugleich e. Beitrag 
zur Rechts⸗ u. Tatfrage. 2., auf Grund des BGB. völlig um: 
gearb. Aufl. Jena, G. Fiſcher, 1906. (XI, 251 S.) 6 N. 

Eccius: Relative Nichtigkeit von Verfügungen d. Gemeinſchuldners 
und des Erben f. Konkursordnung. 

Frankenburger: Einfluß neuer Steuern auf beſtehende RNechts⸗ 
verhältniſſe. DIZ. 11. Ig. 865—867. 

Fuld: Monopol u. Kontrahierungszwang |. Unerlaubte Handlungen. 

Hilfe: Entſchädigungsanſprüche a. Arbeitskämpfen |. Handel u. Ge⸗ 
werbe. 

Joſef: Abonnieren und Subſkribieren |. Kauf. 

Kaeſtner: Bedeutung der ärztl. Ehrengerichtsbarkeit für die juriſtiſche 
Praxis ſ. Geſundheitsweſen. 

Kuhlenbeck, Ludwig]: Zum Schadenserſatzanſpruch a. Geſchäfts⸗ 
abſchlüſſen mit heimlichen Geiſteskranken. Bankarch. 5. %. 
285 — 287. 

Miller: Der Sukzeſſivlieferungsvertrag ſ. Schuldverh. aus Verträgen. 

Dertmann, Paul: Zugehen u. Vernehmen. Recht. 10. Ig. 721—727. 

Türcke, [Robert]: Verträge zwiſchen den Inhabern einer Wirtſchaftz⸗ 
konzeſſion und ihren Pächtern oder Verwaltern, ſogen. Kaſtellan⸗ 
verträge. DIZ. 11. Ig. 815—816. 


d) Zirifien. Termine. e) Yerjäßrung. (vacant.) 
) Ausübung der Rechte. Heläfiverteidigung. Selbſtzilſe. 
Zahn, v.: Zur Auslegung von 8 226 BGB. Recht. 10. Ig. 847—848. 


2. Recht der Schuldverhältniſſe. 


a) gußalt der S uldverhältuiſſe. 

Frankenburger: Einfluß neuer Steuern auf beſtehende Rechtz⸗ 
verhältniſſe |. Rechtsgeſchäfte. 

Gernsheim, Eugen: Die Erſetzungsbefugnis (facultas alternativa) 
im deutſchen bürgerlichen Recht. (Rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche 
Studien, veröffentl. von Emil Ebering. 32. Heft.) Berlin, 
E. Ebering, 1906. (VII, 283 S.) 7,50 M. 

Joſef: Abonnieren und Subftribieren ſ. Kauf. 

Klein, Peter: Vertragliche Anderung des Inhalts eines Schuld 
verhältniſſes. Oſt 8 Bl. 24. Bd. 705 — 788. 

Müller: Der Sukzeſſiwlieferungsvertrag ſ. folgd. Abtlg. 

Némethy, Friedrich v.: Der Grund des Schadenerſatzanſpruches. 
Oſt aG. 57. Ig. 220—221, 228—231. 

Schütz, G.: Ungeſchickte Kellner. Geſetz und Recht. 7. Ig. 381—382. 


d) Schuld verhöältniſſe aus Perträgen. 
Heinitz, Ernſt: Iſt eine Anderung der Formvorſchrift des § 818 
Satz 1 BGB. empfehlenswert? DIg. 11. Ig. 942—946. 
Joſef: Abonnieren und Subſtribieren ſ. Kauf. 
Marcus: Verhältnis des § 446 HGB. zu 88 884, 835 868. 
ſ. Speditions⸗, Lager⸗ und Frachtgeſchäft. 
Mü 5 er, E.: Der Sukzeſſivlieferungsvertrag. Gruchots Beitr. 50. Jg. 
8—542. 


Murray: Zur Auslegung des 5 889 BGB. DIL. 11. Jg. 760. 


e) Erlöfgen der Schuld verzältniſſe. 

Kretſchmar, Paul: Die Erfüllung. 1. TI. Hiſtoriſche u. dogmat. 
Grundlagen. Leipzig, Veit & Co., 1906. (VII, 168 S.) 5,40 N. 

Geiershöfer: Grenzen des Zurückbehaltungsrechts. Bay g. 2. Jg. 
353 —354. 

Stein: Zahlung auf Grund gefälſchter Quittung. Bay. 2. Jg. 
292 — 29. 

| e) Übertragung der Forderung. 

Brückmann, Arthur: Bedeutung und Tragweite des Abtretungs⸗ 
verbots aus 8 399 BGB. Kann ſich auch ein Dritter darauf 
berufen? Kann und in welcher Weiſe kann eine verbotswidrige 
Zeſſion geheilt werden? Seuff öl. 71. Ig. 487 —442. 


— . ————— —— — 
1 


AA 


35. Jahrgang. 
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Eccius, [Mar Ernft]: Rechtsſtellung des Zeſſionars und des 
Schuldners nach $ 407 Abſ. 2 BGB. (Kurze Erörterungen II.) 
Gruchots Beitr. 50. Ig. 489—494. g 

Fuld, [Ludwig]: Abtretung des Schadenerſatzanſpruchs des Ver⸗ 
ſicherten. DVerſichertZ. 2. Ig. 1721. 

Weidemann: Zur Behandlung fiduziariſcher Sicherungsgeſchäfte 
ſ. Pfandrecht. 

e) Schuſdüsernahme. 

Schmillen: Übernahme von Hypothekenſchulden. Dok. 24. Ig. 
490-492, 500 —501. 

) Medrfeit von Schuldnern und Gläubigern. (vacat.) 
6) Einzelne Schuldvertättniſe. 
1. Kauf. Cauſch. 

Donig, Arth.: Der Kauf eines Pferdes. Geſetz u. Recht 7. Ig. 874377. 

Eccius, [Max Ernſt]: Das Recht auf Eigentumsverſchaffung beim 
Kauf. (Kurze Erörterungen. III.) Gruchots Beitr. 50. Ig. 494500. 

Frankenburger: Einfluß neuer Steuern auf beſtehende Rechts⸗ 
verhältniſſe ſ. Rechtsgeſchäfte. 

Joſef, Eugen: Abonnieren u. Subftribieren. Recht 10. Ig. 780 — 789. 
Müller: Der Sukzeſſivlieferungsvertrag f. Schuldverh. aus Verträgen. 
2. Schenkung. 

Oppenheim, Max: Das Schenkungsverſprechen des BGB. Berlin, 
E. Ebering, 1906. (70 S.) 1,50 M. 

3. Miete. pacht. 

Beradt, Martin: Miete u. Polizei. Ihre Kolliſion bei der Sperrung 
bezog. Mietwohnungen durch ungerechtfertigte polizeil. Verfügg. u. 
die dadurch bewirkte Unmöglichkeit der Erfüllung des Mietvertrages 
nach BGB. u. preuß. Recht. Eine Studie. (Rechts⸗ u. ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftl. Studien veröffentlicht von Emil Ebering. 31. Heft.) 
Berlin, E. Ebering, 1906. (172 S.) 4,50 M. 

Bloch, Alfred: Nochmals „Kauf bricht Jagdpacht“. Bay. 2. Ig. 
839 — 340. 

Brandis: Das Pfandrecht des Vermieters bei Zwangsvollſtreckung 
in die Illaten. DIZ. 11. Ig. 858—861. 

Herbſt, Friedrich: Die Stellung des Vermieters gegenüber anderen 
Pfandgläubigern des Mieters. Geſetz u. Recht 7. Ig. 361—363. 

Joſef: Abonnieren und Subſkribieren ſ. Kauf. 

Lippmann, v.: Zum Kündigungsrecht der Beamten. DIzZ. 11. Ig. 
729 - 784. 

Reiche⸗Große: Iſt die Beſtellung des Nießbrauchs an einem ver⸗ 
mieteten Grundſtück Verfügung über die Mietzinsforderungen? 
ſ. Dienſtbarkeiten. 

4. Leibe. 5. Darlehn. (vacant.) 
6. Bienfvertrag. 

Baum: Koalitionsrecht und Treupflicht. GewKaufG. 11. Ig. 325—329. 

Biberfeld: Das Verlaſſen der Arbeit. Recht 10. Ig. 929—930. 

Brunn, Paul: Die Haftung des Arbeitgebers für den aus der 
Nichtverwendung von Beitragsmarken zur Alters⸗ und Invaliden⸗ 
verſicherung dem Arbeitnehmer erwachſenen Schaden. Arch BürgR. 
28. Bd. 271— 285. 

Godron: Stehen dem Arbeitgeber wegen plötzlicher Arbeitseinſtellung 
Anſprüche auf Schadenserſatz zu, und wie ſind ſie zu verfolgen? 
Bay. 2. Ig. 287290. 

Jörg, Joſeph: Stehen dem Arbeitgeber wegen plötzlicher Arbeits⸗ 
einſtellung Anſprüche auf Schadenserſatz zu, und wie find fie zu 
verfolgen? Bayg. 2. Ig. 336 — 338. 

Kaeſtner: Bedeutung der ärztl. Ehrengerichtsbarkeit für die jur. 
Praxis ſ. Geſundheitsweſen. 

Koehne, Carl: Der Rechtscharakter des gewerblichen Akkordvertrages. 
Arch BürgR. 29. Bd. 46— 72. 

Mantey: Die Anrechnungsbefugnis des Dienſtberechtigten nach Satz 2 
des § 615 BOB. Recht. 10. Ig. 848—850. 
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Meyer, Hans: Die Kündigung des Gewerbegehilfenverhältniſſes. 
Berlin, E. Ebering, 1906. (58 S.) 1,20 M. 

Opet, Otto: Die Grundſätze des modernen Theaterrechts. Oſt ug. 
57. Ig. 267269, 278—280, 281285. 

Potthoff: Einheitliches Privatbeamtenrecht ſ. Handel und Gewerbe. 

Singer: Die Vergütung an Bauunternehmer f. Werkvertrag. 

Wölbling: Geſetzliche Regelung der Akkordarbeit ſ. Handel und 
Gewerbe. 

7. Werkvertrag. 

Dietz: Zu der Entſcheidung des OLG. in BadRpr. 1906 S. 193 
über: „Die rechtliche Natur des Beſchälvertrags“. BadRpr. 
72. Ig. 272. : 

Joſef: Abonnieren und Subſtribieren f. Kauf. 

Koehne: Rechtscharakter des gewerblichen Akkordvertrags f. vorauf⸗ 
gehende Abteilung. 

Singer: Die Vergütung an Bauunternehmer. Mit beſond. Berückſicht. 
der Techniker⸗Gebührenordnungen. Seuff bl. 71. Ig. 461—474. 


8. Maklervertrag. 
Opel: Grundſätze des modernen Theaterrechts f. Dienſtvertrag. 
9. Auslsbung. (vacat.) 
10. Auftrag. 

Weide mann: Zur Behandlung fiduziariſcher Sicherungsgeſchäfte 
ſ. Pfandrecht. 

11. Geſchäſtsſührung ohne Auftrag. 12. Verwahrung. 13. Einbringung 
von Sachen bei Gaſtwirten. (vacant.) 
14. Geſellſchaft. 

Brückmann, Arthur: Grundbegriffe des Genoſſenſchaftsrechts. 
Zugleich ein Beitrag zum allgemeinen Geſellſchaftsrecht. Arch BürgR. 
28. Bd. 223 —270. 

15. Semeinſchaft. 16. Ceibrente. 17. Spiel. wette. (vacant.) 
18. Sürgſchaft. 

Bendix, Ludwig: Gibt es eine Haftung des Bürgen über den 
jeweiligen Beſtand der Hauptverbindlichkeit hinaus? JW. 35. Ig. 
589—591. 

Cohn: Verhältnis des Drittverpfänders zum Gläubiger und zum 
Bürgen ſ. Pfandrecht. 

Mantey: Zur Anwendung des § 770 Abſ. 2 BGB. Gruchots Beitr. 
50. Ig. 542—551. 

Marcus, [Georg]: Unterliegt das dem Schuldner abgegebene 

Verſprechen, für ſeine Verbindlichkeiten zu bürgen, der Form des 
§ 766 BGB.? DIZ. 11. Ig. 815. 

19. vergleich. (vacat.) 
20. Schuldverſprechen. Schuldanerkenntnis. 

Klingmüller, Fritz: Causa und Schuldverſprechen. Goldſchmidts Z. 
58. Bd. 152 — 193. 

Rümelin, Mlax]: Zur Lehre von den Schuldverſprechen u. Schuld⸗ 
anerkenntniſſen des BGB. ArchZivprax. 98. Bd. 169— 346. 

Thiele, Wilhelm: Das Anerkenntnis. IW. 35. Ig. 413—416. 


21. Auwelfung. 22. Schuldverſchreibung auf den Inhaber. 
23. Worlegung von Sachen. (vacant.) 
24. Angerechtſertnigte gereicherung. 
Fuld, [Ludwig]: Bereicherungsanſpruch in Verhältnis von Kranken⸗ 
kaſſen. Arb Verſorg. 23. Ig. 370—373. 


25. Anerlanbte gandlungen. 
Daffis: Fällt der Haftbefehl in den Bereich der im 8 839 Abſ. 2 
BGB. vorgeſehenen Urteile? DIZ. 11. Ig. 10171018. 
Delius, [Hans]: Haftpflicht der Beamten bei Entſcheidungen, welche 
auf Grund des Vortrags eines Referenten getroffen werden. Haftung 
des Spruchrichters. PrVerwBl. 27. Ig. 756 — 757. 
Fuld, Ludwig: Monopole und Kontrahierungszwang. SozpPr. 15. Ig. 
1270 — 1271. N 
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Gerland: Erſatzanſprüche für polizeiliche Auflagen, die ſpäter als 
rechtsunverbindlich aufgehoben werden, ſ. Verwaltungsrecht. Werke 
allg. Inh. 

Hertzer, W.: Die Haftpflicht der Eiſenbahn und ihrer Bedienſteten 
für Erteilung von Auskunft, Rat oder Empfehlung. EiſenbE. 
22. Bd. 407 —411. 

Kaeſtner: Bedeutung d. ärztl. Ehrengerichtsbarkeit für d. jur. Praxis 
ſ. Geſundheitsweſen. 

Kohler, Joſef: Preisbeſtimmung und § 826 BGB. Arch BBürgR. 
29. Bd. 140—156. 

Kraus: Sind die Amtsgerichte zuſtändig zur Beurkundung von 
Vereinbarungen des unehelichen Vaters und der unehelichen Mutter 
über deren Anſprüche nach 88 847 u. 1300 BGB.? Bay. 2. Ig. 
318—314. 

Marcus: Verhältnis des § 1 des Wettbewerbgeſetzes zum 5 823 BB. 
ſ. Unlauterer Wettbewerb. 

Marwitz: Empfiehlt ſich eine Anderung der Vorſchrift des § 833 BGB. 
üb. d. Haftung des Tierhalters? Gutachten. 28. DIT. II. 86— 114. 

Némethy, von: Der Grund des Schadenserſatzanſpruchs |. Inhalt 
d. Schuldverh. 

Oertmann: Die Haftung des Staates für Verſchulden v. Beamten 
f. Einführungsgeſetz z. BGB. 

Dertmann, Paul: Welche zivilrechtlichen Folgen knüpfen ſich an die 
im modernen Lohnkampfe üblichen Verrufserklärungen, insbeſondere 
an das Verbot des Einkaufs und Verkaufs, des Arbeitgebers und 
des Arbeitnehmers? Gutachten. 28. DIT. II 33 — 85. 

Paſchke: 8 843 Abſ. 288 B. u. 8I324ZPO. Recht. 10. Jg. 796— 797. 

Die Rechtſprechung gegenüber den gewerkſchaftlichen Boykottkämpfen 
und Verrufserklärungen. SozPr. 15. Ig. 1221 —1223. 

Schelhorn, Johann Rudolf v.: Die Amtshaftpflicht gegenüber 
Dritten nach deutſchem u. bayeriſchem bürgerl. Recht. Hirths Ann. 
89. Ig. 439—463, 525—547, 606 — 636. 

Scherer, [Martin]: Kritik des Geſetzentwurfs betr. Abänderung des 
§ 833 BGB. Haftpflicht der Tierhalter. Nach welcher Richtung 
iſt die Abänderung angezeigt? Hirths Ann. 89. Ig. 473—477. 

Schütz: Ungeſchickte Kellner ſ. Inhalt der Schuldverh. 

Springer: Zum Entwurf e. Automobilhaftpflichtgeſetzes. Gegenwart. 
35. Ig. 49—50. 

Traeger, L.: Empfiehlt ſich eine Anderung der Vorſchrift des § 838 
BGB. über die Haftung des Tierhalters? Gutachten. 28. DIT. 
II. 115—160. 

Wolf, Kurt: Schadenserſatz wegen Anſteckung mit Lungentuberkuloſe. 
VISchrGer Med. 29. Bd. 44 —58. 


3. Sachenrecht. 
I. Jm allgemeinen. 

du Chesne: Dinglichkeit u. dingliche Sicherung. 3BIF GG. 7. Ig. 
195 — 198. 

Turnau, W., u. Förster, K.: Das Liegenſchaftsrecht nach den 
deutſchen Reichsgeſetzen und den preuß. Ausführungsbeſtimmungen. 
Für die Praxis bearb. 1. Bd.: Das Sachenrecht des bürgerl. 
Geſetzbuches. 3. verm. u. verb. Aufl. Paderborn, F. Schöningh, 
1906. (XLIX, 1138 S.) geb. 22,50 M. 

II. Im einzelnen. 
a) Beſitz. 

Asmis: Kann die Einrede aus 8 863 BGB. nur dem mittelbaren, 
nicht aber auch dem unmittelbaren Beſitzer gegenüber zuläſſig 
fein? Recht. 10. Ig. 850—851. 

Przibiller: Erwerb des mittelbaren Beſitzes durch Stellvertreter. 
Iherings J. 50. Bd. 323—372. 

b) Algemeine Vorſchriſten nber Rechte an Srundſtücken. 


Bunſen: Zur Lehre von den nicht getrennten Erzeugniſſen 
Teil, Sachen. N u 
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du Chesne: Berichtigungsanſpruch u. Widerſpruch. Sächſurchg. 
1. Ig. 289— 291. 

du Chesne: Vormerkung u. Zuſchlag. Seuff Bl. 71. Ig. 408 —410. 

Oberneck, [Hermann]: Schrifttum des Liegenſchafts⸗ und Grundbuch⸗ 
rechts aus den Jahren 1904 und 1905 und dem erſten Viertel⸗ 
jahr 1906. DRotV. 6. Ig. 335—361. 

Strecker: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Liegenſchaftsrecht. 
Bearb. auf Grund der Zeitſchriften. Aufſätze des I. Halbjahrs 
1906. Recht. 10. Ig. 840845. ‚ 

Wenz, P.: Das Immobiliar⸗ u. Hypothekenrecht nach dem bürgetl. 
Geſetzbuch u. d. Grundbuchordnung. Gemeinverſtändliche Darſtellg. 
m. zahlreichen Beiſpielen, ſowie m. Muſtern zu Verträgen, Ein⸗ 
tragungsbewilligungen und ⸗Anträgen. (Neue [Titel] Ausg.) 
Königshütte, K. Vater, 1906. (VIII, 199 S.) 2,50 M. 


o) Cigentum. 
Fuld: Polizei und Stacheldrahtzaun ſ. Verwaltungsrecht, Werke 
allg. Inh. 

Jordan: Veräußerung einer beweglichen Nachlaßſache durch einen 
Vertreter aus 88 932 ff. BGBL. |. Rechtl. Stellung des Erben. 
Rohs: Leiſtungs⸗ und „Duldungs“⸗Anſpruch. JW. 35. Ig. 59159. 

Schelcher: Der öffentliche Weg ſ. Bau: und Wegeweſen. 

Scherer, Martin]: Bauausführung. Welche Rechte hat der Nachbar, 
wenn infolge fahrläſſiger Bauausführung fein Gebäude beſchädigt 
wird, Riffe erhält uſw. Haftet nur der (vielleicht zahlungsunfähige) 
Bauunternehmer oder auch der Bauherr (Grundeigentümer, Nachbar)! 
Bay Z. 2. Ig. 551553. 

Schmitt: Die grundſätzliche Stellung der dem öſſentl. Gottesdienst 
gewidm. Gehäude und anderer dem Gemeingebrauch gewidm. Sachen 
im BGB., insbeſondere das Nachbarrecht und die Verkehrsunfähig⸗ 
keit. Zuſtändigkeit der Landesgeſetzgebung. § 911 Abſ. 2 808, 
Art. 133 Einf®. z. BEB.; Art. 12 u. 21 Ausf. z. 868. 
Bad Rpr. 72. Ig. 202— 204, 214—217. 

Trendel, Auguſt: Feld⸗ und Wald⸗Nachbarrecht in bezug auf 
Pflanzungen. SeuffBl. 71. Jg. 508—521. 


d) Erbbaurecht. (vacat.) 
e) Dienſtbarkeiten. 

Eccius, [Max Ernſt!: Aberlaſſung unveräußerlicher Rechte zur 
Ausübung. (Kurze Erörterungen V.) Gruchots Beitr. 50. Jg. 
503 508. 

Hacker, Ulrich: Der Nießbrauch von Prämienpapieren, Aktien und 
Urheberrechten. Holdheims MSchr. 15. Ig. 151— 159, 181-197, 
213 —224. a 

Reiche⸗Große: Iſt die Beſtellung des Nießbrauchs an einem ber 
mieteten Grundſtück Verfügung über die Mietzinsforderungen? Dig. 
11. Ig. 960—962. 5 

Rohmer, Julius: Iſt das Benutzungsrecht eines Gartens ein ein 
tragungsfähiges Recht? ElſLoth Not. Z. 26. Ig. 209 — 210. 


1) Yorkaufsredt. g) Keallaſten. (vacant.) 


b) Gypethck. Erundſchuld. Rentenſchuld. 

Ahsbahs, Leo: Zur Auslegung der 88 1163, 1190 868. Gehört 
die zur Zeit der Konkurseröffnung nicht durch Forderungen 9% 
deckte Höchſthypothek am Kridargrundſtück zur Konkursmaſſe? 
IheringsJ. 50 Bd. 373—411. 

Behrend: Die unpfändbaren Verſicherungsanſprüche |. Zwwilprozeß, 
Zwangsvollſtreckung. 

du Chesne: Pfandrecht am Grundſtück und Hypothek. Dots. 
6. Ig. 529—531. 

du Chesne: Vormerkung und Zuſchlag. ſ. Allg. Vorſchr. über Rechte 
an Grundſtücken. 

Dahſe: Umſchreibung der Hypothek und der Grundſchuld mit Herab⸗ 
ſezung des Zinsfußes. Meckl. 24. Bd. 388—395. 


35. Jahrgang. 


Fuchs, [Eugen]: Die Koften der hypothekariſchen Klage. Ein Bei: 
trag zur Lehre von der rechtlichen Natur der Hypothek. Seuffät. 
71. Ig. 398—408. 

Der Geſetzentwurf zur Sicherung der Bauforderungen. Ver⸗ 
handlungen des 9. ordentl. Landesverbandstages des Preuß ⸗ 
Landesverbandes der Haus: und Grundbeſitzervereine. (Mit: 
teilungen des Preuß. Landesverbandes der Haus⸗ und Grund⸗ 
beſitzer⸗Vereine. H. 24.) Spandau, R. Graßmann in Stettin, 
1906. (60 S.) 

Koban, Anton: Das Vertrauensprinzip bei der Amortiſations⸗ 
hypothek. Arch BürgR. 29. Bd. 1—10. 

Reiche⸗Große: Iſt die Beſtellung des Nießbrauchs an einem ver⸗ 
mieteten Grundſtück Verfügung über die Mietzinsforderungen? 
ſ. Dienſtbarkeiten. 

Schmidt: Umwandlung mehrerer Hypotheken in eine ſog. Einheits⸗ 
hypothek? Bayg. 2. Ig. 356—357. 

Schmillen: Übernahme von Hypothekenſchulden ſ. Schuldübernahme. 

Strecker: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Liegenſchaftsrecht 
ſ. Allg. Vorſchr. über Rechte an Grundſtücken. 

Weidemann: Zur Behandlung fiduziariſcher Sicherungsgeſchäfte 
ſ. Pfandrecht. 

Wenz: Immobiliar⸗ u. Hypothekenrecht |. Allg. Vorſchr. über Rechte 
an Grundſtücken. 


N pfandrecht an beweglichen Sachen und an Kechten. 

Breit, Max M.: Die Verpfändung von Verſicherungspolicen. Geſetz 
u. Recht. J. Ig. 369—374. 

Cohn, Lſudwig]: Über das Verhältnis des Drittverpfänders zum 
Gläubiger und zum Bürgen. IW. 35. Ig. 410—413. 

Eccius, [Max Ernft]: Fahrnispfand für künftige Forderungen. 
(Kurze Erörterungen. IV.) Gruchots Beitr. 50. Ig. 500 — 503. 

Weidemann: Zur Behandlung fiduziariſcher Sicherungsgeſchäfte. 
Dig. 11. Ig. 1000 — 1004. 

Wenzel, Rob.: Das vertragsmäßige Pfandrecht an Wertpapieren. 
(Diſſ.) Berlin, Struppe & Winckler, 1906. (56 S.) 1,50 M. 


4. Familienrecht. 
I. Im allgemeinen. 

Pabſt, Max: Grundriß zu Vorträgen über das Familienrecht in ver⸗ 
gleichender Darſtellung mit dem römiſchen u. gemeinen Rechte. 
Halle a. S., J. M. Reichardt, 1906. (VII, 98 S. m. 1 Tab.) 
2,75 Mk.; geb. in Leinw. u. durchſch. 3,50 M. 


II. Im einzelnen. 
a) Bürgerliche Ehe. 

Drinnenberg, Clonrad] Afuguft]: Die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft nach dem BGB., nebſt Ausführungen über die wichtigſten 
Beſtimmungen des Fuldaer Güterrechtes u. einer Zuſammenſtellung 
des alten u. neuen Güterrechtes im Oberlandesgerichtsbez. Caſſel. 
Fulda, Fuldaer Altiendruderei, 1906. (III, 87 S.) 0,50 M. 

Folcher: Zur Frage, ob die nachträgliche Genehmigung des von 
einer Minderjährigen eingegangenen Verlöbniſſes nach inzwiſchen 
geſchehener anderweitiger Verheiratung des anderen Teils zuläſſig 
if. PoſMSchr. 9. Ig. 89 — 90. 

Frohnhauſen, Paul: Der Verlöbnisbruch nach dem BGB. Zu: 
gleich ein Beitrag zur Rechtstheorie des Verlöbniſſes. (Diſſ.) 
Halberſtadt, H. Meyer, 1906. (X, 93 S.) 2,50 M. 

Full, Gottlieb: Die Sachlegitimation des Mannes am Geſamtgute 
im Güterftande der allgemeinen Gütergemeinſchaft des BGB. 
Arch BürgR. 29. Bd. 117— 139. . 

Haſe, Armin: Zur Lehre vom Duldungsanſpruch im geſetzlichen 
Güterrechte. SächſArchR. 1. Ig. 363—374. 

Kraus: Sind die Amtsgerichte zuſtändig zur Beurkundung von 
Vereinbarungen des unehel. Vaters u. der unchel. Mutter über 
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deren Anſprüche nach 88 847 und 1300 BGB.? ſ. Unerlaubte 
Handlungen. 

Mallmann: Einfluß der Todeserklärung auf den Beſtand der Ehe. 
BGB. 88 18 u. 1348 Abſ. 2. Puchelts Z. 37. Bd. 352. 

Müller, G.: Einfluß der Nichtigkeit u. Anfechtbarkeit einer Ehe 
auf Strafrecht und Strafprozeßrecht. Bay Z. 2. Ig. 541— 549. 

Rohmer, Julius: Können in allgem. Gütergemeinſch. verheirat. 
Eheleute beim Abſchluß ihres Ehevertr. vereinbaren, daß dem 
Überlebenden von ihnen das Recht zuſtehen ſoll, das zur Güter⸗ 
gemeinſch. gehör. Wohnhaus, bzw. den zu derſ. gehörenden Bauern⸗ 
hof um einen in der Gütergemeinſchaft zu verrechnenden, im vor⸗ 
aus genau feſtgeſetzten Anſchlagspreis von dieſer vorwegzunehmen? 
ElſLothrNot Z. 26. Ig. 205 — 208. 

Süß, C.: Wie erfolgt ſeit dem 1. Januar 1900 beim Beſtehen der 
weſtfäliſchen Gütergemeinſchaft die Rechtsnachfolge in den Anteil 
des zuerſt verſterbenden Ehegatten an dem gütergemeinſchaftl. 
Vermögen? Dot. 6. Ig. 411 —422. 


d) Lerwandtſchaft. 


Kuttner: Die Klagen auf Feſtſtellung des Beſtehens oder Nicht⸗ 
beſtehens der unehelichen Vaterſchaft. Iherings J. 50. Bd. 412 — 532. 

Philler, Mart.: Die Rechtsſtellung der Kinder aus nichtigen Ehen 
nach dem BGB. Berlin, E. Ebering, 1906. (102 S.) 2 M. 

Schmidt⸗Bardeleben: Steht die Sorge für die Perſon eines 
gemeinſchaftlichen Kindes, wenn ſie dem einen geſchiedenen Ehe⸗ 
gatten nach § 1666 BGB. entzogen iſt, dem andern Ehegatten 
zu? Recht. 10. Ig. 994 — 996. 

Schultheis: Der Umfang der Inventariſationspflicht des elterlichen 
Gewalthabers nach 8 1640 BGB. 356. 7. Ig. 175 — 192. 


e) Yormundfcaft. 

Doerr, Friedrich: Rechtsunwirkſamkeit der Zuſtimmung des Vor⸗ 
munds zur Löſchung einer Hypothek auf dem Mündelgrundſtück 
ohne Genehmigung. Ein Beitrag zur Auslegung und Anwendung 
des 8 1812 BGB. SeuffBl. 71. Ig. 376380. 

Gülland: Bedarf der Vormund zum Erwerb von Grundſtücken für 
den Minderjährigen der Genehmigung des Gerichts? Puchelts Z. 
87. Bd. 342 — 347. 

Joſef, Eugen: Das Prüfungsrecht des Vormundſchaftsgerichts bei 
Anordnung einer Pflegſchaft zur Vertretung des Pfleglings in 
Rechtsſtreitigkeiten. ArchBürgR. 29. Bd. 73—83. 

Joſef: Zwei Zweifelsfragen aus dem Urkundenrecht ſ. Freiw. 
Gerichtsbarkeit, Einzelfragen. 

Ziegler, Georg: Was muß der Gemeindewaiſenrat vom Vormund⸗ 
ſchaftsrecht uſw. wiſſen? Praktiſches Handbuch für Waiſenräte, 
zugleich Nachſchlagebuch für Neulinge auf dem Gebiete des Vor⸗ 
mundſchaftsweſens. Karlsruhe, G. Braunſche Hofbuchdruckerei, 
1906. (VIII, 172 S.) Kart. 1,60 M. 


5. Erbrecht. 
I. Im allgemeinen. 


Baden, Jul.: Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung im Erbrecht. 
Berlin, Struppe & Winkler, 1906. (X, 60 S.) 1,50 M. 

Behringer, J.: Das Erbrecht des deutſchen BGB. in ſeinen 
wichtigſten Beſtimmungen unter kurzem Hinweis auf ſein Ver⸗ 
hältnis zum natürlichen und kirchlichen Rechte. Regensburg, 
F. Puſtet, 1906. (IV, 120 S.) 1,50 M. 

Pabſt, Max: Grundriß zu Vorträgen über das Erbrecht des BGB. 
in vergleichender Darſtellung mit dem römiſchen u. gemeinen Rechte. 
Halle, J. M. Reichardt, 1906. (VIII, 106 S.) 2,75 M.; geb. in 
Leinw. u. durchſch. 3,50 M. 

Weißler, Adolf: Rechtſprechung in Nachlaßſachen. 
6. Ig. 441 50l. 
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II. Im einzelnen. 
a) FErsfolge. (vacat.) 
d) Nechtliche Stellung des Erden. 

Eccius: Relative Nichtigkeit von Verfügungen des Gemeinſchuldners 
und des Erben ſ. Konkursordnung. 

Herbſt: Mangelnde Paſſivlegitimation des Erben ($ 1984 Abſ. 1 
BGB.). DIZ. 11. Ig. 1024. 

Jordan, K.: Finden im Fall der Veräußerung einer beweglichen 
Nachlaßſache durch einen einzelnen Miterben die 55 932 ff. BGB. 
Anwendung? BadRpr. 72. Ig. 243 — 244. 

Nauenberg, Ernſt: Die Wirkung des Aufgebots der Nachlaß⸗ 
gläubiger. Berlin, E. Ebering, 1906. (94 S.) 1,80 M. 

Wäntig: Verfügungsrecht des Nacherben über ſeine Rechte vor 
Eintritt des Falles der Nacherbfolge. DNotB. 6. Ig. 377 — 410. 

e) Feſtament. 

Hachenburg, [Mar]: Unentgeltliche Verfügungen des Vorerben 
zugunſten des Nacherben. DNotV. 6. Ig. 321—334. 

Heinsheimer, [Karl]: Widerſprechende Teſtamente. DIZ. 11. Ig. 
796 — 799. 

Joſef: Zwei Zweifelsfragen aus dem Urkundenrechte |. Freiw. 
Gerichtsbarkeit, Einzelfragen. 

König, Adolf: Wem kann nach deutſchem bürgerl. Recht eine 
Auflage durch Verfügung von Todes wegen gemacht werden? Diſſ. 
Verden, J. König, 1906. (XII, 147 S.) 3 M. 

Marcus, [Georg]: Iſt für das eigenhändige Teſtament Namens⸗ 
unterſchrift erforderlich? DIZ. 11. Ig. 873. 

Welti, Heinz: Die Teſtamentsvollſtreckung auf Grund des deutſchen 
BGB. u. des ſchweiz.⸗kantonalen Privatrechts unter Berück⸗ 
ſichtigung des Entwurfes zu einem ſchweiz. Zivilgeſetzbuche. Diſſ. 
Zürich, C. Bachmann, 1906. (78 S.) 1,60 M. 

d) Erbvertrag. 

Rohmer: Verbindung eines Erbverzichts mit einem Erbvertrag 
ſ. Erbverzicht. 

e) Fflichtteit. 

Jacubezky, [Karl] v.: Zu den $$ 2315, 2316 BGB. Seuffät. 
71. Ig. 397398. 

f) Ersunwürdigleit. (vacat.) 
8) Fröverzicht. 

Rohmer, Julius: Iſt die Verbindung eines Erbverzichts mit einem 

Erbvertrag möglich? ElſLothrNot Z. 26. Ig. 202— 205. 


h) Ersſchein. 
Joſef, [Eugen]: Der Erbſchein auf Antrag des Mannes. DIZ. 
11. Jg. 1021 — 1022. 


Joſef, Eugen: Der Erbſchein auf Antrag des Gläubigers. DRotV. 
6. Ig. 422—428. 

Joſef: Zwei Zweifelsfragen aus dem Urkundenrechte |. Freiwillige 
Gerichtsbarkeit, Einzelfragen. 


i) Ersſchafis lauf. 


6. Einführungsgeſetz zum BGB.“) 

Brill: Die ſtaatliche Genehmigung bei unentgeltlichem Erwerb von 
Liegenſchaft durch die tote Hand. Württ Z. 48. Ig. 161—168. 

Gerland: Erſatzanſprüche für polizeiliche Auflagen, die ſpäter als 
rechtsunverbindlich aufgehoben werden, ſ. Verwaltungsrecht, 
Werke allgemeinen Inhalts. 

Haering: Endgültige Ausfolge des Vermögens eines Verſchollenen 
nach dem 1. Januar 1900 an den vor dieſem Zeitpunkt vorläufig 
eingewieſenen Erben. Württ. 48. Ig. 199 — 204. 

Herrnritt, Rudolf v.: Empfiehlt ſich eine einheitliche Regelung 
der Haftung des Staates u. anderer juriſt. Perſonen des öffentl. 

Rechtes für den von ihren Beamten bei Ausübung der dieſen 


(vacat,) 


*) Vgl. auch Landesprivatrecht. 
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anvertrauten öffentl. Gewalt zugefügten Schaden? Gutachten. 
28. DIT. II. 324 —351. 

Hottenrott: Über kommunale Haftpflicht bei Aufläufen. Selbſtverw. 
83. Ig. 545 —547. 

Lauter: Findet der Grundſatz der Ubergangsbeſtimmungen „erworbene 
Rechte bleiben durch die neue Geſetzgebung unberührt“ auch auf 
ſog. fiktive oder konſtruktive Rechte Anwendung? Gruchots Beitr. 
50. Ig. 697609. 

Ma ſur, Oskar: Zur Anführung des Art. 27 EG. zum BER. in 
Art. 28 daſelbſt. Böhms Z. 16. Bd. 205—211. 

Matthieſſen: Die väterliche Ausſage nach ſchleswig⸗holſteiniſchem 
Recht. (Zum XXVIII. Deutſchen Juriſtentage. Feſtgabe .. . III.) 
Auch als S.⸗Abdr. erſch. Berlin, F. Vahlen, 1906. (71 S.) 1,80 N. 

Dertmann, [Paul]: Die Haftung des Staates für Verſchulden von 
Beamten. DIZ. 11. Ig. 922 —927. 

Schmitt: Grundſätzl. Stellung der dem Gemeingebrauch gewidmeten 
Gegenſtände ſ. BGB., Eigentum. 

Trendel: Feld: u. Waldnachbarrecht |. BGB., Eigentum. 


III. Handels., See- und Verkehrsrecht. 


A. Im allgemeinen. 

Goldmann, Sam[uel]: Das HGB. vom 10. V. 1897 (mit Ausſchluß 
des Seerechts), erläutert. 3. Bd. (III. Buch. Handelsgeſchäfte.) 
Berlin, F. Vahlen, 1906. (VIII u. S. 1355 — 1834.) 10 M.; 
geb. 12 M. 

Gutmann: Zuſammenſtellung der im Januar u. Februar 1906 ver⸗ 
öffentlichten Entſch. des RG. B. Handelsrecht. Puchelts3. 
37. Bd. 353 — 3858. 

Koehne, Carl: Grundriß des Eiſenbahnrechts. Berlin, D. Liebmann, 
1906. (VII, 112 S.) 2 M. 

Staub, [Hermann]: Kommentar zum HGB. 8. Aufl., bearb. unter 
Benutzung des handſchriftl. Nachlaſſes von Heinrich Könige, Joſef 
Stranz, Albert Pinner. Bd. 1. Berlin, J. Guttentag, 1906. 


B. Im einzelnen. 
1. Handelsperſonenrecht. 

Baum: Koalitionsrecht und Treupflicht ſ. BGB., Dienſtvertrag. 
Dorſt, Frz.: Der Kaufmann, die Geſellſchaften des HGB. und die 

Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Syſtematiſche Darſtellung 

mit Formularen z. praktiſchen Gebrauche f. Juriſten u. Kaufleute. 

Köln, P. Neubner, 1906. (XVIII, 395 S.) Geb. 9,25 M. 
Potthoff: Einheitliches Privatbeamtenrecht ſ. Handel und Gewerbe. 
Kritik der Kaufmannsgerichte ſ. Kaufmannsgerichte. 

Marcus, [Georg]: Der Erwerb unter gleichzeitiger Belaſtung der 
Sache durch den Prokuriſten. DJ. 11. Ig. 958 — 960. 
Nelſon, Erich: Die Haftung des Erben eines Handelsgeſchäftes für 

die früheren Geſchäftsverbindlichkeiten ($ 27 HGB.). (Diſſ) 
Berlin, Struppe & Winckler, 1906. (89 S.) 2 M. 
Roßbach: Iſt der Lotteriekollekteun Kaufmann? DIz. 11. Ig. 
1015 1016. 
WMüſtendörfer, H.: Der Handlungsagent als deutſcher und aus: 
ländiſcher Rechtstypus. Goldſchmidts Z. 58. Bd. 118-181. 


2. Handelsgeſellſchaftsrecht. 

Zum Aufſichtsratsweſen. Dok. 24. Ig. 485—486. 

Die Behandlung der Hypothekenſchulden in der Bilanz. 
24. Ig. 399. 

Brückmann: Grundbegriffe des Genoſſenſchaftsrechts ſ. BOB 
Geſellſchaft. 

Dorft: Der Kaufmann, die Geſellſchaften des HGB. und die Geſell 
ſchaften m. b. H. ſ. Handelsperſonenrecht. 

Eintragung ungültiger Geſellſchaftsbeſchlüſſe. ZAkt W. 16. 38 
116— 117. 


Dok. 


run 
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35. Jahrgang. 


Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Neueſte 
Ausgabe. Berlin, L. Schwarz & Co., 1906. (64 S.) 1,20 M. 

Goldſchmit, Robert: Zur Berechnung der Tantiemen des Aufſichts⸗ 
rats. Goldſchmidts Z. 58. Bd. 208 —214. | 

Hachenburg, [Mar]: Der Widerruf der Vergütungen für den Auf⸗ 
ſichtsrat. Holdheims MSchr. 15. Ig. 145—150. 

Laudon: Paragraph 314. Zukunft. 14. Ig. 115—118. 

Lübbert, Erich: Die rechtliche Natur der ſtillen Geſellſchaft unter 
beſonderer Berückſichtigung ihrer hiſtoriſchen Entwickelung. 
Goldſchmidts Z. 58. Bd. 464520. 

Eine Lücke im Aktienrecht. Dok. 24. Ig. 477. 

Paſſow, Richard: Die Bedeutung des Aufſichtsrats für die Aktien⸗ 
geſellſchaft. Thünen Arch. 1. Ig. 581—639. 

Rücktrittsrecht der Verſicherten bei Verſchmelzung zweier ins 
ländiſchen Verſicherungsaktiengeſellſchaften ſ. Verſicherungsrecht. 

Sievers: Empfiehlt es ſich, die Verantwortlichkeit der Mitglieder 
des Aufſichtsrats einer Aktiengeſellſchaſt genauer zu beſtimmen? 
DIZ. 11. Ig. 901906. 

Sievers: Verkauf eigener Aktien durch die Aktiengeſellſchaft. Zur 
Auslegung der 88 213, 215 HGB. Recht. 10. Jg. 974-979. 

Staub, [Hermann]: Kommentar zum Geſetz, betr. die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung. 2. Aufl. unter Benutzung des hand⸗ 
ſchriftlichen Nachlaſſes bearbeitet von Max Hachenburg. Berlin, 
J. Guttentag, 1906. (VIII, 589 S.) 18 M., geb. in Leinw. 14,20 M. 

Iſt die Sukzeſſivgründung bei Geſellſchaften m. b. H. ſtatthaft? 
Z Akt W. 16. Ig. 114—115. 

Takaki, Kurakicki: Die Rechtsverhältniſſe der Aktiengeſellſchaft bis 
zu ihrer Eintragung in das Handelsregiſter und die Haftung der 
Geſellſchafter aus der Gründung und aus der Zeichnung. Diff. 
Heidelberg, O. Petters, 1906. (76 S.) 1,50 M 


3. Handelsobligationenrecht. 


a) Allgemeine Porſchriften üßer Handels geſchäfte. 
Handelsgebräuche. Gutachten, erſtattet von d. Handelskammer zu 
Magdeburg auf gerichtl. Anfragen v. J. 1905. Magdeburg, 
E. Baenſch jun., 1906. (20 S.) 


d) Kandels lauf. 

Frankenburger: Einfluß neuer Steuern auf beſtehende Rechts⸗ 
verhältniſſe ſ. BGB., Rechtsgeſchäfte. 

Joſef: Abonnieren und Subſkribieren ſ. BGB., Kauf. 

Müller: Der Sukzeſſivlieferungsvertrag ſ. BGB., Schuldverh. aus 
Verträgen. 

c) Hoͤrſengeſchaäfte. 

Agiotage. Dok. 24. Ig. 503 —504. 

Arbitragegeſchäfte. Dok. 24. Ig. 446—447. 

Haftung auf Grund des Proſpekts. Dok. 24. Ig. 494 — 495. 
Loewenfeld, F.: Der Giroverkehr. Handelsrechtliche Studien. 
Wiesbaden, J. F. Bergmann, 1906. (VI, 61 S.) 1,20 M. 
Schneider, A., u. Dahlheim, L.: Uſancen der Berliner Fonds⸗ 

börſe. Ein Handbuch zum prakt. Gebrauch f. Börſenintereſſenten, 
hrsg. und bearb. v. Kurt Hartung u. Paul Thomsberger. 
13. verm. u. verb. Aufl. Berlin, F. Dümmlers Buchh., 1906. 
(XVI, 648 S.) Geb. in Leinw. 6 M. 
Sperrſtücke. Dok. 24. Ig. 431. 
Zadig, Gleorg]: Sperrſtücke. Plutus. 3. Jg. 522— 526. 
d) geſd- und Kreditgeſchäfte. 

Callmann, C. P.: Das vertragsmäßige Pfandrecht der Banken an 
den von ihnen im Auftrage eines Kunden angeſchafften Effekten. 
Bankürch. 5. Ig. 279. 

Korn: Technik der Bankdepotgeſchäfte ſ. Bank⸗ und Börſenweſen. 

Schinckel, Max: Unfere überſeeiſchen Bankunternehmungen. Bankärdh. 
5. Ig. 265— 269. 
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Weidemann: Zur Behandlung fiduziariſcher Sicherungsgeſchäfte 
ſ. BGB., Pfandrecht. 


e) Aommiſſtonsgeſchäft. | 
Breit, James: Kommiſſionsgeſchäft und Propergeſchäft. Ein Beitrag 
z. Lehre v. Effektenkommiſſionsgeſchäft. BankArch. 5. Ig. 269— 272. 
Feſtſtellung von Güterbeſchädigungen ſ. ZPO., Verfahren in I. J. 
) Speditions · , Lager- und Jrachtgeſchaft. 
Arend: Die Haftung des Spediteurs. Dok. 24. Ig. 495—496. 
Feſtſtellung von Güterbeſchädigungen ſ. ZPO. Verfahren in I. J. 
Marcus, [Georg]: Über das Verhältnis des § 446 HGV. zu den 
§§ 834, 885 BGB. KGBl. 17. Ig. 55 —56. 


8) Beförderung von Gütern und Ferſonen auf den Eiſenbsahnen. 
Fuld, Ludwig]: Ungültigkeit des § 31 Abſ. 2 der Eiſenbahnverkehrs⸗ 
ordnung über Ausſchluß der Haftpflicht für Gepäckverſchleppung 
infolge Nichtbeſeitigung älterer Beförderungszeichen. EifenbE. 
22. Bd. 412 —416. 
Kohn, P.: Eine intereſſante eiſenbahnrechtl. Frage. DIZ. 11. Ig. 876. 
Meyer, Hermann: Was iſt unter dem „Verluſt ganzer Stücke“ in 
§ 77 Nr. 1 EiſenbVerkd. zu verſtehen? Recht. 10. Ig. 792— 794. 
Rundnagel: Die Haftung d. Eiſenbahn f. Verluſt, Beſchädigung u. 
Lieferfriſtüberſchreitung nach deutſchem Eiſenbahnfrachtrecht. Leipzig, 
Dieterich, 1906. (XII, 302 S.) Geb. in Leinw. 6 M. 
Schmitt, Adam: Der Eiſenbahn⸗Frachtzuſchlag (nach 8 58 d. deutſch. 
Eiſenb Verk. vom 26. X. 1899). EiſenbE. 22. Bd. 423—427. 


b) Ferlagsgeſchäfl. 
Joſef: Abonnieren und Subſkribieren ſ. BGB., Kauf. 


4. Handelsſachenrecht. 
Beling, Günther: Der Inhaberlagerſchein im Verkehr u. im Konkurs⸗ 
fall nach neuem Recht. Goldſchmidts Z. 58. Bd. 194 — 207. 
Breit: Verpfändung von Verſicherungspolicen ſ. BGB., Pfandrecht. 
Hacker: Der Nießbrauch an Prämienpapieren, Aktien und Urheber⸗ 
rechten ſ. BGB., Dienſtbarkeiten. 

Löhr: Hypothekenbankgeſetz ſ. Bank⸗ und Börſenweſen. 

Wenzel: Das vertragsmäßige Pfandrecht an Wertpapieren |. BGB., 
Pfandrecht. 


5. Seerecht und Binnenſchiffahrtsrecht. 

Martin: Empfiehlt es ſich, die Haftung des Reeders f. ſeemänniſches 
Verſchulden der Schiffsbeſatzung geſetzlich auszuſchließen oder durch 
zwingende Rechtsſätze feſtzuſetzen? DIZ. 11. Ig. 906—911. 

Perels, Leopold: Die Stellung des Kapitäns im deutſchen See⸗ 
handelsrecht. Goldſchmidts Z. 58. Bd. 1—117. 

Die Vorſchriften des Deutſchen Reichs über das Seeſtraßenrecht. 
Zuſammengeſtellt im Reichsamte des Innern. 2. vervollſt. Ausg. 
Nachtrag. Berlin, R. v. Decker, 1906. (III, 34 S.) 0,20 M. 

Wegerdt, Alfr.: Die Haftung d. Reeders im modernen deutſchen u. 
engliſchen Recht. Diſſ. Leipzig, B. Franke, 1906. (70 S.) 1,60 M. 

Weyl, Richard: Zum Begriff „See“ im deutſchen Neichsrecht. (Zum 
XXVIII. Deutſchen Juriſtentage. Feſtgabe . . . III.) Auch als 
S.⸗Abdr. erſchienen. Berlin, F. Vahlen, 1906. (44 S.) 1,20 M. 


IV. Wedfel- und Scheckrecht. 

Arend: Erwerb eines Wechſels ohne den Willen des Vordermanns 
gibt kein Wechſelrecht. DOk. 24. Ig. 477—478. 

Vorläufiger Entwurf e. Geſetzes, betr. die Erleichterung d. Wechſel⸗ 
proteſtes. Aufgeſt. im Reichs⸗Juſtizamt u. veröffentl. i. deutſchen 
RAnz. v. 23. VII. 1906. Berlin, C. Heymann, 1906. (8 S.) 0,30 M. 

Freudenthal: Unterſchiede zwiſchen deutſchem und franzöſiſchem 
Wechſelrecht. Recht. 10. Ig. 919. . 

Maeder, F.: Zum Geſetzentwurf betr. die Erleichterung d. Wechſel⸗ 
proteſtes. DOE 24. Ig. 463—464. 

Reform des Wechſelproteſtes. DOk. 24. Ig. 456. 
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Schwenn, Guſt.: Über die Notwendigkeit des Wechſelproteſtes. Diſſ. 
Kiel, W. G. Mühlau, 1906. (III, 77 S.) 1,50 M. 
Stranz, Zlofefl: Betrachtg. 3. Proteſtentw. DIZ. 11. Ig. 985 — 990. 


V. Urheberrecht. — Unlauterer Wettbewerb. 


a) Allgemeines. 

Fuld, [Ludwig]: Der Fall Traviata. Ein Gutachten. Gewxſchutz. 
11. Ig. 191— 195. 

Hacker: Nießbrauch an... Urheberrechten |. BGB., Dienſtbarkeiten. 

Joſef, Eug.: Rechtsfälle zu den gewerblichen Schutzrechten. Berlin, 
F. Vahlen, 1906. (IV, 118 S.) 2 M. 

Landsberg, Hans: Die Grenzen der Abdrucksfreiheit im Zeitungs⸗ 
weſen unter beſond. Berückſichtig. d. internat. Rechtsbeziehungen. 
S.⸗Abdr. aus Gewſchutz. Berlin, C. Heymann, 1906. (94 S.) 2 M. 


b) Titerariſches Urheberrecht. 

Fuld, Ludwig: Indiskretion und Geheimſphäre. Gegenwart. 35. Ig. 
98—99. 

Schaefer, Karl: Karthographiſches Urheber: und Verlagsrecht. 
GewRſchutz. 11. Ig. 252— 254. 

e) Aunſturheberrecht. (vacat.) 
d) Patent- und Erfinderredt. 

Alexander⸗Katz, Richard: Empfehlen ſich beſondere geſetzliche Be 
ſtimmungen zum Schutze des Erfinderrechts von Angeſtellten? 
Gutachten. 28. DIT. II. 282—323. 

Ephraim, Julius: Rechte der Angeſtellten an Erfindungen. 3IndR. 
1. Ig. 194-198. 

Eyck, Hans: Begriff der Maſchine und des Maſchinenpatents. 3IndR. 
1. Ig. 157159. 

Fehlert, C.: Die Erſtattung von Obergutachten in Patentſachen 
durch das Patentamt. Gewnſchutz. 11. Ig. 226— 227. 

Hammer, Joſef: Das Recht des Angeſtellten an ſeinen Erfindungen. 
Eine Sammlung der neueren reichsgerichtl. Entſcheid. u. Reform⸗ 
vorſchläge. Nürnberg, C. Koch, 1907. (78 S.) 1 M. 

Katz, Edwin: Rechte der Angeſtellten an der Erfindung. Gewgſchutz. 
11. Ig. 213— 222. 

Kloeppel, E.: Der Schutz des Erfinderrechts der Angeſtellten. Vor⸗ 
trag. Chem Ind. 29. Bd. Nr. 15/16. 

Kohler, Joſef: Patenterſchleichung und bürgerliches Recht. Gew ſchutz. 
11. Ig. 222—226. 

Landenberger, Dagobert: Zweck und Bedeutung des Einſpruchs⸗ 
verfahrens im deutſchen Patentrecht. Ind R. 1. Ig. 169—171. 

Leander: Überblick über die patentrechtliche Literatur des Jahres 
1905. GewRſchutz. 11. Ig. 203— 206. 

Neumann, Georg: Die Lebensdauer der deutſchen Patente. 
Gewnſchutz. 11. Ig. 254 — 255. 

Oſterrieth, Albert: Empfehlen ſich beſondere geſetzliche Beſtimmungen 
zum Schutze des Erfinderrechts von Angeſtellten? Gutachten. 
28. DIT. II. 194—213. 

Waſſermann, Martin: Die Wirkung der Vorbenutzung im Patent⸗ 
und Markenrecht. Gewgſchutz. 11. Ig. 246 — 252. 

Schanze, [Oskar]: Empfehlen ſich beſondere geſetzliche Beſtimmungen 
zum Schutze des Erfinderrechts von Angeſtellten? DIZ. 11. Ig. 
917-922. N 

Tolksdorf, B.: Das Zuſtellungsweſen in dem Verfahren vor dem 
Patentamt. 3IndR. 1. Ig. 146— 149. 

Zeitſchrift f. Induſtrierecht. Hrsg. von B. Tolksdorf, Jul. 
Ephraim, Paul Alexander⸗Katz. Schriftleitung: B. Tolks⸗ 
dorf. 1. Jg. 1906. 24 Nrn. Berlin, W. Ißleib, 1906. Viertelj. 3 M. 


e) Mufer- und Kodellſchutzrecht. 


Ephraim, Julius: Die Einheitlichkeit und die Aufrechterhaltung von 


Gebrauchsmuſtern. Ind R. 1. Ig. 133 — 134. 


M18. 1906. 


Joſef, Eugen: Eintragungen unzuſtändiger Gerichte, insbeſondere 
zum Muſterſchutz. Recht. 10. Ig. 998 — 1000. 


f) Waremeichenrecht. 

Alexander⸗Katz, Paul: Warenzeichen⸗, Firmenrecht⸗ und Beſchaſſen⸗ 
heits⸗Angaben. 3IndR. 1. Ig. 207 — 208. 

Doermer: Der Wortzeichenſchut. Geweſchutz. 11. Ig. 255 — 288. 

Ephraim, Julius: Zum Löſchungsverfahren von Warenzeichen. 
MarkſchWettb. 5. Ig. 126 —127. 

Finger, [Chr.]: Warenbezeichnungen oder Marken im deutſchen und 
öſterreichiſchen Recht. DJZ. 11. Ig. 937— 942. 

Finger, [Chr.]: Wortzeichenſchutz und Arzneimittel. MarkſchWetth. 
5. Ig. 124 — 126. 

Landenberger, Dagobert: Das Widerſpruchsverfahren in Waren, 
zeichenſachen auf Grund des § 5. 8IndR. 1. Ig. 145—146. 
Lewin, L.: Der Wortzeichenſchutz für Arzneimittel. Markſch Wett. 

5 Ig. 113—114. 

Rathenau: Wortzeichenſchutz für pharmazeutiſche Produkte. Eine 
Replik. GewRſchutz. 11. Ig. 195 — 203. 

Schuloff, Theodor: Empfiehlt es ſich im Intereſſe des inbuftriellen 
und des Handelsverkehrs eine Übereinſtimmung oder Annäherung 
der deutſchen u. öſterreich. Geſetzgebung über die Waren⸗ 
bezeichnungen und Marken, und welche Grundſätze wären zu 
dieſem Zwecke aufzuſtellen? Gutachten. 28. DIT. IL 276-1. 

Seligſohn, Arnold: Empfiehlt ſich eine Übereinſtimmung der 
deutſchen u. öſterreichiſchen Geſetzgebungen über die Waren⸗ 
bezeichnungen oder Marken, und welche Grundſätze wären zu 
dieſem Zwecke aufzuſtellen? Gutachten. 28. DIT. II. 214—223. 

Seligſohn, Arnold]: Das Warenzeichengeſetz in der Praxis der 
Gerichte. Vortrag. Gewnſchutz. 11. Ig. 227 — 288. 


Tolksdorf, B.: Die Vereinheitlichung des deutſchen u. öſterreit, 


Warenzeichenrechtes. ZIndR. 1. Ig. 193—194. 

Waſſermann: Die Wirkung der Vorbenutzung im Patent- und 
Markenrecht ſ. Patentrecht. 

Wachſen, Oskar: Alphabetiſches Verzeichnis ſämtl. geſetl. geſchüßzten 
Wortzeichen der Warenklaſſen 2 u. 42: Arzneimittel und der 
bandſtoffe für Menſchen und Tiere, Drogen, Tier: und Pflanzen 
vertilgungsmittel, Konſervierungs⸗ und Desinfektionsmittel hu. 
ſammengeſtellt und mit einem erklär. Vorwort verſehen. Berlin, 
G. Legal, 1906. (107 S.) 4,50 M. 


g) Unlauterer Wettbewerb. 


Fuld: Monopole und Kontrahierungszwang ſ. BGB., Unerlaubte 
Handlungen. 

Fuld, [Ludwig]: Schließt der wiſſenſchaftliche Zweck die Anwendung 
des 8 6 Wettbewerbgeſetzes aus? Markſch Wettb. 5. Js 127-128. 

Fuld, [Ludwig]: Verſtößt die Bezeichnung „Spezialarzt“ gegen das 
Wettbewerbsgeſetz? MarkſchWettb. 5. Ig. 114. 

Fuld, [Ludwig]: Nachahmung der Firma Heidſieck, Verwechſlungs⸗ 
gefahr. Markſch Wettb. 5. Ig. 135 — 138. ae 
Heffe, Mlorizl: Der Rechtsſchutz der Geſchäfts⸗ u. Betriehögepeimnift 

in Deutſchland, unter Benutzg. der Rechtſprechg. u. einſchläg. 
Literatur dargeſtellt. Leipzig, Dieterich, 1906. (III, 1206.) 2,0 N. 
Kurnicki: Unlauterer Wettbewerb i. Immobilienverk. Markſch Wellb. 
5. Ig. 115. 
Leander: Das Ausverkaufsweſen und das Geſetz zur 9 
des unlauteren Wettbewerbes. Markſch Wettb. 5. Ig. nn 
Magnus, Julius: Empfiehlt es ſich, das Neihägelet zur . 
kämpfung des unlauteren Wettbewerbes in Anſehung des 
verkaufsweſens zu ergänzen? Gutachten. 28. DIT. II. 352 — Hi 
Marcus, [Georg]: Aber das Verhältnis des § 1 Wettbewet 
geſetzes zum § 823 BGB. MarkſchWettb. 5. Ig. 114115. 
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Pels, Richard: Philipp Reclams Univerſalbibliothek im Kampfe 


gegen den Schleuderverkauf durch Warenhäuſer. Markſch Wettb. 
5. Ig. 138 — 142. 


VI. Verſicherungsrecht. 

Behrend: Die unpfändbaren Verſicherungsanſprüche ſ. Zivilprozeß, 
Zwangsvollſtreckung. 

Berichte, Denkſchriften u. Verhandlungen des 5. internationalen 
Kongreſſes für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft zu Berlin vom 10. bis 
15. IX. 1906. Hrsg. im Auftrag des deutſchen Vereins für 
Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft von Alfred Manes. 3 Bde. Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn, 1906. (I. u. 2. Bd. XVI, 820 u. IX, 
748 S.) Für vollſtändig 52 M. 

Berichte und Verhandlungen des 4. internationalen Kongreſſes 
für Verſicherungs⸗Medizin zu Berlin vom 10. bis 15. IX. 1906. 
Hrsg. im Auftrag des deutſchen Vereins für Verſicherungs⸗ 
Wiſſenſchaft von Fl orſchütz u. Manes. 2 Bde. (1. Bd. X, 539 S.) 
Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1906. Vollſtändig 24 M.; geb. 26,50 M. 

Bortkiewicz, L. v.: Iſt die Kürzung der Verſicherungsdauer bei nicht 
völlig norm. Riſiken immer unzweckmäßig? ZVerſWeſ. 1906. 213. 

Bortkiewicz, L. v.: Die Kürzung der Verſicherungsdauer als 
Schutzmittel gegen Sterblichkeitsverluſte. ZVerſWiſſ. 6. Bd. 
482 — 488. 

Broecker: Die Gewinnbeteiligung der Verſicherten bei den im 
Deutſchen Reiche arbeitenden Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften. 
DVVerſWiſſ. X. 3109. 

Böhmer, Paul Eugen, u. Gramberg, Wilhelm: Der Riſikogewinn 
in der Lebens⸗ und in der Invaliditäts⸗Verſicherung. Berlin, 
Puttkammer & Mühlbrecht, 1906. (43 S. m. 1 Tab.) 2 M. 

Ehrenberg, Victor: Verſicherungswert und Schadenserſatz nach 
dem HGB. und dem Entwurf eines Geſetzes über den Ver⸗ 
ſicherungs⸗Vertr. (Reichstagsvorl.). ZVerſWiſſ. 6. Bd. 369—414. 

Emminghaus, A.: Die beiden bevorſtehenden internationalen 
Kongreſſe für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. ZVerſWeſ. 1906 458 · 

Engelbrecht: Die Kürzung der Verſicherungsdauer als Schutzmittel 
gegen Sterblichkeitsverluſte. ZVerſWeſ. 1906. 379—380. 

Friedrich, L.: Die Technik der Schadenmeidung im Feuer⸗ 
verſicherungsbetrieb. DVerſichert Z. 2. Ig. 41—51, 81-93. 

Fuld: Abtretung des Schadenserſatzanſpruchs des Verſicherten ſ. 
BGB., Übertragung der Forderung. 

Fuld, [Ludwig]: Einbeziehung der Krankengeldzuſchüſſe in die 
Haftpflichtverſicherung. DVerſichertZ. 2. Ig. 145 — 149. 

Geller, Leo: Verſicherungsrechtliches. An einem verkehrt entſchiedenen 
Rechtsfalle erörtert. Oſt3ZBl. 24. Ig. 466 —472. 

Gierke, Julius: Wie weit iſt bei Verſicherungsverträgen die 
Vertragsfreiheit hinſichtlich der Verwirkungsklauſel durch zwingende 
Kechtsſätze zugunſten des Verſicherten einzuſchränken? Gutachten. 
28. DIT. II. 379404. N 

Grunenberg: Hppothekentilgung bei Arbeiterhäuſern mit Hilfe der 
Lebensverſicherung. ZVerſWiſſ. 6. Bd. 606 — 619. 

Grützner, Kurt: Zur Frage der Verſicherung gegen Schäden durch 
Arbeitseinſtellungen. MaſiusRdſch. 18. Ig. 208 — 219. 

Hagen, Otto: San Franzisko und die Feuerverſicherung. Dig. 
11. Ig. 741— 745. 

Koenig, Hans: Die vermögenswerten Rechte aus dem Lebens⸗ 
verſicherungs⸗Vertrag. (Mit Berückſichtigung des ſchweizeriſchen, 
deutſchen und franzöſiſchen Geſetzentwurfes über den Verſicherungs⸗ 
vertrag) ZVerſWiſſ. 6. Bd. 415—482. 

Koenig, Hans: Die Subjekte der vermögenswerten Rechte aus einem 
Lebensverſicherungs⸗Vertrag. ZVerſWiſſ. 6. Bd. 633—664. 
Kohl, Hans: Die Haftpflichtgarantie⸗Verſicherung, eine neue 

Verſicherungsbranche. ZVerſWiſſ. 6. Bd. 619—633. 
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Küttner, W.: Zur Theorie des Riſikos und der Disperſion. 
ZVerſWiſſ. 6. Bd. 519-525. | 

Nanes, Alfred: Haftung der Verſicherungsanſtalten bei Erdbeben. 
MaſiusRdſch. 18. Ig. 161170. 

Marcus, [Georg]: Studien zum künftigen Verſicherungsrecht. 
HoldheimsMSchr. 15. Ig. 99—103. 

Meider, Otto: Das Recht der Verſicherten einer Gegenſeitigkeits⸗ 
geſellſchaft auf Einſichtnahme in die Mitgliederliſte. Oſt aG. 
57. Ig. 287288. 

Rücktrittsrecht der Verſicherten bei Verſchmelzung zweier inländiſcher 
Verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaften. Dok. 24. Jg. 509—510. 
Samwer, Karl: Wie weit iſt bei Verſicherungsverträgen die Vertrags⸗ 
freiheit hinſichtlich der Verwirkungsklauſel durch zwingende Rechts: 
ſätze zugunſten des Verſicherten einzuſchränken? Gutachten. 

28. DIT. II 405—411. Vgl. ZVerſWeſ. 1906. 391392. 

Sieveking, F.: Ein Beitrag zur Lehre von der Verſicherung auf 
behaltene Ankunft eines Schiffes. ZVerſWiſſ. 6. Bd. 592— 606. 

Sprengler, Franz: Die Prämienbemeſſung für das Haftpflichtrifito 
induſtrieller und kaufmänniſcher Betriebe. DVerſichert Z. 2. Ig. 
1—10, 51-61. | 

Die Transportverſicherer und bie Haftung des Seeverfrachters für 
Verſchulden der Schiffsbeſatzung. ZVerſWeſ. 1906. 433— 434. 

Vorſchläge zur Reform der Volksverſicherung in Deutſchland. Berlin, 
J. Guttentag, 1906. (40 S.) 1 M. 

Weißel, Edmund: Das Recht der Verſicherten einer Gegenſeitigkeits⸗ 
geſellſchaft auf Einſichtnahme in die Mitgliederliſte. Oſt AG. 
57. Ig. 249—252. 

Wettbewerb der Sozietäten. ZVerſWeſ. 1906 401-402. 


C. Gerichts verfaſſung. 
I. Allgemeines. 


Boltze: Wird durch die Neuorganiſation der Berliner Gerichte die 
Zuſtändigkeit der Berufungsgerichte bezüglich der vor dem 
1. VI. 1906 ergangenen amtsgerichtlichen Urteile berührt? 
KGBl. 17. Ig. 72—78. 

Die Gerichte und Rechtsanwälte in Berlin u. Umgebung nach der 
neuen Organiſation. Hrsg. vom Schriftführeramte des deutſchen 
Anwaltvereins. Berlin, C. Heymann, 1906. (95 S.) 0,50 M. 

Hülſen, Ernſt v.: Zuſtändigkeitsfragen für die Erledigung anhängiger 
bürgerlicher Rechtsſtreitigkeiten im Falle der Verkleinerung eines 
lediglich eine politiſche Gemeinde umfaſſenden Amtsgerichtsbezirks. 
Ein Beitrag zur Berliner Gerichtsorganiſation. ArchOffR. 
20. Bd. 519 —563. 

Inhulſen, C. H. P.: Der Einwand des forum non conveniens. 
ArchOffR. 20. Bd. 564 —574. 

Niem, Georg de: Berufungsrichter oder Laienrichter, und die 
Kommiſſion zur Reform der StPO. Leipzig. Roßbergſche 
Verlagsbuchhandlung, 1906. (47 S.) 1,20 M. 

Thieſing: Zur Reform der Gerichtsferien. DIZ. 11. Ig. 758 — 759. 

Wunderlich: Der Gebrauch einer fremden, inſonderheit der polniſchen 
Sprache im Gerichtsſaal. Recht. 10. Ig. 906—912. 


II. Ordentliche Gerichte. 


Meyer, Hlermann]: Soll jeder Oberlandesgerichtsſenat nur zwei 
Beiſitzer haben? Recht. 10. Ig. 792. 
Wittmaack, H.: Zum § 16 GVG. Recht. 10. Ig. 791 — 792. 


III. Sondergerichte. 


1. Gewerbegerichte. 
Bewer: Die Gewerbegerichte in Elſaß⸗Lothringen. Puchelts . 
37. Bd. 504509. N R 
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Iſt die Errichtung eines Reichsarbeitsgerichts notwendig? Kaufm. 
2. Ig. 61683. 

Fleſch, K.: Die Beſeitigung der Streitfrage wegen „freier Liſten“ 
oder „gebundener Liſten“ bei der Verhältniswahl. SozpPr. 15. Ig. 

1217—1221. 

Frankenberg, Hlermann! v.: Ein Reichsarbeitsgericht. DIZ. 11. Jg. 
867 —869. 

Hilfe, Blenno]: Klagenverbindung im Verfahren vor den Gewerbe: 
gerichten, bezw. Kaufmannsgerichten. Seuff Bl. 71. Ig. 368 — 871. 

Luppe: Ein neues Syſtem der Verhältniswahl. GewKaufG. 11. Jg. 
277— 288. 

Zuſtändigkeit des Gewerbegerichts für die Betriebe von Patent⸗ 
anwälten. VDpPat. 6. Ig. 25— 29. 


2. Kauſmannsgerichte. 

* G., die Dienſtaufſicht über die Kaufmannsgerichte betr. 
22. VI. 1906. BGB. Nr. 17 S. 123— 130. 

Fleſch: Beſeitigung der Streitfrage wegen „freier Liſten“ oder 
„gebundener Liſten“ bei der Verhältniswahl ſ. voraufg. Abtlg. 

Frankenberg, v.: Ein Reichsarbeitsgericht ſ. Gewerbegerichte. 

Fuld, [Ludwig]: Die Vertretung bei den Kaufmannsgerichten. 
Selbſtverw. 33. Ig. 529— 531. 

Fuld, [Ludwig]: Zuſtändigkeit der Kaufmannsgerichte bei Rechts⸗ 
nachfolge. Puchelts Z. 37. Bd. 348 —351. 

Handelskammern u. Kaufmannsgerichte ſ. Handel u. Gewerbe. 

Hilſe: Klagenverbindung vor den Gewerbe⸗ bezw. Kaufmanns⸗ 
gerichten ſ. Gewerbegerichte. 

Koslowski, Max: Eine neue Form der Verhältniswahl. Kaufm. 
2. Ig. 55—56. 

Kritik der Kaufmannsgerichte. KaufmG. 2. Ig. 56—57. 

Luppe: Ein neues Syſtem der Verhältniswahl |. Gewerbegerichte. 


IV. Rechtsanwälte. 
Satzung der Ruhegehalts⸗, Witwen: und Waiſenkaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte. JW. 35. Ig. 585 —589. 
Wagner, Franz: Bureaubuch des Rechtsanwalts u. Notars. 5. und 


6. bericht. Aufl. Berlin, C. Heymann, 1906. (XXXI, 888 S.) 
10 M.; geb. 12 M. 


D. Jivilprozeß. 
I. Zivilprozeßordnung. 
a) Textausgaben, Aommentare. 
Stein, Frdr.: Die ZPO. f. d. Deutſche Reich. Auf d. Grundlage 
des Kommentars v. L. Gaupp erläutert. 8. u. 9. neubearb. Aufl. 
1. Bd. 2. Halbbd. Tübingen, J. C. B. Mohr, 1906. (XXVI u. 
N S. 497— 1026.) Subſkr.⸗Pr. 9 M. 
Zivilprozeßordnung nebſt dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze u. den 
EG. zu beiden Geſetzen. Unter Berückſ. d. Geſetze v. 5. VI. 1905, 
betr. Abänd. der ZPO. u. des GVG. Mit e. Anhang. Textausg. 


m. alphabet. Sachregiſter. 5. Aufl. München, C. H. Beck, 1906 
(X, 471 S.) 2 M. : | 


d) Lehrbücher, Praktika. Allgemeine Schriften. 

Buder, Ludw.: Vortrag über Mißſtände im kaufmänniſchen Prozeß⸗ 
a a Ergänzungen. Ein Notſchrei aus der Geſchäfts⸗ 
elt. 2. Aufl. Mainz, Mainzer Verlagsanſtalt und Druckerei 
1906. (32 S.) 0,80 M. e = 

Fiſcher, L.: Die bürger! Rechtsſtreitigkeiten nach d 
cl. er ZPO. des 
Deutſchen Reiches. (Hilfsbücher f. d. gerichtl. Praxis. Hrsg. von 
Willib. Peters. XI.) Berlin, O. Häring, 1906. (VIII, 322 S.) 7 M. 


Groſſe, Walther: Der Rechtsſchutzanſpruch d 
en ſchutzanſpruch des Beklagten. Buſchs Z. 


Kohler, Joſef: Bürgerlichrechtl. u. prozeßrechtl. Elemente 
u. in der Zwangsvollſtreckung. Grünhuts Z. 33. Bd. 561—574. 


Vom 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


im Prozeß 


18. 1906. 


e) Schriften über einzelne Teile der 350. 


1. Allgemeine Beſtimmungen. 
a) Gerichte. 
Friedrichs: Der Sitz der Prozeßgerichte. DIZ. 11. 38. 754—756. 
d) Farteien. 
Lunglmayr: Anfechtung e. Prozeßvergleichs. Bay. 2. Jg. 290-291. 
Metzges: Klageveranlaſſung u. Interventionsprozeß. Gruchots deitr. 


50. Ig. 612 —623. 
38 e) Verfahren. 


Bondi, Felix: Zuſtellungen von Anwalt zu Anwalt. 8.198 358d. 
JW. 35. Jg. 416. 
Friedrichs: Der Sitz der Prozeßgerichte |. Gerichte. 

Müller, Wilhelm: Ausſetzung und Aufnahme des Verfahrens nach 
Zuſtellung des Inſtanzendurteils. DIZ. 11. Jg. 963—964. 
Stern, W.: Über ſtenographiſche Protokollierung d. Zeugenausſagen. 

Beitr. z. Pſych. d. Ausſ. 2. Bd. 601—604. 


2. Verfahren in erſter Inſtanz. 

Bechmann, Adolf: Die Verweigerung von Verſäumnisurteilen. 
Bay Z. 2. Ig. 268— 265. 

Feſtſtellung v. Güterbeſchädigungen. DInd Z. 25. Ig. 392—393. 

Fiſcher, L.: Anerkenntnisurteil über die Koftenpflicht im Falle der 
Klagezurücknahme. DZ. 11. Ig. 1016 —1017. 

Jacobſon, [Max]: Berichtigung des Tatbeſtandes. Dig. 11. J 
10141016. 

Joſef: Zwei Zweifelsfragen aus dem Urkundenrechte ſ. Frei. 
Gerichtsbarkeit, Einzelfragen. 

Kiefe, Wilhelm: Eideszuſchiebung an die uneheliche Mutter. Recht. 
10. Ig. 921—922. 

Labes: Anerkenntnisurteil über die Koſtenpflicht des Klägers im 
Falle der Zurücknahme der Klage. DIZ. 11. Jg. 818—614 

Leyſer: Ein Zivilurteil ohne die Grundlage der mündlichen Der 
handlung. Recht. 10. Ig. 997— 998. 

Lunglmayr: Anfechtung eines Prozeßvergleichs |. voraufgehende 
Abteilung. 

Meyer, Hermann: Über die Notwendigkeit einer Parteiladung für 
den Erlaß eines Verſäumnisurteils gegen die nicht erſchienene 
Partei. Buſchs Z. 86. Bd. 139—144. 

Meyer, Hlerman]: Zur Lehre von der Rechtskraft. Recht. 10. Jg. 852. 

Dertmann: Namen: und Perſonenverwechſelung im Zivilprozeß 
ſ. Wiederaufnahme des Verfahrens. 


| Paſchke: 8 848 Abſ. 2 868. und 8 324 ZPO. ſ. 968, Ir 


erlaubte Handlungen. . 
Sontag: Anwendung des Zeugniszwangs gegen die Reichstags. 
abgeordneten |. Verfaſſung. 
Streicher: Eideszuſchiebung an die uneheliche Mutter. Red. 
10. Ig. 797. 
8. Rechtsmittel. 


Scherer: Zur Praxis der zivilprozeſſualen Revifion. JW. 35. Jg 598. 


4. Wiederaufnahme des Verfahrens. 
Oertmann, [Paul]: Namenverwechſelung und Perſonenverwechſelung 
im Zivilprozeß. DIZ. 11. Ig. 735— 740. 


5. Urkunden: und Wechſelprozeß. 
Friedrichs: Der Sitz der Prozeßgerichte ſ. Gerichte. 


6. Verfahren in Eher, Kindſchafts⸗ und Ent‘ 
mündigungsſachen. ö 
Heuer: In Cheſachen iſt zu jedem nicht in Gegenwart bes De 
llagten anberaumten Termin neu zu laden. — Dies gil auc 
wenn in dem früheren Termin die Gegenpartei zwar perſönlich 
erſchienen, aber nicht durch einen Anwalt vertreten war. 
Abs. 3 ZPO. Hanſchg. Beibl. 27. Jg. 183—134. 


— 
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7. Mahnverfahren. (vacat.) 
8. Zwangsvollſtreckung. 


Behrend, R.: Die unpfändbaren Verſicherungsanſprüche im 
amerikaniſchen und deutſchen Recht. DIZ. 11. Ig. 955—956. 

Bödiker: Zum Oſſenbarungseide. DIZ. 11. Ig. 814—815. 

Brandis: Das Pfandrecht des Vermieters bei Zwangsvollſtreckung 
in die Illaten f. Miete. 

Bunſen: Zur Lehre von den nicht getrennten Erzeugniſſen 
ſ. Allgemeiner Teil des BGB., Sachen. 

Förſter: Zur Vollſtreckungspraxis. SW. 35. Ig. 500. 

Francke, Wlilhelm] Chrliftian]: Bedeutung der Wertgrenze von 
1500 Mark für die Unpfändbarkeit. Zu § 850 ZRO. und 
§ 4 Lohn BGG. Buſchs Z. 36. Bd. 145 —149. 

Fuchs: Vollſtreckung eines auf Zahlung an einen Dritten gehenden 
Schuldtitels. Buſchs ZZ. 36. Bd. 155—164. 

Hagen: Pfändung von Arbeitslohn zugunſten von Unterhalts⸗ 
forderungen eines unehelichen Kindes. Seuff Bl. 71. Ig. 429—434, 

Kohler: Bürgerlichrechtliche und prozeßrechtliche Elemente im 
Prozeß und in der Zwangsvollſtreckung ſ. ZPO., Allgemeine 
Schriften. 

Kraus, Georg: Einige Streitfragen aus dem Offenbarungseid⸗ 
verfahren nach $ 899 ff. RZPO. SeuffBl. 71. Ig. 371 —3876. 

Marcus, [Georg]: Bildet die Ablehnung eines Antrags aus 8 937 
Abſ. 2 ZPO., ohne mündliche Verhandlung zu entſcheiden, einen 
Beſchwerdegrund? Recht. 10. Ig. 795— 796. 

Metzges: Klageveranlaſſung und Interventionsprozeß ſ. Allgemeine 
Beſtimmungen, Parteien. 

Neumann: Vollſtreckungsklage aus ausländiſchen Urteilen und aus 
Vergleichen in gewerbegerichtlichen Sachen. Buſchs Z. 386. Bd. 
150—154. 

Neumüller: Iſt die öffentliche Zuſtellung des Pfändungs⸗ 
beſchluſſes an den Drittſchuldner wirklich unzuläſſig? Recht. 10. Ig. 
895— 906. 

Oberneck, [Hermann]: Die Pfändung der Eigentümerhypothek. 
Gruchots Beitr. 50. Ig. 551 —596. | 

Degg, Friedrich: Die Hinterlegung nach 8 853 der ZPO. und ihre 
befreiende Wirkung. Bay Z. 2. Ig. 281—285, 304 —311. 

Schefold, [Karl]: Die vollſtreckbare Urkunde des § 800 der 38 O. 
und deren Vollſtreckungsklauſel. Württ Z. 48. Ig. 225— 2833. 

Schultzenſtein: Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung von Handlungen 
oder Unterlaſſungen und Prozeßunfähigkeit. Buſchs Z. 35. Bd. 
475 — 529. 

9. Aufgebots verfahren. 
10. Schiedsrichterliches Verfahren. (vacant.) 


II. Konkursordnung. Aufechtungsgeſetz. 


Beling: Der Inhaberlagerſchein im Verkehr und im Konkursfall 
ſ. Handelsſachenrecht. 
Cohn, [Ludwig]: Der Anfechtungsanſpruch nach dem Reichs⸗ 
anfechtungsgeſetz vom 7. VII. 1879. KGBl. 17. Ig. 53—55. 
Eccius, [Max Ernſt]: Relative Nichtigkeit von Verfügungen des 
Gemeinſchuldners und des Erben. Gruchots Beitr. 50. Ig. 
481—488. 

Löber, Hermann: Die Anwendbarkeit des 8 188 der KD. auf ben 
Konkurs der Handelsgeſellſchaften. Caſſel, E. Hühn, 1906. (35 S.) 

Marcufe: Unzuträglichkeiten des 8 148 KO. Poſmechr. 9. Ig. 
73— 78. f 

Müller: Der Sukzeſſtwlieferungsvertrag |. BGB., Schuldverh. aus 
Verträgen. 

Wieſner, Hans: Der Konkurs der Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung. ArchBürgR. 28. Bd. 298—376. 
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III. Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung. 
1. Allgemeines. 


Freund, J.: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Recht der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in Grundſtücke. Recht. 10. Ig. 830—840. 


2. Einzelfragen. 
du Chesne: Vormerkung und Zuſchlag |. BGB., Allg. Vorſchr. über 
Rechte an Grundſtücken. 

Hüttner, Rudolf: Widerſpruch Dritter gegen die Mitverſteigerung 
von Zubehör und Grundſtücksbeſtandteilen im Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren. ZBl§F GG. 7. Ig. 5— 20. 

Jaeckel: Die nicht valutierte Grundſchuld und der Verzicht auf 
Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe. Zwei Fälle der 
Geſetzes⸗ und Rechtsanalogie. Gruchots Beitr. 50. Ig. 596—607. 

Koch: Die Anſprüche aus der Mitverſteigerung fremder Zubehörſtücke 
und das außergerichtliche Verteilungsverfahren nach § 144 88. 
Bay. 2. Ig. 329—332. 

Lafrenz: Iſt die Beſchlagnahme der Zwangsverwaltung eine Ver⸗ 
fügung über die Mieteforderungen i. S. d. § 573 863.7 ZBFG. 
7. Ig. 1—4. 

Lindemann, [Otto]: Behandlung vorgemerkter Rechte bei Verteilung 
des Zwangsverſteigerungserlöſes. Necht. 10. Ig. 789 — 740. 
Mertens: Tritt der Erſteher eines Grundſtücks in der Zwangs⸗ 
verſteigerung ohne weiteres in den Feuerverſicherungsvertrag ein? 

DIZ. 11. Ig. 873875. 

Schmillen: Ein Beitrag zur Klärung des 8 12 des Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetzes. DIZ. 11. Ig. 819—820. 

Schmillen: Übernahme von Hypothekenſchulden |. BGB, Schuld⸗ 
übernahme. 


IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 
1. Allgemeines. 

Brand, A.: Die Regiſterſachen in der gerichtlichen Praxis. (Hilfs⸗ 
bücher für die gerichtliche Praxis. Hrsg. von Wilibald Peters. X.) 
Berlin, O. Häring, 1906. (XVI, 502 S.) 10 M. 

du Chesne: Überſicht über die Rechtſprechung auf dem Gebiete der 
freiw. Gerichtsbarkeit. 8 Bl G. 7. Ig. 42—53, 206— 222. 

Joſef, Eugen: Die Ergebniſſe der Rechtslehre auf dem Gebiete der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, während des erſten Halbjahres 1906. 
Recht. 10. Ig. 817830. 

Joſef, Eugen: Rechtſprechung und Rechtslehre in der Frage über die 
wechſelſeitige Einwirkung von Entſcheidungen in der freiwilligen 
und in der ſtreitigen Gerichtsbarkeit aufeinander. BuſchsZ. 
35. Bd. 530 — 5669. 

Lobe: Überſicht über die Geſetze und Verordnungen auf dem Gebiete 
der freiw. Gerichtsbarkeit. Zl F G. 7. Ig. 54—55, 223— 226. 

Schultze⸗Görlitz: Rechtſprechung in Regiſterſachen. DNot V. 6. Ig. 
540 — 575. 

2. Einzelfragen. 

Engel, Rosheim: Wie iſt zu verfahren, wenn in dem gerichtlichen 
Auseinanderſetzungsverfahren der im Auslande wohnende Beteiligte 
die Annahme der Zuſtellung verweigert und die erſuchte Behörde 
ein Zeugnis, daß die Zuſtellung erfolgt ſei, nicht ausſtellt? 
ElſLothrNot Z. 26. Ig. 827—828. 

Jo ſef, Eugen: Einſtweilige Verfügungen des Regiſtergerichts bei Er⸗ 
nennung und Abberufung von Liquidatoren. Holdheims MSchr. 
15. Jg. 197200. 

Joſef, Eugen: Zwei Zweifelsfragen aus dem Urkundenrechte. 
Gruchots Beitr. 50. Ig. 624 —642. 

Marcus, [Georg]: Bemerkungen zum Beſchwerderecht im Verfahren 
nach Abſchnitt VII des Reichsgeſetzes über die freiwillige Ges 


richtsbarkeit. ZBFG. 7. Ig. 198 200. 
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Unger, A.: Die Rechtsmittel im Verfahren der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit nach Reichsrecht. Buſchs Z. 36. Bd. 1— 112. 


V. Grundbuchordnung. 


1. Allgemeines. 

Grundbuch- und Kataſterweſen. Recht. 10. Ig. 992. 

Oberneck: Schrifttum des Liegenſchafts⸗ und Grundbuchrechts |. 
BGB., Allg. Vorſchr. über Rechte an Grundſtücke. 

Strecker: Die Ergebniſſe der Rechtslehre zum Liegenſchaftsrecht 
ſ. BGB., Allg. Vorſchr. über Rechte an Grundſtücken. 

Wenz: Immobilien: und Hypothekenrecht |. BGB., Allg. Vorſchr. 
über Rechte an Grundſtücken. 


2. Einzelfragen. 

Dennler, [Wilhelm]: Zur Abgabe der Urkundabſchriften an das 
Grundbuchamt. BayNotZ. 7. Ig. 95 —96. 

Dennler, [Wilhelm]: Eintragung des Käufers als neuen Eigen⸗ 
tümers ohne gleichzeitige Eintragung der Kaufſchillingshypothek? 
BayNot. Z. 7. Ig. 93 — 95. 

Doehl: Die grundbuchliche Verfügungsmacht des befreiten Vorerben. 
Gruchots Beitr. 50. Ig. 609 — 612. 

Meikel, Gleorg]!: Iſt die Erklärung zu Protokoll des Grundbuch 
beamten eine ſchriftliche oder eine mündliche Erklärung? SeuffBl. 
71. Ig. 474 — 475. 

Meikel, [Georg]: Verpflichtung des erſuchten Grundbuchamts zur 
Aufnahme von Erklärungen. Bay Z. 2 Ig. 270 — 271. 

Oberneck, [Hermann]: Inwieweit können mehrere Hypotheken im 
Grundbuch unter einer Nummer eingetragen werden? DNotV. 
6. Ig. 521—529. | 

Nagelſchmidt: Eintragung der Zweigniederlaſſung einer Aktien⸗ 
geſellſchaft im Grundbuche. DIZ. 11. Ig. 816 —817. 

Wilhelm: Einſichtnahme und Kenntnisgabe im Grundbuchweſen. 
ElſLothrRotZ. 26. Ig. 194 — 202. 


VI. Gebühren und Koſten. 


* Landesherrliche V., die Koſten in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und bei der Zwangsvollſtreckung in das unbeweg⸗ 
liche Vermögen betr. Vom 5. IX. 1906. Bad Bl. Nr. 34 
S. 347 —848. 

Fiſcher: Anerkenntnisurteil über die Koſtenpflicht im Falle der 
Klagezurücknahme ſ. ZPO., Verf. in erſter Inſtanz. 

Fuchs: Koſten der hypothekariſchen Klage ſ. BGB., Hypothek. 

Heß: Die Haftung der Staatlskaſſe für die Gebühren der beſtellten 
Verteidiger. ZW. 35. Ig. 593 — 595. 

Labes: Anerkenntnisurteil über die Koſtenpflicht des Klägers 
im Falle d. Zurücknahme d. Klage f. ZPO., Verfahren in 
erſter Inſtanz. 

Metzges: Klageveranlaſſung und Interventionsprozeß |. ZPO., 
Parteien. 


Metzges: Koſten des zweiten u. ferneren Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes. 
Recht. 10. Ig. 738— 739. 


Oefter ing: Gebührenanſatz für Ehe⸗, Erb: u. Kaufvertrag in einer 
Urkunde. BadRpr. 72. Ig. 186 —187. 

Schönfeld: Die Bedeutung des 8 11 RAGebd. für den Gebühren⸗ 
anſatz. Recht. 10. Ig. 927— 928. 

Schönfeld: Die Verhandlungsgebühr des Gerichtskoſtengeſetzes und 
der Rechtsanwaltsgebührenordnung wird durch die Stellung der 
Anträge nicht begründet. SeuffBl. 71. Ig. 442-445. 

Singer: Die Vergütung an Bauunternehmer |. BGB., Werkvertrag. 

Weinberg, Kurt: Dürfen bei einer falſchen Ladung ſeitens des 
Klägers im Prozeſſe dieſem die geſamten Prozeßkoſten 
werden, wenn er obſiegt? Recht. 10. Ig. 924 —925. 


auferlegt 


D. Strafrecht und Strafprozeß. 
I. Allgemeine Werke. 


Allerlei aus einem Strafrechtskommentar der guten alten Zeit. 
Grenzboten. 65. Ig. 394 —405. 

Hafter, Ernſt: Die vergleichende Darſtellung d. deutſchen u. ausländ. 
Strafrechts. Kritiſche Beſprechungen. Schw St. 19. Ig. 133-159. 

Lehmann, H. Th.: X. Verſammlung der Internat. Kriminaliſtiſchen 
Vereinigung. Bericht. Böhms Z. 16. Bd. 221—232. 

Lucas: Die Reform des Strafrechts. DIZ. 11. Ig. 981-985. 

Meyer von Schauenſee, Plazid: Zum Streit über die Straf: 
rechtstheorie. Ger S. 68. Bd. 403 —417. 

Preuß, Hugo: L. v. Bar und die Strafrechtsreform. Nation. 
23. Ig. 662 —663. 

Die Reform des Strafrechts. DIZ. 11. Ig. 837—843. 

Stern, Jacques: Ethik u. Strafrecht. GerS. 68. Bd. 202—212. 


II. Strafgeſetzbuch. 
1. Allgemeiner Teil. 
A. Zuſammenfaſſende Darſtellungen. 


Mayer, Max Ernſt, und Delaquis, Ernſt: Literaturbericht über 
Strafrecht. Allgemeiner Teil. ZStW. 26. Bd. 796—822. 


B. Das Verbrechen. 

Aſchaffenburg: Strafrechtl. Behandlung von Rückfall, gewohnheits⸗ 
und gewerbsmäßigem Verbrechertum f. Kriminalpolitik. 

Groß: Zur ſtrafrechtl. Behandlung von Rückfall, gewohnheits⸗ und 
gewerbsmäßigem Verbrechertum |. Kriminalpolitik. 

Holer, Oskar: Die Einwilligung des Verletzten. Ein Beitrag zu 
den allgemeinen Lehren des Strafrechts. (Züricher Beiträge hut 
Rechts wiſſenſchaft, hrsg. von A. Egger u. a. XII.) Zürich, 
Schultheß & Co., 1906. (151 S.) 3,20 M. 

Knetſch, Alfons: Der Begriff der Notwehr nach der Peinlichen 
Gerichtsordnung Karls V. u. dem StGB. für das Deutſche Reid 
Dogmatiſch⸗hiſtoriſche Studien. Diff. Berlin, Struppe & Winckler, 
1906. (88 S.) 2,40 M. 

Kohler, Joſef: Begriff der fortgeſetzten Miſſetat. Goltd Arch. 53. 38 
153 — 164. N 

Kräpelin: Das Verbrechen als ſoziale Krankheit. Vortrag. Mit 
geteilt von Rudolf Waſſermann. GerS. 68. Bd. 418—423. 

Müller, F. A.: Lehrer u. Strafgeſetz. Ein Ratgeber für deutſche 
Lehrer. Hrsg. im Auftrage des geſchäftsführenden Ausſchuſſes des 
deutſchen Lehrervereins. Berlin, A. Anton & Co., 1906. (224 ©.) 
1,20 M.; geb. in Leinw. 1,50 M. . 

Peterſen, Julius: Religion, Determinismus und Fatalismus. 
MSchrͤrimpPſych. 3. Ig. 335 — 352. 

Puſtoroslew, P.: Kauſalität und Konditionalität im 
Ger S. 68. Bd. 236 — 244. 

Wolf, v.: Zur Lehre vom fortgeſetzten Verbrechen. Süchſurch n. 
1. Ig. 313 —3823. 


Strafrecht. 


C. Die Strafe.“) 

Bendix, L.: Abolitionsrecht u. Legalitätsprinzip. NSchr Krim pſpch 
8. Ig. 217219. 

Delaquis, Ernſt: Die Rehabilitation Verurteilter. Berlin, J. Guten; 
tag, 1906. (74 S.) 2 M. 

Delaquis, Ernſt: Die Rehabilitation Verurteilter. Eine Entgegnung. 
MSchrKrimpPſych. 3. Ig. 357365. 8 

Fritzſchen, Fritz: Das landesherrliche Abolitlonsrecht. Berli, 
E. Ebering, 1906. (88 S.) 1,80 M. 


) Vgl. auch Kriminalpolitik. 
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35. Jahrgang. 


Helfritz: Empfiehlt es ſich, Ehrenerklärung, Abbitte und Widerruf 
ſtrafrechtlich zu verwerten? Unter welchen Vorausetzungen und 
in welchen Formen? Gutachten. 28. DIT. II. 224— 275. 

Kahl, Wilhelm: Reform der Strafzumeſſung. DIg. 11. Jg. 895—901. 

Kohler, Joſef: Zur Strafverſchickung. Goltd Arch. 53. Ig. 198199. 

Liepmann, [Wilhelm]: Abbitte, Widerruf und Ehrenerklärung. 
DIZ. 11. Ig. 931—937. 

Lipps, Theodor: Der Begriff der Strafe. YSchrͤKrimPſych. 3. Ig. 
279-309. 

Lipps, Theodor: Schutzſtrafe, Vergeltungsſtrafe, Rechtsſtrafe. Vortrag. 
Mitgeteilt von Rud. Waſſermann. Gers. 68. Bd. 424 — 428. 

Lipps, Theodor: Weder Vergeltungsſtrafe noch Schutzſtrafe. Vortrag. 
Mitgeteilt von Rudolf Waſſermann. GerS. 68. Bd. 428—430. 

Lohſing, Ernſt: Nochmals Strafzumeſſung und Verſuchsſtrafe. 
ArchKrimAnthr. 24. Bd. 384—388. 

Mayer, Max Ernſt: Über die Reform der Strafzumeſſung. 
MSchrͤrimPſych. 3. Ig. 309—317. 

Schmidt: Leugnen e. Strafſchärfungsgrund? DIZ. 11. Ig. 875876. 


2. Befonderer Teil. 

A. Zuſammenfaſſende Darſtellungen. 
Religions vergehen. Falſche Anſchuldigung. Zweikampf. Münz⸗ 
delikte. Meineid. Bearb. von [Wilh.] Kahl u. a. (Vergleichende 
Darſtellung des deutſchen u. ausländiſchen Strafrechts. Beſonderer 
Teil, III. Bd.) Berlin, O. Liebmann, 1906. (XI, 412 S.) 
Subſkr.⸗Pr. 9,30, geb. 12,80 M. ; Einzelpr. 11,95, geb. 15,45 M. 
Dohna, Graf zu, und Kriegsmann: Literaturbericht über Straf⸗ 

recht. Beſonderer Teil. ZStW. 26. Bd. 823—848. 


B. Strafbare Handlungen gegen Staat, Staatsgewalt 
und Staatsverwaltnng. 

Lebrecht: RNechtsverhältniſſe des (niederen) Adels in Bayern 
ſ. Einführungsgeſetz z. BGB. 

Mayer, Max Ernſt: Die Befreiung von Gefangenen. Leipzig, 
C. L. Hirſchfeld, 1906. (VI, 64 S.) 1,80 M. 

Poppelreuter: Aus den Verhandlungen des 27. deutſchen Juriſten⸗ 
tages über den fahrläffigen Falſcheid ſ. Pſychologie der Ausſage. 

Rothhardt, Hans: Die Prävarikation der Rechtsbeiſtände. (Diff.) 
Berlin, Struppe & Winckler, 1906. (59 S.) 1,50 M. 

Zehnter: Führung zahnärztlicher Titel ſowie des Doktortitels durch 
im Inland nicht approbierte Perſonen f. Geſundheitsweſen. 


C. Strafbare Handlungen gegen körperliche Unverſehrtheit. 

Meyer, Julius: Sind die 88 222, 230 NStGL. „unehrliche“ 
Paragraphen? Recht. 10. Ig. 743 — 745. 

Rupprecht, Paul: Wann und inwiefern iſt die Zurücklaſſung von 
Fremdkörpern in einer Operationswunde dem Operateur als 
Fahrläſſigkeit anzurechnen? Ein Gutachten, mitgeteilt und ein⸗ 
geleitet von Hans Reichel. ArchKrimAnthr. 23. Bd. 303—321. 

Schultz: Eine Grenze der ſog. Kompenſation von erwiderten Be⸗ 
leidigungen und leichten Körperverletzungen ſ. folgende Abteilung. 


D. Strafbare Handlungen gegen unkörperliche Rechtsgüter. 
Boethke, Wilhelm: Das Strafantragsrecht der Preuß. Privatbahn⸗ 
verwaltungen gegen die ihnen unterſtellten Bahnpolizeibeamten. 
(8 196 StGB.) EifenbE. 22. Bd. 417—422. 
Delius, [Hans]: Über Streikpoſtenſtehen. PrVerwBl. 27. Ig. 
649 — 650. 
Eken, Anna v. den: Mannweiber — Weibmänner und der 8 175. 
Eine Schrift f. denk. Frauen. Leipzig, M. Spohr, 1906. (55 S.) 1 M. 
Fuld, Ludwig: Leichenſchändung u. Strafgeſetzbuch. Recht. 10. Ig. 
992—994. 
Jaeger: Das Berufsgeheimnis der Arzte und Anwälte. DIZ. 
11. Ig. 800805. 
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Immerwahr: Gemeinſchaftlicher Hausfriedensbruch. DAYS. 11. Ig. 
759 — 760. 

Kohler, Joſef: Die ſog. widernatürliche Unzucht unter Ehegatten. 
ArchKrimAnthr. 24. Bd. 368— 383. 

Krolle, F. H.: Strafrechtsreform u. Homoſexualität. Pol AnthrRev. 
5. Ig. 351-355. | 

Leo, M.: Verſchwiegenheitspflicht des Anwalts. DIZ. 11. Ig. 
1018 — 1019. 

Liepmann: Abbitte, Widerruf und Ehrenerklärung ſ. Allg. Teil, 
Die Strafe. 

Müller: Einfluß der Nichtigkeit einer Ehe ſ. BGB., Bürgerliche Ehe. 

Opet: Grundſätze des mod. Theaterrechts f. BGB., Dienftvertrag. 

Die Rechtſprechung gegenüber den gewerkſchaftlichen Boykottkämpfen 
u. Verrufserklärungen ſ. BGB., Unerlaubte Handlungen. 

Reinhold, Otto: Beleidigungen. Zukunft. 14. Ig. 356 — 3683. 

Schultz: Eine Grenze der ſog. Kompenſation von erwiderten Be⸗ 
leidigungen u. leichten Körperverletzungen. Recht. 10. Ig. 741 — 743. 


E. Strafbare Handlungen gegen Vermögensrechte. 
Schmitt, Eugen: Lebensverſicherungsſchwindel. Geſetz u. Recht. 
7. Ig. 357361. 


F. Die durch das Mittel des Angriffs gekennzeichneten 
Vergehen. (vacat.)*) 


III. Strafrechtliche Nebengeſetze. 

Glaſer, F. S.: Hydrageſchäfte und das ſächſiſche Lotteriegeſetz. 
SächſArchR. 1. Ig. 361-368. 

Oertel: Verhältnis des § 286 StGB. zu 88 2 u. 1 des ſächſiſchen 
Geſetzes, die Beteiligung an außerſächſiſchen Lotterien betr., vom 
25. III. 1904. SächſurchR. 1. Ig. 265—269. 

Oetker, [Friedrich]: Die Verichtigungspflicht nach § 11 des Reichs⸗ 
preßgeſetzes. Ger S. 68. Bd. 321—334. 

Rönnberg, Wilhelm: Das Reichs⸗ u. Landes⸗Lotterie⸗ und ſonſtige 
Glückſpielſtrafrecht im Gebiete der preußiſchen Lotteriegemeinſchaft 
(Preußen, Mecklenburg... Oldenburg). Handbuch für die Straf⸗ 
rechtspraxis u. den Lotterieverkehr. Roftod, C. J. E. Volckmann, 
1907. (XXIV, 586 S.) 12 M. 


IV. Militärſtrafrecht. 

Autenrieth: Selbſtbefreiung und unerlaubte Entfernung. DIL. 
11. Ig. 956958. 

Elſner v. Gronow, Kurt, u. Sohl, Georg: Militärſtrafrecht für 
Heer u. Marine des Deutſchen Reichs. Handbuch für Kommando⸗ 
u. Gerichtsſtellen, für Offiziere u. Juriſten. Berlin, H. W. Müller, 
1906. (XVI. 1120 S.) Geb. in Leinw. 10 M. 

Endres, [Karl]: Das militäriſche Vergehen der Fahnenflucht u. der 
bayeriſch⸗amerikaniſche Staatsvertrag vom 26. V. 1868. Bayg. 
2. Ig. 358— 359. 

Steidle, Efmft]: Literaturbericht über Militärſtrafrecht. 8StW. 
26. Bd. 888 — 897. 


V. Strafprozeßorduung. 
a) Allgemeine Werke. 

Aſchrott, Plaul] Flelix]: Reform des Strafprozeſſes. Kritiſche 
Beſprechungen der von der Kommiſſion für die Reform des 
Strafprozeſſes gemachten Vorſchläge, auf Veranlaſſung der inter⸗ 
nationalen kriminaliſtiſchen Vereinigung, Gruppe Deutſches Reich, 
hrsg. Berlin, J. Guttentag, 1906. (XII, 120 u. 784 S.) 12 M. 

Daraus als Sonderabdruck: Aſchrott, Plaul) Flelix]: Die Reform 

des Strafprozeſſes. General⸗Referat, erſtattet für die XI. Ver: 
ſammlung der internat. kriminal. Vereinigung, Gruppe Deutſches 
Reich. Berlin, J. Guttentag, 1906. (77 S.) 1,50 M. 


5 Bol. aber Strafrecht. Beſond. Teil. Zufamm. Darſtell. 
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Beling, [Ernſt]: Literaturbericht über Strafprozeß. ZStW. 26. Bd. 
858 — 872. 

Brunner, Auguſt: Reform der Strafprozeßordnung. 
57. Ig. 241 — 245, 252— 255, 259 — 260. 

Ginzel: Zur Reform des Strafprozeſſes. SächſArchR. 1. Ig. 858— 860. 

Schneickert, Hans: Aus den Beratungen der Kommiſſion für die 
Reform des Strafprozeſſes. ArchKrimAnthr. 24. Bd. 116— 124. 

Wulffen: Die Protokolle der Kommiſſion für die Reform des Straf⸗ 
prozeſſes. ArchKrimAnthr. 28. Bd. 347364. Wird fortgeſetzt. 


b) Einzelſchriften. 
1. Allgemeine Beſtimmungen. 

Cammert, Franz: Der preußiſche Amtsanwalt und Forſtamts⸗ 
anwalt. Erläuterung zur Geſchäftsanweiſung für die Amts⸗ 
anwälte vom 28. VIII. 1879. . . . 2. vollſt. umgearb. Aufl. 
Nordhauſen, Selbſtverlag, 1906. (IV, 205 S.) Geb. 5,60 M. 

Coermann, [Wilhelm]: Eine Lücke in der StPD. Bay. 2. Ig. 340. 

Hümmer: Die Einſicht der ſtaatsanwaltſchaftlichen Ermittlungsakten 
durch den Verteidiger. Goltd Arch. 53. Ig. 129 — 147. 

Kurtz: Die Unterſuchungen von Körperverletzungen ſ. Gerichtl. 
Medizin. 

Laband: Die Zeugenpflicht der Abgeordneten |. Verfaſſung. 

Rauter, [Guſtav]: Der Patentanwalt als Verteidiger. DIZ. 11. Ig. 
962— 963. 

Schneickert, Hans: Das Kind als Zeuge im Strafverfahren. 
Beitr. z. Pſych. d. Ausſ. 2. Bd. 596 — 601. 

Ungewitter: Offentliche Bekanntmachung gerichtlicher Verfügungen. 
Bau. 2. Ig. 332—335. 


OſtuGg. 


2. Verfahren in erſter Inſtanz. 

Consbruch: Kann in der Hauptverhandlung die Anklageſchrift 
verleſen werden? PoſMSchr. 9. Ig. 105 — 106. 

Bleyer: Zu § 222 StPO. Bayg. 2. Ig. 314—315. 

Craſemann: Beteiligung der Geſchworenen an der Beweisaufnahme. 
DIZ. 11. Ig. 752— 753. 

Fromherz: Darf in Gerichtsentſcheidungen außer Geſchworenen⸗ 
ſprüchen die Stimmenzahl zum Ausdruck gebracht werden? 
BadRpr. 72. Ig. 174—176. 

Hümmer: Ergänzung ber Vorunterſuchung. GerS. 68. Bd. 335—345. 

Klineberger, Theodor: Der Tatbeſtand des Urteils. Ein Beitrag 
zur Pſychologie des richterlichen Urteils. Oſt Bl. 24. Ig. 472—488. 

Müller: Einfluß der Nichtigkeit einer Ehe ſ. BGB., Bürgerliche Ehe. 

Zur Praxis der Geſchworenen. Recht. 10. Ig. 992. 

Stern: Über ſtenographiſche Protokollierung der Zeugenausſagen 
ſ. Zivilprozeß, Allg. Beſt., Verfahren. 


8. Rechtsmittel. 
Meyer, Hlermann]: Kann in der Berufungsinſtanz das im vor⸗ 
5 Verfahren Verſäumte nachgeholt werden? Recht. 10. Ig. 
—997. ä 


Winter: Reformatio in pejus im Falle des 869 Abſ. 3 S 
x tPO. 
Recht. 10. Ig. 852. N 


4. Wiederaufnahme des Verfahrens. 


Lippmann: Zum Reformvorſchlag über das Wiederaufnahme⸗ 
verfahren. DIZ. 11. Ig. 990995. 


5. Beteiligung des Verletzten bei dem Verfahren. 
Hagen: Die ſogenannte fingierte Zurücknahme der Privatklage in 
der Berufungsinſtanz. Bay. 2. Ig. 261-263, 285— 287. 
Jäger, Karl: Der Privatkläger. Geſetz u. Recht. 7. Ig. 378-380 
Neumann: Einſtellung des Verfahrens bei Zurücknahme von Privat- 

klage und Strafantrag. BaygZ. 2. Ig. 269— 270. f 
Niß: Der Sühneverſuch in Privatklageſachen. Bayg. 2. Ig. 349—352. 
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Straub: Sühneverſuch u. kein Ende. Bd pr. 72. Ig. 258— 260, 772. 

Witt: Iſt in Privatklageſachen die gerichtl. Feſtſetzung der notwendigen 
Auslagen noch zuläſſig, nachdem die Parteien ſich über die Höhe 
der Koſten geeinigt haben und die eine Partei die Zahlung der 
von ihr liquidierten Auslagen von der andern Partei vorbehaltlos 
angenommen hat? Recht. 10. Ig. 930— 931. 


6. Beſondere Arten des Verfahrens. 
Zoeller: Unterbricht im Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle 
der Strafbeſcheid die Verjährung, wenn der Beſchuldigte die schrift 
liche Beſtätigung des Empfangs verweigert? Bay Z. 2. Ig. 280. 


7. Koſten des Verfahrens. 
Jacobi, Julius: Zur Koſtenfrage im Strafprozeß. Recht. 10. J; 
987-988. 
Leiſering: Koſtenentſcheidung im Falle des 8 458 Strpd. 23% 
11. Ig. 817-818. 


8. Entſchädigung der unſchuldig Verhafteten und 
unſchuldig Beſtraften. 

Krauſe: Kann die Nachholung des unterbliebenen Entſchädigungz⸗ 
beſchluſſes noch erfolgen, wenn ein Richter weggefallen iſt? Zu 94 
Abs. 1 der Entſchädigungsgeſetze vom 20. V. 1898 u. 14. VII. 1904. 
DIZ. 11. Ig. 756— 758. 


e) Ailitärſtrafprozeff.) 
Endres, Karl: Die Ehrengerichts⸗Verordnungen für die Offiziere des 
deutſchen Heeres. Berlin, N. v. Decker, 1906. (182 S.) &6 
in Leinw. 2 M. 


VI. Strafvollzug. 


Bericht über die XIV. Verſammlung des Vereins der deutſchen 
Strafanſtaltsbeamten a. V. in Dresden vom 13.—16. VI. 1905. 
Nach ſtenographiſchen Aufzeichnungen. BlGefängnK. 40. Bd. 322. 

Bücher⸗Verzeichnis für Gefängniſſe, Arbeitshäuſer, Korrektions⸗ 
häuſer u. ähnliche Anſtalten. Im Auftrage des Vereins der 
deutſchen Strafanſtaltsbeamten zuſammengeſtellt von einer Kon 
miſſion beſtehend aus den Herren [Eduard] Eggert in Hall i. B. 
lu. a.]. Heidelberg, C. Winter, 1906. (XII, 75 S.) 2,50 N. 

Clement, Gottlieb: Literaturbericht über Gefängnis: u. Fürſorhe 
weſen. 3StW. 26. Bd. 849—857. . 

Gruber, Lajos: Der VII. internationale Kongreß für Gefängnisweſen 
in Budapeſt vom 3.—9. IX. 1905. GerS. 68. 8d. 259-286. 

Herz: Beſchränkung der Rechte des Verteidigers durch die bayeriſch 
Gefängnisordnung. Bay. 2. Ig. 268 — 269. j 

Kirchenheim, v.: Bibliographie der Gefängniskunde. BlGgefängnd 
40. Bd. 309 —312. 

Klein, [Alexander]: Über die Einbehaltung von Arbeit beton 
der Gefangenen wegen Schadenserſazanſprüchen der Gefäng"! 
verwaltung. Ger. 68. Bd. 287— 288. PM 

Klein, [Alexander]: Gefängnislehrkurſus in Preußen. Gere. 68. bd. 
289 — 290. 1. 

Klein, [Alexander]: Die Zweiteilung in dem preußiſchen Gefängn 
weſen. Ger S. 68. Bd. 213 — 230. 0 

Kloß: Der Lehrkurſus f. Gefängnisweſen i. Berlin. MSchrKrim pf 
3. Ig. 354 —357. ige 

Reich: Kurze Nachricht über die Gefängnis⸗Strafanſtalt m a. 
miſchter Haft für Männer und männliche Jugerdliche zu Baut 
BlGefängnK. 40. Bd. 228 — 255. 8 

Satzungen des Vereins der deutſchen Strafanſtaltsbeamter 15 
(Feſtgeſtellt nach dem Beſchluß der Vereinsverſammlung in Dre 

am 15. VI. 1905.) BlGefängn. 40. Bd. 25—29. 


— — 


) Vgl. auch Militärſtrafrecht. 


N 


35. Jahrgang. 


VII. Hilfswiſſenſchaften des Strafrechts und Strafprozeſſes. 
A. Kriminologie. 


1. Kriminalpſychologie und Kriminalanthropologie. 

Aſchaffenburg, Guſtav: Literaturbericht über Kriminalpſychologie 
und gerichtliche Medizin. 3StW. 26. Bd. 873— 81. 

Hellwig, [Albert]: Ein Fall von Körperverletzung infolge des 
Hexenglaubens. YSchrͤKrimſych. 3. Ig. 219 — 223. 

Hellwig, Albert: Ein neunfacher Kindesmord zum Zwecke des 
Schätzehebens. Arch Krim Anthr. 24. Bd. 125 - 130. 

Hellwig, Albert: Weiteres über myſtiſche Zeremonien beim Meineid. 
Ger. 68. Bd. 346— 402. 

Huber: Verſuchter meuchleriſcher Gattenmord, Brandlegung, Kindes⸗ 
mord. ArchKrimAnthr. 24. Bd. 263 — 268. 

Jäger, Johannes: Hinter Kerkermauern. Arch Krim Anthr. 23. Bd. 
197—221. [Vergl. den II. Vierteljahrsbericht.] 

Kaufmann, Max: Licht u. Wahrheit über die homoſexuelle Frage! 
Ein offenes Wort an Geſetzgeber, Abgeordnete u. Volk. Leipzig, 
M. Spohr, 1906. (59 S.) 1 M. 

Kohler: Die ſog. widernatürliche Unzucht unter Ehegatten ſ. StGB., 
Strafb. Handlungen gegen unkörperliche Rechtsgüter. 

Krolle: Strafrechtsreform u. Homoſexualität ſ. Strafrecht, Allg. Werke. 

Meyer von Schauenſee: Homoſexualität oder Kontraſexualität. 
YSchrKrimpPſych. 3. Ig. 227— 229. 

Moraglia, G. B.: Die Onanie beim normalen Weibe und bei den 
Proſtituierten .... Autoriſ. Überſetzung. 3. Aufl. (Sammlung 
kriminalanthropolog. Vorträge. II. Heft.) Paris, The seientific 
London Press, 1906. (21 S.) 1,50 M. 

Näcke, Paul: Einige Punkte aus der Lehre der ſog. „moral insanity“. 
PſychNeur W. 8. Ig. 126— 129, 133—137. 


Nowotny: Der Cretin als Raubmörder und Fetiſchiſt. Ein Beitrag z. 


Kaſuiſtik ſexueller Perverſionen. Arch Krim Anthr. 23. Bd. 339-343. 

Oehlert: Die Freiſprechung Jugendlicher wegen mangelnder Einſicht. 
MSchrKrimpPſych. 3. Ig. 353 — 354. 

Paul, Friedr.: Ein intereſſanter Fall einer Urkundenfälſchung. 
Arch Krim Anthr. 24. Bd. 357-367. 

Peßler: Der Mädchenmörder Kuhknecht Wilhelm Duwe aus Hagenhof. 
Pitaval. 3. Bd. 103 — 138. ö 

Re uß, Heinrich: die Engelmacherin Wieſe. Pitaval. 3. Bd. 161— 182. 

Riggenbach, E.: Vererbung und Verantwortung (Zeitfragen des 
chriſtlichen Volkslebens. Hrsg. von U. v. Haſſel u. Th. Wahl. 
237. Heft.) Stuttgart, Eh. Belſer, 1906. (39 S.) 0,60 M. 

Roſenblatt: Pyromanie oder verbrecheriſche Brandlegung? Aus der 
Praxis mitgeteilt. ArchKrimAnthr. 23. Bd. 334 — 338. 

Stade, Reinhold: Poeſie im Zuchthauſe. Ger S. 68. Bd. 245 —258. 

Vonberg: Galante Diebinnen. Pitaval. 3. Bd. 139160. 

Weinberg, Richard: Verbrecher⸗Gehirne vom Standpunkte ſog. 
Normalbefunde. Arch Krim Anthr. 24. Bd. 281 — 356. 


2. Kriminalſoziologie, insbeſondere Kriminalſtatiſtik. 

Hoegel, [Hugo]: Der Einfluß des Familienſtandes auf die Straf⸗ 
fälligkeit. ArchKrimAnthr. 24. Bd. 15—23. 

Kräpelin: Das Verbrechen als ſoziale Krankheit ſ. StGB., Allg. Teil, 
Das Verbrechen. 

Rixen, Peter: Zur Statiſtik der Fruchtabtreibung. Arch Krim Anthr. 
23. Bd. 326—328. 

Rotering: Das Landſtreichertum der Gegenwart. MSchrͤKrimpſych. 
3. Ig. 193— 210. 


3. Kriminal politik. 
Aſchaffenburg, Guſtav: Die ſtrafrechtliche Behandlung von Rück⸗ 
fall, gewohnheitsmäßigem u. gewerbsmäßigem Verbrechertum. 
Gutachten. 28. DIT. II. 3—32. 
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Groß, [Hans]: Zur ſtrafrechtlichen Behandlung von Rüdfall, ge: 
wohnheits⸗ und gewerbsmäßigem Verbrechertum. DIZ. 11. Ig. 
212-216. 

Kahl: Reform der Strafzumeſſung f. StGB., Allg. Teil, Die Strafe. 

Klein, Alexander]: Maßnahmen gegen Minderjährige. Gers. 
68. Bd. 291. 

Kohler: Zur Strafverſchickung f. StGB., Allg. Teil, Die Strafe. 

Kohlrauſch u. Delaquis: Literaturbericht über Kriminalpolitik. 
3StW. 26. Bd. 881888. 

Lipps: Schutzſtrafe, Vergeltungsſtrafe, Rechtsſtrafe |. StGB., Allg. 

Teil, Die Strafe. 

Lipps: Weder Vergeltungsſtrafe noch Schutzſtrafe ſ. StG8., Allg. 
Teil, Die Strafe. 

Lohſing: Strafzumeſſung u. Verſuchsſtrafe; Hoegel: Erwiderung 
darauf ſ. StGB., Allg. Teil, Die Strafe. 

Lohſing: Nochmals Strafzumeſſung u. Verſuchsſtrafe ſ. StGB., 
Allg. Teil, Die Strafe. 

Mayer: Mber die Reform der Strafzumeſſung ſ. StGB., Allg. Teil, 
Die Strafe. 

Polligkeit, Wilhelm: Die Bedeutung der Berufs vormundſchaft im 
Kampfe gegen Verwahrloſung u. Verbrechen. MSchrKrim Pſych. 
3. Ig. 210-217. 

Trüper, J.: Zur Frage der Behandlung unſerer jugendlichen Miſſe⸗ 
täter. (Beiträge zur Kinderforſchung u. Heilerziehung. Beihefte 
zur „Zeitſchrift für Kinderforſchung.“ Hrsg. von J. L. A. Koch, 
J. Trüper u. Chr. Ufer. 20. Heft.) Langenſalza, H. Beyer u. 
Söhne, 1906. (IX, 25 S.) 0,50 M. 


B. Ariminaliſtik. 
1. Allgemeines. 
Clauſius: Die Ausbildung des Unterſuchungsrichters. DIZ. 
11. Ig. 853 —858. 
Neſſel: Spaniſche Schatzſchwindler. Arch Krim Anthr. 24. Bd. 259 262. 


2. Gerichtliche Medizin, Pſychiatrie und Chemie. 

Aſchaffenburg: Literaturbericht über Kriminalpſychologie und 
gerichtliche Medizin f. Kriminalpſychologie. 

Becker, L.: Die prozentuale Beſtimmung der Erwerbsunfähigkeit 
Unfallverletzter. ArztlSachvg. 12. Ig. 358 —360. 

Dannemann: Die Wahl des Vormundes im Entmündigungs⸗ 
verfahren vom pſychiatriſchen Standpunkte. Friedreichs Bl. 
57. Ig. 241— 254. 

Dexler, H: Zur Diagnoſtik aufgefundener Kadaverteile. Arch Krim⸗ 
Anthr. 23. Bd. 249— 254. 

Ekſtein, Emil: Die puerperale Infektion in forenſiſcher Beziehung. 
(Sammlung zwangloſer Abhandlungen aus dem Gebiete der 
Frauenheilkunde und Geburtshilfe. Mit beſond. Berückſichtigung 
der allgem. ärztl. Praxis hrsg. von Max Graefe. VII. Bd. 
3. Heft.) Halle, C. Marhold, 1907. (24 S.) 0,60 M. 

Feilchenfeld, Leopold: Über Rentenhyſterie. ArztlSachvZ. 12. Ig. 
320 —325. 5 

Frank, Ludwig: Pſpychiatriſch⸗kliniſche Beiträge zur Strafrechtspflege. 
Brandſtiftungen. SchwZSt. 19. Ig. 160— 194. 

Gollmer: Die ärztliche Tätigkeit für die Lebens verſicherung im Spiegel 
einer Todesurſachenſtatiſtik. ArztlSachvZ. 12. Ig. 360— 363. 
Granier: Geſundheitsgefährliche Geräuſche. ArztlSachvZ. 12. Ig. 

297 306. 

Hellwig, Albert: Der kriminelle Aberglaube in ſeiner Bedeutung für 
die gerichtl. Medizin. ArztlSachvZ. 12. Ig. 325—329, 339—342. 

Köhler, F.: Über Unfallbegutachtung des chroniſchen Emphyſems. 
ArztlSachvZ. 12. Ig. 363365. 

Kurtz, Carl: Die Unterſuchungen von Körperverletzungen, insbeſondere 
der tödlichen. Zuſammenſtellung der hierauf bezüglichen geſetzlichen 
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und Verwaltungs⸗Beſtimmungen. Düſſeldorf, L. Schwann, 1906. 
(V. 139 S.) 1,80 M. 

Leers, Otto, u. Horoſzkiewicz, St. v.: Sind die beim Ertrinkungs⸗ 
tod gefundenen Gewebszerreißungen in der Lunge charakteriſtiſch 
für dieſe Todesart? ArztlSachvZ. 12. Ig. 337 — 839. 

May, Ferdinand: Die Zurechnungsfähigkeit der Trinker. Friedreichs Bl. 
57. Ig. 263— 273. 

Michelsſon, Friedrich: Die Diſſerentialdiagnoſe von Menſchen⸗ u. 
Tierblut i. d. forenſiſchen Praxis. Friedreichs Bl. 57. Ig. 285 — 298. 

Mönkemöller: Zur Kaſuiſtik der forenſiſchen pathologiſchen 
Bewußtſeinsſtörungen. VISchrGerMed. 1906, 1—45. 

Naecke, Plaul]: Sind die Degenerationszeichen wirklich wertlos? 
VISchrGer Med. 1906, 45— 57. 

Naecke, [Paul]: Nicht geiſteskrank. 
57. Ig. 274— 284. 

Naecke: Einige Punkte aus der Lehre der ſogen. „moral insanity“ 
ſ. Kriminalpſychologie. 

Nadoleczug: Die funktionelle Prüfung des Ohrs u. des ſtatiſchen 
Organs bei Unfallkranken. ArztlSachvZ. 12. Ig. 366—367. 
Peterſſen⸗Borſtel, Wilhelm: Gutachten über den Zuſammenhang 
zwiſchen Gasvergiftung und Geiſteskrankheit. VISchrGer Med. 

1906, 57— 63. 

Przeworski, Johann Jakob: Geiſteskrankheit oder Zurechnungs⸗ 
fähigkeit? Arch Krim Anthr. 24. Bd. 212— 218. 

Schäfer, H.: Urteilsſchwäche. Psych Neur W. 8. Ig. 219— 220. 

Schaefer, [H.]: Der moraliſche Schwachſinn. Allgemeinverſtändlich dar⸗ 
geſtellt für Juriſten, Arzte, Militärärzte u. Lehrer. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzfragen. Hrsg. v. A. Finger u. a. 4.— 6. Heft.) 
Halle, C. Marhold, 1906. (184 S.) 3 M. 

Schmidtmann, A.: Handbuch der gerichtlichen Medizin. 9. Aufl. 
des Casper⸗Limanſchen Handbuches. 3. Bd. Berlin, A. Hirſchwald, 
1906. (VIII, 727 S.) 16 M. 

Schultze, Ernſt: Wichtige Entſcheidungen auf dem Gebiete der 
gerichtlichen Pſychiatrie. 5. Folge. Aus der Literatur des J. 1905 
zuſammengeſtellt. Halle, C. Marhold, 1906. (72 S.) 1 M. 

Schulz, Arthur: Die forenſiſch⸗kriminaliſtiſche Bedeutung von 
Schartenſpuren an Beilverletzungen des menſchlichen Skeletts, 
insbeſondere des Schädels. Bemerkungen hierzu von Kockel. 
ArchKrimAnthr. 23. Bd. 222 — 248. 

Schwabe: Kindesmord oder fahrläſſige Tötung oder Tod des Kindes 
ohne Verſchulden der Mutter. ArztlSachv3Z. 12. Ig. 260 — 264. 

Wanjura, Walther: Über Verwundung des Herzens vom gerichts⸗ 
ärztlichen Standpunkte aus. Friedreichs Bl. 57. Ig. 299 — 316. 

Wende: Die Vergiftung mit Leuchtgaſen vom gerichtsärztlichen 
Standpunkt. Friedreichs Bl. 57. Ig. 256— 262. 


2 Gutachten. Friedreichs Bl. 


3. Pſychologie der Ausſage. 


Gottſchalk, Alfred: Zur Zeugenpſychologie. Beitr. z. Pſychol. d. 
Ausſ. 2. Bd. 545 — 566. 

Grabowsky, Adolf: Hebbel und die .Pinchologie der Ausſage. 
Beitr. z. Pſychol. d. Ausſ. 2. Bd. 604 - 605. 

Günther, Arno: Ein Vorgang in der Wiedergabe naiver Zeugen und 
in der Rekonſtruktion durch Juriſten. Beitr. z. Pſychol. d. Ausſ. 
2. Bd. 489 — 522. 

Kramer, F., u. Stern, W.: Selbſtverrat durch Aſſoziation. Beitr. 
z. Pſych. d. Ausſ. 2. Bd. 457 — 488. 
Lipmann, Otto: Praktiſche Ergebniſſe 

ZPäd Psych. 8. Ig. 97—103. 


der Ausſageforſchung. 


Lipmann, Otto: Einige intereſſante Kinderlügen. ZPäd Pſych. 
8. Ig. 85 —88. 
Lipmann, Otto: Die Wirkung der Suggeſtivfragen. ZpPädpſych. 


8. Ig. 88— 96. 
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Lobſien, Max: Über Ausſage und Wirklichkeit bei inbeziler, 
verglichen mit normalbegabten Schulkindern. Beitr. z. Pſych. d. Ausl. 
2. Bd. 523 — 544. 

Peßler: Meineidsprozeß wider einen Gymnaſialoberlehrer. — Er 
kennen einer Perſon bei Dämmerung, Mondſchein u. künſtlchet 
Beleuchtung; Einwirkung der Suggeftion und Autoſuggeſtion auf 
Zeugenausſagen. — ArchKrimAnthr. 24. Bd. 189-211. 

Poppelreuter, Walther: Zur Pſychologie des Wahrheitsbewußtſeing. 
ZpPädpPſych. 8. Ig. 104 — 117. | 

Poppelreuter, Walther: Aus den Verhandlungen des 27. Deutſchen 
Juriſtentages über den fahrläſſigen Falſcheid. ZPädpfych. 8. J 
118-124. 

Radbruch, Guſtav: Ein neuer Verſuch zur Pſychologie der Zeugen; 
ausſage. ArchKrimAnthr. 23. Bd. 329 — 338. 

Stooß, Clarl]: Leitſätze über die Bedeutung der Ausſagepſvchologit 
für das gerichtliche Verfahren. SchwgSt. 19. Ig. 204-207. 

Viemann, Wilhelm: Beiſpiel von Kinderlügen bei großen Männern 
ZPädPſych. 8. Ig. 81—84. 

Wreſchner, Arthur: Das Gedächtnis im Lichte des Experimente 
[Aus: „Schweiz. Lehrerzeitg.“] Zürich, Art. Inſtitut Orell Fü. 
1906. (52 S.) 0,80 M. 


4. Sonſtige Hilfen des Unterſuchungsrichters. 
Daae, A.: Die daktyloskopiſche Regiſtratur. ArchKrim Auth. 
24. Bd. 24 —44. 
Finger, Aluguſt]: Die zur Feſtſtellung der Perſönlichkeit der der 
brecher in den europäiſchen Ländern üblichen Identifikation 
methoden. GerS. 68. Bd. 433 —438. 


Friedendorff: Zuſammenſetzen zerriſſenen Papiers. Archgrimauthr 


24. Bd. 141 — 146. 
Mothes, Rudolf: Schiebungen. Arch Krim Anthr. 24. Bd. 131-140. 
Svorsik, Heinrich: Zur Lehre von der Bedeutung des realen Be 
weiſes. Arch Krim Anthr. 24. Bd. 269 — 273. 


E. Staats- und Verwaltungsrecht. 


I. Staatsrecht. 


a) Werke allgemeinen Inhalts. 

Anſchütz, Gerhard: Lücken in den Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs 
geſetzen. VerwArch. 14. Bd. 315 — 340. 

Blüthgen: Die Realunion. Ihr Begriff und die Möglichkeit 
ihrer Auflöſung. ZVölkR. 1. Bd. 237 — 262. 

Vornhak, Conrad: Preußiſche Verwaltung in Deutſchland auferhaß 
der organiſierten Reichsgewalt. VerwArch. 14. Bd. 341—349. 

Brandt, O.: Das Indigenat im Wiener Frieden. Ein Beitrag zit 
Optantenfrage. (Zum XXVIII. Deutſchen Juriſtentage. vet 
gabe ... VI.) Berlin, Franz Vahlen, 1906. 

Dungern, Otto v.: Gloſſen z. öffentl. Recht. I. Grenzen des Fürſer⸗ 
rechts. München, R. Piper & Co., 1906. (XIV, 167 S) 3 N 

Gordan: Die Rechtsſtellung nichtpreußiſcher Deutſcher im preußiſche 
öffentlichen Rechte. Selbſtverw. 33. Ig. 465 —467. 

Hatſchek, Julius: Bismarcks Werk in der Reichsverfaſſung. (RM) 
Tübingen, J. C. B. Mohr, 1906. (20 S.) 0,40 M. 

Lebrecht: Rechtsverh. d. (niederen) Adels in Bayern ſ. EG. z. 30 

Savigny, Leo v.: Autokratie und Staatsrecht. DRev. 31. Ig. 7-16. 

Wettſtein, Oftto]: Der Aktivbürger in Gemeinde, Staat u. Völler. 
gemeinſchaft. Vortragszyklus. Zürich, A. Bopp, 1906. (616) 1 N. 


b) Einzelſchriften. 
1. Verfaſſung. 
„ Bk. des Reichskanzlers, betr. die freie Fahrt der Mitglieder bei 


Reichstags auf den deutſchen Eiſenbahnen. Vom 27. VI. 1906 
RGBl. Nr. 38 S. 850—851. 


seht 


* 


un” 


N, 
* 
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G., betr. die Abänderung des Art. 26 und die Aufhebung des 


Art. 112 der Verfaſſungsurkunde vom 81. I. 1850. Vom 10. VII. 
1906. PrGSamml. Nr. 34 S. 333. 

* ©., betr. Abänderung der Vorſchriften über das Verfahren bei den 
Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten. Vom 28. VI. 1906. 
Pr Samml. Nr. 31 S. 318—320. 

G., Die Diäten der Landtagsabgeordneten betr. Vom 26. VI. 1906. 
BadGGBl. Nr. 18 S. 131— 134. 

G., betr. Vermehrung der Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten 
und Anderungen der Landtagswahlbezirke und Wahlorte. Vom 
28. VI. 1906. PrSamml. Nr. 31 S. 313—318. 

Bornhak, Conrad: Eingriffe der Reichsgeſetzgebung in die Ver⸗ 
faſſung der Einzelſtaaten. DIZ. 11. Ig. 725 — 729. 

Eſſelborn, Karl: Miniſterverantwortlichkeit in Heſſen. Iſt im 
Großherzogtum Heſſen die Geltendmachung der ſtaatsrechtlichen 
Miniſterverantwortlichkeit durch die Reichsjuſtizgeſetze aufgehoben 
oder nicht? Hirths Ann. 39. Ig. 548-554. 

Göz, Karl: Die Verfaſſungsurkunde für das Königreich Württemberg. 
Erläutert. Tübingen, J. C. B. Mohr, 1906. (VI, 548 S.) 7 M. 

Jellinek, Georg: Verfaſſungsänderung und Verfaſſungswandlung. 
Eine ſtaatsrechtlich politiſche Abhandlung. Berlin, O. Häring, 
1906. (VII, 80 S.) 2 M. 


Laband, [Paul]: Die Zeugenpflicht der Abgeordneten. DIZ. 
11. Ig. 953955. 
Plate, A.: Das preußiſche Abgeordnetenhaus. Seſſionsbericht 


1905/06 (5. XII. 1905 bis 7. VII. 1906). Berlin, W. Moeſer, 
1906. (95 S.) 1,50 M. 

Schultz, M.: Zum Begriff der „im Staat aufgenommenen Kirchen⸗ 
geſellſchaften“. PrVerwBl. 27. Ig. 727 — 780. 

Sontag: Die Anwendung des Zeugniszwanges gegen die Reichstags⸗ 
abgeordneten. DIZ. 11. Ig. 1010-1011. 

Die württembergiſche Verfaſſungsreform. Grenzboten. 65. Ig. 
281 — 289. 

Wieſe, Wilhelm: Verfaſſungsänderungen nach Reichsrecht. (Ab⸗ 
handlung aus dem Staats- und Verwaltungsrecht, hrsg. von 
Siegfried Brie und Mar Fleiſchmann. 12. Heft.) Breslau, 
M. & G. Marcus, 1906. (VII, 77 S.) 2,40 M. 


2. Regierung. 

G. für das Großherzogtum Oldenburg, betr. das Gehaltsregulativ 
für den Zivildienſt. Vom 24. IV. 1906. LübGG Bl. Stück 27. 
Nr. 49. S. 185—221. 

G. für das Großherzogtum Oldenburg, betr. einen Gehaltszuſchlag 
für die Zivilſtaatsdiener. Vom 24. IV. 1906. LübGBl. Stück 27. 
Nr. 50. S. 222— 223. 

Reimann, O.: Handbuch für Standesbeamte, mit normal aus⸗ 
gefüllten Muſterformularen und ausführlichem Sachregiſter. Zum 
praktiſchen Gebrauch bearb. und hrsg. J., vollſtändig neubearb. 
Aufl. Leipzig, C. E. M. Pfeffer, 1906. (IV, 235 S.) Kart. 2,80 M. 


3. Regierte. 

Albrecht, Carl: Das Hamburger Bürgerſchaftswahlgeſetz vom 
5. III. 1906 im Hinblick auf die Neuwahlen 1907 dargeſtellt. 
S.⸗Abdr. aus dem Hamburger Correſpondent 1906 29. und 
30. Juni. Hamburg, O. Meißners Verl., 1906. (23 S.) 0,50 M. 

Dikreiter, Heinr. G.: Das Altenburger Landtagswahlrecht. Ein 
hiſtoriſch. u. agitator. Beitrag zum Kampfe um das allgemeine 
gleiche geheime und direkte Wahlrecht im Herzogtum Altenburg. 
Altenburg. (Leipzig, Leipziger Buchdruckerei,) 1906. (69 S.) 0,50 M. 

Friedrich, Julius: Das politiſche Wahlrecht der Geiſtlichen. 
Gießen, C. Roth, 1906. (30 S.) 0,80 M. 

Grill, Lor. Aug.: Die Reichsgeſetze über die Erwerbung und den 
Verluſt der Bundes⸗ und Staatsangehörigkeit vom 1. VI. 1870 


und über die Freizügigkeit vom 1. XI. 1867 in der Faſſung des 
EG. z. BGB. 3. umgearb. Aufl. München, C. H. Beck, 1906. 
(XVI, 229 S.) Geb. in Leinw. 3 M. 

Hanſer, G.: Der Proporz für Landtags⸗ und Gemeindewahlen in 
Württemberg. Populäre Darſtellung für die Hand des Wählers. 
Stuttgart, Deutſches Volksblatt, 1906. (55 S.) 0,20 M. 

Hartmann, Guſtav v.: Ein neues Wahlverfahren. Abhandlung 
über das allgemeine direkte Wahlrecht und Wahlverfahren, ihre 
Fehler und notwendigen Verbeſſerungen. Berlin, Puttkammer & 
Mühlbrecht, 1906. (117 S.) 2 M. 

Hottenrott: Über Namensrecht u. Namensänderung im öffentlichen 
Rechte Preußens. PolVerwöl. 14. Ig. 225 — 226. 

Kaeſtner: Bedeutung der ärztlichen Ehrengerichtsbarkeit für die 
juriſtiſche Praxis ſ. Geſundheitsweſen. 

Koppe: Die neueſte Rechtſprechung des Bundesamts für das Heimat⸗ 
weſen. PrVerwBl. 27. Ig. 799 —801. 

Rummler, Konr.: Perſönliche Anſiedlungsbeſchränkungen. Eine 
Studie nach dem Nechte Preußens und des Deutſchen Reiches. 
Berlin, H. Bahr Verl., 1906. (V, 57 S.) 1,60 M. 


4. Geſetzgebung. 
Rehm, Hermann: Der Geſetzesbegriff und die herrſchende Staats⸗ 
rechtslehre in Deutſchland. VerwArch. 14. Bd. 350 — 356. 


5. Etatsweſen. 

Bahrmann: Der Staatshaushalt des Königreichs Sachſen. (Etat 
u. Rechenſchaftsbericht.) Eine Zuſammenſtellung des Weſentlichſten 
vom ſächſ. Etatrecht. (Vorträge über Geſetzeskunde u. Verwaltung. 
37. u. 38. Heft.) Dresden, C. Weiske, 1906. (40 S.) 0, 80 M. 

Schroeder, Felix v.: Das Budgetrecht des Königr. Sachſen. Leipzig, 
Veit & Co., 1906. (VI, 108 S.) 3,20 M. ö 


II. Verwaltungsrecht. 


a) Werke allgemeinen Inhalts. 

G. für das Großherzogtum Oldenburg, betr. die Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit. — V. betr. den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Geſetzes vom 9. Mai 1906. LübG Bl. Stück 33 Nr. 58. S. 269—328. 

Anſchütz: Lücken in den Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsgeſetzen 
ſ. Staatsrecht, Werke allg. Inh. 

Bitter, v.: Handwörterbuch der preußiſchen Verwaltung. Leipzig, 
Noßbergſche Verlagsbuchh., 1906. (IX, 1027 S.) Geb. 20 M. 

Bornhak, Conrad: Grundriß des Verwaltungsrechts in Preußen 
und im Deutſchen Reiche. Leipzig, A. Deichert Nachf., 1906. 
(VI, 208 S.) Geb. 4,80 M. 

Bornhak: Preuß. Verwaltung in Deutſchland außerhalb der 
organiſierten Reichsgewalt ſ. Staatsrecht, Werke allg. Inh. 

Buchert, Karl: Sammlung in der Praxis oft angewandter Ver⸗ 
waltungs⸗Geſetze nebſt einer Anzahl derartiger Verordnungen uſw. 
für das Königreich Bayern. 2., verm. u. verb. Aufl. (5 Lfg.) 
München, J. Schweitzer Verlag, 1906. (VIII, 1432 S.) Geb. 
in Halbfrz. 12 M. 

Bürgerbuch (Sammlung v. Verordnungen) der Stadtgemeinde 
Frankfurt am Main. Amtliche Ausg. Juni 1906. Frankfurt a. M., 
Gebr. Knauer, 1906. (III, 772 S.) 6 M.; geb. in Leinw. 7,50 M. 

Fuld, [Ludwig]: Polizei und Stacheldrahtzaun. Selbſtverw. 33. Ig. 
593 — 594. 

Gerland, Otto: Erſatzanſprüche für polizeiliche Auflagen, die ſpäter 
als rechtsunverbindlich aufgehoben werden. Selbſtverw. 33. Ig. 
561 —564. 

Gordan: Rechtsſtellung nichtpreußiſcher Deutſcher im preußiſchen 
öffentlichen Rechte ſ. Staatsrecht, Werke allg. Inhalts. 

Grotefend, G. A.: Polizei⸗Handbuch. Gänzlich neu bearbeitet und 
fortgeführt v. R. Hildebrand. 5., verm. u. verb. Aufl. Berlin, 
J. Püttmann, 1906. (XVII, 369 S.) 3 M.,; geb. in Leinw. 8,80 M. 
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Illing: Handbuch f. preußifche Verwaltungsbeamte im Dienſte des 
Staates, der Kommunalverbände, der Korporationen und für 
Geſchäftsleute, begründet v. J., fortgeführt v. Georg Kautz. 9. Aufl. 
2. Bd. Berlin, A. Haack, 1906. (VIII, 1432 S.) 27 M.; geb. 
in Halbfrz. 29,50 M. 

Kunze, Frlitz! und Kautz, Gleorg]: Die Rechtsgrundſätze des 
Königlich Preußiſchen Ober⸗Verwaltungsgerichts. Begründet von 
Klarl] Parey. 4., gänzl. neu bearb. u. bis zur Gegenw. erg. 
Aufl. 3 Bde. Berlin, J. Guttentag, 1905 — 1906. 

Quehl: Streifzüge durch das Polizeigebiet. Selbſtverw. 33. Ig. 
449 — 452. 

Rühle von Lilienſtern: Die berufliche Ausbildung der Polizei⸗ 
exekutivbeamten. DGem Z. 45. Ig. 193 — 196. 

Wolzendorff, Kurt: Die Grenzen der Polizeigewalt. 2. Teil. 
Die Entwicklung des Polizeibegriffs im 19. Jahrhundert. (Arbeiten 
aus dem juriſtiſch⸗ſtaatswiſſenſchaftl. Seminar der Königlichen 
Univerſität Marburg. Hrsg. von W. Schücking. 5. Heft.) Mar⸗ 
burg, O. Ehrhardt, 1906. (IX, 90 S.) 2,50 M. 


b) Einzelſchriſten. 
1. Kommunalverbände. 

Die Anderung des §8 53 KAG. DGemzZ. 45. Ig. 177 178. 

Becker, Alfred: Regelung des Angebotes und der Nachfrage in Geld⸗ 
angelegenheiten der Gemeinden. Selbſtverw. 33. Ig. 513 — 514. 

Bericht über die Gemeinde⸗Verwaltung der Stadt Altona in den 
Jahren 1863 — 1900. 2. u. 3. Teil. Altona, J. Harder, 1906. 
Je 6 M. 

Beſtimmungen über die Ausführung von Gemeindearbeiten der 
Stadt Straßburg nebſt Laſtenheft mit Preisverzeichnis über die 
vom 15. VIII. 1906 bis zum 14. VIII. 1909 auszuführenden 
Unterhaltungsarbeiten. Straßburg, Schleſier & Schweikhardt, 1906. 
(318 S.) 5,50 M. 

Brüning, H.: Die hannoverſche Landgemeindeordnung vom 28. IV. 
1859 unter Berückſicht. der ſpäter ergangenen Verwaltungs: 
geſetzgebung. 3. Aufl. Hannover, C. Meyer, 1906. (100 S.) 
Kart. 1,50 M. 

Brüning, H.: Die hannoverſche Städteordnung vom 24. VI. 1858 
m. Berückſicht. der am 1. IV. 1885, bezw. 1. VII. 1885 in Kraft 
getretenen Verwaltungsgeſetze u. der ſpäter ergangenen Geſetz⸗ 
gebung. 2. Aufl. Hannover, C. Meyer, 1906. (125 S.) Kart. 1,80. 

Delius, [Hans]: Zur Frage des Beginns des Dienſtantritts eines 
Gemeindebeamten. PrVerwBl. 27. Ig. 857—858. 

Feig, Johannes: Zum fünfzigjährigen Jubiläum der Rheiniſchen 
Städteordnung. PrVerwBl. 27. Ig. 659 —661. 

Frenzel, G.: Leitfaden für die Einrichtung der Kanzleien, Regiftranden 
u. Akten der deutſchen Stadt⸗ u. Landgemeinden. 2. erweit. Aufl. 
Leipzig, F. Leineweber, 1906. (57 S. m. 5 Fig.) 1,60 M. 

Fuld, [Ludwig]: Die Gemeinden und die Streikeklauſel. Selbſtverw. 
33. Ig. 417418. 

Gönemann: Gemeinde- und Grundſteuerordnungen ſ. Direkte Steuern. 

Holly, v.: Wirkungen der Reichsſteuergeſetze v. 3. VI. 1906 auf das 
Beſteuerungsrecht der Gemeinden ſ. folgd. Abtlg. 

Jebeus, A. W.]: Die ſtädtiſchen Verwaltungsdeputationen. PrVerwBl. 
27 Ig. 847853, 867—871. 

Kappelmann: Die Belaſtung des kommunalen Haushalts durch den 
Alkoholismus. PrVerwBBl. 27. Ig. 711 — 716. 

Klecis, Friedrich: Die Errichtung und Verwaltung öfſentlicher Heil⸗ 
anſtalten durch die Gemeinden. KommunpPr. 6. Ig. 633636. 

Lindemann, H.: Zweckverbände. KommunPr. 6. Ig. 609 —613. 

Quehl: Finanz, Kaſſen⸗ und Rechnungs⸗Reviſionsweſen in den 
Städten. PrVerwBl. 27. Ig. 625— 626. 

Quehl: Die Stellung der ſtädtiſchen Beamten. PrVerwBl. 27. Ig. 
730 - 782. 
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Scheidung der Kompetenzen der Stadtverordnetenverſammlung von 
denjenigen des Magiſtrats. PrVerwBl. 27. Ig. 702. 

Scheiff: Die Landgemeindeordnung f. die Prov. Schleswig ⸗Holſtein. 
Mit Erläuterungen verſehen. Schleswig, J. Bergas Verl., 1906. 
(XVI, 385 S.) 5,50 M. 

Städte⸗Ordnung für Stralſund. DGemzZ. 45 Ig. 201—202. 

Thiſſen, Otto: Soziale Tätigkeit der Gemeinden. ... 3. Aufl. 
(Soziale Tagesfragen. Herausg. vom Volksverein f. d. kath. Deutſch⸗ 
land. 8.—11. Heft.) München⸗Gladbach, Zentralſtelle des Volls⸗ 
vereins f. d. kath. Deutſchland, 1906. (144 S.) 1,50 M. 

Tröbs: Die Gemeindebeamten⸗Qualität des preußiſchen Gewerke 
gerichts⸗Vorſitzenden ohne Anſtellungsurkunde. PrVerwöl. 27. Jg. 
801— 802. 

Die Verpflichtung der Städte zur Unterbringung geiſteskranker 
Verbrecher. DGemZ. 45. Ig. 218 —215. 

Die ſtädtiſchen Berwaltungs⸗Deputationen. PrVerwöl. 27. Jg. 
847 853. 

Das ſtädtiſche Verwaltungsweſen der Stadt Nürnberg. 10 Tle. 
m. 1 farb. Plan. Nürnberg, (Vertriebsſtelle der offiziellen Trud: 
ſachen der bayer. Jubiläums⸗Landes⸗Ausſtellung) 1906. In 
Leinwand⸗Mappe 2,50 M. 

Wilhelmi: Die neueſte deutſche Städteordnung. 
1. Ig. 321—334. 


Arch Städtel. 


2. Finanzen. 
a) Allgemeines. 

* G. für das Großherzogtum Oldenburg, betr. die öffentlichen 
Lotterien u. Ausſpielungen. Vom 12. Mai 1906. Lüb hdl. 
Stück 34 Nr. 62. S. 343—347. 

* Landesherrliche V., die öffentlichen Lotterien u. Ausſpielungen betr. 
Vom 11. VI. 1906. RjiLGSamml. Nr. 687 S. 323325. 
Bernſtein, Ed.: Die neuen Reichsſteuern, wie fie wurden u. was 
fie bedeuten. Mit einem Schlußkapitel: Agrariſch⸗kapitaliſtiſche u. 
ſozialdemokratiſche Steuerpolitik. Berlin, Buchhandlung Vorwärts, 

1906. (64 S.) 0,30 M. 

Bründel, Chr.: Verzeichnis derjenigen Behörden (Kaſſen) in den 
einzelnen Städten, Flecken u. größeren Gemeinden des Deutſchen 
Reiches, an die Erſuchen um Einziehung von Steuern u. Abgaben 
zu richten find. (Reichsgeſetz vom 9. VI. 1895, betr. den Beiſtand 
bei Einziehung von Abgaben u. Vollſtreckung von Vermögensſtrafen. 
2., verb. u. verm. Aufl. Lübeck, Lübcke u. Nöhring, 1906. (I, 
268 S.) 4,00 M.; geb. 4,50 M. 

Cuno, Wilhelm: Die Reichsfinanzreform. PVerwöl. 27. Ig. 675-677. 

Gareis: Die Reichsſteuergeſetze vom 3. VI. 1906 ſ. Indirekte Steuern. 

Zur Geſchichte des preußiſchen Sparkaſſenweſens. Sparkaſſe 1900 
433-435, 467 —469, 489 — 492, 510 - 520, 549 551. 

Holly, v.: Wirkungen der Reichsſteuergeſetze vom 3. VI. 1906 auf 
das Beſteuerungsrecht der Gemeinden u. namentlich auf die Bier: 
und Umſatzſteuer derſelben. PrVerwBl. 27. Ig. 831836. 

Jäger, Eugen: Die Reichsfinanzreform von 1906 und ihre neuen 
Steuern. (Soziale Tagesfragen. Hrsg. vom Volksverein für das 
katholiſche Deutſchland. 34. Heft.) München⸗Gladbach, Zentral⸗ 
ſtelle des Volksvereins für das katholiſche Deutſchland, 1906. 
(III, 70 S.) 0,60 M. 

Linſchmann, Hugo: Die Reichsfinanzreform von 1906. Ein Rück 
blick auf ihre Geſchichte. (Bibliothek der Rechts⸗ u. Staatskunde 
in Einzeldarſtellungen. Hrsg. von Ernſt Francke, Bd. 2120 
Stuttgart, E. H. Moritz, 1906. (210 S.) 2,50 M. 

Reichs ſteuergeſetze vom 3. VI. 1906 f. Indirekte Steuern. 

Silbergleit: Die Entwicklung der deutſchen Kommunalanleihen, 
Bank Arch. 5. Ig. 217— 221. | 

Zeitlin, L.: Der Staat als Schuldner. 5 Hochſchulvorträgt. 
Tübingen, H. Laupp, 1906. (VIII, 108, 8 S.) 2 M. 
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b) Pirehte Steuern. 

Bk. des Finanzminiſters, betr. die Texte des Einkommenſteuergeſetzes 
und des Ergänzungsſteuergeſetzes. Vom 19. VI. 1906. PrGSamml. 
Nr. 30 S. 259—311. 

* Bk. der Regierung, betr. die Inſtruktion für die Veranlagung der 
durch das G. vom 1. v. 1906 für das Fürſtentum Lübeck ein⸗ 
geführten Gebäudeſteuer. Vom 7. V. 1906. LübG Bl. Stück 32 
Nr. 57 S. 247— 267. 

* G., betr. die Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes und des 
Ergänzungsſteuergeſetzes. Vom 19. VI. 1906. PrGSamml. 
Nr. 30 S. 241— 259. 

* ©. zur Abänderung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. VII. 1893 
(Geſetzſamml. S. 152). Vom 24. VII. 1906. PrGSamml. 
Nr. 37 S. 377378. 

G. zur Deklarierung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. VII. 1893 
(Geſetzſaamml. S. 152) Vom 24. VII. 1906. PrGSamml. 
Nr. 37 S. 376. 

* ©. für das Fürſtentum Lübeck, betr. die Einführung einer Gebäude⸗ 
ſteuer. Vom 1. V. 1906. LübGGBl. Stück 30 Nr. 55 S. 233 — 241. 

* 3., betr. die Vergütungen der Mitglieder der in Gemäßheit des 8 32 
Abſ. 3 u. 4 des Einkommenſteuergeſetzes gebildeten Voreinſchätzungs⸗ 
kommiſſionen. Vom 28. VII. 1906. PrGSamml. Nr. 36 S. 371. 

Die verabſchiedete Einkommenſteuergeſetznovelle. Selbſtverw. 
33. Ig. 433—435. 

Die Einkommenſteuernovelle. ZAkt W. 16. Ig. 106 — 109. 

Hegelmaier: Die Beweislaſt in Einkommenſteuerbeſchwerdeſachen. 
Württ Z. 48. Ig. 214— 221. 

Kieſel, Karl: Ungleiche Beſteuerung deutſcher Teilhaber von Geſell⸗ 
ſchaften m. b. H. in Preußen. Holdheims MSchr. 15. Ig. 209— 213. 

Das Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetz. Verhandlungen des 
9. ordentl. Landesverbandstages v. März 1906 in Berlin. (Vorr.: 
[Georg] Baumert.) (Mitteilungen des Preußiſchen Landes⸗ 
verbandes d. Haus⸗ u. Grundbeſitzervereine. Heft 23.) Spandau, 
R. Graßmann in Stettin, 1906. (22 S.) 

Reform der Vetriebsſteuer. DGemZ. 45. Ig. 153 — 154. 

Roth: Sind die Diäten der Reichstagsabgeordneten ſteuerpflichtig? 
DIZ. 11. Ig. 871 —872. 

Rothenacker, A.: Zur Einführung einer Vermögensſteuer in Baden. 
Karlsruhe, G. Braunſche Hofbuchdr., 1906. (39 S.) 0,25 M. 
Rudolph: Die Berechnung der Berufungsfriften nach 8 40 Abſ. 2 des 

Einkommenſteuergeſetzes. Kritik einer Entſcheidung des OVG. 
PrVerwBl. 27. Ig. 642643. 
Die Warenhaus ſteuer. DGemzZ. 45. Ig. 205 — 208. 


c) Indirekte Steuern. 

* Ausführungsbeftimmungen des Reichskanzlers zum Brauſteuer⸗ 
geſetze vom 3. VI. 1906. Vom 18. VI. 1906. R3Bl. Nr. 38 
S. 709 —827. 

Ausführungsbeſtimmungen des Reichskanzlers zum Erbſchaftsſteuer⸗ 
geſetze vom 3. VI. 1906. Vom 16. VI. 1906. RZB. Nr. 39 
S. 829— 899. 

Ausführungsbeſtimmungen des Reichskanzlers zum Zigarettenſteuer⸗ 
geſetze vom 3. VI. 1906. Vom 16. VI. 1906. R3BI Nr. 34 
S. 601 —647. 

Regierungs⸗V., betr. die Ausführung des Reichserbſchaftsſteuer⸗ 
geſetzes. Vom 25. VI. 1906. Räs GSamml. Nr. 7 ©. 34. 

Regierungs⸗V. zur Ausführung des Zigarettenſteuergeſetzes. Vom 
25. VI. 1906. Räs GSamml. Nr. 7 S. 33—34. 

Allgemeine Bf. des Finanzminiſters und des Juſtizminiſters, betr. 
die Erbſchaftsſteuer und die von Schenkungen zu entrichtenden 
Abgaben. Vom 26. VI. 1906. PrJMBl. Nr. 26 S. 174— 179. 

* V. für das Großherzogtum Oldenburg zur Ausführung des Reichs: 
erbſchaftsſteuergeſetzes. Vom 19. VI. 1906. OldGBl. Bd. 35 
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Stück 82. Nr. 170 S. 917—918; Birk Bl. Bd. 18 Stück 22, 
S. 191 —192. 

* Verzeichnis der Erbſchaftsſteuerämter und Oberbehörden unter 
Angabe ihrer Geſchäftsbezirke. Vom 11. VIII. 1906. RZBl. 
Nr. 50 S. 1103 — 1135. 

Das Automobilſteuergeſetz, vom 19. V. 1906 nebſt Ausf.⸗Beſt. 
u. Muſtern der in Verwendung kommenden Formulare. Veröffentlicht 
am 25. VI. 1906. Berlin, Boll & Pickardt, 1906. (18 S.) 0,60 M. 

Brauſteuergeſetz vom 3. VI. 1906 (RG Bl. S. 622) mit den Ausf. 
Beſt. vom 16. VI. 1906. Berlin, C. Heymann, 1906. (135 S.) 
1 M. — Auch bei P. Parey, Berlin erſchienen. (183 S.) 1 M. 

Das neue Brauſteuergeſetz vom 3. VI. 1906. Gültig vom 
1. VII. 1906. Neueſte Ausg. Authentiſche Faſſung. Berlin, 
L. Schwarz & Co., 1906. (60 S.) 1,20 M. 

Ehlert, Rud.: Zur Wertzuwachsſteuerfrage. ConradsJ. 32. Bd. 
333 —362. 

Endrucks, Bernh.: Die Beſteuerung des Wandergewerbes in den 
deutſchen Bundesſtaaten. (Wirtſchafts⸗ u. Verwaltungsſtudien 
mit beſond. Berückſicht. Bayerns. Hrsg. von Georg Schanz, 
XXVII.) Leipzig, A. Deichert, Nachf., 1906. (XII, 140 S.) 3 M. 

Erbſchaftsſteuergeſetz vom 3. VI. 1906 nebſt Ausführungsbeſt. 
Hrsg. i. Reichsſchatzamt. Berlin, C. Heymann, 1906. (111 S.) 0, 60 M. 

Gareis, Karl: Die Reichsſteuergeſetze vom 3. VI. 1906. Text⸗ 
ausgabe mit Vorwort, Einleitung, erläuternden Anmerkungen und 
alphabetiſchem Sachregiſter. Gießen, E. Roth, 1906. (VI, 86 S.) 
1 M.; geb. in Leinw. 1,30 M. 

Gerlach, Wilhelm: Die deutſche Börſenſtenergeſetzgebung von 1881 
bis 1906. SozKult. 26. Ig. 493518. 

Gerlach, Wilhelm: Die Novelle zum Börſenſteuergeſetz. Holdheims⸗ 
MSchr. 15. Ig. 205 — 209. 

Geſtering, Artur: Einige Bemerkungen über das Erbſchaftsſteuer⸗ 
geſetz vom 3. VI. 1906. Bay. 2. Ig. 354 — 356. 

Grabowsky, Adolf: Iſt die Wertzuwachsſteuer überwälzbar? 
Plutus. 8. Ig. 485 — 489. 

Hamm, [Oskar]: Kann eine indirekte Wertzuwachsſteuer den Wert⸗ 
zuwachs vor Einführ. der Steuer treffen? DIZ. 11. Ig. 810812. 

Heinitz, Ernſt: Zur Neugeſtaltung der Erbſchafts⸗ u. Schenkungs⸗ 
ſteuer. DIZ. 11. Ig. 869— 871. 

Lehmann, Guſtav: Das Brauſteuergeſetz vom 3. VI. 1906 mit den 
Ausführungsbeſtimmungen, unter Berückſichtigung der bisherigen 
Rechtſprechung hrsg. und zum Gebrauch für Brauereitreibende 
erläutert. Breslau, J. U. Kern, 1906. (103 S.) Geb. 2,50 M. 

Lotz, Fr.: 540 des Geſetzes für das Herzogtum Coburg vom 22. XII. 
1903, betr. die Erbſchafts⸗ und Schenkungsabgaben. Thür Bl. 
53. Bd. 168 — 170. 

Markull: Die kommunale Bierbeſteuerung u. das Brauſteuergeſetz 
vom 3. VI. 1906. PVerwBl. 27. Ig. 871—873. 

Meyerhof: Umſatzſteuer im Falle einer Zwangsverſteigerung. 
PrVerwBl. 27. Ig. 877. 

Reichs ſteuergeſetze vom 3. VI. 1906. I. Geſetz, betr. die Ordnung 
des Reichshaushalts u. die Tilgung der Reichsſchuld. II. Brau⸗ 
ſteuergeſetz. III. Zigarettenſteuergeſetz. IV. Reichsſtempelgeſetz 
(Börſenſteuer, Fahrkartenſtempel, Automobilſteuer, Tantiemenſteuer). 
V. Reichs⸗Erbſchaftsſteuergeſetz. Textausgabe mit alphabet. Regiſter. 
München, C. H. Beck, 1906. (III, 172 S.) Geb. in Leinw. 1.80 M. 

Das Tantiemeſteuergeſetz. ZAktW. 16. Ig. 97—106. 

Umſatzſteuer u. Grundſteuer in Preußen. (Aus: „Pharmazeut. 
Zeitung“). Berlin, J. Springer, 1906. (7 S.) 0,30 M. 

Die Wertzuwachsſteuer. Dok. 24. Ig. 475 —476, 486. 

Wolff, Th.: Einzelne Fragen aus den Umſatzſteuerordnungen. 
PrVerwBl. 27. Ig. 630 —631. 

Zehnhoff, am: Das Erbſchaftsſteuergeſetz vom 3. VI. 1906. 


DIZ. 11. Jg. 995 — 1000. 
8⁴ 
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Zigarettenſteuergeſetz vom 3. VI. 1906 (RGBl. S. 631) mit den 
Ausführungsbeſtimmungen vom 16. VI. 1906. Berlin, C. Heymann, 
1906. (55 S.) 1 M. 

Zimmermann, E.: Börſenſteuerrechtliche Kontraventionen und 
Kontroverſen. Bank Arch. 5. Ig. 221 — 225. 


d) Stempel. Koſten. Gebühren. 

* Ausſührungsbeſtimmungen des Reichskanzlers zu dem G. vom 
3. VI. 1906 wegen Anderung einiger Vorſchriften des Reichs⸗ 
ſtempelgeſetzes. Vom 25. VI. 1906. RZBL. Nr. 41 S. 903-919. 

* Anderungen der Ausführungsbeſtimmungen zum Reichsſtempel⸗ 
geſetze vom 14. VI. 1900. Vom 1. VII. 1906. RZ. Nr. 43 
S. 931-933. 

„Ausführungsbeſtimmungen des Reichskanzlers zu der Tarifnummer 6 
und den 88 34 —42 des Reichsſtempelgeſetzes, betr. die Be: 
ſteuerung der Frachturkunden. Vom 16. VI. 1906. RZBL. Nr. 37 
S. 673—676. 

* Ausführungsbeſtimmungen des Reichskanzlers zu der Tarifnummer 7 

und den 88 43—52 des Reichsſtempelgeſetzes, betr. die Stempel: 
abgabe von Perſonenſahrten. Vom 16. VI. 1906. RZB. Nr. 37 
S. 677 687. 

„ Ausführungsbeſtimmungen des Reichskanzlers zu der Tarifnummer 8 
und den 8$ 53—62 des Reichsſtempelgeſetzes (Erlaubniskarten 
für Kraftfahrzeuge). Vom 16. VI. 1906. R3Bl. Nr. 37 S. 688 — 703. 

* Ausführungsbeftimmungen des Reichskanzlers zu der Tarifnummer 9 
und den 8$ 63-66 des Reichsſtempelgeſetzes, betr. die Ent: 
richtung einer Stempelabgabe von Vergütungen. Vom 16. VI. 1906. 
NZ. Nr. 37 S. 704 — 708. 

* Bk. des Reichskanzlers, betr. die Faſſung der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zum Reichs ſtempelgeſetze vom 3. VI. 1906. Vom 
15. VII. 1906. N3Bl. Nr. 45 S. 979 — 1077. 

„Bk. des Reichskanzlers, betr. Nachforderungen an Reichsſtempel⸗ 
abgaben. Vom 15. IX. 1906. R3Bl. Nr. 58 S. 1199 — 1200. 

* Regierungs⸗V., betr. einige aus Anlaß der Abänderung des Reichs— 
ſtempelgeſetzes zu erlaſſende Beſtimmungen. Vom 25. VI. 1906. 
Räd GSamml. Nr. 7 S. 85. 

„Verzeichnis der zur Erteilung von Erlaubniskarten der in Tarif: 
nummer Za des Reichsſtempelgeſetzes bezeichneten Art zuſtändigen 
Amtsſtellen. Vom 23. VIII. 1906. RZBE. Nr. 53 S. 1149 — 1174. 

Abraham, Hans Fritz: Finanzielle Transaktionen u. ihre Stempel: 
pflicht. Holdheims MSchr. 15. Ig. 173—181. 

Zur Auslegung des § 2 des Reichsſtempelgeſetzes. 
5. Ig. 238 — 239. 

Fried, Hermann: Die Stempelſteuerpflicht im patentamtlichen Der 
fahren. ZInd R. 1. Ig. 205 — 207. 

Götting, L.: Reichsſtempel und preußiſcher Stempel bei Urkunden 
der Sparkaſſen. Sparkaſſe 1906, 551 552. 

Hanſen: Bedarf das Wechſelſtempelſteuergeſetz einer Anderung? 
ZZollw. 6. Bd. 214 — 220. 

Jacobſon, Eugen: Die Wechſelſtempelſteuer und ihre Reform. Eine 
kritiſche Studie. Berlin, J. Guttentag, 1906. (44 S.) 1 M. 

Markull: Koſten der Zwangsimpfung ſ. Geſundheitsweſen. 

Reglement u. Tarif für die Erhebung der Platzgelder, Kran-, Wiege⸗ 
u. Meßgebühren in der Stadt Straßburg. Straßburg, Straß⸗ 
burger Druckerei u. Verlagsanſtalt, 1906. (15 S.) 0,25 M. 

Das neue Reichsſtempelgeſetz vom 3. VI. 1906. In Kraft vom 
1. VII. 1906. (Fahrkartenſteuer ab 1. VIII. 1906.) Authentiſche 
Ausgabe. Berlin, L. Schwarz & Ko., 1906. (63 S.) 1,25 M. 

Neichs ſtempelgeſetz vom 3. VI. 1906 nebſt Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen. Hrsg. im Reichsſchatzamte. Berlin, C. Heymann, 1906. 
(179 S.) 0,80 M. ö 

. Zwangsheilung Proſtituierter u. deren Koſten ſ. Geſundheits⸗ 
weſen. . 
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e) Bölfe. 

* Bek. des Reichskanzlers, betr. den Beitritt der Schweiz zu dem 
zwiſchen dem Deutſchen Reiche und mehreren anderen Staaten 
geſchloſſenen Vertrage vom 5. III. 1902 über die Behandlung 
des Zuckers. Vom 2. VIII. 1906. RGBl. Nr. 41. S. 857. 

Franke, Hlermann]: Die deutſchen Zoll- und Gteuerftellen. 
Alphabetiſches Verzeichnis ſämtlicher Zoll: und Steuerſtellen des 
deutſchen Zollgebiets (einſchl. Luxemburgs) mit Angabe der 
Abfertigungsbefugniſſe. 4., vollſt. neu bearb. Ausg. Auf Grund 
amtlichen Materials hrsg. Berlin, Selbſtverl., 1906. (VI, 245 8.) 

Heidecker: Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhrverbote und De. 
ſchränkungen. ZZollw. 6. Bd. 201213. 

Die Verzollung von Rindvieh. ZZollw. 6. Bd. 220 — 22. 

Syſtematiſche Zuſammenſtellung der Zolltarife des In: und 
Auslandes. A. Textilinduſtrie. Hrsg. im Neichdamt des Innern. 
Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1906. (XXX, 469 S.) 2 N. 


3. Münz⸗, Maß⸗ und Gewichtsweſen. 

„Bk. des Reichskanzlers, betr. den Umlauf von Scheidemünzen 
öſterreichiſcher Währung auf preußiſchen Eiſenbahnſtationen. Lon 
28. VI. 1906. RGBl. Nr. 38 S. 852. 

Die Fortſchritte der deutſchen Münzreform. Dok. 21. J. 
513—514. 

Luſchin v. Ebengreuth, A.: 
Münzgeſchichte. 


Ein Kapitel aus der deutſchen 
Bank Arch. 5. Ig. 272— 275. 


4. Bank⸗ und Börſenweſen. 

Beleihungsgeſchichte der Hypothekenbanken. ZAktW. 
112 —114. 

Conrad, Walter: Bankrechtliche Fragen auf dem 46. Genoſſenſchafts⸗ 
tage. BankArch. 5. Ig. 212—214. 

Feilbogen: Entwicklungstendenzen und Entwicklungsbedürfniſſe im 
deutſchen Bankweſen. HoldheimsMSchr. 15. Ig. 159-108. 

Franz, Robert: Die deutſchen Banken im Jahre 1905. Dol. 
24. Ig. 439-446, 451-456, 464—469. 

Immerwahr, Walter: Der Einfluß der Grundſteuerreformen auf 
den Hypothekarkredit. BankArch. 5. Ig. 233 — 234. 

Korn, Ernſt: Die Technik der Bankdepotgeſchäfte, ihre volkswirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung und ihre geſetzliche Regelung in Deutschland 
unter beſonderer Berückſichtigung des Depotweſens der Reichsbank. 
Hirths Ann. 39. Ig. 481524, 561605. 

Löhr, Joſef: Das Hypothekenbankgeſetz vom 13. VII. 1899, hrsg. mit 
kurzen erläuternden Anmerkungen und einem Anhang: Das Recht 
der Hypothekenpfandbriefe. Leipzig, A. Deichert Nachf., 1906. 
(155 S.) 2,50 M. 

Merzbacher: Die Treuhänder des Reichs⸗Hypothekenbankgeſetzts 
Bank Arch. 5. Ig. 260— 262. 

Obſt, Georg: Geld-, Bank: und Börſenweſen. Ein Handbuch für 
Bankbeamte, Juriſten .. (Sammlung kaufmänniſcher Unterrichts 
werke. Bd. 1.) 8. vollſt. umgearb. u. verm. Auflage. Leipzig, 
Poeſchel & Kippenberg, 1906. (XII, 300 S.) 

Scharlach, Julius: Unſere Banken und die Kolonien. Vankuͤlcch 
5. Ig. 209—212. 

Zinszahlung auf verloſte Stücke. ZAkt W. 16. Ig. 121—122. 
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5. Handel und Gewerbe. 


* Ausſchreiben des Herzoglichen Staats miniſteriums, Abteilung dei 
Innern, betr. die Beſchäftigung ausländiſcher Arbeiter. Vom 
28. IV. 1906. Mein Ausſchr Samml. Bd. 13 Nr. 64 E. 619-620 

* Ausſchreiben des Herzoglichen Staatsminiſteriums, Abteilung des 
Innern, über den Geſchäftsbetrieb der Geſindevermieter und 
Stellenvermittler. Vom 12. IV. 1906. Mein Ausſchr Samml. dd. 18 
Nr. 58 S. 589 — 601. 
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* Bk. des Reichskanzlers, betr. die Beſchäftigung von Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeitern in Walz⸗ und Hammerwerken. Vom 
6. VII. 1906. RGBl. Nr. 39 S. 863. 

Baum: Koalitionsrecht und Treupflicht |. BGB., Dienſtvertrag. 

Dove, Heinrich: Eine neue Maklerordnung für die Berliner Börſe. 
BankArch. 5. Ig. 281 — 285. 

Fleſch: Empfehlen ſich geſetzliche Beſtimmungen über den gewerbl. 
Arbeitsvertrag auf Geding (Akkordvertr.)? DIZ. 11. Ig. 927— 931. 

Francke, E.: Empfehlen ſich geſetzliche Vorſchriften über den gewerb⸗ 
lichen Arbeitsvertrag auf Geding (Akkordvertrag)? Gutachten. 
28. DIT. II. 161—193. 

Geſtefeld: Schauſpielunternehmen u. theatraliſche Vorſtellungen ohne 
höheres Kunſtintereſſe nach der GewO. Dig. 11. Ig. 1022 — 1024. 

Grünberg, Siegmund: Die Arbeitsordnungen im öſterreichiſchen 
Recht. OſtVerwArch. 4. Ig. 381—432. 

Handelskammern u. Kaufmannsgerichte. Kaufm. 2. Ig. 53— 55. 

Heere, Reinhold: Beitrag zum geſetzeskundlichen Unterricht in der 
gewerblichen Fortbildungsſchule. Zur Einführung in die Gebiete 
der Gewd. u. Arbeiterverſicherung. Wittenberg, N. Herroſé, 1906. 
(VIII, 248 S.) 2 M. 

Hilfe, Bſenno]: Entſchädigungsanſprüche 
Seuff Bl. 71. Ig. 549-551. 

Koch, Heinrich: Konſtitutionelle Vetriebsverfaſſung. Soz Kultur. 26. Ig. 
485 —493. 

Opet: Die Grundſätze d. modernen Theaterrechts |. BGB., Dienſtvertr. 

Potthoff, Heinz: Einheitliches Privatbeamtenrecht. Hirths Ann. 
39. Ig. 401—414. 

Deutſches Reichs⸗Geſ etzbuch für Induſtrie, Handel und Gewerbe, 
einſchließlich Handwerk u. Landwirtſchaft. Bearb. u. hrsg. von 
W. Maraun. — Nachtrag 1905,1906. Berlin, Bruer & Co., 
1906. (V, 382 u 13 S.) Geb. in Halbfrz. 4 M. 

Rundſtein, S.: Die Tarifverträge und die moderne Rechtswiſſen— 
ſchaft. Eine rechtsvergleich. Unterſuchung. Leipzig, C. L. Hirſch⸗ 
feld, 1906. (IV, 208 S.) 5,40 M. 

Salomon, Alice: Fabrikarbeit von Frauen und Kinderverſorgung. 
Concordia. 13. Ig. 227 — 229. 

Schäffer, Hugo: Die württembergiſche Gewerbeinſpektion. Ihre 
Entwicklung und ihre Aufgaben. Im Auftrage der Königl. Zentral: 
ſtelle f. Gewerbe und Handel bearb. Stuttgart, K. Wittwer, 
1906. (VII, 249 S.) Geb. 3,60 M. 

Schmölders: Zu §§ 33a und 33 b der Reichsgewerbeordnung. 
PrVerwBl. 27. Ig. 737— 738. 

Schomerus, Friedrich: Die Halbtagſchicht für verheiratete Fabrik— 
arbeiterinnen. SozPr. 15. Ig. 1033 - 1037. 

Türcke: Kaſtellanverträge ſ. BGB., Rechtsgeſchäfte. 

Vogel, J. H.: Neue geſetzliche und techniſche Vorſchriften betreffend 
Kalziumkarbid und Acetylen in Deutſchland, Oſterreich und der 
Schweiz. Mit Erläut. und mit Anweiſungen zur Prüfung von 
Azetylenanlagen von J H. Vogel in Berlin. Braunſchweig, 
F. Vieweg & Sohn, 1906. (IX, 113 S.) 2,40 M., geb. 3,40 M. 

Vorſchläge zur Geſtaltung der Arbeitskammern in Deutſchland. 
10 Gutachten, dem Ausſchuß der Geſellſchaft für ſoziale Neform 
erſtattet. (Schriften der Geſellſchaft für ſoziale Reform. Hrsg. 
von dem Vorſtande. II. Bd. 9. Heft. 21. Heft.) Jena, G. Fiſcher, 
1906. (68 S.) 0,50 M. 

Werkmeiſter, Julius: Zur Löſung der Frage 
„Handwerk“? Hirths Ann. 39. Ig. 555 — 558. 

Wölbling: Die geſetzliche Regelung der Akkordarbeit nach den 
Vorſchläg. d. Gewerbegerichts Berlin. SozPr. 15. Ig. 124 — 1245. 

Zehnter: Führung zahnärztlicher Titel, ſowie des Doktortitels 
durch im Inland nicht approbierte Perſonen ſ. Geſundheitsweſen. 

Zeitſchrift für Induſtrierecht. Hrsg. von B. Tolksdorf u. a. 1. Ig. 
1906. Berlin, W. Ißleib, 1906. 24 Nummern. Vierteljährl. 3 M. 
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Zimmermann, Waldemar: Das Recht der Tarifverträge. Soz Pr. 
15. Ig. 1266— 1270. 


6. Land⸗ und Forſtwirtſchaft, Bergbau. 

Bauer: Wildſchongeſetz ſ. Landesprivatrecht, Quellen. 

Chriſtoph, Franz: Die ländlichen Gemeingüter (Allmenden) in 
Preußen. (Abhandlungen des ſtaatswiſſenſchaftl. Seminars zu 
Jena, hrsg. von J. Pierſtorff. III. Bd. 2. Heft.) Jena, 
G. Fiſcher, 1906. (VI, 118 S.) 3 M. 

Chriſtoph, Flranz]!: Die Allmenden in Preußen. 
32. Bd. 171 — 195. 

Delius: Zum Entwurf eines Geſetzes betr. die Ausübung des Jagd: 
rechts ſ. Landesprivatrecht, Quellen. 

Eskens: Erläuternde Bemerkungen zur Berggeſetznovelle vom 5. VII. 
1905 ſ. Landesprivatrecht, Quellen. 

Haller: Der Schadenerſatzanſpruch der Fiſchereiberechtigten gegen⸗ 
über dem Gemeingebrauch öffentlicher Gewäſſer. Württ Z. 48. Ig. 
179-188. 

Reuß: Erläuternde Bemerkungen zur Berggeſetznovelle v. 14. VII. 1905 
ſ. Landesprivatrecht, Quellen. 


7. Bau; und Wegeweſen, Feuerſchutz. 

Ausführungs verordnung zur Bauordnung für das Herzogtum 
Anhalt. Nach der Faſſung des Geſetzes Nr. 1241 vom 21. V. 1906. 
(S. 101 —163.) Deſſau, C. Dünnhaupt, 1906. 0,75 M. 

Die Bau⸗Polizei⸗Ordnung für den Stadtkreis Berlin v. 15. VIII. 
1897. 6. Aufl. Berlin, G. Siemens, 1906. (70 S. mit Fig.) 0,75 M. 

Dienſtanweiſung für ſtädtiſche und Gemeinde⸗Straßen⸗ und Wege: 
wärter. Flöha, A. Peitz & Sohn, 1906. (7 S.) 0,50 M. 

Ecker: Rheiniſches Wegerecht ſ. Landesprivatrecht, Quellen. 

Englert, Ferdinand: Die bayeriſche Bauordnung vom 17. II. 1901. 
Mit Erläuterungen und einem Anhang, unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der Wohnungsverordnung hrsg. 3. Aufl. München, 
C. H. Beck, 1906. (XVI, 251 S.) Geb. in Leinw. 2,50 M. 

Froelich: Die polizeilich zuläffige Bebauungsfläche ſtädtiſcher Grund: 
ſtücke. ArchStädtek. 1. Ig. 362—365. 

Hilfe, Benno]: Hofgemeinſchaft und Bauwichgemeinſchaft. Recht. 
10. Ig. 794 — 795. 

Kretzſchmar, Hermann: Bauordnung für die Stadt Dresden vom 
22. XII. 1905. . .. Dresden, E. Schürmann, 1906. (XVI, 
431 S.) 6,50 M. 

Pannier, Karl: Bauordnung für das Herzogtum Anhalt, mit Er⸗ 
gänzungsgeſetzen, der Ausführungs-Verordnung, Erläuterungen und 
ausführlichem Sachregiſter. (Sammlung anhaltiſcher Geſetze. 
Hrsg. von F. P. Hoenig, 11. Bdchn.) Cöthen, P. Schettlers Erben, 
1906. (VI, 180 S.) 3 M. 

Piutti, G., Grundſätze für Wegebauvorausleiſtungen. PrVerwBl. 
27. Ig. 815—818. 

Reichel: Automobile im Feuerwehrdienſt. DGemZ. 45. Ig. 169 — 173. 

Schelcher, Herbert: Der öffentliche Weg und ſeine Bedeutung für 
das öffentliche und das Privatrecht. Sep.⸗Abdr. aus Fiſchers Z. 
Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh., 1906. (III. 102 S.) 1,80 M. 
Vergl. auch Seuff Bl. 71. Ig. 1— 98. 

Schneider, Fritz: Gefährdung der Landinduſtrie durch öffentliche 


Conrads J. 


Wegelaſten. Landinduſtrie. 3. Ig. 141 — 1438. 
Schoplick: Das Schornſtein⸗Kehrbezirksweſen. PrBerwäl. 27. Ig. 
823 —824. 


Strauch, F.: Baupolizeiverordnung für das platte Land und die 

Städte des Reg.⸗Bez. Breslau (m. Ausnahme der Stadt Breslau). 

2. verm. Aufl. Breslau, Schletter, 1906. (V, 242 S.) 2,50 M. 

Teichmüller, G.: Bauordnung für das Herzogtum Anhalt nebſt 

der Ausführungsverordnung. Nach der Faſſung der Geſetze Nr. 1226 

vom 19. VI. 1905 und Nr. 1240 und 1241 vom 21. V. 1908. 
84 . 
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Mit Erläuterungen. 2., durchgeſehene Auflage. Deſſau, C. Dünn⸗ 
haupt, 1906. (VII, 176 S.) Geb. in Leinw. 2,50 M. 


8. Enteignung. 


Eger, Georg: Beiträge zur Erläuterung des preuß. Enteignungs⸗ 
geſetzes vom 11. VI. 1874. EiſenbE. 22. Bd. 428 — 430. 


9. Geſundheitsweſen. 


Geſetzliche Beftimmungen über den Handel mit Arzneimitteln und 
Giften außerhalb der Apotheken in Preußen u. beſonders im 
Reg.⸗Bez. Merſeburg. 3., neubearb. Aufl. Merſeburg, F. Stollberg, 
1906. (79 S.) 1 M. 

Böttger, H.: Giftverkauf⸗Buch f. Apotheker u. Drogiſten. 3., neu⸗ 
bearb. Aufl. Berlin, J. Springer, 1906. (40 S. u. 50 Doppelſ.) 
Geb. 3 M. 

Schulhygieniſche Fragen. Volkswohl. 30. Ig. 155 — 156. 

Gerland, Otto: Iſt die Impfung auf Grund des Reichsgeſetzes 
vom 8. IV. 1874 erzwingbar? PrVerwBl. 27. Ig. 594595. 

Kaeſtner: Die Bedeutung der ärztlichen Ehrengerichtsbarkeit für 
die juriſtiſche Praxis. DIZ. 11. Ig. 1019 — 1021. 

Kleeis: Errichtung und Verwaltung öffentl. Heilanſtalten durch die 
Gemeinden ſ. Kommunalverbände. 2 

Landespolizei-Verordnung, betr. die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten. Nr. 1244 der Geſetz⸗Sammlg. f. das Herzogt. Anhalt. 
Veröffentlicht am 2. VIII. 1906. Deſſau, C. Dünnhaupt, 1906. 
(81 S.) 0,40 M. 

Markull, [Wilhelm]: 
27. Ig. 685 —686. 

Neſemann, Franz: Das preußiſche Geſetz, betreffend die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten, vom 28. VIII. 1905. 3Soz Med. 1. Bd. 
229 —248. 

Pick, Julius: Der Schularzt. Syſtematiſche Darſtellg. des ſchulärztl. 
Dienſtes unter Rückſichtnahme auf die wiſſenſchaftliche Hygiene 
und prakt. Erfahrungen. Zum Gebrauche f. Arzte, Sanitätsbeamte, 
Schulbehörden und Gemeindeverwaltungen. Saaz, (A. Ippoldts 
Nachf.), 1906. (35 S.) 1 M. 

Schoplick: Die Geſchäfte der Kreisbehörden aus der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Unfallverſicherung. PrVerwBl. 27. Ig. 747—751, 
763 — 773. 

Tröbs: Die Zwangsheilung Proſtituierter und deren Koſten. 
PrVerwBl. 27. Ig. 775—776. 

Willms, Folkard: Das preußiſche Kreisarzt⸗Examen. Vor⸗ 
bedingungen, Verlauf, Anforderungen, Vorbereitung. Berlin, 
M. Boas, 1906. (34 S.) 0,80 M. 

Zehnter, Ilohann] Alnton]: Die Führung zahnärztlicher Titel, 
ſowie des Doktortitels durch im Inland nicht approbierte Perſonen. 
Ein Beitrag zur Klärg. dieſer Frage. 2., neu bearb. u. erweit. Aufl. 
Berlin, Berliniſche Verlagsanſtalt, 1906. (VIII, 151 S.) 3 M. 


Koſten der Zwangsimpfung. PrVerwbl. 


10. Fürſorge⸗ und Armenweſen. 


Bericht der Zentralſtelle für Arbeiter⸗Wohlfahrtseinrichtungen über 
die Tätigkeit während des Jahres vom 1. IV. 1905 bis dahin 1906. 
Concordia. 18. Ig. 180—185. | 

Erdberg, N. v.: Die 14. Konferenz der Zentralſtelle für Arbeiterwohl⸗ 
fahrtseinrichtungen in Nürnberg und Fürth am 7. und 8. VI. 1906. 
Concordia. 13. Ig. 178 — 180. 

Frauendienſt in der Elberfelder Armenpflege. Volkswohl. 30. Ig. 149. 

Allgemeine Gründe für eine Mitwirkung der Frauen an der öffent⸗ 
lichen Armenpflege. Volkswohl. 80. Ig. 150 — 151. 

Die Kruppſche Gußſtahlfabrik u. deren Wohlfahrtseinrichtungen. 
Volkswohl. 30. Ig. 165166. 

Der internationale Kongreß für Armenpflege und Wohltätigkeit vom 
22. bis 27. V. 1906 in Mailand. ZArmWeſ. 7. Ig. 193203. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 18. 1906. 


König: Krankenverſorgung in kleinen Gemeinden. DGemz. 45. Iz. 
145 - 148. 

Mörchen, Karl: Der preußiſche Geſetzentwurf über Wanderarbeits 
ſtätten vom 14. V. 1906. Fachmänniſch u. ſozialpolitiſch begutachtet. 
(Aus: „Der Wanderer“.) Bethel bei Bielefeld, Buchhandlung der 
Anſtalt Bethel, 1906. (30 S.) 0,30 M. 

Roſcher, Wilhelm: Syſtem der Armenpflege u. Armenpolitik. 3. Aufl. 
Ergänzt von Chriſtian J. Klumker. (Rofcher, Wilhelm: Syſtem 
der Volkswirtſchaft ... 5. Bd.) Stuttgart, J. G. Cotta Nachfl., 
1906. (X, 406 S.) 9,50 M. 

Schiller, F.: Die Fürſorgeerziehung Minderjähriger. (Sozialer 
Fortſchritt. Hefte u. Flugſchriften für Volkswirtſchaft u. Sozial⸗ 
politik .. 74.) Leipzig, F. Dietrich, 1906. (14 S.) Jede Nr. 0,25 N. 

Schroeder, Eduard Auguſt: Die dringendſte Reform im Irrenrecht. 
Oſt Z Bl. 24. Bd. 738 — 748. 

Simonſohn: Zur Frage der Erſatzanſprüͤche preußiſcher Armen: 
verbände wider den Unterſtützten. ZArmWeſ. 7. Ig. 203— 207. 

Tepelmann: Mündel⸗Merkbücher. Selbſtverw. 33. Ig. 497-418. 

Badiſche Veranſtaltungen für Arbeiterwohl. Volkswohl. 30. J. 
166 —167. 

Wyler, Marcus: Beiträge zu einem Grundriß des vergleichenden 
Irrenrechtes. Halle, C. Marhold, 1906. (182 S.) 2 M. 


11. Arbeiterſchutzgeſetzgebung. 

Die Arbeiterwohlfahrt einrichtungen in baveriſchen Fabriken 
u. größeren Gewerbebetrieben. Denkſchrift, bearb. u. hroͤg. im 
Auftrage des kgl. Staatsminiſteriums des kgl. Hauſes und des 
Außern vom kgl. bayer. ſtatiſt. Bureau. München, 1906. (Rim: 
berg, Vertriebsſtelle der offiziellen Druckſachen der bayer. Jubiläums 
Landes⸗Ausſtellung.) (III, 116 u. 45 S.) 1,40 M. 

Die Arbeitsloſenverſicherung als ſozialpolitiſches Problen. 
Volkswohl. 30. Ig. 176-177. 

Braun, Lily: Die Mutterſchaftsverſicherung. Ein Beitrag zur Frage 
der Fürſorge für Schwangere u. Wöchnerinnen. Berlin, Buchb. 
Vorwärts, 1906. (28 S.) 0,50 M. 

Dragenſcheck, E.: §§ 53 und 61 des Gewerbe⸗Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes. ArbVerſorg. 23. Ig. 553 — 555. 

Elle, G.: Das Inv G. in der Faſſung der Bk. vom 13. VII. 189 
mit den ſämtl. im Gebiet der thüringiſchen Staaten anzuwendenden 
Ausführungsverordnungen uſw. Eiſenach, Hofbuchdruckerei Eiſenach 
H. Kahle, 1906. (VII, 197 S.) Kart. 2,50 M. 

Ellering, Bernhard: Die Nebenleiftungen der reichsgeſetzlichen 
Invalidenverſicherung. DVerſichertZ. 2. Ig. 113— 120. 

Emminghaus: Die Penſionsverſicherung der Privatangeſtellten in 
Oſterreich. MaſiusRdſch. 18. Ig. 170—178. 

Frankenberg, G. v.: Anſpruch der Armenverbände auf Überweiſung 
der vollen Invaliden, Alters: oder Unfallrente bei Gewährung ven 
Krankenhauspflege. DVerſichert Z. 2. Ig. 10—17. 

Führer durch das Gewerbe⸗Unfallverſicherungs⸗Geſetz. 3. verb. Aufl. 
Berlin, Buchhandlung Vorwärts, 1906. (56 S.) 0,25 N. 
Fuld: Bereicherungsanſpruch im Verhältnis von Krankenkaſſen 

ſ. BGB., Ungerechtfertige Bereicherung. 

Funke, Ernſt, u. Hering, Walter: Die reichsgeſetzl. Arbeiterverſicherung 
(Kranken-, Unfall- u. Invalidenverſicherung). 3., verb. u. verm. Aufl 
(46.—20. Tauſ.) Berlin, F. Vahlen, 1906. (256 S.) 1,40 N. 

Groeben⸗Diritz, Graf v. der: Die Krankenverſicherung der land und 
forſtwirtſchaftlichen Arbeiter. KonſervMSchr. 63. Ig. 1262—1275 

Güldenberg, Mlatthias]: Die deutſche Sozialgeſetzgebung (unfall, 
Invaliden⸗ u. Kranken⸗Verſicherung). Erläutert an praktischen 
Erfahrungen. Halle, (Voltsbuchhandlung), 1906. (32 S.) 020 N. 

Günther, Friedrich Wilhelm: Die Stellung der Ausländer in der 


Arbeiterverſicherung der europäiſchen Staaten. ZVerſWiſſ. 6. u. 
488—516. 


r 


35. Jahrgang. 


Günther, Friedrich Wilhelm]: Das deutſch⸗luxemburgiſche Abkommen 
über Unfallverſicherung. Maſius Rdſch. 18. Ig. 203208. 
Hanſen, P. Chr.: 25 Jahre reichsgeſetzlicher Arbeiterfürſorge. Ein 
Gedenkblatt. Hamburg, Agentur des Rauhen Hauſes, 1906. 

(16 S.) 0,15 M. 

Heere: Beitrag zum geſetzeskundlichen Unterricht in der gewerblichen 
Fortbildungsſchule ſ. Handel u. Gewerbe. 

Heller, Jul.: Ein Induſtrieller über das Programm für die Reform 
u. den Ausbau der Arbeiterverſicherung. Teplitz (A. Becker), 
1905. (41 S.) 0,60 M. . 

Heller, Julius: Der richtige Weg. Ein Beitrag zur Reform und 
zum Ausbau der Arbeiterverſicherung. Teplitz, A. Becker, 1906. 
(44 S.) 0,60 M. 

Hilfe, Benno]: Mit Beginn der Unfallfürſorge endet der Anſpruch 
auf Krankenfürſorge für einen Betriebsverletzten. SeuffBl. 71. Ig 
435 —436. 

Krell, Franz: Das zu erwartende Penſionsgeſetz der Privatangeſtellten 
Deutſchlands. Dortmund, (Gebr. Lenſing), 1906. (47 S.) 0,60 M. 

Laß, Ludwig: Überblick über die neueſte Rechtſprechung des Reiche: 
verſicherungsamts auf dem Gebiete der Unfallverſicherung. 
PrVerwBl. 27. Ig. 623—625. 

Leo, Victor: Die Grundprobleme der Arbeitsloſenverſicherung. 
ZVerſWiſſ. 6. Bd. 683 — 702. 

Lutz, F.: Die Krankenverſicherung der eingezogenen Reſerviſten und 
Landwehrleute. ArbVerſorg. 23. Ig. 369 — 370. 

Mayet, P.: Die Mutterſchaftsverſicherung im Rahmen des ſozialen 
Verſicherungsweſens. ZSozMed. 1. Bd. 197 — 220. 

Michel: Ein landwirtſchaftl. Betriebsunfall. Bay Z. 2. Ig. 291— 292. 

Amtliche Nachrichten des Reichs⸗Verſicherungsamts. Geſamtregiſter 
für die Jahrgänge 1885 — 1905. Berlin, A. Aſcher u. Co., 1906. 
(519 S.) 14 M. 

Potthoff: Einheitliches Privatbeamtenrecht ſ. Handel u. Gewerbe. 

Die Rechtſprechung des Reichsverſicherungsamtes. DGemz. 
45. Ig. 217221. 

Geſetzliche Regelung der Alter: und Invalidenunterſtützung in 
Frankreich. Concordia. 13. Ig. 195196. 

Sanftenberg: Die deutſchen Unfallverſicherungsgeſetze mit Aus⸗ 
nahme des Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes. Textausg. mit 
kurzen Anmerkg. u. Sachregiſter. 2. Aufl. (Univerfal:Bibliothel 
[Neue Aufl.]. 4531—4533.) Leipzig, Ph. Reclam jun., 1906. 
(279 S.) Geb. in Leinw. 1 M. 

Salomon, Alice: Die deutſchen Arbeiterinnenſchutzgeſetze. (Sozialer 
Fortſchritt. Hefte u. Flugſchr. f. Volkswirtſch. u. Sozialpolitik... 77.) 
Leipzig, F. Dietrich, 1906. (15 S.) Jede Nr. 0,25 M. 

Salomon: Fabrikarbeit von Frauen u. Kinderverſorgung ſ. Handel 
und Gewerbe. 

Stier⸗Somlo: Die Witwen: und Waiſenverſicherung. ZVerſWiſſ. 
6. Bd. 666-683. 

Tuberkuloſe u. Invalidenverſichg. Volkswohl. 30. Ig. 172— 173. 

Unfalls und Invalidenverſicherung in den Jahren 1904 u. 1905. 
Concordia. 13. Ig. 204 — 205. 

Wohlfahrtseinrichtungen der bayeriſchen Staatseiſenbahnen. 
Bearb. im k. b. Staatsminiſterium für Verkehrsangelegenheiten. 
München (Nürnberg, Vertriebsſtelle d. offiziell. Druckſ. d. bayer. 
Jubiläums⸗Landes⸗Ausſtellg.), 1906. (VI, 112 S.) 0,75 M. 


12. Heer und Kriegsflotte. 

* Beſtimmungen des Reichskanzlers zur Ausführung des Offizier⸗ 
penſionsgeſetzes uud des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 
31. V. 1906. Vom 19. VI. 1906. N3Bl. Nr. 36 S. 659—671. 

Armeeſchmerzen u. deren Heilung. Von e. alten Offizier (Verf. v.: 
Soziales Elend in der Armee). Berlin, Fuſſinger, 1906. 
(46 S.) 0,50 M. 
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Fechner, K.: Geſetz über die Penfionierung der Offiziere einſchl. 
Sanitätsoffiziere des Reichsheeres, der kaiſerl. Marine und der 
kaiſerl. Schutztruppen vom 31. V. 1906 (R.⸗G.⸗Bl. S. 565) und 
Geſetz über die Verſorgung der Perſonen der Unterklaſſen des 
Reichsheeres, der kaiſerl. Marine u. der kaiſerl. Schutztruppen vom 
31. V. 1906 (R.⸗G.⸗Bl. S. 595), nebſt Begründgn. der Regierungs⸗ 
vorlagen u. den Ausführungsbeſtimmgn. Berlin (K. Siegismund), 
1906. (VI, 156 S.) Geb. in Leinw. 1 M. 

Zum Geſetz, betr. die Anderung des Geſetzes über die Natural⸗ 
leiſtungen für die bewaffnete Macht im Frieden vom 9. VI. 1906. 
Hirths Ann. 39. Ig. 637638. 

Höckner, Bernhard: Die Militärpenſionsgeſetze vom 31. V. 1906 
nebſt den Militär⸗Hinterbliebenengeſetzen vom 17. VI. 1887 und 
13. VI. 1895 und Auszügen aus dem Reichsbeamtengeſetz vom 
81. III. 1873 u. dem Kriegsinvalidengeſetz vom 31. V. 1901 uſw. 
Handausgabe mit Anmerkgn. u. alphabet. Sachregiſter. (Juriſtiſche 
Handbibliothek. Hrsg. von M. Hallbauer u. W. Schelcher. 185. Bd.) 
Leipzig, Roßbergſche Verlagsbuchh., 1906. (X, 130 S.) 2,50 M. 

Mahn, H.: Fürſorge f. Hinterbliebene ehem. Soldaten, f. Veteranen 
u. f. Familien der zu Friedensübungen oder z. Kriegsdienſt ein: 
berufenen Mannſchaften. Erläutergn. zur Ausführg. der Geſetze. 
Berlin, C. Heymann, 1906. (VIII, 110 S.) Kart. 8 M. 

Die Militär⸗Penſionsgeſetze. Berlin, C. Heymann, 1906. 
(40 S.) 1 M. 

Paalzow, Frfiedrih]: Die Invalidenverſorgung und Begutachtung 
beim Reichsheere, bei der Marine u. bei den Schutztruppen, ihre 
Entwicklung und Neuregelung nach dem Offizier⸗Penſions⸗ und 
dem Mannſchafts⸗Verſorgungs⸗Geſetze vom 31. V. 1906. (Bibliothek 
von Coler. Samml. von Werken aus dem Bereiche der medizin. 
Wiſſenſchaften mit beſ. Berückſ. der militärmedizin. Gebiete. Hrsg. 
von O. Schjerning. 24. Bd.) Berlin, A. Hirſchwald, 1906. 
(XX, 243 S. mit 1 Tab.) 5 M. 

Pfafferoth, Clarl]: Das neue Offizier⸗Penſionsgeſetz nebſt den Aus: 
führungsbeſtimmungen. Für den prakt. Gebrauch bearb. Berlin, 
W. Moeſer, 1906. (105 S.) 1,20 M. 

Pfafferoth, Clarl]: Das neue Mannſchaftsverſorgungsgeſetz nebſt 
den Ausführungsbeſtimmungen. Für den prakt. Gebrauch bearb. 
Berlin, W. Moeſer, 1906. (109 S.) 1 M. 

Rayle: Der Kampf gegen den Alkohol in der Armee und die dem 
Offizier dabei zufallende Rolle. JArmMar. 1906, 167178. 
Reis hauer, Herm.: Rechtliche Stellung der militärpflichtigen und 
militärentlaſſenen Volksſchullehrer im Königreich Preußen. Auf 
Grund der einſchlägigen Miniſterialerlaſſe und Regierungs⸗ 
verfügungen für den praktiſchen Gebrauch bearbeitet. Leipzig, 

J. Klinkhardt, 1906. (56 S.) 0,60 M. 


13. Bildungsweſen. 


» Allerhöchſter Erl., betr. die Ausübung der Schulaufſicht über 
die Provinzialidiotenanſtalten. Vom 10. VII. 1906. PrGSamml. 
Nr. 36. S. 371. 

* G., betr. die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen. 
28. VII. 1906. Pr&Samml. Nr. 35. S. 335364. 

Bering: Iſt die Verhängung von Schulſtrafen gegen die Vormünder 
von ſchulpflichtigen Kindern zuläſſig? DIZ. 11. Ig. 818-819. 

Brüggemeier, Andreas: Der Kampf gegen die geiſtliche Schul: 
aufſicht. Beleuchtet. Cöln, J. P. Bachem, 1906. (22 S.) 0,60 M. 

Erdberg, R. v.: Zum zweiten deutſchen Volkshochſchultag. 
Concordia. 13. Ig. 173 —178. 

Geſetz, betr. die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen in Preußen 
vom 28. VII. 1906. Mit Sachregiſter. Halle, Buchhandlung 
des Waiſenhauſes, 1906. (40 S.) 0,50 M. 

Lange, Helene: Unſere Rechte nach dem neuen preußiſchen Volks⸗ 
ſchulgeſetz. Die Frau. 18. Ig. 641—643. 


Vom 
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Lezius, H.: Das Geſetz, betr. bie Unterhaltung der öffentlichen 
Volksſchulen vom 28. VII. 1906, nebft dem Geſetze vom 
10. VII. 1906, betr. die Abänderung des Artikels 26 und die 
Aufhebung des Artikels 112 der Verfaſſungsurkunde vom 
31. J. 1850. Für den praktiſchen Gebrauch erläutert. Berlin, 
J. G. Cotta Nachf. Zweigniederlaſſung, 1906. (VIII, 131 S.) 
1,20 M. 

Organiſation und Lehrplan der Handels hochſchule der Korporation 
der Kaufmannſchaſt von Berlin. Nebſt Vorleſungs verzeichnis für 
das Winterſemeſter 1906,07. Hrsg. von den Alteſten der Kauf⸗ 
mannſchaft von Berlin. Berlin, G. Reimer, 1906. (55 S.) 

Das konfeſſionelle Prinzip in der Volksſchule. DGem Z. 45. Ig. 
181-184, 189 — 190. 

Prüfungsordnung für das Lehramt an höheren Schulen vom 
12. IX. 1898. Ordnung der praktiſchen Ausbildung der Kan⸗ 
didaten für das Lehramt an höheren Schulen vom 15. III. 1890. 
Erlaſſe des Unterrichtsminiſters, betr. die Meldung der Kandidaten 
des höheren Lehramts. 4. ergänzte Aufl. Berlin, Weidmann, 
1906. (85 S.) 1,20 M. 

Reinecke, H.: Die Beſtimmungen des Königlich preußiſchen Miniſters 
der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinalangelegenheiten, betr. 
die Volks⸗ und Mittelſchule, die Lehrerbildung und die Prüfungen 
der Lehrer, nebſt dem Geſetze über die Beauffichtigung des Unter⸗ 
richts⸗ und Erziehungsweſens, ſowie den wichtigſten dazu erlaſſenen 
Miniſterialverfügungen. Nach amtlichen Quellen zuſammengeſtellt 
11. Ausg., weitergeführt bis zum 1. III. 1906 von G. Schöppa. 
Leipzig, Dürrſche Buchhandlg., 1906. (181 S.) Geb. 1,75 M. 

Amtliches Schulblatt für den Regierungsbezirk Trier. Hrsg. von 
der königl. Regierung. 1. Ig. Juli 1906 —Juni 1907. 12 Nrn. 
Trier, F. Lintz, 1906. (Nr. 1, 8 S.) 2 M. 

Schwenke, Plaul), u. Hortzſchansky, Aldalbert]: Berliner Biblio⸗ 
thekenführer. Hrsg. Berlin, Weidmann, 1906. (IV, 163 S.) 2M. 

Spieß: Verpflichtung der Geiſtlichen zur Übernahme der Ortsſchul⸗ 
inſpektion ſ. Kirchenrecht. 

Volksſchulgeſetz f. das Herzogt. Gotha vom 4. V. 1906 mit den 
Ausführungsverordnungen zu § 85 u. 8 86 u. dem Geſetz über 
die Fortbildungsſchulen vom 24. VII. 1897. Gotha, F. A. Perthes, 
1906. (48 S.) 0,75 M. 

Werther, Werner: Geſetz, betr. die Unterhaltung der öffentlichen 
Volksſchulen in Preußen vom 7. VII. 1906. Mit e. geſchichtl. 
Einleitg. u. erläut. Anmerkgn. hrsg. Berlin, Geſchäftsſtelle des 
„Reichsboten“, 1906. (31 S.) 0,30 M. 


14. Verkehrs weſen. 


Anderungen der Anweiſung über das Verfahren, betr. die poſtamtliche 
Beſtellung von Schreiben mit Zuſtellungsurkunde. NRZB. Nr. 51 
S. 1138. 

„Anderungen der Poſtordnung vom 20. III. 1900. Vom 23. VI. 1906. 
RZU. Nr. 40 S. 901-902. 

* Bk. des Reichskanzlers, betr. Taxſätze für Poſtſendungen im Nachbar⸗ 
ortsverkehre der Königreiche Bayern und Württemberg. Vom 
19. VII. 1906. RZB. Nr. 47 S. 1088. 

Beſt: Die Zuläſſigkeit von Fahrwaſſergeldern auf natürlichen Waſſer⸗ 
ſtraßen. Recht. 10. Ig. 878 — 895. 

Gattermann, Karl: Materialien z. deutſchen Poſtrecht. 
A. Schwarzenberg, 1906. (XXX, 344 S.) 8 M. 
Olshauſen: Die Grundzüge des Bundesrats, betr. den Verkehr mit 

Kraftfahrzeugen. DIZ. 11. Ig. 750 — 752. 

Sperl, Hans: Die Benutzung öffentlicher Straßen durch eine Lokal⸗ 
bahn. Oſt AG Z. 57. Ig. 233— 237, 245—248, 255—256, 
257—259. Vergl. Oſtg Z. 3. Ig. 165— 168. 

Weyl: Zum Begriff „See“ ſ. Seerecht. 


Leipzig, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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15. Kolonien. 


Fleiſchmann, Max: Auslieferung und Nacheile nach deutſchem 
Kolonialrecht. Berlin, R. v. Decker, 1906. (101 S.) 1,50 N. 
Haſſel, Ulr. v.: Brauchen wir eine Kolonial⸗Reform? Kolonial, 
politiſche Betrachtungen (Zeitfragen des chriſtlichen Volkslebens, 
Hrsg. von U. v. Haffel und Th. Wahl. 286. Heft). Stuttgat, 

Ch. Belſer, 1906. (51 S.) 0,80 M. 

Die deutſche Kolonial⸗Geſetzgebung. Sammlung der auf die 
deutſchen Schutzgebiete bezüglichen Geſetze, Verordnungen, Erlaſſ 
und internationalen Vereinbarungen mit Anmerkungen, Sachregiſttt 
9. Bd. Ig. 1905. Auf Grund amtl. Quellen brög. Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn, 1906. (XIV, 324 S.) 8,50; geb. 10 N. 

Scharlach: Unſere Banken und die Kolonien ſ. Bank⸗ und Vörſenweſen. 


F. Airchenrecht. 

* Bk. des Staatsminiſteriums, betr. die gegenſeitige Freilaſſung der 
Angehörigen des Preußiſchen Staates einerſeits und der Angehörigen 
von England, Wales und Irland ſowie der Vereinigten Staaten 
von Amerika andererſeits von der Erhebung von Kirchenſteuern. 
Vom 30. VI. 1906. Pr&Samml. Nr. 32 322—323. 

* Kirchengeſetz, betr. die Anſtellungsfähigkeit und Vorbildung der 
Geiſtlichen in der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover. Vom 16. VII. 1906. PrGSamml. Nr. 36 S. 365 —369. 

* Kirchengeſetz, betr. die Verſtärkung des landeskirchlichen Hilfsfonds. 
Vom 16. VII. 1906. Pr&Samml. Nr. 36 S. 370. 

Anweiſung zur Ausführung des Geſetzes, betr. die Erhebung von 
Kirchenſteuern in den katholiſchen Kirchengemeinden und Geamt: 
verbänden, vom 14. VII. 1905 (Geſetzſamml. S. 281). Paderborn, 
F. Schöningh, 1906. (43 S.) 0,40 M. 

Berbig: Das Sequeſtrationsrecht im Ortslande Franken in den 
Jahren 1531—34. DzKirchR. 16. Bd. 302—340. 

Doemming, v.: Heranziehung des Patrons bei Aufbringung des 
Anteils an dem Dibözeſanhilfsfonds. PrVerwBl. 27. Ig. 720. 

Francke, Wlilhelm] Chlriſtian]: Verteilung einer Kirchengemeinde 
ohne Verteilung ihres Vermögens. DZKICHN. 16. Bd. 268 — 298. 

Francke, Wilhelm] Chlriſtian]: Zur vermögensrechtlichen Wirkſamktit 
der Teilung einer Kirchengemeinde. DgKirchR. 16. Bd. 298-301. 

Freiſen, Joſ.: Der katholiſche u. proteſtantiſche Pfarrzwang u. ſeine 
Aufhebung in Oſterreich u. den deutſchen Bundesſtaaten. Ein Beitrag 
zur Rechtsgeſchichte der Toleranz. Mit Abdruck der ſtaatskirchenrechtl. 
Erlaſſe. Paderborn, F. Schöningh, 1906. (XII, 195 S.) 5 N. 

Geier, Guſtav: Sammlung der wichtigſten auf die Landeskirche des 
Herzogtums Sachſen⸗Altenburg ſich beziehenden Beſtimmungen. 
Mit miniſterieller Genehmigung hrsg. Altenburg, Th. Körner, 
1906. (528 S.) 8 M. 

Heymann, Ernſt: Parochialänderung und Katholizitätsprinzip nach 
kurheſſiſchem Kirchenrecht. Ein Gutachten. Zugleich ein Beitrag 
zur Rechtsgeſchichte der Toleranz. Erweiterte Ausg. Marburg, 
N. G. Elwerts Verl., 1906. (XVI, 77 S.) 1,60 M. 

Höhler: Der Höchſter Kirchenbauprozeß. ArchKathKR. 86. Bd. 
486 — 592. 

Jacobi, E.: Der § 2 des Kirchengeſetzes vom 26. V. 1905 und 
feine Auslegung. PrVerwBl. 27. Ig. 639642. 

Katz, Leop.: Die rechtliche Stellung der Iſraeliten nach dem Staat? 
kirchenrecht des Großherzogtums Heſſen. Gießen, A. Töpelmann, 
1906. (VIII, 96 S.) 1,60 M. 

Kirchengeſetz vom 26. V. 1905 (K G. u. BBl. S. 31) u. Staats 
geſetz vom 14. VII. 1905 (Geſetzſ. S. 277) betr. die Erhebung 
von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden und Parochial⸗ 
verbänden der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 
der Monarchie, nebft den zu den beiden Geſetzen ergangenen Aus 
führungsanweiſungen. Berlin, G. Nauck, 1906. (766) 1# 
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35. Jahrgang. 

Köhler, W.: Die Entftehung der reformatio ecelesiarum Hassiae 
von 1526. DEZRR. 16. Bd. 199—232. 

Koehne: Über Patronatsverhältniſſe, zumal in Kurſachſen. Selbſtverw. 
33. Ig. 401404. 

Kulemann, Wlilhelm]: Die Grenzen der kirchlichen Lehrfreiheit. 
Bremen, C. Schünemann, 1906. (34 S.) 0,50 M. 

Röſch, Adolf: Die Beziehungen der Staatsgewalt zur katholiſchen 
Kirche an den beiden hohenzollernſchen Fürſtentümern von 1800 
bis 1850. (Schluß.) Arch KathKR. 86. Bd. 393—429. 

Schmidt, Joſeph: Beiträge zum vorgratianiſchen Kirchenrecht. 
DZKR. 16. Bd. 195-199. 

Schneider, Philipp: Die Mettener Abtwahl. ArchKathKR. 86. Bd. 
429 —447. 

Schultz: Zum Begriff der im Staat aufgenommenen Kirchengeſell⸗ 
ſchaften ſ. Verfaſſung. 

Spieß: Die Verpflichtung der Geiſtlichen zur Übernahme der Ortsſchul⸗ 
inſpektion, inſonderheit in Preußen. DZKICHR. 16. Bd. 233 — 267. 


G. Internationales Recht, insbeſondere 
Völkerrecht. 


* Ausſchreiben des Herzoglichen Staatsminiſteriums, Abteilung der 
Juſtiz, betr. Einſendung der Urkunden über mit Angehörigen von 
Belgien, Frankreich, Luxemburg, den Niederlanden, Rumänien 
und Schweden, ferner von Italien und der Schweiz abgeſchloſſene 
Ehen. Vom 16. V. 1906. Mein AusſchrSamml. Bd. 18 Nr 63 
S. 615—617. 

* Bk. des Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten, betr. das 
teilweiſe Außerkrafttreten des Handels⸗ und Schiffahrtsvertrags 
zwiſchen Preußen und den Königreichen Schweden und Norwegen 
vom 14. III. 1827. Vom 25. VI. 1906. PrGSamml. Nr. 32 S. 322. 

* Handels⸗ und Schiffahrtsvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche 
und Schweden. Vom 8. V. 1906. RGBl. Nr. 36 S. 739 — 842. 

Internationale Arbeiterſchutzverträge. Sozpr. 15. Ig. 1085 bis 
1086. 

Brandt, Otto: Das Indigenat im Wiener Frieden. Ein Beitrag z. 
Optantenfrage. (Zum XXVIII. deutſchen Juriſtentage. Feſt⸗ 
gabe ... VI.) Berlin, F. Vahlen 1906. 

Bruns: Der Weltpoſtverein. Soz Kultur. 26. Ig. 569 — 580. 

Carnegie, Andrew: Für das internat. Schiedsgericht. Rektoratsrede 
an die Studierenden der ſchott. Univerſität St. Andrews. Deutſch 
von Mor. Fürſt. Mit einer Vorrede von d' Estournelles de 
Constant. (Conciliation internationale. Hamburg, L. Voß, 1906. 
(76 S.) 1 M. 

Chlumecky, Leopold v.: Der Krieg in Oſtaſien und die Reform 
des Seekriegsrechtes auf der künftigen Haager Konferenz. 
Grünhuts Z. 33. Bd. 641664. 

Delius, [Hans]: Der deutſche Kaufmann und die Rechtsverfolgung 
im Auslande. Bank Arch. 5. Ig. 257— 2860. 

Delius, [Hans]: Reformen im internationalen Rechtshilfeverkehr, 
insbeſondere im Auslieferungsverfahren. Böhms Z. 16. Bd. 
162 — 196. 
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Endres: Fahnenflucht u. bay.⸗amerik. Staatsvertr. |. Militärſtrafrecht. 

Fuld, [Ludwig]: Die Carmenfrage, ein Beitrag zum internationalen 
Urheberrecht. Böhms Z. 16. Bd. 197—204. 

Die Handelsverträge des Deutſchen Reichs. Eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der gelt. Handels-, Zoll-, Schiffahrts⸗ u. Konſularverträge 
des Reichs u. einzelner Bundesſtaaten m. dem Auslande. Hrsg. 
im Reichsamte des Innern. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1906. 
(XXX, 1376 S.) 12 M.; geb. 13,50 M. 

Günther, F. W.: Das deutſch⸗luxemburgiſche Abkommen über 
Unfallverſicherung. MaſiusRdſch. 28. Ig. 203 — 208. 

Huber, Max: Ein Beitrag zur Lehre von der Gebietshoheit an 
Grenzflüſſen. ZVölkR. 1. Bd. 29—52, 159—217. 

Klein, Peter: Die Bedeutung des Völkerrechts für das inter⸗ 
nationale Privatrecht unter beſond. Berückſichtigung d. Rechts der 
neuen Haager Staatenkonferenzen. ArchBürgR. 29. Bd. 92 — 116. 

Kloeppel, E.: Die bevorſtehende Reform der Pariſer Konvention 
zum Schutze des gewerblichen Eigentums. Chem Ind. 28. Bd. Nr. 24. 

Liepmann, Mar]: Der Kieler Hafen im Seekrieg. (Zum 
XXVIII. deutſchen Juriſtentage. Feſtgabe ... V.) Auch als 
S.⸗Abdr. erſchienen. Berlin, Franz Vahlen, 1906. (49 S.) 1,20 M. 

Meili, Flriedrich: Die Zukunft des internationalen Privat: und 
Strafrechts. ZVölkR. 1. Bd. 113—158. 

Neumeyer, Karl: Die elterliche Ehebewilligung im internationalen 
Privatrecht. BlVerglR. 2. Ig. 113—118. 

Niemeher, Theodor: Wie muß ein Witwer in Deutſchland nach 
1900 ſchichten, wenn die Ehegatten vor 1900 zuerſt däniſches 
Domizil und däniſche Staatsangehörigkeit, dann deutſches Domizil 
und deutſche Staatsangehörigkeit hatten? Böhms Z. 16. Bd. 
233 — 241. 

Internationale Regelung des Verbots der induſtriellen Nachtarbeit 
der Frauen. Soz Pr. 15. Ig. 982— 983. 

Rehm, [Hermann]: Untertanen als Subjekte völkerrechtlicher Pflichten. 
ZVölkR. 1. Bd. 53—55. 

Röthlisberger, Ernſt: Die Berner Übereinkunft in Gegenwart 
und Zukunft. Gewgſchutz. 11. Ig. 237 — 243. 

Schirrmeiſter, Guſtav: Die Chriſtiania⸗Konferenz der International 
Law Association 1905. Böhms Z. 16. Bd. 212 — 220. 

Schücking: Die Verwendung von Minen im Seekrieg. Böhmsz. 
16. Bd. 121— 152. 

Seligſohn: Die Vorſchläge der internationalen Vereinigung für 
gewerblichen Rechtsſchutz über die Reviſion des Art. 6 der Pariſer 
Konvention. Vortrag. GewgRſchutz. 11. Ig. 243 — 246. 

Speiſer, Friedrich: Die Haager internationalen Abkommen, betr. 
Eheſchließung u. Eheſcheidung. ArchKathKR. 86. Bd. 465 —486. 

Steiner, Joh.: Betrachtungen über die Reviſion der Genfer 
Konvention. [Aus: „Streffleurs öſterreichiſche militäriſche Zeit⸗ 
ſchrift“.] Wien, L. W. Seidel u. Sohn, 1906. (III, 43 S.) 1,60 M. 

Ullmann, v.: Die völkerrechtliche Stellung der Militärbevollmächtigten 
im Kriege. DIZ. 11. Ig. 787 790. 

Zorn, Albert: Das Kriegsrecht zu Lande in ſeiner neueſten Ge⸗ 
ſtaltung. Eine kritiſche Unterſuchung. Berlin, C. Heymann, 
1906. (IX, 8375 S.) 


Literaturbeſprechungen. 


J. Cohen, Hermann, Profeſſor an der Univerfität Marburg, Ethik 
des reinen Willens. (Syſtem der Philoſophie, 2. Teil.) Berlin, 
Bruno Caſſirer, 1904. 641 S. 

Ein Buch von langem Atem. Höchſte Anforderungen an 
philoſophiſche Vorbildung, Denkkraft und Denkwillen des Leſers. 
Es wendet ſich ganz und gar an die Schule, an den „engen Kreis 
der Fachgelehrten“, wie wir heute fagen; aber nicht obwohl, ſondern 


gerade weil der Wunſch und die ſelbſtbewußte Überzeugung, feiner Zeit 
ein Lehrer im Ideal zu ſein, in dem Verfaſſer ſo ſtark iſt. Er iſt 
eben nur ſehr weit über das aufkläreriſche Vorurteil erhaben, das 
Edelſte und Beſte müſſe juſt als Manna fürs Volk vom Himmel 
herabregnen; er weiß, daß die Arbeitsteilung im Schaffen echter 
Kulturwerte notwendigerweiſe ſehr hierarchiſch ſein muß; wie er denn 
überhaupt mit militäriſchem Inſtinkt die Weſentlichkeit rechten 


Zuſammengreifens von Führung und Diſziplin zu würdigen verſteht. 
Freilich tritt oft das negative Bemühen faſt in den Vordergrund: 
auf jeden Fall nicht populär zu ſein. Manches in den Gedanken⸗ 
gängen will uns weit hergeholt und preziös erſcheinen; doch der 
Geſamtcharakter bleibt tiefgründiger Ernſt. Auch hat ſeit Hartmanns 
Phänomenologie des ſittlichen Bewußtſeins keine Ethik die Fülle 
der wirklich ethiſchen Probleme ſo bemeiſtert wie dieſe. Als ein 
erkenntnistheoretiſches Syſtem der Ethik iſt ſie endlich die erſte, die 
wir überhaupt beſitzen. Denn was Kant gab, war — „nur“ möchten 
wir nicht ſagen — das Programm. Wir finden Cohen übrigens in 
dieſem zweiten Teil ſeiner Philoſophie kühner, originaliſcher als im 
erſten, der Logik der reinen Erkenntnis. Denn daß die Logik nach 
der Richtung der Methode, nicht der Grundbegriffe hin ausgebaut 
wird, iſt ſeit Kant eben der Brauch geweſen, in der Ethik iſt das 
neu. Stammler zwar hatte den Gedanken auch, aber er iſt bei ihm 
nicht ſo ganz zentral wie bei Cohen. Es handelt ſich um reine 
Methode und um die „Methode der Reinheit“. Die Analogismen 
aus empiriſchen, inexakten oder halb exakten Wiſſenſchaften werden 
abgelehnt: pſychologiſcher Wille, lehrt Cohen, iſt ſo wenig das prius, das 
als genus proximum zur Definition des ethiſchen Willens dienen 
könnte, daß vielmehr der pſychologiſche Begriff den reinen Willensbegriff, 
den gewerteten Menſchenwillen zur notwendigen Vorausſetzung hat. 
Pſychologie kann auf Ethik, nicht aber Ethik auf Piychologie errichtet 
werden. Ebenſo wie Naturwiſſenſchaft auf Mathematik, nicht aber 
Mathematik auf Naturwiſſenſchaft gegründet werden kann. Doch iſt 
Ethik ſelbſt als Wiſſenſchaft möglich? Die Philoſophie hat's immer 
behauptet, die Sophiſtik immer geleugnet, ſie iſt mit dieſem Leugnen 
niemals abgeſchlagen worden, hat immer neue Varianten gezeitigt. 
Fern liegt Cohen natürlich der Naturalismus und Dogmatismus, auf 
den fich die Verteidiger wiſſenſchaftlicher Ethik ſonſt zurückziehen, als ſei 
Logik in der Moral wie in der Natur. Trennungen, Geſtaltungen ſinds, 
auf denen Wiſſenſchaft beruht. Aber dieſe werden weder in der 
Natur noch im ſozialen Leben vorgefunden; die Methode ſchafft ſie. 
Sie ſind nicht Hypokeimenon (Subſtanz) mit Modis, ſondern Hypotheſis 
(Suppoſition). Individualethik oder Sozialethik? Die Antinom’e 
löſt ſich auf, ſobald man ſieht, daß nicht die Mehrheit, ſondern de 
Allheit den Gegenſatz zum Individuum bildet, da es Einheit, nicht 
nur Einzelheit bedeutet wie das Atom. Die Ethik des reinen Willens 
kann Lehre von der Einheit und der Allheit ſein. Von der Einzelheit 
und Mehrheit handelt die empiriſtiſch gefärbte Geſellſchaftslehre 
Soziologie. Die Einheit im Individuum iſt begrifflich nur ermöglicht 
durch die Allheit. Repräſentant der Allheit iſt der Staat ſeinem 
reinen Begriffe nach. Immer nur der Staat, nicht etwa die Kirche, 
denn Religion, die ihrer notwendigen mythologiſchen Beſtandteile 
halber nie reine Ethik ſein kann, darf nie Vertreterin der Ethik ſein. 
Wiſſenſchaft vom Staate iſt die Jurisprudenz. Auf ſie iſt die 
Ethik zu orientieren als auf die Mathematik der Geiſtes⸗ 
wiſſenſchaften. Der reine Staatsbegriff deckt ſich im weſentlichen 
mit dem Menſchheitsbegriff, der nicht etwa als Geſellſchaftsſammel⸗ 
ſurium zu denken iſt. Darum iſt dieſer wieder Allheitsrepräſentant 
durch den Staat; das Prophetentum Israels überſah dies, iſt es 
aber feſtgeſtellt, ſo muß politiſcher Sinn und politiſche Energie not⸗ 
wendig ſittliche Forderung ſein. Dieſe Centrierung auf Recht und 
Staat“) gibt Cohens Ethik etwas Männliches, deſſen die traditionelle 
Ethik, ſehr im Gegenſatz zur helleniſchen, auf die ſie ſich zu gründen 
ſucht, häufig darbt. Es iſt ein intereſſanter Anblick, wie Cohen die 
beiden Verſuche wiſſenſchaftlicher Ethik, die man bisher gemacht hat, 
ſokratiſche Maieutik und römiſche Jurisprudenz, in eins zuſammen⸗ 
zwingt. Helleniſche Philoſophie ſcheint in der Weltgeſchichte die Be⸗ 
„) Die gleichzeitig Rezenſent zu begründen ſuchte: Allgemeine 
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deutung zu haben, daß ſie alle Probleme der Philoſophie, die gedacht 
werden können, in idealer Einfalt der Linien in ſich faßt; wir dürfen 
und müſſen immer auf ſie zurück und kaum einer, der über Modernes 
philoſophierte, tut das ſo gewiſſenhaft wie Cohen. Ganz und gar 
ſteht Platon als der Repräſentant des philoſophiſchen Hellenentums 
in dieſem Buche da; was in der Logik der reinen Erkenntnis des 
Parmenides war, wächſt in der Ethik ihm gleichfalls zu. Und bereits 
Platon philoſophierte über das Recht. Für die Juriſten kann Cohens 
Ethik einen Wendepunkt bedeuten. Alle Ethiken zwar wollten an uns 
heran, uns was zu lehren. Aber für unſern Beruf verloren wir 
nichts dabei, wenn wir fie nicht hörten, denn wir waren, wie Stört 
einmal ſehr gut betont hat, im ethiſchen Material meiſt viel weiter 
als jene Ethiker und Rechtsphiloſophen. Diesmal heißts nostra res 
agitur, weil die Ethik des reinen Willens rechts wiſſenſchaftliche 
Ethik iſt. 

Im übrigen muß man Cohens Ethik als kantianiſche nehmen, 
wie man eben auch in einer chriſtlichen Ethik den fixierten Standpunkt 
berückſichtigt. Wie hier materielle Grundlehren, ſo iſt dort die Methode 
eben Dogma. König iſt der kantianiſche Tautologismus, auf den 
Gegenſatz von Form und Materie, von Reinheit und Empiriigen 
baſiert, die Dogmatik des Kritizismus, die die ungeheuer wichtige 
Einſicht, daß abgezogene Begriffe nicht als gegebenes hppoſtaſien 
werden dürfen, wachſam beſitzt, aber nie deutlich genug deſſen inne 
wird, daß auch ſie wie jede Philoſophie im Bild, im Symbol, in 
Paradoxon arbeitet. Die Philoſophie der ſauren Trauben treibt, wenn 
ſie gegen Ariſtoteles, Schelling, Hegel ſpröde tut. Dabei gehen 
koſtbare Werte verloren. Konnte die Stellung Goethes — von dem 
freilich auch Kant „niemals Notiz genommen“ — zur Ethik auch 
jetzt noch nicht weſentlich anders als negativ beſtimmt werden! 
Daß der Kritizismus über die Stärke der Kontur ſich Illuſionen 
macht, die gewiſſe Philoſopheme, wie etwa den Pantheismus, von 
ihm ausſchließt, zeigt ſich bei Cohen oft genug. Daß er von Re: 
ſultaten ſo gern ſpricht, weil er ſo arm an ihnen iſt wie keine andert 
Philoſophie, wird bei Cohen fo troſtlos offenbar wie bei Stammier. 
Nichtsdeſtoweniger haben ſeit Iherings Zweck im Recht Stammler und 
Cohen die Rechtsphiloſophie am meiſten gefördert. Cohen verspricht 
jedoch noch einen ganz und gar der Rechtsphiloſophie gewidmeten Band. 

Dr. Theodor Sternberg, Privatdozent a. d. Univ. Lauſanne. 


2. Die Rechtſprechung des Deutſchen Bühnenſchiedsgerichts. Auf 
Veranlaſſung des Deutſchen Bühnenvereins und der Genoſſenſchaft 
Deutſcher Bühnenangehöriger hrsg. von Dr. Feliſch, Geh. 
Admiralitätsrat und Dr. Leander, Rechtsanwalt in Berlin. 
Berlin, Hermann Kuhz, 1906. (XXIX, 339 S.) 


In einem ſtattlichen mit ſyſtematiſcher Inhaltsüberſicht und 
alphabetiſchem Sachregiſter verſehenen Hefte wird eine Sammlung 
von Schiedsſprüchen mitgeteilt, die wohlgeeignet find, als Quelle zur 
Erkenntnis des deutſchen Bühnenbrauchs und des deutſchen Theater⸗ 
gewohnheitsrechts zu dienen. 

In einer Einleitung werden Mitteilungen aus der Geſchichte, 
über die Zuſtändigkeit und Beſetzung ſowie Über das Verfahren des 
Schiedsgerichts gemacht, das es verſtanden hat, ſich das ungeteilte 
Vertrauen ſowohl der Bühnenleitungen als auch der Bühnenangeſtellten 
zu erwerben. Die Schiedsſprüche find ihrem materiellen Inhalte 
nach von einem der vier nur mit Laien beſetzten, durch einen juriſtich 
gebildeten Syndikus unterftügten Senate auf Grund eines ſchriftlichen 
Verfahrens geſprochen; das als höhere Inſtanz über den Senaten 
ſtehende Rekursgericht iſt nur auf Nachprüfung der formalen en 
des Verfahrens beſchränkt (vgl. 8 1041 ZPO.) und kann nur auf 
Verwerfung des Rekurſes oder auf Aufhebung des Schiedsſpruchs und 
Mberweifung der Sache an einen andern Senat zur Entſcheidung 
erkennen. N. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Celle hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
2000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Borftande 
iſt für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank aus⸗ 
geſprochen worden. 


Die Jahresrechnung der Hülfskaſſe für deutſche Rechts⸗ 
anwälte vom 30. Juni und der Geſchäftsbericht vom 10. Juli d. Is. 
werden dahin berichtigt, daß die von dem Vorſtande der An⸗ 
waltskammer zu Breslau unter dem 11. Januar 1906 und von 
dem Vorſtande der Anwaltskammer zu Königsberg unter dem 
18. Januar 1906 zu Unterſtützungszwecken gewidmeten 2000 Mark 
und 1000 Mark zwar im Unterſtützungskonto in den Schenkungen 
und Beihülfen der Anwaltskammern mit 16 742 Mark ent⸗ 
halten, dagegen unter den Beihülfen der Anwaltskammern zu 
Unterſtützungszwecken auf der erſten Seite des Berichts nicht 
erwähnt ſind. Die Zahlenangaben der Jahresrechnung erfahren 
hierdurch eine Anderung nicht, nur fehlen die 2000 Mark und 
1000 Mark in der Anmerkung ) der „Vergleichung mit dem 
Vorjahr”, 

Leipzig, den 23. Oktober 1906. 


Bülfskaſſe für deutjche Rechtsanwälte. 


Herr, Zenetti, Dr. Seelig, 
Juſtizrat, Rechtsanwalt, Juſtizrat, 
Vorfitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Zum Streit um den Eigentums vorbehalt 
an Maſchinen und überhaupt an Beſtandteilen. 


Von Profeſſor Paul Krückmann in Münſter i. W. 


Die in dieſer Zeitſchrift 1906 S. 189 ff. veröffentlichten 
Entſcheidungen des RG. erfordern eine Erwiderung. 

In beiden Entſcheidungen iſt entſprechend früheren Urteilen 
und zwar bezeichnenderweiſe wieder von dem ſiebenten Senat 
e ee für einen weſentlichen Beſtandteil erklärt 

en. 


fg. Beſtellungen 
35. 


Das eine Mal war die Maſchine „in einem unmittelbar an 


das Hauptgebäude anſtoßenden Gebäude aufgeſtellt und mit 


einem gemauerten Fundament durch eingelaſſene, unten mit einer 
Zementſchicht umſchloſſene Tragfüße verbunden. Nur durch ſie 
wird der Begriff der Mühle ermöglicht nach Maßgabe ihrer 
ſonſtigen maſchinellen Einrichtungen, da der Fluß höchſtens 
5 Pferdeſtärken liefert, während die Arbeitsmaſchinen auf 
12— 16 Pferdeſtärken eingerichtet find.” S. 189 a. a. O. 

„Die Körperlichkeit der Verbindung beruht auf dem An⸗ 
ſchrauben des Motors auf dem Zementblock und dem Anbringen 
von durch die Zwiſchenwand hindurchgehenden Röhren, welche, 
allerdings in erſter Linie für einen anderen Zweck beſtimmt, 
Motor und Benzintopf an einander befeſtigen, ſowie von ferneren 
Röhren, welche ſich zwiſchen Benzintopf und der in eine andere 
Wand eingelaſſenen Pumpe befinden.“ S. 190 a. a. O. 

Im Übrigen wiederholen ſich die bekannten Beweisführungen, 
die aus der wirtſchaftlichen Einheit, der bloßen universitas 
rerum distantium eine universitas rerum cohaerentium 
machen (Fürſt in dieſer Zeitſchrift S. 155), die in unzähligen 
Reviſionsſchriften ſchon bekämpft, aber immer wieder vom RG. 
herangeholt worden ſind. 

Wir wollen uns einmal den Gedankengängen des RG. 
anſchließen. 

1. Die Ausführung des RG. enthält in doppelter Weiſe 
einen Verſtoß gegen ausdrückliche poſitive Beſtimmungen. 

Zunächſt gegen 5 98 Nr 1. Selbſtverſtändlich iſt es richtig 
und nur vorübergehend beſtritten worden, daß Maſchinen und 
ſonſtige Gerätſchaften nur dann Zubehör ſind, wenn ſie keine 
Beſtandteile ſind. Ferner iſt es unhaltbar und nur bei Laien 
möglich, wenn die Anſicht aufgeſtellt wird z. B. von der Redaktion 
der induſtriellen Zeitſchrift Vulkan, daß § 98 Nr 1 keinerlei 
Einſchränkung mache, ob die Maſchinen verbunden find oder nicht. 
Im Gegenteile wird grundſätzlich die Möglichkeit nicht zu 
leugnen ſein, daß Maſchinen hier und da wirklich einmal 
weſentliche Beſtandteile bilden können; dies kann man dem RG. 
ruhig zugeben, um ſo ſchärfer aber muß man daran feſthalten, 
daß die quantitative Grenze, die das RG. niedergeriſſen hat, 
innegehalten werde. Zweifellos ſind Maſchinen und Arbeits⸗ 
geräte in erſter Linie als Zubehör gedacht geweſen und da 
müſſen wir dem RG. denn doch etwas die Erinnerung an den 
Gegenſatz des gemeinen und des preußiſchen Rechts zurückrufen. 
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Wie die Mot. III S. 66 ff. und Prot. III S. 17 ff. deutlichſt 
ergeben, hatte es ſich für die Kommiſſion übereinſtimmend nur 
darum gehandelt, den in 8 98 aufgeführten Gegenſtänden über 
haupt erſt die Zubehöreigenſchaft, die ſie bis dahin vielfach nicht 
einmal gehabt hatten, zu verſchaffen. Sie hatten dieſe Zu⸗ 
behöreigenſchaft aber nicht gehabt, weil ſie Beſtandteil waren, 
ſondern weil ſie weder Beſtandteil noch Zubehör waren und 
nach damaliger oder früherer Anſchauung vielfach lediglich 
den perſönlichen Zwecken der Eigentümer dienten. M. a. W. 
8 98 hat dieſen Sachen überhaupt erſt eine ſachenrechtliche 
Qualifikation gegeben und zwar mit deutlichſtem Wortlaut 
nur die Qualifikation als Zubehör. Dies ſollte eine Steige⸗ 
rung ſein, nicht eine Minderung vom Beſtandteil zum Zu⸗ 
behör. Es iſt alſo eine ausdrückliche Geſetzesverletzung, wenn 
das RG. 8 98 Nr. 1 praktiſch vollſtändig ausſchaltet und es 
iſt ein Verſtoß gegen den Sinn des Geſetzes, wenn das RG. 
den 8 98 fo unberechtigt einengt. Ich verweiſe dieſerhalb be- 
ſonders auf Prot. III S. 18, wo geſagt iſt, daß die dort 
behandelten Abänderungsvorſchläge, insbeſondere der Ab⸗ 
ſatz 2 des dritten Abänderungsvorſchlages, nur redaktioneller 
Natur ſeien. 

Ferner wird der Begriff des unweſentlichen Beſtandteils 
ausgeſchaltet und dies iſt der zweite Verſtoß. Nach dem RG. 
gibt es nur noch die Gegenſtellung weſentlicher Beſtandteil oder 
Zubehör oder Nichbeſtandteil und zugleich Nichtzubehör. Für 
unweſentliche Beſtandteile iſt nach dem RG. ſchlechthin kein 
Raum mehr. | 

2. Das NG. verkennt den Unterſchied zwiſchen Gefamtheit 
und Summe. Eine Geſamtheit kann Beſtandteile haben und 
entbehren, eine Summe hat nur Teile und kann keinen einzigen 
Teil entbehren. Eine Geſamtheit bleibt trotz Verluſtes eines 
Beſtandteils immer noch dieſelbe Geſamtheit, eine Summe wird 
ſofort durch Verluſt des kleinſten Teiles zu etwas anderem. Die 
Korporation bleibt dieſelbe, mögen auch ihre Mitglieder wechſeln, 
achtzehn Schafe find aber keine fiebzehn Schafe. Erſt wenn 
wir die Unifikation der Summe ſteigern zu einer Geſamtheit 
und uns aus der Summe eine Geſamtheit zurechtdenken, können 
wir die Identität der beiden Erſcheinungsmehrheiten feſthalten. 
Das RG. arbeitet nun immer mit dem Geſamtheitsbegriff, weil 
es ohne den von ihm verwendeten Einheitsbegriff überhaupt 
nicht auskommen kann. Dann muß es aber nach allen Geſetzen 
der Logik zugeben, daß die Einheit beſtehen bleibt trotz Verluſtes 
einzelner Beſtandteile. Der Soldat, dem beide Arme und beide 
Beine abgeſchoſſen worden ſind, der ſeine Augen verloren hat, 
dem die Hereros Naſe und Ohren abgeſchnitten haben, den ſie 
überdies noch der Zunge beraubt haben, bleibt immer noch die⸗ 
ſelbe begrifflich und hiſtoriſch identiſche Perſönlichkeit, die er 
früher war. Die Beſtandteilsverluſte haben hierauf keinen 
Einfluß. Erſt der Verluſt etwa des Kopfes mit ſeiner Folge, 
dem Tode, bewirkt eine Weſensänderung, wie auch eine Weſens⸗ 
änderung eintritt, wenn Blutverluſt aus der Beinſchlagader oder 
dergl. den Tod herbeiführt. Anders iſt es aber ſofort wieder, 
wenn von der Leiche des Getöteten der Kopf nachträglich ab⸗ 
geſchnitten wird. In Wirklichkeit beſteht alſo die Weſensänderung 
garnicht einmal in dem Beſtandteilverluſte an ſich, ſondern in 
den Folgen, die zuweilen notwendig, zuweilen zufällig mit dem 
Beſtandteilverluſte verbunden ſind. 


. 
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Dies trifft aber in keinem der vom NG. entſchiedenen 
Fälle zu. Nehmen wir einer Fabrik, die Seele, die Dampf: 
maſchine, fo bleibt die Fabrik doch die konkrete Wurft:, Brot, 
Waggonfabrik, Brennerei, Brauerei, Ziegelei uſw., und wird 
nicht etwa Volksküche, Exerzierſchuppen, Bäckerei, Drogenſabrik 
uſw. Wenn der Waſſermühle die Turbine genommen wird, ſo 
wird ſte deshalb noch nicht zur Wind» oder Dampfmühle. Um: 
gekehrt, wenn die Windmühle im Orkan die Flügel verlier, 
wird ſie noch keine Waſſermühle uſw. Iſt die Mühle auf 
beides eingerichtet, Dampfkraft und Waſſerkraft oder Wind 
kraft, und die Dampfmaſchine wird entfernt, fo wird die Mühle 
dadurch auch noch nicht zu etwas anderem, was fie nicht schon 
vorher war, denn fie war ja ſchon immer auf Wafler oder 
Windbetrieb eingerichtet und dieſe Eigenſchaft mindeſtens bleibt 
beſtehen, aber auch alle die ſonſtigen Eigenſchaften bleiben be⸗ 
ſtehen, vermöge derer die Mühle in Verbindung mit der Dampf: 
kraft funktionieren kann. | 

Man halte dem nicht entgegen, daß die Mühle, die Fahrl 
uſw. ja nicht mehr arbeiten könnte. Dies kann deshalb nicht 
entſcheiden, weil es auch bei anderen Tatbeſtänden zutrifft, 
ohne daß man deshalb eine Weſensänderung annimmt z. 2. 
der Treibriemen reißt, das Triebrad ſpringt, eine Muffe wird 
undicht, ein Geſtänge bricht, ein Keſſel wird leck, eine Welle 
bricht uſw. Hört. in dieſen Fällen die betreffende Einheit und 
Geſamtheit auf, dieſelbe hiſtoriſch und begrifflich identiſche Ein; 
heit und Geſamtheit zu fein? Das Gegenteil iſt unbeftreitbar. 
Das RG. verwirft ja ſelber die Formel, als wenn es en 
Fabrikgebäude in abstracto gäbe. Nun wohl, dann möge es 
ſich auch in allen Prozeſſen davon überzeugen, ob durch die 
Entfernung der Sachen, an denen der Eigentumsvorbehalt 
geltend gemacht wird, die betreffende Fabrik oder was es ſonſt 
iſt, ihre Weſenheit gerade als Fabrik von Brot, Branntwein uſw. 
verliert. Das RG. mußte folgerichtiger Weiſe die Frage wer: 
neinen, ſolange nur noch irgend eine kleine Beſonderheit trof 


»Loslöſung der anderen „Beſtandteile“ übrig blieb, und zwar 


eine Beſonderheit die nur bei einer Brotfabrik, oder mur bei 
einer Branntweinbrennerei uſw. zur Anwendung kommt. Es 
kann daher vom Standpunkt des RG. aus nur dann, wenn 
alle Maſchinen und. Geräte herausverlangt werden, mit 
einiger Wahrſcheinlichkeit () geſagt werden, daß ein 
Weſensänderung vorliege, ſobald aber der Vindikant ſich be 
gnügt, nur einen Teil, wenn auch den wertvollſten, zu 
vindizieren, fo kann nach obigem die Formel des RE. ſchon 
keine Anwendung mehr finden. Zum mindeſtens alſo leiftt 
die Formel des RG. quantitativ im entfernteſten nicht das, 
was dies Gericht in fie hineinpreſſen will. Ferner versagt 
dieſe Formel gerade da, wo das NG. ſich am meiſten von iht 
verſpricht. Das RG. hat nämlich wiederholt darauf geſehen, 
ob die Gebäude zur Aufnahme der Maſchinen vorbereitet ſeien, 
ob z. B. Löcher in die Wände gemacht find, die Maſchinen 
eingemauert ſind, durch die Wände oder Decken Führungen 
gelegt find, kurz das Gebäude eigens für die Aufnahme 
der Maſchienen zubereitet iſt. Iſt nun ein Fabrikgebäude auf 
Maſchinen beſtimmter Art z. B. Holzbearbeitungsmaſchinen 
eingerichtet, ſo wird ja gerade durch dieſe Einrichtung den 
Gebäude eine individuelle Weſenheit als Hoh bearbeitung 
fabrik gewahrt und muß ihr um fo mehr gewahrt werden, 
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wenn die vindizierende Fabrik fo vorſichtig iſt, entſprechend den 
erhaltenen Abzahlungen auf das Eigentumsrecht einzelner 
Maſchinen zu verzichten und nur die übrigen zu vindizieren. 
Es empfiehlt ſich dann, die am meiſten charakteriſtiſche Maſchine 
zurückzulaſſen, mag damit auch ein kleiner Verluſt verbunden 
ſein. Dann iſt und bleibt dem Gebäude ſeine Eigenſchaft als 
Holzbearbeitungsfabrik erhalten, denn ſie wird nicht etwa zum 
Schullehrerſeminar, zur Poſtanſtalt, zum Bauernhaus, zur 
Villa, zum Schloß uſw. Irgendwo begrifflich bleiben muß 
dieſe Geſamtheit, das iſt logiſcher Zwang; ſelbſt wenn ſie 
zuſammenſtürzt, kategoriſieren wir ſie einem Begriff unter, dem 
Begriff: Trümmerhaufen. Aber ſolange fie nicht ein Trümmer⸗ 
haufen iſt oder gänzlich von der Erde verſchwunden, bleibt 
eine Waſſermühle ohne Turbine, eine Dampfmühle ohne Dampf⸗ 
maſchine, eine Holzbearbeitungsfabrik ohne ihre Maſchinen, zum 
mindeſtens ohne einen großen Teil ihrer Maſchinen, eine Waſſer⸗ 
mühle, eine Dampfmühle, eine Holzbearbeitungsfabrik. Das 
Gegenteil zu behaupten, bedeutet einen logiſchen Schnitzer, denn 
je individueller und ſpezieller das Gebäude eingerichtet iſt, um 
ſo dauerhafter behält es ſeine individuelle Weſenheit. Der 
Beweisgrund des RG. führt alſo genau zum entgegengeſetzten 
Ende hinaus. Wendet man hiergegen ein, daß Waſſermühle, 
Dampfmühle, Holzbearbeitungsfabrik in Wirklichkeit nur miß⸗ 
bräuchlich für Mühlen gebäude, Fabrikgebäude uſw. ges 
braucht werde, dann haben wir ja gerade den Gegner da, 
wo ihn die Anwälte ſchon immer haben wollten. Denn 
nunmehr wird zugegeben, daß ein Unterſchied beſteht zwiſchen 
Fabrik als universitas rerum distantium und Fabrikgebäude 
als universitas rerum cohaerentium. Wenn es alſo richtig 
iſt, daß die letztere durch Verluſt eines Beſtandteils an ſich 
noch keinen Abbruch erleidet, ſo bleibt nur übrig daß die 
universitas rerum distantium einen Abbruch erleide. Ein 
ſolcher kann uns aber gleichgültig bleiben, denn die 88 93, 94 
find unbeſtrittener und unbezweifelbarer Weiſe nur zum Schutze 
einer universitas rerum cohaerentium geſchaffen worden. 

Das RG. will ſich hierüber mit einem Gewaltakt hinweg 
helfen, denn es indentifiziert einfach uni versitas rerum distantium 
und universitas rerum cohaerentium. Damit wird zunächſt 
der Tatbeſtand falſch wiedergegeben, aber das RG. kommt 
auch ſo nicht weiter. Die verminderte universitas rerum 
cohaerentium iſt in jedem Falle, wenn außer ihr überhaupt 
noch von einer universitas rerum distantium die Rede ſein 
kann, nichts anderes als ein Beſtandteil dieſer letzteren 
universitas. Wie wir geſehen haben, leidet dieſer Beſtandteil 
an ſeinem Weſen keinen Abbruch, wenn ihm wieder ein Be⸗ 
ſtandteil entnommen wird, folglich iſt die Beſtandteilentnahme 
aus dem Beſtandteil für die Hauptſache gleichgültig. Freilich 
kann der entnommene Beſtandteil auch zur Not unmittelbarer 
Beſtandteil der Hauptſache d. h. hier der universitas rerum 
distantium ſein, dann treffen für die Hauptſache aber wieder 
alle Erwägungen über Geſamtheit und Beſtandteil zu. 

Man mag die Sache drehen und wenden wie man will, 
ſolange der Unterſchied zwiſchen Summe und Geſamtheit beſteht, 
wird das RG. ſich mit dieſem Unterſchiede noch ganz anders 
als bisher auseinander ſetzen müſſen. 

Dies um ſo mehr, wenn in conereto nur eine universitas 
rerum cohaerentium votliegt, wenn alſo der vom RG. 
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erfundene Begriff des Fabrikganzen (enthaltend Grundſtück, 
Beſtandteile und bewegliche Sachen) garnicht zur Anwendung 
kommt. Alſo dort wo die Sache nach reichsgerichtlicher Recht⸗ 
ſprechung am zweifelloſeſten ſein müßte, verſagt ſeine Theorie 
am erſten. 

| 3. Mannigfach find die Gründe des oberſten Gerichtshofes 
und ſo zieht er denn ſchließlich auch die Wertverminderung 
heran. Hierüber verweiſe ich auf mein Gutachten: Weſent⸗ 
licher Beſtandteil und Eigentumsvorbehalt, wo der Irrtum 
der gemeinrechtlichen Theorie und ſeine Wurzel aufgedeckt ſind. 
Ich möchte hier nur ein Moment noch etwas ſchärfer heraus⸗ 
arbeiten. „An ihren Früchten ſollt ihr ſie erkennen“. In 
meinem Gutachten S. 34 habe ich ſchon darauf hingewieſen, 
daß die richtige Folgerung aus der reichsgerichtlichen Theorie 
wäre, ſämtliche Verträge über Beſtandteile zu unterſagen. 
Dieſe Folgerung iſt ja geradezu ungeheuerlich, aber Crome 
war nur konſequent, als er ſie zog. Iſt es wirklich die Abſicht 
des Geſetzgebers geweſen, uns in dieſer Beziehung feſtzulegen, 
ſo muß, wenn das Größere unterſagt iſt, in dieſem Verbot 
auch ein Verbot des Kleineren mitenthalten ſein. Man komme 
mir nicht mit den Intereſſen dritter z. B. im Konkurſe dem 
Intereſſe der Pfandgläubiger, dieſe Intereſſen haben mit der 
Theorie des RG. nichts zu tun, wie ich in meinem Gut⸗ 
achten S. 40 ff. ſchon nachgewieſen habe. Wer die Intereſſen 
der Hypothekengläubiger heranzieht, giebt in Wirklichkeit die 
Theorie des RG. auf. Die Römer freilich haben zwiſchen 
dinglichen und obligatoriſchen Löſungsanſprüchen geſchieden, aber 
nur aus prozeſſualiſchen Gründen, ſiehe mein Gutachten S. 28 ff. 
Anmerkung. Dieſe ſind für uns fortgefallen, der Fehler war 
nur, daß die gemeinrechtliche Theorie dies nicht herausfand 
und darum in den Köpfen der Menſchen eine ganz falſche 
Vorſtellung von dem eigentlichen römiſchen Recht erweckte. 

Es iſt ein Widerſpruch ohnegleichen, das dingliche Recht 
zu verſagen, aber den obligatoriſchen Anſpruch anzuerkennen. 
Dieſer Widerſpruch wirkt um ſo peinlicher, als bei verſchiedenen 
anderen Gelegenheiten das BGB. gar nicht daran gedacht hat, die 
eigentlich natürliche Grundlage des ganzen Rechtsverhältniſſes, 
den Ausgleich zwiſchen den widerſtreitenden Parteiintereſſen, zu 
verlaſſen. Vgl. darüber in extenso die Nachweiſe in einem 
achten S. 32 ff. 48 ff. 

Hierzu kann ich noch einen weiteren Beleg bringen. In 
gebirgigen Gegenden muß der Humus vielfach mühevoll auf die 
Halden, Hänge, Weinberge hinaufgetragen werden, um das 
Land überhaupt fruchtbar zu machen. Wenn nun ein Erd⸗ 
rutſch erfolgt, der unterſte Weinberg gerät auf die Straße, der 
zweithöchſte auf den unterſten uſw., ſo muß das RG. ungerührt 
den oberſten Eigentümer zu wirtſchaftlicher Vernichtung und die 
übrigen Eigentümer zum Behalten der vielleicht ſehr unwill⸗ 
kommenen Gabe verurteilen. Das aufgerollte Erdreich iſt ja 
nach reichsgerichtlicher Rechtſprechung weſentlicher Beſtandteil 
geworden, die Burgunderſtöcke des A. gehören nunmehr dem B., 
die Rheinweinſtöcke des B. dem C. uſw. Der eine erhält die 
Reblaus, der andere wird ſie los, der dritte erhält ſtatt ſeines 
Weinlandes eine Wieſe, und der Arme, der ganz oben ſein 
kümmerliches Erdreich hatte, muß ſich ſeine Exiſtenz ganz von 
neuem gründen. Die Römer, die in ſolchem Fall durch ihre 
von mir a. a. O. dargelegten prozeſſualiſchen Schwerfälligkeiten 
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nicht gehindert wurden, haben keinen Anſtand genommen, dem 
Eigentümer in ſolchem Fall fein Eigentum zu erhalten (1, 9, 
82 D. 39, 2), wir aber „zerſtören“ unſer „Nationalvermögen“, 
wenn wir nicht mit dem Reichsgericht dieſen unerwünſchten 
Zuſtand juriſtiſch legaliſieren. 

Wie will man alle die Fälle, in denen durch Sturm oder 
Regen nennenswerte Staub⸗ und Erdbewegungen zu ungunſten 
einer beſtimmten Perſon eintreten anders richtig entſcheiden als 
mit Hilfe meines, von mir in meinem Gutachten aufgeſtellten 
Grundſatzes? Daß das loſe aufliegende Sandkorn in normalen 
Fällen Beſtandteil und zwar weſentlicher Beſtandteil des Grund 
und Bodens iſt, bezweifelt niemand. Wie aber, wenn es unter 
abnormen Verhältniſſen auf ein anderes Grundſtück gegen den 
Willen des Eigentümers zu liegen kommt, z. B. der wertvolle, 
von dem überaus fleißigen Eigentümer A. aufgetragene Humus 
wird durch einen Wolkenbruch auf den unfruchtbaren Acker des 
untüchtigen und faulen Nachbars B. gewälzt. Soll der Humus 
dort bleiben? Man hole nicht die Bereicherungsklage hervor, 
denn dieſe verſagt mindeſtens im Konkurſe. Hier kann man 
doch nur helfen, indem man die Beſtandteileigenſchaft davon 
abhängig macht, ob genügend gewichtige Intereſſen dahinter⸗ 
ſtehen oder nicht. 

Leider iſt dieſe Materie dem Landesrecht zugewieſen worden, 
die Motive hatten hierüber viel richtigere Anſichten als das RG. 
Mot. III S. 49 ff. Sie gingen davon aus, ob das mit dem 
anderen Grundſtück verbundene Erdreich noch äußerlich unter⸗ 
ſcheidbar wäre und ſetzten, um alle Zweifel abzuſchneiden, eine 
Ausſchlußfriſt, als notwendig. Dieſen Inhalt hatte der leider 
ſpäter geſtrichene 8 786 des E. I. Über ſolche naheliegenden 
und natürlichen Erwägungen ſetzt ſich aber die Rechtſprechung 
hinweg, indem es den Eigentumsvorbehalt auch dann nicht 
anerkennt, wenn die Maſchinen äußerlich erkennbar als fremde 
Maſchinen gekennzeichnet ſind. Bei dieſer Gelegenheit hätte die 
Rechtſprechung ſchon eine genügende Handhabe gehabt, um dem 
Beſtandteilbegriff des RG. beizukommen, indem ſich hätte ſagen 
laſſen, daß dort, wo äußerlich ſichtbar, für jedermann erkennbar 
der Eigentums vorbehalt den Maſchinen aufgeprägt worden ſei, 
die wirtſchaftliche Zweckbeſtimmung der Sache ebenfalls für 
jedermann erkennbar nicht zur unbedingten ſachenrechtlichen 
Herrſcherin erhoben worden ſei; aber auch dies iſt nicht ge⸗ 
ſchehen. Die Anbringung von Namens: und Eigentumsſchildern 
iſt ja ein ſehr unſicheres Mittel, da dieſe Schilder leicht zu ent⸗ 
fernen oder zu verdecken ſind und ihre böswillige Entfernung nicht 
immer nachzuweiſen iſt, es wäre aber wenigſtens etwas geweſen. 

4. Das RG. iſt ganz außerſtande, folgenden Fall zu 
entſcheiden: Ein Fabrikant iſt Eigentümer mehrerer Grundſtücke 
und Pächter eines oder zweier anderen Grundſtücke. Er betreibt 
auf jedem Grundſtück je eine verſchiedene Fabrikation z. B. ein 
großer Bauunternehmer übernimmt Tiſchlerarbeit, Ziegelei, 
Steinhauerei, zerſchneidet Holz zu Brennholz, betreibt außerdem 
Fabrikationszweige, die mit dem Baugeſchäft nur loſe oder 
garnicht zuſammenhängen. Alle dieſe Unternehmungen werden 
von einer einzigen Dampfmaſchine in Betrieb gehalten. Man 
kann ſich die Befeſtigung ungefähr ſo denken, wie ſie oben 
auszugsweiſe beſchrieben iſt. Zu welchem dieſer verſchiedenen, 
verſchieden hoch belaſteten Grundſtücke gehört die Maſchine als 
weſentlicher Beſtandteil? Wenn man die Sackgaſſe ſehen will, 
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denke man alle die verſchiedenen Möglichkeiten durch, inz⸗ 
beſondere auch den Fall, daß die Maſchine auf dem gepachteten 
Grundſtücke ſteht, oder daß auf dieſem Grundſtück die wichtigsten 
Betriebsmaſchinen ſtehen. Es iſt nur der ſchwächere Gegen⸗ 
beweis gegen das RG., daß feine Theorie hier zu unan⸗ 
gemeſſenen Ergebniſſen führt, wichtiger iſt, daß hier das NG, 
ohne Sprünge, Widerſprüche und Gewaltſamkeiten gar keine 
Antwort geben kann. Seine Theorie verweigert überhaupt 
die Auskunft. Dies iſt ſo ziemlich das ſchlimmſte, was von 
einer Theorie geſagt werden kann. 

5. Das RG. fagt, die Einheit des wirtſchaftlichen Zweckes 
erfordere auch eine juriſtiſche Einheit. Hier muß zunächſt die 
Vorausſetzung beſtritten werden und zwar gerade auf Grund 
des Eigentumsvorbehalts. Eine Einheit des wirtſchaftlichen 
Zweckes liegt dann nicht vor, wenn der Fall eintritt, daß der Eigen: 
tumsvorbehalt funktionieren ſoll. Dieſe Erwägung taucht auch 
dann auf, wenn es ſich darum handelt, ob § 95 zur Anwendung 
kommen fol. Das RG. hat dies natürlich verneint. Beide 
iſt unrichtig, poſitiv die Annahme, daß unbedingt ein einheil⸗ 
licher wirtſchaftlicher Zweck vorliege, negativ, daß $ 95 nicht 
zur Anwendung komme. Richtig iſt, daß beim Abſchluß des 
Verkaufes der wirtſchaftliche Zweck, mit der Hauptſache dauernd 
verbunden zu werden, der primäre Zweck der Einfügung ill. 
Das iſt noch niemals von irgend jemand, auch von mir nicht, 
beſtritten worden. Um fo nachbrüdlicher aber habe ich in 
meinem Gutachten S. 44 f. darauf hingewieſen, daß für den 
Fall, der nunmehr wirklich eingetreten iſt, der Sicherungszwec 
der primäre Zweck if. Das RG. hat ſich offenbar in folgende 
Geſtaltung der Dinge nicht hineindenken können. Ein Geſchäft 
kann zwei Zwecke verfolgen kumulativ oder alternativ. Bei 
Kumulation können die Zwecke gleichwertig ſein, es kann aber 
auch der eine primär, der andere ſekundär fein. Dasſelbe 
gilt von der Alternative, der eine Zweck kann der zweckſetzenden 
Partei wichtiger fein als der andere und wird darum zun 
primären. Ob man nun Kumulation oder Alternative in 
unſerem Falle annimmt, iſt ziemlich gleichgültig, feſtſteht, daß 
unter der einen Vorausſetzung der eine Zweck der primäre if, 
unter der anderen der andere. Oder will man etiva behaupten, 
daß der Hauptzweck der Verbindung oder Einfügung noch 
immer die wirtſchaftliche Einheit ſei, nachdem längſt der Anlaß 
für die Funktion des Eigentumsvorbehalts eingetreten it? Dies 
kann man nur dann ſagen, wenn der primäre Charakter des 
wirtſchafilichen Zweckes ſchon vom Anfang an in dieſem Fall 
funktioniert hätte und etwas für alle Ewigkeit unabänderlic 
gegebenes ſein müßte. Dies letztere aber wiederum kann man 
nur dann behaupten, wenn dies eine logiſche Forderung und 
Notwendigkeit wäre. Wo liegt aber das Hindernis, das uns 
verbietet, entſprechend der Parteiabſicht eine Rangverſchiebung 
mit den wechſelnden Umſtänden anzunehmen, ſodaß aus dem 
primären der ſekundäre Zweck und aus dem ſekundären der 
primäre wird? Jeder Zweck beherrſcht die Sache in den 
Fällen, in denen er nach der Parteiabſicht die Sache beherrſchen 
fol, das RG. drängt der Sache aber einen Zweck auf, von 
dem die Parteien unter den gegebenen Vorausſetzungen 
nach ausdrücklicher Erklärung nichts mehr wiſſen wollen, oder 
den ſie im voraus längſt ausgeſchaltet haben. In meinem 
Gutachten habe ich die Auffaſſung vertreten, daß der An⸗ 
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wendungsfall des Eigentumsvorbehalts, im voraus vorgeſehen, 
als der allein in Betracht kommende anzuſehen ſei, neben dem 
von Anfang an in concreto der Zweck dauernder Einfügung 
garnicht in Betracht kommen könne. Auch dieſe Auffaſſung iſt 
richtig, denn es iſt beides denkbar, daß eine Entwicklung ſtatt⸗ 
findet und daß das, was in einem Falle als Entwicklung 
erſcheint, im anderen Falle als Vorherbeſtimmung erſcheint. 

6. Das RG. beruft ſich auf die Verkehrsanſchauungen. 
Nach den Ausführungen von Fürſt muß das RG. in dieſer 
Beziehung viel vorſichtiger werden. Ich erlaube mir aber noch 
die Frage, ob die Gerichte wohl jemals einen einzigen Häuſer⸗ 
makler nach der Verkehrsſitte befragt haben? Zum mindeſten 
ſollte man bei dieſen eine Umfrage veranſtalten, um Auskunft 
über die Verkehrsanſchauungen, über Beſtandteil und Zubehör 
zu erhalten. Hierzu gibt eine Mitteilung eines ſtädtiſchen 
Syndikus einen wertvollen Beitrag: „Unſere ſtädtiſchen Pächter 
ſind im höchſten Grade entrüſtet, wenn man ihnen mit dem 
alten superficies solo cedit entgegentritt. Ja ſelbſt unſer 
Stadtbaumeiſter ahnte nichts von den einſchlägigen Beſtim⸗ 
mungen des BGB. und war ſehr verwundert über dieſe Grund⸗ 
ſätze.“ Die entgegenſtehenden Verkehrsanſchauungen ſind ein 
Gebilde der Stubengelehrſamkeit. 

7. Das RG. malt a. a. O. S. 189 das Schreckgeſpenſt 
an die Wand, daß ein Haus kraft der von den Bauhandwerkern 
gemachten Vorbehalte in ſeine einzelnen Beſtandteile aufgelöſt 
werden könnte. 

Zunächſt kommt dies praktiſch garnicht vor, weil kein Bau⸗ 
unternehmer es wagen kann, von Anfang ſeine Lieferanten und 
Arbeiter zu beſchwindeln, er käme dann mit ſeinem Bau nicht 
weit. Bekanntlich beißen nur den letzten die Hunde. Das 
Argument des ſiebenten Senates enthält eine außerordentliche 
Übertreibung. 

Freilich bleibt ein Reſt, aber hier wird durch meine 
Theorie inſofern ein Riegel vorgeſchoben, als für jede Löſung 
von Beſtandteilen verlangt wird, daß die Loslöſungskoſten in 
einem vernünftigen Verhältnis zu dem erzielten Vorteil ſtehen 
müſſen. Was bleibt denn da gefährliches übrig? 

Aber weiter noch, die Rechtſprechung hätte es vollſtändig 
in der Hand, ſelbſt dieſe Gefahr auszuſchalten. Wie ich in 
meinem Gutachten und in meinem Geſetzvorſchlag zugunſten der 
Bauhandwerker, a. a. O. S. 61, S. 65 Anm. I., S. 75 ausge⸗ 
führt habe, kann der Eigentumsvorbehalt eine Löſungsbefugnis 
oder auch nur eine Exekutionsbefugnis geben, ſodaß der Eigen⸗ 
tümer ſich begnügen muß, kraft Vorbehalts an dem Ver⸗ 
ſteigerungserlös teilzunehmen. 

Will nun das RG. mit ſeinem Prinzip wirklich Ernſt 
machen, ſo verweiſe es doch die Eigentümer kraft Vorbehalts 
auf den Verſteigerungserlös und verſage ihnen die Löſungs⸗ 
befugnis. Dann bleibt die Sache ungeteilt, das Prinzip des 
RG. unangetaſtet und die Eigentümer kraft Vorbehalts kommen 
zu ihrem Recht. Als ich mein Gutachten verfaßte, mochte ich 
dies noch nicht vorſchlagen, aber ich habe mich immer mehr mit 
dieſem Gedanken vertraut gemacht und halte ihn für vollkommen 
durchführbar. Iſt der Grundſatz des RG. richtig, ſo wird ihm 
durch dieſe Löſung voll genügt und er läßt ſich durchführen in 
der Weiſe, daß nur der Löſungsanſpruch verſagt wird. Es 
muß dann § 93 dahin ausgelegt werden, daß unter den be: 
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ſonderen Rechten des § 93 nur ſolche zu verſtehen find, die zu 
einer Löſung führen müßten. Wir könnten uns dann noch auf 
die Analogie von SS 1093, 1026, vor allem aber 8 890 I, II 
und $ 1131 berufen. Dieſe Auslegung wäre nur folgerichtig, 
denn eine Beſtimmung ſoll grundſätzlich doch immer an dem 
ihm zugrunde liegenden Prinzip gemeſſen werden, von ihm ihre 
Tragweite erhalten. Nach Anſicht des RG. ſollen in der vom 
RG. angenommenen Art und Weiſe unwirtſchaftliche Zer⸗ 
ſtückelungen vermieden werden: in der Tat werden ſie auch 
nach dieſem Vorſchlage vermieden. Der hier verteidigte bloße 
Exekutionsanſpruch ſteht in keinerlei Widerſpruch mit dem 
Grundſatz des RG. Es müßten dann eben Grundſtück und 
Maſchinen zuſammen verkauft und alles, was über das Mindeſt⸗ 
gebot hinausgeht, zunächſt dem Maſchineneigentümer in Höhe 
des derzeitigen Wertes der Maſchinen zur Verfügung geſtellt 
werden. Es brauchte dann der Wert der Maſchinen, wie ich 
zum Bauhandwerkergeſetz vorſchlug, nicht in das geringſte Gebot 
aufgenommen zu werden. Dies wäre die eine Möglichkeit, auf 
die ich nur hinweiſe für den Fall, daß die zweite nicht beliebt 
werden ſollte. Sie hat den großen Fehler, daß dem Maſchinen⸗ 
eigentümer ein entſprechender Preis nicht geſichert wird. 
Sicherer geht der Maſchineneigentümer, wenn das Gericht 
Grundſtück und Maſchinen zu einem Preiſe einſetzt, der ſich zu⸗ 
ſammenſetzt aus geringſtem Gebot und dem Einſatzpreis für die 
Maſchinen. Ein Verbot, ſo zu handeln, beſteht nicht: der 
Einſatzpreis für die Maſchinen wird auch nicht zum Beſtandteil 
des geringſten Gebotes, die Vorſchriften über letzteres bleiben 
alſo unberührt. Zum Überfluß kann die Juſtizverwaltung des 
einzelnen Staates hierüber Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 

Dem Argument des RG., daß das Haus infolge des 
Eigentums vorbehalts in feine einzelnen Beſtandteile aufgelöft 
werden könnte, läßt ſich aber auch noch mit den Mitteln, die 
das BGB. ausdrücklich an die Hand gibt, juriſtiſch praktiſch 
begegnen. Es ſteht ganz bei der Rechtſprechung folgende Auf⸗ 
faſſung zur Anwendung zu bringen: Der Eigentumsvorbehalt 
wirkt nur gegen das Grundſtück oder richtiger gegen das Eigen⸗ 
tum des Grundſtückseigentümers, verhindert aber nicht, daß die 
Beſtimmungen des § 947 zur Anwendung kommen. Alsdann 
entſtände ein Miteigentum aller derjenigen, deren Sachen unter 
Eigentumsvorbehalt in das Gebäude eingefügt worden ſind, 
und auf dieſes Miteigentum kämen dann die Beſtimmungen 
über die Gemeinſchaft insbeſondere SS 747, 753 zur An⸗ 
wendung. Damit wäre der vorgeſchlagene Ausweg, dem Eigen⸗ 
tumsvorbehalt nur die Wirkung der Exekution aber nicht die 
Wirkung der Loslöſung zu geben, auch geſetzlich gerechtfertigt. 
Ich gebe ja zu, daß dies alles kein zwingender Beweis iſt; 
das iſt aber auch nicht nötig. Für einigen guten Willen zeigt 
ſich jedenfalls ein durchaus gangbarer Weg. 

8. Zum Schluſſe kann ich die Bemerkung nicht unter⸗ 
drücken, daß die verſchiedenen hier vorgeſchlagenen Hilfsmittel 
zu ihrer Befolgung mehr als bloß juriſtiſch mathematiſche Er⸗ 
wägung vorausſetzen, ſie fordern Selbſtverleugnung und vor 
allem ein gewiſſes Temperament. Dies iſt ja von jeher bei 
unſeren gewiſſenhaften Richtern die ſchwächſte aller Gaben ge⸗ 
weſen, aber eine ganze Zahl von richterlichen Aufgaben läßt 
ſich eben nicht anders löſen als durch einen friſchen kräftigen 
Entſchluß. In dieſer Frage wird der Rechtſprechung viel 
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weniger zugemutet, als fie ſchon in Anwendung des § 276 auf 
die poſitiven Vertragsverletzungen geleiſtet hat. Jene Frage 
war zum beſten Teile eine Temperamentsfrage und die vor⸗ 
liegende iſt es auch. Man braucht dem deutſchen Volke nicht 
erſt zu wünſchen, daß es kluge Richter habe, aber, daß es mutige 
Richter gewinne, wird wohl noch mehrfach ausgeſprochen 
werden müſſen. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des 
Zivilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 


Dr. jur. L. Kuhlenbeck, ord. Prof. des deutſchen Rechts, 
Lauſanne. 


LXII. 


Nachtrag zum Werkvertrag. 
(Sf ein Brunnen ein Bauwerk im Sinne des BGB. 7) 


Für die Verjährung der Anſprüche des Beſtellers wegen 
Mängel, ſei es nun auf Beſeitigung eines Mangels des Werkes 
oder auf Wandelung, Minderung oder Schadenserſatz hat das 
BGB. in 5 368 im allgemeinen die verhältnismäßige kurze 
Verjährungsfriſt von ſechs Monaten (nach dem Vorbilde der 
ädilitiſchen Klage) eingeführt. Sie beginnt mit der Abnahme 
des Werkes. Nur bei Arbeiten an einem Grundſtück erſtreckt 
es dieſe Verjährungsfriſt auf ein Jahr, bei Bauwerken auf 
fünf Jahre. 

Der Begriff des Bauwerks begegnet uns im BGB. 
außerdem noch in § 648 (Sicherungshypothek für Unternehmer 
eines Bauwerks), in 8 1012 (beim Erbbaurecht als Recht 
auf oder unter der Oberfläche des Grundſtücks ein Bauwerk zu 
haben) und in SS 1013, 1016 (Anwendungen des Erbbaurechts). 
Er iſt daher juriſtiſch auch außerhalb der Lehre vom Werk⸗ 
vertrag intereſſant. Selbſtverſtändlich iſt anzunehmen, daß das 
BGB. in allen dieſen Beſtimmungen denſelben Begriff zu 
Grunde gelegt wiſſen will. 

Sowohl aus 8 638, in dem das Bauwerk als eine beſonders 
ausgezeichnete Arbeit an einem Grundſtück erſcheint, als auch 
aus den 88 648, 1013 ff. ergibt ſich zunächſt, daß ein Bau⸗ 
werk lediglich ein opus in solo factum (I. 1 D. quod vi aut 
clam 43, 24) ſein muß; insbeſondere ſagt § 1013, daß es 
gleichgültig iſt, ob es auf oder unter der Oberfläche der Erde 
ſich befindet. Darnach würde es keinem Bedenken unterliegen 
können, auch einen Brunnen nicht bloß für eine Arbeit an einem 
Grundſtück, ſondern auch für ein Bauwerk zu erkennen. Gleich⸗ 
wohl hat das Reichsgericht einem Brunnen dieſe Eigenſchaft im 
Rechtsſinne zu wiederholten Malen aberkannt. Sogar einem 
arteſiſchen und einem ſog. Doppelröhrentiefbrunnen ſehen wir 
das RG. in Bd. 56 Nr. 10 S. 41 ff. (VII. BE. Urt. v. 
20. Nov. 1903) die Eigenſchaft eines Bauwerks abgeſprochen. 
Da wir dieſe Entſcheidung für ſehr anfechtbar halten, mag es 
uns geſtattet ſein, zunächſt den weſentlichſten Inhalt ihrer Be⸗ 
gründung in extenso wiederzugeben: 

„Das Bürgerliche Geſetzbuch gibt weder im 5 638 noch 
in den 88 648 und 1012, die ebenfalls von Bauwerken 
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viel ergibt ſich aus 8 1012, daß ein Bauwerk fo- 
wohl auf als auch unter der Oberfläche eines 
Grundſtücks ſich befinden kann. In den Motiven 
iſt zu § 961 (etzt 1012) Bd. 3 S. 470 ausgeführt, 
der allgemeine Ausdruck „Bauwerk“ ſei anſtatt des 
engeren Ausdrucks „Gebäude“ gewählt worden, um auch 
Monumente, Brücken, Viadukte u. dergl. zu begreiſen. 
Zu 8 571 (jetzt 638) daſelbſt (Bd. 2 S. 489) wird die 
fünfjährige Dauer der Verjährungsfriſt für Bauwerke 
damit begründet, daß Mängel der Konſtruktion und des 
Materials des Bauwerks regelmäßig innerhalb fünf Jahr 
zu Tage treten, und deshalb Einſtürze, die fünf Jahre 
nach der Vollendung erfolgen, regelmäßig nicht auf eine 
fehlerhafte Ausführung des Baues, ſondern auf anderen 
Gründen beruhen. Genügende Anhaltspunkte für eine 
ſichere Begriffsbeſtimmung find hieraus nicht zu ent 
nehmen, und es muß deshalb auf den herrſchenden 
Sprachgebrauch zurückgegangen werden. Dieſer führ, 
wie in Übereinſtimmung mit dem für den Bereich des 
Allgemeinen Landrechts ergangenen Urteil des VI. 38. 
v. 25. Mai 1892 (RG. 30, 153) anzunehmen it, 
darauf, unter einem Bauwerk (Bau) eine un 
bewegliche, durch Verwendung von Arbeit und 
Material in Verbindung mit dem Erdboden 
hergeſtellte Sache zu verſtehen. Auf Grund dieſes 
Sprachgebrauchs iſt durch das vorbezeichnete Urteil mt: 
ſchieden, daß ein „arteſiſcher“ Brunnen als ein „Bau“ 
nicht anzuſehen ſei, weil er weſentlich in einer durch 
Entfernung des Erdreichs geſchaffenen Oeffnung beftch, 
die das unterirdiſche Waſſer zu Tage treten laſſe; die 
Anbringung von Röhren und die Maurer: und Zimmer: 
arbeiten, die hierbei, ſei es zu vorübergehendem Zweck, 
um die Arbeit zu ermöglichen, ſei es zur Siche⸗ 
rung der Dauer der Anlage, vorkämen, könnten 
der Anlage den Charakter eines Baues nicht verleihen, 
da fie zwar die Herſtellung des beabſichtigten Werkes, 
nämlich eines bis zur Waſſerader hinunterreichenden und 
das Waſſer zutagefördernden Bohrloches dienten, nicht 
aber als ein begrifflich notwendiger Beſtandteil des 
Werkes ſelbſt erſchienen. Dieſen Ausführungen ſchließt 
ſich der jetzt erkennende Senat, ſoweit dies für den bor 
liegenden Fall erforderlich iſt, an; ſie führen dahin, der 
von dem Kläger hergeſtellten Brunnenanlage die Eigen⸗ 
ſchaft eines Bauwerkes abzuſprechen. Der Unterfchied 
iſt unweſentlich, daß es ſich damals um einen „arteſiſchen“ 
Brunnen handelte, alſo um einen ſolchen, bei dem das 
unterirdifche Waſſer mittels des natürlichen Druckes 
von ſelbſt zutage tritt, während bei dem von dem Kläger 
hergeſtellten Brunnen das Waſſer durch Pumpen zutage 
gefördert wird. Auch hier dienen die Röhren nur zur 
Herſtellung und Sicherung des Bohrloches und zu feiner 
beſonderen Ausgeſtaltung dahin, daß durch das Bohrloch 
das unterirdiſche Waſſer hochgepumpt werden kann. 
Daß die Lieferung und Anbringung der zum 
Pumpen erforderlichen, durch die Dampf— 
maſchine der Brennerei angetriebenen 
maſchinellen Einrichtungen den Brun nen noch 
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nicht zu einem Bauwerke machen kann, iſt 
nicht zu bezweifeln. Mehr als die Her— 
ſtellung des Bohrlochs und die Lieferung und 
Anbringung der Röhren und Maſchinen (des 
Vorgeleges) hatte aber der Kläger nicht 
übernommen. Insbeſondere lag die Herſtellung der 
Zimmer⸗ und Maurerarbeiten, nämlich des gemauerten 
kellerartigen Schachts und des darüber errichteten Ge⸗ 
bäudes, die zum Schutze des Bohrlochs und des Pump⸗ 
werkes über dem oberen Ende der Doppelröhren geführt 
waren, nicht dem Kläger, ſondern dem Beklagten für 
eigene Rechnung ob. Sie gehörten alſo nicht zu dem 
vom Kläger herzuſtellenden Werk, und daran änderte 
auch nichts der Umſtand, daß die Maurer⸗ und Zimmer⸗ 
arbeiten nach den Angaben des Klägers herzuſtellen 
waren, um zu vermeiden, daß ſie zu den von dem 
Kläger herzuſtellenden maſchinellen Einrichtungen, deren 
Schutze ſie dienen ſollten, nicht paßten. Es kann 
deshalb dahingeſtellt bleiben, ob ein Werkvertrag über 
ein Bauwerk auch dann nicht als vorliegend anzuſehen 
wäre, wenn Kläger auch die Herſtellung des Wellen⸗ 
ſchachts⸗ und Brunnengebäudes auf eigene Rechnung 
übernommen und bewirkt hätte, oder ob nicht etwa in 
Übereinſtimmung mit dem Urteil des jetzt erkennenden 
Senats vom 11. März 1902 (JW. 1902 Beil. S. 219 
Nr. 70) für das Gebiet des BGB. anzunehmen wäre, 
daß der Kläger dann als Unternehmer eines „Bauwerks“ 
anzuſehen ſei, wenn er die Röhren- und Maſchinenanlage 
durch ihr Einbauen in das Mauerwerk und die damit 
hergeſtellte dauernde Verbindung mit dem Grundſtück 
zu einem Beſtandteil des Grundſtücks gemacht hätte.“ 

Wir ſind der Anſicht, daß ſowohl dieſe Entſcheidung wie 
auch die von ihr in Bezug genommene ältere, für das PrALR. 
ergangene weder dem ſprachlichen Sinne des Wortes „Bau⸗ 
werk“ noch der ratio legis, die den zitierten Paragraphen zu 
Grunde liegt, gerecht wird. 

Zunächſt hat das Wort „Bauen“ ſprachlich eine ſehr weit⸗ 
gehende Bedeutung, die ſich keineswegs auf mit dem Boden 
zuſammenhängende Bauten beſchränkt, wie die Kompoſita 
„Schiffsbau“, „Maſchinenbauer“ hinlänglich dartun. Offenbar 
bezeichnet das Wort jegliche auf Herſtellung eines dauernden 
Werks d. h. einer materiellen, menſchlichen Zwecken von nicht 
unmittelbar mit der Tätigkeit vorübergehender Bedeutung dienenden 
Einrichtung gerichtete techniſche Tätigkeit. Das angewandte 
Material und die Art ſeiner Verwendung iſt hierbei völlig 
gleichgültig. 

Erſt das BGB. hat den Begriff des Bauwerks auf ein mit dem 
Grund und Boden dauernd verbundenes Werk eingeſchränkt. 
Aber auch das BGB. läßt es völlig dahingeſtellt, was für 
Material und ob überhaupt ein von dem Grund und Boden 
verſchiedenes Material dabei verwendet wird. Im Sinne des 
BGB. dürfte alſo beiſpielsweiſe eine Verſchanzung, die lediglich 
durch Ausſchachtung des Grund und Bodens und Verwendung 
des ausgeſchachteten Erdreichs zur Wallbildung hergeſtellt wird, 
unbedenklich als Bauwerk anzuerkennen ſein. Warum dann 
nicht auch eine Ausſchachtung als ſolche, die einen dauernden 
Zweck hat, ein Bauwerk darſtellen ſoll, ift völlig unbegreiflich. 
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Wenn dies richtig iſt, ſo iſt nicht einzuſehen, warum ein 
Brunnen nicht unter dieſen Begriff fallen ſoll. Höchſt be⸗ 
denklich iſt überhaupt die gewiß jedem Bautechniker unverſtänd⸗ 
liche theoretiſche Diſtinktion zwiſchen begrifflich notwendigen 
Beſtandteilen eines Werkes und begrifflich überflüſſigen. 
Welcher Begriff ſoll hier die Norm bilden, der des Bautechnikers 
oder des Philoſophen (Platoniſche Idee eines Brunnen)? 
Übrigens iſt kein Brunnen dauernd zu erhalten, ohne Ver⸗ 
wendung irgend welcher Materialien, ſei es nun Mauerwerk, 
Zement oder auch bloßes Holzwerk, die der Vertiefung eine 
gewiſſe Feſtigkeit gewähren. Alſo dürfte auch derartige Bau⸗ 
tätigkeit ein begrifflich notwendiger Beſtandteil des Brunnen⸗ 
baus ſein. Eine Ausnahme dürfte nur ein in unnachgiebigen 
Felsboden eingetriebener Brunnenſchacht bilden. Aber auch 
einen ſolchen können wir mit demſelben Rechte als Bauwerk 
betrachten wie beiſpielsweiſe einen durch ſolchen Felsgrund ge⸗ 
triebenen Tunnel. 

Nur, wenn es ſich beim Brunnenbau um bloß vorübergehende 
Erſchließung einer Waſſerquelle handelte, würde unſeres Erachtens 
das Reichsgericht den Begriff des Bauwerks verneinen dürfen; 
ſoweit eine Tätigkeit bloß hierauf gerichtet iſt, fällt ſie allerdings 
nur unter den Begriff der „Arbeit an einem Grundſtück“. Aber 
ſobald die Quelle, um ein dauerndes Werk zu bilden, „gefaßt“ 
wird, wird ein Bauwerk notwendig, weshalb denn auch die 
hierauf gerichtete ſachverſtändige Tätigkeit als „Brunnen bau“ 
bezeichnet wird. 

Die ratio legis der längeren Verjährungsfriſt des $ 638 
liegt aber augenſcheinlich in dem praktiſchen Bedürfniſſe bei 
derartigen Bauten, deren Mängel nicht immer ſofort bei Ab⸗ 
nahme des Werks zu kontrollieren ſind, eine längere Garantie⸗ 
friſt zu erfordern. Augenſcheinlich trifft dieſe ratio ganz be⸗ 
ſonders bei Brunnenbauten zu, bei denen weniger die bloße 
Erſchließung des Waſſers als vielmehr deſſen dauernde Zu⸗ 
gänglichkeit das weſentlichſte Intereſſe darſtellt. 

Daher glauben wir jeden Brunnen als „eine unbewegliche, 
durch Verwendung von Arbeit und Material in Verbindung mit 
dem Erdboden hergeſtellte Sache“, alſo nach der vom RG. 
ſelber zu Grunde gelegten Definition für ein Bauwerk erkennen 
zu müſſen, und ſind der Anſicht, daß das Reichsgericht ſich in 
der vorſtehenden Entſcheidung mit ſeinen eigenen Prämiſſen in 
Widerſpruch geſetzt hat. 


Die Aſſoziation der Rechtsanwälte. 
Von Rechtsanwalt Dr. Roſenberg in Eſſen (Ruhr). 


In den letzten Jahren mehren ſich überall die Fälle, daß 
ſich Rechtsanwälte zur gemeinſamen Ausübung der Praxis 
aſſoziieren. Soweit dieſe Aſſoziation ſich derart vollzieht, daß 
die Sozien ſich gleichberechtigt gegenüber ſtehen, daß ihnen ins⸗ 
beſondere auch der Ertrag der gemeinſchaftlich betriebenen Berufs⸗ 
tätigkeit zu gleichen Teilen zufällt, wird man nicht das mindeſte 
gegen dieſe Verbindung einzuwenden haben. Sie mag vielmehr 
in zahlreichen Fällen bei dem raſchen Anwachſen der deutſchen 
Städte und der hierdurch geſteigerten Zahl der am ſelben Orte 
eingerichteten Gerichtskammern und Abteilungen für die Anwälte 
eine Erleichterung in der Ausübung ihres Berufes mit ſich 
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bringen und für das rechtſuchende Publikum eine beſſere Wahr⸗ 
nehmung ihrer Intereſſen verbürgen. | 

Anders verhält es ſich aber — und nur von dieſer 
„Aſſoziation“ ſoll im folgenden die Rede ſein — mit jenen 
Verbindungen, bei denen der eine Anwalt nicht zu gleichen 
Rechten beteiligt iſt, ſondern bei denen er tatſächlich nur als 
Gehül fe des anderen erſcheint. Die Zahl dieſer „Aſſoziationen“ 
iſt keineswegs gering. Faſt in jeder Nummer der „JW.“ 
findet ſich ein Inſerat etwa des Inhalts: „Junger Anwalt 
wünſcht Aſſoziation mit älterem Anwalt zunächſt gegen mäßiges 
Fixum.“ Daß der jüngere Anwalt, welcher dergeſtalt, noch 
dazu gegen ein mäßiges Fixum, Aufnahme als Sozius in 
eine beſtehende Anwaltspraxis wünſcht, tatſächlich nur die 
Stellung eines Angeſtellten einnimmt, liegt klar auf der 
Hand. 

Aus der Feſtſtellung von ſolchen Verbindungen ergeben 
ſich die Fragen: 

1. Iſt eine ſolche Aſſoziation mit der Rechtsanwalts⸗ 
ordnung zu vereinbaren? 
2. Iſt gegen eine ſolche Aſſoziation einzuſchreiten? 

I. Die erſtere Frage iſt zu vereinen. Im § 5 Nr. 4 RAD. 
iſt beſtimmt, daß der zur Rechtsanwaltſchaft Zuzulaſſende eine 
Beſchäftigung betreiben muß, welche mit dem Beruf und der 
Würde der Anwaltſchaft vereinbar ſind. Selbſtverſtändlich iſt 
dies auch bei dem zugelaſſenen Rechtsanwalt der Fall. 
Beruf und Würde der Rechtsanwaltſchaft erfordern es, daß 
der Rechtsanwalt in voller Unabhängigkeit ſeinen Beruf aus⸗ 
üben kann (vgl. Entſch des ECG. 7, 77), daß er den Umfang 
und die Art ſeiner Berufstätigkeit nach freiem Ermeſſen be⸗ 
ſtimmen kann (vgl. Entſch. 11 Nr. 29 S. 78) und daß feine 
Stellung keine untergeordnete iſt (vgl. Entſch. 1, 69). Der 
unter dem Namen Sozius angeſtellte Rechtsanwalt beſtimmt 
weder den Umfang noch die Art der Praxis; er hat bei der 
Annahme von Mandanten nicht mitzureden; in etwaigen zweifel⸗ 
haften Fällen wird der Bureauvorſteher — dies kann man 
ohne Kombinationsgabe annehmen — den älteren Chef fragen. 
Selbſt wenn auch dieſer angeſtellte Rechtsanwalt eine ihm 
nicht genehme Sache nicht ſelbſt führen, ſondern ſie zur Wahr⸗ 
nehmung ſeinem Sozius überlaſſen ſollte, ſo deckt er ſie doch 
mit ſeinem Namen, da die Sache äußerlich als die der aſſoziierten 
Rechtsanwälte erſcheint. 

Die ungleiche pekuniäre Beteiligung, insbeſondere die 
Honorierung in Geſtalt eines mäßigen Fixums, hebt notwendiger 
Weiſe die Unabhängigkeit gegenüber dem anderen Rechtsanwalt 
auf und macht die ganze Stellung zu einer auch nach außen 
erkennbar untergeordneten. So iſt mir von einem an einem 
benachbarten Gericht beſchäftigten Kollegen, mit dem ich mich 
über dieſe Frage unterhielt, erzählt worden, daß dort die jüngeren 
gegen Gehalt angeſtellten Sozien ausſchließlich Amtsgerichts⸗ 
ſachen und unangenehmere Strafſachen wahrzunehmen hätten. 

Aſſoziationen der geſchilderten Art müſſen notwendiger 
Weiſe den ganzen Anwaltsſtand herabdrücken. Das Publikum 
wird, wenn es wie bisher weitergeht, bald zwei Kategorieen 
unterſcheiden: 

Anwälte, welche ihren Beruf ſelbſtändig ausüben und An⸗ 
wälte, welche Angeſtellte eines anderen Rechtsanwalts find. 
Habe ich doch ſelbſt ſchon aus kaufmänniſchen Kreiſen einen in 


der geſchilderten Art aſſoziierten Rechtsanwalt wenig höſlich als 
Kommis des mit ihm zur gemeinſchaftlichen Ausübung ver 
Praxis verbundenen Juſtizrats bezeichnen hören. 

Aſſoziationen, wie ſie hier geſchildert, erſchweren aber auch 
die wirtſchaftliche Stellung der Rechtsanwälte. Es liegt auf 
der Hand, daß ein gegen ein Fixum angeſtellter Anwalt — 
man hört Gehälter von 3000 — 6000 Mark nennen — von 
ſeinem Gehalte, zumal wenn er verheiratet iſt und Familie hat, 
nicht ſtandesgemäß leben und noch weniger etwas für die 
Zukunft zurücklegen kann. Anderſeits wird es geſuchten Rechts 
anwälten möglich, ihr eigenes Einkommen dadurch weſentlich zu 
ſteigern, daß fie die ihnen übertragenen Sachen durch jünger 
Kollegen bearbeiten laſſen. Hierdurch wird wieder das Einkommen 
der anderen Anwälte herabgedrückt. 

II. Dies find Zuſtände, die fo nicht weiter gehen können 
und unbedingt Abhilfe erfordern. Aus ſich ſelbſt kam eine 
Beſſerung nicht kommen, da bei der wachſenden Zahl der Rechts 
anwälte auch die Zahl derer immer größer wird, welche nicht 
warten können, bis ſie ſich ſelbſt eine ausreichende Praxis ge 
ſchaffen haben, ſondern die froh find, eine, wenn auch ſchlecht 
beſoldete, Anſtellung gefunden zu haben. 

Berufen, hier Abhülfe zu ſchaffen, ſind die Vorſtände der 
Anwaltskammern und der Anwaltsvereine, welche die Vu 
pflichtung haben, gegen Aſſoziationen, die mit der RAD. nicht 
vereinbar find und den Stand ſowie die wirtſchaftliche Stellung 
der Rechtsanwälte herabdrücken, einzuſchreiten. Fraglich kann 
es nur ſein, welche Aſſoziationen der Würde und Stellung 
eines Rechtsanwalts widerſprechen. Sind es alle Verbindungen 
bei ungleicher pekuniärer Beteiligung, oder nur diejenigen, bei 
denen der eine Teil ein feſtes Gehalt bezieht? Ich nehme 
keinen Anſtand, die erſtere Frage zu bejahen. Denn die un 
gleiche wirtſchaftliche Stellung muß unbedingt eine Abhängigkeit 
des einen Anwalts von feinem Sozius und hiermit alle di 
angeführten ſchädlichen Folgen herbeiführen, welche oben ge 
ſchildert ſind. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtzrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 1. bis 13. Oktober 
1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 8 254 BGB. Schadenserſatzanſpruch wegen mangelnder 
Beleuchtung einer Treppe.] 

Der Unfall des Klägers hat ſich ſo zugetragen, daß dieſe 
beim Hinunterſteigen der Treppe auf der unterſten Stufe aw 
gelangt der irrigen Meinung geweſen iſt, er ſei ſchon gan 
unten und infolgedeſſen einen Fehltritt getan hat. Die Urſach 
ſeines Irrtums iſt die mangelhafte Beleuchtung der Treppe 
geweſen. Das DLG. erklärte den Anſpruch des Klägers den 
Grunde nach für gerechtfertigt. Das RG. wies den Klas 
anſpruch zur Hälfte ab und verwies zur andern Hälft 
über den Betrag des Anspruchs an das LG. zurück: Daß 
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Berufungsgericht hat ein eigenes mitwirkendes Verſchulden 
des Beklagten nicht angenommen, der Reviſion iſt aber darin bei⸗ 
zuſtimmen, daß das nicht vereinbar iſt mit der Feſtſtellung, 
der Kläger ſei gefallen, weil er wegen der Dunkelheit nicht 
habe ſehen können, daß er noch nicht ganz am Fuße der 
Treppe angelangt geweſen ſei. Wer im Dunkeln eine Treppe 
hinuntergeht, muß vorſichtig gehen und darf ſich auf die bloße 
Meinung, die Stufen ſeien zu Ende, nicht verlaſſen. Der 
Kläger hat unvorſichtig gehandelt, indem er trotz der Dunkelheit 
unterließ, durch Taſten mit dem Fuße ſich zu vergewiſſern, ob 
keine Stufe mehr vorhanden ſei. Dieſe Unvorſichtigkeit iſt 
die mitwirkende Urſache des Unfalls geweſen, daher war 
8 254 BGB. zur Anwendung zu bringen. Das jeder Partei 
zur Laſt fallende Verſehen iſt an ſich nicht ſchwerwiegend, erſt 
ihr Zuſammenwirken hat die eingetretenen ſchlimmeren Folgen 
hervorgerufen; daher erſchien es angemeſſen, die Verpflichtung 
zum Schadenserſatz fo, wie geſchehen, zu teilen. H. c. H., 
U. v. 17. Sept. 06, 576/05 VI. — Hamburg. 

2. 85 276, 823 Abſ. 2 BGB. Die Polizeivorſchriften 
für Verkehr mit Kraftfahrzeugen geben nur einen Anhalt für 
die zu erfordernde Sorgfalt; vom Automobilfahrer iſt erhöhte 
Sorgfalt zu beanſpruchen.] 

Die Taglöhnersehefrau Katharina H. iſt am 27. Juli 
1904 auf der von Landshut nach Freiſing führenden Staats⸗ 
ſtraße dadurch tödlich verunglückt, daß das Pferd an dem 
Fuhrwerk des Gütlers Joſef B. durch das vorüberfahrende 
Automobil des Beklagten ſcheu gemacht wurde und durchging 
und beim Umſtürzen des Wagens die auf dieſem ſitzende H. 
auf die Straße geſchleudert wurde. Mit der gegenwärtigen 
Klage haben der Ehemann der Verunglückten und deren beide 
minderjährigen Söhne den Beklagten, welcher ſelbſt das 
Automobil bei dem Unfall gelenkt hat, auf Schadenserſatz in 
Anſpruch genommen; ſie verlangten in erſter Linie eine Kapitals⸗ 
abfindung von 10 000 Mark eventuell eine Geldrente von 
jährlich 1000 Mark und Erſatz von 100 Mark Beerdigungs⸗ 
koſten. Die II. 3K. des Königl. Bay. LG. München II hat 
mit Urteil vom 15. April 1905 den Klaganſpruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. In II. Inſtanz iſt die Klage 
abgewieſen. Das RG. hob auf und wies die Sache in die 
Inſtanz zurück. Über den Hergang iſt folgendes tatſächlich 
feſtgeſtellt. An dem fraglichen Nachmittage fuhr der Beklagte 
mit einem großen, hellroten Automobil, das mit fünf Perſonen 
beſetzt war, von Landshut nach München. Gleichzeitig fuhr 
der Gütler Joſef B. in der lentgegengeſetzten) Richtung von 
Freiſing, Groß⸗Tuching gegen Einöde Unteraft mit einem kleinen 
einfpännigen Wagen, auf dem er ſelbſt, feine elfjährige Tochter 
Thereſe und die Taglöhnersehefrau Katharina H. ſaßen. Die 
Staatsſtraße ſteigt von Unteraſt an ganz unbedeutend bis zur 
Höhe des bei Tuching liegenden ſogen. Planklbergs an, macht 
einige kleine Krümmungen und hat eine Breite von rund 10 m. 
Von Unteraſt bis zur Höhe des Planklbergs und umgekehrt iſt 
die Ausſicht frei und ungehindert. Als B. (ungefähr um 3 Uhr) 
mit ſeinem Wagen auf der Höhe des Planklbergs angekommen 
war, ſah er das Automobil des Beklagten von Unteraſt her 
den Planklberg herauffahren. Die beiden Fahrzeuge waren 
damals noch etwa 300 Schritt voneinander entfernt. B., 
deſſen Pferd an den Anblick von Automobilen nicht gewöhnt 
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war, und das ſchon früher einmal vor einem ſolchen geſcheut 
hatte (übrigens nach dem Tatbeſtand I. Inſtanz eine 14 jährige, 
fromme Stute), ſprang vom Wagen herunter und lief zu dem 
Pferde vor, wobei er durch Erheben des linken Armes dem 
Automobil ein Zeichen gab. Dann faßte er ſein Pferd am 
Kopf und führte es an den linken Straßenrand, wo er es 
feſthielt. Das Pferd hatte aber das Automobil ſchon bemerkt; 
es wurde unruhig, ſtampfte mit den Vorderfüßen und drängte 
links. Unterdeſſen kam das Automobil raſch heran; als es 
ganz nahe gekommen war, machte das Pferd eine ſcharfe 
Wendung nach links, wobei die Wagendeichſel abbrach; hierauf, 
als das Automobil ſchon vorüber war, ſprang es nach rechts 
wieder auf die Straße und lief gegen Unteraſt davon. B. 
wurde geſchleift, bis er die Zügel los ließ, das Pferd lief mit 
dem Wagen weiter, bis dieſer umfiel. Hierbei wurde Katharina 
H. auf die Straße geſchleudert, ſie erlitt einen ſchweren Schädel⸗ 
bruch und verſtarb alsbald. Die hinſichtlich des Verkehrs mit 
Kraftfahrzeugen beſtehenden landesgeſetzlichen Polizeivorſchriften 
(wie auch die nunmehr vom Bundesrate am 28. Mai 1906, 
RAnz. Nr. 124 erlaſſenen „Grundzüge“) können bezüglich der 
zivilrechtlichen Verantwortung des Automobilführers aus § 823 
erſter Abſatz des BGB. zwar einen Anhalt für die Be⸗ 
ſtimmung der zu erfordernden Sorgfalt, namentlich ſofern deren 
Mindeſtmaß dadurch begrenzt wird, an die Hand geben, aber 
an ſich keine ausſchließliche und erſchöpfende Regelung darſtellen. 
Den geſetzlichen Maßſtab bildet hierfür nach 8 276 BGB. 
die im Verkehr, und zwar in dieſem beſonderen Verkehr 
erforderliche Sorgfalt. Das Berufungsgericht hat allerdings 
auch unter dem Geſichtspunkte des S 276 BGB., nicht bloß 
unter dem der Verletzung eines Schutzgeſetzes, 8 823 Abſ. 2 
BGB., den vorliegenden Fall geprüft. Aber es hat das Maß 
der im Verkehr mit Kraftfahrzeugen erforderlichen Sorgfalt 
augenſcheinlich zu gering bemeſſen. In den am Schluſſe der 
Urteilsgründe angeſtellten allgemeinen Erwägungen wird geſagt: 
„Der Automobilverkehr auf den Straßen bringe freilich 
mancherlei Gefahren mit ſich; — allein der Automobilverkehr 
auf den öffentlichen Straßen ſei nicht verboten, ſondern aus⸗ 
drücklich zugelaſſen. Entſtehe hieraus irgend ein Unfall, ſo 
könne der Automobilfahrer nicht ſchon wegen der allgemeinen 
Gefährlichkeit dieſes Verkehrs für haftbar erklärt werden, es 
müſſe vielmehr genau unterſucht werden, ob im einzelnen Falle 
den Fahrer ein Verſchulden treffe und ob er ſchuldhaft gegen 
ein den Schutz eines anderen bezweckendes Geſetz verſtoßen 
habe.“ Dieſe Sätze ſind vom Standpunkte der zur Zeit noch 
beſtehenden Geſetzgebung aus an ſich wohl richtig. Allein das 
Berufungsgericht hat bei ſeiner Entſcheidung nicht genügend 
den Grundſatz beachtet, daß nach dem Grade der mit einem 
beſtimmten Unternehmen oder Betriebe für Dritte hervor⸗ 
gerufenen Gefahr auch die Anforderung an die hierbei an⸗ 
zuwendende Sorgfalt ſich ſteigert. Die außerordentlich große 
Gefahr, welche mit dem Automobilverkehr auf öffentlichen 
Straßen verknüpft iſt, bedingt im Intereſſe der Sicherheit des 
Publikums eine ganz beſonders große Aufmerkſamkeit und 
Vorſicht des Automobilfahrers. Der Berufungsrichter aber 
geht von der Auffaſſung aus, daß der Lenker eines Automobiles 
hierwegen nicht weſentlich verſchieden von dem Leiter irgend 
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offenbar der Anſicht, daß dem Beklagten die Unterlaſſung 
wirkſamer Vorſichtsmaßregeln nur dann als Fahrläſſigkeit an⸗ 
zurechnen wäre, wenn derſelbe die im gegebenen Falle drohende 
Gefahr als eine beſonders große oder dringliche erkannt 
hätte. Das tritt in mehrfachen Wendungen der Urteilsgründe 
zutage. Der Beklagte habe — ſo wird S. 28 ff. ausgeführt —, 
weil die Staatsſtraße Landshut — München doch ziemlich viel 
von Automobilen befahren werde, der Anſicht ſein dürfen, daß 
die ihm begegnenden Pferde „im allgemeinen ſich nicht mehr 
ganz beſonders ängſtlich ſeinem Automobil gegenüber verhalten 
würden“. Sodann S. 34: Es frage ſich nur, ob der Be⸗ 
klagte aus dem Verhalten des Pferdes Veranlaſſung nehmen 
mußte, das Pferd für ein „beſonders reizbares Tier“ zu halten. 
Weiter wird (S. 39) Gewicht darauf gelegt, daß das Pferd 
bisher „noch nicht übermäßig geſcheut“ habe; und es wird 
(S. 40) die Annahme des erſten Richters für unzutreffend 
erklärt, dem Beklagten habe bei gehöriger Aufmerkſamkeit er⸗ 
kennbar ſein müſſen, daß die Lage des B.ſchen Fuhrwerks eine 
„ausnahmsweiſe gefährliche“ ſei. — In Wirklichkeit war auch 
nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des Berufungsgerichts die 
Situation eine ſolche, die dem Automobilführer die größtmögliche 
Vorſicht gegenüber dem entgegenkommenden bezw. im Wege 
ſtehenden Fuhrwerke zur Pflicht machte. Schon von vorn⸗ 
herein war vorſichtiges Fahren angezeigt, weil an jenem Nach⸗ 
mittag, wie feſtgeſtellt iſt, auf der betreffenden Strecke des 
Freiſinger Marktes wegen ein lebhafter Wagenverkehr herrſchte. 
Auf eine minder große Empfindlichkeit der ihm dort begegnenden 
Pferde gegenüber Automobilen durfte der Beklagte nicht ver⸗ 
trauen, auch wenn ihm die gewöhnlichen Verkehrsverhältniſſe 
auf jener Wegeſtrecke bekannt geweſen wären; übrigens iſt nach 
der Feſtſtellung des erſten Richters der Beklagte am fraglichen 
Nachmittage gerade auf der Strecke von Landshut nach 
München wiederholt ſcheuenden Pferden begegnet. Nun fuhr 
der Beklagte gegen das B.ſche Fuhrwerk heran, deſſen Pferd 
bei Annäherung des Automobils alsbald unruhig wurde, den 
Kopf hob und anfing, mit den Vorderbeinen zu trippeln. Der 
Berufungsrichter nimmt an, der Beklagte ſei verpflichtet 
geweſen, allen Vorgängen, die ſich vor ihm auf der Straße 
abſpielten, die volle Aufmerkſamkeit zuzuwenden, und er müſſe 
darum jenes Verhalten des Pferdes bemerkt haben. Aus 
dem gleichen Grund wird aber, obwohl das im Berufungsurteil 
nicht ſo ausdrücklich feſtgeſtellt iſt, weiter anzunehmen ſein, 
der Beklagte habe bemerkt oder bei gehöriger Aufmerkſamkeit 
wahrnehmen müſſen, wie der Kutſcher (B.) vom Wagen ab- 
ſtieg, das unruhig gewordene Pferd am Kopfe faßte und es 
gegen den Straßenrand führte. Was das von B. gegebene 
Zeichen betrifft, ſo hat ſich nicht feſtſtellen laſſen, daß der Be⸗ 
klagte die Armbewegung wirklich geſehen hat; aber auch wenn 
er ſie geſehen hätte, würde nach Anſicht des Berufungsgerichts 
daraus noch nicht folgen, daß er anhalten mußte. Das Arm⸗ 
heben ſei im gegebenen Falle kein verläſſiges Zeichen ge⸗ 
weſen; bei der damaligen Sachlage habe ſich der Beklagte nicht 
notwendig ſagen müſſen, daß damit ihm ein Zeichen zum 
Anhalten gegeben werden wollte. Auch dieſe Gründe ſind 
nicht unbedenklich. Einmal handelt es ſich nicht bloß darum, ob der 
Beklagte das Zeichen des B. geſehen hat, ſondern auch darum, ob 
er es bei pflichtgemäßer Achtſamkeit hätte wahrnehmen müſſen. 
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Sodann brauchte die fragliche Bewegung nicht notwendig als 
ein Zeichen zum Anhalten des Automobiles erkennbar zu fein. 
Darauf, daß ihm der Fuhrmann ein ſolches Zeichen geben werde, 
ſobald dieſem wegen beſonderer Empfindlichkeit des Tieres oder 
aus ſonſtigem Grund die Lage bedenklich erſcheine, darf ſich der 
Automobilfahrer nicht verlaſſen; auch muß er in Rechnung 
nehmen, daß er ein etwa vom Fuhrmann gegebenes Zeichen 
überſehen könnte. Das Armheben des B. hätte möglicherweise 
auch ſchon inſofern für das Verhalten des Beklagten von Be 
deutung ſein können, als es entnehmen ließ, daß der Fuhrmann 
wegen Annäherung des Automobils um fein Pferd oder Fuhr⸗ 
werk beſorgt ſei. Das letztere wäre indes auch abgeſehen von 
jener Armbewegung daraus zu erkennen geweſen, daß der Fuhr⸗ 
mann für nötig fand, abzuſteigen und das Pferd feſtzuhalten. 
Das Berufungsgericht geht nun mit dem Gutachten der im 
Strafverfahren vernommenen Sachverſtändigen davon aus, daß 
es in der Regel vollſtändig genüge, ein Pferd mit beiden 
Händen am Kopfe feſtzuhalten, um auch ein unruhiges Pferd 
am Ausbrechen zu verhindern, und meint, aus dem vorſtehend 
geſchilderten Verhalten des B.ſchen Pferdes habe der Beklagte 
nicht „auf ein beſonders erregbares Pferd“ auf eine „beſonders 
große für die Wageninſaſſen beſtehende Gefahr“ zu ſchließen 
brauchen. Er habe hoffen dürfen, es werde dem B. gelingen, 
ſein Pferd ſoweit zu beruhigen und es ſo feſtzuhalten, daß 
jede Gefahr ausgeſchloſſen ſei. Da ihm die beſondere 
Gefährlichkeit des B.ſchen Pferdes nicht zum Bewußtſein 
gebracht worden, ſei er zur Annahme berechtigt geweſen, die 
von B. getroffene Maßnahme werde, wie in der Regel, den 
beabſichtigten Erfolg haben. — In dieſen Erwägungen kommt 
wiederum der im vorſtehenden gekennzeichnete Standpunkt zun 
Ausdruck. Richtigerweiſe war nur zu prüfen, ob der Beklagte 
bei Anwendung der von dem Automobilfahrer zu verlangenden 
erhöhten Sorgfalt aus der Sachlage — dem beginnenden 
Scheuen des Pferdes und dem Verhalten des Kutſchers — ft: 
kennen mußte, daß dem B. ſchen Fuhrwerke durch weitere An⸗ 
näherung oder Vorbeifahren des Automobils Gefahr drohte, 
und ob er in der Lage war, dieſe Gefährdung noch zu vermeiden. 
Zur Vorkehrung entſprechender Sicherungsmaßnahmen war er 
verpflichtet, auch wenn nur die (nicht bloß entfernte) Möglich⸗ 
keit, daß durch das Scheuwerden des Pferdes den Wagen: 
inſaſſen Gefahr für Leib und Leben erwachſen würde, gegeben 
und erkennbar geweſen iſt. Damit, daß es dem Fuhrmam 
gelingen würde, das Pferd durch Feſthalten zu beruhigen und 
am Ausbrechen zu verhindern, durfte der Beklagte nicht unbedingt 
rechnen; zumal nicht, wenn für ihn während des Weiterfahrens 
erſichtlich war, daß die Bemühungen des Fuhrmannes zunächſt 
erfolglos waren, oder das Pferd gar noch unruhiger wurde 
(mag es auch zu dieſer Zeit noch nicht in die Höhe geſtiegen 
ſein). Es würde ſich alsdann fragen, ob der Beklagte in einer 
angemeſſenen Entfernung von dem Fuhrwerk, alſo nach der 
Unterſtellung der Vorinſtanzen mehr als 25 Meter davon ent: 
fernt, hätte anhalten können und follen, bis die Gefahr in der 
einen oder anderen Weiſe beſeitigt war. Hiernach war daß 
Berufungsurteil aufzuheben und behufs erneuter Prüfung nad 
den vorerörterten Geſichtspunkten die Sache zur anderweiten Der 
handlung und Entſcheidung in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen, 5 
wobei es angemeſſen erſchien, von der durch 9 565 A. 1 
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Satz 2 ZPO. gegebenen Befugnis Gebrauch zu machen. 
H. c. R., U. v. 20. Sept. 06, 6/06 VI. — Münden. 

3. 8 315 BGB. Die richterliche Entſcheidung hat 
erforderlichenfalls auch dann zu erfolgen, wenn die Beſtimmung 
des Zeitpunktes der Leiſtung dem Belieben des Schuldners 
anheimgeſtellt iſt.] 

Durch notariellen Vertrag vom 29. April 1901 hat Kläger 
der Beklagten „in Form einer beſchränkten perſönlichen Dienſt⸗ 
barkeit“ das alleinige und ausſchließliche Recht eingeräumt, aus 
ſeiner Beſitzung Blatt Nr. 38 des Grundbuchs von R. den 
vorfindlichen Ton zu erſchürfen, abzubauen und ſich anzueignen 
und alle dazu nötigen Arbeiten vorzunehmen. Im Abſ. 2 des 
81 heißt es, daß der Inhalt und der Umfang der Dienſtbarkeit 
auf Abbau des Tones ſich nach dem Bedürfnis und Belieben 
der Beklagten richtet, ſo daß dieſe berechtigt iſt, die Tonlager 
bis zur Erſchöpfung abzubauen; daß Beklagte auch berechtigt 
iſt, die Ausübung der Dienſtbarkeit dritten Perſonen zu über⸗ 
laſſen und durch dieſe vornehmen zu laſſen. Als Entſchädigung 
für die eingeräumte Dienſtbarkeit hat die Beklagte nach § 2 
dem Kläger für jeden Zentner geförderten und abgefahrenen 
Ton ſechs Pfennig zu zahlen, nach § 7 jedoch mindeſtens 
1500 Mark alljährlich, auch wenn fie gar keinen Ton oder 
kein dieſer Summe nach dem Satze von 6 Pfennig pro Zentner 
entſprechendes Quantum Ton fördert; ihr iſt jedoch für den 
Fall, daß ſie in einem Jahre weniger Ton gefördert habe, als 
der von ihr geleiſteten Abgabe von 1 500 Mark entſpricht, zu: 
gelaſſen, das Minderquantum in den folgenden Jahren ohne 
Vergütung hierfür an den Kläger mehr zu fördern. Da die 
Beklagte bis zum 27. März 1902 auf dem Grundſtück des 
Klägers Ton nicht gefördert, wohl aber bereits 750 Mark an 
Kläger gezahlt hatte, wurde durch notariellen Vertrag vom 
27. März 1902 beſtimmt: „Sie (Beklagte) zahlt heute an ihn 
(Kläger) weitere 1 500 Mark; Herr F. quittiert darüber und 
erklärt, daß die konſolidierte Wenzeslausgrube ihm ſolange 
keinerlei Entſchädigung mehr zu zahlen braucht, bis die bereits 
gezahlte Summe von der vertragsmäßig feſtgeſetzten Ent⸗ 
ſchädigung von 6 Pfennig für den Zentner abgefahrenen Ton 
aufgebraucht iſt. Die Wenzeslausgrube dagegen verpflichtet 
ſich, mit der Tonförderung auf dem Grundſtücke des Herrn F. 
zu beginnen, ſobald ſie deſſen zu ihrem Betriebe benötigt.“ Da 
Beklagte ihres (angeblichen) Verſprechens ungeachtet, in kürzeſter 
Zeit mit der Tonförderung zu beginnen, in dem Zeitraum von 
2½ Jahren ſeit dem Abſchluſſe des Vertrags vom 27. März 1902 
keine Anſtalten zur Tonförderung getroffen, auch die ihr am 
27. Februar 1904 bis zum 1. April 1904 unter der Androhung 
geſtellte Friſt, daß auf Aufhebung ⸗ der Verträge geklagt werde, 
fruchtlos habe verſtreichen laſſen, hält ſich Kläger an die Ver⸗ 
träge nicht mehr gebunden und hat Klage erhoben mit dem 
Antrage, die Beklagte zu verurteilen, anzuerkennen, daß ihr aus 
dem unter den Parteien geſchloſſenen Vertrage vom 29. April 1901 
Rechte nicht mehr zuſtehen, daß insbeſondere das Recht aus 
dem Grundſtücke Bl. 38 des Grundbuchs von R. ausſchließlich 
den vorfindlichen Ton zu erſchürfen, abzubauen und ſich anzu⸗ 
eignen, erloſchen ſei. Klage, Berufung und Reviſion find zurück⸗ 
gewieſen. — Das Berufungsgericht verneint, daß der in der 
Klageerhebung zu erblickende Rücktritt des Klägers von den 
Verträgen wegen Leiſtungsverzugs der Beklagten und erfolgloſer 
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Friſtſetzung begründet ſei. Es gelangt durch Auslegung der 
Verträge vom 29. April 1901 und vom 27. März 1902 unter 
eingehender Würdigung des Ergebniſſes der Beweiserhebung 
ohne Rechtsirrtum zu der tatſächlichen Feſtſtellung, die Ver⸗ 
einbarung der Parteien ſei am 27. März 1902 dahin getroffen, 
daß die Beklagte mit der Tonförderung auf den Grundſtücken 
des Klägers erſt dann beginnen müſſe, wenn fie des Tones zum 
Betriebe ihrer Schamottefabrik benötigt ſei, daß aber der Beginn 
des Betriebes der Fabrik in der Hand der Beklagten liege. 
Dieſe Feſtſtellung, die Angriffen mit der Reviſion nicht aus⸗ 
geſetzt iſt, läuft darauf hinaus, daß es im freien Belieben des 
Beklagten ſtehen ſoll, in welchem Zeitpunkte er den Ton zu 
fördern und die für den geförderten Ton feſtgeſetzte Vergütung 
dem Kläger zu leiſten hat. Selbſtverſtändlich iſt der Beklagten 
damit nicht zugelaſſen, die Tonförderung für unabſehbare Zeit 
oder ganz zu unterlaſſen, ſondern es ſoll ihr nur freiſtehen, den 
Zeitpunkt des Beginnes des Fabrikbetriebes und damit der Ton⸗ 
förderung nach eigenem billigen Ermeſſen zu beſtimmen, wogegen 
dann, falls die Beſtimmung nicht der Billigkeit entſprechen oder 
verzögert werden ſollte, dieſe durch richterliches Urteil nachzu⸗ 
ſuchen wäre. Dieſe Entſcheidung iſt im $ 315 BGB. zwar 
ausdrücklich nur für den Fall gegeben, daß die Leiſtung durch 
einen der Vertragſchließenden beſtimmt werden ſoll. Daß ſie 
aber auch dann Anwendung zu finden hat, wenn die Beſtimmung 
des Zeitpunkts der Leiſtung dem Belieben des Schuldners 
anheimgeſtellt iſt, ergibt ſich, außer der im weſentlichen gleichen 
Vorausſetzung beider Fälle, daraus, daß für den letzten Fall 
im BGB. eine beſondere Vorſchrift — der $ 2181 BGB. 
kommt nicht in Betracht — nicht gegeben, vielmehr von einer 
allgemeinen Beſtimmung über den Zeitpunkt der Leiſtungspflicht 
als bedenklich Abſtand genommen und für ſelbſtverſtändlich 
erachtet iſt, der Richter habe im Streitfalle über die Leiſtungs⸗ 
zeit zu entſcheiden und unter Würdigung aller Umſtände das 
Angemeſſene, Gerechte und Billige zu beſtimmen (vgl. Motive 
z. BGB. Bd. 2 S. 38 ff.). Iſt aber hiervon auszugehen — 
auch der Kläger ſelbſt tut dies und in der Literatur iſt keine 
abweichende Meinung laut geworden —, ſo hatte der Kläger, 
als die Beklagte den von ihm mit der Friſtſetzung beſtimmten 
Zeitpunkt der Leiſtung nicht gelten laſſen wollte, den Richter 
um die Beſtimmung der Leiſtungszeit anzugehen, ſei es durch 
Erhebung einer Feſtſtellungsklage oder durch Erhebung der 
Leiſtungsklage auf ſofortigen Beginn der Förderung oder auf 
Beginn der Förderung binnen einer vom Richter zu beſtimmenden 
Friſt und auf ordnungsmäßige Fortſetzung. Erſt wenn in 
dieſer Weiſe die Leiſtungszeit beſtimmt war, konnte die Beklagte 
der Anwendung des § 326 BGB. ausgeſetzt ſein. Erſt wenn 
ſie nach rechtskräftiger Beſtimmung der Leiſtungszeit den Ton 
in der beſtimmten Zeit nicht förderte, wäre ſie in Verzug 
gekommen (BGB. 88 283 ff.); der Kläger hätte ihr dann zur 
Bewirkung der Leiſtung eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung 
beſtimmen können, daß er die Annahme der Leiſtung nach dem 
Ablaufe der Friſt ablehne, und nach dem Ablaufe der Friſt 
wäre er berechtigt geweſen, vom Vertrage zurückzutreten 
(BGB. § 326). Da der Kläger feine Befugnis zum Rücktritt 
vom Vertrage nicht in dieſer Weiſe begründet hat, mußte der 
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4. 8399 BGB. Veränderung des Inhalts einer Forderung 
bei Abtretung eines Bierbezugsrechts eines Bierverlegers an 
mehrere Brauereien.] 

Die Beklagte betreibt zu H. ein Reſtaurant. Zwiſchen 
ihr und dem Bierverleger K. zu H. kam der in der Urkunde 
vom 15. Mai 1904 niedergelegte Vertrag zuſtande. Darin 
anerkennt die Beklagte, von K. ein Darlehn von 6600 Mark 
erhalten zu haben und verpflichtet ſich, in ihrem Reſtaurant 
ununterbrochen „Herrenhäuſer Pilſener“ und „Hannoverſches 
Kronenbier“, von dieſem mindeſtens 200 Hektoliter pro Jahr, 
ferner „Nürnberger Siechenbier“ und „Lichtenhainer Bier“ durch 
K. zu den näher bezeichneten Preiſen zu beziehen und in ihrem 
Reſtaurant von der „Städtiſchen Lagerbierbrauerei“ nur dunkles 
Bier zu führen; die Rückzahlung des Darlehns ſollte durch ein 
Aufgeld von 3 Mark auf das Hektoliter geſchehen. — Die 
klagenden Brauereien behaupten, von jenen 6600 Mark Darlehn 
ſeien je 3000 Mark von ihnen hergegeben, und zwar im 
April 1904 von der klagenden „Hannoverſchen Aktienbrauerei“ 
3000 Mark gegen die Verpflichtung der Beklagten, deren 
Kronenbier, und im Mai 1904 von der „Vereinsbrauerei 
Herrenhauſen⸗ Hannover“ 3000 Mark gegen die Verpflichtung 
der Beklagten, deren Herrenhauſer Pilſener als alleiniges helles 
Bier zu beziehen; K. habe die Darlehnshingabe lediglich ver⸗ 
mittelt und den Klägerinnen ſeien die im Vertrage vom 
15. Mai 1904 vereinbarten Rechte hinſichtlich der von ihnen 
zu beziehenden Biere unmittelbar erworben. Sie machen für⸗ 
ſorglich geltend, K. habe ſeine Rechte aus jenem Vertrage an 
ſie abgetreten. Mit dem weiteren Vorbringen, daß die Be⸗ 
klagte durch Aufgeld an gelieferten Bieren auf das Darlehn 
der Vereinsbrauerei 819,75 Mark und der Aktienbrauerei 
85,50 Mark abbezahlt habe, ſeit einiger Zeit von der Städtiſchen 
Lagerbierbrauerei auch helles Bier, von den klagenden 
Brauereien überhaupt kein Bier mehr beziehe, haben die 
klagenden Brauereien, deren getrennt erhobene Klagen zur ge⸗ 
meinſamen Verhandlung und Entſcheidung verbunden worden 
waren, in der Schlußverhandlung vor dem erſten Richter be⸗ 
antragt, die Beklagte zu verurteilen 1. auf Klage der Vereins⸗ 
brauerei Herrenhauſen⸗ Hannover, bei Strafvermeiden in ihrem 
Reſtaurant kein helles Bier der Städtiſchen Lagerbierbrauerei 
in Hannover zu beziehen, vielmehr in ihrem Reſtaurant das 
von der Klägerin zu beziehende „Herrenhäuſer Pilſener“ un⸗ 
unterbrochen zu führen und zu verſchänken, bis die Summe von 
2180,25 Mark, welche aus dem Vermögen der Klägerin ſeiner⸗ 
zeit an die Beklagte gelangt ſind, getilgt iſt und zwar durch 
ein Aufgeld von 3 Mark für jedes zu beziehende Hektoliter 
Herrenhäuſer Pilſener, 2. auf Klage der Hannoverſchen Aktien⸗ 
brauerei, in ihrem Reſtaurant ununterbrochen das Hannoverſche 
Kronenbräu zu führen und zu verſchänken und von der Klägerin 
dieſes Bier ſolange zu beziehen, bis die aus dem Vermögen der 
Klägerin an die Beklagte gelangte Summe von 2914,50 Mark 
durch ein Aufgeld von 3 Mark vom Hektoliter des zu beziehenden 
Hannoverſchen Kronenbräus getilgt iſt, ferner aber auch ſolange 
mindeſtens 200 Hektoliter für das Jahr zu beziehen. In 
I. Inſtanz iſt nach den Klageanträgen erkannt, in II. Inſtanz 
die Klage abgewieſen. Die Reviſion der Klägerinnen iſt zurück⸗ 
gewieſen: Das Berufungsgericht nimmt entgegen dem Vor⸗ 
bringen der Klägerinnen, aber übereinſtimmend mit den Aus⸗ 
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führungen des erften Richters an, der Darlehnd und Biers 
bezugsvertrag vom 15. Mai 1904 ſei von K. in eigenen 
Namen, nicht als Vertreter der Klägerinnen abgeſchloſſen. 
Dieſe Annahme beruht auf Tatſachenwürdigung und Urkunden⸗ 
auslegung, die an ſich der Nachprüfung des Reviſionsgerichtz 
entzogen iſt und einen Verſtoß gegen das Geſetz nicht erkennen 
läßt. — Das Berufungsgericht führt ſodann zugunſten der 
Klägerinnen aus, der gedachte Vertrag verſtoße, ſoweit er eine 
Bierbezugspflicht der Beklagten begründe, bis zur Rückzahlung 
des Darlehns, die nur durch Zahlung eines Aufgeldes auf das 
abgenommene Bier zugelaſſen ſei, nicht gegen die guten Sitten 
und ſei daher nicht nach 8 138 BGB. nichtig. Dieſe Annahme 
entſpricht der Rechtſprechung des erkennenden Senats. Das 
Berufungsgericht verneint, daß der Darlehnsgläubiger K. an 
jede der Klägerinnen den in der Klagebegründung näher be⸗ 
rechneten Darlehnsbetrag abgetreten habe, nimmt dagegen an, 
daß er ſeine Rechte auf den Bezug der von der einen und 
von der anderen der Klägerinnen hergeſtellten Bierſorten ab⸗ 
getreten hat. Dagegen verneint es die Wirkſamkeit dieſer Teil: 
abtretungen — mögen ſie für ſich allein betrachtet werden oder 
verbunden mit einer allerdings zu verneinenden Abtretung der 
Darlehnsbeträge, die jeweils als Aufgeld für von den 
Klägerinnen geliefertes Bier zurückzuzahlen ſeien. Denn durch 
jene Teilabtretungen werde der Inhalt der der Beklagten ob⸗ 
liegenden Leiſtung aus dem einheitlichen (unteilbaren) Vertrage 
im Sinne der einleitenden Beſtimmung im § 399 BGB. ver⸗ 
ändert. Gegen letztere Annahme richten ſich die Angriffe der 
Reviſionsklägerin. Nach der hier in Betracht kommenden Be 
ſtimmung des § 399 a. a. O. kann eine Forderung nicht ab 
getreten werden, wenn die Leiſtung an einen anderen als den 
urſprünglichen Gläubiger nicht ohne Anderung ihres Inhaltes 
erfolgen kann. Damit iſt der allgemeine Rechtsgrundſatz aus. 
geſprochen, daß eine Abtretung nur inſoweit zugelaſſen ift, als 
durch ſie der Inhalt der dem Schuldner — debitor cessus — 
obliegenden Leiſtung nicht zu deſſen Nachteil verändert wird. 
Auf der Grundlage dieſes ſchon im Rechte vor dem BGB. an 
erkannten Rechtsgrundſatzes wird nach dem Rechte des BER. 
die Zuläſſigkeit von Teilabtretungen überall dann anerkannt, 
wenn nach dem Vertragsinhalte die dem Schuldner obliegende 
Leiſtung teilbar iſt. Von der gleichen Grundlage aus wird 
nach dem Rechte des BGB. ebenfalls allgemein anerkannt, daß 
grundſätzlich die Forderung aus einem gegenſeitigen Vertrage 
abgetreten werden kann und daß, wenn die gedachte Forderung 
nach dem Vertragsinhalte teilbar iſt, auch Teilabtretungen 
derſelben zuläſſig ſind. Im gegebenen Falle handelt es ſich 
um einen mit einem Darlehn verbundenen Bierbezugsvertrag 
eines Bierverlegers mit der Befitzerin einer Reſtauration, 
durch den die letztere verpflichtet wird, den Bedarf ihres Wirk 
ſchaftsbetriebes an vier verſchiedenen Bierſorten, die an vier 
verſchiedenen Produktionsſtätten hergeſtellt, aber durch den 
Bierverleger auf eigene Rechnung vertrieben werden, von dem 
Bierverleger bis zur Rückzahlung des Darlehns zu beziehen, 
und bei dem das Darlehn nur durch Zuſchlag von 3 Marl 
auf jedes Hektoliter des in dieſer Weiſe bezogenen Bieres 
zurückgezahlt werden kann. Das Berufungsgericht hat mit 
Recht angenommen, daß nach dem Inhalte des vorliegenden 
Vertrags das in ihm beſtellte Recht des Bierverlegerz auf den 
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Bierbezug im Intereſſe des Wirtes als einheitliches, das 
iſt unteilbares, beſtellt iſt und deshalb durch die auf nur 
eine der vier Bierſorten beſchränkten Teil abtretungen dieſes 
Bierbezugsrechts, auch wenn ſie jeweils an die die gedachte 
Bierſorte produzierende Brauerei geſchehen, die der Beklagten 
als Schuldnerin aus dieſem Vertrage obliegende Leiſtung im 
Sinne der bezogenen Beſtimmung in $ 399 a. a. O. verändert 
werde. Die Annahme jener Unteilbarkeit wird vom Berufungs⸗ 
gericht abgeleitet ſchon aus den Schwierigkeiten, die ſich bei 
einer ſolchen Spaltung des Bierbezugsrechts in allen Fällen 
für die Rückzahlung des Darlehns ergäben. Das Berufungs⸗ 
gericht hätte ſich für ſeine Annahme jener Unteilbarkeit weiter 
noch darauf berufen können, daß bei dem Einräumen eines 
Bier bezugsrechts auf vier im Betriebe einer Wirtſchaft er⸗ 
forderliche Bierſorten an einen Lieferanten alle die Schwierig⸗ 
keiten vermieden werden ſollen, die bei Einräumen jenes Rechts 
an vier Lieferanten über die Höhe des Bezugs der einzelnen 
Bierſorte unvermeidbar ſind. Liegt aber nach dem Vertrags⸗ 
inhalte eine ſolche Unteilbarkeit des beſtellten Bierbezugsrechts 
im Intereſſe der Schuldnerin vor, ſo iſt durch deſſen Teil⸗ 
abtretungen die der Beklagten obliegende Leiſtung zu ihren 
Ungunſten verändert. Das Berufungsgericht hat daher die 
bezogene Vorſchrift im $ 399 durch die Annahme der Un⸗ 
wirkſamkeit jener Teilabtretungen nicht verletzt. H. A. B. und 
Gen. c. M., U. v. 25. Sept. 06, 46/06 II. — Celle. 

5. § 766 BGB. Auslegung einer Bürgſchaftserklärung, 
über Form der letzteren bei Erklärung zu gerichtlichem Protokoll.] 

In dem Konkursverfahren gegen F. H. hat dieſer einen 
Zwangsvergleichsvorſchlag dahin gemacht: „Die Konkurs⸗ 
gläubiger feſtgeſtellter Forderungen erhalten 20 Prozent ihrer 
Forderungen gegen den Verzicht auf den Reſt derſelben bar 
innerhalb 14 Tagen nach Rechtskraft des Zwangsvergleiches 
unter Bürgſchaft des Herrn M. H. (des Bekl.)“ Der Gläubiger⸗ 
ausſchuß beſchloß, den Vergleichsvorſchlag zur Annahme zu 
empfehlen, jedoch unter der Bedingung, daß vor dem Vergleichs⸗ 
termin der zur Bezahlung der Vergleichsquote der bis dahin 
feſtgeſtellten Konkursforderungen erforderliche Betrag, ferner 
zwecks Sicherung der Maſſekoſten weitere 3 500 Mark bei dem 
Konkursverwalter hinterlegt würden. Der Konkursverwalter 
ſchloß ſich dieſer Außerung an und befürwortete ſeinerſeits den 
Vergleich. — Dieſe Erklärungen wurden dem Vertreter des 
Gemeinſchuldners zur Kenntnisnahme mitgeteilt, worauf dieſer 
erklärte, der Gemeinſchuldner ſei bereit, dafür zu ſorgen, daß 
die vom Gläubigerausſchuß verlangte Summe bis zum Ver⸗ 
gleichstermin beim Konkursverwalter hinterlegt ſei. Im Ver⸗ 
gleichstermin war der Beklagte und die Klägerin erſchienen. 
Ausweislich des über die Vergleichsverhandlung aufgenommenen 
Protokolls wurde zunächſt der Vergleichsvorſchlag des Gemein⸗ 
ſchuldners, dann die zuſtimmende Außerung des Gläubiger⸗ 
ausſchuſſes verleſen. Darauf erklärte der Gemeinſchuldner, 
daß er bei dieſem Vorſchlage verbleibe. Der Konkursverwalter 
gab die Erklärung ab, daß die zur Deckung der Konkursgläubiger 
gemäß dem Zwangsvergleichsvorſchlag erforderliche Summe 
bar bei ihm hinterlegt ſei. Es wurde „den Anweſenden Ge⸗ 
legenheit gegeben, ſich über den Vergleichsvorſchlag zu äußern,“ 
und ſodann über den Vorſchlag abgeſtimmt. Inhaltlich der, 
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Klägerin mit 14 762 Mark 51 Pf. Forderung als ſtimmberechtigt 
zugelaſſen und ſtimmte ſie für den Vergleich. Der Beklagte, 
dem für den Betrag von 280 000 Mark Stimmrecht bewilligt 
war, ſtimmte ebenfalls für den Vergleich. Die Abſtimmung 
ergab die erforderlichen Majoritäten und es wurde Gerichts⸗ 
beſchluß verkündigt, daß der Zwangsvergleich beſtätigt ſei. 
Der erſte Richter hat auf die Klage der Klägerin wegen Be⸗ 
zahlung ihre Forderung verneint, daß der Beklagte im Vergleichs⸗ 
termin eine Bürgſchaftserklärung abgegeben habe, und wies die 
Klägerin ab. Das Berufungsgericht verurteilte, die Reviſion 
des Beklagten wurde zurückgewieſen: Anlangend die Frage, ob 
die Bürgſchaftsübernahme von dem Beklagten in entſprechender 
Weiſe erklärt worden ſei, ſo iſt die bejahende Entſcheidung 
des Berufungsurteils gleichfalls rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Allerdings würde eine nur ſtillſchweigende, durch konkludente 
Handlungen betätigte Willenserklärung des Bürgen hierfür 
nicht ausgereicht haben. Andererſeits iſt es aber auch nicht 
erforderlich, daß der Bürge gerade wörtlich ausſpricht, er 
übernehme hiermit die Bürgſchaft; und die Bürgſchaftserklärung 
muß nicht notwendig durch einen einheitlich in ſich abgeſchloſſenen 
Akt erfolgen, kann möglicherweiſe auch in mehreren ſich er⸗ 
gänzenden Erklärungen zum Ausdruck gebracht werden. — (Vgl. 
auch RG. Bd. 59 Nr. 63 S. 218; Urteil des erkennenden 
Senats vom 2. Juli 1906, Rep. VI. 566/05; Oertmann, das 
Recht der Schuldverhältniſſe 8 766 Anm. 1, b, a, 8.) Im 
vorliegenden Falle konnte das Berufungsgericht ohne Rechts⸗ 
irrtum in der Abſtimmungserklärung des Beklagten beim 
Zuſammenhalt mit dem vorangegangenen ſchriftlichen Vergleichs⸗ 
vorſchlage und der Verhandlung hierüber in dem Vergleichs⸗ 
termin eine rechtswirkſame Bürgſchaftserklärung erblicken, ſofern 
jene Erklärung die Verbürgung notwendig zur Vorausſetzung 
hatte und inhaltlich einſchloß, verſtändigerweiſe gar nicht ab⸗ 
gegeben werden konnte, ohne daß gleichzeitig damit der Wille, 
ſich zu verbürgen, zum Ausdruck gebracht wurde. Der Beklagte 
hat nach Annahme des Berufungsgerichts durch ſeine Ab⸗ 
ſtimmung erklärt, er ſei damit einverſtanden, daß ein Zwangs⸗ 
vergleich geſchloſſen werde, wonach unter ſeiner, des Beklagten, 
Bürgſchaft der Gemeinſchuldner den Konkursgläubigern 20 Prozent 
ihrer Forderungen zu bezahlen habe. Und das reicht im ge⸗ 
gebenen Falle in der Tat aus, um eine Bürgſchaftserklärung 
im Sinne von $ 766 BGB. darzuſtellen. Der Umſtand, daß 
der Beklagte in feiner Eigenſchaft als Konkurs gläubiger 
über den Vergleichsvorſchlag mit abſtimmte, ſteht nicht im 
Wege; er kann nicht ſeine Erklärungen nach dieſer Seite und 
nach der Stellung eines Vergleichsgaranten ſpalten. Es fragt 
ſich ſchließlich nur, ob die Bürgſchaftserklärung von dem Be⸗ 
klagten in der geſetzmäßigen Form erteilt worden ſei. Auch 
das iſt von der Vorinſtanz ohne Rechtsverſtoß angenommen, 
indem es davon ausgeht, daß die in 8 766 BGB. vorgeſchriebene 
ſchriftliche Form hier durch die Beurkundung der Bürgſchafts⸗ 
erklärung in dem gerichtlichen Protokoll erſetzt werde. Das 
Berufungsgericht nimmt hierfür auf $ 126 Abſ. 3 BGB. 
Bezug. Dieſe Vorſchrift würde allerdings die Entſcheidung 
noch nicht rechtfertigen, wenn anzunehmen iſt, daß das BGB. 
unter „gerichtlicher Beurkundung“ (nur) Beurkundung durch 
den Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit verſtehe (vgl. Urteil 
des RG. VII. 102/01 vom 17. Mai 1901, RG. Bd. 48 
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Nr. 41 S. 187), eine Beurkundung alſo, für welche die Form⸗ 
vorſchriften des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898, insbeſondere 
des 8177 Abſ. 1, in Betracht kämen. Indes dieſe letzteren 
Vorſchriften ſind im gegenwärtigen Falle nicht maßgebend; 
ſie beziehen ſich nicht auf die in den Geſetzen anderweit geregelte 
Beurkundung prozeſſualer Rechtsgeſchäfte. Wird insbeſondere 
ein Rechtsgeſchäft, das nach bürgerlichem Rechte der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung bedarf, in der prozeſſualiſchen 
Form des Vergleiches, des Verzichts oder der Anerkennung 
vorgenommen, ſo hat die Beurkundung nach den Formen der 
ZPO. zu erfolgen (ZPO. SS 159 ff., 8160 Abſ. 2 Nr. 1, 
8794 Nr. 1), und auch die ſonſt geſetzlich erforderte Schrift⸗ 
form wird diesfalls durch die prozeßgemäße Beurkundung 
erſetzt. (Vgl. das angeführte Urteil des RG. 48, 183 ff.; 
Dronke in der Zeitſchrift für Zivilprozeß 30, 47 ff.; Gaupp⸗ 
Stein, ZPO. zu § 54 II. bei Note 3.) Unter dieſen Geſichts⸗ 
punkt fällt auch der gerichtliche Zwangsvergleich mit den als 
integrierende Beſtandteile desſelben zu betrachtenden Rechts⸗ 
geſchäften, ſofern für Aufnahme von Protokollen und Beurkundung 
im Konkursverfahren gemäß § 72 KO. die Vorſchriften der 
ZPO. entſprechende Anwendung finden. (Jäger, KO. zu 8 72 
Anm. 6 S. 540; zu $ 179 Anm. 4 (II.) S. 761.) Einen 
Beſtandteil des Zwangsvergleiches nun bildete auch die von 
dem Beklagten für die Erfüllung des Vergleiches übernommene 
Bürgſchaft (Urteil des RG. VII. 312/03, RG. Bd. 56 
Nr. 17 S. 72, 73). Die Bürgſchaftsübernahme konnte im 
Vergleichstermin mündlich zu Protokoll erklärt werden (Jäger, 
KO. 8194 Anm. 5 III S. 796), und durch die, eine Unter: 
zeichnung von ſeite der Beteiligten nicht erfordernde Beurkundung 
in dem amtsgerichtlichen Protokolle ſowie der, eine Anlage des 
Protokolles bildenden Stimmliſte war jedenfalls der geſetzlichen 
Form Genüge geſchehen. H. e. G., U. v. 17. Sept. 06, 
612/05 VI. — Karlsruhe. 

6. 8 828 BGB. Beweispflicht der mehr als 7 jährigen 
Perſon für den Ausſchluß der Einſicht.] 

Der Kläger iſt am 29. Auguſt 1902, im Alter von 
10 Jahren, mit der rechten Hand zwiſchen die Walzen einer 
Maſchine geraten, mit der der Lehrling des Beklagten in deſſen 
Werkſtatt arbeitete. Sein Anſpruch, daß Beklagter ihm ein 
Schmerzensgeld von 300 Mark und eine richterlich zu be⸗ 
ſtimmende Rente zahle, iſt in dem angefochtenen Urteile dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Der Berufungsrichter 
iſt auf die Frage, ob der Beklagte wegen einer ihm zur Laſt 
fallenden Fahrläſſigkeit erſatzpflichtig ſei, nicht eingegangen und 
hat die beiderſeits angebotenen Beweiſe über den ſtreitigen 
Tatbeſtand nicht erhoben, weil er annimmt, der Anſpruch des 
Klägers ſei ohne weiteren Beweis nach $ 831 BGB. gerecht⸗ 
fertigt. Der Beklagte habe den Lehrling T. beauftragt, mit 
der Maſchine zu arbeiten und bei der Ausführung dieſer Ver⸗ 
richtung ſei der Kläger widerrechtlich verletzt; denn T. habe 
unterlaſſen, den Kläger von der gefahrbringenden Nähe der 
Maſchine fern zu halten. Der in $ 831 dem Beklagten frei⸗ 
gelaſſene Entlaſtungsbeweis ſei nicht geführt: Gegen dieſe 
Ausführung erhebt die Reviſion zu Unrecht den Vorwurf, es 
ſei darin verkannt, daß die ſchädigende Handlung, um § 831 
anwendbar zu machen, in Ausführung der Verrichtung, nicht 
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nur bei Gelegenheit derſelben vorgenommen fein müſſe. Dagegen 
war einer weiteren Beſchwerde der Reviſion der Erfolg nicht 
zu verſagen. Der Berufungsrichter hat die Frage verneint, 
ob bei der Entſtehung des Schadens ein eigenes Verſchulden 
des Klägers mitgewirkt habe, indem er ausführt: Der Kläger 
ſei zur Zeit des Unfalls 10 Jahre alt, alſo in einem Alter 
geweſen, wo er nach $ 828 BGB. für den von ihm ver: 
urſachten Schaden verantwortlich ſei, wenn er die zur Erkenntnis 
der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht beſeſſen habe. Nun 
begreife freilich ein Knabe von 10 Jahren regelmäßig die im 
gewöhnlichen Verkehr des täglichen Lebens liegenden Gefahren, 
nicht aber die aus Maſchinen entſpringenden. Es ſei daher 
auch hier anzunehmen, daß der Kläger die mit dem Eingreifen 
in die Maſchine verbundene Gefahr nicht erkannt habe, zumal 
es ſich hier um eine Maſchine handle, die ſelbſt erwachſenen 
Perſonen große Gefahren bringe. Dieſe Ausführung iſt nicht 
haltbar. Sie beruht zunächſt auf einer rechtsirrigen Verteilung 
der Beweislaſt. Nach der Vorſchrift des 8 828 BGB. it 
der Kläger im Alter von 10 Jahren für den von ihm verurſachten 
Schaden verantwortlich, ſofern nicht er den Beweis erbringt, 
daß ihm bei der Begehung der ſchädigenden Handlung die 
erwähnte Einſicht gefehlt habe (vgl. RG. 61, 239). Nun 
verneint zwar der Berufungsrichter das Vorhandenſein dieſer 
Einſicht aber auf Grund des von ihm unterſtellten allgemeinen 
Erfahrungsſatzes, daß Knaben von 10 Jahren die aus Maſchinen 
entſpringenden Gefahren nicht erkennen könnten. Allein dieſer 
allgemeine Satz iſt nicht richtig. Abgeſehen von der Frage, 
ob er logiſch eine Stütze in der letzten Schlußfolgerung der 
Urteilsgründe findet, daß, weil die Maſchine des Beklagten 
ſelbſt erwachſenen Perſonen große Gefahren bringe, der Kläger 
dieſe nicht erkannt habe, iſt die Unterſtellung des Berufungs⸗ 
richters ſchon nicht vereinbar mit ſeiner eigenen Annahme, daß 
Knaben von 10 Jahren die im gewöhnlichen Verkehr des 
täglichen Lebens liegenden Gefahren regelmäßig erkennten. 
Denn hier iſt behauptet, daß der Kläger öfters in der Nähe 
der Maſchine verkehrt hat und daß er durch Warnungen und 
Mahnungen, ſelbſt einmal durch Strafe angehalten iſt, von der 
Maſchine fernzubleiben. Ob nicht dieſe Vorgänge des täglichen 
Lebens dem Kläger die Einſicht in das Gefährliche ſeines Tuns 
geben konnten, hat der Berufungsrichter nicht unterſucht, und 
ſchon aus dieſem ſachlichen Grunde iſt die Beſchwerde der Nevifion 
begründet, daß der Vorderrichter auf die ihm angebotenen 
Beweiſe ungenügend eingegangen ſei. Das angefochtene Urteil 
war daher aufzuheben und eine anderweite Verhandlung und 
Entſcheidung der Sache anzuordnen. Sch. e. H., U. v. 20. Sept. Oö, 
616/05 VI. — Cöln. 

7. 5 843 BGB. Unfallverſicherungsgeſetz für Land⸗ und 
Forſtwieſchaft von 30. Juni 1900 88 53, 146, 151. ligt e 
Eigentümer der Betriebsmittel, ſondern der Unternehmer des 
Fuhrwerksbetriebes iſt der Haftpflichtige. — Zweckmäßigkeit der 
Ausſetzung der richterlichen Entſcheidung bis nach der der Verſiche 
rungsinſtanzen. — Die Frage, ob Rente oder Kapitalabfindung zu 
gewähren iſt, betrifft den Grund des Anſpruchs. — Im Falle des 
Übergangs eines Schadenserſatzanſpruches auf die Berufsgenoſſen 
ſchaft muß Abweiſung der Klage des Verletzten erfolgen.] 

Der Beklagte hat am 7. Mai 1904 auf einem der Witwe 
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B. gehörigen und von ihrem Sohne Johann B. geleiteten 
Fuhrwerk Holz nach R. zu Markt gefahren, es dort verkauft 
und den Abnehmern zugeführt. Der Kläger begleitete das 
Fuhrwerk zum Haufe der Witwe K., um das von dieſer ge- 
kaufte Holz zu meſſen. Bei der Einfahrt in den Hof blieb 
der Wagen in der Straßenrinne ſtecken. Mit Hilfe des Klägers 
wurde zuerſt das linke Vorderrad gehoben. Als nun der 
Kläger im Begriffe war, auch das rechte Vorderrad mit einer 
als Hebel unter die Nabe geſteckten Stange zu heben, zogen 
die Pferde an und der Kläger wurde von der herumgeſchnellten 
Stange am linken Bein getroffen und ſchwer verletzt. Kläger 
nimmt den Beklagten als für den Unfall verantwortlich in 
Anſpruch und hat ihn auf Zahlung einer Entſchädigung von 
3000 Mark verklagt. Das OLG. hat dem Beklagten in Ab⸗ 
änderung der landgerichtlichen Eidesnorm den Eid auferlegt, 
daß er, während Kläger das rechte Vorderrad heben wollte, 
nicht den Ruf „hü“ ausgeſtoßen habe. Als Folge der Leiſtung 
des Eides iſt feſtgeſtellt, daß die Klage abgewieſen wird, als 
Folge der Nichtleiſtung, daß der Klageanſpruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt und der Beklagte demgemäß ver⸗ 
pflichtet wird, dem Kläger den ihm infolge des Unfalls er⸗ 
wachſenen Schaden unter Abzug der ihm hiewegen von der 
landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft bezahlten und künftig 
zu bezahlenden Unfallrenten zu erſetzen, auch die Sache zur 
weiteren Verhandlung an das Landgericht zurückverwieſen wird. 
Auf Reviſion des Beklagten hob das RG. auf und verwies 
die Sache an das OLG. zurück: Die Reviſion beſchränkt ſich 
auf den Angriff, daß das Berufungsgericht zu Unrecht an⸗ 
genommen habe, Kläger ſei im Betriebe der Witwe B. und 
nicht in demjenigen des Beklagten verunglückt. Dieſe Rüge iſt 
begründet. Der Unfall hat ſich im Fuhrwerksbetrieb zugetragen. 
Maßgebend iſt, wer der Unternehmer des Fuhrwerksbetriebes 
im vorliegenden Falle war. Als Unternehmer gilt derjenige, 
für deſſen Rechnung der Betrieb erfolgt, S 33 A. I LwllVerſG. 
Auf das Eigentum an den Betriebsmitteln kommt es nicht an. 
Nach der unwiderſprochenen Angabe des Beklagten in I. Inſtanz 
hatte er die Beförderung des Holzes, das auf dem Markte in 
R. verkauft werden ſollte, der Witwe B. gegen eine beſtimmte 
Entſchädigung übertragen. Sie war ſohin auf Grund eines 
Werk⸗ oder Dienſtvertrags Dienſtverpflichtete des Beklagten, 
der Beklagte dagegen, der den Käufern das Holz ins Haus 
lieferte, und dem Nutzen oder Schaden aus dem Geſchäft zufiel, 
der Unternehmer. Der Unfall des Klägers iſt demgemäß in 
dem Fuhrwerksbetrieb des Beklagten, nicht der Witwe B., vor⸗ 
gekommen. Nun iſt freilich für den Beklagten mit der Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Kläger in ſeinem Betriebe verunglückt iſt, 
noch nichts gewonnen. Nur wenn dieſer Betrieb, wie die 
Reviſion geltend macht, gemäß des LwlUVerſG. verſicherungs⸗ 
pflichtig und Kläger darin verſichert war, kann Beklagter mit 
dem Einwand, daß er Unternehmer und nicht Dritter ſei, der 
Klage begegnen. §8 146, 151 daſelbſt. Erſt in der Reviſions⸗ 
inſtanz iſt Beklagter mit der Aufſtellung hervorgetreten, daß 
das Holz, das er damals zum Verkauf gebracht habe, aus 
ſeinem Forſt ſtamme, daß es alſo ein Erzeugnis ſeiner Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft und der Verkauf des Holzes ein Neben⸗ 
betrieb derſelben im Sinne des § 1 A. II des Geſetzes geweſen 
ſei. In der Berufungsinſtanz hatte er ſich mit der Behauptung 
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begnügt, daß er neben der Gaſtwirtſchaft auch Landwirt⸗ 
ſchaft treibe, und daraus die keineswegs berechtigte Folgerung 
gezogen, daß er den Kläger in dieſem Betriebe mit dem 
Meſſen des Holzes beauftragt habe, der Kläger daher als 
landwirtſchaftlicher Arbeiter bei ihm verſichert geweſen ſei. 
Aus dieſem Vorbringen war nicht erſichtlich, daß es ſich um 
einen forſtwirtſchaftlichen Nebenbetrieb handle, und der Vorwurf 
der Reviſion, daß das Berufungsgericht, weil es unterlaſſen 
habe, nach dem Urſprung des Holzes zu forſchen, von dem 
Fragerecht den pflichtmäßigen Gebrauch nicht gemacht habe, iſt 
ungerechtfertigt. Wohl aber hätte das Berufungsgericht, nachdem 
das Verfahren wegen des Unfalls bei der Berufsgenoſſenſchaft 
anhängig war, mit Rückſicht auf die Beſtimmung des § 146 
A. IVW a. a. O., die zur Hintanhaltung widerſprechender Ent⸗ 
ſcheidungen von Gerichten und Verſicherungsinſtanzen das Ge⸗ 
richt an die Entſcheidung der letzteren bindet, gut daran getan, 
die Entſcheidung der Verſicherungsinſtanzen abzuwarten. Zwar 
hat das Gericht keine Pflicht zur Ausſetzung des Verfahrens, 
bis eine rechtskräftige Entſcheidung dieſer Inſtanzen gefallen 
iſt, und es iſt auch dann, wenn in der Sache keine Zweifel 
beſtehen, zur Ausſetzung nicht veranlaßt. Dagegen empfiehlt 
ſich die Ausſetzung in allen Fällen, wo, wie in dem gegen⸗ 
wärtigen, Zweifel ſich ergeben, in welchem Betriebe der Unfall 
ſich ereignet hat, und ob dieſer Betrieb verſicherungspflichtig 
iſt. (Vgl. Motive zu 8135 GemUPVerf®. und RG. 54, 36.) 
Wenn es nach dem Vorerörterten fraglich ſein könnte, ob das 
Berufungsurteil deshalb, weil es den Begriff des Betriebs⸗ 
unternehmers verkannt hat, aufzuheben ſei, ſo müſſen doch die 
nachſtehenden Erwägungen zu ſeiner Aufhebung führen. Das 
Berufungsgericht hat als Folge der Eidesverweigerung feſt⸗ 
geſtellt: daß der — auf Kapitalabfindung gerichtete — Klage⸗ 
anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und der 
Beklagte demgemäß verpflichtet wird, den Schaden des Klägers 
unter Abzug der ihm hiewegen von der Berufsgenoſſenſchaft 
bezahlten und künftig zu bezahlenden Unfallrenten zu erſetzen. 
Somit hat das Berufungsgericht in der Urteilsformel die be⸗ 
gehrte Kapitalabfindung dem Grunde nach bewilligt. In 
den Entſcheidungsgründen hat es jedoch ausdrücklich die 
Frage, ob der Schadenserſatz in Form der Abfindung oder der 
Rente zu leiſten ſei, dem Nachverfahren über den Betrag zu⸗ 
gewieſen. Es erſcheint unerläßlich, daß dieſer Widerſpruch ge⸗ 
hoben werde. Wie der jetzt erkennende Senat wiederholt aus⸗ 
geſprochen hat, betrifft die Entſcheidung, ob gemäß § 843 
BGB. eine Rente oder aus wichtigen Gründen eine Abfindung 
in Kapital zu gewähren iſt, den Grund des Anſpruchs (Urt. 
vom 5. April 06, VI. 290/05, vom 21. Juni 06, VI. 97/06). 
Das Berufungsgericht war daher verpflichtet, in dieſem Ver⸗ 
fahren hierüber zu erkennen. Es hat ferner den Abzug der 
dem Kläger von der Berufsgenoſſenſchaft bezahlten und künftig 
zu bezahlenden Renten angeordnet. Wie der Abzug, namentlich 
künftiger Renten an einer Kapitalabfindung zu geſtalten wäre, 
möchte eine nicht leicht zu löſende Aufgabe ſein. Es ſteht aber 
gar nicht feſt, daß die lediglich von dem Vorſitzenden des Vor⸗ 
ſtandes der Berufsgenoſſenſchaft einſtweilen getroffene An⸗ 
ordnung der Zahlung von Vorſchüſſen an den Kläger von der 
Berufsgenoſſenſchaft aufrecht erhalten worden iſt und ob ſolche 
Zahlungen auch für die Folge werden entrichtet werden. In 
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dieſer Hinſicht fehlt der Entſcheidung des Berufungsgericht die 
ſichere Unterlage. Wäre, wovon das Urteil ausgeht, der An⸗ 
ſpruch des Klägers nach Maßgabe des § 151 a. a. O. auf 
die Berufsgenoſſenſchaft übergegangen, ſo hätte die Klage in 
dieſem Umfang abgewieſen werden müſſen, da inſoweit dem 
Kläger zur Geltendmachung des ihm nicht mehr zuſtehenden 
Anſpruchs die Berechtigung mangelte. IW. 06 S. 17218, 
173 10. Bei der erneuten Verhandlung wird das Berufungs⸗ 
gericht die hervorgehobenen Geſichtspunkte zu beachten, ins⸗ 
beſondere ſich die Befugnis zur Ausſetzung bis zur Ent⸗ 
ſcheidung der Verſicherungsinſtanzen gegenwärtig zu halten 
haben. K. e. V., U. v. 20. Sept. 06, 604/05 VI. — 
Stuttgart. 

Zivilprozeßordnung. 

8. 85 3, 6 ZPO. verb. mit § 546. Wert einer auf 
Abnahme des Kaufgegenſtandes gerichteten Klage.] 

Nach dem Inhalte der Klageſchrift und der Tatbeſtände 
der in den Vorinſtanzen ergangenen Urteile bildet den Gegen⸗ 
ſtand des gegenwärtigen Rechtsſtreites der Antrag der Klägerin, 
Reviſionsklägerin, auf Verurteilung des Beklagten, die dem⸗ 
ſelben am 5. Januar 1905 verkauften 98 Ballen Santos 
Nr. 6994 bei B., Freibezirk, Speicher 4 Abteilung VI „ab: 
zunehmen“. Dieſer Antrag iſt von den vorderen Gerichten 
abgewieſen, die Reviſion der Klägerin durch Beſchluß als un⸗ 
zuläſſig zurückgewieſen worden: Die „Abnahme“ der angeblich 
von dem Beklagten gekauften Kaffeeware bildet den Gegenſtand 
auch der Reviſionsbeſchwerde der Klägerin. Die Zuläſſigkeit 
der Reviſion hängt davon ab, ob der Wert dieſes Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes den Betrag von 2 500 Mark überſteigt. ($ 546 
3PO.) Die „Abnahme“ der gekauften Ware gehört zu den 
dem Käufer gemäß § 433 Abſ. 2 BGB. obliegenden Ber: 
pflichtungen. Sie umfaßt aber nicht den geſamten Inhalt des 
Kaufvertrages, ſondern betrifft nur einen nebenſächlichen Punkt 
desſelben. Denn unter „Abnahme“ iſt lediglich die rein körper⸗ 
liche Wegnahme der Kauſſache zu verſtehen. Vgl. das Urteil 
des erkennenden Senats vom 9. Dezember 1902 (RG. 53, 162). 
Der Streit über die Verpflichtung zur körperlichen Wegnahme 
der Kaufſache ſtellt ſich auch nicht als Streit um den Beſitz 
der Kauſſache dar. Vielmehr handelt es ſich um die Befreiung 
des Verkäufers von der Laſt der Aufbewahrung der Sache, 
zu welchem Zwecke ihm der Käufer die Ware abnehmen ſoll. 
Vgl. das Urteil des erkennenden Senats vom 22. März 1904 
(RG. 57, 400). Der Wert des Gegenſtandes des gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreites und der Reviſionsbeſchwerde iſt daher 
nicht nach dem Werte der angeblich verkauften Ware (Kaffee) 
zu beſtimmen (§ 6 ZPO.), ſondern nach freiem Ermeſſen feſt⸗ 
zuſetzen (§ 3 a. a. O.). Beſtimmend iſt hierfür das Intereſſe, 
welches die Klägerin daran hat, daß der Beklagte den an⸗ 
geblich gekauſten Kaffee, der in 98 Ballen bei B. lagert, aus 
dem Lagerraum wegſchafft. Dieſes Intereſſe der Klägerin 
iſt nicht auf den Betrag von 5 225 Mark, welcher auf der 
Klageſchrift als Wert des Streitgegenſtandes angegeben iſt und 
welcher anſcheinend dem vereinbarten Kaufpreiſe entſpricht, zu 
bewerten, ſondern weit niedriger zu bemeſſen. Das Intereſſe 
der Klägerin an der Befreiung von der Laſt der Aufbewahrung 
der Kaufſache beſteht im gegenwärtigen Fall in dem Intereſſe 
an der Befreiung von der Verpflichtung, Lagergeld an B. zu 
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entrichten. Daß dieſes Intereſſe einen Wert von mehr alz 
2 500 Mark habe, iſt nicht anzunehmen. Zur Glaubhaft⸗ 
machung eines Wertes von mehr als 2 500 Mark iſt nichts 
beigebracht. R. c. A., Beſchl. v. 18. Sept. 06, 202/06 II. — 
Hamburg. 

9. 5 256 ZPO. Feſtſtellungsklage des Verſicherten gegen 
die Verſicherungsgeſellſchaft für den Fall, daß er Schadenserſaz⸗ 
anſprüche eines Dritten zu erfüllen habe.] 

Der Kläger iſt bei der Beklagten gegen Haftpflichtverbind: 
lichkeiten gemäß den der Police angehefteten Bedingungen ver⸗ 
ſichert. Die Verſicherung erſtreckt fi auf die Haftpflicht 
verbindlichkeiten des Verſicherungsnehmers in ſeiner Eigenſchaſt 
a) als Inhaber einer Stellmacherei, b) als Beſitzer ſeines Grund⸗ 
ſtücks. Am 6. Juni 1903 erlitt der vierjährige S. auf dieſem 
Grundſtück einen Unfall, indem ihm durch die Schneide⸗ 
vorrichtung einer in einem Raume des Klägers aufgeſtellten 
Häckſelmaſchine drei Finger der linken Hand abgeſchnitten wurden. 
Der Vormund des verletzten Knaben erhebt wegen des Unfalles 
gegen den Kläger Schadenserſatzanſprüche. Dieſer hat gegen 
die Beklagte Klage erhoben mit dem Antrage, die Beklagte zu 
verurteilen, anzuerkennen, daß ſie verpflichtet iſt, dem Kläger 
für die gegen ihn ſeitens des S. auf Grund ſeines Unfalls 
geltend zu machenden Anſprüche aufzukommen. Das KG. ers 
kannte nach dem Klageantrage; die Reviſion wurde zurückgewieſen: 
Die Beklagte hat zur Erwägung geſtellt, ob die erhobene Klage, 
welche ſich als Feſtſtellungsklage darſtellt, als ſolche gemäß 
§ 256 ZPO. genügend begründet ſei; fie macht geltend, daß 
der Kläger in der Lage geweſen ſei, eine Leiſtungsklage, die 
auf Befreiung von den Anſprüchen des Verletzten habe gerichtet 
werden können, anzuſtellen. Dieſes Bedenken kann nicht für 
zutreffend erachtet werden. Die Beklagte hat ſich durch den 
Verſicherungsvertrag verpflichtet, dem Kläger für Haftpflicht 
anſprüche der näher angegebenen Art, die gegen ihn geltend 
gemacht werden können, bis zu der in der Police beſtimmten 
Höhe Erſatz zu leiſten. Nach den Verſicherungsbedingungen 
erliſcht jeder Anſpruch des Verſicherungsnehmers an die be 
klagte Geſellſchaft, wenn bei vorkommenden Streitigkeiten nicht 
innerhalb 90 Tagen nach Aufgabe des endgültigen Beſcheides 
der Geſellſchaft zur Poſt ſeitens des Verſicherungsnehmers Klage 
erhoben wird. Da die Beklagte es ſchlechthin abgelehnt hat, 
dem Kläger für einen von S. wegen des Unfalles geltend zu 
machenden Anſpruch Erſatz zu leiſten, andererſeits noch dahin 
ſteht, ob der Verletzte Schadenserſatz von dem Kläger bean⸗ 
ſpruchen kann, fo war der letztere, um den Verluſt ſeines Erſatz 
anſpruches an die Beklagte zu vermeiden, genötigt, gegen dieſe 
mit einer die Feſtſtellung ihrer Erſatzpflicht für den Fall des 
Beſtehens eines Anſpruchs des Verletzten bezweckenden Klage 
innerhalb der in den Verſicherungsbedingungen vorgeſehenen 
Friſt vorzugehen, wogegen ſich eine Leiſtungsklage noch nich 
begründen ließ. Auch eine auf Befreiung von den noch nicht 
feſtſtehenden Anſprüchen des Verletzten gerichtete Klage würde 
als Feſtſtellungsklage anzuſehen fein. A. c. B., U. v. 18. Sept. 06, 
616/05 VII. — Berlin. 

10. 5286 ZPO. Unzuläſſige Ablehnung eines Zeugen⸗ 
beweiſes, weil die Behauptung ſchon widerlegt ſei.] 

Auf Grund der Vertragsverhandlungen hat das Berufungs⸗ 
gericht rechtlich einwandfrei feſtgeſtellt, die Beklagte habe ber 
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Klägerin gegenüber ſich verpflichtet, das fragliche, von ihr ge⸗ 
kaufte Grundſtück mit einem Fabrikgebäude zu bebauen, das 
für einen Betrieb von der Art und dem Umfange ausreicht, 
die ihr Fabrikations betrieb in der Corneliusſtraße 30 zu D. im 
Juni 1899 hatte. Mit dieſer Feſtſtellung iſt dem geſetzlichen 
Erforderniſſe hinreichender Beſtimmtheit der von der Beklagten 
übernommenen Verbindlichkeit genügt; zur größeren Deutlichkeit 
wäre allerdings die nähere Bezeichnung der Art des Fabrikations⸗ 
betriebes der Beklagten, welche aus dem Urteile nicht erſichtlich 
iſt, zweckdienlich geweſen. Andererſeits hat das Berufungs⸗ 
gericht feſtgeſtellt, die Klägerin habe eine Verpflichtung, die 
zum Fabrikbau der Beklagten erforderlichen Gelder vorzuſchießen 
oder von dritter Seite zu beſchaffen, nicht übernommen und es 
hat die erhebliche durch Eideszuſchiebung und Zeugen zum Be⸗ 
weiſe des Gegenteils verſtellte Behauptung der Beklagten auf 
Grund des Briefwechſels als widerlegt erachtet und deshalb 
die Erhebung der angetretenen Beweiſe abgelehnt. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung wird von der Reviſionsklägerin mit der Rüge einer 
Verletzung des 8 286 3PO. angefochten: Die Rüge muß 
als gerechtfertigt anerkannt werden. Die Eideszuſchiebung war 
allerdings nach 8 446 ZPO. nicht zuläſſig, da das Berufungs⸗ 
gericht das Gegenteil der aufgeſtellten Behauptung für erwieſen 
erachtet und dieſe Auffaſſung genügend begründet hat. Die 
Vorſchrift des § 446 a. a. O. gilt aber nicht auch für den 
Beweis durch Zeugen. Der Partei, die möglicherweiſe durch 
die beantragte Beweiserhebung ein anderes Ergebnis herbei⸗ 
führen kann, darf dieſe Möglichkeit nicht ohne weiteres ab⸗ 
geſchnitten werden. Nur inſoweit darf das Gericht die Beweis⸗ 
erhebung ablehnen, als es die Überzeugung erlangt hat, daß 
ſelbſt dann, wenn die unter Beweis geſtellten Tatſachen be⸗ 
wieſen werden könnten, dadurch ſeine Auffaſſung nicht erſchüttert 
und an ſeiner Beweiswürdigung nichts geändert werden würde. 
Dies gilt namentlich dann, wenn das Gericht die Wahrheit 
der Behauptungen, die bewieſen werden ſollen, unterſtellt und 
dann ihre Bedeutung würdigt, aber zu der Anſicht gelangt, ſie 
ſeien nicht geeignet, ein anderes Ergebnis herbeizuführen. 
Peterſen, ZPO. $ 286 Anm. 6. Das Berufungsgericht iſt in 
eine beſondere Würdigung des angetretenen Zeugenbeweiſes 
überhaupt nicht eingetreten. Die allgemeine Erwägung, die 
Behauptung der Beklagten ſei bereits widerlegt, erſcheint zur 
Ablehnung des Zeugenbeweiſes keinesfalls als ausreichend. Da 
das Berufungsurteil auf der Verletzung des 8 286 ZPO. be⸗ 
ruht, ſo war es, ohne daß es noch einer Erörterung der übrigen 
Reviſionsangriffe bedurfte, aufzuheben und die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungs⸗ 
gericht zurückzuverweiſen. H. c. B. G., U. v. 25. Sept. 06, 
45/06 II. — Cöln. 

11. 5 304 IPOD. Ein Zwiſchenurteil nach §S 304 ZPO. 
iſt nur zuläſſig, wenn der nach dem Klagantrag 
geltend gemachte Anſpruch für begründet erklärt wird. 
Beſteht eine Streupflicht bei Glatteis bezüglich des Straßen⸗ 
fahrdamms für Gemeinden? Irreviſibilität von Polizei⸗ 
verordnungen. Aufſichtspflicht des zum Streuen verpflichteten 
Anliegers.] ' 

Das Berufungsgericht hat „den Anſpruch der Klägerin 
auf Erſatz des Schadens aus demjenigen Unfalle, den ſie am 
3. Februar 1904 auf der Z.⸗Straße zu M. erlitten hat, dem 
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Grunde nach für gerechtfertigt erklärt“: Damit iſt es über 
den Klagantrag, der auf Zahlung eines Betrags und einer als 
Erſatz eines beſtimmt bezeichneten Schadens (Aufwendung 
von Heilungskoſten, Verminderung der Erwerbsfähigkeit) gerichtet 
iſt, hinausgegangen. Ein Zwiſchenurteil nach ZPO. § 304 
entſpricht nur dann dem Geſetz, wenn der mit dem Klag⸗ 
antrag geltend gemachte Anſpruch für begründet erklärt wird. 
Die Reviſion bemängelt, daß der Anſpruch der Klägerin auf 
Zahlung einer Rente nicht auf die Zeit beſchränkt worden iſt, 
während der die Klägerin nach dem normalen Verlauf der 
Dinge noch arbeitsfähig ſein würde. Es iſt richtig, daß, ſoweit 
dieſer Zeitraum ſich im einzelnen Fall mit annähernder Be⸗ 
ſtimmtheit im voraus erkennen läßt, auch ein Zwiſchenurteil 
nach $ 304 30. nicht uneingeſchränkt erlaſſen werden darf. 
Mag auch im vorliegenden Fall der Klagantrag und das 
Berufungsurteil nur mit jener Beſchränkung aufzufaſſen ſein, 
ſo wäre es doch richtiger geweſen, dies in der Urteilsformel 
ſelbſt zum Ausdruck zu bringen. Das Berufungsgericht hat 
feſtgeſtellt, daß die Klägerin am 3. Februar 1904 früh gegen 
J 7 Uhr auf der Z.⸗Straße zu M. vor dem ſtädtiſchen Krankenhauſe 
infolge Glatteiſes hingefallen iſt und ſich dabei eine Verletzung 
zugezogen hat, durch die ihre Erwerbsfähigkeit mindeſtens zeit⸗ 
weilig beeinträchtigt worden iſt. Die Reviſion rügt, daß dieſe 
Feſtſtellung jeder prozeſſualen Unterlage entbehre; die Beklagte 
habe in den Vorinſtanzen ausdrücklich beſtritten, daß zu jener 
Zeit Glatteis vorhanden geweſen ſei; im übrigen habe ſie ſich 
auf jene von der Klägerin behaupteten Tatſachen mit Nicht⸗ 
wiſſen erklärt; ein Beweis ſei nicht erhoben worden. Dieſe 
Rüge iſt zum Teil begründet. Zwar kann es nicht beanſtandet 
werden, wenn das Berufungsgericht in Anwendung von 8138 
Abſ. 2 ZPO. aus der von der Beklagten gegebenen Sach⸗ 
darſtellung den Schluß gezogen hat, daß ſie das von ihr mit 
Nichtwiſſen beantwortete Klagvorbringen nicht beſtreiten wolle; 
durchaus fehlſam iſt aber ein ſolcher Schluß bezüglich der von 
ihr ausdrücklich beſtrittenen Tatſache, daß die Klägerin infolge 
Glatteiſes gefallen ſei. Da es in dieſer Beziehung an einer 
prozeßgerechten Feſtſtellung gebricht und der Klaganſpruch auf 
dieſe Tatſache geſtützt iſt, war das Berufungsurteil aufzuheben 
und die Sache an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. Dies hatte 
aber auch aus einem weiteren Grunde zu geſchehen. Das 
Berufungsgericht läßt dahingeſtellt, ob die Klägerin, wie ſie 
behauptet, auf dem Fußweg oder, wie die Beklagte es darſtellt, 
auf dem Fahrdamm gefallen ſei, da auch letzterenfalls eine der 
Beklagten günſtigere Beurteilung des Streitfalles nicht eintreten 
könne. Die Reviſion greift dieſe Ausführung zunächſt mit dem 
Hinweis darauf an, daß es im allgemeinen nicht als Rechts⸗ 
pflicht der Gemeinden angeſehen werden könne, bei Glatteis 
auch den Fahrdamm mit abſtumpfendem Material zu beſtreuen. 
Dies iſt zutreffend und, falls die Ausführungen des Berufungs⸗ 
gerichts im gegenteiligen Sinne zu verſtehen ſein ſollten, ſo 
würden ſie nicht gebilligt werden können. Tatbeſtandswidrig 
iſt es jedenfalls, wenn das Berufungsgericht annimmt, die 
Beklagte bezweifle ſelbſt nicht, daß ihr eine Streupflicht bezüglich 
des Fahrdamms der Z.⸗Straße obgelegen habe; indem die 
Beklagte geltend machte, daß der Unfall ſich nicht auf dem 
Fußweg, ſondern auf dem Fahrdamm zugetragen habe, gab 
ſie unzweideutig zu erkennen, daß ſie eine Verpflichtung zur 
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Beſtreuung des Fahrdamms überhaupt nicht anerkenne. Die 
Auferlegung einer ſolchen Verpflichtung findet das Berufungs⸗ 
gericht indeſſen in den Vorſchriften der 88 110, 111 der 
Straßenpolizeiordnung für die Stadt M. Demgegenüber führt 
die Reviſion aus, daß $ 111 den Straßenanliegern die Be⸗ 
ſeitigung von Schnee und Eis nur von den Fuß bahnen auf⸗ 
gebe und zwar mit der Maßgabe, daß die Gangbarkeit ſpäteſtens 
bis 9 Uhr Vormittags hergeſtellt fein müſſe, daß 8 110 ſich 
überhaupt nicht mit dem Reinigen der Straßen von Schnee 
und Eis beſchäftige, ſondern nur mit der allgemeinen, zweimal 
wöchentlich vorzunehmenden Reinigung und daß ſolche von den 
Anliegern auch nur bis zur Mitte der Straße zu bewirken ſei. 
Dieſe Ausführungen mögen zutreffend ſein, allein bei der 
Irreviſibilität jener Polizeiverordnung (ZPO. § 549) iſt das 
Reviſionsgericht nicht in der Lage, die Richtigkeit der vom 
Berufungsgericht gewonnenen Auslegung nachzuprüfen, und es 
iſt daher auf Grund der von der Inſtanz getroffenen Feſt⸗ 
ſtellung in der gegenwärtigen Inſtanz davon auszugehen, daß 
die Beklagte bei Glatteis auch den Fahrdamm mit abſtumpfen⸗ 
dem Material zu beſtreuen verpflichtet iſt. Dagegen hat das 
Reviſionsgericht zu prüfen, ob die Beklagte dieſe Verpflichtung 
ſchuldhaft verletzt habe. Das Berufungsgericht hat auch 
dieſe Frage bejaht; es nimmt an, die Beklagte habe ihre 
Aufſichtspflicht dadurch verletzt, daß fie nicht bereits /a 7 Uhr 
oder doch noch vor / 7 Uhr früh die Z.⸗Straße durch Sand⸗ 
ſtreuen in einen Zuſtand verſetzt habe, der auch nach dem 
plötzlichen Eintritt von Glatteis über Nacht nach menſchlichem 
Ermeſſen eine Gefahr für das Publikum verhütet hätte. Von 
der Verletzung einer „Aufſichtspflicht“ kann jedoch nicht die 
Rede ſein, da die Beklagte ſelbſt angegeben hat, daß ſie den 
Beginn der Streuarbeit für die äußere Stadt, zu der die 
Z.ſtraße gehört, auf ½ 7 Uhr feſtgeſetzt habe; es kann ſich 
daher nur darum handeln, ob ſie durch dieſe Anordnung 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt verletzt hat. Die Reviſion 
wirft dem Berufungsgericht Mberfpannung der an die Straßen⸗ 
anlieger zu ſtellenden Anforderungen vor; es könne den Haus⸗ 
eigentümern nicht zugemutet werden, bereits morgens zwiſchen 
5 und 6 Uhr nachſehen zu laſſen, ob Glatteis eingetreten ſei, 
und dafür zu ſorgen, daß die Straße bereits / 7 Uhr mit 
Sand beſtreut ſei. Dieſe Anſicht mag im allgemeinen zutreffend 
ſein; es ſind jedoch in dieſer Beziehung die konkreten Ver⸗ 
hältniſſe in Berückſichtigung zu ziehen. Das hat vorliegenden⸗ 
falls das Berufungsgericht auch getan. Allein im weſentlichen 
beruht dieſe Beurteilung auf den eigenen Angaben der Beklagten 
über die von ihr getroffenen Einrichtungen und da nach ihrer 
Rechtsverteidigung angenommen werden muß, daß dieſe Angaben 
ſich nur auf das Beſtreuen der Fußwege beziehen, ſo waren 
ſie überhaupt nicht geeignet, gegen die Beklagte bei Beantwortung 
der Frage verwertet zu werden, ob ſie ihre — vom Berufungs⸗ 
gericht angenommene — Verpflichtung zur Beſtreuung der 
Fahrbahn verletzt habe. Daher war auch aus dieſem Grunde 
das angefochtene Urteil aufzuheben. Bei der hiernach gebotenen 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung wird das Berufungs⸗ 
gericht jene Frage erneut zu prüfen und nochmals eine Aus⸗ 
legung der Vorſchriften der Straßenpolizeiverordnung vorzunehmen 
haben. Stadtgemeinde M. . T., U. v. 17. Sept. 06, 
611/05 VI. — Dresden. 
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12. SS 551 Nr. 4, 56 Abſ. 2, 139 ZPO. Abweisung 
ohne ſachliche Entſcheidung wegen mangelnder geſetzlicher Ver⸗ 
tretung des Fiskus.] 

Das Berufungsgericht hat die klagende Regierung zu 
Düſſeldorf zur Vertretung des Fiskus für den vorliegenden 
Prozeß für nicht legitimiert erachtet, gleichwohl aber dem Fiskus 
den von ihm geltend gemachten Anſpruch materiell aberkannt. 
Daß dies, wie die Reviſion an erſter Stelle geltend macht, 
rechtlich unmöglich iſt, liegt auf der Hand. Jemand, der im 
Prozeſſe nicht vertreten, oder, was gleichſteht, nicht durch ſeinen 
geſetzlichen Vertreter vertreten iſt, der ſich daher gar nicht in 
der Lage befindet, ſeine Rechte im Prozeſſe wahrzunehmen, iſt 
an dieſem Rechtsſtreit ſachlich überhaupt nicht beteiligt, und es 
kann daher auch über feine Rechte in dieſem Prozeſſe ſachlich 
nicht entſchieden werden. Nach 8 551 Nr. 5 ZROD. bildet es 
auch einen abſoluten Reviſionsgrund, wenn die Partei in dem 
Verfahren nicht nach Vorſchrift der Geſetze vertreten war. Der 
erſte Angriff der Reviſion, daß das Berufungsgericht von ſeinem 
Standpunkt aus ſachlich über den Klaganſpruch überhaupt nicht 
habe entſcheiden dürfen, iſt daher gerechtfertigt. Zu Unrecht 
aber greift die Reviſion weiter die Ausführung des Berufungs⸗ 
gerichts an, daß die Regierung zu Düſſeldorf zur Vertretung 
des Fiskus im vorliegenden Prozeſſe nicht befugt geweſen ſei. 
(Wird begründet.) Iſt aber die Regierung zu Düſſeldorf zur 
Vertretung des Fiskus im vorliegenden Prozeſſe nicht befugt, 
dann iſt damit ohne weiteres die Abweiſung der Klage wegen 
mangelnder geſetzlicher Vertretung des Klägers geboten. Wem 
das Berufungsgericht meint, nach § 56 Abſ. 2 ZPO. hätte 
zunächſt eine Friſt geſetzt werden müſſen, um eine Genehmigung 
der Prozeßführung durch die Direktion der direkten Steuern in 
Berlin von der klagenden Regierung herbeiführen zu laſſen, 
und nach $ 139 ZPO. habe das Gericht auf den beſtehenden 
Mangel hinweiſen müſſen, ſo ſind dieſe Ausführungen in jeder 
Beziehung fehlſam. Von der Anwendung des § 139 ZW. 
konnte gar keine Rede fein, da die fehlende Prozeßlegitimation 
ausdrücklich geltend gemacht war, und Parteien kontradiktoriſch 
darüber verhandelten. Hinſichtlich des § 56 Abſ. 2 aber über 
ſieht das Berufungsgericht, daß einmal derſelbe keine Zwangs⸗ 
vorſchrift, ſondern nur eine fakultative Befugnis enthält, die 
noch dazu an die nicht feſtgeſtellte Bedingung geknüpft iſt, daß 
Gefahr mit dem Verzuge verbunden iſt, vor allem aber, daß 
die klagende Regierung im Prozeſſe ihre Legitimation durch⸗ 
führen wollte, und daß das Berufungsgericht von der irrigen 
Vorausſetzung ausgeht, daß eine Verwaltungsbehörde die ihr 
zuſtehenden Befugniſſe und Pflichten, insbeſondere die Prozeß⸗ 
führung, beliebig einer anderen Behörde übetragen könne. 
Danach war unter Aufhebung der den Fiskus materiell ab⸗ 
weiſenden Urteile der Vorinſtanzen die Klage lediglich wegen 
mangelnder geſetzlicher Vertretung des Fiskus abzuweisen. 
P. F. c. P., U. v. 25. Sept. 06, 433/05 III. — Cöln. 

13. 88 571, 938 380. 

Eine Beſchwerde des Inhalts, daß das Beſchwerdegericht 
bezüglich der Glaubhaftmachung bei einſtweiligen Verfügungen 
fein beſſeres Ermeſſen an die Stelle des Ermeſſens des Be 
rufungsgerichts ſetze, iſt nicht unzuläffig.] 

Kläger hat vom Beklagten durch notariellen Vertrag 
Grundſtücke gekauft. Die Auflaſſung und die Eintragung des 
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Klägers als Eigentümers ift erfolgt. Beklagter verweigert die 
Übergabe, die am 1. Januar 1906 erfolgen ſollte. Kläger hat 
deshalb Klage erhoben mit dem Antrage, den Beklagten zu 
verurteilen, ihm die gekauften Grundſtücke zu ſofortigem Ge⸗ 
brauch und Genuß zu übergeben und ſich daraus zu entfernen. 
Zugleich hat Kläger beantragt, dem Beklagten mittels einſt⸗ 
weiliger Verfügung die ſofortige Übergabe der Kaufobjekte nebſt 
allem Zubehör an ihn und deren Räumung aufzugeben. Die 
Klage iſt ab⸗ und der Antrag auf Erlaß der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung iſt zurückgewieſen, weil für erwieſen angenommen wurde, 
daß Kläger für den Kaufpreis zwei gute Bürgen zu ſtellen 
habe, und dies nicht geſchehen iſt. In der Berufungsinſtanz 
hat Kläger ſeinen Antrag auf Erlaß der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung wiederholt mit der Begründung, Beklagter habe ihm 
zugeſagt, von der verkauften Wirtſchaft, die zur Zwangs⸗ 
verſteigerung ſtand, abzuziehen, wenn er (Kläger) durch Ab⸗ 
kommen mit der Aktienbrauerei Dinglingen und der Sparkaſſe 
Offenburg die Aufhebung der Zwangsvollſtreckung und die 
Aufrechterhaltung des Kaufes erwirke. Dies ſei geſchehen, die 
Verſteigerungsvermerke ſeien im Grundbuche gelöſcht. Das 
Berufungsgericht hat dieſen Antrag durch Beſchluß zurück⸗ 
gewieſen mit der Begründung, es ſei weder durch die vorgelegte 
Beſcheinigung noch durch die inzwiſchen in der Hauptſache er⸗ 
folgte Beweisaufnahme die Behauptung glaubhaft gemacht, daß 
Beklagter gegenüber dem Kläger unter Verzicht auf die Stellung 
zweier guter Bürgen die Vollziehung des Kaufvertrags in 
bindender Weiſe zugeſagt habe, wenn der Kläger eine Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung herbeiführe. Kläger hat gegen 
dieſen Beſchluß Beſchwerde erhoben mit dem Antrage, den 
Beſchluß aufzuheben und nach ſeinem Antrage zu verfügen, in⸗ 
dem er rügt, daß die Würdigung der erhobenen Beweiſe nicht 
zutreffend ſei: Wenn es auch nicht unzuläſſig erſcheinen kann, 
daß die Beſchwerde darauf abzielt, das Beſchweidegericht ſolle 
bezüglich der Glaubhaftmachung ſein beſſeres Ermeſſen an die 
Stelle des Ermeſſens des Berufungsgerichts ſetzen, ſo kann die 
Beſchwerde doch keinen Erfolg haben, weil eine Prüfung der 
vorliegenden Beweismittel nur zu demſelben Ergebniſſe führen 
muß, aus dem das Berufungsgericht zur Abweiſung des An⸗ 
trags auf Erlaß der begehrten einſtweiligen Verfügung gelangt 
iſt. L. c. G., Beſchl. v. 22. Sept. 06, B 133/06 V. — 
Karlsruhe. 

14. 8 917 ZPO. Die Beſorgnis der Vereitelung oder 
Erſchwerung der Vollſtreckung iſt nach objektiven Geſichtspunkten 
zu beurteilen.] 

Die Klägerin hatte gegen den Beklagten wegen einer 
fälligen Darlehnsforderung den dinglichen Arreſt in das Ver⸗ 
mögen des Beklagten erwirkt. Gegen dieſen Arreſtbefehl hat 
Beklagter Widerſpruch mit dem Antrag erhoben, den Arreſt⸗ 
beſchluß auf Koſten der Klägerin aufzuheben. Gegen dieſes 
Urteil hat Beklagter Berufung eingelegt mit dem Antrag, 
unter Aufhebung des erſten Urteils den Arreſtbefehl völlig 
aufzuheben. Dieſem Antrag hat das KG. ſtattgegeben, die 
Reviſion der Klägerin iſt zurückgewieſen worden: Unzutreffend 
iſt die Reviſionsausführung, das Berufungsgericht habe fälſchlich 
angenommen, es ſei nicht ſubjektiv, ſondern objektiv zu prüfen, 
ob Anlaß zu einer Beſorgnis der im 8 917 ZPO. bezeichneten 
Art vorliege. Allerdings kommt es auf die ſubjektiven Be⸗ 
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ziehungen der Parteien, auf das Verhalten des Schuldners ge⸗ 
rade dem arreſtſuchenden Gläubiger gegenüber an; ob aber 
dieſes Verhalten die Beſorgnis einer Vereitlung oder Er⸗ 
ſchwerung der Vollſtreckung rechtfertigt, iſt nicht nach den 
ſubjektiven Empfindungen des Gläubigers, ſondern nach objektiven 
Geſichtspunkten zu entſcheiden. B. c. B., U. v. 14. Sept. 06, 
324/06 VI. — Berlin. 

Handelsgeſetzbuch. 

15. 88 2, 4, 350, 351 HGB. in Verb. mit § 766 BGB. 
Kriterien für Großgewerbe oder Kleingewerbe, für Vollkauf⸗ 
mann oder Minderkaufmann ſind Umfang und Art des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes.] 

Der Beklagte hat die Gültigkeit der mündlich erklärten 
Bürgſchaftsübernahme aus dem Grunde beſtritten, weil er ſich 
im Hinblick auf die Formvorſchrift des S 766 BGB. durch 
eine bloß mündliche Bürgſchaftserklärung nicht habe verpflichten 
können. Dabei hat der Beklagte darauf hingewieſen, daß die 
Vorſchrift des 8 350 HGB., welche die Formvorſchrift des 
bürgerlichen Rechts außer Kraft ſetzt, wenn die Bürgſchaft auf 
Seite des Bürgen ein Handelsgeſchäft iſt, auf ihn keine An⸗ 
wendung finden könne, weil er zu den in § 4 HGB. be⸗ 
zeichneten Gewerbetreibenden gehöre. Beklagter iſt Bäcker und 
betreibt dabei einen Mehlhandel. Er hat Beweis dafür an⸗ 
getreten, daß er nach der ganzen Art ſeines Geſchäftsbetriebes 
nicht als Vollkaufmann aufgefaßt werden könne. Das OLG. 
iſt auf dieſes Beweiserbieten nicht eingegangen. Es hat die 
Eigenſchaft des Beklagten als Vollkaufmann lediglich mit Rück⸗ 
ſicht auf den Umfang des Geſchäftsbetriebes, die Größe des 
Umſatzes feſtgeſtellt. Es ſagt ausdrücklich: „ob ein Gewerbe⸗ 
betrieb zum Großgewerbe oder zum Kleingewerbe im Sinne 
des 5 4 HGB. und damit der Gewerbetreibende zu den 
Voll⸗ oder Minderkaufleuten zu rechnen iſt, hängt ab von dem 
Umfang des Unternehmens, von dem quantitativen Inhalt der 
Ein⸗ und Verkäufe und der ſonſtigen Geſchäfte, die der Betrieb 
umfaßt.“ Damit folgt das OLG. offenſichtlich der Auffaſſung, 
welche Staub in der ſechſten und ſiebenten Auflage ſeines 
Kommentars in Anm. 8 zu § 4 (vgl. auch Anm. 7 zu 8 2) 
vertreten hat. Dieſe Auffaſſung geht von der Annahme aus, 
daß, wenn der § 2 HGB. von einem gewerblichen Unter: 
nehmen ſpricht, das „nach Art und Umfang einen in kauf⸗ 
männiſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert“, hier⸗ 
bei die Worte „nach Art“ nicht recht verſtändlich ſeien und für 
die Anwendung des Geſetzes überhaupt nicht in Betracht 
kommen. In der Literatur hat dieſe Annahme nur vereinzelt 
Zuſtimmung gefunden. Die übrigen Kommentare zum HGB. 
haben von vornherein die Anſicht vertreten, daß dem klaren 
Wortlaut des Geſetzes und den Ausführungen der Denkſchrift 
zum Entwurf eines HGB. S. 5 entſprechend die Art des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes, insbeſondere die Art der Buchführung, der 
Zahlungsleiſtung, der Kaſſenführung neben dem Umfang des 
Betriebs in gleichem Maße zu berückſichtigen ſei. Vgl. 
Lehmann⸗Ring 8 2 Nr. 5, 54 Nr. 3, Düringer⸗Hachen⸗ 
burg 82 Note III, § 4 Note IV, Goldmann 8 2 Anm. 1, 2a, 
Makower XII. Aufl. § 2 IV, XIII. Aufl. $S 2 12 und 3, 
8 4 U und III; vgl. auch Coſack, Lehrbuch $ 13 S. 48. 
Die Rechtſprechung hat dieſe letztere Auffaſſung gebilligt. Vgl. 
insbeſondere die Urteile des II. ZS. des RG. vom 13. Juni 
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1902 (JW. 1903 S. 140 Nr. 26) und 23. Februar 1906 
(ebenda S. 205 Nr. 28), des IV. StS. vom 19. Januar 1901 
(RGSt. 34, 103), des PrOVG. vom 24. Juni 1904 (DIZ. 
1905, 127). Dabei wird hervorgehoben, daß die Trag⸗ 
weite des 84 HGB., der von dem „Umfang des Kleingewerbes“ 
ſpricht, nur in Verbindung mit § 2 a. a. O. richtig 
beurteilt werden könne. In der neueſten, VIII. Auflage des 
Staubſchen Kommentars iſt denn auch die frühere Anſicht nicht 
feſtgehalten, und die Bearbeiter erklären in 8 2 Anm. 7, daß 
Staub ſelbſt in den Vorarbeiten zu derſelben ſeine frühere 
Auffaſſung aufgegeben habe. Hiernach iſt davon auszugehen, 
daß für die Entſcheidung der Frage, ob ein Gewerbebetrieb über 
den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht, unter Heran⸗ 
ziehung des in § 2 niedergelegten Prinzips auf die beiden im 
Geſetz hervorgehobenen Kriterien, alſo ſowohl auf die Art, als 
auf den Umfang des Geſchäftsbetriebes zu ſehen iſt. Das 
OLG. hat daher rechtlich geirrt, wenn es den Beklagten ſchon 
deshalb als Vollkaufmann erklärte, weil der Umſatz in dem 
von ihm betriebenen Mehlhandel, der quantitative Inhalt 
der Ein⸗ und Verkäufe und der ſonſtigen Geſchäfte hierfür aus⸗ 
ſchlaggebend ſei. Das OLG. mußte vielmehr in eine Prüfung 
und eventuell in eine Beweiserhebung auch darüber eintreten, 
ob der Beklagte, welcher von Haus aus Handwerker iſt und 
ſein Handwerk als Bäcker ausübt, den damit verknüpften Mehl⸗ 
handel in der Art betreibt, daß er einen kaufmänniſch ein⸗ 
gerichteten Geſchäftsbetrieb erforderlich machte. B. e. P., U. v. 
19. Sept. 06, 583/05 I. — Dresden. 

16. SS 129 Abf. 4, 161 Abſ. 2, 171 Abſ. 1 HGB. in 
Verb. mit § 527 ZPO. An die Stelle einer während des 
Prozeſſes aufgelöſten beklagten Kommanditgeſellſchaft treten als 
Prozeßpartei ohne weiteres der perſönlich haftende Geſellſchafter 
und die Kommanditiſten.] 

Eingeklagt iſt hier urſprünglich gegen die Kommandit⸗ 
geſellſchaft Chemiſche Fabrik Dr. W. S. ein angeblicher An⸗ 
ſpruch auf Erſatz des Schadens, der der Klägerin dadurch ent⸗ 
ſtanden ſein ſoll, daß der perſönlich haftende Geſellſchafter der 
Beklagten, Dr. W. S., im Namen der Geſellſchaft Anzeigen in 
öffentlichen Blättern erlaſſen und anderweitige Erklärungen ab⸗ 
gegeben habe, durch welche der Abſatz der Klägerin an einer 
gewiſſen Art von Gasanzündern erheblich beeinträchtigt worden 
ſei. Das Berufungsgericht hat hierüber in der Sache ſelbſt 
gar keine Entſcheidung getroffen, ſondern die vom LG. aus⸗ 
geſprochene Klagabweiſung deswegen aufrecht erhalten, weil die 
verklagte Kommanditgeſellſchaft während des Beruſungsverfahrens, 
unter Einbringung des Geſellſchaftsvermögens für Rechnung 
der Geſellſchafter in eine neue Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung, ohne Liquidation zu exiſtieren aufgehört hat, und weil 
die Fortſetzung des Verfahrens gegen die drei bisherigen Ge- 
ſellſchafter, den perſönlich haftenden und die zwei Kommanditiſten, 
bei deren Widerſpruch eine (nach 8 527 ZPO.) unzuläſſige 
Klagänderung enthalte: Dieſe Begründung iſt mit Recht von 
der Klägerin als unhaltbar bezeichnet worden. Zwar entſpricht 
fie z. B. den Anſichten von Behrend Cehrb. des Handels⸗ 
rechts, Bd. 1 8 74 Anm. 8, S. 526, in Verbindung mit $ 89 
Anm. 46, S. 646), Makower HGB. [Aufl. 13], Bd. 1 
Bem. II, c, 7 zu §S 124, S. 326) und Staub (Kommentar 
zum HGB. [Aufl. 6 u. 7], Bd. 1 Anm. 13 zu 5124, S. 398, 
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in Verbindung mit Anm. 13 im Exkurs zu § 169, S. 523); 
fie ſteht aber im Widerſpruche mit der ſtändigen Rechtsprechung 
des RG., wie auch ſchon des ROHG., zunächſt wenigſtens 
ſoweit dieſe die offene Handelsgeſellſchaft und das alte §G8. 
betrifft. Nach dieſer Rechtſprechung treten an die Stelle der 
aufgelöſten Handelsgeſellſchaft als Prozeßpartei ſtets ohne 
weiteres alle einzelnen Geſellſchafter zuſammen (bezw. die 
Erben des etwa verſtorbenen Geſellſchafters), weil ſie eben in 
Wahrheit bisher ſchon immer die Prozeßpartei, nur allerdings 
unter einer gewiſſen, jetzt mit Notwendigkeit wegfallenden 
Modalität, waren. Das KG. hat ſich für feine Anſicht 
freilich auf das Urteil des III. ZS. des RG. in RG. 36, 141 
berufen; aber höchſtens auf den erſten Blick könnte es jener 
Anſicht zur Seite zu ſtehen ſcheinen, wenn es da heißt, die 
Klage gegen eine offene Handelsgeſellſchaft ſei rechtlich ver⸗ 
ſchieden von der Klage gegen das einzelne Geſellſchaftsmitglied, 
und die Umwandelung der einen Klage in die andere würde 
als eine unſtatthafte Klagänderung bezeichnet werden müſſen. 
Denn abgeſehen davon, daß dort nicht von Klagen Dritte, 
ſondern von Klagen im innern Verhältniſſe der Geſellſchaft die 
Rede iſt, wird erſtens dort nicht die Klage gegen alle einzelnen 
Geſellſchafter als Geſamtſchuldner der Klage gegen die Ge: 
ſellſchaft entgegengeſetzt, ſondern die Klage gegen einen 
einzelnen Geſellſchafter, und ſodann ſteht dort auch nicht der 
Fall in Frage, wo die Geſellſchaft und das Geſellſchafts⸗ 
vermögen während des Prozeſſes zu exiſtieren aufgehört haben, 
und daher von der Fortſetzung einer Klage gegen die Ge 
ſellſchaft gar nicht mehr die Rede fein kann. Für die feſt⸗ 
ſtehende Rechtſprechung des RG. in Fällen der letztern Art 
genügt es auf das auch von der Reviſionsklägerin in bezug 
genommene Urteil des VII. ZS. desſelben in RG. 46, 40 ff 
zu verweiſen. Hier wird es, weil die mehreren Geſellſchafte, 
als einzelne nebeneinander verklagt, keine notwendigen 
Streitgenoſſen find, mit Recht ſogar für zuläſſig erklärt, den 
Prozeß in einem ſolchen Fall auch nur gegen einen de 
mehreren Geſellſchafter fortzuſetzen, nämlich nur in dem Sinne, 
daß dabei an ſich der Prozeß gegen die übrigen noch anhängig 
bleibt. Ahnlich iſt ſeitdem noch z. B. vom I. 38. in der 
Sache I. 86/01 (JW. 1901, S. 653 Nr. 13, und Monatsſchr. 
f. Handelsr. u. Bankweſen, Jahrg. 10 S. 292) erkannt worden. 
Die Frage nach dem neuen HGB. abweichend zu beurteilen, 
liegt kein Grund vor. Die entſprechende Frage iſt in Fülle, 
wo die offene Handelsgeſellſchaft Klägerin war, ſchon in 
gleichem Sinne entſchieden worden vom I. 35, des NO. in 
der Sache I. 417/00 (JW. 1901, S. 226 Nr. 3, und Monatsſchr. 
f. Handelsr. u. Bankweſen, Jahrg. 10 S. 144 ff.), vom jezt 
erkennenden Senat i. S. Loewenthal wider Braun und Frau 
Seifert, Rep. VI. 146/03, nur daß in ſolchen Fällen die bit 
herigen Geſellſchafter notwendige Streitgenoſſen werden 
(vgl. auch Bolze, Praxis des RG., Bd. 9 Nr. 470). In 
den Fällen, wo, wie hier, die Handelsgeſellſchaft Beklagte 
war, entſteht nun allerdings noch die beſondere Frage, wie die 
einem einzelnen Geſellſchafter perſönlich zustehenden Einreden 
behandelt werden ſollen, die er nach der herrſchenden Anſich, 
die jetzt in § 129 Abſ. 4 HGB. auch eine geſetzliche Grund⸗ 
lage gewonnen hat, trotz Verurteilung der Geſellſchaft 
immer noch geltend machen könnte, ſoweit es fi um fein 


, 
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35. Jahrgang. 


Haftung mit ſeinem Privatvermögen handelt. Es iſt jedoch 
unbedenklich, aus dem Umſtande, daß nunmehr ſtatt der Ge⸗ 
ſellſchaft die einzelnen Geſellſchafter Beklagte geworden ſind, 
in Verbindung damit, daß es ein Geſellſchaftsvermögen nicht 
mehr gibt, die Folgerung zu ziehen, daß, während die Be⸗ 
ſchränkung der Zwangsvollſtreckung aus einer etwaigen Ver⸗ 
urteilung auf das Geſellſchaftsvermögen wegfällt, nun auch 
jeder einzelne Geſellſchafter noch in dieſem Prozeß auch ſeine 
perſönlichen Einreden vorbringen muß. Der Anſicht von 
Lehmann und Ring (§GB., Bd. 1, Nr. 8 zu § 128, 
S. 277, und Nr. 1 zu 8157, S. 335; vgl. auch Lehmann, 
Lehrb. des Handelsrechts, 8 62 Anm. 4, S. 327), nämlich, 
wonach es, um in einem ſolchen Falle irgend eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus einem verurteilenden Erkenntniſſe zu erlangen, 
doch noch erſt neuer Klagerhebung gegen die einzelnen Ge⸗ 
ſellſchafter bedürfen fol, kann nicht zugeſtimmt werden, da fie 
mit den allgemeinen die Rechtswirkung des Urteils betreffenden 
Prozeßrechtsnormen unvereinbar iſt, eine beſondere dieſen Fall 
in jenem Sinne regelnde Ausnahmebeſtimmung aber nicht 
exiſtiert. Da nun nach § 161 Abſ. 2 HGB. im Zweifel die 
die offene Handelsgeſellſchaft regelnden Normen auch auf die 
Kommanditgeſellſchaft Anwendung finden, ſo muß das auch in 
der hier zur Entſcheidung ſtehenden Frage gelten. In An⸗ 
ſehung des perſönlich haftenden Geſellſchafters, hier alſo des 
Dr. W. S., entſteht dabei auch nicht die mindeſte Schwierigkeit; 
denn die Stellung des perſönlich haftenden Geſellſchafters ent⸗ 
ſpricht in Beziehung auf die Schuldenhaftung völlig derjenigen 
eines einzelnen offenen Geſellſchafters. Eher könnten vielleicht 
wegen der Kommanditiſten Bedenken entſtehen; indeſſen würden 
auch dieſe keinen haltbaren Grund haben. Allerdings iſt die 
Haftung jedes Kommanditiſten auf ſeine kundgetane Vermögens⸗ 
einlage beſchränkt; aber daraus ergibt ſich nur, daß, wenn die 
verklagte Kommanditgeſellſchaft und ihr Geſellſchaftsvermögen 
während des Prozeſſes zu beſtehen aufhören, die ohne weiteres 
neben dem perſönlich haftenden Geſellſchafter als Beklagte an 
die Stelle der Geſellſchaft tretenden Kommanditiſten dies nur 
unter Beſchraͤnkung ihrer Haftung auf ihre Einlagen, ſoweit 
dieſe noch nicht verbraucht ſind, tun. Früher wurde freilich 
von manchen angenommen, daß kein direkter Anſpruch der 
Gläubiger gegen den Kommanditiſten bis zur Höhe der noch 
nicht geleiſteten Einlage neben dem Anſpruche gegen die 
Geſellſchaft ſtattfinde. Die Möglichkeit dieſer Anſicht, die 
auch früher ſchon vom RG. mißbilligt war (vgl. RG. Bd. 17, 
39; 32, 398 f.), iſt aber jetzt ausgeſchloſſen durch $ 171 
Abſ. 1 GB.; die in Abſ. 2 daſelbſt für den Fall des Konkurſes 
der Kommanditgeſellſchaft vorgeſehene Ausnahme kommt im 
vorliegenden Falle nicht in Betracht. Übrigens hat an ſich 
das eingeſchränkte Eintreten des Kommanditiſten als Beklagten 
an die Stelle der Geſellſchaft nichts zu tun mit der eben er⸗ 
wähnten gegen ihn perſönlich zu richtenden Klage. Daher nützt 
ihm inſoweit auch die Berufung auf die ſchon geſchehene Ein⸗ 
legung im Sinne des 8 171 Abſ. 1 HGB. nichts; er haftet 
jetzt eben trotzdem bis zur Grenze der Einlage, ſoweit dieſe bei 
der Auflöſung der Geſellſchaft an ihn zurückgefallen iſt. Aber 
allerdings wird jetzt das Maß feiner Haftung alsbald ſchon 
in dieſem Prozeſſe gegen ihn feſtgeſtellt werden müſſen, nach 
Analogie deſſen, was oben, zunächſt für die offene Handels⸗ 
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geſellſchaft, über die vorzuſchützenden perſönlichen Einreden der 
einzelnen Geſellſchafter ausgeführt worden iſt. Soweit nötig, 
würde alſo im vorliegenden Falle die Klägerin ihr Vorbringen 
in dieſer Richtung noch zu ergänzen, die beiden Beklagten zu 1 
und 3 aber, ſoweit ſie beweispflichtig ſein würden, ihre Ein⸗ 
wendungen vorzuſchützen haben. Ergibt ſich ſonach aus dem 
bisher Erörterten an ſich die Notwendigkeit der Aufhebung des 
angefochtenen Urteils und der Zurückverweiſung der Sache in 
die vorige Inſtanz, ſo könnte nur noch die Frage entſtehen, ob 
die Entſcheidung des Berufungsgerichtes etwa aus dem von 
dieſem nebenher angedeuteten Grunde aufrecht zu halten ſei, 
daß die Kommanditgeſellſchaft für die von ihrem perſönlich 
haftenden Geſellſchafter in ihrer Vertretung etwa begangenen 
unerlaubten Handlungen überhaupt nicht einzuſtehen habe. 
Allerdings mag die Frage, wie weit nach dem Rechte des 
BGB. und des neuen HGB. offene Handelsgeſellſchaften und 
Kommanditgeſellſchaften für ſolche Handlungen ihrer geſchäfts⸗ 


führenden oder ihrer vertretungs berechtigten Geſellſchafter haften, 


einer beſonderen Erörterung bedürfen. Für jetzt aber kann von 
einer ſolchen abgeſehen werden, da ſie mindeſtens im Umfange 
des 8 831 Abſ. 1 BGB. haften; denn der Handelnde war 
durch den Geſellſchaftsvertrag zu der Verrichtung, die Ge⸗ 
ſchäfte der Geſellſchaft Dritten gegenüber zu beſorgen, beſtellt, 
bei deren Ausführung er den fraglichen Schaden widerrechtlich 
zugefügt haben ſoll. Nun haben aber hier die Beklagten nicht 
die Behauptung aufgeſtellt, daß die Geſellſchaft bei der Aus⸗ 
wahl des Dr. W. S. die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
beobachtet habe, oder daß der gleiche Schade auch bei An⸗ 
wendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. Schon aus 
dieſem Grunde mußte es bei der Aufhebung und Zurück⸗ 
verweiſung ſein Bewenden behalten. B. c. Chem. F. S., 
Uu. v. 17. Sept. 06, 584/05 VI. — Berlin. 

Geſetz betreffend die Abzahlungsgeſchäfte vom 
16. Mai 1894. 

17. 8 4 Abſ. 2 AbzG. Auslegung besfelben.] 

Laut Beſtellſchein vom 27. Januar 1904 kaufte der Beklagte 
von der Klägerin eine Lokomobile zu dem mit 5 Prozent ver⸗ 
zinslichen Preiſe von 5 280 Mark. Die Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes ſollte in Raten erfolgen, und zwar waren zu zahlen je 
250 Mark bei Empfang, am 1. Juli und 1. Oktober 1904, 
am 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober 1905 uſw. 
Es war beſtimmt, daß die Klägerin berechtigt ſei, den ganzen 
noch ausſtehenden Kaufpreis ohne Inverzugſetzung einzufordern, 
wenn zwei aufeinander folgende Teilzahlungen ganz oder teil⸗ 
weiſe nicht geleiſtet würden. Im Beſtellſchein war ferner 
bemerkt: „Mündliche Vereinbarungen, welche das vorliegende 
Geſchäft betreffen und nicht in dieſem Schreiben ausdrücklich 
niedergeſchrieben ſind, haben keine Gültigkeit.“ Mit der Klage 
beantragte die Klägerin die Verurteilung des Beklagten zur 
Zahlung des ganzen noch ausſtehenden Reſtkaufpreiſes im 
Betrage von 4 625,90 Mark nebſt näher angegebenen Zinſen, 
indem ſie behauptete, der ganze Reſtkaufpreis ſei fällig geworden, 
weil der Beklagte mit 50 Mark von der auf den 1. Oktober 1904 
verfallenen Rate und der ganzen Januar⸗Rate in Rückſtand 
geblieben ſei. Beklagter iſt in II. Inſtanz verurteilt, ſeine 
Reviſion iſt zurückgewieſen. Es handelt ſich um die Auslegung 
des 8 4 Abf. 2 des Geſetzes, betreffend die Abzahlungsgeſchäfte 


694 


vom 16. Mai 1894. Der Reviſionskläger rügt Verletzung des 
8 4 Abſ. 2 a. a. O., weil hiernach die Verfallklauſel rechts⸗ 
gültig nur für den Fall getroffen werden könne, daß der Käufer 
mit mindeſtens zwei aufeinander folgenden Teilzahlungen im 
Verzuge ſei und der rückſtändige Betrag mindeſtens dem zehnten 
Teile des Kaufpreiſes gleichkomme, während in dem vorliegenden 
Fall die Verfallklauſel von den Parteien ohne alle Rückſicht auf 
die Höhe des rückſtändigen Betrages vereinbart und deshalb 
ungültig ſei. Die Rüge ift nicht gerechtfertigt. Der § 4 Abf. 2 
a. a. O. beſtimmt: „Die Abrede, daß die Nichterfüllung der 
dem Käufer obliegenden Verpflichtungen die Fälligkeit der Reſt⸗ 
ſchuld zur Folge haben ſolle, kann rechtsgültig nur für den 
Fall getroffen werden, daß der Käufer mit mindeſtens zwei 
aufeinander folgenden Teilzahlungen ganz oder teilweiſe in 
Verzug iſt und der Betrag, mit deſſen Zahlung er im Verzug 
iſt, mindeſtens dem zehnten Teile des Kaufpreiſes der über⸗ 
gebenen Sache gleichkommt.“ Der Wortlaut der Beſtimmung 
ſpricht allerdings für die Auffaſſung des Reviſionsklägers; Grund 
und Zweck des Geſetzes ſprechen aber dagegen. Der § 4 Abſ. 2 
enthält nämlich nicht eine Strafvorſchrift zum Nachteil des Ver⸗ 
käufers, der die Fälligkeit der Reſtſchuld in weiterem als dem 
geſetzlich zuläſſigen Maße ſich ausbedingt, ſondern er bezweckt 
nur den Schutz des Käufers gegen übermäßige Härte der Kauf⸗ 
bedingungen. Dies geht aus der Begründung des Entwurfs 
(S. 7) klar hervor, in der es heißt: „Der Abſ. 2 des Ent⸗ 
wurfs beſchränkt die Zuläſſigkeit der Abrede, daß die Nicht⸗ 
erfüllung einer Verpflichtung des Käufers insbeſondere das Aus⸗ 
bleiben einer Teilzahlung, die Fälligkeit der Reſtſchuld nach ſich 
ziehen ſolle. Dieſe Klauſel kann, wenn ſie ſtrenge gehandhabt 
wird, den Käufer in unbilliger Weiſe ſchädigen und ſteht mit 
der Natur des Geſchäfts inſofern in Widerſpruch, als der Ver⸗ 
käufer danach unter Entziehung der Kreditgewährung einen 
Preis fordern kann, der in dieſer Höhe nur mit Rückſicht auf 
die Kreditierung normiert worden iſt. Es ſoll deshalb der 
Verfall der Reſtſchuld nur eintreten dürfen, wenn der Schuldner 
mit der Entrichtung von mindeſtens zwei aufeinander folgenden 
Teilzahlungen ganz oder teilweiſe in Verzug iſt und der rück⸗ 
ſtändige Betrag einen nicht unerheblichen Teil des Kaufpreiſes 
darſtellt.“ Iſt hiernach der Zweck der Vorſchrift lediglich auf 
den wirtſchaftlichen Schutz des Käufers gegen übermäßige 
Härte der Verfallklauſel gerichtet, ſo liegt kein ſachlicher Grund 
vor, die Ungültigkeit der Vereinbarung weiter auszudehnen, als 
es zur Erreichung dieſes Zweckes notwendig erſcheint. Der 
Abſicht des Geſetzes ſowohl als auch dem regelmäßigen Willen 
der Vertragſchließenden entſpricht vielmehr die Auslegung, daß 
die Vereinbarung nur inſoweit, als ſie die geſetzlichen Grenzen 
überſchreitet, ungültig, dagegen mit der Beſchränkung auf den 
geſetzlich zuläſſigen Inhalt rechtswirkſam iſt. Denn ein Käufer, 
der darin einwilligt, daß die ganze Reſtſchuld fällig werden ſoll, 


wenn er mit mindeſtens zwei aufeinander ſolgenden Teilzahlungen 


in Verzug kommt, ſelbſt wenn der rückſtändige Betrag noch ſo 
geringfügig iſt, übernimmt in der weitergehenden Verbindlichkeit 
ſtillſchweigend auch die beſchränktere Verpflichtung zur ſofortigen 
Zahlung der Reſtſchuld für den Fall, daß er mit mindeſtens 
zwei aufeinander folgenden Teilzahlungen ganz oder teilweiſe in 
Verzug gerät und der rückſtändige Betrag mindeſtens dem zehnten 
Teile des Kaufpreiſes der übergebenen Sache gleichkommt. Mit 
dieſer Auffaſſung iſt auch dem Intereſſe des Verkäufers am 
meiſten gedient. Der Entſcheidung ſteht der von dem Reviſions⸗ 
kläger zur Begründung der vollſtändigen Nichtigkeit der 
Vereinbarung angerufene $ 134 BGB. nicht entgegen, weil ſich, 
wie erwähnt, aus dem legislatoriſchen Grunde des § 4 Abſ. 2 
a. a. O. ergibt, daß die Ungültigkeit der Abrede nur in be⸗ 
ſchränktem Umfange gewollt iſt und die abweichende Beſtimmung, 
die 8 134 BGB. vorſieht, im Verbotsgeſetze nicht ausdrücklich 
ausgeſprochen zu ſein braucht, ſondern auch im Wege der Aus⸗ 
legung aus ihm entnommen werden kann. Vgl. Staudinger, 
BGB. Bd. I Anm. 4 zu 8 134. Hiernach hat das Berufungs⸗ 
gericht mit Recht angenommen, die Klägerin habe durch den 
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Verzug des Beklagten mit der Zahlung dreier aufeinander 
folgender Raten im Geſamtbetrage von mehr als einem Zehntel 
des Kaufpreiſes ein Recht auf ſofortige Zahlung der ganzen 
Reſtſchuld erlangt. N. c. L., U. v. 21. Sept. 06, 63/06 II. — 
Karlsruhe. | | | 

II. Preußiſches Recht. 

Allgemeines Landrecht. 

18. 8 46 Tit. 15 Tl. II ALR. Unter Erlaubnis des 
Staates iſt nicht bloß polizeiliche Genehmigung, ſondern Uber⸗ 
tragung eines regalen Nutzungsrechtes zu verſtehen. 

Die klagende Firma entnimmt zum Betrieb ihrer Dampf⸗ 
mühle in Potsdam durch eine Röhrenleitung Waſſer aus der 
Havel und leitet es nach dem Gebrauch durch eine andere Röhren⸗ 
leitung der Havel wieder zu. Die Anlage iſt auf ihren Antrag 
am 30. April 1903, nach ſtrom⸗ und ſchiffahrtspolizeilicher 
Prüfung, vom Regierungspräſidenten landespolizeilich genehmigt 
worden, unter Auferlegung einer an die Waſſerbauverwaluung 
zu entrichtenden jährlichen Gebühr für die Waſſerentnahme von 
100 Mark. Ihre Beſchwerde über dieſe Auflage hatte nur den 
Erfolg, daß die polizeiliche Auferlegung für unzuläſſig erklär 


wurde; die e wurde aber nun von der Regierung, Ab 


teilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten, am 
18. Auguſt 1904 wiederholt und Zahlung an die Domänen 
verwaltung angeordnet. Weitere Beſchwerden der Klägerin hatten 
keinen Erfolg, vielmehr wurden am 24. Dezember 1904 durch 
Pfändung im Verwaltungszwangsverfahren 175 Mark Gebühren 
und 3,30 Mark Koſten und Porto von ihr beigetrieben. Sie 
hat nun auf Rückzahlung dieſes Betrages mit 4 Prozent Jinſen 
ſeit dem Beitreibungstage ſowie auf Anerkennung des verklagten 
Fiskus, zu der Gebührenauflage nicht berechtigt zu ſein, Klage 
erhoben. Sie hält ſich kraft des Gemeingebrauchs am Waſſer 
des öffentlichen Fluſſes zur unentgeltlichen Waſſerentnahme durch 
Schöpfen und Ableiten für berechtigt (89 44, 46 II. 15 
AL R.). Der Beklagte beſtreitet, daß es ſich um ein Schöpfen 
im Sinne des § 44 oder um eine Waſſerleitung im Sinne des 
8 46 II. 15 handle. Das Waſſer werde zum Teil verbraucht 
und verunreinigt, es liege alſo Waſſernutzung, eventuell zun 
Mühlenbetriebe, vor, die dem Staat als niederes Regal zuftche 
und einem Privaten erſt beſonders von der 3. Abteilung der 
Regierung verliehen werden müſſe neben der polizeilichen Ge 
nehmigung (88 38, 259 II. 15, 88 21, 24 II. 14 WR). 
Auch für eine bloße Waſſerleitung ſei nach § 46 II. 15 eim 
ſolche beſondere Verleihung erforderlich. Eine beſondere Ver⸗ 
leihung ſei nicht erfolgt, es könnte alſo die Entfernung der 
Anlage oder es könne auch eine Gebühr für die unberechtigte 
Regalnutzung verlangt werden. Die Klägerin behauptet dagegen, 
daß das Waſſer in gleicher Menge und gereinigt dem Fluß 
wieder zugeführt und nicht zur Speiſung der Dampfteſſel ver 
wendet werde. Die nach § 46 II. 15 erforderliche befondere 
Erlaubnis der Waſſerleitung ſei in der polizeilichen Genehmigung 
enthalten, die Waſſerleitung ſei Gemeingebrauch. Letzteres if 
von beiden Inſtanzgerichten als richtig anerkannt, demgemäß it 
der Beklagte nach den Klageanträgen verurteilt und feine Be 
rufung zurückgewieſen worden. Auf Reviſion des Beklagten ist 
die Klage abgewieſen. Dem Berufungsrichter iſt darin bei 
zutreten, daß die in Frage ſtehende Waſſerentnahme der Klägerin 
aus der Havel — ungeachtet der Zurückleitung des Waſſers 
und gleichviel, wozu es im Fabrikbetriebe der Klägerin ber 
wendet und ob es dabei verunreinigt und zum Teil verbraucht 
wird oder nicht — die Begriffsmerkmale einer Waſſerleitung 
an ſich trägt. Da die Dampfmühle der Klägerin ſich nicht 
etwa als eine Waſſermühle im Sinn der 88 229 ff. II. 15 
ALR. darſtellt, hat der Berufungsrichter weiter mit Recht ar, 
genommen, daß auf die ſtreitige Waſſerleitung der $ 46 II. 2 
ALR. Anwendung findet, welcher lautet: „Waſſerltitungen 
dürfen aus öffentlichen Strömen, ohne beſondere Erlaubnis des 
Staats, nicht geführt, noch Waſch⸗ oder Babehäufer daran, 
ohne dergleichen Erlaubnis, angelegt werden.“ Es handelt ſch 
um die Frage, was unter der hier geforderten beſonderen 
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35. Jahrgang. 
laubnis des Staats zu verſtehen iſt, ob eine bloße polizeiliche 
Genehmigung, oder ob die Übertragung eines regalen Nutzungs⸗ 
rechts? Nur in letzterem Fall würde der Staat die zu er⸗ 
teilende Erlaubnis von der Erlegung einer Gebühr abhängig 
machen dürfen, da die Übertragung eines ihm zuſtehenden 
Privatrechts in ſeinem Belieben ſteht, folglich auch, unter 
welchen Bedingungen fie geſchehen ſoll (SS 26 ff. II. 14); 
während auf polizeilichem Gebiet lediglich zu fragen wäre, ob 
die Erlaubnis mit dem öffentlichen Intereſſe vereinbar und 
darum zu erteilen, oder unvereinbar und darum zu verſagen 
ſei. Der Berufungsrichter faßt mit der Klägerin und dem 
erſten Richter die Erlaubnis als eine bloß polizeiliche auf, hält 
daher den Staat nicht für berechtigt, die Erlaubnis von einer 
Gebühr abhängig zu machen, und hat den Beklagten verurteilt, 
dies anzuerkennen und den beigetriebenen Gebührenbetrag zurück⸗ 
zuzahlen. Er erkennt an, daß die Benutzung des Waſſers 
öffentlicher Flüſſe, weil dieſe im gemeinen Eigentum des Staats 
ſtehen (§S 21 II. 14) und ihre Nutzungen zu den niedern Re⸗ 
galien gehören (8 24 daſelbſt und $ 38 II. 15), an ſich dem 
Staat zuſtehen würde und von Privaten nur auf Grund ent⸗ 
weder eines Verzichts des Staats zu deren Gunſten oder geſetz⸗ 
lich ee Ausnahmen ausgeübt werden dürfe. Eine 
ſolche Ausnahme findet aber der Berufungsrichter neben dem 
9 44 II. 15, der ausdrücklich den Gebrauch des Flußwaſſers 
durch Schöpfen, Baden und Tränken einem jeden geſtattet, in 
dem erwähnten § 46. Er will dieſen Paragraphen dahin ver⸗ 
ſtehen, daß er im Anſchluß an § 44 zu der dort gegebenen 
allgemeinen Beſtimmung für die Waſſerentnahme aus öffent⸗ 
lichen Flüſſen eine beſondere Beſtimmung für die Entnahme 
mittels einer Leitung treffe und zwar dahin, daß auch ſie einem 
jeden geſtattet ſei, jedoch vorbehaltlich einer ſtaatlichen Erlaubnis, 
die indes nur die Vorausſetzung für die freigeſtellte Anlegung 
einer Waſſerleitung bilde und nicht ſo zu verſtehen ſei, als ob 
ſolche Anlage ohne Erlaubnis verboten fein ſolle. Letztere 
Unterſcheidung iſt nicht recht klar; der Berufungsrichter will 
aber damit offenbar den Unterſchied zwiſchen einer bloß poli⸗ 
zeilihen Genehmigung und der Übertragung eines regalen 
Nutzungsrechts ausdrücken. Zur Begründung dieſer Anſicht 
beruft er ſich zunächſt darauf, daß andernfalls der § 46 über⸗ 
flüſſig ſein würde, indem das Recht des Staats, regale 
Nutzungsrechte auf Private zu übertragen, als ſelbſtverſtändlich 
ſchon aus § 38 daſelbſt folge, der die Nutzungen öffentlicher 
Ströme für Regalien erklärt. Mit noch mehr Recht ließe ſich 
aber der 8 46 dann als überflüſſig bezeichnen, wenn er nur die 
Einholung einer polizeilichen Genehmigung vorſchriebe, denn daß 
Waſſerleitungen aus öffentlichen Flüſſen unter Aufſicht der 
Landespolizei geführt werden müſſen, ſteht ſchon, und ſogar mit 
ausdrücklichen Worten, in § 96 J. 8 ALR. Überdies enthalten 
andere Paragraphen in der nächſten Umgebung des § 46 II. 15 
ähnliche, alſo nach Anſicht des Berufungsrichters überflüſſige, 
immungen; in den 88 49, 51, 73, 229 II. 15 werden 
trotz der erwähnten Beſtimmung in $ 38 verſchiedene Arten der 
Nutzung öffentlicher Ströme noch ausdrücklich für regal erklärt. 
Mit dieſem Grunde des Berufungsrichters iſt alſo, zumal bei 
der bekannten umſtändlichen Ausdrucksweiſe des AL R., für die 
Auslegung nichts gewonnen. Der Berufungsrichter weiſt dann 
darau hin, daß eine Waſſerleitung unter Umſtänden von ein⸗ 
ſchneidender Bedeutung für die Stromverhältniſſe, die Schiffahrt 
und die Fiſchzucht — er hätte noch hinzufügen können, auch 
r den Gemeingebrauch des Flußwaſſers — werden könne und 
aß ſich daraus die verſchiedene Behandlung dieſer Art von 
wie er annimmt — Gemeingebrauch und der völlig un⸗ 
ſchädlichen Art des Waſſerſchöpfens (8 44) erkläre. Das iſt 
zwar ganz richtig und ſchon im Geſetze ſelbſt (§S 96 I. 8) an⸗ 
erkannt, aber dieſe Erwägung berührt offenſichtlich die Frage 
gar nicht, ob es ſich denn überhaupt um einen Gemeingebrauch 
des Waſſers bei Anlegung einer Waſſerleitung handle und ob 
die vorgeſchriebene beſondere Erlaubnis des Staats als eine 
nur polizeiliche Genehmigung gedacht ſei. Der Berufungsrichter 
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fügt hinzu: Die ſtaatliche Erlaubnis im Sinne des § 46 trage 
vornehmlich polizeilichen Charakter; und er bemerkt weiterhin: 
nach erteilter Erlaubnis übe der Inhaber der Leitung dieſes 
Recht als ſelbſtändiger Inhaber des Nutzungsrechts aus, als 
der er vom Geſetze ſelbſt ($ 46) und unter Genehmigung des 
Staats eingeſetzt ſei ($ 32 II. 14). Das find wieder unklare 
Sätze: es kommt nicht darauf an, ob die Erlaubnis nach § 46 
vornehmlich, ſondern ob ſie ausſchließlich einen polizeilichen 
Charakter habe, und der in Bezug genommene § 32 II. 14 
handelt von dem Umfang, in welchem der private Erwerber 
eines regalen Nutzungsrechts dasſelbe in Anſpruch nehmen darf, 
während doch der Berufungsrichter ein regales Waſſerleitungs⸗ 
recht nicht anerkennen will. — Ebenſo wären die weiteren Aus⸗ 
führungen des Berufungsrichters zu beanſtanden — wenn es 
darauf ankäme —, womit er für unerheblich erklärt, welche 
Abteilung der Königlichen Regierung die in § 46 erforderte 
ſtaatliche Erlaubnis im vorliegenden Falle tatſächlich erteilt 
habe. Das mag aber auf ſich beruhen, hier iſt die Waſſer⸗ 
leitung ſowohl landespolizeilich vom Regierungspräſidenten ge⸗ 
nehmigt, als auch nachträglich von der für die Übertragung 
regaler Nutzungsrechte zuſtändigen Abteilung für direkte Steuern, 
Domänen und Forſten gutgeheißen worden. Hiernach bleibt 
von der Begründung, die der Berufungsrichter ſeiner Auslegung 
des § 46 gegeben hat, nur der Satz übrig, daß dieſer Para⸗ 
graph als eine Sonderbeſtimmung zu dem S 44 aufgefaßt 
werden müſſe. Es läßt ſich nun nicht verkennen, daß die zur 
Entſcheidung ſtehende Frage zweifelhaft iſt. Sie iſt auch ſowohl 
in der Rechtſprechung wie von juriſtiſchen Schriftſtellern ver⸗ 
ſchieden beantwortet worden. Während der IV. 3 S. des RG. 
in dem Urteil vom 26. Oktober 1893 (RG. Bd. 32 Nr. 58 
S. 238,9) in 8 46 II. 15 Einſchränkungen der regalen Eigen⸗ 
ſchaft der Nutzung öffentlicher Flüſſe findet, worauf übrigens 
die damals getroffene Entſcheidung nicht beruhte, hat der jetzt 
erkennende Senat in einem Urteil vom 30. Mai 1894 (V. 10/94) 
die in 8 46 geforderte beſondere Erlaubnis des Staats zur 
Anlegung einer Badeanſtalt nicht als bloße polizeiliche Ge⸗ 
nehmigung, ſondern als die Verleihung eines regalen Nutzungs⸗ 
rechts hingeſtellt. Von Schriftſtellern haben ſich für die letztere 
Anſicht ausgeſprochen: Dernburg, Privatr. Bd. 1 8 252 zu 
Note 8; Cccius, Private, Bd. 1 8 21 Anm. 21 II, wo nur 
die 88 44, 47, 50 II. 15 (nicht § 46) als den Gemeingebrauch 
betreffend aufgeführt werden; Baron in Itſchr. für vergleich. 
Rechtsw. 1, 290; Nieberding⸗Frank, Waſſerr. (2. Aufl.) S. 306 
in § 62; dagegen haben ſich ausgeſprochen: Scheele, Waſſerr. 
S. 17, 18 und Rausnitz in Gruchots Beitr. 39, 535. Aus dem 
Wortlaut läßt ſich nicht viel entnehmen. Daß in § 46 eine 
Erlaubnis und zwar eine beſondere Erlaubnis des Staats ge⸗ 
fordert wird, ſcheint dafür zu ſprechen, daß die Anlage von 
Waſſerleitungen und von Waſch⸗ und Badehäuſern gerade in 
Gegenſatz geſtellt werden ſollte zu dem in § 44 geregelten 
Gemeingebrauch des Flußwaſſers durch Schöpfen, Baden und 
Tränken, der überhaupt keiner Erlaubnis, alſo auch keiner be⸗ 
ſonderen Erlaubnis des Staats bedarf. Dieſer Eindruck wird 
noch verſtärkt durch den § 52, wo der Ausdruck „beſondere 
Erlaubnis des Staats“ wiederkehrt und hier zweifellos als 
regale Verleihung zu verſtehen iſt, denn das Brückenſchlagen 
über einen öffentlichen Fluß, wofür die beſondere Erlaubnis des 
Staats erfordert wird, ſtellt ſicher keinen Gemeingebrauch des 
Fluſſes dar. Abgeſchwächt könnte aber andererſeits dieſer Ein⸗ 
druck wieder dadurch werden, daß an anderen Stellen, wo es 
ſich um regale Nutzungen handelt, ausdrücklich von Regalien 
oder von vorbehaltenen Rechten des Staats geſprochen wird, 
fo in den 88 49, 51, 73, 229 II. 15. Entſcheidend iſt nun 
aber die Art und Weiſe, wie das ALR. die Rechtsverhältniſſe 
der öffentlichen Flüſſe geregelt hat. Es lehnt ſich an die deutſch⸗ 
rechtliche Auffaſſung an, daß die öffentlichen Ströme dem 
Landesherrn gehören, erklärt ſie für gemeines Eigentum des 
Staats und ſtellt den Grundſatz an die Spitze, daß die 
Nutzungen zu den Regalien des Staats gehören ($ 38 II. 15, 
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vgl. 88 21, 24 II. 14). Der Gemeingebrauch rückt demgemäß 
an die Stelle einer Ausnahme, wie auch der Berufungsrichter 
anerkennt. Der § 44 enthält eine ſolche Ausnahme zugunſten 
des Schöpfens, Badens und Tränkens. Er ſteht mit dem 
8 45, der eine beſondere Beſtimmung über das Viehtränken 
enthält, unter der Mberichrift „Flußwaſſer“. Darauf folgt dann 
unter der beſonderen Überſchrift „Waſſerleitungen“ der § 46, 
der aber nicht bloß von Waſſerleitungen, ſondern auch von 
Waſch⸗ und Badehäuſern handelt und für alle dieſe Anlagen 
eine beſondere ſtaatliche Erlaubnis verlangt. Schon dieſe 
Stellung des § 46 ſpricht dagegen, daß er eine bloße Unter⸗ 
beſtimmung zu 8 44 über das Flußwaſſer treffen ſollte, gibt 
vielmehr zu erkennen, daß der Geſetzgeber in der Anlegung von 
Waſſerleitungen, Waſch⸗ und Badehäuſern nicht einen gemeinen 
Gebrauch gefunden hat, der einem jeden unverwehrt bleiben 
müſſe. Vor allem aber forderte die Natur der Sache hier 
eine Unterſcheidung. Die Anlegung von Waſſerleitungen und 
faſt mehr noch die Anlegung von Waſch⸗ und Badehäuſern, die 
mit den Waſſerleitungen auf gleichem Fuße behandelt werden, 
worauf übrigens der Berufungsrichter ſeine Aufmerkſamkeit gar 
nicht gerichtet hat, enthalten nicht eine 90 5 Benutzung des 
Flußwaſſers, daß ſie, wie das Schöpfen, Baden und Tränken, 
der Regel nach von jedem perſönlich und zu ſeinem perſönlichen 
Nutzen ausgeübt werden könnte, ſondern ſtellt ſich als eine ge⸗ 
ſchäftliche Ausbeutung des Flußwaſſers zum Nutzen einzelner 
dar, die ſogar dem Gemeingebrauch hinderlich werden kann und 
begrifflich zu dieſem in einem gewiſſen Gehreſaße ſteht. Es iſt 
ganz in der Ordnung, wenn der Geſetzgeber Ausnahmen von 
dem regalen Nutzungsrecht des Staats inſoweit zuläßt, als ein 
gemeiner Gebrauch wirklich ſtattfinden kann, aber nicht, wenn es 
ſich nur darum handelt, einzelnen beſondere Vorteile zuzuwenden. 
Derſelbe Gedanke findet ſich verwirklicht bega der Fähren 
und Prahmen, die der 8 50 zu eigenem Gebrauch zu halten 
jedem Anwohner eines Fluſſes geſtattet, während das Ülber- 
ſetzen für Geld in § 51 zu den Regalien des Staats gezählt 
wird. Aus dieſen Gründen iſt das RG. in der ſtreitigen Frage 
zu einer von den Vorinſtanzen abweichenden Entſcheidung ges 
langt und hat die Klage abgewieſen. Preuß. F. C. M. & J., 
U. v. 29. Sept. 06, 22/06 V. — Berlin. 
Beamtenunfallfürſorgegeſetz vom 2. Juni 1902. 
19. 8 1 Abſ. 6 BeamtuFürſG. verb. mit $ 9 des Ge⸗ 
werbeunfallverſicherungsgeſetzes vom 30. Juni 1900. Gehören 
die Koſten einer Badereiſe zu den Koſten des Heilverfahrens 7] 
Der Kläger, der im preußiſchen Staatseiſenbahndienſte an⸗ 
geſtellt war, hatte bei Ausübung ſeines Dienſtes als Lokomotiv⸗ 
führer einen Unfall erlitten. Er wurde wegen eines dadurch 
hervorgerufenen ſchweren Nervenleidens als dauernd dienſt⸗ 
unfähig mit dem Ruhegehalte nach Maßgabe des Beamten⸗ 
unfallfürſorgegeſetzes in den Ruheſtand verſetzt. Er hat auf 
Anweiſung des ihn behandelnden Arztes eine Badekur gegen 
die bei ihm feſtgeſtellte Zuckerharnruhr in Neuenahr gebraucht. 
Indem er behauptet, daß auch dieſe Krankheit auf das durch 
den Betriebsunfall verurſachte Nervenleiden zurückzuführen ſei, 
hat er von der Beklagten Erſatz der Koſten der Badereiſe ver⸗ 
langt. Beklagter wurde verurteilt und ſeine Reviſion wurde 
zurückgewieſen: Schon in der VI. Kommiſſion des Reichs⸗ 
tages war bei Beratung des erſten Geſetzentwurfs über die 
Fürſorge für Beamten und Perſonen des Soldatenſtandes infolge 
von Betriebsunfällen im Jahre 1885/86 beantragt worden, 
als letzten Abſatz des der der in der Faſſung der Bundesrats⸗ 
vorlage von den Koſten des Heilverfahrens abſichtlich ſchwieg, 
aufzunehmen: „Die Verletzten haben außerdem Anſpruch auf 
Erſatz der Koſten des Heilverfahrens“ und bei der Begründung 
dieſes Antrages war ſchon dort hervorgehoben, daß zu den 
Ausgaben für das Heilverfahren — — „auch Aufwendungen 
von außerordentlicher Höhe, z. B. 155 Badereiſen, für 
koſtſpielige Heilbehandlung, Beſchaffung künſtlicher Glieder und 
dergl. gehörten.“ Die Regierungs vertreter hatten damals 
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dagegen nur geltend gemadt, wenn ſolche außerordentliche 
Aufwendungen für Kranke nötig ſeien, dieſe aus anderen 
wi bisher beſtritten ſeien und ferner beftritten werden würden. 

aß auch ſolche Aufwendungen an ſich unter den Begriff 
der Koſten des Heilverfahrens fielen, iſt demnach ſchon 
damals auch nicht von ſeiten des Bundesrats in Abrede geftellt 
worden. Die entſprechenden Anträge wurden indeſſen in der 
Kommiſſion abgelehnt. (ohr Bericht jener VI. Kommiſſion 
des Reichstages in der Sammlung der Druckſachen des Reichs⸗ 
tages 1885/86 Bd. 2 Nr. 83 S. 6, 16. Bei der zweiten Be: 
ratung in der Vollverſamm lung des Reichstages wurde 
aber jener Antrag wieder eingebracht, gelangte nunmehr, wie 
ſich aus den Darlegungen des Berufungsurteils ergibt, mit 
einer unweſentlichen Faſſungsänderung zur Annahme und wurde 
ſchließlich mit zum Geſetze erhoben. Demgemäß konnte nach 
dem Reichsgeſe 85 darüber kein Zweifel beſtehen, daß das 
Geſetz unter den Koſten des Heilverfahrens auch ſolche außer: 
ordentliche Aufwendungen mitverſtanden wiſſen wollte, wie 
gerade die Koſten einer Badereiſe. Das gleiche mußte aber 
nach dem engen äußeren und inneren Zuſammenhange, der, wit 
das Berufungsurteil bereits zutreffend dargelegt hat, zwiſchen 
dem Reichs beamtenfürſorgegeſetze und dem entſprechenden 
preußiſchen Geſetze beſtand, auch für das Anwendungsgebiet 
des letzteren Geſetzes gelten. (Wird weiter ausgeführt) 
. al c. N., U. v. 18. Sept. 06, 27/06 III. 
— Berlin. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Die Haftung des Automobilfahrers wird in Entſch. Nr.? 
mit Rückſicht auf die dem Publikum drohenden Gefahren be: 
ſonders ſtreng beurteilt und die Beobachtung der polizeilichen 
Vorſchriften für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen nur als das 
Mindeſtmaß der erforderlichen Sorgfalt, nicht aber als schlecht 
hin ausreichend erachtet. 

Die Beſtimmung des 8 315 BGB., wonach die in da 
Belieben einer Vertragspartei geſtellte Beſtimmung der Vertrags 
leiſtung nach billigem Ermeſſen zu erfolgen hat, wird in Entch. 
Nr. 3 auf den Fall erſtreckt, daß es ſich nicht um die Leiftung 
ſelbſt, wohl aber um die Leiſtungszeit handelt. n 

Ein Beiſpiel für $ 399 BGB. gibt Entſch. Nr. 4, in 
der eine Veränderung eines abgetretenen Bierbezugsrechts zum 
Nachteil des Schuldners durch die Abtretung an mehrer 
Zeſſionare angenommen wird. 

Ein Konkursgläubiger hatte ſich in den Verhandlungen 
über einen Zwangsvergleich zur Übernahme der Bürgſchaft für 
die Vergleichsquote bereit erklärt, alsdann im Vergleichstermi 
für den Zwangsvergleich geſtimmt. Die Abſtimmungserklärung 
wurde von dem Konkursgericht protokolliert. Die A 
bie 5 becher formell rechtswirkſam erklärt iſt, wird in Entſch. 

r. 


ch. Nr. 6 behandelt die Beweislaſt bei der Frage, ob 
der 7 bis 18 Jahre alte Beſchädigte, dem konkurrierendes Ver⸗ 
ſchulden entgegengehalten wird, die zur Erkenntnis der Verant 
wortlichkeit erforderliche Einſicht beſaß. 

Die mannigfachen Wechſelwirkungen, die zwiſchen den Tor 
ſchriften der Unfallberſicherungsgeſetze und denen des bürger 
lichen Rechtes und Prozeſſes in atnfebum der Schabenderjaf: 
anſprüche obwalten können, beleuchtet ch. Nr. 7. 

Den if des Minderkaufmanns beſtimmt Entſch. Nr. 15. 
Entſch. Nr. 16 läßt an die Stelle einer während des 
Prozeſſes mufgelöften beklagten Kommanditgeſellſchaft — ent 
ſprechend der Rechtslage bei der offenen Handelsgeſellſchaft — 
ohne weiteres den perſönlich haftenden Geſellſchaſter und die 
Lom n Eu treten. fegenkeit ur 
n Nr. 17 benutzt das RG. die Geleg 
Auslegung des AbzG., in 55 es die Bedeutung der Vorſchrift 
dieſes Geſetzes über die Verfallklauſel Harftellt. N 


Für die Redaktion verantw.: Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Neumann in Berlin. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtr. 34. 35. 


Vereins nachrichten. 


Die Verſendung des Terminkalenders für das Jahr 1907 
ift erfolgt. Erinnerungen wegen Nichtempfanges können nur 
berückſichtigt werden, wenn fie bis 25. November 1906 bei 
dem Unterzeichneten geltend gemacht werden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 10. November 1906. 


Dr. Deiß, Juſtizrat, Schriftführer. 


Das Bürgerliche Geſetzbuch und die deutſchen 
Lebensgewohnheiten. 


Eine Umfrage bei Praktikern, zumal Notaren und 
Richtern der freiwilligen Gerichtsbarkeit.“) 


Von Dr. Martin Wolff, a. o. Profeſſor der Rechte an der 
Univerſität Berlin. 


Die Aufgabe, zu deren Löſung die vorliegende Umfrage 
zu einem kleinen Teile beitragen will, iſt die Feſtſtellung der 
Bedeutung, welche den einzelnen Rechtsinſtituten des BGB. im 
Leben des deutſchen Volkes zukommt. Das Geſetz knüpft 
Rechtsfolgen an abſtrakte Tatbeſtände, die möglicherweiſe ein⸗ 
treten; ob ſie wirklich eintreten, ob häufig und unter welchen 
Vorausſetzungen, das ſind Fragen, die zumeiſt der Betrachtung 
des Juriſten ferner liegen. Was heute der einzelne Praktiker 
zur Beantwortung dieſer Fragen vorzubringen weiß, iſt höchſt 
wertvoll, muß ſich aber auf die zufälligen Wahrnehmungen 
einer lokal, oft auch ſtändiſch gar begrenzten Praxis beſchränken, 
und eine Verallgemeinerung ſeiner Erfahrungen iſt häufig, aber 
gefährlich. Ein einigermaßen klares Bild der Sitten des 
deutſchen Rechtslebens kann erſt gewonnen werden, wenn die 
Wahrnehmungen zahlreicher Praktiker aus allen Teilen Deutſch⸗ 
lands vorliegen und methodiſch verwertet werden können. Die 
Kenntnis der Rechtsſitten hätte für Wiſſenſchaft, Rechtspolitik, 
Rechtsunterricht und vielleicht auch für die Praxis eine nicht 
geringe Bedeutung. 


. ) Unſere Leſer bitten wir im Intereſſe der Sache dringend, 
die Umfrage nach Möglichkeit durch Einſendung von Antworten zu 
fördern. Auch dem einzelnen als ſelbſtverſtändlich erſcheinende Mit⸗ 
teilungen ſind erwünſcht, da, was in einem Teile des Reichs als 
ſelbſtverſtändlich gilt, in anderen Teilen ſich vielleicht ganz anders 
entwickelt hat. Die Red. 


Für die Wiſſenſchaft!): Eine Kenntnis der typiſchen Tat⸗ 
beſtände der Lebensſitte würde der Rechtsdogmatik einen ähn⸗ 
lichen Gewinn bringen, wie ſie ihn der Rechtsgeſchichte gebracht 
hat. Die Zeiten ſind längſt dahin, in denen man allein auf 
Grund der eigentlichen Rechtsquellen Rechtsgeſchichte ſchrieb: 


von der germaniſtiſchen Forſchung wird etwa ſeit Beſelers 


Erbverträgen (1835 ff.), von der romaniſtiſchen neuerdings, 
in immer umfaſſenderem Maße das Urkundenmaterial heran⸗ 
gezogen und neben der juriſtiſchen Struktur wird allerwärts die 
wirtſchaftliche Funktion der einzelnen Rechtsgebilde geklärt. Es 
ſoll nicht behauptet werden, daß der ziviliſtiſchen Dogmatik das 
Studium der tatſächlichen Lebensverhältniſſe gänzlich fremd ſei. 
Das Gewerbe⸗, insbeſondere das Handelsrecht zeigt das Gegen⸗ 
teil); aber auch im Gebiete des bürgerlichen Rechts beweiſen 
viele Monographieen das erfolgreiche Beſtreben, die juriſtiſche 
Betrachtung an die Lebensgewohnheiten anzuknüpfen, ſei es oft 
auch nur mit lokaler Begrenzung), und unter den zuſammen⸗ 
faſſenden Darſtellungen des bürgerlichen Rechts findet ſich 
wenigſtens eine, die bei jedem Punkte die wirtſchaftliche Be⸗ 
deutung des Rechtsinſtituts darzuſtellen oder doch anzudeuten 
unternimmt“). Allein eine Verallgemeinerung dieſer Arbeits⸗ 
methode und eine Gewinnung genauerer Ergebniſſe wird erſt 
möglich ſein, wenn das Material in Fülle vorliegt, wie es nur 
die Geſamtheit der Praktiker liefern kann. Ein noch ſo intenſives 
Studium der veröffentlichten Gerichtsentſcheidungen, zumal der 
Entſcheidungen des Reichsgerichts, genügt gewiß nicht, da es 
ſich gerade bei dieſen Entſcheidungen ſelten um typiſche Tat⸗ 
beſtände handelt, zudem der Tatbeſtand ſelbſt oft ungenügend 
angegeben wird. 

Die rechtspolitiſche Bedeutung, die freilich erſt bei 
einer künftigen Reviſion unſeres BGB. hervortreten kann und 
die eine fortgeſetzte Beobachtung in der angedeuteten Richtung 
vorausſetzt, liegt auf der Hand. Hier wird insbeſondere wichtig 


) Hervorzuheben find hier vor allem die treffenden Aus: 
führungen Eugen Ehrlichs, Freie Rechtsfindung und freie Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, Leipzig 1903 S. 33— 37. 

..) Dies lehrt der Einblick in jedes Handbuch des Handelsrechts, 
in jeden Band der Zeitſchrift für Handelsrecht u. a. 

) Als Beiſpiele ſeien genannt: Alexander Leiſt, Unter⸗ 
ſuchungen zum inneren Vereinsrecht (1904), Lotmar, der Arbeits: 
vertrag, Wittmaack, das Erbbaurecht (1906). 

) Dernburgs Bürgerliches Recht. 
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fein, feſtzuſtellen, in welchem Maße ſich das deutſche Volk an 
die Neuerungen des Geſetzbuchs gewöhnt hat — eine Frage, 
die vor allem für das Gebiet der nicht zwingenden Rechtsſätze 
durch Ermittelung von Umfang und Inhalt abweichender 
Rechtsgeſchäfte leicht Antwort finden kann —, und dann zu 
erwägen, inwieweit das Geſetz rechtsgeſchäftliche Gewohnheiten 
aufnehmen oder ihnen umgekehrt durch zwingende Normen 
entgegentreten ſolle. | 

Für den Rechtsunterricht iſt es von hohem Werte, 
neben der juriſtiſchen Analyſe eines Rechtsgebildes ſeine tat⸗ 
ſächliche Bedeutung im Leben darzulegen: erſt deren Erkenntnis 
macht dem jungen Juriſten die Rechtsregel lebendig, lenkt ſeinen 
Blick von dem blos „konſtruktiv intereſſanten“ zu dem geſell⸗ 
ſchaftlich wichtigen und ſchafft ihm das wertvolle Bewußtſein, daß 
er in dem abſtrakten Syſtem der Rechtsſätze nichts als das 
tote Gehäuſe des Rechtslebens erſchaut hat. Freilich wird 
ſchon heute kaum ein Lehrer des Zivilrechts an der Bedeutung 
der behandelten Rechtsinſtitute im Leben ganz vorbeigehen; 
er wird die Rolle des Rangvorbehalts im Baugewerbe, der 
Höchſthypothek im Bankgewerbe, des Wohnungsrechts im bäuer⸗ 
lichen Leben, des Erbbaurechts in der ſtädtiſchen Bodenpolitik 
ſchildern, er wird mitteilen, daß wohl noch nie ein Richter 
einen Mobiliarbeſitzſchutzprozeß geſehen hat, er wird an der 
Hand der Reichsjuſtizſtatiſtik von der Bedeutung der Trunkſuchts⸗ 
entmündigung reden. Aber für die meiſten Fragen wird der 
Rechtslehrer ſelbſt im Dunkeln tappen und entweder ſchweigen 
oder das in ſchmaler praktiſcher Anſchauung und von Hörenſagen 
zufällig Aufgeraffte zu verallgemeinern geneigt ſein. Die Zu⸗ 
führung eines umfaſſenden tatſächlichen Materials erſcheint 
hiernach dringend wünſchenswert. Auch wird erſt ſie aus der 
Vorleſung und dem Lehrbuch den „Schulfall“ endgiltig ver⸗ 
drängen können. 

Der praktiſche Nutzen einer genaueren Erforſchung der 
Lebensgebräuche wird, abgeſehen von ihrer Bedeutung für die 
Auslegung von Rechtsgeſchäften und für die Feſtſtellung des 
Schuldinhalts, vielleicht auch für die Kautelarjurisprudenz 
hervortreten: manch gutes Vertragsformular, das ſich an dem 
einen Orte eingebürgert hat, mag auch anderwärts gute Dienſte 
leiſten, ſodaß (in beſchränktem Maße) eine Ausgleichung lokal 
verſchiedener Gewohnheiten erfolgen könnte. 

Dies zur Rechtfertigung der nachfolgenden Umfrage, die 
ſich zunächſt auf die am eheſten faßbare Lebenspraxis in einigen 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit beſchränkt. Ob 
es ſich bei dieſer Umfrage um eine Aufgabe der Rechtswiſſenſchaft 
oder der Nationalökonomie handelt, erſcheint ohne Bedeutung. 
Es genügt feſtzuſtellen, daß die nationalökonomiſchen Forſcher 
ſich den hier aufgeworfenen Fragen kaum zugewendet haben.“) 

) Freilich mit Ausnahmen: Das von nationalökonomiſcher 
Seite gelieferte Material zum Erbbaurecht z. B. iſt ſo erheblich, daß 
in der folgenden Umfrage von der Formulierung einer das Erbbau⸗ 
recht betreffenden Frage abgeſehen werden konnte. Von Juriſten 
noch gänzlich ungenutzt iſt das reiche Material, das auf Grund einer 
amtlichen Enquete Sering und ſeine Gehilfen in den bis jetzt 
12 Bänden des Werks „die Vererbung des ländlichen Grundbeſitzes 
in Preußen“ niedergelegt haben; wie lohnend wäre z. B. eine auf 
Grund dieſes Materials unternommene Darſtellung des Gutsüber⸗ 
laſſungs⸗ und des Altenteilsvertrags. Was für die Grundbuchſtatiſtik 
bisher getan iſt und die Schwierigkeiten, die hier entgegenſtehen, 


legt F. W. R. Zimmermann dar, Zeitſchr. f. d. geſamte Staatswiſſen⸗ 
ſchaft 60 S. 37— 102, 269 — 328, 666— 727; 61 S. 659— 706 
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Jede, auch die geringſte, Mitteilung aus der Praxis darf 
aufrichtigen Dankes ſicher ſein. Willkommen iſt jeder Vorſchlag 
zur Verbeſſerung der etwa fehlerhaften Frageſtellung, willkommen 
jede Ergänzung der geſtellten Fragen durch Spezialiſierung oder 
Stellung neuer, willkommen jede Antwort von der ſchlichten 
Bejahung oder Verneinung bis zur eingehenden (die ſtändiſchen 
und lokalen Verſchiedenheiten betonenden) Abhandlung, will⸗ 
kommen zumal die Mitteilung gebräuchlicher Vertragsabreden 
oder Teſtamentsanordnungen, ſei es durch Zuſendung etwa 
üblicher Formulare, ſei es durch Darlegung eines einzelnen, als 
typiſch anzuſehenden Falles, willkommen die einmalige Auskunft wie 
die fortlaufende alle paar Jahre ſich erneuernde Berichterftattung. 

Alle Mitteilungen erbittet der Verfaſſer dieſer Umfrage 
an die Adreſſe des Herausgebers der Juriſtiſchen Wochenſchrift, 
Berlin W. 35, Potsdamerſtraße 118. 


I. Zum Grundbuchweſen. 
(Die folgenden Fragen beziehen ſich nur auf die Eintragungen feit 1900.) 

1. Verkehrs hypothek. 

a) Überwiegt allerwärts (auch z. B. in Bayern trotz les 
alten Rechts?) die Briefhypothek gegenüber der Buchhypothel! 

b) Wird die Buchhypothek wohl nur da und meiſt da ge 
wählt, wo von vornherein eine Abtretung nicht in Ausſicht ge 
nommen wird? 

e) Iſt bei Beſtellung von Briefhypotheken die Vereinbarung 
häufig (oder ſogar die Regel ?), daß der Gläubiger berechtigt 
ſein ſoll, ſich den Brief vom Grundbuchamt aushändigen zu 
laſſen (S 1117 Abſ. 27 

d) Wird von dem auf die querela non numeratae pecuniae 
geſtützten Widerſpruchsrecht des Grundeigentümers bei Darlehens⸗ 
buchhypotheken (§ 1139) häufiger Gebrauch gemacht (vielleicht 
insbeſondere in Sachſen und Bayern)? 

e) Auf welche Weiſe werden bei Geltendmachung der Brief: 
hypothek, bei Kündigung und Mahnung die Ubelſtände beſeitigt, 
die 8 1160 bringt? Iſt insbeſondere die Eintragung eines 
Verzichts auf das Zurückweiſungsrecht des § 1160 Abl. 
üblich oder häufig (vgl. RG. 57, 342 ff.)? 

f) Welche wirtſchaftliche Bedeutung hat der Forderung 
austauſch des 8 1180? Kommt ein ſolcher ohne Wechsel in 
der Perſon des Hypothekars überhaupt vor? 

2. Geſamthypothek. Kommen häufig Umwandlungen 
von Geſamthypotheken in Einzelhypotheken durch Verteilung des 
Forderungsbetrags (8 1132 Abſ. 2) oder Verzicht 6 1175 
Abſ. 1 Satz 2) vor? (Werden ſolche Umwandlungen vom 
Grundeigentümer oder von Nachhypothekaren erkauft!) 


(hier namentlich über die Enquete als Erſatz der Statiſtih. Die 
Reichsjuſtizſtatiſtik verſagt für alle die Fragen, die im folgenden 
berührt werden, vollſtändig. Die Landesſtatiſtik gibt hie und da 
wertvolle, von den Juriſten noch nicht benutzte Auskunft, Preußen 
vornehmlich in Vormundſchaftsſachen (vgl. z. B. IMBl. 1906, 189) 
Bayern insbeſondere auch in Ehegüterrechtsfragen (insbeſonder 
werden hier die ins Güterrechtsregiſter eingetragenen eher 
auf allgemeine Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft, ahm! 
gemeinſchaft und Gütertrennung geſondert aufgeführt, wobei freili 
die zahlreichen nicht eingetragenen Eheverträge außer Betracht bleiben, 
vgl. 3. 8. Ergebniffe der Zivil und Gtrafrechtäpflege dee Lunge 
Bayern von 1904 S. XVIII). Das Statiſtiſche Jahrbuchf 
Baden gibt eine wertvolle Grundpfandrechtsſtatiſtik, in der gr 
Brief, Buch⸗, Zwange:, ſonſtige Sicherungshypotheken, 
Rentenſchulden geſchieden werden uſw. 
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3. Sicherungs hypothek. 

a) Welche wirtſchaftliche Funktion hat die gewillkürte 
Sicherungs hypothek, d. h. die Hypothek in den Fällen, in denen 
die Sicherungshypothek nicht die ausſchließlich zuläſſige Hypo⸗ 
thekenform iſt (88 1184 — 1186)? 

b) Wird ſie insbeſondere gegenüber der Verkehrsbuch⸗ 
hypothek hie und da bevorzugt, anderwärts zurückgeſetzt? 
Spielt hierfür die Gewöhnung an das alte Recht eine Rolle 
(einerſeits z. B. Code civil, bayeriſches Recht, andererſeits 
preußiſches Recht ſeit 1872)? Wirken Notare oder Grundbuch⸗ 
beamte nach der einen oder der anderen Richtung ein? 

c) In welchem Umfang und unter welchen Verhältniſſen 
wird von der Sicherungshypothek für Inhaber⸗ und Orderpapiere 
Gebrauch gemacht? Kommen hier noch andere Papiere als 
Inhaber te il ſchuldverſchreibungen (von Großinduſtriellen, Groß: 
grundbeſitzern, Korporationen) und kaufmänniſche Verpflichtungs⸗ 
ſcheine in Betracht? Hat das Inſtitut für die im Geſetz aus⸗ 
drücklich genannten Wechſel irgend welche Bedeutung? Welche 
Verbreitung hat die Beſtellung eines ſog. Treuhänders (8 1189)? 

d) Welche Rolle ſpielt die Höchſtbetragshypothek (8 1190), 
abgeſehen von ihrer oft erörterten Bedeutung einer Sicherung 
des Kredit gewährenden Bankiers? (Insbeſondere gegen Ver⸗ 
mögensverwalter, Pächter, Kaſſenführer?) 

4. Grundſchuld. 

a) In welchen Lebensverhältniſſen kommt ſie vor allem vor? 

b) Kommen Grundſchulden vor, die nicht zur Sicherung 
einer Forderung beſtellt werden, (ſondern z. B. ſo, daß der 
Eigentümer aus ſeinem Grundſtücke eine Grundſchuld „verkauft“, 
ohne ſich perſönlich zur Rückzahlung des Kaufpreiſes zu ver⸗ 
pflichten)? 

c) Iſt es wahr, daß die Grundſchuld die Hypothek hie 
und da verdrängt, insbeſondere beim Großgrundbeſitz? 

d) Haben neben Briefgrundſchulden die Buchgrundſchulden 
praktiſche Bedeutung (abgeſehen natürlich von der Eigentümer⸗ 
grundſchuld)? 

e) Welche Bedeutung hat die Inhabergrundſchuld? 

f) Welche Bedeutung hat die Eigentümergrundſchuld des 
$ 1196, d. h. unter welchen Verhältniſſen laſſen Grundeigen⸗ 
tümer für ſich ſelbſt Grundſchulden eintragen, die ſie erſt 
ſpäter begeben wollen? (Angeblich geſchieht dies zumal dann, 
wenn auf ein wertvolles Grundſtück eine verhältnismäßig 
geringe Hypothek gelegt werden ſoll, die der Eigentümer mit 
Rückſicht auf den Kapitalmarkt auch an zweiter Stelle zu einem 
niedrigen Zinsſatz erhalten kann, ſodaß er ſich die erſte Stelle 
für ungünſtige Zeiten wahrt.) | 

g) Kommen Umwandlungen von Grundſchulden (abgefehen 
von Eigentümergrundſchulden) in Hypotheken oder umgekehrt vor? 

5. Rentenſchuld. In welchen Lebensverhältniſſen kommt 
ſie vor? Überwiegt die Buch⸗ oder die Briefrentenſchuld? 

6. Reallaſten. Begegnen außer Altenteil, Kulturrenten, 
Renten aus Rentengütern heute noch Neugründungen von 
Reallaſten? Und welche Arten? 

7. Dingliches Vorkaufsrecht. 
da 5 Iſt es richtig (vgl. Staudinger ⸗Kober 2 S. 351, II), 
ii llc d wirtſchaftliche Bedeutung des Vorkaufsrechts haupt⸗ 
. liege, daß es einen Erſatz für Erbpacht, Emphyteuſe 

er ſonſt vererbliche und veräußerliche Landleihe bilde, daß es 
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ferner praktiſch werde bei der Überlaſſung von Eigentum an 
ländliche oder induſtrielle Arbeiter, um einerſeits einen an⸗ 
geſeſſenen Arbeiterſtand zu ermöglichen, andererſeits dem 
urſprünglichen Grundeigentümer noch Einfluß zu wahren? 

b) In welchem Umfange begegnen ſubjektiv dingliche 
Vorkaufsrechte (8 1094 Abſ. 2) im Verhältnis zu ſubjektiv 
perſönlichen (S 1094 Abſ. 1)? 

c) In welchen Verhältniſſen kommen Vorkaufsrechte vor, 
die „für alle Verkaufsfälle beſtellt werden“ (§ 1097)? 

8. Grunddienſtbarkeiten. 

a) Welche Arten finden ſich unter den üblicher Weiſe neu 
begründeten? in den Städten? auf dem Lande? 

b) Tritt häufiger das Bedürfnis nach Grunddienſtbarkeiten 
am eignen Grundſtücke hervor (deren Eintragung die Praxis 
ablehnt, vgl. RG. 49, 202 ff.). Wie hilft man hier? (Etwa 
häufiger durch Auflaſſung und Rückauflaſſung einer gering⸗ 
fügigen Quote des dienenden Grundſtücks an die Ehefrau, wie 
gelegentlich geſchehen ift?) 

9. Nießbrauch. 

a) Welche wirtſchaftliche Bedeutung hat der Nießbrauch, 
abgeſehen von der entſprechenden Anwendung der Nießbrauchs⸗ 
regeln bei der ehelichen oder elterlichen Nutznießung (88 1383, 
1652)? Insbeſondere 

b) als dem Vater vorbehaltener Nießbrauch am Bauern⸗ 
gut bei der Gutsüberlaſſung an den Sohn? Ferner 

c) als Erſatz der Grundſtücksantichreſe zugunſten eines 
Hypothekars oder aller Hypothekare (private Zwangsverwaltung)? 

d) Kommt noch häufig das Vermächtnis des Nießbrauchs 
am Nachlaß zugunſten des überlebenden Ehegatten vor, oder 
wird es überall durch Vor⸗ und Nacherbſchaft verdrängt? 

10. Beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten. 

a) Kommen Wohnungsrechte (8 1093) außerhalb der 
Altenteilsverträge vor? 

b) Welche andere Arten beſchränkter perſönlicher Dienft- 
barkeiten ſind verbreitet? 

11. Rangvorbehalt. (8 881). Iſt er verbreitet? 
Begegnet er auch außerhalb des Baugewerbes (Vorbehalt des 
Vorrangs für die Baugelderhypothek vor der Kaufgeldhypothek)? 


II. Eheliches Güterrecht. | 
(Die folgenden Fragen gelten nur für bie feit 1900 gefchloffenen Ehen). 


1. Hat man ſich im Allgemeinen an den geſetzlichen Güter: 
ſtand der ehemännlichen Nutznießung und Verwaltung gewöhnt, 
auch in den Teilen Deutſchlands, die früher ein anderes Syſtem 
hatten? Machen hierbei Stadt⸗ und Landbevölkerung und 
innerhalb beider die berufsſtändiſche Verſchiedenheit einen Unter⸗ 
ſchied? Erheblich iſt insbeſonders 

a) in welchem Umfange werden Eheverträge geſchloſſen? 
Werden ſie auch da geſchloſſen, wo fie früher nicht üblich waren? 

b) mit welchem Inhalt? Wird zumeiſt 

e) Gütertrennung eingeführt? Vielleicht beſonders im 
Handelsſtand? Werden 

d) vielfach bloß beſtimmte Gegenſtände für Vorbehaltsgut 
erklärt? Wird oft (wie oft?) 

e) eine Form der Gütergemeinſchaft und welche eingeführt? 
Vielleicht beſonders im Bauernſtand? 
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) Wird da, wo allgemeine Gütergemeinſchaft eingeführt 
iſt, die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft oft (wie oft 7) ausgeſchloſſen? 
Oder umgekehrt bei der Fahrnisgemeinſchaft eingeführt? 

g) Wirken auf die Einführung der einen oder anderen 
Form die juriſtiſchen Berater hin? 

h) Kommen Eheverträge vor, die einen anderen als die 
im BGB. aufgeſtellten Vertragstypen einführen? 

i) In welchem Umfange werden Eheverträge mit Erb⸗ 
verträgen verbunden? ö 

2. Güterrechtsregiſter. 

a) In welchem Maße werden ehevertragliche Abmachungen 
zum Güterrechtsregiſter angemeldet? 

b) In welchem Maße werden die übrigen Rechtsverhältniſſe, 
denen das Güterrechtsregiſter geöffnet iſt, angemeldet? Ins⸗ 
beſondere 

e) Beſchränkung oder Ausſchluß der Schlüſſelgewalt 
G 1357 Abſ. 2 Satz 2)? 

d) Einſpruch des Ehemannes gegen den ſelbſtändigen 
Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Frau oder Ein⸗ 
willigungswiderruf (58 1405, 1452)? 

e) Gütertrennung kraft Geſetzes oder Urteils (88 1431, 
1470 Abſ. 2, 1545 Abſ. 2)? 


III. Einiges zum Nachlaßweſen. 

1. In welchem Verhältnis etwa kommen die geſetzliche 
Erbfolge, die auf Grund eines Teſtaments und die auf Grund 
eines Erbvertrags vor? Spielen der Unterſchied von Stadt 
und Land und die Berufsverſchiedenheit eine Rolle? 

2. Läßt ſich ſchon jetzt etwas und was über die Ver⸗ 
breitung des holographiſchen Teſtaments (in den Städten? 
auf dem Lande? außerhalb des Gebiets des alten rheiniſchen 
Rechts?) ſagen? Merkt man insbeſondere ſeit 1900 eine Ab⸗ 
nahme der gerichtlichen und notariellen Teſtamente? 

3. Sind Teſtamente von Ehegatten in ganz Deutſchland 
meiſt gemeinſchaftliche Teſtamente? 

4. Welche Verbreitung hat insbeſondere das ſogenannte 
Berliner Teſtament in Deutſchland (wechſelſeitige Einſetzung 
des überlebenden Ehegatten als Vorerben und der Kinder als 
Nacherben auf den Überreſt (88 2136, 2137)? — vgl. auch 
die Frage unter I, 9 d über das Verhältnis zum Vermächtnis 
des Nachlaßnießbrauchs an den überlebenden Ehegatten. 

5. Wie wird in den Gegenden, in denen vor 1900 ge⸗ 
meinſchaftliche Teſtamente unter ledigen zuſammenwohnenden 
Geſchwiſtern üblich waren (vgl. z. B. Sering, Vererbung des 
ländlichen Grundbeſitzes, II. OL G.⸗Bezirk Frankfurt a. M. S. 70), 
heute teftiert? (Bürgern ſich hier Erbverträge mit Rücktritts⸗ 
vorbehalt ein?) 

6. Einzelnes über Erbverträge: 

a) Sind „Ehe- und Erbverträge“ verbreitet? (Vgl. II, Ii.) 

b) Sind Erbverträge in Verbindung mit Adoptionen ver⸗ 
breitet? Bun 

c) Kommen ſie als partielles Surrogat des Einkindſchafts⸗ 
vertrags vor? 

d) Sind Erbverpfründungsverträge häufig, d. h. ſolche erb⸗ 
vertragliche Zuwendungen, die „mit Rückſicht auf eine rechts⸗ 
geſchäftliche Verpflichtung des Bedachten, dem Erblaſſer für 
deſſen Lebenszeit wiederkehrende Leiſtungen zu entrichten, ins⸗ 
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beſondere Unterhalt zu gewähren“ ($ 2295), getroffen find? 
Sind die Bedachten zumeiſt Verſorgungs⸗, Kranken- und dergl. 
Anſtalten? Sind die Erbverpfründungsverträge häufiger als 
die Abnährungsverträge unter Lebenden ($ 311)? Und welche 
Bedeutung haben dieſe? 

7. Welche Bedeutung im Leben haben Erbverzichtsverträge! 

8. Welche Bedeutung haben Schenkungen auf den Todesfall 

9. In welchen Verhältniſſen kommen der Erbſchaftskauf und 
die Verträge des § 2385, insbeſondere die Erbſchaftsſchenkung vor? 


IV. Einiges zum Vormundſchaftsweſen. 

1. Beiftand®). 

a) Beruht die Beſtellung eines Beiſtands zumeiſt auf letz 
williger Anordnung des Vaters? Auf einem Antrag der Mutter? 
Auf vormundſchaftsgerichtlichem Ermeſſen? (8 1687.) 

b) Iſt eine (völlige? oder teilweiſe?) Übertragung der Ver: 
mögensverwaltung an den Beiſtand verbreitet? (8 1693.) 

2. Familienrat. 

a) Welche Verbreitung hat das Inſtitut außerhalb dez 
Gebietes des rheiniſchen Rechts? 

b) Aberwiegt die Einſetzung des Familienrats aus 8 1858 
oder aus § 1859? 

3. Befreite Vormundſchaft. Bürgert ſich das Inftitut 
auch da ein, wo es bisher nicht bekannt war? 

4. Uneheliche Kinder. 

a) Iſt die Unterhaltsrente, die der Vater zu gewähren hat 
im Hinblick auf § 1708 Abſ. 1 Satz 2 BGB. gegen die Zei 
vor 1900 geſtiegen? 

b) Beſtehen betreffend die Höhe der Unterhaltsrente gewohn- 
heitsmäßig gefeſtigte Sätze und welche? 


Die Gläubigeranfechtung von Cheverträgen. 
Von Amtsrichter a. D. Ed. Henle, Berlin. 


Gemäß Motive IV S. 305, 314 ff. unterſcheiden wir 
Eheverträge, durch die der geſetzliche Güterſtand ausgeſchloſeen 
oder geändert wird, und Eheverträge, durch die ein vertrag 
mäßiger Güterſtand aufgehoben oder geändert wird. 

Hierdurch drohen Gefahren 1. Gläubigern eines Ehegatten 
aus der Zeit nach der Ausſchließung bzw. Aufhebung oder 
Anderung des Güterſtandes durch ihre Unkenntnis hiervon, und 
2. Gläubigern eines Ehegatten aus der Zeit vorher ) dur 
eine die Gläubiger verkürzende materielle Anderung der Ver 
mögensverhältniſſe der Ehegatten. 


©) ber die Verbreitung des Inſtituts geben die Statiſtilen aus 
reichende Auskunft. 

) oder auch nachher, denn ein anfechtbarer Ehevertrag wuß 
dies auch für zukünftige Gläubiger fein. Die gegenteilige, au den 
Argumente einer geſetzlich ſanktionierten Wandelbarkeit des ehelichen 
Güterſtandes geſchöpfte Meinung (OLG. Karlsruhe, Recht 1908, 
186; Meyer, ZEIFG. S. 4; Meikel, AnfG. 185 und Euffdl I 
885) iſt nicht haltbar. Die Vertragsfreiheit der Schuldner iſt el 1 
gerade, die Anfechtungsfälle zeitigt. Für die Anfechtung von er 
verträgen muß daher dasſelbe gelten wie für die aller anderen a 
träge. Ebenſo Motive IV S. 307, 308, 318; Jäger, Aufs. g 
Anm. 63. 
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35. Jahrgang. 


Gegen die Gefahren jener Gläubiger ſchützen die 88 1435 
mit 1558 bis 1563 BGB. (öffentlicher Glaube des Güterrechts⸗ 
regiſters), gegen die Gefahren dieſer entſprechende güterrechtliche 
Vorſchriften ſelbſt und, bei Ermangelung oder Unzulänglichkeit 
ſolcher im einzelnen Falle, die allgemeinen Anfechtungsgrundſätze 
in wie außer dem Konkurſe (§§ 29 ff. KO., SS 1 ff. AnſG.). 

Wir haben alſo bezüglich der letzteren Gläubiger zu unter⸗ 
ſuchen, und dies bildet den Gegenſtand der vorwürfigen Ab⸗ 
handlung, welche Gefahren hierbei für die Gläubiger eines der 
Ehegatten entſtehen können, ob ihnen durch güterrechtliche Vor⸗ 
Schriften ſelbſt ſchon begegnet wird, oder ob vielmehr zu ihrem 
Schutze die allgemeinen Anfechtungsgrundſätze eingreifen müſſen.“) 
Beabſichtigt iſt hierbei eine erſchöpfende Aufführung aller mög⸗ 
lichen Anfechtungsfälle. 

Die ſcheinbar durch die mögliche — vollſtändige oder 
teilweiſe) — Umwandlung jedes der fünf Güterſtände in 
jeden anderen entſtehende Fülle von Kombinationen wird durch 
folgende Betrachtung gefichtet: Jede Umwandlung eines 
Güterſtandes (außer der Gütertrennung) in einen anderen (als 
Gütertrennung) enthält zweierlei, Aufhebung des bisherigen Güter⸗ 
ſtandes und Einführung des neuen. Nach § 1436 verbunden 


) Auch bei Eheverträgen vor Eingehung der Ehe, durch die 
an Stelle des geſetzlichen Güterſtandes ein anderer Güterſtand ver⸗ 
einbart wird, da auch hier Gläubigerbenachteiligung, z. B. der 
Gläubiger des ſolventen Gatten bei Überſchuldung des andern denkbar 
iſt. Die Eheſchließung ſelbſt aber mit der Folge des geſetzlichen 
Güterftandes kann der Anfechtung nicht unterliegen, ſ. Meikel, 
Seuff Bl. 70, 379. — Über den Begriff des entgeltlichen Vertrags 
und der unentgeltlichen Verfügung f. daſelbſt 375 ff., Jäger a. O. § 8 
Anm. 26, 43. 

9) Z. B. Vorbehaltsgut wird als eingebrachtes oder Geſamt⸗ 
gut erklärt oder umgekehrt. Anderungen bezüglich der güterrechtlichen 
Verfügungsgewalt eines Ehegatten kommen für die Gläubiger⸗ 
anfechtung nicht in Betracht, da hierdurch eine Vermögens⸗ 
verminderung nicht verurſacht werden kann. Hierher gehören offenbar 
die von Meikel, Seuff Bl. 70, 381 und 384 als mögliche Anfechtungs⸗ 
fälle ſtatuierten Güterſtandsänderungen zwecks Verzögerung der 
Vollſtreckung aus einem vom Gläubiger bereits gegen den treffenden 
Ehegatten erlangten vollſtreckbaren Titels dadurch, weil nach 88 742, 
743 ZPO. der Gläubiger nun noch eine Rechtsnachfolgeklauſel gegen 
den Mann oder einen Vollſtreckungstitel gegen den anderen Ehegatten 
braucht. Anfechtung kommt hier nirgends in Betracht. 1. Bei 
übergang einer Gütergemeinſchaft in Gütertrennung wird nach 
§ 743 ZPO. allerdings eine Klage auch gegen die Frau erforderlich; 
in dem Umſtand aber, daß nach § 740 ZPO. ein Vorgehen gegen 
den Mann allein genügt, liegt für den Gläubiger lediglich eine 
ſelbſtändige, nicht auf ſeinem materiellen Rechte gegen die Ehegatten 
beruhende Vergünſtigung, aus deren, wenn auch ſchikanöſer oder 
anfechtbarer Vereitelung durch die Eheleute für ihn kein Anfechtungs⸗ 
recht folgt. Bgl. OL GRſpr. 6, 281. Eine andere Frage iſt, ob 
ſich die Ehegatten hierdurch dem Gläubiger nach §§ 276 ff. oder 
823 ff. BGB. ſchadenserſatzpflichtig machen. Dies kann nicht verneint 
werden. Die Anfechtbarkeit der Rechtshandlung iſt aber hier Grund, 
nicht Ziel der Klage. 2. Bei Übergang der Gütertrennung in 
geſetzlichen Güterſtand oder eine Gütergemeinſchaft wird allerdings 
überall auch ein Titel gegen den Mann erforderlich. Infolge der 
Abhilfe aber durch 8 742 Abſ. 1 und 2 ZPO. ſelbſt im Wege der 
Erwirkung einer Rechtsnachfolgeklauſel (88 727, 730 bis 732 ZPO.) 
erſcheint der Kauſalzuſammenhang zwiſchen Benachteiligungshandlung 
und ⸗Erfolg aufgehoben. Überinſtimmend Jäger, AnfG. § 3 Anm. 68. 
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mit 88 1418 Abſ. 2, 1470, 1545 und 1549 BGB. tritt bei 
Aufhebung eines fraglichen Güterſtandes kraft Geſetzes Güter⸗ 
trennung ein. Jede fragliche Güterſtandsumwandlung geht 
alſo notwendig durch den Durchgangspunkt der Gütertrennung 
hindurch.“) 

Sonach hat die Schädigung des Gläubigers eines Ehegatten 
ihren Grund entweder bei dem Übergang des geſetzlichen Güter⸗ 
ſtandes oder einer Gütergemeinſchaft zur Gütertrennung (oder 
eines Gegenſtandes des eingebrachten oder Geſamtguts zu 
Vorbehaltsgut) oder bei dem Übergang der Gütertrennung in 
einen der andern vier Güterſtände (oder des Vorbehaltsguts 
zu eingebrachtem oder Geſamtgut). Schützen güterrechtliche 
Vorſchriften ſelbſt ſchon auf der erſten Umwandlungsſtufe, ſo 
wirkt dieſer Schutz naturgemäß auch auf der zweiten Stufe nach 
(vgl. hierzu I 2a 5). 

Unſere Betrachtung beſchränkt ſich alſo auf den angegebenen 
Übergang zur und von der Gütertrennung oder zum und vom 
Vorbehaltsgut. Auf letzteren Übergang finden ohne weiteres 
die Ausführungen über den erſteren entſprechend Anwendung. 


I. Umwandlung des geſetzlichen Güterſtandes oder einer 
Gütergemeinſchaft in Gütertrennung. 


1. Der geſetzliche Güterſtand wird Gütertrennung. 


a) Gefahren für die Gläubiger des Mannes. 

a) Mit der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes werden die Erſatzanſprüche, die der Frau gegen 
den Mann auf Grund ſeiner Verwaltung und Nutznießung 
aus den 88 1373 bis 1393 BGB. zuſtehen, gemäß § 1394 
BGB., und Erſatzanſprüche, die ihr gegen den Mann deswegen 
zuſtehen, weil er nach 8 1377 Abſ. 3 BGB. andere verbrauch⸗ 
bare Sachen als zum eingebrachten Gute gehörendes Geld für 
ſich veräußert oder verbraucht hat, ohne daß im Intereſſe einer 
ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten Guts vorheriger 
Erſatz gefordert werden könnte, gemäß § 1377 Abſ. 3 eit. fällig. 
Dadurch wird für die Gläubiger des Mannes die aktuelle 
Konkurrenz der Frau (nicht auch ihrer Gläubiger, $ 1411 BGB.) 
als Mitgläubigerin bezüglich ihrer bezeichneten Erſatzanſprüche 
gegen den Mann herbeigeführt. Dieſe Konkurrenz kann vom 
Standpunkte der Gläubiger des Mannes aus als vorzeitige 
erſcheinen. Schon durch ſie allein, noch mehr aber durch eine 
hiernach bewirkte Befriedigung der Erſatzanſprüche der Frau 
durch den Mann kann eine Gefährdung der Gläubiger des 
Mannes eintreten. Eine Vorſchrift, die der nachträglichen Aus⸗ 

9) Vgl. Planck, Komm. z. BGB. $ 1411 Erl. 1 Abſ. 4, 8 1459 
Erl. 1. Dies trifft auch zu bei der Herübernahme beſtimmter Ver⸗ 
mögensmaſſen en bloc als entſprechende Gütermaſſen in den neu 
vereinbarten Güterſtand, z. B. das Geſamtgut der bisherigen 
allgemeinen Gütergemeinſchaft ſoll auch das Geſamtgut der künftigen 
Errungenſchaftsgemeinſchaft bilden. Das Geſamtgut wird zunächſt 
Miteigentum der beiden Gatten und dann erſt wieder Geſamtgut. 
(Bgl. Planck a. a. O. § 1480 Erl. 3); ferner bei der Umwandlung 
bloß einzelner Vermögensgegenſtände, z. B. bei Errungenfchafts: 
gemeinſchaft wird ein Gegenſtand des eingebrachten Guts eines 
Ehegatten durch Ehevertrag als Beſtandteil des Geſamtguts erklärt. 
Das betreffende Vermögensſtück wird zunächſt güterrechtsfreies Eigentum 
des Ehegatten und von da aus erſt Geſamtgut. 
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Schließung oder Anderung der Verwaltung und Nutznießung 
des Ehemannes gegenüber ſeinen bereits vorhandenen Gläubigern 
die Wirkſamkeit verſagt, iſt im BGB. nicht vorgeſehen. Es 
müſſen daher hier zum Schutze der Gläubiger die allgemeinen 
Anfechtungsgrundſätze eingreifen. Vgl. Motive IV S. 294, 308. 
Ullmann, JW. 04, 131 f. erklärt nur die wirkliche Leiſtung 
an die Frau, nicht ſchon den Ehevertrag für anfechtbar. Wäre 
dies richtig, ſo müßte der Anfechtungsgläubiger die Rechts⸗ 
verbindlichkeit der Leiſtung als einer ſofort fälligen für ſich 
anerkennen und könnte daher die Leiſtung nur in der Beſchränkung 
anfechten, in der die Tilgung einer wirklich beſtehenden fälligen 
Schuld angefochten werden kann. Dem Gläubiger iſt es aber 
doch gerade darum zu tun, die Verpflichtung des Mannes, die 
Forderung der Frau jetzt ſchon tilgen zu müſſen, anzufechten. 
Hierbei aber iſt der Ehevertrag ſelbſt die anfechtbare Handlung; 
das aus dem Vermögen des Mannes Weggegebene iſt ſein 
Verzicht auf die aufſchiebenden Einreden aus 88 1394 und 1377 
Abſ. 3 cit. Greifbar wird dies, wenn gegen die Geltendmachung 
einer Forderung, die dem Mann gegen das Vorbehaltsgut der 
Frau zuſtand, durch einen Rechtsnachfolger in dieſe Forderung 
die Frau einen fraglichen Anſpruch aufrechnen würde. 

8) Ferner verlieren die Gläubiger des Mannes den Zugriff 
auf die ſeit Ausſchluß der ehemännlichen Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung anfallenden Ehegutsnutzungen ($ 1421 BGB.). Hieran 
können ſich nun auch die Gläubiger der Frau aus 88 1412 bis 
1414 BGB. halten, denen das Ehegut bisher nicht haftete. 
Auch hier iſt eine Schutzvorſchrift dahin, daß eine fragliche 
Güterſtandsänderung für die Gläubiger des Mannes wirkungslos 
ſei, ſo daß ſie ſich an die Nutzungen des umgewandelten Guts 
noch in demſelben Umfange wie früher halten könnten, im BGB. 
nicht vorgeſehen, weil dadurch (Motive IV S. 308) die Verwaltung 
und Nutznießung des Mannes als Kreditbaſis desſelben geſetzlich 
feſtgelegt würde, was nicht beabſichtigt ſei. (Nur durch eine 
ſolche Schutzvorſchrift wäre nach Auffaſſung der Motive in der 
ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung eine Kreditbaſis 
des Mannes geſchaffen, wo es alſo einer Anfechtung gar nicht 
erſt bedürfen ſollte, nicht ſchon — gegen Ullmann a. a. O. 132, 
352 — dadurch, daß nur die Anfechtung der Aufhebung der 
Verwaltung und Nutznießung zugelaſſen wird. Dieſer Sinn 
der Motive folgt unwiderleglich daraus, daß die Motive a. a. O. 
die Anwendbarkeit der allgemeinen Anfechtungsgrundſätze im 
unmittelbaren Zuſammenhang mit der Ablehnung einer eben 
gedachten Schutzvorſchrift ausdrücklich hervorheben.) 

Bei Vorliegen der Anfechtungsvorausſetzungen müſſen daher 
auch hier die allgemeinen Anfechtungsgrundſätze ſchützend ein⸗ 
greifen. Vgl. Dabelow, Lehre v. Konk. d. Gl., Halle 1792 
8 126 III, RG. vom 16. Februar 1904 Bd. 57 S. 81. Die 
gegenteilige Meinung Ullmanns, a. a. O. S. 132 f., 351 ff., 
und Jägers, AnfG. § 3 Anm. 64, die hier Anfechtung ſchlecht⸗ 
hin ausſchließen, weil der Verzicht des Ehemannes auf die 
Ehegutsnutzungen nur ein nolle acquirere, kein diminuere 
ſei und die Unpfändbarkeit des ehemännlichen Nutznießungsrechts 
G 861 Abſ. 1 Satz 1 ZPO.) auch die Pfändung feiner Nutz⸗ 
barkeit verhindere, trifft zwar zu bei Verbindlichkeiten des 
Mannes, bei denen er dem gläubigeriſchen Befriedigungsrechte 
lediglich auf Grund ſeiner perſönlichen Wirtſchaftsbaſis haftet, 
nämlich bei Verbindlichkeiten des Mannes, die mit ſeiner 
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Stellung als Ehemann in keinem Zuſammenhang ſtehen, oder 
ſoweit hierbei bei ſolchem Zuſammenhange das gläubigeriſche 
Befriedigungsrecht über das Maß der Ehegutsnutzungen, welche 
die Frau dem Manne zur Eheſtandshaltung nach Lage des 
Falls überlaſſen muß, hinausgeht. Hier erſcheint die Nutzbarkeit 
des maritaliſchen Rechts als reine Bereicherung des ſchuld⸗ 
neriſchen Zugriffsvermögens, ihre Verhinderung lediglich als 
Wiederentziehung einer zufälligen gläubigeriſchen Gunſt. Nicht 
aber trifft ſie zu bei Verbindlichkeiten des Mannes, bei denen 
das gläubigeriſche Befriedigungsrecht nicht bloß die perſönliche, 
ſondern auch die eheliche Wirtſchaftsbaſis des Mannes ergreift. 
Es find dies Verbindlichkeiten des Mannes auf Grund feiner 
Stellung als Repräſentanten der ehelichen Geſellſchaft (. 2. 
Eheſchulden; auch Verbindlichkeiten aus ſeiner geſetzlichen Unter⸗ 
haltspflicht, weil hierfür ſeine geſamten Einkünfte Maß geber). 
Hierbei umfaßt das gläubigeriſche Befriedigungsrecht das obige 
Maß der Ehegutsnutzungen. Hier ſind die Gläubiger berechtigt, 
zu verlangen, daß die fraglichen Ehegutsnutzungen dem Manne 
erworben werden, wenn nur bei ihrem Anfall ſeine Ruf 
nießung fortgedauert hat. Zwar nicht alſo, weil fie den Erwerb 
begründet, wohl aber, weil ihr Vorliegen ihn nur zugleich 
bedingt, wird die ehemännliche Nutznießung von dem Be 
friedigungsrechte ergriffen. Die Vereitelung dieſer Bedingung 
verletzt daher dieſes Recht. Sie reicht auch (vorausgeſezt, 
daß die Nutzbarkeit des Nießbrauchvermögens wirklich vorlag) 
für den anfechtbaren Tatbeſtand aus, weil beim Zutreffen der 
Bedingung (der Fortdauer der ehemännlichen Nutznießung bis 
zum Anfall) ein Erwerb tatſächlich eine Folge der als fort 
dauernd geltenden ehemännlichen Nutznießung fein muß und fir 
die Verletzung, die hier nur auf dem Ausfall des Erwerbs 
gerade wegen Vereitelung der Bedingung beruht, das Kausal 
verhältnis des maritaliſchen Rechts (und, wo eine Störung der 
Nutzbarkeit durch den Schuldner nicht in Frage iſt, auch der 
Nutzbarkeit) zum Erwerb keinen kauſalen Umſtand bildet. Die 
Aufgabe der ehemännlichen Nutznießung durch Gütertrennungs⸗ 
vertrag iſt alſo anfechtbar, nicht weil dieſe Nutznießung als 
Grund von Zugriffsobjekten (der Ehegutsnutzungen) oder letzten 
als Folge der erſteren entzogen werden, ſondern weil der Ein 
tritt der in ihrem Vorliegen gleichzeitig gegebenen Bedingung 
des Exiſtentwerdens von Zugriffsobjekten verhindert wird. Ver 
hinderung des Erwerbs iſt deſſen Unterlaſſung. Das gläubigeriche 
Befriedigungsrecht verbietet dieſe Unterlaſſung. In dem at 
fechtbaren Gütertrennungsvertrage liegt alſo eine die Gläubiger ver 
kürzende, mit jedem Nutzungsanfall ſich als wiederholend zu denkende 
Unterlaſſung des Erwerbs der Ehegutsnutzungen. Die gleichen 
Gründe ſprechen auch für die Zuläſſigkeit der obigen Pfändung. 
„Erworbene“ Früchte in 8 861 ZPO. beſagt nur: die Früchte, di 
der Mann unter der obigen Bedingung wirklich erwirbt, ohne 
daß die Pfändung hierbei einen Einfluß auf die Handlung 
ſphäre des Mannes, die zur Nutzbarkeit des Nießbrauchvermögens 
oder zu deren Ausnützung kauſal wäre, äußern darf, d. h. die 
Pfändung der Nutzbarkeit des maritaliſchen Rechts hat be 
züglich der unabhängig von biefer Pfändung wirklich beſtehenden 
Nutzbarkeit und wirklich eintretenden Fruchtnutzung Kraft, wem 
nur beim Nutzungsunfall das maxitaliſche Recht beſteht. Val. 
Motive Bd. IV zu 88 1298, 1299; Gaupp⸗Stein, Komm. } 
ZPO. $ 861 U. Für den Konkursfall des Mannes verkenm 
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Ullmann, daß von nun an eine Forthaftung der Frau mit den 
Nutzungen des ehemaligen Eheguts in der bisherigen Be⸗ 
ſchränkung ($ 861 Abſ. 1 Satz 2 ZPO.) für Verbindlichkeiten 
des Mannes aus Rechtsgeſchäften zur Beſtreitung des ehelichen 
Aufwands oder zu unmittelbarem Nutzen der ehelichen Ge⸗ 
ſellſchaft oder der Frau ſelbſt nach allgemeinen Grundſätzen 
(8 164 Abſ. 1 — die Rechtsgeſchäfte des Mannes als 
Repräſentanten der ehelichen Geſellſchaft gelten auch im Namen 
der Frau in Anſehung der fraglichen Haftung als abgeſchloſſen 
— verbunden mit § 1427 Abſ. 2 bezw. 88 677 ff. BGB.; 
85 812 ff. BGB.) eintritt, fo daß jedenfalls deshalb die Be⸗ 
rufung der Eheleute auf den im Konkurſe des Mannes geſetzlich 
eintretenden Wegfall der Ehegutsnutzungen zur Entſchuldigung 
ihrer Frau nicht ſchlüſſig erſcheint.“) 
b) Entſtehen Gefahren für die Gläubiger der Frau? 
Eine Gefahr könnte ſich nur für ſolche Gläubiger ergeben, 
denen nach § 1411 BGB. das Ehegut (Subſtanz und Nutzungen) 
haftete, ſeit Auflöſung des geſetzlichen Güterſtandes aber die 
Konkurrenz ihrer Gläubiger aus 8$ 1412 bis 1414 BGB. 
entſteht, für die eine ſolche Haftung bisher nicht beſtand. Allein 
der Ausſchluß dieſer Haftung für letztere Gläubiger beſteht zu⸗ 


) Infolge der Streichung des zweiten Halbſatzes des § 25 
Nr. 2 ä. F. KO. und § 3 Nr. 4 AnfG., wonach Ehegutsſiche rung 
oder Rückgewähr (abgeſehen von Rechten der Frau hierauf nach 
Landesrecht oder ehemännlicher Vertragspflicht) ausdrücklich der An⸗ 
fechtung unterlag, durch die KONov. erſcheinen die Anfechtungsfälle 
von a und ß nicht beſeitigt. Vgl. ci'. RG. vom 16. Februar 1904. 
Bezüglich der Fälle a, ſofern fie ſich auf die Motive ſtützen wollen, 
könnte aus der Streichung gefolgert werden, daß der einzige Fall 
der Motive einer Anfechtung im Sinne von a (EI SS 1294, 1295) 
durch die 88 1391 Abſ. 2, 1394 in Verbindung mit der Streichung 
beſeitigt und daher für die Fälle a aus den Motiven nichts zu ent: 
nehmen ſei. Allein die Motive kennen umgekehrt Fälle des An⸗ 
fechtungsausſchluſſes wegen Verfolgbarkeit ehefräulicher Anſprüche 
ſchon während der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung 
(E I 8$ 1292 mit 1004, 1324 Abſ. 2, 1328 Nr. 1 mit 1004 und 
1292) und ſetzen (arg. Bd. 4 S. 194 f) die Anfechtbarkeit von Ehe⸗ 
verträgen im Sinne von a überhaupt in Abhängigkeit von dem 
materiellen Rechte, je nachdem hiernach ein güterrechtlicher Anſpruch 
erſt bei Beendigung des maritaliſchen Rechts oder ſchon vorher geltend 
gemacht werden kann. Der Standpunkt der Motive aber, der all⸗ 
gemeinen Wechſelbeziehung zwiſchen Zuläſſigkeit der Anfechtung und 
Verfolgbarkeit des Anſpruchs erſt nach Beendigung des maritaliſchen 
Rechts rechtfertigt ihre Anführung als Belegſteller. Der Fall ß aber 
wird von der Streichung überhaupt nicht betroffen. Zuſatzbeſtimmung 
wie Streichung drehen ſich um den Fall (dies iſt der typiſche Fall), 
daß die Frau Ehegutsgelder dem Manne zu eigener Verwendung 
überläßt. Nach der Zuſatzbeſtimmung berechtigt Vermögensverfall 
des Mannes die Frau nicht zur Zurückforderung vor Beendigung des 
maritaliſchen Rechts, nach der Streichung in Verbindung mit 
§8§ 1391 Abſ. 2 und 1394 BGB. berechtigte fie dies hierzu. Es 
handelt ſich hier alſo nur um einen Anfechtungsfall im Sinne von a. 
Der hierauf bezügliche Inhalt der Motive iſt daher für den Fall 8 
überhaupt bedeutungslos. Ihrem Anfechtungsſtandpunkt bei Vor⸗ 
ausſetzung der Zuſatzbeſtimmung kann alſo hier nicht mit dem Hin⸗ 
weiſe darauf begegnet werden, daß dieſer Standpunkt durch die 
Streichung in Verbindung mit SS 1391 Abſ. 2 und 1894 BGB. 
überholt ſei (anders Ullmann a. a. O. S. 182 f., Jäger a. a. O. § 8 
Anm. 64). 
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gunſten des Mannes mit Rückſicht auf die ihm aus der Verwaltung 
und Nutznießung entſtehenden Verpflichtungen, erſcheint daher 
für erſtere Gläubiger als zufällige Gunſt, aus der ſie für ſich 
ein Recht auf ſeine Fortdauer nach Aufhören der Eheguts⸗ 
eigenſchaft nicht ableiten können.“) 


2. Allgemeine Gütergemeinſchaft wird Gütertrennung. 

a) Gefahren für die Gläubiger des Mannes. 

a) Geſamtgutsgläubiger können dadurch gefährdet werden, 
daß Anſprüche der Frau (nicht ihrer Gläubiger, $ 1525 Abſ. 2 
verbunden mit § 1411 BGB.), die ihr in Anſehung ihres 
Sonderguts gegen das Geſamtgut zuſtehen — 88 1439, 1525 
Abſ. 2, 1373 bis 1393 BGB. — ſofern für fie nicht ohnehin 
ſchon gegebenenfalls Geſamtgutshaftung nach 88 1460 bis 
1462 und 1530 bis 1534 BGB. beſteht, gemäß 88 1525 
Abſ 2, 1394, 1377 Abſ. 3 BGB. mit der Beendigung der 
Gütergemeinſchaft fällig werden und ſonach mit den Geſamt⸗ 
gutsgläubigern aktuell konkurrieren. Der aus § 1467 zu ent⸗ 
nehmende Satz, daß die Frau ihre Anſprüche gegen das Ge⸗ 
ſamtgut in Anſehung ihres Vorbehaltsguts ſchon während 
Beſtehens der Gütergemeinſchaft geltend machen kann, findet 
nach 5§ 1439, 1525 Abſ. 2, 1394, 1377 Abſ. 3 BGB. keine 
analoge Anwendung auf ihre obenbezeichneten Anſprüche (Stau⸗ 
dinger, Kommentar zum BGB. § 1467 Note 3b). Hiernach 
müſſen hier die allgemeinen Anfechtungsgrundſätze eingreifen. 
Dieſer Fall bildet ein Analogon zu 1 a g. 

8) Die Nutzungen des Sonderguts (8 1439 BGB.) der 
Frau, die während der Gütergemeinſchaft nach 88 1439, 1525 
Abſ. 1 und 1459 Abſ. 1 BGB. den Gläubigern des Mannes 
zugute kommen, find ſeit Beendigung der Gütergemeinfchaft 
ihrem Zugriffe entzogen. Hier iſt ein Anfechtungsfall gegeben 
und gilt hierfür entſprechend das oben 1 a 8 Ausgeführte. 

5) Geſamtgutsgläubiger aus Verbindlichkeiten der Frau, 
die nach innen der Frau zur Laſt fallen (88 1459 Abſ. 2, 
1463 bis 1465 BGB.), können durch den Wegfall der per⸗ 
ſönlichen Haftung des Mannes nach Aufhebung der Güter⸗ 
gemeinſchaft in eine ungünſtigere Lage kommen, z. B. mit ihren 
Forderungen konkurriert nun eine Forderung des Mannes 
gegen das Geſamtgut ($ 1467 Abſ. 2 BGB.), oder das Vor⸗ 
behaltsgut des Mannes haftet ihnen nicht mehr. Indeſſen 
erfolgt dieſer Wegfall nur aus Billigkeitsgründen für den 
Mann (zur Milderung der in ſeiner Heranziehung als Geſamt⸗ 
ſchuldner für ſpezifiſche Schulden der Frau liegenden Härte 
und zur Durchführbarkeit feines Rechts nach 5 1469 BGB. 
(vgl. Planck, § 1459 Erl. 3). Seine perſönliche Haftung 
während der Gütergemeinſchaft erſcheint ſonach für die genannten 
Gläubiger als zufällige Gunſt, aus der ſie kein Recht für ſich 
ableiten können. 

5) Geſamtgutsgläubiger, denen die Frau nicht perſönlich 
haftet, müſſen nach Aufhebung der Gütergemeinſchaft den Zu⸗ 
griff der bisher auf ihr Vorbehaltsgut angewieſenen perfönlichen 


6) Dieſer Gedanke wiederholt ſich entſprechend bei der Aufhebung 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft bezüglich der Haftung der Nutzungen 
des Sonderguts ($ 1439 8GB.) der Frau und bei der Aufhebung 
der Errungenſchafts⸗ und Fährnisgemeinſchaft bezüglich der Haftung 
des eingebrachten Guts (Subſtanz und Nutzungen) der Frau. 
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Gläubiger der Frau auch auf ihren Anteil am Geſamtgut oder 
die ihr aus dem Geſamtgut zugeteilten Gegenſtände befürchten. 
Indeſſen find fie durch die 55 1474, “) 1475 und 1480 BGB., 
ſowie 8 860 Abſ. 2 ZPO. ausreichend geſchützt. Würde aber 
gegen die bezeichneten Vorſchriften des BGB., und ohne daß 
hierbei die betreffenden Gläubiger von §8 860 Abſ. 2 ZPO. 
Gebrauch gemacht hätten, vor Berichtigung der Verbindlichkeiten 
der Geſamtgutsgläubiger (oder in Benachteiligung ſpäter ein 
ſchlägiger Gläubiger) zu deren Nachteil den bisherigen Vor⸗ 
behaltsgutsgläubigern der Frau aus dem Geſamtgut etwas 
anfechtbar zugewendet worden, ſo richtete ſich die Anfechtung 
nicht gegen den Ehevertrag, ſondern gegen die Unterlaſſung der 
Schuldberichtigung vor der Geſamtgutsteilung. Dieſe Rechts⸗ 
lage bleibt auch bei Anreihung des geſetzlichen Güterſtands oder 
der Errungenſchafts⸗ oder Fährnisgemeinſchaft beſtehen, ſo daß 
hieraus für die beſagten Gläubiger eine weitere Gefahr nicht 
mehr erwachſen kann. 
b) Gläubiger der Frau. 

a) Geſamtgutsgläubiger aus bei der Frau entſtandenen 
Verbindlichkeiten, die nach innen ihr zur Laſt fallen und wobei 
mit Beendigung der Gütergemeinſchaft die perſönliche Haftung 
des Mannes erliſcht, können dadurch benachteiligt werden, daß 
eine dem Mann gegen das Geſamtgut zuſtehende Forderung 
nach 8 1467 Abſ. 2 BGB. nun fällig wird und mit den 
beſagten Gläubigern wirkſam konkurriert. Das Fälligwerden 
beſteht unabhängig von der ratio der Begünſtigung des Mannes 
durch das Erlöſchen ſeiner perſönlichen Haftung und erfolgt nur 
zufällig durch dieſes Erlöſchen. Anfechtung iſt daher hier 
möglich. 

8) Eben dieſe Gläubiger können dadurch gefährdet werden, 
daß die Haftung der ſeit Beendigung der Gütergemeinſchaft 
anfallenden Nutzungen des Sonderguts des Manns wegfällt. 
Entſcheidend für dieſen Wegfall find die SS 1438 Abſ. 1 Satz 2 
und 1471 ff., und nicht etwa das gleichzeitige Erlöſchen der 
perſönlichen Haftung des Manns. Die ratio der Begünſtigung 
des Manns beim fraglichen Erlöſchen trifft in Anſehung des 
obigen Wegfalls nicht zu. Anfechtung iſt daher hier möglich. 

) Gläubiger aus bei der Frau entſtandenen Verbindlich⸗ 
keiten, denen (abgeſehen von der Haftung auch der Nutzungen 
des Sonder⸗ und Vorbehaltsguts des Manns, ſei es überhaupt 
oder bloß während der Gütergemeinſchaft) entweder das Geſamtgut 
und das Sonder⸗ und Vorbehaltsgut der Frau oder bloß ihr 
Sonder⸗ und Vorbehaltsgut (vgl. in letzterer Beziehung 
88 1460 bis 62 BGB.; das Geſamtgut bzw. ihr Anteil 
hieran haftet natürlich nur ſo lange nicht und ſoweit nicht, als 
es Geſamtgut iſt und von den Geſamtgutsgläubigern aufgezehrt 
wird) haftet, ſind nicht gefährdet, erſtere nicht, weil der Zugriff 
der letzteren auf das Geſamtgut ſich nur in der Beſchränkung 
auf den nach eigener Befriedigung hiervon verbleibenden Reſt 
geſetzlich rechtfertigt und ihnen zudem die Pfändung des Geſamt⸗ 
gutsanteils der Frau jederzeit offen ſteht (vgl. s oben), letztere 
nicht, weil das Sonder⸗ und Vorbehaltungsgut der Frau ſchon 
immer dem Zugriff der erſteren Gläubiger unterlag. 


7) Bei anderer als der aus 88 1475 bis 81 geſetzlich folgenden 
Auseinanderſetzung iſt dieſe, nicht der Ehevertrag Gegenſtand der 
Anfechtung. | 
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3. Errungenſchaftsgemeinſchaft wird Gütertrennung. 
a) Gläubiger des Mannes. 

a und 9) Da auch hier mit der Beendigung der Güter: 
gemeinſchaft die Anſprüche der Frau in Anſehung ihres ein 
gebrachten Guts aus SS 1377 Abſ. 3 und 1394 BED. gegen 
das Geſamtgut (das hier dem Vermögen des Mannes beim 
geſetzlichen Güterſtande entſpricht) fällig werden (8 1525 
Abſ. 2 BGB.) und den Geſamtgutsgläubigern die Nutzungen 
dieſes eingebrachten Guts entgehen (88 1546 Abf. 3, 1519 
Abſ. 1 BGB.), finden hierher die Anfechtungsfälle von 
laa und 8 zugunſten der Geſamtgutsgläubiger entſprechende 


Anwendung. 
b) Gläubiger der Frau. 


a) Geſamtgutsgläubiger, denen gegenüber die persönliche 
Haftung des Mannes nach § 1530 Abſ. 2 verbunden mit 
88 1535 bis 1539 BGB. bei Beendigung der Gütergemeinſchaft 
erliſcht, können durch ſolche, für ſie vorzeitige Beendigung 
inſofern benachteiligt werden, als eine Forderung des Mannes 
gegen das Geſamtgut nun fällig wird und mit den Anſprüchen 
der beſagten Gläubiger aktuell konkurriert. Der Anfechtungsfall 
zu 2ba oben findet hierher ſinngemäß Anwendung. 

8) Geſamtgutsgläubigern aus Verbindlichkeiten der Frau, 
die nach innen ihr zur Laſt fallen (58 1530 Abſ. 2, 1535 
bis 1539 BGB.), haften die ſeit Beendigung der Güte: 
gemeinſchaft anfallenden Nutzungen des ehemaligen eingebrachten 
Guts des Mannes nicht mehr (88 1519 Abſ. 1, 1525 Abſ.!, 
1546 BGB.). Der Anſechtungsfall zu 2b oben findet 
hierfür ſinngemäß Anwendung. 

) 2b trifft entſprechend auch hier zu (88 1519 Abi. 2, 
1530 bis 1534, 1546 Abſ. 2 verbunden mit 88 1475, 1480 
BGB., § 860 Abſ. 2 ZPO.). 


4. Fährnisgemeinſchaft wird Gütertrennung. 
a) Gläubiger des Mannes. 
a und 8) Gemäß 5 1550 Abſ. 2 BGB. finden auch hier 
die Anfechtungsfälle zu Z a a und s entſprechende Anwendung. 


b) Gläubiger der Frau. 

a und 8) Für Geſamtgutsgläubiger, denen gegenüber die 
perſönliche Haftung des Mannes nach 88 1549, 1459 Abſ. 2, 
1463 bis 1465 BGB. bei Beendigung der Gütergemeinſchaft 
erliſcht, beſteht auch hier in entſprechender Anwendung (5 1549 
BGB.) von 3ba und 8 Anfechtungsmöglichkeit. 


II. Abergang der Gütertrennung zum geſetzlichen Güter 
Rand oder zu einer Gütergemeinſchaſt. 
Gütertrennung wird 
1. geſetzlicher Güterſtand. 

a) Wird in toto geſetzlicher Güterfiand vereinbart, jo 
erhalten die Gläubiger des Mannes in den Ehegutsnutzungen 
einen Zuwachs, erleiden alſo keinen Nachteil. Dagegen können 
die Gläubiger der Frau durch die eintretende Konkurrenz 
($ 1383 BGB.) der Gläubiger des Mannes bei Inanſpruch⸗ 
nahme der Ehegutsnutzungen (durch Verhinderung ihrer [ber 
erſteren] Befriedigung oder eigene (der letzteren] Befriedigung 
hieraus) benachteiligt werden. Wegen der Subſtanz des Eheguts 
und feiner noch nicht angefallenen Nutzungen fügt hier schon 
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8 1411 BGB. Wegen der bereits angefallenen Nutzungen 
aber müſſen die allgemeinen Anfechtungsgrundſätze eingreifen. 
Vgl. OL GRſpr. 2, 478; Meikel a. O. S. 380. 

b) Werden bei Beſtehen des geſetzlichen Güterſtandes 
einzelne Beſtandteile des Vorbehaltsguts der Frau als Ehegut 
erklärt, fo findet 8 1411 BGB. hierauf keine analoge An⸗ 
wendung. Die Gläubiger der Frau ſind vielmehr in Anſehung 
der Nutzungen der fraglichen Objekte ſtets auf die allgemeinen 
Anfechtungsgrundſätze angewieſen. Vgl. Motive IV 307, 308, 
Schmidt⸗Habicht, Komm. z. BGB. Bd. 4 f 1411 Note 2. 


2. Allgemeine Gütergemeinſchaft. 

a) Die Gläubiger eines Ehegatten laufen hier dann Gefahr, 
wenn in der nun eintretenden Konkurrenz von Gläubigern des 
andern Gatten, ſei es, daß dadurch ihre eigene Befriedigung 
durch Vermehrung der Paſſiven des ſchuldneriſchen Gatten ver⸗ 
hindert oder die Befriedigung der letzteren Gläubiger aus dem 
Vermögen des nichtſchuldneriſchen Gatten ermöglicht wird, eine 
Benachteiligung liegt. Dies trifft zu, wenn der eine Ehegatte 
ſolvent, der andere überſchuldet iſt (vgl. Meikel a. a. O. S. 382, 
Jäger a. a. O. 8 3 Anm. 67). Anfechtung des Ehevertrags 
iſt daher hier möglich. Ullmann a. a. O. S. 133 verneint dies: 
wegen der Haftung des im Geſamtgut enthaltenen Vermögens 
der Frau nach §8 1459 Abſ. 2 BGB. ſei erſt die wirkliche Ver⸗ 
bringung von Vermögen der Frau an die Gläubiger des 
Mannes, die allein Anfechtungsgegner ſeien, anfechtbar (was 
für die Frau gilt, gilt übrigens gleichmäßig auch für den Mann 
und ſeine Gläubiger im Verhältnis zu den Gläubigern der 
Frau). Meikel a. a. O. S. 383 f. ſtimmt zu nur für die Fälle 
der Ermöglichung einer Gläubigerbefriedigung aus dem Ver⸗ 
mögen des nichtſchuldneriſchen Gatten. Aber ſelbſt in dieſer 
Beſchränkung erſcheint die Anſicht Ullmanns nicht haltbar und 
zwar aus ähnlichen Gründen, aus denen im Falle 1 1 aa oben 
Anfechtbarkeit gefolgert wurde. Die Vermögensminderung liegt 
hier tatſächlich ſchon in der Aufgabe des freien Vermögens des 
Ehegatten bei Umwandlung zum Geſamtgut. Zwar kann der 
Gläubiger einen Gegenſtand, wie vorher gegen den betreffenden 
Gatten, ſo jetzt als Geſamtgutsbeſtandteil gegen den Mann 
bezw. beide Gatten pfänden, aber nur in der Konkurrenz von 
noch ſo und fo viel Mitgläubigern, und dagegen ſchützt 8 1459 
Abſ. 2 BGB. nicht. In dieſer Konkurrenz liegt aber eine Ver⸗ 
mögensverringerung, da ſie für ſich allein ſchon den Gläubiger 
ſchädigen kann, z. B. ſeinem Zwangsvollſtreckungsverſuche wird 
mit Anfechtung gedroht, bei ſeinem Zugriff iſt Zahlungsunfähig⸗ 
keit des Mannes zu befürchten, zu beſorgen iſt Begünſtigung 
eines Gläubigers, der auch ſein Gläubiger iſt, ſo daß dieſer 
gegen die Anfechtung aufrechnen könnte. Hiernach kann dem 
benachteiligten Gläubiger nicht zugemutet werden, bis zur 
wirklichen Weggabe eines Gegenſtandes an einen dritten 
Gläubiger zuzuwarten. Im Konkurſe des Mannes iſt gegen 
den Konkursverwalter die fragliche Anfechtung überhaupt kaum 
zu umgehen. Der Begünſtigte dritte Gläubiger aber erſcheint 
Anfechtungsgegner nicht aus eigenem Rechte, ſondern aus dem 
des betreffenden vorbegünſtigten Gatten, alſo lediglich als 
deſſen Sonderrechtsnachfolger (8 11 Abſ. 2 bis 4 AnfG.) und 
er und Gatte könnten als Streitgenoſſen verklagt werden. 
Auch dem dritten Gläubiger gegenüber kommt es dem An⸗ 
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fechtenden auf Anfechtung des Ehevertrags an, da er ſonſt nur 
die Gründe der Anfechtbarkeit einer kongruenten Deckung für 
ſich hätte. Die Rückgewähr ($ 7 AnfG.) kann hier dadurch 
erfolgen, daß durch Ehevertrag mit Wirkung für den An⸗ 
fechtungsgläubiger das ehemalige Vermögen des betreffenden 
Gatten wieder als ſein Vorbehaltsgut erklärt wird. 

b) Das gleiche gilt, wenn während Beſtehens der all⸗ 
gemeinen Gütergemeinſchaft einzelne Beſtandteile des Vorbe⸗ 
haltsguts eines Gatten zu Geſamtgut erklärt werden. 


3. und 4. Errungenſchafts⸗ bzw. Fährnisgemeinſchaft. 

Da bei der Errungenſchafts⸗ und Fährnisgemeinſchaft ein⸗ 
gebrachtes Gut beider Gatten, Vorbehaltsgut der Frau und 
Geſamtgut in Frage iſt und die Rechtsverhältniſſe bezüglich des 
eingebrachten Guts beider Gatten wie beim Ehegut des geſetz⸗ 
lichen Güterſtandes, die des Vorbehaltsguts der Frau wie bei 
ihrem Vorbehaltsgute des geſetzlichen Güterſtandes und bzw. 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft und die des Geſamtguts wie 
beim Geſamtgut der allgemeinen Gütergemeinſchaft gelagert 
ſind, ſo tritt hier beidesmal eine entſprechende Kumulation der 
Anfechtungsfälle zu 1 und 2 ein mit der Maßgabe, daß der 
Anfechtungsfall bezüglich der Ehegutsnutzungen (1 a) entſprechend 
auch Anwendung findet auf das eingebrachte Gut des Mannes 
und bei dem Ausſchluß von Vorbehaltsgut des Mannes ſich 
der Anfechtungsfall zu 2b auf das Vorbehaltsgut der Frau 
beſchränkt. 


Die Aſſoziation der Rechtsanwälte. 
Von Juſtizrat Ehrenwerth in Stettin. 


Die Ausführungen des Kollegen Roſenberg in Nr. 19 
der JW. von 1906 dürften weit über das Ziel hinausſchießen. 
Selbſtverſtändlich ſind Aſſoziationen unter unwürdigen Be⸗ 
dingungen entſchieden zu mißbilligen; es iſt aber nicht an⸗ 
zuerkennen, daß jede Verbindung von Anwälten mit ungleicher 
pekuniärer Beteiligung unwürdig ſei. In gleichem Sinne hat 
ſich auch ſchon der EGH. ausgeſprochen (Entſch. Bd. II S. 109). 
Ebenſowenig läßt ſich mit Fug aufſtellen, daß die Fixierung 
des Einkommens unter allen Umſtänden tadelsnwert ſei, und 
nicht minder iſt unrichtig, was Roſenberg über die ungleiche 
Beteiligung an der Geſchäftsführung der Sozietät ausführt. 

Wenn ſich ein älterer Anwalt mit größerer Praxis mit 
einem jungen Anwalt zuſammentut, ſo ergibt ſich aus der Natur 
der Verhältniſſe mindeſtens für einen geraumen Zeitraum die 
Angemeſſenheit einer ungleichen Beteiligung. Bei ſolcher Ver⸗ 
bindung wird und muß der Altere, der die Praxis begründet 
hat, noch lange die Verantwortung für den ganzen Sozietäts⸗ 
betrieb tragen. Dies würde nicht einmal dann anders ſein, 
wenn der Sozietätsvertrag von vornherein die gleiche Beteili⸗ 
gung der Sozien feſtſetzte; auch dann würde in der Meinung 
der Klienten doch der ältere Sozius, an deſſen Perſon ſich die 
Praxis geknüpft hat, als der Träger der Praxis gelten, 
wenigſtens ſo lange, bis es dem jüngeren gelungen iſt, ſich 
ſelbſtändig das Vertrauen der Klientel zu erwerben. Dieſem 
Unterſchiede entſpricht ein zunächſt größeres Einkommen des 
Alteren. Ebenſo iſt es billig nnd zweckmäßig, daß der ältere 
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Sozius zunächſt die Beſtimmung über den Umfang der Praxis 
und die Art der Mandate beibehält und daß er die Geſchäfte 
unter die Sozien verteilt. Normalerweiſe kann es überhaupt 
nicht anders ſein, und auch der jüngere Sozius, der ſich ja erſt 
in die neuen Verhältniſſe einleben muß, wird das als ſelbſt⸗ 
verſtändlich anſehen. 

Es iſt gänzlich verfehlt, darin eine Degradation des 
jüngeren Anwalts finden zu wollen. Mag es auch theoretiſch 
zutreffen, daß ſchon der neu ernannte junge Anwalt gewiſſer⸗ 
maßen den Marſchallſtab für ſeinen Beruf im Torniſter trägt, 
ſo iſt doch nicht zu verkennen, daß die Erfahrungen, die der 
ältere Anwalt in langjähriger Berufsausübung geſammelt hat, 
ihm zunächſt ein Übergewicht geben müſſen, und es wäre 
geradezu verkehrt, wollte man dem erfahrenen alten Anwalte 
nicht für längere Zeit den maßgebenden Einfluß auf die 
Führung der von ihm begründeten Praxis einräumen. Kollege 
Roſenberg ſcheint wunderlicherweiſe zu unterſtellen, daß die 
Anordnungen des älteren Sozius präſumtiv weniger praktiſch 


fein werden, als die des jungen Sozius, während doch wohl 


im allgemeinen das Gegenteil der Fall iſt. Wenn freilich der 
ältere Anwalt fein natürliches Übergewicht zu feinem Vorteil 
ausbeuten wollte, etwa in der Weiſe, daß er dem jüngeren 
nur die unbequemſten Sachen überträgt, ſo wäre dies in hohem 
Maße tadelnswert. Aber auch hier läßt ſich nicht ſchabloniſieren. 
Wenn z. B. der ältere Anwalt ſchwierigere Rechtsfälle ſich vor⸗ 
behält und dem jüngeren Sozius die weniger ſchwierigen, etwa 
die mehr auf tatſächlichem Gebiete liegenden Fälle zuteilt, wenn 
er die notwendigen Reiſen und anſtrengendere Strafſachen durch 
den jugendkräftigen Sozius erledigen läßt, ſo iſt das meines 
Erachtens nicht zu beanſtanden. Auch unbequeme und un⸗ 
angenehme Sachen müſſen überwunden werden, wenn keine 
Veranlaſſung zu ihrer Ablehnung gegeben iſt, und es iſt 
doch wohl undenkbar, daß ein vielbeſchäftigter Anwalt 
die ganze Tätigkeit eines jüngeren Kollegen nur mit 
unangenehmen Sachen ſollte ausfüllen können. Roſenberg 
malt in dieſer Beziehung die Verhältniſſe viel zu ſchwarz: 
ſoweit ich Sozietäten habe beobachten können, iſt mir 
nicht aufgefallen, daß die Verteilung der Geſchäfte in unan⸗ 
gemeſſener Weiſe geſchehe; vielmehr iſt, ſoweit ich geſehen habe, 
überall in den Sozietäten dem jungen Anwalte ein umfang⸗ 
reiches und ergiebiges Feld der Tätigkeit geſchaffen, auf dem 
er ſich in erwünſchtem Maße unter der freundſchaftlichen An⸗ 
leitung eines älteren Anwalts betätigen und entwickeln kann. 
Dies Tätigkeitsfeld iſt regelmäßig weit ausgedehnter, als es 
den nicht aſſoziierten jungen Anwälten in ihrer eigenen Praxis 
eröffnet iſt, und darin liegt auch ein hoher Vorzug der Aſſoziation. 
Dazu kommt, daß alle die Kämpfe, die der alleinſtehende junge 
Anwalt beſonders in den großen Städten durchzumachen hat, 
dem jungen Sozius erſpart bleiben und daß er nebenbei durch 
ſeinen älteren Kollegen ſchätzenswerte Förderungen erfährt. 

Und was die Höhe des Einkommens betrifft, ſo iſt doch 
nicht zu leugnen, daß ein Einkommen von beiſpielsweiſe 
5000 Mark für einen neuernannten Aſſeſſor nicht ganz un⸗ 
beträchtlich ift, ſelbſt wenn es ein Fixum darſtellt. 3000 Mark 
würde ich allerdings für unangemeſſen halten und ſelbſt 
4000 Mark würde ich dann beanſtanden, wenn das Geſamt⸗ 
einkommen der Sozietät von bedeutender Höhe iſt. Ebenſo muß 
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ich einer angemeſſenen Steigerung des Einkommens im Fort⸗ 
gange der Sozietät mit dem Endziel der vollen Gleichberechtigung 
das Wort reden. Feſte Regeln laſſen ſich aber in dieſer 
Hinſicht nicht aufſtellen; es kommt ſtets auf die Lage des 
einzelnen Falles an. 

Wenn ich hiernach auch den Kern der Ausführungen des 
Kollegen Roſenberg als unzutreffend zu bekämpfen habe, ſo wird 
es doch nicht ohne Nutzen fein, daß die Frage der Aſſoziationen 
einmal zur öffentlichen Erörterung geſtellt worden iſt, damit 
möglichen Gefahren vorgebeugt wird. Es mag immerhin ratſam 
fein, daß jeder ältere afjoziierte Anwalt ſich die Frage vorlegt, 
ob in der Art ſeiner Aſſoziation irgend ein Bedenken beſtehe, 
ſei es in bezug auf das Einkommen oder in bezug auf die äußere 
Stellung des jüngeren Anwalts, und auch die jüngeren Sozien 
mögen ſich bewußt bleiben, daß ſie auf die Würde ihrer Stellung 
als Rechtsanwälte zu achten und ſie zu wahren haben. Die 
Entſcheidung der einſchlagenden Fragen kann allerdings keines. 
wegs nach den vom Kollegen Roſenberg aufgeſtellten Grund⸗ 


ſätzen erfolgen. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 15. bis 27. Oktober 
1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 30, 31, 823, 831 BGB. Herabfallen von 
Telephon⸗ oder Telegraphendrähten auf Leitungsbrähte einer 
elektriſchen Bahn bildet keinen unabwendbaren Zufall, fondern 
ergibt ſich aus der Natur des Betriebes. — Haftung des Poll 
ſiskus für angeſtellte Beamte, die nicht feine geſetzlichen Ver⸗ 
treter find.] 

Zu B. wurde der Telephondraht zwiſchen dem Poſtgebäude 
und dem S.ſchen Haufe verlegt. Bei der Arbeit, die im 
Auftrag der Oberpoſtdirektion O. unter Leitung des Pol 
aſſiſtenten G. vorgenommen wurde, riß ein Draht, kam beim 
Herabfallen mit dem Starkſtrom der elektriſchen Kleinbahn in 
Berührung und traf den auf der Straße gehenden Kläger. 
Wegen der hierdurch erlittenen Geſundheitsſchädigung hat Kläger 
die Kleinbahngeſellſchaft und den Reichspoſtfiskus als Geſamt⸗ 
ſchuldner. Das LG. hat die Klage gegen die Kleinbahn ab⸗ 
gewieſen und den Anſpruch gegen den Reichspoſtfiskus den 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Das Os. hat 
umgekehrt die Klage gegen den Reichspoſtfiskus abgewiesen 
und den Anſpruch gegen die Kleinbahn dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. Der Kläger wie die Kleinbahn 
haben Reviſion eingelegt; die der Kleinbahn wurde uu 
gewieſen, auf die des Klägers aufgehoben und auch di 
Haftung des Poſtfiskus ausgeſprochen: Das Berufungsgericht 
hat, der Rechtſprechung des erkennenden Senats (NG. 56, 265) 
folgend, einen Betriebsunfall im Sinne des 8 1 Haftpfl®. ar 
genommen. Die Annahme höherer Gewalt ſcheidet hier schon 
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deshalb aus, weil die Bahn den Einwand des Poſtfiskus nicht 
beſeitigt hat, daß die Telephondrähte nicht von dem Arbeits⸗ 
draht der Bahn, ſondern von einem ordnungswidrig elektriſch 
geladenen Spanndraht den Starkſtrom empfangen hätten. Es 
iſt ferner zwar richtig, daß die Bahn Schutzleiſten gegen die 
Berührung ihrer Leitungsdrähte mit einem Schwachſtromdraht 
angebracht hat. Dagegen hat ſie das Spannen von Schutz⸗ 
netzen, wie ſie vielfach an Kreuzungsſtellen von Starkſtrom⸗ und 
Schwachſtromdrähten verwendet werden, unterlaſſen und nicht 
dargetan, daß auch Schutznetze in dem gegenwärtigen Fall das 
Herabfallen der Telephondrähte auf den Leitungsdraht nicht 
verhindert hätten. Hiernach hat die Bahn den Beweis nicht 
erbracht, daß die Berührung beider Drähte ein unabwend⸗ 


barer Zufall war. Übrigens hält der Senat an dem in 


zahlreichen Entſcheidungen des RG. ausgeſprochenen Grundſatz 
feſt, von dem auch das Berufungsgericht ausgegangen iſt, daß 
Vorkommniſſe, die wie das Herabfallen von Telephon⸗ oder 
Telegraphendrähten auf die Leitungsdrähte einer elektriſchen 
Bahn infolge von Naturereigniſſen oder menſchlicher Tätigkeit 
ſich mit einer gewiſſen Häufigkeit wiederholen, ſich aus der 
Natur des Betriebs von ſelbſt ergeben und deshalb von dem 
Unternehmer von vornherein vorausgeſehen und vertreten werden 
müſſen (RG. 44, 27; 54, 404; JW. 1903, 41617; 1904, 
183; 1905, 57586; Urt. vom 26. März 1906 Rep. VI 
275/05). Das Berufungsgericht hat die Klage gegen den Poſt⸗ 
fiskus abgewieſen, weil der Poſtaſſiſtent G. kein Vertreter des 
Fiskus nach 8 31 BGB., ſondern ein Angeſtellter der Poſt⸗ 
verwaltung geweſen und ſeine Eignung zur Leitung der fraglichen 
Arbeiten durch die abgelegte Poſtaſſiſtentenprüfung und die 
Zeugniſſe über ſeine Ausbildung im Telegraphenbau erwieſen 
ſei. In der Telegraphenbauordnung ſeien umfaſſende An⸗ 
ordnungen und Verhaltungsmaßregeln für die mit der Leitung 
und Ausführung der Arbeiten betrauten Perſonen und in betreff 
der notwendigen Schutzvorkehrungen enthalten. Daher hätte 
die Auswahl eines geeigneten Beamten genügt und eine Kontrolle 
ſeiner Tätigkeit durch einen höheren Beamten ſei nicht erforder⸗ 
lich geweſen. Die Reviſion des Klägers findet in dieſen Aus⸗ 
führungen eine Verletzung der 88 823, 831 BGB. Soweit 
fe den 8 823 anruft, kann ihr nicht Recht gegeben werden. 
Ein Poſtaſſiſtent iſt kein Vertreter des Poſtfiskus im Sinne des 
8 31 oder des 8 30 BGB. Er bekleidet die Stellung eines 
mittleren Poſtbeamten, wird von der Oberpoſtdirektion angejtellt 
und gehört zu dem Perſonal der Verkehrsämter, das ſeine 
Aufträge von den Vorſtehern erhält. Als Hilfsbeamter der 
Poſtanſtalten hat er keine ſelbſtändige Vertretungsbefugnis. 
Wenn er Arbeiten ausführt oder leitet, geſchieht es nicht kraft 
einer in organiſatoriſchen Beſtimmungen wurzelnden ſelbſtändigen 
Dienſtesaufgabe, ſondern auf Grund jeweiliger Weiſung ſeiner 
vorgeſetzten Behörde. (Vgl. Allgem. Dienſtanweiſung für Poſt 
und Telegraphie Abſchn. 1 und Neuregelung der Beamten⸗ 
verhältniſſe der Reichspoſt⸗ und Telegraphen⸗Verwaltung vom 
1. Januar 1900 Poſtamtsbl. 1900 S. 2.) Wie das Be⸗ 
rufungsgericht zutreffend erwogen hat, iſt auch die Poſt⸗ 
verwaltung mittels der erſchöpfenden und ins einzelne gehenden 
Vorſchriften der Telegraphenbauordnung ihrer Anordnungspflicht 
nachgekommen, und es kann ihr, ſofern ſie einen kundigen 
Beamten mit der Ausführung von Telephonarbeiten betraut, 
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nicht angeſonnen werden, daß fie deſſen Tätigkeit noch über: 
wache. Hingegen hat das Berufungsgericht, indem es den Ent⸗ 
laſtungsbeweis des Poſtfiskus aus 8 831 BGB. für geführt 
erachtete, Art und Maß der Sorgfalt, die das Geſetz dem 
Geſchäftsherrn bei der Auswahl der zu einer Verrichtung zu 
beſtellenden Perſon auferlegt, verkannt. Die Verrichtung, zu 
welcher der Poſtaſſiſtent G. von der Oberpoſtdirektion zu O. — 
einer verfaſſungsmäßigen Vertreterin des Poſtfiskus — beſtellt 
wurde, beſtand darin, daß er eine Fernſprechleitung, die die 
Leitungsdrähte der Straßenbahn kreuzte, an einem belebten 
Platz einer verkehrsreichen Induſtrieſtadt verlegen ſollte. Der 
Poſtfiskus hatte zu beweiſen, daß G. zu dieſer Verrichtung, 
die wegen der Gefahren für den Straßenverkehr beſondere Er⸗ 
fahrung, Gewandtheit und Umſicht erforderte, geeignet war. 
Der Fiskus hat ſich lediglich auf die Poſtaſſiſtentenprüfung 
des G. und ſeine Zeugniſſe berufen. Dieſe Prüfung erſtreckte 
ſich, gleichviel ob G. Zivil⸗ oder Militäranwärter war, und ob 
er ſie vor oder nach dem 1. Januar 1900 ablegte nicht auf 
den praktiſchen Telegraphenbau (vgl. A. D.⸗A. Abſchn. X 
88 27, 34 Anl. 3, Anl. 10 II Z. 6; Anſtellungsvorſchriften 
von Anwärtern für die mittlere Laufbahn im Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphendienſt und Anweiſung für die Poſtaſſiſtentenprüfung vom 
1. Januar 1900 Poſtamtsbl. von 1900 a. a. O. Anl. 1 und 
Anl. 2 II 3. 7). Wie aus den vorgelegten Zeugniſſen ſich 
ergibt, iſt G. erſt als Poſtaſſiſtent im Bau von Fernſprech⸗ 
einrichtungen und Leitungen ausgebildet worden. Die Dauer 
ſeiner Ausbildung hat zehn Wochen betragen, ſie war Mitte 
Oktober 1901 beendet. Die Zeugniſſe laſſen nicht erſehen, 
daß G. auch den Telephonbau über Starkſtromanlagen erlernt 
und geübt hat. Über feine Beſchäftigung von Mitte Oktober 1901 
bis zum Tage des Unfalls — 2. Juni 1903 — fehlt ein 
Ausweis. Da er bei ſeiner Vernehmung angegeben hat, er ſei 
zur Zeit des Unfalls noch Anfänger geweſen, ſo liegt der 
Schluß nahe, daß er in der Zwiſchenzeit nicht beim Telegraphen⸗ 
bau verwendet worden iſt. Die Erwägung des Berufungs⸗ 
gerichts, jeder Beamte müſſe mit der ſelbſtändigen Tätigkeit 
einmal beginnen, trifft hier nicht zu. Ob ſich ein Beamter 
zur Leitung gefährlicher Arbeiten auf belebter Straße eignet, 
wird er erſt unter Aufſicht eines Kundigen darzulegen haben. 
Ohne ſolche Erprobung darf ihm die Leitung derartiger Arbeiten 
nicht anvertraut werden. Der Fiskus hat gar nicht behauptet, 
daß G. vor dem fraglichen Tage jemals, ſei es ſelbſtändig, ſei 
es unter Aufſicht eine Fernſprechleitung unter Verhältniſſen, wie 
ſie hier vorlagen, verlegt und ſich dabei bewährt hat. Der 
Beweis, daß er bei der Auswahl des G. die erforderliche 
Sorgfalt beobachtet habe, iſt ſohin mißlungen. S. Kleinbahn⸗ 
A.⸗G. u. Reichspoſtfiskus 6. K., U. v. 1. Okt. 06, 607/05 VI. — 
Breslau. 

2. 58 119, 121 BGB. Die Frage, ob in beſtimmten 
Vorgängen ein ſchuldhaftes Zögern zu erblicken, iſt Rechtsfrage; 
Begriffsbeſtimmung des Ausdrucks „unverzüglich“, „ohne ſchuld⸗ 
haftes Verzögern“.] 

Die Klägerin hatte bis zum 6. März 1905 die einge⸗ 
tragene Firma „Zentrale für Bezug landwirtſchaftlicher Maſchinen 
e. G. m. b. H.“ geführt. Zu Anfang Februar 1905 wandte ſie 
ſich wegen Lieferung eines größeren Poſtens Jutegarn an die 
Beklagte und es wurde noch im Februar 1905 durch Brief⸗ 
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wechſel ein Kaufvertrag zwiſchen ihr und der Beklagten abge⸗ 
ſchloſſen, durch den die Beklagte ſich verpflichtete, ihr 45 000 kg 
Jutegarn zum Preiſe von 0,53 Mark pro Kilogramm frei Berlin 
oder 0,52 Mark frei Bahnhof Landsberg zu liefern und zwar 
ſukzeſſive mit je 5 000 kg vom 1. Juli, 15. Juli uſw. bis 
15. Januar 1906. Die Zahlung hatte 3 Monate nach der 
jeweiligen Lieferung zu erfolgen. Am 22. März 1905 machte 
die Beklagte der Klägerin eine Probeſendung im Werte von 
einigen 60 Mark. Bei dieſem Anlaſſe holte ſie bei der Aus⸗ 
kunftei Sch. eine Auskunft über die Klägerin ein. Sie erhielt 
am 29. März 1905 die von ihr vorgelegte Auskunft. Sie 
holte dann noch bei einer anderen Stelle und bei der „Branden⸗ 
burgiſchen landwirtſchaftlichen Zentrale, Bezugs⸗ und Abſatz⸗ 
Genoſſenſchaft, e. G. m. b. H.“ Auskünfte über die Klägerin ein. 
Dieſe Auskünfte kamen bei ihr am 1. April 1905 ein. Gleich⸗ 
zeitig am 1. April hatte die Beklagte ein Schreiben der Klägerin 
erhalten, worin dieſe ihr mitteilte, ſie habe ihre Firma in 
„Maſchinenzentrale für Bezug landwirtſchaftlicher Maſchinen, 
e. G. m. b. H.“ umgeändert. Unter dem 3. April ſchrieb Beklagte 
an die Klägerin, ſie beſtätige die Anzeige der Klägerin vom 1. April 
über Anderung der Firma und frage an, ob mit der Anderung der 
Firma auch eine Anderung des Verhältniſſes der Klägerin zur 
Landwirtſchaftskammer, als deſſen Organ ſie — die Beklagte — 
die Klägerin bisher angeſehen habe, eingetreten ſei. Die Klägerin 
antwortete mit dem Brieſe vom 4. April unter anderem, ſie 
ſei weder Organ der Landwirtſchaftskammer noch habe ſie Be⸗ 
ziehungen zu dieſer, und nunmehr teilte die Beklagte durch 
Schreiben vom 8. April 1905 der Klägerin mit, ſie werde die 
Lieferung nicht ausführen, da ſie bisher angenommen habe, die 
Klägerin ſei ein Organ der Landwirtſchaftskammer, der Wort⸗ 
laut der von der Klägerin gebrauchten Firma ſowie die Form 
der verwendeten Briefbogen, die mit den Briefbogen ſolcher ihr 
bekannten Stellen vollkommen übereingeſtimmt habe, hätten ſie 
zu jener irrigen Annahme geführt. Durch die Ende Mai 1905 
erhobene Klage war beantragt, die Beklagte zu verurteilen, 
der Klägerin ſofort und am 15. Juli 1905 je 5 000 kg Jute⸗ 
garn in näher bezeichneter Sorte zu liefern. Die Beklagte be⸗ 
antragte die Klage abzuweiſen, da ſie den Vertrag durch Brief 
vom 8. April 1905 wegen Irrtums und, wie ſie in der Be⸗ 
rufungsinſtanz weiter geltend machte, wegen argliſtiger Täuſchung 
rechtswirkſam angefochten habe. Der erſte Richter erkannte nach 
dem Klageantrage; Berufung und Reviſion find zurückgewieſen: 
Die Beklagte hatte einen zur Anfechtung nach 8 119 BGB. 
geeigneten Irrtum darin gefunden, daß ſie ſich über die ge⸗ 
ſchäftlichen Verhältniſſe der Klägerin geirrt habe. Sie habe aus 
dem Wortlaute der Firma und der Form der verwendeten 
Briefbogen angenommen, Klägerin ſei eine Genoſſenſchaft, deren 
Mitglieder landwirtſchaftliche Maſchinen zu ihrem Bedarf be⸗ 
ziehen, und es handle ſich, da Klägerin ſich als Zentralſtelle 
bezeichnet habe, um ein beſonderes großes Unternehmen. Sie 
habe ferner angenommen, daß die Klägerin, wie andere Stellen 
dieſer Art, Organ einer Landwirtſchaftskammer oder einer ähn⸗ 
lichen Korporation ſei, und ſie ſei deshalb der Meinung geweſen, 
daß ſie mit einem durchaus kreditwürdigen Inſtitute zu tun 
habe. Das Berufungsgericht iſt mit dem erſten Richter in eine 
Prüfung dieſes Vorbringens nach der Richtung, ob es eine An⸗ 
fechtung wegen Irrtums ſachlich zu rechtfertigen geeignet ſei, 
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überhaupt nicht eingetreten; es hat jene Anfechtung auf Grund 
der einzigen Erwägung verworfen, ſie ſei nicht unverzüglich 
erfolgt, nachdem die Beklagte von dem Anfechtungsgrunde 
Kenntnis erlangt habe, und ſchon aus dieſem Grunde unwirksam. 
In dieſem Zuſammenhange führt es aus: Durch die bei der 
Beklagten am 29. März 1905 eingegangene Auskunft von Sch. 
ſowie durch die weiter eingeholten, am 1. April 1905 einge 
gangenen Auskünfte habe die Beklagte am 1. April alle die 
Umſtände gekannt, die bei ihrer Entſchließung, den Kaufvertrag 
wegen Irrtums anzufechten, in Betracht kamen; ſie habe auch 
keinen triftigen Grund gehabt, an der Zuverläſſigkeit der 
empfangenen Auskünfte zu zweifeln. Die Anfrage vom 3. April 
ſei nach den vorliegenden Umſtänden völlig überflüffig und 


lediglich ein Ausdruck ihrer Verlegenheit geweſen. Die Be 


klagte habe mit ihrer Entſchließung gezögert und erſt am 8. April, 
nachdem fie durch das am 5. April eingegangene Antwort 
ſchreiben lediglich das erfahren hatte, was ihr ſchon bekannt 
war, die Anfechtungserklärung abgegeben. Nach Sachlage ſei 
die Anfechtungserklärung vom 8. April keine unverzügliche. Die 
Beklagte hätte, nachdem ſie ihren angeblichen Irrtum am 1. April 
entdeckt hatte — der 2. April war ein Sonntag — am 3. April 
die Anfechtung erklären können. Die Verzögerung dieſer Er 
klärung bis zum 8. April ſei eine ſchuldhafte geweſen. Die von 
der Beklagten geltend gemachten Umſtände genügten nicht, um 
eine Verzögerung bis zum 8. April zu entſchuldigen. Den An⸗ 
griffen der Reviſion gegen dieſe Ausführungen konnte Fein 
Folge gegeben werden. Nach 8 121 Abſ. 1 BGB. muß die 
Anfechtung wegen Irrtums ohne ſchuldhaftes Zögern (unver 
züglich) erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von den 
Irrtum Kenntnis erlangt hatte. Wie die Frage des Te 
ſchuldens überhaupt, ſo iſt auch die Frage, ob in beſtimmten 
Vorgängen ein ſchuldhaftes Zögern zu erblicken ſei, eine Rechts⸗ 
frage. Dem Reviſionsgericht ſteht deshalb die Prüfung und 
Entſcheidung darüber zu, ob aus den vom Berufungsgericht 
feſtgeſtellten Tatſachen, die für das Reviſionsgericht bindend 
find, ſich der Begriff des ſchuldhaften Zögerns ergebe. RG. 49, 
395/396; V. 542/04 vom 1. März 1905; JW. 05, 282°. 
Der Ausdruck „unverzüglich“, den 8 121 Abſ. 1 BGB. mit 
„ohne ſchuldhaftes Zögern“ erläutert, iſt ein techniſcher Aus 
druck der neuen Geſetzgebung. Er findet ſich in einer 
Reihe von Beſtimmungen des BGB. und des HGB. Die 
Merkmale dieſes rechtlichen Begriffes können wohl dahin zw 
ſammengefaßt werden: Zum Begriffe der Unverzüglichkeit gehört 
grundſätzlich ein nach den Umſtänden des Falles zu bemeſſendes 
ſchleuniges Handeln. Ein dieſem objektiven Erforderniſſe nicht 
entſprechendes — verzögertes oder verſpätetes Handeln 
iſt indes dann noch geeignet, den geſetzlichen Tatbeſtand der 
Unverzüglichkeit zu erfüllen, wenn die Verzögerung auch bei Be 
achtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt unabwendbar 
war — NG. 49, 394; v. 310/01 vom 21. Dezember 1901; 
JW. 01, 122 —. Die Gleichheit des rechtlichen Begriffes 
„unverzüglich“ in den einzelnen Geſetzesbeſtimmungen recht 
fertigt indes nicht, die zu einer einzelnen Geſetzesbeſtimmung 
über dieſen Rechtsbegriff ergangenen Entſcheidungen kurzer Hand 
auf jede andere Vorſchrift, die das Erfordernis der Unverzüg' 
lichkeit aufſtellt, zu übertragen. Nach Zweck, Bedeutung und 
Tragweite der einzelnen Vorſchrift werden im Rahmen 5 
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oben gegebenen begrifflichen Merkmale für den einzelnen An⸗ 
wendungsfall die Vorausſetzungen der Unverzüglichkeit ver⸗ 
ſchieden ſein. An die Unverzüglichkeit der Mängelanzeige im 
Handelskauf ſind im Einzelfalle andere Anforderungen zu 


ſtellen als an die Unverzüglichkeit der Anfechtungserklärung 


wegen Irrtums. Zur Mängelanzeige im Handelskauf hat der 
erkennende Senat — RG. 59, 45 — ausgeſprochen: Für die 
Frage, ob zur ordnungsgemäßen Unterſuchung einer Ware der 
Käufer Gutachten Sachverſtändiger einholen dürfe, ſeien die 
objektive Sachlage und die Verkehrsanſchauungen, 
nicht die perſönlichen Verhältniſſe des Käufers und ſeine ſub⸗ 
jektiven Anſchauungen maßgebend. In den Urteilsgründen des 
Berufungsgerichts iſt unter Bezugnahme auf jene Entſcheidung 
ausgeführt, bei Prüfung der Frage, ob eine Anfechtungs⸗ 
erklärung wegen Irrtums unverzüglich abgegeben, ſeien allein 
die objektive Sachlage und die Verkehrsanſchauungen maß⸗ 
gebend. Dieſe Ausführung könnte zu der Annahme verleiten, 
das Berufungsgericht habe bei Prüfung der Unverzüglichkeit im 
gegebenen Falle die in jenem Urteile entwickelten Grundſätze 
über die Unverzüglichkeit der Mängelrüge beim Handelskauf 
kurzer Hand zugrunde gelegt. So aufgefaßt wäre ſeine recht⸗ 
liche Beurteilung nicht bedenkenfrei. Die nachfolgenden Aus⸗ 
führungen ergeben indes unzweideutig, daß das Urteil nicht auf 
einem ſolchen Rechtsverſtoße beruht. Das Erfordernis in 
8 121 Abſ. 1, daß die Anfechtung wegen Irrtums ohne 
ſchuldhaftes Zögern (unverzüglich) zu erfolgen hat, nachdem der 
Anfechtungsberechtigte von dem Irrtum Kenntnis erlangt hatte, 
beruht auf der wohlbegründeten Erwägung des Geſetzgebers, 
der Anfechtungsberechtigte habe das Intereſſe des Anfechtungs⸗ 
gegners daran, daß er weiß, ob das Rechtsgeſchäft wirkſam 
bleibe, zu berückſichtigen. Das gedachte Intereſſe iſt bei Handels⸗ 
käufen und namentlich bei größeren Lieferungsgeſchäften an ſich 
ſchon größer. Ein ſchuldhaftes Zögern liegt daher grundſätzlich 
ſchon darin, daß der Anfechtungsberechtigte jenes Intereſſe des 
Anfechtungsgegners nicht zureichend berückſichtigt. Dieſe recht⸗ 
liche Auffaſſung liegt dem Berufungsurteil zugrunde. Nach 
ſeiner Annahme hatte die Beklagte ſpäteſtens am 1. April ihren 
Irrtum erkannt. Sie hätte daher ſchon am 3. April — der 
2. April war ein Sonntag — die Anfechtung erklären können. 
Ihr Schreiben vom 3. April enthält nicht etwa einen 
Verſuch, vorerſt noch eine nachträgliche Einigung über den In⸗ 
halt des Geſchäfts herbeizuführen, noch bezweckte es der Be⸗ 
klagten über einen ihr noch unbekannten Punkt Aufklärung zu 
verſchaffen. Das Berufungsgericht bezeichnet es zutreffend als 
Verlegenheitsbrief und weiſt mit Recht darauf hin, daß der Be⸗ 
klagten das, worüber ſie ſich in jenem Schreiben zu erkundigen 
den Anſchein gab, ſchon durch die erhaltenen Auskünfte voll 
bekannt war. Wenn unter dieſen Umſtänden die Beklagte ihre 
Anfechtungserklärung bis zum 8. April verzögerte, ſo war dieſe 
Zögerung ſchuldhaft; ſie hat das Intereſſe der Klägerin daran, 
daß ſie wiſſe, ob das Geſchäft wirkſam bleibe, unter Außer⸗ 
achtlaſſung der im Handelsverkehre erforderlichen Sorgfalt un⸗ 
zureichend berückſichtigt. — Die Beklagte hatte ihre Anfechtung 
ferner auf argliſtige Täuſchung durch die Klägerin geſtützt. 
Das Berufungsgericht hat indes aus bedenkenfreien Gründen 
dieſen Einwand verworfen. (Wird begründet.) B. c. M, U. 
v. 9. Okt. 06, 88/06 II. — Berlin. 
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3. 88 141, 781, 812, 817 BGB. Bedeutung der Un⸗ 
ſittlichkeit eines Nachtrags vertrages, wenn eine ſolche ſchon nach 
dem urſprünglichen Vertrage vorhanden war und ein Schuld⸗ 
anerlenntnis oder Schuldverſprechen nicht vorliegt.] 

Die Beklagte hatte 1898 von einer Witwe P. ein Grund⸗ 
ſtück, in dem ein Bordell betrieben wurde, durch Kauf erworben, 
um das unſaubere Gewerbe fortzuſetzen. Sie blieb auf das 
Kaufgeld 31 700 Mark ſchuldig und beſtellte dafür mit dem 
erworbenen Grundſtücke Hypothek. Von ihr erwarb die Klägerin 
zu demſelben Betriebe das Grundſtück und übernahm im Kauf⸗ 
vertrage vom 8. September 1902 jene Hypothek in Anrechnung 
auf den Kaufpreis. Am 22. September 1902 wurde ihr das 
Grundſtück aufgelaſſen. Am Tage des Kaufvertrags zahlte die 
Klägerin an die Beklagte 3 000 Mark auf den Kaufpreis. Die 
Beklagte verwendete dieſen Betrag zur teilweiſen Abſtoßung 
der Hypothek von 31 700 Mark an die Witwe P. gegen Ab⸗ 
tretung des Hypothekenteils. Die Klägerin glaubt nun mit 
Rückſicht auf die Unſittlichkeit aller erwähnten Geſchäfte einen 
Anſpruch darauf zu haben, das Bordellgrundſtück zu behalten, 
ohne die ihr nach dem Vertrag obliegenden Gegenleiſtungen zu 
bewirken. Sie iſt der Meinung, daß die ganze von ihr über⸗ 
nommene Hypothek von 31700 Mark nichtig ſei. Ihre Klage auf 
Löſchungsbewilligung des der Beklagten von der P. abgetretenen 
Hypothekenteils von 3 000 Mark iſt rechtskräftig abgewieſen 
worden. Auch ihr weiterer Klageanſpruch gegen die Beklagte, 
anzuerkennen, daß die durch dieſen Hypothekenteil geſicherte 
Forderung nicht zu Recht beſtehe, iſt vom OLG. abgewieſen 
worden. Das RG. hob auf und ſtellte das die Beklagte ver⸗ 
urteilende Erkenntnis des LG. wieder her. Es handelt ſich 
nur noch um den zweiten auf Anerkennung der Nichtigkeit der 
jener Hypothek zugrunde liegenden Forderung gerichteten An⸗ 
trag. Zutreffend nimmt der Berufungsrichter an, daß die 
Klägerin aus dem Vertrage vom 8. September 1902, als 
aus einem auf beiden Seiten unſittlichen Geſchäfte obligatoriſche 
Anſprüche nicht erheben könne; aber er meint, daß in dieſer 
Beziehung durch den Nachtragsvertrag vom 22. September 1902 
eine Anderung eingetreten ſei. Das iſt rechtsirrtümlich. Läge 
ein Anerkenntnis im Sinne des 8 781 BGB. vor, fo würde 
dieſes nach S 812 Abſ. 2 daſelbſt als Leiſtung (d. h. als Er⸗ 
füllung der Schuld) zu gelten haben. Der Zweck der Leiſtung 
würde Erfüllung des unſittlichen Vertrags ſein und daher 
Leiſtung und Annahme gegen die guten Sitten verſtoßen 
($ 817 Satz 1 BGB.). Nun iſt zwar die Rückforderung 
des Geleiſteten bei beiderſeitiger Unſittlichkeit ausgeſchloſſen, 
aber von dieſer Regel macht §S 817 Satz 2 eine Ausnahme 
für ſolche Leiſtungen, die in der Eingehung einer Verbindlich⸗ 
keit beſtehen, alſo z. B. für Schuldanerkenntniſſe und Schuld⸗ 
verſprechen. Dieſe können, ſoweit ſie noch nicht zu einer 
Leiſtung geführt haben, zurückgefordert (kondiziert) werden und 
um eine ſolche Kondiktion handelt es ſich im vorliegenden Falle. 
Aber hiervon kann ganz abgeſehen werden; denn der Vertrag 
vom 22. September 1902 enthält kein Schuldanerkenntnis und 
Schuldverſprechen, ſondern lediglich eine teilweiſe Anderung der 
Belegung des im Vertrage vom 8. September 1902 feſtgeſetzten 
Kaufpreiſes. Die Beſtimmung, daß die Klägerin die Schuld 
der Beklagten an die P. übernehmen ſollte, war, weil die Be⸗ 
klagte nachträglich 3000 Mark an die P. bezahlt hatte, in 
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Höhe dieſes Betrags hinfällig geworden und mußte erſetzt 
werden. Das iſt durch den Nachtragsvertrag vom 22. Sep⸗ 
tember geſchehen, wonach die Klägerin die 3000 Mark ſtatt an 
die P. an die Beklagte zahlen ſoll. Dieſe Nachtrags⸗ 
beſtimmung leidet unter der Unſittlichkeit des Geſchäfts ebenſo, 
als wenn ſie in den urſprünglichen Vertrag (vom 8. September) 
aufgenommen worden wäre. Als Beſtätigung im Sinne des 
§ 141 BGB. kann die Nachtragsbeſtimmung offenſichtlich nicht 
aufgefaßt werden; wenn ſie es aber könnte, ſo würde das den 
Beklagten nichts nützen, da ein unſittliches Geſchäft durch bloße 
Beſtätigung niemals zu einem ſittlichen werden kann (vgl. Urteil 
des erkennenden Senats vom 27. Juni 1904, Rep. V. 10. 1904). 
K. c. B., U. v. 3. Okt. 06, 37/06 V. — Dresden. 

4. 85 254, 823 BGB. Schadenerſatzanſpruch desjenigen, 
der einen von einem 12 jährigen Knaben geleiteten Wagen ohne 
Laterne bei Dunkelheit beſteigt, um mitfahren zu dürfen und 
bei einem Zuſammenſtoß mit einem anderen Wagen einen Unfall 
erleidet.] 

Die Klägerin iſt am Abend des 26. Novembers 1904 bei 
einem Zuſammenſtoß des dem Beklagten gehörigen, von deſſen 
12 jährigem Sohne gelenkten Fleiſchwagens (auf welchem der 
Sohn die Klägerin bei der Rückfahrt von W. nach B. hatte 
Platz nehmen laſſen) mit einem entgegenkommenden anderen 
Fuhrwerke von dem Wagen gefallen und hat hierbei nach ihrer 
Behauptung Verletzungen mit der Folge dauernder Beeinträchti⸗ 
gung der Erwerbsfähigkeit davongetragen. Sie hat den Be⸗ 
klagten auf Erſatz des Schadens in Anſpruch genommen: Klage, 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen. Das ganze 
Verhalten der Klägerin im Verhältniſſe zu dem kauſalen Ver⸗ 
lauf iſt zu würdigen. Sie hatte den Sohn des Beklagten ver⸗ 
anlaßt, ſie aufſitzen zu laſſen, hatte ſich dieſem ſehr jugend⸗ 
lichen Wagenlenker anvertraut, fuhr mit ihm nach eingetretener 
Dunkelheit auf dem unbeleuchteten Wagen die Landſtraße ent⸗ 
lang, mußte ſich, wie der Berufungsrichter annimmt, hierbei 
ſagen, daß infolge fehlender Beleuchtung ſich leichter ein Unfall 
ereignen könne. Wenn ſich alſo die Klägerin, ohne dazu irgend 
genötig zu ſein, lediglich in dem eigenen Intereſſe der aus Ge⸗ 
fälligkeit ihr gewährten Beförderung, bewußterweiſe einer Ge⸗ 
fahr ausgeſetzt hat, ſo kann ſie nicht beanſpruchen, daß der Be⸗ 
klagte für den Schaden, der infolge des Fehlens einer Laterne 
herbeigeführt worden iſt, ihr auflomme. Ein Schutzgeſetz wie 
die fragliche, vom Beklagten vernachläſſigte Polizeivorſchrift ſoll 
allerdings auch einen unvorſichtigen Dritten ſchützen; aber wer 
ſich dieſes Schutzes wiſſentlich ſelbſt begibt, der nimmt regel⸗ 
mäßig auch das Riſiko ſeines Handelns auf ſich. Und wenn 
auch im vorliegenden Falle nicht ſchon der Geſichtspunkt durch⸗ 
greift, daß überhaupt nicht die Verfehlung des Beklagten, 
ſondern das freie „Handeln auf eigene Gefahr“ ſeitens der 
Klägerin als Urſache der Schädigung anzuſehen wäre, ſo fällt 
doch bei Anwendung des § 254 BGB. das geſamte Verhalten 
der Klägerin, die ſich ſelbſt in die gefährliche Lage gebracht 
und alsdann bei Verwirklichung der Gefahr unachtſam gehandelt 
hat — ſie war beim Zuſammenſtoß der Wagen vom Sitze 
aufgeſtanden, ohne ſich feſtzuhalten —, umſomehr zu ihren Un⸗ 
gunſten ins Gewicht. Dem gegenüber erſcheint der Umſtand, 
welchen der Beklagte, da die Verwendung des jugendlichen 
Wagenführers nicht kauſal geworden iſt, allein zu vertreten 


hätte, der Mangel einer Laterne doch nicht als beſonders ſchwer⸗ 
wiegend. Hat der Beklagte auch nicht beſtimmt darauf rechnen 
können, daß der Wagen vor Dunkelheit zurückgekehrt fein werde, 
ſo lag andererſeits ein Zwiſchenfall, wie er ſich durch das Ver⸗ 
halten der Klägerin geſtaltet hat, für den Beklagten doch außer jeder 
Berechnung. G. c. L., U. v. 4. Okt. 06, 20/06 VI. — Naumburg. 

5. 88 254, 276, 823, 847 BGB. SS 304, 536 3 pd. 
verb. mit StGB. 8 3672. Haftung des Hauseigentümers 
wegen nicht gehöriger Verwahrung des Kellereingangs. — Ein 
Rentenanſpruch kann dem Grunde nach nur dann durch Zwiſchen⸗ 
urteil für berechtigt erklärt werden, wenn mindeſtens verringerte 
Erwerbsfähigkeit feſtgeſtellt iſt. — Die Feſtſetzung einer Renten 
forderung hinſichtlich der Zeit kann dem Verfahren über den 
Betrag vorbehalten werden.] 

Der Kläger iſt in der Nacht, als er in ſeine Wohnung 
zurückkehren wollte, fehlgegangen und anſtatt an die nach ſeiner 
Wohnung führende Treppe an den in unmittelbarer Nähe der 
Haustür befindlichen Kellereingang geraten und dort die Treppe 
hinabgeſtürzt. Er hat ſich dabei Verletzungen zugezogen, nach 
ſeiner Behauptung eine Wunde am Kopf und einen Bruch der 
linken Hand und macht den Beklagten als Hauseigentümer für 
die Folgen des von ihm erlittenen Unfalls verantwortlich. Unter 
der Behauptung, daß er gänzlich erwerbsunfähig geworden ſei, 
fordert er eine Rente in Höhe von 90 Mark monatlich auf 
Lebenszeit für die Zeit vom 1. März 1905 ab. Das 20. 
verurteilte den Beklagten, dem Kläger den durch den Unfall 
erlittenen Schaden zu erſetzen. Dieſe Entſcheidung iſt auf die 
Berufung des Beklagten von dem KG. dahin abgeändert wor: 
den, daß der Schadenerſatzanſpruch des Klägers dem Grunde 
nach zur Hälfte berechtigt ſei; zugleich iſt die Sache zur weiteren 
Verhandlung und Entſcheidung an die I. Inſtanz zurückverwieſen 
worden. Die Reviſion des Beklagten blieb ohne Erfolg: Nach 
dem, was über die Lage des Kellereingangs einer⸗ und der 
Treppe zu den Wohnungen andrerſeits feſtgeſtellt iſt, lag die 
Gefahr, daß ein Hausbewohner in der Dunkelheit nach den 
Eintritt in das in Frage ſtehende Gebäude dadurch, daß er 
etwas zu weit links ging, an den Keller geraten und dort zu 
Schaden kommen könne, nahe, und war ein gegen die Schuß 
vorſchrift in 8 3671 StGB. verſtoßender Zuſtand vorhanden. 
Der Sachſtand war ein weſentlich anderer als er der von der 
Reviſion angezogenen Entſch. des III. 3 S. vom 13. Dezember 
1904 zugrunde gelegen hat (JW. 1905 S. 77 Nr. 1. Daß 
der Kläger nicht frei von eigener Schuld ift, hat das Be 
rufungsgericht mit Recht angenommen, dem aber auch, inden 
es den Klaganſpruch nur zur Hälfte als dem Grunde nach be 
rechtigt erklärt hat, in ſachgemäßer Weiſe Rechnung getragen. 
Zu Bedenken kann das angefochtene Urteil nach folgender Rich⸗ 
tung Anlaß bieten. Der Kläger fordert Schadenerſatz dur 
Gewährung einer Rente, weil durch den Unfall feine Erwerbe⸗ 
fähigkeit dauernd aufgehoben ſei. Für ein Zwiſchenurteil, durch 
welches der Rentenanſpruch, wenn auch nur zum Teil, für dem 
Grund nach berechtigt erklärt wurde, bedurfte es einer delt 
ſtellung, daß die Verletzung, welche der Kläger, wie in II. Jw 
ſtanz unſtreitig geweſen iſt, bei dem Unfall erlitten hat, 
mindeſtens eine Verringerung der Erwerbsfähigkeit des Kläger? 
zur Folge gehabt habe. Das LG. hat eine ſolche Feſtſtellung 
nicht getroffen, ſondern ſogar dahingeſtellt gelaſſen, ob der 
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Kläger durch den Unfall überhaupt einen Vermögensſchaden er⸗ 
litten habe, und dabei ausgeſprochen, es komme darauf nichts 
an, weil der Kläger auch ohne den Nachweis eines Vermögens⸗ 
ſchadens Entſchädigung nach 8 847 BGB. beanſpruchen könnte. 
Dieſe Erwägung iſt völlig abwegig; zu entſcheiden war in dem 
Zwiſchenurteil nur darüber, ob der Klag anſpruch dem Grunde 
nach berechtigt ſei, in der Klage aber war, und noch dazu aus⸗ 
ſchließlich, ein Vermögensſchaden geltend gemacht, die Frage, 
ob der Kläger für einen nicht vermögensrechtlichen Schaden 
nach $ 847 BGB. eine billige Entſchädigung verlangen könne, 
war daher für den gegenwärtigen Prozeß, in dem ein ſolcher 
Anſpruch nicht den Streitgegenſtand bildet, ohne jede Bedeutung. 
Auch das Berufungsurteil enthält keinen poſitiven Ausſpruch 
dahin, es ſei anzunehmen, daß die Erwerbsfähigkeit des Klägers 
durch die Folgen des Unfalls beeinträchtigt ſei, das Reviſions⸗ 
gericht hat indes, zumal nach dieſer Richtung von der Reviſion 
ein Angriff nicht erhoben worden iſt, davon Abſtand nehmen 
zu können geglaubt, aus dieſem Grunde das Berufungsurteil 
aufzuheben, da der Eingang der zweitinſtanzlichen Entſcheidungs⸗ 
gründe wohl dahin verſtanden werden darf, daß die Vorinſtanz 
als unzweifelhaft anſehe, es ſei durch die Verletzungen, welche 
der Kläger bei dem Unfalle erlitten hat, ſeine Erwerbsfähigkeit 
wenigſtens für längere Zeit aufgehoben oder doch gemindert 
geweſen. Dabei iſt indes noch folgendes hervorzuheben. Der 
Kläger hat ausdrücklich eine Rente auf ſeine ganze Lebenszeit 
gefordert, und der Ausſpruch der Vorinſtanz, der Klaganſpruch 
ſei dem Grunde nach zur Hälfte berechtigt, könnte dahin ver⸗ 
ſtanden werden, der in der Klage bezeichnete Schadenerſatz⸗ 
anſpruch ſei zur Hälfte für die geſamte Lebensdauer des Klägers 
dem Grunde nach berechtigt. Es muß indes als ausgeſchloſſen 
erachtet werden, daß das Berufungsgericht dies hat ausſprechen 
wollen. Denn es fehlte nach der Beſchränkung, welche die 
Verhandlung der Sache in beiden Inſtanzen gefunden hat, an 
jeder Unterlage für die Beurteilung der Frage, wie lange die 
Erwerbsfähigkeit des Klägers durch die Folgen des von ihm 
erlittenen Unfalls beeinträchtigt geweſen iſt, es würde auch die 
Entſcheidung der Vorinſtanz, wenn ſie in dieſem Sinne gemeint 
geweſen wäre, gegenüber dem allein von dem Beklagten an⸗ 
gefochtenen landgerichtlichen Urteile eine Abänderung zu deſſen 
Nachteile enthalten, alſo gegen $ 536 ZPO verſtoßen. Danach 
muß angenommen werden, daß das Berufungsgericht die Frage, 
für welche Zeit der Anſpruch des Klägers auf Entſchädigung 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit als begründet zu erachten 
ſei, dem Verfahren über den Betrag der Klagforderung vor⸗ 
behalten hat. Dies iſt, wie das RG. bereits mehrfach aus⸗ 
geſprochen hat, nicht als unzuläſſig anzuſehen. J. c. S., U. v. 
4. Okt. 06, 53/06 VI. — Berlin. 

6. 58 276, 823 BGB. 8 76 der Gemeindeordnung für 
die Rheinprovinz vom 24. Juli 1845, Kreisordnung für die 
Rheinprovinz vom 30. Mai 1887. Streupflicht bei Eis⸗ 
glätte. — Entſchuldbarer Irrtum ſchließt Fahrläſſigkeit aus. — 
Beaufſichtigung der Streupflicht ſeitens der Verpflichteten liegt 
der Polizeiverwaltung, nicht der Gemeinde ob.] 

Das Berufungsgericht hat feſtgeſtellt, daß der Kläger am 
Abend des 7. Dezember 1903 auf der Straße in K. infolge 
von Eisglätte zu Fall gekommen iſt an einer Stelle, wo nach 
den näher dargelegten örtlichen Verhältniſſen durch Beſtreuen 
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mit abſtumpfendem Material ein ſicherer Weg hätte hergeſtellt 
werden müſſen. Es nimmt ferner an, daß die Beklagte ver⸗ 
pflichtet geweſen iſt, für die Sicherheit des Verkehrs durch 
Streuen zu ſorgen; die Behauptung der Beklagten, dieſe Pflicht 
habe nach einer örtlichen Polizeiverordnung von 1837 den 
Straßenanliegern obgelegen, iſt zurückgewieſen, weil dieſe Ver⸗ 
ordnung rechtlich unwirkſam ſei. Inſoweit billigen die Gründe 
des Berufungsurteils die Ausführungen des Klägers, und 
werden von deſſen Reviſion nicht angefochten. Dieſe rügt 
aber, daß der Berufungsrichter weiter angenommen hat, daß 
die Beklagte die Erfüllung der ihr obliegenden Pflicht nicht 
ſchuldhaft unterlaſſen habe, weil ſie ſich in einem entſchuld⸗ 
baren Irrtum befunden habe; es falle ihr daher eine Fahr⸗ 
läſſigkeit nicht zur Laſt. Die Rüge iſt jedoch nicht begründet: 
Wer aus Gründen irrt, die ſeinen Irrtum entſchuldbar machen, 
kann die im Verkehr erforderliche Sorgfalt nicht dadurch ver⸗ 
letzt haben, daß er über die ſeiner Annahme entgegenſtehende 
Tatſache in Unkenntnis blieb. Damit iſt zugleich ausgeſchloſſen, 
daß er ſchuldhaft handelte, wenn er infolge ſolchen Irrtums 
gegen ein Schutzgeſetz verſtieß. Das Berufungsgericht hat da⸗ 
her mit Recht angenommen, daß die Beklagte wegen der feſt⸗ 
geſtellten Nichterfüllung der ihr obliegenden Pflicht nicht erſatz⸗ 
pflichtig iſt, wenn ſie aus entſchuldbarem Irrtum annahm, daß 
nicht ihr, ſondern den Straßenanliegern die Streupflicht ob⸗ 
gelegen habe. Ihm iſt aber auch darin beizuſtimmen, daß 
unter den feſtgeſtellten Umſtänden der Irrtum entſchuldbar ge⸗ 
weſen iſt. Die Beklagte durfte die Gültigkeit der auf An⸗ 
drängen und mit Genehmigung der vorgeſetzten Behörden er⸗ 
laſſenen Polizeiverordnung annehmen, da fie auf deren Rechts⸗ 
kunde ſich verlaſſen durfte und keine Umſtände erſichtlich waren, 
die ſie auf ihren Irrtum hätten aufmerkſam machen können. 
Die Reviſion beanſtandet dieſe Ausführung, indem ſie meint, 
bei ihr werde die Frage unrichtig geſtellt; es komme nicht 
darauf an, ob der Vertreter der Beklagten an die Gultigkeit 
der Verordnung geglaubt habe, ſondern ob er auf Grund eines 
entſchuldbaren Irrtums das Beſtehen der Obſervanz, die für 
die Gültigkeit der Verordnung die Vorausſetzung geweſen ſei, 
habe annehmen dürfen. Das könnte richtig ſein, wenn davon 
auszugehen wäre, der Vertreter der Beklagten habe wiſſen 
müſſen, daß ohne ſolche Obſervanz die Verordnung ungültig 
ſei. Allein das trifft nicht zu; das Berufungsgericht hat viel⸗ 
mehr ohne Rechtsirrtum annehmen können, daß der Bürger⸗ 
meiſter auch nach dieſer Richtung hin an die beſſere Einſicht 
ſeiner Vorgeſetzten, des Landrats und der Regierung, habe 
glauben dürfen. Die Reviſion hat endlich geltend gemacht, die 
Beklagte habe, wenn ſie meint, die ihr obliegende Streupflicht 
ſei auf die Anlieger übertragen, darüber wachen müſſen, daß 
letztere ihre Pflicht erfüllten. Und wenn ihr geſetzlicher Ver⸗ 
treter, der Bürgermeiſter hierin nachläſſig geweſen ſei, ſo werde 
ſie dadurch erſatzpflichtig. Damit wird jedoch unzuläſſig ein 
neuer rechtlicher Geſichtspunkt geltend gemacht, der überdies 
unzutreffend iſt, weil die Beaufſichtigung der Straßen und der 
Unterhaltungsarbeiten Sache des Polizeiverwalters, nicht der 
Gemeinde iſt (vgl. $ 76 der Gemeindeordnung für die Rhein⸗ 
provinz vom 27. Juli 1845 und § 28 der Kreisordnung für 
die Rheinprovinz vom 30. Mai 1887). S. c. Gem. K., U. 
v. 4. Okt. 06, 49/06 VI. — Frankfurt. 
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7. 88 328, 334 BGB. Anſpruch des Andeiſungs⸗ 
empfängers gegenüber dem Anweiſenden, der durch einen 
Dritten gegen im Kontokorrent erhaltene Valuta die An⸗ 
weiſung ausſtellt, deren Honorierung aber nachträglich wider⸗ 
ruft. Vertrag zugunſten eines Dritten.] 

Der Kläger war im Beſitze eines von der Beklagten auf 
ſeinen Namen ausgeſtellten, an eine Bank in St. Louis gerich⸗ 
tten Kreditbriefes über $ 1 000. Als er den Kreditbrief der letz⸗ 
teren vorlegte, wurde ihm die Zahlung mit der tatſächlich richtigen 
Bemerkung verweigert, daß die Beklagte inzwiſchen den Kredit⸗ 
auftrag telegraphiſch widerrufen habe. Die Anſchaffung des 
Kreditbriefes war in folgender Weiſe erfolgt. Der Kläger 
hatte ſich wegen der Ausſtellung an den Bankier S. gewandt, 
mit dem er in Kontokorrentverbindung ſtand. S. hatte keine 
eigenen Beziehungen mit Bankhäuſern in St. Louis und 
wandte ſich deshalb ſeinerſeits an die mit ihm, nicht aber mit 
dem Kläger in Kontokorrentverhältnis ſtehende Beklagte. Dieſe 
ſtellte den Kreditbrief aus und übergab ihn an S., der ihr am 
gleichen Tage zwei Wertpapiere im Kapitalbetrage von 8 1000 
und 200 Mark für ſein Depot übermachte. S. händigte den 
Brief dem Kläger aus, der aus dem Kontokorrentverkehr noch 
ein Guthaben an ihn hatte und ihm weiter eine Barzahlung 
von 7 000 Mark zugehen ließ. Über das Vermögen des S. 
iſt ſpäter der Konkurs ausgebrochen, was für die Beklagte der 
Grund zum Widerruf des Kreditauftrages wurde, da nach dem 
damaligen Kursſtande der hinterlegten Effekten das Konto des 
S. paſſiv war. Mit der Klage hat der Kläger beantragt, 
die Beklagte zu verurteilen, an ihn auf Vorlage und gegen 
Aushändigung des Kreditbriefes die Summe von 8 1000, 
zahlbar in deutſcher Reichswährung mit 4 180 Mark, nebſt 
4 Prozent Zinſen ſeit der Klagzuſtellung zu zahlen. Klage und 
Berufung wurden zurückgewieſen, das RG. hob auf und er⸗ 
klärte den Klaganſpruch für gerechtfertigt: Der Kläger hat den 
Geſichtspunkt geltend gemacht, in der Vereinbarung des S. 
mit der Beklagten über ſeine Akkreditierung ſei ein Vertrag zu 
ſeinen Gunſten zu finden, und das Berufungsgericht hat dieſen 
Geſichtspunkt adoptiert. Es heißt im Inſtanzurteil: „Nun 
wird behauptet, durch den zwiſchen S. und der Beklagten ab: 
geſchloſſenen Auftragsvertrag habe der Kläger nach dem Willen 
der Vertragſchließenden unmittelbar das Recht erworben, 
die Kreditgewährung zu fordern. Dies iſt vollſtändig 
richtig.“ Damit wird offenbar ein Vertrag zugunſten des 
Klägers im Sinne des 5 328 BGB. bejaht, der Kläger ſoll 
ein unmittelbares Forderungsrecht auf die von der Beklagten 
verſprochene Vertragsleiſtung erworben haben. Dieſe Auffaſſung 
entſpricht auch durchaus dem feſtgeſtellten Tatbeſtande. Geht 
man aber davon aus, ſo iſt die Folge nicht, wie das Berufungs⸗ 
gericht meint, daß der Widerruf des Kreditbriefes das kläge⸗ 
riſche Forderungsrecht zerſtört hat, ſondern vielmehr, daß er 
dem Kläger gegenüber nicht berechtigt war und die Beklagte 
zum Schadenserſatze verpflichtet. Denn wenn nach der Feſt⸗ 
ſtellung des Berufungsgerichts der Vertrag zwiſchen S. und 
der Beklagten in dieſem Sinne als ein Vertrag zugunſten des 
Klägers abgeſchloſſen war, fo konnte der Kläger aus eigenem 
Rechte auch verlangen, daß die Beklagte die Akkreditierung ihrer 
Vertragspflicht gemäß aufrecht erhalte. Daß nun in der Perſon 
des Klägers ein Grund vorgelegen habe, der ſie zum Widerruf 
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“18 20. 1906. 
berechtigen konnte, hat die Beklagte ſelbſt nicht behauptet. Der 
§ 334 BGB. aber, wonach ihr die Einwendungen aus dem 
Vertrage mit S. auch gegenüber dem Kläger zuſtanden, Tann 
fie deshalb nicht ſchützen, weil der Widerruf auch im Ber: 
hältnis zu S. vertraglich nicht berechtigt war. Daß dem S. 
gegenüber, wenn er ſelbſt der Anweiſungsempfänger geweſen 
wäre, aus einem anderen, nicht vertraglichen Grunde — der 
Konkurseröffnung — die Beklagte berechtigterweiſe den Auftrag 
hätte zurückziehen können, ſtellt nicht eine unter 8 334 fallende 
Einwendung dar. Hiernach verſtößt es gegen das Geſetz, wenn 
das Berufungsgericht in Beſtätigung des erſten Urteils die 
Klage abgewieſen hat. Vielmehr rechtfertigen die feftgeftellten 
Tatſachen den Anſpꝛuch des Klägers auf Schadenserſatz aus 
dem Grunde, weil die Beklagte der übernommenen Verpflich⸗ 
tung zuwider, ſeine Akkreditirung zurückgenommen hat. Dies 
führt nun freilich noch nicht dahin, daß die auf den vollen 
Betrag des Kreditbriefes — 8 1001 = 4 180 Mark — er⸗ 
hobene Klage ohne weiteres könnte zugeſprochen werden; denn 
begründet iſt nur der Anſpruch des Klägers auf Erſatz des ihm 
durch den Widerruf erwachſenen Schadens, und es ſteht bisher 
nicht feſt, daß der Kläger ohne den Widerruf die alkreditierte 
Summe im vollen Betrage würde gefordert und ausgezahlt 
erhalten haben. Dagegen iſt ſchon jetzt außer Zweifel, daß er 
wenigſtens irgend einen Betrag bezogen hätte, da feſtgeſtellt it, 
daß er den Kreditbrief bei der angewieſenen Bank vorgezeigt 
hat nnd ihm die Auszahlung nur deshalb verweigert worden 
iſt, weil die Beklagte inzwiſchen ihren Auftrag widerrufen hatte. 
Demgemäß iſt ſchon jetzt nach $ 304 3P0O. der Grund des 
erhobenen Anſpruchs bejaht, für die Frage des Schadens⸗ 
betrages aber die Sache zurückverwieſen worden und zwar nach 
§ 565 Abſ. 1, 8 538 Abſ. 1 Nr. 3 daſelbſt in die erſte In⸗ 
ſtanz. S. c. B., U. v. 22. Sept. 06, 584/05 I. — Darmſtadt. 

8. 88 459 ff. BGB. Zuſicherungen, daß eine zur Zeit 
des Gefahrüberganges vorhandene Sacheigenſchaft auch in Zu 
kunft fortdauere, oder daß eine nicht vorhandene Eigenſchaft in 
Zukunft vorhanden ſei, rechtfertigen nicht die Anwendung des 
9 459.] 

Die Klage iſt darauf gegründet, daß der Kaufvertrag 
unter der Bedingung, es müſſe geſchloſſene Bauweiſe auch in 
Zukunft zuläſſig ſein, geſchloſſen ſei und daß die Beklagten die 
Eigenſchaften des Grundſtücks zugeſichert haben, daß es in ge: 
ſchloſſener Bauweiſe bebaut werden könne und daß ſchon am 
1. Januar 1903 die Bergſtraße offen fein, das Grundſtück alſo 
an dieſer Straße liegen werde: Die Klagebegründung ſcheitert 
an der bedenkenfreien Feſtſtellung des Berufungsrichters, daß 
der Kauf nicht unter der behaupteten auflöſenden Bedingung 
geſchloſſen worden iſt. Aus den Zuſicherungen leitet der Kläger 
lediglich den Anſpruch auf Wandelung des Kaufvertrags 
(85 459 ff. BGB.) her. Der Berufungarichter hält dieſen 
Anſpruch nach 88 459 Abſ. 2, 462 BGB. für begründet. 
Er verkennt nicht, daß dieſe Geſetzesſtellen an ſich nur dam 
Anwendung finden, wenn der Sache zur Zeit des Über: 
gangs der Gefahr die zugeſicherten Eigenſchaften fehlen, er 
meint aber, daß die Beteiligten dieſen Zeitpunkt — ohne daß 
jene Vorſchriften dadurch unanwendbar würden — anders be⸗ 
ſtimmen können, ſodaß z. B. die Wandelung auch dann zuläſſig 

ſei, wenn das Fortbeſtehen einer zur Zeit des Gefahrüberganges 
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beſtehenden Eigenſchaft oder das Eintreten einer zu dieſer Zeit 
nicht vorhandenen Eigenſchaft für die Zukunft zugeſichert iſt. 
Dieſer Anſicht kann jedoch nicht beigetreten werden; denn dann 
find die Vorausſetzungen der Anwendung der 88 459 ff. BGB. 
nicht vorhanden und das Geſetz bietet nicht den geringſten An⸗ 
halt dafür, daß deren Anwendung auf Fälle der vorliegenden 
Art von den Beteiligten vereinbart werden könnte. Nur die 
Zuſicherung von Sacheigenſchaften, die in der Gegenwart (zur 
Zeit des Gefahrübergangs) vorhanden ſein oder in der Ver⸗ 
gangenheit beſtanden haben ſollen, rechtfertigt die Anwendung 
der 88 459 ff. BGB. (vgl. RG. 52 S. 1, 429 ff., Rep. V 
411/03 und 563/04). Zuſicherungen, daß eine zur Zeit des 
Gefahrübergangs vorhandene Eigenſchaft auch in Zukunft fort⸗ 
dauern oder daß eine nicht vorhandene Eigenſchaft in Zukunft 
vorhanden ſein werde, ſind Gegenſtand eines Garantie⸗ 
vertrags, der völlig anderen Regeln folgt als denen der 
88 459 ff. Um ſolche Zuſicherungen handelt es ſich aber im 
vorliegenden Falle. Die geſchloſſene Bauweiſe war zur Zeit 
der Auflaſſung zuläſſig; ſie wurde erſt etwa ein Jahr ſpäter 
durch die Polizeiverordnung unzuläſſig. Die Eigenſchaft des 
Anliegens an der Bergſtraße hatte das Grundſtück zur Zeit des 
Gefahrübergangs nicht und dies war beiden Parteien bekannt. 
Handelt es ſich ſonach um ein Garantieverſprechen und nicht 
um eine Zuſicherung im Sinne des § 459 Abſ. 2, ſo iſt die 
auf ein ſolches Verſprechen nicht gegründete Klage hinfällig. 
A. c. Sch., U. v. 6. Okt. 06, 6/06 V. — Karlsruhe. 

9. 5 544 BGB. Auflöſungsbefugnis des Mietsverhält⸗ 
niſſes durch den Mieter bei Geräuſch von Fleiſchermaſchinen 
im Haufe.] 

Die Rüge der Verletzung des 8 544 BGB. iſt nicht ge⸗ 
rechtfertigt. Allerdings iſt die Vorausſetzung für die Anwen⸗ 
dung des außerordentlichen Kündigungsrechts des Mieters nach 
5 544 BGB., daß in der Beſchaffenheit der Wohnung 
ſelbſt die Urſache liegt, daß ihre Benutzung mit einer erheb⸗ 
lichen Gefährdung der Geſundheit verbunden iſt. Es müſſen 
alſo die objektiv vorliegenden Verhältniſſe der Wohnung 
ſein, welche die Geſundheitsgefährdung begründen. Die fub- 
jektiven Verhältniſſe des Mieters haben demnach hierbei 
auszuſcheiden. Wenn nun auch die große Maſſe der Anwen⸗ 
dungsfälle des § 544 darin beſtehen wird, daß die Beſchaffen⸗ 
heit der baulichen Einrichtung der Wohnung oder des Ge⸗ 
bäudes überhaupt unter allen Umſtänden deren Be⸗ 
nutzung mit Gefahr für die Geſundheit verbunden erſcheinen 
läßt, z. B. Feuchtigkeit, Schwamm, Baufälligkeit, ſo iſt doch 
darauf das Anwendungsgebiet der Vorſchrift nicht beſchränkt. 
Vielmehr kann nach ihrem Wortlaute und Sinne, wonach es 
ganz allgemein nur darauf ankommt, daß die Wohnung ſo be⸗ 
ſchaffen iſt, daß ihre Benutzung die Geſundheit gefährdet, 
auch jeder andere Umſtand hierbei in Frage kommen, der tat⸗ 
ſächlich und zu der in Betracht kommenden Zeit dazu 
führt, daß ſich der Gebrauch der Wohnung nur mit einer er⸗ 
heblichen Gefährdung der Geſundheit ermöglichen läßt, alſo 
namentlich auch die Art des Gebrauches anderer Räume 
desſelben Hauſes durch einen andern Mieter, wenn 
infolge der durch fie erzeugten Einflüffe der Mieter 
jener Wohnung in ihrer Benutzung ſo beeinträchtigt wird, wie 
es der 5 544 vorausſetzt. Solche Verhäliniffe bilden dann 
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für die Dauer ihres Beſtehens einen Mangel des 
Hauſes ſelbſt, weil die Wirkung der ſchädigenden Umſtände 
ſich auf den Gebrauch des Hauſes im ganzen oder 
einzelner Teile ausdehnen. So aber lag nach dem vom 
Berufungsgerichte feſtgeſtellten Sachverhältniſſe hier der Fall. 
Durch das Geräuſch, das der Betrieb der Fleiſchermaſchinen im 
Erdgeſchoſſe und im Keller verurſachte, wurden die Bewohner 
der darüber belegenen Räume ſo beläſtigt und in ihrer Ruhe, 
namentlich der Nachtruhe, geſtört, daß ihre Geſundheit, ins⸗ 
beſondere die des Klägers und ſeiner Ehefrau erheblich ge⸗ 
fährdet wurde. Begründet war dies eben in der mietsweiſe 
erfolgten Überlaffung jener unteren Räume an den 
Schlächtermeiſter M. zum Betriebe ſeines Gewerbes, 
und, da die in einem der oberen Stockwerke belegene Wohnung 
des Klägers eben deshalb in einer beſtimmten örtlichen Be⸗ 
ziehung zu den Schlächtereiräumen ſich befanden, ſo waren 
eben auch die objektiven Verhältniſſe gegeben, die zur An⸗ 
wendung des 8 544 BGB. erforderlich find. F. e. S., U. v. 
5. Okt. 06, 61/06 III. — Berlin. 

10. S 656 BGB. Was iſt unter Heiratsvermittelung 
im Sinne des $ 656 zu verſtehen ?] 

Durch die auf Vorſchlag der Reichstagskommiſſion in das 
Geſetz aufgenommene Beſtimmung des 8 656 ſollte einerſeits 
die entgeltliche Heiratsvermittelung als unſittlich gekennzeichnet, 
ſollten andererſeits Prozeſſe über ſolche Vermittelungen wegen 
des mit ihnen ſo häufig verbundenen Argerniſſes abgeſchnitten 
werden. (Vgl. Bericht der Reichstagskommiſſion, erſtattet vom 
Abgeordneten Dr. Eneccerus, Reichstagsdruckſache Bd. 3 Nr. 440 
S. 94, XI. Legislaturperiode IV. Seſſion.) Es gilt als mit 
der Würde, mit dem ſittlichen Eharakter der Ehe unvereinbar, 
daß aus ihrem Zuſtandebringen ein Geſchäft gemacht wird. 
In der Literatur wird auch auf die höchſt bedenklichen ſug⸗ 
geſtiven Einflüſſe, welche erfahrungsgemäß von Ehemaklern an⸗ 
gewendet zu werden pflegen, hingewieſen. (Vgl. Kohler, die 
Ideale im Recht, Archiv für bürgerliches Recht Bd. V S. 131, 
derſelbe der Ehemaklerlohn, ebenda Bd. XII S. 317 ff.) Es 
iſt einleuchtend, daß dieſe Geſichtspunkte da nicht Platz greifen 
können, wo jemand ſeine Tätigkeit darauf beſchränkt, die tat⸗ 
ſächlichen oder rechtlichen Hinderniſſe hinwegzuräumen, die ſich, 
wie im vorliegenden Falle, dem Vorhaben der aus freier Wahl 
ſchon vorher zur Ehe Entſchloſſenen entgegenſtellen. Wollte 
man jede zu dieſem Zwecke entfaltete Tätigkeit als unter den 
§ 656 fallend anſehen, fo müßte man beiſpielsweiſe auch die 
Bemühungen eines Rechtsanwalts, die erforderliche elterliche 
Einwilligung oder deren Erſatz durch das Vormundſchaftsgericht 
zu erlangen (vgl. $ 1305 ff. BGB.) oder die Befreiung von 
Ehehinderniſſen zu erwirken (vgl. $ 1322 BGB.), hierher 
rechnen und damit für unſittlich erklären. Kläger hat nach den 
Feſtſtellungen des OLG. den zum Abſchluß der Ehe mit 
Emilie L. entſchloſſenen Beklagten zu dieſem Vorhaben durch Ge⸗ 
währung von Geldmitteln und in ſonſtiger Weiſe mit Rat und 
Tat Hilfe geleiſtet, ohne nachweisbar auf dieſen Entſchluß 
ſelbſt eingewirkt zu haben. Hierin iſt keine „Vermittelung des 
Zuſtandekommens einer Ehe“ im Sinne des $ 656 BGB. zu 
erblicken, und der Beklagte kann daher die Erfüllung ſeiner 
Verpflichtung nicht unter dem Geſichtspunkt ablehnen, daß ſein 
Verſprechen eine Vergütung für Ehevermittlungz enthalte (vgl. 
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8 656 Abſ. 2 a. a. O.). W. c. E., U. v. 26. Sept. 06, 
589/05 I. — Karlsruhe. 

11. 5 766. BGB. 
erfordert keine Schriftform.] 

Der 8 766 BGB. fordert die ſchriftliche Form nur für 
die Bürgſchaftserklärung, nicht für den Bürgſchaftsvertrag, 
d. h. nicht auch für die Annahme der Erklärung. Die Annahme 
kann daher formlos, ausdrücklich oder ſtillſchweigend erfolgen. 
G's Konk. c. Sp., U. v. 26. Sept. 06, 590/05 I. — 
Stuttgart. 

12. 8 1117 BGB. Unterſchlagung durch einen Beauf- 
tragten. Entſteht durch Übergabe von Geldern an einem Notar, 
damit dieſer fie behufs Erwerbung einer Darlehns forderung 
für den Gläubiger an den Darlehnsempfänger außliefere, im 
Falle der Unterſchlagung ſeitens des Notars eine Forderung 
des Gläubigers gegen den Schuldner 2] 

Kläger hat dem Notar R. 9 000 Mark zahlen laſſen, 
damit dieſer das Geld den Beklagten dadurch zuwende, 
daß er eine auf dem von den Beklagten gekauften Ackergute 
laſtende Hypothek von 4 200 Mark ablöſe und den Verkäufern 
4 200 Mark Kaufgelderſchuld der Beklagten abzahle. Es ſollten in 
dieſer Weiſe die Beklagten zu Darlehnsſchuldnern des Klägers gemacht 
werden; die von den Beklagten für den Kläger beſtellte Darlehns⸗ 
hypothek ſollte valutiert und Kläger ſollte durch die Uebergabe 
des Hypothekenbriefs die Hypothek erwerben (BGB. § 1117). 
Der Notar iſt mit dem Gelde durchgegangen, infolgedeſſen 
iſt die Hypothek von 4 200 Mark nicht abgelöſt, auf das Kauf⸗ 
geld find für die Beklagten nicht 4 800 Mark abgezahlt. Das 
OLG. wies die auf Aushändigung des Hypothekenbriefes 
gerichtete Klage ab, die Reviſion wurde zurückgewieſen; 
Die 9 000 Mark ſind nicht in das Vermögen der Beklagten 
gelangt, Beklagte ſind nicht Darlehnsſchuldner des Klägers ge⸗ 
worden; Kläger hat nicht durch Aushändigung des Hypotheken⸗ 
briefs die für ihn eingetragene Darlehnshypothek erworben und 
er iſt nicht berechtigt, von den Beklagten die Bewilligung der 
Aushändigung des Briefes an ihn zu verlangen, weil die Be⸗ 
klagten nicht ſeine Schuldner geworden ſind. Hierin iſt dadurch 
nichts geändert, daß die Beklagten in der Schuld⸗ und Pfand⸗ 
verſchreibung vom 4. Oktober 1904 beſcheinigten, die 9 000 Mark 
empfangen zu haben, und beſtimmten, der zu bildende Hypotheken⸗ 
brief ſei vom AG. dem Kläger zu Händen des Notars R. 
auszuhändigen. Dieſe Erklärungen können nur den Sinn haben, 
daß die Beklagten damit den Tatſachen vorgreifen wollten, um 
das beabſichtigte Hypothekengeſchäft, wie es zu ſeiner Ausfüh⸗ 
rung notwendig war, vorzubereiten. Kläger hat allerdings 
durch die Zahlung der 9 000 Mark an den Notar getan, was 
ihm zur Begründung der Darlehnsforderung an die Beklagten 
zu tun oblag, ſoweit es ſich dabei um die Entäußerung des 
Beſitzes des Geldes handelte; aber damit iſt die Darlehnsſchuld 
der Beklagten nicht zur Entſtehung gelangt, da die Beklagten 
das Geld tatſächlich weder unmittelbar noch mittelbar empfangen 
haben. Der Notar war Beauftragter ſowohl des Klägers wie 
der Beklagten, er war vermöge ſeines Amtes dazu befugt, 
die Geſchäfte vorzunehmen, die im Intereſſe beider Teile 
erforderlich waren, das Hypothekengeſchäft zur Ausführung zu 
bringen. Da der Notar das ihm vom Kläger anvertraute 
Geld nicht zu dieſem Zwecke verwendet, ſondern es veruntreut 
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hat, iſt das Darlehnsgeſchäft zwiſchen den Parteien nicht u; 
ſtande gekommen, ein Anſpruch des Klägers auf Aushändigung 
des Hypothekenbriefs gegen die Beklagten daher nicht be⸗ 
gründet worden. R. c. G., U. v. 29. Sept. 06, 635/05 V. 
— Cöln. 

13. 8 2353 BGB. Der Erbſchein darf nur auf den 
Namen des urſprünglichen Erben, nicht auf den Namen dez⸗ 
jenigen, der vom Erben erworben hat, ausgeſtellt werden.] 

Der am 22. Auguſt 1903 zu Poſen geſtorbene Arbeiter 
Johann Pl. wurde geſetzlich beerbt durch feine Ehefrau zu Y, 
durch feine vier Kinder Anton, Magdalene, Ludwig und Bar 
bara zu je ½ und durch die vier Kinder feiner Tochter 
Katharina, welche die Erbſchaft ausſchlug, zu je "u. Seine 
vier erſtgenannten Kinder übertrugen ihre Erbteile durch note 
rielle Verträge auf ihre Mutter. Am 15. Auguſt 1904 farb 
die Witwe des Johann Pl.; ſie wurde von ihren genannten 
5 Kindern zu je ½ beerbt. Barbara Pl., jetzt verehlichte Pa, 
beantragte in der notariellen Urkunde vom 5. März 1906 die 
Erteilung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins des Inhalts, daß 
der Nachlaß des Johann Pl. zu 0 auf feine Witwe, zu f 
„½½o auf die vier Kinder der Katharina übergegangen ſei. Der 
inſtrumentierende Notar wiederholte den Antrag. Das 25. 
in Poſen erteilte einen Erbſchein dahin, daß ſich als Erben de 
Johann Pl. feine Ehefrau zu ¼, feine vier Kinder Anton, 
Magdalene, Ludwig und Barbara zu je ½ und die bie 
Kinder feiner Tochter Katharina zu je ¼0 ausgewieſen haben 
Der Notar beantragte die Einziehung dieſes Erbſcheins und die 
Ausſtellung eines feinem Antrage entſprechenden Erbschein 
Das AG. lehnte dieſen Antrag durch die Verfügung bon 
21. April 1906 ab. Über die von dem Notar im Namen der 
Geſchwiſter Anton, Magdalene, Ludwig und Barbara Pl. m 
hobene Beſchwerde vom 27. April 1906 iſt dahin entſchieden, 
daß der Erbſchein nach Johann Pl. einzuziehen ſei, weil en 
Erbſchein ſolchen Inhalts nicht beantragt worden ſei; daß aber 
im übrigen die Beſchwerde zurückzuweiſen fei, weil ein Erbſchen, 
wie er beantragt fei, nicht erteilt werden könne. Gegen biel 
Entſcheidung des LG. Poſen vom 5. Mai 1906 legte der Num 
namens der Beſchwerdeführer unter dem 22. Mai 1906 bi 
weitere Beſchwerde ein mit dem Antrage: prinzipaliter unter 
Aufhebung desjenigen Teils des landgerichtlichen Beſchluſes, 
durch welchen die eingelegte Beſchwerde zurückgewieſen iſt, den 
Beſchwerdeantrage vom 27. April 1906 im ganzen Umfange 
ſtattzugeben, alſo die antragsmäßige Erteilung eines neun 
Erbſcheins anzuordnen; eventuell unter Aufhebung des ganzen 
Beſchluſſes des LG. anzuordnen, daß der Erbſchein durch den 
Zuſatz ergänzt werde, daß die 4 Geſchwiſter ihre Erbteile auf 
ihre Mutter übertragen haben. Das KG. Berlin legte di 
weitere Beſchwerde dem RG. zur Entſcheidung vor. Ez i 
der Anſicht, daß der Veräußerer eines Erbteils Miterbe Bat 
und als ſolcher im Erbſchein zu bezeichnen ſei, ſowie daß die 
Übertragung des Erbteils im Erbſchein nicht erwähnt werden 
dürfe. Zur näheren Begründung deſſen verweiſt das Kg. auf 
feinen Beſchluß vom 12. Juli 1905 in ROY. 30 A, 301. Dei 
KG. würde hiernach die weitere Beſchwerde zurückweiſen; es 
ſieht ſich aber hieran gehindert bezüglich des Prinzipalantruges 
durch den Beſchluß des OLG. zu Colmar vom 11. gebmut 
1903 (RIA. 3, 229; auch KJ. 26 A, 311) und Beziglig 
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35. Jahrgang. 


des Eventualantrages durch den Beſchluß des OLG. in Dresden 
vom 22. Juli 1902 (Sächſos GG. 24, 375): Das RE. iſt gemäß 
8 28 FGG. zur Entſcheidung über die weitere Beſchwerde be⸗ 
rufen. Das KG. Berlin will bei Auslegung der über die Er⸗ 
teilung des Erbſcheins gegebenen reichsgeſetzlichen Vorſchriften 
von den auf weitere Beſchwerde ergangenen Entſcheidungen des 
OLG. zu Colmar vom 11. Februar 1903 und des OLG. zu 
Dresden vom 22. Juli 1902 abweichen, indem es im Gegenſatz 
zu der erſteren Entſcheidung davon ausgeht, daß ungeachtet der 
erfolgten Übertragung eines Erbteils der vom Nachlaßgericht 
zu erteilende Erbſchein auf den Namen des urſprünglichen 
Miterben, nicht des Anteilserwerbers auszuſtellen iſt, und 
indem es weiter im Gegenſatz zu der letzteren Entſcheidung 
annimmt, daß auch ein zuſätzlicher Vermerk im Erbſchein: 
der aufgeführte Erbe habe ſein Erbteil veräußert, der Berechti⸗ 
gung entbehre. Die weitere Beſchwerde iſt unbegründet. Der 
grundlegende $ 2353 BGB. beſtimmt: „das Nachlaßgericht 
hat dem Erben auf Antrag ein Zeugnis über ſein Erbrecht 
und, wenn er nur zu einem Teile der Erbſchaft berufen iſt, 
über die Größe des Erbteils zu erteilen (Erbſchein)Q.“ Der 
Begriff des Erben iſt in 8 1922 Abſ. 1 BGB. dahin gegeben, 
der dahin geht: „Mit dem Tode einer Perſon (Erbfall) geht 
deren Vermögen (Erbſchaft) als Ganzes auf eine oder mehrere 
andere Perſonen (Erben) über.“ Dieſe Begriffsbeſtimmung des 
Erben iſt ſtreng techniſch. Erbe iſt hiernach nur derjenige, der 
unmittelbar mit dem Tode des Erblaſſers in deſſen Vermögen 
als Ganzes ſukzediert, ſei es kraft Geſetzes, ſei es kraft Teſta⸗ 
ments oder Erbvertrags. Dagegen iſt — hier gänzlich abgeſehen 
vom Nacherben — derjenige nicht Erbe, der von der vor⸗ 
bezeichneten Perſon die dieſem zugefallene Erbſchaft von Todes 
wegen oder unter Lebenden im Wege der Geſamt⸗ oder Einzel⸗ 
nachfolge erworben hat. Dieſe Begriffsbeſtimmung iſt erſichtlich 
in den weiteren Beſtimmungen des BGB. überall feſtgehalten. 
Der von Todes wegen in die geſamte Rechtsſtellung des in 
8 1922 bezeichneten Erben Eintretende heißt „Erbe des Erben“ 
($ 1952). Der rechtsgeſchäftliche Erwerber unter Lebenden 
wird nach ſeinem Erwerbstitel als „Käufer“ oder ſonſt, nicht 
als Erbe, bezeichnet, mag es ſich um Geſamtnachfolge oder 
Singularſukzeſſion handeln (88 2035 ff., 2372 ff. BGB. 
Der Begriff des Geſamt⸗ oder Teilerben in $ 2353 BGB. 
kann nicht anders, als im Sinne des § 1922 aufgefaßt 
werden. Dies beſtätigt des weiteren auch der Wortinhalt des 
§ 2353 ſelbſt. Denn dieſer bezeichnet denjenigen Teilerben, 
dem ein Zeugnis über ſein Erbrecht zu erteilen iſt, als den 
Erben, der nur zu einem Teile der Erbſchaft berufen iſt. 
Berufen zur Erbſchaft iſt aber nach dem Sprachgebrauche des 
BGB. immer nur der unmittelbar nach Geſetz, Teſtament oder 
Erbvertrag eintretende Geſamtrechtsnachfolger, niemals der 
Erbeserbe oder der rechtsgeſchäftliche Erwerber (88 1942 ff. 
BGB.). Die Richtigkeit der vorentwickelten Auffaſſung ergeben 
auch die in den 88 2354 bis 2356 BGB. bezüglich der 
Erteilung des Erbſcheins gegebenen Spezialbeſtimmungen. Sie 
regeln lediglich die Fälle, in denen die Erteilung des Erb⸗ 
ſcheines für den geſetzlichen Erben oder denjenigen verlangt 
wird, der auf Grund einer Verfügung von Todes wegen berufen 
iſt. Nur in dieſer Beziehung normieren fie auf das Eingehendſte 
die Beſchaffung der für die Erteilung notwendigen Unterlagen. 
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Dagegen fehlt es an jeder Beſtimmung über diejenigen Ver⸗ 
änderungen, die nach der durch Geſetz oder Verfügung von 
Todes wegen eingetretenen Erbfolge infolge Erbteilsveräußerung 
eintreten können. Die Beſtimmung in $ 2354 Abſ. 1 Nr. 3 
hat nur die davon verſchiedenen Fälle im Auge, wenn einzelne 
Erben gemäß 88 1953 ff., 2344 BGB. unter Rückbeziehung 
ihres Wegfalls auf den Erbfall ausgeſchieden ſind. Wollte 
man dennoch den Erbſchein auch weiteren Erwerbern über dieſe 
Beſtimmungen des BGB. hieraus erteilen, ſo würde ſich für 
die Rechtsanwendung eine Lücke ergeben. Auch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes ſpricht für dieſe Darlegung. 
(Wird dargelegt.) Das KG. hält als ausſchlaggebend für 
ſeine Anſicht die 88 2373, 2382, 2385 BGB., wonach im 
Falle der Veräußerung eines Erbteils ein dem Veräußerer 
durch Nacherbfolge oder infolge des Wegfalls eines Miterben 
anfallender Erbteil im Zweifel als nicht mitveräußert angeſehen 
werden, und der Veräußerer den Nachlaßgläubigern verhaftet 
bleiben ſoll. Hieraus entnimmt das KG., daß das Geſetz dem 
Erwerber des Erbteils überhaupt nicht die volle materielle 
Rechtsſtellung des veräußernden Miterben einräumen wollte 
und daß aus dieſem Grunde der Erbteilsveräußerer Erbe bleibe. 
Wenn man es grundſätzlich für zuläſſig halten würde, auch dem 
Geſamtrechtsnachfolger des unmittelbar berufenen Erben den 
Erbſchein zu erteilen, ſo würde freilich der vom KG. an⸗ 
genommene Grund nicht durchſchlagend gegen die Erteilung des 
Erbſcheins auch für denjenigen, der von einem Miterben deſſen 
Erbanteil gemäß $ 2033 BGB. erwarb, ſprechen können. 
Vielmehr tritt der Erwerber eines Erbteils auf Grund der 
dinglichen Übereignung nach § 2033 materiell durchaus in die 
Rechte des veräußernden Teilerben, und es ift im Geſetze nur 
als Auslegungsfrage hingeſtellt, zu welchem quotiellen Anteile 
er ſukzediert. Auch der Umſtand allein, daß der veräußernde 
Miterbe neben dem Erwerber grundſätzlich für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten weiter haftet, würde nicht entgegenſtehen. Denn 
auch im Falle der Nacherbfolge bleibt der Vorerbe in gewiſſem 
Maße haftbar, ohne daß dieſerhalb die Eigenſchaft des Nach⸗ 
erben als ſolchen in Frage geſtellt würde (SS 2144, 2145 
BGB.). Der auf Grund des 8 2353 BGB. zu erteilende 
Erbſchein iſt nach den übrigen Ausführungen auch im Falle 
einer nach 8 2033 BGB. erfolgten Übertragung des Erbteils 
nicht auf den Namen des Anteilerwerbers, ſondern auf den 
Namen des urſprünglichen Miterben auszuſtellen. Es iſt aber 
auch weiterhin das Verlangen der Beſchwerdeführer ungerecht⸗ 
fertigt: im Erbſchein zu dem dieſes Erbrecht bezeugenden In⸗ 
halt einen Zuſatz dahin zu machen, daß der Erbe ſeinen Erb⸗ 
anteil demnächſt veräußert habe. Denn der geſetzliche Inhalt 
des Erbſcheins iſt ſtrikt dahin begrenzt, daß er das Erbrecht 
des berufenen Erben und etwaige Einſchränkungen deſſen durch 
die Anordnung einer Nacherbſchaft und die Einſetzung von 
Teſtamentsvollſtreckern zu bezeugen hat (88 2363, 2364 
BGB.). In eben dieſem eingeſchränkten Umfange ſteht dem 
Erbſchein die Vermutung des § 2365 und der öffentliche 
Glaube der 88 2366, 2367 BGB. zur Seite. Möchte auch 
ein vom Nachlaßgericht bezüglich der Veräußerung des Erbteils 
im Erbſcheine gemachter Zuſatz den Erbſchein nicht entkräften, 
ſo ſteht doch keinesfalls den Beteiligten das Recht zu, eine 
Ergänzung des Erbſcheins zu fordern, die über den geſetzlichen 
90 * 
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Rahmen des Erbſcheins hinausgeht und an deſſen Rechts⸗ 
wirkungen nicht Teil hat. Pl. Erbſcheinsſache, B. v. 11. Okt. 06, 
B 286/06 IV. — Berlin. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

14. SS 157 ff. in Verb. mit §S 160 ZPO. und der 
Novelle vom 5. Juni 1905 ſowie § 12 des Patentgeſetzes vom 
7. April 1891. — Rechtshilfe der Gerichte gegenüber dem 
Patentamt; Zuſtändigkeit für Erteilung der Vollſtreckungsklauſel 
auf Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe des Patentamts; Zuſtändigkeit 
des RG. für Beſchwerden des Patentamts gegen die Ent⸗ 
ſcheidungen des OL G.] 

In der Patentſtreitſache H. e A. und G. erſuchte das 
Patentamt das AG. in Dortmund, die Ausfertigung des Be⸗ 
ſchluſſes vom 30. Januar 1906, in dem die von dem Be⸗ 
klagten dem Kläger zu erſtattenden Koſten vom Patentamt auf 
1007 Mark 5 Pf. feſtgeſetzt ſind, mit der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel zu verſehen. Das AG. Dortmund lehnte das Rechts: 
bilfeerfuchen ab. Die dagegen vom Patentamt eingelegte Be: 
ſchwerde wurde vom OLG. Hamm durch Beſchluß vom 26. Juli 
1906 zurückgewieſen. Das OLG. hält die örtliche Zuſtändig⸗ 
keit des erſuchten Gerichts nicht für gegeben. Die Erteilung 
der Vollſtreckungsklauſel führt das OLG. aus, falle nach den 
Grundſätzen der ZPO. dem Prozeßgerichte zu. Dieſes ſei das 
Patentamt; ſei dasſelbe hierzu nicht in der Lage, ſo komme als 
fingiertes Prozeßgericht das Amts⸗ oder Landgericht Berlin in 
Betracht. Das Vollſtreckungsgericht könne als ſolches niemals 
über die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel entſcheiden. Zudem 
ſtehe zur Zeit garnicht feſt, ob das AG. Dortmund Voll⸗ 
ſtreckungsgericht ſei. Auch das Geſetz vom 21. Juni 1869, be⸗ 
treffend die Gewährung der Rechtshilfe verſage. Abgeſehen 
davon, daß der Fall des § 12 daſelbſt feit dem 1. Oktober 
1879 nicht mehr vorkommen könne, ſei dort vorgeſchrieben, daß 
dem erſuchten Gerichte eine vom Prozeßgerichte mit dem Zeug⸗ 
niſſe der Vollſtreckbarkeit verſehene Ausfertigung der Entſcheidung 
vorzulegen iſt. RG. 33, 423 ff. gehe inſoweit fehl, als es 
unterſtelle, es handle ſich um ein Zwangsvollſtreckungsverfahren 
im Bezirke des erſuchten Gerichts. Gegen dieſe Entſcheidung 
legte das Patentamt Beſchwerde beim RG. ein mit dem An⸗ 
trage, das AG. Dortmund anzuweiſen, den Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß vom 30. Januar 1906 mit der Vollſtreckungsklauſel 
gegen den Beklagten A. in Dortmund in Höhe des ihm nach 
8 100 ZPO. treffenden Kopfteils von 503,53 Mark zu ver⸗ 
ſehen. Das RG. gab unter Aufhebung des amtsgerichtlichen 
Beſchluſſes dieſem Antrage ſtatt: Die Beſchwerde iſt zuläſſig. 
Nach 8 32 PatG. vom 7. April 1891 find die Gerichte verpflichtet, 
dem Patentamt Rechtshilfe zu leiſten. Mangels beſonderer Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen ſind hierfür die Beſtimmungen in den 
88 157 ff. des über Rechtshilfe entſprechend anwendbar. In ſinn⸗ 
gemäßer Anwendung iſt gemäß § 160 daſelbſt das RG. zur 
Entſcheidung über die Beſchwerde berufen, wenn wie hier, das 
OLG. die Rechtshilfe für unzuläſſig erklärt hat (RG. 33 
S. 426, 427). Bei der eigenartigen Regelung der Beſchwerde 
in 8 160 bleiben die Beſtimmungen der ZPO. und ins⸗ 
beſondere die jetzt in der Novelle vom 5. Juni 1905 über die 
Beſchwerde gegen Entſcheidungen der OLG. gegebenen Vor⸗ 
ſchriften außer Betracht, was das RG. bereits in Sachen 
IV B. 442/05 ausgeſprochen hat. In der Sache ſelbſt iſt die 
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Beſchwerde begründet. Nach den Grundſätzen der 380. if 
allerdings die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel nicht Sache 
des Vollſtreckungsgerichts. Vielmehr vollzieht ſich hiernach das 
organiſatoriſch von dem Prozeßgericht losgelöſte Vollſtreckungs⸗ 
verfahren auf Grund der vom Prozeßgericht erteilten Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel. Aber die Beſtimmungen der ZRD. find im 
vorliegenden Fall unmittelbar nicht anwendbar und auch nicht 
in RG. 33 zur Anwendung gelangt. Als Prozeßgericht könnte 
vorliegend nur das Patentamt in Frage kommen. Nach der 
demſelben gegebenen Verfaſſung aber iſt es überhaupt nicht in 
der Lage, eine Vollſtreckungsklauſel zu erteilen. Für die 
Fiktion eines Gerichts, daß an Stelle des Patentamts als 
Prozeßgericht die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel zu über⸗ 
nehmen hätte, fehlt es rechtlich an jedem Anhaltspunkte. Da 
in ſolchem Falle eine formelle Scheidung des Verfahrens des 
Prozeßgerichts und des Vollſtreckungsgerichts im Sinne der 
ZPO. überhaupt nicht durchführbar iſt, fo iſt für die Ent 
ſcheidung auf die materielle Bedeutung der Vollſtreckungsklauſel 
zurückzugehen. Dieſe aber beſteht darin, daß ſie die notwendige 
Grundlage und damit einen weſentlichen Beſtandteil des Voll 
ſtreckungsverfahrens ſelbſt bildet. Demjenigen Gerichte, das 
im Wege der Rechtshilfe zur Vollſtreckung berufen iſt, fällt 
hiernach in entſprechender Anwendung des § 158 GG. auch 
die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel zu. Mit Recht zieht 
das RG. in Bd. 33 die im Rechtshilfegeſetze vom 21. Juni 
1869 enthaltenen Vorſchriften heran. Allerdings iſt dieſes 
Geſetz in Anſehung der von den Gerichten ſich gegenſeitig zu 
leiſtenden Rechtshilfe nicht mehr formell in Kraft. Seine 
Grundſätze aber ſind in die neuere Geſetzgebung übergegangen 
und für die Erſuchen des Patentamts um Rechtshilfe jetzt wie 
früher zur entſprechenden Anwendung zu bringen. Das hier 
zur Anwendung kommende Prinzip hat in § 12 jenes Geſetzes 
ſeinen Ausdruck gefunden. Hiernach iſt es dann, wenn bei 
dem erſuchenden Gerichte die geſetzlichen Vorausſetzungen für 
die Erteilung der zur Vollſtreckung notwendigen Vollſtreckungs⸗ 
Haufel fehlen, Sache des Vollſtreckungsgerichts, die Klauſel hu 
erteilen. Bezüglich des jetzt nur noch gegen den in Dortmund 
wohnenden Beklagten A. vorliegenden Antrags iſt als Volk 
ſtreckungsgericht das AG. Dortmund anzuſehen, da nach Lage 
der Sache die Vorausſetzungen des § 764 Abſ. 2 35d. 
hier gegeben find. Der Vorſchrift des § 12, daß in wälen 
ſolcher Art das erſuchende Prozeßgericht als Grundlage für die 
zu erteilende Vollſtreckungsklauſel die Ausfertigung mit den 
Zeugniſſe der Vollſtreckbarkeit zu verſehen hat, iſt im vor 
liegenden Falle ausreichend dadurch entſprochen, daß das 
Patentamt um Erteilung der Vollſtreckungsklauſel erſucht und 
damit die Vollſtreckbarkeit bezeugt hat. Der angefochtene de 
ſchluß war daher aufzuheben und das AG. Dortmund unter 
gleichzeitiger Aufhebung des Beſchluſſes desſelben vom 12. Juli 
1906 anzuweiſen, dem Erſuchen um Erteilung der Vollſtrecküngs⸗ 
klauſel gegen A. zu entſprechen. H. o. A. u. G., B. v. 11.08.06, 
B 290/06 IV. — Hamm. 

15. 8 202 Abſ. 2 Nr 5 GVG. Alle Wechſelſachen, auc 
die nicht im Wechſelprozeß geltend gemachten, ſind Ferienſachen! 

Die Reviſion iſt an ſich ſtatthaft, auch in der geſetlichen 
Form und Friſt eingelegt, die Begründung aber nicht in ber 
geſetzlichen Friſt erfolgt. Die Klägerin hat aus drei an fi 
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indoſſierten eigenen Wechſeln Klage erhoben, die der Beklagte 
in Rußland und in ruſſiſcher Sprache unter der Firma 
J. u. F. B. Pferdeimportgeſellſchaft m. b. H. ausgeſtellt und 
unterſchrieben hat, und aus denen er auf Grund des Art. 31 
der Ruſſiſchen und Art. 95 der Deutſchen Wechſelordnung in 
Anſpruch genommen iſt, weil er nicht alleiniger geſetzlicher Ver⸗ 
treter der Geſellſchaft m. b. H. geweſen iſt. Die Wechſel ſind 
Wechſel im Sinne der Deutſchen Wechſelordnung, die Klage 
deshalb auch gemäß § 101 unter Nr 2 des Deutſchen GVG. vor 
der Kammer für Handelsſachen erhoben. Danach liegt ein 
Wechſelanſpruch vor, für deſſen Natur als ſolchen es darauf 
nicht ankommt, daß der Wechſel im Auslande in ruſſiſcher 
Sprache ausgeſtellt iſt, da ſolcher Wechſel nach Art. 85 der 
Deutſchen Wechſelordnung auch im Inlande wechſelmäßige Ver⸗ 
pflichtungen begründet. Wechſelanſpruch iſt auch der Anſpruch 
im Falle des Art. 9 5 der Deutſchen Wechſelordnung, Art. 31 
der Ruſſiſchen Wechfelordnung, da der Anſpruch durch die 
Wechſelſchrift begründet wird, wenn auch in Verbindung mit 
der Tatſache der mangelnden Vollmacht oder Vertretungs⸗ 
befugnis. Iſt ein Wechſelanſpruch erhoben, ſo liegt auch eine 
Wechſelſache und eine Ferienſache im Sinne des 8 202 Abf. 2 
unter Nr. 5 GVG. vor. Der Begriff der Wechſelſache wird 
durch die Natur des Wechſelanſpruchs gegeben, nicht durch die 
Form des Prozeſſes, in der er verfolgt wird. Der $ 202 a. a. O. 
ſcheidet nicht zwiſchen Anſprüchen aus Wechſeln, die im Wechſel⸗ 
prozeß geltend gemacht werden, § 602 ZPO. und ſolchen, die 
im ordentlichen Verſahren geltend gemacht werden. Dazu lag 
kein innerer Grund vor, weil alle Wechſelſachen nach der Natur 
des Wechſelverkehrs der Beſchleunigung bedürfen und das 
Eigentümliche des Wechſelprozeſſes nach der ZPO. nicht ſowohl 
auf der Beſchleunigung des Verfahrens beruht, für welche auch 
der ordentliche Prozeß durch Bewilligung der Abkürzung der 
Friſten Mittel gewährt, 8 226 3PO., ſondern auf der Ein⸗ 
ſchränkung der Verteidigung des Beklagten auf liquide Ein⸗ 
reden und ſolche, die ſofort liquid gemacht werden können, 
SS 594, 595, 598 3PO., und der Verweiſung aller anderen 
Einreden in das ordentliche Verfahren, $ 600 ZPO. Handelt 
es ſich danach im vorliegenden Falle um eine Wechſelſache und 
deshalb um eine Ferienſache, ſo mußte die gegen das am 
21. Juni 1906 zugeſtellte Urteil am 18. Juli 1906 rechtzeitig 
eingelegte Reviſion gemäß § 554 Abſ. 1 u. 2 ZPO. (n. F.) 
und § 223 Abſ. 2 ZPO. innerhalb der Friſt von einem Monat 
nach dem Ablauf der Reviſionsfriſt, d. h. bis zum 21. Auguſt 
1906 begründet werden. Die Reviſionsbegründungsſchrift iſt 
aber erſt am 4. Oktober 1906 eingereicht. Danach war die 
Reviſion gemäß 8 554 a ZPO. (n. F.) als unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen. B. c. H. u. C., B. v. 10. Okt. 06, B 386/06, I. — 
Berlin. 

Zivilprozeßordnung. 

16. 88 139, 445, 446, 451, 452 Abſ. 2, 459, 463 
bis 465 ZPO. Eideszuſchiebung an einen Konkursverwalter. 
Fragerecht.] 

In einer von den Eheleuten H. gegen den Verwalter im 
S. ſchen Konkursverfahren anhängig gemachten Klageſache hatte 
das OLG. die Klage trotz angetragener Eide ſeitens der Kläger 
abgewieſen. Das RG. hob auf und verwies zurück: Das 
Berufungsgericht hat die Nichtauflage dieſer Eide durch ihre 
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Unbeſtimmtheit ($ 451 ZPO.) und Allgemeinheit und ferner 
durch folgende Erwägungen zu rechtfertigen verſucht: Dem 
Konkursverwalter ſei die Leiſtung der fraglichen Eide nicht 
zuzumuten, da er zur Erlangung ſeiner Überzeugung keine 
anderen Unterlagen habe als diejenigen, die bereits dem Be⸗ 
rufungsgerichte vorlägen. Überdies würde der Eid des Konkurs⸗ 
verwalters nicht geeignet ſein, dem Gericht eine beſſere Er⸗ 
kenntnis der Wahrheit zu liefern, da er feine Überzeugung nur 
auf diejenigen Tatſachen ſtützen könne, die bereits dem Gericht 
vorlägen. Zunächſt erſcheinen jedenfalls dieſe beiden letzteren 
Gründe als rechtsirrtümlich. Vor allem durften die Kläger 
dem Konkursverwalter als Vertreter des urſprünglichen Be⸗ 
klagten S. die fraglichen Eide zuſchieben ohne Rückſicht darauf, 
welche Unterlagen der Delat für eine etwaige eidliche Erklärung 
über die betreffenden Tatſachen hatte; denn bezüglich der 
Frage, über welche Tatſachen eine Eideszuſchiebung zuläſſig iſt, 
find lediglich die Vorſchriften der 88 445 und 446 30. 
maßgebend, welche aber für die vom Berufungsgerichte an⸗ 
genommene Beſchränkung der Zuläſſigkeit der Eideszuſchiebung 
keinen Anhalt bieten. Das vom Berufungsgerichte geltend ge⸗ 
machte Intereſſe des Schwurpflichtigen iſt überdies durch die 
Vorſchrift des 8 459 Abſ. 3 ZPO. geſchützt, wonach über 
Tatſachen, welche nicht in einer Handlung des Schwur⸗ 
pflichtigen beſtehen oder Gegenſtand ſeiner Wahrnehmung 
geweſen ſind, der Eid dahin geleiſtet wird, daß der Schwur⸗ 
pflichtige nach ſorgfältiger Prüfung und Erkundigung 
die Überzeugung erlangt oder nicht erlangt habe, daß die Tat⸗ 
ſache wahr ſei. Hiernach hatten die Kläger — vorausgeſetzt, 
daß die Eide im übrigen geſetzlich zuläſſig waren, — ein geſetz⸗ 
liches Recht darauf, daß der Konkursverwalter, wenn er die 
ihm zugeſchobenen Eide leiſten wollte, die Wahrheit der den 
Gegenſtand der Eideszuſchiebung bildenden Tatſachen ſorgfältig 
prüfe und ſorgfältige Erkundigungen darüber einziehe und daß 
er die Erfüllung dieſer Verpflichtung eidlich bekräftige. Dieſes 
Recht konnte den Klägern nicht aus dem erſten, vom Be⸗ 
rufungsgerichte angeführten Grunde, der lediglich das perſönliche 
Intereſſe des Konkursverwalters berückſichtigt, entzogen werden. 
Im übrigen entſpricht auch die ſeitens des Berufungsgerichts 
im voraus erfolgte Würdigung einer etwaigen Eidesleiſtung des 
Konkursverwalters daraufhin, ob dieſelbe geeignet ſei, dem 
Gerichte eine beſſere Erkenntnis der Wahrheit zu liefern, dem 
Geſetze nicht. Wenn nämlich ein Eid einer Partei zuläſſiger⸗ 
weiſe zugeſchoben iſt, ſo kommt es nur darauf an, ob er von 
dieſer angenommen oder verweigert, bezw. geleiſtet oder nicht 
geleiſtet wird. Die Folgen, die in jedem dieſer Fälle ein⸗ 
zutreten haben, ſind vom Geſetz in einer die Gerichte bindenden 
Weiſe beſtimmt (SS 452 Abſ. 2, 463 — 465 ZPO). Soweit 
die geſetzlichen Vorſchriften zutreffen, iſt die beſchworene Tat⸗ 
ſache oder deren Gegenteil kraft Geſetzes als voll bewieſen 
anzuſehen und iſt daher inſoweit die freie Beweiswürdigung der 
Inſtanzgerichte ausgeſchloſſen. Hiernach ſind jedenfalls die ſeit⸗ 
her erörterten Gründe des Berufungsgerichts nicht geeignet, die 
Nichtauflage der fraglichen Eide zu rechtfertigen. Was die 
vom Berufungsgericht weiter hervorgehobene Unbeſtimmtheit 
dieſer Eide betrifft, jo kann zwar nach 88 445 und 451 3880. 
einer Partei ein Eid zuläſſigerweiſe nur über beſtimmt be⸗ 
zeichnete Tatſachen zugeſchoben werden. Hieraus folgt aber 
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nicht, daß jede Eideszuſchiebung, die dieſem Erfordernis nicht 
entſpricht, ohne weiteres von dem Gericht als unzuläſſig 
zurückzuweiſen iſt; denn einer ſolchen ausnahmsloſen Zurück⸗ 
weiſung ſteht die Vorſchrift des 8 139 3PO. entgegen, wonach 
der Vorſitzende durch Fragen darauf hinzuwirken hat, daß 
ungenügende Angaben der geltend gemachten Tatſachen ergänzt 
und die Beweismittel bezeichnet, überhaupt alle für die Feſt⸗ 
ſtellung des Sachverhältniſſes erheblichen Erklärungen abgegeben 
werden. Von dieſem Fragerechte iſt in bezug auf zugeſchobene 
Eide, die das Gericht für zu unbeſtimmt hält oder die nach 
deſſen Anſicht nicht alle erforderlichen Angaben enthalten, jeden⸗ 
falls dann Gebrauch zu machen, wenn nach den Umſtänden, 
namentlich nach der Faſſung der zugeſchobenen Eide anzunehmen 
iſt, daß die beweispflichtige Partei in der Lage ſei, die Eide 
beftimmter zu faſſen oder durch nähere Angaben zu vervoll⸗ 
ſtändigen. Wenn dagegen dieſe Vorausſetzungen nicht vorliegen, 
vielmehr die Umſtände, namentlich der Inhalt des zugeſchobenen 
Eides erkennen laſſen, daß die beweispflichtige Partei nicht in 
der Lage iſt, dieſen Anforderungen zu entſprechen, ſo beſteht 
eine ſolche Fragepflicht des Gerichts nicht, da bei ſolcher Sach⸗ 
lage eine Befragung der Partei ſchon von vornherein ausſichts⸗ 
und zwecklos erſcheint. Aus dem angefochtenen Urteile erhellt 
aber nicht, daß das Berufungsgericht bei ſeiner Beurteilung der 
fraglichen Eide ſein Fragerecht überhaupt berückſichtigt und daß 
es dieſelben daraufhin geprüft hat, ob durch Ausübung dieſes 
Rechts eine beſtimmtere tatſächliche Faſſung oder eine Ergänzung 
der Eide durch die nach der Anſicht des Gerichts darin fehlenden 
Angaben zu erzielen ſei. Namentlich begründen die von dem 
Berufungsgericht wegen des Fehlens einzelner Angaben er⸗ 
hobenen Beanſtandungen, die zu einer Zurückweiſung der be⸗ 
treffenden Eide geführt haben, die Annahme, daß dasſelbe 
ſich bei ſeiner Beurteilung aller von ihm als ungenügend be⸗ 
zeichneten Eide des ihm zuſtehenden Fragerechts nicht bewußt 
geweſen iſt und daß hierauf hauptſächlich die Zurückweiſung 
aller in Frage ſtehenden Eideszuſchiebungen beruht. Dieſe 
Zurückweiſung der Eide und der klägeriſchen Anſprüche, auf 
welche ſich dieſelben beziehen, erſcheint daher als nicht gerecht⸗ 
fertigt. H. c. K. u. Gen., U. v. 5. Okt. 06, 65/06 II. — 
Darmſtadt. 
17. 8 264 3PO. Für die Frage der Klageänderung iſt nur 
die Klageſchrift, nicht der Tatbeſtand des Urteils maßgebend.] 
Die Reviſion hat bemängelt, daß der Berufungsrichter 
ſeiner Prüfung der Frage einer Klageänderung den Tat⸗ 
beſtand des landgerichtlichen Urteils zugrunde lege, während 
doch hierfür der Inhalt der Klageſchrift entſcheidend ſei. 
Letzteres iſt richtig, wie auch aus 8 264 30. hervorgeht. 
Der Inhalt der ſchriftlichen zugeſtellten Klage (die inſofern nur 
nicht bloß vorbereitender, ſondern beſtimmender Schriftſatz iſt) 
beſtimmt den Gegenſtand des Klagebegehrens und iſt für die 
Frage der Klageänderung maßgebend. (Vgl. IW. 1896, 
3317; 1903, 2931, und Gaupp⸗Stein ZPO. zu 8 264 Ziff. II, 
zu 8 253 III 3, bei Note 22; Seuffert PO. 8 253 A. 4). 
O. c P. u. Gen., U. v. 11. Okt. 05, 26/06 VI. — Naumburg. 
18. 88 301, 614, 615, 616 ZPO. Unzuläſſigkeit der 
Trennng eines Eheſcheidungsurteils auf Klage und Widerklage.] 
Das Berufungsgericht hat durch das angefochtene Urteil 
die Ehe der Parteien unbedingt auf die Widerklage der Ehefrau 
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geſchieden, und für den Fall, daß die Ehefrau nach eingetretener 
Rechtskraft den ihr auferlegten Eid nicht leiſtet, eine nochmalige 
Scheidung der Ehe auf die Klage des Ehemanns in Ausfiht 
geſtellt. Eine ſolche Trennung des Urteils in einen unbedingten 
und in einem bedingten Teil iſt im Scheidungsprozeß, wie die 
Reviſion mit Recht rügt, unzuläſſig. Hielt das Berufungs⸗ 
gericht die Widerklage für gerechtfertigt, in Anſehung der Klage 
aber die Auferlegung eines Eides für geboten, ſo wäre auf 
dieſen Eid zu erkennen und auszuſprechen geweſen, daß bei 
Leiſtung des Eides auf die Widerklage, bei Nichtleiſtung des 
Eides auf die Klage und Widerklage die Ehe geſchieden werde 
und daß die Schuld an der Scheidung im erſten Falle den 
Kläger, im zweiten Falle beide Teile treffe. RZ. 58 S. 307, 
316. G. c. G., U. v. 8. Okt. 06, 71/06 IV. — Naumburg, 

19. 5 304 ZPO. in Verb. mit § 843 Abſ. 1 868. 
Prozeſſuale Vorausſetzungen für das Zwiſchenurteil des 5 304; 
Zeitpunkt des Beginnes der Rente gehört zum Grund des An⸗ 
ſpruchs; bei Verletzung eines vierjährigen Knaben der Regel 
nach Feſtſtellungs⸗, nicht Leiſtungsklage.] 

Am 23. Juli 1903 wurde der Kläger, der damals im 
vierten Lebensjahre ſtand, auf der Oberſoidener Straße in Rh. 
durch ein einſpänniges Fuhrwerk des Beklagten überfahren und 
dabei erheblich verletzt. Das Fuhrwerk wurde von dem damals 
im Dienſt des Beklagten ſtehenden Kutſcher M. gelenkt; dieſer 
iſt wegen fahrläſſiger Körperverletzung zu einer Geldſtrafe von 
30 Mark eventuell ſechs Tagen Gefängnis verurteilt worden. 
Der durch ſeinen Vater geſetzlich vertretene Kläger klagt gegen 
den Beklagten auf Schadenerſatz, er verlangt 86 Mark für 
Heilungskoſten und hat außerdem beantragt, den Beklagten zur 
Entrichtung einer durch Sachverſtändige feſtzuſtellenden Rente 
zu verurteilen. Der Beklagte hat Klagabweiſung beantragt. 
Das Königliche LG. zu D. hat den Beklagten verurteilt, den 
Kläger den ihm durch den Unfall erwachſenen Schaden zu er 
ſetzen, und dieſe Entſcheidung iſt von dem Königlichen DRG. 
zu C. mit der Maßgabe beſtätigt worden, daß die Urteile 
formel dahin zu lauten habe, der Klaganſpruch werde dem 
Grunde nach für berechtigt erklärt. Das RG. hob auf: Beide 
Inſtanzen haben mit Recht angenommen, daß die Klage, auch 
ſoweit ſie die Rente betrifft, als Leiſtungsklage erhoben ſe, 
und haben Zwiſchenurteile nach S 304 ZPO. erlaſſen wolle, 
wenn auch das Berufungsgericht verabſäumt hat, die bei einen 
ſolchen Urteil gebotene Rückverweiſung der Sache an die 
I. Inſtanz auszuſprechen. ZPO. 8 538 Ziff. 3. Für en 
Zwiſchenurteil nach 8 304 30. fehlt es aber ſchon an den 
prozeſſualen Vorausſetzungen, denn der Kläger hat die Höhe 
der Rente, die er beanſprucht, nicht angegeben, ein Streit über 
den Betrag dieſer Forderung war alſo gar nicht möglich, un 
ſchon deshalb durfte ein Zwiſchenurteil im Sinne der ar 
gezogenen Vorſchrift nicht erlaſſen werden. Vgl. NG. 58, 39, 
JW. 1905 S. 728 Nr. 23. Weiter iſt nicht angegeben worden, 
von welchem Zeitpunkt an die Rente gefordert werde, die 
Frage aber, von welcher Zeit ab ein Anſpruch im Sinne von 
§ 843 Abſ. 1 BGB. begründet erſcheine, gehört zur E 
ſcheidung über den Grund des Anſpruchs, ein Urteil im Sin 
von § 303 Ziff. 4 ZPO. zugunſten des Klägers war daher 
bezüglich des Rentenanſpruchs auch durch die Unbeftmmipet 
des Rlagantrags nach dieſer Nichtung ausgeſchloſſen. 6. 
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kommt aber auch noch folgendes in Betracht. Der Kläger, 
für den die Rente gefordert wird, war zur Zeit der Klag⸗ 
erhebung kaum vier Jahre alt, es konnte alſo zu der Zeit, als 
die Entſcheidungen der Vorinſtanzen ergingen, und noch für 
eine ganze Reihe von Jahren von einer Vermögensſchädigung, 
die der Kläger durch Verminderung ſeiner Erwerbsfähigkeit 
erleidet, keine Rede ſein, und inſoweit bloß eine Rente für eine 
noch weit entfernt liegende Zeit in Betracht kommen. Nun 
läßt ſich aber, wenigſtens der Regel nach, insbeſondere bei 
einem vierjährigen Knaben, aus den gegenwärtigen Verhält⸗ 
niſſen eine genügende Unterlage für die Beurteilung der Frage, 
welchen Einfluß eine von ihm erlittene Verletzung dereinſt auf 
ſeine Erwerbsverhältniſſe üben werde, nicht entnehmen, da 
hierfür Umſtände, insbeſondere der Beruf, dem er ſich zuwendet, 
maßgebend ſind, die auf lange Zeit hinaus nicht mit zu⸗ 
reichender Sicherheit beurteilt werden können. In ſolchen Fällen 
iſt daher regelmäßig für den Anſpruch auf Schadenerſatz wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit eine Leiſtungsklage überhaupt 
nicht am Platz, ſondern die Feſtſtellungsklage der einzige gegebene 
Weg. Vgl. JW. 00 S. 236 Nr. 23. Umſtände, die im 
vorliegenden Falle eine andere Auffaſſung begründen könnten, 
ſind aus dem Vorbringen des Klägers nicht zu entnehmen. 
Nun könnte allerdings auch für die Zeit, wo der Kläger ſchon 
wegen ſeines jugendlichen Alters nicht erwerbsfähig ſein würde, 
eine Rente wegen Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe in Frage 
kommen. Daß eine ſolche Vermehrung durch den Unfall herbei⸗ 
geführt ſei, iſt aber gar nicht behauptet und keineswegs ohne 
weiteres ſelbſtverſtändlich. Das Berufungsurteil hat ſich ebenſo 
wie das der I. Inſtanz mit dieſem rechtlichen Geſichtspunkte in 
keiner Weiſe befaßt, es muß deshalb angenommen werden, daß 
das OLG. das Streitmaterial nach dieſer Richtung überhaupt 
nicht gewürdigt hat. Erwähnt mag dabei uoch werden, daß 
es nicht zutreffend iſt, wenn das LG. anzunehmen ſcheint, es 
genüge für eine Vorabentſcheidung nach §S 304 ZPO., daß 
jedenfalls der Anſpruch des Klägers auf Erſatz der Heilungs⸗ 
koſten dem Grunde nach berechtigt erſcheine. Es handelt ſich 
hier um zwei nebeneinander beſtehende Anſprüche, die der 
Kläger erhebt, bei einer Vorabentſcheidung nach 8 304 aber 
muß jeder einzelne ſelbſtändige, zum Gegenſtand der Klage ge⸗ 
machte Anſpruch darauf hin, ob er dem Grunde nach berechtigt 
iſt, geprüft werden. Dies iſt vom RG. ſchon oft ausgeſprochen 
worden und kann nach der Natur und dem Zwecke der in 
Frage ſtehenden Zwiſchenurteile keinem Zweifel unterliegen. 
R. c. K., U. v. 27. Sept. 06, 610/05 VI. — Cöln. 

20. SS 539, 564, 717 Abſ. 2 ZPO. $ 137 GVG. 
9 717 Abſ. 2 ZPO bezieht ſich nicht auf Urteile, die vor 
dem 1. November 1900 vollſtreckt ſind. Iſt die Einholung 
einer Plenarentſcheidung des RG. obligatoriſch ?! 

Die Parteien haben vom Jahre 1892 ab bei dem König⸗ 
lichen LG. in F. gegen einander einen Rechtsſtreit geführt, bei 
dem es ſich um eine Lieferung amerikaniſchen Schweineſchmalzes 
handelte. Kläger als der Käufer hatte die Annahme der 
Ware verweigert, worauf Beklagter als Verkäufer im Wege 
des Selbſthilfeverkaufs das Schmalz in Danzig hatte ver⸗ 
ſteigern laſſen. Der Prozeß endete in I. Inſtanz damit, daß 
Kläger mit ſeiner Klage abgewieſen, er aber auf die Widerklage 
des Beklagten verurteilt wurde, an dieſem 7 850 Mark 66 Pf. 
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nebſt 6 Prozent Zinſen von 7 045 Mark 44 Pf. ſeit dem 
20. März 1890 und von 805 Mark ſeit dem 11. Januar 1894 
zu zahlen. Die Verurteilung wurde gegen Sicherheitsleiſtung 
von 9 000 Mark für vorläufig vollſtreckbar erklärt. Der Be⸗ 
klagte beſtellte die Sicherheit und betrieb die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung. Am 9. November 1895 wurden in B. durch den 
Gerichtsvollzieher an Hauptforderung, Zinſen und Koſten zu⸗ 
ſammen 10 364 Mark 20 Pf. vom Kläger beigetrieben und an 
den Beklagten abgeführt. In II. Inſtanz wurde durch Urteil 
vom 26. Februar 1904 die Widerklage abgewieſen. Die 
Reviſion des Beklagten hatte keinen Erfolg. Im gegenwärtigen 
Prozeſſe hat Kläger auf Rückzahlung der von ihm eingezogenen 
10 364 Mark 20 Pf. nebſt 6 Prozent Zinſen vom Tage der 
Beitreibung ab bei dem Königlichen LG. in F. Klage erhoben. 
Nachdem jedoch Beklagter am 1. Februar 1905 die geforderten 
10 364 Mark 20 Pf. ohne die Zinſen bezahlt hatte, berechnete 
Kläger die Zinſen für die Zeit von der Beitreibung bis zur 
Zahlung auf 5 741 Mark 69 Pf. und beantragte, den Be⸗ 


klagten zur Zahlung dieſes Betrages zu verurteilen. Die 


Klage iſt in I. Inſtanz abgewieſen worden. Das OLG. hat 
die Berufung des Klägers zwar im übrigen zurückgewieſen, eine 
Abänderung des landgerichtlichen Urteils jedoch darin vorge⸗ 
nommen, daß es den Klageanſpruch ſeinem Grunde nach für 
inſoweit gerechtfertigt erklärte, als die Zeit ſeit dem 1. Januar 
1900 in Betracht kommt. In dieſem Umfang iſt zur Ver⸗ 
handlung über die Höhe des Anſpruchs die Sache in die erſte 
Inſtanz zurückverwieſen worden. Auf Reviſion des Beklagten 
wurde die Klage vollſtändig abgewieſen: Hat der Kläger von 
der vorläufigen Vollſtreckbarkeit eines zu ſeinen Gunſten 
ergangenen Urteils dadurch Gebrauch gemacht, daß er vor der 
ungültigen Entſcheidung des Rechtsſtreits zur Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung geſchritten iſt, ſo regeln ſich im Falle einer ſpäteren 
Aufhebung oder Anderung des Urteils die materiellen Rechts⸗ 
folgen der vorzeitigen Vollſtreckung nach dem Rechte, das im 
Zeitpunkte der erzwungenen Leiſtung gegolten hat. Fällt daher, 
wie vorliegend, die Vollſtreckung des Urteils in die Zeit vor 
dem 1. Januar 1900, fo kann, da 8 717 Abſ. 2 ZPO. in 
ſeiner jetzigen Faſſung erſt mit dieſem Tage in Kraft trat, 
der Vollſtreckungsſchuldner ſeinen Anſpruch aus der Abnötigung 
der Leiſtung auf dieſe Geſetzesvorſchrift ſelbſt dann nicht ſtützen, 
wenn die von dem vollſtreckten Urteil abweichende ſpätere Ent⸗ 
ſcheidung zu einer Zeit ergangen iſt, in der ſich das die Neue⸗ 
rung des 8 717 Abſ. 2 einführende Geſetz, betreffend Ande⸗ 
rungen der ZPO. vom 17. Mai 1898, bereits in Geltung 
befand. Unter dieſen Vorausſetzungen beſteht ein Anſpruch auf 
Schadenserſatz, der ſich aus den früheren reichsgeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen, ins beſondere aus 8 655 Abſ. a. F. ZPO. nicht 
ergab, nur inſoweit, als er ſich aus den Vorſchriften des 
damals maßgebenden Landesrechts herleiten läßt. Es kann 
deshalb der Annahme des Berufungsrichters nicht beigetreten 
werden, daß im gegebenen Falle der erhobene Anſpruch zwar 
zu einem Teile, nämlich inſoweit, als er auf die Zeit von der 
Vollſtreckung des Urteils bis zum 1. Januar 1900 entfällt, 
nach früherem Recht, zum anderen Teile dagegen, inſoweit 
nämlich, als der durch die Urteilsvollſtreckung herbeigeführte 
Zuſtand über dieſen Zeitpunkt hinaus fortbeſtanden hat, nach 
9717 Abſ. 2 n. F. 8 PO. zu beurteilen ſei. Beſtände freilich 
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der Rechtsgrund des im 717 Abſ. 2 geregelten Anſpruchs 
rein formell in dem Erlaß des aufhebenden oder abändernden 
Urteils, ſo würde im gegebenen Falle die Schadenserſatzpflicht 
nicht nur für die Zeit ſeit dem Inkrafttreten des neuen Rechts 
begründet ſein, ſondern ſie würde als eine unter deſſen Herr⸗ 
ſchaft entſtandene Schuldverpflichtung ſich ſogar bis auf die 
Zeit der Beitreibung zurück erſtrecken. Zutreffend hat indeſſen 
ſchon der Berufungsrichter ſelbſt darauf hingewieſen, daß das 
ſachlich von der früheren Entſcheidung abweichende Urteil dem 
Anſpruche zwar zur Wirkſamkeit, nicht aber erſt zur Ent⸗ 
ſtehung verhilft. Ebenſowenig läßt ſich der Grund des An⸗ 
ſpruchs darin erblicken, daß das reformierende Urteil eine 
Anderung der materiellen Rechtslage in der Art mit ſich 
brächte, als ſei dem Vollſtreckungsſchuldner der Gegenſtand der 
abgenötigten und nunmehr zurückzugewährenden Leiſtung bis 
dahin in berechtigter Weiſe, von da ab aber ohne materielle 
Berechtigung vorenthalten worden, ſo daß unter dieſem Geſichts⸗ 
punkte eine Zubilligung des Schadenserſatzes, wenn auch nicht 
für die Zeit feit dem Eintritt der Geſetzesänderung immerhin 
aber für die dem reformierenden Urteile nachfolgende Zeit in 
Betracht kommen könnte. Denn bei genauerem Hinſehen hängt 
der Schadenserſatzanſpruch des 8717 Abſ. 2 davon, daß das 
ſpätere Urteil den Ungrund des Klagebegehrens und damit den 
Mangel des Rechts auf die abgenötigte Leiſtung feſtſtellt, 
grundſätzlich überhaupt nicht ab. Das Geſetz hat ihn viel⸗ 
mehr mit denſelben Worten wie den früheren Erſtattungs⸗ 
anſpruch des 8 655 a. F. — ohne daß die Abſicht erkennbar 
geworden wäre, ihn im Vergleich zu dieſem von ſchwerer erfüll⸗ 
baren Vorausſetzungen abhängig zu machen — an die Be⸗ 
dingung einer Abänderung des mit vorläufiger Vollſtreckbar⸗ 
keit erlaſſenen Urteils ſchlechthin gebunden und daneben ihn 
wie damals ſogar auch unter der Vorausſetzung zugelaſſen, daß 
dieſes Urteil nur aufgehoben wird. Nach wie vor tritt 
daher der Anſpruch ungeachtet der in 5717 Abſ. 2 vorge⸗ 
ſehenen gegenſtändlichen Erweiterung gegen das frühere Recht 
ſelbſt dann in Wirkſamkeit, wenn die Frage, ob das Klage⸗ 
begehren materiell zu Recht erhoben iſt, noch offen 
bleibt; fo im Falle des 8 439 und in dem Regelfalle der 
88 564 flg. ZPO., oder wenn ein unbedingt verurteilendes in 
ein bedingt verurteilendes Erkenntnis abgeändert wird, oder 
wenn die Klageabweiſung auch nur auf einer Verneinung der 
örtlichen Zuſtändigkeit des Gerichts beruht (OL GRſpr. 6, 
411). Vgl. die Urteile des RG. vom 26. September 1893 
JW. 4866, vom 12. März 1896 JW. 24916, vom 24. No⸗ 
vember 1897 IW. 1898, 48, vom 1. Oktober 1898 JW. 
604%. Der von der Mehrzahl der Schriftſteller vertretenen, 
in dieſem Punkte abweichenden Meinung, die das Anwendungs⸗ 
gebiet des $ 717 Abſ. 2 entgegen dem Wortlaut auf die Fälle 
einer endgültigen Klageabweiſung einzuſchränken ſucht, kann 
nicht beigetreten werden. Es iſt hiernach daran feſtzuhalten, 
daß als Rechtsgrund und als Entſtehungsurſache des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs einzig und allein das Vorgehen des Voll⸗ 
ſtreckungsgläubigers gelten darf, der, ohne die endgültige Ent⸗ 
ſcheidung abzuwenden, auf feine Gefahr hin von dem in fein 
freies Belieben geſtellten Rechtsbehelfe der Vollſtreckung Ge⸗ 
brauch macht oder durch ſein Verhalten den Gläubiger ver⸗ 
anlaßt, die Vollſtreckung durch Leiſtung abzuwenden. Daß 
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dies den Abſichten entſprochen hat, die bei der Entſtehung dez 
Geſetzes, betreffend Anderungen der ZPO. vom 17. Mai 1898 
vorgewaltet haben, iſt aus den Geſetzesmaterialien klar erſichtlich. 
Die Begründung des Regierungsentwurfs, deſſen § 655 Abi. 2 
ſich mit 8 717 Abſ. 2 des jetzt geltenden Geſetzes deckt, ver 
weiſt darauf, daß die dem Gläubiger vermöge der vorläufigen 
Vollſtreckbarkeit gewährte Möglichkeit, den Anſpruch zur zwangs⸗ 
weiſen Durchführung zu bringen, eine Befugnis ſei, die außer: 
halb des gewöhnlichen Ganges des Verfahrens liege; es ent: 
ſpreche daher der Billigkeit, im Falle der Beſeitigung des 
Urteils dem Gläubiger die Verpflichtung zum Erſatze des 
Schadens aufzuerlegen, der dem Schuldner aus der vorzeitigen 
Zwangsvollſtreckung oder aus einer zur Abwendung der Voll⸗ 
ſtreckung gemachten Leiſtung erwachſe (Begr. S. 146, Hahn 
Materialien S. 135). In der Kommiſſion des Reichstages, 
die trotz anfänglich geäußerter Bedenken die vorgeſchlagene 
Neuerung des Entwurfs guthieß, fanden ſchließlich die Aus⸗ 
führungen des Regierungsvertreters einmütige Zuſtimmung, 
worin unter anderem dargelegt wurde: die unbedingte Erſatz 
pflicht rechtfertige ſich aus dem Geſichtspunkte, daß die Voll 
ſtreckung vor endgültiger Feſtſtellung des Anſpruchs eine mit 
großen Gefahren für den Beklagten verbundene Maßregel ſei; 
die Billigkeit erheiſche daher, daß, wenn dem Kläger in feinem 
Intereſſe eine ſolche außerordentliche Befugnis beigelegt werde, 
er auch die mit ihrem Gebrauche verbundene Gefahr zu 
tragen habe. Und an anderer Stelle: dem Gläubiger werde 
in ſeinem Intereſſe und deshalb auf feine Gefahr ein außer 
ordentlicher Rechtsbehelf zur Verfügung geſtellt. Von dem in 
der Kommiſſion gemachten Vorſchlage, die Schadenserſatzyflict 
ausnahmsweiſe nicht eintreten zu laſſen, wenn das Urteil von 
Amts wegen für vorläufig vollſtreckbar erklärt ſei, müſſe abgeraten 
werden, denn auch in dieſem Falle erfolge die Boll 
ſtreckung auf Betreiben des Klägers (Komm. S. 173, 
174, 175, Hahn, Materialien S. 393 flg.). Knüpft dahet 
8 717 Abſ. 2 ZPO. an die vorzeitige Abnötigung der 
Leiſtung beſondere materielle Rechtsfolgen, fo können dieſe nad 
allgemeinen, die Zeitgrenzen der Geſetzesanwendung beherrſchenden 
Grundſätzen nur dann eintreten, wenn die Abnötigung nach 
dem Inkrafttreten jener Geſetzesvorſchrift ſtattgefunden hat, 
während die im entgegengeſetzten Falle entſtehenden bedingten 
Anſprüche des Vollſtreckungsſchuldners gegen den betreibenden 
Gläubiger ſich gemäß Art. 170 EGBGB. ausſchließlich nad 
früherem Rechte regeln. Der Berufungsrichter erblickt um 
allerdings in der Vorenthaltung des Kapitals nach geſchehener 
Beitreibung einen beſonderen Verpflichtungsgrund, der von 
Inkrafttreten des neuen Rechts ab nach deſſen Normen be 
urteilt werden dürfe. Das iſt jedoch unzutreffend. Was der 
Berufungsrichter unter einer Vorenthaltung des Kapitals ver 
ſteht, iſt weiter nichts wie die Fortdauer des durch bie ob 
genötigte Leiſtung geſchaffenen Rechtszuſtandes. Dieſer Zufland 
bildet aber nicht neben der Urſache feiner Entſtehung emen 
neuen und ſelbſtändigen Schuldgrund. Auch daraus läßt fd 
die mit der Geſetzesänderung zuſammenfallende Entſtehung 
eines neuen Schadenserſatzanſpruches nicht herleiten, daß es ſich 
um die Anwendung eines durchgreifenden prozeßrechtlichen 
Grundſatzes auf die in einem anhängigen Rechtsſtrrite b 
ſtehende Prozeßlage handele. Denn ſoweit § 717 Abſ. 2 de 
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Erſatzpflicht des betreibenden Gläubigers eingeführt hat, regelt 
er nicht das Prozeßverfahren, ſondern die unter den Parteien 
entſtehenden materiellen Rechts beziehungen. Zutreffend weiſt 
endlich die Reviſion des Beklagten darauf hin, daß es nicht in 
den Abſichten der neuen Geſetzgebung gelegen haben kann, 
einen jeden Kläger, der auf Grund eines vorläufig vollſtreck⸗ 
baren Urteils bei fortgehendem Rechtsſtreit zur Beitreibung 
geſchritten iſt und dies in dem Vertrauen darauf getan hat, 
daß ihn deswegen ſchwerere Folgen, wie die des früheren Rechts 
nicht treffen können, vor die Wahl zu ſtellen, entweder alles 
Geſchehene ſofort mit dem 1. Januar 1900 rückgängig zu 
machen oder von da ab für den Fall einer ihm ungünſtigen 
ſpäteren Entſcheidung die Schadenserſatzpflicht des neuen Rechts 
auf ſich zu nehmen. In Übereinſtimmung mit den Aus⸗ 
führungen ſeines früheren Urteils vom 12. Januar 1903 
(JW. 1073) hält nach alledem der erkennende Senat es für 
rechtlich unzutreffend, daß der Berufungsrichter die Geſetzes⸗ 
vorſchrift des 8 717 Abſ. 2 a. F. für die Zeit vom 1. Januar 
1900 ab auf den vom Kläger in Geſtalt einer Zinsforderung 
erhobenen Schadenserſatzanſpruch zur Anwendung gebracht hat. 
Freilich hat nicht verkannt werden können, daß ſoweit der 
Senat unter den Vorausſetzungen des gegebenen Falles die 
Anwendbarkeit des 8 717 Abſ. 2 ZPO. auf den in der Zeit 
vom 1. Januar 1900 ab entſtandenen Schaden verneint, er 
von den Rechtsgrundſätzen abweicht, die der VI. ZS. des RG. 
in dem Bd. 49 S. 64 flg. mitgeteilten Urteile entwickelt hat. Er 
hat gleichwohl geglaubt, von der Einholung einer Entſch. der 
Ver. ZS. Abſtand nehmen zu ſollen. Ob er einen ausreichenden 
Grund dafür ſchon daraus hätte entnehmen können, daß die 
Entſcheidung in Rechtsſtreitigkeiten über die aus $ 717 Abſ. 2 
ZPO. hergeleiteten Schadenserſatzanſprüche nach der Geſchäfts⸗ 
verteilung des RG. ihm gegenwärtig ausſchließlich übertragen 
iſt (vgl. IW. 1890, 410°), ſoll nicht entſchieden werden. Im 
gegebenen Falle handelt es ſich jedoch um eine Frage des Über- 
gangsrechts, von der ſich annehmen läßt, daß ſie bei der Länge 
der ſeit dem Inkrafttreten der Zivilprozeßnovelle verfloſſenen 
Zeit zu einer praktiſchen Bedeutung ſelbſt in der Rechtſprechung 
der unteren Inſtanzen nicht mehr gelangen wird. Die Ein⸗ 
heitlichkeit der Rechtſprechung würde daher durch eine Entſch. 
der Ver ZS. eine Förderung nicht mehr erfahren können, die 
endgültige Erledigung des Rechtshandels der Parteien aber da⸗ 
durch einen nach jeder Richtung unerwünſchten ferneren Auf⸗ 
ſchub erleiden. Der Senat iſt deshalb der Meinung, daß 
unter ſolchen Umſtänden eine Verweiſung der Streitfrage vor 
die Ver. ZS. den der Vorſchrift des 8 137 GWG. zugrunde 
liegenden geſetzgeberiſchen Abſichten nicht entſprochen hätte. 
Ubrigens iſt auch nicht mit voller Beſtimmtheit erſichtlich, ob 
der Tatbeſtand des Rechtsfalles, auf den ſich die erwähnte 
Entf. des VI. 38S. bezieht, in den für die Streitfrage weſent⸗ 
lichen Punkten mit dem Tatbeſtande des gegenwärtigen Rechts⸗ 
falles durchweg übereinſtimmt, ob es ſich insbeſondere auch dort 
um ein nach dem 1. Januar 1900 erlaſſenes reformierendes 
Urteil oder — wie in dem durch Urteil desſelben Senats vom 
1. März 1900 (JW. 313 10) entſchiedenen Falle — um ein 
ſolches Urteil aus früherer Zeit gehandelt hat. Dieſe letzt⸗ 
erwähnte Entſch. des VI. 3S. kommt mit Bezug auf den 
Zinsanſpruch aus der Zeit nach der Geſetzesänderung zu 
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gleichem Ergebnis wie der jetzt entſcheidende Senat. W. c. C., 
U. v. 4. Okt. 06, 49/06 IV. — Frankfurt. 

21. 5 562 ZPO. Nichtbegründung oder widerſpruchs⸗ 
volle Begründung bei Auslegung eines irreviſiblen Geſetzes iſt 
kein Reviſionsgrund im Sinne des § 551 Nr. 7. 

Der Berufungsrichter legt den § 6 und die Ziff. 13 des 
dazu ergangenen Anhangs des hier anzuwendenden Ham⸗ 
burgiſchen Einkommenſteuergeſetzes vom 2. Februar 1903 dahin 
aus, daß danach bei der im § 8 daſelbſt angeordneten Be: 
rechnung des dreijährigen Durchſchnitts des ſteuerpflichtigen Ein⸗ 
kommens die gezahlte Einkommenſteuer nicht als ein Ausgabe⸗ 
poſten in Rechnung zu ziehen ſei, der den das Einkommen dar⸗ 
ſtellenden ſteuerpflichtigen Betrag für die Beſteuerung ver⸗ 
mindere, und er gelangt auf Grund dieſer Auslegung zur 
Abweiſung des Klageanſpruchs. Dieſe Entſcheidung des Be⸗ 
rufungsrichters über den Inhalt des Hamburgiſchen Geſetzes 
iſt, da der Geltungsbereich dieſes Geſetzes ſich nicht über den 
Bezirk des Berufungsgerichts hinaus erſtreckt, nach 88 562, 
549 ZPO. für die auf die Reviſion ergehende Entſcheidung 
maßgebend. Der einzige von der Reviſion gegen das Berufungs⸗ 
urteil gerichtete Angriff, der den Vorwurf widerſpruchsvoller 
Begründung erhebt, vermag die angefochtene Entſcheidung nicht 
zu erſchüttern. Der der Entſcheidung des Berufungsrichters 
zugrunde liegende tatſächliche Sachverhalt iſt unſtreitig und 
der Vorwurf der widerſpruchsvollen Begründung kann ſich daher 
nur auf die Geſetzesauslegung des Berufungsrichters be⸗ 
ziehen. Dieſe iſt aber der Nachprüfung des Reviſionsgerichts 
entzogen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Berufungs⸗ 
richter die Pflicht hat, die von ihm angewendete Auslegung 
eines reviſiblen Geſetzes beſonders zu begründen, — was im 
Urteil des RG. vom 8. März 1897 (RG. 39, 385) verneint 
wird —; jedenfalls iſt aber eine beſondere Begründung für die 
Auslegung eines irreviſiblen Geſetzes prozeſſualiſch nicht er⸗ 
forderlich. Bei anderer Auffaſſung würde es gar keine 
Irreviſibilität von Geſetzen geben, da bei jeder falſchen Aus⸗ 
legung notwendig die richtigen Grundſätze der Auslegung ver⸗ 
letzt ſein müſſen. Iſt der Berufungsrichter aber in der An⸗ 
wendung des irreviſiblen Geſetzes ſo frei, daß er ſeine Auffaſſung 
vom Inhalte des Geſetzes überhaupt nicht zu begründen braucht, 
ſo iſt ſeine Entſcheidung auch nicht anfechtbar, wenn er ſie auf 
in ſich widerſpruchsvolle Gründe ſtützt. Ob ein ſolcher Wider⸗ 
ſpruch vorhanden iſt, läßt ſich übrigens in den meiſten Fällen 
nur beurteilen, wenn man die Auffaſſung des Berufungsrichters 
von dem Inhalte des irreviſiblen Geſetzes einer ſachlichen Nach⸗ 
prüfung unterzieht, die durch den 8 562 ZPO. unterſagt ift. 
Das zeigt ſich auch im vorliegenden Falle, in dem ein bloßes 
Verſtändnis der Anführungen der Klägerin über den angeblichen 
Widerſpruch der Entſcheidungsgründe nur durch näheres Ein⸗ 
dringen in die Einzelbeſtimmungen des Hamburgiſchen Geſetzes 
gewonnen werden kann. Die vorſtehend vertretene Auffaſſung 
ſteht auf dem Boden der bisherigen Rechtſprechung des RG. 
(vgl. das oben angeführte Urteil vom 8. März 1897). Das 
RG. verſteht zwar die Beſtimmung des § 551 (früher 5 1 3) 
Ziff. 7 ZPO., wonach der Mangel an Entſcheidungsgründen 
ſtets eine Rechtsverletzung darſtellt, in weitem Sinne und auch 
dahin, daß Entſcheidungsgründe auch dann als nicht vorhanden 
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widerſpruchsvoll find. Dabei iſt aber anerkannt, daß die 
Reviſion nicht darauf geſtützt werden kann, daß Bedenken gegen 
die Begründung vorhanden ſeien, die der Berufungsrichter ſeiner 
rechtlichen Auffaſſuug von dem Inhalt des irreviſiblen Geſetzes 
gegeben hat (RG.⸗Urteil vom 17. September 1900, IW. 1900 
S. 736 Ziff. 35. Auch im Urteil vom 5. Februar 1894 
(JW. 1894 S. 142 Ziff. 13) wird die Anwendbarkeit der 
Vorſchrift des 8 551 Ziff. 7 ZPO. auf Urteile, die auf 
irreviſibles Recht gegründet ſind, zwar anerkannt, aber mit der 
Einſchränkung, daß regelmäßig die Anwendung nur zuläſſig ſei, 
wenn vorgebrachte ſelbſtändige Angriffs⸗ oder Verteidigungs⸗ 
mittel mit Stillſchweigen übergangen werden, hinſichtlich ihrer 
alſo Entſcheidungsgründe völlig fehlen. Auf demſelben Stand⸗ 
punkte ſtehen die für den Bereich irreviſiblen Rechts ergangenen 
Urteile des RG. vom 1. November 1882 (RG. 8, 341) und 
23. Januar 1883 (10, 122). In den Urteilen vom 5. De⸗ 
zember 1881 (Gruchots Beitr. 26, 1173) und vom 25. Sep⸗ 
tember 1896 (JW. 1896 S. 599 Ziff. 15), die reviſibles 
Recht betreffen, iſt zwar widerſpruchsvolle Begründung als ein 
prozeſſualer Verſtoß im Sinne des $ 551 (513) Ziff. 7 ZPO. 
angeſehen worden, es handelte ſich aber in beiden Fällen um 
einen Widerſpruch der Begründung, der nicht das Verſtändnis 
von Rechtsſätzen, ſondern die Frage der tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen und Beweiswürdigung betraf. Ob inſoweit der 
8 551 Ziff. 7 auch im Bereiche irreviſiblen Rechts anzuwenden 
wäre, kann dahingeſtellt bleiben, da der im vorliegenden Falle 
gerügte Widerſpruch ſich nur auf die Begründung der Rechts⸗ 
auffaſſung des Berufungsrichters bezieht. H. A. c. H. St., 
U. v. 2. Okt. 06, 607/05 VII. — Hamburg. 


Konkursordnung und Anfechtungsgeſetz vom 


20. Mai 1898. 

22. SS 30, 3 flg. 
Gläubiger. 

Vorausſetzung der Gläubigeranfechtung im Konkurſe wie 
außerhalb eines ſolchen iſt, wie das RG. in Übereinſtimmung 
mit der Literatur bereits mehrfach ausgeſprochen hat, die Be⸗ 
nachteiligung der Gläubiger (vgl. JW. 04, 559 ). Wenn 
das durch die angefochtene Rechtshandlung dem Vermögen des 
Schuldners Entzogene keinen tauglichen Gegenſtand für den 
Zugriff der Gläubiger bildet und ſeine Rückgewähr deren 
Rechtslage nicht verbeſſert, fo fehlt es an jedem Intereſſe für 
die Durchführung der Anfechtung; dieſe iſt, weil zwecklos, un⸗ 
zuläſſig. Im gegenwärtigen Falle wird die Zeſſion einer 
Hypothek von 30 000 Mark angefochten, die auf den Namen 
der Beklagten umgeſchrieben, aber zugunſten der Volksbank in 
Kattowitz wegen einer Forderung gegen den Zedenten v. W. 
im Betrage von 35 000 Mark mit einem Pfandrechte belaſtet 
iſt. Ob die Hypothek unter dieſen Umſtänden ein geeignetes 
Befriedigungsobjekt für die Gläubiger des v. W. darſtellt, iſt vom 
Berufungsrichter nicht erörtert. Die ganze Sachlage erheiſchte 
aber dieſe Erörterung, auch ohne daß die Beklagte beſonders 
auf die ſich aus dem unſtreitigen Parteivorbringen ergebende 
Frage nach der allgemeinen Vorausſetzung der Anfechtung hin⸗ 
gewieſen hatte. Die Tatſache, daß der Schuldner ſich einer 
weit über ihren Nennwert bereits einem andern Gläubiger ver⸗ 
pfändeten Hypothekenforderung entäußert hatte, dürfte nicht un⸗ 
berückſichtigt bleiben. Schon dieſe Erwägungen führen zu der 


Begriff der Benachteiligung der 


Aufhebung des Berufungsurteils. C. c. Sch., U. v. 5. Okt. 06, 
620/05 VII. — Poſen. 

Handelsgeſetzbuch. 

23. § 125 BGB. Damit die Haftung des Erwerber 
eines Geſchäftes begründet werden ſoll, muß letzteres ſchon in 
der Hand des Veräußerers ein Handelsgeſchäft fein; wird ez 
erſt durch die Veräußerung ein ſelbſtändiges Handelsgeſchäft, fo 
liegt ein Fall des § 25 nicht vor.] 

Kaufmann Kar. hat in Berlin in der K.⸗Straße unter der 
eingetragenen Firma „Carl Radicke“ ein Geſchäft betrieben, in 
welchem er Likör und Sprit herſtellte und verkaufte. Später 
erbaute er in L. eine Spritfabrik. In dieſem Gebäude, an 
welchem ein Schild mit der Aufſchrift „Carl Radicke, Sprit⸗ 
fabrik, Gegr. 1803“ angebracht war, ſtellte er von da an aus⸗ 
ſchließlich den Sprit her, nicht mehr aber in der K. Straße 
Eine Anmeldung zum Handelsregiſter iſt nicht erfolgt. Kläger 
fordert Kauſpreisreſt für Maſchinen und behauptet, durch 
notariellen Vertrag vom 20. Februar 1904 haben Kaufmann 
Kar. als alleiniger Inhaber der Firma Carl Radicke zu Berlin 
und Ludwig Katz. eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
unter der Firma „Carl Radicke, Spritfabrik, G. m. b. H.“ mit 
dem Sitz zu B. gegründet. Als Gegenſtand des Unternehmens 
war die Fabrikation und der Handel mit Sprit und Produkten 
aller Art, insbeſondere der Weiterbetrieb der bisher unter der 
Firma Carl Radicke zu L. betriebenen Spritfabrik ſowie der 
Betrieb von Bankgeſchäften bezeichnet. Die entſprechende En 
tragung zum Handelsregiſter iſt am 29. Februar 1904 erfolgt 
Denſelben Monat hat Kar. unter der Firma Carl Radicke dur 
Zirkular angezeigt, daß die unter ſeiner Firma bisher in L. 
betriebene Spritfabrik umgewandelt ſei, während er die Lilör⸗ 
fabrik in Berlin, K.⸗Straße, unverändert unter feiner Firma 
fortbetreibe. Die Verſendung geſchah durch Kar. und die 
Beklagte. Kar. hat ſein Geſchäft in der K.⸗Straße auch den⸗ 
entſprechend fortgeſetzt und iſt bald nachher in Konkurs geraten. 
Geſtützt auf dieſe Tatſachen ſowie darauf, daß Kar. in ſeinen 
Rechnungen und Schlußſcheinen die Firma Carl Radicke, Sprit 
fabrik, bis 20. Februar geführt habe, behauptet Kläger, Kur 
habe zwei ſelbſtändige Geſchäfte, nämlich das Berliner ein 
getragene Likörgeſchäft und die unter der nicht eingetragenen 
Firma „Carl Radicke, Spritfabrik“ betriebene Spritfabril in L. 
gehabt. Dieſes letztere Handelsgeſchäft habe Beklagte durch den 
Gründungsvertrag vom 20. Februar erworben und unter der 
bisherigen Firma fortbetrieben; daher hafte fie für die Geſchäſts 
forderung des Klägers nach 8 25 Abſ. 1 HGB. Hätten aber 
am 20. Februar 1904 nicht zwei ſelbſtändige Geſchäfte beftanden, 
fo ſei durch den Veräußerungsakt der bisherige Geſchäftszweig 
der Spritfabrikation zu einem ſelbſtändigen Handelsgeſchäft 
erhoben worden. Die Beklagte beſtreitet, daß die Spritfahrit ein 
ſelbſtändiges Geſchäft geweſen. Das KG. hat den Mageanfprud 
dem Grunde nach für berechtigt erklärt und die Sache zur Ent 
ſcheidung über die Höhe des Anſpruchs und über die Kosten in 
die erſte Inſtanz zurückverwieſen. Das RG. hob auf und wies di 
Berufung gegen das die Klage abweiſende Urteil des LG. zurüf: 
DerBerufungsrichter meint, der unſelbſtändige Geſchäftszweig der 
Spiritusfabrikation ſei ſpäteſtens im Augenblick des A 
ſchluſſes des Gründungsvertrags von Kar. zu emen 
ſelbſtändigen Handelsgeſchäft erhoben und demnächf 
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35. Jahrgang. 


von der Beklagten fortgeführt worden. Durch dieſen Ausſpruch 
glaubt der Berufungsrichter das erſte Erfordernis des 8 25 
HGB., daß nämlich ein unter Lebenden erworbenes Handels⸗ 
geſchäft fortgeführt werden muß, nachgewieſen zu haben. Nach⸗ 
dem der Berufungsrichter ausdrücklich unmittelbar vor ſeinem 
ſoeben erwähnten Ausſpruch die Unſelbſtändigkeit der Spiritus⸗ 
fabrikation und deren Eigenſchaft als Geſchäftszweig in ſchlüſſiger 
Weiſe begründet, kann ſein Ausſpruch nur den Sinn haben, 
daß der Geſchäftszweig der Spiritusfabrikation durch den 
Gründungsvertrag zu einem (ſelbſtändigen) Handelsgeſchäft „er⸗ 
hoben“ worden ſei. Daß dies der Sinn des Ausſpruchs iſt, 
ergibt ſich auch aus der dazu gegebenen Begründung, die lediglich 
in Wiederholung des Inhalts des Gründungsvertrags beſteht. 
Ebenſo wird der Ausſpruch von den Parteien verſtanden. Nun 
kann aber die Tatſache, daß ein Geſchäftszweig durch den die 
Veräußerung bewirkenden Vertragsabſchluß zu einem (ſelbſt⸗ 
ſtändigen) Handelsgeſchäft geworden iſt, niemals das erſte Er⸗ 
fordernis des 8 25 HGB. erfüllen. Der 8 25 HGB. ver⸗ 
langt, daß das Geſchäft bereits in der Hand des Veräußerers 
ein Handelsgeſchäft war. Die Tatſache, daß die Selbſtändigkeit 
erſt in der Hand des Erwerbers eintritt, beweiſt gerade den 
Mangel der Kontinuität des Unternehmens. Letzteres iſt als⸗ 
dann beim Veräußerer geblieben. Geſ. m. b. H. C. R. c. N., 
U. v. 28. Sept. 06, 33/06 II. — Berlin. 

Verſicherungsrecht. 

24. Einfluß von „Abnormitäten“ auf Zahlung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme, wenn ſie erſt nach dem Vertragsabſchluſſe 
entſtanden find ?] 

Der Verſicherungsnehmer V. erlitt einen Unfall, indem 
eine ſchwere Kiſte, die er fortrücken wollte, hierbei umkippte 
und ihm mit der oberen Kante gegen den Leib fiel. Die ſo⸗ 
fort aufgetretenen Krankheitserſcheinungen machten die Zuziehung 
eines Arztes und am folgenden Tage eine Operation not⸗ 
wendig. Bei dieſer wurde feſtgeſtellt, daß ein Darmteil durch 
einen älteren Bindegewebeſtrang abgeklemmt, ſchwarzblau ver⸗ 
färbt und brandig war und daß die Anfänge einer Bauchfell⸗ 
entzündung vorhanden waren. Zwei Tage nach der Operation 
verſtarb V. an Herzſchwäche. Die Klage der Witwe, ſpäter 
des Konkursverwalters, auf Zahlung der Verſicherungsſumme 
wegen Todes infolge Unfalls wurde vom KG. ab: und die 
Reviſion zurückgewieſen: Nach § 1 Abſ. 1 Satz 1 der allge⸗ 
meinen Verſicherungsbedingungen der Beklagten wird als Un⸗ 
fall für die Verſicherung jedes gewaltſame, plötzlich und un⸗ 
abbängig von dem Willen des Verſicherten eingetretene Er⸗ 
eignis verſtanden, bei welchem durch eine von außen her auf 
den Verſicherten mechaniſch wirkende Kraft eine Beſchädigung 
des Körpers herbeigeführt wird. Die Verſicherung erſtreckt ſich 
— nach Satz 2 — auf die wirtſchaftlichen Folgen dieſer 
Körperbeſchädigung, ſofern und ſoweit durch dieſelbe nachweislich 
direkt und nicht vermittelt durch Krankheit oder durch 
beim Vertragsſchluß nicht bekannt geweſene Abnor— 
mitäten des Körpers oder durch andere Umſtände Erwerbs⸗ 
unfähigkeit oder der Tod des Verſicherten eingetreten iſt. Nach 
Abſ. 4 begründen u. a. Unterleibsbrüche und deren Folgen 
keinen Anſpruch auf Entſchädigung. Der Berufungsrichter 
nimmt an, daß es ſich um einen Unfall im Sinne des erſten 
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Gleichwohl erachtet er den Klageanſpruch nicht für begründet. 
In letzterer Hinſicht führte er aus, nach dem Gutachten 
der Mehrzahl der vernommenen Sachverſtändigen, ins beſondere 
auch des in zweiter Inſtanz vernommenen Dr. St. ſei die Ein⸗ 
klemmung des Darmes, die zu dem Tode des Verſicherungs⸗ 
nehmers geführt habe, hauptſächlich durch den Bindegewebeſtrang 
mitverurſacht worden und dieſer Bindegewebeſtrang ſei eine 
körperliche Abnormität geweſen, wahrſcheinlich auch die Folge 
eines Unterleibsbruches, der bei V. im Jahre 1900 aufgetreten 
fei. Zur Zeit der Verſicherung — im Jahre 1899 — fei 
dieſer Bindegewebeſtrang noch unbekannt, wahrſcheinlich noch 
gar nicht vorhanden geweſen. Zur Begründung der Reviſion 
iſt ausgeführt, die Beſtimmung im Satz 2 des § 1 Abſ. 1 
der Verſicherungsbedingungen beziehe ſich nur auf ſolche Ab⸗ 
normitäten, welche, obgleich ſie bereits beim Vertragsſchluſſe 
beſtanden hätten, unbekannt geweſen ſeien, nicht auf ſolche, die 
erſt ſpäter entſtanden ſeien. Die Verſicherungsbedingung ent⸗ 
hält jedoch eine ſolche Unterſcheidung nicht; jedenfalls kann die 
Auffaſſung des Berufungsrichters, der erſichtlich davon aus⸗ 
geht, daß zwiſchen den Abnormitäten, die beim Vertragsſchluß 
vorhanden geweſen ſeien, und ſolchen, die erſt ſpäter entſtanden 
ſeien, nicht unterſchieden ſei, mit der Reviſion nicht angefochten 
werden. Die Ausſchließung des Verſicherungsanſpruches auch 
für den Fall, daß bei Unfallereigniſſen Abnormitäten des Kör⸗ 
pers mitwirken, die beim Vertragsſchluſſe nicht vorgeſehen 
wurden, weil ſie noch nicht vorhanden und deshalb noch un⸗ 
bekannt waren, erklärt ſich aus dem Intereſſe der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft, welche ihr Riſiko einſchränken und ihre Entſchließung, 
zu verſichern, davon abhängig machen will, ob es ſich um Ab⸗ 
normitäten handelt, mit deren Einwirkung auf die Unfallfolgen 
fie rechnen muß. V.s Konk. c. N., U. v. 5. Okt. 06, 566/05 VII. 
— Berlin. 

Geſetz, betr. das Urheberrecht an Muſtern und 
Modellen vom 11. Januar 1876. 

25. 81 Abſ. 2. Warenbezeichnungsgeſetz vom 12. Mai 1894 
88 8, 9, 12. Umfang des durch den Eintrag eines Bildes 
als Warenzeichen erworbenen Rechtes. Verwendung eines 
ſolchen geſchützten Bildes als techniſch notwendigen Beſtandteils 
einer hergeſtellten Ware. Verbote unter Bezugnahme auf be⸗ 
ſtehenden Muſterſchutz begründen keine Schadenserſatz⸗ und 
Rechnungslegungspflicht.] 

Die Beklagte, eine Geſellſchaft in New⸗Pork, ſtellt ſeit 
längerer Zeit Pokerkarten mit farbiger, dunkelbrauner oder 
dunkelroter Rückenzeichnung her, ohne daß ſie urſprünglich einen 
geſetzlichen Schutz für dieſe Zeichnung hatte. Die Klägerin, 
eine Berliner Firma, die ebenfalls Karten herſtellt, ließ eine 
ähnliche Rückenzeichnung am 31. Juli 1903 für ſich in das 
Muſterregiſter als Geſchmacksmuſter eintragen und ſtellt ſeitdem 
Pokerkarten mit ſolchen Rückenzeichnungen her. Die Beklagte 
meldete ſodann am 19. Februar 1904 ihre Rückenzeichnung 
zum Eintrag als Warenzeichen beim Kaiſerlichen Patentamte 
an. Das Zeichen iſt am 11. Juni 1904 unter Nr. 70 154 in die 
Zeichenrolle eingetragen worden. Als Waren, für die das 
Zeichen beſtimmt iſt, ſind „Spielkarten“, als Geſchäftsbetrieb, 
für den das Zeichen verwendet werden ſoll, „Herſtellung und 
Vertrieb von Spielkarten“ angegeben. Die Beklagte bringt 
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Art an, daß es den Rücken der Karten bis auf einen ſchmalen 
weißen Rand bedeckt, alſo eine Rückenzeichnung bildet; im 
übrigen findet es ſich weder auf den Karten noch auf dem von 
ihr zur Umhüllung benutzten Papierumſchlag. Unter dem 
13. März 1905 ſchrieb die Beklagte der Klägerin, die Rücken⸗ 
ſeite der von Klägerin hergeſtellten und in den Verkehr ge⸗ 
brachten Karten ſtimme mit dem Warenzeichen der Beklagten 
überein und forderte die Klägerin auf Grund der 88 14 und 
15 Waren 8G. auf, das Feilhalten und den Vertrieb ſolcher 
Karten einzuſtellen, ſowie ihr einen Buchauszug über die bisher 
in den Handel gebrachten Karten behufs Feſtſetzung der ihr zu 
zahlenden Entſchädigung zu liefern. Durch die Klage war 
beantragt, die Beklagte zu verurteilen, anzuerkennen, „daß ſie 
nicht berechtigt ſei, gegen Klägerin den Anſpruch zu erheben, 
die weitere Herſtellung, Feilhaltung und den Vertrieb des 
klägeriſchen, durch Muſterſchutz vom 31. Juli 1903 geſchützten 
Kartenrückens zu unterlaſſen“, und ihr Rechuung zu legen, 
ſowie einen Schadenserſatz zu zahlen. Die Beklagte beantragte, 
die Klage abzuweiſen und erhob Widerklage mit dem An⸗ 
trage, der Klägerin bei Strafvermeiden zu unterſagen, Karten 
mit dem Kartenrücken, der ihr Muſter vom 31. Juli 1903 zeigt, 
zu verſehen oder in den Verkehr zu bringen. Die Klägerin 
beantragte, die Widerklage abzuweiſen. Die Klage wurde ab⸗ 
gewieſen, nach dem Antrag der Widerklage erkannt und die Be⸗ 
rufung der Klägerin zurückgewieſen. Das RG. hob auf und 
verurteilte unter Znrückweiſung der Widerklage nach dem Klage: 
antrage, jedoch abgeſehen von der geforderten Schadenserſatz⸗ 
und Rechnungslegungspflicht: 1. Das Berufungsgericht führt 
rechtlich einwandfrei aus, für die Klägerin ſei ein Urheberrecht 
an dieſem Muſter nicht zur Entſtehung gelangt; denn das 
Muſter ſei eine Nachahmung der Rückenzeichnung auf den 
Karten der Beklagten und daher kein neues und eigentüm⸗ 
liches Erzeugnis nach 8 1 Abſ. 2 MuſtGG. Durch dieſe Aus⸗ 
führung iſt die Begründung jener Anträge mit einem Muſter⸗ 
ſchutz der Klägerin rechtlich einwandfrei beſeitigt. 2. Der er⸗ 
kennende Senat hat in ſeinem Urteile vom 24. März 1903 
— II. 559/02, RG. 54, 173 — unter Hinweis auf eine 
Entſch. des I. ZS. — RG. 40, 67 — zu der Frage Stellung 
genommen, ob durch eine Ausſtattung ein Alleinrecht 
— Monopol — auf ein techniſch funktionelles Element 
einer Ware erworben werden könne. Damals handelte es ſich 
um die Verwendung von Sternkarten zum Aufwickeln von Näh⸗ 
ſeide. Er hat das verneint und danach ausgeführt, der Aus⸗ 
ſtattungsſchutz könne nicht angerufen werden gegen die Ver⸗ 
wertung in der Ausſtattung enthaltener techniſch funktioneller 
Elemente für die gleiche Warenart. Anlehnend an dieſe Ent⸗ 
ſcheidung hat die Klägerin zur Rechtfertigung ihrer Anträge in 
zweiter Reihe geltend gemacht; die Rückenzeichnung der Karte 
ſei ein techniſch notwendiger Beſtandteil der Karte; deshalb 
werde durch den Eintrag eines dieſer Rückenzeichnung ent⸗ 
ſprechenden Bildes als Warenzeichen für Karten gleichfalls kein 
Alleinrecht — kein Monopol — auf die ausſchließliche Ver⸗ 
wendung dieſes Bildes zur techniſchen Herſtellung von Karten 
erworben. 

Durch den Eintrag eines Bildes als Warenzeichen erhält 
der Zeichenberechtigte nur ein ausſchließliches Recht, Waren der 
angemeldeten Art (oder deren Verpackung oder Umhüllung uf.) 


mit dieſem Bilde als Zeichen zu verſehen; er erhält kein aus⸗ 
ſchließliches Alleinrecht auf den Gebrauch des als Zeichen ge: 
ſchützten Bildes zur Herſtellung der Ware. Das „Verſehen 
der Ware mit dem Zeichen“ kann allerdings auch in der Weise 
erfolgen, daß das Zeichen mit der Ware ein ſto ffliches 
Ganzes bildet; es kann bei Textilwaren in die Ware ein⸗ 
gewebt, bei Eiſenwaren in die Ware eingegoſſen werden. Immer 
iſt aber notwendig, daß es auf der Ware noch als etwas 
Selbſtändiges angebracht iſt und nach der Auffaſſung der 
beteiligten Verkehrsreiſe als etwas Selbſtſtändiges erſcheint. 
Iſt dagegen das als Warenzeichen geſchützte Bild in der her⸗ 
geſtellten Ware als ein techniſch notwendiger Beſtandteil 
verwendet und wird auch in den beteiligten Verkehrskreiſen diese 
Verwendung lediglich als ſolche aufgefaßt, fo iſt das Bild in 
der Ware als ein zu ihrer beſtimmungsgemäßen Herſtellung 
notwendiger Beſtandteil aufgegangen. In einem 
ſolchen Verwenden des als Warenzeichen geſchützten Bildes 
liegt daher nicht mehr „ein Verſehen der Ware mit dem 
Zeichen“; denn es fehlt das wegen der begriffsmäßig ver⸗ 
langten Unterſcheidungskraft weſentliche Erfordernis, daß daz 
Zeichen an der Ware als etwas Selbſtändiges erſchein. 
Soweit das Zeichen durch eine ſolche Art ſeiner Benutzung ſeine 
Unterſcheidungskraft verloren hat, iſt es auch nicht mehr durch 
8 12 Waren 3G. geſchützt. Der Warenzeichenſchutz kann daher 
nicht angerufen werden, wenn ein Dritter auf die oben be⸗ 
zeichnete Weiſe das im Warenzeichen geſchützte Bild in ſeiner 
Ware zur Herſtellung eines techniſch notwendigen Beſtandteils 
lediglich als Geſchmacksmuſter verwendet hat und auch die be⸗ 
teiligten Verkehrskreiſe dieſe Verwendung nur in dieſem Sinne 
auffaſſen. Der Dritte hat in ſolchem Falle die Ware nicht 
mit „einem Zeichen verſehen“; ſein Verhalten fällt nicht unter 
8 12 a. a. O. Dadurch iſt dem rechtlich unhaltbaren Ergeb: 
niſſe vorgebeugt, daß durch den Eintrag eines des Muſter⸗ 
ſchutzes entbehrenden Geſchmackmuſters als Warenzeichen 
ein ausſchließliches Recht auf ſeine Benutzung, auch wenn 
letztere lediglich eine ſolche als Geſchmacksmuſter iſt, erworben 
werden könnte. Der Tapetenfabrikant, der Teppichfabrilant 
kann nicht durch den Eintrag eines keinen Muſterſchutz ge⸗ 
nießenden Geſchmacksmuſters als Warenzeichen ein ausſchließ⸗ 
liches Recht auf ſeine Benutzung als Geſchmacksmuſter zur Her⸗ 
ſtellung von Tapeten oder Teppichen erwerben. Darnach ver⸗ 
ſagt der von der Beklagten zur Klage und Widerklage 
angerufene Zeichenſchutz. Die darauf geſtützte Widerklage war 
deshalb als unbegründet zurückzuweiſen. Durch ihre an die 
Klägerin gerichteten Verbote hat die Beklagte unbefugt in das 
Recht der Klägerin auf freien Gewerbebetrieb eingegriffen. 
Dieſer Eingriff rechtfertigt das mit der Klage verlangte Verbot 
auf Unterlaſſen ſolcher Eingriffe in dem durch Beſeitigung der 
Bezugnahme auf einen Muſterſchutz beſchränkten, durch das 
Urteil näher feſtgeſtellten Umfange. Für das weitere Begehren 
der Klage hatte es an den beſonderen rechtlichen Vorausſetzungen 
einer Schadenserſatz⸗ und Rechnungslegungspflicht gegen bie De 
klagte gefehlt. B. c. N., U. v. 21. Sept. 06, 59/06 II. — Berlin. 

II. Preußiſches Recht. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

26. Tarifftelle 32, 54, 712. Ein Vertrag, durch welchen 
ſich Jemand zum Kaufe eines Grundſtücks für den Fall bert 


35. Jahrgang. 


erklärt, daß es der Gegenkontrahent von einem Dritten kaufen 
werde, unterliegt nur dem Vertragsſtempel von 1 Mark 50 Pf., 
iſt aber noch nicht ein ſtempelpflichtiger Kaufvertrag.] 

Kläger und der Beſitzer Johann K. aus B. ſchloſſen vor 
einem Notar einen Vertrag, nach dem für den Fall, daß der 
Kläger von dem Königlichen Domänenfiskus ein Vorwerk 
käuflich erwirbt, K. ſich verpflichtete, dem Kläger das Vorwerk 
für den Preis von 240 000 Mark abzukaufen. Der Vertrag 
enthält Beſtimmungen, wie es ſich mit dem Kauf ſonſt verhält. 
Der Notar verwendete zu dem Vertrage einen Stempel von 
1 Mark 50 Pf. Die Steuerverwaltung dagegen hielt einen 
Stempel von 420 Mark erforderlich und forderte demgemäß 
eine Nachbringung von 418 Mark 50 Pf., welchen Betrag 
Kläger, nachdem ihm Zwangsvollſtreckung angedroht war, ent⸗ 
richtete. Er erachtet die Steuernachforderung für nicht gerecht⸗ 
fertigt und verlangte Rückgewähr, indem er ausführte, es liege 
nicht ein Kaufvertrag über das Vorwexk vor, ſondern nur ein 
Vertrag, durch welchen K. zum Abſchluß eines Kaufvertrages 
über dasſelbe habe gezwungen werden können, wie dies auch 
tatſächlich die Abſicht der Kontrahenten geweſen ſei; auch machte 
er geltend, nach der damaligen Lage der Sache hätten die 
Parteien auch über das fiskaliſche Vorwerk einen Vertrag gar 
nicht ſchließen können, denn ein ſolcher Vertrag wäre wegen 
Unmöglichkeit der Leiſtung und als gegen geſetzliches Verbot 
verſtoßend, nichtig geweſen. Der Klageantrag ging dahin, den 
Beklagten zu verurteilen, an ihn 418 Mark 50 Pf. nebſt 
4 vom Hundert Zinſen ſeit dem 3. Mai 1905 zu zahlen. Klage 
und Berufung wurden abgewieſen; das RG. hob auf und 
verurteilte den Beklagten: Der Berufungsrichter geht davon 
aus, daß, während in der Urkunde der Beſitzer K. ſich ver⸗ 
pflichtet hatte, dem Kläger das Vorwerk abzukaufen, ſobald 
dieſer es von dem Domänenfiskus erworben haben würde, eine 
entſprechende Gegenverpflichtung des Klägers, das Gut an K. 
zu verkaufen, in der Verhandlung zwar nicht beſonders erwähnt 
ſei, wohl aber aus deren Sinn und Inhalt ſich ergebe. 
Namentlich legt er Gewicht auf die eingehenden Beſtimmungen 
über den Zeitpunkt der Verlautbarung des notariellen Kauf⸗ 
vertrages und über die Zeit der Übergabe und Auflaſſung 
ſowie darauf, daß die Verhandlung ſich ſelbſt als Vertrag be⸗ 
zeichnet, auch vom Kläger genehmigt und unterſchrieben iſt. Er 
gelangt zu dem Reſultate, die Verhandlung ſei kein einſeitiger, 
K. allein bindender Kaufvertrag, deſſen Annahme im Belieben 
des Klägers ſtand, ſondern ein beide Teile zum Abſchluſſe eines 
Kaufvertrages verpflichtender Vertrag. Die Anſicht des Be⸗ 
rufungsgerichts beruht auf einer unzureichenden Berückſichtigung 
des Verhältniſſes der mehreren Beſtimmungen der Urkunde zu⸗ 
einander. Als grundlegend erſcheint der § 1, laut deſſen K. 
für den Fall des käuflichen Erwerbes des Vorwerks durch 
Kläger ſich dieſem verpflichtete, es ihm für den Preis von 
48 000 Mark abzulaufen. In dieſem Paragraphen iſt von 
einer Gegenverpflichtung des Klägers zum Verkauf nichts geſagt 
oder angedeutet, obwohl doch gerade hier der Ort für die Feſt⸗ 
ſetzung einer ſolchen, wenn die Kontrahenten ſie beabſichtigten, 
geweſen ſein würde. Dürfte man nun die folgenden Paragraphen 
losgelöſt von dem 8 1 betrachten, fo würden fie die Auffaſſung 
des Berufungsgerichts rechtfertigen, da ſie vermöge ihrer Faſſung 
Verpflichtungen nach der Seite der beiden Kontrahenten hin zu 
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ergeben ſcheinen, allein eine ſolche iſolierte Würdigung verbietet 
ſich eben durch ihre Beziehung zu 8 1, denn danach 
charakteriſieren ſie ſich lediglich als weiterer Ausbau der von 
K. übernommenen Erwerbspflicht, ſie bezeichnen den näheren 
Inhalt des Vertrages, zu deſſen Eingehung er ſich verpflichtete 
und beſtimmen für den Fall, daß es zum Abſchluß des Ver⸗ 
trages kommen würde, die Pflicht zur notariellen Beurkundung 
desſelben. Die Urkunde iſt nicht anders zu beurteilen, wie 
wenn dies Verhältnis der mehreren Vertragsbeſtimmungen zu⸗ 
einander in ihr beſondere Hervorhebung gefunden hätte. Nichts 
kann auch daraus für den Standpunkt des Berufungsgerichts 
gefolgert werden, daß ſie ſich als „Vertrag“ bezeichnet und 
von beiden Teilen unterzeichnet iſt, denn ſie enthält die Merk⸗ 
male einer erklärten Willenseinigung der beiden Beteiligten, 
durch welche eine Verbindlichkeit, wenn auch nur eines, von 
ihnen geſchaffen werden ſollte. Hiernach iſt eine Verkaufspflicht 
des Klägers in der Urkunde überhaupt nicht zum Ausdrucke 
gelangt. Damit entfällt die Grundlage für die vom Berufungs⸗ 
gericht gezogenen rechtlichen Konſequenzen. Auch enthält die 
Urkunde nicht ſchon ein in irgend einer rechtlichen Form bedingtes 
Kaufgeſchäft ſelbſt. Für die Anwendung der Tarifſtellen 32, 
54 des Stempelſteuergeſetzes iſt alſo kein Raum gegeben, 
ſondern die Urkunde unterliegt nur dem vom Notar bereits 
verwendeten Vertragsſtempel der Tarifſtelle 718. P. c. Preuß. 
Stempelfiskus, U. v. 21. Sept. 06, 633/05 VII. — 
Königsberg. 

27. Die Befreiungsvorſchrift in Abſ. 11 Nr. 3 der 
Tarifſtelle 32 iſt einer ausdehnenden Auslegung nicht zugäng⸗ 
lich. Begriff des unmittelbaren Verbrauchs in einem Ge⸗ 
werbe. 

Nach der in dem Urteile des IV. 38S. des RG. vom 
20. Oktober 1898 (RG. 42, 233 ff.) ausführlich mitgeteilten 
Entſtehungsgeſchichte der Befreiungsvorſchrift in Abſ. 11 Nr. 3 
der Tarifſtelle 32 zum preußiſchen Stempelſteuergeſetz iſt es 
unzweifelhaft, daß dieſe Vorſchrift einer ausdehnenden Aus⸗ 
legung nicht zugänglich iſt. Ihr Wortlaut ſtellt klar, daß nur 
Verträge über die Lieferung von Mengen verbrauchbarer 
Sachen, d. i. ſolcher Sachen, deren beſtimmungsmäßiger Ge⸗ 
brauch in ihrem Verbrauch beſteht (vgl. 8 9 2 BGB.), vom 
Kaufſtempel befreit ſein ſollen. Dazu tritt das fernere Er⸗ 
fordernis, daß die Sachen zum unmittelbaren Verbrauch in 
einem Gewerbe dienen müſſen. Der Hinzufügung des Wortes 
„unmittelbar“ hätte es kaum bedurft, wenn damit nur noch⸗ 
mals hätte geſagt ſein ſollen, daß der Verbrauch ohne den 
vermittelnden Faktor der Abnutzung, lediglich vermöge der den 
Sachen innewohnenden Beſtimmung, durch ihre Zerſtörung 
oder Auflöſung genutzt zu werden, ſtattzufinden habe. Deshalb 
iſt das Geſetz mit der bisherigen Rechtſprechung und mit der 
Literatur (vgl. Hummel⸗Specht Anm. 105 zur Tarifitele 32 
S. 846) dahin auszulegen, daß es ſich um einen Verbrauch 
unmittelbar im Gewerbe des Käufers handeln muß, daß 
mithin die Befreiungsvorſchrift nicht Platz greift, wenn die 
Sachmengen Zwecken dienen ſollen, die zwar auch den Ge⸗ 
werbebetrieb fördern und zu ihm in Beziehung ſtehen, aber 
außerhalb des eigentlichen Betriebes liegen und nicht not⸗ 
wendig zu ihm gehören. Es iſt der Reviſion zuzugeben, daß 
die Abgrenzung deſſen, was unmittelbar in den Bereich des 
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Betriebes fällt, von dem, was ihm nur mittelbar dient, im 
Einzelfalle ſchwierig ſein kann und daß hier der Auslegung 
ein gewiſſer Spielraum gegeben iſt. Allein im vorliegenden 
Falle hat der Berufungsrichter bedenkenfrei feſtgeſtellt, daß das 
zu liefernde Petroleum ganz allgemein für die Bedürfniſſe der 
Eiſenbahnverwaltung, insbeſondere auch für die Beleuchtung 
der Bureauräume der Eiſenbahndirektion und anderer Ver⸗ 
waltungsſtellen ſowie einzelner Dienſtwohnungen beſtimmt 
geweſen ſei. Wollte man nun auch mit der Reviſion an⸗ 
nehmen, daß unmittelbar dem Eiſenbahnbetriebe nicht nur das 
rollende Material und die Räume der Stationsgebäude ge⸗ 
widmet ſind, ſondern auch die Gebäude, von denen aus der 
Betrieb eingerichtet und geleitet wird, ſo kann man doch 
keinesfalls allgemein die Dienſtwohnungen der Eiſenbahn⸗ 
beamten in einen ſolchen Zuſammenhang mit dem Betriebe 
bringen. Sofern ſie den Angeſtellten der Bahnverwaltung an⸗ 
gemeſſene Unterkunft für ſich und ihre Familien gewähren und 
die Verbindung mit den Stätten ihrer amtlichen Tätigkeit er⸗ 
leichtern, dienen auch ſie dem Betriebsintereſſe, aber nicht un⸗ 
mittelbar dem Betriebe. Da in den Verträgen die Preiſe 
nicht nach den Räumen geſchieden ſind, deren Beleuchtung 
durch das zu liefernde Petroleum erfolgen ſollte, ſo war der 
Stempel ohne Rückſicht auf die Befreiungsvorſchrift in Abſ. 11 
gemäß der Tarifſtelle 32 nach dem Geſamtpreiſe zu berechnen 
(8 10 Stempelſteuergeſetz). P.⸗P.⸗A. e. F., U. v: 12. Okt. 06, 
33/06 VII. — Celle. 

28. Tarifſtelle 36, verb. mit 32 und 71 Ziff. 2. Zum 
Begriffe des Leibrentenvertrages. Feſtſetzung weiterer Ver⸗ 
tragsbeſtimmungen außer der Rentenbezüge.] 

Ein Vertrag zwiſchen Mutter und Sohn, der ſich ſelbſt 
als „Erbverzichts⸗ und Leibrentenvertrag“ bezeichnete, beſtimmte, 
daß der Sohn auf ſein geſetzliches Erbrecht am Nachlaß ſeiner 
Mutter, der Klägerin, und auf ſein Erbrecht und jeden An⸗ 
ſpruch aus dem gemeinſchaftlichen Teſtamente ſeiner Eltern 
hinſichtlich des mütterlichen Nachlaſſes ſowie auf jeden anderen 
Anteil und Zuwendung aus dem Nachlaſſe ſeiner Mutter ver⸗ 
zichte. „Statt deſſen“ erhält er und bezw. ſeine Ehefrau eine 
Rente nach Maßgabe der weiteren Beſtimmungen des Ver⸗ 
trages. Die Klägerin verzichtet auf Rückzahlung der an den 
Sohn 2¼ Jahre lang gezahlten Zinſen von 50 000 Mark ſo⸗ 
wie der ihm während derſelben Zeit gegebenen Zuſchüſſe von 
jährlich 1000 Mark und erklärt, weitere ihr zuſtehende An⸗ 
ſprüche von 2888 Mark 70 Pf. und 125 000 Mark für erledigt. 
Endlich verzichtet ſie für den Fall, daß ſie ihren Sohn überlebt, 
auf den ihr geſetzlich zuſtehenden Pflichtteil und jede ſonſtige 
Zuwendung. Zu dieſem Vertrage, der zunächſt nur mit 3 Mark 
verſteuert worden war, wurde ſpäter auf Erfordern der Steuer⸗ 
behörde nach der Tarifſtelle 36 des preußiſchen Stempelſteuer⸗ 
geſetzes vom 31. Juli 1895 ein weiterer Stempel von 697 Mark 
verwendet. Durch die Klage beanſprucht die Klägerin die Ver⸗ 
urteilung des Beklagten zur Rückzahlung dieſes nachge⸗ 
zahlten Steuerbetrages. Das OLG. wies die Klage ab. 
Die Reviſion der Klägerin wurde zurückgewieſen: Die Tarif⸗ 
ſtelle 36 des preußiſchen Stempelſteuergeſetzes unterwirft einer 
Stempelabgabe: „Leibrenten⸗ und Rentenverträge, wodurch zu 
gewiſſen Zeiten wiederkehrende Zahlungen von Geld für eine 
oder mehrere beſtimmte Perſonen während der Lebensdauer 
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derſelben oder auf beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit gegen Ent: 
gelt erworben werden, mag die Gegenleiſtung in einer be 
ſtimmten Geldſumme ... oder aber in dem Aufgeben von 
Rechten beſtehen ...“ Faßt man lediglich den Wortlaut diefer 
Vorſchrift ins Auge, ſo müßten der Tarifſtelle ausnahmslos 
alle entgeltlichen Verträge unterſtellt werden, bei denen auf der 
einen Seite die Gewährung einer Rente für ſich allein oder 
neben anderen Gewährungen den Gegenſtand der Leifung 
bildet. Die Vorausſetzungen für die Erhebung des Leibrenten⸗ 
ſtempels wären hiernach auch dann ſtets vorhanden, wenn 
jemand einen anderen zu dauernden Dienſtleiſtungen annimmt 
und ihm dabei eine in monatlichen Teilzahlungen zu gewährende 
Geldvergütung verſpricht, oder wenn bewegliche Sachen oder 
Grundſtücke gegen eine Jahresrente veräußert werden. Der: 
artige Verträge werden aber nach dem Sprachgebrauche des 
Verkehrs im gegebenen Falle vielfach nicht als Rentenverträge, 
ſondern als Dienſtverträge oder Veräußerungsverträge auf 
gefaßt, nämlich dann, wenn die Beſchaffung der Dienſtleiſtungen 
oder der Umſatz der beweglichen Sachen oder Grundſtücke von 
den Vertragſchließenden als der Hauptzweck des Geſchäfts, der 
zu ſeinem Abſchluſſe den Anſtoß gegeben hat, angeſehen wird 
und die Gewährung der Rente nur das Mittel iſt, durch das 
jener Zweck erreicht werden ſoll. Es entſteht daher die Frage, 
ob ſolche Verträge nach der Tarifitelle 36 als Rentenverträge 
oder nach den Tarifſtellen 71 Ziff. 2 oder 32 als Dienſt⸗ 
leiſtungsverträge oder läſtige Veräußerungsverträge zu ber 
ſteuern ſind. Dabei kommt noch in Betracht, daß die letzt 
genannten Verträge in gewiſſen Fällen vom Stempel befreit 
find. Für die Frage, wie ſolche Verträge, falls fie ein ein 
heitliches Geſchäft darſtellen, zu verſteuern ſind, iſt aus den 
Geſetz, insbeſondere aus dem § 10 daſelbſt, nichts zu enk 
nehmen. Gegenüber der Tarifftelle 712 ſtellt ſich zwar die 
Vorſchrift der Tarifſtelle 36 als die engere Beſtimmung dar; 
daß aber nach der Meinung des Geſetzgebers Verträge, in 
denen gegen eine andere Leiſtung zu gewiſſen Zeiten wieder⸗ 
kehrende Zahlungen verſprochen werden, nicht ſtets unter die 
Tarifſtelle 36 fallen ſollen, ſondern unter Umſtänden nach der 
Tarifſtelle 715 zu verſteuern find, ergibt ſich ſchon aus der 
oben angeführten Befreiungsvorſchrift der Tarifſtelle 71°. 
Einen Anhaltspunkt für die Bemeſſung der Tragweite der 
Tarifſtelle 36 gibt aber ihr Wortlaut doch inſofern, als danach 
für den Begriff des Rentenvertrages die Art des für die 
Rente gewährten Entgelts ohne Bedeutung iſt und als das fir 
den Vertrag Charakteriſtiſche gerade der Erwerb der Rente 
hingeſtellt wird. Der hauptſächliche Vertragszweck wird alſo 
darin gefunden, daß dem einen Vertragsteilnehmer Geld gerade 
in der Form zu gewiſſen Zeiten wiederkehrender Zahlungen 
zugewendet werden ſoll. Dies Unterſcheidungsmerkmal gehört 
zwar dem Gebiete des wirtſchaftlichen Lebens an, dem 
rechtlich betrachtet ſind bei einem gegenſeitigen Vertrage die 
einander gegenüberſtehenden Leiſtungen gleichwertig; jede Leiſtung 
iſt zugleich die Gegenleiſtung der anderen. Daß aber gerade 
auf dem Gebiete des Stempelrechts die Art der Beſteuerung 
ſich häufig nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten regelt, if, 11% 
befondere für den Bereich des Geſellſchaftsrechts, in der Be 
gründung zum Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 und 
mehrfach auch vom RG. anerkannt. In dem vorſtehend ed 
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örterten Sinne iſt der Begriff des ſtempelpflichtigen Renten⸗ 
vertrags auch von der Verwaltung ſtets aufgefaßt worden, und 
zwar ſchon unter der Herrſchaft des Stempelſteuergeſetzes vom 
7. März 1822. Dafür, daß an dieſem feſten Rechtszuſtande 
durch das neue Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 hätte 
etwas geändert werden ſollen, ergibt deſſen Entſtehungsgeſchichte 
keinen Anhalt. Auch in der Literatur wird übereinſtimmend 
das Unterſcheidungsmerkmal für den Rentenvertrag im Sinne 
des Stempelrechts darin gefunden, daß die Beſchaffung der 
Rente den Hauptgegenftand des Vertrags bildet (Rehbein in 
Entſch. des OTr. II, 173 bis 175 Fußnote; Hummel u. 
Specht, Kommentar zum Stempelſteuergeſetz S. 869, 870 
Anm. 9; Heinitz, Kommentar zum Stempelſteuergeſetz 2. Aufl. 
S. 467). Demgegenüber kann es nicht entſcheidend ſein, daß für das 
Gebiet des Zivilrechts nach dem BGB. Eccius (Gruchots 
Beitr. 45, 11 ff.) einen Dienſtvertrag mit Penſionsabrede als 
einen Leibrentenvertrag anſieht und den für den letzteren 
geltenden Formvorſchriften unterwerfen will. S. c. Preuß. 
Staatsfiskus, U. v. 28. Sept. 06, 629/05 VII. — Breslau. 

29. SS 9 und 13d verb. mit Tarifſtelle 45. Beſteht 
die Stempelpflicht desjenigen, der ein rechtliches Intereſſe an 
der Urkunde hat, wenn er nur die erſte Ausfertigung beſitzt, 
auf welcher beſcheinigt iſt, welcher Stempel zur Urſchrift ver⸗ 
wendet worden iſt 7] 

Z. hat eine notarielle Schuldurkunde über ein ihm von 
der Klägerin zugeſagtes hypothekariſches Darlehn von 67 000 Mark 
verlautbart. Da die Ausgabe reichsſtempelpflichtiger Pfand⸗ 
briefe auf Grund dieſer Urkunde in Aus icht genommen war, 
wurde zur Urſchrift des notariellen Protokolls zunächſt nur ein 
Stempel von 1 Mark 50 Pf. verwendet. Später teilte die 
Klägerin den inſtrumentierenden Notar mit, daß fie von dem 
Darlehnsvertrage zurückgetreten ſei und daß infolgedeſſen die 
Ausgabe von Pfandbriefen nicht ſtattfinde. Der Notar er⸗ 
forderte darauf den gemäß der Tarifſtelle 58 des Preußiſchen 
Stempelſteuergeſetzes nachträglich zu verwendenden Stempel 
von ½ Prozent abzüglich der bereits entwerteten 1 Mark 
50 Pf., alſo 54 Mark 50 Pf. von dem Ausſteller der Ur⸗ 
kunde. Dieſer zahlte indeſſen nicht und das gegen ihn ver⸗ 
anlaßte Zwangsbeitreibungsverfahren fiel fruchtlos aus. Nun⸗ 
mehr erforderte das Hauptſteueramt in Berlin den angegebenen 
Betrag von der Klägerin, weil ſie als Inhaberin der ſtempel⸗ 
pflichtigen Urkunde für den Stempel haftbar ſei. Die Klägerin 
zahlte unter Vorbehalt an den Notar, welcher ſodann den Be⸗ 
trag von 54 Mark 50 Pf. in Stempelmarken zur Urfchrift der 
notariellen Urkunde verwendete. Die Klägerin iſt nur in den 
Beſitz der mit dem Hypothekenbriefe verbundenen erſten Aus⸗ 
fertigung gelangt, welche als ſolche bezeichnet und mit der Be⸗ 
ſcheinigung verſehen iſt, daß zur Urſchrift ein Stempel von 
1 Mark 50 Pf. verwendet worden iſt. Dieſe Ausfertigung 
ſelbſt iſt auf Grund des § 9 Abf. 2 des Stempelſteuergeſetzes 
ſtempelfrei erteilt worden. Die Klägerin fordert mit der Klage 
den gezahlten Stempelbetrag zurück. Klage, Berufung und 
Reviſion wurden zurückgewieſen: Nach 8 13d des Preußiſchen 
Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 haftet für die Ent⸗ 
richtung der Stempelſteuer „jeder Inhaber oder Vorzeiger 
einer mit dem geſetzlichen Stempel nicht oder nicht ausreichend 
verſehenen Urkunde, welcher ein rechtliches Intereſſe an dem 
Gegenſtande derſelben hat.“ Der Berufungsrichter hält dieſe 
Vorſchrift der Klägerin gegenüber nicht für anwendbar, weil 
dieſe nicht Inhaberin einer mit dem geſetzlichen Stempel nicht 
1 verſehenen Urkunde ſei, da die in ihrem Beſitze be⸗ 
ndliche erſte Ausfertigung der notariellen Verhandlung vom 
10. Dezember 1903 nach des Stempelſteuergeſetzes 
ſtempelfrei ſei. Bei Notariatsverhandlungen iſt nach 8 9 
Abſ. 2 des Geſetzes der Stempel zu der Urſchrift zu ver⸗ 
wenden. Die erſte Ausfertigung iſt ſtempelfrei, wenn die Aus⸗ 
fertigung als erſte bezeichnet und auf derſelben beſcheinigt iſt, 
welcher Stempel zu der Urſchrift verwendet worden iſt. Dieſen 
Erſforderniſſen iſt, worüber kein Streit beſteht, genügt. Der 
Beklagte bekämpft die Annahme des Berufungsrichters mit 
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folgenden Ausführungen. 1. Die Richtigkeit der ſeinerſeits 
geltend gemachten Auffaſſung ergebe ſich aus dem zweiten 
Satze des Abf. 1 des § 9: „Eine Ausfertigung einer Ver⸗ 
handlung darf nur dann als Nebenausfertigung verſteuert 
werden, wenn das Vorhandenſein einer als Hauptausfertigung 
verſteuerten Urkunde nachgewieſen wrrd.“ Als eine als Haupt⸗ 
ausfertigung verſteuerte Urkunde im Sinne dieſer Beſtimmung 
ſei nur eine als Hauptausfertigung richtig verſteuerte Urkunde 
anzuſehen. Die Beſtimmung gelte für alle in mehreren 
Exemplaren in die Erſcheinung tretenden Urkunden, alſo auch 
für notarielle Urkunden. Die Beſtimmungen, nach denen die 
erſte Ausfertigung einer notariellen Verhandlung ſtempelfrei ſei 
und die zweite und jede weitere Ausfertigung einen Stempel 
von 1 Mark 50 Pf. erfordere, kämen demnach nur zur An⸗ 
wendung, wenn die Urſchrift genügend verſteuert ſei. Dieſe 
Ausführung kann, inſoweit ſie ſich auf die erſte Ausfertigung 
notarieller Verhandlungen erſtreckt, nicht gebilligt werden. Mag 
die Vorſchrift des 8 9 Abſ. 1 Satz 2 ſinnentſprechenderweiſe 
auch bezüglich zweiter und weiterer Ausfertigungen notarieller 
Verhandlungen anzuwenden fein, wenngleich nach Abſ. 2 
Satz 1 bei Notariatsverhandlungen der (auf dem Gegenſtande 
der Verhandlung ruhende) Stempel zu der Urſchrift zu ver⸗ 
wenden iſt, ſo enthält jedoch Abſ. 2 im zweiten Satze bezüglich 
der erſten Ausfertigung notarieller Verhandlungen eine be⸗ 
welcher dieſelbe unter gewiſſen, näher 
angegebenen Vorausſetzungen ſtempelfrei bleiben ſoll. Daß die 
Stempelfreiheit noch von einer weiteren Vorausſetzung hätte 
abhängig gemacht werden ſollen, läßt ſich bei dem klaren 
Wortlaute des Geſetzes nicht annehmen. 2. Urſchrift und Aus⸗ 
fertigungen ſeien nur das Subſtrat, zu dem das Stempel⸗ 
material verwendet werde. Die Abgabe ruhe auf der 
„Notariatsurkunde“ (Tarifſtelle 45). Notariatsurkunde ſei 
nicht bloß die Urſchrift der Verhandlung, ſondern auch die 
Ausfertigung. Auch der Inhaber einer Ausfertigung ſei daher 
Inhaber der Notariatsurkunde und als ſolcher gemäß § 13d 
des Geſetzes für den nach Tarifſtelle 45 erforderlichen Stempel 
verhaftet. Auch dieſe Ausführung verdient keine Billigung. 
Die Klägerin iſt nur in den Beſitz der erſten Ausfertigung der 
notariellen Verhandlung vom 10. Dezember 1903 gelangt, die 
Urſchrift iſt in der Verwahrung des Notars verblieben. Die 
Klägerin iſt ſomit nur Inhaberin desjenigen Urkundenexemplars 
geworden, welches nach § 9 Abſ. 2 ſtempelfrei war. 3. Auch 
die Entſtehungsgeſchichte des § 9 Abſ. 2 ſpreche gegen die 
Entſcheidung der Vorinſtanzen. Nach dem Stempelgeſetze vom 
7. März 1822 ſei bei Notariatsurkunden (ausgenommen im 
Gebiete der Rheinprovinz) der erforderliche Wertſtempel zu der 
erſten Ausfertigung zu verwenden geweſen. Es ſei alſo der 
Juhaber der erſten Ausfertigung ohne weiteres für den 
Stempel haftbar geweſen. Lediglich aus praktiſchen Gründen 
ſei in das Geſetz vom 31. Juli 1895 der § 9 Abſ. 2 auf⸗ 
genommen und damit für die ganze Monarchie eine Vorſchrift 
eingeführt worden, die ſchon vorher im Gebiete des Rheiniſchen 
Rechts gegolten habe. Hiermit ſei die frühere Vorſchrift nur 
in formeller Hinſicht geändert worden. Dieſer Anderung auch 
materielle Wirkungen hinſichtlich des Kreiſes der für den 
Stempel haftbaren Perſonen beizulegen, ſei niemals beabſichtigt 
worden. Auch dieſen Ausführungen kann keine Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen werden. Über die Gründe, welche für die einem Be⸗ 
ſchluſſe der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes entſprechende 
Aufnahme der neuen Beſtimmung des § 9 Abſ. 2 in das 
jetzt geltende Geſetz maßgebend geweſen ſind, bieten die 
parlamentariſchen Verhandlungen keinen Aufſchluß. Die An⸗ 
regung zu derſelben iſt wahrſcheinlich durch den in der Zeit⸗ 
ſchrift für das Notariat Sabrgang 1895 ©. 76 mitgeteilten 
Antrag des Vereins für das Notariat in Rheinpreußen ges 
geben worden, in welchem ausgeführt iſt, 5 die Verwendung 
des Stempels zur Urſchrift der notariellen Verhandlung ſtatt 
zur erſten Ausfertigung im Intereſſe des Notars, des 
Publikums und auch des Staates liege und daß nach der 
Miniſterialverfügung vom 1. Auguſt 1825 im Rheinlande ſtets 
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nicht bloß die Urſchriften mit dem Urkundenſtempel, ſondern 
auch ſämtliche Ausfertigungen mit dem Ausfertigungsſtempel 
belegt worden ſeien, während in den übrigen Provinzen durch 
die Verwendung des Urkundenſtempels zur erſten Ausfertigung 
* für dieſe Ausfertigung die Befreiung vom Ausfertigungs⸗ 
temgel ergeben habe. Mag nun auch eine Einſchränkung des 
Kreiſes der für den Wertſtempel haftbaren Perſonen nicht in 
der eigentlichen Tendenz der neuen Beſtimmung gelegen haben, 
fo ergibt ſich dieſe Einſchränkung doch als unabweis bare Folge 
der letzteren. Vom finanziellen Standpunkte des Fiskus aus 
war dieſelbe übrigens im allgemeinen auch unbedenklich, da 
nach § 13a des Geſetzes vom 31. Juli 1895 der Notar für 
den Stempel haftet, falls er die erſte Ausfertigung vor 
richtiger Verſteuerung der Urſchrift erteilt. Preuß. Fiskus 
c. R., U. v. 5. Okt. 06, 11/06 VII. — Berlin. 

III. Franzöſiſches Recht. | | 

30. Art. 217, 223 c. c. Über die Frage der Gültigkeit 
einer von der Ehefrau auf den Ehemann ausgeſtellten General⸗ 
vollmacht. N 

Zur Entſcheidung ſteht ausſchließlich die Frage, ob die 
von der Beklagten ihrem Manne am 3. März 1898 aus⸗ 
eſtellte Generalvollmacht, auf Grund deren der Ehemann einen 

ergleich vom 17. November 1902 abſchloß, nach Art. 2 23 c. e. 

ungültig geweſen ſei. Beide Vorderrichter haben dieſe Frage 
verneint, aber aus verſchiedenen Gründen. Das LG. läßt 
dahingeſtellt, ob die Vollmacht bis zum Inkraftreten des BGB. 
geeignet geweſen ſei, die Vertretungsmacht des Mannes zu 
begründen, nimmt aber an, daß dies jedenfalls für die Zeit 
nach dem Inkrafttreten des BGB. der Fall ſei, da die Frau 
ihrem Mann die Vollmacht belaſſen habe, und das Erfordernis 
der Autoriſation der Ehefrau zu Rechtsgeſchäften durch den 
Mann der neuen Geſetzgebung nicht bekannt ſei. Das OLG. 
dagegen führt aus, daß die Vollmacht, weil ſie dem Ehemanne 
ſelbſt erteilt ſei, den Erforderniſſen des franzöſiſchen Rechts 
über die ehemännliche Autoriſation vollauf Genüge leiſte, ſodaß 
es dahingeſtellt bleiben könne, ob die Vollmacht im anderen 
Falle doch nach 1900 wirkſam geworden ſei. Die Reviſion 
rügt Verletzung der Art. 217 und 223 c. c., kann aber keinen 
Erfolg haben: Nach franzöſiſchem Recht (Art. 217) bedarf die 
Ehefrau zu allen Rechtsgeſchäften des bürgerlichen Lebens, ins⸗ 
beſondere zu ſolchen, durch die ſie eine Verbindlichkeit eingeht, 
der Autoriſation durch den Ehemann. Der Grund iſt nicht 
Schutzbedürftigkeit der Frau, ſondern das Intereſſe des Mannes 
und der ehelichen Gemeinſchaft. Die Autoriſation kann ſowohl 
ausdrücklich, wie auch ſtillſchweigend erteilt werden, muß aber 
nach Art. 223 ſpeziell ſein, d. h. ſich auf das jeweils vor⸗ 
liegende einzelne Rechtsgeſchäft beziehen, jo daß eine Autori⸗ 
ſation, die im voraus für eine unbeſtimmte Mehrheit von 
Rechtsgeſchäften erteilt wird, den Anforderungen des Geſetzes 
nicht genügt. (Vgl. Zachariae⸗Crome, franz. Ziv.⸗R. 8. Aufl. 
Bd. III S. 76, 79, 87; RG. 24, 340.) Mit Rückſicht auf 
dies Verbot der autorisation generale hat der Kaſſationshof 
in Paris am 4. Juli 1888 (Sirey, Recueil 1891 J S. 113) 
eine Generalvollmacht, die eine Ehefrau mit Autoriſation ihres 
Mannes einem Dritten gegeben hatte, für nicht geeignet er⸗ 
klärt, alle Akte, die der Dritte auf Grund dieſer Vollmacht 
vornehme, im voraus durch die Autoriſation des Mannes zu 
decken. Es fehlt hier die Spezialiſierung des Aktes, auf den 
ſich die Autoriſation bezieht. Es liegt auf der Hand, daß von 
einer Generalvollmacht, die eine Frau ihrem Manne erteilt, 
nicht das gleiche gilt. Hier könnte eine gleiche Sachlage 
höchſtens in Frage kommen, wenn der Ehemann die Vollmacht 
etwa auf einen anderen übertrüge. So lange er ſie aber ſelbſt 
benutzt, kann ihre Benutzung ſeine Rechte und die von ihm 
wahrzunehmenden Intereſſen der ehelichen Gemeinſchaft nicht 
ſchädigen. Denn er erteilt jedem Rechtsgeſchäfte, das er 
auf Grund der Vollmacht im Namen der Frau vereinbart, 
kraft dieſer Vornahme ſtillſchweigend auch ſeine ſpezielle ehe⸗ 
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männliche Autoriſation. Wenn die Reviſion die gegenteilige 
Anſicht vertritt und wegen des unbeſtimmten Inhalts der Vol: 
macht dieſe ſelbſt als nichtig angeſehen wiſſen will, fo überficht 
ſie, daß die Erteilung der Vollmacht als ſolche kein Ver⸗ 
äußerungs⸗ oder Verpflichtungsgeſchäft (donner, aliener, 
hypothequer) im Sinne des Art. 217 iſt, und daß es nur 
darauf ankommen kann, ob das einzelne Veräußerungs⸗ oder 
Verpflichtungsgeſchäft, das auf Grund der an ſich gültigen 
Vollmacht vorgenommen worden iſt, durch die Autoriſation des 
Mannes gedeckt wird oder nicht. In der Autorſqation dez 
Mannes zur Erteilung der Vollmacht kann dieſe Deckung wegen 
des allgemeinen Inhalts der Vollmacht freilich nicht gefunden 
werden. Wohl aber liegt ſie in der eigenen Vornahme des 
Spezialgeſchäfts durch den Mann ſelbſt. Die Revifion glaubt, 
in der Entſcheidung des II. ZS. (RG. 23, 340) eine Stüge 
für ihre Anſicht zu finden. Der damals entſchiedene Fall lag 
indes in tatſächlicher und rechtlicher Beziehung weſentlich ander 
als der vorliegende. Es handelte ſich damals um eine Ber 
bürgung der Ehefrau für alle Forderungen, die einem Dritten 
aus einer Geſchäftsverbindung mit dem Ehemann erwachsen 
würden. In dieſer Verbürgung ſelbſt lag der verpflichtende 
Akt und weil dieſer ſich auf eine unbeſtimmte und nicht übe: 
ſehbare Zahl von Geſchäften bezog, hat der II. Senat die in 
dieſem Akte erklärte Autoriſation des Ehemannes als dem Ge 
ſetze widerſprechend erachtet. Daß von dieſer Grundlage aus 
die Vornahme der Einzelgeſchäfte durch den Mann felbft die 
Frau nicht verpflichten konnte, leuchtet ein. O. o. K., U. b. 
22. Sept. 06, 588/05 I. — Cöln. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Der Begriff der Unverzüglichkeit wird in Entſch. Nr. 2 
insbeſondere für die Beſtimmung des § 121 BGB. erörtert 
und dabei hervorgehoben, daß die Unverzüglichkeit nicht in allm 
Fällen, in denen das BGB. dieſen Begriff verwendet, nach dem 
ſelben Maßſtabe bemeſſen werden könne. 

Entſch. Nr. 3 erörtert die Einwirkung der dem Haupt 
vertrage innewohnenden Unſittlichkeit auf Nachtragsverträge, 
ins beſondere auf das Erfüllungsgeſchäft, durch das eine abſtralte 
Verbindlichkeit des Schuldners des erſten Vertrags begründet 
werden ſoll. 

Entſch. Nr. 6 enthält einen Fall, in dem eine Unterlaſſung 
deshalb nicht als Fahrläſſigkeit erachtet wird, weil ſie durch 
einen entſchuldbaren Rechtsirrtum veranlaßt worden war. 

Die Ausſtellung eines Kreditbriefs durch einen Bankier 
zu Laſten des Kontos ſeines Geſchäftsfreundes, aber auf den 
Namen eines Kunden des letzteren, gewährt, wie Entſch. Nr.7 
ausführt, als Vertrag zugunſten des benannten Dritten dieſen 
ein unmittelbares Recht auf Aufrechterhaltung der Akkreditierung, 
auch wenn das belaſtete Konto fpäter einen Paſſivſaldo aufpeiſt 

Von weittragender Bedeutung iſt Entſch. Nr. 9, durch die 
das Kündigungsrecht des Mieters wegen Geſundheitsgefährlichlei 
der Wohnung ($ 544 BGB.) nicht nur wegen der unmittel 
baren Beſchaffenheit der Wohnung, ſondern auch bei Störungen 
gegeben wird, die aus dem Gebrauche anderer Räume des⸗ 
ſelben Hauſes folgen, wie Lärm uſw. aus einer Nachbar⸗ 
wohnung uſw. . 

Zur Beſtimmung des Begriffs der Heiratsvermittelunz 
bietet Entſch. Nr. 10 einen beachtenswerten Beitrag. 

In der Streitfrage, ob der Erbſchein nur auf den Namen 
des urſprünglichen Erben auszustellen oder ob auch der Erbes⸗ 
erbe und der Erbſchaftskäufer zu erwähnen ſei, ſchließt Entſch 
Nr. 13 ſich dem KG. im Sinne der erſten Alternative an. 

„Entſch. Nr. 14 behandelt die dem Patentamte von 
Gerichten zu gewährende Rechtshilfe in Anſehung der Erteilung 
der Vollſtreckungsklauſel für Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe des 
Patentamts. N 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Eine außerordentliche Generalverſammlung wird 
auf den 20. Januar 1907, Vormittag 11 Uhr 

nach Leipzig, Reichsgerichtsgebände, Hauptzimmer der Nechts⸗ 
anwaltſchaft bei dem Reichsgericht, berufen. 

Gegeuſtände der Tagesordnung ſind: 

1. Der Antrag des Rechtsanwalts, Juſtizrat Dr. Schmidt 
zu Gera und von 69 anderen Anwälten aus dem 
Bezirke des Oberlandesgerichts zu Jeua. 

Die Generalverſammlung wolle folgenden Zuſatz 
zu 9 8 der Satzungen beſchließen: 

„Das Stimmrecht kaun durch einen Bevoll⸗ 

mächtigten ausgeübt werden, der aber Mitglied 

der Kaſſe ſein muß. Für die Vollmacht iſt die 
ſchriftliche Form erforderlich und genügend.“ 

2. Der Antrag des Nechtsauwalts Kolſen zu Berlin: 

8 8 der Satzungen erhält folgenden Zuſatz: 

„Als erſchienen ſind auch diejenigen Mitglieder 

anzuſehen, welche anderen Mitgliedern ſchrift⸗ 

liche Vollmacht erteilt haben.“ 

3. Der Antrag des Borftaudes auf Ergänzung des 8 7 
der Satzungen durch Hinzufügung eines Schluß⸗ 
abſatzes dahin: 

„Eine Vertretung abweſender Mitglieder durch Be⸗ 
vollmächtigte findet nicht ſtatt.“ 

4. Der vom Borftaude angenommene Autrag des Juſtiz⸗ 
rats Elze zu Halle a. S. dahin: 

„Die Ruhegehalts⸗, Witwen- und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte, welche auf Grund 
der vom deutſchen Anwaltstage in Hannover ge⸗ 
nehmigten und durch Verhandlungen mit dem 
Kaiſerlichen Aufſichtsamt für Privatverſicherung 
in Berlin feſtgeſtellten Satzung begründet werden 
ſoll, entſpricht zwar nicht ganz der Kaſſe, welche der 
9 2 Abſatz a der Satzungen der Hülfskaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte im Ange hat, fie erſtrebt aber 
das gleiche Ziel und iſt zur Zeit die Ruhegehaltskaſſe, 
welche zum Segen der deutſchen Rechtsanwälte und 
ihrer Witwen und Waiſen begründet werden kaun, 
wenn ſich etwa 700 Anwälte darau beteiligen. 


Es werden deshalb dieſer Kaſſe, ſofern ihr 
700 Anwälte beitreten, 500 000 Mark zur Hälfte 
in 3½ prozentigen, zur anderen Hälfte in 3 pro- 
zentigen Staatspapieren aus dem angeſammelten 
Kapitalgrundſtock der Hülfskaſſe überwieſen. Dieſe 
Hülfskaſſe wird dann aber nicht aufgelöſt, ſondern 
bleibt weiter beſtehen. Sie beſchränkt ſich auf den 
in $ 2b beſtimmten Zweck und arbeitet fortan nach 
der anliegenden veränderten Satzung. Namentlich 
kaun ſie die Zinſen auch von dem ihr verbleibenden 
Kapitalgrundſtock zu Unterſtützungszwecken ver⸗ 
wenden.“ 
Die vorgeſchlagenen weiteren Satzungsänderungen lauten: 
a) $ 2 wird dahin gefaßt: 
„Der Zweck des Vereins iſt, dienſt⸗ und erwerbs⸗ 
unfähig gewordene dentſche Rechtsanwälte, ſowie 
deren Hinterlaſſene durch Geldbeihülfen zu unter⸗ 
ſtůtzen.“ 
b) Im $ 3 wird der Abſatz 2 geſtrichen. 
e) Im 8 17 werden der erſte Abſatz ganz und im zweiten 
Abſatz die Worte: 
„ans anderen Gründen“ 
geſtrichen. 
Leipzig, den 24. November 1906. 


Dülfstafle für deutſche Rechtsanwälte. 
Herr, Juſtizrat, Borfigenber. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Dresden hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
4000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande 
iſt für die reiche Beihülfe der anfrichtigſte Dank aus⸗ 
geſprochen worden. 


Vereins nachrichten. 
Berichtigung. 

In dem Ende September 1906 geſchloſſenen Verzeichniſſe 
der Gerichtsbehörden uſw. ſind die Zahlen der Eingeſeſſenen 
der neuen Landgerichte Crefeld und München⸗Gladbach unrichtig 
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angegeben. Die Eingeſeſſenen betragen zur Zeit bei dem Land⸗ 
gericht Crefeld 187 490 und bei dem Landgericht München⸗ 
Gladbach 239 019. 


Kritiſche Bemerkungen zu dem Entwurf eines 
Geſetzes, betr. die Sicherung der Bauforderungen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Hagelberg in Berlin. 


Über die praktiſche Bedeutung und Brauchbarkeit dieſes 
hochwichtigen Geſetzentwurfs iſt bereits vielfach geſprochen und 
geſchrieben worden.“) An dieſer Stelle ſollen einige Bedenken 
juriſtiſcher Natur hervorgehoben werden, zu denen der Entwurf 
Anlaß gibt. 

Dieſe betreffen zunächſt den Bauvermerk. Er hat die 
Wirkung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs der 
Baugläubiger auf Eintragung einer Sicherungshypothek. (§ 3 
Abſ. 2 des Entwurfs.) Es fehlt jedoch jegliche Begrenzung der 
Höhe dieſes Anſpruchs. Erſt die bei Ablauf einer zweimonatigen 
Anmeldefriſt (welche mit der Gebrauchsabnahme beginnt) ein⸗ 
zutragende Bauhypothek erhält eine beſtimmte Höhe. Vor 
Eintragung dieſer Hypothek iſt die Höhe der künftigen Belaſtung, 
deren Rang ſchon jetzt vorbehalten iſt, unbeſtimmbar. Dieſe 
Abweichung von dem herrſchenden Spezialitätsprinzip (certa 
res — certa pecunia) erſcheint ungerechtfertigt und mit Rück⸗ 
ſicht auf die dadurch begründete Unſicherheit des grundbuchlichen 
Rechtsausweiſes bedenklich. Mindeſtens wird die Eintragung 
eines Höchſtbetrages zu fordern ſein, für deſſen Bemeſſung der 
dem Entwurf bereits bekannte Begriff der „vorausſichtlich ent⸗ 
ſtehenden Baukoſten“ (§ 4) zu verwerten wäre. 

Die Eintragung des Bauvermerks erfolgt nach 8 8 des 
Entwurfs auf Erſuchen der Baupolizeibehörde, ohne daß der 
Eigentümer dabei mitzuwirken hat. Es iſt nicht erſichtlich, wo⸗ 
durch dieſe Abweichung von dem grundbuchlichen Prinzip, wonach 
für jede Eintragung die Bewilligung des Betroffenen erforder⸗ 
lich iſt, gerechtfertigt werden ſoll. Die Belaſtung eines Grund⸗ 
ſtücks auf Erſuchen der Polizei iſt ein juriſtiſches Unding, zumal 
an der Eintragung des Bauvermerks an ſich gar kein öffent⸗ 
liches Intereſſe beſteht. Dieſes entſteht erſt, wenn das Grundſtück 
bebaut wird. Da die Bebauung aber eine Bauerlaubnis 
vorausſetzt und dieſe erſt nach Eintragung des Bauvermerks 
erteilt wird (8 5), fo iſt es unverſtändlich, weshalb die Ein- 
tragung des Bauvermerks nicht von der Bewilligung und dem 
Antrag des Eigentümers abhängig ſein darf. Die Antrags⸗ 
befugnis der Polizei führt dabei zu nicht unerheblichen Schwierig⸗ 
keiten und Unzuträglichkeiten. Nach § 11 des Entwurfs finden 
deſſen Vorſchriften auch Anwendung, wenn der Eigentümer die 
Herſtellung des Gebäudes einem Unternehmer übertragen hatte. 
Hiernach kann die Polizei ein Grundſtück mit dem Bauvermerk 
belaſten, ohne daß deſſen Eigentümer auch nur ein Baugeſuch 
eingereicht hat. Auf welche Weiſe die Polizei ſich in ſolchen 
Fällen oder ſonſt der Zuſtimmung des Eigentümers zu verſichern 
hat, beſtimmt das Geſetz nicht. Schwierigkeiten und Schadens⸗ 

„) Bol. neuerdings die Ausführungen von Harnier in der 
DIZ. XI Sp. 1118 ff. 
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erſatzforderungen gegenüber der Polizei können auch darauz 
entſtehen, daß der Entwurf nicht beſtimmt, in welchem Zeitpunkt 
die Polizei den Bauvermerk eintragen laſſen muß. Wenn z. 9. 
die Baupolizeibehörde den Bauvermerk erſt nach Erledigung 
techniſcher Anſtände eintragen läßt, fo können in der Zwiſchen⸗ 
zeit auf Grund vollitredbarer Titel Sicherungshypotheken ein: 
getragen werden, welche den Bauſtellenwert überſchreiten und 
daher den Eigentümer gemäß § 5 des Entwurfs zur Sicherheitz⸗ 
leiſtung in Höhe des Überſchuſſes nötigen. Hier wird alſo der 
Eigentümer erheblich dadurch geſchädigt, daß die Baupelixi 
den Bauvermerk nicht gleich nach Eingang des Baugeſuchs, 
ſondern erſt ſpäter zur Eintragung gebracht hat. Dies wird 
beſonders dann zu Weiterungen führen, wenn die Anſtände der 
Baupolizeibehörde ſich als unbegründet erwieſen haben. 

Unzutreffend iſt die Vorſchrift des § 3 Abſ. 2 des Entwurfs: 
„Mit der Eintragung des Bauvermerks erwerben die Bau: 
gläubiger den Anſpruch auf Eintragung einer Hypothek für ihr 
Bauforderungen“. Da die Eintragung des Bauvermerks vor 
Beginn des Baues erfolgt, eine Bauforderung aber nach $ 12 
nur inſoweit vorliegt, als die Leiſtung des Baugläubigers in 
dem Bau verwendet worden iſt, fo gibt es bei der Or 
tragung des Bauvermerks noch gar keine Bauforderungen, ae 
auch keine Baugläubiger. Dieſe erwerben den Anſpruch au 
Eintragung der Hypothek nicht mit der Eintragung, ſonden 
auf Grund der Eintragung des Bauvermerks. 

Die Durchſetzung dieſes Anſpruchs ſetzt nach $ 15 dez 
Entwurfs noch die Anmeldung der Bauforderung bei den 
Grundbuchamt und die Beibringung der ſchriſtlichen Zuftimmung 
des Eigentümers oder einer gegen ihn ergangenen, die Anmeldung 
zulaſſenden einſtweiligen Verfügung binnen einer zweimonatigen 
Friſt voraus. Die Rechtswirkung der unterlaſſenen Anmeldung 
iſt nach dem Entwurf nicht ganz klar. § 17 Abſ. 1 beitimmt: 
„Liegen bei dem Ablauf der Anmeldungsfriſt wirkſame Anmeldungen 
nicht vor, fo wird der Bauvermerk von Amts wegen gelöscht 
Mit dieſer Löſchung erliſcht der Anſpruch der Baugläubiger 
auf Eintragung der Bauhypothek.“ Es iſt nicht erfichtlid, 
inwiefern der Anſpruch nach Ablauf der Anmeldungsfriſt bis zur 
Löſchung des Bauvermerks fortbeſtehen kann und wann er in 
dem Falle erliſcht, daß andere Baugläubiger rechtzeitig 
Forderungen angemeldet haben. 

Eine Lücke enthält der Entwurf bezüglich des Rang 
verhältniſſes von Bauhypothek und Baugelderhypothek. Gr 
beſtimmt nämlich im 8 22, daß der Baugelderhppothel der 
Vorrang vor der Bauhypothek für den Betrag derjenige 
Zahlungen gebührt, welche in Anrechnung auf die Baugelder 
von dem Baugeldgeber zum Zwecke der Tilgung einer Bau 
forderung an den Baugläubiger oder in Höhe einer von den 
Eigentümer getilgten Bauforderung an dieſen geleiſtet worden 
find. Unentſchieden bleibt jedoch im Entwurf der Fall, daß 
vor Eintragung der Baugelderhypothek eine andere Oppothel 
z. B. eine Judikatshypothek, hinter dem Bauvermerk eingetragen 
worden iſt. Offenbar kann der Rang dieſer Zwiſchenhppothe 
nicht durch das Vorrücken der ſpäter eingetragenen Baugelbe 
hypothek verſchlechtert werden; das wird er aber, wenn bi 
Baugelderhypothek einfach vor die Bauhypothek rückt. Ze 
iſt derjenige Baugläubiger, welcher von dem Baugeldgeber br 
friedigt iſt, mit feinem Anteil an der Bauhppothek fortgefalm 
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An ſeine Stelle iſt aber der Eigentümer getreten, ſo daß die 
Bauhypothek die alte Höhe behalten hat. 

Andererſeits erſcheint es auch nicht ohne weiteres angängig, 
daß die Bauhypothek in Höhe des getilgten Betrages mit der 
Baugelderhypothek den Rang tauſcht. Dann würde ſich durch 
die ſpäter eingetragenen Hypotheken der Rang der Bauhypothek 
um mehr als den Betrag der getilgten Bauforderung ver⸗ 
ſchlechtern. Freilich würde von dieſer Verſchlechterung im Range 
nur derjenige Teil der Bauhypothek betroffen werden, der ſich 
in eine Eigentümergrundſchuld verwandelt hat, denn dieſe letztere 
darf nach 8 19 Abſ. 2 des Entwurfs nicht zum Nachteile der 
den Baugläubigern verbleibenden Bauhypothek geltend gemacht 
werden. Aber auch dieſe Rangverſchlechterung der Eigentümer⸗ 
grundſchuld widerſpricht den bisher geltenden Rechtsgrundſätzen 
und müßte, falls ſie von der Geſetzgebung gewollt iſt, aus⸗ 
drücklich angeordnet werden. In der jetzigen Faſſung iſt der 
Entwurf unklar und lückenhaft. 

Nicht erſichtlich iſt auch das Verhältnis des Entwurfs zu 
dem § 648 BGB. Zwar wird man annehmen müſſen, daß 
der Entwurf für die von ihm betroffenen Fälle die Werk⸗ 
unternehmerhypothek erſchöpfend regelt, daß alſo der Unter⸗ 
nehmer eines Bauwerks die Hypothek nur gemäß den Vor⸗ 
ſchriften des Entwurfs beanſpruchen kann. Demnach wird auch 
ein Unternehmer, der infolge Verſäumung der Anmeldungsfriſt 
den Anſpruch auf die Bauhypothek verloren hat, nicht gemäß 
5 648 BGB. die Einräumung einer Sicherungshypothek vers 
langen können. Zweifellos iſt dies aber mangels einer aus⸗ 
drücklichen Geſetzesvorſchrift keineswegs. Noch zweifelhafter iſt 
aber die Entſcheidung in denjenigen Fällen, wo gemäß § 4 
des Entwurfs die Eintragung eines Bauvermerks zufolge ge⸗ 
ſchehener Sicherheitsleiſtung in Höhe eines Fünftels der voraus⸗ 
ſichtlichen Baukoſten unterbleibt. Ich möchte nicht annehmen, 
daß hier der Anſpruch des Baugläubigers aus 8 648 BGB. 
auf Eintragung einer Sicherungshypothek entfällt. Jedenfalls 
wäre eine geſetzliche Regelung dieſer Fragen zu wünſchen. 

Für die juriſtiſche Praxis unbrauchbar iſt die Regelung 
des $ 11, betr. die Bauforderungen der Nach männer eines 
vom Eigentümer beauftragten Unternehmers. Es ſollen 
nämlich Bauhandwerker und Lieferanten, welche ihren Vertrag 
nicht mit dem Eigentümer, ſondern mit einem von dieſem be⸗ 
auftragten General⸗ oder Spezialunternehmer abgeſchloſſen 
haben, nur dann als Baugläubiger gelten, wenn „der Eigen⸗ 
tümer wußte oder infolge von grober Fahrläſſigkeit nicht wußte, 
daß dem erſten Unternehmer ausreichende Mittel zur Be⸗ 
friedigung der aus der Herſtellung des Gebäudes erwachſenden 
Forderungen nicht zu Gebote ſtanden, oder daß er nicht die 
Abſicht hatte, dieſe Forderungen in vollem Umfange zu be⸗ 
friedigen“. Wie denken ſich die Verfaſſer des Entwurfs den 
Beweis einer dieſer Vorausſetzungen oder gar deren Glaubhaft⸗ 
machung im Verfahren, betr. die nach § 15 des Entwurfs 
notwendige einſtweilige Verfügung? Bekanntlich muß nach der 
neueren Judikatur des RG. zunächſt die Tatſache ſelbſt erwieſen 
werden, welche der Gegner gekannt haben ſoll. Wie ſoll aber 
der Bauhandwerker beweiſen, daß der Unternehmer nicht die 
Abſicht hatte, die Baugläubiger zu befriedigen? Der Unter⸗ 
nehmer wird dies doch — und meiſt mit Recht — beſtreiten. 
Und auch die Eideszuſchiebung an den Eigentümer über die 
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Kenntnis von dieſer Abſicht dürfte faſt ſtets ausſichtslos ſein. 
Auch daß dem Unternehmer beim Vertragsſchluß mit dem 
Eigentümer die erforderlichen Mittel nicht zu Gebote ſtanden, 
wird kaum zu erweiſen ſein, noch weniger, daß der Eigentümer 
dieſe negative Tatſache kannte oder infolge grober Fahrläſſigkeit 
nicht kannte. Die Kalamitäten im Baugewerbe pflegen auch 
meiſt dadurch zu entſtehen, daß dem Unternehmer während 
des Baues die Mittel ausgehen. Bei Beginn des Baues 
haben die Unternehmer meiſt bare Mittel oder Kredit. Kaum 
jemals wird ein Eigentümer es vorausſehen können, daß der 
Unternehmer in Schwierigkeiten geraten wird, beſonders in den 
häufigen Fällen nicht, wo der Unternehmer durch gleichzeitige 
anderweitige Unternehmungen geſchädigt wird. 

Die Regelung des § 11 muß aber ſchon prinzipiell deshalb 
abgelehnt werden, weil ſie Schiebungen durch Anſtellung von 
Unternehmern ermöglicht, während das Geſetz gerade zur Ver⸗ 
eitelung der unlauteren Schiebungen im Baugewerbe beſtimmt 
iſt. Man wird daher den Nachmännern gleichfalls das Recht 
auf die Bauhypothek gewähren müſſen. Zum Schutze des 
Eigentümers wird man jedoch die Bauhypothek der Nach⸗ 
männer um den Betrag kürzen müſſen, den der Eigentümer 
nachweislich an den Unternehmer gezahlt hat. Im übrigen 
mindert ſich nach 8 18 des Entwurfs fo wie jo die Bauhypothek 
des Unternehmers um den Betrag, für den die Nachmänner 
einen Anteil an der Bauhypothek erhalten. Es liegt alſo 
gewiſſermaßen eine cessio legis des entſprechenden Anteils an 
der Bauhypothek vor. 

Schließlich wird es ſich empfehen, als Baugläubiger auch 
diejenigen Perſonen zu bezeichnen, die an der Herſtellung eines 
Zubehörs des Gebäudes beteiligt ſind. 


—ͤ ä— 


Zur Auslegung der SS 490 und 492 BGB. 
Von Rechtsanwalt Herter, Koblenz. 


Folgender Fall iſt praktiſch geworden: Ein Landwirt ver⸗ 
kauft einem Händler ein Pferd und garantiert dabei ausdrücklich 
dafür, daß das Pferd „klar und geſund“ ſei. 4 Wochen nach 
der Übergabe zeigt der Käufer dem Verkäufer an, daß das Pferd 
„dämpfig“ ſei. — Daͤmpfigkeit gehoͤrt zu den Hauptmängeln. — 
Der Verkäufer klagt demnächſt den Reſtkaufpreis von 180 Mark 
ein. Der Käufer macht geltend, daß er infolge der Dämpfigkeit 
des Pferdes einen Schaden von mindeſtens 180 Mark erlitten 
habe und rechnet dieſen Anſpruch gegen den Klageanſpruch auf. 
Der Verkäufer wendet ein, daß der Käufer ihm den angeblichen 
Mangel erſt 4 Wochen nach der Übergabe des Pferdes, alſo 
nicht innerhalb der Friſt des 8 485 BGB., angezeigt habe. 
Der Käufer erklärt eine ſolche Anzeige unter Hinweis auf § 490 
Abi. 3 BGB. für nicht erforderlich. Wer hat recht? 

Die Anfiht des Käufers hat vielfach Billigung gefunden. 
Man argumentiert ſo: „Der Verkäufer hat dafür garantiert, 
daß das Pferd klar und geſund ſei. Er hat alſo eine Eigenſchaft 
des Pferdes zugefihert. — Dies mag als richtig zugegeben 
werden. Daher iſt $ 492 BGB. anzuwenden. Mit dieſem 
auch 8 490 Abſ. 3. Hier iſt aber beſtimmt, daß die Aufrechnung 
des Schadens anſpruches nicht der im § 479 BGB. vorgeſehenen 
Beſchraͤnkung unterliegt. Die Beſchränkung des $ 479 BGB. 
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beſteht nun darin, daß der Anſpruch auf Schadenserſatz nach 
Vollendung der Verjährung nur dann aufgerechnet werden kann, 
wenn vor Ablauf der Verjährung eine der in 8 478 BGB. 
vorgeſehenen Handlungen vorgenommen, wenigſtens alſo der 
Mangel dem Verkäufer von dem Käufer angezeigt worden iſt. 
Daher kann im Falle des 8 490 Abſ. 3 BGB. der Käufer mit 
feinem Schadensanſpruch aufrechnen, auch wenn er keine 
Mängelanzeige erſtattet und keine der ſonſtigen Handlungen des 
5 478 vorgenommen hat.) Es mag zugegeben werden, daß 
dieſe Schlußfolgerung den Wortlaut des Geſetzes für ſich hat. 
Sicher iſt aber, daß ſie mit dem, was das Geſetz gewollt hat, 
nicht zu vereinbaren iſt. 

Das Geſetz will für das Kaufgeſchäft im allgemeinen — 
dies geht aus den 88 477, 478, 479 B08. klar hervor —, 
daß nach einer gewiſſen Zeit für Verkäufer und Käufer eine 
klare Sachlage geſchaffen ſein ſoll. Es ſoll nach Ablauf einer 
gewiſſen Friſt feftfiehen, ob Anſprüche, die ſich auf angebliche 
Fehler der Kaufſache gründen, noch geltend gemacht werden 
koͤnnen, oder nicht. Deshalb iſt beſtimmt (8 477), daß alle 
Anſprüche des Käufers aus Mängeln der Sache, alſo ſowohl 
der auf 8 462 beruhende Anſpruch auf Wandelung und Minderung, 
als auch der auf 5 463 ſich gründende Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz, nach 6 Monaten verjähren, mithin nach 6 Monaten 
klagend nicht mehr geltend gemacht werden können. Weiter 
iſt aber beſtimmt (55 478, 479), daß auch das Recht, die gedachten 
Anſprüche einredeweiſe geltend zu machen, d. h. Zahlung des 
Kaufpreiſes zu weigern (Wandelungs⸗ und Minderungseinrede) 
und mit dem Schadensanſpruch aufzurechnen, erliſcht, wenn nicht 
in der Friſt von 6 Monaten Mängelanzeige erfolgt iſt. Dies 
Bedürfnis, Klarheit der Sachlage zu ſchaffen, hat man mit 
Recht als beſonders dringend beim Viehkauf angeſehen (ogl. 
Mugdan, die geſamten Materialien zum BGB. 2, 140) und 
deshalb hier die Verjährungsfriſt auf 6 Wochen gekürzt. Und 
nun ſoll entgegen dem, was für jeden anderen Kauf gilt, beim 
Viehkauf der Schadensanſpruch jederzeit aufgerechnet werden 
konnen, auch wenn der Mangel nicht oder nicht rechtzeitig an⸗ 
gezeigt ift! Dieſer Hinweis legt wohl nahe, daß die oben 
aufgeſtellte Schlußfolgerung nicht richtig ſein kann. Bemerkt 
mag werden, daß das, was man für die Aufrechnung des 
Schadensanſpruches annimmt, auch für die Wandelungseinrede 
gelten muß, da beide in 5 490 Abſ. 3 gleich behandelt werden 
und nach der Faſſung des Abſ. 3 auch für die Erhaltung 
der Wandelungseinrede eine Anzeige nach § 478 nicht vor⸗ 
geſchrieben iſt. 

Allerdings iſt die Faſſung des Abſ. 3 in 8 490 ine 
führend. Gleichwohl kann man nicht daraus entnehmen, daß 
zur Erhaltung der Einreden des Käufers eine Anzeige überhaupt 
nicht nötig ſein ſoll. Dies ergibt folgende einfache Erwägung. 
Die 88 481—492 BGB. treffen beſondere Beſtimmungen für 
den Kauf der im 5 481 bezeichneten Tiere. Die allgemeinen 
Vorſchriften des Geſetzbuches über den Kauf find aber auch hier 
anzuwenden, ſoweit nicht dieſe beſonderen ein anderes beſtimmen 
($ 481). 


5) Wenn im folgenden von der Anzeige des Mangels die Rede 
iſt, ſollen damit auch alle anderen Handlungen gemeint ſein, die in 
den $$ 478, 485 BGB. aufgeführt find. 


Für die Frage, wofür der Verkäufer aufzukommen hat, if 
alſo $ 459 BGB. maßgebend mit der Einſchränkung, daß der 
Verkäufer nicht jeden Mangel, ſondern nur die ſogen. Haupt. 
mängel vertreten muß ($ 482). Für die Frage, welche Ansprüche 
dem Käufer aus der Mangelhaftigkeit des gekauften Tieres m, 
wachſen, find die 59 462, 463 maßgebend mit der Einſchränkung 
($ 487), daß Minderung nicht verlangt werden kann. Käufer 
kann alfo nur Wandelung ($ 462) und im Falle des 5 463 
(bei Zufiherung einer Eigenſchaft) Schadenserſatz verlangen. 
(Das Recht auf Schadenserſatz beim argliſtigen Verschweigen 
eines Fehlers kann hier außer Betracht bleiben.) Der $ 489 
beſtimmt nun, daß der Verkäufer die Hauptmängel nur zu ver⸗ 
treten hat, — was gleichbedeutend damit iſt, daß Käufer geniß 
§ 462 Wandelung und gemäß 5 463 Schadenzeiſatz verlangen 
kann — wenn ſich die Hauptmängel innerhalb der ſogen. Gewähr 
friften zeigen. Zeigt ſich der Hauptmangel erft nach der Gewähr 
friſt, fo ſteht geſetzlich unwiderlegbar feſt, daß er zur Zeit ber 
Übergabe des Tieres nicht vorhanden war, und der Käufer if 
jeden Anſpruches gegen den Verkäufer bar. Weiter beſtinnt 
aber $ 485 BGB., daß der Käufer die ihm wegen des Mangel 
zuſtehenden Rechte, alſo das Recht auf Wandelung und dul 
Recht auf Schadenserfag, verliert, wenn er nicht den Mandl 
innerhalb der Friſt des 8 485 dem Verkäufer angezeigt hal 
Mit anderen Worten: Die Anzeige nach Vorſchrift des $ 4 
ift die ganz ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung jeglichen Anſprute 
des Käufers aus einem Hauptmangel. Ohne dieſe Anzeige hat 
er überhaupt gar kein Recht gegen den Verkäufer. Es iſt bahn 
ſelbſtverſtändlich, daß er ohne Anzeige nach 8 485 auf Wandlung 
oder Schadenserfat nicht klagen kann. Gbenſo ſelbſtverftändlih 
iſt aber auch, da ein nicht vorhandenes Recht überhaupt kenn 
rechtliche Wirkung äußern kann, daß er, ohne § 485 beachtet ju 
haben, Anſprüche auch nicht einredeweiſe geltend machen kun. 

Nach dem Ausgeführten kann der § 490 Abf. 3, weil er 
ſich ſonſt in direkten Widerſpruch mit der grundlegenden Bor 
ſchrift des § 485 ſetzen würde, unmöglich ſagen wollen, die 
Wandelungs- und die Aufrechnungs ein rede ſetzten eine Anzeige 
des Mangels nicht voraus. Der 8 490 Abf. 3 will nur dem 
Gedanken Ausdruck geben, daß zur Erhaltung der Eimeden übe 
die Verjährungszeit hinaus eine Anzeige im Sinne des $ 478 
BOB. nicht nötig ſei, eben weil der 5 485 ſchon die Anzeipt 
als Vorausſetzung jeden Anspruches vorſchreibt und dieſe Auel 
notwendig vor Ablauf der Verjährung erfolgt fein muß, da de 
Friſt des 5 485 ftets kürzer iſt als die Verjährungsfrſt. 

Dies auszusprechen war freilich überflüſfig. Denn die 
Handlungen des 5 485 find äußerlich denen des $ 478 gief 
Freilich beſteht ein weſentlicher innerer Unterſchied: die Handlungen 
des 5 485 find, wie wir geſehen haben, in Verbindung mil 
dem Vorhandenſein eines Hauptmangels die Grundbedingunz 
jeglichen Anſpruches des Käufers. Im Falle des 9 478 hat 
aber der Käufer auch ohne vorherige Anzeige ſeine Auſprüce 
deshalb, weil ihm eine mangelhafte Sache geliefert ift, und pi 
Handlungen des 5 478 find nur nötig, um die Einreden anf 
dieſen Anſprüchen über die Dauer der Verjährung hinaus in 
erhalten. Dieſer innere Unterſchied kann aber nicht binden, 
daß die Handlungen des § 485 mindeſtens dieſelbe Birkus 
ausüben, wie die ihnen gleichen des 8 478, alſo auch Mi 
Wirkung, die Einreden über die Verjährung fortdauern zu Ian 


35. Jahrgang. 


Offenbar von dieſer Erwägung ausgehend, hatte der Ent⸗ 
wurf erſter Leſung in dem dem jetzigen § 490 entſprechenden 
§ 407 lediglich die Beſtimmung, daß der Anſpruch auf Wandelung 
und der Anſpruch auf Schadenserſatz nach Ablauf einer kurzen 
Friſt verjähre. Eine dem Abſ. 3 des § 490 entſprechende Be⸗ 
ſtimmung fehlte hier. Weshalb dies geändert worden iſt, habe 
ich nicht erſehen können. Vielleicht war der erwähnte innere 
Unterſchied zwiſchen den Handlungen des $ 485 und denen des 
§ 478, vielleicht auch der Unterſchied der Verjährungsfriſt im 
5 477 und 5 490 beeinfluſſend, und hielt man es deshalb für 
angezeigt, noch ausdrücklich auszuſprechen, daß auch im Falle 
des § 485 die Einreden nicht durch die Verjährung des An⸗ 
ſpruches ſelbſt vernichtet würden. 

Der hier vertretenen Auslegung des Abſ. 3 im 8 490 
ſteht auch wohl, was die Wandelungseinrede angeht, die Wort⸗ 
faffung des erſten Satzes im Abſ. 3 nicht im Wege. Nur die 
ungluͤckliche Faſſung des letzten Satzes macht Schwierigkeiten. 
Aber auch dieſer ſagt ausdrücklich nur, daß § 478 nicht zu 
beachten iſt. Der Entwurf zweiter Leſung war denn auch ent⸗ 
ſchieden glücklicher gefaßt, als das ſpätere Geſetz, indem hier im 
entſprechenden § 425 der Satz 2 des Abſ. 3 gleich dem Satz 1 
einfach ſagt: „Der Anſpruch auf Schadenserſatz kann auch nach 
der Verjährung aufgerechnet werden.“ Die Faſſung des Geſetzes 
verdankt ihr Daſein zweifellos nur der Luſt des Geſetzbuches an 
Verweiſungen. Bemerkt mag werden, daß es in der Denkſchrift 
zum Recht der Schuldverhältniſſe und im Kommiſſionsbericht 
als ſelbſtverſtändlich bezeichnet wird, daß auch im Falle des 
§ 490 Abſ. 3 eine Anzeige nach § 478 erfolgt ſein müſſe. 
(Mugdan 2 S. 1249, 1278.) Über die Anzeigepflicht war 
man ſich alſo einig. Aber auch den Verfaſſern der Denkſchrift 
und des Berichtes war anſcheinend der Gedanke nicht mehr 
gegenwärtig, daß dieſe Anzeigepflicht ſchon aus § 485 hervorgeht. 

Iſt ſonach klar, daß § 490 Abſ. 3 Mängelanzeige inner- 
halb der Friſt des § 485 vorausſetzt, ſo fragt es ſich, ob in 
unſerem praktiſchen Falle §S 490 oder § 492 anzuwenden iſt. 
Wenn nämlich § 492 maßgebend wäre, fo könnte gefolgert 
werden, daß eine Anzeige innerhalb der Friſt des § 485 
nicht nötig ſei, weil ja eine Gewährfriſt nicht vereinbart iſt und 
in dieſem Falle § 492 die Anwendung des § 485 ausſchließt. 

§ 492 trifft aber nicht zu und es darf der Umſtand, daß 
§ 492 nach feiner Faffung allgemein von dem Falle der Zu- 
ficherung einer Eigenſchaft ſpricht und in unſerem Streitfalle 
eine Eigenſchaft zugefichert iſt, nicht zu einer gegenteiligen An⸗ 
nahme führen. Dies ergibt bereits die ſyſtematiſche Anordnung 
des Geſetzes. Die §§ 482— 491 handeln die Hauptmängel ab. 
§ 492 betrifft lediglich die Nichthauptmängel. Da eine geſetz⸗ 
liche Haftung für Nichthauptmängel nicht beſteht, ſo kann eine 
Haftung für ſolche nur durch eine beſondere Zuſage, durch eine 
Garantieerklärung begründet werden. Dies iſt im 8 492 
beſtimmt. Aus der Faſſung, insbeſondere aus dem Satze „wenn 
eine Gewährfriſt nicht vereinbart wird). ergibt ſich 
zur Genüge, daß im § 492 nur die Mängel gemeint find, bei 
denen eine Gewährfriſt geſetzlich nicht beſteht, alſo die Nicht⸗ 
hauptmängel. Der Entwurf erſter Leſung ſprach daher auch in 
dem § 411, der dem § 492 des Geſetzbuches entſpricht, aus⸗ 
drücklich nur von den Mängeln, die nicht zu den Hauptmängeln 
gehören. Erſt in dem Entwurf zweiter Leſung findet ſich der 
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Zuſatz „oder hat er (der Verkäufer) eine Eigenſchaft des Tieres 
zugefichert.“ Der Entwurf zweiter Leſung hat damit nicht den 
grundſätzlichen Standpunkt des Entwurfes erſter Leſung verlaſſen 
und nicht etwa ſagen wollen, daß bei Zuficherung einer Eigen⸗ 
ſchaft $ 492 immer anwendbar wäre, alfo auch wenn ein Haupt⸗ 
mangel vorläge. Es würde dies die ſonderbare Folge haben, 
daß bei Zuficherung einer Eigenſchaft und beim Vorliegen eines 
Nichthauptmangels der § 485 anwendbar wäre, wenn eine 
Gewährfriſt vertraglich vereinbart iſt, dagegen bei Zu⸗ 
ficherung einer Eigenſchaft und beim Vorliegen eines Haupt- 
mangels $ 485 ausgeſchloſſen wäre, obwohl hier eine Gewähr⸗ 
friſt geſetzlich beſteht! Liegt doch wohl dem $ 492 BGB. 
gerade der geſetzgeberiſche Gedanke zugrunde, daß überall da, 
wo eine Gewährfriſt überhaupt beſteht, eben deswegen der eine 
Gewährfriſt vorausſetzende $ 485 anzuwenden fein ſoll. 

Übrigens führt auch eine nicht an den Wortlaut ſich 
klammernde, ſondern den Sinn erfaſſende Auslegung des § 490 
zu der Überzeugung, daß auf unſeren Streitfall § 490 zutrifft. 
In der Zuſicherung, daß ein Tier klar und geſund ſei, liegt 
ſtillſchweigend ausgeſprochen, daß das Tier von allen Mängeln, 
alſo auch von Hauptmängeln frei ſei. Die Zuſicherung iſt alſo 
gleichbedeutend mit der im § 490 vorausgeſetzten Zuſicherung 
des Nichtvorhandenſeins von Hauptmängeln. Eine abweichende 
Auffaſſung in dem Sinne, daß § 490 nur dann anwendbar 
ſein ſolle, wenn ausdrücklich das Nichtvorhandenſein jeglichen 
Hauptmangels oder eines beſtimmten Hauptmangels zugeſichert 
ſei, iſt nicht haltbar. Zu beachten iſt ja auch, daß der An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz ſeine geſetzliche Grundlage nicht im 
§ 490 hat, fondern im § 463. $ 490 ſpricht, gleich den 
§§ 477—479 nur davon, wie lange und wie der aus § 463 
zu begründende Anſpruch geltend gemacht werden kann. § 463 
macht aber den Anſpruch auf Schadenserſatz von der Zuficherung 
einer Eigenſchaft abhängig. § 490 ſtände alfo, was die 
Fafſung angeht, in vollem Einklang mit der grundlegenden Be- 
ſtimmung des § 463, wenn darin etwa gejagt wäre: „es ver- 
jährt der Anſpruch auf Schadenserſatz, wenn entgegen der Zu- 
ſicherung einer Eigenſchaft ein Hauptmangel fi zeigt ...“ 
Entſprechend wollten auch die Protokolle der zweiten Kommiſſion 
den § 490 dahin gefaßt willen: „Der Anſpruch auf Schadens- 
erſatz beim Fehlen einer zugeſicherten Eigenſchaft verjährt ...“, 
und man war ſich einig, daß bei dieſer Faſſung unter zu- 
geſicherter Eigenſchaft nur die Zuſicherung der Freiheit von 
Hauptmängeln zu verſtehen ſei (Mugdan 2 S. 699, 700). 

Nach vorſtehenden Ausführungen iſt § 490 in allen Fällen 
anzuwenden, wo Hauptmängel in Frage ſtehen, einerlei ob eine 
Zuficherung erfolgt iſt oder nicht, und einerlei, welcher Art die 
Zuſicherung geweſen iſt. 

Das Ergebnis für unſeren praktiſchen Fall iſt alſo das, 
daß der Verkäufer recht hat, weil eine Mängelanzeige inner- 
halb der Friſt des § 485 nicht erſtattet iſt. 

Von den gemachten Erörterungen ausgehend, findet man 
auch eine richtige und im Ergebnis befriedigende Löſung der 
Frage, ob im Falle des § 492 bei Nichtvereinbarung einer Ge⸗ 
währfriſt, alſo wenn negativ das Fehlen eines Nichthauptmangels 
oder pofitiv das Vorhandenſein einer Eigenſchaft, die einen Nicht- 
hauptmangel ausſchließt, zugeſichert iſt, zur Erhaltung der Einreden 
eine Mängelanzeige zu erſtatten iſt und innerhalb welcher Friſt. 
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Praktiſcher Fall: Es wird garantiert, daß ein Pferd zugfeſt 
ſei und nicht lahm gehe. 

Nach 8 492 iſt für dieſen Fall § 485 für nicht anwendbar 
erklart; hier kann man auf Grund des Wortlautes des Geſetzes 
zur Verneinung der Anzeigepflicht kommen, da 8 492 den 
§ 490 bezieht und im § 490 Abſ. 3 ja ausgeſprochen iſt, daß 
eine Anzeigepflicht gemäß § 478 nicht beſteht. Gleichwohl iſt 
eine Anzeigepflicht anzunehmen. Denn § 492 beſtimmt ja nicht, 
daß die einzelnen Sätze des § 490 anzuwenden find, wie fie 
lauten, ſondern er fagt, und zwar ausdrücklich, daß § 490 ent- 
ſprechend anzuwenden iſt. § 490 iſt alſo nur inſoweit an- 
wendbar, als dies mit ſeiner Stellung im Syſtem und ſeiner 
inneren Bedeutung vereinbar iſt. Nun haben wir aber feſt⸗ 
geſtellt, daß der Abſ. 3 des § 490 gerade auf dem § 485 
beruht, daß er nur deshalb ins Geſetz aufgenommen ſein kann, 
weil gemäß § 485 innerhalb der dort vorgeſehenen Friſt Mängel- 
anzeige erfolgt ſein muß, wenn überhaupt ein Anſpruch des 
Käufers beſtehen fol. § 490 Abſ. 3 kann alſo entſprechen de 
Anwendung nur finden bei Tatbeſtänden, die dem Tatbeſtand 
des § 485 gleich oder gleichwertig find. Ein folder Tatbeſtand 
liegt aber bei Nichtvereinbarung einer Gewährfriſt im Falle des 
§ 492 nicht vor, da hier eine Mängelanzeige nicht die Voraus⸗ 
ſetzung des Anſpruches ſelbſt iſt. § 490 Abſ. 3 iſt alſo hier 
nicht anwendbar. Damit ift das Ergebnis dasſelbe, als wenn 
der Abſ. 3 aus dem § 490 überhaupt geſtrichen wäre, was ja 
auch nach der früheren Darlegung das richtige wäre. 

Iſt ſonach die Anwendung der ſpeziellen Beſtimmung des 
5 490 Abſ. 3 ausgeſchloſſen, jo find die allgemeinen Vorſchriften 
der 88 478, 479 heranzuziehen. Danach iſt zur Erhaltung der 
Einreden Mängelanzeige nötig, und es kann ſich allenfalls nur 
fragen, ob die ſechsmonatige Friſt des § 478 maßgebend iſt. 
Als Wille des Geſetzgebers darf nun unbedenklich angenommen 
werden, daß die Anzeigefriſt nicht länger ſein ſoll, als die Ver⸗ 
Innerhalb der Verjährungsfriſt ſoll ſich der 
Käufer gewährt haben, wenn er ſich auf einen Mangel der 
Kaufſache berufen will! 

Daher iſt im Falle des § 492 bei Nichtvereinbarung einer 
Gewährfrift zur Erhaltung der Einreden des Käufers Mängel- 
anzeige vor Ablauf der ſechswöchigen Verjährungsfriſt nötig. 


Vom Reichsgericht.“ 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 

Wir berichten über die in der Zeit vom 29. Oktober bis 
17. November 1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

J. Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Art. 169 EGBGB. 88 242, 249, 414 Abſ. 4, 
826 BGB. Art. 386 Abſ. 4 HGB. Über Argliſt, welche auf 
Verhinderung einer Unterbrechung der Verjährung gerichtet ift.] 

Ein Speditionsgeſchäft hatte für die Klägerin die Spedition 
von Maſchinenteilen von Grimsby bis M.⸗Gladbach — Berg. 


*) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


21. 1906. 


Märkiſchen Bahnhof — zu beſtimmtem Satze für das fi 
gramm übernommen. Die Zollabfertigung war ebenfalls Sache 
jener Firma. Bei der ausgeladenen Sendung ſtellte ſich nach 
deren Ablieferung auf dem Fabrikhofe der Klägerin heraus, 
daß in 3 Kiſten Waſſer eingedrungen war und daß die in 
dieſen verpackten Kratzengarnituren verdorben waren. Die 
Klägerin ſetzte den Schaden in Höhe von 2373,95 Mark 
von der Forderung des Spediteurs ab, wurde aber auf deſſen 
Klage verurteilt. Durch die im Oktober 1904 erhobene 
Klage gegen den Beklagten, dem fie im Vorprozeſſe den Streit 
verkündet hatte, machte die Klägerin geltend, ſie ſei zu ihrer 
Stellungnahme in jenem Prozeſſe lediglich durch die Angaben 
des jetzigen Beklagten, der die gedachten Frachtgiter auf den 
Bahnhofe entladen und in ihren Fabrikhof geführt habe, 
beſtimmt worden. Sowohl vor wie in dem Prozeſſe habe der 
Beklagte nämlich ausdrücklich behauptet, daß mit dem Entladen 
des Eiſenbahnwagens erſt am Nachmittage des 9. Juni 1897 
nach dem Aufhören des Regens begonnen worden ſei; in 
Wirklichkeit habe er aber lange vor Einleitung jenes Recht 
ſtreites erfahren, daß ſeine Leute ſchon am Morgen jenes Tages 
während des Regens mit dem Abladen begonnen und wegen 
des ſtarken Regens die Ladung dem Regen preisgegeben hatten, 
und wider beſſeres Wiſſen die Klägerin in den Glauben 
verſetzt, daß die Spediteure N. & Q. den Schaden verurſacht 
haben. Darnach hafte der Beklagte aus zvilrechtlichem 
Betruge und nach Art. 1382, 1384 Code civil für ſeine 
und feiner Leute Argliſt und ſei zum Schadenserſaße ber: 
pflichtet. Der Beklagte beantragte, die Klage abzuweiſen. Er 
berief ſich auf die einjährige Verjährung des Art. 386 des 
alten HGB., die auch — Art. 408 Abſ. 3 des alten HGB. — 
anzuwenden wäre, wenn er nicht Spediteur der Klägerin und 
nur deren Frachtführer geweſen wäre. Weiterhin beſtritt er, 
daß ein Betrug im Sinne des Art. 386 Abſ. 3 des alten 
HGB. gegen ihn vorläge; er beanſtandete ferner den Raulak 
zuſammenhang zwiſchen dieſem Betrug und der Friſtverſäumnis 
und beſtritt, daß ihm überhaupt ein zurechenbares Verſchulden 
zur Laſt liege. Die I. Inſtanz erkannte nach dem Klageantrag. 
Auf Berufung des Beklagten hat das OLG. dahin erkamt: 
Die Berufung des Beklagten wird inſoweit zurückgewiesen, als 
er zur Zahlung von 950,16 Mark mit Zinſen verurteilt 
worden iſt. Im übrigen wird unter Abänderung des erſten Urteils 
die Klage abgewieſen. Die Reviſion der Klägerin wurde zurüt⸗ 
gewieſen. Aus den die Verjährung beachtenden Gründen: Von 
feinem Ausgange, daß nach Sachlage bis zum Inkrafttreten des 
neuen Rechts die kurze Verjährung durch Art. 386 Abſ. 4 90, 
ausgeſchloſſen war, wendet das Berufungsgericht den Art. 169 
EGBGB. zutreffend an, wenn es ausführt, daß ſeit den 
Inkrafttreten des neuen Rechts — 1. Januar 1900 — an 
deſſen Stelle die Vorſchrift des 8 414 Abſ. 4 trat. Jem 
unterliegt es keinem Bedenken, daß eine der Ablieferung des 
beſchädigten Frachtgutes nachfolgende Argliſt den Tatbeſtand 
jener Geſetzesbeſtimmung nicht erfüllt. In der Rechtſprechung 
des RG. iſt — RG. 57, 376; 60, 392 — für das Recht des 
BGB. angenommen, daß die Einrede der Verjährung durch di 
Replik der Argliſt befeitigt werden könne. Was nötig ſei, IM 
eine zur Beſeitigung der Einrede der Verjährung getignet 
Replik der Argliſt zu rechtfertigen, ob die fog. exceptio dol 
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generalis im gemeinrechtlichen Sinne zureiche, um dieſe Wirkung 
zu erzeugen, oder ob die Vorausſetzungen einer exceptio doli 
specialis erfordert ſeien — pgl. Urteil des Ober⸗Appellations⸗ 
gerichts Lübeck vom 12. Juli 1862, Seuff A. 16, 93, aus⸗ 
führlicher mitgeteilt bei Wunderlich, Jurisprudenz in Lübecker 
Rechtsſachen 2, 318, und RG. 32, 142 — iſt in den gedachten 
Entſcheidungen nicht ausdrücklich erörtert; dazu lag auch kein 
beſonderer Anlaß vor. Eine ſolche Prüfung iſt dagegen im 
gegebenen Falle nötig. — Nach Zweck, Bedeutung und Trag⸗ 
weite der Borfchriften des BGB. über Verjährung unterliegt 
es keinem Bedenken, daß ein Verſtoß gegen Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrs ſitte bei Erfüllung des Vertrags 
— 8 242 BGB. —, mag er auch die Unterbrechung der Ber: 
jährung verhindert haben, nicht zureicht, um durch eine 
replica doli generalis die Einrede der Verjährung zu be⸗ 
ſeitigen. Gleiches muß auch für den Fall gelten, wenn der 
Anſpruchsgegner (Schuldner) durch ein lediglich als Fahr⸗ 
läſſigkeit zu beurteilendes Verhalten den Anſpruchsberechtigten 
(Gläubiger) an rechtzeitiger Unterbrechung der Verjährung 
verhindert hat. Den Verjährungsvorſchriften iſt gegenüber 
einem ſolchen Verhalten die größere Kraft beizulegen. Eine 
andere Auffaſſung würde den geſetzgeberiſchen Zweck der Ver⸗ 
jährung allzuſehr gefährden. — Vielmehr muß eine die 
Erforderniſſe des 8 826 BGB. erfüllende Argliſt vorliegen. 
Eine ſolche Argliſt hemmt indes den Lauf der Verjährung 
nicht. Die Hemmung der Verjährung iſt auf die im BGB. 
ausdrücklich geregelten Fälle zu beſchränken. Wohl aber kann 
aus der Vorſchrift des 8 249 BGB. in Verbindung mit 
§ 826 abgeleitet werden, daß der durch eine ſolche Argliſt be⸗ 
gründete Anſpruch aus § 826 die aus der vollendeten Ber: 
jährung abgeleitete Einrede der Verjährung zu beſeitigen 
vermag. Für den gegebenen Fall unterliegt es keinem Be⸗ 
denken, daß die wiſſentlich wahrheitswidrigen Angaben des 
Beklagten gegen die guten Sitten verſtoßen haben. Zwar 
beſtand für den Beklagten nicht die Pflicht, den wahren Sach⸗ 
verhalt offen zu legen und ſich als ſchuldigen Teil zu be⸗ 
kennen; er hatte aber auch kein Recht zu einer wiſſentlich 
wahrheitswidrigen Darſtellung. Ferner iſt unbedenklich, daß 
der Beklagte mit dem Bewußtſein handelte, die Klägerin dadurch 
möglicherweiſe zu ſchädigen. Damit wären an ſich alle Er⸗ 
forderniſſe des $ 826 gegeben. Indes einem argliſtigen Ver⸗ 
halten ſolchen allgemeinen Inhaltes, auch wenn dadurch die 
Klägerin in dem Maße beirrt würde, daß ſie das Beſtehen 
eines Anſpruchs gegen den Beklagten nicht erkannte und darum 
ihren Anſpruch gegen letzteren nicht wahrte, kann noch nicht die 
Kraft beigelegt werden, auf dem bezeichneten Wege die Einrede 
der Verjährung zu beſeitigen. Um dieſe Wirkung zu be⸗ 
gründen, iſt noch erfordert, daß der Anſpruchsgegner (Schuldner) 
durch ſeine Argliſt die Unterbrechung der Verjährung verhindern 
wollte oder doch das Bewußtſein der Möglichkeit hatte, dadurch 
werde eine Unterbrechung der Verjährung verhindert. Das 
Inſtitut der Verjährung, wie es im BGB. geregelt iſt, verlangt, 
daß nur einer auf Verhinderung einer Unterbrechung 
der Verjährung gerichteten Argliſt, die im übrigen die 
Erforderniſſe des 8 826 erfüllt, die Wirkung zukommen kann, auf 
dem Wege der 88 826 und 249 die Einrede der Verjährung 
zu beſeitigen. B. c. L., U. v. 26. Okt. 06, 90/06 II. — Cöln. 
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2. § 138 BGB. Zum Tatbeſtande des Wuchers gehört 
nicht nur ein auffälliges Mißverhältnis der Leiſtung beider 
Teile zueinander, ſondern auch die Ausbeutung der Notlage, 
des Leichtſinns oder der Unerfahrenheit. 

Der Beklagte, ein Wirt, hatte von der klagenden Brauerei 
hypothekariſch ſichergeſtellte Darlehne erhalten und ſich ver⸗ 
pflichtet, ſie durch einen urſprünglich 3 Mark betragenden, 
ſpäter auf 4 Mark erhöhten Aufſchlag auf den Hektoliter Bier 
abzutragen und ſolange bis durch dieſen Bieraufſchlag die 
Darlehnsſumme getilgt iſt, den geſamten Bierbedarf in dem 
von ihm betriebenen Reſtaurant von der Klägerin zu beziehen. 
Für den Zuwiderhandlungsfall in letzterer Hinſicht iſt bezüglich 
jeden Tages, an dem die Zuwiderhandlung ſtattfindet, eine 
Vertragsſtrafe von 15 Mark vereinbart. Die erwähnten 
Darlehne ſind bis auf einen Reſt von 13 326 Mark 2 Pf. 
getilgt. Die Annahme dieſes ihr von dem Beklagten am 
7. Mai 1904 mit ſechsmonatiger Friſt gekündigten und demnächſt 
nebſt den rückſtändigen Zinſen bar angebotenen Reſtkapitals hat 
die Klägerin abgelehnt, weil Beklagter nach den Verträgen zur 
Abzahlung der erhaltenen Darlehne mittels ſog. Bieraufſchlages 
nicht bloß berechtigt ſondern auch verpflichtet ſei, Klägerin 
daher eine andere Art der Rückerſtattung der Darlehne, ins⸗ 
beſondere eine ſolche durch Barzahlung, ſich nicht gefallen zu 
laſſen brauche. Klägerin behauptete nun, Beklagter habe das 
Bier einer anderen Brauerei verſchänkt und klagte die hierdurch 
verwirkte Vertragsſtrafe ein. Der Beklagte hat Abweiſung der 
Klage beantragt, außerdem aber Widerklage mit dem Antrage 
erhoben, die Klägerin zu verurteilen, gegen Empfangnahme von 
13 360 Mark 23 Pf. anzuerkennen, daß er, Beklagter, zur 
Deckung ſeines Bierbedarfs bei ihr, der Klägerin, nicht mehr 
verpflichtet iſt, und in die Löſchung der für ſie auf ſeinem, 
des Beklagten Grundbeſitz noch haftenden Darlehnshypotheken 
zu willigen. Der zweite Richter wies die Klage ab und ver⸗ 
urteilte die Klägerin nach dem Antrage der Widerklage. Das 
RG. hob auf Reviſion der Klägerin auf und verwies die 
Sache an das Berufungsgericht zurück: Bezüglich des Vertrages 
vom 21. April 1900 und der Ergänzung vom 11./12. April 1901 
nimmt der Berufungsrichter an, daß darin eine Beſtimmung, 
wonach Beklagter die empfangenen Darlehne anders als im 
Wege des Bierzuſchlages nicht zurückerſtatten darf, nicht ent⸗ 
halten ſei. Dieſe auf Vertragsauslegung geſtützte Entſcheidung 
läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. — 

§ 138 Abſ. 2 BGB. enthält gegenüber dem in Abſ. 1 
ebenda ausgeſprochenen allgemeinen Grundſatze nur eine er⸗ 
läuternde Spezialbeſtimmung. Die letztere iſt inſofern ein⸗ 
heitlicher Natur, als die darin angegebenen einzelnen Tat⸗ 
beſtandsmerkmale nicht auseinandergeriſſen und ſelbſtändig als 
ein für ſich allein die Vorausſetzungen des Abſ. 1 erfüllender 
Tatbeſtand behandelt werden dürfen. Es iſt alſo rechtlich 
unzuläſſig, in dem bloßen Umſtande, daß die von einem 
Vertragsteile gewährten oder verſprochenen Vermögensvorteile 
in auffälligem Mißverhältnis zu der von ihm zu bewirkenden 
Gegenleiſtung ſtehen, einen Verſtoß gegen die guten Sitten zu 
finden, wenn nicht zugleich auch das weitere in Abſ. 2 auf⸗ 
geſtellte Erfordernis — Ausbeutung der Notlage, des Leichtſinns 
oder der Unerfahrenheit — dargetan iſt. Andernfalls würde 
man dazu gelangen, den durch das neue Reichsrecht beſeitigten 
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Grundſätzen des früheren Rechts über Anfechtung eines 
Veräußerungsvertrages wegen laesio enormis auf dem Umwege 
des 8 138 Abſ. 1 BGB. wieder zur Geltung zu verhelfen. 
Demnach kann es ſich im vorliegenden Falle nur darum 
handeln, ob etwa durch die Beſtimmungen des Vertrags, 
wonach die Klägerin es in der Hand hat, die zur Tilgung der 
Darlehne empfangenen Bierpreisaufſchlagsbeträge auch auf 
andere Forderungen zu verrechnen, und durch die hierin und 
in weiteren Vertragsbeſtimmungen liegende ungleiche Regelung 
des Kündigungsrechts die wirtſchaftliche Unfreiheit des Beklagten 
derart ins Ungemeſſene geſteigert iſt, daß ſie als ein Verſtoß 
wider die guten Sitten angeſehen werden muß. Unter dieſem 
Geſichtspunkte für ſich allein hat der Berufungsrichter das 
Vorbringen der Beklagten bisher nicht gewürdigt. Die Sache 
war daher gemäß § 565 Abſ. 1 ZPO. in die Berufungs⸗ 
inſtanz zurückzuverweiſen. D. e. S., U. v. 13. Okt. 06, 
154/06 V. — Hamm. 

3. § 138 Abſ. 1 BGB. Hypothek nicht deshalb nichtig, 
weil ſie zur Sicherung einer nichtigen Darlehnsforderung be⸗ 
ſtellt ift.] 

Aus einer für den Kläger auf dem Grundſtück des Beklagten 
in Werdau, Grundbuchblatt 1609, eingetragenen Darlehns⸗ 
hypothek von 18 500 Mark werden mit der dinglichen Klage 
rückſtändige Zinſen eingeklagt. Der Beklagte ficht die Hypothek 
als nichtig an 1. wegen Wuchers und 2. weil das Darlehn 
zur Einrichtung eines Bordells in dem Hauſe beſtimmt und 
dies dem Kläger bekannt geweſen ſei, der durch Hergabe des 
Geldes gegen Hypothek den unſittlichen Betrieb zu ſeinem 
eigenen Nutzen habe befördern wollen und auch den Beklagten 
zum Erwerb des Bordells beredet habe. Die Klage iſt in 
I. Inſtanz abgewieſen worden auf Grund der aus der Be⸗ 
förderung des Bordellbetriebs abgeleiteten Nichtigkeit der 
Hypothek. Auf die Einrede des Wuchers iſt nicht eingegangen. 
Die Berufung des Klägers iſt aus demſelben Grunde zurück⸗ 
gewieſen worden. Das RG. hob auf und wies die Sache zur 
Entſcheidung über die Einrede des Wuchers an das Berufungs⸗ 
gericht zurück: Der Berufungsrichter hat feſtgeſtellt, daß der 
Kläger nicht bloß um die Beſtimmung des Darlehns zu Bordell⸗ 
zwecken gewußt, ſondern dieſe Zwecke auch ſeinerſeits in gewinn⸗ 
ſüchtiger Abſicht, durch Ausbedingung ungewöhnlicher Vorteile 
zu fördern beſtrebt geweſen iſt. Dieſe tatſächliche Feſtſtellung 
iſt in jeder Hinſicht, namentlich auch rechtlich, bedenkenfrei. 
Dem Berufungsrichter iſt auf dieſer Grundlage ohne weiteres 
darin beizutreten, daß die Darlehnshergabe gegen die guten 
Sitten verſtieß und ein nichtiges Rechtsgeſchäft war (8 138 
Abſ. 1 BGB.). Gegenwärtig iſt aber nicht aus dieſem Rechts⸗ 
geſchäft geklagt, ſondern mit der dinglichen Klage aus der 
Hypothek, die zur Sicherung der nichtigen Darlehnsforderung 
beſtellt worden iſt; es fragt ſich demnach, ob, wie der Beklagte 
geltend macht, auch die Hypothekbeſtellung nichtig war. Der 
Berufungsrichter hat dieſe Frage bejaht und dies mit folgender 
Ausführung begründet: „In dem Streit der Meinungen darüber, 
ob auch ſog. dingliche Verträge, die auf Begründung ſachen⸗ 
rechtlicher Verhältniſſe gerichtet ſeien, wie der Vertrag über die 
Begründung einer Hypothek, gegen die guten Sitten verſtoßen 
könnten, ſei der bejahenden Anſicht der Vorzug zu geben. 
Vorliegendenfalls ſei nun kein Zweifel daran möglich, daß der 
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Vertrag, durch den der Kläger ſich die ſtreitige Hypothek beſtellen 
ließ, da er in untrennbarem Zuſammenhange mit der Darlebns⸗ 
hergabe den Zweck verfolgte, dem Kläger die Vorteile aus dieſem 
unſittlichen Rechtsgeſchäft zu ſichern, auch ſelber einen Verſtoß 
gegen die guten Sitten enthielt. Dann ſei er aber nichtig, 
denn nach 8 138 Abſ. 1 BGB. ſeien Rechtsgeſchäfte, und ein 
Rechtsgeſchäft liege vor, die gegen die guten Sitten verstoßen, 
nichtig. Daß darunter nur obligatoriſche Rechtsgeſchäfte zu 
verſtehen wären, laſſe ſich nicht etwa mit Notwendigkeit aus 
8 817 BGB. folgern (der den Empfänger einer unſitlichen 
Leiſtung nur zur Herausgabe verpflichtet), werde aber durch 
den Abſ. 2 des § 138 geradezu widerlegt, da hier das wucher⸗ 
liche Erfüllungsgeſchäft ausdrücklich für nichtig erklärt werde. 
Zu der ſich hieraus ergebenden Abweiſung der Klage führe 
übrigens auch die Erwägung, daß, wenn nur das Darlehns⸗ 
geſchäft, nicht die Hypothekbeſtellung nichtig wäre, die Hypothek 
nach 8 1163 Abſ. 1 BGB. der damaligen Grundftüd 
eigentümerin, Witwe H., zuſtehen würde, alſo nicht dem Kläge, 
da fie ſich nicht etwa als eine für dieſen beſtellte Grundſchuld 
behandeln laſſe.“ Das RG. hat nun bereits in einem Ultel 
vom 21. April 1906, in Sachen F. wider L., V. 505/05, das 
zum Abdruck in den Entſcheidungen des RG. beſtimmt und 
bereits in der ZW. 06 S. 383 Nr. 11 im weſentlichen mit: 
geteilt worden iſt, zu den in der vorſtehenden Ausführung des 
Berufungsrichters behandelten Fragen Stellung genommen und 
iſt dabei zu einem anderen Ergebnis gelangt. Es kann des 
näheren auf die ausführliche Begründung dieſes Urteils ber: 
wieſen werden. An den in jenem Urteil aufgeftellten Grund: 
ſätzen hat das RG. auch im vorliegenden Fall feſtgebalten, 
und daraus folgt, daß das Berufungsurteil aufgehoben werden 
mußte, weil es zu Unrecht angenommen hat, daß die Hypothek, 
aus der hier geklagt wird, wegen Verſtoßes gegen die guten 
Sitten nach Maßgabe des § 138 Abſ. 1 BGB. nichtig je. 
In der Sache felbft hat jedoch noch nicht erkannt werden 
können, weil der Beklagte auch die Einrede des Wuchers er⸗ 
hoben und ſich noch mit der Behauptung zu verteidigen geſucht 
hat, daß er vom Kläger beredet worden ſei, das Haus in der 
Zwangsverſteigerung zu erſtehen. Der Berufungsrichter hat 
ſich mit dieſen Verteidigungsbehelfen noch nicht beſchäftigt, es 
iſt aber jedenfalls die Einrede des Wuchers inſofern von Er: 
heblichkeit, als fie nach der für wucherliche Erfüllungsgeſchäft 
in §8 138 Abſ. 2 gegebenen Sonderbeſtimmung (vgl. Rö. 
57, 97) möglicherweiſe zu einer Abweiſung der Klage führen 
könnte. H. c. R., U. v. 24. Okt. 06, 49/06 V. — Dresden. 
4. 58 157, 339 ff. BGB. Was iſt „indirekte“ Be 
teiligung bei einem Konkurrenzgeſchäft? Bedeutung der Der: 
kehrsſitte für die Frage, ob die Vertragsſtrafe verwirkt if] 
Der Beklagte hat fein Fabrik- und Handelsgeſchäft an eine 
Aktiengeſellſchaft veräußert. Im 8 11 des Vertrags iſt be⸗ 
ſtimmt: „Verkäufer verpflichtet ſich, innerhalb des Deutfcen 
Reichs bis zum 1. Januar 1908 ein Konkurrenzgefhäft in 
Pumpen, Dampfmaſchinen und Kompreſſoren weder zu errichten, 
noch zu betreiben, auch ſich an einem ſolchen Geſchäſte direkt 
oder indirekt nicht zu beteiligen. Jede einzelne Zuwiderhandlung 
wird mit einer zugunften der Käuferin ſofort fälligen Konventional 
ſtrafe von 30 000 Mark geahndet. Durch dieſe Vereinbarung 
iſt Verkäufer jedoch nicht behindert, feiner Tätigkeit als Ziri⸗ 
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ingenieur nachzugehen.“ Die Rechte der Käuferin aus dieſem 
Vertrag ſind auf die Klägerin übergegangen. Seit Anfang 1903 
betreibt die Geſellſchaft in Firma „M. & H., Pumpen: und 
Maſchinenfabrik“ in Halle a. S. ein Konkurrenzgeſchäft der 
Klägerin in Pumpen, Dampfmaſchinen und Kompreſſoren. Der 
Geſellſchafter M. hat im Jahre 1902 ſeine Stellung als einer 
der techniſchen Direktoren der Klägerin aufgegeben, während der 
nur kaufmänniſch, nicht techniſch vorgebildete Geſellſchafter H. 
mit der Tochter des Beklagten ſeit 1902 verlobt war und ſeit 
1903 verheiratet iſt. Die Geſellſchaft arbeitet mit dem Bank⸗ 
geſchäft A. und hat auf ihrem Fabrikgrundſtück für dieſe Firma 
eine Hypothek von mindeſtens 75 000 Mark eintragen laſſen. 
Unſtreitig iſt, daß der Beklagte für die Sicherheit dieſer Hypothek 
dem genannten Bankgeſchäft gegenüber Bürgſchaft übernahm. 
Weiter hat der Beklagte in einem anderen Rechtsſtreit 
eidlich bekundet, er habe der Firma des M. einen Kredit er⸗ 
öffnet, über eigenes Vermögen ſeines Schwiegerſohnes H. wiſſe 
er nichts. Mit M. das Geſchäft zu eröffnen habe er H. da⸗ 
durch in den Stand geſetzt, daß er ihm einen Kredit bei einem 
Bankier verſchaffte, bei dem er die Bürgſchaft übernommen 
habe. H. hat, wie gleichfalls unſtreitig iſt, eidlich ausgeſagt, 
bei Gründung des Geſchäfts mit M. habe er kein disponibles 
Vermögen beſeſſen und ſei dazu nur dadurch in den Stand 
geſetzt worden, daß Beklagter ihm perſönlich einen Kredit bei 
einem Bankier eröffnete. Außerdem habe Beklagter bei Gründung 
des Geſchäfts auch dieſem einen Kredit eröffnet. Auf Grund 
der auf Zahlung der Vertragsſtrafe gerichteten Klage wurde 
Beklagter verurteilt und ſeine Berufung iſt zurückgewieſen worden. 
Das RG. hob auf und verwies zurück: Nach den Feſtſtellungen 
der Vorinſtanz hat der Beklagte ſeinen Schwiegerſohn H. da⸗ 
durch in den Stand geſetzt, das Geſchäft mit M. zu eröffnen, 
daß er ihm einen Kredit bei einem Bankier eröffnete, bei welchem 
der Beklagte ſelbſt die Bürgſchaft übernahm. Weiter hat der 
Beklagte auch der Firma M. & H. einen Kredit eröffnet und 
die Bürgſchaft für die Sicherheit einer Hypothek zu 75 000 Mark 
übernommen, welche die Firma M. & H. auf ihrem Fabrik⸗ 
grundſtück dem Bankhaus A. zur Sicherung für einen gewährten 
Kredit beſtellt hatte. Daß in dieſen Handlungen eine indirekte 
Beteiligung an dem als Konkurrenzgeſchäft der Klägerin er⸗ 
achteten Geſchäfte der Firma M. & H. gelegen ſein könne, iſt 
der Klägerin zuzugeben. Der Vertrag vom 11. Januar 1898 
enthält darüber, was die damals vertragſchließenden Parteien 
unter einer indirekten Beteiligung an einem Konkurrenzgeſchäft 
verſtanden haben, nichts, und nach dem wörtlichen Sinn der 
getroffenen Beſtimmung und dem Sprachgebrauche wäre es 
nicht ausgeſchloſſen, daß auch Geld und Kreditgewährungen der 
feſtgeſtellten Art von den Parteien gegenüber einer Konkurrenz⸗ 
fabrik ausgeſchloſſen werden wollten. Es iſt ſomit nach all⸗ 
gemeinen Auslegungsgrundſätzen unter Berückſichtigung der 
geſamten Sachlage und der beſonderen Umſtände des Falles zu 
unterſuchen, was bei der getroffenen Feſtſetzung die Willens⸗ 
meinung der Parteien geweſen iſt. Der Beklagte hat ſich nun 
zur Begründung ſeiner Behauptung, daß die Gewährung von 
Geld und Kredit an ſeinen Schwiegerſohn und die Firma 
M. & H. nicht unter das Vertragsverbot der indirekten Be⸗ 
teiligung falle, darauf berufen, daß die Klägerin ſelbſt in dieſen 
Leiſtungen, als ſie ihr bekannt wurden, keinen Verſtoß gegen 
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das Konkurrenzverbot gefunden habe, und ſich zur näheren 
Begründung hierfür auf Vorgänge in den Auſſichtsratsſitzungen 
der Klägerin berufen, welche das Berufungsgericht für unerheb⸗ 
lich erachtet. Dieſer Auffaſſung kann nicht beigepflichtet werden. 
Denn wenn es richtig wäre — was der Beklagte unter Beweis 
geſtellt hat —, daß er ſelbſt in einer Aufſichtsratsſitzung die 
Geld⸗ und Kreditgewährung an feinen Schwiegerſohn zur Sprache 
gebracht und angefragt habe, ob Bedenken dagegen beſtänden, 
daß dieſe Frage im Auſſichtsrat ohne Widerſpruch verneint 
wurde und Vorſtand und Aufſichtsrat auch in einem gleich⸗ 
gelagerten zweiten Fall eine ähnliche Geld⸗ und Kreditgewährung 
einſtimmig als nicht unter das Konkurrenzverbot fallend er⸗ 
klärt hätten: ſo könnte damit unter Umſtänden eine zuverläſſige 
Grundlage für den Rückſchluß geſchaffen werden, daß auch nach 
der Auffaſſung der Klägerin der Vertrag, wie er lautete, die 
oben feſtgeſtellten Leiſtungen des Beklagten nicht dem Konkurrenz⸗ 
verbote unterwarf. Im Zuſammenhang hiermit muß es auch 
als erheblich erachtet werden, wenn nach der Verkehrsſitte in 
den hier in Betracht kommenden kaufmänniſchen Kreiſen das 
Verbot der indirekten Beteiligung an einem Konkurrenzgeſchäft 
nicht dahin aufgefaßt wird, daß es die Gewährung von Geld 
und Kredit an die konkurrierende Firma gleichfalls ausſchließt. 
Denn wenn es auch richtig iſt, daß über die Bedeutung und 
Tragweite des vorliegenden Vertragsinhalts das Gericht ſelbſt 
zu entſcheiden hat, fo folgt doch aus 8 157 BGB., daß die 
Auslegung mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu geſchehen hat, 
und hiernach kann es für die Beurteilung der in Rede ſtehenden 
Vertragsbeſtimmung keineswegs belanglos ſein, was nach der 
Verkehrsſitte der beteiligten Kreiſe unter der verbotenen indirekten 
Beteiligung an einem Konkurrenzgeſchäft verſtanden wird. Die 
von dem Berufungsgericht abgelehnte Erhebung des vom Be⸗ 
klagten angebotenen Zeugen: und Sachverſtändigenbeweiſes ge: 
winnt aber auch deshalb Bedeutung, weil an dem Satze feſt⸗ 
zuhalten iſt, daß Strafgedinge, weil ſie eine Beſchränkung der 
perſönlichen Freiheit enthalten, nicht ausdehnend ausgelegt 
werden dürfen, und es deshalb dem Beklagten freigelaſſen 
werden muß, den Nachweis zu führen, daß eine Beteiligung 
an einem Konkurrenzgeſchäft nur durch Kapital⸗ oder Kredit⸗ 
gewährung und ohne Anteil am Geſchäftsgewinn auch von der 
Klägerin ſelbſt als nicht unter das Vertragsverbot fallend an⸗ 
geſehen worden it. W. c. W., U. v. 6. Okt. 06, 38/06 I. — 
Naumburg. 

5. 88 249, 251, 858, 861 ff. BGB. verb. mit 88 304, 
538, 559, 565 ZPO. Schadenserſatzanſpruch des Beſitzers, 
der wegen Beſitzentziehung eines Teiles ſeines Grundſtücks 
ſeitens der Beklagten dieſen Reſt billiger verkaufen muß. In⸗ 
halt des Reviſionsantrages, Zwiſchenurteil des RG., das ent⸗ 
gegen der Abweiſung des Klägers durch das OLG. den Klage⸗ 
anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt.] 

Der Anſpruch der Kläger iſt gerichtet auf einen Schadens⸗ 
erſatz in Höhe von 3000 Mark, welcher deswegen verlangt 
wird, weil der urſprüngliche Beklagte, der Erblaſſer der jetzigen, 
im Jahre 1901 eigenmächtig den Klägern den Beſitz einer 
gewiſſen, 0,004 ha großen, mit Fl. Nr. 3893 ½ bezeichneten, 
zwiſchen anderen Privatgrundſtücken in Augsburg belegenen 
Grundfläche entzogen, ſich ſelbſt in den Beſitz derſelben geſetzt 
und ſie für 150 Mark an die Eigentümer eines anſtoßenden 
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Grundſtückes, die L.ſchen Eheleute verkauft habe. Die Kläger 
behaupten, daß ſie deswegen ihr anſtoßendes Grundſtück, zu 
welchem jene Grundfläche eigentlich gehört habe, einige Zeit 
nachher nur für um 5 000 Mark weniger haben verkaufen 
können, als ſie dafür erlöſt haben würden, wenn die Fläche 
nicht tatſächlich davon getrennt geweſen wäre, klagen aber einſt⸗ 
weilen von dieſem angeblichen Schaden nur den Betrag von 
3000 Mark ein. Das Berufungsgericht ſieht den Beſitz und 
das Eigentum der Kläger an der fraglichen Grundfläche für 
den erheblichen Zeitpunkt als erwieſen an, desgleichen die eigen⸗ 
mächtige Beſitzentziehung durch den urſprünglichen Beklagten, 
hält auch die Beklagten deswegen für ſchadenserſatzpflichtig, 
weiſt aber dennoch den erhobenen Klaganſpruch auf Grund der 
88 249, 251 Abſ. 1 BGB. ab, weil die Kläger hier nicht 
eine Entſchädigung nur in Geld, ſondern zunächſt nur die 
Wiederverſchaffung des entzogenen Beſitzes, und nur eventuell 
daneben eine Geldentſchädigung in Höhe der ſich etwa dann 
noch ergebenden Differenz verlangen dürften. Dieſe Entſcheidung 
kann nicht aufrecht erhalten werden: Der beklagtiſche Erblaſſer 
hat gegen $ 858 BGB. verſtoßen, ſich alſo einer ver⸗ 
botenen Eigenmacht ſchuldig gemacht, damit im Sinne des 
8823 Abſ. 2 BGB. ein den Schutz eines andern bezweckendes 
Geſetz verletzt und iſt daher ſchadenserſatzpflichtig geworden; 
vgl. Planck, BGB., Bd. 3 (Aufl. 3), Bem. 2 zu § 858, S. 44, 
und Bem. zu 88 861 — 864, S. 47. Andererſeits iſt anzu⸗ 
erkennen, daß möglicherweiſe der Schade in einem ſolchen Fall 
auch in dem Verluſte des Beſitzes gefunden werden kann, und 
inſoweit der Erſatz in erſter Linie durch Wiederverſchaffung des⸗ 
ſelben zu leiſten iſt. Aber hier wird nicht Schadenserſatz dafür 
verlangt, daß die Kläger den Beſitz der Grundfläche jetzt nicht 
haben, ſondern dafür, daß ſie ihn damals nicht hatten, als 
ſie ihr Hauptgrundſtück verkauften, und daß ſie daher dieſe 
Fläche tatſächlich nicht mitverkaufen konnten und ſich infolge⸗ 
deſſen mit einem unverhältnismäßig niedrigen Preiſe begnügen 
mußten. Hier beſteht die Herſtellung des Zuſtandes, der beſtehen 
würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende Umſtand (alſo hier 
die eigenmächtige Beſitzentziehung) nicht eingetreten wäre 
(8 249 BGB.), gerade in der Verſchaffung derjenigen Summe 
Geldes, welche die Kläger ſonſt an höherem Kauſpreiſe ein⸗ 
gezogen haben würden; wobei andererſeits berückſichtigt werden 
mag, daß die Kläger dann auch nicht mehr Eigentümer der in 
Rede ſtehenden kleinen Grundfläche ſein würden, was ſie aller⸗ 
dings jetzt noch ſind. Jedenfalls kann jetzt, nachdem einerſeits 
die Kläger ihr Hauptgrundſtück veräußert haben, andrerſeits 
der beklagtiſche Erblaſſer den Beſitz der kleinen Grundfläche 
längſt aufgegeben und ſie verkauft hat, nicht mehr davon die 
Rede ſein, daß die Herſtellung des früheren Zuſtandes noch 
möglich (S 251 Abf. 1 BGB.) wäre. Hiernach mußte das 
angefochtene Urteil wegen rechtsirriger Anwendung des Geſetzes 
auf das feſtgeſtellte Sachverhältnis aufgehoben werden. Da 
bereits feſtſtand, daß die Kläger durch die unerlaubte Handlung 
des urſprünglichen Beklagten den von ihnen geltend gemachten 
Schaden, wenn auch vielleicht nicht in der von den Beklagten 
beſtrittenen Höhe, ſo doch zu irgend einem Betrage erlitten 
haben, fo war die Sache zugleich im Sinne des 5 565 Abſ. 3 
Nr. 1 3 OO. zur Endentſcheidung reif, nämlich zur Erlaſſung 
eines Zwiſchenurteils nach $ 304, bezw. nach 8 538 Abſ. 1 
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Nr. 3 ZPO. Freilich haben die Kläger den poſitiven Teil 
ihres Reviſionsantrages in dieſer Hinſicht nicht erſchöpfend 
formuliert; dies iſt aber unſchädlich, weil es in der Reviſionz⸗ 
inſtanz im Sinne des $ 559 ZP. nur darauf ankommt, tie 
weit die Aufhebung des vorigen Urteils beantragt iſt, woraus 
ſich dann die weiteren Folgen eventuell von ſelbſt nach Na 
gabe des Geſetzes ergeben. M. c. M., U. v. 8. Okt. 06, 
55/06 VI. — Augsburg. 

6. 88 254, 823 BGB. Schadenserſatzanſpruch des 
durch den Fall in einen Keller Beſchädigten gegen den nicht im 
Hauſe wohnenden Hauswirt und gegen den Mieter des Kellers. 
Konkurrierendes Verſchulden.] 

Im Hauſe des Beklagten zu 1, S., hat der Beklagte zu?, 
F., das Erdgeſchoß und Kellerräumlichkeiten zum Betrieb einer 
Gaſtwirtſchaft in Miete gehabt. Zum Hauſe ſteigen von der 
Straße zwei und im Innern des Hauſes weitere ſechs Stufen 
an. Vom Flur führt ſeitlich eine für das Perſonal und di 
Lieferanten beſtimmte Tür in den Wirtſchaftskeller des Beklagtn 
F. Die Kellertreppe beginnt unmittelbar hinter der Tür, die 
ſich nach außen öffnet. Die mit den örtlichen Verhältniſſen 
nicht bekannte Klägerin wollte die Friſeurin Z. aufſuchen, di, 
wie ihr in einem im Erdgeſchoß des Hauſes gelegenen Laden 
geſagt worden, ihr Geſchäftslokal im Hochparterre hatte. Sie 
öffnete jene Tür und ſtürzte, in dem unbeleuchteten Raume 
vorwärts ſchreitend, die Treppe hinab. Das DLG. hat die 
Beklagten als Geſamtſchuldner verurteilt: auf die Reviſion hob 
das RG. auf, wies die Klage gegen den Beklagten zu 1 ab 
und erklärte den Klageanſpruch gegen den Beklagten zu 2 zu 
einem Drittel für gerechtfertigt: Die Heranziehung des 9 278 
BGB. iſt verfehlt. Denn der Klägerin oder dem Publikm 
gegenüber, welches das Haus betrat, hatte S. keine rechts 
geſchäftliche Verbindlichkeit zu erfüllen. Es kann ferner dahn⸗ 
geſtellt bleiben, ob der Satz des Berufungsgerichts, daß jeder 
unverſchloſſene Raum an dem Hausflur eines großſtädtiſchen 
Mietshauſes jedem zugänglich zu fein habe, der befugterweiſ 
das Haus betritt, in dieſer Allgemeinheit zutrifft. Auch wem 
man zugeben wollte, daß der Hauseigentümer das verſehentliche 
Betreten eines dunkeln und gefährlichen Raumes, der unbe: 
ſchloſſen und nicht abſeits gelegen ift, durch fremde Perſonen 
in Rechnung zu ziehen habe, ſo kann ihm die Unterlaſſung der 
Sicherung eines ſolchen Raumes doch dann nicht als Fahr 
läſſigkeit angerechnet werden, wenn er ihn vermietet hat und 
des Glaubens fein darf, daß der Mieter die nötige Schutz 
vorkehrung treffen werde. So liegt die Sache hier. Der Be 
klagte S. wohnt nicht ſelbſt im Hauſe, wie die Wohmungsangahe 
in dem, dem Berufungsgericht vorgetragenen Mietvertrag ergibt 
Die fragliche Tür bildete den Eingang für die Lieferanten und 
das Perſonal des eine Gaſtwirtſchaft betreibenden Mieter. 
Es iſt nicht behauptet, daß vor dem Unfall Klagen wehen der 
Beſchaffenheit des Zugangs zur Treppe oder wegen mangelnder 
Beleuchtung zu Gehör des Beklagten gekommen oder nur lau 
geworden ſind. S. durfte ſohin darauf vertrauen, daß der 
Mieter ſchon mit Rückſicht auf jene Perſonen die Treppe Dr 
leuchten werde. Der Unfall wäre aber vermieden worden 
wenn die Beleuchtung vorhanden geweſen wäre. S. ſelbſt war 
in dem vermieteten Keller zur Beleuchtung der Treppe, übe 
die er nicht mehr der Herr war, gar nicht berechtigt. Von einer 
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Pflicht zur Beleuchtung, wie fie ihm das Berufungsgericht an⸗ 
ſinnt, kann daher keine Rede ſein. Durfte S. ohne Außer⸗ 
achtlaſſung der gebotenen Sorgfalt annehmen, daß die Treppe 
beleuchtet ſei, ſo beſtand für ihn kein Anlaß, die nach außen 
ſich öffnende Tür mit einer zur Vorſicht mahnenden Aufſchrift 


zu verſehen. Daß etwa die Anlage von Keller und Treppe 


wider die Regeln der Baukunſt verſtieß, und aus dieſem Grunde 
ſchuldhaft geweſen ſei, iſt von der Klägerin ſelbſt nicht geltend 
gemacht worden. Die Klage gegen S. erwies ſich hiernach 
als unbegründet. Dagegen lag dem Beklagten F., der den 
Keller gemietet und ihn inne hatte, die Pflicht ob, die dunkle 
Treppe, da er ſie nicht verſchloſſen halten konnte, zu beleuchten. 
Mindeſtens mußte er in Ausſicht nehmen, daß neue Angeſtellte 
ſeiner Lieferanten oder Perſonen, die ſeine in dem Keller be⸗ 
ſchäſtigten Bedienſteten oder ihn ſelbſt aufſuchten, mit den 
Ortlichkeiten nicht vertraut ſein und gefährdet werden mochten. 
Aber auch Perſonen, die die Treppe kannten, konnten beim 
Fehlen der Beleuchtung leicht einen Fehltritt tun und zu 
Schaden kommen. Der Beklagte F. vermag ſich daher der 
Haftung für die Folgen feiner Verſäumung, die urſächlich für 
den Unfall der Klägerin geweſen iſt, nicht zu entziehen. Auf 
der andern Seite hat das Berufungsgericht mit Unrecht ein 
mitwirkendes Verſchulden der Klägerin an dem Unfall verneint. 
Die Klägerin kam aus einem Laden im Erdgeſchoß des 
Hauſes, wo ſie nach der Friſeurin Z. gefragt hatte. Wenn 
ſie ſelbſt nicht wahrgenommen hat, daß ſich auch eine Gaſt⸗ 
wirtſchaft im Erdgeſchoß befand, ſo war es ſchon eine Gedanken⸗ 
loſigkeit von ihr, acht Stufen, das find höchſtens 1,60 m über 
der Straßenfläche, noch Geſchäftsräume zu vermuten. Es hätte 
ſie weiter ſtutzig machen müſſen, daß die Tür im Flur, die ſie 
für den Zugang zur Z. hielt, keinerlei Aufſchrift oder einen 
ſonſtigen Hinweis auf die Geſchäftsinhaberin trug, während 
nach allgemeinem Brauch ein offenes Geſchäft wie ein Friſier⸗ 
ſalon ſich deutlich den Beſuchern anzeigt. Sie hat die Tür 
geöffnet und vor ſich einen finſtern Raum erblickt. Nunmehr 
mußte ſie ſich doch bei der geringſten Aberlegung jagen, daß 
hier unmöglich das erfragte Geſchäft ſein könne. Sie hätte die 
Tür wieder ſchließen und die Friſeurin anderswo ſuchen ſollen. 
Statt deſſen iſt ſie blind in den dunkeln unbekannten Raum 
hineingeſchritten und abgeſtürzt. Gegenüber dieſem Mangel an 
der allergewöhnlichſten Vorſicht tritt das Verſchulden des 
Beklagten F. als das mindere hinſichtlich ſeiner urſächlichen 
Bedeutung für den Unfall zurück. Es erſchien deshalb angemeſſen, 
da das ſchuldhafte Verhalten der Klägerin überwiegend den 
Schaden verurſacht hat, dem Beklagten F. die Haftung nur zu 
einem Drittel aufzuerlegen, im übrigen den Anſpruch auch 
gegen dieſen Beklagten abzuweiſen. S. u. F. c. K., U. v. 
29. Okt. 06, 69/06 VI. — Hamburg. 

7. 88 254, 833 BGB. Haftung des Tierhalters wegen 
Beißens und bezw. Schlagens eines Pferdes. Urſächlicher 
Zuſammenhang bei vorhandener Anlage zu einem Leiden. Mit⸗ 
berichulden.] 

Das mit zwei Pferden beſpannte Fuhrwerk des Beklagten 
hielt vor einem Eiſenbahnwaggon, als der Kläger, der mit 
ſeinem Fuhrwerk ebenfalls die Ladeſtraße heraufgefahren war, 
an dem Geſpann vorüberging. Das auf der Außenſeite ſtehende 
ſchwarze Pferd des Beklagten ſtieß hierbei, mit dem Kopfe ſich 
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drehend, mit der Schnauze nach dem Kläger und traf ihn derart 
gegen die Naſe, daß er rücklings zur Erde fallend eine Verletzung 
an der Naſe und am Hinterkopf, ſowie eine Gehirnerſchütterung 
davontrug. Kläger, welcher durch den Unfall eine dauernde 
Schädigung ſeiner Geſundheit und Beeinträchtigung ſeiner 
Arbeitsfähigkeit erlitten haben will, nimmt den Beklagten als 
Tierhalter und aus dem Grunde in Anſpruch, weil er das 
Pferd ohne Aufſicht gelaſſen habe, auch das Pferd, das ihn 
nicht bloß geſtoßen, ſondern auch gebiſſen habe und als Beißer 
dem Beklagten bekannt geweſen ſei, keinen Maulkorb getragen 
habe. Das LG. hat durch Teilurteil den Schadenserſatzanſpruch 
dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Die Berufung des 
Beklagten iſt zurückgewieſen worden, das RG. hob auf Reviſion 
des Beklagten auf und erklärte den Klaganſpruch nur zu ein 
Drittel für gerechtfertigt: Im allgemeinen handelt ſchon der⸗ 
jenige unvorſichtig, der ohne Not an einem fremden Pferde ſo 
nahe vorbeigeht, daß er den Angriffs- oder Verteidigungs⸗ 
bewegungen des Pferdes, namentlich dem Schlagen oder Beißen 
ausgeſetzt iſt. Hierzu war auch in dem vorliegenden Falle der 
Kläger nicht genötigt, da neben dem Pferde genügend freier 
Raum war, und brauchte er nicht ziemlich dicht an dem Pferde 
vorüberzugehen. Die Unvorſichtigkeit, die in einem ſolchen Ver⸗ 
halten liegt, wird aber dadurch zur groben Fahrläſſigkeit, daß 
der Kläger — ohne übrigens auf das Pferd zu achten, um 
nötigenfalls durch Ausweichen oder Gegenwehr dem Angriffe 
des Pferdes ſich ſofort entziehen zu können — in die Nähe 
eines Pferdes ſich begeben hat, das durch die Anlegung des 
Maulkorbes als ein gefährliches gekennzeichnet war. Der Aus⸗ 
führung des Berufungsrichters, daß man vor Pferden, die „nach 
Menſchen ſchnappen und ſie zu beißen ſuchen“, durch den dem 
Pferde umgelegten Maulkorb geſchützt werde und ſo auch der 
Kläger ſich für geſchützt habe halten können, kann nicht gefolgt 
werden. Dieſe Ausführung leidet vielmehr an einem inneren 
Widerſpruche. Durch die Anlegung eines Maulkorbes wird das 
Pferd, vorausgeſetzt, daß der Maulkorb vollſtändig paßt und 
ſich nicht verſchoben hat, zwar am Beißen verhindert. Keineswegs 
aber verliert es hierdurch die ihm innewohnende Neigung, daß 
es nach Menſchen oder Tieren, die in ſeine Nähe kommen, 
ſchnappt und ſie zu beißen ſucht. Eine ſolche Angriffsbewegung 
wird notwendig und unmittelbar zu einem Stoße, wenn 
ſie den Angegriffenen trifft. Dies folgt ſchon aus dem Schwer⸗ 
gewicht eines mit einem Maulkorb verſehenen Pferdekopfes. 
Die ſcharfe Unterſcheidung, die der Berufungsrichter machen 
will zwiſchen Pferden, die beißen, und ſolchen, die zugleich mit 
dem Maule ſtoßen, erſcheint hiernach nicht gerechtfertigt. Der 
Kläger mußte beim Vorübergehen gewärtig ſein, daß das Pferd 
eine die Wirkung eines Stoßes habende Angriffsbewegung gegen 
ihn ausführen werde. Wenn nun auch das Verſchulden des 
Klägers nicht derart überwiegend bei Herbeiführung des Unfalls 
mitgewirkt hat, daß dadurch jeder Schadenserſatzanſpruch beſeitigt 
wird, ſo iſt doch die Fahrläſſigkeit eine grobe und iſt hauptſächlich 
hierauf der Unfall zurückzuführen. Von einem Verſchulden des 
Beklagten kann nicht die Rede ſein. Die Reviſionsrüge, daß 
bei der Feſtſtellung des urſächlichen Zuſammenhanges die in 
ärztlichen Atteſten bezeugte Erkrankung des Klägers nicht 
gewürdigt ſei, geht dagegen fehl. In dieſen Atteſten iſt aller⸗ 
dings das Vorhandenſein eines Nervenleidens mit Muskelſchwund 
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an den oberen Extremitäten und das Vorhandenſein arterio⸗ 
ſklerotiſcher Gefäßwandungen (entzündlicher Erſcheinungen der 
inneren Arterienhaut, welche eine fettige Entartung und Erweichung 
oder auch eine Verkalkung uſw. der Gefäßwandungen zur Folge 
haben) konſtatiert. Sicher würden die ſchweren Folgen des 
Unfalls nicht eingetreten ſein, wenn der Kläger nicht jene krank⸗ 
hafte Anlage gehabt hätte. Hierdurch wird aber der urſächliche 
Zuſammenhang nicht aufgehoben. Die entſcheidende Urſache, 
welche die Verletzung des Klägers und die damit verbundene 
Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit herbeigeführt hat, war und 
blieb das Stoßen des Pferdes mit dem Maule. Nur hierin 
hat der Unfall ſeine Urſache und die beſondere Geſundheits⸗ 
beſchaffenheit des Klägers hat nur als ein den Eintritt dieſes 
Erfolgs begünſtigender Umſtand hierbei mitgewirkt. Von der 
Frage, ob der Beklagte wegen fehlenden Kauſalzuſammenhangs 


überhaupt nicht verantwortlich iſt, völlig verſchieden iſt es, 


inwieweit der Beklagte mit Rückſicht auf die vorangegebene 
Geſundheitsbeſchaffenheit des Klägers für den Schaden haftbar 
gemacht werden kann. Grundſätzlich braucht der Beklagte für 
den Schaden nur einzuſtehen, ſoweit er eine Folge des Unfalls 
iſt, nicht aber inſoweit, als auch ohne die Verletzung infolge 
der naturgemäßen Weiterentwickelung der Krankheitsanlage, 
insbeſondere des Muskelſchwundes, die teilweiſe oder vollſtändige 
Arbeitsunfähigkeit des Klägers eingetreten fein würde (sgl. 
Urteil des RG. vom 15. Februar 1906 361/05 VI, abgedruckt 
in der JW. 06 S. 204 Nr. 25). Dieſer Punkt kann jedoch 
nicht in dem Verfahren über den Grund des Anſpruchs, wo⸗ 
rüber gegenwärtig allein zu entſcheiden iſt, ſondern nur in dem 
Verfahren über den Betrag des Anſpruchs Berückſichtigung 
finden. L. c. J., U. v. 11. Okt. 06, 108/06 IV. — 
Berlin. 

8. SS 274, 276, 827, 833 BGB. Haftung des Tier: 
halters. Verſchulden eines wegen Geiſtesſchwäche Entmündigten? 
Im Verkehr erforderliche Sorgfalt des Stallknechts.] 

Der Beklagte hat in dem Stalle des Löwenwirts B. zwei 
Pferde eingeſtellt. Von einem der Pferde erhielt der Kläger 
einen Hufſchlag, wodurch er ſchwer verletzt wurde. Er fordert 
von dem Beklagten Schadenserſatz. Beklagter wurde verurteilt, 
die Reviſion zurückgewieſen: Die Verurteilung des Beklagten 
iſt auf Grund des S 833 BGB. erfolgt. Inſoweit, als der 
Berufungsrichter feſtgeſtellt hat, der Beklagte ſei Tierhalter 
geweſen und der Schade ſei durch das Tier verurſacht worden, 
hat die Reviſion keinen Angriff erhoben. Dagegen wird 
gerügt, das Berufungsgericht habe unter Verletzung der 88 833, 
254, 276 BGB. ein eigenes Verſchulden des Klägers ver⸗ 
neint, denn der Kläger habe ſich nicht in gefahrdrohende Nähe 
des ihm unbekannten Pferdes begeben dürfen, auch ſei ihm 
mitgeteilt worden, daß das Pferd ein Schläger ſei; wenn er 
die Warnung nicht verſtanden habe, ſo beſtehe ſein Verſchulden 
in dem Mangel an Aufmerkſamkeit oder darin, daß er über⸗ 
haupt die Funktionen eines Stallknechtes übernommen habe. 
Die Rüge iſt nicht zutreffend. Der Kläger, geboren im Sep⸗ 
tember 1858, iſt wegen Geiſtesſchwäche entmündigt. Nach dem 
ärztlichen Gutachten, auf das der Berufungsrichter verweiſt, iſt 
die geiſtige Fähigkeit des Klägers nicht höher zu ſchätzen als 
die eines achtjährigen Knaben, der auf dem Lande aufwächſt. 
Der Sachverſtändige hat ſich dahin ausgeſprochen, der Kläger 


habe ſich, wie überhaupt, jo auch am 14. Juli 1904 in einem 
die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuftande krankhafter 
Störung der Geiſtestätigkeit befunden. Der Berufungsrichter 
ließ die Frage dahingeſtellt, ob die Verantwortlichkeit hinſichtlich 
eines Verſchuldens mit genügender Sicherheit bejaht werden 
dürfe (88 827, 276, 254 BGB.), er verneinte, daß der 
Kläger überhaupt fahrläſſig gehandelt habe. Die Darſtellung, 
die der Kläger über den Hergang gegeben hatte, wurde von 
dem Berufungsgerichte für zutreffend gehalten. Danach hat 
der Kläger, der bei dem Löwenwirt Dienſte eines Knechtes 
verrichtete, am 14. Juli 1904, als er wahrnahm, daß das 
eine der beiden Pferde, die der Sohn des Beklagten in dem 
Stalle an die Krippe gebunden hatte, nicht auf ſeinem Plate 
ſtand, ſondern mit den Hinterbeinen auf den Platz des andern 
Pferdes übergetreten war, dem Pferde unter dem Zuruf: „Geh 
hinüber!“ mit der Hand einen Klaps auf das Hintenel 
gegeben, ſofort aber von dem Tiere den Schlag erbalten 
Das Berufungsgericht verneinte die Frage, ob der Kläge 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht gelaflen 
habe, weil der Kläger nicht gewußt habe, daß das Pferd 
ein Schläger ſei, die Warnung, die ihm der Sohn des %e 
klagten erteilt, nicht verſtanden, auch nicht diejenige Vorlidt 
außer acht gelaſſen habe, die jedem fremden Pferde gegenüber 
zu beachten ſei. Ein Rechtsirrtum iſt in den Ausführungen 
des Berufungsgerichts nicht zu erkennen. Wenn die Revision 
darauf hinweiſt, in dem Urteile des RG. vom 13. November 
1905 IV 123/05 ſei ausgeſprochen, daß derjenige die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt unterlaſſe, der ſich einem ihm 
unbekannten Pferde fo von hinten nähere, daß er beim Aus⸗ 
ſchlagen getroffen werden könne, fo trifft jener Satz für Ver: 
hältniſſe, wie ſie nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichtz 
vorliegen, nicht zu. Es läßt ſich nicht aufſtellen, daß ein 
Stallknecht die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht 
läßt, wenn er ſich einem an der Krippe angebundenen Pferde 
jo nähert, daß er beim Ausſchlagen getroffen werden kann, 
Das Berufungsgericht hat angenommen, es ſei genügend ge: 
weſen, daß Kläger beim Näherkommen dem Pferde zugerufen 
habe. Das iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Ebenſowenig if 
zu beanſtanden, daß das Berufungsgericht kein Verſchulden 
darin erblickte, daß Kläger die Warnung nicht verſtanden habe, 
die ihm der Sohn des Beklagten mit den Worten „das eine 
Pferd, das an der Wand ſtehe, ſei nicht ganz fauber, da folk 
er aufpaſſen“ erteilt habe. Der Einwand, der Kläger hätte 
überhaupt die Funktionen eines Stallknechts nicht übernebmen 
ſollen, iſt nach dem Tatbeſtand des Berufungsurteils in der 
Berufungsinſtanz nicht vorgebracht worden, der Berufungsrichter 
hatte daher keinen Anlaß, ihn ausdrücklich zurückzuweiſen. 
S. c. B., U. v. 29. Okt. 06, 138/06 IV. — Stuttgart. 

9. 88 276, 823 BGB. Haftung des Befigerd eines 
Wagens für deſſen gehörigen Zuſtand.] 

Der Beklagte, der mit einem zweiſpännigen beladenen 
Mühlwagen fuhr, lud unterwegs den Kläger ein, aufzufißen 
und mitzufahren. An einer abſchüſſigen Stelle brach die Nett 
des eingelegten Radſchuhs, und die Pferde, die das Fuhrwal 
nicht mehr zu halten imſtande waren, raſten den Wet herab. 
Bei dieſer Fahrt iſt der Kläger vom Wagen geſchleudert und 
verletzt worden. Er nimmt auf Erſatz feines Schadens . 
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Beklagten in Anſpruch. Das LG. hat den Klageanſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt; die Berufung des Be⸗ 
klagten und die Reviſion ſind zurückgewieſen worden: Wenn 
dem Beklagten als Verſchulden angerechnet wird, daß er zu 
ſorglos ſich nicht um den Zuſtand ſeiner Radſchuhkette ge⸗ 
kümmert und, da ſie ſchwach war, nicht eine Beikette neben ihr 
angewandt habe, obwohl er habe einſehen müſſen, daß durch 
den möglichen Bruch der abgenutzten Kette Gefahr für Menſchen 
entſtehen könne, ſo iſt dieſes Verſchulden kauſal für den Unfall 
geweſen. Die Vorausſehbarkeit der Gefahr und eines möglichen 
Schadens braucht ſich nicht auf den konkreten Unfall und die 
Art und Weiſe, wie es zu dieſem gekommen iſt, zu beziehen; 
es genügt die allgemeine Vorausſicht, die dem Beklagten möglich 
war und die er bei gehöriger Aufmerkſamkeit hätte gewinnen 
müſſen, daß durch den Zuſtand der Sperrvorrichtung ſeines 
Fuhrwerks eine Gefahr für Menſchen überhaupt entſtehen könne. 
Will man aber auch das zu dem Unfalle kauſale Verſchulden 
des Beklagten in die Einladung an den Kläger, mitzufahren, 
verlegen, ſo iſt auch dann die Ausſtellung der Reviſion un⸗ 
begründet. Das Verſchulden kann in der rechtlich neutralen 
Einladung allein ſelbſtverſtändlich nicht gefunden werden; wohl 
aber wird dieſe zu einer ſchuldhaften Handlung dadurch, daß 
der Beklagte, wie feſtgeſtellt iſt, bei gehöriger Sorgfalt die 
ſchlechte Beſchaffenheit ſeiner Radſchuhkette und die dadurch be⸗ 
dingte Unſicherheit ſeines Fuhrwerks hätte erkennen müſſen; 
unter dieſen Umſtänden war auch die Einladung zum Mit⸗ 
fahren eine nach 8 276 BGB. als Fahrläſſigkeit zu ver⸗ 
tretende Handlung, da der Beklagte bei Anwendung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt hätte Bedenken tragen müſſen, 
einen anderen Menſchen den Gefahren ſeines Fuhrwerks aus⸗ 
zuſetzen. Daß er die Überzeugung hatte, ſein Gefährt ſei ſicher 
und es könne nichts paſſieren, nimmt ſeiner Handlungsweiſe 
nicht den Charakter der Schuldhaftigkeit, die nicht Vorſatz, 
ſondern Fahrläſſigkeit war. Dieſe Überzeugung war eben 
grundlos und durch die Vernachläſſigung der im Verkehr ge⸗ 
botenen Sorgfalt hervorgerufen; bei deren Beachtung hätte der 
Beklagte jene Überzeugung nicht gehabt und nicht haben dürfen. 
S. c. H., U. v. 25. Okt. 06, 67/06 VI. — Stuttgart. 

10. 8 652 BGB. Mäklerlohn iſt nur dann verdient, 
wenn der Auftraggeber bewußterweiſe auf Grund der Tätigkeit 
des Mäklers abſchließt.] 

Das Berufungsgericht erachtet den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang beim Mäklervertrag nur dann für gegeben, wenn der 
Auftraggeber den Vertrag bewußterweiſe auf Grund der Tätig⸗ 
keit des Mäklers abſchließt, indem nur in einem ſolchen Falle 
von einer Annahme der Dienſte des Mäklers ſeitens des Auf⸗ 
traggebers geſprochen werden könne. Dieſe Grundſätze ent⸗ 
ſprechen durchaus den Ausführungen in RG. Bd. 31 Nr. 65, 
welche Ausführungen auch für die Zeit ſeit Geltung des BGB. 
als zutreffend zu erachten find (Planck, BGB. 1./2. Aufl. Bd. 2 
§ 652 Bem. 2d). S. c. B., U. v. 26. Okt. 06, 109/06 III. 
— Bamberg. 

11. 5 723 BGB. Kann die Dauer einer Geſellſchaft für 
eine beſtimmte Zeit außer durch Vereinbarung auch nach den 
Umſtänden, insbeſondere nach Zweck und Ziel der Geſellſchaft 
ermittelt werden? Unterſchied zwiſchen dem Geſellſchaftszweck 
bei gemeinſchaftlichem Erwerb von Grundſtücken und bei auf 
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Verwertung der letzteren gerichteten Geſellſchaft hinſichtlich der 
Dauer.] 

Der Berufungsrichter hat den Vertragswillen der Parteien 
dahin feſtgeſtellt, daß die Parteien den gemeinſchaftlichen Erwerb 
beſtimmter Grundſtücke behufs gemeinſamer Verwertung beab⸗ 
ſichtigten, über deren Art und Weiſe das Weitere der Zukunft 
überlaſſen blieb; er hat für den Fall der Leiſtung des dem 
Kläger auferlegten Eides einen Geſellſchaftsvertrag ($ 705 ff. 
BGB.) angenommen und den Beklagten verurteilt, Zug um 
Zug gegen Erſtattung eines Anteils des vom Beklagten für den 
Erwerb der Grundſtücke gezahlten Kaufpreiſes in die Mit⸗ 
eintragung des Klägers zu willigen. Die Reviſion des Be⸗ 
klagten, der Verletzung des S 723 BGB. rügte, wurde zurück⸗ 
gewieſen: Der $ 723 unterſcheidet, ob die Geſellſchaft für eine 
beſtimmte oder für unbeſtimmte Zeit eingegangen iſt. In letzterem 
Fall kann jeder Geſellſchafter ſie jederzeit kündigen, die Kündigung 
darf aber nicht zur Unzeit geſchehen, widrigenfalls der ohne 
wichtigen Grund kündigende Geſellſchafter zum Schadenserſatz 
verpflichtet wird. (8 723 Abſ. 2.) Iſt aber die Geſellſchaft 
für eine beſtimmte Zeit geſchloſſen, ſo iſt die Kündigung vor 
Ablauf der Zeit nur zuläſſig, wenn ein wichtiger Grund hierzu 
vorliegt, in Ermangelung eines ſolchen alſo unzuläſſig und für 
nicht geſchehen zu achten. (8 723 Abſ. 1.) Der Berufungs⸗ 
richter ſtellt ſich auf dieſen letzteren Standpunkt, indem er an⸗ 
nimmt, daß der Beklagte von dem unter den Parteien ent⸗ 
ſtandenen Geſellſchaftsverhältnis ohne einen wichtigen Grund — 
den er nicht geltend gemacht, — nicht zurücktreten, — alſo 
nicht kündigen — konnte, und ihn demgemäß zur Erfüllung 
ſeiner Verbindlichkeit aus dem Geſellſchaftsvertrage und nicht 
zum Schadenserſatz wegen unzeitiger — aber doch wirkſamer — 
Kündigung ($ 723 Abſ. 2) verurteilt. Berechtigt iſt dieſer 
Standpunkt des Berufungsrichters, wenn angenommen werden 
darf, daß die Geſellſchaft für eine beſtimmte Zeit eingegangen 
war. Für eine beſtimmte Zeit eingegangen iſt eine Geſellſchaft 
nicht nur dann, wenn ihre Dauer durch Vereinbarung eines 
gewiſſen Zeitpunkts oder Zeitraums beſchränkt iſt, ſondern auch 
dann, wenn dieſe Befriſtung aus den Umſtänden, insbeſondere 
dem Zweck und Ziel der Geſellſchaft ſich ergibt. Im vor⸗ 
liegenden Fall war die durch den Eid zu erweiſende Verein⸗ 
barung in erſter Linie auf den Erwerb der ausgebotenen Grund⸗ 
ſtücke in der Zwangsverſteigerung für gemeinſchaftliche Rechnung 
gerichtet. Inſoweit fand die Geſellſchaft durch den Bietungs⸗ 
termin ihre ſelbſtverſtändliche zeitliche Begrenzung. Gelang es 
nicht, die Grundſtücke zu dem auf 22 000 Mark limitierten 
Preiſe zu erſteigern, ſo war damit die Geſellſchaft beendigt. 
($ 726.) Sie wäre auch durch Erreichung dieſes Zweckes tat⸗ 
ſächlich beendigt, wenn, wie der Berufungsrichter in dem früheren 
Urteil annahm, die Abſicht der Kontrahenten lediglich auf den 
gemeinſchaftlichen Erwerb gerichtet geweſen wäre. Die zeitliche 
Begrenzung einer ſo geſchloſſenen Geſellſchaft iſt klar. Es kann 
nun aber für die Frage der Kündigungsbefugnis einen weſent⸗ 
lichen Unterſchied nicht begründen, wenn die Vereinbarung zugleich 
dahin ging, daß die für gemeinſchaftliche Rechnung erworbenen 
Grundſtücke auch für gemeinſchaftliche Rechnung verwertet 
werden ſollten. Von dieſem gemeinſamen Zweck konnte ja nicht 
eher die Rede fein, als bis durch den Erwerb der Grundftüde 
die Grundlage für eine gemeinſame Verwertung derſelben ge⸗ 
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ſchaffen war. Vereinbart war die Geſellſchaft zunächſt zum 
Zweck des gemeinſchaftlichen Erwerbs der Grundſtücke und erſt 
für die Zeit nach Erreichung dieſes Zweckes weiterhin zum 
Zweck der gemeinſamen Verwertung derſelben. Hiernach kann 
darin, daß der Berufungsrichter die unter den Parteien und 
St. begründete Geſellſchaft, inſoweit ſie den Erwerb der zur 
Verſteigerung ſtehenden Grundſtücke zum Zweck hatte, als eine 
für beſtimmte Zeit eingegangene, die vor Schluß der Ver⸗ 
ſteigerung nicht ohne wichtigen Grund gekündigt werden konnte, 
angeſehen hat, eine Verletzung des $ 723 BGB. nicht gefunden 
werden. K. c. P., U. v. 13. Okt. 06, 54/06 V. — Breslau. 

12. 8 781 BGB. verb. mit $ 286 ZPO. Zum Begriffe 
des Schuldanerkenntniſſes.] 

Der Kläger hatte von dem Bauunternehmer B. für Ring⸗ 
ofenſteine, die er zur Verwendung in den Neubau zweier Häuſer 
geliefert hatte, 7500 Mark zu fordern. Am 5. Auguſt 1903 
ſtellte B. dem Kläger eine Urkunde aus, inhalts deren er an 
den Kläger aus dem ihm gegen den Beklagten zuſtehenden Bau⸗ 
kapitalzuſchuß für die genannten Häuſer den Betrag von 
7500 Mark zur Begleichung der Schuld für die Steinlieferung 
abtrat. Dieſe Urkunde wurde dem Beklagten zugeſtellt und 
von dieſem mit dem Vermerk verſehen: „zahlbar nach Fertig⸗ 
ſtellung der beiden Liegenſchaften; G.“. Die Fertigſtellung der 
beiden Gebäude war am 27. März 1905 vollendet. Auf Grund 
der Urkunde vom 5. Auguſt 1903 hat der Kläger unter der 
Behauptung, der Beklagte habe ſeine Schuld an ihn noch 
beſonders anerkannt und Zahlung verſprochen, Klage erhoben 
mit dem Antrage, den Beklagten zur Zahlung von 7500 Mark 
zu verurteilen. Der Beklagte hat die Abweiſung der Klage 
beantragt, indem er unter anderem behauptet, Vorausſetzung für 
die abgetretene Forderung ſei geweſen, daß B. ſelbſt die Häuſer 
fertigſtelle, was aber nicht geſchehen ſei. Das LG. verurteilte, 
die Berufung wurde zurückgewieſen. Das NG. hob auf und 
verwies zurück: Der Berufungsrichter begründet ſeine Entſcheidung 
lediglich dahin: Der Beklagte habe durch den Inhalt ſeiner 
auf die Zeſſionsurkunde geſetzten Erklärung die Lieferung 
der Steine und ſeine Zahlungspflicht dem Kläger gegen⸗ 
über mit der Maßgabe anerkannt, daß er als Termin für die 
Zahlung den Zeitpunkt der Fertigſtellung der Häuſer beſtimmt 
habe. Da es für den Kläger, der die Zahlung ſeines Gut⸗ 
habens zu verlangen gehabt hätte, habe völlig gleichgültig ſein 
können, ob B. oder wer ſonſt die Häuſer fertigſtellte, ſo hätte 
der Beklagte, wenn er gleichwohl die Zahlung von der Fertig⸗ 
ſtellung durch B. hätte abhängig machen wollen, dies ſelbſt⸗ 
verſtändlich klar und beſtimmt zum Ausdruck bringen und da⸗ 
durch dem Kläger die Möglichkeit eröffnen müſſen, zu erwägen, 
ob er ſich unter dieſen Umſtänden mit der Zeſſion begnügen 
wolle. Eine andere Auslegung würde mit den Grundſätzen von 
Treu und Glauben nicht zu vereinbaren ſein. Der Berufungs⸗ 
richter erblickt hiernach offenbar in der ſchriftlichen Erklärung 
des Beklagten ein abſtraktes Schuldanerkenntnis im Sinne des 
8 781 BGB., das die Zahlungspflicht ohne Rückſicht auf 
etwa der abgetretenen Forderung gegenüberſtehende Einwendungen 
ſelbſtändig begründete; in dem Zuſatz, daß die Zahlung „nach 
Fertigſtellung der beiden Liegenſchaften“ erfolgen ſoll, findet 
der Berufungsrichter nur eine Befriſtung der Leiſtung. Die 
Begründung, die der Berufungsrichter ſeiner Auffaſſung gegeben 
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hat, kann aber als ausreichend nicht anerkannt werden. Ein 
Anerkenntnis der Schuld kann ſeitens des Schuldners in einem 
doppelten Sinne abgegeben werden, einmal dahin, daß lediglich 
die Entſtehung und das Beſtehen der bereits vorliegenden 
Schuld beſtätigt wird (deklaratoriſches Anerkenntnis), dann 
aber auch in dem Sinne, daß für die Schuld ein neuer 
Schuldgrund geſchaffen wird (konſtitutives Anerkenntnis). Daß 
ſich der Berufungsrichter dieſes begrifflichen Unterſchiedes bewußt 
geweſen ſei, iſt aus feinen Entſcheidungsgründen nicht zu ent: 
nehmen. Es muß ihm daher eine Verletzung des § 286 ZRD. 
zur Laſt gelegt werden, wonach er die Gründe anzugeben hatte, 
die für feine Überzeugung, die Erklärung des Beklagten flelle 
ein ſchuldbegründendes, die Schuld von dem früheren 
Schuldgrunde loslöſendes Anerkenntnis dar, leitend geweſen 
find. Die Frage, ob eine ſolche Loslöſung von dem früheren 
Schuldgrunde gewollt war, mußte im vorliegenden Falle um 
ſo notwendiger erörtert werden, als das Schuldanerkenntnis 
auf die den früheren Schuldgrund (Baugeldzuſchuß) bezeichnende 
Abtretungsurkunde ſelbſt geſetzt war, auf dieſen Schuldgrund 
durch die Bemerkung „zahlbar nach Herſtellung der Liegen; 
ſchaften“ noch beſonders Bezug nahm, und als das Anerkenntnis 
nicht gegenüber dem urſprünglichen Gläubiger, ſondern gegenüber 
einem Dritten, nämlich deſſen Rechtsnachfolger erklärt war. 
Alle dieſe Umſtände machen es wahrſcheinlich, daß durch das 
Anerkenntnis nur die in der darüber ſtehenden Abtretungs⸗ 
erklärung bezeichnete Forderung dem neuen Gläubiger gegenüber 
beſtätigt werden ſollte; denn es iſt nicht ohne weiteres zu Wr: 
muten, daß der Beklagte den Baugelderzuſchuß, zu dem er fi 
offenbar auf Grund eines läſtigen Vertrages verpflichtet hatt, 
zahlen wollte, ohne ſich das Recht vorzubehalten, die Erfüllung 
der von dem anderen Vertragsteilnehmer (B.) übernommenen 
Gegenverpflichtungen zu beanſpruchen. Um hierüber ein ſicheres 
Urteil zu gewinnen, wird es erforderlich ſein, den der abgetretenen 
Forderung unterliegenden Schuldgrund näher aufzuklären. Ob 
ſich der Berufungsrichter über die Natur des abſtrakten Schuld⸗ 
anerkenntniſſes (8 78 1 a. a. O.) klar geworden iſt, erſcheint 
übrigens auch deshalb zweifelhaft, weil er annimmt, der 
Beklagte habe durch ſeine Erklärung die Lieferung der 
Steine anerkannt, während doch aus dieſer Lieferung nach 
der Sachdarſtellung des Berufungsurteils Rechte und Pflichten 
nur zwiſchen B., dem der Kläger die Steine geliefert hatte, 
und dem Kläger ſelbſt entſtanden fein konnten. G. o. J, l. 
v. 9. Okt. 06, 585/05 VII. — Frankfurt. 

13. 88 812, 1163 Abſ. 1 Satz 2, 1176 BGB. Klage 
eines nicht zur Hebung gelangten, dem Teilungsplan nicht 
widerſprechenden Hypothekengläubigers gegen einen durch die 
Verteilung bereicherten Pfändungsgläubiger.] 

Bei der Zwangsverſteigerung des Ritterguts G. der Frau 
Marie v. B. iſt das für den Kläger eingetragene Rotilandd 
darlehn von 20000 Mark Abt. III Nr. 67 mit 18 192,94 Mun 
zur Hebung gekommen, im übrigen ausgefallen. Bei der Kauf⸗ 
gelderverteilung liquidierte der Vertreter des Klägers an Rapitalre 
13900 Mark und an Zinſen und Porto 744,26 Marl, in 
ganzen 14 644,26 Mark, die ihm, da das Liquidat anerkam 
wurde, ausgezahlt find. Der Neſt der Hebung wurde mil 
3548,60 Mark für die nicht anweſende Subhaſtatin Frau b. 2. 
von Amts wegen liquidiert und, da ſofort Pfändungen darauf 
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ausgebracht wurden, als Streitmaſſe hinterlegt. Gegen den 
Beklagten, der zu den pfändenden Gläubigern gehört und den 
Anſpruch des Klägers auf die Streitmaſſe beſtreitet, hat Kläger 
mit der Behauptung Klage erhoben, bei Aufſtellung des Liquidats 
zu der Hypothek von 20 000 Mark ſei irrtümlich angenommen, 
es ſeien 6 100 Mark abgezahlt, während nur 800 Mark ab⸗ 
gezahlt ſeien, fo daß der Kapitalreſt nicht 13 900 Mark, ſondern 
19 200 Mark betrage, er alſo 5 300 Mark zu wenig erhalten 
habe. Er hält den Beklagten zu ſeinem Nachteil für bereichert 
und hat beantragt, den Beklagten zur Bewilligung der Aus⸗ 
zahlung der hinterlegten 3 548,68 Mark nebſt Hinterlegungs⸗ 
zinſen an ihn zu verurteilen. So hat der erſte Richter erkannt. 
Auf die Berufung des Beklagten iſt die Klage abgewieſen. 
Das RG. hob auf: In der Kaufgelderverteilungsverhandlung 
vom 30. November 1903 hat der Gerichtsvollzieher W. wegen 
einer Forderung des Beklagten von 13080 Mark die Pfändung 
der Eigentümerhypotheken Nr. 66/67 angekündigt. Durch 
Gerichtsbeſchluß vom 1. Dezember 1903 ſind wegen vollſtreck⸗ 
barer Forderungen des Beklagten an die Rittergutsbeſitzerin 
Marie v. B. von 6 500 und 6 580 Mark nebft Zinſen und 
Koſten die für die Schuldnerin zur Hebung gekommenen und 
hinterlegten Beträge aus den Poſten Abt. III Nr. 66, 67 zum 
ungefähren Betrage von 500 und 6500 Mark in Höhe der 
Forderungsbeträge des Gläubigers gepfändet und dieſem zur 
Einziehung überwieſen. Die für die Subhaſtatin von Amts 
wegen liquidierten 3 548,68 Mark find im Verteilungstermine 
zur vorläufigen Verwahrung des Gerichts gezahlt und demnächſt 
bei der Regierungshauptkaſſe in Poſen als Streitmaſſe der 
jetzigen Prozeßparteien und noch anderer Perſonen hinterlegt. 
Das Berufungsgericht begründet ſeine Entſcheidung, indem es 
die Behauptung des Klägers, betreffend die aus Irrtum zu 
gering aufgeſtellte Liquidation, als richtig unterſtellt, in folgender 
Weiſe. Dadurch, daß der vom Kläger bei der Kaufgelder⸗ 
verteilung nicht liquidierte Betrag von 3548,68 Mark von 
dem Vollſtreckungsrichter von Amts wegen für die abweſende 
Grundſtückseigentümerin (Subhaſtatin) liquidiert und wegen der 
inzwiſchen ausgebrachten Pfändungen mit Zuſtimmung aller 
Beteiligten, auch des Klägers, hinterlegt worden, ſei er in das 
Eigentum der Subhaſtatin übergegangen. Durch die Pfändung 
und Überweiſung vom 1. Dezember 1903 ſei der Anſpruch der 


Subhaſtatin auf Auszahlung des hinterlegten Betrags, der 


einen Beſtandteil des Vermögens der Subhaſtatin gebildet habe, 
auf den Beklagten übergegangen. Von einer ungerechtfertigten 
Bereicherung des Beklagten könne nicht die Rede ſein, da er 
nicht aus dem Vermögen des Klägers, ſondern aus dem der 
Subhaſtatin bereichert ſein könne und da der Kläger als 
ſpäterer Pfändungsgläubiger ihm nachſtehen müſſe. Darin 
würde auch nichts ändern können, daß etwa der Kläger ſeinen 
angeblichen Irrtum bei der Geltendmachung ſeiner Hypotheken⸗ 
forderung der Subhaſtatin gegenüber unverzüglich angefochten 
hätte, denn dadurch würde das Verhältnis des Beklagten zur 
Subhaſtatin gegenüber dem Kläger nicht berührt worden ſein. 
Der Reviſion kann der Erfolg nicht verſagt werden. Wird die 
in II. Inſtanz beſtrittene Behauptung des Klägers erwieſen, 
daß ſeine Hypothekenforderung von 20000 Mark durch Ab⸗ 
zahlung nicht in Höhe von 6100 Mark, ſondern nur von 
800 Mark erloſchen iſt, ſo hat die Subhaſtatin als Grund⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 743 


eigentümerin die Hypothek nur zu dem der Reſtforderung des 
Klägers nachſtehenden Betrage von 800 Mark erworben und 
Kläger iſt Gläubiger zum Betrage von 19 200 Mark geblieben 
(BGB. 8 1163 Abſ. 1 Satz 2, 8 1176). Dem Kläger ge: 
bührte demnach der ganze zur Hebung gelangte Betrag von 
18 192,94 Mark, nicht bloß der von ihm liquidierte Betrag 
von 14 644,26 Mark, und für die Subhaftatin entſtand keine 
Eigentümergrundſchuld. Da der Kläger auf den von ihm nicht 
liquidierten Betrag von 3548,68 Mark ſeiner Forderung nicht 
verzichtet hat, ein Verzicht auch nicht in der bloßen Zuſtimmung 
des Klägers zum Verteilungsplan gefunden werden kann, ſo 
wurde durch die unrichtige Liquidation des Klägers und die 
infolgedeſſen unrichtige Verteilung des Vollſtreckungsrichters, 
der den Reſt der vom Kläger nicht beanſpruchten Hebung von 
Amts wegen liquidierte, in äußerlich gültiger Weiſe ein materiell 
ungültiges Ergebnis herbeigeführt. Wie durch die Hinterlegung 
der 3 548,68 Mark für die Subhaſtatin der Eigentumserwerb 
an dieſem Gelde erfolgt ſein könnte, iſt nicht einzuſehen. Erſt 
dadurch hätte eine Vermögensverſchiebung in betreff der 
3548,68 Mark eintreten können, daß darüber in einer Weiſe 
verfügt worden wäre, die dem Kläger ſein Gläubigerrecht ent⸗ 
zogen hätte. Allein dadurch, daß für den Beklagten zu ſeiner 
Befriedigung die hinterlegten 3 548,68 Mark gepfändet und 
ihm die Forderung auf deren Auszahlung überwieſen wurde, 
konnte dieſer Erfolg nicht bewirkt werden. Denn der Pfändung 
unterlag nur, was zum Vermögen der Subhaſtatin als ſeiner 
Schuldnerin gehörte, alſo nicht die noch im Vermögen des 
Klägers befindlichen 3 548,68 Mark. Der Beklagte konnte 
durch die Pfändung nicht mehr Rechte erwerben, als ſeiner 
Schuldnerin zuſtanden. Die Pfändung war ſomit gegenſtandslos. 
Mit Recht wehrt der Kläger daher den Eingriff in ſein Ver⸗ 
mögen ab, den der Beklagte dadurch zu machen verſucht, daß 
er im Wege der Pfändung und Überweiſung ſich wegen einer 
Forderung an die Subhaſtatin aus einem Vermögensſtücke be⸗ 
friedigen will, das zwar durch den Verteilungsplan der Sub⸗ 
haſtatin zugewieſen iſt, in Wahrheit aber zum Vermögen des 
Klägers gehört. Beklagter will alſo auf Koſten des Klägers 
etwas erlangen, ohne daß ihm gegenüber dem Kläger ein 
rechtlicher Grund zur Seite ſteht. Wäre ihm dies zuzulaſſen, 
fo würde er nach 8 812 BGB. zur Herausgabe des Erlangten 
an den Kläger verpflichtet ſein. Daß der Kläger als nicht zur 
Hebung gelangter Gläubiger, obwohl er gegen den Teilungs⸗ 
plan keinen Widerſpruch erhoben hat, befugt iſt, ſein beſſeres 
Recht nach geſchehener Verteilung gegenüber dem Beklagten 
geltend zu machen, der mit dem von ihm erhobenen Anſpruche 
befriedigt werden will, iſt vom RG. im Anſchluß an die nach 
dem bisherigen Rechte ergangene Judikatur ausgeſprochen 
(RG. 58, 156). Iſt hiernach der mit der Klage geltend 
gemachte Anſpruch an ſich begründet, ſo unterliegt zwar das 
Berufungsurteil der Aufhebung, es kann aber eine End⸗ 
entſcheidung nicht getroffen werden, da die Behauptung, worauf 
der Klageanſpruch gegründet iſt, beſtritten iſt und daher nach 
anderweiter Verhandlung feſtgeſtellt werden muß. P. F. c. C., 
U. v. 20. Okt. 06, 77/06 V. — Poſen. 

14. 58 823, 826 BGB. Nur die Beſeitigung eines wider⸗ 
rechtlichen Eingriffs in die eigene Rechtsſphäre kann verlangt 
werden. Iſt die Ausübung des ärztlichen Berufs ein „ſonſtiges 
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Recht“ im Sinne von § 823 BGB.? ft der ärztliche Beruf 
ein Gewerbebetrieb? Bei Unterwerfung unter ein Standes⸗ 
gericht mit geordnetem Verfahren kann von willkürlichen und 
gehäſſigen Maßregeln keine Rede ſein.] 

Ein Arzt hatte gegen einen Verein der Arzte eines Re⸗ 
gierungsbezirks E. V. Klage erhoben und beantragt, daß der 
beklagte Verein verurteilt werde, anzuerkennen, daß das Standes⸗ 
gericht des Beklagten nicht befugt geweſen ſei, auf Abbruch der 
Standes beziehungen feiner Mitglieder mit dem Kläger zu er⸗ 
kennen, um ihnen ſeine Vertretung und Konſultation mit ihm 
zu unterſagen, außerdem war Schadenerſatz verlangt. Die Klage 
wurde abgewieſen, die Reviſion blieb ohne Erfolg: Die An⸗ 
ſprüche der Klage ſind auf die 88 823 Abſ. 1 und 826 BGB. 
geſtützt. Eine unerlaubte Handlung berechtigt den Beſchädigten 
zur Klage auf Beſeitigung und künftige Unterlaſſung (RG. 48, 
114; 61, 366), ſowie auf Schadenserſatz. Der Klageantrag 
zu 1: daß der beklagte Verein verurteilt werde, anzuerkennen, 
daß das Standesgericht des Beklagten nicht befugt war, auf 
Abbruch der Standesbeziehungen ſeiner Mitglieder mit dem 
Kläger zu erkennen, paßt ſich keiner dieſer Kategorien an. Nur 
die Beſeitigung eines widerrechtlichen Eingriffes in ſeine eigene 
Rechtsſphäre kann der Kläger verlangen; ein weiteres ſteht ihm 
nicht zu, und für den Klageantrag zu 1 fehlt es daher, auch 
wenn im übrigen die Klage nach Maßgabe der 88 823 und 
826 BGB. begründet erſcheinen würde, an einer rechtlichen 
Grundlage. Die Anwendbarkeit des 8 823 Abſ. 1 BGB. auf 
den erhobenen Anſpruch hängt davon ab, ob die Ausübung des 
ärztlichen Berufes als ein „ſonſtiges Recht“ im Sinne der ge⸗ 
nannten Geſetzesbeſtimmung anzuſehen iſt. Dies war zu ver⸗ 
neinen. Der erkennende Senat hat in mehrfachen Entſcheidungen 
ausgeſprochen (vgl. RG. 51, 369 ff.; 56, 271), daß eine Aus⸗ 
dehnung des Begriffs „ein ſonſtiges Recht“ auf die ſogenannten 
Perſönlichkeitsrechte, darunter auch ein Recht auf freie Erwerbs⸗ 
tätigkeit, nicht im Geiſte des Geſetzes liege und nicht anzu⸗ 
erkennen ſei. Das RG. hat aber anderſeits in verſchiedenen 
Urteilen angenommen, daß ein eingerichteter und ausgeübter 
Gewerbebetrieb wenigſtens inſoweit als ein „ſonſtiges Recht“ 
dem Schutze des 8 823 Abſ. 1 BGB. unterſtehe, als er durch 
poſitive Geſetzesvorſchrift beſonders gegen Beeinträchtigung 
geſchützt iſt (RG. 56, 275), und Eingriffe in Frage kommen, 
welche ſich unmittelbar gegen den Gewerbebetrieb richten oder 
deſſen rechtliche Zuläſſigkeit verneinen (RG. 58, 30); auch der 
erkennende Senat hat (RG. 56, 271; JW. 06, S. 595 Nr. 1) 
in dieſen Grenzen der Anwendung des § 823 Abſ. 1 BGB. 
auf einen konkreten, in einem gewerblichen Unternehmen ver⸗ 
körperten Gewerbebetrieb zugeſtimmt. Als ein ſolcher erſcheint 
die ärztliche Berufstätigkeit, wenn mit ihr das Unternehmen 
einer Privatkrankenanſtalt (S 30 Gew.), die Darbietung von 
Räumen und Einrichtungen zur Krankenpflege zum Zwecke der 
Gewinnerzielung verbunden iſt; ohne ein ſolches Unternehmen 
fällt die Ausübung des ärztlichen Berufes, obgleich ſie in Er⸗ 
werbsabſicht ſtattfindet, wegen des dabei obwaltenden höheren 
wiſſenſchaftlichen und ſittlichen Intereſſes außerhalb des materiellen 
Gewerbebegriffes; die Ausübung der Heilkunde iſt zwar, ſoweit 
dies im öffentlichen Intereſſe geboten war, in mehrfacher Richtung 
durch die GewO. geregelt (8$ 6, 29, 53, 80 Abſ. 2); damit 
iſt aber die ärztliche Berufstätigkeit ſelbſt nicht ſchlechthin als 
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ein Gewerbe charakteriſiert (jo das RG. IV. Senat JW. 08, 
227; entſprechend der allgemeinen Meinung: v. Landmann, 
RGewdO. 3. Aufl. Bd. I S. 11, v. Rohrſcheidt, RGewO. Note 11 
zu § 29, Schenkel, RGewoO. 2. Aufl. Nr. 16 zu 8 6, New 
kamp, Note 2 zu § 1, und der preußiſchen Verwaltungspraxis 15, 
45; 23, 43; 24, 322 der Entſcheidungen des OVG.; inwiefern 
die abweichende Entſcheidung des erkennenden Senats RG. 39, 
134, die die Frage der Beſteuerung betrifft, von den hier ent 
wickelten Geſichtspunkten aus aufrecht zu erhalten wäre, kann 
dahingeſtellt bleiben). Entfällt hiernach die Anwendung des 
8 823 Abſ. 1 BGB., weil ein durch dieſes Geſetz geſchütztes 
„ſonſtiges Recht“ nicht gegeben iſt, fo bedarf es keiner Er⸗ 
örterung, ob den Ausführungen des Berufungsgerichts, daß eine 
„widerrechtliche“ Verletzung dieſes Rechtes nicht vorliege, 
bedingungslos beizutreten, und die in dem Berufungsurteil 
hierfür gegebene Begründung ausreichend iſt. Auf 8 823 
Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit § 185 StGB. hat der Kläger 
feine Klage nicht geſtützt; die Anwendung des § 185 StGB. 
würde auch als durch 8 193 StGB. ausgeſchaltet angeſehen 
werden müſſen. Es bleibt als Grundlage der Klageanſprüche 
die Beſtimmung des 8 826 BGB. übrig; in dieſer Beziehung 
aber iſt den Erwägungen des Berufungsgerichts überall bei⸗ 
zutreten. Der Zweck des Vorgehens des beklagten Vereins, die 
Standesintereſſen zu wahren und unlautere Perſönlichkeiten von 
der Gemeinſchaft der Standesgenoſſen fern zu halten, iſt ein 
ſittlich erlaubter. Der beklagte Verein iſt eine von den Standes⸗ 
genoſſen frei geſchaffene Organiſation; den Vorſtand und das 
Standesgericht bilden die durch das Vertrauen der Standes⸗ 
genoſſen gewählten Perſonen, deren autoritativen Ausſprüchen 
die Mitglieder ſatzungsgemäß, aber freiwillig ſich fügen; die 
Ausſprüche des Standesgerichts ergehen im geordneten Ver⸗ 
fahren, bei welchem dem Arzte, mit Rückſicht auf den m 
Intereſſe des Standes eine Maßnahme getroffen werden fol, 
Gelegenheit geboten wird, ſich zu rechtfertigen. Aus dem 
Zwecke, den der Beklagte durch den angefochtenen Beſchluß ver 
folgt hat, iſt mithin eine Verletzung der guten Sitten nicht zu 
entnehmen. Eine ſolche könnte daher nur in den Maßregeln 
gefunden werden, welche zur Verfolgung dieſes erlaubten Zweckes 
von dem beklagten Verein getroffen worden find, vorausgeſett 
ferner, daß der Verein bei der an ſeine Mitglieder und für 
dieſe erlaſſenen Anordnung den Willen hatte, den Kläger zu 
ſchädigen. Nach den vom erkennenden Senat für die verwandte 
Frage, inwieweit die im gewerblichen Lohn⸗ und Klaſſenkanpft 
von den Vereinigungen der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer 
gegen Perſonen der Gegenpartei ergriffenen Maßnahmen als 
gegen die guten Sitten verſtoßend, zu erachten fein, aus⸗ 
geſprochenen Grundſätzen würde der Fall der Anwendung des 
8 826 BGB. aus dieſem Geſichtspunkte nur dann vorliegen 
können, wenn die von dem Beklagten gegen den Kläger ge 
troffene Maßregel geeignet war, die wirtſchaftliche Exiſtenz des 
letzteren völlig oder nahezu völlig zu untergraben, oder wem 
die Maßregel zu derjenigen Handlungsweiſe des Klägers, welche 
dem Beklagten zu feinem Vorgehen Veranlaſſung gab, in keinen 
billigen Verhältnis ſtände, fo daß ſie ſich als eine Maßnahme 
der Willkür und Gehäſſigkeit darſtellte. (Vgl. RO. 51, 369, 
57, 418; 60, 94; JW. 06, S. 595 Nr. 1.) In lezten 
Richtung hat der beweispflichtige Kläger keinerlei Tatſachen vor 
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getragen, die ein ſittlich verwerfliches Tun des Beklagten als 
gegeben erſcheinen ließen; er hat die Unterlagen des Vorgehens 
des Beklagten, ſeine eigene Handlungsweiſe, die das letztere 
veranlaßte, überhaupt nicht zur Erörterung gezogen. Auch kann 
bei dem in geregeltem Verfahren ergangenen Ausſpruche eines 
ärztlichen Standesvereins von einer willkürlichen und gehäſſigen 
Maßnahme nicht die Rede ſein. In erſterer Beziehung hat 
aber das Berufungsgericht zutreffend angenommen, daß der 
Abbruch der Standesbeziehungen, das Verbot der Vertretung 
und der Konſultation mit dem Kläger an die Mitglieder des 
Vereins dem Kläger ſeine Berufstätigkeit zwar erſchweren möge, 
ſie aber nicht unmöglich mache und unterbinde. Es weiſt mit 
Recht darauf hin, daß in Fällen dringender Not trotz dem 
Ausſpruch des Beklagten, der auch nur in dieſer Beſchränkung 
auszulegen iſt, die konſultatoriſche Mitwirkung eines anderen 
Arztes geradezu durch die Berufspflicht, deren Wahrung der 
beklagte Verein nach der Standesordnung ſich zur Aufgabe 
gemacht hat, geboten iſt; es iſt hinzuzufügen, daß durch das 
Verbot den Kranken ſelbſt nicht die Hinzuziehung eines zweiten 
Arztes abgeſchnitten iſt. Es kann deshalb auch nicht die Rede 
davon ſein, daß etwa die Maßregel des beklagten Vereins gegen 
ein höheres öffentliches Intereſſe und dadurch auch gegen die 
guten Sitten verſtieße. G. c. V., U. v. 4. Okt. 06, 614/05 VI. 
— Breslau. 

15. SS 823, 829 BGB. verb. mit StGB. § 340. Der 
Schadenserſatzanſpruch des durch den Gebrauch einer Waffe 
ſeitens eines Beamten Verletzten erfordert den Nachweis der 
Widerrechtlichkeit.] 

Das Berufungsgericht hat angenommen, gemäß § 839 
BGB. habe der Kläger zu beweiſen, daß ihm der Beklagte 
durch vorſätzliche oder fahrläſſige Verletzung ſeiner Amtspflicht, 
insbeſondere durch ſchuldhafte Verletzung der Vorſchriften über 
den Waffengebrauch der Polizeibeamten Schaden zugefügt habe. 
Dieſer Beweis ſei ihm nicht gelungen. Insbeſondere hat das 
Gericht den Beweis nicht für geführt erachtet, daß der Kläger 
bei und nach der Feſtnahme des Muſikers R. weder den Be⸗ 
klagten noch den Feſtgenommenen angefaßt habe, um ihn zu 
befreien. Es bleibe deshalb die Möglichkeit, daß der Beklagte 
von der Waffe erſt Gebrauch gemacht habe, nachdem der Kläger 
ihn oder R. zu jenem Zwecke angefaßt habe. Bei Unterſtellung 
dieſer Möglichkeit aber habe der Beklagte berechtigterweiſe 
von der Waffe Gebrauch gemacht, da er zuvor den Kläger zum 
Loslaſſen aufgefordert, alſo zunächſt ein gelinderes Mittel 
fruchtlos angewandt habe. — Die gegen die Klagabweiſung 
eingelegte Reviſion des Klägers wurde zurückgewieſen: Der 
Anſpruch des Klägers beruht zwar im letzten Grunde auf 
§ 839 BGB., der den Beamten, der vorſätzlich oder fahrläſſig 
die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt, 
für den dem Dritten daraus entſtehenden Schaden für haftbar 
erklärt. Was aber als vorſätzliche oder fahrläſſige Verletzung 
der Amtspflicht des Beamten anzuſehen, iſt aus ſonſtigen 
Vorſchriften zu entnehmen. Die Körperverletzung in Ausübung 
oder in Veranlaſſung der Ausübung des Amtes iſt dem Beamten 
ſchon durch 8 340 StGB. verboten. Hier aber ſowohl wie 
nach 8 823 Abſ. 1 BGB. iſt die Haftbarkeit des Beamten an 
die Rechtswidrigkeit feiner Handlungsweise geknüpft, die 
gerade bei ihm durch Dienſtvorſchriften, insbeſondere durch ſolche 
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über den Waffengebrauch, aus geſchloſſen fein kann. Hier⸗ 
nach und ebenſo, wenn man — was zuläſſig iſt — in den 
Beſtimmungen über den Waffengebrauch der Polizeibeamten zu⸗ 
gleich ein den Schutz des mit dieſen in Berührung kommenden 
Publikums bezweckendes Geſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2 
BGB. erblickt und deshalb auf den erhobenen Anſpruch an ſich 
auch dieſe Vorſchrift für anwendbar erachtet, gehört es zur 
Begründung der Klage, daß der Kläger darlegt, die vor⸗ 
ſätzliche oder fahrläſſige Körperverletzung, die er dem beklagten 
Beamten zur Laſt legt, ſei widerrechtlich erfolgt. Der 
Kläger mußte daher zur Begründung ſeiner Klage einen Tat⸗ 
beſtand behaupten und nötigenfalls beweiſen, aus dem ſich 
ergab, daß der Beklagte ihn widerrechtlich körperlich verletzt 
habe, daß insbeſondere kein Fall vorlag, in welchem jener zum 
Gebrauche ſeiner Waffe ihm gegenüber berechtigt geweſen wäre. 
Er brauchte daher zwar nicht gerade in negativer Richtung zu 
beweiſen, daß er den Muſiker R. nicht mit Gewalt aus den 
Händen des Beklagten zu befreien verſucht habe, wohl aber 
mußte er poſitiv dartun, wie er ſich damals verhalten 
habe, damit daraus der Schluß hätte gezogen werden können, 
daß die Schläge des Beklagten gegen ihn widerrechtlich 
geführt ſeien. Mit ſeinen oben wiedergegebenen Ausführungen 
hat aber das Berufungsgericht erſichtlich dieſen Beweis als 
nicht geführt bezeichnen wollen. M. c. B., U. v. 16. Okt. 06, 
77/06 III. — Naumburg. 

16. SS 823, 831 BGB. in Verb. mit SS 138, 288 ZPO. 
Überſpannung der an einen Fuhrunternehmer geſtellten An⸗ 
forderungen hinſichtlich der Aufſicht ſeines Perſonals; die be⸗ 
ſtrittene Behauptung einer Partei darf nicht allein deshalb, 
weil ſie dem Behauptenden ungünſtig iſt, als feſtgeſtellt an⸗ 
genommen werden.] 

Die Klägerin iſt am 11. Februar 1904 Abends zwiſchen 
6 und 7 Uhr auf der Hauptſtraße in B. durch ein dem Be⸗ 
klagten Andreas S. gehöriges, von ſeinem Sohn, dem Mit⸗ 
beklagten Karl S., geführtes, nicht beleuchtetes Einſpänner⸗ 
fuhrwerk überfahren und verletzt worden. Sie hat auf Erſatz 
des ihr entſtandenen Schadens Vater und Sohn in Anſpruch 
genommen. Das LG. hat den Klageanſpruch gegen den Sohn 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, dagegen die Klage 
gegen den Vater abgewieſen. Auf die Berufung der Klägerin 
hat das OLG. den Klageanſpruch auch gegenüber dem Vater 
S., unter geſamtſchuldneriſcher Haftung beider Beklagten, dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Das RG. hob auf die 
Reviſion des S. sen. auf: Das Berufungsgericht hat den be⸗ 
klagten Vater S. nicht aus 8 831 BGB., ſondern aus 8 823 
BGB. zum Schadenserſatz für verpflichtet erachtet, von dem 
Geſichtspunkt aus, daß er die allgemeine Aufſicht über die 
Tätigkeit ſeiner Angeſtellten fahrläſſigerweiſe unterlaſſen habe. 
Daß eine ſolche allgemeine Aufſichtspflicht des Geſchäftsherrn 
für den ganzen Umfang ſeines Geſchäftsbetriebes beſteht, auch 
wenn die einzelne Verrichtung oder ein Kreis von Verrichtungen 
Angeſtellten übertragen und bezüglich dieſer der Beweis ſorg⸗ 
fältiger Auswahl geführt iſt, iſt in der Rechtſprechung des 
RG. in wiederholten Entſcheidungen anerkannt worden (RG. 53 
S. 53 u. 276; JW. 03 Beil. Nr. 20, 21, 294; 06, 42818). 
Die Rüge der Reviſion, daß das Berufungsgericht die Be⸗ 
ſtimmung des 5 831 BGB. falſch angewendet habe, beruht 
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demgemäß auf einer Verkennung des Gedankenganges des Be⸗ 
rufungsurteils und iſt unbegründet. Die übrigen Angriffe der 
Reviſion ſind dagegen gerechtfertigt und müſſen zur Aufhebung 
des angefochtenen Urteils führen. In dem angezogenen früheren 
Urteile des erkennenden Senats vom 20. November 1902 
(RG. 53, 53) ſind die Grenzen der allgemeinen Aufſichtspflicht 
eines Geſchäftsherrn und Unternehmers erörtert, und es iſt 
dort ausgeführt worden, daß eine ununterbrochene Überwachung 
jeder Tätigkeit der Angeſtellten nicht verlangt werden könne 
und der Unternehmer bei Verrichtungen gewöhnlicher und regel⸗ 
mäßiger Art davon ausgehen dürfe, daß die beſtellte Perſon, 
ſofern gegen ihre Auswahl Bedenken nicht vorliegen, ſachgemäß 
verfahren werde, ſo lange ihm kein beſonderer Anlaß gegeben 
ſei, an der ordnungsmäßigen Ausführung der Verrichtung zu 
zweifeln. Wird hiervon ausgegangen, ſo erſcheint es als eine 
Überfpannung der vernünftigerweiſe an den Beklagten zu 
ſtellenden Anforderungen, wenn das Berufungsgericht verlangt, 
er habe ſeinem Sohne, deſſen Tüchtigkeit und Zuverläſſigkeit 
als Kutſcher das Berufungsgericht für erwieſen anſieht, bei 
dem herrſchenden Sturmwinde beſondere Inſtruktionen für die 
in Frage ſtehende Fahrt geben müſſen. Wenn in der Tat der 
Sohn des Beklagten ein tüchtiger und zuverläſſiger Kutſcher 
war, dann konnte der Beklagte darauf rechnen, daß dieſer auch 
die Wagenlaternen mitnehmen und anzünden würde; und ebenſo 
wird und muß ein tüchtiger und zuverläſſiger Kutſcher darüber 
unterrichtet ſein, wie er ſich bei ſtarkem Winde zu verhalten 
hat, ſo daß eine beſondere Inſtruktion an dieſen entbehrlich 
erſcheint. In deren Unterlaſſung ſowie darin, daß der Beklagte 
Andreas S. nicht beſonders Sorge dafür trug, daß der Wagen 
für die fragliche Fahrt ordnungsmäßig beleuchtet werde, kann 
daher ein Verſchulden des Genannten nicht gefunden werden. 
Ein ſolches iſt dagegen allerdings anzunehmen, wenn er bei 
den Vorbereitungen der Abfahrt und dieſer ſelbſt zugegen war 
und geſehen und geduldet hat, daß ſein Sohn mit unbeleuchtetem 
Wagen davonfuhr. Mag die einzelne Fahrt im Gewerbebetriebe 
des Beklagten erfolgt ſein oder nicht, er war der Eigentümer 


des Fuhrwerks und iſt für einen Schaden, den es angerichtet 


hat, verantwortlich, wenn dieſer durch eine ihm ſelbſt zur Laſt 
zu legende Ordnungswidrigkeit in dem Zuſtande des Fuhrwerks 
entſtanden, der Gebrauch des Fuhrwerks in dieſem ordnungs⸗ 
widrigen Zuſtande auch auf ſeinen Willen zurückzuführen iſt. 
Läßt er es wiſſentlich geſchehen, daß ſein Fuhrwerk bei der 
Dunkelheit ohne Laterne zu einer Fahrt benutzt wird, dann iſt 
er mit verantwortlich, wenn dadurch ein Unglück angerichtet 
wird, gerade wie der Eigentümer des Fuhrwerks für einen 
durch zu raſches Fahren ſeines Kutſchers verurſachten Schaden 
verantwortlich iſt, wenn er im Wagen geſeſſen und das ſchnelle 
Fahren bemerkt, aber nicht abgeſtellt hat. (JW. 05 S. 287 
Nr. 11.) Aber daß er dabei war und den Mangel wahr⸗ 
genommen, jedoch nicht abgeſtellt hat, muß erſt noch feſtgeſtellt 
werden. Hinſichtlich dieſes allein in Betracht kommenden Ver⸗ 
ſchuldens ſteht nun aber dem Beklagten der Nachweis frei, daß 
es nicht kauſal zu dem Unfalle war. Dieſen Nachweis kann 
er in der Richtung führen, daß der Unfall nicht vermieden 
worden wäre, auch wenn die Laternen gebrannt hätten, aber 
auch in der Richtung, daß ſie trotz gehörigen Anzündens nicht 
hätten im Brennen erhalten werden können. Und dieſer letztere 
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vom Beklagten angebotene Beweis kann nicht, wie das Be⸗ 
rufungsgericht dies getan hat, damit abgeſchnitten werden, daß 
der Beklagte ſelbſt zum Beweiſe eines eigenen Verſchuldens der 
Klägerin geltend gemacht hat, daß die Straßenlaternen gebrannt 
hätten, nachdem die Beweisaufnahme die gegenteilige, von der 
Klägerin aufgeſtellte Behauptung, daß die Straßenlaternen 
durch den Sturmwind ausgelöſcht geweſen ſeien, beſtätigt hatte. 
Dieſe Verwertung des Hinweiſes des Beklagten auf die regel⸗ 
mäßige Straßenbeleuchtung als eines Geſtändniſſes einer für 
den Beklagten ungünſtigen Tatſache beruht auf einer Verletzung 
prozeßrechtlicher Grundſätze. Einmal hat der Beklagte, indem 
er geltend gemacht hat, daß der Sturmwind die Wagenlaternen 
ausgelöſcht haben würde, jene frühere Behauptung, wenigſtens 
inſoweit ein Zuſammenhang zwiſchen dem Verlöſchen der 
Straßenlaternen und der Wagenlaternen, eine gleichmäßige 
Wirkung des Sturmwindes auf beide Beleuchtungskörper be 
ſtünde, in zuläſſiger Weiſe zurückgenommen; ſodann hat es ſich 
hierbei offenbar um eine konkrete Behauptung des Beklagten 
gar nicht gehandelt, ſondern nur um den Hinweis darauf, daß 
nicht weit von der Unfallsſtelle eine Straßenlaterne geſtanden 
habe, die, was auch als Regel vorauszuſetzen ift, jedenfalls 
gebrannt haben werde. Ausſchlaggebend aber iſt, daß die 
Klägerin ihrerſeits gar nicht die Behauptung aufgeſtellt hatte, 
daß die Straßenlaternen gebrannt haben, ſondern im Gegenteile 
behauptet hat, daß fie nicht gebrannt haben; nur wenn erſteres 
der Fall geweſen wäre, wenn die Klägerin felbft eine der An⸗ 
führung des Beklagten entſprechende Behauptung aufgeftellt 
oder die vom Beklagten aufgeſtellte ſich zu eigen gemacht hätte, 
könnte nach den aus 88 138, 288 3D. abzuleitenden 
Grundſätzen die ihm ungünſtige Anführung des Beklagten als 
ein Geſtändnis angeſehen und für die Entſcheidung gegen ihn 
benutzt werden (vgl. JW. 93 S. 95 Nr. 9; 98 S. 413 
Nr. 2; Bolze, Praxis des RG. Bd. 2 Nr. 1584; Bd. 4 
Nr. 1217, 1219; Bd. 15 Nr. 612; SächſArch. Bd. 13 
S. 570 ff.). Die beſtrittene Behauptung einer Partei darf 
nicht allein deshalb als feſtgeſtellt angenommen werden, weil 
ſie dem behauptenden Teile ſelbſt ungünſtig iſt. Es iſt deshalb 
unrichtig und nicht zu billigen, wenn das Berufungsgericht, 
ſogar entgegen dem Ergebnis der Beweisaufnahme, zum Nach⸗ 
teile des Beklagten unterſtellt, daß die Straßenlaternen ge⸗ 
brannt haben, weil dieſer ſelbſt ſich auf die Beleuchtung der 
Straße berufen hatte. Nach den entwickelten Geſichtspunkten 
iſt eine anderweite Verhandlung der Sache erforderlich, behufs 
welcher dieſe unter Aufhebung des ergangenen Berufungs⸗ 
urteils gemäß 8 565 ZPO. an das Berufungsgericht zurück 
zuverweiſen war. S. c. E., U. v. 18. Okt. 06, 15/06 VI. — 
Stuttgart. 

17. 58 823, 844, 845 588. Welche Verpflichtung 
einer Dorfgemeinde zur Inſtandhaltung und Beleuchtung von 
Dorfſtraßen, die einer Reparatur unterworfen werden, beſteht!] 

Bei der unterirdiſchen Legung von Waſſerleitungsröhren 
in einer Dorfftraße zog ſich ein gewölbter Erdrücken über die 
Dorſſtraße und auf dieſem lagen hartgefrorene Erdſchollen und 
Steinbrocken. Frau S., die Ehefrau und bezw. Mutter der Kläger 
fiel beim „Aberſchreiten“ des Erdrückens auf eine Erdſcholle, 
verlor den Halt und ſtürzte. Die Schadenzerſaßllage der 
Kläger, welcher das OLG. ſtattgab, wurde auf Reviſion der 
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beklagten Gemeinde vom RG. abgewieſen: Das Berufungs⸗ 
gericht geht mit Recht davon aus, daß an ländliche 
Ortsſtraßen nicht gleich hohe Anforderungen in Beziehung 
auf Bequemlichkeit geſtellt werden können, wie an ſtädtiſche 
Straßen und daß, wenn auch jenen gegenüber von den 
Verkehrenden die Aufwendung eines erhöhten Maßes von 
Vorſicht verlangt werden muß, doch auch ländlichen Gemeinden 
nicht erlaſſen werden kann, die Ortsſtraßen in einem den Zwecken 
des Verkehrs entſprechenden Zuſtande zu erhalten und Vor⸗ 
kehrungen zu treffen, die nach vernünftigem Ermeſſen und nach 
den örtlichen Verhältniſſen zur Sicherung des Verkehrs er⸗ 
forderlich ſind. Daß aber das Vorhandenſein jenes Erdrückens 
an und für ſich ſchon einen ordnungswidrigen Zuſtand dar⸗ 
ſtelle, ſcheint das Berufungsgericht ſelbſt nicht anzunehmen; es 
findet aber darin ein Verſchulden der verfaſſungsmäßigen Ver⸗ 
treter der Beklagten, daß ſie weder für die Beſeitigung der 
ſchon lange Zeit auf der Straße liegenden Erdſchollen und 
Steinbrocken, noch für eine außerordentliche Beleuchtung der 
Paſſage an den im Winter nicht ſeltenen Nebeltagen während 
der verkehrsüblichen Abendſtunden geſorgt haben; wenn zu 
ſolcher Beleuchtung bei Nebel die Aufſtellung von Richtungs⸗ 
lampen an beiden Enden des Erdrückens nicht ausgereicht haben 
ſollte, ſo hätte für Anbringung ſo vieler Notlampen an dem 
Erdrücken geſorgt werden ſollen, als erforderlich geweſen wäre, 
um das ganze Verkehrshindernis, wenn auch nur notdürftig, 
zu beleuchten. Allein es muß als eine Überſpannung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt angeſehen werden, wenn man 
von einer Dorfgemeinde fordert, daß ſie die Straßen von hart⸗ 
gefrorenen Bodenteilen, die ſich infolge des Fahr⸗ und Fuß⸗ 
verkehrs vom Straßenkörper losgelöſt haben, freihalte, und es 
kann auch eine andere Beurteilung nicht rechtfertigen, daß die 
Erdſchollen auf einer flachen Erhöhung der Straße, wie ſie 
vorſtehend beſchrieben, ſich befunden haben; es läßt ſich nicht 
ſagen, daß die Straße deswegen in einem den Zwecken des 
Dorfverkehrs nicht eniſprechenden Zuſtand geweſen ſei. Dazu 
kommt, daß nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts die 
beiden „regulären“ Straßenlaternen gebrannt haben und in der 
Regel auch genügten, um den Erdrücken ſeiner ganzen Länge 
nach zu beleuchten, und daß dies am Unfallabend nur wegen 
des herrſchenden ſtarken Nebels nicht der Fall war. Mit Rück⸗ 
ſicht auf den Eintritt von Nebel zum Zwecke der Beleuchtung 
von dergleichen Straßenunebenheiten Notlampen und noch 
dazu in großer Zahl anzubringen, kann am allerwenigſten einer 
Dorfgemeinde zugemutet werden, die damit rechnen kann, daß 
ihre Bewohner den Zuſtand der Dorfſtraßen kennen, und daß 
Fremde, die bei ſtarkem Nebel die Dorfſtraßen benutzen, dabei 
beſondere Vorſicht gebrauchen. Gem. G. c. S., U. v. 1. Okt. 06, 
18/06 VI. — Zweibrücken. 

18. 8 828 BGB. Begründet das Überſchreiten des 
Gleiſes einer Straßenbahn bei Herannahen des Wagens ein 
Verſchulden eines achtjährigen Knaben, der in der Schiene 
hängen bleibt und einen Unfall erleidet?! 

Die Reviſion beſchwert ſich darüber, daß das Berufungsgericht 
ein bei der Entſtehung des Schadens mitwirkendes Verſchulden 
des Klägers nicht angenommen hat und darum auf die Frage 
nicht eingegangen iſt, ob er für den Schaden nach Maßgabe 
des 8 828 Abſ. 2 BGB. verantwortlich ſei. Die Beſchwerde 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 747 


iſt nicht begründet: Die Fahrläſſigkeit, die der Kläger nach 
der Auffaſſung der Beklagten begangen haben ſoll, wird von 
dieſer darin gefunden, daß er über das Gleis der Straßenbahn 
zu laufen verſuchte, als der Wagen noch mindeſtens 5 Meter 
entfernt war. Der Reviſion kann nun freilich zugegeben werden, 
daß wer in ſolcher Nähe des Wagens das Gleis kreuzt, ſich 
der Gefahr ausſetzt, daß er überfahren wird, ſobald er durch 
irgend einen Umſtand zu Fall gebracht wird, und wer dieſe 
Gefahr erkennt und ſich ihr bewußt ausſetzt, beobachtet nicht die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt. Aber es kommt eben dar⸗ 
auf an, ob im Einzelfalle dieſe Gefahr erkannt iſt. Wer außer⸗ 
ſtande iſt, die Gefahr zu erkennen, verletzt nicht die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt, wenn er ſie bei ſeinem Handeln außer 
acht läßt. Aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt iſt nun nicht er⸗ 
ſichtlich, daß der erſt achtjährige Kläger imſtande geweſen iſt, 
die Möglichkeiten zu erkennen, die ſeinen Lauf über das Gleis, 
der ihn regelmäßig rechtzeitig hinüberbringen mußte, im Einzel⸗ 
falle unterbrechen konnten. Das Berufungsgericht hat ohne 
Rechtsirrtum annehmen können, daß der Kläger das Hängen⸗ 
bleiben an der Schiene nicht hat vorausſehen können, und hat 
er, nach dem Maße ſeiner Einſicht, die Gefahr, daß er zu Fall 
komme, nicht vorausſehen können, fo hat er ſich ihr nicht be⸗ 
wußt ausgeſetzt. Die Fahrläſſigkeit des Klägers iſt bei ſolcher 
Sachlage mit Recht verneint. A. c. G., U. v. 18. Okt. 06, 
24/06 VI. — Poſen. 

19. 58 844, 1601, 1606 BGB. in Verb. mit $ 823 BGB. 
und § 304 ZPO. Dauer der Rente für einen Unterhalts⸗ 
berechtigten beim tötlichen Unfalle des Unterhaltspflichtigen, 
kein Schadenerſatz für Übergang der Unterhaltspflicht, Feſt⸗ 
ſtellung des Eintrüts eines Schadens notwendig.] 

Die Klägerin hat gegen die beklagte Gemeinde wegen des 
tötlichen Unfalls ihres Mannes für ſich auf Bezahlung einer 
lebenslänglichen Rente von 1800 Mark geklagt und die Höhe 
der Rente darauf geſtützt, daß ſich der Verdienſt ihres Mannes, 
ſoweit er von ihr und ihren unmündigen Kindern verbraucht 
worden ſei, auf 1800 Mark belaufen habe, und daß ſie wegen 
ihrer Vermögensloſigkeit nicht in der Lage ſei, die Kinder ſelbſt 
zu unterhalten. Sie hat damit als Beſtandteil ihres Schadens 
angeführt, daß ſie infolge der Tötung ihres Ehemannes nun⸗ 
mehr ſelbſt den Kindern Unterhalt gewähren müſſe. Dieſen 
Anſpruch hat das Berufungsgericht dem Grunde nach zur 
Hälfte für berechtigt erklärt, ſo daß, wenn das Berufungsurteil 
in Rechtskraft erwüchſe, der Klägerin endgültig eine Rente für 
die Dauer ihres Lebens gebührte und in dieſe Rente die ihr 
obliegende Unterhaltsleiſtung an ihre Kinder einzurechnen wäre. 
Das Berufungsgericht hat hiermit mehrfach gegen das Geſetz 
verſtoßen: Der § 844 II BGB. bietet dem Unterhalts⸗ 
berechtigten nicht auf die Dauer ſeines eigenen Lebens, ſondern 
nur inſoweit Schadenserſatz, als der Getötete während der 
mutmaßlichen Dauer ſeines Lebens zur Gewährung des Unter⸗ 
halts verpflichtet geweſen wäre. Die Entſcheidung der Frage, 
ob der Ehefrau des Getöteten eine lebenslängliche Rente zu⸗ 
kommt, betrifft, wie der erkennende Senat in dem zum Abdruck 
beſtimmten Urteile vom 5. Juli 1906 Rep. Nr. 586/05 aus⸗ 
geſprochen hat, den Grund des Anſpruchs und darf nicht dem 
Verfahren über den Betrag überlaſſen werden. Das Berufungs⸗ 
gericht wird daher feſtzuſtellen haben, wie lange H. nach ſeinem 
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Alter und feinen Geſundheitsverhältniſſen mutmaßlich gegen die 
Klägerin unterhaltspflichtig geblieben wäre. Ferner hat die 
Klägerin zwar dadurch Schaden erlitten, daß nach dem Tode 
des Vaters die Unterhaltspflicht gegen ihre Kinder auf ſie 
übergegangen iſt, 88 1601, 1606 BGB. Den Erſatz dieſes 
Schadens verſagt ihr aber das geltende Recht. Er läßt ſich 
weder aus 8 823 A. 1 noch aus § 823 A. II BGB. be 


gründen. Der Klägerin iſt keines der in § 8 23 A. 1 geſchützten 


Rechtsgüter verletzt worden. Das Vermögen gehört dazu nicht, 
RG. 58, 28; SW. 05, 367; und nur um eine Ver⸗ 
mögensbeſchädigung durch den Zuwachs der Unterhaltungs⸗ 
verbindlichkeit handelt es ſich hier. Die Vorſchrift des 
8 823 A. II, kraft welcher jeder, auch der Vermögensſchaden 
erſetzt wird, iſt nicht anwendbar, weil das Gebot des 
8 367 * StGB., das von der Beklagten übertreten wurde⸗ 
nur zum Schutze derjenigen beſtimmt iſt, die an dem Orte ver, 
kehren, wo ſich der Abhang befindet, nicht zum Schutze ihrer 
Angehörigen, die durch den Abſturz vom Abhang mittelbar ge⸗ 
ſchädigt werden. Schadenserſatz kann nach den Grundſätzen des 
BGB. überhaupt nur der unmittelbar, nicht der mittelbar 
Verletzte fordern. Eine Ausnahme hiervon macht $ 844 BGB. 
Der Wortlaut dieſer Beſtimmung ſchließt jedoch einen Anſpruch 
der Klägerin, der über den Erſatz des ihr perſönlich entzogenen 
Unterhalts hinausgeht, aus. Nur derjenige iſt erſatzberechtigt, 
deſſen Recht auf Unterhalt durch die Tötung vernichtet wurde. 
Das ſind hier die Ehefrau und die Kinder. Der Klägerin in 
ihrer Eigenſchaft als unterhaltspflichtige Mutter iſt kein Recht 
auf Unterhalt entzogen worden, weil ſie ein ſolches Recht nicht 
hatte. Die Kinder können Schadenserſatz nur durch ſelbſtändige 
Klage erlangen. Der Anſpruch der Klägerin iſt hiernach, 
inſoweit ſie den Schaden einbezogen hat, der ihr durch den 
Unterhalt ihrer Kinder entſteht, ungerechtfertigt. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat endlich ein Zwiſchenurteil über den Grund 
des Schadenserſatzanſpruchs erlaſſen, ohne das weſentliche Er⸗ 
fordernis einer ſolchen Entſcheidung feſtzuſtellen, nämlich daß 
der Klägerin durch die Tötung ihres Mannes ein Schaden 
entſtanden iſt. Die Klägerin hat vorgebracht, der Verſtorbene 
ſei Landwirt geweſen, er habe 84 Acker Land und den ent⸗ 
ſprechenden Beſtand an Pferden und Vieh gehabt. Der Verdienſt 
des Verſtorbenen, deſſen Erſatz die Klägerin verlangt, floß nach 
ihrer Behauptung aus der Bewirtſchaftung ſeines Gutes. Es 
läßt ſich nun nicht ohne weiteres ſagen, daß durch den Tod 
des H. die Erträgniſſe des Landes ſich mindern werden. Wenn 
auch zumeiſt der Beſitzer gewinnbringender wirtſchaften mag als 
ſelbſt ein tüchtiger Knecht, ſo trifft dies dann nicht zu, wenn 
er der nötigen Sachkunde oder des richtigen Verſtändniſſes 
ermangelt oder zu Leichtſinn, Müßiggang, Trunkſucht und 
ähnlichen Untugenden neigt. Immer wird es aber darauf an⸗ 
kommen, ob nicht der perſönliche Verbrauch des Getöteten das 
durch ſeine Arbeitsleiſtung erzeugte Mehrerträgnis und die 
Koſten eines geeigneten Knechtes überwogen hat. Auch in 
dieſem Falle wäre kein Schaden eingetreten. Die beſondere 
Feſtſtellung eines ſolchen läßt ſich daher nicht umgehen. Dem⸗ 
gemäß war das Urteil aufzuheben und die Sache zur ander⸗ 
weiten Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht 
zurückzuverweiſen. U. c. H., U. v. 22. Okt. 06, 78/06 VI. — 
Caſſel. 
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20. 88 873, 894 BGB. Über die Abtretung des Be 
richtigungsanſpruchs ſeitens des urſprünglich Servitutberechtigten 
an einen Dritten und die Geltendmachung der Rechte durch den 
Zeſſionar.] 

Dem Nebenintervenienten Ko. iſt vom Beklagten durch 
Vertrag vom 18. Mai 1898 das Recht eingeräumt worden, 
auf dem dem Beklagten gehörigen Grundſtück zu bohren oder 


zu ſchürfen und die hierbei aufgeſchloſſenen Lager an Petroleum, 


bituminöſen Stoffen, Kali⸗, Stein⸗ und beibrechenden Salzen 
und ſonſtigen dem Verfügungsrechte des Grunbftüdzeigentümers 
unterliegenden und zur bergmänniſchen Ausbeute geeigneten 
Stoffe zu gewinnen und ſich anzueignen und in ſeinem Intereſſe 
beliebig auszunutzen und zu verwerten. Dieſes Ausbeuterecht 
iſt im Februar 1901 verſteigert und dem Rentner Ke., dem 
jetzigen Vorſitzenden des Vorſtandes der klägeriſchen Gejellicaft, 
unter Aushändigung einer von Ko. am 29. April 1899 aus⸗ 
geſtellten Blankozeſſion zugeſchlagen worden. Ke. hatte dem⸗ 
nächſt im April 1901 feine Rechte weiter an die kläägeriſche 
Geſellſchaft abgetreten, dabei auch die in ſeinen Händen befind⸗ 
liche Blankozeſſion auf den Namen der letzteren ausgefüllt. Im 
gegenwärtigen Prozeſſe, dem ein früherer (vgl. RG. 59, 289) 
vorausgegangen iſt, ſtreiten die Parteien lediglich über die Aktiv 
legitimation der Klägerin. Letztere hat, nachdem fie im Vor 
prozeß mit ihrer Klage, die ſich auf Verurteilung des Beklagten 
zur Bewilligung der Eintragung des Ausbeuterechts im Grund⸗ 
buche auf den Namen der Geſellſchaft richtete, abgewieſen 
war, weil eine Übertragung des fraglichen Rechts nach dem 
Inkrafttreten des reichsgeſetzlichen Grundbuchrechts nur in den 
Formen des BGB. (Einigung und Eintragung) habe ftatt- 
finden können, nunmehr unter Verfolgung der im Vorprozeß 
in der Reviſionsinſtanz gegebenen Anregung (vgl. NG. 59 
S. 295, 296) mit dem Antrage geklagt, den Beklagten zu ver⸗ 
urteilen, anzuerkennen, daß der Vertrag vom 18. Mai 1898 
zu Recht beſteht, und die Eintragung des darin eingeräumten 
Ausbeuterechts auf den Namen des urſprünglichen Be: 
rechtigten Ko., im Grundbuche zu bewilligen. Das O86. 
verurteilte, die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen: 
Der Berufungsrichter führt in weiterer Verfolgung des am 
Schluſſe des reichsgerichtlichen Urteils vom 13. Dezember 1904 
(RG. 59 S. 295, 296) angedeuteten Geſichtspunkts aus: Aller 
dings habe das unter der Herrſchaft des früheren gemeinen 
Rechts rechtsgültig als dingliches Recht (vererbliche und ver⸗ 
äußerliche irreguläre Perſonalſervitut) begründete Mineralien; 
gewinnungsrecht durch die Verſteigerung vom Februar 1901 
und durch die Abtretung vom April 1901 wegen der inzwischen 
eingetretenen Anderung der Geſetzgebung nicht auf die Erwerber 
als dinglich Berechtigte übergehen können, da hierzu gemäß 
8 873 BGB. Einigung und Eintragung erforderlich ge: 
weſen wäre, und ebenſo wenig hätten Ke. und die Klägerin den 
mit dem dinglichen Rechte untrennbar verbundenen Berichtigung 
anſpruch aus 8 894 BGB. durch die bezeichneten beiden Über 
tragungsakte mit der Wirkung erwerben können, daß ihnen 
nunmehr das Recht zuſtand, die erworbene Servitut auf ihren 
Namen im Grundbuch eintragen zu laſſen. Gleichwohl ſeien 
jene Übertragungsakte nicht bedeutungslos. Nach ihnen habe 
dem Ko. die Verpflichtung obgelegen, den Käufer in den Brit 
des dinglichen Rechtes zu ſetzen d. h. ihm die Möglichkeit zu 
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verſchaffen, das Recht geltend zu machen und zu verwerten, 
und dies ſei nur in der Weiſe ausführbar geweſen, daß Ko. 
zunächſt ſeine eigne Eintragung im Grundbuche veranlaßte und 
ſodann die Eintragung des neuen Berechtigten bewirken half. 
Bei dieſer Rechtslage müſſe als Wille der Kontrahenten an⸗ 
genommen werden, daß der Erwerber durch die Abtretung in 


die Lage verſetzt werden ſollte, den ſchließlichen Zweck des Ver⸗ 


trags in möglichſter Unabhängigkeit vom Veräußerer zu er⸗ 
reichen d. h. jedenfalls zunächſt die Berichtigung des Grundbuchs 
auf den Namen des Veräußerers an deſſen Stelle herbei⸗ 
zuführen. Ein ſolcher Vertragswille habe gleichmäßig der Zu⸗ 
ſchlagserteilung vom Februar 1901 wie der Abtretung vom 
April 1901 zugrunde gelegen und namentlich ſei bei dem erſteren 
Akte die Abſicht des Ko. zugleich dahin gegangen, daß der Er⸗ 
ſteher des Rechts befugt ſein ſollte, die ihm ſelbſt erteilte Er⸗ 
mächtigung zur Erhebung der Berichtigungsklage für Ko. als 
dinglich Berechtigten im Falle einer weiteren Abtretung auf 
den neuen Erwerber mitzuübertragen. Die von der Reviſion 
gegen die materiell⸗ rechtliche Auffaſſung des Berufungsrichters 
erhobenen Bedenken ſind nicht begründet. Die Reviſion hält 
eine vertragsmäßig an einen Dritten erteilte Ermächtigung des 
Servitutberechtigten, wonach der Dritte in eigenem Namen die 
Eintragung des Berechtigten im Grundbuch verlangen darf, für 
unvereinbar mit dem Grundſatze, daß die Übertragung des 
Servitutrechts ſelbſt außer der Einigung auch die Eintragung 
erfordert, und ſie bezweifelt ferner, ob für die Zulaſſung einer 
ſolchen Übertragung der bloßen Ausübung des Servitutenrechts 
nach einer beſtimmten Richtung hin (Herbeiführung der grund⸗ 
buchmäßigen Eintragung) ein praktiſches Bedürfnis beſteht. 
Letzteres iſt unbedenklich anzunehmen. Die Fälle, in denen der 
Inhaber eines nicht eingetragenen dinglichen Rechts das letztere 
vor der Eintragung veräußert und demzufolge an der Herbei⸗ 
führung der Eintragung kein unmittelbares eigenes Intereſſe 
mehr hat, kommen im Geſchäftsleben nicht ſelten vor. Nach 
früherem Preußiſchen Recht konnte dem praktiſchen Bedürfnis 
durch Zeſſion des Berichtigungsanſpruchs, durch die der Zeſſionar 
das Recht erlangte, ſich ſelbſt als Berechtigten im Grundbuch 
eintragen zu laſſen (vgl. die Urteile des erkennenden Senats 
vom 28. Februar 1900, RG. 46, 225; und vom 8. Juni 1901, 
Gruchots Beitr. 45, 492) genügt werden. Das geltende Recht 
kennt dieſen Weg nicht, da es an einer entſprechenden Vorſchrift, 
wie fie für das Fahrnisrecht in $ 931 BGB. rückſichtlich der 
Abtretung des dinglichen Herausgabeanſpruchs enthalten iſt, 
für das Liegenſchaftsrecht fehlt. Daraus folgt indeſſen nicht, 
daß nunmehr im Widerſpruch mit den Bedürfniſſen und An⸗ 
ſchauungen des Verkehrs einer Abtretung des Berichtigungs⸗ 
anſpruchs jede Bedeutung außerhalb der rein perſönlichen Rechts⸗ 
beziehungen der Beteiligten verſagt werden muß. Das würde 
dem Willen des Geſetzgebers nicht entſprechen. Den Geſichts⸗ 
punkt, der auf die Art, wie Abhilfe zu ſchaffen iſt, hinweiſt, 
hat der erkennende Senat bereits in früheren, einen verwandten 
Fall behandelnden Urteilen dargelegt (f. die Urteile vom 8. April 
1891, Gruchots Beitr. 35, 1012; und vom 7. Februar 1903, 
RG. 53, 408). Dort iſt ausgeführt, daß wenn nach Inhalt 
eines über ein Grundſtück geſchloſſenen Veräußerungsvertrages 


der Veräußerer dem Erwerber gegenüber zur Herbeiführung der 


Löſchung einer materiell nicht mehr beſtehenden dinglichen Be⸗ 
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laſtung des Grundſtücks verpflichtet iſt, auch nach erfolgter Auf⸗ 
laſſung der bisherige Eigentümer für legitimiert erachtet werden 
müſſe, gegen den im Grundbuch eingetragenen Berechtigten auf 


Bewilligung der Löſchung zu klagen, da in ſolchem Falle als 


Wille der Kontrahenten anzunehmen ſei, daß der Veräußerer 
von dem Erwerber als dem nunmehrigen, zur Anſtellung der 
Löſchungsklage berechtigten Eigentümer habe ermächtigt werden 
ſollen, in Vertretung dieſes letzteren deſſen Rechte auf 
Beſeitigung der zu Unrecht fortbeſtehenden formellen Be⸗ 
laſtung zu erfolgen. Das hierin liegende allgemeine 
Prinzip führt dazu, auch in Fällen der vorliegenden Art 
dem Zeſſionar die Legitimation, im eigenen Intereſſe eine 
Grundbucheintragung auf den Namen des Zedenten herbei⸗ 
zuführen, nicht abzuſprechen. H. c. C., U. v. 10. Okt. 06, 
562/05 V. — Celle. 

21. 5 906 BGB. Zuläſſigkeit der allgemeinen Faſſung 
von Unterlaſſungs verboten.] 

Das LG. hat dem Beklagten die Zuführung „ſtörender“ 
Fabrik⸗Geräuſche verboten und das KG. hat beigefügt: (Geräuſche), 
„die das Gemeinübliche überſchreiten“. Die Reviſion hält dieſen 
nun vorliegenden Urteilsſatz für zu unbeſtimmt und für geeignet, 
vielfache Beläſtigungen des Beklagten in der Zwangsvollſtreckung 
herbeizuführen. Indeſſen iſt in dem verwickelten und ſelbſt nicht 
ganz beſtimmte Merkmale unzuläſſiger Zuführungen angebenden 
Inhalte des 8 906 BGB. der Grund dafür zu ſuchen, daß 
auf derartige Eigentumsſtörungsklagen überhaupt gewöhnlich keine 
beſtimmten eng umgrenzten Unterlaſſungsverbote durch Urteil im 
voraus ergehen können und ergehen, daß vielmehr die endgültige 
Prüfung der Zuläſſigkeit oder Nichtzuläſſigkeit einzelner gerügter 
Zuführungen dem künftigen Zwangsvollſtreckungsrichter zu über⸗ 
laſſen iſt, dem das Urteil nur die allgemeinen leitenden Grund⸗ 
ſätze für ſeine künftige Entſcheidung an die Hand geben kann 
und muß. (Vgl. RG. in JW. 01, 84932; 05, 180%.) Dieſem 
letztbezeichneten Erforderniſſe entſpricht aber auch der landgericht⸗ 
liche, vom KG. ergänzte Urteilsſatz dann zur Genüge, wenn 
man ihn, wie in derartigen Fällen nicht unzuläſſig, aus den 
Tatbeſtänden und Entſcheidungsgründen der Vorderrichter er⸗ 
läutert und vervollſtändigt. Der erſte Richter hat die aus der 
Fabrik des Beklagten dem Grundſtück des Klägers zugeführten 
Geräuſche, nämlich ſummende und kreiſchende Maſchinengeräuſche 
und Lärm, durch Hämmern auf Richtplatten und durch Werfen 
von Eiſenſtangen verurſacht, für in hohem Maße ſtörend und 
beläſtigend erklärt. Dem hat ſich der Berufungsrichter aus⸗ 
drücklich mit dem Beifügen angeſchloſſen, daß laut der Begut⸗ 
achtung des Sachverſtändigen Courtois die Gefahr der Wieder⸗ 
kehr derartiger beläſtigender Einwirkungen auch durch die in⸗ 
zwiſchen vom Beklagten getroffenen Abhilfemaßregeln keineswegs 
endgültig beſeitigt ſei. Beide Vorderrichter erachten zugleich 
die Geräuſchzuführungen der bezeichneten Art für nicht gemein⸗ 
üblich. Durch dieſe in den Entſcheidungsgründen der Vorder⸗ 
urteile enthaltenen näheren Angaben ſind deren allgemein 
gehaltene Urteilsſätze entſprechend begrenzt und erläutert, weshalb 
der gegen ſie gerichtete Reviſionsangriff nicht durchzudringen 
vermag. D. c. J., U. v. 20. Okt. 06, 25/06 V. — 
Berlin. 

22. 89 929 ff. BGB. Eigentumserwerb an einer be⸗ 
ſtimmten gekauften Maſchine infolge Einbringung in eine 
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Ziegelei, obſchon der Käufer Inſtandſetzung behufs Genehmigung 
des Dampfkeſſelüberwachungsvereins fordert.] 

Zur Maſſe des über das Vermögen des Baumeiſters K. 
in München eröffneten Konkurſes iſt vom Konkursverwalter ein 
Zweiflammrohrkeſſel gezogen. Klägerin verlangte Ausſonderung 
desſelben aus der Maſſe, indem ſie Eigentum an ihm behauptet. 
Daß der Keſſel urſprünglich ihr gehörte, iſt unſtreitig. Sie 
hatte ihn im Frühjahr 1903 bei der D. ſchen Maſchinenfabrik 
in Zweibrücken zur Reparatur lagern. Durch Vermittelung 
dieſer Fabrik verkaufte ſie den Keſſel im Juni 1903 an K. mit 
der Verpflichtung, den Keſſel an Ort und Stelle (Neuenkirchen) 
auf ihre Koſten anzuliefern und zu montieren zu dem Preiſe 
von 3 000 Mark. Die D. ſche Fabrik hatte bei den Verkaufs⸗ 
verhandlungen, bei denen K. meiſtens durch den Direktor ſeiner 
Ziegelei, Sp., vertreten wurde, die Zuſicherung gegeben, daß 
der Keſſel, wenn auch nicht mehr neu, nach nunmehr vor⸗ 
genommener Reparatur ſich doch in einem guten tadelloſen 
Zuſtande befinde und daß derſelbe von dem pfälziſchen Dampf⸗ 
keſſelreviſionsverein zu Kaiſerslautern von neuem innerlich unter⸗ 
ſucht und gepreßt worden ſei, ſo daß er für den in Ausſicht 
genommenen Zweck nach jeder Richtung hin verwendungsfähig 
ſei. Am 24. November 1903 wurde er bei der K. chen Ziegelei 
in Neuenkirchen angefahren und im dortigen Keſſelhauſe auf das 
für ihn bereits vorher hergeſtellte Fundament aufgelegt. Zu 
dem letzteren Zwecke mußte zuvor eine Wand des Keſſelhauſes 
durchbrochen werden, die dann nach Aufſtellung des Keſſels 
wieder zugemauert wurde. Eine Einmauerung des Keſſels in 
das Fundament fand nicht ſogleich ſtatt, weil die örtlich zuſtändige 
preußiſche Dampfkeſſelreviſionsbehörde zu Saarbrücken konſtatierte, 
daß die Wände desſelben einen erheblichen, eine ſachgemäße 
Prüfung des Keſſels untunlich machenden Belag von Keſſelſtein 
zeigten und lehnte deshalb eine weitere Unterſuchung vor einer 
gründlichen Reinigung des Keſſels ab. Durch Schreiben von 
demſelben Tage machte der Direktor des Beklagten, Sp., hier⸗ 
von der Diſchen Maſchinenfabrik Mitteilung, indem er auf die 
von dieſer bei den Verkaufsverhandlungen ihm gemachten Zu⸗ 
ſicherungen hinwies. Der Brief lautete dann weiter folgender⸗ 
maßen: „Selbſtredend werde ich auch erſt den Keſſel akzeptieren, 
wenn derſelbe vom hieſigen Dampfkeſſelüberwachungsverein in 
Ordnung befunden wurde. Der Keſſel wird Ende dieſer Woche 
auf die Fundamente gelegt werden und kann mit der Mon⸗ 
tierung ſchon nächſten Montag begonnen werden, ſelbſtverſtändlich 
unter der Vorausſetzung, daß der Keſſel ſich in dem Zuſtande 
befindet, wie Sie mir denſelben beim Ankaufe beſchrieben haben.“ 
Klägerin machte nun im K. ſchen Konkurſe geltend, K. habe 
den Keſſel bisher nicht angenommen, auch nicht bezahlt, derſelbe 
ſei daher in ihrem Eigentum verblieben. Das LG. verurteilte, 
das OLG. wies die Klage, das RG. wies die Reviſion zurück: 
Der Berufungsrichter gelangt im Hinblick auf die beſondere 
Lage des gegenwärtigen Falls zu der Annahme, und zwar als 
einer völlig geſicherten, daß Sp. bei Empfangnahme des Keſſels, 
ohne an den Unterſchied zwiſchen bloßer Inbeſitznahme und 
Erwerb zu Eigentum zu denken, doch den Keſſel für die Fabrik 
habe erwerben wollen, daß es ſein Wille geweſen ſei, daß der⸗ 
ſelbe der Fabrik habe gehören ſollen und daß er nicht die Ab⸗ 
ſicht gehegt, den Übergang des Eigentums bis zur Feſtſtellung 
der Fehlerloſigkeit des Keſſels hinauszuſchieben. Weſentlich war 
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für den Berufungsrichter der Umſtand, daß Sp. von der Diſchen 
Maſchinenfabrik die Mitteilung, der Keſſel ſei durch den 
Bayeriſchen Dampfkeſſelüberwachungsverein unterſucht und fehler: 
frei befunden, erhalten und, wie der Berufungsrichter auf Grund 
der Zeugenausſage Sp.s feſtſtellt, der Zuſicherung Vertrauen 
geſchenkt und an die Fehlerfreiheit des Keſſels geglaubt habe. 
Aus dieſem Standpunkte Spis erklärt der Berufungsrichter die 
von demſelben mit dem Keſſel vorgenommenen Handlungen, daß 
er nämlich die Wand des Keſſelhauſes ausbrechen, den Keſſel 
auf das für ihn beſtimmte Fundament auflegen und dann die 
Wand wieder ſchließen ließ. Der Berufungsrichter führt aus, 
das teilweiſe Demolieren eines für den Fabrikbetrieb weſentlichen 
Gebäudes, wie des Keſſelhauſes, und insbeſondere die Wieder⸗ 
herſtellung in den vorigen Stand beweiſe, daß Sp. nach der 
Empfangnahme des Keſſels den Willen gehabt habe, ihn zu 
Eigentum zu erwerben und zu haben, welcher Wille durch die 
genannten Vorgänge auch der Diſchen Fabrik bezw. der von 
dieſer vertretenen Klägerin erkenntlich geworden ſei. Die Zeugen⸗ 
ausſage Sp.s zieht der Berufungsrichter weiter auch inſoſern 
heran, als ſie dahin geht, daß der Zeuge ſpäter der Anſicht geweſen 
ſei, Eigentümer des Keſſels zu ſein, ſowie daß er auch bei Ab⸗ 
ſendung des Briefes vom 30. November 1903 nicht daran ge⸗ 
dacht habe, noch nicht Eigentümer zu ſein und es noch in der 
Hand zu haben, den Eigentumsübergang zu vollziehen oder 
abzulehnen. Als materiell rechtsirrig kann es nicht eiſcheinen, 
wenn das Berufungsgericht als Inhalt des Eigentumserwerbs⸗ 
willens genügen läßt, daß die Sache nunmehr zum Vermögen 
des Käufers gehören, demſelben eingefügt fein ſolle. Die Re 
viſion greift das Urteil von dem Geſichtspunkt aus an, daß 
die Handlungen S. ps, in denen deſſen Erwerbs wille zur Er 
ſcheinung kam, nur dann eine dem Willen entſprechende Rechts 
wirkung hervorzurufen vermocht hätten, wenn fie vor dem Briefe 
vom 30. November 1903 zur Kenntnis der Klägerin oder der 
D. chen Fabrik gelangt wären, und daß das Berufungägericht 
eine dahin gehende Feſtſtellung nicht getroffen habe. Letzteres 
iſt richtig, dem Angriffe fehlt aber dennoch die Begründung. 
In Betracht kommt für die vorliegende Streitſache nur der 
Fall, daß die Hingabe der Sache in Verbindung mit dem An- 
gebot des Eigentumserwerbs zur Erfüllung eines nicht erſt 
gleichzeitig angebotenen und deshalb den Eigentumserwerb be: 
dingenden, ſondern eines bereits perfekten Vertrages erfolgt, 
und zwar ohne von einer vorherigen Gegenleiſtung, ſpeziell der 
Zahlung des Kaufpreiſes, abhängig gemacht zu ſein. Feſtgeſtelt 
iſt vom Berufungsrichter als unſtreitig, daß die Klägerin das 
Eigentum an dem Keſſel an Beklagten übertragen wollte und 
daß fie ihrerſeits durch Ablieferung des Keſſels an ihn alle 
getan, was ihr zur Erfüllung des Kaufvertrages oblag. Bei 
einer ſolchen Lage des Falls kommt in dem Angebot immer 
der Wille des Verkäufers zur Erſcheinung, daß der Käufer ohne 
eine zuvor ihm gegenüber abzugebende Erklärung berechtigt ſein 
ſoll, nicht bloß wie ein Eigentümer, ſondern als Eigentümer 
über den Kaufgegenſtand durch Weiterveräußerung, Einbau 
($ 93 BGB.) uſw. zu verfügen. In der Vornahme eit 
ſolchen Handlung liegt dann eine wirkſame Annahme. 

fragen bleibt, ob, wenn der Käufer zu einer Handlung ſchreite, 
die zwar nicht durch vorherigen Eigentumserwerb bedingt i 
aber doch den Willen, Eigentum zu erwerben, in ſich ver 
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körpert, wie eine ſolche hier vom Berufungsrichter feſtgeſtellt 
iſt, in ihr gemäß dem Willen des Verkäufers eine wirkſame 
Annahme zu erblicken iſt. Es bleibt hier Spielraum für die 
Beurteilung je nach der beſonderen Beſchaffenheit der einzelnen 
Fälle. Für alle aber iſt von Erheblichkeit, daß der Verkäufer, 
der die Sache behufs Erfüllung ſeiner Pflicht bedingungslos 
überſendet, die Annahme nicht bloß, wie bei einer eine Ge⸗ 
ſchäftsverbindung erſt anbahnenden Offerte, wünſcht und hofft, 
ſondern, im Hinblick auf die ſtillſchweigend von ihm behauptete 
Vertragsmäßigkeit ſeiner Leiſtung, verlangt und erwartet. Als 
Regel muß bei dieſem Standpunkte des Verkäufers erſcheinen, 
daß Handlungen, der hier vom Berufungsgericht feſtgeſtellten 
Art im Sinne des Verkäufers als Annahme gelten, ſo daß es 
des Nachweiſes beſonderer für ſie ſprechender Umſtände nicht 
bedarf, ſondern der Beweis des Gegenteils zu erbringen iſt. 
Irgend welche Momente für einen ſolchen aber ſind von der 
Klägerin nicht angeführt. Das Ergebnis des Berufungsgerichts 
zeigt daher eine Geſetzes verletzung nicht. S. c. K., U. v. 
2. Okt. 06, 8/06 VII. — München. 

23. SS 1356, 1367 BGB. Schadenerſatzanſpruch einer 
beim Betriebe einer Straßenbahn verletzten Ehefrau. Iſt ihr 
Erwerb ein ſolcher, daß ſie und nicht der Ehemann ge⸗ 
ſchädigt iſt?! 

Am 24. Januar 1904 iſt die Klägerin, als ſie im Begriff 
war, einen Wagen der von der Beklagten betriebenen Straßen⸗ 
bahn zu verlaſſen, durch den Zuſammenſtoß zweier Wagen an 
ihrer linken Hand verletzt worden; ſie fordert unter der Be⸗ 
hauptung, daß durch den Unfall die Gebrauchsfähigkeit ihres 
linken Arms und der Hand dauernd beeinträchtigt ſei, eine 
Entſchädigung wegen Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit und 
zwar 460 Mark auf die Zeit bis zum 13. Dezember 1904 
und von da ab eine Rente von 130 Mark vierteljährlich. Sie 
habe, ebenſo wie ihr Mann, gewerbsmäßig die Bemalung von 
Galanteriewaren betrieben und dadurch einen Erwerb von 
mindeſtens 10 Mark wöchentlich gehabt, durch die beſchränkte 
Gebrauchsfähigkeit ihres linken Arms ſei ſie an der weiteren 
Ausübung dieſer Tätigkeit gehindert. Das KG. hat 
die Beklagte zur Zahlung von 207 Mark verurteilt und die 
von ihr der Klägerin zu entrichtende Rente unter Aufrecht⸗ 
erhaltung des dafür von dem LG. beſtimmten Anfangs⸗ und 
Endtermins auf 9 Mark wöchentlich erhöht. Die Beklagte 
legte Reviſion ein. Das RG. hob auf und verwies zurück: Nach 
5 1367 BGB. iſt Vorbehaltsgut, was die Frau durch ihre 
Arbeit oder durch den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts erwirbt. Daß die Klägerin ein ſelbſtändiges 
Erwerbsgeſchäft betrieben habe, hat ſie ſelbſt nicht behauptet; 
nach dem erſtinſtanzlichen Tatbeſtand haben die Kläger zwar 
angegeben, ſie ſeien beide Galanteriemaler, aber daraus iſt 
noch nicht zu entnehmen, daß auch die Klägerin ſelbſtändig die 
Galanteriemalerei betrieben habe in der Weiſe, daß ſie in 
eigenem Namen Verträge mit Dritten über Ausführung von 
Malerarbeiten abgeſchloſſen und dadurch einen Erwerb gehabt 
habe. Sie iſt auch der von der Beklagten in I. Inſtanz auf⸗ 
geſtellten Behauptung, daß ſie einen ſelbſtändigen Gewerbe⸗ 
betrieb bei der Behörde nicht angemeldet habe, nicht entgegen⸗ 
getreten. Auch ihr zweitinſtanzliches Vorbringen, daß ihr 
eigener Erwerbsverdienſt auch von ihr ſelbſtändig und nach 
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ihrem eigenen Ermeſſen zu Spareinlagen für ihren Sohn ver⸗ 
wendet worden ſei, läßt nicht mit genügender Deutlichkeit 
erkennen, daß ſie den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts in dem oben bezeichneten Sinne habe behaupten 
wollen. Übrigens kommt darauf nichts an, denn dieſes An⸗ 
führen iſt als von der Beklagten beſtritten anzuſehen, da deren 
Abſicht, es in Abrede zu ſtellen, aus ihren ſonſtigen Erklärungen 
zu entnehmen iſt, und ein Beweis iſt über jenes Vorbringen 
nicht erhoben worden. Für die ſich danach weiter darbietende 
Frage, ob die frühere Beſchäftigung der Klägerin mit Galanterie⸗ 
malerei eine Arbeit geweſen iſt, deren Erträgniſſe ihr als Vor⸗ 
behaltsgut gebührt haben, iſt der Umſtand von Bedeutung, 
daß der Mann der Klägerin die Herſtellung von Galanterie⸗ 
malereien gewerbsmäßig betreibt. Nach $ 1356 Abſ. 2 BGB. 
iſt die Frau, ſoweit eine ſolche Tätigkeit nach den Lebens⸗ 
verhältniſſen der Ehegatten üblich iſt, nicht bloß zu Arbeiten im 
Hausweſen, ſonder auch zu ſolchen im Geſchäft des Mannes 
verpflichtet, und das, was durch ſolche Arbeiten der Frau 
verdient wird, gehört an ſich nicht ihr, weder als eingebrachtes, 
noch als Vorbehaltsgut, ſondern dem Manne. Die Anwendung 
dieſer Regel und der ſich daraus ergebenden rechtlichen 
Folgerungen auf den vorliegenden Fall wird nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß es ſich bei den Arbeiten der Klägerin um eine 
Tätigkeit gehandelt hat, deren erfolgreiche Ausübung einige 
techniſche Fertigkeit und ein gewiſſes Maß von Ausbildung des 
Geſchmacks⸗ und Schönheitsſinns erfordert. Für die Beurteilung 
des vorliegenden Rechtsſtreites iſt es nicht entſcheidend, ob die 
Klägerin, wenn ſie ſich durch Unterweiſung ſeitens ihres 
Mannes oder in anderer Weiſe die Fähigkeit, Arbeiten der in 
Rede ſtehenden Art auszuführen, erworben hatte, ihrem Manne 
gegenüber verpflichtet geweſen iſt, dieſe Fähigkeit dergeſtalt zu 
deſſen Gunſten zu verwerten, daß ſie ihn bei der Ausübung 
ſeines Gewerbes unterſtützte, es kommt vielmehr darauf an, ob 
ſie das bisher getan hat, und anzunehmen iſt, daß ſie, wenn 
der Unfall nicht eingetreten wäre, dies auch in Zukunft getan 
haben würde. Trifft dies zu, ſo iſt durch die Beeinträchtigung, 
welche ihre Befähigung zur Ausführung von Malereien der in 
Frage ſtehenden Art durch den Unfall vom 24. Januar 1904 
erlitten hat, ihr Mann geſchädigt, nicht ſie, weil ſie eben ihre 
Fähigkeit nicht zu eigener Arbeit, d. h. zu ſolcher, durch welche 
ſie ſich einen Erwerb verſchaffte, verwertet haben würde. Die 
in I. Inſtanz aufgenommenen Beweiſe, auf die das KG. ſich 
ſtützt, ergeben nicht den mindeſten Anhalt dafür, daß die 
Klägerin bis zu dem Unfall aus der Ausübung der Galanterie⸗ 
malerei einen eigenen Erwerb gehabt habe. Dies kann jedoch 
nicht zur Zurückweiſung dieſer Berufung führen. Denn in 
II. Inſtanz hat die Klägerin Behauptungen aufgeſtellt, die 
offenbar dahin gehen ſollen, daß das, was durch ihre Malerei⸗ 
arbeit verdient worden ſei, mindeſtens zum Teil ihr ſelbſt zu⸗ 
gefloſſen ſei. Allerdings iſt das, was ſie inſoweit vorgebracht 
hat, ſehr unbeſtimmt und nicht geeignet, ein klares Bild von 
der Sachlage zu geben, es hätte aber inſoweit das Fragerecht 
ausgeübt werden ſollen. Die Sache muß deshalb zur weiteren 
Verhandlung und Entſcheidung an die Vorinſtanz zurück⸗ 
verwieſen werden. Dabei mag noch folgendes bemerkt werden. 
Anſcheinend hat die Klägerin auch in II. Inſtanz nicht behaupten 
wollen, daß ſie direkt von dritten Perſonen Aufträge zur Aus 
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führung von Galanteriemalereien entgegengenommen, und von 
dieſen den Preis für die ausgeführten Arbeiten empfangen 
habe. Vielmehr iſt ihr Anführen wohl dahin aufzufaſſen, daß 
ihr Mann ihr für die Arbeiten, die ſie für ſeinen Gewerbe⸗ 
betrieb ausgeführt, eine Vergütung gewährt, ſie alſo in deſſen 
Geſchäft als Gewerbsgehilfin gegen Entgelt gearbeitet habe. 
Beruht dies in Wahrheit, ſo würde ihr ein Anſpruch gegen die 
Beklagte auf Erſatz deſſen, was ſie ohne den Unfall von ihrem 
Manne als Lohn erhalten haben würde, aber infolge der bei 
dem Unfall erlittenen Verletzung nicht mehr zu verdienen in der 
Lage geweſen iſt nnd fein wird, nicht abzuſprechen ſein. Von 
einzelnen Schriftſtellern (vgl. z. B. Wieruzowski, Eherecht Bd II 
8 13 Note 30) wird angenommen, daß, wenn der Mann der 
Frau für Dienſte in ſeinem Geſchäfte, zu deren Leiſtung ſie 
nach 8 1356 BGB. verpflichtet iſt, eine Vergütung gewährt, 
dies eine reine Schenkung ſei, und das der Frau gegebene 
nicht als Vorbehaltsgut, ſondern als eingebrachtes Gut anzu⸗ 
ſehen ſei. Dieſe Auffaſſung mag unter Umſtänden zutreffend 
ſein (vgl. auch Prot. der Komm. für die II. Leſung des Entw. 
des BGB. 4, 125), regelmäßig wird ſie aber nicht berechtigt 
ſein. Bei der Frage, ob und in welchem Umfange die Frau 
in einem gegebenen Falle zu Dienſtleiſtungen für das Geſchäft 
ihres Mannes verpflichtet iſt, handelt es ſich um die Würdigung 
tatſächlicher Verhältniſſe, die dem ſubjektiven Ermeſſen weiten 
Spielraum läßt, und ihre Beantwortung iſt in erſter Linie 
Sache der beiden Ehegatten ſelbſt. Sind ſie darüber ein⸗ 
verſtanden, daß die Frau für gewiſſe Dienſte ein Entgelt vom 
Manne erhalten ſolle, ſo kommt damit zum Ausdruck, daß der 
letztere inſoweit eine Verpflichtung der Frau im Sinne von 
8 1356 Abſ. 2 BGB. nicht für gegeben erachtet und deshalb 
eine unentgeltliche Leiſtung der Dienſte nicht in Anſpruch 
nehmen will. Hierdurch wird für die vom Manne der Frau 
gewährte oder verſprochene Vergütung der Charakter als 
Schenkung ausgeſchloſſen, und ſie kann ihn auch nicht dadurch 
erlangen, daß etwa ſpäter in einem Prozeſſe der Richter die 
Meinung gewinnt, der Mann habe bei jener Einigung der 
Ehegatten der Dienſtleiſtungspflicht ſeiner Frau zu enge Grenzen 
geſteckt. (Vgl. auch die angezogenen Protokolle a. a. O. und 
S. 141). Danach würde eine Vergütung, die der Mann der 
Klägerin für deren Beihilfe in ſeinem Geſchäfte gewährt hat 
und bei weiteren gleichen Dienſten gewährt haben würde, Vor⸗ 
behaltsgut der Klägerin geweſen und geworden ſein, und dieſe 
würde daher, die Richtigkeit ihres Anführens unterſtellt, um den 
Betrag geſchädigt ſein, den ſie ohne den Unfall von ihrem 
Manne für ihre Malerarbeiten erhalten hätte, aber von der 
Zeit des Unfalls an wegen der Beſchränkung ihrer Leiſtungs⸗ 
fähigkeit nicht mehr zu verdienen vermag. Es braucht deshalb 
nicht erörtert zu werden, ob nicht die Klägerin, die mit Zu⸗ 
ſtimmung ihres Mannes geklagt hat, Erſatz der ihr entgehenden 
Vergütungen des Mannes auch dann beanſpruchen könnte, wenn 
dieſe Vergütungen als Schenkungen anzuſehen wären. Gr. B. 
Straßenbahn c. St., U. v. 8. Okt. 06, 21/06 VI. — Berlin. 

24. 8 1570 BGB. In dem freiwilligen Beiſchlaf des 
einen Ehegatten mit dem anderen liegt nicht regelmäßig eine 
Verzeihung. 

Die von der Reviſion vertretene Anſicht, in dem frei⸗ 
willigen Beiſchlafe des einen Ehegatten mit dem anderen liege 
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regelmäßig eine Verzeihung, kann vom Standpunkte dez 
BGB. nicht für richtig erachtet werden. Vielmehr hat das 
BGB., wie die Begründung Bd. 4 S. 603, 604 ergibt, die 
Aufſtellung einer allgemeinen Regel unterlaſſen, weil ein 
Bedürfnis dazu nicht vorliege und die Umſtände des einzelnen 
Falles maßgebend ſeien. Entſcheidet hiernach aber die 
Beſonderheit des einzelnen Falles, ſo fällt die Beantwortung 
der Frage, ob und inwieweit in der Beiſchlafsvollziehung eine 
ſtillſchweigende Verzeihung zu erblicken ſei, weſentlich dem Tat⸗ 
richter anheim und iſt der Nachprüfung durch den Reviſions⸗ 
richter entzogen. Anders liegt jedoch die Sache, wenn, wie hier 
behauptet, bei der Tatſachenwürdigung prozeſſuale Verſtöße 
untergelaufen find. Die in dieſer Beziehung von der Revifion 
aufgeſtellten Rügen ſind begründet. Das Berufungsgericht 
ſtellt ſich im weſentlichen auf die einſeitige Darſtellung des 
Klägers zur Verhandlung vom 23. Oktober 1905 (Bl. 21 der 
Akten Q. 31/05), obwohl dieſe von der Beklagten zu einem 
erheblichen Teile beſtritten worden iſt. Gegenüber dem ſchließ⸗ 
lichen Geſtändniſſe des Klägers, der Beklagten wiederholt bei⸗ 
gewohnt zu haben (Tatbeſtand des Urteils vom 3. November 1905) 
war es unzuläſſig, von bloßen geſchlechtlichen Berührungen und 
einem paſſiven Verhalten des Klägers zu ſprechen. Ob der 
Kläger bei der Beiſchlafsvollziehung eheliche Zärtlichkeit und in 
welchem Maße aufgewendet hat, kann für die Frage, ob ein 
Beweis verſöhnlicher Geſinnung vorliegt, keine erhebliche Be 
deutung beanſpruchen. Wenn es dem Berufungsgerichte mur 
geſchienen hat, daß die Beklagte die Anregung zu dem 
Geſchlechtsverkehre gegeben habe, fo läßt ſich eine derartige Fest 
ſtellung nicht verwerten. Ob es überhaupt von Wert iſt, fell 
zuſtellen, von welcher Seite die Anregung gegeben iſt, kam 
dahinſtehen. Jedenfalls kommt bei der nochmaligen Beurteilung 
in Betracht, daß die Beklagte nach ihrer Angabe immer nut 
die Anbahnung einer Ausſöhnung mit dem Kläger im Auge 
gehabt habe und daß von dem Kläger ſeinem Bildungsgrade 
und feiner Berufsſtellung nach nicht angenommen werden kann, 
er habe im Verkehre mit feiner Ehefrau, von der er geſchieden 
zu werden verlangte, lediglich ſinnlichen Regungen nachgegeben, 
ohne dabei innerlich mit Empfindungen des Gemüts irgend 
beteiligt zu fein. M. c. M., U. v. 25. Okt. 06, 151/06 IV. — 
Berlin. 

25. 5 1570 BGB. Über die Frage, ob in der Bei 
ſchlafsvollziehung eine Verzeihung auf Eheſcheidungsgründe zu 
finden ift.] 

Die Eheleute lebten ſeit dem 11. September 1904 bon 
einander getrennt. Anfang des Jahres 1905 erhob die Ehefrau 
Klage auf Scheidung, weil ihr Mann ſie wiederholt auf das 
Gröblichſte mißhandelt und beleidigt habe, auch im September 
1904 verſucht habe, ſie mit einem Rechen zu erſtechen. Der 
Beklagte beſtritt dieſe Behauptungen, warf ſeinerſeits der 
Klägerin vor, ihn beleidigt zu haben, und erhob den Einwand, 
daß er am 8. Juni 1905 auf Anſuchen der Klägerin zu zwe 
Malen und vorher ſchon im Februar und März 1905 mi 
ihrem Einverſtändnis den Beiſchlaf mit ihr vollzogen habe, ſo 
daß die Ehevergehungen als verziehen zu gelten hätten. Das 
LG. erkannte auf einen Eid für Klägerin dahin, daß fie in 
Februar und März 1905 dem Beklagten den Beiſchlaf nicht 
geſtattet und nicht mit ihm vollzogen habe. Von ber Leiftung 
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des Eides machte es die Trennung der Ehe und Erklärung des 
Beklagten für den allein ſchuldigen Teil, von der Nichtleiſtung 
des Eides die Abweiſung der Klage abhängig. Beklagter legte 
Berufung ein, wobei er in erſter Linie beantragte, unter Ab⸗ 
änderung des landgerichtlichen Urteils die Klage abzuweiſen 
und in zweiter Linie, beide Teile für ſchuldig zu erklären. Die 
Berufung wurde durch das Urteil des OLG. zurückgewieſen. 
Das NG. hob auf und verwies zurück: Die Reviſion des Be⸗ 
klagten wendet ſich nur dagegen, daß in den Vorgängen am 
8. Juni 1905 keine Verzeihung gefunden iſt. Der Beklagte 
hat nämlich unter Eidesbeweis geſtellt, daß er an dieſem Tage, 
als er und Klägerin nach Beendigung des Beweistermins in 
Kupp nach Sacken zurückgingen, auf dem Wege von Kupp nach 
Hirſchfelde beim Paſſieren des Waldes auf Anſuchen der 
Klägerin mit dieſer den Beiſchlaf vollzogen habe. Er hat 
ferner unter Berufung auf das Zeugnis der Eheleute Sch. be⸗ 
hauptet, daß ſie beide ſodann in Hirſchfelde bei dem Gaſtwirt 
Sch. eingekehrt ſeien und dort einträchtig zuſammen geſeſſen 
und miteinander getrunken hätten. Es iſt endlich von dem 
Beklagten der Klägerin der Eid darüber zugeſchoben, daß ſie 
auf dem weiteren Wege nach Sacken im Walde nochmals den 
Beiſchlaf miteinander vollzogen hätten, ſowie auch darüber, daß 
Klägerin ihn gebeten habe, von der Beiſchlafsvollziehung nichts 
zu verraten, da ſie ſonſt angeben müſſe, von ihm genotzüchtigt 
zu ſein. Die Klägerin hat zugegeben, daß es am 8. Juni 1905 
einmal zur Beiſchlafsvollziehung gekommen iſt, ſie behauptet 
aber, hierzu von dem Beklagten gezwungen zu ſein. Der Be⸗ 
rufungsrichter hat es nicht für nötig erachtet, den zugeſchobenen 
Eid über den nach Behauptung des Beklagten auf Anſuchen 
der Klägerin erfolgten geſchlechtlichen Verkehr zu erheben. Er 
läßt es dahingeſtellt, ob dieſe Behauptung des Beklagten als 
widerlegt anzuſehen ſei, fo daß die Eideszuſchiebung nach 8 446 
ZPO. unzuläſſig fein würde, meint jedoch, daß, ſelbſt wenn 
Klägerin das Anſuchen um Beiwohnung geſtellt habe, hieraus 
noch nicht eine Verzeihung ſich ergebe. Klägerin ſei als die 
Ehefrau des Beklagten berechtigt geweſen, von ihm die Be⸗ 
friedigung ihres Geſchlechtstriebes entgegenzunehmen. Daß der 
Geſchlechtstrieb bei ihr noch nicht erloſchen, ſei daraus zu 
ſchließen, daß fie im Jahre 1903 als 46 jährige Witwe noch 
einmal geheiratet habe, obwohl ihr Sohn ſchon 1904 ebenfalls 
geheiratet habe. Es liege ferner mit Rückſicht auf die Angabe 
des Beklagten, daß er nach dem Termine in Kupp abſichtlich 
langſam gegangen ſei und Klägerin deshalb ihn eingeholt habe, 
ſowie bei der Geſchäftskunde des Beklagten als früheren Ge⸗ 
meindevorſtehers die Annahme nahe, daß dieſer von vornherein 
es darauf abgeſehen gehabt habe, die Beiwohnung durch Liſt 
und anſcheinende Milde zu erreichen. Um den Eintritt einer 
Verzeihung anzunehmen, hätte endlich die Herſtellung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft nachfolgen oder mindeſtens in Ausſicht ge⸗ 
nommen werden müſſen. Dieſe Erwägungen vermögen jedoch 
die Verwerfung des Einwandes der Verzeihung nicht zu recht⸗ 
fertigen. Für die Frage, ob eine Verzeihung des Ehegatten 
vorliegt und ob insbeſondere in der Beiſchlafsvollziehung eine 
Verzeihung zu finden iſt, kommt es nicht ſowohl auf den 
Verzichtwillen als vielmehr darauf an, ob das Verhalten des 
Ehegatten erkennen läßt, daß er die Eheverfehlungen des andern 
nicht mehr als ehezerrüttend empfindet und die Fortſetzung der 
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Ehe ihm nicht als unerträgliche Laſt erſcheint. Dieſen Stand⸗ 
punkt, der in der Literatur und Rechtſprechung jetzt allgemein 
vertreten wird (ſiehe insbeſondere Erler, das Eheſcheidungsrecht 
829 S. 120 und 121, Staudinger zu 81570 BGB., Urteil 
des RG. vom 30. Dezember 1904 289/04 IV JW. 05 S. 113 
Nr. 8, Urteil des OLG. Hamburg vom 10. März 1903 OL GRſpr. 
7, 107 R.) hat auch das Berufungsgericht (S. 19 des Urteils) 
zum Ausgangspunkt genommen, es läßt ihn aber vollſtändig 
außer acht, wenn es das Vorliegen einer Verzeihung um des⸗ 
willen verneint, weil die Ehefrau das Recht habe, die Be⸗ 
friedigung ihres Geſchlechtstriebes von dem Ehemann entgegen⸗ 
zunehmen, und ſie deshalb durch dieſen geſchlechtlichen Verkehr 
dem Recht auf Eheſcheidung nichts vergebe. Der Wille, auf 
die Eheſcheidung zu verzichten, kommt bei der Verzeihung, ob⸗ 
ſchon es ſich bei dieſer weſentlich um einen inneren Vorgang, 
um eine verſöhnliche Gemütsſtimmung handelt, ſo wenig in 
Betracht, daß ein bei der Verzeihung gemachter geheimer Vor⸗ 
behalt als wirkungslos angeſehen wird (Urteil des RG. vom 
1. Mai 1905 588/04 IV, JW. 05 S. 374 Nr. 12). Es ift 
deshalb unerheblich, wenn dem Ehegatten, der in geſchlechtlichen 
Verkehr mit dem anderen Ehegatten ſich einläßt, hierbei der 
Wille gefehlt hat, ſein Recht auf Eheſcheidung aufzugeben, und 
es ihm im Grunde nur um Befriedigung ſeines Geſchlechts⸗ 
triebs zu tun war. Die Befriedigung der Sinnlichkeit wird 
bei der Beiwohnung, wenn dieſe freiwillig erfolgt, immer von 
einer gewiſſen, bald größeren, bald geringeren Bedeutung ſein. 
Dies berechtigt aber noch nicht, das Vorhandenſein einer Ver⸗ 
zeihung auszuſchließen. Es iſt damit, daß die Beiſchlafs⸗ 
vollziehung zur Befriedigung des Geſchlechtstriebes ſtattfindet, 
nicht unvereinbar, daß zu gleicher Zeit oder ſchon vorher eine 
verſöhnliche Stimmung Platz gegriffen hat und iſt es deshalb 
rechtsirrtümlich, den Einwand der Verzeihung damit zu beſeitigen, 
daß die Ehefrau ein Recht habe, die Befriedigung ihres 
Geſchlechtstriebs von ihrem Manne entgegenzunehmen. Selbſt⸗ 
verſtändlich kann in der Beiſchlafsvollziehung eine Verzeihung 
nicht gefunden werden, wenn ſie nicht aus freiem Willen, 
ſondern aus Furcht vor Mißhandlungen uſw. geſchieht. Der 
Berufungsrichter hat indes eine beſtimmte Feſtſtellung hierüber 
nicht getroffen, er läßt es vielmehr dahingeſtellt, ob die Be⸗ 
hauptung des Beklagten, auf Anſuchen der Klägerin mit ihr 
den Beiſchlaf vollzogen zu haben, widerlegt ſei. Muß hiernach 
davon ausgegangen werden, daß Klägerin den Beklagten zur 
Beiſchlafsvollziehung aufgefordert hat, daß alſo die Beiſchlafs⸗ 
vollziehung ihrem Willen entſprochen hat, ſo wird nur 
unter ganz beſonderen Umſtänden verneint werden können, 
daß die Beiſchlafsvollziehung die Bedeutung einer Ver⸗ 
zeihung gehabt habe. An der Darlegung derartiger Umſtände 
hat es aber die Klägerin fehlen laſſen. Daß die Klägerin bei 
der Aufforderung zur Beiſchlafsvollziehung ſich nur verſtellt 
habe und zu dieſer Verſtellung behufs Abwendung von Miß⸗ 
handlungen oder aus anderen Gründen genötigt geweſen ſei, 
iſt nicht behauptet. Fehlſam iſt die Ausführung im Berufungs⸗ 
urteil, der Annahme einer Verzeihung ſtehe entgegen, daß bei 
der Beiwohnung eine Liſt des Beklagten im Spiele geweſen 
ſein werde. Abgeſehen davon, daß dieſer Geſichtspunkt von 
der Klägerin ſelbſt gar nicht geltend gemacht iſt, kann das 
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daß der „geſchäftskundige“ Beklagte auf dem Rückwege von 
Kupp abſichtlich langſamer gegangen ſei, um von der Klägerin 
ſich einholen zu laſſen. Mag ſelbſt der Beklagte zur An⸗ 
bahnung eines freundſchaftlichen Verhältniſſes eine Einwirkung 
auf ſeine Frau ausgeübt haben, ſo iſt doch nicht einzuſehen, 
inwiefern hierin eine die Wirkſamkeit der Verzeihung aus⸗ 
ſchließende Argliſt liegen ſoll. Dem Berufungsrichter kann 
endlich darin nicht beigetreten werden, daß die Herſtellung der 
häuslichen Gemeinſchaft oder doch die Inausſichtnahme dieſer 
Gemeinſchaft zur Verzeihung erforderlich ſei. Dieſe Anſicht iſt 
in den Geſetzen nicht begründet. Eine Verzeihung kann ſehr wohl 
ſtattgefunden haben, ohne daß die Ehegatten über die rechtlichen 
Folgen der Verzeihung ſich klar ſind und ohne daß der weitere 
Schritt der Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft unternommen 
wird. Das Urteil des OLG., welches in Beſtätigung des erſt⸗ 
inſtanzlichen Urteils nur über die Beiſchlafsvollziehung im 
Februar und (oder) März 1905, nicht über die Beiſchlafs⸗ 
vollziehung im Juni 1905 der Klägerin einen Eid auferlegt 
und von der Nichtleiſtung dieſes Eides die Abweiſung der Ehe⸗ 
ſcheidungsklage abhängig macht, unterliegt deshalb der Auf⸗ 
hebung. Iſt ſchon die Frage, ob in der Beiſchlafsvollziehung 
eine Verzeihung erblickt werden kann, nur nach der tatſächlichen 
Lage des einzelnen Falles zu beurteilen, ſo iſt doch die für den 
vorliegenden Fall von dem Berufungsrichter getroffene Ent⸗ 
ſcheidung in ſolchem Maße durch Rechtsirrtum beeinflußt, daß 
das hierauf beruhende Urteil nicht aufrecht erhalten werden 
kann. Bei der anderweiten Verhandlung und Entſcheidung der 
Sache wird das OLG. in eine erneute Prüfung darüber ein⸗ 
zutreten haben, ob von der Erhebung des der Klägerin zu⸗ 
geſchobenen Eides über die Aufforderung zur Beiſchlafs⸗ 
vollziehung am 8. Juni 1905 abgeſehen werden kann. Die 
erneute Prüfung hat ſich, da durch die Einlegung der Reviſion 
die Rechtskraft des Urteils in geſamten Umfange gehemmt iſt 
(vgl. RG. 58, 313), auch auf den übrigen Prozeßſtoff zu er⸗ 
ſtrecken, auch auf den die Entſcheidung über den Hilfsantrag, 
die Klägerin an der Scheidung mit für ſchuldig zu erklären, 
bezüglichen Teil, wennſchon in dieſer Beziehung die Angriffe 
der Reviſion nicht zu einer Aufhebung des Urteils genötigt 
haben würden. L. c. L., U. v. 29. Okt. 06, 130/06 IV. — 
Breslau. 

Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

26. $ 11 EGGVG. verb. mit § 39 des Elſaß⸗Lothr. 
Ausf. zum BGB. Entſcheidung des RG. über die ihm 
überwieſene Frage, ob Beamte ihre Amtsbefugniſſe überſchritten 
oder ſich der Unterlaſſung von ihnen obliegenden Amtshandlungen 
ſchuldig gemacht haben. Verfahren darüber. Frage des urſäch⸗ 
lichen Zufammenhangs.] b 

Der Koch H., welcher bis zum 31. März 1905 in der 
Wirtſchaft des Klägers F. zu Metz beſchäftigt geweſen war, 
wurde bald nach ſeiner Entlaſſung aus dieſem Dienſt als krank 
in das Spital zu Metz aufgenommen, er wurde auf ſein 
Drängen am 22. Juli 1905 als „kliniſch geheilt“ aus dem 
Spital entlaſſen. Dieſe Entlaſſung wurde aber von dem ſtell⸗ 
vertretenden Kreisarzt und Medizinalreferenten bei dem Bezirks⸗ 
präſidium zu Metz Dr. P. beanſtandet, da H. vom bakterio⸗ 
logiſchen Standpunkte aus als noch nicht vom Typhus geneſen 
zu betrachten ſei, und wurden deshalb behufs Verhütung weiterer 


Anſteckung durch Dr. P. polizeiliche Nachforſchungen nach dem 
Aufenthalt des H. veranlaßt, die aber vorerſt keinen Erfolg 
hatten. Am Nachmittag des 4. September 1905 meldete ſich 
H. als krank bei der Polizeidirektion zu Metz und bat, fein 
Aufnahme in ein Krankenhaus zu veranlaſſen, wobei er angab, 
er ſei „bisher“ bei dem Reſtaurateur F. zu Metz beſchäftigt 
geweſen. Am 5. September teilte die Polizeidirektion zu Metz 
der bakteriologiſchen Station und dem Dr. P. mit, daß der 
Koch H. „ſich ſeither ununterbrochen bei dem Wirt F. in 
Stellung befunden“ und daß er am 4. dieſes Monats erneut 
um Aufnahme in ein Krankenhaus gebeten habe. Daraufhin 
ſtellte Dr. P. im Einvernehmen mit dem Leiter der balterio⸗ 
logiſchen Station am Vormittag des 6. September 1905 bei 
der Polzeidirektion zu Metz unter Mitteilung des in Betracht 
kommenden Sachverhalts telephoniſch den Antrag, die Wirtſchaſt 
des F. bis nach der ſofort vorzunehmenden Desinfektion derfelben 
zu ſchließen. Dieſe Schließung wurde alsbald von der Polizei⸗ 
direktion mündlich und ohne vorherige Anhörung des F. verfügt 
und vollzogen. Nach der abſchlägigen Beſcheidung des F., 
etwa Mittags um 12 Uhr, telephonierte aber Dr. P., der von 
F. erfahren hatte, daß H. ſich nicht mehr bei dieſem, fondem 
im Krankenhauſe befinde, der Polizeidirektion: Da H. ſich nach 
F.s Angaben in den letzten Tagen aicht mehr bei dieſem 
befunden habe, ſo könne nach gründlicher Desinfektion der 
Wirtſchaft des F. und nach polizeilicher Feſtſtellung, daß dieſe 
Desinfektion in gehöriger Weiſe ſtattgefunden habe, die Wirtſchaft 
wieder eröffnet werden. Nachdem noch am Abend des 6. September 
die Desinfektion derſelben ſtattgefunden hatte und bei der am 
Morgen des 7. September in Gegenwart des Dr. P. und des 
Leiters der bakteriologiſchen Anſtalt vorgenommenen polizeilichen 
Reviſion für genügend erachtet worden war, wurde am nämlichen 
Morgen etwa um 9 Uhr ſeitens der Polizei die Schließung der 
F. ſchen Wirtſchaft wieder aufgehoben. F. hat bei dem LG. zu 
Metz gegen 1. den Bezirkspräſidenten von Lothringen, 2. den 
Dr. P. Klage auf Erſatz des ihm durch die Schließung feiner 
Wirtſchaft entſtandenen Schadens erhoben, indem er haupt⸗ 
ſächlich geltend machte: Die Schließung feiner Wirtſchaft fi 
ungerechtfertigt geweſen. Die Behörden hätten hierbei „die 
rechtlich vorgeſchriebene Sorgfalt außer acht gelaſſen“, da ſie 
es nicht einmal für nötig befunden hätten, vor der Schließung 
das Vorhandenſein des Typhus bei H. feſtzuſtellen, der über 
haupt nicht typhuskrank geweſen ſei. Das Kaiſerliche Miniſterium 
für Elſaß⸗Lothringen hat daraufhin gemäß § 11 C6686. 
und § 39 des Elſaß⸗Lothr. Ausf. zum BGB. bei dem RO. 
den Erlaß der daſelbſt vorgeſehenen Vorentſcheidung beantragt. 
Der nachſtehenden Beurteilung dieſes Antrags lagen außer den 
einſchlägigen Polizeiakten weitere Erhebungen, welche auf Beſchluß 
des RG. hin durch das Miniſterium von Elſaß⸗Lothringen ber 
anlaßt worden, ſowie die Protokolle über die durch weiteren 
Beſchluß des RG. veranlaßte gerichtliche Vernehmung des 
Klägers F. und des Beklagten Dr. P. zugrunde. Der hierauf 
erteilte Beſchluß des RG. lautet: „Es wird feftgeftellt: J. daß 
der Regierungs⸗ und Geheime Medizinalrat Dr. P. ſich in 
bezug auf die am 6. September 1905 erfolgte Schließung der 
Wirtſchaft des Klägers F. und in bezug auf die Aufrecht 
erhaltung dieſer Schließung ſeitens des Bezirkspräſidenten von 
Lothringen weder einer Mberfchreitung feiner Amts befugnill 
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noch der Unterlaſſung einer ihm obliegenden Amtshandlung 
ſchuldig gemacht hat, 2. daß der Kaiſerliche Bezirkspräſident 
von Lothringen ſich in bezug auf die am 6. September 1905 
von ihm verfügte Aufrechterhaltung der am nämlichen Tage 
ſeitens der Polizeidirektion zu Metz angeordneten Schließung 
der Wirtſchaft des Klägers F. zwar nicht der Überſchreitung 
ſeiner Amtsbefugniſſe, aber der Unterlaſſung von ihm obliegenden 
Amtshandlungen ſchuldig gemacht hat.“ Die Entſcheidungs⸗ 
gründe gehen dahin: Der von der vorgeſetzten Behörde der 
beiden beklagten Beamten geſtellte Antrag erſcheint zunächſt 
nach den angeführten Vorſchriften als zuläſſig, indem das RG. 
die zur Entſcheidung hierüber zuſtändige Behörde iſt (vgl. den 
diesſeitigen Beſchluß vom 1. Juli 1902 T. B. 31/02, ElſLoth Z. 
28, 209 ff.) und die beklagten Beamten wegen Handlungen 
verfolgt werden, die ſie in Ausübung der ihnen anvertrauten 
öffentlichen Gewalt vorgenommen haben. (Folgt die materielle 
Begründung, aus welcher folgendes intereſſiert:) Indem der 
Bezirkspräſident ohne den Verſuch der Erzielung eines Ein⸗ 
verſtändniſſes des F. und ohne die, wenigſtens vom Ber: 
waltungsſtandpunkte aus nach der Sachlage gebotene 
nähere Information, lediglich auf den mündlichen Vortrag des 
Dr. P. hierüber die Beſchwerde des F. entſchied, hat er ſich 
nach der Anſicht des RG. zwar keiner Überſchreitung feiner 
Amtsbefugniſſe, aber der Unterlaſſung von ihm obliegenden 
Amtshandlungen ſchuldig gemacht. Die Beurteilung der Frage, 
ob dieſes Verhalten des Bezirkspräſidenten für den dem F. 
entſtandenen Schaden oder einen Teil desſelben kauſal geweſen 
iſt, liegt außerhalb der dem RG. durch die angeführten Vor⸗ 
ſchriften übertragenen Befugnis; auch wird durch die hiernach 
bezüglich des Bezirkspräſidenten zu erlaſſende Vorentſcheidung 
keine endgültige, das Prozeßgericht bezüglich der erörterten 
Fragen bindende Entſcheidung über den Klaganſpruch ſelbſt 
gegeben, ſondern nur ausgeſprochen, daß nach den dem RG. 
vorliegenden Akten kein Grund vorliegt, um die gegen dieſen 
Beamten wegen der fraglichen Amts handlung eingeleitete zivil⸗ 
rechtliche Verfolgung zu verhindern (vgl. RGSt. 16, 201 und 
den diesſeitigen Beſchluß vom 17. April 1904 II T. B. 20/3, 
ElſLoth Z. 29, 217). F. c. Bezirkspräſident von Lothringen 
und P., Beſchl. v. 25. Okt. 06, II T. B. 71/05. 

Zivilproze ßordnung. 

27. 588 3, 546 ZPO. Streitwert bei negativen Feſt⸗ 
ſtellungsklagen.] 

Das Vorhandenſein der Reviſionsſumme wird von der 
Reviſionsbeklagten mit Unrecht beſtritten. Es handelt ſich um 
die Widerklage, die durch Teilurteil des LG. und das be⸗ 
ſtätigende Urteil des OLG. abgewieſen iſt. Der Prinzipalantrag 
der Widerklage geht dahin: 1. feſtzuſtellen, daß es der Klägerin 
inhaltlich des mit dem Beklagten am 6. Auguſt 1901 geſchloſſenen 
Lizenzvertrages unterſagt ſei, ſelbſt Pomril zu fabrizieren und 
in Konkurrenz gegen den Beklagten in Handel zu bringen, 
2. jede Zuwiderhandlung der Klägerin bei Strafvermeiden zu 
verbieten, 3. die Klägerin zu verurteilen, den Beklagten den 
durch Verletzung des unter 1 erwähnten Verbotes entſtandenen 
und noch entſtehenden Schaden — Feſtſtellung vorbehalten — 
zu erſetzen. Der Wert der negativen Feſtſtellungsklage iſt nach 
dem Anſpruch der Klägerin, gegen den dieſe Klage ſich richtet, 
zu bemeſſen und da eine beſtimmte Summe nicht angegeben iſt, 
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nach freiem Ermeſſen zu ſchätzen (vgl. Urteil des RG. JW. 02 
S. 253 Nr. 17). Unbegründet iſt die Behauptung der Reviſions⸗ 
beklagten, es komme nur das Intereſſe in Betracht, welches 
der Beklagte daran habe, daß gerade die Klägerin ſelbſt Pomril 
nicht fabrizieren und in Handel bringen dürfe, während ſie 
einem anderen Lizenznehmer die Befugnis erteilen möge. Der 
Antrag der Widerklage, der maßgebend iſt, enthält eine ſolche 
Beſchränkung nicht. Daß es ſich aber bei den Anträgen der 
Widerklage um große Summen handelt, welche die Reviſions⸗ 
ſumme überſteigen, läßt ſich ſchon aus dem $ 5 des Vertrages 
vom 6. Auguſt 1901 entnehmen und iſt von der Klägerin in 
ihrem Schreiben vom 6. März 1906 zugegeben worden. Die 
Vorinſtanz hat den Streitwert der Widerklage auf 5 000 Mark 
feſtgeſetzt. Hiergegen beſtehen keine Bedenken. M. c. D., U. v. 
2. Nov. 06, 173/06 III. — Karlsruhe. 

28. 88 286, 373 ff. ZPO. Unzuläſſigkeit der Ablehnung 
eines Zeugenbeweiſes.] 

Die Klägerin hatte Zeugenbeweis dafür erboten, daß die 
von ihr verkauften und gelieferten Kohlen von guter Beſchaffen⸗ 
heit geweſen ſeien. Das Berufungsgericht ſah indes von der 
Erhebung dieſes Beweiſes ab mit der Erwägung: Wenn die 
angerufenen Zeugen — der Disponent der Firma S. zu N. 
ſowie die Käufer dieſes Wagens — auch im Sinne der Klägerin 
Angaben machen würden, was nach einem Schreiben der 
Herkuleswerke zweifelhaft ſei, ſo würde dieſen Angaben bei der 
Länge der inzwiſchen verfloſſenen Zeit und da die Zeugen 
jedenfalls die Kohlen nicht näher auf ihre Beſchaffenheit ge: 
prüft haben, keine ſehr erhebliche Bedeutung beikommen, wie 
den auf Antrag des Beklagten vernommenen Zeugen, die mit 
Rückſicht auf die früheren Anſtände mit den Kohlen der Klägerin 
eine beſonders ſorgfältige Beſichtigung vorzunehmen Anlaß 
hatten. Das gleiche gelte hinſichtlich der in S. wohnenden 
und von der Klägerin angerufenen Zeugen P. und M., von 
denen letzterer Produzent der Kohlen und Lieferant der Klägerin 
ſei. Den Ausſagen der Zeugen B. und K. wäre deshalb unter 
allen Umſtänden der Vorzug zu geben. Das RG. hob das 
klagabweiſende Urteil des OLG. auf. Mit Recht hat die 
Reviſion gerügt, daß die Erwägungen des Berufungsgerichts 
nicht zureichen, das Unterlaſſen einer Vernehmung jener Zeugen 
zu rechtfertigen. Denn erſt nach der Vernehmung eines Zeugen 
und auf Grund der gemachten Zeugenausſagen kann geprüft 
werden, ob wegen der Länge der zwiſchen dem bezeugten Vor⸗ 
falle und der Vernehmung liegenden Zeit oder weil die Zeugen 
die Kohlen nicht näher auf ihre Beſchaffenheit geprüft hatten, 
den Ausſagen keine ſo erhebliche Bedeutung zukommen könne. 
Der Schlußſatz in den Erwägungen des Berufungsgerichts, 
den Ausſagen der Zeugen B. und K. wäre deshalb unter allen 
Umſtänden der Vorzug zu geben, läßt aber gerade wegen dieſer 
vorausgehenden prozeſſual nicht haltbaren Erwägungen des 
Berufungsgerichts nicht die Auffaſſung zu, die durch die Aus⸗ 
ſagen jener Zeugen begründete Überzeugung würde auch dann 
nicht erſchüttert werden können, wenn die von der Klägerin 
benannten Zeugen die Tatſachen, für die ſie angerufen ſind, in 
vollem Umfange beſtätigen würden. Es erübrigt ſich daher zu 
erörtern, ob eine ſolche Ausführung bei der hier gegebenen 
Sachlage prozeſſual einwandfrei wäre. St. c. L., U. v. 


2. Nov. 06, 111/06 II. — Karlsruhe. 
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29. 88 558 a, 554 a, 233, 238 ZPO. Verwerfung einer 
Reviſion wegen Nichtvorlegung des zugeſtellten Berufungs⸗ 
urteils. Prüfung von Amts wegen. Verwerfung des Antrags 
auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand durch Beſchluß.] 

Mit der gegen einen von mehreren Beklagten eingelegten 
Reviſion und wiederum mit der Begründungsſchrift war dem 
Gericht nur eine von einem anderen Beklagten und Streit⸗ 
genoſſen zugeſtellte Urteilsausfertigung vorgelegt, in der Re⸗ 
viſionsſchrift auch die Zuſtellung als an dem Tage erfolgt be⸗ 
zeichnet, den die überreichte Ausfertigung aufwies, während die 
Zuſtellung im Namen des Reviſionsbeklagten an einem anderen 
Tage erfolgt war. Vor Ablauf der Begründungsfriſt verwarf 
das RG. die Reviſion durch Beſchluß vom 28. September 1906 
als unzuläſſig, weil „ſoviel bis jetzt erſichtlich, weder von dem 
als Reviſionsbeklagten bezeichneten Beklagten noch an ihn zu⸗ 
geſtellt ſei, gemäß 8 61 ZPO. die Handlungen des einen 
Streitgenoſſen den anderen weder zum Vorteil noch zum Nach⸗ 
teil gereichen und der Fall der notwendigen Streitgenoſſenſchaft 
nicht gegeben ſei“. Auf die Vorſtellung, daß das Urteil auch 
vom Reviſionsbeklagten zugeſtellt, die Vorlegung des anderen 
Urteils nur verſehentlich erfolgt ſei und den mit Vorlegung des 
richtig zugeſtellten Urteils verbundenen Antrag auf Aufhebung 
des Beſchluſſes vom 28. September 1906, ſowie den unter 
Einlegung einer neuen Reviſion erfolgenden Antrag auf Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand hat das RG. folgende Be⸗ 
ſchlüſſe erlaſſen. Am 5. Oktober 1906: Der Antrag des Re⸗ 
viſionsklägers vom 4. Oktober 1906 auf Aufhebung des dies⸗ 
ſeitigen Beſchluſſes vom 28. September 1906 und auf An⸗ 
beraumung eines Termins zur mündlichen Verhandlung wird 
zurückgewieſen; denn die in dem angefochtenen Beſchluſſe ent» 
haltene Verwerfung der Reviſion, welche aus den darin aus⸗ 
geführten Gründen und namentlich auch bei dem ausdrücklichen 
Hinweis der Reviſionseinlegung auf das am 2. Auguſt 1906 
für den Mitbeklagten G. zugeſtellte Berufungsurteil geboten 
war, ſtellt ſich als eine rechtskräftige Entſcheidung dar, die 
durch die nachträgliche Überreichung des am 9. Auguſt 1906 
für den Reviſionsbeklagten L. zugeſtellten Berufungsurteiles 
nicht mehr rückgängig gemacht werden kann. Und am 16. Oktober 
1906: 1. Die in dem erſten Schriftſatz vom 12. Oktober 1906 
(eingegangen an demſelben Tage) enthaltene Erneuerung und 
weitere Begründung des Antrages vom 3. Oktober 1906 wird 
zurückgewieſen und der diesſeitige Beſchluß vom 5. Oktober 1906 
aufrechterhalten. 2. Auf die weiteren Schriftſätze vom 12. 
und 15. Oktober wird unter Zurückweiſung des darin geſtellten 
Antrages auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
den Ablauf der Reviſionsfriſt die anderweit gegen das am 
9. Auguſt zugeſtellte Berufungsurteil eingelegte Reviſion, ein⸗ 
gegangen am 13. Oktober 1906, als unzuläſſig verworfen und 
der Reviſionskläger in die dadurch verurſachten Koſten verurteilt: 
1. Die erſte Reviſion, welche gegen das am 2. Auguſt 1906 
von ſeiten des mitbeklagten G. dem Kläger zugeſtellte Be⸗ 
rufungsurteil am 3. September 1906 vom Kläger eingelegt 
und überreicht war, iſt vom RG. bei der nach 8 554a von 
Amts wegen vorzunehmenden Prüfung mit Beſchluß vom 
28. September 1906 verworfen worden, weil die von einem 
anderen, als dem Reviſionsbeklagten L. (oder an ihn) bewirkte 
Zuſtellung des Berufungsurteils gemäß 88 61, 62 380. 
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(ogl. auch RG. 48, 417) nicht als eine ordnungsmäßige und 
deshalb die dagegen eingelegte Reviſion nach 8 552 
Abſ. 2 ZPO. als wirkungslos zu erachten war. Der Kläger 
hat hiergegen am 4. Oktober 1906 unter Nachweiſung der am 
9. Auguſt 1906 auf Betreiben des jetzigen Reviſionsbeklagten 
L. erfolgten Zuſtellung des fraglichen Berufungsurteils die 
Aufhebung des Beſchluſſes vom 28. September 1906 beantragt, 
iſt aber unter Hinweis auf deſſen endgültige und unabänderliche 
Wirkſamkeit mit dieſem Antrag durch Beſchluß vom 5. Oktober 
1906 zurückgewieſen worden. Mit feinem erſten Schriftſatz 
vom 12. Oktober 1906 hat darauf der Kläger den Antrag 
vom 3./4. Oktober erneuert und zu deſſen Begründung 
namentlich auf die rechtliche Natur des 5 5532 ZPO. als 
einer Sollvorſchrift ſowie auf die daraus ſich ergebende Zu⸗ 
läſſigkeit der Beibringung des Zuſtellungsnachweiſes bis zum 
Ablauf der Begründungsfriſt und auf die Möglichkeit nach⸗ 
träglicher Aufrechterhaltung der Reviſionseinlegung vom 3. Sep⸗ 
tember 1906, als gegen das am 9. Auguſt 1906 zugeſtellte 
Berufungsurteil gerichtet, wiederholt hingewieſen. Dieſe Aus⸗ 
führung iſt, wie ſich aus der weiteren Darlegung ergeben wird, 
an ſich unbeachtlich, ſcheitert aber ohne weiteres an der bereits 
erwähnten unabänderlichen Natur des Beſchluſſes vom 28. Sep⸗ 
tember, durch welchen die Reviſion gegen das am 2. Auguſt 
zugeſtellte Berufungsurteil endgültig verworfen wurde. Eine 
Reviſion gegen das am 9. Auguſt zugeſtellte Urteil lag damals 
noch nicht vor, mußte vielmehr anderweit eingelegt werden. 
Vgl. auch Gaupp⸗Stein, ZPO. § 477 Bem. IV. 2. Dies ii 
ſeitens des Klägers mittels des am 13. Oktober überreichten 
Schriſtſatzes vom 12. Oktober geſchehen, dabei aber, da die 
Notfriſt für die Reviſion bereits am 9. September abgelaufen 
war, auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand angetragen 
worden. Dieſer Antrag ermangelt indeſſen eines genügenden 
Grundes, wie er nach $ 233 ZPO. erforderlich iſt. Der 
Kläger hat in ſeiner Begründung hervorgehoben, daß in dem 
Beſchluſſe vom 28. September die damalige Reviſion nur als 
zur Zeit wirkungslos und unzuläſſig bezeichnet worden ſei. 
Dies iſt jedoch nur in der Annahme geſchehen, daß nach⸗ 
träglich die Zuſtellung des Berufungsurteils in ordnungs⸗ 
mäßiger Weiſe (von oder an L.) geſchehen und alsdam die 
Reviſionseinlegung, wie zuläſſig, innerhalb der Notfriſt wieder: 
holt werde — eine Annahme, die wegen der bereits am 
9. Auguſt erfolgten anderweiten Zuſtellung und der nach 
dem 9. September, dem Ablauf der Notfrift, erfolgten 
anderweiten Reviſionseinlegung nicht mehr zutrifft. Der Kläger 
hat ferner auf die vom II. StS. des RG. in der Unter 
ſuchungsſache gegen Korinth II 2048/89 durch Beſchluß vom 
18. Oktober 1889 wegen nachträglicher Berichtigung eines 
Irrtums über die Legitimation des die Reviſion einlegenden 
Verteidigers erteilte Wiedereinſetzung in den vorigen Stund 
hingewieſen. Allein dort beruhte die irrige Annahme nicht auf 
einem vom Angeklagten zu vertretenden Umſtand. Im vor- 
liegenden Fall dagegen beruht die Wirkungsloſigkeit der erste 
und die zu ſpäte Einlegung der zweiten Reviſion auf einem 
Verſehen des Klägers oder vielmehr feines Anwalts, wie bielt 
ſelbſt in dem Schriftſatz vom 4. Oktober anerkannt hat. Nah 
der von ihm angeführten Sollvorſchrift des 8 553 war das 
Berufungsurteil, mit Zuſtellungsnachweis verſehen, nicht vom 
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Reviſionsgericht einzufordern, ſondern demſelben vom Reviſions⸗ 
kläger vorzulegen. Letzterer aber hat zunächſt ein unrichtiges, 
nicht vom Reviſionsbeklagten zugeſtelltes Urteil vorgelegt und 
ausdrücklich gegen dieſes am 2. Auguſt zugeſtellte 
Urteil — ohne irgend welche Erwähnung der damals bereits 
vorliegenden Zuſtellung vom 9. Auguſt — die Reviſion ein⸗ 
gelegt, ſodann aber, nachdem dieſelbe als wirkungslos ver⸗ 
worfen war, erſt am 4. Oktober das in ordnungsmäßiger Weiſe 
am 9. Auguſt zugeſtellte Urteil überreicht und erſt am 
13. Oktober, mithin nach Ablauf der Notfriſt, Reviſion dagegen 
eingelegt. Mit dieſem Sachverhalt ſetzt ſich der Kläger in 
offenſichtlichen Widerſpruch, wenn er am Schluſſe ſeines zweiten 
Schriftſatzes vom 12./13. Oktober vorbringt: „daß das RG., 
ohne der Partei den Nachweis der erfolgten Zuſtellung des 
Berufungsurteils aufzugeben, die Reviſion als unzuläſſig ver⸗ 
warf, während eine ſolche Aufgabe nach den Vorſchriften des 
5 554 a (Prüfung von Amts wegen) als geboten erſcheinen 
muß, iſt für die Partei als ein unabwendbarer Zufall zu be⸗ 
trachten“. Es war hiernach der Antrag auf Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand als unbegründet zurückzuweiſen, dem⸗ 
gemäß aber die verſpätet eingelegte zweite Reviſion als un⸗ 
zuläſſig zu verwerfen und zwar konnte auch die erſterwähnte 
Zurückweiſung ebenſo wie die letzterwähnte Verwerfung ohne 
vorgängige mündliche Verhandlung durch Beſchluß erfolgen, 
da nach 5 238 ZPO. das Verfahren über den Antrag auf 
Wiedereinſetzung mit dem Verfahren über die nachgeholte 
Prozeßhandlung zu verbinden und nach gleichen Normen durch⸗ 
zuführen iſt, hiernach aber gegenwärtig die Vorſchrift des 
5 554a 3PO., wonach die Entſcheidung über die Zuläſſigkeit 
der Reviſion durch Beſchluß erfolgen kann, auch auf die Ent⸗ 
ſcheidung über den Wiedereinſetzungsantrag Anwendung findet, von 
welchem die Zuläſſigkeit der Reviſion weſentlich abhängt. 399/06 III. 

30. 88 845, 829, 830, 857, 81, 89 ZPO. in Verb. 
mit SS 180, 184, 185 BGB. Die Satzungen der Poſener 
Landſchaft ſind objektive Rechtsnormen. Begriff der Eigen⸗ 
tümergrundfchuld. Nicht Datum des Pfändungsbeſchluſſes 
ſondern Datum der Zuſtellung desſelben maßgebend. Prozeß⸗ 
vollmacht als Legitimation für vorhergegangene Pfändungs⸗ 
ankündigungen.] 

In der Zwangsverſteigerungsſache des Ritterguts Gogolewo 
K. 14/03 des AG. in Schrimm wurden in dem Kaufgelder⸗ 
belegungstermine vom 30. November 1903 ſeitens der Poſener 
Landſchaft die in Abt. III Nr. 43 und 46 eingetragenen Pfand⸗ 
briefsdarlehen von 72 000 Mark und 52 500 Mark nur ab⸗ 
züglich eines Betrages von 3 959,10 Mark liquidiert, indem 
die Landſchaft den gleich hohen Betrag des Amortiſationsfonds 
mit ihrer Forderung verrechnete. Auf den getilgten Betrag er⸗ 
hoben Pfändungsgläubiger der Schuldnerin Marie v. Bondkowska 
(Bedkowska) Anſpruch und die 3 959,10 Mark wurden deshalb 
als Streitmaſſe zunächſt zur vorläufigen Verwahrung des AG. 
in Schrimm genommen, ſpäter am 29. Dezember 1903 bei der 
Königlichen Regierung in Poſen hinterlegt. Beteiligt waren 
als Pfändungsgläubiger: a) der Beklagte, dem gegen die Guts⸗ 
eigentümerin 2 vollſtreckbare Forderungen von 8 663 und 
5 700 Mark nebſt Zinſen und Koſten zuſtanden. Er hatte 
zuerſt durch den Beſchluß des AG. in Schrimm vom 15. Auguſt 
1903 das Amortiſationsguthaben der Schuldnerin pfänden und 
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den Beſchluß am 31. Auguſt 1903 der Poſener Landſchaft zu⸗ 
ſtellen laſſen. Am 30. November 1903, dem Tage des Kauf⸗ 
gelderbelegungstermins, ließ er dann um 9 Uhr 50 Minuten 
Vormittag, nachdem die Landſchaft die Verrechnungserklärung 
abgegeben hatte, eine Benachrichtigung, daß die Pfändung der 
entſtandenen Eigentümerhypothek bezw. der darauf entfallenden 
Kaufgelder bevorſtehe, dem Vollſtreckungsrichter zuſtellen. Der 
Schuldnerin wurde dieſe Benachrichtigung am 2. Dezember 1903 
zugeſtellt. Am 3. Dezember 1903 wurden demnächſt wegen der 
Forderung von 8 663 Mark nebſt Zinſen und Koſten und am 
9. Dezember 1903 wegen der von 5 700 Mark nebſt Neben⸗ 
anſprüchen von dem AG. in Schrimm auf Antrag des Be⸗ 
klagten Pfändungsbeſchlüſſe betreffend die Eigentümerhypothek 
und die darauf entfallenen Kaufgelder erlaſſen und dem Voll⸗ 
ſtreckungsrichter (am 7. bezw. 14. Dezember), der Hinterlegungs⸗ 
ſtelle in Poſen (am 7. bezw. 14.) und der Schuldnerin (am 
9. bezw. 15. Dezember) zugeſtellt. b) Beteiligt waren ferner 
die beiden Kläger, und zwar Ka. mit einer vollſtreckbaren 
Forderung von 2 554,80 Mark nebſt Zinſen und Koſten, die 
Firma B. mit einer ſolchen von 500 Mark nebſt Zinſen und 
Koſten. Als „Vertreter“ dieſer Gläubiger hatte der Rechts⸗ 
anwalt Ki. in P. eine vom 28. November 1903 datierte Pfän⸗ 
dungsankündigung am 30. November, dem Kaufgelderbelegungs⸗ 
termin, um 8 Uhr 15 Minuten Vormittag dem Vollſtreckungs⸗ 
richter und in der Zeit von 11 Uhr 45 Minuten Vormittag 
bis 2 Uhr 30 Minuten Nachmittag zehnmal in Abſtänden von 
/, bis / Stunde der Schuldnerin zuſtellen laſſen. In der 
Pfändungsankündigung war bemerkt, daß die Schuldnerin „ein 
Anrecht auf die durch Verrechnung des Amortiſationsguthabens 
entſtehende Eigentümergrundſchuld habe und daß die Pfändung 
dieſes Anrechts bevorſtehe. Der Vollſtreckungsrichter wurde er⸗ 
ſucht, „die auf die Schuldnerin entfallende Hebung nicht an ſie 
zu zahlen,“ der Schuldnerin wurde aufgegeben, ſich jeder Ver⸗ 
fügung „über die Forderung und die Eigentümergrundſchuld“ 
zu enthalten. Durch Beſchluß des Königlichen AG. in Schrimm 
vom 11. Dezember 1903, der den Verwahrungsbeamten des 
AG. in Schrimm und der Schuldnerin am 16. Dezember 1903 
zugeſtellt wurde, iſt ſodann auf Antrag der Kläger die „Forderung 
der Schuldnerin aus der durch Verrechnung des Amortiſations⸗ 
guthabens ... entſtandenen Eigentümerhypothek bezw. Grund⸗ 
ſchuld bezw. auf den an die Stelle getretenen Teil des Ver⸗ 
ſteigerungserlöſes“ gepfändet worden. In dem die Streitmaſſe 
betreffenden Verteilungsverfahren J. 2/04 des AG. in Schrimm 
wurde in dem Teilungsplane die Maſſe dem Beklagten zu⸗ 
gewieſen. Die Kläger haben jedoch im Termin am 2. Dezember 
1903 widerſprochen und demnächſt Klage mit dem Antrag er⸗ 
hoben, daß der Beklagte verurteilt werde, darin zu willigen, 
daß aus der Streitmaſſe 3 736,71 Mark (nach ſpäterer Er⸗ 
mäßigung 3 659,21 Mark) nebſt den davon aufgekommenen 
Hinterlegungszinſen den Klägern ausgezahlt würden. Das LG. 
hat in dem Urteil vom 7. Juni 1905 nach dem ermäßigten 
Antrage erkannt. Berufung und Revifion find zurückgewieſen. 
Den Pfändungsbeſchluß vom 15. Auguſt 1903, durch den das 
Amortiſationsguthaben der Schuldnerin bei der Poſener Land⸗ 
ſchaft zugunſten des Beklagten gepfändet worden iſt, erklärt der 
Berufungsrichter für unwirkſam, weil nach § 32 der gehörig 
genehmigten und bekannt gemachten neuen Satzungen der Poſener 
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Landſchaft (Amtsblatt der Königlichen Regierung in ofen 
Jahrg. 1896 Nr. 38) der Anſpruch auf den getilgten Betrag 
(Amortiſationsfonds) ohne das Grundſtück nicht veräußert, auch 
von Dritten nicht in Anſpruch genommen und im Wege der 
Zwangsvollſtreckung nicht mit Beſchlag belegt werden könne. 
Dieſen Satzungen der Poſener Landſchaft legt der Berufungs⸗ 
richter unter Bezugnahme auf Art. 167 EGBGB. (vgl. auch 
Art. 21 PrAG. zur GB0O.; Planck, Anm. 1 zu Art. 167 
a. a. O.) die Bedeutung objektiver jedermann bindender Rechts⸗ 
normen bei. Die Reviſion hat hiergegen Einwendungen nicht 
erhoben, die Ausführungen des Berufungsrichters geben auch, 
ſoweit ſie überhaupt der Reviſion zugänglich ſind, zu Bedenken 
keinen Anlaß, da fie mit der Rechtſprechung des RG. (vgl. 
JW. 95 S. 612 Nr. 77) im Einklang ſtehen. Die Reviſion 
rügt aber, daß der Berufungsrichter dem Pfändungsbeſchluß 
nicht wenigſtens die Bedeutung einer Pfändungsankündigung im 
Sinne des § 845 ZP. beigelegt und auch die nachträgliche 
Erſtarkung (Konvaleſzenz) gemäß SS 184, 185 BGB. verneint 
habe. Über die Anwendung des 8 845 ZPO. hat ſich der 
Berufungsrichter überhaupt nicht ausgeſprochen, er hatte aber 
auch, ſelbſt wenn man die Vorausſetzungen dieſer Geſetzesvorſchrift 
für gegeben anſehen wollte, keine Veranlaſſung dazu, weil 
jedenfalls innerhalb der im § 845 beſtimmten dreiwöchigen 
Friſt eine gültige Pfändung nicht nachgefolgt iſt. Ebenſowenig 
aber ſind die 88 184, 185 BGB. anwendbar, weil die Be⸗ 
ſeitigung von Mängeln, wie ſie dieſe Geſetzesbeſtimmungen 
im Auge haben, nicht in Frage ſteht. Zur Anwendung des 
8185 Abſ. 2 BGB. (vgl. RG. 60, 70) könnte man nur dann 
gelangen, wenn man annähme, daß der Anſpruch auf die Eigen⸗ 
tümergrundſchuld und auf den an deren Stelle tretenden Ver⸗ 
ſteigerungserlös, den die Schuldnerin durch Verrechnung des 
Amortiſationsguthabens bei der Poſener Landſchaft erwarb 
(vgl. RG. 43, 427; bei Gruchot 32, 405; JW. 93 S. 396 
Nr. 55; 95 S. 612 Nr. 77), derſelbe Anſpruch ſei, wie der vom 
Beklagten gepfändete Anſpruch auf das Amortiſationsguthaben 
(vgl. v. Brünneck in Gruchots Beitr. 29, 491), und daß die Ver⸗ 
rechnung im Kaufgelderbelegungstermine lediglich den Wegfall 
einer bis dahin beſtandenen Verfügungsbeſchränkung der 
Schuldnerin (88 135, 136 BGB.) bedeute. Dieſe von der 
Reviſion vertretene Annahme trifft indeſſen, wie der Berufungs⸗ 
richter mit Recht angenommen hat, ſchon deshalb nicht zu, weil 
die Eigentümergrundſchuld begrifflich etwas ganz anderes iſt, 
als der vor der Verrechnung tatſächlich vorhandene, aber mit 
dieſer Verrechnung erlöſchende Anſpruch gegenüber der Landſchaft, 
und weil ſie auch nicht einmal als Surrogat dieſes Anſpruchs 
bezeichnet werden kann (vgl. JW. 95 S. 612 Nr. 77). Die 
Eigentümergrundſchuld hat ihren Rechtsgrund in der Einrichtung 
des Grundbuchs, die dem Eigentümer die Verfügung über eine 
freigewordene Hypothekenſtelle ermöglicht, ſie iſt nicht eine Rechts⸗ 
folge der Zahlung als ſolcher, ſondern entſteht bei jeder wie 
immer gearteten Beſeitigung der durch die Hypothek geſicherten 
Forderung. Die Verſchiedenheit gibt ſich ſchon äußerlich dadurch 
zu erkennen, daß der Schuldner bei der Eigentümergrundſchuld 
ein ganz anderer iſt, als der Schuldner bei dem Anſpruch auf 
Verrechnung des Amortiſationsguthabens. Die Pfändung dieſes 
Anſpruchs iſt nach 8 829 Abſ. 3 ZPO. durch Zuſtellung des 
Pfändungsbeſchluſſes an die Landſchaft erfolgt, für die Pfändung 
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der Eigentümergrundſchuld und des darauf entfallenden Erlöſes 
aber iſt dieſe Zuſtellung ohne jede Bedeutung. Der die Eigen: 
tümergrundſchuld und deren Hebung betreffenden Pfändungs⸗ 
ankündigung des Beklagten vom 30. November 1903 hat der 
Berufungsrichter keine Bedeutung beigelegt, weil ſie ſpäter alz 
die der Kläger zugeſtellt worden iſt. Nach der Rechtſprechung 
des RG. kommen nach Erteilung des Zuſchlags im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren (8$ 52, 91 3G.) für die Pfändung 
des Verſteigerungserlöſes, der auf erlöſchende Hypotheken und 
Grundſchulden entfällt, nicht die beſonderen Vorſchriften dez 
8 830 3PO., ſondern die der SS 829, 857 Abſ. 2 380. 
zur Anwendung (vgl. das zum Abdruck beſtimmte Urteil vom 
25. April 1906 V. 448/05, JW. 06 ©. 387 Nr. 13). Bei 
der Pfändung einer Eigentümergrundſchuld und des darauf ent: 
fallenden Erlöſes entſcheidet nach 8 857 Abſ. 2 ZPO. die Zu⸗ 
ſtellung an den Schuldner (RG. 43, 427; 40, 395; 52, 259). 
Im vorliegenden Falle iſt die Pfändungsankündigung der Kläger 
der Schuldnerin bereits am 30. November 1903, die des Be⸗ 
klagten erſt am 2. Dezember 1903 zugeſtellt. Der Berufungs⸗ 
richter hat daher mit Recht der Pfändungsankündigung der 
Kläger den Vorrang eingeräumt, und dieſen Vorrang hat 
die Pfändungsankündigung behalten, da ihr innerhalb der vor: 
geſchriebenen Friſt von 3 Wochen eine vorſchriftsmäßige Pfändung 
des auf die Eigentümergrundſchuld entfallenden Erlöſes nach⸗ 
gefolgt iſt (RG. 17, 331; 26, 427; 43, 428). Daß die 
Pfändungsankündigung der Kläger ſchon vom 28. November 
1903, alſo von einem Zeitpunkt datiert iſt, wo die Verrechnung 
des Amortiſationsguthabens noch nicht erfolgt, die Eigentümer⸗ 
grundſchuld alſo noch nicht entſtanden war, hat der Berufungs⸗ 
richter mit Recht für unerheblich erachtet. Es bedarf dabei gar 
nicht der Entſcheidung der Frage, ob eine Eigentümergrundſchuld 
ſchon vor ihrem Entſtehen für den Fall dieſes Entſtehens als 
bedingter oder betagter Anſpruch gepfändet werden kann, denn 
es entſcheidet, wie der Berufungsrichter zutreffend ausführt, 
nicht das Datum der Pfändungsankündigung, ſondern deren 
Zuſtellung und dieſe iſt erſt nach Entſtehung der Eigentümer⸗ 
grundſchuld erfolgt. Unbegründet iſt auch die von der Rebifion 
wiederholte Rüge des Beklagten, daß der Gegenſtand der von 
den Klägern angekündigten Pfändung mit dem der nachfolgenden 
Pfändung nicht übereinſtimme. Mit Recht weiſt der Berufungs⸗ 
richter darauf hin, daß ſchon die Pfändungsankündigung der 
Kläger mit voller Deutlichkeit nicht bloß das „Anrecht auf die 
entſtehende Eigentümergrundſchuld“, ſondern auch — in der 
Aufforderung an den Vollſtreckungsrichter und die Schuldnerin — 
den Anſpruch auf die „Hebung“ als Gegenſtand der bevot⸗ 
ſtehenden Pfändung bezeichnet. Der von der Reviſion gerügte 
Umſtand, daß in der Pfändungsankündigung der Vollſtreckungs⸗ 
richter als Drittſchuldner bezeichnet iſt, iſt für die Gültigkeit 
der Pfändungsankündigung offenbar unerheblich. Schließlich 
macht die Reviſion noch geltend, daß der Berufungsrichter den 


bereits in den Vorinſtanzen gerügten Mangel der Vollmacht 


des Rechtsanwalts Ki. nicht genügend gewürdigt habe und daß 
auch wegen dieſes Mangels die Pfändungsankündigung zum 
mindeſten des Klägers Ka. rechtsunwirkſam ſei. Nach der Fes. 
ſtellung des Berufungsrichters iſt in betreff der Vertretung 
macht des Rechtsanwalts Ki. ſoviel unſtreitig, daß Ki. im Haupt 
prozeſſe Prozeßbevollmächtigter der Klägerin B. war und daß 
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er von dem Kläger Ka. zur Erwirkung des Pfändungsbeſchluſſes 
am 11. Dezember 1903, der der Pfändungsankündigung nach⸗ 
folgte, ſchriftliche Vollmacht erhalten hat. Die Prozeßvollmacht 
der Firma B. erachtet der Berufungsrichter auch für die 
Zwangsvollſtreckung nach 881 ZPO. und zwar auch dann für 
ausreichend, wenn ſie nicht in ſchriftlicher Form erteilt ſein 
ſollte. Dies iſt nach 8 89 Abſ. 2 ZPO. (vgl. RG. 49, 346) 
nicht zu beanſtanden. Bei Ka. findet der Berufungsrichter in 
der nachträglichen Ausſtellung der ſchriftlichen Vollmacht eine 
ſtillſchweigende Genehmigung der vorangegangenen Pfändungs⸗ 
ankündigung, die in Ermangelung einer Beanſtandung ſeitens 
der Schuldnerin nach 88 180, 184 BGB. auf den Zeitpunkt 
der Pfändungsankündigung zurückwirke. Die Reviſion rügt hier 
die Anwendung der Normen des bürgerlichen Rechts auf 
prozeßrechtliche Verhältniſſe und macht außerdem geltend, daß 
die Rückwirkung der Genehmigung ausgeſchloſſen ſei, weil der 
Schuldnerin inzwiſchen am 2. Dezember 1903 die Pfändungs⸗ 
ankündigung des Beklagten zugeſtellt worden ſei. Die Reviſion 
hat dabei anſcheinend den Ab. 2 des 8 184 BGB. im Auge, 
der aber keine Anwendung findet, weil es ſich nicht um Zwiſchen⸗ 
verfügungen Ka.s oder um Zwiſchenvollſtreckungsmaßregeln gegen 
dieſen handelt. Im übrigen aber kommt es darauf, ob man 
die von dem Berufungsrichter angezogenen Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts für anwendbar erachtet oder nicht, nicht 
weiter an, weil man auch vom Standpunkt des § 89 Abſ. 2 
ZPO. zu dem von dem Berufungsrichter gewonnenen Ergebniſſe 
gelangt. J. c. K. u. B., U. v. 24. Okt. 06, 78/06 V. — Poſen. 

Konkurs ordnung. | 

31. 5 17 KO. verb. mit 88 433, 455, 158 Abſ. 1 BGB. 
Hat beim Verkauf mit Eigentumsvorbehalt der Verkäufer ſeinen 
Pflichten durch die Übergabe genügt? oder muß fein Wille, 
Eigentum zu übertragen, beim Eintritt der Bedingung vorhanden 
ſein? Rücktrittsrecht des Konkursverwalters. Die Schadens⸗ 
erſatzklage des Verkäufers beruht auf einem anderen rechtlichen 
Tatbeſtand und betrifft ein anderes Objekt als die Kauf⸗ 
preisklage.] 

Kläger ſchloß mit dem Schuhmacher K. einen „Kommiſſions⸗ 
vertrag“ ab, wonach er dem K. vorläufig auf die Dauer von 
drei Jahren für 6 000 Mark Schuhwaren „in Kommiſſion“ 
gab und ſich „hierauf das Eigentumsrecht vorbehielt“, ſolange 
die Ware nicht vollſtändig bezahlt ſei. Nach Ablauf von 
drei Jahren ſollte K. verpflichtet ſein, die alsdann noch nicht 
verkauften Waren auf feſte Rechnung zu übernehmen. Die 
Nichteinhaltung einer der Vertragsbedingungen ſollte zur ſo⸗ 
fortigen Auflöſung des Vertrags berechtigen, in welchem Falle 
die bezüglich ſeines Ablaufs vereinbarten Bedingungen in Kraft zu 
treten hatten. K. ſtarb und der Konkurs wurde über den Nachlaß 
eröffnet. Kläger nahm hierauf den Standpunkt ein, daß nun⸗ 
mehr entſprechend der für den Ablauf des Vertrags getroffenen 
Beſtimmung, die noch vorhandenen Waren auf feſte Rechnung 
zu übernehmen ſeien. Er hat ſeine „Kaufpreisforderung“ auf 
4 869 Mark 10 Pf. berechnet und im Konkursverfahren an⸗ 
gemeldet. Dabei beanſpruchte er abgeſonderte Befriedigung auf 
Grund der im Zuſammenhang mit dem Kommiſſionsvertrage 
ihm von K. auf ſeinem Hauſe eingeräumten Kredithypothek für 
3000 Mark, und erklärte außerdem von feinem Eigentums⸗ 
vorbehalte Gebrauch zu machen, ſoweit er keine Befriedigung 
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erlange. Der beklagte Konkursverwalter erklärte, daß er auf 
Grund des § 17 KO. die Erfüllung des Kommiſſionsvertrages 
ablehne und forderte den Kläger auf, die noch vorhandene 
Kommiſſionsware, deren Fakturenpreis er auf 4189 Mark 35 Pf. 
berechnete, bis 11. Februar 1905 zurückzunehmen, widrigenfalls 
er ſie auf Koſten und Gefahr des Klägers bei einem Spediteur 
niederlegen werde. Die angemeldete Forderung des Klägers 
erkannte er nur bezüglich der verkauften Ware mit 679 Mark 
75 Pf. an. Für das Haus wurde ein Erlös von 3 600 Mark 
erzielt, der nach Befriedigung der vorgehenden Hypotheken⸗ 
gläubiger und nach Abzug der Koſten hinterlegt wurde. Kläger 
hat hierauf Klage auf Feſtſtellung ſeiner ſtreitig gebliebenen 
Forderung gegen den Konkursverwalter erhoben. Klage, 
Berufung und Reviſion wurden zurückgewieſen: Das OLG. 
erwägt, der Betrag der ſtreitigen Forderung des Klägers 
entſpreche dem Fakturawert der von ihm dem verſtorbenen K. 
zugeſandten, beim Konkursausbruch noch vorhandenen Waren. 
Die Forderung werde von dem Kläger als Kaufpreisforderung 
aus Verkauf von Schuhwaren beanſprucht, während Beklagter 
behaupte, daß der Vertrag ein Kommiſſionsvertrag ſei, und 
Kläger daher keinen anderen Anſpruch habe als den auf Rück⸗ 
gabe der Ware, welche ihm vom Konkursverwalter längſt an⸗ 
geboten ſei. Wäre die Auffaſſung des Beklagten richtig, ſo 
wäre der Anſpruch des Klägers ohne weiteres unbegründet. 
Aber ſelbſt wenn derſelbe ſich als Kaufpreis forderung 
charakteriſiere, ſei die Klage abzuweiſen, da ein Anſpruch auf 
Bezahlung des Kaufpreiſes nicht mehr exiſtiere, nachdem der 
Konkursverwalter die Erfüllung des Vertrags abgelehnt habe. 
Dazu ſei er nach $ 17 Abſ. 1 KO. berechtigt geweſen, da der 
Vertrag zur Zeit der Eröffnung des Konkursverfahrens weder 
von dem Käufer noch von dem Verkäufer vollſtändig erfüllt 
war. Insbeſondere habe der Kläger, welcher ſich bis zur 
Bezahlung des Preiſes der Schuhwaren das Eigentum an 
denſelben vorbehalten hatte, ſeine Verpflichtung, dem Käufer 
Eigentum zu verſchaffen, noch nicht erfüllt; vgl. 88 433, 455, 
158 Abſ. 1 BGB. Dieſe Erwägungen des OLG. laſſen einen 
Rechtsirrtum nicht erkennen. Zu den Hauptverpflichtungen des 
Verkäufers gehört nach $ 433 BGB. die Pflicht, dem Käufer 
die verkaufte Sache zu übergeben und ihm das Eigentum an 
ihr zu verſchaffen. Die letztere Verpflichtung war, wie das 
OLG. zutreffend ausführt, nach dem Vertrag ſuspendiert bis 
zur Bezahlung des Preiſes der Schuhwaren. Allerdings wird 
die Anſicht vertreten, daß beim Verkauf mit Eigentumsvorbehalt 
der Verkäufer, wenn er die Sache übergeben hat, nichts weiter 
zu gewähren habe; denn der Eigentumserwerb hänge in dieſem 
Falle nur noch vom Käufer ab. (Vgl. Wilmowski⸗Kurlbaum, 
Kommentar zur KO. VI. Aufl. § 17 Anm. 4 Abſ. 2.) Allein 
der Umſtand, daß der Eintritt der Bedingung für die Eigentums⸗ 
verſchaffung von dem Käufer abhängt, läßt die in Frage 
ſtehende Verpflichtung des Verkäufers unberührt. Der Wille 
des Verkäufers, Eigentum zu übertragen, muß in dem Momente 
vorhanden ſein, in welchem die Bedingung eintritt. Vorher 
findet nach dem Vertrag die Eigentumsübertragung überhaupt 
nicht ſtatt. Der dingliche Vertrag wird erſt dann geſchloſſen, 
wenn die Bedingung eintritt. Bis zu dieſem Zeitpunkt beſteht 
auch ſeine obligatoriſche Verpflichtung, Eigentum zu verſchaffen, 
aus dem Kaufvertrag als eine noch nicht erfüllte fort. 
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(Vgl. Jaeger, KO. II. Aufl. 8 17 Anm. 11, Sarvey⸗ 
Boſſert, KO. IV. Aufl. 8 17 Anm. 2.) Hiernach hat das 
OLG. mit Recht den §8 17 KO. für anwendbar erachtet. Es 
hat auch die richtigen Konſequenzen aus ſeiner Anwendung 
gezogen. Lehnt der Konkursverwalter in zuläſſiger Weiſe die 
Erfüllung des Vertrags ab, ſo hat der Verkäufer nicht mehr 
den Anſpruch auf die vereinbarte Gegenleiſtung. Er hat nur 
noch einen Anſpruch auf Entſchädigung wegen Nichterfüllung 
des Vertrags. (Vgl. RG. 22, 111.) Allerdings hat ſowohl 
dieſer Anſpruch als die Kaufpreisflage feinen Grund in dem 
Kaufvertrag. Aber mit der Entſchädigungsklage wegen Nicht⸗ 
erfüllung des Vertrags wird nicht lediglich ſtatt des urſprünglich 
geforderten Gegenſtandes wegen einer ſpäter eingetretenen Ver⸗ 
änderung das Surrogat desſelben oder das Intereſſe gefordert. 
Vielmehr beruht die Schadenserſatzklage auf einem anderen 
rechtlichen Tatbeſtand als die Kaufpreisklage und verfolgt auch 
ein anderes Objekt als dieſe. § 268 Nr. 3 ZPO. kann daher 
hier keine Anwendung finden. (Vgl. Gruchots Beitr. 33, 
1164; 41, 1126; 42, 1015; JW. 97 S. 53 Nr. 14. Die 
dargeſtellten Grundſätze gelten in gleicher Weiſe für denjenigen 
Teil des Klageanſpruchs, für welchen ein Abſonderungsrecht 
geltend gemacht, wie für den überſchießenden. Der Anſpruch 
iſt lediglich als Kaufpreisforderung erhoben. Ein ſolcher 
Anſpruch beſteht aber für den Kläger nicht mehr, nachdem der 
Konkursverwalter rechtswirkſam die Erfüllung des Vertrags 
abgelehnt hat. Ko. c. Ki.s Konk., U. v. 20. Okt. 06, 
141/06 I. — Stuttgart. 

32. 88 17, 46, 59 KO. Ausſonderungsrecht. Anſpruch 
des Eigentümers auf Maſchinen, die er dem nachmals in 
Konkurs verfallenen Mieter neben einer Fabrik unter Ein⸗ 
räumung eines Vorkaufsrechts mitvermietet hat, wenn vor deſſen 
Geltendmachung der Konkurs ausbricht. Veräußerung durch den 
Konkursverwalter und deren Bedeutung.] 

Die Möbelſchreiner B., Über deren Vermögen der Konkurs 
eröffnet wurde, waren Mieter eines der Klägerin gehörigen 
Fabrikgrundſtücks nebſt den darauf befindlichen Gebäuden und 
Maſchinen. Die fünfjährige Mietzeit endigte am 1. Oktober 1904. 
Nach Art. 5 des Mietvertrags ſollten die im Fabrikgebäude 
befindlichen Maſchinen und Keſſel nach Ablauf der Mietzeit in 
das Eigentum der Mieter übergehen, und dieſe für den Fall, 
daß ſie die Mietobjekte, an denen ihnen ein Vorkaufsrecht zu⸗ 
ſtand, nicht kauften, nach Ablauf des Mietverhältniſſes für 
Keſſel und Maſchinen eine Entſchädigung von 3 000 Mark an 
die Vermieterin zahlen. Die Klägerin forderte urſprünglich 
Anerkennung ihres Eigentums an den in der Klage näher 
bezeichneten Maſchinen, und nachdem der Konkursverwalter 
ſämtliche vorhandenen Maſchinen um 5 000 Mark verkauft 
hatte, verlangte ſie Zahlung von 5 000 Mark, jedenfalls aber 
Zahlung der im Art. 5 des Vertrags vereinbarten Entſchädigung 
von 3 000 Mark als Maſſeſchuld. In erſter Inſtanz wurde 
der Beklagte zur Zahlung von 3 000 Mark verurteilt, im 
übrigen die Klage abgewieſen. Auf die Berufung des Beklagten 
wurde die Klage, unter Zurückweiſung einer Anſchlußberufung 
der Klägerin, abgewieſen. Das RG. hob auf, beſtätigte die 
Abweiſung des LG. nach Höhe von 2 000 Mark und verwies 
die Sache wegen der weiteren 3 000 Mark an das OLG. zurück: 
Mit der Klage hat die Klägerin urſprünglich den Anſpruch auf 
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Ausſonderung der angeblich nicht den Gemeinſchuldnern, ſondern 
ihr ſelbſt gehörigen Maſchinen aus der Konkursmaſſe auf Grund 
ihres Eigentums verfolgt. § 43 KO. Da der Konkursverwalter 
die Maſchinen verkauft hat, ſo kann die Klägerin den Erlös 
nach Maßgabe des § 46 KO. inſoweit in Anſpruch nehmen, 
als ihr Ausſonderungsrecht ſich als begründet erweiſt. Dieſes 
Recht iſt nicht begründet in Anſehung derjenigen Maſchinen, 
die die Gebrüder B. nicht von der Klägerin gemietet und gelauft, 
ſondern im Laufe des Mietverhältniſſes ſelbſt angeſchafft haben. 
Ohne Rechtsirrtum nimmt das Berufungsgericht an, daß dieſe 
Maſchinen von den Mietern nur zu einem vorübergehenden 
Zwecke in das Fabrikgebäude eingebracht waren und deshalb 
nicht Beſtandteile des Grundſtücks oder Gebäudes geworden 
ſind. Ebenſo iſt dem Berufungsgericht darin beizutreten, daß 
der Konkursverwalter auch nach 8 997 BGB. zur Wegnahme 
dieſer Maſchinen berechtigt war, ſelbſt wenn ſie durch Verbindung 
mit dem Gebäude Beſtandteile desſelben geworden und hierdurch 
in das Eigentum der Klägerin gelangt wären. Inſoweit vermag 
deshalb die Klägerin mit dem Anſpruch aus Ausſonderung nicht 
durchzudringen. Anders liegt die Sache in Anſehung der von 
der Klägerin herrührenden, an die Gemeinſchuldner ſeinerzeit 
vermieteten Maſchinen. Das Berufungsgericht nimmt einen 
ſelbſtändigen Kaufvertrag über die Maſchinen an. Dieſe 
Auffaſſung könnte inſofern beanſtandet werden, als die Be⸗ 
teiligten beim Abſchluß des Mietvertrages damit gerechnet hatten, 
daß die Mieter das Grundſtück erwerben würden. Für dieſen 
Fall ſollten die Maſchinen offenſichtlich nur als Beſtandteil oder 
als Zubehör des Grundſtücks, ohne beſondere Entſchädigung, 
übereignet werden. Da aber dieſer Fall nicht eingetreten iſt, 
die Maſchinen aber gleichwohl, nun gegen Zahlung von 
3000 Mark, Eigentum der Mieter werden ſollten, fo mag dieſe 
eventuelle Vereinbarung immerhin als Kaufvertrag über die 
Maſchinen als beſondere bewegliche Sachen angeſehen werden. 
Allein nichtsdeſtoweniger ſtanden die Maſchinen bei Eröffnung 
des Konkurſes noch im Eigentum der Klägerin, mochten ſie zu 
jener Zeit Beſtandteil des Grundſtücks (oder Gebäudes) ſein 
oder nicht. Denn auch im letzteren Falle war das Eigentum, 
da es nicht vor dem 1. Oktober 1904 auf die Mieter übergehen 
ſollte, bis dahin bei der Vermieterin verblieben. Ob der 
Eigentumsübergang auch von der Zahlung der 3 000 Mark 
abhängen ſollte, iſt nicht feſtgeſtellt; wird dies verneint, ſo lag 
mindeſtens eine betagte Eigentumsübertragung vor, die gleich⸗ 
falls erſt vom 1. Oktober 1904 an den Mietern das Eigentum 
verſchaffen konnte und ſollte. Standen aber die Maſchinen bei 
der Konkurseröffnung noch im Eigentum der Klägerin, ſo iſt an 
ſich ihr Ausſonderungsanſpruch begründet. Einredeweiſe lam 
allerdings der Konkursverwalter die den Käufern und nunmehr 
ihm zuſtehenden Rechte aus dem Kaupvertrage geltend machen. 
Allein der Berufungsrichter irrt, wenn er annimmt, daß dieſer 
Rechtsbehelf zur Abweiſung der Klage führe. Zunächst erſcheint 
hier die Annahme bedenklich, daß der Konkursverwalter durch 
den Verkauf der Maſchinen nur die ihm aus dem Kauſpertrage 
der Gemeinſchuldner mit der Klägerin zustehenden Rechte au 
geübt habe. War der Verkauf vor dem 1. Oktober 1904 
erfolgt, ſo war er objektiv jedenfalls rechtswidrig, da zu jener 
Zeit die Maſchinen noch Eigentum der Klägerin waren. Vom 
1. Oktober 1904 an war der Verwalter allerdings berechtigt, 
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die Maſchinen als zur Konkursmaſſe gehörig zu behandeln; 
allein es muß bezweifelt werden, daß er durch den Verkauf die 
Käuferrechte der Gemeinſchuldner ausüben wollte. Denn der 
Beklagte beſtreitet ja, daß die von ihm verkauften Maſchinen 
von der Klägerin herrühren. Er behauptet, ſämtliche Maſchinen 
ſeien von den Gemeinſchuldnern angeſchafft worden. Von dieſem 
ſeinem Standpunkte aus würde er, wenn ſich ſeine tatſächliche 
Vorausſetzung als irrig erweiſt, den Erlös als Maſſeſchuld 
gemäß der 88 46, 59 Nr. 1 und 3 an die Klägerin heraus⸗ 
geben müſſen. Nun iſt allerdings zuzugeben, daß der Käufer, 
der eine ihm noch nicht übereignete Sache weiterverkauft und 
vom Eigentümer auf Herausgabe des Erlöſes belangt wird, die 
Einrede aus dem Kauf geltend machen kann, ſobald er berechtigt 
iſt, die Übereignung zu fordern. Die Wirkung dieſer Einrede 
iſt, daß der Käufer nicht den Erlös aus dem Weiterverkauf 
herauszugeben braucht; aber ſelbſtverſtändlich muß er nun ſeine 
Verpflichtungen aus dem Kaufvertrage erfüllen. In dieſer Lage 
befindet ſich vorliegendenfalls der Beklagte; er kann dem an 
ſich berechtigten Ausſonderungsanſpruche der Klägerin nur ent⸗ 
gehen, wenn er bereit iſt, den Kaufvertrag zu erfüllen, der 
Klägerin alſo den Kaufpreis zu bezahlen. Wählt er dieſen 
Weg, dann iſt aber auch der Kauſpreis eine Maſſeſchuld, und 
nicht, wie der Berufungsrichter meint, eine Konkursforderung 
der Klägerin. Der Anſpruch iſt eine Maſſeſchuld nach $ 59 
Nr. 2 KO. Wie ſchon erwähnt, hat die Vorinſtanz die Frage, 
ob die Maſchinen Beſtandteile des Fabrikgebäudes waren, offen 
gelaſſen. Wird dieſe Frage bejaht, dann war der Kaufvertrag 
zur Zeit der Konkurseröffnung bezüglich der noch vorhandenen 
Maſchinen überhaupt noch nicht, auch nicht teilweiſe, erfüllt. 
Denn verkauft und den Käufern zu übereignen waren die 
Maſchinen als ſelbſtändige bewegliche Sachen; von Übergabe 
einer beweglichen Sache kann aber keine Rede ſein, ſo lange die 
Sache noch gar nicht als bewegliche exiſtiert. Wenn auch viel⸗ 
leicht nach dem Inhalte des Vertrags nach Beendigung des 
Mietverhältniſſes eine beſondere Ubergabe auf Grund des Kauf⸗ 
vertrags nicht ſtattfinden, ſondern die Mieter und Käufer 
berechtigt ſein ſollten, die Maſchinen ohne Zuziehung der Ver⸗ 
käuferin von dem Gebäude zu trennen und an ſich zu nehmen, 
ſo kann dieſe Ermächtigung doch erſt zuſammen mit der wirk⸗ 
lichen Wegnahme rechtlich als Übergabe beweglicher Sachen 
in Betracht kommen. Waren dagegen die Mafchinen ſchon bei 
der Vermietung ſelbſtändige bewegliche Sachen, ſo war doch 
auch in dieſem Falle der Kaufvertrag bei der Konkurseröffnung 
auf Seite der Verkäuferin keinesfalls vollſtändig erfüllt. 
Unſtreitig ſollte das Eigentum auf die Käufer erſt am 
1. Oktober 1904 übergehen; bis dahin hatte ſich die Ver⸗ 
käuferin das Eigentum vorbehalten. Das Berufungsgericht geht 
denn auch ſelbſt davon aus, daß die Verkäuferin noch Eigen⸗ 
tümerin war. Die Frage, um die es ſich hier handelt, iſt dem⸗ 
nach dahin zu ſtellen, ob der Verkäufer im Sinne des 8 17 KO. 
vollſtändig erfüllt hat, wenn er die verkaufte Sache dem Käufer 
zwar übergeben, ſich aber das Eigentum bis zu einem ſpäteren 
Zeitpunkt vorbehalten hat. Bei der Prüfung mag zunächſt von 
dem häufigſten Falle des Eigentumsvorbehalts, dem bis zur 
Zahlung des Kaufpreiſes, ausgegangen werden. Vereinzelt wird 
die Frage in der Literatur bejaht, ſo von Wilmowski⸗Kurlbaum, 
KO. § 17 Anm. 4 Abſ. 2. Daß dieſe Meinung nicht richtig 
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ſein kann, zeigt ſchon die praktiſche Erwägung, daß dann der 
Eigentumsvorbehalt gerade in dem Falle verſagen würde, für 
den ſich der Verkäufer ſichern will, im Falle der Zahlungs⸗ 
unfähigkeit des Käufers. Im Konkurſe müßte ſich der Verkäufer 
ſtets auf die Anmeldung des Kaufpreiſes als Konkursforderung 
verweiſen laſſen! Dieſe Folgerung, die unabweisbar iſt, 
wollen aber vermutlich auch Wilmowski⸗Kurlbaum und das 
Berufungsgericht nicht ziehen. Zur Verneinung der obigen 
Frage führen aber auch rein rechtliche Erwägungen. Erfüllung 
iſt Leiſtung des nach Inhalt des Vertrags Geſchuldeten. Wenn, 
wie hier, die Leiſtung des Verkäufers in der Übertragung des 
Eigentums beſteht, ſo kann unmöglich geſagt werden, die Leiſtung 
ſei erfüllt, ſolange das Eigentum noch beim Verkäufer bleibt. 
Solange dies der Fall, iſt eben das Eigentum nicht übertragen, 
der Vertrag alſo nicht erfüllt. Dies iſt ganz unzweifelhaft 
beim Eigentumsvorbehalt bis zur Zahlung des Kaufpreiſes. 
Rechtsgrundſätzlich aber kann nichts anderes angenommen 
werden, wenn der Eigentumsübergang an irgend eine andere 
Bedingung geknüpft oder auch nur aufſchiebend betagt iſt. Auch 
im letzteren Falle bleibt der Verkäufer bis zum beſtimmten 
Termine Eigentümer, kann alſo das Eigentum noch nicht über⸗ 
tragen haben. Auch in dieſem Falle kann die Erfüllung noch 
vereitelt werden, z. B. durch den Untergang der verkauften 
Sache vor dem Eigentumsübergang. Die überwiegende, man 
darf wohl ſagen, die herrſchende Meinung läßt ſogar den Ver⸗ 
käufer noch die Gefahr des Untergangs tragen, trotz erfolgter 
Übergabe. Vgl. Planck, Kommentar zum BGB., 8 455 
Anm. 2; Ortmann, § 446 und die von ihm Genannten. Doch 
dies nur nebenbei; für die hier zu treffende Entſcheidung iſt 
der Übergang der Gefahr unweſentlich, denn es läßt fich keines⸗ 
falls ſagen, daß der Verkäufer ſtets vollſtändig erfüllt habe, 
ſobald die Gefahr auf den Käufer übergegangen iſt. Für die 
Anſicht des Berufungsgerichts ließe ſich nur etwa die Faſſung 
des § 17 KO. anführen. Der Verwalter hat die Wahl 
ob er die Erfüllung von dem anderen Teile verlangen will. 
Das Berufungsgericht meint, der Verwalter könne von der 
Verkäuferin Erfüllung nicht verlangen, weil dieſe ja bereits 
alles getan habe und ihr nichts mehr zu tun bleibe. Dieſe 
Schlußfolgerung verkennt ſowohl die Bedeutung des § 17, 
wie den rechtlichen Gehalt der Übergabe mit Eigentumsvorbehalt. 
Dieſe Übergabe macht den Käufer nicht zum Eigenbeſitzer 
der Sache, ſie gewährt ihm nicht die volle rechtliche Herrſchaft 
über die Sache, ſie geſchieht nicht zwecks gegenwärtiger, ſondern 
zwecks künftiger Erfüllung des Kaufvertrags. Der aufſchiebende 
Eigentumsvorbehalt enthält begrifflich die vertragsmäßige 
Hinausſchiebung der vollſtändigen Erfüllung ſeitens des Ver⸗ 
käufers auf einen ſpäteren Zeitpunkt. Bis dahin iſt der Käufer 
ſelbſt dann, wenn ihm die Sache nur auf Grund des Kauf— 
vertrags übergeben iſt, bloßer Verwahrer und Verwalter. 
(Vgl. Entſch. des RG. vom 24. Juni 1899 V 104/99; [JW. 
50155]; Eccius und Gruchots Beitr. 41, 883.) Im vorliegenden 
Falle aber ſind die Maſchinen nicht einmal auf Grund des 
Kaufvertrages übergeben, ſondern auf Grund und zur Er⸗ 
füllung des Mietvertrages. Die Käufer waren alſo bis 
1. Oktober 1904 im Mietbeſitz. Erſt von dieſem Tage an 
konnte die Übergabe als eine ſolche zur Erfüllung des Kauf⸗ 
vertrages wirkſam werden. Auch hieraus ergibt ſich, daß der 
96 
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Vertrag bei der Konkurseröffnung von der Klägerin noch nicht 


vollſtändig erfüllt war. Trifft dies aber zu, dann muß auch, 
da auch die Gemeinſchuldner nicht erfüllt hatten, dem Verwalter 
das ihm durch § 17 KO. eingeräumte Wahlrecht zuſtehen. 
Der Kernpunkt dieſes Wahlrechts zeigt ſich aber gerade darin, 
daß dem Verwalter die Erfüllung des Vertrags ſeitens des 
„anderen Teils“ nicht aufgedrängt werden kann; eine noch nicht 
vollendete Erfüllung kann ſich nicht gegen ſeinen Willen 
vollenden. Daraus folgt, daß auch eine Erfüllungshandlung, 
deren rechtliche Wirkung erſt in Zukunft eintreten ſoll, nicht 
mehr gegen den Willen des Verwalters wirkſam werden kann. 
Sie wird wirkſam, wenn der Verwalter die Erfüllung wählt, 
wenn er alſo hier erklärt, daß er die unter Eigentumsvorbehalt 
übergebenen Sachen in Ausübung des Käuferrechts behalten 
wolle. Sie wird unwirkſam, wenn der Verwalter die Erfüllung 
ablehnt. In der Wahl der Erfüllung liegt das Verlangen 
der Erfüllung; daß der andere Teil noch mit einer poſitiven 
Erfüllungstätigkeit im Rückſtande ſei, iſt nicht erforderlich. 
Will alſo der Verwalter die Maſchinen behalten, dann muß er 
den vertragsmäßigen Kaufpreis als Maſſeſchuld bezahlen; 
will er die Erfüllung ablehnen, dann räumt er damit ein, daß 
daß er Sachen verkauft hat, an denen ein Abſonderungsrecht 
der Klägerin beſtand, und er muß deshalb den beim Weiterverkauf 
erzielten Erlös gemäß 88 46, 49 Nr 1 und 3 KO. herausgeben. 
Daraus ergibt ſich, daß der Klägerin auf jeden Fall ein als 
Maſſeſchuld zu befriedigender Anſpruch zuſteht, vorausgeſetzt 
natürlich, daß ihr gehörige Maſchinen überhaupt zur Maſſe 
gezogen und veräußert worden ſind. Nach alledem iſt die Ab⸗ 
weiſung der Klage zur Zeit nicht gerechtfertigt, ſoweit die Klage⸗ 
forderung 3 000 Mark nicht überſteigt, während es bezüglich 
der weiteren 2000 Mark bei der ſchon vom LG. ausgeſprochenen 
Klagabweiſung verbleiben kann. K. c. B.s Konk., U. v. 
12. Okt. 06, 641/05 VII. — Cöln. 

33. 5 22 KO. Welchen Einfluß hat die Entlaſſung 
ſeitens des Konkursverwalters auf die Befugnis des Prinzipals, 
wegen Zuwiderhandelns des Angeſtellten gegen ein Konkurrenz⸗ 
verbot Klage anzuſtellen ?] 

Die Beklagten brachten ihr Geſchäft — ein Eiſenwerk — in 
eine Aktiengeſellſchaft ein. Durch Vertrag zwiſchen ihnen und dem 
Auſſichtsrat wurden fie zum Vorſtande der Geſellſchaft beſtellt. 
Der Anſtellungsvertrag beſtimmte, daß ſie fünf Jahre nach 
dem Ausſcheiden aus dem Vorſtand weder mittelbar noch 
unmittelbar Konkurrenz in Deutſchland machen dürften. Nach⸗ 
dem über das Vermögen der Aktiengeſellſchaft das Konkurs⸗ 
verfahren eröffnet worden war, wurde den Beklagten ihre 
Stellung vom Konkursverwalter gekündigt. Das Konkurs⸗ 
verfahren iſt durch Zwangsvergleich beendet worden. Als eine 
offene Handelsgeſellſchaft unter der Firma „R. & M.“ errichtet 
wurde, deren in das Handelsregiſter eingetragene Geſellſchafter 
die Ehefrauen der Beklagten waren, erhob die Aktiengeſellſchaſt 
eine auf den § 4 des erwähnten Anſtellungsvertrages geſtützte 
Verbotsklage. Das LG. wies die Klage ab, das OLG. verurteilte 
die Beklagten: 1. bis zum 30. Juni 1908 jede kaufmänniſche 
und techniſche Tätigkeit zu unterlaſſen, welche ſich auf die 
Herſtellung und den Vertrieb von Molkereimaſchinen und⸗Geräten 
in Deutſchland bezieht, 2. jede Mitwirkung bei der Abfaſſung 
und Verbreitung von Rundſchreiben, wie dasjenige der Firma 
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R. & M. vom 1. Juni 1904 zu unterlaſſen, durch welche der 
Vertrieb von Molkereimaſchinen und ⸗Geräten in Deutſchland 
unter Mitwirkung der beiden Beklagten angeprieſen wird. Das 
RG. hob auf und wies die Berufung zurück: Von Konkurrenz 
verboten in Anſtellungsverträgen zwiſchen Kaufleuten und 
Handlungsgehilfen hat das RG. vor Geltung des § 75 68. 
ſtets angenommen, daß ſie im Zweifel nicht auf den Fall zu 
beziehen ſeien, wenn der Dienſtherr ohne einen vom Handlungs⸗ 
gehilfen gegebenen gerechten Anlaß das Dienſtverhältnis einfeitig 
aufhebt oder kündigt. Ob das Gleiche für Anſtellungsverträge 
zwiſchen Aktiengeſellſchaften und den ihren Vorſtand bildenden 
Perſonen, welche in dieſer ihrer Vorſtandseigenſchaft nicht 
Handlungsgehilfen ſind, anzunehmen iſt, kann dahingeſtellt bleiben. 
In dem Vertrage vom 29. April 1899 folgt die Konkurrenz 
klauſel unmittelbar auf die Beſtimmung, durch die dem Aufſichtsrat 
der Geſellſchaft und den beiden Angeſtellten die gleiche Kündigungs⸗ 
befugnis eingeräumt wird, und daraus iſt zu ſchließen, daß das 
Konkurrenzverbot ſowohl, wenn von jener Seite, wie dann, wenn 
von dieſer Seite gekündigt wurde, in Wirkſamkeit treten ſollte. 
Ganz überſehen hat aber das OL G., daß das Vertragsverhältnis 
nicht vom Aufſichtsrat, ſondern nach Eröffnung des Konkurs⸗ 
verfahrens über das Vermögen der Aktiengeſellſchaft vom 
Konkursverwalter gekündigt worden iſt, und daß, weil nach 
dem Vertrag nicht früher als zum 31. Dezember 1903 gekündigt 
werden konnte, der Konkursverwalter nicht in Ausübung eines 
dem Auſſichtsrate zuſtehenden Kündigungsrechts, ſondern auf 
Grund der Befugnis, die ihm der $ 22 KO. gab, gekündigt 
hat. Daß auch auf ſolchen Fall vorzeitiger Kündigung, in 
welchem Falle derjenige, dem gekündigt wird, nach dem $ 22 KD. 
wegen des Schadens, den er erleidet, zwar eine Erſatzforderung, 
aber dieſe nur als einfacher Konkursgläubiger hat, das Konkurrenz- 
verbot ſich beziehen ſollte, kann wegen Fehlens einer dies 
deutlich zum Ausdruck bringenden Vertragsbeſtimmung nicht 
angenommen werden. Die Beklagten ſind frei geworden von 
dem Konkurrenzverbot. R. u. M. c. F., U. v. 10. Okt. 06, 
96/06 I. — Kiel. 

Handelsgeſetzbuch. 

34. 8 377 HGB. Iſt für die Rechtzeitigkeit der Mängel: 
rüge der ordnungsmäßige Geſchäftsgang des Käufers ent⸗ 
ſcheidend? fie muß nur unverzüglich nach der ordnungsmäßigen 
Unterſuchung geſchehen und kann auch ohne Unterſuchung rechts⸗ 
wirkſam fein.] | 

Der Beklagte kaufte von der Klägerin nach einer ihm vor⸗ 
gelegten Probe 70 Ztr. engliſch Rotklee und rief ſie Anfang 
März ab, worauf die Sendung am 9. März verladen wurde 
und am 11. März 1905, einem Sonnabend, in Poſen ankam. 
Am 13. März rügte der Beklagte telephoniſch die Beſchaffenheit 
der Ware und ſchrieb an demſelben Tage der Klägerin, daß er 
den engliſchen Rotklee, weil die Qualität nicht dem Verlaufe: 
muſter entſpreche, beanſtande. Das OLG. verurteilte, das RO. 
hob auf und verwies zurück: Die angegriffene Entſcheidung 
beruht auf Anwendung des § 377 Abſ. 1 und 2 H.; der 
Berufungsrichter hat fie damit begründet, einmal daß bie 
Mängelrüge des Beklagten verfpätet ſei, und ſodann dam, 
daß ſie, wie geſchehen, bedeutungslos ſei, weil in ihr das nicht 
maßgebende Verkaufsmuſter berückſichtigt ſei, und auch die an 
geblichen Mängel nicht beſtimmt genug bezeichnet ſeien. Der 
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hiergegen ſich richtenden Reviſion des Beklagten konnte der Er⸗ 
folg nicht verſagt werden. Das OLG. hat ſich nicht darüber 
ausgeſprochen, ob der Kleeſamen am Vormittag oder am Nach⸗ 
mittag des 11. März 1905 in Poſen bei dem Beklagten ein⸗ 
getroffen iſt, und ob deſſen Mängelrüge durch den Fernſprecher 
am Vormittag oder Nachmittag des 13. März 1905 ſtatt⸗ 
gefunden hat, es hat überhaupt letztere für verſpätet erklärt, 
da die am Abende des 11. März dem Reiſenden des Beklagten 
auf ſeiner Geſchäftsreiſe in Schleſien zugegangene telephoniſche 
Mitteilung des Beklagten, der Klee entſpreche nicht dem Ver⸗ 
kaufsmuſter, beweiſe, daß der Beklagte noch an dieſem Tage 
die Unterſuchung innerhalb ſeines ordnungsmäßigen Geſchäfts⸗ 
ganges habe vornehmen können und auch ſo zeitig ausgeführt 
habe, daß er noch an dieſem Tage ſeinem Reiſenden das Er⸗ 
gebnis derſelben habe mitteilen können; er ſei daher verpflichtet 
geweſen, ſofort der Klägerin die Mängelanzeige zu erftatten, 
eventuell auch unter Zuhilfenahme des 12. März, eines Sonntags, 
die kurze Benachrichtigung, um die es ſich gehandelt habe, habe 
trotz der Sonntagsruhe ausgeführt werden müſſen, eine noch⸗ 
malige Unterſuchung der Ware ſei nicht mehr erforderlich ge⸗ 
weſen. Das OLG. hat alſo die Verſpätung der Mängelrüge 
ausſchließlich aus den bei dem Beklagten vorhandenen Um⸗ 
ſtänden und aus deſſen ordnungsmäßigen Geſchäftsgange her⸗ 
geleitet, es hat überſehen, daß die Mängelanzeige nur un⸗ 
verzüglich nach der Unterſuchung d. h. da die Vornahme der 
Unterſuchung kein geſetzliches Erfordernis für die Wirkſamkeit 
der Anzeige iſt, unverzüglich nach derjenigen auf die Ablieferung 
der Ware folgenden Zeit geſchehen muß, die für die ordnungs⸗ 
mäßige Unterſuchung erforderlich iſt, der Käufer daher, auch 
wenn er früher den Mangel entdeckt hat, bis zum Ablaufe der 
geſetzlichen Unterſuchungsfriſt mit der Anzeige warten kann, es 
hat ferner nicht beachtet, daß der Begriff des ordnungsmäßigen 
Geſchäftsganges ſich nur nach objektiven Regeln richtet, nicht 
aber nach der bei dem einzelnen Empfänger der Ware be⸗ 
ſtehenden Geſchäftsübung, ſofern dieſe nicht, was nicht behauptet 
iſt, auf einem durch die Umſtände gebotenen Zwange beruht 
(RG. 59, 120 ff.). Dadurch, daß das OLG. unterlaſſen hat 
zu erörtern, ob nach dem ordnungsmäßigen Geſchäftsgange, wie 
er bei der käuflichen Lieferung einer Ware der in Rede ſtehenden 
Art üblich iſt, der Beklagte verpflichtet geweſen iſt, noch am 
11. März oder am 12. März 1905, obwohl letzterer ein Sonntag 
war, den Kleeſamen zu unterſuchen, und hiernach zu bemeſſen, 
ob die am 13. März erfolgte Anzeige noch eine rechtzeitige war, 
hat es den 8 377 HGB. verletzt. Ferner kann dem Berufungs⸗ 
richter darin nicht beigetreten werden, daß eine rechtswirkſame 
Mängelrüge am 13. März deshalb nicht ſtattgefunden habe, 
weil ſowohl in der telephoniſchen Mitteilung des Beklagten 
als auch in ſeinem betreffenden Schreiben an die Klägerin aus⸗ 
ſchließlich von dem Verkaufsmuſter die Rede geweſen ſei, 
mit welchem die gelieferte Ware nicht übereinſtimme, während 
die Parteien darin einverſtanden geweſen ſeien, daß der Klee 
nur dem Stückmuſter (Ausfallmuſter) zu entſprechen habe; denn 


nach S 377 HGB. kommt es nur auf die Mängelanzeige 


an, dieſelbe iſt rechtswirkſam, auch wenn eine Unterſuchung der 
Ware gar nicht vorgenommen worden iſt; es kann ſonach nicht 
darauf ankommen, ob, wenn nach Muſter verkauft worden iſt, 
der Käufer bei der Mängelanzeige das richtige Muſter vor 
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Augen hatte; erſt bei Erörterung der Frage, ob die Rüge be⸗ 
gründet iſt, kommt das Muſter in Betracht. Die Mängelrüge 
braucht nicht eine in Einzelheiten eingehende, genaue und 
ſkrupulöſe Bezeichnung der Mängel zu enthalten, es genügt, 
daß der Verkäufer durch die Anzeige darüber ausreichend auf⸗ 
geklärt wird, aus welchem Grunde der Käufer die Ware be⸗ 
anſtandet (RG. 47, 13), die Erklärung der Probewidrigkeit 
kann unter Umſtänden genügen, nämlich dann, wenn der Ver⸗ 
käufer aus der vorausgegangenen Korreſpondenz erſehen konnte, 
in welcher Beziehung die Probewidrigkeit gerügt wird (ROG. 
14, 156). K. c. H., U. v. 30. Okt. 06, 172/06 II. — Poſen. 

35. 5 377 HGB. verb. mit 8 464 BGB. Verhältnis 
beider Geſetzesbeſtimmungen zueinander. Begriff der Ablieferung 
und Annahme.] 

Kläger lieferte der Beklagten gekaufte Ware, die dieſe nach 
Ablieferung an ihren Vertreter bemängelte. Beklagte wurde 
verurteilt, Berufung und Reviſion ſind zurückgewieſen worden: 
Das Berufungsgericht hat zunächſt dahin geſtellt gelaſſen, ob 
die Beklagte die nach 8 377 HGB. beſtehende Verpflichtung 
des Käufers, Mängel der Ware unverzüglich nach der Ablieferung 
dem Verkäufer anzuzeigen, erfüllt habe; denn von dieſer Vor⸗ 
ſchrift ſei die Beſtimmung des 8 464 BGB. unabhängig, nach 
der letzteren ſtehe aber der Beklagten ein Recht auf Minderung 
des Kaufpreiſes nicht mehr zu, da von ihrer Vertreterin die 
Rechte der Beklagten wegen des fraglichen Mangels der Ware 
bei Annahme derſelben nicht vorbehalten worden ſeien, obgleich 
dieſe Firma damals den Mangel bereits gekannt habe. Die 
Reviſionsklägerin hat vor allem die erſtere Erwägung des Be⸗ 
rufungsgerichts beanſtandet, namentlich daß dieſes dabei nicht 
geprüft habe, in welchem Verhältnis 8 377 HGB. zu 8 464 
BGB. ſtehe, insbeſondere ob § 377 nicht als Spezialgeſetz für 
beiderſeitige Handelsgeſchäfte die Anwendung des 5 464 im 
gegebenen Falle ausſchließe oder ob er wenigſtens für die Be⸗ 
urteilung der Frage maßgebend ſei, inwieweit in gewiſſen Hand⸗ 
lungen oder Unterlaſſungen eine Annahme im Sinne des § 464 
zu finden ſei. Jedoch erſcheint die hiermit angefochtene Anſicht 
des Berufungsgerichts, daß dieſe beiden Vorſchriften unabhängig 
voneinander ſeien, daß alſo deshalb, weil der Käufer die ihm 
nach S 377 HGB. obliegende Verpflichtung der unverzüglichen 
Mängelanzeige erfüllt habe, ein Verluſt der in 88 462, 463 
BGB. beſtimmten Anſprüche gemäß S 464 daſelbſt nicht ein⸗ 
treten könne, als rechtlich zutreffend. Es iſt nicht anzuerkennen, 
daß, ſofern die Vorausſetzungen des 8 464 BGB. bei einem 
beiderſeitigen Handelskauf vorliegen, der Umſtand, daß der 
Käufer die ihm gemäß $ 377 HGB. obliegende Rügepflicht 
erfüllt hat, dem Eintritt der ſich aus 8 464 ergebenden Folge 
irgendwie entgegenſtehe. Weder das HGB. vom 10. Mai 1897 
noch das EG. hierzu enthält eine Beſtimmung, welche gemäß 
Art. 2 des letzteren Geſetzes eine ſolche Annahme rechtfertigen 
könnte. (Wird weiter ausgeführt.) Die Beſtimmung des § 464 
beruht auf der Anſchauung, daß, wenn ein Käufer eine mangel⸗ 
hafte Sache in Kenntnis des Mangels ohne Vorbehalt 
annimmt, hierin ein Verzicht desſelben auf die ihm aus dem 
Mangel erwachſenen Anſprüche liegt und daher in der nach⸗ 
träglichen Geltendmachung eines ſolchen Anſpruchs ein Verſtoß 
gegen Treu und Glauben zu finden ift (vgl. die Motive zu 


5 386 [I E. Bd. 2 S. 229). Dagegen find dieſe Geſichtspunkte 
96 * 


764 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


nicht auch als für den im 8 377 HGB. mittelbar beſtimmten 
Verluſt der Gewährleiſtungsanſprüche maßgebend anzuſehen, da 
dieſe Rechtsfolge nicht die zur Zeit der Annahme vor⸗ 
handene Kenntnis des Käufers von dem Mangel zur Voraus⸗ 
ſetzung hat, vielmehr mit der in dieſem Paragraph nur für 
beiderſeitige Handelsgeſchäfte beſtimmten unbedingten Ver⸗ 
pflichtung des Käufers zur unverzüglichen Unterſuchung und 
Mängelanzeige zuſammenhängt (vgl. die Denkſchrift I zum 
HGB. a. a. O.). Ferner deckt ſich die im § 377 erforderte 
Unterlaſſung der daſelbſt vorgeſchriebenen Mängelanzeige, 
zu welcher der Käufer erſt nach der Ablieferung der Ware 
verpflichtet iſt, weder inhaltlich noch zeitlich mit der im § 464 
BGB. vorgeſehenen Unterlaſſung des Vorbehalts der Rechte 
wegen des Mangels, welcher Vorbehalt ſchon bei der 
Annahme der Ware zu erfolgen hat. Hiernach iſt auch im 
Hinblick auf die dargelegte Verſchiedenheit der beiden Vorſchriften 
und den Umſtand, daß auch ſonſt kein innerer Grund für die 
Nichtanwendung der ſtrengeren Vorſchrift des S 464 BGB. 
bei handelsrechtlichen Käufen erfindlich iſt, nicht anzunehmen, 
daß der Geſetzgeber durch die Vorſchrift des $ 377 HGB. 
die Anwendung der erſteren Beſtimmung habe ausſchließen oder, 
namentlich was die Frage betrifft, ob in Handlungen oder 
Unterlaſſungen eine Annahme zu finden ſei, habe modifizieren 
wollen. Durch die ſich hieraus ergebende grundſätzliche 
Gleichheit der Anwendung des § 464 auf handelsrechtliche und 
nichthandelsrechtliche Käufe wird aber nicht ausgeſchloſſen, daß 
im übrigen für die Anwendung dieſes Paragraphen auf die 
erſteren Käufe auch die das ganze Gebiet des Handelsrechts 
beherrſchende Vorſchrift des $ 346 HGB. maßgebend iſt, wonach 
unter Kaufleuten in Anſehung der Bedeutung und Wirkung von 
Handlungen und Unterlaſſungen auf die im Handelsverkehre 
geltenden Gewohnheiten und Gebräuche Rückſicht zu nehmen iſt. 
Doch rechtfertigt dieſe Vorſchrift es nicht, in jeder der Be⸗ 
ſtimmung des $ 377 HGB. entſprechenden Mängelanzeige des 
Käufers zugleich einen nach 8 464 BGB. genügenden Vor⸗ 
behalt ſeiner Rechte wegen des Mangels zu erblicken. Ferner 
hat die Reviſionsklägerin die Anſicht des Berufungsgerichts 
angefochten, daß eine vorbehaltloſe Annahme der ſtreitigen Ware 
im Sinne des $ 464 BGB. ſeitens der Speditionsfirma P. & Co. 
für die Beklagte ſtattgefunden habe. Den Begriff der Annahme 
im Sinne des 8 464 BGB. hat das Berufungsgericht nicht 
verkannt. Hierunter iſt nämlich dasſelbe zu verſtehen, was in 
8 363 BGB. mit Annahme als Erfüllung, in $ 341 Abſ. 3 
daſelbſt als Annahme der Erfüllung und in 8 640 Abſ. 2 BGB. 
als Abnahme bezeichnet iſt (vgl. das Urteil des VII. ZS. des 
RG. vom 22. April 1904, RG. 57 S. 338/339). Wie in 
dieſem Urteile bezüglich der Annahme der Erfüllung im Sinne 
des §S 341 Abſ. 3 näher ausgeführt iſt, was aber auch für 
die hier in Rede ſtehende Annahme im Sinne des § 464 zu⸗ 
trifft, iſt es für dieſen Begriff nicht erforderlich, daß der Emp⸗ 
fänger die Erfüllung als eine tadelloſe angenommen hat; viel⸗ 
mehr genügt es, wenn der Gläubiger die als Leiſtung aus dem 
Vertrage angebotene Leiſtung körperlich hinnimmt und dabei, 
ſei es ausdrücklich, ſei es ſtillſchweigend durch ſein Verhalten 
bei und nach der Hinnahme, zu erkennen gibt, daß er die 
Leiſtung als eine der Hauptſache nach dem Vertrage entſprechende 
Erfüllung anerkenne. Daß das Berufungsgericht gegen dieſe 
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Rechtsgrundſätze verſtoßen habe, erhellt aus ſeinen Feſtſtellungen 
und Ausführungen nicht. Denſelben liegt nämlich die An⸗ 
ſchauung zugrunde, daß die Firma P., durch die von ihr als 
Vertreterin der Beklagten trotz ihrer Kenntnis des fraglichen 
Mangels vorbehaltlos bewirkte Ausladung der Ware aus dem 
Schiffe dieſelbe im Sinne des §8 464 BGB. angenommen habe 
und daß dieſe Annahme mit Beendigung der Ausladung vollendet 
geweſen ſei. Dies iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. G. c. A, 
U. v. 30. Okt. 06, 139/06 II. — Hamm. 

Verſicherungsrecht. 

36. Auslegung der Klauſel in einer Verſicherungsklauſel 
„wenn bei der Regulierung die endgültige Quote noch nicht 
feſtſteht“.] 

Die Klägerin war bei der Beklagten für die Jahre 1901 
und 1902 gegen außergewöhnliche Geſchäftsverluſte durch 
inſolvente Schuldner verſichert. Die Verſicherung bezog ſich 
auf die während der Dauer des Vertrages im Geſchäſtsbetriebe 
der Klägerin durch Ablieferung der Waren erledigten Verkäufe 
und die dabei durch Inſolvenz der Käufer erlittenen, eine 
gewiſſe Summe überſteigenden Verluſte. Die Bedingungen 
(SS 7, 8) ſchreiben vor, daß der Verſicherte, ſofern er unter 
die Verſicherung fallende Verluſte erlitten, dies der Geſellſchaft 
ſpäteſtens 14 Tage nach Ablauf der Verſicherung mitzuteilen 
und eine Aufſtellung über die direkt oder indirekt empfangenen 
und noch zu empfangenden Quoten und Garantien beizufügen 
habe; die Geſellſchaft ſei gehalten, innerhalb dreier Monate 
nach Empfang der Aufſtellung den auf ſie entfallenden Betrag 
auszuzahlen, wobei fie berechtigt ſei, die auf die Schadens⸗ 
anſprüche und die Angaben des Verſicherten bezüglichen Bücher 
und Schriften zu unterſuchen und von ihnen Abſchrift zu 
nehmen. Der 8 9 behandelt die Ermittelung der Haftung der 
Geſellſchaft. Es heißt dort „... Von den Totalverluſten 
find bei der Regulierung ... in Abzug zu bringen: a, b 
(intereſſieren nicht); c. die Beträge, welche direkt oder indirekt 
empfangen wurden oder noch zu empfangen find... . Wenn 
bei der Regulierung die endgültige Quote noch nicht feſtſteht, 
kann die Geſellſchaft ſtatt derſelben 33 Prozent von der zur 
Zeit der Inſolvenz geſchuldeten Summe in Abzug bringen. 
Jede nachher auf die fragliche Forderung zur Auszahlung 
kommende Quote ſoll dem Verſicherten allein zufallen.“ Die 
Klägerin hatte von C. in Malaga 14 905,95 Mark zu fordern. 
Dieſer geriet im Dezember 1901 in Konkurs. Mehr wie 
12 500 Mark hätte die Beklagte, wie unſtreitig, von der be⸗ 
zeichneten Summe nicht zu tragen gehabt. Bei Verhandlungen, 
die am 6. Juli 1903 zwiſchen der Klägerin und zwei „Ab⸗ 
geſandten“ der Beklagten über den Schadensfall ſtattfanden, 
erklärten die letzteren — über deren Vertretungsmacht Streit 
herrſcht —, daß fie auf Grund des 8 9e der Bedingungen 
33½ Prozent der Forderung d. i. 4 166,66 Mark in Abzug 
brächten, und es wurde der in Höhe von 12 500 Mark geltend 
gemachte Anſpruch der Klägerin nur mit 1 225,57 Mark an⸗ 
erkannt. Dieſe Summe erhielt die Klägerin am 24. November 
1903 ausgezahlt. Sie behauptete, daß damals, wie auch ſchon 
am 6. Juli 1903 feſtgeſtanden habe, daß fie eine Dividende 
aus dem Konkurſe des C. nicht bekomme, und ſie klagte deshalb 
mit noch anderen, ihr angeblich zuſtehenden Forderungen auch 
den durch C. erlittenen Verluſt ohne Rückſicht auf den Abzug 
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von 33%, Prozent ein. Die Beklagte beſtritt, daß „bei ber 
Regulierung“ der Ausfall der Klägerin ſchon feſtgeſtanden habe. 
Das LG. wies durch Teilurteil vom 19. Dezember 1904 
die Klage in Höhe von 4 166,66 Mark ab, indem es den 
Abzug für gerechtfertigt erachtete. Berufung und Reviſion ſind 
zurückgewieſen: Es handelt ſich um die Frage, ob die Beklagte 
mit Recht von der ihr im $ 9e der Bedingungen eingeräumten 
Befugnis Gebrauch gemacht hat, die Verſicherungsſumme um 
33½ v. H. zu kürzen. Dieſe Befugnis iſt ihr für den Fall 
eingeräumt, daß „bei der Regulierung die endgültige Quote 
noch nicht feſtſteht“. Es kommt für die Entſcheidung auf den 
Streitpunkt der Parteien an, der die Frage betrifft, was das 
Nichtfeftftehen der Quote bedeutet. Der Berufungsrichter ver⸗ 
neint, daß im Juli oder November 1903 im Sinne des § 90 
der Bedingungen bereits feſtgeſtanden habe, daß die Klägerin 
von ihrem inſolventen Schuldner C. in Malaga nichts erhalten 
werde. Seine Erwägungen laſſen einen rechtlichen Verſtoß 
nicht erkennen. Sie ſind inſofern der Klägerin günſtig, als 
der Berufungsrichter erſichtlich davon ausgeht, daß, wenn die 
völlige Unzulänglichkeit der Konkursmaſſe des Schuldners klar 
geweſen ſei, der § 9e nicht zur Anwendung komme, daß alſo 
der Abzug nur gerechtfertigt fei, wenn irgend eine Quote 
noch in Ausſicht ſtehe. Aber er iſt der Meinung, daß es für 
die Beantwortung dieſer Frage nicht von Bedeutung ſei, ob 
an dem Wohnſitze des Schuldners in Malaga für die mit den 
Verhältniſſen und mit dem Gange des Verfahrens vertrauten 
Perſönlichkeiten im Juli und November 1903 bereits bekannt 
geweſen ſei, daß die einfachen Konkursgläubiger keine Dividende 
zu erwarten hätten. Vielmehr ſei maßgebend, ob der Ver⸗ 
ſicherte imſtande ſei, die tatſächliche Lage der Verhältniſſe 
ſo weit darzulegen, daß zu dem Ergebniſſe des vollſtändigen 
Ausfalls zu gelangen ſei. Dieſe Ausführungen ſind in ihrem 
Kerne rechtlich nicht zu beanſtanden. Für die Parteien des 
Verſicherungsvertrages iſt weſentlich, daß die Erſatzpflicht der 
Verſicherungsgeſellſchaft binnen beſtimmter Friſt feſtgeſtellt und 
die Angelegenheit abgewickelt wird. Dies ergeben die im Tat⸗ 
beſtande mitgeteilten Bedingungen, die eine Erledigung der 
Sache innerhalb dreier Monate vorſehen. Sofern daher der 
Beklagten für einen gewiſſen Fall nicht genügender Aufklärung 
der Sachlage, nämlich für den Fall, daß die endgültige, dem 
Verſicherten zufließende Quote nicht feſtſteht, ein Abzugsrecht 
eingeräumt iſt, kommt es nicht ſowohl darauf an, daß die 
Sachlage irgendwo geklärt iſt oder irgendwann geklärt werden 
kann, als darauf, daß ſie den über die Höhe der Verſicherungs⸗ 
ſumme verhandelnden Beteiligten zur Zeit und am Orte der 
Verhandlungen erkennbar oder nicht erkennbar iſt, daß es alſo 
für dieſe ungewiß iſt, ob nicht doch noch eine Dividende 
aus dem Konkurſe des Schuldners zu erwarten ſei. Im Einzel⸗ 
falle können hier — und dies verkennt auch der Berufungs⸗ 
richter nicht — Zweifel auftauchen, indem die Parteien über 
den Umfang der gewonnenen Aufklärung und insbeſondere 
darüber ſtreiten, ob ſie genügt, um eine Feſtſtellung im Sinne 
der Bedingungen zu treffen. Allein für den gegenwärtigen 


Rechtsſtreit ſind ſolche Zweifel ausgeſchloſſen. Die Klägerin 


hat nach der nicht zu bemängelnden Annahme des Berufungs⸗ 
richters bis zum 24. November 1903 gar keine weitere Auf⸗ 
klärung über die Vermögenslage ihres Schuldners C. gegeben, 
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namentlich auch nicht das Schreiben des Konſuls vom 
15. September 1903 vorgelegt, das ſich über den ungünſtigen 
Stand des Konkurſes ausſpricht. Es iſt auch nicht erſichtlich, 
daß der Beklagten anderweit etwas darüber bekannt geworden 
iſt, daß von C. nichts zu erwarten ſei. Unter dieſen Umſtänden 
verſtößt es nicht gegen Treu und Glauben und gegen den $ 9e 
der Verſicherungsbedingungen, wenn die Beklagte erklärt hat, 
es ſcheine ihr nicht ausgeſchloſſen, daß die Klägerin von C. 
doch noch eine Quote bekomme, und fie zahle daher nur ½ 
der Verſicherungsſumme. Die Klägerin hat betont, daß die 
Beklagte nach dieſer Richtung be weispflichtig ſei. Es iſt 
jedoch nur zu prüfen geweſen, ob eine Ungewißheit über 
den Ausgang des Konkurſes C. beſtand. Zu beweiſen hatte 
die Beklagte nach der angedeuteten Richtung nichts, wie auch 
andrerſeits der Berufungsrichter nicht etwa der Klägerin den 
Beweis dafür aufbürdet, daß der Konkurs ergebnislos verlaufen 
ſei, und ſie wegen Mißlingens dieſes Beweiſes für ſachfällig 
erklärt. Er meint nur, daß wie die Dinge ſowohl im Juli 
wie im November 1903 lagen, es nicht feſtſtand, ob die 
Klägerin leer ausgehen würde, und dieſe Meinung iſt nicht 
rechtsirrtümlich. A. c. V. G. T., U. v. 23. Okt. 06, 
26/06 VII. — Hamburg. 

Wechſelordnung. 

37. Art. 23 und 88 WO. Erfordernis des Proteſtes 
eines domizilierten Wechſels. Iſt der Ausſteller aus einem von 
ihm ohne Domizilvermerk begebenen Wechſels bei nachträglicher 
Hinzufügung des Domizils ohne feine Zuſtimmung gebunden ?] 

Die Klage gründet ſich auf einen von der Beklagten an 
eigene Order ausgeſtellten auf W. in H. gezogenen und von 
dieſem akzeptierten Wechſel. Er trägt den Domizilvermerk: 
„Zahlbar bei der Reichsbank in R.“. Auf das Blanko⸗ 
indoſſament der Beklagten folgt das Blankoindoſſament von B. 
und alsdann ein Indoſſament des Klägers auf die Reichsbank⸗ 
nebenſtelle zu R. Dieſe hat den Wechſel bei ſich ſelbſt pro⸗ 
teſtieren laſſen. Der Kläger hat ihn eingelöſt und regrediert 
gegen die Beklagte. Die Beklagte behauptet Ungültigkeit 
des Proteſtes und des Domizilvermerks und macht geltend, der 
Wechſel ſei durch unberechtigte Ausfüllung eines Blanketts ent⸗ 
ſtanden und vom Kläger in Kenntnis dieſes Umſtandes erworben. 
Das LG. verurteilte. Das OLG. hat auf Berufung dem Kläger 
einen richterlichen Eid auferlegt, der ſich auf die Gutgläubigkeit 
ſeines Wechſelerwerbs bezieht. Das RG. hob auf und wies 
die Klage ab: Die Beklagte behauptet Ungültigkeit des Proteſtes, 
weil er im Domizil gegen den Akzeptanten und nicht gegen den 
Domiziliaten erhoben ſei. Dieſer Einwand iſt vom Berufungs⸗ 
gericht mit Recht zurückgewieſen. Der Text der Urkunde ergibt, 
daß der Proteſtbeamte ſich ins Geſchäftslokal der Reichsbank⸗ 
nebenſtelle zu R. (der Domiziliatin) begeben, dort den Vorſtand 
der Bank angetroffen, ihm den Wechſel mit der Aufforderung 
zur Zahlung der Wechſelſumme vorgelegt und von ihm die 
Antwort erhalten habe, es ſei keine Deckung vorhanden. Damit 
ſind die weſentlichen Erforderniſſe des Proteſtes nach Art. 88 
W0O., insbeſondere inbezug auf Nr. 2 und 3 erfüllt. Wenn 
die Urkunde zum Schluſſe hinzufügt: „Ich habe deshalb. 
wegen nicht erfolgter Zahlung .... gegen den Wechſel⸗ 
ſchuldner .... Proteſt erhoben —“, fo kann dieſe überflüffige 
und nicht zutreffende Redewendung die Gültigkeit des Proteſtes 
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nicht beeinträchtigen. (Bolze, Bd. 16 Nr. 291; Bd. 17 Nr. 307.) 
Die Beklagte behauptet aber weiter Ungültigkeit des Proteſtes 
auch deswegen, weil der Domizilvermerk ohne ihre Zuſtimmung 
auf den Wechſel geſetzt worden ſei, und der Wechſel ihr gegen⸗ 
über daher nur als nicht domizilierter zu gelten habe, ein gegen 
fie wirkſamer Proteſt alſo nur im Wohnorte des Bezogenen, 
d. h. in H., habe erhoben werden können. Daß die Rechts⸗ 
anſchauung, die dieſer Verteidigung zugrunde liegt, an ſich 
begründet und richtig iſt, iſt unbezweifelten Rechts und wird 
auch vom Berufungsgerichte nicht verkannt. Demnach fragt 
ſich, ob die Beklagte den Domizilvermerk gegen ſich gelten laſſen 
muß oder nicht. Das Berufungsgericht hat dieſe Frage bejaht, 
iſt hierbei aber, wie die Reviſion mit Recht geltend macht, von 
Rechtsirrtum beeinflußt worden. Durch das Geſtändnis des 
Klägers ſteht feſt, daß er den Wechſel nach deſſen vollſtändiger 
Ausfüllung erworben und dann erſt ſeinerſeits den Domizil⸗ 
vermerk darauf geſchrieben hat. Wie das Berufungsgericht 
näher darlegt und nicht zu beanſtanden iſt, waren ſowohl der 
Akzeptant W. wie der Vorindoſſant des Klägers B. mit dieſer 
Ergänzung des Wechſels ſtillſchweigend einverſtanden. Ihnen 
gegenüber würde demnach der Domizilvermerk und die Proteſt⸗ 
erhebung in R. als gültig anzuerkennen ſein. Was aber die 
Zuſtimmung der Beklagten anlangt, ſo ſteht eine ausdrückliche 
Erklärung nicht in Frage. Auch hier aber hat das Berufungs⸗ 
gericht eine ſtillſchweigende Zuſtimmung für dargetan erachtet. 
Es nimmt nämlich an, daß die von W. dem Kläger ſtillſchweigend 
erklärte Zuſtimmung auch für die Beklagte Geltung habe. 
Geſtützt wird dieſe Annahme auf den Umſtand, daß W. von 
der Beklagten den Wechſel unausgefüllt, als Blankett, erhalten 
hatte. Der Ausſteller eines Wechſelblanketts haftet dem red⸗ 
lichen Erwerber und kann dieſem die Einrede, der Wechſel ſei 
abredewidrig ausgefüllt, nicht entgegenſetzen. Demnach hat die 
Beklagte allerdings die Folgen der Unredlichkeit W.s, dem ſie 
Vertrauen geſchenkt, zu vertreten, inſofern dieſer ihre Wechſel⸗ 
unterſchrift, die ihm zur Beſorgung eines Kundenakzepts über⸗ 
geben war, in ſeinem Intereſſe zur Fertigung des Klagewechſels 
mißbrauchte. Zugunſten der Beklagten aber kommt in Betracht, 
daß mit der Herſtellung des vollſtändigen Wechſels die Ermächti⸗ 
gung, die der Blankettgeber erteilt hat, regelmäßig erſchöpft iſt, 
und daß ſpätere Veränderungen des Wechſels ihm gegenüber 
als Fälſchungen erſcheinen. (RG. 53, 262.) So liegt die 
Sache hier, wo unſtreitig erſt der Kläger ſelbſt nach wiederholter 
Begebung des Wechſels den Domizilvermerk hinzugefügt hat — 
wenn auch mit Zuſtimmung W.3. Das Berufungsgericht erwägt, 
daß die Beklagte, weil ſie alle ihre Wechſel domizilieren ließ, 
und weil H. kein Bankplatz ſei, nichts dagegen zu erinnern 
gehabt haben würde, wenn W. dem Wechſel ein Domizil auf 
einen geeigneten Bankplatz gegeben hätte. Schon dieſe Erwägung 
erſcheint fehlſam. Denn die Ermächtigung W.s zur Beifügung 
eines Domizilvermerks bezieht ſich auch im Sinne des Berufungs⸗ 
gerichts nur auf Kundenwechſel, deren Ausfüllung ihm überlaſſen 
wurde. Hier liegt aber eben kein Kundenwechſel vor, ſondern 
ein abredewidrig ausgefülltes Blankett. Es kommt aber hinzu, 
daß, was das Berufungsgericht erwägt, nur von Bedeutung 
ſein würde, wenn es ſich darum handelte, ob W. dem Wechſel, 
als er ihn ausfüllte, einen Domizilvermerk beifügen durfte. 
Die Erwägung trifft aber den vorliegenden Fall nicht, wo dies 
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eben nicht geſchehen iſt, W. vielmehr den Wechſel ohne Domizil 
hergeſtellt und begeben hatte. Es iſt rechtsirrtümlich, wenn daz 
Berufungsgericht aus jener, von ihm angenommenen Befugnis 
W.s ableiten will, daß er zugleich ermächtigt geweſen ſei, mit 
ſeinem eigenen Einverſtändnis in die ſpätere Anderung des 
Wechſels auch das Einverſtändnis der Beklagten zu erllären. 
Dazu gab ihm feine Stellung als Blankettnehmer, nachdem der 
Wechſel einmal ausgefüllt und begeben war, kein Recht. Und 
noch weniger kann davon die Rede ſein, daß der Kläger hierauf 
feinen guten Glauben in bezug auf die Beifügung des Domijl⸗ 
vermerks gründen könnte, da er ja den Wechſel als einen 
fertigen erwarb, und da er feine Rechtspoſition der Beklagten 
gegenüber gerade darauf ſtützt, daß er keine Kenntnis davon 
hatte, daß W. nur ein Blankett erhalten und dies unrechtmäßig 
ausgefüllt hatte. Die vorſtehenden Erwägungen führen zur 
Aufhebung des Berufungsurteils, wobei noch bemerkt werden 
mag, daß das RG. den Billigkeitsrückſichten, die das Berufungs⸗ 
gericht am Schluſſe ſeiner Entſcheidungsgründe anführt, ein 
Gewicht nicht beilegen kann. Es handelt ſich um formal 
Wechſelrecht. Das Berufungsgericht überſieht, daß der Kläger 
den Domizilvermerk eigenmächtig auf den Wechſel geſetzt und 
mit der Klage nur Erfolg haben kann, wenn er die Zuſtimmung 
auch der Beklagten mit ſeinem Verfahren dartut. Er iſt nicht 
in der Rechtsſtellung des Klägers in der Sache I 134,01 
(JW. 01 S. 459 Nr. 7), der den mit dem Domizilvermerk 
verſehenen Wechſel gutgläubig erworben hatte. Der Einwand 
der Beklagten, daß der Proteſt wegen Ungültigkeit des Domizil 
vermerks am falſchen Orte erhoben ſei, greift demnach durch 
und muß zur Abweiſung der Klage führen. Allerdings liegt 
noch eine weitere, durch Beweisantretung unterſtützte Behauptung 
des Klägers vor, auf die das Berufungsgericht nicht eingegangen 
ft. Das RG. erachtet aber dieſe Behauptung für rechllic 
unerheblich. Der Kläger will dartun, daß W. — der in der frag: 
lichen Zeit unftreitig Angeſtellter der Beklagten war — die 
Beklagte nach außen hin vollſtändig vertreten und auch Vollmacht 
gehabt habe, die Wechſel der Beklagten zahlbar zu ſtellen. 
Unterſtellt man als richtig, daß W. im allgemeinen die reguläten 
Wechſel der Beklagten ſelbſtändig domizilieren durfte, fo lan 
daraus, wie ſchon aus dem vorſtehenden erhellt, zugunſten der 
Klage nichts abgeleitet werden. Der Klagewechſel war kein 
regulärer Wechſel und W. hat ihn nicht domiziliert. Er hat 
ſich nur dem Kläger gegenüber ſo verhalten, daß dieſer ammehnen 
durfte, er ſei mit der Domizilierung durch den Kläger cr 
verſtanden. W. war aber Akzeptant und Schuldner des Wedel. 
Und es bleibt unverſtändlich, inwiefern ſein Verhalten auf eine 
andere Poſition als dieſe ſeine Schuldnerſtellung ſollte bezogen 
werden dürfen. Mochte er die Beklagte auch ſonſt vertreten 
können, fo konnte er fie doch in dieſer Wechſelangelegenheit, u 
der er ihr als Schuldner gegenüberſtand, nicht vertreten. 
A. c. S., U. v. 29. Sept. 06, 92/06 I. — Cöln. 
Reichsgewerbeordnung. 
38. SS 16, 24, 25 Abſ. 1 GewO. in Verb. mit 5 6l 
des Hamburgiſchen Baupolizeigeſetzes. Den gemäß 59 16 und 4 
Gewd. genehmigten gewerblichen Anlagen können nicht auf Grund 
des $ 61 des Hamburgiſchen Baupoligeigefeßes nachträglich Pe 
ſchränkungen auferlegt werden.] . 
Die verklagte Behörde hat durch den Befehl vom 30. April 
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1904 der Klägerin die Vorſchrift erteilt, geeignete Vorkehrungen 
gegen die Verbreitung beläſtigender Gerüche in der näheren 
und ferneren Umgebung ihrer Fabrik zu treffen, etwa dadurch, 
daß die bei der Fabrikation ätheriſcher Ole ſich der Luft mit⸗ 
teilenden ſtark riechenden Subſtanzen durch Abſorption in mit 
geeigneten Flüſſigkeiten gefüllten, vollſtändig dichten Gefäßen 
vor ihrem Eintritt in die Arbeitsräume oder ins Freie tunlichſt 
aufgefangen werden, und daß die mit ſtarken Gerüchen erfüllte 
Luft der Arbeitsräume und Lagerräume in genügend hohe 
Schornſteine abgeſogen werde. Die Beklagte hat ſich dabei 
auf den 8 61 des Hamburgiſchen Baupolizeigeſetzes geſtützt, der 
ſie unter gewiſſen Vorausſetzungen zu ſolchen Anordnungen in 
bezug auf ſchon in Betrieb befindliche gewerbliche Anlagen be⸗ 
fugt. Das OLG. hat aber den auf Beſeitigung dieſer Ver⸗ 
fügung gerichteten Klagantrag für begründet gehalten, weil ſie 
mit $ 25 Abſ. 1 GewO. in Widerſpruch ſtehe, nach welchem 
die einmal erteilte Genehmigung einer unter den § 16 dieſes 
Geſetzes fallenden gewerblichen Anlage ſo lange in Kraft bleibt, 
als keine Anderung in der Lage oder Beſchaffenheit der Betriebs⸗ 
ſtätte vorgenommen wird, und keine weſentliche Veränderung 
im Betriebe der Anlage erfolgt, und weil für ſolche Fälle jene 
Beſtimmung des § 61 des Hamburgiſchen Baupolizeigeſetzes 
keine Geltung beanſpruchen könne. Dem iſt beizutreten: Die 
Frage iſt, ob diejenigen gewerblichen Anlagen, welche nach den 
88 16 und 24 Gewd. einer beſonderen Genehmigung bedürfen, 
in Anſehung nachträglichen Eingreifens der Polizei die ihnen 
vom Berufungsgerichte beigemeſſene Ausnahmsſtellung ein⸗ 
nehmen. Im allgemeinen iſt nämlich davon auszugehen, 
daß der § 1 Abſ. 1 des genannten Geſetzes keinen Gewerbe: 
betrieb gegen polizeiliche Einſchränkungen ſichert, die ſich aus 
anderen als gewer be polizeilichen, alſo insbeſondere ausbauz, 
feuer: oder geſundheitspolizeilichen Rückſichten ergeben (vgl. 
RG. 61, 13). Während dies auch wohl kaum von jemandem 
bezweifelt wird, wird andererſeits meiſtens angenommen, daß 
eine gewerbliche Anlage, der nach Maßgabe der SS 16 bis 24 
GewO. eine beſondere Genehmigung nach vorgängiger causae 
cognitio zuteil geworden iſt, nach dem Sinne der GewO. fo 
lange weiteren polizeilichen Eingriffen entzogen iſt, als ſie un⸗ 
geändert bleibt. Die entgegengeſetzte Anſicht hat freilich aus⸗ 
geſprochen das Sächſiſche Miniſterium des Innern, bei Reger, 
Entſcheidungen 7, 339 f., und ſehr nachdrücklich iſt dieſe ver⸗ 
fochten worden von Arndt im Verwaltungsarchiv 10, 185 ff. 
Zuzugeben iſt auch, daß innere Gründe, den unter die SS 16 
und 24 GewO. fallenden gewerblichen Anlagen eine ſolche Aus: 
nahmsſtellung gegenüber anderen einer behördlichen Genehmi⸗ 
gung bedürfenden Unternehmungen, wie z. B. Bergwerken, ein⸗ 
zuräumen, kaum zu entdecken ſind. Andernteils läßt ſich aber 
auch nicht verkennen, daß gewiſſe Gründe eben bei allen 
ſolchen Unternehmungen für die bevorzugte Stellung vor ge⸗ 
wöhnlichen, an keine beſondere Genehmigung gebundenen ge⸗ 
werblichen Anlagen ſprechen würden. Bei dieſer Sachlage 
kann es doch nur darauf ankommen, ob wirklich durch poſitive 
geſetzliche Beſtimmung dieſen Gründen, wenn auch auf keinem 
anderen Gebiete, doch gerade auf dem der GewO. Folge gegeben 
iſt. Dies iſt nun in der Tat geſchehen. Der Wortlaut des 
§ 25 Abſ. 1 dieſes Geſetzes: „Die Genehmigung .... bleibt 
ſo lange in Kraft, als keine Anderung in der Lage oder Be⸗ 
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ſchaffenheit der Betriebsſtätte vorgenommen wird,“ — was 
allerdings, ſoweit es ſich um die Fälle des 8 16 handelt, aus 
dem weiteren Inhalte des Abſatzes dahin zu ergänzen iſt: 
„oder keine weſentliche Anderung in dem Betrieb eintritt“ — 
läßt kaum eine andere Auslegung zu. Auch wird die Be⸗ 
ſtimmung in den Motiven (abgedruckt z. B. bei v. Landmann⸗ 
Rohmer, Kommentar zur GewO. [Aufl. 4] Bd. 1, Bem. 1 a 
zu § 16 S. 124 f.) in dieſem Sinne gerechtfertigt. Bei dem 
Mangel beſtimmter ausdrücklicher Abgrenzung des Gebietes der 
GewO. gegenüber anderen Zweigen der Polizei wäre es freilich 
vielleicht dennoch nicht ausgeſchloſſen, den letzteren gegenüber 
den § 25 nicht vollſtändig durchgreifen zu laſſen, wenn zwingende 
innere Gründe zu einer ſolchen Einſchränkung hinführten. Davon 
kann indeſſen keine Rede ſein, da durch beſondere Vorſchriften 
in $ 18 und § 24 Abſ. 2 GewO. dafür geſorgt iſt, daß von 
vornherein bei der der Genehmigung vorausgehenden Prüfung 
und Erörterung alle möglicherweiſe erheblichen polizeilichen Ge⸗ 
ſichtspunkte, auch die baus, feuer⸗ und geſundheitspolizeilichen, 
zur Geltung kommen. Es ergibt ſich alſo in der Tat, daß 
nach der GewO. in den hier fraglichen Fällen nachträglich 
hervortretenden Übeljtänden der gewerblichen Anlage nur auf 
dem in § 51 des Geſetzes vorgeſehenen Wege, dem der völligen 
Unterſagung fernerer Benutzung durch die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde gegen Schadloshaltung, abgeholfen werden kann, wenn 
nicht der Gewerbetreibende es auf Androhung ſolcher Maßregel 
vorzieht, die nötigen Abänderungen an der Anlage oder in 
ſeinem Betriebe vorzunehmen. Das Berufungsgericht iſt zu 
dieſem Ergebniſſe zunächſt nur für diejenigen Fälle gelangt, 
wo, wie hier, nur adminiſtratives Eingreifen der Polizei in 
Frage ſteht, während es die Geltung durchgreifender Landes⸗ 
geſetze ausdrücklich unentſchieden gelaſſen hat. Ob für eine 
ſolche Unterſcheidung irgend welche Anhaltspunkte gegeben ſein 
würden, kann auch hier dahin geſtellt bleiben. H. B. P. c. F. & Co., 
U. v. 24. Sept. 06, 620/05 VI. — Hamburg. 

Haftpflichtgeſetz. 

39. SS 1 und 7 Haftpfl®. verb. mit § 30 des Preuß. 
Penſionsgeſetzes in der Faſſung vom 31. März 1882. Vertrags⸗ 
abſchluß? Anſpruch des Beamten auf Erhöhung ſeines 
Schadenserſatzanſpruchs, wenn nachträglich eine Erhöhung des 
Dienſteinkommens eintritt. Von wann ab iſt in dieſem Falle 
die zweijährige Verjährungsfriſt des § 8 Haftpfl®. zu rechnen? 
Replik der Argliſt.] 

Der Reviſion des beklagten Fiskus iſt darin beizutreten, daß 
die auf der Annahme eines Vertrages zwiſchen den Parteien be⸗ 
ruhende Begründung der Entſcheidung des Berufungsgerichts recht⸗ 
lich nicht haltbar iſt. Denn nach dem von dieſem feſtgeſtellten 
Sachverhältniſſe iſt zwiſchen den Parteien überhaupt kein 
Vertrag zuſtandegekommen, auch kein bloß mündlicher, zu dem 
der Beklagte ſich gemäß $ 185 ALR. Tl. 1 Tit. 5 ſchriftlich 
bekannt hätte. Denn die Verfügung der Eiſenbahndirektion in 
Bromberg vom 2. März 1883 ſtellt ſich überhaupt nicht als 
ein einen zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrag be⸗ 
ſtätigendes Bekenntnis, ſondern als die einſeitige Er⸗ 
klärung des geſetzlichen Vertreters des nach § 1 HaftpflG. 
ſchadenserſatzpflichtigen Unternehmers darüber dar, wie hoch er 
den dem Verletzten entſtandenen Schaden bemeſſe und in welcher 
Weiſe er ſeiner Erſatzpflicht zu genügen gedenke. Der Kläger 
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hat die ihm daraufhin geleiſteten Zahlungen als die ihm 
geſetzlich zukommende Entſchädigung angenommen und eben 
dadurch die wirklich geleiſteten Zahlungen als ſolche, durch 
die ſeinem Entſchädigungsanſpruche jeweilig genügt würde, 
anerkannt. Ein weiteres auf ein hierüber hinaus 
gehendes Einverſtändnis hindeutendes Moment iſt aber aus 
dem feſtgeſtellten Sachverhältniſſe auch nicht etwa in der 
Richtung zu entnehmen, daß der Kläger ſich durch die An⸗ 
nahme der Zahlungen überhaupt mit dem Inhalte der Ver⸗ 
fügung vom 2. März 1883 einverſtanden erklärt hätte, dieſe 
Erklärung dem Beklagten hätte zugehen laſſen und daß ſo 
ein Vertrag zwiſchen den Parteien über die Höhe der Ent⸗ 
ſchädigung zuſtandegekommen wäre. Iſt daher auch der erſte 
der von der Revifion erhobenen Angriffe für begründet zu er⸗ 
achten, ſo kann dies gleichwohl nicht zur Aufhebung des Urteils 
führen, weil die getroffene Entſcheidung aus einem andern 
Grunde gerechtfertigt erſcheint (ZPO. 8 563). Der vom 
Kläger erhobene Anſpruch iſt nämlich ohne weiteres deshalb 
begründet, weil nach dem vom Berufungsgerichte feſtgeſtellten 
Sachverhältniſſe ſeit der Zubilligung der urſprünglichen Rente 
mit der Erhöhung des Dienſteinkommens der Stationsaſſiſtenten 
eine weſentliche Veränderung der für jene maßgebend geweſenen 
Verhältniſſe eingetreten iſt, und deshalb der Kläger nach 8 7 
Abſ. 2 Haftpfl®. eine dementſprechende Erhöhung ſeiner Ent⸗ 
ſchädigungsrente zu verlangen befugt iſt. Daß eine Erhöhung 
des Dienſteinkommens der Beamtenklaſſe, der der Verletzte an⸗ 
gehört hat, die im Laufe der Zeit infolge der Beſtimmungen 
der Staatshaushaltsgeſetze eintritt, als eine weſentliche Ver⸗ 
änderung der Verhältniſſe im Sinne jener Vorſchrift anzuſehen 
iſt, hat das RG. ſchon in dem Urteile vom 15. Oktober 1888, 
RG. 22, 90, ausgeſprochen, ſofern nach dem gewöhnlichen 
Laufe der Dinge der Verletzte ohne den Unfall in den Genuß 
des höheren Dienſteinkommens getreten wäre. Andererſeits iſt 
aber auch davon auszugehen, daß dies lediglich zugunſten 
des Beklagten in Betracht kommt und von dem Kläger 
ſelbſt unterſtellt wird, daß der Kläger, wenn er im Dienſte 
verblieben wäre, gemäß § 30 Abſ. 1 des Penſionsgeſetzes in 
der Faſſung des Geſetzes vom 31. März 1882 nach Zurück⸗ 
legung ſeines 65. Lebensjahres auch ohne ſeinen Antrag in den 
Ruheſtand verſetzt worden wäre. Danach ſind an ſich die 
Vorausſetzungen für den von dem Kläger erhobenen Anſpruch 
auf Erhöhung der ihm zuſtehenden Rente gegeben, den er 
übrigens nach dem Tatbeſtande des landgerichtlichen Urteils, 
auf den das Urteil des OLG. bezug nimmt, auch ausdrücklich 
noch unmittelbar auf das Haftpflichtgeſetz geſtützt hat. Nun 
hat allerdings der Beklagte gegen dieſen Anſpruch die Einrede 
der Verjährung erhoben. In dieſer Hinſicht iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß die im 8 8 HaftpflG. feſtgeſetzte zweijährige 
Verjährungsfriſt, die dort unmittelbar nur für die in den 
88 1—3 abgehandelten Forderungen auf Schadenserſatz bes 
ſtimmt iſt, entſprechend auch für die nach § 7 zu erhebenden 
Anſprüche auf Erhöhung der Rente gelten muß. Dabei iſt, 
wie in den urſprünglichen Anwendungsfällen die Friſt von dem 
Tage des Unfalls, alſo von dem Zeitpunkte des Eintritts 
der Urſache des Schadens ab läuft, anzunehmen, daß ihr 
Lauf mit dem Zeitpunkte beginnt, in welchem die weſentliche 
Veränderung der urſprünglich maßgebenden Verhältniſſe 
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eingetreten iſt. Dies würde hier ſchon der Zeitpunkt fein, 
in welchem die Erhöhung der Gehälter der Stationsaſſiſtenten 
erfolgt iſt. In dieſer Beziehung iſt die Einrede der Verjährung 
zunächſt überhaupt nicht ſubſtantiiert, da hierzu die Angabe 
erforderlich geweſen wäre, zu welcher Zeit die Erhöhung der 
Gehälter der Stationsaſſiſtenten ſtattgefunden habe und wann 
der Kläger nach feinem Dienſtalter im gewöhnlichen Laufe 
der Dinge, wenn er im Dienſte verblieben wäre, in den Genuß 
des höheren Dienſteinkommens getreten wäre. Es bedarf in 
deſſen des weiteren Eingehens hierauf nicht, weil dem Be: 
rufungsgerichte inſoweit beizutreten iſt, als es ausführt, daß 
der Einrede der Verjährung in jedem Falle die Replik der 
Argliſt entgegenſtehe. Denn wenn auch, wie allerdings an⸗ 
zunehmen iſt, die Erhöhung der Gehälter der Stations⸗ 
aſſiſtenten, nach der der vom Kläger ſeinem Anſpruche zu 
Grunde gelegte Ruhegehaltsſatz berechnet iſt, ſchon vor Ende 
Oktober 1903 — die Klage muß nach der Terminsbeſtimmung 
Ende Oktober 1905 zugeſtellt fein — erfolgt ſein ſollte, fo 
konnte der Kläger, wenn er nicht ſofort nach Eintritt der 
Gehaltserhöhung eine Klage aus § 7 Abſ. 2 Haftpfl®. erhob, 
doch immer damit rechnen, daß der Beklagte ſeiner aus⸗ 
drücklichen amtlichen Erklärung vom 2. März 1883 
gemäß ihm wenigſtens von ſeinem zurückgelegten 
65. Lebensjahre an eine Entſchädigungsrente zahlen würde, 
die ſo berechnet wäre, daß das ſtaatliche Ruhegehalt und die 
Rente zuſammen „ ¼ des höchſten penſionsfähigen Dienſt⸗ 
einkommens eines Stationsaſſiſtenten nach dem alsdann 
gültigen Etat ausmachten“. Darauf, daß der Beklagte dieſer 
ſeiner beſtimmten Erklärung gemäß Zahlung leiſten werde, 
durfte der Kläger ſich verlaſſen und, wenn er deshalb ſtat 
ſofort nach Eintritt der Gehaltserhöhung der Stations 
aſſiſtenten ſeine Anſprüche auf eine höhere Entſchädigungsrente 
nötigenfalls gerichtlich geltend zu machen, wartete, bis jener 
vom Beklagten bezeichnete Zeitpunkt eintrat, ſo war er eben 
durch den Inhalt der Verfügung vom 2. März 1883 zu 
dieſem Verhalten veranlaßt. Mit der Erhebung der 
Einrede der Verjährung ſetzt ſich der Beklagte daher in der 
Tat unzuläſſigerweiſe mit einer von ihm dem Kläger gegenüber 
abgegebenen ausdrücklichen Erklärung in Widerſpruch. Damit 
widerlegen ſich zugleich die Ausführungen der Reviſion, das 
Berufungsgericht habe nicht angegeben und es ſei nicht er⸗ 
ſichtlich, wodurch der Beklagte dem Kläger Veranlaſſung gegeben 
haben ſollte, von der gerichtlichen Geltendmachung ſeines Ar 
ſpruchs auf Erhöhung der Rente abzusehen. Preuß. Eiſenahn⸗ 
fiskus c. H., U. v. 26. Okt. 06, 191/06 III. — Poſen. 

40. 8 7 HaftpflGG. verb. mit 8 323 ZPO. Nachträgliche 
Berückſichtigung der durch neue Geſetze angeordneten Erhöhung 
des Gehaltes, die der durch einen Unfall betroffene Lokomotib⸗ 
führer erlangt haben würde. Beginn des Anſpruchs auf biefe 
Erhöhung. 

Kläger verlangt Erhöhung der Rente, die ihm auf Grund 
des NHaftpfl®. durch das rechtskräftige Urteil des Königlichen 
LG. vom 2. April 1887 zuerkannt worden iſt. Ob dieſer An 
ſpruch auf 8 323 ZPO. geſtützt werden kann, wie das de 
rufungsgericht in erſter Linie deswegen annimmt, weil es 14 
inſoweit um eine Vorſchrift des Prozeßrechts handele und eine 
ſolche Vorſchrift rückwirkende Kraft habe, kann dahingeſill 
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bleiben. Denn bei Verneinung dieſer Frage hat 8 7 jenes 
Geſetzes in der Faſſung vom 7. Juni 1871 in Anwendung zu 
kommen, der, wie das Berufungsgericht mit Recht darlegt, 
eine dem 8 323 ZPO. inhaltlich entſprechende Beſtimmung 
enthält. Der Kläger iſt infolge des Betriebsunfalls, der ihm 
am 20. November 1884 zugeſtoßen iſt, völlig erwerbsunfähig 
und daher für die Zeit vom 1. Juni 1886 ab penſioniert 
worden. Dem Urteil im Vorprozeß iſt bei Bemeſſung der 
Rente u. a. der volle Gehalt, den der Kläger damals in Höhe 
von 1400 Mark jährlich bezog, ſowie der volle Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß im Betrage von 297 Mark 60 Pf. zugrunde gelegt 
worden. Nicht berückſichtigt und auch vom Kläger nicht geltend 
gemacht wurde jedoch, daß er nach den damals in Kraft 
befindlichen geſetzlichen Vorſchriften bei ſeinem Ver⸗ 
bleiben im Staatsdienſt durch Dienſtalterszulagen eine Erhöhung 
ſeines Jahresgehalts bis zu 1800 Mark erlangt haben würde. 
Hierauf, ſowie weiter darauf, daß durch die Etatsgeſetze der 
Jahre 1890, 1894 und 1897 die Mittelgehaltsſtufen und der 
Höchſtgehalt der Lokomotivführer erhöht worden ſind und zwar 
letzterer auf 2 200 Mark, hat der Kläger, der bei normalem 
Verlauf ſeiner Beamtenlaufbahn im Jahre 1897 den Höchſt⸗ 
gehalt erreicht haben würde, den Anſpruch auf Erhöhung der 
Rente, ſoweit bei ihrer Bemeſſung der Gehalt zugrunde zu 
legen iſt, um 800 Mark jährlich geſtützt. Das Berufungsgericht 
hat jedoch in der Erwägung, daß eine Klage auf Erhöhung der 
Rente nur inſoweit zuläſſig iſt, als die Gründe, auf welche ſie 
geſtützt wird, erſt nach dem Schluſſe der mündlichen Verhandlung 
im Vorprozeß entſtanden ſind, jene Klagbegründung in ihrem 
erſten Teil für unbeachtlich erklärt, dagegen hat es den Kläger 
für berechtigt angeſehen, die erſt nach dieſem Zeitpunkt erfolgten 
geſetzlichen Aufbeſſerungen der Gehälter (ſowie die vom 1. April 
1902 ab erfolgte geſetzliche Erhöhung des Wohmmgsgeldzuſchuſſes) 
geltend zu machen, da es ſich um eine weſentliche Veränderung 
derjenigen Verhältniſſe handele, die für die Beſtimmung der 
Höhe der von der Beklagten zu entrichtenden Rente maßgebend 
geweſen ſeien. Es hat daher den Klaganſpruch inſoweit für 
gerechtfertigt erklärt als die Erhöhung der Rente darauf gegründet 
wird, daß der penſionsfähige Höchſtgehalt und der penſionsfähige 
Wohnungsgeldzuſchuß der Lokomotivführer nach Erlaß des Urteils 
im Vorprozeß geſetzlich erhöht worden iſt. Die Reviſion kann 
keinen Erfolg haben. Die Grundſätze, von denen das Be⸗ 
rufungsgericht ausgegangen iſt, entſprechen der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des RG. (vgl. die Urteile des erkennenden Senats 
in RG. 22, 90 ff., in SeuffA. Bd. 46 Nr. 192). Für die 
Entſcheidung im Vorprozeſſe war bei Bemeſſung der Rente u. a. 
der Umſtand maßgebend, daß der Kläger einen Jahresgehalt 
von 1400 Mark bezog. Dieſer Umſtand hat inzwiſchen inſofern 
eine weſentliche Veränderung erfahren, als der Gehalt des 
Klägers, wenn dieſer im Staatsdienſt geblieben wäre, jetzt 
2200 Mark betragen würde. Bereits im Vorprozeß hätte aber 
in Berückſichtigung gezogen werden können, daß der Kläger nach 
den damals geltenden Beſtimmungen eine Erhöhung des Gehalts 
bis zu 1800 Mark zu erwarten hatte; dies hätte er daher 
ſchon im Vorprozeß geltend machen müſſen. Dagegen war mit 
keinem Grad von Wahrſcheinlichkeit vorauszuſehen, daß und zu 
welchem Betrag eine Erhöhung der Gehälter der Lokomotiv⸗ 
führer durch neue geſetzliche Beſtimmungen erfolgen werde. 
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Hiernach hat das Berufungsgericht feiner Entſcheidung mit 
Recht die Sachgeſtaltung zugrunde gelegt, als ob bei Bemeſſung 
der Rente im Vorprozeß der damalige Höchſtgehalt von 1800 Mark 
angenommen worden wäre, und den Kläger für berechtigt erkllärt, 
die Differenz zwiſchen dieſem und dem jetzigen Höchſtgehalt zu 
fordern. Das Berufungsgericht geht aber zu weit, wenn es 
gegenüber dem Klagantrag, mit dem die Zahlung der Differenz 
bereits vom 1. Dezember 1904 ab gefordert wird, den Klag⸗ 
anſpruch in der angegebenen Beſchränkung ſchlechthin dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. In das Verfahren über den 
Grund des Anſpruchs gehört auch die Beantwortung der Frage, 
von welchem Zeitpunkt ab die Rente gefordert werden kann; 
durch das Berufungsurteil iſt dem Kläger die erhöhte Rente 
bereits von jenem Tage ab zugeſprochen worden. Das iſt aber 
rechtsirrig. Nach ZPO. 5 323 Abſ. 3 darf die Abänderung 
des früheren Urteils nur für die Zeit nach der Erhebung 
der Klage erfolgen und ein Gleiches gilt nach der ſtändigen 
Rechtſprechung des RG. auch nach 8 7 Haftpfl®. a. F. Da 
die Klagerhebung erſt im März 1905 erfolgt iſt, ſo war auf 
die Reviſion des Beklagten die Abweiſung der Klage aus⸗ 
zuſprechen, ſoweit die Erhöhung der Rente für einen früheren 
Zeitraum gefordert wird. Preuß. Eiſenbahnfiskus c. S., 
U. v. 1. Nov. 06, 73/06 VI. — Berlin. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

41. 5 3 Nr. 2 Anf. 8 6 ZPO. Berechnung des 
Werts des Streitgegenſtandes bei der Pfändung von Miet⸗ 
zinſen. Anfechtung eines von dem Schuldner abgeſchloſſenen 
Vertrages ſetzt Benachteiligung der Gläubiger voraus. Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Pfändung von Mietzinſen und der Vollſtreckung 
in das Grundſtück und Folgen daraus.] 

Die Klägerin hat durch Vertrag vom 9. Juni 1904 von 
ihrem Ehemanne, mit dem ſie in Gütertrennung lebt, deſſen 
Haus in W. um den Kaufpreis von 82 000 Mark erworben. 
In Anrechnung auf den Kaufpreis übernahm ſie die auf dem 
Hauſe eingetragenen Hypotheken in Höhe von 82 000 Mark 
Kapital; außerdem ſind auf dem Hauſe noch Forderungen in 
Höhe von rund 17 000 Mark vorgemerkt, die ſich der Ehemann 
zu beſeitigen verpflichtete. Die beklagte Firma hat an dem 
Ehemann der Klägerin auf Grund vollſtreckbarer Urteile eine 
Forderung, wofür ſie von dem Schuldner Befriedigung nicht 
erlangen kann. Auf ihren Antrag wurden die Mietzins⸗ 
forderungen gegen die in dem erwähnten Hauſe wohnenden 
Mieter gepfändet und der Beklagten zur Einziehung überwieſen. 
Gegen dieſe Pfändung erhob die Klägerin als Eigentümerin 
des Hauſes Widerſpruchsklage mit dem Antrage, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung für unzuläſſig zu erklären und einzuſtellen. Die 
Beklagte bekämpfte dieſen Antrag mittels einredeweiſer An⸗ 
fechtung der Eigentumsübertragung auf Grund des § 3 Nr. 2 
Anf. Das LG. wies die Klage ab; die Berufung der 
Klägerin wurde zurückgewieſen. Das RG. hob auf und gab 
der Klage ſtatt: Die Beklagte hat in erſter Linie die Zu⸗ 
läſſigkeit der Reviſion bemängelt, weil es an einem den Betrag 
von 2 500 Mark überſteigenden Beſchwerdegegenſtand fehle. 
Die Prüfung dieſes auch von Amts wegen zu berückſichtigenden 
Punktes hat indeſſen zur Bejahung der Zuläſſigkeit geführt. 
Es handelt ſich um die Aufhebung einer Pfändung von Miet⸗ 
zinſen. Maßgebend iſt nach 8 6 ZPO. der Betrag der beizu⸗ 
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treibenden Forderung oder der Wert der gepfändeten Forderungen, 
und zwar der geringere von beiden Werten. Die beizutreibende 
Forderung beträgt 2 917,58 Mark (mit Zinſen und Koſten, 
ohne ſolche 2 772,54 Mark). Zur Befriedigung der Klägerin 
ſtände gegenwärtig ein die Forderung überſteigender Betrag 
aus den Mietzinſen zur Verfügung. Allerdings mögen die bis 
zur Einlegung der Reviſion fällig gewordenen gepfändeten 
Mietbeträge weniger als 2 500 Mark ausmachen. Allein das 
iſt nicht entſcheidend, denn die Pfändung von Mietzinſen er⸗ 
ſtreckt ſich auch auf die künftig fällig werdenden Beträge. 
Sachlich dreht ſich der Streit nur um die von der Beklagten 
im Wege der Einrede erhobene Anfechtung des zwiſchen der 
Klägerin und ihrem Ehemann am 9. Juni 1894 abgeſchloſſenen 
Kaufvertrags. Das Berufungsgericht hat die Anfechtung für 
begründet erachtet; der erkennende Senat gelangt dagegen zur 
Zurückweiſung der Anfechtung aus folgenden Gründen: Feſt 
ſteht, daß der vereinbarte und durch Übernahme von Hypotheken 
getilgte Kaufpreis von 82 000 Mark höher iſt als der wahre 
Wert des Grundſtücks, die Beklagte alſo bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks keine Befriedigung finden konnte. 
Ebenſowenig bei einer etwaigen Zwangsverwaltung; denn wenn 
auch die Angaben der Parteien über die Mieterträgniſſe des 
Hauſes auseinandergehen, ſo hat die Beklagte, ſoweit erſichtlich, 
doch nicht zu beſtreiten vermocht, daß die Mieterträgniſſe durch 
die Hypothekenzinſen und die ſonſtigen, der Beklagten vor⸗ 
gehenden Anſprüche vollſtändig aufgezehrt würden. Denſelben 
Mißerfolg müßte die etwaige Eintragung einer Zwangs⸗ 
hypothek für die Forderung der Beklagten haben. Da ſonach 
die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück der Beklagten keine 
Befriedigung zu verſchaffen vermag, fo kann auch die Rück⸗ 
gewähr des Grundſtücks zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung 
nicht gefordert werden. Die Beklagte iſt durch die Ver⸗ 
äußerung des Grundſtücks nicht im Sinne des AnfG. be⸗ 
nachteiligt. Die Benachteiligung des anfechtenden Gläubigers 
iſt aber Vorausſetzung einer jeden Anfechtung; die von der 
Beklagten in der Reviſionsverhandlung vertretene Meinung, 
daß es bei erwieſener Benachteiligungsabſicht nicht darauf an⸗ 
komme, ob der Gläubiger auch wirklich benachteiligt ſei, iſt in 
zahlreichen Entſcheidungen des RG. widerlegt. Die Unmög⸗ 
lichkeit für die Beklagte, durch die Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück Befriedigung zu erlangen, nimmt denn auch das 
Berufungsgericht an; es hält aber dennoch eine Benachteiligung 
der Beklagten für gegeben, indem es erwägt: Nach dem hier 
noch maßgebenden bayeriſchen Hypotheken⸗ und Zwangs⸗ 
verſteigerungsrecht erſtrecke ſich die Hypothek zwar auf die nicht 
bezogenen Früchte und Erträgniſſe, dieſes dingliche Recht hindere 
aber nicht die Pfändung der Früchte durch einen Kurrent⸗ 
gläubiger, ſo lange nicht die Beſchlagnahme der Hauptſache 
erfolgt ſei; den Hypothekengläubigern ſtehe ein Vorrecht nur 
an den von der Beſchlagnahme an fällig werdenden Pacht⸗ oder 
Mietzinſen zu. Da zur Zeit der angefochtenen Rechtshandlung 
das Grundſtück nicht beſchlagnahmt geweſen, ſo würde die Be⸗ 
klagte ohne die Veräußerung wenigſtens teilweiſe Befriedigung 
aus dem Vermögen ihres Schuldners gefunden haben, ſei alſo 
durch die Veräußerung benachteiligt. — So richtig dieſe Dar⸗ 
legung auf den erſten Blick zu ſein ſcheint, ſo iſt ſie doch un⸗ 
haltbar. Nach § 7 AnfG. hat der Anfechtungsgegner das⸗ 
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jenige zurückzugewähren, was durch die anfechtbare Handlung 
aus dem Vermögen des Schuldners weggegeben iſt. 
Die von der Veräußerung an erwachſenden Mieten hat aber 
die Klägerin nicht aus dem Vermögen ihres Ehemannes er⸗ 
halten, ſondern ſie ſind Früchte, die ſie aus ihrem Vermögen, 
aus dem in ihr Eigentum übergegangenen Grundſtück gezogen 
hat. Das Recht auf die künftigen Früchte war mit dem Eigen: 
tum an der Hauptſache kraft Geſetzes auf die Klägerin über 
gegangen, ihre ſelbſtändige Herausgabe kann deshalb nicht 
verlangt werden. Nun kann allerdings nach der Art, wie die 
Beklagte die Anfechtung begründet hat, ihr Vorbringen fo ver 
ſtanden werden, daß fie Rückgewähr des Grundſtücks ſamt 
den inzwiſchen angefallenen Früchten verlange. Ob im Falle 
erfolgreicher Anfechtung der Veräußerung der Hauptſache die 
Klägerin nicht auch zur Rückgewähr der Früchte verpflichtet 
wäre, kann zweifelhaft ſein. Dieſe Frage bedarf aber nicht 
der Entſcheidung. Denn im Ergebniſſe verlangt die Be 
klagte nur die Rückgewähr der Früchte. Sie will nicht die 
Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück mit ſeinen Früchten 
betreiben, ſondern nur die Zwangsvollſtreckung in die Früchte 
als ſelbſtändige Vermögensgegenſtände, denn ſie hat nur die 
Früchte gepfändet und will nur dieſe Pfändung aufrecht er 
halten wiſſen. Hierzu iſt ſie aber nicht berechtigt. Der An⸗ 
fechtungsgegner hat den erworbenen Gegenſtand nicht derart 
zurückzugeben, daß er nunmehr der freien Verfügung des An- 
fechtenden unterläge. Die Rückgewähr beſteht vielmehr in der 
Geſtattung der Zwangsvollſtreckung in den veräußerten Gegen 
ſtand. Die Klägerin hat nur das Grundflüd — ſei es mit, 
ſei es ohne die Früchte — zum Zwecke der Immobiliar⸗ 
zwangsvollſtreckung zur Verfügung zu ſtellen, denn nur diet 
gewährt dem Gläubiger Befriedigung aus dem anfechtbar ber: 
äußerten Gegenſtand. Die Pfändung der Mietzinſen iſt keine 
Vollſtreckung in das Grundſtück. Die Rückgewähr des Gnud⸗ 
ſtücks kann deshalb nicht zu dem Zwecke verlangt werden, damit 
der Anfechtende die Mietzinſen pfänden könne, während das 
Grundſtück ſelbſt mit der — ausſichtsloſen — Vollſtreckung 
verſchont bleiben, in Wahrheit alſo nicht zurückgewährt werden 
fol. Daraus folgt, daß bei der Prüfung, ob eine Ver 
äußerung den anfechtenden Gläubiger benachteiligt, nur auf den 
unmittelbaren Gegenſtand des angefochtenen Geſchäfts geſehen 
werden darf, und die Möglichkeit für den Gläubiger, ſich auf 
den künftigen Erträgniſſen dieſes Gegenſtandes zu befriedigen, 
außer Betracht bleiben muß. Die Vereitelung dieſer Möglich 
keit iſt keine Benachteiligung im Sinne des Anſch. In 
dieſem Sinne hat der erkennende Senat auch ſchon in einem 
Urteile vom 14. April 1905 VII. 639/04 entschieden. Ju 
demſelben Ergebniſſe gelangt man auch noch auf einem anderen 
Wege. Die Pfändung der Mietzinſen wurde für die Beklagte 
praktiſch wertlos, wenn die Hypothekengläubiger zur Wahrung 
ihrer Rechte ſchritten. Nach bayeriſchem Rechte fallen die bon 
Augenblicke der Beſchlagnahme des Grundstücks an fällig 
werdenden Mietzinſen in die Subhaſtationsmaſſe. Dies fell 
das Berufungsgericht als Inhalt der beim NG. nicht senifible 
bayeriſchen Subhaſtationsordnung feſt. Die Beklagte hätt 
alſo trotz der Pfändung der Mietzinſen nichts erhalten, wem 
das Grundſtück vor Fälligkeit der erſten gepfändeten Mietrat 
beſchlagnahmt worden wäre. Daß dies geſchehen wäre, barf 
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mit voller Sicherheit angenommen werden, da der Ehemann 
vollſtändig vermögenslos ift und bei der Überlaſtung des Grund: 
ſtücks die Hypothekengläubiger notwendig um denſelben Betrag 
verkürzt worden wären, der der Beklagten zugefloſſen wäre. 
Wenn in Wahrheit die Beſchlagnahme erſt im März 1905 
erfolgt iſt, ſo liegt der naturgemäße Grund dafür darin, daß 
eben das Grundſtück an die Klägerin verkauft war, daß dieſe 
für die Hypothekenzinſen aufzukommen hat, und daß die Be⸗ 
ſchlagnahme ſich gegen ſie zu richten hatte. Daß die Hypotheken⸗ 
gläubiger auch dem Ehemann der Klägerin gegenüber nach 
Pfändung der Mietzinſen mit der Beſchlagnahme gezögert 
hätten, darf als ausgeſchloſſen gelten. Mit der Beſchlagnahme 
ſchwand aber, wie gezeigt, für die Beklagte jede Ausſicht auf 
Befriedigung. Muß ſonach aus rechtlichen wie aus tatſächlichen 
Gründen verneint werden, daß die Beklagte durch die Ver⸗ 
äußerung des Grundſtücks benachteiligt iſt, ſo könnte unerörtert 
bleiben, ob die Annahme des Berufungsgerichtes, der Vertrag 
ſei in der Abſicht der Gläubigerbenachteiligung geſchloſſen, recht⸗ 
lich einwandfrei iſt. Immerhin mag folgendes bemerkt werden: 
Das Berufungsgericht geht davon aus, daß erwieſenermaßen 
der Ehemann der Klägerin von der Abſicht geleitet wurde, 
gerade den drohenden Zugriff der Beklagten auf die Mietzinſen 
zu vereiteln. Dieſe Abſicht ſtellt das Berufungsgericht der 
Abſicht der Gläubigerbenachteiligung gleich. Dies möchte un⸗ 
bedenklich zutreffen, wenn der Veräußerer die Mietzinſen ſich 
ſelbſt ſichern oder einem anderen Gläubiger zuwenden will, der 
kein beſſeres Recht darauf hat, als der, dem ſie entzogen 
werden ſollen. Anders, wenn bei der Veräußerung die Abſicht 
obwaltet, den Gegenſtand einem beſſer Berechtigten zuzuwenden, 
zumal wenn das beſſere Recht ein dingliches iſt. Die Miet⸗ 
zinſen haften den Hypothekengläubigern dinglich; nicht nur bei 
der Zwangsverſteigerung haben dieſe Gläubiger ein Vorrecht, 
ſondern auch bei ordnungsmäßiger Verwaltung dürfen ſie be⸗ 
anſpruchen, daß aus den Einkünften des verpfändeten Gegen⸗ 
ſtandes zunächſt die Hypothekenzinſen bezahlt werden, bevor 
etwas an Kurrentgläubiger gelangt. Das iſt auch die geſetz⸗ 
liche Ordnung im Falle der Zwangsverwaltung. Freilich 
können ſie nicht verhindern, daß ein Kurrentgläubiger ſich über 
die Anforderungen einer dem Rechte und verſtändigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſätzen entſprechenden Verwaltung hinwegſetzt 
und mittels Pfändung die Hand nach den Erträgniſſen aus⸗ 
ſtreckt; ſie können aber dieſen Eingriff durch Herbeiführung der 
Zwangsverwaltung, nach bayeriſchem Rechte auch durch die 
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machen. Wenn nun der Eigentümer des Grundſtücks ſelbſt 
Maßregeln trifft, die darauf abzielen, die vorzugsweiſe Be⸗ 
friedigung der Hypothekengläubiger vor dem Zugriffe eines 
Kurrentgläubigers ſicher zu ſtellen, ſo verrät er damit keines⸗ 
wegs die Abſicht der Gläubigerbenachteiligung im Sinne 
des AnfG. Dies iſt zutreffend dargelegt in dem Urteile 
des V. ZS. des RG. vom 3. März 1900 V. 373/99. Dort 
handelte es ſich um eine antichretiſche Verpfändung; nach den 
gleichen Grundſätzen iſt auch eine Veräußerung zu beurteilen, 
die ein Schuldner vornimmt, der außerſtande iſt, ſich im Beſitze 
ſeines überlaſteten Grundſtücks zu behaupten. Wenn die Miet⸗ 
zinſen zur Bezahlung der Hypothekenzinſen unentbehrlich find, 
weil dem Schuldner andere Mittel nicht zu Gebote ſtehen, ſo 
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darf ihm nicht zugemutet werden, mit dem Verkaufe gerade 
noch ſo lange zu warten, bis einem Kurrentgläubiger ein der 
geſetzlichen Befriedigungsordnung widerſtrebender Zugriff auf 
die künftigen Mietzinſen ermöglicht worden iſt. Um künftige 
Erträgniſſe handelt es ſich hier überall nur; die Veräußerung 
fällig gewordener Mietforderungen wäre nach anderen Grund⸗ 
ſätzen zu beurteilen. Der Schuldner dagegen, der im Intereſſe 
der Hypothekengläubiger den Zugriff eines dieſen nachſtehenden 
Gläubigers auf die künftigen Mieterträgniſſe in der an⸗ 
gegebenen Weiſe vereitelt, handelt nicht nur wirtſchaftlich ſach⸗ 
gemäß, ſondern auch rechtlich einwandfrei. W. c. M., U. v. 
16. Okt. 06, 516/05 VII. — Bamberg. 

Krankenverſicherungsgeſetz vom 10. April 18 12 50 

42. 88 42 und 45 KrankVerſch. verb. mit § 1937 
Sächſ BGB. und § 1834 BGB. Begründet die Befugnis 
der Verwaltungsbehörde, in betreff der Veruntreuung von 
Geldbeträgen die Feſtſetzung der Höhe der Zinſen an⸗ 
zuordnen, einen im Rechtswege zu verfolgenden Anſpruch der 
Ortskrankenkaſſe gegen den Unterſchlagenden ?] 

Der Beklagte ſtand ſeit dem November 1890 als Kaſſierer 
im Dienſt der klagenden Ortskrankenkaſſe; nachdem er am 
3. Januar 1898 ſeines Amts entſetzt worden war, wurde er in dem 
gegen ihn eingeleiteten Strafverfahren durch Urteil des LG. vom 
30. Januar 1899 wegen Untreue und Unterſchlagung zu einem 
Jahr Gefängnis rechtskräftig verurteilt. Auf Grund von 
§ 42 Abſ. 2 KrankVerſGG. beſtimmte die Amtshauptmannſchaft 
zu R. als Aufſichtsbehörde der Klägerin durch Entſcheidung 
vom 15. Januar 1900, daß der Beklagte die der Klägerin 
veruntreuten Geldbeträge mit 20 Prozent, die durch ſeine 
nachläſſige Geſchäftsführung bei der Verwaltung der Kaſſe der 
Klägerin entgegangenen, nicht nachweisbar veruntreuten Geld⸗ 
beträge aber mit 8 Prozent zu verzinſen habe. Mit der im 
Juni 1900 erhobenen Klage fordert die Klägerin als Erſatz 
der Verluſte, die ſie durch abſichtliches und fahrläſſiges Ver⸗ 
ſchulden des Beklagten erlitten habe, von dieſem 1517,58 Mark 
nebſt Zinſen ſeit dem 1. Januar 1900 und zwar zu 20 Prozent 
von 1 197,54 Mark und zu 8 Prozent von 320,04 Mark. 
Das LG. hat den Beklagten zur Zahlung von 1 220,88 Mark 
ſamt Zinſen zu 20 Prozent von 769,53 Mark und zu 8 Prozent 
von 305,85 Mark je ſeit dem 1. Januar 1900, ſowie von 
145,50 Mark zu 4 Prozent ſeit dem 26. Juni 1900 verurteilt, 
im übrigen aber die Klage abgewieſen. Das vom Beklagten 
angerufene OLG. hat ein Zwiſchen⸗ und Teilurteil erlaſſen und 
darin das erſte Urteil inſoweit, als dadurch der Beklagte zur 
Zahlung eines höheren Hauptſchuldbetrags als von 577,42 Mark 
und zur Mitentrichtung von Zinſen verurteilt worden iſt, auf⸗ 
gehoben und in Anſehung der mitgeforderten Zinſen die Klage 
als im Rechtswege unzuläſſig abgewieſen. Bezüglich dieſer 
Klagabweiſung iſt in dem Berufungsurteil ausgeführt: Bei den 
Zinſen, zu deren Entrichtung Vorſtandsmitglieder und Kaſſen⸗ 
und Rechnungsführer von Krankenverſicherungskaſſen nach 8 42 
Abſ. 2 des Geſetzes vom 10. April 1892 „durch die Aufſichts⸗ 
behörde angehalten werden könnten“, handele es ſich um 
Ordnungsſtrafen, die den genannten Funktionären wegen von 
ihnen verhangener Pflichtwidrigkeiten von Amts wegen ohne 
Rückſicht auf den Willen des Vorſtands oder der General⸗ 
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verſammlung der Kaſſe auferlegt werden könnten. Sie ſeien 
nach 8 45 Abſ. 1 des Geſetzes durch die Aufſichtsbehörde, die 
ſie feſtgeſetzt habe, auch zu vollſtrecken, und es ſei deshalb der 
Rechtsweg als ausgeſchloſſen zu erachten. Die Reviſion der 
Klägerin richtet ſich ausſchließlich dagegen, daß bezüglich der 
geforderten Zinſen der Rechtsweg als unzuläſſig angeſehen und 
deshalb die Klage inſoweit abgewieſen worden iſt, meint, daß 
die Vorinſtanz die Beſtimmung in § 42 Abſ. 2 Krank VerſG. 
verletzt und bezüglich der in Rede ſtehenden Zinſen ohne zu⸗ 
reichende geſetzliche Grundlage Unzuläſſigkeit des Rechtswegs 
angenommen habe. Sei die Klägerin berechtigt und ſogar 
genötigt, ihren Hauptanſpruch bei den ordentlichen Gerichten zu 
verfolgen, ſo müſſe ſie auch berechtigt ſein, das Gleiche bezüglich 
der Zinſen zu tun und hierbei die prinzipielle Feſtſetzung der 
Aufſichts behörde zugrunde zu legen. Der Reviſion war der 
Erfolg zu verſagen. Nicht unbedenklich erſcheint es allerdings, 
wenn die Vorinſtanz bei Beurteilung der Zuſtändigkeitsfrage 
auch auf die Beſtimmungen in $ 45 Krank VerſG. Bezug 
genommen hat. Denn dort iſt nur ausgeſprochen, daß die 
Aufſichtsbehörde die Befolgung der geſetzlichen und ſtatutariſchen 
Beſtimmungen gegen die Mitglieder des Kaſſenvorſtands 
durch Androhung, Feſtſetzung und Vollſtreckung von Ordnungs⸗ 
ſtrafen erzwingen könne. Die angezogene Beſtimmung bezieht 
ſich alſo ihrem klaren Wortlaute nach nur auf ein Vorgehen 
gegen Mitglieder des Kaſſenvorſtands und ermächtigt die 
Aufſichtsbehörde, Mitglieder des Vorſtands durch Androhung 
und Vollziehung von Ordnungsſtrafen zu nötigen, ihnen ob⸗ 
liegende Pflichten, die ſie vernachläſſigt haben, nachträglich zu 
erfüllen und ſich in Zukunft weiterer Pflichtwidrigkeiten zu 
enthalten. Nun war aber der Beklagte, wie vom Berufungs⸗ 
gericht ausdrücklich feſtgeſtellt, übrigens auch unſtreitig iſt, nicht 
Mitglied des Vorſtands der klagenden Kaſſe, und er war auch 
zu der Zeit, als die amtshauptmannſchaftliche Verfügung vom 
15. Januar 1900 wider ihn erging, überhaupt nicht mehr 
Beamter der Kaſſe, vielmehr ſeiner Stellung als Rechnungs⸗ 
und Kaſſenführer ſchon ſeit dem 3. Januar 1898 entſetzt, ſo daß 
die Möglichkeit, ihn durch Ordnungsſtrafen zu pflichtmäßiger 
Erfüllung ſeiner Obliegenheiten zu zwingen, nicht mehr beſtand. 
Danach iſt hier für die Anwendung der Beſtimmungen in $ 45 
des Geſetzes kein Raum. Indes iſt die von der Reviſion an⸗ 
gegriffene Entſcheidung nach 5 42 des Geſetzes als gerecht⸗ 
fertigt anzuſehen. Nach der Vorſchrift im zweiten Abſatze 
dieſes Paragraphen, die bei der Beratung des Entwurfs zum 
Krankenverſicherungsgeſetze vom 15. Juni 1883 auf Vorſchlag 
der Neichstagskommiſſion, ohne Debatte im Reichstage ſelbſt, 
angenommen worden iſt, ſind, wenn Mitglieder des Vorſtands 
oder Rechnungs⸗ und Kaſſenführer von Krankenkaſſen Kaſſen⸗ 
gelder in ihren Nutzen verwendet haben, die Aufſichts behörden 
berechtigt, anzuordnen, daß der ſchuldige Kaſſenfunktionär das 
von ihm verwendete Geld von der Zeit der Verwendung an 
zu einem beſonders hohen Zinsfuße verzinſen müſſe. Dieſe 
Vorſchrift lehnt ſich, wie auch in dem Kommiſſionsberichte 
hervorgehoben ift, an die Beſtimmung in § 40 der Preußiſchen 
Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 an, welche die Ver⸗ 
zinſung von Mündelgeldern, die der Vormund in eigenen 
Nutzen verwendet hat, betrifft. Bezüglich dieſer Beſtimmung 
iſt angenommen worden, daß die von dem Vormundſchafts⸗ 
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gerichte feſtgeſetzten Zinſen nur im Wege des Zivilprozeſſes 
eingefordert werden könnten. (Vergl. Loewenſtein, Preußiſche 
Vormundſchaftsordnung von 1875 II. Aufl. S. 63 Anm. 155). 
Dort war indes lediglich ausgeſprochen, daß der Vormund, 
der Mündelgeld für ſich verwende, zu deſſen Verzinsung ver 
pflichtet ſei, und das Vormundſchaftsgericht nach feinem Ermeſſen 
den Zinsfuß von 8 bis 20 Prozent beſtimme. Hiervon weicht 
das Krankenverſicherungsgeſetz ab, indem der Vorſchrift, daß 
die Aufſichtsbehörde die Höhe des zur Anwendung zu bringenden 
Zinsfußes nach ihrem Ermeſſen auf 8 bis 20 vom Hundert 
beſtimme, die weitere Beſtimmung beigefügt iſt, daß der 
ſchuldige Kaſſenfunktionär zur Entrichtung der von der Aufſichts⸗ 
behörde feſtgeſetzten Zinſen durch dieſe Behörde angehalten 
werden könne. Nach der Bedeutung, die dem Ausdruck: 
jemanden zu etwas anhalten nach dem allgemeinen Sprach 
gebrauche zukommt, muß dies dahin verſtanden werden, daß 
nicht bloß die Erteilung der Anordnung, daß und in welcher 
Höhe der Schuldige das verwendete Geld zu verzinſen habe, 
ſondern auch die Durchführung der Anordnung Sache der 
Aufſichtsbehörde ſei. Dementſprechend iſt auch von den 
Bearbeitern des Krankenverſicherungsgeſetzes faſt ausnahmslos 
angenommen worden, daß die Beitreibung der Zinſen durch die 
Aufſichtsbehörde im Verwaltungswege erfolgen könne. Die 
meiſten haben ſich allerdings hiermit begnügt und nicht, wie es 
Hahn in feinem Kommentar zum Krankenvekſicherungsgeſete, 
IV. Aufl. S. 206 getan, weiter ausgeſprochen, daß die Ber 
treibung von Zinſen der in Rede ſtehenden Art auch nur durd 
die Auſſichtsbehörde erfolgen könne. Indes iſt der Vorinſtan 
in der Annahme beizutreten, daß dies der Fall fa. De 
Wortlaut des Geſetzes ſteht dem nicht entgegen; wenn darin 
geſagt ift, die Vorſtandsmitglieder und Kaſſen⸗ und Rechnung⸗ 
führer könnten, wenn ſie Kaſſengelder in ihren Nutzen ber⸗ 
wendeten, durch die Auſſichtsbehörde zur Verzinſung des 
verwendeten Geldes angehalten werden, ſo iſt damit zun 
Ausdruck gebracht, daß es der Entſchließung der Auffichtsbehötde 
überlaſſen ift, ob fie überhaupt zu der vom Geſetze vorgeſehenen 
Maßnahme vorſchreiten will, nicht aber iſt daraus zu ent 
nehmen, daß ſie ſich auf die Anordnung, daß die Verzinſung 
ftattzufinden habe, und auf die Beſtimmung der Höhe des 
Zinsfußes beſchränken könne mit der Wirkung, daß hierdurch 
der geſchädigten Kaſſe ein zivilrechtlicher Anſpruch auf die 
durch die Aufſichtsbehörde beſtimmten Zinſen erwüchſe. Wem 
die Reviſion geltend macht, daß Zinſen begrifflich eine Neben 
leiſtung gegenüber dem geſchuldeten Kapital ſeien, und nich 
angenommen werden könne, daß nach dem Willen des Ct 
gebers die Rechtsverfolgung des Hauptanſpruchs einer: und 
des Nebenanſpruchs andererſeits von verſchiedenen Behörden 
erfolgen ſolle, jo iſt auch das nicht zutreffend. Obſchon das 
Geſetz in § 42 Abſ. 3 die Ausdrücke Verzinsung und Zinsfuß 
gebraucht hat, ſind die Leiſtungen, die nach den dort getroffenen 
Beſtimmungen den ſchuldigen Kaſſenbeamten auferlegt weden 
können, nicht als Zinſen im zivilrechtlichen Sinne, fondern al 
Vermögensſtrafen anzuſehen, mit welchen der Schuldige zum 
beſten der von ihm geſchädigten Kaſſe belegt werden lan 
Das ergibt fi einmal aus dem gewählten Zinsfuß, der ſo 
hoch bemeſſen iſt, daß der vom Schuldner zu zahlende Betr 
regelmäßig den Nachteil, den die Krankenkaſſe durch die Ent 
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ziehung von Kaſſengeldern erlitten hat, weit überſteigen wird, 
es weiſt darauf auch der Vorbehalt hin, den das Geſetz durch 
die Worte „unbeſchadet der ſtrafrechtlichen Verfolgung“ zum 
Ausdruck gebracht hat, denn zu einem ſolchen Vorbehalt konnte 
für den Geſetzgeber füglich doch nur dann ein Anlaß vorliegen, 
wenn er die in $ 42 Abſ. 2 vorgeſehene Maßnahme als eine 
Beſtrafung des Schuldigen anſah, alſo nach ſeiner Abſicht 
gegebenenfalls entgegen der allgemeinen Rechtsregel wegen 
derſelben Handlung des Schuldigen eine doppelte Beſtrafung, 
eine durch die Strafgerichte, die andere durch die Auſſichts⸗ 
behörde ſtattfinden ſollte. Auch den Ausführungsbeſtimmungen, 
welche in Preußen und in Bayern von den Miniſterien des 
Innern bezüglich der Ausführung des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes erlaſſen worden ſind (Anweiſung vom 10. Juli 1892 
im Preuß. MBl. für die innere Verwaltung S. 301 flg. unter 
Nr. 28, Bekanntmachung vom 15. Oktober 1892 im Bayeriſchen 
Geſetzblatt S. 621 flg. unter Nr. 30) liegt übereinſtimmend 
die Auffaſſung zugrunde, daß die in § 42 Abſ. 2 bezeichnete 
Maßnahme eine Strafe ſei, welche durch die Aufſichts behörde 
ſelbſt zur Vollſtreckung zu bringen ſei. Hiernach muß ans 
genommen werden, daß in § 42 Abſ. 2 die Worte Verzinſung 
und Zinsfuß nur deshalb gewählt worden ſind, um zum Aus⸗ 
druck zu bringen, daß die dem Schuldigen als Strafe auf⸗ 
zuerlegende Leiſtung innerhalb der vom Geſetz bezeichneten 
Grenzen nach der Höhe des der Krankenkaſſe rechtswidrig ent⸗ 
zogenen Betrages und der Dauer der Entziehung abgeſtuft 
werden, und abweichend von der allgemeinen Regel der benach⸗ 
teiligten Kaſſe zufließen ſoll und zwar mit der Wirkung, daß 
durch den Empfang der Strafſumme auch der der Krankenkaſſe 
wegen der Entziehung der Kapitalnutzung an den Schuldigen 
zuſtehende zivilrechtliche Anſpruch erlöſchen ſoll. Es liegt alſo 
in den Fällen des § 42 Abſ. 3 eine Strafverfügung vor, 
welche der Buße ähnelt, die nach 88 188, 231 StGB. in 
gewiſſen Fällen dem Schuldigen zugunſten des Verletzten auf⸗ 
erlegt werden kann und nach § 495 StPO. ebenfalls durch 
die Strafvollſtreckungsbehörde beigetrieben wird. Nach alledem 
iſt der Vorinſtanz darin beizupflichten geweſen, daß der Klägerin 
bezüglich der ihr nach der amtshauptmannſchaftlichen Verfügung 
vom 15. Januar 1900 von dem Beklagten zu entrichtenden 
Zinſen ein im Wege des Zivilprozeſſes verfolgbarer Anſpruch 
nicht zuſteht. Nur auf die erwähnte Verfügung aber iſt die 
Klage bezüglich der Zinſen geſtützt worden, es iſt daher jetzt 
nicht zu erörtern, ob, weil die Amtshauptmannſchaft von der Bei⸗ 
treibung der von ihr dem Beklagten ſtrafweiſe auferlegten Zinſen 
bisher Abſtand genommen hat, die Klägerin in der Lage iſt, 
geſetzliche Zinſen auf Grund von 8 42 Abf. 1 KrankVerſG. ver⸗ 
bunden mit 8 1937 Sächſ BGB. und $ 1834 BGB. zu 
fordern. A. c. D., U. v. 11. Okt. 06, 408/05 VI. — Dresden. 

Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1. Mai 1889, reſp. vom 
20. Mai 1898. | 

43. 882, 7, 13 reſp. 94 Gen. Erwerb eines Grund» 
ſtücks für die Genoſſenſchaft vor deren Entſtehung durch einzelne 
Genoſſen; Geltendmachung der Nichtigkeit einer Statuten⸗ 
beſtimmung ſeitens der Genoſſen gegen die Klage der Genoſſen⸗ 
ſchaft in Liquidation.] 

Als der Molkereibeſitzer Franz H. in Jungen gegen Ende 
des Jahres 1896 in Zahlungsſchwierigkeiten geriet, vereinigten 
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ſich 12 bisherige Milchlieferanten in Jungen und Zappeln, 
darunter die vier Beklagten D., W., B. und Kl. ſowie der 
Vorbeſitzer des Beklagten Andreas N., Namens M., und kauften 
durch notariellen Vertrag vom 16. Januar 1897 das Molkerei⸗ 
grundſtück Jungen Nr. 31 mit der Molkereieinrichtung für 
24 000 Mark zu gemeinſchaftlichem Eigentum. Sie wurden 
nach erteilter Auflaſſung als Miteigentümer im Grundbuch ein⸗ 
getragen und zugleich wurde auf ihren Antrag in Abt. II des 
Grundbuchs folgender Vermerk eingetragen: „Die Miteigen⸗ 
tümer haben ſich ... gegenſeitig verpflichtet, den Anteil am 
Miteigentum ... ſowie an dem Gewinn oder Verluſt der zu 
gründenden Molkereigenoſſenſchaft nach der Anzahl der Kühe, 
von welchen ſie die Milch der Molkereigenoſſenſchaft zu liefern 
ſich verpflichtet haben, zu verteilen.“ Am 31. Januar 1897 
vollzogen die 12 Käufer die Satzung einer von ihnen errichteten 
und demnächſt in das Genoſſenſchaftsregiſter des AG. in Schwetz 
eingetragenen Molkereigenoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haft⸗ 
pflicht. Die Genoſſenſchaft iſt ſpäter aufgelöſt und Liquidation 
eingetreten. Die Liquidatoren verlangten, daß die ein⸗ 
getragenen Eigentümer ihre Anteile an dem Grundſtück 
Jungen Nr. 31 der liquidierenden Genoſſenſchaft aufließen. 
Auf die Aufforderung der Liquidatoren hat darauf auch ein 
Teil der eingetragenen Eigentümer ſeine Anteile an dem frag⸗ 
lichen Grundſtück der liquidierenden Genoſſenſchaft aufgelaſſen, 


die Beklagten aber haben erklärt, dazu überhaupt nicht oder doch 


nur gegen Erſtattung ihrer Bareinlagen verpflichtet zu ſein. 
Gegen ſie iſt demnächſt von den Liquidatoren auf Auflaſſung 
geklagt worden. Nachdem das LG. durch Urteil vom 5. Dezem⸗ 
ber 1904 die Klage abgewieſen hatte, hat das Berufungsgericht 
unter dem 9. November 1905 abändernd die Beklagten zur Auf⸗ 
laſſung ihrer Anſprüche verurteilt. Die Reviſion der Beklagten 
iſt zurückgewieſen: Daß die Käufer vom 16. Januar 1897 den 
Kauf für die zu gründende Genoſſenſchaft abgeſchloſſen und daß 
ſie durch die Satzung vom 31. Januar 1897 die Verpflichtung 
übernommen haben, das Grundſtück der Genoſſenſchaft zu Eigen⸗ 
tum zu übertragen, hat der Berufungsrichter einwands⸗ und 
bedenkenfrei feſtgeſtellt. Wenn die Reviſion hiergegen aus dem 
Umſtande, daß die Genoſſenſchaft damals noch gar nicht beſtand, 
vielmehr erſt am 24. März 1897 durch die Eintragung im 
Genoſſenſchaftsregiſter zur Entſtehung gelangte ($ 13 des 
Geſetzes vom 1. Mai 1889), Bedenken herleiten will und 
geltend macht, daß das Statut, zumal bei der Identität der 
Gründer und der Grundſtückseigentümer, nicht geeignet geweſen 
ſei, rechtsgeſchäftliche Erklärungen zwiſchen dieſen Eigentümern 
und der Genoſſenſchaft zu vermitteln, ſo ſetzt ſie ſich in Wider⸗ 
ſpruch mit den geſetzlichen Vorſchriften und der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung der höchſten Gerichtshöfe. Das Geſetz erkennt an, 
daß im Zeitraum der Gründung für die zu gründende Genoſſen⸗ 
ſchaft (ebenſo wie für Aktien⸗ und andere Handelsgeſellſchaften) 
Rechte und Verbindlichkeiten begründet werden können, die dann 
beim Entſtehen der Genoſſenſchaft (Geſellſchaft) auf dieſe über⸗ 
gehen, und daß insbeſondere das Statut (der Geſellſchafts⸗ 
vertrag) der Ort iſt, die Verbindlichkeiten der eintretenden 
Genoſſen (Geſellſchafter) feſtzuſetzen (88 2, 7 ff. GenG.) Über 
die rechtliche Auffaſſung der Vorgänge, die ſich dabei abſpielen, 
beſtehen allerdings die verſchiedenartigſten Meinungen und es 
hat dabei namentlich die auch vom Berufungsrichter vertretene 
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Theorie der „Geſchäftsbeſorgung für die zu gründende Genoſſen⸗ 
ſchaft (Geſellſchaft)“ in der Rechtſprechung Anklang gefunden 
(ROH. 10, 205; 20, 211 ff.; RG. 5, 21; bei Gruchot 33, 874; 
39, 437). Es kommt aber nicht darauf an, weil die Richtigkeit 
jener Sätze ſich unmittelbar aus dem Geſetz ergibt (ſo auch 
RG. 5, 21; 24, 23; 58, 55; Ver 3. 31, 20) und damit ent⸗ 
fällt die Schwierigkeit, die nach der Auffaſſung der Reviſion 
die doppelte Eigenſchaft der Gründer, als Vertreter der zu 
berechtigenden Genoſſenſchaft und durch das Statut Verpflichteter, 
der Theorie der Geſchäftsbeſorgung bereitet. Da die Gründer 
der Genoſſenſchaft das Molkereigrundſtück wenn auch für die 
Genoſſenſchaft, ſo doch in eigenem Namen gekauft hatten und 
ſelbſt als Eigentümer eingetragen waren, ſo konnte, wie das 
Berufungsgericht mit Recht hervorhebt, das Eigentum des 
Grundſtücks nicht von ſelbſt auf die Genoſſenſchaft übergehen, 
es bedurfte vielmehr der Auflaſſung. Wenn der Berufungs⸗ 
richter weiter angenommen hat, daß den Auslagen, die die 
Gründer der Genoſſenſchaft für den Erwerb des Molkerei⸗ 
grundſtücks gemacht hatten, in ihrem nicht zur Rückzahlung 
gelangten Betrage durch den § 33 der beiden Satzungen vom 
31. Januar 1897 und 11. Juni 1899 die Eigenſchaft von 
unkündbaren Einzahlungen auf das Geſchäftsguthaben (den 
Geſchäftsanteil) beigelegt worden iſt, ſo iſt dieſe Annahme nach 
dem Wortlaut der Statuten und in rechtlicher Beziehung nicht 
zu beanſtanden. Iſt aber dieſe Annahme richtig, ſo haften die 
Einzahlungen den Gläubigern (Pariſius⸗Crüger, 5. Aufl. S. 117 
zu § 7 GenG.) und können nicht, wie die Beklagten eventuell 
wollen, zum Gegenſtand einer Rückforderung oder zur Grundlage 
eines Zurückbehaltungsrechts gemacht werden (88 22 Abſ. 2, 
88 f jetzt 90 f GenG., § 540 LR. I 20, 8 273 BGB.) 
Fraglich kann nur erſcheinen, ob jene Beſtimmungen des $ 33 
der Statuten rechtsverbindlich getroffen worden ſind und ob die 
Beklagten, wenn dieſe Statutenbeſtimmungen, wie der Berufungs⸗ 
richter annimmt, an ſich nichtig waren, dieſe Nichtigkeit ohne 
die Klage des § 94 GenG. (in der Faſſung vom 20. Mai 1898) 
geltend machen können. Das zur Zeit der Statutenfeſtſetzung 
geltende Geſetz vom 1. Mai 1889 kannte eine Nichtigkeitsklage 
gegenüber der Genoſſenſchaft nicht, ſie iſt erſt durch das HGB. 
vom 10. Mai 1897 und deſſen Einführungs⸗Geſetz (hier Art. 1 0) 
für gewiſſe Handelsgeſellſchaften und für die Erwerbs⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften eingeführt worden. Auch nach dem früheren 
Rechtszuſtande aber war es nicht zweifelhaft, daß die Verletzung 
weſentlicher, der Privatwillkür nicht unterworfener Vorſchriften 
Nichtigkeit begründe (Denkſchrift zum HGB., amtl. Ausg., 1896, 
S. 168; Staub $ 17 zu Art. 222 HGB., § 4 zu Art. 209 a. a. O., 
RG. 54, 419; 37, 65; 21, 159). Nun ſind in der Satzung 
vom 31. Januar 1897 die Geſchäftsanteile der Genoſſen zwar 
gleichmäßig auf je 160 Mark feſtgeſetzt worden, das Statut 
verftieß aber gegen $ 112 Gen®. vom 1. Mai 1889, indem 
es die Vereinigung mehrerer Geſchäftsanteile in einer Hand 
geſtattete. Ob dieſer Verſtoß die Nichtigkeit des Statuts zu 
begründen geeignet war (vgl. 8 16 3 des Geſetzes vom 1. Mai 
1889 und 8 95 des Geſetzes vom 20. Mai 1898, wo der 
entſprechende § 119 nicht aufgeführt iſt), bedarf indeſſen keiner 
Unterſuchung, weil dieſer Mangel durch die geänderte Satzung 
vom 11. Juni 1899 beſeitigt worden iſt. Dafür aber verſtößt 
dieſes neue Statut gegen den § 7 Ziff. 2 des Geſetzes inſofern, 
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als es die Geſchäftsanteile der Genoſſen nicht gleich hoch und 
nicht genau feſtſetzt (Pariſius⸗Crüger, zu § 7 S. 119, Maurer: 
Birkenbihl S. 65, Anm. 5 zu 57 a. a. O.). Es beſtimmt 
zwar im $ 33a einen einheitlichen Satz von 5 Mark für die 
Geſchäftsanteile, es verkennt aber dabei den Begriff des Ge⸗ 
ſchäftsanteils. Hierunter verſteht das Geſetz den Höchstbetrag 
der jeweiligen Geſchäftseinlagen (des Geſchäftsguthabens), vgl 
Pariſius⸗Crüger S. 117 a. a. O., Maurer⸗Birkenbihl S. 64 a. a. O, 
RG. in JW. 91 S. 84 Nr. 16). Zum Geſchäftsanteil (Ge 
ſchäftsguthaben) find demnach, wie bereits ausgeführt, auch die 
ungleichmäßig und in unbeſtimmter Höhe nach $ 33 Ziff. 4 der 
Satzung zu Betriebszwecken zu leiſtenden Einlagen zu rechnen. 
Das Statut verletzt daher eine weſentliche Beſtimmung des 
Geſetzes (vgl. 8 95 des Geſetzes vom 20. Mai 1898, RG. in 
JW. 01 S. 83 Nr. 14). Für die Geltendmachung der hieraus 
ſich ergebenden Nichtigkeit ſind ſeit dem 1. Januar 1900, da 
es ſich um öffentliches Recht handelt, die Beſtimmungen der 
neuen Geſetze maßgebend (JW. 01 S. 83 Nr 14). Danach 
ſteht, ſoweit nicht nach 8 147 FGG. ſeitens des Regiſter⸗ 
richters von Amts wegen vorgegangen wird, nach $ 94 Reichs⸗ 
geſetzes vom 20. Mai 1898 jedem Genoſſen die Klage auf 
Nichtigkeitserklärung der Genoſſenſchaft zu. Aber auch ab⸗ 
geſehen von dieſer nicht erhobenen Klage können die Genoſſen 
unter Umſtänden einredeweiſe auf die Nichtigkeit ſich berufen, 
fo z. B. wenn fie für den Fortbetrieb des nichtigen Unter: 
nehmens Beiträge leiſten ſollen (Denkſchrift zum HGB. 1896 
S. 169, 170). Dieſes Recht aber ſteht ihnen nicht zu gegen⸗ 
über einer Klage, die lediglich die Abwicklung der Geſchäfte 
einer liquidierenden und im Konkurſe befindlichen Genoſſenſchaft 
bezweckt, wie ſie hier vorliegt. In dieſer Begrenzung legt das 
Geſetz auch einer nichtigen und für nichtig erklärten Genoſſen⸗ 
ſchaft Rechts⸗ und Parteifähigkeit bei (§ 97 GenG. vom 
20. Mai 1898, Denkſchrift zum HGB. a. a. O. S. 170, 
Gruchots Beitr. 49 S. 1017, 1102), um die Herbeiſchaffung 
und Verſilberung des Genoſſenſchaftsvermögens und die Be 
friedigung der Gläubiger zu ermöglichen. Danach ſind die 
Beklagten, ohne daß ſie Erſtattung der für den Erwerb des 
Molkereigrundſtücks gehabten Auslagen verlangen können, zur 
Auflaſſung ihrer Grundſtücksanteile an die liquidierende Or 
noſſenſchaft verpflichtet. D. u. Gen. c. M. G. J., U. b. 
17. Okt. 06, 658/05 V. — Marienwerder. 

Wettbewerbsgeſetz. 

44. 5 8 Unl WG. verb. mit ZPO. § 287. Bedeutung 
von Zuſätzen zu einer Firma, denen in den beteiligten Verkehrs“ 
kreiſen eine Unterſcheidungskraft nicht zukommt. Beurteilung 
des Schadenserſatzanſpruchs nach ZPO. $ 287. 

Die beklagte Geſellſchaft iſt durch Vertrag vom 15. Di 
zember 1893 zwiſchen den jetzt nicht mehr im Rechtsſtteite 
befindlichen Beklagten Röderer und Buch gegründet und am 
29. Dezember 1893 als „Firma Röderer & Cie Schaumten: 
kellerei und Weinhandlung zu Weingut St. Croix, Longeville 
bei Metz, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“ eingetragen 
worden. Die Firma L. Röderer, Champagnerkellerei zu Reims 
(Frankreich), klagte mit dem Antrage „der Beklagten bei Stra 
vermeiden zu unterſagen, die Firma Röderer & Cie weiter mu 
führen und fie zu verurteilen, für den bis jetzt entſtandenen 
Schaden eine Summe von 5 000 Mark mit Prozeßzinſen 
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zahlen.“ Das LG. hat erkannt: „Die beklagte Firma 
Röderer & Cie wird bei Strafvermeiden verurteilt, den Gebrauch 
der Firma Röderer & Cie zu unterlaſſen. Der Klägerin wird 
ferner der Schadenserſatzanſpruch dem Grunde nach zugeſprochen.“ 
Das OLG. änderte dieſes Urteil dahin ab, daß der beklagten 
Geſellſchaft bei Strafvermeiden unterſagt wird, ihre Firma 
„Röderer & Cie“ ohne den ausgeſchriebenen Zuſatz „Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung in Longeville bei Metz“ zu benutzen, 
wies aber im übrigen die Klage ab. Das RG. hob auf: 
Die Klägerin hatte aus §8 8 UnlWG. den Antrag abgeleitet, 
der Beklagten den Gebrauch der Bezeichnung Röderer & Cie 
ſchlechthin, mit oder ohne die eingetragenen Firmenzuſätze, zu 
unterſagen. Das Berufungsgericht erachtet den Gebrauch der 
Bezeichnung Röderer & Cie allein als unter § 8 a. a. O. 
fallend; dagegen iſt nach ſeinen nachfolgenden Ausführungen 
die Verwechſelungsgefahr ausgeſchloſſen, wenn zu Röderer & Cie 
noch die Firmenzuſätze „in Longeville bei Metz“ und „Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung“, letzterer ausgeſchrieben, 
gebraucht werden. Das Berufungsgericht nimmt ſelbſt an, 
daß ſchon bei der Gründung der beklagten Geſellſchaft deren 
Firma lediglich zu dem Zwecke gewählt wurde, um der Klägerin 
Konkurrenz zu machen und auf Grund des guten Klanges des 
Namens „Röderer“ beſſeren Abſatz zu erzielen. Darin iſt 
ausgeſprochen, daß die Beklagte ſelbſt, die als Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung in ihre Firma nicht den Namen 
eines Geſellſchafters aufzunehmen brauchte, gleich den beteiligten 
Verkehrskreiſen in dem Namen „Röderer“ das für den Verkehr 
entſcheidende Schlagwort ihrer Firma fand. Mit einer ſolchen 
Auffaſſung iſt es unvereinbar, den Firmenzuſätzen „Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung“ und „in Longeville bei Metz“, 
wenn letzterer überhaupt ein Beſtandteil der gegenwärtig ein⸗ 
getragenen Firma iſt, durchgreifende Unterſcheidungskraft bei⸗ 
zulegen. Jedenfalls entbehren die Ausführungen des Berufungs⸗ 
gerichts, ſoweit ſie jenen Zuſätzen eine ſolche Unterſcheidungs⸗ 
kraft zuerkennen, der nötigen Begründung nach der Richtung, 
ob jenen Zuſätzen in den beteiligten Verkehrskreiſen jene Be⸗ 
deutung zukomme. Darnach war das angefochtene Urteil, 
ſoweit es der Beklagten nicht unbeſchränkt die Fortführung 
ihrer Firma unterſagt hat, nicht haltbar. Den vom erſten 
Richter dem Grunde nach zuerkannten Schadenserſatz weiſt das 
Berufungsgericht mit den Erwägungen ab: Einen Nachweis 
dafür, daß ſie durch den unlauteren Wettbewerb der Beklagten 
Schaden erlitten, habe die Klägerin nicht erbracht. Sie habe 
auch nichts angeführt, woraus das Gericht entnehmen könnte, 
daß ein Schaden für ſie entſtanden iſt. Die Tatſache, daß die 
Beklagte gegen 8 8 UnlWG. verſtoßen habe, genüge für ſich 
allein noch nicht, um daraus auf das Vorhandenſein eines 
Schadens ſchließen zu können. Mit Recht greift die Reviſion 
dieſe Ausführungen als auf prozeſſualen Verſtößen beruhend 
an. Das Berufungsgericht hat nicht von dem ihm in 8287 
ZPO. eingeräumten freien Ermeſſen Gebrauch gemacht und 
auf dieſer Grundlage ausgeſprochen, daß der Klägerin durch 
das unlautere Gebahren der Beklagten überhaupt kein Schaden 
entſtanden ſei. Es vermißt vielmehr nur, daß die Klägerin 
nicht zureichende Unterlagen für einen ſolchen Schaden geltend 
gemacht habe. Das widerſpricht dem tatſächlichen Vorbringen 
der Klägerin. Letztere hatte, wie das Berufungsgericht in 
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anderem Zuſammenhange erörtert, Beweis dafür erboten, daß 
ein langjähriger Kunde infolge des unlauteren Gebahrens der 
Beklagten von ihr abgegangen ſei. Darin war die vom 
Berufungsgericht vermißte Anführung mit enthalten, woraus 
es hätte entnehmen können, daß für Klägerin in Wirklichkeit 
ein Schaden entſtanden iſt. R. c. R., U. v. 26. Okt. 06, 
116/06 II. — Kolmar. 

Internationales Übereinkommen über den Eifen: 
bahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890, Pariſer 
Zuſatz. Übereinkommen vom 16. Juni 1898, Eiſen⸗ 
bahn-Verkehrsordnung vom 26. Oktober 1899. 

45. Vorausſetzung der Befreiungsvorſchriften des Art. 31 
Abſ. 1 Ziff. 4 und des § 77 Abſ. 1 Ziff. 4.] 

Im Oktober 1901 und im Februar und Juni 1902 er⸗ 
hielt die Klägerin durch die Eiſenbahn aus Italien und Serbien 
je eine Sendung und aus Hamburg zwei Sendungen Eier. 
Die beiden letzteren waren die Sendungen vom Juni 1902. 
Bei der Ankunft der Sendungen auf dem Güterbahnhofe in 
Cöln ſtellte ſich heraus, daß zwar die Kiſten äußerlich un⸗ 
beſchädigt, aber die in ihnen befindlichen Eier zum Teil aus⸗ 
gelaufen, zum Teil geknickt und zum Teil beſchmutzt waren. 
Über den Befund der Sendungen wurden bahnſeitig durch 
Aufnahme des Tatbeſtandes Feſtſtellungen getroffen. Die 
Klägerin berechnet ihren Schaden auf 6 003,49 Mark und 
fordert dieſe Summe nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit der Klag⸗ 
erhebung. Der Beklagte beſtreitet die behauptete Schadens⸗ 
erſatzpflicht. Vom LG. in Cöln wurde durch Urteil vom 
7. Juli 1903 die Klage abgewieſen. Auf die Berufung der 
Klägerin iſt dagegen durch Urteil des OLG. in Cöln vom 
13. Dezember 1905 der Klaganſpruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt, und die Sache zur weiteren Verhandlung 
und Entſcheidung an das LG. zurückverwieſen worden. RG. 
hob auf: Beſteht hier ein Schadenserſatzanſpruch, ſo ergibt 
ſich, wie das Berufungsgericht zutreffend bemerkt, die Befugnis 
der Klägerin, ihn geltend zu machen, und zwar gegen den Be⸗ 
klagten geltend zu machen, aus dem Art. 16 und 27 des 
Internationalen Übereinkommens über den Eiſenbahnfracht⸗ 
verkehr vom 14. Oktober 1890 (RGBl. 1892 S. 793) und 
aus den 88 66 und 74 der am 1. Januar 1900 in Kraft ge⸗ 
tretenen Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung vom 26. Oktober 1899 
(RGBl. S. 557). Das Berufungsgericht zieht dann ferner in 
Betracht die Art. 25, 30, 31 Abf. 1 Ziff. 3 und 4 und Abſ. 2 
des Internationalen Übereinkommens, ſowie die 88 71, 75, 77 
Abſ. 1 Ziff. 3 und 4 und Abſ. 2 EiſenbVerkO. Überſehen dabei, 
aber für die Entſcheidung bedeutungslos, iſt, daß jedenfalls 
für die Sendung vom Februar 1902 nicht der § 31 Abſ. 1 
Ziff. 3 des Internationalen Übereinkommens, ſondern die an 
die Stelle dieſer Beſtimmung getretene Beſtimmung des am 
10. Oktober 1901 in Kraft getretenen Pariſer Zuſatz⸗Uberein⸗ 
kommens vom 16. Juni 1898 (RGBl. 1901 S. 295) die an⸗ 
zuwendende Vorſchrift iſt. Gemäß Art. 30 des Internationalen 
Übereinkommens und § 75 EiſenbVerkO. unterſucht das 
Berufungsgericht zunächſt, ob die Beſchädigung der Güter in 
der Zeit von der Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung 
entſtanden ſei, und es ſtellt dies feſt auf Grund der bahn⸗ 
amtlich geſchehenen Tatbeſtandsaufnahme. Der hiergegen er⸗ 
hobene Reviſionsangriff iſt nicht für durchſchlagend zu erachten. 
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(Wird näher begründet.) Für die Reviſionsinſtanz kommen 
nicht mehr in Betracht die Beſtimmung des Art. 31 Abſ. 1 
Ziff. 3, die am 10. Oktober 1901 an ihre Stelle getretene Be⸗ 
ſtimmung des Pariſer Zuſatzübereinkommens und die des § 77 
Abſ. 1 Ziff. 3 (§ 459 Abſ. 1 Ziff. 3 HGB.), weil das Bes 
rufungsgericht feſtgeſtellt hat, daß in den vorliegenden Fällen 
der Schaden aus der mit dem Auf⸗ und Abladen oder mit 
einer mangelhaften Verladung verbundenen Gefahr nicht ent⸗ 
ſtanden ſein könne, und dieſe Feſtſtellung nicht zu beanſtanden 
iſt. Die Entſcheidung hängt hiernach davon ab, ob das Be⸗ 
rufungsgericht auch mit Recht verneint hat, daß der Befreiungs⸗ 
fall des Art. 31 Abſ. 1 Ziff. 4 des Internationalen Überein⸗ 
kommens und des § 77 Abſ. 1 Ziff. 4 (8 459 Abſ. 1 Ziff. 4 
HGB.) hier vorliege. Das Berufungsgericht erkennt an, daß 
rohe Eier vermöge ihrer eigentümlichen natürlichen Beſchaffen⸗ 
heit beſonderer Bruchgefahr ausgeſetzt ſind, und die Reviſion 
meint, daß damit ſchon der Befreiungsfall der Ziff. 4 gegeben 
ſei und der Beklagte nicht mehr nötig habe, ſich auf die Ver⸗ 
mutung des Art. 31 Abſ. 2 des Internationalen Übereinkommens 
und des § 77 Abſ. 2 EiſenbVerkO. (8 459 Abſ. 2 HGB.) 
zu berufen. Das iſt irrig. Ohne die geſetzliche Vermutung 
würde der Beklagte zu beweiſen haben, daß der Schaden, deſſen 
Erſatz von ihm verlangt wird, aus der beſonderen Bruchgefahr 
der Eier entſtanden ſei. Dieſes Beweiſes überhebt ihn die 
Vermutung. Auch darin irrt die Reviſion, daß, damit die 
geſetzliche Vermutung Platz greife, von ſeiten der Eiſenbahn 
außer der leichten Verletzbarkeit gewiſſer Güter niemals etwas 
zu beweiſen ſei. Vorausſetzung für die Anwendung der Ver⸗ 
mutungsvorſchrift iſt, daß „nach den Umſtänden des Falls“ 
(„den Umſtänden nach“) der eingetretene Schaden aus der von 
der Haftung ausgeſchloſſenen Gefahr „entſtehen konnte“. Wo 
alſo dieſe Vorausſetzung nicht mit der leichten Verletzbarkeit 
des Frachtguts ohne weiteres gegeben iſt, wird ihr Vorhanden⸗ 
ſein von demjenigen darzutun ſein, der ſich auf die Vermutung 
beruft, nur daß dann eben nicht mehr darzutun iſt, als dies, 
daß nach den Umſtänden des Falls die Möglichkeit eines 
urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen dem Eintritt des Schadens 
und der von der Haftung ausgeſchloſſenen Gefahr beſteht. Das 
Berufungsgericht gelangt nun nach vorhergegangener unan⸗ 
greifbarer Feſtſtellung, daß die Verpackung der Eier in den 
Kiſten eine ordnungsmäßige geweſen ſei, zu der Annahme, daß 
nach den Umſtänden der vorliegenden Fälle die Möglichkeit 
eines urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen der natürlichen 
Brüchigkeit der Eier und den eingetretenen Schäden nicht nur 
nicht dargetan, ſondern ausgeſchloſſen ſei. Die Ausführungen 
des Berufungsgerichts laſſen jedoch erkennen, daß dieſe An⸗ 
nahme auf einer rechtsirrtümlichen Auffaſſung der Befreiungs⸗ 
beſtimmungen des Art. 31 Abſ. 1 Ziff. 4 des Internationalen 
Übereinkommens und des $ 77 Abi. 1 Ziff. 4 EiſenbVerkO. 
(8 459 Abf. 1 Ziff. 4 HGB.) beruht. Dieſe Beſtimmungen 
find zuſammenzuhalten mit Art. 30 des Internationalen Über⸗ 
einkommens, 8 75 EiſenbVerkd. und $ 456 HGB., wie 
früher Art. 424 Abſ. 1 Ziff. 4 des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs mit deſſen Art. 395. Nach Art. 30 des 
Internationalen Übereinkommens und § 75 EiſenbVerkO. 
(8 456 HGB.) haftet die Eiſenbahn u. a. nicht für den 
Schaden, der durch die natürliche Beſchaffenheit des Gutes, 
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namentlich durch inneren Verderb, Schwinden, „gewöhnliche“ 
Leckage verurſacht iſt. Die Befreiungsbeſtimmungen des Art. 31 
Abſ. 1 Ziff. 4 des Internationalen Übereinkommens und des 
8 77 Abſ. 1 Ziff. 4 EiſenbVerkO. (8 459 Abſ. 1 gif. 4 
HGB.) dagegen ſchließen in Anſehung der Güter, die vermöge 
ihrer eigentümlichen natürlichen Beſchaffenheit der beſonderen 
Gefahr ausgeſetzt find, „Verluſt,“ Minderung („ gänzlichen“ 
oder teilweiſen Verluſt) oder Beſchädigung, namentlich Bruch, 
Roſt, inneren Verderb, „außergewöhnliche“ Leckage, Austrocknung 
und Verſtreuung zu erleiden, die Haftung für den aus diefer 
Gefahr entſtehenden Schaden aus. Erſichtlich haben die zuerſt 
hervorgehobenen Beſtimmungen den Schaden im Auge, den ge⸗ 
wiſſe Güter im regelmäßigen Verlauf der Dinge wer: 
möge ihrer natürlichen Beſchaffenheit erleiden, während die ihnen 
gegenübergeſtellten hauptſächlich bezwecken, die Eiſenbahn von 
der Haftung für außer gewöhnlichen, infolge der eigentümlichen 
natürlichen Beſchaffenheit eines Gutes entſtehenden Schaden zu 
befreien. Vgl. v. Hahn, Kommentar zum HGB. Bd. 2 9 11 
zu Art. 424; Roſenthal, Internationales Eiſenbahnfrachtrecht 
S. 207; Lehmann und Ring, HGB. Bemerkung Nr. 4 zu 
§ 459; Düringer und Hachenburg, HGB. 8 459 
Note II zu Ziff. 4 (S. 667). Das Berufungsgericht ftellt fe, 
daß nach der Erfahrung des Verkehrs bei normalem Transport 
und ordnungsmäßiger Verpackung und Verladung der Bruch 
der Eier 1 Prozent nicht überſteigt, und folgert dann für die 
vorliegenden Fälle, in denen nach der Feſtſtellung, die das Be: 
rufungsgericht vorher getroffen hatte, die Verpackung und Per: 
ladung eine ordnungsmäßige geweſen iſt, die Unmöglichkeit 
einer Zurückführung der eingetretenen Bruchſchäden auf die 
natürliche Brüchigkeit der Eier ohne weiteres und unmittelbar 
daraus, daß hier erheblich mehr als 1 Prozent, nämlich n, 
bis ½ der Geſamtladung zerbrochen iſt. Damit tritt das 
Fehlſame der Rechtsauffaſſung des Berufungsgerichts zutage; 
denn den außergewöhnlichen Umfang des Schadens ſchlechthin 
und an ſich (wenngleich unter der Vorausſetzung gehöriger 
Verpackung und Verladung) zur Ausſchließung und Widerlegung 
der Vermutung des Art. 31 Abſ. 2 des Internationalen Über: 
einkommens und des 8 77 Abſ. 2 EiſenbVerkO. (5 459 Abſ.? 
HGB.) genügen laſſen, heißt dem vorher Ausgeführten nach 
nichts anderes, als die gegebenen Befreiungsvorſchriften da 
außer Anwendung ſetzen, wo ſie hauptſächlich angewendet 
fein wollen. Irrigerweiſe ſieht das Berufungsgericht das aus 
ſchlaggebende Moment darin, ob der Schadensfall bei normalem 
Betrieb eintreten konnte, oder ob er ſo erheblich war, daß er 
ſich ohne die Annahme eines nicht gewöhnlichen Vorkommniſses 
nicht erklären läßt. Die Befreiungsvorſchriften, um die es fd 
hier handelt, beziehen ſich auf leicht verletzbare Güter, für 
welche wegen dieſer ihrer Eigenſchaft während des Transports 
vorkommende Einwirkungen, die anderen Gütern garnicht oder 
wenig gefährlich ſind, eine beſondere Gefahr des Verluſtes oder 
der Beſchädigung mit ſich führen. Darum kann das Et 
ſcheidende nicht ſein, ob die leicht verletzbaren Güter auf dem 
Transport nur gewöhnlichen, mit dem regelmäßigen Betriebe 
verbundenen Einwirkungen, oder ungewöhnlichen, 3. B. Wr 
gewöhnlich heftigen Rangierſtößen, von denen in den vor 
liegenden bahnamtlichen Feftftelungen die Rede iſt, ausheſett 
geweſen find. Das, worauf es abgeſehen von der hier qunächſ 
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ausſcheidenden Verſchuldungsfrage ankommt, iſt vielmehr, ob 
Umſtände wirkſam geweſen ſind, die auch für andere als leicht 
verletzbare Güter in erheblichem Maße gefahrbringend geweſen 
wären. Inſoweit dies, ſei es auf Grund eines unmittelbar 
geführten Beweiſes, ſei es auf Grund eines Anzeigenbeweiſes, 
angenommen werden müßte, könnte der eingetretene Schaden 
nicht als aus der beſonderen Gefahr entſtanden gelten, die 
in der leichten Verletzbarkeit der Güter begründet iſt. Vgl. 
das in der Zeitſchrift für den internationalen Frachtverkehr 
Bd. 7 S. 482 mitgeteilte Urteil des Appellationshofes in Douai 
am 9. März 1899, das auch einen Fall des Transports von Eiern 
betrifft. Da das Berufungsgericht in der bezeichneten Richtung 
bisher eine Sachprüfung nicht vorgenommen hat, und, wenn 
wenn dieſe zu einer der Klägerin günſtigen Entſcheidung nicht 
führt, mit Rückſicht auf Behauptungen der Klägerin noch der 
Frage des Verſchuldens (8 41 des Internationalen Überein- 
kommens, 8 77 Abſ. 3 EiſenbVerkO., 8 459 Abſ. 3 HGB.) 
näher zu treten ſein wird, ſo iſt das angefochtene Urteil 
aufzuheben, und die Sache an das Berufungsgericht zurück⸗ 
zuverweiſen. Preuß. Eiſ. F. c. Gebr. P., U. v. 10. Okt. 06, 
106/06 I. — Cöln. 

Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung vom 20. April 1894/20. Mai 1898. 

46. 8 17 GmbHG. verb. mit 88 102, 184 BGB. 
Über Genehmigung der Abtretung von Geſellſchaftsanteilen.] 

In einem Vertrage über Lieferung von maſchinellen An⸗ 
lagen, geſchloſſen am 20. Juni 1900 zwiſchen der Klägerin und 
der „D. G.⸗Brauerei G. m. b. H.“, hatte ſich die Klägerin ver⸗ 
pflichtet, ſich an dem Unternehmen der genannten Geſellſchaft 
mit 5000 Mark zu beteiligen. Laut notariellen Vertrages vom 
25. September 1900 trat dann C., Vorſitzender des Aufſichts⸗ 
rats genannter Geſellſchaft „von ſeiner Beteiligung bei der 
„D. G.⸗Brauerei G. m. b. H.“ den Teilbetrag von fünftauſend 
Mark“ an die Klägerin ab. Die Firma der vorgenannten 
Geſellſchaft iſt durch Generalverſammlungsbeſchluß vom 14. Juni 
1902 geändert worden in „R.⸗Brauerei G. m. b. H.“. Die 
erhobene Klage war darauf gerichtet, zu erkennen, daß der Ver⸗ 
trag, durch welchen die Klägerin Geſellſchafterin der „R.⸗Brauerei“ 
mit 5000 Mark Stammeinlage geworden ſei, rechtsunwirkſam, 
Beklagter — der Verwalter im Konkurſe der R.⸗Brauerei — 
daher nicht berechtigt ſei, von Klägerin Nachſchüſſe zu fordern. 
Nach Abweiſung der Klage durch das LG. legte die Klägerin 
Berufung ein und ſtützte ſich hauptſächlich darauf, daß die Ab⸗ 
tretung vom 25. September 1900 wegen Verſagung der Ge⸗ 
nehmigung durch den Beſchluß der Geſellſchafter vom 7. März 
1902 und wegen Fehlens der nach $ 17 GmbHG. erforderlichen 
Genehmigung ungültig ſei. Vom OLG. Hamm iſt dem Be⸗ 
rufungsantrage der Klägerin gemäß erkannt worden. Das 
RG. hob auf und wies die Berufung der Klägerin zurück; 
Einer Erörterung bedarf die Frage, ob es an der nach § 17 
GmbHG. erforderlichen Genehmigung der durch den Vertrag 
vom 25. September 1900 vorgenommenen Abtretung fehlt, und 
deshalb dieſe Abtretung, obwohl ſie formgerecht beurkundet iſt 
($ 15 Abſ. 3 des Geſetzes), der Gültigkeit entbehrt. Nach 817 
Abſ. 1 des Geſetzes kann die Veräußerung von Teilen eines 
Geſchäftsanteils nur mit „Genehmigung der Geſellſchaft“ ſtatt⸗ 
finden. Da das Geſetz vor dem Inkrafttreten des BGB. 
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erlaſſen und zur Geltung gelangt iſt, ſo beſteht keine Not⸗ 
wendigkeit, unter „Genehmigung“ eine Genehmigung im Sinne 
von 8 184 BGB. zu verſtehen. Die Begründung des Geſetz⸗ 
entwurfs ſpricht ſogar von „vorgängiger“ Genehmigung, wonach 
dieſe ſo viel bedeuten würde, wie „Einwilligung“ im Sinne 
von 8 183 BGB. Dies hat aber im Geſetze ſelbſt keinen 
Ausdruck gefunden, und es iſt deshalb unbedenklich anzunehmen, 
daß die Genehmigung des § 17 Abſ. 1 gleichbedeutend iſt mit 
„Zuſtimmung“ im Sinne von 8 182 BGB. und daher wirkſam 
vor, bei oder nach der Abtretung erteilt werden kann. (Vgl. 
Urteile des RG. vom 5. Januar 1904, Rep. II 507/03 [JW. 
04 S. 123 Nr. 28] und vom 7. April 1906, Rep. I 487/05.) 
Wie ferner bereits wiederholt vom RG. erkannt worden iſt, 
genügt nach außen hin die Zuſtimmung des Geſchäftsführers 
(oder der Geſchäftsführer) der Geſellſchaft. Erforderlich iſt nach 
§ 17 Abſ. 2 des Geſetzes eine Genehmigung (Zuſtimmung) in 
ſchriftlicher Form, und zwar eine Genehmigung, welche 
außer der Perſon des Erwerbers auch den Betrag bezeichnen 
muß, der von der Stammeinlage des ungeteilten Geſchäftsanteils 
auf jeden der durch die Teilung entſtehenden Geſchäftsanteile 
entfällt, und es kann nicht wohl in Zweifel gezogen werden, 
daß, wenn dieſe Muß⸗Vorſchrift nicht beobachtet iſt, eine rechts⸗ 
wirkſame Zuſtimmung nicht vorliegt. (Vgl. das erwähnte Urteil 
des RG. vom 7. April 1906.) Die Meinung der Reviſion, 
das hervorgehobene Erfordernis beſtehe nur für den Fall, wenn 
mehrere Teile von einem Geſchäftsanteil veräußert würden, 
weil doch der Geſchäftsanteil, von dem ein Teil veräußert werde, 
nicht als ein durch die Teilung entſtehender Geſchäftsanteil be⸗ 
zeichnet werden könne, iſt verfehlt. Wie die Vorſchrift im Abſ. 1 
des 5 17, fo muß auch die im Abſ. 2 ſowohl auf den Fall, 
daß nur ein Teil, wie auf den, daß mehrere Teile eines Ge⸗ 
ſchäftsanteils Gegenſtand der Veräußerung ſind, bezogen werden. 
Iſt Gegenſtand der Abtretung nur ein Teil eines Geſchäfts⸗ 
anteils, dann ſind „die durch die Teilung entſtehenden Geſchäfts⸗ 
anteile“ der in ſeinem Betrage verminderte Geſchäftsanteil des 
Abtretenden und der von ihm abgetretene Teil ſeines bisherigen 
Geſchäftsanteils. Hiernach kann eine dem Geſetze genügende 
Zuſtimmung der Geſellſchaft zu der Abtretung nicht gefunden 
werden in der Teilabtretungen im voraus gutheißenden Be⸗ 
ſtimmung, die im Geſellſchaftsvertrage enthalten ſein ſoll, aber 
auch nicht in dem Schreiben des Geſchäftsführers vom 11. Fe⸗ 
bruar 1901, mit dem fünf ſog. Anteilſcheine der Klägerin über⸗ 
ſandt wurden; denn in dieſem Schreiben iſt weder der Betrag 
des bisherigen noch der des nach der Teilabtretung dem C. 
verbliebenen Geſchäftsanteils angegeben. Auch die nach der 
Feſtſtellung des Berufungsgerichts einen entſprechenden Vermerk 
nicht aufweiſenden ſog. Anteilſcheine ſelbſt müſſen hier außer 
Betracht bleiben. Für die weitere Sachbeurteilung iſt unbedenklich 
davon auszugehen, daß ſeit Geltung des BGB. die Vorſchrift 
des 8 17 Abſ. 1 GmbHG. ihre Ergänzung findet in den 
85 182 bis 184 BGB.; denn in dieſen Paragraphen find 
allgemeine Rechtsgrundſätze aufgeftellt, und die treffen hier zu, 
weil die Wirkſamkeit der Abtretung eines Teils von einem 
Geſchäftsanteil von der Zuſtimmung eines Dritten, nämlich der 
Geſellſchaft, abhängt. Nach §8 182 Abſ. 1 BGB. kann nun 
aber die Erteilung wie die Verweigerung der Zuſtimmung des 
Dritten wirkſam nur dem einen oder anderen der Vertrags⸗ 
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teilnehmer erklärt werden, und daraus folgt, daß eine wirkſame 
Genehmigung nicht enthalten war in der behaupteten Eintragung 
der Klägerin als Geſellſchafterin in die Mitgliederliſte bei den 
ſog. Anteilſcheinen 65 bis 69. Eine den Anforderungen des 
Geſetzes inhaltlich genügende Genehmigungserklärung iſt dagegen 
zu erblicken ſowohl in dem Schreiben des Konkursverwalters 
vom 11. Januar 1905, wie in demjenigen des Geſchäftsführers P. 
vom 4. Februar 1905; denn angegeben iſt in jenem wie in 
dieſem ſowohl der urſprüngliche Betrag des C.ſchen Geſchäfts⸗ 
anteils als auch der Betrag des abgetretenen Teils, und daraus 
ergeben ſich ohne weiteres die Beträge der durch die Teil⸗ 
abtretung entſtandenen Geſchäftsanteile. Mehr kann nicht ver⸗ 
langt werden. (Vgl. Urteil des RG. vom 28. Februar 1906, 
Rep. 1 418/05.) Zu erwägen bleibt, ob die Abtretung noch 
mit Rechtswirkſamkeit genehmigt werden konnte, nachdem 1. wie 
hier mit Rückſicht auf eine von der Klägerin vorgebrachte Be⸗ 
hauptung einſtweilen zu unterſtellen iſt, in einer Verſammlung 
der Geſellſchafter vom 7. März 1902 beſchloſſen worden war, 
die Genehmigung nicht zu erteilen; 2. das Konkursverfahren 
über das Vermögen der Geſellſchaft eröffnet worden war, und 
3. die Klägerin ihre Klage erhoben und damit zu erkennen 
gegeben hatte, daß ſie an den Abtretungsvertrag nicht mehr 
gebunden ſein wolle. In allen drei Punkten iſt indes zugunſten 
des Beklagten zu entſcheiden. Der erwähnte Beſchluß der 
Geſellſchafter war keine an den einen oder anderen Vertragsteil 
gerichtete Verweigerungserklärung (8 182 BGB.), und es kann 
deshalb auf ſich beruhen bleiben, ob, wenn eine ſolche vorgelegen 
hätte, ſie unwiderruflich geweſen wäre. Nichts ferner ſteht dem 
entgegen, auch nach der Eröffnung des Konkursverfahrens über 
das Vermögen einer Geſellſchaft m. b. H. einen Wechſel der 
Geſellſchafter für zuläſſig zu erachten. (Vgl. Staub a. a. O. 
Anm. 13 zu § 63.) Ein ſolcher die Höhe des Stammkapitals 
unverändert laſſender Wechſel der Mitgliedſchaft iſt etwas anderes 
als die Neubegründung einer Mitgliedſchaft bei einer Genoſſen⸗ 
ſchaft. Mit dem Urteil in RG. Bd. 50 Nr. 29 (S. 130) tritt 
daher die gegenwärtige Entſcheidung nicht in Widerſpruch, und 
zwar um ſo weniger, als eine überhaupt wirkſame Genehmigung 
nach 8 184 Abſ. 1 BGB. auf den Zeitpunkt der vorgenommenen 
Abtretung zurückwirkte, alſo auch inſofern die Sache hier anders 
liegt, als in dem Falle des angezogenen Urteils. Was endlich 
den dritten Punkt betrifft, ſo iſt hervorzuheben, daß in den 
Fällen des 8 182 BGB. ein ohne Zuſtimmung des Dritten 
geſchloſſener Vertrag ſich im Zuſtande ſchwebender Unwirkſamkeit 
befindet, und dieſer Schwebezuſtand, von einigen Ausnahmen 
(vgl. 58 109, 178 BGB.) abgeſehen, eine einſtweilige Ge⸗ 
bundenheit der Parteien bewirkt. (Vgl. Crome, Syſtem 1, 
351; v. Staudinger, Komment zum BGB. Einleitung zum 
Abſchnitt „Rechtsgeſchäfte“ unter V E 4 und Bem. 1 zu 9 109 
2. Aufl, S. 300, 315]; Enneccerus, Lehrb. des Bürgerl. 
Rechts 3. Aufl. § 191 unter II; ſ. auch v. Staudinger, 
a. a. O. Bem. 5 zu $ 109 und Bem. 4 zu 8 185). Die hier 
eingetretene einſtweilige Gebundenheit an den Abtretungsvertrag 
iſt zu einer endgültigen geworden durch Genehmigung der 
Abtretung von ſeiten der Geſellſchaft, als welche Genehmigung 
jedenfalls entweder die des Geſchäftsführers P. oder die des 
Konkursverwalters anzuſehen iſt. R.s Konkurs c. E., U. v. 
3. Okt. 06, 66 06 J. — Hamm. 
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II. Preußiſches Recht. 

47. 8 75 Einl. zum ALR. verb. mit Art. 545 c. e, 
Art. 9 der Preuß. Verfaſſung und Art. 89 Ziff. 2 des Preuß. 
Ausführungsgeſetzes zum BGB. Unvordenkliche Verjährung. 
Entſchädigungsanſpruch desjenigen, der ſeine beſonderen Rechte 
und Vorteile dem Wohle des gemeinen Weſens aufzuopfern hat. 
Anwendung ſtaatsrechtlicher Vorſchriften des ALR. für das 
Gebiet des Rheiniſchen Rechts?! 

Als die Beklagte, die Stadtgemeinde Trier, eine Kanali⸗ 
ſierung vornehmen ließ, fand ſich im April 1902 unter der 
Brodſtraße vor dem Hauſe des Klägers ein als Keller aus⸗ 
gebauter Hohlraum, der mit dem Keller unter dem Hauſe des 
Klägers in Verbindung ſtand und vom Kläger zum Auf 
bewahren von Gegenſtänden benutzt wurde. Die Beklagte vr: 
langte Räumung, ſoweit das Mauerwerk in den Straßenkörper 
hineinragte. Kläger lehnte dies ab. Nunmehr erließ der 
Bürgermeiſter der Stadt eine polizeiliche Verfügung, durch 
welche er dem Kläger unter Bezugnahme auf $ 6 des Geſetzes 
vom 11. März 1850, § 55 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1883 
und 8 132 des Landesverwaltungsgeſetzes Räumung des 
Kellers oder Hohlraums, Entfernung des Mauerwerks aus 
dem Straßenkörper und Abſchließung des Zuganges zu dem 
Keller unter Androhung zwangsweiſer Ausführung aufgab. 
Als Kläger keine Folge leiſtete, wurde der Raum von der 
Stadt an der Grenze des klägeriſchen Grundſtücks zugemauert 
und ſo der Benutzung des Klägers entzogen. Dieſer verlangte 
mit der Behauptung, er habe mit ſeinem Hauſe auch das 
Eigentum oder ein anderes dingliches Recht an dem Kelle, 
der römischen Urſprungs und jedenfalls mehrere hundert Jahre 
alt ſei, erworben, Schadenserſatz. Das OLG. erklärte den 
Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt; die Reviſion 
der Beklagten wurde zurückgewieſen: Zwar ſind die vor Anlage 
der Landſtraße vorgenommenen Rechtsausübungen in die under: 
denkliche Zeit nicht einzubeziehen, denn dieſe charakteriſieren fd 
als Ausfluß des Eigentumsrechts an dem Gefamtgrundftid, 
welches damals aus dem dann der Gemeinde abgetretenen, zur 
Landſtraße verwendeten Grundſtreifen und dem dem Eigentümer 
verbliebenen mit einem Gebäude beſetzten Grundſtücksteile zu: 
ſammengeſetzt war. Erſt als der Grundſtreifen abgetrennt und 
in das Eigentum der Stadt übergegangen war, war die Mög⸗ 
lichkeit der Ausübung eines ſolchen Rechtes am Kellerraum, 
wie es hier in Frage kommt, gegeben. Es blieb aber auch 
ſeitdem bis zur Einführung des code civil noch genügend 
Raum für die Vollendung der unvordenklichen Verjährung, Dr 
mehr als zwei volle Generationen dazwiſchen lagen. Die 
Handlungen, wie ſie der Berufungsrichter für den hiernach in 
Betracht kommenden Zeitraum feſtſtellt, erſcheinen aber auch 
als Rechtsausübungen. In ihnen kommt der Wille der Eigen; 
tümer des Hausgrundſtücks, den Keller in Verbindung mit 
diefem Grundſtück und im Intereſſe desſelben kraft Rechtens 
zu benutzen, genügend zum Ausdruck, und es iſt ſogar kaum 
erſichtlich, von welchem rein tatſächlichen Geſichtspunkte aus 
die Benutzung des Kellers hätte gewollt fein können. Die 
Sachlage iſt hier eine völlig andere als in dem durch das Umei 
des RG. vom 6. November 1886 behandelten Falle. (Wird aus 
führt.) Im vorliegenden Falle weiſt ſchon die äußere Lage der Sache, 
d. h. die Verbindung, in welcher der Keller unter der Land⸗ 
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ſtraße mit dem anſtoßenden Hausgrundſtück ſteht, und ſeine 
ausſchließliche Zugänglichkeit von dieſem aus darauf hin, daß 
er dem Intereſſe des letzteren dienen ſollte und daß die Eigen⸗ 
tümer eben desſelben ſeine Benutzung als Ausfluß eines Rechtes 
vornehmen wollten. Auch als heimlich kann die Benutzung 
nicht angeſehen werden. Heimlichkeit ergibt ſich nicht ſchon 
daraus, daß die Nutzung unter der Erdoberfläche geſchah und 
nicht jedem, der ſich auf der Landſtraße bewegte, erſichtlich 
wurde. Die Ausübung entſprach im vollen Umfange dem 
Inhalt eines Rechtes, wie es hier in Frage kommt, und wenn 
ſie nach oben hin nicht zur Erſcheinung gelangte, ſo war das 
eben in der Natur des Rechts und ſeines Gegenſtandes be⸗ 
gründet. Auch war die Rechtsausübung jedem erkennbar, der 
in dem Keller eine Beſchäftigung hatte, nicht bloß dem Dienſt⸗ 
und Gewerbsperſonal des jeweiligen Eigentümers, ſondern auch 
anderen, die dort als Handwerker tätig waren oder auch im 
Auftrage Dritter mit Einwilligung der Eigentümer des Gebäude⸗ 
grundſtücks Sachen in den Keller hineinzuſchaffen und dort 
niederzulegen hatten. Nicht ausgeſchloſſen iſt auch, daß die 
Rechtsausübung zur Kenntnis der Gemeindeverwaltung gelangte. 
Die Vorgänge, welche ſich ſeinerzeit bei Abtretung des Eigen⸗ 
tums an dem Grundſtreifen an die Gemeinde abgeſpielt haben, 
ſind nicht aufzuklären; es kommt aber auf ſie nicht an, denn 
für die folgende Zeit waren eben die Vorausſetzungen für die 
unvordenkliche Verjährung gegeben. Es ſteht nichts entgegen, 
daß irgend eine Grundlage für das Recht vorhanden war, und 
die unvordenkliche Zeit des Urſprungs erſetzt hier jeden Nach⸗ 
weis einer ſolchen. An ſich begründet iſt der Reviſionsangriff 
inſoweit, als der Berufungsrichter aus der Rechtsausübung ein 
„Eigentum“ am Keller nach Art des Stockwerkseigentums des 
franzöſiſchen Rechtes herleitet. Ein ſolches Eigentum iſt dem 
gemeinen Recht, unter deſſen Herrſchaft allein die unvordenkliche 
Zeit wirken konnte, unbekannt. Aber dieſer Rechtsirrtum des 
Berufungsgerichts führt nicht zur Aufhebung des angefochtenen 
Urteils, denn die feſtgeſtellte Rechtsausübung entſpricht völlig 
dem Inhalt einer Grundgerechtigkeit, indem das Gebäude⸗ 
grundſtück als das herrſchende Grundſtück erſcheint. Nicht 
ſpeziell angefochten iſt die Annahme des Berufungsgerichts, 
daß Kläger für den Eingriff in ſein Recht Entſchädigung zu 
beanſpruchen hat. Sie muß auch als zutreffend erſcheinen. 
Der Eingriff erfolgte durch die zuſtändige Behörde zu dem 
Zwecke, die Herſtellung einer gemeinnützigen Anlage zu ermög⸗ 
lichen, alſo im Intereſſe des öffentlichen Wohles. Einer Klage 
auf Beſeitigung des Eingriffs, auf Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes, ſteht die Vorſchrift in 8 4 des Geſetzes über die 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Ver⸗ 
fügungen vom 11. Mai 1842 entgegen, welche den Rechtsweg 
zwar darüber geſtattet, ob ein Eingriff in Privatrechte vorliegt, 
für welchen nach den geſetzlichen Vorſchriften über Aufopferungen 
der Rechte und Vorteile des einzelnen im Intereſſe des all⸗ 
gemeinen Entſchädigung gewährt werden muß, ſowie in welchem 
Betrage ſie zu leiſten iſt, welche aber das Verlangen der Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes ausſchließt, wenn dieſe nach 
dem Ermeſſen der Polizeibehörde unzuläſſig iſt. Wenn nun 
das öffentliche Wohl erfordert, daß den Behörden im Intereſſe 
der Allgemeinheit die rechtliche Macht verliehen wird, in Privat⸗ 
rechte einzugreifen, ſo liegt darin nicht zugleich, daß mit dem 
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Eingriff in das Recht auch ein Eingriff in das Vermögen ſich 
zu verbinden hätte, daß alſo der einzelne nicht bloß die Ent⸗ 
ziehung oder Schmälerung ſeines Rechts in deſſen konkreter 
individueller Geſtalt dulden, ſondern auch ein finanzielles Opfer 
bringen müßte, im Gegenteil bleibt das öffentliche Wohl in 
ſeinem Verhältniſſe zu dem Intereſſe des einzelnen genügend 
gewahrt, wenn die erforderliche Maßregel gegen den einzelnen 
zur Durchführung gebracht, der entſtehende Nachteil aber von 
der Allgemeinheit, welche den Vorteil hat, zu tragen iſt. Un⸗ 
berührt bleiben hier beſondere Akte der Geſetzgebung, welche 
unmittelbar in die Rechte einzelner oder vieler eingreifen. Das 
Geſetz kann vermöge ſeiner rechtlichen Alleinherrſchaft auch Opfer 
ohne Entſchädigung verlangen und nimmt insbeſondere dann 
keinen Anſtand, ſo zu verfahren, wenn den einzelnen ſchon durch 
die Maßnahmen, zu deren Ausführung der Eingriff geſchieht, 
ihrer Natur nach von ſelbſt ein Vorteil erwächſt; nur wenn 
ein ſolches Geſetz ſelbſt eine Entſchädigung anordnet, kann des⸗ 
halb eine ſolche beanſprucht werden. Es handelt ſich alſo allein 
um den Fall, daß von ſeiten einer Behörde kraft der ihr vom 
Geſetz allgemein erteilten Ermächtigung ein Eingriff in die 
Rechtsſphäre des einzelnen vorgenommen wird, alsdann aber 
iſt Raum für die entwickelte Auffaſſung gegeben. In ihrer 
grundſätzlichen Berechtigung liegt ſtets ſchon ein Anhalt dafür, 
daß der einzelne Staat, deſſen geſetzgeberiſcher Standpunkt zu 
prüfen iſt, ſich von ihr leiten läßt und ſie als im Staate 
geltendes Recht anerkennt, mag dies auch nicht in einer einzelnen 
Geſetzesvorſchrift einen ſpeziellen und völlig adäquaten Ausdruck 
finden. Vgl. RG. 17, 103; 41, 142. In Preußen iſt durch 
8 75 der Einleitung zum ALR. beſtimmt, daß der Staat dem⸗ 
jenigen, welcher ſeine beſonderen Rechte und Vorteile dem Wohle 
des gemeinen Weſens aufzuopfern genötigt wird, zu entſchädigen 
gehalten iſt. Dieſe Vorſchrift entſpricht völlig jenem Gedanken. 
Sie iſt zwar über das Gebiet des Landrechts hinaus nicht aus⸗ 
gedehnt, doch aber von unmittelbarer Bedeutung für das Geſamt⸗ 
gebiet des Preußiſchen Staats, denn obwohl der in ihr gewährte 
Anſpruch auf Entſchädigung dem Privatrecht angehört, iſt die 
ihn ſchaffende Geſetzesvorſchrift doch nicht rein privatrechtlicher, 
ſondern in ihrem Grunde ſtaatsrechtlicher Art, und es läßt ſich 
nicht vermuten, daß die Geſetzgebung eines Staates auf dieſem 
Gebiete für ſeine verſchiedenen Territorien verſchiedene Normen 
geben will. Weſentlich iſt aber auch der Verfaſſungsgrundſatz 
des Art. 9 der Preuß. Verfaſſung, laut deſſen das Eigentum 
unverletzlich iſt und nur aus Gründen des öffentlichen Wohles 
gegen vorgängige, in dringenden Fällen wenigſtens vorläufig 
feſtzuſtellende Entſchädigung entzogen oder beſchränkt werden 
kann, mag dieſe Verfaſſungsbeſtimmung im weſentlichen ihre 
Bedeutung auch nur. darin haben, für den weiteren Ausbau 
des Rechts in dieſem Bereiche leitend zu ſein. Wichtig iſt 
neben anderen Einzelgeſetzen auch noch der $ 1 des Enteignungs⸗ 
geſetzes, laut deſſen das Grundeigentum nur aus Gründen des 
öffentlichen Wohles für ein Unternehmen, deſſen Ausführung 
die Ausübung des Enteignungsrechts erfordert, gegen volle 
Entſchädigung entzogen oder beſchränkt werden kann. Wenn 
bei polizeilichen Eingriffen eine vorherige Entſchädigung durch 
den Zweck der Maßregel ausgeſchloſſen und nach der Ausführung 
die Wiederherſtellungsklage verſagt wird, ſo iſt hier eine nach⸗ 
trägliche Entſchädigung um ſo mehr geboten. Als völlig aus⸗ 
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reichend muß es hiernach erfcheinen, wenn auch für diejenigen 
Teile des preußiſchen Staatsgebiets, in denen das ALR. nicht 
gilt, keinerlei Anzeichen dafür vorliegen, daß hier der geſetz⸗ 
geberiſche Wille ein anderer wäre, als er in § 75 der Ein⸗ 
leitung zum ALR. Ausdruck gefunden hat. Für das Rheiniſche 
Recht wurde bisher in dem Art. 545 c. c. eine unmittelbare 
Grundlage für einen Entſchädigungsanſpruch gefunden. Dieſe 
Geſetzesbeſtimmung iſt durch Art. 89 Ziff. 2 des Preuß. AusfG. 
zum BGB. aufgehoben, aber lediglich in der formellen Er⸗ 
wägung, daß der Grundſatz auch in Art. 9 der Verfaſſung 
Ausdruck gefunden habe. Die Annahme, daß im bisherigen 
Gebiete des Rheiniſchen Rechts ein Entſchädigungsanſpruch nicht 
Platz greifen ſolle, kann mithin die Aufhebung des Art. 545 e. c. 
nicht zur Stütze gereichen, ihre Begründung ergibt ſogar eine 
gewiſſe Beſtätigung für den gegenteiligen geſetzgeberiſchen Stand⸗ 
punkt. In dem genannten Gebiet iſt mithin gegenwärtig die 
Rechtslage die, daß nach Wegfall der Geſetzesbeſtimmung, in 
welcher man bisher, ſei es mit Recht, ſei es mit Unrecht, für 
das örtliche Recht eine ſpezielle Anerkennung des Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs erblickt hat, eine ſolche überhaupt fehlt, daraus folgt 
aber nur, daß der Rechtszuſtand ſo zu beurteilen iſt, wie wenn 
ſie nie beſtanden hätte, demgemäß kommen alſo die oben für 
Fälle ſolcher Art entwickelten allgemeinen Geſichtspunkte zur 
Geltung. Vgl. RG. 58 S. 130, 135, 136. Beim Mangel 
jedweder für das Gegenteil ſprechender Momente muß deshalb 
die Gewährung einer Entſchädigung auch im bezeichneten Gebiet 
als dem ſtaatlichen Rechtswillen entſprechend angeſehen werden. 
Zutreffend und in Übereinſtimmung mit der Judikatur nimmt 
endlich das Berufungsgericht an, daß, weil im gegenwärtigen 
Falle die polizeiliche Maßregel nicht dem Vorteile des Staates 
in ſeiner Geſamtheit, ſondern nur dem einer Stadtgemeinde 
diente, auch nur dieſe Schuldnerin der Entſchädigung iſt. Stadt⸗ 
gemeinde Trier c. K., U. v. 16. Okt. 06, 640/05 VII. — Cöln. 

Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

48. 88 126, 128 Preuß. Allgem. Berggeſetz verb. mit 
88 823, 826 BGB. Iſt der 8 128 des Preuß. Berggeſetzes 
ein Schutzgeſetz im Sinne von § 823 Abſ. 2 des BGB.? 
Begründet § 126 a. a. O. eine ſelbſtändige Verpflichtung gegen⸗ 
über den einzelnen Gewerken? Begründet das Bewußtſein von 
der entfernten Möglichkeit eines Schadens unter allen Um⸗ 
ſtänden eine Haftung?! 

Klägerin iſt Beſitzerin von ſieben Kuxen der in Konkurs 
geratenen Gewerkſchaft Ek. Am 31. Januar 1903 fand eine 
Gewerkenverſammlung ſtatt, in welcher die Geſchäftslage der 
Gewerkſchaft erörtert und eine Zubuße von 400 Mark pro 
Kux beſchloſſen wurde. Klägerin behauptet, der im Laufe 
des Rechtsſtreits verſtorbene Beklagte K. habe in jener Ver⸗ 
ſammlung als Vorſitzender des Vorſtandes der Gewerkſchaft 
deren Schuldenſtand wiſſentlich unrichtig — auf 540 000 Mark 
anſtatt 653 000 Mark — angegeben, und dadurch den er⸗ 
wähnten Beſchluß herbeigeführt. Sie hat Klage auf Erſatz des 
ihr infolge hiervon erwachſenen Schadens erhoben. Die Klage 
wurde abgewieſen, die Reviſion hatte keinen Erfolg: Das 
Berufungsgericht geht in Ubereinſtimmung mit dem erſten Richter 
davon aus, daß Klägerin ihren Schadenserſatzanſpruch nur auf 
die Beſtimmungen des 25. Titels des II. Buches BGB. und 
ſpeziell nur auf 8 826 BGB. ſtützen könne. Denn eine 
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kontraktliche Beziehung des Rechtsvorgängers der Beklagten zu 
den einzelnen Gewerken, alſo auch der Klägerin, beſtehe nicht 
und ebenſowenig ſtehe ein außerkontraktlicher Eingriff in eine 
der in 8 823 Abſ. 1 BGB. geſchützten Individualſphären in 
Frage. Unbegründet ſei auch die Berufung der Klägerin auf 
8 823 Abſ. 2 BGB. Denn die aus dem Anſtellungsvertrage 
des Erblaſſers der Beklagten oder vielmehr ſchon aus den 
geſetzlichen Beſtimmungen des § 128 des Berggeſetzes von 
24. Januar 1865 folgende Verpflichtung des Vorſtandes der 
Gewerkſchaft, deren Intereſſen nach Maßgabe der geſetzlichen 
Vorſchriften über den Vollmachtsvertrag mit jeder Sorgfalt 
wahrzunehmen, ſolle nach Abſicht des Geſetzes lediglich dem 
Schutze der Gewerkſchaft als ſolcher dienen; ſie diene nicht un⸗ 
mittelbar dem Schutze der Einzelintereſſen eines jeden Gewerlen, 
und die fragliche Geſetzes beſtimmung ſei daher kein Schutzgeſetz 
im Sinne des $ 823 Abſ. 2 BGB. Die Reviſion rügt Ver 
letzung des 8 823 Abſ. 2 BGB. in Verbindung mit § 128 
des Preuß. Allgem. Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. Die 
Verletzung der den Erblaſſer der Beklagten in ſeiner Eigenſchaft 
als Vorſtand der Gewerkſchaft obliegenden Pflichten bedeute 
zugleich eine Verletzung der ihm gegenüber den einzelnen Ge⸗ 
werken obliegenden Verpflichtungen. Die fragliche Geſeßes⸗ 
vorſchrift habe eine mindeſtens ſekundäre Beziehung auch zu dem 
Intereſſe der Einzelnen. Der Berufungsrichter ſetze ſich in 
Widerſpruch zu der Rechtſprechung des RG. über den Begrif 
des Schutzgeſetzes. Der Reviſion mag zugegeben werden, daß 
die Urteils begründung zu dieſem Punkte nicht als zutreffend 
erſcheint; aber ſachlich iſt dem Berufungsgericht darin Recht zu 
geben, daß die Beſtimmung des § 823 Abſ. 2 BOB. im vor 
liegenden Falle keine Anwendung leidet. — Als ein Schußzgeſez 
im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift kann keinenfalls der 5 128 
des Berggeſetzes gelten. Der 8 128 in der Faſſung nac 
Art. 37 Ziff. X des Preuß. AusfG. zum BGB. lautet: „Er 
weit der gegenwärtige Titel nichts anderes beſtimmt, find die 
durch die Beſtellung eines Repräſentanten oder Grubenvorſtandes 
entſtehenden Rechtsverhältniſſe nach den allgemeinen Vorſchriſten 
über die Vollmacht und den Auftrag zu beurteilen.“ An fd 
beſagt alſo die Vorſchrift nichts weiter, als daß die fragliche 
Rechtsverhältniſſe den Grundſätzen des bürgerlichen Rechtz über 
Vollmacht und Auftrag — jetzt BGB. 88 164-181, 
88 662— 674 — unterſtellt find, ſoweit nicht die Rechte 
ſtellung des Repräſentanten oder des Grubenvorſtandes in 
Berggeſetz ſelbſt abweichend geregelt iſt. (Vgl. Braſſert, Allgen. 
Berggeſetz zu 8 128 S. 340, Kloſtermann⸗Fürſt, 9 128 
Anm. 2.) Weder die Verweiſung auf jene allgememe 
Geſetzesvorſchriften, noch auch dieſe letzteren Vorſchriften, we 
namentlich die Beſtimmungen des BGB. über den Auftrag. 
könnten als ein „den Schutz eines anderen bezweckendes Geſeß 
angeſehen werden. Eher könnte noch an die Vorſchriſt un 
9 126 Abſ. 2 des Berggeſetzes gedacht werden, wonach de 
Repräſentant oder die Mitglieder des Grubenvorſtandes, went 
fie außerhalb der Grenzen ihres Auftrages oder den Vorſchriſten 
dieſes (des IV.) Titels entgegenhandeln, perſönlich, beziehungs⸗ 
weiſe ſolidariſch für den dadurch entſtandenen Schaden haften. 
Es kann unter Umſtänden eine Haftung nach Maßgabe des 
8 126 Abf. 2 cit. für die Repräſentanten oder Mitglieder des 
Grubenvorſtandes auch den einzelnen Gewerken oder einem 
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Dritten gegenüber begründet ſein. (Vgl. RG. Bd. 53 Nr. 8 
S. 27, Nr. 84 S. 330 ff.; Arndt, Berggeſ. $ 126 A. 1, 2. 
Braſſert zu $ 126 S. 138 Nr. 2.) Für die Anwendung des 
8 823 Abſ. 2 BGB. wäre nicht, wie das Berufungsgericht 
annimmt, als weſentliches Erfordernis das aufzuſtellen, daß die 
fragliche Geſetzesbeſtimmung unmittelbar dem Schutze des 
Einzelintereſſes (eines jeden einzelnen Gewerken) dient. Viel⸗ 
mehr würde es genügen, wenn die Geſetzesbeſtimmung zwar in 
erſter Reihe dem Intereſſe der Allgemeinheit, oder auch eines 
gewiſſen Perſonenkreiſes, wie hier der Gewerkſchaft, zu dienen 
beſtimmt iſt, aber doch zugleich auch den Schutz der einzelnen 
bezwecken würde. (S. Urteil des erkennenden Senats vom 
1. Dezember 1904 RG. Bd. 59 Nr. 68 S. 236; Urt. des 
III. 3S. vom 4. Oktober 1904, ebendort Nr. 15 S. 49 ff. 
Vgl. auch Ortmann, Recht der Schuldverhältniſſe 8 823 
Anm. 4, a, 6 und 5 S. 946). Allein auch von dieſem Stand⸗ 
punkte aus erſcheint es nicht gerechtfertigt, einer Geſetzes⸗ 
beſtimmung, welche wie diejenige in $ 126 Abſ. 2 des Preuß. 
Allgem. Berggeſetzes nur allgemein die Verantwortlichkeit be⸗ 
ſtimmter Perſonen normiert, den Charakter eines ſelbſtändigen 
Schutzgeſetzes im Sinne von 8 823 Abſ. 2 BGB. beizulegen. 
Vielmehr iſt eine ſolche Geſetzesvorſchrift zu erfordern, welche 
ein beſtimmtes Gebot oder Verbot enthält und nach dieſer 
beſtimmten Richtung hin Schutz gegen Gefährdung oder Rechts⸗ 
verletzung — Schadensverhütung — gewähren will. Eine 
ſolche beſondere Geſetzesvorſchrift aber, die für ſich oder in 
Verbindung mit § 126 Abſ. 2 des Berggeſetzes die Merkmale 
eines Schutzgeſetzes aufweiſen würde, ſteht im gegenwärtigen 
Fall nicht in Frage; ins beſondere handelt es ſich hier nicht um 
Verletzung einer beſtimmten Vorſchrift im vierten Titel des 
Berggeſetzes. — Man würde, wenn ſomit der § 823 Abſ. 2 
BGB. außer Betracht bleibt, für den vorliegenden Fall auch 
nicht etwa aus § 126 Abſ. 2 des Berggeſetzes unmittelbar 
eine Haftung des Rechtsvorgängers der Beklagten für die un⸗ 
richtige Angabe des Schuldenſtandes der Klägerin gegenüber 
herleiten können, — eine Haftung alſo, die unabhängig von 
den Normen des BGB. ſchon durch jenes Spezialgeſetz 
begründet wäre. Die, dem Art. 241 des alten HGB. in 
feiner urſprünglichen Faſſung nachgebildete Beſtimmung des 
9 126 Abſ. 2 des Berggeſetzes enthält nicht eine der Art 
ſelbſtändige Regelung der Schadenserſatzpflicht der Repräſentanten 
gegenüber den einzelnen Gewerken, — mit denen die Geſell⸗ 
ſchaftsorgane an ſich in keiner direkten Rechtsbeziehung ſtehen. 
(Vgl. zu § 241 HGB. Staub, Kommentar zum HGB. 
6./7. Aufl. Anm. 20 S. 734; Goldmann, HGB. 8 241 
Anm. 21, 22 — Lehmann, Recht der Aktiengeſellſchaften II 
5 72 S. 275 ff.). Vielmehr iſt Vorausſetzung des Schadens: 
erſatzanſpruches eines Gewerken oder eines ſonſtigen Dritten, 
daß ein Rechtsgrund für die Haftung der Repräſentanten oder 
Mitglieder des Grubenvorſtandes ſchon durch die Beſtimmungen 
des bürgerlichen Rechts oder (abgeſehen von dem Falle eines 
Handelns außer den Grenzen des Auftrags) durch Verletzung 
einer der in Titel IV des Allgem. Berggeſetzes den Re⸗ 
präſentanten und Grubenvorſtänden ausdrücklich auferlegten, 
beſonderen Verpflichtungen (vgl. RG. Bd. 53 cit. S. 332 f.) 
in Verbindung mit den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts 
gegeben iſt. Eme ſpezielle Vorſchrift des Allgem. Berggeſetzes, 
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welche von dem Erblaſſer der Beklagten durch die unrichtige 
Angabe in der Gewerkenverſammlung verletzt worden wäre, iſt 
aber, wie ſchon angedeutet, nicht erſichtlich. Und eine allgemeine 
Haftung für jede ſchuldhafte Vermögensſchädigung kennt das 
BGB. nicht. Anlangend den $ 826 BGB., fo nimmt das 
Berufungsgericht den Beweis für eine vorſätzliche Schädigung 
des Vermögens der Klägerin ſeitens des urſprünglichen Bes 
klagten nicht als geführt an. Zur Annahme einer vorſätzlichen 
Schädigung — führen die Gründe aus — würde freilich die 
Feſtſtellung genügen, daß der Erblaſſer der Beklagten fich bes 
wußt war, daß der von ihm in der Gewerkenverſammlung vom 
31. Januar 1903 veranlaßte Beſchluß der Klägerin zum Schaden 
gereichen werde. Aber auch eine ſolche Feſtſtellung laſſe ſich, 
wie näher dargelegt wird, ſchlechterdings nicht treffen. Es ſei 
vielmehr anzunehmen, daß der Erblaſſer der Beklagten im Ver⸗ 
trauen auf die durch die günſtigen techniſchen Berichte in Aus⸗ 
ſicht geſtellte Proſperität des Werkes an eine Sanierung der 
Kuxe durch die beſchloſſene Zubuße feſt geglaubt, und die ihm 
allerdings nicht unbekannte Differenz zwiſchen dem von ihm 
angegebenen und dem tatſächlichen Schuldenſtatus ſelbſt für un⸗ 
erheblich gehalten habe. — Die Reviſion wirft dem Urteil 
mangelnde Begründung vor. Das Bewußtſein der Möglichkeit 
einer Schädigung der Klägerin werde keineswegs dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Beklagte an die Proſperität des Unter⸗ 
nehmens geglaubt haben möge. Denn trotzdem könne er das 
Bewußtſein gehabt haben, daß ſich die Mehrheit oder ein Teil 
der Gewerken nicht zu weiteren Zubußen bereit finden ließe, 
wenn der wahre Schuldenſtand der Geſellſchaft bekannt gegeben 
würde. Ein ſchlagender Beweis für ſolches Bewußtſein der 
urſprünglichen Beklagten liege ſchon in der feſtſtehenden, jeden⸗ 
falls zu unterſtellenden Tatſache, daß er in der Gewerkenver⸗ 
ſammlung den Schuldenſtand wiſſentlich unrichtig angegeben 
habe. Die Möglichkeit aber, daß die Gewerken um den 
Betrag der von ihnen gezahlten Zubußen geſchädigt werden 
möchten, könne gar nicht außerhalb des Bewußtſeins des ver⸗ 
ſtorbenen Beklagten gelegen haben. Er ſelbſt habe davon ge⸗ 
ſprochen, es müſſe damals jedem vernünftig denkenden Menſchen 
angebracht erſchienen ſein, nochmals eine Zubuße „zu riskieren“; 
er habe alſo wohl gewußt, daß es ſich für die Gewerken um 
ein bei den gegebenen Verhältniſſen nicht unbedenkliches 
Riſiko handelte. — Mit dieſem Angriff kann die Reviſion 
keinen Erfolg haben. Daß der Rechtsbegriff der vorſätz⸗ 
lichen Vermögensſchädigung im Sinne von $ 826 BGB. von 
dem Berufungsgericht verkannt ſei, macht die Reviſion nicht 
geltend und es iſt das auch nicht anzunehmen. Das Berufungs⸗ 
urteil ſpricht von dem Bewußtſein, daß der Erfolg einer 
Schädigung eintreten „werde“. Der Faſſung nach könnte das 
zu enge begrenzt erſcheinen. Das Merkmal der vorſätzlichen 
Schädigung wird auch ſchon durch das Bewußtſein des Täters 
erfüllt, daß infolge ſeiner Handlung der Andere Schaden er⸗ 
leiden könne, ſofern dieſer mögliche Erfolg von dem Handelnden 
mit in ſeinem Willen aufgenommen, eventuell gebilligt wird. 
Dazu reicht aber andererſeits nicht aus, daß der Täter ſich die 
Schadensfolge nur als eine entfernte Möglichkeit, welche ſich 
aller Wahrſcheinlichkeit nach nicht verwirklichen werde, vor⸗ 
geſtellt hat. — (Vgl. RG. 56, 78; 57, 241; 58, 216; 
Urteile des erkennenden Senats vom 21. Mai 1906 VI 429/04, 
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ferner vom 5. Juli 1906 VI 565/05, vom 9. Juli 1906 VI 
572/05.) Der Berufungsrichter hat, wie feine übrigen Gründe 
entnehmen laſſen, von dieſen Grundſätzen nicht abweichen wollen. 
Die Einwendungen der Reviſion aber ſcheitern an den tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen des Berufungsurteils, denn die Rüge 
mangelnder Begründung iſt nicht gerechtfertigt. Wenn der 
verſtorbene Beklagte im Vertrauen auf die Richtigkeit der 
techniſchen Berichte „feſt daran geglaubt“, alſo die feſte Uber⸗ 
zeugung gehabt hat, daß durch die zu beſchließende Zubuße 
die Vermögenslage der Gewerkſchaft und der einzelnen Gewerken 
keine Schädigung erfahren werde, daß vielmehr dieſe Maß⸗ 
nahme die Sanierung des Unternehmens und eine günſtigere 
Geſtaltung der finanziellen Verhältniſſe der Gewerkſchaft herbei⸗ 
führen werde, dann hat ihm eben der, ſei es auch nur eventuelle, 
Vorſatz, die Gewerken, insbeſondere die Klägerin, zu ſchädigen, 
nicht inne gewohnt. Das „Riſiko“, welches mit der zu be⸗ 
ſchließenden Zubuße von den Gewerken eingegangen wurde, war 
alsdann nach der Anſchauung des Beklagten kein bedenkliches, 
ſondern ein ſolches, daß nach verſtändigen wirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſätzen ſich als geboten oder doch zweckmäßig darſtellte. Daß 
der Berufungsrichter ſchon aus der Tatſache einer wiſſentlich 
unwahren Angabe des Beklagten eine argliſtige Täuſchung 
und einen Schädigungsvorſatz hätte entnehmen müſſen, iſt der 
Reviſion nicht zuzugeben. Nach der Feſtſtellung des Berufungs⸗ 
urteils hat der Beklagte die Differenz der Schuldenziffern für 
unerheblich gehalten, das heißt, ihr nicht die Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen, daß die Beſchlüſſe der Gewerken dadurch beeinflußt 
würden. Nun iſt die Klägerin in der Berufungsinſtanz mit 
der Behauptung aufgetreten, daß ſie, Klägerin, ſelbſt jedenfalls 
ihre Kuxe der Gewerkſchaft zur Verfügung geſtellt haben würde, 
wenn ſie in der Gewerkenverſammlung vom 31. Januar 1903 
über den wahren Schuldenſtand der Geſellſchaft unterrichtet 
geweſen wäre. Aber auch nach dieſer Richtung wird durch die 
erwähnten Feſtſtellungen des Berufungsgerichts die Annahme 
einer vorſätzlichen Schädigung ausgeſchloſſen. Hat der Be⸗ 
klagte ſicher darauf gerechnet, daß durch die zu beſchließende 
Zubuße ſich eine vorteilhafte Geſtaltung des Unternehmens 
herbeiführen laſſe, ſo kann er nicht zugleich des Willens ge⸗ 
weſen ſein, einen einzelnen Gewerken durch unwahre Angaben 
davon abzuhalten, daß er ſich mittels Zurverfügungſtellung 
feiner Anteile (85 130 ff. des Allgem. Berggeſetzes) vor 
Schaden bewahre. F. c. K., U. v. 1. Nov. 06, 58/06 VI. — 
Frankfurt. 

Stempel ſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

49. Tarifſtelle 25 und 32. Geſellſchaftsvertrag oder 
Kauf?] 
Eine Bankfirma zu Berlin machte unter dem 27. März 1903 
der Gewerkſchaft V. das Angebot, entweder ſämtliche 1000 Kuxe 
der Gewerkſchaft oder deren geſamtes Bergwerks- und Grund⸗ 
vermögen unter Anrechnung der eingetragenen Schulden zu einem 
Preiſe von 1 100 000 Mark (1 100 Mark für den Kux) zu 
erwerben. Sie behielt ſich vor, an ihrer Stelle einen Dritten 
als Käufer zu benennen. Der Grubenvorſtand der Gewerkſchaft 
wurde einſtimmig durch die Gewerkenverſammlung zur Annahme 
des Angebots ermächtigt. Das Bankhaus benannte die 
Klägerin — eine andere Gewerkſchaft — als diejenige Perſon, 
mit welcher nach Maßgabe des Angebots abzuſchließen ſei, und 
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es wurde nun zwiſchen beiden Gewerkſchaften unter dem 
14. Mai 1903 ein ſich als „Auseinanderſetzungsvertrag“ 
bezeichnendes Abkommen vor dem Notar geſchloſſen, in deſſen 
Eingang darauf hingewieſen iſt, daß die Klägerin bereits mit 
907 Kuren bei der Gewerkſchaft V. beteiligt ſei, und deſſen 
Inhalt im weſentlichen folgender iſt: Die Gewerkſchaft B. 
überträgt ihr geſamtes Bergwerkseigentum ſowie ihren ganzen 
Immobilienbeſitz nebſt allem Zubehör an die Klägerin zu 
Sondereigentum. Dieſe übernimmt als eigene Schulden 
6 000 Mark Hypothek und 291 600 Mark Grundſchuld, zu 
ſammen 297 600 Mark; ſie zahlt ferner einen Betrag von 
1200 Mark für einen ausgeloſten Grundſchuldbrief und über: 
nimmt die auf jenem Grundbuchblatt in der 2. Abteilung ein⸗ 
getragenen Laſten, tritt auch in die aus einer Aufftellung erſichtlic 
gemachten Verpflichtungen in bezug auf das mitübertragene 
Waſſerwerk ein. Außerdem zahlt die Klägerin bei der Auf- 
laſſung den auf die ihr nicht eigentümlich zugehörigen Kure 
entfallenden Anteil an dem 1 100 000 Mark betragenden Über: 
nahmepreiſe abzüglich des auf dieſe Kuxe entfallenden Betrages 
der von der Klägerin in Anrechnung auf den Ubernahmepreis 
übernommenen Schulden von insgeſamt 303 660 Mark, ſo daß 
auf jeden Kux 796,34 Mark entfallen. Der Vertrag wurde 
mit 1 023 Mark, d. i. 1 v. H. des auf die letztgedachten Kuxe ent; 
fallenden Ubernahmepreiſes (93 x 1 100 Mark = 102 300 Marh 
verſtempelt und bei der Auflaſſung der übertragenen Immobilien 
als das zugrunde liegende Rechtsgeſchäft überreicht. Von der 
Klägerin wurden nach den 88 30, 31 Pr&KG. 9 977 Mark 
an Stempelgebühren nachgefordert, indem das AG. davon aus⸗ 
ging, daß der Stempelberechnung der volle Ubernahmepreis von 
1100 000 Mark zugrunde zu legen ſei. Die Klägerin zahlte 
dieſen Betrag und forderte ihn demnächſt, nachdem ſie erfolglos 
den Beſchwerdeweg beſchritten hatte, im Rechtswege zur. 
Die Klage wurde abgewieſen; das RG. hob auf und verwies 
zurück: Der Berufungsrichter verneint die Anwendbarkeit des 
Abſ. 2 mit der Befreiungsvorſchrift in Abf. 3 der Tariſſtelle 250 
zum Stempelſteuergeſetze vom 31. Juli 1895, weil ſich der ſo⸗ 
genannte Auseinanderſetzungsvertrag vom 14. Mai 1903 als 
ein einfacher Kauf, als ein läſtiges Veräußerungsgeſchäſt im 
Sinne der Tarifſtelle 32 charakteriſiere; er ergebe nicht, daß 
eine Abfindung der Klägerin als Teilhaberin der Gewerkſchaſt 
erfolgt ſei, und auch von einer Auflöſung der Gewerkschaft 
erhelle nichts. Daß an ſich die Tarifftelle 25 d auch auf 
Gewerkſchaften zu beziehen ſei, bezweifelt anſcheinend der 
Berufungsrichter nicht und es unterliegt dies auch keinem 
Bedenken. Zwar beſchäftigen fi die Vorſchriften unter 5, b, e 
der Tarifſtelle 25 ausdrücklich nur mit den dort bezeichneten 
Geſellſchaften, unter denen ſich die Gewerkſchaſten nicht befinden, 
und man könnte aus der Faſſung der Vorſchrift unter d, die 
ſchlechtweg von Geſellſchaftsvermögen, Geſellſchaft und Geſel⸗ 
ſchaftern ſpricht, ſchließen wollen, daß auch fie nur die unter & 
b, e aufgeführten Geſellſchaften betreffe. Aber es beſteht nit 
der geringfte innere Grund zu einer ſolchen beſchränkenden Aus 
legung und der Wortlaut des Geſetzes bedingt fie um ſo 
weniger, als auch der Eingang der Tarifſtelle ganz allgemein 
lautet: „Geſellſchaftsverträge, wenn ſie betreffen Zn 
Man wird daher den Buchſtaben d auf alle Geſellſchaſten zu 
beziehen haben, bei denen ein ſelbſtändiges Geſellſchaftsvernögen 
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vorhanden iſt, was für die Gewerkſchaft nach 8 96 des all⸗ 
gemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 ohne weiteres zutrifft 
(vgl. Hummel u. Specht, Kom. z. StG. S. 695, 696 Z. III, 
Heinitz 2. Aufl. S. 384 c, KGJ. 20 S. B. 39). Iſt hiernach 
die Möglichkeit der Anwendung der Tarifſtelle 25d auf den 
vorliegenden Fall nicht von vornherein ausgeſchloſſen, ſo genügt 
die Begründung des Berufungsurteils nicht, um die getroffene 
Entſcheidung zu rechtfertigen; ſie läßt eine ausreichende rechtliche 
Würdigung des Vertragsinhalts und der mit ihm zuſammen⸗ 
hängenden Vorgänge vermiſſen. Über das Verhältnis des 
Abſ. 1 zum Abſ. 2 der Tarifſtelle 25 d hat ſich der erkennende 
Senat bereits mehrfach und eingehend ausgeſprochen (vgl. 
RG. 45, 218; 61, 72; IJMBl. 01, 272). Der Abſ. 2 
und folgeweiſe auch die der Natur der Geſellſchaft Rechnung 
tragende Befreiungsvorſchrift in Abſ. 3 greifen überall Platz, 
wenn einem Geſellſchafter (oder deſſen Erben) Sachen oder Rechte 
ſeitens der Geſellſchaft im Rahmen eines Geſellſchafts⸗ 
vertrages zum Sondereigentum überlaſſen werden. Das die 
läſtigen Veräußerungsverträge der Tarifſtelle 32 von den 
Geſchäften der Tarifſtelle 254 unterſcheidende Merkmal beſteht 
darin, daß es ſich bei den letzteren um die das Geſellſchafts⸗ 
verhältnis betreffenden Verträge handelt, alſo um ſolche 
Verträge, welche die Regelung dieſes Verhältniſſes bei der 
Entſtehung und der Beendigung, aber auch während der Dauer 
der Geſellſchaft (z. B. beim Ausſcheiden eines Geſellſchafters 
oder bei der Erhöhung der Einlagen) zum Gegenſtande haben. 
Daß nun mittels des Vertrages, deſſen Verſteuerung in Frage 
ſteht, die Gewerkſchaft den größten Teil ihres Vermögens, 
nämlich ihren Immobiliarbeſitz, der Klägerin, einer mit 
907 Kuxen beteiligten Gewerkin, zum Sondereigentum über⸗ 
laſſen hat, wird auch vom Berufungsrichter nicht beanſtandet. 
Es kann ſich nur fragen, ob dieſe Überlaſſung ebenſo zu be⸗ 
urteilen iſt, als hätte die Gewerkſchaft einem Dritten (Nicht⸗ 
Gewerken) ihre Immobilien gegen Entgelt veräußert, ob mithin 
der Umſtand, daß die Erwerberin auch Gewerkin war, rechtlich 
gleichgültig und als ein bloßer Zufall zu behandeln iſt. Die 
Beantwortung der Frage erſordert eine nähere Prüfung des 
Entgelts, welches die Klägerin für die ihr übertragenen Berg⸗ 
werke und Grundſtücke gewährt hat, und dieſe Prüfung hat der 
Berufungsrichter unterlaſſen. Handelte es ſich um einen gewöhn⸗ 
lichen Kauf, ſo würde die Klägerin einen Kaufpreis dem Ver⸗ 
mögen der Gewerkſchaft zuzuführen gehabt haben. Der Über⸗ 
laſſungspreis, den der Berufungsrichter erſichtlich als Kaufpreis 
betrachtet, war im Vertrag auf 1 100 000 Mark feſtgeſetzt. 
Über die Belegung dieſes Preiſes ſagt aber der Vertrag nur, 
daß auf die in anderen Händen befindlichen 93 Kuxe 


74 059,62 Mark zu zahlen und daß Schulden in Höhe von 


303 660 Mark zu übernehmen ſeien (neben dieſen Schulden 
hatte die Klägerin noch die in Abteilung II Blatt 4 Bd. 9 
des Grundbuchs von Bommern eingetragenen Laſten und die 
mit dem Waſſerwerk verbundenen Pflichten zu übernehmen). 
Danach verbleiben noch 722 280,28 Mark, über welche der 
Vertrag ſich nicht weiter ausläßt. Hätte die Beklagte gekauft, 
ſo würde ſie auch dieſen Betrag an die Gewerkſchaft zu ent⸗ 
richten gehabt haben. Daß und wie dies hätte geſchehen ſollen, 
ſtellt der Berufungsrichter nicht feſt. Eine ſolche Feſtſtellung 
wäre aber angeſichts des ſonſtigen Inhalts des Vertrages not⸗ 
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wendig geweſen, um die Annahme eines gewöhnlichen Kauf⸗ 
vertrages zu begründen. Es durfte nicht außer acht gelaſſen 
werden, daß der Vertrag ſelbſt ſich als Auseinanderſetzungs⸗ 
vertrag bezeichnet und damit auf das Geſellſchaftsverhältnis 
hindeutet, daß ferner die Klägerin den größten Teil der Kuxe 
der veräußernden Gewerkſchaft beſaß und daß ſie für den Reſt 
die für jeden Kux angenommene Summe von 1 100 Mark 
abzüglich der darauf entfallenden Schulden bezahlte. Unter 
dieſen Umſtänden liegt doch die Annahme außerordentlich fern, 
daß die Klägerin ihre Kuxe hätte behalten und den Reſtpreis 
an die Gewerkſchaft zahlen ſollen. Vielmehr haben es die 
Parteien anſcheinend als ſelbſtverſtändlich betrachtet, daß die 
Kuxe der Klägerin in Anſehung des Reſtpreiſes als Gegenwert 
für die Übereignung des gewerkſchaftlichen Vermögens haben 
dienen, daß daher die Klägerin nichts weiter habe zahlen und 
andererſeits mit ihren Anſprüchen an die Gewerkſchaft habe 
abgefunden ſein ſollen. Wäre dieſes der Fall, ſo würde der 
Vertrag als ein Geſellſchaftsvertrag zu kennzeichnen ſein; 
die Klägerin hätte gegen die Überlaſſung der Bergwerke uſw. 
ihre geſellſchaftlichen Rechte gegenüber der Gewerkſchaft auf⸗ 
gegeben. Ob eine derartige Regelung ohne Auflöſung der 
Gewerkſchaft rechtlich denkbar iſt, wird im gegenwärtigen Falle 
nicht notwendig zu entſcheiden fein. Die Tarifſtelle 254 kommt 
nicht bloß zur Anwendung, wenn bei Auflöſung der Geſell⸗ 
ſchaft einem Geſellſchafter Sachen oder Rechte der Geſellſchaft 
zugeteilt werden, ſondern auch dann, wenn ein Geſellſchafter 
nur ausſcheidet und mit Vermögensſtücken der erwähnten 
Art abgeſunden wird, die Geſellſchaft im übrigen fort⸗ 
beſteht. Für die ſtempelrechtliche Beurteilung aber iſt maß⸗ 
gebend, ob das Entgelt, die Gegenleiſtung für die Übereignung 
der Gegenſtände zu Sondereigentum in dem Verzicht auf die 
geſellſchaftlichen Anteilsrechte beſteht. Wäre daher auch in dem 
Vertrage vom 14. Mai 1903 nicht ein Akt der Liquidation zu 
erblicken — wofür viele Gründe ſprechen — ſo würde damit 
das Daſein eines Geſellſchaftsvertrages noch nicht verneint und 
für die Anwendung der Befreiungsvorſchrift in Abſ. 3 der 
Tarifſtelle 25d Raum gegeben ſein. Der Berufungsrichter, 
deſſen Urteil nach Vorſtehendem aufzuheben war, wird die 
Urkunde vom 14. Mai 1903 unter Berückſichtigung der geſamten 
Sach⸗ und Rechtslage erneut auszulegen und darüber zu befinden 
haben, ob die Klägerin als beteiligte Gewerkin nach Verhältnis 
ihrer Beteiligung Anſpruch auf die in Abſ. 3 a. a. O. 
gewährte Stempelermäßigung hat. M. c. Preuß. Juſtizfiskus, 
U. v. 9. Okt. 06, 594/05 VII. — Hamm. 


Berichtigung. 

Seite 693 Spalte 2 Zeile 3 von unten iſt einzuſchalten hinter 
verurteilt „indem noch feſtgeſtellt wurde, Beklagter ſei weiter 
auch mit der am 1. April 1905 fälligen Rate von 250 Mark in 
Verzug geraten“. 

Seite 727 Spalte 1 Zeile 19 von unten iſt einzuſchalten 
hinter Klage „hatte Erfolg;“. 
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Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen von Ende Mai bis Anfang Oktober 1906.) 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht, Dresden⸗ 

Blaſewitz. a 


I. Strafgeſetz buch. 

1. 85 32, 76 StGB.] Die Aberkennung der Ehren⸗ 
rechte erfolgt nicht neben den Einzelſtrafen und als Nebenſtrafe 
zu einer beſtimmten Einzelſtrafe und wird demgemäß nicht etwa 
mit einer Einzelſtrafe zur Geſamtſtrafe übernommen, ſondern 
ſie wird neben der Geſamtſtrafe ausgeſprochen. Die 
letztere und nicht die Einzelſtrafe iſt demgemäß auch für die 
Zeitdauer des Ehrverluſtes (5 32 Abſ. 2 StGB.) maßgebend. 
RGSt. 36, 88. Bildet aber die Geſamtſtrafe die Grundlage 
für die Nebenſtrafe des Ehrverluſtes, ſo muß es — ſobald die 
Vorausſetzungen des $ 76 Nr 1. StGB. vorliegen — zuläſſig 
ſein, daß bei Entſcheidung der Frage, ob die Verhängung der 
Nebenſtrafe angemeſſen iſt, nicht nur diejenige Handlung be⸗ 
rückſichtigt wird, durch deren Beſtrafung die Nebenſtrafe des 
Ehrverluſtes erſt zuläſſig wird, ſondern auch alle anderen 
Handlungen, die durch die Geſamtſtrafe getroffen werden, auch 
wenn neben den dafür feſtgeſetzten Einzelſtrafen der Ehrverluſt 
nicht ausgeſprochen werden durfte (ſ. Goltd Arch. 49, 262). 
U. d. L Sen. v. 25. Juni 06 (1538/05). 

2. § 40 StGB.] Die zum Betriebe des gewerbs⸗ 
mäßigen Glücksſpiels beſtimmten Geldſtücke ſind zwar Gegen⸗ 
ſtände, welche zur Begehung eines vorſätzlichen Vergehens be⸗ 
ſtimmt find und können als ſolche eingezogen werden (RGSt. 
35, 391). Dagegen iſt die Annahme unrichtig, daß das durch 
dieſes Vergehen erworbene Geld durch ein vorſätzliches Ver⸗ 
gehen hervorgebracht und demgemäß einziehbar iſt. U. d. 
V. Sen. v. 10. Juli 06 (323/06). 

3. 88 46, 47 ff. StGB.] 1. Der Gehilfe kann zwar regel⸗ 
mäßig durch freiwilligen Rücktritt keine Strafloſigkeit erlangen, 
weil 8 46 StGB. den Ausdruck „Täter“ nur im engſten eigent⸗ 
lichen Sinn gebraucht und deshalb jedenfalls in ſeiner Nr. 1 
auf Gehilfen keine Anwendung leidet. Iſt jedoch der Gehilfe 
zugleich Werkzeug des mittelbaren Täters in dem Umfang, daß 
er allein den ganzen äußeren Tatbeſtand ausführen ſoll und 
will, ſo muß er auch in dem gleichen Umfang wie ein Täter 
beurteilt und namentlich der Strafloſigkeit aus dem mit Unter⸗ 
brechung der Ausführungshandlungen ſich befaſſenden § 46 
Nr. 1 teilhaftig werden. 2. Hat der zugleich als Werkzeug 
handelnde Gehilfe die Ausführung des Vergehens aufgegeben 
und dabei in bewußter Willensvertretung des mittelbaren 
Täters gehandelt, ſo kommt ſein Verhalten, ſofern es dem 
Willen des unmittelbaren Täters entſpricht, dem letzteren mit 
der nämlichen Wirkung zugute, wie wenn er es ſelbſt entwickelt 
hätte. U. d. I. Sen. v. 11. Juni 06 (1145/05). 

4. 8 46 Nr. 1 StGB.] 1. Nach den Feſtſtellungen 
der Vorinſtanz hat die wegen Beihilfe verurteilte Mitangeklagte 
W., nachdem die Schwangere Sch. mit ihr verabredet hatte, 
mit ihrer Hilfe die Frucht abzutreiben, im ganzen drei Ein⸗ 
ſpritzungen mit warmem Waſſer in den Geſchlechtsteil der Sch. 
gemacht. „Weitere Einſpritzungen an ſich vornehmen zu laſſen, 
weigerte ſich die Sch.“ Geſtützt auf dieſe Weigerung, hat die 
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Angeklagte Sch. den Schutz des § 46 Nr. 1 StGB. in In 
ſpruch genommen; die Strafkammer ſpricht aber aus, daß von 
der Anwendung dieſer Geſetzesſtelle „ſchon deshalb“ keine Rede 
fein könne, weil die Vornahme einer jeden Einſpritzung bereits 
als ein beendeter Verſuch anzuſehen ſei, von dem ein Rücktritt 
nicht möglich iſt. Dieſe Feſtſtellung trägt die getroffene Ent 
ſcheidung; fie wird von der Reviſion ohne Erfolg bekämpft 
Für die Behauptung der Beſchwerdeführerin, daß „die Ab⸗ 
treibung, welche beide Angeklagten beabſichtigten, nach dem 
gefaßten Vorſatze eine Anzahl von Einſpritzungen, viel mehr 
als drei, umfaſſen“ und daß nach Vornahme ſämtlicher 
Einſpritzungen der Erfolg eintreten ſollte, bieten die Feſtſtellungen 
der Strafkammer keinen Anhalt. Nur darin iſt der Rerifion 
beizupflichten, daß aus der Tatſache der Verurteilung der Sch. 
wegen nur eines Falles verſuchter Abtreibung ſich die Auffaſſung 
des erkennenden Richters entnehmen läßt, daß die einzelnen 
Willensbetätigungen dieſer Angeklagten ſich als eine fortgefehte 
Handlung darſtellten. Aber das Weſen der fortgeſetzten 
Handlung beſteht gerade darin, daß mehrere gleichartige, gegen 
dasſelbe Rechtsgut gerichtete Handlungen, obwohl jede für 
ſich ſchon den Tatbeſtand des Delikts erfüllt, mi 
Rückſicht auf den ihnen allen gemeinſamen einheitlichen ver 
brecheriſchen Vorſatz zu einer rechtlichen Einheit verbunden 
werden. Mit der Annahme einer fortgeſetzten Handlung war 
deshalb die Feſtſtellung wohl vereinbar, daß ſchon die Vor 
nahme einer jeden Einſpritzung als ein beendeter Verſuch am 
zuſehen ſei. Damit entfiel die Anwendbarkeit der Nr. 1 des 
8 46. U. d. V. Sen. v. 21. Sept. 06 (426/06). 

5. 98 46, 47 ff. StGB.] Wer eine Urkunde fälſcht und fie 
demjenigen übergibt, der davon zum Zwecke der Täuſchung 
Gebrauch machen will, zugleich aber den Erfolg der Täuſchung 
durch rechtzeitige Aufklärung vereitelt, ift zwar nicht Mittäter, 
wohl aber Gehilfe. U. d. I. Sen. v. 28. Juni 06 (76/06). 

6. 88 107, 130 a StGB. Badiſches Geſetz vom 9. Oktober 
1860, die rechtliche Stellung der Kirche betreffend.] Das 
badiſche Geſetz vom 9. Oktober 1860, die rechtliche Stellung 
der Kirche und kirchlichen Vereine betreffend, und das zu ſeiner 
Ergänzung erlaſſene Geſetz vom 19. Februar 1874, das ſich 
insbeſondere gegen den Amtsmißbrauch der Geiſtlichen 
wendet und die mißbräuchliche Anwendung der kirch⸗ 
lichen Straf- und Zuchtgewalt und ſonſtiger geift⸗ 
licher Machtmittel für beſtimmte Fälle unter Strafe fell, 
iſt durch das EG. z. StGB. nicht aufgehoben, fondern nad 
Art. 4 RV. noch gültig. Der § 130 StGB. behandelt zwar 
ähnliche Verfehlungen; er iſt aber in den 7. Abſchnitt dei 
II. Teils des StGB. eingereiht und das RG. hat bereits in 
der in Bd. 25 S. 288 abgedruckten Entſcheidung nachgewitſe, 
daß die Materie der in Abſchnitt 7 behandelten Verbrechm 
und Vergehen wider die öffentliche Ordnung nicht erſchöpfad 
geregelt iſt; er kann alſo ebenfalls kein Hindernis für eine 
außerhalb ſeines Rahmens liegende landesrechtliche Staf 
geſetzgebung bilden. Zwar bezwecken ſowohl der 9 16b Si. b 
des Landesgeſetzes, als auch der 8 107 StGB. den Schuß 
der Freiheit in der Ausübung ſtaats bürgerlicher Wahl ind 
Stimmrechte und decken ſich daher in biefer Richtung. Doc 
ergibt eine Vergleichung des 8 107 StGB. mit den ſonſtigen 
Beſtimmungen dieſes Geſetzbuchs und insbeſondere mit 5 3 
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Abf. 3, daß durch den in den Abſchnitt 5 des II. Teils auf⸗ 
genommenen 5 107 die dort behandelte Materie inſoweit 
nicht erſchöpfend geregelt werden ſollte, als es ſich um Ein⸗ 
griffe in die Wahlfreiheit durch Mißbrauch amtlicher 
Gewalt handelt, und es iſt als ſicher anzunehmen, daß bei 
der Erlaſſung des § 107 StGB. in gleicher Weiſe, wie hin⸗ 
ſichtlich der Fälle des J 339 Abſ. 3, auch eine Beeinfluſſung 
der Wahlfreiheit durch die ebenfalls auf öffentlich⸗ rechtlichem 
Gebiete liegende geiſtliche Amts gewalt in die getroffene 
Regelung nicht einbezogen und eine anderweitige ſtrafrechtliche 
Regelung in dieſer Richtung durch die für kirchliche und religiöſe 
Angelegenheiten im allgemeinen zuſtändige Landesgeſetzgebung 
nicht ausgeſchloſſen ſein ſollte. U. d. I. Sen. v. 5./9. Juli 06 
(840/06). 

7. 8 111 StGB.] Wenn die Handlung, zu der ber 
Angeklagte erfolglos aufgefordert hat, nur mit Arreſt beſtraft 
wird und deshalb nach 8 111 Abſ. 2 Satz 2 StGB. die 
Strafe des Angeklagten keine höhere ſein durfte, als die auf 
die Handlung ſelbſt angedrohte und zwar weder die Art noch 
dem Maße nach, ſo hätte, ſoweit Freiheitsſtrafe in Frage 
kommt, auf eine Gefängnisſtrafe im vorhinein nicht erkannt 
werden können, ſondern lediglich auf Haft bis zu 6 Wochen. 
Daneben war aber das Gericht nicht gehindert, in Anwendung 
der alternativen Strafdrohung des 8 111 Abſ. 2 Satz 1 gegen 
den Angeklagten auf die gegenüber der Haft der Art nach 
mildere Geldſtrafe zu erkennen. Es ergibt ſich dementſprechend 
ein kombinierter Strafrahmen dahin, daß entweder auf Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 600 Mark oder auf Haft bis zu 6 Wochen 
erkannt werden konnte, wobei aber ſelbſtredend für den Fall 
der Uneinbringlichkeit der Geldſtrafe an deren Stelle eine 
höhere Strafe als 6 Wochen Haft nicht treten könnte. Danach 
war, da bei alternativen Strafandrohungen für die Qualifikation 
der Handlung diejenige der alternativ angedrohten Strafen 
entſcheidet, welche nach der Stufenfolge des § 1 die ſchwerſte 
Qualifikation bedingt, die Handlung ein Vergehen und die 
Strafverfolgung nicht verjährt. Man gelangt hierbei allerdings 
zu der eigentümlichen Konſequenz, daß der Angeklagte, wenn 
ſeine Aufforderung von Erfolg und damit der Tatbeſtand des 
§ 111 Abſ. 1 StGB. gegeben geweſen wäre, wegen eingetretener 
Verjährung ſtraflos bleiben müßte, während er bei Vorliegen 
des Tatbeſtandes des 8 111 Abſ. 2 StGB. ſtrafbar bleibt. 
U. d. III. Sen. v. 20. Sept. 06 (533/06). 

8. 88 137, 359 StGB.] Darüber wie die Übertragung 
des Amtes rechtswirkſam erfolge, enthält das StGB. ſelbſt 
ebenſowenig Beſtimmungen wie darüber, wann ein Beamter 
als zuſtändiger im Sinne des § 137 StGB. anzuſehen fei. 
Beides iſt lediglich nach den im konkreten Falle einſchlägigen 
Vorſchriften der Landes⸗ oder Reichsgeſetzgebung zu beurteilen 
— NGSt. 21, 47; 26, 287; 35, 325 (328). Nun iſt zwar 
im allgemeinen Beeidigung für die Beamteneigenſchaft nicht 
erforderlich. Da aber nach 8 1 der Königlichen Verordnung 
vom 15. November 1899, betreffend das Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſamml. 
S. 545), die Zwangsvollſtreckung wegen aller derjenigen 
Abgaben, Gefälle und ſonſtigen Geldbeträge, welche nach den 
beſtehenden Vorſchriften der Beitreibung im Verwaltungs⸗ 
verfahren unterliegen, ausſchließlich nach den Vorſchriften 
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dieſer Verordnung erfolgt, und da 8 6 im Abſ. 3 aus⸗ 
drücklich vorſchreibt: „Die Vollziehungsbeamten müffen eidlich 
verpflichtet werden“, iſt damit klar zum Ausdruck gebracht, daß 
Perſonen, die als Vollziehungsbeamte angeſtellt ſind, zu ihrer 
Tätigkeit im Zwangsverfahren im Geltungsbereiche der ge⸗ 
nannten Verordnung noch als weiterer beſonderer Vorausſetzung 
der eidlichen Verpflichtung bedürfen. U. d. II. Sen. v. 
29. Juni 06 (1236/05). 

9. 88 154 ff. StGB.] Das Wort „wo“ in der Eides⸗ 
norm des § 883 3PO. darf nicht in dem engen Sinne des 
rein örtlichen Sichbefindens ausgelegt werden. Vielmehr über⸗ 
nimmt der Schwörende mit Leiſtung des Eides die Ver⸗ 
pflichtung, alles, was ihm über den Verbleib der Sachen 
bekannt iſt und zu deren Auffindung durch den Gläubiger 
dienlich ſein kann, anzugeben, ohne Rückſicht darauf, ob er 
weiß, an welchem beſtimmten Orte gerade die Sache ſich zur 
Zeit der Eidesleiſtung befindet. Indem im vorliegenden Falle 
die Angeklagte im Eidestermine, nach dem Verbleibe der Sachen 
im einzelnen befragt, hinſichtlich einiger die Weggabe an R. 
verſchwieg und nachher beſchwor, ſie wiſſe nicht, wo ſich die 
Sachen befänden, hat ſie der obenerwähnten Verpflichtung, 
alles über den Verbleib der Sachen ihr Bekannte mitzuteilen, 
zuwidergehandelt und hiermit objektiv ihre Eidespflicht verletzt. 
U. d. III. Sen. v. 11. Juni 06 (62/06). 

10. 88 154, 157 StGB.] Wenn nur bezüglich eines 
der nach dem Spruche der Geſchworenen durch fortgeſetzte 
Handlung begangenen Meineide die Vorausſetzungen des § 157 
Nr. 1 StGB. feſtgeſtellt find, fo iſt nach 8 73 StGB. das 
die ſchwerſte Strafe androhende Geſetz zur Anwendung zu 
bringen, die Strafe alſo aus $ 154 zu bemeſſen. Vgl. Entſch. 
des RG. vom 2. Februar 1903; abgedruckt in Goltd Arch. 50, 
133. U. d. Ferienſenats v. 7. Sept. 06 (972/06). 

11. 8 164 StGB.] Die Angeklagte hat in einer Anzeige 
bei der Staatsanwaltſchaft den Knecht V. der Begehung eines 
Meineides beſchuldigt, weil er in dem Rechtsſtreite ihres 
unehelichen Kindes gegen den als Vater in Anſpruch Genommenen 
als Zeuge beſchworen hatte, mit ihr in der kritiſchen Zeit 
mehrmals den Beiſchlaf vollzogen zu haben, während dies 
niemals geſchehen ſei. Sie iſt auf Grund der Feſtſtellung, daß 
V. in der angegebenen Zeit mehrmals mit ihr den Beiſchlaf 
vollzogen, ihre Anzeige ſomit wider beſſeres Wiſſen erſtattet 
ſei, der wiſſentlich falſchen Anſchuldigung für ſchuldig erachtet 
worden. Der in dem gegenwärtigen Strafverfahren weiter 
getroffenen Feſtſtellung, daß es bei dem geſchlechtlichen Verkehr 
mit der Beklagten bei V. zu keinem Samenerguſſe gekommen, 
weil dies bei ihm infolge einer Quetſchung und Operation am 
Hoden überhaupt nicht mehr möglich ſei, hat die Strafkammer 
rechtsirrigerweiſe unter alleinigem Hinweis darauf, daß die 
Angeklagte von dieſem Leiden des V. nichts gewußt habe, 
keine Bedeutung beigemeſſen. Der Begriff des Beiſchlafs wird 
allerdings durch die Vereinigung der Geſchlechtsteile erfüllt 
und, falls eine ſolche ſtattgefunden hat, kommt es nicht darauf 


an, ob es dabei zu einer emissio oder immissio seminis 


gekommen iſt. Allein für die Frage, ob eine Zeugenausſage 


objektiv der Wahrheit entſpricht, kommt nicht bloß in Betracht, 

ob das poſttiv Bekundete richtig iſt, ſondern ob alles dasjenige 

angegeben iſt, was mit der Beweisfrage im untrennbaren und 
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zu erkennenden Zuſammenhange ſteht. Zur Angabe einer 
ſolchen mit dem Gegenſtande der Vernehmung derart im 
Zuſammenhange ſtehenden Tatſache, daß ſie der poſitiven 
Angabe über die Beiwohnung jede Bedeutung in dem vor⸗ 
liegenden Rechtsſtreite nehmen würde, muß der Zeuge, wenn 
ſie ihm bekannt iſt, durch ſeinen Zeugeneid für rechtlich 
verpflichtet erachtet werden, unabhängig davon, ob er aus⸗ 
drücklich danach gefragt worden iſt. U. d. IV. Sen. v. 
26. Juni 06 (1326/05). 

12. S 164 StGB.] Der vorliegende Antrag auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens in der gegen die Angeklagten 
abgeſchloſſenen Unterſuchung vereinigt alle Begriffserforderniſſe 
einer Anzeige in ſich. In der vom Verteidiger herangezogenen 
Entſcheidung des RG. (RGSt. 8, 162) findet die Anſchauung, 
daß von einer „Anzeige“ überall da nicht die Rede ſein könne, 
wo jemand auf Erfordern einer Behörde, die aus ihrer 
Initiative handelnd ihrerſeits Auskunft verlangt, die Be⸗ 
ſchuldigung zur Sprache bringt, darin ihre Begründung, daß 
hier eben das im Begriffe der Anzeige liegende Merkmal 
freiwilliger eigner Entſchließung des Mitteilenden fehlt (vergl. 
RGRſpr. 9, 31), nicht aber darin, daß der Zweck eigner 
Entlaſtung bei der Mitteilung obwaltet. U. d. IV. Sen. v. 
12. Juni 06 (1259/05). 

13. 58 168, 304, 73 StGB.] Die zweite Alternative des 
8 168 StGB. ſteht zu $ 304 StGB. im Verhältnis ideeller 
und nicht der Geſetzeskonkurrenz. U. d. V. Sen. v. 18. Sept. 06 
(416/06). 

14. 8 169 StGB.] Daß bei dem Vergehen des 
8 169 a. a. O. der Vorſatz darauf gerichtet fein muß, einen 


dem beſtehenden Rechte zuwiderlaufenden Zuſtand für die 


Dauer herbeizuführen, iſt zutreffend. Allein auch wenn der 
Angeklagte die Nachforſchungen nach ſeiner Tochter auch noch, 
nachdem er die A. K. bei ſich aufgenommen hatte, fortgeſetzt 
hätte, ſo würde dies höchſtens die Vermutung begründen, daß 
der Angeklagte bei Wiederauffindung ſeines Kindes von dem 
Vorhaben, die A. K. als ſein Kind auszugeben, wieder ab⸗ 
gegangen wäre. Und mit Unrecht wird aus dem angegebenen 
Sachverhältniſſe in der Reviſion gefolgert, es könne von vorn⸗ 
herein nicht in der Abſicht des Angeklagten gelegen haben, daß 
die A. K. dauernd als ſeine Tochter gelten ſolle. U. d. 
IV. Sen. v. 26. Juni 06 (1376/05). 

15. 5 180 StGB.] Wie der erkennende Senat in dem 
Urteile vom 26. November 1903 D 3794/03 ausgeſprochen 
hat, kann in der Gewährung eines Darlehns zur Errichtung 
und zum Betrieb eines Bordells Beihilfe zur Kuppelei erblickt 
werden. Dieſes Urteil ſetzt ſich keineswegs in Widerſpruch 
mit dem Urteil des VI. ZS. vom 21. März 1894, abgedruckt 
in SW. 1894 ©. 244. Auch darin kann eine Gehilfentätigkeit 
des Angeklagten gefunden werden, daß er Weinlieferungen 
verſprach, gewährte und kreditierte, da der Wille des An⸗ 
geklagten gerade dahin ging, durch die Zuſage kreditweiſer 
Weinlieſerung die Bordellwirte in ihrem Entſchluſſe zum Ans 
kaufe der Bordelle zu beſtärken und ihnen durch die kreditweiſe 
Lieferung den Betrieb der Bordelle zu ermöglichen und der 


von ihm gewollte Erfolg auch eingetreten iſt. Hiermit ſoll 


keineswegs ausgeſprochen ſein, daß jeder Lieferant eines Bordells 
ſchon durch die Warenlieferung ſchlechthin ſich der Beihilfe zur 


M 21. 1906. 


Kuppelei ſchuldig macht. Hiervon kann ſchon um des willen 
keine Rede fein, weil die Lieferungen z. B. des Bäckers, der 
Brot, des Metzgers, der Fleiſch zum täglichen Unterhalte dez 
Bordellwirts und der Dirnen liefert, mit dem Unzuchtsbetriebe 
in keinerlei engerem Zufammenhange ſtehen, und weil folden 
Lieferanten in der Regel der Gedanke, den Kuppeleibetrieb 
ihres Abnehmers zu fördern, völlig fern liegt. U. d. III. Sen. 
v. 14. Juni 06 (124/06). 

16. 5 180 StBG.] Wie zum Tatbeftand der Kuppelti 
nicht die Förderung eines beſtimmten konkreten Unzuchtsaktes 
gehört, ſondern lediglich gefordert wird, daß günſtigere Be: 
dingungen für die Verübung von Unzucht durch dritte Perſonen 
überhaupt geſchaffen werden, ſo kommt es auch darauf, daß der 
vom Täter geſchaffene Zuſtand für ſich allein und unmittelbar 
die Begehung von Unzuchtsakten ermöglicht, nicht an. Ein 
Vorſchubleiſten durch Gewährung von Gelegenheit muß deshalb 
nicht notwendig darin beſtehen, daß ein zur Ausführung der 
Unzucht geeigneter Ort zur Verfügung geſtellt wird, fondern 
auch dadurch, daß der Täter anderen Perſonen die günſtige 
und geſicherte Möglichkeit und Gelegenheit bietet, zum Zweche 
der Anbahnung unzüchtigen Verkehrs in Beziehung zu treten, 
kann Kuppelei verübt werden. (RGSt. 11, 152.) Wird in 
Fällen der letzteren Art auch regelmäßig ein Vorſchubleiſten 
durch „Vermittlung“ vorliegen (RG St. 20, 202), jo kam ſich 
doch dann die Förderung der Unzucht durch die „Gewährung 
von Gelegenheit“ vollziehen, wenn die Tätigkeit des Kupplers 
ſich darauf beſchränkt, daß er dem Nachſuchenden durch Zu 
weiſung geeigneter Räume, namentlich durch Gewährung von 
Aufenthalt in Wirtſchaftsräumen, einen zur Anknüpfung von 
Verbindungen geeigneten und dafür beſonders günſtigen Ort 
zur Verfügung ſtellt. U. d. I. Sen. v. 4. Okt. 06 (312/06). 

17. 5 184 Ziff. 1 StGB.] Die von dem Angeklagten 
benutzten Rollenfilms enthielten nach den getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen die bildliche Darſtellung von Geſchehniſſen und find 
durch Anwendung des Kinematographen dem die Vorſtellung 
beſuchenden Publikum vorgeführt worden; danach fellen ſich 
gerade die Films als Abbildungen im Sinne des 9 184 
StGB. dar, und die weitere Feſtſtellung, daß die Bilder, 
indem ihre Vorführung durch den Kinematographen veranſtaltet 
wurde, öffentlich vorgezeigt find, bietet eine auörtichende 
Grundlage für die Annahme, daß eine Ausſtellung der Ab 
bildungen ſtattgefunden hat. Die Meinung der Reviſion, daß 
der Begriff des Ausſtellens „eine längere Zeitdauer zur Voraus⸗ 
ſetzung habe“, findet im Geſetze keinen Anhalt. Wie bertits 
in dem Urteile des RG. vom 24. Mai 1884, RGSt 11 
S. 281 (284) ausgeſprochen iſt, müſſen die Ausdrücke „Aus 
ſtellen“ und „Anſchlagen“ nicht nach dem engen Wortverftande, 
ſondern nach dem Sinne der bezüglichen Geſetzesbeſtimnumg 
ausgelegt werden; danach umfaſſen ſie alle Akte, die ein oder 
mehrere Exemplare der Schrift, Abbildung oder Darftellung 
dem Anblick zugänglich machen. U. d. II. Sen. b. 
2. Okt. 06 (459/06). 

18. 8 186 Stöß B.] Der Umftand, daß bie in Berndt 
kommenden Perſonen zur Zeit der Mitteilung von dem ehren⸗ 
rührigen Gerüchte bereits Kenntnis gehabt hätten, ſteht der 
Annahme der „Verbreitung“ des Gerüchts durch die Angeklagten 
nicht entgegen. Ein „Verbreiten“ im Sinne des § 186 St Gd. 
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ſetzt nicht notwendig voraus, daß durch die Mitteilung eines 
umgehenden Gerüchts an einen Dritten der Kreis der um 
dasſelbe wiſſenden Perſonen erweitert werden muß. Im 
Gegenſatze zu dem Behaupten einer Tatſache als Gegenſtand 
eigenen Wiſſens wird vom Geſetz als anderweite gleichartige 
Begehungsform des Delikts die Verbreitung hingeſtellt, eine 
Mitteilung, welche erkennen läßt, daß man etwas weiter 
bringen will, was man vorher durch andere erfahren hat 
(RGSt. 30 S. 224 ff.; 31 S. 66/67). Hierfür iſt es aber 
rechtlich bedeutungslos, ob die Perſon, an welche die Mitteilung 
gelangt, die mitgeteilte Tatſache bereits kannte oder ob der 
Mitteilende dies geglaubt hat. (Oppenhoff, Rechtſprechung des 
vormaligen OTr. 14 S. 254/255.) U. d. III. Sen. v. 
27. Sept. 06 (311/06). 

19. 5 193 StGB.] Die als Beleidigungen in Betracht 
kommenden Bezichtigungen bilden nach dem Urteile den Inhalt 
von Anzeigen, von denen feſtgeſtellt iſt, daß dem Angeklagten 
rückſichtlich ihrer Urkundenfälſchung — durch fälſchliche An⸗ 
fertigung und durch Gebrauchmachen gegenüber der zuſtändigen 
Dienſtſtelle — zur Laſt fällt. Waren daher die letztbezeichneten 
Handlungen geſetzlich verboten und ſtrafbar, ſo kann auch ihrem 
Inhalte nicht der Schutz des $ 193 StGB. zugute kommen. 
Die Art des gewählten Mittels der Außerung führt mithin im 
gegebenen Falle dazu, die ganze Außerung als ſtrafrechtlich 
unerlaubt und nicht als zur Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen gemacht erſcheinen zu laſſen. U. d. V. Sen. v. 
28. Sept. 06 (381/06). 

20. 5 223a StGB.] Aus der als möglich feſtgeſtellten 
Wirkung der Schläge folgert der erſte Richter, daß der zum 
Schlagen angewendete Peitſchenſtock „ſchließlich zu einem 
Werkzeuge geworden ſei, das ſeiner objektiven Beſchaffenheit 
nach und nach der Art ſeiner Benutzung geeignet war, erheblichere 
Verletzungen herbeizuführen“. Hiernach ergibt ſich als die 
Anſicht des erſten Richters, daß der Peitſchenſtock bei Beginn 
des Schlagens die Eigenſchaft eines gefährlichen Werkzeuges 
nicht hatte. Daß die Beſchaffenheit des Stockes an ſich während 
ſeiner Anwendung eine Anderung erfahren habe, ſtellt der erſte 
Richter nicht feſt. Es kann ſeine Ausführung nur dahin 
verſtanden werden, daß der zunächſt zur Herbeiführung erheb⸗ 
licherer Verletzungen nicht geeignete Stock erſt infolge ſeiner 
übermäßigen Anwendung an den fortgeſetzt heftig geſchlagenen 
Körperſtellen die hervorgehobenen Schädigungen verurſachen 
konnte. Danach war es aber nicht die objektive Beſchaffenheit 
des Stockes und feine Anwendungsart, ſondern ausſchließlich 
ſeine Anwendungsart, die Geſundheitsgefahren herbeiführte, wie 
ſie auch durch übermäßiges fortgeſetztes Schlagen ohne jedes 
Werkzeug herbeigeführt werden können. Der Begriff des 
gefährlichen Werkzeugs im Sinne des § 223 StGB. erfordert 
aber, daß das Werkzeug nach ſeiner objektiven Beſchaffenheit 
und nach der Art ſeiner Benutzung geeignet iſt, erheblichere 
Körperverletzungen zuzufügen (RGSt. 4, 397). U. d. II. Sen. 
v. 28. Sept. 06 (392/06). 

21. § 237 StGB.] Die Beredung einer Frauensperſon, 
allein ihren Eltern zu entfliehen, oder die Beihilfe zu einem 
ſolchen Vorhaben derſelben reicht nicht aus, um den Begriff des 
„Entführens“ zu erfüllen. Dieſer ſetzt vielmehr, wie nach dem 
gewöhnlichen Sprachgebrauche, ſo auch nach dem Sinne des 
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Geſetzes voraus, daß der Täter die Frauensperſon an einen 
andern Ort, an welchem fie der Willens beſtimmung ihrer Eltern 
entzogen iſt, führt, ihre Verbringung dahin irgendwie bewerk⸗ 
ſtelligt, es iſt mithin ein Mitwirken bei der Entfernung und 
dem Zurücklegen des Weges, — im Gegenſatz zu einer bloß 
pſychiſchen Einwirkung, — erforderlich. Vgl. RGSt. 6, 292 
und Urteil des I. StS. vom 26. Juni 1905, abgedruckt in 
Goltd Arch. 52, 399. U. d. IV. Sen. v. 2. Okt. 06 (401/06). 

22. 8 242 StGB.] Die Angeklagte hat in der Keller⸗ 
abteilung der Zeugin von dem dort lagernden, der Zeugin 
gehörenden Kohlenvorrat etwas in eine von ihr mitgebrachte 
Zinkwanne geſchöpft, aber als ſie während dieſer Arbeit von 
der Zeugin überraſcht und angerufen wurde, ihre Wanne ſofort 
umgeſtürzt und die Kellerabteilung ohne Kohlen verlaſſen. Sie 
durfte folgerichtig nur wegen Verſuchs, nicht wegen eines voll⸗ 
endeten Diebſtahls beſtraft werden. Denn entſcheidend für die 
Frage der Vollendung des Diebſtahls iſt durchaus nicht, ob der 
Täter den Gegenſtand, den er ſich rechtswidrig zueignen will, 
„ergriffen“ oder von ſeiner Stelle bewegt, ſondern einzig und 
allein, ob er ihn bereits in ſeine ausſchließliche Verfügungs⸗ 
gewalt, ſeinen ausſchließlichen Gewahrſam gebracht hat oder 
nicht; daß aber die von der Angeklagten in ihre Wanne ge⸗ 
ſchöpften Kohlen, ſchon durch die Tatſache des Einſchöpfens 
ſelbſt, in ihre ausſchließliche Verfügungsgewalt gelangt wären, 
muß verneint werden. An ſich ſtand die fragliche Kellerabteilung 
im alleinigen Gewahrſam der Zeugin und dieſer Gewahrſam 
umfaßte begrifflich die in der Kellerabteilung befindlichen 
beweglichen Sachen mindeſtens inſoweit und inſolange, als ſie 
mit Wiſſen und Wollen der Zeugin hineingebracht und darin 
waren. Folgerichtig konnten die zum Vorrat gehörenden Kohlen 
dem Gewahrſam der Zeugin — von einer gänzlichen Vernichtung 
abgeſehen — höchſtens dadurch entzogen werden, daß ſie aus 
der Kellerabteilung hinausgeſchafft oder an dem Körper eines 
anderen oder in den Räumen der Kellerabteilung auf eine die 
Ausübung der rechtmäßigen Verfügungsgewalt verhindernde 
Weiſe verſteckt oder endlich von einem anderen ergriffen und 
feſtgehalten oder der Zeugin gewaltſam vorenthalten wurden. 
U. d. I. Sen. v. 2. Juli 06 (1691/05). 

23. 5 243 Ziff. 2 StGB.] Ein Hofraum kann ein Teil 
des Grundſtücks ſein, auf welchem ein Gebäude errichtet iſt, 
aber nicht Teil eines Gebäudes. Teile eines Gebäudes begreift 
das StGB. unter beſtimmten Vorausſetzungen mit unter den 
„Behältniſſen“; der Hofraum iſt aber, wenn er, wie vorliegend, 
auf drei Seiten mit Gebäuden umgeben und auf der vierten 
mit einem Tore abgeſchloſſen iſt, ein „umſchloſſener Raum“ im 
Sinne des Geſetzes. Ebenſo wie das Einſteigen in ein Gebäude 
von einem anderen Gebäude aus den Tatbeſtand des § 243 
Ziff. 2 erfüllt (RGSt. 3, 173), fo iſt auch das Einſteigen in 
ein Gebäude von einem umſchloſſenen Raume aus ein Einſteigen 
von außen, d. h. von einem Platze außerhalb des Gebäudes. 
U. d. V. Sen. v. 19. Juni 06 (242/06). 

24. 5 243 Ziff. 2 StGB.] Von einem bloßen Hinein⸗ 
langen des Angeklagten „von außen“ oder einem einfachen 
Hineinbeugen des Oberkörpers in das Gebäude (RGSt. 4, 175) 
kann in dieſem Falle, in dem die Uhr nur dadurch erlangt 
werden konnte, daß der Angeklagte ſich mit dem einen Knie 
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hinaufgeklettert war, ftüßte, und fo einen Stützpunkt im Innern 
des Gebäudes ſelbſt gewann, nicht geſprochen werden. In 
nicht zutreffender Weiſe legt Beſchwerdeführer Gewicht darauf, 
daß er ein weiteres Hindernis zum Aufſtemmen ſeines Knies 
nicht zu überwinden hatte und darauf, daß er auch nicht einen 
Fuß im Innern des Gebäudes aufgeſetzt, das Gebäude ſomit 
nicht „betreten“ habe. Das den Begriff „des Einſteigens“ 
vorausſetzende Hindernis iſt in der Höhe der äußeren Mauer 
gegeben, ein „Betreten“ im Sinne des „mit den Füßen auf⸗ 
treten“ aber nicht erforderlich. Vielmehr iſt in Übereinſtimmung 
mit der ſprachgebräuchlichen Bedeutung des Wortes „Einſteigen“ 
anzunehmen, daß unter demſelben auch ein mittels Steigens 
bewirktes „Eindringen“ in ein Gebäude derart zu verſtehen iſt, 
daß die Ausführung der Tat von einem Orte aus bewirkt iſt, 
der innerhalb des Gebäudes ſelbſt belegen iſt und den der 
Täter erſt durch das Eindringen in das Gebäude oder den 
umſchloſſenen Raum gewonnen hat, ohne aber ein „Betreten“ 
mit einem Fuße oder beiden Füßen als erforderlich zu ver⸗ 
langen. U. d. III. Sen. v. 24. Sept. 06 (262/06). 

25. 8 244 StGB. 88 262, 297 StPO.] Nach 8 262 StPO. 
entſcheidet das Gericht und nicht die Geſchworenen darüber, ob 
die Vorausſetzungen des Rückfalls bei den ſogenannten Rückfalls⸗ 
verbrechen vorliegen. Die StPO. ſagt aber nicht, daß das 
Gericht auch über das Vorhandenſein von mildernden Umſtänden 
zu befinden habe, wenn das Geſetz für dieſen Fall bei Rückfalls⸗ 
verbrechen eine geringere Strafe androht, vielmehr weiſt 
8 297 StPO. die Beantwortung der Frage nach dem Vor⸗ 
handenſein mildernder Umſtände ausnahmslos den Ge⸗ 
ſchworenen zu. U. d. Ferienſenats v. 28. Auguſt 06 (844/06). 

26. 88 253, 263 StGB.] Zu beanſtanden iſt die An⸗ 
nahme der Idealkonkurrenz zwiſchen verſuchtem Betruge und 
verſuchter Erpreſſung gegenüber dem feſtgeſtellten Tatbeſtande. 
Inſoweit in der Rechtſprechung die Möglichkeit idealer 
Konkurrenz von Erpreſſung und Betrug anerkannt iſt, liegt dem 
der Gedanke zugrunde, daß Verhältniſſe denkbar ſind, in denen 
neben den durch Drohung hervorgerufenen Vorſtellungen 
gefliſſentliche Irrtumserregungen über anderweite, mit dem in 
Ausſicht geſtellten Übel nicht im Zuſammenhange 
ſtehende Tatſachen auf die Entſchließung jemandes eingewirkt 
haben, ſo daß dieſe teils dem Einfluſſe der Furcht, teils dem 
ſelbſtändigen Einfluſſe von Täuſchungen zuzuſchreiben iſt. 
Idealkonkurrenz von Erpreſſung und Betrug muß aber überall 
da als ausgeſchloſſen gelten, wo die neben der Drohung her⸗ 
laufende Irrtumserregung nur darauf berechnet iſt, das in 
Ausſicht geſtellte Abel in einem möglichſt grellen Lichte 
erſcheinen zu laſſen. (RGSt. 20, 326 ff.; Goltd Arch. 38, 
54 ff.; 51, 194.) U. d. III. Sen. v. 25. Juni 06 (71/06). 

27. 8 259 StGB.] Zwar erwirbt der Wilderer nicht 
durch die Aneignung des Wildes das Eigentum desſelben. 
Einem ſolchen Eigentumserwerb ſteht die Beſtimmung des $ 958 
Abſ. 2 BGB. entgegen. Unberührt davon bleiben aber die 
Vorſchriften über den Erwerb des Eigentums in gutem Glauben 
(8 932 BGB.). Hätte alſo der Beſchwerdeführer den Haſen 
in gutem Glauben von dem Wilderer erworben, ſo würde er, 
da 8 935 BGB. nicht entgegenſteht, Eigentümer des Haſen 
geworden ſein. Dann iſt aber rechtsgrundſätzlich die Annahme 
einer die Hehlerei bedingenden Handlung ausgeſchloſſen. Das 
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Urteil des RG. vom 22. Januar 1900 — RGSSt. 33, 120 — 
trifft hier nicht zu. Dort handelte es ſich um die Frage, ob 
der gutgläubige Erwerber einer geſtohlenen Sache ſich der 
Hehlerei ſchuldig machen könne, wenn er nachträglich Kenntnis 
davon erhält, daß die Sache mittels einer ſtrafbaren Handlung 
erlangt war, und er nunmehr zu einer Verheimlichung ſchreitet 
So liegt die Sache hier aber nicht. Hier war kein Eigentümer 
vorhanden, dem der Angeklagte, wenn er den Haſen gutgläubig 
erworben hatte, hätte weichen müſſen. Denn der Wilderer, 
dem ein Recht zur Okkupation nicht zuſteht, kann durch ſein 
unbefugtes Handeln keinerlei Eigentumsrechte begründen, weder 
für ſich, noch als „unfreiwilliger Repräſentant“ des Jagd⸗ 
berechtigten für dieſen. Das von dem Wilderer erbeutete Wild 
bleibt herrenlos, bis es entweder der Jagdberechtigte in Veſiz 
bekommt, oder ein gutgläubiger Dritter erwirbt. U. d. IV. Sen. 
v. 25. Sept. 06 (304/06). 

28. 8263 StGB.] Dadurch allein, daß der Gläubiger 
dem Gerichtsvollzieher eine Perſon als identiſch mit dem 
Schuldner bezeichnet, wird der Gerichtsvollzieher weder berechtigt 
noch verpflichtet, den Auftrag zur Zwangsvollſtreckung ohne 
weiteres gegen die bezeichnete Perſon als Schuldner auszuführen, 
ſondern er muß vor deren Vornahme die Identität der Perſon 
mit dem Schuldner ſelbſtändig prüfen und es find in dieſer 
Richtung ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen beſtimmte Grenzen 
nicht gezogen. Es muß daher nicht unbedingt ſchon darin 
allein eine Pflichtverletzung des Gerichtsvollziehers erblickt 
werden, daß er der nicht ſofort widerlegbaren Behauptung der 
ihm als Schuldner bezeichneten Perſon, mit dieſem nicht identich 
zu fein, Glauben ſchenkt, und noch weniger muß dies dann 
geſchehen, wenn jene Behauptung, wie im vorliegenden Fale, 
durch die Hinweiſung auf beſtimmte Umſtände näher begründet 
und glaubhaft gemacht wird. Durch ſolche, die Vornahme einer 
Vollſtreckungshandlung hindernde falſche Behauptungen lam 
daher der Gerichtsvollzieher ſehr wohl — ohne Verletzung 
ſeiner Amtspflichten — in einen Irrtum verſetzt werden, der 
als urſächlich für eine je nach der Lage des Falles in der 
Vereitelung der Zwangsvollſtreckung für den Gläubiger liegende 
Vermögensbeſchädigung zu erachten iſt. U. d. V. Sen. b. 
2. Okt. 06 (350/06). 

29. 8 263 StGB.] Der erſte Richter erblickt ohne jede 
nähere Darlegung in der vom Angeklagten bezweckten und auch 
erreichten „Siſtierung der Verſteigerung der Pfänder“ allem 
ſchon das Merkmal der Vermögensbeſchädigung unbeſchadet der 
als erwieſen angenommenen Tatſache, daß die Pfändung auf: 
recht erhalten geblieben iſt. Allein das bloße Hinausſchieben 
der Verſteigerung im Zwangsvollſtreckungsverfahren, ohne dir 
Einſtellung dieſes Verfahrens ſelbſt, birgt noch nicht unter allen 
Umſtänden einen Vermögensſchaden in ſich, wie bie Reriſim 
zutreffend hervorhebt. — RGgſpr. 1, 499. — Wäre vorliegend 
insbeſondere, worüber die Urteilsgründe keinen Auſſchluß geben, 
der Gewahrſam an den gepfändeten Mobiliargegenſtänden vom 
Gerichtsvollzieher dem Schuldner, nämlich dem Vater des Ar 
geklagten, nicht belaſſen worden — 8 808 Abſ. 2 38D. —, 
fo ließe ſich nicht abſehen, inwiefern hier von einer Vermögens 
beſchädigung oder auch nur von einer eine ſolche in nd 
ſchließenden Vermögensgefährdung die Rede fein könnte, da der 
Schuldner die Möglichkeit der tatſächlichen Verfügung über 
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feine Sachen in eigenem Intereſſe und etwa zum Nachteil des 
Gläubigers nicht mehr gehabt hätte, wogegen der Gläubiger 
bei dem ſicheren Beſitz und Gewahrſam der Pfänder ſeitens 
des Gerichtsvollziehers für ſeine Forderung mit nur 72 Mark 
68 Pfennig durch den Wert der zu 190 Mark geſchätzten 
Sachen anſcheinend hinlänglich für Hauptſumme, Zinſen und 
Koſten gedeckt geweſen wäre. Das Urteil entbehrt hiernach, 
ſoweit die Vermögensbeſchädigung des Gläubigers in Betracht 
kommt, der ausreichenden tatſächlichen Grundlage. U. d. I. Sen. 
v. 2. Juli 06 (1087/05). 

30. 8 267 StGB.] Die Nummern auf fogenannten 
Nummerpfählen, die von der Forſtverwaltung zum Zwecke des 
Verkaufs geſchlagenen Holzes an den einzelnen Holzhaufen an⸗ 
gebracht waren und die ſich ſowohl im Protokollbuche der 
Forſtverwaltung wie auf den den Käufern nach dem Zuſchlage 
ausgehändigten Zetteln befanden, können als Urkunden an⸗ 
geſehen werden, wenn ſie dazu beſtimmt waren, die Übergabe 
der einzelnen Holzhaufen an den Käufer und den Übergang 
des Eigentums nach Abſicht der Kontrahenten zu erweiſen 
(vgl. RGSt. 14, 180; 17, 105 und 350 oben; 25, 245). 
Der Vorderrichter hat aber jene Folgerung nicht nur nicht 
gezogen, ſondern ausdrücklich feſtgeſtellt, daß mit der Anbringung der 
Nummern auf den Pfählen kein anderer Zweck verfolgt 
worden iſt als die Herſtellung von Erkennungszeichen, die bis 
zur Auktion dem Verkäufer zu Aufzähl: und Bezeichnungszwecken, 
nach derſelben und nach erteiltem Zuſchlage aber dem Käufer 
zur Wiederauffindung des einzelnen, ihm laut Zuſchlagzettel zu 
Eigentum übertragenen Holzhaufens bei der Abfuhr dienen 
ſollten. Damit entfiel die Vorausſetzung der Beweis— 
beſtimmung ſeitens der Kontrahenten, auf Grund deren in dem 
Urteile des erkennenden Senats vom 10. Januar 1905 
D. 1461/04) die Eigenſchaft der auf dem Baumſtamm an: 
gebrachten Zahl als eines urkundlichen Beweismittels vom 
Zeitpunkt des abgeſchloſſenen Verkaufs ab anerkannt iſt. U. d. 
II. Sen. v. 2. Okt. 06 (1202/05). 

31. § 267 StGB.] Das Zeugnis eines Provinzial⸗ 
ſchulkollegiums, in welchem beſcheinigt wird, daß der Inhaber 
vorſchriftsmäßig pro schola geprüft worden, und daß er zur Ver⸗ 
waltung eines Lehramts an einer allgemeinen Stadtſchule genügend 
befähigt iſt, geht durch die Beſcheinigung der für die Begründung 
eines öffentlich- rechtlichen Verhältniſſes erheblichen Tatſache 
der Vornahme und des Beſtehens der ſtaatlich vorgeſchriebenen 
Prüfung über den Rahmen eines bloßen „Fähigkeitszeugniſſes“ 
hinaus, und das Zeugnis iſt in dieſer Hinſicht auch nicht unter 
den Begriff eines — zu Legitimationszwecken — „auf Grund 
beſonderer Vorſchriften auszuſtellenden Zeugniſſes“ zu bringen. 
U. d. IV. Sen. v. 29. Juni 06 (344/06). 

32. 88 267, 269 StGB.] Zwar ſind „Legitimations⸗ 
atteſte bei Veräußerung von Pferden“ im Sinne der Verordnung 
vom 13. Februar 1843 — Geſetzſamml. S. 75 — als öffent⸗ 
liche Urkunden anzuſehen. RGRſpr. 8, 247; RGSt. 28, 43 
(44/45). Ein rechtsgültiges Atteſt dieſer Art liegt aber dann 
nicht vor, wenn der Gemeindevorſtand das Formular zu einem 
ſolchen Atteſte nur teilweiſe ausgefüllt hatte, indem er die 
Spalten, die zur Bezeichnung des Eigentümers und des mit 
der Veräußerung Beauftragten ſowie zur Angabe, daß es ſich 
um ein zu veräußerndes Pferd handle und von welcher Be— 
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ſchaffenheit es ſei, noch offen ließ, weil dieſe Spalten der An- 
geklagte, dem das Schriftſtück dazu übergeben wurde, ſelbſt 
ausfüllen ſollte. Das ſo geſtaltete Schriftſtück war lediglich ein 
Blankett, das durch geeignete Ausfüllung zwar ein Legitimations⸗ 
atteſt im Sinne der Verordnung werden konnte, vorher dieſe 
Eigenſchaft aber nicht beſaß. Denn es fehlte ihm noch der 
nach der Verordnung weſentliche Inhalt. Zwar iſt das Blankett 
demnächſt vom Angeklagten derart vervollſtändigt worden, daß 
es ſich in ſeiner äußeren Erſcheinung als ein Atteſt im Sinne 
der Verordnung und damit als eine öffentliche Urkunde darſtellt. 
In Wirklichkeit fehlt ihm aber dieſe Eigenſchaft, da die Ver⸗ 
vollſtändigung eine unbefugte war. Es kann dabei ganz 
unerörtert bleiben, ob der Gemeindevorſteher die weitere Aus⸗ 
füllung eines Blanketts, ſowie es hier geſchehen war, demjenigen, 
dem das Atteſt als Ausweis dienen ſoll, ſelbſt überlaſſen darf 
und ob die auf Grund einer ſolchen Ermächtigung erfolgende 
Ausfüllung eine öffentliche Urkunde entſtehen läßt. Denn jeden⸗ 
falls könnte dieſe Rechtswirkung nur eintreten, wenn die Aus⸗ 
füllung der erteilten Ermächtigung entſprechend geſchehen wäre. 
U. d. V. Sen. v. 8. Juni 06 (173/06). 

33. 5 274 Ziff. 1 StGB.] Das Geſetz fordert weder 
nach ſeinem Wortlaute noch nach ſeinem Sinne, daß derjenige, 
welchem gegenüber die Urkunde unterdrückt wird, mit demjenigen 
identiſch ſein müßte, welchem Nachteil zugefügt werden ſoll. 
Ebenſowenig liegt es im Begriffe der „Unterdrückung“, daß 
die Urkunde dem Berechtigten für alle Zukunft unzugänglich 
gemacht wird. Auch eine zeitweilige Vorenthaltung der 
Urkunde kann ſich als Unterdrückung darſtellen. Das trifft 
namentlich dann zu, wenn, wie hier, der beabſichtigte Nachteil 
gerade dadurch herbeigeführt werden ſoll, daß die Urkunde 
innerhalb eines gewiſſen Zeitraumes vorenthalten wird, 
während für den Täter ein weiteres Intereſſe am Vor⸗ 
enthalten nicht beſteht. U. d. V. Sen. v. 10. Juli 06 (238/06). 

34. 8 274 Ziff. 2 StGB.] Merkmale, welche nur in 
Ausübung der nach $ 5 des preußiſchen Enteignungsgeſetzes 
vom 11. Juni 1874 zuläſſigen Befugniſſe auf fremdem Grund 
und Boden angebracht worden ſind, können nicht als Grenz⸗ 
zeichen im Sinne des 8 274 Nr. 2 StGB. gelten. Iſt auch 
nicht zu fordern, daß der Setzung ein dauernder oder länger 
andauernder Zweck zugrunde liegt (vgl. RGSt. 16, 280; 
20, 196), ſo iſt doch erforderlich, daß bereits ein ſelbſt zur 
Beurkundung einer Grenze dienendes Merkmal geſchaffen 
iſt. Vgl. die zitierten Entſcheidungen 31, 147. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung aber trifft bei Zeichen der hier fraglichen Art nicht zu, 
welche keinen anderen Zweck haben, als dasjenige Land, welches 
in Zukunft in Anſpruch genommen werden ſoll, zur Zeit 
aber einer den Grundſtücksbeſitzer beſchränkenden Berechtigung 
des Unternehmers nicht unterworfen iſt, vorläufig und nur für 
die einſeitigen Zwecke des Unternehmers kenntlich zu machen. 
Das Aufſtellen ſolcher Zeichen hat, entſprechend dem Charakter 
der Handlungen, zu denen die gemäß $5 a. a. O. erlaſſene 
Anordnung allein ermächtigt, lediglich die Bedeutung einer 
vorbereitenden, der Ermittelung des ſpäter zu enteignenden 
Landes dienenden Maßregel. U. d. IV. Sen. v. 25. Sept. 06 
(43/06). 

35. 5 286 StGB.] Glücksſpiel im weiteſten Sinn iſt 
jedes Spiel, bei dem die Entſcheidung über Gewinn oder Verluſt 
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ausſchließlich oder doch hauptſächlich vom Zufall abhängt. Die 
bei Poker offene Möglichkeit des verdeckten Kartenumtauſches 
oder „Kaufens“ ſpricht nicht gegen ſeine Qualifikation als 
Glücksſpiel. Denn mag auch vom Boden der Durchſchnitts⸗ 
oder Wahrſcheinlichkeitsberechnung aus die Entſchließung, ob 
und in welchem Umfang „gekauft“ werden ſoll, durch einen 
erfahrenen, aufmerkſamen und vorſichtigen Spieler im allgemeinen 
richtiger und daher ausſichtsreicher als durch einen gleichgültigen 
und haſtigen Anfänger erfolgen, ſo gibt im einzelnen doch wieder 
der Zufall den letzten Ausſchlag über das mit dem „Kaufen“ 
erzielte wirkliche Ergebnis; von der Geſchicklichkeit des Spielers 
hängt alſo lediglich die Wahl zwiſchen dem Verharren bei einer 
ſchon vorliegenden Zufallseniſcheidung und dem Anrufen einer 
neuen Zufallsentſcheidung ab, wogegen es unter allen Um⸗ 
ſtänden bei einer Zufallsentſcheidung bewendet. U. d. I. Sen. 
v. 11. Juni 06 (1443/05). 

36. 5 288 StGB.] Gegenüber Wortlaut und Zweck 
des § 288, deſſen Tatbeſtand den Eintritt eines Erfolges der 
Vereitelung nicht vorausſetzt, ſich vielmehr darin erſchöpft, daß 
bei einer drohenden Zwangsvollſtreckung der Schuldner in der 
Abſicht, die Befriedigung des betreffenden Gläubigers zu 
vereiteln, einen Beſtandteil ſeines Vermögens veräußert, der 
dem Zugriffe des Gläubigers rechtlich offen ſteht, kann es für 
die Anwendung dieſes Strafgeſetzes nicht ausſchlaggebend ſein, 
ob der veräußerte Vermögensbeſtandteil einen wirtſchaftlichen 
Wert beſaß, der es dem betreffenden Gläubiger tatſächlich 
ermöglichte, auch nur teilweiſe aus ihm Befriedigung zu er⸗ 
langen. Das Geſetz unterſcheidet die Vermögensbeſtandteile, 
deren Veräußerung unter Strafe geſtellt iſt, nicht nach Art und 
Wert; es ahndet, um Gefährdung der Gläubiger vorzu⸗ 
beugen, den verbrecheriſchen Willen deſſen, der unter den 
hervorgehobenen Umſtänden mit der erwähnten Abſicht handelt. 
U. d. IV. Sen. v. 29. Juni 06 (1378/05). 

37. 8 291 StGB.] Der Satz, daß regelmäßig an 
Munition und Munitionsteilen durch Verſchießen das Eigentum 
verloren gehe, ſo daß Ausnahmen der Begründung bedürfen, 
entſpricht nicht dem 8 959 BGB. Der $ 291 StGB. ſpricht 
nur von Artilleriemunition und von Bleikugeln und iſt nicht 
geeignet, eine Regel der Herrenloſigkeit der Meſſinghülſen ver⸗ 
ſchoſſener Gewehrpatronen zu begründen. Der Satz, daß, wenn 
der Eigentumsverluſt verneint werden ſolle, phyſiſche Hinderniſſe 
dem Betreten des fiskaliſchen Platzes, auf welchem dort ver⸗ 
ſchoſſene Munition an unbekannten Stellen liegen geblieben ſei, 
entgegenſtehen müßten, ſteht nicht im Einklang mit dem Rechts⸗ 
grundſatz, daß das Eigentum an beweglichen Sachen nur aus 
beſtimmten geſetzlichen Gründen verloren wird. Soweit etwa der 
Verluſt des Beſitzes gemeint iſt und daraus ein Schluß auf die 
Abſicht der Eigentumsaufgabe gezogen werden kann, kommt in 
Betracht, daß nach den weſentlich maßgebenden Verkehrs⸗ 
anſchauungen der Beſitz einer von dem Eigentümer auf ſeinem 
Grundſtück gelaſſenen Sache nicht lediglich durch ſeine Un⸗ 
bekanntſchaft mit der Stelle, wo ſie ſich gerade befindet, ver⸗ 
loren wird, ſelbſt wenn das Grundſtück für Dritte frei zugänglich 
iſt, zumal wenn deſſen Betreten durch Warnungstafeln verboten 
iſt. U. d. II. Sen. v. 1. Juni 06 (953/05). 

38. 8 302 a StGB.] Für die Beſtimmung des in 
§ 302 a StGB. enthaltenen Begriffs eines denſelben wirtſchaft⸗ 
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lichen Zwecken wie ein Darlehn dienenden zweiſeitigen Rechte; 
geſchäftes iſt nicht maßgebend, welchen Zweck der Wucherer 
mit dem Geſchäfte verfolgt, ſondern nur, zu welchem Zweck es 
von dem anderen Teile abgeſchloſſen iſt. Eine Befriedigung 
des Geldbedürfniſſes, welches den wirtſchaftlichen Zweck des 
Darlehns bildet, kann auch mittelbar dadurch erfolgen, daß den 
Geldbedürftigen ein geldwerter Gegenſtand übergeben wird, den 
er in bares Geld umſetzen kann. Ob der Umſatz gelingt, und 
welchen Verluſt der Geldſucher dabei erleidet, iſt bedeutungslos. 
U. d. v. Sen. v. 3. Juli 06 (320/06). 

39. 5 303 StGB.] Beſchädigung iſt nicht ohne weiteres 
der teilweiſen Zerſtörung gleich zu ſetzen. Unter der Zerſtörung 
einer Sache iſt eine ſo weitgehende Beſchädigung derſelben zu 
verſtehen, daß fie dadurch für ihren Zweck völlig unbrauchbar, 
alſo ihrem Weſen nach aufgehoben wird. Die Zerſtörung lam 
auch eine nur teilweiſe ſein; dieſe liegt ſowohl dann vor, wenn 
einzelne Teile der Sache, denen eine ſelbſtändige Gebrauchs⸗ 
beſtimmung beiwohnt, hierfür unbrauchbar gemacht ſind, als 
auch ſchon dann, wenn ſie für einzelne ihrer Zweckbeſtimmungen 
beziehungsweiſe für eine gewiſſe urſprünglich mit ihr verbundene 
Gebrauchsart unmöglich gemacht iſt. U. d. 5. Sen. v. 8. Juni 06 
(176/06). 

40. 8 303 StGB.] Nach der Rechtſprechung des NO. 
iſt unter einem Bauwerk, entſprechend dem gemeinen deutſchen 
Sprachgebrauch, eine durch menſchliche Arbeit geſchaffene, mit 
dem Grund und Boden untrennbar verbundene und zum Zwecke 
einer gewiſſen Dauer hergeſtellte Einrichtung zu verſtehen. 
Die Urteilsgründe ſchildern den hier fraglichen Durchlaß als 
beſtehend aus den je 1 m langen und ca. 30 em weiten Ton 
röhren, die ineinandergeſchoben ca. I m tief in die Erde 
eingelaſſen und mit feſtgeſtampfter Erde bedeckt waren. Die 
Zerſtörung erblickt der erſte Richter darin, daß der Angeklagte 
die über den Röhren liegende Erde herausgrub, die Röhren 
mittels einer Stange aufhub und fortwarf. Hiernach ſcheinen 
die Tonröhren nicht beſchädigt zu fein; es war dam also 
möglich, ſie unbeſchadet ihrer Integrität aus der Erde wieder 
herauszunehmen. Dann könnte von einer untrennbaren Ber: 
bindung mit dem Grund und Boden keine Rede fein. Ferner 
ſcheint es, als ob die Röhren ohne weitere Befeſtigung unter⸗ 
einander einfach ineinandergeſchoben waren, alſo ebenſo einfach 
wieder auseinandergenommen werden konnten, ſo daß eine 
haltbare, auf Dauer berechnete Vereinigung, wie fie der Begrif 
des Bauens nach dem allgemeinen Sprachgebrauch erfordert, 
nicht hergeſtellt geweſen wäre. Ob irgend welche beſondere 
Anlagen gemacht waren, um fie in ihrer Lage feſtzuhalten oder 
um den Anfang oder das Ende des Durchlaſſes zu befeſtigen, 
iſt aus den Urteilsgründen nicht zu entnehmen. Nach bet 
oben wiedergegebenen Beſchreibung handelt es ſich lediglich um 
die Schaffung eines hohlen Raumes unter der Erde, der dun 
die Röhren offen gehalten werden ſollte. Für ähnliche Röhren, 
nämlich Brunnenröhren, hat auch der VII. 36. in dem Urteil 
vom 20. November 1903 (RGZ3. 56, 41) ausgeſprochen, daß 
fie nach dem herrſchenden Sprachgebrauch kein Bauwerk ſeirn 
U. d. I. Sen. v. 23. Mai 06 (1192/05). 

41. 5 304 StGB.] Grabdenkmälern verleiht das Straß 
geſetz den Schutz des § 304. Das Geſetz kommt als das 
ſpeziellere ausſchließlich zur Anwendung lalſo nicht 9 160, 
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wenn nicht auch andere Teile des Grabes beſchädigt ſind. 
In dem Wegnehmen, Entfernen des Grabſteins liegt noch nicht 
ohne weiteres ein „Beſchädigen“ im Sinne des Geſetzes. Es 
muß eine Einwirkung auf die Subſtanz des Grabes, hier des 
Grabhügels, oder des Grabſteins erwieſen ſein, die Unverſehrtheit 
des einen oder anderen muß beſeitigt ſein. Dabei iſt zu 
beachten, daß nicht jede Einwirkung ſich auch ſchon als Be⸗ 
ſchädigung darſtellt, es muß noch hinzukommen, daß durch 
die Einwirkung die Brauchbarkeit der Sache für die ihr 
gegebene konkrete Zweckbeſtimmung herabgemindert oder ſonſt 
das Intereſſe des Berechtigten an der Unverſehrtheit beein⸗ 
trächtigt wird. (RGSt. 33, 178.) U. d. III. Sen. v. 28. Juni 06 
(292/06). 

42. 5 308 StGB.] „Landwirtſchaftliche Erzeugniſſe“ 
ſind alle Rohprodukte der Ausnutzung des Grund und Bodens 
im Gegenſatz zu ſolchen Gegenſtänden, welche wie Sand, Erde, 
Ton, Steine, Torf der Subſtanz des Bodens ſelbſt entnommen, 
nicht durch deſſen Bewirtſchaftung gewonnen werden. Sie hören 
auf, landwirtſchaftliche Erzeugniſſe zu ſein, wenn ſie eine die 
herkömmlichen Grenzen der Landwirtſchaft überſchreitende, nicht 
mehr rein kulturelle, ſondern fabrik⸗ oder handwerksmäßige 
Be⸗ oder Verarbeitung erfahren haben oder wenn durch die 
Art ihrer Verwendung eine Veränderung ihrer Subſtanz ein⸗ 
getreten iſt, nicht dagegen dadurch, daß ſie aus der Hand des 
landwirtſchaftlichen Produzenten in den Handelsverkehr übergehen. 
U. d. III. Sen. v. 28. Mai 06 (349/06). 

43. § 328 StGB. $ 12 Viehſeuchengeſetz.] Die Form⸗ 
vorſchrift des §S 12 Abſ. 2 S. 2 des Viehſeuchengeſetzes, welcher 
lautet: „die Anordnung iſt dem Beſitzer der Tiere oder ſeinem 
Vertreter entweder zu Protokoll oder durch ſchriftliche Verfügung 
zu eröffnen“ iſt an ſich eine derart kategoriſche, daß von ihrer 
Befolgung die Verbindlichkeit und ſtrafrechtliche Wirkſamkeit 
der getroffenen Anordnung überhaupt abhängt, und mithin eine 
in welcher anderen Form erlaſſene und bekannt gemachte 
Weiſung des Tierarztes als Grundlage für die Anwendbarkeit 
des 8 328 StGB. gar nicht dienen könnte. Der innere 
Gedanke, welcher der Beſtimmung des § 12 zugrunde liegt, 
rechtfertigt aber die Auffaſſung, daß das Erfordernis der 
Eröffnung zu Protokoll erfüllt iſt, wenn der Tierarzt einmal 
die zu befolgende Maßregel inhaltlich durch das Protskoll ſelbſt 
feſtgeſtellt, und zweitens, wenn er in irgend welcher Weiſe, 
wenn auch nur mündlich, ſeine Anordnung als ſolche dem 
Beteiligten bekannt macht, und endlich aus dem Protokoll 
hervorgeht, daß es geſchehen iſt. Nicht notwendig dagegen iſt, 
daß der Tierbeſitzer von dem Inhalte des Protokolls von Wort 
zu Wort, ſei es durch deſſen Verleſung, ſei es durch eigenes Durch⸗ 
leſen Kenntnis erhält. U. d. III. Sen. v. 28. Juni 06 (147/06). 

44. 5 345 StGB.] Zwar erfolgt nach § 483 Abſ. 1 
StPO. die Strafvollſtreckung durch die Staatsanwaltſchaft und 
erſchöpft ſich, wo Freiheitsſtrafen verhängt ſind, die Straf⸗ 
vollſtreckung begrifflich nicht ſchon mit der Einlieferung des 
Verurteilten in die Strafanſtalt, ſondern umfaßt ſie auch die 
Verwirklichung der Strafverbüßung ſelbſt. RGSt. 5, 332 (334); 
21, 424 (426); 30, 135 (137). Allein damit iſt nicht eine 
allgemeine und ausnahmsloſe Verpflichtung der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft geſchaffen, auch die Berechnung der Strafzeit, d. h. deren 
im Verhältnis zu ihrem tatſächlichen Beginn und zu ihrer 
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ſich nach Maßgabe der landesrechtlichen ei Caaſhaft unter 
welcher Behörde bie Abgrenzung der Dauer er 3 
Berückſichtigung ihrer Anfangszeit obliegt und w er 
fall die Staatsanwaltſchaft die nach der an ee 
urteilten immer ihr gebührende Nachprüfung der nn 5 
vorzunehmen hat. Sind die Einrichtungen ſo getroffen, 
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erſt nach abgeſchloſſenem Strafvollzug von der g 
3 erhalt ſo braucht ſie beim Zutreffen der 5 
ſetzungen auch nicht früher mit der Nachprüfung ſich zu 1 
In Bayern werden nach Art. 26 AG. z. SPD. vom 18. Aug 
1879, und 8 66 Ziff. 1 a der „Vorſchriften für die Geſchäfts⸗ 
behandlung in den zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte ge⸗ 
hörigen Strafſachen“ (Beilage zum JMBl. für das Königreich 
Bayern 1879 S. 29 f.) die gegen Erwachſene erkannten Haft⸗ 
ſtrafen in den Amtsgerichtsgefängniſſen vollzogen; nach 8 7⁰ 
Abſ. 1 Ziff. 1 und $ 77 Abſ. 1 wird die Vollſtreckung der im 
Amtsgerichtsgefängnis zu erſtehenden Strafen, wenn der Ver⸗ 
urteilte ſich innerhalb des Amtsgerichts bezirks auf freiem Fuß 
befindet, durch Erlaſſung einer Vorladung zum Strafantritt 
eingeleitet und zur Überwachung des Vollzugs vom Amtsrichter 
eine Vormerkungsliſte geführt. Hierdurch kommt unzweideutig 
zum Ausdruck, daß die Abgrenzung der Strafzeit unter Be⸗ 
achtung ihres Anfangspunkts dem Amtsrichter zuſteht. Nirgends 
aber befindet ſich eine Beſtimmung, wonach der Amtsrichter 
den Wortlaut ſeiner Vorladung zum Strafantritt oder ſeinen 
dem Gefängniswärter erteilten Strafvollſtreckungsbefehl oder 
ſeinen grundlegenden Eintrag in die Vormerkungsliſte dem die 
Strafvollſtreckung betreibenden Staatsanwalt zur Einſicht oder 
gar Prüfung mitzuteilen oder der betreibende Staatsanwalt die 
Befugnis oder Pflicht hätte, vom Amtsrichter ungeſäumte Vor⸗ 
lage der Strafzeitberechnung zu verlangen oder die amtsrichter⸗ 
liche Berechnung noch während und vor dem Abſchluß des 
Strafvollzugs nachzuprüfen. Mangels einer derartigen bindenden 
Beſtimmung erſcheint der Staatsanwalt auch nicht kraft ſeiner 
Amtspflicht gezwungen, jede ihm zufällig ſich bietende Gelegen⸗ 
heit zur Vergleichung der amtsrichterlichen Strafzeitberechnung 
mit dem Inhalt des in Vollſtreckung begriffenen Urteilsſatzes 


zu benutzen. U. d. I. Sen. v. 31. Mai 06 (1323/05). 


45. § 350 StGB.] Der Umſtand, daß der Angeklagte 
nach 8 25 Abſ. 2 Satz 2 der Dienſtanweiſung für Landbrief⸗ 
träger vom 1. November 1891 Geldbeträge zur Übermittelung 
durch Poſtanweiſung nur annehmen durfte, wenn ihm zugleich 
die ausgefüllte Poſtanweiſung übergeben wurde (vgl. auch den 
Zuſatz zu § 33 der früheren Dienſtanweiſung vom 1. Mai 1882) 
und daß er in den vorliegenden Fällen die Gelder dieſer Vor⸗ 
ſchrift entgegen ohne die ausgefüllten Poſtanweiſungen annahm 
und es übernahm, die Poſtanweiſungen ſelbſt auftragsgemäß 
auszufüllen, machte, wie der II. StrS. in dem Urteile vom 
4. April 1884, RGRſpr. 6, 271, in einem ähnlich gelagerten 
Fall ausgeſprochen hat, die amtliche Annahme nicht zu einer 
außeramtlichen, der erforderliche unmittelbare urſächliche Zu⸗ 
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ſammenhang zwiſchen den dienſtlichen Obliegenheiten des An⸗ 
geklagten und der Empfangnahme der Gelder blieb trotzdem 
beſtehen. Das erwähnte Urteil des II. StrS. hatte allerdings 
im Hinblicke auf die früher geltende Dienſtanweiſung für Land⸗ 
briefträger vom 1. Mai 1882 einen Fall im Auge, in welchem 
der Briefträger mit Poſtanweiſung zu verſendendes Geld an⸗ 
genommen hatte, ohne zu deſſen Annahme verpflichtet zu ſein, 
während vorliegend nach den Beſtimmungen der Dienſtanweiſung 
vom 1. November 1891 der Angeklagte das Geld beſtehendem 
dienſtlichen Verbote zuwider angenommen hatte. Das Geld 
war aber auch in dieſem Falle von ihm „in amtlicher Eigen⸗ 
ſchaft empfangen“, da die Hingabe in der Meinung der Be⸗ 
rechtigung des Beamten geſchehen war und hiermit der erforderliche 
unmittelbare urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der dienſtlichen 
Obliegenheit und der Empfangnahme beſtand. U. d. III. Sen. 
v. 18. Juni 06 (176/06). 

46. 5 363 StGB.] Der Begriff des „beſſeren Fort⸗ 
kommens“ umfaßt nicht bloß Erzielung „materieller“ Vorteile, 
ſondern die Verbeſſerung der Lebenslage im allgemeinen, 
darunter idealer Güter und Annehmlichkeiten des Lebens, ſo 
der äußeren Geltung und Wertſchätzung der Perſon, des kon⸗ 
feſſionellen Friedens und dergl. Die Fälſchung eines als 
Legitimationspapier erachteten pfarramtlichen Taufzeugniſſes 
behufs Erreichung der kirchlichen Trauung fällt alſo unter $ 365. 
U. d. IV. Sen. v. 22. Juni 06 (607/06). 


II. Strafprozeßordnung. 


47. 88 48 ff. StPO.] Nachdem veranlaßt durch eine 
von der Angeklagten ſelbſt abgegebene Erklärung die Vernehmung 
des Verteidigers als Zeugen angeordnet worden war, iſt ohne 
Geſetzes verletzung feine weitere Tätigkeit als Verteidiger für 
unzuläſſig erachtet worden. Vgl. RGSt. 24, 104. Der Um⸗ 
ſtand, daß der Verteidiger über etwas, was ihm als Rechts⸗ 
beiſtand von der Angeklagten anvertraut war, die Zeugnisablage 
verweigern durfte, kann dem bezüglichen Beſchluſſe nicht ent⸗ 
gegengehalten werden, weil aus dieſem Verhältniſſe ein Einwand 
gegen die Anordnung, daß er als Zeuge vernommen werden 
ſolle, nicht erhoben worden ft, und er auch demnächſt mit Zu⸗ 
ſtimmung der Angeklagten wirklich Zeugnis abgelegt hat. Un⸗ 
richtig iſt ferner die in der Reviſion aufgeſtellte Anſicht, daß in 
der bezeichneten Richtung ein definitiver Beſchluß nicht habe 
gefaßt werden dürfen, weil je nach Geſtalt der abzugebenden 
Zeugenausſage ſeine weitere Zulaſſung als Verteidiger nicht 
abſolut ausgeſchloſſen geweſen ſei. Wenn letzteres der Reviſion 
zugegeben werden kann, ſo iſt doch andererſeits zu berückſichtigen, 
daß das Gericht an ſeinen Beſchluß nicht gebunden war, bei 
veränderter Sachlage vielmehr jederzeit davon abgehen konnte. 
U. d. IV. Sen. vom 29. Juni 06 (628/06). 

48. 3 56 Nr. 3 SPD] Die Annahme, daß der 
Zeuge S. der Teilnahme an der den Gegenſtand der Unter⸗ 
ſuchung bildenden Tat nicht verdächtig ſei, muß im Hinblick 
auf die Urteilsfeſtſtellungen Bedenken erregen. Dem Angeklagten 
war zur Laſt gelegt, durch eine und dieſelbe Handlung Himbeer⸗ 
ſyrup zum Zwecke der Täuſchung im Handel und Verkehr ver⸗ 
fälſcht und den ſo verfälſchten Himbeerſaft unter Verſchweigung 
der Verfälſchung verkauft zu haben. Das Urteil nimmt an, 
daß der Angeklagte den an S. zum Zwecke der Weiter⸗ 


M 21. 1906. 


veräußerung verkauften Himbeerſirup durch Färbung mit Teer⸗ 
farbe verfälſcht und hierbei beabſichtigt habe, die Abnehmer 
des S. über die Beſchaffenheit der Ware zu täufchen. Dieſe 
Annahme gründet ſich auch auf die Erwägung, daß der An⸗ 
geklagte eine Mitwirkung des S. bei dieſer Täuſchung voraus: 
ſetzte, inſofern er gewußt haben ſolle, daß S. die Ware ohne 
Angabe des ihm mitgeteilten Farbſtoffzuſatzes weiterverkaufen 
werde. Mit Recht folgert hieraus die Reviſion eine Beteiligung 
des S. an dem den Gegenſtand der Unterſuchung bildenden 
Vorgange, alſo eine Mitwirkung bei dem im Eröffnungsbeſchluß 
angenommenen rechtsverletzenden Erfolge, wie fie § 56 
Nr. 3 StPO. vorausſetzt. Die Tat im Sinne dieſer Vorſchriſt 
reicht über den Umfang der für den Tatbeſtand in Betracht 
kommenden Tatſachen hinaus und umfaßt die Summe derjenigen 
Handlungen, die in ihrer Geſamtheit den dem Eröffnung: 
beſchluſſe zugrunde liegenden konkreten Vorgang bilden. U. d. 
III. Sen. v. 28. Juni 06 (157/06). 

49. SS 222, 250 StPO.] Nach 8 222 Abſ. 2 und 
8 250 Abf. 2 StPO. iſt die kommiſſariſche Vernehmung eines 
Zeugen oder Sachverſtändigen, ſowie die Verleſung des über 
dieſelbe aufgenommenen Protokolls dann zuläſſig, wenn ſein 
Erſcheinen in der Hauptverhandlung wegen großer Entfernung 
beſonders erſchwert iſt. Entſcheidend iſt hierfür die Entfernung 
ſeines Aufenthaltsortes, d. h. des Ortes, an welchem er 
einen dauernden Aufenthalt, wenn auch nur für eine gewiſſe 
Zeit, genommen hat. Der Umſtand, daß er ohne Aufgabe 
ſeines Aufenthaltsortes ſich von demſelben entfernt hat und am 
Tage der Hauptverhandlung zufällig und ganz vorübergehend 


an einem anderen, dem Sitze des Gerichts näher gelegenen 


oder mit dieſem zuſammenfallenden Orte anweſend iſt, muß 
ohne Einfluß bleiben mindeſtens dann, wenn dies dem Gericht 
nicht bekannt war. U. d. IV. Sen. v. 2. Dit 06 
(106/06). 

50. 5 243 StPO.] Es waren nicht beſtimmte Tatſachen 
behauptet worden, deren Wahrheit dem Gerichte dargetan 
werden ſollte; das Gericht ſollte vielmehr durch die Zeugen: 
vernehmung erſt ermitteln, ob eine Tatſache vorläge, deren 
Vorhandenſein möglicherweiſe zugunſten des Angeklagten hätte 
ſprechen können. Die Behauptung der Verteidigung ging nicht 
dahin, daß der Zeuge S. ſich mit einer früheren Erzählung 
des Sachverhalts in Widerſpruch geſetzt habe; es wurde viel— 
mehr nur als möglich angenommen, daß es geſchehen ſein 
könne, und feſtgeſtellt ſollte werden, ob der vorausgeſetzte Fall 
wirklich vorliege. Auf Anſtellung einer ſolchen Ermittlung 
hatte der Angeklagte keinen Anſpruch, und die Ablehnung des 
Antrags bedeutete daher ſchon aus dieſem Grunde keine 
unzuläſſige Beſchränkung der Verteidigung. U. d. Ferienſenats 
v. 13. Sept. 06 (897/06). 

51. 5 243 StPO.] Es iſt unbedingt erforderlich, daß 
ein Antrag, ſoll er als Beweisantrag in Betracht fallen, et 
kennbar werden läßt, über welche Tatſachen und mit welchen 
Mitteln Beweis erhoben werden fol (§ 218 SPD.) — 
RGSt. 13, 316. An dem erſtgenannten Erfordernis gebricht 
es dem Antrag in Frage. Denn, wie die Gründe zum am 
gefochtenen Urteil zutreffend hervorheben, konnte und wollte 
der Verteidiger, der gegenüber dem Antrag des Staatsanwalts 
auf Ausſetzung und Ladung eines Belaſtungszeugen lediglich 
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erklärte, daß er ſich dem Ausſetzungsantrag anſchließe, unmöglich 
die vom Staatsanwalt gefaßten Beweistatſachen, welche dazu 
beſtimmt und geeignet waren, die Schuld des Angeklagten E. 
darzutun, ſich zu eigen machen. Ohne Rechtsirrtum konnte 
daher das Gericht den geſtellten Antrag wegen Unbeſtimmtheit 
ſeiner Faſſung ablehnen, und da der Angeklagte und der Ver⸗ 


teidiger nach Verkündung des Beſchluſſes genügend Zeit und 


Anlaß hatten, den mangelhaften Antrag zu ergänzen und die 
vom Gericht vermißten näheren Angaben nachzuholen, war auch 
das Gericht nicht verpflichtet, die Genannten zu weiteren Er⸗ 
klärungen von ſich aus aufzufordern. Wenn die Reviſion ſich 
darauf beruft, daß die ſtaatsanwaltlichen Zeugen möglicherweiſe 
den Angeklagten ſtatt belaſtet en tlaſtet haben würden, fo ver⸗ 
mochte dieſe bloße Hoffnung weder die Unbeſtimmtheit und 
Mangelhaftigkeit des vom Verteidiger vorgebrachten Beweis⸗ 
antrages zu beheben, noch ihm das Recht zu verleihen, die Ab⸗ 
hörung dieſer Zeugen vom Gericht ohne weiteres zu verlangen. 
Die Behauptung der Reviſion aber, daß einzelne der Zeugen 
ſelbſt als Täter in Betracht kommen, iſt für die Verteidigung 
des Angeklagten um ſo weniger behelflich, als ſie gemäß 
8 54 StPO. nicht genötigt werden konnten, ſich ſelbſt zugunſten 
des Angeklagten zu belaſten. U. d. I. Sen. v. 12. Juli 06 
(728706). 

52. 58 248, 255 Abſ. 2 StPO.] Das ſchriftliche Ober⸗ 
gutachten der Medizinalkommiſſion iſt nach dem Inhalte der 
Akten nicht von dem erkennenden Gerichte, ſondern von dem 
Unterſuchungsrichter in der Vorunterſuchung erfordert worden. 
In der ſchriftlichen Anklage iſt es unter den Beweismitteln 
nicht aufgeführt, vielmehr als Beweismittel nur bezeichnet, „ein 
noch zu benennendes Mitglied der Medizinalkommiſſion“. Auf 
Anfrage der Staatsanwaltſchaft iſt dieſer ſodann von der 
Medizinalkommiſſion als ihr Mitglied, „der das Gutachten in 
der Hauptverhandlung vertreten werde“, Profeſſor Dr. Pf. 
benannt, der auch zur Hauptverhandlung geladen und in ihr 
als Sachverſtändiger vernommen iſt. Hiernach gehört das 
gedachte ſchriftliche Obergutachten nicht zu den herbeigeſchafften 
Beweismitteln im Sinne des § 244 Abſ. 1 StPO. U. d. 
V. Sen. v. 21. Sept. 06 (344/06). 

53. 88 264, 270 StPO.] Nachdem das Schöffengericht 
ſeine Unzuſtändigkeit ausgeſprochen und die Verweiſung der 
Sache an das zuſtändige Gericht beſchloſſen hatte, war der 
Eröffnungsbeſchluß, durch den gemäß § 205 StPO. das Haupt⸗ 
verfahren wegen Unterſchlagung vor dem Schöffengericht eröffnet 
war, erledigt und für das Strafkammerverfahren nur noch 
inſoweit von Bedeutung und in Geltung, als die durch ihn 
gerichtshängig gemachte Strafklage noch nicht konſumiert war. 
In allen übrigen Beziehungen trat der auf Untreue lautende 
Unzuſtändigkeitsbeſchluß an ſeine Stelle. (RGSt. 10, S. 230 
[232]; 15, S. 286 [289 J). Erachtete daher die Strafkammer 
nach dem Ergebnis der Hauptverhandlung die Tat des An⸗ 
geklagten nicht aus S 266 Nr 2 StGB. für ſtrafbar, wollte 
fie vielmehr aus 8 246 StGB. beſtrafen, fo durfte fie dieſe 
Verurteilung nicht eintreten laſſen, ohne daß der Angeklagte 
zuvor auf die Veränderung des rechtlichen Geſichtspunktes 
beſonders hingewieſen war. In der Hauptverhandlung vor der 
Strafkammer iſt aber, wie durch das Sitzungsprotokoll bewieſen 
wird, der Unzuſtändigkeitsbeſchluß des Schöffengerichts über⸗ 
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haupt nicht, wohl aber der urſprüngliche Eröffnungsbeſchluß 
verleſen worden. Dieſes Verfahren war nach 88 270 Abſ. 2, 
242 Abſ. 2 SPD. geſetzwidrig, hatte aber zur notwendigen 
Folge, daß dem im Beiſtande eines Verteidigers erſchienenen 
Angeklagten ſofort nach Beginn der Hauptverhandlung die 
Möglichkeit ſeiner Verurteilung aus § 246 StGB. als dem⸗ 
jenigen Geſetz, welches in dem Beſchluß über die Eröffnung 
des Hauptverfahrens angeführt iſt, erkennbar wurde. Hiernach 
konnte und mußte er ſeine Verteidigung einrichten; durch die 
Unterlaſſung der Hinweiſung kann unter dieſen Umſtänden eine 
Beſchränkung der Verteidigung nicht veranlaßt ſein. U. d. 
V. Sen. v. 21. Sept. 06 (427/06). 

54. 5 264 Abſ. 3 StPO.] Unter den neu hervorgetretenen 
Umſtänden ſind nur Tatſachen oder tatſächliche Verhältniſſe zu 
verſtehen, die erſt in der Hauptverhandlung zum Vorſchein 
kamen (RG Rſp. 7, 474). Daraus ergibt fi aber, daß es 
ſich um einen neu hervorgetretenen Umſtand dann nicht handelt, 
wenn das Gericht aus dem gleichbleibenden Sachverhalt auf 
dem Gebiete der Beweiswürdigung andere Schlüſſe als die über 
die Eröffnung des Hauptverfahrens beſchließende Strafkammer 
zieht und dadurch zu anderen tatſächlichen Feſtſtellungen ge⸗ 
langt. U. d. V. Sen. v. 22. Mai 06 (142/06). 

55. § 320 StPO.] Wenn § 320 StPO. von dem für 
amtliche Bekanntmachungen des betreffenden Bezirks beſtimmten 
Blatt ſpricht, ſo iſt hiermit nicht das Amtsblatt des Bezirks 
des letzten Wohnorts des Angeklagten, ſondern dasjenige Blatt 
gemeint, das für den Sitz des Prozeßgerichts zur Ver⸗ 
öffentlichung der amtlichen Bekanntmachungen beſtimmt iſt. 
U. d. III. Sen. v. 28. Mai 06 (117/06). 

56. 5 498 Abſ. 1 StPO.] Der Verteidiger bemängelt, 
daß dem Angeklagten trotz der Freiſprechung wegen einiger 
Straftaten ſämtliche Koſten des Verfahrens auferlegt ſind, 
da — laut Urteilsgründe — „alle Beweiserhebungen zur 
Bildung eines Urteils über das geſamte Treiben des Angeklagten 
zweckmäßig waren“. Für die Anklagefälle, bezüglich deren 
Freiſprechung erfolgte, greift an ſich allerdings die Vorſchrift 
in § 498 Abſ. 1 StPO. Platz. Doch umfaßt grundſätzlich die 
richterliche Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts nicht nur 
die Beſchaffung ausreichender Grundlagen für die Beantwortung 
der Schuldfrage, ſondern auch alles, was für die zutreffende 
Bemeſſung der Strafe erheblich werden kann, mithin unter Um⸗ 
ſtänden ein jenſeits der eigentlichen Anklage fallendes Verhalten 
des Beſchuldigten. Demgemäß wäre der Angeklagte zweifellos 
im vollen Umfang koſtenerſtattungspflichtig, wenn das Verfahren 
überhaupt nicht weiter, als jetzt die Verurteilungen reichen, 
ausgedehnt, aber gleichwohl die Benutzung aller tatſächlich ver⸗ 
wendeten Beweismittel angeordnet und durchgeführt worden 
wäre. Es verſchlägt aber offenbar nichts, ob ein beſtimmtes 
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erheblich ſcheint oder erſt durch das Grgebnis der Haupt⸗ 
verhandlung dieſe Erheblichkeit gewinnt. Indem die Urteils⸗ 
gründe ausſprechen, daß alle Beweiserhebungen zur Bildung 
eines Urteils über das geſamte Treiben des Angeklagten zweck⸗ 
mäßig waren, erklären ſie deren Beiziehung zur Erledigung der 
mit Verurteilung abgeſchloſſenen Anklagen als von Amts wegen 
geboten; ſie bewegen ſich dabei innerhalb der Grenzen freier 
Beweiswürdigung, ohne einen Irrtum über den geſetzlichen 
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Umfang der Koſtenerſatzpflicht eines Verurteilten erkennen zu 
laſſen. U. d. I. Sen. v. 14. Juni 06 (1347/05). 

57. 5 498 StPO.] Werden zwei Angeklagte als Mit⸗ 
täter wegen einer fortgeſetzten Straftat verurteilt, ſo iſt ihre 
gemeinſame Verurteilung zu den Koſten des Verfahrens gerecht⸗ 
fertigt, auch wenn die Mittäterſchaft des einen Angeklagten ſich 
nur auf einen Teil der Einzelfälle bezieht, aus denen die fort⸗ 
geſetzte Geſamttat beſtanden hat, und auch, wenn die koſtſpieligen 
Beweisermittelungen durch das Verfahren gegen den andern 
Angeklagten veranlaßt worden ſind. U. d. V. Sen. v. 31. Mai 06 
(141/06). 


III. Andere Reichs- und Landesgeſetze. 


58. § 65 GG.] Der Landgerichtsdirektor Dr. K. iſt 
zum Vorſitzenden der erſten Strafkammer durch Präſidial⸗ 
beſchluß beſtimmt, jedoch durch Verfügung des Landgerichts⸗ 
präſidenten, die ſich an den Präſidialbeſchluß unmittelbar 
anſchloß, von allen Geſchäften der Strafkammer beurlaubt 
worden mit Rückſicht darauf, daß die Geſchäfte der achten 
Zivilkammer, deren Vorſitz ihm gleichzeitig übertragen war, 
ihn vollſtändig in Anſpruch nähmen. Ein gleicher Sachverhalt 
iſt in der vor dem erkennenden Senat am 1. Mai 1906 ent⸗ 
ſchiedenen Strafſache gegen Schmitz 4 D 421/06 feſtgeſtellt und 
auf Grund desſelben iſt der Rüge vorſchriftswidriger Beſetzung 
des Gerichtes ſtattgegeben worden mit der Begründung, daß die 
dem Landgerichtsdirektor von allen Geſchäften in der erſten Straf⸗ 
kammer beurlaubende Verfügung ſich in Wirklichkeit als eine 
den Präſidialbeſchluß bezüglich des Vorſitzes abändernde Ver⸗ 
fügung, zu welcher der Landgerichtspräſident nicht zuſtändig ſei, 
darſtelle, die Regelung des Vorſitzes in der erſten Strafkammer 
deshalb der geſetzlichen Grundlage entbehre und ein derartiger 
Verſtoß unter § 377 Nr. 1 StPO. falle. U. d. IV. Sen. v. 
11. Juli 06 (703/06). 

59. 8 170 GVG.] In der Anordnung des Vorſitzenden, 
daß der Zutritt nur gegen Einlaßkarten geſtattet werde, liegt 
an und für ſich keine ungeſetzliche Beſchränkung der Offentlich⸗ 
keit, ſeine Beſtimmung über die Anzahl der auszugebenden 
Karten beziehentlich der äußerſtenfalls zuzulaſſenden Perſonen 
unterſteht ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen. Dagegen würde 
allerdings eine Auswahl der zuzulaſſenden Perſonen der⸗ 
geſtalt, daß von vornherein nur beſtimmten Perſonen oder auch 
nur einem gewiſſen, aus dem „Publikum“ herausgehobenen, 
in ſich abgeſchloſſenen Perſonenkreiſe der Zutritt geſtattet würde, 
dem Geſetze widerſprechen. Indeſſen von einer derartigen un⸗ 
zuläſſigen Beſchränkung der Offentlichkeit iſt im gegenwärtigen 
Falle keine Rede. Wenn bei Verteilung der Einlaßkarten den 
um ſolche nachſuchenden Beamten, Richtern, zur juriſtiſchen 
Ausbildung Überwieſenen, ebenſo wie Gerichtsärzten, Rechts⸗ 
anwälten und ſonſtigen zu dem Gericht in näherer Beziehung 
ſtehenden Perſonen ein gewiſſer Vorrang eingeräumt worden 
iſt, ſo kann aus dieſer Handhabung der Verteilung um des⸗ 
willen ein Bedenken nicht hergeleitet werden, weil zuvörderſt 
nachgewieſenermaßen die ſo erlangten Karten nicht einmal zur 
ausſchließlichen perſönlichen Benutzung durch dieſe Perſonen, 
ſondern auch zur Weitergabe an andere begehrt wie aus⸗ 
gehändigt worden ſind, alſo hiernach ſchon aus keinerlei Rück⸗ 
ſicht von einem in ſich abgeſchloſſenen Perſonenkreiſe dieſer 
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bevorzugten Karteninhaber zu reden wäre, ſodann aber und 
ganz hauptſächlich um deswillen, weil neben den fo zugelaſſenen 
Perſonen in der Hauptverhandlung noch ein durchaus nicht 
unerheblicher Teil der Zuhörer ohne jede Rückſicht auf jene 
Bevorzugung, ja ohne Rückſicht auf den Beſitz von Einlaßkarten 
überhaupt, lediglich durch den Zufall zuſammengeſetzt geweſen 
iſt. U. d. IV. Sen. v. 10. Juli 06 (705/06). | 

60. SS 170 ff. GVG.] Der Vorſitzende des Schwur⸗ 
gerichts hat, als im Laufe der Verhandlung ein ſtarker Andrang 
des Publikums ſtattfand, der zur Verfügung ſtehende Raum 
gefüllt war und immer neue Zuhörer eintraten, ſich zu der 
Weiſung an den dienſttuenden Gerichtsdiener genötigt geſehen, 
durch Anſchlag an die Tür dem Publikum mitzuteilen, daß 
der Saal mit Zuhörern überfüllt ſei. Wenn in Verfolg dieſer 
Anordnung neue Zuhörer nicht zugelaſſen find und ein zeit⸗ 
weiliges Verſchließen der Saaltür ſtattgefunden hat, fo ift 
hierdurch der Grundſatz der Offentlichkeit nicht verletzt. Denn 
das Geſetz erfordert nur, daß der Zuhörerraum — ſelbſtverſtänd⸗ 
lich ſoweit er ausreicht — jedermann aus dem Publikum offen 
ſteht, abgeſehen von den aus 88 176 und 178 GVG. ſich er: 
gebenden Einſchränkungen, und dieſem Grundſatze iſt durch die 
Anweſenheit einer der Größe des Raumes entſprechenden Zahl 
von Perſonen genügt. Die Frage, ob der Zuhörerraum für 
gefüllt zu erachten iſt und welche Maßregeln zur Verhütung 
der Überfüllung zu ergreifen ſind, hat allein der Vorſitzende 
zu entſcheiden, dem nach 8 177 GVG. die Aufrechterhaltung 
der Ordnung in der Sitzung obliegt. U. d. Ferienſenats v. 
24. Aug. 06 (825/06). 

61. 5 146 Vereinszollgeſetz.] Wer als Mittäter oder 
Gehilfe an einer unter den erſchwerenden Umſtänden des 
§ 146 verübten Konterbande oder Zollhinterziehung teilgenommen 
hat, wird von der Strafe des Bandenſchmuggels nicht nach 
den allgemeinen Grundſätzen des StGB., ſondern nur unter 
der Vorausſetzung betroffen, daß er bei der Ausführung des 
Vergehens perſönlich tätig mitgewirkt hat. U. d. IV. Sen. 
v. 15. Juni 06 (1240/05). 

62. 5 239 KO.] Die Frage: Iſt der Angeklagte ſchuldig, 
als Schuldner, welcher feine Zahlungen eingeftellt hat, oder 
über deſſen Vermögen das Konkursverfahren eröffnet iſt, in 
der Abſicht, feine Gläubiger zu benachteiligen, Vermögensſtücke 
verheimlicht oder beiſeite geſchafft zu haben, iſt dahin beant⸗ 
wortet: Ja mit mehr als ſieben Stimmen, jedoch nur in der 
Abſicht, den P. zu ſchädigen, aber er hat dadurch auch noch 
andere Gläubiger benachteiligt. Dieſer Spruch läßt den Simm, 
welchen die Geſchworenen ihm beilegen wollten, nicht klar 
erkennen; ſeine Faſſung läßt Zweifel zu, von welcher Bedeutung 
der „Benachteiligungsabſicht“ die Geſchworenen ausgegangen 
ſind; er gibt überdies der Möglichkeit Raum, daß der von den 
Geſchworenen für erwieſen erachtete Sachverhalt den Tatbeſtand 
des angewendeten § 239 KO. nicht erfüllt. In 5 241 RD. 
wird unter der Abſicht (einen Gläubiger vor den anderen zu 
begünſtigen) nicht mehr verſtanden, als der auf Herbeiführung 
des Erfolgs einer Begünſtigung gerichtete beſtimmte Wille des 
Täters, der da vorliegt, wo die Handlung im Bewußtſein 
deſſen vorgenommen wird, daß ſie den Erfolg notwendig 
und unvermeidlich nach ſich ziehe, und der Wille des Täters 
dementſprechend deſſen Eintritt umfaßt. NESt. 24 S. 7, 255. 


„ 


unter 
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Daß das Wort Abſicht (die Gläubiger zu benachteiligen) 
in § 239 KO. in anderem Sinne gebraucht ſei, iſt nicht 
wohl annehmbar, nach der Natur des Verbrechens muß es 
den gleichen Sinn haben. Mehr als der gekennzeichnete be⸗ 
ſtimmte auf Eintritt des Erfolgs gerichtete Wille darf alſo 
in die Abſicht die Gläubiger zu benachteiligen nicht hinein⸗ 
gelegt werden und nicht etwa „Abſicht“ für gleichbedeutend 
mit „Endzweck“ oder „Beweggrund“ aufgefaßt werden. Hätten 
nun die Geſchwornen, von dieſem richtigen Verſtändniſſe des 
Geſetzes ausgehend, nur zum Ausdruck bringen wollen, daß 
bei der Verheimlichung oder Beiſeiteſchaffung von Vermögens⸗ 
ſtücken dem Angeklagten wohl als Endzweck vorgeſchwebt oder 
als Beweggrund gedient habe, den P. zu benachteiligen, daß 
er aber im Bewußtſein gehandelt habe, daß dieſe Handlung 
mit der Verringerung der Maſſe unausbleiblich auch zur 
Benachteiligung ſeiner anderen Gläubiger führen müſſe, weshalb 
er dieſen Erfolg auch in ſeinen Willen aufgenommen habe: 
dann hätten die Geſchworenen den ganzen Zuſatz zu ihrer 
bejahenden Antwort als überflüffige und nur zu Mißverſtändniſſen 
führende Erläuterung nicht hinzufügen dürfen, ſondern ſich mit 
dem einfachen „Ja mit mehr als ſieben Stimmen“ begnügen 
müſſen. Daß ſie den Zuſatz machten, weiſt darauf hin, daß 
ſie für die Beantwortung der Frage allein den Endzweck oder 
Beweggrund des Angeklagten für entſcheidend und ausſchlag⸗ 
gebend anſahen. Trafen ſie von dieſer Anſchauung aus ihre 
Feſtſtellungen, dann erſcheint 8 239 KO. auf den erwieſen 
erachteten Sachverhalt ſchon um deswillen unanwendbar, weil 
der Spruch nicht nur der Möglichkeit Raum gibt, daß An⸗ 
geklagter bei ſeiner Handlung vom Vorhandenſein anderer 
Gläubiger als P. überhaupt nichts gewußt oder doch daran 
nicht gedacht hat. Jedoch ſelbſt bei Vorhandenſein der übrigen 
objektiven und ſubjektiven Tatbeſtandsmerkmale könnte § 239 KO. 
auf den Fall nicht anwendbar erſcheinen, wo der Täter von 
der Abſicht beherrſcht war, nur einen der vorhandenen mehreren 
Gläubiger in der Art zu benachteiligen, daß die übrigen 
keinen Nachteil erlitten. Denn dann fehlte der auf Schmälerung 
der zur gemeinſchaftlichen Befriedigung der Gläubiger 
dienenden Maſſe gerichtete Wille, der zum Weſen des betrüg⸗ 
lichen Bankrotts im Sinne der Nrn. 1 und 2 des § 239 
Abſ. 1 KO. gehört. U. d. IV. Sen. v. 21. Sept. 06 (1077/06). 

63. 8 154° GemD.] Für den Begriff der nicht bloß 
vorübergehenden Verwendung eines durch elementare 
Kraft bewegten Triebwerks im Sinne des § 154 Abſ. 3 GewO. 
iſt maßgebend der Umſtand, daß das Triebwerk entſprechend 
der bei der Aufſtellung verfolgten Abſicht in den dazu 
geeigneten Fällen jeweilig als Triebkraft benützt wird. Ob 
das Triebwerk ununterbrochen zur Benutzung kommt oder 
nicht, iſt ebenſowenig von ausſchlaggebender Bedeutung, als ob 
die Mehrzahl der in der Werkſtätte vorgenommenen Arbeiten 
mittels der durch das Triebwerk bewegten Maſchinen hergeſtellt 
wird. U. d. V. Sen. v. 18. Sept. 06 (417/06). 

64. 8 7 Preßgeſetz.] Für die Beſtimmung des Wohn⸗ 
orts des Angeklagten als Redakteurs im Sinne des § 7 PreßG. 
iſt die häusliche Niederlaſſung entſcheidend. U. d. I. Sen. 
v. 25. Juni 06 (276/06). 

65. 8 20 Abſ. 2 Preßgeſetz.] Umſtände im Sinne des 
§ 20 Abſ. 2 ſind ſolche nachgewieſene Umſtände, welche die 
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Rechtsvermutung tatſächlich widerlegen, daß der verantwortliche 
Redakteur die Druckſchrift mit Kenntnis und Verſtändnis des 
Inhalts vorſätzlich veröffentlicht habe. Der Nachweis muß 
zugleich den Eventualvorſatz ausſchließen. Dieſer ſetzt voraus, 
daß der verantwortliche Redakteur ſich als möglich vorgeſtellt 
hat, es könne im Bereich ſeiner Verantwortlichkeit ein Beitrag 
mit einem in beſtimmter rechtlicher und tatſächlicher Beziehung 
die Strafbarkeit begründenden Inhalte veröffentlicht werden, 
und daß er die Veröffentlichung für den Fall ihres Eintritts 
gebilligt hat. Nicht ausreichend iſt ein allgemeiner Vorſatz in 
dem Sinne, daß der Redakteur ſich vorſtellt, es könne durch 
die Druckſchrift irgend eine ſtrafbare Handlung begangen werden, 
von deren weſentlichen Merkmalen er ſich keine Vorſtellung 
macht. Was die oft vorkommende Berufung auf ÜUberhäufung 
mit Geſchäften betrifft, ſo würde, ſollte daraufhin die Täterſchaft 
verneint werden, dies darauf hinauslaufen, daß eine gewiſſe 
Unwahrſcheinlichkeit der Täterſchaft unrichtigerweiſe als 
genügend erachtet würde, um den zuläſſigen Gegenbeweis zu 
führen. Denn es iſt nicht zu verſtehen, wie der Umſtand, daß 
jemandem mehr Geſchäfte vorliegen, als er erledigen kann, zu 
beweiſen vermag, daß er ein beſtimmtes dieſer Geſchäfte nicht 
erledigt hat. Sofern daneben andere Umſtände zu dieſem Be⸗ 
weiſe führen ſollten, iſt nicht die Geſchäftsüberhäufung allein 
der den Gegenbeweis erbringende Umſtand. (Vgl. RGSt. 
22, 63; 29. 40, 31, 215; Goltd Arch. 52, 395.) U. d. 
II. Sen. v. 29. Juni 06 (485/06). 

66. 5 10 Nahrungsmittelgeſetz.] Feſt ſteht, daß Salizyl 
„anerkanntermaßen eine ſchädigende Wirkung auf den menſch⸗ 
lichen Organismus beſitzt“, feſt ſteht, daß es ein Stoff 
iſt, der zur Bereitung von Bier „nicht erforderlich und 
nicht üblich iſt“, und feſt ſteht, daß der Angeklagte dem 
von ihm gebrauten Bier in den Sommermonaten Salizyl zu⸗ 
geſetzt hat, „um einem frühzeitigen Verderben des Bieres in⸗ 
folge der Hitze vorzubeugen“. Gegenüber dieſen Feſtſtellungen 
konnte das Vorhandenſein einer Verfälſchung des Bieres 
nicht mit der bloßen Erwägung verneint werden, daß der Zu⸗ 
ſatz von Salizyl dem Biere kein beſſeres Ausſehen gegeben 
habe. Verfälſcht kann ein Nahrungsmittel — ganz abgeſehen 
von ſeinem „Ausſehen“ — auch dadurch werden, daß ſeine 
innere Beſchaffenheit, und zwar diejenige, die das Publikum 
als normale vorauszuſetzen berechtigt iſt und vorausſetzt, in 
einer dieſen Erwartungen zuwiderlaufenden Weiſe verändert 
wird. Mag auch nicht jede Abweichung von der Normal⸗ 
beſchaffenheit ſich unter allen Umſtänden als Verfälſchung 
charakteriſieren, immerhin wird eine ſolche da anzunehmen ſein, 
wo nach der beſonderen Natur des Nahrungs- oder Genuß⸗ 
mittels gewiſſe Eigenſchaften unbedingt vom konſumierenden 
Publikum vorausgeſetzt werden und wo eine Abweichung 
von der Norm den Konſumenten als Verſchlechterung der 
Ware gilt. Es war alſo zu prüfen, ob nicht beim Biere der 
Zuſatz eines ſo fremdartigen und jedenfalls unter Umſtänden 
geſundheitsſchädlichen Stoffes, wie Salizyl es iſt, vom kon⸗ 
ſumierenden Publikum als Verſchlechterung empfunden werde. 
Iſt letzteres zu bejahen, ſo ſtellt ſich der Zuſatz objektiv als 
Verfälſchung dar. U. d. II. Sen. v. 3. Juli 06 (963/05). 

67. 5 10 Nahrungsmittelgeſetz.] Der Angeklagte hat das 


Fleiſch in die Räucherkammer gebracht zu dem Zwecke, es als 
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Nahrungsmittel für ſich und feine Frau in feiner Hauswirtſchaft 
zu verwenden. Wenn der Vorderrichter hierin den Verſuch er⸗ 
blickt, das Fleiſch in Verkehr zu bringen, ſo ſpricht er damit 
unzweideutig aus, daß der Angeklagte hierdurch mit dem In⸗ 
verkehrbringen begonnen habe. Dabei geht er nach dem 
Zuſammenhange der Urteilsgründe offenbar davon aus, daß das 
Fleiſch nach Beendigung des begonnenen Räucherungsprozeſſes 
ohne weiteres zur Verwendung im Haushalte bereit ſtehen und 
darin unmittelbar Verwendung finden ſollte. Es erſcheint hier⸗ 
nach nicht rechtsirrtümlich, wenn er in der Handlungsweiſe des 
Angeklagten bereits den Beginn des Inverkehrbringens erkannt 
hat. U. d. IV. Sen. v. 19. Juni 06 (1330/05). 

68. 58 12, 14 Nahrungsmittelgeſetz.] Das Gericht ſtellt 
feſt, daß die Milchgewinnung und Behandlung des Angeklagten 
den Anforderungen, die an gleichartige Betriebe zu ſtellen 
ſind und denen von ſolchen Betrieben regelmäßig auch 
entſprochen wird, nicht genügt hat. Damit wird anerkannt, 
daß es Pflicht des Angeklagten geweſen wäre, ſeinen Betrieb 
zu ändern und zu verbeſſern. Der Veranwortung für die 
Nichterfüllung dieſer Pflicht meint das Gericht den Angeklagten 
deshalb entheben zu können, weil er nach ſeinen eigenen Er⸗ 
fahrungen und mangels einer Anregung von außen her von 
der Ordnungsmäßigkeit ſeines Betriebs überzeugt geweſen ſei. 
Dabei wird aber völlig überſehen, zu prüfen, ob nicht das 
Hegen dieſer Überzeugung ſelbſt auf Fahrläſſigkeit zurückzuführen 
iſt. Es bleibt unberückſichtigt, daß jeder, der ſich mit der 
Erzeugung und dem Inverkehrbringen von Nahrungsmitteln 
befaßt, auch ohne Anregung von außen verpflichtet iſt, ſich 
ſelbſt um die Anforderungen, denen er hierbei zu genügen hat, 
zu kümmern und darauf zu ſehen, daß die Nahrungsmittel nicht 
verdorben oder gar geſundheitsſchädlich ſeien. Ausnahme⸗ 
umſtände, welche den Angeklagten an pflichtgemäßer Erkenntnis 
gehindert hätten, ſind aus dem Urteil nicht zu erſehen. Durch 
die vom Urteil hervorgehobene, in gewiſſen Kreiſen und ſo auch 
bei dem Angeklagten beſtehende Gewohnheitsmäßigkeit erlangen 
Unſauberkeit bei der Herſtellung und dem Inverkehrbringen von 
Nahrungsmitteln gegenüber den gegenteiligen Anforderungen 
des allgemeinen Verkehrs keine Berechtigung und es handelt 
derjenige pflichtwidrig und ſchuldhaft, welcher ſich der Erkenntnis 
ſolcher Mißbräuche und ihrer geſetzwidrigen Folgen aus ſelbſt⸗ 
genügſamem, denkträgem Vertrauen auf das Altgewohnte 
verſchließt. U. d. I. Sen. v. 29. Sept. 06 (510/06). 

69. 58 1872 Alters: und Invalidenverſicherungsgeſetz.] 
Es kann nach dem Zuſammenhange der einzelnen Beſtimmungen 
keinem Zweifel unterliegen, daß mit dem Ausdruck „lerſtmalig) 
verwenden“ beide im weſentlichen gleichmäßig geregelten Arten 
der Verſicherung, ſowohl die freiwillige Verſicherung als die 
Verſicherungspflicht, gemeint ſind. U. d. V. Sen. v. 21. Sept. 06 
(419/06). 

70. 8 4 Geſetz, betr. den unlauteren Wettbewerb.] Von 
dem Angeklagten iſt feſtgeſtelltermaßen in wiederholten, über 
einen längeren Zeitraum ſich erſtreckenden Zeitungsankündigungen, 
worin er in verſchiedener Faſſung allerhand Gegenſtände häus⸗ 
licher Einrichtung dem Verkaufe ausſetzte, wiſſentlich der der 
Wirklichkeit nicht entſprechende Anſchein erweckt worden, als ob 
er jeweils einen für das Publikum hinſichtlich der Preis⸗ 
beſtimmung beſonders günſtigen Gelegenheitsverkauf eines 
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Privatmannes ausſchreibe, während nur ein gewöhnlicher 
Handelsverkauf vorgelegen habe, ſofern der Angeklagte zur ent⸗ 
ſcheidenden Zeit auf eigene Rechnung den Möbelhandel gewerbs⸗ 
mäßig betrieben hat. Dem entgegen jucht die Reviſion in An⸗ 
lehnung an die Entſcheidung des Königlich Preußiſchen AG, 
vom 31. Januar 1905 — abgedruckt in der DIZ. X. Jahr: 
gang S. 412 — auszuführen, daß die bloße Behauptung, es 
handle ſich um einen „Privatgelegenheitsverkauf“ in folder 
Allgemeinheit noch keine Angabe tatſächlicher Art über den 
Anlaß oder Zweck eines Verkaufes darſtelle; das Geſetz 
erfordere die Bezeichnung eines konkreten Anlaſſes, eines 
beſtimmten Zweckes, es müſſen Umſtände, die für den An⸗ 
bietenden eine Notlage in ſich bergen, wie mißliche Familien⸗ 
oder Vermögensverhältniſſe u. dergl. genannt fein, ein Privat⸗ 
gelegenheitsverkauf als ſolcher ohne jede Andeutung des Motivs 
ſei nicht ohne weiteres ein „Anlaß“, noch ein „beſonders 
günſtiges Angebot“. Allein nach der das Reviſionsgericht 
bindenden tatſächlichen Auffaſſung des Gerichts iſt der Beweg⸗ 
grund des Angeklagten zu ſeinem Vorgehen darin gelegen ge⸗ 
weſen, daß erfahrungsgemäß das Publikum allgemein der⸗ 
artige „Gelegenheits⸗ oder Verlegen heitsverkäufe“ als ſehr 
günſtig für den Käufer anſieht. Der Angeklagte iſt alſo davon 
ausgegangen, daß das Publikum die Tatſache des Vorliegens 
eines Privatgelegenheitsverkaufes zu dem Schluß auf einen 
beſonders billigen Einkauf anregen werde — RESL. 36 
S. 430/431 —, daß aus jener Tatſache die weitere Tatſache 
unmittelbar ſich ergebe, der Verkäufer befinde ſich in einer 
ſolchen Zwangslage, die ihn von ſelbſt zum Anſatz eines außer: 
gewöhnlich niedrigen Preiſes beſtimmen müſſe. Nicht einzusehen 
aber iſt, warum dieſer vom Angeklagten erſtrebte Erfolg davon 
abhängen ſollte, daß das Publikum auch darüber einen tat 
ſächlichen Anhalt bekommt, welcher Umſtand im einzelnen, 
ob ſchlechte Vermögensverhältniſſe, ein Umzug, ein Sterbefall 
ihn dazu gebracht hat, feinen Hausrat oder Teile davon lo: 
zuſchlagen. Von Wichtigkeit und Intereſſe für die kaufluſtigen 
Leute iſt nur die Tatſache, daß ein Privatmann genötigt is, 
Möbel ſofort und ſchließlich zu jedem Preiſe zu verkaufen; 
darum iſt er auch im Nachteil gegenüber dem gewerbetreibenden 
Händler, der es abwarten kann, bis Käufer kommen und ihm 
ſeine Ware zu dem von ihm in Hinblick auf ſeine Auslagen 
und ſeinen Gewinn feſtgeſetzten Ladenpreis abnehmen, ganz 
abgeſehen davon, daß der Privatmann nicht geſchäftsgewandt 
iſt und nur gebrauchte, keine neuen Möbel verkauft. Der 
Angeklagte hat daher den vermeintlichen Anlaß, der ihn in 
jedem einzelnen Fall zum Verkauf der ausgeſchriebenen Ein 
richtungsgegenſtände bewogen haben ſoll, in genügend beſtimmter 
und konkreter Weiſe öffentlich kundgegeben, wenn er nach der 
urteilsmäßigen Feſtſtellung als Privatmann auftretend unter 
Verſchweigung feiner Firma und ſeines Namens die zwar gr 
brauchten, aber „noch in tadelloſem Zuſtand“ befindlichen 
Sachen „ſofort“ „ganz billig“ oder „zur Hälfte des Wertes 
zum Verkauf anbietet und um die Täuſchung noch glaubhaſter 
zu machen, beſtimmte Tage und Stunden zur Beſichtigung und 
zum Kaufsabſchluß anſetzt. Darin konnte die Vorinſtanz ohne 
Rechtsirrtum nicht lediglich Außerungen allgemein anpreiſender 
Art, die in der Phantaſie des Leſers etwa dahin gebeutel 
werden können, daß irgend ein beſonderer Anlaß wohl vorliegen 
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werde, ſondern mußte vielmehr Ankündigungen greifbaren, für 
das Publikum erkennbaren und von dieſem an der Hand be⸗ 
kannter Tatſachen auf ihre Richtigkeit nachprüfbaren Inhalts 
— RGsSt. 37, 266 — finden, ohne daß es noch der Hervor⸗ 
hebung von Umſtänden der oben geſchilderten Art in den 
Inſeraten bedurft hätte. U. d. I. Sen. v. 1. Okt. 06 
(613/06). 

71. 8 9 Wettbewerbsgeſetz.] Eine ſtrafbare Mitteilung 
nach 8 9 Abſ. 2 liegt auch dann vor, wenn der Angeklagte, 
der durch Vertrauensbruch eines Angeſtellten oder auf ſtrafbare 
oder unfittliche Weiſe den Beſitz eines als Geſchäftsgeheimnis 
zu erachtenden Modelles erlangt hat, nach ſeinem Austritt aus 
dem Geſchäft dieſes Modell zum Zweck des Wettbewerbes einem 
Gießer behufs Herſtellung gleicher Formen übermittelt. Daß 
ein Wettbewerb gerade von ſeiten deſſen, dem die Mitteilung 
zunächſt und unmittelbar gemacht wird, in Ausſicht genommen 
ſein müſſe, verlangt das Geſetz nicht. Hat die Mitteilung an 
den Gießer, die Beſtellung des Nachguſſes ſtattgefunden, 
während Angeklagter noch Angeſtellter war, ſo kann eventuell 
8 9 Abſ. 1 Anwendung finden; der Umſtand, daß Angeklagter 
ſelbſt mit ſeinem damaligen Geſchäftsherrn in ſpäteren Wett⸗ 
bewerb zu treten beabſichtigte, ſteht der Anwendung des Abſ. 1 
nicht entgegen. Mitteilung eines Geſchäftsgeheimniſſes an eine 
Perſon, die ſchon vorher Kenntnis von dem Geheimnis hatte, 
kann gleichwohl unter Abf. 2 fallen, ſofern der dritte auf Grund 
ſeiner früheren Kenntnis allein, ohne die unbefugte Mitteilung, 
nicht imſtande geweſen wäre, die betreffenden Formen nach⸗ 
zubilden. U. d. II. Sen. v. 22. Juni 06 (927/05). 

72. 5 14 Waren 3G.] Zu den Waren können auch 
die Werke der Literatur und Kunſt gehören. Wer derartige 
geiſtige Erzeugniſſe, ſelbſt wenn ſie keinen urheberrechtlichen Schutz 
genießen, als körperliche Sachen in den geſchäftlichen Verkehr bringt, 
z. B. der Verlagsbuchhändler, hat die Rechte aus jenem Geſetze. 
Aber der Erzeuger eines Geiſteswerks als ſolcher bringt die 
körperliche Sache nicht in Verkehr. Sein Name iſt zwar 
ein Zeichen für die Herkunft, aber für die Herkunft der 
Geiſtesſchöpfung, nicht der Sache als Ware. U. d. II. Sen. 
v. 10. Juli 06 (484/06). 

73. 88 14, 20 Warenzeichengeſetz.] Wie der Zweck des 
Geſetzes nicht weiter reicht, als dem Berechtigten die Unter⸗ 
ſcheidung ſeiner Waren von denjenigen anderer zu ermöglichen, 
ſo liegt auch ein Eingriff in das geſchützte Recht nur dann vor, 
wenn dieſer Zweck vereitelt wird; daher findet nur dann eine 
Verletzung des Zeichenrechts durch eine Warenbezeichnung ſtatt, 
wenn dieſe geeignet iſt, dritte Perſonen in den Glauben zu 
verſetzen, es handle ſich um eine Kennzeichnung der Ware mit 
dem geſchützten Zeichen. Daraus folgt, daß die Verbindung 
oder Verſchmelzung eines geſchützten Zeichens — auch in ſeiner 
Totalität — mit einer anderen Warenbezeichnung dann geſtattet 
fein kann, wenn das geſchützte Zeichen dabei durch andere 
Beſtandteile der neuen Warenbezeichnung zurückgedrängt wird, 
derart, daß es in ſeiner Individualität untergeht und ſeine 
Unterſcheidungskraft innerhalb der neuen Kombination einbüßt. 
Das gilt insbeſondere auch vom Wortzeichen. Bei der doppelten 
Bedeutung dieſes Zeichens, als Schrift⸗ und Klangzeichen, wird 
ſich die Prüfung, ob das zur Bildung der neuen Waren⸗ 
bezeichnung verwendete Zeichen ſeine charakteriſtiſche Erſcheinung 
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in der Neubildung verloren hat, nicht nur auf die graphiſche 
Erſcheinung, ſondern auch den Klanglaut zu erſtrecken haben. 
Die begriffliche Bedeutung des Wortzeichens einerſeits und 
die der Neubildung, in der es wiederkehrt, andererſeits, iſt dabei 
an und für ſich gleichgiltig. Weſentlich iſt vielmehr nur, ob 
die Neubildung geeignet iſt, für Auge und Ohr das geſchützte 
Wort zu verdrängen, es in Erſcheinung und Klanglaut umzu⸗ 
geſtalten und ſeiner Eigenſchaft als Schlagwort zu berauben. 
Bei der einen wie der anderen Art der Wahrnehmung wird 
aber erfahrungsgemäß die begriffliche Bedeutung der Worte 
nicht ohne Einfluß bleiben auf den Eindruck, den das Geſamt⸗ 
bild des geſchützten Zeichens einerſeits und der neuen Waren⸗ 
bezeichnung andererſeits hervorruft. Es wird insbeſondere die 
Verwendung eines neuen Worts neben dem geſchützten Zeichen 
dann ganz beſonders dazu dienen können, die Verwechſlungs⸗ 
gefahr fern zu halten, wenn es in ſeiner begrifflichen Bedeutung 
einen Hinweis darauf enthält, daß eine andere als die mit dem 
geſchützten Zeichen gekennzeichnete Ware in den Verkehr gelangt. 
RGSt. 30, 351; RGzZ. 41, 69; 38, 105. Hiernach wäre 
es zwar nicht gerechtfertigt wenn der Vorderrichter ausſchließlich 
aus dem Umſtand, daß das dem geſchützten Warenzeichen 
Caledonia beigefügte Wort Pattern Syſtem, Form, Muſter 
bedeutet und der Gebrauch dieſes Wortes zur Bezeichnung der 
Ware dieſe als Nachahmung einer anderen kennzeichne, den 
Ausſchluß der Verwechſlungsgefahr hergeleitet hätte. Ein ſolcher 
Hinweis auf die Beſchaffenheit der Ware ($ 13 Waren.) 
der im vorliegenden Falle, in dem Schlittſchuhe desſelben 
Syſtems unter den beiden Bezeichnungen vertrieben werden, über: 
dies keine Berechtigung hätte, wäre vom Standpunkt des 
Waren 3G. belanglos. Der Vorderrichter hat aber feine An⸗ 
nahme, daß die Warenbezeichnung der Angeklagten mit dem 
Warenzeichen der Nebenkläger nicht zu verwechſeln ſei, nicht 
ausſchließlich auf dieſe begriffliche Bedeutung des Worts Pattern 
geſtützt. Das Urteil läßt vielmehr in den Ausführungen über 
den Klanglaut der Warenbezeichnung Caledonian⸗ Pattern 
und in denjenigen über die veränderte Wiedergabe des 
Worts Caledonia erkennen, daß die Prüfung fi auf die 
Unterſchiede in der äußeren Erſcheinung beider Waren⸗ 
bezeichnungen erſtreckt hat. Wenn dabei auch auf die begriff⸗ 
liche Bedeutung des Worts Pattern ein beſonderes Gewicht 
gelegt wurde, ſo iſt dies nach den vorſtehenden Ausführungen 
nicht zu beanſtanden. Die Entſcheidung, daß die Bezeichnung 
Caledonia in ihrer äußeren Erſcheinung, ins beſondere auch dem 
Klange nach nicht identiſch und verwechſlungsfähig fei mit der 
Warenbezeichnung Caledonian⸗Pattern — in der an Stelle des 
Ländernamens ein neuer Warennahme durch Verbindung eines 
die Herkunft aus jenem Lande bezeichnenden Eigenſchaftsworts 
mit einem neuen Hauptwort gebildet iſt —, läßt hiernach einen 
Rechts irrtum nicht erkennen; ſoweit ſie tatſächlicher Art iſt, 
entzieht fie ſich der Nachprüfung durch das Reviſionsgericht. 
U. d. I. Sen. v. 8. Okt. 06 (1750/05). 

74. 5 122 Seemannsordnung.] Wenn es auch nach 
dem Wortlaute des S 122 den Anſchein hat, als wäre 
die Befugnis zur erſten Entſcheidung in einem der Fälle 
des 58 122 ausſchließlich dem Seemannsamte übertragen, 
und die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte andererſeits 
auf das durch 8 124 vorgeſehene Verfahren nach erhobenem 
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Einſpruche beſchränkt worden, ſo daß das Vorhandenſein 
eines ſolchen Einſpruchs die geſetzliche Bedingung für die 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges bei den ordentlichen Gerichten 
bilden würde, ſo iſt dieſer Auffaſſung, zu der die Wortfaſſung 
nicht unbedingt nötigt, doch nach dem erkennbaren Willen des 
Geſetzes und nach ſeiner Entſtehung nicht beizutreten. Vielmehr 
iſt nach der ganzen Tendenz des Geſetzes anzunehmen, daß der 
§ 122 SeemO. trotz feiner Faſſung doch nur eine Befugnis 
der Seemannsämter hat begründen ſollen, und der § 124 nicht 
die Grenze der Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte überhaupt 
ausſpricht, vielmehr nur die Zuläſſigkeit des Rechtswegs auch 
gegenüber den Entſcheidungen des Seemannsamtes ſichern und 
zugleich die Verfahrensart in ſolchen Fällen ordnen will. U. d. 
III. Sen. v. 12. Juli 06 (566/06). 

75. § 3 Ziff. 1 Weingeſetz vom 24. Mai 1901.] Die 
Urteilsgründe gehen zutreffend von der Erwägung aus, daß 
8 3 Abf. 1 Nr. 1 Weingeſetz für die gewerbsmäßige Herſtellung 
von Wein Zuſatz wäſſeriger Zuckerlöſung nur zur vollen Rot⸗ 
weinmaiſche und auch hier nur unbeſchadet der beſchränkenden 
Vorſchrift in 8 2 Nr. 4 erlaubt, im übrigen aber einen Aufguß 
von Zuckerwaſſer auf teilweiſe entmoſtete Trauben ſchlechthin 
verbietet und daß deshalb regelmäßig nichts darauf ankommt, 
ob vor dem Zuckerwaſſerzuſatz den entmoſteten Trauben alter 
Wein zugeſchüttet wird. Allerdings hat der erkennende Senat 
in einem früheren Fall — Urteil des I. StrS. vom 4. Juli 1904 
(JW. 1904 S. 590 Nr. 12) — ſcheinbar einen anderen 
Standpunkt eingenommen. Indeſſen waren in jenem Fall von 
den Tätern weit über 12 hl reiner Naturwein auf nicht ganz 
ausgepreßte Korfutrauben mit 250 1 Saftrückſtand gegoſſen, 
dazu nur 100 1 Zuckerwaſſer getan und ſchließlich Weißrießling⸗ 
maiſche mit 100 — 120 1 Saft hinzugefügt worden, weshalb 
dem Zuckerwaſſerzuſatz nicht nur gegenüber der Geſamtmenge 
der Flüſſigkeit, ſondern auch ſchon gegenüber dem verwendeten 
reinen Naturwein verhältnismäßig geringfügige Bedeutung 
zukam; dagegen hat der Senat niemals grundſätzlich unbedingt 
für ſtatthaft erklärt, entmoſteten Trauben nach Beimiſchung von 
Wein Zuckerwaſſer zuzuſetzen und ſo gewerbsmäßig Wein her⸗ 
zuſtellen oder nachzumachen. U. d. I. Sen. v. 18. Juni 06 
(48/06). 

76. 8 12 Weingeſetz vom 24. Mai 1901.] Der Wort⸗ 
laut des § 12 läßt im Zuſammenhalt mit dem Zweck des 
ganzen Geſetzes keinen Zweifel darüber, daß dort den in 8 10 
erwähnten Weinſachverſtändigen nur gegenüber unbefugten 
Dritten, nicht aber auch, ſoweit es ſich um ungeſetzliche 
Machenſchaften handelt, gegenüber dem zuſtändigen Strafrichter 
Verſchwiegenheit über die bei Ausübung ihrer Aufſichtspflicht 
zu ihrer Kenntnis gelangten Tatſachen und Einrichtungen auf⸗ 
erlegt und die Mitteilung der von den Gewerbetreibenden 
geheim gehaltenen Betriebseinrichtungen und Betriebsweiſen 
unterſagt iſt. Soweit dagegen andere als ungeſetzliche Betriebs⸗ 
geheimniſſe in Frage kommen, gelten auch vom Boden des 
8 12 aus, der offenbar in das geltende gerichtliche Verfahren 
nicht abändernd eingreifen will, die allgemeinen Beſtimmungen 
des § 53 Abſ. 1 StPO., und nach ihnen hat der Umſtand, 
daß ein öffentlicher Beamter als Zeuge ohne Genehmigung 
ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde über Gegenſtände der Amts⸗ 
verſchwiegenheit ausſagt, keine Nichtigkeit der darauf beruhenden 
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Entſcheidung im Gefolge. RGRſpr. 9 S. 142 (14). 
U. d. I. Sen. v. 29. Sept. 06 (1052/05). 

77. § 1. Geſetz vom 10. Juni 1901 betr. das Urheber, 
recht an Werken der Literatur und Tonkunſt.] Zum Begriffe 
des „Schriftwerkes“ gehört die Verlagsfähigkeit. Darunter 
iſt zu verſtehen, daß das Schriftwerk „fähig fein muß, durd 
Schrift mitgeteilt zu werden“, keineswegs ſoll damit geſagt 
werden, „es müſſe die Beſtimmung haben, in den literariſchen 
Verkehr einzutreten.“ Verlagsfähig in dieſem Sinne können 
auch Waren und Preisverzeichniſſe fein, ſofern fie ein ſelbſtändiges 
individuelles geiſtiges Erzeugnis im einzelnen Falle darſtellen. 
U. d. III. Sen. v. 5. Juli 06 (209/06). 

78. 8 38 Urheberrechtsgeſetz vom 19. Juni 1901.] Der 
Urheber eines Schriftwerks iſt nicht berechtigt, für die gewerbs⸗ 
mäßige Verbreitung ſeines Werkes eine Preisbeſtimmung mit 
urheberrechtlicher Wirkung, das heißt — abgeſehen 
von rein vertragsrechtlichen Wirkungen — mit der 
Folge zu treffen, daß ein Zuwiderhandeln gegen ſeine Anordnung, 
z. B. ein Verkauf des Wertes unter dem beſtimmten Preiſt, 
aus 5 38 Nr. 1 mit Strafe belegt werden könnte. U. d. 
I. Sen. v. 16. Juni 06 (749/05). 

79. 8 41. Geſetz vom 19. Juni 1901 betr. das Urheber⸗ 
recht an Werken der Literatur und Tonkunſt; „partieller Nach⸗ 
druck?“] Ein partieller Nachdruck iſt nur dann anzunehmen, 
wenn ein irgendwie erheblicher Teil des fremden Schriftſtücks 
unbefugt vervielfältigt wird, und die Erheblichkeit des verviel⸗ 
fältigten Teils iſt nach dem quantitativen und qualitativen 
Verhältniſſe desſelben zu dem ganzen Schriftwerke zu bemeflen. 
Vorausſetzung der Widerrechtlichkeit iſt, daß auch die verviel 
fältigte Stelle ſich als Ergebnis des geiſtigen Schaffens des 
Urhebers darſtellt. Daß in dieſem Teile die Eigenart des 
Werks ſich offenbaren müſſe, iſt eine Anforderung, die im 
Geſetze keine Stütze findet. Noch weniger kann davon die Rede 
ſein, daß die Individualität des Urhebers ſich in dem Teil 
offenbaren müſſe. Allgemein iſt aber darauf hinzuweisen, daß 
diejenigen Beſtimmungen des Geſetzes, nach denen bie Vervitl 
fältigung zuläffig fein fol, wenn einzelne Stellen oder Heinen 
Teile eines Schriftwerks ... angeführt werden, wenn einzelne 
Gedichte in eine ſelbſtändige wiſſenſchaftliche Arbeit bzw. in 
eine Sammlung aufgenommen, wenn kleinere Teile einer 
Dichtung oder Gedichte von geringem Umfange als Tert zu 
einem neuen Werke der Tonkunſt wiedergegeben werden (9 19 
Nr. 1 bis 4, 8 20), zur ausdrücklich hervorgehobenen Voraus 
ſetzung haben, daß die Vervielfältigung nach der der 
öffentlichung erfolgt. U. d. IL Sen. v. 10. Juli 06 
(187/06). 

80. 88 2b, 2c, 9 Abſ. 1 Süßftoffgefeg.] 1. Der Unter: 
ſchied von Ein⸗ und Durchfuhr beruht nicht darauf, ob der 


Einführende die verbotene Ware nach kürzerer oder länger 


Friſt wieder ins Ausland aus führen will, ſondern ob Sicherheit 
dafür gegeben iſt, daß von der über die Inlandgrenze gebrachten 
Ware den durch das Verbot geſchützten inländischen Intereſſen 
keine Gefahr erwächſt. Ferner muß für die Durchfuhr ein in 
einem einheitlichen, ununterbrochenen Zuge erfolgendes 
Verbringen von Waren aus einem Orte des Auslandes nac 
einem anderen ausländiſchen Ort unter Benutzung eines in; 
ländiſchen Weges gefordert werden dergeſtalt, daß die Waren 


end, * 


— . 
— 


NN 
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auf dieſem Weg in ſteter Bewegung auf das Ziel zu, nie im 
Stillſtand befangen ſind, unbeſchadet unweſentlicher, aus der 
Wahl des Beförderungsmittels oder aus Zufälligkeiten ſich 
ergebenden Ausnahmen (Anhalten von Eiſenbahnzügen uſw.). 
Auch der Umſtand, daß die zur Wiederausfuhr ins Ausland 
beſtimmten Waren nur in dem nicht zum Zollinland gehörigen 
Freihafengebiet lagerten, ſchließt die Anwendung des § 2b 
nicht aus, wenn infolge falſcher Deklarierung die Waren im 
Freihafengebiet als zollfrei behandelt wurden und deshalb eine 
Sicherheit gegen ihr Eindringen in den freien Verkehr nicht 
gewährt iſt. 2. Der bloße „Kaufsabſchluß“ erfüllt das Tat⸗ 
beſtandmerkmal des „Verkaufs“ nach § 2% Süßſtoffgeſetz noch 
nicht; die Vollendung der verbotswidrigen Handlung des Ver⸗ 
kaufens iſt erſt in der zur Erfüllung des Kaufvertrages betätigten 
Übergabe der verkauften Sache zu erblicken. Aus demſelben 
Grunde kann umgekehrt der Umſtand, daß der Kaufvertrag vor 
der Zeit des Inkrafttretens des Süßſtoffgeſetzes zuſtande 
gekommen iſt, die nachherige Übergabe nicht ſtraflos machen. 
3. § 9 Abſ. 1 gebietet in allen Fällen der 88 7 und 8 
unbedingt die Einziehung der Gegenſtände, mit bezug auf 
welche die Zuwiderhandlung begangen iſt, überläßt dieſe Ver⸗ 
fügung nicht wie beiſpielsweiſe §S 40 StGB. dem Ermeſſen des 
Tatrichters, und gleichgültig iſt daher, ob die der Einziehung 
verfallenen Sachen noch vorhanden ſind und beigebracht werden 
können oder nicht. U. d. I. Sen. v. 16. Juni 06 
(389/06). 

81. 5 15 WStempG.] Wie das NG. bereits früher 
(vgl. RGSt. 7 S. 240 f.; 14 S. 409, 412) dargelegt hat, 
ſtellt S 15 des Geſetzes die Nichterfüllung der Verpflichtung 
zur Entrichtung der Stempelabgabe ſchlechthin unter Strafe, 
ohne in ſubjektiver Beziehung einen ſtrafbaren Vorſatz oder 
das Bewußtſein rechtswidrigen Verhaltens oder eine ſchuldhafte 
Fahrläſſigkeit zu erfordern. Die Strafbarkeit wird begründet 
durch die Unterlaſſung der gebotenen Verſteuerung vor der 
Weitergabe des Wechſels. Da aber die der Firma einer 
Handelsgeſellſchaft obliegenden Verpflichtungen nur durch die 
zu ihrer Vertretung berufenen phyſiſchen Perſonen erfüllt werden 
können, ſo iſt jeder zur Vertretung berechtigte Inhaber der 
Firma auch ohne weiteres für die Verletzung der Pflicht zur 
Verſteuerung eines Wechſels deshalb ſtrafrechtlich verantwortlich, 


weil er ein auch von ihm durch das Geſetz erfordertes poſitives 


Tun unterlaſſen hat; die Strafbarkeit des einzelnen Mitinhabers 
einer offenen Handelsgeſellſchaft wird daher nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß ein anderer Mitinhaber oder eine andere Perſon 
den Wechſel unverſtempelt giriert und weiterbegeben hat. 
Der erkennende Senat hat ſich durchaus denjenigen Rechts⸗ 
anſchauungen angeſchloſſen, die der II. StS. in dem Urteile vom 
21. Oktober 1904 (RGSt. 37, 395) bezüglich der Vorſtands⸗ 
mitglieder einer Aktiengeſellſchaft dargelegt hat, da ſie auch 
für die vertretungs berechtigten Teilhaber einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft zutreffen. U. d. IV. Sen. v. 21. Sept. 06 
(619/06). 

82. Geſetz vom 4. Juli 1905, betr. die Wetten bei 
öffentlichen Pferderennen] Schon das Urteil des RG. 
RES. 11 S. 9, 14) erkannte den Satz als richtig an, daß 
nach den die ganze Steuergeſetzgebung beherrſchenden Grund⸗ 


ſätzen Verkehrsabgaben nur erhoben werden können .. von 
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Unternehmungen, die an ſich geſtattet ſind, und ſprach aus, 
daß hiernach eine Steuerpflicht zu verneinen ſei, wenn Lotterien 
und Ausſpielungen überhaupt oder beſtimmter Art 
verbotene Unternehmungen bilden. Nach dem Geſetze vom 
4. Juli 1905 aber darf der Betrieb von Wettunternehmungen 
für öffentlich veranſtaltete Pferderennen nur gewiſſen Vereinen 
erlaubt werden, und iſt mithin allen anderen Perſonen ſchlechthin 
und ausnahmslos verboten. Für andere Fälle von Wett⸗ 
geſchäften bei derartigen Pferderennen aber hat das RStempG. 
eine Steuerpflicht überhaupt nicht aufgeſtellt. Jede Privat⸗ 
perſon, die Ausweiſe über ſolche Wetten bei der Steuerbehörde 
zur Verſtempelung vorlegen wollte, müßte zurückgewieſen werden, 
weil eine Steuerpflicht für vereinzelte Wettgeſchäfte nicht beſteht, 
und, ſofern die Ausweiſe als von einem Wettunternehmer 
herrührend ſich darſtellen oder bezeichnet werden ſollten, deshalb, 
weil die Erhebung einer Steuer von einem ſchlechthin ſtrafbaren 
Tun mit der Rechtsordnung unverträglich iſt. U. d. II. Sen. 
v. 28. Sept. 06 (437/06). 

83. § 270 PrStGB.] Eine ftrafbare Anſtiftung zum 
Vergehen im Sinne § 270 PrStGB. iſt rechtlich denkbar. Die 
Vorſchriften des PrStGB. über die Teilnahme müſſen auch 
auf die in früher erlaſſenen Spezialgeſetzen mit Strafe bedrohten 
Handlungen jedenfalls inſoweit Anwendung finden, als ſich aus 
jenen Geſetzen nicht abweichende Beſtimmungen ergeben. Letzteres 
trifft bei 8 270 a. a. O. nicht zu. (RGSt. 37 S. 139, 141). 
Die für die gegenteilige Auffaſſung in dem Urteile des OTr. 
vom 15. Juni 1870 (Goltd Arch. 18, 647) geltend gemachten 
Erwägungen, die auf der Annahme beruhen, daß das in $ 270 
PrStGB. mit Strafe bedrohte Handeln ſelbſt als Anſtiftung 
des vom Bieten oder Mitbieten Abgehaltenen ſich darſtelle, 
können nicht gebilligt werden. U. d. IV. Sen. v. 21. Sept. 06 
(132/06). 

84. Preuß. Geſetz vom 18. Auguſt 1891 betr. Verbot des 
Lotteriehandels.] Durch das Geſetz vom 18. Auguſt 1891 
über Verbot des Privathandels mit Staatslotterieloſen wird 
das Geſellſchaftsſpiel nicht betroffen; doch kann, wie das im 
RGSt. 37, 50 abgedruckte Urteil hervorhebt, auch das 
Geſellſchaftsſpiel eine Form annehmen, die für einzelne Be⸗ 
teiligte die Strafbarkeit nach dem erwähnten Geſetze begründet. 
U. d. III. Sen. v. 14. Juni 06 (107/06). 

85. 55 18, 19, 66 Preuß. Einkommenſteuergeſetz.] Die 
Reviſion hat geltend gemacht, daß im § 19 der Steuerbehörde 
die Befugnis eingeräumt ſei, unter gewiſſen im Geſetz näher 
beſtimmten Vorausſetzungen eine Ermäßigung der Steuer um 
1 bis 3 Stufen zu gewähren, daß das Gericht aber nicht die 
Möglichkeit der Steuerermäßigung bei ſeinen Berechnungen als 
eine feſtſtehende, tatſächlich eingetretene Tatſache in Betracht 
ziehen und auf dieſe Möglichkeit die Berechnung der Strafe 
gründen dürfe. Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden, 
vielmehr umfaßt die Strafvorſchrift des § 66 das Ermäßigungs⸗ 
verfahren im Sinne der 88 18, 19 des Geſetzes, woraus die 
Berechtigung des Strafrichters zur Prüfung und Feſtſtellung 
der Frage, ob eine Ermäßigung zu gewähren iſt oder nicht, 
ohne weiteres folgt. U. d. V. Sen. v. 3. Juli 06 (188/06). 
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Grundlegende Entſcheidungen in Zivilſachen. 

Die Replik der Argliſt gegenüber der Verjährungseinrede 
wird in Entſch. Nr. 1 nur dann zugelaſſen, wenn ſie geſtützt 
wird auf eine die Vorausſetzungen des $ 826 BGB. erfüllende 
Argliſt, die auf Verhinderung einer Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung gerichtet iſt. 

Die unverhältnismäßig hohe Gegenleiſtung begründet nach 
8 138 BGB. nicht Nichtigkeit, wenn nicht zugleich Ausbeutung 
der Notlage, des Leichtſinns oder der Unerfahrenheit vorliegt. 
Entſch. Nr. 2 behandelt dieſe Frage an der Hand eines 
Brauereidarlehns. 

Zur Auslegung von Strafgedingen überhaupt und ins⸗ 
beſondere für eine Straffeſtſetzung für den Fall der „direkten 
oder indirekten“ Beteiligung an einem Konkurrenzgeſchäft gibt 
Entſch. Nr. 4 wichtige Fingerzeige. 

Erklärt der debitor cessus dem Zeſſionar gegenüber 
ſchriftlichem Schuldanerkenntnis, ſo bleibt nach Entſch. Nr. 12 
für die Frage der Zuläſſigkeit von Einreden immer noch zu 
unterſuchen, ob das Schuldanerkenntnis ein deklaratoriſches oder 
ein konſtitutives im Sinne des $ 781 BGB. iſt. 

In Entſch. Nr. 13 hatte ein Hypothekengläubiger irrtüm⸗ 
lich ſeine Forderung zu niedrig liquidiert und gegen den hier⸗ 
durch zu ſeinen Ungunſten beeinflußten Verteilungsplan nicht 
widerſprochen. Hierdurch wurde zwar in äußerlich gültiger 
Form, wie das RG. ausführt, ein materiell ungültiges Er⸗ 
gebnis herbeigeführt, das aber den geſchädigten Hypotheken⸗ 
gläubiger an der nachträglichen Geltendmachung ſeines Rechts 
in Anſehung des wegen anderer Pfändungen als Streitmaſſe 
hinterlegten Betrags nicht hinderte. 

Der Entſch. Nr. 14 liegt der auf 8 826 BGB. geſtützte, 
von allen Inſtanzen abgewieſene Schadenserſatzanſpruch eines 
Arztes gegen den Arzteverein zugrunde, deſſen Standesgericht 
auf Abbruch der Standesbeziehungen der Vereinsmitglieder gegen 
den Kläger erkannt hatte. Eine Reihe wichtiger Fragen aus der 
Lehre des Schadenserſatzrechts wird in der Entſcheidung berührt. 

Wer von einem Beamten durch Waffengebrauch in Aus⸗ 
übung des Amtes verletzt iſt, muß zur Begründung ſeines 
Schadenserſatzanſpruchs aus $ 839 BGB. behaupten und bes 
weiſen, daß der Verletzte ſich ſo wohl verhalten hat, daß der 
Waffengebrauch widerrechtlich war. So Entſch. Nr. 15! 

Der Schadenserſatzanſpruch der Frau und der Kinder des 
getöteten Ernährers iſt Gegenſtand der Entſch. Nr. 19. In 
Entſch. Nr. 23 wird erörtert, ob und inwieweit der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch einer beſchädigten Ehefrau, die in dem Gewerbe⸗ 
betriebe des Mannes tätig iſt, dem Manne oder der Frau 
zuſteht. 

Die Frage, wann der Käufer das Eigentum an der von 
dem Verkäufer ihm überſandten, von ihm übernommenen, aber 
nachträglich als vertragsmäßig nicht anerkannten Kaufſache er⸗ 
wirbt, wenn die Tatſache der Übernahme dem Verkäufer vor der 
Bemängelung nicht bekannt geworden iſt, behandelt Entſch. Nr. 22. 

Entſch. Nr. 31 und 32 betreffen die Behandlung des Aus⸗ 
ſonderungsrechts des Verkäufers auf Grund eines Eigentums⸗ 
vorbehalts, wenn der Verwalter von dem noch nicht erfüllten 
Vertrage auf Grund des $ 17 KO. zurücktritt. N. 
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Grundlegende Entſcheidungen in Strafſachen. 


Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte iſt nach dem 
in Nr. abgedruckten Urteile bei einer Geſamtſtrafe auch dann 
zuläſſig, wenn bei den Einſatzſtrafen der Ehrverluſt nicht aus⸗ 
geſprochen werden durfte. 

Über Einziehung des zum gewerbsmäßigen Glüdfpiels be: 
ſtimmten und durch dieſes Vergehen erworbenen Geldes äußert 
ſich die Entſch. Nr. 2; das erſtere Geld iſt einziehbar, nicht 
dagegen das letztere. 

Mit der Frage des freiwilligen Rücktritts vom Verſuche 
beſchäftigen ſich die Urteile Nr. 3 und 4, von denen das erſtere 
die Anwendung des § 46 Nr. 1 auf den als Werkzeug des 
mittelbaren Täters handelnden Gehilfen für zuläſſig erklärt, 
während Nr. 4 einen Fall des Rücktritts bei einem fortgeſetzten 
Vergehen behandelt. 

Über eine eigentümliche Folge des 8 111 StGB, 
wonach die erfolgreiche Aufforderung verjährt fein könne, 
während bei einer erfolgloſen Aufforderung unter Umſtänden 
die Strafverfolgung noch zuläſſig ſei, handelt das Urteil 
Nr. 7. 

Die Anwendung des § 193 StGB. iſt nach dem Urteil 
Nr. 19 ausgeſchloſſen, wenn die Beleidigung gleichzeitig als 
Urkundenfälſchung ſtrafbar iſt. 

Im Gegenſatz zu der von Löwe und Dalcke vertretenen 
Anſicht weiſt das Urteil Nr. 25 die Entſcheidung über die 
Frage nach mildernden Umſtänden auch bei Rückfallverbrechen 
den Geſchworenen zu. 

Daß Täuſchung des Gerichtsvollziehers ſeitens des aus⸗ 
zupfändenden Schuldners durch die Behauptung, nicht mit dem 
Schuldner identiſch zu fein, unter § 263 StGB. fällt, ſpricht 
das Urteil Nr. 28 aus. 

Ob in blanco ausgeſtellte Legitimationsatteſte bei Ver⸗ 
äußerung von Pferden öffentliche Urkunden ſind, wird in dem 
Urteil Nr. 32 erörtert. 

Über den Begriff der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe im 
Sinne des $ 308 läßt ſich das Urteil Nr. 42 aus. 

Ob ein Verteidiger, der als Zeuge über ihm von ſeinem 
Mandanten anvertraute Punkte ausſagen ſoll, dadurch unter 


Hallen Umſtänden zur Beibehaltung ſeines Amtes als Verteidiger 


unfähig wird, iſt in Urteil Nr. 47 erörtert. 

Die ÜUberbürdung aller Koſten auf den Angeklagten it 
auch bei teilweiſer Freiſprechung nach Urteil Nr. 56 dann 
gerechtfertigt, wenn alle Beweiserhebungen für das Urteil not⸗ 
wendig waren. 

Im Gegenſatz zu einem Urteil des I. Senats und in Über 
einſtimmung mit dem im RGSt. 38, 343 abgedruckten Urteil 
des IV. Senats zählt die Entſch. Nr. 69 zu den verwendeten 
Marken im Sinne des 8 187 des Alters- und Indaliden⸗ 
verſicherungsgeſetzes auch die infolge freiwilliger e 
eingeklebten. 

Die Frage, ob der Urheber eines Schriften den Preis 
ſeines Werkes derart feſtlegen kann, daß ein Butoiberhandeln 
als Verletzung des Urheberrechts ſtrafbar erſcheint, verneint das 
Urteil Nr. 78. Kloeppel. 


X * 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Eine auſerordentliche Generalverſammlung wird 
auf den 20. Januar 1907, Vormittag 11 Uhr 
nach Leipzig, Reichsgerichtsgebände, Hauptzimmer der Rechts. 
auwaltſchaft bei dem Reichsgericht, berufen. 
Gegenſtände der Tagesordnung find: 
1. Der Antrag des Rechtsanwalts, Juſtizrat Dr. Schmidt 


zu Gera und von 69 anderen Anwälten aus dem 


Bezirke des Oberlandesgerichts zu Jena. 
Die Generalverſammlung wolle folgenden Zufak 
zu 5 8 der Satzungen beſchließen: 

„Das Stimmrecht kann durch einen Bevoll⸗ 

mächtigten ausgeübt werden, der aber Mitglied 

der Kaſſe ſein muß. Für die Vollmacht iſt die 
ſchriftliche Form erforderlich und genügend.“ 
2. Der Antrag des Rechtsanwalts Kolſen zu Berlin: 
§ 8 der Satzungen erhält folgenden Zuſatz: 
„Als erſchienen ſind auch diejenigen Mitglieder 
anzuſehen, welche anderen Mitgliedern ſchrift⸗ 
liche Vollmacht erteilt haben.“ 
3. Der Antrag des Vorſtandes anf Ergänzung des 5 7 
der Satzungen durch Hinzufügung eines Schluß ⸗ 
abſatzes dahin: 
„Eine Vertretung abweſender Mitglieder durch Be⸗ 
vollmächtigte findet nicht ſtatt.“ 
4. Der vom Borftaude angenommene Antrag des Inſtiz⸗ 
rats Elze zu Halle a. S. dahin: 

„Die Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte, welche auf Grund 
der vom dentſchen Anwaltstage in Hannover ge⸗ 
nehmigten und durch Verhandlungen mit dem 
Kaiſerlichen Anffihtsamt für Privatverſicherung 
in Berlin feſtgeſtellten Satzung begründet werden 
ſoll, entſpricht zwar nicht ganz der Kaſſe, welche der 
5 2 Abſatz a der Satzungen der Hülfskaſſe für 
deutſche Rechtsanwälte im Auge hat, ſie erſtrebt aber 
das gleiche Ziel und iſt zur Zeit die Ruhegehaltskaſſe, 
welche zum Segen der dentſchen Rechtsanwälte und 
ihrer Witwen und Waiſen begründet werden kaun, 
wenn ſich etwa 700 Anwälte daran beteiligen. 


Es werden deshalb dieſer Kaſſe, ſofern ihr 
700 Auwälte beitreten, 500 000 Mark zur Hälfte 
in 3¼ prozentigen, zur anderen Hälfte in 3 pro- 
zentigen Staatspapicren aus dem angeſammelten 
Kapitalgrundſtock der Hülfskaſſe überwieſen. Dieſe 
Hülfskaſſe wird dann aber nicht aufgelöſt, ſondern 
bleibt weiter beſtehen. Sie beſchrünkt ſich auf den 
in 8 25 beſtimmten Zweck und arbeitet fortan nach 
der anliegenden veränderten Satzung. Namentlich 
kann fie die Zinſen auch von dem ihr verbleibenden 
Kapitalgrundſtock zu Unterſtützungszwecken ver⸗ 
wenden.“ 


Die vorgeſchlagenen weiteren Satungeäuberungen lauten: 


a) $ 2 wird dahin gefaßt: 
„Der Zweck des Vereins iſt, dienſt⸗ und erwerbs⸗ 
unfähig gewordene deutſche Rechtsanwälte, ſowie 
deren Hinterlaſſene durch Geldbeihülfen zu unter⸗ 
ftägen.” 
b) Im 8 3 wird der Abſatz 2 geſtrichen. 
e) Im 8 17 werden der erſte N ganz und im zweiten 
Abſatz die Worte: 
„aus anderen Gründen“ 
geſtrichen. 8 
Leipzig, den 24. November 1906. 


Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
err, Juſtizrat, Borfigender. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Kammergerichts 
zu Berlin hat dem Unterſtützungsfonds der Hülfskaſſe eine 
fernere Zuwendung von 5000 Mark gewährt. Der Kammer 


und ihrem Vorſtande iſt für die reiche Beihilfe der Go ; 


richtigſte Dank ansgefproden worden. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Karlsruhe und Kiel haben der Kaſſe abermals Beihülfen 
und zwar Karlsruhe 1500 Mark und Kiel 2000 Mark 
gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die 
reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 
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Wann iſt der Rücktritt ausgeſchloſſen? 


Eine Entgegnung. 
Von Julius Siegel, München. 
I. 


Der Verfaſſer des Aufſatzes „Wann iſt der Rücktritt aus⸗ 
geſchloſſen?“ in Nr. 17 J. W. hat ſehr richtig den wunden Punkt 
feiner Beweisführung ſelbſt erkannt. Er erwartet ſelbſt den 
Einwand, daß die Terminologie des BGB. zwiſchen Un⸗ 
möglichkeit und Unvermögen ſcharf unterſcheidet. In der Tat 
iſt es nicht abzuſehen, warum im $ 351 dieſe Terminologie 
durchbrochen ſein ſollte. Aus dem Ausdruck „anderweitige“ 
Unmöglichkeit darf hier nicht geſchloſſen werden, daß hier der 
Begriff der Unmöglichkeit den des Unvermögens umſchließen 
fol. Die „anderweitige Unmöglichkeit“ ſteht im § 351 neben 
„Verſchlechterung“, „Untergang“, alſo ſämtlich „objektiven“ 
Unmöglichkeits fällen. Es iſt — und das iſt der Hauptirrtum 
Sternbergs — der Begriff der „Unmöglichkeit“ überhaupt nicht 
etwa der weitere, der eine „objektive“ und „ſubjektive“ Uns 
möglichkeit (Unvermögen) umſchließt, ſondern die Unmöglichkeit 
iſt immer als objektive gedacht, d. h. als abſolute. Eine 
„ſubjektive“ Unmöglichkeit, alſo eine relative, iſt eben über⸗ 
haupt keine Unmöglichkeit. Die Terminologie des BGB. iſt 
hier durchaus ſprachlich richtig im Gegenſatz zu den bei vielen 
Schriftſtellern, fo auch Planck, ſich findenden Ausdrücken, wie 
„ſubjektive Unmöglichkeit.“ 

Das ernſteſte Argument, das der Verfaſſer des Artikels 
bringt, ſcheint mir in der Verweiſung auf 8 989 zu liegen. 
Es hat in der Tat etwas Beſtechendes, zu argumentieren: 
8 347 verweiſt auf 8 989, 8 989 enthalte den Fall, daß der 
Beſitzer die Sache aus irgend einem Grund, alſo auch weil er 
ſie veräußert hat, nicht herausgeben kann, alſo müſſe auch in 
8 347 die „anderweitige Unmöglichkeit“ den Fall der Ver⸗ 
äußerung in ſich ſchließen. | | = 

Allein die Sache liegt anders: 8 347 behandelt den 
Schadenerſatzanſpruch, d. h. er ſtellt eine Haftung auf und be⸗ 
ſtimmt, daß die Haftung bereits eintreten ſolle vom Zeitpunkt 
des Empfanges der Leiſtung an. Von dieſem Zeitpunkt ab 
ſoll die Haftung dieſelbe fein, wie die im 5 989 feſtgeſetzte. 
Eine eintretende Unmöglichkeit, ſelbſt vor der Rücktritts⸗ 
erklärung, iſt alſo, da die Haftung ſchon ſeit Vertragsabſchluß 
beſteht, immer eine nachträgliche Unmöglichkeit. Dieſer ſteht 
aber das nachträglich eintretende Unvermögen gleich durch aus⸗ 
drückliche Beſtimmung des 8 275. Die faktiſche Über⸗ 
einftimmung mit $ 989 wird alſo durch 8 275 erzielt, es iſt 
ganz unnötig, im 8 347 das Wort „Unmöglichkeit“ anders 
aufzufaſſen, als fonft und der § 347 kann alſo nicht zum Be⸗ 
weis für eine Durchbrechung der ſtändigen Terminologie des 
BGB. verwendet werden. 


Der Auslegung des § 351 in der von Sternberg ver⸗ 
ſuchten Weiſe ſteht alſo die ſtreng durchgeführte Terminologie 
des BGB. entgegen. Allein auch materiell würde es nicht 
entſprechend ſein bei einem Unvermögen, das infolge von Ver⸗ 
äußerung Platz greift, den Rücktritt auszuſchließen. Bei der 
Unmöglichkeit iſt die Ausübung des Rücktrittsrechts finnlos. 
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Man müßte ſich dabei ja zu etwas Unmöglichem verpflichten. 
Beim Unvermögen dagegen beſteht theoretiſch immer die 
Möglichkeit, das Unvermögen zu beheben. Denn rein be⸗ 
grifflich kann man in keinem Augenblick ſagen, der Schuldner 
könne nicht noch in die Lage kommen, ſich den Gegenſtand 
wieder zu verſchaffen. Nur wenn man dieſen Gedanken im 
Auge behält, ergibt § 354 einen befriedigenden Sinn. Da 
theoretiſch eben nicht abzuſehen iſt, ob nicht das Unvermögen 
behoben werden kann, muß praktiſch ein Zeitpunkt firiert 
werden, bis zu welchem dem Schuldner aufgegeben wird, das 
Unvermögen zu beheben. So gliedert ſich die Friſtſetzung des 
§ 354 in das Syſtem des Rücktrittsrechts ein. 


III. 


Der Standpunkt Sternbergs widerſpricht aber überhaupt 
den Grundanſchauungen des BGB. $ 306 BB. ſtellt den 
Satz auf, daß ein auf eine unmögliche Leiſtung gerichteter 
Vertrag nichtig ſei. Daß das bon vornherein beſtehende Un⸗ 
vermögen der von vornherein beſtehenden Unmöglichkeit gleich⸗ 
ſtehe, iſt im Gegenſatz zum Fall des nachträglich eintretenden 
Unvermögens ($ 275) zu verneinen. 

Das ſind die Anſchauungen des BGB. über Unmöglichkeit 
und Unvermögen. Freilich ſpricht das BGB. nur von Un⸗ 
möglichkeit bei Leiſtungen aus Verträgen. Denn es geht von 
der Anſchauung aus, daß eine Leiſtung ex lege nicht auf 
etwas Unmögliches gerichtet ſein kann. (Planck, Vorbemerkungen 
zu 8 275— 290, 3a.) 

Würden nun aber beim Rücktrittsrecht die Beſtimmungen 
der SS 350 ff. fehlen, dann könnte der Fall eintreten, daß 
eine obligatio ex lege auf etwas von vornherein Unmögliches 
gerichtet wäre. Die 88 350 ff. ſind alſo als notwendige er⸗ 
gänzende Regelung einer ſpeziellen obligatio ex lege gedacht 
und zwar als Korrelat zu 88 306 ff., welche die obligatio 
ex contractu betreffen. Man wird nun annehmen müſſen, 
daß die 88 350 ff. die nämlichen Grundgedanken wie die 
89 306 ff. enthalten und nur aus zwingenden Gründen das 
ſonſtige Syſtem durchbrechen. 

In der Tat entspricht der $ 351 mit $ 352 dem $ 206. 
Wie in $ 306 der Vertrag nichtig iſt, der auf Unmögliches 
gerichtet iſt, fo iſt der Rücktritt ausgeſchloſſen, falls er die 
Verpflichtung zu einer unmöglichen Leiſtung begründen folk. 
(Der 8 350 ſtellt eine Ausnahme dar vom ſonſtigen Syſtem, 
die aber wohl begründet iſt. Er will vermeiden, daß ein 
wohlerworbenes Recht, das Rücktrittsrecht, untergeht, weil es 
eine Verpflichtung gleichzeitig begründen würde, die der Be 
rechtigte ohne fein Verſchulden unmöglich erfüllen kann.) Von 
einem Ausſchluſſe des Rücktritts beim Unvermögen kann bier 
fo wenig die Rede fein, wie etwa ein Vertrag bei Unvermögen 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes nichtig iſt. 

| IV. 

Unſer Standpunkt gibt auch eine ungezwungene Aus: 
legung des $ 353. Der unbefangene Betrachter wird keinen 
Augenblick zweifeln, daß der 8 353 von der Vorausſezung 
ausgeht, daß eine Veräußerung. keine Unmöglichkeit bewirkt 
Um hier nun ergänzend einzugreifen, iſt gewiſſermaßen Di 
Vertretungspflicht des Rücktritts berechtigten über den Perſonen⸗ 
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kreis des S 278 ausgedehnt. Für dieſe Anſicht ſpricht auch 
die Entſtehungsgeſchichte des § 353 (vgl. die bei Planck zu 
8 353 zitierten Erwägungen aus den Protokollen.) 


V. N | 

Sternberg zieht ſelbſt die notwendige Konſequenz aus 
ſeiner Anſicht mit dem Satz: „Der Rücktritt wird durch eine 
die Unmöglichkeit der Herausgabe (— Unvermögen gemeint) 
herbeiführende Veräußerung. . .. unzuläſſig, ohne Rückſicht 
ob der Berechtigte ſchuldhaft. . .. gehandelt hat.“ Gerade 
dieſe Konſequenz ſcheint das Geſetz nicht gewollt zu haben. 
88 347, 351, 353 wie 354 ſetzen immer eine Schuld voraus: 
erſt wo ein Verſchulden vorliegt, iſt der Rücktritt ausgeſchloſſen. 
Und nun führen plötzlich Sternbergs Ausführungen zu dem 
Schluſſe, daß bei einer jeden Veräußerung, welche die Heraus⸗ 
gabe nicht ermöglicht, der Rücktritt ausgeſchloſſen ſein ſoll. Es 
iſt nicht einzuſehen, warum hier ganz ſingulär das Rücktritts⸗ 
recht ohne Verſchulden untergehen ſoll. Ein etwaiger Einwand, 
in der Veräußerung liege an ſich ein ſchuldhaftes Verhalten, iſt 
zurückzuweiſen, weil ja Sternberg gerade von den — wohl 
denkbaren — Fällen eines Verhaltens ohne Schuld ſpricht. 
Dieſe Konſequenz beweiſt, daß Sternbergs Anſicht nicht den 
Anſchauungen des BGB. entſpricht. 

Schließlich ſcheint auch die Konſequenz, die Sternberg am 
Ende ſeiner Ausführungen zieht, dem Standpunkt des Geſetzes 
zu widerſprechen. Nach ſeiner Theorie iſt der Rücktritt auch 
ausgeſchloſſen, wenn der Erwerber zu Unrecht die Rückgabe an 
den Berechtigten weigert. Alſo ſelbſt wenn der Rücktritts⸗ 
berechtigte vertragsmäßig vom Erwerber die Sache verlangen 
kann, darf er nach Sternberg nicht zurücktreten und ſich dann 
etwa klageweiſe die Sache verſchaffen. Meines Erachtens ſteht 
aber gerade hier das geltende Recht auf dem Standpunkt, daß 

er zurücktreten dürfe, und erſt wenn er mit der Rückgewähr in 
Verzug kommt, kann der Gegner eine Friſt ſetzen (vgl. $ 354.) 

So dürfte nach Vorſtehendem nachgewieſen ſein, daß die 
intereſſante Konſtruktion Sternberg eben eine Konſtruktion iſt, 
die nicht auf dem geltenden Recht baſiert. Sternberg iſt 
offenbar zu dieſer Konſtruktion aus Billigkeitserwägungen ge⸗ 
kommen, da ihm die in dieſen Zeilen dargelegte Auffaſſung als 
teilweiſe unbillig erſcheinen dürfte. Mir ſcheint nun zwar die 
hier dargelegte Auffaſſung nicht nur als die dem Geſetz ent⸗ 
ſprechende, ſondern auch als die billigere, doch kann man über 
dieſen Punkt, der eigentlich Gefuhlsſache iſt, natürlich geteilter 
Meinung ſein. Jedenfalls käme dieſe Frage nur de lege 
ferenda, nicht aber für die Interpretation des geltenden ae 
in Betracht. 


Die nicht valutierte Grundſchuld. 
Von Juſtizrat Dr. Niſſen, Hirſchberg i. Schleſ. 

Der Entſcheidung des RG. 60, 251 und JW. 05, 291 
wird von Neumann in Nr. 6 des laufenden Jahrgangs dieſer 
Zeitſchrift die Auslegung zuteil, daß ſie nicht befinde über das 
Recht des Grundſchuldgläubigers, die Grundſchuld trotz 
ihrer nur teilweiſen Valutierung in ihrem vollen Betrage aus 
dem Verſteigerungserlöſe des Pfandgrundſtücks zu liquidieren, 
ſondern daß ſie lediglich die Befugnis des Grundſtückseigen⸗ 
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tümers ausſchließe, denjenigen Betrag der Grundſchuld, 
welchen der Grundſchuldgläubiger erklärtermaßen nicht liquidieren 
wolle, weil er nicht valutiert ſei, an deſſen Statt zu liquidieren; 
daß alſo nicht aus der Tatſache der unterbliebenen 
Vollvalutierung der Grundſchuld in Anſehung des nicht 
valutierten Teiles Schlüſſe gezogen werden ſollen auf die Rechts⸗ 
poſition des Gläubigers wie des Eigentümers, ſondern daß 
nur die aus der Tatſache der Nichtliquidierung jenes Bes 
trages von ſeiten des Gläubigers, für welche die Nichtvalutierung 
lediglich das Motiv bildete, für den Eigentümer ſich ergebende 
Rechtsfolge der Beurteilung unterzogen ſei. Für dieſe Aus⸗ 
legung ſpricht, daß in jener Entſcheidung als die Tatſache, um 
die ſich die rechtlichen Ausführungen gruppieren, immer nur die 
Richtliquidierung, die Nichtvalutierung dagegen lediglich ſekundär 
als das Motiv der erſteren aufgeführt wird. Andererſeits legt 
aber das NG. feiner Entſcheidung den Gegenſatz zugrunde 
zwiſchen Hypothek und Grundſchuld, falls die der dinglichen 
Laſt zugrunde liegende Forderung nicht exiſtent werde. Damit 
wiederum kehrt es als das für die Entſcheidung maßgebliche 
Moment die Nichtentſtehung der Forderung hervor, nicht alſo 
den Umſtand, daß Gläubiger die Forderung zur Kaufgeldmaſſe 
zu liquidieren unterließ. Die Hypothek ſtehe, ſoweit die Forderung 
nicht eriftiere, dem Eigentümer zu. Bei der Grundſchuld ſei 
das nicht der Fall. Indem das RG. dieſen Gegenſatz konſtruierte, 
iſt es erſichtlich davon ausgegangen, daß gleichmäßig bei beiden 
Rechten ein Anrecht des Gläubigers an der dinglichen Laſt nicht 
in Frage komme, ſoweit die Forderung nicht zur Entſtehung 
gelangt ſei. Damit aber hätte es nicht nur das Recht des die 
Grundſchuld beſtellenden Eigentümers, ſondern auch das Recht 
des Grundſchuldgläubigers verneint. 

Dieſe Begründung dürfte unrichtig, die Entſcheidung aber 
im Endergebniſſe richtig ſein. Letzteres tritt klar zutage, wenn 
man aus der Eigenſchaft der Grundſchuld als eines abſtrakten 
Summenverſprechens, das eine Forderung begrifflich nicht voraus⸗ 
ſetzt, für das Rechtsverhältnis, das im Falle der dem Vertrage 
zuwider unterbliebenen Valutierung der Grundſchuld zwiſchen 
Grundſtückseigentümer und Gläubiger beſteht, die poſitive 
Folgerung zieht, daß die bloße Tatſache der Nichtvalutierung 
auf das Recht des Gläubigers ohne Einfluß iſt, die Grund⸗ 
ſchuld in deſſen Perſon unvermindert fortbeſteht, in voller Höhe 
zur Zeit des Zuſchlags auf dem Grundſtück zu Recht laſtet und 
daher vom Grundſchuldgläubiger aus dem Grundſtücks⸗ 
verſteigerungserlöſe in voller Höhe angeſprochen werden darf. 
Dieſe Berechtigung muß aber notwendig dazu führen, ein gleich⸗ 
zeitiges Recht des Grundſtückeigentümers zur Liquidierung eines 
Teils der Grundſchuld für ausgeſchloſſen zu erachten. Und 
auch dadurch hinwiederum, daß jener Gläubiger einen Teil des 
auf die Grundſchuld zuſtehenden Liquidats preisgibt, weil dieſer 
Teil zur Befriedigung ſeiner durch die Grundſchuld verſicherten 


perſönlichen Forderung nicht erforderlich iſt, wird eine Befugnis 
des Grundſtückeigentümers, den Teil für ſich zu liquidieren, 


nicht erzeugt. Hierzu bedürfte es vielmehr — und darin bin 
ich anderer Anſicht als der Herr Verfaſſer des eingangs er⸗ 
wähnten Aufſatzes — eines den Übergang ſolcher Befugnis auf 
den Eigentümer vermittelnden Rechtsaktes. 

Das Nichtbeſtehen der Forderung berührt das Grund⸗ 


ſchuldrecht des Gläubigers nicht, kann vielmehr nur zur Ver⸗ 
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neinung der Cauſa der Grundſchuldbeſtellung führen und eine 
Pflicht im Sinne von § 812 BGB. für den Gläubiger dem 
Grundſchuldbeſteller gegenüber zur Folge haben.) Der Be⸗ 
rechtigte hat alsdann in der Grundſchuld ohne rechtlichen Grund 
eine Leiſtung empfangen, die er nach § 812 „herauszugeben“ 
hat. Ein zuläſſiger Inhalt dieſer Pflicht iſt die Abtretung der 
Grundſchuld ſelbſt an den ſie beſtellt habenden Eigentümer. 
Dieſer hat in der Grundſchuld einen ſelbſtändigen Vermögens⸗ 
wert geſchaffen, deſſen Beſitz nach 8 1196 BGB. auch ihm zus 
gänglich iſt. Beſteht aber die perſönliche Forderung wenigſtens 
zum Teile, ſo iſt Gläubiger zu einer teilweiſen Abtretung der 
Grundſchuld dann nicht verpflichtet, wenn dieſe im Sinne der 
Beteiligten eine unteilbare Sicherheit darſtellen ſollte, welche 
auch für die etwa nur teilweiſe zur Entſtehung gelangende For⸗ 
derung im vollen Umfange zu haften habe. 

Da die Grundſchuld außer der poſitiven Bedeutung eines 
ſelbſtändigen Vermögensrechtes auch noch die negative Seite für 
den Eigentümer beſitzt, daß ſie ſein Grundſtück belaſtet, ſo bildet 
für erſteren auch die Beſeitigung (Löſchung) der Grundſchuld 
einen Gegenſtand des Anſpruchs aus der rechtloſen Bereicherung. 
Auch dieſer, rein perſönliche, Anſpruch ſteht nur dem Beſteller 
der Grunſchuld, nicht Dritten, mithin auch nicht den zwar an 
der Löſchung intereſſierten, aber beim Tatbeſtande der ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung nicht beteiligten Nachhypothekaren zu. 
Erhebt ihn der Eigentümer, ſo behauptet ſich das Recht des 
Grundſchuldgläubigers und ſeine Befugnis, die Grundſchuld un⸗ 
beſchränkt zur Kaufgeldermaſſe zu liquidieren, den Nachhypothe⸗ 
karen gegenüber, wenn nicht das Löſchungsverlangen auch zur 
wirklichen Löſchung geführt hat. Unter Umſtänden kann aber 
darin, daß der Gläubiger ſich dem Eigentümer zur Löſchung 
bereit erklärt, eine Einigung im Sinne des $ 328 BGB. zu⸗ 
gunſten des an der Löſchung intereſſierten Nachhypothekars er⸗ 
blickt werden, die dieſen in den Stand feßt, der hiermit in 
Widerſpruch befindlichen Liquidierung der Grundſchuld durch den 
Gläubiger zu widerſprechen. 

Weiterhin kann Eigentümer den fraglichen Bereicherungs⸗ 
anſpruch auch in beſchränkterer Weiſe, als auf Beſeitigung der 
Grundſchuld, nämlich durch bloße Abwehr einer gegen ihn ſeitens 
des Grundſchuldgläubigers zwecks Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtücke erhobenen Klage oder aber ſelbſt klagend auf Anerkennung, 
daß Gläubiger Anſprüche aus der Grundſchuld gegen ihn nicht 
beſitze, geltend machen. Der prozeſſuale Erfolg dieſer Schritte 
müßte es auf den erſten Blick mit ſich bringen, daß der Gläu⸗ 
biger die Grundſchuld in der beſtrittenen Höhe auch nicht gegen 
die Kaufgeldmaſſe des Pfandgrundſtücks liquidieren dürfte, weil 
das ihm abgeſprochene Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtücke 
ebenſowenig an der an Stelle des letzteren getretenen Kaufgeldmaſſe 
ausgeübt werden könnte. Aber abgeſehen davon, daß auch bei 
dieſer Betätigung des Bereicherungsanſpruches der Nachhypothekar 
als ein Dritter von dem zwiſchen Gläubiger und Eigentümer er⸗ 
gangenen Urteile zu ſeinen Gunſten keinen Gebrauch machen kann, 


) Pgl. Denkſchrift S. 211, Turnau⸗Förster Liegenſch.⸗R. zu 
§ 1191 BGB., Oberneck Neichsgrundb.⸗R. (3. Aufl.) Bd. 1 S. 1009 
Dernburg Sachenrecht 8 245, Planck Komm. Bd. 8 Borbem. vor 
Abſchn. 8 unter a und zu 8 1192 Nr. 5, Endemann Lehrb. d. B. N. 
Sachenrecht 8 182, Biermann Sachenrecht zu 8 1191. 
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bezweckt dieſes Urteil, mag es nun auf Einrede oder Klage des 
Eigentümers ergangen ſein, entſprechend dem Sinne, in dem 
dieſe prozeſſualen Schritte erfolgt ſind, nichts weiter als gegen 
den Gläubiger feſtzuſtellen, daß die Grundſchuld in dem 
ſtreitigen Betrage zur ausſchließlichen Verfügung des Beſtellerz 
zu ſtellen ſei, nicht aber ihre Exiſtenz ſchlechthin zu verneinen. 
Die Grundſchuld ſoll vielmehr dem Eigentümer erhalten 
werden. Dem mit der Klage auf Befriedigung abgewieſenen 
Gläubiger iſt das Recht aberkannt, die Zwangsvollſtreckung in 
das Grundſtück behufs Befriedigung des Grundſchuldrechtes zu 
betreiben. Wird aber die Zwangsvollſtreckung von anderer 
Seite in die Wege geleitet und bis zum Zuſchlage durchgeführt, 
ſo iſt er durch das zu ſeinen Ungunſten ergangene Urteil nicht 
veranlaßt, die auf die Grundſchuld entfallende Hebung, gleich 
als habe die Grundſchuld (ganz oder teilweiſe) vor dem Zus 
ſchlage zu exiftieren aufgehört, preiszugeben, ſondem er if be 
rechtigt und dem Beſteller gegenüber verpflichtet, an dieſen den 
Anſpruch auf die Hebung, auch ſoweit ihm (Gläubiger) das 
Urteil den Anſpruch auf die Grundſchuld aberkennt, abzutreten 
oder, in Ermangelung deſſen, ihn ſeinerſeits im vollen Umfange 
auszuüben und die erhobene Summe inſoweit an den Beſteller 
der Grundſchuld abzuführen. Weit entfernt, die Grundſchuld 
(ganz oder zum ſtreitigen Teile) als nichtig zu dellarieren, 
bildet das Urteil, ſei es auf Einrede oder Klage des Eigen 
tümers zuungunſten des Gläubigers ergangen, vielmehr die 
liquide Grundlage, auf der nach § 1169 der Eigentümer vom 
Gläubiger beanspruchen darf, daß dieſer auf die Grundschuld 
verzichte und dadurch gemäß § 1168 dem Eigentümer zu ihrem 
Beſitze verhelfen. Wird jener Verzicht ſpäter dadurch un⸗ 
möglich, daß das Grundſtück in der Zwangsverſteigerung zus 
geſchlagen wird und ſo die Grundſchuld erliſcht, ſo bildet die 
Dberlafjung der Hebung das Aquivalent des Verzichtes. 

Damit der Eigentümer ſeinerſeits die Hebung fordern 
könne, bedarf es, wie eingangs bemerkt, eines dieſen Anfprud 
übertragenden Rechtsaktes. Ein ſolcher in Form einer Ab⸗ 
tretung würde vorliegen, wenn im Kaufgeldverteilungstermine 
der Eigentümer im Beiſein und ohne Widerſpruch des 
Gläubigers ſeinerſeits den von dieſem nicht liquidierten Teil 
der Grundſchuld beanſprucht. Gläubiger erklärt, er wolle den 
nicht valutierten Betrag der Grundſchuld nicht aus der Mafle 
entnehmen. Eigentümer erklärt, dafür verlange er dieſen Be⸗ 
trag. Indem der Gläubiger dem nicht widerſpricht, tritt er 
dem Verlangen des Eigentümers bei und erklärt ſeinerſei, der 
Eigentümer ſolle den Betrag in Empfang nehmen dürfen. Der 
Eigentümer hat dieſe Erklärung des Gläubigers im voraus 
dadurch akzeptiert, daß er den Betrag forderte. Damit aber 
vollzieht ſich ein Vertrag im Sinne des 8 398, gerichtet auf 
die Übereignung des Anſpruchs, welchen Gläubiger bis dahin 
auf den fraglichen Betrag der Kaufgelder beſaß, an den Eigen 
tümer. Schuldner des Anſpruchs iſt allerdings hinwiederm 
der Eigentümer, nichtsdeſtoweniger tritt eine Konfuſion von 
Anſpruch und Verpflichtung in der Perſon des Zeſſionars um 
deshalb nicht ein, weil der Anſpruch auf das Perzipiendum der 
Kaufgelder identiſch iſt mit der ihm zugrunde liegenden, durch 
den Zuschlag erloſchenen Grundſchuld und ebenſo wie biefe durch 
die Übereignung an den Eigentümer nicht untergeht. Die auf 
dieſe Weiſe hergeſtellte Beziehung der beiden Rechtsakte zu 


422 


** £ 
„ 


7 
11 1 


7 
1 


7 5 n. 
7 4 17 
i! 

„ 2 IH 

1" 13 


a 


1235 
ar 
1 


2 
+ 7. 


„ Er 7% 

- > 2 

10 a 
14 


2 
ce 12 ; 
u 


aan a 


— 72 


8 i 
K ir 


S 
* — * 
** 11 


* 
1 * 


* F 22 

„ . * 

iu. Em, © 
* 


35. Jahrgang. 


einander, der Beſchränkung des Liquidats von ſeiten des 
Gläubigers einerſeits zu der vom Gläubiger unwiderſprochenen 
Forderung des Überſchuſſes ſeitens des Eigentümers anderer⸗ 
ſeits, und die Verbindung beider Rechtsakte zu einem ein⸗ 
heitlichen Abkommen, einem Abtretungsvertrage, wird durch die 
Erwägung geſtützt, daß der Gläubiger, ſoweit die Forderung 
nicht zur Entſtehung gelangte, verpflichtet war, dieſe Abtretung 
vorzunehmen. 

Liquidiert der Eigentümer (Grundſchuldbeſteller) nicht ſelbſt, 
ſondern ſein Singularſukzeſſor, ſo iſt bei der gleichen Sach⸗ 
geſtaltung eine Abtretung an dieſen als vorliegend zu erachten, 
wenn die Rechtsnachfolge zum Gegenſtand hat den perſönlichen 
Anſpruch des Eigentümers an den Grundſchuldgläubiger auf Ab⸗ 
tretung der Hebung, nicht dagegen, wenn ſie betrifft das Recht 
des Eigentümers an der Grundſchuld ſelbſt, da ein ſolches vor der 
Abtretung an dieſen (bezw. ſo lange der Zuſchlag nicht erfolgte, 
vor einem gemäß § 1168 getätigten Verzichte) nicht exiſtiert, 
die Rechtsnachfolge bei dieſem Inhalt daher gegenſtandslos und 
ohne Wirkung wäre. Wollte man aber die Rechtsnachfolge als 
wirkſam anerkennen, indem man ſie auf das Recht des Eigen⸗ 
tümers an der Grundſchuld, bezw. der Hebung als etwas erſt 
Künftiges bezieht, ſo würde hinwiederum dem Liquidate des 
Rechtsnachfolgers die Bedeutung fehlen, welche bei der oben 
zur Sprache gebrachten Sachgeſtaltung dem Liquidate des 
Eigentümers in der Richtung beiwohnt, daß es als Zeſſions⸗ 
annahmeerklärung den Abtretungsvertrag bezüglich des vom 
Grundſchuldgläubiger (Zedenten) nicht liquidierten Perzipiendi 
zum Abſchluſſe bringt. Denn eine hinreichende Legitimation für 
die Annahme der Zeſſionserklärung des Gläubigers iſt die 
Rechtsnachfolge dann nicht, wenn ſie nicht den Zeſſionsanſpruch 
an den Gläubiger, ſondern das erſt hinter der Zeſſion liegende, 
künftige Recht aus der Grundſchuld ſelbſt zum Gegenſtande hat. 

Aus der Pflicht des Gläubigers, die Grundſchuld dem Be⸗ 
ſteller abzutreten, ſobald der Sicherungszweck der Beſtellung 
erledigt iſt, folgt die Pflicht des Gläubigers, jede nicht behufs 
Befriedigung der Forderung geſetzlich oder vertragsmäßig zu⸗ 
gelaſſene Handlung zu unterlaſſen, durch die das Grundſchuld⸗ 
recht beeinträchtigt wird. Darunter gehören die Aufhebung der 
Grundſchuld § 1183, nachdem der Grundſchuldbeſteller das 
Grundſtück veräußert hat (anderenfalls § 1183 Satz 1), der 
Verzicht (8 1186) im gleichen Falle, die Rangverſchlechterung 
(§ 880). Die Folge einer derartigen Rechtsverletzung würde, 
falls der Grundſchuldbeſteller das Grundſtück veräußert und der 
Erwerber deſſen Schulden übernimmt, für die perſönliche Schuld 
des Grundſchuldbeſtellers die gleiche ſein, wie ſie § 1165 zu⸗ 
gunſten des perſönlichen Schuldners einer Hypothek feſtſetzt. 

Ein Vorrücken der hinter der Grundſchuld ſtehenden Gläu⸗ 
biger im Kaufgelderverteilungsverfahren will der Herr Verfaſſer 
eingangs erwähnten Auſſatzes ſtattfinden laſſen, wenn die 
Grundſchuld unter der Bedingung oder mit der Beſchränkung 
begründet wurde, daß ſie nur nach Maßgabe der Valuten⸗ 
zahlung zur Entſtehung gelangen ſolle. Ich verkenne nicht, daß 
auch eine abſtrakte Verbindlichkeit, wie die Grundſchuld, unter 
einer Bedingung begründet werden kann, aber jene Bedingung 
kommt darauf hinaus, die Grundſchuld, wenn auch nicht in 
allen Beziehungen, ſo doch in weſentlicher Richtung von der 
perſönlichen Forderung abhängig zu machen, und darum möchte 
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ich meinen, daß ein ſolches Rechtsgebilde, wenn es überhaupt 
Beſtand hat, nicht als Grundſchuld, ſondern als (unbedingte) 
Hypothek zu beurteilen wäre, wodurch allerdings dann auch 
andere, zum Tatbeſtande der Bedingung nicht gemachte Ver⸗ 
hältniſſe der perſönlichen Forderung den Rechtsbeſtand des 
dinglichen Rechts beeinfluſſen würden. 


Zur Auslegung des § 28 Abſ. 3 des Gewerbe⸗ 

unfallverſicherungsgeſetzes und des § 33 Abſ. 2 

des landwirtſchaftlichen Unfallverſicherungsgeſetzes. 
Von Direktor v. Königslöw, Gr. Lichterfelde. 

Nach 8 28 Abſ. 3 GewuVerſcß. und 8 33 Abſ. 2 


UPS. gilt als Unternehmer des berufsgenoſſenſchaftlich 


verſicherungspflichtigen Betriebes derjenige, für deſſen Rech⸗ 
nung der Betrieb erfolgt. Nebenbetriebe ſind in der Regel 
bei derſelben Berufsgenoſſenſchaft verſicherungspflichtig, welcher 
der Hauptbetrieb angehört. 

A. hatte die Beförderung von Holz aus ſeinem 
Walde, das auf dem Markte in X. verkauft werden ſollte, dem 
B. gegen beſtimmte Entſchädigung übertragen. In 
X. fuhr ſich der Wagen feſt, als einem der Käufer Holz zuge⸗ 
fahren wurde. C. leiſtete Hilfe, um den Wagen flott zu machen, 
und wurde in Folge plötzlichen Anziehens der Pferde über⸗ 
fahren. 

Der A. ſche Betrieb iſt bei der land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaft verſichert. Sofern anzunehmen, daß C. 
durch die Hilfeleiſtung im A. ſchen Betriebe tätig wurde und 
daß dieſe Tätigkeit unter dieſe Verſicherung fiel, würde C. 
nach 8 146 LwuVerſG. nur Anſprüche gegen die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft haben. 

In dem auf S. 686 f. der JW. Jahrgang 1906 ab⸗ 
gedruckten Urteile des RG. iſt ausgeführt: 

1. Als Unternehmer gilt derjenige, für deſſen Rechnung 
der Betrieb erfolgt. Auf das Eigentum an den Be⸗ 
triebsmitteln kommt es nicht an. 

2. B. war auf Grund eines Werk⸗ oder Dienſtvertrages 
nur Dienſtverpflichteter des A.; dagegen war 
A., der den Käufern das Holz ins Haus lieferte, und 
welchem der Nutzen oder Schaden aus dem Geſchäft 

zuſiel, der Unternehmer. | 

3. Der Unfall des C. hat fi) demgemäß in dem Fuhr⸗ 
werksbetriebe des A., nicht des B. ereignet. 

Dieſe Entſcheidung halte ich für unrichtig. 

Wenn ein Fabrikant fertiggeſtellte Waren der Eiſenbahn 
oder einem Spediteur zur Beförderung an die Käufer in einem 
anderen Orte übergibt, ſo haben Bahn und Spediteur auch 
einen Werkvertrag mit ihm abgeſchloſſen und ſind ihm gegenüber 
in demſelben Sinne wie B. gegenüber dem A. Dienſtverpflichtete. 
Es wird aber wohl niemand annehmen wollen, daß, wenn z. B. 
ein Arbeiter der Bahn oder des Spediteurs oder des Käufers 
beim Verladen oder Zubringen der Waren einen Unfall erlitt, 
der Arbeiter dieſen Unfall in einem Transportnebenbetriebe des 
Fabrikanten erlitten habe: der Nutzen oder Schaden aus dem 
Geſchäft — der Herſtellung und dem Verkauf der Waren — fiel 
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auch hier dem Fabrikanten zu, aber nicht der Nutzen oder 
Schaden aus dem Transportbetriebe. 

Dadurch, daß dem A. der Nutzen oder Schaden aus dem 
Holzverkauf zufiel, wurde er alſo nicht Unternehmer des Fuhr⸗ 
werksbetriebes; er wurde nur dann der Unternehmer des Fuhr⸗ 
werksbetriebes, wenn dieſer Betrieb für ſeine Rechnung erfolgte. 

Richtig iſt, daß es auf das Eigentum an den Betriebs⸗ 
mitteln nicht ankommt; an einem der Hauptbetriebsmittel, der 
menſchlichen Arbeitskraft der Angeſtellten, gibt es überhaupt 
kein Eigentum. Wenn der Fabrikant, deſſen Fuhrwerksneben⸗ 
betrieb mit dem Hauptbetriebe der Eiſen⸗ und Stahl⸗Berufs⸗ 
genoſſenſchaft angehört, ſich an Stelle feines erkrankten Pferdes 
von einem der Fuhrwerksberufsgenoſſenſchaft angehörenden Fuhr⸗ 
werksbeſitzer ein Pferd leiht und wenn fein — des Fabrikanten — 
Kutſcher von dem geliehenen Pferde geſchlagen wird, ſo hat der 
Kutſcher dieſen Unfall zweifellos im Fuhrwerks (neben) betriebe 
des Fabrikanten erlitten. 

Vergleicht man aber dieſes Beifpiel mit dem oben ange⸗ 
führten, ſo ergibt ſich ſofort der Unterſchied: in dem letzten 
Falle will der Fabrikant feine Waren ſelbſt mit feinem Fuhr⸗ 
werk befördern, in dem zuerſt angegebenen Beiſpiel will er 
nicht ſelbſt befördern. 

Hieraus ergibt ſich auch ferner, daß es die erſte ſtill⸗ 
ſchweigende Vorausſetzung der eingangs genannten Beſtimmungen 
iſt, daß derjenige, der als Unternehmer gelten ſoll, vor 
allen Dingen dieſen Betrieb ſelbſt betreiben will. 

Wenn ich als Betriebsunternehmer gelten ſoll, weil der 
Betrieb für meine Rechnung erfolgt, ſo muß ich doch zu aller⸗ 
erſt — ausdrücklich oder ſtillſchweigend — den Willen gehabt 
haben und fortgeſetzt haben, dieſen Betrieb überhaupt zu be⸗ 
treiben. 

In erſter Linie muß ich den Betriebswillen haben; dieſer 
allein iſt aber nach der geſetzlichen Vorſchrift nicht entſcheidend 
für Annahme meiner Unternehmerqualität; hinzukommen muß 
noch, daß der Betrieb für meine Rechnung erfolgt. Es iſt ein 
Nonſens, daß ich den Betrieb an ſich überhaupt nicht will, daß 
ich aber trotzdem die Unterhaltungskoſten des Betriebes zahlen, 
den Gewinn aus dem Betriebe ziehen, den Verluſt daraus 
tragen will; ich habe dann höchſtens den Willen, perſönlich 
nicht im Betriebe tätig zu ſein, ſondern denſelben durch 
andere für meine Rechnung, für mich ausführen zu laſſen: 
damit habe ich aber den Betriebswillen. | 

Richtig iſt, daß ich den Willen haben kann, einen Betrieb, 
insbeſondere einen Nebenbetrieb nicht ſtändig, ſondern nur vor⸗ 
übergehend zu betreiben. Wenn ich mir vom Nachbar deſſen 
Handkarre leihe, um mittelſt desſelben durch meinen Arbeiter 
Sachen befördern zu laſſen, fo will ich dieſen vorübergehenden 
Transportbetrieb betreiben, ebenſo wie ich es will, wenn ich 
mir vom Nachbar deſſen Pferd und Wagen leihe, um ſelbſt 
oder durch einen meiner Angeſtellten meine Waren fortzubringen. 

Übertrage ich aber meinem Nachbar die Beförderung, ſo 
will ich eben die Beförderung nicht ſelbſt vornehmen, 
betreiben, ſondern mein Nachbar ſoll das tun. 

Daran, ob der Betrieb auf meine Rechnung gehen würde 
oder nicht, denke jch bei meiner Entſcheidung, ob ich den 
Transport in meinem oder in einem fremden Betriebe ausführen 
laſſen ſoll, überhaupt nicht, ſondern daran, ob ich billiger fort⸗ 
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komme oder ob der Transport ſorgfältiger ausgeführt wird, 
wenn ich die Transportmittel und Transportkräfte mir felbft 
verſchaffe, oder wenn ich den Transport jemand übertrage, der 
ſich ſeinerſeits die Transportmittel oder Transportkräfte ver⸗ 
ſchafft uſw. 

Die eingangs genannten Geſetzes beſtimmungen follen alſo 
nur entſcheiden, welcher von mehreren Betriebs willen als der⸗ 
jenige des Unternehmers gilt, wenn Y. äußerlich der Betreibende 
it, während der Betrieb nicht für Rechnung des Y., fondern 
des Z. erfolgt. 

Das RG. mußte daher in erſter Linie prüfen, ob A. 
überhaupt den Willen hatte, vorübergehend ſelbſt einen Fuhrwerks⸗ 
betrieb zu betreiben. Für die Entſcheidung dieſer Frage kommt 
weſentlich in Betracht, welcher Art der von A. mit B. ab⸗ 
geſchloſſene Vertrag war. Schloß er nur einen Miets⸗ oder 
Leihvertrag ab bezüglich Wagen und Pferd und lenkte er ſelbſt 
bezw. beauftragte er hiermit ſeinerſeits jemand, fo war an⸗ 
zunehmen, daß er dieſen Betrieb ſelbſt vorübergehend führen 
wollte. 

Schloß aber A., wie nach dem Urteilsinhalt anzunehmen, 
mit B. einen Werkvertrag dahin ab, daß B. mit feinem uhr: 
werk die Beförderung nach K. und dortſelbſt an die noch 
aufzugebenden Käufer aus führen ſolle, fo daß es alſo dem 
B. überlaſſen blieb, falls er die erforderlichen Transportmittel 
nicht beſaß, ſich dieſe zu verſchaffen, fo daß es ihm — B. — 
ferner überlaſſen blieb, wenn er nicht ſelbſt lenken wollte, hiermit 
ſeinerſeits jemand zu beauftragen, ſo iſt anzunehmen, daß A. 
einen Fuhrwerksbetrieb überhaupt nicht betreiben wollte. 

Derjenige, welcher, um einen beſtimmten Erfolg herbei⸗ 
zuführen, ſich die erforderlichen Betriebsmittel durch Eigentums⸗ 
erwerb, Miete oder Leihe uſw. ſelbſt verſchafft und welcher die 
erforderliche menſchliche Arbeit ſelbſt ausführt oder durch 
menſchliche Arbeitskräfte, die er ſich hierzu verſchafft, ausführen 
läßt, will den betreffenden Betrieb ſelbſt ausführen. Derjenige, 
der, um einen beſtimmten Erfolg herbeizuführen, einem anderen 
die Verſchaffung der erforderlichen Betriebsmittel und Arbeits⸗ 
kräfte überläßt, will den zur Herbeiführung des Erfolges 
erforderlichen Betrieb nicht ſelbſt ausführen; denn ſonſt würde 
er ſich dieſe ſelbſt perſchaffen. Zweifel können nur entſtehen, 
wenn beide Parteien zur Herbeiführung des Erfolges beitragen, 
wenn der eine z. B. Pferd und Wagen, der andere menſchliche 
Arbeitskraft ſtellt. Alsdann wird es darauf ankommen, ber 
den Erfolg herbeiführen fol. Will A. Holz nach X. befindet 
haben, hat er ſelbſt Knecht und Fuhrwerk, iſt aber fein Rnecht 
und Pferd krank und kann er ſelbſt nicht fahren, fa wird er 
den B. bitten, die Beſörderung auszuführen: dann will 2. 
nicht befördern, ſondern B. fol das tun. Ubernimmt B. bie 
Beförderung, hat er aber keinen geeigneten Wagen, und läßt 
er ſich A.s Wagen geben, fo will trotzdem B. befördern, aber 
nicht A. Iſt A. 3 Knecht krank, und bittet er den B., ihm 
feinen Knecht zu überlaſſen, dann fol B. gar nicht bie Be 
förderung übernehmen, ſondern nur einen Knecht ſtellen. 

Die Beförderung erfolgt alſo im letzten Beiſpiele in A. 
Betrieb. Ob, wenn der Knecht des B. hierbei einen Unfall 
erlitt, trotzdem die Berufsgenoſſenſchaft des B. entſchädigunge 
pflichtig wäre oder die Berufsgenoſſenſchaft des A., kann dahin 
geſtellt bleiben; die Entſcheidung dieſer Frage würde nur babon 
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abhängen, wie § 28 Abſ. 4 GemUVeriG. und 8 33 Abſ. 3 
LwUuBerf®. auszulegen iſt, ob es lediglich darauf ankommen 
würde, daß B. dem Knechte den Auftrag gab, in A. Betrieb 
tätig zu ſein, und daß B. dem Knechte den Lohn zahlte, oder 
ob es auch darauf ankommen würde, daß die Tätigkeit des 
Knechtes lediglich im Intereſſe des A. ſchen Betriebes erfolgte, 
daß eine Betriebshandlung gleichzeitig im Mitintereſſe des 
B. ſchen Betriebes nicht vorlag. 

Die Annahme des OL G., daß C. den Unfall im Betriebe 
des B. erlitten habe, war daher meiner Anſicht nach richtig. 


Vom Reichsgericht.“ 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Geh. Juſtizrat 
Dr. Seelig und Juſtizrat Scheele zu Leipzig. 


Wir berichten über die in der Zeit vom 17. bis 24. November 
1906 ausgefertigten Zivilentſcheidungen. 

I. Neichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 83 133, 157, 278, 831 BGB. Auslegung gegen den 
klaren Wortlaut, Operation fällt begriffsmäßig unter „ärztliche 
Behandlung.“ 

Nach der bedenkenfreien Feſtſtellung des Berufungsgerichts 
hat die Ehefrau des Klägers gelegentlich einer am 29. Dezember 
1903 in dem Kreiskrankenhauſe der beklagten Stadtgemeinde 
vorgenommenen Operation eines Leiſtenbruches durch Verſchulden 
der bei der Operation tätig geweſenen Krankenpflegerin Ver⸗ 
letzungen durch Brandwunden erlitten. Die Vorderrichter haben 
die dieſerhalb gegen die beklagte Stadt gerichtete Schadens⸗ 
erſatzklage abgewieſen. Der Berufungsrichter erwägt: Es fei 
durch die Aufnahme der Ehefrau des Klägers, einer zahlungs⸗ 
fähigen Privatperſon, in das Krankenhaus der Beklagten ein 
privatrechtlicher Vertrag zwiſchen dem Kläger und deſſen Ehe⸗ 
frau einerſeits und der Beklagten, wonach letztere der Ehefrau M. 
(Ehefrau des Klägers) außer den ſonſtigen Leiſtungen (Unter⸗ 
kunft, Beköſtigung, Krankenpflege uſw.) auch ärztliche Be⸗ 
handlung zu gewähren hatte, begründet worden, während die 
Eheleute M. ſpeziell zu den bei der Operation tätig gewordenen 
Perſonen in kein Vertragsverhältnis getreten ſeien. Die er⸗ 
wähnte ärztliche Behandlung aber, welche die Beklagte zu ge⸗ 
währen gehabt, habe ſich nicht auf die eigentlich ärztlichen 
Verrichtungen, namentlich nicht auf die Operation, erſtreckt, 
ſondern ſich in der Stellung eines hierfür geeigneten ärztlichen 
und Hilfsperſonals, welches ſeinerſeits wieder der Beklagten 
zu ordnungsmäßiger Dienſtleiſtung verpflichtet geweſen ſei, er⸗ 
ſchöpft, ſo daß die von den genannten Perſonen ausgeführten 
Verrichtungen außerhalb des Rahmens des von dem Kläger 
und ſeiner Ehefrau mit der Beklagten geſchloſſenen Vertrages 
gelegen hätten. Dieſe einſchränkende Auslegung entſpreche zu⸗ 
nächſt dem Wortlaute der einſchlagenden 88 1 und 10 der 
Verwaltungs vorſchriften ſowie den Auslegungsgrundſätzen der 
99 133, 157 BGB., wenn man berückſichtige, daß die Ver⸗ 
treter einer Gemeinde bei der Verwaltung eines derſelben ge⸗ 
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hörigen Krankenhauſes weſentlich gemeinnützige Zwecke ver⸗ 
folgten, dagegen die für den Anſtaltsbetrieb erforderlichen 
techniſchen Kenntniſſe und Fertigkeiten, wie ſie der Be⸗ 
ſitzer eines Privatkrankenhauſes regelmäßig habe, entbehrten 
und daher auch nicht gewillt ſein könnten, ſich zur Vornahme ſolcher 
rein techniſcher Verrichtungen zu verpflichten; in ſolchen Fällen 
aber ermangele die Anwendung des 8 278 BGB. der inneren 
Berechtigung, da ſie auf der Erwägung beruhe, daß man ſich 
ſeiner Haftung nicht dadurch entziehen könne, daß man durch 
andere das vornehmen laſſe, was man grundſätzlich ſelbſt — 
eine juriſtiſche Perſon alſo durch ihre geſetzlichen Vertreter — 
vornehmen müßte und könnte. — Außerdem würde die An⸗ 
nahme einer Haftpflicht der Stadt für etwaige bei einer 
Operation in ihrem Krankenhauſe vorgekommene Verſehen zu 
einem verſchiedenen Ergebniſſe, je nachdem die Aufnahme in die 
Anſtalt auf Grund einer öffentlich⸗ rechtlichen Verpflichtung oder 
auf Grund eines privatrechtlichen Vertrages erfolge, führen, 
eine unbillige Belaſtung der öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaften 
bewirken, andererſeits aber dem aufgenommenen Kranken ſchon 
durch die Gewährung eines tüchtigen Anſtaltsperſonals gedient 
ſein. Es ſei hiernach keine vertragliche, ſondern, wie in zahl⸗ 
reichen ähnlichen Fällen, nur eine außervertragliche Haftung der 
Beklagten nach 8 831 BGB. für das Verſchulden ihrer An⸗ 
geſtellten möglich, letztere aber hier ausgeſchloſſen, da der Be⸗ 
klagten nach den vorliegenden Beweiserhebungen in bezug auf 
die Auswahl und Anſtellung dieſer Angeſtellten, namentlich der 
Schweſter D., ſowie in bezug auf die Beaufſichtigung derſelben 
und die Leitung des Krankenhauſes überhaupt ein Verſchulden 
nicht zur Laſt falle. Mit Recht wird von der Reviſion die 
Auslegung beanſtandet, welche die Vorinſtanz dem die einzelnen 
Vertragsleiſtungen aufführenden 8 10 dahin gegeben hat, daß 
unter der „ärztlichen Behandlung“ die Operation eines auf⸗ 
genommenen Kranken nicht mitzuverſtehen ſei. Dieſe Aus⸗ 
legung läuft ſchon dem klaren Wortlaut des erwähnten Aus⸗ 
drucks zuwider, verſtößt alſo gegen eine geſetzliche Auslegungs⸗ 
regel (8 550 ZPO.) Es iſt nicht abzuſehen, weshalb nach 
dem gewöhnlichen Sprachgebrauche in der „ärztlichen Behandlung“ 
nicht auch eine in deren Verlauf ſich nötig machende Operation 
inbegriffen fein ſollte, zumal bei einem Leiſtendruche, wie er 
hier in Frage ſteht, bei welchem die ärztliche Behandlung 
weſentlich in einem operativen Eingriff beſteht. Für die Auf⸗ 
faſſung der Operation als eines Teiles der ärztlichen Behandlung 
ſpricht gerade der am Schluſſe der Verwaltungsvorſchrift 
erſichtliche Nachtrag zu 8 10, wonach der leitende Krankenhaus⸗ 
arzt berechtigt iſt, bei zahlungsfähigen Privatperſonen der erſten 
Pflegeklaſſe für eine Operation Gebühren in Anſatz zu bringen. 
Indem die Vorinſtanz hier das Vorhandenſein eines Vertrags⸗ 
verhältniſſes zwiſchen den Eheleuten M. und der Beklagten, 
andererſeits aber auch — und dies mit Recht — zwiſchen 
dieſen Eheleuten und dem ärztlichen und Pflegeperſonal der 
Beklagten verneint, gelangt ſie zu dem wenig befriedigenden 
Ergebnis, daß in bezug auf die Operation überhaupt keinerlei 
vertragsmäßige Verpflichtung vorlag, während eine ſolche in 
bezug auf alle übrigen, im § 10 der Verwaltungsvorſchrift 
erwähnten, mit der Operation eng zuſammenhängenden Leiſtungen 
(Zimmer, Heizung, Beleuchtung, Bettwäſche, Koſt, Krankenpflege 
und Bäder) der Beklagten auferlegt wird. Eine derartige von 
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dem gewöhnlichen Sprachgebrauch abweichende Auffaſſung der 
„ärztlichen Behandlung“ könnte nur durch beſondere Gründe 
gerechtfertigt werden. Was aber die Vorinſtanz in dieſer Be⸗ 
ziehung ausführt, iſt teils von Rechtsirrtum beeinflußt, teils 
unerheblich. Unzutreffend legt ſie zunächſt Gewicht darauf, daß 
die ſtädtiſchen Vertreter ſelbſt zur Vornahme operativer Ver⸗ 
richtungen, wie ſie der Unternehmer einer Privatklinik aus⸗ 
führen könne, nicht befähigt ſeien. Es iſt nicht abzuſehen, 
weshalb eine natürliche oder (ihr hierin gleichſtehende) juriſtiſche 
Perſon ſich, von Ausnahmefällen abgeſehen, nicht zu ſolchen 
Verrichtungen, bei deren Vornahme ſie von vornherein auf die 
ſelbſtändige Tätigkeit von Angeſtellten oder Hilfsperſonen 
angewieſen iſt, verpflichten, alſo inſoweit die Garantie für die 
ordnungsmäßige Vornahme übernehmen kann. Und weiter iſt 
die Anwendung des 8 278 BGB. nicht davon abhängig, daß 
der Unternehmer die Leiſtung, deren Ausführung er dem 
Erfüllungsgehilfen übertragen hat, auch ſel bſt auszuführen im⸗ 
ſtande iſt, ſondern lediglich davon, ob er ſich zur Ausführung 
dieſer Leiſtung verpflichtet hat; alsdann ſoll er ſich ſeiner 
Verantwortung für die ordnungsmäßige Ausführung nicht da⸗ 
durch entſchlagen können, daß er dieſelbe einem anderen über⸗ 
trägt. In dieſem Sinne hat z. B. der erkennende Senat in 
RG. 59, 22 die Haftpflicht des Unternehmers einer Schau⸗ 
ſtellung für das Verſehen eines bei derſelben tätigen Artiſten 
und für die dadurch herbeigeführte Verletzung eines Zuſchauers, 
der VI. 3S. des RG. in RG. 55, 335 die Haftpflicht des 
Eiſenbahnfiskus für das nicht ordnungsmäßige Beſtreuen des 
Bahnſteiges durch Eiſenbahnarbeiter, infolgedeſſen ein an⸗ 
gekommener Reiſender zu Falle kam, gemäß $ 278 BGB. 
ausgeſprochen. Richtig iſt, daß hiernach die Haftpflicht der 
Beklagten für etwaige Verſehen ihres Krankenhausperſonals ſich 
verſchieden geſtalten kann, je nachdem die Aufnahme auf Grund 
einer öffentlich⸗rechtlichen Fürſorgepflicht, wie z. B. in dem 
Falle des §8 1 Ziff. 2 der Verwaltungsvorſchrift, oder auf 
Grund des Vertrages mit einer zahlungsfähigen Privatperſon 
erfolgt; allein dieſe verſchiedenartige Haftung iſt ſchon an ſich 
kein durchſchlagender Grund, erſtreckt ſich auch nicht bloß auf 
die ordnungsmäßige Ausführung von Operationen, ſondern auf 
diejenigen aller übrigen, im § 10 aufgeführten Leiſtungen 
und kann daher nicht für die einſchränkende Auslegung der 
„ärztlichen Behandlung“ allein herangezogen werden. Nicht 
anzuerkennen iſt ferner, daß durch die Zulaſſung der in Frage 
ſtehenden Haftpflicht eine unbillige Belaſtung öffentlich⸗rechtlicher 
Korporationen herbeigeführt werde, da die gleiche Haftpflicht 
auch andere Unternehmer trifft, mögen ſie nun natürliche oder 
juriſtiſche Perſonen ſein. Abweichend von der Vorinſtanz iſt 
hiernach der Grundſatz, daß die in einem Krankenhauſe an⸗ 
geſtellten Perſonen juriſtiſch Vertreter und Gehilfen des Unter⸗ 
nehmers find und dieſer für alle jene Perſonen nach 8 278 BGB. 
haftbar iſt, ſeinerſeits aber den Rückanſpruch gegen feine An⸗ 
geſtellten hat (ſ. Hellwig, die Stellung des Arztes im bürger⸗ 
lichen Rechtsleben 35, 36), auch auf den hier vorliegenden Fall 
einer Operation anzuwenden. Alsdann iſt aber der von der 
Vorinſtanz zugelaſſene und als erbracht angeſehene Entlaſtungs⸗ 
beweis nach 8 831 BGB. nicht mehr beachtlich, vielmehr die 
Haftpflicht der Beklagten ſchon auf Grund des vom Berufungs⸗ 
gericht angenommenen Verſchuldens der von der Beklagten an⸗ 


geſtellten Pflegeſchweſter D. an ſich begründet. Hiernach war 
die angefochtene Entſcheidung aufzuheben, und da noch weſent⸗ 
liche Einreden zu entſcheiden ſind, an das Berufungsgericht 
zurückzuverweiſen. M. c. Stadt H., U. v. 30. Okt. 06, 
89/06 III. — Frankfurt a. M. 

2. 5 254 Abf. 1 in Verb. mit § 833 BGB. Feſt⸗ 
ſtellung des Maßes des Mitverſchuldens und des Umfanges 
des Erſatzes durch das Reviſionsgericht.] 

Der Kläger, ſeit 18 Jahren Mietbewohner bei dem Be⸗ 
klagten, iſt am 6. März 1904 Abends 6 Uhr dadurch zu 
Schaden gekommen, daß er, die Treppe im Haufe des Be⸗ 
klagten hinaufſteigend, mit dem Fuße auf den dort liegenden 
Hund des Beklagten trat oder ihn anſtieß, von dem infolge⸗ 
deſſen aufſpringenden Hund angerannt und, da er hierauf nicht 
gefaßt war, die Treppe hinuntergeſtoßen wurde. Er fordert 
hierfür Schadenerſatz vom Beklagten, und zwar in Erweiterung 
des erſtinſtanzlichen Klagantrags nach Höhe von 2182 Mark 
mit Zinſen nebſt einer lebenslänglichen Rente von jährlich 
1000 Mark. Sein Anſpruch iſt von beiden Vorinſtanzen, dem 
LG. und dem OLG. Nürnberg mit Rückſicht auf eigenes Mit⸗ 
verſchulden dem Grunde nach zur Hälfte für gerechtfertigt er⸗ 
klärt worden. Die Reviſion des Beklagten beantragt, das 
Berufungsurteil aufzuheben und die Klage abzuweisen. Kläger 
hat ſich der Reviſion mit dem Antrage angeſchloſſen, den Be⸗ 
klagten zum Erſatz des vollen Schadens zu verurteilen. Das 
RG. erkannte dahin: Die Reviſion des Beklagten wird zurück 
gewieſen. Auf die Anſchlußreviſion des Klägers wird das 
Urteil des I. 38S. des Königlich Bayeriſchen OLG. vom 
16. Februar 1906 aufgehoben und in der Sache dahin er⸗ 
kannt: Der Klaganſpruch wird dem Grunde nach zu drei 
Vierteln für gerechtfertigt erklärt, im übrigen wird die Klage 
abgewieſen und die Sache zur weiteren Verhandlung an das 
Gericht I. Inſtanz zurückverwieſen. Die Entſcheidung über die 
geſamten Koſten des Rechtsſtreites wird dem künftigen End: 
urteile vorbehalten. 1. Zur Reviſion des Beklagten. Der 
Berufungsrichter nimmt an, der Beklagte habe ſich nicht darauf 
verlaſſen dürfen, der Hund werde einem die Treppe herauf: 
ſteigenden Menſchen von ſelbſt ausweichen. Er hätte ſich viel 
mehr ſagen müſſen, daß aus der von ihm geduldeten schlechten 
Gewohnheit des Hundes, auf den Treppenſtufen zu liegen, nicht 
bloß für einen Fremden, ſondern auch für die mit den er 
hältniſſen vertrauten Mitbewohner feines Hauſes Gefahr ent⸗ 
ſtehen könne. Damit iſt in tatſächlicher und mit der Revifion 
nicht angreifbarer Würdigung der Sachlage eine Fahrläffgteit 
im Sinne von 8 823 BGB. feſtgeſtellt. Ebenſowenig ift rechts⸗ 
irrtümlich, wenn die Haftbarkeit des Beklagten auch aus 
8 833 BGB. bejaht iſt. Insbeſondere iſt als erwieſen an 
geſehen, daß der Hund plötzlich aufgeſprungen iſt und den 
Kläger entweder umgeſtoßen oder mit ſich treppab geriſſen, ihn 
ſomit nicht durch ein bloß paſſives Verhalten, fondern durch 
willkürliche, gegen den Körper des Klägers gerichtete De 
wegungen zu Schaden gebracht hat. 2. Zur Anſchlußreviſion 
des Klägers. Allerdings nimmt der Berufungsrichter an, der 
Kläger möge den Hund durch Anſtoßen mit dem Fuße zum 
Aufſpringen veranlaßt haben. Damit iſt jedoch keineswegs, 
wie die Anſchlußreviſion rügt, feine fernere Annahme un 
vereinbar: Kläger würde, wenn er ſich die Möglichkeit bei 
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35. Jahrgang. 
gegenwärtigt hätte, daß der Hund wie gewöhnlich auf der 
Treppe liege, durch Anſtoßen mit dem Fuße ſein Vorhanden⸗ 
ſein bemerkt haben und dann in der Lage geweſen ſein, den 
Unfall zu vermeiden. Denn gerade in dem plötzlichen, un⸗ 
vermuteten Aufſpringen des Hundes und darin, daß Kläger auf 
die Begegnung mit dem Hunde nicht vorbereitet war, wird die 
Urſache des Unfalles erblickt. Der Berufungsrichter ſtellt ferner 
feſt, daß Kläger als langjähriger Hausmitbewohner mit der 
üblen Gewohnheit des Hundes vertraut war und hat es ihm 
deshalb ohne Rechtsirrtum zum Mitverſchulden angerechnet, 
daß er trotzdem achtlos die Treppe hinaufſtieg. Immerhin hat, 
wie der Anſchlußreviſion zuzugeben iſt, der Berufungsrichter 
das Maß ſeines Mitverſchuldens nicht bloß unbillig gewürdigt, 
ſondern rechtsirrig außer acht gelaſſen, daß das bereits er⸗ 
wähnte Verſchulden des Beklagten dasjenige des Klägers er⸗ 
heblich überwiegt. Bei richtiger Geſetzesanwendung mußte 
vielmehr gemäß BGB. § 254 Abſ. 1 der Beklagte für den 
beanſpruchten Schadenerſatz zu drei Vierteln für haftbar erklärt 
werden. Demgemäß iſt in der Sache ſelbſt gemäß ZPO. § 304 
(RG. 60, 314) und $ 538 Nr. 3 erkannt. H. c. St., U. v. 
12. Nov. 06, 179/06 IV. — Nürnberg. 

Zivilprozeßordnung. 

3. Verhandlungsmaxime; Zuläſſigkeit einer den über⸗ 
einſtimmenden Parteierklärungen widerſprechenden Auslegung.] 

Das Berufungsgericht hat in dem vorliegenden Rechts⸗ 
ſtreit die Willenserklärung, worauf die Klage geſtützt iſt, 
anders ausgelegt, als beide Parteien ſie im Prozeſſe verſtanden 
haben. Für ſchlechthin unzuläſſig kann dies nicht erachtet 
werden. Man wird aber für eine derartige, den über⸗ 
einſtimmenden Parteierklärungen widerſprechende Auslegung 
immerhin beſonders zwingende Gründe fordern müſſen, z. B. 
daß die Auslegung der Parteien zu einem widerſpruchsvollen, 
unvernünftigen Ergebniſſe führen würde, das in Wirklichkeit 
nicht gewollt ſein könne. Fehlt es aber an derartigen zwingenden 
Gründen, liegt die Sache vielmehr ſo, daß die übereinſtimmende 
Auslegung der Parteien dem einfachen Sinne der bei der 
Willenserklärung gebrauchten Worte entſpricht und zu einem 
bedenkenfreien Ergebniſſe führt, ſo iſt für eine den Partei⸗ 
auffaſſungen widerſprechende Auslegung durch den Richter kein 
Raum. So aber liegt die Sache hier. (Wird näher dargelegt.) 
3. c. Sp., U. v. 27. Okt. 06, 220/06 I. — Dresden. 

4. § 256 ZPO. Auch bei einer negativen Feſtſtellungs⸗ 
klage muß das Urteil das zwiſchen Parteien beſtehende oder 
nicht beſtehende Rechtsverhältnis genau ergeben.] 

Den Anlaß zu der vom Kläger erhobenen Feſtſtellungs⸗ 
klage hatte die Behauptung der Beklagten gegeben, daß ihnen 
gegen den Kläger ein obligatoriſcher Anſpruch auf Befriedigung 
wegen ihrer Bauhandwerkerforderungen zuſtehe. Der Kläger 
beſtritt dieſe Behauptung und begehrte gemäß 8 256 ZBO. 
die Feſtſtellung, daß ein Rechtsverhältnis, das ihn zur Tilgung 
der Forderungen der Beklagten an Kapital und Zinſen ver⸗ 
pflichtete, nicht beſtehe. Daß die Beweislaſt bei der negativen 
Feſtſtellungsklage ſich nicht umkehrt und daß mithin die Be⸗ 
klagten das Beſtehen eines ihren Anſpruch rechtfertigenden 
Schuldverhältniſſes zu beweiſen haben, iſt unbedenklich und 
wird auch vom Berufungsrichter nicht verkannt; inſoweit iſt die 
Reviſion nicht begründet. Der Berufungsrichter erachtet den 
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von den Beklagten zu erbringenden Beweis für geführt; indem 


er annimmt, daß im Februar 1902 vor der Zwangsverſteigerung 


des Grundſtücks zwiſchen den Parteien eine Vereinbarung ge⸗ 
troffen worden ſei, wonach der Kläger den Beklagten aus den 
Mietsüberſchüſſen des Hauſes, das er erſtehen ſolle, ihre 
Forderungen prozentual zu verzinſen habe und ferner auch 
bezüglich der Kapitalforderungen ihr Schuldner werden ſolle, 
wennſchon die Kapitalſumme nicht ſofort, ſondern ſpäter, etwa 
bei einem günſtigen Weiterverkaufe zu entrichten ſei. An⸗ 
ſcheinend. geht der Berufungsrichter davon aus, daß durch dieſes 
Abkommen etwaige frühere, die Befriedigung der Beklagten 
bezweckende Beredungen beſeitigt ſeien und daß dadurch die 
rechtlichen Beziehungen der Parteien zueinander endgültig 
geregelt ſeien. Hierbei iſt indeſſen, wie die Reviſion mit Recht 
rügt, die von dem Richter bei Anwendung des 8 256 3PO. 
auf die negative Feſtſtellungsklage zu löſende Aufgabe verkannt. 
Die Folge der Abweiſung einer ſolchen Klage iſt auch ohne 
Erhebung einer poſitiven Widerklage, daß das Beſtehen des 
vom Kläger beſtrittenen Rechtsverhältniſſes mit der Rechtskraft 
des Urteils unabänderlich feſtgeſtellt iſt. Ein neuer Prozeß 
über das ſtreitige Rechtsverhältnis ſoll nach Zweck und Sinn 
des 8 256 ZPO. ausgeſchloſſen fein (vgl. die grundlegende 
Entſcheidung in RG. 29, 345). Daraus ergibt ſich, daß das 
Urteil ſich beſtimmt über dasjenige Rechtsverhältnis aus⸗ 
ſprechen muß, deſſen Daſein der Richter als bewieſen anſieht 
und das den Antrag des Klägers als unbegründet erſcheinen 
läßt. Faßt man von dieſem Geſichtspunkt aus das Ergebnis 
ins Auge, zu welchem der Berufungsrichter gelangt, ſo iſt nur 
ſoviel ſicher, daß der Kläger verpflichtet ſein ſoll, den Be⸗ 
klagten aus den nach Deckung der Hypothekenzinſen übrig 
bleibenden Mietserträgniſſen ihre Forderungen prozentual d. h. 
nach Maßgabe der Höhe der Überſchüſſe einerſeits und der 
Höhe der Forderungen andererſeits, alſo verhältnismäßig zu 
verzinſen. Auf die Frage aber, wie es ſich mit den Kapital⸗ 
beträgen verhält, antwortet das Berufungsurteil nur, daß ſie 
ſpäter, etwa bei einem günſtigen Weiterverkauf, zu zahlen 
ſeien. Man wird vielleicht ergänzen können, daß dieſe Zahlung 
auch nur prozentual zu erfolgen habe. Dies iſt indeſſen nur 
dann möglich, wenn man eine durch den „günſtigen“ Weiterverkauf 
des Hauſes bedingte und betagte Zahlungspflicht unterſtellt. 
Der Weiterverkauf wird aber vom Berufungsrichter nur bei⸗ 
ſpielsweiſe erwähnt; er läßt offen, ob nicht auch zu einem 
anderen Zeitpunkte zu leiſten ſei und damit iſt unentſchieden, 
welcher Zeitpunkt maßgebend ſein und welche Summe in dieſem 
Zeitpunkte gezahlt werden ſoll. Der Umfang der Leiſtungs⸗ 
pflicht des Klägers bleibt hiernach im dunkeln. Das Ziel der 
Feſtſtellungsklage, Klarheit über das zwiſchen den Parteien 
beſtehende oder nicht beſtehende Rechtsverhältnis zu ſchaffen, 
dem Kläger unzweideutig zu ſagen, woran er mit den Beklagten 
iſt, was und wann er zu leiſten hat, iſt mit der Feſtſtellung 
des Berufungsrichters nicht erreicht; der Streit der Parteien 
iſt nicht erledigt. Zuzugeben iſt, daß bei der allgemeinen 
Faſſung des Klageantrages die Abweiſung der Klage ſich recht⸗ 
fertigt, wenn nur feſtzuſtellen iſt, daß den Beklagten ein An⸗ 
ſpruch auf Befriedigung gegen den Kläger zuſteht, mag dieſer 
auch noch nicht fällig ſein. Aber ein ſolcher Anſpruch mit be⸗ 
ſtimmtem oder beſtimmbarem Inhalt muß in jedem Fall 
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ermittelt werden, und daran fehlt es bislang trotz der Be⸗ 
merkung des Berufungsrichters, daß die Rechte und Pflichten 
der Parteien hinreichend beſtimmt abgegrenzt find. Sch. o. M. 
und Gen., U. v. 9. Nov. 06, 57/06 VII. — Celle. 

5. 8265 ZPO. Wirkung der Pfändung einer Forderung 
nach Klagezuſtellung.] 

Der Kläger forderte mittels Klage bei dem LG. I in Berlin 
von den Beklagten den am 1. Februar 1905 fällig geweſenen 
Reſtkaufpreis von 5 000 Mark für Anteile der Kroatiſchen 
Bergbaugeſellſchaften Germania und Weſtphalia. Das LG. 
verurteilte am 20. Juni 1905 die Beklagten nach dem Klage⸗ 
antrage. Gegen dieſes Urteil legten die Beklagten mit dem 
Antrage auf Abweiſung der Klage die Berufung ein. Sie 
machten unter anderm geltend: Die eingeklagte Forderung ſei 
laut Schreiben des Steueramts in Agram vom 12. Dezember 1905 
von diefem in Höhe von 1750 Kronen gepfändet. Die Berufung 
wurde zurückgewieſen. Das RG. hob auf: Das KG. läßt 
dahingeſtellt bleiben, ob die Urkunde vom 12. Dezember 1905 
echt ſei und ſich daraus eine wirkſame Pfändung der Klage⸗ 
forderung ergebe, weil die Pfändung erſt nach der Klage⸗ 
zuſtellung erfolgt und gemäß 8 265 ZPO. ohne Einfluß auf 
den Prozeß ſein würde. Die hiergegen gerichtete Rüge der 
Reviſion iſt begründet. Sollte der von dem Steueramt in 
Agram vollzogenen Pfändung die nämliche Wirkung beizulegen 
ſein, welche einem auf Grund des 8829 ZPO. an die beklagte 
offene Handelsgeſellſchaft erlaſſenen Zahlungsverbot zukommen 
würde, ſo würde zwar für die Anwendung des § 265 kein 
Raum ſein, weil eine Abtretung der gepfändeten Forderung 
und eine Rechtsnachfolge in dieſe noch nicht erfolgt wäre, wohl 
aber würde die Pfändung eine Einrede gegen den Klaganſpruch 
begründen, inſofern der Kläger nicht mehr Zahlung an ihn, 
ſondern nur die Feſtſtellung der Schuld oder die Hinterlegung 
der eingeklagten Summe fordern dürfte. Vgl. RG. 25, 427; 
JW. 97, 16918; 00, 4181. Wird dagegen unterftellt, daß 
die Pfändung eine Abtretung und Rechtsnachfolge zur Folge 
hatte (vgl. RG. 20, 421; 40, 340; 53, 10), ſo verſtößt jene 
Erwägung des KG. gegen die von dem RG. in Auslegung des 
8265 ZPO. entwickelten Rechtsgrundſätze (vgl. RG. 56, 308; 
40, 341). Die Beklagten würden in dieſem Falle, ſoweit die 
Pfändung reicht, mit dem Antrage auf Abweiſung der Klage 
durchdringen, wenn der Kläger darauf beharrt, Zahlung an 
ihn ſelbſt zu fordern. Das KG. durfte daher den Einwand 
der Beklagten aus dem angegebenen Grunde nicht zurückweiſen, 
ſondern hätte deſſen tatſächliche und rechtliche Grundlage feſtſtellen 
müſſen. B. c. E., U. v. 24. Okt. 06, 181/06 I. — Berlin. 
6. 8 274 Nr. 1 und 5 ZPO. Die Unzuſtändigkeit des 
Gerichts kann nur unter parteifähigen Streitteilen feſtgeſtellt 
werden, die Parteifähigkeit iſt in allen Inſtanzen von Amts 
wegen zu prüfen.] 

Das OLG. hat darin rechtlich geirrt, daß es glaubte, ſich 
der Prüfung der Frage, ob Beklagte parteifähig ift, entziehen 
und ſchon wegen der auch von ihm angenommenen Unzuſtändig⸗ 
keit des Gerichts die Berufung gegen das klageabweiſende 
Urteil zurückweiſen zu können. Bei einem Zuſammentreffen der 
prozeßhindernden Einreden aus 8 274 Nr. 1 und 5 274 
Nr. 5 ZO. muß der Richter über die letztere zunächſt ent⸗ 
ſcheiden, ehe er zu einer Prüfung der erſteren gelangen kann. 
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Iſt die Einrede begründet, beſitzt die Beklagte nicht die Partei⸗ 
fähigkeit, fo kommt es auf die Frage, ob das zuſtändige Gericht 
angegangen iſt, überhaupt nicht mehr an, mit anderen Worten: 
Die Unzuſtändigkeit des Gerichts kann nur unter parteifähigen 
Streitteilen feſtgeſtellt werden. (Vgl. RG. 11, 96; 34, 396; 
JW. 02, S. 314 Nr. 22.) Nach § 56 ZPO. hat das Gericht 
den Mangel der Prozeßfähigkeit, auch abgeſehen von der Geltend⸗ 
machung durch die Partei, von Amts wegen zu berückſichtigen. 
Dieſe Vorſchrift gilt, wie ſich aus ihrer Stellung im erſten 
Buche der ZPO. unter den „Allgemeinen Beſtimmungen“ ergibt, 
auch für das Verfahren in der Rechtsmittelinſtanz. Die Partei: 
fähigkeit gehört zu denjenigen Prozeß vorausſetzungen, auf deren 
Vorhandenſein die Parteien wirkſam nicht verzichten können. 
Sie ſind der Dispoſition der Parteien entzogen. Hieraus 
ergibt ſich, daß auch das Reviſionsgericht ſich der Prüfung der 
Frage der Parteifähigkeit nicht entziehen kann, und zwar ſelbſt 
dann nicht, wenn ſie, wie im vorliegenden Falle, von den 
Parteien in der Reviſionsinſtanz nicht berührt wird. (Vol. 
JW. 98 S. 257 Nr. 2, S. 349 Nr. 5.) Ym vorliegenden 
Falle iſt der Senat in der Lage, auf Grund des in den Vor⸗ 
inſtanzen vorgebrachten unſtreitigen Materials die Parteifähigkeit 
der Beklagten ohne weiteres feſtzuſtellen. (Wird dargelegt.) 
Z. c. D. S. K, U. v. 20. Okt. 06, 371/06 I. — Breslau. 

7. 88 308, 323 ZPO. in Verb. mit $ 3a Haftpfl®, 
Eigener Anſpruch des verletzten Sohnes neben der bereits dem 
Vater wegen des Unfalles des Sohnes zugeſprochenen Rente.] 

Am 11. Mai 1901 wurden dem damals drei Jahre alten 
Heinrich P. in Cöln durch eine Lokomotive der Beklagten beide 
Beine abgefahren. Auf Klage des Vaters, des Maurers Joham 
P., wurde die Beklagte durch Urteil des LG. zu Cöln vom 
22. April 1902 verurteilt, dem Kläger den Schaden zu erſetzen, 
der ihm durch die Verletzung ſeines Sohnes Heimich zugefügt 
worden iſt. Dieſes Urteil iſt rechtskräftig. Auf weitere Klage 
des Vaters P. wurde die Beklagte am 21. März 1903 bom 
OLG. zu Cöln verurteilt, an den Kläger vom 18. Juni 1902 
ab bis zum vollendeten zehnten Lebensjahre ſeines Sohnes 
Heinrich eine jährliche Rente von 600 Mark und von da ab 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahre des Sohnes eine ſolche 
von 720 Mark zu zahlen. Bei Bemeſſung der Rente hat das 
Gericht u. a. erwogen, daß bei dem Zuſtande des Knaben der 
Beſuch der Schule, wenn überhaupt möglich, mit großem 
Schwierigkeiten verbunden und damit zu rechnen ſein werde, 
daß der Unterricht zeitweilig im Elternhauſe erteilt werden 
müſſe. Auch dieſes Urteil ift rechtskräftig. Im Mä 1905 
hat der Sohn Heinrich P. ſelbſt, vertreten durch feinen Daten, 
die gegenwärtige Klage eingereicht, in der er von der Beklagten 
eine jährliche Rente von 600 Mark fordert mit der Begründung: 
er ſei im Jahre 1904 ſchulpflichtig geworden; wegen feind 
Gebrechens ſei er jedoch nicht ſchulfähig und mie zu Hause 
unterrichtet werden. Dieſer Unterricht könne von der ju 
gebilligten Rente nicht beſtritten werden. Es ſei daher eme 
weſentliche Anderung der Verhältniſſe eingetreten, die für de 
Beſtimmung der Höhe der von der Beklagten zu leiſtenden Rente 
maßgebend geweſen ſeien. Das LG. hat die Klage abgewitſen 
In der Berufungsinſtanz hat Kläger beantragt: die Beklagte hu 
verurteilen, außer den durch das Urteil des DRG. von 
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600 Mark bis zum 18. Lebensjahr des Klägers zu zahlen. 
Das Berufungsgericht hat den Klageanſpruch inſoweit dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, als der Kläger Erſatz 
des Schadens verlangt, der ihm infolge des Eiſenbahn⸗ 
unfalls dadurch erwachſen iſt, daß er während der Dauer 
ſeiner Schulpflicht die Volksſchule nicht beſuchen kann und 
ihm deshalb in ſeiner Wohnung Privatunterricht erteilt 
werden muß. Im übrigen iſt die Berufung zurüdgetviefen. 
Auf Reviſion des Beklagten erkannte das RG. dahin: Das 
Urteil des IX. 38S. des Königlich Preußiſchen OLG. zu 
Cöln vom 16. Januar 1906 wird inſoweit aufgehoben, als der 
Anſpruch des Klägers auf Erſatz der Koſten für den Privat⸗ 
unterricht in ſeiner Wohnung ſchlechthin dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt worden iſt und in der Sache ſelbſt, unter 
Zurückweiſung der Berufung des Klägers im übrigen, das 
Urteil der 3K. II des LG. zu Cöln vom 5. April 1905 dahin 
abgeändert, daß der Anſpruch des Klägers zwar ſeinem Grunde 
nach gerechtfertigt iſt, jedoch unter Anrechnung desjenigen Teiles 
der dem Vater des Klägers durch Urteil des V. 35. des 
DRG. zu Cöln vom 21. März 1903 zuerkannten Rente, der 
auf die Erhöhung ſeiner Unterhaltspflicht durch den erſchwerten 
Schulbeſuch und den zeitweiligen häuslichen Unterricht des Klägers 
fällt. Im übrigen wird die Reviſion zurückgewieſen. Die Entſcheidung 
über die Koſten der Reviſionsinſtanz wird dem Endurteil vorbehalten. 
Die in dem Vorprozeß ergangenen Urteile des LG. zu Cöln 
vom 22. April 1902 und des OLG. daſelbſt vom 21. März 1903 
find von der rechtsirrigen Anſchauung ausgegangen, daß dem 
Vater eines Verletzten wegen der durch die Verletzung bewirkten 
Mehrung der Unterhaltskoſten ein Anſpruch auf Schadenserſatz 
zuſtehe. Das Haftpfl®., das in Betracht kommt, kennt einen 
ſolchen Anſpruch nicht; er findet auch im BGB. keine Unterlage. 
Durch das Berufungsurteil, das jenen Rechtsirrtum ausdrücklich 
anerkannt hat, iſt min die Beklagte inſofern doppelt belaſtet, 
als ſie an den Verletzten die Koſten des ſtändigen häuslichen 
Unterrichts und an ſeinen Vater die damit wegfallenden Koſten 
für die Verbringung des Knaben zur Schule und für zeitweiligen 
Unterricht im Hauſe bezahlen ſoll. Die Reviſion ſucht der 
neuen Klage zu begegnen. Sie rügt zunächſt Verletzung des 
5 323 3PO., weil die auf Grund dieſer Beſtimmung erhobene 
Klage wegen des Mangels der Identität des jetzigen Klägers 
mit dem früheren nicht abgewieſen wurde. Es iſt richtig, daß 
die Klage auf § 323 ZPO. geſtützt iſt. Die darin ſich bes 
kundende Rechtsauffaſſung des Klägers war jedoch für das 
Gericht nicht maßgebend. Das Gericht hatte ganz unabhängig 
davon zu prüfen, ob die zur Begründung der Klage 
vorgebrachten Tatſachen geeignet waren, den Klageantrag 
zu rechtfertigen. Der Kläger hat geltend gemacht, daß er 
ſchulpflichtig geworden, jedoch infolge ſeiner Verſtümmelung 
nicht ſchulfähig ſei und zu Haufe unterrichtet werden müſſe. 
Er hat damit behauptet, daß eine Vermehrung feiner Bedürfniſſe, 
zu welchen unbedenklich der Schulunterricht zu zählen iſt, ein⸗ 
getreten ſei, ſohin einen Anſpruch gemäß 9 3a HaftpflG. 
erhoben. Hierüber hatte das Gericht zu befinden, wenn auch 
die Ableitung der Klage aus 8 323 ZPO. verfehlt war. 
Hiermit erledigt ſich der weitere Angriff der Reviſion, daß 
nur der Vater, nicht der Kläger Erſatz der Auslagen für den 
Unterricht des letzteren fordern könne. Nach geltendem Recht 
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iſt das Gegenteil richtig. Nicht der Vater, ſondern nur der 
Kläger hat nach 8 3a Hafipfl®. dieſen Anſpruch. Vergeblich 
bekämpft auch die Reviſion die Klage, weil der durch ſeinen 
Vater vertretene Sohn wider die guten Sitten und wider Treu 
und Glauben handele, wenn er Vergütung für einen Schaden 
verlange, der durch die ſeinem Vater gewährte Rente bereits 
ausgeglichen ſei. Dieſer Vorwurf iſt ungerechtfertigt. Kläger 
hat keineswegs die durch das erſte Urteil geſchaffene Rechtslage 
zu ſeinem Vorteil auszunützen beabſichtigt und eine doppelte 
Rente für den nämlichen Schaden angeſtrebt. Er hat vielmehr 
nur eine Erhöhung der bewilligten Rente, weil dieſe ſich zur 
Beſtreitung der Koſten für regelmäßigen häuslichen Unterricht 
als unzulänglich erwies, bezweckt. Übrigens hat er auch für 
den Fall, daß die Rente ſeines Vaters, etwa durch deſſen 
Tod in Wegfall käme oder aus anderen Gründen für den 
Kläger unergiebig oder nicht greifbar würde, ein berechtigtes 
und wichtiges Intereſſe, den Schadenserſatzanſpruch für ſich 
ſelbſt zu erſtreiten. Dagegen war der Reviſion inſoweit ſtatt⸗ 
zugeben, als das Berufungsgericht über den Antrag des Klägers 
hinausgegangen iſt. Der Kläger will, wie eben bemerkt, nicht 
etwa die Rente ſeines Vaters nicht gegen ſich gelten laſſen. 
Er begehrt im Gegenteil nur den dieſe Rente überſteigenden 
Mehrbedarf, der durch die Notwendigkeit des ſtändigen 
Unterrichts in ſeiner Wohnung entſtanden iſt, während das 
frühere Urteil nur die Ausgaben für den Schulbeſuch und 
zeitweiligen Unterricht im Hauſe bei der Bemeſſung der Rente 
mit in Rechnung gezogen hatte. Dieſe Beſchränkung des 
Klageantrags ergibt ſich aus der Begründung der Klage und 
aus dem Berufungsantrag des Klägers, wonach „außer den 
durch das frühere Urteil zugeſprochenen Beträgen weiter“ eine 
Rente gefordert wird. Zwar hat das Berufungsgericht in der 
Urteilsformel lediglich den „Klageanſpruch“ für gerechtfertigt 
erklärt. In den Gründen hat es jedoch ausgeſprochen, daß 
bei Prüfung des Anſpruchs die Rente des Vaters außer 
Betracht zu bleiben habe. Die Entſcheidung iſt nach 
Maßgabe der Gründe ſomit dahin auszulegen, daß eine An⸗ 
rechnung der Rente des Vaters auf den Anſpruch des Klägers 
nicht ſtatthat. Bei dieſer Bedeutung verſtößt ſie wieder 
8 308 3PO. Das Berufungsurteil war deshalb inſoweit 
aufzuheben und in der Sache ſelbſt auf die unterlaſſene An⸗ 
rechnung wie geſchehen zu erkennen. Da der Berufungsantrag 
des Klägers dahin verſtanden werden muß, daß die Rente des 
Vaters nur ſo lange ihr Bezug dauert, in dem bezeichneten 
Umfang auf den Anſpruch des Klägers anzurechnen ſei, ſo 
ergibt ſich von ſelbſt die Folge, daß mit dem Wegfall der 
Rente des Vaters auch die Anrechnung entfällt. Dieſe Ein⸗ 
ſchränkung in der Urteilsformel zum Ausdruck zu bringen, 
erſchien nicht erforderlich. C. B. K. c. P., U. v. 8. Nov. 06, 
62/06 VI. — Cöln. 

8. 8 580 Ziff. 7b ZPO. in Verb. mit § 421ff. und 
8 810 BGB. Klagen auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
müſſen vor Ablauf von 5 Jahren nicht nur erhoben, ſondern 
auch erwachſen ſein; erwachſen iſt die Klage erſt mit der Auf⸗ 
findung oder der Möglichkeit der Benutzung der Urkunde.] 

Gegen das in Sachen des Grafen Guido H. v. D., als 
Beklagten und Berufungsklägers gegen den Fürſten v. P. als 
Kläger und Berufungsbeklagten am 27. April 1899 ergangene 
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Beklagten zurückweiſende Urteil des RG. vom 21. März 1900 
hat der Kläger Graf Guido H. die Reſtitutionsklage aus dem 
Grunde einer neu aufgefundenen Urkunde erhoben. Die durch 
Zurückweiſung der beklagtiſchen Reviſion rechtskräftig gewordene 
Entſcheidung des Vorprozeſſes iſt auf einen im Rechtswege 
verfolgten Einſpruch des Fürſten v. P. gegen eine vom Grafen 
H. eingelegte Steinkohlenmutung dahin ergangen: der Beklagte 
wird verurteilt anzuerkennen, daß er nicht befugt iſt, auf den 
innerhalb der geographiſchen Grenzen der freien Standesherr⸗ 
ſchaft Pleß belegenen Ländereien, für welche durch den Rezeß 
vom 4./ 26. März 1824 die Bergwerksberechtigung der Herrſchaft 
Pleß anerkannt iſt, Schürfarbeiten vorzunehmen und Mutungen 
einzulegen, insbeſondere aus dem Kohlenfunde Nieder⸗Boiſchow I 
Rechte auf Bergwerksverleihung herzuleiten. Nieder⸗Boiſchow, 
auf deſſen Feldmark Graf H. geſchürft hatte und fündig 
geworden war, liegt innerhalb der geographiſchen Grenzen der 
Standesherrſchaft Pleß und gehört zu den ſogenannten Vaſallen⸗ 
gütern der Standesherrſchaft. Hinſichtlich dieſer letzteren iſt in 
dem erwähnten die ausſchließliche Bergbauberechtigung des 
Standesherrn innerhalb der Standesherrſchaft auf den zum 
Fideikommiß ſowie zum Allod gehörigen und den mit keinem 
Dominialrecht beliehenen Gütern anerkennenden Rezeß im 8 4 
folgendes beſtimmt: Was die innerhalb der geographiſchen 
Grenzen der freien Standesherrſchaft befindlichen Vaſallen⸗ 
Rittergüter betrifft, jo find die freien Standes herren, wenn fie 
auf dergleichen Vaſallen⸗Rittergütern Gruben aufnehmen oder 
Hütten anlegen wollen, verpflichtet, ſich ganz nach den Vor⸗ 
ſchriften der Geſetze ebenſo zu richten, als wenn jene Güter 
außerhalb der freien Standesherrſchaft gelegen wären. Doch 
bleibt ihnen in jedem einzelnen Falle vorbehalten, gegen dieſen 
oder jenen Vaſallen im Wege Rechtens auszuführen, daß für 
ein ſolches Vaſallengut von ſeiten der Standesherrſchaft deren 
urſprüngliche Bergwerksgerechtſame bisher reſerviert geblieben. 
In dergleichen Fall wird dann das richterliche Urteil entſcheiden, 
inwiefern dergleichen Vaſallengut ausnahmsweiſe gleich dem 
unmittelbaren ſtandes herrlichen Territorio in Bergwerksſachen 
zu behandeln iſt und demnach der jedesmalige Standesherr 
ſeine privilegierten Bergwerksrechte auf dies Gutsterritorium 
mit ausdehnen darf. Die in dieſem Paragraphen geſetzte 
Bedingung, unter der ein Vaſallengut in Bergwerksſachen dem 
unmittelbaren ſtandesherrlichen Territorium gleich zu behandeln, 
ſah das angefochtene Berufungsurteil durch eine Urkunde des 
Herzogs Johann von Troppau und Ratibor vom Jahre 1368, 
laut welcher der genannte Herzog ſein Gut Boiſchow im 
Pleſſer Gebiet gegen ein anderes Gut — salvo tamen et 
reservato nobis iure superioritatis et ducali — vertauſcht 
hatte, für gegeben und nachgewieſen an, indem es in dem dort 
erklärten Reſervat den Vorbehalt der fürſtlichen Bergwerks⸗ 
gerechtſame fand, wie er im zweiten Satz des 5 4 des Rezeſſes 
vorausgeſetzt wird. Dem gegenüber glaubt der Reſtitutions⸗ 
kläger ſich auf eine von ihm früher nicht gekannte Urkunde 
beziehen zu können, laut welcher das — inzwiſchen an den 
Beſitzer der Standesherrſchaft zurückgelangte — Gut Nieder⸗ 
Boiſchow ſpäter ohne jeden Vorbehalt an den Regierungs⸗ 
kanzler v. W. veräußert worden ſei. Von der Exiſtenz dieſer 
Urkunde will der Reſtitutionskläger erſt durch ein in einem 


anderen zwiſchen denſelben Parteien ſchwebenden Propeſſe 
erſtatteten Gutachten des Archivrats Dr. M. am 8. Dezember 1904 
Kenntnis erhalten haben, worauf er die am 22. Dezember 1904 
zugeſtellte Klage erhoben hat. In dieſer Klage war als Zei 
des Verkaufs an W. das Jahr 1679 angegeben und der 
Antrag geſtellt, dem Fürſten v. P. die Vorlegung der in feinem 
Archive befindlichen Urkunde von 1679 aufzugeben. In einem 
am 14. Juni 1905 eingegangenen Schriftſatz hat der Nevifionz- 
kläger die Zeitangabe dahin berichtigt, daß die in Beyug 
genommene Urkunde vom 2. Mai 1684 datiere. Gleichzeitig 
iſt eine Abſchrift dieſer Urkunde und eines Urbariums des 
Gutes Jedlin und Boiſchow eingereicht worden. Der Antrag 
des Reſtitutionsklägers geht dahin, der Reſtitutionsklage flatt: 
zugeben und nach Wiederaufnahme des Verfahrens den 
Reſtitutionsbeklagten mit feinem Einſpruche gegen die Mutung 
des Reſtitutionsklägers Nieder⸗Boiſchow I abzuweiſen. Das 
OLG. beſchloß, die Verhandlung und Entſcheidung zunächſt auf 
den Grund und die Zuläſſigkeit des Wiederaufnahmeverfahrens 
zu beſchränken; es ift aber auch über die Hauptſache, ſoweit fie 
von dem Anfechtungsgrunde betroffen wird, verhandelt und 
ſodann dem Antrage des Reſtitutionsbeklagten gemäß auf 
Zurückweiſung der Reſtitutionsklage erkannt worden. Die 
Reviſion iſt zurückgewieſen. Das OLG. hält die an ſich 
zuläſſige Reſtitutionsklage für unbegründet, und zwar in 
doppelter Hinſicht: einmal, weil der Reſtitutionskläger zur 
Zeit der Erhebung der Klage und innerhalb der fünfjährigen 
Friſt, nach deren Ablauf ſeit Rechtskraft des Urteils die Klage 
unſtatthaft iſt ($ 586 Abf. 2 S. 2 ZRO.), die von ihm in 
Bezug genommene Urkunde weder aufgefunden hatte, noch fie 
zu benutzen inſtand geſetzt war; — ſodann, weil dieſelbe 
eine dem Reſtitutionskläger günſtigere Entſcheidung nicht 
herbeigeführt haben würde. Der Berufungsrichter gibt hiermit 
zwei ſelbſtändige Entſcheidungsgründe, von denen der erſte rein 
prozeßrechtlicher Natur iſt, während der zweite in die Sache 
ſelbſt eingreift. Der erſte prozeßrechtliche Emtſcheidungsgrund 
läßt ſich in die Sätze zuſammenfaſſen: Die Klagen auf Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens müſſen vor Ablauf von 5 Jahren, 
vom Tage der Rechtskraft des Urteils gerechnet, nicht bloß 
erhoben werden, ſondern auch erwachſen fein. Erwachsen if 
aber die Reſtitutionsklage aus § 580 Ziff. 7b ZBO. dem 
Kläger nicht, bevor er nicht die neue Urkunde aufgefunden hat 
oder fie zu benutzen in den Stand geſetzt iſt. Sind dieſe 
Sätze richtig, fo ergibt ſich daraus, daß die erſt nach Ablauf 
von 5 Jahren nach Rechtskraft des angefochtenen Urteils 
erfolgte Beibringung einer Abſchrift der in der Klage in Bezug 
genommenen Urkunde (auch wenn von der Nichtübereinſtimmung 
der Ausſtellungszeit abgeſehen wird) das bei Ablauf der fünf 
Jahre nicht vorhandene Klagerecht nicht exiſtent machen konnt 
Gegen jenen erſten Entſcheidungsgrund erhebt die Revifen 
folgende das Verfahren betreffende Angriffe: 1. Verletzt jeim 
die 88 587 und 588 ZPO.; denn danach ($ 587) ſeien die 
weſentlichen Beſtandteile der Reſtitutions⸗ oder Nichtigkeitsklage 
nur die Bezeichnung des Urteils, gegen welches die 
Klage gerichtet wird, und die Erklärung, welche in dieſer 
Klage erhoben werde, während die übrigen Er⸗ 
forderniſſe, die die Klage als vorbereitender Schriftſatz 
enthalten ſoll (8 588), nur inſtruktioneller Natur fern. 
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2. Verletzt ſeien ferner die Vorſchriften über den Urkunden⸗ 
beweis 8 421 ff., wonach die Antretung des Beweiſes lediglich 
einen Antrag des Beweisführers erfordere, über welchen erſt 
in der mündlichen Verhandlung, nachdem der Gegner ſich dar⸗ 
über geäußert, entſchieden werden könne, — ein Angriff, an 
den ſich der Vorwurf der Verletzung einer Vorſchrift des bürger⸗ 
lichen Rechts, nämlich des 8 810 BGB. anſchließt. 3. Ver⸗ 
letzt ſei endlich der allgemeine Rechtsgrundſatz, daß die formalen 
Beſtimmungen der Geſetze nicht ausdehnend anzuwenden ſind, 
weil bei der Rechtſprechung das materielle Recht zu fördern 
ſei. Von dieſen Angriffen ſoll hier der zweite, mit welchem 
Verletzung der Vorſchriften über den Urkundenbeweis und des 
8810 BGB. gerügt wird, vorerſt erörtert werden, weil, falls 
er begründet wäre, es auf die nachträgliche Beibringung der 
Urkunde in — vom Gegner anſcheinend nicht bemängelter — 
Abſchrift nicht ankommen, mithin auch auf den vom Berufungs⸗ 
richter in dieſer Beziehung angewendeten, oben formulierten 
prozeßrechtlichen Grundſatz nicht einzugehen ſein würde. Der 
betreffende Reviſionsangriff erweiſt ſich aber als unbegründet. 
Nach 8 588 Abſ. 2 ZPO. find die Urkunden, auf welche die 
Reſtitutionsklage geſtützt wird, der Klageſchrift beizufügen. Be⸗ 
finden ſich dieſe Urkunden nicht in den Händen des Klägers, 
ſo hat dieſer zu erklären, welchen Antrag er wegen Herbei⸗ 
ſchaffung derſelben zu ſtellen beabſichtigt. Dieſen Antrag hat 
in der Klageſchrift der Reſtitutionskläger gemäß § 421 ff. a. a. O. 
dahingeſtellt, dem Fürſten v. P. die Vorlegung der Urkunde 
von 1679 aufzugeben. Von ſeinem, oben dargelegten Stand⸗ 
punkt, daß der Reſtitutionskläger imſtande ſein müſſe, von der 
ihm zur Kenntnis gelangten Urkunde Gebrauch zu machen, 
erachtet der Berufungsrichter mit Recht den Editionsantrag des 
Klägers für nicht geeignet, die Vorlegung der Urkunde zu 
erſetzen. Denn nach § 422 iſt der Gegner zur Vorlegung der 
Urkunde nur verpflichtet, wenn der Beweisführer nach den 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts die Herausgabe oder die 
Vorlegung der Urkunde verlangen kann. Maßgebend iſt in 
dieſer Beziehung jetzt die Vorſchrift des S 810 BGB. Mit 
Recht verneint der Berufungsrichter die Anwendbarkeit dieſes 
Paragraphen zugunſten des Klägers. Keine der dort für die 
Vorlegungspflicht des Beſitzers einer Urkunde gegebenen Vor⸗ 
ausſetzungen liegt hier vor. Irrig iſt die Meinung des 
Reviſionsklägers, daß er in dem von ihm geltend gemachten 
Anſpruch als Rechtsnachfolger des Ankäufers des Gutes Nieder⸗ 
Boiſchow anzuſehen ſei. Die Beweislaſt, die dem Fürſten v. P. 
in der Sache ſelbſt obgelegen hat und obliegen würde, vermag 
eine Vorlegungspflicht gegenüber dem Reſtitutionskläger nicht 
zu begründen. Auch der wegen Verletzung der SS 587 und 
588 ZPO. erhobene Angriff konnte für begründet nicht erachtet 
werden. Wenn auch der § 587 als weſentliche Beſtandteile 
der Klage [muß — enthalten fein, $ 588 „ſoll“ enthalten] 
nur die Bezeichnung des Urteils und die Erklärung, welche der 
beiden Klagen (Nichtigkeits⸗ oder Reſtitutionsklage) erhoben 
werde, angibt, ſo hat das doch mit den geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen die betreffende Klage gegeben iſt, nichts 
zu tun und ſchließt nicht aus, daß, wenn die Klage zu der 
Zeit, als ſie erhoben iſt, dieſer geſetzlichen Vorausſetzungen 
ermangelt, ſie als zu dieſer Zeit wirkſam erhoben nicht an⸗ 
zuſehen iſt. Nun kann freilich eine zur Zeit der Erhebung 
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unvollkommene Klage auf Wiederaufnahme des Verfahrens im 


Laufe der Verhandlung ergänzt werden, und es gilt ſelbſt die 


Nachbringung neuer Reſtitutions gründe in demſelben Verfahren 
für zuläſſig, ſofern die Notfriſt (§S 586 Abf. 1) für dieſe 
neuen Gründe nicht abgelaufen iſt. (Vgl. RG. 14, 332; 
Gaupp ZPO. Note Il zu § 588). Das ſetzt aber für dieſen 
Fall ſelbſtverſtändlich voraus, daß noch keine 5 Jahre ſeit der 
Rechtskraft des angefochtenen Urteils verfloſſen ſind. Denn 
nach Ablauf dieſer Zeit iſt nach S 586 Abſ. 2 Satz 2 a. a. O. 
die Klage überhaupt unſtatthaft, die Rechtskraft des Urteils 
nnwiderruflich geworden. Iſt aber die Aufſtellung neuer 
Reſtitutionsgründe nach Ablauf von 5 Jahren nach Rechtskraft 
des angefochtenen Urteils unzuläſſig, ſo kann folgerecht auch die 
Nachbringung eines zur Zeit der Erhebung der Klage nicht 
vorhandenen Reſtitutionsgrundes nach Ablauf der 5 Jahre 
nicht geſtattet werden. War aber der Reſtitutionsgrund des 
§ 580 Ziff. 7b, wie der Berufungsrichter unter richtiger An⸗ 
wendung dieſer Vorſchrift annimmt, bei Erhebung der Klage, 
da der Kläger zu dieſer Zeit die Urkunde weder aufgefunden 
hatte, noch nach den Regeln des Urkundenbeweiſes zu benutzen 
imſtande war, nicht gegeben (vgl. RG. 32, 372), ſo konnte 
zwar dieſer Mangel im Laufe des Verfahrens gehoben werden, 
aber doch nur innerhalb der 5 Jahre nach Rechtskraft des an⸗ 
gefochtenen Urteils, nach deren Ablauf die Klagen auf Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens überhaupt unſtatthaft ſind. Es war 
alſo dem Berufungsrichter in der Auslegung und Anwendung 
der Prozeßgeſetze insbeſondere 88 580 Ziff. 7b und 586 Abſ. 2 
Satz 2 ZPO. beizutreten. Von einer ausdehnenden An- 
wendung dieſer Beſtimmungen iſt dabei nicht die Rede, ſo daß 
auch die hierauf bezügliche Rüge der Reviſion unbegründet iſt. 
Nach alledem genügt ſchon der erſte Entſcheidungsgrund des 
Berufungsrichters, das angefochtene Urteil zu halten, und es 
bedurfte keines Eingehens auf den zweiten, die Erheblichkeit der 
in Bezug genommenen Urkunde im Sinne des § 580 7b be⸗ 
treffenden Entſcheidungsgrund und die gegen dieſen gerichteten 
Angriffe der Reviſion. v. H. c. v. P., U. v. 27. Okt. 06, 
88/06 V. — Breslau. | 

Handelsgeſetzbuch. 

9. § 70 HGB. Die Frage, ob ein wichtiger Grund 
für Kündigung vorliege, iſt Tatfrage.] 

Wie das RG. in ſtändiger Rechtſprechung angenommen 
hat, iſt die Frage, ob ein wichtiger Grund zur Kündigung nach 
8 70 ff. HGB. vorliege, in der Regel keine Rechts-, ſondern 
lediglich eine Tatfrage, welche vom Richter unter Berückſichtigung 
aller Umſtände des Einzelfalles nach freiem Ermeſſen zu be⸗ 
antworten iſt. Vgl. RG. 38, 115; JW. 01, 209%; Staub, 
Kommentar zum HGB., 8. Aufl. 870 Anm. 5. So liegt auch 
im vorliegenden Falle die Ausführung des Berufungsgerichts, 
daß nach Lage der Sache dem Kläger wenigſtens keine erhebliche 
Pflichtverletzung zur Laſt falle, vielmehr ein Entſchuldigungs⸗ 
grund zur Seite ſtehe, und deshalb den Beklagten kein wichtiger 
Grund zur Kündigung gegeben ſei, nicht minder aber auch der 
dagegen gerichtete Reviſionsangriff auf tatſächlichem Gebiete, 
welches der Nachprüfung in jetziger Inſtanz entzogen iſt. Das 
Berufungsgericht hat es auch nicht an der erforderlichen Be⸗ 
gründung ſeiner Annahme fehlen laſſen, vielmehr die für die 
Beantwortung der vorliegenden Frage weſentlich in Betracht 
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kommenden Umſtände geprüft und gewürdigt, jo daß auch von 
einem prozeſſualen Verſtoße keine Rede fein kann. E. e. F., 
U. v. 6. Nov. 06, 92/06 III. — Dresden. 

10. Art. 367 (88 390, 417, 456) HGB. Umfang 
der Verpflichtung eines Lagerhalters bei Aufbewahrung eines 
Gemäldes. 

Die Parteien ftreiten darüber, ob der Schaden, den das 
vom Kläger dem Beklagten zur Lagerung übergebene und vom 
Beklagten aufbewahrte Gemälde erlitten hat, darauf zurück⸗ 
zuführen iſt, daß der Lagerraum, in dem es aufbewahrt wurde, 
ein für die Aufbewahrung von Gemälden ungeeigneter Raum 
war, oder darauf, daß das Gemälde zur Zeit der Einlagerung 
feucht war. Vom Berufungsgericht iſt feſtgeſtellt, daß der 
Lagerraum, der Kaiſpeicher B., wegen nicht völliger Trockenheit 
und weil er nicht genügend gelüftet werden konnte, zur Auf⸗ 
bewahrung von Gemälden ungeeignet war. Gleichwohl weiſt 
es die Klage ab, und zwar aus zwei Gründen; einmal deshalb, 
weil von den Klägern der Beweis, daß das Gemälde ſich bei 
der Einlagerung in ordnungsmäßigem, d. h. in trockenem Zu⸗ 
ſtande beſunden habe, nicht erbracht ſei, und es ſchon darum 
dem erhobenen Schadenserſatzanſpruche an dem erſorderlichen 
Rechtsgrunde fehle, zweitens deshalb, weil die Beklagte die ihr 
obliegende Pflicht der Sorgfalt nicht verletzt habe. Von dem 
erſten Abweiſungsgrund iſt zunächſt zu ſagen, daß er allein 
die Entſcheidung nicht tragen kann. Denn wenn man wegen 
Nichterbringung des von den Klägern geforderten Beweiſes zu 
unterſtellen hätte, daß das Gemälde, als es zur Einlagerung 
übergeben wurde, feucht war, andererſeits aber anzunehmen 
wäre, daß die Beklagte es an der nötigen Sorgfalt hatte fehlen 
laſſen, dann müßte doch noch gefragt werden, ob nicht im Fall 
pflichtmäßigen Handelns der Beklagten das Gemälde ungeachtet 
der vorhanden geweſenen Feuchtigkeit keinen Schaden genommen 
oder doch nur einen geringeren Schaden erlitten haben würde. 
Es durfte aber ferner, wie mit Recht die Reviſion rügt, von 
den Klägern der Beweis, den das Berufungsgericht für nicht 
geführt hält, überhaupt nicht gefordert werden. Zur Durch⸗ 
führung ihres Anſpruchs brauchten die Kläger nur zu beweiſen, 
daß das Gemälde zur Zeit der Einlagerung unbeſchä digt 
war. Steht feſt, daß die Beſchädigung während der Zeit ſeiner 
Aufbewahrung bei der Beklagten eingetreten iſt, dann haſtet 
dieſe für den entſtandenen Schaden, ſofern ſie nicht ihrerſeits 
dartut, daß die Beſchädigung ihre Urſache in einem Umſtande 
hat, für den ſie nicht verantwortlich iſt. In den Bereich dieſes 
der Beklagten obliegenden Beweiſes fällt die Hebung des 
Zweifels, ob etwa der Schaden infolge zur Zeit der Einlagerung 
vorhanden geweſener Feuchtigkeit des Gemäldes, wie ſich alſo 
wohl ſagen läßt, „durch inneren Verderb,“ oder „durch einen 
äußerlich nicht erkennbaren Mangel der Verpackung“ entſtanden 
iſt; bloße Feuchtigkeit des Gemäldes machte dieſes noch nicht 
zu einem beſchädigten, ſondern war nur ein Zuſtand, und zwar 
ein unregelmäßiger Zuſtand, infolgedeſſen möglicherweiſe das 
Gemälde zu einem beſchädigten werden konnte. — Daß ſo, 
wie dargelegt, die Beweislaſt zu verteilen iſt, würde ſich für 
das heutige Recht aus den SS 417, 390 (vgl. auch §S 45 6) 
HGB. und aus 5 282 BGB. ergeben, und ergibt ſich für 
das frühere Recht aus den allgemeinen Grundſätzen des ge⸗ 
meinen Rechts über die Beweislaſt und aus Art. 367 (vgl. 


auch Art. 395) des Allgem. Deutſchen HGB.; was nach dieſem 
Art. 367 für den Kommiſſionär galt, mußte auch für den 
Lagerhalter gelten. Hervorzuheben iſt dabei, daß ein Beweis, 
wie er hier der Beklagten zugemutet wird, gegebenenfalls auch 
mittelbar durch den Nachweis geführt werden kann, daß nach 
Lage der Umſtände der Schaden ſich auf eine andere als die 
nicht zu vertretende Urſache nicht zurückführen laſſe. Zu be⸗ 
anſtanden iſt aber auch der zweite Entſcheidungsgrund des 
Berufungsgerichts. Was die Reviſion hier mit Recht angreift, 
iſt die Annahme, daß die Beklagte in bezug auf die Wahl des 
Lagerraums die ihr obliegende Pflicht zur Sorgfalt nicht ver⸗ 
letzt habe. Das Berufungsgericht meint, die Beklagte habe, 
da fie nicht Gemäldekonſervator ſei, nicht die Fachlennmiſse 
eines ſolchen, ſondern nur den allgemeinen Sachverſtand eines 
ordentlichen Kaufmanns zu betätigen gehabt. Mit dieſer Ent⸗ 
gegenſetzung wird ein falſcher Maßſtab angelegt. In der 
Denkſchrift zum Entwurf eines HGB. (D. 1 S. 351, 252, 
D. II S. 268) wird es zutreffend für ſelbſtverſtändlich erklärt, 
daß bei Beſtimmung der Obliegenheiten des Lagerhalters hin: 
ſichtlich der Erhaltung des Gutes nicht der Maßſtab einer 
kaufmänniſchen Sorgfalt im allgemeinen anzulegen ſei, es ſich 
vielmehr, wie in anderen Fällen, ſo auch hier um diejenige 
Sorgfalt handele, die einem Unternehmer des betreffenden Ge⸗ 
ſchäftszweiges angeſonnen werden müſſe. Selbftverftändlid war 
dies auch für das frühere Recht (vgl. Art. 397 des Allgem. 
Deutſchen HGB.: „Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers“. 
Aufzuwenden hatte hier alſo die Beklagte die Sorgfalt eines 
ordentlichen Lagerhalters. Nun ſtützt aber das Berufungs⸗ 
gericht ſeine Feſtſtellung, daß der von der Beklagten gewählte 
Lagerraum zur Aufbewahrung von Gemälden nicht geeignet 
war, in erſter Linie auf das ſehr beſtimmt lautende Gutachten 
des dem Kreiſe der Lagerhalter angehörenden Sachverſtändigen 
J., und deshalb iſt nicht einzuſehen, warum, was dieſer wußte 
und erkannte, die Beklagte nicht zu wiſſen und zu erkennen 
brauchte. F. u. Gen é. F.⸗L.⸗G., U. v. 3. Nov. 06, 
125/06 I. — Hamburg. 

Reichsgeſetz wegen Beſeitigung der Doppel: 
beſteuerung vom 13. Mai 1870. 

11. 5 1. Eutſcheidung der Frage, ob das Beſteuerungs⸗ 
recht genau mit dem Tage der Wohnſitzaufgabe aufhört oder 
für den angefangenen Monat noch fortläuft.] 

Der Kläger hatte bis zum Herbſt des Jahres 1904 ſeinen 
Wohnſitz in B. und war dort für das Steuerjahr 190405 zur 
Einkommenſteuer veranlagt worden. Er verlegte nach jet 
Behauptung am 24. September, nach Angabe des Beklagten 
am 1. Oktober 1904 feinen Wohnſitz nach H. Der Beklagte 
erhob die Einkommenſteuer auch für den Monat Oktober woc 
vom Kläger, der erſt vom 1. November 1904 ab zur H. ſchen 
Einkommenſteuer veranlagt wurde. Der Kläger erachtete ſic 
dem Beklagten gegenüber für den Monat Oktober nicht mehr 
ſteuerpflichtig und forderte die am 17. Februar 1905 von ihm 
eingezogene Steuer mit 133,35 Mark nebſt 4 v. H. Zinsen jet 
dieſem Tage zurück. Der Beklagte widerſprach dieſem Ber: 
langen. Das LG. hat hat ihn indeſſen im Hinblick auf das 
Reichsgeſetz wegen Beſeitigung der Dappelbeſteuerung von 
13. Mai 1870 (RGBl. S. 119) nach dem Klageantrage ver 
urteilt und feine Berufung iſt vom OLG. zurückgewieſen. 90. 
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hob auf und verwies die Sache an das Berufungsgericht zurück: 
Wann der Kläger ſeinen Wohnſitz in B. aufgegeben hat, ob 
bereits im September oder erſt am 1. Oktober 1904, iſt nicht 
feſtgeſtellt. Für die Reviſionsinſtanz iſt davon auszugehen, daß 
der 1. Oktober der in Betracht kommende Zeitpunkt iſt, und 
es fragt ſich, ob der Staat B. durch das Doppelbeſteuerungs⸗ 
geſetz vom 13. Mai 1870 gehindert iſt, vom Kläger die Ein⸗ 
kommenſteuer noch für den vollen Monat Oktober zu erheben. 
Dieſe Frage iſt entgegen dem OLG. zu verneinen. Richtig iſt 
freilich, daß es für die Anwendung des Doppelbeſteuerungs⸗ 
geſetzes nicht ins Gewicht fällt, ob der zur Beſteuerung eines 
Reichsangehörigen berechtigte Bundesſtaat von dieſem Rechte 
Gebrauch macht; es genügt, daß er es kann, um die Be⸗ 


ſteuerung durch einen anderen Bundesſtaat auszuſchließen 


(RG. 50, 99 und das vom Berufungsrichter angezogene Urteil 
des erkennenden Senats vom 27. Juni 1905, VII 193/05). 
Auch darin iſt dem Berufungsrichter beizutreten, daß die Ver⸗ 
anlagung eines Zenſiten für eine Steuerperiode (ein Steuerjahr) 
an ſich noch nicht das Recht des veranlagenden Staates be⸗ 
gründet, die Steuer für dieſe ganze Periode auch dann zu er⸗ 
heben, wenn der Zenſit ſeinen Wohnſitz in einen anderen 
Bundesſtaat verlegt und damit dieſem nach § 1 a. a. O. ſteuer⸗ 
pflichtig wird. Wenn das Geſetz das Beſteuerungsrecht an den 
Wohnſitz des Steuerſubjekts knüpft, ſo iſt dadurch von ſelbſt 
die zeitliche Grenze des Rechtes durch die Dauer des Wohnfitzes 
gezogen und es iſt grundſätzlich richtig, daß mit der Aufgabe 
des Wohnſitzes in einem Bundesſtaate deſſen Befugnis erliſcht, 
den Zenſiten ferner zur Steuer heranzuziehen. Allein im vor⸗ 
liegenden Falle handelt es ſich darum, ob das Doppelbeſteuerungs⸗ 
geſetz zu der Auslegung zwingt, daß das Beſteuerungsrecht mit 
dem Augenblick oder dem Tage der Wohnſitzaufgabe 
aufhört, ob alſo die Bundesſtaaten die Einkommenſteuer nur 
genau nach Maßgabe der Zeit, während deren ein Deutſcher 
ihnen als Bewohner angehört hat, erheben dürfen. Hier iſt zu 
erwägen, daß die direkten Steuern aus techniſchen Rückſichten 
nicht tage⸗, ſondern periodenweiſe erhoben werden und auch zur 
Zeit des Erlaſſes des Doppelbeſteuerungsgeſetzes erhoben wurden. 
Regelmäßig galt und gilt in ſteuerlicher Hinſicht der Monat 
als eine Einheit dergeſtalt, daß die Steuer für denjenigen 
Monat, in welchen das die Steuerpflicht beendende Ereignis 
fällt, voll zu entrichten iſt (vgl. $ 36 Abſ. 4 des preußiſchen 
Geſetzes, betr. die Einführung einer Klaſſen⸗ und klaſſifizierten 
Einkommenſteuer, vom 1. Mai 1851 [Geſetzſamml. S. 193] und 
wegen der neueren Steuergeſetze Maatz im Preußiſchen Ver⸗ 
waltungsblatt 21 S. 142, 143). Man kann inſofern von einer 
ſteuerlichen Zivilkomputation reden. Es iſt nun nicht anzu⸗ 
nehmen, daß das Doppelbeſteuerungsgeſetz dieſe Berechnungs⸗ 
weiſe, die doch nicht unbekannt war, habe beſeitigen und ſie 
durch eine Naturalkomputation in dem oben gekennzeichneten 
Sinne habe erſetzen wollen. Dazu bietet weder der Wortlaut 
noch die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes irgend welchen An⸗ 
halt. Darum widerſpricht es nicht dem Reichsgeſetze, wenn ein 
Bundesſtaat die Steuer für den Monat, in welchem der Pflichtige 
verzogen iſt, ungeteilt fordert. Der Grundſatz, daß die Steuer 
dem Staate nur für die Dauer der örtlichen Zugehörigkeit des 
Steuerſubjekts zu ihm gebühre, wird durch ein ſolches lediglich 
ſteuertechniſchen Bedürfniſſen entſprungenes Verlangen nicht ver⸗ 
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letzt (vgl. in demſelben Sinne Maatz a. a. O. und ferner Bd. 24 
des Preußiſchen Verwaltungsblattes S. 725, Clauß im Finanz⸗ 
archiv 5 S. 156, 157). Der Ausgleich wird ſich regelmäßig da⸗ 
durch vollziehen, daß der Bundesſtaat, in den der Zenſit ſeinen 
Wohnſitz verlegt hat, ſeinerſeits die Steuerpflicht erſt mit dem 
der Verlegung folgenden Monate beginnen läßt, wie denn auch 
der Staat H. vom Kläger Steuern erſt vom 1. November 1904 
ab — nach der Behauptung des Beklagten gemäß einem Über: 
einkommen der beteiligten Steuerbehörden — erhoben hat. Das 
Berufungsurteil, welches den $ 1 des Doppelbeſteuerungsgeſetzes 
durch unrichtige Anwendung verletzt hat, war hiernach aufzuheben 
und die Sache in die Inſtanz zurückzuverweiſen, damit der Zeit⸗ 
punkt, zu welchem der Kläger den Wohnſitz in B. aufgegeben 
hat, näher feſtgeſtellt und dann anderweit entſchieden werde. 
B. St. c. H., U. v. 30. Okt. 06, 623/05 VII. — Hamburg. 

Staatsgrundgeſetz für das Großherzogtum 
Oldenburg, Hausgeſetz vom 1. September 1872. 

12. Die Prüfung der Rechtsbeſtändigkeit des Hausgeſetzes 
unterliegt nicht dem Gericht; Regelung der „Ebenbürtigkeits⸗ 
frage“ im Großherzogtum Oldenburg.] 

Der am 29. Auguſt 1878 geborene Kläger verlangt Feſt⸗ 
ſtellung feiner Zugehörigkeit zum Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Haufe und feiner Sukzeſſionsfähigkeit in das Hausfideikommiß 
dieſes Hauſes und erhebt Apanagenanſprüche. Die am 
7. November 1876 geſchloſſene Ehe ſeiner Eltern, des am 
17. Oktober 1895 verſtorbenen Herzogs Anton Günther 
Friedrich Elimar von Oldenburg und der Natalie Vogel Freiin 
v. Frieſenhof, war mangels Einwilligung des Großherzogs 
und mangels Ebenbürtigkeit der Freiin v. Frieſenhof im 
Sinne der Art. 8, 9, 11 des Hausgeſetzes für das Groß⸗ 
herzoglich Oldenburgiſche Haus vom 1. September 1872 eine 
hausgeſetzwidrige. Deshalb haben beide Vorinſtanzen die Klage 
abgewieſen, indem ſie die vom Kläger verneinte Gültigkeit des 
Hausgeſetzes vom 1. September 1872 bejahten. Reviſion iſt 
zurückgewieſen: Die Reviſion bekämpft in erſter Linie den auf 
Art. 141 8 2 des Staatsgrundgeſetzes für das Großherzogtum 
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dem Gericht ſtehe geſetzlich nicht die Befugnis zu, nachzuprüfen, 
ob das Hausgeſetz vom 1. September 1872 rechtsbeſtändig iſt. 
Dieſer Angriff trifft zu. Art. 141 des Staatsgrundgeſetzes 
hat nach Wortlaut, Zuſammenhang und Motiven nur die im 
Staatsgrundgeſetz gekennzeichneten „Geſetze“ und „Verordnungen“ 
und nur die im Staatsgrundgeſetz vorgeſchriebenen Verkündigungs⸗ 
formen im Auge. Das Hausgeſetz vom 1. September 1872 
aber iſt weder Geſetz noch Verordnung im Sinne des Art. 141 
des Staatsgrundgeſetzes, und es iſt, unter welchem Titel auch 
immer ſeine Bekanntmachung im Geſetzblatte erfolgte, nicht in 
einer ſtaatsgrundgeſetzlichen Verkündungsform, ſondern nach 
ſeinem Art. 74 durch Mitteilung an ſämtliche volljährige Mit⸗ 
glieder des Großherzoglichen Hauſes von ſeiten des Großherzogs 
verkündet. Das Berufungsurteil wird jedoch, abgeſehen vorerſt 
von den ererbten Apanagenanſprüchen, getragen durch die Aus⸗ 
führungen über den Sinn der Art. 17 und 29 des Staats⸗ 
grundgeſetzes, wie er ſich aus dem Wortlaut und aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte ergebe, S. 23/28, 37/46, 51 i. f. /53. Dieſe 
Ausführungen ſind zu billigen. Die dem Art. 29 voraus⸗ 
gehenden, eine Reihe von Verhältniſſen des Großherzoglichen 
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Hauſes normierenden Artikel beſtimmen über Ebenbürtigkeit 
nichis. Der § 1 des Art. 29: „Im übrigen werden die Ver⸗ 
hältniſſe des Großherzoglichen Hauſes vom Großherzog haus⸗ 
geſetzlich beſtimmt“, umfaßt alſo die Frage der Ebenbürtigkeit 
ſowie die Frage des Großherzoglichen Ehekonſenſes. Und eben 
dies war bei der endgültigen Faſſung des Art. 17 die klar 
ausgeſprochene Abſicht ſowohl des Großherzogs als des Land— 
tags. Die Worte „grundgeſetzlich zur Nachfolge berechtigter 
Prinz“ in Art. 18 wiederholen nach Wortlaut und Entſtehungs⸗ 
gejchichte nur, in welcher Linie des Oldenburgiſchen Furſten⸗ 
hauſes ſtaatsgrundgeſetzlich die Landesregierung erblich ſein 
ſollte, nämlich im Mannesſtamme des Herzogs Peter Friedrich 
Ludwig, ohne irgend weiteres zu beſtimmen, als im Art. 17 
bereits geſchehen war. Eine ſtillſchweigende Aufnahme des bis⸗ 
herigen, zur Zeit der Vereinbarung des Staatsgrundgeſetzes in 
betreff der Ebenbürtigkeit beſtehenden Hausrechts als verſteckten 
Verfaſſungsrechts iſt ſchon um deswillen ausgeſchloſſen, weil 
zwiſchen Großherzog und Landtag darüber nicht verhandelt 
wurde, ob und welche Ebenbürtigkeitsnormen bisher haus⸗ 
geſetzlich beſtanden. Insbeſondere hatte weder der urſprüngliche 
Entwurf des Art. 17 noch die Regierungserklärung vom 
29. Dezember 1848 über das bisherige Ebenbürtigkeitsrecht 
Aufklärung gegeben. Der das Staatsgrundgeſetz vereinbarende 
Landtag konnte unmöglich wollen, daß das bisherige Eben⸗ 
burtsrecht Verfaſſungsrecht ſein ſolle, obſchon ihm von dem⸗ 
ſelben keine Kenntnis gegeben war. Auch der unter den Pflicht⸗ 
geboten der Art. 29 § 2, 127 des Staatsgrundgeſetzes ſtehende 
Landtag von 1872 hat bei der Behandlung des Hausgeſetzes 
die Auffaſſung betätigt, daß nach Art. 17, 29 die Frage der 
Ebenbürtigkeit außerhalb der Verfaſſung ſtehe. Dagegen 
handelte es ſich bei der Angliederung der Linie Schleswig⸗ 
Holſtein⸗Sonderburg⸗Glücksburg im Jahre 1904 nicht um ein 
Hausgeſetz innerhalb des Rahmens der Art. 17, 29. Die 
Linie Sonderburg⸗Glücksburg gehörte nicht zum Mannesſtamme 
des Herzogs Peter Friedrich Ludwig, war bisher alſo grund⸗ 
geſetzlich zur Nachfolge nicht berechtigt. Der Übergang der 
Erbfolge in die Landesregierung auf dieſe Linie konnte demnach 
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19. Oktober 1904 iſt die „weitere grundgeſetzliche Beſtimmung“ 
im Sinne des Art. 18 des Staatsgrundgeſetzes. In dieſem 
Geſetz vom 19. Oktober 1904 iſt für die Linie Sonderburg⸗ 
Glücksburg als Vorausſetzung der Erbfolge die Abſtammung 
aus ebenbürtiger Ehe gefordert und weiter geſagt, „die Eben⸗ 
bürtigkeit beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des Hausgeſetzes 
des Großherzoglichen Hauſes“: damit wird die Normierung 
der Ebenbürtigfeit für den Mannesſtamm des Herzogs Peter 
Friedrich Ludwig durch das Hausgeſetz vom 1. September 1872 
gerade anerkannt und beſtätigt. Anlangend die ererbten 
Apanagenanſprüche, nämlich die Anſprüche auf die dem Vater 
des Klägers ſeit 1878 gemäß Art. 14 des Hausgeſetzes vom 
1. September 1872 entzogene Apanage, führt der Berufungs⸗ 
richter aus, daß bei dieſer Entziehung Art. 14 des Hausgeſetzes 
richtig angewendet ſei. Das Berufungsurteil beruht alſo zu 
dieſem Punkte auf Auslegung des Hausgeſetzes von 1872, 


welches nicht reviſibel iſt; vgl. RG. 43 S. 413; JW. 02 
S. 422 Nr. 22. Die Reviſion macht geltend, die Apanagen⸗ 
verpflichtung des Großherzogs ſei in $ 12 Ziff. 3 der Anlage! 
zum Staatsgrundgeſetze, vgl. Art. 179, 185 desſelben, ver⸗ 
faſſungsrechtlich feſtgelegt, Art. 14 des Hausgeſetzes habe alſo 
der Zuſtunmung des Landtags bedurft. Dies geht fehl. 8 12 
der Anlage I beſtimmt nur, aus welchen Muteln die Apanagen 
zu leiſten ſind, das Hausgeſetz allein aber ordnet an, welche 
Mitglieder des regierenden Hauſes Apanage zu beziehen haben. 
v. W. c. O., U. v. 23. Okt. 06, 571/06 III. — Oldenburg. 

Unfallfürſorgegeſetz für Beamte und für Perſonen 
des Soldatenſtandes vom 15. März 1886 und 
18. Juni 1901. 

13. 5 6 reſp. § 8. Die Anmeldefriſten find Ausſchluß⸗, 
nicht Verjährungsfriſten. Anwendung des Art. 169 EGBGB. 
auf ſelbige kraft Geſetzesanalogie.] 

Die Begründung der Entſcheidung des Berufungsgerichts 
enthält inſofern einen Rechtsirrtum, als ſie die Friſten zur 
Anmeldung des Anſpruchs gemäß 8 6 des früheren und $ 8 
des jetzigen BeamtUFürſGG. als Verjährung öfriften bezeichnet 
und behandelt. Schon nach dem bloßen Wortlaute beider 
Geſetze: „Anſprüche auf Grund dieſes Geſetzes find” — — 
„bei Vermeidung des Ausſchluſſes vor Ablauf von 
zwei Jahren nach dem Eintritte des Unfalls“ bei der den 
Verletzten unmittelbar vorgeſetzten Dienftbehörde 
anzumelden“ kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß die 
hier vorgeſchriebenen Friſten als Ausſchluß-, nicht als 
Verjährungsfriſten beſtimmt find. Unrichtig ıft es demnach, 
wenn das Berufungsgericht den Art. 169 EGBGB. un 
mittelbar auf die Friſt zur Anmeldung von Fürſorgeanſprüchen 
angewandt hat, die für den Kläger beim Inkrafttreten des 
neuen Geſetzes vom 18. Juni 1901 noch auf Grund des 
älteren Geſetzes vom 15. März 1886 lief. Denn dieſer Artikel 
bezieht ſich nach ſeinem klaren Wortlaute nur auf die über die 
Verjährung gegebenen Vorſchriften des BGB., und es beruht 
ſchon auf einem Platzgreifen der Geſetzesanalogie, wenn 
in der vom Berufungsgerichte dargelegten Weiſe die Anwendung 
des darin zum Ausdrucke gekommenen Rechtsſatzes auch auf die 
Beſtimmungen, die andere neuere Geſetze über die Verjährung 
enthalten, für zuläſſig und geboten erklärt wird. Ob aber die 
Analogie auch noch weiter dergeſtalt auszudehnen iſt, daß die 
Beſtimmungen des Art. 169 auch auf die Aus ſchlußfriſten 
Anwendung finden, die ein neues Geſetz enthält, hängt von 
dem Zwecke dieſer Friſten und den beſonderen für ſie gegebenen 
Vorſchriften ab. (Vgl. RG. 48, 163— 165.) Für den vor 
liegenden Fall iſt von dieſem Geſichtspunkte aus die Frage zu 
bejahen, weil durch die milderen Beſtimmungen des Abſ. 2 
des § 8 des jetzt geltenden BeamtUFürſG. die an ſich strenge 
Ausſchlußfriſt des Abſ. 1 einer Verjährungsfriſt erheblich ar 
genähert iſt. Stellt ſich hiernach aus dieſem Grunde tro 
jenes Rechtsirrtums die Entſcheidung des Berufungsgericht als 
richtig dar, fo iſt fie deshalb gemäß § 563 310. aufrecht 
zuerhalten. R.⸗M.⸗F. c. R., U. v. 2. Nov. 06, 96/06 III. — 
Berlin. 
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